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88 823, 826 BGB.) 3801 

Gleichzeitige Veräußerung mehrerer Grundſtücke 73% 

Ungenügende Feſtſtellung der Zahlungseinſtellung. Kennt⸗ 
nis einer unmittelbar bevorſtehenden Zahlungseinſtellung 
genügt nicht 4820 

Zahlungseinſtellung 62220 

Zwiſchenurteil wegen des Grundes 7121 

A. eines aufſchiebend bedingten Rechtsgeſchäfts 7473 

A. einer Forderungsabtretung 76131 

Rückforderung einer Geſellſchaftseinlage durch den Konkurs⸗ 
verwalter 76235 

Kenntnis des Rechtsnachfolgers. 
eintrages 76233 

Mangel der Benachteiligungsabſicht gegenüber dem An⸗ 
fechtenden 83877 

Zahlungseinſtellung (Sicherungsverkauf des Betriebs: 
materials) 837 76 

A. gegenüber dem Rechtsnachfolger 95135 


A. eines Grundbuch⸗ 


Petition des Anwaltvereins in Frankfurt a. M. zum 
preußiſchen Geſetze vom 27. September 1899 254 

Beſchlüſſe der Rechtsanwälte am Kammergericht 

275 

Leitſätze der Münchener Anwaltskommiſſion 598 

Portoverläge des Anwalts außerhalb der Pauſchſätze 
77669—71 873 102 103 926 

Gebührenerhöhung während der Übergangszeit 690 
730 43 731 + 78188 78987 88 78380 90 8717 — 99 
872 100 101 876110113 927 

Schreibgebühren für die Klagabſchrift 598 639 693 
73351 62 734 55 54 7355 66 777% 77877 77978 
780 79—84 78185 874 10 106 875 106—109 8765 110-112 
925 926120 928 

A. im Arreſtverfahren 924117—119 

Inkaſſogebühr 927121 


Anwaltskammern 


Beiſteuern zur Hülfskaſſe ſ. d. 

Vereinigung der Kammervorſtände (Sitzung vom 12. De: 
zember 1909) 48 

Kammer⸗ und Hülfskaſſenbeiträge von RA. Werner, 
Magdeburg 737 


A. unter gleichzeitiger Geltendmachung eines Verſtoßes 
gegen die Sitte 93919 
Anliegerbeiträge 
Vertragsmäßiger Anſpruch auf Befreiung von A. 300% 
Anliegerpflichten |. Streupflicht 
Anliegerrechte ſ. auch Bergſchaden 
A. an eine ſtädtiſche Kanaliſationsanlage 639 
Antrag |. Vertragsſchluß 
Anwälte 


Anwaltſtand 
Überfüllung des A. (Bemerkungen eines ſächſiſchen Richters 
gegenüber Dr. Otto) 47 
numerus clausus. RA. Dr. Max Friedländer 96 
Gefahren der Zivilprozeßnovelle für den A. von RA. 
Dr. Rieß, Berlin 98 
numerus clausus und Freiheit der Advokatur von Neumann 
176, von IR. Noeſt 217, 266 
Anwaltſchaft beim Reichsgericht, von Axhauſen 308 
Haftung des A. wegen Falſchbeurteilung einer Rechts⸗ Beleidigung des A. im „Türmer“ 977 978 
frage (wieweit muß der Anwalt Präjudizienkenner ſein) 977 (Erklärung des Deutſchen Anwaltvereins) 
29458 978 (Beſprechung von IR. Benedict) 
Haftung eines Rechtsanwalts wegen unterbliebener Akten⸗ Anwaltsvertretungen 
einſicht 332° Meldeſtellen für A. 304 347 414 494 
Anwaltsgebühren Anwaltvereine, Deutſcher A. 
a) Pauſchſätze ſ. auch Koſtenfeſtſetzung Vereinsnachrichten 1 49 81 129 169 377 601 697 737 
Pauſchſätze von Schreib⸗ und Poſtgebühren von IR. 785 849 929 
Striemer 219 Ausſchreiben eines Geſchäftsleiters 1 
Porto außerhalb des Pauſchſatzes ſ. unter b Bemerkungen dazu von RA. Neumann 2 
lex Storz, von RA. Moos 277 Zur Aufklärung, von Haber 49 
Zur lex Storz, von RA. Dr. Lentz 225 Vertreterwahl 81 


lex Storz, von Levinger 328 Eingabe des D. A. zum Konformitätsprinzip 86 
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Tagesordnung von der Vertreterverſammlung vom 13. März 
129 
Erſte Vertreterverſammlung. Tagesordnung 129 
Ergebniſſe der Vertreterwahl 169 
Lertreterverſammlung vom 13. März 1910. Wahl des 
| Geſchäftsleiters 256 
Reſolution der Vertreterverſammlung vom 13. März 1910 
304 
Lertreterverſammlung vom 13. März 1910. Protokoll 
348 f. 


Anſtellungsvertrag des Geſchäftsleiters vom 13. März 1910 
376 


Mitteilung über die Geſetzgebungsausſchüſſe 737 
Üreffe an den Juriſtentag 785 
Amwaltvereine, Andere A. 
Säͤchſiſcher A. Eingabe an den Reichstag (Entgegnung 
auf die Eingabe des Richtervereins) 877 
Berliner A. Geſchäftsſtelle des Berliner A. (Neumann) 2 
| Statistik über die beſtehenden A. 49 
Petition des A. Frankfurt a. M. an das Abgeordneten⸗ 
haus 254 
Leitſätze der Kommiſſion des Münchener A. zur Gebühren⸗ 
ordnung 598 
Ä Arbeiterverbände 
gement der Tarifgemeinſchaften, von RA. Braun, 
erlin 67 
Arbeitseinſtellung 
Ehadenerſazanſpruch des Arbeitgebers aus einem vom 
Arbeitgeberverbande abgeſchloſſenen Tarifvertrage 1847 
Arglift . a Anfechtung 
Einwand der. gegenüber einer Zurückbehaltungseinrede 637 
Einwa der A. gegen den Anſpruch von Geſellſchaftern 
und Gläubigern, welche die Liquidatoren von Stellung 


des wanturseröfnungsantrags abgehalten haben, wegen 
Verfpätung derſelben 12030 
Arnenpflege 


=. aa meiberbäne gegen die Unterſtützten und 
erhaltspflichtigen (Veri 

mae chtigen ( erjährung) 1433 

andert eines A. (Anmeldungszwang, Ent⸗ 

. ung des Bundesamts für Heimatweſen 880 


deen der Hinterlegungsſtelle nach Auf⸗ 
g des A. in J. nſtanz 83063 


Be utung und 0 * * 
5 twendigkeit der t 1 
weiligen J gungen 5 in Zuſtellung bei einft 


Bungee Verfügung zur Anwendung einer 
350 915 ng neben dem Rechtsbehelfe des § 769 


> imtsgerichtliche A., von Flechtheim 173 
Amen ahren 
u elühren im A. 994 117-110 


Entmündian : 
1820 sung Infolge grobfahrläſſiger Auskunft eines A. 


la e ei 
he eines A. wegen unlauteren Wettbewerbs 840831 


Auflaſſungsvormerkung 
Wirkung der A. im Zwangsverſteigerungsverfahren 48937 
Aufrechnung | 
A. zwecks Gewährung der Stammeinlage für eine Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. 11925 
A. mit abgetretenen, bedingten Forderungen 1478 
A. des Erſtehers im Zwangsverſteigerungsverfahren 
158% 
Aufrechnungsvertrag 2295 
Vertragsmäßige A. 75210 
A. mit einem Befreiungsanſpruch 3328 
. mit einer Forderung gegen den Zedenten 3885 
Auftrag Ä 
Nachträgliche Vereinbarung einer Vergütung 1310 
Anftragiofe Geſchäftsführung 
Erſatzanſpruch für die Tätigkeit einer ſtädtiſchen Sanitäts⸗ 
einrichtung 1869 
Aufwendungen 
Aufwendungserſatz und Schadenerſatz 803 11 
usland 


Rechtsverfolgung gegen Staaten des A., von RA. Dr. Kann, 
Berlin 176 
Erfüllungsort im A. 6121 
Ausländer |. a. Aktiengeſellſchaft 
Vertretungsmacht eines A. als Agent 1812 
Auslegung |. a. Abtretung N 
Scheinvertrag 6053 
A. des Teſtaments aus mündlichen Außerungen des Erb⸗ 
laſſers bei der Teſtamentserrichtung 61 
Vertragsauslegung. (Gebrauch juriſtiſcher Ausdrücke im 
Sinne alten Rechts) 19118 
Kann der Richter die A. ablehnen, weil gegen jede der 
möglichen Auffaſſungen Bedenken beſtehen? 8017 
A. eines Strafgedinges 9342 
Ausſetzung ſ. a. Eheſachen 
A. des Verfahrens wegen eines oberverwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens 335 16 
Beſchwerde wegen Ablehnung des Antrags auf A. 581 
Ansſtattung 
Zuwendungen zur Erhaltung einer Lebensſtellung 23718 
Automobil 
Auswahl des Chauffeurs 1053 
Mitnahme aus Gefälligkeit, erkennbare Gefährlichkeit der 
Fahrt 23418 
Automobilſchaden 
Verpflichtung des mitfahrenden Beſitzers 14812 
VBankdepot 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, von Kuhlenbeck 641 
Verzögerte Einſendung des Stückverzeichniſſes 62730 
Bankier 
Ratserteilung und Kreditauskünfte des B. 808 25 
Bauerlaubnis 
Schadenerſatzanſpruch wegen verzögerter B. 395 20 
Bangeldgeber 
Sicherung des B. durch Hypothek und Nießbrauch, von 
L GR. Dr. Salinger, Breslau 459 
Bayriſches Recht 47921 
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Baugeldhypothek 

Abtretung einer B. 75517 
Baugerüſt 

B. als Werk im Sinne des $ 836 BGB. 288° 
Bauwerk 

B. im Sinne des 8 836 BGB. (Tiefbauten) 148 

Beſitz im Sinne des $ 837 BGB. 6531 
Beamte 

Rangſtellung der B. 1012“ 

Entlafſung auf Antrag 1011“ 
Beamtenfürſorge 

Zeitliche Begrenzung der Rente 471° 

Anſprüche des Fiskus wegen Unfalls eines penſionierten 
Beamten 593“ 

Ruhegehalt nichtſtändiger Beamten 663° 

Iſt der Erſatzanſpruch, den der Ehemann auf Erſatz der 
von ihm erlegten Heilungskoſten erhebt, identiſch mit 
dem Anſpruch, der der Ehefrau ſelbſt als Beamtin aus 
dem Dienſtverhältniſſe zuſteht? 829°° 

Betriebsunfall (Krankheit) 843“ 

Beamtenhaftung 
Einwand der Vorausklage p 590° 
Bereicherung 

Zahlung auf eine einredebehaftete Forderung 7° 

Rückforderung einer Leiſtung wegen Nichteintritt ihres Rechts⸗ 
grundes, den der Leiſtende abſichtlich vereitelt hat 172 

Beweislaſt bei negativer Feſtſtellungsklage 1087 109° 

Rückforderung der geleiſteten Anzahlung auf den wegen 
Formmangels nichtigen Kaufvertrag 146° 

Kann der Pfandgläubiger, der die ihm verpfändeten Wert⸗ 
papiere zur Erfüllung eines vom Pfandſchuldner ge⸗ 
ſchloſenen Kaufvertrages dem Käufer mit dem Vor⸗ 
behalte überſandt hat, daß der Kaufpreis als Erſatz des 
Pfandes an ihn zu zahlen ſei, bei Nichterfüllung dieſer 
Bedingung Rückgabe fordern? 282!“ 

B. unter beiderſeitigem Verſtoß gegen die guten Sitten 
(Beſtellung einer Grundſchuld iſt nicht Eingehung einer 
Verbindlichkeit) 389° 

Klage des Hypothekariers auf Einräumung des Vor: 
rangs, der ihm zuſtehen würde, wenn der Eigentümer 
die Berichtigung des Grundbuchs beantragt hätte 472 

Kondiktion eines Schuldanerkenntniſſes 7043 

Rückforderung der für Rechnung eines Dritten geleiſteten 
Zahlung 752 

Verfügung eines Nichtberechtigten (Mangel der erforder⸗ 
lichen aufſichtsbehördlichen Genehmigung) 810° 

Statutenkolliſion 845° 

Vertragsmäßige Anerkennung des Nichtbeſtehens eines 
Schuldverhältniſſes 10029 

Bereicherungsklage 
B. des ſtillen Vertreters 10005 
Bergbau 

Geſellſchaftsverhältnis zur Verwertung von Kalibohr⸗ 

gerechtigkeiten 467° 
Bergſchaden 

Haftung des Bergbauberechtigten für Schürfarbeiten, die 

ein Dritter mit ſeiner Erlaubnis vorgenommen hat 396221 


Anſprüche eines Flußanliegers wegen Verſalzung des Fluß— 
waſſers durch Stollenwäſſer 396 
Waſſerzufluß aus einem Bergwerk in das andere 
12435 
Berufsgenoſſenſchaft 
Unfallverhütungsvorſchriften der B. 457 
Berufsvormundſchaft 
Fünfte Tagung deutſcher Berufsvormünder 974 
Berufung 
Anſchlußberufung gegen ein Schlußurteil, wenn die B. 
nur den Koſtenpunkt im Bereiche des Teilurteils an- 
greift 1142⁰ 
Berufung an die Kammer für Handelsſachen, von RA. 
Kann, Berlin 699 
Berufungsinſtanz 
Unzuſtändigkeitseinrede in der B. 67“ 
Vorſchläge zur Verbeſſerung des Verfahrens in der B. 
129 
Einrede der Zurückbehaltung an Stelle der verſagten 
Aufrechnung 29330 
Zuläſſigkeit der Zurückverweiſung wegen des Betrages 
29331 2943? 
Kann ein Vorbringen im erſten Termin der B. als ver: 
ſpätet behandelt werden ($ 529 ZPO.)? 713” 
Berufungsurteil 
Bedeutung des B. (Zurückweiſung der Berufung nach Ein— 
tritt der Rechtsnachſolge, von OLGR. Dr. Stölzel, 
Celle) 609 
Aufhebung des B., durch welches die Sache unzuläſſiger— 
weiſe an die I. Inſtanz zurückverwieſen iſt 751° 
Berufungsverfahren 
Keine Zurückverweiſung, wenn die I. Inſtanz die Ent: 
ſtehung eines Schadens verneint hat 6283 
Beſchwerde 
Nachprüfung der Zuläſſigkeit einer B. durch das Beſchwerde— 
gericht 115 
Verweiſung der Beſchwerdeſchrift auf Gründe, welche der 
Form entbehren 115°? 
Zum Rechte der Beſchwerde im Zivilprozeß, von RA. 
Tuma, Paſſau 743 
Beſchwerdeinſtanz 
Anwendung des § 97 Abſ. 2 ZPO. auf die B., von 
OLGR. Kreß, Augsburg 794 
Beſitz. Auſprüche des Eigentümers gegen den redlichen oder 
unredlichen Beſitzer ſ. Eigentumsklage 
B. des Ziegelmeiſters an den noch nicht abgelieſerten 
Ziegeln 1075 
Mittelbarer B. 706° 
Beſitzaufgabe 
Zuläſſige B. bei Annahmeverzug 28311 
Beſtandteil und Zubehör 
Zurückbehaltung von Türen und Fenſtern, welche noch 
nicht eingebaut, aber zum Zweck des Einbaus auf das 
Grundſtück verbracht ſind. Redlicher Beſitz des zurück— 
haltenden Gewerken. Schadenerſatzpflicht wegen ver⸗ 
zögerter Herausgabe 4! 
Lokomobile einer Sägerei 182“ 
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Herausreißen eines B. infolge Irrtums über die Trag- 
weite des Eigentumsvorbehalts 705 
Ein Grundſtück mit eigenem Grundbuchblatt kann nicht 
B. oder Z. eines anderen Grundſtücks ſein 601 
Betriebsunfall 
Krankheit 845% 
Unfall beim Umſteigen 7613? 
Betrug 
B. zum Nachteil eines Dritten p 846 
Beweisantrag |. a. Sicherungsbeweis 
Ablehnung eines B., weil die Zeugen ſchon im Vorprozeß 
ausgejagt haben 284 27“ 
Zuläſſige Ablehnung von B. 681 
Unzuläſſige Ablehnung von B. 33717 3392 827% 
Beweislaſt 
B. für die Zahlung, wenn die Schuldurkunde ſich im 
Beſitz des Schuldners befindet 6419 
B. bei negativer Feſtſtellungsklage 1087 1099 
B. für die Erfüllung 937'° 
B. hinſichtlich der Bedeutung eines Muſters 93812 
B. für die Vorausſetzung des Rücktritts 937° 
Bierlieferungsverträge 
Anwendung des BGB. auf ältere B. 625 
Bilanz 
Bilanzziehung. Täuſchung durch willkürliche B. 3291 
Brüdenwefen 
Polizeiliche Zuſtändigkeit im B. OVG. 695 
Bürgſchaft |. a. Schuldübernahme, Schuldanerkenntnis 
B. für Geſchäftsſchulden. Umfaßt ſie auch die Haftung 
für unerlaubte Handlungen? 33821 
Erfüllungsort des Bürgen 616? 
Inanſpruchnahme des Bürgen durch einen von mehreren 
Gläubigern 751° 
B. oder Kreditauftrag? 8092 
Chikane 
Verbot des Zutritts zu einer Grabſtätte 62“ 
Darlehn 
Fälligkeit eines D. unter Eheleuten infolge der Scheidung 
100416 
Deckungskauf 
Zuläſſigkeit der abſtrakten Schadenberechnung trotz billigeren 
Deckungsangebots des Rücktrittsgegners 613. 
Verpflichtung zum D. 948°! 
Dienftrang 
D. und Wohnungsgeldzuſchuß 10123? 
Dienſtvertrag 
Stellung eines Orcheſters (D. oder Werkvertrag) 130 
Ziegelmeiſterverträge 107° 
Haftung des Dienſtherrn für einen im Dienſte erlittenen 
Unfall 280° 2829 28820 
Differenzgeſchäft 
Kenntnis des Agenten 2341 
Difformitätsprinzip und ſoziologiſche Rechtslehre, von 
RA. Fuchs 267 
von Axhauſen 308 
Die Geſtaltung des D. im Entwurf, von RA. Dr. Wolff, 
Liſſa 319 
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Doppelbeſteuerung 
In Hamburg wird das Einkommen des vorausgegangenen 
Kalenderjahres verſteuert. Gleichwohl iſt die Steuer 
auf das Erhebungsjahr zu verrechnen 8397° 

Eheanfechtung 

E. wegen Geiſteskrankheit in der Familie der Ehefrau 33311 

E. wegen eines vorehelichen Kindes 707° 

Kann die E. auf Geſchlechtsverkehr der Braut mit einem 
früheren Bräutigam geſtützt werden, wenn der Ehemann 
ſelbſt vor der Eheſchließung mit der Braut verkehrt 
hat? 1004 16 

Ehegatte 

Widerruf einer Schenkung unter E. 148° 

Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Prozeſſe mit der 
Frau 157% 

Erbrecht des E. nach Märkiſchem Provinzialrecht 7451 

Klage des Mannes zugleich für die Frau 81128 

8 839 BGB.? 811? 

Schadenerſatzanſprüche der verletzten Ehefrau 818° 

Iſt der Erſatzanſpruch, den der Ehemann auf Erſatz der von 
ihm verlegten Heilungskoſten erhebt, identiſch mit dem 
Anſpruch, der der Ehefrau ſelbſt als Beamtin aus 
dem Dienſtverhältniſſe zuſteht? 82935 

Ehegüterrecht 

Gemeinſchaft zur geſamten Hand p 1811 

Konkurs eines Ehegatten bei Errungenſchaftsgemeinſchaſt 
23618 

Gütergemeinſchaft (Auseinanderſetzung durch Zwangs⸗ 
verſteigerung des von einem Ehegatten eingebrachten 
Grundſtücks 2902 

Schadenerſatzanſprüche einer verletzten Hausfrau, insbeſ. 
bei Gütergemeinſchaft 652“ 

„Rechtsſtellung des verwaltungsberechtigten Ehemannes im 
Konkurſe der Ehefrau. Offenbarungspflicht des Ehe⸗ 
mannes gegenüber den Gläubigern der Frau 614“ 

Erwerb aus Mitteln des Vorbehaltsguts 21°: 

Eheherſtellungsklage 

Unzuläſſigkeit einer Unterſcheidung zwiſchen häuslicher und 
ehelicher Gemeinſchaft 81733 
Eheleute ſ. auch Eigentumserwerb 
Haftbarkeit der Anſtaltsverwaltung wegen Aushändigung 
der Schlüſſel an die Ehefrau des Geiſteskranken gegen 
deſſen erklärten Willen 575° 
Kündigung des Engagementsvertrags einer Schauſpielerin 
durch den Ehemann 57719 
Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns nach Beendigung der 
Inſtanz 94250 
Fälligkeit eines Darlehns unter E. infolge der Scheidung 
100416 
Ehelichkeit 
Anfechtung der E. eines Kindes 45718 
Anfechtung der E. (Beweisantritt) durch Erbieten zu richter— 
lichem Eide, Verſäumung der Friſt durch höhere Gewalt 
1000 7 
Ehenichtigkeit 
Kinder aus nichtigen Ehen 11218 
Kompetenz des Prozeß- und Vormundſchaftsgerichts 11317 
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Ehenichtigkeitsklage 
Rechtzeitigkeit der E. 47413 
Vorſtrafen eines Ehegatten 475 
Geiſteskrankheit bei der Eheſchließung 81737 
Eheſachen 
Aufhebung einer Feſtſtellung, die das Berufungsgericht 
auf Grund perſönlicher Vernehmung der Partei getroffen 
hatte 2543 f 
Ausſetzung des Verfahrens in der Reviſionsinſtanz 69 
Beſchränkung des Berufungsverfahrens auf die Klage bei 
unterbliebener Anfechtung der zur Widerklage ergangenen 
Entſcheidung 39314 
Ausſetzung des Verfahrens 47413 
Geltendmachung von Tatſachen entgegen $ 616 ZPO. 
47717 r 
Einſtweilige Verfügungen in E. (fein Anſpruch auf Natural: 
gewährung) 70719 
Eheſcheidung 
Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehemannes 1421 
Bösliche Verlaſſung. Verfrühte Erhebung der Scheidungs— 
klage 11210 
Bösliche Verlaſſung als Scheidungsgrund nach § 1568 
BGB. 58118 
Grobe Mißhandlung 8190 
Ehebruch mit Zuſtimmung des anderen Ehegatten 47616 
Geltendmachung eines Ehebruchs nach 10 Jahren 70711 
Verjährung im Falle einer Eheherſtellungsklage 47515 
Verzeihung (Gemeinſames Gebet) 2233 
Auseinanderſetzung der geſchiedenen Ehegatten. Anwendung 
alten Rechts 2271 
Trennung des Ausſpruchs über Scheidung und Schuld 
75619 
Zerrüttung. Beiderſeitiges Verſchulden 21“ 
Zerrüttung. Entſchuldbarkeit von Beleidigungen 150'° 
Zerrüttung durch einmalige Beleidigung 65515 
Zerrüttung. Gegenſeitiges Verſchulden Geleidigungen 
und Mißhandlungen) 33412 
Zerrüttung 
1005 17 (Vorwurf des Falſcheides im Prozeſſe) 
1005 18 (Verweigerung der ehelichen Pflicht) 
1005 1 (Heranziehung verjährter und verziehener Ver⸗ 
fehlungen) | 
Ehrengerichtshof 
Zuſammenſetzung des E. 640 
Eidesauflage 
E. über Geiſteskrankheit eines Dritten 65821 
Bedeutung der Parteivereinbarung über die Erheblichkeit 
des Eides 7572˙ 
Eidesbeweis 
Widerlegung eines Meineides bei Undurchführbarkeit des 
Strafverfahrens 5832 
Erledigung des Rechtsſtreits nach Erlaß des bedingten 
Endurteils durch Tod einer Partei 94597 
Eidesleiſtung 
Anordnung der E. durch Beweisbeſchluß 191 
Eideszuſchiebung 
E. über Kenntnis des Schwammes 24020 


Eigentumserwerb 
Aushändigung eines Geldbriefes an die Ehefrau 7° 
E. durch Beſitzvertrag mit einem Veräußerer, der erſt 
Eigentum erwirbt 11010 
E. an den auf der Wurzel verkauften Bäumen 1121 
E. durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe 8153“ 
Eigentümerhypothek 
Vormerkungen 7350 
Eigentumsklage 
Redlicher und unredlichen Beſitz 41 
Faſſung der Verurteilung (event. Schadenerſatzanſpruch), 
von Dr. M. Siegel, München 55 
Eigentums ſtörung 
Einwirkung (Funkenflug) 20 619 13 
Schadenerſatzanſprüche wegen künftiger Einwirkung 1928 
Waſſerentziehung zugunſten einer ſtädtiſchen Waſſer— 
leitung p 753% 
§ 906 BGB. Einwirkungen (Zuführung übler Gerüche) 
14914 
§ 909 BGB. Bodenvertiefung 15015 
Einwirkung (Bauausſchachtung) 2303 
§ 906 Ortsüblichkeit 23615 94118 
Ortsüblichkeit. Verwandlung eines Fabrikviertels in eine 
Wohngegend 47211 
Streit über öffentlich- rechtliche Nutzungsrechte. Unzu— 
läſſigkeit des Rechtswegs 478 
Verſuch einer Anwendung des § 25 p Eiſenbahngeſetz 
auf Beſchädigung durch Ruß und Rauch 58015 
Zuführung von Geräuſchen durch eine Rohrpoſtanlage 
620 14 
Funkenflug, infolge Sturmes (Höhere Gewalt?) 61913 
Beachtung des Einwandes, daß die Störung durch geeignete 
Anlagen während des Prozeſſes behoben ſei 65412 
Störung durch Froſchgequake 65413 
Eigentumsübertragung ſ. a. Grundſtücksveräußerung 
Auslegung einer E. als Abtretung des Berichtigungs— 
anſpruchs 94117 
Eigentumsverletzung 
Fahrläſſige E. (Verhältnis der Beſtimmungen in §S 823 
und §8 987 ff. BGB.) 75418 
Eigentumsvermutung 
E. zugunſten des Beſitzers 390° 
Eigentums vorbehalt 
Eigentumserwerb an den auf den Wurzeln verkauften 
Bäumen 1121 
Gefahrübergang beim Verkauf unter E., von Rpr. Dr. Ziegler, 
Erlangen 798 
Einſpruchsfriſt 
E. bei Zuſtellungen im Auslande, von Amtsgerichtsrat 
Dr. Hein 932 
Einftweilige Verfügung |. Arreſt, Eheſachen 
Zuſtändigkeit des OLG. zur Aufhebung der vom LG. 
e. V. 15322 
E. V. ohne entſprechenden Hauptprozeß 191 
Einwirkungen |. Eigentumsſtörung 
Einzelkaufmann 
Bezeichnung des E. in der Urteilsformel 8287 
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Eiſenbahnbanten 
Rechtsweg gegen den Bauplan 76538 
Eltern und Kinder 

Vertretung der K. durch den Vater bei eee 
mit der Mutter 39519 

Verurteilung des Vaters zur Offenlegung des mütterlichen 
Nachlaſſes wegen bevorſtehender Wiederverheiratung 647 

Enteiguung 

Erſatz von Mietsausfällen 763“ 

Schadenerſatz des Enteigneten gegen den Unternehmer, 
wegen mangelhafter Ausführung behördlich auferlegter 
Anlagen 1265 

Verpflichtung einer Gemeinde zur Einleitung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens 12637 

Nachträgliche Anderung des Planes nach Abſchluß eines 
die E. erſetzenden Kaufvertrages 1952 

E. SS 6, 46 PrEnteignG. 248° 

Verpflichtung des Unternehmers zum Antrage auf Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung 3972 

Erſatzanſprüche der Mieter eines enteigneten Grundſtücks 
398% 

Urſächlicher Zuſammenhang 490 4 

Entſchädigung für aufzuwendende Straßenbaukoſten 592 3° 

Berechnung des Reinertrages 63035 

Bewertung der Baulandeigenſchaft 630 

Verhältnis des Unternehmers zum enteigneten Beſitzer 
und Mieter 66321 

Geltendmachung geſetzlicher Vorkaufsrechte bei der E. 661° 

Entſchädigung wegen eines geplanten Neubaus 76639 

Erwerb eines teilweiſe enteigneten Grundſtücks. Offent⸗ 
licher Glaube des Grundbuchs 81332 

Kapitaliſierung durch E. erhöhten Betriebsaufwandes. 
Zinsverluſt bei nachträglicher Herabſetzung der bereits 
ausgezahlten Entſchädigung 8475 

Ausſchlußfriſt für die Verzinſung 955“ 

Entſchädigungsklage ohne vorherige Feſtſetzung der Ent⸗ 
ſchädigung 947 

Beſitzverletzung ohne E. 947 

Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs 100722 

Euterbung 
E. in guter Abſicht p 16133 
Eutgeltlichkeit 

E. der Überlaſſung eines Stalles, gefunden in dem an 

den Stallknecht gezahlten Trinkgeld 750° 
Entmündi 

E. infolge grobfahrläſſiger Auskunft eines Arztes 1820 

Prozeßführung gegen einen Entmündigten ohne Zuziehung 
des Vormundes 23821 

Erbauseinanderſetzung 
E. unter vorläufigem Ausſchluß feigen Nachlaßſtücke 
p 946% 
Erbeinſetzung 
Fideikommiſſariſche Subſtitution p 753 
Erbengemeinſchaft 

Hat ſich der Konkursgläubiger im Konkursverfahren über 
das Vermögen eines Erben anrechnen zu laſſen, was 
er von der E. erhalten hat? 9503“ 


Erbenhaftung 
Zurückweiſung der Berufung nach eingetretener Beerbung 
des Beklagten 609 
Erbrecht 
E. des Ehegatten nach Märkiſchem Provinzialrecht 7451 
Erbſchaftsgläubiger 
Aufgebot der E. 713 
Erbſchaftskauf 
Gehört der E. ins Erbrecht oder unter die Schuldver⸗ 
hältniſſe? 5721 
E. und Erbvergleich, formloſe Nebenabreden 998° 
Erbſchaftsſteuer 
Wertsberechnung bei Fideikommißanfällen 10133“ 
Erbſchein 
E. für den Erwerber eines Erbanteils, von Prof. Ende⸗ 
mann, Heidelberg 89 
Erbteil 
Pfändung eines E. nach ÜUberlaſſung des Erbſchaftsgrund⸗ 
ſtücks an einen Miterben 75518 
Erbteilung 
Auskunftspflicht des Miterben hinſichtlich ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen 70813 
Erbunwürdigkeit 
Teſtamentsfälſchung 233° 
Faſſung des Klagantrags 233˙ 
Erbvergleich 
Erbſchaftskauf und E., formloſe Nebenabreden 9983 
Erfüllung 
Beweislaſt für die Vorauserfüllung 93719 
Erfüllungsort 
E. im Auslande 612 
Erſitzbarkeit 
E. obligatoriſcher Rechte p 89651 
Erwerbsunfähigkeit 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit ohne tatſächliche Er⸗ 
werbseinbuße 197 
Fährgerechtigkeiten 
F. als Gegenſtände des Eigentums (Eintragung ins 
Grundbuch) 6167 
Fahrläſſigkeit 
Bedeutung berufsgenoſſenſchaftlicher Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften 4571 
F. bei der Jagdausübung 331° 
Familieuftiftung 
Aufſichtsrecht der Gerichte über F., von Referendar 
van Erckelens 1036 
Ferienſachen 
Reviſionsbegründung in Wechſelſachen 2943 
Nachholung des Antrags auf Erklärung zur F. 773 
859 91—93 
Jeſtſtellungsklage 
F. des Miterben wegen Richtigkeit des behaupteten Nach⸗ 
laßbeſtandes 65514 
Rechtliches Intereſſe an der Gültigkeit eines Vertrags 
zwiſchen Dritten 65729 
Beweislaſt bei negativer F. 1087 1095 
F. wegen künftigen Schadens 239 


Rechtliches Intereſſe 239° 82550 8244 8234 
F. und Eigentumsſchutzklage (Negatorienklage aus einer 
Fiſchereigerechtigkeit) 825“ 

F. hinſichtlich der privatrechtlichen Unwirkſamkeit von 
Erklärungen, die im Verwaltungswege erzwungen werden 
822 46 

Fideikommiſſoriſche Subſtitntion p 75°° 
Firma 

Unzuläſſigkeit der Firmierung: Pilſener Brauhaus 12031 

Schuldübernahme durch Fortbetrieb der bisherigen F. 
(Bloß gelegentlicher Gebrauch der F.) 394! 

Firmenſtempel 

Haftung der Firmeninhaber für Mißbrauch des F. 24333 
Fiſchereigerechtigkeit 

Antrag der Negatorienklage 825 
Fiskus 0 

Vertretung des preußiſchen Fiskus durch die General- 
kommiſſion in Hannover 124“ 

Formbedürftigkeit 

Formloſe Nebenvereinbarung 1218 

Anordnung einer letztwilligen Verfügung 233% 

Nichtigkeit des Vertrages wegen unterbliebener Verleſung 
einer Vollmacht 278! 

Erforderniſſe einer gerichtlichen Protokollaufnahme 29938 

Unvollſtändige Beurkundung 9368 7 

Formloſe Nebenabreden bei Erbſchaftsveräußerungen 9983 

Formmangel 

Rückforderung der geleiſteten Anzahlung auf den wegen 
F. nichtigen Kaufvertrag. (Kein Verſtoß gegen Treu 
und Glauben) 1465 

Formulare 

Beſprechung der Gerichtsformulare in den F. des wirt⸗ 

ſchaftlichen Verbandes von Auerbach 910 
Frachtvertrag ſ. a. Seefrachtvertrag 
Schadenerſatz wegen Vernichtung eines im Druck befind⸗ 
lichen Schriftwerks auf dem Transport 3255 
no Abholung eines Frachtgutes vom Güterbahnhof 
Fragepflicht 

Keine F. bei unzulänglichem Beweisantritt 7507 
Fragerecht 

Kein F. wegen andersartiger Klagbegründung 335" 

F. im Verwaltungsgerichtsverfahren 347 
Freizügigkeit 

Niederlaſſungsbeſchränkungen des preußiſchen Anſiedlungs⸗ 
geſetzes vom 25. Auguſt 1876 249% 

Gaſtwirt 
Haftung des G. für Unfälle der Gäſte 
2817 (Glatteis) 
2815 (ſchadhafte Gefäße) 
Haftung des G. für Unfälle Angeſtellter 282° 
Geiſteskranke 

Schadenerſatz wegen zwangsweiſer Internierung eines G. 

75313 
Gemeinde |. a. Landgemeinde, Stadtgemeinde 

Schadenerſatzklage gegen eine G. ohne Namhaftmachung 

des verantwortlichen Vertreters 58220 
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Form für Rechtsgeſchäfte der G. (Erwähnung des Ge⸗ 
meindebeſchluſſes, Beidrückung des Gemeindeſiegels) 593° 
Verwaltungszwang zur Abgabe rechtsgeſchäftlicher Er⸗ 
klärungen 822° 
Gemeindeabgaben 
Rechtsweg bei Rückforderung von G. 247 
Vertragsmäßiger Anſpruch auf Befreiung von G. 300% 
Rückforderung von G. 1011 
Gemeindeanlagen 
Ungültigkeit des Verzichts auf künſtige Erhebung von 
Kanaliſationsgebühren, OVG. 975 
Genoſſenſchaft 
Schadenerſatzanſprüche der Genoſſen gegen Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratsmitglieder 109° 
Inhalt der Beitrittserklärung, Wirkung des Ausſcheidens, 
Beteiligung mit mehreren Geſchäftsanteilen 585 
Zuläſſigkeit eines Genoſſenſchaftsrats neben Vorſtand und 
Aufſichtsrat 6267 
Einzahlungen auf einen Genoſſenſchaftsanteil, die nach 
Konkurseröffnung fällig werden 763336 
Berechtigung der Liquidatoren zur Eingehung neuer 
Geſchäfte 8428“ 
Genoſſenſchaftsverbände 
Reviſionspflicht der G., von LR. Dr. Havenſtein 179 
Gerichtsgebühren 
Keine Erhöhung der Schreibgebühren in Sachen, die am 
1. April 1810 bereits in der Inſtanz anhängig waren 
637 
Gerichtskoſten 
Bemerkungen von Zelter zu den preußiſchen Koſtengeſetzen 
132 
Schreibgebühren für Auskunft aus dem Offenbarungseids⸗ 
verzeichniſſe 597 
Portokoſten bei 
beſchluſſes 7278 
Vorſchußpflicht des Klägers für den Auslagenpauſchſatz 
12940 
Schreibgebühren für die auf Antrag erteilten Abſchriften 
729 1¹ 
Schreibgebühren für einen Terminsverlegungsbeſchluß 
774 63 
Gebührenfreie Ausfertigungen nach 8 79 Abſ. 2 GKG. 
77464 6 
Unfrankierte Zuſendungen der Gerichte an die Anwälte 
775 66 
Geſamtſchuldneriſche Haftung für G. 894 
Gerichtskoſtenvorſchußz 
Einhebung des G. von dem Ehemann und Prozeßgegner 
1577 94920 
Vorſchuß für den Auslagenpauſchſatz 77 
Gerichtskundigkeit |. Offenkundigkeit 
Gerichts ſtand 
G. der unerlaubten Handlung (Klage aus einer in 
mehreren Gerichtsbezirken begangenen Handlung) 24 
G. des Vertrages bei Schadenerſatzanſprüchen 233° 
Geltendmachung der Unzuſtändigkeit in der Berufungs⸗ 
inſtanz 6718 


Überſendung des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
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G. ausländiſcher Staaten, von RA. Kann, Berlin 176 


G. des Erfüllungsorts. (Was heißt ſtreitige Verpflichtung?) 


62015 

G. des Sachzuſammenhanges 655 16 

Geſamtſchuldner 
Regreß unter G. 894 95236 

Geſchäftsfähigkeit 

Eelbſtändige G. der Minderjährigen 9331 

Geſchäftsführung ohne Auftrag ſ. auftragloſe Geſchäfts⸗ 
führung 
Geſchäftsſchulden 

Lerbürzung für G. (Umfaßt fie auch die Haftung für 

merlaubte Handlungen?) 33821 
Geſellſchaft 

Stempel bei Grundeigentumswechſel infolge Auflöſung 
einer G. 4674 

Nettogewinn bei Verwertung von Kalibohrgerechtigkeiten 
4673 

Vertrag eines Syndikatsmitglieds, wonach es feine ganze 
Produktion an die G. zu liefern hat 809% 

Geſellſchaft m. b. H. 

Rückforderung der Einlage des Geſellſchafters, der das 
Zustandekommen der Geſellſchaft verhindert hat 1723 

Art und Weiſe der Einzahlung einer Stammeinlage (Auf⸗ 
rechnung) 119% 

Einwand der Argliſt gegen den Anſpruch von Geſellſchaftern 
und Gläubigern, welche die Liquidatoren von Stellung 
des Konkurseröffnungsantrags abgehalten haben, wegen 
Verſpätung desſelben 12030 

Föſchluß von Geſchäſten für die G. m. b. H. vor deren 
Eintragung 24637 

Jom der gerichtlichen Beurkundung 29935 

Iſt die Verpflichtung zur Anmeldung der Geſellſchafts⸗ 
behläſſe ein Schutzgeſetz? 6175 

Anfechtung der Einlagegewährung durch den Konkurs⸗ 
bertvalter des Einlegenden 76235 

Untündbarkeit der Einlagen, vertragsmäßige Sicheruugs⸗ 

„berpfichtung eines Geſellſchafters 7623. 

Elllſchweigende Genehmigung der Abtretung eines Ge⸗ 
1 durch Uberreichung der Mitgliederliſte 


1 eigener Verpflichtung des Geſchäftsführers in 
= Vertrage, den er für die Geſellſchaft abſchließt 


geſelſchaftsvertrag 


Segenfeitige Gewinnbeteili i if 
ung zw 404 
ſprac gung zweier Geſchäfte 649 


Fritausſchreiben des Sprachvereins 908 


Gevährleiffun 


G. beim Werkvertrage 
d. 
Taufehvertrag 6518 
ni u" Verfliferungsvertrag (Verjährung) 659% 
0 "eine verkaufte Forderung 2315 
3 Beſtand des Rechts 6132 
992 and des Vertrages bei Schadenerſatzanſprüchen 


Atbitrageklauſel 469 


Eideszuſchiebung über die Kenntnis des Schwammes 
24026 

Iſt der Verkäufer fremder Fabrikate verpflichtet, ſie auf 
Haltbarkeit zu prüfen? 748° 

Schadenerſatz wegen Zuſicherungen, die abſichtlich nicht in 
den Vertrag aufgenommen find 111 u 

Beweispflicht über die Bedeutung eines Muſters 93812 

Mängelrüge bei einer auf mehrere Tage verteilten Liefe⸗ 
rung 155“ 

Mängelrüge bei Herſtellung einer nicht vertretbaren Sache 
aus dem vom Unternehmer zu liefernden Stoff. Garantie⸗ 
zeit und Verjährungsfriſt 1172 

Rüge eines nachträglich ſich zeigenden Mangels 48331 

Minderung oder Schadenerſatz. „Antrag auf Preis⸗ 
ermäßigung” 145“ 

Wandelung (Argliſt des Wandelungsberechtigten, Argliſt 
als Wandelungsgrund) 9971 

Gewährpflicht im Falle der Verſteigerung nach $ 489 BGB., 


von RA. Stölzle 1033 


Gewerbegericht 
Zuſtändigkeit des G. Rechtsverhältniſſe außerhalb des 
Arbeitsvertrags 42 
Agent oder gewerblicher Arbeiter 24332 
Handlungs⸗ oder Gewerbegehilfe 8397 
Kann das unzuſtändige Amtsgericht die Sache durch Be⸗ 
ſchluß an das G. verweiſen? 597 688 
Verweiſung an das G. 869% 95 87098 
Verweiſung an das G. durch Beſchluß. Beſchwerde da— 
gegen 72736 i 
Gewerbsmäßzigkeit 
Häufervermietung 803 10 
Gewohnheitsrecht 
Obſervanzen 1521 26230 66230 94425 101235 


Grabſtätte 
Recht des Beſuchs einer G. auf einem fremden Grund— 
ſtücke 629 
Grundbuch 
Offentlicher Glaube des G. Befugnis zur Widerlegung 
der Rechtsvermutung ($ 891 BGB.) 14915 
Beteiligte im Sinne des $ 12 GBO. Anſprüche wegen 
unterbliebener Einträge im G. 15931 
Berichtigung des G. auf Grund Eintragsbewilligung 
(Nachprüfung durch den Grundbuchrichter) 3951s 
Berichtigung des G. Klage des Hypothekariers auf Ein- 
räumung des Vorrangs, der ihm zuſtehen würde, wenn 
der Eigentümer die Berichtigung des G. beantragt 
hätte 47219 | 
Anſpruch des Hypothekariers auf Eintragung des Flächen— 
raums im G. 574 
Vermutung der Richtigkeit des G. 580 
Offentlicher Glaube des G. und Enteignung 813°? 
Der öffentliche Glaube des G. erſtreckt ſich auf den In⸗ 
halt des Steuerbuchs erſt nach der Zurückführung 
p 82960 
Grundbuchberichtigungsanſpruch 
Auslegung einer Eigentumsübertragung als Abtretung 


des G. 94117 
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Grundbuchſachen 

Rechtskraft der Entſcheidungen in G., von LGR. Duchesne, 

Leipzig 740 
Grunderwerb 

G. in den Schutzgebieten im Mangel eines Grundbuchs 

63938 
Grundſchuld 

Aufrechnung gegen die zu einer Konkursmaſſe gehörige 

G. 704 
Grundſtücksveräußerung 

Formloſe Nebenvereinbarungen 121° 

Beurkundung durch Gemeindebeamte. Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags wegen unterbliebener Verleſung einer Vollmacht 
2781 

Punktation 34530 

Formbedürftigkeit der G. (Vergleich) 575° 

Unvollſtändige Beurkundung 93697 

Haager Schiedsgericht 

Rechtsanwaltſchaft bei dem H. S., von Dr. Hans Weh⸗ 

berg, Düſſeldorf 897 
Haftpflicht 

Betriebsunfall ſ. d. 

Nichtanwendung der zweijährigen Verjährung auf den 
Ausgleichungsanſpruch gegen den Dritten 2351 

Anſprüche der Witwe, die das Geſchäft des Verunglückten 
fortführt 289 

Haftpflichtverſicherung 
Erhöhung der Betriebsgefahr nach Vertragsabſchluß 245°* 
Handelsgeſchäft 

abertragung eines H. Anſpruch auf eine erſt nach der 
Veräußerung des H. verwirkte Vertragsſtrafe 1932* 

Haftung des Erwerbers eines H. für die früheren Ver⸗ 
bindlichkeiten 2420 | 

Schuldübernahme durch Fortbetrieb der bisherigen Firma 
(bloß gelegentlicher Gebrauch der Firma) 39318 

Handelsgeſellſchaft 

Geſellſchafter einer offenen H. als Zeugen 25“ 

Kommanditgeſellſchaft. Rechtsverhältnis des Gläubigers 
gegen die Erben des Komplementars nach Eröffnung 
des Konkurſes 318“ 

Eigentumsſtreit über eine in das Geſellſchaftsvermögen 
eingebrachte Sache, von Profeſſor Dr. Reichel, Jena 742 

Konkurs eines Einzelkaufmannes, der Geſchäft und Firma 
einer H. übernommen hat 7588 

Keine Ausſchließung des Geſellſchafters nach Beginn der 
Liquidation 832% 

Auseinanderſetzung der H. mit der Bedingung, daß der 
die Firma übernehmende Geſellſchafter einen beſtimmten 
Geſchäftszweig nicht betreiben darf 832 

Handelsgewerbe 
Zugehörigkeit eines Geſchäfts zum H. 7582 
Handels ſachen 
Die zweitinſtanzliche Zuſtändigkeit der Kammer für H., 
von RA. Kann, Berlin 697 
Handlungsgehilfe 
Verſpätete Geltendmachung der Kündigung 11726 
Eintrittsrecht des Prinzipals nach 8 61 HGB. 715% 


Hansbeſitzer 
Haftung des H. bei Unfällen von Angehörigen des Mieters 
100313 
Hauswirt |. auch Streupflicht 
Haftung des H. und Mieters 333 10 
Haftung des H. wegen Unfalls bei einer Dachreparatur 
(Auswahl des Dachdeckers) 747 
Herausgabe 
Klage auf H., hilfsweiſe Zahlung, von RA. Joſef 919 
Heroldsamt |. a. Strafregiſter 
Das preußiſche H. als oberſtes Staatsorgan, von Amts⸗ 
gerichtsrat Dr. Hein, Marienwerder 892 
Hinterlegung | 
Zinsſcheine hinterlegter Wertpapiere 91° 
Zuſtellung des Beſchluſſes auf Pfändung des Anſpruchs 
gegen die verwahrende Behörde 6561 
Höhere Gewalt ſ. a. Eigentumsſtörung 
Handlungen und Unterlaſſungen von Kindern als höhere 
Gewalt, von Dr. Eckſtein, Frankfurt a. O. 646 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
Beihilfen der Anwaltskammer 1 81 129 209 305 377 
457 601 641 697 929 
Sonſtige Zuwendungen 49 129 257 305 601 849 
Jubiläumsfonds 257 457 
H. und Ruhegehaltskaſſe, von Stölzle 377 
Tagesordnung der Generalverſammlung 641 697 
Anwaltskammer und Hülfskaſſenbeiträge, von RA. Werner, 
Magdburg 737 
Vorſtandszuwahl, Geſchäftsbericht 881 882 
Wahlbezirke, Wahlleiter 1017 
Hypothek 
Folgen mehrfacher Vorrangseinräumung, von IR. Dr. Eug. 
Fuchs, Berlin 58 
Keine Haftung des Grundſtücks für Koſten einer Maß⸗ 
regel nach § 1134 Abſ. 2 BGB. 112" 
Zinsherabſetzung (Löſchung?) 187 
Unterſagung der Verfügung über die H. im Wege einſt⸗ 
weiliger Verfügung 1912 
Anfechtung der eingetragenen Rechte durch nachſtehende 
Hypothekengläubiger 2861 
Anwendung des $ 119? BGB. auf die H. 388 
H. und Miteigentum 47312 
Unrichtigkeit des eingetragenen Schuldgrundes (Darlchns: 
vertrag auf Grund einer Sachleiſtung) 576° 
Abwehr einer Verſchlechterung eines Grundſtücks 1623 
Hypothekenaus fall 
Haftung des perſönlichen Schuldners für den H. (Juriſten⸗ 
tag) 850 
Hypothekenbrief 
Beſitzübertragung durch Vereinbarung 707° 
Hypothekenverkehr 
Vorſicht im H., von RA. Gundlach, Berlin 457 
Sicherungsmaßregeln im H., von Notar Dr. Wäntig 
1028 
Hypothekenzinſen 
Pfändbarkeit von H., insbeſondere bei Briefhypotheken 
830% 
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Innungsſchiedsgericht 
Klaganſtellung nach dem Spruche des J. 4843? 
Internationales Privatrecht |. Statutenkolliſion 
Invalidenverſicherung 
Schadenerſatzanſprüche gegen den Arbeitgeber wegen ver— 
ſäumter Verſicherung 62678 
Jagdausübung 
Fahrläſſigkeit bei J. 3315 
Jagdpachtvertrãge 
Geſetzwidrige J. (Ungenügende Beftimmung des Bezirks) 
719 *3³ 
Ingendgerichtstag 
A3 deiter deutſcher J. in München 906 
Inriſtentag 
Tagesordnung 600 784 
Adreſſe des Deutſchen Anwaltvereins 785 
Zur Geſchichte des Deutſchen J., von Neumann 785 
Bericht von Brückmann 849 
Umfrage über das Wohnungsweſen 879 
Vorſchläge Lobes zur Verbeſſerung des Zivilprozeſſes 
129 
Inſtizuovelle vom 1. Juni 1909 
Übergangsfragen, von Kirche 322 
Nbergangsfragen, von Meyerowitz 325 
Juſtizuovelle vom 1. April 1910 
Zur Auslegung des Art. 10, von IR. Dr. Schwering, 
Hamm 380 
Einfluß der J. vom 1. Juli 1909 auf die Rechtſprechung 
der Amtsgerichte, von AGR. Laubhardt 1024 
Juſtizreform |. a. Reichsgericht 
Zur Geſchichte des Konformitätsprinzips, von RA. Kanne, 
Berlin 49 
Difformitätsprinzip und ſoziologiſche Rechtslehre, von 
RA. Ernſt Fuchs, Karlsruhe 53 
Vorſchläge von Lobe 129 
Eingabe des Deutſchen Anwaltvereins zum Konformitäts⸗ 
prinzip 86 
Kauf 
Verſtoß gegen die guten Sitten durch unverhältnismäßige 
Aberteuerung unter Ausnutzung eines beim Käufer ob: 
waltenden Irrtums 18710 
Spezifikationskauf 62323 
Kaufmannsgericht 
Handlungs- oder Gewerbegehilfe? 83978 
Verweiſung an das K. 869 s 8706 
Kaufvertrag 
Sperrklauſel ſ. d. 
Sind Kuxe Waren? 9343 
Beweispflicht über die Bedeutung eines Muſters 93812 
Kenntnis 
Sichere 
Rinder 
Handlungen und Unterlaſſungen von K. als höhere Ge— 
walt, von Dr. Eckſtein, Frankfurt a. O. 646 
Kirchen patron 
Baulaſt des K. 12233 4661 59237 (Zubehör des Kirchen: 
gebäudes) 59237 


K. 937m 


Schadenerſatzanſprüche gegen den K. wegen unterlaſſener 
Bauten 48938 
Kircheurecht 
Kirchenrechtliche Obſervanz 2620 
Kirchenſtuhl 
Behält ein ausgepfarrtes Rittergut den K. 59036 
Klage 

K. auf Leiſtung, hilfsweiſe Zahlung, von NA. Joſef, 

Freiburg i. Br. 919 
Klagänderung 

Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes. (Zurückgehen 
auf das urſprüngliche in ein Darlehn umgewandelte 
Schuldverhältnis) 6211 

K. infolge einer Feſtſtellungswiderklage 268 

Erſetzung einer falſchen Bezeichnung des Anſpruchs durch 
die richtige 46“ 

Übergang von der Klage auf Leiſtung Zug um Zug zur 
Klage auf künftige Leiſtung nach Vorleiſtung des Klägers 
39112 

Unanfechtbarkeit der Entſcheidung über Zulaſſung der K. 
94424 

Klagantrag 
Rechtliche Bedeutung 
82752 
Klagzurücknahme 
K. im Vergleich 28° 
Knappſchaft 

Natur des Unterſtützungsanſpruchs gegen die K. Ver⸗ 

antwortung der K. für ihre Angeſtellten 934“ 
Kouformität ſ. Reichsgericht 

Aber das Naive im Konformitätsentwurf, von Breit, 

Dresden 315 
Konkurs 

Beteiligung am Zwangsvergleich trotz beſtehenden Ab— 
ſonderungsrechts 2953 

Zahlungsſtockung 2952 

Zahlungseinſtellung 295% 

Erlöſchen des Abſonderungsrechts durch Vollbeteiligung 
am Zwangsvergleich 295° 

Rechtsſtellung des verwaltungsberechtigten, Ehemanns im 
K. der Ehefrau 614% 

Fortdauer der Prozeßvollmacht trotz Beendigung des K. 
65617 94321 

Konkursmaſſe 

Aufrechnung gegen die zu einer K. gehörige Grundſchuld 
7043 

Einzahlungen auf einen Genoſſenſchaftsanteil, die nach 
Konkurseröffnung fällig werden 7636 

Konkursverfahren 

Verfolgungsklage beim Diſtanzgeſchäft 394 

Hat ſich der Konkursgläubiger im K. über das Vermögen 
eines Erben anrechnen zu laſſen, was er von der Erben— 
gemeinſchaft erhalten hat 9503“ 

Konkursverwalter 

Abgehen des K. von einem teilweiſe erfüllten Rechtsgeſchäft, 
wenn im voraus entſtandene Forderung bereits ab— 
getreten iſt 3392“ 


teilweifer Nichtverleſung des K. 
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Anſprüche des Untermicters aus einem vom K. gekündigten 
Mietvertrage 34128 
Zuſtellung der Berufungsſchrift an den K. nach Beendigung 
des Verfahrens 62321 
Vertretung abſonderungsberechtigter Hypothekengläubiger 
durch den K. 80618 
Aufnahme des Verfahrens durch den K. 944 
Fortwirkung der Vollmacht des K. nach Aufhebung des 
Verfahrens 6567 94321 
Kouuoſſement 
Gehen außerkontraktliche Schadenerſatzanſprüche auf den 
Empfänger des K. über? 8339 
Koſten 
Rechtsmittel wegen den K. bei gleichzeitigem Vorliegen 
einer Entſcheidung über Erlediung der Hauptſache 
1513 
Koſtenfeſtſetzung 
K. bei Erlaß des Urteils 596 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlußz 
Portokoſten bei Mberjendung des K. 72939 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
K. vor Einreichung der Koſtenrechnung 922 
Ein Vorſchlag für das K. v. Gerichtsaſſeſſor Glaſer, 
Breslau 463 
Iſt das K. als beſondere Inſtanz zu betrachten 23258 815 
637 692 694 7357 73658 928 
Pauſchgebühr des Anwalts im K. 7762 
874 101 105 8751086 
Koſtengeſetze ſ. Anwaltsgebühren, Notare 
Preußiſche K., von IR. Zelter 132 
Koſten verteilung 
K. in der Beſchwerdeinſtanz §S 697 Abſ. 2 ZPO., von 
OL GR. Kreß, Augsburg 794 
Koſtenvorſchnfpflicht 
K. des Ehemanns nach Beendigung der Inſtanz 9422 
Krankenhaus 
Haftung eines K. für Verſchulden feiner Angeſtellten 17° 
Krankenverſicherung 
Rechtsweg gegen Anordnung der Hamburger Behörde ſür 
das Verſicherungsweſen in betreff Verfügungen gegen 
Ortskrankenkaſſenvorſtände 1182 
Anſprüche der Kaſſe wegen verſpäteter An- und Abmeldung 
5868 
Kreditauftrag 
Bürgſchaft oder K.? 80921 
Kündigung 
Verzeihung des Kündigungsgrundes. Verſpätete Geltend- 
machung 117 
Wichtiger Grund zur. K. Eheſchließung einer Schau⸗ 
ſpielerin 57710 
Kunſtſchutz 
Rückwirkende Kraft des Geſetzes 46°: 
Bloße Nachbildung einfacher Naturgegenſtände 3963 
Kuxe 
Kaufvertrag über K. ohne rechtliches Beſtehen. Iſt der 
K. Sache im Sinne des § 119 BGB.? 6132 
Sind K. Waren? 9343 


777 ˙3— 75 


Landgemeinden 
Formgültigkeit des Rechtsgeſchäfts in L. (Muß der 
Gemeindebeſchluß in der Vertragsurkunde erwähnt ſein) 
39825 66232 
Letztwillige Verfügung 
Anerkennung einer L. V. 2338 
Gemeinſchaftliches Teſtament 2235 
Widerruf einer L. V. in einem Brief 2231 
Errichtung des Teſtaments. Feſtſtellung des Grundes 
der mangelnden Unterſchrift 151 
Eigenhändiges Teſtament. Niederſchrift des Datums auf 
der Stempelmarke zu dem Zweck, dieſelbe gleichzeitig 
zu entwerten 2371 
Auslegung. (Nächſte Verwandte) 246 
Eigenhändiges Teſtament (Niederſchrift auf einer Schiefer— 
tafel) 29128 
Aufrechterhaltung einer formungültigen Schenkung als 
L. V. 4673 
Auslegung einer L. V. aus mündlichen Nußerungen des 
Erblaſſers 61“ 
Schenkung oder L. V.? 93813 
Liquidatoren 
Berechtigung der L. zur Eingehung neuer Geſchäſte 842 
Luftrecht 
Ein Beitrag zur Lehre vom L., von Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Meyer, Homburg 738 
Mahnverfahren 
Iſt das M. eine Inſtanz für ſich 732 
Ausbleiben des Beklagten im M., von RA. Dr. Rieß, 
Berlin 796 
Verbindung der Anträge auf Vollſtreckungs- und Zahlungs- 
befehl 636 689 72737 72848 773 flg. 9221¹ 
Nachträglicher Verweiſungsantrag 923 
Verſäumnisurteil nach vorangegangenem M., 
von Amtsrichter Frohmuth 985 
von RA. Dr. Leviſon 986 
von Landrichter Schrödter 987 
Mäklervertrag 
Verwirkung der Proviſion durch Verletzung der Treupflicht 
2841 
Weiterbegebung eines für Vermittlung einer Ehe gegebenen 
Wechſels 5781 
Mannſchaftsverſorgung ſ. auch Militärpenſion 
Friſtberechnung nach § 38 des Geſetzes 7431 
Gnadengebührniſſe für Schutztruppler 84152 
Mietvertrag 
Nbernahme der Laſten und Abgaben durch den Mieter 
105 
Haftung des Vermieters und des Mieters für Unfälle im 
Grundſtück 33319 
Beſchränkung der Kündigungsfreiheit bei einem lang— 
jährigen M. durch Übernahme einer Entſchädigungs— 
pflicht 6515 
Kündigung nach dem Tode des Mieters 80821 
Rückgabe der Mieträume in mangelhaftem Zuſtande 
93915 
Kündigung wegen verſagter Weitervermietung 9381 
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Militärpenſiou |. auch Mannſchaſtsverſorgung 
Behandlung der Dienſtzulage 246” 
Verlust eines Zivilverſorgungsſcheins durch Ernennung 


zum Zeugleutnant 660° 


Militärverſorgung 
Ruhen der Penſion 194°° 
Minderjährige 
Selbſtändige Geſchäftsfähigkeit des M. 933! 
Miteigentum 


Hypothek und M. 47318 
Geſchäftsunſähigkeit eines oder mehrerer Miteigentümer 
dig! 
Racherbſchaft 
Verpflichtung des Vorerben zur Anlegung von Geldern 
18812 
Bedingte N. 820% 
Nachfrist 
. Rücktritt 
Nachlafwerwalter 
Klage des N. gegen einen Miterben 6610 
Nachlaſperwaltung 
Gläubigeraufgebot 713 22 
1 
geit für das Verlangen eines N. 1881 
Namensrecht 
N. der Vereine 7991 
Nebenintervenient 
Rechtsmittel des N. 48022 
1 Intereſſe des N. 190% 
3 5 0 8 über die Koſten nach 
N ihn abgeſchloſſenen V ich 6: 
25 geſchloſſenen Vergleich 6211 


g Beurkundung 936° 7 
1 eines von mehreren Miteigentümern 


Nießbrauch 
un Baugeldgebers durch Hypothek und N., 
um 05 5 Salinger, Breslau 459 

11 g des N. Andeutung einer Ausübungsübertragung) 


Notare 
Bemerkun ER 
905 9 195 Zelter zur preußiſchen Gebührenordnung 
tung des En 
ar dun meichtiger Beglaubigung 6283: 
lind 15 wegen verzögerter Ausfertigung der 
Vlwieweit haftet der P fia ce; 
ee ee er N. für feine Angeftellten 1004“ 
deut 
2 a Ego Rechtſprechung des Reichs⸗ 
Notartag ie Bedeutung vom N. 15117 


re 2 
h Sa > 20. Februar 1910 168 
„Februar 
erben; 1910 252 


Emrich zufol 
' ‚folge O. 15910 gyga 
lihenrcchlche O. 262 5 4 1012 


Offenbarungseid 


Iſt der Ehemann zum O. über das von ihm verwaltete 


Vermögen der Frau verpflichtet? 614“ 
Ladung zum O. 597 
Ladung zum O., von RA. Tuma, Paſſau 703 
Verurteilung des Vaters zur Offenlegung des mütterlichen 
Nachlaſſes wegen bevorſtehender Wiederverheiratung 647! 
Anordnung der Ladung ohne Antrag 923 116 
Ladung zum O., von AGR. Dr. Neumann, Breslau 932 
Offenkundigkeit 
O. der Wirkung der Bremſe eines Berliner Automobil 
omnibuſſes 71218 


Offentliche Wege 
Benutzung. Widmung 256 


Orcheſter 
Stellung eines O. Dienſt⸗ und Werkvertrag 13? 
Patentanſpruch 
Bedeutung des P. Bedeutung des Standes der Technik 


und der ungenügenden Kenntnis derſelben bei Erteilung 


des P. 29937 
Pateutſache 
Sondergerichtsbarkeit in P. (Juriſtentag) 851 
Patentverletzung 
Gerichtsſtand für die Schadenerſatzklage wegen einer in 
verſchiedenen Gerichtsbezirken begangenen P. 23” 
Pfändbarkeit 
Verzicht auf die Unpfändbarkeit 28 5⁰ 
P. von Hypothekenzinſen, insbeſ. bei Briefhypotheken 830“ 
Pfanderwerb 
Beſitzübergabe 819 
Pfandrecht 
Anweiſung des Verpfänders zum Pfandverkauf 816 
Pfändungsbeſchluß 
Zuſtellung des Beſchluſſes auf Pfändung des Anſpruchs 
gegen die verwahrende Behörde 65618 
Zuſtellung des P. an den Ehemann der Drittſchuldnerin 


75518 


Pfandvertrag 
Verpflichtung des Pfandgläubigers zur Wahrung der 


Intereſſen des Pfandſchuldners 203° 

Kann der Pfandgläubiger, der die ihm verpfändeten 
Wertpapiere zur Erfüllung eines vom Pfandſchuldner 
geſchloſſenen Kaufvertrags dem Käufer mit dem Vor⸗ 
behalte überſandt hat, daß der Kaufpreis als Erſatz des 
Pfandes an ihn zu zahlen ſei, bei Nichterfüllung dieſer 
Bedingung Rückgabe fordern? 28210 

Klage des Verpfänders auf Herausgabe des Pfandes bei 
Ungewißheit der Pfandanſprüche 391 10 

Pferdeeinſtellungsvertrag 


Miete oder Verwahrung? Entgeltlichkeit 750“ 
Pfleger 
Darf ſich ein P. auf die Abſchätzung eines gerichtlichen 
Sachverſtändigen verlaſſen? 7081 
Pflichtteil 
P. bei einem Nachlaß zu dem der Nachlaß einen Dritten 
gehört, worauf eine bedingte Verpflichtung laſtet. Zeit 
für das Verlangen eines Nachlaßverzeichniſſes 1881 
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Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem Pflichtteils— 
ergänzungsberechtigten 39111 
Beginn der Verjährung 820“ 
Pflichtteilsberechnung 
Wertanſatz eines nach dem Erbfalle zur Zwangsverſteigerung 
gelangten Hauſes 238 20 
Polizeibeamte 
Verpflichtung der P. die ſtreupflichtigen Anlieger zu 
kontrollieren 333° 
Privatbeamte 
Schutzgeſetze für P. Juriſtentag 850 
Protokoll 
Bedeutung der wechſelnden Rechtſprechungen des Reichs⸗ 
gerichts über die Aufnahme von Protokollen 151 
Prozeßhindernde Einrede 
Verſpätung der Rüge verſpäteter Geltendmachung einer 
P. E. 826 56 
Prozeßkoſten 
Haftung als Geſamtſchuldner, von Amtsrichter Laeſſig, 
Krotoſchin 894 
Prozeſſverſchleppung 
P. infolge der Zivilprozeßnovelle, von RA. Geiershöfer 885 
Prozeßzvollmacht 
Fortdauer der P. trotz Beendigung des Konkurſes 65617 
Fortwirkung der P. des Konkursverwalters nach Auf— 
hebung des Verfahrens 94321 
Quellen ſ. Waſſerrecht 
Rabattverein 
R. von Gewerbetreibenden. (Kann der R. hindern, daß 
ein ausgeſchloſſenes Mitglied ſeine Sparmarken weiter 
in Zahlung nimmt?) 28416 
Ratserteiluug 
Haftung des Verkäufers aus dem Rat zum Kauf 1835 
R. eines Bankiers, insbeſondere Kreditauskunft 808°? 
Reallaſtenablöſung 
Vorkaufsrechte in Erbzinsverträgen 846 
Rechtsanwälte ſ. Anwälte 
Rechtsauskunftsſtelle 
Zuſchrift des Verbandes der R. an den Deutſchen Anwalts⸗ 
tag 128 
Rechtshängigkeit 
R. zufolge Hilfsantrags 82651 
Rechtshilfe 
Bericht über die Wiener Konferenz, von Hachenburg 100 
Ablehnung der R. 71739 
Rechtskraft 
R. des Zwiſchenurteils 27“ 
Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Vertrages 19015 
Zweimalige Geltendmachung desſelben Anſpruchs (Haupt⸗ 
ſache und einſtweilige Verfügung) 191 
R. der Entſcheidung der Unfallverſicherungsinſtanzen 19425 
Wirkung der R. als Unterlage für einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch 39313 
R. bei Entſcheidung der Unfallverſicherungsbehörde 5882 
6293? 
R. der Entſcheidungen in Grundbuchſachen, von Land— 
gerichtsrat du Chesne, Leipzig 740 


Einrede der R. gegenüber dem Inkaſſozeſſionar 10013 
R. des Zwiſchenurteils nach S 304 ZPO. im Nachverfahren 
über die Höhe des Anſpruchs 100620 
Rechtsmittel 
R. wegen der Koſten bei gleichzeitigem Vorliegen einer 
Entſcheidung über Erledigung der Hauptſache 151% 
R. des Nebenintervenienten. Wahrung der Friſt (Ein⸗ 
legung in den Briefkaſten des Gerichts) 4802“ 
Rechtsſtudium ſ. a. Vorbereitungsdienſt 
Reform des R., von Gerichtsaſſeſſor Dr. Waller, Berlin 853 
Rechtsunterricht 
Zur Reform des R., von Profeſſor Jakobi, Münſter 261 
Rechtsverhältnis 
Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung 2392. 
Rechtsweg 
R. gegen Anordnung der hamburgiſchen Behörde für das 
Verſicherungsweſen in betreff Verfügungen gegen Orts— 
krankenkaſſenvorſtände 11827 
R. bei Rückſendung von Gemeindeabgaben 247% 
Offentlich⸗rechtliche Nutzungsrechte 47820 
Entwäſſerungsgräben 7203“ 
Rückforderung hinterlegter Straßenbaukoſten 766.10 
R. wegen Eiſenbahnbauten 76538 
Feſtſtellungsklage hinſichtlich der privatrechtlichen Un— 
wirkſamkeit von Erklärungen, die im Verwaltungswege 
erzwungen werden 822% 
R. wegen des Ruhegehalts der Kommunalbeamten 8479 
Beſitzverletzung ohne die erſorderliche Enteignung 947° 
Rückforderung von Gemeindeabgaben 1011 
Redlichkeit 
R. des Beſitzers ſ. Eigentumsklage 
Referendare ſ. a. Vorbereitungsdienſt 
Verwendung der R. zu einzelnen richterlichen Geſchäften 247 
Reichsgericht |. a. Juſtizreform 
Entlaſtung des R. (duae conformes), von Neumann 1 
Abdankung des R., von RA. Alfr. Roſenthal, Hamburg 3 
Entlaſtung des R., OLGR. Dr. Lobe 129 
Reviſionsverſtümmelung vom Standpunkte der ſoziologi⸗ 
ſchen Rechtslehre, von Fuchs 209 
Mberlaftung des R. und Entlaſtungsvorſchläge, von 
Skonietzki 213 | 
Notlage des R., von Profeſſor Hellwig 305 
Anwaltſchaft bei dem R., von Axhauſen 308 
Reviſion und R., von Neumann 312 
Das Naive im Konformitätsprinzip, von Breit 315 
Entlaſtung des R., Eingabe vom 10. und 19. April 1910 
des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 402 
Bericht über einen Vortrag Wachs, von Sokolowski 408 
Eingabe des Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerb— 
lichen Eigentums 409 
Entlaſtung des R., Stenographiſcher Bericht der Reichstags⸗ 
verhandlungen 415, 495 
Reichstag 
Budgetrecht des Reichstags 
Laband 915 996 
Rechtsgültigkeit des Kaufvertrags über das Tempelhofer 
Feld, von Syndikus Wieſner 929; von Anſchütz 988 


(Tempelhofer Feld), von 
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Reichs verwaltungsgericht 
Juriſtentag über ein R. 852 
Neſtitutionsklage 
Undurchführbarkeit des Strafverfahrens wegen Meineides 
58321 
Unſtatthaftigkeit der R. gegen die Entſchädigungen im 
Zwangsverſteigerungsverfahren 584? 
Neviſible Rechtsnormen 
Badiſches Ausführungsgeſetz zum BGB. 116 
Anwendung reichsrechtlicher Begriffe im Landesſtempel⸗ 
weſen 241“ 
Bayeriſches Hypothekenrecht 47921 
Reviſion 
R. gegen die Sachleitung des Vorſitzenden 11419 
Vertragsauslegung (Gebrauch juriſtiſcher Ausdrücke im 
Sinne des alten Rechts) 19113 
RNeviſionsbegründung 
Formmangel der R. 1915 
Ungenügende Faſſung prozeſſualer Rügen 1532 
Unzuläſſige Bezugnahme auf Schriftsätze 692 62210 
Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm 29438 
Bezeichnung der übergangenen Tatſachen 2943 
Neviſionsinſtanz 
Notwendigkeit der R., von Neumann 312 
Reviſionsrügen 
R. der unterbliebenen Einholung eines Obergutachtens 
48] 5 
Bezugnahme 
48227 
Fehlende Unterlagen für eine tatſächliche Feſtſtellung 58118 
Reviſionsſchrift 
R. ohne Unterzeichnung 33820 
Reviſionsſumme 
R. bei einem Jagdpachtvertrage. Nichtberückſichtigung von 
Wildſchaden⸗ und Aufſichtskoſten 2917 
Anfechtungsſtreitigkeiten 33513 
Verbot nächtlicher Benutzung einer Kegelbahn 3379 
Richter 
R. und Rechtsanwälte 208 
Richtervereine 
Schriftwechſel zwiſchen dem Deutſchen Anwaltverein und 
der Berliner Richtervereinigung wegen Angriffen gegen 
den Richterſtand auf dem Anwaltstage. (Erklärung 
von RA. Dr. Heinemann) 166 
Rücktritt 
Endgültigkeit des R. 1216 
R. wegen Nichterfüllung (Nachfriſt) 1467 
Nachfriſtſetzung ohne Androhung 1835 
Angemeſſenheit der Nachfriſt 28312 
Gleichzeitige Schadenserſatzforderung wegen Nichterfüllung 
2291 
Eintritt des Verzugs mit einer beiderſeitiges Zuſammen⸗ 
wirken erfordernden Rechtshandlung 3327 
Zuläſſigkeit der abſtrakten Schadenberechnung trotz billigeren 
Deckungsangebots des Rücktrittgegners 613“ 


auf Entſcheidungsgründe in Vorprozeſſen 


Verzicht auf das bereits geltend gemachte Rücktrittsrecht. 


751 


R. vom Werkvertrage 80615 
Beweislaſt für die Vorausſetzung des R. 937° 
Verpflichtung zum Deckungskauf 94831 
Ruhegehalt 
Feſtſetzung des Wertes von Naturalbezügen 399 26 
Keine richterliche Entſcheidung über die Gründe der Dienſt⸗ 
unfähigkeit p 8479 
Ruhegehaltskaſſe 
Mitteilung über den Geſchäftsgang 1 
R. und Hülfskaſſe, von Stölzle 377 
Mitteilung des Vorſtandes 601 641 
Jahresbericht 913 
Sachbeſchädigung 
Entſchuldbarer Rechtsirrtum hinſichtlich der Wirkung eines 
Eigentumsvorbehalts 705“ 
Sache 
ft eine Hypothek S. im Sinne des § 119 Abſ. 2 BGB.? 3881 
Sachverſtändige 
Benutzung ſchriftlicher Gutachten 191 
Reviſionsrüge der unterbliebenen Einholung eines Ober⸗ 
gutachtens 48120 
Ablehnung eines S. (Subjektiv oder objektiv begründetes 
Mißtrauen) 71015 
Sachverſtändigenbeweis 
Unterſchied zwiſchen Zeugenbeweis und S. 100728 
Sammelvermögen 
Rechtliche Stellung des S. (Juriſtentag) 851 
Savignydenkmal 
Aufruf der Juriſtiſchen Geſellſchaft, Berlin 695 
Schadenerſatz 
1. Allgemeines 
Haftung der Stadtgemeinde für den Zuſtand eines 
Schlachthauſes 63° 
Grenzen der Streupflicht 6513 
Urſachzuſammenhang. Nachläſſige Wundbehandlung 
6515 
Urſachzuſammenhang 106“ 
S. der Genoſſen gegen Vorſtand und Auffichtsvats- 
mitglieder 109° 
S. wegen Pflichtwidrigkeiten, die vor 1900 begangen 
und erſt ſpäter ermittelt worden find 109 
S. wegen Zuſicherungen, die abſichtlich nicht in den 
Vertrag aufgenommen find 1111 
8S 836, 837 BGB. 148 1 653 1 
Gefälligkeitsfahrt. Erkennbare Gefährlichkeit 2341? 
Haftung des Hauswirts und Mieters 33310 
Haftung des Hauswirts wegen Unfalls bei einer 
Dachreparatur (Auswahl des Dachdeckers) 747“ 
Unfallhaftung des Gewerbetreibenden hinſichtlich der 
gewerblichen Verkehrsräume 80719 
Schadenerſatzforderung ſtatt der Anfechtung 934 
Iſt die Haftung aus $ 945 ZPO. als Haftung aus 
unerlaubter Handlung zu behandeln? 10082 
2. Verſchulden 
Eigenes Verſchulden 37 
Beiderſeitiges Verſchulden (Verſchulden des behan— 
delnden Arztes) 633 
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Beiderſeitiges Verſchulden 65 
Mitverſchulden. Radfahrt nach Alkoholgenuß 105° 
Mitwirkendes Verſchulden. (Kenntnis der vom Be⸗ 
klagten zu vertretenden Gefährdung) 468“ 
Kann die Frage des mitwirkenden Verſchuldens dem 
Endurteil vorbehalten werden? 481° 
Mitwirkendes Verſchulden. (Reizung) 614° 
Mitverſchulden nach franzöſiſchem Recht 632 * 
Verantwortung Jugendlicher 810“ 
Haftung eines Unverantwortlichen nach $ 829 BGB. 
8244 
3. Anfprüche Dritter. 
Anſpruch der Witwe 289°° . 
Anſpruch des Unterhaltspflichtigen auf Erſatz der 
durch einen Unfall verurſachten Kurkoſten 389° 
S. der verletzten Ehefrau 818“ 
Anſprüche der Hausfrau 652 
4. Haftung für Dritte. 
Auswahl und Aufſichtspflicht 11“ 111 
Haftung eines Krankenhauſes für Verſchulden ſeiner 
Angeſtellten 178 
Haftung für Angeſtellte. Entlaſtungsbeweis 37% 
Haftung für Angeſtellte. Verletzung durch einen in 
Geiſteskrankheit verfallenen Angeſtellten 65210 
Haftung des Hauswirts für den Dachdecker 747% 
Haftung für Angeſtellte und Vertreter. Verjährung 
75314 
S. wegen zwangsweiſer Internierung eines Geiſtes⸗ 
kranken 753 
5. Berechnung des S. 
Verminderung der Erwerbsſähigkeit ohne tatſächliche 
Erwerbseinbuße 1927 
Rente auf Lebenszeit 27“ 81279731 
Einfluß des Alters auf die Rentenbemeſſung 65° 
Anſprüche der Witwe, die das Geſchäſt des Verun⸗ 
glückten fortführt 289 2* 
Können veränderte Umſtände gegenüber der Leiſtungs⸗ 
klage geltend gemacht werden? 710 
Zuerkennung einer Kapitalsabfindung, insbeſondere 
für Heilungskoſten 717 
Einheitlichkeit der Rente 8286 
Schadensermittlung 
Verpflichtung des Richters zu freier Schätzung 292 827% 
Scheingeſchäft 
Teilweiſes S. 388° 
Scheinvertrag 
Unvollkommener Ausdruck und S. 60° 
Schenkung 
S. unter Auflage p 75° 
Mangel der Bereicherungsabſicht 163°° 
Widerruf einer S. unter Ehegatten 148° 
S. in Erfüllung einer Anſtandspflicht (Wohlfahrtseinrich⸗ 
tung einer Aktiengeſellſchaft) 29935 
Vollziehung der S. eines Sparkaſſenguthabens 3292 
Aufrechterhaltung einer formungültigen S. als letztwillige 
Verfügung 467 
Widerruflichkeit einer S. p 7192 


Entgeltlichkeit von Dienſtleiſtung unter Verwandten, nad): 
trägliche Gewährung einer Vergütung für die zunächſt 
unentgeltlich übernommenen Leiſtungen 808° 

S. oder letztwillige Verfügung? 93813 

Schiedsgericht |. auch Innungsſchiedsgericht 

Verweigerung des rechtlichen Gehörs. Unvollſtändige Er⸗ 
ledigung der Aufgabe 70° 

Verſagung rechtlichen Gehörs 58528 946° 

Schiedsrichter 

Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Befangenheit 192° 

7142³ 
Schiedsſpruch 

Hinterlegung des fertigen S. gleichzeitig mit einem Nach⸗ 
trage, dem die Unterſchrift eines der Schiedsrichter fehlt 
48228 

Begründung. Unterzeichnung 658 

Schiedsvertrag 
Einrede des S. 
7117 
Schiffsunfälle |. a., Seeverſicherung 
Regreß unter Geſamtſchuldnern 952° 
Schiffsvermeſſung 
Umbau 840 v0 
Schiffszuſammenſtofßt 

Haftung des Fiskus für den von einem Kriegsſchiffe ver⸗ 
urſachten S. vor und nach dem Geſetz vom 1. Auguſt 1909 
242 

Entſchuldigungsbeweis 244 

Bei S. auf hoher See gilt das Recht der Flagge des 
beſchuldigten Schiffs 834 

Gehen außerordentliche Schadenerſatzanſprüche auſ den 
Empfänger des Konnoſſements über 833° 

Schmerzensgeld 

Unterſchied der Haſtung eines Wirtes gegenüber Gäſten 
und Nichtgäſten 112 

Geltendmachung des S. 
rente 764 

Schriftwerk 

Verluſt eines ungedruckten S. auf dem Transport 325% 

Schuldanerkenntnis ſ. a. Anerkenntnisvertrag 
S. an Stelle einer Bürgſchaft 229° 
Kondiktion eines S. 704° 
Schuldübernahme 

Genehmigung der S. durch eine dem Schuldübernehmer 
bewilligte Stundung 1318 

Kumulative S. 229° 

S. ohne Entlaſſung des alten Schuldners 284 

S. durch Fortbetrieb der bisherigen Firma. (Bloß ge: 
legentlicher Gebrauch der Firma) 393!“ 

S. und Erfüllungsübernahme 6517 


nach ſchiedsrichterlicher Entſcheidung 


neben der Unjallverficherungs: 


Echuldurfunde 

Beweis der Rückzahlung durch Beſitz der S. 64 
Schulverſäumnisſtrafen 

Koſten erfolgloſer Vollſtreckung von S. 3014 
Schutzgebiete 


Eigentumserwerb an den Grundſtücken, die noch nicht ein⸗ 
getragen ſind 639 * 


— — — — — — 
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Dchutzgeſetz 
Iſt die Verpflichtung zur Anmeldung der Geſellſchafts⸗ 
beſchlüſſe ein S.? 617° 
Entſchuldigung der Verletzung eines S. 10032 
Deefrachtgeſchãft 
Bedeutung des Konnoſſements 100826 
Seefrachtvertrag |. Konnoſſement 
Eeeverſicherung |. a. Schiffsunfälle 
Fahrt durch Zuiderſee und Wattenmeer 833% 
Selbſthilfeverkauf 
Vorausſetzung des S. 29836 
Sicherheitsleiſtung 
Rückforderung der im Prozeſſe geleiſteten Sicherheit 75720 
S. in Höhe des beizutreibenden Betrags, von RA. Mosler 
887 
Sicherungssabtretung 
Wirkſamkeit und Tragweite einer S. 230° 
Sicherungs beweis 
Ablehnung eines Antrags auf S. wegen Unerheblichkeit 
des Beweisthemas 15220 
Sicherungsübereignung 
Erwerb des Eigentums durch Übertragung eines Dritten 4? 
D. eines Warenlagers (Behandlung der Erſatzſtücke), von 
RA. Luetgebrune, Göttingen 140 
S. in Form eines Kaufs 3905 


e 

Zur Behandlung der S., von RA. Rehbein, Pinneberg 605 

Sitt 

Vermächtnis zur Belohnung eines Ehebruchs 6° 

Anwendung des $ 138 BGB. auf ältere Verträge 62° 

Scheinklage zwecks Erlangung eines Zugeſtändniſſes von 
einem dem Beklagten naheſtehenden Dritten 142 

S. unverhältnismäßiger Mberteuerung in der Ausnutzung 
eines beim Käufer obwaltenden Irrtums 1870 

Bewußte Ausnutzung eines Irrtums 331“ 

Kenntnis des Erwerbers von der Verpflichtung des Ver⸗ 
dußerers, das veräußerte Recht einem andern zu über⸗ 
tragen 3907 

S. einer Unterlaſſung 4707 

Weitergebung eines für Vermittlung der Ehe gegebenen 
Wechſels 578 u 

Bevorzugung eines Gläubigers beim außergerichtlichen 
Akkord 6133 

Nachbildung ohne Verſtoß gegen ein Urheberrecht 6182 

Wiſſentliche Beteiligung an fremder Vertragsverletzung 
7055 

Anfechtung unter gleichzeitiger Geltendmachung der S. 
93910 

Tondergerichts barkeit 

S. in Patentſachen (Juriſtentag) 851 
Spyarkaſſenbuch 

Einzahlung auf ein fremdes S. 577° 
ZTparkaſſenguthaben 

Abtretung eines Sp. (Zeitpunkt des Forderungsübergangs) 
329 

Eperrklauſel 
Haftung für den Nachbeſitzer 6411 


Sprachverein 
Preisausſchreiben des S. 908 
Stadtgemeinde 
Haftung einer S. wegen unterbliebenen Streuens 3330 
61810 
Berfaſſungsmäßig berufener Vertreter einer S. 7992 
Statutenkolliſion 
Vertragsabſchluß im Rheiniſchen Rechtsgebiete über Berg⸗ 
werke, die im Geltungsbereich des ALR. gelegen ſind 
746? 
Bereicherung durch S. p 8458 
Stelleuvermittlungsgeſetz 
Das neue S., von Regierungsrat Szezesny 1022 
Stellvertretung |. Vertretung 
Stempelpflicht 
Schenkung in Erfüllung einer Anſtandspflicht. Zu⸗ 
wendungen einer Großbank an die Penſionskaſſe ihrer 
Angeſtellten 299 55 
Stempelſtener 
Berzinfung zuviel erhobener Stempelbeträge 17 
Widerklage des Fiskus 773% 
1. Reichs ſtempel 

Tarifnummer la. Ausgabe von Aktien über pari 
349 , 5892. 

Tarifnummer 1c. Einzahlung auf Kuxe 9542 

Verſtempelung der Aufſichtsratsbezüge 6602 

8 106 RStempG. Grundſtücksübertragungen 84488 

Rückgewähr der Sicherheit, von Gerichtsaſſeſſor 
Rudolph, Oels 895 

2. Preußen 

Tarifſtelle 16, 71 Nr. 2. Händlerverträge 1967 

Tarifſtelle 25d Abſ. 2, S 3 Abſ. 3 Stempft®. 
Grundeigentumswechſel infolge Auflöſung einer 
Geſellſchaft 467% Ä 

Tarifſtelle 25. Sacheinlagen 345% 

Tarifſtelle 25. Umwandlung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. Rück⸗ 
forderung des von der erſteren entrichteten 
Stempels durch die letztere 72135 

Tarifſtelle 32 Abſ. 2. Kauf oder Tauſch? 249“ 

Tarifſtelle 32. Punktation 34530 

Tarifſtelle 32, 54. Mißlungener Verſuch der Um⸗ 
gehung des Kaufſtempels 400 

Tarifſtelle 56, 16335 

Tarifſtempel 56. Schenkung unter Auflage 491% 

Tarifſtelle 58. Darlehnsvorvertrag 767“ 

Lombarddarlehn 768*2 

Tarifſtelle 58. Kaufsurkunden, welche nur die 
Pflichten des Käufers enthalten 631% 

Tarifſtelle 70. Transportverſicherungen 250 4 

Tarifſtelle 71. Entpfändungserklärung 492“ 

Erlaß eines bereits bezahlten Stempels nach Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens 593% 

Ausgabe neuer Aktien unter Vermittlung eines 
Konſortiums 63137 

8 9 Abſ. 3 StempſtG. Geſchäftsabſchluß durch 
Korreſpondenz mit dem Auslande 954“ 
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Stenern 

Verjährung öffentlicher Abgaben p 344 
Strafgedinge 

Auslegung eines S. 934 
Straßenbau 

Grunderwerbskoſten aus der Zeit vor dem Fluchtlinien⸗ 

geſetz. OVG. 78 

Straßenbaukoſten 

Rechtsweg wegen Rückforderung hinterlegter S. 766° 
Streitgenoſſen 

Einheitliche Feſtſtellung 66 

Urteilszuſtellung an einen S. 821% 
Streitwert ſ. a. Reviſionsſumme 

S. der Pfändungswiderſpruchsklage 114 


Streupflicht 


Grenze der an den Hausbeſitzer zu ſtellenden Anforde⸗ 


rungen 651 
Verpflichtung aus Werkvertrag 148% 15219 
Obſervanz ohne ausdrückliche polizeiliche Vorſchrift 1521 
94485 101235 
S. einer Behörde (Unfall trotz ausreichender Aufſicht) 468° 
Haftung einer Stadtgemeinde wegen unterbliebenen 
Streuens 333% 6181° 
S. des Anliegers (iſt der Fiskus als Kanalbeſitzer Anlieger 
der darüberführenden Brücken?) 10123? 
Syndikat 
Vertrag eines Syndikatsmitgliedes, wonach es ſeine ganze 
Produktion an die Geſellſchaft zu liefern hat 8093 
Tarifgemeinſchaften 
Rechtswirkſamkeit der T., von RA. Baum, Berlin 607 


Tarifvertrag 
Schadenerſatzanſprüche des Arbeitgebers wegen Bruchs 
eines T. 1847 
Tänſchung 


Schadenerſatzforderung ſtatt der Anfechtung 934“ 
Tanſchvertrag 
Gewährleiſtung 65 
Teilurteil 
Mangel der Vorausſetzung für ein T. 239° 
Zwiſchenurteil oder T. 6228 94556 
Tempelhofer Feld 
Verkauf des T. F., von Profeſſor Laband 915 996 
Verkauf des T. F., von Syndikus Wieſener 929 
Verkauf des T. F., von Profeſſor Anſchütz 988 
Teſtamentsvollſtrecker 
Klage des Pflichtteilsberechtigten gegen den T. 18813 
Rechtsverhältnis zwiſchen Erben und T. (Fortführung 
eines Handelsgeſchäfts) 290 
Legitimation des T. 802° 
Befugnis des T. zur Mietskündigung 820° 
Tierhalter 
Abwälzung der Aufjichtspflicht, von Dr. Fürnrohr 95 
Erſatzpflicht des T., von RA. Dr. Fuchs, Karlsruhe 571 
Übergang der Gefahr auf den Käufer 706° 
Tierſchaden 
Haftung des Poſthalters und der Poſtverwaltung 470° 
Verletzung des Tierarztes 57913 


Haftung des Stallbeſitzers für eigenes Verſchulden ſeines 
zu Schaden gekommenen Knechtes 750° 
Todeserklärung 
Gegenbeweis gegen eine T. 103! 
Überbau 
U. auf das eigene Grundſtück 60° 
Anwendung in § 254 BGB. 814“ 
übergangsfragen 
Anwendung des § 138 BGB. auf ältere Verträge 62° 
Schadenerſatz wegen Pflichtwidrigkeiten, die vor 1900 be⸗ 
gangen und erſt ſpäter ermittelt worden ſind 109° 
Unerlaubte Handlung |. Schadenerſatz 
Unfallverſicherung 
Übergang eines Teils des Anſpruchs auf Invaliden⸗ und 
Krankenverſicherung 44° 
Erſatzanſprüche der Berufsgenoſſenſchaften (Unfallver⸗ 
hütungsvorſchriften derſelben) 457! 
Klagfriſt wegen Erſatzanſprüchen an Unternehmer 11928 
Haftung Dritter 15825 
Mitteilung des Erſatzanſpruchs durch den Vorſtand der 
Berufsgenoſſenſchaft (S 148 LwuVG.) 159 
Entſchädigungsanſpruch des Verſicherten gegen den Betriebs⸗ 
unternehmer. Rechtskraft des Urteils der Verſicherungs⸗ 
inſtanzen 194 
Schadenerſatzanſpruch eines Arbeiters gegen den Geſchäfts⸗ 
herrn, weil er durch unterlaſſene Anmeldung zum 
Handelsregiſter die Anwendung des Gewerbe⸗Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes vereitelt hat 232° 
Rechtskraft der Entſcheidung der U.⸗Behörde 58835 
Unfall eines Knaben, der nach den Kinderſchutzbeſtimmungen 
gar nicht beſchäftigt hätte werden dürfen 58925 
Rechtskraft der Entſcheidung einer Berufsgenoſſenſchaft 
6295 
Rechtskraft der Entſcheidung der Verſicherungsinſtanz 764“ 
Schmerzensgeld 764 
Haftung des Betriebsunternehmers. (Bleibt der Eiſenbahn⸗ 
fiskus Betriebsunternehmer, wenn er einzelne Betriebs⸗ 
zweige Privatperſonen überträgt?) 84457 
Betriebsunfall 95338 
Unmöglichkeit 
U. und Unvermögen 1811 
Kauf eines rechtlich nicht beſtehenden Kuxes 6132 
Einrede der U. bei dinglichen Anſprüchen 7541 
U. der Kauferfüllung aus dem Grunde, weil der Käufer 
die Kaufsſache, die der Verkäufer erſt von einem Dritten 
zu erwerben hatte, von dieſem direkt gekauft hat 805 '° 
Unterbrechung des Verfahrens 
U. durch Konkurs (Aufnahme des Verfahrens durch den 
Gemeinſchuldner) 6242 94455 
Unterhaltspflicht 
Haftung mehrerer gleich naher Verwandten 237 
Anfpruch eines erwachſenen Sohnes auf die Koſten der 
Ausbildung zu einem anderen Beruf 478 
Koſten des Strafvollzugs und der Korrektionsnachhaft p 
489 39 
Kolliſion des dem unterhaltspflichtigen Vater zuſtehenden 
Rechtes, die Art des Unterhalts zu beſtimmen, mit der 
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auf die Mutter übergegangenen Sorge für die Perſon 
der unterhaltspflichtigen Kinder 819* 
Unterlaffungsanſpruch 
U. auf Grund einer Leiſtungsverpflichtung 5852 
urbeberſchutz | 
Erſatz des fehlenden U. durch $ 826 StGB. 6181 
Urkunden 
Gültigkeit mündlicher Nebenberedungen 8005 
Urkunden beweis 
Folgen der verſäumten Vorlegung einer Urkunde 6821 
Feſtſtellung der Echtheit einer Urkunde ohne Beweis⸗ 
erhebung 154% 
Urſachzuſammenhaug 
U. bei der Enteignung 490 
Zuſammenwirken zweier Urſachen 579 
Unterbrechung des U. 6181! 
Zuſammenwirkung mehrerer Urſachen 650° 
Geſundheitsſchädigung durch den Unfallentſchädigungsprozeß 
100311 
Urteil 
Tatbeſtand (bloßer Aktenauszug) 28* 
Tatbeſtand des Berufungsurteils (fehlende Angabe des 
Vortrags des erſtinſtanzlichen U.) 33718 
Bezugnahme auf Entſcheidungsgründe im Vorprozeſſe 
48227 
Teilurteil oder Zwiſchenurteil? 62218 94526 
Unzuläſſige Verweiſungen im Tatbeſtand 58219 
Urteilsans fertigung 
Zwangsvollſtreckung aus der abgekürzten U., von RA. 
Dr. Langenbach, Berlin 274 


Urteilstenor 
Klagabweiſung ohne ausdrücklichen Ausſpruch im U. 943°° 
VBaterſchaftsauerkenntuis 
Anfechtung der V. 752° 
Verein 
Zahlſtelle eines Verbandes als ſelbſtändiger V. beurteilt 
181? 


Haftung der Mitglieder eines nichtrechtsfähigen V. für * 


deſſen Schulden 227? 
Ausſchließung eines Mitgliedes im Mangel einer Satzungs⸗ 
beſtimmung 467° 
Namenrecht der V. 
Verfahren 
Aufnahme des unterbrochenen V. durch den Konkurs⸗ 
verwalter 624 94425 
Vergleich 
Unwirkſamkeit des V. 1622 
Klagrücknahme im V. 28 ö 
Vorprozeſſualer V. als Vollſtreckungstitel, von Profeſſor 
Dr. Reichel, Leipzig 141 
Formbedürftiger Anerkenntnisvertrag oder V., 
gewährung 280° 
Formloſer V. über Aufhebung des Wandlungsrechts an 
Grundſtücken 5757 


7991 


Raten⸗ 


äbrung 
Stillſtand des die V. unterbrechenden Prozeſſes 9? 65715 
Garantiezeit und V. 11728 


Anſprüche der Armenverbände gegen die Unterſtützten und 
die Unterhaltspflichtigen (V.) 1433 
V. des Ausgleichungsanſpruchs eines Haftpflichtigen 
2351 
Unterbrechung der V. durch Stundung (Ratenzahlung 
mit kaſſatoriſcher Klauſel) 2803 
Unterbrechung durch formloſes Anerkenntnis 280 
V. öffentlicher Abgaben p 34425 
Hemmung der V. durch eine dem Bürgen zugeſtandene 
Stundung 574 
V. der Haftung für Angeſtellte 7531“ 
Beginn der V. 820 
Kurze V. 
Werkvertrag (Beſorgung fremder Geſchäfte) 8° 
§ 196 Nr. 12 BGB., von RA. Dr. Eugen Joſef, Frei⸗ 
burg (Breisgau) 57 
K. V. nach § 8 HaftpflG. 23514 
K. V. Hausvermietung als Gewerbebetrieb 803 10 
Verlöbnisbruch 
Verlobung nach Beginn des Geſchlechtsverkehrs 9421 
Vermächtnis 
V. zur Belohnung eines Ehebruchs 6“ 
Verſäumnisurteil |. a. Mahnverfahren 
V. gegen den Beklagten im Falle des $ 697 ZBO., von 
RA. Dr. Rieß, Berlin 796 
Verſicherungsvertrag ſ. a. Haftpflichtverſicherung 
Unterlaſſung einer vorgeſchriebenen Anzeige 335° 
Verſchulden des Schiffseigentümers bei der Führung 3497 
Verzicht auf die Rechtsverwirkung (Abwarten einer ſtraf⸗ 
gerichtlichen Unterſuchung) 355° 
Verwirkung infolge Prämienverzugs. Annahme der rück⸗ 
ſtändigen Prämie nach Eintritt des Verſicherungsfalls 
36 59 
Begriff der äußeren Verletzung 706 
Einwand der Rechtsverwirkung gegenüber dem Rechts⸗ 
nachfolger des Verſicherten 7127 
Lebensverſicherung zugunſten des nächſten Erben 72% 
Verpfändungsverbot (Wirkung gegen Dritte) 143° 
Anfechtung des V. wegen Irrtums 15525 
Fortbeſtand des V. bei Eigentumswechſel 15720 
Verſchweigung früherer Schadenfälle im Antrage 1932 
Ausſchlußfriſten. Keine Anwendung des § 215 BGB. 
24435 
Wertsermittlung. Liebhaberwert 339 
Fahrläſſige Schädigung durch vorſätzliche Pflichtverletzung 
4833? 
Anzeigepflicht 5858 
Falſche Angaben der Agenten über den Inhalt der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen 6232 
Veränderung des Riſikos 716 
Sachverſtändigenkommiſſion Notwendigkeit 
Beratung) 716° 
Ausfüllung des Fragebogens durch den Agenten 76025 
Doppelverſicherung 7600 
Verſicherung von Gegenſtänden, die unter Eigentums⸗ 
vorbehalt gekauft ſind 83572 
Berufswechſelanzeige 8363 


kollegialer 


20 Zivilregiſter 


Anfechtung eines Schiedsgutachtens wegen offenbarer Un⸗ 
billigkeit 836“ 
Anerkenntnis des Verſicherungsanſpruchs durch Führung 
des Haftpflichtprozeſſes für den Verſicherten 10092 
Vertagungsautrag Ä 
Nichtbeachtung eines ev. V. 8275 
Vertrag 
V. zugunſten Dritter 8061 
Vertragsſchluß 
Auffaſſung eines Beſtätigungsſchreibens als Vertrags⸗ 
angebot, Bedeutung des Stillſchweigens 649° 
Verſteckter Diſſens 8032 
Rechtzeitigkeit der Annahme unter Abweſenden 999“ 
Vertragsſtrafe 
Verzicht auf die V. durch vorbehaltloſe Annahme 13 
Richterliche Herabſetzung der V. 293% 
Vertragsurkunde 
Gültigkeit mündlicher Nebenberedungen 800° 
Vertragsverletzung 
Wiſſentliche Beteiligung an fremder V. 705° 
Vertreter 
Verfaſſungsmäßig berufener V. einer Stadtgemeinde 799 
Vertretung 
Haftung des Vertretenen für Argliſt des Vertreters 
280° 
Stille V. 10005 
Verwahrungs vertrag 
Rechtſprechung, von Kuhlenbeck 641 
Verwaltungsgerichtsverfahren 
Reviſion wegen Nichtanwendung des Fragerechts 347 
Verwaltungs ſtreitverfahren 
Zuläſſigkeit des V. 
OVG. 77 
Verwaltungsverfügung 
Verwaltungszwang zur Abgabe rechtsgeſchäftlicher Er⸗ 
klärungen 822 
Verzicht 
V. auf die Vertragsſtrafe durch vorbehaltloſe Annahme 1317 
Verzug 
Leiſtungsverzug nach franzöſiſchem Recht 16330 
Eintritt des V. mit einer beiderſeitiges Zuſammenwirken 
erfordernden Rechtshandlung 3327 
Beweislaſt für den V. 7507 
Nichtlieferung wegen vertragswidriger Verwendungsabſicht 
des Käufers 80414 
Verhältnis des Gläubigerverzuges zum Schuldnerverzuge 
bei Teilzahlungen 80413 
Vinkulation 
Kann der Pfandgläubiger, der die ihm verpfändeten Wert⸗ 
papiere zur Erfüllung eines vom Pfandſchuldner ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufvertrages dem Käufer mit dem Vor⸗ 
behalte überſandt hat, daß der Kaufpreis als Erſatz 
des Pfandes an ihn zu zahlen ſei, bei Nichterfüllung 
dieſer Bedingung Rückgabe fordern? 28210 
Vinkulationsgeſchäft 
Vinkulation im Verhältniſſe des Kommittenten zum Kom⸗ 
miſſionär 24232 


Parteivereinbarungen darüber. 


Vollſtreckung 
Vorläufige V. in Höhe des als Sicherheit hinterlegten 
Betrags, von RA. Mosler 887 
V. bei alternativer Verurteilung, von RA. Joſef 919 
Vollſtreckungsklauſel 
Erteilung der V. zu einem Berufungsurteil unter Auf⸗ 
nahme der dadurch beſtätigten erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidung 2428 
Vollſtreckungstitel 
Vorprozeſſualer Vergleich als V., von Profeſſor Dr. Reichel, 
Leipzig 141 
Zwangsvollſtreckung aus einer vollſtreckbaren Urkunde auf 
Grund mündlicher Vereinbarung beſchleunigter Fälligkeit 
65822 
Vorbereitungsdienſt ſ. a. Rechtsſtudium 
Zur Frage der Ausbildung des juriſtiſchen Nachwuchſes 
in Preußen, von Amtsgerichtsrat Dr. Neumann, 
Breslau 569 
Vorleiſtung 
Klage auf künftige Nachleiſtung vor Bewirkung der V. 
39112 
Vormerkung 
Künftige Eigentümerhypotheken 730 
Wirkung der Auflaſſungsvormerkung im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren 48937 
Vormund |. a. Pfleger 
Legitimation des V. (Keine analoge Anwendung des § 174 
BGB.) 1000 
Vormundſchaft 
Haftung des Vormundes aus Geſchäften, die er nach Be⸗ 
endigung der V. noch vorgenommen hat 23319 
Berufsvormundſchaft 974 
Vormundſchaftsgericht 
Kinder aus nichtigen Ehen 11216 
Kompetenz des Prozeß⸗ und V. 11317 
Genehmigung widerſprechender Verträge durch das V. 
158⁰ 
Vormundſchaftsrichter 
Haftung des V. wegen ungenügender Aufſicht 28825 
Warenzeichen 
Gleichartigkeit der Waren 428 
Verwechſlungsmöglichkeit trotz Hinzufügung der Firma. 
Eventualdolus 341% 
Zuläſſigkeit eines Wortzeichens. Ausſtattung (Gebrauchs⸗ 
form) 48534 
Entſtehung eines Freizeichens. Entſtehung von Waren⸗ 
namen aus Herkunftsbezeichnungen und Wortzeichen 
486°° 
Verwechſlungsmöglichkeit 48736 
Ausſtattung 58729 
Unlauterer Wettbewerb durch Mißbrauch eines W. 587 
Lieferung von Erſatzteilen für geſchützte Maſchinen 8397? 
Waſſerrecht 
Unterhaltung von Vorflutgräben 78 
Unterirdiſche Waſſeradern und Quellen 664“ 
Rechtsweg für Streitigkeiten über Entwäſſerungsgraben 
72034 g 
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Wechſel 
Memtität des Bezogenen und Akzeptanten 66025 


Lezeicmung des Ausſtellungsortes 94932 

bertragung eines Blankogirowechſels nach dem Proteſte 
10108 

Vechſelklage 

Leruuch nochmaliger Geltendmachung des abgewieſenen 
Regreßanſpruchs 71628 

Einwand der Vechſelfälſchung (Beweislaſt) 759 28 

deifügung einfacher Abſchriften ſtatt der Klagurkunden 
492 922 


Bchlelorduung 
Sorentwärfe zu einer internationalen W. 963 
Behfelproteft 
Haftung der Poſtbeamten wegen Verſäumung eines W. 
28415 
Siligkeit des W. trotz unterbliebener Ermittelung des 
Geſchkäftslokals 625 26 
Gültigkeit des W. trotz formeller Mängel 95053 
eprogef 
Einftellung der Zwangsvollſtreckung aus dem rechtskräftigen 
Vorbehaltsurteil 6922 
Lehfelabichrift als Anlage der Klagurſchrift 492 992 
Leründerung der bezogenen Firma 83471 
Legitimation des Ausſtellers 83470 
Gemeislaſt für negative Vorausſetzungen des Prolon— 
gationsrechts 834 71 
8 ſelzeichnnng 
einer Genoſſenſcha 71528 
Aagepolizei * 


Juändigkeit im Brückenweſen. OVG. 605 
eunterhaltung 
m der Verpflichtung zur W. 28618 


Ürfbauten 148 


\ 86 968. Baugerüſt als W. 28821 
7 808. 6531 
Verfperte 


„ kertrag 

Na] zes Orcheſters. Dienſtvertrag oder W. 13% 
ln nahrung. Beſorgung fremder Geſchäfte gs 
Nez hen einer ſpezifizierten Rechnung 91 

gehen be ſtückweiſer Lieferung 1065 

rverträge 1076 

15 bon ſtellung einer nicht vertretbaren Sache 
£ eria er wernehmer zu liefernden Stoff 11720 
mie den Verſpätung und Nichterfüllung 1460 
ö na 5 
Füge 15 c f 634, 636 BGB. vor Eintritt der 
baden 

Ne 0 wanſpruh aus dem W. wegen mangelhafter 
uud ang eines Zugangs 14810 

N "hltlofe Abnahme 3894 

hir 5 5 Wandelungsrechts 65925 


FÜ 
8 des 
000 ebun 

925 ns W. nach Abtretung der Lohnforderung 


infolge beiderſeitigen Ver⸗ 


Wertzuwachsſteuer 
Verpflichtung zur Tragung der W. unter den Parteien 
2283 


Wettbewerb 
Wettbewerbszweck. Wahrung berechtigter Intereſſen 4365 
Herkunftsbezeichnung (Pilſener Bier, Pilſener Brauhaus) 
12031 

Gebrauch einer Firma unter Ausnützung einer Ver⸗ 
wechſlungsmöglichkeit 12232 

Unlauterer W. durch Mißbrauch eines Warenzeichens 
58730 

Nachdruck von Stellenausſchreibungsinſeraten 62729 

Klaglegitimation (Gewerbebetrieb) 8405 

Wettbewerbsverbot 
Umgehung des W. Schiebung auf die Frau) 279° 
Sittenwidrigkeit des W. 48330 

Widerklage 
W. des Fiskus in Stempelſteuerprozeſſen 77 5⁵ 
Rechtlicher Zuſammenhang 23822 


Widerruf 
W. einer Prozeßerklärung, die kein Geſtändnis iſt 1031 
Wiedereinſetzung 


Tragweite der Vorſchriften im 8 2332 ZPO. 33613 

Krankheit (Nervoſität des Anwalts) 480% 

Form im Wiedereinſetzungsgeſuch 636 
Wirtſchaftlicher Verband 

Formulare des W. V. 910 
Wohnungsgeldzuſchuß 

Dienſtrang und W. 10122 
Wohnungsweſen 

Umfrage des Juriſtentags 879 

ucher 


Einrede des W. gegen eine zwecks Bürgſchaft für den 
Bewucherten übernommene Wechſelverpflichtung 5 
Zahlungsbefehl ſ. a. Mahnverfahren 
Verbindung der Anträge auf Zahlungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
befehle 636 689 7277 72838 77301 77462 922111 
Zeugen 
Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft als Z. 252 
Unmittelbare und mittelbare Beteiligung 11521 
Zeugenbeweis 
Unterſchied zwiſchen Z. und Sachverſtändigenbeweis 1007 25 
Ziegelmeiſter 
Rechtliche Stellung des Z. 1070 
Zivilprozeſznovelle 
Prozeßverſchleppung infolge der Z. 885 
Zubehör |. Beſtandteil 
Zurückbehaltungsrecht 
Einheitlichkeit des Verhältniſſes 101 
Einwand der Argliſt gegen das Z. 63° 
Zuſtändigkeit 
Z. der Gewerbegerichte ſ. d. 
Zwiſchenurteil über die Z. hinſichtlich einer von mehreren 
Klaggründen 479 2 
Eingehen auf die Hauptſache im Verfahren über die 24 
7094 
Unanfechtbarkeit des Anfechtungsbeſchluſſes 7730 
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Zuſtellung 
Rechtzeitigkeit der Z. (3. am Sonnabend nachmittag) 713 20 


Beglaubigung der Abſchriften durch den Anwalt im Amts⸗ 
gerichtsverfahren 72635 772 f. 
Zwangsvergleich ſ. Konkurs 
Zwangsverſteigerung 
Aufrechnungsbefugnis des Erſtehers 1582 
Legitimationsprüfung bei der Ausſchüttung 58831 
Z. eines unvollendeten Hauſes. Behandlung der Aus⸗ 
baukoſten bei der Verteilung 71831 
Behandlung hinterlegter Verſicherungsgelder 8061s 
Einſtellung der Z. bezüglich Zubehörſtücke 8418? 
Ausſchluß von Beſtandteilen beim Zuſchlag 95237 
Wer iſt Beteiligter? 1010 


Zwangsverſteigerungs verfahren 
Wirkung der Auflaſſungsvormerkung im Z. 48937 
Zwangs vollſtreckung 
Einſtellung der Z. aus dem rechtskräftigen Vorbehalts⸗ 
urteil 692 


Verantwortlichkeit des Gerichtsvollziehers 116 
Keine einſtweilige Verfügung zur Anwendung der Z. neben 
dem Rechtsbehelf des S 769 ZPO. 82961 


Zwiſchenurteil 


Rechtskraft des Z. 27 : 

Z. über die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels 6820 

Grund des Anſpruchs (Anwendbarkeit des §8 819 BGB.) 
240 28 

Z. über die Zuſtändigkeit hinſichtlich eines von mehreren 
Klaggründen 479 22 

Kann die Frage des mitwirkenden Verſchuldens dem End⸗ 
urteile vorbehalten werden? 48126 

Teilurteil oder Z.? 62218 945 26 

Unzuläſſiges Vorbehalten im rechtskräftigen Z. über den 
Anſpruchsgrund 63139 

Z. wegen des Grundes im Anſechtungsprozeſſe 71219 

Vorausſetzung über den Erlaß eines Z. über den Grund 
des Anſpruchs 75771 22 

Z. über den Grund des Anſpruchs 1006 100722 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Feil. Neichsrecht. 
I. Reichs juſtizgeſetze. 
1. Gerichts verfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877. 
§ 2: 7891 
8 13: 47820 94729 30 
8 66: 25* 
S 70: 830®3 
88 102, 105a: 699 
8 108a: 323 699 
8 121: 25 
8 137: 3098. 
8 139: 306 
8 160: 71730 
$ 176: 907 
§ 202 Abſ. 1 Nr. 5: 29435 772 77359 
868 869 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

88 14, 18: 325 


2. Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 1877. 
8 3: 11418 33518 


S 4: 11418 316112 

S 6: 11418 33513 

§ 8: 29127 

§ 29: 23 479°? 62015 65516 
8 32: 2339 24% 47922 70914 
S 39: 322 

§ 40: 870° 

S 42: 71015 

S 45: 25#1 

S 50: 25 

8 51: 23821 65617 

§ 52 Abſ. 2: 15727 

§ 56: 2382˙¹ 301°: 802° 

8 59: 821 


— 


6617 

667 821% 

: 19014 48023 

480 ?3 

802° 

103! 

: 65617 94321 

: 689 22 

90: 1031 

91: 597“ 691786 77670 875 10 888 94322 
95: 795 

96: 306 3092 

97 Abſ. 2: 1311 794 
99: 15118 463 

100 Abſ. 4: 894 

8 101: 62110 

§ 103: 323 873 102 

§ 104: 221 465 5963 729 40 894 994119 
8 105: 323 5968 

S 107: 323 

§ 108: 910 

§ 109: 910 75720 

§ 128: 794 796 

$ 132: 135 

1372: 11410 

139: 23923 29228 33514 
140: 11419 

141: 2513 1003 271322 
145: 23822 

146: 4792 

147: 699 

§ 148: 33515 58117 

8 157: 323 

88 166—213: 933 

§ 169: 73458 


222 2 ker) 
SO SD 


N AR UN UN UN MUR UR URN U UN WR UM UR UN 
ER: 
an) a 
2» .o 


UL AL A. IN. AL A A. 


& 170: 
& 171: 
S 174: 
8 175: 
§ 176: 
S 178: 
8 188: 
S 190: 
§ 199: 
§ 205: 
8 207: 
S 208: 
8 210: 
8 212: 
S 217: 
$ 227: 
& 233: 
S 236: 
§ 238: 


Zivilregiſter 


4921 72635 7349 
65618 

27211 932 

932 

2715 2721 7263° 
703 

480% 

754% 

933 

323 

480 636° 

126°5 

27214 4921 72635 772 
4802. 

gg 

271° 773 55 

336° 

323 

106* 


88 239—245: 9 


S 240: 
S 250: 
8 251: 
8 252: 
§ 253: 
S 255: 
§ 256: 
8 259: 
8 260: 
§ 263: 
§ 264: 
S 268: 
8 270: 
8 271: 
S 272: 
§ 274: 
§ 275: 


94433 

136 

65710 

581 17 

264 9711 822% 887 

56II 919 

23928 2 65720 82347 82448 825 l 80 
5511 919 

56 III 

322 325 710% 8262 876 12 
177 

2645 177 39112 827054 
944 

82758 

135 

6718 711 

4799 


88 278, 279: 795 


8 280: 


178 


8 283 Abſ. 2: 795 


S 286: 


5 


553 
8 S 


e EM MMURM ο ο L 
— N 
— © — 2 


8 8 


— 
os 


2716 28“ 2952 43 681% 103“ 
12232 28312 29223 3377 48155 
58218 6217 8188 82755 


27“ 29228 341 


847% 

1031 301 
71218 

103! 


: 15219 94425 
: 215 75928 82886 
: 323 


734 
4792 
47922 62219 


: 6820 47922 75721 9457 


6820 24025 4792 
75722 1006 100721 


4828 712° 


23 


S 308: 465 


§ 313: 2848 


8 317 


2731 274 31611 33710 
58319 20 63917 82867 

138B 219 274 6381 639 
73351 73556 778 7805-50 8 
875107 108 


§ 319 Abſ. 4: 115˙ 

: 131° 598 

: 19016 39318 710% 

176 177 71010 7172 8288 
: 177 339% 

: 3992 71016 

: 39924 


UN MD WM U IR DM 
9 


174 


796 
271257 972% 
1271 

6368 932 

: 135 323 


636® 


: 11520 293 943°° 


943% 


175928 
: 713% 


191“ 27330 


88 373 ff.: 25 28% 1007°° 
88 373—401: 213 

8 374: 759% 795 

ss 402 ff.: 19117 795 

S 403: 
S 406: 
S 427: 
8 433: 
S 440: 
S 445: 
S 446: 
8 451: 
8 453: 
S 461: 
8 463: 
S 481: 


88 485, 
88 487 
8 495: 


S 496: 


S 497: 


S 498: 


1007? 

710! 

6821 

795 

15423 75928 

1031 2406 6581 757 * 

759 28 

65821 

7572⁴ 

191 322 757°! 

583 ?1 

323 

486: 141 152° 

493: 152? 

174, 2717 2721 2730 

981 992 101“ 133 A 138B 173 
219 324 49212 726 772 

981 992 100° 133 A 173 271157 
2729 324 597“ 703 
981 992 324 577 
923 11⁵ 116 

981 324 


703 72658 


272186 19 20 885 

324 

100 

322 

: 178 324 59715 6882 52736 743 


753 5 60 797 870 


22 Zivilregiſter 


Zuſtellung 
Rechtzeitigkeit der Z. (3. am Sonnabend nachmittag) 713 2⁰ 


Beglaubigung der Abſchriften durch den Anwalt im Amts⸗ 
gerichtsverfahren 72635 772 5. 
Zwangsvergleich |. Konkurs 
Zwangsverſteigerung 
Aufrechnungsbefugnis des Erſtehers 1582 
Legitimationsprüfung bei der Ausſchüttung 58831 
Z. eines unvollendeten Hauſes. Behandlung der Aus⸗ 
baukoſten bei der Verteilung 71831 
Behandlung hinterlegter Verſicherungsgelder 80618 
Einſtellung der Z. bezüglich Zubehörſtücke 84183 
Ausſchluß von Beſtandteilen beim Zuſchlag 95237 
Wer iſt Beteiligter? 1010 


Zwangsverſteigerungs verfahren 
Wirkung der Auflaſſungsvormerkung im Z. 48937 
Zwangsvollſtreckung 
Einſtellung der Z. aus dem rechtskräftigen Vorbehalts⸗ 
urteil 6922 


Verantwortlichkeit des Gerichtsvollziehers 116? 
Keine einſtweilige Verfügung zur Anwendung der Z. neben 
dem Rechtsbehelf des S 769 ZPO. 82961 


Zwiſchenurteil 


Rechtskraft des Z. 27. . 

Z. über die Zuläffigfeit eines Rechtsmittels 68 20 

Grund des Anſpruchs (Anwendbarkeit des 8 819 BGB.) 
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7330 
18711 


7330 457 
18711 457 
7042 93711 


81635 
39110 


2958 
142° 


§ 1296 Abſ. 2 


§ 1297: 
88 1298, 1300: 
8 1317: 


§ 1325: 


8 1333: 


62 


2131 
81737 
33411 


1004.15 


20% 
910 


474% 


SS 1337, 1339: 474 
47418 81728 


S 1353: 
8 1357: 
S 1360: 
S 1361: 
S 1370: 
S 1375: 
S 1379: 
SS 1387, 1388: 


5745 


28923 100418 


707 4e 
48 

614° 
6140 


4 


7514 


157 9420 


494 


7077 


§ 1395: 75515 

§ 1399: 15727 

S 1400: 75518 818°? 

SS 1403, 1406: 75513 

$ 1412: 614® 

S 1413: 614% 75518 

§ 1414: 614® 

§ 1416: 942? 

S 1424 II: 91 

§ 1442: 236° 

S 1443: 8183 

S 1471: 236? 

S 1474: 290% 

SS 1483, 1488: 236!° 

S 1519: 818° 

$ 1546: 236 

§ 1550: 818° 

§ 1565: 47616 

1567 Nr. 1: 11216 58116 
6924 15016 309 I?” 33412 15818 


. AI 


AN AR SR AL IR IN UP IN UN IL UL . URN URN d. 


1568: 


1570: 
1571: 
1573: 
1574: 
1579: 
1582: 
1586: 
1591: 


65515 756 819 1005 77 18 
2233 

7071 736 

1005 10 

47717 75619 

1421 48 

1421 91 

2132 

47718 


1594 Abſ. 3: 1000? 


1601: 
1606: 
1608: 


47719 
2377 
142¹ 


1609 I: 91 


1610: 
1624: 


4772 
23718 


§ 1630 Ab}. 2: 39510 
§ 1635: 11317 128 819% 
§ 1642: 7081? 

S 1644: 9331 

SS 1699, 1700: 113" 
§ 1708: 75212 

s 17121: 91 

§ 1714: 752% 

§ 1720: 10007 

§ 1795: 39519 

SS 1807, 1833: 708? 
§§ 1821, 1822, 1824: 933 1 
§ 1837: 28822 

§ 1848: 2882 7451 
§ 1915: 70812 

§ 1967: 3154 

ss 1985 ff.: 661 80 
§ 2006: 614% 

S 2022: 89 

§ 2033 I: 89 1801 

S 2035: 91 


Zivilregiſter 


SS 2042 ff. 93 655 847 v5 
SS 2050 — 2053: 70813 
$ 2057: 70813 736 

§ 2067: 246% 

5 2074: 820% 

8 2084: 614 

8 2100: 91 820° 

88 2119, 2131: 1881 
§ 2187: 68 

§ 2203: 290% 

8 2211: 820% 

§ 2216: 290% 

S 2219: 290% 304 

$ 2220: 290% | 
8 2227: 290% 304 

$ 2231: 23719 29128 4673 
$ 2242: 150% 

8 2253: 22% 

§ 2255: 291% 

88 2265 ff. 2235 

8 2303: 18813 

8 2311: 18813 23820 
88 2314—2316: 18813 
8 2314: 3911 

§ 2316: 70813 

88 2325 ff.: 391 

$ 2332: 8204 

8 2339 Nr. 4: 2338 

8 2342: 23% 

88 2353, 2357: 89 

8 2368: 802° 848 

8 2371: 2338 

88 2371—2385: 5721 
§ 2379: 9988 

8 2385: 2338 9983 
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Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


2. Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897. 


Art. 11, 30: 6121 
59: 116% 
65: 743 
„75: 155% 
109: 847% 
125: 58015 
132: 466! 
142: 278 


„169 Abſ. 1: 1578 7534 


170: 276 

„173, 181, 182: 1801 
184: 602 

192, 193: 712 
200: 2271 7451 820% 
= 201: 2271 

„ 203: 6471 

213: 5721 7451 


8 9: 843885 
S 14: 48330 


30 


843 56 
828° 
120°! 
24230 39315 742 
19322 75820 
2329 
996 
12031 122°" 
3281 
996 
585% 
7154 
1172⁵ 
: 11725 483°° 
243532 
: 1008 *5 
05: 25 
8 122 a. F.: 758° 
318% 742 
: 315 832% 
g 139: 31 
83265 
8 149: 315% 
8 159: 742 
8 161: 315 
631°” 
623222 
8 207: 8008 
8 211: 693° 
88 218 ff.: 154% 
8 235: 65920 
8 243: 58526 
8 249 Abſ. 1, 2: 640 
8 269 Abſ. 4: 39416 
8 282: 948 21 
8 289 Abſ. 3: 
§ 300: 623% 
8 306: 11010 
8 346: 6495 696 
8 347: 2433 
§ 373: 29828 4690 
§ 374: 948 31 
8 375: 62328 
§ 377: 117? 1552“ 48331 
8 378: 11726 
8 381 Abſ. 2: 11726 65925 
8 429: 2675 
§ 430: 3255 8275 
88 434, 435: 5732 
8 452: 62014 
8 606: 2675 
88 613, 652: 82755 
8 642: 1008 2 
8 734: 24229 2448 
8 820 Nr. 6: 3457 
Einfüh rungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. 
Art. 7: 243 25 


Deore 
OOO A 


8 8 8 


N 2 82 


3 


U CN U UN CD CR c c CU c CN CR CR CR CR CHR CR 
288828 
R — — 


— 00 
2 


758” 


Zivilregiſter 


3. Wechſelordnung. 


Art. 4 Nr. 6: 94952 
„4 Nr. 7: 660° 
21: 66028 
: 43 Satz 2: 
- 51: 716° 
= 77: 5745 
82: 29435 
= 88: 9493 
91 Satz 3: 62528 8347 


83470 


III. &inzelne Geſetze u. Verordnungen nach der Beitfolge geordnet. 


1869. uni. 
. 29. Juli. 


1900 


1870. 
. 22. März. 


1909 


1870. 
. 30. Mai. 
1871. 


1908 


1871. 


21. Juni. Gewerbeordnung. 
8 76: 63812 
13. Mai. Geſetz wegen Beſeitigung der Doppel: 
beſteuerung. 
§ 3: 8376 
6. Juni. Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz. 
16. April. Reichsverfaſſung. 
Art. 69: 929 
88 61, 62: 143° 
7. Juni. 


1900. 25. Juli. Haftpflichtgeſetz. 


1900. 


1871. 


1873. 


1873. 


. 30. November. 


21. Juli. 
. 20. Mai. 


8 1: 3760 7612 818355 
§ 3 Abi. 2: 289% 
8 8: 23514 
8 17: 84385 
28. Oktober. Poſtgeſetz. 
88 11, 12: 4708 
25. Mai. Reichseigentumsgeſetz. 
88 1, 5, 6, 8, 1012, 11, 12: 988 
88 11, 12: 4705 
25. Mai. Reichsgeſetz. 
88 1—9: 916 
SS 10—13: 929 
4. April. Militärpenſionsgeſetz. 
88 58, 64: 660° 
e Bahnpolizeireglement für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands. 
85 66, 67, 68 Abf. 2: 
14. März. Reichsbankgeſetz. 
§ 13 Nr. 7: 645 
31. März. Reichsbeamtengeſetz. 
§ 100 Abſ. 1: 10119 
11. Januar. Geſetz, betr. das Urheberrecht an Muſtern. 
8 1: 396 


6633? 


Anfechtungsgeſetz. 


8 1: 380 

§ 3 Ziff. 1: 3861 8387 9513° 
§ 3 Ziff. 2: 392 

§ 3 Ziff. 1 u. 2: 72” 

8 7: 38% 7121 


2. 10. April. 


1889. 


1890. 
101. 


1890. 


6. Juli. 


29. Juli. 


30. Juni. 


20. April. 
20. Mai. 


Zivilregiſter 


§ 9: 712" 
§ 11: 76233 
8 17 Nr. 1 Abſ. 2: 95135 
28. September. Kaiſerliche Verordnung. 
§ 1: 820“ 
8 7: 116% 
20. April. Beamten⸗Unfall⸗Fürſorgegeſetz. 
8 12: 471° 
20. März. Pariſer Union. 
Art. 6: 4853“ 35 
Sa Krankenverſicherungsgeſetz. 
8 44: 118° 
§ 50: 58628 
8 57: 70% 
Unfallverſicherungsgeſetz. 
8 898: 15728 
11. Juli. Bauunfall⸗Verſicherungsgeſetz. 
8 47: 15932 
1. Mai. 98 
20. Mal. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz. 
S 1: 76338 
8 7: 40% 76336 
§ 19: 1099 76326 
§ 22: 76336 
§ 27: 6267 
88 34, 38, 41: 109° 
§ 42: 40% 
8 75: 4066 66 
8 88: 41% 8428 
88 101, 131: 76336 
SS 136, 137: 586°7 
§ 139: 76325 
SS 146, 147: 109° 
12. Juni. Geſetz vom 
§ 3 Ab}. 3: 626 


Gewerbegerichtsgeſetz. 


8 3: 24352 
§ 4 Ziff. 2: 427 6718 830 
§ 6: 427 
14. Oktober. Internationales Ubereinkomnien be⸗ 
treffend den Eiſenbahnfrachtverkehr 
Art: 53: 177 
7. April. Patentgeſetz. 
S 40: 84051 
1. Juni. Gebrauchsmuſtergeſetz. 
S 6: 177 


Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 


§ 3 Abſ 2: 7623. 

ss 8, 10: 119 

§ 11 Abſ. 2: 2463 285° 
8 15: 28517 

ss 19, 24: 119 


1894. 


1895. 


1895. 
1898. 


1896. 


1899, 


31 


— 


28517 
2857 3281 
6179 640 
28517 
76234 
119 
: 12030 28517 
‚84, 115: 2851 
Warenzeichengeſetz. 
48534 
sr 1: 4268 177 
34128 5872 83979 
48534 486 3° 58730 
341° 
2410 1292332 4855“ 587°° 
1203! 
34126 48736 839°9 
23: 48685 
1. März. Schiffsvermeſſungsordnung. 
8 33: 84080 
26. Mal. Vinnenſchiffahrtsgeſet. 
8 3: 95236 
27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
8 1: 12031 6278 84031 
8 6: 4360 
88: 12238 
SS 30a, 62: 143 
an 
643 
62780 
4: 268°? 627°° 
Schutztruppengeſetz. 
§ 13: 841 
11. Mai. Komptabilitätsgeſetz. 
§ 2 Nr. 1: 990 II 
17. Mai. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 
S 28: 306 
§ 55: 15830 
8 167: 71730 
88 538, 539: 62831 
1. Dezember. Militärſtrafgerichtsordnung. 
8 196: 325 
13. Juli. Invalidenverſicherungsgeſetz. 
§ 4 Abſ. 1: 626° 
8 18: 9345 
§ 54: 44° 
26. Oktober. Eifenbahrwertehrsordiülmg 
SS 66, 68: 573° 
1. Dezember. Geſchäftsanweiſung für die Gerichts⸗ 
vollzieher. 
280 
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5. Juli. 


§ 58: 
14. Juni. 
3. Sn Reichsſtempelgeſetz. 
Tarifnummer 1c Abſ. 
§ 9 Abſ. 3: 95435 


2: 954° 


1900. 


* 


1906. 


1900. 14. Juni. 


1907. 


1908. 


Zivilregiſter 


30. Juni / 5. Juli. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
81 Ziff. 7: 232° 
Sg 112, 120: 4571 
8 135: 58958 6293 8449 
8 136: 4571 15952 
8 137: 1198 15955 
8 141: 15932 
8 146: 194% 58832 76437 
8 147: 4571 15988 
8 148: 159% 
5. Juli. Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ 
Forſtwirtſchaft. 
8 151: 95385 
26. Juli. Gewerbeordnung. 
8 5: 620 
8 6: 58015 
88 20, 21: 118% 
§ 26: 58015 
§ 81b Nr. 4: 48431 
8 91b: 484°! 
8 135: 58955 
88 152, 153: 607 
8 154: 58955 


10. September. Schutzgebietsgeſetz. 
8 3: 6295 
6. Juli. Kaufmannsgerichtsgeſetz. 
88 5 ff.: 8398 
4. Juli. Jagdverwaltungsgeſetz. 
88 7, 9: 77 
31. Mai. Mannſchaftsverſorgungsgeſetz. 
89 24, 28, 36, 38: 7451 
8 43: 399 20 
8 47: 660% 
88 71, 76 Abſ. 2 Ziff. 3: 841° 
31. Mai. Militärpenſionsgeſetz. 
8 45 Ziff. 4 Abſ. 2: 246% 
31. Mai. Geſetz über die Verſorgung der Perſonen 
der Unterklaſſen des Reichsheeres uſw. 
88 36, 38: 19425 | 
31. Mai. Offizierspenſionsgeſetz. 
§ 10: 6602 
§ 40: 39926 
3. Juni. Reichserbſchaftsſteuergeſetz. 
88 55 ff.: 29939 
3. Juni. 5 
Reichsſtempelgeſetz. 
Tarifſtelle 1a: 34227 5903 
Tarifnummer 9: 172 
88 9, 63: 660% 
9. Januar. Kunſtſchutzgeſetz. 
8 2: 39% 
88 37, 53: 4572 
3. Juni. Geſetz vom 
Art. 88: 94983 


und 


1909. 


1910. 


II. Sonfige preußiſche Tandesgeſetze und Verordnungen. 
1763. 


1808. 


1811. 


15. Juli. Reichsſtempelgeſetz. 
8 85 Abſ. 3: 895 
§ 106: 84488 

1. April. Prozeßnovelle. 
Art. 10: 380 


Zweiter Feil. Preußiſches Recht. 
I. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 
Teil Titel 
S 42: 4661 661 
8 43: 6612 
8 44: 4661 661° 
S 105: 466! 
§ 12: 161°? 
§ 84: 799° 
8 85: 847% 
88 87—88: 799° 
8 115: 746° 
§ 3: 626° 
88 19—21: 6265 
8 71: 11010 
8 80: 846°! 
88 29—31: 61915 
8 100: 78 
8 102: 1273 
88 105, 107: 78 
8 130: 743% 
88 579, 625, 629: 
88 75—77: 71922 
12 8 469: 7555 
88 627, 646: 71935 
8 166: 846% 
88 441—442: 1623. 
8 594: 661% 
8 419: 161855 
8 8 2026: 1538 716° 
8 91: 48935 
10 8s 94 ff.: 1011 
11 8s 568 ff.: 12335 
11 88 676, 685: 5905 
88 707708: 489353 
88 789—790: 48955 
8 4: 300% 10110 
14 8 78: 24740 3448 
14 8 79: 300% 1011°° 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht: 
§ 74: 74% 
8 75: 7432 39520 61913 6293“ 


* * 


O OO OO OO OO OO AO. UV DD OD 


846°" 


12. Auguſt. General⸗Landſchulreglement. 
§ 10: 301 

26. Dezember. Verordnung. 
8 36: 24740 


15. November. Geſetz wegen des Waſſerſtaues und 


Verſchaffung der Vorflut. 
S 10: 7203 


Zivilregiſter 


18917. 7. Februar. Königliche Verordnung wegen der den 
Zivilbeamten beizulegenden Amtstitel. 
9 6: 101252 
23. Oktober. Regierungsinſtruktionen. 
88 1, 14: 123° 
14. Dezember. Allgemeine Gerichtsordnung. 
7 15 88 2, 7: 51 
1838. 31. März. Geſetz vom 
5 1 Nr. 3, § 2 Nr. 5: 143° 
3. November. Eiſenbahngeſetz. 
§ 4: 765538 
$ 14: 580 15 
9 25: 61913 
- 1 er Geſetz über die Verjährungsfriſten bei 
öffentlichen Abgaben. 
& 1: 3448 
150. 2 März. Geſetz betreffend die Ablöſung der Real⸗ 
laſten. 


1883. 


8 2: 6167 
8 4: 66129 846% 

II. März. Geſetz über die örtliche Polizeiverwaltung. 
9 3: 101253 


1853, 30. Mai. 
Fel 1 Wir März Preußiſche Städteordnung. 
89 29, 56, 58: 2781 
lil. 24. Mai. Preußisches Geſetz. 
9 5: 39980 847% 
99 9, 10: 300% 
9 18: 479% 
u. 24. Juni. Allgemeines Verggeſetz. 
9 54: 12436 
99 60 ff.: 12485 
| 9 148: 12446 39621 22 
7. März. Dotationsgeſetz. 
48939 


17. Oktober. Revidierter Rheinſchiffahrtsakt. 
N Art. 34: 177 
I d. März Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Unter⸗ 
ſtüzungswohnſizgeſetz. 
9 38: 48925 
* 9 68: 1433 
. N. März. Penſionsgeſetz. 
9 1: 847% 


5. Mai. Eigentumserwerbsgeſetz 
nu 9 50: 16934 
. J0. Mai. 
5 37, Juli Erbſchaftsſteuergeſetz. 
Mn 8 6: 49141 
I. Juni. Enteignungsgeſetz 
9 1: 66351 
9 8: 4900 661 66351 8478 100725 
9 9: 661 
9 11: 399 
9 14: 1265 


1875. 


1878. 


1895. 


1952 
1266 
248 43 
84795 
2484 


S 15: 
8 21: 
8 25: 
8 30: 
§ 32: 
8 36: 7634 847% 955 41 
§ 43: 39725 
88 45, 46: 248 
§ 57: 661 
2. Juli. Fluchtliniengeſetz. 
§ 11: 76650 
8 12: 30040 
8 13: 126 766% 
§ 15: 30040 59238 76615 
24. April. Ausführungsgeſetz zum Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz. 
8 2: 2474 
8 39 Ziff. 2: 8300 
14. März. Hinterlegungsordnung. 
88 70 ff.: 6561s 
15. November. Preußiſche Verordnung. 
8 3: 10% 
23. April. Geſetz betreffend den Erlaß polizeilicher 
Strafverfügungen wegen Übertretungen. 
8 7: 3014 
30. Juli. Landes verwaltungsgeſetz. 
8 7: 300% 1011 20 
1. Auguſt. Zuſtändigkeitsgeſetz. 
8 160 Abf. 3: 3004 1011 20 


. 3. Juli. Landgemeindeordnung für die fieben öſtlichen 


Provinzen der Monarchie. 
§ 88: 593° 
8 88 Abſ. 4 Ziff. 7: 663 25 
8 88 Nr. 7: 398% 
28. Juli. Kleinbahngeſetz. 
8 1: 6193 
14. Juli. Kommunalabgabengeſetz. 
88 69 ff.: 24740 300 1011 20 
8 70: 24740 1011 80 
23. Juli. Geſetz betreffend die Ruhegehaltskaſſen 
für Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen. 
8 8: 3998 
25. Juni. Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. 
88 33, 37, 40, 42, 46, 48: 252 
8 49 Nr. 5: 252 
31. Juli. Preußiſches Stempelſteuergeſetz. 
§ 3 Abſ. 3: 46 
9 26: 7736 
31. Juli. Erbſchaftsſteuergeſetz. 
88 25, 26: 10133 


19. Auguſt. Geſetz betreffend das Pfandrecht aı: 


11. Juni. 
Privateiſenbahnen und Kleinbahnen uſw. 


98 5, 6: 248 
5 
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1897. 3. März. 
1909. 26. Mai. 


Zivilregiſter 


einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen. 
88 25, 37: 39926 


1898. 31. Juli. Stempelſteuergeſetz. 


1899. 


1900. 


8 10 Abſ. 3: 631% 
Tarifſtelle: 16: 1962 
- 32 Abſ. 2: 249 34530 40037 
25: 3452 72035 
54: 34530 4007 
56: 16335 
56 8 3 Abſ. 1: 49141 
58 1: 63138 76741 76815 
70: 25016 
71 Nr. 2: 19627 49942 
s 715 Abſ. 3: 59340 
21. September. Preußiſches Geſetz über die Frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit. 
Art. 49: 23413 
= 53—62: 29938 
Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 
Art. 12 8 2: 2781 
33 8 1: 717 
40: 6167 
46 88 3, 45: 7451 
84: 65618 
Geſchäftsordnung für Gerichtsſchreibereien. 
§ 14 Abſ. 3: 981 
16. Juni. Geſetz vom 
Art. VI Ziff. 7: 159% 
10. Auguſt. Anſiedlungsnovelle. 
8 13b: 24948 
15. Juli. Jagdordnung. 
88 7, 8, 24, 84: 71938 
26. Juli. Ausführungen des Bundesrates. 
§ 127d Nr. 2, 127h: 895 
27. Juli. Allgemeine Verfügung des preußiſchen 
Juſtizminiſters. 
88 1, 3, 5 Abſ. 2, 9: 895 
Preußiſches Allgemeines Berggeſetz. 
8 150 Abſ. 2: 94520 
88 165 flg.: 934° 


* * * * * * N 


* * * 


Dritter Feil. Andere Candesgeſetze. 
Code civil. 
Art. 690, 692, 693: 602 
= 1139, 1230: 16336 
s 1382: 268° 


Preußiſches Geſetz betreffend das Dienit- 


1803. 


1753. 


1910. 


1814. 


1903. 


1816. 


1781. 


1850. 


1850. 


1819. 


1890. 


1901. 


1902. 


Baden. 
11. November. Badiſche Gerichtserdnung. 
88 202 ff.: 52 
Badiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch. 
Art. 36: 116% 


Bayern. 
14. Dezember. Codex juris Bavaria judiciarii. 
Kap. 15 f 3 Nr. 6: 51 
Bayeriſche Landes⸗Gebührenordnung. 
Art. 6— 12: 599 v 
2. März. Bayeriſche Geſchäftsanweiſung für die 
Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte. 
8 158: 597 


Hraunſchweig. 
15. Januar. Proviſoriſche Prozeßordnung. 
8 3: 53 
Deſſau-Köthen. 
Revidierter Zuſatz zur Prozeßordnung. 
Tit. 15, 16 Abſchn. 1 8 1: 53 


Hamburg. 
2. Februar. Hamburger Einkommenſteuergeſetz. 
8 7: 83776 
Oldenburg. 
14. März. 
Art. 2663: 53 
Gſterreich. 


1. Mai. Allgemeine Gerichtsordnung für die deutſchen 
Staaten der Oſterreichiſchen Monarchie. 
Kap. 25 § 260: 50 


Sondershanſen. 
Geſetz vom 
S 16: 53 
Heimar-Gifenarh. 
15. Mai. Geſetz vom 
8 17: 53 
Württemberg. 
22. September. Geſetz vom 
S. 51 


1. Mai. 


23. Mai. Württembergiſches Unfallfürſorgeſetz. 
Art. 10: 59341 


18. Juni. Württembergiſches Recht. Beamten⸗ 
Unfallfürſorgegeſetz. 

8 1: 593“¹ 
23. Dezember. Württembergiſches Unfallfürſorge⸗ 
geſetz. 


Art. 12: 59341 
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Strafregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Rücktritt vom Verſuch bei der A. 8603 
Adelsprädikat 
Verbindlichkeit der Ausſprüche des Heroldsamtes für den 
Strafrichter 863 5 
Akten 
Welche A. find als dem Gerichte vorliegend anzuſehen? 86358 
Anwaltsgebühren in Strafſachen ſ. Zivilſachen 
Amwaltsgebühren 
Auslagenpauſchſatz für die Beweisgebühr in Privatklage⸗ 
ſachen 7757 ® 
Arbeitgeber 
Verbot des Warenkredits in Anwendung auf Wohlfahrts⸗ 
einrichtung 8647 
Strafrechtliche Verantwortung der Angeſtellten 864 
Angenſchein |. Ortsbeſichtigung 
Andkunftsperſonen 
A. im bayeriſchen Verfahren gegen Jugendliche 867115 
Auslieferung 
Maßgeblichkeit der Auslieferungsbewilligung 866 10⸗ 
Automobil 
Probefahrt eines A. ($ 53 RStempG.) 683°! 
Sanans führung 
Vertragsmäßige Abwälzung der Verantwortlichkeit für 
die B. 199 
Seamtenvergehen 
SS 257, 346 StGB.: 86345 
8 348 StGB.: 86347 
8 355 StGB.: 863 + 
8 345 StGB. (Prüfungspflicht bei Beamtenwechſel) 6761 


Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
197 (Lohnkämpfe) 
1983 (Seelſorgeramtliches Intereſſe) 
198“ (Perſönliches Intereſſe an Mißſtänden der Straf⸗ 
pflege) 
672 (B. in Ausübung des Anwaltsberufs, Anwendung 
eines zutreffenden ſtrafrechtlichen Begriffs) 
6731 (Streikbrecherbeleidigung) 
861 (Wiſſentlich unwahre Behauptungen eines Ange⸗ 
klagten zu Verteidigungszwecken) 
Befugnis der Veröffentlichung, wenn der Urteilstenor neben 
der B. noch andere Straftaten umfaßt 199° 


Schwurgerichtliche Zuſtändigkeit für Prozeßvergehen in 
Baden 67722 
Koſten eines nach 8 429 StPO. eingeſtellten Privatklage⸗ 
verfahrens (können ſie als Buße im Offizialverfahren 
zurückgefordert werden?) 86118 
Beſtechung 
Mittäterſchaft eines Nichtbeamten und ſonſtige Teilnahme⸗ 
handlungen bei der paſſiven B. 862*° 
Betrug 
Erlangung eines Geſälligkeitsakzeptes durch Täuſchung 
67517 
Unerlaubte Wechſelzeichnung mit der Geſellſchaftsfirma 67518 
B. durch Einſchmuggelung eines Vermächtniſſes (Beginn 
der Verjährung) 861“ 
B. durch Vorſpiegelung der Zahlungsabſicht bei Eigentums⸗ 
vorbehalt 861 
Erwirkung eines Zahlungsbefehls für eine nichtbeſtehende 
Forderung 8612 
Verſilberung eines geſtohlenen Sparkaſſenbuchs. Wider⸗ 
rechtliche Ausfüllung entwendeter Freifahrſcheine 861 
Beweisantrag ſ. a. Zeugniszwang 
Ablehnung des Antrags auf körperliche Unterſuchung eines 
Zeugen 863% 
Boten 
Sind B. mit geſetzlicher Legitimation zum Zahlungs: 
empfang Bevollmächtigte? 862° 
Vrauſteuer 
Bierähnliche Getränke 681 
Verhältnis des § 371 Brauft®. zu 8 7 Süßſtoff G. Bun!" 
Zubereitungen im Sinne des $ 3 Abſ. 2 BrauſtG. 866 10 100 
Bu ſßze 
Koſten eines nach $ 429 StPO. eingeſtellten Privatklage⸗ 
verfahrens (Können ſie als Buße im Offizialverfahren 
zurückgefordert werden? 8611 
Nachträgliche Zuerkennung einer B. auf Grund einer zu 
dieſem Zwecke nach der Urteilsverkündung wiederauſ⸗ 
genommenen Verhandlung 864“ 
Diebſtahl 
(Geſindediebſtahl) 200 
Verſilberung eines geſtohlenen Sparkaſſenbuchs. Wider: 
rechtliche Ausfüllung entwendeter Freifahrſcheine 861° 
Dienfteid 
D. des Gerichtsarztes und des Kreisphyſikus 863 °° 
5 * 
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Eidesmündigkeit 
Kommiſſariſche Zeugenvernehmung. Eintritt der E. 
zwiſchen Vernehmung und Hauptverhandlung 203 
Eides vergehen 
Widerruf und Berichtigung 670° 
Weglaſſung unpfändbarer Vermögensbeſtandteile 
Offenbarungseide 861! 
§ 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. 86112 
Unterlaſſung jeder Willensanſtrengung zur Schärfung des 
Gedächtniſſes 861" 
Einkommenſtener 
Gefährdungsvorſatz, Unkenntnis und Mißverſtändnis des 
Geſetzes 866113 
Unterſcheidung von Vergehungen und Übertretungen 8671 
Einziehung 
Vorausſetzung der E. im objektiven Verfahren 6651 
E. bei Jagdvergehen 8602 
Entführung 
Entziehung eines Kindes durch den anderen Elternteil auf 
kurze Zeit 674“ 
Falſcheid |. Eidesvergehen 
Jeilhalten 
Bloße Verkaufsbereitheit 866% 
Jeldpolizei 
Rechtswidrige Amtsausübung bei der F. 667“ 
Fleiſchbeſchan 
Notwendigkeit der F., trotzdem der Schlachter die Unver— 
wendbarkeit des Fleiſches zu menſchlichem Genuſſe ſelbſt 
erkennt und berückſichtigt 865 
Notwendigkeit der F. bei umgeſtandenen und verunglückten 
Tieren 865% 
Frachtfuhrmann 
F. im Sinne $ 154 Abſ. 2 Vereinszoll G. 8647 
Freiheitsberaubung 
Einſperrung durch Verſchließung des bekannten Ausgangs 
unter Benutzung der Unkenntnis des Eingeſperrten 
mit den offenbleibenden Ausgängen 67516 
Freiheitsſtrafe 
uber F. (Juriſtentag). 853 
Freiſprechung 
Reviſion des Angeklagten, weil ſtatt der F. 
ſtellung erkannt iſt 8646 
Fortſetzuugszuſammenhang 
Unterbrechung der fortgeſetzten Straftat durch die Urteils— 
verkündung 8607 
Jürſorgeerziehung 
Übertragung des Züchtigungsrechts 86611? 
Geſchmacksmuſter 
Falſche Bezeichnung des verletzten G. in der Anklage 8659 
Geſellſchaft m. b. H. 
Abermäßiger Aufwand des Geſchäftsführers 865% 
Geſinde 
Gehört die Wirtſchafterin zum G. 200° 
Gewerbsmäßigkeit 
G. der Kurkonzerte 6820 
Glücksſpiel 
G. und Geſchicklichkeitsſpiel 86238 30 


beim 


auf Ein⸗ 


Grenzrain 
Zupflügen eines G., Konkurrenz der 88 2742, 3701 StGB. 
2021 
Hauptverhandlung 
Unterbrechung der H. nach Fällung des Schuldſpruchs 
unmittelbar nach der Urteilsverkündung 86351 
Ortsbeſichtigung als Teil der H. 863% 
§ 256 StPO. (Inſtruktionelle Vorſchrift) 86463 
Wiedereröffnung der bereits geſchloſſenen H. (Notwendig— 
keit einer nochmaligen Beratung) 864“ 
Heroldsamt 
Verbindlichkeit der Ausſprüche des H. für den Straf⸗ 
richter 86350 
Hilfsrichter 
Rechtsanwälte als H. 8632 
Idealkonkurrenz 
J. zwiſchen Totſchlag und Vergiftung 860“ 
Gewohnheitsmäßige Übung ſchwerer Kuppelei 8611 
Irrtum 
J. über Aufſichts⸗ und Abſperrungsmaßregeln. 
verbote u. dgl. (Reblausgeſetz 8 10) 2051 
J. über Anwendbarkeit des Begriffes Kunſtwein 2060 
Jagdvergehen 
Einziehung bei J. 860° 
Juriſtiſche Perſon 
Genehmigungspflichtigkeit letztwilliger Zuwendungen an 
J. P. 86611 
Juſtizreform 
Strafprozeßnovelle. Koften der Verteidigung. Dr. Robert 
Teutſch. München 59 
Bemerkungen zur Strafprozeßreform, von Liedtke 889 
Zuſammenſetzung der Strafprozeßkommiſſion des Reichs⸗ 
tags 128 
Verhandlungen der Strafprozeßkommiſſion 252 303 411 
493 594 632 684 786 867 898 955 1013 
Strafrechtsnovelle. Beratung der Kommiſſion 164 206 
250 
Kapitaliſationsgeſchäft 
Beurteilung des K. als Lotterie 866 11⁰ 
Kinderſchutz 
Strafrechtliche Verantwortung der Angeſtellten 8647 
Kirche 
Gebräuche und e einer K. 6707 
Koalitionsrecht 
88 152, 153 GewO. 67828 2 
Koukursvergehen 
Sicherung eheweiblichen Einbringens 67925 
Unterſchied der 88 239, 240 StGB. 86122 
Körperverletzung 
Vertragsnichtige Abwälzung der Verantwortlichkeit 199° 
Züchtigungsrecht ſ. d. 
Koftenentſcheidung 
Koſten der Verteidigung, von RA. Kuhn, Lübeck 743 


Kunſtſchutz 
Nachbildung zu eigenem Gebrauch 86607 


Kuppelei 
Begehung durch Unterlaſſung 1971 671° 


Einfuhr⸗ 
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Herbeiführung eines Ehebruchs als Scheidungsgrund 
671° | 

Gewohnheitsmäßige Mbung ſchwerer K. (Ideal⸗ und Real⸗ 
konkurrenz) 86115 


Beachtung des $ 216 StPO. bei L. zu neuer Haupt⸗ 
verhandlung nach erfolgreicher Reviſion 863 60 
Legitimationspapiere 
Wandergewerbeſchein 863“ 
Lehrer |. Züchtigungsrecht und Unzüchtigkeit 
Letztwillige Zuwendung 
Genehmigungspflichtigkeit L. Z. an juriftiihe Perſonen 
866111 


Wahrnehmung berechtigter Intereſſen in L. 1972 67313 
SS 152, 153 GewO. 67828 24 
Lstterievergehen 
Fortgeltung der Elſaß⸗Lothringſchen Geſetzgebung (Kapi⸗ 
taliſationsgeſchäft 866 110 

Majeſtãtsbeleidigung 

Vorbedacht und Überlegung 6673 
Meineid |. Eidesvergehen 
Mord 

Feſtſtellung der Mberlegung 86120 
Muſitauf führung 

Wer iſt Aufführender? 68230 
Nahrungsmittelfälſchung 

Verhältnis der Beſtimmungen in § 10 Nahrungsmittel G. 
und in § 37 Brauſteuer G. 20316 

Nebenkläger 

Fortwirkung der Zulaſſung des N. nach Wiederaufnahme 
des eingeſtellten Verfahrens 863° 

Koſten des erfolgloſen Rechtsmittels einer Verwaltungs⸗ 
behörde 8647 

Anſchluß der Verwaltungsbehörde nach Zuſtellung des 
Urteils 864 

Nötigung 

Zwang 6751 

Seid 
Weglaſſung unpfändbarer Vermögensbeſtandteile 8611 
sbeſichtigung 
O. als Teil der Hauptverhandlung 8632 
Orts polizei 

Zuſtändigkeit der O. für den Sicherheitsdienſt auf Bahn⸗ 

hofsvorplätzen 8605 
Patent 

Beachtung der nach Einlegung der Reviſion ausgeſprochenen 
Vernichtung des P. 8647! 

Eine Miſchung darf nicht als patentiert bezeichnet werden, 
wenn nur eine ihrer Beſtandteile unter Schutz ſteht 
865°° 

letzung 

Entſtehung des Vorbenutzungsrechts in der Zwiſchenzeit 
zwiſchen der ausländiſchen und der inländiſchen Patent⸗ 
anmeldung 2047 


suenftand 
Falſche Angabe des P. ($ 271 StGB.) 676 


Perſonenſtandsverſchiebung 
Kindesverleugnung im Rechtsſtreit 6705 
Poſtmonopol 
Verſchiedene Orte 86480 81 
Privatbeförderungsanſtalten 86481 
Paſtanſtalten 86480 
Verletzung des P. durch bloßes Einſammeln 8651 
Aushändigung einer Abſchrift ſtatt des Originalſchreibens 
865 92 
Preßvergehen 
Schwurgerichtliche Zuſtändigkeit 
beleidigung) 67722 
Privatklagverfahren 
Koſten eines nach $ 429 StPO. eingeſtellten P. (Können 
ſie als Buße im Offizialverfahren zurückgefordert werden?) 
86118 
Dbernahme der Offizialverfolgung während der Be⸗ 
rufungsinſtanz des P. reformatio in pejus? 86473 
Probefahrt 
P. eines Kraftwagens 68381 
Protokoll. ſ. Sitzungsprotokoll 
Realkonkurrenz 
Unterbrechung der fortgeſetzten Straftat durch die Urteils⸗ 
verkündung 8607 
Gewohnheitsmäßige Übung ſchwerer Kuppelei 86115 
Rechtsanwälte 
R. als Hilfsrichter 86352 
Rechtsmittel friſt 
R. für die Verwaltungsbehörde, die ſich erſt nach Urteils: 
verkündung dem Verfahren anſchließt 8647° 
reformatio in pejus, ſ. Privatklagverfahren 
Reviſion 
Erlöſchen der Vertretungsbefugnis des geſetzlichen Vertreters, 
ehe er die von ihm eingelegte R. begründet hat 864 ˙0 
Beachtung der nach Einlegung der R. ausgeſprochenen 
Vernichtung eines Patents 86471 
R. gegen die Nebenſtrafen (können dazu Erwägungen 
verwendet werden, welche die Rechtmäßigkeit der im 
übrigen nicht angefochtenen Verurteilung erſchüttern 
würden?) 86472 
Sachbeſchädigung 
§ 304 StGB. (Es muß die Sache in derjenigen Eigen: 
ſchaft, durch die ſie dem öffentlichen Nutzen dient, ge— 
ſchädigt fein) 862141 
Sachverſtändigeneid 
Dienſteid des Kreisphyſikus und des Gerichtsarztes 86355 8 
Salzſtener 
Wiederholte Verwendung des ſchon einmal ſteuerfrei ver: 
wendeten Salzes 86475 
Schiffsgefährdung 
Vollendung der Tat 86210 
Schuldfrage 
Staatsangehörigkeit, doppelte Fragſtellung 860 
Die Prüfung des Verbrauchs der Strafklage gehört nicht 
zur Sch. 8648 
Schwurgericht 
Zuſtändigkeit des Sch. für Preßvergehen 67722 


in Baden (Beamten: 
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Sitzungsprotokoll 
Berichtigung des S. zur Entkräftung einer Revifionsrüge 
864 
Sparkaſſenbuch 
Abhebung einer fremden Einlage aus dem eigenen S., 
insbeſondere im Falle des Miteigentums 86123 
Spiel |. Glücksſpiel 
Sprengftoffe 
Beſitz an S. 865° 
Stempelpflicht 
Bedingte Geſchäfte 866° 
Emiſſionsſtempel nach 8 2 und Kaufſtempel nach § 6 
RStempG. 866°° 
Anwendbarkeit des S 72 RStempG. auf Erlaubniskarten 
für Kraftfahrzeuge 866“ 
Anwendbarkeit des § 19 RStempG. ohne Feſtſtellung des 
inneren Tatbeſtandes 8668 
Stempelftener 
8 53 RStempG. (Automobilprobefahrten) 6833" 
Notwendigkeit einer neuen Erlaubniskarte für den Er: 
werber eines gebrauchten Kraftfahrzeugs 86610 
Strafantrag 
S. von Handelskammern, Arztekammern und anderen 
Korporationen 86558 
S. eines Gewerbeſchutzvereins 865585 
Strafautragsbefugnis 
S. eines Gewerbeſchutzvereins 860“ 
Strafantragsfriſt | 
Beginn der S. 6662 
Strafklage 
Verbrauch der S. (gehört nicht zur Schuldfrage) 864 65 
Strafprozeßreform ſ. Juſtizreform 
Strafvollſtreckung 
Fahrläſſige S. 67621 
Strafbare Vereitelung der S. (Anwendungsgebiet der 
88 257, 346 StGB.) 8630 
Süßſtoffe 
Verhältnis der Beſtimmungen im § 37 J BrauſteuerG., 
8 10 Nahrungsmittel G. und $ 7 Süßſtoff G. 866104 
Todesſtrafe 
Aber T. (Juriſtentag) 853 
Totſchlag 
Idealkonkurrenz zwiſchen T. und Vergiftung 8605 
Transportgefährdung 
Gefährdung der Zugsbemannung und des Rangierperſonals 
862 * 
lUbertretungen 
Unterſcheidung von U. und Vergehungen 867114 
Unterlaſſung 
Begehung durch U. 
Unternehmen 
Vorbereitungshandlung 86110 
Unterſchlagung 
Abhebung einer fremden Einlage aus dem eigenen Spar: 
kaſſenbuch, insbeſondere im Falle des Miteigentums 86123 
Verſilberung eines geſtohlenen Sparkaſſenbuchs. Wider— 
rechtliche Ausfüllung entwendeter Freifahrſcheine 861° 


1971 


Einziehung von Forderungen und Aneignung der ein- 

gezogenen Gelder 8623: 
Untreue 

Gemeinſchaftliches Spielen eines Lotterieloſes 86128 

Sind Boten mit geſetzlicher Legitimation zum Zahlungs⸗ 
empfange Bevollmächtigte? 862% 

Vermögensſtücke (Wechſel, die ein nicht vertretungs⸗ 
berechtigter Geſellſchafter mit der Geſellſchaftsfirma 
zeichnet 8620 

Einziehung von Forderungen und Aneignung der ein⸗ 
gezogenen Gelder 86231 

Unzüchtigkeit |. a. Einziehung 

§ 184 StGB. U. und künſtleriſche Zwecke 6651 672.1 

§ 1742. Welche Kinder ſind dem Lehrer zur Obhut an- 
vertraut? 861!“ 

Kuppelei ſ. dieſe 

§ 184 Nr. 1. Verbreitung durch Verkauf und Vorrätig⸗ 
halten eines einzelnen Exemplars 86116 

Anzeige von Empfängnisſchutzmitteln in einer Fachzeit⸗ 
ſchrift; Berufung auf ein dafür erteiltes Warenzeichen 
861" 

Unzuſtändigkeit 

An welches Schwurgericht iſt die Sache zu verweiſen, 
wenn das Reichsgericht die neue Hauptverhandlung der 
Strafkammer eines andern Landgerichts übertragen hat 
und dieſe ihre U. erkennt? 8646 

Urheberſchutz 

Verantwortung des Bürgermeiſters für die Konzerte der 
Kurkapelle 68230 

U. an einer Bearbeitung 866% 

Neuveröffentlichung eines Zeitungsartikels in Buchform 
866101 

Urkunde 

Identitätszeichen 201“ 

Abſendervermerk auf dem Abſchnitt einer Poſtpaketadreſſe 
8623. 

Poſteinlieferungsbuch 86256 

Eingangsvermerk auf einem Abmeldezettel für die In⸗ 
validenverſicherung 863. 

Vermerk des Zuſtellungsbeamten über die Zeit der form⸗ 
loſen Zuſtellung polizeilicher Verfügungen 863“ 

Sind Telephongeſpräche Depeſchen? 863“8 

Legitimationspapiere (Wandergewerbeſchein) 863 + 

Urkundenfälſchung 

Zeichnung eines fremden Namens auf einen Wechſel unter 
Überſchreitung der dazu erteilten Befugnis 200° 

§ 271 StGB. Falſche Angabe des Perſonenſtandes 
676? 

Nachträgliche Einſchaltung eines Abklatſches im Kopier⸗ 
buch 862° N 

Unberechtigte Ausfüllung einer nichtunterzeichneten Anlage, 
auf welche in einer Urkunde verwieſen iſt 862°? 

Gebrauchmachen zum Zweck der Täuſchung. (Vorlegung 
der gefälſchten Urkunde zur Stempelung) 862 

Vorzeitige Ausfüllung eines Wechſelblanketts entgegen der 
Verabredung, daß vorher Stempelkoſten gezahlt werden 
ſollten 8623? 


* 


— — 
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Urkundenvernichtung j Weinfälſchung 
Auslöschung von Kreidevermerken über Zuführung von Feilhalten und Verkauf 866 0 
Kühen 67620 Zuläſſiges Gipſen des Rotweins 866108 
geruntworlichkeit Wettbewerb 
Strafantrag eines Gewerbeſchutzvereins 860“ 865 58 


Bertrogämäßige Abwälzung der V. 199° 


8. durch Verkauf und Vorrätighalten eines einzelnen 
Eremplars 861“ 


Unhefoltenheit 671 10 


Bergehungen 
lirerſcheidung von V. und Übertretungen 867 11 


Mealkonkurrenz zwiſchen Totſchlag und V. 860° 


degim der B. bei längerem Zeitabſtande zwiſchen Hand⸗ 
lung und Wirkung 8605 


Lerſanmnisberfahren 
das B. in Strafſachen, von RA. Schwartz, Berlin 610 


Räctritt vom V. der Abtreibung 860° 


gaſen der B, von RA. Kuhn, Lübeck 743 
derwaltungsbehörde ſ. Nebenkläger 


8 der Straftat. Mehrjähriger Zwiſchenraum zwiſchen 
Alhluk der Handlung und Eintritt des Erfolges 8612. 
en . 


etgeltung landesgeſetzlicher Beſtimmungen neben 8 367 
Nr. 9 StGB. 86351 


en 5 
3 Worte, die eine Beſchaffenheitsangabe ent⸗ 
418 
Sermentung des W. für die Ware des Berechtigten durch 
einen Dritten 68026 
Sernihtung von Umhüllungen 68027 
— der bezeichneten Waren mit anderen 86587 


Sihnung eines fremden Wechſels unter Überſchreitung 
ie dann erteilten Befugnis 2000 
bte W. mit der Geſellſchaftsfirma 675 16 


Amſtvein 206 20 


Strafantrag von Handelskammern, Arztekammern und 
anderen Korporationen 865 85 

Unvollſtändiger Ausverkauf 865 85 

Geſchäftsgeheimnis, Muſterbuch 865 50 


Rechtswidrige Amtsausübung 667. 

Zuſtändigkeit der Ortspolizei für den Sicherheitsdienſt 
auf Bahnhofsvorplätzen 860° 

Zuerkennung einer Buße nur bei Zuſammentreffen mit 
Körperverletzung 860° 


Wiedereinſetzung 
Verſchleppung einer ordnungsmäßig in den Briefkaſten 


des Gerichts eingelegten Reviſionsſchrift 202 12 
Zeugen 
Ablehnung eines Antrags auf körperliche Unterſuchung 
eines Zeugen 86357 


Zeugeneid 
Vernehmung des Diebes im Prozeſſe gegen den Hehler 863. 


Zengenvernehmung 
Kommiſſariſche Z. Eintritt der Eidesmündigkeit zwiſchen 


Vernehmung und Hauptverhandlung 203 


Zeugnisverweigerung 
Beſondere Belehrung der Angehörigen über ihr Recht, 


uneidlich auszuſagen 86353 


Zeugniszwang 


Ablehnung des Antrags auf Z. zwecks Ermittlung eines 
anderen Zeugen 20215 


Zigarettenſtener 
Defraudation und Ordnungswidrigkeiten 6802s 
Zollermäßigung 
Z. zu landwirtſchaftlichen Zuchtzwecken 865 86 
Züchtigungs recht 


Z. des Lehrers 1997 

Kein Z. gegen Schüler höherer Lehranſtalten, die dem 
ſchulpflichtigen Alter entwachſen find 863. 

Übertragung des Z. bei der Fürſorgeerziehung 866112 


Zwangs vollſtreckung 
Rechtswidrige Amtsausübung bei der Z. 667“ 


B. Geſetzesregiſter. 


J. 
. Strofgefeghug, *. 
91 Abſ. 3: 8671 
9 4 Abſ. 2, 3: 8601 
$ 40: 860° 
99 41, 42: 6651 
99 43, 46: 860 
9 59: 20510 
9 61: 6662 g60⸗ 
9 67: 8605 
$ 78: 20310 960 7 gagaı 


5 74: 20316 860° 

§ 95: 667° 

§ 113: 667% 668*b 8608 
§ 114: 6695 

58 117, 118: 860° 

9 127: 86010 11 

8 157: 86012 

§ 163 Abſ. 2: 6706 860112 
8 166: 6707 

§ 169: 6705 

8 174: 861 


40 


& 180: 
8 181: 
8 182: 
§ 184: 
8 185: 


1971 86115 
6719 86115 
67110 

6651 67211 86116 17 
67212 


SS 185—200: 6772 


§ 186: 
§ 188: 
& 190: 
§ 193: 
8 196: 
§ 200: 
8 211: 
8 212: 
8 222: 
§ 230: 
§ 235: 
8 239: 
8 240: 
8 242: 
§ 246: 
8 247: 
§ 253: 
§ 263: 
§ 266: 


67313 

861 18 

1983 

1972 1984 6721 67313 86119 
677 2² 

1995 

861?0 

861 *! 

199® 

1997 

674 

67515 86122 
8612 

861 * 

8618 86231 
200 * 

67516 

67517 18 861247 
86128—31 


§ 266 Nr. 2: 862% 

8 267: 2009 20110 8617 862 * 30 
8 268 Nr. 1: 616 

§ 268 Nr. 2: 8617 86235—3° 

§ 271: 67619 

§ 274 Nr. 2: 2021 Nr. 1: 67620 
8 279: 86121 

8 284: 86228 30 

8 286: 866110 

8 297: 86240 

§ 304: 8624 

88 315, 316: 862% 

88 331—333: 862% 


8 340: 863% 


8 345: 67621 

8 346: 8634 

8 348: 8636 #7 

§ 355: 8634 

§ 360 Nr. 8: 86350 

§ 362 Nr. 2: 48939 

§ 363: 8634 

§ 367: 86351 

§ 367 Nr. 12: 14810 28618 
8 370: 202111 


2. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


8 10: 8635 


Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


§ 11: 1997 


3. Strafprozeßordnung. 


8 6: 677% 
8 44: 20212 


Strafregiſter 


1: 


8 51: 86353 
8 56 Nr. 3: 863% 
8 


69 Abſ. 2: 20215 
8 79 86355 se 


§ 98: 66814h 


88 102, 103: 86357 » 
8 105: 668140 


8 140: 


59 


8 147 Abſ. 1: 


8 210: 
& 216: 
8 228: 


86359 
863 6⁰ 
86361 


88 229, 230: 


§ 239: 
§ 250: 
8 256: 
§ 259: 
§ 262: 
§ 267: 
§ 268: 
8 274: 


202 13 
20314 
8643 
864% 
864 88 
864 6° 
864 °5 
8647 


88 293295: 


§ 338: 
8 340: 
§ 343: 
S 346: 
S 374: 
§ 376: 


86465 
8640 
20312 
863 59 
8645 
8647 


86358 


863 ² 


86468 


88 383, 384, 392: 864°? 
8 394 Abſ. 2: 864% 

8 411: 864 

8 417 Abſ. 3: 864° 

88 435, 439: 8647 

8 442: 863 60 

88 464, 467: 864 

88 468, 469: 86475 

8 499 Abſ. 1: 743 

9 499 Abſ. 2, 3: 59 


Einführungsgeſetz zur Strafprozeßordnung. 


8 3: 6681 


4. Gewerbeordnung. 


88 115, 1152, 146 Abſ. 1 Nr. 1: 8648 
§ 151: 864° 
SS 152, 153: 67828 20 


5. Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 


8 154 Abſ. 1: 8640 


6. Konkursordnung. 


88 29 ff., 241: 679% 


7. Andere Geſetze nach der Zeitfolge geordnet. 


1867. 


1871. 


Oktober. Salzſteuergeſetz. 


§ 13 Nr. 6, § 20 Nr. 4: 8648 


Oktober. 


Dezember. Poſtgeſetz. 


1899. 


8 1: 8640 
SS la, 2a: 8049 


1891 


1896. 


1898. 


1899. 


1883. 
1900. 


1900. 


1900. 


— — — 


1906. 


1901. 


Strafregiſter 


11. Januar. Geſchmacksmuſtergeſetz. 
88 2, 7, 10, 13, 14: 8652 
3. März. Geſetz vom 
§ 6: 67722 
14. Mai. Nahrungsnmittelgeſetz. 
8 10: 203 866104 108 
9. Juni. 
91 7. April. Ari. Patentgeſetz. 
8 4: 8658. 86 
8 5: 20417 8655“ 
8 36: 865% 
8 40: 86586 
9. Juni. Sprengſtoffgeſetz. 


88 1, 9: 86555 
10. Dezember. Handelsvertrag mit der Schweiz. 
Art. VI, II: 8658 
12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
88 1, 2, 12: 865% 
§ 13: 204 
8 14: 68027 865° 
§ 19: 680° 
27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
8 1: 86558 
88 1 Abſ. 1, 4: 865° 
Ss 9 Abi. 2: 865 0 
8 12: 865% 
8 12 Abſ. 1: 865585 
20. Mai. Geſetz betreffend Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. 
8 83: 865% 
20. Dezember. Poſtnovelle. 
Art. 3: 86592 
20. März. 
0. 14. Dezember. 
des gewerblichen Eigentums in der Faſſung der 
Brüſſeler Zuſatzakte. 
Art. 4: 204 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
8 232: 67925 
88 550, 553: 197 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 89: 668*b 
Fleiſchbeſchaugeſetz. 
88 1, 2, 27 Nr. 3: 86594 9° 


14. Juni. 


Pariſer Mbereinfunft zum Schutze 


3. Juni. 


Reichsſtempelgeſetz. 


§ 7: 8666 
88 19, 44 Abſ. 2: 866 
8 53: 68351 86605 
gg 54, 56 Abſ. 3: 86605 
8 72: 866° 
24. Mai. Weingeſetz. 
88 1, 3 Abſ. 1: 2067 
8 3 Abſ. 2: 86655 
8 8 Abſ. 2: 866108 


3. Juni. 


1901. 


1907. 


1864. 


1891. 
1906. 


1893. 
. 19. Juni. 


1906 


1899. 


1900. 


1906. 


1864. 
1879. 


1876. 


1904. 
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19. Juni. Literatur⸗Urhebergeſetz. 
8 2: 86610 
88 27, 28: 682°° 
8 38: 866100 10 101 
8 40: 866100 
Süßſtoffgeſetz. 
88 2, 7: 86604 
30. März. Kinderſchutzgeſetz. 
88 53, 54, 86 Abf. 3: 866 
Reblausgeſetz. j 
8 10: 20510 
Brauſteuergeſetz. 
8 3: 681° 
8 3 Abſ. 2: 866 108 10 
8 37: 2031s 
8 37 Abſ. 5: 681% 866104 
Zigarrettenſteuergeſetz. 
88 5, 8, 16, 17, 20, 26, 27: 
9. Januar. Kunſtſchutzgeſetz. 
8 18 Abſ. 1: 866 


II. Sandesgefehe. 


Preußen. 
17. Auguſt. Dienſtanweiſung der Staatsanwaltſchaft. 
8 31: 677% 
24. Juni. 
19. Juni. 
§ 72: 867114 
14. Juli. 


— — 


7. Juli. 


6. Juli. 


3. Juni. 


3. Juni. 
68078 


Einkommenſteuergeſetz. 


Ergänzungsſteuergeſetz. 


8 44: 86711 
20. September. Preußiſches are zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 6: 806611 
Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſe t; 
88 1, 9: 866m 
31. Dezember. Bekanntmachung des Miniſteriums 
des Innern. 
8 38: 205 1 


Anden. 

Badiſche Strafprozeßordnung. 

8 3: 677% 

1. Oliober Badiſches Einführungsgeſetz zum Ge— 

richtsverfaſſungsgeſetz. 
Beilage II Ziff. 42: 677 
Glfaß-Zothringen. 
21. Mai. Geje vom 
Art. 4: 866119 
Heſſen. 

2. November. Heſſiſche Verordnung zur Ausführung 
des Geſetzes betr. das Verfahren in Forſt⸗ und 
Feldrügeſachen. 

58 6, 8: 6684 

Feldſtrafgeſetz. 

Art. 11, 172: 


2. Juli. 


668 


42 Strafregiſter 


8 223 a: 165 

8 235: 164 250 

88 243, 244: 164 

8 248a: 164 251 

8 253: 164 206 251 


1906. 29. Dezember. Heſſiſche Vollzugsverordnung. 88 56—59: 594 
8 8: 20519 85 60-66: 595 
8 67:)595 632 
Sachſen. 88 68—70: 595 
1900. 24. Juli. Sächſiſches Einkommenſteuergeſetz. 88 71—82: 596 
8 68: 8661 88 87—94: 632 
SS 95—108: 633 
III. Entwürfe. 88 109—114: 634 
88 115—126: 635 
Entwurf zum Strafgeſetzbuch. | 88 127136: 636 
88 114, 123, 136, 137: 164 250 88 151177: 685—687 
19 202 88 178-186: 688 
ne 88 187—194: 721 
Su 88 195—221: 722 
5 88 222267: 724726 
9 179. 6 88 289—317: 769 
88 184, 184 a: 595 i 
88 318-368: 770—771 
8 186a: 164 209 250 . 
88 372—376: 772 
8 187: 164 207 f 
a a 88 377—409: 867 
95 188, 198: 88 410-500: 898 


88 3 Abſ. 2, 12, 151°, 20°, 21, 3913, 


418, 44, 45a, 461%, 47a, 54°, 
578, 598, 61, 65, 67, 71, 80, 83, 
110, 116, 116a, 117, 1181, 127, 
139, 141, 15325, 159, 163, 176, 


8 300: 251 203, 2123, 213, 214%, 219, 220, 
88 327, 328: 250 232, 249 , 2542: 957 

7 . 
§ 355: 251 Entwurf zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


§ 360: 164 250 
88 3691, 3705: 164 251 


Entwurf zur Strafprozeßordnung. 


88 232 3, 77, 991, 1181 12 14, 1721, 176°, 
196?, 200: 955 


Internationaler Vorentwurf eines Abkommens 


88 1-9: 252 zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts. 

88 10—21: 303 Kap. I- XIV: 963 

88 26— 28: 411 Deutſcher Entwurf eines einheitlichen Geſetzes 
88 28a—45: 412 über den gezogenen Wechſel. 

88 46—51: 493 Kap. I-XII: 963 


2. Okt.: 


15. 


18. 


19. 


21. 
22. 


16. 
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Perzeichnis 
der abgedruckten 


Reichsgerichtsentſcheidungen nach dem Datum geordnet. 


Zivil ſachen. 


1909 

1 408/08. Stuttgart: 457 

VII 542/08. Berlin: 42 — VII 542/08. Berlin: 
3962 

I 96/08: 24 — VI 396/08, 197/09. Celle: 370 

VI 409/07. Jena: 2993 

VI 477/08. Dresden: 31% 

VII 4,09. Berlin: 101 

VI 16/09. Kiel: 2951 

I 457/08. Berlin: 40% — I 424/08. Berlin: 
40 — 1 615/08. Berlin: 41% 

VI 416/08. Berlin: 27 

VI 572/08. Caſſel: 172 

V 597/08. Naumburg: 26 

I 72,08. Düſſeldorf: 42° — II 20/09. Stutt⸗ 
gart: 42 — VI 590/08. München: 447° — 
VI 9/09. Breslau: 1320 

1443/08. Celle: 4673 — V 585/08. Kiel: 20 

IV 1/09. Dresden: 67 — IV 674/08 Nürn⸗ 
berg: 21°? 

I 363/09. Berlin: 233° — VII 15/09. Marien⸗ 
werder: 773° 

I 438/08. Berlin: 6716 

IV 18/08. Breslau: 77 

II 65/09. Zweibrücken: 5°? — VII 73/09. Berlin: 
17 

1 502/08. Nürnberg: 396 

IV 71/09. Poſen: 7533 

III 611/08. Düſſeldorf: 1726 — VII 29/09. 
Berlin: 1317 — VI 25/09. Breslau: 213 — 
VII 28/09. Frankfurt: 36% 

I 21/09. Berlin: 203° — I 143/09. Dresden: 
2848 — 1 553/08. Köln: 3255 

1485/08. Hamburg: 345” — IV 647/08. Breslau: 
141 — IV 28/09. Karlsruhe: 223 — 
VI 495/08. Cöln: 2512 

II 29/09. Berlin: 436 — VII 577/08. Dresden: 
8® — VII 532/08. Cöln: 911 — VII 62/09. 
Düſſeldorf: 27 — VII 62/09. Düſſel⸗ 
dorf: 355% 


18. Nov.: 


26. 


IV 608/08. Jena: 223“ — IV 265/08. Berlin: 
223° — IV 666/08. Hamburg: 2356 — 
IV B 478/09. Stuttgart: 251 — V 626/08. 


Frankfurt: 1975 5 

III 566/08. Celle: 285° — VII 55/09. München: 
162 — VII 26/09. Berlin: 330 — 
VII 20/09. Celle: 46” — VII 63/09. 
Hamm: 72% 


I 506/09. Königsberg: 9% — 1 542/08. Berlin: 
109? 

VI 437/08. Frankfurt: 
Berlin: 60° 

VII 91/09. Naumburg: 233 — VII 39/09. 
Karlsruhe: 29% — VII 334/09. Frank⸗ 
furt: 763“ 

V 593/08. Berlin: 41 — V 6/09. Hamm: 10°3 

IV 41/09. München: 2337 — IV 319/09. Colmar: 
284 — VI 382/08. Düſſeldorf: 18% — 
VI 555/08. Stuttgart: 19 

II 97/09. Naumburg: 121° — III 11/09. Hamm: 
55 — VII 50/09. Königsberg: 381 — 
VI 46/09: 71 

I 342/09. Berlin: 5* — 1441/09. Berlin: 6972 
— V 39/09. Berlin: 138 

VI 556/08. Augsburg: 4571 — VI 
Caſſel: 638 

III 594/08. Poſen: 26“ — VII 51/09. Hamm: 62° 
— VII 53/09. Düſſeldorf: 68 0 — VII 309/09. 
Kiel: 12637 

I 311/07. Celle: 6411 — 1 398/08. Celle: 66 
— V 622/08. Dresden: 1041 — V 527/08. 
Hamm: 12435 

IV 55/09. Berlin: 2513 — IV 53/09. Berlin: 61“ 
— VI 583/08. Breslau: 63° 

II 190/09. Karlsruhe: 62° — II 112/09. Karls: 
ruhe: 6512 — III 539/08. Berlin: 7431 — 
VI 59/09. Celle: 702 — VII 76/09. Cöln: 
126° 

IV 840/09. Frankfurt: 699“ —- V 27/09. Berlin: 
681° — V 67/09. Breslau: 742 

6 * 


131°? — VI 113/09. 


55408. 
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6. Dez.: 


2 


14. = 


15. 


lb. = 
17. >: 


18. 
20. 


22. = 


23: = 


VIB 207/09. Berlin: 910 — VI 590/08. Celle: 
6513 — VI 584/08. Düſſeldorf: 65“ — 
VI 215/09. Celle: 6616 — VI 584/08. Düſſel⸗ 
dorf: 692° — II 101/09. Berlin: 119”ꝛ — 


II 509/09. Berlin: 12131 

III 501/07. Konſulargericht zu T.: 689 — 
VII 65/09. Berlin: 637˙ — VII 48/09. 
Berlin: 7026 — VII 97/09. Breslau: 


11726 — VII 93/09. Celle: 1233“ 

I 475/08. Berlin: 1095 — V 32/09. Breslau: 
601 — V 40/09. Düſſeldorf: 602 

IV 99/09. Karlsruhe: 65 — IV 660/08. 
Berlin: 11317 


II 280/09. Cöln: 116% — VII 1029. Hamm: 


7226 — VII 68/09. Berlin: 11019 

VB 187/09. München: 73° — V 115/09. 
Stuttgart: 1141? 

VI 586/08. Naumburg: 105° — VI 626/08. 
Hamburg: 118% — VI 637/08. Darmſtadt: 
1198 

II 528/09. Karlsruhe: 1152 — II 528,09. 
Karlsruhe: 12030 — III 13/09. Berlin: 
1087 — VII 329/09. Berlin: 107“ 
VII 425/09. Königsberg: 114 

I 7/09. Berlin: 1421 — 1 252/09. Berlin: 154 
— V 339/09. Cöln: 150'° 

VI 5/09. Darmſtadt: 111" 

II 132/09. Hamburg: 12232 III 14/09. 
Berlin: 106 — III 590/08. Colmar: 
1066 — III 18/09. Naumburg: 11213 — 
VII 132/09. München: 11211 — VII 524/09. 
Berlin: 11520 — VII 90/09. Kiel: 163335 

V 59/09. Hamm: 162“ 

IV 142/09. Darmſtadt: 11216 — IV 112/09. 
Marienwerder: 12333 — VI 21/09. Frank⸗ 
furt: 1593 

III 56/09. Breslau: 1052 — III 619/08. Berlin: 
11725 III 74/09. Düſſeldorf: 14810 
— III 38/09. Marienwerder: 15017 
VII 138/09. Berlin: 15425 — VII 87/09. 
Celle: 15626 

IB 82/09: 1152 — V 18,09. Kiel: 1121s — 
V 62/09. Braunſchweig: 14914 — V 174,09. 
Breslau: 158?0 V 22/09. Hamm: 
15731 

II 162/09. Naumburg: 1552. — IV 76/09. Karls⸗ 
ruhe: 116° — IV 85/09. Dresden: 142° 
— IV 44/09. Berlin: 1433 — VII 103/09. 
Berlin: 146° 


1910. 
IV 575/09. Reichsgericht: 157°” — VI 31/09. 
Stettin: 15219 
II 521/09. Göln: 153°? 
Berlin: 
1531 


e 


Berlin: 
Düffeldorf: 1801 


16132 — V 491/09. 
v 96/09. 


FJS ²˙ AA ͤwbU—7—. ae ̃] ͤͥA . . 7˙ Fe 


7. Jan.: II 193/09. Braunſchweig: 145° — II 191/09. 


19. 


20. 


21. 


22. 


24. 


25. 


26. 


28. 


29. 


— 
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A 


Kiel: 146 — II 174/09. Berlin: 146° — 
II 242/09. Frankfurt: 151186 — VII 108/09. 
Berlin: 24556 


y 58/09. Berlin: 1491s — V 87/09. Frankfurt: 


15820 — V 71/09. Naumburg: 248 

IV 156/09. Celle: 15016 — IV 81/09. Berlin: 
18913 — VI 231/09. Caſſel: 157° 

III 139/09. Hamburg: 147° — III 63/09. 
Dresden: 1481 

VB 6/10. Naumburg: 152° — V 130/09. 

Karlsruhe: 182“ 

VI 362/09. Colmar: 1481? 

II 389/09. Cöln: 16386 — II 227/09. Naum⸗ 
burg: 1937 — III 76/09. Darmſtadt: 181° 
— VII 144/09. Berlin: 19321 — VII 244/09. 
Cöln: 193% 

V 111/09. Berlin: 191 

IV 577/09. Berlin: 148° — VI 99/09. Ham⸗ 
burg: 2469 | 

II 192/09. Berlin: 187 10 — III 66/09. Naum⸗ 
burg: 1918 — VII 203/09. Hamm: 1952 
VII 179/09. Cöln: 2392 — VII 171/09. 
Caſſel: 249 

I 10/09. Hamburg: 1905 — 1 10/09. Ham⸗ 
burg: 1910 — V 283/09. Berlin: 183° — 
V 49/09. Berlin: 186° — VB 208/09. 
Hamburg: 188% | 

IV 165/09. Stuttgart: 188”? — VI 660/08. 
Hamburg: 1823 — VI 148/09. Cöln: 2344 

II 530/09. Düſſeldorf: 19120 II 237/09. 
Berlin: 23411 — IV 277/09. Marienwerder: 
23718 — V 168/09. Darmſtadt: 240 

V 142/09. Breslau: 2295 

IV 164/09. Stuttgart: 194% — IV 103/09. 
Berlin: 23617 — VI 40/09. Cöln: 2341? 


VI 154/09. Celle: 23821 — VI 112/09. 
Kiel: 2433* 

II 247/09. Colmar: 1825 — III B 31/10. 
Frankfurt: 190 — III 84/09. Berlin: 


19425 — III 941/09. Düſſeldorf: 2433? — 
VII 133/09. Dresden: 19117 — VII 127/09. 
Berlin: 1967 

I 42/09. Berlin: 24231 — IV 140/09. Celle: 
23715 — V 158/09. Breslau: 2318 — 
V 177/09. München: 2361s — VI 91/09. 
Hamburg: 2330 

II 212/09. Celle: 2283 — II 198/09. Kiel: 
2307 — VII 162/09. Naumburg: 246“ 

1 32/09. Hamburg: 2445. — V 103/09. Marien: 
werder: 2483 


.: II 232/09. Berlin: 246 — III 118/09. Berlin: 


2272 III 99/09. Berlin: 24252 — 
VII 213/09. Düſſeldorf: 244 

T 80/09. Berlin: 280° — 1 94/09. Naumburg: 
28210 — V 17/09. Berlin: 229“ — V 149/04. 


Breslau: 23923 


— 


3. Febr.: 


Di 
G 


= 


17. 


21. 


22. 


24. 


IV 211/09. Hamburg: 2271 — IV 166/09. Berlin: 
2902° — IV 166/09. Berlin: 2943* 
VI 28/09. Düffeldorf: 28410 

II 258/09. Cöln: 23617 — III 146/09. Naum⸗ 


burg: 2322 — III 151/09. Dresden: 
29636 — VII 189/09. Hamburg: 241° 
— VII 114/09. Naumburg: 342“ — 


VII 190/09. Cöln: 34530 

I 49/09. Kiel: 2422 — V 173/09. Breslau: 
240 6 — V 349/09. Berlin: 2781 

IV B 48/10. Naumburg: 24128 — B 43/10. 
Breslau: 247% — VI 135/09. Berlin: 28618 
— VI 78/09. Zweibrücken: 28770 

III 103/09. Berlin: 2468s — VII 145/09. Berlin: 
2504 — VII 522/09. Poſen: 29433 — 
VI 178/09. Cöln: 344% 

1 423/09. Berlin: 2993” — V 156/09. Königs⸗ 
berg: 290% 

IV 231/09. Hamm: 28821 — VI 165/09. Berlin: 
238% — VI 77/09. Kiel: 289 

II 252/09. Hamburg: 2832 — II 255/09. Cöln: 
28517 — III 164/09. Berlin: 23413 
IH 119/09. Naumburg: 2817 — III 114/09. 
Berlin: 28413 — VII 542/09. Düſſeldorf: 
29227 — VII 232/09. Berlin: 2995 

I 91.09. Berlin: 39313 — V 196/09. Cöln: 
286% — V 126/09. Celle: 39621 — V 72/09. 
Celle: 580 

II 577/09. Hamm: 299385 

II 228/09. Berlin: 335“ — 


III 125/09. Breslau: 


2882 — VII 230/09. Düſſeldorf: 33513 — 
VI 317/09. Königsberg: 3448 — VIII 80/09. 
Hamm: 3960 


I 83/09. Cöln: 63250 — V 147/09. Stettin: 280° 
— V 160/09. Breslau: 28414 — V 197/09. 
Poſen: 29223 — V 147/09. Stettin: 294°? 
— V 169/09. Hamburg: 320° 

IV 241/09. Stuttgart: 29128 — IV 206/09. 
Berlin: 301%! — VI 61/09. Berlin: 280* 

II 267/09. München: 293% II 267/ù09. 
München: 29330 — II 408/09. Berlin: 336 1% 
— I 264/09. Cöln: 341 — III 130/09. 
Stettin: 2818 — II 121/09. Dresden: 3392 
— VI 157/09. Hamm: 300% 

VI 81/09. Hamm: 33718 

II 282/09. Berlin: 29836 — 


I 279/09. Hamburg: 


328? — II 268/09. Berlin: 331 — 
II 290/09. Kiel: 3327 — II 283/09. Berlin: 
3323 — II 283/09. Berlin: 3402s — 


III 165/09. Hamburg: 279% — III 170/09. 
Köln: 280° — III 260/09. Düſſeldorf: 281° 
— VI 253/09. Königsberg: 293 — 
VI 239/09. Hamm: 33717 — VI 136/09. 
Königsberg: 397% — VII 532/09. Berlin: 
39821 — VI 182/09. Marienwerder: 491*! 
IV 204/09. Berlin: 3292 — IV 230/09. Berlin: 
33411 — IV 228/09. Berlin: 3931 — 


25. Febr.: III 153/09. Hamm: 3325 — 


26. 


28. 


9 


m 


10. 


11. 


12. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 
21. 


II 702/09. Cöln: 3382 
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VI 412/09. Hamm: 33410 — VI 122/09. 

Naumburg: 3895 

VII 214/09. Frank⸗ 
furt: 33928 

V 182/09. Berlin: 28311 — V 238/09. Cöln: 
33821 — V 247/09. Poſen: 39112 

IV 220/09. Berlin: 3341? — IV 236/09. Celle: 
33922 VI 337/09. Cöln: 331° 

VI 123/09. Düſſeldorf: 333° — VI 147/09. 

Düſſeldorf: 39315 


— VI 211/09. Naum⸗ 
burg: 390° — VII 173/09. Berlin: 39826 — 
VII 249/09. Breslau: 40027 

1124/09. Hamm: 39416 — V 480/09. Cöln: 3907 

VI 188/09. Dresden: 3881 

III 244/09. München: 39110 — VII 225/09. 
Cöln: 3882 — VII 264/09. Berlin: 4828 

V 63/10. Cöln: 33716 — V 212/09. Berlin: 3895 

IV 113/09. Berlin: 39111 — IV 248/09. Berlin: 
467? 

II 289/09. Berlin: 486°° — III 213/09. Jena: 
39519 — VI 251/09. Berlin: 389“ — 
VI 289/09. Breslau: 39417 

1161/09. Düſſeldorf: 5732 — 1 147/09. Breslau: 
58121 — VB 47/10. Frankfurt: 3356 — 


V 200/09. Hamm: 39622 — V 223/09. 
Poſen: 48937 
II 350/09. Hamburg: 3888 — IV 550/09. 


Berlin: 4802 — VI 211/09. Bamberg: 579 1 

II 300/09. Hamburg: 485% — III 212/09. 
Marienwerder: 39926 — VII 240/09. Bres⸗ 
lau: 483 20 | 

I 188/08. Celle: 585% — I 175/09. Berlin: 
586?” — 1 150/09. Kiel: 6267 

IV 272/09. Naumburg: 4661 — IV 351/09. 
Breslau: 48226 — VI 160/09. Kiel: 4707 — 
VI 224/09. Celle: 489% . 

II 373/09. Caſſel: 487°° — VII 248/09. Darm: 
ſtadt: 483°? — VII 288/09. Berlin: 4845 

VB 23/10. Ansbach: 39518 — V 248/09. Berlin: 
47211 — V 240/09. Karlsruhe: 47312 — 
V 353/09. Berlin: 47820 — V 37/08/09 
Nürnberg: 47921 

IV 281/09. Stuttgart: 47413 IV 291/09. 
Breslau: 47515 — IV 253/09. Hamburg: 
47616 — VI 151/09. Stettin: 4685 

II 369/09. Hamburg: 469 II 604/09. 
Breslau: 47922 — II 307/09. Dresden: 
480° — II 307/09. Dresden: 48331 — 
VI 271/09. Berlin: 468“! — VII 242/09. 
Berlin: 4922 

I 149/09. Hamburg: 585 20 

IV 293/09. Stettin: 4777 — 
Stettin: 48938 

II 333/09. Cöln: 58730 — VII 246/09. Berlin: 
48128 — VII 257/09. Düſſeldorf: 490“ — 
VII 311/09. Naumburg: 5903“ 


IV 249/09. 


30. 
31. 


12. 


13. 


15. 


16. 


18. 


19. 


März: IV 694/09. Karlsruhe: 467? — 


April: II 365/09. 


20. 


21. 
22. 


* * 


IV 288/09. 
Karlsruhe: 470° — IV 719/09. Braun⸗ 
ſchweig: 4771 — V 277/09. Cöln: 4711 
— VI 142/09. — Düffeldorf: 471° 

V 318/09. Colmar: 5842 

IV 348/09. Berlin: 47713 — IV 333/09. Naum⸗ 
burg: 59136 — IV 316/09. Poſen: 59237 

Cöln: 573° — III 391/09. Celle: 
48330 — VII 285/09. Frankfurt a. M.: 
585286 — VII 301/09. Hamm: 59238 

V 263/09. Berlin: 5757 — V 328/09. Frank⸗ 
furt: 5801 — VB 65/10. Karlsruhe: 58217 
— V 268/09. Cöln: 583° 

IV 476/09. Hamburg: 475 — IV 301/09. 
Naumburg: 615° — VI 219/09. Hamburg: 
58933 

III 221/09. Frankfurt: 5721 — VII 327/09. 
Karlsruhe: 58525 — VII 335/09. Naum⸗ 
burg: 6293“ 

I 201/09. Hamm: 6168 — I 148/09. Berlin: 
62322 — I 447/09. Frankfurt: 625286 — 
I 169/09. Berlin: 62730 — V 193/09. 
Berlin: 59239 — V 261/09. Berlin: 613? 

IV 327/09. Hamm: 5791? — IV 309/09. Düſſel⸗ 
dorf: 58016 — VI 173/09. Berlin: 574 — 
VI262/09. Naumburg: 5781 — VI209/09. 
Berlin: 586% — VI 229/09. Stuttgart: 
5494 — VI 88/09. Berlin: 61812 

II 364/09. Berlin: 586% — III 265/09. Frank⸗ 
furt: 58831 — VII 318/09. Jena: 5779 — 
VII 15/10. Frankfurt: 582 s — V 366/09. 
Königsberg: 593 

V 265/09. Berlin: 576° 

III 251/09. Berlin: 574° — IV 325/09. Berlin: 
58832 — VI 320/09. Köln: 5745 — VI203/09. 
Berlin: 58320 

III 189/09. Berlin: 57710 — III 233/09. 
Königsberg: 5908s — VII 297/09. Berlin: 
6317 — VII 310/09. Cöln: 6318 

V 293/09. Stettin: 6191? 

II 381/09. Hamburg: 613“ — II 380/09. Berlin: 
62720 — VI 282/09. Düſſeldorſ: 62226 — 
VII 321/09. Cöln: 63036 

V 374/09. Berlin: 620“ — V 359/09. Berlin: 
629538 

VI 196/09. Berlin: 
Hamm: 6282 

II 394/09. Hamburg: 6121 — II 400/09. Berlin: 
617° — VII 69/09. Königsberg: 6242 — 
VI 307/09. Berlin: 63036 

V 57/09. Berlin: 62116 — V 512/09. Berlin: 
622 13 

IV 282/09. Naumburg: 621'7 

II 416/09. Düffeldorf: 616° — II 412/09. 
Marienwerder: 62323 — II 401/09. Roſtock: 
6472 — II 659/09. Breslau: 62628 — 
VII 221/10. Berlin: 663° 


618° — VII 341/09. 


23. April: I 217/09. Kiel: 649“ — I 459/09. 


25. 


26. 


27. 


29. 


30. 


26. 


* 


Dresden: 
6602 — V 317/09. Karlsruhe: 664 

IV 412/09. Berlin: 6133 — VI 239/09. Darm⸗ 
ſtadt: 614 — VI 246/09. Poſen: 6181 — 
VI 256/09. Berlin: 65210 — VI 256/09. 
Berlin: 658 21 

II 429/09. Düſſeldorf: 62115 — III 383/09. 
Dresden: 62371 — III 230/09. Naumburg: 
62831 — VII 355/09. Berlin: 6242“ 


I 206/09. Marienwerder: 6517 — I 248/09. 
Celle: 704 — V 319/09. Naumburg: 
65413 — V 309/09. Celle: 657 — 


V 320/09. Berlin: 65822 

VI 218/09: 652° 

II 435/09. Karlsruhe: 656% — III 266/09. 
Colmar: 62219 

V 459/09. Naumburg: 65516 

IV 323/09. Celle: 6551. — IV 328/09. Hamm: 
662 0 | 

II 452/09. Berlin: 6483 — II 440/09. Berlin: 
65617 — III 318/09. Breslau: 650° — 
III 224/09. Marienwerder: 659° — 
VII 639/09. Celle: 658 

IV 418/09. Darmſtadt: 6471 — IV 393/09. 
Marienwerder: 70812 — V 348/09. Hamm: 
65412 — V 455/09. Berlin: 66122 — 
V 221/09. Dresden: 71831 — VI 243,09. 
Hamburg: 7132 

II 474/09. Naumburg: 6495 — III 261/09. 
Stettin: 65613 — III 583/09. Berlin: 6607 
— IH 281/09. Caſſel: 66333 

I 570/09. Hamm: 75728 — I 232/09. Karls: 
ruhe: 763 s — V 407/09. Berlin: 66332 — 


V 354/09. Dresden: 705% — V 478/09. 
Stettin: 7203. 

IV 392/09. Hamm: 65311 — IV 654/09. 
Dresden: 65516 — IV 371/09. Berlin: 
71932 

II 603/099. Hamm: 659“ — VII 296/09. 


Marienwerder: 767“ 

I 231/09. Poſen: 715% — I 221/09. Poſen: 
75826 — V 94/10. Oldenburg: 704 

IV 411/09. Dresden: 70813 — IV 388/09. 
Hamburg: 714%? — VI 238/09. Berlin: 71213 


III 303/09. Berlin: 71320 — VII 419/09. 
Cöln: 660 28 
VII 272/10. Berlin: 71117 — VII 447/09. 


Berlin: 71422 — VII 416/09. Dresden: 
71627 

V 448/09. Berlin: 7043 — V 335/09. Stettin: 
7078 

VI 452/09. Breslau: 717% 

VII 483/09. Berlin: 706° — VI 467/09. 
Breslau: 7203 — VII 390/09. Berlin: 
76236 — VII 348/09. Stettin: 768*? 

III 234/09. Berlin: 6518 — IV 435/09. 
München: 706° — IV 447/09. Naumburg: 


27. Mai: 


31. 


|) 


13. 


14. 


20. 


Juni: 


707 1 — VI 66/10. Nürnberg: 710“ — 
VI 295/09. Stuttgart: 756° — VII 364/09. 
Cöln: 720°5 

II 458/09. Berlin: 758°” — VII 413/09. Zwei⸗ 
brüden: 760% — VII 501/09. Königsberg: 
7665 — VII 326/09. Poſen: 827° 

V 460/09. Poſen: 75517 

I 409/09. Berlin: 749° — III 324/09. Cöln: 
715% — VI 350/09. Cöln: 71628 

I 123/10. Berlin: 716% — IV 387/09. Düſſel⸗ 
dorf: 707 % — VI 342/09. Nürnberg: 7055 
— VI 268/09. Celle: 711?° — VI 271/09. 
Frankfurt: 75213 

II 494/10. Celle: 751 — VII 594/09. Naum⸗ 
burg: 7121 — VII 423/09. Düſſeldorf: 
747° — VI 417/09. Cöln: 757 

I 244/09. Celle: 759% — I 263/09. Berlin: 
842% — V 493/09. Frankfurt: 7507 — 
V 334/09. Dresden: 751% — V 334/09. 
Dresden: 75622 

IV B 188/10. Caſſel: 71700 — IV 495/09. 
Berlin: 7451 — IV 410/09. Berlin: 75211 
— VI 329/09. Stettin: 799° 

IV 387/09. Düſſeldorf: 707° — VII 369/09. 
Kiel: 76131 | 

I 23/10. Frankfurt: 757%: — V 401/09. Frank⸗ 


furt: 75415 
IV 422/09. Dresden: 75212 — IV 363/09. 
Stettin: 75418 — IV 440/09. Caſſel: 


75516 — MB 135/10. Hamburg: 71015 
— V1491/09. Cöln: 761°? — VI 110/08. 
Breslau: 76437 

II 568/09. Cöln: 746? — II 559/09. Frank⸗ 
furt: 7531 — II 507/09. Stuttgart: 7623. 

I 296/09. Nürnberg: 832 — I 273/09. Karls⸗ 
ruhe: 8338s — I 277/09. Frankfurt: 8408! 
— V 153/10. Stettin: 7653® 

IV 709/09. Cöln: 75610 — IV 465/10. Naum⸗ 
burg: 757%? — IV 533/09. Berlin: 766% 

II 478/09. Hamm: 809%? — VII 471/09. Karls⸗ 
ruhe: 7603° — VII 391/09. Berlin: 762: 
— VI 512/09. Cöln: 84385 


VI 669/09. Berlin: 7485 — V 514/09. Berlin: 


75185 
II 489/09. Cöln: 80516 — II 90/10. Stutt⸗ 
gart: 8071» — III 385/09. Cöln: 811% 


— II 354/09. Düſſeldorf: 838 — 
VII 442/09. Celle: 8357 
IV 535/09. Berlin: 8202 — IV 543/09. 


Stettin: 846% — IV 545/09. Poſen: 8469 
— VI 361/09. Berlin: 811% — VI 281/09. 
Berlin: 82857 

I 476/09. Celle: 8041“ — III 441/09. Berlin: 
800 VI 463/09. Berlin: 8377 — 
VI 506/09. Hamm: 8387 

V 461/09. Marienwerder: 8468 — VI 331/09. 
Berlin: 82855 
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21. Juni: III 390/09. Berlin: 808% — III 390/09. Berlin: 


11. 


12. 


13. 


* * 


* * 


82043 — III 371/09. Berlin: 8299 — 
VII 415/09. Düſſeldorf: 83672 — VII 435/09. 
Berlin: 8367 — VII 519/09. Stettin: 841%? 

1319/09. Poſen: 80617 — 1300/09. Berlin: 832 66 

IV 433/09. Hamburg: 817? — VI 302/09. 
Breslau: 80413 

I 692/09. München: 800° — II 512/09. Berlin: 
8397 — III 351/09. Berlin: 8306s — 
II 347/09. Berlin: 84386 — VII 238/10. 
Berlin: 84588 

I 47/10. Cöln: 83470 

IV 166/10. Düſſeldorf: 819 — IV 469/09. 
Karlsruhe: 8194 

II 501/09. Stuttgart: 8275. III 422/09. 
Marienwerder: 8066 — III 74/10. Berlin: 
8415 — VII 493/09. München: 810% — 
VII 479/09. Hamburg: 8377 

V 34/09. Dresden: 7993 — V 425/09. Berlin: 
830 #2 

IV 560/09. Hamm: 820“ — IV 564/09. Marien: 
werder: 822 VI 534/09. Breslau: 
810% — VI 185/09. Hamburg: 840% 


i: VI 399/09. Marienwerder: 81636 — VII 450/09. 


Celle: 847% 

I 176/10. Braunſchweig: 834”! — V 454/09. 
Karlsruhe: 81485 — V 408/09. Celle: 823“ 
— V 562/09. Stettin: 825806 — V 90/10. 
Naumburg: 82651 

IV 487/09. Celle: 8017 — VI 343/09. Berlin: 
802° — VI 348/09. Stuttgart: 8449 

III 400/09. Braunſchweig: 845% — III 513/09. 
Berlin: 847% VII 252/10. Berlin: 
80310 — VII 431/09. Cöln: 8123 

I 219/09. Hamburg: 8275s — 1293/09. Ham⸗ 
burg: 834% — V 318/09. Berlin: 799“ — 
V 569/09. Dresden: 8061s — V 430/09. 
Naumburg: 94118 

IV 532/09. München: 7991 — IV 498/09. Jena: 
8177 — IV 446/09. Berlin: 846% 
VI 546/09. Kiel: 808% VI 115/10. 
Berlin: 8123: VI 356/09. Marien⸗ 
werder: 818° 

III 595/09. Hamburg: 831% — VII 499/09. 
Breslau: 8163° — VII 229/10. Düſſeldorf: 
82859 

I 298/09. Darmſtadt: 
Berlin: 8018 

IV 503/09. Frankfurt: 811» — IV 240/09. 
Augsburg: 8219 — VI 503/09. Hamburg: 
80924 — VI 518/09. Marienwerder: 812°° 
— VI 392/09. Cöln: 824“ 

III 205/10. Cöln: 8291 — VII 489/09. Berlin: 
815% — VII 470/09. Cöln: 825 

I 69/10. Kiel: 8031? — I 292/09. Hamburg: 
833 — IV 356/10. Dresden: 82652 — 
V 494/09. Naumburg: 829 


80311 — V 545/09. 
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27. Aug.: I 309/10. Ferienſenat Celle: 9493 


29. 


30. 


28. 
29. 
1. Febr.: 


12. Sept.: 
16. 


- 
- 


I 263/10. Ferienſenat Kiel: 9442 
III 603/09. Poſen: 936° — III 472/09. Düffel- 
dorf: 93812 — III 514/09. Berlin: 93814 


1. Okt.: I 406/09. 


— VII 500/09. Berlin: 95135 3.⸗ 
I 58/10. München: 9492 | 
IV 561/10. Bamberg: 945° — VI 403/09. 
Stuttgart: 93918 — VI 489/09. Dresden: 
9504 
II 592/09. Berlin: 93710 — II 639/09. Nürn⸗ 4. 
berg: 948% — VII 173/10. Hamm: 947 
VII 527/09. Dresden: 9543 — VII 518/10. 
Cöln: 955% 
V 587/09. Königsberg: 93711 
IV 554/09. Hamm: 942! 5. 
III 412/09. Berlin: 98915 — VII 526/09. Hamm: 6. 
94322 — VII 476/09. Marienwerder: 9468 7. 
1 334/09. Hamburg: 95236 — I 344/09. Ham: 8. = 
burg: 100826 — V 496/09. Düſſeldorf: 
9417 
VI 503/09. Stettin: 94526 — VI 484/09. Darm: 10. 
ſtadt: 95338 | 
II 585/09. Kiel: 9367 — VII 634/09. Breslau: 
95237 — VII 545/09. Celle: 100210 ll. = 
I 494/09. Hamm: 9343 — V 576/09. Berlin: 12. 
9365 
IV 566/09. Frankfurt: 9331 — IV 551/09. 
Berlin: 10007 — VI 515/09. Breslan: 14. 
93813 — VI 285/09. Berlin: 998? 
II 642/09. Breslau: 937° — II 591/09. Ham: 
burg: 1002° 17. = 
Straffadhen. 
1909. 9. März: 
18./28. Jan.: I 881/08: 863 12. 
I 881/08: 8636 — III 928/08: 86118 15. = 
II 967/08: 86124 — II 975/08: 8643 16. = 
1. 1015/08: 866” — III 377/08: 861% — 18 = 
III 933/08: 8647“ — III 933/08: 866 105 22. 
536/08: 86587 | 23. 
IV 991/08: 866 101 26. 
II 1068/08: 8634 — II 98/09: 863 29. = 
III 1007/08: 86115 30. 
II 1171/08: 8610 6. April: 
IV 1082/08: 864 8⁰ 15. 
IV 83/09: 861%: — IV 34/09: 862 19... 2 
V 932/08: 865588 | 
I 49/09: 867115 22. = 
U 76/09: 863% 23. 
I 1054/08: 8658 26. 
II 980/08: 862° — I 1014/08: 862% — 27. 
II 1059/08: 86317 — IV 77/09: 865% 29. = 
I 52/09: 86113 3. Mai: 


Naumburg: 9342 V 575/09. 
Hamm: 9344 — V 175/09. Hamm: 934“ 
— VI 496/09. Frankfurt a. M.: 94321 — 
VI 13/10. Düſſeldorf: 1003 11 

IV 576/09. Jena: 9983 — IV 636/09. Berlin: 
100416 — IV 621/09. Celle: 10057 — 
V 528/09. Königsberg: 10013 — VI 441/09. 
Kiel: 944 VI 366/09. Düſſeldorf: 
1003 1? 

II 649/09. Cöln: 100826 — III 429/09. Karls: 
ruhe: 100413 — III 485/09. Braunſchweig: 
100723 — VII 569/09. Kiel: 947°° — VII 
560/09. Dresden: 954% — VII 433/09. 
Berlin: 10133“ 

I 591/09. Stettin: 10108 

VII 211/10. Celle: 999 

II 443/09. Hamburg: 1000° 

IV 549/09. Reichsgericht: 94220 — IV 715/09. 
Naumburg: 1005s — IV 638/09. Berlin: 
100821 — V 198/10. Berlin: 9971 

IV 559/09. Königsberg: 1004s — IV 514/09. 
Berlin: 1005 — VI 555/09. Breslau: 


101233 

VII 535/09. Kiel: 101130 

III 60/10. Stettin: 10006 — III 499 09. 
Berlin: 101232 — V 372/10. Breslau: 
94576 — V 642/09. Braunſchweig: 101025 

III 510/09. Berlin: 10044 — III 418/09. 
Hamm: 10111 — VII 562/09. Celle: 
100722 


V 612/09. Düſſeldorf: 100650 


IV 87/09: 865 52 

V 39/09: 8647? 

III 54/09: 86351 

I 1232/08: 86354 

III 163/09: 8611“ — III 1032/08: 863 1? 
I 1006/08: 866 10s 

V 869/08: 866 

IV 198/09: 8612 — V 217/09: 8611 


III 877/08: 865% 


V 86/09: 861% 

II 103/09: 863 8 — Y 100,09: 862 

II 1184/08: 8620 

1 76/09: 86478 — III 55/09: 862? — III 67/09: 
86352 

I 197/09: 8631 — III 1144/08: 866% 

276/09: 866105 

1006/08: 866 10s — III 1116,08: 8603 

V 216/09: 86355 

I 351/07: 8641 — I 351/07: 865% 

I 165/09: 864% 


4. 
6. 
10. 
11. 


Mai: 


V 28/09: 86585 9. Nov.: II 629/09: 86481 
I 303/09: 860? 19. = II 641/09: 863% — IV 914/09: 20211 
III 139/09: 860° — III 50/09: 86477 IV 781/09: 862%! 
II 397/09: 860 — II 88/09: 86478 — V 73/09: 22. = III 2196/09: 2021? 
86470 26. = IV 809/09: 86232 
III 203/09: 866 112 29. ⸗ I 636/09: 863% 
I 195/09: 865° 30. = IV 923/09: 204.13 
III 201/09: 86585 2. Dez.: I 534/09: 198° — III 738/09: 8616 
IV 130/09: 86466 — V 240/09: 86611! 3. & IV 778/09: 8617 — IV 778/09: 864% 
U 356/09: 864106 IV 761/09: 864° 
III 282/09: 864° 1. # IV 785/09: 8611? 
V 386/09: 863°° 14. IV 878/09: 198 
I 711/09: 8653 — V 338/09: 8668 16. = I 636/09: 8635 
II 421/09: 8607 7. IV 942/09: 86235 
IV 301/09: 866113 — V 209/09: 862? 18. = I 564/09: 2051? 
IV 86,09: 865°° 20. I 912/09: 802° 
II 441/09: 865° — IV 394/09: 866'% — 21. IV 859/09: 203! — V 854/09: 860° 
V 441/09: 866107 V 831/09: 861" 
I 1020/08: 863 ‘8 22. = III 973/09: 863% 
IV 570/09: 867114 — V 444/09: 199° 29. = V 874/09: 666? 
III 344/09: 863°7 
II 437/09: 683° — I 612/09: 862” — 1910 
IV 511/09: 864 — IV 532/09: 866103 4. Jan.: II 896/09: 67610 
III 420/09: 86475 10.⸗ I 899/09: 6772 — IV 1057/09: 68028 
II 555/09: 861?* — I 854/09: 863 18. V 981/09: 67312 
V 548/09: 862° 20. I 582/09: 6651 — III 951/09: 6795 
U 596/09: 200° 21. = V 951/09: 667*%a 
III 526/09: 206? 25. II 1024/09: 67517 
V 808/09: 20417 3l. = I 1013/09: 6703 
IV 644/09: 1971 — V 424/09: 8661% 3. Febr.: I 899/09: 6777 — III 1026/09: 67414 
312/09: 86497 10. = III 1043/09: 67313 
V 539,09: 86583 il: 2 V 818/09: 681% 
1 751/09: 866110 — III 504/09: 6823 3. März: III 38/10: 6707 — III 23/10: 67110 
IV 653/09: 20110 — IV 604/09: 86110 8. ⸗ II 1145/09: 67518 — IV 139/10: 6773 
III 546/09: 2008 10. I 28/10: 6695 
III 793/09: 864 19. I 1002/09: 668 b 
V 627/09: 1972 21. = IV 47/10: 671° 
III 582/09: 86123 14. April: III 239/10: 678% — III 136/10: 678 
IV 618/09: 1999 — V 71909: 1998 — 18. III 208/10: 68027 — I 21/10: 671! 
V 613/09: 202115 19. = V 57/10: 6706 
III 808/09: 8623. 22. II 213 / 10: 67620 — IV 205/10: 676 21 
: III 799/09: 20316 — III 730/09: 86238 26. = V 114/10: 68027 
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Organ des deutſchen Anwalf: Vereins. 


Herausgegeben von 
Juſtifrat Dr. Bugo Neumann, 
Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den Jahrgang 25 Mart, einzelne Nummern pro Bogen 80 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 35. 


Vereins nachrichten. 


Geſchäftsleiter bekroffend. 


Die Stelle eines Geſchäftsleiters des Deutſchen Auwalt⸗ 
vereins ſoll baldtunlichſt, vorausſichtlich im Februar oder 
März nächſten Jahres, beſetzt werden. 

Herren, welche ſich um dieſe Stellung bewerben wollen, 
wird auheimgegeben, Bewerbungsſchreiben an den Borftand 
des Dentſchen Anweltvereins zu Händen des Vorſitzenden, 
Geheimen Inſtizrat Haber, Leipzig, Schwägrichenſtraße 13, 
zu richten. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltstammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Stettin, Karlsruhe, Fraukfurt a. M. und Cöln haben 
der Kaſſe abermals Beihilfen von 1000 &, 1200 &, 
2000 4 und 2500 . gewährt. Den Kammern und ihren 
Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der aufrichtigſte 
Dank ausgeſprochen worden. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Zabl der Anmeldungen, fortwährend ſteigend, iſt jetzt 
auf 793 angelangt, das zinsbar, lediglich in mündelſicheren 
Papieren, angelegte Vermögen der Kaſſe auf 807 000 . Dieſe 
bochſt erfreuliche Entwicklung der Kaſſe wird auch die noch 
abſeits Stehenden von der Notwendigkeit und Nützlichkeit 
unſeres Unternehmens überzeugen. Wir legen daher wiederum 
Anmeldungs⸗Formulare mit den Verſicherungs⸗Bedingungen und 
Tarifen bei und bitten, ſich dieſer in reichem Maße zu be⸗ 
dienen. N 

Unſere Mitglieder werden hiermit aufgefordert, die Viertel⸗ 
jahrs⸗Beiträge für das erſte Quartal 1910 in den erſten acht 
Tagen des Januar an das Bankhaus Reinhold Steckner zu 
Halle a. d. S. für das Konto der Kaſſe einzuſenden oder dieſem 
Hauſe durch Reichsbank⸗Giro⸗Konto oder im Poſtſcheckverkehr 
(Ar. 215, Poſtſcheckamt Leipzig) zu überweiſen, im letzten Falle 
aber die Poſtſcheck⸗Speſen von 0,25 & mit zu überweiſen. 

Es iſt zuläſſig, die Beiträge auf ein Jahr im voraus zu 
ablen und fie alsdann um das Interuſurium zu kürzen, 
welches beträgt: 


in Klaſſe V. 5,24 M 
2 = IJ 3594 
: „ III 06 
2 2 1,32 7 


I 2 
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Auch Vorauszahlungen auf ein halbes Jahr werden an⸗ 
genommen, ein Zinsabzug aber der Geringfügigkeit wegen 
nicht bewilligt. 

Die Zahlungen find nach § 5 der Satzung portofrei ein⸗ 
d der Poſtſchein gilt als Quittung, eine beſondere 
Quittung wird alſo nicht erteilt. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. ©. 


Zum ueuen Jahre. 
Von Neumann. 


Kaum hat ſich der Kreis der das Zivilrecht unmittelbar 
berührenden Geſetze im abgelaufenen Jahre durch Verabſchiedung 
des Kraftfahrzeuggeſetzes, des Geſetzes über die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen, die Neufaſſung des Wettbewerbsgeſetzes geſchloſſen, 
ſo eröffnet ſich bereits der Ausblick auf neue geſetzgeberiſche 
Aufgaben auf den Gebieten des Strafrechts und des Straf: 
prozeſſes. Wenn die bisher veröffentlichten Vorarbeiten auch 
bereits manchen begründeten Widerſpruch hervorgerufen haben, 
ſo laſſen ſie doch einen großzügigen, einheitlichen Plan erkennen, 
der es vermeidet, im einzelnen an dem beſtehenden Geſetze 
herumzukurieren. Einen traurigen Gegenſatz hierzu bildet die 
Gelegenheitsgeſetzesmacherei auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes, 
die nach den Wunden, die ſie unſerm Rechtsleben im letzten 
Jahre geſchlagen, ſich jetzt zu einem Streiche anſchickt, deſſen ⸗ 
verhängnisvolle Folgen ſich noch gar nicht abſehen laſſen: die 
Beſchränkung der Reviſion auf duae difformes gefährdet die 
Rechtseinheit und verdirbt die Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte. Es iſt ein verzweifeltes Mittel, zu dem der Geſetz⸗ 
geber greift, nachdem er mit dem Verſuche, durch Erhöhung 
der Reviſionsſumme das Reichsgericht zu entlaſten, das von 
vielen Seiten vorausgeſagte Fiasko gründlichſt erlebt hat. 
Mögen die für die Geſetzgebung verantwortlichen Stellen aus 
der Rechtsgeſchichte Oſterreichs, Bayerns, Badens erſehen, wie 
ſchnell man mit dieſer Beſchränkung des Rechtsmittels abgewirt⸗ 
ſchaftet hat, mögen ſie insbeſondere auch die Gründe würdigen, 
die auf dem 29. Deutſchen Juriſtentage und auf dem letzten 
außerordentlichen Anwaltstage gegen die anſcheinend bereits 
bis zu einer Vorlage an den Bundesrat gediehene Geſetzes⸗ 
verſchlechterung geltend gemacht ſind! Sollten die Gründe der 
Vernunft und Gerechtigkeit verſagen gegenüber dem vermeint⸗ 
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lichen Zwange, das Reichsgericht unter allen Umſtänden und 
ohne Rückſicht auf die ſchädlichen Wirkungen der gewählten 
Mittel zu entlaſten, ſo wird an Stelle des Reichsgerichts die 
Offentlichkeit treten, um die Verteidigung der Juſtiz gegen die 
Maßregeln der zu ihrer Förderung berufenen Stellen und des 
Geſetzgebers in die Hand zu nehmen. Die auf Zurückweiſung der 
Berufung lautenden Entſcheidungen der Oberlandesgerichte werden 
von vornherein mit Vorurteil aufgenommen und ſowohl auf ihre 
juriſtiſchen Qualitäten als auch in Anſehung ihrer Wirkung auf 
die Zerſplitterung der Rechtſprechung und Rechtseinheit einer 
Nachprüfung unterzogen werden. Mag eine ſolche fortgeſetzte öffent⸗ 
liche Kritik der Urteile auch unerwünſcht ſein, weil durch nichts 
das Vertrauen in die Rechtspflege mehr geſchädigt werden 
kann, ſo wird ſie ſich dennoch als unausbleiblich und unabwendbar 
erweiſen. Die ſchon heute vorhandene Neigung, die ſtaatlichen 
Gerichte zu meiden und vor freien Schiedsgerichten Recht zu 
nehmen, wird ſich in verſtärktem Maße geltend machen. So 
wird vielleicht eine Entlaſtung des Reichsgerichts erzielt werden, 
die weder ihm noch der ſtaatlichen Rechtspflege zur Ehre gereicht. 
Der Kampf aber wird nicht eher aufhören, als bis der Ge⸗ 
rechtigkeit wieder freie Bahn geſchaffen iſt. In dieſem auf⸗ 
gezwungenen Kampfe wird der deutſchen Rechtsanwaltſchaft die 
Führerrolle zufallen, ſie wird die Kritik der Rechtſprechung und die 
Organiſation freier Schiedsgerichte in die Hand zu nehmen haben. 

Werden wir der verantwortungsvollen Aufgabe gewachſen 
fein, das köſtliche Gut nationaler Rechtseinheit zu beſchützen 
und zu bewahren? Wir haben unſerm Deutſchen Anwaltverein 
in dem abgelaufenen Jahre durch die Beſchlüſſe des Roſtocker 
Anwaltstages eine neue Verfaſſung gegeben, die den in der 
deutſchen Anwaltſchaft vorhandenen Kräften den Weg zur Mit⸗ 
arbeit an den gemeinſamen Aufgaben freimachen ſoll. Die 
zukünftige Vertreterverſammlung, die aus den Mitgliedern 
des Vorſtandes und den von den einzelnen Bezirken 
abgeordneten Vertretern beſteht, ſoll den eigentlichen Kern 
unſerer Vereinsorganiſation, das Hirn und Herz der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft darſtellen. Die Beſten, die Angeſehenſten 
unſeres Standes ſind gerade gut genug, um als Vertreter in 
dieſe Verſammlung abgeordnet zu werden. Und es ergeht 
deshalb hiermit an alle Kollegen der mahnende Ruf 
und die kollegiale Bitte, ſich der Bedeutung der demnächſt 
ſtattfindenden Wahlen zur Vertreterverſammlung des 
Deutſchen Anwaltvereins bewußt zu ſein, von deren Aus⸗ 
gang es abhängen wird, welche Bahnen unſer Verein und 
damit unſer in ihm verkörperter Stand wandeln wird. 

Der neue Vorſtand hat bisher keine Gelegenheit gehabt, 
ſein Programm zu enwickeln. Wir werden mit Geduld und 
Vertrauen die Wirkungen der Statutenänderung abwarten 
müſſen. Eine der erſten Aufgaben des Vorſtandes wird außer 
den Vorbereitungen der Wahlen für die Vertreterverſammlung die 
Berufung des Geſchäftsleiters ſein. Aus der Tatſache, 
daß eine Ausſchreibung dieſer Stelle durch den Vorſtand 
erfolgt iſt, darf ein Schluß daraus, wie er dieſe Stelle 
einſchätzt, nicht gezogen werden. Kommt es doch im öffent⸗ 
lichen Leben nicht ſelten vor, daß durch eine ſolche Aus⸗ 
ſchreibung lediglich einer Form genügt wird. Es gibt 
Stellungen, für die man ſich nicht meldet, ſondern für die man 
berufen wird. „Meldungen zu höheren Stellen (als Direktor⸗ 
und Richterſtellen),“ ſo heißt es in der bekannten Allgemeinen 
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Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters, „glaubt der Miniſter 
nicht erwarten zu ſollen.“ Und zu ſolchen „höheren Stellen“, 
für die man den geeigneten Mann finden muß, ohne daß er 
ſich darum beworben, gehört die Stelle unſeres Geſchäftsleiters. 
Wenn man in dem Geſchäftsleiter nur eine Hilfskraft des 
Vorſtandes ſieht, die die Bureau⸗Eingänge für den Vorſtand 
zu erledigen hat und deshalb am Wohnorte des Vorſitzenden 
ſeinen Sitz aufſchlagen muß, dann hätten wir uns den Kampf 
um eine ſo minderwertige Inſtitution ſparen können, dann wird 
die Geſchäftsſtelle und der Geſchäftsleiter uns um keinen Schritt 
vorwärtsbringen. Zur Erledigung der Vorſtandsgeſchäfte in 
ihrem bisherigen Umfange mag der Vorſtand ſeinen Sekretär nach 
wie vor zur Verfügung haben. Die Geſchäftsſtelle, wie ſie 
bei der Statutenberatung gedacht wurde, hat andere Aufgaben. 
Sie hat in erſter Linie alles die Rechtsanwaltſchaft betreffende 
Material zu ſammeln und wiſſenſchaftlich zu verarbeiten. Sie 
hat Denkſchriften auszuarbeiten, in denen Fragen der Juſtiz⸗ 
geſetzgebung und Juſtizverwaltung vom Standpunkt der An⸗ 
waltſchaft — im Gegenſatze zu dem der Bureaukratie — in 
wiſſenſchaftlicher Begründung behandelt werden. Sie hat 
Enqueten zu veranſtalten über diejenigen Fragen der Geſetz⸗ 
gebung und Juſtizverwaltung — die jeweils im Vordergrund 
des Intereſſes ſtehen, ſie wird Angriff und Verteidigung plan⸗ 
mäßig zu geſtalten haben, falls die duae conformes-Idee 
weiter verfolgt oder gar von den Geſetzgebern angenommen wird. 
Ganz allgemein geſagt: nichts ſoll der Geſchäftsſtelle fern bleiben, 
was das Intereſſe der Rechtspflege und die Rechtsanwaltſchaft 
angeht. Der Geſchäftsleiter wird am wirkungsvollſten das 
zuſammengebrachte Material dem Referenten der Juſtizverwaltung 
des Reichs oder der Bundesſtaaten unterbreiten, um von vorn⸗ 
herein Auffaſſungen zu berichtigen, die vom Standpunkt der 
Rechtsanwaltſchaft als einſeitig und unzutreffend erſcheinen. 
Seine aufklärende Tätigkeit wird auch bei den Mitgliedern des 
Reichstags und nicht minder bei den Redaktionen der großen 
deutſchen Preſſe einzuſetzen haben. Eine ſolche Geſchäftsſtelle 
gehört naturgemäß an den gemeinſamen Brennpunkt aller der 
hier in Frage ſtehenden Beziehungen, in die Reichshauptſtadt! 
Nur von hier aus kann der Geſchäftsleiter, vorausgeſetzt, daß 
es eine ſeiner Aufgabe voll gewachſene Perſönlichkeit iſt, dauernd 
und wirkungsvoll diejenigen Verbindungen pflegen, die zur 
Ausfüllung ſeiner Stellung notwendig ſind. Der Geſchäfts⸗ 
leiter ſoll nicht Politik auf eigene Hand machen; er ſoll 
den Weiſungen des Vorſtandes entſprechen. Zur grundſätzlichen 
Erörterung der zu unternehmenden Schritte werden einzelne 
mündliche Ausſprachen zwiſchen dem Vereinsvorſitzenden und 
dem Geſchäftsleiter genügen, die herbeizuführen natürlich auch 
keine Schwierigkeiten macht, wenn der Vorſitzende in Leipzig, 
der Geſchäftsleiter aber in Berlin reſidiert. 

Auch andere Gründe ſprechen für die Errichtung der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle in Berlin. In der über 1000 Anwälte umfaſſenden 
Rechtsanwaltſchaft von Groß⸗Berlin macht ſich naturgemäß 
immer mehr und mehr das Bedürfnis gemeinſamer nach außen 
hin ſichtbarer kollegialer Veranſtaltungen bemerkbar. Auch ſie 
wird ſich zur Wahrnehmung ihrer — mit denen der ge⸗ 
ſamten deutſchen Rechtsanwaltſchaft — im weſentlichen gleich⸗ 
laufenden Intereſſen eine gemeinſame Geſchäftsſtelle ſchaffen 
müſſen. Schon haben ſich dieſe Beſtrebungen zu einem und 
zwar dem wichtigſten Schritt verdichtet, indem die „Geſellſchaft 
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Vereinshaus der Berliner Rechtsanwaltſchaft“ mit ihrem in Höhe 
von zirka 400000 bereits bar eingezahlten Kapital ein Grund⸗ 
ſtück erworben hat, das naturgemäß der lokale Mittelpunkt nicht 
nur der Berliner, ſondern der geſamten deutſchen Rechtsanwaltſchaft 
werden wird. Jeder deutſche Rechtsanwalt, den ſein Weg nach 
Berlin führt, ſoll in dieſen Räumen ſich zu Hauſe fühlen dürfen. 
Nichts wäre verfehlter, als aus einer gemeinſamen Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Deutſchen Anwaltvereins und der Berliner Rechts⸗ 
anwaltſchaft, die als ein Ganzes ſich kraftvoll entwickeln wird, 
zwei zu Ohnmacht und Hader verurteilte Hälften zu geſtalten! 


Die Abdankung des Reichsgerichts. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Wohl jeder Juriſt kennt Fälle, in denen das Reichsgericht 
konforme Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben hat, und 
die Erinnerung an dieſe reichsgerichtlichen Erkenntniſſe iſt ihm 
oft eine freudige Genugtuung über den Sieg des überlegenen 
Richtertums, das ſich doch meiſt in den reichsgerichtlichen Er⸗ 
kenntniſſen offenbart. 

Fortan ſoll bei ÜUbereinſtimmung der Vorinſtanzen das 
Reichsgericht nicht mehr in Frage kommen?! Man muß ſich 
wundern, daß ein ſolcher Vorſchlag ernſtlich gewagt wird, und 
daß er nicht höhere Wogen des Unmuts aufwühlt. 

Es iſt von mehreren Seiten ſchon betont worden, wie 
empfindlich die Rechtsſicherheit und die Rechtseinheit leiden 
würden, vor allem auch die edelſte Aufgabe des Reichsgerichts, 
die der ſtetigen Rechtsneuſchöpfung. 

Es würde auch eine traurige Stagnation eintreten, indem 
die Verbeſſerung einer als unrichtig erkannten Meinung dem 
oberſten Gerichtshofe ſehr erſchwert wäre. (Übrigens find viele 
ſolcher Meinungen in den Urteilen nur nebenbei geſtreift, ohne 
zur Grundlage der Entſcheidung gemacht zu ſein). 

Sollte nicht die Betrachtung der bisherigen rechts- 
ſchöpfenden Tätigkeit des Reichsgerichts zu einer 
ſchroffen Abweiſung des Gedankens, hier einzugreifen, 
führen? Wie hat z. B. das Reichsgericht dem ſegenſpendenden 
Rechtsgrundſatz des 8 826 BGB., nachdem die Vorinſtanzen 
verſagt hatten, ſouverän die Bahn geebnet und damit dem 
Reigenden Niveau unſeres Kulturſtandes die Rechtſprechung an⸗ 
gepaßt! Würde es uns erträglich dünken, dieſe reichsgerichtlichen 
Erkenntniſſe entbehren zu ſollen? 

Welche gewaltigen Perſpektiven haben außerdem einige 
(die Vorinſtanzen desavouierende) Reichsgerichtsurteile dem 
Schutze von Handel und Gewerbe eröffnet! Hier mögen nur 
zwei ſolche Urteile kurz erwähnt werden: Zuerſt dasjenige vom 
6. März 1902 (RG. 4, 393/01), abgedruckt von Lobe „Die 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs“ 1, 460. Hier wird 
in wiſſenſchaftlich freier Anwendung der SS 823 Abſ. 1 und 
1004 BGB., geſtützt auf die ſich langſam Bahn brechende 
Theorie des Individualrechts freier Gewerbetätigkeit, dargelegt, 
die bewußte unbefugte Verletzung der Freiheit des fremden Ge⸗ 
werbebetriebes charakteriſiere ſich als Delikt. 

Mit dieſer Entſcheidung iſt den allgemeinen, umfaſſenden 
Beſtimmungen in den SS 823 Abſ. 1 und 1004 BGB. ein 
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ungeheures, bisher verſchloſſenes Gebiet eröffnet, iſt eine Fülle 
kaſuiſtiſcher Einzelregelungen der den gewerblichen Rechtsſchutz 
betreffenden Geſetze überflüſſig geworden. Ein Triumph weiſer 
Rechtsanwendung, klarer Vereinfachung des Geſetzesmaterials; 
ein Aufſteigen zu der reinen Höhe einheitlicher, große Gebiete 
beherrſchender Rechtsgrundſätze. 

Zwar iſt dieſe Höhe noch nicht dauernd gewonnen; weder 
die Untergerichte folgten, noch auch mehrere ſpätere Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts ſelbſt. Aber einige Jahre nach 
jenem Erkenntnis, in einem Urteil vom 18. Januar 1905 
(JW. 05, 174; Unl W. 4, 66) “) hat das Reichsgericht wieder 
einmal von hoher Warte zu jener Frage Stellung genommen, 
die früheren Darlegungen beſtätigend und ſogar vertiefend. 
Wieder eine Entſcheidung von unabſehbarer Tragweite. Auf 
Grund der SS 824 (1004) BGB. kann auf Unterlaſſung un: 
zutreffender mündlicher oder ſchriftlicher Berühmungen ins⸗ 
beſondere dann geklagt werden, wenn durch Mitteilungen an 
die Kundſchaft des anderen deſſen freier Gewerbebetrieb geſtört 
wird. Hiernach iſt jegliche rechtswidrige Beeinfluſſung des 
fremden Abnehmerkreiſes belangbar, ſowohl unrichtige Reklame, 
als auch unter Umſtänden (nämlich bei Rechtswidrigkeit) 
Schleudern, Warnungen, Boykottierungen uſw. Die Wichtigkeit 
auch dieſer Entſcheidung für den geſamten Handelsſtand leuchtet 
ein, insbeſondere ihre Bedeutung als Erſatz der lückenhaften 
und dem ſtets wechſelnden Verkehrsbedürfnis nicht genügend 
anpaßbaren Einzelbeſtimmungen der Wettbewerb⸗, Warenzeichen, 
Urheberrechte⸗ uſw. Geſetze. 

Jene beiden von uns beſprochenen Reichsgerichts— 
entſcheidungen, gefällt von weitblickenden, wiſſen— 
ſchaftlich durchgebildeten Richtern, haben — lediglich 
durch ſcharfe Geſetzesauslegung — mehr produktive 
Arbeit geſchaffen, als mit der umfangreichſten Novelle 
erzielt worden wäre. Die durch dieſes Reſultat er: 
öffnete Perſpektive iſt in der Tat unabſehbar. 

Die Vorinſtanzen, in beiden Fällen „konform“, haben 
völlig verſagt, haben trotz gewiß redlichſter und gründlichſter 
Arbeit der die Klagen vertretenden Anwälte dieſen einen zäh⸗ 
konſervativen Widerſtand entgegengeſetzt. Und welche Fülle von 
— neben der Hauptentſcheidung herlaufenden — Fehlern wird 
in dieſen, wie in ſo zahlreichen anderen Fällen, den vorinſtanz⸗ 
lichen Urteilen vom Reichsgericht nachgewieſen! 

Betrachten wir nur jenes reichsgerichtliche Erkenntnis vom 
18. Januar 1905 nach dem Wortlaut in UnlW. 4, 66. 
Gegen das Urteil des Oberlandesgerichts wird hier feſtgeſtellt: 
Mißdeutung des Eventualantrages; verfehlte Behandlung der 
nachgeſchobenen ſpezifizierten Klaganträge als Klagänderung; 
fernere Verkennung des Begriffs der Klagänderung; falſche 
Auffaſſung des Sinnes der mit der Klage begehrten Feſt⸗ 
ſtellung; ſchließlich auch noch Verletzung des Rechtsgrund⸗ 
ſatzes „jura novit curia“. Dieſe Fehler alſo laufen nur 
nebenher. In der Hauptſache hatten beide Vorinſtanzen die 
berechtigten Anſprüche der Klägerin als rechtlich unzuläſſig 
behandelt. 


) Deſſen Vorläufer waren die Urteile RG. 22, 93; 28, 247; 
45, 60; 47, 101, vgl. Rofentbal: Wehner, Wettbewerbsgeſetz, Wann: 
heim 1909. 
1 * 
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Fortan fol das Reichsgericht bei Vorliegen von duae 
conformes ausgeſchaltet ſein?! „Es iſt ſo ſchwer, den falſchen 
Weg zu meiden.“ Dieſer Weg zur — gewiß erforderlichen — 
Entlaſtung des Reichsgerichts iſt überhaupt kein Weg.“) Hier iſt 
geplant ein gewaltſames Eindringen auf geweihtes Gebiet. Man 
denke an die meiſterhafte, aber hyperkonſervative Art, wie man 
im alten Rom, wo man von Jurisprudenz und ihrer praktiſchen 
Verwertung doch auch einiges verſtand, neuer Zeit ſich anpaßte. 
Es handelt ſich um eine Frage, die den Lebensnerv des Volks⸗ 
lebens berührt, dazu um den Eingriff in eine verheißungsvolle 
Rechtsentwicklung, die der Ruhm und Stolz unſerer Zeit zu 
werden begann. Für die Gewährleiſtung der Fortdauer dieſer 
Entwicklung muß geſorgt werden. Hierfür müſſen wir Zeit 
haben. Jedenfalls eher, als für die nach der geplanten Ande⸗ 
rung in vielen Fällen zu erwartenden endloſen Zankfragen 
über die Möglichkeit gegebener Reviſibilität. Wird das Reichs⸗ 
gericht der Tummelplatz für die Austragung dieſer Formal⸗ 
fragen, dann werden ſchwere Tage der Dämmerung für die an 
der Schwelle dieſes Jahrhunderts heiß erkämpfte Kodifikation 
kommen. 

Wie ſoll unſer bürgerliches Recht gedeihen, wenn man 
ihm die Lebensluft, in der allein eine organiſche Weiter⸗ 
entwicklung möglich iſt, gewaltſam entzieht?! 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. November bis 
18. Dezember 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 97 ff., 989, 990 BGB. Zubehör. Haftung des 
redlichen Beſitzers für den durch Verzug entſtandenen Schaden.] 

Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch darauf, daß die Fenſter 
und Türen, nachdem fie zum Bau auf das Grundſtück gebracht 
worden, deſſen Zubehör geworden und durch den Zuſchlag nach 
8 55 Abſ. 2 3G. gleichviel, wem das Eigentum daran zu: 
geſtanden habe, in ſein Eigentum übergegangen ſeien. Dieſe 
Vorausſetzung des klägeriſchen Anſpruchs hat der BerR. in 
Abereinſtimmung mit dem LG. in erſter Linie deshalb verneint, 
weil es ſich bei den Türen und Fenſtern um Baumaterialien 
handle, die für einen noch zu errichtenden Neubau beſtimmt 
ſeien und als Zubehör im Sinne der 88 97 f. BGB. nicht 
betrachtet werden könnten, weil ſie beſtimmungsgemäß durch 
die Verwendung für den Bau ihre Selbſtändigkeit verlören und 
nicht Nebenſachen, ſondern Beſtandteile würden. Dieſe Annahme 
entſpricht einer in der Literatur und der Rechtsprechung der 
OLG. weit verbreiteten Meinung, hat aber dort auch Wider⸗ 


*) Es dürfte beſſer fein, daß Reichsgerichtsſenate mit nur fünf 
Richtern die zu bewältigende Arbeit wirklich leiſten, als daß ſieben 
Richter einen großen — ohne Sinn ausgewählten — Teil einſach 
liegen laſſen. 

**) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten 
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ſpruch erfahren. Das RG. hat mit den in Betracht kommenden 
Fragen in zwei Fällen, die eine gewiſſe Ahnlichkeit beſitzen, 
nämlich in dem Urteil vom 5. Oktober 1907 (RG. 66, 356; 
JW. 07, 703), betr. die ſogen. Materialreſerve einer Glas: 
hütte (Erſatzſtücke für Herde, Ofen und Waren), und in dem 
Urteil vom 24. März 1909, betr. Verſandgefäße und Ver⸗ 
packungsgegenſtände einer Fabrik, ſich beichäftigt, ihre Erörterung 
im vorliegenden Falle aber erübrigt ſich, weil jedenfalls der 
weitere Entſcheidungsgrund des Ber R. durchgreift. Der Kläger 
hat ſeinen urſprünglichen Eigentumsanſpruch bereits in der 
I. Inſtanz fallen laſſen und dafür einen Schadenserſatzanſpruch 
erhoben, der ihm dadurch entſtanden ſein ſoll, daß der Beklagte 
ihm die Fenſter und Türen, in deren Beſitz ſie ſich ſeiner An⸗ 
gabe zufolge noch befinden, vorenthalten hätten. Es handelt 
ſich alſo nicht um Wert: oder Schadenserſatz aus dem Grunde, 
daß der Beklagte die Sachen nicht zurückgeben kann ($ 989 
BGB.), ſondern um einen Schadenserſatzanſpruch, den der 
Kläger wegen Verzuges des Beklagten auf Grund der SS 286, 
250 BGB. erhebt. Nun iſt nicht zu bezweifeln, daß der Be⸗ 
klagte, nachdem der Kläger, wie in der Berufungsinſtanz un⸗ 
ſtreitig geworden iſt, den Beſitz freiwillig aufgegeben hat, bei 
der Zweifelhaftigkeit der in Frage kommenden Rechtsſätze als 
redlicher Beſitzer angeſehen werden muß. Der redliche Beſitzer 
aber haftet, ſelbſt nach Zuſtellung der Klage, abweichend von 
dem früheren preußiſchen Recht (LR. I, 7 88 222, 244) und 
von den Vorſchlägen des erſten Entwurfs eines BGB. (§ 934, 
Mot. 3 S. 407, 408 f.), nicht für den durch den Verzug er⸗ 
wachſenden Schaden (SS 989, 990 II, 993 I BGB., Prot. 3 
S. 342, 344, 348). K. e. J., U. v. 24. Nov. 09, 593.08 V. — 
Berlin. 

2. SS 116 ff. BGB. Begriff der fiduziariſchen Rechts⸗ 
geſchäfte.] 

Von einem fiduziariſchen Eigentum kann nicht ſchon dann 
die Rede ſein, wenn jemand im eigenen Namen mit den Mitteln 
eines anderen und für dieſen von einem Dritten Eigentum 
erwirbt, wenn auch zuzugeben iſt, daß ein ſolcher Erwerb ſich 
dem Begriffe des Erwerbes fiduziariſchen Eigentums einiger⸗ 
maßen nähert. Unter einem „fiduziariſchen“ Geſchäft kann 
man, wie ſchon der Begriff der Fiduzia ergibt, zunächſt doch 
nur ein Geſchäft verſtehen, durch das der eine aus ſeinem Ver⸗ 
mögen ein beſtimmtes Vermögensſtück zur Erreichung eines ge⸗ 
wiſſen Zwecks einem anderen anvertraut. Die Rechtsſprache 
insbeſondere verſteht darunter ein Geſchäft, durch das der eine 
dem anderen dies Vermögensſtück rechtlich übereignet zu 
dem vereinbarten Zweck, daß der Vermögenswert wirtſchaftlich 
das Vermögen des anderen nicht vermehren ſolle. Im vor⸗ 
liegenden Fall hat die Ehefrau das ihr 1907 aufgelaſſene 
Grundſtück ihrem Ehemann nicht anvertraut, ihm nicht rechtlich 
übereignet mit der Abſicht, daß es wirtſchaftlich ein Beſtandteil 
ihres Vermögens bleiben ſollte. Vielmehr hat der Ehemann 
das Grundſtück aus dem Vermögen eines Dritten erworben. 
Die Ehefrau hat ſich nur darauf beſchränkt, dem Ehemann die 
zu dieſem Erwerb erforderlichen Geldmittel vorzuſchießen und 
ihm dadurch die tatſächliche Möglichkeit zu gewähren, das 
Grundſtück in eigenem Namen zu erwerben. In einem ſolchen 
Fall erlangt der Erwerber nicht fiduziariſches, ſondern un⸗ 
eingeſchränktes Eigentum und iſt nur demjenigen gegenüber, der 
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die Mittel vorgeſchoſſen hat, perſönlich verpflichtet, das Grund⸗ 
früd ibm weiter zu übereignen. Auf ſolche Geſchäfte die Grundſätze 
über fiduziariſche Rechtsgeſchäfte anzuwenden, liegt kein Anlaß 
vor und empfiehlt ſich im Intereſſe der Rechtsſicherheit ſchon 
deshalb nicht, weil hier aus den dem Erwerber zugrunde 
liegenden Tatſachen, ſoweit ſie für Dritte erkennbar ſind, nicht 
entnommen werden kann, daß der Erwerber nur ein ſeinem 
Rechtsurheber gegenüber eingeſchränktes Eigentum erlangt hat 
und daß insbeſondere dieſe Einſchränkung zugunſten eines Geld⸗ 
gebers beſteht, der bei dem Erwerbe des Eigentums äußerlich 
nicht hervorgetreten iſt. Alle vom RG. entſchiedenen Rechts: 
ſtreitigkeiten über fiduziariſche Geſchäfte betreffen, ſoweit er: 
fichtlich iſt, einen Tatbeſtand, bei dem derjenige, zu deſſen 
Gunſten die Einſchränkung am Eigentum des Vermögenſtücks 
beſtand, das letztere ſelbſt aus ſeinem Vermögen in das Ver⸗ 
mögen des anderen übertragen hatte (Sicherheitsübereignungen 
von Grundſtücken oder beweglichen Sachen, Sicherheitsabtretungen 
von Forderungen und dgl.). L. c. H., U. v. 15. Okt. 09, 
542 08 VII. — Berlin. 

3. SS 119, 459, 463 BGB. Anfechtung eines Kaufes 
wegen Irrtums. Zum Begriffe der weſentlichen Eigenſchaft.] 

Was die Anfechtung wegen Irrtums angeht, ſo ſteht das 
BG. inſoweit mit der Rechtſprechung des erkennenden Senats 
(RG. 67, 87) im Einklange, als hierin entſchieden iſt, das Fehlen 
der bloß vorausgeſetzten, nicht vertraglich zugeſicherten Höhe des 
bisherigen Ertrages einer Sache oder eines Geſchäftsbetriebes 
ſei grundſätzlich überhaupt kein Fehler im Sinne des $ 459 BGB., 
ſo wenig, wie der Irrtum über die Höhe des Ertrages ein 
Irrtum über eine Eigenſchaft der Kaufſache ſei; nur durch 
vertragliche Zuſicherung (§S 463 BGB.) könne die Höhe des 
Ertrages in der Vergangenheit einer im Sinne des $ 459 BGB. 
erbeblichen Eigenſchaft der Sache rechtlich gleichgeſtellt werden. 
Dagegen verletzt das BG. den $ 119 Abſ. 2 BGB. durch zu 
enge Auslegung, wenn es als eine weſentliche Eigenſchaft im 
Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung nur eine ſolche Eigenſchaft gelten 
laſſen will, durch deren Vorhandenſein oder Fehlen die Sache 
zu einer anderen wird. B. c. S., U. v. 9. Nov. 09, 65,09 II. 
— Zweibrücken. 

4. $ 138 BGB. Einrede des Wuchers gegenüber dem 
Anſpruch aus einem Wechſel.] 

Klägerin klagte aus dem von dem Beklagten 2 (P.) an 
eigene Order auf den Beklagten 1 (T.) gezogenen und von 
dieſem akzeptierten, von dem Beklagten 2 (P.) in Blanko 
indoſſierten Wechſel über 15000 & ſowie aus dem Proteſt 
auf Zablung der Wechſelſumme nebſt Zinſen und Wechſelunkoſten. 
Die Beklagten wurden im Wechſelprozeß als Geſamtſchuldner 
klagegemäß, jedoch unter Vorbehalt der Ausführung ihrer Rechte, 
verurteilt. Nur der Beklagte 2 machte von dem Vorbehalt 
Gebrauch und beantragte im ordentlichen Verfahren unter Auf⸗ 
bebung des Urteils, die Klage abzuweiſen. Das Bu. erklärte 
das im Wechſelprozeß ergangene Urteil für vorbehaltlos. RG. 
beb auf. Aus den Gründen: Was die Einrede des Wuchers 
anlangt, ſo iſt für die Reviſionsinſtanz in Ermangelung gegen⸗ 
teiliger Feſtſtellungen davon auszugehen, daß M. bei dem der 
erſten Wechſelbegebung zugrunde liegenden Darlehnsgeſchäfte 
die Notlage und den Leichtfſinn des T. im Sinne des § 138 
Abſ. 2 BGB. ausgebeutet hat, um ſich unverhältnismäßige 
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Vermögensvorteile zu verſchaffen. Iſt dies aber der Fall, ſo 
iſt es gleichgültig, ob Beklagter 2 ſeine Wechſelunterſchrift, wie 
er behauptet, zwecks Bürgſchaft für T. erteilt hat, oder ob 
beide das Darlehnsgeſchäft gemeinſchaftlich mit M. abgechloſſen 
haben. Denn wenn auch das Geſchäft nur im Verhältnis 
zwiſchen M. und T. wucheriſch iſt, ſo iſt es doch wegen ſeiner 
Einheitlichkeit im ganzen mit dieſem Fehler behaftet und daher auch 
im Verhältnis zum Mitkontrahenten nichtig. (Vgl. RG. 59, 175; 
62, 186; 65, 405; 71, 201.) Auch er könnte daher dem M. 
als Wechſelinhaber gegenüber einwenden, daß die Wechſel⸗ 
begebung der rechtmäßigen causa entbehre, und ſeine Ver⸗ 
pflichtung kondiezieren. Dieſe Einrede ſtände ihm aber nach 
Lage des Falles auch der Klägerin gegenüber zu. Es iſt gleich⸗ 
gültig, ob M. das Geſchäft in ihrem Namen oder nur, wie 
Klägerin behauptet, für ihre Rechnung abgeſchloſſen hat. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob im letzteren Falle das Eigentum 
an dem Wechſel ſofort — auf Grund ihrer rückwärts wirkenden 
Genehmigung — auf die Klägerin überging, oder ob es hierfür 
erſt noch einer Blankotradition ſeitens ihres Ehemannes be⸗ 
durfte. Auch wenn letzteres zutrifft, liegt der gegenwärtige 
Fall ganz anders, wie der der gewöhnlichen Blankotradition, 
für welche allerdings mit Recht angenommen wird, daß dem 
Erwerber die Einreden aus der Perſon des Tradenten nicht 
entgegengehalten werden können. Im vorliegenden Falle liegt 
dem Erwerbe der Klägerin nicht ein ſelbſtändiges Kauſalgeſchäft 
mit dem Blankotradenten zugrunde, ſondern die Genehmigung 
des von ihm als Geſchäftsführer für ihre Rechnung ab⸗ 
geſchloſſenen Kauſalgeſchäfts. Die Nichtigkeit des genehmigten 
Geſchäfts entzieht ſomit auch ihrem Wechſelerwerbe den Rechts— 
grund und kann ihr von den Wechſelſchuldnern entgegengehalten 
werden. Der gegenwärtige Fall liegt in dieſer Beziehung nicht 
unähnlich dem in RG. 68, 418 behandelten. Es ergibt ſich 
hieraus, daß die Einrede des Wuchers bisher zu Unrecht ver: 
worfen iſt und daß die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung über dieſe Einrede in die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen if. T. c. M., U. v. 27. Nov. 09, 342,09 I. — 
Berlin. 

5. 5 138 BGB. Vertrag zwiſchen Prinzipal und 
Handlungsgehilfen.] 

Die Klägerin hat den Beklagten durch Vertrag vom 
29. Februar 1904 „als Geſchäftsführer ihres in E. betriebenen 
Manufakturwaren⸗ und Konfeltionsgeſchäfts engagiert“. Das 
Geſchäft in E. war eine Filiale des in K. beſtehenden Haupt⸗ 
geſchäfts. Nach § 5 des Vertrags und nach einem Nachtrage dazu 
vom 6. Februar 1905 hatte der Beklagte als „Gehalt ein halb 
Anteil des Jahresreſultats“ der Filiale zu beziehen. Der Anteil 
wurde ihm jedoch nicht jährlich ausgezahlt, ſondern blieb bis 
zum Ablauf des Vertrags, der im Nachtrage vom 6. Februar 1905 
auf den 31. Juli 1906 feſtgeſetzt wurde, im Geſchäft, wobei 
er von der Klägerin mit 5 Prozent jährlich zu verzinſen war. 
Die Parteien ſind ferner darüber einig, daß der Beklagte in 
gleicher Weiſe wie am Gewinn auch am Verluſte des Geſchäfts 
teilzunehmen hatte. Zum Unterhalte durfte der Beklagte 
monatlich 250 & entnehmen, die ſodann auf feinen „Gewinn⸗ 
anteil oder Verluſtanteil“ anzurechnen waren. Auf Grund 
dieſes Vertrags hat die Klägerin, als der Vertrag zu Ende 
ging, eine Verluſtanteilsforderung von 8082 4 43 & berechnet, 


von der fie den Betrag von 4000 / mit der vorliegenden 
Klage einklagt. Der Beklagte hat neben anderen Einwänden 
auch geltend gemacht, daß der Vertrag gegen die guten Sitten 
verſtoße und deshalb nichtig ſei. Das BG. hat ebenſo wie 
das LG. den Vertrag wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
für nichtig erklärt und die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
gegen dieſe Entſcheidung iſt unbegründet: Zutreffend hat das 
BG. dargelegt, daß der Vertrag vom 29. Februar 1904 nicht 
ein Geſellſchaftsverhältnis zwiſchen den Parteien begründet hat, 
ſondern daß er die Anſtellung des Beklagten als Handlungs⸗ 
gehilfen im Dienſte der Klägerin enthielt. . .. Darin iſt dem BG. 
beizuſtimmen, daß die Abreden über die Entlohnung des 
Beklagten gegen die guten Sitten verſtoßen. Geht man von 
dem unter den Parteien unſtreitigen Vertragsinhalte aus, 
wonach der Beklagte in gleicher Weiſe am Gewinn und Verluſte 
beteiligt war und das Entgelt für ſeine Dienſte ſich lediglich 
nach dem Ergebniſſe der Gewinn⸗ oder Verluſtrechnung beſtimmte, 
ſo erhielt er ein feſtes Gehalt, womit er ſeinen Lebensunterhalt 
beftreiten konnte, überhaupt nicht. Ergab ſich Verluſt, fo mußte 
er die monatlichen Entnahmen von 250. /, die nur vorläufig 
gewährt wurden, nach der Höhe des Verluſtes wieder zurück⸗ 
zahlen, ſo daß er möglicherweiſe für ſeine Arbeit gar nichts 
erhielt, ja noch Schuldner der Klägerin wurde. Es widerſtreitet 
aber den guten Sitten, den Auffaſſungen, die der anſtändig 
und gerecht Denkende von der Entlohnung geleiſteter Dienſte 
hat, einem Handlungsgehilfen, der auf den Ertrag ſeiner Arbeit 
angewieſen iſt, dieſen Ertrag in der Art, wie es hier von der 
Klägerin geſchehen iſt, zu verkümmern. Es iſt nicht angängig, 
einen Handlungsgehilfen, zumal wenn er, wie der Beklagte, 
kein Vermögen beſitzt, ohne ihm ein beſtimmtes Gehalt 
zuzubilligen an dem Verluſte des Geſchäfts derart zu beteiligen, 
daß er für ſeine geleiſteten Dienſte nichts erhält, ſobald die 
Geſchäftsergebniſſe ungünſtig werden. Nach mehr aber wider⸗ 
ſtreitet eine derartige Abrede den guten Sitten, wenn die 
Vertragsbeſtimmungen über die Inventuraufnahme und die 
Aufmachung der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung durchweg ſo zu⸗ 
ungunſten des Handlungsgehilfen und zugunſten des Prinzipals 
getroffen werden, wie es hier geſchehen iſt. Nach § 4 des 
Vertrags wurden die Lagerbeſtände zum Fakturenwerte oder zu 
dem ermäßigten Lagerwerte, der bei im Preiſe zurückgeſetzen 
Waren eintrat, in die Inventur aufgenommen. Es wurde 
aber noch beſtimmt, daß von dem Geſamtwerte eine ſteigende 
Abſchreibung einzutreten habe, die im erſten Jahre 2 Prozent, 
im zweiten 4 Prozent, im dritten 6 Prozent uſw. zu betragen 
hätte. Dieſe „Abſchreibung“ hatte mit der geſchäftsüblichen 
Abſchreibung nichts zu tun, ſondern betraf nur die Gewinn⸗ 
berechnung für den Beklagten, enthielt alſo eine unmittelbare 
Schmälerung des Gewinns, wie er ſich nach der gewöhnlichen 
Bilanz rechneriſch ergeben mußte, und betrug für das dritte 
Jahr bereits 6091 % 90 5. Nach 8 6 und 9 wurden alle 
Koſten für die Inſtandhaltung des Geſchäftshauſes, ſowie für 
Einrichtungen und Neuanſchaffungen als „Geſchäftsunkoſten“ 
gebucht. Daß die durch ſie hervorgerufenen Werte, die dem 
Prinzipal zugute kamen, für die Gewinnberechnung heran⸗ 
gezogen würden, iſt im Vertrage nicht beſtimmt. Nach § 13 
des Vertrags war der Beklagte verpflichtet, das Warenlager 
im Werte nicht über eine im Verhältnis zum Umſatze beſtimmte 
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Höhe hinaus anwachſen zu laſſen, den Mehrwert hatte er der 
Klägerin mit 4 Prozent zu verzinſen, außerdem wurden aber 
vom ganzen Warenlager noch 5 Prozent Zinſen als Geſchäfts⸗ 
unkoſten verrechnet (§S 7). Auch dieſe ſogen. Zinſen für Über⸗ 
dispoſition waren eine den Gewinnanteil des Beklagten erheblich 
ſchmälernde Abgabe, die für das letzte Jahr 2113 4 33 
betrug. Hält man dies alles zuſammen, ſo müſſen die Vertrags⸗ 
abreden über die Entlohnung des Beklagten als unverträglich 
mit den guten Sitten angeſehen werden. Damit fällt ein 
weſentlicher Beſtandteil des Dienſtvertrags weg und der Vertrag 
ſelbſt in ſich zuſammen. K. c. D., U. v. 26. Nov. 09, 11/09 III. 
— Hamm. 

6. SS 138, 2187 BGB. Ein Vermächtnis, aus dem 
der Bedachten bekannten Grunde, ſie werde dem Erblaſſer wie 
ſeither auch für die Zukunft den Geſchlechtsverkehr geſtatten, 
verſtößt gegen die guten Sitten. Zum Begriffe des Schein⸗ 
vermächtniſſes.] 

Die Reviſion der Beklagten hat die Aktivlegitimation der 
Klägerin mit der Ausführung angefochten, daß die dem G. 
vermachten 5000 & in Wirklichkeit der Klägerin zugewandt 
ſeien, daß deshalb das Vermächtnis an G. als Scheinvermächtnis 
ungültig ſei und Klägerin auf die ihr von dieſem erklärte Ab⸗ 
tretung ſeiner Rechte ihre Klagebefugnis nicht gründen könne. 
Allein das Vorhandenſein eines Scheinvermächtniſſes kann daraus, 
daß das Vermächtnis im wirtſchaftlichen Erfolge nur der Klägerin 
zugute kommen ſollte, nicht gefolgert werden. Der Erblaſſer 
iſt berechtigt, den Vermächtnisnehmer mit einer Auflage oder 
einem Untervermächtnis bis zur Höhe des Betrages, den er 
ſelbſt aus dem Vermächtniſſe erhält, zu belaſten (S 2187 BGB.). 
Wenn der Erblaſſer dieſen vom Geſetz gewieſenen Weg benutzt, 
um durch die Perſon des Vermächtnisnehmers hindurch (der 
hierbei die Rolle eines formellen Rechtsträgers hat) den Tiber: 
gang des Vermächtniſſes auf einen anderen zu vermitteln, ſo 
kann ein ſolches Vermächtnis, das durchaus ernſt gemeint iſt, 
nicht als ein ungültiges Scheinvermächtnis aufgefaßt werden. 
Eine andere, hiervon verſchiedene Frage iſt es, ob die auf 
Klägerin übergegangenen Rechte materiellrechtlich wegen des 
behaupteten unſittlichen Charakters der Zuwendung Erfolg 
haben können. In dieſer Beziehung erklärt das BG. es nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme für zweifelfrei, daß der 
jetzt verſtorbene Ehemann der Beklagten ſeit mindeſtens 1900 
und zwar ſchon in der Zeit vor Abfaſſung des Briefes an G. 
vom 24. September 1900 fortgeſetzt ehebrecheriſchen Verkehr 
mit der Klägerin unterhalten hat, und nimmt weiter als 
erwieſen an, daß der genannte Erblaſſer der Klägerin die 
5000 aus dem Grunde vermacht hat, um ſie damit für die 
bisherige Duldung des Geſchlechtsverkehrs mit ihm zu belohnen 
und zur Fortſetzung dieſes Verhältniſſes zu beſtimmen. In 
letzterer Hinſicht iſt in dem BU. hervorgehoben, Klägerin habe, 
als der genannte Erblaſſer ſpäteſtens im Jahre 1906 ihr den 
verſchloſſenen und verſiegelten Brief vom 12. Juli 1902 übergab, 
der nach der Aufſchrift erſt nach ſeinem Tode geöffnet werden 
ſollte, nicht darüber im Unklaren ſein können, daß dieſer Brief 
eine Zuwendung für ſie bedeutete und daß ſie auf eine Aufrecht⸗ 
erhaltung der Verfügung nur rechnen könne, wenn ſie auch 
fernerhin, wozu ſie bereit geweſen ſei, dem Erblaſſer den 
Geſchlechtsverkehr geſtatte. Das OLG. ſieht deshalb das Ver: 
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mãchtnis als gegen die guten Sitten verſtoßend gemäß § 138 BGB. 
als ungültig an. Dieſe Beurteilung, die auf der Feſtſtellung 
beruht, daß das Vermächtnis dazu gedient habe, den unſittlichen 
Verkehr zwiſchen dem Ehemann der Beklagten und der Klägerin 
zu fördern, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. K. c. K., U. v. 
1. Nov. 09, 1,09 IV. — Dresden. 

7. SS 177, 397, 667, 812, 813, 858, 861, 929, 992 BGB. 
verb. mit SS 43, 59, 69 KO. Bereicherungsanſpruch, wenn der 
Zahlende dem Anſpruch des Empfängers eine Einrede mit Er⸗ 
folg entgegenſetzen konnte. Eigentumserwerb des Adreſſaten 
eines Geldbriefs, wenn die Ehefrau ohne Vertretungsmacht 
darüber verfügt. Verbotene Eigenmacht desjenigen, dem der 
Geldbrief übergeben wird? Einfluß des Konkurſes zu dem Ver⸗ 
mögen des Adreſſaten.] 

Die Klägerin bediente ſich des S. in Freiburg zur Aus⸗ 
fuhrung von Börſenſpekulationen und zwar in der Weiſe, daß 
er in ihrem Auftrage und mit ihren Geldmitteln für ihre Rech⸗ 
nung, aber auf ſeinen eigenen Namen bei Bankhäuſern in F. und 
in Berlin Wertpapiere einkaufte und wieder verkaufte. Im 
Juni 1905 erteilte die Klägerin dem S. den Auftrag, bei beiden 
Bankhäuſern ſämtliche vorhandenen Wertpapiere verkaufen 
zu laſſen. S. kam dem Auftrage nach. Er erhob darauf 
zunächſt den Erlös in F. Mit dem erhobenen Gelde und mit⸗ 
genommenen Mündelgeldern entfloh er in Begleitung einer 
Frauensperſon, mit der er ein Liebesverhältnis hatte, nach der 
Schweiz. Hier verbrauchte er das Geld, wurde ergriffen, nach 
Deutſchland zurückgebracht und wegen Unterſchlagung des 
Mündelgeldes zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. Die beab⸗ 
ſichtigte Abhebung des Erlöſes, der durch den Umſatz der Wert⸗ 
papiere in Berlin erzielt war, gelang dagegen dem ©. nicht. 
Am 29. Juni 1905 reiſte er zu dieſem Zwecke nach Berlin. 
Der Bankier hatte jedoch die aus dem Verkauf erzielten 4420 4 
bereits vorher unter S.s Adreſſe in einem Geldbriefe nach F. 
abgeſandt. Den Geldbrief nahm dort die Ehefrau des S. für 
ihn in Empfang. Seiner telegraphiſchen Aufforderung, ihm 
das Geld nach Berlin nachzuſenden, kam Frau S. nicht nach. 
Sie reiſte vielmehr ſelbſt dorthin, traf ihn aber nicht mehr an. 
Bei ihrer Rückkehr nach F. händigte ſie am 1. Juli 1905 den 
Geldbrief uneröffnet mit ſeinem Inhalte der Klägerin aus. Am 
12. Juli 1905 wurde über das Vermögen des S. der Konkurs 
eröffnet. Mittels Schreibens vom 15. Juli 1905 richtete der 
Konkursverwalter unter Androhung der Klage an die Klägerin 
die Aufforderung, entweder den Wertbrief, da ſie ihn wider⸗ 
rechtlich in Beſitz genommen habe, oder die in ihm enthaltene 
Summe an ihn herauszugeben. Die Klägerin ließ hierauf dem 
Konkursverwalter durch den Rechtsanwalt B. mit einem Schreiben 
vom 19. Juli 1905 folgendes antworten: „In der St. ſchen 
Konkursſache teile ich Ihnen namens der Frau Sch. mit, daß 
dieſe die 4420 % keineswegs widerrechtlich in Beſitz genommen 
bat. Einmal hat fie dieſelben zu fordern und zwar ſchon am 
1. Juli 1905; dann aber ſind ſie ihr von Frau S. ohne jede 
Einwendung der Frau Sch. freiwillig ausgezahlt worden. Wenn 
alſo eine Widerrechtlichkeit vorliegt, kann dieſe höchſtens von 
Frau S. begangen ſein. Ich bitte Frau S. zu befragen und 
mir zu beſtätigen, daß Sie die Richtigkeit dieſer Angabe be⸗ 
ſtatigen“ .. Späterhin, am 21. Juli 1905 it jedoch die 
Klägerin dem Verlangen des Konkursverwalters nachgekommen. 
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Die Klägerin hat nunmehr gegen den Konkursverwalter auf 
Erſtattung der gezahlten Beträge Klage erhoben. Sie begründet 
ihren Anſpruch damit, daß die Konkursmaſſe durch die Zahlung 
ungerechtfertigt bereichert ſei. Das LG. hat den Konkursver⸗ 
walter verurteilt. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Die Entſcheidung hing davon ab, ob die Klägerin, als 
ſie dem Verlangen des Konkursverwalters nachkommend das 
empfangene Geld zurückgab und für den verausgabten Betrag 
Erſatz leiſtete, entweder eine Nichtſchuld erfüllte (8 812 Abſ. 1 
Satz 1 BGB.) oder ob ihr damals eine Einrede zur Seite 
ſtand, durch welche die Geltendmachung des von dem Konkurs⸗ 
verwalter gegen ſie erhobenen Rückgabe⸗ und Erſtattungsanſpruchs 
dauernd ausgeſchloſſen wurde (§ 813 Abſ. 1 Satz 1 BGB.). 
Nach den von dem Ber. getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen 
liegt zwar nicht der erſte, wohl aber der zweite Fall vor 
und damit erweiſt ſich der im gegenwärtigen Prozeſſe erhobene 
Anſpruch, mit dem die Klägerin ihre zur Konkursmaſſe ge⸗ 
floſſenen Leiſtungen wiederum von ihrer Seite zurückverlangt, 
als begründet. Zutreffend iſt nämlich zunächſt der Ausgangs⸗ 
punkt des Ber R., daß durch die Aushändigung des Geldbriefes 
an die Ehefrau des S. (vgl. IW. 09, 4735) das Eigentum 
an dem darin enthaltenen Gelde nicht auf die Klägerin, ſondern 
auf S. überging und es iſt ebenſo zutreffend, daß durch die 
Weitergebung des Geldbriefs an die Klägerin dieſe das Eigen⸗ 
tum an dem Gelde nicht erlangte. Denn ſelbſt wenn die 
bei dieſer Weitergebung an Stelle des S. handelnde Ehefrau 
mit der Klägerin darüber einig geworden ſein ſollte, das Eigen⸗ 
tum auf die Klägerin zu übertragen (S 929 BGB.), ſo handelte 
ſie dabei doch im Namen ihres Mannes ohne Vertretungsmacht 
(S 177 BGB.), und an einer Genehmigung ihrer Erklärung 
durch den von ihr vertretenen Ehemann, nämlich an einer aus⸗ 
drücklich oder auch nur durch ſchlüſſiges Verhalten abgegebenen 
Genehmigungserklärung des Ehemannes hat es nach der rechtlich 
bedenkenfreien Annahme des Ber, gefehlt. An und für ſich 
läßt es ſich daher nicht in Abrede ſtellen, daß S. und nach der 
Eröffnung des Konkurſes der beſtellte Konkursverwalter be⸗ 
rechtigt waren, das Empfangene von der Klägerin zurück zu 
verlangen. Allein dieſem Anſpruche gegenüber wäre die Klägerin 
dauernd in der Rechtslage geweſen, ſich mit der durchgreifenden 
Einrede zu verteidigen, daß ſie von S. als ihrem Beauftragten 
gemäß § 667 BGB. die Belaſſung des Empfangenen ver: 
langen durfte. Vorausgeſetzt nämlich, daß ſie den Beſitz des 
Geldbriefes ohne verbotene Eigenmacht (8 858 BGB.) erlangt 
hatte, durfte ſie geltend machen, daß der Erlös der verkauften 
Wertpapiere ihr gebührte. Die Klägerin brauchte hiernach 
einem etwaigen Herausgabe: und Erſtattungsanſpruche des S. 
nicht nachzukommen. Sie konnte ihm vielmehr mit der Einrede 
der Argliſt unter der näheren Begründung begegnen, daß, ſo⸗ 
weit von ihr das in dem Geldbriefe enthaltene Geld zurück⸗ 
verlangt wurde, fie die Abereignung dieſes nämlichen Geldes 
von S. zu fordern hatte und ſoweit ſie das verbrauchte Geld 
erſetzen ſollte, S. als ihr Beauftragter verpflichtet war, ihr 
jene beliebige Verwendung des Geldes für ihre eigenen Zwecke 
zu geſtatten. Die Herausgabepflicht des S. (§S 667 BGB.) 
ſchloß ſowohl die Übereignungspflicht wie auch dieſe Geſtattungs⸗ 
pflicht in ſich. In der gleichen Rechtslage befand ſich die 
Klägerin dem Herausgabe: und Erſtattungsanſpruche des Ken 
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kursverwalters gegenüber, denn dieſer und die Konkursgläubiger 
erlangten durch die Eröffnung des Konkurſes keine weiteren und 
keine beſſeren Rechte wie die, welche dem S. ſelbſt gegen die 
Klägerin zugeſtanden hatten. Der Klägerin blieben ihre Ein⸗ 
reden gegen den Anſpruch nach der Konkurseröffnung mit 
gleicher Wirkſamkeit erhalten wie vorher. Sie war jetzt auch 
nicht auf die Konkursdividende beſchränkt, da ſie ihren Anſpruch 
aus einer rechtloſen Bereicherung der Maſſe ableitet und des⸗ 
halb auf volle Befriedigung Anſpruch hat ($ 59 Nr. 3 KO.). 
Dieſes Ergebnis iſt indeſſen, wie ſchon von vornherein bemerkt 
wurde, nur dann richtig, wenn die Klägerin ohne verbotene 
Eigenmacht in den Beſitz des Geldbriefes gelangt iſt. Läge ein 
Fall der verbotenen Eigenmacht vor, ſo würde die Klägerin ſich 
dem Konkursverwalter auf die gemäß § 858 widerrechtliche 
Erlangung des Beſitzes überhaupt nicht berufen dürfen, viel⸗ 
mehr würde fie gemäß SS 861, 992 BGB. ohne weiteres zur 
Rückgabe und zur Erſatzleiſtung verpflichtet geweſen ſein. Unter 
der Vorausſetzung aber, daß ſie dieſe Verpflichtung erfüllte, 
fehlte ihr die Möglichkeit, ein Ausſonderungsrecht geltend zu 
machen. Sie konnte darum auch nicht von vornherein dem 
Konkursverwalter mit einer unter dem Geſichtspunkte des Aus⸗ 
ſonderungsrechts (S 43 KO.) geführten Verteidigung entgegen⸗ 
treten, insbeſondere befand ſie ſich alsdann der Konkursmaſſe 
gegenüber nicht mehr in der Lage, die Übereignung des in dem 
Geldbriefe enthaltenen zur Konkursmaſſe gehörigen Geldes 
durchzuſetzen. Sie hätte vielmehr wegen aller ihrer noch un⸗ 
erfüllten Anſprüche aus dem Auftragsverhältniſſe nur konkurs⸗ 
mäßige Befriedigung verlangen dürfen (vgl. $ 69 KO.). Mit 
Unrecht bekämpft jedoch die Reviſion den Entſcheidungsgrund 
des BerR., wonach die Klägerin den Beſitz an dem Geld⸗ 
briefe fehlerfrei erlangt hat. Denn wenn auch vom Ber. 
in Abrede geſtellt wird, daß S. in irgendeiner Art die Aus⸗ 
händigung des Geldbriefes an die Klägerin genehmigt hat, 
ſo laufen doch die weiteren tatſächlichen Erwägungen des BerR. 
darauf hinaus, daß, nachdem es dem ungetreuen Beauftragten 
einmal mißlungen war, den in die Hände ſeiner Ehefrau ge⸗ 
langten Geldbrief an ſich zu bringen, es ihm gleichgültig war, 
was die Ehefrau damit anfing, daß aber dieſe innere Willens⸗ 
beſchaffenheit auch in dem äußeren Verhalten des S., nämlich 
in der Flucht ins Ausland und der Zurücklaſſung der Ehefrau 
inmitten der Abwickelung eines unerledigten Geſchäfts, in das 
ſie durch den Empfang des Geldbriefes hineingezogen worden 
war, ihren für die Beachtbarkeit des Willens im Rechtsverkehr 
erforderlichen Ausdruck fand. Erklärte S. auch nicht eine 
Genehmigung, ſo geſchah es darum doch nicht gegen ſeinen 
Willen und ebenſowenig ohne ſeinen Willen, wenn die Ehefrau 
den Brief der rechtmäßigen Empfängerin des Geldes übergab. 
Unter dieſen Umſtänden liegt auf ſeiten dieſer Empfängerin 
keiner der beiden im $ 858 vorgeſehenen Fälle einer verbotenen 
Eigenmacht vor. Die Klägerin hat den S. weder in ſeinem 
Beſitze geſtört noch auch ihm den Beſitz an dem ihr allein ge⸗ 
bührenden Gelde ohne ſeinen Willen entzogen. Der BerR. hat 
ſchließlich mit Recht verneint, daß der von der Klägerin er⸗ 
hobenen condictio indebiti ein aus 8 814 BGB. herzuleitender 
Einwand entgegenſtehe. Denn wenn die Klägerin, als ſie den 
Konkursverwalter wegen des erhobenen Anſpruchs befriedigte, 
nur von Zweifeln darüber erfüllt war, ob das an ſie geſtellte 
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Verlangen des Konkursverwalters berechtigt war, ſo iſt damit 
die im 8 814 vorgeſehene Vorausſetzung einer ihren Rück⸗ 
forderungsanſpruch ausſchließenden Kenntnis von dem Nicht⸗ 
beſtehen der Verpflichtung noch nicht erfüllt. Daß die Klägerin 
mit der Erfüllung des vom Konkursverwalter geſtellten Ver⸗ 
langens gleichzeitig die Möglichkeit der Rückforderung in Betracht 
gezogen und daraufhin ihren Rückforderungsanſpruch durch Ver⸗ 
zicht aufgegeben, alſo durch Vertrag mit dem Verwalter der 
Konkursmaſſe die geſchuldete Rückzahlung auf jeden Fall 
erlaſſen hätte (8 397 BGB.), hat der Ber. gleichfalls 
verneint. S. c. Sch., U. v. 8. Nov. 09, 18/09 IV. — 
Breslau. 

8. 5196 Nr. 1 BGB. Verjährung („Beſorgung fremder 
Geſchäfte“).] 

Ein Fabrikbeſitzer R. hatte dem P., der die Sanierung, 
Finanzierung, Gründung und Umwandlung von Geſchäften und 
Geſellſchaften gewerbsmäßig betrieb, für die Umwandlung ſeines 
in Konkurs geratenen Fabrikunternehmens in eine Aktien⸗ 
geſellſchaft den Betrag von 5000 / zugeſagt, und die Beklagte 
ſich zu deren Zahlung verpflichtet. Die Klage auf Zahlung 
der 5000 & wurde auf Grund der Verjährungseinrede ab⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Der Ber. führt aus, die 
von P. durchgeführte Gründung des R.ſchen Fabrikunternehmens 
als Akiengeſellſchaft habe zum Gewerbebetriebe des P. gehört. 
Ferner legt der Ber R. dar, daß jene Gründung nicht als eine 
Werkleiſtung, ſondern als Beſorgung fremder Geſchäfte oder 
auch als Leiſtung von Dienſten aufzufaſſen ſei, da P. ſich nicht 
irgendwie dafür haftbar gemacht habe, daß der Erfolg eintrete, 
ſondern es nur übernommen habe, ſich zu bemühen, eine 
Aktiengeſellſchaft ins Leben zu rufen, die die R.ſche Fabrik fort: 
führte. Die Reviſion wendet ſich nicht gegen die in dieſer Aus⸗ 
führung enthaltene tatſächliche Feſtſtellung bezüglich deſſen, wozu 
P. ſich verpflichtet hat, ſondern macht nur geltend, trotzdem ſei 
ſeine Forderung als Werklohnforderung anzuſehen, auf welche 
die Verjährungsvorſchrift des §S 196 Abſ. 1 Nr. 7 BGB. keine 
Anwendung finde; ſollte die Tätigkeit des P. ſich aber in 
Wirklichkeit als Beſorgung fremder Geſchäfte darſtellen, ſo könne 
gleichwohl die Beſtimmung des 8 196 Abſ. 1 Nr. 7 BGB. 
nicht Platz greifen, weil ſie ſich nur auf die alltäglichen, kleinen 
gewerbsmäßigen Beſorgungen beziehe, nicht aber auf einzelne 
ſeltene, wirtſchaftlich höchſt bedeutſame und einſchneidende 
Geſchäfte, wie das hier vorliegende. Beide Angriffe ſind 
nicht begründet. Das Charakteriſtiſche des Werkvertrages 
beſteht, wenn es ſich um ein immaterielles Werk handelt, darin, 
daß der Unternehmer ſich zur Herbeiführung des Erfolges 
(durch Arbeit oder Dienſtleiſtung) verpflichtet. Der herbei⸗ 
zuführende Erfolg iſt, wie 8 631 Abſ. 2 BGB. es ausdrückt, 
in ſolchem Falle der Gegenſtand des Werkvertrages. An 
dieſem Erfordernis des Werkvertrages fehlt es nach der un⸗ 
angefochtenen Feſtſtellung des BerR. hier; daher kann die 
Tätigkeit des P. in der Tat nur ſo beurteilt werden, wie der 
BerR. es getan hat. Die Beſtimmung des § 675 BGB. 
vermag an dieſer Auffaſſung nichts zu ändern. Was aber den 
Inhalt des § 196 Abſ. 1 Nr. 7 BGB. angeht, fo fehlt jeder 
Anhalt für die Unterſcheidung, welche die Reviſion in dieſe 
Beſtimmung hineintragen will. (Wird ausgeführt.) Z. c. W., 
U. v. 16. Nov. 09, 577/08 VII. — Dresden. 
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9. S 211 BGB. Dauer der mit der Klagerhebung 
verbundenen Unterbrechung der Verjährung.] 

Nach § 211 Abſ. 2 BGB. endet die mit der Klagerhebung 
verbundene Unterbrechung der Verjährung, wenn der Prozeß 
„infolge einer Vereinbarung oder dadurch, daß er nicht be⸗ 
trieben wird“ in Stillſtand gerät. Anders verhält es ſich, 
wenn der Stillſtand infolge eines der in SS 239 bis 245 ZPO. 
aufgezählten Ereigniſſe eintritt (Unterbrechung des Verfahrens) 
oder wenn er durch einen Gerichtsbeſchluß angeordnet wird 
(Ausſetzung des Verfahrens). Die Anſicht des OL G., auch 
dann beginne die Verjährung ſofort von neuem zu laufen, 
widerſpricht ſowohl dem Wortlaut wie dem Zwecke des Geſetzes, 
das erſichtlich nur denjenigen Kläger treffen will, dem aus dem 
Nichtbetreiben des Prozeſſes ein Vorwurf gemacht werden kann. 
In den Fällen der Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens 
iſt der Stillſtand fürs erſte entſchuldigt. Auch wenn die Aus⸗ 
ſetzung auf Antrag des Klägers angeordnet wird, iſt maßgebend 
ſtets das Ermeſſen des Gerichts, der Parteiantrag kommt nur 
als Anregung des gerichtlichen Ermeſſens in Betracht. Daher 
darf eine Anderung erſt als erfolgt angeſehen werden, wenn 
der Grund der Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens 
weggefallen iſt. Läßt der Kläger den Prozeß auch dann noch 
liegen, ſo iſt nunmehr der Zeitpunkt gekommen, mit dem, weil 
von jetzt an der Stillſtand auf der Untätigkeit des Klägers 
beruht, die neue Verjährung ihren Anfang nimmt. (Wird weiter 
ausgeführt.) T. c. St., U. v. 20. Nov. 09, 506/09 I. — 
Königsberg. 

10. 88 234 Abſ. 2, 1296 Abſ. 2 BGB. verb. mit 
SS 108, 109, 707, 715, 719, 769, 943 ZPO. Anſpruch des 
Hinterlegers auf Auslieferung der fälligen Zinsſcheine hinter: 
legter Wertpapiere.] | 

Die Klägerin hat behufs Vornahme der Zwangsvollſtreckung 
aus dem gegenüber dem Beklagten St. ergangenen, gegen 
Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteile 
des LG. fünf Stück 4prozentige Deutſche Reichsanleihe im 
Nennbetrage von zuſammen 30700 & bei der Königlichen 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion hinterlegt. Gegen das 
genannte Urteil iſt von dem Beklagten St. Berufung eingelegt. 
Die Klägerin hat bei dem KG. den Antrag geſtellt, anzuordnen, 
daß die fälligen Zinsſcheine der hinterlegten Wertpapiere der 
Hinterlegerin zur freien Verfügung herauszugeben ſeien. Das 
KG. bat den Antrag abgelehnt, da die Vorausſetzung des 
S 109 3 O. nicht vorläge, ebenſowenig der von der Klägerin vor: 
getragene Sachverhalt Grund zur Erlaſſung einer einſtweiligen 
Verfügung im Sinne von $S 935, 950 ZPO. gebe und, da in 
Ermangelnng einer paſſenden Prozeßvorſchrift daher das Prozeß⸗ 
gericht nicht zuſtändig ſei, die gewünſchte Anordnung zu treffen. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde erweiſt ſich als begründet. 
Das RG. hob den angefochtenen Beſchluß auf und übertrug 
die erforderliche weitere Anordnung dem KG.: Es iſt zwar 
richtig, daß dem Wortlaute nach die Vorſchrift des 5 109 ZPO. 
auf den vorliegenden Fall nicht zutrifft: die „Veranlaſſung für 
eine Sicherheitsleiſtung“ an ſich (RG. 50, 376; 52, 105; 
51, 300) iſt nicht weggefallen. Immerhin aber iſt nach dem 
bier zu unterſtellenden Sachverhalt die Vorausſetzung dafür 
weggefallen, daß diejenigen Zinsſcheine, die nach § 108 Abſ. 2 
3 O., $ 234 Abſ. 2 BGB. mit den Wertpapieren zu hinter⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 9 


legen waren, inzwiſchen jedoch fällig geworden ſind, weiterhin 
hinterlegt bleiben. Denn nach $ 1296 Abſ. 2 BGB. kann 
die Hinterlegerin die Herausgabe dieſer Zinsſcheine verlangen, 
ſofern der Anſpruch des Gegners (auf Erſatz eines ihm etwa 
aus der Vollſtreckung des Urteils erwachſenden Schadens, 
§ 717 3.) noch nicht fällig geworden iſt: §S 1228 Abſ. 2 
BGB. Die Natur eines ſolchen — für die Regel ohne weiteres 
liquiden — Anſpruches auf Herausgabe der fälligen Zinsſcheine 
und das Intereſſe des Hinterlegers an raſche Erledigung ſeines 
Begehrens laſſen es als dringendes Rechtsbedürfnis erſcheinen, 
daß die fragliche Anordnung vom Gericht in einem einfachen 
Beſchlußverfahren getroffen werden kann und der Hinterleger, 
wenn die Einwilligung des Gegners in der Freigabe der 
Scheine mangelt, nicht auf den Weg einer beſonderen Klage 
verwieſen werden muß. Einer analogen Anwendung des 
§ 109 ZPO. auf dieſe Fälle ſtehen durchgreifende Bedenken 
nicht entgegen; ſie rechtfertigt ſich um ſo eher, als die jener 
Geſetzesvorſchrift zugrunde liegende Tendenz einer Vereinfachung 
des Verfahrens auch in anderweiten, auf die prozeſſuale 
Sicherheitsleiſtung bezüglichen Vorſchriften der ZPO. (8$ 707, 
719, 715, 769, 943) zum Ausdruck kommt. A. c. M. u. St., 
Beſchl. v. 6. Dez. 09, B 207/09 VI. — Berlin. | 

11. SS 242, 249, 631 BGB. Berechtigung des Be: 
ſtellers, beim Werkvertrage eine fpezifizierte Rechnung zu ver: 
langen?! 

Der Beklagte hat dem Kläger den Neubau eines Hauſes 
auf dem Grundſtücke in D. übertragen. Der Kläger hat den 
Bau ausgeführt, er fordert die ihm zuſtehende Vergütung von 
zuſammen 79 023 & 23 4. Der Beklagte hat behauptet, daß 
dem Kläger ein Anſpruch auf Vergütung nicht mehr zuſtehe 
und verlangt mit einer Widerklage, den Kläger zu verurteilen, 
ihm über die ausgeführten Bauarbeiten eine reviſionsfähige 
Rechnung zu erteilen. Der Kläger hat die Abweiſung der 
Widerklage beantragt. Das OLG. hat durch Teilurteil a) die 
Berufung des Beklagten inſoweit zurückgewieſen, als Beklagter 
zur Zahlung von 8657 & 02 & verurteilt und feine Wider⸗ 
klage abgewieſen iſt, b) die Anſchlußberufung des Klägers in⸗ 
ſoweit, als Kläger mit 1378 & 56 & abgewieſen iſt, zurück⸗ 
gewieſen. Auf Reviſion des Beklagten hat das RG. das Bu. 
inſoweit, als Beklagter zur Zahlung von 8657 4 02 M ver: 
urteilt iſt, aufgehoben, und in dieſem Umfange die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurück⸗ 
verwieſen, im übrigen die Reviſion zurückgewieſen. Aus den 
Entſcheidungsgründen: Wenn der Reviſion auch zuzugeben iſt, 
daß für die Entſcheidung, ob Beklagter als Beſteller zur Erhebung 
einer Klage, wie der hier in Frage ſtehenden, aus dem Werk⸗ 
vertrage berechtigt iſt, nicht die Beſtimmung des § 259, ſondern 
§ 242 BGB. mit in Betracht kommt, bleibt das Ergebnis 
doch dasſelbe. Der Werkvertrag wird vom Unternehmer durch 
Herſtellung des verſprochenen Werks, vom Beſteller durch Ent⸗ 
richtung der vereinbarten Vergütung erfüllt ($ 631 BGB.). 
Steht die Höhe der Vergütung, weil, wie dies hier der Fall 
iſt, keine Pauſchalſumme, ſondern Einheitsſätze für die tat⸗ 
ſächlich geleiſteten Arbeiten vereinbart ſind, nicht von vorn⸗ 
herein feſt, ſo hat der Unternehmer nachzuweiſen, was er ge— 
leiſtet und demgemäß zu fordern hat. Das iſt aber keine aus 
dem Werkvertrage ſich für ihn ergebende Vertragspflicht, ſondern 
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lediglich die ſubſtantiierte Berechnung der ihm zuſtehenden 
Vergütung. Unterläßt der Unternehmer es, ſeine Werkforderung 
in der angegebenen Weiſe zu begründen, ſo ergibt ſich hieraus 
für den Beſteller die Berechtigung, ſich der Forderung gegen⸗ 
über ablehnend zu verhalten, Bezahlung für die ihm als ge⸗ 
leiſtet nicht nachgewieſenen Arbeiten zunächſt zu verweigern. 
Damit erſchöpft ſich aber auch das Intereſſe des Beſtellers an 
einer ſpezifizierten Aufſtellung, die Befugnis, ſeinerſeits die 
Leiſtungsklage auf Erteilung einer ſolchen Aufſtellung an⸗ 
zuſtellen, ſteht ihm nicht zu. Es fehlt für dieſe Klage an der 
vorſtehend verneinten Vorausſetzung einer für den Unternehmer 
aus den geſetzlichen Beſtimmungen über den Werkvertrag auch 
in Verbindung mit § 242 BGB. herzuleitenden Verpflichtung, 
dem Beſteller mehr, als das Werk ſelbſt, zu leiſten. Vertraglich 
iſt, wie das BG. unangefochten feſtgeſtellt hat, dem Beklagten 
das Recht, mit der Ablieferung des Werks eine beſondere Ab⸗ 
rechnung fordern zu können, auch nicht eingeräumt. Beklagter 
hat ſich im Prozeſſe beſtreitend verhalten und Aufgabe der Be⸗ 
weisaufnahme iſt es geweſen, zu ermitteln, was Kläger für den 
Neubau, wie er dieſen tatſächlich ausgeführt hat, unter Zu⸗ 
grundelegung der Einheitsſätze des Koſtenanſchlages zu fordern 
hat. Damit iſt der durch den Vertrag geſchaffenen Rechtslage 
genügt; die prozeſſuale Stellung des Beklagten iſt durch die 
Nichtzulaſſung der Widerklage nicht erſchwert. (Hier folgt die 
Begründung für die Aufhebung aus prozeſſualen Gründen.) 
Das angefochtene Urteil war, ſoweit es den Beklagten zur 
Zahlung von 8657 * 02 & verurteilt, aufzuheben, da über 
die Höhe ſeiner Zahlungspflicht, für welche die Streitpunkte, 
bei denen die Reviſion durchdringt, von Erheblichkeit ſind, neu 
zu entſcheiden iſt. Soweit ſich die Reviſion gegen die Zurück⸗ 
weiſung der Widerklage richtet und ſoweit ſie die ſonſtigen 
Streitpunkte betrifft, iſt ſie als unbegründet zurückgewieſen. 
L. c. H., U. v. 16. Nov. 09, 532/08 VII. — Cöln. 

12. SS 249, 257, 670, 826 BGB. verb. mit 88 735 bis 
749, 778, 779, 781784, 786 ZPO. und 8 3 der preußiſchen 
Verordnung vom 15. November 1879 das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren betreffend. Koſtenanſprüche des Fiskus gegen den 
Inkaſſomandatar? Inkaſſoabtretung oder Scheingeſchäft?! 

W. hatte Anſprüche, welche die Klägerin ihm abgetreten 
hatte, im Wege der Klage gegen M. geltend gemacht, war aber 
mit dieſer Klage abgewieſen und dadurch dem Beklagten einen 
Betrag von 11 409 4 50 an Gerichtskoſten ſchuldig ge: 
worden. Wegen dieſer Summe ordnete der Beklagte das 
Verwaltungszwangsverfahren gegen die Klägerin mit der Be⸗ 
gründung an, daß die an den W. erfolgte Abtretung der An⸗ 
ſprüche der Klägerin nur zum Schein vorgenommen ſei, daß 


dieſer in Wirklichkeit nur Inkaſſomandatar der Klägerin ge⸗ 


weſen und als vermögensloſe Perſon vorgeſchoben ſei, um bei 
ungünſtigem Ausgange des Rechtsſtreits die Klägerin vor der 
Haftung für die Gerichtskoſten zu bewahren. Die Klägerin 
erhob darauf Klage mit dem Antrage, das von dem Beklagten 
gegen fie angeordnete Zwangsverwaltungsverfahren für un: 
zuläſſig zu erklären. Beklagter wurde verurteilt, Berufung und 
Reviſion blieben erfolglos: In Frage kann rechtlich nur 
kommen, ob neben und außer W. noch eine andere Perſon 
dem Fiskus in der Weiſe unmittelbar für die in dem Rechts— 
ſtreit des W. gegen M. erwachſenen Gerichtskoſten haftet, daß 
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er die Zwangsvollſtreckung unmittelbar, d. h. ohne dazwiſchen 
liegendes gegen die Klägerin gerichtetes Urteil allein auf Grund 
des gegen W. erlaſſenen Urteils und entſprechender Vorſchriften 
gegen die Klägerin wegen jener Koſten ausführen kann. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen, Vorſchriften der vorbezeichneten Art 
ſind nicht vorhanden. Es könnte als ſolche Vorſchrift allein 
die Beſtimmung in § 3 der Königlichen Verordnung vom 
15. November 1899 betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen in Betracht kommen, und 
auf dieſe beruft ſich denn auch der Beklagte. Indeſſen hat der 
Ber R. bereits zutreffend dargelegt, daß von einer Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf den vorliegenden Fall keine Rede ſein 
kann. § 3 Abſ. 1. a. a. O. lautet: „Soweit nach den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts Dritte, insbeſondere Erben, 
Ehegatten, Eltern oder Nießbraucher, kraft Geſetzes zu der 
Leiſtung oder zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verpflichtet 
ſind, kann das Zwangsverfahren auch gegen dieſe Perſonen an⸗ 
geordnet werden. Die Vorſchriften der 88 735 — 749, 778, 
779, 781-784, 786 ZPO. finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß die Anordnung des Zwangs⸗ 
verfahrens an die Stelle des nach den SS 735 — 749 zur Zu: 
läſſigkeit der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung erforderlichen oder 
genügenden vollſtreckbaren Titels tritt“. Mit Recht hat der 
BerR. angenommen, daß dieſe Beſtimmung nur ſolche Fälle 
im Auge hat, in denen das Geſetz ſelbſt ausdrücklich ausſpricht, 
daß jemand zur Leiſtung für einen andern bzw. zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung aus Urteilen, die gegen andere Per⸗ 
ſonen erlaſſen ſind, den dritten Berechtigten gegenüber ver⸗ 
pflichtet ſein ſoll. Zur mehreren Bekräftigung deſſen dient auch die 
Verweiſung auf die Vorſchriften der ZPO., die nur Fälle der im 
vorſtehenden gekennzeichneten Art, zum Gegenſtande haben. Danach 
ſcheiden hier die Beſtimmungen über die Haftung des Auftraggebers 
gegenüber dem Beauftragten, insbeſondere die SS 257 und 670 
BGB., auf die der Beklagte ſich berufen hat und die nach ſeiner 
Meinung von dem BerR. durch Nichtanwendung verletzt fein 
ſollen, völlig aus. W. iſt nicht etwa Scheinſchuldner und die 
Klägerin die wirkliche Schuldnerin dieſer Koſtenforderung des 
Beklagten, ſondern der einzige wirkliche Schuldner dieſer Forde⸗ 
rung iſt W. Die angebliche Scheinnatur der Abtretung macht 
den von W. geführten Rechtsſtreit nicht zu einem Scheinprozeß 
für ihn und zu einem ſolchen Prozeß, in welchem in Wirklichkeit 
die Klägerin Prozeßpartei war. Die Inkaſſoabtretung iſt 
übrigens eine an ſich zuläſſige und erlaubte Rechtshandlung 
und hat mit Schein nichts zu tun. Sollte ſie oder eine 
wirkliche Scheinabtretung unter beſonderen Umſtänden in Ber: 
bindung mit $ 826 BGB. einen Anſpruch gegen den Zedenten 
begründen, ſo würde dies nur ein Schadenserſatzanſpruch 
Sein können, deſſen Natur, auch bei Heranziehung des S 249 
BGB. von der Haftung dritter, die §S 3 a. a. O. im Sinne 
hat, durchaus verſchieden iſt. Ein ſolcher Anſpruch kann ſtets 
nur durch Urteil gegen den Zedenten feſtgeſtellt und nur auf 
dieſem Wege ein Schuldtitel hieraus gegen dieſen erlangt 
werden. Preuß. Fiskus c. L., U. v. 22. Okt. 09, 4.09 VII. 
— Berlin. 

13. 8 273 BGB. Zurückbehaltungsrecht.] 

Die Ausführungen können nur dahin verſtanden werden, 
daß der Ber R. den Auflaſſungsanſpruch des Klägers und die 


39. Jahrgang. 


Schadenserſatzanſprüche des Beklagten lediglich dann als im 
Sinne des § 273 Abſ. 1 BGB. auf demſelben rechtlichen Ver⸗ 
bältniſſe beruhend erachten würde, wenn auch die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche des Beklagten ſich auf den nämlichen Kaufvertrag, 
auf Grund deſſen der Kläger die Auflaſſung verlangt, gründen, 
alſo die beanſpruchten Leiſtungen im Verhältniſſe von Leiſtung 
und Gegenleiſtung zueinander ſtehen würden. Dies iſt rechts⸗ 
tig. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (RG. 57, 7; 
68, 34; Gruchots Beitr. 51, 168) kommt es für die Anwendung 
des 8 273 Abi. 1 BGB. nicht, wie für die Anwendung der 
Vorſchrift des § 320 Abſ. 1 BGB., darauf an, daß die beiden 
Leiſtungen in einem Verhältniſſe gegenſeitiger Bedingtheit zu⸗ 
einander ſtehen, ſondern vielmehr darauf, ob die Leiſtungen 
einem innerlich zuſammengehörigen einheitlichen Lebensverhältniſſe 
entſpringen und ſich darauf beziehen und ob bezüglich der 
Leiſtungen eine natürliche, gewollte oder als gewollt voraus⸗ 
zuſetzende Einheitlichkeit des tatſächlichen Verhältniſſes und ein 
bierdurch bewirkter natürlicher Zuſammenhang der beiderſeitigen 
Anſprüche vorliegt, der es nicht minder, wie die rechtliche gegen⸗ 
ſeitige Bedingtheit, als gegen Treu und Glauben verſtoßend 
erſcheinen läßt, wenn der eine Beteiligte von dem andern die 
Leiſtung verlangt, die von ihm geſchuldete Leiſtung aber ſeiner⸗ 
ſeits nicht gewähren will. Vorliegend behauptet der Beklagte: 
er habe wegen der durch die Eiſenbahnanlage ſeinem (nach Ab⸗ 
nennung der zu der Eiſenbahnanlage verkauften Parzellen ver: 
bleibenden) Reſtgrundſtücke zugefügten Schäden, wie ſich aus 
den SS 1, 12 und 8 des Kaufvertrages ergebe, eine beſondere 
Entſchädigung außer dem Kaufpreiſe für die Parzellen vom 
Klager erhalten ſollen; wäre die urſprünglich projektierte 
Eiſenbahnanlage unverändert geblieben, ſo wäre er allerdings 
nach $ 8 des Vertrages wegen der dadurch verurſachten Schäden 
durch die in den 88 1 und 12 des Vertrages feſtgeſetzten Neben⸗ 
entſchädigungen abgefunden geweſen; die Eiſenbahnanlage ſei 
aber demnächſt anders geſtaltet worden und dadurch ſeien die 
von ihm näher bezeichneten Schäden erſt eingetreten, die ganz 
andere ſeien als die Wirtſchaftserſchwerungen, von denen der 
S 1 des Vertrages ſpreche.. .. Sind dieſe Behauptungen richtig, 
wie für die Reviſionsinſtanz zu unterſtellen iſt, ſo kann nicht 
in Abrede geſtellt werden, daß die Rechte des Klägers aus dem 
Vertrage, insbeſondere auch das Recht der Auflaſſung der von 
ihm zur Eiſenbahnanlage gekauften Parzellen, und ſeine Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatze der dem Beklagten an ſeinem Reſt⸗ 
grundſtucke durch die veränderte Eiſenbahnanlage zugefügten 
Schäden in einem natürlichen, gewollten einheitlichen Verhältniſſe 
im vorerörterten Sinne zueinander ſtehen. Denn die Herſtellung 
der Eiſenbahnanlage bildet das einheitliche tatſächliche Verhältnis, 
auf Grund deſſen ſowohl der Anſpruch des Klägers auf Über- 
eignung der Parzellen für die Eiſenbahnanlage als auch der 
Anſpruch des Beklagten auf Erſatz der durch die Eiſenbahn⸗ 
anlage ſeinem Reſtgrundſtücke zugefügten Schäden entſtanden iſt 
und auch nach dem Willen der Beteiligten erwachſen ſollte. 
Wenn alſo dem Beklagten gemäß ſeinen vorgenannten Be⸗ 
bauptungen ein Schadenserſatzanſpruch zuſtehen würde, fo hätte 
er im Sinne des § 273 Abſ. 1 BGB. aus demſelben rechtlichen 
Verhältnis, auf dem ſeine Verpflichtung zur Auflaſſung beruht, 
einen fälligen Anſpruch gegen den Kläger. S. c. Eiſenbahnfiskus, 
U. v. 24. Nov. 09, 6,09 V. — Hamm. 
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14. SS 278, 823, 831 BGB. verb. mit $ 367 Nr. 14 
StGB. Aufſichtspflicht einer Stadtgemeinde bei Einrichtung 
einer Kanaliſation. Auswahl bei der Anſtellung eines Ingenieurs. 
Bedeutung der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmung.] 

Die Stadtgemeinde P. hat durch den Mitbeklagten zu 2 
eine Kanaliſations⸗ und Waſſerleitungsanlage herſtellen laſſen. 
Der Kläger, der mit ſeiner Ehefrau zuſammen Eigentümer 
eines in P. belegenen Hauſes iſt, das in ſeinem Inneren 
Decken⸗ und Mauerriſſe ſowie letztere auch an ſeiner Außenſeite 
zeigt, behauptet, daß dieſe dadurch verurſacht ſeien, daß der im 
Dienſte des Mitbeklagten zu 2 ſtehende Mitbeklagte zu 3 bei 
Herſtellung der Anlagen unſachgemäß verfahren ſei und damit 
die Bauſicherheit des Hauſes gefährdet habe. Er beantragt, 
die drei Beklagten als Geſamtſchuldner zu verurteilen, ſein 
Haus in einen bauſicheren Zuſtand zu bringen oder nach ihrer 
Wahl ihm 4000 & zu zahlen. Durch Teilurteil hat das 
OLG. die Klage gegen die Stadtgemeinde P. abgewieſen. Die 
Reviſion des Klägers hatte keinen Erfolg: Es iſt daran feſt⸗ 
zuhalten, daß bei Selbſtändigkeit des Unternehmers 8 831 
BGB. nicht anwendbar erſcheint (RG. 51, 200 und Urteil 
vom 19. September 1907); mag nun mit dem OLG. an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Mitbeklagte S., der gemäß § 278 
BGB. ein etwaiges Verſchulden des Mitbeklagten O. zu ver⸗ 
treten hätte, im vorliegenden Falle in der Ausführung der 
Verrichtung inſofern nicht völlig ſelbſtändig war, als ſich die 
Stadtgemeinde P. in dem mit ihm geſchloſſenen Vertrage die 
Oberleitung und Kontrolle ausdrücklich vorbehalten hatte, ſo 
hat doch das BG. ausreichender⸗ und ſachgemäßerweiſe feſt⸗ 
geſtellt, daß die Beklagte bei der Auswahl des Beklagten zu 2 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Zu 
Unrecht verlangt der Kläger von der Beklagten den weiteren 
Entlaſtungsbeweis, daß ſie bei der Leitung die erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe, denn dieſes Verlangen würde nur 
dann berechtigt ſein, wenn ſie die Ausführung der Verrichtung 
zu leiten hatte. Daß eine ſolche Pflicht nicht in allen Fällen 
für denjenigen beſteht, der einen anderen zu einer Verrichtung 
beſtellt, iſt bereits in dem Urteile vom 20. November 1902 
(NG. 53, 56) eingehend dargelegt worden. Daß aber die An⸗ 
lage einer Kanaliſation, für die beſondere techniſche Kenntniſſe 
erforderlich ſind, deren Beſitz von einer kleinen Stadtverwaltung 
wie P. oder den ihr zu Gebote ſtehenden ſtändigen Kräften 
nicht verlangt werden kann, keine Verrichtung iſt, die unter der 
Leitung des Geſchäftsherrn vorgenommen zu werden pflegt, 
bedarf keiner weiteren Darlegung. Wenn die Stadtgemeinde 
ſich die Oberleitung und Kontrolle vorbehielt und beides dem 
Ingenieur R. übertrug, ſo tat ſie dies lediglich in Ausübung 
der mit Rückſicht auf die Gefährlichkeit derartiger Arbeiten von 
ihr geforderten Uberwachungspflicht. Keineswegs hat fie aber 
damit die Leitung übernommen, denn dieſe hatte ſie nach ſorg⸗ 
fältiger Prüfung dem mit der Ausführung betrauten Beklagten 
zu 2 übertragen. Daher hat nicht die Beklagte die Be⸗ 
obachtung der erforderlichen Sorgfalt bei der Leitung oder bei 
der Auswahl des R. zu beweiſen, ſondern der Kläger hätte ihr 
das Gegenteil zu beweiſen, zumal ſich aus der bisher feſt⸗ 
geſtellten Sachlage keineswegs ergibt, daß es die Beklagte an 
der von ihr zu verlangenden Sorgfalt nach dieſer Richtung 
habe fehlen laſſen. Daß die Stadtgemeinde den Ingenieur R. 
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ſür eine bewährte Kraft gehalten hat, geht daraus hervor, daß 
ſie von ihm ein eingehendes Gutachten über den von dem Mit⸗ 
beklagten zu 2 vorgelegten Ausſührungsplan gefordert und 
erhalten hat, und daß er, wie das BGG. feſtſtellt, derartige 
Kanaliſationsarbeiten bereits mehrfach geleitet hatte. Es geht 
aber nicht an, aus dem ſpäteren von dem Kläger behaupteten 
Verhalten des R. einen Verſtoß der beklagten Stadtgemeinde 
gegen ihre Pflichten zur Auswahl und Überwachung des R., 
wie dies in der Reviſion geſchehen iſt, zu begründen. Denn 
für die Beklagte kann nur das in Betracht kommen, was ſie 
zur Zeit der Auswahl hätte vorausſehen können und die 
Reviſion behauptet ſelbſt nicht, daß die Stadtverwaltung über 
techniſche Kräfte verfügt habe, die die dem R. gegen ſeine Ober⸗ 
leitung und Kontrolle gemachten Vorwürfe als begründet hätten 
erkennen müſſen. Es würde zu weit gehen, zu verlangen, daß 
die Stadtverwaltung eine techniſch ausreichend bewanderte 
Perſönlichkeit zur Überwachung der von ihr mit der Über⸗ 
wachung der Leitung der Verrichtung betrauten Perſon noch 
beſonders annahm. Auch auf $ 823 BGB. kann die Reviſion 
nicht geſtützt werden. Daß die Stadtgemeinde ihrer Über⸗ 
wachungspflicht an ſich Genüge getan hat, iſt bereits ausgeführt. 
Daß dem Bürgermeiſter H. irgendein Verſehen zur Laſt fällt, 
hat der Kläger nicht dargetan, denn wenn ſelbſt dem Bürger⸗ 
meiſter die angeblich bei der Einrichtung der Kanaliſation vor⸗ 
gekommenen Mißſtände bekannt geweſen wären oder hätten 
bekannt ſein müſſen, ſo hat doch der Kläger die Behauptung 
nicht aufgeſtellt, daß H. diejenigen techniſchen Kenntniſſe beſeſſen 
habe, um die tatſächlich getroffenen oder unterlaſſenen Ver⸗ 
anſtaltungen als Fehler zu erkennen oder auch nur als ſolche 
zu vermuten. Ebenſowenig kann ſich der Kläger mit Erfolg 
auf 8 823 Abſ. 2 BGB. berufen. Denn wenn auch dem BG. 
darin nicht beizutreten iſt, daß § 367 Nr. 14 StGB. nur 
Sicherungsmaßregeln zum Schutze des Publikums gegen Unfälle 
im Auge habe (ſ. RG. 6, 261; Olshauſen § 367 zu Nr. 14a 
und b), und wenn auch die Anlage einer Kanaliſation an ſich 
unter die Beſtimmungen des $ 367 Nr. 14 StGB. fällt (ſ. 
Gruchot 37, 1001; JW. 01, 89) und wenn auch ferner dieſe 
Beſtimmung als Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. anzuſehen iſt (ſ. RG. 51, 178; Oertmann § 823 4 a, 
Cohn in Gruchot 43, 392), ſo muß doch der allgemein herrſchenden 
Auffaſſung dahin beigetreten werden, daß eine zivilrechtliche 
Haftung aus der erwähnten Strafbeſtimmung in Verbindung 
mit 8 823 Abſ. 2 nicht eintritt, wenn den Betreffenden ein 
Verſehen nicht trifft (ſ. RG. 41, 213; Gruchot 37, 1003; 
RG. 51, 179). Ein ſolches Verſehen iſt aber hier, wie bereits 
ausgeführt iſt, der Beklagten zu 1 nicht zur Laſt zu legen. 
L. c. P., U. v. 13. Nov. 09, 620/08 V. — Breslau. 

15. 5 313 BGB. Bedeutung des notariellen Ver⸗ 
äußerungsvertrages für alle außerhalb der Verpflichtung der 
Grundſtücksübertragung liegenden Beſtimmungen.] . 

Wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat, gilt 
die Formvorſchrift des 8 313 BGB. nicht bloß für denjenigen 
Vertragsinhalt, der die Verpflichtung zur Übertragung des 
Grundſtückseigentums betrifft, ſondern gleichmäßig für alle 
Beſtimmungen des Veräußerungsvertrags. Dieſer Bedeutung 
der urkundlichen Form wird der BerR. nicht gerecht, wenn er 
ſeine Entſcheidung ausſchließlich darauf gründet, was der Kläger 


bei den dem notariellen Vertragsſchluß vorausgegangenen Kauſ⸗ 
verhandlungen formlos als feinen Willen in betreff der Über⸗ 
nahme der in Rede ſtehenden Grunddienſtbarkeit erklärt hat. 
Der BerR. hätte vielmehr nach dem Bemerkten einen anderen 
Ausgangspunkt nehmen müſſen. Es war zu unterſuchen, 
welchen Inhalt die in der Notariatsurkunde abgegebene 
Abernahmeerklärung hatte. Ergab dieſe von den Einſchränkungen, 
mit denen der Kläger nach ſeinen bei den Vorverhandlungen 
gemachten Außerungen die Dienſtbarkeit hatte übernehmen 
wollen, nichts, ſo blieb der Urkundeninhalt maßgebend und 
konnte der Kläger ſeinen abweichenden Willen nur dadurch 
zur rechtlichen Geltung bringen, daß er den notariellen Vertrag 
wegen Irrtums gemäß § 119 BGB. anfocht. Nach den an: 
gegebenen Richtungen hin iſt bisher der Streitſtoff vom BerR. 
nicht geprüft worden. K. c. B., U. v. 13. Nov. 09, 613/08 V. 
— Dresden. 

16. S 326 BGB. Die mit der Beſtimmung der Nach⸗ 
friſt verbundene Erklärung muß eine erkennbar beſtimmte und 
endgültige fein.] 

Dem Verzuge des Schuldners als erſten Vorausſetzung 
des S 326 BGB. kann die in einer Weigerung der Vertrags: 
erfüllung liegende poſitive Vertragsverletzung nur dann gleich⸗ 
geſtellt werden, wenn die Erfüllungsweigerung nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles als eine entſchiedene und endgültige anzuſehen 
iſt und auch von dem Gegenkontrahenten angeſehen wird. Nun 
hat aber die Klägerin mit Recht darauf hingewieſen, daß die 
Beklagte ſelber zur Zeit des Briefes vom 7. März 1907 die 
Erfüllungsweigerung der Klägerin noch nicht als eine end: 
gültige angeſehen hat. Denn in dem Briefe heißt es: „Meine 
Mandantin beſteht auf Lieferung und wird Sie für den ge: 
ſamten Schaden haftbar machen. Da die Sache völlig klar 
liegt, möchte ich nicht unterlaſſen, bevor Sie die Lieferungen 
definitiv weigern, auf Ihre Verpflichtungen aufmerkſam zu 
machen.“ In dem Briefe vom 7. März 1907 kann eine rechts⸗ 
wirkſame Geltendmachung des Anſpruches auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung auch noch aus dem weiteren Grunde nicht 
gefunden werden, weil er nicht geeignet iſt, eine klare Rechts⸗ 
lage zu ſchaffen, wie ſie S 326 BGB. vorſieht. Nach § 326 
hat die Friſtbeſtimmung zur Bewirkung der Leiſtung des ſäumigen 
Schuldners in Verbindung mit der Erklärung, daß die Annahme 
der Leiſtung nach dem Ablauf der Friſt abgelehnt werde, die 
Wirkung, daß nach erfolgtem Ablauf der Friſt der Anſpruch 
auf Erfüllung ausgeſprochen iſt und dem Gläubiger nur noch 
die Wahl bleibt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver⸗ 
langen oder von dem Vertrage zurückzutreten. Durch dieſe 
Geſetzesbeſtimmung wird ſomit infolge der Ausſchließung des 
Anſpruches auf Erfüllung nach Ablauf der Friſt eine klare 
Rechtslage geſchaffen, auf die der Schuldner, insbeſondere ein 
Verkäufer, ſich einrichten kann. Im Falle einer poſitiven Ver⸗ 
tragsverletzung des Schuldners, die von Mahnung und Friſt⸗ 
ſetzung befreit, muß im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs 
von einem Gläubiger, der ſich die im §S 326 BGB. beſtimmten 
Folgen des Rechts zum Rücktritt vom Vertrage oder auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung ſichern will, verlangt werden, daß 
er eine dem S 326 entſprechende klare Rechtslage ſchafft, indem 
er feine Entſchließung, daß er die Annahme der Erfüllung ab- 
lehne und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordere, in 
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beſtimmter, endgültiger Weiſe dem Vertragsgegner erklärt. 
Bis zu dieſer Erklärung beſteht nur der Anſpruch auf Erfüllung; 
bis dabin kann der vertragsbrüchige Schuldner ſich noch nach⸗ 
täglich zur Erfüllung bereit erklären. An die einmal abgegebene 
Erklärung bleibt der Gläubiger jedoch gebunden. Damit iſt 
der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen. Es geht nicht an, 
zur Auslöſung des Anſpruches auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
triullung ſchon eine Erklärung für hinreichend zu erachten, 
welche, wie im fraglichen Briefe, mit dem Verlangen der Er⸗ 
füllung in ganz allgemeiner, unbeſtimmter Weiſe die Androhung 
von Schadenserſatz für den Fall der Nichterfüllung verbindet. 
Denn eine ſolche Erklärung würde wegen ihrer Unbeſtimmtheit 
den Anſpruch auf Erfüllung fortbeſtehen laſſen und eine unklare 
Rechtslage herbeiführen, die es einerſeits dem Käufer ermög⸗ 
lichte, bei ſteigender Konjunktur Erfüllnng, bei fallender Kon⸗ 
junktur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, alſo 
auf Koſten des Verkäufers zu ſpekulieren, während andererſeits 
der Verkäufer in der Ungewißheit ſich befände, ob von ihm 
Erfullung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt 
würde. Der Anſpruch auf Erfüllung und der Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung können bezüglich der näm⸗ 
lichen Leiſtung nicht nebeneinander beſtehen; der eine ſchließt 
den andern aus. W. e. L., U. v. 26. Nov. 09, 97.09 II. — 


Naumburg. 
17. SS 341 Abſ. 3, 305, 397 BGB. Recht auf die 
Vertragsſtrafe trotz vorbehaltloſer Annahme. — Verzichts⸗ 


erklarung bedarf der Annahme.] 

1. Der § 341 Abſ. 3 BGB. fordert, daß ſich der Gläubiger 
beim Empfange der Hauptleiſtung äußere, ob er die Vertrags: 
ſtrafe noch ferner in Anſpruch nehmen wolle (Prot. 1, 778). 
Das Strafverſprechen gilt als erledigt, wenn der Gläubiger 
bei der Annahme nicht darauf zurückkommt, der Schuldner ſoll 
davor ſicher ſein, daß er nicht hinterher bis zum Ablaufe der 
Verjäbrungszeit mit Anſprüchen aus jenem Verſprechen verfolgt 
werde. Dadurch ſind aber Vereinbarungen nicht ausgeſchloſſen, 
die ſich auf die bereits verfallene Strafe beziehen und nähere 
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auf ſolche Weiſe feſtgelegten und zum Gegenſtande neuer Ab⸗ 
reden gemachten Anſprüche einen Vorbehalt verlange, kann nicht 
angenommen werden; dieſe Anſprüche ſind nun nicht mehr als 
Nebenforderungen anzuſehen, die nur durch eine entſprechende 
Erklärung bei dem Empfange der Hauptleiſtung erhalten werden 
konnen, ſie ſind dieſer gegenüber ſelbſtändig gemacht und darum 
auch dann verfolgbar, wenn der Gläubiger demnächſt die Haupt⸗ 
leiſtung angenommen hat, ohne ihrer zu gedenken. 2. Der 
Revifſion iſt darin zuzuſtimmen, daß der Verzicht innerhalb 
des Rechtes der Schuldverhälniſſe, auch wenn man im 
gegebenen Falle ihn nicht als Erlaßvertrag nach S 397 BGB. 
mit unmittelbarer (dinglicher) Wirkung auf den Beſtand des 
Schuldverhältniſſes kennzeichnen will, nur als Vertrag zuſtande 
kommt, daß es alſo der Annahme der Verzichtserklärung durch 
den Schuldner bedarf. Dies folgt aus dem §S 305 BGB. in 
Verbindung mit § 397, welche Vorſchriften erkennen laſſen, daß 
auf dem Gebiete des Schuldrechts einſeitige Erklärungen nur 
ausnahmsweiſe Geltung haben ſollen. Das bloße Zugehen der 
Verzichtserklärung genügt ſonach nicht. V. c. S., U. v. 12. Nov. 09, 
2309 VII. — Berlin. 
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18. $ 415 BGB. Schuldübernahme.] | 

Die Tatſache, daß der Gläubiger dem, der eine Schuld 
übernommen hat, Stundung bewilligt, enthält nicht ohne weiteres 
eine Genehmigung der Schuldübernahme. Sie kann im Einzel⸗ 
falle eine ſolche Bedeutung haben, muß es aber nicht. R. c. W., 
U. v. 27. Nov. 09, 3909 V. — Berlin. 

19. 55 516, 662 BGB. Auftrag. Nachträgliche Verein⸗ 
barung einer Vergütung für die geleiſteten Dienſte.] 

Der Kläger iſt infolge eines (generellen) Erſuchens der Be⸗ 
klagten für dieſe tätig geworden und hat die Geſchäftsbeſorgung 
zunächſt unentgeltlich geleiſtet. Danach war das Rechtsverhältnis 
an ſich als Auftrag im Sinne von § 662 BGB. zu beurteilen. 
Nachträglich ſind aber die Parteien dahin übereingekommen, daß 
die geleiſteten Dienſte dem Kläger von der Beklagten vergütet 
werden ſollen. Die nachträgliche Gewährung eines Honorars 
an den Beauftragten kann ſich als belohnende Schenkung (für 
die als ſolche vom BGB. keine Sondervorſchriften getroffen 
ſind) darſtellen. Darüber, ob eine remuneratoriſche Schenkung 
diesfalls regelmäßig anzunehmen iſt, gehen die Meinungen 
auseinander (vgl. Staudinger Kommentar zu $ 662 Anm. 2, c, A. 
S. 1032; Oertmann, Recht der Schuldverh. 2. Aufl. Vorbem. 
zu Titel X Nr. 2b S. 692; Prot. der II. Kommiſſion II S. 352 
[Mugdan Mat. II S. 943). Im vorliegenden Falle handelt 
es ſich indes bei der nachträglichen Abmachung der Parteien, 
ſo wie dieſe tatſächlich vom BG. aufgefaßt wird, überhaupt 
nicht um eine Schenkung. Zwar mag zweifelhaft erſcheinen, 
ob die Macht der Parteiwillkür ſo weit reichen könnte, um einer 
zunächſt in unbedingter Weiſe als unentgeltliche übernommenen 
und ausgeführten Geſchäftsbeſorgung hinterher, ſolange die 
beiderſeitigen Beziehungen noch nicht endgültig abgewickelt ſind, 
die Natur einer entgeltlichen Geſchäftsbeſorgung zu verleihen, — 
inſofern alſo auch nach rückwärts das Mandat in einen 
Dienſt⸗ oder Werkvertrag umzuwandeln. Aber immerhin iſt 
für den Charakter des Rechtsgeſchäftes nicht bloß die objektive 
Sachlage, ſondern auch der erklärte Wille der Parteien von 
maßgebender Bedeutung. Zum Begriffe der Schenkung gehört 
nach jetzigem Recht allerdings nicht die Abſicht der Liberalität, 
nicht die Abſicht der durch die Zuwendung eintretenden Be⸗ 
reicherung; wohl aber müſſen beide Teile einig ſein über die 
Unentgeltlichkeit der Zuwendung (vgl. Dernburg, d. B. R. 
Bd. II 2 $ 206 Ziff. 1 S. 144 f.; Planck Komm. zu § 516 
Anm. 3, 3. Aufl. S. 424; Staudinger zu 8 516 Anm. 2, d 
S. 624; Oertmann, R. der Schuldverh. §8 516 A. 4 S. 444; 
Burckhard zum Begriff der Schenkung S. 126 ff., S. 24; 
RG. 60, 238; 68, 328 f.; 70, 15 ff.). Eine Einigung in 
dieſem Sinne lag nach den Feſtſtellungen des BU. im gegen⸗ 
wärtigen Falle ſeitens der Parteien nicht vor. Im Gegenteile 
hätte danach die Beklagte nicht etwa dem Kläger einen Dank 
erweiſen, ſondern ſeine Dienſte mit den verſprochenen Beträgen 
„bezahlen“ wollen und hätte im gleichen Sinne der Kläger 
die Verſprechungen angenommen. H. c. S., U. v. 22. Nov. 09, 
437/08 VI. — Frankfurt. 

20. SS 611 ff., 631, 634 BGB. Dienſt⸗ oder Werk⸗ 
vertrag bei Stellung eines Orcheſters ohne Kapellmeiſter.] 

Am 14. September 1906 ſchloſſen Parteien einen Vertrag 
folgenden Inhalts. Kläger verpflichtete ſich zur Abernahme der 
geſamten Theatermuſik im neuen Stadttheater zu Beuthen für 
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die Spielzeit 1906/07. Insbeſondere verpflichtete er ſich, dafür 
Sorge zu tragen, daß das Orcheſter hinſichtlich ſeiner Qualität und 
numeriſchen Beſetzung den Anſprüchen, wie ſie mit Berückſichtigung 
des Entgelts billig geſtellt werden könnten, durchaus genügte. Das 
ſo beſchaffene Orcheſter ſollte er ſo oft zur Verfügung ſtellen, als 
der vom Beklagten entworfene und für gut befundene Spielplan 
erforderte. Den Kapellmeiſter hatte Beklagter ſelbſt zu ſtellen, 
und zwar ſollte dieſer durchaus erfahren und routiniert fein. Nach: 
dem das Vertragsverhältnis eine Zeitlang beſtanden hatte, 
trat der Beklagte am 23. Oktober 1906 vom Vertrage zurück. 
Kläger erhob Klage auf Zahlung des vertragsmäßigen Honorars. 
Die Klage wurde in beiden Vorinſtanzen abgewieſen. Die 
Reviſion blieb ohne Erfolg: Der BerR. faßt den von den 
Parteien geſchloſſenen Vertrag als Werkvertrag im Sinne des 
8 631 BGB. auf. Nach feiner Meinung ſtellt die Muſikleiſtung 
bei jeder Aufführung einen in ſich abgeſchloſſenen, ein unteil⸗ 
bares Ganzes bildenden Arbeitserfolg dar, der ſich aufbaue aus 
den vom Kläger zu ſtellenden künſtleriſchen Dienſten dritter 
Perſonen. Des weiteren wird ausgeführt, der Beklagte habe 
nach § 634 BGB. wandeln dürfen, weil nach feiner Behauptung 
die Leiſtungen der Kapelle ungenügend geweſen ſeien und der 
Kläger nicht habe beweiſen können, daß er für die Zeit nach 
dem 23. Oktober 1906 vertragsmäßige Leiſtungen angeboten 
habe. Abgeſehen hiervon habe Beklagter auch auf Grund des 
8 326 BGB. vom Vertrage zurücktreten dürfen, weil Kläger 
bei jeder Aufführung ohne weiteres im Verzuge geweſen ſei. 
Einer Friſtbeſtimmung habe es nicht bedurft, weil Kläger die 
ordnungsmäßige Erfüllung verweigert, und Beklagter an der 
weiteren Erfüllung auch kein Intereſſe gehabt habe. Der Auf⸗ 
faſſung des BerR. über die Natur des Vertrages kann nicht 
beigetreten werden, es iſt vielmehr mit dem erſten Richter an⸗ 
zunehmen, daß es ſich um einen Dienſtvertrag (§ 611 fg.) handelt. 
Der BerR. überſieht, daß die Kapelle des Klägers bei den 
theatraliſchen Aufführungen nicht unter ſeiner, ſondern unter der 
Leitung eines vom Beklagten angeſtellten Kapellmeiſters tätig 
werden ſollte. Der auf ſolche Weiſe zuſtande gekommene Arbeits⸗ 
erfolg konnte demnach nicht als ein Werk des Klägers, ſondern 
nur als ein Werk des Beklagten angeſehen werden. Was der 
Kläger nach dem Vertrage zu leiſten hatte, waren nur einzelne 
Dienſte, und zwar hatte er dieſe nicht in Perſon, ſondern durch 
feine Kapelle zu leiſten, für die er nach 8 278 BGB. ver⸗ 
antwortlich war und deren Mitglieder in keinem Vertrags⸗ 
verhältniſſe zum Beklagten ſtanden. Es kann ſich nur fragen, 
ob die Vorausſetzungen, unter denen ein Dienſtverhältnis ein⸗ 
ſeitig aufgehoben werden kann, zugunſten des Beklagten ge⸗ 
geben waren. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Nach $ 626 BGB. 
kann das Dienſtverhältnis von jedem Teil ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Wie den Feſtſtellungen des BerR. zu ent⸗ 
nehmen iſt, lag zu der Zeit, als der Beklagte ſeinen Rücktritt 
erklärte, ein ſolcher Grund für ihn vor. Die Kapelle des 
Klägers genügte in ihrer damaligen Beſetzung nicht den An⸗ 


ſprüchen, wie fie mit Berückſichtigung des Entgelts billig geſtellt 


werden konnten und die Bemühungen des Beklagten, Abhilfe zu 
erlangen, waren erfolglos geblieben. Nach der bedenkenfreien 
Annabme des BerR. war der Kläger zur Beſchaffung erſt⸗ 
Haffiger Muſik allerdings nicht verpflichtet, brauchte vielmehr 
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nur eine mittelmäßige Theaterkapelle zu ſtellen, wie ſolche in 
größeren Provinzialſtädten gehalten zu werden pflegen. Dieſen 
geringen Anforderungen entſprach die Kapelle des Klägers aber 
nicht, ſie war nicht mittelmäßig, ſondern ungenügend. B. c. K., 
U. v. 2. Nov. 09, 9/09 VII. — Breslau. 

21. SS 761, 1579, 1582, 1608 BGB. Sind Unterhalts⸗ 
beiträge Dritter bei der Verpflichtung des nach der Scheidung 
verpflichteten Ehemannes zu berückſichtigen? Verpflichtung des 
Lehrers, durch Erteilung von Privatunterricht ſeine Einnahmen 
zu erhöhen. Verpflichtung der Ehefrau einem Erwerbe nach⸗ 
zugehen. Zeitpunkt hinſichtlich der Bemeſſung des Unterhaltes 
für den verpflichteten Ehemann; Berückſichtigung der Unterhalts⸗ 
leiſtung an Kinder.] 

Die Klägerin verlangt, nachdem durch rechtskräftig gewordenes 
Urteil ihre Ehe mit dem Beklagten geſchieden und dieſer für 
den allein ſchuldigen Teil erklärt iſt, die Zahlung einer in 
vierteljährlichen Vorauszahlungen zu entrichtenden Unterhalts⸗ 
rente von jährlich 1800 *. Das LG. verurteilte zur Zahlung 
einer Rente von jährlich 1200 4. Das OLG. wies die Be⸗ 
rufung beider Teile zurück. Das RG. hob auf Reviſion des 
Beklagten auf: Die Reviſion rügt, daß bei Beſtimmung des 
von dem Beklagten der Klägerin zu gewährenden Unterhalts 
die Rente von 600 & jährlich unberüdfichtigt geblieben ſei, die 
ihr Vater vor und bei der Eheſchließung ihr zugeſagt habe. 
Von dem BG. iſt zu dieſem Punkte ausgeführt, daß die 600 % 
jährlich keine dauernde Einnahme der Klägerin bildeten. Wenn 
ihr Vater ihr dieſen Zuſchuß verſprochen haben ſollte, ſo ſei 
doch das Verſprechen nicht dahin auszulegen, daß die 600 & 
bis an ihr Lebensende gezahlt werden ſollten. Anſcheinend hat 
damit geſagt werden ſollen, daß der Vater der Klägerin, wenn 
er das Verſprechen abgegeben habe, nicht eine dauernde Rente, 
insbeſondere nicht eine über die Dauer der Ehe hinaus zu ent⸗ 
richtenden Rente verſprochen habe und es deshalb von ſeinem 
freien Willen abhänge, ob er die Rente weitergewähren wolle. 
Ob dieſe Auslegung, die von der Reviſion angefochten wird, 
rechtlich bedenkenfrei iſt, kann unerörtert bleiben. Denn jeden⸗ 
falls, auch wenn mit der Reviſion angenommen wird, daß die 
Rente der Klägerin als eine dauernde, bis an ihr Lebensende 


zu entrichtende Leibrente verſprochen iſt, greift zugunſten der 


Klägerin der Geſichtspunkt durch, daß das Verſprechen einer 
ſolchen Leibrente nach S 761 BGB. zu feiner Gültigkeit der 
Schriftform bedurft hätte (vgl. RG. 67, 207 ff.). Iſt aber 
der Vater der Klägerin an das Verſprechen nicht gebunden, ſo 
braucht die Klägerin die 600 & Rente auf den von dem Be: 
klagten ihr zu gewährenden Unterhalt ſich nicht anrechnen zu 
laſſen. Hat die Klägerin keinen Rechtsanſpruch gegen ihren 
Vater auf Zahlung dieſer Rente, ſo muß mangels Darlegung 
beſonderer Umſtände, welche auf eine gegenteilige Willens⸗ 
meinung ſchließen laſſen, davon ausgegangen werden, daß ihr 
Vater, wenn er überhaupt die Rente weiter gezahlt hat, dieſe 
Zuwendung nur aus Mildtätigkeit gegen die Tochter, um dieſe 
nicht Not leiden zu laſſen, nicht zur Erleichterung der Unterhalts⸗ 
pflicht des Beklagten gemacht hat. Klägerin iſt deshalb nicht 
gehindert, den vollen Unterhalt von dem Beklagten zu ver⸗ 
langen, den als geſchiedenen Ehegatten gemäß $ 1608 BGB. 
die Unterbaltspflicht in erſter Linie vor den Verwandten der 
Klägerin trifft. Würde in derartigen Fällen, wo der Unter⸗ 
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ſtutzungsbedürftige von ſeinen Verwandten oder Freunden frei⸗ 
willige Zuwendungen erhält, auf die er keinen Rechtsanſpruch 
bat und die ihm deshalb jederzeit wieder entzogen werden 
konnen, die Zuwendung auf den von dem Verpflichteten zu 
gewährenden Unterhalt angerechnet werden müſſen, ſo würde 
die wohltätige Abſicht des Zuwenders, der den Unterſtützungs⸗ 
bedürftigen beſſerſtellen will, nicht erreicht werden. Es würde 
dann der Dritte regelmäßig gar kein Intereſſe haben, ſolche 
Zuwendungen zu machen, die im Grunde nicht dem Bedürftigen, 
ſondern dem Unterhaltspflichtigen zugute kommen würden. Dem 
Unterſtützten ſelbſt würde durch eine ſolche Zuwendung inſofern 
ein ſchlechter Dienſt erwieſen, als er in Höhe der Zuwendung 
den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch nicht geltend machen könnte 
und ſomit, ſobald die Zuwendung aufhört, ſofort wieder in Not 
geraten würde. Das RG. hat denn auch bereits in dem Urteil 
vom 26. März 1908 IV 11/00 grundſätzlich ausgeſprochen, der 
Einwand, daß Kläger von einem Dritten unterſtützt werde, 
werde damit beſeitigt, daß er gegen dieſen keinen Rechtsanſpruch 
babe und nicht verpflichtet ſei, von deſſen Almoſen zu leben 
(vgl. auch das Urteil des IV. ZS. vom 8. Februar 1896, ab- 
gedruckt in Gruchots Beitr. 41, 941 und das Urteil des VI. ZS. 
vom 6. Februar 1905 in JW. 2122). Ob anderes zu ent⸗ 
ſcheiden ſein würde, wenn der Unterſtützungsbedürftige trotz 
Unverbindlichkeit des Verſprechens ausnahmsweiſe in einer tat⸗ 
ſächlich geſicherten Stellung hinſichtlich des Fortbezugs der 
Unterſtützung ſich befindet, ob insbeſondete im vorliegenden 
Falle die Anrechnungsfähigkeit der Rente anzunehmen wäre, 
wenn der Vater der Klägerin trotz Mangels der Schrift⸗ 
form ſein Verſprechen als verbindlich gelten laſſen wollte, 
braucht nicht unterſucht zu werden, da nach dieſer Richtung 
Behauptungen von dem Beklagten nicht aufgeſtellt find. 
Daß für die Erteilung von Privatunterricht oder Nachhilfe an 
Schüler der eigenen Anſtalt durch Lehrer höherer Schulen 
die Genebmigung des Direktors erforderlich iſt (Erlaß des 
Miniſters der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten vom 27. No: 
vember 1893 im Zentralblatt für die Unterrichtsverwaltung 
1894 S. 272), bildet für ſich allein keinen Grund, die Ein⸗ 
nabme, die der Beklagte aus der Erteilung von Privatunter⸗ 
richt erzielen kann, außer Berechnung zu laſſen. In dem er⸗ 
wähnten Erlaß iſt nicht etwa vorgeſchrieben, daß die Ge⸗ 
nehmigung nur in beſonderen Ausnahmefällen zu erteilen iſt. 
Würde übrigens die Sachlage eine ſolche ſein, daß die Ge⸗ 
nehmigung nicht zu erlangen iſt, ſo würde dem Beklagten der 
Weg des § 323 ZPO. zur Herabſetzung der Unterhaltsſumme 
offenſtehen. Unrichtig iſt die Anſicht der Reviſion, daß die 
Leiſtungsfähigkeit des beklagten Ehemannes nach den Ver⸗ 
mögens- und Erwerbsverhältniſſen zur Zeit der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils, die im Juli 1907 eingetreten ſei, zu be⸗ 
urteilen ſei, nicht nach den ſpäteren Verhältniſſen, ſo daß die 
dem Beklagten erſt zum 1. Oktober 1907 zuteil gewordene 
Gehaltserhöhung außer Betracht bleiben müſſe. Abweichend 
von den Beſtimmungen des preußiſchen Rechts (SS 783 ff. II, 1 
AN. hat das BGB. dem unſchuldigen Ehegatten einen Unter⸗ 
haltsanſpruch gegeben, der nach Art des familienrechtlichen 
Unterhaltsanſpruchs geſtaltet iſt (vgl. Mot. Bd. 4 S. 618 ff.) 
und ebenſo wie dieſer die jeweilge Bedürftigkeit des Berech⸗ 
tigten und veiſtungsfähigkeit des Verpflichteten vorausſetzt 


Jiauuriſtiſche Wochenſchrift. 15 


(vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 17. Oktober 1907 in 
Sachen Uhlmann wider Uhlmann, IV 86/07). Daß es für 
die Leiſtungsfähigkeit auf die Vermögensverhältniſſe in der Zeit 
nach der Scheidung ankommt, erhellt ſchon daraus, daß nach 
§ 1582 Abſ. 2 Satz 2 BGB. die Verpflichtung des Erben 
nach den Einkünften ſich beſtimmt, die der Verpflichtete zur 
Zeit des Todes bezogen hat. Dagegen fällt dem BerR. darin 
ein Verſtoß zur Laſt, daß er für die Regelung des von dem 
Beklagten zu gewährenden Unterhalts ohne zureichenden Grund 
die Beſtimmung des § 1579 Abſ. 1 Satz 2 nicht zur An⸗ 
wendung gebracht hat. Dieſe Beſtimmung lautet: „Hat er 
(nämlich der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte) einem minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kinde oder infolge ſeiner Wieder⸗ 
verheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, ſo 
beſchränkt ſich ſeine Verpflichtung dem geſchiedenen Ehegatten 
gegenüber auf dasjenige, was mit Rückſicht auf die Bedürf⸗ 
niſſe, ſowie auf die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der 
Beteiligten der Billigkeit entſpricht.“ Es frägt ſich, wann der 
hier vorgeſehene Fall gegeben iſt, daß der Ehegatte einem 
minderjährigen unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren 
hat. Es ſind in dieſer Beziehung drei verſchiedene Auffaſſungen 
möglich, daß es genügt, wenn nach den allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen eine Unterhaltspflicht beſteht, daß ferner tat⸗ 
ſächlich der Ehegatte den Unterhalt gewährt oder wenigſtens 
auf Unterhaltsgewährung in Anſpruch genommen iſt, und 
eine dritte mittlere Anſicht, daß zwar die Unterhaltsgewährung 
oder Inanſpruchnahme nicht zu erfordern iſt, daß aber die 
Verhältniſſe ſo liegen müſſen, daß mit Sicherheit die In⸗ 
anſpruchnahme in nächſter Zeit erwartet werden darf. Die 
erſte Anſicht iſt unbedingt zu verwerfen. Die bloße theoretiſche 
Möglichkeit, daß Unterhaltsanſprüche von dem Kinde erhoben 
werden können, kann eine ſichere Grundlage für die in § 1579 
Satz 2 beſtimmte Regelung der Unterhaltspflicht nicht abgeben. 
Als Vertreter dieſer Anſicht kann wohl auch Engelmann (in 
Staudingers Kommentar Anm. 1b und 1b a zu $ 1579) kaum 
bezeichnet werden, der davon ſpricht, daß der geſchiedene Ehe⸗ 
gatte ſeinem minderjährigen unverheirateten Kinde gegenüber 
„unterhaltspflichtig“ ſein müſſe, andererſeits aber hervorhebt, 
daß der geſchiedene Ehegatte außerſtande ſein müſſe, ſämtliche 
(an ihn herangetretene?) Unterhaltsanſprüche zu befriedigen. 
Richtiger und dem Wortlaut des Geſetzes entſprechender iſt die 
zweite Anſicht, wonach es auf die tatſächliche Unterhalts⸗ 
gewährung oder Inanſpruchnahme ankommt. Aber auch dieſe 
Anſicht bedarf in gewiſſer Beziehung einer Ergänzung, wie 
denn auch der Ausdruck „Unterhaltsgewährung“ nicht buch⸗ 
ſtäblich genommen werden darf und von Unterhaltsgewährung 
auch bei vorübergehender Leiſtungsfähigkeit oder Leiſtungs⸗ 
weigerung geſprochen werden kann. Für die von dem Pidzeß⸗ 
richter vorbehaltlich ſpäterer Anderung zunächſt feſtzuſetzende 
Regelung der Unterhaltspflicht zwiſchen geſchiedenen Ehegatten 
muß es der Unterhaltsgewährung als gleichwertig angeſehen 
werden, wenn der unterhaltspflichtige Ehegatte aller Vorausſicht 
nach in nächſter Zeit auf Unterhaltsgewährung an das Kind 
in Anſpruch genommen wird. Es würde ein ſehr unbefriedigendes 
Ergebnis ſein, wenn der Prozeßrichter die Unterhaltspflicht nach 
§ 1579 Satz! regeln würde, obſchon im nächſten Augenblicke dieſe 
Regelung, weil der Ehegatte zur Unterhaltsgewährung an das Kind 
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herangezogen wird, hinfällig wird. Der Richter, welcher bei 
der nach $ 1579 ihm obliegenden Regulierung den praktiſchen 
Zweck dieſer Regulierungstätigkeit nicht außer acht laſſen darf, 
hat deshalb, wenn nach Lage der Sache das Kind darauf an- 
gewieſen iſt, den Unterhalt vom Vater zu fordern und deshalb 
mit größter Wahrſcheinlichkeit eine alsbaldige Inanſpruchnahme 
des Vaters zu erwarten iſt, von vornherein den Unterhalt 
nach S 1579 Abſ. 1 Satz 2 (auf Grundlage der Billigkeit), 
nicht nach §S 1579 Abſ. 1 Satz 1 feſtzuſetzen. Es bleibt dabei, 
wenn gleichwohl wider Erwarten der Vater nicht auf Unterhalt 
in Anſpruch genommen werden ſollte, dem klagenden Ehegatten 
unbenommen, eine Anderung des Urteils auf dem Wege des 
8 223 ZPO. herbeizuführen. Dieſen Standpunkt hat der 
BerR. nicht eingenommen. Er hat, obſchon der Beklagte ſich 
darauf berufen hat, daß ihm eine Verpflichtung zur Unter: 
haltung feines bei der Klägerin befindlichen Kindes obliege, 
den Fall des § 1579 Abſ. 1 Satz 2 nur deshalb als nicht 
gegeben erachtet, weil zurzeit noch nicht feſtſtehe, ob Beklagter 
für das Kind werde zahlen müſſen. Damit hat der Berg., 
wie die Reviſion zutreffend rügt, das Geſetz verletzt. Es kann 
ganz davon abgeſehen werden, daß der Beklagte inzwiſchen 
bereits zur Zahlung von Unterhalt an ſeine Tochter Erna 
verurteilt iſt und dadurch eine anderweite Regelung des Unter: 
halts notwendig geworden iſt. Auch ohne dies war der Bert. 
verpflichtet, in eine Prüfung der tatſächlichen Verhältniſſe, 
(nötigenfalls unter Ausübung des Fragerechts) daraufhin ein⸗ 
zutreten, ob eine alsbaldige Inanſpruchnahme des Beklagten 
mit Sicherheit zu erwarten war. Schon wegen dieſes Mangels 
war die Aufhebung des BU. geboten. Hierzu kommt noch, 
daß auch die Ausführungen des Ber. über die bei der Unter: 
haltsbeſtimmung zu berückſichtigenden Schulden des Beklagten 
nicht unbedenklich ſind. Richtig iſt zwar, daß die geſchuldeten 
Beträge nicht einfach von dem Einkommen des Beklagten abzuziehen 
find. Der Beklagte kann vielmehr nur Abzug derjenigen Be- 
träge verlangen, die bei Aufſtellung eines den Verhältniſſen 
in verſtändiger Weiſe Rechnung tragenden Tilgungsplans zur 
allmählichen Tilgung der Schulden binnen angemeſſener Friſt 
zu verwenden ſind. Der BerR. hat aber überſehen, daß dieſe 
Schulden — wenigſtens zum größeren Teile — auch zu ver⸗ 
zinſen ſind, daß ſomit nicht bloß zur allmählichen Tilgung des 
Stammgeldes, ſondern auch zur Verzinſung jährlich beſtimmte 
Beträge von dem Beklagten aufzubringen ſind, was dazu 
führen kann, die der Klägerin zuzuerkennnende Unterhaltsrente 
herabzuſetzen. Nicht begründet find, wenn § 1579 Abſ. 1 Satz 1 
zur Anwendung zu bringen iſt, die Ausſtellungen, welche die 
Reviſion dagegen erhebt, daß die Klägerin als geſchiedene Ehe⸗ 
frau eines Oberlehrers nicht verpflichtet ſei, ihren Unterhalt 
durch Arbeit zu erwerben, weil nach den Verhältniſſen, in 
denen die Eheleute gelebt hätten, ein ſolcher Erwerb nicht 
üblich ſei ($ 1578 Abſ. 1). Eine andere Beurteilung kann 
aber am Platze ſein, wenn der Unterhaltsanſpruch der Klägerin 
gemäß § 1579 Abi. 1 Satz 2 nach Billigkeit ſich beſtimmt. 
Iſt die Klägerin z. B. unſchwer in der Lage, ſich durch Halten 
von Penſionären einen Teil des Unterhalts zu erwerben, ſo 
kann es, namentlich wenn man berückſichtigt, daß dem Beklagten 
angeſonnen wird, durch Erteilen von Privatunterricht ſeinen 
Verdienſt zu ſteigern, ein Gebot der Billigkeit ſein, daß die 
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Klägerin dieſe Erwerbsmöglichkeit nicht unbenutzt läßt. Die 
Entſcheidung hierüber muß, da es hierfür weſentlich auf die 
Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe ankommt, dem BG. über⸗ 
laſſen werden. B. c. B., U. v. 15. Nov. 09, 647/08 IV. — 
Breslau. 

22. 
gleiches. 

Wie der erkennende Senat bereits ausgeſprochen hat, tritt 
die Unwirkſamkeit eines Vergleichs auf Grund des §S 779 BGB. 
nur dann ein, wenn beide Teile über einen nicht dem Gebiet 
der durch den Vergleich zu ſchlichtenden Streitigkeit angehörenden 
ſondern nach Inhalt des Vertrags beiderſeitig als feſtſtehend 
angenommnen und zugrunde gelegten Sachverhalt ſich in einem 
Irrtum befunden haben. Dieſe Vorausſetzung der Unwirkſamkeit 
iſt im vorliegenden Fall nicht gegeben. Die Klägerin forderte 
auf Grund des unbeſtrittenen Verſicherungsvertrages und der 
unbeſtrittenen Verunglückung ihres Ehemanns von der Beklagten 
Zahlung der Verſicherungsſumme von 6000 &. Die Beklagte 
beſtritt jede Verpflichtung, indem ſie unter anderem geltend 
machte, daß der Anſpruch durch nicht rechtzeitige Erſtattung 
zweier in den Verſicherungsbedingungen vorgeſchriebenen Anzeigen 
verwirkt ſei. Demgegenüber behauptete die Klägerin Ent⸗ 
ſchuldbarkeit der Verſäumnis, da ſie ihre Anzeigepflicht nicht 
gekannt habe. Hiernach beſtand vor Abſchluß des Vergleichs 
unter den Parteien Streit darüber, ob der von Klägerin er⸗ 
hobene Anſpruch nach dem Verſicherungsvertrag gerechtfertigt, 
insbeſondere ob er durch Friſtverſäumung verwirkt war. Zur 
Schlichtung dieſes Streites kamen die Parteien überein, daß 
die Beklagte trotz ihres Beſtreitens jeglicher Zahlungspflicht 
1000 & an Klägerin zahlte, wogegen dieſe auf alle weiteren 
Anſprüche verzichtete. Keinerlei Anhalt liegt dafür vor, daß 
die Parteien übereinſtimmend das tatſächliche Vorbringen der 
von der Beklagten zum Nachweis der Verwirkung geltend ge: 
machten Friſtverſäumungen zu einem integrierenden Beſtandteil 
ihrer Vereinbarung gemacht hätten, vielmehr muß es geradezu 
als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß die beklagte Geſellſchaft 
die Wirkſamkeit des Vergleichs von der tatſächlichen Verſäumung 
dieſer beiden Friſten hätte abhängig machen wollen. Ebenſowenig 
ſpricht irgendetwas dafür, daß die Klägerin ihrerſeits einen 
dahingehenden Vertragswillen gehabt und ihn dem Vertreter 
der Beklagten beim Vergleichsſchluß erkennbar gemacht hätte. 
Auch wenn die Parteien, wie der Ber R. annimmt, beim Ver: 
gleichsſchluß irrtümlich angenommen haben ſollten, daß eine 
zweifache Friſtverſäumung vorläge, ſo haben ſie keineswegs 
über den nach Inhalt des Vertrags als feſtſtehend zugrunde 
gelegten Sachverhalt, ſondern gerade über einen dem Gebiet 
des durch den Vergleich zu beſeitigenden Streites angehörenden 
Punkt ſich im Irrtum befunden. Ein Irrtum und deſſen 
ſpätere Aufklärung über einen ſolchen Umſtand kann nicht die 
Unwirkſamkeit des Vergleichs zur Folge haben, der ſeinem 
Weſen nach abgeſchloſſen wird, um den beſtehenden Streit 
durch gegenſeitiges Nachgeben zu beheben und das Rechts— 
verhältnis der Parteien auf eine neue vertragsmäßige Grund: 
lage zu ſtellen. Es liegt aber auch die weitere im § 779 
geforderte Vorausſetzung der Unwirkſamkeit des Vergleichs nicht 
vor, daß der Streit bei Kenntnis der wahren Sachlage nicht 
entjtanden fein würde. Selbſt wenn die Parteien die Sachlage 
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bezüglich der Friſtverſäumungen ſo, wie es der BerR. tut, 
beurteilt hätten, würde der Streit, ob die Beklagte die Ver⸗ 
ſicherungsſumme zu zahlen verpflichtet war, doch entſtanden 
ſein, denn die Beklagte vertrat weiter den Standpunkt, 
daß ein Anſpruch auch deshalb nicht beſtehe, weil der Ehemann 
der Klägerin den Unfall durch eigene Fahrläſſigkeit herbei⸗ 
gerührt habe. Iſt aber hiernach die Annahme des BerR., daß 
der Vergleich vom 10. September 1907 gemäß 5 779 rechts⸗ 
unwirkſam jet, nicht aufrechtzuerhalten, fo mußte das Bu., 
ſoweit es zuungunſten der Beklagten ergangen iſt, aufgehoben 
und die Sache in dieſem Umfang an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden, um zu den weiteren, von der Klägerin 
gegen die Rechtsbeſtändigkeit des Vergleichs erhobenen Ein⸗ 
wendungen Stellung zu nehmen. Sollte das BG. auf Grund 
dieſer Einwendungen wiederum zur Annahme der Ungültigkeit 
des Vergleichs gelangen, ſo würde vor allem die vom BG. in 
dem angefochtenen Urteil vertretene Auslegung des § 4 der 
Verſicherungsbedingungen einer erneuten Prüfung bedürfen. 
Ne. A., U. v. 19. Nov. 09, 55/09 VII. — München. 

23. 5 815 BGB. Ausſchluß der condictio ob causam, 
wenn der Leiſtende den Eintritt des Erfolges wider Treu und 
Glauben verhindert hat.] 

Es iſt der Reviſion darin nicht zu folgen, daß, weil 
mündlich ein den Wünſchen der Klägerin entſprechendes Geſell⸗ 
ſckaftsverbältnis vereinbart ſei, die Weigerung, den Geſellſchafts⸗ 
vertrag in bindender rechtsgültiger Form abzuſchließen, als ein 
den Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben ver⸗ 
bmderndes Verhalten der Klägerin aufzufaſſen iſt. Das würde 
dazu führen, den wegen Nichtbeobachtung der Formvorſchriften 
an ſich nicht verbindlichen Vorverhandlungen eine ihnen nicht 
zukommende Bedeutung beizumeſſen, aus dem Prinzip von 
Treu und Glauben ein Gebundenſein anzunehmen, obgleich das 
Geſetz, indem es für die Rechtsgültigkeit gewiſſer Geſchäfte 
beſtimmte Formen vorſchreibt, etwas anderes will. Hier hat 
der ein Geſellſchaftsverhältnis begründende Vertrag, wie Be⸗ 
klagter ſelbſt angeführt hat, nach rechtsgeſchäftlicher Verein⸗ 
barung ſchriftlich abgeſchloſſen werden ſollen, und ſofern es ſich 
um die Gründung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
bandelte, verlangt das Geſetz gerichtlichen oder notariellen 
Lertragsabſchluß. Die Klägerin war ſomit durch die be: 
baupteten mündlichen Vereinbarungen noch nicht gebunden, und 
eine Anderung in ihren Entſchließungen, die ihr noch freiſtand, 
als eine gegen Treu und Glauben verſtoßende Vereitelungs⸗ 
abſicht der Bedingung anzuſehen, iſt deshalb nicht angängig. 
S. c. B., U. v. 9. Nov. 09, 73/09 VII. — Berlin. 

24. SS 818, 819 BGB. verb. mit Tarifnummer 9 
StempG. vom 3. Juni 1906. Verpflichtung des Fiskus zur 
Verzinſung von Stempelabgaben, deren Rückzahlung er zu 
bewerkſtelligen hat?] 

Anfangs 1907 ließ der beklagte Fiskus der Klägerin auf 
Grund der Tarifnummer 9 RStempG. vom 3. Juni 1906 die 
Aufforderung zugehen, die an die Aufſichtsratsmitglieder der 
Klägerin im Jahre 1906 gezahlten Tantiemen aufzuſtellen und 
ron der ſich ergebenden Summe den Stempelbetrag von 8 v. H. 
u entrichten. Die Klägerin zahlte am 29. Mai 1907 die 
Stempelabgabe von den auf das Jahr 1906 entfallenden 
Tantiemen von 390 000 & mit 31 200 &&, erklärte aber 
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gleichzeitig in dem Schreiben von demſelben Tage, daß ſie den 
vollen Betrag nur unter Vorbehalt zahle, da ſie glaube, daß 
nach dem erſt am 1. Juli 1906 in Kraft getretenen Geſetz nur 
die Hälfte der gezahlten Tantiemen der Steuerpflicht unterliege. 
Die Klägerin hat danach Klage auf Rückzahlung von 15 600 u 
nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem 29. Mai 1907 erhoben. Nach 
der Klagezuſtellung hat der Beklagte dieſen Hauptbetrag nebſt 
4 v. H. Zinſen ſeit der Klagezuſtellung, den 26. November 1907, 
an die Klägerin zurückerſtattet. Dieſe hat darauf ihren Antrag 
dahin eingeſchränkt, den Beklagten zur Zahlung von 4 v. H. 
Zinſen von 15 600 & für die Zeit vom 29. Mai 1907 
bis 25. November 1907 gleich 305 & 7 & zu verurteilen. 
Klage, Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: Die Re⸗ 
viſion ſtützt ihre Angriffe auf die Vorſchriften in den 88 818 
und 819 BGB. über ungerechtfertigte Bereicherung. Dieſe An⸗ 
griffe gehen fehl. Nach § 818 Abf. ! erſtreckt ſich die Pflicht 
zur Herausgabe des ohne rechtlichen Grund Erlangten auf die 
gezogenen Nutzungen. Die Klägerin hat aber nicht dargetan, 
daß der Beklagte aus dem zu Unrecht erhobenen Stempelbetrage 
von 15 600 & Zinſen oder ſonſtige Nutzungen gezogen hat; 
dabei iſt es ohne rechtliche Bedeutung, ob ſie ſolche Nutzungen 
hätte ziehen können. Bei öffentlichen Abgaben und anderen 
Staatseinnahmen, die zur allgemeinen Staatskaſſe fließen, wird 
es in den meiſten Fällen nicht möglich ſein, das Schickſal der 
von den einzelnen gezahlten Geldbeträge dahin zu verfolgen, 
wie ſie vom Staate verwendet und ob ſie insbeſondere von 
ihm zinsbar angelegt worden ſind. Sollte, wie der BerR. als 
möglich unterſtellt, die vom Beklagten ſpäter zurückgezahlten 
15 600 & ſich unter den zur Beſtreitung von Staatsausgaben 
bereitgehaltenen Geldern befunden haben, ſo wäre es doch nicht 
geboten, hieraus mit der Reviſion zu folgern, daß auf dieſe 
Weiſe zum mindeſten Anleihezinſen für den Beklagten erſpart 
worden ſind. Denn bei dem im Verhältnis zu den Geſamt⸗ 
bedürfniſſen des Staats immerhin geringfügigen Betrage von 
15 600 & iſt keineswegs anzunehmen, daß ſchon ſein Fehlen 
den Staat veranlaßt haben würde, Anleihen in höherem Be⸗ 
trage aufzunehmen, als er ſie wirklich aufgenommen hat. Es 
iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß der Staat die von der Klägerin 
gezahlten 15 600 & zunächſt nicht für die Verwendung zu 
Staatszwecken, alſo zur Abführung an die allgemeine Staats⸗ 
kaſſe in Ausſicht genommen, ſondern zurückbehalten hat, um 
ihre Zurückzahlung, ſobald ſie erforderlich wurde, zu ermöglichen. 
Denn um die hier in Betracht kommende Zeit ſchwebte ſchon 
der Rechtsſtreit über die nicht unzweifelhafte Rechtsfrage, be⸗ 
treffend die Rückwirkung des die Tantiemenſteuer neu einführenden 
Geſetzes, der dann durch das Urteil des erkennenden Senats vom 
19. November 1907 zuungunſten des Fiskus entſchieden worden 
iſt. Hat der Beklagte infolge der Ungewißheit des Ausgangs 
jenes Rechtsſtreits den eingezogenen Betrag zum Zweck der etwa 
nötig werdenden Rückzahlung zinslos liegen laſſen, ſo hat er 
Nutzungen davon nicht gezogen. F. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
29. Okt. 09, 572/08 VII. — Caſſel. 

25. 85 823, 831 BGB. Haftung für Angeſtellte.] 

Das BG. ſtellt feſt, daß der Vertrag zwiſchen den Parteien 
nur in der Weiſe abgeſchloſſen iſt, daß das der Beklagten 
gehörige Hoſpital dem Kläger Unterkunft, Koſt und Pflege ſtellen 
ſolle, der Kläger dagegen über die ärztliche Behandlung mit 
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dem Arzte ſelbſt in ein das Hoſpital nicht berührendes Vertrags⸗ 
verhältnis eintreten müſſe. Im weiteren geht zwar das BG. 
mit Recht davon aus, daß die Beklagte dafür hätte ſorgen 
müſſen, daß die Röntgenbeſtrahlung in ihrem Hoſpital nur von 
Arzten ausgeübt wurde, und daß nicht Unberufene, wie ihr 
Bureauangeſtellter K., ſolche ſelbſtändig vornehmen konnte. Es 
ſchränkt aber unzutreffend dieſe Erwägung dahin ein, daß eine 
Fahrläſſigkeit der Beklagten nur vorliegen würde, wenn dieſe 
gewußt hätte, daß K. ſolche Belichtungen ſelbſtändig und ohne 
Anweſenheit der Arzte vornahm. Die Haftung der Beklagten 
nach SS 823, 831 BGB. iſt auch dann begründet, wenn ihre 
Fahrläſſigkeit darin beſteht, daß ſie von der Tätigkeit des K. 
keine Kenntnis hatte. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt und 
den Ergebniſſen der Beweisaufnahme liegt hinreichender Anlaß 
zur Prüfung der Frage vor, ob nicht die Beklagte bei ordnungs⸗ 
mäßiger Handhabung der erforderlichen Aufſicht ſchon vor der 
hier in Rede ſtehenden Behandlung des Klägers Kenntnis davon 
erlangt haben würde, daß K. unter Überſchreitung feiner Be⸗ 
fugniſſe ſich der Behandlung der Kranken ſelbſtändig unterzog. 
Das BG. erwägt zwar, die Beklagte habe darauf vertrauen 
können, daß ihre angeſtellten Arzte, vor allem der Leiter der 
chirurgiſchen Abteilung Dr. O., eine unbefugte und unſachgemäße 
Benutzung des Röntgenapparates zu verhindern wiſſen würden, 
und ſie habe dieſen daher die Beaufſichtigung desſelben über⸗ 
laſſen dürfen, ohne daß man ihr daraus einen Vorwurf machen 
könne. Allein für diejenige Behandlung der Kranken, welche 
K. nicht als Gehilfe des Dr. O. in deſſen oder eines ſeiner 
Aſſiſtenzärzte Gegenwart, vielmehr ſelbſtändig und eigen— 
mächtig vornahm, iſt die Beklagte verantwortlich; ſie hätte 
eine ſolche unbefugte Tätigkeit des K. verbieten und verhindern 
müſſen. Inſoweit kann auch der Annahme des BG. nicht bei⸗ 
getreten werden, daß nur Dr. O. als Geſchäftsherr im Sinne 
des 8 831 BGB. angeſehen werden könne. Hiernach war das 
angefochtene Urteil aufzuheben. Bei der erneuten Verhandlung 
der Sache wird auch die Frage, ob nicht der zwiſchen dem 
Kläger und der Beklagten abgeſchloſſene Vertrag die ärztliche 
Behandlung umfaßt hat, einer wiederholten Prüfung zu unter⸗ 
ziehen ſein. M. c. Kirchengemeinde u. Dr. O., U. v. 
12. Nov. 09, 611/08 III. — Düſſeldorf. 

26. SS 823, 824, 826 BGB. Wiſſentliche, bzw. grob⸗ 
fahrläſſige Außerung eines Arztes, die zur Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit führen konnte.] 

Der Kläger fordert Zahlung eines Schadens, der ihm durch 
den Verſuch ſeiner Frau, deren Verwandten und des Beklagten, 
eines Arztes, ihn als geiſteskrank entmündigen zu laſſen, ent⸗ 
ſtanden ſei. Der Beklagte habe ſich jenen gegenüber wiſſentlich 
oder doch grobfahrläſſig wider die Wahrheit dahin geäußert, 
der Kläger ſei geiſteskrank und müſſe entmündigt werden. Das 
LG. hat die auf 85 823, 824, 826 BGB. geſtützte Klage ab⸗ 
gewieſen, das OLG. hat die Berufung des Klägers zurück⸗ 
gewieſen. Das RG. hob auf: Nachdem aus dem Vorbringen 
der Parteien und aus einem von dem Beklagten geleiſteten Eide 
die Verneinung der weſentlich unrichtigen Außerung des Be⸗ 
klagten über den Inhalt eines Geſpräches zwiſchen den Parteien 
an ſich für nicht gerechtfertigt erklärt worden iſt, fahren die 
Entſcheidungsgründe fort: Das BG. durfte ferner nicht dahin⸗ 
geſtellt laſſen, wie die Außerung des Beklagten über den Geiſtes⸗ 
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zuſtand gelautet hat. Es muß angenommen werden, daß er, da 
er den Kläger nicht für ganz geiſtig normal hielt, aber nicht 
für ſo geiſteskrank, daß er hätte entmündigt werden müſſen, 
wider beſſeres Wiſſen gehandelt hat, wenn er geäußert haben 
ſollte, der Kläger ſei geiſteskrank und müſſe entmündigt werden. 
Das BG. hätte allerdings dann nicht jenen Streitpunkt zu ent⸗ 
ſcheiden brauchen, wenn es angenommen hätte, daß der Be⸗ 
klagte die von ihm behauptete Außerung wider beſſeres 
Wiſſen getan habe, da es beiden Außerungen die gleiche 
ſchädigende Wirkſamkeit zuſchreibt. Wenn es aber — wie ge⸗ 
ſchehen — zu der Überzeugung gelangte, daß er die von ihm 
behauptete Außerung in gutem Glauben getan habe, ſo 
bleibt doch immer noch die vom Kläger behauptete Außerung 
übrig; die Annahme des BG. aber, daß, wenn der Beklagte 
dieſe Außerung getan haben ſollte, hierin höchſtens ein grob⸗ 
fahrläſſiges Verhalten zu erblicken ſei, ſteht im Widerſpruch mit 
der eigenen Auffaſſung und dem Vorbringen des Beklagten. 
Die Reviſion rügt weiter die Verletzung des S 826 BGB. mit 
Recht auch deswegen, weil das BG. ſeine Anwendbarkeit für 
den Fall verneint, daß der Beklagte nicht wiſſentlich, ſondern 
— wie es unterſtellt — grobfahrläſſig wider die Wahr⸗ 
heit ſich dahin geäußert haben ſollte, der Kläger ſei geiſteskrank 
und bedürfe der Entmündigung. Die Auffaſſung des BG., bei 
einem grobfahrläſſigen Verhalten könne nach den Umſtänden 
des vorliegenden Falls von einer abſichtlichen Schadenszufügung 
und von einem Verſtoß gegen die guten Sitten nicht die Rede 
ſein, iſt rechtsirrig. Jene Geſetzesbeſtimmung erfordert vorſätz⸗ 
liche Schadenszufügung in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe. Was die guten Sitten erheiſchen, iſt aus dem 
herrſchenden Volksbewußtſein, aus dem Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden unter Berückſichtigung der Eigenart 
des Einzelfalles zu entnehmen. Es kann daher ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten nicht ſchon deswegen verneint werden, 
weil die Handlung ſelbſt keine argliſtige, der Handelnde der 
Sittenwidrigkeit ſeiner Handlungsweiſe ſich nicht bewußt iſt. Ein 
doloſes, argliſtiges Handeln wird zur Annahme eines Verſtoßes 
wider die guten Sitten nicht erfordert; auch die Außerachtlaſſung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kann in beſonders 
gearteten Fällen einen ſolchen Verſtoß enthalten und auch hierbei 
kann ſich der Handelnde ebenſogut der Möglichkeit des Eintritts 
einer Vermögensbeſchädigung bewußt ſein, wie in dem Falle 
argliſtigen Handelns; damit würden die Vorausſetzungen zur 
Anwendung des § 826 gegeben fein. Das BG. ſcheint dies 
im allgemeinen auch nicht zu verkennen, indem es mit Recht auf 
die Umſtände des vorliegenden Falles Gewicht legt. Allein 
gerade dieſe Umſtände, wie ſie vom Kläger behauptet worden, 
laſſen jedenfalls eine Außerung des Inhalts, daß der Kläger 
geiſteskrank ſei und der Entmündigung bedürfe, als einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten erſcheinen. Ein Arzt, der über den 
Geiſteszuſtand eines andern befragt wird, muß ſich der ſchweren 
Verantwortung bewußt ſein, die er übernimmt, wenn er ihn für 
geiſteskrank und ſeine Entmündigung für erforderlich erklärt; er 
muß ſich insbeſondere die ſchweren Eingriffe in die perſönlichen 
und vermögensrechtlichen Verhältniſſe des andern vergegen⸗ 
wärtigen, die ſeine gutachtliche Außerung zur Folge haben kann. 
Gibt er ſein Gutachten ohne genügende Unterlagen ab, die ihn 
zu einer ſolchen Auffaſſung berechtigen könnten, dann liegt in 
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dieſem fahrläſſigen Verhalten zugleich ein Verſtoß wider die 
guten Sitten. Nach der Behauptung des Klägers hat ihn der 
Beklagte niemals auf ſeinen Geiſteszuſtand unterſucht; er ſei 
auch jetzt nicht imſtande, ſelbſt nur die nach ſeiner Behauptung 
geäußerte Anſicht zu begründen; Profeſſor Dr. P., der ſein, 
eine Geiſteskrankheit annehmendes Gutachten auf den Bericht 
des S. geſtützt hatte, habe einige Tage darauf bei einer 
Unterredung mit dem Kläger ſofort die Unhaltbarkeit der 
Diagnoſe einer Geiſteskrankheit erkannt. Schon dieſes Vor⸗ 
bringen des Klägers läßt die Annahme begründet erſcheinen, daß 
der Beklagte nicht bloß grobfahrläſſig gehandelt, ſondern zu⸗ 
gleich wider die guten Sitten verſtoßen haben würde, wenn er 
den Kläger für geiſteskrank und der Entmündigung bedürftig 
erklärt haben ſollte. Es tritt aber die weitere Behauptung des 
Klägers hinzu, daß dem Beklagten, der als ſein Hausarzt die 
zwiſchen dem Kläger einerſeits und ſeiner Frau und deren Ver⸗ 
wandten andererſeits ſchwebenden Familien⸗ und Erbſtreitigkeiten 
gekannt habe, auch bekannt geweſen ſei, daß es ſeiner Frau und 
deren Verwandten darum zu tun geweſen ſei, auf jeden Fall 
ſeine Entmündigung herbeizuführen. Dieſer Umſtand würde dem 
Beklagten ganz beſonders die Verpflichtung auferlegt haben, mit 
peinlichſter Gewiſſenhaftigkeit ſein Gutachten abzugeben, da er 
ſich ſagen mußte, wie ſchwer ſein Urteil ins Gewicht fallen und 
wie ſehr es, wenn es auf Geiſteskrankheit lautete, von der Frau 
des Klägers und ihren Verwandten ausgenutzt werden würde. 
Die Reviſion hat ſchließlich noch darauf hingewieſen, daß der 
Beklagte, gleichviel ob er die Außerung über den Geiſteszuſtand 
des Klägers wiſſentlich oder nur ſahrläſſig wider die Wahrheit 
abgegeben habe, nicht bloß nach den Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen, ſondern auch aus dem Geſichtspunkt einer Ver⸗ 
trags verletzung für den dem Kläger daraus entſtandenen 
Schaden hafte; der Beklagte ſei von der Frau des Klägers in 
deſſen Vertretung über ſeinen Geiſteszuſtand befragt worden. 
Dieſe rechtliche Konſtruktion iſt nicht ohne weiteres von der 
Hand zu weiſen; das Reviſionsgericht iſt aber nicht in der Lage, 
ſich mit ihr zu befaſſen, weil der Kläger in den Vorinſtanzen 
den Klageanſpruch lediglich auf die von ihm angezogenen 88 823, 
824, 826 geſtützt hat, und ſein Vorbringen in keiner Weiſe die 
Auffaſſung zuläßt, daß er auch eine Vertragsverletzung habe 
bebaupten wollen; hierfür hätte es näherer tatſächlicher Be⸗ 
gründung bedurft. Bei der gebotenen anderweiten Verhandlung 
wird indeſſen das BG. zu jenem rechtlichen Geſichtspunkt, wenn 
ihn der Kläger geltend machen ſollte, Stellung zu nehmen haben. 
O. c. M., U. v. 25. Nov. 09, 382/08 VI. — Düſſeldorf. 

27. 5 843 BGB. in Verb. mit § 3 HaftpflG. Ber: 
minderung der Erwerbsfähigkeit nicht gleichbedeutend mit der 
tatſächlichen Erwerbseinbuße.] 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG., von der ab⸗ 
zugehen keine Veranlaſſung beſteht, iſt nach Maßgabe des § 3 
Haftpfl. wie des 5 843 BGB. dem Verletzten nicht die 
abſtrakte Verminderung der Arbeitsfähigkeit, ſondern nur die 
dadurch herbeigeführte tatſächliche Erwerbseinbuße zu erſetzen 
vgl. die Nachweiſe bei Eger, HaftpflGG. S. 338 ff., JW. 05, 
341; 08, 451; insbeſonders die eingehende Darlegung in dem 
Urteil des erkennenden Senats vom 5. März 1908 JW. 08, 273). 
Das BG. hat nun feſtgeſtellt, daß der Kläger fein Gewerbe 
in gleicher Weiſe wie vor dem Unfall beſorgen könne, anderſeits 
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mit keinem Worte angedeutet, daß die Beſchränkung ſeiner 
Arbeitsfähigkeit auch eine Verringerung des Einkommens, 
das er aus dem Betriebe der Bäckerei oder Landwirtſchaft oder 
aus ſonſtigen Erwerbsquellen zieht, im Gefolge haben werde 
oder könne. Lediglich auf Grund der Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen, daß die Arbeitsfähigkeit des Klägers um 25 Prozent 
gemindert ſei, hat das BG. die Rente des Klägers auf 7 feines 
bisherigen Einkommens feſtgeſetzt. Indes legen, wie bekannt, 
die ärztlichen Sachverſtändigen bei Gutachten, wieweit die 
Arbeitsfähigkeit eines Verletzten herabgeſetzt ſei, den rein 
abſtrakten Maßſtab an und laſſen den ihm vorausſichtlich in 
Wirklichkeit erwachſenden Erwerbsverluſt, zu deſſen Beurteilung 
ihnen in der Regel auch die tatſächlichen Vorausſetzungen fehlen, 
unberückſichtigt. Ebenſo fehl geht die Verweiſung des BG. 
auf die Rentenbewilligungen des RWA. beim Verluſt eines 
Auges. Die Unfallverſicherungsgeſetze ſind in erſter Reihe 
Fürſorgegeſetze für unſelbſtändige Handarbeiter und untergeordnete 
Betriebsbeamte, bei denen, von unbeachtlichen Ausnahmefällen 
abgeſehen, die Verminderung der Arbeitsfähigkeit einen ent⸗ 
ſprechenden Erwerbsverluſt unvermeidlich nach ſich zieht. Der 
Begriff der Erwerbsfähigkeit, wie ihn § 9 Abſ. 1 Ziff. 2 
GcHUVG., auf dem die angeführten Entſcheidungen des RWA. 
fußen, zur Vorausſetzung hat, iſt nicht der nämliche wie in 
§ 843 BGB., der in den Beſtimmungen der SS 842, 823, 249 
ſeine Erläuterung und Ergänzung findet. Nach der Aus⸗ 
geſtaltung, die jener Begriff durch die Rechtſprechung des RVA. 
und die Wiſſenſchaft des Unfallverſicherungsrechts erhalten hat, 
iſt gerade die abſtrakte Fähigkeit zum Erwerb, das „perſönliche 
Arbeits kapital“, wenn ſelbſt im Einzelfall ein Erwerbsentgang 
tatſächlich nicht dadurch hervorgerufen worden iſt, darunter zu 
verſtehen. Handbuch der Unfallverſicherung 2. Aufl. S. 165 ff.; 
Piloty, Arbeiterverſicherungsrecht S. 516; Roſin, Arbeiter⸗ 
verficherung I. S. 331; Woedtke⸗Caſpar $ 9 Anm. Die Bezug⸗ 
nahme auf die ärztlichen Gutachten und den Standpunkt des 
RWA. zeigt ſomit deutlich, daß dem angefochtenen Urteil eine 
rechtsirrtümliche Auffaſſung des § 843 BGB. zugrunde liegt. 
M. c. K., U. v. 25. Nov. 09, 555/08 VI. — Stuttgart. 

28. SS 906, 907 BGB. Schadenserſatzanſprüche wegen 
künftiger Einwirkungen auf ein Grundſtück.] 

Es konnte der Reviſion der Erfolg nicht verſagt werden. 
Der BerR. hat dem Antrage der Kläger auf Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht der Beklagten auch inſoweit entſprochen, 
als es ſich um künftig entſtehenden Schaden handelt. Ge⸗ 
meint iſt damit ein Schaden, der nach der im September 1907 
erfolgten Verlegung der Anlage infolge neu auftretender Ge⸗ 
rüche, Geräuſche oder Erſchütterungen etwa entſtehen wird, 
wobei allerdings die Zwiſchenzeit zwiſchen jener Verlegung und 
dem Erlaß des BU. nicht in Betracht kommt, da bis zu 
letzterem Zeitpunkte unſtreitig ſolche Einwirkungen nicht ſtatt⸗ 
gefunden haben. Der BerR. erwägt hinſichtlich der Zukunft, 
daß die Möglichkeit einer Wiederkehr des Herüberdringens von 
Gerüchen, Geräuſchen oder Erſchütterungen keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen ſei; namentlich beſtehe dieſe Gefahr für den Fall, daß 
einmal die um die Kolben der Motore zur Verhütung der 
Fortpflanzung der Lufterſchütterung gelegten Blechkapſeln ent⸗ 
fernt werden oder nicht ordnungsmäßig funktionieren ſollten. 
Hierbei iſt indeſſen überſehen, daß ſolche künftigen Ereigniſſe 
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nicht ſchon für ſich allein, ſondern erſt dann eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht zu begründen vermögen, wenn ihnen ein neues 
Verſchulden, ſei es der Beklagten ſelbſt oder einer dritten 
Perſon, für die ſie einzuſtehen hat, zugrunde liegt. Erſt dieſes 
neue Verſchulden bringt den Erſatzanſpruch überhaupt erſt zur 
Entſtehung und es fehlt daher, ſelbſt wenn auf ſeiten der 
Kläger in betreff der künftig zu befürchtenden Beeinträchtigung 
ihres Eigentums ein Feſtſtellungsintereſſe gegeben ſein ſollte, 
doch jedenfalls zur Anwendung des § 256 PZD. an dem 
weiterhin noch erforderlichen Beſtehen eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen den Parteien. Ein Feſtſtellungsurteil, das 
ſchon jetzt erginge, könnte nur ausſprechen, daß, falls in 
Zukunft eine von der Beklagten verſchuldete unzuläſſige Ein⸗ 
wirkung aus ihrem Grundſtücke auf die Nachbargrundſtücke der 
Kläger ſtattfinden ſollte, die Beklagte hiefür erſatzpflichtig ſei. 
Das Urteil würde alſo keinen konkreten Rechtsſtreit ſchlichten, 
ſondern auf die Entſcheidung einer bloßen Rechtsfrage hinaus⸗ 
laufen. Daß eine hierauf abzielende Feſtſtellungsklage unzu⸗ 
läſſig iſt, hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung ange⸗ 
nommen. P. c. St., U. v. 18. Nov. 09, 626/08 V. — Frankfurt. 

29. SS 906, 907 BGB. Immiſſionen, ſchädliche An⸗ 
lagen. Beweislaſt.] 

Nach dem § 903 BGB. kann der Eigentümer einer Sache 
andere von jeder Einwirkung auf dieſe ausſchließen, und nach 
dem 8 905 eritredt ſich beim Eigentum an einem Grundſtücke 
dieſes Recht des Eigentümers auch auf den Raum über der 
Oberfläche. Allerdings kann nach dem § 906 der Eigentümer 
die Zuführung von Rauch, Ruß und anderen ſogenannten 
Imponderabilien inſoweit nicht verbieten, als die Einwirkung 
die Benutzung ſeines Grundſtücks nicht oder nur unweſentlich 
beeinträchtigt oder durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks 
herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. Und in Aſche und 
Funken, die mit dem Rauch einem Grundſtücke durch die Luft 
zugeführt werden, ſind ſolche Imponderabilien ohne Frage eben⸗ 
falls zu erkennen. Allein die Beſtimmung des 8 906 bezeichnet 
eine Ausnahme, deren Vorausſetzungen deshalb und nach der 
Faſſung des Paragraphen nicht der klagende Eigentümer, ſondern 
ſein Gegner zu beweiſen hat. Dieſer in der Rechtſprechung 
des RG. anerkannten Regelung der Beweislaſt (vgl. RG. 57, 
228, JW. 01, 640, ſowie die Urteile V 404/07 vom 4. Juli 
und V 558/07 vom 3. Oktober 1908) widerſpricht es, wenn 
das BG. von der Klägerin den Beweis fordert, daß Kohlen⸗ 
und Koksſtückchen in zündungsfähigem Zuſtande aus den 
Lokomotiven des Beklagten auf ihr Grundſtück gelangt ſind. 
Wenn ferner der 5 907 den Anſpruch des Eigentümers auf 
Beſeitigung einer auf dem Nachbargrundſtück hergeſtellten Anlage 
an die Bedingung knüpft, daß mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, 
daß ihr Beſtand oder ihre Benutzung eine unzuläſſige Ein⸗ 
wirkung auf ſein Grundſtück zur Folge hat, ſo verſteht er 
unter dieſer Einwirkung, wie der Zuſammenhang ergibt, eine 
nach Maßgabe der vorhergehenden Paragraphen unzuläffige 
Einwirkung. Und eine in der Zuführung von Rauch, Aſche 
und Funken ohne weiteres gegebene Einwirkung iſt, wie bemerkt, 
nach Maßgabe dieſer Paragraphen unzuläſſig, wenn nicht der⸗ 
jenige, von dem die Zuführung ausgeht, dartut, daß ſie aus⸗ 
nahmsweiſe zuläffig iſt, daß insbeſondere die gedachten im $ 906 
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bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen. Dem widerſpricht es 
wiederum, wenn das BG. der Klägerin den Beweis dafür auf⸗ 
bürdet, daß ſich mit Sicherheit vorausſehen läßt, daß von den 
Kleinbahnlokomotiven ausgeworfene Schlacken eine Inbrand⸗ 
ſetzung auf ihrem Grundſtücke verurſachen werden, oder daß 
aus ihnen Funken in zün dungsfähigem Zuſtande auf ihr 
Grundſtück gelangen. Vielmehr braucht die Klägerin nur zu 
beweiſen, daß die Bahnanlage des Beklagten eine ſolche iſt, 
von der ſich mit Sicherheit vorausſehen läßt, daß ihre Be⸗ 
nutzung Einwirkungen auf ihr Grundſtück insbeſondere durch 
Funkenflug zur Folge hat. Und Sache des Beklagten iſt es 
dann, den Beweis dafür zu erbringen, daß es ſich um Ein⸗ 
wirkungen handelt, die nach dem 8 906 geduldet werden müſſen, 
insbeſondere den Beweis dafür, daß die auf das Grundſtück 
der Klägerin gelangenden Funken nicht zündungsfähig ſind. 
Nicht zuzugeben iſt der Reviſion, daß das BG. zu weit gehende 
Anforderungen an den Begriff der ſicheren Vorausſehbarkeit 
ſtellt. Schon der Wortlaut ergibt, daß eine bloße, wenn auch 
hohe, Wahrſcheinlichkeit künftiger Einwirkung nicht genügt, 
ſondern daß dieſe Einwirkung ſich aus dem Beſtande oder der 
Benutzung der Anlage zur vollen Gewißheit ergeben muß. Und 
beſtätigt wird dieſer Sinn durch die Entſtehungsgeſchichte des 
8 907. Er verdankt feine Faſſung im wentlichen der II. Kom⸗ 
miſſion, und die Wahl dieſer Faſſung wurde damit begründet: 
daß in der Faſſung des I. Entwurfs nicht klar genug zum Aus⸗ 
druck komme, daß es ſich um Anlagen handele, die ihrer Natur 
nach oder bei der beſtimmt zu erwartenden Benutzung „mit 
Notwendigkeit zu unzuläſſigen Einwirkungen in der Zukunft 
führen müſſen“. P. c. H., U. v. 3. Nov. 09, 585/08 V. — Kiel. 

30. 58 1282, 1285 BGB. Pflichten des Pfand⸗ 
gläubigers.!] 

Der Gläubiger muß allerdings die Intereſſen des Pfand⸗ 
ſchuldners inſoweit wahrnehmen, als dies ohne Beeinträchtigung 
feiner eigenen Rechte und Intereſſen möglich iſt (vgl. auch 
Entſch. des RG. vom 25. Febr. 1905, V 554/04). Er hat 
namentlich den Geldbetrag der fälligen verpfändeten Forderung 
rechtzeitig zu heben. Andererſeits kann indeſſen dem Gläubiger 
nicht zugemutet werden, auf ſeine Gefahr behufs Beitreibung 
der fälligen Forderung, z. B. auf dem Wege des Prozeſſes oder 
in einem Zwangsverſteigerungsverfahren, Aufwendungen zu 
machen. Was das hier in Frage ſtehende Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren anlangt, ſo war es nicht etwa von der Beklagten 
zum Zwecke der Beitreibung der verpfändeten Hypotheken⸗ 
forderungen, ſondern auf Antrag eines anderen Gläubigers, 
des Inhabers der zweitſtelligen Hypothek, eingeleitet worden. 
Erſt während des Verfahrens hatte die Beklagte die Hypothek 
des betreibenden Gläubigers erworben. Wenn die Beklagte 
dann im Verſteigerungstermine ein Gebot auf das Grundſtück 
abgab, ſo handelte es ſich dabei nicht unmittelbar um die 
„Einziehung“ der Hypothekenforderungen des Klägers, ſondern 
um einen Vorgang, der nur mittelbar die demnächſtige Ein⸗ 
ziehung der Forderungen beeinflußte. Mag nun auch aus dieſer 
Rechtslage nicht zu folgern ſein, daß die Beklagte als Pfand⸗ 
gläubigerin alle Sorge um die verpfändeten Forderungen außer 
acht laſſen durfte, ſo kann doch von ihr jedenfalls nicht ver⸗ 
langt werden, daß ſie unter Einſetzung eigener Mittel und auf 
eigene Gefahr für das Grundſtück ein höheres Gebot abgab, 
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als zur Wahrung ihrer perſönlichen Intereſſen erforderlich war. 
K c. Vorſchußverein L.⸗F., U. v. 13. Nov. 09, 21/09 J. — 
Berlin. 

31. 5 1370 BGB. Vorbehaltsgut (Surrogation).] 

Die Klägerin, die am 18. Oktober 1902 durch Sturz von 
einer Treppe einen Schädelbruch und eine Gehirnerſchütterung 
erlitten hat, war zu dieſer Zeit bei der Beklagten gegen Unfall 
verſichert. Im Mai 1903 ſchloß ſie mit der Beklagten einen 
Vergleich, durch den fie ſich gegen Zahlung von 2000 & für 
alle Anſprüche aus dem Unfall für befriedigt erklärte. Gleich⸗ 
wobl beantragte ſie mit der vorliegenden Klage, die Beklagte 
zur Zahlung von 1750 &, berechnet aus der täglichen Ent⸗ 
ſchädigung von 10 & für die Zeit vom Unfall bis zum 27. Ok⸗ 
tober 1903 unter Abzug der bereits bezahlten 2000 , ferner 
einer jährlichen Rente von 1860 „ vom 27. Oktober 1903 
an zu verurteilen. Den Vergleich, den der Ehemann der 
Klägerin bereits im Oktober 1903 angefochten hatte, will die 
Klägerin auch aus dem Grunde der mangelnden Zuſtimmung 
ihres damals noch lebenden Ehemannes nicht gegen ſich gelten 
laſſen. — Die Vorinſtanzen wieſen die Klage ab. RG. be⸗ 
ſtätigte: Das BU. beruht auf der Annahme, daß die Klägerin 
deshalb befugt geweſen ſei, auch ohne Genehmigung ihres Ehe⸗ 
mannes über den Anſpruch aus dem Verſicherungsvertrag zu 
verfügen, weil der Anſpruch durch ein ſich auf das Vorbehalts⸗ 
gut beziehendes Rechtsgeſchäft erworben und ſomit nach § 1370 
BGB. Vorbehaltsgut geweſen ſei. Die Reviſion greift dieſe 
Annahme der Vorbehaltsgutseigenſchaft des aus dem Verſiche⸗ 
rungsvertrag erwachſenen Anſpruchs an. Sie konnte Erfolg 
nicht haben. Der Bert. geht in tatſächlicher Hinſicht davon 
aus, daß die Klägerin den Verſicherungsvertrag in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als ſelbſtändige Pächterin einer Gaſtwirtſchaft und ſomit 
im Rahmen ihres Erwerbsgeſchäftes abgeſchloſſen hat, um im 
Fall einer durch einen Unfall eintretenden Erwerbsbeſchränkung 
in den Verſicherungsbeträgen einen Erſatz für den ihrem Erwerbe 
drohenden Verluſt zu erlangen. Daß der BerR. hierin einen 
die Anwendung des § 1370 BGB. rechtfertigenden Zuſammen⸗ 
bang des Verſicherungsvertrages mit dem Vorbehaltsgut der 
Klägerin erblickt hat, läßt einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine 
Verletzung der angezogenen geſetzlichen Beſtimmung, nicht er⸗ 
kennen. Durch dieſe Vorſchrift wollte der Geſetzgeber nicht 
nur, wie die Reviſion meint, das Vorbehaltsgut in ſeinem 
Beſtand ungeſchmälert erhalten, ſondern es ſollte durch die Be⸗ 
ſtimmung, daß alles das Vorbehaltsgut fein ſoll, was die 
Ehefrau durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das 
Vorbehaltsgut bezieht, vor allem der Ehefrau die Sicherheit 
gewährleiſtet werden, unabhängig vom Willen des Ehemannes 
nach eigener Entſchließung für eine ordnungsmäßige Verwaltung 
und Erhaltung der Vorbehaltsmaſſe ſorgen zu können (vgl. 
Motive Bd. IV S. 178). Wie der BerR. unter Bezugnahme 
auf die Motive zutreffend ausführt, muß es zur Anwendung 
dieſer Vorſchrift des § 1370 genügen, wenn das Rechtsgeſchäft 
ſubjektiv mit Beziehung auf das Vorbehaltsgut abgeſchloſſen iſt 
und objektiv mit demſelben in Zuſammenhang gebracht werden 
kann. M. c. S., U. v. 12. Nov. 09, 25/09 VII. — 
Breslau. 

32. § 1568 BGB. Rechtliche Prüfung der Frage, ob 
bei objektiver Abwägung des beiderſeitigen Verhaltens das Ver⸗ 
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langen eines Ehegatten, geſchieden zu werden, ſittliche Recht⸗ 
fertigung ſindet.] 

Die Parteien ſind ſeit dem 28. Auguſt 1900 in kinderloſer 
Ehe miteinander verheiratet. Am 4. Mai 1906 hat die be⸗ 
klagte Ehefrau den Mann verlaſſen und lebt ſeitdem von ihm 
getrennt. Dieſer hat mit dem Antrage, ſie zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft zu verurteilen, Klage erhoben. Die 
Beklagte beantragte, die Klage abzuweiſen, und erhob Wider⸗ 
klage auf Eheſcheidung. Der Widerklage gegenüber beantragte 
der Kläger nicht nur die Abweiſung, ſondern er verlangte 
eventuell auch, daß die Ehe aus Verſchulden der Beklagten ge⸗ 
ſchieden, und daß jedenfalls die Beklagte für mitſchuldig an der 
Scheidung erklärt werde. Das LG. hat die Klage des Mannes 
abgewieſen und die Ehe der Parteien auf die Widerklage aus 
alleinigem Verſchulden des Klägers geſchieden. Das OLG. 
hat dem Antrage des Klägers, die Ehe aus Verſchulden beider 
Ehegatten zu ſcheiden, ſtattgegeben, das RG. hob auf Reviſion 
der Beklagten auf und wies die klägeriſche Berufung zurück: 
Der Ber. hat ſich jeder Erörterung der Frage enthalten, ob 
die Vorausſetzung eines auf § 1568 geſtützten Scheidungsantrages 
zutreffen würde, ob nämlich, ſofern die Ehe nicht wegen der 
Verfehlungen des Klägers geſchieden werden müßte, mit Rückſicht 
auf die auch in der Perſon des Klägers durch die Verfehlungen 
der Beklagten verſchuldeten Tiefe der Ehezerrüttung dem Kläger 
gleichfalls eine Fortſetzung der Ehe nicht mehr zugemutet werden 
könnte. Die Beantwortung dieſer Frage enthält keine tatſächliche 
Feſtſtellung, ſondern ſie beſteht in einer auf Grund der feſt⸗ 
ſtehenden Tatſachen unter ethiſchen Geſichtspunkten anzuſtellen⸗ 
den Erwägung, was unter den gegebenen Verhältniſſen dem in 
ſeinem ehelichen Empfinden verletzten Ehegatten zuzumuten ſei: 
ob es dem Weſen der Ehe als einer über dem Willen der 
Parteien ſtehenden höheren ſittlichen Ordnung entſpreche, daß 
er das ihm widerfahrene Unrecht verwinde und die Ehe fortſetze 
oder ob in Rückſicht auf die Schwere der Verfehlungen des 
anderen Teiles und die dadurch verſchuldete Tiefe der Ehe⸗ 
zerrüttung ein derartiges Anſinnen ihm gegenüber ausgeſchloſſen 
ſei (vgl. die Urteile des Senats i. S. Jäger c. Jäger vom 
4. Mai 1905 JW. S. 3938, i. S. Tiſcher c. Tiſcher vom 
22. Juni 1905 JW. S. 4964, i. S. Schäfer e. Schäfer vom 
5. Oktober 1905 IW. ©. 693 18). Im gegebenen Falle führt 
der BerR. das Verhalten der Beklagten zwar auf die Ehe⸗ 
widrigkeit ihrer Geſinnung, dieſe Geſinnung aber auf das Ver⸗ 
halten des Klägers zurück; der Kläger habe durch ſeine 
Ausſchreitungen die ehewidrige Geſinnung der Beklagten 
„geweckt und genährt“. Damit iſt auf die ſchweren Ver⸗ 


fehlungen hingewieſen, deren ſich der Kläger fortgeſetzt gegen 


die Beklagte ſchuldig gemacht hat. Ein Mann, der ſich dazu 
hinreißen läßt, ſeine ihm ihrer Herkunft und ihrer Bildung nach 
durchaus ebenbürtige Gattin nicht nur wiederholt körperlich 
in grober Weiſe zu mißhandeln, ſondern ſie auch beſtändig 
durch grobe Beſchimpfungen und durch die ihr im Hausweſen 
angewieſene Stellung zu demütigen, iſt, wenn ſie in der durch 
ſein Verhalten hervorgerufenen Entfremdung ſich auch ihrerſeits 
in verletzenden Außerungen ergeht, der Zumutung noch nicht 
überhoben, daß er die Ehe mit ihr fortſetze. Auch der Umſtand, 
daß ſie in dem Falle von Pfingſten 1905 unter einem Wider⸗ 
ſtreit ihr obliegender Pflichten die übernommenen Privatſtunden 
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gab, anſtatt bei dem damaligen Krankheitsanfalle der höher⸗ 
ſtehenden Pflicht zu genügen und zur Krankenpflege bei dem 
Kläger zu verbleiben, rechtfertigt eine derartige Annahme nicht, 
zumal da nicht feſtſteht, daß infolge dieſer Pflichtverſäumnis 
das Leiden des Klägers ſich verſchlimmert hat. Fühlte ſich der 
Kläger durch die Verfehlungen der Beklagten in ſeinem ehelichen 
Empfinden aufs Argſte getroffen, ſo geziemte es an erſter 
Stelle ihm ſelbſt, daß er ſein Verhalten der Beklagten gegen⸗ 
über von Grund aus änderte, ihre durch ihn verſcherzte eheliche 
Geſinnung zurückzugewinnen ſuchte und auf dieſe Weiſe die 
Urſache wegräumte, aus der ſich die feſtgeſtellten Verfehlungen 
der Beklagten ergaben. Keineswegs darf ihm zugeſtanden 
werden, daß das ſittliche Gebot der Unverbrüchlichkeit des Ehe⸗ 
gelübdes bei objektiver Abwägung durch das Verhalten der 
Beklagten in dem Maße mißachtet und er ſelbſt in ſeinem 
ehelichen Empfinden ſo ſchwer dadurch betroffen worden ſei, daß 
ſein Verlangen, von der Beklagten geſchieden zu werden, darin 
ihre ſittliche Rechtfertigung fände. H. c. H., U. v. 4. Nov. 09, 
674/08 IV. — Nürnberg. 

33. 5 1570 BGB. Verzeihung von Ehevergehen durch 
gemeinſchaftliche Verrichtung des Taſchlichgebets am jüdiſchen 
Neujahrsfeſte? 

Das BG. geht davon aus, das gemeinſchaftliche Verrichten 
des Taſchlichgebets durch Eheleute habe ſeiner religiöſen Idee 
nach zur Vorausſetzung, daß die Eheleute innerlich miteinander 
ausgeſöhnt find. Es tritt aber das BG. hiermit nicht in 
Widerſpruch, wenn es aus der konkreten Sachlage die Über⸗ 
zeugung gewonnen hat, daß im vorliegenden Falle die Ver⸗ 
richtung des Gebetes durch die Parteien lediglich in Erfüllung 
einer äußeren Formalität ohne die von den Satzungen der 
Religion gebotene Ausſöhnung erfolgte. Dieſe tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung kann nicht durch die Erwägung in Frage geſtellt 
werden, daß die Ehefrau hierdurch einen Verſtoß gegen die 
Religion begangen hätte. K. c. K., U. v. 15. Nov. 09, 28/09 IV. 
— Karlsruhe. 

34. SS 2253 (1937) BGB. Teſtamentswiderruf?] 

In einem bei dem AG. in C. hinterlegten Teſtament vom 
31. Januar 1901 hatte S. ſeine jüngſte Schweſter, die Klägerin 
C. S., zur alleinigen Erbin ſeines geſamten Nachlaſſes ein⸗ 
geſetzt. Nachdem der Erblaſſer am 25. April 1904 geſtorben 
war, wurde am 27. April 1904 das Teſtament in Gegenwart 
der Beklagten, einer Nichte des Erblaſſers, eröffnet. Die Be: 
klagte G. erklärte, daß ſie namens der Tante, der Klägerin, 
das Teſtament formell anerkenne, daß indeſſen von einem 
Nachlaß nicht die Rede ſein könne, da ſie ſelbſt ſchon zu Leb— 
zeiten des Erblaſſers deſſen geſamtes Vermögen geſchenkt und 
übergeben erhalten habe. Ein dieſe letztere Tatſache beſtätigender 
Brief des Erblaſſers vom 8. April 1904 wurde von G. über⸗ 
reicht. Der Briefumſchlag trägt die Adreſſe: Fräulein C. S., 
Jena. Mit Bleiſtift iſt auf dem Umſchlag vermerkt: Cin- 
ſchreiben! Der Brief lautet: „Liebe Schweſter! Nach meiner 
Penſionierung ... hatte ich dich als Univerſalerbin eingeſetzt. 
Durch die ſchwere langandauernde Krankheit, die mich heim— 
geſucht, ſind nun aber Verpflichtungen an mich herangetreten, 
denen ich ſtrengſtens gerecht werden muß und daher das Teſta— 
ment nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Unſere Nichte G., 
die ſeit meiner ſchweren Krankheit bisher meine liebevollſte 
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Pflegerin, habe ich, um ihr einigermaßen dankbar zu fein, das 
Wenige, was ich beſitze, am heutigen Tage für ihre liebevolle 
Aufopferung zum Geſchenke gemacht. Soweit du mich kennſt, 
wirſt du dieſen meinen feſten Willen für ganz gerechtfertigt 
finden. Nach meinem Tode wird man endlich zu der Einſicht 
gelangen, wie irrtümlich mein Beſitz überſchätzt wurde. C., den 
8. April 1904. S.“ Die Klägerin verlangte von der Be⸗ 
klagten Auskunft über den Beſtand der Erbſchaft, über den 
Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände und über die von def Be: 
klagten geführten erbſchaftlichen Geſchäfte, ferner Herausgabe 
des Nachlaſſes. Das OLG. wies die Klage ab. RG. hob 
auf: Der Ber. hat nicht beachtet, daß das Geſetz unter 
Teſtament die einſeitige Verfügung von Todes wegen verſteht 
($ 1937 BGB.). In dem BU. iſt nicht ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß S. mit dem Schreiben vom 8. April 1904 für den Fall 
feines Todes eine Anordnung habe treffen wollen. Aller: 
dings iſt der Widerruf einer Erbeinſetzung ebenſo wie die Erb: 
einſetzung ſelbſt immer eine Verfügung von Todes wegen. Aber 
auf die Abſicht, letztwillig zu verfügen, kommt es bei der 
Frage an, ob eine Erklärung den Widerruf einer Erbeinſetzung 
enthält. Die Annahme, daß S. mit dem Briefe vom 8. April 
die Verhältniſſe für den Fall ſeines Todes habe ordnen 
wollen, liegt nach dem Wortlaute des Briefes nicht nahe. Eher 
dürfte anzunehmen ſein, daß S. ſeiner Schweſter von der 
Schenkung hatte Mitteilung machen und ſie als ſeine eingeſetzte 
Erbin darauf hatte vorbereiten wollen, daß fie nicht fein ge: 
ſamtes Vermögen, wie es ihr nach dem Teſtament vom 
31. Januar 1901 hatte zufallen ſollen, ſondern nur den nach 
Abzug der verſchenkten Gegenſtände verbleibenden Reſt er⸗ 
halten werde. S. c. G., U. v. 18. Nov. 09, 608,08 IV. 
— Jena. 

35. 55 2265 ff. BGB. Gemeinſchaftliches Teſtament.] 

Das Weſen des gemeinſchaftlichen Teſtaments beſteht darin, 
daß die letztwilligen Verfügungen mehrerer Perſonen in einer 
einzigen Urkunde errichtet werden (vgl. RG. 50, 309). Nicht 
darauf kommt es an, ob die Verfügungen auf einem Blatt 
oder ob ſie auf mehreren Bogen oder Blättern ſtehen. Es 
können mehrere Perſonen ihre letztwilligen Verfügungen nad: 
einander auf dasſelbe Blatt Papier ſchreiben, ohne daß ein 
gemeinſchaftliches Teſtament hergeſtellt wird; andrerſeits kann 
ein gemeinſchaftliches Teſtament aus mehreren Bogen oder 
Blättern beſtehen. Es kommt auch nicht weſentlich auf den 
Inhalt der Verfügungen, auf die Einheitlichkeit oder Gemein: 
ſchaftlichkeit des Errichtungsaktes oder auf die Abſicht der Ver: 
fügenden an. (Wird ausgeführt.) Die letztwilligen Verfügungen 
der Eheleute M. ſind nach den Feſtſtellungen des BG. ſowohl 
in einem von dem Ehemann als auch in einem von der Ehefrau 
nach der Vorſchrift des S 2231 Nr. 2 hergeſtellten Teſtaments⸗ 
exemplar niedergelegt. Jedes Exemplar ſtellt ſich als ſelb— 
ſtändiges Teſtament, keine der Erklärungen als Beitrittserklärung 
dar. Demnach liegt kein gemeinſchaftliches Teſtament, ſondern 
es liegen Einzelteſtamente vor, auf welche die Vorſchriften der 
SS 2265 ff. nicht anwendbar find und deren Rechtswirkſamkeit 
— von den Mitunterſchriften abgeſehen — auch dann nicht zu 
beanſtanden wäre, wenn Ed. M. und El. M. keine Ehegatten 
geweſen wären. F. & Gen. c. jüd. Gemeinde zu B., U. v. 
18. Nov. 09, 265,08 IV. — Berlin. 
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36. 5 2339 Nr. 4 BGB. Erbunwürdigkeit? (Fälſchliche 
Anfertigung eines Teſtaments).] 

Der BerR. ſieht an und für ſich den Tatbeſtand des 
§ 2339 Nr. 4 BGB. als von der Beklagten erfüllt an, erachtet 
auch die Vorausſetzungen des zweiten Abſatzes dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle nicht als gegeben, kommt aber zur Klagabweiſung, weil 
ſich die Beklagte mit der fälſchlichen Anfertigung der beiden 
angeblich vom Erblaſſer errichteten Teſtamente und deren Vor⸗ 
legung vor dem Nachlaßgerichte nach der beſonderen Lage des 
Falles keiner Verfehlung gegen den Erblaſſer ſchuldig gemacht 
babe. Denn ihr Beſtreben ſei lediglich dahin gegangen, den 
letzten Willen des Erblaſſers, wie er in der wegen Form⸗ 
mangels nichtigen Verfügung vom 9. März 1905 ſeinen Aus⸗ 
druck gefunden habe, zur Geltung zu bringen. Zugleich ſtellt 
er tatſächlich feſt, daß der Erblaſſer die Berufung der Beklagten 
zu ſeiner alleinigen Erbin bei voller Geiſtesklarkeit ernſtlich 
gewollt und dieſen Willen auch nachmals nicht aufgegeben oder 
geändert habe. Mit Unrecht macht die Revifion dem BerR. 
cine Verletzung des 8 2339 Nr. 4 BGB. zum Vorwurf. Denn 
die Vergleichung der unter den Nummern 1 bis 4 dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle zuſammengeſtellten Erbunwürdigkeitsfälle ergibt, daß ihnen 
ſamtlich der Geſichtspunkt einer Verfehlung des Erben gegen 
den Erblaſſer gemeinſam iſt, gleichviel ob ſich die vom Geſetze 
gemißbilligte Handlungsweiſe, wie die Tötung und der Tötungs⸗ 
verſuch (Nr. 1) unmittelbar gegen die Perſon des Erblaſſers 
lebrt, oder ob ſie darauf ausgeht, den Erblaſſer im vollen Ge⸗ 
brauche ſeiner Teſtierfreiheit zu beeinträchtigen oder ſeinen letzten 
Willen ins Ungewiſſe zu ſtellen. Damit ſteht im Einklange, 
daß das Geſetz in $ 2343, und zwar für alle Fälle der Erb⸗ 
unwürdigkeit, auch den Fall des § 2339 Nr. 4 nicht aus⸗ 
geſchloſſen, die Möglichkeit einer Verzeihung durch den Erb: 
laſſer vorſieht und, wenn ſie erfolgt iſt, die Anfechtung als 
ausgeſchloſſen bezeichnet. Mag deshalb der jubjektive Glaube 
des Fälſchers, durch fälſchliche Anfertigung eines Teſtaments 
dem wahren Willen des Erblaſſers zur formellen Geltung zu 
verbelfen, auch nicht genügen, um ihn von der ſtrafrechtlichen 
Verantwortung aus SS 267, 268 StGB. zu befreien, fo erhellt 
doch nicht, daß auch der bürgerliche Geſetzgeber der ſubjektiven 
Seite hätte kein Gewicht beilegen, vielmehr in jedem 
Falle den Teſtamentsfälſcher mit dem gänzlichen Verluſte 
‚des, auch des geſetzlichen Erbrechts, als Privatſtrafe belegt 
wiſſen wollen. W. c. D., U. v. 18. Nov. 09, 666/08 IV. — 
Hamburg. 

37. 5 2342 BGB. Erbunwürdigkeitsklage.] 

Soll die Erbunwürdigkeitsklage erhoben werden, ſo muß 
m der Klageſchrift zum Ausdruck gebracht werden, daß die 
etſtſtellung der Erbunwürdigkeit begehrt wird. Die Klage iſt, 
wie § 2342 Abſ. 1 Satz 2 BGB. beſtimmt, darauf zu richten, 
deß der Erbe für erbunwürdig erklärt werde. Es braucht dies 
aderdings nicht gerade mit den im § 2342 bezeichneten Worten 
iu geſcheben. Es iſt auch nicht unerläßlich, daß das Verlangen 
der Feſtſtellung der Erbunwürdigkeit ſpeziell im Klageantrage, 
der durch die in der Klageſchrift enthaltenen Anführungen 
erganzt werden kann, ſeinen Fſchöpfenden Ausdruck findet. 
Immer aber iſt erforderlich, daß nach dieſer Richtung eine be: 
ſtimmte und unzweideutige Erklärung in der Klage abgegeben 
wird. Nach S 2340 Abſ. 3 in Verbindung mit § 2082 BGB. 
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kann die Klage nur binnen Jahresfriſt ſeit Kenntnis des Erb⸗ 
unwürdigkeitsgrundes angeſtellt werden. Dieſe Vorſchrift be⸗ 
zweckt, ein klares Rechtsverhältnis zu ſchaffen. Dieſem Charakter 
der Vorſchrift entſprechend muß, damit nicht von neuem Un⸗ 
gewißheit hervorgerufen wird, aus dem Inhalt der Klage mit 
genügender Deutlichkeit zu erkennen ſein, daß die Klage als 
Erbunwürdigkeitsklage angeſtellt iſt, daß der Erbſchafts⸗ 
erwerb, nicht bloß die Gültigkeit der letztwilligen Verfügung 
angefochten wird, ebenſo wie zur Anfechtung einer Willens⸗ 
erklärung aus § 124 BGB. die unzweideutige Erklärung er: 
fordert wird, daß das abgeſchloſſene Geſchäft wegen Irrtums uſw. 
unwirkſam fein folle (JW. 03, Beilage S. 107233 und vom 
23. November 1905 in JW. S. 1050. F. c. F., U. v. 25. Nov. 09, 
41/09 IV. — München. 

38. SS 2371, 2385 BGB. Ein die Gültigkeit eines 
Teſtaments betreffender Anerkenntnisvertrag bedarf der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form.] 

Es handelte ſich um die Frage, ob ein vom Kläger unter⸗ 
zeichnetes Anerkenntnis folgenden Inhalts: „das Teſtament 
meiner Ehefrau vom 18. Juli d. J. erkenne ich hiermit 
als rechtsbeſtändig und für mich bindend an. M., den 
16. Oktober 1902“ als rechtsgültig anzuſehen ſei. Aus den 
Gründen: Die Reviſion hat geltend gemacht, daß zur Rechts⸗ 
gültigkeit eines Anerkennungsvertrages des hier in Frage 
ſtehenden Inhalts die Schriftform nicht ausreiche, daß vielmehr 
nach SS 2371, 2385 BGB. für dieſen Anerkennungsvertrag 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung erforderlich ſei. Die 
Berechtigung des Reviſionsangriffs iſt anzuerkennen. Ab⸗ 
weichend von dem erſten Entw. des BGB. hat die zweite 
Kommiſſion mit Rückſicht auf die Vorſchriften der 88 311, 312 
Abſ. 2, ſowie wegen der Wichtigkeit der Wirkungen dieſes 
Geſchäfts für den Erbſchaftskauf die gerichtliche oder notarielle 
Form vorgeſchlagen. Darauf beruht die Beſtimmung des 
8 2371, welche entſprechende Anwendung nach § 2385 Abſ. 1 
auch auf andere Verträge findet, die auf die Veräußerung einer 
dem Veräußerer angefallenen oder anderweit von ihm er⸗ 
worbenen Erbſchaft gerichtet ſind. Mit Rückſicht auf die in 
den erwähnten Beſtimmungen zum Ausdrucke gebrachte Abſicht 
des Geſetzgebers, durch die Formvorſchriften übereilte Ver⸗ 
äußerungen von Erbſchaften zu verhüten, iſt auch außergericht⸗ 
lichen Vergleichen der Erbprätendenten, durch welche ſie ohne 
Rückſicht darauf, wem von ihnen die Erbſchaft ganz oder teil⸗ 
weiſe nach dem Geſetze angefallen ſei, dieſelbe untereinander 
nach Anteilen verteilen, obſchon für Vergleiche an ſich Form⸗ 
vorſchriften nicht beſtehen, die Wirkſamkeit verſagt. Es find 
ſolche Abkommen rechtlich als obligatoriſche, auf Veräußerung 
von Bruchteilen der Erbſchaft gerichtete, und deshalb unter 
§ 2385 Abſ. 1 BGB. fallende Verträge aufgefaßt — Deutſche 
Juriſtenzeitung von 1902 S. 485; JW. von 1905 S. 7211? — 
Das Gleiche gilt von Anerkenntnisverträgen des Inhalts, wie 
der hier in Frage ſtehende iſt. (Wird ausgeführt.) D. c. Z., 
U. v. 23. Nov. 09, 91/09 VII. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

39. 88 29, 32 ZBO. verb. mit 88 249, 269, 462 BGB. 
Mangelnde Klagbegründung bezüglich des Gerichtsſtandes 
des Vertrages. Gerichtsſtand des Vertrages bei Schadens— 
erſatzanſprüchen. Die Zuſtändigkeit aus §S 32 ZPO. begründet 
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nicht die Zuſtändigkeit, über einen anderen beigefügten Klag⸗ 
grund zu entſcheiden.] 

Im März und im Juni 1908 lieferte der Beklagte dem 
Kläger auf vorherige Beſtellung Schweineſülze. Der Kläger 
behauptete, der Beklagte habe ihm beſonders gute Ware zu⸗ 
geſichert, den Kaufpreis habe er ohne Unterſuchung der Ware 
jeweils ſofort bezahlt, im September 1908 habe ſich aber 
herausgeſtellt, daß die Sülze ſchon zur Zeit der Lieferung nicht 
allein minderwertig, ſondern ungenießbar und geſundheits⸗ 
ſchädlich geweſen ſei. Er klagte deshalb bei dem LG. I zu 
Berlin auf Rückerſtattung des Kaufpreiſes von 4309 & 20 
und Erſatz der Frachtkoſten von 240 A. Der Beklagte erhob 
die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit. Das LG. erkannte 
durch Zwiſchenurteil auf Verwerfung der Einrede. In 
den Gründen iſt ausgeführt: Soweit der Kläger die Klage 
auf Betrug ſtütze, ſei der Gerichtsſtand des §S 32 ZPO. gegeben, 
weil der Erfolg der dem Beklagten zur Laſt gelegten Täuſchungs⸗ 
handlungen in Berlin eingetreten ſei; auch der Gerichtsſtand 
des § 29 ZPO. ſei begründet, da der Kläger nicht Rückzahlung 
des Kaufpreiſes, ſondern Schadenserſatz verlange und dieſer in 
Berlin zu leiſten ſei; der Prüfung, ob die Zuſtändigkeit ſich 
nicht auch daraus ergebe, daß der Kläger ſich auf die Vor⸗ 
ſchriften des Nahrungsmittelgeſetzes berufe, bedürfe es danach 
nicht. Auf die Berufung des Beklagten änderte das KG. die 
Entſcheidung des LG. dahin ab, daß die Einrede, ſoweit im 
Gerichtsſtande des $ 32 ZPO. geklagt iſt, verworfen, ſoweit 
im Gerichtsſtande des 8 29 ZPO. geklagt iſt, für begründet 
erklärt wurde; zugleich wurde die Sache an die I. Inſtanz 
zurückverwieſen. Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: 
Der Reviſionskläger rügt, das BG. habe unzutreffend an⸗ 
genommen, daß der Kaufpreis nicht redhibitoriſch zurückverlangt 
werde. Nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils und nach 
der Klageſchrift ſei vielmehr auch der Wandelungsanſpruch 
erhoben und danach und weil die Ware ſich in Berlin beſinde, 
nach 5 29 ZPO. das LG. Berlin zu Entſcheidung über dieſen 
Anſpruch zuſtändig. Der Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Der 
Kläger hat — worauf auch die Reviſionsbegründung abhebt — 
nach dem Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils erklärt, der 
Beklagte ſei, da er überhaupt nicht erfüllt habe, zur Rück⸗ 
erſtattung des Kaufgeldes verpflichtet, das er eventuell unter 
dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes zu erſtatten habe. 
Wenn das BG. in dieſer Erklärung nicht eine Geltendmachung 
des Wandelungsanſpruchs nach 8 462 BGB. erblickt hat, fo 
iſt ſeine Auffaſſung, namentlich auch bei Berückſichtigung des 
Inhalts der Klageſchrift, nicht zu beanſtanden. In der Klage⸗ 
ſchrift iſt nirgends ausdrücklich oder durch Hinweis auf die 
entſprechenden geſetzlichen Vorſchriften erklärt, daß Wandelung 
verlangt werde, wohl aber iſt darin geltend gemacht, durch die 
Zahlung des Kaufpreiſes ſei der Beklagte, der überhaupt nicht 
erfüllt habe, ungerechtfertigt bereichert, wolle man aber den 
Vertrag trotz der Wertloſigkeit des Gelieferten formell als 
erfüllt anſehen, ſo wäre er wegen der ſtrafbaren Täuſchung 
aufzuheben und der Kaufpreis zurückzuerſtatten, eventuell werde 
der gezahlte Kaufpreis unter dem Geſichtspunkte des Schadens⸗ 
erſatzes zurückverlangt, weil die Ware unverkäuflich ſei. Danach 
hat der Kläger Rückerſtattung des Kaufpreiſes als Folge einer 
wegen der Mängel der Ware verlangten Rückgängigmachung 
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des Kaufes nicht begehrt und auch fonft nichts als Klagegrund 
vorgebracht, woraus ſich der beſondere Gerichtsſtand des Ver⸗ 
trags bei dem Landgerichte Berlin ergeben würde. Zur Be⸗ 
gründung der Reviſion iſt freilich weiter geltend gemacht, auch 
wenn man annehme, daß der Kläger die ſtreitige Summe nicht 
auf Grund eines Wandelungsanſpruchs, ſondern nur als 
Schadenserſatz wegen ſchuldhafter Lieferung wertloſer Ware 
fordere, ſei das LG. Berlin zuſtändig, weil der erſatzpflichtige 
Beklagte nach §S 249 BGB. den früheren Zuſtand herzuſtellen, 
alſo, wie bei der Wandelung, gegen Rückgabe der in Berlin 
befindlichen Ware und damit in Berlin zu leiſten hätte. Dieſe 
Auffaſſung kann jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden. 
Wenn Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger 
Erfüllung eines Vertrags verlangt wird, iſt nach $ 29 ZPO. 
der dort geordnete beſondere Gerichtsſtand des Vertrags an 
demjenigen Orte begründet, wo die ſtreitige Verpflichtung 
zu erfüllen iſt. Unter der „ſtreitigen Verpflichtung“ iſt aber 
nicht die Schadenserſatzpflicht, ſondern diejenige Verpflichtung 
zu verſtehen, wegen deren Nichterfüllung oder nicht gehöriger 
Erfüllung Schadenserſatz geleiſtet werden ſoll. Danach iſt im 
vorliegenden Falle für den Schadenserfatzanſpruch des Klägers 
kein Gerichtsſtand des S 29 in Berlin gegeben. Vielmehr 
fällt dieſer beſondere Gerichtsſtand, weil der Beklagte nach 
§ 269 BGB. an feinem Wohnorte zu erfüllen hatte, mit dem 
allgemeinen Gerichtsſtande des Beklagten zuſammen. Einen 
beſonderen Gerichtsſtand des Schadenserſatzes, der da begründet 
wäre, wo der Erſatz zu leiſten iſt, kennt das Geſetz nicht. Nur 
wenn ein ſolcher beſtände, wäre im Hinblick auf eine Zug um 
Zug zu bewirkende Rückgabe der Ware die Auffaſſung des 
Reviſionsklägers berechtigt. Bei der Verfolgung von Wandelungs⸗ 
anſprüchen iſt die Sachlage inſofern eine andere, als die von 
dem Käufer verlangte Rückgewährung ſeiner Leiſtungen als 
ſolche die ſtreitige Verpflichtung im Sinne des § 29 ZBD. 
darſtellt; RG. 55, 105; 57, 12. Hiernach und da das BG. 
in Übereinftimmung mit dem Beſchluſſe der Ver ZS. des RG. 
vom 9. Februar 1891 (RG. 27, 385) auch zutreffend an⸗ 
genommen bat, daß die Zuſtändigkeit aus §8 32 ZPO. nicht 
die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts begründet, auch 
über einen anderen beigefügten Klagegrund zu entſcheiden, war 
die Reviſion zurückzuweiſen. B. c. B., U. v. 5. Nov. 09, 
363/09 II. — Berlin. 

40. 5 32 ZPO. Gerichtsſtand für eine Klage aus einer 
unerlaubten Handlung, die ſich aus einer Reihe in verſchiedenen 
Gerichtsbezirken verübter Handlungen zuſammenſetzt.] 

Plenarbeſchluß. Der 6. ZS. des RG. hatte in feinem 
Urteil vom 10. April 1905 VI 316/04 (RG. 60, 363 ff.; 
JW. 05, 34215) ausgeſprochen, daß zwar die in dem dort 
entſchiedenen Falle durch Verbreitung eines Preßerzeugniſſes 
unter Verletzung der §§ 823, 824, 826 BGB. verübte un⸗ 
erlaubte Handlung überall da begangen ſei, wo die Verbreitung 
ſtattgefunden habe, daß aber dennoch das von dem Kläger auf 
Grund des 5 32 ZPO. angerufene LG. I in B. — bei 
welchem Klage auf Erſatz des ganzen dem Kläger entſtandenen 
(oder noch entſtehenden) Schadens erhoben war — nur in: 
ſoweit zuſtändig ſei, als der Klageanſpruch auf Erſatz des 
dem Kläger durch die Verbreitung jenes Preßerzeugniſſes im 
Bezirk des LG. I in B. entſtandenen (oder noch ent⸗ 
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ſtehenden) Schadens gerichtet ſei. — Dem 2. 3S. des RG. 
lag ein Fall zur Entſcheidung vor, in dem der Kläger auf 
Grund des § 32 ZPO. aus einer an einer Reihe von Orten 
verſchiedener Gerichtsbezirke begangenen unerlaubten Handlung, 
verübt gegen § 15 Waren ZG. ($ 823 BGB.), bei dem LG. 
H. Klage auf Erſatz des ganzen ihm durch jene Handlung 
entſtandenen und noch entſtehenden Schadens (ſowie auf Unter⸗ 
ſagung weiterer Störung) erhoben hatte. Der 2. 38S. er: 
achtete die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts in vollem 
Umfange, alſo auch inſoweit für begründet, als die einzelnen 
Handlungen des Beklagten, aus denen ſich die den Gegenſtand 
der Klage bildende unerlaubte Handlung zuſammenſetzte, 
außerhalb des Gerichtsbezirks H. verübt ſein ſollten. Der 
2. 35. wollte daher in der Rechtsfrage über die Tragweite des 
§ 32 ZPO., insbeſondere über den Umfang, in welchem Klagen 
aus unerlaubten Handlungen in dem durch § 32 gegebenen 
Gerichtsſtand geltend gemacht werden können, von der Ent⸗ 
ſcheidung des 6. ZS. abweichen und holte deswegen gemäß 
§ 137 GVG. die Entſcheidung der Ver ZS. ein. Dieſe find 
der Auffaſſung des 2. 32S. beigetreten. Beſchluß vom 
18. Okt. 09, II 96/08. 

41. 5 45 ZPO. verb. mit SS 66, 121 GVG. ] 

Der Kläger hatte Mitglieder des OLG. abgelehnt und 
das RG. die Akten zur Entſcheidung über das Ablehnungs⸗ 
geſuch dem OLG. zurückgegeben: Der III. ZS. des OLG. 
iſt durch das Ausſcheiden der abgelehnten Mitglieder 
nicht beſchlußunfähig ($ 45 Abſ. 1 ZPO.) geworden. Die 
Beſchlußfähigkeit kann nach § 121 in Verbindung mit $ 66 
GVG. hergeſtellt werden. Zwar iſt der einzige regelmäßige 
Vertreter aller Mitglieder des III. ZS. nicht abgelehnt, allein 
das hindert die Beſtimmung zeitweiliger Vertreter nicht. Der 
regelmäßige Vertreter kann nur einen einzigen der ausſcheiden⸗ 
den Richter vertreten, iſt alſo verhindert, die übrigen zu ver⸗ 
treten. Wie ſchon in dem Beſchluſſe des RG., VI. ZS., vom 
8. Oktober 1888 (JW. 4051) ausgeführt iſt, finden die SS 66, 
121 GVG. gerade dann Anwendung, wenn zeitweilig auch die 
beſtimmten regelmäßigen Vertreter der ſtändigen Senatsmitglieder 
zur Beſetzung des Gerichts nicht ausreichen. Dieſe Auffaſſung 
liegt auch der Entſcheidung des RG., I. ZS., vom 19. Juni 
1886 (NGZ. 16, 413) zugrunde. Ebenſo hat das RG., V. StS., 
in dem Urteile vom 10. Dezember 1907 (RGSt. 40, 438) ge⸗ 
billigt, daß ein Landgerichtspräſident in Anwendung des § 66 
GVG. zeitweilige Vertreter des einzigen regelmäßigen Vertreters, 
„der an der Vertretung der übrigen vier Mitglieder der Straf⸗ 
kammer verhindert war, in ausreichender Anzahl“ beſtimmte. 
Die Zuſtändigkeit des RG. zur Entſcheidung über das Ab⸗ 
lehnungsgeſuch iſt ſonach nicht gegeben. M. c. Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, Beſchl. v. 18. Nov. 09, B 478/09 IV. — Stuttgart. 

42. SS 50, 373 ff. ZPO. in Verb. mit $ 105 HGB. 
Teilhaber einer prozeßführenden offenen Handelsgeſellſchaft ſind 
im Prozeſſe zur Zeugenſchaft untauglich.] | 

Der Beklagte und Reviſionskläger hatte den anfänglich 
mitverklagten K. als Zeugen benannt, das OLG. aber den⸗ 
ſelben für einen untauglichen Zeugen erklärt, weil er, wenn 
auch ſeine perſönliche Verurteilung zur Zahlung rechtskräftig 
geworden ſei, und er daher inſoweit zu den Prozeßparteien zu 
gehören aufgehört habe, doch als Teilhaber der berufungs⸗ 
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beklagten Handelsgeſellſchaft K. u. V. noch am Prozeſſe beteiligt 
ſei. Dies wird vom Reviſionskläger als rechtsirrig bezeichnet, 
entſpricht aber durchaus der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
Der Reviſionskläger hält es für unrichtig in Anſehung der nicht 
vertretungsbefugten Geſellſchafter, als welche hier beide Ge⸗ 
ſellſchafter nur in Betracht kommen, da die Geſellſchaft ſich in 
Liquidation befindet, und nicht K. und V. ſelbſt die Liquidatoren 
ſind, ſondern R. zum Liquidator beſtellt worden iſt und als 
ſolcher die Geſellſchaft im Prozeſſe vertritt (vgl. § 146 Abſ. 1, 2, 
§ 149 HGB.). Er beruft ſich für dieſe Anſicht auf Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. Bd. 1 (Aufl. 8/9), Vorbem. I, A vor § 373, 
S. 855 f. Dort wird ſie in der Tat von dem Standpunkte 
aus vertreten, daß offene Handelsgeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften juriſtiſche Perſonen, und in Prozeſſen ſolcher nur 
ihre geſetzlichen Vertreter untaugliche Zeugen ſeien. Das RG. 
hält nun aber jene beiden Arten von Geſellſchaften nicht für 
juriſtiſche Perſonen, ſondern für, allerdings rechtlich beſonders 
geartete, Zuſammenfaſſungen einer Mehrzahl einzelner natür⸗ 
licher Perſonen, die in Wahrheit die Subjekte der betreffenden 
Vermögensrechte ſind. Stein, der immer ein Gegner dieſer 
Auffaſſung war, meint nun freilich, daß ſie durch die mit dem 
Jahre 1900 in Kraft getretenen Geſetzesänderungen ganz un⸗ 
möglich geworden ſei (a. a. O. Bem. II zu § 50 S. 139); aber 
daß die von ihm hervorgehobenen Anderungen zu einer ſolchen 
Folgerung zwängen, kann nicht zugegeben werden. Im Gegenteil 
kann man aus dem jetzigen § 105 Abſ. 2 HGB., wonach auf 
die offne Handelsgeſellſchaft, ſoweit nicht in Abſchn. 1 HGB. 
ein anderes vorgeſchrieben iſt, die Vorſchriften des BGB. über 
die Geſellſchaft Anwendung finden (vgl. dazu $ 161 Abſ. 2 
HGB.), einen neuen Gegengrund gegen die Auffaſſung der 
fraglichen beiden Arten von Geſellſchaften als juriſtiſcher Per⸗ 
ſonen entnehmen; vgl. Staub, Kommentar zum HGB., Bd. 1 
Aufl. 6/7, Anm. 8 und 24 zu $ 105 S. 347 und 351, und 
Aufl. 8, Anm. 8 und 27—38 ©. 412 und 416—419. Hieraus 
ergibt ſich, daß die Teilhaber einer prozeßführenden offnen 
Handelsgeſellſchaft in demſelben Prozeſſe wirklich im allgemeinen 
zur Zeugenſchaft untauglich find. Wenn der Reviſionskläger 
eingewandt hat, daß dies innerlich nicht vereinbar ſei mit der⸗ 
jenigen Praxis des RG., wonach Parteieide für die offene 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft nur von den 
vertretungsberechtigten Geſellſchaftern, im Falle einer Liqui⸗ 
dationsgeſellſchaft nur von den Liquidatoren zu leiſten ſeien, ſo 
mag es vielleicht richtig ſein, daß hier ein innerer Widerſpruch 
vorliegt; wenn der aber behoben werden ſollte, ſo dürfte das 
jedenfalls nicht durch Zulaſſung der von der Vertretung aus⸗ 
geſchloſſenen Teilhaber zum Zeugniſſe, ſondern nur durch eine 
andere Regulierung der Schwurpflicht bei Parteieiden ſolcher 
Geſellſchafter geſchehen. V. c. B., U. v. 15. Nov. 09, 495/08 VI. 
— Cöln. 

43. SS 141, 619 ZPO. Vernehmung der Parteien i 
Eheſachen.] 

Das BG. hat ohne Eidesleiſtung der Klägerin für dargetan 
erachtet, daß ihre Darſtellung von dem ehelichen Geſchlechtsleben 
und insbeſondere ihre Behauptung, der Beklagte habe ihr häufig 
zugemutet, ſeinen Geſchlechtsteil in den Mund zu nehmen, der 
Wahrheit entſpreche, und hat angenommen, jedenfalls letztere 
Perverſitäten ſtellten objektiv ein ſchweres pflichtvergeſſenes und 

4 


—— ——— —— — 
— —— — — — 


| 
| 
| 


— — — — — — 


unſittliches Verhalten des Beklagten dar. Seiner Feſtſtellung 
hat der Ber R. die Angaben zugrunde gelegt, die die Klägerin 
bei ihrer Vernehmung in der Berufungsinſtanz gemacht hatte. 
Die Art, wie dieſe Vernehmung erfolgte, iſt zu beanſtanden. 
Der BerR. führt an, die Vernehmung der Klägerin ſei, ſoweit 
es ſich um die Korreſpondenz und um das eheliche Geſchlechts⸗ 
leben gehandelt habe, aus Schonung für die Klägerin mit 
tunlichſter Kürze bewirkt worden. Mit Recht rügt die Reviſion, 
daß eine ſolche geſellſchaftliche Rückſicht nicht am Platze war. 
Eine Frau, die keine Scheu trägt, Vorkommniſſe des ehelichen 
Geſchlechtslebens zum Gegenſtand einer gerichtlichen Klage zu 
machen, muß gewärtig ſein, daß volle Klarſtellung von ihr ver⸗ 
langt wird; eine Zurückhaltung vor Gericht kann ebenſogut in 
Unwahrhaftigkeit wie in Schamgefühl ihren Grund haben. 
Auffallend iſt auch, daß das BG. auf Grund der Angaben 
der Klägerin ſeine Entſcheidung traf, ohne den Beklagten über 
die Darſtellung der Klägerin zu hören. H. c. H., U. v. 2. Dez. 09, 
55/09 IV. — Berlin. 

44. S 253 ZPO. Unrichtige Bezeichnung des Klage⸗ 
anſpruchs.!] 

Das angefochtene Urteil erachtet den Klageanſpruch dem 
Grunde nach gemäß S 649 BGB. für gerechtfertigt, obwohl 
der Anſpruch in I. Inſtanz nicht als ſolcher auf Erfüllung 
gemäß § 649 BGB., ſondern als Schadenserſatzanſpruch be⸗ 
zeichnet worden war. Die Reviſion rügt die Verletzung der 
88 536, 537, 304 ZPO., weil das BG. unzuläſſigerweiſe 
über einen Anſpruch entſchieden habe, welcher gar nicht Gegen⸗ 
ſtand der erſtinſtanzlichen Verhandlung geweſen ſei. Dieſe Rüge 
iſt nicht begründet. Das BG. ſtützt feine Entſcheidung lediglich 
auf Tatſachen, welche bereits in I. Inſtanz geltend gemacht 
waren, und leitet aus dieſen die Berechtigung desjenigen An⸗ 
ſpruchs her, welcher bereits in I. Inſtanz tatſächlich geltend ge: 
macht, wenn auch nicht zutreffend bezeichnet worden war. Denn 
die Klägerin hatte den Schaden, deſſen Erſatz fie begehrte, in 
der Weiſe berechnet, daß ſie von dem Werklohn, der ihr für die 
Ausführung des Anſchlußgleiſes zu zahlen geweſen wäre, den⸗ 
jenigen Betrag in Abzug brachte, den ſie für die Herſtellung 
des Werkes hätte aufwenden müſſen. Damit forderte ſie eben 
dasjenige, was ihr nach 8 649 BGB., vorbehaltlich weiterer 
von der Beklagten zu begründender Abzüge, gebührte. Es 
waren alſo bereits in I. Inſtanz der Klagegrund und das Ziel 
der Klage gegeben; eine Veränderung darin iſt nicht eingetreten. 
Dies aber iſt entſcheidend für die Beurteilung der rechtlichen 
Natur des erhobenen Anſpruchs, nicht die Bezeichnung des An⸗ 
ſpruchs durch die Partei, es ſei denn, daß dieſe erkennbar nur 
denjenigen Anſpruch verfolgen wollte, welcher ſich aus der von 
ihr angegebenen Bezeichnung ergibt. Letzeres aber kann hier 
keinesfalls angenommen werden. Denn wenn der Anſpruch aus 
§ 649 BGB. auch rechtlich als Erfüllungsanſpruch geſtaltet iſt, 
ſo erfüllt er doch wirtſchaftlich die Aufgabe eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs, ſo daß es naheliegt, ihn in nicht ſtreng wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Ausdrucksweiſe als einen Schadenserſatzanſpruch zu 
bezeichnen. R. & Co. c. Aktiengeſellſchaft für Feld⸗ und 
Kleinbahnbedarf, U. v. 30. Nov. 09, 594/08 III. — 
Poſen. 

45. SS 268 ff. ZPO. Begriff der Klageänderung. 
Bedeutung der klägeriſchen Verteidigung gegenüber einer 
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Inzidentfeſtſtellungsklage des Beklagten für die Frage einer 
Klageänderung.] | 

Die Klägerin fordert Rückzahlung eines Darlehns von 50 4 
und Zahlung von 15,60 & Backwaren⸗Kaufpreis und hat 
infolge der vom Beklagten vorgebrachten Einwendung, die 
empfangenen 50 % und 15,60 & ſeien Abſchlagszahlung auf 
die Zinſen einer für ihn eingetragenen Hypothek geweſen, 
Inzidentfeſtſtellungsklage mit dem Antrage erhoben, feſt⸗ 
zuſtellen, daß dem Beklagten gegen ſie eine Forderung von 
6500 , insbeſondere aus der für ihn auf dem klägeriſchen 
Grundſtück eingetragenen Hypothek gleicher Höhe nicht zuſteht. 
Geſtützt war die Feſtſtellungsklage auf die vom Beklagten be⸗ 
ſtrittene Behauptung, daß die Hypothek nur zum Scheine, um 
das Grundſtück dem Zugriff der Gläubiger des klägeriſchen Ehe⸗ 
mannes zu entziehen, beſtellt worden und deshalb nichtig ſei. 
Der erſte Richter wies die Klage ab. In II. Inſtanz hat die 
Klägerin auch noch behauptet, die ſtreitige Hypothek beſtehe 
deshalb nicht mehr, weil ſie jedenfalls durch zwei Zahlungen, 
die ihr Ehemann an den Beklagten in Höhe von 7000 & und 
200 , geleiſtet habe, getilgt worden ſei. Der Beklagte hat 
dieſer neuen Behauptung als einer unzuläſſigen Klageänderung 
widerſprochen, und der BerR. iſt ihm hierin beigetreten. Er hat 
darüber, daß die Hypothek nicht zum Scheine beſtellt iſt, dem 
Beklagten einen richterlichen Eid auferlegt. Das RG. hob auf: 
Die Ausführungen des OLG. ſind rechtsirrig. Ihnen könnte 
im Endergebnis beigepflichtet werden, wenn die urſprüngliche 
Klage lediglich die Scheinnatur des dinglichen Hypotheken— 
rechts zum Gegenſtande gehabt hätte. Alsdann würde mit der 
nachträglichen Berufung auf Hypothektilgung allerdings etwas 
weſentlich anderes geltend gemacht ſein, nämlich nicht mehr die 
Nichtigkeit der Hypothek, die abgeſehen von dem Eingreifen der 
Gutgläubigkeitsvorſchriften jedermann gegenüber wirkt, bei der 
alſo die Hypothekenbeſtellung als nicht geſchehen angeſehen wird, 
ſondern die Umwandlung der wirkſam beſtellten Hypothek in eine 
den Grundſtückseigentümern angefallene Grundſchuld. So iſt 
aber die Klage nicht erhoben. Vielmehr ging der nach Faſſung 
und Inhalt klare Klageantrag dahin, feſtzuſtellen, daß dem Be⸗ 
klagten gegen die Klägerin eine Forderung von 6500 , in: 
beſondere aus der auf dem klägeriſchen Grundſtück in Z. ein⸗ 
getragenen Hypothek von 6500 / nicht zuſteht. Handelt es 
ſich danach in erſter Linie um die durch die Hypothek geſicherte 
perſönliche Forderung, ſo kommt für die Frage der Klageänderung 
die von dem Weſen der Leiſtungsklage und der poſitiven Feſt⸗ 
ſtellungsklage abweichende beſondere Natur der negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage in Betracht. Sie empfängt die bei jeder Klage 
mit Rückſicht auf die Vorſchriften über Rechtshängigkeit und 
Rechtskraftwirkung erforderliche Individualiſierung nicht aus 
ſich ſelbſt, ſondern durch die vom Beklagten erhobenen An⸗ 
ſprüche, die den Kläger, weil er ſie beſtreitet, zu ſeinem Feſt⸗ 
ſtellunzsbegehren veranlaſſen (vgl. RG. 12, 361). Demzufolge 
iſt es zwar unzuläſſige Klageänderung, wenn an die Stelle des 
konkreten Anſpruchs oder Rechtsverhältniſſes, deſſen Nichtbeſtehen 
nach der urſprünglichen Klagebitte feſtgeſtellt werden ſollte, im 
Laufe des Rechtsſtreits ein anderer Anſpruch oder ein anderes 
Rechtsverhältnis mit dem Verlangen, nunmehr hierauf das 
negative Feſtſtellungsurteil zu richten, geſetzt wird. Dagegen 
behält die negative Feſtſtellungsklage ihre Individualität, wenn 
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der ſtreitige Anſpruch oder das ſtreitige Rechtsverhältnis un⸗ 
verändert gelaſſen und mur hinſichtlich der tatſächlichen Be: 
bauptungen, aus denen ſich das Nichtbeſtehen des Anſpruchs 
oder Rechtsverhältniſſes ergeben ſoll, gewechſelt wird. In 
ſolchem Falle hat das neue Vorbringen den Charakter der 
Geltendmachung eines neuen Verteidigungsmittels gegenüber 
dem abzuwehrenden Anſpruch und wie der Kläger zum Wechſel 
in der Art ſeiner Verteidigung befugt geweſen wäre, wenn der 
Beklagte ihm in der Anhängigmachung des Rechtsſtreits zuvor⸗ 
gekommen wäre, und er dadurch ſeinerſeits die Beklagtenrolle 
erhalten hätte, ſo muß dasſelbe für den Fall gelten, daß der 
Anſpruchsprätendent nicht aus eigner Entſchließung, ſondern 
durch die negative Feſtſtellungsklage des Gegners genötigt, 
ſeinen Anſpruch vor Gericht verfolgt. B. c. B. U. v. 
30. Okt. 09, 597/08 V. — Naumburg. 

46. 5 286 ZPO. Ablehnung von Zeugenbeweis wegen 
Ausſagen in einer Strafſache. Zuſtimmung der Beteiligten 
betr. den Erſatz eines anderen Beweismittels.] 

Nach § 10 der „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ 
verliert der Verſicherungsnehmer, „wenn er ſich bei der Er⸗ 
mittelung des Schadens einer betrügeriſchen Angabe oder Ver⸗ 
ſchweigung ſchuldig macht, ... jeden Anſpruch auf Entſchädigung 
und zwar für alle an dem betreffenden Brande beteiligten 
Verſicherungen“. Daß die nach der Behauptung der Beklagten 
von dem klagenden Ehemanne bei der Schadensermittlung 
gemachten Angaben unter den behaupteten Umſtänden den in 
§ 10 vorausgeſetzten Tatbeſtand eines Betrugsverſuchs erfüllen 
würden, hat das BG. nicht in Zweifel gezogen und unterliegt 
auch keinem Bedenken. Das BG. iſt aber, unter Würdigung 
der im Strafverfahren erfolgten Beweisaufnahme, zu dem 
Schluſſe gelangt, daß der der Beklagten für ihre Beſchuldigung 
obliegende Beweis nicht als erbracht gelten könne; die von der 
Beklagten beantragte Zeugenvernehmung hat das BG. abgelehnt, 
weil die benannten Zeugen ſämtlich bereits im Strafverfahren 
gebört worden ſeien und kein Grund für die Annahme vorliege, 
daß eine erneute Vernehmung zu einem andern Ergebniſſe 
tübren würde. Dieſe Verwertung der in der Vorunterſuchung 
abgegebenen Zeugenausſagen muß ſchon darum Bedenken 
erregen, weil das angefochtene Urteil nicht mit Gewißheit 
ergibt, daß die jene Ausſagen enthaltenden Protokolle dem 
Gerichte vorgetragen worden ſind. Der Tatbeſtand des Urteils 
beſagt in dieſer Hinſicht nur, daß „die Strafakten .. den 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung“ gebildet haben. Da 
nun füglich nicht angenommen werden kann, daß dieſe Akten 
vom erſten bis zum letzten Blatte in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vorgetragen worden ſind, ſo hätte es der beſtimmten An⸗ 
gabe bedurft, auf welche Urkunden aus den Akten der Vortrag 
ſich erſtreckt hat; ohne dieſe Angabe fehlt es genau genommen 
an der erforderlichen prozeſſualen Grundlage für die Beweis⸗ 
würdigung des BG. Aber auch wenn man über dieſes 
Bedenken hinwegfieht, beruht die Entſcheidung noch in anderer 
Richtung auf einer Verletzung des S 286 ZPO. Zuläſſig iſt 
zweifellos eine, ſei es auch nur ſtillſchweigend getroffene Verein⸗ 
barung der Parteien, wonach, ſtatt nochmaliger Vernehmung 
eines Zeugen, deſſen in anderen Akten beurkundete Ausſage in 
der Form des Urkundenbeweiſes zur Kenntnis des Prozeßgerichts 
gebracht und von dieſem gewürdigt werden ſoll. Von einem 
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prozeſſualen Vertrage ſolcher Art kann aber im vorliegenden 
Falle nicht die Rede ſein, da das Verlangen der Beklagten 
gerade auf Vernehmung der Zeugen im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreite gerichtet war. Daß die Beklagte ein berechtigtes 
Intereſſe an dieſem Verlangen hatte, kann nicht zweifelhaft 
ſein, wenn man erwägt, daß die Zeugen im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit unter Zuziehung der Beklagten zu vernehmen, und, 
falls nicht die geſetzlichen Ausnahmen zutrafen, zu beeidigen 
waren, während in der Vorunterſuchung nach beiden Richtungen 
das Gegenteil der Fall war. Jedenfalls aber fehlte dem BG. 
die geſetzliche Befugnis, an die Stelle des beantragten Zeugen⸗ 
beweiſes ohne Zuſtimmung der Beteiligten den Urkundenbeweis 
zu ſetzen. T. c. F., U. v. 16. Nov. 09, 62/09 VII. — Düſſeldorf. 

47. SS 287, 559 ZPO. Feſtſetzung einer Rente auf 
Lebenszeit nach freier Überzeugung des Gerichts. Unterſchied 
zwiſchen materiellem Verſtoß oder Verſtoß im Verfahren, je 
nachdem es ſich um ein Endurteil in einem anderen Prozeſſe 
oder um ein Zwiſchenurteil desſelben Prozeſſes handelt.] 

Die Kläger forderten Erſatz des ihnen durch einen Auto⸗ 
mobilunfall entſtandenen Schadens. Durch ein rechtskräftig ge⸗ 
wordenes Zwiſchenurteil des LG. wurde der Klaganſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Es hat dann das LG. 
ein Teilurteil erlaſſen, durch das der Beklagte verurteilt wurde, 
dem Kläger zu 1 eine Rente von täglich 15 &, der Klägerin 
zu 2 eine Rente von täglich 3 zu zahlen, auch wurde beiden 
ein immaterieller Schaden zugebilligt. Das BG. änderte dahin ab, 
daß der Beklagte zahlen ſoll: an den Kläger zu 1 eine Rente 
von vierteljährlich 1400 &, an die Klägerin zu 2 eine Rente 
von vierteljährlich 450 /, auch wurde der immaterielle Schaden 
höher bemeſſen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Wenn das BG. den beiden Klägern ihre Renten 
ohne weiteres bis an ihr Lebensende zugeſprochen hätte, ſo 
könnte man darin vielleicht eine Verkennung der allgemeinen 
rechtlichen Bedeutung der ihnen zu gewährenden Entſchädigung 
finden. So liegt die Sache aber nicht. Das KG. hat in An⸗ 
ſehung des Klägers zu 1, für deſſen Rente der Beklagte aus⸗ 
drücklich eventuell einen Endtermin anzuſetzen beantragt hatte, 
gerade dieſen Punkt beſonders erörtert und iſt „bei freier 
Schätzung und Beurteilung aller in Betracht kommenden 
Momente“ dazu gelangt, ihm als Durchſchnittsrente für ſeine 
ganze Lebenszeit den Vierteljahrsbetrag von 1400 & zuzu⸗ 
erkennen. Damit hat es alſo nur wieder gemäß § 287 Abſ. 1 
ZPO. das ihm zukommende Ermeſſen walten laſſen. Bei der 
der Klägerin zu 2 zugeſprochenen Rente hat das KG. zwar 
eine ſolche ausdrückliche Erörterung über die Zeitdauer nicht 
angeſtellt; aber hier war auch vom Beklagten keine beſondere 
Einwendung in dieſer Richtung erhoben worden. Bei dieſer 
Sachlage darf ohne weiteres angenommen werden, daß auch 
der Entſcheidung zugunſten dieſer Klägerin entſprechende Er⸗ 
wägungen zugrunde liegen, wie in betreff des Klägers zu 1. 
Einer Feſtſtellung des Kauſalzuſammenhanges im allgemeinen 
bedurfte es im Anfange des Rechtsſtreits nicht, weil jener gar 
nicht beſtritten war. Die Rüge, daß auch für die jetzigen 
Zuſtände der beiden Kläger ein ſolcher Zuſammenhang nicht 
beſonders feſtgeſtellt ſei, iſt ganz grundlos; denn der jetzige 
Zuſtand ſtellt nur die Fortdauer und naturgemäße Weiter⸗ 
entwicklung des anfänglichen Zuſtandes dar, und ein Eingriff 
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anderweitiger, neuer Urſachen iſt gar nicht behauptet worden. 
Da freilich die Annahme des KG., daß alle von den Klägern 
erhobenen Schadenserſatzanſprüche durch das rechtskräftige 
Zwiſchenurteil des LG. dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt worden ſeien, nur ſoweit richtig iſt, als die Anſprüche 
damals ſchon erhoben geweſen waren, alſo nicht für die An⸗ 
ſprüche auf Erſatz für immateriellen Schaden, und nicht ſoweit 
der Klägerin zu 2 eine Rente von mehr als 3 & täglich zu⸗ 
geſprochen iſt, ſo müßte in ſoweit jetzt der Kauſalzuſammenhang 
überhaupt von neuem behauptet bezw. feſtgeſtellt ſein; aber 
das iſt ein von dem gerügten verſchiedener Mangel und kommt, 
als Mangel im Verfahren, hier nach $ 559 ZPO. nicht in 
Betracht, weil er in der Reviſionsbegründung nicht geltend 
gemacht worden iſt. Denn falſche Beurteilung der Rechtskraft 
iſt allerdings da ein materieller Verſtoß, wo es ſich um ein in 
einem anderen Prozeß ergangenes Endurteil handelt; werden 
aber an ein Zwiſchenurteil desſelben Prozeſſes falſche Rechts⸗ 
folgen geknüpft, ſo iſt das ein Verſtoß im Verfahren. K. c. B., 
U. v. 28. Okt. 09, 416/08 VI. — Berlin. 

48. 8 313 Ziff. 3 ZPO. Mangel des Tatbeſtandes.] 

Das RG. hat in feiner Rechtſprechung unabläſſig an die 
Beobachtung der ZPO. 5 313 Nr. 3 erinnert; vgl. zuletzt 
RG. 71, 131. Das angefochtene Urteil enthält einen ſo 
ſchweren Verſtoß gegen dieſe Beſtimmung, daß es nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden kann. Die geſetzliche Forderung, eine gedrängte 
Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes auf Grundlage der 
mündlichen Verhandlung der Parteien unter Hervorhebung der 
geſtellten Anträge zu geben, erſcheint auch nicht annähernd als 
erfüllt. Der ſogenannte Tatbeſtand des OLG. iſt nichts weiter 
als ein Aktenauszug, zum Vortrag vor dem Reviſionsgericht iſt 
er ſchlechthin ungeeignet. Mit Recht beſchwert ſich die Reviſion, 
daß es ihr nicht möglich ſei, darüber, was unter den Parteien 
feſtſteht, was beſtritten iſt, ein klares Bild zu gewinnen. 
K. c. K., U. v. 13. Nov. 09, 143/09 I. — Dresden. 

49. 58 373 ff., 286, 217 Abſ. 2 ZPO. Unzuläſſige 


Ablehnung eines Antrags auf Zeugenvernehmung. — Zurück⸗ 


nahme der Klage.] 

1. Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß der BerR. 
das Geſetz verletzte, indem er von der beantragten Vernehmung 
der Zeugen aus dem Grunde abſah, weil die Zeugen ſchon in 
dem Vorprozeß vernommen worden ſeien und weil anzunehmen 
ſei, daß die Beweisaufnahme zu keinem andern Ergebniſſe 
führen werde. Das OLG. hat ſich für die Annahme der Zu⸗ 
läſſigkeit feines Verfahrens auf die Entſcheidung in RG. 4, 379 
bezogen, hat aber nicht beachtet, daß gerade in dieſer Ent⸗ 
ſcheidung hervorgehoben iſt, es könne, wenngleich es gewiß 
unter Umſtänden ſtatthaft ſei, eine zu andern Akten ſchon vor⸗ 
handene Zeugenausſage im Wege des Urkundenbeweiſes zu ver⸗ 
werten, doch dies niemals dahin führen, daß die Aufnahme 
eines angetretenen Zeugenbeweiſes gerichtsſeitig erſetzt 
werde durch die Berückſichtigung einer ſchon vorhandenen 
Zeugenausſage. Der Hinweis des BG. auf die Entſcheidung 
in RG. 28, 413 geht gänzlich fehl. Mit der Entſcheidung in 
RG. 4, 379 ſtimmen andere Erkenntniſſe des RG. überein; ſo 
insbeſondere das Urteil des 3. 38. vom 9. März 1909, 
JW. 224, des 4. Senats vom 11. Mai 1908 Nr. 487/07, 
des 5. Senats vom 24. Februar 1900, JW. 2923, des 
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6. Senats vom 9. Oktober 1902, JW. 5884. 2. Die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. beruht noch auf einer anderen Geſetzes⸗ 
verletzung. Nach § 271 Abſ. 2 ZPO. erfolgt die Zurücknahme 
einer Klage entweder durch Erklärung bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung oder durch Zuſtellung eines Schriftſatzes. Eine 
Erklärung bei der mündlichen Verhandlung iſt nach den 
Darlegungen des BG. nicht abgegeben worden. Aber auch 
keine Zuſtellung eines Schriftſatzes it nach den Felt: 
ſtellungen des BG. erfolgt. Der BerR. nimmt an, der Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes und ſeiner Hinterlegung habe 
es nicht bedurft, weil der Zweck dieſer Beſtimmung, dem 
Gegner und dem Gericht über den Rückzug Kenntnis und da⸗ 
mit dem Gegner Gelegenheit zu geben, ſich über die erforder⸗ 
liche Einwilligung ſchlüſſig zu machen, durch die Aufnahme des 
Protokolls über den Vergleich bereis erfüllt geweſen ſei Dieſe 
Annahme iſt nicht zutreffend. Es bedürfte der Zuſtellung 
von Schriftſätzen über die Zurücknahme der Klagen (vgl. 
RG. 7, 357; JW. 99, 53718). Der Umſtand, daß die Reviſion 
den § 271 Abi. 2 3P0O. nicht als verletzt bezeichnet hat, 
hindert das Reviſionsgericht nicht, den Verſtoß zu beachten. 
Denn es handelt ſich nicht um die Rüge, es ſei das Geſetz in 
bezug auf das Verfahren verletzt (8 559 ZPO.), ſondern um 
die Frage, ob die Entſcheidung des BG. über eine Prozeß⸗ 
frage richtig oder unrichtig iſt. H. c. H., U. v. 25. Nov. 09, 
319/09 IV. — Colmar. 

50. 8 811 Ziff. 1 ZPO. in Verb. mit § 58 der Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899. 
Können die im § 811 Ziff. 1 bezeichneten Sachen mit Zuſtim⸗ 
mung des Schuldners gepfändet werdens] 

Die Frage, ob mit Zuſtimmung des Schuldners ſolche 
Sachen, die nach $ 811 ZPO. der Pfändung nicht unterworfen 
ſind, rechtswirkſam gepfändet werden können, iſt in Rechtslehre 
und Rechtſprechung ſtreitig. Das RG. hat ſie in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 9. Mai 1887 (RG. 18, 389 ff.) unentſchieden 
gelaſſen und in der Entſcheidung vom 19. April 1895 (JW. 
95, 2399) ausgeſprochen, daß der Verzicht des Schuldners auf 
die Wohltat des § 715 Ziff. 4 ZPO. ä. F. (8 811 Ziff. 5 n. F.) 
nicht für unzuläſſig erachtet werden könne. Da in dem jetzt 
zur Entſcheidung ſtehenden Falle nur die Unpfändbarkeits⸗ 
beſtimmung in 8 811 Ziff. 1 zu beurteilen iſt, bedarf es nicht 
der Erörterung, ob man der Auffaſſung, die das zuletzt er⸗ 
wähnte Urteil über den anders gearteten Tatbeſtand der Ziff. 4 
des § 715 ä. F. geäußert hat, beitreten könnte oder nicht. Für 
die in 8 811 Ziff. 1 aufgeführten Sachen erachtet der Senat 
einen Verzicht des Schuldners auf die Umpfändbarkeit für 
rechtsunwirkſam. Denn es handelt ſich nicht um eine Rechts⸗ 
norm, die nur dem Schuldner eine Wohltat erweiſen will, 
ſondern um eine Regelung der Zwangsvollſtreckung, die in 
einem weſentlichen öffentlichen Intereſſe, in den Bedürfniſſen 
des Allgemeinwohls ihren Grund hat. (Wird weiter ausgeführt.) 
Iſt hiernach davon auszugehen, daß der Beklagte (Gerichtsvoll⸗ 
zieher), auch wenn der Schuldner, wie er behauptet, die Sachen 
zur Pfändung bereitſtellte, ſie objektiv nicht wirkſam pfänden 
konnte, ſo wird auch durch die Zweifelhaftigkeit der Rechtsfrage 
ſein Verſchulden nicht ausgeſchloſſen. Denn dieſe Zweifel 
bezogen ſich nicht auf die Unſicherheit der Beurteilung, ob 
wirklich Unentbehrlichkeit im Sinne von 8 811 Ziff. 1 vorlag, 
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ſondern auf die Frage der Wirkſamkeit des Schuldnerverzichts. 
Letztere Zweifel durften jedoch den Beklagten in ſeinem Ver⸗ 
halten gar nicht beeinfluſſen. Denn für ihn waren die klaren 
und zweifelsfreien Vorſchriften der Geſchäftsanweiſung vom 
1. Dezember 1899 maßgebend, die in $ 58 Ziff. 1 beſtimmt: 
„Gegenſtände der vorbezeichneten Art — darunter ſind 
auch die in 8 811 aufgeführten begriffen — darf der Ge⸗ 
richtsvoll zieher niemals, auch nicht mit Zuſtimmung 
des Schuldners, pfänden.“ Und in Ziff. 3 des S 58 iſt 
ibm zur Pflicht gemacht, ſelbſtändig zu prüfen, welche Sachen 
von der Pfändung auszuſchließen ſind, und in erſter Linie die 
unzweifelbaft pfändbaren zu pfänden. Gegen dieſe Vorſchriften 
bat der Beklagte verſtoßen und deshalb haftet er dem Gläu⸗ 
biger für den daraus erwachſenen Schaden. F. c. N., U. v. 
19. Nov. 09, 566/08 III. — Celle. 

Konkursordnung. 

51. 5 30 Nr. 2 KO. Kenntnis von der Begünſtigungs⸗ 
abſicht.] 

Gemäß § 166 Abſ. 1 BGB. muß die Beſtimmung des 
§ 30 Nr. 2 KO. entſprechend auf den Vertreter angewendet 
werden. Wenn der Vertreter an Stelle des Vertretenen ſteht, 
ſo hat auch für ihn in Anſehung der Kenntnis der Begünſtigungs⸗ 
abſicht dasſelbe zu gelten, was für den Vertretenen gilt, mit 
anderen Worten, es iſt in den Fällen des § 30 Nr. 2 KO., 
wenn durch einen Vertreter gehandelt iſt, der Gegenbeweis zu 
fübren, daß der Vertreter keine Kenntnis von der Begünſtigungs⸗ 
abſicht des Gemeinſchuldners gehabt hat. M. c. S. & K. Konk., 
U. v. 26. Okt. 09, 16/09 VII. — Kiel. 

52. 5 30 KO. in Verb. mit $ 286 ZPO. Zahlungs: 
einſtellung oder Zahlungsſtockung? (Proteſte fälliger Wechſel. 
— Ablehnung eines Beweisantrags.)] 

Die Annahme des BerR., daß zur Zeit der Vornahme 
der angefochtenen Rechtshandlungen, 6. bis 22. Oktober 1906, 
keine Zahlungseinſtellung vorgelegen habe, läßt einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Zwar iſt feſtgeſtellt, daß kurze Zeit 
vorber, nämlich in der Zeit vom 29. September bis 3. Ok⸗ 
tober 1906, fünf Wechſel des E. über zuſammen 25 017,47 K 
proteſtiert worden waren, und Kläger hat Beweis dafür an⸗ 
getreten, daß in den Monaten September, Oktober und No⸗ 
vember 1906 „noch viel mehr Wechſel“ proteſtiert worden und 
daß gegen E. in dieſer Zeit auch Klagen erhoben ſeien. 
Hieraus war aber nicht mit Notwendigkeit der Schluß zu 
ziehen, daß in der Zeit vom 6. bis 22. Oktober 1906 Zahlungs⸗ 
einſtellung vorgelegen habe. In der Regel wird freilich die 
Tatſache, daß ein Kaufmann fällige Wechſel zum Proteſt 
kommen läßt, geeignet ſein, die Annahme zu rechtfertigen, daß 
er aufgehört hat ſeine Verpflichtungen in der Allgemeinheit zu 
erfüllen. Es können aber im einzelnen Falle Umſtände vor⸗ 
liegen, die jener Annahme entgegenſtehen; insbeſondere wird 
Zablungseinftellung dann nicht anzunehmen fein, wenn erhellt, 
daß die Nichterfüllung fälliger Verbindlichkeiten nur auf vor⸗ 
übergehenden Zahlungsſchwierigkeiten beruhte. So liegt die 
Sache aber hier. Der Ber. hat feſtgeſtellt, daß, abgeſehen 
von der Arreſtpfändung der Beklagten, Zwangsvollſtreckungen 
gegen E. in der Zeit bis zum 22. Oktober 1906 und auch in 
den weiteren Wochen nicht vorgekommen ſind, daß die Gläubiger 
entweder Stundung bewilligt haben, oder ſoweit ſie die Stundung 
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ablehnten, befriedigt worden ſind und daß E. in der Zeit vom 
13. Oktober bis 21. November 1906 noch Zahlungen in Höhe 
von 72 507,81 4 geleiſtet hat. E. hat alſo nach den 
Proteſtierungen noch in weitem Maße Kredit genoſſen, iſt in 
der Lage geweſen, noch beträchtliche Mittel zur Befriedigung 
feiner Gläubiger flüſſig zu machen und hat ſich fo unter Über⸗ 
windung der Schwierigkeiten gehalten. In der Reviſion wird 
ausgeführt, von einer bloßen: Zahlungsſtockung könne keine 
Rede ſein, wenn es ſich um Wechſelproteſte von ſolchem Um⸗ 
fange handle, und es wird dafür auf das in JW. 08, 45980 
abgedruckte Urteil des RG. Bezug genommen. Allein wenn 
hier von „einzelnen“ Wechſelproteſten die Rede iſt, ſo hat damit 
nicht geſagt werden ſollen, daß nicht auch bei einer größeren 
Zahl von Wechſelproteſten eine bloße Zahlungsſtockung vorliegen 
könne. Angeſichts der hier vorliegenden beſonderen Umſtände 
konnte der Ber R. die Behauptung, daß noch viel mehr Wechſel 
proteſtiert worden ſeien, für unerheblich erachten; er verſtieß 
ſonach nicht gegen $ 286 3PO., wenn er den Antrag, die 
Wechſelproteſtregiſter der Mer Notare und die Beitreibungs⸗ 
akten des AG. und des LG. M. vorzulegen, ablehnte. E.⸗Konk. 
c. G., U. v. 23. Nov. 09, 39/09 VII. — Karlsruhe. 

53. 88 64, 193 KO. in Verb. mit §S 1252 BGB. Ber: 
ſchweigen des Beſitzes eines, die abgeſonderte Befriedigung ge⸗ 
ſtattenden Gegenſtandes ſeitens eines Konkursgläubigers und 
Beteiligung desſelben am Zwangsvergleich.] 

Aber das Vermögen des Klägers B. war am 30. Mai 
1902 das Konkursverſahren eröffnet worden, das im Februar 
1903 durch einen Zwangsvergleich beendigt wurde. Durch den 
Vergleich erhielten die nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger 
40 Prozent ihrer feſtgeſtellten Forderungen gegen Verzicht auf 
den Reſt ihrer Forderungen. — Vor der Konkurseröffnung, 
am 26. Februar 1902, hatte der Kläger mit dem Kaufmann P. 
einen Vertrag geſchloſſen, in dem er anerkannte, dieſem für 
Darlehen und Waren den vom 20. Februar 1902 ab mit 
5 Prozent verzinslichen Betrag von 11 400 & ſchuldig ge⸗ 
worden zu fein, und ihm „als Gegenwert für dieſe 11 400 u” 
die Anſprüche abtrat, die ihm aus dem Teſtamente ſeines Vaters 
an deſſen Nachlaß zuſtanden. P. ließ die vom Kläger er⸗ 
haltenen Wechſel zum Teil bei der Beklagten diskontieren, und 
erklärte in einer notariellen Urkunde vom 19. Juni 1902, daß 
er ſolche Wechſel in Höhe von 7899,55 & bei der Beklagten 
diskontiert habe und ihr zur Sicherung und Deckung dieſer 
Forderung an ihn, bzw. die B. ſche Konkursmaſſe für den Fall 
und in Höhe eines etwaigen Ausfalles im Konkurſe B. alle 
ihm aus dem Vertrage vom 26. Februar 1902 zuſtehenden 
Rechte abtrete. In dem Konkurſe B. meldete P. eine Forderung 
von 3604,50 &, die Beklagte eine ſolche von 7899,55 K an, 
und ſie erhielten darauf die Vergleichsrate von 40 Prozent. 
Die Beklagte hat unſtreitig 3 159,82 & erhalten. Im Januar 
1906 wurden die Anſprüche des Klägers an den Nachlaß feines 
Vaters fällig, und es hat der Erbe den Betrag von 7830,16 4 
wegen Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers beim AG. 
hinterlegt. Da die Beklagte ſich weigerte, in die Auszahlung 
des hinterlegten Betrags an den Kläger einzuwilligen, erhob 
dieſer Klage mit dem Antrage, die Beklagte zur Bewilligung 
der Auszahlung an ihn zu verurteilen. Das LG. verurteilte 
die Beklagte dem Klagantrage entſprechend. Auf die Berufung 
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der Beklagten wurde vom OLG. unter Abänderung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils dahin erkannt, daß die Beklagte nur ver⸗ 
urteilt wurde, in die Auszahlung der hinterlegten 7830,16 4 
zur Höhe von 3159,82 & an den Kläger zu willigen, während 
die Klage im übrigen abgewieſen und der Beklagten /, dem 
Kläger 10 der Koſten des Rechtsſtreits auferlegt wurden. Auf 
Reviſion des Klägers wurde das Urteil des OLG. aufgehoben. 
Aus den Gründen: Das durch Sicherungsübereignung be⸗ 
gründete Recht (fiduziariſches Eigentum) vertritt nicht nur wirt⸗ 
ſchaftlich die Stelle eines Pfandrechts, ſondern weiſt auch in 
rechtlicher Beziehung dem Pfandrecht verwandte Züge auf. Der 
übereignete Gegenſtand ſcheidet nicht endgültig aus dem Ver⸗ 


mögen des Schuldners aus. Ebenſo wie das Pfandrecht ſoll 


er dem Gläubiger zunächſt zur Sicherung und gegebenenfalls 
zur Befriedigung einer Forderung dienen. Erliſcht aber dieſe 
Forderung durch Tilgung oder in anderer Weiſe, ohne daß die 
Verwertung des Sicherungsgegenſtandes erforderlich war, ſo 
fällt dieſer, je nach der Abrede bei der Übereignung, entweder 
unmittelbar in das Vermögen des Schuldners zurück, oder es 
erwächſt dem Erwerber wenigſtens obligatoriſch die Pflicht zur 
Rückübertragung. Im erſteren Falle läßt ſich ohne weiteres in 
entſprechender Anwendung des § 1252 BGB. ſagen, das 
fiduziariſch übertragene Eigentum erlöſche mit der Forderung, 
für die es beſteht. Aber auch im anderen Falle iſt das Be⸗ 
friedigungsrecht und die Rückübertragungspflicht des Fiduziars 
den entſprechenden Rechten und Pflichten des Pfandgläubigers 
ſo nahe verwandt, daß ſich die entſprechende Anwendung des 
8 64 KO. rechtfertigt. Dies hat denn auch der I. 3S. in 
einem Urteile vom 2. Februar 1889 — RG. 24, 45 — an: 
genommen und überzeugend begründet, und auch in der Literatur 
iſt dieſe Meinung, der der erkennende Senat ſich anzuſchließen 
kein Bedenken trägt, vertreten. Vgl. Jäger, KO. § 64 Anm. 2, 
§ 48 Anm. 10. Was hier von der Abereignung von Sachen 
geſagt iſt, gilt ohne weiteres auch von der Sicherungsabtretung 
von Forderungen. Hiernach war die Beklagte nicht berechtigt, 
ihre Wechſelforderungen ohne Rückſicht auf die zu deren 
Sicherung ihr abgetretene Erbgelderforderung zum Konkurs an⸗ 
zumelden, vorausgeſetzt, daß ihr die Sicherheit aus dem Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners beſtellt war. Das aber iſt anzu⸗ 
nehmen, wenngleich es das BU. nicht klar erkennen läßt. Der 
Gemeinſchuldner hat die Erbgelder an P. zur Sicherung einer 
Waren⸗ und Darlehensforderung abgetreten; dieſe iſt es, von 
deren Fortbeſtand die Fortdauer der Sicherungsabtretung ab⸗ 
hängt. Über das Schickſal dieſer Forderung aber läßt das 
BU. nichts erſehen. Geht man indeſſen, wie dies naheliegt, 
davon aus, daß der Gemeinſchuldner für die Waren⸗ und Dar⸗ 
lehensforderung zugleich Wechſel ausgeſtellt oder akzeptiert hatte, 
die demnächſt P. an die Beklagte weiter girierte, und daß die 
Sicherungsabtretung der Erbgelder auch zum Schutze dieſer 
Wechſelanſprüche gegen den Gemeinſchuldner dienen ſollte, dann 
iſt unbedenklich anzunehmen, daß zwiſchen den von der Beklagten 
angemeldeten Wechſelforderungen und den ihr abgetretenen Erb⸗ 
geldern ein die Anwendung des 8 64 KO. rechtfertigendes Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis beſtand. Denn gleichwie P. nur eine 
Forderung, entweder die Waren⸗ und Darlehens forderung, oder 
die Wechſelforderung, zum Konkurſe anmelden konnte und dabei 
an die Vorſchriften der 88 64, 153, 155, 156, 168 Ziff. 3, 169 
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KO. gebunden war, fo muß auch die Beklagte dieſe Vor⸗ 
ſchriften gegen ſich gelten laſſen, da ihr P. nur die ihm ſelbſt 
aus der Abtretung vom 26. Februar 1902 zuſtehenden Rechte 
übertragen hat. Dabei kann nichts darauf ankommen, daß in 
der weiteren Abtretung vom 19. Juni 1902 bemerkt iſt, die 
Erbgelder ſollten der Beklagten für den Ausfall im Konkurs 
haften. Denn wie gleichfalls in der bereits erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung des I. ZS. dargelegt, iſt eine derartige Abrede für 
den Konkurs, den Konkursgläubigern gegenüber, unzuläſſig und 
unwirkſam. Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus bedarf 
die tatſächliche Lage der nochmaligen Prüfung, ob nicht in der 
vorbehaltloſen Anmeldung und Verfolgung der Wechſelforderungen 
in voller Höhe ein Verzicht auf die Befriedigung für dieſe 
Forderungen aus den Erbgeldern zu finden iſt. Das BG. hat 
ſich für die gegenteilige Annahme auf das in RG. 37, 17 ff. 
abgedruckte Urteil berufen. Allein in jenem und den dort an⸗ 
gezogenen weiteren Fällen lag die Sache ſo, daß der Gläubiger 
fein Abſonderungsrecht geltend gemacht und die Forde⸗ 
rung zwar im ganzen Betrage angemeldet, aber nur in Höhe 
des Ausfalls Befriedigung aus der Teilungsmaſſe verlangt 
hatte. Hier aber hat die Gläubigerin den Beſitz eines ihre 
abgeſonderte Befriedigung geſtattenden Gegenſtandes verſchwiegen 
und will ſich durch deſſen nachträgliche Verwertung für den 
Ausfall im Konkurſe ſchadlos halten, während der 8 64 KO. 
vorſchreibt, daß der Gläubiger umgekehrt, ſofern er nicht auf 
abgeſonderte Befriedigung verzichtet, zunächſt dieſe zu bewirken 
hat und nur mit dem ausgefallenen Teile aus der Konkursmaſſe 
Befriedigung ſuchen darf. Aber auch auf die weitere Frage, 
ob nicht durch den in der ausdrücklichen Zuſtimmung zum 
Zwangsvergleich liegenden Verzicht auf 60 Prozent der an⸗ 
gemeldeten Forderung die Sicherung für dieſen Forderungsteil 
gemäß $ 1252 BGB. erloſchen ſei, läßt das BU. eine be⸗ 
friedigende Antwort vermiſſen. Es kann keinem Bedenken unter⸗ 
liegen, wie den § 64 fo auch den § 193 KO. entſprechend auf 
die Sicherungsübereignung anzuwenden, die Rechte aus einer 
ſolchen alſo. durch den Zwangsvergleich unberührt zu laſſen. 
Dies würde zur Annahme des Fortbeſtandes des Befriedigungs⸗ 
rechtes der Beklagten aus den Erbgeldern führen. Indeſſen iſt 
doch folgendes zu erwägen: Wenngleich der $ 193 KO. nicht 
unterſcheidet zwiſchen Pfandrechten, die der Schuldner aus ſeinem 
Vermögen, und ſolchen, die ein Dritter für ihn beſtellt hat, ſo 
beſteht doch in der Beziehung, auf die es hier ankommt, ein 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen beiden. Ob der Gläubiger ſich 
zunächſt an den Mitſchuldner, den Bürgen, den dritten Pfand⸗ 
ſchuldner hält, und erſt wegen des Ausfalls an die Konkurs⸗ 
maſſe, oder umgekehrt, iſt für die Konkursgläubiger, wenigſtens 
in der Regel, ohne Intereſſe, weil der den Gläubiger be⸗ 
friedigende Bürge uſw. die Forderung des Gläubigers erwirbt 
und ſeinerſeits zum Konkurſe anmelden kann. Die Konkursmaſſe 
wird daher regelmäßig für die konkursmäßige Befriedigung der 
ganzen Forderung aufzukommen haben, gleichgültig, ob der 
Gläubiger die ihm Mithaftenden zuerſt in Anſpruch nimmt oder 
nicht. Anders iſt es, wenn der Gläubiger aus dem Vermögen 
des Schuldners ſelbſt abgeſonderte Befriedigung auf Grund 
eines Pfandrechts oder ähnlichen Rechts ſuchen kann. Hier iſt 
er den Gläubigern gegenüber verpflichtet, entweder zunächſt 
das Abſonderungsrecht auszuüben und nur für den Ausfall die 
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Konkursmaſſe in Anſpruch zu nehmen, oder aber auf das Ab⸗ 
ſonderungsrecht zu verzichten. Daraus folgt, daß bei geſetz⸗ 
mäßigem Verfahren der Gläubiger gar nicht in die Lage kommt, 
im Zwangsvergleich auf einen prozentualen Teil ſeiner ganzen 
Forderung zu verzichten unter Fortbeſtand ſeines Pfandrechts 
oder fiduziariſchen Eigentums; den Gegenſtand des Verzichts 
bildet vielmehr nur der bei der abgeſonderten Befriedigung aus⸗ 
gefallene Teil der Forderung, oder die ganze Forderung nach 
Verzicht auf das Pfandrecht. Es kann nicht zugelaſſen werden, 
daß ein Gläubiger unter Verſchweigung der ihm zur Verfügung 
ſtebenden beſonderen, aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners 
ſtammenden Befriedigungsmittel ſich mit ſeiner ganzen Forderung 
an der Abſtimmung über den Zwangsvergleich beteiligt und 
dieſen vielleicht gerade durch ſeine Stimme zur Annahme bringt, 
wäbrend er bei Anmeldung ſeines Abſonderungsrechts vielleicht 
überhaupt nicht ſtimmberechtigt geweſen wäre. Ein ſo ver⸗ 
fahrender Gläubiger kann ſich jedenfalls nicht beſchwert fühlen, 
wenn aus ſeinem Verhalten auf einen Verzicht auf das Ab⸗ 
ſonderungsrecht, oder wenn der vergleichsweiſe Nachlaß an der 
Forderung als ein vorbehaltloſer, den Untergang des Ab— 
ſonderungsrechts nach ſich ziehender Verzicht auf den nach⸗ 
gelaſſenen Teil der Forderung angeſehen wird. Aus dieſen 
(Gründen war das BU. aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. B. c. V., U. v. 19. Okt. 09, 409/07 VII. 
— Jena. 

Handelsgeſetzbuch. 

54. 88 128, 131, 139, 149, 161 HGB. verb. mit 
S 1967 BGB. Rechtsverhältnis zwiſchen dem Gläubiger einer 
Kommanditgeſellſchaft und dem Erben des Komplementars. 
Einfluß der geſchehenen Konkurseröffnung. 

Nachdem am 30. Juli 1906 der Bankier Q. in D., 
einziger Komplementar einer damals dort beſtehenden Kommandit⸗ 
geſellſchaft, geſtorben war, hat am 2. Auguſt 1906 der Kläger 
bei der Leipziger Filiale dieſer Kommanditgeſellſchaft 7300 & 
zur bankmäßigen Verzinſung, auf einen Monat feſt und von 
da an auf eintägige Kündigung, bar eingezahlt. Dieſe 7300 & 
nebft Zinſen verlangt er im gegenwärtigen Prozeſſe vom Be: 
klagten, einem Sohn und Erben des verſtorbenen Q., zurück. 
Das LG. verurteilte, das OLG. wies die Berufung des Be⸗ 
klagten zurück. Das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Die Begründung, die das BG. für die Zuerkennung des An⸗ 
ſpruches gegeben hat, iſt ganz unhaltbar. Das OLG., das 
davon ausgeht, daß die Kommanditgeſellſchaft durch den Tod 
des Q, als ihres einzigen Komplementars, aufgelöſt worden 
und in Liquidation getreten ſei, und das die 7300 & als 
eine Schuld der Liquidationsgeſellſchaft anſieht, nimmt an, daß 
mit jenem Todesfalle jeder einzelne Erbe des Komplementars 
obne weiteres perſönlich haftender Geſellſchafter der Liquidations⸗ 
geſellſchaft geworden ſei und als ſolcher für ihre Verbindlich⸗ 
keiten nach § 128 vgl. m. § 161 HGB. als Geſamtſchuldner 
bafte. Das iſt rechtsirrtümlich. Zwar gilt dies nicht von der 
Annahme, daß die Solidarhaftung nach 8 128 HGB. auch 
noch für das Liquidationsſtadium zur Anwendung komme. Der 
Beklagte hat ſich gegen dieſe Anſicht freilich auf die Entſch. in 
RLG. 21, 47 f. berufen können, wo ausgeſprochen iſt, aus dem 
Weſen der Liquidation und der daraus folgenden veränderten Ver⸗ 
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tretung und dem beſchränkteren Zwecke der Liquidation ergebe 
ſich, daß Art. 112 (jetzt 8 128) HGB. keine Anwendung 
finden könne. Dies iſt jedoch eine grundloſe, ganz willkürliche 
Meinung, der auch, ſoweit bekannt, außer Goldmann (HGB., 
Bd. 2 Bem. 14 zu § 156 S. 684) niemand beigeſtimmt hat. 
Nach S 156 HGB. (Art. 144 Abſ. 1 des alten HGB.) kommen 
eben bis zur Beendigung der Liquidation die Vorſchriften des 
zweiten und dritten Titels zur Anwendung, ſoweit ſich nicht 
aus Tit. 5 oder aus dem Zwecke (im alten HGB.: „aus dem 
Weſen“) der Liquidation ein anderes ergibt. Daß letzteres 
hier der Fall ſei, iſt nun in jener Entſcheidung des ROHG. 
zwar behauptet, aber in keiner Weiſe näher dargelegt; denn 
was die „veränderte Vertretung“ in dieſer Hinſicht für eine 
Bedeutung haben könnte, iſt nicht abzuſehen. Daher haben 
auch faſt alle Schriftſteller ſich gegen dieſe Anſicht des ROG. 
erklärt. Vgl. z. B. Behrend, Handelsrecht, 8 82 S. 575, 
insbeſ. Anm. 13; Staub, Kommentar zum HGB., Bd. 1, 
6./7. Aufl. Anm. 32 zu $ 149 S. 484 (8. Aufl. Anm. 34 
S. 556), Anm. 20 zu $ 156 S. 496 (8. Aufl. S. 569) 
und Exkurs zu § 177, Anm. 25 S. 539 (8. Aufl. S. 614); 
Lehmann und Ring, HGB. Bd. 1 Nr. 3 zu $ 156; Lehmann, 
Handelsrecht S 62 S. 327 f. Anm. 6. Aber mit Recht hat 
die Reviſion als rechtsirrig die Annahme bezeichnet, daß dieſe 
Solidarhaftung für die Verbindlichkeiten der Liquidationsgeſell⸗ 
ſchaft in Anſehung der einzelnen Erben des verſtorbenen 
Komplementars Q. eingetreten ſei. Denn dieſe ſind in Wirklich⸗ 
keit nicht Geſellſchafter geworden, da im Geſellſchaftsvertrag 
unzweifelhaft für den Fall des Todes des Komplementars die 
Fortſetzung der Geſellſchaft mit ſeinen Erben nicht vorgeſehen 
war; vgl. § 131 Nr. 4 vgl. m. $ 161 Abſ. 2 HGB. Daher ver⸗ 
ſagt die Berufung des OLG. auf die Entſch. in RG. 16, 43 ff. 
völlig; denn dort iſt nur ausgeſprochen, daß, wenn die Erben 
eines verſtorbenen Geſellſchafters auf Grund einer Beſtimmung 
des Geſellſchaftsvertrages die Handelsgeſellſchaft mit den übrigen 
Geſellſchaftern fortſetzen, ſie dann ſämtlich einzeln Geſellſchafter 
ſind und ſomit für alle Geſellſchaftsſchulden ſolidariſch haften. 
Wenn die Erben des verſtorbenen Q. übrigens perſönlich 
haftende Geſellſchafter geworden wären, ſo würde die Kommandit⸗ 
geſellſchaft durch jenen Todesfall auch nicht aufgelöſt worden 
ſein, was doch das BG. ſelbſt als geſchehen annimmt. In 
Wirklichkeit find die Erben des Bankiers Q. nicht einzeln 
perſönlich, ſondern eben nur in ihrer Geſamtheit als Erben 
Teilhaber der Liquidationsgeſellſchaft neben den Kommanbitiften 
geworden. Wenn Staub (a. a. O. 8. Aufl. Anm. 21 zu 
§ 139 S. 523 f., übrigens in Ubereinſtimmung mit Anm. 28 
zu §S 27 S. 171 f.) für den Fall, daß nach dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage die Handelsgeſellſchaft mit den Erben des Verſtorbenen 
fortgeſetzt werden ſollte, es nun aber doch nicht endgültig zu 
dieſer Fortſetzung kommt, den Erben für die dann bei der 
Liquidation entſtehenden neuen Verbindlichkeiten mit ſeinem 
ganzen Vermögen haften läßt, ſo iſt dies ſelbſt für jenen Fall 
unrichtig und nicht damit zu vereinen, daß der Erbe ſogar für 
die vorher inzwiſchen entſtandenen Verbindlichkeiten nach 
§ 139 Abſ. 4 HGB. nur als Erbe haftet. Um fo mehr 
muß letzteres gelten, wenn die Geſellſchaft von vornherein 
durch den Tod des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt. Dann 
ſind alſo anzuwenden § 1967 BGB., wonach der Erbe für 


— — — 
—— — —jE-—ĩ—ꝛ ann — —— — — 


| 
j 
f 
1 


— TEGER, — 
—— —ę— — — 


32 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


die Nachlaßverbindlichkeiten haftet, und $ 1975 daſ., wonach 
dieſe Haftung ſich auf den Nachlaß beſchränkt, wenn eine 
Nachlaßverwaltung angeordnet, oder der Nachlaßkonkurs eröffnet 
iſt. So ſagt auch Behrend in der oben angeführten Anm. 13 
zu § 82 ſeines Buches, daß mehrere Rechtsnachfolger eines 
verſtorbenen Geſellſchafters für die von den Liquidatoren ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen in derſelben Weiſe haften, wie 
für die während des Beſtehens der Geſellſchaft be— 
gründeten Geſellſchaftsſchulden, und ferner in Anm. 14 
daf., daß dieſe Haftung ſich nach erbrechtlichen Grundſätzen 
beſtimme. Im vorliegenden Fall iſt nun, wie feſtſteht, über 
den Q. ſchen Nachlaß der Konkurs eröffnet. Daraus folgt, 
daß der Beklagte höchſtens mit der Beſchränkung, daß er den 
Kläger aus dem Nachlaſſe zu befriedigen habe, verurteilt 
werden könnte; er kann aber jetzt mindeſtens einſtweilen über⸗ 
haupt nicht verurteilt werden, da er, ſo lange der Konkurs 
dauert, die Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe gar nicht 
befriedigen kann, weil er keine Verfügung darüber hat, ſondern 
die Gläubiger auf konkursmäßigem Wege ihre Befriedigung 
ſuchen müſſen. Hieraus ergibt ſich die Notwendigkeit der Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils, inſofern nicht andere Gründe 
zu ſeiner Aufrechthaltung führen ſollten. In dieſer Beziehung 
iſt aber zunächſt dem OLG. darin beizutreten, daß an eine 
Begründung des Klaganſpruches aus dem Geſichtspunkte des 
Schadenserſatzes nach §8 823 oder $ 826 BGB. nicht zu 
denken iſt. Im übrigen iſt allerdings nicht zu bezweifeln, daß 
durch den fraglichen Vorgang eine Verbindlichkeit der Liquidations⸗ 
geſellſchaft zur Rückzahlung von 7300 & entſtanden iſt. Der 
darüber von dieſer mit dem Kläger abgeſchloſſene Vertrag 
würde nach S 700 Abi. 1 BGB. wohl eher, wie es das CG. 
getan hat, als ein irregulärer Verwahrungsvertrag, als mit 
dem OLG. als ein Darlehnsvertrag anzuſehen fein; indeſſen 
iſt dies in Anſehung der Rechtsfolgen gleichgültig. Es würde 
ſich aber fragen, ob dieſer Vertrag für die in Liquidation 
befindliche Kommanditgeſellſchaft verbindlich zuſtande gekommen 
iſt. Dies iſt ſehr zweifelhaft; denn nach §S 149 HGB. können 
während der Liquidation neue Geſchäfte nur zur Beendigung 
ſchwebender Geſchäfte eingegangen werden (vgl. ROHG. 13, 226 
und 21, 308), und daraus folgt auch noch, daß die Perſon, 
die dieſes Geſchäft abſchloß, nämlich der Prokuriſt D., die 
frühere Vertretungsmacht nicht mehr hatte, ſondern nur noch 
innerhalb der Grenzen des § 149 HGB. die Geſellſchaft ver⸗ 
treten konnte. Eine Liquidationsgeſellſchaft kann nicht nur 
keinen Prokuriſten mehr beſtellen (vgl. ROG. 13, 224f.), 
ſondern auch keinen mehr haben, vielmehr nur noch Handlungs⸗ 
bevollmächtigte mit der ſich aus dem § 149 ergebenden Ab⸗ 
grenzung der Befugniſſe, und daher verwandelt ſich auch der 
früher beſtellte Prokuriſt einer Handelsgeſellſchaft mit dem Ein⸗ 
tritte der Liquidation in einen Handlungs bevollmächtigten ſolcher 
Art; ſo auch die Herausgeber der 8. Aufl. von Staubs 
Kommentar zum HGB. Bd. 1 Anm. 29 zu § 149 S. 556; 
vgl. auch Anm. 13 zu § 52 S. 238. (Zu weit geht Behrend, 
wenn er [Handelsrecht S 81 Anm. 17 S. 567, und 8 82 
Anm. 2 S. 571], wie die Beſtellung von Prokuriſten, ſo auch 
die von Handlungsbevollmächtigten durch die Liquidatoren 
ſchechtweg für ausgeſchloſſen erklärt). Ob nun aber der 
fragliche Verwahrungs⸗ oder Darlehnsvertrag für die Liquidations⸗ 
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geſellſchaft verbindlich zuſtande gekommen iſt oder nicht, das 
kann unentſchieden bleiben; denn im letzteren Falle würde die 
Geſellſchaft, da die 7 300 & in ihre Kaſſe gefloſſen ſind, und 
dies dann ohne Rechtsgrund geſchehen ſein würde, nach 8 812 
BGB. wegen ungerechtfertigter Bereicherung zur Rückzahlung 
verpflichtet geweſen ſein. Es hat nun der Kläger geltend 
gemacht, die geſchäftliche Todesanzeige vom 31. Juli 1906, in 
der es am Schluſſe heißt: „Die Geſchäfte der Firma werden 
vorläufig für Rechnung der Erben in der bisherigen Weiſe 
fortgeführt“, ſei mit Zuſtimmung des Beklagten an die Kund⸗ 
ſchaft der Geſellſchaft Q. (u. a. auch an ihn, den Kläger) ver⸗ 
ſandt worden, und damit habe der Beklagte dem Publikum 
und auch ihm gegenüber die Haftung für die künftig entſtehen⸗ 
den Verbindlichkeiten der Geſellſchaft übernommen. Mindeſtens 
würde hier noch eine tatſächliche Feſtſtellung erforderlich ſein. 
Mit Recht hat jedoch das BG. dieſe Begründung des Klag⸗ 
anſpruches gleichfalls für unzutreffend erklärt. Man hat keinen 
Grund, die Worte „vorläufig für Rechnung der Erben“ anders 
zu verſtehen, als von der geſetzlichen Sachlage, welche die war, 
daß das Geſchäft zum Zwecke der Liquidation mit für Rechnung 
der Erben des Komplementars als ſolcher einſtweilen fort⸗ 
zuführen war. Wären dieſe Worte aber auch anders gemeint 
geweſen, ſo würde das unerheblich ſein, da das Geſchäft der 
aufgelöſten Kommanditgeſellſchaft rechtlich in gar keiner 
anderen Weiſe fortgeführt werden konnte. Vollends darin 
eine Erklärung zu finden, daß das Geſchäft der Geſellſchaft 
von den Erben des Komplementars als ein eignes über⸗ 
nommen werde, dazu würden jene Worte bei weitem nicht 
ausreichen. Q. c. S., U. v. 21. Okt. 09, 477/08 VI. — 
Dresden. 

55. § 430 HGB. Frachtvertrag. Teilweiſe Vernichtung 
eines im Druck befindlichen Adreßbuchs auf der Reiſe. Be⸗ 
rechnung des „Gemeinen Wertes“. 

Durch Vertrag vom November 1899 mit dem Verlags⸗ 
buchhändler W. in L. hatte die Klägerin den Druck eines 
Handels⸗ und Gewerbeadreßbuchs für das Königreich Sachſen 
in 500 Exemplaren nach dem ihr übergebenen Manuffript über: 
nommen. Im September 1900 ſandte ſie die von ihr bis 
dahin hergeſtellten 14 ½¼ Druckbogen durch den Beklagten nach 
L. Auf dem Transporte wurden die in einem Ballen zuſammen⸗ 
gepackten Druckbogen dadurch beſchädigt und unbrauchbar 
gemacht, daß aus einem im gleichen Wagen mitverladenen Faſſe 
Rotwein Wein auslief und in den Ballen eindrang. In einem 
früheren Prozeſſe mit dem Verlagsbuchhändler W. wurde die 
Klägerin, der der Beklagte infolge Streitverkündung als Neben⸗ 
intervenient beigetreten war, zum Schadenserſatz verurteilt und 
die Höhe des Schadens auf 3105 &&, als Handelswert der 
500 Exemplare — wovon jedoch die Druckkoſten der Klägerin 
mit 1003,30 & und eine bereits geleiſtete Abſchlagszahlung 
von 500 & abgezogen worden — und 1023 & als Verluſt 
des W. an den Einnahmen für Inſerate und Firmenfettdrucke 
feſtgeſetzt. Mit der gegenwärtigen Klage verlangt die Klägerin 
von dem Beklagten auf Grund des Transportvertrages Erſatz 
des vollen Schadens mit der Begründung, daß die Beſchädigung 
des Frachtgutes durch grobe Fahrläſſigkeit der Leute des Be⸗ 
klagten ſei herbeigeführt worden. Sie berechnet den Schaden 
auf den im Vorprozeſſe feſtgeſetzten Betrag von zuſammen 
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4128,90 &. Der Beklagte beftreitet jede Fahrläſſigkeit feiner 
Leute und lehnt deshalb den vollen Schadenserſatz ab. Er will 
der Klägerin nur zum Erſatze der Herſtellungskoſten und der 
Frachtauslagen von 8,70 & verpflichtet ſein. Die erſte Inſtanz 
bat den Beweis des Verſchuldens als nicht geführt angeſehen, 
auf Grund des Sachverſtändigen⸗ Gutachtens die Herſtellungs⸗ 
koſten auf 903,75 & feſtgeſetzt, darin den gemeinen Wert der 
beſchädigten Druckbogen gefunden und deshalb unter Abweiſung 
der Mehrforderung den Beklagten zur Zahlung von 912,45 4 
verurteilt. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Verfehlt iſt auch der Reviſionsangriff, der den Vorwurf erhebt, 
daß der Rechtsbegriff des „gemeinen Werts“ verkannt worden 
ſei. Das BG. lehnt die von der Klägerin verlangte höhere 
Bewertung ab, für welche nach der Berufungsbegründung 
geltend gemacht war und jetzt von der Reviſion geltend gemacht 
wird, daß ſich der Wert der Druckbogen keineswegs in dem 
bloßen Werte des Rohſtoffes und der Druckarbeit erſchöpfe, 
welcher vielmehr nur von nebenſächlicher Bedeutung ſei, ſondern 
vor allem auch den Wert der zur Herſtellung des Manuffripts 
erforderlichen, in den Druckbogen verkörperten und durch deren 
Vernichtung völlig wertlos gewordenen Aufwendung von Koſten 
und geiſtiger Arbeit umfaſſe. Das BG. meint, das alles dies 
mit dem gemeinen Wert der Sendung nichts zu tun habe und 
begründet ſeine Anſicht mit der Erwägung, der gemeine Wert 
einer Sache werde dargeſtellt durch den Nutzen, welchen ſie jedem 
Beſitzer gewähren könne, vorliegend aber ſei es ausgeſchloſſen, 
daß dieſer Nutzen den Betrag der berückſichtigten Koſten über: 
ſteige, zumal es ſich dabei nur um das Bruchſtück eines Adreß⸗ 
buchs gehandelt habe. Der Standpunkt des BG. entſpricht 
dem Recht und beruht insbeſondere nicht auf einer irrigen Auf⸗ 
faſſung des Begriffs des gemeinen Werts. (Wird ausgeführt.) 
G. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 13. Nov. 09, 553/08 I. 
— Eöln. | 

Verſicherungsrecht. 

56. Entſchuldigung wegen nicht rechtzeitiger durch die 
Police vorgeſchreibener Anzeige.] 

Die Klägerin zu 1 hatte durch Police Nr. 44770 vom 
15. Juli 1897 ihre Beamten bei der Beklagten gegen Unfall 
verſichert. Der Kläger R. zu 2, der bei der Klägerin zu 1 
als Chemiker angeſtellt war, hatte ſich außerdem durch Police 
Nr. 147456 vom 23. Januar 1902 bei der Beklagten gegen 
Unfall verſichert. Anfang Oktober 1902 ſtieß Kläger zu 2 im 
Laboratorium beim Bücken mit der Stirn an die Ecke eines 
Tiſches. Es zeigte ſich alsbald oberhalb des linken Auges 
eine blutunterlaufene Stelle; auch traten ſofort Schmerzen am 
linken Auge ein. Am 28. Januar 1903 ſtellte ſodann der 
Naſenarzt Dr. St. eine Stirnhöhlenentzündung feſt, die eine 
Operation erforderlich machte. Mittels Schreibens vom 
31. Januar 1903 zeigten beide Kläger den Unfall bei der 
Generalagentur der Beklagten an. Da dieſe eine Entſchädigung 
ablehnte, ſtellten Kläger in erſter Inſtanz den Antrag, feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, an die Klägerin zu 1 
aus der Police vom 15. Juli 1897, an den Kläger zu 2 aus 
der Police vom 23. Januar 1902 die durch ein Schieds⸗ 
gericht zu ermittelnde Entſchädigung für dauernde teilweiſe 
Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit, ferner an den Kläger zu 2 
aus der Police vom 23. Januar 1902 die ebenfalls durch ein 
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Schiedsgericht zu ermittelnde Tagesentſchädigung während eines 
Zeitraumes von 200 Tagen zu zahlen. Das BG. wies die 
Klage ab, das RG. hob auf: A. Anſpruch des Klägers zu 2 
aus der Police vom 23. Januar 1902. Der BerR. hält den 
Anſpruch wegen Zuwiderhandlung des Klägers gegen § 12 
Abſ. 3 und 4 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen für 
verwirkt. Nach § 12 Abſ. 3 iſt die Geſellſchaft in keinem 
Falle zu irgendeiner Entſchädigung verpflichtet, wenn nicht 
innerhalb 30 Tagen nach ſtattgehabtem Unfalle die in Abſ. 1 
vorgeſchriebene Anzeige bei der Direktion der Geſellſchaft bezw. 
der Generalagentur eingegangen iſt, es ſei denn, daß der 
Verſicherungsnehmer wegen phyſiſcher Unmöglichkeit den Unfall 
weder ſelbſt anmelden, noch einen anderen mit der Anmeldung 
beauftragen konnte. Nach Abſ. 4 läuft die Friſt, wenn Fälle 
der unverſchuldeten Verhinderung nachgewieſen werden, von 
dem Tage an, an welchem die Verhinderung aufgehört hat. 
Im vorliegenden Fall hat der Kläger zu 2 geltend gemacht, 
daß er erſt Ende Januar 1903 durch den Dr. St. Kenntnis 
davon erhalten habe, daß möglicherweiſe ein entſchädigungs⸗ 
pflichtiger Unfall vorliege, und daß er ſelbſt das nicht früher 
habe erkennen können. Es fragt ſich zunächſt, ob dieſe Be⸗ 
hauptung gegenüber der Beſtimmung in Abſ. 3 erheblich iſt. 
Der BerR. hat das angenommen und dem iſt beizutreten. 
Allerdings handelt es ſich hiernach nicht um einen Fall der 
phyſiſchen Unmöglichkeit, denn dabei iſt offenbar nur an Unfälle 
gedacht, die ſo ſchwer ſind, daß ſie den Verletzten an der An⸗ 
zeige verhindern, nicht aber an ſolche, die wegen Nichterkenn⸗ 
barkeit ihrer Folgen zunächſt unbeachtet bleiben dürfen. Wie 
das RG. aber ſchon früher angenommen hat (vgl. IW. 06, 1772), 
iſt dem Falle der phyſiſchen Unmöglichkeit der Fall gleich⸗ 
zuſtellen, wo es dem Verletzten unmöglich iſt, zu erkennen, daß 
die aufgetretenen Geſundheitsſtörungen mit einem Unfall im 
Zuſammenhange ſtehen. R. hat behauptet, daß er am 12. De⸗ 
zember 1902, alſo an dem Tage, mit welchem nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BerR. die Anzeigepflicht ablief, den Augenarzt 
Dr. F. aufgeſucht, und daß dieſer ihm nach vorgenommener 
Unterſuchung geſagt habe, die Kopfſchmerzen rührten nicht von 
dem Stoße her, ſondern wären neuralgiſcher Natur. Dieſe 
Entſchuldigung verwirft der BerR. Er hält für erwieſen, daß 
R. ſchon vor dem 12. Dezember 1902 erkannt habe, daß es 
ſich um einen möglicherweiſe unter die Verſicherung fallenden 
Unfall handelte, und zwar folgert er das daraus, daß R. nach 
dem Atteſte des Dr. F. vom 14. Februar 1903 dieſem bei 
jenem Beſuche mitgeteilt hatte, er habe vor etwa 11 Wochen 
einen Stoß gegen die linke Kopfhälfte über dem Auge erlitten 
und leide infolgedeſſen an Kopfſchmerz, und daß er in ſeinem 
Schreiben vom 30. Januar 1903 angegeben hat, er habe dem 
Dr. F. über den vermeintlichen Grund ſeines Leidens, nämlich 
den Stoß, Mitteilung gemacht. Auch wenn Kläger erſt am 
letzten Tage der Friſt, entgegen ſeiner bisherigen Auffaſſung, 
die Überzeugung erlangte, daß ſein Leiden mit dem Unfall in 
keinem Zuſammenhange ſtehe, und wenn er daraufhin die An⸗ 
zeige unterließ, ſo lag ein Fall der unverſchuldeten Verhinderung 
im Sinne des Abſ. 3 vor. Die Tatſache, daß Kläger früher 
eine andere Auffaſſung gehabt hatte, kann zwar für die Frage 
von Wichtigkeit ſein, ob die Diagnoſe des Dr. F. geeignet war, 
ihm die feſte Aberzeugung vom Gegenteil zu verſchaffen; wird 
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dieſe Frage aber bejaht, ſo kommt die frühere Auffaſſung nicht 
mehr in Betracht. Wenn der Kläger irrtümlich annahm, daß 
nach der Diagnoſe des Dr. F. ein Zuſammenhang zwiſchen 
ſeinem Leiden und dem Unfall ausgeſchloſſen war, ſo kann doch 
die wahre Sachlage nicht als Beweismoment gegen das Vor⸗ 
handenſein jener Überzeugung verwertet werden. Der BerR. 
hat ausgeführt, es hätte dem Kläger doch jedenfalls einige 
Zeit nach dem Beſuche bei Dr. F. und zwar ſpäteſtens nach 
vierzehn Tagen erneut zum Bewußtſein kommen müſſen, daß 
möglicherweiſe ein entſchädigungspflichtiger Unfall vorlag, ein⸗ 
mal im Hinblick auf das, was voraufgegangen, ſodann, weil 
die F. ſche Behandlung erfolglos geblieben war. Wäre dieſe 
Erwägung zutreffend, ſo würde die Anzeige vom 31. Januar 
1903, die beim Generalagenten der Beklagten erſt am 2. Fe⸗ 
bruar 1903 einging, allerdings immer noch als verſpätet an⸗ 
zuſehen ſein. Jene Erwägung muß aber beanſtandet werden. 
Sie ſtellt an die Sorgfalt, die Kläger nach Treu und Glauben 
der Beklagten gegenüber zu beobachten hatte, zu große An⸗ 
forderungen und beruht auf einer Überſpannung des Schuld⸗ 
begriffs. Das gilt insbeſondere von der weiteren Ausführung, 
Kläger habe nunmehr allen Grund gehabt, der Diagnoſe des 
Dr. F. zu mißtrauen; aus der Fortdauer der Gründe, die ihm 
(anfänglich) die Aberzeugung von einem möglichen Zuſammen⸗ 
hange zwiſchen Stoß und Kopfſchmerzen verſchafft hätten, habe 
er entnehmen müſſen, daß ſeine urſprüngliche Annahme zu⸗ 
treffend fein konnte. Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, 
warum die einmal erlangte Überzeugung bloß durch den Um⸗ 
ſtand, daß die F.ſche Behandlung nach 14 Tagen noch nicht 
zu einer Beſſerung geführt hatte, wieder hätte erſchüttert werden 
müſſen, zumal wenn berückſichtigt wird, daß das Leiden zur 
Zeit des Beſuches bei Dr. F. doch ſchon einen Monat beſtanden 
hatte. Das Fehlſchlagen der Kur brauchte jedenfalls nicht not⸗ 
wendig ſeinen Grund in einer falſchen Diagnoſe zu haben und 
dem Kläger würde deshalb nicht ohne weiteres ein Vorwurf 
zu machen ſein, wenn er nach 14 Tagen die Diagnoſe noch 
immer für richtig hielt. B. Anſpruch aus der Police vom 
15. Juli 1897. Die dieſen Punkt betreffenden Ausführungen 
des BerR. ſind gleichfalls nicht durchweg bedenkenfrei. Zu⸗ 
nächſt kann ſeiner Annahme, daß es ſich bei der hier vor⸗ 
liegenden Kollektivverſicherung um einen Vertrag zugunſten 
Dritter gehandelt habe, nicht beigetreten werden. Alles, was 
in dieſer Beziehung angeführt wird, beweiſt mehr nicht, als 
daß die Klägerin zu 1 die Verſicherung im Intereſſe ihrer 
Beamten nehmen wollte, aber nicht, daß ſie die Verſicherung 
in dem Sinne hätte nehmen wollen, daß die Beamten durch 
ihren Beitritt den Anſpruch auf Zahlung der Verſicherungs⸗ 
entſchädigung erwerben konnten. Vgl. RG. 60, 141. Es 
braucht jedoch hierauf nicht weiter eingegangen zu werden, da 
die Entſcheidung nicht davon abhängt. Insbeſondere iſt der 
Prinzipalantrag der Klägerin zu 1 nicht davon abhängig, daß 
kein Vertrag zugunſten Dritter vorliegt. Denn ſelbſt wenn der 
Anſpruch aus der Kollektivpolice dem Kläger zu 2 zuſtände, 
würde doch dem Amtrage auf Zahlung an die Klägerin zu 1 
entſprochen werden können, weil der Kläger zu 2 durch ſeinen 
Beitritt zur Klage und zu dem von der Klägerin zu! geſtellten 
Antrage zu erkennen gegeben hat, daß er mit der Zahlung an 
die Klägerin zu 1 einverſtanden iſt. Was aber die Unfall⸗ 
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anzeige anbelangt, ſo liegt die Sache in jedem Falle, mag ein 
Vertrag zugunſten Dritter anzunehmen ſein oder nicht, ſo, daß 
die Klägerin zu 1 die unverſchuldete Verhinderung im Sinne 
des $ 12 nicht nur in der Perſon des Klägers zu 2, ſondern 
auch in der Perſon ihres Vertreters nachzuweiſen hat. Auch 
für die Klägerin zu 1 lief die Anzeigefriſt vom Eintritt des 
Unfalls, denn ſie war die Verſicherungsnehmerin. Es war 
deshalb ihre Sache, die nötigen Einrichtungen und Vorkehrungen 
zu treffen, daß ſie von etwaigen Unfällen rechtzeitig Kenntnis 
erhielt. Aber auch das Verhalten des Klägers zu 2 war von 
Erheblichkeit; es konnte unmöglich Wille der Beklagten geweſen 
ſein, daß ein Anſpruch auf die Entſchädigung auch dann 
begründet ſein ſollte, wenn die Perſon, in deren Intereſſe die 
Verſicherung genommen war, das Unterbleiben der rechtzeitigen 
Anzeige verſchuldet hatte. Bei gegenwärtiger Sachlage beſteht 
jedoch kein Grund zu der Annahme, daß die Klägerin zu 1 
für die Verſpätung der Anzeige verantwortlich gemacht werden 
könnte. Was aber den Kläger zu 2 anbelangt, ſo gilt auch 
hier das unter 4 Ausgeführte. H. und R. c. A., U. v. 
19. Nov. 09, 26/09 VII. — Berlin. 

57. Bedeutung des angeblichen Verſchuldens des Eigen⸗ 
tümers und Führers eines Flußſchiffes während der Führung.] 

Der Kläger iſt Eigentümer des eiſernen Kahnes „Friederike“ 
und hat dieſen laut „Verſicherungs⸗-Police auf Casco“ vom 
5. Mai 1905 für Beſchäftigung und Aufenthalt auf der Ober⸗ 
elbe und deren Nebenflüſſen und Kanälen mit Einſchluß der 
Oder verſichert. Unter eigner Führung des Klägers traf der 
Kahn mit einer Zuckerladung in Hamburg ein. Nach teilweiſer 
Löſchung ließ man ſich über die Elbe ſchleppen, um den Reſt 
der Ladung im Kuhwerderhafen abzugeben. Auf dieſer Fahrt 
brach der Kahn durch, indem die Platten an beiden Seiten 
riſſen. Der Kläger nimmt die Beklagte aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage auf Entſchädigung in Anſpruch. Das LG. hat den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Berufung 
und Reviſion wurden zurückgewieſen: Geſtützt wird das Rechts⸗ 
mittel ausſchließlich auf die Beurteilung des andern Einwandes 
der Beklagten, der ſich auf § 3 Nr. 2 der Beding. gründet. 
Hier wird geſagt, daß dem Verſicherer Schäden nicht zur Laſt 
fallen, die „durch Verſchulden der Verſicherten“ entſtanden ſeien. 
Hinzugefügt aber wird: „Dem Verſicherten, welcher ſein Schiff 
ſelbſt führt, ſoll jedoch die fehlerhafte Führung desſelben un⸗ 
präjudizierlich ſein (es ſei denn, daß ihm eine bösliche 
Handlungsweiſe zur Laſt fällt), ſofern er für die betreffende 
Fahrt ein Patent beſitzt oder ihm die Schifsführung behördlich 
geſtattet iſt.“ Daß der Kläger zur Zeit des Unfalls ſein Schiff 
ſelbſt führte, und daß ihm eine bösliche Handlungsweiſe nicht 
zur Laſt fällt, iſt außer Streit. Auch hat das OLG. feſt⸗ 
geſtellt, daß er ein Patent „für die betreffende Fahrt“, d. h. 
für Kahnfahrten auf der Oberelbe und deren Nebenflüſſen uſw. 
batte. In Frage ſteht demnach lediglich, ob ſich der zu unter: 
ſtellende Fehler des Klägers, wie das OLG. annimmt, als eine 
„fehlerhafte Führung des Schiffes“ im Sinne der Verſicherungs⸗ 
bedingungen darſtellt. Der angezogene Nachſatz hat, wie auch 
das Ox G. erwähnt, den Zweck, daß der Kleinſchiffer, der fein 
Schiff ſelbſt führt, nicht gegenüber dem Großunternehmer, der 
nur mit angeſtellten Schiffern fahren läßt, benachteiligt werden 
ſoll. Unfälle, die durch ein Verſchulden der Schiffsbeſatzung 


39. Jahrgang. 


berbeigeführt ſind, gehen bei der Transportverſicherung grund⸗ 
ſätzlich zu Laſten des Verſicherers (vgl. HGB. § 820 Nr. 6): 
Das Verſchulden der Beſatzung kann dem Verſicherten nicht 
als eigenes Verſchulden angerechnet werden. Dieſer Grundſatz 
ſoll auch beim Kleinſchiffer zur Anwendung gelangen: inſoweit 
er als Schiffsführer gehandelt hat, iſt davon abzuſehen, daß er 
zugleich ſelbſt der Verſicherte iſt. Der Grundſatz hat Ver⸗ 
wandtſchaft mit der Beſtimmung in § 4 Abſ. 2 Satz 2 
Binnen SchG. und hat auch in § 130 Reichs. über den 
Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 263) 
Aufnahme gefunden. Seine Anwendung erfordert eine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen ſolchen Handlungen, die der Schiffer „bei der 
Führung des Schiffes“, d. h. als nautiſcher Dirigent der Fahrt, 
vornimmt, und ſolchen, die er als geſchäftlicher Vertreter des 
Schiffseigners vornimmt. So wenig der Großunternehmer es 
ablebnen kann, auf dieſem zweiten Gebiete die Handlungen ſeines 
Schiffers auch dem Verſicherer gegenüber zu vertreten, ſo wenig 
bedarf hier auch der Kleinſchiffer eines Schutzes. Vgl. Gerhard, 
Komm. zum Geſetz über den Verſicherungsvertrag zu $ 130 
(S. 516), wo auch die Begründung zu dem Geſetzentwurfe mit⸗ 
geteilt iſt. Die Abgrenzung zwiſchen Handlungen des Schiffers, 
die dem Gebiete der nautiſchen Leitung, und ſolchen, die dem 
Gebiete der geſchäftlichen Vertretung des Schiffseigentümers 
angebören, hat auf dem Boden des Seeverſicherungsrechtes die 
Gerichte wiederholt beſchäftigt. Bei Voigt, |. VerſR. S. 406f., 
findet fih die einſchlagende Rechtſprechung zuſammengeſtellt. 
Die dort entwickelten Regeln find auch hier zur Anwendung zu 
bringen. Danach beſtimmt ſich die Entſcheidung nach Ort, 
Zeit und ſonſtigen Umſtänden der Tätigkeit, nicht aber danach, 
ob der Schiffer nur allgemeinen Zweckmäßigkeitserwägungen zu 
folgen oder techniſche Kenntniſſe anzuwenden hat. Was er bei 
oder während der Fahrt zu deren Beendigung an nautiſchen 
Maßregeln zu beſchließen und ſelbſt oder durch andere Schiffs⸗ 
angeſtellte auszuführen hat, gehört zu den Pflichten des 
nautiſchen Leiters. Dagegen wird zu den Adminiſtrations⸗ 
bandlungen alles gerechnet, was außer der eigentlichen Fahrt 
fur den Zweck der Transportunternehmung zu leiſten iſt. Hierzu 
gehört der Regel nach auch die Ausrüſtung des Schiffes und 
die Verſtauung der Ladung im Abgangshafen. Dennoch würde 
es rechtsirrtümlich ſein, wenn das OLG. der Meinung geweſen 
ſein ſollte, alles was die Verſtauung der Ladung angehe, falle 
in den Bereich der nautiſchen Leitung. Insbeſondere wäre es 
verfehlt, ſämtliche Obliegenheiten des Schiffers, die § 8 
Binnen SchG. aufzählt, ohne weiteres dieſem Gebiete zuzu⸗ 
ſcbreiben, wie dies anſcheinend die Meinung des OLG. iſt. 
Gleichwohl können dieſe Bedenken nicht zur Aufhebung des 
Urteils führen. Denn im vorliegenden Falle bezieht ſich der 
dem Kläger vorgeworfene Mißgriff nicht auf Maßnahmen, die 
ſich auf die Vorbereitung der Transportunternehmung bezogen. 
Die Verſtauung der Ladung im Abgangshafen wird nicht be⸗ 
anſtandet. Es handelt ſich nur darum, ob der Kläger beim 
Anlaufen der verſchiedenen Liegeplätze im Hamburger Hafen, 
wo die Entlöſchung vorgenommen werden ſollte, nautiſch richtig 
gebandelt hat, ob er insbeſondere ohne Umſtauung der Reſt⸗ 
ladung weiterfahren durfte, nachdem er an den erſten beiden 
riegeſtellen 1850 Sack abgegeben und dabei einen der mittleren 
Laderäume völlig geleert hatte. Es muß mit dem OLG. an⸗ 
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genommen werden, daß die Entſcheidung hierüber lediglich dem 
Gebiete der nautiſchen Leitung im Sinne der angezogenen ver⸗ 
traglichen und geſetzlichen Beſtimmungen angehört, und nicht 
dem Gebiete der geſchäftlichen Vertretung. War es, wie hier 
unterſtellt werden muß, nautiſch verkehrt, den Kahn ohne vorher 
zu trimmen über die Elbe ſchleppen zu laſſen, ſo lag darin 
eine „fehlerhafte Führung des Schiffes“, die nach den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen als „unpräjudizierlich“ zu gelten hat. 
N. c. P., U. v. 15. Nov. 09, 485/08 I. — Hamburg. 

58. Der Wunſch der Verſicherungsgeſellſchaft, die Ent⸗ 
ſchädigungsfrage bis zum Abſchluß einer ſtrafgerichtlichen Unter⸗ 
ſuchung aufzuſchieben, enthält einen Verzicht auf die Ver⸗ 
wirkungseinrede.] . 

Nach § 11 Abſ. 4 der den ftreitigen Verſicherungsverträgen 
zugrunde gelegten „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ 
der Beklagten ſind „alle nicht innerhalb ſechs Monaten nach 
dem Brande entweder ihrem Betrage nach von der Geſellſchaft 
ſchriftlich und vorbehaltlos anerkannten oder durch Klage bei 
dem zuſtändigen Gericht und deren Zuſtellung geltend gemachten 
Anſprüche auf Entſchädigung ... durch den bloßen Ablauf 
jener Friſt erloſchen.“ Die Friſt iſt durch eine ſpätere „Er⸗ 
klärung zu den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ auf ein 
Jahr verlängert worden. Die vorliegende Klage iſt erſt im 
Januar 1908, alſo länger als ein Jahr nach dem am 
19. Juli 1906 erfolgten Brande, erhoben worden. Die hierauf 
gegründete Verwirkungseinrede der Beklagten iſt aber vom BG. 
verworfen worden, und der dagegen gerichtete Reviſionsangriff 
geht fehl: Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die gegen den 
klagenden Ehemann wegen des Betrugsverſuchs, deſſen er ſich 
gegen die Beklagte bei der Schadensfeſtſtellung nach Behauptung 
der Beklagten ſchuldig gemacht haben ſoll, eröffnete Vorunter⸗ 
ſuchung an ſich kein Hindernis bildete, die Entſchädigungsklage 
vor Ablauf der Ausſchlußfriſt zu erheben. Das iſt aber für 
die Beurteilung der Verwirkungseinrede nicht entſcheidend. 
Auf das Schreiben vom 18. Dezember 1906, worin die klagende 
Ehefrau von der Beklagten die Schadensregelung verlangte, 
hat die Beklagte in ihrem an den klagenden Ehemann gerichteten 
Schreiben vom 19. desſelben Monats erwidert: ſie könne „vor⸗ 
läufig noch keine Entſcheidung treffen .. . , da die ſeitens der 
Staatsanwaltſchaft eingeleiteten Ermittelungen noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen“ ſeien. Damit gab die Beklagte ihren Wunſch 
kund, die Entſchließung über Gewährung oder Ablehnung der 
Entſchädigung bis zum Abſchluſſe des Unterſuchungsverfahrens 
aufzuſchieben. Dieſer Wunſch konnte freilich die Kläger nicht 
binden. Fügten ſie ſich ihm aber und kam es darüber zum 
Ablaufe der vertragsmäßigen Ausſchlußfriſt, ſo kann es nach 
den Grundſätzen der im Verkehr erforderlichen Treue und 
Redlichkeit der Beklagten nicht geſtattet werden, dieſe von ihr 
ſelbſt herbeigeführte oder jedenfalls mit herbeigeführte Tatſache 
als Grundlage für die Verwirkungseinrede zu benutzen. Ob 
man in dem erwähnten Briefwechſel geradezu eine die urſprüng⸗ 
liche Vertragsbeſtimmung aufhebende Vereinbarung finden kann, 
mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls haben die Kläger, indem 
ſie mit der Erhebung der Klage warteten, bis das Straf⸗ 
verfahren zum Abſchluß und dies zu ihrer Kenntnis kam, nach 
dem Schreiben der Beklagten vom 19. Dezember 1906 darauf 
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Rechtsverluſt werde herleiten wollen. Die Sache liegt nicht 
weſentlich anders, als wenn die vertragsmäßig beſtimmte Klage⸗ 
friſt über Vergleichsverhandlungen zwiſchen Verſicherer und 
Verſicherungsnehmer verſtreicht. Für Fälle ſolcher Art hat 
das RG. ſchon wiederholt die Berufung auf die Ausſchlußfriſt 
als mit Treu und Glauben nicht vereinbar bezeichnet. Das 
iſt auch bei der gegenwärtigen Sachlage der entſcheidende 
Geſichtspunkt. Ohne Bedeutung iſt hierbei das am 14. Januar 1907 
bei der Saatsanwaltſchaft eingegangene Schreiben des klagenden 
Ehemanns an dieſe Behörde. Wenn dort zur Begründung der 
vorgetragenen Bitte um Beſchleunigung der Unterſuchung an⸗ 
geführt wird, daß „nach ein paar Tagen der Anſpruch auf 
Entſchädigung verfloſſen“ ſei, und wenn dabei auf die (von 
dem Schreibenden noch als maßgebend angeſehene) ſechsmonatige 
Friſt hingewieſen wird, ſo iſt hieraus allerdings zu entnehmen, 
daß der klagende Ehemann ſich des Beſtehens der Friſt⸗ 
beſtimmung und der durch den Vertrag mit dem Friſtablaufe 
verbundenen Rechtsfolge bewußt war. Hierdurch und dadurch, 
daß er die Friſtbeſtimmung dazu benutzte, auf Beſchleunigung 
des Strafverfahrens hinzuwirken, werden aber die vorhin dar⸗ 
gelegten Rechtsfolgen, die ſich aus dem Briefwechſel vom 
18. und 19. Dezember 1906 ergeben, völlig unberührt gelaſſen. 
Zum Abſchluß iſt das Strafverfahren durch den Gerichtsbeſchluß 
vom 25. Juni 1907 gekommen, durch den der klagende Ehe⸗ 
mann außer Verfolgung geſetzt wurde. Damals war die ein⸗ 
jährige Klagefriſt noch mehrere Wochen vor ihrem Ablaufe. 
Der genannte Beſchluß iſt aber dem klagenden Ehemann erſt 
am 20. Dezember 1907, lange nach Ablauf der Friſt, zugeſtellt 
worden. Daß etwa die Verzögerung der Zuſtellung durch ein 
Verſchulden der Kläger herbeigeführt worden wäre, iſt nicht 
behauptet. Vom 20. Dezember 1907 ab gerechnet, iſt die Er⸗ 
hebung der Klage, wie von der Beklagten ſelbſt nicht in Frage 
geſtellt iſt, unverzüglich ($ 121 BGB.) erfolgt. Mit Recht iſt 
hiernach die Anwendung der Verwirkungsklauſel des § 11 Abſ. 4 
der „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ vom BG. abgelehnt 
worden. T. c. F., U. v. 16. Nov. 09, 62/09 VII. — Düſſeldorf. 
59. Nicht rechtzeitige Zahlung der Prämie.] 

Nach 8 2 Abſ. 5 der dem ſtreitigen Verſicherungsvertrage 
zugrunde gelegten „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ der 
Beklagten wird „für die Entrichtung der Prämien und Prämien⸗ 
raten an den in der Police beſtimmten Terminen .... je eine 
von dieſen ab laufende dreißigtägige Nachfriſt eingeräumt“. 
Die Zahlung hatte nach der ausdrücklichen Beſtimmung im 
Verſicherungsſchein an die Beklagte „in deren Bureau zu F.“ 
zu erfolgen; ſie bildete alſo vertragsgemäß eine Bringſchuld. 
Nach § 2 Abſ. 6 a. a. O. iſt, wenn die Prämie oder Prämien⸗ 
rate innerhalb der erwähnten dreißig Tage nicht entrichtet iſt, 
„der Verſicherungsvertrag ohne weiteres von ſelbſt erloſchen“. 
In Anwendung dieſer Vertragsbeſtimmung hat das BG. den 
Klageanſpruch verworfen. In Betracht kommen aber folgende 
Umſtände: 1. Der Kläger hatte geltend gemacht, daß im 
März 1906 der Prokuriſt der Beklagten dem Verſicherungsnehmer 
für die Zukunft die Abholung der Prämien zugeſagt habe. 
2. Nachdem die letzte Prämie am 20. März 1907 fällig 
geworden und auch die dreißigtägige Zahlungsfriſt abgelaufen 
war, hat der Verſicherungsnehmer am 24. April 1907 durch 
den Fernſprecher bei der Beklagten an die Abholung der Prämie 


M1. 1910. 


erinnern laſſen, worauf erwidert wurde, die Sache werde er⸗ 
ledigt werden, der Kaſſierer werde vorbeikommen. Dies nimmt 
das BG. als erwieſen an. 3. Die Abholung der Prämie iſt 
unſtreitig am 26. April 1907 von der Beklagten tatſächlich 
auch verſucht worden, indem ihr Kaſſenbote an dieſem Tage 
die Prämienquittung zur Einlöſung vorlegte, ohne jedoch Zahlung 
zu erlangen; vom Kläger iſt aber behauptet worden, daß der 
Kaſſenbote hierbei erklärt habe, er werde wieder vorſprechen. — 
Der Unterſuchung bedarf die Frage, ob nicht aus der bereits 
feſtgeſtellten Tatſache zu 2 und aus den Tatſachen zu 1 und 3, 
wenn ſie ebenfalls feſtgeſtellt werden, für die Zahlungsſäumnis 
des Verſicherungsnehmers eine Entſchuldigung entnommen 
werden kann. Wenn der Verſicherungsnehmer im Hinblick auf 
die behauptete Zuſage des Prokuriſten und ſpäter im Hinblick 
auf die durch den Fernſprecher empfangene Mitteilung und auf 
die behauptete Erklärung des Kaſſenboten es unterließ, die 
fällige Prämie in das Bureau der Beklagten zu überbringen 
oder zu überſenden, ſo muß geprüft werden, ob Umſtände vor⸗ 
liegen, die die Annahme begründen, daß es nicht wider Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte verſtößt, wenn 
die Beklagte aus dieſem auf Vertrauen gegen ihre Angeſtellten 
beruhenden Verhalten einen Einwand gegen die ſonſt begründete 
Forderung herleiten will. Behauptet war ferner, daß die Be⸗ 
klagte durch die am 30. April 1907 erfolgte Annahme der 
rückſtändigen Prämie auf den Einwand, die Verſicherung ſei 
erloſchen, verzichtet habe. Der rechtliche Geſichtspunkt, unter 
den ein ſolcher Verzicht zu bringen wäre, würde der eines 
Vertrages über Nichterhebung jenes Einwands ſein (pactum de 
non excipiendo). Die Annahme eines den Einwand gegen⸗ 
über dem bereits eingetretenen Verſicherungsfall aus— 
ſchließenden Verzichtswillens iſt aber ohne weiteres von der 
Hand zu weiſen, wenn die Beklagte in dem genannten Zeit⸗ 
punkte, wie ſie behauptet, und der Kläger, ſoweit erſichtlich, 
nicht beſtreitet, ohne Kenntnis davon war, daß inzwiſchen der 
Verſicherungsnehmer geſtorben war; die Zahlungsannahme 
findet dann ihre natürliche Erklärung in der Abſicht, wiederum 
wie ſchon in früheren Fällen Nachſicht zu üben und die Ver⸗ 
ſicherung ohne weitere Umſtände fortzuſetzen, wofür ſelbſt⸗ 
verſtändlich kein Raum war, wenn bereits der Tod des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers eingetreten war. Vom Kläger war aber 
weiter behauptet, daß die Beklagte ſpäter, als ſie bereits 
Kenntnis davon hatte, daß der Verſicherungsnehmer vor dem 
30. April 1907 geſtorben war, ſeiner Witwe wie auch dem 
klagenden Nachlaßpfleger erklärt habe, die Verſicherungsſumme 
werde gezahlt werden, wenn die Sterbepapiere beigebracht 
würden. Es iſt wenig wahrſcheinlich, daß die Beklagte, die 
im ganzen vor der letzten Prämie fünf Halbjahrsprämien mit 
zuſammen nicht ganz 1000 & bezogen hatte, ſich unter Verzicht 
auf den ihr nach ihrer Darſtellung zuſtehenden Einwand zur 
Zahlung der vollen Verſicherungsſumme von 10 000 & ſollte 
haben bereit finden laſſen. Gleichwohl iſt nicht zu verkennen, 
daß in den behaupteten Erklärungen, wenn ſie wirklich, und 
von einem befugten Vertreter der Beklagten, abgegeben worden 
ſind, eine Stütze für die Annahme eines Verzichts der gedachten 
Art gefunden werden könnte. Auch nach dieſer Richtung bedarf 
es ſomit der noch ausſtehenden tatſächlichen Feſtſtellungen. 
A. c. F., U. v. 12. Nov. 09, 28/09 VII. — Frankfurt. 
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Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

60. 8 1 Haftpfl®. verb. mit 88 31, 89, 823, 831 
BGB. Berückſichtigung des Verſchuldens eines Neunjährigen? 
Entſchuldigungsbeweis des Geſchäftsherrn.] 

Am 30. Juli 1906 iſt der damals 9 Jahre alte Kläger 
J. U. als er den Bahnkörper einer Nebenbahn auf oder nahe 
bei dem Übergange des nach feinem elterlichen Gutshofe führen⸗ 
den öffentlichen Weges überſchreiten wollte, von einem Schnell⸗ 
zuge überfahren worden, wobei er ſchwer verletzt, insbeſondere 
der rechte Arm ihm vom Rumpfe getrennt wurde. Der Ver⸗ 
letzte und deſſen Vater auch für ſeine Perſon haben den 
Eiſenbahnfiskus auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen. 
Das LG. hat mit Teil- und „Zwiſchenurteil“ vom 8. November 
1907 den Beklagten verurteilt, dem Kläger zu 1, 229,90 # 
nebſt Zinſen zu zahlen, weiter den Anſpruch des Klägers zu 2, 
auf Erſatz des Schadens, den er dadurch erleidet, daß infolge 
der erlittenen Verletzung zeitweiſe oder dauernd ſeine Erwerbs⸗ 
jabigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine Vermehrung 
ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt, „dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt“. Durch Schlußurteil vom 20. November 1907 
ſodann hat das LG. den Kläger zu 2 mit ſeiner Klage, ſoweit 
ſie auf Erſatz des immateriellen Schadens geht, abgewieſen. 
Gegen das erſtangeführte Urteil iſt vom Beklagten, gegen das 
Schlußurteil vom Kläger 2, Berufung eingelegt worden. Das 
OLG. hat mit Teilurteil vom 15. Juni 1908 die Berufung 
des Beklagten gegen das Urteil des LG. vom 8. November 1907 
zurückgewieſen und den Beklagten verurteilt, dem Kläger zu 1 
weitere 80,50 & zu zahlen, ſodann durch Urteil vom 17. De⸗ 
zember 1908 die Berufung des Klägers J. U. gegen das 
landgerichtliche Urteil vom 20. November 1907 zurückgewieſen. 
Gegen das Urteil des BG. vom 15. Juni 1908 iſt von dem 
Beklagten, von dem Kläger zu 2 gegen das Schlußurteil vom 
17. Dezember 1908 Reviſion eingelegt worden. Das RG. hob 
beide Urteile auf: A. Zur Reviſion des Beklagten. Der 
Ber R. hat dem jugendlichen Alter des Verletzten in einem 
Maße Rechnung getragen, wie es nicht im Sinne von § 276 
und § 254 BGB. liegt. Daß der Kläger zu 2, bei Begehung 
der fraglichen, ihn gefährdenden Handlung die zur Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſeſſen habe, iſt 
im Bu. zwar nicht ausgeſprochen aber anſcheinend als zweifel⸗ 
los vorausgeſetzt. Für das Fehlen der in § 828 Abi. 2 
BGB. erforderten Einſicht wären die Kläger behauptungs⸗ 
und beweispflichtig. Vgl. RG. Bd. 51 Nr. 7 ©. 30f.; 
Bd. 53 Nr. 39 S. 157f.; Urteil vom 13. Juli 1905 
VI 557/04. Daß der Kläger zu 2, deſſen elterliches Haus 
bart an der Bahn gelegen tft, mit den örtlichen Verhältniſſen 
und dem Verkehre der Eiſenbahnzüge vertraut war, nimmt 
auch das BG. an. Es muß alſo davon ausgegangen werden, 
daß ihm auch die Gefährlichkeit des Aberſchreitens der Geleiſe 
beim Herannahen eines Zuges bekannt geweſen iſt. Richtig iſt 
ſodann, daß die Vorſchrift des $ 276 BGB. (vgl. Abſ. 1 
Satz 2) auch für jugendliche Perſonen, die das ſiebente Lebens⸗ 
jabr vollendet haben, gilt und den Maßſtab für die Frage 
eines Verſchuldens abgibt. An ſich iſt der in §S 276 BGB. 
aufgeſtellte Maßſtab der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ein 
allgemeiner und objektiver. Allerdings iſt es zuläſſig und 
gegebenen Falles geboten, für die Verantwortlichkeit einer 
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ſolchen im Sinne von § 828 BGB. zurechnungsfähigen Perſon 
das jugendliche Alter, die nach der Individualität des be⸗ 
treffenden mehr oder weniger entwickelte Verſtandes reife und 
Erfahrung, wenn nicht für die Frage, ob eine Fahrläſſigkeit 
überhaupt vorliegt, fo doch — im Hinblick auf $ 254 BGB. — 
für die Bewertung des Verſchuldens dem Grade nach zu 
berückſichtigen. Vgl. Urteile des RG. vom 30. April 1903 
VI 454/02, IW. 03 Beil. S. 76 Nr. 175; Urteil vom 
28. Mai 1903 VI 78/03, JW. 03 Beil. S. 101 Nr. 228, 
Eger, Eiſenbahnr. Entſch. Bd. 20 S. 173; Urteil vom 
25. Januar 1908 VI 166/07 bei Warneyer Ergänzungsbd. 1908 
Nr. 314; Urteil vom 23. Mai 1908 RG. Bd. 68 Nr. 102 
S. 422 ff. Allein wenn das BG. mit der Begründung, daß 
an den Neunjährigen nicht dieſelben Anforderungen hinſichtlich 
der anzuwendenden Sorgfalt wie an einen Erwachſenen geſtellt 
werden dürften, im vorliegenden Falle jedes Verſchulden des 
Klägers zu 2, verneint, ſo verkennt es das Maß der Ver⸗ 
antwortung, die im allgemeinen und bei dem Verkehre in der 
Nähe der Eiſenbahn im beſonderen auch einer jugendlichen 
Perſon aufzuerlegen iſt. Hat der Kläger die mit dem Über⸗ 
ſchreiten des Bahngeleiſes verknüpfte Gefahr gekannt, dann 
hat er fahrläſſig gehandelt, wenn er entweder angeſichts des 
heranfahrenden Zuges noch vor dieſem über die Geleiſe zu 
kommen verſuchte oder wenn er es unterließ, ſich vor Betreten 
der Geleiſe nach beiden Seiten umzuſchauen, ſich zu vergewiſſern, 
ob die Strecke frei ſei. Das muß auch ein neunjähriger Junge 
wiſſen und bedenken, zumal wenn er in unmittelbarer Nähe 
der Bahn aufgewachſen iſt. Für den Hergang bei dem Unfalle 
kommt wohl nur die eine oder andere jener Alternativen in 
Betracht, die beide eine Fahrläſſigkeit, wenn auch vielleicht 
von verſchiedenem Grade enthalten würden. Soviel ſteht auch 
nach Annahme des BG. außer Zweifel, daß der Verletzte, 
hätte er nur einen Blick nach rechts (ſüdwärts) auf die Bahn⸗ 
ſtrecke geworfen, den Zug geſehen haben würde. Daß er ſodann 
bei rechtzeitigem Umſchauen in der Lage geweſen wäre, die An⸗ 
näherung an die Geleiſe zu unterlaſſen oder aber die Geleiſe 
noch zur rechten Zeit wieder zu verlaſſen, darf mangels eines 
Anhaltes für das Gegenteil ohne weiteres unterſtellt werden. 
Zwar iſt für ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten an 
ſich der Beklagte beweispflichtig. Aber die Reviſion hat darin 
nicht unrecht, daß jener Beweis zunächſt als geführt anzuſehen 
iſt, wenn nach dem inſoweit feſtſtehenden tatſächlichen Hergang 
der Unfall bei normalem Verlaufe der Dinge ſich nur aus 
einem unvorſichtigen Verhalten des Verletzten erklären läßt. 
(Vgl. RG. Bd. 38 Nr. 142 S. 162 f., IW. 05, 696°; 
09, 42935.) Der vom BG. zugunſten des Klägers zu 2 be⸗ 
rückſichtigte Umſtand, daß er von dem Gedanken an das augen⸗ 
blicklich erſtrebte Ziel ganz in Anſpruch genommen, auf die 
außerhalb dieſes Gedankenkreiſes liegenden Ereigniſſe und Zu⸗ 
ſtände der Umwelt wenig geachtet haben werde, vermag die 
Handlungsweiſe des Knaben wohl zu erklären, aber nicht voll⸗ 
ſtändig zu entſchuldigen. In der Sache ſelbſt kann eine End⸗ 
entſcheidung zurzeit noch nicht getroffen werden. Vielmehr 
würde bei Annahme eines mitwirkenden eigenen Verſchuldens 
des Verletzten eine Abwägung gemäß § 254 BGB. vorzu⸗ 
nehmen ſein. Abzuwägen wären hier gegeneinander auf der 
einen Seite das Verſchulden des Klägers zu 2, nach ſeiner 
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kauſalen und ſubjektiven Bedeutung, unter Berückſichtigung der 
auf Rechnung des jugendlichen Alters kommenden Umſtände, 
auf der anderen Seite die Betriebsgefahr der Eiſenbahn an 
ſich und diejenigen Momente, wodurch etwa im vorliegenden 
Falle die Betriebsgefahr über das gewöhnliche Maß hinaus 
geſteigert worden ſein mag. In der letzteren Richtung könnten 
möglicherweiſe die — freilich bisher nicht erwieſenen — Be⸗ 
hauptungen der Kläger in Betracht kommen, daß von dem 
Zuge aus kein Läuteſignal gegeben worden, und daß an der 
betreffenden Stelle (trotz mangelnder Abſchrankung des Über⸗ 
wegs) zu raſch gefahren worden ſei. B. Die Reviſion des 
Klägers J. U. betreffend. Die Einwendungen der Reviſion 
gehen inſofern fehl, als dabei die Haftpflicht aus §S 831 BGB. 
von derjenigen aus §S 823 BGB. nicht auseinander gehalten 
wird. Von einer Betätigung bzw. Verletzung der Aufſichts⸗ 
pflicht ſpricht der §S 831 überhaupt nicht; die dort erwähnte 
„Leitung“ der Ausführung der Verrichtung bedeutet etwas 
ganz anderes, als die Reviſion im Auge hat. (Vgl. RG. 
Bd. 53 Nr. 16 S. 56 ff., Nr. 32 S. 123 ff.) Die Bahn⸗ 
verwaltung war, wie keiner näheren Darlegung bedarf, nicht 
verpflichtet, die Ausführung der einzelnen Fahrt, die dem 
Bahnperſonal zu ſelbſtändiger Beſorgung übertragen war, 
zu leiten. Für die Anwendung des $ 831 BGB. kam es 
daher, ſofern ein Fehlen der vom Beklagten zu beſchaffenden 
Vorrichtungen und Gerätſchaften nicht in Frage ſteht, nur auf 
die Verpflichtung der Bahnverwaltung zu ſorgſamer Auswahl 
der mit Führung des Zuges betrauten Angeſtellten an. Daß 
aber nach dieſer Richtung der vom Geſetze dem Geſchäftsherrn 
nachgelaſſene Entſchuldigungsbeweis geführt iſt, hat das BG. 
ohne Rechtsirrtum angenommen. Die Haftung des Beklagten 
aus § 823 in Verbindung mit SS 31, 89 BGB. dagegen 
würde begründet ſein, wofern der Bahnverwaltung entweder 
die Verſäumung einer zur Verhütung von Gefahren gebotenen 
Sicherheitsvorkehrung oder eine ſchuldhafte Vernachläſſigung 
der ihr obliegenden allgemeinen Aufſichtspflicht zur Laſt fällt. 
Nach dieſen Richtungen aber ſind die Kläger behauptungs⸗ 
und beweispflichtig. In erſterer Beziehung iſt bis jetzt nicht 
dargetan, daß dem beklagten Fiskus die mangelnde Ab⸗ 
ſchrankung des ÜUberweges zum Verſchulden gereicht. Nach 
§ 18 der Eiſenbahnbau⸗ und Betriebsordnung vom 1. Mai 1905 
beſtimmt bei Nebenbahnen die Aufſichtsbehörde, ob und in 
welchem Umfange an Wegen Schutzwehren anzulegen und in⸗ 
wieweit die Wegübergänge mit Schranken zu verſehen ſind. 
Freilich wird der Betriebsunternehmer durch den Mangel der 
polizeilichen Anordnung der eigenen Verantwortung nicht ſchlecht⸗ 
hin enthoben. Aber das BG. meint es offenbar ſo, daß die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt für die Regel nicht als 
verletzt erſcheine, wenn Schranken an einem Übergange fehlen, 
wo die Auffichtsbehörde die Anbringung ſolcher nicht für nötig 
gehalten habe; und ſo verſtanden iſt die Erwägung auch nicht 
unrichtig. Im übrigen handelt es ſich hierbei weſentlich auch 
um eine Würdigung des konkreten Sachverhalts, der örtlichen 
und Verkehrsverhältniſſe auf und an der betreffenden Bahn⸗ 
ſtrecke. Das Vorhandenſein einer Kurve in der Entfernung 
von über 200 Meter von dem Abergange hat der BerR. nicht 
überſehen. Daß ſodann auf der fraglichen Strecke das Läuten 
von dem Zuge vorgeſchrieben war, iſt unſtreitig; ob außer⸗ 
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dem wie die Kläger ſelbſt behauptet haben, auf der in der 
Nähe des Aberweges aufgeſtellten dreieckigen Tafel dem Zugs⸗ 
perſonal auch das Pfeifen vorgeſchrieben war, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt, der Mangel einer Anordnung in dieſer Hinſicht 
keinenfalls dargetan. — Nicht als unbegründet dagegen erweiſt 
ſich die Rüge der Abergehung von Behauptungen und Beweis⸗ 
anträgen bezüglich der Schnelligkeit der Züge. Wenn der 
Kläger zu Ziff. 2, wie im Tatbeſtande des Zwiſchenurteils 
geſagt iſt, für ſeine Behauptungen durch Angabe der in dem 
bezeichneten Schriftſatze angeführten Beweismittel Beweis an⸗ 
getreten hat, ſo iſt auch zu unterſtellen, daß die zu dieſen An⸗ 
trägen gehörigen Behauptungen mündlich vorgetragen worden 
ſind, da nur zu ihnen die betreffenden Anträge paſſen würden. 
Andernfalls wäre Anlaß gegeben geweſen, durch Ausübung 
des Fragerechts gemäß §S 139 ZPO. dieſen Punkt aufzuklären. 
Der Kläger zu 2 will ohne Zweifel behaupten, daß in der 
Zeit vor dem Unfalle ein vorſchriftswidrig ſchnelles Fahren 
der Badezüge auf der fraglichen Strecke zur Regel geworden 
war, daß dieſer Mißbrauch längere Zeit gedauert hatte und 
von urſächlicher Bedeutung für den Unfall des Klägers geworden 
ſei. Das letztere wäre immerhin nicht undenkbar. Allerdings 
müßte das Vorbringen bzw. der Beweisantritt, um völlig 
ſchlüſſig zu erſcheinen, noch ergänzt werden. Einmal hinſichtlich 
der Kauſalität des ungehörig ſchnellen Fahrens; weiter in der 
Richtung, daß die verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter des 
Beklagten eine Schuld an dem angeblich eingeriſſenen Mißſtande 
oder an deſſen Nichtabſtellung treffe. Daß die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung von dem vorſchriftswidrigen Fahren tatſächlich 
Kenntnis erhalten hatte, konnte der Kläger, wie auch die 
Reviſion zugibt, nicht behaupten. Es würde alſo darauf an⸗ 
kommen, ob der angebliche Mißbrauch (— ein gewohnheits⸗ 
mäßig zu raſches Fahren der Züge auf der betreffenden Teil⸗ 
ſtrecke und auch an den Wegübergängen) der Bahnverwaltung 
bei pflichtmäßiger Ausübung der Auffſichtspflicht und Kontrolle 
nicht hätte entgehen können und alsdann abgeſtellt worden 
wäre. Auch in dieſer Beziehung konnte im Wege des § 139 
ZPO. auf Vervollſtändigung der Angaben vom Gerichte hin⸗ 
gewirkt werden. Das BG. hat aber in dem Schlußurteile 
jenes Vorbringen überhaupt nicht gewürdigt, ſondern ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß aus einem vorſchriftswidrigen 
Verhalten des Bahnperſonals ein Verſchulden der Organe des 
Beklagten keinenfalls hergeleitet werden könnte. U. c. Eiſen⸗ 
bahnfiskus, U. v. 18. Okt. 09, 3 9608/97/09 VI. — Celle. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

61. SS 1, 3, 7 AnfG. in Verb. mit SS 249, 823, 826 
BGB. Der Anfechtungsanſpruch ſchließt Anſprüche aus SS 823, 
826 BGB. aus. — Kein Anfechtungsanſpruch zuläſſig, wenn 
das Zurückzugewährende vor Erhebung der Klage dem Ver⸗ 
mögen des Schuldners wieder zugeführt wurde.] 

1. Der BerR. nimmt an, daß die Zeſſion vom 15. Juni 
1907, mittels deren der Schuldner K. ſeine Forderung gegen 
den Kreis F. an den Beklagten abgetreten hat, ein der An⸗ 
fechtung nach dem § 3 Nr. 1 und 2 AnfG. unterliegendes 
Rechtsgeſchäft ſei .. .. Es trifft die Rüge zu, daß der Berg. 
neben dem AnfG. noch die SS 826, 249 BGB. angewendet 
und die Verurteilung des Beklagten auch auf dieſe geſetzlichen 
Beſtimmungen geſtützt hat. Ein über den Tatbeſtand des § 3 
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AnfG. hinausgehendes, unerlaubtes Verhalten der Beteiligten 
bat der BerR. nicht feſtgeſtellt; fie haben nach deſſen Annahme 
abſichtlich zum Nachteile der Gläubiger des Schuldners ge⸗ 
bandelt. Dieſes Verhalten wird lediglich durch die Sonder⸗ 
beſtimmungen des AnfG. getroffen und hat grundſätzlich nur die 
dort feſtgeſetzten Folgen. Sowenig die Zeſſion der Forderung 
nach $ 138 BGB. nichtig iſt, ſowenig können aus ihr An⸗ 
ſprüche gemäß den 88 823, 826 BGB. hergeleitet werden. Das 
erſtere iſt bereits, wie auch der Ber R. anführt, vom erkennen⸗ 
den Senat ausgeſprochen (RG. 69, 143), und auch das 
letztere iſt — als notwendige Folge dieſes Ausſpruchs — in 
dem Urteile vom 8. Oktober 1909 angenommen. Die Ent⸗ 
ſcheidung durfte daher lediglich dem AnfG. entnommen werden. 
2. Die Anfechtung erſtrebt die Beſeitigung der Folgen ſolcher 
Rechtshandlungen, die ſich dem Zugriffe der Gläubiger des 
Schuldners hindernd oder erſchwerend in den Weg ſtellen. Es 
ſoll den Gläubigern die Vollſtreckungsmöglichkeit in demſelben 
Umfange wieder eröffnet werden, wie fie vor jener Rechts⸗ 
handlung beſtand, die deshalb ihnen gegenüber unwirkſam iſt. 
Daraus ergibt ſich, daß, wenn der Gegenſtand des anfecht⸗ 
baren Rechtsgeſchäfts vor Erhebung der Anfechtungsklage in 
Natur oder wenigſtens ſeinem Werte nach dem Vermögen des 
Schuldners wieder zugeführt und den Gläubigern behufs ihrer 
Befriedigung im Vollſtreckungswege wieder zur Verfügung ge: 
ftellt worden iſt, damit der Anfechtungsanſpruch erfüllt und 
für die Anfechtungsklage kein Raum mehr iſt (RG. 14, 312 ff.; 
37, 100 ff.; IW. 05, 18433). Es kommt nicht darauf an, daß 
der zurückgewährte Gegenſtand noch im Vermögen des Schuld⸗ 
ners zu der Zeit vorhanden iſt, zu welcher der anfechtende 
Gläubiger ſeine Befriedigung ſucht. Er muß nur ſo in das 
Vermögen des Schuldners zurückgebracht geweſen ſein, daß der 
Gläubiger die vor der anfechtbaren Handlung beſtandene Be⸗ 
friedigungsmöglichkeit wiedererlangt hat, daß alſo der frühere 
Zuſtand der Allgemeinheit der — perſönlichen — Gläubiger 
gegenüber wieder hergeſtellt war. Das BU. läßt nicht er⸗ 
kennen, ob dieſe Grundſätze bei der Erörterung des Einwandes 
des Beklagten, daß der Betrag der auf Grund der Zeſſion 
ſeitens des Drittſchuldners, des Kreiſes F., geleiſteten Zah⸗ 
lungen nicht an ihn, ſondern an den Schuldner K. bzw. deſſen 
anderweite Gläubiger gelangt ſeien, genügend beachtet worden 
find. Der Beklagte hatte behauptet, daß die vom Kreiſe ge: 
zahlte Summe von 56890 % zwar auf fein Konto bei der 
Oſtbank gebucht, aber ohne jeden Abzug unmittelbar von der 
Oſtbank an den Schuldner K. zur Tilgung laufender Verbind⸗ 
lichkeiten bei dem Straßenbau im Kreiſe F. abgeführt worden 
ſei. Die Behauptung, deren Richtigkeit für die Reviſions⸗ 
inſtanz zu unterſtellen iſt, kann dahin verſtanden werden, daß 
der Beklagte nach Tilgung des ihm abgetretenen Anſpruchs den 
erbaltenen Betrag dem Schuldner zur Verfügung geſtellt d. h. 
mit ihm unter einer entſprechenden Mitteilung an die Oſtbank, 
alſo für die Gläubiger erkennbar vereinbart hat, daß er und 
nicht der Beklagte über die Verwendung des Guthabens bei 
der Oſtbank zu beſtimmen habe. Eine ſolche Vereinbarung 
würde, indem ſie die Rechte des Beklagten auf Abhebung des 
Guthabens gegen die Oſtbank auf den Schuldner übertrug, die 
Wirkungen der Zeſſion vom 14. Juni 1907 aufgehoben und 
den Gläubigern des Zedenten die Vollſtreckung in das Gut⸗ 
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haben ermöglicht haben. Wenn der Zedent K. vor ſolcher 
Vollſtreckung Gläubiger befriedigt hat und nunmehr für die 
Klägerin ein greifbarer Gegenſtand nicht mehr vorhanden iſt, 
ſo berührt dies den Beklagten nicht. Der Schuldner, über 
deſſen Vermögen der Konkurs nicht eröffnet war, durfte die 
Gläubiger ſo, wie ſie Erfüllung ihrer Anſprüche zu verlangen 
befugt waren, ohne Rückſicht darauf befriedigen, daß dadurch 
andere Gläubiger leer ausgingen. Auch wenn die Zeſſion nicht 
geſchehen wäre, würde der Schuldner rechtlich zu einer der⸗ 
artigen Verwendung des vom Kreiſe F. Empfangenen in der 
Lage geweſen ſein. Freilich kann die Befriedigung von Gläu⸗ 
bigern wieder beſonders angefochten werden, indeſſen nur ihnen 
gegenüber, nicht gegenüber dem, der dem Schuldner die Be⸗ 
friedigungsmittel zurückgewährt hat. Anders verhält es ſich, 
wenn etwa die Rückgewähr nicht ſchlechthin, zum Vorteil der 
Geſamtheit der Gläubiger, ſondern in bewußtem Zuſammen⸗ 
wirken des Schuldners und des Anfechtungsbeklagten zu dem 
Zweck erfolgt iſt, um die veräußerten Gegenſtände einem be⸗ 
ſtimmten Kreiſe von Gläubigern zur Förderung eines beſtimmten 
Unternehmens in die Hände zu ſpielen (vgl. RG. 44, 92). Dies 
würde keine Rückgewähr im Sinne der Wiedereröffnung der 
Zugriffsmöglichkeit für die Gläubiger d. h. die Allgemeinheit 
der Gläubiger ſein und darum auch nicht den Anfechtungs⸗ 
anſpruch beſeitigen. Daß im vorliegenden Falle ein ſolcher 
Sachverhalt gegeben ſei, iſt bisher nicht feſtgeſtellt. J. c. V., 
U. v. 26. Nov. 09, 50/09 VII. — Königsberg. 

62. 53 Ziff. 2 AnfG. Erfüllungsgeſchäft.] 

Die Rechtſprechung des erkennenden Senats hat ſich dahin 
befeſtigt, daß man bei reinen Erfüllungsgeſchäften regelmäßig 
wird annehmen können, der dem Anfechtungsgegner nach § 3 
Ziff. 2 AnfG. obliegende Gegenbeweis gegen die geſetzlich ver⸗ 
mutete Abſicht der Benachteiligung ſei ſchon dann erbracht, 
wenn dargetan wird, daß der Schuldner durch den angefochtenen 
Vertrag ſeinem Angehörigen nur das gewährt habe, was dieſer 
zu fordern hatte. Das ſind aber nur Erwägungen tatſäch⸗ 
licher Art, die nicht immer zutreffen werden. So ſind auch 
die Außerungen in den in RG. 45, 24 zuſammengeſtellten 
Urteilen nur im Sinne allgemeiner Erfahrungsſätze, nicht einer 
die Beweislaſt umkehrenden Rechtsregel zu verſtehen. L. c. H., 
U. v. 15. Okt. 09, 542/08 VII. — Berlin. 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſtern uſw. vom 
11. Januar 1876 in Verbindung mit dem Kunſtſchutzgeſetz 
vom 9. Januar 1907. 

63. SS 1 ff. MuſtG., § 2 Kunſtſchq. Nachbildung von 
Naturgegenftänden. ] 

Allen diefen Erwägungen und Feſtſtellungen des BG., jet 
es zur Frage des Geſchmacksmuſterſchutzes, ſei es zur Frage des 
Kunſtſchutzes, ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß es ſich bei 
den Kirſchenbildern um die Darſtellung von Naturgegenſtänden 
handelt. Ein Rechtsſatz, daß Nachbildungen nach der Natur 
des Kunſt⸗ oder Muſterſchutzes unfähig ſeien, beſteht ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht. Aber auch ein Rechtsſatz dahin, daß Nach⸗ 
bildungen einfacher Naturgegenſtände von dieſem Schutze aus⸗ 
geſchloſſen ſeien, iſt nicht vorhanden. Es iſt nur eine Frage 
tatſächlicher Würdigung, ob im einzelnen Falle die Nachbildung 
ſich noch als eine Betätigung individueller Schöpferkraft er⸗ 
weiſe. Mehr iſt auch aus den von Allfeld, Gewerbliches Ur⸗ 
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heberrecht, S. 312 Note 4b unter bb für ſeine gegenteilige 
Anſicht angerufenen Entſcheidungen des RG. — Bolze, Bd. XVI 
S. 115 (I. 58/93 vom 6. Mai 1893) und PM Bl. VI 186, 
I 305/99 vom 9. Dezember 1899 (RG. 45, 59) — nicht zu 
entnehmen. H. c. P., U. v. 10. Nov. 09,50 2/08 I. — Nürnberg. 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

64. 88 7 Nr. 2, 43 GenG. Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteils zum Zweck der Schuldentilgung?! 

Das BG. ſucht die Anficht zu begründen, die Genoſſen⸗ 
ſchaft m. b. H. dürfe die Geſchäftsanteile überhaupt nicht zum 
Zwecke der Bezahlung von Geſellſchaftsſchulden erhöhen. Die 
Erhöhung des Geſchäftsanteils müſſe den Genoſſen berechtigen, 
ſich am Geſchäftsbetriebe der Genoſſenſchaft in erhöhtem 
Maße zu beteiligen (§S 7 Nr. 2 GenG.). Die Schuldentilgung 
ſtehe aber zu der größeren Beteiligung am Geſchäftsbetriebe in 
keiner Beziehung. Die durch die Beſchlüſſe vom 4. April 1906 
und 27. Februar 1907 angeordneten Einzahlungen auf den 
erhöhten Geſchäftsanteil ſeien nur den Worten nach, nicht in 
Wirklichkeit zu dieſem Zwecke beſtimmt, verſtießen daher gegen 
das Geſetz. Dieſe Darlegungen ſind abwegig. Die Erhöhung 
des Geſchäftsanteils erhöht auch im vorliegenden Falle den 
Betrag, bis zu welchem die Genoſſen ſich mit Einlagen beteiligen 
($ 7 Nr. 2 Gen.). Zwiſchen der einfachen Heranziehung der 
Genoſſen zur Schuldenzahlung, die allerdings nicht ſtatthaft iſt 
(JW. 01, 8314), und der Erhöhung des Geſchäftsanteils, auch 
wenn dieſe zum Zwecke der Schuldentilgung erfolgt, beſteht ein 
weſentlicher ſachlicher Unterſchied, indem bei jener das nicht 
eintritt, was das Urteil als erhöhte Beteiligung am Geſchäfts⸗ 
betriebe bezeichnet, wohl aber bei dieſer, da durch die Ein⸗ 
zahlung auf den erhöhten Geſchäftsanteil das Geſchäftsguthaben 
des Einzahlenden vergrößert wird. Daß aber der Zweck der 
Schuldentilgung nicht nur kein Hindernis der Gültigkeit eines 
Erhöhungsbeſchluſſes, ſondern eine völlig legitime und praktiſch 
beſonders wichtige Veranlaſſung zu dieſer Maßregel iſt, kann 
nicht bezweifelt werden, wie denn auch die Begründung zu dem 
GenG. — Nr. 28 der Druckſ. des RT., Seſſ. 1888/89 — 
dieſem Zwecke beſondere Bedeutung beilegt (S. 70) und auch 
das vorerwähnte Urteil die Schuldentilgung auf dem Wege 
der Geſchäftsanteilserhöhung im Gegenſatze zu der unmittel⸗ 
baren Heranziehung der Genoſſen für zuläſſig erklärt hat. Daß 
es ſich etwa bei den angegriffenen Beſchlüſſen bloß zum Schein 
um eine Erhöhung des Geſchäftsanteils handelte, iſt weder 
feſtgeſtellt worden, noch würde es zutreffend ſein. Auch aus 
dem Weſen einer Genoſſenſchaft m. b. H. glaubt das BG. die 
Unwirkſamkeit der beiden Beſchlüſſe herleiten zu können. Durch 
dieſe Beſchlüſſe ſei die Rechtsſtellung der Beklagten, als Mit⸗ 
gliedes einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht ver⸗ 
letzt worden. Durch die Erhöhung des Geſchäftsanteils und 
der Haftſumme von 19,50 „ „auf den exorbitanten Betrag 
von 260 & und 280 , und zwar zum Zwecke der Schulden⸗ 
tilgung, habe die Generalverſammlung „den einzelnen Genoſſen 
die Beſchränkung der Haftung tatſächlich genommen, ihnen 
tatſächlich die Rechtsſtellung der Mitglieder einer Genoſſenſchaft 
mit unbeſchränkter Haftpflicht zugewieſen“. Dabei ſei der 
Austritt der Genoſſen durch den weiteren Beſchluß der Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft auf Grund des § 75 Genc. 
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unwirkſam gemacht worden. Durch dieſe Beſchlüſſe habe die 
Generalverſammlung „das Recht zur Erhöhung der Geſchäfts⸗ 
anteile und der Haftſumme mißbraucht“. Anſprüche aber, die 
aus einem Rechtsmißbrauch abgeleitet würden, könnten im 
Rechtswege nicht verfolgt werden. — Dieſe Erwägungen können 
in Übereinſtimmung mit der Auffaſſung der Reviſion ebenfalls 
nicht gebilligt werden. Es erhellt ohne weiteres, daß durch 
eine Erhöhung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme, auch 
wenn dieſe Erhöhung ſehr erheblich iſt, noch kein Umſchlag in 
die unbeſchränkte Haftung ſtattfindet. Es mag freilich zugegeben 
ſein, daß ſich Fälle einer alles Maß überſchreitenden Erhöhung 
des Geſchäftsanteils und der Haftſumme denken laſſen und daß 
in ſolchen Fällen — für die ſich übrigens eine brauchbare 
Grenzlinie nicht leicht ziehen laſſen wird — der General⸗ 
verſammlungsbeſchluß als nichtig angeſehen werden müßte. 
Derartige Beſchlüſſe werden aber im Genoſſenſchaftsleben nicht 
leicht vorkommen (vgl. auch §S 43 Abſ. 2 GenG.). Jedenfalls 
kann die hier in Betracht kommende Anteilserhöhung auf 
280 4 für eine täglich zu liefernde Milchmenge von 10 1 nicht 
als eine maßloſe bezeichnet werden, und von einem Mißbrauche 
des formalen Rechtes kann nicht die Rede ſein. Der Umſtand, 
daß die Beklagte 580 Geſchäftsanteile beſitzt und deswegen auf 
ſie eine große Geſamtſumme entfällt, kann ſelbſtverſtändlich 
die Beurteilung des Maßes der für den einzelnen Anteil vor⸗ 
genommene Erhöhung nicht beeinfluſſen. Milchzentrale c. T. 'r 
Milchverwertungsgenoſſenſchaft, U. v. 27. Okt. 09, 457/08 I. — 
Berlin. 

65. 5 75 GenG. Auflöſung der Genoſſenſchaft binnen 
ſechs Monaten nach dem Ausſcheiden eines Genoſſen. In⸗ 
zwiſchen gefaßte Beichlüfle.] 

Verfehlt iſt der erſte Reviſionsangriff. Es iſt willkürlich, 
zu behaupten, daß für den ausgeſchiedenen Genoſſen, deſſen 
Ausſcheiden infolge der Beſtimmung des § 75 Gen®. als 
nicht erfolgt gilt, die in der Zwiſchenzeit gefaßten Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeſchlüſſe dann nicht verbindlich ſeien, wenn ſie eine 
Statutenänderung enthielten. Da das Ausſcheiden als nicht 
erfolgt gilt, ſo iſt es ganz ſo, als ob der Genoſſe Mitglied der 
Genoſſenſchaft geblieben wäre, und zwar Mitglied der Genoſſen⸗ 
ſchaft nicht bloß ſo, wie ſie bei ſeinem Ausſcheiden beſtand, 
ſondern auch ſo, wie ſie ſich ſeither entwickelt hat. Sind in 
der Zwiſchenzeit Statutenänderungen vorgekommen, ſo fehlt es 
an jedem Grunde, dieſe anders zu behandeln als ſonſtige 
Genoſſenſchaftsbeſchlüſſe. An dem Grundſatze, daß für den 
vorläufig Ausgeſchiedenen nach Eintritt der Reſolutivbedingung 
aus § 75 alle Beſchlüſſe der Zwiſchenzeit verbindlich find, 
trotzdem er dabei zur Mitwirkung nicht herangezogen worden 
iſt und nicht herangezogen werden konnte (RG. 30, 39), iſt 
feſtzuhalten. Es kann ſich daher nur fragen, ob ein einzelner 
ſolcher Beſchluß nach Maßgabe ſeiner beſonderen Beſchaffenheit 
noch irgendwie anzufechten iſt. Damit beſchäftigt ſich der 
weitere Reviſionsangriff, jedoch mit falſchem Ergebniſſe. Die 
Reviſion ſtellt den Satz auf, daß die ausgeſchiedenen Genoſſen, 
im Falle des § 75, nur die ordnungsmäßig zuſtande ge 
kommen Beſchlüſſe gegen ſich gelten zu laſſen brauchten. Sie 
will dies damit begründen, daß die Genoſſen ſich durch ihren 
Beitritt zur Genoſſenſchaft nur denjenigen nach ihrem Aus⸗ 
ſcheiden gefaßten Beſchlüſſen unterworfen hätten, welche dem 
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Geſetz und den Statuten entſprächen, nicht aber irgendwelchen 
ungeſetzlichen Beſchlüſſen. Aber wenn man überhaupt von 
einer Unterwerfung ſprechen will, fo haben fie ſich den künftigen 
Beſchlüſſen in keiner anderen Weiſe unterworfen als die Ge⸗ 
noſſen, die gar nicht ausgeſchieden ſind. Sie müſſen daher 
wie dieſe die Genoſſenſchaftsbeſchlüſſe anerkennen, ſoweit ſie 
deren Mängel nicht auf einem vom Geſetze zugelaſſenen Wege 
geltend machen können. Das Geſetz ſtellt aber den aus⸗ 
geſchiedenen Genoſſen, deſſen Ausſcheiden nach § 75 als nicht 
erfolgt gilt, nicht anders, als den nicht ausgeſchiedenen. 
Danach können Mängel eines Beſchluſſes, die nur im Wege 
der Anfechtungsklage nach § 51 Gen®. geltend zu machen find, 
auch von dem Ausgeſchiedenen nicht gerügt werden, wenn die 
Beſchlüſſe nicht mit Erfolg angefochten worden ſind. Daß die 
Ausgeſchiedenen hierdurch einer gewiſſen Gefährdung ausgeſetzt 
find, indem fie regelmäßig nicht in der Lage ſein werden, die 
Anfechtung ſelbſt zu betreiben, iſt nicht zu verkennen, doch kann 
dieſe Gefährdung weder hoch eingeſchätzt werden, da bei Be⸗ 
ſchlüſſen, die auch nicht von den in der Genoſſenſchaft ver⸗ 
bliebenen Mitgliedern angefochten werden, Ausſichtsloſigkeit der 
Anfechtung oder mangelndes Intereſſe unterſtellt werden darf, 
noch würde ſie es rechtfertigen, von der Konſequenz des Geſetzes 
abzuweichen. Etwas anderes enthält auch nicht das Urteil in 
RG. 37, 18, das von der nicht an die Vorausſetzungen des 
§ 49 (etzt 51) des Geſetzes gebundenen Anfechtung ſpricht. 
K. c. Z., U. v. 27. Okt. 09, 424/08 I. — Berlin. 

66. SS 75, 88 GenG.] 

Die Beklagte war Mitglied der klagenden Genoſſenſchaft 
der Zentrale für Milchverwertung mit 580 Geſchäftsanteilen. 
Am 8. Januar 1906 hat ſie ihre Liquidation beſchloſſen und 
ift infolge Kündigung am 30. September 1906 aus der klagenden 
Genoſſenſchaft ausgeſchieden. Innerhalb der ſechsmonatigen 
Friſt des S 75 Gen®. iſt aber dieſe ſelbſt nach Beſchluß vom 
30. März 1907 in Liquidation getreten. Die Klägerin erhebt 
gegen die Beklagte Anſpruch auf Zahlung einer Konventional⸗ 
ftrafe dafür, daß dieſe dem Statute zuwider in der Zeit vom 
1. April bis 1. Juli 1907 ihre Milch, täglich 5800 Liter, nicht 
an ſie geliefert habe, wofür ſtatutengemäß ein Strafbetrag von 
1.4 für je 1 Liter und Monat verfallen ſei. Geſtützt iſt der 
Strafanſpruch auf § 2 des klägeriſchen Statuts in der Faſſung, 
die er durch Generalverſammlungsbeſchluß vom 27. Februar 1907 
erhalten haben ſoll, und worin u. a. folgende Beſtimmungen 
getroffen find: „Die Genoſſenſchaft erwirbt die geſamte von 
den Mitgliedern und von den Mitgliedern der ihr beigetretenen 
Milchverwertungs⸗ und Milchhandelsgenoſſenſchaften produzierte, 
nicht zum eigenen Gebrauch benötigte Milch zur Verwertung 
für eigene Rechnung. Die Verwertung erfolgt entweder durch 
Übernahme der Milch oder durch deren Verpachtung bzw. durch 
Übernahme der beſtehenden Pachtverträge. ... Jeder Genoſſe, 
der erweislich ſeine Milch anders als unter den vorftehenden 
Bedingungen verwertet, bzw. einen beſtehenden Vertrag über 
Milchverwertung nicht auf die Genoſſenſchaft überträgt, hat auf 
Verlangen des Vorſtandes für jeden Monat eine Vertrags⸗ 
ftrafe in Höhe von 1 & für je einen Liter des täglich ver: 
werteten Milchquantums zu zahlen.“ ... Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen, Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: Die 
Verpflichtung der Genoſſen zur Lieferung ihrer Milch an die 
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Klägerin nach 8 2 des am 27. Februar 1907 geänderten 
Statuts iſt nur die Folge davon und das Korrelat dafür, daß 
die Genoſſenſchaft die geſamte Milch zur Verwertung für eigene 
Rechnung erwirbt, der genoſſenſchaftliche Betrieb alſo in dieſer 
Weiſe ausgedehnt wird. Ihrer Natur nach iſt die Verpflichtung 
an dieſen Betrieb gebunden, wie denn auch für das ähnliche 
Verhältnis der Naturalleiſtungen bei der ſogen. Nebenleiſtungs⸗ 
aktiengeſellſchaft des §S 212 HGB. anerkannt wird, daß die 
Pflicht zu dieſen Leiſtungen nur ſo lange dauert, „als die Aktien⸗ 
geſellſchaft beſteht und ihr Unternehmen betreibt“, Urt. I 163/88 
vom 27. Juni 1888 (RG. 21, 153). Grundſätzlich nun iſt das 
Stadium, in welchem der volle, nach Belieben auszudehnende 
Betrieb des Unternehmens ſtattfindet, das vom Gedanken des 
Erwerbs beherrſchte produktive Stadium, mit der Auflöſung 
der Genoſſenſchaft abgeſchloſſen, die der Auflöſung folgende 
Liquidation dient nicht mehr dem Zwecke des Erwerbs, der 
Spekulation, ſondern hat zur Aufgabe die Abwicklung oder, 
wie es Wimpfheimer: Die Geſellſchaften des Handelsrechts und 
des bürgerlichen Rechts im Stadium der Liquidation S. 31 
nennt, den „Abbau“ des genoſſenſchaftlichen Unternehmens durch 
Beendigung der laufenden Geſchäfte, Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtungen der aufgelöſten Genoſſenſchaft, Einziehung ihrer 
Forderungen und Umſatz ihres Vermögens in Geld ($ 88 GenG.). 
Daraus darf man aber nicht den Schluß ziehen, daß ſofort 
mit dem Eintritt der Liquidation der Geſchäftsbetrieb not⸗ 
wendig ſtillgeſtellt werden müßte. Schon die Verpflichtung 
zur Erfüllung beſtehender Verbindlichkeiten kann den Weiter⸗ 
betrieb erfordern, noch allgemeiner wird die Rückſicht auf die 
günſtigſte Verwertung des Genoſſenſchaftsvermögens, den ſo⸗ 
fortigen Abbruch des Geſchäftsbetriebes ausſchließen. Die Auf⸗ 
gaben der Liquidation dürfen nicht in einer Weiſe eingeengt 
werden, die für die Genoſſenſchaft mit einem Verluſte des vor⸗ 
handenen Vermögens verbunden wäre, Urt. V 137/99 vom 
30. September 1899 (RG. 44, 83). Nicht zu beanſtanden iſt 
daher im allgemeinen die Anſicht der Klägerin, daß die 
Liquidation das Unternehmen nicht plötzlich zum Stillſtande 
bringen durfte, vielmehr dieſes ſo lange fortgeführt werden 
mußte, als die wirtſchaftlichen Verhältniſſe es erforderten. Und 
an ſich iſt auch der Hinweis darauf nicht abzulehnen, daß die 
gemeinſchaftliche Verwertung der Milch in einer Menge von 
mehreren 1000 Litern an jedem Tage eine vorſichtige und 
langſame Abwicklung verlange, zumal, wie die Klägerin geltend 
macht, die nicht im Verpachtungs⸗ oder Verkaufswege ab⸗ 
zuſetzende Milch anderweitig, insbeſondere zu Butter und Käſe 
verwendet werde. Dieſem Sachverhalte gegenüber wäre es 
darum auch bedenklich, einfach aus dem Wortlaute des § 88 
GenG. abzuleiten, daß ein Betrieb, der den Abſchluß neuer 
Milchabgabeverträge vorausſetzen würde, nach Eintritt der 
Liquidation nicht mehr zuläſſig ſei. Vielmehr muß anerkannt 
werden, daß unter Umſtänden ſelbſt dieſes eine legitime 
Liquidationsmaßregel ſein kann. Möglich iſt eine ſolche Lage 
der Verhältniſſe, daß auch darin nichts abſolut Neues, ſondern 
etwas zur Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte Gehörendes 
zu finden iſt, bei welcher Unterſcheidung Rückſichten auf die 
dringenden Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens gebieten, den 
Begriff des „neuen“ Geſchäfts möglichſt eng und den des 
„ſchwebenden“ Geſchäfts möglichſt weit zu faſſen, Wimpfheimer 
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a. a. O. S. 161. Alles dies rechtfertigt aber nicht den all⸗ 
gemeinen Satz, den die Reviſion im Anſchluß an das Inſtanz⸗ 
vorbringen aufſtellt, daß über den Zeitpunkt, bis zu welchem 
trotz der Auflöſung die Genoſſen die Milch noch weiter liefern 
müßten, lediglich die Genoſſenſchaft und deren Liquidatoren 
Entſcheidung zu treffen hätten. Bei dieſer Auffaſſung, wonach 
es geſtattet wäre, einfach den früheren Genoſſenſchaftsbetrieb 
fortzuführen und damit die ungeſchmälerte produktive Tätigkeit 
der Genoſſenſchaft in das Liquidationsſtadium hinein zu ver: 
längern, um dann in dieſer Aktivität ruhig abzuwarten, bis der 
günſtigſte Moment für die Einſtellung des Unternehmens und 
die Veräußerung des Genoſſenſchaftsvermögens gekommen wäre, 
würde es nicht mehr möglich ſein, zwiſchen dem vollen Betriebe 
der noch nicht aufgelöſten Genoſſenſchaft und dem fortgeſetzten 
Betrieb im Liquidationsſtadium noch eine Unterſcheidung zu 
machen. Es würde dann ſogar der Zweifel auftreten können, 
ob die Beſchlüſſe vom 27. Februar und 30. März 1907 wirklich 
eine ſofort eintretende Auflöſung der Genoſſenſchaft gemeint 
haben und ob danach für die Beklagte die auflöſende Bedingung 
des § 75 überhaupt eingetreten ſei. Im Gegenſatze zu der 
Anſicht der Reviſion muß daran feſtgehalten werden, daß die 
Fortſetzung des Betriebes im Liquidationsſtadium grundſätzlich 
einer Rechtfertigung bedarf. Vorliegend iſt nun außer Streit, 
daß die Beklagte bis zum Beginne der Liquidation ihre Milch 
nicht an die Klägerin abgeliefert hat, und nach den Feſt⸗ 


ſtellungen des KG. iſt weiter davon auszugehen, daß die 


Klägerin dieſer Milch nicht bedurfte und ſie auch nicht ver⸗ 
wenden konnte, um ihre bei Eintritt der Liquidation beſtehenden 
Vertragspflichten zu erfüllen. Daraus folgt, daß die An⸗ 
lieferung der Milch von ſeiten der Beklagten ſogar zu einer Er⸗ 
weiterung des Genoſſenſchaftsbetriebes würde geführt haben. 
Wenn nun auch unter beſonderen Umſtänden ſelbſt eine Betriebs⸗ 
erweiterung im Liquidationsſtadium nicht gänzlich ausgeſchloſſen 
ſein mag, ſo tritt doch gerade bei einer ſolchen, an ſich nicht 
liquidationsgemäßen Ausdehnung die Notwendigkeit der konkreten 
Begründung ihrer Zuläſſigkeit mit beſonderem Gewichte hervor. 
An dieſer Begründung hat es die Klägerin fehlen laſſen, ins⸗ 
beſondere genügt dazu nicht der Umſtand, daß ſie an die Fort⸗ 
ſetzung des erweiterten Betriebes die Erwartung knüpft, nach 
und nach durch die aufkommenden Milchproviſionen eine Ver⸗ 
minderung der Genoſſenſchaftsſchulden herbeiführen zu können. 
Da das KG. auch weiter feſtgeſtellt hat, daß die Klägerin ſchon 
ohnehin die größte Mühe gehabt habe, diejenige Milch zu ver⸗ 
werten, welche ihr auf Grund freiwilliger Milchanlieferung nach 
dem früheren Statut zugekommen ſei, ſo kann man ſogar das 
Bedürfnis einer Betriebserweiterung als widerlegt anſehen. 
Das Verlangen, ihre bisher nicht angelieferte Milch im 
Liquidationsſtadium anzuliefern, obgleich es durch Darlegung 
liquidationsgerechter Zwecke nicht gerechtfertigt iſt, brauchen ſich 
die Genoſſen, auch wenn der Beſchluß vom 27. Februar 1907 
zu Recht beſteht, nicht gefallen zu laſſen, jedenfalls nicht die 
Genoſſen, die wie die Beklagte ausgeſchieden waren und erſt 
infolge der Beſtimmung des § 75 wieder als Genoſſen an: 
zuſehen find. Die Vorſchrift des $ 75, wonach das Ausſcheiden 
eines Genoſſen als nicht erfolgt gilt, wenn die Genoſſenſchaft 
binnen ſechs Monaten nach demſelben aufgelöſt wird, hat den 
Zweck, den Ausgeſchiedenen zur Deckung der bis zur Auflöſung 
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entſtandenen Verluſte heranziehen zu können — Begründung 
S. 99/100 —, nicht, ihn wieder zur Teilnahme an den Chancen 
eines weiteren Genoſſenſchaftsbetriebes zu zwingen. Z. c. T., 
U. v. 27. Okt. 09, 615/08 I. — Berlin. 

Gewerbegerichtsgeſetz vom 29. Juli 1890/30. Juni 
1901. 

67. S 4 Abſ. 1 Ziff. 2 und §S 6 GewGG. Die Zu: 
ſtändigkeit iſt nur wegen Anſprüche aus dem Arbeitsvertrag 
begründet.] 

Das OLG. iſt unter Berückſichtigung der Art und Weiſe, 
wie den Arbeitern der Beklagten ihre Zugehörigkeit zu der von 
der Beklagten gegründeten Unterſtützungs⸗ und Invaliden⸗Spar⸗ 
kaſſe kundgegeben wird und den Klägern kundgegeben worden 
iſt, ſowie des Inhalts des Kaſſenſtatuts, wonach die Gründung, 
Einrichtung und Unterhaltung der Kaſſe ſich als eine reine 
Wohltätigkeit der Beklagten ohne jegliches Zutun und Mitwirken 
der Arbeiter darſtellt, und dem Ermeſſen der Beklagten der 
weiteſte Spielraum eingeräumt iſt, zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß die zwiſchen den Klägern als Kaſſenmitgliedern und der 
Beklagten entſtandenen Beziehungen und etwaige daraus abzu⸗ 
leitende Anſprüche nicht in dem durch den Arbeitsvertrag 
geſchaffenen Rechtsverhältniſſe wurzeln und dieſem ihre Ent⸗ 
ſtehung verdanken, vielmehr nur in dem Arbeitsverhältnis 
ihren Anlaß haben, daher es ſich nicht um Leiſtungen aus 
dem Arbeitsverhältniſſe handele, über die zu entſcheiden das 
GewG. ausſchließlich zuſtändig wäre, SS 4 Abſ. 1 Ziff. 2 und 
§ 6 GewGG. Dieſe Begründung der Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte für den gegenwärtigen Rechtsſtreit iſt rechtlich 
bedenkenfrei und von keiner Partei beanſtandet. T. c. S., U. 
v. 2. Nov. 09, 72/09 II. — Düſſeldorf. 

Warenbezeichnungsgeſetz vom 12. Mai 1894. 

68. § 9 Nr. 1 W3G. Gleichartigkeit von Waren im 
Sinne des Geſetzes.] 

Für den Begriff der Gleichartigkeit von Waren im Sinne 
des Warenbezeichnungsgeſetzes kommt es nicht darauf an, ob 
Waren ihrem Weſen, insbeſondere ihrem Stoffe nach verſchieden 
ſind und ob die Waren verwechſelt werden können; die 
Möglichkeit der Verwechſelung der Waren iſt keine 
Vorausſetzung der „Gleichartigkeit“ der Waren im Sinne des 
Warenbezeichnungsgeſetzes. Nach § 20 dieſes Geſetzes iſt die 
Anwendung ſeiner Beſtimungen nicht durch Abweichungen aus⸗ 
geſchloſſen, mit denen „fremde Namen, Firmen, Zeichen, Wappen 
und ſonſtige Kennzeichnungen von Waren wiedergegeben werden“, 
ſofern (ungeachtet dieſer Abweichungen) die Gefahr einer Ver⸗ 
wechſelung im Verkehr vorliegt. Demgemäß kommt die Gefahr 
der Verwechſelung bei der Vergleichung der Zeichen als 
ſolcher (der Kennzeichnungen von Waren uſw.) in Betracht, 
aber nicht bei der Frage: ob die Waren, für die die Zeichen 
beſtimmt ſind, als gleichartige, als Waren der an— 
gemeldeten Art ($ 4 Abſ. 2, § 5 Abſ. 1, § I Nr. 1$ 12 
des Geſetzes zu erachten ſind. Schnupftabak, Zigarren Zigaretten 
und ſelbſt Zigarettenpapier (RG. 60, 325,6) ſind gleichartige 
Waren im Sinne des Warenbezeichnungsgeſetzes; dasſelbe gilt 
von Toilettenſeife und flüſſigem Parfüm und wird z. B. von 
Tinte und Papier gelten können; gleichwohl wird niemand 
Schnupftabak mit Zigarren oder Zigarettenpapier, feſte Seife 
mit flüſſigem Parfüm, Tinte mit Papier verwechſeln. Ent⸗ 
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ſcheidend für die Gleichartigkeit von Waren im zeichenrechtlichen 
Sinne iſt vielmehr, ob die Waren vermöge ihrer wirtſchaftlichen 
Bedeutung und ihrer Verwendung einander naheſtehen; ob 
— zufolge der für ſie geführten Zeichen — die Möglichkeit einer 
Verwechſlung oder Täuſchung im Verkehr beſteht. Dabei iſt 
zu beachten, daß entſprechend dem Zweck des Geſetzes, einem 
eingetragenen Warenzeichen und dem Geſchäftsbetriebe, für den 
das Zeichen geführt wird, wirkſamen Schutz zu gewähren, grund⸗ 
ſätzlich der Begriff der Gleichartigkeit der Waren nicht zu enge 
aufzufaſſen iſt. Es kann unbedenklich für Eiſenwaren einerſeits 
und Tabaksfabrikate andererſeits, für Weine und für Schubwaren 
dasſelbe Zeichen beſtehen; eine Verwechſlung kann bei dem 
Mangel jeder Beziebung zwiſchen dieſen Waren überhaupt nicht 
vorkommen, die Gefahr einer Verwechſelung in keiner Weiſe 
beſteben, insbeſondere auch nicht nach der Richtung bin, 
daß zufolge der Verwendung des gleichen — oder nach § 20 
des Geſetzes für gleich zu erachtenden — Zeichens für die Waren 
im Verkehre ein Hinweis auf die gleiche Herkunftsſtelle gefunden 
werden konnte (vgl. RG. 60, 325/26; 67, 36 ff; Entſch. des 
Pat A. im PatMuſt Zeich Bl. 1905, 129; Entſch. des 3. Strafſ. 
des RG. in demſelben Blatt 1906, 208). Das Entgegengeſetzte 
liegt hier vor. Nach den Feſtſtellungen des Ber R. handelt es 
ſich bei der Ware der Klägerin wie bei der Ware des Beklagten 
um ein Mehl; das Mehl der Klägerin (Maizena⸗Mehl) wird 
aus Mais hergeſtellt, das Malzena⸗Mehl des Beklagten aus 
Gerſte gewonnen. Beide Waren finden bei dem Backen Ver⸗ 
wendung. Dabei wird „Maizena“, wie der Sachverſtändige, 
dem der Ber. in allen Beziehungen folgt, ausdrücklich erklärt 
bat, bei dem Backen nicht nur an Stelle anderen Mehles, ſondern 
auch in Miſchung mit anderem Mehl und als Zuſatz zu ſolchem, 
in gewiſſer Weiſe zur Verfeinerung des herzuſtellenden Gebäcks, 
verwendet. Malzena findet ebenfalls (freilich in geringen 
Mengen) als Zuſatz bei dem Backen Verwendung. Und wenn 
darum auch, wie der Sachverſtändige ſagt, Maizena nicht als 
ein „Backhilfsmittel“ in demſelben Sinne wie etwa Malzena zu 
bezeichnen iſt, ſo kann nach dem Vorbemerkten doch an der Ver⸗ 
wandtſchaft der beiden Waren, an ihrer Gleichartigkeit im 
Sinne des Warenbezeichnungsgeſetzes nicht gezweifelt 
werden. N. c B., U. v. 2. Nov. 09, 20/09 II. — Stuttgart. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

69. S 6 UnlWG. verb. mit SS 286, 5517 ZPO. Be: 
rechtigtes Intereſſe? Mangel der Begründung.] 

1. Der Ber. hat die Klage aus §S 6 UnlWG. in erſter 
Linie abgewieſen, indem er verneint, daß die Beklagte den 
Artikel in Nr. 14 des „Schießweſens“ vom 5. Dezember 1907 
zu Zwecken des Wettbewerbes veröffentlicht habe; er ſagt 
in dieſer Beziehung: Es ſei der Beklagten zu glauben, daß ſie 
es nicht darauf abgeſehen gehabt habe, die Geſchoſſe des 
Klägers herabzuſetzen, dieſem Kunden abwendig zu machen und 
ſie ſich ſelbſt zuzuführen, ſondern daß ſie in einer Auseinander⸗ 
ſetzung, die einen techniſchen fachwiſſenſchaftlichen Charakter tragen 
ſollte, nur die Unterſchiede der verſchiedenen Geſchoßarten habe 
darlegen wollen. Trotz des Wortlauts dieſer Feſtſtellung können 
bei dem Sachverhalt im übrigen ſchon Bedenken materiellrecht⸗ 
licher Art aufkommen, ob der Ber. ſich bei feiner Feſtſtellung 
nicht dennoch von einer zu engen Auffaſſung des Begriffs „zu 
Zwecken des Wettbewerbes“ im Sinne des S 6 Unl WG. hat 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 43 


leiten laſſen. Denn der BerR. erörtert in keiner Weiſe die er⸗ 
hebliche Tatſache, daß die Parteien Waren derſelben Art ver⸗ 
treiben und in einem derartigen Wettbewerb miteinander ſtanden, 
daß aus Anlaß dieſes Wettbewerbes ſchon zur Zeit der 
Veröffentlichung des Artikels durch die Beklagte ein Rechtsſtreit 
zwiſchen ihnen (betreffend die Löſchung eines für die Beklagte 
eingetragenen Gebrauchsmuſters) ſchwebte oder doch geſchwebt 
haben ſoll. Auch hat der BerR. ferner die Behauptung des 
Klägers völlig unerörtert gelaſſen, daß die Beklagte in dem 
von ihr verfaßten, hier in Frage ſtehenden Artikel viel ſchärfere 
und grobe Unwahrheiten enthaltende Angriffe gegen die 
Erzeugniſſe des Klägers erhoben gehabt habe, welche Angriffe 
nur von der Schriftleitung der Zeitung bei der Veröffent⸗ 
lichung des Artikels geſtrichen worden ſeien. Es iſt aber nicht 
zu verkennen, daß, wenn dieſes richtig iſt, wenn in der Tat in 
dem Artikel, wie er von der Beklagten verfaßt und von ihr 
für die Veröffentlichung beſtimmt war, beſonders heftige An⸗ 
griffe gegen die Geſchoſſe des Klägers und grobe Unwahrheiten 
enthalten geweſen ſind, daraus ſehr wohl auch ein Schluß auf 
den von der Beklagten bei der Veröffentlichung verfolgten 
Zweck — und darüber, ob es ſich wirklich nur um eine Aus⸗ 
einanderſetzung techniſchen, fachwiſſenſchaftlichen Charakters ge⸗ 
handelt habe — gezogen werden kann. Es iſt daher jedenfalls 
die Rüge des Reviſionsklägers begründet, daß der BerR. unter 
Verletzung des §S 286 ZPO. weſentliches Vorbringen der Parteien 
nicht berückſichtigt oder doch ſein Urteil nicht gehörig begründet 
babe (S 551 Nr. 7 ZPO.). Der erſte, aus § 6 Abſ. 1 des 
angegriffenen Geſetzes entnommene Klageabweiſungsgrund trägt 
danach das BU. nicht. 2. Es kommt deshalb weiter in Frage, 
ob der vom BerR. in zweiter Linie aus § 6 Abſ. 2 des Ge⸗ 
ſetzes entnommene Abweiſungsgrund haltbar iſt. Auch dieſes 
iſt zu verneinen. Der Senat hat bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß ein bloßes Konkurrenzintereſſe als ein 
berechtigtes Intereſſe im Sinne des § 6 Abſ. 2 nicht anzu⸗ 
ſehen ſei, daß jemand, der Mitteilungen über das Erwerbs⸗ 
geſchäft, über die Waren der gewerblichen Leiſtungen eines 
anderen lediglich zu Wettbewerbszwecken gemacht hat, ſich 
auf Abſ. 2 § 6 niemals berufen könne (JW. 02, 59421; 04, 
1856, Urteil vom 6. April 1906 II 392 05 im Recht 1906 
Spalte 572). Hieran iſt feſtzuhalten. Im vorliegenden Falle 
laufen nun aber die Ausführungen und Feſtſtellungen des BerR. 
bei ſeinem zweiten, hier in Frage ſtehenden Grunde für die Ab⸗ 
weiſung der Klage lediglich darauf hinaus, daß die Beklagte 
im Intereſſe des Abſatzes ihrer Ware die Mitteilung ge⸗ 
macht habe; der Ber R. iſt der Meinung, daß die Beklagte um 
deswillen, im Intereſſe und zum Schutze ihres Abſatzes, be⸗ 
rechtigt geweſen ſei, auf die, ihrer Überzeugung nach 
beſtehenden Nachteile der Geſchoſſe des Klägers aufmerkſam 
zu machen, ohne Rückſicht darauf, ob die betreffenden Behaup⸗ 
tungen objektiv (bzw. erweislich) wahr ſeien oder nicht. Dem 
kann nach dem Vorbemerkten nicht zugeſtimmt werden. Hat die 
Beklagte an der Mitteilung nur das Intereſſe gehabt, im Wett⸗ 
bewerbe mit der Konkurrenz, ſpeziell mit dem Kläger, ihre Ware 
nicht minderwertig erſcheinen zu laſſen und ſich ſo ihre Kund⸗ 
ſchaft zu erhalten (oder dieſe auszudehnen), ſo handelt es ſich 
inſoweit um einen Fall des S 6 Abſ. 1. Jeder hat ein 
Intereſſe daran, die Ware des Konkurrenten in nicht zu günſtigem, 
6 * 
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die eigene Ware in günſtigem Lichte erſcheinen zu laſſen; jeder 
kann deshalb auch für ſeine Ware Reklame machen und die Vor⸗ 
züge ſeiner Ware gegenüber der Ware des Konkurrenten hervor⸗ 


heben. Dieſes, allgemein vorhandene Intereſſe wird aber vom 


Geſetz ſelbſt ausweislich des Abſ. 1 des S 6 als ein berech⸗ 
tigtes nur inſoweit anerkannt, als ſich die betreffende, ledig⸗ 
lich zu Zwecken des Wettbewerbes aufgeſtellte oder verbreitete 
Behauptung (wenn ſie tatſächlicher Art iſt) in dem durch den 
Abſ. 1 des § 6 gezogenen Rahmen hält. Das iſt aber 
nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Geſetzes nur dann der 
Fall, wenn die Behauptung — und zwar ſo wie ſie von den 
betreffenden Verkehrskreiſen verſtanden wird — auch erweislich 
wahr iſt; es genügt nicht, wenn der Behauptende — hier 
die Beklagte — von der Richtigkeit der Behauptung nur über⸗ 
zeugt geweſen iſt. — Mehr hat aber der BerR. nicht feſt⸗ 
geſtellt. — Vorſtehendem gemäß war das Bu. aufzuheben. 
S. c. T., U. v. 16. Nov. 09, 29/09 II. — Berlin. 

Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1899 
und Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 / 
10. April 1892. 

70. 8 54 InvVG. verb. mit 8 57 KrankVG. Be 
rechnung des Anſpruchs eines durch einen Unfall Beſchädigten, 
deſſen Forderung zum Teil auf die Invaliden⸗ und Kranken⸗ 
verſicherung übergegangen ift.] 

Der Kläger wurde, als er mit ſeinem Fahrrad durch die 
N.⸗Straße fuhr, von einem Motorwagen der Beklagten zu 
Boden geſchleudert und ſchwer verletzt. Mit der Klage fordert 
er: 1. 100 & Werterſatz für das Fahrrad, 2. 323 & als 
Erſatz des ihm bis zum 26. Juli 1907 entgangenen Verdienſtes 
und 3. eine vierteljährliche Rente von 257 A 85 A, indem 
er bei der Berechnung der Beträge zu 2 und 3 in Abzug 
bringt die ihm von der Ortskrankenkaſſe nach ſeiner Behauptung 
in Höhe von 300 & 18 & gezahlten Krankengelder und die 
ihm zugebilligte Invaliditätsrente von vierteljährlich 54 41 15 K. 
Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. den Anſpruch 
des Klägers zu einem Drittel für gerechtfertigt erklärt mit der 
Maßgabe, daß der Anſpruch auf die Ortskrankenkaſſe M. bzw. 
die Verſicherungsanſtalt nur zu einem Drittel der von ihnen 
an Kläger gezahlten oder noch zu zahlenden Beträge übergehe. 
Auf Reviſion der Beklagten erkannte das RG.: Das Urteil 
des OLG. wird zu III des entſcheidenden Teils aufgehoben und 
inſoweit in der Sache ſelbſt dahin erkannt: die Klage wird, 
ſoweit ſie Erſatz des bis zum 26. Juli 1907 entgangenen 
Verdienſtes begehrt, abgewieſen; dagegen wird der Anſpruch 
auf Erſatz des Sachſchadens und auf Zahlung einer Rente 
vom 26. Juli 1907 ab, inſofern letzterer Anſpruch nicht nach 
Maßgabe des § 54 InvVG. vom 13. Juli 1899 auf die Neben⸗ 
intervenientin in voller Höhe der von dieſer geleiſteten und 
noch zu leiſtenden Invalidenrente übergegangen iſt, dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Im übrigen wird die Reviſion 
zurückgewieſen. Aus den Entſcheidungsgründen: Be⸗ 
gründet ift der Reviſionsangriff, mit dem Verletzung des 8 54 
InvVG. und des 8 57 KrankVG. gerügt wird. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Ber R. davon ausgegangen 
iſt, daß im Fall einer gemäß 5 254 BGB. ausgeſprochenen 
Teilung des Schadens die Krankenkaſſe bzw. die Verſicherungs⸗ 
anſtalt nur diejenige Quote der von ihnen geleiſteten Unter⸗ 
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ſtützung von dem erſatzpflichtigen Dritten beanſpruchen könne, 
zu der dieſer den Schaden zu tragen hat, und daß das BU. 
ſo, wie es die Reviſion vertritt, verſtanden werden muß. Die 
Auffaſſung des BerR., der er eine beſondere Begründung nicht 
gegeben hat, iſt unhaltbar und findet auch in dem von ihm 
angezogenen Urteil des RG. (RG. 60, 200) keine Stütze. Im 
Gegenteil läßt die ſich dort findende Ausführung: „die Ent⸗ 
ſchädigung ſoll nur einmal und zwar von dem Dritten geleiſtet 
werden, der, wenn die Berufsgenoſſenſchaft mit ihrer geſetzlichen 
Entſchädigungspflicht dazwiſchen tritt, dieſer in Höhe der⸗ 
ſelben als Schuldner gegenüberſteht“ erkennen, daß nach Anſicht 
des VI. ZS. der Erſatzanſpruch unbeſchränkt bis zur vollen 
Höhe der Auslagen übergeht. Noch beſtimmter hat der VL 3S. 
feine Auffaſſung in dem vom BerR. gleichfalls angezogenen 
Urteil (RG. 62, 148) ausgeſprochen, in dem er ausführt, daß 
der Erſatzanſpruch des Verletzten auch bei einer Quotenteilung 
des Schadens gemäß § 254 BGB. in voller Höhe der 
gewährten und noch zu gewährenden Unterſtützungen auf die 
betreffende Kaſſe oder Anſtalt übergeht, ſofern nur dieſe Unter⸗ 
ſtützungen den Betrag der dem Verletzten zuerkannten Quote 
nicht überſteigen. Dieſe vom VI. ZS. in einer. ganzen Reihe 
weiterer Entſcheidungen feſtgehaltene Auffaſſung entſpricht nicht 
nur dem Wortlaut des § 57 Abſ. 4 KrankenkaſſenGG. und dem 
des S 54 InvVG. — der Erſatzanſpruch fol übergehen „in 
Höhe der geleiſteten Unterſtützungen“ „bis zum Betrage der zu 
gewährenden Rente“ —, ſondern ſie wird auch dem dieſen 
geſetzlichen Beſtimmungen zugrunde liegenden Gedanken gerecht, 
daß die Entſchädigung nur einmal und zwar von dem Dritten 
geleiſtet werden ſſoll, ſoweit er nach dem Geſetz erſatzpflichtig 
iſt. Der Anſpruch des Verletzten ſo, wie er kraft Geſetzes 
beſteht, ſei es auf Erſatz des ganzen Schadens oder nur eines 
Teils desſelben, ſoll übergehen zur Deckung der in jenen Geſetzen 
vorgeſchriebenen Aufwendungen in ihrer Geſamtheit, nicht etwa 
nur zu einem nach dem Maß der ſchuldhaften Verurſachung 
ſeitens des Verletzten zu beſtimmenden Teil. Iſt aber hiernach 
abweichend vom BG. davon auszugehen, daß Kläger infolge 
des geſetzlichen Abergangs des Entſchädigungsanſpruchs in 
vollem Umfang der gewährten Unterſtützungen und der noch 
zu gewährenden Renten zur Klage nicht berechtigt iſt, ſo iſt 
ſeine Klage, ſoweit ſie auf Erſatz des ihm bis zum 26. Juli 1907 
entgangenen Gewinnes geht, ſchon jetzt abzuweiſen, während 
in bezug auf die von da ab zu zahlende Rente die vom BerR. 
ausgeſprochene Beſchränkung des Überganges auf ein Drittel 
der Aufwendungen zu beſeitigen iſt. Da Kläger von der Be⸗ 
klagten nur ein Drittel des ihm erwachſenen Schadens erſetzt 
begehren kann, nach ſeiner eigenen Darſtellung aber der für 
die Zeit bis zum 25. Juli 1907 berechnete Schaden nur 
623 4 18 & beträgt, ſo würde Kläger von der Beklagten 
höchſtens 207 4 71 & verlangen können. Dieſer Anſpruch 
iſt aber in vollem Umfang auf die Ortskrankenkaſſe übergegangen, 
da dieſe nach den eigenen Angaben des Klägers ihn mit 300 4 
unterſtützt hat. Bezüglich der Zeit bis zum 25. Juli 1907 
ſteht hiernach dem Kläger für ſeine Perſon ein derartiger Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen die Beklagte nicht zu. Für die Zeit 
vom 26. Juli 1907 ab macht Kläger geltend, daß ihm ab⸗ 
geſehen von dem geſetzlichen Übergang der Entſchädigungs⸗ 
forderung an die Nebenintervenientin ein Anſpruch auf eine 
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vierteljährliche Rente von 312 & zuſtehen würde, und er fordert 
desbalb unter Abſetzung der ihm von dieſer bewilligten Rente 
von 54 & 15 4 nur eine vierteljährliche Rente von 
257 * 85 Da die Beklagte nur ein Drittel des Schadens 
zu tragen hat, ſo gehört vorliegend zur Begründung der Klage 
der Nachweis, daß der durch Minderung der Erwerbsfähigkeit 
für den Kläger eingetretene Vermögensſchaden mehr als das 
Dreifache der bewilligten Invalidenrente von 54 & 15 . 
beträgt, denn in Höhe dieſer Rente iſt der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch auf die Nebenintervenientin übergegangen. Nun 
enthält allerdings das BU. keine dahingehende ausdrückliche 
Feſtſtellung, allein nach den Ausführungen des BerR., nach 
deſſen Feſtſtellung Kläger bislang ſeinen Beruf als Sattler 
nicht mehr ausüben kann, ſeine Erwerbsfähigkeit verloren hat, 
kann nach Lage der Sache kein berechtigter Zweifel beſtehen, 
daß der für den Kläger infolge der erlittenen Körperverletzung 
entſtandene Schaden vierteljährlich mehr als das Dreifache von 
54 4 15 4 beträgt. Liegt aber ausreichender Anlaß zu der 
Annahme vor, daß auch unter Berückſichtigung des Abergangs 
der Entſchädigungsanſpruch an die Nebenintervenientin immerhin 


noch dem Kläger gegen die Beklagte ein Anſpruch auf eine 


Rente in irgendeiner Höhe verblieben iſt, ſo erſcheint der 
Erlaß des Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruchs 
gemäß § 304 ZPO. berechtigt und die in dieſer Richtung von 
der Reviſion erhobene Prozeßrüge unbegründet. M. Trambahn⸗ 
A.⸗G. c. E., U. v. 2. Nov. 09, 590/08 VI. — München. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft. 

71. SS 147, 120 Lwu VG. in Verb. mit SS 136, 112 
Gew VG. Tatſächliche uud rechtliche Bedeutung der von den 
Berufsgenoſſenſchaften zu erlaſſenden Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften.] 

Die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften 
baben nicht die Bedeutung, daß durch ſie der Umfang der 
zivil⸗ oder ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit der Betriebsunter⸗ 
nehmer begrenzt würde; ſie entheben dieſe auch keineswegs 
ſelbſtändigen Denkens und eigener Sorge bezüglich der An⸗ 
wendung geeigneter Maßregeln zum Zwecke der Unfallverhütung. 
Der Unternehmer eines gewerblichen oder landwirtſchaftlichen 
Betriebes iſt verpflichtet, nach Maßgabe der im Verkehr er⸗ 
forderlichen und ihm vermöge ſeines Berufes oder Gewerbes 
beſonders auferlegten Sorgfalt auf den Schutz ſeiner Arbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit tunlichſt Bedacht 
zu nehmen (BGB. § 276, 618; GewO. § 120a). Er macht 
fh durch Verletzung dieſer Sorgfalt gegebenenfalls auch ſtraf⸗ 
rechtlich für den Unfall verantwortlich und kann alsdann von 
der Berufsgenoſſenſchaft, ſelbſt wenn dieſe keine Unfall⸗ 
verbütungsvorſchriften erlaſſen haben ſollte, gemäß S 136 
Gew G., bzw. 8 147 Lw. auf Erſatz in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Die Genoſſenſchaften ſind überhaupt nach 
& 112 des erſteren, $ 120 des letzteren Geſetzes nur befugt, 
nicht verpflichtet, Unfallverhütungsvorſchriften zu erlaſſen, es 
ſei denn, daß der Erlaß ſolcher Vorſchriften der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft im Aufſichtswege aufgegeben worden iſt (vgl. v. Woedtke 
Gew G. zu § 112 A. 2, 3, 5. Aufl. S. 460 Trutzer⸗ 
Keidel Lwu G. § 120 Anm. 2, 3 S. 325, Urteil des RG. 
vom 30. September 1909, VI 278/08). Daß eine Unfall⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 45 


verhütungsvorſchrift die betreffende Schutzvorrichtung jeweils 
genau und ſpeziell zu beſtimmen und zu beſchreiben hätte, iſt 
im Geſetze noch weniger vorgeſchrieben. Wo die fragliche Ein⸗ 
richtung nicht genauer von der Berufsgenoſſenſchaft beſtimmt 
iſt, bleibt eben die Art der Ausführung dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen der Mitglieder überlaſſen. Man wird von dieſem 
Geſichtspunkte aus auch einem landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
unternehmer je nach deſſen Betriebs⸗ und ſonſtigen Verhält⸗ 
niſſen wohl zumuten dürfen, daß er ſich um den Stand der 
Unfallverhütungstechnik, ſoweit es die von ihm verwendeten 
Maſchinen betrifft, von ſelbſt bekümmert und ſich darüber 
tunlichſt inſtruiert, daß er wenigſtens dann, wenn er durch 
eine, obwohl allgemein gefaßte Unfallverhütungsvorſchrift der 
Berufsgenoſſenſchaft darauf hingewieſen iſt, ſich zeitig über die 
dem Zwecke der Vorſchrift am beſten dienliche Schutzvorrichtung 
erkundigt. Wenn die Landwirte, wie das BG. ſagt, „gewöhnt 
ſind, die Anregung zu Neuerungen von außen und oben her 
zu erhalten“, ſo könnte doch dieſe Eigenart die Außerachtlaſſung 
der gebotenen Sorgfalt keinesfalls da entſchuldigen, wo der 
Landwirt durch eine Vorſchrift der gedachten Art zu eigenem 
Prüfen und Handeln angeregt iſt. Zwar kann man es 
einem Landwirt noch nicht zur Fahrläſſigkeit anrechnen, wenn 
er nicht unverzüglich nach dem Bekanntwerden einer noch 
unerprobten Neuerung dieſe in ſeinen Betrieb einführt. Dem 
Beklagten könnte deshalb daraus, daß er die neueſten Schutz⸗ 
vorrichtungen, die erſt im Jahre 1906 aufgekommen ſind und 
erſt beim Oktoberfeſt 1907 ausgeſtellt worden ſein ſollen, nicht 
ſchon im März 1907 an feiner alten Futterſchneidemaſchine 
angebracht hatte, noch kein Vorwurf gemacht werden. Aber 
fahrläſſig würde er (ſofern der eingetretene Unfallserfolg für 
ihn vorausſehbar geweſen iſt) dann allerdings gehandelt haben, 
wenn er Schutzvorrichtungen, die ſeit vier Jahren fabriziert 
wurden, und von denen er bei pflichtgemäßer Erkundigung hätte 
Kenntnis erhalten müſſen, ſich nicht beſchaffte, wenn er (von 
dem Abſtellhebel abgeſehen) gar nichts getan hat, um den 
Unfallverhütungsvorſchriften zu genügen und die Maſchine in 
dieſem Zuſtande unbekümmert weiterverwendet hat. B. c. K., 
U. v. 29. Nov. 09, 556/08 VI. — Augsburg. 

Kunſtſchutzgeſetz vom 9. Januar 1907. 

72. 88 53, 37 KunſtſchG. Rückwirkung des Geſetzes.] 

Das OLG. hat den in der Berufungsinſtanz von der 
Klägerin auf Grund der 88 53, 37 KunſtſchG. geſtellten Antrag, 
die bei den Beklagten vorrätigen Nachbildungen und die zur 
Vervielfältigung beſtimmten Vorrichtungen, insbeſondere Platten 
und Steine einzuziehen und zu vernichten, aus der Erwägung 
zurückgewieſen, daß das KunſtſchG. nicht zur Anwendung komme, 
weil das Werk, um deſſen Schutz es ſich handele, zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes als Werk der bildenden Künſte 
im Bereiche der Induſtrie nicht geſchützt geweſen ſei, ſondern 
gegen weitere Nachbildung von Erzeugniſſen der Induſtrie nur 
den Muſterſchutz genoſſen habe. Der Umſtand, daß es auf 
dem Gebiete der hohen Kunſt auch nach dem KunſtUrhG. vom 
9. Januar 1876 geſchützt geweſen ſei, ſei unerheblich. Mit 
Recht rügt die Klägerin die Verletzung des § 53 KunſtſchG., 
deſſen Abſ. 1 Satz 1 lautet: „Die ausſchließlichen Befugniſſe 
des Urhebers eines Werkes, das zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes geſchützt iſt, beſtimmen ſich nach deſſen Vor: 
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ſchriften.“ Hierdurch iſt grundſätzlich die Rückwirkung des 
KunſtſchG. auf die vorhandenen Werke anerkannt. Die Streit: 
frage, ob die Rückwirkung nur die am 1. Juli 1907, dem 
Tage, an dem das KunſtſchG. in Kraft trat, geſchützten oder 
auch die bis dahin nicht geſchützten Werke ergreift, braucht 
nicht entſchieden zu werden. Denn das Werk, wofür die 
Klägerin den Schutz dieſes Geſetzes fordert, iſt nicht das vom 
Maler R. gemalte Bild, ſondern das danach angefertigte, bei 
dem AG. O. als Muſter niedergelegte Plakat, das am 1. Juli 
1907 durch das Muft®. geſchützt war. Dies genügt zur An- 
wendung des S 53 KunſtſchGG., der die Rückwirkung auf die 
vorhandenen geſchützten Werke, ohne zwiſchen den Arten des 
Schutzes zu unterſcheiden, verordnet, alſo nicht das Erfordernis 
aufſtellt, daß ſie einen Kunſtſchutz genießen. Dagegen ſetzt er 
voraus, daß ſie Werke ſind, die auch den Anforderungen des 
KunſtſchG. genügen. Dieſe Vorausſetzung trifft auf das Plakat 
der Klägerin zu, weil es ſich als Erzeugnis des Kunſtgewerbes 
im Sinne des $ 2 KunſtſchG. darſtellt. Obwohl der S 53 
Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes ſeinem Wortlaute nach ſich nur auf 
die ausſchließlichen Befugniſſe des Urhebers bezieht, ſo fällt 
darunter auch das an ſich nicht zu ihnen gehörige Recht aus § 37 
auf Vernichtung der widerrechtlich hergeſtellten Exemplare (uſw.), 
da es die ausſchließlichen Befugniſſe gegen die Fortſetzung oder 
Wiederholung der Rechtsverletzung ſichern ſoll und zu ihrer not⸗ 
wendigen Ergänzung dient. E. u. St. c. S., U. v. 2. Okt. 09, 
408,08 I. — Stuttgart. 

II. Gemeines Recht. 

73. Sozietät. Begriff des „Nettogewinns“ bei der 
Beteiligung an der Verwertung mehrerer Kalibohrgerechtig⸗ 
keiten.] 

Die Klägerinnen ſind die Erben des 1901 verſtorbenen 
Bergwerksdirektors M. Dieſer ſtand mit der Beklagten in 
einem Geſellſchaftsverhältniſſe, das die Verwertung mehrerer 
Bohrgerechtigkeiten auf Kali zum Gegenſtande hatte. Sein 
Anteil an der Beitragspflicht ſowie am Gewinne betrug 7g, 
der der Beklagten /. Da ſich M. in Geldverlegenheiten befand 
und die erforderlichen Beiträge nicht aufbringen konnte, einigte 
man ſich am 27. Oktober 1899 dahin, daß er ſeine Beteiligung 
an den Bohrverträgen auf die Beklagte übertrug und dieſe ihre 
Forderung auf die für M. von ihr vorgeſchoſſenen Auslagen 
fallen ließ. In dem Beſtätigungsſchreiben der Beklagten wird 
geſagt, daß dieſe „alleiniger Beſitzer dieſer Verträge“ ſein ſolle, 
und es heißt ſodann: „Ich gewähre Ihnen eine Beteiligung 
an der Verwertung vorgenannter Verträge von 12 Prozent 
in der Weiſe, daß Sie 12½ Prozent des Nettogewinns, den ich 
aus der Verwertung ſämtlicher Verträge erübrigen ſollte, von 
mir erhalten.“ Von den in dem Abkommen genannten 10 Bohr⸗ 
verträgen hat die Beklagte bislang nur den mit der Gemeinde 
H. verwertet. Die Klägerinnen behaupten, daß die Beklagte 
hierfür einen Kaufpreis von 382 000 , erzielt habe, und 
fordern mit der Klage Auskehrung von 12 ¼ Prozent des da⸗ 
durch erzielten Reingewinnes, indem fie dieſen Teil auf 20 000 .« 
beziffern. Die Beklagte hat beſtritten, daß ſie bei der Ver⸗ 
äußerung von H. einen verteilungsfähigen Gewinn erzielt habe, 
und geltend gemacht, daß ſich erſt nach Verwertung ſämtlicher 
Bohrverträge ergeben könne, ob ein ſolcher Gewinn erzielt ſei. — 
Das OLG. gab der Klage zum Teil ſtatt. RG. wies ſie ab. 


Aus den Gründen: Es fragt ſich in erſter Linie, was die 
Parteien unter dem „Nettogewinn“ verſtanden haben, an dem 
die Beklagte den Erblaſſer der Klägerinnen beteiligte. Steht 
dieſer Begriff feſt, ſo kann die Frage nach dem Zeitpunkte der 
Auszahlung keine Schwierigkeiten machen. Der Gewinn iſt 
auszukehren, ſobald er vorhanden iſt und ſobald die Kläger ihn 
fordern; aber natürlich auch nicht früher, als er von der Be⸗ 
klagten erzielt worden iſt. Ob es der endgültige Gewinn des 
ganzen Geſchäftsergebniſſes oder ein ſogen. laufender Gewinn 
iſt, würde hierfür an ſich nichts verſchlagen. Es muß nur 
immer der im Vertrage vorgeſehene „Nettogewinn“ ſein; denn 
an irgendeinem anderen Gewinn haben die Klägerinnen kein 
Anrecht. Dieſer Gewinn iſt aber im Vertrage bezeichnet als 
„der Nettogewinn, den ich aus der Verwertung ſämtlicher 
Verträge erübrigen ſollte“; damit iſt, wie das BG. ſelber an⸗ 
erkennt, deutlich ausgedrückt, daß die ſämtlichen Verträge wie 
eine einheitliche Maſſe behandelt werden ſollten: der Gewinn 
beim einen kann durch einen Verluſt beim andern wettgemacht 
werden und umgekehrt. Iſt dem aber ſo, dann kann der Um⸗ 
ſtand allein, daß ein einzelner Vertrag mit Vorteil realiſiert 


worden iſt, einen Anſpruch auf eine Gewinnauskehrung nicht 


rechtfertigen, auch nicht in dem beſchränkten Umfange, in dem 
das BG. ihn zuläßt. Denn die noch nicht realifierten Rechte 
können Auslagen und Koſten verurſachen, für die die Beklagte 
keine Deckung haben würde, weil die Kläger zu irgendwelchen 
Beitragsleiſtungen nicht verpflichtet ſind. Die Rechtsanwendung 
des OLG. kann daher zu dem Ergebniſſe führen, daß die 
Klägerinnen an Einkünften beteiligt werden, von denen ſich 
ſchließlich herausſtellt, daß fie keinen „Nettogewinn“ darſtellen. 
Dieſes Ergebnis aber widerſpricht dem klaren Inhalte des Ver⸗ 
trages und kann durch die Heranziehung dispoſitiver Normen 
des gemeinen Rechts nicht gerechtfertigt werden. Wie zu ent⸗ 
ſcheiden ſein würde, wenn die Beklagte die Realiſierung der 
Bohrverträge etwa wider Treu und Glauben hinausſchöbe, oder 
wenn fie Aberſchüſſe erzielt haben ſollte, von denen es aus⸗ 
geſchloſſen wäre, daß fie für weiter mögliche Auslagen und 
Verluſte in Anſpruch genommen zu werden brauchten, kann 
unerörtert bleiben. Denn nach beiden Richtungen hin ſind von 
den Klägerinnen Behauptungen nicht aufgeſtellt worden. R. c. M., 
U. v. 3. Nov. 09, 443/08 I. — Celle. 

III. Preußziſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

74. Zum 8 3 Abſ. 3 Stempft®.] 

In einer notariell beglaubigten Urkunde vom 4. Juli 1907 
erklärten die beiden bisherigen Geſellſchafter der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft L., der Kläger und der Kaufmann G., daß ſie dieſe 
Geſellſchaft aufgelöſt hätten, der Kläger das Geſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven übernommen habe, G. in Geld abgefunden 
ſei, daß daher der Kläger Alleineigentümer des auf den Namen 
der Geſellſchaft eingetragenen Grundbeſitzes geworden ſei und 
daß die Berichtigung des Grundbuchs dahin von G. bewilligt 
und vom Kläger beantragt werde, daß dieſer als Eigentümer 
des bezeichneten Grundbeſitzes an Stelle der aufgelöften Geſell⸗ 
ſchaft eingetragen werde. Von dieſer von dem Kläger bei dem 
Grundbuchamt eingereichten Urkunde erforderte die Gerichts⸗ 
ſchreiberei auf Grund der Tarifſtelle 25 Abſ. 2 Stempit®. 
vom 31. Juli 1895 einen Stempelbetrag von 812 4. Der 


39. Jahrgang. 


äger bezahlte ihn und forderte ihn dann mit Klage zurück. 
Babe ai wieſen die Klage ab. RG. beſtätigte: Es 
bandelt ſich weſentlich allein um die Frage der Anwendung des 
Abſ. 3 des § 3 StempſtG., nämlich um die Frage, ob bei den 
Erklärungen, die über die Auflöſung der offenen Geſellſchaft 
von den Geſellſchaftern zur Begründung des Antrages auf 
Grundbuchberichtigung abgegeben worden ſind, die Abſicht der 
Beteiligten auf die Beurkundung dieſer Erklärungen gerichtet 
geweſen iſt. Der BerR. hat ſolches unter eingehender Be⸗ 
gründung bejaht. Dieſer Auffaſſung kann nicht entgegengetreten 
werden; was die Reviſion dagegen vorgebracht hat, iſt nicht 
ftichbaltig. Es handelt ſich hauptſächlich um Feſtſtellung des 
Willens der an an um eine dee der re 
prü in der Reviſionsinſtanz entzogene ellung. enn 
die Rienſton meint, es fehle im BU. die Feſtſtellung der Abſicht 
der Beteiligten, daß ſie ihre Vereinba habe beurkunden, 
d. h. dafür einen urkundlichen Beweis liefern wollen, ſo iſt 
dieſe Bemängelung Ren der Faſſung und des Sinnes 
des BU. unhaltbar. Ebenſo kann die Ausführung der Reviſion, 
objektiv ſei die Beurkundung nicht nötig geweſen, auch nicht 
für die erſtrebte Berichtigung des Grundbuchs, da der Grund⸗ 
buchrichter die Berichtigung auch auf Grund der Anmeldung 
zum Handelsregiſter und der in dieſem erfolgten Eintragung 
bãtte vornehmen können, keinen Anſpruch auf Beachtung erheben; 
denn die Beteiligten haben eben den Antrag auf Grundbuch⸗ 
berichtigung nicht auf die Anmeldung zum Handelsregiſter, 
ſondern auf beſondere von ihnen abgegebene Erklärungen ge: 
ſtützt und nach der Feſtſtellung des Bert. den Willen gehabt, 
daß eben dieſe Erklärungen beurkundet werden ſollten. Die 
aus der Sachlage geſchöpfte Übergeugung des Ber R., daß die 
Beteiligten den Beurkundungswillen gehabt haben müſſen, 
enthob ihn auch der Notwendigkeit, den von dem Kläger dafür 

etretenen Beweis, daß ſolcher Willen nicht nden habe, 
Ei; Die in dieſer Beziehung erhobene Reviſionsrüge 
ging deshalb ebenfalls fehl. 95 c. Preuß. Fiskus, U. v. 


Vermiſchtes. 


Der nationalliberale Abgeordnete Hettner (Landgerichts⸗ 
direktor) hat in der 2. ſächſiſchen Kammer bei e e 
der Budgetde vom 30. November 1909 über die Rechts⸗ 
anwaltſchaft folgendermaßen geäußert: 

. . . Meine Herren! Unſer Rechtsanwaltsſtand hat an den 
Eintritt der Zivilprozeßnovelle große Befürchtungen geknüpft. Ich 
hoffe, daß dieſe Befürchtungen nicht gerechtfertigt ſind. Den Nach⸗ 
teilen, die namentlich beim Oberlandesgericht eintreten werden, ſtehen 
für unſere Rechtsanwälte bei den Amtsgerichten, und namentlich bei 
den kleinen Amtsgerichten, Vorteile gegenüber. Wir hoffen, daß die 
Vorteile die Nachteile überwiegen. Es wäre außerordentlich zu be⸗ 
dauern, wenn das nicht der wäre; denn unſer Anwaltsſtand 
ſteht vollkommen auf der Höhe. Selbſtverſtändlich ſind auch im 
Anwalts ſtande einzelne Ausnahmen. Die hat aber, wie Sie alle 
wiſſen, jeder Stand Aber im großen und ganzen muß ich hier 
aus „wir können ſtolz fein auf unſeren Rechtsanwalts ſtand, 
und wir können insbeſondere ſehr zufrieden ſein mit dem guten Ver⸗ 
hältnis, das zwiſchen den Richtern und dem Rechtsanwalts ſtand bei 
uns in Sachſen im allgemeinen beſteht. Um jo mehr muß ich be: 
dauern, daß in letzter Zeit durch ein Vorkommnis dieſes Verhältnis 
eine, wenn auch nur, wie ich hoffe, geringe Trübung erfahren hat. 
Bon einem höheren ſächſiſchen Richter iſt in einem Berliner Blatte 
ein Auflag erſchienen, worin er die Schuld an der Zunahme der 
Prozeſſe der Überfüllung des Nechtsanwaltsſtandes zuſchiebt, indem 
der sſtand aus pekuniären Gründen zur Anſtrengung 
und Durchführung ausſichtsloſer Prozeſſe veranlaßt würde. Dieſer 
Artikel hat mit Recht im Anwaltsſtande ſchwere Beunruhigung hervor⸗ 
gerufen. Gerade ich als Richter fühle mich verpflichtet, hier aus: 
zuſprechen, daß die große Maſſe unſerer Richter derartige Wahr⸗ 
nehmungen nicht gemacht hat, daß ſolche Fälle ganz ſeltene Aus⸗ 
nahmen bilden, wie fie hier erwähnt find, und daß wir es außer: 
ordentlich bedauern müßten, wenn durch derartige Aufſätze eine 
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Trübung des Verhältniſſes zwiſchen den Richtern und dem Anwalts⸗ 
ſtande hervorgerufen würde. (Sehr richtig! bei den National⸗ 
liberalen.) 


Literaturbeſprechungen. 


1. Kommentar zum Preußiſchen Stempelſteuergeſetz vom 
31. Juli 1895 und zur Novelle vom 26./ 30. Juni 1909. Mit 
den Anhängen: Die den Notaren als Amtsſtellen der Steuer⸗ 
verwaltung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen und die Reichsſtempelabgabe für Grundſtücks⸗ 
übertragungen. Von e Ernſt Heinitz, Rechtsanwalt 
und Notar in Berlin. ritte, veränderte und vermehrte 
Auflage. Berlin 1909. Otto Liebman. 

Dieſer lange Titel iſt eigentlich noch nicht erſchöpfend. 
Der Verfaſſer und wiſſenſchaftliche Durchforſcher des Stempel⸗ 
rechts hat nicht nur die zivilrechtliche Rechtſprechung und Geſetz⸗ 
gebung, ſoweit fie von ſtempelrechtlichem Intereſſe iſt, in feinem 

ommentar verarbeitet, ſondern auch das Reichserbſchaftsſteuer⸗ 
eſetz, deſſen Einfluß auf das Stempelrecht in der Bearbeitung 
erückſichtigt iſt, noch in extenso zum Abdruck gebracht. 

Auch in der neuen Auflage iſt der Heinitzſche Kommentar 
ein verläßlicher und überſichtlicher Berater in den ebenſo 
wichtigen wie unerfreulichen Fragen des Stempelrechts, ein 
1 . jedem Notar in Preußen ein unentbehrliches Hifs⸗ 
mittel iſt. 


2. Das Preußiſche Stempelſteuergeſetz vom 26. Juni 1909 
in der Faſſung der Bekanntmachung des Finanzminiſters vom 
30. Juni 1909. Auf Grund des Handbuchs zum Stempel- 
ſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 von Leo Labus, bearbeitet 
von Ernſt Schumann und Karl Obſt, Ober⸗Zollſekretäre in 
Breslau. Breslau 1909. Kern. 


Die Bearbeiter geben unter Verzicht auf jede ſelbſtändige 
und wiſſenſchaftliche Bearbeitung im weſentlichen Auszüge aus 
den geſetzgeberiſchen Materialien ſowie aus den wichtigsten 
Entſcheidungen; ferner die zu dem Geſetze ergangenen miniſteriellen 
Ve Grunde Hinter der Tarifnummer 32 (Kaufverträge) iſt 
das die Reichsſtempelabgabe betreffende Geſetz⸗ und Verfügungs⸗ 
material abgedruckt. Das Buch iſt ein geeignetes Hilfsbuch 
für den Bureauvorſteher. 


3. Das Preußiſche Stempelſteuergeſetz von J. Böhm, 
Juſtizrat und Dr. E. Sontag, Amtsrichter. Vierte neu 
bearbeitete Auflage in der Faſſung des Geſetzes vom 

30. Juni 1909 von Dr. Ernſt Sontag, Amtsrichter. Berlin 


1910. Heymann. 


Die Ausgabe bietet eine dem Praktiker angenehme 
Zuſammenſtellung wichtiger Entſcheidungen. Leider find die 
neueren nicht genügend berückſichtigt, fo fehlt zu Tarifſtelle 32 
die neue Re 3 des Reichsgerichts über die weſent⸗ 
lichen Beſtandteile. 


4. Schließlich ſei auch noch der kleinen Textausgaben (Franz 
Vahlen 1909) Erwähnung getan, die ebenſo handlich wie korrekt 
einen bequemen Überblick über die neuerliche Stempel und 
Steuergeſetzgebung im Reiche wie in 1 geben. Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz (Effekten, Talons, Schecks, Grundſtücksübertragungen) 
und Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 nebſt den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats. Mit einem Anhange, 
enthaltend das Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

Die Verbrauchsſteuern vom 15. Juli 1909 unter Be⸗ 
rückſichtigung der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats 
(Brauſteuer, Branntwein, Tabak, Zigaretten, Schaumwein, 
Kaffee⸗, Teezoll, Leuchtmittel, Zündwaren). 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 30. Juni 1909. 

Alle drei Bändchen ſind mit Einleitung und Sachregiſter 
verſehen. 
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Vereinigung der Vorſtände der deutſchen 
Auwaltskammern. 


Die Vereinigung hat in ihrer am 12. Dezember 1909 zu 

Berlin abgehaltenen Sitzung folgendes beſchloſſen: 

1. Die n ſpricht einſtimmig das durch die 
Bedeutung der Anwaltſchaft für die Rechtspflege 
gerechtfertigte Verlangen aus, daß die Juſtizverwaltung 
des Reichs die berufenen Vertreter der Anwaltſchaft 
höre, bevor neue geſetzgeberiſche Vorſchläge für die 
Entlaſtung des Reichsgerichts gemacht werden. 

2. Im Hinblick auf Vorſchläge, die der Anwaltſchaft 
durch die Preſſe bekannt geworden ſind, erklärt die 
Verſammlung einſtimmig: 

a) Die Ausſchließung der Reviſion bei überein⸗ 
ſtimmenden Urteilen der beiden unteren Inſtanzen 
würde eine erhebliche Verſchlechterung der Rechts⸗ 
pflege und eine Minderung des Vertrauens in 
die Nechtſprechung zur Folge haben. 

b) Zur Entlaſtung des Reichsgerichts iſt, ſolange 
nicht eine durchgreifende Reform des geſamten 
Prozeßverfahrens Abhilfe ſchafft, abgeſehen von 
einer Reihe kleinerer Mittel, die Vermehrung der 
Richterzahl am Reichsgericht zu empfehlen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Unter einem fiduziariſchen Geſchäft iſt ein Geſchäft zu ver⸗ 
ſtehen, durch das der eine dem anderen ein Vermögensſtück recht⸗ 
lich übereignet zu dem vereinbarten Zweck, daß der Vermögens⸗ 
wert wirtſchaftlich das Vermögen des anderen nicht vermehren 
ſolle. Entſch. Nr. 2 verneint das Vorliegen eines fiduziariſchen 
Geſchäfts in einem Falle, in welchem der Ehemann ein Grund⸗ 
ſtück aus dem Vermögen eines Dritten erworben und die Ehe⸗ 
frau ſich nur darauf beſchränkt hatte, ihm die zum Erwerb er⸗ 


forderlichen Mittel vorzuſchießen und ihm dadurch die tatſäch⸗ 


liche Möglichkeit zu gewähren, das Grundſtück im eigenen 
Namen zu erwerben. 

Iſt ein Rechtsgeſchäft auch nur im Verhältnis zu einem 
von mehreren Beteiligten wucheriſch, ſo iſt es doch wegen ſeiner 
Einheitlichkeit im ganzen mit dieſem Fehler behaftet und daher auch 
im Verhältnis zu den Mitkontrahenten nach Entſch. Nr. 4 nichtig. 

Entſch. Nr. 6 erklärt ein Vermächtnis, welches die Be⸗ 
lohnung für den von der Bedachten dem Erblaſſer auch ferner⸗ 
hin zu geſtattenden Geſchlechtsverkehr bezweckt, wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten für nichtig. 

Entſch. Nr. 8 weiſt die Anſicht zurück, daß ſich § 196 
Nr. 1 BGB. nur auf die alltäglichen kleinen gewerbsmäßigen 
Beſorgungen beziehe, nicht aber auf einzelne ſeltene, wirtſchaftlich 
höchſt bedeutſame und einſchneidende Geſchäfte. 

Die durch Klageerhebung unterbrochene Verjährung beginnt 
nach Entſch. Nr. 9 nicht bei einer durch Gerichtsbeſchluß an- 
geordneten Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens zu 
laufen, ſondern nur dann, wenn der Stillſtand des Prozeſſes 
auf der Untätigkeit des A beruht. 

Entſch. Nr. 12 behandelt den Anſpruch des Fiskus wegen 
Gerichtskoſten gegen den Inkaſſomandanten. 

Haben die Parteien nach dem Verfall einer ala, 
die ſich danach für den Gläubiger ergebenden Anſprüche feſt⸗ 
gelegt und zum Gegenſtande neuer Abreden gemacht, ſo ſind 
dieſe Anſprüche nun nicht mehr als Nebenforderungen anzuſehen, 
die nur durch eine entſprechende Erklärung beim Empfang der 
Hauptleiſtung erhalten werden können, ſie ſind dieſer gegenüber 
ſelbſtändig gemacht und darum auch dann verfolgbar, wenn der 
Gläubiger demnächſt die Hauptleiſtung angenommen hat, ohne 
ihrer zu gedenken. So Entſch. Nr. 17, wo ferner ausgeführt wird, 
daß der Verzicht innerhalb des Rechts der Schuldverhältniſſe 
nur als Vertrag zuſtande kommt, daß es alſo der Annahme 
der Verzichtserklärung durch den Schuldner bedarf. 


Für die Redaktion verantwortlich: 
Druck 


1. 1910. 


Zum Begriffe der Schenkung gehört nach Entſch. Nr. 19 
allerdings nicht die Abſicht der Liberalität, nicht die Abſicht 
der durch die Zuwendung eintretenden Bereicherung; wohl aber 
müſſen beide Teile über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung 
einig ſein. 

Die Geſtellung eines Orcheſters ohne Kapellmeiſter iſt nach 
Entſch. Nr. 20 nicht ein Werkvertrag ſondern ein Dienſtvertrag. 

Freiwillige Zuwendungen, die der Unterhaltsberechtigte 
ohne Rechtsanſpruch von Angehörigen oder Freunden erhält, 
ſind nach Entſch. Nr. 21 auf den ihm zu gewährenden Unter⸗ 
halt nicht anzurechnen. Dasſelbe Erkenntnis führt aus, daß 
es für die Leiſtungsfähigteit des zur Unterhaltung des anderen 
verpflichteten geſchiedenen Ehegatten nicht auf die Vermögens⸗ 
und Erwerbsverhältniſſe zur Zeit der Rechtskraft des Schei⸗ 
dungsurteils, ſondern zu die jeweilige Leiſtungsfähigkeit 
ankommt, und daß zur Anwendung des § 1579 BGB. die 
tatſächliche Unterhaltsgewährung an ein minderjähriges, un⸗ 
verheiratetes Kind oder die Inanſpruchnahme zur Unterhalts⸗ 
ewährung nicht zu erfordern ſei, daß aber die Verhältniſſe ſo 
iegen müſſen, daß die Inanſpruchnahme mit Sicherheit in 
nächſter Zeit erwartet werden darf. 

Die Pflicht zur Herausgabe des ohne rechtlichen Grund 
Erlangten erſtreckt ſich nach 0 818 BGB. auf die gezogenen 
Nutzungen. Hat der ungerechtfertigt Bereicherte tatſächlich keine 
Nutzungen gezogen, ſo iſt es ohne rechtliche Bedeutung, ob er 
ſolche hätte ziehen können. Entſch. Nr. 24 verneint deshalb die 
Pflicht des Fiskus zur Verzinſung der ungerechtfertigt ein⸗ 
gezogenen Stempelbeträge. 

Ein doloſes, argliſtiges Handeln wird zur Annahme eines 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht erfordert; auch die 
Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kann 
in beſonders gearteten Fällen einen ſolchen Verſtoß enthalten. 
Gibt ein Arzt, der über den Geiſteszuſtand eines anderen be⸗ 
fragt wird, ſein Gutachten, daß der Patient geiſteskrank ſei, 
ohne genügende Unterlagen ab, die ihn zu einer ſolchen Auf⸗ 
faſſung berechtigen, dann liegt in dieſem fahrläſſigen Verhalten 
zugleich ein Verſtoß wider die guten Sitten. Entſch. Nr. 26. 

Zur Anwendung des § 1370 BGB. genügt es, wenn ein 
von der Frau abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft ſubjektiv mit Be⸗ 
ziehung auf das Vorbehaltsgut abgeſchloſſen iſt und objektiv 
mit demſelben in Zuſammenhang gebracht werden kann. Hat 
die mit Einwilligung ihres Mannes ein Erwerbsgeſchäft be⸗ 
treibende Frau einen Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen, um im 
Falle einer durch Unfall eintretenden Erwerbsbeſchränkung in 
den Verſicherungsbeträgen einen Erſatz für den ihrem Erwerb 
drohenden Verluſt zu erlangen, ſo wird der Anſpruch aus dem 
Verſicherungsvertrag nach Entſch. Nr. 31 Vorbehaltsgut. 

Der Widerruf einer Erbeinſetzung iſt ebenſo wie die Erb⸗ 
duese gg ſelbſt immer eine Verfügung von Todes wegen. Auf 
die Abſicht letztwillig zu verfügen kommt es bei der Frage 
an, ob eine in Briefform abgegebene Erklärung den Widerruf 
einer Erbeinſetzung enthält. (Entſch. Nr. 34.) 

Nach Entſch. Nr. 35 beſteht das Weſen des gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtaments darin, daß die letztwilligen Verfügungen 
mehrerer Perſonen in einer Urkunde errichtet werden. Darauf, 
ob die Verfügungen auf einem oder mehreren Blättern ſtehen, 
kommt es nicht an; auch der Inhalt der Verfügungen, die 
Einheitlichkeit oder Gemeinſchaftlichkeit des Errichtungsaktes 
oder die Abſicht der Verfügenden ſind nicht entſcheidend. 

Ein Teſtamentsfälſcher, der durch die Vornahme der 
Fälſchung den wahren Willen des Erblaſſers zur formellen Gültig⸗ 
keit bringen will, iſt nach Entſch. Nr. 36 nicht erbunwürdig. 

Ein Anerkenntnisvertrag, welcher die Gültigkeit eines 
Teſtaments betrifft, bedarf nach Entſch. Nr. 38 der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form. 

Aber den Gerichtsſtand für eine Klage auf Schadenserſatz 
wegen einer unerlaubten Handlung, die ſich aus mehreren in 
verſchiedenen Gerichtsbezirken verübten Handlungen zuſammen⸗ 
ſetzt, iſt der in Entſch. Nr. 40 erwähnte Plenarbeſchluß er⸗ 
gangen. N. 
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Beſtellungen 


Vereinsnachrichten. 
Geſchäftsleiter betreffend. 

Die Stelle eines Geſchäftsleiters des Deutſchen Auwalt⸗ 
vereins ſoll baldtunlichſt, vorausſichtlich im Februar oder 
März nächſten Jahres, beſetzt werden. 

Herren, welche ſich um dieſe Stellung bewerben wollen, 
wird anheimgegeben, Bewerbungsſchreiben an den Vorſtaud 
des Dentſchen altvereins zu Händen des Borfiseuden, 
p Juſtizrat Haber, Leipzig, Schwägrichenſtraße 13, 
zu richten. 


Anwaltvereine betreffend. 

Es beſteht, namentlich auch im Hinblick auf die nach 
dem 1. Januar 1910 auszuſchreibenden Bertreterwahlen, 
das Bedürfnis, alsbald eine Liſte aufzuſtellen, aus der 
erſichtlich iſt, an welchen Orten und für welche Bezirke 
Auwaltvereine beſtehen und wer gegenwärtig der Vorſitzende 
oder dasjenige Vorſtandsmitglied iſt, mit dem der Deutſche 
Anwaltverein in Korreſpondenz zu treten hätte. Wir richten 

an die Herren Vorſitzenden der lokalen Anwalt⸗ 
vereine 


die Bitte, die bezeichneten Angaben dem Schriftführer, 
Rechtsanwalt Dr. Drucker in Leipzig, Ritterſtraße 1, 
gefälligſt umgehend zukommen zu KR 

Leipzig, den 8. Dezember 1909. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Haber, 
Ceheimer Juſtizrat, Borfigender. 


— 


Zur Aufklärung. 

Jufolge einer Bemerkung in dem Aufſatz „Zum neuen 
Jahre“ in Nr. 1 der Inriſtiſchen Wochenſchrift find dem 
VBorſtande gegenüber Zweifel über die Bedentung der Ans- 
ſchreibung der Stelle eines Geſchäftsleiters ausgeſprochen 
worden.“) Daher erklärt der a daß die von 
ihm beſchloſſene Ausſchreibung der Stelle eines Geſchäfts⸗ 
leiters keineswegs lediglich zu dem Zweck geſchehen iſt, um 
einer Form zu Beſeden Der Vorſtand bittet, daß diejenigen, 
welche bei der Beſetzung der Stelle berückſichtigt zu werden 


) Weine Außerung drückt, wie immer, nur meine perſönliche 
Auffaſſung aus, interpretiert aber nicht die Ausſchreibung des Vor⸗ 
ſtandes; ſie kann deshalb auch nicht Zweifel über deren Bedeutung 
rechtfertigen. Neumann. 


wünſchen, möglichſt bald ihre Meldung bei dem Unterzeichneten 
einreichen. Es haben auch bereits augeſehene Rechtsanwälte 
ſich um die Stelle beworben. 

Von mehreren Bewerbern iſt nach den Anſtellungs⸗ 
bedingungen gefragt worden. Demgegenüber ift auf $ 16, 4 
der neuen Vereinsſatzung hinzuweiſen, nach der die Feſt⸗ 
ſetzung dieſer Bedingungen der Beſchlußfaſſung der — noch 
nicht gewählten — Vertreterverſammlung unterliegt. 


Haber, 
Geheimer Juſtizrat. 
Vorſitzender des Deutſchen Anwaltvereins. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr 5 Sufrigrat Dr. Humſer in 1 
rt a. M. hat aus Aulaß feines 50 jährigen Dienſt⸗ 
ubiläums der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte eine 

Zr rang von 1000 & gemacht, wofür ihm der herzlichſte 
ank ausgeſprochen worden iſt. 


Der am 31. Jaunar 1909 verſtorbene Herr Geheimer 
Hofrat Eduard Haupt in Wismar hat der Hülfskaſſe 
für dentfche Rechtsanwälte in feinem Teſtamente 3000 4 
vermacht. Das der Hülfskaſſe bewieſene Wohlwollen wird 
hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die Auwaltskammer im Bezirke des N 
a Königsberg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtaude iſt 

für se reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 

worden. 


Zur Geſchichte des Konformitätsprinzips. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 

Angeſichts der bevorſtehenden Zivilprozeßnovelle, welche die 
Reviſion gegen duae conformes ausſchließen will, wird eine 
Zuſammenſtellung früherer geſetzgeberiſcher Arbeiten, in welchen 
das Konformitätsprinzip ebenfalls verwertet worden iſt, von 
Intereſſe ſein. Die folgende Unterſuchung beſchränkt ſich darauf, 
die neuere Entwicklung dieſes Prinzips in Oſterreich-Ungarn 
ſowie in den deutſchen Einzelſtaaten zu verfolgen. Dabei ſind 
alle Vorſchriften berückſichtigt, welche die Anrufung der dritten 

7 


— 
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Inſtanz wegen Konformität der Entſcheidungen erſter und zweiter 
Inſtanz irgendwie beſchränken, gleichviel ob die dritte Inſtanz 
als Oberappellations⸗, Reviſions⸗ oder Kaſſationsinſtanz aus⸗ 
gebildet worden iſt. Daß ich das ſchier unüberſehbare und 
zum Teil ſchwer erreichbare Material erſchöpft habe, glaube 
ich ſelbſt nicht. Immerhin hoffe ich, von den wichtigeren 
Quellen keine überſehen zu haben. 


Oſterreich-Angarn. 

Die Allgemeine Gerichtsordnung für die deutſchen Staaten 
der Oſterreichiſchen Monarchie vom 1. Mai 1781 verordnet in 
Kap. 25 8 260 über die Reviſion: 

„Jedoch iſt dieſe nicht zuzulaſſen, wenn der Spruch erſter 
Inſtanz von dem Appellations⸗Gerichte beſtätigt worden 
iſt, folglich, wenn der Spruch teils beſtätigt, teils ab⸗ 
geändert worden iſt, kann nur wider jene Punkte revi⸗ 
diert werden, welche abgeändert worden ſind.“ 

Dieſe Beſtimmung war Geſetz geworden, obwohl die Mehr⸗ 
heit einer von der Regierung zur Beratung darüber eingeſetzten 
Kommiſſion ſich gegen dieſe Beſchränkung des Rechtsmittels aufs 
ſchärfſte ausgeſprochen hatte, unter anderem wegen der Beſorgnis, 
„daß in zweiter Inſtanz Beſtätigungen aus dem Grunde er⸗ 
folgen könnten, um weitere Anfechtungen auszuſchließen.““) Daß 
dieſe Ordnung des Reviſionsverfahrens ſich nicht bewährt hat, 
folgt ohne weiteres daraus, daß kurz nach Einführung der All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung eine Reihe von Hofdekreten ergingen, 
durch welche das Rechtsmittel der „außerordentlichen Reviſion“ 
eingeführt wurde. Dieſes Rechtsmittel, auf welches ſich die 
Hofdekrete vom 25. September 1792, vom 2. Oktober, 6. No⸗ 
vember 1794 und vom 17. Oktober 1797 bezogen, wurde durch 
Hofdekret vom 15. Februar 1833 auf die Fälle der Nichtigkeit 
und der offenbaren Ungerechtigkeit eines Erkenntniſſes 
beſchränkt. So blieb der Rechtszuſtand bis zum Inkrafttreten 
der neuen Zivilprozeßordnung von 1895. Der Behelf der außer⸗ 
ordentlichen Reviſion hat auch wohl ohne Zweifel hingereicht, 
um die Härten des Konformitätsprinzips im weſentlichen aus⸗ 
zugleichen. Wer in zwei Inſtanzen unterlegen war, wird ſich — 
das kann man ohne weiteres vermuten — durch die Beſchrän⸗ 
kungen des Hofdekrets von 1833 nicht haben abhalten laſſen, 
das außerordentliche Rechtsmittel zu ergreifen und die vom 
Vorderrichter begangenen Rechtsverletzungen als „offenbare Un⸗ 
gerechtigkeiten“ zu rügen. Daß dem tatſächlich ſo war, ergibt 
eine Bemerkung in den Motiven zum Entwurf der neuen öſter⸗ 
reichiſchen Zivilprozeßordnung von 1895 (143), in welcher über 
die „mißbräuchliche und den oberſten Gerichtshof behelligende 
Weiſe“, in welcher man von der außerordentlichen Reviſion 
Gebrauch machte, geklagt wird. Daß der oberſte Gerichtshof 
gleichwohl dem Streben der Rechtſuchenden, die Beſchränkungen 
des außerordentlichen Rechtsmittels zu umgehen, entgegen⸗ 
gekommen iſt, zeigt eine Charakteriſtik des Rechtszuſtandes, welche 
Glaſer in feinen Beiträgen zur Reform des öſterreichiſchen Zivil⸗ 
prozeſſes, 2. Aufl. (Wien 1883) 102 gibt. Dort heißt es: 
„Trotz aller Verklauſulierungen kann derjenige, welcher in den 
beiden unteren Inſtanzen unterlegen iſt, ſein Glück bei der 
dritten immer noch verſuchen.“ Wie ſolche Reviſionen von 


1) Vgl. von Harraſowsky, Rechtsmittel im Zivilprozeſſe (1879) 458. 


MW 2. 1910. 
dem oberſten Gerichtshof behandelt worden ſind, zeigt z. B. das 
Erkenntnis vom 8. Auguſt 1872 (Allg Oſt GZ. 23, 406), in 
welchem das mit einer außerordentlichen Reviſion befaßte 
Gericht ſeine Aufgabe dahin auffaßt, daß zu prüfen ſei, ob 
die Auffaſſung des Vorderrichters „unrichtig und geſetzwidrig“ 
geweſen ſei. 

Aber ſelbſt in der durch die Geſetzgebung und Praxis 
gemilderten Geſtalt erſchien das Konformitätsprinzip auf die 
Dauer nicht erträglich. Das Streben nach Beſeitigung dieſer 
Schranke habe ſich, ſo bemerkt Glaſer a. a. O., als unwider⸗ 
ſtehlich erwieſen. Dieſen Zug der Zeit erkennt man auch aus 
den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten, welche in Oſterreich vor der 
Prozeßnovelle von 1895 erſchienen ſind. 

Der Entwurf von 1848 88 253 ff. will als Rechts⸗ 
mittel dritter Inſtanz die Nichtigkeitsbeſchwerde einführen und 
dieſe auch im Fall der Konformität unbeſchränkt zulaſſen. 

Der Entwurf von 1858 knüpft in § 340 wieder an 
das damals beſtehende Recht an; er will gegen duae conformes 
die „außerordentliche Berufung“ gewähren, „wenn die Ent⸗ 
ſcheidung ſich auf eine offenbar irrige Auslegung oder An⸗ 
wendung des Geſetzes oder auf eine Vorausſetzung gründet, die 
dem klaren Inhalt der Akten widerſpricht, wenn ſie unverſtändlich 
iſt oder das Begehren der Parteien überſchreitet oder wenn eine 
Nichtigkeit begangen wurde“. — Der Entwurf von 1876 
endlich läßt die Oberberufung in allen Fällen zu und räumt 
der Konformität nur inſofern einen beſchränkenden Einfluß ein, 
als die Oberberufung gegen duae conformes durch Beſchluß 
verworfen werden kann (§ 532), die Vollſtreckung des Vorder⸗ 
urteils nicht hemmt (8 538) und Prozeßſtrafen wegen Mut⸗ 
willens nach ſich ziehen kann ($ 539). — Bezeichnend für die 
Beurteilung des Konformitätsprinzips in Oſterreich iſt auch die 
Betrachtung, welche ein Anonymus in der AllgOſt 3. 26, 47 
über die Geſtaltung der Reviſion nach dem Entwurf der 
deutſchen Zivilprozeßordnung anſtellt: er meint, das dort 
vorgeſchlagene Konformitätsprinzip bilde „die größte Schatten⸗ 
ſeite“ der Konſtruktion dieſes Rechtsmittels, da die Gleich⸗ 
förmigkeit der Entſcheidungen keineswegs Gerechtigkeit ge⸗ 
währleiſte. 

Das Ergebnis dieſer Beſtrebungen iſt in Oſterreich dies 
geweſen, daß man in der Prozeßordnung von 1895 das Kon⸗ 
formitätsprinzip beſeitigt hat. 

Im Gegenſatz zur früheren öſterreichiſchen lehnte die 
ungariſche Zivilprozeßordnung von 1868 das Konformitäts⸗ 
prinzip ausdrücklich ab, indem fie in §S 292 anordnete: 

„Die Appellation gegen das Urteil zweiter Inſtanz an 
das dritte Gericht findet — ob das erſtrichterliche 
Urteil beſtätigt oder abgeändert wurde 
ſtatt.“ 
daß im Fall zweier gleichförmiger Entſcheidungen nach dieſem 
Geſetz der Beſchreitung der dritten Inſtanz die hemmende 
Wirkung verſagt war ſowie daß ſie unter Umſtänden, wenn ſie 
nämlich gegen den klaren Sinn des Geſetzes oder nur zum 
Argernis des Richters oder des Gegners erhoben war, Mut⸗ 
willenſtrafen nach ſich zog, ſei nur nebenbei bemerkt. — Auch 
von dieſen wenig erheblichen Erſchwerungen der Anrufung der 
dritten Inſtanz iſt im Entwurf zur neuen ungariſchen Prozeß⸗ 
ordnung von 1901 das erſtere beſeitigt worden. 


f 


39. Jahrgang. 


Preußen. 

Nach der AGO. I, 15 88 2, 7 war, wenn in erſter Inſtanz 
ein Kollegialgericht entſchieden hatte, die Reviſion gegen duae 
conformes bei einem Objekt von nicht mehr als 200 Talern, 
ſowie in einigen ſpeziellen Fällen ganz ausgeſchloſſen. Die Ver⸗ 
ordnung vom 14. Dezember 1833 hat in § 2 zwar die Reviſion 
gegen duae conformes in allen vermögensrechtlichen Sachen 
beſeitigt, jedoch in § 4 einen ausreichenden Erſatz dafür in 
Geſtalt der wegen Verletzung von Rechtsnormen und weſent⸗ 
lichen Prozeßvorſchriften zuläſſigen Nichtigkeitsbeſchwerde ge⸗ 
ſchaffen. 

Bayern. 

Die bayriſchen Prozeßgeſetze laſſen die Beſchreitung der 
dritten Inſtanz von gewiſſen Ausnahmen abgeſehen trotz Gleich⸗ 
förmigkeit des erſt⸗ und zweitinſtanzlichen Urteils zu und 
täumen der Konformität lediglich inſofern einen den Inſtanzen⸗ 
zug beſchränkenden Einfluß ein, als ſie in ſolchem Falle die 
Oberappellation (Reviſion) nur bei höheren Streitwerten 
gewähren, fo ſchon der Codex juris Bavarici judiciarii vom 
14. Dezember 1753 (Kap. 15 § 3 N. 6), der die Ober: 
appellation im Fall der Konformität von einer Beſchwerde⸗ 
ſumme von mindeſtens 50 Gulden abhängig machte, welcher 
Betrag im Jahre 1779 auf 300 Gulden und durch den 
Ständeabſchied vom 29. Dezember 1831 (der überhaupt all⸗ 
gemein eine Oberappellationsſumme von 300 Gulden einführte) 
auf 600 Gulden erhöht wurde.?) — Der völlige Ausſchluß 
der Oberappellation gegen duae conformes wurde daneben 
durch die Reformgeſetze vom 22. Juli 1819 8 20 und vom 
17. November 1837 § 54 in ſpeziellen Fällen, welche minder 
wichtig oder beſonders ſchleunig waren oder bei welchen die 
Moglichkeit der Abhilfe im nachfolgenden Hauptprozeſſe beſtand, 
angeordnet. | 

Der Ausſchluß der Oberberufung gegen duae conformes 
in allen Fällen wurde durch den Entwurf zu einer neuen 
Prozeßordnung von 1825 in 8 987 und durch den revidierten 
Entwurf von 1827 in 5 509 vorgeſchlagen und — unge: 
achtet der Bedenken, welche von Gönner einige Jahre vorher 
in den Motiven feines wohldurchdachten Entwurfs?) gemacht 
batte — in der amtlichen Begründung ſowie von W. H. Puchta), 
einem Mitgliede der Kommiſſion, eindringlich empfohlen. 

Puchta ſucht nachzuweiſen, daß die übereinſtimmende Anſicht 
zweier kollegial beſetzter Inſtanzen eine genügende Garantie für 
die Richtigkeit der Entſcheidung biete. „Gegen dieſen Ausſpruch 
zweier Gerichte die Berufung an ein drittes zuzulaſſen“, ſo 
meint er (102 ff.), „alſo anzunehmen, daß dieſes dritte 
Gericht, weil es das oberſte des Reichs iſt, das Wahre und 
Rechte richtiger eingeſehen habe als die Tribunale der erſten 
und zweiten Inſtanz zuſammen, — dies beruht auf der Voraus⸗ 
ſetzung einer Intelligenz, welche, ſo günſtig man mit Recht 
ſonſt von den Einſichten der Mitglieder eines ſolchen Gerichts 


7) Ausnahmsweiſe war die Oberappellation trotz zu geringer 
Beſchwerdeſumme und konformer Entſcheidungen zuläſſig, wenn das 
Beſchwerdeobjekt das ganze Vermögen des Oberappellanten ausmachte. 

) von Gönner, Entwurf eines Geſetzes über das gerichtliche 
Verfahren in bürgerlichen Rechtsſachen (Erlangen 1816/1817) 2, 868, 

) W. H. Puchta. Über die bürgerliche Rechtspflege und 
Gerichtsverfaſſung Bayerns (Erlangen 1826) 97ff. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 51 


ſamt und ſonders urteilen mag, nicht wohl gerechtfertigt werden 
kann, ſolang man ſich die Richter dieſes oberſten Gerichtshofs 
nicht als Weſen höherer Art denken kann ſondern als Menſchen 
gleichwie alle anderen.“ 

In gleicher Richtung bewegen ſich die Ausführungen des 
Verfaſſers der Motive zum revidierten Entwurf von 1827 
(323), welcher das Konformitätsprinzip mit Hinweis auf die 
Möglichkeit rechtfertigen will, daß bei unbeſchränkter Zulaſſung 
der dritten Inſtanz eine Partei obſiegen könne, obwohl die 
Mehrzahl der Richter aller drei Inſtanzen gegen ſie votiert 
habe. — Demgegenüber trifft die Begründung zu § 362 des 
Entwurfs von 1831, der die dritte Inſtanz ohne Rückſicht auf 
Kon⸗ oder Difformität eröffnen will, den Nagel auf den Kopf 
mit der Bemerkung: °) 

„Die Richter der verſchiedenen Inſtanzen ſollen ſich ja 

nicht zueinander verhalten wie 1 zu 1 zu 1, ſondern 

wie gut, beſſer am beſten“. 
Damit endet, wenn ich recht ſehe, in Bayern der Streit um 
das Konformitätsprinzip. Die Prozeßordnung vom 1. Februar 
1869 eröffnet in Art. 7887 die an Stelle der Reviſionsinſtanz 
getretene Nichtigkeitsbeſchwerde wegen falſcher Auslegung oder 
unrichtiger Anwendung von Rechtsnormen ohne Rückſicht 
darauf, ob die Vorinſtanzen verſchieden oder gleichförmig ge⸗ 
urteilt haben. 

Württemberg. 

Nach der proviſoriſchen Verordnung vom 22. Sep⸗ 
tember 1819 war gegen die zweitinſtanzlichen Urteile der Kreis⸗ 
gerichtshöfe die Oberappellation an das Obertribunal, gegen 
die zweitinſtanzlichen Urteile des Obertribunals die Reviſion 
an das Hofgericht gegeben. Die Oberappellation war gegen 
duae conformes nur bei einer Beſchwerdeſumme von mindeſtens 
500 Gulden zuläſſig (es ſei denn, daß der Streitgegenſtand 
unſchätzbar war oder das ganze Vermögen des Oberappellanten 
bildete). Die Reviſion gegen duae conformes war ſchlechthin 
ausgeſchloſſen. — Konformität war vorhanden, wenn die beiden 
Inſtanzurteile hinſichtlich der Dispoſitive übereinſtimmten, da⸗ 
gegen nicht, wenn eine Inſtanz aus materiellen, die andere aus 
formellen Gründen abgewieſen hatte, vgl. von Bolley Juriſtiſche 
Abhandlungen (Stuttgart 1831) 426. 

Nach dem Entwurf einer bürgerlichen Prozeßordnung für 
Württemberg von 1848 iſt Konformität gegeben, „wenn über 
die nämlichen Streitpunkte, welche nun den Gegenſtand der 
Oberberufung bilden, im erſten und zweiten Rechtszuge auf eine 
der Rechtskraft fähige Weiſe der Wirkung nach übereinſtimmend 
erkannt worden iſt, mag dies aus den nämlichen oder aus 
verſchiedenen Gründen geſchehen ſein“. (Daneben war in dieſem 
nicht zum Geſetz gewordenen Entwurf in Art. 1267 Nr. 8 eine 
Nichtigkeitsklage wegen widerſprechender oder ſinnloſer Be⸗ 
ſtimmungen eines Urteils vorgeſehen, welche auch im Fall der 
Konformität zuläſſig ſein ſollte.) 

Die Prozeßordnung vom 3. April 1868 hat das Inſtitut 
der Oberberufung überhaupt beſeitigt und die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde wegen Verletzung, unrichtiger Auslegung oder falſcher 
Anwendung von Rechtsſätzen eingeführt. Dieſes Rechtsmittel 
iſt auch gegen gleichförmige Entſcheidungen zuläſſig. 


e) Entwurf der Zivilgerichtsordnung (München 1831) 86. 
7 * 
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Baden. 

Die badiſche Obergerichtsordnung vom 11. No: 
vember 1803, S5 202 ff., ſchloß die Anrufung der dritten 
Inſtanz (Oberreviſion) im Fall der duae conformes ſchlechthin 
aus. — In der Prozeßordnung vom 31. Dezember 1831 
iſt das Konformitätsprinzip bereits wieder beſeitigt worden, 
nachdem ſich der Bericht der Geſetzgebungskommiſſion (Freiburg 
1831) 31 ſehr ſcharf dagegen ausgeſprochen hatte. Der von 
der Zuläſſigkeit der Oberappellation handelnde § 1177 des 
neuen Geſetzes erklärt ausdrücklich, daß ſeine Vorſchriften auf 
beſtätigende wie abändernde Appellationserkenntniſſe anzuwenden 
ſeien. — Die Prozeßordnung vom 12. April 1851 räumte 
dem Konformitätsprinzip Einfluß auf die Oberappellationsſumme 
ein; § 1192 beſtimmt nämlich: 

„Wenn aber dieſelbe Partei, welche die Berufung ergriffen 
hatte, gegen dieſelben Teile des Erkenntniſſes, wogegen 
die Berufung eingelegt war, die Oberberufung einführen 
will, ſo muß der Gegenſtand der Beſchwerde den Wert 
von 1000 Gulden erreichen.“ 

Dementſprechend läßt auch die Prozeßordnung vom 
18. März 1864 in 8 1151 I die Oberappellation nur bei 
einer Beſchwerdeſumme von 1000 Gulden (im Fall der 
Difformität 500 Gulden) zu. Außerdem ſchließt fie in $ 1152 
bei gewiſſen ſchleunigen Sachen die Oberappellation gegen duae 


conformes aus. 
Königreich Sachſen. 


§ 18 des Geſetzes vom 28. Januar 1835, die höheren 
Juſtizbehörden und den Inſtanzenzug in Juſtizſachen betreffend, 
ließ die Anrufung der dritten Inſtanz im Fall der Konformität 
nicht zu in Provokationsprozeſſen, in Prozeſſen, in welchen 
es ſich nur um Zinſen und Koſten handelte, gegen gewiſſe 
Zwiſchenurteile, in Eheſachen und in Fällen, in welchen der 
Beſchwerdewert den Betrag von 200 Talern (oder 8 Talern 
jährlich) nicht überſtieg, gewährte aber für ſolche Sachen in 
weitem Umfange das Rechtsmittel der Läuterung, ein Rechts: 
mittel, welches auf Abänderung des Urteils durch dieſelbe 
Inſtanz gerichtet war. Daneben beſtand ohne Rückſicht auf 
Konformität ſeit der Bekanntmachung vom 4. März 1848 die 
Nichtigkeitsbeſchwerde, „wenn die angefochtene Entſcheidung 
gegen klare geſetzliche Beſtimmungen verſtößt“. Der — nicht 
zum Geſetz gewordene — Entwurf von 1863/64 ſieht ſtatt der 
dritten Inſtanz die nicht an die Vorausſetzung einer Difformität 
der Vorentſcheidungen geknüpfte Nichtigkeitsbeſchwerde vor. 


Mecklenburg Schwerin. 


Die Verordnung betreffend die Rechtsmittel in Zivilſachen 
und in dem fiskaliſchen Prozeſſe vom 15. Januar 1861 ſchloß 
bei niedergerichtlichen Streitgegenſtänden bis zu 50 Talern die 
dritte Inſtanz aus. Bei niedergerichtlichen Streitgegenſtänden 
von über 50 bis zu 300 Talern war die Anrufung der dritten 
Inſtanz nur im Fall der Difformität ſtatthaft. Bei Streit⸗ 
gegenſtänden von über 300 Talern Wert durfte, wenn in zweiter 
Inſtanz eines der Obergerichte Roſtock, Wismar, Schwerin, 
Güſtrow, Neuſtrelitz entſchieden hatte, die dritte Inſtanz un⸗ 
beſchränkt angerufen werden. Gegen ein zweitinſtanzliches Er⸗ 
kenntnis des Oberappellationsgerichts war dagegen eine weitere 
Inſtanz nur gegeben, wenn dieſes abändernd erkannt hatte. 


M 2. 1910. 
Die freien Städte. 

Die vier freien Städte Hamburg, Bremen, Lübeck und 
Frankfurt a. M. bildeten ſeit 1820 einen gemeinſamen Ober⸗ 
appellationsgerichtsbezirk; Sitz des Oberappellationsgerichts war 
Lübeck. Nach den Prozeßordnungen von Bremen und Lübeck 
iſt die Anrufung der Oberinſtanz niemals durch das Konformitäts⸗ 
prinzip beſchränkt geweſen. In Frankfurt hatte man zwar 
durch Geſetz vom 7. November 1848 8 57 die Anrufung des 
Oberappellationsgerichts gegen duae conformes ausgeſchloſſen. 
Auf einen Proteſt der Frankfurter Advokatenkammer iſt aber 
dieſe Beſchränkung, ohne je in Kraft getreten zu ſein, durch 
das Geſetz vom 13. Februar 1849 wieder beſeitigt worden. 

In Hamburg iſt das Konformitätsprinzip zunächſt für 
Handelsſachen durch Art. 39 der Handelsgerichtsordnung vom 
15. Dezemer 1815 eingeführt und ſodann durch die Verordnung 
vom 29. Dezember 1815 Art. 48 ff. auf Rechtsſtreitigkeiten 
jeder Art ausgedehnt worden. Durch die Appellabilitäts⸗ 
verordnung vom 7. Juli 1820 8 4 iſt das Prinzip anläßlich 
der Einrichtung des gemeinſamen Oberappellationsgerichts der 
vier freien Städte Hamburg, Bremen, Lübeck und Frankfurt a. M. 
beſtätigt und bis zur Einführung der Reichszivilprozeßordnung 
beibehalten worden. Konformität lag nach hamburgiſchem Recht 
aber nur vor, wenn beide Inſtanzen materiell übereinſtimmend 
entſchieden hatten; daher galt z. B. als nicht konform ein 
Appellationserkenntnis, durch welches eine Berufung gegen ein 
Sachurteil als formell unzuläſſig verworfen wurde, ferner ein 
Appellationserkenntnis, welches auf in zweiter Inſtanz vor⸗ 
gebrachten Nova beruhte uſw. Über die außerordentlichen 
Schwierigkeiten, welche durch dieſes Prinzip der materiellen 
Konformität geſchaffen worden ſind, orientieren vorzüglich Heiſe 
und Kropp Juriſtiſche Abhandlungen 2 (Hamburg 1830) 216 ff. 
Beiſpiele ſchwieriger Konformitätsfälle enthält faſt jeder Band 
der Sammlung der hanſeatiſchen Oberappellationsgerichts⸗ 
entſcheidungen. 

Daher iſt es nicht verwunderlich, daß bei den Erörterungen 
über die Konſtruktion des Rechtsmittels der Reviſion im Reichs⸗ 
zivilprozeß gerade die hamburgiſchen Juriſten ſich gegen die 
Einführung des Konformitätsprinzips ausſprachen, ſo in der 
Reichsjuſtizkommiſſion der hamburgiſche Abgeordnete Dr. Wolffſon. 
Vor allem aber ſind bemerkenswert die Ausführungen des 
lübiſchen Oberappellationsgerichtsrats John,“) welcher davor 
warnt, dem Reichsgericht durch Einführung des Konformitäts⸗ 
prinzips eine ähnliche bedenkliche Stellung zu geben, wie ſie 
das Oberappellationsgericht in Lübeck im Verhältnis zu den 
hamburgiſchen Gerichten habe. Er befürchtet, daß die Folge 
des Ausſchluſſes der Reichsgerichtsinſtanz bei konformen Ent⸗ 
ſcheidungen die ſein werde, daß „die einzelnen Gerichte in den 
deutſchen Staaten nicht als Glieder der gemeinſamen deutſchen 
Gerichtsorganiſation ſich fühlen, ſondern daß es nach wie vor 
preußiſche, ſächſiſche, bayeriſche uſw. Gerichte gebe, und daß 
dieſe prinzipiell die Rechtsſtreitigkeiten ihrer Staaten definitiv 
entſchieden. Der höchſte deutſche Gerichtshof aber würde nicht 
die Spitze der gemeinſamen deutſchen Gerichtsorganiſation bilden, 
ſondern lediglich eine außerhalb der einzelnen deutſchen Staaten 
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e) In der Zeitſchrift für Deutſche Geſetzgebung und einheitliches 
Deutſches Recht, Jahrgang 1873, 218 ff. 
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ſtehende Spruchbehörde ſein, dazu beſtimmt, ein Superarbitrium 
dann abzugeben, wenn die den einzelnen deutſchen Staaten zu⸗ 
gebörigen Appellationsgerichte mit einem oder dem andern der 
ihnen fubjizierten Landgerichte in betreff dieſer oder jener Rechts⸗ 
frage verſchiedener Anſicht find.” 


Die übrigen Staaten. 

Eine Reihe von ſächſiſch⸗thüringiſchen Staaten haben 
das Konformitätsprinzip gehabt, nämlich Weimar⸗Eiſenach 
(Sf vom 15. Mai 1850 8 17), Sondershauſen 
(Geſetz vom 5. April 1850 § 22), Rudolſtadt (Geſetz vom 
1. Mai 1850 $ 16), Deſſau⸗Köthen (revidierter Zuſatz zur 
Prozeßordnung Tit. 15, 16 Abſchn. 1 § 1). Nach der Praxis 
des Oberappellationsgerichts Jena lag nach allen dieſen Geſetzen 
Konformität nur inſoweit vor, als die gleichen Streitfragen in 
zwei Inſtanzen in gleicher Weiſe beurteilt worden waren.“) 

In Heſſen⸗Naſſau hat nach der Verordnung vom 
23. April 1822 8 99 das Konformitätsprinzip für gewiſſe 
ſchleunige und minder wichtige Sachen gegolten. 

Auch in Braunſchweig hat das Konformitätsprinzip eine 
Role geſpielt. Nach § 3 der proviſoriſchen Prozeßordnung 
vom 15. Januar 1814 war die Oberappellation bei einem 
Objekt von nicht 1000 Talern nur im Falle difformer Ent⸗ 
ſcheidungen zuläſſig. Durch die Verordnung vom 26. März 1823 
8 83 iſt die genannte Summe auf 500 Taler herabgeſetzt 
worden. Trotzdem war auch für die Rechtsſtreitigkeiten, welchen 
auf dieſe Weiſe die dritte und vierte Inſtanz (eine ſolche 
wurde in Braunſchweig durch Verordnung vom 14. März 1816 
eingeführt, durch das Geſetz vom 15. Oktober 1832 aber wieder 
abgeſchafft) entzogen war, durch das Rechtsmittel der 
Supplikation, welches (entfprechend der ſächſiſchen Läuterung) 
zur Nachprüfung durch dieſelbe Inſtanz führte, ausgiebig ge⸗ 
ſorgt. — In der Prozeßordnung vom 19. März 1850 iſt das 
Konformitätsprinzip völlig beſeitigt worden: das Rechtsmittel 
dritter Inſtanz, die Nichtigkeitsbeſchwerde, iſt gemäß S 130 
gegen konforme wie difforme Entſcheidungen zuläſſig. 

Das ſtrenge Konformitätsprinzip hat ſchließlich in Olden⸗ 
burg gegolten: Art. 266° der Prozeßordnung von 1857 läßt 
die Nichtigkeitsbeſchwerde nur zu, wenn ein Obergericht und 
das Appellationsgericht „über das zur Anwendung zu bringende 
Recht verſchiedener Anſicht geweſen find und aus dieſem Grunde 
verſchieden erkannt haben“. 


Überblickt man die verſchiedenen Geſtaltungen, welche die 
Geſetzgeber des vorigen Jahrhunderts dem Konformitätsprinzip 
gegeben haben, ſo ſcheint mir keine einzige für unſer Reichs⸗ 
recht brauchbar zu ſein. Am wenigſten bedenklich würde 
vielleicht der Ausſchluß der Reviſion gegen duae conformes in 
einzelnen ſchleunigen Sachen, alſo namentlich in Arreſt⸗ und 
einſtweiligen Verfügungsſachen ſein; indes würde die durch 
dieſes Mittel zu erzielende geringe Entlaſtung des Reichsgerichts 
eine Anderung des beſtehenden Rechtszuſtandes ſchwerlich recht⸗ 
fertigen. — Weit weniger harmlos iſt es, die Reviſionsſumme 
bei duae conformes zu erhöhen: Der Ausſchluß der Reviſion 
wegen fehlender Beſchwerdeſumme iſt an ſich ſchon ein ver⸗ 
werfliches Prinzip; man würde dieſes von dem deutſchen Geſetz⸗ 


7) Vgl. Heimbach, Sächſ. bürg. Prozeß 8, 195. 
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geber für notwendig gehaltene Übel in unerträglicher Weiſe 
ſteigern, wenn man die Reviſionsſumme durch den zufälligen 
Umſtand des Vorliegens zweier konformer Entſcheidungen ſich 
ſteigern ließe. — Was endlich den Ausſchluß der Reviſion gegen 
konforme Entſcheidungen ſchlechthin betrifft, ſo iſt dieſes Prinzip 
in der namentlich in Hamburg ausgebildeten Geſtalt der materiellen 
Konformität, wie nicht erſt dargelegt zu werden braucht, praktiſch 
völlig unbrauchbar. Es würde auch in keiner Weiſe geeignet 
ſein, die erſtrebte Entlaſtung des Reichsgerichts zu bewirken. 
Was aber das ſtrenge Konformitätsprinzip betrifft, welches nur 
die Gleichförmigkeit der Entſcheidung ohne Rückſicht auf die 
Gleichheit oder Ungleichheit der Entſcheidungsgrundlagen maß⸗ 
gebend ſein läßt, fo wird, denke ich, die vorſtehende Überſicht 
hinreichen, um meine auf dem außerordentlichen Anwaltstage 
vom 21. November 1909 ausgeſprochene Behauptung,?) daß 
die mit dieſem Prinzip gemachten geſetzgeberiſchen Verſuche durch⸗ 
weg zu Mißerfolgen geführt haben, gerechtfertigt erſcheinen zu 
laſſen. 


— — 


Das Difformitätsprinzip und die ſoziologiſche 
Rechtslehre. 
Von Ernſt Fuchs, Rechtsanwalt beim OLG. Karlsruhe. 


Man kann die jetzt geplante Reviſionsverſtümmelung das 
halbveredelte Difformitätsprinzip nennen. Man will nämlich 
das reine Difformitätsprinzip dadurch mildern, daß die Reviſion 
auch bei Zurückweiſung der Berufung dann zuläſſig ſein ſoll, 
wenn ein vom Reichsgericht ausgeſprochener Rechtsgrundſatz 
verletzt iſt. Das veredelte Difformitätsprinzip würde die Zu⸗ 
laſſung der Reviſion bei zwei konformen Entſcheidungen der 
Inſtanzgerichte noch weiter — in Analogie von 8 28 
FGG. — auf die Fälle ausdehnen, in denen das Be⸗ 
rufungsgericht von der Rechtsauslegung eines anderen Be⸗ 
rufungsgerichts abgegangen iſt. Ob ſich in dieſer letzteren 
Form eine Vereinfachung unſerer Rechtsmittel erzielen ließe, iſt 
eine Frage, die ich unter Vorausſetzung einer fundamentalen 
Umgeſtaltung unſeres Rechtslebens und unſerer juriſtiſchen Aus⸗ 
bildung und nur in untrennbarer Verbindung mit dieſer anderen 
juriſtiſchen Welt bejaht habe. Ich kann auf jene große 
Reformation hier nicht eingehen. Es ſei nur auf eines hin⸗ 
gewieſen: es wird dort eine Juſtizorganiſation vorausgeſetzt, bei 
der nur verhältnismäßig wenige — im ganzen Reich einige 
hundert — Richter allererſten Ranges, die weiſeſten, erfahrenſten 
und für ihren Beruf ſpezialtalentierteſten Männer, die die 
Nation auftreiben kann, ſchon in der erſten Inſtanz in Ver⸗ 
bindung mit den möglich beſten Sachkundigen urteilen. (Auch 
da müßte man für große Intereſſen übrigens Ausnahmen 
machen.) Unter unſeren heutigen Verhältniſſen dagegen habe 
ich eine Beſchränkung der Reviſion nach dem Difformitätsprinzip 
nicht nur für unpraktikabel erklärt, ſondern für verhängnisvoll. 
Und zwar gilt dies wie von dem veredelten ſo noch mehr von 
dem reinen oder von dem halbveredelten Difformitätsprinzip. 

Die durchſchlagenden, nicht widerlegbaren Gründe gegen die 
drohende Rechtsmittelverkümmerung ſind vor kurzem von anderer 


e) Vgl. JW. 09, 767. 
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Seite hier geſchildert worden und bedürfen keiner Wiederholung. 
Es ſoll hier lediglich beleuchtet werden, wie ſich unter dem 
beſonderen Geſichtswinkel der ſoziologiſchen Rechtslehre das 
projektierte „große“ Mittel für die nötige Entlaſtung der jetzigen 
Zivilſenate des Reichsgerichts in unſerer heutigen Rechtswelt 
ausnähme. Nach der ſoziologiſchen Rechtslehre werden die 
Streitfragen über die Auslegung oder Ergänzung der Geſetze 
grundſätzlich und in erſter Linie offen nach den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen entſchieden, alſo nach den praktiſchen Ergebniſſen, 
indem die einander gegenüberſtehenden realen Intereſſen mit Sach⸗ 
kunde und ethiſchem Rechtsempfinden gegeneinander abgewogen 
werden. Das Wort ſoziologiſch bedeutet dabei den Gegenſatz zu 
den — im Grunde völlig willkürlichen — dialektiſchen Begriffs⸗ 
ſpaltereien und Konſtruktionen, von denen die verbaliſtiſche 
Begriffsjurisprudenz ausgeht. Das Wort ſoziologiſch iſt deshalb 
nicht im Sinne der erſt im Entſtehen begriffenen Wiſſenſchaft 
der Soziologie im engeren Sinne zu verſtehen. Es iſt vielmehr, 
wie jeder weiß, der die neue Richtung nur einigermaßen mit 
Verſtändnis verfolgt hat, und wie ich zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen ſtets betonte (vgl. „Recht und Wahrheit“ 
S. 20), im weiteſten Sinne gebraucht, ſo daß es auch alle 
wirtſchaftlichen, ſozialen und ethiſchen Geſichtspunkte umfaßt. 
Die ſoziologiſche Behandlung der Streitfragen ſchließt alſo 
alles ein, was jenſeits der hergebrachten mittelalterlichen Begriffs⸗ 
jurisprudenz liegt. Und ſie zieht ans Tageslicht und auf den 
offenen Kampfplatz alles das, was die heute neben der rein 
konſtruktiven Jurisprudenz teilweiſe herrſchende verſteckte Billig⸗ 
keitsjuſtiz (von mir ſogen. Kryptoſoziologie) insgeheim als 
„eigentliche“ Entſcheidungsgründe verborgen hält. 

Die ſoziologiſche Zivilrechtslehre, zu der wir in der gleichfalls 
„ſoziologiſche Schule“ benannten modernen Strafrechtslehre eine 
Parallelerſcheinung haben, verlangt gerade die Überwachung 
der nach ihr in einen ganz anderen Rang einrückenden Rechts⸗ 
fortbildung durch einen höchſten Gerichtshof. Denn ſie ſieht 
in den Geſetzbüchern und Geſetzen nicht mehr lückenloſe Syſteme, 
aus denen durch reine Gedankenarbeit und Büchergelehrſamkeit 
das richtige Recht zu erklügeln iſt. Sie erblickt in den Geſetzes⸗ 
normen nur gewiſſe Schranken für ein begrenztes Gebiet. Sie 
ſchafft — und zwar ſoweit dieſes Gebiet in Frage kommt, 
innerhalb der Schranken, ſonſt außerhalb ihrer — ſchöpferiſch 
aus den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles Recht. Daraus 
ergibt ſich die wichtige Erkenntnis: Neben die Funktion des 
oberſten Gerichtshofs als Hüter der Rechtsgleich heit für gleiche 
Tatbeſtände tritt, und zwar mit überragender Bedeutung, als 
zweite Funktion die des oberſten Gerichtshofs als Schöpfer und 
Hüter der Rechts verſchiedenheit für innerlich andersgeartete 
oder neu auftretende Tatbeſtände. 

Das allerſchlimmſte der heutigen Rechtſprechung iſt — 
abgeſehen von den Fehlern auf dem Gebiet der Feſtſtellung des 
wahren Tatbeſtands — die Rechtsauslegung nach Begriffs⸗ 
ſchablonen und im Zuſammenhang damit der bequeme Prä⸗ 
judizienkultus. Über unſerer Ziviljuſtiz weht nicht die Flagge: 
ex jure regula, ſondern die: ex pracjudicio jus. Was uns 
not tut, wären kräftige Gegenmittel gegen dieſe juriſtiſche 
Krankheit der Präjudizienwut. Durch die geplante Deformation 
des Rechtsmittels der Reviſion würde aber gerade umgekehrt 
jener Präjudizienmechanismus — der Tod jeder wahren 


N 92. 1910. 
Gerechtigkeitspflege — auf feine Scheitelhöhe gebracht. Wollte 
man Demonſtrationspolitik treiben, ſo gäbe es kein Mittel, wie 
man beſſer und ſchneller die alte Methode als rechtsnaturwidrig 
aller Welt greifbar vor Augen führen könnte, als die Ein⸗ 
führung der geplanten Maßregel. Vielleicht wäre auf dieſem 
homöopathiſchen Weg die Heilung am ſicherſten zu erzielen. 
Faſt ſcheint es, als müſſe es in unſerer Ziviljuſtiz erſt noch 
viel ſchlechter und geradezu unerträglich werden, ehe die Ara 
der gründlichen Beſſerung anheben kann. 

Der ganze Zug einer wahrhaft modernen Rechtſprechung 
geht auf Sprengung der durch unſere konſtruktioniſtiſchen 
Kodifikationen, durch unſere weſentlich ſcholaſtiſche Wiſſenſchaft 
und durch unſere Präjudizienpraxis getragenen Schablonen⸗ 
herrſchaft. Individuelle Geſtaltungsjuſtiz anſtatt fabrikmäßiger 
Begriffsjuſtiz iſt die moderne Parole. Einen kräftigen Ruck 
nach dieſer Richtung können wir, ſo wie die Dinge bei uns 
liegen, nur vom Reichsgericht erwarten. 

Die beſondere Ausleſe bewirkt, daß die reichsgerichtliche 
Judikatur, die ich als beſte zum Prüfſtein unſerer heutigen 
Zivilrechtswiſſenſchaft machte, die der Inſtanzgerichte nicht nur 
an Güte überragt, ſondern im großen und ganzen ſprunghaft 
beſſer iſt als jene. Ich habe darauf ſchon wiederholt zuletzt: 
„Gemeinſchädlichkeit“ S. 27 und 142) hingewieſen. Die 
mechaniſche Subſumtionsjuſtiz der unteren Inſtanzen wird fort⸗ 
geſetzt durch das Reichsgericht korrigiert. Es gibt kein Heft 
reichsgerichtlicher Entſcheidungen, in dem nicht mehrfach gerade 
ſolche konforme Entſcheidungen der Inſtanzen umgeſtoßen werden 
müſſen, die in nichts weiter beſtehen, als in der Anwendung 
zu allgemein gefaßter oder zu allgemein oder falſch verſtandener 
Rechtsſätze aus der Judikatur des Reichsgerichts auf innerlich 
nicht darunter paſſende Fälle. Dieſe Korrekturen wären 
unter dem neuen Syſtem nicht mehr möglich; im 
Gegenteil, es wäre eine Prämie auf dieſe Ver— 
knöcherung und faule Schabloniſierung ausgeſetzt. 
Das Berufungsgericht kommt häufig dadurch zu einer dem 
Landgericht konformen Entſcheidung, daß es eine ganze Anzahl 
lauter an ſich richtiger Rechtsſätze und Präjudizien zitiert, die 
aber alle nicht paſſen oder die Eigenartigkeit des gerade vor⸗ 
liegenden Tatbeſtands überſehen. Das Reichsgericht könnte 
auch gegen das offenbarſte Mißverſtändnis ja gegen den größten 
Mißbrauch feiner Präjudizien dann nicht mehr einſchreiten. 
Ließe man in ſolchen Fällen durch eine weitere Milderung des 
Difformitätsprinzips die Reviſion zu, fo käme man ins Uferloſe. 
Es könnte dann die Zuläſſigkeit der Reviſion mit dieſer Be⸗ 
gründung bei der Unmenge von Präjudizien in jedem Fall be⸗ 
hauptet werden und es käme dann in allen Fällen zu widerwärtigen 
Vorſtreiten, durch die die Belaſtung des Reichsgerichts gegen 
jetzt erhöht ſtatt gemindert und die Weltfremdheit des ganzen 
Juſtizbetriebs noch potenziert würde. Unter der Herrſchaft 
eines wie immer gemilderten Difformitätsprinzips wäre die 
Rechtsfortbildung, die Lückenausfüllung, in der Hauptſache und 
gerade in den wichtigſten Fällen unterbunden, die ganze Zivil⸗ 
juſtiz würde noch ſchablonenhafter und verknöcherter; das iſt 
das Ergebnis der ſeitherigen Betrachtung. 

Aber auch die Appellation vom ſchlecht unterrichteten 
Reichsgericht an das beſſer zu unterrichtende wäre bei an ſich 
richtig angerufenen und verwendeten Präjudizien in allen dieſen 
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konformen Fällen abgeſchafft. Und doch hat das Reichsgericht 
ſich ſo oft jhon — manchmal nach hartem Ringen, wie bei 
der Zubehöreigenſchaft der Maſchinen — der beſſeren Einſicht 
nicht verſchloſſen und über ſich ſelbſt geſiegt. 

Man denke auch nur einen Augenblick ruhig darüber nach, 
daß die wichtigſten Intereſſen — ſei es nun die Streitfrage, 
wem eine beſtimmte Standesherrſchaft gehört, oder wen die 
Folgen eines großen Unglücks oder Schadens treffen oder ob 
ein beſtimmter, vielleicht für die ganze Volkswirtſchaft eines 
Bevölkerungsteils oder einer Gegend bedeutungsvoller Vertrag 
oder ein beſtimmter Boykott gegen die guten Sitten verſtößt uſw. 
— nicht mehr vor den höchſten Areopag der aus der ganzen 
Nation ausgeleſenen erfahrenſten und erprobteſten Richter des 
deutſchen Volkes gebracht werden können, falls nur die beiden 
unteren Gerichte gleicher, wenn auch noch ſo falſcher Anſicht 
ſind und auch wenn dieſe Anſicht vielleicht nur mit Mehrheits⸗ 
voten gefaßt iſt und dabei, wie ſo oft, pars minor pars sanior 
war! Dann erſcheint die projektierte Rechtsverſchlechterung in 
ihrer ganzen Brutalität, nämlich als eine ungeheuerliche Juſtiz⸗ 
verweigerung. Alle Kreiſe des deutſchen Volks, vom König 
bis zum einfachſten Arbeiter, werden dagegen Sturm laufen, ſo⸗ 
bald ihnen die Augen über das drohende Verhängnis geöffnet 
werden. 


— 


Zur prozefinalen Geltendmachung der Eigentümer- 
anſprüche. 
Von Dr. Michael Siegel, München. 


In Nr. 2 der JW. von 1909 ſchlägt Rechtsanwalt 
Marquardt (Roſenberg) für die Eigentumsverfolgungsklage 
folgende Antragsfaſſung vor: 

Der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger die Sache X. 
in einer Friſt von X⸗Tagen nach Rechtskraft des Urteils 
herauszugeben. Gibt er die Sache in dieſer Friſt nicht 
heraus, ſo wird er verurteilt, dem Kläger 
z⁊Mark zu zahlen. 

Ich habe Bedenken gegen dieſe Formulierung. Eine kurze 
Skizzierung der materiell⸗rechtlichen und zivil⸗prozeſſualen Grund⸗ 
lagen der Herausgabe und Schadenserſatzklage wird die gegen 
die vorgeſchlagene Faſſung ſprechenden Erwägungen erkennen 
laſſen. 

I. 

Der Anſpruch des nichtbeſitzenden Eigentümers auf Heraus⸗ 
gabe der ihm gehörigen Sache ſtützt ſich auf 8 985 BGB. 
und geht ausſchließlich auf Herausgabe der Sache. 

Inwieweit es zweckmäßig iſt, in dieſem Vindikationsprozeß 
den Eigentumsfeſtſtellungsanſpruch zu erheben, bzw. ſtatt der 
Vindikation den publizianiſchen Anſpruch des früheren Beſitzers 
aus 8 1007 BGB. (einfachere Beweislaſt) geltend zu machen, 
bleibt hier unerörtert. 

Ein Schadenserſatzanſpruch fließt materiell⸗rechtlich an ſich 
nicht aus dem 5 985 BGB. Ein Schadenserſatzanſpruch und 
zwar ein an die Stelle des dinglichen Herausgabeanſpruchs 
tretender, iſt erſt gegeben, wenn zu der Tatſache der Beſitz⸗ 
entziehung das weitere Moment tritt, daß infolge eines Ver⸗ 
ſchuldens des „rechtshängigen“ oder unredlichen Beſitzers die 
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Sache nicht herausgegeben werden kann, SS 989, 990 BGB. 
(vgl. OLG. 9, 134). 

Die Haftung des eigenmächtigen Beſitzers auf Schadens⸗ 
erſatz nach § 922 1. c. ſcheidet hier ſchon deswegen aus, weil 
nach §8 249 BGB. dieſer Anſpruch primär auf Herausgabe 
geht; ebenſo die Inanſpruchnahme aus $ 823 BGB. bleibt 
hier außer Frage. 

In den vorbezeichneten Fällen hat alſo der Eigentümer 
einen Schadenserſatzanſpruch, aber nicht kumulativ oder alter⸗ 
nativ neben dem Herausgabeanſpruch, ſondern ſtatt eines ſolchen 
und nur unter beſtimmten Vorausſetzungen. 

Welche Rechtsgrundlage hat nun der „Werterſatzanſpruch“? 

Soweit er als Schadenserſatzanſpruch unter den angegebenen 
Vorausſetzungen geltend gemacht werden kann, iſt er, wie er⸗ 
wähnt, nicht gleichzeitig und gleichrangig mit dem Herausgabe⸗ 
anſpruch geltend zu machen. Eine primäre Verpflichtung des 
Beſitzers, einer fremden Sache neben der Herausgabe ohne 
weiteres oder wahlweiſe für den Werterſatz einzuſtehen, beſteht 
nicht. (Vgl. das Urteil des OLG. Kiel vom 26. April 1904 
in OLG. 9, 134.) 

Der Werterſatz in Form eines Anſpruchs auf Herausgabe 
des erlangten Surrogates (Anſpruch auf das als Erſatz 
Empfangene, oder auf Abtretung des Erſatzanſpruches) gemäß 
§ 281 BGB. iſt gleichfalls nur gegeben für den Fall der 
nachträglich eintretenden Unmöglichkeit der Leiſtung. Ahnlich iſt 
der auf § 283 geſtützte Schadenserſatzanſpruch (wegen Nicht: 
erfüllung) konſtruktiv zu erfaſſen. 

Es wird hier nach rechtskräftiger Verurteilung durch Setzung 
einer angemeſſenen Friſt ein neuer Schadenserſatzanſpruch zur 
Entſtehung gebracht auf Grundlage einer Fiktion der Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung. Alſo auch in den beiden zuletzt angeführten 
Geſetzesbeſtimmungen findet ſich keine Unterlage für Vorhanden⸗ 
ſein eines neben dem Herausgabeanſpruch beſtehenden Erſatz⸗ 
anſpruchs, ſondern nur ein ſubſidiär gegebener Anſpruch. Es 
ſtellt ſich mit anderen Worten im Zeitpunkt der Klageerhebung 
der Anſpruch auf Schadenserſatz nach $ 283 BGB. als ein 
nach Friſtablauf möglicherweiſe entſtehender, alſo zukünftiger 
Anſpruch dar. 

Für die gegenwärtige Unterſuchung kommt lediglich die auf 
Friſtſetzung und ⸗verſäumnis ſich gründende Schadenshaftung 
(Werterſatzforderung) in Betracht. 


II. 

Bei Prüfung der prozeſſualen Verwirklichung des Wert⸗ 
erſatzanſpruchs aus §8S 283 BGB. find neben dem gewonnenen 
materiell⸗rechtlichen Reſultate die Prozeßmittel der 88 255, 259, 
268 Nr. 3, 893 zu beachten. Ausgeſchaltet ſei alſo hier die 
Frage, inwieweit Schadenserſatzanſprüche aus den beſonders oben 
angeführten Gründen (88 989 ff., 823 BGB.) mit einer Heraus⸗ 
gabeklage eventualiter verbunden werden können, oder ob eine 
ſelbſtändige Klage auf Schadenserſatz in dieſen Fällen erſt er⸗ 
hoben werden kann, wenn die Vollſtreckung des Herausgabe⸗ 
urteils das Vorliegen der dort verlangten Vorausſetzung ergeben 
hat. (Letzteres nimmt die zitierte Entſcheidung des OLG. 
Kiel an.) 

Auch die Frage ſcheidet hier aus, wie zu erfahren iſt, 
wenn während des Prozeſſes der Herausgabeanſpruch ſich 
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infolge Veränderung an der Sache in einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch umwandelt, oder wenn der Kläger erſt während des 
Rechtsſtreites erfährt, daß Beklagter nicht mehr Beſitzer iſt. 
Es dürfte hier eine Klageänderung im Sinne des § 268 Nr. 2 
ZPO. notwendig werden. (Vgl. hierüber Staudinger Komm. 
zu $ 985 I 2a.) 

Zur Erörterung ſteht hier nur die Verwirklichung der 
Rechtsfolgen des 5 283 BGB. mittels Antizipierung der 
Friſtbeſtimmungen im Urteil ſelbſt ($ 255 ZPO.). 

Ohne die theoretiſche Natur dieſer Urteilsfeſtſetzung, den 
ſehr zweifelhaften Rechtscharakter des auf Friſtbeſtimmung ab⸗ 
zielenden Antrags zu unterſuchen (cfr. Gaupp⸗Stein $ 255 D, 
müſſen wir nach dem Wortlaut des Geſetzes daran feſthalten, 
daß § 255 ZPO. nur das Recht gibt, zu verlangen, daß eine 
nach materiellem Recht zuläſſige Friſt richterlich im Urteil 
beſtimmt wird. Die Motive zu dieſer Geſetzesſtelle äußern ſich 
nur über den praktiſchen Zweck dieſer Friſtbeſtimmung, nicht 
aber über die konſtruktive Frage und das vorliegende Problem. 

Dieſer Urteilszuſatz (Friſtbeſtimmung) iſt keine Sach⸗ 
entſcheidung über materielles Recht, ſondern eigentlich ein aus 
Zweckmäßigkeitsgründen dem Prozeßgerichte übertragender Akt der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. (Siehe auch: Gaupp⸗Stein a. a. O.) 

Für einen weiteren Klagantrag bietet alſo weder § 283 
BGB. noch 8 255 ZPO. an ſich eine Handhabe. 

Die materielle Rechtsfolge der Friſtverſäumnis (Schadens⸗ 
erſatzanſpruch) iſt im Urteil weder anzudrohen noch feſtzuſtellen. 

Eine eventuelle Verurteilung zum Schadenserſatz kann auch 
nicht, wie Marquardt will, durch $ 259 ZPO. gerechtfertigt 
werden; denn die Verpflichtung zum Schadenserſatz tritt gemäß 
§ 283 BGB. nicht ſchlechthin, mit fruchtloſem Ablauf der Friſt 
ein, ſondern ſie iſt nicht gegeben, wenn die Herausgabe der Sache 
nach Rechtskraft und vor Friſtablauf infolge eines nicht vom 
Schuldner zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird. 

Es kann alſo, wenn an ſich die Vorausſetzungen des 
§ 259 ZPO. gegeben wären, ſchon aus dem Grunde kein 
Urteil auf eventuelle Schadenserſatzleiſtung begehrt werden, 
weil der Anſpruch ſelbſt noch gar nicht feſtſtellbar iſt, da ſeine 
negativen Vorausſetzungen 10 5 Zukunft liegen. (Vgl. § 283 
Abſ. 1 S. 3 mit § 325 Abf. 2 BGB.) 

Gegen die Klage auf zukünftige Leiſtung gemäß § 259 
ZPO. erheben ſich aber auch prozeſſuale Hinderniſſe, inſofern 
nach § 259 J. c. wohl ein betagter oder bedingter Anſpruch 
geltend gemacht werden kann, nicht aber ein noch nicht ent⸗ 
ſtandener (zukünftiger) Anſpruch. (Vgl. Seuffert, Kommentar 
zur ZPO. 5 259.) 

Der in Frage kommende Schadenserſatzanſpruch des § 283 
BGB. iſt aber ein zukünftiger Anſpruch; er gelangt erſt zur 
Exiſtenz mit fruchtloſem Ablauf der Urteilsfriſt, ſo zwar, daß 
er novatoriſch den Erfüllungsanſpruch aufzehrt und an deſſen 
Stelle tritt. (Vgl. § 283 Abſ. 1 S. 2 zweiter Halbſatz.) 

Der Schadenserſatzanſpruch iſt auch inſofern nicht liquid, 
als auch nach § 283 Abſ. 2, verbunden mit § 280 Abſ. 2 BGB., 
die teilweiſe Nichtbefriedigung innerhalb der vorgeſetzten Friſt 
verſchiedene Rechtsfolgen haben kann. Endlich richtet ſich die 
Höhe des Schadens nach dem Zeitpunkte des Friſtablaufs, iſt 
alſo noch ungewiß. (Vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. 8. und 9. Aufl., 
8 255 Bem. I.) 
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Die Friſtbeſtimmung beweiſt als Formalakt nicht etwa die 
Exiſtenz des Schadenserſatzanſpruchs. (Die Friſtſetzung iſt gar 
nicht einmal eine rechtskraftsfähige Entſcheidung.) 

Ein weiteres prozeſſuales Bedenken erhebt ſich gegen das 
Argument Marquardts: „Wenn der Beklagte hinſichtlich 
ſeiner Herausgabeverpflichtung im Verzug iſt und es zu einer 
Klage kommen läßt, dann kann man doch wohl annehmen, daß 
er nach Ablauf der Friſt für die Herausgabe den dann ein⸗ 
tretenden Zahlungsanſpruch auch nicht erfüllen wird.“ Das iſt 
unrichtig. Die Beſtreitung der Herausgabeverpflichtung beweiſt 
insbeſondere, wenn die Herausgabepflicht rechtlich ſtreitig iſt 
und namentlich bei ſolventen Herausgabeverpflichteten durchaus 
nicht die Beſorgnis, daß ſich dieſe einer richterlich ſeſtgeſtellten 
Pflicht entziehen werden, geſchweige eine weitere Schadenserſatz⸗ 
klage provozieren werden. 

Bei Nichtvorhandenſein der Beſorgnis, daß ſich der 
Schuldner der eventuellen Erſatzpflicht entziehen werde, wäre 
aber die Klage inſoweit als unzuläſſig zurückzuweiſen. (Mangel 
eines Verurteilungsintereſſes oder Rechtsſchutzanſpruchs.) So 
Seuffert 8 259 Bem. 1b, § 256 Nr. 9 lit. a. 


III. 


Endlich iſt folgendes zu erwägen: Die materiellen An⸗ 
ſprüche auf Herausgabe und Schadenserſatz ſtehen überhaupt 
in keinem Eventualverhältnis. 

Der in 2. Linie erhobene Anſpruch beſteht und entſteht 
erſt, wenn der erſt erhobene Anſpruch nicht befriedigt wird, 
und gewiſſe Bedingungen nach Feſtſtellung des primären An⸗ 
ſpruchs (Rechtskraft, Friſtablauf, Nichtleiſtung) erfüllt werden. 
Für einen wirklichen Eventualantrag iſt aber erforderlich, daß 
die materiell zugrunde liegenden Anſprüche in einem Eventual- 
verhältnis ſtehen. 

Die eventuelle Antragſtellung iſt alſo auch aus dem Grunde 
unzuläſſig, weil die materiellen Anſprüche nicht in einem 
Eventualverhältnis zueinander ſtehen, ſondern der Anſpruch auf 
Schadenserſatz aus 5 283 BGB. die Verurteilung zur 
Herausgabe zur Vorausſetzung hat. Auch von einem alterna⸗ 
tiven oder Wahlſchuldverhältnis bzw. einer facultas alternativa 
kann nicht geſprochen werden, weder zur Zeit der Klagerhebung 
(ſiehe oben), noch mit Ablauf der geſetzten Friſt, weil alsdann 
nach geſetzlicher Vorſchrift ja der Erfüllungsanſpruch zeſſiert. 

Wenn Falkmann (Zwangsvollſtreckung, 2. Aufl., S. 103) 
die Anſicht vertritt, daß es „anerkannten Rechtens“ ſei, mit der 
Klage auf Erfüllung der geſchuldeten Verbindlichkeit von vorn⸗ 
herein die Klage auf Intereſſe eventuell zu verbinden, ſo dürfte 
dies auf das frühere Recht inſoweit zutreffend ſein, als die 
Gerichtspraxis vielfach dahin ging. 

Es blieb freilich immer, wie Joſef bei Gruchot Bd. 47 
S. 497 zutreffend ausführt, unklar, ob der Anſpruch auf Wert⸗ 
erſatz als eventuell erhoben wurde (der Wert alſo nur bei 
Unerzwingbarkeit des prinzipalen Anſpruchs bezahlt werden 
ſollte) oder ob ſchlechthin die Leiſtung der Sache und Zahlung 
des Wertes wahlweiſe dem Schuldner überlaſſen bleiben ſollte. 

Nach jetzigem bürgerlichen Recht und Prozeßrecht iſt aber 
dieſe Klageverbindung ſchlechthin als unzuläſſig zu bezeichnen. 

Es handelt ſich nach obigem bei dem Werterſatzanſpruch 
gemäß § 283 BGB. weder um eine alternative Schuld im 
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Sinne des § 262 ff. BGB., noch um eine bedingte Ver⸗ 
pflichtung, ſodann berechtigen vom prozeſſualen Standpunkt 
aus auch S 255 und § 259 ZPO. nicht eine Klageverbindung 
(S 260 ZO.) vorzunehmen, alſo Herausgabeanſpruch und 
Werterſatzanſpruch aus 5 283 BGB. gleichzeitig geltend zu 
machen, ſo daß auch eine eventuale Geltendmachung als unzu⸗ 
läſſig erſcheint. 

Wenn Joſef die Unzuläſſigkeit der Klageverbindung aus 
den Geſetzesmotiven zur Novelle vom Jahre 1898 herleiten 
will, ſo dürfte dieſer Grund unzureichend ſein. Seiner Schluß⸗ 
folgerung, daß die Klageverbindung unzuläſſig und der beſtehende 
Rechtszuſtand unbefriedigend ſei, iſt aber jedenfalls zuzuſtimmen. 


Setzt § 196 Nr. 12 BGB. gewerbs- oder berufs⸗ 
mäßige Verpflegung voraus? 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef, Freiburg im Breisgau. 


Nach 8 196 Nr. 12 BGB. verjähren in zwei Jahren die 
Anſprüche „derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung oder 
zur Erziehung aufnehmen“ für Gewährung von Unterricht, Ver⸗ 
pflegung oder Heilung. Die oben aufgeworfene Frage iſt ver⸗ 
neint im Urteil des OLG. Karlsruhe vom 28. März 1903 
(Bad Rpr. 03, 255) mit der Begründung: Aus der Faſſung 
der Vorſchrift ſei nicht zu entnehmen, daß ſie ſich nur auf ge⸗ 
werbsmäßige Leiſtungen beziehe; der Umſtand, daß § 196 in 
ſeinen ſonſtigen Beſtimmungen der eben gedachten Beſchränkung 
durch entſprechende Beiſätze jeweils Ausdruck gibt, wo ſie ſtatt⸗ 
baben ſoll, ergebe das Gegenteil und die Mot. 1, 301 ſetzten 
außer Zweifel, daß der Geſetzgeber auch nichtgewerbsmäßige 
Leiſtungen der kurzen Verjährung unterwerfen wollte. — Da⸗ 
gegen hat das Reichsgericht (RG. 60, 340; Urteil vom 9. De⸗ 
zember 1904) die Frage bejaht mit der Begründung: Die der 
kurzen Verjährung unterworfenen Anſprüche ſeien in § 196 
unter 17 Nummern aufgeführt, von denen die erſten 15 Nummern 
Forderungen aus berufs- oder gewerbsmäßig übernommenen 
Leiſtungen betreffen; dies ergebe ſich zum Teil aus der Be⸗ 
zeichnung der Forderungsberechtigten nach ihrem Beruf, zum 
Teil aus der ausdrücklichen Hervorhebung des Erforderniſſes 
der gewerbsmäßigen Betreibung der beſtimmten Tätigkeit. Aber 
auch ſoweit dies Erfordernis, wie bei Nr. 12, nicht ausdrücklich 
bervorgehoben, ſei mit Rückſicht auf ihre Einreihung unter die 
übrigen Fälle und auf die Ausdrucksweiſe des Geſetzes auch 


bei ihnen anzunehmen, daß es auf Berufs mäßigkeit der bezüg⸗ 


lichen Tätigkeit ankommt. Wie mit den Perſonen, die „Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft bekreiben“ (Nr. 2) nur berufsmäßige Land⸗ 
und Forſtwirte gemeint ſind, ſo ſeien auch unter denen, die 
„Lotterieloſe vertreiben“ (Nr. 5) oder Perſonen „zur Verpflegung 
aufnehmen“ (Nr. 12) nur ſolche zu verſtehen, die ſich mit dem 
Vertrieb von Loſen oder der Aufnahme von Perſonen zur 
Verpflegung gewerbsmäßig befaſſen. Das ergebe ſich auch 
aus der Entſtehung des Geſetzes: Der § 156 Entwurf I hatte 
am Schluß der Ziff. 4 die kurze Verjährung der Anſprüche derer 
vorgeſeben, die „Perſonen zur Verpflegung. .. aufgenommen 
haben“, wozu die Motive bemerken: es ſei gleichgültig, ob 
dieſe Leiſtung gewerbsmäßig erfolge. Die Faſſung „auf⸗ 
genommen haben“ ſei aber bereits in der Kommiſſion durch 
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das Wort „aufnehmen“ erſetzt und die Denkſchrift zur RTV. 
habe die vorerwähnte Bemerkung der Motive nicht übernommen. 
Danach ſei die Auffaſſung des Entwurfs I erſichtlich ſpäter 
fallen gelaſſen. f 

Die Anſicht des Reichsgerichts hat bisher Widerſpruch 
nicht erfahren; es iſt ihr aber nicht beizuſtimmen. 

Schon der von Gebhard ausgearbeitete Vorentwurf zum 
Allgemeinen Teil des BGB. vom Jahre 1881 ſchlug in 8 172 
die Beſtimmung vor: 

„Mit Ablauf von drei!) Jahren verjähren die Anſprüche: 

1. der öffentlichen und Privatlehr⸗ und Erziehungs⸗ 

e anftalten, ſowie der Penſions⸗, Verpflegungs⸗ und 

Heilanſtalten, ingleichen derjenigen, welche Perſonen 

zur Verpflegung oder Erziehung bei ſich auf⸗ 
nehmen für Verpflegung“ uſw. 

Die Protokolle der erſten Kommiſſion?) bemerken hierzu: 

„Zu 8 172 Nr. 1 wurde, nachdem der Redaktor die 
Erläuterung gegeben „bei ſich aufnehmen“ ſolle nicht bes 
deuten ‚gewerbs mäßig bei ſich aufnehmen‘ oder ‚bei 
ih aufzunehmen pflegen‘, gebilligt, jedoch von einer Seite 
erinnert, die richtige Faſſung würde fein: ‚derjenigen, 
welche Perſonen zur ... Verpflegung aufgenommen 
haben'. 

Die Erinnerung blieb der Prüfung bei der Redaktion 
vorbehalten.“ a 

Bei der Redaktion beſchloß man ſodann an Stelle des 
vom Redaktor Gebhardt gebrauchten Ausdrucks „auf nehmen“ 
zu ſetzen „aufgenommen haben“, ſo daß 8 156 Ziff. 4 
Entwurf I lautete: 

„der ... Anſtalten, welche ... der Verpflegung dienen, 
ingleichen derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung. 
aufgenommen haben.“ 
und die Mot. 1, 301 bemerken: es komme nicht darauf an, 
daß die Verpflegung gewerbsmäßig erfolge. 

Die ſo vorgeſchlagene Beſtimmung wurde ſodann in der 
zweiten Kommiſſion als § 162 Ziff. 12 ohne jede Erörterung 
angenommen. Prot. 1 S. 201, 202, 207. 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich folgendes: 

Obwohl ſchon der Redaktor Gebhard auch die nichtgewerbs⸗ 
mäßige Verpflegung der kurzen Verjährung unterwerfen wollte, 
hielt er doch das Präſens „aufnehmen“ für geeignet, dieſem 
Gedanken Ausdruck zu geben; und erſt in der (eriten) Kom: 
miſſion, die jene Auffaſſung Gebhards teilte, wurde von einem 
Mitglied erinnert: jene Auffaſſung werde richtiger zum Ausdruck 
gebracht durch das Perfektum „aufgenommen haben“, worauf 
die rein redaktionelle Anderung erfolgte. Wenn nun in der 
zweiten Kommiſſion die Beſtimmung ſelbſt gebilligt, indes 
wiederum das Präſens hergeſtellt wurde, ſo beweiſt das nicht, 
daß man von der Auffaſſung des Entwurfs J abweichen und 
die nichtgewerbsmäßige Verpflegung von der kurzen Verjährung 


) Der Vorentwurf beſtimmte für die in 88 196, 197 BEL. 
bezeichneten Anſprüche eine Verjährung von teils einem, teils drei 
Jahren. 

2) Metallographierte Protokolle 1, 327 aus dem Jahre 1885, nicht 
zu verwechſeln mit den von Achilles, Gebhard, Spahn herausgegebenen 
und im Druck erſchienenen Protokollen der zweiten Kommiſſion. 
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ausſchließen wollte; denn ſonſt hätte man doch die Ab— 
weichung in den Protokollen ausdrücklich erwähnt 
und begründet. Vielmehr iſt, da die Beſtimmung ſachlich 
ganz unbeanſtandet blieb, anzunehmen, daß die Kommiſſion 
in Übereinjtimmung mit dem Entwurf J auch die nichtgewerbs⸗ 
mäßige Verpflegung der kurzen Verjährung unterwerfen wollte, 
aber den Gebrauch des Perfektum („auf genommen haben“) 
nicht für geboten hielt, um dieſem Gedanken Ausdruck zu geben, 
vielmehr (wie urſprünglich der Redaktor Gebhard) das Präſens 
„aòufnehmen“ (zumal mit Rückſicht auf jene Bemerkung der 
Motive) für genügend erachtete. Die zweite Kommiſſion?) nahm 
alſo eine rein redaktionelle, keine ſachliche Anderung vor. Daß 
ferner die Denkſchrift zur RTV. jene oben erwähnte Bemerkung 
der Motive nicht enthält, kann nicht auffallen, da die Denkſchrift 
nur Erläuterungen von grundſätzlicher Bedeutung gibt und bei 
ihrer Knappheit ſich auf minder wichtige Einzelheiten nicht er⸗ 
ſtrecken kann. 

Für die hier gegebene Auslegung ſpricht aber auch die 
Zweckbeſtimmung der Vorſchrift, deren Anwendungsgebiet viel 
größer iſt, als es beim erſten Anblick ſcheint. So laſſen ſich 
ältere Perſonen oft in eine Familie aufnehmen, um als deren 
unſelbſtändige Hausgenoſſen dort Verpflegung zu erhalten.“) 
Auch auf ſolche Fälle ſoll die kurze Verjährung, wie ſchon 
Gebhards Begründung (37) in folgenden, von den Mot. 1, 301 
wiedergegebenen Ausführungen betont, Anwendung finden: 

„Daß die Pflegenden zur Fortſetzung der Pflege ſich 
verſtehen, ſelbſt wenn ſie den der kurzen Verjährungs⸗ 
friſt entſprechenden Zeitraum hindurch irgendwelches 
Entgelt nicht erhalten, läßt ſich kaum vorausſetzen. Den 
der Pflege bedürftigen Perſonen ſchadet daher die kurze 
Verjährung nicht. Sie gewährt aber andrerſeits einen 
heilſamen Schutz vor unberechtigten, oft alles Maß 
überſteigenden Anforderungen, mit denen Pfleger nament⸗ 
lich dann hervortreten mögen, wenn die hinſichtlich der 
Beerbung oder ſonſtiger beſonderer Vergütungen ge⸗ 
hegten Erwartungen ſich nicht erfüllt baben; ein Schutz, 
der um ſo gebotener erſcheint, als die Erben in Er⸗ 
mangelung jeder Kenntnis, inwieweit eine Tilgung ſtatt⸗ 
gefunden hat, gewöhnlich den Anforderungen gegenüber 
wehrlos ſind.“ 

Alſo auch in ſolchen Fällen, wo die Verpflegung in der 
Hoffnung zukünftiger Beerbung geleiſtet wird, demnach nicht 
oder doch nicht notwendig berufs- oder gewerbsmäßig erfolgt 
iſt, ſoll nach der aus den Vorarbeiten erſichtlichen Abſicht des 
Geſetzes d) der Anſpruch auf die Vergütung dennoch der kurzen 
Verjährung unterliegen. Aber die Vorſchrift will weiter auch 
die zahlreichen Fälle treffen, wo Erwachſene ſich ein möbliertes 


) Daß der zweiten Kommiſſion der Vorentwurf Gebhards und 
die Protokolle der erſten Kommiſſion vorlagen, iſt nicht zweifelhaft. 


) Über die Rechtsverhältniſſe aus derartigen Verträgen ſ. Joſef 
in Gruchots Beitr. 49 S. 757— 761. 


) Aber die Bedeutung der Vorarbeiten in Fällen der hier vor: 
liegenden Art, wo alſo das von den Motiven Beabſichtigte oder als 
richtig Angenommene in dem publizierten Geſetzes worte den ge⸗ 
eigneten Ausdruck, der auch ohne die Motive verſtändlich wäre, 
wirklich gefunden hat, ſ. RG. 21, 50; 22, 144, 59, 405. 


N 2. 1910. 
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Zimmer mit Beköſtigung mieten.) Hierüber äußert ſich 

der Redaktor Gebhard a. a. O.: 
„Der Entwurf unterwirft die Anſprüche aller derer der 
kurzen Verjährung, die überhaupt Perſonen zur Er⸗ 
ziehung oder Verpflegung bei ſich aufnehmen. Der 
Ausdruck Zögling iſt zu eng. Studenten, Kon: 
ſervatoriſten, junge Kaufleute gehen nicht minder 
ſolche Penſionsverhältniſſe ein, ebenſo Fremde, die ſich 
zu ihrer Erholung vorübergehend in Bädern uſw. auf⸗ 
halten.“ 

Derartige Verträge werden ja im allgemeinen nur von 
Vermietern eingegangen, die die Beköſtigung gewerbsmäßig be⸗ 
treiben. Aber das Tatbeſtandsmerkmal des „gewerbsmäßigen“ 
liegt doch nicht immer klar und iſt jedenfalls nach Jahren nicht 
leicht nachzuweiſen. Alle ſolche Penſions⸗ und Mietverträge 
gehören zu den „Geſchäften des täglichen Verkehrs“, bei denen 
die Denkſchrift zur RTV. die kurze Verjährung für geboten 
erachtet. Der Abſicht des Geſetzes entſpricht es danach vielmehr, 
wenn der kurzen Verjährung auch der Anſpruch deſſen unterliegt, 
der nicht gewerbsmäßig, ſondern nur gelegentlich aus beſonderem 
Anlaß jemanden in Penſion nimmt oder ihm ein möbliertes 
Zimmer mit Beköſtigung vermietet. 


Juriſtiſche Rechenkünſte. 


Von Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Von einer Baugeldbank wird folgende Frage vor⸗ 
gelegt: 
Auf einem Grundſtück ſtehen folgende Poſten eingetragen: 
1. 78 000 #. 
2. 100 000 /. 
3. 30 000 &&. 
4. 10 000 &. 


Bei Poſt 1 und 3 befindet ſich der Vermerk, daß ſie einer 
für die Bank (unter Nr. 5) einzutragenden Baugelderhypothek 
von 250 000 & das Vorrecht eingeräumt hat. Poſt 4 hat ein 
Vorrecht nicht eingeräumt, Poſt 2 hat nur einem Teilbetrag der 
Baugeldhypothek von 170 000 & Vorrecht eingeräumt. Mit 
welchem Betrage würde die Baugeldhypothek an erſter Stelle 
ſtehen und bei einer Subhaſtation an erſter Stelle berückſichtigt 
werden? 

Die Beantwortung der Frage macht erhebliche Schwierig: 
keiten. Vielleicht wird es von allgemeinem Intereſſe ſein, die 
leitenden Geſichtspunkte für eine ſolche Berechnung anzugeben. 
Sie ſind folgende: 

1. Poſt 1 darf nicht hinter 250 000 &, Poſt 2 darf 
nicht hinter 248 000 (78 000 plus 170 000), Poſt 3 darf 
nicht hinter 428 000 , (178 000 plus 250 000), Poſt 4 darf 
nicht hinter 208 000 & geſtellt werden. 

2. Jede voreingetragene Poſt muß vor der nachſtehenden 
berückſichtigt werden, inſoweit ſie nicht dieſer ein Vorrecht ein⸗ 
geräumt hat, alſo Poſt 1 vor Poſt 2 und 3, Poſt 2 vor 
Poſt 3 uſw. 

) Über die Rechtsverhältniſſe aus derartigen Verträgen ſ. 
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39. Jahrgang. 

3. Werden mehr als 208 000 & geboten, kommt alſo 
Poſt 4 zur Hebung, ſo mindert ſich der Vorrang der Baugeld⸗ 
hppothek um denjenigen Betrag, zu welchem Poſt 4 zur Hebung 
gekommen wärt. Bei einem Gebot über 250 000 & ſinkt die 
Hebung der Poſt 5, weil dann alles, was über 250 000 4 
geboten iſt, zum vollen Betrage ſowohl der Poſt 1 wie der 
Poſt 2 zukommen muß und deshalb, da das Geld nur einmal 
da iſt, den Vorrang der Poſt 5 mindert. Erſt wenn wieder 1 
und 2 völlig gedeckt find, kann 5 zur Hebung kommen. Danach 
läßt ſich, und das iſt der ſpringende Punkt, die geſtellte Frage 
überhaupt nicht einheitlich beantworten. Die Hebung der Bau⸗ 
geldhypothek an erſter Stelle iſt verſchieden, je nach dem Betrage 
des Verſteigerungserlöſes. 

a) Bei einem Verſteigerungserlös bis 208 000 & bekommt 
die Pofſt 5 alles. 

b) Bei einem Gebot von 208- bis 218 000 „ bekommt 
Poſt 5 alles bis 208 000 &, Poſt 4 alles über 208 000 . 

c) Bei einem Gebot von 218: bis 248 000 & bekommt 
die Poſt 5 außer ihren 208 000 & noch den Überreſt über 
218 000 A. 

d) Bei einem Gebot von 248 000 & erhält Poſt 5 alſo 
238 000 , während Poſt 4 10 000 & erhält. 

e) Bei einem Gebot von 250 000 & iſt die Sachlage 
dieſelbe. Die überſchießenden 2000 & erhält Poſt 2. 

f) Bei einem Gebote über 250 000 & ſinkt die Hebung 
der Poſt 5. 

g) Bei 260 000 & Erlös muß nämlich Poſt 1 10 000 &, 
Poſt 2 12 000 &, Poſt 4 10 000 & erhalten, ſo daß für 
Poſt 5 nur 222 000 & übrigbleiben. | 

h) Bei einem Gebot von 328000 & ſinkt die Hebung 
der Poſt 5 auf den Tiefſtand von 160 000 &, denn es muß 
Poſt 1 78 000 &, Poſt 2 80 000 &, Poſt 4 10 000 & er: 
halten. Auf dieſem Tiefſtand bleibt ſie bis zu einem Gebot 
von 348 000 &, denn bei dieſem Gebot muß die Poſt 1 
78 000 , Poſt 2 100 000 , Poſt 4 10 000 & erhalten. 

j) Was über 348000 & bis 428000 & gelöſt wird, 
kommt wieder der Poſt 5 zugute. 

k) Bei 350 000 & bekommt die Poſt ! die vollen 78 000 &, 
Poſt 2 die vollen 100 000 &, Poſt 4 die vollen 10 000 M, 
es bleiben alſo für 5 übrig 162 000 &. 

) Was zwiſchen 428 000 & und 458000 / liegt, 
kommt der Poſt 3 zugute, was über 458 000 & liegt, kommt 
wieder der Poſt 5 zugute. Die Poſten 1—4 werden voll be⸗ 
friedigt, einen Ausfall erleidet nur Poſt 5. 

Das Fazit iſt alſo: 

Am ungünſtigſten ſteht die Poſt 5 bei den Geboten von 
328 000 bis 348 000 &; dann iſt fie nur mit 160 000 4 
bevorrechtigt, und dieſes Reſultat erklärt ſich daraus, daß bei 
einer Konkurrenz mit 1, 2 und 4 das Geſamtvorrecht der 
Poſt 5 nur 170000 & (Poſt 2) minus 10 000 & (Poſt 4) 
gleich 160 000 & iſt. (S 881 Abſ. 4 BGB.). 

Mit Recht hat Dernburg hervorgehoben, daß dieſe Kredit⸗ 
form wie ein Spiel wirkt, die Praxis bringt immer neue 
Spielprobleme. Wer Muße hat und Zeitvertreib ſucht, wird 
bei dieſen Nechenkünſten vollauf feine Rechnung finden. 
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Die Koſten der Verteidigung im Strafprozeſſe. 
Ein Vorſchlag zur Strafprozeß novelle. 
Von Dr. Robert Teutſch, Rechtsanwalt in München. 
Im Zivilprozeß find nach $ 91 Abſ. 2 ZPO. die Koſten 
eines Rechtsanwalts von der unterliegenden Partei zu erſtatten, 
ohne daß das Gericht prüfen dürfte, ob die Zuziehung eines 
Rechtsanwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig war. Ganz anders bekanntlich 


im Strafprozeß. Nach § 499 Abſ. 2 StPO. kommt es darauf 


an, ob die Koſten der Verteidigung des freigeſprochenen An⸗ 
geklagten „notwendige Auslagen“ waren, und ſogar dann, 
wenn das Gericht zur Bejahung dieſer Frage kommt, kann es 
die Übernahme der Koſten der Verteidigung auf die Staatskaſſe 
ablehnen, da § 499 Abſ. 2 StPO. lautet: „Die dem An⸗ 
geſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen können der 
Staatskaſſe auferlegt werden.“ Und das gilt nach einer Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts (RGRſpr. 5, 743) ſogar, wenn 
die Verteidigung nach 5 140 StPO. eine notwendige iſt. Es 
waltet demnach in allen Fällen, wo der Angeklagte ſich einen 
Verteidiger wählt, freies Ermeſſen des Gerichts hinſichtlich 
der Übernahme der Koſten der Verteidigung auf die Staats⸗ 
kaſſe. Jeder, der öfter verteidigt, weiß, wie ſelten das Straf: 
gericht die Koſten der Verteidigung der Staatskaſſe überbürdet. 
Dieſer Zuſtand bedarf dringendſt der Anderung. Es iſt im 
höchſten Grade unbillig, einem freigeſprochenen Angeklagten 
zuzumuten, die Koſten der Verteidigung ſelbſt zu tragen. Der 
ſehr oft nicht gewandte Angeklagte kommt, obwohl überzeugt 
von ſeiner Unſchuld, wenn eine Hauptverhandlung gegen ihn 
anberaumt iſt, begreiflicherweiſe in größte Aufregung, er ſieht, 
daß belaſtende Ausſagen gegen ihn vorliegen müſſen, nachdem 
er der Tat als hinreichend verdächtig angeſehen wird. Er 
ſagt ſich, der Ankläger iſt ein gewandter Juriſt, er fürchtet, 
Zeugen könnten ſubjektiv oder auch nur objektiv unrichtige An⸗ 
gaben machen. Da iſt es doch für ihn ein Gebot der Vor⸗ 
ſicht, ſich einen Verteidiger zu nehmen, der durch ſeine Vor⸗ 
bildung und Erfahrung weiß, wie er der Anklage ent⸗ 
gegenzutreten hat. Trotzdem ſoll der Angeklagte auch im 
Falle der Freiſprechung die Koſten der Verteidigung ſelbſt 
tragen? 

Aber auch die Standesehre der Rechtsanwaltſchaft erheiſcht 
dringend eine Abänderung der einſchlägigen Vorſchrift. Es iſt 
direkt beſchämend für einen Verteidiger, der im Intereſſe des 
nach ſeiner Aberzeugung unſchuldigen Mandanten alles getan 
hat, was in ſeinen Kräften ſtand, der vielleicht einen heißen 
Kampf gegen unrichtige Zeugenausſagen kämpfte, nach erfolgter 
Freiſprechung vom Gericht hören zu müſſen, daß die Koſten der 
Verteidigung nicht auf die Staatskaſſe übernommen werden, 
weil bei der Einfachheit der Sache ein Verteidiger überflüſſig 
geweſen ſei. Sieht das nicht aus wie ein Vorwurf, der Ver⸗ 
teidiger hätte dem Angeklagten ſagen müſſen, dieſer ſolle ſich 
die Koſten der Verteidigung erſparen, ein Verteidiger ſei über⸗ 
flüſſig? Läßt ſich denn überhaupt, nachdem doch der Gang der 
Hauptverhandlung maßgebend iſt, im voraus mit Beſtimmtheit 
ſagen, wie ſich die Sache geſtalten wird?! Was wird ſich der 
Angeklagte und das Publikum von dem Verteidiger denken, 
dem das Gericht jagt, er ſei überflüſſig geweſen?! 
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In der jetzt zur Beratung ſtehenden Strafprozeßnovelle, 
die erfreulicherweiſe eine Erweiterung der Rechte der Ver⸗ 
teidigung vorausſichtlich bringen wird, ſollte dieſer für den frei⸗ 
geſprochenen Angeklagten unbillige, für den Verteidiger unwürdige 
Rechtszuſtand geändert werden. 

Ich ſchlage daher zu § 499 einen Abſ. 3 des Inhalts vor: 

Die Koſten der Verteidigung ſind im Falle der 
Freiſprechung der Staatskaſſe aufzuerlegen. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 20. bis 31. De⸗ 
zember 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Zu 88 93, 873 ff., 905 ff. BGB.] 

Nach der neuen Geſetzgebung — vgl. SS 873 ff., 905 ff. 
BGB., §§ 3, 5 EBD. — iſt eine für ſich allein auf einem 
Grundbuchblatt ſtehende Liegenſchaft ein ſelbſtändiger Gegen⸗ 
ſtand und insbeſondere nicht Beſtandteil oder Zugehör eines 
andern Grundſtückes im Rechtsſinne. S8 93 ff. BGB. G. c. N., 
U. v. 8. Dez. 09, 32/09 V. — Breslau. 

2. Ss 95, 912 BGB. in Verb. mit SS 690 ff. c. c. und 
8 184 EGBGB. Gebäude auf fremdem Grundſtücke. Uber⸗ 
baugerechtigkeit.] 

Es iſt davon auszugehen, daß der Kläger durch den 
Zuſchlag Eigentum an dem überbauten Grenzſtreifen und um 
ſoviel mehr an dem nicht überbauten und anſcheinend auch nicht 
einmal abgeteilten Hinterlande erworben hat. Daraus aber 
folgt nicht ohne weiteres auch das Eigentum an dem über dem 
Grenzſtreifen befindlichen Gebäudeteil. Der Grundſatz, daß das 
Eigentum der Gebäude dem Eigentümer des Grund und Bodens 
zufällt und daß bei einer Zwangsverſteigerung von Gebäuden, 
die auf 2 Grundſtücken errichtet ſind, vertikale Teilung eintritt, 
Gruchot 31, 896; RG. 65, 363; 70, 200, kann, wie in dem 
erwähnten Urteil in 65, 363 anerkannt iſt, Ausnahmen er⸗ 
leiden. Gebäude können auch einem anderen als dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks gehören (8 95 I Satz 2 BGB.) und 
Teile von Gebäuden können über die Grenze hinaus auf 
fremde Grundſtücke ſich erſtrecken. § 912 BGB. RG. 39, 207; 
48, 267; 61, 193; IW. 06, 4172. Es war daher ſehr wohl 
möglich, daß das Wohnhaus Nr. 7 lediglich für das Grund⸗ 
ſtück Flur 8 Nr. 665/83 errichtet wurde; und daß dies tat⸗ 
ſächlich der Wille des Bauenden war, kann nach den Ein⸗ 
tragungen in der Gebäudeſteuer⸗Rolle und im Grundbuch, 
übereinſtimmend mit beiden Vorderrichtern, ohne weiteres an⸗ 
genommen werden. Dann wäre aber der Beklagte, da ihm 
8 912 BGB. nach dem vorerwähnten Urteil in RG. 65, 361 
nicht zuſtatten kommt, auf Verlangen des Klägers verpflichtet, 
deſſen Grundſtück von dem Bau zu befreien, wenn ihm nicht 
etwa aus einem andern Grunde ein Recht, das Nachbargrund⸗ 
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ſtück mit dem Bau zu belaſten, zuſteht. Das LG. hatte als 
ſolchen Grund in zweiter Linie die Beſtimmungen der 
Art. 692 ff. c. c. geltend gemacht, das OLG. hat ſich über 
dieſe, auch in dem Urteil in RG. 65, 361 nicht erörterten 
Vorſchriften nicht ausgelaſſen, die Annahme des LG. iſt aber 
nicht von der Hand zu weiſen. Der Bau erfolgte unter der 
Herrſchaft des c. c., eine Grundgerechtigkeit immerwährender 
und durch äußere Anlagen in die Augen fallender Natur, wie 
die hier in Frage kommende des Überbaus, konnte nach den 
Art. 690, 692 c. c. durch die Beſtimmung des Eigentümers 
(destination du père de famille) erworben werden. Den für 
den Erwerb maßgebenden Titel (Art. 690) bildet dieſe Be⸗ 
ſtimmung (Art. 692). Der Erwerb vollzieht ſich allerdings erſt 
in dem Augenblicke, wo die Trennung der beiden Grundſtücke 
eintritt (Art. 693 f.), es handelt ſich aber dabei, wie das LG. 
mit Recht hervorhebt, nur um eine den Rechtserwerb hinaus⸗ 
ſchiebende Bedingung und Befriſtung, bei der es auf den 
Willen der Beteiligten nicht mehr ankommt (Art. 694). Tritt 
die Bedingung ein, ſo wird das bedingt begründete Recht 
wirkſam, die Servitut dauert, wie Art. 694 a. a. O. ſich 
ausdrückt, fort. War nun auch zur Zeit der Trennung der 
beiden Grundſtücke der c. c. mit den erwähnten Vorſchriften 
bereits außer Kraft getreten, ſo beſtand doch ohne Zweifel eine 
Rechtspoſition dinglichen Charakters und ſolche Rechtspoſitionen 
find nach Art. 184 EGBGB. beſtehen geblieben, konnten alſo 
auch durch Eintritt der Bedingung und Ablauf der Friſt in 
ein Recht übergehen (Mot. zu Art. 106 des I. Entw. eines 
EG. S. 264 Abi. 3, S. 266 letzter Abſ., Planck Anm. I Abſ. 2, 
Anm. 4 Abſ. 3 zu Art. 184, Staudinger Anm. II c.). Ob die 
Trennung der Grundſtücke durch freiwillige Veräußerung oder 
durch Zwangsverſteigerung erfolgte, iſt, da es auf den Willen 
der Beteiligten gar nicht mehr ankam, gleichgültig (Zacharia⸗ 
Crome, franz. Zivilr. Bd. I, §S 222, Anm. 5; RheinArch. 
Bd. 84 J, 141, auch RG. 13, 252; 49, 238). Daß im vor⸗ 
liegenden Falle eine „Beſtimmung des Eigentümers“ im Sinne 
der Art. 692 ff. c. e. noch während der Dauer ihrer Geltung 
getroffen worden iſt, kann nach dem unſtreitigen Sachverhalt 
nicht zweifelhaft ſein. Der Einwand des Klägers, eine ſolche 
Beſtimmung könne um deswillen nicht angenommen werden, 
weil Z. bei dem Hausbau nicht die Abſicht gehabt habe, eine 
Grunddienſtbarkeit zu begründen, vielmehr den bebauten Grenz⸗ 
ſtreifen dem Grundſtück Nr. 665/83 habe zuſchreiben laſſen 
wollen, iſt unbeachtlich. Denn der Wille, dem letzterwähnten 
Grundſtück Eigentum zu verſchaffen, ſchließt als der weiter⸗ 


gehende nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (vgl. 


RG. 4, 137; 7, 146; 12, 175; 16, 217; Gruchot 49, 1138 
u. a. m.) den Willen, eine Grunddienſtbarkeit zu begründen, 
ein. Hiernach gehört der Überbau zum Grundſtück des Be⸗ 
klagten und muß, obwohl die Grundfläche dem Kläger gehört, 
kraft der nach Art. 692 ff. c. c. begründeten Uberbaugerechtigkeit 
von dem Kläger geduldet werden. H. c. T., U. v. 8. Dez. 09, 
40/09 V. — Düſſeldorf. 

3. SS 116, 117 BGB. Nichtigkeit von Verträgen. Aus⸗ 
legungsgrundſätze.] 

Nach der Rechtſprechung des RG. iſt im Wege der Aus⸗ 
legung der Willensmeinung der Vertragsparteien nur mit der 
Beſchränkung Rechnung zu tragen, daß dieſe im Wortlaute des 
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zur Auslegung ſtehenden Vertrages einen, wenn auch nur un⸗ 
vollkommenen Ausdruck gefunden hat, und gegen den klaren 
Wortlaut darf eine Auslegung nicht verſtoßen (RG. 59, 217; 
62, 172; 68, 126 u. a.). Allein in Wahrheit iſt eine Aus⸗ 
legung des vorliegenden Vertrages gar nicht in Frage. Die 
Vertragsparteien ſtreiten nicht über den Vertragsinhalt; ſie 
haben in einem ſpäteren Abkommen dieſen vielmehr in dem⸗ 
ſelben Sinne richtiggeſtellt, in welchem ſie nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. den Vertrag von vornherein abſchließen 
wollten. Der Fall liegt nicht ſo, daß eine der Vertrags⸗ 
parteien gegenüber der anderen daran feſtzuhalten iſt, was ſie 
als ihren Willen erklärt, im Gegenſatze zu dem, was ſie ſich 
dabei gedacht hat, weil das Erklärte nach dem gemeinen 
Sprachverſtande nur in einem beſtimmten Sinne zu verſtehen 
war und deshalb auch von dem Vertragsgegner in dieſem be⸗ 
ſtimmten Sinne verſtanden werden mußte. Wenn, wie das 
BG. feſtſtellt, die Vertragsparteien, ſei es abſichtlich oder un⸗ 
wiſſentlich, etwas anderes niedergeſchrieben haben, als ſie ver⸗ 
abredet hatten, und wenn ſie auch im Augenblick des Vertrags⸗ 
ſchluſſes noch darüber einig waren, daß der Vertrag den von 
ihnen mündlich vereinbarten Inhalt haben ſollte, dann gilt das 
Niedergeſchriebene nicht, weil es ihrem beiderſeitigen erklärten 
Vertragswillen nicht entſpricht, und es kann ſich nur fragen, 
ob die Vertragsabrede, über die ſie einig waren, einen gültigen 
Vertrag darſtellt. Haben die beiden Vertragsparteien, wie das 
BG. annimmt, abſichtlich dieſe Faſſung des ſchriftlichen Vertrages 
gewählt, um den Kaufvertrag vor Anfechtungen der Gläubiger 
des J. tunlichſt ſicherzuſtellen, während ſie darüber ein⸗ 
verſtanden waren, daß in Wahrheit eine andere Regelung ihrer 
Beziehungen ſtattfinden ſollte, als ſie in dem ſchriftlichen Ver⸗ 
trage erklärt iſt, dann hat der letztere keine Gültigkeit erlangt; 
er iſt nichtig. (S 117 BGB.) Dasſelbe gilt (8 116 Abſ. 2 
BGB.), wenn beide Vertragsparteien übereinſtimmend mit der 
Erklärung einen anderen Sinn verbanden, als er nach Aus⸗ 
legungsgründen darin gefunden werden kann; immer kommt es 
alsdann nur darauf an, ob auch das gewollte Geſchäft der⸗ 
geſtalt erklärt iſt, daß es beſtehen kann (vgl. IW. 05, 6822; 
06, 3485; das erklärter Weiſe Nichtgewollte beſteht nicht. N. c. L., 
U. v. 22. Nov. 09, 113/09 VI. — Berlin. 

4. 88 133, 2084 B68. Bedeutung des Willens des 
Erblaſſers bei der Teſtamentserrichtung gegenüber dem von 
einem Notar gebrauchten Ausdruck.! 

Am 16. Januar 1907 ſtarb der Ehemann der Beklagten. 
Er hatte gemeinſchaftlich mit ſeiner Ehefrau zwei Teſtamente 
errichtet, das eine am 30. Juli 1891 und das andere am 
15. Januar 1907. Im erſten Teſtamente ſetzte er ſeine Ehe⸗ 
frau als Alleinerbin ein, nachdem er vorausgeſchickt hatte, daß 
ihre Ehe kinderlos ſei und daß von dem geſamten Vermögen 
der Ehegatten jedem die Hälfte gehöre. Im § 2 des Teſta⸗ 
ments ordnete er an, daß eine Anzahl in Geldſummen aus⸗ 
gedrückte Legate von der Hälfte des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens gewährt werden ſollten. Von dieſen Vermächtniſſen 
heißt es dann am Schluſſe des § 2, daß fie, falls ihr Geſamt⸗ 
betrag die Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermögens überſteige, 
verhältnismäßig herabzuſetzen ſeien, daß ſie aber, falls ihr 
Geſamtbetrag die Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermögens nicht 
erreiche, — welcher Fall unſtreitig eingetreten iſt — bis zur 
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Erſchöpfung der Hälfte verhältnismäßig zu erhöhen ſeien. 
Im zweiten, von einem Notar aufgenommenen Teſtamente 
heißt es unter anderem: „Ich, der Ehemann berufe meine 
Ehefrau — — — zu meiner alleinigen Erbin unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der von mir in meinem früheren Teſtament aus⸗ 
geſetzten Legate.“ Die Kläger ſind nun der Anſicht, daß ihnen 
als Vermächtnisnehmern auf Grund des Schlußſatzes des § 2 
des älteren Teſtaments außer den vermachten Geldſummen noch 
ein Anſpruch auf Erhöhung ihrer Vermächtniſſe bis zur Hälfte 
des gemeinſchaftlichen Vermögens zuſtehe, und haben ent⸗ 
ſprechende Feſtſtellungsanträge geſtellt. Die Beklagte meint, im 
zweiten Teſtamente ſeien die Rechte der Vermächtnisnehmer auf 
die im erſten Teſtament ausgeſetzten Summen beſchränkt 
worden. Das LG. verurteilte, das KG. wies die Klage ab, 
die Reviſion der Kläger wurde zurückgewieſen: Das BG. 
wendet ſich zunächſt gegen die von ihm für unhaltbar erklärte 
Anſicht des LG., daß im Falle der Beurkundung eines Teſta⸗ 
ments durch einen Notar nur ein ſolcher Wille als in der 
letztwilligen Verfügung zum Ausdruck gelangt angeſehen werden 
könne, deſſen ſich der Notar bewußt geworden ſei. Mit 
Recht weiſt demgegenüber das BG. darauf hin, daß der Erb⸗ 
laſſer ein Teſtament nur perſönlich errichten könne, daß aus: 
ſchließlich ſein Wille entſcheide und jede Vertretung ſowohl im 
Willen als auch in der Willenserklärung ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Die Willensmeinung einer bei der Teſtaments⸗ 
errichtung hinzugezogenen Urkundsperſon iſt eben gegenüber dem 
Willen des Erblaſſers völlig unerheblich, denn die Urkunds⸗ 
perſon iſt nur das Werkzeug, durch das der Erblaſſer ſeinen 
Willen erklärt. Die Urkundsperſon hat nur den Willen des 
Erklärenden in eine dieſem Willen entſprechende Form zu 
bringen. Wenn alſo der Notar bei Aufnahme des zweiten 
Teſtaments einen Willen des Erblaſſers dahin, daß die Ver⸗ 
mächtnisnehmer auf die ihnen im erſten Teſtament ausgeſetzten 
Summen beſchränkt werden ſollten, nicht hat beurkunden 
wollen — wie die Reviſion hervorhebt — ſo ſchließt dies doch 
nicht aus, daß der Erblaſſer dieſen Willen gehabt und in den 
vom Notar gebrauchten Worten ausgedrückt gefunden hat. Die 
Anſicht der Reviſion, daß der Wille des Erblaſſers nur dann 
als erklärt anzuſehen ſei, wenn er dem Notar erkennbar 
geworden ſei, iſt nicht zu billigen. Es iſt ſehr wohl denkbar, 
daß der Erblaſſer Beſtimmungen trifft, die dem Notar unver⸗ 
ſtändlich ſind, z. B. wenn dieſem der zum Verſtändnis erforder⸗ 
liche Zuſammenhang gewiſſer Vorgänge nicht kundgegeben wird 
oder wenn ihm die etwa gebrauchten Fach⸗ und Kunſtausdrücke 
nach Sinn und Bedeutung unbekannt ſind. Die Auffaſſung, 
die der Notar von der Willensrichtung des Erblaſſers gewinnt, 
kann allerdings von großer Bedeutung für den Beweis der 
Willensrichtung des Erblaſſers ſein, nicht aber deſſen Willens⸗ 
erklärung ſelbſt erſetzen. Dieſe kann eine von der Auffaſſung 
des Notars abweichende und trotzdem wirkſam beurkundete ſein. 
Die Möglichkeit, daß in den nämlichen Worten der Erblaſſer 
etwas anderes ausgedrückt findet, als der Notar ausdrücken 
will, iſt nicht ausgeſchloſſen. Liegt ſie vor, ſo iſt ſie für die 
Auslegung beachtenswert. Das BG. gelangt nun im Wege 
der Auslegung zu dem Ergebniſſe, daß der Erblaſſer bei der 
Errichtung des zweiten Teſtaments den Willen gehabt und in 
der Teſtamentsurkunde zum Ausdruck gebracht hat, daß die 
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Permächtnisnehmer nur die ihnen im erſten Teſtament zu: 
gewendeten, zahlenmäßig feſtgeſtellten Geldvermächtniſſe erhalten 
ſollten, alles übrige aber ſeine Witwe, die Beklagte, erben ſollte. 
Daß hierbei vom BG. Auslegungsregeln verletzt worden ſeien, 
kann der Reviſion nicht zugegeben werden. B. c. B., U. v. 
2. Dez. 09, 53/09 IV. — Berlin. 

5. 88 138, 139 BGB. Anwendung des BGB. auf vor 
dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſene Verträge. Bierlieferungs⸗ 
vertrag.] 

Parteien ſtreiten in erſter Linie darüber, ob die Be⸗ 
ſtimmungen in den SS 3, 4 und 6 des Vertrages vom 
29. Oktober 1896 rechtlich zuläſſig waren oder nicht. Der 
Beklagte macht geltend, daß darin ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten enthalten ſei und daß demnach $ 138 BGB. An⸗ 
wendung finde. Obwohl der Vertrag ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. geſchloſſen iſt, muß die Frage, ob er gegen 
die guten Sitten verſtößt, doch vom Standpunkt des jetzt 
geltenden Rechts aus beurteilt werden. Das RG. hat ſich 
nun ſchon mehrfach mit der Frage beſchäftigt, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen ſog. Bierlieferungsverträge als gegen 
die guten Sitten verſtoßend anzuſehen find. (Vgl. RG. 63, 
390 und 67, 101.) Danach iſt unter Berückſichtigung des ge⸗ 
ſamten Inhalts eines ſolchen Vertrages und der beſonderen 
Verhältniſſe der Vertragſchließenden zu prüfen, ob nach den 
Grundſätzen des anſtändigen Verkehrs die dem Wirt auferlegten 
Verpflichtungen nach Art und Maß erträglich erſcheinen. Trifft 
das nicht zu, enthalten ſie vielmehr eine drückende Härte gegen 
den Wirt oder beſchränken ſie ihn übermäßig in ſeiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Freiheit, fo können fie gegenüber dem $ 138 nicht 
beſtehen. Das Vorhandenſein dieſer letzteren Vorausſetzungen 
iſt hier aber ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. In zweiter Linie 
ſtreiten die Parteien darüber, ob nur die vom Beklagten an⸗ 
gefochtenen Beſtimmungen des Vertrages nichtig find, oder ob 
der Vertrag im ganzen als nichtig anzuſehen iſt. Maßgebend 
iſt auch für dieſe Frage das jetzt geltende Recht, denn es er⸗ 
ſcheint nicht angängig, Vorausſetzung und Umfang der Nichtigkeit 
nach verſchiedenen Rechten zu beurteilen. Nun beſtimmt 
8 139 BGB.: „Iſt ein Teil eines Rechtsgeſchäfts nichtig, fo 
iſt das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn nicht anzunehmen iſt, 
daß es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen ſein würde.“ 
Die Regel iſt hiernach Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts. Ob 
ſich bei gegenſeitigen Verträgen überhaupt Fälle denken laſſen, 
in denen nach gänzlichem oder teilweiſem Wegfall der einen 
Leiſtung der Anſpruch auf die Gegenleiſtung noch beſtehen 
bleiben könnte, mag dahingeſtellt bleiben, im vorliegenden Falle 
würde es ſicher nicht gerechtfertigt ſein, von der Regel ab⸗ 
zuweichen. Der BerR. iſt trotzdem der Meinung, daß der 
Vertrag vom 29. Oktober 1896 im übrigen beſtehen bleiben 
müſſe; zu dieſem Ergebnis iſt er aber nur infolge einer miß⸗ 
verſtändlichen Anwendung des § 139 BGB. gelangt, denn anſtatt 
zu fragen, ob die Klägerin auf den Vertrag auch eingegangen 
ſein würde, wenn der Beklagte die Abernahme der nichtigen Ver⸗ 
pflichtungen uneingeſchränkt abgelehnt hätte, hat er gefragt, ob 
die Klägerin den Vertrag auch geſchloſſen haben würde, wenn der 
Beklagte die fraglichen Verpflichtungen zum Teil, nämlich auf 
10 Jahre übernommen hätte. Abrigens hätte aber auch dieſe 
Frage nicht bejaht werden dürfen, da keinerlei Anhaltspunkte 
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dafür vorlagen, daß es der Klägerin gleichgültig geweſen wäre, ob 
der Beklagte die Verpflichtungen auf 20 oder bloß auf 10 Jahre 
übernahm. Aus dem vom BerR. erwähnten Schreiben der 
Klägerin vom 17. Juni 1895 ergibt ſich, daß ſie mit der Ein⸗ 
räumung eines Vorkaufsrechts auf 10 Jahre nicht einverſtanden 
war, ſondern die Einräumung auf 20 Jahre verlangte; es iſt 
aber nicht einzuſehen, weshalb ſie bei der Bierabnahme⸗ 
verpflichtung weniger Wert auf die Dauer gelegt haben ſollte. 
Hiernach iſt anzunehmen, daß der Vertrag vom 29. Oktober 
1896 in ſeinem ganzen Umfange nichtig iſt. Zu demſelben 
Ergebnis würde übrigens auch die Anwendung des PrALR. 
(S 7 Teil I Tit. 4) geführt haben. Der gegenteiligen An⸗ 
nahme des BerR. iſt nicht beizutreten. U. c. W., U. v. 
30. Nov. 09, 51/09 VII. — Hamm. 

6. SS 226, 253, 1297 BGB. Verbot des Beſuchs einer 
Grabſtätte auf dem Eigentume des Beklagten als Schikane. 
§ 226 BGB. beſchränkt ſich nicht nur auf Vermögensſchaden. 
Ob Schikane vorliegt, iſt eine Tatfrage.] 

Das OLG. hat Beklagten verurteilt, einzuwilligen, daß 
Kläger das im umfriedeten Eigentum des Beklagten auf Ge⸗ 
markung K. gelegene Grab ſeiner Mutter am Geburtstage und 
Todestage derſelben ſowie am Oſterſonntag und an Allerheiligen, 
und zwar in der Zeit zwiſchen 11 und 12 Uhr vormittags, 
beſuche. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Die tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. rechtfertigen die Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund des $ 226 BGB. Dutch dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung iſt ein Gebot der ſozialen Ethik in beſchränktem 
Umfange als Rechtsgrundſatz aufgeſtellt und die Ausübung 
eines Rechtes für unzuläſſig erklärt, wenn ſie nur den Zweck 
haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen. Hiernach ſtellt 
ſich die Ausübung eines Rechtes, die einzig und allein die bös⸗ 
willige Schädigung eines anderen bezwecken kann, als ein rechts⸗ 
widriger Mißbrauch des Rechtes dar. Begründet der § 226 
auch nicht ein ſelbſtändiges Recht des Dritten, gegen den ſich 
die Abſicht der Schädigung richtet, ſo gewährt er doch unter 
der angegebenen Vorausſetzung das Recht, der Schikane mit 
allen geſetzlichen Mitteln entgegenzutreten, und zwar nicht bloß 
im Wege der Einrede, ſondern auch mittels Klage auf Unter⸗ 
laſſung der ſchikanöſen Rechtsausübung. Denn an einer Be⸗ 
ſtimmung, welche, wie die des 8 1297 BGB., für einen Fall 
dieſer Art die Klage ausdrücklich ausſchließt, fehlt es, und die 
allgemeinen Rechtsgrundſätze ſprechen vielmehr für die Not⸗ 
wendigkeit, Rechtsſchutz zu gewähren, wie zur Verfolgung eines 
Rechtes, ſo auch zur Verteidigung gegen Unrecht. Die An⸗ 
wendbarkeit des 8 226 BGB. beſchränkt ſich nun nicht auf 
Vermögensſchaden, ſondern umfaßt auch die Verletzung idealer 
Werte und Intereſſen. Hierüber läßt die Vergleichung mit 
8 253 BGB. keinen Zweifel beſtehen, indem dieſer für die Art 
des Erſatzes eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, 
beſondere Beſtimmung trifft. Daher konnte das BG. ohne 
Rechtsirrtum in der rückſichtsloſen Ausübung des Eigentums, 
ſoweit der Beklagte damit einzig und allein den Zweck der 
Schikane verfolgt, eine Schädigung des Klägers durch empfind⸗ 
liche Verletzung ſeines kindlichen Gefühles erblicken und das 
unbedingte Verbot des Beſuches der Grabſtätte unterſagen 
bzw. das Verbot auf das den Umſtänden nach rechtmäßige 
Maß beſchränken. Eine andere Bedeutung als die einer Be: 
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ſchränkung des Verbotes des Beklagten hat die Verurteilung 
zur Einwilligung in den Beſuch der Grabſtätte nicht. Zu 
dieſer Entſcheidung bedurfte es nicht des Nachweiſes eines be⸗ 
ſonderen dinglichen oder perſönlichen Rechtes des Klägers zum 
Beſuche der Grabſtätte. Dazu genügte vielmehr die durch 
Sitte und Pietät gebotene Pflicht des Klägers, das Andenken 
ſeiner Mutter durch zeitweiligen Beſuch ihrer Grabſtätte zu 
pflegen, und der natürliche, in den nahen Familienbeziehungen 
begründete Anſpruch darauf, daß er an der Erſüllung dieſer 
Pietätspflicht nicht ohne jeden Grund, aus bloßer Schikane, 
von dem eigenen Vater gehindert werde. Ob man das Verbot 
des Beklagten mit dem Kläger als eine Verletzung des all⸗ 
gemeinen Perſönlichkeitsrechts oder wie ſonſt bezeichnen will, 
kann dahingeſtellt bleiben. In tatſächlicher Beziehung hat das 
BG. unter Würdigung der von dem Beklagten zur Recht⸗ 
fertigung ſeines Verhaltens angeführten Gründe mit aus⸗ 
reichender Begründung feſtgeſtellt, daß der Beklagte mit dem 
unbedingten Verbote des Beſuches der Grabſtätte nur den 
Zweck verfolgen könne, dem Sohn Schaden zuzufügen. Ob 
eine Handlung überhaupt oder unter beſtimmten Umſtänden nur 
den Zweck der Schädigung eines anderen haben kann, iſt eine 
nach den konkreten Verhältniſſen zu beurteilende, der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogene Tatfrage. S. c. S., 
U. v. 3. Dez. 09, 190/09 II. — Karlsruhe. 

7. 5 242 BGB. Einrede der Argliſt.] 

Durch die Pfändung und Aberweiſung konnte der Kläger 
ſelbſtwerſtändlich nicht mehr Rechte erwerben, als ſein Schuldner 
S. felbft hatte, und die Einrede des Zurückbehaltungsrechts, 
die der Beklagte einem Zahlungsbegehren des S. vertrags⸗ 
gemäß entgegenſtellen könnte, muß alſo auch der Kläger gegen 
ſich gelten laſſen. S. aber ſollte nach dem Vertrage die 
erwähnten 25 000 & ſo lange vom Beklagten nicht fordern 
dürfen, als er dieſem nicht nachwies, daß der Kläger wegen 
ſeiner Forderungen an S. vollſtändig befriedigt war oder ſich 
mit einer geringeren Abfindungsſumme begnügen wolle, die 
alsdann der Beklagte in Anrechnung auf jene 25 000 & ent⸗ 
richten ſollte. Da von dieſen beiden Fällen unſtreitig keiner 
eingetreten iſt, war an ſich die Zurückbehaltungseinrede auch 
dem Kläger gegenüber begründet. Das BG. hat ſie gleichwohl 
verworfen, und eine Geſetzesverletzung iſt hierin unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden nicht zu ſinden. Wie nämlich das BG. 
auf Grund der eigenen Angabe des Beklagten feſtſtellt, hatte 
dieſer ſich das Zurückbehaltungsrecht aus dem Grunde aus⸗ 
bedungen, weil er beſorgte, daß ſein Vertrag mit S. vom 
Kläger wegen Gläubigerbenachteiligung mit Erfolg angefochten 
werden könnte, und daß er in dieſem Falle die durch den 
Vertrag erworbenen Geſchäftsanteile dem Zugriffe des Klägers 
würde preisgeben müſſen, wegen ſeiner Gegenleiſtung aber ſich 
nur an den vermögensloſen S. würde halten können. Das 
BG. führt aus: dieſe Beſorgnis falle in dem Augenblicke weg, 
wo der Kläger ſelbſt die Kaufpreisforderung des S. an den 
Beklagten pfändet und bezahlt verlangt, alſo ſich ſelbſt auf den 
Boden des Vertrags vom 16. November 1906 ſtellt und ihn 
damit als wirkſam anerkennt. Dieſer Auffaſſung iſt im weſent⸗ 
lichen beizutreten. Der Kläger, der auf Grund der durch die 
Pfändung und Überweiſung erlangten Rechte den Beklagten zur 
Erfüllung des Vertrags vom 16. November 1906, ſei es auch 
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nur in Höhe der geforderten 5000 , zwingt, entzieht hier: 
durch einer ſpäteren Anfechtung dieſes Vertrags ſelbſt den 
Boden. Durch Erhebung der Anfechtungsklage mit dem Ziele 
der Unwirkſamkeit des Vertrags ihm gegenüber würde der 
Kläger ſich mit der Stellung, die er durch den gegenwärtigen 
Anſpruch zu dem Vertrag einnimmt, in einen mit Treu und 
Glauben nicht zu vereinenden Widerſpruch ſetzen, und die An⸗ 
fechtungsklage müßte an der Einrede der Argliſt ſcheitern. 
Daran kann der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand, 
daß zwiſchen dem Kläger und dem Beklagten ein unmittelbares 
Vertragsverhältnis nicht beſteht, nichts ändern. Da hiernach 
die Gefahr, gegen die der Beklagte durch das Zurückbehaltungs⸗ 
recht geſchützt werden wollte und ſollte, im Falle des Durch⸗ 
dringens des Klägers mit ſeinem gegenwärtigen Anſpruch als 
beſeitigt zu gelten hat, ſo muß dem Beklagten die Berufung 
auf das Zurückbehaltungsrecht verſagt werden, und dies um 
ſo mehr, als durch die geforderte Zahlung die Forderung des 
Klägers an S. in Höhe des geforderten Betrages getilgt, alſo 
inſoweit gerade die Vorausſetzung geſchaffen wird, an die der 
Vertrag den Wegfall des Zurückbehaltungsrechts knüpft. B. c. K., 
U. v. 7. Dez. 09, 65/09 VII. — Berlin. 

8. § 254 BGB. Mitverſchulden des Beſchädigten. 
(Haftung desſelben für ein Verſchulden des ihn behandelnden 
Arztes 9)1 

Die Reviſion hat ausgeführt, der Kläger ſei nach § 254 
BGB. gegenüber den Beklagten verpflichtet geweſen, den Schaden 
zu vermindern, und zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit habe er 
ſich des Arztes bedient; er müſſe darum nach § 278 BGB. 
deſſen Verſchulden wie eigenes vertreten. Das ſei vom BG. 
verkannt. Dieſe Ausführung beruht jedoch auf einer irrigen 
Beurteilung des Inhalts der Verpflichtung, die S 254 dem 
Verletzten auferlegt. Der Kläger hatte nach dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt darauf 
hinzuwirken, daß der Schaden ſich minderte. Der Verkehr fordert 
im Falle einer nicht ganz geringfügigen Körperverletzung das 
Anrufen ärztlicher Hilfe und zwar bei einem Arzte, der durch 
die ſtaatliche Prüfung ſeine Befähigung zu dieſem Berufe dar⸗ 
getan hat. Abgeſehen von Ausnahmefällen, von denen hier 
keiner behauptet iſt, fordert die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
von dem Verletzten nicht, daß er die Leiſtungen des Arztes 
und die Richtigkeit ſeiner Anordnungen nachprüfe, was dem 
Kläger ja nur durch Zuziehung eines zweiten Sachverſtändigen 
möglich geworden wäre. Der Kläger hatte alſo die Ver⸗ 
pflichtung, die S 254 BGB. ihm gegenüber den Beklagten 
auferlegte, dadurch vollſtändig erfüllt, daß er einen approbierten 
Arzt zuzog und deſſen Anordnungen befolgte. Dieſe ſelbſt aber 
waren nicht mehr ein Teil der nach § 254 vom Kläger den 
Beklagten geſchuldeten Erfüllungsleiſtung, und darum geht es 
fehl, wenn die Beklagten auf Grund von § 278 den Kläger 
für ein vom Arzt begangenes Verſehen haftbar machen wollen. 
J. c. D., U. v. 29. Nov. 09, 554/08 VI. — Caſſel. 

9. S 278 BGB. Keine vertragsmäßige Verpflichtung 
einer preußiſchen Stadtgemeinde zum Schadenserſatz wegen 
Verletzungen innerhalb des kommunalen Schlachthauſes. Aus⸗ 
wahl der Beamten.] 

Mit Recht hat das BG. das Beſtehen eines Vertrags- 
verhältniſſes zwiſchen den Parteien, daß die Beſtimmung des 
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§ 278 BGB. anwendbar und auf deren Grundlage die Beklagte 
für den dem Kläger entſtandenen Schaden haftbar machen 
würde, verneint. Die auf Grund der preußiſchen Geſetze vom 
18. März 1868 und vom 9. März 1881 errichteten kom⸗ 
munalen Schlachthäuſer ſind öffentliche Anſtalten, die jedem 
zur Benutzung der Räume und Einrichtungen zur Verfügung 
geſtellt werden, und die für dieſe Benutzung zu zahlende Gebühr 
hat nicht den Charakter einer Gegenleiſtung, ſondern ſtellt einen 
Beitrag zu den Koſten der Anlage und zur Erhaltung der 
gemeinnützigen Anſtalt dar, gerade wie das Wege- und Brücken⸗ 
geld nicht eine Gegenleiſtung für die Benutzung des Weges 
oder der Brücke, ſondern eine öffentliche Abgabe mit dem 
Zwecke der Erhaltung des Weges oder der Brücke und der 
Verzinſung ihrer Anlagekoſten iſt. Dieſe Abgabe wird ein⸗ 
ſeitig kraft der den Gemeinden zuſtehenden öffentlich- rechtlichen 
Machtbefugnis feſtgeſetzt und begründet für dieſe keinerlei privat⸗ 
rechtliche Bindung (RG. 49, 219). Die ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmungen des Preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 152) laſſen über den öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter derartiger Gebühren keinen Zweifel; ſie 
zählen fie zu den Gemeindeabgaben (SS 4, 78, 9, 11, 69, 
89, 90 des Geſetzes). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, wenn 
den einzelnen regelmäßigen Benützern der öffentlichen Anlage 
etwa beſtimmte Räume als Kühlzellen oder Schlachtſtätten zur 
ausſchließlichen Verfügung gegen beſondere Vergütung ſeitens 
der Gemeinden in den Schlachthäuſern zugewieſen würden, 
dadurch nicht ein privatrechtliches Vertragsverhältnis oder ein 
vertragsähnliches Verhältnis begründet werden könnte, das die 
Anwendung des § 278 BGB. hinſichtlich der Vorhaltung 
dieſer geſonderten Räume rechtfertigen würde; für den gegen⸗ 
wärtigen Fall kommt ein ſolches nicht in Frage, da der Mittel⸗ 
gang der öffentlichen Schlachthalle, auf dem der Unfall ſich 
ereignete, jedenfalls ein allgemeiner, allen Benutzern und Be⸗ 
ſuchern des öffentlichen Schlachthauſes zur Verfügung ſtehender 
Raum iſt, hinſichtlich deſſen von einer privatrechtlichen Vertrags⸗ 
verbindlichkeit der beklagten Gemeinde nicht die Rede ſein kann, 
ſo daß eine Haftung der letzteren für einen ordnungswidrigen 
und verkehrsgefährlichen Zuſtand des Raumes nur aus dem 
allgemeinen Geſichtspunkte, daß ſie dort einen allgemeinen Ver⸗ 
kehr eröffnet hat, begründet wird. Auch dieſe Haftung erachtet 
das BG. aber in dem vorliegenden Falle ohne Rechtsirrtum 
und ohne Verletzung prozeßrechtlicher Normen auf Grund ſeiner 
Würdigung der Verhandlungen und des Beweisergebniſſes für 
ausgeſchloſſen, weil es für feſtgeſtellt erachtet, daß die Beklagte 
die zur Erhaltung der Ordnung, Sicherheit und Reinlichkeit 
des Schlachthauſes beſtellten Perſonen mit der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt ausgewählt (8 831 BGB.), die notwendigen 
Vorrichtungen und Gerätſchaften beſchafft und es auch an der 
von ihr zu erfordernden allgemeinen Aufſicht nicht hat fehlen 
laſſen ($ 823 BGB.). Es iſt der Reviſion zuzugeben, daß 
das Urteil des BG. eine eingehende Auslaſſung über die 
einzelnen Beweismittel und Beweisumſtände, eine Abwägung 
der Zeugenausſagen gegeneinander, vermiſſen läßt; eine ſolche 
iſt geſetzlich aber auch nicht vorgeſchrieben, und daß das BG. 
bei ſeiner Würdigung Teile der Beweisaufnahme unberückſichtigt 
gelaſſen habe, iſt nicht erſichtlich. Allerdings liegen Zeugen— 
ausſagen vor, die darauf hinweiſen, daß nicht nur zufällig an 
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dieſem einen Tage, ſondern auch an anderen Tagen der Mittel⸗ 
gang der Schlachthalle bei Froſtwetter nicht beſtreut geweſen 
iſt; es liegen aber ebenſo andere Ausſagen vor, nach denen 
regelmäßig, wenn das Winterwetter es erforderlich machte, 
geſtreut worden iſt. Wird nun berückſichtigt, daß in einem 
Schlachthauſe die Betriebsräume im Reinlichkeitsintereſſe oft 
mit Waſſer beſpült und begoſſen werden müſſen, und daß nicht 
immer und überall unmittelbar nach einer ſolchen Abſpülung 
geſtreut werden kann — auch im gegebenen Falle hat nach der 
eigenen Behauptung des Klägers der Unfall unmittelbar nach 
einer Beſpülung des Fußbodens ſich ereignet —, ſo iſt die 
Grundlage für die Vereinigung der ſcheinbar widerſtreitenden 
Zeugenausſagen und für diejenige Würdigung, die die Beweis⸗ 
aufnahme durch das BG. gefunden hat, gegeben. S. c. Stadt⸗ 
gemeinde K., U. v. 2. Dez. 09, 583/08 VI. — Breslau. 

10. Zu SS 371, 1144 BGB.] 

Eine rechtliche Vermutung des Inhaltes, daß zugunſten 
eines Schuldners, der ſich im Beſitze der Schuldurkunde oder 
des Hypothekenbriefes befinde, bis zum Beweiſe des Gegenteils 
anzunehmen ſei, ſeine Verpflichtung ſei erloſchen, und er habe 
die Schuldurkunde aus ſolchem Grunde zurückerhalten, beſteht 
nach dem geltenden Geſetze nicht. P. c. E., U. v. 8. Dez. 09, 
31/09 V. — Hamm. 

11. Kaufvertrag. 
klauſel“.] 

Die Klägerin verkaufte dem Beklagten 20 Kuxe der 
Gewerkſchaft H. zum Preiſe von je 180 &, wobei bedungen 
wurde, daß die Kuxe vor dem 1. April 1906 nicht unter 
300 & pro Stück an den Markt gebracht werden dürften. 
Mit der gleichen Sperrverpflichtung hatte die Klägerin die 
Papiere gekauft. Der Beklagte verkaufte ſie weiter an den 
Bankier S. Durch dieſen oder ſeinen Abnehmer gerieten ſie 
an die Börſe, wo ſie von K. Ende November 1905 zum Kurſe 
von 245.4 aufgekauft wurden. Nachdem die Klägerin auf 
Verlangen des K. die Papiere zum Preiſe von je 235 4 
wieder übernommen hatte, erhob ſie Klage auf Erſatz. Beklagter 
wurde verurteilt; ſeine Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Wer mit der Sperrklauſel kauft, verpflichtet ſich, die 
Papiere während der ſeſtgeſetzten Zeit von der Börſe fernzuhalten. 
Von einem „Recht“ zum Weiterverkauf kann dabei ſtreng ge⸗ 
nommen keine Rede ſein. Ob die Papiere im Eigentum des 
Käufers oder eines Dritten ſtehen, iſt für den Verkäufer ebenſo⸗ 
wenig von Intereſſe, wie es Intereſſe für ihn hat, ob der eine 
oder der andere die Papiere beſitzt. Nur daran liegt ihm, daß 
ſie nicht an den Markt gelangen, und es iſt die Aufgabe des 
Käufers, die nötigen Vorkehrungen hiergegen zu treffen. Gewiß 
würde der Käufer entſchuldigt ſein, wenn ihm die Papiere trotz 
ſorgfältiger Verwahrung geſtohlen und durch den Dieb an der 
Börſe veräußert würden. Dieſem Fall iſt aber der hier vor⸗ 
liegende, daß ein Abkäufer des Käufers oder ein ſpäterer Nach: 
mann die Papiere an die Börſe bringt, keineswegs gleichzuſtellen. 
Indem der Käufer weiter veräußert, ſei es auch unter Stipulierung 
der Sperrklauſel, verringert er ſelber die Wahrſcheinlichkeit, mit 
der auf die Durchführung der Sperre gerechnet werden kann. 
Daher hat es der Käufer zu entgelten, wenn ein Nachmann 
durch unterlaſſene Weiterſtipulierung der Sperrverpflichtung 
oder durch eigenes Andenmarktbringen den für ihn maßgebenden 
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Vertrag verletzt. S. c. C., U. v. 1. Dez. 09, 311/07 J. 
— Celle. 

12. 8 473 BGB. Anwendung der für den Kauf geltenden 
Minderungsvorſchriften auch auf den Tauſchvertrag.] 

In § 473 BGB. iſt beſtimmt, wie beim Kaufe die 
Minderung zu erfolgen hat, wenn neben dem in Geld ver⸗ 
einbarten Kaufpreiſe Leiſtungen bedungen ſind, die nicht zum 
Gegenſtand vertretbare Sachen haben. Solche Leiſtungen ſind 
in Geld zu veranſchlagen und die Herabſetzung erfolgt dann in 
der Weiſe, daß in erſter Reihe der in Geld feſtgeſetzte Preis 
wegfällt und daß der etwaige Überfhuß von dem Verkäufer in 
Geld zu vergüten iſt. Der Ausgleich findet alſo in der Form 
einer Ermäßigung der Leiſtungen des Käufers nur inſolange 
ſtatt, als Geld oder vertretbare Sachen Leiſtungsgegenſtand ſind. 
Im übrigen tritt an die Stelle der Minderleiſtung des Käufers 
eine Geldzahlung des Verkäufers. Dieſe Regeln auch beim 
Tauſch anzuwenden, unterliegt, wie auch in der Literatur an⸗ 
erkannt iſt, keinem Bedenken (vgl. Planck, 3. Aufl. Nr. 3; Staus 
dinger, 3./4. Aufl. Nr. 7; Oertmann, 2. Aufl. Nr. 5 zu § 473; 
Crome, Syſtem III S. 500/1 Anm. 5; Kiſch, die Wirkungen 
der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit, S. 177). Sie ſind 
vielmehr gerade beim Tauſche, wo die Vereinbarung einer Geld⸗ 
zahlung nur als Nebenleiſtung vorkommen kann, von beſonderer 
Bedeutung und die aus ihnen folgende Beſchränkung der Auf⸗ 
bebung des Geſchäfts entſpricht auch hier durchaus dem Zwecke, 
welchen das Geſetz mit Minderung im Gegenſatze zu der den 
Vollzug des Vertrags beſeitigenden Wandelung überhaupt 
verfolgt. B. c. G., U. v. 3. Dez. 09, 112/09 II. — Karlsruhe. 

13. 5 823 BGB. Streupflicht des Wirtes.] 

Ein Wirt hat nicht ſchlechthin dafür einzuſtehen, daß der 
als Ab⸗ und Zugang zu der Wirtſchaft dienende Weg jeder 
Zeit frei von Eisglätte iſt, vielmehr iſt er nur gehalten, zur 
Abwehr der aus etwaiger Glätte ſeinen Beſuchern drohenden 
Gefahr mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt tätig zu 
ſein. Daraus folgt, daß die Tatſache, daß der Erblaſſer der 
Kläger nachts auf dem Backſteinſtreifen infolge von Glätte 
gefallen iſt, für ſich allein noch nicht mit rechtlicher Not⸗ 
wendigkeit dazu führt, daß der Beklagte nach 8 823 BGB. 
für den entſtandenen Schaden erſatzpflichtig iſt. Das Nicht⸗ 
ſtreuen muß ſich vielmehr im gegebenen Falle als eine Ver⸗ 
letzung der im Verkehr gebotenen Sorgfalt darſtellen. Was 
dieſe Sorgfalt von dem Beklagten forderte, iſt nach den An⸗ 
ſchauungen des geſunden, den tatſächlichen Verhältniſſen billige 
Rückſicht tragenden Verkehrs zu beſtimmen. Es war daher 
auch im vorliegenden Falle zu unterſuchen, ob, wenn dieſer 
Maßſtab angelegt wird, der Beklagte noch nachts um halb ein Uhr 
verpflichtet war, den in Rede ſtehenden Zugang auf das Vor⸗ 
handenſein von Eisglätte zu unterſuchen und erforderlichenfalls 
zu ſtreuen oder ſtreuen zu laſſen. Das BG. hat eine ſolche 
Unterſuchung nicht angeſtellt, namentlich auch die Frage nicht 
aufgeworfen und beantwortet, ob ein Verkehr, für den Beklagter 
zu ſorgen hatte, ſo lange beſtand, als noch einzelne ſpäte Gäſte 
über die ſonſtige Verkehrszeit hinaus bei ihm verweilten. Es 
handelt ſich hier um ein Dorfwirtshaus und um einen Vor⸗ 
gang, der ſich nachts um halb ein Uhr zugetragen hat. Es 
wird zu erörtern ſein, ob damals noch bei dem Beklagten 
ein derartiger Verkehr beſtanden hat, daß die vom Beklagten 
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zu beobachtende Sorgfalt ihm die Pflicht zum Streuen auf: 
erlegte. Dabei wird zu berüdfichtigen fein, ob nach den be⸗ 
rechtigten Anſchauungen des Verkehrs der Beklagte ſeinem 
Perſonal eine Tätigkeit zu ſo ſpäter Stunde nicht mehr zu⸗ 
muten konnte und inwiefern von dem Beklagten nach den Um⸗ 
ſtänden gefordert werden konnte, daß er ſelbſt ſtreute. Aus 
dem bisher feſtgeſtellten Sachverhalt iſt hierüber Gewißheit 
nicht zu gewinnen, daher eine erneute Verhandlung der Sache 
geboten. v. B. c. S., U. v. 6. Dez. 09, 590 8 VI. — Celle. 

14. 5 823 BGB. Über zeitliche Begrenzung einer Rente.] 

Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß das BG. rechts⸗ 
irrtümlich die zeitliche Begrenzung der Rente, die auch von dem 
Beklagten begehrt worden war, verſäumt hat. Nach der menſch⸗ 
lichen Erfahrung und dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge läßt 
ſich heute ſchon vorausſehen, daß der Kläger ohne den Unfall 
nicht bis ins höchſte Alter die ſchweren Arbeiten eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters oder eines ſelbſtändigen Kleinbauern 
hätte verrichten können. Gemäß der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. hätte daher die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nur 
bis zu dem Zeitpunkt, wo der mit dem Alter verbundene Nieder⸗ 
gang der Kräfte dem körperlichen Leiſtungsvermögen das Ziel 
ſteckt, zuerkannt werden dürfen. Soweit dagegen bei dem Kläger 
infolge ſeines Gebrechens und ſeiner Unbeweglichkeit eine Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe eingetreten iſt oder mit hohem Alter 
vorausſichtlich eintreten wird, iſt ihm eine Rente in angemeſſenem 
Betrag bis an ſein Lebensende zu belaſſen. Demgemäß war, 


da anzunehmen iſt, daß der Kläger mindeſtens bis zu ſeinem 


60. Lebensjahr arbeitsfähig geblieben fein würde, das BU,, 
ſoweit es die Rente über dieſen Zeitpunkt hinaus zugebilligt hat, 
aufzuheben und in dieſem Umfang die Sache an das BG. 
zurückzuverweiſen, damit es nach den eben erörterten Geſichts⸗ 
punkten Dauer und Höhe der Rente anderweit feſtſetze. H. c. L., 
U. v. 6. Dez. 09, 584/08 VI. — Düſſeldorf. 

15. SS 833, 254 BGB. Tierſchaden. Urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang. Verſchulden des Verletzten.] 

Die Reviſion würde Erfolg haben müſſen, wenn das BG. 
die Aufhebung des urſächlichen Zuſammenhangs durch die dem 
Kläger zur Laſt fallende nachläſſige Behandlung der Wunde zu 
Unrecht verneint hätte. Allerdings wäre die Wunde — wie 
auf Grund der Gutachten der beiden Sachverſtändigen feſt⸗ 
geſtellt worden — bei ſofortiger ſachgemäßer Behandlung in 
wenigen Tagen ohne jeden Nachteil geheilt worden. Die Ver⸗ 
ſchlimmerung der Wunde iſt nicht auf den Hundebiß, ſondern 
auf die ſpätere Verunreinigung der Wunde durch den Kläger 
zurückzuführen. Die Beſchädigung der Geſundheit des Klägers 
iſt mithin durch das Zuſammenwirken zweier Urſachen, den 
Hundebiß und die Verunreinigung der Wunde, hervorgerufen 
worden. Jede der beiden Urſachen war zur Hervorbringung 
des ſchädlichen Erfolges unbedingt notwendig. Keine würde 
für ſich allein denſelben Erfolg gehabt haben können. Iſt es 
aber gar nicht möglich, daß das Verſchulden des Klägers die 
alleinige Urſache des Schadens war, ſo kann auch nicht von 
einer Aufhebung oder Unterbrechung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen dem Hundebiß und dem Schaden die Rede ſein. 
Der Hundebiß hat eben den Schaden mitverurſacht. Davon 
verſchieden iſt die Frage, ob nicht der Beklagte von der Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenerſatze gänzlich frei zu laſſen wäre, weil 
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der Schaden vorwiegend durch das mitwirkende Verſchulden 
des Klägers verurſacht worden ſei. Beide Vorinſtanzen haben 
dieſe Frage gemäß § 254 BGB. geprüft und ſind zur Teilung 
des Schadens nach Hälften gelangt. Dieſes Ergebnis — deſſen 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz zuläſſig iſt — entſpricht 
jedoch nicht der feſtgeſtellten Sachlage. Auf ſeiten des Be: 
klagten kommt kein Verſchulden in Anſchlag. Er iſt lediglich 
auf Grund des ein Verſchulden nicht vorausſetzenden § 833 
als Tierhalter auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen und 
verurteilt worden. Als ſolcher würde er allerdings für den 
ganzen Schaden zu haften haben, wenn den Beſchädigten kein 
Verſchulden träfe. Allein im vorliegenden Falle trifft den be⸗ 
ſchädigten Kläger der ſchwerwiegende Vorwurf, daß er, als 
ſich die anfänglich harmloſe Wunde verſchlimmerte, die ohne 
Schwierigkeiten ausführbare Zuziehung eines Arztes noch um 
etwa zehn Tage verzögerte. Hierin lag, auch wenn man davon 
abſieht, daß der Kläger die Wunde mit Schweineſchmalz be⸗ 
handelt und an der Wunde gekratzt haben ſoll, ein grobes 
Verſchulden. Der Kläger unterließ die zur Abwendung oder 
doch zur Minderung des Schadens geeigneten, durch die Um⸗ 
ſtände gebotenen, einfachſten Maßregeln und trug gerade dadurch 
dazu erheblich bei, daß der Schaden einen ſo großen Umfang 
annahm. Wer ſich einer ſo groben Unterlaſſung ſchuldig macht, 
muß es ſich gefallen laſſen, als hauptſächlicher Urheber des 
Schadens angeſehen zu werden (S 254 Abſ. 2). Dem Schuld⸗ 
maße des Klägers entſprechend konnte daher ſein Schadens⸗ 


anſpruch dem Grunde nach nur in Höhe eines Drittels für 


gerechtfertigt erachtet werden. 
99/09 IV. — Karlsruhe. 

16. 55 1985 ff. BGB. Befugnis des Nachlaßverwalters. 
(Darlehnsklage gegen einen Miterben). 

Der Kläger fordert als gerichtlich beſtellter Verwalter des 
Nachlaſſes des am 13. Februar 1905 geſtorbenen W. die Rück⸗ 
zahlung von 46 800 & ſamt Zinſen, die W. dem Beklagten 
darlehnsweiſe gewährt hat... Die Revifion (des Beklagten) 
macht geltend, der Kläger ſei zur Einziehung der Klag⸗ 
forderungen nicht befugt, da dieſe, worüber die Parteien in der 
Berufungsinſtanz ſich einverſtanden erklärt haben, nicht zum 
Zwecke der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten erfolge, 
dem Nachlaßverwalter aber die Verwaltung des Nachlaſſes und 
die Verfügung darüber nur zu dieſem Zwecke und eine Ver⸗ 
teilung des Nachlaſſes unter die Erben überhaupt nicht zuſtehe. 
Dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. Zwar iſt es richtig, 
daß es nicht zu den Befugniſſen und Pflichten des Nachlaß⸗ 
verwalters gehört, den Nachlaß unter die Erben zu verteilen; 
allein darum handelt es ſich hier überhaupt nicht. Die 
Nachlaßverwaltung iſt eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger (BGB. § 1975); der Nachlaß 
ſoll zu dieſem Zweck als eine dem übrigen Vermögen des Erben 
gegenüber ſelbſtändige Vermögensmaſſe abgeſondert werden; der 
Verwalter hat den Nachlaß zu verwalten und die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen (BGB. § 1985). 
Dieſe Vorſchrift läßt ſich nicht dahin auffaſſen, daß ihm die 
Verwaltung nur inſoweit übertragen ſei, als dies zur Be⸗ 
richtigung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich ſein würde; 
eine ſolche Auslegung würde ſchon mit ihrem Wortlaut nicht 
vereinbar ſein. (Wird weiter ausgeführt.) Die Verpflichtung 


G. c. B., U. v. 9. Dez. 09, 


2. 1910. 
des Verwalters, den Nachlaß in der Regel nur inſoweit in Geld 
umzuſetzen, als es zur Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
erforderlich iſt, enthält keine Beſchränkung der ihm durch 
das Geſetz eingeräumten Verwaltungs: und Verfügungsmacht, 
hat vielmehr nur die Bedeutung einer aus dem Zwecke ſeiner 
Einſetzung ſich ergebenden Anleitung für ſeine Tätigkeit. Eine 
Zuwiderhandlung gegen dieſe Anleitung kann der verklagte 
Nachlaßſchuldner keinesfalls geltend machen .. Die im Vor: 
ſtehenden entwickelten Grundſätze haben auch für den — hier 
gegebenen — Fall zu gelten, daß der verklagte Nachlaßſchuldner 
Erbe oder Miterbe iſt. (Wird ausgeführt.) F. c. K., U. v. 
6. Dez. 09, 215/09 VI. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. 

17. SS 61, 62 ZPO. Einheitliche Feſtſtellung eines 
Rechtsverhältniſſes gegenüber allen Streitgenoſſen bei Feſt⸗ 
ſtellung von aus der Vergangenheit hergeleiteten Anſprüchen.] 

Die Klägerin und eine Reihe anderer Sprengſtoffabriken, 
darunter die Beklagte zu 1 und 2 ſchloſſen ein Kartell, um 
den Handel mit Dynamit vor ungeſunden Preisunterbietungen 
zu ſchützen. Bei Beginn des Kartells teilten ſich die Mitglieder 
ihre Kundenliſten mit; danach wurden die Kontingente an der 
Geſamtproduktion feſtgeſetzt. Jedes Mitglied verpflichtete fich 
bei Meidung von Vertragſtrafe, die beſchloſſenen Preiſe ein⸗ 
zuhalten und den Kundenbeſitz der übrigen zu achten. Die 
verwirkten Strafen ſollten den vertragstreuen Kontrahenten 
nach Maßgabe der Beteiligungsziffern zufließen. Alljährlich 
hatten die Mitglieder ihre Jahresproduktion zu melden. Auf 
Grund der Meldungen fand eine Ausgleichsverrechnung ſtatt, 
indem diejenigen Mitglieder, deren Abſatz hinter ihrer Quote 
zurückgeblieben war, auf Koſten derer, die die Quote über⸗ 
ſchritten hatten, entſchädigt wurden. Unter das Kartell fielen 
nach ausdrücklicher Beſtimmung der Verträge nur die „Nitro: 
glyzerinſprengſtoffe“, und auch ſie nur mit gewiſſen Ausnahmen. 
Vor allem ſollten „Sicherheitsſprengſtoffe“, gleichviel welcher 
Zuſammenſetzung, frei bleiben. Seit 1901 brachte die Klägerin 
unter dem Namen Donarit einen Sprengſtoff in den Handel, 
ohne die abgeſetzten Quantitäten zur Verrechnung aufzugeben. 
Bei Prüfung der Abſatzliſten für das Jahr 1905 wurde es 
ſtreitig, ob ſie hierzu befugt war. Die Beklagten verneinten 
die Frage; anders alle übrigen Kartellmitglieder, die in ihren 
Vertragsrechten und Verpflichtungen von der Klägerin ver⸗ 
treten wurden. Nunmehr beantragte die Klägerin, feſtzuſtellen, 
daß das Donarit dem Kartellzwang nicht unterliege. Das 
LG. erkannte auf einen Eid der Klägerin, deſſen Inhalt nicht 
intereſſiert. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Dem Antrage, die Reviſion der Beklagten zu 2 als unzuläſſig 
zu verwerfen, konnte nicht ſtattgegeben werden. Da beide Be⸗ 
klagte als notwendige Streitgenoſſen anerkannt werden müſſen, 
ſind die von der einen Beklagten verabſäumten Friſten durch 
die andere gewahrt (ZPO. 8 62). Freilich wird die Eigenſchaft 
der Beklagten als notwendiger Streitgenoſſen von der Klägerin 
geleugnet; indes zu Unrecht. Wäre zur Zeit der Erhebung 
der Klage das Kartell ſchon abgelaufen geweſen und handelte 
es ſich zwiſchen den Parteien nur um die Frage, ob das 
Donarit in der Vergangenheit dem Kartellzwang unterworfen 
war, ſo läge für die Annahme einer notwendigen Streit— 
genoſſenſchaft allerdings kein Anlaß vor. Die herrſchende, auch 
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vom Reichsgericht vertretene Meinung, daß auf Feſtſtellung des 
Beſtandenhabens oder Nichtbeſtandenhabens eines Rechts⸗ 
verhältniſſes geklagt werden kann, wenn Rechtsfolgen daraus 
für die Gegenwart gezogen werden, wird von namhafter Seite 
belämpft. Hellwig, Zivilprozeßrecht 1, 383, erachtet nur eine 
Klage auf Feſtſtellung der Rechtsfolgen, insbeſondere der 
Anſprüche, die aus dem Rechtsverhältnis abzuleiten find, für 
zuläſſig. Mag das zu weit gehen, fo viel iſt ſicher, daß die aus 
dem erledigten Rechtsverhältnis hergeleiteten Anſprüche den 
eigemlichen Gegenſtand des Feſtſtellungsintereſſes bilden. Das 
Rechtsverhältnis, das der Vergangenheit angehört, hat für den 
Kläger nur die Bedeutung eines Elementes des anſpruch⸗ 
begründenden Tatbeſtandes. Läßt man daher Klagen auf Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandenhabens eines Rechtsverhältniſſes zu, To 
ftebt nichts im Wege, zwiſchen den Perſonen, die als Subjekte 
der abgeleiteten Anſprüche in Betracht kommen, getrennte 
Prozeſſe über das Rechtsverhältnis zu führen. Angewandt auf 
den hier zu entſcheidenden Prozeß, würde die ehemalige Kartell⸗ 
unterworfenheit des Donarits die Wirkung äußern, daß die 
Klägerin, die das Donarit ihrer Vertragspflicht zuwider frei 
verkauft hätte, den Beklagten Teilbeträge der verwirkten 
Konventionalſtrafen ſowie möglicherweiſe nach Anhalt der 
richtig zu ſtellenden Ausgleichsrechnungen auch Schadens⸗ 
erſatz entrichten müßte. Dieſe Anſprüche auf Strafe und 
Schadenserſatz würden jeder der Beklagten unabhängig von der 
andern zuſtehen; jede Beklagte könnte ihre eigenen Anſprüche 
für ſich ohne Rückſicht auf die andern geltend machen. Hätte 
mithin die Klägerin, indem ſie beide Beklagte mit derſelben 
Feſtſtellungsklage überzog, den Antrag, ſtatt direkt auf das 
Nichtbeſtehen ſolcher Anſprüche, auf das Nichtbeſtandenhaben 
eines Donaritkartells gerichtet, fo könnte aus dieſer Formulierung 
des Klagantrags kein Grund entnommen werden, die Beklagten 
anders als nach der Regel des § 61 ZPO. zu beurteilen. 
Allein das Kartell war zur Zeit, als die Klage erhoben wurde, 
noch in Kraft. Nicht nur darum war es der Klägerin zu tun, 
Gewißheit zu erlangen, ob beſtimmte Straf: und Erſatzanſprüche 
ſchon gegen ſie erwachſen ſeien; die Entſtehung derartiger 
Antprühe ſollte vor allem vermieden werden. Die Abſicht der 
Klägerin ging unmittelbar darauf, zu wiſſen, wie ſie ſich in 
Zukunft mit Bezug auf das Donarit zu verhalten habe. Die 
Frage, ob die Verträge vom 18. Mai 1900 und 18. Januar 1902 
das Donarit umſaßten, hatte um ihrer ſelbſt willen rechtliches 
Intereſſe. Sobald es ſich aber um das gegenwärtige Beſtehen 
eines Rechtsverhältniſſes handelt, das, wenn überhaupt, unter 
mehr als zwei Perſonen beſtehen würde, kann nur nach der 
Natur des Rechtsverhältniſſes ſelber entſchieden werden, ob 
Einzelprozeſſe unter einem Teile der Intereſſenten darüber 
zuläſfig find. Im vorliegenden Falle iſt dieſe Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen. Das Kartell, das durch die bezeichneten Verträge 
geregelt wurde, verpflichtete jedes Mitglied gegenüber ſämtlichen 
übrigen, ſich des freien Verkaufs der kartellierten Fabrikate zu 
enthalten. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob nicht bereits die wechſel⸗ 
ſeitige Bedingtheit dieſer Unterlaſſungspflichten auseinander⸗ 
gebende Entſcheidungen über den Umfang des Kartellzwangs 
verbieten würde. Durchſchlagend iſt, daß ſich die Pflichten der 
Kartellmitglieder in dem Unterlaſſen nicht erſchöpften. Vielmehr 
Iclhte der Jahresumſatz aller Mitglieder gemeldet, die ermittelte 


Geſamtproduktion nach ein für allemal vereinbarten Beteiligungs⸗ 
ziffern umgelegt werden; die Differenzen zwiſchen Soll und 
Haben, die ſo hervortraten, ſollten durch Herauszahlungen 
ſeitens der Uberproduzenten an die Zurückbleibenden ausgeglichen 
werden. Die hiernach notwendigen Abrechnungen hatten unter 
allen Mitgliedern und nach einheitlichen Grundſätzen ſtattzufinden. 
Um dies zu gewährleiſten, mußte nicht nur im Verhältnis 
zwiſchen der Klägerin und ihren ſämtlichen Vertragsgenoſſen 
feſtſtehen, ob das von der Klägerin fabrizierte Donarit kartell⸗ 
frei oder gebunden war. Die gleiche Gewißheit mußte, da alle 
Mitglieder in die Lage kommen konnten, Donarit zu fabrizieren, 
auch für das Verhältnis jedes andern Mitgliedes zu den Genoſſen 
gewonnen werden. Danach iſt der Fall von der Art derer, in 
denen nach dem Ausdruck des § 62 ZPO. „das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältnis allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich ſeſt⸗ 
geſtellt werden kann“. Wer den entſtandenen Streit zu richter⸗ 
lichem Austrag bringen will, iſt genötigt, ſämtliche Diſſentienten 
zu verklagen; die nur gegen einen erhobene Klage würde wegen 
mangelnder Paſſivlegitimation der Abweiſung unterliegen. 
W. c. V., U. v. 1. Dez. 09, 398,08 I. — Celle. 

18. SS 274, 528 3PO. verb. mit § 4 Gew. 
Geltendmachung der ſachlichen Unzuſtändigkeit in der Berufungs⸗ 
inſtanz, wenn bei vermögensrechtlichen Anſprüchen ein aus⸗ 
ſchließlicher Gerichtsſtand begründet ift.] 

Die Parteien ſchloſſen am 11. April 1907 einen ſchriftlichen 
Vertrag, nach welchem der Kläger „in das Bau⸗, Grundſtücks⸗ 
und Kommiſſionhypothekengeſchäft“ des Beklagten „eintreten“ 
ſollte, — wie der Kläger behauptet — als Kaſſenbote, — wie 
der Beklagte behauptet — als Geſellſchafter. „Als Sicherheits⸗ 
einlage“ zahlte der Kläger einen Betrag von 1 200 & ein. 
Der Kläger trat jedoch die Stellung bei dem Beklagten nicht 
an. Er behauptet, im Einverſtändniſſe mit dieſem vom Ver⸗ 
trage zurückgetreten zu ſein; der Beklagte habe ihm auch ver⸗ 
ſprochen, die Einlage ſofort zurückzuzahlen. Die Klage iſt auf 
Zahlung von 1 200 & gerichtet. Das LG. hat verurteilt. 
Beklagter legte Berufung ein und erhob den Einwand der 
ſachlichen Unzuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte unter Hinweis 
darauf, daß in Berlin ſowohl ein Gewerbegericht als ein 
Kaufmannsgericht errichtet ſei. Das KG. wies die Klage ab, 
die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das BG. hat tatſächlich 
feſtgeſtellt, daß der Kläger nach dem zwiſchen ihm und dem 
Beklagten vereinbarten Vertrage bei dieſem als Kaſſenbote, 


nicht als Geſellſchafter „eintreten“ ſollte. Aus der Feſtſtellung, 


der Kläger habe bei dem Beklagten — einem Gewerbetreiben⸗ 
den — gemäß dem erwähnten Vertrage die Stelle eines 
Kaſſenboten übernommen, hat das BG. die Folgerung gezogen, 
das Gewerbegericht ſei gemäß § 4 Nrn. 3, 1 GewGG. zuſtändig, 
die in der Berufungsinſtanz vom Beklagten erhobene Einrede 
der ſachlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts (8 274 Nr. 1 ZPO.) 
ſei begründet und die Klage aus dieſem Grunde abzuweiſen. 
Die Vorſchrift des §S 528 Abſ. 1 Satz 2 ZPO., nach der 
unter beſtimmten — hier gegebenen — Vorausſetzungen die 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts, ſelbſt „wenn bei 
vermögensrechtlichen Anſprüchen für die Klage ein ausſchließlicher 
Gerichtsſtand begründet iſt“, in der Berufungsinſtanz nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, wird vom BG. für unan⸗ 
wendbar gehalten, indem es die Anſicht vertritt, daß dieſe 
9* 
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Vorſchrift ſich nur auf die örtliche, nicht zugleich auf die ſach⸗ 
liche Zuſtändigkeit bezieht. Dagegen behauptet die Reviſion, 
jene Vorſchrift umfaſſe auch die ſachliche Zuſtändigkeit. Es 
handelt ſich um eine Streitfrage, über die bisher weder in der 
Rechtslehre noch in der Rechtſprechung eine Einigkeit erzielt 
worden iſt. Der erkennende Senat hält in Übereinſtimmung 
mit dem Urteile des dritten Senats des Reichsgerichts vom 
10. Juli 1903 (vgl. ZW. 03, 324) die vom Vorderrichter 
vertretene Anſicht für zutreffend. (Wird unter Bezugnahme 
auf die Entſtehungsgeſchichte des jetzigen 8 528 ZPO. ein⸗ 
gehend begründet.) Im Hinblicke auf das gewonnene zweifels⸗ 
freie Ergebnis bedarf es keiner Erörterung darüber, ob nicht 
auch die öffentlich⸗rechtliche Bedeutung der ausſchließlichen ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit, namentlich in Anſehung der beſonderen 
Gerichte, dafür angerufen werden könnte, daß das Geſetz ſich 
nur auf die örtliche Zuſtändigkeit erſtrecke. Z. c. K., U. v. 
6. Nov. 09, 438/08 I. — Berlin. 

19. S 286 ZPO. Ablehnung von Beweisanträgen.] 

Das Gericht darf einen Beweisantrag ablehnen, wenn es 
ſich bereits die Aberzeugung von der Wahrheit der zu beweiſen⸗ 
den Behauptung gebildet hat, nicht aber auch ohne weiteres, 
wenn Beweis angetreten wird zur Widerlegung einer derartigen 
Behauptung oder wenn, wie im vorliegenden Falle, Beweis 
angeboten wird für die Wahrheit einer Behauptung, von deren 
Unwahrheit ſich das Gericht überzeugt hält. Mag eine Be⸗ 
hauptung auch recht unwahrſcheinlich erſcheinen, ſo iſt doch mit 
der Möglichkeit zu rechnen, daß ſie durch die Erhebung des 
angebotenen Beweiſes eine Aufklärung erhält, die geeignet iſt, 
die bisherige Aberzeugung des Gerichtes zu erſchüttern. Ab⸗ 
geſehen von gewiſſen hier nicht vorliegenden Fällen (SS 446, 
463, 279, 374, 433 ZPO.) wird das Gericht die Erhebung 
von Beweiſen für die Wahrheit einer von ihm als widerlegt 
angeſehenen Behauptung, insbeſondere die Vernehmung von 
Zeugen nur dann ablehnen dürfen, wenn die Beweiserhebung, 
möge fie ausfallen wie fie wolle, außerſtande wäre, die Über⸗ 
zeugung des Gerichtes zu ändern, eine Auffaſſung, die das 
Gericht eingehend zu begründen haben würde. Das BG. hat 
aber hier überhaupt keine Gründe für die Nichtvernehmung der 
vom Beklagten benannten Zeugen angegeben. Da dieſe aber 
Perſonen ſind, die anſcheinend im Dienſte der Klägerin ſtehen, 
oder bei denen doch mindeſtens nichts dafür ſpricht, daß ſie 
bei ihrer Ausſage von einem Intereſſe für den Beklagten, im 


Gegenſatze zu dem der Klägerin, geleitet werden könnten, ſo 


kann von vornherein kaum angenommen werden, daß das BG. 
an ſeiner bisherigen Überzeugung auch dann feſthalten möchte, 
wenn die Zeugen die Behauptung des Beklagten beſtätigen ſollten. 
G. c. S., U. v. 4. Dez. 09, 27/09 V. — Hamm. 

20. 58 303, 304 ZPO. Inhalt eines Zwiſchenurteils 
für die Frage der Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels. 

In der neueren Rechtſprechung, der auch hier zu folgen 
iſt, hat das RG. daran feſtgehalten, daß ein Rechtsmittel 
zuläſſig iſt ſowohl dann, wenn das Gericht ein Urteil 
aus § 304 ZPO. erlaſſen wollte (obwohl ein ſolches nicht, 
ſondern nur ein Urteil aus 8 303 daſelbſt vorliegt), als 
auch dann, wenn bei ſachlicher Prüfung der Entſcheidung 
dieſe ſich als ein Urteil aus § 304 darſtellt, mag das Gericht 
auch ein Urteil aus § 303 haben erlaſſen wollen. (RG. 39 
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S. 389, 391; JW. 07, 33718, vgl. JW. 09, 1125). Es 
kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß das LG. ein Urteil 
aus 8 303 hat erlaſſen wollen. Der Inhalt des Urteils gibt 
zwar hierfür keinen Anhaltspunkt. Der die Urteilsgründe ab⸗ 
ſchließende Ausſpruch, es erſcheine angemeſſen, durch Zwiſchen⸗ 
urteil „gemäß §S 30 ZPO.“ zu entſcheiden, läßt es infolge 
des offenbar bei der Nummerbezeichnung des Paragraphen 
unterlaufenen Schreibfehlers zweifelhaft, ob auf § 303 oder 
§ 304 verwieſen wird. Da aber das LG. bei der Verkündung 
des Urteils gleichzeitig von Amts wegen „zur Weiterverhandlung 
über den Klageanſpruch“ Termin angeſetzt hat (Blatt 22 der 
Akten), während es bei einer Entſcheidung aus § 304 nach 
Abſ. 2 daſelbſt nur auf Antrag und nur über den Betrag des 
Anſpruchs hätte Weiterverhandlung anordnen dürfen, ſo hat 
es damit zu erkennen gegeben, daß das Zwiſchenurteil auf 
Grund des § 303 erlaſſen werde. Auch feinem fachlichen In⸗ 
halt nach iſt das Zwiſchenurteil keine Vorabentſcheidung über 
den Grund des Anſpruchs im Sinne des § 304. Es ſpricht 
ſich über dieſen Grund weder in der Urteilsformel noch in den 
Gründen aus, ſtellt insbeſondere weder die vom Kläger be- 
hauptete Erwerbsunfähigkeit noch ihren urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang mit dem Unfall vom 13. Auguſt feſt, beſchränkt ſich 
vielmehr darauf, eine einzelne rechtliche Tatſache, die von der 
Beklagten gegenüber dem Kläger zur Begründung ihrer 
Zahlungsweigerung vor dem jetzigen Rechtsſtreit vorgeſchützt 
worden und den Anſpruch des Klägers auszuſchließen geeignet 
war, für unwirkſam zu erklären. Das Urteil entſcheidet hier⸗ 
nach über ein einzelnes ſelbſtändiges Verteidigungsmittel der 
Beklagten und iſt daher ein ſolches aus 8 303. Dabei kann 
es keinen Unterſchied machen, ob im Rechtsſtreit zunächſt die 
Beklagte dies Verteidigungsmittel vorgebracht und hierauf der 
Kläger deſſen rechtliche Bedeutung beſtritten hat oder ob der 
Kläger dies Beſtreiten vorweggenommen und ſchon in der 
Klageſchrift die Wirkſamkeit des Spruchs der Kommiſſion an⸗ 
gegriffen hat, von dem mit Sicherheit anzunehmen war, daß 
ihn die Beklagte dem Klageanſpruch im Rechtsſtreit entgegen⸗ 
halten würde und den ſie ihm dann auch entgegengehalten hat. 
Die Natur des Rechtsbehelfs als eines Verteidigungsmittels 
der Beklagten wird durch dieſen Unterſchied nicht berührt. 
F. c. K., U. v. 30. Nov. 09, 53/09 VII. — Düſſeldorf. 

21. S 427 ZPO. Folgen der Nichtvorlegung einer 
Urkunde, deren Vorlegung angeordnet wurde.] 

Das Gericht erſter Inſtanz (das Konſulargericht) hat in 
der Urteilsformel dem Kläger 3000 Taels Tantieme zugeſprochen. 
Zu dieſer Entſcheidung iſt es dadurch gekommen, daß es gegen 
die Beklagte mit Hilfe des Beweispräjudizes in $ 427 ZPO. 
feſtgeſtellt hat, ſie habe in den Jahren 1905 und 1906 im 
Tientſin⸗Einfuhrgeſchäft einen Reingewinn von mindeſtens 
60 000 Taels erzielt. Dieſe Anwendung des 8 427 ZPO. iſt 
fehlſam. Die Beklagte hatte die Behauptung des Klägers, daß 
die Beklagte den erwähnten Mindeſtgewinn erzielt habe, be⸗ 
ſtritten, und das Gericht hatte darüber Sachverſtändige zu hören 
beſchloſſen und verfügt, daß dieſen die Geſchäftsbücher der Be⸗ 
klagten zur Verfügung zu ſtellen ſeien. Der Beweis wurde 
nicht erhoben, weil die Beklagte die Bücher nicht zur Verfügung 
ſtellte. Daraufhin hat das Gericht, indem es die Weigerung 
der Beklagten ſachlich für ungerechtfertigt erklärte, den 8 427 
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IED. zur Anwendung gebracht und die Behauptung des Klägers 
als erwieſen angeſehen. Nun beſteht aber die Beweisfolge des 
$ 427 darin, daß die Behauptungen des Beweisführers über 
die Beſchaffenheit und den Inhalt der Urkunde als be⸗ 
wieſen angenommen werden können. Das Präjudiz bezieht ſich 
nicht auf die zu beweiſende Tatſache (§ 424 Ziff. 2 ZPO.), 
ſondern auf den Inhalt der Urkunde als äußerlich ſichtbares 
Beweismittel (§ 424 Ziff. 3 ZPO.). Iſt eine Abſchrift bei⸗ 
gebracht, ſo gilt die Abſchrift als richtig. Bei Urkunden, die 
nicht abſchriftlich vorliegen, ſoll der behauptete Inhalt als 
bewieſen gelten können. Was aus der Abſchrift oder dem be⸗ 
baupteten Inbalte folgt, iſt eine andere Frage, über die § 427 
nicht entſcheidet. Im vorliegenden Falle hat der Kläger Be⸗ 
bauptungen über den urkundlichen Inhalt der Handelsbücher 
der Beklagten nicht aufgeſtellt, er hat nur Schlußfolgerungen 
daraus vorgetragen. Dieſe Schlußfolgerungen konnten aber 
nicht im Wege der Verſäumnisfolge des § 427 als bewieſen 
angenommen werden, ſondern unterlagen der gewöhnlichen 
materiellen Beweiswürdigung, die nach Maßgabe des § 286 
3PO. vorzunehmen und zu begründen war. Das Beweis⸗ 
verfahren erſter Inſtanz verſtößt ſonach gegen das Prozeßgeſetz. 
C. & Co. c. W., U. v. 7. Dez. 09, 501/07 III. — Konſular⸗ 
gericht zu T. 

22. 88 512, 599, 600, 701, 717, 719, 935 ZPO. 
Grundſätze über einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
aus im Wechſelprozeß unter Vorbehalt ergangenen rechts⸗ 
kräftigen Urteilen. Sicherung des Rückerſtattungsanſpruchs 
durch einſtweilige Verfügung. Unterſchied der Erlaſſung zwiſchen 
Arreft und einſtweiliger Verfügung.] 

Auf den Antrag des Antragſtellers und nach Hinterlegung 
einer Sicherheit von 15 000 & hat das LG. durch Beſchluß 
eine einſtweilige Verfügung erlaſſen, daß die Zwangsvollſtreckung 
aus dem im Wechſelprozeſſe ergangenen rechtskräftigen Urteil, 
ſoweit ſie gegen den Antragſteller gerichtet ſei, eingeſtellt werde, 
mit der Begründung: Antragſteller habe glaubhaft gemacht, 
daß der von ihm im ordentlichen Verfahren erhobene Einwand 
des Wuchers Erfolg haben werde, ſowie daß das, was Antrag⸗ 
ttellerin von ihm auf Grund des Wechſelurteils beitreiben ſollte, 
ſchwer wieder zu erlangen ſein werde. Auf den Widerſpruch 
der Antragsgegnerin hat das LG. die einſtweilige Verfügung 
beſtätigt. Das KG. hob die einſtweilige Verfügung auf; die 
Revifion des Antragſtellers wurde zurückgewieſen: Die Reviſion 
konnte keinen Erfolg haben. Es iſt zunächſt anerkannten 
Rechtens, daß die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
aus im Wechſelprozeß rechtskräftig unter Vorbehalt ergangenen 
Verurteilungen nicht mit Rückſicht auf das Anhängigbleiben des 
Kechtsſtreits im ordentlichen Verfahren (ZPO. § 600) verfügt 
werden kann. Weder die S$ 707, 512, 717, 719 noch die SS 769, 
770 ZPO. find anwendbar. Siehe u. a. JW. 01, 72214. Es 
kann nur in Frage kommen, ob zur Sicherung des dem Ver⸗ 
urteilten eventuell nach § 600 Abſ. 2 zuſtehenden Rückerſtattungs⸗ 
anſpruchs eine einſtweilige Verfügung gemäß ZPO. 8 935 zu 
erlaſſen iſt. Die Anwendung des § 940 ZRD. iſt in dieſer 
Beziehung ausgeſchloſſen, da ſie ein Rechtsverhältnis von ge⸗ 
wiſſer Dauer im Gegenſatz zu einem Anſpruche auf eine ein⸗ 
malige Leiſtung vorausſetzt. (Vgl. RG. 15, 377; 27, 429; 
25, 406 u. a.) In der Regel wird aber auch die Anwendung 
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des § 935 ZPO. ausgeſchloſſen fein, da er lediglich die Siche⸗ 
rung eines Anſpruches auf eine Individualleiſtung bezweckt, 
während es ſich bei dem Rückerſtattungsanſpruch nach § 600 
Abſ. 2 ZPO. um eine Geldforderung handelt, deren zukünftige 
Vollſtreckung nur im Wege des Arreſtes ſicherzuſtellen iſt. Ob 
die Unterlaſſung einer beſtimmten Vollſtreckungshandlung, z. B. 
Subhaſtation eines Grundſtücks, in dieſer Beziehung als Indi⸗ 
vidualleiſtung behandelt werden kann, bedarf hier keiner Ent⸗ 
ſcheidung, weil im vorliegenden Falle die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung aus dem Wechſelprozeßurteil vor ihrem 
Beginn beantragt und angeordnet iſt. (Vgl. über dieſe Streit⸗ 
frage Gaupp⸗Stein ZPO. 8. und 9. Aufl. II 361, 362; Reichs⸗ 
gerichtsurteil V. ZS. vom 16. Dez. 91, Gruchots Beitr. 37, 759; 
Lipps Bl. f. RA. 91, 44 ff.; RG. 25, 406.) Darüber beſteht 
jedenfalls kein Zweifel, daß, wenn die Anwendung des § 935 
ZPO. nicht durch beſondere Umſtände begründet werden kann, 
der durch ein Vorbehaltsurteil nach ZPO. § 599 Verurteilte 
die Sicherung des ihm eventuell nach $ 600 Abſ. 2 ZROD. 
zuſtehenden Erſtattungsanſpruchs nur durch Arreſt, nicht mittels 
einſtweiliger Verfügung erwirken kann. (RNeichsgerichtsurteil 
I. 3E. vom 11. Jan. 04, JW. 9672; vom 9. Sept. 01, JW. 722; 
Gruchots Beitr. 39, 1156; RG. 56, 15.) Da im vorliegenden 
Falle beſondere Umſtände, aus denen die Notwendigkeit der 
Sicherung einer geſchuldeten Individualleiſtung hergeleitet werden 
könnte, nicht gegeben ſind, vielmehr die Arreſtpfändung der 
eigenen Schuld dem Beklagten alle erwünſchte Sicherheit ge⸗ 
währen würde, ſo iſt die beantragte und gewährte einſtweilige 
Verfügung vom BG. mit Recht aufgehoben worden. P. c. M., 
U. v. 27. Nov. 09, 441/09 I. — Berlin. 

23. 5 554 ZPO. Unzuläſſigkeit der Reviſionsbegründung, 
welche ſich nur auf umfangreiche, vorgetragene Schriftſätze bezieht.] 
Die Reviſion macht dem BG. zum Vorwurf, daß es den 
Kläger als im landwirtſchaftlichen Betrieb gänzlich erwerbs⸗ 
unfähig erklärt, ohne die Gegenausführungen des Beklagten in 
zwei vorgetragenen Schriftſätzen zu beachten. Die Rüge iſt, 
abgeſehen davon, daß fie an $ 287 3PO. ſcheitern würde, 
unſtatthaft. Nach § 554 Abſ. 3 Ziff. 1 lit. d ZPO. Find, 
wenn die Reviſion darauf geſtützt wird, daß unter Verletzung 
des Geſetzes Tatſachen übergangen ſeien, dieſe Tatſachen zu 
bezeichnen. Dies kann aber nicht durch die nackte Bezugnahme 
auf den Inhalt von Schriftſätzen geſchehen, die 26 Seiten füllen. 
Der Reviſionsgrund verſagt daher gemäß § 559 ZPO. H. c. L., 
U. v. 6. Dez. 09, 584/08 VI. — Düſſeldorf. 

24. S 620 ZPO. in Verb. mit $ 1568 BGB. Antrag 
auf Ausſetzung des Verfahrens in der Reviſionsinſtanz, aber 
nicht wegen Mitſchuldigerklärung.] 

Der Antrag der Beklagten und Widerklägerin, das 
Scheidungsverfahren auf zwei Jahre auszuſetzen, mußte ab⸗ 
gelehnt werden. Nach § 620 Abſ. 1 Satz 1 ZPO. darf, wenn 
der Kläger die Ausſetzung des Verfahrens über eine Scheidungs⸗ 
klage beantragt, das Gericht auf Scheidung nicht erkennen, 
bevor die Ausſetzung ſtattgefunden hat. Der Antrag auf Aus⸗ 
ſetzung kann auch noch in der Reviſionsinſtanz geſtellt werden. 
Das Antragsrecht ſteht auch dem Widerkläger in Anſehung der 
auf Scheidung gerichteten Widerklage zu. Allerdings darf es 
nicht dahin führen, daß das Scheidungsverfahren auf die 
Widerklage ausgeſetzt und das Scheidungsverfahren auf die 
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Klage fortgeſetzt würde. Vgl. RG. 58, 315. Die Beklagte 
hat aber die Widerklage nicht auf Scheidung, ſondern nur auf 
Mitſchuldigerklärung des Klägers für den Fall, daß ſeiner 
Scheidungsklage ſtattgegeben würde, gerichtet. Für den Fall 
ſolcher Antragſtellung iſt ihr das Recht auf Ausſetzung über⸗ 
haupt nicht eingeräumt. Deſſenungeachtet hätte, inſoweit nur 
Scheidung aus § 1568 BGB. in Frage kam, die Ausſetzung 
gemäß § 620 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. von Amts wegen an: 
geordnet werden können und müſſen, wenn die Ausſicht auf 
Ausſöhnung der Parteien nicht ausgeſchloſſen erſchienen wäre. 
Letzteres anzunehmen, lag aber nach dem Ermeſſen des Reviſions⸗ 
gerichts kein genügender Anhalt vor. J. c. J., U. v. 6. Dez. 09, 
84/09 IV. — Frankfurt. 

25. 88 1038, 1041 Nr. 4 ZPO. Schiedsſpruch (Teil⸗ 
entſcheidung. Nichtgewährung des rechtlichen Gehörs).] 

1. Der Beklagte behauptet zunächſt, ihm ſei in dem ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahren das rechtliche Gehör nicht genügend ge⸗ 
währt worden (8 1041 Ziff. 4 ZPO.). Er gibt zwar zu, daß 
die Entſcheidungen vom 20. März und 24. Juli 1907 nach 
längeren Verhandlungen mit den Parteien erlaſſen ſeien; er be⸗ 
ſchwert ſich aber darüber, daß ihm nicht vor Erlaß der Ent⸗ 
ſcheidung vom 9. Auguſt 1907 durch Mitteilung der Entſcheidung 
vom 24. Juli 1907 Gelegenheit gegeben ſei, ſich über die in 
letzterer erfolgte Nicht⸗Berückſichtigung eines erheblichen Teiles 
ſeiner Einwendungen und Gegenanſprüche zu äußern; das 
Schiedsgericht habe in ſeiner erſten Entſcheidung vom 20. März 
1907 feſtgeſtellt, daß Lieferungen der Klägerin mangelhaft und 
Gegenanſprüche des Beklagten begründet ſeien; wenn es trotzdem 
dieſe Umſtände, die notwendig eine Minderung des Anſpruchs 
der Klägerin hätten bewirken müſſen, bei ſeinem Schiedsſpruche 
nicht berückſichtigen wollte, hätte es dem Beklagten Gelegenheit 
geben müflen, ſich hierzu zu äußern. Dieſer Angriff iſt nicht 
gerechtfertigt. Die Vorſchriften des 8 139 ZPO. verpflichten 
den Richter im ordentlichen Prozeßverfahren nicht, ſich vor dem 
Urteile darüber auszuſprechen, daß er zu einer beſtimmten 
Rechtsauffaſſung gelangt ſei, und den Parteien ein Verhandeln 
darüber zu ermöglichen (vgl. IW. 99, 161“ und die Ent⸗ 
ſcheidungen des erkennenden Senats vom 23. Januar 1903, 
VII 355/02, und vom 2. Oktober 1906, VII 599/05), und im 
ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt das Erfordernis des rechtlichen 
Gehörs weniger ſtreng zu nehmen als im ordentlichen Prozeß⸗ 
verfahren, wie bereits in dem Urteil des erkennenden Senats 
vom 10. Januar 1905 (VII 592/04 JW. 05, 157%) aus: 
geſprochen iſt. Außerdem iſt es, wie in demſelben Urteile näher 
ausgeführt iſt, Sache der Parteien im ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahren, in ihren Erklärungen, zu denen ihnen im Beginn des 
Verfahrens oder ſpäter Gelegenheit gegeben wird, das geſamte 
Sach⸗ und Rechtsverhältnis zu berückſichtigen und auch auf 
Eventualitäten einzugehen. So hätte ſich auch der Beklagte 
vorher darüber äußern ſollen, wie ſeine Einwendungen und 
Gegenanſprüche in dem Schiedsſpruche ſeiner Meinung nach zu 
berüdfichtigen ſeien. 2. Als Reviſionsgrund macht der Beklagte 
ferner geltend, daß das Schiedsgericht nur eine Teilentſcheidung 
abgegeben habe, während nach dem Schiedsvertrage das ganze 
ſtreitige Rechtsverhältnis durch den Schiedsſpruch ſeine Er⸗ 
ledigung finden ſollte. Er beruft ſich hierbei auf das in RG. 
62, 351 im Auszuge veröffentlichte Urteil des erkennenden 
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Senats vom 30. Januar 1906 (VII 213/05), nach welchem ein 
Schiedsſpruch möglicherweiſe, nach Maßgabe des den Schieds⸗ 
vertrag beherrſchenden Parteiwillens, deshalb wirkungslos ſein 
kann, weil die Schiedsrichter eine geringere als die ihnen tat⸗ 
ſächlich geſtellte Aufgabe gelöſt und eine Entſcheidung gefällt 
haben, die dem Schiedsvertrage gegenüber nur als eine Teil⸗ 
entſcheidung ſich darſtellt. Der damals entſchiedene Fall lag 
aber weſentlich anders als der vorliegende. Das Schiedsgericht 
hatte überhaupt keine der Vollſtreckung fähige Entſcheidung ab⸗ 
gegeben, ſondern ſich darauf beſchränkt, die Forderung des 
Klägers in ihrer urſprünglichen Höhe feſtzuſtellen, dabei den 
Abzug der erfolgten Zahlungen vorzubehalten, ohne deren Betrag 
anzugeben und über ihre Verrechnung Beſtimmung zu treffen, 
und ſchließlich die Verzinslichkeit der noch zu ermittelnden Reſt⸗ 
ſumme und den Anfang der Verzinſung, aber nicht den Zins⸗ 
fuß anzugeben; jede weitere Tätigkeit hatte es abgelehnt. In 
dem vorliegenden Falle hat dagegen das Schiedsgericht nach den 
Feſtſtellungen des Vorderrichters nur eine ſchiedsgerichtliche Teil- 
entſcheidung abgegeben und ſich zur Fortſetzung ſeiner Tätigkeit 
bereit erklärt. Einer ſolchen Zerlegung der ſchiedsgerichtlichen 
Aufgabe in verſchiedene Teile durch Teilſchiedsſprüche ſteht aber 
der in jener Entſcheidung aufgeſtellte Satz, daß die Schieds⸗ 
richter die ihnen geſtellte Aufgabe völlig und nicht nur zum 
Teil zu löſen haben, nicht entgegen. B. c. H. & K., U. v. 
7. Dez. 09, 48/09 VO. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

26. Begriff der äußeren Verletzung im Sinne der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen.] 

Der Dr. med. G. war bei der Beklagten gegen Unfall ver⸗ 
ſichert, und zwar in Höhe von 10 000 & für den durch Unfall 
bewirkten Todesfall. Er verſtarb an einer Blutvergiftung, die 
er ſich bei Gelegenheit der Behandlung einer an Kindbettfieber 
erkrankten Frau zugezogen hatte. Die Klage ſeiner Erbin 
wurde abgewieſen, das RG. hob auf: Die Rüge der Ver⸗ 
letzung der 88 157 BGB. und 286, 5517 ZPO. muß für be⸗ 
gründet erachtet werden. Der BerR. irrt, wenn er die von der 
Zeugin A. wahrgenommene, nach der Behauptung der Klägerin 
durch Scheuern des Kragens verurſachte handtellergroße rote 
Stelle am Halſe des Dr. G. nicht als eine Verletzung im 
Sinne des § 1 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen an⸗ 
ſieht. Der Begriff der „äußeren Verletzung“ ſetzt keineswegs 
voraus, daß eine eigentliche Wunde oder eine wunde Stelle 
zur Entſtehung gekommen iſt; es genügt vielmehr jede durch 
eine äußere Einwirkung herbeigeführte Veränderung der nor⸗ 
malen Beſchaffenheit des menſchlichen Körpers. Eine ſolche 
Verletzung kann deshalb unbedenklich auch in einer durch Druck 
oder Reiben verurſachten, mit einer geſteigerten Empfindlichkeit 
verbundenen Veränderung der Haut gefunden werden. Im 
übrigen kommt es im vorliegenden Fall allerdings darauf an, 
ob die Krankheitserreger gerade durch die rote Stelle und nicht 
etwa durch die geſunde Haut in den Körper des Dr. G. ein⸗ 
gedrungen ſind; der Ber R. hat in dieſer Beziehung aber zu 
große Anforderungen an die Beweispflicht der Klägerin geſtellt, 
obgleich er vorher ſelbſt anerkannt hatte, daß ein völlig 
ſtringenter Beweis nach Lage der Sache nicht gefordert werden 
könne. Richtig iſt zwar, daß die Zeugin A. nach ihrer Be: 
kundung die rote Stelle zum erſtenmal „Ende Auguſt 1906“ 
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geſehen hat, während die Behandlung der Frau P. ſchon am 
28. Auguſt begonnen hatte und ſonach die Krankheitserreger 
auch ſchon an dieſem Tage in den Körper des Dr. G. ein⸗ 
gedrungen ſein konnten. Aber es muß doch damit gerechnet 
werden, daß die rote Stelle nicht plötzlich, ſondern nur 
allmählich entſtanden iſt und daß die Anfänge alſo ſchon einige 
Zeit vor „Ende Auguſt“ vorhanden geweſen ſein können. Zu⸗ 
dem iſt die Wahrſcheinlichkeit, daß die Krankheitserreger durch 
die geſunde Haut eingedrungen find, doch viel geringer, als 
die, daß ſie ihren Weg durch die vorhandene Verletzung ge⸗ 
nommen haben. G. c. R., U. v. 3. Dez. 09, 52/09 VII. — Celle. 

27. Einfluß der Abtretung von Rechten des Verſicherten 
und Einwendung der Rechtsverwirkung gegenüber dem Zeſſionar 
wegen nach der Abtretung erfolgter Handlungen des Ver⸗ 
ſicherten.] 

S. hat ſein Haus mit Nebengebäuden (Stallung und 
Schreinerwerkſtatt) bei der L. Feuerverſicherungsgeſellſchaft gegen 
Brandſchaden verſichert. Die in der Schreinerwerkſtatt be⸗ 
findlichen Maſchinen, Werkzeuge, Vorräte und fertigen Möbel 
bat er im Jahre 1898 bei der Beklagten gegen Brandſchaden 
verſichert. Das Grundſtück war an erſter, zweiter und dritter 
Stelle mit Hypotheken von zuſammen 30 000 & zugunſten der 
Klägerin belaſtet. Die Klägerin hat der Beklagten dieſe Be⸗ 
laftung angezeigt. Die Beklagte hat darauf der Klägerin am 
1. März 1899 eine Hypothekenbeſcheinigung erteilt, in der fie 
der Klägerin gegenüber beſtimmte Verpflichtungen übernahm, 
die im weſentlichen dahin gehen, daß bei Nichtzahlung der 
Prämie die Klägerin benachrichtigt werden und der Verfall der 
Verſicherung erſt nach einer Friſt von 30 Tagen eintreten ſolle. 
Am 25. April 1905 wurde die Schreinerwerkſtatt und ihr ver⸗ 
ſicherter Inhalt durch Feuer beſchädigt. Am 29. April 1905 
trat S. der Klägerin ſeine Anſprüche aus dem Verficherungs⸗ 
vertrag ab. Bei der darauffolgenden Ermittelung des Brand⸗ 
ſchadens, die zwiſchen S. und der Beklagten geſchah, machte S. 
falſche Angaben über Zahl und Wert der verbrannten Gegen⸗ 
ftände und iſt deshalb durch Strafurteil wegen Betrugsverſuchs 
verurteilt worden. Der Brandſchaden an Maſchinen, Werk⸗ 
zeugen, Vorräten und fertigen Möbeln des ©. iſt auf 8920 K 
99 A feſtgeſetzt worden und darauf iſt die Klage gerichtet. Die 
Beklagte hat der Klägerin gegenüber die Zahlung verweigert, 
weil nach den Beſtimmungen des Verſicherungsvertrages S. 
infolge ſeines Betrugsverſuchs alle Anſprüche verloren habe. 
Klage, Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: Durch die 
Abtretung wurde das zwiſchen der Beklagten und S. beſtandene 
Verſicherungsverhältnis nur inſofern berührt, als das Recht auf 
die Verſicherungsſumme aus dem Vermögen des Verſicherungs⸗ 
nehmers ausſchied und auf die Klägerin überging. Im übrigen 
aber blieb S. Träger der aus der Verſicherung gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu erfüllenden Verbindlichkeiten; er blieb es auch, dem 
es oblag, die Vorausſetzungen zu ſchaffen, von denen die Be⸗ 
dingungen die Erhaltung des Anſpruchs auf die Brand⸗ 
entſchädigung abhängig machen. Nur mit ihm waren nach § 8 
Abſ. 3 der Bedingungen die Verhandlungen über den Schaden 
zu führen und ſeine Angaben über deſſen Umfang waren für 
die Entſchließungen der Geſellſchaft maßgebend. Daraus ergibt 
ſich aber, daß das Recht auf die Verſicherungsſumme nicht los⸗ 
geloſt von den ihm durch den Vertrag gegebenen Ein⸗ 
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ſchränkungen und insbeſondere von den ein beſtimmtes Verhalten 
des Verſicherungsnehmers bei Strafe der Verwirkung vor⸗ 
ſchreibenden Feſtſetzungen des Vertrages auf die Klägerin 
gediehen iſt; es konnte nur im Rahmen dieſer Feſtſetzungen 
ausgeübt werden. Dies iſt die notwendige Folge des Satzes, 
daß durch die Abtretung eines Rechtes die Lage des Schuldners 
nicht zu deſſen Nachteil verändert werden darf. Der Fall liegt 
nicht anders wie bei der Zeſſion eines Anſpruchs aus einem 
ſonſtigen gegenſeitigen Vertrag oder eines auflöſend bedingten 
Anſpruchs. Daß die ſich hieraus ergebenden Einwendungen 
durch den § 404 BGB. nicht ausgeſchloſſen werden, iſt nach 
der Natur der Sache und auch nach der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes unzweifelhaft (Planck 3. Aufl. Anm. 1 zu § 404; 
Mot. 2, 129). Findet ſonach die Klage in der Abtretung vom 
29. April 1905 keine Stütze, ſo verleiht ihr eine ſolche auch 
nicht der Umſtand, daß die Klägerin Hypothekengläubigerin 
des Verſicherungsnehmers iſt. Wenn ſchon der Umfang des 
Hypothekenrechts rückſichtlich der von ihm erfaßten Gegenſtände 
ſich nach neuem Rechte richtet und danach die Haftung der Ver⸗ 
ſicherungsforderung zu beſtimmen iſt (Art. 192, 193 EGBGB.; 
Art. 33 § 1 PrAG BGB; Habicht, Übergangszeit 3. Aufl. 
S. 512), jo iſt doch aus den 88 1127 ff. BGB. nicht der 
Satz zu entnehmen, daß die Verpflichtung des Verſicherers 
gegenüber dem Hypothekengläubiger beſtehen bleibt, auch wenn 
ſie an ſich durch das Verhalten des Verſicherungsnehmers er⸗ 
loſchen wäre. Auf dieſe Vorſchriften kommt auch die Reviſion 
nicht mehr zurück. Aber ſie will jenen Satz aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrag und der im Anſchluß an dieſen erteilten 
Hypothekenbeſcheinigung vom 1. März 1899 herleiten und für 
den vorliegenden Fall zur Geltung bringen. Der $ 12 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen lautet, ſoweit er hier in 
Betracht kommt, dahin: „Wenn auf verſicherte Gebäude Hypo⸗ 
theken ... vor dem Brande eingetragen find, fo wird die Ent⸗ 
ſchädigung nur behufs der Wiederherſtellung und nachdem letztere 
geſichert worden, bezahlt ... Geht aber der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des Verſicherten durch ſeine Schuld verloren, ſo ver⸗ 
wendet die Anſtalt die Entſchädigung, ſoweit nötig, zur Be⸗ 
friedigung der erwähnten Gläubiger nach Maßgabe ihrer 
Rangordnung gegen entſprechende Zeſſion ihrer Rechte..“ 
Die Rechte der Hypothekengläubiger ſind hiernach in ähnlicher 
Weiſe geregelt, wie dies durch die SS 99 ff. des — noch nicht 
in Kraft getretenen — Geſetzes über den Verſicherungsvertrag 
vom 30. Mai 1908 geſchehen iſt. Die Regelung betrifft aber 
nur die Verſicherung von Gebäuden. In der der Klägerin 
im Hinblick auf die Poſitionen 18 bis 25 und 31 der Police 
erteilten Hypothekenbeſcheinigung übernimmt die Beklagte gegen 
die Klägerin als Hypothekengläubigerin die Verpflichtungen, 
deren weſentlicher Inhalt im Tatbeſtande mitgeteilt iſt. Die 
Nr. 3 des gedruckten Formulars gab den § 12 der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen wörtlich wieder und dehnte ſeine An⸗ 
wendbarkeit auf den Fall aus, daß die Prämie nicht bezahlt 
und die dem Hypothekengläubiger nach Nr. 1 gewährte 30 tägige 
Friſt noch nicht abgelaufen iſt. Dieſe Nr. 3 iſt geſtrichen. 
Der BerR. führt im Anſchluß an das LG. aus, daß die 
verſicherten Sachen, auch ſoweit ſie als Zubehörungen oder 
Beſtandteile des dem Betriebe der Tiſchlerei dienenden Gebäudes 
von dem Hypothekenrechte der Klägerin erfaßt worden ſeien, 
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nach der erkennbaren Abſicht der Beteiligten lediglich als be⸗ 
wegliche Sachen, nicht als Zubehör oder Teil des Gebäudes, 
mithin auch nicht als Gebäude verſichert worden ſeien. Er 
weiſt auf die bet einer anderen Geſellſchaft genommene Ver⸗ 
ſicherung der Gebäude, auf die unterſchiedsloſe Aufzählung der 
Gegenſtände in der Police, bei der die Zubehör: oder Beſtandteil⸗ 
eigenſchaft einzelner Sachen nicht erkennbar gemacht worden ſei, 
und auf die Durchſtreichung der Nr. 3 in der Hypotheken⸗ 
beſcheinigung hin und bemerkt, daß die Ausſtellung der letzteren 
durch die Haftung einiger verſicherter Sachen für die Hypotheken 
ſich erkläre, aber nicht für deren Verſicherung als Gebäudeteile 
zu verwerten ſei. Dieſe Ausführungen ſind im weſentlichen 
tatſächlicher Natur und rechtlich nicht zu beanſtanden. Der 
Wille der Vertragsparteien iſt danach einwandfrei vom Be⸗ 
rufungsrichter dahin feſtgeſtellt, daß die Verſicherung nicht als 
Gebäude-, ſondern lediglich als Mobiliarverſicherung hat gelten 
ſollen. Daraus folgt, daß der § 12 der der Police beigefügten 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen für das vorliegende Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis gegenſtandslos iſt und dort ebenſo hätte 
geſtrichen werden können, wie dies in der Hypothekenbeſcheinigung 
geſchehen iſt, daß alſo die Anwendung der nur auf die Gebäude⸗ 
verſicherung bezüglichen Sätze jenes § 12 vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen iſt. W. c. B., U. v. 26. Nov. 09, 46/09 VII. 
— Cöln. | 

28. Lebensverſicherung zugunſten der „nächſten Erben“.] 

Der erkennende Senat hat wiederholt ausgeſprochen 
(. u. a. RG. 62, 260; JW. 08, 689), daß, wenn ein Ber: 
ſicherungsnehmer die Frage, zu weſſen Gunſten die von ihm 
genommene Lebensverſicherung abgeſchloſſen ſein ſolle, dahin 
beantwortet, daß dies zugunſten ſeiner Erben geſchehe, es 
alsdann Sache der Auslegung ſei, feſtzuſtellen, ob er hiermit 
ſeine Erben in ihrer Eigenſchaft als ſeine Univerſalrechtsnach⸗ 
folger gemeint habe, ſo daß die Verſicherungsſumme zu ſeinem 
Nachlaß gehöre oder ob er mit dem Ausdruck „Erben“ nur 
diejenigen habe kennzeichnen wollen, denen als Dritten, un⸗ 
abhängig von ihrer Eigenſchaft als ſeine Univerſalrechtsnach⸗ 
folger und durch dieſe Eigenſchaft bzw. ihre Berufung als 
Erben nur der Perſon nach näher beſtimmt, die Verſicherungs⸗ 
ſumme zufließen ſolle; der BerR. geht auch von dieſem Grund⸗ 
ſatz aus, hat aber, wie die Reviſion ihm mit Recht zum Vor⸗ 
wurf macht, die vorhandenen Mittel, um den Willen des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers feſtzuſtellen, nicht ausreichend benutzt. Schon 
die erſte Erwägung des Ber. iſt geeignet, Bedenken zu erregen. 
Sie geht dahin, daß, auch wenn man auf dem vorbezeichneten 
Standpunkte ſtehe, man in Ermangelung irgendwelcher beſtimmter, 
die Willensrichtung des Verſicherungsnehmers aufklärender 
Momente ſich dafür werde entſcheiden müſſen, unter Erben die 
allgemeinen Rechtsnachfolger zu verſtehen. Dies hat den An⸗ 
ſchein, als ob irgendwelche Vermutung zugunſten dieſer Auf⸗ 
faſſung des Ausdrucks „Erben“ ſpräche, während gerade in der 
Entſcheidung des erkennenden Senats in RG. 62, 263 die An⸗ 
erkennung einer ſolchen Vermutung abgelehnt iſt. Die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß der Ber R. ſich von der Annahme einer ſolchen 
Vermutung bei ſeiner Entſcheidung hat leiten laſſen, wird durch 
die weitere Ausführung beſtärkt, in welcher er darlegt, es 
müßten beſondere Tatumſtände hinzukommen, wenn die Be⸗ 
ſtimmung „zugunſten der Erben“ dahin auszulegen ſei, daß 
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damit die Zahlung an beſtimmte Dritte habe bedungen ſein 
ſollen. So liegt die Sache nicht, ſondern der Richter hat 
vielmehr nach feiner freien Überzeugung unter Würdigung aller 
irgendwie hierbei in Betracht kommenden Umſtände den Willen 
des Verſicherungsnehmers feſtzuſtellen. In dieſer Beziehung iſt 
beſonders darauf hinzuweiſen, daß auch geringfügigſte Umſtände 
zu berückſichtigen ſind, da die Verſicherungsnehmer ſehr oft 
nicht juriſtiſch gebildet ſind und daher ihren Willen nur aus 
nebenſächlichen Dingen erkennen laſſen. Weiter iſt zu beachten, 
daß in der Regel aus den Urkunden ſelbſt die Willensrichtung 
der Verſicherungsnehmer nicht erkannt werden kann, da dieſe 
gewöhnlich eben nichts als die auszulegende Erklärung ent⸗ 
halten und daß daher auf die außerhalb der Urkunden 
liegenden Umſtände das Schwergewicht zu legen iſt. Prüft man 
an der Hand dieſer Leitſätze die Berufungsentſcheidung, ſo 
erſcheint es ſchon fraglich, ob der BerR. einer zutreffenden all- 
gemeinen Auffaſſung gefolgt iſt, wenn er den von dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſelbſt in dem Verſicherungsantrag gebrauchten 
Ausdruck „nächſte“ Erben für ganz unbeachtlich erklärt. Es iſt 
möglich, daß er nichts anderes als „Erben“ überhaupt be⸗ 
deuten ſollte; allein zunächſt iſt doch gewiß, daß er ſo, wie 
er lautet, erkennbar eine Auswahl unter den Erben trifft; 
nicht die Erben ſchlechthin, ſondern nur die „nächſten“ Erben 
ſollen bezugsberechtigt ſein. Die naheliegende Annahme iſt 
hiernach die, daß der Verſicherungsnehmer ſich bei dieſem eine 
Auswahl unter den Erben bezeichnenden Zuſatz etwas gedacht 
habe, und wenn nun feſtgeſtellt werden ſollte, daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer damals verlobt war, ſo legt die Tatſache, 
daß er jetzt die Verſicherung nahm, weiter den Gedanken 
nahe, daß er unter den „nächſten“ Erben ſeine zukünftige Frau 
und Kinder verſtanden wiſſen wollte. Bei dem Umſtand, daß 
in der Police nur das Wort „Erben“ ſteht, ſcheint der BerR. 
den Unterſchied nicht gewürdigt zu haben, daß es ſich bei dem 
Verſicherungsantrag um eine eigene Erklärung des Verſicherungs⸗ 
nehmers handelte, wogegen die Police von der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ausgeſtellt iſt. M. c. W., U. v. 19. Nov. 09, 
63/09 VII. — Hamm. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1899. 

29. Grundſätze über das Vorhandenſein der Gläubiger⸗ 
benachteiligung bei Veräußerung mehrerer ſelbſtändigen Grund⸗ 
jtüde.] 

Der Landwirt G. sen. hat das ihm gehörige Kolonat 13 
nebſt einigen anderen Grundſtücken uſw. an den Beklagten, 
ſeinen älteſten Sohn, durch Vertrag und Auflaſſung veräußert. 
Klägerin, die auf Grund vollſtreckbarer Urteile die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Vaters G. er⸗ 
folglos betrieben hat, ficht den Vertrag wie die Eigentumsüber⸗ 
tragung nach § 3 Ziff. 1 und 2 des Anfechtungsgeſetzes an. 
Das LG. verurteilte, das OLG. wies die Berufung zurück, das 
RG. hob auf: Um die ſeitens des Rerviſionsrichters vorzu⸗ 
nehmende Nachprüfung zu ermöglichen, wäre es Sache des BerR. 
geweſen, nicht nur die beiderſeitigen Leiſtungen nach dem Ge⸗ 
ſamtinhalt des Vertrags feſtzuſtellen und zu bewerten, ſondern 
auch bezüglich jedes einzelnen, rechtlich ſelbſtändigen Grundſtücks 
darzulegen, daß deſſen Abereignung trotz der auf ihm ein- 
getragenen Hypotheken die Gläubiger benachteiligt hat. Dabei 
iſt zu beachten, daß auch, falls ein einheitliches Veräußerungs- 
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geſchaft vorliegt und in feiner Geſamtheit die Gläubiger des 
Veräußerers benachteiligt, dennoch die Übereignung derjenigen 
Grundſtücke, die bereits vor der Übereignung über ihren Wert 
binaus rechtsgültig belaſtet waren, nicht anfechtbar iſt, da ſie 
den Gläubigern zu ihrer Befriedigung geeignete Vermögens⸗ 
werte nicht entzogen hat. War die Stätte 13, wie Beklagter 
behauptet und der Ber. unterſtellt, tatſächlich nur 26 000 X 
wert, aber mit 31 500 & belaſtet, ſo würde inſoweit ein Rück⸗ 
gewähranſpruch nicht gegeben fein. Der Ber. hat zutreffend 
bei der Frage der Überlaftung die Mithaft der anderen mit⸗ 
übertragenen Grundſtücke mit in Rückſicht gezogen, allein auch 
bier genügt nicht die ganz allgemein gehaltene Bemerkung, „die 
Hppothekenſchulden ſeien zum größten Teil auf den anderen 
Grundſtücken mit eingetragen“, ſondern auch nach dieſer Richtung 
bedarf es der Darlegung im einzelnen, inwieweit eine beſtimmte 
Hypothek infolge der Mithaft anderer gleichfalls übertragener 
Grundſtücke nur zu einem geringeren als dem eingetragenen 
Betrag zum Anſatz zu bringen iſt. G. c. W., U. v. 10. Dez. 09, 
102.09 VII. — Hamm. 

Grundbuchordnung. 

30. 5 40 GBO. verb. mit 88 873, 883, 1177, 1179 BGB. 
Iſt die Vormerkung von Verfügungen obligatoriſcher Natur, die 
künftig erſt zur Entſtehung gelangen könnten — Eigentümer⸗ 
bypotbeken — zuläſſig ] 

Frau T. iſt Eigentümerin von fünf Grundſtücken, die mit 
einer Reihe von Hypotheken belaſtet ſind. In einer notariellen 
Urkunde erklärte ſie, daß ſie dem Kaufmann M. aus Darlehen, 
Bürgſchaften und ſonſtigen Rechtsgründen einen fälligen Betrag 
von 100000 & verſchulde und am 27. April 1908 ſich ver: 
pflichtet habe, ihm ihr geſamtes Vermögen zu übertragen. Sie 
beſtätigte dieſe Verpflichtung mit Bezug auf die Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldrechte und bewilligte bei den Hypotheken der 
vorgenannten Grundſtücke die Eintragung einer Vormerkung 
des Inbalts, daß ſie verpflichtet ſei, die Rechte aus dieſen 
Hypotheken auf M. zu übertragen, ſoweit ſie ſich mit dem 
Eigentum in ihrer Perſon vereinigt hätten oder noch vereinigen 
würden. Der Antrag auf Eintragung dieſer Vormerkung wurde 
vom Grundbuchamt unter Bezugnahme auf die Entſcheidung 
des RG. vom 18. Oktober 1905 (RG. 61, 374; RIA. 6, 215) 
auf Grund des $ 40 GBO. abgelehnt. Die Beſchwerde, die 
er unter Hinweis auf S 1179 BGB. und auf Entſcheidungen 
des KG. vom 17./31. Mai 1906 (Johows Jahrb. Bd. 33 A S. 280; 
OL G. 14, 120) und vom 8. November 1906 (RIA. 8, 154) 
erbob, hat das LG. zurückgewieſen, ebenſo wurde die weitere Be⸗ 
ſchwerde ſeitens des RG. zurückgewieſen: Da der Nachweis bereits 
entſtandener Eigentümergrundſchulden nicht geführt iſt, ſo iſt da⸗ 
von auszugehen, daß lediglich Eigentümergrundſchulden, die 
künfrig möglicherweiſe in der Perſon der Beſchwerdeführerin 
entitchen werden, in Frage kommen. Die Eintragung von 
dinglichen Verfügungen über ſolche Eigentümergrundſchulden 
(Pfändungen und Übertragungen) iſt ohne weiteres Eingehen 
auf die Frage, ob ſolche Verfügungen über künftige Eigentümer⸗ 
grundſchulden zuläſſig ſind, von dem RG. in dem Beſchluſſe 
vom 18. Oktober 1905 (RG. 61, 374) bereits für unzuläſſig 
erklart worden. Dabei iſt, abeſehen von den Unzuträglichkeiten, 
die eine Belaſtung des Grundbuchs mit ſolchen problematiſchen, 
bei jedem Wechſel des Eigentums ſich möglicherweiſer wieder⸗ 
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holenden Eintragungen zur Folge haben würde, hauptſächlich 
auf 8 40 GBO. Gewicht gelegt, der klarſtellt, daß das von 
der einzutragenden Verfügung betroffene Recht ein gegenwärtiges 
und eingetragenes ſein muß. Von dieſem Beſchluſſe, der zwar 
durch eine abweichende Entſcheidung des KG. veranlaßt wurde, 
ſonſt aber auch mit der Rechtſprechung des KG. im Einklang 
ſteht (Johows Jahrb. Bd. 22 A S. 163 und 172; Bd. 26 A, 145; 
Bd. 30 A, 243; Bd. 33 A, 286), wieder abzugehen, liegt kein 
Grund vor. Damn ſind aber dieſelben Grundſätze auch bei der 
Eintragung von Vormerkungen, die Verfügungen der vor⸗ 
erwähnten Art ſichern ſollen, anzuwenden. Die durch die Vor⸗ 
merkung zu ſichernde Verpflichtung zu ſolchen Verfügungen iſt 
obligatoriſcher Natur und daher ohne Zweifel zuläſſig, ihre 
Eintragung aber unterliegt denſelben Beſchränkungen, wie die 
Eintragung der dinglichen Verfügung. Insbeſondere greift, 
wie allgemein, auch vom KG. (RIA. 5, 194; 6, 56) 
anerkannt iſt, 8 40 GBO. bei der Eintragung von Bor: 
merkungen ebenfalls Platz. Gleichwohl iſt, ausgehend von der 
im § 1179 BGB. zugelaſſenen Vormerkung für Löſchungs⸗ 
verpflichtungen des Eigentümers in Beziehung auf künftige 
Eigentümerhypotheken, das KG. in den von der Beſchwerde⸗ 
führerin angezogenen Beſchlüſſen vom 17./31. Mai 1906 
(Joh. Bd. 33 A, 280, Rechtſprechung Bd. 14 S. 120, ähnlich 
ſchon vorher Joh. Bd. 25 A, 166) in betreff der Zuläſſigkeit 
der Eintragung von Vormerkungen, die Verpflichtungen des 
Eigentümers zu Verfügungen über künftige Eigentümerhypotheken 
ſichern ſollen, allgemein zu einer abweichenden Auffaſſung 
gelangt. Es ſieht im § 1179 BGB. nicht eine vom Geſetz 
zugelaſſene Ausnahme, ſondern die Anerkennung eines allgemeinen 
Grundſatzes, dem $ 40 GBD. nicht entgegenſtehe. Denn in⸗ 
folge ſeiner Eintragung als Eigentümer ſei der Grundeigentümer 
auch als eventuell eingetragener Inhaber der ihm gemäß 
§ 1177 BGB. zufallenden Hypotheken anzuſehen. Gerade 
dieſer Auffaſſung, als ſei durch die Eigentumseintragung auch 
der nach den SS 873, 883 BGB. und nach 8 40 GBO. er: 
erforderlichen Rechtseintragung genügt, die allerdings in der 
Literatur mehrfach, insbeſondere bei Oberneck, Reichsgrundbuch⸗ 
recht, 4. Aufl. Bd. 2 S. 30 ff. Vertretung gefunden hat, iſt 
indeſſen das RG. in dem vorerwähnten Beſchluſſe vom 
18. Oktober 1905 und auch das KG. in den damit überein⸗ 
ſtimmenden, oben erwähnten Beſchlüſſen (Johows Jahrb.) ent⸗ 
gegentreten. Zuzugeben iſt freilich, daß S 1179 BGB. zu 
gunſten der Löſchungsvormerkung die Eintragung des Eigen⸗ 
tümers und deſſen Eventualberechtigung genügen läßt. Es 
handelt ſich hier aber in der Tat nur um eine vom Geſetz 
bewußterweiſe gemachte Ausnahme, die darin ihren Grund hat, 
daß man ſolche Löſchungsverpflichtungen obligatoriſcher Natur 
im Intereſſe anderer, insbeſondere nacheingetragener Rechte er: 
leichtern und mit dinglicher Wirkung ausſtatten wollte. In 
den Protokollen der II. Kommiſſion, der dieſe Vorſchrift ihre 
Entſtehung verdankt, iſt Bd. 3 S. 607 ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Eintragung einer Vormerkung auf Grund der 
allgemeinen Vorſchrift (5 883 BGB.) nur bei einer zum 
mindeſten ſehr zweifelhaften theoretiſchen Auffaſſung der 
Eigentümerhypothek möglich ſei. Unter dieſer Theorie kann, 
wie Planck Anm. 1 zu $ 1179 BGB. mit Recht hervorhebt, 
nur die kurz vorher (Bd. 3 S. 603) erörterte Anſicht verſtanden 
10 
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werden, daß jede Hypothekenbeſtellung zugleich die Beſtellung 
einer Eigentümerhypothek enthalte, die als ſolche mit der 
Hypothek belaſtet ſei und bei deren Wegfall von ſelbſt frei 
werde. Dieſe Anſicht würde allerdings, da dann ein gegen⸗ 
wärtiges eingetragenes Recht vorhanden wäre, der Anwendung 
des 5 883 BGB. Raum ſchaffen, fie iſt aber von der 
II. Kommiſſion nicht für richtig erachtet worden und hat im 
Geſetz keine Anerkennung gefunden. Vielmehr iſt die Aufnahme 
einer beſonderen Vorſchrift beſchloſſen worden, die infolgedeſſen 
als Ausnahmevorſchrift ſich darſtellt. Dieſe Vorſchrift mag 
vielleicht in Fällen, die als eine teilweiſe Löſchung aufgefaßt 
werden können, wie bei dem Rangrücktritt der Eigentümer⸗ 
grundſchuld, Anwendung finden, einer analogen Ausdehnung 
auf andere Verfügungen über die Eigentümergrundſchuld, ins⸗ 
beſondere auf Übertragungen aber iſt fie nicht fähig. Vgl. 
Planck Anm. 1, 6 zu $ 1179, Anm. lc zu $ 883 BGB; 
Staudinger Anm. 5, 9 zu $ 1179 BGB.; Eccius in Gruchots⸗ 
Beitr. 48, 438; auch Turnau⸗Förſter Anm. 9 zu § 1179 BGB. 
Grundbuchſache v. S., Beſchl. v. 11. Dez. 09, B 187/09 V. — 
München. 

Mannſchaftsverſorgungsgeſetz vom 31. Mai 1906. 

31. SS 24, 28, 36, 38. Berechnung der Friſt des § 38 
Abſ. 2 vom Tage des Rentenbezuges an.] 

Der Kläger iſt am 17. Dezember 1906 aus dem aktiven 
Heere, dem er als Sanitätsfeldwebel angehörte, entlaſſen und 
am 18. desſelben Monats von der Veranlagungskommiſſion in 
Kattowitz, bei welcher er vom 18. Juni 1906 ab als Militär⸗ 
anwärter zur Probedienſtleiſtung kommandiert geweſen war, als 
Steuerfupernumerar übernommen. Gemäß 88 1, 9 des Ge⸗ 
ſetzes über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des 
Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutz⸗ 
truppen vom 31. Mai 1906 (RGB. S. 593 ff.) — des ſogen. 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes — iſt ihm eine Militärrente von 
25/100 der Vollrente, im Betrage von 18,75 &, zwar zuerkannt, 
jedoch ſind ihm von vornherein, vom 1. Januar 1907 ab, mit 
welchem Tage der Bezug der Rente zu beginnen hatte, die 
unter /1oo der Vollrente zuerkannten Rententeile mit 15 . 
monatlich einbehalten, weil ſchon von dieſem Zeitpunkt ab nach 
8 36 Abſ. 1 Ziff. 3a, Abſ. 2, § 38 Abſ. 2 des Geſetzes das 
Ruhen des Rechtes auf dieſe Rententeile zu beginnen habe, und 
nur die überſchießenden 3,75 4 monatlich gezahlt worden. Der 
Kläger beanſprucht für die erſten 6 Monate des Jahres 1907 
die Zahlung der ganzen 100 der Vollrente, weil die Friſt des 
8 38 Abſ. 2 des Geſetzes erſt vom 1. Januar 1907 als dem 
Tage des Beginnes des Rentenbezuges zu rechnen ſei. Der 
Reichsmilitärfiskus wurde verurteilt. Berufung und Reviſion 
hatten keinen Erfolg: Nach § 36 Abſ. 1 Ziff. 3a des ſogen. 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 ruht das 
Recht auf den Bezug der Militärrente und der weiteren in den 
88 24, 25 bezeichneten Verſorgungsgebührniſſe hinſichtlich der 
unter 5/100 zuerkannten Rententeile während einer Anſtellung 
oder Beſchäftigung im Zivildienſte. Was unter dem Zivildienſt 
zu verſtehen ift, ſagt der zweite Abſatz des Paragraphen. Nach 
der dort gegebenen umfaſſenden Begriffsbeſtimmung würde auch, 
wie der Reviſion zuzugeben iſt, die nur probeweiſe Beſchäftigung 
des noch dem aktiven Heere zugehörigen Militäranwärters als 
eine ſolche Beſchäftigung im Zivildienſt angeſehen werden können. 


M2. 1910. 


Gleichwohl ſcheidet an dieſer Stelle jede der Entlaſſung aus 
dem Heeresdienſte vorausgehende Beſchäftigung aus, denn vor 
der Entlaſſung beſteht kein Recht auf die Verſorgungsgebührniſſe, 
es kann alſo nicht ruhen. Ein Ruhen des Rechtes iſt begrifflich 
erſt möglich mit dem Zeitpunkt ſeines Entſtehens. Das Recht 
auf die Verſorgungsgebührniſſe aber entſteht früheſtens mit dem 
erſten Tage des auf die Entlaſſung folgenden Monats als dem⸗ 
jenigen Tage, mit dem nach § 32 Abſ. 2 des Geſetzes ihre 
Zahlung beginnt, ſofern der Anſpruch vor der Entlaſſung an⸗ 
gemeldet war. Der Begriff der „Anſtellung oder Beſchäftigung“ 
aber iſt, wie das BG. mit Recht annimmt, in § 38 Abſ. 2 des 
Geſetzes kein anderer wie in $ 36. (Wird weiter ausgeführt.) 
Für den Beginn der Friſt konnte alſo nur eine Anſtellung oder 
Beſchäftigung in Betracht kommen, während welcher ein Ruhen 
des Rechtes auf die Penſion begrifflich möglich war, d. h. das 
Recht auf die Penſion bereits beſtand. Reichsmilitärfiskus c. S., 
U. v. 3. Dez. 09, 539/08 III. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

32. 58 74, 75 Einl. z. ALR. in Verb. mit §S 823 BGB. 
Schädigende Eingriffe in fremdes Eigentum.] 

Von der Beklagten (einer Stadtgemeinde) wurde ein 
Waſſerwerk gebaut und in Betrieb geſetzt, um die Stadt mit 
Waſſer zu verſorgen. Das Werk wird durch Dampfkraft be⸗ 
trieben, das Waſſer mittels Bohrlöcher aus einer waſſerhaltigen 
Erdſchicht gewonnen und in Röhren nach der Stadt geleitet. 
In einer Entfernung von etwa 210 m von dem Werke befindet 
ſich auf dem Grundſtücke des Klägers ein Wohngebäude. 
Nachdem das Werk in Betrieb geſetzt worden war, verſiegte 
eine in der Nähe dieſes Gebäudes belegene Quelle. Die Be⸗ 
klagte legte infolgedeſſen unentgeltlich eine Waſſerleitung nach 
dem Gebäude des Klägers. Mit der erhobenen Klage verlangte 
dann Kläger Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 
11 500 &. Er behauptete, durch den Betrieb des Werkes ſei 
in ſein Eigentum an dem Grundſtücke hinübergegriffen. Es 
ſeien ihm das unter dem Hauſe befindlich geweſene Grund⸗ 
waſſer und mit dieſem zugleich erdige Stoffe und Sand ent⸗ 
zogen, die das durch das Pumpwerk der Beklagten herangeſaugte 
Waſſer mit ſich führte und die aus dem Boden unter dem 
Hauſe ſtammten. Der Boden ſei daher geſunken und das 
Haus, das ſich in gutem Bauzuſtand befunden und ſeit 30 Jahren 
unbeſchädigt beſtanden habe, ſo baufällig geworden, daß es 
polizeilich geſchloſſen worden ſei und gegenüber ſeinem früheren 
Werte von 12 000 & nur noch einen Abbruchswert von 500 , 
habe. Die Vorinſtanzen verurteilten zu einem Betrage von 
3600 &. Das RG. wies die Klage ab. Aus den Gründen: 
Ein Recht auf Schadenserſatz aus 88 74, 75 Einl. 3. ALR. 
kann überhaupt nur unter der Vorausſetzung gegeben ſein, daß 
das Privateigentum einzelner durch eine Verwaltungsmaßregel 
beeinträchtigt wird oder verloren geht, daß alſo der einzelne 
ſeine beſonderen Rechte und Vorteile dem Wohle des gemeinen 
Weſens aufzuopfern durch eine Verwaltungsmaßregel, 
insbeſondere durch die Anordnung einer Verwaltungsbehörde, 
genötigt wird (Zitate). Daß vorliegend aber der Kläger durch 
eine Verwaltungsmaßregel, insbeſondere durch die Anordnung 
einer Verwaltungsbehörde, genötigt worden wäre, die Entziehung 
des Grundwaſſers durch den Betrieb des Waſſerwerkes und die 
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dadurch verurſachte Beſchädigung ſeines Hauſes zu dulden, 
ergibt ſich aus dem Bu. nicht. Es iſt daher § 75 Einl. z. 
AR. vom Ber. rechtsirrtümlich zur Anwendung gebracht. 
Was ſodann den vom BerR. angezogenen Rechtsgrundſatz des 
RG. anlangt, fo hat das RG. nur für die Rechtsgebiete, in 
denen der § 75 Einl. z. AL R. nicht gilt, insbeſondere für 
das Gebiet des gemeinen und des rheiniſchen Rechtes, aus⸗ 
geſprochen, daß, wiewohl für dieſe Rechtsgebiete eine dem 
§ 75 d. a. O. entſprechende ausdrückliche Vorſchrift fehle, doch 
aus geſetzgeberiſchen Gedanken, die ſich aus mehreren Geſetzen 
ergaben, zu entnehmen ſei, daß dieſelben Grundſätze zu gelten 
hätten, die für das Geltungsgebiet des Pr ALR. aus § 75 a. a. O. 
folgten, nämlich, daß dem Grundeigentümer, wenn ihm im 
Einzelfalle das Recht, Eingriffe in fein Eigentum abzuwehren, 
durch behördliche Anordnung entzogen ſei, gegen denjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Beſchränkung der Eigentumsrechte bewirkt 
ſei, ein Anſpruch auf Entſchädigung auch ohne Nachweis eines 
Verſchuldens zuſtehe (RG. 49, 252; 50, 228; 58, 134; 64, 
185; 70, 155). Daß auch ohne Zwang durch eine Verwaltungs⸗ 
maßregel der Eigentümer, der durch eine Anlage auf dem 
Nachbargrundſtücke Schaden erleide, ohne Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens dann Schadenserſatz verlangen könne, wenn die Anlage 
dem gemeinen Wohle diene, hat das RG. nicht ausgeſprochen, 
und dafür fehlt auch jede geſetzliche Grundlage. Wenn der 
Eigentümer weder durch ein beſonderes Geſetz noch durch eine 
Verwaltungsmaßregel gezwungen iſt, den Eingriff in ſein 
Eigentum zu dulden, ſo iſt er eben nicht genötigt, die be⸗ 
treffenden Rechte aus dem Eigentum aufzuopfern. Nach SS 903, 
1004 BGB. iſt er dann vielmehr berechtigt, den Unternehmer 
des Betriebes auf dem Nachbargrundſtücke von der Einwirkung 
auf fein Eigentum auszuſchließen und die Beſeitigung der Be⸗ 
einträchtigung zu verlangen. Vorliegend hätte daher der Kläger, 
wenn in der durch die Herſtellung der Bohrlöcher und das 
Auspumpen bewirkten Entziehung des Grundwaſſers unter 
ſeinem Hauſe ein unberechtigter Eingriff in ſein Eigentumsrecht 
zu finden wäre, was auf ſich beruhen kann (vgl. RG. 62, 
372; S 130 J, 8 AL R., Art. 65 EGBG B.), gegen die Beklagte 
das Recht auf Abwehr des Eingriffes verfolgen können. War 
aber hiernach der Kläger berechtigt, den etwaigen unberechtigten 
Eingriff in ſein Eigentum abzuwehren und von der Beklagten 
Beſeitigung der Beeinträchtigung zu verlangen, ſo liegt kein 
geſetzlicher Grund vor, aus dem der Kläger ſeinen Anſpruch 
auf Erſatz des ihm durch den Eingriff zugefügten Schadens 
anders als nach Maßgabe der für Schadenszufügungen allgemein 
geltenden Vorſchrift des $ 823 BGB. rechtfertigen könnte, und 
letztere Vorſchrift ſetzt wie allgemeinhin, ſo auch bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen wegen Eingriffs in fremdes Eigentum, ein 
Verſchulden des Schädigenden voraus (RG. 58, 131). Der 
Ber R. meint nun allerdings, es müſſe der Grundſatz gelten, 
daß im Falle der Schadenszufügung durch Eingriff in fremdes 
Eigentum auch ohne Vorliegen eines Verſchuldens dann 
Schadenserſatz zu leiſten ſei, wenn die Abwehr des Eingriffs 
aus tatſächlichem Grunde habe unterbleiben müſſen, weil zu der 
Zeit, wo ſie hätte von Erfolg ſein können, die Gefahr des 
Eingriffs noch nicht erkannt, der ſpäter entſtehende Schaden 
in feinen Gründen noch nicht habe vorausgeſeben werden können. 
Dies iſt zjedoch unzutreffend. Erfordert die Verpflichtung der 
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Beklagten zum Erſatze des dem Kläger entſtandenen Schadens, 
daß die Beklagte bei der Errichtung oder bei dem Betriebe der 
Waſſerwerkanlage ſchuldhaft gehandelt hat, ſo kann dieſes Er⸗ 
fordernis nicht deshalb in Wegfall kommen, weil von ſeiten 
des Klägers nicht zu einer Zeit, in der die Verhütung des 
Schadens noch möglich war, eingeſchritten iſt, mag auch das 
Einſchreiten deswegen unterblieben ſein, weil der Kläger von 
dem ſchädigenden Eingriff keine Kenntnis hatte. Hiernach muß 
das BU. aufgehoben werden. Nach dem vom Ber. feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe iſt auch die Sache zu einer anderweiten End⸗ 
entſcheidung reif. Daß die Beklagte hinſichtlich der etwa 
(objektiv) unberechtigten Entziehung des Grundwaſſers unter 
dem Hauſe des Klägers ein Verſchulden nicht trifft, iſt vom 
BerR. einwandfrei feſtgeſtellt. Der vom Kläger geltend gemachte 
Schadenserſatzanſpruch kann daher auch nicht auf $ 823 BGB. 
geſtützt werden. W. c. E., U. v. 4. Dez. 09, 67/09 V. — Breslau. 

33. 8 469 J, 12 ALR. Fideikommiſſariſche Subſtitution. 
Begriff der „Schenkungen, die auf einer bloßen Freigebigkeit 
beruhen“. 

Der Ber. hat zu Unrecht den § 469 I, 12 ALR. auf 
den Fall einer ſogenannten gemiſchten Schenkung nicht für an⸗ 
wendbar erachtet. Sein Urteil widerſtreitet inſofern den in 
RG. 29, 265 ff. entwickelten Grundſätzen. Auch wenn ſich 
unter dem über das Grundſtück der äußeren Faſſung nach ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrage der Fall verbirgt (S 117 Abſ. 2 
BGB.), daß die vertragſchließenden Teile im Hinblick auf den 
die bedungenen Leiſtungen des Erwerbers überſteigenden Wert 
des Grundſtücks darüber einig geweſen ſind, inſoweit eine un⸗ 
entgeltliche Zuwendung und damit gemäß § 516 Abſ. 1 BGB. 
eine Schenkung vorzunehmen, gilt § 469 I, 12 ALR. Den 
Gegenſatz zu der durch dieſe Geſetzesvorſchrift dem Vorerben 
verbotenen, auf einer bloßen Freigebigkeit beruhenden Schenkung 
bildet nicht die ſogenannte gemiſchte, ſondern die dem Vorerben 
geſtattete belohnende Schenkung (vgl. RG. 29, 189). Ein 
Rechtsgeſchäft dagegen, das einen entgeltlichen Vertrag mit einer 
Schenkung in ſich vereinigt, iſt nur in ſeinem letzteren Beſtand⸗ 
teile Schenkung, verliert aber inſoweit durch die Verbindung 
mit dem entgeltlichen Vertrage weder die Eigenſchaft einer ſolchen 
überhaupt, noch auch erleidet es inſoweit an dem Erforderniſſe 
der Freigebigkeit irgendeine Einbuße. Nur die Art und Weiſe 
der Rechtsverfolgung iſt im Falle der gemiſchten Schenkung 
eine andere wie bei der einfachen Schenkung. Der Nacherbe 
kann von dem nicht gutgläubigen Beſchenkten nicht ſchlechthin 
die Herausgabe des geſchenkten Gegenſtandes zur Nachlaßmaſſe 
verlangen, ſondern er muß ihm die Wahl laſſen, entweder 
gegen Erſtattung ſeiner Gegenleiſtungen den veräußerten Gegen⸗ 
ſtand zurückzugewähren, oder den veräußerten Gegenſtand zu 
behalten und nur den über ſeine Leiſtungen hinausgehenden 
Mehrwert zur Nachlaßmaſſe zu erſtatten. Da aber in einem 
ſolchen Falle der Rechtsgrund des Anſpruchs der gleiche iſt, 
wie wenn der Nacherbe den Gegenſtand der einfachen Schenkung 
herausverlangt, ſo durfte ſelbſt unter der Vorausſetzung, daß 
im gegebenen Falle eine gemiſchte Schenkung vorlag, die Klage 
nicht gänzlich abgewieſen werden. Vielmehr trifft alsdann das⸗ 
ſelbe zu, was der V. ZS. in dem ſchon erwähnten Urteile, 
ſoweit es in RG. 29, 265 ff. nicht mitgeteilt iſt, mit folgenden 
Sätzen ausgeführt hat, indem er damit die Zurückverweiſung 
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der Sache in die Berufungsinſtanz begründet: „(Es) konnte in 
der Sache ſelbſt noch nicht erkannt werden, weil Parteianträge, 
die der wahren Rechtslage entſprechen, bisher nicht vorliegen. 
Bei der erneuten Verhandlung in der Berufungsinſtanz wird 
es Sache der Parteien ſein, ſolche Anträge zu ſtellen, Aufgabe 
des Vorſitzenden, nötigenfalls auf deren Stellung hinzuweiſen. 
Bei der anderweiten Entſcheidung wird auch die Abwägung 
von Leiſtung und Gegenleiſtung genauer erfolgen müſſen, als 
in dem aufgehobenen Urteile.“ Es kommt aber hinzu, daß, 
auch wenn es ſich um eine gemiſchte Schenkung handelt, die 
Gegenleiſtungen des Beſchenkten dem Nacherben gegenüber nur 
dann eine rechtliche Bedeutung haben, wenn ſie die dem Vorerben 
nach § 469 J, 12 ALR. verbotene Vereitelung der Rechte 
des Subſtituten verringern. Das trifft nur zu, ſoweit das auf 
den Nacherben übergehende Vermögen durch die Gegenleiſtungen 
einen Zuwachs oder eine Verbeſſerung erfährt, mag ſie auch 
beim Eintritte des Nacherbfalles nicht mehr vorhanden ſein. 
übernimmt der Beſchenkte die auf dem geſchenkten Grundſtücke 
haftende Hypothek, ſo iſt es zwar richtig, daß ſich hieraus per⸗ 
ſönliche Verpflichtungen für ihn ergeben, die nicht nur dem 
Vorerben, fondern auch dem Nacherben zugute kommen können 
(8 415 Abſ. 3 BGB.). Allein eine Gewährleiſtung wegen des 
Beſtehens der Hypothek hat wie nach früherem Rechte (SS 1082, 
1083 J, 11 AL R.), ſo auch gegenwärtig der Beſchenkte nicht 
zu beanſpruchen (vgl. $ 523 BGB.). Die Verpflichtung, ſich 
das Fortbeſtehen der Hypothek und die Befriedigung des 
Hypothekengläubigers aus dem Grundſtücke gefallen zu laſſen, 
bildet alſo keine den Schenkungscharakter beeinfluſſende Be⸗ 
ſonderheit. Die aus der Übernahme der Hypothek ſich ergebende 
perſönliche Verpflichtung des Beſchenkten wird daher als eine 
ſeine Bereicherung und die Vereitelung der Rechte des Nacherben 
verringernde Leiſtungspflicht in der Regel nur dann in Betracht 
kommen können, wenn der Wert des Grundſtücks den Betrag 
der Hypothek nicht erreicht. K. c. F., U. v. 11. Nov. 09, 
71/09 IV. — Poſen. 

Enteignungsgeſetz. 

34. 5 36 EnteignG. Berückſichtigung der Mietsausfälle 
für den Fall des Neubaues eines enteigneten Hauſes?! 

Der BerR. legt ſeiner Schätzung die volle Ausnutzungs⸗ 
fähigkeit des ganzen, für Straßenzwecke in Anſpruch genommenen 
Geländes als Bauplatz unter der Annahme der Errichtung 
eines entſprechenden Neubaues zugrunde. Er folgt hierbei den 
vernommenen Sachverſtändigen und weicht nur inſofern von 
ihnen ab, als er in die Baukoſtenrechnung auch die während 
der Bauzeit zu erwartenden Mietsausfälle mit 43 500 & ein 


ſtellt. Die Sachverſtändigen glaubten, davon abſehen zu ſollen, 


weil ſie gemäß der in dem früheren Reviſionsurteile vom 
18. Juni 1907 ausgeſprochenen Rechtsanſicht von dem unter 
der Fiktion eines Neubaues ermittelten Werte des Grundſtücks 
den ſogen. Zwiſchenzins gekürzt haben. Nach ihrer Meinung 
können nicht neben dem Zwiſchenzins noch die Mietsausfälle 
in Betracht gezogen werden. Den gleichen Standpunkt vertritt 
auch die Reviſion, während der BerR. beide Faktoren bei der 
Berechnung der Entſchädigungsſumme berückſichtigt. Seine 
Rechnungsweiſe iſt richtig. Wird der Wert des enteigneten 
Grundſtücks nach einem die volle Benutzungsfähigkeit erſchöpfen⸗ 
den Bauplan bemeſſen, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß zu den 


2. 1910. 


— 


eigentlichen Koſten der Errichtung des Hauſes der durch die 
Ertragloſigkeit des Grundſtücks während der Bauzeit bedingte 
Einnahmeverluſt hinzuzurechnen iſt. Der Ber. hat ihn in 
Übereinftimmung mit den Sachverſtändigen auf 43 500 % 
geſchätzt. Dagegen ſind Bedenken nicht erhoben. Die Summe 
entſpricht bei der auf 1 Jahre angenommenen Bauzeit dem 
bisherigen tatſächlichen Mietsertrage von 29 000 #. Daß 
dieſer Verluſt nicht durch den Neubau, ſondern durch die 
Niederlegung des alten Gebäudes entſtanden ſei, wie die Reviſion 
meint, iſt inſofern unrichtig, als der Neubau den Abbruch der 
bisherigen Baulichkeiten erforderte und deshalb die Urſache der 
Ausfälle iſt, die ohne ihn nicht eingetreten wären. Soll der 
durch den Neubau erſtrebte Mehrwert erzielt werden, ſo muß 
zeitweiſe auf jeden Ertrag aus dem Grundſtück verzichtet werden. 
Wie es ſich verhält, wenn das Grundſtück unbebaut war und 
alſo nicht genutzt wurde, braucht nicht unterſucht zu werden, 
da dieſer Fall nicht vorliegt. Nach den Umſtänden des gegen⸗ 
wärtigen Falles ſind von dem durch Kapitaliſierung des Rein⸗ 
ertrages gefundenen Werte des neu bebaut gedachten Grund⸗ 
ſtücks die Ertragsverluſte in Abzug zu bringen, ohne welche 
jener Wert nicht denkbar iſt. Ihn erhält aber bei der Ent⸗ 
eignung der Eigentümer nicht erſt, wie es bei der wirklichen 
Ausführung des Neubaues geſchehen würde, nach Ablauf 
der Bauzeit mit der Vollendung des Hauſes, die ja auch 
nur fingiert wird, ſondern ſofort, da die Entſchädigungsſumme 
jedenfalls vom Tage der Enteignung zu verzinſen iſt (S 36 
Enteign G.). Er kann alſo den durch dieſe Summe dargeſtellten 
Neubau um ſo viel früher nutzen, als die Bauzeit ausmacht. 
Deshalb iſt der Abzug des Zwiſchenzinſes gerechtfertigt. Er 
trägt dem Umſtande Rechnung, daß der Entſchädigung ein Zu⸗ 
ſtand zugrunde gelegt wird, der erſt nach Ablauf einer gewiſſen 
Zeit eintreten kann, aber als im Zeitpunkt der Enteignung 
bereits eingetreten fingiert wird. Daraus folgt, daß jener Ab⸗ 
zug mit den zu den Baukoſten im weiteren Sinne gehörenden 
Mietsausfällen nichts zu tun hat. Dieſe betreffen die Er: 
mittelung der Entſchädigungsſumme, der Abzug bildet den 
Ausgleich für deren alsbaldige und nicht erſt nach Ablauf der 
Bauzeit zu ziehende Nutzung. Will der Eigentümer die Ent⸗ 
eignungsſumme nach einem fingierten Neubau geſchätzt willen, 
ſo muß er ſich auch die Berückſichtigung des Umſtandes gefallen 
laſſen, daß ſein Grundſtück ſchon jetzt unter Feſtſtellung eines 
Wertes bezahlt wird, den es nicht hat, ſondern erſt nach Ab: 
lauf der Bauzeit haben wird. Es iſt nicht richtig, daß die 
Beklagte einen Bauplatz vom Kläger erwirbt; ſie erwirbt ein 
als bebaut gedachtes Grundſtück und muß es ſofort als 
ſolches bezahlen, obwohl es erſt im Verlaufe von 1½ Jahren 
in der gedachten Weiſe hätte bebaut werden können. Würde 
der Zwiſchenzins nicht gekürzt, fo würde der Kläger die Ent: 
ſchädigungsſumme, die ihm ſchon vom Tage der Enteignung, 
nicht erſt vom Tage der — fingierten — Bauvollendung ver⸗ 
zinſt wird, doppelt nutzen. Hiernach iſt der BerR. nicht will⸗ 
kürlich, ſondern mit rechtlich zutreffender Begründung von dem 
Gutachten der Sachverſtändigen abgewichen, indem er von dem 
gefundenen Grundſtückswerte den Zwiſchenzins abzieht, der dem 
Betrage der auf der anderen Seite zugeſprochenen geſetzlichen 
Zinſen gleichkommt. O. c. Stadtgemeinde F., U. v. 23. Nov. 09, 
334/09 VII. — Frankfurt. 


39. Jahrgang. 


Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

35. 5 26 Etempftid. Gibt es in Stempelſteuerprozeſſen 
eine Widerklage bzw. Feſtſtellungswiderklage des Fiskus ?] 

Die Kläger forderten von dem Fiskus die Rückzahlung 
eines Vertragsſtempels. Der Beklagte widerſprach der Klage 
und erhob Widerklage dahin, die Kläger zu verurteilen, an⸗ 
zuerkennen, daß zu dem Vertrage noch ein weiterer Stempel 
erforderlich ſei. Die Vorinſtanzen verurteilten zum Teil und 
wieſen die Klage teilweiſe ſowie die Widerklage ab. Das RG. 
bob auf Reviſion des Fiskus die Abweiſung der Widerklage 
auf: Zweifellos ſteht dem Fiskus eine Leiſtungsklage gegen den 
Stempelſteuerpflichtigen nicht zu; denn es iſt ihm zur Bei⸗ 
treibung der ihm nach feiner Meinung geſchuldeten Stempel⸗ 
ſteuerbeträge das Verwaltungszwangsverfahren gegeben und es 
muß für ausgeſchloſſen erachtet werden, daß der Fiskus ſolche 
Steuerbeträge nach ſeiner Wahl in zweifacher Weiſe ſollte ein⸗ 
ziehen können, einmal im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens und das andere Mal im Wege der Leiſtungsklage 
und der Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher. Da⸗ 
gegen kann dasſelbe nicht auch von einer die Stempelſteuer 
betreffenden Feſtſtellungsklage des Fiskus gelten. (Hier folgt 
eine Begründung dafür, daß eine ſolche Klage nicht auf 8 26 
Stempit®. geſtützt werden könne.) Gleichwohl führen allgemeine 
Erwägungen zur Annahme ihrer Zuläſſigkeit. Es ſteht in der 
Abung der Gerichte insbeſondere auch derjenigen des RG. feſt, 
daß gegen den Fiskus nicht nur eine Leiſtungsklage auf Er⸗ 
ſtattung eines entrichteten Stempels, ſondern auch eine auf das 
Nichtbeſtehen des Stempelanſpruchs gerichtete Feſtſtellungsklage 
erhoben werden kann, wenn der Stempel zwar noch nicht ein⸗ 
gegangen, wohl aber ſchon erfordert worden iſt. Eröffnet das 
Geſetz den Rechtsweg darüber, ob eine Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung einer Stempelſteuer beſteht, überhaupt wenn auch nur 
im Wege einer Leiſtungsklage, ſo iſt irgendein Grund dafür 
nicht zu erſehen, weshalb, wenn die Vorausſetzungen des § 256 
30. vorliegen, eben dieſelbe Frage nicht auch im Wege einer 
Feſtſtellungsklage von dem Steuerpflichtigen zur Entſcheidung 
des Richters ſollte gebracht werden können. Iſt dies in An⸗ 
wendung des Geſetzes über ſeinen nächſtliegenden Sinn hinaus 
anzuerkennen, ſo muß ein weiterer Schritt auch zu der Auf⸗ 
fafſung hinleiten, daß ein Grund dafür nicht erkennbar iſt, wes⸗ 
balb die Initiative zur Eröffnung des Feſtſtellungsrechtsſtreits 
ausſchließlich dem Steuerpflichtigen ſollte zuſtehen müſſen. Sind 
für den Fiskus die Vorausſetzungen des 8 256 ZPO. gegeben, 
ſo liegt es ſicherlich in der über den nächſten Sinn des Geſetzes 
allerdings hinausgreifenden allgemeinen Richtung und Trag⸗ 
weite des § 26, daß auch ihm die Anſtellung einer Feſtſtellungs⸗ 
klage verſtattet werde. Das Leben iſt ſo reich und vielgeſtaltig, 
daß nicht mit Beſtimmtheit behauptet werden kann, es ſei un⸗ 
möglich, daß der Fiskus nicht auch einmal im Falle eines erſt 
anzuſtrengenden Prozeſſes ein Intereſſe daran nachweiſen könne, 
ſeinerſeits die Initiative zur Eröffnung des Rechtsſtreits durch 
Anſtellung einer Feſtſtellungsklage zu ergreifen. Jedenfalls 
liegt ein ſolches Intereſſe des Fiskus im Falle einer 
Widerklage der vorliegenden Art vor. Ob § 280 ZPO. 
fh in dieſer Beziehung verwerten läßt, kann dahingeſtellt 
bleiben, denn auch ohne dieſe Beſtimmung erſcheint eine Feſt⸗ 
ſtellungswiderklage des Fiskus als ſtatthaft. Es handelt ſich 
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hier darum, daß der Fiskus nicht nur den ganzen erhobenen 
Stempelbetrag für rechtmäßig erfordert erachtet, ſondern daß 
er der Anſicht iſt, daß hierüber hinaus auf Grund derſelben 
Rechtserwägungen, die nach ſeiner Meinung die Erhebung des 
entrichteten Stempels begründen, oder aus ähnlichen und ver⸗ 
wandten Gründen ihm noch ein weiterer Stempel gebühre. Das 
berechtigte Intereſſe des Fiskus an der Feſtſtellung dieſes An⸗ 
ſpruchs liegt darin, daß der Rechtsſtreit über ein und dieſelben 
konkreten Rechtsfragen nicht in zwei Teile zerriſſen und in 
einem zweiten neuen Prozeß noch einmal, eventuell vielleicht 
ſogar vor andern Richtern, wieder aufgerollt werde, ſondern 
daß dieſer ganze Rechtsſtreit uno actu auf einmal ſeine Er⸗ 
ledigung finde. Ein gleiches Intereſſe müſſen übrigens auch 
die Kläger haben; denn es iſt nicht einzuſehen, weshalb ihnen 
daran gelegen ſein könnte, einen zweiten Prozeß über weſentlich 
dieſelben Fragen zu führen. Endlich fällt auch das allgemeine 
Intereſſe an der Vermeidung einer unnötigen Vermehrung der 
Prozeſſe ins Gewicht. Auf Grund dieſer Erwägungen war die 
Widerklage des Fiskus für zuläſſig zu erachten. Preuß. Fiskus 
c. L., U. v. 5. Nov. 09, 15/09 VII. — Marienwerder. 
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Vom Oberverwaltungsgericht “). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Inwieweit ik das Verwaltungsſtreitverfahren im Jalle 

des § 7 des Jagdverwaltungsgeſetzes zuläſſig? Angültig - 

Reit von Tarteivereinbarungen hinſichtlich eines geſetzlich 
nnzuläfigen Verwaltungsſtreitverfahrens. 


Die Reviſion des Klägers kann keinen Erfolg haben. 

Maßgebend für die Entſcheidung des Streites iſt das 
Geſetz vom 4. Juli 1905, betreffend die Verwaltung gemein⸗ 
ſchaftlicher Jagdbezirke. Für das in § 7 dieſes Geſetzes ein⸗ 
geführte Verwaltungsſtreitverfahren zwiſchen dem Jagdvorſteher 
und dem Jagdpächter über die Nichtigkeit eines Jagdpacht⸗ 
vertrages iſt, wie der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
vom 4. November 1907 angenommen hat, kein Raum, wenn 
auf Einſpruch von Jagdgenoſſen die anderweite Verpachtung 
der Jagd durch endgültigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes, in 
Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes, angeordnet worden iſt. 

Auf die angebrachte Klage iſt auch, worin dem Vorder⸗ 
richter ebenfalls beizutreten iſt, nicht zu prüfen, ob der Kreis⸗ 
und Bezirksausſchuß auf den Einſpruch einen den Umſtänden 
nach zutreffenden Beſchluß gefaßt habe, und alſo auch nicht, 
ob ſie in dem angebrachten Einſpruch, weil er am 3. Januar, 
alſo zu früh geſchrieben iſt, die geſetzliche Vorausſetzung für 
ihre Beſchlußnahme als gegeben erachten durften. Da ihr 
Beſchluß nach § 9 endgültig iſt, unterliegt er überhaupt nicht 
der Anfechtung im Verwaltungsſtreitverfahren. Die Klage aus 
§ 7 hat insbeſondere zur Vorausſetzung, daß der von dem 
Jagdvorſteher und dem Jagdpächter unterſchriftlich vollzogene 
Vertrag nach erfolgter Auslegung von den Jagdgenoſſen über⸗ 
haupt nicht oder nicht mit Erfolg angefochten worden iſt. 
Andernfalls liegt die Sache rechtlich ſo, als wenn der Vertrag 


*) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 


18 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


nicht abgeſchloſſen worden wäre. Eine Klage nach § 7 kann 
erſt dann in Frage kommen, wenn ein anderweiter von den 
Jagdgenoſſen nicht oder nicht mit Erfolg angefochtener Vertrag 
zuſtande gekommen iſt, und wenn deſſen Rechtsgültigkeit zwiſchen 
dem Jagdvorſteher und dem Jagdpächter ſtreitig iſt. 

Der Kreisausſchuß hätte ſich freilich auf den Beſchluß be⸗ 
ſchränken müſſen, daß der Jagdvorſteher die Jagd anderweit 
zu verpachten habe und zwar vorbehaltlich der Auslegung des 
Vertrages und ſeiner Anfechtung im Einſpruchsverfahren. Sein 
Beſchluß, daß die Jagd dem Beigeladenen zu verpachten ſei, 
lag außerhalb der durch § 6 begründeten Zuſtändigkeit. Es 
kann aber eine Aufhebung dieſes Teiles des vom Bezirksausſchuß 
aufrechterhaltenen Beſchluſſes des Kreisausſchuſſes weder auf 
Grund des 8 7 noch auf Grund einer anderweiten Vorſchrift 
im Verwaltungsſtreitverfahren erreicht werden. 

Eine Entſcheidung im Sinne des Klägers konnte ſchließlich 
auch nicht deshalb ergehen, weil der beklagte Jagdvorſteher ſich 
für die Verpachtung an den Kläger und damit für die Rechts⸗ 
gültigkeit des Vertrages ausgeſprochen hat. Für die nach 
öffentlichem Recht zu entſcheidenden Streitigkeiten im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſind die Zugeſtändniſſe der Parteien 
nicht unbedingt maßgebend und namentlich nicht dafür, ob die 
geſetzliche Vorausſetzung für die Erhebung der Klage gegeben 
iſt. Sandgrubenbeſitzer N. c. Jagdvorſteher in J. Beſcheid 
vom 17. Juni 1908. Rep. Nr. III C. 83/08. Bezirksausſchuß 
Oppeln. 

Der Senat hat den Beſcheid auf mündliche Verhandlung 
vom 21. Januar 1909 durch Urteil vom gleichen Tage be⸗ 
ſtätigt. Der Beſcheid behält ſeine Bedeutung auch für die den 
oben zitierten Paragraphen entſprechenden Beſtimmungen der 
Jagdordnung vom Jahre 1907. 


Rechtsgrund der Anterhaltung von Vorſtutgräben. 

Der Rechtszuſtand, den ein von der zuſtändigen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde beſtätigter Rezeß in bezug auf die Verpflichtung 
der beteiligten Grundbeſitzer zur Duldung und ordnungsmäßigen 
Räumung von Vorflutgräben ſchafft, iſt kein unabänderlicher. 
Es können ſich vielmehr, wie aus der Natur der Sache folgt, 
und wovon auch der Gerichtshof in gleichmäßiger Rechtſprechung 
ausgegangen iſt, auch nach Beſtätigung des Rezeſſes in bezug 
auf die Vorflutgräben öffentliche Rechte und Pflichten der 
Grundbeſitzer innerhalb der Feldmark auf jede dafür überhaupt 
in Betracht kommende Entſtehungsart neu bilden und die 
Beſtimmungen des Rezeſſes ergänzen oder abändern. Der 
Kläger iſt daher im Irrtum, wenn er meint, daß es für die 
ihm gegenwärtig obliegenden Pflichten zur Räumung von Gräben 
ausſchlaggebend ſei, was im Rezeß ſtehe und insbeſondere, was 
die Auseinanderſetzungsbehörde über den Inhalt des im Jahre 
1835 beſtätigten Rezeſſes ihm mitgeteilt hat. 

Nach der eigenen Angabe des Klägers handelt es ſich hier 
um einen in feinem Eigentume ſtehenden Graben. Nach 8 100 
Tit. 8 Tl. 1 ALR. iſt der Regel nach aber ein jeder die über 
ſein Eigentum gehenden Gräben, wodurch das Waſſer ſeinen 
ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf hat, zu unterhalten ver⸗ 
bunden. Nur darauf kommt es, wie der Gerichtshof in 
gleichmäßiger Rechtſprechung angenommen hat, für die in 
8 100 a. a. O. vorgeſehene Unterhaltungsverpflichtung an, ob 
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das Waſſer durch den Graben ſeinen ordentlichen und 
gewöhnlichen Ablauf hat; dagegen iſt nicht erforderlich, 
daß der Eigentümer die Unterhaltungspflicht rechtswirkſam über⸗ 
nommen hat oder daß ſie ihm kraft eines beſtehenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Titels von der zuſtändigen Behörde etwa ausdrücklich 
von einem beſtimmten Zeitpunkt an auferlegt worden iſt. Der 
Kläger befindet ſich daher in einem Rechtsirr tum, wenn er 
geltend macht, es ſei ihm nicht nachgewieſen, wann und auf 
Grund welchen Rechtsaktes der hier fragliche Graben am grünen 
Wege zu einem Vorflutgraben geworden ſei. Die einzige Frage, 
um die es ſich hier handelt, iſt vielmehr die, ob das Waſſer 
durch den ſtreitigen Graben tatſächlich ſeinen ordentlichen und 
gewöhnlichen Ablauf hat. Das hat der Bezirksausſchuß aber 
auf Grund der von ihm bewirkten eingehenden Beweisaufnahme 
in Übereinſtimmung mit dem Kreisausſchuſſe bejaht, und ſeine 
darauf bezüglichen Ausführungen laſſen weder einen Rechtsirrtum 
erkennen, noch verſtoßen ſie gegen die klare Lage der Sache 
(S 94 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883). 

Wenn der Kläger endlich noch auf die SS 105 und 107 
Tit. 8 Tl. I ALR. Bezug nimmt, fo überſieht er, daß dieſe 
Vorſchriften die Neubeſchaffung von Vorflut in dem dafür 
geordneten Verfahren betreffen, für die Verpflichtung zur 
Räumung beſtehender Vorflutgräben, wie der Gerichtshof in 
gleichmäßiger Rechtſprechung angenommen hat, aber nicht in Be⸗ 
tracht kommen. L. c. Waſſerpolizeibehörde des Amtes R. Urt. v. 
21. Dez. 1908. Nr. III 2704. Rep. Nr. III C. 24/08. 
Bezirksausſchuß Minden. 


Grunderwerbskoſten aus der Zeit vor dem Iluchtliniengeſetz. 


Es gibt keinen Rechtsſatz, der beſtimmte, daß die vor 
Erlaß des Geſetzes vom 2. Juli 1875 zum Straßenbau ge⸗ 
zahlten Grunderwerbskoſten etwa nicht erſtattungsfähig ſeien. 
Jede Gemeinde hat das Recht, wenn fie aus ihrem Grund⸗ 
vermögen Gelände zum Straßenbau abtritt, den Wert in An⸗ 
rechnung zu bringen, und es kommt nicht darauf an, wann ſie 
das Grundſtück erworben hat. Danach wäre es nicht zu ver⸗ 
ſtehen, weshalb ihr verwehrt ſein ſollte, die Koſten des vor 
Erlaß des genannten Geſetzes für die auszubauende Straße 
erworbenen Grund und Bodens in die Koſtenrechnung ein⸗ 
zuſtellen. OVG. Urt. v. 21. Dez. 1908 i. S. M. c. Magiſtrat L. 
Nr. IV 2096. Rep. IV C. 194/07. Bezirksausſchuß Arnsberg. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Paul Poſener. Rechtslexikon. Handwörterbuch der 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften. 2 Bände. Berlin 1909. 
Erich Weber. 


Der Herausgeber hat einen Stab namhafter Mitarbeiter 
gewonnen, in Gemeinſchaft mit denen er auf einem verhältnis⸗ 
mäßig kleinen Raum einen ungeheuren Stoff in zuverläſſiger 
Weiſe zuſammengetragen hat. Eine Vorrede iſt dem Werke 
nicht beigefügt, nach der Ankündigung des Verlags ſoll das 
Rechtslexikon ein Konverſationslexikon für den geſamten Juriſten⸗ 
ſtand ſein und über jede das Recht, die Verwaltung und die 
Volkswirtſchaft berührende Frage authentiſchen Aufſchluß geben. 


39. Jahrgang. 


Dieſe weitgehende Verheißung iſt wohl nicht voll erfüllt, immer⸗ 
bin bietet aber das Nachſchlagewerk eine Fülle von Belehrung 
und Anregung und wird auch für Nichtjuriſten von Intereſſe 
ſein. Wertvoll find die ausführlichen Literaturnachweiſe, auch 
die gediegene und vornehme Ausſtattung des Werkes iſt rühmend 
bervorzuheben. Boſchan. 


2. Studien zur Förderung des gewerblichen Rechts— 
ſchutzes. Joſef Kohler als Feſtgabe zum 60. Geburtstage 
zugeeignet von deutſchen Praktikern. Carl Heymanns Verlag. 
Preis 10 &. 

Um Joſef Kohler, den Pionier der deutſchen Urheberrechts⸗ 
wiſſenſchaft, an ſeinem 60. Geburtstage beſonders zu ehren, 
baben ſich deutſche Praktiker, Richter, Rechtsanwälte, Mitglieder 
des Patentamts, Patentanwälte, nämlich Lobe, Kent, Finger, 
Wirth, Iſay, Tolksdorf, Ephraim, Seligſohn, Dunkhaſe, Richard 
Alexander⸗Katz, Herſe, Hüfner, Martin Seligſohn, Damme, 
Kloeppel, Freund, Rathenau, Oſterrieth, Waſſermann, Ming, 
Edwin Katz, du Bois Reymond, zuſammengetan; ihnen hat ſich 
aus alter Freundſchaft für den Gefeierten der Berner Profeſſor 
Röthlisberger mit einem Aufſatz über die Ergebniſſe der Berliner 
Urbeberrechtskonferenz von 1908 zugeſellt. 

Da die genannten Verfaſſer zur Elite der deutſchen Forſcher 
auf dem Gebiete des Urheberrechts gehören, iſt es nicht zu 
verwundern, daß ihre Feſtgabe eine lanx satura voll der ſchmack⸗ 
bafteſten Biſſen bildet. Mag Dunkhaſe in ſeiner Unterſuchung 
über die „Beſchwerde des Patentſuchers“ durch ſeine ſcharf⸗ 
ſinnige Beweisführung überzeugend nachweiſen, daß dem Patent⸗ 
ſucher ſelbſt gegen einen ihm günſtigen Beſcheid die Beſchwerde 
zuſtehen muß, mag Oſterrieth in ſeiner klaren Darſtellungsweiſe 
den Schutz phonographiſcher Aufnahmen behandeln, mögen die 
Verfaſſer Fragen des materiellen Patentrechts, des Warenzeichen⸗ 
rechts oder des internationalen Rechtsſchutzes erörtern, überall 
gewährt die Lektüre der Abhandlungen einen beſondern Genuß. 
Wir fteben hier vor einem Werke, das in Wahrheit eine Förderung 
des gewerblichen Rechtsſchutzes bedeutet. Leander. 


3. Gewerbepolizeirecht des Deutſchen Reiches. Syſte⸗ 
matiſche Darſtellung auf der Grundlage von Max v. Seydel's 
Gewerbepolizeirecht neu bearbeitet von D. Karl Ludwig 
Schecher, Tübingen 1910. J. C. B. Mohr. 

Verfaſſer gibt einer Neubearbeitung des zuletzt im Jahre 
1881 erſchienenen im Titel erwähnten Seidelſchen Werkes. 
Er mußte dabei das öffentliche Gewerberecht mit ſeinen Wand⸗ 
lungen und Veränderungen, denen es ſeit 1881 ausgeſetzt 
war, einer ſyſtematiſchen Verarbeitung unterziehen. Gewerbe⸗ 
polizeirecht iſt ihm der Inbegriff aller der ausſchließlich auf 
den Gewerbebetrieb bezüglichen und die polizeiliche Regelung 
des Gewerbes bezweckenden Rechtsnormen, durch welche die 
Gewerbefreiheit im öffentlichen Intereſſe beſchränkt wird (S. 9). 
Die ſyſtematiſche Behandlung wird für das Verſtändnis 
des Rechts der Gewerbeordnung, deren Auslegung durch die 
unüberfichtlihe Faſſung und an der kaſuiſtiſchen Methode leidet, 
von nicht zu unterſchätzendem Vorteil ſein. 


4. Die Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in ihrer 
neueſten Geſtalt nebſt Ausführungsvorſchriften und das Geſetz 
betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 
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Unter Mitwirkung von Dr. Helmuth Lehmann, Gerichts⸗ 
aſſeſſor in Charlottenburg, erläutert von Dr. Ernſt Neu⸗ 
kamp, Reichsgerichtsrat. Achte durchgearbeitete Auflage. 
Tübingen 1910. J. C. B. Mohr. 

Die Neukampſche Gewerbeordnung hat ſich längſt ihren 
Platz unter den Bearbeitungen dieſes dauernd. in Veränderung 
begriffenen Geſetzes erobert. Es genügt darauf hinzuweiſen, 
daß wieder eine neue Auflage erſchienen iſt, die zwar ihr 
Außeres durch Annahme eines größeren Formats etwas ver⸗ 
ändert, im übrigen aber ihre bewährten inneren Eigenſchaften 
bewahrt hat. 

Für ſpätere Auflagen wäre es erwünſcht, wenn der Autor 
ſich entſchließen wollte, die übliche Zitiermethode anzunehmen. 
EK G., EOL G., ERG. für Entſcheidungen des KG., OL G., RG. 
find recht außergewöhnlich. KG. iſt die eingeführte Abkürzung 
für das Jahrbuch des Kammergerichts, nicht EKG. N. 


Jubiläum. 


An den Herrn Geheimen Juſtizrat Dr. Guſtav Adolf 
Humſer in Frankfurt a. M. hat der Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins das folgende Glückwunſchſchreiben gerichtet: 

Hochgeehrter Herr Kollege! 

Zu dem Tage, an dem Sie eine arbeitsreiche und verdienſtvolle 
fünfzigjährige Tätigkeit im Dienſte des Rechts vollenden, ſendet 
Ihnen der Deutſche Anwaltverein die herzlichſten Glückwünſche. 
Mit dieſen Wünſchen verbindet ſich der aufrichtige Dank für alles, 
was Sie der deutſchen Rechtsanwaltſchaft in dieſer Zeit geweſen 
ſind und geleiſtet haben. ö 

Ihre Kollegen im Bezirk des Frankfurter Oberlandesgerichts 
haben Ihnen durch Ihre Wahl zum Vorſitzenden der Anwalts⸗ 
kammer den Beweis ihres Vertrauens und ihrer Hochſchätzung 
gegeben. 

Aber auch der in allen Teilen des Reiches wirkende Deutſche 
Anwaltverein hat ſich ſeit langen Jahren Ihrer erfolgreichen 
dankenswerten Teilnahme und Förderung erfreut und Ihr Name 
iſt weit über die Grenzen Ihrer Heimat hinaus, beſonders auch 
in den Kreiſen der Rechtsanwälte, mit Ehren genannt. 

Noch immer kämpft die deutſche Rechtsanwaltſchaft um die 
richtige Würdigung ihrer Beſtrebungen für die Förderung der 
Rechtspflege. In dieſem Kampfe iſt es ihr eine Stärkung, Männer 
in ihren Reihen zu ſehen, deren ganze Perſönlichkeit weithin 
Zeugnis ablegt für die Gerechtigkeit der Sache, der ſie ihre Teil⸗ 
nahme widmen. 

So dürfen wir Ihnen heute unſere Freude darüber aus⸗ 
ſprechen, daß Sie der Unſere ſind. Es iſt unſer herzlicher Wunſch, 
daß Sie den Ihrigen und Ihren Berufsgenoſſen noch lange Jahre 
erhalten bleiben. Mögen Ihnen noch viele Jahre beſchieden ſein, 
in denen es Ihnen vergönnt ſei, wie bisher die hohe Lebens⸗ 
aufgabe zu erfüllen, die Sie ſich ſelbſt geſtellt haben — durch 
Ihre Arbeit Ihren Mitmenſchen zu nützen. 

Leipzig, den 2. Januar 1910. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


aber, Dr. . Drucker, 
Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. 
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Die Frankfurter Anwaltskammer und der Frankfurter 
Anwaltsverein haben dem Jubilar die folgende Adreſſe überreicht: 
Hochgeehrter Herr Kollege! 

Ein halbes Jahrhundert iſt heute ſeit dem Tage vergangen, 
an welchem Sie zum erſten Male Ihren Beruf im Dienſte der 
Rechtspflege betätigen durften; auf ein halbes Jahrhundert reicher 
und ernſter Arbeit blicken Sie zurück, die Sie in anregender 
Freudigkeit, in bewunderungswürdiger Friſche und Regſamkeit des 
Geiſtes und Herzens geleiſtet haben. 

Innere Neigung und warmes Intereſſe für den lebendigen 
Rechtsverkehr haben Sie gerade zu dieſem Berufe in hohem Maße 
befähigt; in ſtets wachſender Liebe haben Sie ihm gelebt, aus 
ſeinen Laſten und Freuden reiche Anregung für Ihr Leben geſchöpft 
und ihn ſelbſt mit der herrlichen Eigenart Ihres Weſens, mit 
ſittlichem Ernſt und mit behaglichem Humor erfüllt. 

So dürfen denn wir, Ihre Mitarbeiter und Berufsgenoſſen, 
Sie am heutigen Tage mit freudigem Zuruf begrüßen und Ihnen 
damit unſere ungeteilte Anerkennung, vor allem aber auch unſeren 
herzlichſten Dank zum Ausdruck bringen. 

Aufrichtige Bewunderung und Anerkennung zollen wir Ihrer 
Anwaltstätigkeit; denn wir alle waren und find Zeugen Ihres 
raſtloſen und rühmlichen Wirkens im Dienſte des Rechts und der 
Gerechtigkeit, Ihrer nie ermüdenden Tätigkeit für alle Ihnen 
anvertrauten Intereſſen. 

Dank aber, herzlichen und innigen Dank ſagen wir Ihnen für 
alles, was Sie für unſeren Beruf und zum Nutzen und Segen 
unſerer Berufsgenoſſen getan haben. Das Vertrauen der Anwalt⸗ 
ſchaft hat Sie ſchon ſeit langen Jahren an die Spitze der Kollegen 
geſtellt. Mit allzeit gleichbleibendem Eifer, mit nie erlahmender 
Hingebung haben Sie ſich dem Ihnen übertragenen Amte gewidmet. 
Sie haben ſeine Ausübung als eine Ihnen liebgewordene Pflicht 
erfaßt und dieſe Pflicht mit vorbildlicher Treue erfüllt. Ihre 
Wirkſamkeit beſchränkte ſich auch nicht auf den engen Kreis der 
Aufgaben unſeres Bezirks und ſeiner Berufsgenoſſen; mit weitem 
Blick haben Sie vielmehr immer die Notwendigkeit erkannt, den 
allgemeinen Intereſſen der deutſchen Anwaltſchaft zu dienen und 
haben gerade in dieſer Hinſicht ein reich geſegnetes Wirken entfaltet; 
zu weit ausgebreiteter öffentlicher Tätigkeit in Stadt und Staat 
waren Sie berufen und haben auch dadurch dem Anwaltsberufe 
Ehre und Anſehen verſchafſt. 

Aber auch gar viele einzelne Berufsgenoſſen danken Ihrer 
edlen und hilfsbereiten Geſinnung manchen vortrefflichen Rat, der 
Ihrer ſo ungewöhnlich reichen Lebenserfahrung, Ihrem weiſen 
Verſtändnis und Ihrem ſicheren Blicke entſtammte. 

Möge, hochverehrter Herr Kollege, die Friſche des Körpers 
und Geiſtes, die Sie heute auszeichnet und in ſo beſonderem Maße 
befähigt, für uns und mit uns zu wirken, Ihnen noch lange Jahre 
erhalten bleiben, zu Ihrer eigenen Befriedigung und zum Segen 
der Frankfurter Anwaltſchaft. 

Frankfurt a. M., den 2. Januar 1910. 


Der Vorſtand Der Vorſland 


der Anwaltskammer. des Anwaltsvereins. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 
Die Willensmeinung einer bei der Teſtamentserrichtung 
hinzugezogenen Urkundsperſon iſt gegenüber dem Willen des 
Erblaſſers völlig unerheblich. Die Urkundsperſon iſt nur das 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 


M 2. 1910. 


mn... — nn — 


— — 


Werkzeug, durch das der Erblaſſer ſeinen Willen erklärt; ſie 
hat nur den Willen des Erklärenden in eine dieſem Willen 
entſprechende Form 15 bringen. — Der Wille des Erblaſſers 
iſt nicht nur dann als erklärt anzuſehen, wenn er der Urkunds⸗ 
perſon erkennbar geworden iſt. Die Auffaſſung, die die Urkunds⸗ 
perſon von der Willensrichtung des Erblaſſers gewinnt, kann 
für den Beweis der Willensrichtung des Erblaſſers von Be⸗ 


deutung ſein, nicht aber deſſen Willenserklärung ſelbſt erſetzen. 
Entſch. Nr. 4. EL 


§ 226 BGB. begründet zwar nicht ein ſelbſtändiges Recht 
des Dritten gegen den ſich die Abſicht der Schädigung richtet, 
gewährt jedoch das Recht, der Schikane mit allen geſetzlichen 
Mitteln entgegenzutreten, und zwar nicht bloß im Wege der 
Einrede, ſondern auch mittels Klage auf Unterlaſſung der 
ſchikanöſen Rechtsausübung. Die Anwendbarkeit des § 226 
umfaßt auch die Verletzung idealer Werte und Intereſſen. 
Entſch. Nr. 6 beſchränkt das Verbot eines Vaters an ſeinen 
Sohn, das in dem umfriedeten Eigentum des erſteren gelegene 
Grab der Mutter zu beſuchen, auf das den Umſtänden nach 
rechtmäßige Maß, da die Hinderung dieſer Pietätspflicht auf 
bloßer Schikane beruhe. 

Der körperlich Beſchädigte hat der Verpflichtung, die ihm 
§ 254 BGB. dem Schädiger gegenüber auferlegt, nach Entſch. 
Nr. 8 dadurch vollſtändig erfüllt, daß er einen approbierten 
Arzt zuzog und deſſen Anordnungen befolgte. Für ein von 


dem Arzte bei der Behandlung begangenes Verſehen iſt er 
nicht verantwortlich. 


Der Mittelgang eines kommunalen Schlachthauſes iſt ein 
allgemeiner, allen Benutzern zur Verfügung ſtehender Raum, 
hinſichtlich deſſen von einer privatrechtlichen Vertragsverbindlichkeit 
der Gemeinde nicht die Rede ſein kann. Für einen ordnungs⸗ 
widrigen und verkehrsgefährlichen Zuſtand des Raumes haftet 
die Gemeinde nach Entſch. Nr. 9 nur aus dem allgemeinen 
Geſichtspunkte, daß ſie dort einen allgemeinen Verkehr er⸗ 
öffnet hat. 

Entſch. Nr. 10 verneint das Beſtehen einer rechtlichen 
Vermutung des Inhalts, daß zugunſten eines Schuldners, der 
ſich im Beſitze der Schuldurkunde befindet, bis zum Beweiſe 
des Gegenteiles anzunehmen ſei, ſeine Verpflichtung ſei erloſchen. 

Wer Papiere mit einer Sperrklauſel kauft, verpflichtet ſich, 
ſie während der feſtgeſetzten Zeit von der Börſe fernzuhalten. 
Indem er weiterveräußert, ſei es auch unter Stipulierung der 
Sperrklauſel, verringert er die 5 mit der auf 
die Durchführung der Sperre gerechnet werden kann. Daher 
hat nach Entſch. Nr. 11 er es zu entgelten, wenn ein Nach⸗ 
mann durch unterlaſſene Weiterſtipulierung der Sperrverpflichtung 


oder durch eigenes Andenmarktbringen den für ihn maßgebenden 
Vertrag verletzt. 


Entſch. Nr. 12 behandelt die Anwendung der für den 
Kauf geltenden Minderungsvorſchriften auf den Tauſchvertrag. 


Die Vorſchrift des 8 1985 BGB. läßt ſich nach Entſch. 
Nr. 16 nicht dahin auffaſſen, daß dem Nachlaßverwalter die 
Verwaltung nur inſoweit übertragen ſei, als dies zur Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich ſein würde. Die Ver⸗ 
pflichtung des Verwalters, den Nachlaß in der Regel nur in⸗ 
ſoweit in Geld umzuſetzen, als es zur Berichtigung der Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten erforderlich iſt, enthält keine Beſchränkung der 
ihm durch das Geſetz eingeräumten Verwaltungs: und Ber: 
fügungsmacht, hat vielmehr nur die Bedeutung einer aus dem 
Zwecke ſeiner Einſetzung ſich ergebenden Anleitung für ſeine 
Tätigkeit. 

In Aufrechterhaltung der Meinung, daß Verfügungen über 
zukünftige Eigentümerhypotheken nicht eintragungsfähig ſeien, 
ſpricht Entſch. Nr. 30 dieſe Unzuläſſigkeit auch aus für die 
Vormerkung von Anſprüchen auf Vornahme ſolcher Ver⸗ 
fügungen. N. 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


— — 


N 3 (Bogen 11 bis 16). 


Berlin, 1. Berlin, 1. Februar 1910. 1910. 


139. 39. Jahrgang.] 81 1 81 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deutffeßen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Juſtifrat Dr. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
Verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


— —— — 


Preis für den Jahrgang 25 Mart, einzelne Nummern pro Bogen BO Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Pie Beftellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 3 


Einladung. 


Leipzig, den 25. Januar 1910. 


Kraft des von dem Vorſitzenden des Dentichen Anwaltvereins mir erteilten Auftrags berufe ich hiermit gemäß 
$ 11 der Vereinsſatzung die im Bezirke des Landgerichts Leipzig wohnhaften Mitglieder, die dem Vereine am 


1. Januar 1910 angehört haben, auf 


Mittwoch, den 9. Februar 1910, abends ½8 Uhr, pünktlich 
nach dem Hotel Sachſenhsf (unterer Saal) in Leipzig zur Verſammlung für die Wahl eines Vertreters und 


eines Erſatzmannes. 


Die Wahl erfolgt geheim durch Stimmzettel, wobei die abſolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erfordert wird. 
Zur Teilnahme an dieſer Verſammlung lade ich ergebenft ein. 
Rechtsanwalt ©. €. Freytag. 
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Hälfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Bamberg und Breslan haben der Kaſſe abermals Bei- 
hilfen von 1 500 & und 2000 & gewährt. Den Kammern 
uud ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Vereins nachrichten. 


Berſchiedene Anfragen betreffend. 
Infolge häufiger Aufragen wird darauf hingewieſen: 

1. daß die neuen Satzungen im Terminskalender für 
1910 abgedruckt find, 

2. daß Reklamationen wegen unpünktlicher Zuſendung 
oder Nichtempfangs einzelner Nummern der 
Inriſtiſchen Wochenſchrift uur an das zuſtändige 
Poſtamt des Wohnorts zu richten ſind. 

Leipzig, im Jaunar 1910. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Dr. M. Drucker, 
Schriftführer. 


Geſchäftsleiter betreffend. 
Die Stelle eines Geſchäftsleiters des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins fell baldtunlichſt, vorausſichtlich im März 1910, 
beſetzt werden. 


Herren, welche ſich um dieſe Stellung bewerben wollen, 
wird auheimgegeben, Bewerbungsſchreiben an den Vorſtand 
des Deutſchen Anwaltvereins zu Händen des Vorſitzenden, 
Geheimen Juſtizrat Haber, Leipzig, Schwägrichenſtraße 13, 
zu richten. 


Pertreterwahlen betreffend. 


Die Ausſchreibung der Wahlen zur Vertreterverſammlung 
iſt erfolgt. Nach 8 11 der Vereinsſatzung in der von dem 
Leipziger Anwaltstage am 21. November 1909 abgeänderten 
Faſſung iſt bei Aufſtellung der Liſte der diesmal wahl⸗ 
berechtigten Vereinsmitglieder der Stand der Mitglieder⸗ 
zahlen vom 1. Jannar 1910 zugrunde zu legen. Die 
Wahlberechtigen werden in jedem Wahlbezirke durch ein 
vom Vorſitzeuden des Vereins beauftragtes Mitglied zur 
Wahlverſammlung unmittelbar eingeladen. Wahlberechtigte 
Vereinsmitglieder, die bis zum 1. Februar 1910 eine Ein⸗ 
ladung nicht empfangen haben ſollten, werden erſucht, 
ſich deshalb zunächſt mit dem in ihrem Bezirke fungierenden 
Wahlleiter in Verbindung zu ſetzen. Auch der unter- 
zeichnete Schriftführer wird auf Grund der hier geführten 
Liſten Anstunft geben. 

Aus der hierunter folgenden Tabelle ſind die Wahl⸗ 
bezirke und die Namen der Wahlleiter erſichtlich. 

Leipzig, den 20. Jaunar 1910. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Dr. A. Drucker, 
Schriftführer. 
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Nummer 


I. 


III. 


IV. 


V. 


Oberlandesgerichte 


Name 


Berlin (Kammergericht). 


Braunſchwe ig 


Breslau 
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Landgerichte 


Name 


Augsburg 
Eichſtätt 
Kempten 
Memmingen 
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Aſchaffenburg 
Bamberg 
Bayreuth 
Hof a. Saale 
Schweinfurt 
Würzburg 
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Berlin 1 (bis II). 
Berlin II 


Guben 
Landsberg a. W. 
Neu⸗Ruppin 
Pots dan 
Prenzlau 


Braunſchweig 


Beuthen O. S. 
Breslau 


Glatz 
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Oppeln.. 
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Gans 
Marburg (Bez. Caſſel) .. 


Wahlleiter 


Name und Wohnort 


4 


| Juſtizrat Max Weigl, 
Augsburg 


| Rechtsanwalt 
| M. Höflein, Bamberg 


Juſtizrat Ernſt Heinitz, 
Berlin 


| Juſtizrat Jacobi, 
Frankfurt a. O. 


Rechtsanwalt Dr. Alfred 
Jürgens, Braunſchweig 


Juſtizrat Cohn, Beuthen. 
Geheimer Juſtizrat Feige, 
Breslau 
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Juſtizrat Kühne, Glatz 


Juſtizrat Dr. Harnier, 
Caſſel 


| 


| 


BE 


Anzahl 
der Wahlberechtigten 


Oberlandes⸗ 


Landgerichte gerichte 


5 6 


73 


95 


70 


24 
445 
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29. Jahrgang 


Nummer 


1 


VII. 


VIIL 


XII. 


Oberlandesgerichte 


Celle 


Düſſeldorf 


Name 


Juriſtiſche Wochenſchrift. En 


Landgerichte 
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Name 


Aurich 


Detmold. 
Göttingen 


Colmar (ElſaßB ...... 
MMM ů 
Mülhauſen (Elſaß ) 
Saargemünd. ....... 
Straßburg (Elſaß) 
Zaberrn 


Leipzig 


Freiberg i. SSS. 
Düſſeldorr 
Duisburg 


Elberfeld 


Crefeld 


München⸗ Gladbach 


Juſtizrat Dr. 
Hannover 
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Wahlleiter 


Name und Wohnort 


4 


Juſtizrat Schneider, Celle. 


Jiſchrat Dr. Peter 
Jonen I, Cöln 


Juſtizrat Dr. Seber, Trier 


Sn Lehnebach, | 
Straßburg 


5 * Mainz. 
(bleibt unvertreten) 


RA. Dr. Schulze, Neuſalza 
Juſtizrat Liebe, Chemnitz 
Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch, 

Dresden 
9 


ipzi 
Juſtirat Dr. v. Petri⸗ 


kowsky, Plauen. 


Juſtizrat Reinhard, 
ZwickavW⁸u 
(bleibt unvertreten) 


Juſtizrat Dr. Becker, 

Düſſeld ore 

Juſtizrat Dr. 

Duisburg⸗Ruhrort 

Juſtizrat Dr. 
Ba 


Berend, 
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Engels, 


Güldner, 
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Oberlandesgerichte Landgerichte Wahlleiter Be 55 55 1 9 
Nummer are 
Name Name Name und Wohnort Landgerichte 5 
1 2 3 4 5 | 6 
XIII. | Frankfurt a. Mm. Frankfurt a. Me Geh. Juſtizrat Dr. Humſer, 
Frankfurt a. Mm. 161 
Wiesbaden Juſtizrat Siebert, Wies⸗ | 
baden 54 | 
Hehingen ......... 2 
Limburg a. d. KL. (bleibt unvertreten) 18 
Neuwied a 11 246 
XIV. Hamburg Meme er Rechtsanwalt Dr. Schulze⸗ 
Smidt, Bremen 75 | 
Hamburg Rechtsanwalt Dr. Robi⸗ | 
now, Hamburg 177 
Lübeck (bleibt unvertreten) 22 274 
XV. I Hamm Bochugͥ Juſtizrat Dr. Roemer, | 
Bochum 54 
Dortmund Geh. Juſtizrat Tewaag, | 
Dortmund 87 
Cern tr Rechtsanwalt Max Abel, 
Eſſ aa 183 
Hagen i. www. Rechtsanwalt Voß, Hagen 50 
Arnsberrrrnr g 16 
Bielefeld rmpumk Juſtizrat Dr. Bödicker, 40 
Münſter i W. Münſter 33 
Paderboerrn 17 Ä 380 
XVI. Jena Alten bung 31 
Eiſenaezee 13 
Gera (Reußß)ß)ß) 23 
Gn Site Dr. geiß, San 
Meiningen 29 
Rudolſt ade 16 
Weimaeu 37 Ä 174 
XVII. I Karlsruhe Karlsrunee Rechtsanwalt A. Kuſel, | 
j Karlsruhe 73 
Mannheim Fiskalanwalt Selb, 
Mannheim 69 
Freiburg i. BB... 36 
Heidelbernggaaggg 32 
Konſtan 2.2.2... Rechtsanwalt Sinauer, 21 
Mosbach (Baden) Freiburg i. B. 13 
Offenburg (Baden | 21 | 
Waldshut ......... 5 2270 
XVIII. Kiel Altona (Elbe). Juſtizrat Uflacker, Altona 70 | 
Kl 2. rer Juſtizrat Bokelmann, | 
N! 73 
Flensbun gg (bleibt unvertreten) 39 182 
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Oberlandesgerichte 


XIX. Königsberg i. Pfr. 
XX. I Marienwerder 
XXI. [München 
XXII. [ Naumburg a. S. 
XXIII. [ Nüru berg 
XXIV. Oldenburg 
XXV. I Poſen 
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Landgerichte Wahlleiter 


Name und Wohnort 


Königsberg i. Pr... . . . Geh. Juſtizrat Ellendt, 
Königsberg i. Pꝰꝛ). 

Allenſteiu’in ' 

Bartenſtein (Oſtpr. ) 

3 (Oſtpr.) Juſtizrat Forche, 

nſterbung 

DE ˙ ie e Inſterburg 

Memel 

ZU: zung 

Dane vu. 0u 0% Juſtizrat Behrendt, Danzig 

Elbin-ʒIdammn mn 

Grauden ggg Rechtsanwalt Samulon, 

Konitz (Weſtpr. ) Graudenzzz 

Thorn. 

München J (u. II) .. ..] Juſtizrat Rauſch, München 

Deggendorrrr 

Landshut 

Paſſauuuuuſ (bleibt unvertreten) 

Straubing. 

Traunſtein 

Halle a. ·Uwt Juſtizrat Elze, Halle... . 

Magdebun g Juſtizrat Gieſeke, Magde⸗ 
burg 

Deſſ au 

Gurk 

Yaumbug u [6 Selle Tetttiemit 

Nordhauſen N eee 

Stendal 

Tor gan 

Nürnberrrr gg Juſtizrat O. Vollhardt, 
Nürnberrrg 

Amberg 

Ansbach ee Rechtsanwalt Dorſch, 

Fürth F Fürth i. B. 

Regens bung 

Weiden | 

Oldenburg i. GwG. (bleibt unvertreten) 

r Juſtizrat Landsberg, 
Poſen 

Bromberr g 

Gneſeennn 

Liſſa (Bez. Poſen Juſtizrat Wolfen, 

Meſerititll Bromberg 

Oſtrobbto 
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. f f f Anzahl 
Oberlandesgerichte Landgerichte Wahlleiter der Wahlberechtigten 
Nummer FF ERROR 5 
Oberlandes⸗ 
Name Name Name und Wohnort Landgerichte gerichte 
— 2 = 3 — — 
XXVI. I RNoſtocec fk Güſtro yy 25 
Neuſtrelizzz: e Rechtsanwalt \ 17 
Roftod... 2.2.2222... br. Hinrichſen, e 37 
Schwerin (Mecklb.) | 48 127 
XXVII. Stettin Sein he Juſtizrat E. Meiſter, 
Sein 70 
Greifswald 30 
Köslin Juſtizrat Hug o de Witt, 22 
Stargard i. P. Stargard 18 
Stolp i. Pp. 18 158 
XXVIII. Stuttgart Stuttgarrretet Rechtsanwalt Dr. Löwen⸗ 
ſtein I, Stuttgart. 125 
Ellwangen 12 
Hall (Schwäbiſch ) | 13 
Heilbrom ......... een 23 
Ravensburg Pr. G *** ! 25 
Rottweil... .. 2.2.2... EN 20 
Tübingen | 29 
ANA nee er 29 | 276 
XXIX. Zweibrücken Frankenthal (Pfalz) 35 
Kaiſerslautern Juſtizrat Merckle, \ 19 
Landau (Pfalz Frankenthal (Pfalz) ö 14 
Zweibrücken 215 89 
XXX. IReichsgerich eee. Geheimer Juſtizrat | 
Dr. Ervthropel, Leipzig 2 23 


Bom Porſtande des Deutifchen Anwaltvereins 
iſt an den Reichskanzler die nachſtehende Ein- 
gabe gerichtet worden: 


Leipzig, den 13. Januar 1910. 


Der Anwaltstag hat durch einſtimmigen Beſchluß ſeine 
Anſicht dahin ausgeſprochen, 
daß der Ausſchluß des Rechtsmittels der Reviſion bei 
übereinſtimmendem Urteil des Landgerichts und des Ober⸗ 
landesgerichts durchaus abzulehnen ſei. | 
Dieſer Beſchluß ift veranlaßt durch die in der Preſſe ohne 
Widerſpruch verbreitete Nachricht, daß ſeitens des Reichsjuſtizamts 
ein Geſetzentwurf ausgearbeitet ſei, durch welchen die Reviſion 
in Zivilſachen bei übereinſtimmenden Urteilen der erſten und 
zweiten Inſtanz ausgeſchloſſen ſein ſoll. 
Nach weiteren Mitteilungen der Tagesblätter und der Fach⸗ 
preſſe ſoll die ausgearbeitete Novelle eine Einſchränkung für den 


Fall enthalten, daß das Urteil der zweiten Inſtanz mit 
einem vom Reichsgericht aufgeſtellten Rechtsſatz im Wider— 
ſpruch ſtehe. In dieſem Falle ſoll alſo die Reviſion ohne 
Rückſicht auf die Übereinſtimmung der Urteile der Vorinſtanzen 


zluläſſig fein. 


Gegen den Vorſchlag der Beſchränkung der Reviſion auf 
verſchieden lautende Urteile haben ſich der 29. Deutſche Juriſtentag 
zu Karlsruhe — Verhandlungen des 29. Deutſchen Juriſtentages, 
Berlin 1909, Band 5 Seite 773 — und die Anwaltskammer 
des Reichsgerichts — Juriſtiſche Wochenſchrift 1909 Seite 373 flg. 
— und haben ſich auch in neueſter Zeit zahlreiche Schriftſteller 
erklärt. 

Wir nehmen noch auf die Verhandlungen des Anwalts- 
tages vom 21. November v. Is. Bezug und geſtatten uns hier 
die nach unſerer Auffaſſung gegen die Annahme des in Rede 
ſtehenden Vorſchlages in Betracht kommenden Gründe nochmals 
in Kürze hervorzuheben. 
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Der einzige Umſtand, der unſeres Erachtens zu dem Vor⸗ 
ſchlage führen kann, die Reviſion auf difforme Urteile zu be⸗ 
ſchränken, iſt der, daß durch eine ſolche Beſchränkung eine ſehr 
große Anzahl von Sachen, die bisher der Reviſion unterlagen, 
der teichsgerichtlichen Rechtſprechung entzogen werden würden, 
ſo daß dieſe Neuerung, wenn ſie unbeſchränkt eingeführt werden 
wurde, den Zweck einer erheblichen Entlaſtung des Reichsgerichts 
zu erreichen wohl geeignet wäre. Man ſchätzt allgemein die 
Ziffer der Sachen dritter Inſtanz mit übereinſtimmenden Urteilen 
erſter und zweiter Inſtanz etwa ebenſo hoch wie die Zahl der 
Sachen mit divergierenden Urteilen. Es iſt aber auch vielfach 
die Meinung ausgeſprochen worden, daß die Zahl der konformen 
Sachen allmählich wachſen würde, weil die Gerichte erſter und 
zweiter Inſtanz immer mehr dazu gelangen würden, ihre parti⸗ 
lulären Rechtsauffaſſungen zur Geltung zu bringen, weil die 
Landgerichte von vornherein der Rechtſprechung des über⸗ 
geordneten Oberlandesgerichts ſich immer mehr fügen und damit 
eine immer größere Anzahl von Sachen der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts entziehen würden. 

Aus der Erfahrung können wir darauf hinweiſen, daß in 
verſchiedenen Bezirken des Reichs eine partikuläre Rechtsauffaſſung 
bezüglich wichtiger Rechtsfragen ſchon früher zutage getreten 
und nur durch die immer wieder reformierende Tätigkeit des 
Keichsgerichts unterdrückt worden iſt. 

Ein viel genanntes Beiſpiel bietet die Rechtſprechung der 
banſeatiſchen Gerichte auf dem Gebiete des Börſenrechts und 
die Rechtſprechung der ſächſiſchen Gerichte bezüglich des Rechts 
der Eheſcheidung. — Juriſtiſche Wochenſchrift vom 15. No⸗ 
vember 1909 Seite 680. — Es wäre nicht ſchwer, dieſen 
Beiſpielen andere, auch aus älterer Zeit, hinzuzufügen. 

Hiernach handelt es ſich um einen Eingriff in die Berufs⸗ 
tätigkeit des Reichsgerichts von außerordentlich großem Um⸗ 
tange, und es dürfte eine jo weit gehende Einſchränkung der 
Tätigkeit des höchſten Gerichtshofs über den gegenwärtig an⸗ 
juſtrebenden Zweck erheblich hinausgehen. — 

Innere Gründe, durch welche eine ſo einſchneidende Maß⸗ 
tegel gerechtfertigt werden könnte, beſtehen nicht. Wenn man 
geltend gemacht hat, daß die Abereinſtimmung der Urteile der 
Vorinſtanzen eine gewiſſe Gewähr für die Richtigkeit der Ent⸗ 
ſcheidung biete, ſo iſt dies ein Grund, deſſen Unrichtigkeit bei 
näherer Betrachtung ohne weiteres erhellt. 

Dic Abereinſtimmung der Urteile, die ſich in der Urteils⸗ 
formel ausdrückt, iſt ſehr häufig nur ein Schein. Von einer 
ſolchen Ubereinſtimmung könnte nur die Rede fein, wenn auch 
die Gründe übereinſtimmten. Wenn zum Beiſpiel der erſte 
Richter die Klage abweiſt, weil die Form nicht gewahrt ſei, 
und der zweite Richter den Formmangel verneint, aber aus 
materiellen Gründen zu derſelben Entſcheidung kommt, ſo fehlt 
eine wirkliche Ubereinſtimmung der Urteile. Dasſelbe gilt von 
den vielen Fällen, in denen in zweiter Inſtanz die Anführung 
neuer Tatſachen einen neuen Tatbeſtand und eine neue Rechts⸗ 
lage ſchafft und zufällig auch bei dieſer veränderten Sach⸗ und 
Rechtslage die zweite Inſtanz zur Beſtätigung des erſten 
Urteils gelangt. Das Reichsgericht iſt genau genommen 
häufig genug in der Lage, als Gericht zweiter Inſtanz zu 
ertennen, wenn nämlich der zweite Richter feine Ent⸗ 
ſcheidung auf einen Grund ſtützt, der in erſter Inſtanz 
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nicht vorgebracht oder doch jedenfalls von dem Gericht einer 
Prüfung nicht unterworfen worden war. Wenn in einem 
ſolchen Falle bei Übereinſtimmung der beiden erſten Urteile 
die Reviſion ausgeſchloſſen wird, ſo hat tatſächlich nur eine 
Inſtanz über die entſcheidende Frage erkannt und kann von 
einer Gewähr, die ſich aus der Übereinſtimmung zweier Urteile 
ergeben ſollte, nicht die Rede ſein. — 

Soweit eine Statiſtik beſteht, ſpricht ſie durchaus gegen 
die Annahme, daß das Reichsgericht konſorme Berufungs⸗ 
urteile in geringerem Umfange aufgehoben und geändert hätte 
als Urteile bei difformen Entſcheidungen. Nach dem Bericht 
der 12. Kommiſſion des Reichstags über den Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend Anderungen der Zivilprozeßordnung von 
1905 (Druckſachen des Reichstages Nr. 782 Seite 4533), hat 
ein Vertreter des Reichsjuſtizamts mitgeteilt, daß nach Er: 
mittelungen hinſichtlich der Urteile, welche das Reichsgericht im 
Jahre 1904 in Streitigkeiten über Objekte von 2000 —3 000 J 
gefällt habe, von 363 Urteilen 172 ſolche Streitigkeiten be⸗ 
troffen haben, in denen gleichlautende Vorentſcheidungen vor⸗ 
lagen, und daß von den 172 Urteilen 52 auf Aufhebung bzw. 
Anderung des angefochtenen Urteils gelautet haben. Dies 
würde einen Prozentſatz von über 30 Prozent Aufhebungen 
ergeben, während erfahrungsgemäß im allgemeinen höchſtens in 
27—28 Prozent der Fälle die Reviſion zu einer vom Be⸗ 
rufungsurteil abweichenden Entſcheidung führt. 

In den Verhandlungen des Deutſchen Anwaltstages 
— Juriſtiſche Wochenſchrift 1909 Seite 765 — iſt auf eine 
Statiſtik für die Zeit vom 1. Oktober 1907 bis 30. Sep⸗ 
tember 1909 hingewieſen worden. Nach derſelben war die 
Zahl der Aufhebungen bei konformen und difformen Urteilen 
nur wenig verſchieden. 

Ein Mitglied der bezeichneten Reichstagskommiſſion be⸗ 
richtete (Druckſachen Nr. 782 Seite 4514), es habe bei einer 
Durchſicht von 5 Bänden Reichsgerichts-Entſcheidungen ge⸗ 
funden, daß von den aufgehobenen Urteilen ein Drittel 
konforme geweſen ſeien. 

Vergleiche ferner, bezüglich des 70. Bandes der Ent⸗ 
ſcheidungen, Juriſtiſche Wochenſchrift 1909 Seite 681. — Der 
Reichsgerichtsrat Peters hat nach den Verhandlungen des 
29. Deutſchen Juriſtentages, Band 5 Seite 715, ausgeführt, 
daß bei konformer Entſcheidung der Vorinſtanzen die Zahl der 
aufhebenden Urteile, und zwar von Urteilen in äußerſt wichtigen 
Sachen, in denen grundſätzliche Fragen entſchieden ſeien, nicht 
gering ſei. Es ſeien beiſpielsweiſe Sachen geweſen, in denen 
es ſich um die Frage gehandelt habe, ob ein beſtimmtes Rechts: 
geſchäft gegen die guten Sitten verſtoße. — 

Aber dem Geſetzesvorſchlage fehlt nicht nur die innere 
Berechtigung, ſondern er erweckt auch in weiten Kreiſen ſach⸗ 
kundiger Männer die Beſorgnis einer erheblichen Gefährdung 
unſerer Rechtspflege. 

Dies iſt wohl inſoweit allgemein anerkannt, als es ſich 
um die Schädigung der Rechtseinheit handelt. Auf dieſer 
Erkenntnis beruht der Vorſchlag, die Einſchränkung des Rechts⸗ 
mittels nicht eintreten zu laſſen, wenn die übereinſtimmenden 
Urteile gegen einen vom Reichsgericht ausgeſprochenen Rechtsſatz 
verſtoßen. Auch der Oberlandesgerichtspräſident Hamm, der 
in einem Gutachten für den 29. Deutſchen Juriſtentag ſich für 
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die Beſchränkung der Reviſion auf den Fall difformer Urteile 
erklärte, hob nach Seite 46 Band 3 der Verhandlungen (Gut⸗ 
achten) hervor: 

„Immerhin läßt ſich nicht verkennen, daß die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und infolgedeſſen auch die Rechts⸗ 
anſchauungen über manche Fragen in den einzelnen 
Teilen des Reichs verſchieden ſind, und daß aus dieſem 
Grunde auch jetzt noch die Gefahr nicht völlig aus⸗ 
geſchloſſen iſt, es werde ſich unter einer auf duae 
difformes beſchränkten Reviſion in einzelnen Landesteilen 
eine beſondere Rechtſprechung herausbilden.“ 

Mit Recht hat man von anderer Seite hervorgehoben, daß 
die geplante Einſchränkung des Rechtsmittels den Richter zweiter 
Inſtanz darüber entſcheiden läßt, ob ſein Urteil der Nachprüfung 
durch das Reichsgericht unterworfen ſein ſoll. Wenn er dem 
erſten Richter beitritt, ſo iſt die Sache erledigt, und kommt das 
Berufungsgericht nicht in Gefahr, nach Aufhebung des Urteils 
zum zweiten Male ſich mit dem vielleicht ſehr ſchwierigen und 
umfangreichen Prozeßmaterial zu beſchäftigen. Es liegt uns 
fern, die Gewiſſenhaftigkeit der Richter, die in zweiter Inſtanz 
zu erkennen haben, irgendwie anzuzweifeln. Aber es gibt 
pſychologiſche Momente, die unbewußt die Handlungen auch der 
gewiſſenhafteſten Perſonen beeinfluſſen können. Momente dieſer 
Art können beſonders in zweifelhaften Fällen ohne weiteres 
dazu führen, den langwierigen Prozeß durch eine konforme Ent⸗ 
ſcheidung zu beenden, während eine weitere ſorgfältige Prüfung 
noch zu neuen Erwägungen, zu umſtändlichen Ermittelungen 
und ſchließlich zu einem anderen Ergebnis führen könnte. 

Solange das Reichsgericht beſteht, iſt aus den Urteilen 
desſelben die Neigung vieler Oberlandesgerichte erkennbar, ſchnell 
zum Spruch zu gelangen und unter Abſchneidung umfaſſender 
Beweisanträge den Prozeß zu Ende zu bringen. Es ſind 
außerordentlich zahlreiche Urteile des Reichsgerichts, durch welche 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen deswegen aufgehoben worden 
ſind, weil den Parteien die Möglichkeit, ihre Behauptungen zu 
beweiſen, durch Verweigerung der Beweisaufnahme genommen 
worden war. Dieſe Fälle haben ſich infolge der ſtrengen Über⸗ 
wachung durch das Reichgericht vermindert. Sie würden ſich 
wieder vermehren, ſowie die Kontrolle des Reichsgerichts fehlen 
würde und die Oberlandesgerichte ihre Entſcheidungen mit dem 
Bewußtſein fällten, daß dieſelben bei Abſchneidung der Beweiſe 
und Zurückweiſung der Berufung einer Anderung nicht aus⸗ 
geſetzt ſeien. — 

Im Intereſſe des Anſehens der Oberlandesgerichte ſelbſt 
ſollte dieſer Verſuch einer Geſetzesänderung nicht gemacht werden. 
Denn die Berufungsgerichte würden bei konformer Entſcheidung 
in vielen Fällen dem Verdacht ausgeſetzt ſein, daß ihre Ent⸗ 
ſcheidungen durch die Rückſicht darauf beeinflußt ſeien, daß die 
konforme Entſcheidung der Reviſion unzugänglich ſei. Jedenfalls 
iſt die kontrollierende Tätigkeit des Reichsgerichts eine ſehr 
wertvolle Garantie für die ſorgfältige Behandlung der Sache 
in der Vorinſtanz. — 

Für die Tätigkeit des Reichsgerichts ſelbſt würde die 
geplante Beſchränkung unheilvolle Wirkungen hervorrufen 
können. Gegenwärtig iſt das Reichsgericht in der Lage, gegen⸗ 
über den Gerichten der Vorinſtanzen, wenn dieſelben in 
gewohnten Geleiſen nach hergebrachten Meinungen die Ent⸗ 
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ſcheidung übereinſtimmend gefällt haben, ſchöpferiſch neuen 
Rechtsgedanken zum Siege zu verhelfen. Die Rechtſprechung 
des Reichsoberhandelsgerichts wie des Reichsgerichts hat häufig 
Rechtsgedanken in die Praxis eingeführt, die von den Gerichten 
der Vorinſtanzen nicht erkannt waren, die ſich aber durch die 
Initiative des Reichsgerichts Anerkennung erworben und 
ſchließlich vielfach auch Eingang in die Geſetzgebung gefunden 
haben. Dieſe ſchöpferiſche Tätigkeit des Reichsgerichts würde 
lahmgelegt werden, ſobald nur die Gerichte der Vorinſtanzen, 
auf hergebrachten Wegen gehend, unter ſich einig geworden ſind. 
Und wenn die Vorinſtanzen ſich an eine Entſcheidung des 
Reichsgerichts angelehnt haben, welche vom Reichsgericht ſelbſt 
nicht mehr als zutreffend erachtet wird, ſo wäre das Reichs— 
gericht gehindert, ſeine Judikatur nachzuprüfen und zu ändern. 

Es gibt aber auch Sachen von ſo großer allgemeiner 
Bedeutung, daß man ſie ſchon deswegen nicht aus dem Grunde 
der Nachprüfung des Reichsgerichts entziehen darf, weil äußerlich 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen übereinſtimmend ſind. 

Es wird beiſpielsweiſe der Fall hervorgehoben, in welchem 
es ſich darum handelt, ob ausländiſche Urteile im Inlande 
vollſtreckbar ſind, insbeſondere ob die Gegenſeitigkeit mit anderen 
Staaten verbürgt iſt (§S 328 ZPO.). Vor nicht langer Zeit 
ſprach ein deutſches Oberlandesgericht bei der Prüfung der 
kaliforniſchen Geſetzgebung und Praxis bezüglich dieſes Punktes 
den Satz aus, daß es hier entſcheidend immer nur auf die 
Übung des höchſten Gerichtshofes ankommen könne. Zahl⸗ 
reiche Parteien, zwiſchen denen bezüglich der Vollſtreckbarkeit 
kaliforniſcher Urteile derſelbe Streit um große Kapitalien 
ſchwebte, nahmen von einem Prozeſſe Abſtand, nachdem das 
Reichsgericht in einer Sache eine Entſcheidung gefällt hatte, 
und dieſe wäre bei Geltung der geplanten Novelle unmöglich 
geweſen, weil die Vorinſtanzen übereinſtimmend erkannt hatten. 

Auch ſonſt kommen Prozeſſe zur Entſcheidung, in denen 
ſo wichtige Intereſſen auf dem Spiele ſtehen, daß von weiten 
Kreiſen die Entſcheidung der höchſten Inſtanz mit Spannung 
erwartet wird und alle, die ein Intereſſe zur Sache haben, erſt 
mit der Entſcheidung des höchſten Gerichtshofes die Streitfrage 
als gelöſt betrachten. Es braucht nur an die Fälle erinnert 
zu werden, in denen für alle Zeiten wiederkehrende Ver⸗ 
pflichtungen großer öffentlich - rechtlicher Korporationen (Ge⸗ 
meinden uſw.), auch der Einzelſtaaten und des Reichs zur 
Tragung erheblicher Laſten zur Feſtſtellung kommen ſollen. 
Man kann ſolche Sachen der Nachprüfung des Reichsgerichts 
nicht entziehen, ohne die Bedeutung und das Anſehen des 
Reichsgerichts herabzudrücken. — 

Wenn die Geſetzesvorlage eine Ausnahme für den Fall 
vorſieht, daß die Vorderurteile mit einem vom Reichs— 
gericht aufgeſtellten Rechtsſatz nicht in Ubereinſtimmung 
ſind, ſo iſt dies, wie bereits angedeutet, ein Beweis dafür, 
daß auch von dem Verfaſſer der Vorlage die Gefahren, die 
mit der Einführung der in Rede ſtehenden Einſchränkung ver⸗ 
bunden ſind, wenigſtens nach einer Richtung nicht verkannt 
werden. Wir halten aber dieſe Einſchränkung für eine Un⸗ 
möglichkeit. Sie würde zunächſt die Wirkung des Vorſchlags 
nahezu aufheben. Denn der Streit darüber, ob ein Berufungs- 
urteil gegen einen Rechtsſatz des Reichsgerichts verſtößt, würde 
in außerordentlich häufigen Fällen entſtehen. Ferner würden 
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die Richter und Rechtsanwälte des Reichsgerichts hauptſächlich 
mit der Prüfung der früheren Urteile des Reichsgerichts be⸗ 
ſchäftigt ſein. Nicht die Anwendung des Geſetzes, ſondern die 
Nachprüfung feiner eigenen Urteile würde die Hauptaufgabe 
des Reichsgerichts werden. Eine ſo unerfreuliche, unfruchtbare 
Tätigkeit kann man dem höchſten Gerichtshofe nicht zumuten, 
wenn man ihm das hohe Anſehen, deſſen ſeine Zivilſenate ſich 
erfreuen, und den Richtern und Rechtsanwälten die Berufs⸗ 
freudigkeit erhalten will. 

Endlich geſtatten wir uns hervorzuheben, daß der gegen⸗ 
wärtige Augenblick zu einer umfaſſenden Einſchränkung der 
Tätigkeit des höchſten Gerichtshofes ſo ungünſtig wie möglich 
gewählt iſt. Man kann nicht durch große geſetzgeberiſche Akte 
ein neues bürgerliches Recht ſchaffen, das durch die Tätigkeit 
des höchſten Gerichtshofes Leben gewinnen und ſegenbringend 
wirken ſoll, und kurz darauf die Wirkſamkeit des Reichsgerichts 
in der Anwendung des neuen Rechts in ſo großem Umfange 
ohne Rückſicht auf die Wichtigkeit der Sachen nach einem in 
vielen Fällen rein äußerlichen Geſichtspunkt einſchränken. 

In jedem Falle iſt der heutige Zuſtand geradezu als ein 
Notſtand zu bezeichnen und erſcheint es dringend geboten, ohne 
Rückſicht auf das Schickſal der dem Reichstage noch nicht vor⸗ 
liegenden Novelle, ſchleunig die Errichtung zweier Hilfsſenate 
zu beſchließen, mit deren Hilfe es gelingen wird, der gegenwärtigen 
übermäßigen Verzögerung in der Erledigung der Sachen dritter 
Inſtanz ein Ende zu machen. Das rechtſuchende Publikum war 
daran gewöhnt, in verhältnismäßig kurzer Zeit eine Entſcheidung 
des böchſten Gerichtshofes zu erhalten. Gegenwärtig vergeht 
von der Zeit an, in der das Urteil zweiter Inſtanz gefällt 
wird, bis zum Erlaß des Urteils dritter Inſtanz in der Regel 
mehr als ein Jahr. Dieſe Verhältniſſe ſind eine Ermutigung 
für den böswilligen Schuldner und eine Gefährdung des 
Gläubigers, der einen oft langwierigen Prozeß endlich zu einer 
für ihn günſtigen Entſcheidung in zweiter Inſtanz geführt hat, 
und dienen ſchließlich dazu, das Vertrauen des Publikums in 
die Promptheit unſrer Gerichte und in die Zweckmäßigkeit unſrer 
zum Schutze des Rechts geſchaffenen Einrichtungen zu erſchüttern. 

Wohl iſt die Behauptung aufgeſtellt worden, daß es zur 
Zeit an Kräften fehle, die für eine Tätigkeit in höchſter richter⸗ 
licher Inſtanz hinreichend befähigt ſeien. Wir vermögen die 


Richtigkeit einer ſolchen Annahme nicht anzuerkennen, der gegen⸗ 


über ſchoͤn mit Recht darauf hingewieſen worden iſt, daß vor 
der Errichtung des Reichsgerichts die angeſehenen höchſten 
Gerichtshöfe innerhalb des Deutſchen Reiches mit einer größeren 
Zahl von Richtern als jetzt das Reichsgericht und das Oberſte 
Landesgericht für Bayern beſetzt waren. 


Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Die Rechtsſtellung des Erwerbers eines Erbanteiles 
und ſein Recht auf Erteilung eines Erbſcheines. 
Von Profeſſor Dr. F. Endemann, Heidelberg. 

1. Der Rentner A in Berlin hinterließ als einzige Erben 


ſeine Neffen Max und Franz. Beide waren reichlich mit 
Schulden belaſtet. Indeſſen die Erbſchaft bot erfreuliche Aus⸗ 
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ſichten. Da die ererbten Grundſtücke und Anteile an Kali⸗ 
bergwerken zurzeit ſchwer veräußerlich waren, verkaufte und 
übertrug Max nach § 2033 I feinen Erbanteil gegen Empfang 
des Preiſes von 250 000 & an die ſüddeutſche Bank 8. Aber 
auch Franz wurde von ſeinen Gläubigern hart bedrängt. Um 
den dringendſten Verpflichtungen zu genügen, ſchien es ihm am 
geeignetſten, das eine Nachlaßgrundſtück mit einer Hypothek zu 
belaſten. Max hatte dagegen nichts einzuwenden. Die Mit⸗ 
erben ließen ſich daher einen gemeinſchaftlichen Erbſchein aus⸗ 
ſtellen ($ 2357) und bewilligten mit geſamter Hand ($ 2040 J) 
die Eintragung einer Hypothek im Betrage von 70 000 &, die 
der Gläubiger X gemäß § 2366 rechtswirkſam erwarb. Die 
Bank 8 erfuhr alsbald von der Einbuße, die ſie erlitten hatte. 
Sie ſah voraus, daß die Miterben an derartigen Verfügungen, 
die den abgetretenen Erbteil auszuhöhlen drohten, Gefallen 
finden würden; und in der Tat ſchickten ſich Max und Franz 
bereits an, die Bankguthaben ihres Erblaſſers einzuziehen; 
beide waren inzwiſchen ins Ausland verzogen und operierten 
von dort aus. Um ihr erworbenes Recht zu ſchützen, verlangte 
die Bank die Einziehung oder wenigſtens die Berichtigung des 
Erbſcheines durch Beurkundung der vollzogenen Erbteilver⸗ 
äußerung. Aber dieſes Begehren wurde in allen Inſtanzen 
abgewieſen. Denn der Erbſchein iſt nach Anſicht der Gerichte 
infolge der Abtretung eines Erbanteiles nicht unrichtig geworden, 
er wäre es auch dann nicht, wenn beide Miterben ihre Anteile 
an die Bank S abgetreten hätten; der Erbſchein muß ſtets und 
nur dem berufenen Miterben (§ 2353) erteilt werden; „Erbe“ 
im techniſchen Sinne und „berufen“ iſt aber nur der unmittel⸗ 
bare Geſamtnachfolger und ihm verbleibt dieſer Rechtscharakter, 
auch wenn er ſeinen Erbanteil mit dinglicher Wirkung ver⸗ 
äußert hat. Darum gebührt ihm allein die volle und un⸗ 
zerſtörbare Legitimation durch den Erbſchein. 

Das Ergebnis erſcheint befremdlich. Aber auf die allzu⸗ 
vielen, die den Standpunkt einnehmen, daß die von den höchſten 
Gerichten aufgeſtellte Anſicht, quia Roma locuta est, als 
Dogma einfach zu befolgen iſt und man ſich der durch Maſſen⸗ 
zitate begründeten herrſchenden Meinung ſchlechthin anzuſchließen 
hat, dürfte die Schlußfolgerung pereat mundus keinen 
weiteren Eindruck ausüben. Immerhin kann die Frage einiges 
Intereſſe beanſpruchen, wie die Rechtspflege zu dieſem End⸗ 
ergebniſſe gelangt iſt; ſie hat die über den einzelnen Fall 
hinausreichende allgemeine Bedeutung, daß wir uns über die 
Methode der heutigen Geſetzesanwendung klar werden und uns 
darauf befinnen mögen, ob wir bei der Handhabung des BGB. 
auf dem rechten Wege wandeln. Das geltende Recht im Sinne 
einer gerechten und durch die Überzeugung des Volkes gerecht⸗ 
fertigten Lebensordnung iſt ſchließlich nicht von dem Geſetzes⸗ 
texte, ſondern davon abhängig, was unſere Rechtskunſt aus 
dem Geſetze zu machen verſteht. Und man darf dabei wohl 
von der Anſicht ausgehen, daß das BGB. den Willen zur 
Schaffung einer gerechten und vernunftgemäßen Ordnung aller 
einzelnen Rechtsverhältniſſe als die oberſte, allbeherrſchende 
Zweckbeſtimmung in ſich trägt. 

2. Die Entwickelung des uns beſchäftigenden Rechtsgrund⸗ 
ſatzes hat folgenden Gang genommen: 

a) Anfangs wurde unbedenklich gelehrt: Der Miterbe kann 
nach § 2033 durch dingliche Verfügung ſeinen Erbanteil ver: 
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äußern; an ſeiner Stelle tritt der Erwerber des Anteils in die 
Geſamthandgemeinſchaft der Erben ein, er erlangt damit die 
Rechtsſtellung eines Miterben und iſt demgemäß im Sinne des 
Geſetzes als Erbe zu behandeln, woraus für ihn unter anderem 
das Recht folgt, einen Erbſchein auf ſeinen Namen zu verlangen. 
So bereits Endemann, Lehrbuch der BR. 5. Aufl. Bd. 3 
§ 83 ©. 362; OLG. 2, 242; RIA. 3, 230 (Colmar) und 
3, 262 (Kammergericht), Planck⸗Ritgen 2. Aufl. § 2357 A 1; 
Marcus in ZBlfFG. 4, 611 und jetzt insbeſondere Binder, 
Rechtsſtellung des Erben Bd. 3 S. 96. 

b) Nunmehr trat Strohal (Erbrecht 3. Aufl. Bd. 2 S. 97f., 
134, 142) auf: Unrichtig iſt es, daß die „Erbberechtigung“ als 
Gegenſtand der Verfügung bezeichnet wird. Gegenſtand der 
Abertragung bildet vielmehr die Mitberechtigung des über⸗ 
tragenden Miterben am Geſamthandvermögen. Das Miterben⸗ 
recht ſelbſt ſteht nur dem Veräußerer zu; er bleibt der Erbe 
im techniſchen Sinne, der Erbanteilerwerber iſt nicht unmittel⸗ 
barer Nachfolger des Erblaſſers, ſondern Rechtsnachfolger des 
Erben auf Grund einer zweiten Sukzeſſion. Gleichwohl 
geſtand Strohal dem Erwerber das Recht zu, die Erteilung 
eines Erbſcheines für ſich zu beantragen, der ihn als Rechts⸗ 
nachfolger des Miterben ausweiſt; denn ein die Mehrheit von 
Sukzeſſionen unterdrückender Erbſchein gebe kein richtiges Bild 
der wirklichen Rechtslage. Für ſolchen Zuſatz im Erbſcheine 
auch OLG. Dresden, Annalen 24, 375. 

c) Die Theſe Strohals, daß das Prädikat Erbe aus⸗ 
ſchließlich dem ſeinen Anteil veräußernden Miterben und nicht 
dem Erwerber zuſteht, fand bei der Praxis bereitwillige Auf⸗ 
nahme. ObL G. München und Kammergericht in RIA. 5, 236 
und 6, 113; und das im Streite der OLG. als oberſter Schieds⸗ 
richter angerufene Reichsgericht Bd. 64 S. 173. Aber dieſe 
Gerichte gingen über Strohal mit unerſchütterlicher Konſequenz 
hinaus. In 82353 ſteht geſchrieben, daß der Erbſchein dem „Erben“ 
über ſein Erbrecht erteilt wird: mithin hat nur der urſprüngliche 
Miterbe, gleichviel ob er ſeinen Erbanteil veräußert hat oder 
nicht, ein Recht auf den Erbſchein, und daraus folgt weiter, 
daß der Erwerber des Erbanteiles keinesfalls das Recht hat, 
eine Ergänzung oder Berichtigung des Erbſcheines zu fordern; 
denn der Erbſchein des Miterben wird durch die Veräußerung 
des Erbanteiles in keiner Weiſe unrichtig. 

Der planckiſche Strohal (3. Aufl. $ 2033 S. 251) beugt 
ſich nunmehr ſeinerſeits dieſer Entſcheidung über den Erbſchein 
ohne weiteren Einwand. Ebenſo Planck⸗Unzner 3. Aufl. § 2353 


S. 892 und $ 2361 S. 909; Kreß, Z. f. bayer. Rpfl. 1, 173. 


3. Die Grundlage für die Erörterung bildet die Frage, 
welche Rechtsſtellung dem Erwerber eines Erbanteiles 
zukommt. 

Bis zur Auseinanderſetzung bildet der Nachlaß das ge⸗ 
meinſchaftliche Vermögen der Miterben (§S 2032). Die Mit: 
erben werden zu einem Perſonenverbande, zu der deutſchrechtlichen 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand nach dem Vorbilde der Ge⸗ 
ſellſchaft und der ehelichen Gütergemeinſchaft vereinigt mit dem 
Zwecke, den Nachlaß als ungeteilte Vermögenseinheit für die 
Erben ſelbſt und zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger dinglich 
gebunden zuſammenzuhalten. Darum gehen ſämtliche einzelne 
Nachlaßgegenſtände in der Erbſchaftseinheit auf, es gibt keine 
Anteilrechte an ihnen, ſondern bloß die den Mitgliedſchaftsrechten 
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entſprechenden Anteile an der Nachlaßeinheit. Das lockende 
Vorbild für dieſe Konſtruktion bieten etwa drei hinterbliebene 
Geſchwiſter, die in ſchöner Eintracht das von den Eltern hinter⸗ 
laſſene Landgut gemeinſam bewohnen und bewirtſchaften. Daß 
dieſer Idealzuſtand der harten Regel des Lebens nicht entſpricht, 
dürfte kaum zweifelhaft ſein. Auch wo die Vermögensverhält⸗ 
niſſe es geſtatten würden, ſtreben Söhne und Töchter nach 
Freiheit und Selbſtändigkeit, und in der übergroßen Zahl der 
Fälle, wo entferntere Verwandte oder Fremde miteinander zu 
Miterben verkoppelt worden ſind, gilt nur der eine Ruf: los 
von der Erbengemeinſchaft. 

Das Geſetz konnte ſich der Macht dieſer Tatſachen nicht 
verſchließen. Und ſo ſtellt ſich die Erbengemeinſchaft in Wahrheit 
dar als eine geſamte Hand auf Abbruch. Jeder Miterbe kann 
grundſätzlich ſofort und jederzeit gegen die anderen die Aus: 
einanderſetzung betreiben ($ 2042), und er kann unabhängig 
davon jederzeit einſeitig ſich von der Gemeinſchaft löſen durch 
Abtretung ſeines Erbanteiles an einen Miterben oder an einen 
Dritten ($ 2033). Die Miterbengemeinſchaft ſtellt ſich mithin 
dar als eine durch Geſamtnachfolge entſtandene, lediglich auf 
der Geſamtberechtigung an dem einheitlichen Nachlaßvermögen 
beruhende Verbindung mehrerer Perſonen. Das rechtlich 
Weſentliche nach Grundlage und Inhalt bildet die vermögens⸗ 
rechtliche Verknüpfung mit dem ungeteilten Nachlaß. Wenden 
wir unbefangen den Begriff Eigentum auf das Vermögen an, 
ſo iſt zu ſagen: die Miterben ſind Miteigentümer zur geſamten 
Hand an dem Nachlaß. Miterbe iſt alſo, wer als Mitglied 
der Erbengemeinſchaft einen Anteil an der Nachlaß— 
einheit hat. Anteil und Erbenmitgliedſchaft ſtehen in rechts⸗ 
notwendiger Verbindung und Abhängigkeit miteinander; beides 
it gleichwertig und identiſch. Wer nach § 2033 11 über 
ſeinen Anteil verfügt, überträgt damit inhaltlich zugleich ſeine 
Erbenmitgliedſchaft: und wer dieſe Mitgliedſchaft überträgt, 
verfügt zugleich über ſeinen Erbanteil. Immerhin iſt es von 
Bedeutung, daß das Geſetz von der Anteilübertragung ausgeht 
und damit kundbar das Hauptgewicht auf die vermögensrechtliche 


Grundlage des Geſamtverhältniſſes legt. 


4. Auf Grund der dinglichen Verfügung des Miterben tritt 
der Erwerber des Erbanteiles an Stelle des Miterben in deſſen 
Anteilrecht am Geſamthandvermögen und damit als voll⸗ 
berechtigter Geſamthänder in die Miterbengemeinſchaft ein. Daß 
es ſich um eine dinglich wirkende Verfügung handelt, ſteht feſt. 
Die weſentliche Wirkung einer derartigen Verfügung beſteht in 
einer unmittelbar eintretenden Rechtsänderung: der veräußernde 
Miterbe ſcheidet aus ſeiner Rechtsſtellung als Erbe aus und 
an feine Stelle tritt der Erwerber (vgl. $ 398 S. 2). 

Gegen dieſe Folgerung erhebt die neue Lehre Einſpruch 
und behauptet: der Veräußerer eines Erbteiles bleibt Miterbe; 
denn Erbe iſt nur der unmittelbare Nachfolger des Erblaſſers, 
nur der beim Erbfall Berufene. Folglich darf der Erwerber 
des Erbanteiles, da er bloß mittelbarer Sukzeſſor des Miterben 
iſt, nicht als Miterbe bezeichnet werden. 

Dieſe zugeſpitzte Auslegung des Wortes „Erbe“ bildet 
auch für das Reichsgericht (RG. 64, 175) den ausſchlaggebenden 
Grund in der vorliegenden Frage. Erbe iſt nach § 19221 der, 
auf den die Erbſchaft als Ganzes mit dem Erbfall übergeht. 
Das Reichsgericht ſieht darin eine ſtreng techniſche Begriffs⸗ 
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beſtimmung: nur wer kraft Geſetzes oder Verfügung von Todes 
wegen unmittelbarer Sukzeſſor wird, gilt als Erbe; wer in die 
geſamte Rechtsſtellung des Erben eintritt, heißt Erbe der Erben 
($ 1952) oder Käufer der Erbſchaft (88 2035 f., 2372 f.). 

Als allgemeine Regel trifft dies gewiß zu. Das Geſetz 
taßt bei der Ordnung der Erbfolge naturgemäß in erſter Linie 
den ins Auge, der die Geſamtheit der Rechtsbeziehungen des 
Erblaſſers in ſich aufnimmt und es nennt dieſen den berufenen 
Erben, auf den die Erbſchaft mit dem Anfall übergeht. Aber 
die weitere Behauptung, daß das BGB. ſich an dieſes Wort 
anklammere und überall unter Erbe nur den Erſtberufenen 
veritebe, bedürfte erſt des exakten Nachweiſes. Das Geſetz 
jelbft erklärt in 8 2087, daß nach dem Sprachgebrauche des 
Lebens dem Worte Erbe keine ſakrale Bedeutung zukommt; 
nicht die Wortform, ſondern der ſachliche Inhalt entſcheidet, 
ob eine letztwillige Verfügung als Erbeseinſetzung oder als 
Vermächtnisanordnung aufzufaſſen iſt. Wenn nun auch im 
BGB. ſelbſt nur der Geſamtnachfolger als Erbe bezeichnet 
wird, ſo iſt doch die geſetzliche Anerkennung, daß Erbe eine 
verſchiedenartige Bedeutung haben kann, auch für die Auslegung 
des Geſetzes ſelbſt nicht ohne Bedeutung. Am deutlichſten tritt 
dies bei der Lebensverſicherung hervor; unter dem empfangs⸗ 
berechtigten Erben iſt zwar zunächſt der beim Erbfalle erſt⸗ 
berufene Erbe zu verſtehen; aber nach dem Reichsgeſetz über 
den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 $ 167 1 2 iſt Erbe 
auch, wer als ſolcher zwar berufen war, aber die Erbſchaft 
ausgeſchlagen hat, obgleich nach BGB. § 1953 der Anfall an 
ibn als nicht erfolgt und der Nächſtberufene als rechter Erbe 
gilt. Vgl. dazu RG. 62, 259. 

Auch im BGB. wird vielfach von dem Erben gehandelt, 
obne daß irgendein Grund vorliegt, darunter nur den Erſt⸗ 
berufenen zu verſtehen. Stirbt der Mieter, ſo iſt ſein Erbe 
zur Kündigung des Mietverhältniſſes berechtigt (§S 569); wenn 
als Erſtberufener der Bruder des Mieters Erbe wird, er aber 
wenige Tage darauf ſelbſt ſtirbt: wird dann irgend jemand 
daran zweifeln, daß die weiteren Erben kündigungsberechtigt 
find? Unter Erbe in § 1502 1 2 iſt ſicher auch der durch 
erneute Erbfolge eintretende entferntere Abkömmling zu verſtehen. 
Man leſe die 88 81 II 3, 530 II, 673, 768, 847 12, 884, 
1097, 1424 II, 1582, 1609 J, 1712 II1 und man wird er: 
kennen, daß die Behauptung des Reichsgerichts, unter Erbe ſei 
im BGB. ſtets nur der urſprüngliche Erſtberufene zu verſtehen, 
dem Sinne des Geſetzes widerſpricht und undurchführbar iſt. 

Aber vielleicht könnte jene Regel für das Erbrecht abſolute 
Geltung beanſpruchen. Hierfür ſind zunächſt die beiden Fälle 
der Ausſchlagung der Erbſchaft und der Erbunwürdigkeit kenn⸗ 
zeichnend. Mit dem Erbfalle geht die Erbſchaft kraft Geſetzes 
auf den Nächſtberufenen über, er iſt damit Erbe geworden. 
Schlägt er daraufhin die Erbſchaft aus, ſo gilt der Anfall an 
ihn als nicht erfolgt und die Erbſchaft fällt dem an, der 
berufen ſein würde, wenn der Ausſchlagende zur Zeit des Erb⸗ 
falles nicht gelebt hätte: aber dieſe kläglichen Doppelfiktionen 
($ 1953) ſollen nur das Anfallprinzip retten und die Stontinyität 
der Nachfolge herſtellen; daß der Ausſchlagende inzwiſchen „Erbe“ 
geweſen iſt, beſtätigt $ 1959 ausdrücklich. Wäre die Auf: 
faſſung des Reichsgerichts richtig, ſo dürften wir mithin den 
endgültig eintretenden Zweitberufenen nicht als Erben des 


Erblaſſers bezeichnen; daß dies aber ganz verfehlt wäre, wird 
niemand leugnen. Dasſelbe gilt im Falle der Erbunwürdigkeit 
(S 2344); auch hier gilt der Anfall an den für erbunwürdig 
erklärten „Erben“ als nicht erſolgt und an ſeine Stelle tritt 
nach der längeren Zeit, die die Durchführung der Anfechtungs⸗ 
klage beanſprucht, der Nächſtberufene als „Erbe“ ein. 

5. Das alles mag belegen, daß die Methode des Reichs⸗ 
gerichtes, aus dem geſetzlichen Sprachgebrauche und aus dem 
Worte Erbe entſcheidende Schlüſſe zu ziehen, nicht zum Ziele 
führt. Es kommt hier wie überall nicht auf das Wort, ſondern 
auf die Sache an. Die Frage lautet: wer iſt im Sinne des 
Geſetzes Erbe, wer iſt der Sache nach Geſamtnachfolger, 
der Miterbe, der ſeinen Erbanteil veräußert hat oder der Er⸗ 
werber, dem der Anteil abgetreten worden iſt. Dabei kommt 
lediglich der Zeitpunkt nach Vollzug der Abtretungsverfügung 
in Betracht; daß der Miterbe Erbe war, ſteht außer Zweifel, 
ob es jetzt der Erwerber iſt, das iſt das Problem. 

Bei ſeiner Erörterung über den Erbenbegriff erklärt das 
Reichsgericht: Erbe iſt nicht, wer vom Erſtberufenen die Erb⸗ 
ſchaft durch Geſamt⸗ oder Einzelnachfolge erworben hat, hier 
gänzlich abgeſehen vom Nacherben. Aber zu dieſem „Abſehen“ 
liegt meines Erachtens nicht der geringſte Grund vor. Im Gegen⸗ 
teil. Die Nacherbfolge bildet das ſchlagende Beiſpiel dafür, daß 
nach dem Grundgedanken und Aufbau unſeres Erbrechtes der⸗ 
ſelbe Erblaſſer zunächſt von dem einen Erben und dann von 
einem zweiten Erben als Geſamtnachfolger beerbt werden kann 
und daß dieſer zweite Geſamtnachfolger keineswegs etwa nur 
als Nachfolger des Erſtberufenen gelten müßte. Die Nach⸗ 
erbfolge gibt bei genauem Zuſehen das treffende Vorbild und 
die volle rechtliche Analogie für den in § 2033 beſtätigten 
Rechtsvorgang. Am klarſten tritt dies in dem Falle hervor, 
wo der Vorerbe als Miterbe berufen und ihm nach Ablauf 
beſtimmter Zeit ein Nacherbe ernannt iſt. Mit dem Eintritt 
des Falles der Nacherbfolge ſcheidet der Miterbe aus ſeiner 
Erbenſtellung aus und der Nacherbe tritt in die Miterben⸗ 
gemeinſchaft als echter Erbe des Erblaſſers ein (vgl. § 2139). 
Genau derſelbe Rechtsübergang tritt bei der Veräußerung des 
Erbanteiles durch den Miterben ſelbſt ein. Die rechtliche Ver⸗ 
fügungsmacht, die §S 2100 dem Erblaſſer erteilt, verleiht §S 2033 
dem Miterben: in beiden Fällen handelt es ſich um eine rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügung, durch die eine mehrfache Sukzeſſion in 
denſelben Nachlaß ermöglicht wird, und insbeſondere wird das 
Miterbenverhältnis für einen auswechſelbaren Rechts— 
zuſtand erklärt. 

Dieſe Parallele bietet zugleich die Aufklärung dafür, daß 
auch trotz der nach § 2033 dinglich vollzogenen Rechtsänderung 
in der Miterbenſtellung gewiſſe rechtliche Nachwirkungen 
aus der von dem erſtberufenen Miterben eingenommenen 
Rechtsſtellung noch verbleiben. Alle von Strohal, Erbrecht 2, 98 
und dem Kammergericht in RIA. 6, 113 gegen die Erben: 
ſtellung des Erwerbers erhobenen Einwendungen beruhen auf 
der unrichtigen Unterſtellung, als ob der Erwerber nur dann 
Erbe des urſprünglichen Erblaſſers genannt werden dürfte, 
wenn er der abſolute Nachfolger in die Geſamtheit ſämtlicher 
erbrechtlichen Beziehungen wäre. Bei dieſer Überſpannung der 
rechtlichen Vorausſetzungen wird jedoch völlig verkannt, daß für 
die Rechtsſtellung des Erwerbers ſelbſtverſtändlich auch der 
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Erwerbsvorgang nach Form und Inhalt von entſcheidender 
Bedeutung iſt. Inſofern iſt es, wie auch RG. 64, 177 treffend 
hervorhebt, verfehlt, wenn die SS 2373, 2382, 2385 als „aus⸗ 
ſchlaggebend“ gegen die Erbenqualität des Erbteilerwerbers ins 
Feld geführt werden. Denn ſelbſt unterſtellt, daß alle Regeln 
über den Erbſchaftskauf auf die Abtretung des Erbanteiles 
Anwendung finden, eine Frage, die Binder 3, 94 mit guten 
Gründen bekämpft, die hier aber nicht im Vorbeigehen erledigt 
werden kann: ſo würde die Fortdauer der Haftung des ver⸗ 
äußernden Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten ſich un⸗ 
gezwungen aus der analogen Weiterhaftung des Vorerben nach 
SS 2144, 2145 erklären (jo auch RG. 64, 178 oben). Die 
Auslegungsregel des §S 2373, wonach ein dem Miterben nach 
dem Verkaufe anfallender Erbteil im Zweifel nicht als mit- 
verkauft gilt, beſagt weiter nichts, als daß der Umfang jeder 
dinglichen Veräußerung aus dem zugehörigen obligatoriſchen 
Grundgeſchäfte zu beſtimmen iſt. Auf einem kundbaren Verſehen 
beruht es, wenn Strohal einwendet: ließe das Geſetz ſchlechthin die 
Verfügung über das Miterben recht zu, fo könnte er keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob eine Erbengemeinſchaft noch beſteht oder ob 
bereits vollſtändige Auseinanderſetzung eingetreten iſt; denn 
erſtens exiſtiert nach der Auseinanderſetzung überhaupt kein 
Nachlaß mehr als einheitliches Geſamtvermögen, der Nachlaß 
iſt vielmehr in dem Erbenvermögen aufgegangen, ſo daß von 
einem abtretbaren Erbrecht keine Rede mehr ſein kann, und 
zweitens iſt man darüber allgemein einig, daß es ſich bei 
unſerer Frage um die Beſonderheiten gerade des Miterben⸗ 
rechtes handelt und daß von dieſem nur gehandelt werden 
kann, ſolange die ungeteilte Miterbengemeinſchaft noch beſteht; 
wo hier ein Widerſpruch mit § 2033 liegen ſoll, bleibt dunkel. 
Wenn endlich Strohal als letzten Gegengrund den ausſpielt, 
daß der veräußernde Miterbe auch nach der Abtretung ſeines 
Anteils noch eine Urkundenfälſchung, z. B. durch Vernichtung 
des Teſtamentes begehen und deshalb für erbunwürdig erklärt 
werden kann ($ 2339 I Nr. 4 und StGB. 8 274 Nr. 1), 
wodurch ſelbſtverſtändlich auch der Anteilerwerber betroffen 
werde, während dieſe Folgen ausgeſchloſſen wären, wenn der 
Miterbe nach der Anteilveräußerung nicht mehr als Erbe an⸗ 
geſehen würde: fo iſt dieſe Behauptung keineswegs fo „ſelbſt⸗ 
verſtändlich“ richtig. Es wäre genauere Prüfung erforderlich, 
ob ein abgeleiteter Rechtserwerb, der im Zeitpunkte der Rechts⸗ 
übertragung vollwirkſam war, von einer Handlung beeinflußt 
werden kann, durch die ſich der Veräußerer nachträglich und 
zwar perſönlich erbunwürdig macht; die Bejahung könnte 
höchſtens durch Berufung auf die Sondernorm des S 2344 
begründet werden. Sollte der ausgeklügelte, höchſt unwahr⸗ 
ſcheinliche Fall, daß der Miterbe nach der Anteilabtretung das 
gültige Teſtament vernichtet, einmal eintreten und würde dann 
die Nachlaßentziehung auch auf den Erbteilerwerber erſtreckt 
werden, ſo könnte dieſes auch hier aus der Nachwirkung erklärt 
werden, die der früheren Erbenſtellung des veräußernden Mit⸗ 
erben inſoweit bleibt, als ſie die rechtliche Urſache für den 
Erwerb des jetzt eingetretenen Erben bildet. 

Der Widerſpruch Strohals und des Reichsgerichts beruht 
in letzter Linie auf dem Doppelſinne des Wortes „Erb— 
berechtigung“. Darunter wird: 1. verſtanden das Recht auf 
den Anfall der Erbſchaft, das dem Erben auf Grund der Be⸗ 
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rufung unmittelbar dem Erblaſſer gegenüber zuſteht. Dieſes 
Anrecht und dieſe Erbeneigenſchaft kann nach dem BGB. nicht 
übertragen werden. Mit Unrecht unterſtellt man, daß es ſich 
im vorliegenden Falle um das Erbrecht in dieſem Sinne handele. 
2. Erbberechtigung bedeutet vielmehr auch das auf Grund des 
Anfalles erworbene Recht am Nachlaſſe. Nur auf dieſer 
Grundlage haftet der Erbe z. B. für die Nachlaßverbindlichkeiten. 
Nur in dieſem Sinne wird behauptet, daß durch die beſondere 
Norm des $ 2033 eine Abtretung der Erbberechtigung und 
ein Eintritt in die Miterbenſtellung zugelaſſen wird und daß 
fernerhin das gegenwärtig an dem Nachlaſſe beſtehende, er⸗ 
worbene Erbrecht den Gegenſtand der Verlautbarung durch den 
Erbſchein bilden muß. Dieſe Unterſcheidung iſt erforderlich, 
wenn die nach $ 2033 geſchaffene eigenartige Rechtslage zu 
vollem Verſtändnis und zu voller Anerkennung gelangen ſoll. 
Alle Gegengründe gelten nur für den Alleinerben, inſofern als 
ſeine Rechtsſtellung dinglich nicht übertragen werden kann. 
Indem das Geſetz dieſes dagegen für den Erbanteil geſtattet, 
vollzieht es zugleich eine Umgeſtaltung des Begriffes des 
Miterbenrechtes: es erklärt dieſe Erbenſtellung für aus⸗ 
wechſelbar. Miterbe iſt, wem ein Anteil am ungeteilten Nach⸗ 
laſſe zuſteht; ob er dieſen Anteil durch Berufung oder nach 
§ 2033 erworben hat, iſt gleichgültig: für die Miterben⸗ 
berechtigung entſcheidet nur die Tatſache des vollzogenen 
Erwerbes hinſichtlich des Erbanteiles. 

6. Alle Gründe, die gegen die Erbenſtellung des Erwerbers 
eines Erbanteiles angeführt worden ſind, haben ſich als nicht 
ſtichhaltig erwieſen. Aber geben wir uns keiner Täuſchung hin. 
Theoretiſche Erwägungen haben nur für den eine Aberzeugungs⸗ 
kraft, der ſich mit uns in einer gewiſſen Gleichſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der juriſtiſchen Auffaſſung befindet; andernfalls werden 
ſie einfach beiſeite geſchoben. 

Entſcheidend kann nur der poſitive Beweis aus dem 
Geſetze ſein. Ich betrete jetzt dieſen Weg, der merkwürdiger⸗ 
weiſe bisher völlig unbeachtet geblieben iſt. 

Das Geſetz will durch § 2033 die rechtliche Möglichkeit 
gewähren, daß der Miterbe durch Veräußerung ſeines Anteils 
aus der Erbengemeinſchaft ausſcheidet und daß der Anteil⸗ 
erwerber an ſeine Stelle eintritt. Dieſe Rechtserweiterung iſt 
erſt nachträglich in das Geſetz aufgenommen worden; eine klare 
allſeitige Ausbildung hat ſie nicht erhalten. Um ſo mehr iſt 
es die Pflicht der Rechtsanwendung, das einmal aufgeſtellte 
Prinzip im Sinne des Geſetzes zu einem brauchbaren und 
lebensfähigen zu geſtalten: die Unvollkommenheit des geſetzlichen 
Ausdrucks darf nicht zu einer Vernichtung des Rechtsinſtituts 
ausgenutzt werden, ſondern auch das Geſetz darf eine wohl— 
wollende Behandlung beanſpruchen. Dabei ſteht außer jedem 
Zweifel: je mißgünſtiger die Stellung des Erwerbers eingerichtet 
wird, um ſo weniger wird der Miterbe in der Lage ſein, einen 
Käufer und Erwerber ſeines Erbanteiles zu finden; ſchließlich 
würde der § 2033 zu einer leeren und lebloſen Norm herab— 
gedrückt werden. Das aber entſpricht dem Geſetze durchaus 
nicht. Es wollte praktiſches Recht ſchaffen. Vor allem ſoll 
durch § 2033 auch der Zerſplitterung des Erbgutes entgegen— 
gearbeitet werden; eines der Kinder ſoll durch Erwerb der 
Anteile ſeiner Geſchwiſter in die Lage geſetzt werden, das elter⸗ 
liche Landgut und Vermögen unaufgeteilt ſich und der Familie 
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zu erhalten. Und wenn es dann die anderen ausgezahlt und 
abgefunden hat, iſt es dann im Sinne des Volkes nicht als 
der alleinige Erbe des ganzen Nachlaſſes anzuſehen? 

Die Abtretung des Erbanteiles iſt vollzogen. Die übrigen 
Miterben ſetzen die Erbengemeinſchaft mit dem Erwerber fort. 
Das beſagt zunächſt, daß ſie gemeinſchaftlich den Nachlaß ver⸗ 
walten und über Nachlaßgegenſtände verfügen. Niemand be⸗ 
zweifelt, daß das Recht, verwaltend und verfügend mit⸗ 
zubandeln, nicht dem ausgetretenen Miterben, ſondern dem 
Anteilerwerber zuſteht. Und ſeltſam, hier nimmt man gar 
keinen Anſtoß daran, daß das Geſetz in SS 2038, 2040 dies 
als das Gemeinſchaftsrecht der „Erben“ kennzeichnet. Das 
Reichsgericht und alle unſere Gegner müßten, wenn ſie folge⸗ 
richtig verfahren wollten, den Anteilerwerber von der Ver⸗ 
waltung und Verfügungsmacht ausſchließen; damit wäre die 
Erbengemeinſchaft lahmgelegt und die Anteilabtretung praktiſch 
entwertet. Gibt man aber die Anwendbarkeit der angeführten 
Normen zu, dann enthalten fie den ausdrücklichen Ausſpruch: 
der Anteilerwerber wird im Sinne des Geſetzes als Erbe 
anerkannt. Daß man praktiſch überall in der zuletzt genannten 
Weiſe verfährt, unterliegt keinem Zweifel. Das Eigentum an 
dem Nachlaßgrundſtücke iſt kraft Geſetzes auf die Miterben⸗ 
gemeinſchaft übergegangen; ſoll über dieſes Grundſtück mit ge⸗ 
ſamter Hand verfügt werden, ſo darf dies nur unter Mit⸗ 
wirkung des Anteilerwerbers geſchehen; er aber bedarf zu ſeiner 
Auflaſſungserklärung oder zur Eintragungsbewilligung einer 
Hypothek keiner anderen Legitimation als des öffentlich be 
urkundeten Abtretungsvertrages: die vorgängige Eintragung 
in das Grundbuch iſt für den Erwerber ebenſowenig er⸗ 
forderlich wie für die anderen Miterben, denn auch der Er⸗ 
werber wird als „Erbe“ gemäß GBO. § 41 anerkannt (KG. 
in RA. 4, 264; RG. in JW. 34, 205; Predari, GBO. 578; 
Planck⸗Strohal § 2033 A 2c). Waren die Miterben im Grund⸗ 
buche bereits als Miteigentümer zur geſamten Hand eingetragen 
und tritt darauf ein Miterbe ſeinen Anteil ab, ſo iſt keine 
Auflaſſung, ſondern bloß eine Berichtigung des Grundbuches 
zugunſten des Erwerbers vorzunehmen (KG. in OLG. 5, 426). 
Ebenſo kann es gar nicht anders ſein, als daß die Auseinander⸗ 
ſetzung von dem Erwerber und gegen ihn verlangt werden darf; 
die SS 2042 ff. müſſen auf ihn volle Anwendung finden und 
damit wird er als wirklicher „Miterbe“ anerkannt. Auch für 
den Erbſchaftsanſpruch iſt er der rechte Aktiv⸗ und Paſſiv⸗ 
beteiligte. Als Paſſivbeteiligter erſcheint er gemäß § 2030. 
Wenn er aber z. B. ſämtliche Erbanteile erworben hat, wird 
ihm ſicherlich kein Gericht die Geltendmachung des Erbſchafts⸗ 
anſpruches aus dem Grunde verweigern, weil § 2018 dieſen 
nur dem „Erben“ zugeſteht. 

Nimmt man alles dies zuſammen, ſo bleibt kein einziger 
praktiſcher Rechtsgrund übrig für die Behauptung bei Planck⸗ 
Strohal 5, 251: „über das richtige Ziel weit hinaus ſchießt 
die Anſicht, welche in der Übertragung des Anteils am Nachlaß 
eine Übertragung des Miterbenrechtes ſelbſt erblickt“; und bloß 
die erſtaunte Frage erhebt ſich, wie die Rechtſprechung auf 
dieſe grundloſe und ſich nur an das Wort Erbe anklammernde 
Lehre ſofort links einſchwenken konnte. Und doch hat gerade 
das Reichsgericht (RG. 53, 268) in freieſter Verkehrsauffaſſung 
ausgeſprochen, daß wie der Erbe ſo auch der Erbeserbe einer 
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Eintragung in das Grundbuch nicht bedarf, wenn er über ein 
Nachlaßgrundſtück verfügen will, obgleich GBO. § Al nur vom 
Erben ſpricht. Jetzt dagegen (RG. 64, 176) findet das Reichs⸗ 
gericht einen vollen Gegenſatz zwiſchen dem unmittelbaren Erben 
nach § 1922 und dem Erben des Erben nach § 1952; denn, 
fügt es hinzu, nach dem Sprachgebrauche des BGB. iſt 
„berufen“ immer nur der unmittelbar eintretende Geſamtrechts⸗ 
nachfolger, niemals der Erbeserbe oder der rechtsgeſchäftliche 
Erwerber. Es benutzt dies, um nach dem „Wortinhalte“ des 
8 2353 feſtzuſtellen, daß der Anteilerwerber kein Recht auf 
Erteilung eines Erbſcheines hat. Welcher Grund beſteht aber, 
um das Wort „berufen“ derart zu preſſen? Berufung kenn⸗ 
zeichnet die rechtliche Beziehung, die den Anfall der Erbſchaft 
auf eine beſtimmte Perſon überleitet. Das bezieht ſich natur⸗ 
gemäß regelrecht auf den erſten Geſamtnachfolger; dieſelbe 
Bedeutung haben: zum Erben „einſetzen“ (88 1942, 1948, 
2097 uſw.) oder jemand „bedenken“ (88 2066 f.). Aber ebenſogut 
wie der Erblaſſer für den Fall, daß der von ihm Erftberufene 
nicht Erbe wird, einen Erſatzerben einſetzen kann (8 2097), 
vermag er auch einen Nacherben einzuſetzen, der Erbe wird, 
nachdem der Erſtberufene zunächſt Erbe geworden iſt. Daß der 
Eintritt des Anteilerwerbers nach $ 2033 in voller Gleichung 
ſteht mit dem Eintritte des Nacherben, iſt bereits oben dar⸗ 
gelegt. Im übrigen kommt es immer doch nur darauf an, ob 
jemand in die Erbenſtellung eingetreten iſt; die Berufung 
bildet dafür nur einen in der Zweckerreichung ſich auflöſenden 
Überleitungsgrund. Daneben ergibt fie noch, welchen Umfang 
die Erbberechtigung einnimmt. Nur in dieſem Sinne ſtellt 
§ 2353 dem Alleinerben den Erben gegenüber, der nur zu einem 
Teile der Erbſchaft berufen iſt. Es beſteht kein Grund zur 
Annahme, daß das Geſetz damit betonen wollte: nur der erſt⸗ 
berufene Miterbe erhält einen Erbſchein; hier wie in SS 1951, 
2007 ſoll das Wort „berufen“ lediglich das Maß der Berechtigung 
beſtimmen. Man kann auch die Anſicht verteidigen, daß § 2353 
ſich unklar und widerſpruchsvoll ausdrückt, indem er dem „Erben“, 
d. h. dem endgültig eingetretenen Alleinerben, den Miterben 
gegenüberſtellt, der bloß „berufen“ iſt; da doch offenbar auch 
hier ein Miterbe gemeint ſein muß, der ſeinen Anteil bereits 
erworben hat. Darum iſt es abzulehnen, daß aus dem 
„Wortinhalte“ des 8 2353 zwingende Schlüſſe gezogen 
werden. 

Sachlich und auf Grund der geſamten Rechtsſtellung, die 
der Erwerber eines Erbanteiles nach dem BGB. einnimmt, 
muß er als echter Miterbe im Sinne des Geſetzes an- 
erkannt werden. Wie grundſätzlich bei jedem abgeleiteten Er⸗ 
werbe iſt ſeine Rechtsſtellung abhängig von dem Rechte des 
Veräußerers und von den inhaltlichen Beſtimmungen des Grund⸗ 
geſchäftes. Im übrigen aber tritt der Erwerber als voll: 
berechtigtes Mitglied in die Gemeinſchaft der Miterben ein: 
er übt ſämtliche Rechte eines Miterben aus; wo das Geſetz von. 
Miterben ſpricht, begreift es ihn ein; er genießt denſelben 
Rechtsſchutz wie jeder andere Miterbe. Gaius 3, 85: pleno 
iure fit ille heres, cui cessa est hereditas, proinde ac si 
ipse per legem ad hereditatem vocaretur. Was hiermit für 
den Zeſſionar des geſetzlichen Erben, der noch nicht die Erbſchaft 
angetreten hatte, galt, entſpricht es nicht dem Sinne nach dem 
umgeſtalteten Falle des § 2033 und wird damit nicht das, 
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was das BGB. verordnen wollte, auf die klare und einfache 
Formel gebracht? Wozu noch der Streit um Worte. 

7. Die unausweichliche Folgerung lautet: Da der Erwerber 
des Erbanteiles die Rechtsſtellung eines Erben einnimmt, ſo hat 
er auch das Recht auf Erteilung eines Erbſcheines auf 
ſeinen Namen. Aber es wäre denkbar, daß ſich aus der be⸗ 
ſonderen Natur des Erbſcheines Gegengründe ableiten ließen. 

Als ſolche kämen nur die in Betracht, die das Reichsgericht 
(RG. 64, 176) anführt. Es beruft ſich, wie üblich, auf die 
Entſtehungsgeſchichte. In Prot. 5, 684 ſteht, daß es der Zweck 
des Erbſcheines ſei, eine vorläufige amtliche Beurkundung des 
Rechtes des Erben nach Inhalt und Umfang zu geben, wie es 
mit dem Erbfalle eingetreten ſei. Das Reichsgericht entnimmt 
hieraus den maßgebenden Grundſatz, daß der Erbſchein nur dem 
unmittelbaren Erben zu erteilen iſt. Es betont alſo die Worte 
„mit dem Erbfalle“. Nach dem Zuſammenhange aber iſt viel⸗ 
mehr „eingetreten“ zu betonen; denn es handelt ſich um die 
Ausgeſtaltung des für den Vorerben beſtimmten Erbſcheines und 
der gegenübergeſtellte Satz lautet: es gehe über den Zweck des 
Erbſcheines hinaus, auch einen „nicht vorhandenen Rechtszuſtand 
zu decken“. Das paßt alſo gewiß nicht auf den Erwerber eines 
Erbanteiles. Will man auf den Willen des ſogen. Geſetzgebers 
Gewicht legen, ſo mag als Leitſatz der gelten: Das Inſtitut des 
Erbſcheines iſt in ſeiner Entwickelung noch nicht abgeſchloſſen; 
nicht die hiſtoriſche Entwickelung iſt maßgebend, ſondern Gründe 
der Zweckmäßigkeit und der Praktikabilität müſſen den Geſetz⸗ 
geber leiten. So Prot. 5, 671. Wir werden gut tun, die 
Zweckmäßigkeit auch bei der Auslegung des Geſetzes entſcheiden 
zu laſſen. Und wenn man bei den Beratungen über den Erb⸗ 
ſchein den Hinweis auf den Erbanteilerwerber vermißt, ſo über⸗ 
ſieht man, daß die Zuläſſigkeit der Anteilabtretung erſt nach⸗ 
träglich (Prot. 5, 871) beſchloſſen worden iſt; bei der Beratung 
über den Erbſchein konnte alſo nur von dem urſprünglichen 
Erben geſprochen werden, weil es damals keinen anderen gab. 
Hätte der Geſetzgeber, wenn er an dieſen Fall gedacht hätte, 
dem Anteilerwerber das Recht auf den Erbſchein zugeſprochen: 
das iſt die zu beantwortende Frage, und ſie iſt gerade nach 
dem Grundſatze der Praktikabilität ſicher zu bejahen. 

Der andere Gegengrund des Reichsgerichtes, daß ſich bei 
der Erteilung des Erbſcheines an den Anteilerwerber für die 
Rechtsanwendung eine Lücke ergeben würde, überraſcht bei einem 
Gerichte, das in ungezählten Fällen bereits durch freie Aus⸗ 
legung unſer Recht gefeſtigt und gemehrt hat. Praktiſch würde 
ſich auch nicht die geringſte Schwierigkeit ergeben: der Erwerber 
des Erbteils legitimiert ſich durch die öffentliche Urkunde, die 
gemäß § 2033 aufgenommen fein muß, und für den aus⸗ 
geſchiedenen Miterben find die in 88 2354 — 2356 geforderten 
Nachweiſe zu erbringen. Die Praxis hat doch auch keinerlei 
Bedenken getragen, im Intereſſe des Verkehrs über den § 2368, 
der lediglich ein Zeugnis über die „Ernennung“ des Teſtament⸗ 
vollſtreckers vorſieht, hinauszugehen und im Sinne des geſetzlich 
gewollten Schutzes das für den Grundbuchverkehr viel wichtigere 
Zeugnis über die „Annahme des Vollſtreckeramtes“ zuzulaſſen 
und auszubilden (ſo KGJ. 22B, 30; 24 A, 221; 284A, 283 
und in RIA. 10, 121). Daher darf die hinſichtlich des Anteil- 
erwerbers beſtehende Lücke nicht abſchrecken, wenn es gilt, die 
vom Verkehrsbedürfnis geforderten Anordnungen zum Schutze 
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eines geſetzlich beſtätigten Rechtsverhältniſſes ſelbſtändig denkend 
auszubilden. 

8. Damit kommen wir auf die Frage, die hier wie überall 
die abſchließende und entſcheidende fein muß: wie find die 
praktiſchen Intereſſen gelagert und was iſt im Sinne des 
Geſetzes ihnen angemeſſen. 

Der Zweck des Erbſcheines iſt, dem Berechtigten einen 
öffentlich beurkundeten Ausweis über ſein Erbrecht zu bieten. 
Dieſe gerichtliche Kundmachung erzeugt kraft Geſetzes für den 
bezeichneten Erben die poſitive Vermutung, daß ihm das an⸗ 
gegebene Erbrecht zuſteht, und beſtätigt dem gutgläubigen 
Dritten gegenüber alle Verfügungen des bezeichneten Erben kraft 
des dem Erbſcheine zugeſprochenen öffentlichen Glaubens 
(SS 2365, 2366). Der Erbſchein erklärt unter ſtaatlicher 
Autorität: der Erbſcheinerbe gilt für den Rechtsverkehr als der 
wirkliche Erbe. Darum muß der Inhalt des Erbſcheines der 
gegenwärtigen Rechtslage entſprechen. Nicht das iſt 
weſentlich, wer urſprünglich als Erbe berufen war, ſondern 
wer jetzt Erbe iſt; den Anderungen, die z. B. durch die Aus⸗ 
ſchlagung eines Miterben, durch die Erbunwürdigkeitserklärung 
eines Erben, durch Eintritt der Nacherbfolge, durch Anfechtung 
oder Nichtigkeitserklärung eines Teſtamentes eintreten, muß ſich 
der Erbſchein anpaſſen. Wie für das Grundbuch gilt auch für 
den Erbſchein, daß ein mit der gegenwärtigen Rechtslage nicht 
mehr übereinſtimmender Erbſchein unrichtig geworden iſt 
und daher berichtigt werden muß. ö 

a) Der dem Miterben erteilte beſondere Erbſchein bekundet, 
daß ihm als Mitglied der Erbengemeinderſchaft zur geſamten 
Hand ein beſtimmter Anteil an dem ungeteilten Nachlaſſe zuſteht. 
Hat dieſer Miterbe ſeinen Anteil gemäß § 2033 an den Er: 
werber veräußert, ſo iſt jener Erbſchein unrichtig geworden; 
denn es iſt nicht mehr wahr, daß der angegebene Miterbe einen 
Anteil hat und Mitglied der Erbengemeinderſchaft iſt. Wenn 
das Nachlaßgericht der reichsgerichtlich beſtätigten Anſicht folgend 


dem ausgeſchiedenen Miterben den Erbſchein beläßt oder ihm 


gar noch einen neuen Erbſchein ausſtellt, ſo bewirkt es eine 
Täuſchung des Verkehres: es legitimiert jemand zur Ausübung 
ſolcher Rechte, die ihm offenſichtlich und unzweifelhaft nicht 
mehr zuſtehen, und es erteilt dem offenbar Nichtberechtigten die 
Machtbefugnis, betrügeriſch über Erbrechte zu verfügen, die ein 
anderer unter dem Schutze des Geſetzes wohlbegründet erworben 
hat. Denn wenn der Erbſchein des Miterben durch die Anteil⸗ 
abtretung nicht unrichtig geworden iſt, erwirbt der Dritte die 
Nachlaßgegenſtände ſelbſt dann zu vollem Rechte nach SS 2040, 
2366, wenn ihm die Anteilabtretung vom Erwerber nach⸗ 
gewieſen iſt; denn er würde ja dann die Unrichtigkeit des 
Erbſcheines nicht kennen. 

Und dieſe ganze Legaliſierung des Rechtsmißbrauches nur 
deshalb, weil man ſich an das Wort Erbe anklammert. Selbſt 
wenn es richtig wäre, daß der Miterbe trotz der Veräußerung 
ſeines Anteiles noch Erbe bliebe: wo ſind die Intereſſen, für 
deren Schutz er noch eines Erbſcheines bedürfte? Darauf fehlt 
jede Antwort. Wenn irgendein Rechtsinſtitut aber ſeinem 
ganzen Weſen nach auf den Schutz lebender, praktiſch wirkender 
Intereſſen abgeſtellt iſt, ſo gilt dieſes vom Erbſcheine. Der 
Erbſchein für den ausgeſchiedenen Miterben iſt völlig inhaltlos 
und für den redlichen Veräußerer wertlos. Verweigert er die 
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Herausgabe, ſo macht er ſich eines Rechtsmißbrauches 
ſchuldig; denn er macht damit ein Recht geltend, das für ihn 
nur den einen Zweck haben kann, dem Erwerber Schaden zu⸗ 
zufügen ($ 226). Inſoweit der Erbſchein zum Beweiſe des 
Erbrechtes dient, iſt der abtretende Miterbe bereits nach 
SS 402, 413 zur Auslieferung dieſer Urkunde an den Erwerber 
verpflichtet; im Sinne dieſes Rechtes iſt § 2362 auszulegen. 
Dazu tritt die analoge Ordnung zugunſten des Nacherben in 
8 2363 II. 

Demgemäß iſt der Erbſchein des veräußernden Mit- 
erben nach § 2361 einzuziehen oder für unwirkſam zu er: 
klären oder nach 8 2362 herauszugeben. 

b) Der richtige Erbſchein hat auf den Namen des 
Erwerbers des Erbanteiles zu lauten und iſt ihm auszuſtellen. 

Es beſteht in unſerem Falle gar kein Intereſſengegenſatz. 
Sämtliche ſchutzwürdige Intereſſen ſind bei dem Erwerber ge⸗ 
lagert und in ſeiner Perſon zu ſchützen. Da das Geſetz durch 
§ 2033 das Rechtsinſtitut der Abtretung des Erbanteiles ge⸗ 
ſchaffen hat, will es dieſes auch nach allen Richtungen unter 
ſeinen Schutz ſtellen. Es iſt eine Pflicht der Rechtsanwendung, 
dieſem Geſetzesbefehl mit allen Mitteln Wirkung und Durch⸗ 
führung zu bieten und da, wo das Geſetz ſchweigt, ihm durch 
freie Rechtsbildung helfend beizuſtehen: denn es handelt ſich um 
ein in ſeiner Entwickelung noch nicht abgeſchloſſenes Inſtitut, 
deſſen Ausgeſtaltung nach Zweckmäßigkeitsgründen (bis hierher: 
Prot. 5, 671), nicht aber von dem Idole eines der Realität 
entbehrenden Erbenbegriffes aus erfolgen ſoll. 

Ohne Erbſchein hat der Erwerber des Anteiles nur eine 
gebrochene Rechtsſtellung. Die Herausgabe eines Guthabens 
erfolgt von den Banken grundſätzlich nur, wie dies für die 
Gläubiger des Reichsſchuldbuches geſetzlich vorgeſchrieben iſt (vgl. 
FGG. $ 188), an den durch einen Erbſchein legitimierten Erben; 
denn nur eine Leiſtung an dieſen gibt dem Schuldner gemäß 
S 2367 die volle Gewähr für die befreiende Wirkung feiner 
rciſtung. Der Erwerber des Anteiles iſt ohne Erbſchein mit⸗ 
bin gar nicht in der Lage, das ihm rechtlich zuſtehende Gut⸗ 
baben in Gemeinſchaft mit den Miterben abzuheben. Auch 
das Grundbuchamt verlangt regelmäßig die Vorlegung des 
Erbſcheines; wie ſoll ſich der Erwerber legitimieren, wenn er 
ſcine Eintragung an Stelle des veräußernden Miterben im 
Wege der Berichtigung verlangt oder wenn alle Miterben mit 
geſamter Hand das Nachlaßgrundſtück veräußern oder belaſten 
wollen? Dem ſteht, wenn unſere Anſicht abgelehnt wird, 
immer auch der andauernd „richtige“ gemeinſchaftliche Erbſchein 
entgegen, der den Namen des ausgeſchiedenen Miterben aus⸗ 
weiſt. Und wie ſteht es, wenn der veräußernde Miterbe aus⸗ 
gewandert oder verſtorben iſt oder wenn ſämtliche Erbanteile 
in einer Hand durch Abtretung vereinigt ſind? Alle dieſe und 
anderen Schwierigkeiten, die einer Rechtsſchutzverweigerung gleich⸗ 
kommen, werden behoben, wenn der Erbſchein auf den Erwerber 
als den rechten Miterben im Sinne des Geſetzes lautet; dabei 
ſind zugleich ſachgemäß der Name des urſprünglichen Miterben 
und der Name des Erwerbers unter Kundgebung des Ver⸗ 
äußerungävertrages zu verlautbaren. So auch Predari, GBO. 
S. 527; Strohal, Erbrecht 3. Aufl. 2 S. 134 und 142 (während 
tr in Planck 5, 251 ohne Angabe eines Grundes die Gegen⸗ 
behauptung aufſtellt). Nach ZPO. $ 792 kann der Gläubiger, 
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ſoweit er zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung eines Erbſcheines 
bedarf, deſſen Erteilung an Stelle des Schuldners verlangen; 
Schuldner der Nachlaßverbindlichkeiten iſt, wenn nicht allein, 
ſo jedenfalls in erſter Linie neben ſeinen Miterben der Erwerber 
eines Erbanteiles; dann wird mithin der Erbſchein auf ſeinen 
Namen ausgeſtellt: welcher Widerſinn, daß der Nachlaßgläubiger 
ein Recht ausüben kann, deſſen Ausübung dem Schuldner ſelbſt 
verweigert würde. 

Die Ungerechtigkeit des gegenwärtigen Zuſtandes ſchreit 
nach Abhilfe. Vielleicht, daß ſich die praktiſchen Bedürfniſſe 
des Lebens gegen die papierene Dogmatik durchſetzen und daß 
eines Tages das Reichsgericht eines jener, immer mit Be⸗ 
wunderung erfüllenden Urteile erläßt, das mit den Worten 
einſetzt: indeſſen bei wiederholter Prüfung der Rechtsfrage 
gelangte das Reichsgericht zu der Aberzeugung, daß an der 
bisherigen Rechtsauffaſſung nicht feſtgehalten werden kann. 


U 


Zur Erſatzpflicht des Tierhalters. 
Von Dr. jur. A. Fürnrohr, Regensburg. 


Nachdem die Novelle zum $ 833 BGB. für die Fälle, 
wo Haustiere gehalten werden, an die Stelle des bisher 
geltenden Prinzips der Gefährdungshaftung klar und 
deutlich jenes der Verſchuldungs haftung geſetzt hat, müſſen 
aus dieſem Umſtande auch die notwendigen Konſequenzen hin⸗ 
ſichtlich der Exkulpationsmöglichkeit gezogen werden. In 
dieſem Punkte iſt den Ausführungen des Herrn Rechtsanwalts 
Dr. Eugen Joſef in JW. 1909 Nr. 12 S. 353 im Gegenſatz 
zu denen des Herrn Rechtsanwalts Cohn in JW. 1909 Nr. 10 

S. 264 ganz gewiß beizuſtimmen. 

Aber trotzdem überfieht meines Erachtens Rechtsanwalt 
Dr. Joſef dabei einen Punkt, der für die Beurteilung des 
Verhältniſſes des 8 831 zu § 833 Satz 2 von großer Be⸗ 
deutung iſt. 

Denn die Exkulpationsmöglichkeit des § 831 hinſichtlich 
der Auswahl der beſtellten Perſon wäre dem Tierhalter doch 
nur dann zuzubilligen, wenn ſich ſeine im § 833 Satz 2 
aufgeſtellte Pflicht der Beaufſichtigung des Tieres in dem 
Falle, daß er das Tier nicht ſelbſt beaufſichtigt, vollkommen 
in der Beſtellung eines geeigneten Tierhüters er— 
ſchöpfen würde. 

Daß dies aber nicht der Fall ſein kann, ergibt ſich aus 
der einfachen logiſchen Erwägung, daß der Tierhalter doch 
zu dem Tiere ſtets in einem ganz anderen, viel potenteren 
Verhältnis ſteht, als es der nur bedienſtete Tierhüter ver⸗ 
möchte. Und darum milfien, auch wenn der Tierhalter einen 
äußerſt tüchtigen Tierhüter beſtellt hat, doch immer dem Tier⸗ 
halter noch eine Reihe von Verpflichtungen bleiben, die von 
dem — anerkanntermaßen weit zu faſſenden — Begriffe der 
Beaufſichtigung im Sinne des § 833 Satz 2 mitumfaßt 
werden, und auf welche ſich die Exkulpation des Tierhalters 
gegebenenfalls miterſtrecken muß. 

Für dieſe Anſicht ſpricht auch zweifellos der Wortlaut des 
§ 831, der die Haftung des Geſchäftsherrn nicht eintreten läßt, 
wenn er bei der Auswahl der beſtellten Perſon und, ſofern 
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er Vorrichtungen oder Gerätſchaften zu beſchaffen 
oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, 
bei der Beſchaffung oder der Leitung die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet. Wenn man nun bedenkt, 
daß dieſer § 831 zu einer Zeit entſtand, wo für alle Fälle der 
Tierhaltung lediglich das Prinzip der Gefährdungshaftung galt 
und deshalb eine Anwendung des § 831 überall hier von 
vornherein ausgeſchloſſen war, ſo wird man trotz des für die 
Verhältniſſe des Tierhaltens nicht ganz zutreffenden Wortlautes 
des § 831 heute eine entſprechende Anwendung dieſes Satzes 
auch für die Fälle des § 833 Satz 2 unbedingt fordern müſſen. 

Einige Beiſpiele werden dies klar verſtändlich machen: 

So iſt es z. B. üblich, erwachſenen Zuchtebern die Hauer 
auszubrechen, da ſie ſonſt ſehr gefährlich werden können. Dieſe 
Maßnahme gehört zweifelsohne mit zu den Pflichten der Be⸗ 
aufſichtigung, kann aber von dem Tierhüter natürlich eigen⸗ 
mächtig nicht vorgenommen werden. Wenn es nun aber der 
Tierhalter trotz Aufforderung durch den Tierhüter aus irgend⸗ 
einem Grunde unterläßt, dem Eber die Hauer ausbrechen zu 
laſſen, und der Eber verletzt während der Dauer der Beauf⸗ 
ſichtigung durch den Tierhüter einen Dritten, was dann? Soll 
ſich da der Tierhalter einfach mit dem Hinweiſe exkulpieren 
können, er habe einen tüchtigen Tierhüter beſtellt? Gewiß nicht. 

Oder ein anderes Beiſpiel. Ein Pferd ſcheut ſtets bei der 
Begegnung mit einem Eiſenbahnzug. Trotz Warnung des 
Kutſchers ſchickt der Tierhalter ſeinen Wagen auf einen Weg, 
wo das Pferd der Eiſenbahn begegnen muß. Das Pferd 
ſcheut und verletzt Dritte, was der tüchtige Kutſcher trotz aller 
Anſtrengungen nicht zu verhüten vermag. 

Oder: ein Pferd iſt ſehr biſſig. Trotzdem das der Tier⸗ 
halter weiß, ſchickt er es mit ſeinem von einem ſehr tüchtigen 
Kutſcher gelenkten Wagen fort, ohne dem Pferd einen Beißkorb 
anlegen zu laſſen, trotz wiederholter Warnung von dritter 
Seite. Unterwegs verletzt das Pferd jemanden durch einen 
Biß in den Arm. 

In all dieſen Fällen hat der Tierhalter ſehr wohl einem 
tüchtigen Tierhüter die Aufſicht übertragen, und trotzdem wird 
man ihm niemals die Exkulpation des § 831 hinſichtlich der 
Auswahl des Tierhüters zubilligen können, weil eben die 
dem Tierhalter zuſtehende Pflicht zur Beaufſichtigung des 
Tieres noch weſentlich mehr erfordert als nur die Beſtellung 
eines geeigneten Tierhüters. 

Ich komme deshalb zu folgendem Reſultat: 

Im Falle der Haltung eines Haustieres iſt, wenn die 
Aufſicht einem Tierhüter übertragen und während der 
Dauer derſelben eine willkürliche Verletzung eines Dritten 
durch das Tier vorgekommen iſt, dem Tierhalter die 
Exkulpationsmöglichkeit des § 831 hinſichtlch der Aus⸗ 
wahl des Tierhüters nur dann zuzubilligen, wenn 
der Unfall nicht durch eine Verletzung der— 
jenigen Pflichten des Tierhalters verſchuldet 
worden iſt, die demſelben neben der Beſtellung 
eines geeigneten Tierhüters als weitere Be— 
ſtandteile der Beaufſichtigungspflicht noch zu— 
ſtehen. 


— 
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Der numerus clausus. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedlaender, München. 


Wenn man heute in den Kreiſen der deutſchen Rechts⸗ 
anwaltſchaft eine Umfrage darüber halten würde, ob die freie 
Advokatur beizubehalten oder eine ſtaatliche Auswahl unter 
den zur Anwaltſchaft Befähigten einzuführen ſei, ſo würde ſich 
ſicherlich kaum eine einzige Stimme gegen die freie Advokatur 
ausſprechen. Dagegen erhebt ſich neuerdings wieder, auch aus 
Anwaltskreiſen,,) der Ruf nach einer zahlenmäßigen Be⸗ 
ſchränkung der freien Zulaſſung, nach der Einführung des 
numerus clausus. Nicht eine Auswahl ſoll unter den mit 
dem Befähigungsnachweis verſehenen Perſonen erfolgen;?) fie 
alle müſſen nach einer beſtimmten Reihenfolge (ſei es nach dem 
„Dienſtalter“, ſei es nach der Priorität der Anmeldung) zu⸗ 
gelaſſen werden; aber nur, bis die feſtgeſetzte Maximalzahl er⸗ 
reicht iſt. Die Frage, wer dieſe Höchſtzahl feſtſetzen ſoll, wird 
verſchieden beantwortet; die einen wollen, daß dieſe Aufgabe 
den „Organen der Rechtsanwaltſchaft“, andere, daß ſie dem 
Oberlandesgericht und der Anwaltskammer gemeinſam zu— 
falle uſw. 

Mit dieſen Vorſchlägen ſoll der zunehmenden Überfüllung 
des Anwaltſtandes und den damit verbundenen Gefahren für 
die wirtſchaftliche Lage des Standes und für das Wohl der 
Allgemeinheit geſteuert werden. 

Allein alle dieſe Vorſchläge ſind ungenügend durchdacht; 
bei näherer Betrachtung erweiſen ſie ſich als unbrauchbar und 
gefährlich. 

Sie ſind gefährlich, weil ihre Durchführung den erſten 
Schritt zur Beſeitigung der freien Advokatur bedeutet. Die 
Gegner dieſer Inſtitution werden nicht unterlaſſen, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß eines der großen freiheitlichen Prinzipien unſerer 
NAD., dem der Geſetzgeber einen eigenen Paragraphen von 
ausſchließlich prinzipieller Bedeutung ($ 13) gewidmet hat, nach 
dem Urteile der deutſchen Anwaltſchaft ſelbſt ſich nicht bewährt 
habe, daß aber mit dieſem Prinzip konſequenterweiſe auch der 
Grundſatz der freien Zulaſſung fallen müſſe; wenn die Zu⸗ 
laſſung durch eine mehr oder weniger willkürlich gefundene 
Maximalzahl beſchränkt werden ſolle, fo jet die Auswahl der 
Tüchtigſten durch eine „unparteiiſche Behörde“ jedenfalls das 
richtigere Prinzip als die Zulaſſung nach der Reihenfolge, das 


) Bol. z. B. Soldan in Deutſche RA Z. 6, 73; Breuer ebenda 
6, 97; Kolſen ebenda 6, 105. In der Reichstagsverhandlung vom 
26. April 1909 wurde zwar auch viel über, d. h. meiſt gegen den 
„numerus clausus“ geſprochen, der Ausdruck wurde jedoch hier in 
allgemeinerem Sinne, nämlich im Sinne einer Abſchaffung der freien 
Advokatur überhaupt gebraucht. Die Vorſtände der deutſchen An⸗ 
waltskammern haben ſich bekanntlich vor kurzem gegen die Ein: 
führung des numerus clausus ausgeſprochen. 


2) Dagegen tritt OL GR. Otto (im „Tag“ vom 1 Oktober 1909 
Nr. 230) in einem von rückſchrittlichem Geiſt erfüllten Artikel für 
die periodiſche Feſtſetzung der Bedürfniszahl durch die „Landesgeſetz⸗ 
gebungen“ und die „Beſetzung der frei werdenden Anwaltsſtellen“ 
durch die Anwaltskammern ein! Otto hält auch dies für keine An⸗ 
taſtung der freien Advokatur! Daß die Abhängigkeit der Anwärter 
von den Organen der Anwaltſchaft ebenſo zu verwerfen iſt wie ihre 
Abhängigkeit vom Staate, bedarf doch wohl keiner Begründung. 
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heißt nach dem Zufall. Vielleicht begeiftert man ſich dann 
junächſt, um den „liberalen“ Geiſt ja nicht zu verleugnen, 
dafür, daß dieſes unparteiiſche Organ die Anwaltskammer ſein 
ſolle;) iſt dies erreicht, fo findet ſich bald ein Grund, die Be 
hörden des Staats für noch unparteiiſcher zu halten. 

Und in der Tat: Der angedeutete Einwand gegen den 
numerus clausus wäre nicht ſo unbegründet. Wenn man daran 
denkt, den freien Wettbewerb unter allen Befähigten ein⸗ 
zuſchränken, ſo könnte doch bei einem Stande, an deſſen Hoch⸗ 
baltung die Offentlichkeit das größte Intereſſe hat und deſſen 
Niedergang eine allgemeine Gefahr bedeutet, ernſtlich nur ein 
Prinzip in Frage kommen, das eine Auswahl der geiſtig und 
moraliſch Tüchtigſten gewährleiſtet. Gerade weil ein derartiges 
Prinzip nicht zu finden iſt, weil bei einer Auswahl immer die 
Möglichkeit beſteht, daß tatſächlich ganz andere Rückſichten ent⸗ 
ſcheidend find als die idealen, dem „Geiſte des Geſetzes“ 
entſprechenden, und weil ſelbſt bei gutem Willen des Aus⸗ 
wählenden nicht die geringſte Garantie dafür beſteht, daß die 
Wahl wirklich den Tauglichſten trifft, gerade aus dieſen Gründen 
darf an der freien Advokatur nicht gerüttelt werden. 

Bei freiem Wettbewerb kommen die Tüchtigſten immer zur 
Geltung, wenn nicht ganz beſondere Umſtände entgegenſtehen. 
Der numerus clausus aber privilegiert in finnloſer Weiſe den⸗ 
jenigen, der zuerſt kommt, und läßt die beſten Kräfte warten 
und alt werden oder ſperrt ſie völlig aus zugunſten einer An⸗ 
zahl vielleicht ganz unzureichender und unwürdiger Mitglieder 
des Standes. Ein ſchlechteres Syſtem kann es nicht geben. 

Und nun vergegenwärtige man ſich die Einzelheiten! Der 
liberalſte der obenerwähnten Vorſchläge geht dahin, daß die 
Organe der Anwaltſchaft — gemeint ſein können wohl nur die 
Vorſtände der Anwaltskammern — nach dem vorhandenen 
Bedürfnis für jedes Gericht die Höchſtzahl der zuzulaſſenden 
Anwälte feſtſtellen. Das iſt keine leichte Aufgabe. Aber 
nehmen wir an, ſie ſei für den Augenblick einigermaßen be⸗ 
friedigend gelöſt. Sofort wird ſich zeigen, daß nirgends das 
Bedürfnis nach einer beſtimmten Zahl von Anwälten, ſondern 
das Bedürfnis nach einer gewiſſen Anzahl tüchtiger Anwälte 
beſteht. Es kann für einen kleinen Platz das Vorhandenſein 
zweier Anwälte durchaus genügend ſein; es iſt dagegen geradezu 
eine Kalamität für die Bewohner, wenn dieſe beiden Anwälte, 
oder einer derſelben, unbrauchbar ſind, die Zulaſſung anderer 
Anwälte bei dieſem Gerichte aber wegen des numerus clausus 
ausgeſchloſſen iſt und vielleicht auf Jahre oder Jahrzehnte aus⸗ 
geſchloſſen bleibt. Es wäre ja nicht denkbar, daß der Vorſtand 
fortgeſetzt die Perſonenfrage im Auge behielte und danach die 
Maximalzahl von Zeit zu Zeit herauf⸗ oder herabſetzte. Das 
würde auch für die davon Betroffenen eine ſchwere Kränkung 
involvieren, vielfach auch als eine perſönliche Begünſtigung 
der jeweiligen Anwärter empfunden werden und ſchließlich 
geradezu wie eine Auswahl unter den Bewerbern wirken. 
Solange überhaupt der AKV. das Recht hätte, nach freiem 
Ermeſſen jederzeit die Höchſtzahl zu ändern, wäre demſelben 
eine Macht über das wirtſchaftliche Wohl einzelner verliehen, 
welche ſich kaum rechtfertigen ließe. Es iſt ſtets bedenklich, 


2) Vgl. den oben zitierten Artikel von Otto, der mir erſt nach 
Niederſchrift obiger Zeilen bekannt wurde. 
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wenn diejenigen, welche einen Beruf ausüben, die Befugnis 
haben, nach ihrem Ermeſſen anderen den Zutritt zu dieſem 
Berufe zu verſagen. Andererſeits wäre die geſetzliche Feſt⸗ 
legung der einmal beſtimmten Höchſtzahl auf gewiſſe längere 
Zeiträume ebenſo unerträglich wie die Bindung des freien 
Ermeſſens an beſtimmte ſchematiſche Regeln (z. B. Feſtſetzung 
nach dem Durchſchnitt der bei einem Gericht in den letzten 
Jahren anhängig geweſenen Prozeſſe“) uſw.). 

Die ſchlimmſten Konſequenzen würden ſich aus der Ein⸗ 
führung des numerus clausus in der Abergangszeit ergeben, 
und dies wäre ſchon deshalb nicht gleichgültig, weil dieſe 
„Übergangszeit“ vielfach faſt ein Menſchenalter dauern würde. 
Es wäre natürlich undenkbar, daß der Geſetzgeber diejenigen, 
welche bei Einführung des numerus clausus bereits im Amte 
ſind, zwänge, ihren Beruf „einſtweilen“ wieder aufzugeben oder 
bei einem anderen Gerichte auszuüben. Die erworbenen Rechte 
könnten nicht angetaſtet werden. Wenn nun bei einem großen 
Gerichte, bei welchem jetzt 300 Anwälte zugelaſſen ſind, die 
Höchſtzahl auf 150 feſtgeſetzt würde, ſo käme eine neue 
Zulaſſung erſt dann in Betracht, wenn von den jetzt vorhandenen 
Anwälten 151 ausgeſchieden wären. Wie lange das dauert, 
iſt nicht abzuſehen. Und wie vielen tüchtigen Leuten würde hier⸗ 
durch — vielleicht auf Jahrzehnte hinaus — der Zutritt zu 
dem Berufe oder die Wirkſamkeit am paſſenden Orte verſchloſſen, 
während möglicherweiſe von den vorhandenen Anwälten gerade 
die beſten wegſtürben und den „Vielzuvielen“, an denen wir 
heute laborieren, auf geraume Zeit hinaus ein unverdientes 
Privileg geſichert wäre! 

Was die wirtſchaftlichen Folgen einer Einführung des 
numerus clausus betrifft, ſo müßte ſich durch eine erhebliche 
Verminderung der Zahl der bei den einzelnen Gerichten zu⸗ 
gelaſſenen Anwälte natürlich das Durchſchnittseinkommen dieſer 
Anwälte bei ſonſt gleichbleibenden Verhältniſſen entſprechend 
ſteigern.) Es iſt auch anzunehmen, daß mittelmäßige und 
ſelbſt minderwertige Kräfte vielfach ein beſſeres Auskommen 
haben würden als jetzt. Bei den Tüchtigen und Hervorragenden 
vollends würde ſich die Arbeitslaſt an vielen Orten außer⸗ 
ordentlich ſteigern, und es würde in zahlreichen Kanzleien eine 
Aberlaſtung eintreten, welche eine nicht zu unterſchätzende Gefahr 
für die Rechtspflege bedeuten müßte. Hier kann, was dem 
einzelnen wirtſchaftlich allzu förderlich iſt, der Geſamtheit 
ſchädlich ſein. 

Auch iſt es gewiß angebracht, hier an die üblen Folgen 
jeder Privilegienwirtſchaft zu erinnern. Der Abgeordnete 
Dove hat bei Beratung der letzten Zivilprozeßnovelle treffend 
ausgeführt: 

„Wir wünſchen nicht, Zuſtände wieder zu erleben, wie 
wir ſie gehabt haben, wo die Anwaltsſtellen als ſehr 
einträgliche Poſten von alten Richtern, die leitende 
Stellungen bekleideten, geſucht wurden, und wo ſchließlich 
der Anwalt durch die Sicherheit, die ihm ſeine Poſition 


) Vgl. Soldan a. a. O. 

) Dabei iſt als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß nicht durch 
gewohnheitsmäßige Subſtituierung von nichtzugelaſſenen Anwälten 
das Prinzip der Lokaliſierung durchkreuzt wird. Vereinzelte Miß⸗ 
bräuche würden übrigens hier das Geſamtbild kaum beeinfluſſen. 

18 
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bot, in die Lage verſetzt war, die Sache ſo zu betreiben, 
wie ſie ihm bequem war, ohne überall die Intereſſen 
des Publikums in erſter Linie wahrzunehmen.“ 

Da ohne Zweifel die Höchſtzahl, welche Organe auch immer 
dieſelbe feſtzuſetzen hätten, überall möglichſt niedrig beſtimmt 
werden würde, ſo dürften ſich bald dieſe Erfahrungen aus 
früherer Zeit neuerdings bewahrheiten. 

Was ferner beſondere Beachtung verdient, iſt, daß der 
numerus clausus ein Heer von Anwärtern ſchafft, welche 
ungerechterweiſe ohne Rückſicht auf ihre Fähigkeiten und ihren 
Fleiß warten müſſen, bis die Reihe an ſie kommt, und welche 
ſich, wenn ſie nicht vermögend find, oft lange Zeit hindurch in 
abhängiger und häufig unwürdiger Stellung ihr Brot verdienen 
müſſen. Der Mittelloſe wird, wenn er das Konzipientendaſein 
oder das Aſſeſſorentum ſatt hat, ſich gezwungen ſehen, ſeine 
Zulaſſung an einem Platze zu nehmen, der ſeiner Neigung 
und ſeiner Begabung nicht entſpricht. Der Reiche kann es ab⸗ 
warten; aber er muß ſich häufig jahrelang einer Beſchäftigung 
hingeben, die ſeiner dem freien Anwaltsberufe zuſtrebenden 
Natur durchaus nicht zuſagt. So erzeugt der numerus clausus 
eine Schar von Anwärtern, die in wirtſchaftlich gedrückter Lage 
oder berufsunluſtig oder beides ſind. Und aus dieſen An⸗ 
wärtern rekrutiert ſich dann zum großen Teile der Nachwuchs 
der „freien“ Anwaltſchaft! 

Auch das iſt eine Gefahr. Der Anwaltsſtand ift wie kein 
anderer auf die ſtändige Belebung durch friſchen, kräftigen Nach⸗ 
wuchs, beſtehend aus aufrechten, tatkräftigen Männern an⸗ 
gewieſen. Es iſt nicht gut, wenn die Beſten, nachdem fie den 
Befähigungsnachweis erbracht haben, warten, altern und ſelbſt 
dienen oder darben müſſen, ehe ſie ihre Kräfte frei und ſelb⸗ 
ſtändig an dem Platze, der ihnen geeignet erſcheint, betätigen 
können. 

Noch weniger iſt es wünſchenswert, daß der Zutritt zum 
Anwaltsberuf ein Privilegium der Reichen werde. Daß dies 
bis zu einem gewiſſen Grade die Folge des numerus clausus 
ſein würde, ſcheint mir nicht zweifelhaft. 

Wer es ernſt meint mit der Erhaltung und Hochhaltung 
unſeres Standes, der rüttle nicht an den Grundſätzen, die der 
Geſetzgeber der 70er Jahre in wahrhaft freiheitlichem Geiſte 
und auf Grund reicher, in der unmittelbaren Vergangenheit 
erworbener Erfahrungen aufgeſtellt hat. 

Gewiß wollen wir dafür kämpfen, daß der Anwaltsſtand 
wirtſchaftlich und moraliſch nicht Not leidet. Aber wir ver⸗ 
wahren uns gegen die Anwendung von Mitteln, die unſeren 
Stand als folchen ſchwer ſchädigen und nur einzelnen Nutzen 
bringen, auch wenn dieſe einzelnen — wir ſelbſt ſind. 


Der Amtsgerichtsprozeß der Zivilprozeßnovelle 
und feine Gefahren für den Anwalts ſtand. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Rieß, Berlin. 

Die Novelle zur ZPO. vom 1. Juni 1909 ſchaltet für den 
Amtsgerichtsprozeß das Prinzip des Parteibetriebes aus und 
erſetzt es durch den Amtsbetrieb. 

Schon in den Kommiſſionsberatungen hat man den Bruch 
mit dem Parteibetrieb bei dem amtsgerichtlichen Verfahren damit 


M 3. 1910. 


zu motwieren geſucht, daß der Parteibetrieb trotz der dreißig⸗ 
jährigen Geltungsdauer der ZPO. „im Volke keinen Boden 
gefunden habe, und man daher das amtsgerichtliche Verfahren 
volkstümlicher, einfacher und ſchleuniger geſtalten müſſe“ (Druck⸗ 
ſachen des Reichstags Nr. 735 S. 12). 

Ein Prozeßbetrieb, der den obigen drei Vorausſetzungen 
entſpricht, ſtellt auch das Ideal eines jeden Anwalts dar, dem 
das Intereſſe ſeiner Partei wirklich am Herzen liegt. Es wird 
auch vom Verfaſſer nicht verkannt, daß die Vorſchriften der 
Novelle über den amtsgerichtlichen Prozeß einem vernünftigen 
Richter die Möglichkeit bieten, eine Beſchleunigung und Ver⸗ 
einfachung des Verfahrens herbeizuführen, namentlich dann, 
wenn die Parteien einen Prozeß in eigener Perſon und nicht 
durch Bevollmächtigte führen. Für die Anwälte aber, die in 
Zukunft als Prozeßbevollmächtigte im amtsgerichtlichen Prozeß 
tätig ſein werden, find die neuen Vorſchriften zum Teil ſehr 
zweiſchneidiger Natur und enthalten eine ganze Reihe von Fall⸗ 
ſtricken, ſo daß namentlich in der erſten Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten der Novelle ſich eine Fülle von Argerniſſen und Miß⸗ 
verſtändniſſen ergeben wird, und zwar in faſt jeder einzelnen 
Phaſe des amtsgerichtlichen Verfahrens. 


1. Zuſtellungen. 


Nachdem der Anwalt ſich über die Anzahl der dem Gericht 
einzureichenden Exemplare der Klageſchrift klar geworden iſt, ) die 
Klageſchrift eingereicht und vom Gerichtsſchreiber die Mitteilung 
erhalten hat, wann Termin anſteht, bleibt er über das 
Schickſal feiner Klage zunächſt im unklaren. Der An: 
walt erhält nicht mehr, falls die Zuſtellung gelingt, die Klage⸗ 
urſchrift nebſt der Zuſtellungsurkunde zurück, ſondern beide Doku⸗ 
mente werden Beſtandteile der gerichtlichen Akten und verbleiben 
bei dieſen. Dies ſteht zwar in der Novelle nirgends ausdrücklich 
ausgeſprochen, folgt aber aus dem Prinzip des Amtsbetriebs 
und indirekt auch aus den 88 497 und 498 ZPO. Denn die 
amtsgerichtliche Klage hat im Gegenſatz zu der landgerichtlichen 
eine Ladung des Beklagten zur mündlichen Verhandlung nicht 
mehr zu enthalten.?) Der Gerichtsſchreiber hat vielmehr gleich⸗ 
zeitig mit der Klageſchrift dem Beklagten die Ladung zum 
Verhandlungstermin zuſtellen zu laſſen (5 498 Abſ. 1 3] O.). 
Der die Zuſtellung vornehmende Gerichtsvollzieher hat über die 
Zuſtellung der ſämtlichen ihm zur Zuſtellung übergebenen Ur⸗ 
kunden nur eine Zuſtellungsurkunde aufzunehmen. Da die 
Ladung unzweifelhaft ein ſtaatliches Schriftſtück iſt und als 
ſolches mit dem Nachweis der Zuſtellung, alſo der Zuſtellungs⸗ 
urkunde, bei den Gerichtsakten aufbewahrt werden muß, ſo 
ergibt ſich hieraus auch die gleiche Konſequenz für die Klage⸗ 
urſchrift, die mit der Urſchrift der Ladung und der Zuſtellungs⸗ 


) Vgl. Nieß „Die neuen Prozeßgeſetze“ S. 18 ff. Es wird 
zweckdienlich ſein, außer den dort erwähnten Exemplaren der Klage⸗ 
ſchrift noch ein weiteres als Aktenexemplar ſofort anfertigen zu laſſen, 
da die Klageurſchrift, die bisher den Anwaltsakten einverleibt werden 
konnte, aus den im Text erörterten Gründen nicht mehr in die Hände 
des Anwalts zurückgelangt. 

2) Der Verfaſſer hat ſeine entgegenſtehende, auf S. 14 des in 
Anm. 1 erwähnten Werks verlautbarte Anſicht inzwiſchen auf Grund 
der SS 497, 498 3PO. fallen laſſen. 
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urkunde einheitlich verbunden worden ifl.?2) Will der Anwalt 
alſo vor dem Verhandlungstermin erfahren, ob die Zuſtellung 
der Klage erfolgt iſt, ſo bleibt ihm nichts übrig als ſelbſt oder 
durch ſeine Angeſtellten auf der Gerichtsſchreiberei Nachforſch⸗ 
ungen hierüber anzuſtellen, es ſei denn, daß die Juſtizverwal⸗ 
tungen die Gerichtsſchreiber generell anweiſen, den Anwälten 
über die Vornahme der Zuſtellung eine Mitteilung zugehen zu 
laſſen, was im Intereſſe der Anwaltſchaft ſehr zu wünſchen wäre. 

Iſt die Zuſtellung der Klage dagegen nicht ſofort gelungen, 
ſei es wegen unrichtiger oder unvollſtändiger Angabe der Adreſſe 
des Beklagten, ſei es weil der Beklagte oder einer von mehreren 
Beklagten inzwiſchen verzogen iſt, ſo iſt es zurzeit dem Anwalt 
ſehr oft noch möglich, durch ſchleunige Rückfrage bei dem 
Mandanten oder den zuſtändigen Behörden die richtige Adreſſe 
des Beklagten ſo rechtzeitig zu ermitteln, daß er namentlich zur 
Innehaltung der Einlaſſungsfriſt — vgl. hierzu auch 
88 496 Abſ. 3, 499 ZPO. — eine erneute ſchleunige Zu⸗ 
ſtellung der Klage oder die Abkürzung der Einlaſſungsfriſt ver⸗ 
anlaſſen kann oder die ſofortige Aufhebung des Termins ver⸗ 
bunden mit der Anberaumung eines neuen nahen Termins 
unter Abkürzung der Einlaſſungsfriſt zu erwirken vermag. 

Auf alle dieſe Hilfsmittel, durch die ein Anwalt die 
Intereflen feiner Klienten ordnungsmäßig und energiſch wahr⸗ 
zunehmen und letzteren auch den Nachweis hierfür zu führen 
bisher in der Lage iſt, wird die Anwaltſchaft in Zukunft vor⸗ 
ausſichtlich durch die Novelle verzichten müſſen. Ihr Einfluß 
auf die rechtzeitige Bewirkung der Zuſtellung der Klage iſt durch 
die neuen SS 496—498 ZPO. fo gut wie ausgeſchaltet. Denn 
die Novelle ſetzt an die Stelle des Anwalts als zuſtellungs⸗ 
leitendes Organ den objektiven Gerichtsſchreiber, der naturgemäß 
keine Verpflichtung hat und ſeiner ganzen Stellung nach auch 
nicht haben kann, ſich der Zuſtellung einer jeglichen Klage mit 
ganz beſonderer Aufmerkſamkeit anzunehmen und ihren Erfolg 
nach zukontrollieren. Der preußiſche Gerichtsſchreiber ſpeziell hat 
nach § 14 Abſ. 3 der preußiſchen Geſchäftsordnung der Gerichts⸗ 
ſchreibereien der Amtsgerichte Zuſtellungsurkunden zunächſt dem 
Richter vorzulegen, wenn er findet, daß nicht vorſchriftsmäßig 
uigeſtellt if. Erſt der Richter hat die erforderlichen Benach⸗ 
richtigungen an den Anwalt zu verfügen, wenn die Zuſtellung 
der Klage aus einem der obigen Gründe mißbungen iſt. Hierbei 
iſt es nach der Novelle noch zweifelhaft, inwieweit der Amts⸗ 
betrieb auszudehnen iſt, ob alſo beiſpielsweiſe der Richter die 
Ermittlungen nach dem Wohnfitz des Beklagten felbft zu leiten 
oder lediglich dem Anwalt Mitteilung von einer ergebnisloſen 
Zuſtellung zu machen und dieſem es zu überlaſſen hat, die 
erforderlichen Schritte zu unternehmen. Sicher iſt nach dem 
neuen ſchwerfälligen Verfahren der Novelle nur das eine, daß, 
ehe der Anwalt eingreifen kann, ſchwerlich mehr Zeit genug 
übrig geblieben iſt, um eine mißglückte Zuſtellung noch unter 
Wahrung der Einlaſſungsfriſt richtig in die Wege zu leiten. 
Hierbei ſei noch auf ein weiteres Moment aufmerkſam gemacht. 
Nach 8 226 ZPO. können zwar Einlaſſungs⸗ und Ladungsfriſten 
abgekürzt werden, aber nur auf Antrag einer Partei. 
Der Amtsrichter iſt alſo ſelbſt beim beſten Willen nicht in der 
Lage, die anwaltliche Initiative zu erſetzen und, wenn es not tut, 


) Vgl. auch Schneider in 33%. 37, 380. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


99 


aus ſich ſelbſt heraus eine Abkürzung der Einlaſſungsfriſt an⸗ 
zuordnen. Es wäre bei der Reform der ZPO. im Intereſſe 
der Parteien und Anwälte dringend wünſchenswert geweſen, 
wenn man konſequenterweiſe die richterlichen Machtbefugniſſe 
auch nach dieſer Richtung hin erwritert hätte. 


2. Sqhriflſaͤtze. 

Jeder gewiſſenhafte Anwalt wird den Wunſch haben, daß 
die Schriftſätze, durch die er in möglichſt erſchöpfender Weiſe 
die mündliche Verhandlung vorzubereiten ſucht, dem Gericht 
und dem Gegner bekannt werden, und zwar ſo zeitig, daß ſich 
ſowohl das Gericht unterrichten, wie auch der Gegner in⸗ 
formieren und antworten kann. Das Ideal einer mündlichen 
Verhandlung iſt und bleibt nicht eine tumultuariſche, in der 
von beiden Teilen neue Anführungen gemacht werden, ſondern 
eine ſolche, in der jeder Teil durch Schriftſätze über das tat⸗ 
ſächliche und rechtliche Material der anderen Seite unters 
richtet iſt. 

Durch die Novelle hat der Amtsrichter in der Behandlung 
von Schriftſätzen völlig freie Hand bekommen. Dies ergibt 
ſich aus § 496 Abſ. 2 und 5 ZPO., der dem Richter Ber: 
haltungsmaßregeln über die Zuſtellung von Schriftſätzen, An⸗ 
trägen und Parteierklärungen gibt, die bei Gericht eingehen, 
ohne ihm eine Zuſtellungspflicht aufzuerlegen. In der Be⸗ 
gründung zur Novelle wird unumwunden auf Seite 32 darauf 
hingewieſen, daß der Richter auch von Amts wegen die Not⸗ 
wendigkeit der Zuſtellung zu prüfen habe. Demnach kann 
der Richter Schriftſätze oder Parteierklärungen zu den Akten 
ſchreiben, ohne ſie der Gegenpartei bekanntzugeben oder er 
iſt in der Lage, ſie dem anderen Teil zu übermitteln, und zwar 
nach feinem Belieben durch formelle Zuſtellung unter Hinzu⸗ 
ziehung eines Gerichtsvollziehers (8 496 Abſ. 2 ZPO.) oder, 
wenn auch die Gegenpartei durch einen Anwalt vertreten iſt, 
gemäß 8 496 Abſ. 4 durch ſchriftliches Empfangsbekenntnis 
oder endlich formlos (8 496 Abi. 5 ZPO.). 

Aus dieſer unbeſchränkten Stellung des Amtsrichters er⸗ 
geben ſich für die Anwälte Konſequenzen nach folgender 
Richtung hin: 

Der Anwalt kommt in die mündliche Verhandlung 
in völliger Ungewißheit über die Lage des Verfahrens. 
Er weiß nicht, ob ſeine eigenen Schriftſätze dem Gegner 
bekanntgegeben find, er weiß nicht, ob ſeine Gegner 
Schriftſätze oder ſchriftliche Erklärungen oder Anträge 
dem Gericht eingereicht hat, ja, er weiß nicht einmal 
mit Sicherheit, ob die Gegenpartei durch einen Anwalt 
vertreten iſt oder nicht. Denn die Mitteilung eines 
Anwalts, daß er eine Partei vertrete, erfolgt auch nach 
der Novelle durch einen Schriftſatz. Wer gibt den 
Anwälten die Gewißheit, daß der Amtsrichter die 
Zuftellung von derartigen Schriftſätzen für notwendig 
erachtet? Wie ſehr wird namentlich in großen Städten, 
in denen es wenig Beziehungen zwiſchen Richtern und 
Anwälten und daher auch Richter gibt, die ſich in die 
Sesle eines Anwalts kaum zu verſetzen vermögen, die 
Nervofität des Anwaltsbetriebes geſteigert werden! 

Hierzu kommt noch folgendes ſehr wichtige Moment. 
Dem Anwalt iſt es infolge Behinderung oder Saum⸗ 
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ſeligkeit ſeiner Partei oder aus anderen Gründen ſehr 
oft nur möglich, einen Schriftſatz in ſpäteſter Stunde 
anzufertigen und einzureichen. Wie ſtellt ſich der Amts⸗ 
richter zu Schriftſätzen, Erklärungen oder Anträgen, die 
erſt am Tage vor dem Termin an Gerichtsſtelle ein⸗ 
gehen, und deren Zuſtellung an die andere Partei ihm 
gar nicht möglich iſt? Naturgemäß wird der Richter 
ſchon aus rein praktiſchen Erwägungen von der Zu⸗ 
ſtellung derartiger Schriftſätze Abſtand nehmen. Hier⸗ 
durch aber werden zweifellos Verzögerungen des Ver⸗ 
fahrens eintreten, die bei dem früheren Verfahren ver⸗ 
mieden worden ſind und vermieden werden konnten. 
Um allen dieſen Schwierigkeiten und Beunruhigungen 
aus dem Wege zu gehen und namentlich die Gewißheit zu 
erlangen, daß auch die gegneriſche Partei die eigenen Schrift⸗ 
ſätze, Erklärungen und Anträge erhalten hat, erachtet es der 
Verfaſſer für das einfachſte, wenn die Anwälte auch nach dem 
1. April 1910 im amtsgerichtlichen Rechtsſtreit die bis⸗ 
herige Art der Zuſtellung von Schriftſätzen und Erklärungen, 
namentlich, wenn auch die andere Partei durch einen Anwalt 
vertreten iſt, beibehalten, ruhig, wie bisher, Schriftſätze durch 
Karte zuſtellen und am Schluß der Schriftſätze dem Gericht 
mitteilen, die Zuſtellung des Schriftſatzes ſei bereits ſelbſt ver⸗ 
anlaßt worden. Vornehmlich bei dieſem Verfahren wird es 
auch möglich ſein, die ſo außerordentlich praktiſche und in 
großen Städten beliebt gewordene Einrichtung weiter zu ver⸗ 
werten, dem Anwalt der Gegenpartei die Schriftſätze uſw. 
ſofort in zwei Exemplaren zuzuſtellen, von denen das eine zur 
Mitteilung an den Klienten des Gegenanwalts beſtimmt iſt. 
Endlich hat hierbei der Anwalt die Beruhigung, daß die 
Zuſtellung von Schriftſätzen auf die für die Partei billigſte 
Art erfolgt iſt und er keine überflüſſige Arbeit geleiſtet hat, da 
die von ihm angefertigten Exemplare ſeiner Schriftſätze auch 
wirklich zur Zuſtellung Verwendung finden. 


3. Weiteres Verfahren. 


Nach § 497 Abſ. 1 ZPO. „finden Ladungen durch die 
Parteien nicht ſtatt. Die Termine werden von Amts wegen 
beſtimmt“. Aus der ſtrikten Faſſung der beiden obigen Sätze 
ergibt ſich, daß Ladungen, die verſehentlich von Anwälten ein⸗ 
gereicht werden, zu den Akten zu ſchreiben ſind. Es liegt auf 
der Hand, daß hierdurch die Tendenz der Novelle, das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren zu beſchleunigen, nicht gerade gefördert 
wird. Aber ſelbſt wenn der Amtsrichter den Willen hätte, die 
Ladung des Anwalts zu benutzen, wäre er hieran durch das 
Geſetz gehindert, da die allein zuläſſigen amtlichen Ladungen 
der Parteien ein ganz anderes Ausſehen haben als die von 
den Parteien ausgehenden. Immerhin aber bleibt dem Richter 
die Befugnis, aus der anwaltlichen Ladung die Anregung zu 
entnehmen, von Amts wegen Verhandlungstermin anzuberaumen. 

Bei einer engen, nur den Wortlaut berückſichtigenden 
Auslegung des § 497 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. beſteht auch die 
Gefahr, daß den Anwälten das Recht genommen wird, in der 
mündlichen Verhandlung übereinſtimmend Anberaumung 
eines neuen Termins zu beantragen. In dieſer Weiſe darf 
ſelbſtverſtändlich das Prinzip des Amtsbetriebs nicht überſpannt 
werden, ebenſowenig wie es einem Anwalt verwehrt werden 
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darf, beim Fehlen des Gegners auf Vertagung anzutragen. 
Die Hervorhebung dieſer letztgedachten anwaltlichen Befugniſſe 
erſcheint aber um ſo notwendiger, als die Novelle in den Kreis 
ihrer Vorſchriften ausdrücklich nur den Fall zieht, wenn 
beide Parteien in einem Termin zur mündlichen Verhandlung 
nicht erſchienen ſind, und bei einem derartigen Tatbeſtand an⸗ 
ordnet, daß das Verfahren ruht, bis die Anſetzung eines neuen 
Termins „beantragt“ wird (S 503 ZPO.). 

Iſt nach der bisherigen Praxis anzunehmen, daß die 
Amtsrichter den Anwälten, die übereinſtimmend oder einſeitig 
die Anberaumung eines neuen Termins beantragen, im all⸗ 
gemeinen wenig Schwierigkeiten in den Weg legen werden, ſo 
birgt der neue S 501 Abſ. 1 ZPO. in feiner Nr. 5 im Fall 
einer engen Auslegung namentlich für die Anwälte in großen 
Städten die Quelle großer Unannehmlichkeiten in ſich. Nach 
dem neu hinzugekommenen Abſ. 2 des § 141 ZPO. iſt die 
Partei, deren perſönliches Erſcheinen vom Richter angeordnet 
iſt, von Amts wegen zu laden. „Die Ladung iſt der Partei 
ſelbſt zuzuſtellen, auch wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten 
beſtellt hat.“ Bei der Einfügung dieſer Vorſchrift ging man 
davon aus, daß der Beſchluß, durch den die Anordnung des 
perſönlichen Erſcheinens einer Partei erfolgt, in der Sitzung 
zu verkünden (Begründung S. 28) und demzufolge den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten bekannt iſt. Nun gibt aber der neue 8 501 ZPO. 
den Amtsrichtern die Befugnis, ſchon vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung das perſönliche Erſcheinen der Parteien anzuordnen, 
wenn der Beklagte in einem vorbereitenden Schriftſatze dem 
Klageantrage widerſprochen hat. Auf Grund des Abſ. 3 
Satz 1 ſind zwar die „Parteien“ von einer derartigen An⸗ 
ordnung zu benachrichtigen. Satz 2 des Abſatz 3 aber beſtimmt 
wiederum, daß 5 141 Abſ. 2 ZPO. Anwendung zu finden 
habe, das heißt, daß die Parteien durch eine ihnen ſelbſt und 
nicht ihren Prozeßbevollmächtigten zuzuſtellende Ladung zur 
mündlichen Verhandlung zu laden ſind. Es geht alſo aus den 
angeführten Geſetzesbeſtimmungen nicht zweifelsfrei hervor, ob 
der Richter verpflichtet iſt, auch den Anwälten Nachricht zu 
geben, falls er das perſönliche Erſcheinen der von ihnen ver⸗ 
tretenen Partei auf Grund des § 501 ZPO. anordnet. Stellen 
ſich die Amtsrichter auf den den Anwälten ungünſtigen Stand⸗ 
punkt, ſo ſind die Anwälte bei kontradiktoriſchen Prozeſſen im 
Ungewiſſen, ob nicht der Richter ihre Partei zur mündlichen 
Verhandlung geladen hat. Es kann dann namentlich in großen 
Städten geſchehen, daß die Anwälte ihre Parteien ſtundenlang 
warten laſſen, da ſie ſich beiſpielsweiſe auf eine ſpäte Termins⸗ 
ſtunde verabredet haben, ein Erfolg, der auf das Verhältnis 
des Anwalts zu ſeinem Klienten ſehr ungünſtig einwirken kann, 
ganz abgeſehen davon, daß es Klienten gibt, in deren eigenſtem 
Intereſſe es iſt, mit dem Gericht nur in Anweſenheit ihres 
Anwalts zu verhandeln, da ſie der richterlichen Autorität bei 
Vergleichsverhandlungen nicht genügend Widerſtand entgegen⸗ 
zuſetzen vermögen. Auch die obige Zweifelsfrage hätte bei der 
Redaktion der Novelle leicht aus der Welt geſchafft werden 
können.“) (Ebenſo unklar wie der Geſetzestext die Begründung 
S. 35.) | 


) Nur nebenher ſei erwähnt, daß der Erhebung der Beweiſe 
auf jeden Fall eine ſtreitige mündliche Verhandlung voraufgegangen 


39. Jahrgang. 


4. Arteile. 

Nach 8 496 Abſ. 6 ZPO. erfolgt, ſofern nicht von der 
Partei ein anderes beantragt wird, die Erteilung von Aus⸗ 
ſertigungen bei allen, auch den kontradiktoriſchen Urteilen unter 
Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe. 


„Die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung ſteht in den b 


Wirkungen der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich.“ 
Der Anwalt des unterliegenden Teils, dem von ſeinem 
Gegner ein derartiges Urteil ohne Entſcheidungsgrümde zugeſtellt 
wird, kann bei Beurteilung der Frage, ob er gegen dieſes 
Urteil in die Berufung gehen ſoll, in eine ſchwierige Situation 
kommen, denn die Kenntnis der Entſcheidungsgründe des Vorder⸗ 
richters iſt naturgemäß für ſeine Entſcheidung von großer 
Wichtigkeit. Der Lauf der Berufungsfriſt aber hat bereits mit 
der Zuſtellung des Urteils ohne Entſcheidungsgründe begonnen. 
In der Begründung zur Novelle werden die Bedenken, die ſich 
aus der obigen Situation für die Parteien ergeben, zwar nicht 
verkannt. Man geht aber über ſie durch die Wendung hinweg, 
es ſeien „Unzuträglichkeiten als Folge dieſer Regelung nicht zu 
befürchten“. Denn die Partei werde ſich „ſtets ohne Schwierig⸗ 
keit“ noch rechtzeitig eine Abſchrift des vollſtändigen Urteils 


beſchaffen können, beſonders da der Gerichtsſchreiber eine Aus⸗ 


fertigung der Urteilsformel erſt erteilen dürfe, nachdem das 
vollſtändig abgefaßte Urteil von dem Richter gemäß § 315 
ZPO. unterſchrieben ſei (Begründung S. 33). Wer aber 
weiß, wie langſam mitunter die Kanzleien der Gerichte 
arbeiten, wird mit dem Verfaſſer darin einig ſein, daß 
die Auffaſſung der Begründung eine allzu optimiſtiſche 
iſt, und daß die Anwälte durch die Regelung der Novelle 
ſehr oft in die Lage geraten werden, angeſichts des 
drohenden Ablaufs der Berufungsfriſt auch ohne Kenntnis 
der Entſcheidungsgründe des Amtsgerichts auf gut Glück 
eine Berufung einzulegen, die ſie bei Kenntnis der Gründe 
ſicher nicht eingelegt hätten und ſpäter als ausſichtslos zurück⸗ 
ziehen müſſen. Die weiteren Konſequenzen find unbequeme und 
ärgerliche Dispute mit dem Klienten, namentlich hinſichtlich der 
unnütz aufgewandten Koſten der Berufungsinſtanz. 

Endlich ſei in dieſem Zuſammenhange noch auf zwei 
Punkte hingewieſen, auf die der Verfaſſer bereits in ſeinen 
früheren Publikationen aufmerkſam gemacht hat und durch 
deren Beachtung der Anwalt von vornherein vor Unzuträglich⸗ 
keiten bewahrt bleiben wird: 

a) 8 709 Nr. 4 ZPO. iſt durch die Novelle nicht ab⸗ 
geändert worden. Obwohl die Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte auf 600 & erhöht iſt, find Urteile über 
vermögensrechtliche Anſprüche, ſofern der Streitwert 
zwiſchen 300 und 600 & liegt, in der Regel nur 
gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar zu erklären ($ 713 ZPO.). 

b) Die Zuſtellung der Urteile geſchieht wie bisher im 
Parteibetrieb. 

Eine Ausnahme hiervon aber gilt für Ver⸗ 
ſäum nisurteile gegenüber dem Kläger oder dem 
Beklagten, die in Zukunft von Amts wegen durch 

fein muß, da der Richter nach 8 501 Abſ. 1 und 2 ZPO. nur das Recht 


bat, vor der mündlichen Verhandlung etwaige auf eine Beweisaufnahme 
bezügliche Anordnungen zu treffen. (Ebenſo Begründung S. 35.) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


101 


Vermittlung des Gerichtsſchreibers zugeſtellt werden, 
falls nicht die Partei, die das Urteil erwirkt hat, 
dem Gericht erklärt, ſie wolle ſelbſt einen Gerichts⸗ 
vollzieher mit der Zuſtellung beauftragen ($ 508 
Abſ. 1 ZPO.). 


Die Wiener Rechts hilfekonferenz. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim. 

Am 3., 4. und 5. Januar 1910 tagte in Wien eine durch 
die Mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsvereine in Deutſchland, Oſter⸗ 
reich und Ungarn berufene Kommiſſion. Ihr Zweck war, die 
Grundlagen für einen Staatsvertrag zwiſchen den drei Staaten 
feſtzuſtellen, der die Rechtshilfe bei der Zwangsvollſtreckung 
regelt. Die gegenſeitige Anerkennung der Exekutionstitel in 
vereinfachtem Verfahren war als ein wirtſchaftliches Bedürfnis 
erkannt. Soweit die Rückſicht auf die Sicherheit des Schuld⸗ 
ners es geſtattet, ſollte dieſem Rechnung getragen werden. 
Der bisherige Rechtszuſtand iſt verſchieden zwiſchen Oſterreich 
und Deutſchland, zwiſchen Deutſchland und Ungarn und 
zwiſchen Oſterreich und Ungarn. Für Oſterreich und Deutſch⸗ 
land iſt die Gegenſeitigkeit der Vollſtreckung der Urteile an⸗ 
erkannt. Es bedarf in Deutſchland der Vollſtreckungsklage. 
Ungarn (Exekut.⸗Geſ. G. A. LX. v. Jahre 1881) unterſcheidet 
zwiſchen Oſterreich und dem übrigen Auslande. Für das letz⸗ 
tere iſt Gegenſeitigkeit verlangt. Eine Reihe anderer Bedin⸗ 
gungen find aufgeſtellt. Deutſche Erkenntniſſe werden in 
Ungarn nicht vollſtreckt. Bezüglich Oſterreich enthält § 4 des 
Exek.⸗Geſ. beſondere Begünſtigungen. Die Auslegung iſt be⸗ 
ſtritten. Durch Erklärung der beiderſeitigen Miniſterien iſt 
nach dem Inkrafttreten der öſterreichiſchen Exekutionsordnung 
vom 27. Mai 1896 die vollſtändige Gegenſeitigkeit anerkannt. 
Aufgabe der Konferenz war es, für alle drei Staaten eine 
gleichheitliche Baſis zu ſchaffen. 

Deutſchland hatte folgende Teilnehmer entſandt: Dr. Graf 
Brockdorff, Syndikus der Handelskammer (Oppeln), Dr. Dungs, 
Geheimer Oberregierungsrat, Vortragender Rat im Reichs⸗ 
juſtizamt (Berlin), Dr. Heinrich Harburger, Rat am bayriſchen 
Oberſten Landgericht, Univerſitätsprofeſſor (München), Dr. Max 
Hachenburg, Rechtsanwalt (Mannheim), Dr. Konrad Hellwig, 
Geheimer Juſtizrat, Univerſitätsprofeſſor (Berlin), Dr. Hermann 
Veit⸗Simon, Juſtizrat (Berlin), Exzellenz Dr. Wach, Geheim⸗ 
rat, Univerſitätsprofeſſor (Leipzig), Dr. Julius Wolf, Geheimer 
Regierungsrat, Univerſitätsprofeſſor (Breslau), Dr. Lorenz 
Glier, Sekretär des Mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsvereins in 
Deutſchland (Berlin). Zahlreicher war Oſterreich und Ungarn 
vertreten. Letzterer Staat ſandte 15, erſterer 20. Doch waren, 
wie dies bei den Mitgliedern am Verſammlungsorte meiſt der 
Fall iſt, ſtets nur ein Bruchteil der Herren aus Wien anweſend. 
Für Deutſchland war der offizielle Sprecher Geh.⸗Rat 
Dr. Hellwig, Berlin, für Oſterreich Profeſſor Dr. Sperl, Wien, 
für Ungarn Profeſſor Dr. v. Magyary, Budapeſt. Aber neben 
dieſen ragte aus der deutſchen Gruppe Wach, aus der öſter⸗ 
reichiſchen Klein, der frühere Juſtizminiſter und Schöpfer der 
öſterreichiſchen Prozeßordnung, aus den ungariſchen Staats⸗ 
ſekretär a. D. Dr. F. v. Nagy mächtig hervor. Es war eine 
Freude, dieſe Verhandlungen anzuhören. Ruhig und ſachlich 
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floß die Debatte unter der Leitung von Exzellenz von Plener, 
dem Präfidenten des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes. Kein 
Mißklang, kein durch Temperament oder Erhitzung des Gemütes 
hervorgerufenes unbedachtes Wort. Und doch wieder, welcher 
Unterſchied im einzelnen. 


Ein kurzes Referat der Profeſſoren Sperl und Magyary 


ging der Beſprechung der einzelnen Punkte voran, erſchöpfend 


und klar, bemüht objektiv zu ſein. Meiſt ergriff hierauf Hellwig 
zuerſt das Wort, um die Stellung der deutſchen Gruppe dar⸗ 
zulegen, ein Meiſter der Sprache und ein ſouveräner Beherrſcher 
des Stoffes, durch und durch modern denkend und doch nie den 
geſchichtlichen Werdegang vergeſſend. Verbindlich in der Form 
aber unzweideutig und beſtiunnt. Man wußte ſofort, wie der 
Grundton der deutſchen Gruppe lautete. Ihm antwortete 
Oſterreichs hervorragendſter Vertreter, Klein, ſprudelnd von 
Gedanken, raſch die Worte herausſtoßend, manchmal den Satz 
abbrechend und weiterſpringend, durch die offene Rückhalts⸗ 
loſigkeit die Hörer ſortreißend. Dann erhob ſich Wach, die 
Bewunderung der Oſterreicher und der Ungarn durch die Wucht 
ſeiner Logik und die Schärfe der Beweisführung im Sturm 
erringend. Die Macht ſeiner überragenden Perſönlichkeit machte 
ſich geltend. Bei den ungariſchen Rednern war die Fremdheit 
der Sprache kaum bemerkbar. Die Verſammluug lauſchte 
geſpannt den klugen Ausführungen von Nagys und des früheren 
ungariſchen Juſtizminiſters von Ploſz. Man freute ſich über 
die Kenntniſſe der Ungarn vom deutſchen Rechte und über die 
Würdigung der deutſchen Forſchung. Gar mancher der andern 
Teilnehmer griff in die Debatte ein. Harburger gab die Er⸗ 
fahrungen aus ſeiner reichen richterlichen wiſſenſchaftlichen 
Tätigkeit. Simon, in Theorie und Praxis bekannt und geſchätzt, 
beleuchtete die Fragen vom Geſichtspunkte des Anwaltes. Von 
Oſterreich zeigte ſich Hof⸗ und Gerichtsadvokat Coumont, von 
Ungarn die Advokaten Dr. Béla Levy und Dr. Aurel Engel 
als weitblickende und gewandte Redner. Die Sprecher alle zu 
würdigen iſt unmöglich. Jeder gab in feiner Art Wertvolles. 

Eine Abſtimmung über einzelne Theſen fand nicht ſtatt. 
Es wäre bei der numcriſchen Verſchiedenheit der Zahl der 
Delegierten auch kein brauchbares Reſultat zu erwarten geweſen. 
Eine Abſtimmung nach Nationen erſchien zwecklos. Man 
einigte ſich dahin, daß durch die Ausſprache die Anſichten ge⸗ 
klärt werden ſollten. Der Vorſitzende ſtellte auf Grund der⸗ 
ſelben die ſich ergebenden Meinungen feſt. 

Aus der Fülle derſelben hebe ich die folgenden Momente 
hervor. Man war ſehr raſch darüber einig, daß der heutige 
Zuſtand der Verbeſſerung bedürftig ſei. Es ſoll neues Recht 
für alle drei Länder durch den Staatsvertrag geſchaffen werden. 
Lebhaft wurde die Debatte darüber, ob es ſich empfehle den⸗ 
felben zu beſchränken. Es war angeregt, zunächſt nur die 
Vollſtreckung ſolcher privatrechtlicher Anſprüche, deren Leiſtungs⸗ 
gegenſtand die Zahlung von Geld oder die Lieferung einer 
beſtimmten Menge vertretbarer Sachen ſei, zu beantragen. Die 
Meinung der Konferenz ging weiter. Jedenfalls müſſe von 
dem beſtimmten Gegenſtande, der res certa, dasſelbe gelten. 
Es ift aber nicht mur der Gegenſtand, ſondern auch die Urſache 
des Anſpruches zu beachten. Man ſolle die Vollſtreckung ge⸗ 
währen, ſobald es ſich nicht um rein familienrechtliche Klagen 
handle. Höchstens ſeien Ansprüche familienrechtlicher und erh: 
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rechtlicher Natur auszuſchalten, ſonſt aber allgemein die Voll⸗ 
ſtreckung zu geben. Die Anſprüche aus unerlaubter Hand⸗ 
lung wurden wieder beanſtandet. Jedenfalls aber zeigte ſich 
die Neigung zur Expanſion der Vollſtreckung. Man wollte das 
Gebiet, das dem bisherigen Syſtem blieb, tunlichſt einſchränken. 
Es folgte die Frage der Exekutionstitel. Über die Zu⸗ 
laſſung jeder gerichtlichen Entſcheidung, auch wenn ſie nicht 
Urteil heißt, der gerichtlichen Vergleiche und der Feſtſtellungen 
zur Konkurstabelle war kein Zweifel. Intereſſant war die 
Erörterung der vollſtreckbaren Urkunden. Wer ſich der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterwirft, muß ſie auch im fremden Ver⸗ 
tragslande dulden. Aber eine ausdrückliche Unterwerfung erſchien 
erforderlich. Deutſcherſeits wurde darauf beſtanden, wenn auch 
die ungariſche notarielle Urkunde auch ohne Unterwerfungs⸗ 
klauſel vollſtreckbar iſt. Bei den Schiedsſprüchen machte ſich 
der Unterſchied der Geſetzgebung bemerkbar. In Deutſchland 
iſt Klage auf Vollſtreckbarkeit vorgeſchrieben. Erſt das ſtaat⸗ 
liche Vollſtreckungsurteil ſchafft den vollſtreckbaren Titel. Anders 
in Oſterreich und Ungarn. Der Schiedsſpruch iſt die vollſtreck⸗ 
bare Urkunde. Die Schiedsrichter verſehen ihn mit der Er⸗ 
klärung der Vollſtreckbarkeit. Die Mitwirkung der Gerichte iſt 
nur eine kontrollierende. Die Konferenz fand, daß Deutſchland 
die ausländiſchen Schiedsſprüche nicht beſſer behandeln könne 
als ſeine eigenen. Man begnügte ſich mit dem Grundſatze, 
daß die Vertragsſtaaten ſich einander verpflichten, das Urteil 
des Schiedsgerichts ohne Rückſicht auf das Land, in dem 
dasſelbe tätig war, zur Vollſtreckung zu bringen. In der 
Debatte tauchten allerhand einſchlagende Fragen auf. Vereinzelt 
wurde bezweifelt, ob die Schiedsgerichte eine Begünſtigung und 
Förderung verdienen. Es wurde auf die Schwierigkeit hingewieſen, 
feſtzuſtellen, wann ein deutſcher und wann ein öſterreichiſcher 
oder ungariſcher Schiedsſpruch vorliege uſw. Am erheblichſten war 
die Behandlung der Börſenſchiedsgerichte. Sie ſind trotz ihres 
Namens in Oſterreich und Ungarn mehr als Schiedsgerichte. Für 
beſtimmte Fälle der Börſengeſchäfte find fie kraft Geſetzes zu⸗ 
ſtändig. Sie können es in andern durch Parteiabrede werden. 
In beiden Fällen ſind dieſe Urteile vollſtreckbare Titel. Man 
verhehlte ſich deutſcherſeits die Bedeutung dieſer Gerichte nicht. 
Aber man konnte ihre Entſcheidungen nur inſoweit als zur Voll⸗ 
ſtreckung geeignet anerkennen, als ſie durch die Gerichtsverfaſſung 
zu dieſen berufen ſind. Bei gewillkürter Zuſtändigkeit konnten 
die Urteile trotz der beſonderen Ausgeſtaltung der Börſenſchieds⸗ 
gerichte nur als Schiedsſprüche betrachtet werden. Dabei 
wurde aber allſeits der Wunſch ausgeſprochen, daß auch 
Deutſchland ſeinen Börſenſchiedsgerichten eine der der öſter⸗ 
reichiſchen ähnlichen Konſtitution gäbe. Einer Verteidigung 
bedurfte das deutſche Mahnverfahren. Es iſt in dieſer Aus⸗ 
geſtaltung den andern Rechten fremd. Die Natur des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls als Verſäumnisurteil im ordentlichen wenn 
auch ſchriftlichen Verfahren wurde dargelegt und begriffen. 
Lebhaft waren die Ausführungen bei der Frage, in 
welchem Sinne die Zuſtändigkeit des Prozeßrichters als ein 
Erfordernis der Vollſtreckbarkeit zu verlangen ſei. Hier beſtand 
eine lebhafte Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Deutſchland und 
Oſterreich. Ungarn hielt ſich zurück. Oſterreich befürwortete, 
die Prüfung der Kompetenz lediglich dem Prozeßrichter zu 
überlaſſen. Habe ſich dieſer für zuſtändig erklärt, ſo ſtehe dem 
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Volfisedungsrichter keine Nachprüfung zu. Deutſchland lehnte 
dieſen Standpunkt ab. Allerdings habe der Vollſtreckungs⸗ 
richter nur die abſtrakte Kompetenz zu prüfen. Es genüge, 
wenn nach deutſchen Prinzipien ein Gericht Oſterreichs oder 
Ungarns zuſtändig war. Ob es das konkrete iſt, gehe uns 
nichts an. Das ſei Sache der Geſchäftsverteilung. Ein Urteil 
ties aus ländiſchen Gerichtes aber, falls nach deutſchem Prozeß⸗ 
rechte der fremde Staat nicht zuſtändig war, könne nicht an⸗ 
erkannt und vollſtreckt werden. Dabei führte die Debatte un⸗ 
merklich von der Erörterung des allgemeinen Prinzips auf die 
konkreten Gerichtsſtände, welche den Anlaß zur ganzen Frage 
gaben. Oſterreich erklärte ſeinen Fakturengerichtsſtand für 
unentbehrlich. Der Handel hat ihn ſich dort erkämpft. Der 
Verkäufer kann an feinem Niederlaſſungsorte klagen, wenn er 
vor oder bei Aberſendung der Ware die Faktura mit dem 
Vermerke verſieht, daß der Kaufpreis an dem von ihm an⸗ 
gegebenen Orte zu bezahlen iſt und daß daſelbſt Gerichtsſtand ſein 
ſoll. Vorausgeſetzt, daß der Schuldner auch Kaufmann iſt. 
Es habe ſich, ſo wurde berichtet, die Gewohnheit gebildet, daß 
der Käufer beim Abſchluß erklären müſſe, daß er den Fakturen⸗ 
gerichtsſtand ablehne. Dann kalkuliere der Verkäufer den Preis 
etwas höher. Wenn er mit der Erleichterung der Beitreibung 
ſeiner Forderung rechne, ſo verkaufe er billiger. Von deutſcher 
Seite wurde dem entgegengehalten, daß bei uns eine entgegen⸗ 
geſetzte Entwicklung nachzuweiſen ſei. Auch in Deutſchland 
batte der Handel verſucht, durch den Fakturenaufdruck ſich den 
Gerichtsſtand am eigenen Wohnſitze des Lieferanten zu ver⸗ 
ſchaffen. Dieſe Verſuche ſind geſcheitert. Der Schutz des 
ſozial ſchwächeren Teiles, des kleinen Abnehmers, der nicht vor 
ein außerhalb ſeines Domizils befindliches Gericht gezerrt werden 
ſollte, überwog. Es wurde als unmöglich bezeichnet, in einem 
Staatsvertrage eine ſolche Kompetenz für Oſterreich geſetzlich anzu⸗ 
erkennen, die man für Deutſchland aus den angegebenen Gründen 
abgelehnt hatte. Man ſprach dabei auch über den deutſchen Gerichts⸗ 
ſtand des Erfüllungsortes. Er hat eine ähnliche Rolle wie der 
öſterreichiſche Fakturengerichtsſtand. Immerhin aber muß er bei dem 
Abſchluſſe des Vertrages vereinbart fein. Die Gerichtspraxis be- 
trachtet auch ihn nicht mit beſonders günſtigen Augen. Man 
war ſich bewußt, daß durch das Prinzip der Prüfung der 
abſtrakten Kompetenz eine Anzahl deutſcher Urteile der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit in Oſterreich entbehrten. Denn dort wird der Er⸗ 
füllungsort nur bei ſchriftlicher Vereinbarung anerkannt. Man 
muß dies mit in Kauf nehmen. Solange eine Übereinſtimmung 
der Geſetzgebung in dieſen Punkten nicht beſteht, kann nur der 
gemeinſame ſchmale Streifen, die ſchriftliche Vereinbarung des 
Erfüllungsortes, die Grundlage für die Vollſtreckbarkeit der 
beiderſeitigen Erkenntniſſe bilden. Seitens Ungarns ſchien man 
auf Seite der deutſchen Idee zu neigen. Dort hat man außer 
dem Gerichtsſtande der Erfüllung und der Faktura noch den 
der Buchführung. Jeder Kaufmann kann ſeine Abnehmer da 
verklagen, wo er ſeine Bücher führt. Das iſt der Gerichts⸗ 
fand der Handelsniederlaſſung des Verkäufers. Eine unver: 
hüllte Ronzentration der Kaufklagen beim Lieferanten. Trotzdem 
waren die ungariſchen Stimmen nicht für dieſe Gerichtsſtände. 
Sie ſollen bei der bevorſtehenden Reform der ungariſchen ZPO. 
bekämpft und beſeitigt werden. Daher auch wenig Neigung für 
die Anerkennung des öſterreichiſchen Faturengerichtsſtandes war. 
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Einigleit herrſchte wieder bei der Materie des Verfahrens. 
Das bisherige Syſtem der Klage auf Vollſtreckung mit allen 
Verzögerungen und Einwänden des Schuldners, das ſog. 
Delibationsverfahren, ſoll fallen. An ſeine Stelle tritt der 
ſchriftliche Antrag an das Vollſtreckungsgericht. Dieſes prüft 
von Amts wegen die Vorausſetzungen der Vollſtveckbarkeit. Es 
kann, wenn Zweifel beſtehen, mündliche Verhandlung anordnen. 
In normalen klaren Fällen gibt es die Vollſtreckungsanordnung. 
Der Schuldner ſoll ſich verteidigen. Es ſteht ihm innerhalb 
kurzer Friſt die Beſchwerde zu. Solange die Friſt läuft oder 
die Beſchwerde nicht verbeſchieden iſt, wird die Vollſtreckung 
nicht beendet werden dürfen. Der Gläubiger iſt durch den 
Beſchlag geſchützt. Der Schuldner aber ſoll nicht dadurch 
gefährdet ſein, daß er bei völliger Erfüllung der Verbindlichkeit 
gehalten werde, den beigetriebenen Betrag wieder im Auslande 
zurückzufordern. In dieſer Neugeſtaltung des Verfahrens wird 
einer der weſentlichen Fortſchritte liegen. Dazu auch die An⸗ 
erkennung der mannigfaltigen Vollſtreckungstitel und die Rege⸗ 
lung der abſtrakten Kompetenzprüfung. 

Es mag genügen, hier diefe Momente hervorgehoben zu 
haben. An einzelnen Stellen wurde ſchon angedeutet, daß die 
Diskuſſion in die Tiefe ging und Fragen emportauchten, die 
viel Intereſſantes boten, wenn ſie auch nicht von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung waren. Ich erwähne die zeitliche Begrenzung 
der Vollſtreckbarkeit. Für die Zukunft lag kein Bedürfnis in 
dieſer Richtung vor. Wie aber für die Vergangenheit? Eine 
andere Frage von mehr praktiſcher Bedeutung behandelt den 
Vorſchlag als Vollſtreckungsgericht innerhalb eines größeren 
Bezirks, etwa eines Oberlandesgerichts, ein beſtimmtes Gericht 
zu bezeichnen. An dieſes hätten die Gerichte, die um Erteilung 
der Vollſtreckbarkeit angegangen find, den Antrag abzugeben. 
In der deutſchen Gruppe war eine ſtarle Strömung, als ſolches 
Vollſtreckungsgericht das Landgericht zu beſtimmen. Es waren 
nicht die Rechtsanwälte, bei denen ein Bedenken gegen die 
Amtsgerichte und deren Bearbeitung der oft ſubtilen Fragen 
des internationalen Prozeßrechtes zum Ausdruck kam. Aber 
dieſe und ähnliche Punkte ſind mehr ſekundärer Natur. Sie 
eingehend zu behandeln, würde den Bericht zu lang machen. 
Er ſoll ſich aber in mäßigen Grenzen halten, damit er geleſen 
werde. Er ſoll geleſen werden, damit das Intereſſe an dem 
Werke, das in Wien begonnen iſt, in der deutſchen Juriſten⸗ 
welt und nicht zum letzten in der Anwaltſchaft wach werde. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 15. Januar 
1910 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 18, 19 BGB. 88 85, 90, 286, 290, 292, 445, 
622, 640, 641, 653, 960 ZPO. Gegenbeweis gegen eine 
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Todeserklärung. Widerruf einer Erklärung im Prozeſſe, die 
kein Zugeſtändnis iſt.] 

Der ſeit dem 8. Januar 1895 verſchollene, im Königreich 
Sachſen ſtaatsangehörige Kaufmann L. iſt durch rechtskräftiges 
Urteil des AG. Leipzig vom 22. Dezember 1906 für tot erklärt. 
Als Zeitpunkt ſeines Todes iſt im Urteil der 31. Dezember 1905 
feſtgeſtellt. L. hatte am 15. Januar 1894 in Wien die Klägerin 
geheiratet und war von da mit ihr nach Paris übergeſiedelt, 
wo ihm am 16. Dezember 1894 ein Sohn, der Beklagte, ge⸗ 
boren wurde. Die Klägerin kehrte nach dem Verſchwinden L.s 
nach Wien zurück, erwirkte einen Beſchluß des dortigen Bezirks⸗ 
gerichts vom 1. April 1899, durch den der Verſchollene — 
unter Annahme des 8. Januar 1898 als Todestag — für 
tot und ihre Ehe mit ihm für aufgelöſt erklärt wurde, 
und ging im Jahre 1901 die Ehe mit ihrem jetzigen 
Mann ein. Im gegenwärtigen Prozeſſe nimmt ſie den 
im Inlande befindlichen Nachlaß 2.2 als Alleinerbin in An⸗ 
ſpruch, indem ſie ſich auf ein angeblich von ihm am 7. No⸗ 
vember 1894 in feinem letzten Wohnorte Paris nieder⸗ 
geſchriebenes Privatteſtament ſtützt. Der Beklagte hat die 
Echtheit und die Gültigkeit dieſes Teſtamentes beſtritten und 
widerklagend die Feſtſtellung verlangt, daß er der einzige Erbe 
ſeines Vaters ſei. Das LG. Leipzig hat unter Abweiſung der 
Widerklage auf die Klage feſtgeſtellt, daß die Klägerin die 
alleinige Erbin 2.3 ſei. Dagegen hat das OLG. auf die Bes 
rufung des Beklagten feſtgeſtellt, beide Parteien ſeien je zur 
Hälfte Erben L. geworden, und die beiderſeitigen Mehranſprüche 
abgewieſen. Gegenüber der durch die Todeserklärung vom 
22. Dezember 1906 begründeten Vermutung, daß L. am 
31. Dezember 1905 geſtorben ſei und bis dahin gelebt habe, 
hat es für bewieſen erachtet, daß L. tatſächlich ſchon im Januar 
1895 geſtorben iſt. Weiter hat es die Echtheit und unter 
Zugrundelegung des franzöſiſchen Rechts die Rechtsgültigkeit 
des Priwatteſtaments vom 7. November 1894 bejaht. Ander⸗ 
ſeits aber hat es — wiederum auf Grund des franzöſiſchen 
Rechts — angenommen, daß dem Beklagten ein als wirkliches 
Erbrecht anzuſehendes Pflichtteilsrecht zuſtehe, das auf die volle 
Hälfte des Nachlaſſes zu bemeſſen ſei. — Auf die Reviſion der 
Klägerin hob das RG. auf und verwies die Sache an das 
BG. zurück: Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt (da 
im vorliegenden Falle weder das ſächſiſche BGB. noch das 
franzöſiſche Recht reviſibel ſind) davon ab, ob die Feſtſtellung 
des BG., L. ſei ſchon im Januar 1895 geſtorben, wie die 
Reviſion rügt, das Geſetz verletzt. Durch die Todeserklärung 
vom 22. Dezember 1906 iſt die Vermutung begründet, daß 
L. am Ende des 31. Dezember 1905 geſtorben ſei und bis 
dahin gelebt habe (85 18, 19 BGB.). Da das Geſetz nichts 
anderes vorſchreibt, kann dieſe Vermutung durch den Beweis 
des Gegenteils entkräftet werden (§S 292 ZPO.), und iſt der 
Gegenbeweis geführt, ſo ſind die Rechtsverhältniſſe, auch die 
erbrechtlichen Verhältniſſe, der feſtgeſtellten wirklichen Sachlage 
entſprechend zu beurteilen, wie wenn die Todeserklärung nicht 
erfolgt wäre (ſ. RG. Bd. 60 Nr. 48 auf S. 198). Für die 
Führung des Gegenbeweiſes gelten die gewöhnlichen Regeln; 
der 8 292 ZPO. hebt nur hervor, daß der Beweis nach Maß⸗ 
gabe der 88 445 ff. auch durch Eideszuſchiebung geführt werden 
könne. Insbeſondere hat der Richter auch hier gemäß dem 
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8 286 3P O. unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der 
Verhandlungen und des Ergebniſſes der Beweisaufnahme nach 
freier Aberzeugung darüber zu entſcheiden, ob der Beweis 
geführt, die betreffende Behauptung für wahr zu erachten ſei 
(vgl. RG. Bd. 49 Nr. 2 auf S. 9). Es war namentlich nicht 
rechtlich unzuläſſig, daß das BG. auf Grund derjenigen Beweis⸗ 
momente, die ſchon dem AG. bei ſeiner Todeserklärung vor⸗ 
lagen, zu einer abweichenden Feſtſtellung des Todestages kam. 
Allerdings genügte zu ſolcher Feſtſtellung keine bloße Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, ſondern nur eine Gewißheit; hierunter iſt jedoch 
nicht eine objektive, von niemandem anzuzweifelnde Gewißheit, 
ſondern nur eine volle ſubjektive Aberzeugung des zur Feſt⸗ 
ſtellung der Tatſache berufenen Richters zu verſtehen. Und 
ganz verſehlt iſt die Meinung der Reviſion: das OLG. ſei nicht 
befugt geweſen, die Unrichtigkeit des in der Todeserklärung 
feſtgeſtellten Todestages anzunehmen, dieſe Unrichtigkeit könne 
nur im Wege der Anfechtungsklage geltend gemacht werden. 
Ohne Grund beruft ſich die Reviſion hierfür auf eine im 
„Recht“ (Jahrgang 1901 auf S. 261 unter 917) mitgeteilte 
Entſcheidung des OLG. in München vom 25. Januar 1901. 
Zutreffend iſt dort ausgeführt: daß das die Todeserklärung 
ausſprechende Urteil die ihm nach den Vorſchriften des BGB. 
zukommende Wirkung — d. h. die Begründung der ge: 
dachten widerleglichen Vermutung — auch dann habe, 
wenn es zu Unrecht erlaſſen oder der Zeitpunkt des Todes in 
ihm unrichtig feſtgeſtellt iſt. Und wenn es darin weiter heißt: 
die Unrichtigkeit könne nur im Wege der Anfechtungsklage 
geltend gemacht werden, ſo hat damit nicht die Widerlegbarkeit 
der Vermutung eingeſchränkt, ſondern nichts weiter geſagt 
werden ſollen, als daß jene Wirkung des die Todeserklärung 
ausſprechenden Urteils nur mittels der Anfechtungsklage beſeitigt 
werden könne. Die Widerlegung der durch die Todeserklärung 
begründeten Vermutung hat ſelbſtverſtändlich nur Geltung für 
den Prozeß, in dem der Gegenbeweis geführt wird. Die Rüge 
einer Verletzung der 88 18, 19 BGB. und der SS 960 ff. ZRO. 
iſt ſomit hinfällig. Mit Recht dagegen wirft die Reviſion dem 
BG. mit Bezug auf die in Rede ſtehende Feſtſtellung eine 
Verletzung der Verhandlungsmaxime vor, die ſich als ein Haupt⸗ 
grundſatz des ordentlichen Verfahrens nach der ZPO. aus 
deſſen ganzem Aufbau und zahlreichen Einzelbeſtimmungen 
ergibt. Danach durfte das BG., wie auch aus den betreffs 
beſonderer Verfahrungsarten gemachten Ausnahmen zu ent⸗ 
nehmen iſt (vgl. SS 622, 640, 641, 653 ZPO.), Tatſachen 
nur inſoweit berückſichtigen, als ſie von den Parteien vor⸗ 
gebracht waren. Ferner durfte es Tatſachen, falls ſie eines 
Beweiſes bedurften, insbeſondere nicht gemäß dem § 288 zu⸗ 
geſtanden oder gemäß dem § 138 Abſ. 2 als zugeſtanden an⸗ 
zuſehen waren, auf Grund des oben angezogenen § 286 nur 
dann feſtſtellen, wenn ſie Gegenſtand einer Parteibehauptung 
waren („tatſächliche Behauptung“). Daß L. bereits im Januar 
1895 oder daß er auch nur an einem anderen als dem in der 
Todeserklärung feſtgeſtellten Tage geſtorben ſei, war von keiner 
Partei, insbeſondere nicht von dem nach dem vorher Aus⸗ 
geführten daran intereſſierten und deshalb dafür beweis⸗ 
pflichtigen Beklagten behauptet. Allerdings heißt es im Tat⸗ 
beſtande des BU.: der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin habe 
auf Befragen erklärt, daß dieſe ſich außer auf die Todes⸗ 
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erklärung auch darauf beziehe, daß L. wirklich im Januar 1895 
in der Nähe von Bares geſtorben ſei. Und wenn die Reviſion 
demgegenüber geltend macht, eine ſolche Erklärung ſei in der 
der Entſcheidung vorausgegangenen mündlichen Verhandlung 
gar nicht vorgetragen, jo kann fie damit nach dem §S 314 ZPO. 
nicht gehört werden. Allein aus dem Tatbeſtande des BU. 
ergibt ſich weiter: daß derſelbe Prozeßbevollmächtigte die Er⸗ 
klärung mit dem Bemerken widerrufen hat, die Klägerin ſei 
zwar überzeugt, daß der Verſchollene geſtorben ſei, wann dies 
geſchehen, könne ſie indes nicht angeben, ſie ſtütze ſich deshalb 
auf die durch die Todeserklärung begründete Vermutung. Und 
der Beklagte hat nach demſelben Tatbeſtande erklärt: er könne 
und wolle ebenfalls nicht behaupten, daß ſein Vater zu einer 
anderen Zeit als am 31. Dezember 1905 geſtorben ſei. Durch 
den Zuſatz: „Sollte eine andere Feſtſtellung zuläſſig und 
geboten ſein, ſo wolle er aber ſeinen Anſpruch ſoweit wie 
möglich auch darauf gründen“, iſt dieſe Erklärung weder 
beſeitigt noch eingeſchränkt und namentlich nicht zum Ausdruck 
gebracht, daß der Beklagte die eine anderweitige Feſtſtellung 
des Todestages ermöglichende und erfordernde Behauptung 
ſeinerſeits aufſtellen wolle. Die Klägerin war an jene erſte 
Erklärung ihres Prozeßbevollmächtigten, da ſie kein Zugeſtändnis 
war, in keiner Weiſe gebunden (vgl. SS 290, 85, 90 Abſ. 2 
ZRD.), und nachdem fie fie mit dem gedachten Bemerken wider⸗ 
rufen und der Beklagte ſich darauf in der bezeichneten Weiſe 
geäußert hatte, lag ein Einverſtändnis der Parteien darüber 
vor, daß es bei der durch die 88 18, 19 BGB. begründeten 
Vermutung bewende. Für die in Rede ſtehende Feſtſtellung 
war danach gar kein Raum. Das BG. hat fie, wie die 
Reviſion richtig bemerkt, auf Urkundenmaterial gegründet, das 
lediglich mitgeteilt war, um die Echtheit der letztwilligen Ver⸗ 
fügung vom 7. November 1894 und die geiſtige Geſundheit 
2.3 bei ihrer Errichtung darzutun. Dies wäre, wie zugegeben 
werden kann, zuläſſig geweſen, wenn eine der Feſtſtellung ent⸗ 
ſprechende Behauptung aufgeſtellt geweſen wäre; mangels dieſer 
Behauptung widerſprach es, wie dargetan, der Verhandlungs⸗ 
maxime. Ohne Grund beruft ſich das OLG. für ſeinen ab⸗ 
weichenden Standpunkt auf einige im „Recht“ und im Jahrbuch 
von Warneyer mitgeteilte Entſcheidungen des jetzt erkennenden 
ſowie des III. ZS. Dort handelte es ſich nur um die Berück⸗ 
ſichtigung gewiſſer ſich aus dem Parteivorbringen ergebender 
tatſächlicher Geſichtspunkte oder Schlußfolgerungen bei der 
ſtreitigen Auslegung von Urkunden oder bei der Feſtſtellung der 
ſtreitigen Höhe eines Schadens, nicht aber um die Berück⸗ 
ſichtigung von Tatſachen, die nicht im Rahmen des Partei⸗ 
vorbringens lagen, und vollends nicht, wie hier, um das 
Unterſchieben eines gar nicht geltend gemachten ſelbſtändigen 
Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittels. S. c. L., U. v. 1. Dez. 09, 
622 08 V. — Dresden. 

2. SS 157, 546 BGB. Mietvertrag (Laſten und Ab⸗ 
gaben). Auslegung.] 

Nach 87 des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrages 
bat die beklagte Stadtgemeinde „ſämtliche Laſten aller Art für 
das vermietete Gebäude und Grundſtück, wie z. B. Steuern, 
Straßenreinigungs⸗, Einquartierungs⸗, Grubenräumungs⸗ uſw. 
Laſten“ zu tragen. Die Parteien ſtreiten darüber, ob unter 
dieſe Laſten auch die ſogenannte Inhaber ⸗Kanaliſationsgebühr 
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fällt, eine Gebühr, welche nach 8 1 des Ortsſtatuts betreffend 
die Erhebung von Kanaliſationsgebühren in der Stadt B. von 
dem Inhaber einer Wohnung oder beſtimmter anderer Räume 
in einem an die Kanaliſation angeſchloſſenen Gebäude für dieſe 
Räume zu entrichten iſt. Das BG. verneint dies; es legt die 
Beſtimmung des $ 7 dahin aus, daß unter den Laſten nur 
ſolche zu verſtehen ſeien, welche als Realſteuern grundſätzlich 
von dem Eigentümer des Grundſtücks oder von einem dieſem 
gleichſtehenden dinglich Berechtigten zu zahlen ſind. Dieſe Aus⸗ 
legung wird, wie die Reviſion mit Recht ausführt, durch den 
Wortlaut der Beſtimmung in keiner Weiſe gerechtfertigt; ſie 
verſtößt gegen den aus dem Wortlaut klar erhellenden Sinn 
des Vertrages. Für ein Gebäude oder ein Grundſtück wird 
eine Abgabe nicht nur dann gezahlt, wenn ſie von dem Eigen⸗ 
tümer oder ſonſtigen dinglichen Berechtigten erhoben wird, 
ſondern auch dann, wenn ſie von dem Mieter oder einem 
ſonſtigen nicht dinglich berechtigten Beſitzer oder Inhaber des 
Grundſtücks als ſolchem erfordert wird; dies aber iſt mit der 
Inhaber⸗Kanaliſationsgebühr der Stadt B. der Fall. Denn 
ſie wird erhoben von den Inhabern von Wohnungen und be⸗ 
ſtimmten anderen Räumen für jeden bewohnbaren Raum, bezw. 
für jeden Quadratmeter Grundfläche der benutzten Räume. 
Das BG. ſtellt ohne nähere Begründung die Laſten für ein 
Gebäude oder Grundſtück den auf dem Grundſtück ruhenden 
Laſten gleich, und entzieht damit der ſtreitigen Vertrags⸗ 
beſtimmung jede Bedeutung, denn dieſe letzteren Laſten hatte 
die Beklagte nach §8 546 BGB. auch ohne beſondere Verein: 
barung zu tragen. Die Faſſung des Vertrages aber, nach 
welcher die Beklagte ſämtliche Laſten aller Art für das 
vermietete Gebäude und Grundſtück zu tragen hat, weiſt darauf, 
daß die Vertragſchließenden auf dieſe Beſtimmung Gewicht 
legten. Dieſe Auffaſſung ſteht einer einſchränkenden Auslegung 
des Begriffes der Laſten entſcheidend entgegen, und zwar um 
ſo mehr, als hier überhaupt nur noch öffentliche Laſten in 
Frage kommen, da die Freiheit des Grundſtücks von privaten 
Laſten bereits in § 2 des Vertrages bedungen war. Preuß. 
Fiskus c. Stadt B., U. v. 21. Dez. 09, 56/09 III. — Breslau. 

3. 88 254, 276, 278, 823, 831 BGB. Auswahl des 
Chauffeurs für die Frage der Haftung des Beſitzers eines 
Automobils. Genuß von Alkohol für die Frage des Mit⸗ 
verſchuldens eines Radfahrers.] 

Der Kläger fuhr auf dem Fahrrad über den Marktplatz 
in der Mitte des Fahrdamms, mehr nach links; hinter ihm her 
fuhr der Kraftwagen eines Arztes, des Beklagten zu 1; dieſer 
ſaß ſelbſt darin auf einem Hinterſitz, während der Wagen von 
ſeinem Chauffeur, dem Beklagten zu 2, geleitet wurde. Letzterer 
wollte, einer Polizeiverordnung zuwider, rechts an dem Kläger 
vorbeifahren. In demſelben Augenblicke wendete ſich der Kläger 
ebenfalls nach rechts und wurde infolgedeſſen vom Kraftwagen 
angefahren, ſo daß er vom Fahrrad ſtürzte und ſich neben 
Sachbeſchädigungen körperliche Verletzungen zuzog. Er hat 
hierfür beide Beklagte nach S 823 BGB., den Beklagten zu 1 
außerdem noch nach $ 831 verantwortlich gemacht. Das LG. 
hat die Klage gegenüber dem Beklagten zu 1 abgewieſen, da⸗ 
gegen gegenüber dem Beklagten zu 2 den Klaganſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das OLG. hat die 
Berufung des Klägers zurückgewieſen und auf die Berufung des 
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Beklagten zu 2 dieſen nur wegen der Hälfte des Schadens für 
haftbar erklärt. Die Reviſion des Klägers wurde zurück⸗ 
gewieſen: Die Reviſion macht zunächſt geltend, das BG. 
habe zwar einwandfrei angenommen, daß der Beklagte zu 1 
bei der Auswahl ſeines Chauffeurs, was deſſen techniſche 
Befähigung zur Leitung eines Kraftwagens anlange, die im 
Verkehr erſorderliche Sorgfalt beobachtet habe, eine Feſtſtellung 
aber, daß dies auch hinſichtlich der von dem Leiter eines Kraft⸗ 
wagens zu erfordernden moraliſchen Eigenſchaften (Charakter⸗ 
ſtärke, Beſonnenheit, Verantwortlichkeitsgefühl) der Fall geweſen 
ſei, nicht getroffen. Das BG. hat indeſſen feſtgeſtellt, daß der 
Beklagte zu 1 den Chauffeur, der bei ihm anfänglich Kutſcher 
war, im Fahren und Handhaben von Kraftwagen hat ausbilden 
laſſen, daß dieſer dann eine Prüfung vor dem zur Abnahme 
einer ſolchen amtlich berechtigten Ingenieur K. abgelegt hat, 
als deren Ergebnis letzterer beſcheinigt hat, daß der Beklagte 
zu 2 mit Kraftfahrzeugen völlig vertraut ſei; weiter hat K. 
als Zeuge ausgeſagt, daß der Beklagte zu 2 ein zuverläſſiger, 
tüchtiger Automobilfahrer war. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen 
dürfte das BG. ohne Rechtsirrtum annehmen, daß der Beklagte 
den ihm nuchgelaſſenen Entlaſtungsbeweis in vollem Umfang 
egführt hat. Das BG. nimmt an, daß der Beklagte zu 2 die 
ihm durch die Polizeiverordnung vorgeſchriebene Fahr⸗ 
geſchwindigkeit nicht überſchritten hat; es findet aber ein Ver⸗ 
ſchulden darin, daß er es unternommen hat, an dem Kläger 
vorbeizufahren, ehe dieſer entſchieden, ſei es nach rechts, ſei es 
nach links, abgebogen oder es ſonſt ficher war, daß der Kläger 
in der Mitte bleiben oder nach welcher Seite er ausbiegen 
werde; dazu komme noch, daß er der Polizeiverordnung zuwider 
unternommen habe, rechts vom Kläger vorbeizufahren. Die 
Reviſion iſt der Anſicht, daß dem Beklagten zu 1 ein Verſchulden 
treffe, da er dieſes Verhalten ſeines Chauffeurs geduldet habe; 
der Automobilbeſitzer ſei verpflichtet, gegen Fehler des Chauffeurs 
einzuſchreiten. Allein von einer ſolchen Verpflichtung kann 
ſelbſtverſtändlich nur die Rede ſein, wenn der Beſitzer des Auto⸗ 
mobils wahrnimmt, daß der Chauffeur ein vorſchriftswidriges 
oder den Umſtänden nicht Rechnung tragendes, Dritten Gefahr 
bringendes Verhalten einſchlägt oder einſchlagen will. Das 
BG., das dabei die Behauptung des Klägers, der Beklagte zu 
1 habe ihn geſehen, als wahr unterſtellt, hat aber einwandfrei 
dargelegt, daß, als der Beklagte zu 2 es unternahm, am Kläger 
vorbeizufahren, es zu ſpät geweſen ſei, um durch den Befehl 
zum Halten den Zuſammenſtoß zu verhindern. Endlich hat das 
BG. auch ein mitwirkendes Verſchulden des Klägers mit Recht 
darin gefunden, daß er nicht rechtzeitig auf das hinter ihm 
herkommende Automobil Rückſicht genommen hat und nicht 
rechtzeitig nach rechts abgebogen iſt. Er ſtellt dabei feſt, daß 
der Beklagte zu 2 ſchon beim Einfahren in die Marktſtraße ein 
Hupenfignal gegeben hat, und nimmt an, daß, wenn der Kläger 
es nicht gehört haben ſollte, dies nur darauf zurückzuführen ſein 
würde, daß der Genuß von Alkohol die Schärfe ſeiner Sinne 
beeinträchtigt hatte. Das find tatſächliche Feſtſtellungen, die 
von der Reviſion ohne jeden Grund beanſtandet werden. Daß 
aber das Fahren mit dem Fahrrad auf öffentlicher Straße, 
wenn der Genuß von Alkohol auch nur einigermaßen die 
Schärfe der Sinne und die Sicherheit des Fahrens beeinträchtigt 
hat, als ein Verſtoß gegen die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
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falt anzuſehen iſt, hat das BG. ebenfalls mit Recht angenommen. 
H. c. S. u. M., U. v. 13. Dez. 09, 586/08 VI. — Naumburg. 

4. § 254 BGB. verb. mit $ 238 ZPO. Urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen Verſchulden eines Gerichtsvollziehers 
und einer zweiten urſächlichen Tatſache.] 

Die Reviſion bemängelt zu Unrecht die Feſtſtellung des 
urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen dem Verſchulden des be⸗ 
klagten Gerichtsvollziehers und der Entſtehung des Schadens 
des Klägers. Durchaus zutreffend begründet das BG. ſeine 
Entſcheidung in dieſem Punkte mit der Erwägung, daß das 
Verſehen des Beklagten verurſacht habe, daß die Friſt zur Ein⸗ 
legung der Berufung gegen das Urteil des AG. verſtrich und 
der Kläger ſomit des Rechtsmittels gegen dieſes Urteil verluſtig 
ging und daß hiermit auch der Schaden des Klägers entitanden 
war. Die Wiedereinſetzung iu den vorigen Stand bildet nur 
einen Rechtsbehelf, deſſen Anwendung unter Umſtänden die Ent⸗ 
ſtehung weiterer ſchädlicher Folgen der Verſäumung des 
ordentlichen Rechtsmittels, als der Auferlegung der Koſten der 
Wiedereinſetzung gemäß § 238 Abſ. 8 ZPO. verhüten oder 
— nach der Ausdrucksweiſe des §S 254 Abi. 2 BGB. — ab⸗ 
wenden kann. Wollte man aber auch annehmen, daß der mit 
der Klage geltend gemachte Schaden erſt mit der Verwerfung 
der Berufung eingetreten ſei, ſo würde das Verſehen des Be⸗ 
klagten bei der Zuſtellung der Berufungsſchrift doch immer eine 
Tatſache bleiben, ohne welche die Verwerfung der Berufung 
nicht hätte erfolgen können. Damit aber iſt der urſächliche 
Zuſammenhang gegeben. Dieſer würde auch dadurch nicht 
unterbrochen werden, daß dem Wiedereinſetzungsgeſuch hätte 
ſtattgegeben werden müſſen. Es würde damit die das Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch zu Unrecht zurückweiſende Entſcheidung nur als 
eine zweite urſächliche Tatſache neben das Verſchulden des Be⸗ 
klagten getreten ſein. L. c. S., U. v. 17. Dez. 09, 14/09 III. 
— Berlin. 

5. SS 634, 638 BGB. Verjährung bei einem aus ver⸗ 
ſchiedenen Beſtandteilen hergeſtellten Werke, deſſen Abnahme 
eine Prüfung erfordert?! 

Der Beklagte hat im Jahre 1902 durch Vertrag mit dem 
Kläger die Errichtung einer Elektrizität erzeugenden Maſchinen⸗ 
anlage, beſtehend aus Dampfkeſſel nebſt Speiſepumpe, Dampf⸗ 
maſchine und Dynamo für die Druckerei des Klägers über⸗ 
nommen. Das BG. hat die dem Anſpruche des Klägers auf 
Wandelung des Werkvertrages, Beſeitigung des Werkes, 
Schadenserſatz und Rückzahlung der beiden Anzahlungen von 
je 4000 & nebſt Zinſen entgegengeſetzte Einrede der Ver⸗ 
jährung für begründet erachtet und die Klage abgewieſen. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Abnahme kann 
nicht die Anerkennung der Leiſtung als Erfüllung in 
ſich ſchließen, ſonſt würden ja die Anſprüche des Beſtellers 
auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes, auf Wandelung, 
Minderung oder Schadenserſatz, falls nicht die Anerkennung 
wegen Irrtums angefochten werden kann, ausgeſchloſſen 
ſein, während fie doch trotz der Abnahme zuläſſig ſind und 
der mit der Abnahme des Werkes beginnenden Verjährung 
unterliegen ($ 638 BGB., vgl. Urteil des RG. vom 9. April 
1907 VII 334/06, JW. 07, 331%). Erforderlich iſt, daß der 
Beſteller in der Lage ſei, das Werk zu prüfen. Dazu gehört 
bei einem Werk, das, wie hier, aus verſchiedenen Beſtandteilen 
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beſteht, die zuſammengeſetzt und in einem Gebäude aufgeſtellt 
werden müſſen, daß dieſe Zuſammenſetzung und Aufftellung 
eriolgt, und das Werk in Betrieb geſetzt und auf feine vertrags⸗ 
mäßige Leiſtungsfähigkeit geprüft werden kann. Nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. beſtand die Möglichkeit ſchon feit Ende 1902, 
und der Kläger hat auch nicht nur damals das fertig geſtellte 
Werk in Betrieb genommen, ſondern auch den Betrieb lange 
Zen fortgeſetzt. Zeigten ſich nach der Abernahme in den Be⸗ 
trieb, die nach der Feſtſtellung des BG. vorbehaltlos erfolgt 
iſt, Mängel, ſo hätte der Kläger zu deren Beſeitigung dem 
Beklagten gemäß § 634 BGB. eine angemeſſene Friſt beſtimmen 
können. Das iſt, wie das BG. feſtſtellt, nicht geſchehen. Der 
Lauf der Verjährung wurde durch hervortretende Mängel des 
Werkes und dadurch verurſachte Unterbrechungen des Betriebes 
nicht gebennnt. Der Beginn der Verjährung wurde auch nicht 
dadurch hinausgeſchoben, daß der Beklagte anſtatt der beſtellten 
aber nicht rechtzeitig fertig gewordenen Dynamomaſchine Type B3 
eine Dynamomaſchine älteren Modells aufſtellte, die ſpäter, im 
Mai 1903, durch den Dynamo Type Bà erſetzt wurde. Der 
Kläger hat die vorübergehende Aufſtellung der älteren Dynamo⸗ 
maſchine an Stelle der vertragsmäßig zu liefernden nicht be⸗ 
anſtandet, und das BG. ſtellt feſt, daß der eine wie der andere 
Dynamo zu Klagen keinen Anlaß gegeben und dice Betriebs⸗ 
fähigkeit nicht beeinflußt hat. Was den Dampfkeſſel anlangt, 
ſo ſteht feſt, daß er bereits Ende 1902 geliefert und aufgeſtellt 
war und vom Kläger in Betrieb genommen wurde. Die Ver⸗ 
jährungseinrede iſt hiernach mit Recht für begründet erachtet 
worden. E. c. D., U. v. 17. Dez. 09, 590/08 III. — Colmar. 
8. 88 644, 647, 854, 855, 905 BGB.; S 805 80. 
Verl: oder Dienſtvertrag? Beſitz an aus fremdem Ton her⸗ 
geſtellten Ziegeln durch Arbeiter des Unternehmers, auch wenn 
die Ziegel ſich noch auf dem ihm nicht gehörigen Ziegelei⸗ 
grundſtück befinden.] 
Zwiſchen der Geſellſchaft m. b. H., Ziegelei H. und dem 
Kläger wurde am 8. November 1903 ein Vertrag geſchloſſen, 
inshalts deſſen der Kläger auf die Dauer des Betriebs jahres 1904 
für eigene Rechnung die Herſtellung von Ziegelſteinen auf der 
Ziegelei der Geſellſchaft für dieſe übernehmen ſollte. Im 
Dezember 1904 ſchloſſen die Vertragsparteien miteinander einen 
neuen Vertrag. Darin heißt es: „Herr O. — der Kläger -- 
wird von der Ziegelei H. als Ziegelmeiſter engagiert und über⸗ 
nimmt auf der Ziegelei zu nachſtehenden Akkordlöhnen die Her⸗ 
ftellung der dort in der nächſten Kampagne zu fabrizierenden 
Hintermauerſteine.“ Auf Grund eines dieſer beiden Verträge 
bat der Kläger auf der Ziegelei 635 900 Stück gebrannte 
Mauerſteine angefertigt. Dieſe hat die Beklagte am 26. Jamiar 
1906 wegen einer gegen die Geſellſchaft erſtrittenen vollſtreck⸗ 
baren Forderung auf der Ziegelei pfänden laſſen. Der Kläger 
behauptet, daß ihm aus der Anfertigung der Ziegelſteine gegen 
die Schuldnerin eine Forderung erwachſen ſei und daß ihm, da 
die von ihm mit der Schuldnerin geſchloſſenen Verträge als 
Werkverträge anzuſehen ſeien, ein Pfandrecht an dieſen Steinen 
wegen der genannten Forderung erwachſen ſei. Er hat dies 
Pfandrecht gegen die Beklagte gemäß 8 805 3N O. geltend 
gemacht und Zahlung des hinterlegten Erlöſes gefordert. Be⸗ 
Nagte wurde verurteilt, Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Das vom Kläger aus 5 647 BGB. beanſpruchte 
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Pfandrecht beſteht nur, wenn die Forderung, für die es der 
Kläger geltend macht, aus einem Werkvertrag, nicht aber aus 
einem Dienſtvertrag erwachſen iſt und die als Gegenſtand des 
Pfandrechts bezeichneten vom Kläger hergeſtellten Mauerfterne 
bei der Herſtellung in feinen Beſitz gelangt find. Der erſte 
der beiden vom Kläger geſchloſſenen Verträge hat die Natur 
eines Werkvertrags. Seinen unmittelbaren Gegenſtand bilden 
nicht bloß vom Kläger zu leiſtende Dienſte, insbeſondere 
Arbeitsleiſtungen in der Ziegelei, ſondern ein durch Arbeit 
herbeizuführender Erfolg, nämlich die Herſtellung von mindeſtens 
fünf Millionen Hintermauerſteinen zu einem beſtimmten Preiſe 
für das Tauſend Steine. Die Herſtellung ſoll „für eigene 
Rechnung“ des Klägers erfolgen, was nur dahin verſtanden 
werden kann, daß der Kläger bis zur Ablieferung der Steine 
die Gefahr trägt. Damit ſtimmt es auch überein, daß der 
Kläger verpflichtet iſt, 90 v. H. erſtklaſſige Steine und nur 
10 v. H. Steine zweiter Klaſſe zu liefern, daß ein Mehr von 
Steinen zweiter Klaſſe ſowie unbrauchbare Steine, Bruch⸗ und 
krumme Klinker von der Ziegelei nicht bezahlt werden ſollen, 
und daß der Kläger für allen aus der Verladung unbrauchbarer 
Steine entſtandenen Schaden verantwortlich ſein ſoll. Gerade 
der Umſtand aber, daß der zur Herſtellung Verpflichtete die 
Gefahr bis zur Abnahme des Werks ohne Rüdficht auf fein 
etwaiges Verſchulden trägt, iſt ein befonderes Merkmal des 
Werkvertrages (S 644 BGB.) gegenüber dem Dienſtvertrage, 
bei dem die Gefahr den Beſteller der Arbeit trifft. Ebenſo 
ſpricht für die Annahme, daß ein Werkvertrag vorliegt, die 
Verpflichtung des Klägers, daß er, und nicht die Ziegelei⸗ 
geſellſchaft, die zur Fabrikation der Ziegel nötigen Arbeiter zu 
ſtellen und die geſetzlichen Beiträge für die Kranken⸗ und In⸗ 
validenkaſſe zur Hälfte zu tragen hat. Der Umſtand, daß die 
Herſtellung der Steine auf dem Grundſtück der Ziegeleigeſellſchaft 
mit den dieſer gehörigen Maſchinen und ſonſtigen Betriebs⸗ 
mitteln zu erfolgen hat, iſt mit der Annahme eines Werk⸗ 
vertrags vereinbar, da das Geſetz in dieſem Punkt keine ein⸗ 
ſchränkenden Beſtimmungen enthält. Wenn inhalts des Ver⸗ 
trages der Kläger der Ziegeleigeſellſchaft gegenüber „die Stelle 
des Betriebsleiters im Sinne des Gewerbegeſetzes übernimmt, 
ſo läßt ſich auch dies nicht zugunſten der Annahme, daß ein 
Dienſtvertrag vorliege, verwerten. Denn der Bert. legt dieſe 
Vertragsbeſtimmung in nicht zu beanſtandender Weiſe dahin 
aus, daß durch ſie der Kläger, unbeſchadet der rechtlichen Natur 
des Vertrages, mit Rückſicht auf 8 151 Gewd. die Verant⸗ 
wortung dafür habe übernehmen ſollen, daß bei der Herſtellung 
der Ziegel die gewerbepolizeilichen Vorſchriften nicht übertreten 
würden. Der zweite, im Dezember 1904 geſchloſſene Vertrag 
enthält im weſentlichen dieſelben Beſtimmungen über die Her⸗ 
ſtellung der Ziegel und das Entgelt dafür wie der erſte Ver⸗ 
trag. Nur in zwei Punkten weiſt er Abänderungen auf, die 
für den Abſchluß eines Dienſtvertrages ſprechen könnten. Im 
Eingang des Vertrages iſt beſtimmt, daß der Kläger von der 
Ziegeleigeſellſchaft „als Ziegelmeiſter engagiert“ wird und zu 
beſtimmten Akkordlöhnen die Herſtellung der auf der Ziegelei 
in der nächſten Kampagne zu fabrizierenden Hintermauerſteine 
übernimmt. Ferner iſt vereinbart, daß die Geſellſchaft einen 
ftreitigen Betrag von 4000 &, den der Kläger für die Her- 
ſtellung der Ziegel im Jahre 1904 noch verdient zu haben be⸗ 
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hauptete, ihm zahlen ſollte, falls er die „Leitung der Ziegelei“ 
im nächſten Jahr übernimmt und zu Ende führt. Ohne Rechts⸗ 
irrtum führt aber der BerR. aus, daß auch dieſer Vertrag als 
Werkvertrag anzuſehen ſei. Maßgebend für die rechtliche Natur 
eines Vertrages iſt nicht die Bezeichnung, die ihm oder den 
einzelnen Beteiligten die Vertragſchließenden geben, ſondern die 
Geſamtheit der im Vertrage eingeräumten Rechte und auf⸗ 
erlegten Pflichten. Dieſe laſſen hier die Annahme nicht zu, daß 
der Kläger als bloßer Angeſtellter der Geſellſchaft unter deren 
Aufſicht ihr Arbeiten zu leiſten hatte. Vielmehr hatte er auch 
auf Grund dieſes Vertrages die Eigenſchaft eines ſelbſtändigen, 
die Herſtellung der Ziegel unter eigener Gefahr betreibenden 
Unternehmers. (Wird weiter ausgeführt.) Die Frage, ob der 
Kläger Beſitz an den gepfändeten Ziegeln bei ihrer Herſtellung 
erlangt hat, bejaht der BerR. Er führt zur Begründung aus, 
dem Kläger ſei das Ziegeleigrundſtück zur Herſtellung der Ziegel 
überlaſſen und der Ton zum Zweck der Verarbeitung übergeben 
worden; die bei der Herſtellung beſchäftigten Arbeiter, die der 
Kläger für ſich angenommen hätte, ſeien bei den für die Her⸗ 
ſtellung erforderlichen Arbeiten für den Kläger tätig geweſen. 
Auch zu der Zeit, als die Ziegel auf dem Ziegeleigrundſtück 
lagerten, habe ſie der Kläger in ſeiner Verfügungsgewalt gehabt. 
Ein Rechtsirrtum, insbeſondere ein Verſtoß gegen $ 854 BGB. 
iſt in dieſer Begründung nicht zu erkennen. Die Steine ſtellten 
gegenüber dem zu ihrer Herſtellung gelieferten Ton neue be⸗ 
wegliche Sachen dar ($ 950 BGB.). Daß an ihnen bei der 
Herſtellung eine andere Perſon als der Herſteller Beſitz erlangt 
hätte, iſt nicht erſichtlich. Ob der Kläger hinterher etwa den 
Beſitz ohne ſeinen Willen wieder verloren hat, iſt bei dem klaren 
Wortlaut des § 647 BGB. und mit Rückſicht auf 8 805 ZPO. 
ohne Bedeutung. Die Annahme, daß der Kläger die tatſächliche 
Gewalt über die Ziegel nur für die Ziegeleigeſellſchaft in deren 
Erwerbsgeſchäft ausgeübt habe, alſo nur als Beſitzdiener im 
Sinne des § 855 BGB. anzuſehen ſei, erſcheint ausgeſchloſſen, 
da der Kläger hinſichtlich der Steine bis zur Abnahme die 
Gefahr trug, alſo ein eigenes Intereſſe daran hatte, die tat⸗ 
ſächliche Gewalt über die Steine auszuüben. O. c. O., U. v. 
14. Dez. 09, 329/09 VII. — Berlin. 

7. 88 812, 818 BGB. Bereicherung. Beweislaſt des 
Beklagten gegenüber der negativen Feſtſtellungsklage.] 

I. Das BG. iſt davon ausgegangen, daß in Ziff. XII 5 
des Rationstarifs, der nach § 40 Ziff. 8 der Verpflegungs⸗ 
vorſchrift für das preußiſche Heer im Frieden vom 3. April 1902 
maßgebend ſei, Gebührniſſe für zwei Pferde dem „Stabsoffizier 
beim Stabe eines Eiſenbahnregiments“ bewilligt ſeien. Der 
Kläger ſei indeſſen überhaupt nicht zum Stabsoffizier beim 
Stabe eines Eiſenbahnregiments ernannt, ſondern als Haupt⸗ 
mann „zum Stabe des Eiſenbahnregiments Nr. 3 verſetzt“ 
worden, wobei beſtimmt worden ſei, daß er „ſein Gehalt aus 
der Stelle des Hauptmanns beim Stabe des Telegraphen⸗ 
bataillons Nr. 1 beziehe“. Die Stelle des Stabsoffiziers beim 
Stabe jenes Regiments, die in dem ſeit dem 1. April 1903 in 
Geltung geweſenen Friedensbeſoldungsetat allerdings vorgeſehen 
geweſen ſei, ſei ihm — worauf es allein ankomme — nicht 
verliehen worden. Er ſei auch nicht etwa ſchon deshalb, weil 
er zum Stabe jenes Regiments verſetzt worden ſei, als 
„Stabsoffizier“ beim Stabe anzuſehen. Sei er aber hiernach 
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überhaupt nicht „Stabsoffizier“ beim Regimentsſtabe geworden, 
ſo könne er auch nicht die in Ziff. XII 5 des Tarifs für einen 
ſolchen Stabsoffizier beſtimmten Bezüge für zwei Pferde bean⸗ 
ſpruchen. Auch aus 8 40 Ziff. 9 der Verpflegungsvorſchrift 
laſſe ſich nichts zugunſten des Klägers entnehmen. Hiernach 
werde, „inſoweit die Gebühr durch den Dienſtgrad bedingt 
werde, dies im Rationstarif erſichtlich gemacht“. Hierauf 
könnte ſich der Kläger berufen, wenn ihm durch die Kabinetts⸗ 
order vom 18. April 1903 die Stellung eines „Stabs⸗ 
offiziers“ beim Stabe des Eiſenbahnregiments Nr. 3 verliehen 
worden wäre. Dann würden ihm die Gebührniſſe des Stabs⸗ 
offiziers aus Ziff. XII 5 des Tarifs ohne Rückſicht darauf zu⸗ 
ſtehen, ob ihm zugleich auch der Dienſtgrad eines Majors 
verliehen worden wäre oder nicht. Da aber lediglich ſeine 
Verſetzung als Hauptmann zum Stabe ausgeſprochen ſei, ſo 
ſei fein Anſpruch hinfällig. Dieſer Begründung des BU. an 
ſich iſt im allgemeinen, wenn auch nicht in allen Einzel⸗ 
heiten, das RG. beigetreten; es hat ſchließlich ausgeführt: 
Damit widerlegen ſich alle Angriffe der Reviſion, die ſich auf 
die Auslegung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen be⸗ 
ziehen. II. Anders verhält es ſich mit der Rüge der Reviſion, 
der Kläger habe vom Beklagten nichts „erlangt“, was er ihm 
„herausgeben“ könnte, weil er jedenfalls längſt nicht mehr, 
auch nicht zur Zeit des Beginns des Rechtsſtreits um die 
ſtreitigen 469 & 69 M oder einen Teil davon im Sinne des 
8 818 Abſ. 3 BGB. bereichert ſei. Sie verweiſt dabei darauf, 
daß feſtſtehendermaßen nach dem zweiten Abſatz des Tat⸗ 
beſtandes des BU. der Kläger die empfangenen 469 & 69 4 
zum Halten eines zweiten Pferdes benutzt habe. In der Tat 
enthält dieſer Tatbeſtand die ausdrückliche als unſtreitig vor⸗ 
getragene Bemerkung: „Der Kläger hat ſich darauf ein zweites 
Pferd angeſchafft und bis zu ſeinem im Jahre 1904 
erfolgten Ausſcheiden aus dem Stabe des Eiſenbahnregiments 
Nr. 3 die Pferdegelder, das Stallſervis und die Futterrationen 
für zwei Pferde bezogen.“ Nach der Natur dieſer Bezüge 
ſind ſie demgemäß auch zum Halten des zweiten Pferdes ver⸗ 
wandt worden. Es iſt deshalb anzunehmen, daß jetzt und 
auch ſchon zur Zeit der Klagerhebung der Kläger durch 
jene Beträge nicht mehr bereichert iſt. Nach S 818 Abſ. 3 
BGB. iſt aber die Verpflichtung zur Herausgabe des urſprüng⸗ 
lich ohne rechtlichen Grund Empfangenen ($ 812) oder zum 
Erſatz des Wertes ausgeſchloſſen, ſoweit der Empfänger 
nicht mehr bereichert iſt. Ein den ſpäteren Wegfall der 
Bereicherung behauptendes Vorbringen der Partei trägt auch 
nicht den Charakter einer wirklichen „Einrede“, wie etwa 
die Berufung auf die Verjährung, fo daß es nur zu berüd- 
ſichtigen wäre, wenn der Rechtsbehelf als ſolcher von der 
mit dem Rückforderungsanſpruch verfolgten Partei wirklich 
geltend gemacht würde. Vielmehr hat es den Charakter 
eines rechtsvernichtenden „Einwandes“, der zwar regel⸗ 
mäßig auch von der Partei, die daraus eine Folgerung zu ihren 
Gunſten ableitet, vorgebracht wird, der aber, wie z. B. der 
Einwand der Zahlung, auch zu berückſichtigen iſt, wenn er 
ſich nur überhaupt aus den Vorträgen der Parteien, ins⸗ 
beſondere auch des Klägers ergibt. Dabei iſt hier zu berück⸗ 
ſichtigen, daß der negativen Feſtſtellungsklage des Klägers 
gegenüber dem [Beklagten materiell die Rolle des Klägers 
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zufallt, und daß die Tatſache des Haltens des zweiten Pferdes 
durch den Kläger und der Empfang der Rationen, des Stall- 
ſewiſes und der Pferdegelder hierfür zwiſchen den Parteien 
unſtreitig iſt. Vgl. auch Planck, 3. Auflage, Anm. 6 zu 
5 818 868. Mindeſtens das BG. hätte deshalb Veranlaſſung 
gebabt, auch von Amts wegen auf die Frage des Wegfalls 
der Bereicherung einzugehen, da die hierfür maßgebenden Tat⸗ 
ſachen nicht nur behauptet waren, ſondern infolge Geſtänd⸗ 
niſſes feſtſtan den. In der von der Reviſion erhobenen, formell 
nur auf die Verletzung der SS 812 und 818 BGB. geſtützten 
Rüge ift deshalb zugleich eine ſolche des 8 286 ZRO. ent⸗ 
halten, inſofern das BG. jene Tatſachen aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Wegfalls der Bereicherung überhaupt nicht gewürdigt 
hat. T. c. Reichsmilitärfiskus, U. v. 14. Dez. 09, 13/09 III. — 
Berlin. 
8. SS 813, 814 BGB. Condictio indebiti. Beweislaſt.] 
Der Irrtum des eine Nichtſchuld Zahlenden über feine 
Zahlungsverpflichtung iſt nach richtiger Auffaſſung des gemeinen 
Kechtes die „Grundbedingung“ der condictio indebiti (vgl. u. a. 
v. Savigny, Obligationenrecht, Bd. 1 § 8 S. 46; Bähr, An⸗ 
erkennung, § 19 S. 68). Nach $ 814 BGB. braucht zwar der 
Irrtum nicht vom Bereicherungskläger behauptet und bewieſen 
m werden; vielmehr liegt dem Empfänger der Leiſtung der 
Beweis ob, daß dem Leiſtenden das Nichtbeſtehen der Ver⸗ 
bindlichkeit bekannt war (RG. 60, 420), aber auch nach dem 
geltenden Rechte bildet der Irrtum eine (negative) Voraus⸗ 
ſezung des Bereicherungsanſpruchs; die Kenntnis der wahren 
Rechtslage ſchließt den Anſpruch aus. Die falſche Annahme, 
die Verpflichtung zur Zahlung der Milchproviſionen beſtehe zu 
Recht, iſt hiernach ein notwendiger Beſtandteil des Tatbeſtandes, 
auf den der klägeriſche Bereicherungsanſpruch gegründet wird. 
Je. B., U. v. 8. Dez. 09, 475/08 I. — Berlin. 

9. SS 823, 826, 840 BGB. verb. mit 88 19, 34, 38, 
41, 146, 147 GenG. Iſt die Frage nach dem anzuwendenden 
Kechte bei Pflichtwidrigkeiten vor dem 1. Januar 1900, deren 
Erfolg ſich erſt nach dem Rechnungsabſchluß einer Genoſſen⸗ 
ſchaft für das Jahr 1901 herausſtellt, nach BGB. zu be⸗ 
urteilen? Schadenserſatzanſprüche von Genoſſen gegen Vor⸗ 
ſtunds⸗ und Aufſfichtsratsmitglieder.] 

Die Kläger waren bis 31. Dezember 1901 Genoſſen des 
Charlottenburger Kreditvereins und Sparkaſſe, eingetragene 
Genoſſenſchaft m. u. H. Sie beanſpruchen mit der Klage 
Schadenserſatz von den Beklagten, welche in den Jahren 1897 
bis 1901 Mitglieder des Vorſtandes oder des Aufſichtsrats 
det Genoſſenſchaft geweſen find. Sie machen denſelben zum 
Vorwurfe, daß ſie bei Wahrnehmung ihres Amtes geſetz⸗ und 
ſtatutenwidrig verfahren wären. Sie hätten in gewiſſenloſer 
Weiſe an einzelne Perſonen ohne genügende Sicherheit enorme 
Kredite gewährt, hätten falſche Bilanzen aufgeſtellt und ver⸗ 
öffentlicht, hätten Dividenden verteilt und Geſchäftsanteile 
zurückbezahlt, obwohl die Genoſſenſchaft überſchuldet war. Durch 
das geſetz⸗ und ſtatutenwidrige Verhalten der Beklagten ſei 
bewirkt worden, daß — während die Genoſſenſchaft nach dem 
Berichte für das Jahr 1900 noch ein eigenes Vermögen von 
rund 1 015 000 & aufwies, für dieſes Jahr 5 Prozent Dividende 
verteilte und allen ausſcheidenden Genoſſen ihre Guthaben aus⸗ 
bezahlte — für das Jahr 1901 eine Abſchreibung von 
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1019 254,42 & notwendig wurde, durch welche fämtliche 
Geſchäftsguthaben, insbeſondere auch die der Kläger, völlig 
aufgezehrt wurden. In rechtlicher Hinſicht wird der Klag⸗ 
anſpruch, ſoweit die Zeit vor dem 1. Januar 1900 in Frage 
ſteht, auf I, 6 PrAL R. 88 8 bis 12 und für die ſpätere Zeit 
auf SS 823 Abſ. 2, 826, 840 BGB. jeweils in Verbindung 
mit 88 19, 34, 38, 41, 146, 147 Gen®. geftüßt. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben den Klaganſpruch nicht für gerechtfertigt erachtet. 
Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben: Was zunächſt die 
Frage des anzuwendenden Rechtes betrifft, ſo kommt in Betracht, 
daß es ſich bei den den Beklagten zur Laſt gelegten Verfehlungen 
um fortgeſetzte Pflichtwidrigkeiten, um ein Dauerdelikt handelt, 
deſſen ſchadenbringender Erfolg ſich erſt in dem Moment 
herausſtellte und ergab, als nach dem Rechnungsabſchluß für 
das Jahr 1901 ſich eine Abſchreibung an dem Vermögen der 
Genoſſenſchaft von über einer Million als notwendig erwies. 
Zwiſchen den Mitgliedern des Vorſtands oder Aufſichtsrats und 
den einzelnen Genoſſen, die, wie ſofort hervorzuheben iſt, in 
keiner vertraglichen Beziehung zueinander ſtehen, konnte nach 
den konkreten Verhältniſſen des vorliegenden Falles und der 
Art, wie Kläger ihren Schaden begründen, jedenfalls vor 
dieſem Zeitpunkt ein Schuldverhältnis nicht entſtehen. Hieraus 
ergibt ſich aber die Notwendigkeit der Anwendung des neuen 
Rechtes. (Vgl. RG. 52, 119.) Damit entfallen die Angriffe 
der Reviſionskläger, welche unter Berufung auf die Entſcheidung 
des RG. vom 12. Juli 1897 II 137/07 (vgl. Gruchots⸗ 
Beitr. 52, 705 ff.) darzulegen ſuchen, daß jedenfalls unter der 
Herrſchaft des PrALR. eine Haftung der Beklagten den Genoſſen 
gegenüber aus ihrem ſchuldhaften Verhalten in der Zeit vor 
dem 1. Januar 1900 begründet ſei; vgl. auch Urteil des 
diesſ. Senats vom 23. Mai 1908 I 365/07 (JW. 08, 53220. 
Mit Recht geht das KG. davon aus, daß die Mitglieder des 
Vorſtandes und des Aufſichtsrats als ſolche mit den einzelnen 
Genoſſen in keinem Vertragsverhältnis ſtehen. Vorſtand und 
Aufſichtsrat ſind Organe der Genoſſenſchaft, und ihre Mitglieder 
ſind für die Verletzung ihrer geſetzlichen oder ſtatutariſchen Ver⸗ 
pflichtungen grundſätzlich nur der Genoſſenſchaft verantwortlich. 
Deshalb kommen auch die von den Klägern angerufenen SS 19, 
34, 38, 41, 146 Gen. nicht als Schutzgeſetze für die Genoſſen 
in Betracht. Für die einzelnen Genoſſen kann ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz aus der Amtsführung der Mitglieder des 
Vorſtandes oder Aufſichtsrats nur inſoweit begründet ſein, als 
ein außerkontraktliches Verfchulden derſelben vorliegt, das zugleich 
ein für die Genoſſen beſtehendes Schutzgeſetz verletzt. (Vgl. 
Pariſius⸗Crüger, Kommentar zum GenG. § 34 Nr. 6, § 41 
Nr. 3.) In bewußter Abweichung von § 241 Abſ. 3 HGB. 
iſt ſelbſt den Gläubigern der Genoſſenſchaft ein direkter Erſatz⸗ 
anſpruch verſagt. Ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Ver⸗ 
halten der Beklagten würde allerdings dann gegeben ſein, wenn 
fie durch die in § 147 Gen®. bezeichneten Verfehlungen den 
Klägern Schaden zugefügt hätten. Denn es iſt unbedenklich, 
die Strafvorſchrift des $ 147 Gen®. als ein auch den Schutz 
der Genoſſen bezweckendes Geſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. aufzufaſſen. In dieſer Beziehung ftehen aber die dem 
Reviſionsangriff entzogenen tatſächlichen Feſtſtellungen des KG. 
der Anerkennung des Klageanſpruchs entgegen. G. u. Gen. 
c. P. u. Gen., U. v. 20. Nov. 09, 542/08 I. — Berlin. 
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10. 58 823, 929, 985, 989 BGB. verb. mit Art. 306 
HGB. und 8 71 Teil J Tit. 7 ALR. Eigentumserwerb durch 
Konſtitut, wenn der Veräußerer bei deſſen Vereinbarung 
noch nicht Eigentümer war. — Schadenserſatzanſpruch wegen 
beantragter Verſteigerung einer Sache im demontierten Zu⸗ 
ſtande. — Unterſchied zwiſchen Schaden vor und nach der 
Rechtshängigkeit. 

Parteien ſtreiten um das Eigentum an gewiſſen Maſchinen 
nebſt Zubehör, die eine jede von demſelben Dritten, dem Kauf⸗ 
mann H., erworben haben will, und zwar Kläger durch Kauf⸗ 
vertrag vom 5. Juli 1899 und Beklagter durch Kaufvertrag 
vom 8. Juli 1897, abgeſehen von der Maſchine 2146, die Be⸗ 
klagter zwar erſt durch einen ſpäteren Vertrag, aber jedenfalls 
noch vor dem 5. Juli 1899 und unter denſelben Bedingungen 
wie die übrigen Maſchinen erworben haben will. In beiden 
Fällen iſt H. auf Grund von Mietverträgen, die er mit den 
Erwerbern geſchloſſen hatte, im Befige der Maſchinen geblieben. 
Im Jahre 1904 erhob der Kläger gegen H. Klage auf Zahlung 
des Kaufpreiſes oder Herausgabe der Maſchinen. H. wurde 
auch demgemäß verurteilt. Am 8. Oktober 1905 ließ Kläger 
die Maſchinen pfänden. Da der Beklagte gegen deren Fort⸗ 
ſchaffung Widerſpruch erhob, wurde Kläger zunächſt mit dem 
Antrage klagbar, den Beklagten zur Einwilligung in die 
Herausgabe der Maſchinen zu verurteilen. In einem anderen 
Prozeſſe, den der Eigentümer des Hauſes Neue Grünſtraße 30, 
in welchem die Maſchinen untergebracht waren, gegen den Be⸗ 
klagten angeſtrengt hatte, wurde dieſer am 22. Dezember 1905 
zur Räumung verurteilt. Er ließ die Maſchinen deshalb 
demontieren und gab ſie nebſt Zubehör bei M. auf Lager. 
Dann beantragte er beim Prozeßgericht die Anordnung der 
Verſteigerung, und nachdem dieſem Antrage hinſichtlich aller 
Maſchinen mit Ausnahme der Maſchine 2146 ſtattgegeben war, 
wurde die Verſteigerung am 9. April 1906 ausgeführt und 
der Erlös von 3497,59 & hinterlegt. Nunmehr formulierte 
der Kläger ſeine Anträge dahin: den Beklagten zu verurteilen: 
a) darin zu willigen, daß M. die bei ihm auf Lager befindliche 
Maſchine 2146 ſowie die Metall⸗ und Holzſchriften an den 
Kläger herausgebe, b) darin zu willigen, daß die vom Beklagten 
hinterlegten 3500 & nebſt Zinſen an den Kläger herausgegeben 
würden, c) darin zu willigen, daß der hinterlegte Auktions⸗ 
erlös von 3497,59 & nebſt Zinſen an den Kläger aus⸗ 
gezahlt werde, d) an den Kläger weitere 9002,40 4 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 23. Dezember 1905 zu zahlen. 
Der Beklagte beantragte: 1. die Klage abzuweiſen, 2. im 
Wege der Widerklage den Kläger zu verurteilen; a) das Eigen⸗ 
tum des Beklagten an der bei dem Zimmermeiſter Mietſch be⸗ 
findlichen Maſchine 2146, ſowie an den Metall⸗ und Holz⸗ 
ſchriften anzuerkennen und dieſe Gegenſtände aus der Pfand⸗ 
haft zu entlaſſen, b) darin zu willigen, daß die Sicherheit von 
3500 & nebſt Zinſen an den Beklagten ausgezahlt werde, 
c) darin zu willigen, daß der Auktionserlös von 3497,59 & 
nebſt Zinſen an den Beklagten ausgezahlt werde. In I. Inſtanz 
wurde nach dem Antrage der Klage erkannt und die Wider⸗ 
klage abgewieſen. Die Berufung des Beklagten blieb ohne 
Erfolg. Das RG. hob zu d, d der Klage und 2b der Wider⸗ 
klage auf: Kläger ſtützt feine Eigentumsanſprüche auf den 
Vertrag vom 5. Juli 1899. Unmittelbar durch dieſen Vertrag 
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konnte er aber Eigentum nur erwerben, wenn ſein Rechts⸗ 
vorgänger damals Beſitzer und Eigentümer war. Die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 306 des alten HGB. kam ihm nicht zuſtatten. 
Dort iſt allerdings beſtimmt, daß der redliche Erwerber von 
Waren oder anderen beweglichen Sachen, die von einem Kauf⸗ 
mann in deſſen Handelsbetriebe veräußert und übergeben worden 
ſind, das Eigentum erlangt, auch wenn der Veräußerer nicht 
Eigentümer war; dieſe Vorſchrift ſetzt aber eine körperliche 
Befitzübertragung voraus, kommt alſo nicht zur Anwendung, 
wenn, wie hier, die Übergabe durch bloße Willenserklärung, 
nach Maßgabe des § 71 J, 7 ALR. vollzogen iſt (RG. 27, 26). 
Der Beklagte beſtreitet, daß H. am 5. Juli 1899 noch Eigen⸗ 
tümer geweſen ſei und behauptet ſeinerſeits, daß ſchon damals 
ihm ſelbſt das Eigentum zugeſtanden habe. Er beruft ſich in 
dieſer Beziehung auf den Vertrag vom 8. Juli 1897 und hin⸗ 
ſichtlich der Maſchine 2146 auf einen zwiſchen dem 8. Juli 1897 
und dem 5. Juli 1899 liegenden anderen Vertrag. Kläger be⸗ 
ſtreitet, daß bezüglich der Maſchine 2146 überhaupt ein Vertrag 
zwiſchen dem Beklagten und H. geſchloſſen ſei. Abgeſehen 
hiervon behauptet er, daß der Beklagte noch vor Beginn des 
Prozeſſes, nämlich am 28. September 1905, gegen Empfang 
eines Wechſels über 100 000 & auf ſeine Rechte aus jenem 
Vertrage verzichtet und das Eigentum an den fraglichen Sachen 
auf H. zurückübertragen habe. Beide Vorinſtanzen haben das 
Eigentum dem Kläger zugeſprochen. Sie halten die Be⸗ 
hauptungen des Beklagten hinſichtlich der Maſchine 2146 für 
nicht erwieſen. Im übrigen nimmt das LG. an, daß dem 
Beklagten das Abkommen vom 28. September 1905 entgegen⸗ 
ſtehe. Der Ber. hat fein Urteil auf eine für die Reviſions⸗ 
inſtanz nicht intereſſierende Ausführung geſtützt. Das RG. 
führt aus: Mit dem erſten Richter iſt anzunehmen, daß der 
Vertrag vom 8. Juli 1897, auch wenn er rechtsgültig war, 
doch nicht verhindern konnte, daß Kläger nachträglich, nämlich 
am 28. September 1905, Eigentümer wurde. Wie der Ber R. 
feftftellt, hat der Beklagte tatſächlich damals gegenüber H. auf 
ſeine Rechte aus dem Vertrage vom 8. Juli 1897 verzichtet. 
Weiter iſt aber feſtgeſtellt, daß in dieſem Verzicht und deſſen 
Annahme zugleich die Einigung darüber enthalten war, daß 
das Eigentum an den Maſchinen wieder auf H. übergehen 
ſollte, und es iſt daraus die rechtliche Folgerung gezogen, daß 
H. nach § 929 BGB. wieder Eigentümer geworden ſei, da er 
ſich damals noch im Beſitze der Sachen befunden habe. Die 
Reviſion hat jene Feſtſtelluugen nicht angegriffen, und der 
daraus hergeleitete Schluß gibt zu Bedenken keinen Anlaß. 
Geht man aber davon aus, daß H. am 28. September 1905 
das Eigentum zurückerwarb, ſo muß mit dem erſten Richter 
auch weiter gefolgert werden, daß die in dem Vertrage vom 
5. Juli 1899 enthaltene dingliche Verfügung, auch wenn ſie 
damals wegen fehlenden Rechts des H. wirkungslos gewefen 
wäre, doch nunmehr Wirkſamkeit erlangt haben würde. Der 
Ber. will dieſen Schluß allerdings nicht ziehen. Er ift der 
Meinung, das Beſitzkonſtitut vom 5. Juli 1899 ſei unwirkſam 
geweſen, weil H. damals nicht mehr Eigentümer, ſondern nur 
noch Detentor für den Beklagten geweſen ſei, und es habe 
auch ſpäter durch den Eigentumserwerb des H. nicht Wirkſam⸗ 
keit erlangen können, zumal der vom Kläger geſchloſſene Miet⸗ 
vertrag am 28. September 1905 ſchon gekündigt geweſen ſei. 
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Dieſe Ausführungen können jedoch nicht für zutreffend erachtet 
werden. Zunächſt iſt nicht einzuſehen, weshalb dem Kläger die 
Kimdigung des Mietvertrages entgegenſtehen ſollte. Diele 
Kündigung konnte doch nur die Folge haben, daß H. die Miet⸗ 
gegenftände am 2. Januar 1902 an den Kläger herausgeben 
mußte; ſie änderte aber nichts an der Verpflichtung des H., 
die Sachen bis dahin als Mieter des Klägers zu beſitzen. Aber 
auch im übrigen liegen gegen die Annahme, daß die durch 
den Vertrag vom 5. Juli 1899 bezweckte Beſitz⸗ und Eigentums⸗ 
übertragung nachträglich, nachdem die urſprünglichen Hinder⸗ 
niſſe weggefallen waren, rechtswirkſam wurde, begründete Be⸗ 
denken nicht vor, mag man nun dieſe Fragen vom Stand⸗ 
punkte des früheren Rechts oder von dem des BGB. aus 
beurteilen. Daß H. auch nach Wegfall der Rechte des Be⸗ 
klagten noch an den früheren Vereinbarungen mit dem Kläger 
ſefthielt, darf ohne weiteres vorausgeſetzt werden; fein ſpäteres 
Verbalten ſpricht jedenfalls nicht für das Gegenteil. Iſt 
hiernach aber anzunehmen, daß der Kläger das Eigentum an 
der Maſchine 2146 ſchon am 5. Juli 1899 erworben hatte, 
und daß er ſpäteſtens am 28. September 1905 auch Eigen⸗ 
tümer der übrigen Sachen geworden war, die er am 5. Juli 1899 
von H. gekauft hatte, ſo muß zunächſt der Anſpruch zu a des 
Klagantrags für begründet erachtet werden. Die Berechtigung 
dieſes Antrags ergibt ſich aus 8 985 BGB., denn unter dem 
Befitzer, von welchem der Eigentümer die Herausgabe der 
Sachen verlangen kann, iſt der mittelbare Befitzer mitzuverſtehen. 
Begründet iſt weiter der Antrag zu c der Klage, denn der 
Aukrionserlös iſt an Stelle der Sachen getreten. Damit er⸗ 
weiſen ſich zugleich die dieſelben Gegenſtände betreffenden An⸗ 
träge der Widerklage (2 a und c des Widerklagantrages) als 
hinfällig. Die Reviſion des Beklagten war deshalb bezüglich 
dieſer Punkte zurückzuweiſen. Dagegen läßt ſich das an⸗ 
fochtene Urteil im übrigen (b, d des Klag⸗ und 2b des 
Widerklagantrages) nicht aufrechterhalten. Kläger will ſich 
nicht mit dem Erlöſe der am 9. April 1906 verſteigerten 
Sachen begnügen, fordert vielmehr vom Beklagten auch den 
Mehrwert, den ſie nach ſeiner Behauptung gehabt haben, ehe 
ſie vom Beklagten aus dem Hauſe Neue Grünſtraße 30 weg⸗ 
geſchafft wurden. Der Ber. verkennt nicht, daß ein ſolcher 
Anſpruch den Nachweis eines Verſchuldens vorausſetzen würde; 
aber die Erwägungen, die ihn zur Annahme eines Verſchuldens 
auf ſeiten des Beklagten geführt haben, find weder frei von 
Rechtsirrtum, noch enthalten fie eine ausreichende Berück⸗ 
ſichtigung des in dieſer Beziehung vom Beklagten Vorgebrachten. 
Der Kläger ſelbſt ſieht als Urſache des zu niedrigen Erlöſes 
nur den Umſtand an, daß die Maſchinen nicht in betriebs⸗ 
fertigem Zuſtande an ihrem früheren Standorte, ſondern 
demontiert veräußert worden find. Es kam deshalb in erſter 
Linie darauf an, ob der Beklagte die Demontierung ver⸗ 
ſchuldet hatte. In dieſer Beziehung war aber vom Beklagten 
geltend gemacht, daß dieſe Maßnahme gar nicht zu umgehen 
geweſen ſei, weil die Lokalitäten, in denen ſich die Maſchinen 
bisher befunden hatten, infolge gerichtlichen Urteils geräumt 
werden mußten. Der BerR. hat dieſen Einwand aber völlig 
unbeachtet gelaſſen und ebenſo die weiteren Anführungen des 
Beklagten, die ſich auf mitwirkendes Verſchulden des Klägers 
bezogen. Außerdem hat der BerR., wie die Reviſion zutreffend 
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hervorhebt, verkannt, daß, inſoweit es ſich um einen erſt nach 
Eintritt der Rechtshängigkeit verurſachten Schaden handelt, 
nicht der § 823, ſondern der 8 989 BGB. zur Anwendung 
zu bringen iſt. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat bisher 
eine Prüfung überhaupt nicht ſtattgefunden. P. c. H., U. v. 
10. Dez. 09, 68/09 VII. — Berlin. 

11. 58 823, 826 BGB. Schadenserſatzanſpruch eines 
Kontrahenten aus einer außerhalb des Vertrags liegenden un⸗ 
erlaubten Handlung.] 

Rechtsirrig iſt die Anſchauung des BG., daß die von der 
Klägerin behauptete Zuſicherung nicht in Betracht konune, weil 
ſie nicht Beſtandteil des Vertrags geworden ſei. Die Klage 
wird gerade nicht auf den Vertrag, ſondern auf § 823 Abſ. 2 
BGB. in Verbindung mit § 263 StGB. und auf § 826 BGB., 
alſo auf eine mittels argliſtiger Täuſchung außerhalb des Ver⸗ 
trags begangene unerlaubte Handlung geſtützt. Möglich iſt ſehr 
wohl, daß ein Vertragsteil durch argliſtige Zuſicherungen, die 
nicht zum Vertragsinhalt gehören, zur Eingehung des Vertrags 
beſtimmt worden iſt. Die Parteien können auch übereinkommen, 
daß gewiſſe Zuficherungen nicht in den Vertrag aufgenommen 
werden. Daraus folgt, daß, wenn die Zuficherungen ſich nicht 
erfüllen, der Beſchädigte vertragliche Anſprüche, wie etwa 
auf Gewährleiſtung oder Preisminderung nicht erheben kann. 
Es folgt aber nicht daraus, daß, wenn die Zuſicherungen 
argliſtig erteilt wurden, der Beſchädigte, der dadurch zum 
Vertragsſchluß beſtimmt worden iſt, ſich auch der Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus der unerlaubten (argliſtigen) Handlung be⸗ 
geben müßte. H. c. S., U. v. 16. Dez. 09, 5/09 VI. — 
Darmſtadt. 

12. 8 831 BGB. Polier. 

Es entſpricht einer berechtigten Verkehrsanſchauung, daß 
einem tüchtigen und zuverläſſigen Polier im Hinblick auf die 
Dienſtſtellung des Poliers im allgemeinen und die bei einem 
ſolchen Angeſtellten regelmäßig vorauszuſetzende Sachkunde und 
Erfahrung beſtimmte Geſchäfte am Bau zu ſelbſtändiger Aus⸗ 
führung anvertraut werden dürfen, ohne daß der Baumeiſter 
oder Bauleiter ihm hierüber immer ſpezielle Anweiſungen erteilen 
oder ſeine Tätigkeit jederzeit kontrollieren müßte (vgl. auch 
RG. 53, 126; Urteile vom 21. September 1903 VI 41/03; 
vom 13. Januar 1908 VI 198/07). In den Kreis ſolcher Ge⸗ 
ſchäfte fällt nach den Bekundungen der Sachverſtändigen für 
die Regel auch die Vorkehrung der erforderlichen Sicherheits⸗ 
maßregeln bei einer Ausſchachtung der hier fraglichen Art. 
Daß die Wahl und Ausführung der zweckmäßigſten Maßnahme 
dem Polier überlaſſen wird, erſcheint in dem Falle um ſo eher 
zuläſſig, wo — wie das vorliegend feſtgeſtellt iſt — die Gefahr 
und die Art oder das Maß, wie ihr vorzubeugen iſt, erſt mit 
dem Fortſchreiten der Ausſchachtungsarbeit von dem hierbei 
ſtändig anweſenden Bauangeſtellten erkannt und beurteilt 
werden kann. Da freilich, wo der Bauleiter mit ungewöhn⸗ 
lichen, eine beſondere Vorſicht erheiſchenden Verhältniſſen von 
vornherein zu rechnen hat, wird er Veranlaſſung haben, dem 
Polier entſprechende Anweiſungen zu erteilen oder perſönlich 
auf der Bauſtelle nach dem Rechten zu ſehen. Aber daß ein 
ſolcher Anlaß im vorliegenden Falle für den Beklagten vor⸗ 
gelegen hätte, iſt nicht dargetan. R.⸗W. Baugewerksberufs⸗ 
genoſſenſchaft c. K., U. v. 23. Dez. 09, 15/09 VI. — Hamm. 
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13. 5 847 BGB. Anſpruch auf Samergenageln gegen 
einen Gaſtwirt wegen Unfalls im Piſſoir ?! 

Der Anſpruch auf Schmerzensgeld hat nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. zur Vorausſetzung, daß der Beklagte für 
den entſtandenen Schaden nicht nur aus dem Vertragsverhält⸗ 
niſſe zwiſchen Wirt und Gaſt, ſondern auch aus unerlaubter 
Handlung haftet (RG. 65, 20 ff.; Urteil in der Sache 
III 339/08 vom 23. April 1909). Dies liegt jedoch nicht vor. 
Auf Grund des zwiſchen Wirt und Gaſt beſtehenden Vertrags⸗ 
verhältniſſes war allerdings der Beklagte dem Kläger gegen⸗ 
über verpflichtet, das Piſſoir, das er ſeinen Gäſten zur Ver⸗ 
fügung ſtellte, in einem den Verkehr nicht gefährdenden Zu⸗ 
ſtande zu halten. Eine ſolche Pflicht beſtand aber außerhalb 
des Vertrags für ihn nicht. Das Piſſoir war nur für ſeine 
Gäſte beſtimmt, es war keine öffentliche Bedürfnisanſtalt. Andere 
Perſonen als Gäſte des Beklagten hatten darin nichts zu ſuchen. 
Gegenüber beliebigen Dritten hatte der Beklagte nicht die Pflicht, 
das Piſſoir gefahrlos zugänglich zu machen. In dieſer Be⸗ 
ziehung iſt das Piſſoir der Gaſtſtube nicht gleichzuſtellen. In 
der Gaſtſtube gehen vermöge des dort eröffneten Verkehrs auch 
Nichtgäſte ein und aus, z. B. Boten, die an Gäſte Beſtellungen 
auszurichten haben, Perſonen, die Gäſte abholen wollen. Ein 
ſolcher Verkehr für das Publikum iſt in dem Piſſoir nicht er⸗ 
öffnet. Unterließ es der Beklagte, den gefährlichen Zuſtand 
des Piſſoirs zu beſeitigen, ſo verletzte er eine Vertragspflicht 
ſeinen Gäſten gegenüber, nicht eine Pflicht, die ihm als Rechts⸗ 
pflicht jedermann gegenüber obgelegen hätte. Aus unerlaubter 
Handlung haftet er ſonach dem Kläger nicht. Daher iſt der 
Anſpruch auf Schmerzensgeld überhaupt als unbegründet ab⸗ 
zuweiſen. G. c. G., U. v. 17. Dez. 09, 18/09 III. — Naumburg. 

14. 5 956 BGB. Verkauf ſtehenden Holzes. Eigentums⸗ 
übergang. Eigentumsvorbehalt.] 

Der Ber. ſieht als erwieſen an, daß der Beklagte und 
M. bei Abſchluß des Kaufvertrags vom 28. Dezember 1906 
darüber einig waren, daß vor Bezahlung des Kaufpreiſes M. 
zwar die Befugnis haben ſollte, das Holz fällen und aufbereiten 
zu laſſen, daß dies aber nur zur Vorbereitung der demnächſt 
erſt nach Zahlung des Preiſes in Ausſicht genommenen Über- 
gabe erfolgen, daß M. auch an dem gefällten und aufbereiteten 
Holz irgendwelche Beſitz⸗ oder gar Eigentumsrechte auf Grund 
der Geſtattung nicht erwerben ſollte. Dieſe auf tatſächlichem 
Gebiet liegende Feſtſtellung des Vertragswillens iſt unter Hin⸗ 
weis auf den Inhalt der Vertragsurkunde und die Ergebniſſe 
der Beweisaufnahme eingehend begründet. Sie iſt von der 
Reviſion nach keiner Richtung angefochten und auch von Amts 
wegen nicht zu beanſtanden. Denn die Geſtaltung des Abhiebs 
des auf dem Stamm verkauften Holzes kann im einzelnen Fall 
ſehr wohl nach dem Willen des Vertragſchließenden nur die 
Bedeutung haben, daß das geſtattete Schlagen der Bäume nicht 
zum Zwecke der Erlangung des Beſitzes und zur Übertragung 
des Eigentums an dem geſchlagenen Holze, ſondern nur zur 
Vorbereitung der demnächſtigen Beſitz⸗ und Eigentumsübertragung 
erfolgen ſoll, daß alſo durch das Abholzen ſeitens des Käufers 
an den Beſitz⸗ und Eigentumsverhältniſſen irgendwelche Anderung 
nicht eintreten, Eigentum und Beſitz vielmehr erſt mit der nach 
Bezahlung des Kaufpreiſes geſtatteten Abfuhr übergehen ſoll. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellung des vom Beklagten und M. be⸗ 
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tätigten Vertragswillens hat der BerR. ſodann zutreffend an⸗ 
genommen, daß durch das in Gemäßheit des Vertrages erfolgte 
Abholzen und Aufbereiten weder der bisherige Beſitz des Be⸗ 
klagten noch deſſen Eigentum auf M. übergegangen iſt. Die 
Reviſion wirft hier dem BerR. Überſehen der Beſtimmung des 
§ 956 BGB. vor. Allein zu Unrecht. Zum Eigentumserwerb 
in Gemäßheit des § 956 fehlt es vor allem an der weſentlichſten 
Vorausſetzung, nämlich daran, daß Beklagter dem M. die An⸗ 
eignung des Holzes geſtattet hätte, im Gegenteil hat er 
ausdrücklich die Aneignungsbefugnis von der vorherigen Be⸗ 
zahlung des Preiſes abhängig gemacht. Ebenſowenig liegt das 
weitere Erfordernis vor, daß Beklagter dem M. den Beſitz der 
Sache, um deren Erzeugniſſe es ſich handelt, überlaſſen hätte, 
und ſchließlich hat der Ber R. auch in dem Vollzug des Abhiebs 
mit Recht eine Beſitzergreifung ſeitens M. nicht gefunden, da 
bei dem feſtgeſtellten Inhalt des Vertrags ohne Hinzutreten 
weiterer für die Aneignung der tatſächlichen Gewalt durch M. 
ſprechender Umſtände in dem bloßen Abholzen des auf den 
Waldgrundſtücken belaſſenen Holzes eine Entziehung des Holzes 
aus dem Beſitz des Grundſtückseigentümers nicht zu finden iſt. 
Auch ſoweit die Reviſion rügt, daß der BerR. rechtsirrig von 
der Möglichkeit eines Eigentumsvorbehalts an dem noch nicht 
gefällten Holz ausgehe, iſt die Rüge unbeachtlich. Vorliegend 
handelt es ſich um den Verkauf von Holz auf den Stamm — 
von Sachbeſtandteilen, die erſt zukünftig durch Trennung vom 
Grund und Boden ſelbſtändige Sachen werden ſollten. So⸗ 
lange dieſe Trennung noch nicht erfolgt, das Holz alſo noch 
Beſtandteil des Grundſtücks iſt, iſt für einen Eigentumsvorbehalt 
im eigentlichen Sinne allerdings kein Raum, die feſtgeſtellte 
Abrede hat aber dem Vertragswillen der Beteiligten entſprechend 
die ihr vom BerR. beigelegte Bedeutung, daß auch durch die 
vom Käufer bewirkte Trennung vom Grund und Boden ein 
Eigentumserwerb nach der Beſtimmung des §8 956 BGB. nicht 
eintreten kann. Hiernach läßt das BU., ſoweit es einen Eigen⸗ 
tums⸗ und Beſitzerwerb ſeitens M. verneint, einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. A. c. K., U. v. 17. Dez. 09, 132/09 VII. — 
München. 

15. SS 1118, 1134 BGB. Haftung des Grundſtücks 
für Koſten.] 

Der Ausgang des Rechtsſtreits hängt lediglich von der 
Entſcheidung der Frage ab, ob zu den Koſten der die Befrie⸗ 
digung aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtserfolgung im 
Sinne des $ 1118 BGB. auch diejenigen Koſten gehören, die 
durch eine auf Grund des $ 1134 Abſ. 2 BGB. gegen den 
Eigentümer des Grundſtücks angeordnete Maßregel entſtanden 
ſind. Im Gegenſatz zum erſten Richter hat der BerR. die 
Frage verneint und ihm war trotz der von der Reviſion da⸗ 
gegen erhobenen Bedenken beizutreten. (Wird ausgeführt.) 
M. c. H., U. v. 22. Dez. 09, 18/09 V. — Kiel. 

16. 5 1567 Nr. 1 BGB. Bösliche Verlaſſung. Bes 
rechnung der Jahresfriſt des § 1567 Nr. 1.] 

Durch die gewährte Verzeihung wird die Berufung des 
Klägers darauf hinfällig, daß von dem letzten Verzeihungsakte 
ab bis zur letzten mündlichen Verhandlung vor dem BG. 
wiederum mehr als ein volles Jahr verlaufen ſei. Allerdings 
hat der Senat den in ſeinem Urteil vom 2. März 1905 
(RG. 60, 194) angenommenen Grundſatz, wonach die Bor: 
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ausſetzungen des S 1567 Nr. 1 BGB. ſich bis zur Erhebung 
der Scheidungsklage in ihrem vollen Umfange erfüllt haben 
müßten und daß es nicht genüge, wenn ſich die dort vorgeſehene 
Jabresfriſt erſt im Laufe des bereits anhängig gewordenen 
Deſertionsprozeſſes vollende, in der ſpäteren Rechtſprechung 
nicht mehr uneingeſchränkt aufrechterhalten (vgl. das Urteil in 
Sachen St. c. St. IV 447/08 vom 22. März 1909). Denn 
der dafür geltend gemachte Grund, daß der klagende Ehegatte 
mit der Erhebung der Scheidungsklage aus S 1567 Nr. 1 den 
Willen kundgebe, die eheliche und die häusliche Gemeinſchaft 
für immer aufzugeben und daß deshalb ein unentbehrliches 
Tatbeſtandserfordernis des Geſetzes, das einjährige Fernbleiben 
gegen den Willen des klagenden Ehegatten im Laufe des 
anbängigen Prozeſſes ſich überhaupt nicht mehr verwirklichen 
oder vervollſtändigen könne, trifft für ſolche Fälle nicht zu, in 
denen der klagende Ehegatte in der Erhebung der Scheidungs⸗ 
flage nur das äußerſte Mittel erblickt, die ihm immer noch in 
erſter Linie erwünſchte Wiederherſtellung des ehelichen Verhält⸗ 
niſſes durchzuſetzen und in denen er es womöglich ſelbſt nach 
der Verkündung eines auf Scheidung lautenden Urteils zur 
Auflöſung der Ehe nur dann kommen laſſen will, wenn der 
abtrünnige andere Teil in ſeinem ehewidrigen Verhalten immer 
noch beharrt (vgl. RG. 27, 371; 36, 351; Gruchots Beitr. 41, 
171). Erlangt der andere Teil ſogar die Verzeihung des klage⸗ 
berechtigten Ehegatten, ſo ſpricht dies um ſo mehr dafür, daß es 
dem klageberechtigten Ehegatten um die Wiederherſtellung 
normaler äußerer Verhältniſſe in der Ehe zu tun iſt, er alſo 
mit der Fernhaltung des anderen Teils von der häuslichen. 
Gemeinſchaft auch dann nicht einverſtanden iſt, wenn er bis zu 
deſſen Rückkehr die einmal erhobene Scheidungsklage aufrecht⸗ 
erhalt. K. c. K., U. v. 20. Dez. 09, 142/09 IV. — Darmſtadt. 
17. S 1700 BGB. Urteil über die Erziehung eines 
Kindes aus der für nichtig erklärten Ehe, wenn nur eine einſt⸗ 
weilige Verfügung des Vormundſchaftsrichters vorliegt?! 
Die von den Parteien am 28. September 1900 geſchloſſene 
Ehe wurde auf die Anfechtungsklage des Klägers wegen des 
von der Beklagten vor der Ehe geführten Lebenswandels durch 
rechtskräftiges Urteil für nichtig erklärt. Aus dieſer Ehe ſtammt 
der am 28. September 1901 geborene Sohn Erich, der ſich bei 
der Beklagten befindet. Der Kläger verlangt von der Beklagten 
die Herausgabe des Sohnes. Die I. Inſtanz entſprach dieſem 
Antrage. Gegen dieſes Urteil legte die Beklagte Berufung ein. 
Sie machte geltend, daß das AG. als Vormundſchaftsgericht 
in dem bei ihm bezüglich des Sohnes anhängig gewordenen 
Erziehungsſtreite vom 14. Oktober 1908 beſchloſſen habe, das 
Kind habe, da es in ſeinem Intereſſe geboten ſei, bis zur rechts⸗ 
kräfrigen Entſcheidung darüber, ob dem Vater die Fürſorge für 
die Perſon des Kindes entzogen werden ſolle, bei der Mutter 
zu verbleiben. Das BG. wies die Berufung zurück. Es führt 
aus: Nach den geſetzlichen Vorſchriften ſtehe die Sorge für den 
Sohn, da dieſer das ſechſte Lebensjahr vollendet habe, dem 
Kläger zu. Dadurch ſei freilich nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Vormundſchaftsgericht eine abweichende Anordnung treffe, wenn 
eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes 
geboten ſei (SS 1699, 1700, 1635 BGB.). Das Verhältnis 
des Prozeßgerichts und des Vormundſchaftsgerichts bezüglich der 
Frage, wer von ihnen zur Entſcheidung über das Recht der 
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perſönlichen Fürſorge für das Kind berufen ſei, beantworte ſich 
dahin, daß beide ſelbſtändig nebeneinander zur Entſcheidung 
berufen ſeien. Aber während das Prozeßgericht deklarativ nach 
Maßgabe der ein für allemal feſtſtehenden Norm des Satzes 1 
Abſ. 1 und des § 1635 BGB. zu entſcheiden habe, beſtimme 
das Vormundſchaftsgericht konſtitutiv, wenn im Einzelfalle, ab⸗ 
weichend vom Geſetze, aus beſonderen Gründen das Fürſorge⸗ 
recht dem anderen Elternteile zu übertragen ſei. Niemals ſtehe 
jedoch dem gerichtlichen Verfahren des geſchiedenen Ehemanns 
gegen die Ehefrau auf Herausgabe des Kindes ein vom Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erſt eingeleitetes Verfahren, in welchem eine 
endgültige Entſcheidung noch nicht getroffen ſei, entgegen. Auch 
begründe das Verfahren vor dem Vormundſchaftsgerichte nicht 
etwa die Ausſetzung des gerichtlichen Verfahrens. Nur in dem 
Falle, daß das Vormundſchaftsgericht nach 8 1635 Abſ. 1 eine 
endgültige Entſcheidung dahin getroffen habe, daß abweichend 
vom Geſetze dem anderen Elternteile die Fürſorge zu über⸗ 
tragen ſei, werde der Prozeßrichter Anſtand zu nehmen haben, 
die Herausgabepflicht des anderen Elternteils auszuſprechen. 
Eine endgültige Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts ſei 
aber noch nicht ergangen. Das RG. hob auf und wies die 
Klage ab: Nach Maßgabe des § 1700 BGB. hat im vor⸗ 
liegenden Falle die Vorſchrift des §8 1635 daſelbſt Anwendung 
zu finden. Zutreffend nimmt das BG. im Anſchluß an die 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 3. Mai 1906 
(RG. 63, 275 ff.) an, daß die in $ 1635 dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte überlaſſene Befugnis, im Intereſſe des Kindes bezüglich 
der Sorge für die Perſon desſelben von der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift abweichende Anordnungen zu treffen, auch dann Platz 
greift, wenn bei dem Prozeßgericht ein Rechtsſtreit zwiſchen den 
Eltern über die Herausgabe des Kindes ſchwebt. Weiterhin iſt 
auch mit Recht vom BG. ausgeführt, daß die bei ſolcher Sach⸗ 
lage im Intereſſe des Kindes vom Vormundſchaftsgerichte ge⸗ 
troffene Anordnung, welchem Elternteile die Fürſorge für das 
Kind zu übertragen ſei, grundſätzlich wegen des rechts⸗ 
begründenden Charakters dieſer Entſcheidung für das Prozeß⸗ 
gericht maßgebend wird. Mit Unrecht nimmt aber das BG. 
an, daß die vom Vormundſchaftsgerichte getroffene abweichende 
Anordnung vom Prozeßgerichte nur dann zu beachten ſei, wenn 
ſie vom Vormundſchaftsgerichte endgültig erlaſſen iſt, nicht 
auch dann, wenn das Vormundſchaftsgericht vor ſeiner end⸗ 
gültigen Entſcheidung im Wege einer einſtweiligen Verfügung 
Beſtimmung darüber getroffen hat, daß die Fürſorge für das 
Kind abweichend von der geſetzlichen Norm dem anderen Eltern⸗ 
teile übertragen werden ſoll. Dieſe Unterſcheidung entbehrt der 
inneren Berechtigung. Gebietet es das Wohl des Kindes, in 
beſonders dringenden Fällen ſchon vor der definitiven Ent⸗ 
ſcheidung hinſichtlich der Fürſorge für das Kind eine abweichende 
Anordnung zu treffen, ſo hat nach der Natur der Sache dieſe 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts in demſelben Maße 
zwingenden Charakter wie eine definitive Anordnung. Andern⸗ 
falls würde die Durchführung des Gedankens des Geſetzes, daß 
das perſönliche Wohl des Kindes gegenüber den allgemeinen 
Geſetzesvorſchriften unbedingt maßgebend bleiben müſſe, gerade 
in beſonders dringenden Fällen nicht ſichergeſtellt und gewähr⸗ 
leiſtet ſein. Steht hiernach dem klägeriſchen Verlangen auf 
Herausgabe des Sohnes zurzeit der Beſchluß des Vormundſchafts⸗ 
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gerichts vom 14. Oktober 1908 entgegen, ſo war die Klage, 
ohne daß es auf die Frage der Ausſetzung des Rechtsſtreits 
ankam, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und Ab⸗ 
änderung des erſtinſtanzlichen Urteils vom 1. Juni 1908 ab⸗ 
zuweiſen. W. c. W., U. v. 9. Dez. 09, 660/08 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

18. 88 3, 4, 6, 771 ZPO. Berechnung des Streit⸗ 
wertes bei Widerſpruchsklagen, auch eines Konkursverwalters.] 

Die Reviſion iſt zwar zuläſſig (8 547 Nr. 1 ZRO.), aber 
nicht begründet. Richtig iſt, daß nach der Rechtſprechung des 
RG. bei Anfechtungsklagen außerhalb des Konkurſes der 
Streitwert nach dem Betrage der Forderung einſchließlich 
Zinſen und Koſten zu bemeſſen iſt, daß alſo hier der § A ZPO. 
nicht Platz greift und daß ſich bei der konkursmäßigen An⸗ 
fechtung der Streitwert unter Berückſichtigung des § 3 ZPO. 
nach dem Gegenſtande der Rückgewähr beftimmt (vgl. die 
Urteile bei Jäger, die Gläubigeranfechtung außerhalb des 
Konkurſes (Anm. 16 zu § 9 des AnfG. und in dem Kommentar 
zur KO. 3./4. Auflage Anm. 37 zu § 37). Damit iſt aber 
die Entſcheidung für den gegenwärtigen Prozeß nicht gegeben. 
In der Rechtſprechung des RG. iſt ebenſo daran feſtgehalten, 
daß für den Wert des Streitgegenſtandes bei den gegen eine 
Pfändung gerichteten Widerſpruchsklagen nach 8 771 30. 
(§ 690 a. F.) der 8 6 ZPO. maßgebend ſei und daß es 
daher, wofern nicht der Wert der Pfandſtücke geringer ſei, auf 
den Betrag der Forderung ankomme, wobei indeſſen §S 4 30. 
anzuwenden und der Betrag der als Nebenforderungen zu 
kennzeichnenden Zinſen und Koſten außer Betracht zu laſſen 
fi (RG. 10, 393; 26 S. 412, 413; JW. 99, 4232). Es 
kann ſich demgemäß nur fragen, ob im Falle der Anfechtung 
einer Pfändung durch den Konkursverwalter, wie er hier vor⸗ 
liegt, entweder die Vorausſetzungen der Widerſpruchsklage im 
Sinne des § 771 3PO. fehlen oder für die Berechnung des 
Streitwerts eine Ausnahme von der ſonſt für Widerſpruchs⸗ 
klagen angenommenen Regel zu machen iſt. Die Frage iſt 
weder nach der einen noch nach der andern Richtung zu be⸗ 
jahen. Wenn ſchon der Anfechtungsanſpruch nichtdinglich 
(rechtsvernichtend) wirkt, ſondern ſchuldrechtlicher Natur iſt und 
auf Rückgewähr des dem Zugriffe der Gläubiger entfremdeten 
Gegenſtandes geht, ſo iſt er doch nicht, wie der Anſpruch aus 
einem mit dem Schuldner geſchloſſenen Kauf⸗ oder ſonſtigen 
Veräußerungsgeſchäft, ein Anſpruch auf Leiſtung der ver⸗ 
ſprochenen Sache, der ſich naturgemäß nur gegen den Schuldner 
richtet und den Dritterwerber der Sache oder eines Rechtes an 
ihr unberührt läßt, mithin auch deren Veräußerung im Voll: 
ſtreckungswege nicht zu hindern vermag. Vielmehr geht er 
grundſätzlich nur gegen den Dritten, dem er die Berechtigung 
zur Verwertung der Sache ſtreitig macht, weil dieſe wegen der 
unwirkſamen Pfändung zu dem dem Zugriffe der anfechtenden 
Gläubiger noch unterliegenden Vermögen des Schuldners ge⸗ 
höre. Darum hat das RG. in gleichfalls feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung den Konkursverwalter, der eine Pfändung als den 
Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam anficht, auf den Weg 
der Widerſpruchsklage verwieſen, mittels deren er ein an dem 
Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung beſtehendes, deſſen Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht der Konkursgläubiger geltend 
mache (RG. 18, 393; 30, 397; 40, 372; Gruchots Beitr. 38 
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S. 180, 492; 46, 1094). Folgt man dieſer Rechtſprechung, 
von der abzugehen ein Anlaß nicht beſteht, ſo kann es auch 
keinem Bedenken unterliegen, die im allgemeinen bei Wider⸗ 
ſpruchsklagen geltenden Grundſätze für die Berechnung des 
Streitwerts auch auf die Widerſpruchsklage des anfechtenden 
Konkursverwalters anzuwenden. Dadurch, daß ſie ſich auf das 
Anfechtungsrecht der Konkursgläubiger ſtützt, wird eine Ab⸗ 
weichung von dieſen Grundſätzen nicht gerechtfertigt; Gegen⸗ 
ſtand des Streites iſt auch hier das Pfandrecht, deſſen Wirk⸗ 
ſamkeit der Kläger zu beſeitigen ſucht. Deshalb greift der § 6 
ZPO. durch, wie dies auch ſchon von dem II. ZS. in dem 
Beſchluſſe vom 30. Mai 1899 II B 104, 99 (JW. 99, 423?) 
angenommen iſt, und es bleiben für die Berechnung die Zinſen 
und Koſten außer Anſatz. Das BU., das die SS 6, 4 3D. 
für entſcheidend erachtet und das landgerichtliche Urteil billigt, 
erweiſt ſich hiernach als zutreffend; der Streitwert beläuft ſich 
auf nur 300 , es iſt alſo für die Erledigung der Sache das 
AG. und nicht das LG. zuſtändig. L. c. O., U. v. 14 Dez. 09, 
425/09 VII. — Königsberg. 

19. 58 137 Abi. 2, 140, 526, 567 ZPO. Keine 
Reviſion gegen die die Sachleitung betreffenden Anordnungen 
des Vorfitzenden.] | 

Das Urteil des BG. ift auf die mündliche Verhandlung 
vom 5. Januar 1908 ergangen. Im Sitzungsprotokolle heißt 
es: „Bei den Ausführungen des Anwalts der Berufungsklägerin 
in der Richtung, ob die Stadtgemeinde befugt geweſen ſei, die 
Erlaubnis zur Aufſtellung des Schaukaſtens auf dem der Stadt⸗ 
gemeinde gehörigen und an die im Miteigentum der Klägerin 
ſtehende Fläche angrenzenden Platz zu erteilen, bemerkte der 
Vorſitzende dem berufungsklägeriſchen Vertreter, daß dieſe Aus⸗ 
führungen nicht zur Sache gehören, da vorliegend nicht ein 
Anſpruch gegen die Stadtgemeinde zur Verhandlung ſtehe und 
daß er deshalb zu ſolchen Ausführungen dem berufungs⸗ 
klägeriſchen Vertreter das Wort nicht erteilen könne. Der 
Anwalt der Berufungsklägerin erklärte, daß er ſich durch dieſe 
Verfügung des Vorſitzenden in ſeinen Rechten beſchwert erachte, 
daß er bereits beim Vortrage des Tatbeſtandes an Einſchaltungen 
vom Vorſitzenden behindert worden ſei, und daß er unter dieſen 
Umſtänden nicht weiter verhandele .. Der Anwalt der 
Berufungsklägerin trat hierauf ab.“ Die Reviſion rügt Ver⸗ 
letzung der SS 526, 137 Abſ. 2 3D. mit der Ausführung, 
die Frage, ob die Stadtgemeinde die Genehmigung zur Auf⸗ 
ſtellung des Schaukaſtens habe geben dürfen oder nicht, habe 
wenigſtens möglicherweiſe erheblich ſein können, und deshalb ſei 
die Verſagung des Worts zur Erörterung dieſer Frage nicht 
zuläſſig geweſen. — Ferner habe es auch dem Vertreter der 
Klägerin nicht verwehrt werden dürfen, beim Vortrage des 
Tatbeſtandes zum beſſeren Verſtändnis einige Einſchaltungen 
zu machen. Die Rügen ſind nicht begründet. — Bei beiden 
beanſtandeten Erklärungen handelte es ſich um auf die Sach⸗ 
leitung bezügliche Anordnungen des Vorſitzenden im Sinne 
des S 140 ZPO. Das Protokoll ergibt zwar, daß der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte ſich beſchwert gefühlt hat, allein er hat die An⸗ 
ordnungen nicht „als unzuläſſig“ beanſtandet und nicht den 
Antrag auf Entſcheidung durch das Gericht geſtellt. Nicht von 
ſich aus — Gaupp⸗Stein 8 140 II — war das Gericht über 
die Zuläſſigkeit der Anordnungen zu befinden befugt, ſondern 
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nur auf einen ausdrücklich vom Parteivertreter geſtellten Antrag. 
Wäre ein ſolcher Antrag geſtellt worden, fo hätte nach S 140 ZPO. 
ein Beſchluß des Gerichts ergehen müſſen, und dieſer Gerichts⸗ 
beſchluß würde zugleich mit dem Endurteil nach § 567 ZPO. 
der Anfechtung in der Reviſionsinſtanz unterlegen haben. Die 
Anfechtung der Anordnungen mit dem Rechtsmittel der Reviſion 
obne vorangegangenen Gerichtsbeſchluß iſt nicht zuläſſig. 
N. c. T., U. v. 11. Dez. 09, 115/09 V. — Stuttgart. 
20. SS 343, 566 ZPO. Aber die Zuläſſigkeit einer 
Anſchlußberufung.] | 
Das BG. hat ſich in feiner, die Unzuläſſigkeit der Anſchluß⸗ 
berufung ausſprechenden Entſcheidung den Ausführungen an⸗ 
geſchloſſen, mit welchen der I. ZS. des RG. im Urteile vom 
15. Juni 1903 in einem gleichliegenden Falle die Anſchluß⸗ 
reviſion für unzuläſſig erklärt hat. — JW. 03, 3147 —. 
Es iſt dort als Erfordernis für die Zulaſſung der Anſchließung 
auigeſtellt, daß dieſelbe ſich gegen die gleiche Entſcheidung 
tichtet wie das Rechtsmittel, an welches die Anſchließung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Das Vorliegen dieſes Erforderniſſes wird in 
dem bezogenen Urteile verneint, wenn die Anſchließung an ein 
Rechtsmittel erfolgt, mit dem die Gegenpartei ein ihr un⸗ 
günſtiges, keine Beſtimmung über die Koſten enthaltendes Teil⸗ 
urteil und in Verbindung damit die im Endurteile getroffene 
Loſtenentſcheidung anficht und mit der Anſchließung fachliche 
Abänderung der Entſcheidung des Endurteils erſtrebt wird. 
Das iſt die Lage des vorliegenden Falles. Es ſind, wie im 
Tatbeſtande angeführt iſt, in I. Inſtanz zwei Urteile ergangen, 
em Teil⸗ und ein Endurteil. Das Teilurteil entſcheidet ſachlich 
zu Ungunſten der Beklagten und behält die Koſtenentſcheidung vor. 
Das Endurteil verurteilt die Klägerin auf die Widerklage der 
Bcklagten nach dem Antrage und trifft Entſcheidung über die 
Koſten des Rechtsſtreits. Die Berufung ficht die ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung des Teilurteils und die Koſtenentſcheidung des End⸗ 
urteils an. Die Klägerin will mit ihrer Anſchließung eine 
Abänderung der ſachlichen Entſcheidung des letzteren Urteils 
mit der ſich daraus ergebenden Koſtenfolge herbeiführen. Der 
Ausführung der Reviſion, daß eine ſolche Anſchließung zuläſſig 
fer, weil die Koſtenentſcheidung des Endurteils nicht bloß eine 
Ergänzung des Teilurteils, ſondern ein Beſtandteil des End⸗ 
urteils ſelbſt ſei, letzteres ſomit ebenfalls der Anſchließung zu⸗ 
gänglich mache, iſt nicht beizutreten. Vielmehr iſt in Über⸗ 
enftimmung mit dem L 3S. auch vom erkennenden Senate 
angenommen, daß die Koſtenentſcheidung keine ſelbſtändige iſt, 
ſondern nur die im Teilurteile vorbehaltene Ergänzung desſelben 
darſtellt, auch wenn ſie über die geſamten Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits Beſtimmung trifft. Selbſtändig dagegen iſt die ſachliche 
Entſcheidung des Endurteils; als ſolche iſt ſie von der Be⸗ 
klagten nicht angefochten und konnte, da ſie ihrem Antrage 
gemäß ergangen iſt, von ihr auch nicht angefochten werden. 
Richtet ſich hiernach die Berufung der Beklagten gegen das 
Endurteil nur inſoweit, als dasſelbe das Teilurteil ergänzt, ſo 
fehlt es hinſichtlich des Endurteils an einem Hauptrechtsmittel, 
dem Klägerin ſich anſchließen kann. W. c. P., U. v. 17. Dez. 09, 
52409 VII. — Berlin. 
21. S 393 Nr. 4 ZPO] 
Der BerR. hat vier Zeugen uneidlich vernommen, weil 
dieſe Zeugen als Bürgen dreier Geſellſchaftsgläubiger am Aus⸗ 
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gang des Rechtsſtreits unmittelbar beteiligt ſeien; $ 393 Nr. 4 
3PO. Eine fünfte Zeugin, welche der BerR. als nicht bes 
eidigt behandelt, iſt am 14. Januar 1908 beeidigt worden. 
Die Beeidigung dieſer vier Zeugen iſt zu Unrecht unterlaſſen; 
denn in dieſem Rechtsſtreit handelt es ſich um einen Streit 
der Geſellſchaft mit ihren Liquidatoren. Inwiefern die Bürgen 
einiger Geſellſchaftsgläubiger am Ausgang dieſes Rechtsſtreits 
unmittelbar beteiligt ſein ſollten, iſt nicht einzuſehen. Sie ſind 
wohl wirtſchaftlich intereſſiert, indem das, was von den Liqui⸗ 
datoren etwa erlangt wird, den Gläubigern und dadurch mittel⸗ 
bar den Bürgen zugute kommt. Dieſes Intereſſe iſt aber kein 
ſolches, wie es § 393 Nr. 4 ZPO. verlangt. Die Zeugen find 
Geſellſchafter; auch dieſer Umſtand ſteht der Beeidigung nicht 
im Wege (JW. 02, 294). Die Zeugen find auch Konkurs⸗ 
gläubiger; auch dieſer Umſtand erfüllt noch nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 393 Nr. 4 ZPO. Das LG. hatte aus dieſem 
letzteren Grund die Beeidigung unterlaſſen. Es hat für ſeine 
Anſicht Seuffert, Zivilprozeßrecht 1899 S. 151 angezogen. An 
dieſer Stelle iſt lediglich der bekannte Rechtsſatz verteidigt, daß 
unter den Konkursgläubigern eine privatrechtliche Rechts⸗ 
gemeinſchaft nicht beſteht, ſondern nur eine Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft. Dieſer Satz, der auch ſonſt anerkannt iſt, dient 
gerade zur Widerlegung der landgerichtlichen Anſchauung. Das 
LG. hat endlich noch darauf hingewieſen, daß dem Zeugen G. 
der Streit verkündet ſei. Nach deſſen Zeugenausſage iſt jedoch 
anzunehmen, daß ihm nicht in dieſem Prozeß der Streit ver⸗ 
kündet iſt, ſondern daß die Gläubiger ihm als Bürgen den 
Streit verkündet haben. Daß es auf dieſe Ausſagen überhaupt 
nicht ankomme, läßt ſich nicht behaupten. Die Zeugen waren 
auch zu beeidigen. Die Nichtbeeidigung war in dieſer Inſtanz 
gerügt. Ob und wieweit den Ausſagen dieſer Zeugen Gewicht 
beizulegen iſt, kann der Bert. erſt beurteilen, wenn ihm dieſe 
Ausſagen in prozeßordnungsmäßiger Form vorliegen. Konkurs⸗ 
maſſe G. c. H., U. v. 14. Dez. 09, 528/09 II. — Karlsruhe. 

22. § 569 ZPO. Beſchwerde.] 

Das Geſuch des Klägers V. um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Berufungsinſtanz iſt vom II. 35. des OLG. 
durch Beſchluß vom 28. Juni 1909 abgelehnt worden. Unter 
dem 5. November richtete der Kläger an das OLG. eine von 
ihm perſönlich unterzeichnete umfangreiche, mit mehreren Anlagen 
verſehene Eingabe, worauf er durch Verfügung des Vorſitzenden 
des II. ZS. vom 23. November zur Erklärung darüber ver: 
anlaßt wurde, ob er mit der Eingabe eine Beſchwerde gegen 
den oberlandesgerichtlichen Beſchluß vom 28. Juni 1909 oder 
ein neues Armenrechtsgeſuch eingereicht haben wolle. In Er⸗ 
ledigung dieſer Verfügung erklärte der Kläger zum Protokolle 
des Gerichtsſchreibers des OLG. vom 29. November 1909, 
„daß ſeine Eingabe vom 5. November 1909 als Beſchwerde 
gegen den Beſchluß des OLG. vom 28. Juni 1909 betrachtet 
werden ſolle“. Das OLG. hat der Beſchwerde nicht abgeholfen, 
fie aber bei der ihm gemäß § 574 Abſ. 2 ZPO. zuſtehenden 
vorläufigen Prüfung durch Beſchluß vom 30. November für zu⸗ 
läſſig erklärt. An dieſen Beſchluß iſt das RG. nicht gebunden 
(RG. 61, 417); er kann nicht gebilligt werden. Der Beſchwerde⸗ 
führer hat die Beſchwerde offenſichtlich mit einer Begründung 
verſehen wollen. Dieſe Gründe bilden mit der Erklärung, daß 
er Beſchwerde einlege, eine Einheit, die nicht auseinandergeriſſen 
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werden darf. Das im § 569 Abſ. 2 ZPO. aufgeſtellte Form⸗ 
erfordernis erſtreckt ſich auf die ganze Beſchwerde, nicht allein 
auf die Beſchwerdeeinlegung — inſoweit iſt die Formvorſchrift 
beobachtet —, ſondern auch auf die Begründung, die im vor: 
liegenden Falle der Form ermangelt. Vgl. Beſchluß des RG. 
vom 22. April 1908 (Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern, 
Bd. 4 S. 245). Die Beſchwerde muß danach als unzuläſſig 
verworfen werden. V. c. A., Beſchl. v. 22. Dez. 09, B. 82/09 J. 
— Bamberg. 

23. 5 808 ZPO. Anſpruch gegen einen Gerichtsvoll⸗ 
zieher wegen ungeeigneter Zwangsvollſtreckung. Entſchuldigungs⸗ 
beweis. | 

Das BG. ift der Meinung, nach dem hier anzuwendenden 
8 712 3PO. a. F. (S 808 der Faſſung vom 17. Mai 1898) hätte 
der jetzt beklagte Gerichtsvollzieher eine Pfändung des Warenlagers, 
die — entſprechend dem Wunſche des Klägers — dem Schuldner 
die Weiterführung des Geſchäfts und die Veräußerung der Waren 
ermöglicht hätte, in der Weiſe gültig vornehmen können, daß er 
in den an den Wänden der Geſchäftsräume angehefteten Pfand⸗ 
anzeigen, wie in dem aufgenommenen Protokolle, die Waren 
nach Stückzahl, Maßen oder Verpackung genau bezeichnete. 
Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Die Pfändung 
der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen körperlichen 
Sachen wird nach § 712 (808) Abſ. 1 a. a. O. dadurch bewirkt, 
daß der Gerichtsvollzieher die Sachen in Beſitz nimmt; werden 
die Sachen im Gewahrſam des Schuldners belaſſen, ſo iſt nach 
Abſ. 2 daſelbſt die Pfändung außerdem durch Anlegung von 
Siegeln oder in ſonſtiger Weiſe erſichtlich zu machen. Beide 
Maßnahmen ſind gleichwertige Erforderniſſe der Gültigkeit des 
Vollſtreckungsaktes. Im gegebenen Falle wäre aber durch eine 
Pfändung der von dem BG. als ausreichend angeſehenen Art 
ſchon dem erſten Erforderniſſe, demjenigen der Inbeſitznahme, 
nicht genügt worden. Denn wenn der Beklagte zwar Pfand⸗ 
anzeigen anheftete, aber gleichzeitig die Waren dem Schuldner 
beließ, nicht allein damit ſie in den Geſchäftsräumen weiter auf⸗ 
bewahrt würden, ſondern auch damit der Schuldner in der Lage 
ſei, die angeblich gepfändeten Waren zu veräußern, ſo hat er 
den Beſitz nicht ergriffen. Die Waren konnten nicht gleichzeitig 
in der Verfügungsgewalt des Schuldners bleiben und in die⸗ 
jenige des Beklagten übergehen. Notwendig wäre vielmehr ge⸗ 
weſen, daß der Beklagte die Verfügungsgewalt des Schuldners 
aufhob und die ſeinige an deren Stelle ſetzte. Daraus ergibt 
ſich, daß die Gültigkeit der Pfändung des Warenlagers — 
worauf der Beklagte den Kläger aufmerkſam gemacht haben 
will — unvereinbar war mit dem Wunſche des Klägers, daß 
der Schuldner auch nach der Pfändung über das Lager ver⸗ 
fügen könne, und daß für den Beklagten überhaupt nicht die 
Möglichkeit beſtand, einen dahingehenden Auftrag wirkſam aus⸗ 
zuführen. Das BG. hat deshalb rechtsirrtümlich angenommen, 
der Beklagte hätte im Wege einer genaueren Abfaſſung der 
angehefteten Pfandanzeigen eine zugleich gültige und dem Wunſche 
des Klägers entſprechende Pfändung vollziehen können. Auf 
dieſer unrichtigen Auffaſſung beruht aber auch die angefochtene 
Entſcheidung. Das BG. hat nicht nur die Fahrläſſigkeit und 
das vertragswidrige Verhalten des Beklagten darin gefunden, 
daß der Beklagte trotz der Möglichkeit, eine zugleich gültige und 
dem Wunſche des Klägers entſprechende Pfändung vorzunehmen, 
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eine ungültige Pfändung vorgenommen habe, ſondern ift auch 

unmittelbar von demſelben irrigen Standpunkt aus dazu gelangt, 

eine erhebliche Einwendung des Beklagten zurückzuweiſen. Der 

Beklagte hatte nämlich behauptet, daß bei der damaligen Ver⸗ 

mögenslage des Schuldners die Vornahme einer gültigen, d. i. 

einer die Verſügungsmacht des Schuldners aufhebenden Pfändung 

ſofort die Eröffnung des Konkurſes zur Folge gehabt hätte und 

daß dann die Pfändung auf Grund von S 23 a. F. mit Erfolg 

von dem Verwalter angefochten worden wäre. Dieſe Einwen⸗ 

dung, die im Falle der Richtigkeit des Behaupteten zur Ver⸗ 

neinung des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Un⸗ 

gültigkeit der Pfändung und dem Schaden des Klägers führen 

würde, hat das BG. deshalb nicht für durchgreifend gehalten, 

weil nicht zu erſehen ſei, wie die Anheftung genau abgefaßter 

Pfändungsanzeigen die Weiterführung des Geſchäfts und die 

Weiterveräußerung der gepfändeten Waren gegenüber der tat⸗ 

ſächlich erfolgten Anheftung ungenügender Anzeigen erſchwert 
hätte. Auch bei Prüfung der Einwendung, daß der Kläger die 

geſetzwidrige Art der Pfändung trotz Hinweiſes auf die Un⸗ 

wirkſamkeit gewünſcht habe, geht das BG. von derſelben unzu⸗ 

treffenden Auffaſſung aus, und es erſcheint, trotz der hierbei 
getroffenen tatſächlichen Feſtſtellung, daß der Kläger mit der 
Vornahme einer ungültigen Pfändung nicht einverſtanden geweſen 
ſei, nicht ausgeſchloſſen, daß das Urteil auch in dieſem Punkte 
von dem erwähnten Rechtsirrtum beeinflußt iſt. Schon danach 
iſt das Urteil nicht haltbar. Das Ausgeführte iſt übrigens 
auch inſoweit zu beanſtanden, als das Erfordernis der Erſichtlich⸗ 
machung der Pfändung in Betracht kommt. Denn die Anheftung 
auch genau abgefaßter Verzeichniſſe in den Geſchäftsräumen hätte 
nur genügt, wenn und ſoweit die Anbringung von Pfandzeichen 
an den Waren ſelbſt unausführbar war. Dahin geht in der 
Literatur und Rechtſprechung die allgemeine Meinung und in 
dieſem Sinne ſpricht ſich auch die preußiſche Geſchäftsanweiſung 
für Gerichtsvollzieher, wie ſie zur Zeit der Vornahme der 
ſtreitigen Pfändung galt, im § 71 Abſ. 2 Ziff. 2 aus. Die 
Annahme des BG., daß die Anheftung genau abgefaßter Pfand⸗ 
anzeigen zur Erſichtlichmachung hingereicht hätte, wäre deshalb 
nur dann gerechtfertigt, wenn — was nicht feſtgeſtellt iſt — 
feſtſtünde, daß die regelmäßige Art der Erſichtlichmachung wegen 
der Beſchaffenheit der Waren untunlich war. B. c. K., U. v. 
10. Dez. 09, 280/09 II. — Cöln. 

Kaiſerliche Verordnung vom 28. September 1879. 

24. Kaiſerliche Verordnung vom 28. September 1879 in 
Verbindung mit Art. 59 EGBGB. und Art. 36 BadaGBGB. 
Reviſibilität.] | . 

Die Reviſion geht davon aus, daß Verletzung des Art. 36 
Bad AG. gerügt werden könne, weil nach § 7 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879 (RGBl. S. 299) die 
Reviſion begründet werde, durch Verletzung des Badiſchen 
Landrechts, einſchließlich der Zuſatzartikel, der beiden Ein: 
führungsedikte ... und der unter XVIII des erſteren Einführungs⸗ 
edikts neben dem Landrecht aufrechterhaltenen Vorſchriften des 
Bürgerlichen Rechts, ſowie durch Verletzung derjenigen ge— 
ſetzlichen Vorſchriften, welche beſtimmte Vorſchriften 
der vorgedachten Geſetze ausdrücklich erläutern, ausdehnen, 
beſchränken, aufheben oder erſetzen. Die Auffaſſung der 
Reviſion iſt nicht zutreffend. Durch das Geſetz vom 17. Juni 
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1899, die Ausführung des BGB. betreffend, iſt das Landrecht 
in ſeiner damaligen Faſſung, alſo einſchließlich der Vorſchriften, 
welche beſtimmte Vorſchriften erläutert, ausgedehnt, beſchränkt, 
aujgeboben oder erſetzt hatten, aufgehoben worden (Art. 39 
Nr. 1. Die altrechtlichen Beſtimmungen kommen für die 
Kechtsverhältniſſe des im Jahre 1901 begründeten Stammgutes 
nicht in Betracht. Maßgebend und von dem BG. angewendet 
ſind nur die Vorſchriften des Art. 36 AG. Dieſe Vorſchriften, 
die im Hinblick auf Art. 59 EGBGB. durch neuen Geſetz⸗ 
gebungsakt erlaſſen ſind, hängen mit dem Landrechte nicht in 
dem in § 7 der Verordnung bezeichneten Sinne zuſammen, find 
daber auch nicht reviſibel, gleichviel ob ſie einheitlich mit 
Landrechtsſatz 577 c a flg., übereinſtimmen oder nicht (vgl. 
JW. 04, 4651). Es unterliegt daher keiner Nachprüfung, 
wenn der BerR. angenommen hat, daß nach Art. 36 § 12 
Bad AG. der Stammgutsbeſitzer durch letztwillige Verfügung das 
Stammgut nicht mit dinglichen Rechten belaſten kann, daß aber 
aus § 12 nicht zu folgern iſt, es werde eine letztwillige Ver⸗ 
fügung in betreff des Genuſſes am Stammqaut ſtets hinfällig, 
wenn der Stammerbe nicht zugleich Landerbe (Alloderbe) ſei 
oder wenn bei einer Mehrheit von Stammerben nicht alle zu⸗ 
gleich Alloderben ſeien. v. S. c. H., U. v. 23. Dez. 09, 76/09 IV. 
— Karlsruhe. 

Handelsrecht. 

25. SS 71, 75 HGB. Beſteht eine Verpflichtung des 
Handlungsgehilfen, ſofort von einem angeblichen Kündigungs⸗ 
grunde Gebrauch zu machen?] 

Die Reviſion des Prinzipals iſt nicht begründet. Sie rügt, 
das BG. habe die Kündigung des klagenden Handlungsgehilfen 
mit Unrecht für nicht verſpätet erachtet; eine Friſt von 11 Tagen 
zwiſchen dem Eintritte des Kündigungsgrundes und der Kündi⸗ 
gung entſpreche nicht dem unter der Herrſchaft von Treu und 
Glauben ſtehenden Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem Handlungs⸗ 
berrn und dem Handlungsgehilfen. Jener dürfe danach viel⸗ 
mehr erwarten, daß er alsbald erfahre, ob dieſer von einem 
angeblichen Kündigungsgrunde Gebrauch machen wolle. Dieſe 
Beſchwerde iſt unbegründet. Der erkennende Senat hat ſich 
der von der Reviſion zunächſt angeführten Anſicht Staubs und 
anderer Schriftſteller, daß die Entlaſſung ſowie der Austritt 
gemäß § 70 HGB. nicht in einem ſpäteren Zeitpunkte, ſondern 
nur „per ſofort“ erfolgen könne, niemals angeſchloſſen. Er hat 
vielmehr ſchon in dem Urteile vom 22. Januar 1904 (RG. 56, 
373) mit eingehender Begründung ausgeführt, allerdings zunächſt 
mit Bezug auf $ 75 HGB., aber nach der Begründung doch 
mit allgemeiner Geltung, daß der Austritt oder die Entlaſſung 
nicht ſofort zu erfolgen brauche, daß jedoch da, wo dies ge⸗ 
ſchebe, ſtets zu prüfen ſei, ob nicht in dem Verbleiben oder 
Behalten im Dienſte trotz des Eintritts eines Kündigungs⸗ 
grundes im Sinne der SS 75 und 71 HGB. eine Verzeihung 
der Vertragswidrigkeit zu finden ſei. An dieſer Auffaſſung hat 
der Senat ſeitdem in einer Reihe von Entſcheidungen feſtgehalten, 
insbeſondere noch in einem Urteile vom 8. Oktober 1909 
(II 524 08) ausgeführt: es ſei nur zu prüfen, ob nach der Länge 
der Zeit zwiſchen der letzten Handlung, durch welche die ver⸗ 
tragsmäßig bedungene Selbſtändigkeit des Klägers in ſeiner 
dienſtlichen Tätigkeit erheblich beſchnitten worden ſei, und der 
erklärten Kündigung ein fo langer Zeitraum liege oder ob 
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ſonſtige Umſtände dafür ſprächen, daß anzunehmen wäre, der 
Kläger habe durch ſein Verhalten zu erkennen gegeben, daß 
er ſich in die tatſächlich durchgeführte Anderung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Stellung füge. Von den hiernach maßgebenden Geſichts⸗ 
punkten aus iſt die Annahme des BG. nicht zu beanſtanden, 
daß die erſt am 7. Dezember 1907 der Beklagten zugegangene 
Kündigung nicht verſpätet ſei. Es kommt dafür außer den von 
dem Gerichte angeführten Gründen namentlich auch noch der 
Umſtand in Betracht, daß der Kläger ſich ſeit dem Vorſalle 
vom 26. November 1907 jeder Tätigkeit in dem Geſchäfte der 
Beklagten enthalten hat. Dieſe konnte daher ſchon hiernach 
gar nicht annehmen, daß der Kläger trotz der ihm zugefügten 
erheblichen Ehrverletzungen ſeinen Dienſt bei ihr fortſetzen werde. 
G. c. R., U. v. 21. Dez. 09, 619/08 III. — Berlin. 

26. SS 377, 378 HGB., § 477 BGB. Friſt zur Unter: 
ſuchung und Mängelanzeige bei Lieferung einer nicht vertretbaren 
Sache aus dem von dem Unternehmer zu liefernden Stoff. 
Verhältnis der Garantiezeit zur Verjährungsfriſt.] 

Nach § 381 Abſ. 2 HGB. finden die Vorſchriften über 
den Kauf von Waren (Buch 3 Abſchnitt 2) auch dann An⸗ 
wendung, wenn, wie hier, vom Unternehmer aus einem von 
ihm zu beſchaffenden Stoff eine nicht vertretbare Sache her⸗ 
zuſtellen iſt. Zu dieſen Vorſchriften gehört auch der § 377. 
Die Vorausſetzung dieſes Paragraphen, daß es ſich um ein 
beiderſeitiges Handelsgeſchäft handelt, liegt vor, denn beide 
Vertragſchließende waren Kaufleute und das Geſchäft fiel in den 
Bereich ihres Gewerbebetriebes. Der Erfolg des Wandelungs⸗ 
anſpruchs war ſonach allerdings davon abhängig, daß der Be⸗ 
klagte den ihm gelieferten Apparat ordnungsmäßig unterſucht 
und von dem in Rede ſtehenden Mangel rechtzeitig Anzeige 
gemacht hatte. Der Umſtand, daß die Klägerin auf drei Jahre 
Garantie geleiſtet hatte, konnte daran nichts ändern. In der 
Vereinbarung einer über die Verjährungsfriſt (S 477 BGB.) 
hinausgehenden Garantiefriſt wird zwar in der Regel eine 
vertragsmäßige Verlängerung der Verjährungsfriſt zu finden 
ſein; für die Unterſuchungs⸗ und Anzeigepflicht iſt eine ſolche 
Vereinbarung aber ohne Bedeutung. Im vorliegenden Falle 
war nun auch noch vereinbart, daß der Beklagte das Recht 
haben ſollte, den Apparat innerhalb eines Jahres wieder zurück⸗ 
zugeben, wenn er die vertragsmäßigen Eigenſchaften nicht haben 
würde, und der Ber. hat feſtgeſtellt, daß der Beklagte von 
dieſem Rechte keinen Gebrauch gemacht hat und der Vertrag 
deshalb mit dem 16. April 1903 ein unbedingter geworden iſt. 
Es fragt ſich, ob der Beklagte unter dieſen Umſtänden den 
Mangel überhaupt noch rügen durfte. Das iſt zwar an ſich 
zu bejahen, zu weit geht aber der BerR., wenn er annimmt, 
daß der Beklagte den Mangel ſchon deshalb noch habe rügen 
dürfen, weil ſich innerhalb des erſten Jahres Keſſelſtein nicht 
gebildet habe. Es kommt nicht bloß darauf an, ob der Be⸗ 
klagte den Mangel, daß der Apparat die Keſſelſteinbildung nicht 
verhinderte, innerhalb des Probejahres tatſächlich nicht erkannt 
hat, ſondern auch darauf, ob er ihn durch ſachgemäße Probe 
nicht hätte erkennen können. Auch wenn nur die letzte Frage 
zu bejahen iſt, hat die Genehmigung des Vertrages den Verluſt 
des Rügerechts zur Folge gehabt. War der Mangel aber 
weder erkannt, noch auch durch die Probe zu erkennen, ſo 
würde es weiter darauf ankommen, wann er ſich zuerſt gezeigt 
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hat und ob der Klägerin unverzüglich nach der Entdeckung 
Anzeige gemacht worden iſt (S 377 Abſ. 3). Das angefochtene 
Urteil gibt über dieſe Punkte keinerlei Auskunft; der Ber R. hat 
ſich mit der Frage der Anwendbarkeit des §S 377 HGB. über⸗ 
haupt nicht beſchäftigt. R. c. K., U. v. 7. Dez. 09, 97/09 VII. — 
Breslau. 

Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April 1892 / 
25. Mai 1903. 

27. SS 44 ff. KrankVerſc. verb. mit GewO. 88 20, 21. 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges gegen Anordnungen der Ham⸗ 
burgiſchen Behörde für das Verſicherungsweſen in betreff Ver⸗ 
fügungen gegen Vorſtandsmitglieder einer Ortskrankenkaſſe und 
gegen Vorſtandsmitglieder des Verbandes von Ortskranken⸗ 
kaſſen.] 

Die beiden Reviſionskläger und andere Streitgenoſſen, 
ſämtlich Mitglieder des Vorſtandes des Verbandes der Orts⸗ 
krankenkaſſen Hamburgs, haben gegen die Hamburgiſche Be⸗ 
hörde für das Verſicherungsweſen Klage darauf erhoben, daß 
gewiſſe von ihr am 12., 13., 18. und 27. November 1907 er⸗ 
laſſene Verfügungen für ungültig erklärt werden möchten. Von 
dieſen Verfügungen wieſen die beiden erſten den genannten 
Vorſtand an, ſich an einem beſtimmten Termine für eine durch 
einen Beamten vorzunehmende Reviſion der Verbandskaſſe bereit 
zu halten, und zwar die zweite unter Androhung einer Geld⸗ 
ſtrafe von 25 & für jedes einzelne Vorſtandsmitglied im Nicht⸗ 
befolgungsfalle; die dritte ſetzte, weil dieſer Fall eingetreten 
war, gegen einen der Kläger eine Strafe von 25 & feſt, und 
die vierte eine Strafe von 50 & gegen den jetzigen Reviſions⸗ 
kläger zu 1, weil der Vorſtand auch einer abermaligen die 
Kaſſenreviſion betreffenden Anordnung nicht nachgekommen war. 
Das LG. hat die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
abgewieſen. Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: Was 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges betrifft, ſo bildet den Streit⸗ 
punkt zwiſchen den Parteien die Frage, ob der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen iſt gegen Anordnungen, welche die Beklagte, als 
Hamburgiſche Aufſichtsbehörde für die Ortskrankenkaſſen (§ 44 
KrankVerſG. vom 10. April 1892), auf Grund von § 45 
Abſ. 1 oder Abſ. 5 des eben genannten Geſetzes in Beziehung 
auf den gemäß 5 46 desſelben Geſetzes gebildeten Verband 
der Ortskrankenkaſſen Hamburgs getroffen hat. Die Grundlage 
für die hier fragliche Ausſchließung des Rechtsweges im all⸗ 
gemeinen bildet der Abſ. 6 des § 45, der durch Art. 1 Nr. XVI 
des Geſetzes, betreffend weitere Abänderungen des KrankVerſG., 
vom 25. Mai 1903 hinzugefügt worden iſt. Dort iſt beſtimmt, 
daß die von der Aufſichtsbehörde auf Grund des Abſ. 1 oder 
des Abſ. 5 getroffenen Anordnungen von dem Vorſtand oder 
der Generalverſammlung der Kaſſe oder von dem betroffenen 
Vorſtandsmitgliede auf dem im § 24 bezeichneten Wege, d. h. 
im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens, und wo ein ſolches 
nicht beſteht, im Wege des Rekurſes nach SS 20, 21 Gewd,, 
angefochten werden können, ſofern die Anfechtung darauf geſtützt 
wird, daß die getroffene Anordnung rechtlich nicht begründet, 
und durch dieſelbe die Kaſſe oder das Vorſtandsmitglied in 
einem Rechte verletzt oder mit einer rechtlich nicht begründeten 
Verbindlichkeit belaſtet ſei. Für Hamburg, wo es kein Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren gibt, kommt hier das genannte Rekurs⸗ 
verfahren in Betracht. Es iſt unzweifelhaft, daß, ſoweit dieſes 
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reicht, der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt; wie auch die Gewd. 
ſelbſt immer in dieſem Sinne verſtanden worden iſt. Ferner 
iſt unbedenklich anzunehmen, daß, wenn es an ſich denkbare 
Fälle des Rechtsweges geben ſollte, wo die Anfechtung der 
Anordnung auf anderes als auf eine der in § 45 Abſ. 6 be⸗ 
zeichneten Rechtsverletzungen geſtützt werden könnte, doch auch 
für ſolche Fälle dieſe Geſetzesbeſtimmung den Rechtsweg aus⸗ 
ſchließen will; denn von ihrem Standpunkt aus würden ſie 
offenbar für die gerichtliche Entſcheidung noch weniger geeignet 
ſein als die dort genannten Fälle. Es iſt alſo durch den 
Abſ. 6 des § 45 den Ortskrankenkaſſen der Rechtsweg der 
Behörde gegenüber überhaupt verſchloſſen, und ſo kann es 
dahingeſtellt bleiben, ob dem VII. 35. des RG. darin beizu: 
ſtimmen ſein würde, daß auch ſchon vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 25. Mai 1903 nach dem Sinne des KrankVerſc. 
der Rechtsweg in ſolchen Fällen unzuläſſig geweſen ſei (Urteil 
vom 13. Oktober 1905 i. S. der jetzigen Beklagten wider Capp 
und Gen., Rep. VII 15/05). — Übrigens haben die Reviſions⸗ 
kläger in Anſehung des bisher Beſprochenen auch keine Bedenken 
erhoben. Ihre Angriffe richten ſich allein dagegen, daß auch 
gegen Anordnungen der Behörde, die den Verband betreffen, 
kein Rechtsweg ſtattfinden ſoll. Aber auch dieſe Bedenken ſind 
unbegründet. Allerdings findet ſich im Geſetze keine Vor⸗ 
ſchrift, die ausdrücklich den im § 44 genannten Behörden die 
Aufſicht auch über die in SS 46 ff. vorgeſehenen Verbände 
übertrüge. Daraus kann aber nicht geſchloſſen werden, daß 
ihnen dieſe Aufſicht nicht zuſteht. Ein ſolcher Geſetzeswille er⸗ 
ſcheint ſchon von vornherein als unwahrſcheinlich, weil dann 
die einzelnen Kaſſen eines Aufſichtsbezirkes, falls ſie ſich zu⸗ 
ſammentun, es in ihrer Hand hätten, ſich durch Vereinigung 
zu einem Verband in ſehr wichtigen Beziehungen praktiſch der 
behördlichen Aufſicht zu entziehen. Die ganze Struktur des 
Geſetzes gibt aber auch, allerdings von einem Punkte ab⸗ 
geſehen, keinerlei Anlaß, jenen Willen zu unterſtellen. Die 
SS 46 ff. ſtehen mitten im Zuſammenhange des Abſchnittes 
„C. Orts⸗Krankenkaſſen“, der ſich von § 16 bis $ 48a er: 
ſtreckt; die Verbände ſind da eben nur gedacht als eine beſondere 
Erſcheinungsform der mehreren Krankenkaſſen, die zu ihnen ver: 
einigt find. Daher verſteht ſich die Geltung der SS 44 und 45 
auch für ſie eigentlich von ſelbſt. Dazu kommt aber noch, daß 
in § 46 Abſ. 2 und in $ 58 Abſ. 3 und 4 ohne „weiteres 
das Vorhandenſein einer Aufſichtsbehörde für Verbände jener 
Art vorausgeſetzt wird, und daß hierunter nur die in § 44 
bezeichnete verſtanden fein kann. Dies alles war ganz ein⸗ 
leuchtend nach der urſprünglichen Faſſung des Geſetzes von 
1883, nach deſſen § 46 Abſ. 1 die Verbände nur aus Orts⸗ 
krankenkaſſen beſtehen ſollten. Im Geſetze von 1892 iſt die 
Sache dadurch etwas verdunkelt worden, daß dort die 
„Gemeinde⸗Krankenverſicherungen“ als mögliche Teilnehmerinnen 
der Verbände eingeſchoben worden ſind, deren Aufſichtsverhält⸗ 
niſſe an ſich doch andere ſind: und dies iſt eben der vorhin 
ſchon angedeutete Punkt, wo eine kleine Schwierigkeit entſteht. 
Indeſſen kann doch dieſe Unſtimmigkeit, die ſich aus der Ge- 
ſchichte des Geſetzes erklärt, nicht dahin führen, die Verbände 
ſeit 1892 als der Aufſicht der in § 44 bezeichneten Behörde 
entzogen anzuſehen; denn die Beſtimmungen, die irgendeine 
Auſſichtsbehörde auch für die Verbände vorausſetzen, jteben eben 
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auch in dem Geſetze von 1892, und es bleibt dabei, daß dieſe 
Behörde, da nirgends eine andere bezeichnet ift, nur die des 
§ 4 fen kann. Die Kläger haben zur Verteidigung ihrer 
abweichenden Anſicht ſich noch beſonders auf die negative 
Analogie der SS 33 und 35 Abſ. 3 des Geſetzes über die ein- 
geſchriebenen Hilfskaſſen vom 7. April 1876 — das ſie irrig 
als „vom 1. Juni 1884“ bezeichnet — berufen, inſofern auch 
dort die Möglichkeit von Verbänden vorgeſehen, dann aber auch 
die von der Behörde zu übende Aufficht über dieſe beſonders 
feſtgeſetzt ſei. Dieſe Analogie verſagt aber deshalb, weil die 
Einzelkaſſen der dort in § 35 Abſ. 1 vorgeſehenen Verbände 
nicht, wie die des 8 46 Abi. 1 KrankVerſG., innerhalb eines 
Aufſichtsbezirkes zu liegen brauchen, und es daher jedenfalls 
in örtlicher Beziehung einer beſonderen Beſtimmung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde für den Verband in 8 35 Abſ. 3 des Geſetzes 
von 1876 bedurfte. Die hier angenommene Anſicht iſt auch 
die von Peterſen, KranlBerf®. (Aufl. 6), Bem. 9 d zu § 46, 
S. 341. Auch ſind in Einzelſtaaten, wie in Preußen, Bayern, 
Baden, Ausführungsbeſtimmungen über die Aufſichtsführung 
über die Verbände erlaſſen (vgl. Peterſen a. a. O., Bem. 9a, 
b und c); wobei es unerheblich iſt, daß dort nicht überall der 
ganze Inhalt des § 45 ausgenutzt iſt. Da nun alſo das 
Auffichtsrecht der Beklagten über den Verband der Ortskranken⸗ 
kaſſen H.s feſtſteht, ſo ſind auch die angefochtenen Verfügungen 
als auf Grund des Abſ. 1 des § 45 getroffene Anordnungen 
anzuſehen. Dann aber greift auch der Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges nach Abſ. 6 daſelbſt hier Platz; denn dieſe Beſtimmung, 
die nach ihrem Wortlaut allerdings eine in Anſehung einer 
„Kaſſe“ getroffene Anordnung vorausſetzt, iſt offenbar auf die 
einen Verband betreffenden entſprechend anzuwenden. R. c. 
Hamb. Behörde f. d. Verſicherungsweſen, U. v. 13. Dez. 09, 
626 08 VI. — Hamburg. 

Gewerbe-Unfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 
5. Juli 1900. 

28. 5 137 GUNG. Erſatzanſpruch, Klagfriſt.] 

Es bedarf keiner Entſcheidung darüber, ob ſchon durch den 
Brief vom 29. Juli 1902 der Beſtimmung in S 137 Abſ. 1 
Gew VG. gemacht worden ſei, denn jedenfalls iſt dies durch 
den Brief vom 27. Auguſt geſchehen, der eine Ergänzung des 
ftüheren darſtellt, ſo daß der Geſamtinhalt beider Zuſchriften 
in Betracht zu ziehen iſt. In ihm iſt der Wille des Bor: 
ſtandes, den nach ſeiner Meinung der Genoſſenſchaft zuſtehenden 
Schadenerſatzanſpruch gerichtlich zu verfolgen, ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. In Frage kommt nur noch, ob wegen des Um⸗ 
ſtands, daß die Klage zu einer Zeit, wo nach der letzten Mit⸗ 
teilung noch zwei Tage am Ablauf der in § 137 Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmten Friſt fehlten, erhoben worden iſt, die Klagerhebung 
als unzuläſſig anzuſehen iſt. Das iſt zu verneinen. Durch 
die angezogene Vorſchrift ſoll, wie nach ihrem Inhalt nicht 
zweifelbaft erſcheint, auch nach dem Bericht der Reichstags⸗ 
lommiſſion (Seſſion 1898/1900 S. 144 ff. des Berichts), auf 
deren Vorſchlag die Beſtimmung in das Geſetz gekommen iſt, 
angenommen werden muß, dem Unternehmer, an den der Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtand mit Erſatzanſprüchen der in § 136 be: 
ſtimmten Art herantritt, eine angemeſſene Friſt zur Überlegung, 
ob er die Entſchließung der Hauptverſammlung anrufen ſolle, 
und falls er ſich dafür entſcheidet, zur Ausführung ſeines Ent⸗ 
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ſchluſſes gewährt werden. Es liegt kein Grund für die An⸗ 
nahme vor, daß dieſe Friſt von der Genoſſenſchaft unbedingt 
auch dann bei Beſchreitung des Rechtsweges eingehalten werden 
müſſe, wenn der Unternehmer ſchon vorher ſich dahin ſchlüſſig 
macht, daß er es auf den Prozeß ankommen laſſen wolle, und 
dies der Genoſſenſchaft erklärt; es kann ſehr wohl auch in 
ſeinem Intereſſe liegen, daß die Sache möglichſt bald ausgetragen 
und deshalb mit der Anſtellung der Klage nicht bis zu dem 
Ablauf der Friſt gewartet werde, und ein öffentliches Intereſſe 
daran, daß dieſe entgegen dem beiderſeitigen Wunſche der Be⸗ 
teiligten gewahrt werden müſſe, iſt nicht erkennbar. Im vor⸗ 
liegenden Falle hatten nun die damaligen Teilhaber der Geſell⸗ 
ſchaft W. ſchon durch den Brief vom 29. Juli 1902 Kenntnis 
davon erlangt, daß der Genoſſenſchaftsvorſtand ſie als zum 
Erfah des durch den Unfall vom 30. Januar 1901 der Genoſſen⸗ 
ſchaft erwachſenen und künftig entſtehenden Aufwands verpflichtet 
anſehe, und in dem Briefe vom 27. Auguſt 1902 war ihnen 
unzweideutig die Klagerhebung angedroht. Wenn ſie hierauf 
in ihrer Zuſchrift vom 28. Auguſt erklärt haben, ſie beharrten 
bei der Ablehnung ihrer Erſatzpflicht und wollten das weitere 
dem Genoſſenſchaftsvorſtand überlaſſen, ſo kann dies nur dahin 
verſtanden werden, daß ſie weitere Schritte bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft nicht tun wollten, vielmehr der Ausführung der ihnen 
in Ausſicht geſtellten Maßnahme entgegenſähen, ſie haben ja 
auch nachher niemals die Entſcheidung der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung angerufen. P.⸗Berufsgen. c. K.⸗W., U. v. 13. Dez. 09, 
637/08 VI. — Darmſtadt. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

29. 58 8, 10, 19, 24, 63 GmbHG. Art und Weiſe der 
Einzahlung einer Stammeinlage bei einer Geſellſchaft m. b. H.! 

1. Der Beklagte und der verſtorbene Di. waren zunächſt 
alleinige Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. H. Am 5. Sep⸗ 
tember 1903 war B. als dritter Geſellſchafter in die Geſell⸗ 
ſchaft eingetreten. Geſchäftsführer war Di. Am 15. Juni 1903 
hatten die damaligen zwei Geſellſchafter durch einen zu nota⸗ 
riellem Protokoll beurkundeten Beſchluß das urſprüngliche 
Stammkapital von 30000 & auf 100000 A. erhöht. In 
der zum Handelsregiſter erſtatteten Anzeige über dieſen Beſchluß 
erklärte Di., die Stammeinlage von 70000 & ſei von dem 
Mitgeſellſchafter De. und ihm zu gleichen Anteilen mit je 
35000 „ übernommen; er verſichere, daß De. den Geſchäfts⸗ 
anteil von 35000 & bar eingezahlt habe; dieſe 35000 
ſowie die von ihm auf ſeinen übernommenen Geſchäftsanteil 
von 35000 & gezahlten 10000 & befänden ſich in ſeiner 
Verfügung. Daraufhin iſt am 30. Juni 1903 die Kapitals⸗ 
erhöhung in das Handelsregiſter eingetragen worden. Über 
das Vermögen der genannten Geſellſchaft m. b. H. wurde nach 
dem Tode des Di. (ebenfo wie über deſſen Nachlaß) der Kon: 
kurs eröffnet. Der Verwalter des Konkurfes der Geſellſchaft 
erhob mit der Behauptung, daß der beklagte De. in Wirklich⸗ 
keit die 35000 L nicht eingezahlt habe, ſowie, daß er es 
übernommen habe, von der Übernahme des Di. 10000 , die 
gleichfalls nicht in die Geſellſchaftskaſſe gefloſſen ſeien, für 
dieſen einzuzahlen, Klage auf Zahlung von 45000 &. Das 
LG. verurteilte. Das OLG. wies die Berufung des Beklagten 
bezüglich der Verurteilung zur Zahlung von 35000 / zurück; 
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dagegen wies es die Klage in Höhe von 10000 & ab; die 
Reviſionen beider Teile wurden zurückgewieſen. 2. Der Be⸗ 
klagte behauptet, die Einlagefhuld nach dem Erhöhungs⸗ 
beſchluß durch vertragliche Aufrechnung mit einer höheren 
Darlehnsforderung an die Geſellſchaft getilgt zu haben. Was 
die Frage anlangt, welche Erforderniſſe das Geſetz betreffend 
die Geſellſchaften m. b. H. vom 20. April 1892, 20. Mai 1898 
bezüglich der Einzahlungen der Stammeinlagen geſetzt hat, ſo 
iſt zwar nicht unter allen Umſtänden die Zahlung baren Geldes 
erforderlich. (Wird unter Bezugnahme auf RGZ. 41, 120ff. 
ausgeführt.) Hieraus folgt der Standpunkt des Geſetzes, 
daß eine Leiſtung nur dann als Einzahlung der Stammeinlage 
gelten kann, wenn fie materiell den entſprechenden in Geld 
umzuſetzenden Vermögenswert für die Geſellſchaft repräſentiert. 
Dem entſpricht es insbeſondere auch, daß in § 19 Abſ. 2 des 
Geſetzes Erlaß, Stundung, einſeitige Aufrechnung und das 
Zurückbehaltungsrecht ausdrücklich ausgeſchloſſen werden. Dieſes 
Erfordernis trifft aber bei der vertragsmäßigen Aufrechnung 
mit einer Forderung gegen die Geſellſchaft gegen die über⸗ 
nommene weitere Stammeinlage jedenfalls dann nicht zu, wenn 
die Geſellſchaft zu der Zeit, wo die Aufrechnung erfolgt, über⸗ 
ſchuldet iſt, fo daß eine Befriedigung für die aufgerechnete 
Forderung aus dem Vermögensbeſtande der Geſellſchaft nicht 
hätte erfolgen können. Die Zuführung voller realiſierbarer 
Vermögenswerte bei Deckung der Verpflichtung der Einzahlung 
der Stammeinlage, die durch die Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter und die Eintragung gemäß SS 8 und 10 des Geſetzes 
für jeden Beteiligten erſichtlich zu machen iſt, iſt im allgemeinen 
Intereſſe, insbeſondere mit Rückſicht auf die Gläubiger der 
Geſellſchaft für notwendig erachtet worden. (Wird ausgeführt.) 
3. Die Reviſion des Klägers richtet ſich gegen die Abweiſung 
des Anſpruchs auf Einzahlung des Betrages von 10000 X 
für den verſtorbenen Geſellſchafter Di. Soweit dieſer An⸗ 
ſpruch auf Grund einer kumulativen Schuldübernahme aller⸗ 
dings gefordert werden könnte, ſtellt das OLG. auf Grund 
der ſtattgehabten Beweisaufnahme feſt, daß der Beklagte ſich 
dazu nur für den Fall verpflichtet habe, daß er mit der ihm 
gegen die Geſellſchaft zuſtehenden höheren Forderung aufrechnen 
könne. Da das OL G., wie vorſtehend ausgeführt wurde, mit 
Recht die Tilgung der Einlageſchuld durch Aufrechnung für 
unzuläſſig erklärt hat, fo iſt der Fall, für den allein die Über⸗ 
nahme erfolgt iſt, nicht eingetreten. Was aber die Begrün⸗ 
dung des Anſpruchs auf § 24 GmbHG. anlangt, ſo ſcheitert 
dieſe an der Feſtſtellung des OLG., daß zurzeit nicht feſt⸗ 
ſtehe, daß die ſtreitigen 10000 & nicht von dem Zahlungs⸗ 
pflichtigen eingezogen werden können. Den Anteil von 25000 l, 
von dem die 10000 & einen Teil bilden, hatte ein Bruder des Di. 
gekauft. Der Konkursverwalter hat gegen denſelben Klage auf 
Zahlung dieſes Betrages in einem anderen Prozeſſe erhoben. Über 
dieſe Frage iſt noch nicht rechtskräftig entſchieden. Wird ſie bejaht, 
ſo iſt der hier ſtreitige Anſpruch gegen den Mitgeſellſchafter auf 
Grund des S 24 cit. unbegründet. Wird ſie verneint, fo 
kommt es vor allem darauf an, ob nicht der Betrag von 
dem Käufer zu erlangen ſein wird. Dieſer Anſpruch gegen 
den Beklagten iſt daher unter allen Umſtänden zurzeit 
unbegründet. De. d. Konk. Di., U. v. 7. Dez. 09, 101/09 II. 
— Berlin. | ä 


30. § 64 GmbHG. Verpflichtung der Liquidatoren bei 
Feſtſtellung der Zahlungsunfähigkeit durch eine Bilanz. Argliſt. 
Pflicht des Konkursverwalters.] 

Der Konkursverwalter einer Geſellſchaft m. b. H. nahm 
die früheren Liquidatoren wegen geleiſteter Zahlungen in An⸗ 
ſpruch. Die Klage wurde abgewieſen, das RG. hob auf: 
Die Verantwortlichkeit aus SS 64, 71 GmbHG. ſetzt aller⸗ 
dings ein Verſchulden voraus; denn wenn die Liquidatoren die 
Zahlungsunfähigkeit oder die Aberſchuldung nicht erkannten 
und auch nicht erkennen konnten, ſo lag für ſie keine Ver⸗ 
anlaſſung zur Stellung des Konkursantrags vor. Haben die 
Liquidatoren aber, wie dies hier feſtgeſtellt iſt, die Aberſchuldung 
gekannt, To gibt es keine weitere Aberlegung mehr; der Antrag 
muß geſtellt werden. Denn die SS 64, 71 GmbHG. enthalten, 
gleichwie 88 240, 315 Nr. 2 HGB., eine im öffentlichen und 
allgemeinen Intereſſe den Liquidatoren auferlegte Pflicht. Auf 
Verletzung dieſer Pflicht ſteht deshalb Strafe nach §S 84 GmbHG. 
In der Regierungsbegründung zu den 88 79 bis 80 des Ent: 
wurfs wird betont, daß dieſe Beſtimmungen ſich durch die 
gemeine Gefahr rechtfertigen, welche im Zuwiderhandeln gegen 
die Anmeldepflicht für das mit der Geſellſchaft in Geſchäfts⸗ 
und Kreditverkehr ſtehende Publikum mit ſich bringt. Deshalb 
wird in RGSt. 37 S. 26 und 325 dem Ermeſſen der Liqui⸗ 
datoren darüber, was fie zu tun haben, angeſichts des be⸗ 
ſtimmten Wortlauts des Geſetzgebers jeder Spielraum verſagt. 
Ein Beſchluß der Geſellſchaftsgläubiger oder der Geſellſchafter 
darf die Liquidatoren von Beobachtung der ihnen in SS 64, 
71 cit. auferlegten Pflicht nicht abhalten. 

Der BerR. erachtet die Einrede der Argliſt für gerechtfertigt. 
Er führt dazu aus, die Bürgen, die auch Geſellſchafter und Konkurs⸗ 
gläubiger waren, hätten argliſtig deshalb gehandelt, weil ſie 
ſich der Stellung des Konkursantrags widerſetzt hatten und 
nun durch den Konkursverwalter die Liquidatoren haftbar dafür 
machen wollten, daß dieſe ihrem Widerſtand nachgegeben hatten; 
es ſei unverkennbar, daß der Konkursverwalter den Prozeß auf 
Betreiben und unter lebhafter Teilnahme der Bürgen führe. 
Hiergegen iſt zu erinnern, daß der Konkursverwalter nur eine 
Argliſt des Gemeinſchuldners, alſo der geſetzlichen Vertreter 
der Geſellſchaft m. b. H. zu vertreten hätte. Hier handelt es 
ſich aber nicht um eine vom Gemeinſchuldner verübte Argliſt, 
ſondern um eine Argliſt einzelner Geſellſchaftsgläubiger und 
von Geſellſchaftern, die darin beſtehen ſoll, daß ſie einen 
geſetzlich nicht zu beachtenden Widerſpruch eingelegt hatten, als 
die Liquidatoren ihrer Pflicht genügen wollten. Es fehlt hier 
an allen Erforderniſſen einer Einrede der Argliſt. Von wem 
der Konkursverwalter den Antrieb zur Prozeßführung erhalten 
haben mag, iſt angeſichts des § 6 KO. völlig gleichgültig. 
Der Konkursverwalter hat ſeiner Pflicht gemäß völlig ſelb⸗ 
ſtändig zu handeln; §S 136 KO. Konkursmaſſe G. c. H., U. v. 
14. Dez. 09, 528/09 II. — Karlsruhe. 

Warenzeichengeſetz vom 19. Mai 1894. 

31. Waren ZG. verb. mit $ 1 Unl WG., $ 826 BGB. 
und SS 18 und 37 HGB. Vnzuläſſigkeit der Bezeichnung 
einer in Berlin beſtehenden Firma: Pilſener Brauhaus, Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H.] 

Die Klägerinnen zu 1 bis 3 ſind Brauereien, die ihren 
Sitz in Pilſen haben und das echte Pilſener Bier herſtellen; 
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die Klägerin zu 4 iſt die Berliner Generalvertreterin der Klägerin 
zu J, der Kläger zu 5 der Berliner Generalvertreter der Klägerin 
m 2. Die Beklagte iſt eine Brauerei, die ihren Sitz in Berlin 
hat und in ihrer Brauerei in Königs⸗Wuſterhauſen (bei Berlin) 
em nach Art des Pilſener Bieres gebrautes Bier herſtellt. Die 
Kläger behaupten: die Beklagte erwecke durch den Gebrauch 
ibrer Firma „Pilſener Brauhaus, Geſellſchaft m. b. H.“, welche 
‚ fe auch zur Bezeichnung ihrer Waren auf Etiketts, Bierunter⸗ 
ſetzern, öffentlichen Ankündigungen uſw. benutze, den Irrtum bei 
dem Publikum, es handle ſich bei ihrem Bier um echtes Pilſener, 
denn die Bezeichnung „Pilſener Bier“ ſei Herkunfts bezeichnung 
für das in Pilſen gebraute, dem Publikum als beſonders 
gut bekannte Bier. Auch werde die Firma der Beklagten mit 
derjenigen der Klägerin zu 1 „Bürgerliches Bräuhaus in Pilſen“ 
verwechſelt und dadurch der Irrtum erregt, es handele ſich bei 
ihrem Bier um das von der Klägerin zu 1 hergeſtellte Pilſener 
Bier. Die Kläger würden durch den Gebrauch der Firma der 
Beklagten geſchädigt. Die Beklagte babe ihre Firma nur ge⸗ 
wäblt, um das Publikum zu täuſchen. Auf Grund deſſen 
klagten die Kläger unter Berufung auf §S 16 Waren ZG., $ 1 
Unl WG., S 826 BGB., SS 18, 37 HGB. auf Verurteilung 
der Beklagten zur Herbeiführung der Löſchung ihrer im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Firma. Das KG. verurteilte, die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Der BerR. hat die Klage 
auf Grund des § 37 Abi. 2 HGB., der — ebenſo wie § 18 
Abſ. 2 HGB. — auch für die Geſellſchaften m. b. H. gilt, für 
begründet erachtet, indem er annimmt, daß 1. die Beklagte ihre 
Firma unbefugt gebrauche, 2. die Kläger durch dieſen unbefugten 
Gebrauch in ihren Rechten verletzt werden. Zur Begründung 
deſſen führt er aus: die Firma der Beklagten ſei nach § 18 
Abſ. 2 HGB. unzuläſſig, denn ſie ſei geeignet, eine Täuſchung 
über die Art des Geſchäfts der Beklagten herbeizuführen. Durch 
den Gebrauch der Firma („Pilſener Brauhaus, Geſellſchaft 
m. b. H.“) werde bei dem Publikum der Anſchein erweckt, daß 
das Bier der Beklagten von der Klägerin zu 1 oder einer der 
Pilſener Brauereien in Pilſen hergeſtellt ſei. Entgegen den 
Behauptungen der Beklagten und der Annahme des I. Richters 
ſei das BG. auf Grund eigener Sachkenntnis — in Überein⸗ 
ſtimmung mit der in der neueren Literatur vertretenen Anſicht — 
zu der Überzeugung gelangt: die Bezeichnung „Pilſener Bier“ 
babe im Handelsgebrauch die Bedeutung als Bezeichnung für 
ein in Pilſen gebrautes Bier, den Charakter einer Herkunfts⸗ 
bezeichnung auch jetzt noch nicht verloren und ſei nicht bloße 
Qualitätsbezeichnung. Das Publikum ſei ſich bewußt, daß es 
zwei Arten helles Bier gebe, das echte Pilſener Bier und das 
nachgemachte, das kein Recht auf die Bezeichnung „Pilſener 
Bier“ habe; das Publikum ſehe im ehrlichen Geſchäftsverkehr 
die Bezeichnung „Pilſener Bier“ noch immer als Herkunfts- 
bezeichnung an. Es werde alſo durch die Firma der Be⸗ 
klagten bei dem Publikum der Anſchein erweckt, es handele ſich 
bei ihrem Bier um das als beſonders gut bekannte, von 
einer der in Pilſen belegenen Brauereien hergeſtellte echte 
Pilſener Bier. In beſonderem Maße werde noch der An⸗ 
ſchein erweckt, es handele ſich um das von der Klägerin zu 1 
hergeſtellte Bier, denn die Firma der Beklagten ſei zu Ver⸗ 
wechſelungen mit der weltbekannten Firma der Klägerin zu 1 
geeignet. Die Kläger würden ferner aber auch durch den hier⸗ 
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nach (gemäß § 18 Abſ. 2, § 37 Abſ. 1) der Beklagten nicht. 
zuſtehenden, ſomit unbefugten Gebrauch der Firma in ihren 
Rechten, nämlich in ihrem Recht auf Schutz gegen widerrechtliche 
Störung ihres Gewerbebetriebes verletzt. Durch die Firma der 
Beklagten werde, wie erörtert, der Anſchein erweckt, es handele 
ſich bei ihrem Bier um das von der Klägerin zu 1 oder einer 
der anderen Pilſener Brauereien in Pilſen hergeſtellte Bier; 
dadurch aber, daß die Beklagte in dem Abſatzgebiet der Kläger 
ihr Bier in einer zu ſolchen Verwechſelungen geeigneten 
Weiſe in Verkehr bringe, erleide der Abſatz der Kläger Ein⸗ 
buße; die Beeinträchtigung des Abſatzes der Kläger durch 
eine Täuſchung des Publikums ſtelle ſich als eine wider⸗ 
rechtliche Störung ihres Gewerbebetriebes dar. Die Behauptung 
der Beklagten, eine Täuſchung des Publikums ſei dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſie im geſchäftlichen Verkehr ihre Firma nur 
unter deutlicher Beifügung des Ortsvermerks „Berlin“ benutze, 
ſei widerlegt. Außerdem ſei der Ortsvermerk „Berlin“, wenn 


er wahrgenommen werde, geeignet, beim Publikum den Anſchein 


zu erwecken, es handele ſich um eine Berliner Filiale der 
Klägerin zu 1 oder einer der anderen Pilſener Brauereien für 
den Berliner Vertrieb des in Pilſen hergeſtellten Bieres. — 
Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
und tragen das Urteil; ſie rechtfertigen insbeſondere auch die 
von der Reviſionsklägerin in erſter Linie angegriffene Annahme 
des BerR., daß die Beklagte eine ihr nach $ 18 Abi. 2 HGB. 
nicht zuſtehende Firma (§ 37 Abſ. 1) und ſomit dieſe Firma 
unbefugt gebrauche ($ 37 Abſ. 2). Wenn im ehrlichen Ge⸗ 
ſchäftsverkehr, wie der Ber. tatſächlich feſtgeſtellt hat, vom 
Publikum auch heutzutage unter „Pilſener Bier“ das 
echte, in Pilſen gebraute Bier verſtanden wird, ſo iſt an ſich 
die Führung der Firma „Pilſener Brauhaus, Geſellſchaft m. b. H.“ 
ſeitens der in Berlin domizilierten Beklagten, die ihre Brauerei 
in Königs⸗Wuſterhauſen bei Berlin hat, zu Täuſchungen 
über die Art des Geſchäfts der Beklagten, insbeſondere über 
die Waren, die von ihr hergeſtellt und vertrieben werden, ge⸗ 
eignet. Die Beklagte, Reviſionsklägerin hat zwar gegenüber den 
hierauf bezüglichen Feſtſtellungen Verletzung des § 286 3PO. 
mit der Ausführung gerügt: der BerR. habe den von ihr 
angetretenen Beweis erheben müſſen, daß die Bezeichnung 
„Pilſener Bier“ keine Herkunftsbezeichnung, ſondern lediglich 
eine Beſchaffenheitsbezeichnung ſei. Dem Publikum ſei der 
hohe Preis des echten Pilſener Bieres bekannt, ſo daß der 
Unterſchied zwiſchen echtem Pilſener Bier und ſolchem, daß in 
Deutſchland gebraut ſei, immer hervortrete. — Die Rüge iſt 
nicht begründet. Der BerR. hat die letztere Behauptung ein⸗ 
gehend gewürdigt und fie aus tatſächlichen Gründen für nicht 
beachtlich gehalten. Darüber aber, wie die Bezeichnung „Pilſener 
Bier“ im Verkehr und zwar im ehrlichen, redlichen 
Geſchäftsverkehr verſtanden werde, hatte der Berg. keine 
Veranlaſſung noch in eine Beweisaufnahme einzutreten; ein 
weiterer Beweis darüber erübrigte ſich durch die eigene Sach⸗ 
kenntnis des Ber R., die er aus den früher vor ihm verhan⸗ 
delten Prozeſſen ſowie aus den weiteren Erfahrungen des täg⸗ 
lichen Lebens ſehr wohl gewonnen haben konnte. Eine Beweis⸗ 
aufnahme über die Auffaſſung des Verkehrs war bei der 
eigenen Sachkunde des BerR. darüber insbeſondere auch um 
deswillen nicht geboten, weil der erſte Richter zu einer ent⸗ 
16 
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gegengeſetzten Annahme gelangt war; die Gründe, die den 
erſten Richter zu dieſer geführt hatten, ſind zudem noch von 
dem BerR. gewürdigt und mit tatſächlichen Erwägungen wider⸗ 
legt worden. Übrigens hat ſich der Bert. zur Unterſtützung 
der von ihm gewonnenen Überzeugung über die Auffaſſung des 
Geſchäftsverkehrs mit Recht auch darauf berufen, daß in der 
neueren Literatur durchweg die gleiche Anſicht vertreten wird 
(insbeſondere auch, entgegen der Behauptung in der ſchrift⸗ 
lichen Reviſionsbegründung, von Finger; vgl. Finger, Waren⸗ 
bezeichnungsgeſetz, 2. Aufl. 1906, S. 130, 393, 396 und Wett⸗ 
bewerbsgeſetz von 1896, 2. Aufl., S. 51). Waſſermann, der 
unlautere Wettbewerb nach deutſchem Recht, bezeugt dabei (auf 
S. 40, ebenſo wie im Markenſchutz und Wettbewerb 1909 
S. 190) unter Zuſammenſtellung der neueren Rechtſprechung: 
Es habe ſich ſeit 1900 mehr und mehr die Meinung befeſtigt, 
daß Pilſener Bier nicht aufgehört habe Herkunftsbezeichnung 
zu ſein, dieſen (urſprünglichen) Charakter nicht verloren habe. 
Vgl. auch RGSt. 37, 136 /7. — Die Beklagte, Reviſions⸗ 
Hägerin, hat dann ferner noch Verletzung der SS 30, 37 HGB. 
mit der Ausführung gerügt: Der BerR. nehme zu Unrecht 
eine Verletzung der Kläger „in ihren Rechten“ an; die 
Kläger würden nicht an dem Betriebe ihres Gewerbes be⸗ 
hindert, ſondern durch Konkurrenz in ihrem Abſatzgebiet ge⸗ 
fährdet; das ſei nicht eine rechtliche, ſondern eine bloß wirt⸗ 
ſchaftliche Beeinträchtigung; gegen eine ſolche werde aber nicht 
durch das Firmenrecht des HGB., ſondern durch andere Ge⸗ 
ſetze (wie das Warenzeichengeſetz, das Geſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes) Schutz gewährt. Das BG. 
nehme allerdings an, die Firma der Beklagten ſei der Klägerin 
zu 1 zum Verwechſeln ähnlich, das gebe aber der Klägerin zu 1, 
die eine in Deutſchland eingetragene Firma überhaupt nicht 
ſei, nicht den Schutz des §S 30 HGB. (und für die anderen 
Kläger komme auch die Verwechſelungsgefahr nicht in Betracht). 
— In letzterer Beziehung iſt zu bemerken, daß der Ber R. den 
Schutz, den er den Klägern gewährt, auf $ 30 HGB. über⸗ 
haupt nicht geſtützt hat und nicht ſtützen konnte; § 30 gewährt 
einer neuen Firma gegenüber einen beſonderen Schutz nur den 
an demſelben Ort oder in derſelben Gemeinde bereits 
beſtehenden und in das Handelsregiſter eingetragenen Firmen; 
dieſer Schutz ſteht hier gar nicht in Frage. Aber auch im 
übrigen iſt die Rüge unbegründet. Die Kläger zu 1 bis 3 
nennen vermöge ihrer Firmen (die übrigens auch in Deutſch⸗ 
land beſonders geſchützt ſind: Staatsvertrag mit Oſterreich⸗ 
Ungarn vom 6. Dezember 1891, RGBl. 92, 289 Art. 1; Bei⸗ 
tritt Oſterreich⸗-Ungarns zur Union, RGBl. S. 654; 
Abereinkommen vom 17. November 1908, RGBl. S. 655 
und 659) ſowie vermöge des Umſtandes, daß ſie ihren Sitz 
und ihre Brauereien in Pilſen haben, mit Fug und Recht 
ihr Bier „Pilſener Bier“ und vertreiben es berechtigter⸗ 
weiſe unter dieſer Bezeichnung in ihrem Geſchäfts— 
betriebe. Gleiches gilt von den Klägern zu 4 und 5 ver⸗ 
möge der ihnen von den Klägern zu 1 und 2 eingeräumten 
Befugniſſe. Es kann zweifelhaft ſein, ob nicht ſchon um des⸗ 
willen eine Verletzung der Kläger in ihren Rechten an⸗ 
zunehmen ſein möchte. Es hat aber das RG. auch ſchon 
wiederholt ausgeſprochen, daß ein bereits eingerichteter 
und ausgeübter Betrieb eines ſelbſtändigen Ge— 
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werbes ein Rechtsgut ſei, deſſen Verletzung negatoriſche 
Abwehr begründen könne (NGZ. 58, 29; JW. 05, 43125; 
Urteil vom 9. Juli 1907 II 116/07, zum Teil abgedruckt in 
der JW. 07, 5051). In dieſes Rechtsgut der Kläger greift 
die Beklagte durch den unbefugten Gebrauch ihrer Firma, 
alſo rechtswidrig ein und zwar nicht lediglich nur dadurch, 
daß ſie den Klägern in ſolcher Weiſe überhaupt Konkurrenz 
macht und deren Abſatz ſchmälert, ſondern ſogar dadurch, daß 
ſie ſich zu den Klägern in einen dem Geſetz zur Bekämpfung 


des unlauteren Wettbewerbes zuwiderlaufenden Wettbewerb 


ſtellt; ſie bringt nach den ausdrücklichen Feſtſtellungen des 
Ber R. ihr Bier in einer zu Verwechſelungen mit dem Bier 
der Kläger geeigneten Weiſe in Verkehr und erweckt den 
Anſchein, als handele es ſich bei ihrem Bier um das als 
beſonders gut bekannte Bier der Kläger, alſo den An⸗ 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebots (S 1 des angeführten 
Geſetzes)v. P. c. B., U. v. 7. Dez. 09, 509/09 II. — 
Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

32. S 8 Unl WG. verb. mit $ 826 BGB. und § 37 HGB. 
Schutz gegen den Gebrauch einer Firma. Abſicht der Ver⸗ 
wechſlungsmöglichkeit.] 

Mit der Reviſion wird Verletzung des §S 37 HGB., § 8 
Unl WG. 5 826 BGB., S 15 Waren 3G. in Verbindung mit 
88 286, 551 Nr. 7, 554 Nr. 2b und e ZPO. gerügt. Von 
dieſen Geſetzesſtellen hat 8 37 HGB. von vornherein aus⸗ 
zuſcheiden. Der Paragraph ſetzt zu ſeiner Anwendung den 
Gebrauch einer nach den Vorſchriften des HGB. Buch I 
Abſchnitt 3 dem Gebrauchenden nicht zuſtehenden Firma 
voraus; davon kann hier nicht die Rede ſein, denn die Klägerin 
hat nichts dafür beigebracht, daß der beklagten Geſellſchaft die 
von ihr gebrauchte Firma „E. Weber Hamburg, G. m. b. H.“ 
nach den Vorſchriften über die Handelsfirmen nicht 
zuſtehe. Der Klagantrag iſt darauf gerichtet, daß die Beklagte die 
Führung ihrer Firma E. Weber G. m. b. H. — richtig muß es 
heißen: E. Weber Hamburg G. m. b. H. — unterlaſſe, und 
eventuell, daß fie unter dieſer Firma nicht Feigenkaffee 
oder Kaffeezuſatz herſtelle und in den Verkehr ſetze. Der 
Antrag ſtützt ſich auf S 8 Unl WG. von 1896 und $ 826 BGB. 
Der § 8 Waren. gibt einen gegen §S 37 HGB. erweiterten 
Firmenſchutz; er iſt anwendbar, auch wenn der Gebrauch einer 
Firma ſeitens des Gegners nach den ſonſtigen geſetzlichen Be: 
ſtimmungen und insbeſondere nach den Beſtimmungen des HGB. 
an ſich berechtigt iſt. Auch im Falle einer ſolchen Berechti⸗ 
gung kann der Gebrauch einem (beſtimmten) anderen gegenüber 
dann ein nach $ 8 Waren G. unberechtigter fein, wenn 
er im geſchäftlichen Verkehr in einer Weiſe ſtattfindet, welche 
darauf berechnet und geeignet iſt, Verwechſlungen mit der 
(befugterweiſe geführten) Firma des anderen hervorzurufen. Was 
nun zunächſt die Frage anlangt, ob der Gebrauch ihrer Firma 
ſeitens der Beklagten geeignet iſt, Verwechſlungen mit der 
Firma der Klägerin hervorzurufen, fo hat der Ber. dieſe 
Frage (in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter) mit der 
Begründung verneint, daß die Firma der Beklagten ſich durch 
den Zuſatz „Hamburg“ (in der Firma ſelbſt) von der auch im 
Vornamen (Otto) anders lautenden Firma der in Dresden 
domizilierenden Klägerin deutlich unterſcheide. Dieſe Begründung 
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reicht zur Verneinung der Verwechſlungsfähigkeit im Sinne 
des 88 Waren 3G. nicht aus. Es handelt ſich nicht darum, 
ob ſich zwei Firmen nach S 30 HGB. voneinander „deutlich 
unterſcheiden“, und auch nicht darum, ob in kaufmänniſchen, 
an die Unterſcheidung von Firmen gewöhnten Kreiſen eine 
Verwechſlung von Firmen zu erwarten ſtände, ſondern darum, 
ob in dem, im Einzelfalle in Betracht kommenden ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr, insbeſondere alſo auch in den Kreiſen 
der Abnehmer derjenigen Ware, um die es ſich handelt, 
cine Verwechſlungsmöglichkeit in gewiſſer Weiſe naheliegt und 
desbalb für dieſe Kreiſe die Verwechſlungsfähigkeit obwaltet. 
Das hat der BerR., wie die Reviſionsklägerin mit Recht 
geltend gemacht hat, entweder verkannt oder doch nicht in aus⸗ 
reichendem Maße geprüft. Der BerR. hat nun freilich auch 
die zweite Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 8, daß 
nämlich die Firmenbenutzung ſeitens der Beklagten darauf be⸗ 
rechnet ſei, Verwechſlungen mit der Firma der Klägerin hervor⸗ 
zurufen, nicht für vorliegend erachtet. In dieſer Beziehung 
erhebt aber die Reviſionsklägerin mit Recht den Vorwurf, daß 
der Berufungskläger nicht den geſamten Inhalt der Verhand⸗ 
lungen berückſichtigt habe (S 286 ZPO.). Die Klägerin hat 


in den Inſtanzen ausführlich die Gründungsgeſchichte der Be⸗ 


klagten vorgetragen und dabei auch behauptet, nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage der beklagten Geſellſchaft habe die Einlage des 
Geſellſchafters Kaufmann J. 40 000 , diejenige des Geſell⸗ 
ſchafters E. Weber 10 000 & betragen und hätten 25 Prozent 
eingezahlt ſein ſollen; E. Weber habe aber niemals über 
2500 & verfügt; trotz alledem ſei er (nach dem Vertrage) 
Kollektivge ſchäftsführer und zur Hälfte am Gewinn beteiligt; 
J habe den E. Weber zu der Gründung der Geſellſchaft 
lediglich in der Abſicht veranlaßt, den Namen E. Weber zu 
unlauterem Wettbewerb zu benutzen, das Geſchäft unter der 
Firma E. Weber G. m. b. H. zu betreiben und dadurch Ver⸗ 
wechſlungen mit der Firma der Klägerin herbeizuführen; es 
babe der Name E. Weber zum Nachteil der Klägerin zum 
Vertriebe von identiſchen Waren ausgebeutet werden ſollen; 
in dieſer Abſicht habe die beklagte Geſellſchaft die Firma 
E. Weber Hamburg G. m. b. H. gewählt. 
bat der BerR. ausweislich ſeiner Gründe nicht gewürdigt; ſie 
find aber an ſich von erheblicher Bedeutung. Wenn ſchon bei 
der Gründung der beklagten Geſellſchaft und bei der Wahl 
ihrer Firma die Abſicht beſtanden hat, demnächſt im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr durch die Benutzung der Firma Verwechſlungen 
mit der Firma der Klägerin hervorzurufen, ſo liegt die An⸗ 
wendung des § 8 Unl WG. auf den vorliegenden Fall nahe. 
Vorſtehendem gemäß war das BU., inſoweit mit ihm über den 
Alagantrag zu 1 (ſowie über die Koſten des Rechtsſtreits) ent: 
ſchieden iſt, aufzuheben und die Sache in dieſem Umfange zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurück⸗ 
zuverweiſen. Von dieſem wird, wenn der prinzipale Antrag 
ſauf Unterlaſſung der Firmenführung überhaupt) wiederum für 
unbegründet erachtet wird, der eventuelle Antrag (Feigenkaffee 
und Kaffeezuſatz nicht unter der Firma E. Weber Hamburg 
G. m. b. H. herzuſtellen und zu vertreiben) noch einer beſon⸗ 
deren Erörterung zu unterziehen ſein. (Vgl. Entſch. des RG. 
in JW. 04, 111; 05, 41030). W. c. W., U. v. 17. Dez. 09, 
132.09 II. — Hamburg. 
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U. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

33. SS 568 ff. II, 11 ALR. Baulaſt des Kirchenpatrons 
hinſichtlich der Pfarrwirtſchaftsgebäude.] 

Die Annahme des BG., daß der Kläger als Patron von B. 
ebenſo wie bezüglich des Pfarrhauſes, ſo auch bezüglich der 
Pfarrwirtſchaftsgebäude baupflichtig ſei, iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Dem Patrone fällt geſetzlich die Pflicht zu, die 
kirchliche Anſtalt in ihrer Geſamtheit, alſo insbeſondere die 
Kirche und Dienſtgebäude dauernd in dem erforderlichen Zuſtande 
zu erhalten, damit die religiöſen und kirchlichen Bedürfniſſe der 
begründeten Kirche ihre Befriedigung finden. Dazu gehört, daß 
dem Pfarrer der Patronatsgemeinde ein Pfarrhaus zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Selbſt dann, wenn B. im Jahre 1898 nicht 
neben B. ſelbſtändige Mutterkirche geweſen, ſondern von einer 
Filial⸗ zu einer ſelbſtändigen Kirchengemeinde erhoben worden 
und dadurch die Herſtellung eines eigenen, vordem gar nicht 
vorhanden geweſenen Pfarrhauſes neu geſchaffen worden wäre, 
würde daher der Patron verpflichtet ſein, zur Erbauung des 
Pfarrhauſes den geſetzlichen Beitrag zu leiſten. Der erkennende 
Senat hat dies des Näheren in RG. 65 S. 150, 151 
ausgeführt. In gleicher Allgemeinheit gilt dies freilich nicht 
auch bezüglich der Pfarrwirtſchaftsgebäude, und in dem bezogenen 
Urteile iſt daher hinſichtlich dieſer unter Bezugnahme auf die 
Entſcheidung in RG. 5 S. 240, 241 ein Vorbehalt gemacht. 
Iſt die Kirche bei ihrer Gründung mit Pfarrländereien, aber 
ohne Wirtſchaftsgebäude ausgeſtattet worden, ſo kann an ſich 
der Dotationszweck auch dadurch ſeine Verwirklichung im Sinne 
der Stiftung finden, daß dieſe Ländereien von dem Nießbraucher 
der Pfarrgüter verpachtet werden und den Pächtern, die nicht 
etwa von ihrem eigenen Beſitze aus das Land bewirtſchaften 
können, überlaſſen bleibt, für die zur Bewirtſchaftung nötigen 
Gebäude ſelbſt Sorge zu tragen. Dann entfällt inſoweit die 
Baupflicht des Patrons. Anders verhält es ſich aber, wenn 
die Dotation von vornherein keine ſolche beſchränkte war, wenn 
vielmehr urſprünglich mit den Pfarrländereien auch Gebäude 
behufs deren Bewirtſchaftung zum Gegenſtande der Dotation 
gemacht worden ſind. Im Falle einer dermaßen unbeſchränkten 
Dotation liegt es regelmäßig dem Patron ob, auch die Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude gemäß der ihnen vom Stifter gegebenen Be⸗ 
ſtimmung in ihrem baulichen Stande dauernd zu erhalten. 
Preuß. Fiskus c. Kirchengemeinde B., U. v. 20. Dez. 09, 
112/09 IV. — Marienwerder. 

Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817. 

34. 58 1 und 14. Vertretung des Königl. Preußiſchen 
Fiskus durch die Generalkommiſſion in Hannover?] 

Der Anſicht des BG., daß die Generalkommiſſion in 
Hannover in der vorliegenden Streitſache zur Vertretung des 
Fiskus nicht berufen ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Die 
prozeſſuale Vertretung des Fiskus bildet einen Teil der Ver⸗ 
waltung des fiskaliſchen Vermögens [vgl RG. 15, 39; 20, 
153 (154); 35, 14 (15); 42, 67; 43, 13 (15)]J. Es gibt nun 
im preußiſchen Staats⸗ und Verwaltungsrecht keine Vorſchrift, 
durch welche die Verwaltung des fiskaliſchen Vermögens allge⸗ 
mein einer beſtimmten Behörde zugewieſen wäre. Mit Unrecht 
erblickt das BG. eine ſolche allgemeine Beſtimmung in den 
SS 1 und 14 der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817, 
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aus denen es den Satz herleitet, daß „im allgemeinen“ die 
Regierungen berufen ſeien, das Staatsvermögen zu verwalten, 
ſofern überhaupt eine Provinzialbehörde in Betracht komme und 
ſoweit nicht für gewiſſe Angelegenheiten beſondere Verwaltungs⸗ 
behörden angeordnet oder ſolche andern Behörden übertragen 
ſeien. Der Inhalt des § 14 a. a. O. kommt hier überhaupt 
nicht in Betracht, da er ſich auf die prozeſſuale Vertretungs⸗ 
befugnis der Regierungen bezieht und beſagt, daß ſie alle in 
Rückſicht des Regierungs⸗Reſſorts entſtehenden Prozeſſe ohne 
Anfrage führen können. Der § 1 der Regierungsinſtruktion 
umſchreibt aber lediglich den Geſchäftskreis der Regierungen 
dahin, daß er ſich auf alle Gegenſtände der inneren Verwaltung 
erſtrecke, welche von den näher bezeichneten Miniſtern abhingen, 
ſoweit dieſe Gegenſtände überhaupt von einer Territorialbehörde 
verwaltet werden könnten und für ſelbige nicht beſondere Ver⸗ 
waltungsbehörden angeordnet oder ſie anderen Behörden über⸗ 
tragen ſeien. Damit iſt keineswegs ausgeſprochen, daß nach 
einer allgemeinen Regel die ſtaatliche Vermögensverwaltung, 
ſoweit es ſich um ſolche in den Provinzen handelt, den Re⸗ 
gierungen zuſtehe und daß, wenn angenommen werden ſolle, 
daß andere Behörden damit betraut ſeien, dies für jeden Fall 
beſonders nachgewieſen werden müſſe, widrigenfalls jene allge⸗ 
meine Regel Platz greife. Es iſt vielmehr in jedem einzelnen 
Fall nach Maßgabe aller in Betracht kommenden Umſtände zu 
unterſuchen, welche Behörde zu der betreffenden Vermögens⸗ 
verwaltung berufen iſt. Anzuerkennen iſt nur, daß wegen des 
weitgeſpannten Rahmens der Geſchäfte der Regierungen ihre 
Zuſtändigkeit zur ſtaatlichen Vermögensverwaltung gegenüber 
anderen Behörden einen weiteren Umfang hat. In denjenigen 
Fällen, in denen es ſich um die ſtaatliche Vermögensverwaltung 
in den Provinzen handelt und in denen bei dieſer Verwaltung 
drei Inſtanzen, die untere örtliche Behörde, die Mittelinſtanz 
und die Zentralinſtanz, d. h. die Miniſterialinſtanz, beteiligt ſind, 
iſt es nach einem ungeſchriebenen, aber in der Rechtslehre und 
Praxis des preußiſchen Rechts anerkannten und in Einzel⸗ 
beſtimmungen ſowie in zahlreichen Einzelanwendungen betätigten 
allgemeinen Grundſatz, abgeſehen von beſonders geordneten Ab⸗ 
weichungen, der Regel nach die Mittelinſtanz, die zur prozeſſualen 
Vertretung des Fiskus in dieſen Vermögensangelegenheiten als 
berufen zu gelten hat. Da die Tätigkeit der Miniſter, ſoweit 
ſolches nicht ausdrücklich vorgeſehen iſt, wegen der Art und des 
Umfanges ihrer Aufgaben ſich auf derartige Einzelheiten der 
Verwaltung, wie die Führung von Prozeſſen für den Fiskus, 
nicht erſtrecken kann, ſo liegt die Hauptbedeutung jenes Grund⸗ 
ſatzes in der Abgrenzung der Befugniſſe der Mittelinſtanz 
gegen die der unteren Behörden. Die Mittelinſtanz begreift 
die ſog. Provinzialbehörden in ſich, das ſind Verwaltungs⸗ 
behörden im verwaltungsrechtlichen Sinne, deren Verwaltungs⸗ 
bezirk einen räumlich abgegrenzten, übrigens mit den Provinzial⸗ 
grenzen ſich durchaus nicht durchweg deckenden Teil der Monarchie 
umfaßt, und die unmittelbar unter der Miniſterialinſtanz ſtehen. 
Die Generalkommiſſionen ſind ſolche Provinzialbehörden und es 
fragt ſich daher nur, ob der Generalkommiſſion von Hannover 
in der ſtreitigen Angelegenheit die freie und ſelbſtändige Ver⸗ 
waltung des fiskaliſchen Vermögens übertragen worden iſt. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. Durch den hierfür zuſtändigen 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt ſie mit 


3. 1910. 
der Beſiedelung des fiskaliſchen Forſtortes Gr. Villah und 
deren ſelbſtändiger Durchführung betraut worden. Danach iſt 
ſie befugt, alle vermögensrechtlichen Maßnahmen, die zu dieſem 
Zwecke erforderlich ſind, frei und ſelbſtändig zu treffen, ins⸗ 
beſondere Verträge und ſonſtige Rechtsgeſchäfte für den Fiskus 
mit bindender Wirkung für dieſen abzuſchließen. Daraus ergibt 
ſich gemäß dem oben im Eingange erwähnten Grundſatz, daß 
ſie auch zur prozeſſualen Vertretung des Fiskus berufen iſt, 
ſoweit aus dieſen Verträgen und Rechtsgeſchäften Rechtsſtreitig⸗ 
keiten erwachſen. Der BerR. leugnet dies, weil der General⸗ 
kommiſſion die Beſiedelung des Forſtortes Gr. Villah nicht 
durch eine allgemeine Verwaltungsanordnung zugewieſen ſei, und 
dieſe Tätigkeit deshalb nicht zu ihrem Verwaltungsreſſort gehöre. 
Allein die Annahme, daß ſchlechthin und grundſätzlich einer 
Provinzialbehörde die fiskaliſche Vermögensverwaltung durch eine 
allgemeine Anordnung übertragen ſein müſſe, damit ſie in den 
Angelegenheiten dieſer Verwaltung den Fiskus in den dabei 
entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten zu vertreten vermöge, kann nicht 
als zutreffend anerkannt werden. Es iſt aus dem preußiſchen 
Staats⸗ und Verwaltungsrecht irgendein Grund dafür nicht 
erkennbar, weshalb die Generalkommiſſion, wenn ſie frei und 


»ſelbſtändig für den Fiskus in der fraglichen Angelegenheit Ber: 


träge ſchließen kann, in ihrer Stellung als Provinzialbehörde 
die betreffenden fiskaliſchen Vermögensintereſſen nicht auch im 
Prozeſſe ſollte wahrnehmen können. Richtig iſt nur, daß in der 
Regel die Zuſtändigkeit der Behörden zur ſtaatlichen Vermögens⸗ 
verwaltung ſich aus allgemeinen Vorſchriften ergibt; dies ſchließt 
aber keineswegs aus, daß von der hierfür zuſtändigen und 
hierzu befugten Zentralinſtanz auch Einzelanordnungen in jener 
Richtung erlaſſen werden können und daß ſich dann die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Behörde hiernach regelt. Gerade auf dem Gebiet 
des Verwaltungsrechts kommen, wie das mit Recht in der 
Schrift von Fritze über die zur Vertretung des Fiskus befugten 
Behörden (S. 16) hervorgehoben worden iſt, häufig derartige 
Einzelanordnungen vor, die dann für maßgebend erachtet werden 
müſſen. Im § 1 der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 
1817 iſt auch keineswegs geſagt, daß die Übertragung von Ge⸗ 


ſchäften an andere Behörden durch eine allgemeine Vorſchrift 


erfolgen müſſe. Schließlich iſt zu bemerken, daß der BerR. 
keine richtige Auffaſſung von dem Weſen der Generalkommiſſionen 
zeigt, wenn er ihnen eine eigentliche verwaltende Tätigkeit ab⸗ 
ſpricht. Wenn man von ihren richterlichen Aufgaben abſieht, 
ſind ſie Verwaltungsbehörden im Sinne des Verwaltungsrechts. 
Es genügt, in dieſer Beziehung einerſeits auf die Ausführungen 
von Glatzel in der Zeitſchrift für Landeskulturgeſetzgebung 
Bd. 32 S. 264, andererſeits auf Georg Mayer, Lehrbuch des 
deutſchen Verwaltungsrechts Bd. I § 19 S. 72 ff. zu verweiſen. 
Preuß. Fiskus c. F. T., U. v. 7. Dez. 09, 93/09 VII. — Celle. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

35. Anſpruch auf Erſatz des Schadens am Bergwerks⸗ 
eigentum, angerichtet durch Waſſerzufluß aus einem anderen 
Bergwerke?! 

Die beklagte Gewerkſchaft zu 2 erwarb, um eine höhere 
Beteiligungsziffer beim Kohlenſyndikate zu erlangen, die Grube 
M. und St. und legte ſie ſtill. Die Beklagte zu 1 befürchtete 
von der Stillegung für ihre Grube Waſſersgefahr und errichtete 
deshalb Dämme, und zwar mit Genehmigung der Beklagten zu 2 


39. Jahrgang. 


im Grubenfelde der ſtillgelegten Zeche. — Die Klägerin behauptet 
nun, die abgedämmten Waſſer haben ſich in großer Menge in 
ihr Grubenfeld ergoſſen, jo daß ſie deſſen weſtlichen Teil völlig 
babe preisgeben müſſen. Die Klägerin beanſprucht Schadens⸗ 
erſatz und hat auf Zahlung eines Teilbetrags von 53 885 # 
nebſt Zinſen geklagt. Das BG. hat den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob 
auf und wies die Klage ab: Nach den Feſtſtellungen des 
86. find infolge der Abdämmungen gewaltige Waſſer⸗ 
maſſen in das Bergwerk der Klägerin eingedrungen, die 
ſonſt in annähernd gleicher Menge nicht dorthin gelangt ſein 
würden. Die Beklagten haben die der Klägerin drohende 
Gefahr mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit vorausſehen können, 
und ſie find auch, bevor noch der erſte Damm geſchloſſen wurde, 
auf die drohende Gefahr aufmerkſam gemacht worden. Die 
Abdämmungen haben den Zweck gehabt, die Waſſerzuflüſſe von 
der Grube der Beklagten zu 1 fernzuhalten. Zur Erreichung 
dieſes Zweckes boten ſich noch andere Mittel, die aber ſehr 
koſtſpielig waren. Auf Grund dieſes feſtgeſtellten Sachverhaltes 
bat das BG. dann angenommen, daß den Beklagten ein Verſtoß 
gegen die Vorſchriften des §S 823 BGB. zur Laſt falle, indem 
ne fahrläſſig in das Bergwerkseigentum der Klägerin ein⸗ 
zegriffen haben. Das BG. führt aus, daß die Beklagten 
ohne Recht gehandelt haben, daß ſie insbeſondere nicht befugt 
geweſen ſeien, die Zeche E. dadurch zu ſchützen, daß ſie die 
gefahrdrohenden Waſſer künſtlich der Grube der Klägerin zu⸗ 
leiteten. Nicht feſtgeſtellt iſt, ob dieſe „zugeleiteten“ Waſſer 
zu denen gehört haben, die ſich infolge der Abdämmungen im 
Felde von M. und St. aufgeſtaut hatten, oder ob ſie im eigenen 
Felde der Klägerin inſitzend geweſen find, vordem aber durch 
die Baue von M. und St. abgezogen waren. — Allein auch 
wenn zugunſten der Klägerin erſteres als richtig unterſtellt wird, 
iſt die Entſcheidung nicht gerechtfertigt. — Zutreffend nimmt 
das BG. an, daß auf den vorliegenden Fall die Vorſchrift des 
§ 102 I, 8 AL R., die durch $ 65 EG. und § 89 preuß. AG. 
zum BGB. aufrechterhalten iſt, keine Anwendung findet. 
Weiter ſind, wie ebenfalls auch das BG. annimmt, unanwendbar 
die Vorſchriften der SS 905 ff. (907) BGB. (Wird ausgeführt.) 
Nicht anwendbar find ferner auch die 88 54 und 148 A Berg. 
(Wird ausgeführt.) Das BG. erachtet die Beklagten für haft⸗ 
pflichtig aus § 823 Abſ. 1 BGB., allein auch an den Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift fehlt es. — 
Darüber beſteht nach den getroffenen Feſtſtellungen kein Zweifel, 
daß es der Zweck der Abdämmungen war, den Zufluß der 
Waſſer nach dem Felde von der E. zu verhindern, nicht die 
Waſſer in das Feld der Klägerin zu leiten. Die Waſſer 
ſollten im Felde von M. und St. feſtgehalten und aufgeſtaut 
werden, aber es wurde dadurch für die Grube der Klägerin 
die Gefahr eines Waſſerdurchbruchs geſchaffen, und dieſe mit 
ziemlicher Wahrſcheinlichkeit vorauszuſehende Gefahr iſt 
dann auch eingetreten. Allein bloß die Tatſache, daß die Gefahr 
vorausgeſehen werden konnte oder mußte und daß dennoch die 
gefährdende Handlung vorgenommen iſt, macht die Handlung 
noch nicht zu einer widerrechtlichen. Die Abdämmungen 
waren im Betriebsplane vorgeſehen und ſtellten daher un⸗ 
bedenklich bergbauliche Anlagen dar. Gefahren find mit ſolchen 
Anlagen entſprechend der Natur des Bergbaubetriebes regel⸗ 
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mäßig verbunden. Meiſt wird von der Gefahr das Oberflächen⸗ 
eigentum betroffen werden, indem Riſſe und Sprünge oder auch 
Tagesbrüche entſtehen. Das Geſetz gibt hiergegen nur den 
Anſpruch auf Entſchädigung aus § 148 ABergG., aber nicht 
einen negatoriſchen Anſpruch auf Unterlaſſung weiterer Be⸗ 
ſchädigungen oder auf Einſtellung des Betriebes. Dies iſt — 
vgl. Daubenſpeck, Haftpflicht S. 52, und Entſch. des OTr. 61, 306 
— in der Rechtſprechung ſtets angenommen worden. Das OTr. 
führt a. a. O. mit Recht aus, daß das Geſetz den Bergbau⸗ 
treibenden in der Befugnis zur Förderung der Mineralien nicht 
der Beſchränkung unterworfen habe, daß er innezuhalten 
verpflichtet ſei, wenn er gefahrdrohende Ereigniſſe vorausſehe. 
Die Lage des Bergwerkseigentümers, dem Gefahr droht, iſt 
inſofern eine andere, als er für den ſeiner Grube zugefügten 
Schaden Erſatz nur nach Maßgabe der Allgemeinen zivilrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen — vgl. das Urteil des erkennenden Senats 
vom 28. Januar 1882 bei Daubenſpeck, Entſch. S. 209 — be⸗ 
anſpruchen kann. Für ihn beſteht eine dem § 148 entſprechende 
Vorſchrift nicht. Allein Art und Inhalt des bergbaulichen 
Rechts find nicht je nach dem Rechtsgute, dem durch die Aus⸗ 
übung des Rechts Gefahr droht, verſchieden. Einer Beſchränkung 
unterwirft das Geſetz den Bergwerkseigentümer hinſichtlich ge⸗ 
wiſſer öffentlich⸗ rechtlicher Unternehmungen. Dieſe darf er, 
wofür das DTr. a. a. O. mit Recht eine Beſtätigung in der 
Vorſchrift des § 153 gefunden hat, nicht gefährden. Private 
und darunter bergbauliche Unternehmungen genießen den gleichen 
Schutz nicht; bei ihnen iſt der Unternehmer beſchränkt auf die 
tatſächliche Abwehr — vgl. wegen der Waſſersgefahr im Bergbau 
nach engliſchem Rechte: Achenbach in der Zeitſchrift für Berg⸗ 
recht 11, 91 — und auf den Schutz, den die mit polizeilichen 
Befugniſſen ausgeſtattete Bergbehörde ihm gewähren kann und 
jedenfalls dann, wenn mit den privaten zugleich auch öffentliche 
Intereſſen in Gefahr ſtehen, gewähren muß. Die bergpolizeiliche 
Aufſicht erſtreckt ſich nach S 196 auf die Sicherheit der Baue, 
und wenn für dieſe Gefahr zu beſorgen iſt, hat nach § 198 
das Oberbergamt die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Ohne daß eine Verletzung ſolcher Anordnungen ſtattgefunden 
hat, waren die innerhalb der bergbaulichen Befugniſſe vor⸗ 
genommenen Abdämmungen nicht rechtswidrig. Mit Unrecht 
legt die Klägerin endlich darauf Gewicht, daß E. die Dämme 
angelegt, und zwar nicht in ihrem, ſondern in fremdem Felde. 
Der Beklagten zu 2 wäre es nach SS 51, 161 unbenommen 
geweſen, auf den Feldesteil, in dem die Dämme angelegt find, 
u verzichten oder ihn an die Beklagte zu 1 abzutreten, und 
dieſe dadurch zur Herrichtung der Dämme aus eignem Rechte 
in den Stand zu ſetzen. Daß der Bergwerkseigentümer anderen 
auch die Ermächtigung zu Anlagen in ſeinem Felde erteilen 
kann, iſt hiernach nicht zu bezweifeln, folgt aber auch unmittelbar 
aus den Vorſchriften der SS 60 ff. ABerg. Wie das BG. 
feſtgeſtellt hat, war die Ermächtigung von der Beklagten zu 2 
tatſächlich erteilt worden. Indem die Beklagte zu 2 die Er⸗ 
mächtigung zu der einem bergbaulichen Zwecke dienenden Anlage 
gab, machte ſie von dem ihr als Bergwerkseigentümerin aus 
§ 54 ABergG. zuſtehenden Rechte Gebrauch, und dem ſtand — 
§ 903 BGB. — keine geſetzliche Vorſchrift entgegen, und auch 
nicht ein Recht der Klägerin, wenngleich deren Eigentum durch 
die Ausübung der eingeräumten Befugnis Gefahren ausgeſetzt 
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wurde. Die Erkenntnis der Gefahr machte die Erteilung der 
Ermächtigung und demnächſt die Ausführung der Anlage nicht 
zu einer rechtswidrigen Handlung. Daß die Beklagte zu 2 
ohne eigenes Intereſſe und nur aus Entgegenkommen gegen die 
Beklagte zu 1 gehandelt hat, iſt unerheblich. Eine unlautere 
Abſicht, die die an ſich erlaubte Handlung zu einer rechts⸗ 
widrigen hätte geſtalten können, iſt nach dem feſtgeſtellten Tat⸗ 
beſtande ausgeſchloſſen, auch von der Klägerin ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet worden. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz ſteht hier⸗ 
nach der Klägerin nicht zu. V. E. c. F. M., U. v. 1. Dez. 09, 
527/08 V. — Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

36. 58 14, 21. Erklärungen der Beteiligten im Plan⸗ 
feſtſtellungsverfahren. (Verpflichtung des s 
zur Herſtellung von „Anlagen“ .)] 

Indem der BerR. aus den im n ab⸗ 
gegebenen Erklärungen des Unternehmers und der Enteigneten 
einen privatrechtlichen Vertrag herleitet, verkennt er die 
rechtliche Bedeutung der Verhandlungen im Enteignungsverfahren. 
(Wird ausgeführt.) Es iſt hiernach zweifellos und in der 
Rechtslehre und Rechtſprechung anerkannt, daß jene Verpflichtung 
des Unternehmers (zur Herſtellung von „Anlagen“) durchaus 
öffentlich-rechtlicher Natur iſt und kein im Rechtswege ver: 
folgbares Privatrecht für den Enteigneten begründet (vgl. 
Koffla, Kommentar zum Enteignungsgeſetz Anm. 2 zu § 14, 
RG. bei Gruchots Beitr. 45, 954, ferner das zum Abdruck be: 
ſtimmte Urteil des erkennenden Senats vom 26. Mai 1909, 
VII. 430/085). Inwieweit Schadenserſatzanſprüche aus der 
unterlaſſenen oder mangelhaften Ausführung ſolcher dem Unter⸗ 
nehmer auferlegten Anlagen hergeleitet werden können, iſt ſtreitig 
(vgl. Koffka, Anm. 15 a. a. O.), kommt aber hier nicht in 
Betracht, weil die Unternehmerin ihrer Verpflichtung genügt hat 
und nur darüber zu befinden iſt, ob die Beſeitigung der Anlage 
durch polizeiliche Verfügung, alſo durch einen Akt der Staats⸗ 
gewalt, nach den allgemeinen Grundſätzen über die Entziehung 
von Privatrechten aus Gründen des öffentlichen Wohles zum 
Schadenserſatz verpflichtet. Nach dem Ausgeführten iſt aber 
durch den die Verbindlichkeit der Unternehmerin zur Herſtellung 
des Niveauübergangs ausſprechenden Beſchluß der Bezirks⸗ 
regierung kein Privatrecht, insbeſondere keine Servitut als 
Wegerecht an dem Bahnkörper, zugunſten der Eigentümer der 
von der Enteignung betroffenen Grundſtücke geſchaffen worden. 
Darum kann aber auch den Erklärungen der Parteien in dem 
den Beſchluß vorbereitenden Termine nicht die Bedeutung 
privatrechtlicher Vereinbarungen beigelegt werden. Preuß. 
Eiſenb.⸗Fiskus c. M., U. v. 3. Dez. 09, 76/09 VII. — Cöln. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

37. 5 13 Fluchtlinien . Verpflichtung einer Gemeinde 
zur Einleitung des Enteignungsverfahrens ?] 

Das in F. an der Ecke zweier ſchon längſt ausgebauten 
Straßen belegene Grundſtück des Klägers wird durch eine für 
die N.⸗Straße feſtgeſetzte neue Straßenfluchtlinie ſo getroffen, 
daß nach Abtrennung des zur Straße beſtimmten Teiles das 
Reſtgrundſtück nicht mehr bebaubar iſt. Der Antrag des 
Klägers, ihm die Bauerlaubnis zum Umbau der auf dem 
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Grundſtück befindlichen Gebäude zu erteilen, wurde von der 
Polizeiverwaltung auf Grund des 8 11 FluchtlinienG. ab⸗ 
gelehnt. Der Kläger erhob darauf gegen die Stadtgemeinde 
Klage mit dem Antrage, ſie zu verurteilen, ſofort einen Antrag 
auf Einleitung des Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahrens be: 
züglich des klägeriſchen Grundſtücks zuſtändigen Ortes ein⸗ 
zubringen. Das LG. wies die Klage ab, das OLG. ver⸗ 
urteilte, das RG. hob auf und wies die Berufung des Klägers 
zurück: Die Anſicht des Ber R., daß Vorausſetzung der An: 
wendung der Beſtimmung im § 13 Abſ. 1 Nr. 2 FluchtlinienG. 
die Bebaubarkeit des Reſtgrundſtückes ſei und daß, wenn dieſe 
nicht vorhanden ſei, die Enteignungspflicht der Gemeinde 
ſofort eintrete, falls die Fluchtlinie vorhandene Gebäude treffe, 
kann nicht für zutreffend erachtet werden. Der Wortlaut des 
Geſetzes iſt völlig klar. Es beſagt, daß die Enteignungspflicht 
der Gemeinde — woraus ſich ihre Entſchädigungspflicht von 
ſelbſt ergibt — in dem Falle, wenn die Fluchtlinie vorhandene 
Gebäude trifft, eintritt, ſobald das Grundſtück bis zur neuen 
Fluchtlinie von den darauf befindlichen Gebäuden freigelegt 
wird. Das Geſetz enthält nichts davon, daß Bebaubarkeit des 
Reſtgrundſtücks hierbei vorausgeſetzt werde und es kann daher, 
wenn nicht zwingende Gründe hierfür beſtehen, nicht aus dem 
Geſetz über ſeinen Wortlaut hinaus der Satz hergeleitet 
werden, daß, wenn das Reſtgrundſtück unbebaubar ſei, das Er⸗ 
fordernis der Niederlegung der vorhandenen Gebäude wegfalle 
und die Enteignungspflicht der Gemeinde ſchon ſofort mit 
der Fluchtlinienfeſtſetzung entſtehe, falls die Fluchtlinie vor⸗ 
handene Gebäude treffe. Hierbei wird keineswegs verkannt, 
daß, wie das RG. und insbeſondere auch der erkennende Senat 
wiederholt auszuſprechen Veranlaſſung gehabt hat, das 
Fluchtlinien. und in dieſem zumal der § 13 keine zureichende 
Faſſung gefunden hat und daß daher bei der Anwendung 
dieſer Beſtimmungen für eine ausdehnende und einſchränkende 
Auslegung in beſonderem Maße Raum gegeben iſt. Das Ver⸗ 
fahren des BG., aus Sinn und Zweck des Geſetzes in Ver⸗ 
bindung mit der Begründung und dem Inhalt der Kommiſſions⸗ 
verhandlungen dem von ihm aufgeſtellten Satze die erforderliche 
Grundlage zu geben, iſt daher an ſich gerade bei dieſem Geſetz 
wohl gerechtfertigt. Allein andererſeits iſt zu berüdfichtigen, 
daß auch bei dieſem Geſetz immerhin in erſter Reihe der 
Wortlaut Anſpruch auf Beachtung hat und daß die Be⸗ 
gründung und der Inhalt der Kommiſſionsverhandlungen nur 
mit Vorſicht verwertet werden dürfen, da die wenig glückliche 
Faſſung des Geſetzes gerade darauf beruht, daß die geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken, die ſeine Unterlage bilden, zum Teil nicht 
völlig geklärt und zum Teil nicht zu Ende gedacht worden 
find. Erwägt man dies, fo kann den Gründen, die der Ber. 
für ſeine Anſicht angeführt hat, durchſchlagende Bedeutung nicht 
beigemeſſen werden. Anſcheinend legt der Ber R. ein ſehr er: 
hebliches Gewicht auf die Gleichſtellung dieſes Falles mit dem 
von dem erkennenden Senat entſchiedenen Falle, in welchem es 
ſich um Anwendung des $ 13 Abſ. 1 Nr. 3 FluchtlinienG. 
handelte (RG. 63, 174 ff.). Allein grade dieſe Gleichſtellung 
iſt nicht zutreffend: beide Fälle liegen tatſächlich und rechtlich 
verſchieden. Nach der Beſtimmung im § 13 Abſ. 1 Nr. 3 iſt in 
dieſem Falle Vorausſetzung für die Fälligkeit der Enteignungs⸗ 
pflicht der Gemeinde die Tatſache, daß der Eigentümer auf dem 
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Keſigrundſtück baut d. h. das an der Ede der bereits anbau⸗ 
fähigen und der neuen Straße belegene Reſteckgrundſtück mit 
einem Eckgebäude beſetzt. In jenem Urteile des erkennenden 
Senats iſt nun dargelegt, daß in dieſem Falle dem Bauen das 
Nichtbauenkönnen gleich geſetzt werden müſſe, daß die Ent⸗ 
eignungspflicht der Gemeinde daher über den Wortlaut des 
Geſetzes binaus auch dann eintrete, wenn in jenem Falle der 
Eigentümer wegen der Unbebaubarkeit des Reſtgrundſtücks tat⸗ 
ſachlich und rechtlich nicht bauen könne. So liegt die Sache 
im Falle des § 13 Abi. 1 Nr. 2 indeſſen nicht; hier hindert 
nichts den Eigentümer weder tatſächlich noch rechtlich, die vor⸗ 
bandenen Gebäude abzubrechen, mag das Reſtgrundſtück be⸗ 
baubar ſein oder nicht. Auch die anderen Gründe des BerR. 
ſind nicht ſtichhaltig. Wenn er ſagt, die Anwendung des 
Wortlautes des § 13 Abſ. 1 Nr. 2 würde den Kläger inſofern 
benachteiligen, als er das Gebäude niederlegen müßte, ohne 
irgendwelche Gewißheit oder Anhaltspunkte in Anſehung der 
Art und der Zeit der Entſchädigung zu haben, ſo trifft genau 
dasſelbe auch zu, wenn das Reſtgrundſtück bebaubar iſt. Auch 
in dieſem Falle hat er keinerlei Gewißheit über die Zeit der 
Entſchädigung, wenn darunter der Zeitpunkt der endgültigen 
Feſtſetzung und Zahlung verſtanden wird. Im übrigen hat er 
in beiden Fällen genau dieſelbe Gewißheit über die Verzinſung 
der Entſchädigung, da dieſe mit dem Zeitpunkt der Freilegung 
beginnt (JW. 03, 1947). Was aber die Art der Ent: 
ſchädigung angeht, ſo iſt nicht erſichtlich, was der BerR. 
darunter verſteht. Die Entſchädigung iſt immer in Geld zu 
leiſten. Meint der BerR. die Frage, ob die Gemeinde das 
Reſtgrundſtück gemäß § 13 Abſ. 3 a. a. O. dem Kläger ab⸗ 
zunehmen habe, ſo beſteht dieſe Ungewißheit in jedem Falle der 
Enteignung bis zur endgültigen Löſung dieſer Frage und es 
kann daher dieſer allgemeine Umſtand im gegenwärtigen Falle 
dem Eigentümer nicht die Stütze zu einem beſonderen Anſpruch 
bieten. Der Ber. führt alsdann weiter aus, die wörtliche 
Anwendung des S 13 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. würde den Kläger 
inſofern benachteiligen, als er, wenn er wegen der Unbebaubarkeit 
des Reſtgrundſtücks genötigt wäre, an anderer Stelle zu bauen 
und dabei auf die Höhe der Entſchädigungsſumme Rückſicht zu 
nehmen, mit dem Bau bis zu deren Feſtſetzung warten und 
während deſſen die Nutzung des Grundſtücks ganz entbehren 
müſſe. Dieſe letztere Annahme iſt irrtümlich. Der Kläger 
bezieht, wie ſchon oben erwähnt, Zinſen von der Entſchädigungs⸗ 
ſumme von der Freilegung an und entbehrt daher die Nutzung 
des Grundſtücks nicht, die übrige Erwägung beweiſt aber eben⸗ 
falls nichts, da, wenn der Eigentümer auf dem Reſtgrundſtück 
bauen kann, es für ihn bezüglich des Umfanges und der Art des hier 
zu errichtenden Baues gleichfalls von großer Bedeutung ſein 
kann, zu wiſſen, wie hoch die ihm zukommende Entſchädigung 
ſein wird. Der Fall der Unbebaubarkeit des Reſtgrundſtücks 
zeigt daher von dem Falle der Bebaubarkeit keine Verſchieden⸗ 
beiten in dieſen Beziehungen, und es liegt daher auch kein 
Anlaß vor, die Vorausſetzungen für den Anſpruch des Eigen⸗ 
tümers in beiden Fällen verſchieden zu geſtalten, in dem einen 
Fall alſo die Niederlegung der Gebäude zum Erfordernis des 
Anſpruchs zu machen und in dem andern hiervon abzuſehen. 
Der Bert. glaubt neben den übrigen Erwägungen einen 
beſonderen Grund für ſeine Anſicht darin finden zu können, 
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daß in der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes geltend gemacht 
wurde, es ſolle, um den Enteignungsanſpruch des Eigentümers 
in den fraglichen Fällen zur Fälligkeit zu bringen, nicht ge⸗ 
nügen, daß er nur um die Erlaubnis zum Bauen auf der von 
der Fluchtlinie betroffenen Fläche bitte, ſondern er müſſe ſeine 
Abſicht zum Bauen dadurch tatſächlich betätigen, daß er auf 
dem Reſtgrundſtück baue. Gerade bei dieſem Punkte zeigt ſich 
aber, wie notwendig es iſt, auch dem Inhalt der Begründung 
und den Kommiſſionsverhandlungen gegenüber Vorſicht zu üben. 
Bei jener Außerung iſt an den Fall gedacht, daß das Reſt⸗ 
grundſtück bebaubar ſei: der Fall der Unbebaubarkeit iſt nicht 
erwogen worden. Jetzt handelt es ſich darum, ſeſtzuſtellen, 
was nach Sinn und Zweck des Geſetzes in dieſem Falle zu 
gelten hat. An die Stelle des poſitiven Tuns des Bauens 
im Falle der Nr. 3 kann nichts anderes geſetzt werden, 
wenn das Bauen unmöglich iſt: das poſitive Tun des Nieder⸗ 
legens der vorhandenen Gebäude kann aber ſtets rechtlich und 
tatſächlich geſchehen, auch wenn das Reſtgrundſtück unbebaubar 
iſt. Daher iſt kein Grund vorhanden, von der in ſolchem 
Falle gleich möglichen Erfüllung der geſetzlichen Vorausſetzung 
abzuſehen. Endlich iſt noch folgendes hervorzuheben. Das 
Enteignungsverfahren unterliegt inſofern dem Parteibetriebe, 
als die Einleitung eines jeden der drei Abſchnitte des Ent⸗ 
eignungsverfahrens, des Planfeſtſtellungsverfahrens, des Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsverfahrens und des eigentlichen Ent⸗ 


eignungsverfahrens nur auf Antrag des Unternehmers erfolgt. 


Wenn nun in Anſehung des § 13 Abſ. 1 Nr. 2 FluchtlinienG. 
eines gewiß iſt, jo iſt es das, daß die Gemeinde nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, das eigentliche Enteignungsverfahren (§ 30 Ent⸗ 
eignungs G.) bezüglich eines noch mit Gebäuden beſetzten Grund⸗ 
ſtücks in Antrag zu bringen. Die Frage des Umfanges der 
Entſchädigung des Eigentümers im Falle des § 13 Abſ. 1 Nr. 2 
(RG. 57, 179) braucht hier nicht weiter berührt zu werden, 
aber jedenfalls iſt die Gemeinde berechtigt, zu verlangen, daß 
ihr nur ein von Gebäuden freigelegtes Grundſtück zur Über: 
nahme dargeboten werde. Sie iſt daher befugt, mit dem An⸗ 
trage auf Einleitung des eigentlichen Enteignungsverſahrens 
(S 30 EnteignungsG.) zu warten, bis der Kläger die Grund⸗ 
ſtücke innerhalb der Fluchtlinie von den darauf beſindlichen 
Gebäuden freigelegt hat. Die Durchführung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahrens, wie Kläger ſie jetzt begehrt, würde alſo 
keinen anderen Zweck und keine andere Bedeutung haben, als 
daß der Kläger vor der Niederlegung der Gebäude wüßte, wie⸗ 
viel er an Entſchädigung erhalten würde. Das iſt aber kein 
berechtigtes Intereſſe, welches die Einleitung und Durchführung 
des Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahrens rechtfertigte, obgleich 
die nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes erforderliche Voraus⸗ 
ſetzung hierfür nicht vorliegt. Es kann in dieſer Beziehung 
auf das oben Geſagte verwieſen werden. Daß die Erklärung 
des Klägers, er werde niederlegen, die Tatſache der Nieder⸗ 
legung nicht erſetzen kann, iſt ſelbſtverſtändlich und auch ſchon 
vom RG. ausgeſprochen (RG. 5, 214). Faßt man die vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen in ihrem Ergebnis zuſammen, ſo geht 
dieſes dahin, daß, zumal bei Berückſichtigung der Beſtimmung 
in § 13 Abſ. 3 FluchtlinienG., weder ein rechtlicher noch auch 
ein berechtigter wirtſchaftlicher Grund dafür als vorhanden 
anerkannt werden kann, daß, wenn eine Fluchtlinie beſtehende 
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Gebäude trifft und das Reſtgrundſtück unbebaubar iſt, ſofort 
mit der Fluchtlinienfeſtſetzung und ohne die im 8 13 Abſ. 1 Nr. 2 
bezeichnete Niederlegung der vorhandenen Gebäude die Ent⸗ 
eignungspflicht der Gemeinde zur Entſtehung gelange. Stadt F. 
c. S., U. v. 30. Nov. 09, 309/09 VII. — Kiel. 


Zur Strafprozeßordnung. 


Der Reichstag hat am 15. Januar d. J. die Entwürfe einer 
neuen Strafprozeßordnung, einer Novelle zum Strafgeſetzbuch 
und zum f einer Kommiſſion von 28 Mit⸗ 

liedern zur Vorberatung ü Ba Die Kommiſſion konſtituierte 
ſich am 17. d. M. und wählte zum Vorſitzenden den Abg. Well⸗ 


ſtein (Zentrum), zum ſtellvertretenden a den Abg. 


Dr. Gieſe (konſ.), ſowie zu Schriftführern die Abgg. Dr. Wagner⸗ 
Sachſen (konſ.), Graef⸗Weimar (Wirtſch. Vereinig.), Dr. Mayer⸗ 
Kaufbeuren (Zentr.), Storz (freiſ.7). Die Wahl der Bericht: 
erſtatter an das Plenum iſt der nächſten Sitzung vorbehalten 
worden. Bei dem Umfang des Beratungsſtoffes iſt die Er⸗ 
nennung mehrerer Berichterſtatter in Ausſicht genommen worden. 
Der Kommiſſion gehören außerdem folgende Abgeordneten an: 
Perniock, Dr. v. Saldern, Dr. Brunſtermann, Dr. Varenhorſt, 
Engelen, Gröber, Frhr. v. Pfetten, Schmidt⸗Warburg, Dr. Spahn, 
Dr. Vonderſcheer, Dr. v. Dziembowski⸗Pomian, Breijski, Dr. Görck⸗ 
Holſtein, Hagemann, Dr. Haack Dr. Oſann, Dove, Gyßli 
Dr. Müller: Meiningen, Dr. Franck⸗Mannheim, Frohme und So 
Die erſte beratende Sitzung findet am 26. Januar ftatt; 
in ihr wird in erſter Linie über die geſchäftlichen Dispoſitionen 
Beſchluß gefaßt werden. Vermutlich wird man 3 Sitzungen 


in der Woche halten; es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß 


man, um die Arbeit zu fördern, den Sommer über zuſammen⸗ 
bleibt. G. 


Verband der deutſchen gemeinnützigen und 
unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen. 


Nixdorf, den 11. Januar 1910. 
An 
den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
z. H. des Vorſitzenden Herrn Geh. Juſtizrat Haber 
Leipzig. 


Auf der zweiten Hauptverſammlung unſeres Verbandes in Koburg 
im Oktober 1909 iſt ſowohl vom Vorſtande wie aus der Ver⸗ 
ſammlung heraus die einmütige Stellungnahme des letzten deutſchen 
Anwaltstages zur Sache der gemeinnützigen und unparteiiſchen 
Rechtsauskunftsſtellen mit großer Freude begrüßt worden. Allſeitigen 
Beifall hat insbeſondere die Roſtocker Reſolution gefunden, aus der 
wir erſehen durften, daß die deutſchen Anwälte aus innerſter Über: 
zeugung an dem Gelingen unſeres ſozialen Werkes mitarbeiten 
wollen. Namens und im Auftrage des Verbandes geſtattet ſich der 
Vorſtand, für das von den deutſchen Anwälten bekundete lebhafte 
Intereſſe und die damit verbundene reiche Förderung ſeiner Arbeiten 
und Ziele aufrichtigen Dank zu ſagen. Der Verband wird ſein 
beſonderes Augenmerk darauf richten, ſo weit es in ſeinen Kräften 
liegt, die guten Beziehungen zur Anwaltſchaft unausgeſetzt zu pflegen 
und zu allſeitig befriedigenden zu geſtalten. 

Gleichzeitig bittet der Vorſtand, von der nachſtehenden in Koburg 
einftimmig angenommenen Refolution freundlichſt Kenntnis zu nehmen: 
„Der Verband der deutſchen gemeinnützigen und un⸗ 
parteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen ſpricht ſich grundſätzlich 

gegen die prozeſſuale Vertretung durch die Rechtsauskunfts⸗ 
ſtellen aus, er hält ſie nur in den engbegrenzten Fällen der 
Verhinderung der Partei vor dem Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gericht für zuläſſig, gibt aber dabei dem Syſtem der Ver⸗ 
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tretung durch Beiſitzer den Vorzug. Nur vor den Gerichten 
der Verſicherungsgeſetzgebung erſcheint eine Vertretung zweck⸗ 
mäßig und geboten.“ 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
ganz ergebenſt 


Kaiſer, 
Oberbürgermeiſter, 
Vorſitzender des Verbandes. 
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N i 
Grundlegende Entſcheidungen. 


Bei einem Werk, das aus verſchiedenen Beſtandteilen be⸗ 
ſteht, die zuſammengeſetzt und im neuen Gebäude aufgeſtellt 
werden müſſen, beginnt die Verjährung, der ſich wegen eines 
Mangels des Werkes gemäß § 638 BGB. ergebenden An⸗ 
ſprüche des Beſtellers mit dem Zeitpunkte, zu dem dieſe Zu⸗ 
ſammenſetzung und Aufſtellung erfolgt, das Werk in Betrieb 

eſetzt und auf ſeine vertragsmäßige Leiſtungsfähigkeit unter⸗ 
ſucht werden kann. (Entſch. Nr. 5.) 

Der Umſtand, daß die Herſtellung von Ziegelſteinen auf 
dem Grundſtück der Ziegeleigeſellſchaft mit den dieſer gehörigen 
Maſchinen und ſonſtigen Betriebsmitteln zu erfolgen hat, iſt nach 
Entſch. Nr. 6 mit der Annahme eines Werkvertrages vereinbar. 

Eine Eigentumsübertragung durch Konſtitutum kann, wenn 
ſie auch anfangs wegen fehlenden Eigentums des Veräußerers 
der Sache wirkungslos war, nach Entſch. Nr. 10 Wirkſamkeit 
erlangen, wenn der Veräußerer ſpäter das Eigentum erwirbt. 
Dieſelbe Entſcheidung führt aus, daß unter dem Beſitzer, von 
welchem der Eigentümer nach $ 985 BGB. die Herausgabe der 
Sache verlangen kann, der mittelbare Beſitzer mitzuverſtehen iſt. 

Die Geſtattung des Abhiebes des auf dem Stamm ver⸗ 
kauften Holzes kann im einzelnen Falle ſehr wohl nach dem Willen 
der Vertragſchließenden nur die Bedeutung haben, daß das 
geſtattete Schlagen der Bäume nicht zum Zwecke der Erlangung 
des Beſitzes und zur Übertragung des Eigentums an dem ge⸗ 
ſchlagenen Holze, ſondern nur zur Vorbereitung der demnächſtigen 
Beſitz⸗ und Eigentumsübertragung erfolgen ſoll, daß alſo durch 
das Abholzen ſeitens des Käufers an den Beſitz⸗ und Eigen⸗ 
tumsverhältniſſen irgendwelche Anderung nicht eintreten, Eigen⸗ 
tum und Beſitz vielmehr erſt mit der nach Bezahlung des 
Kaufpreiſes geſtatteten Abfuhr übergehen ſoll. (Entſch. Nr. 14.) 

Nach Entſch. Nr. 15 gehören zu den Koſten der die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung 
im Sinne des § 1118 BGB. nicht auch diejenigen Koſten, 
die durch eine auf Grund des § 1134 Abſ. 2 BGB. gegen 
den Eigentümer des Grundſtücks angeordnete Maßregel ent⸗ 
ſtanden ſind. 

Im Gegenſatze zu RG. 60, 194 führt Entſch. Nr. 16 
aus, daß es genügt, wenn die Jahresfriſt des $ 1567 Nr. 1 
BGB. ſich erſt im Laufe des bereits anhängig gewordenen 
Deſertionsprozeſſes vollendet. 

Die in S 1635 BGB. dem Vormundſchaftsgericht über: 
laſſene Befugnis, im Intereſſe des Kindes bezüglich der Sorge 
für die Perſon desſelben von der geſetzlichen Vorſchrift ab⸗ 
weichende Anordnungen zu treffen, greift nach Entſch. Nr. 17 
auch dann Platz, wenn bei dem Prozeßgericht ein Rechtsſtreit 
zwiſchen den Eltern über die Herausgabe des Kindes ſchwebt. 
Die bei ſolcher Sachlage im Sure e des Kindes vom Vor⸗ 
mundſchaftsgericht getroffene Anordnung, welchem Elternteile 
die Fürſorge für das Kind zu übertragen ſei, bleibt wegen des 
rechtsbegründenden Charakters dieſer Entſcheidung grundſätzlich 
für das Prozeßgericht maßgebend. Hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht vor ſeiner definitiven Entſcheidung im Wege einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung eine von der geſetzlichen Norm abweichende 
Beſtimmung über die Sorge für die Perſon des Kindes ge⸗ 
troffen, ſo hat dieſe Anordnung in demſelben Sinne vr 
genden Charakter wie eine endgültige Entſcheidung. . 


fügrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 36, Potsdamer Straße 118. 
: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. N 
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Organ des Seutffchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 
Juſtizrat Dr. Bugo Neumann, 


Dereinsnachrichten. 


Geſchäftsleiter betreffend. 
dewerbungen um die Stelle des Geſchüftsleiters, die 
uu dem 25. Februar 1910 eingehen, können nicht mehr 
krüffihtigt werden. 


VBertreterverſammlung. 
dierdurch werden die Herren Mitglieder der Vertreter⸗ 
Minnlung anf 
den 13. März 1910, vormittags 10 Uhr, 
3 dotel Sachſenhof in Leipzig ergebenſt ein— 
ade, 


Tagesordunug: 

1. Nitteilungen des Vorſtandes. Die Aufgaben des 
Bereins. Obliegenheiten der Vertreter. 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Erteilung der 
Ertlaſung. Feſtſtellung des Jahreshaushalts⸗ 
planes. Feſtſtellung des Mitgliedsbeitrages. 

3. Feſtſetzung der Anſtellungsbedingungen für den 
Geſchäftsleiter. 

4. Antrag des Vorſtandes, zur Beſchaffung literariſcher 
Lilfsmittel für das Jahr 1910 einen Betrag von 

4000 4 zu bewilligen. 

. Erſatz der Reiſekoſten der Mitglieder der Vertreter⸗ 

| derſammlung aus Mitteln des Vereins. 

b. Einſetzung eines Ausſchuſſes zur Vorberatung not⸗ 
wendiger Satzungsändernngen. 

. Auslegung der Satzung (Zuläſſigkeit der ſchrift⸗ 
lichen Abſtimmung und der Bevollmächtigung der 
Wahl der Vertreter, Wählbarkeit von außerhalb 
des Wahlbezirks wohnhaften Vereinsmitgliedern). 

8, Die Novelle betr. Entlaſtung des Reichsgerichts. 

9. Emeige Auträge der Vertreter. 


keipzig, deu 8. Februar 1910. 


in Dorfland des Deutihen Anwaltvereins. 


Jaber, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


elne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 5. 


S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr Juſtizrat Dr. Lichtenſtein in Königsberg i. Pr. 
hat aus Anlaß der Vollendung des 25. Jahres ſeiner 
Anwaltstätigkeit der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
eine Zuwendung von 300 & gemacht, wofür ihm der herz⸗ 
lichſte Dank ausgeſprochen worden iſt. 


— . — 0 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Augsburg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
700 % gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen 
worden. 


Eutlaſtung und Belaſtung des Reichsgerichts. 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe, Dresden. 


Darüber, daß unſere Rechtspflege in bürgerlichen Streit⸗ 
ſachen an übermäßiger Inanſpruchnahme des Reichsgerichts 
krankt, ſind ſich die Doktoren einig. Wird ein Organ zu ſehr 
belaftet, arbeitet es langſamer und weniger gut. Über letzteren 
Punkt wage ich mir natürlich kein Urteil in bezug auf das 
Reichsgericht; daß es infolge der Überfülle in einer an Rechts: 
verweigerung ſtreifenden Langſamkeit funktioniert, liegt vor 
aller Augen. Denn der Verſpruch auf eine eingelegte Reviſion 
erfolgt in der Regel erſt über Jahresfriſt. 

Zwei Umſtände ſind es namentlich, die die Uberfüllung 
des Reichsgerichts mit Streitſtoff herbeiführen. Einmal iſt's 
der eben erwähnte lange Zeitraum, der vergeht, ehe es zur 
Reviſionsverhandlung kommt. Das veranlaßt natürlich den 
böswilligen oder zahlungsſchwierigen Schuldner, ſelbſt in den 
ausſichtsloſeſten Sachen Reviſion einzulegen, denn er gewinnt 
immerhin eine ganz anſehnliche Galgenfriſt. Und interim fit 
aliquid. So ſehr anzuerkennen ift, daß die Rechtsanwaltſchaft 
am Reichsgericht offenbar ausſichtsloſe Reviſionen fernzuhalten 
ſucht, in ausreichendem Maße gelingts ihr nicht. Schließlich 
findet ſich eben doch noch jemand, der die Vertretung über⸗ 
nimmt. Das andere Mal iſt es die Art der Rechtſprechung 


des Reichsgerichts ſelbſt. Bei vielen ſeiner Senate wird eine 
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meines Erachtens über ſeine Kompetenz hinausgehende Nach⸗ 
prüfung der Beweiswürdigung und tatſächlichen Feſtſtellungen 
vorgenommen und davon oft der Erfolg der Reviſion abhängig 
gemacht. Wird ihr beigeſtimmt, wird das Urteil gehalten; 
wird ihr nicht beigeſtimmt, wird der geringſte völlig einflußloſe 
prozeſſuale Verſtoß benützt. Und dieſer läßt ſich immer finden; 
entweder iſt genügend von der Ausübung der Fragepflicht 
Gebrauch gemacht oder nicht. Daß hier das Reichsgericht 
nicht allenthalben ſeine ihm vom Geſetzgeber gewieſene Grenze 
einhält, kann durch manche Urteile belegt werden. Am deut⸗ 
lichſten tritt es bei BGB. S 254 hervor. Da hat das Be: 
rufungsgericht den Schaden derart verteilt, daß es ihn jeden 
zur Hälfte tragen läßt. Das Reichsgericht ändert ab und gibt 
der einen Partei ein Drittel, der andern zwei Drittel. Oder 
das Berufungsgericht verneint ein Verſchulden desjenigen, der 
einen Schaden verurſacht hat, und weiſt die Schädenklage ab. 
Das Reichsgericht weiſt die Reviſion zurück, weil der Verletzte 
ihn jedenfalls vorwiegend verurſacht habe. Die Beiſpiele ließen 
ſich häufen. Ich vermag mich nicht davon zu überzeugen, daß 
all das keine Beweiswürdigungen, keine tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen, ſondern nur Entſcheidungen von Rechtsfragen ſeien. 
Hielt das Reichsgericht die Beweiswürdigung nicht für aus⸗ 
reichend, ſo mußte es zurückweiſen, durfte aber nicht ſelbſt die 
Feſtſtellungen treffen. Durch dieſe ſeine Praxis züchtet es aber 
geradezu die Reviſionen. Denn nun beſteht allerdings beinahe 
in jeder Sache die Möglichkeit, ein abänderndes Urteil zu er⸗ 
langen. Die Bildung der richterlichen Überzeugung darüber, 
ob etwas erwieſen iſt oder nicht, wird, da ſie auf hiſtoriſchem 
Beweiſe vergangener Tatſachen beruht, niemals abſolute 
Wahrheitsgeltung beanſpruchen können. Daß das Reichs⸗ 
gericht darin zuverläſſiger arbeite, beſtreite ich; denn es urteilt 
nach den Akten und Schriſten, der Berufungsrichter hat aber 
die Parteien und Zeugen ſelber vor ſich geſehen. Das Reichs⸗ 
gericht iſt alſo, wie geſagt, zum ſehr großen Teile durch dieſe 
ſeine Praxis ſelbſt ſchuld an ſeiner Überlaſtung und es könnte 
viel dazu beitragen, ihr zu ſteuern, wenn es weniger die 
Reviſionen herausforderte, die auf Angriffe tatſächlicher Feſt⸗ 
ſtellungen und Beweiswürdigungen geſtützt ſind. Dann würde 
mit vermindertem Zufluſſe von Reviſionen auch eine ſchnellere 
Erledigung eintreten können und fo ein weiterer Anreiz für 
ihre Einlegung wegfallen. 

Aber natürlich bedarf es noch weiterer Mittel, dem Über: 
maß an Reviſionen zu begegnen. Die beiden Mittel: Erhöhung 
der Reviſionsſumme und Unzuläſſigkeit der Reviſion bei duae 
conformes erinnern allzuſehr an die Kur des Doktor Eiſenbart, 
als daß ich mich mit ihnen befreunden könnte. Es iſt immer 
bedenklich, für zu viel Sachen die Möglichkeit, die Rechtsanſicht 
des Reichsgerichts einzuholen, von vornherein auszuſchließen. 
Freilich nicht aus Gründen, die immer wieder und ſo auch 
auf dem letzten Anwaltstage vorgebracht worden ſind, 
als wenn die Oberlandesgerichte eine gewiſſenhafte, tatſächliche 
und rechtliche Prüfung des Streitſtoffes nur in den Sachen 
vornähmen, bei denen eine Reviſion zu erwarten iſt. Dieſer 
ſchwere Vorwurf gegen die Pflichttreue der Richter der Ober⸗ 
landesgerichte wirkt recht eigentümlich, wenn er aus dem Munde 
von Männern kommt, die ſelber ſo empfindlich gegen Zweifel 
an ibrer Gewiſſenbaftigkeit find, daß fie in einen wahren Ent⸗ 
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rüſtungsſturm ausbrechen, wenn behauptet wird, die Überfüllung 
des Anwaltsſtandes und der Kampf um die wirtſchaftliche 
Exiſtenz könne minder feſte Naturen dazu verleiten, die Prozeß⸗ 
ſucht der Parteien mehr zu unterſtützen als zu henunen. Wer 
ſelber ſich ſo über alle menſchliche Schwäche erhaben dünkt, ſoll 
ſie auch nicht in dieſer Weiſe anderen vorwerfen! Folgerichtig 
müßte derſelbe Vorwurf wie gegen die Oberlandesgerichte doch 
auch gegen die Berufungskammern der Landgerichte und ſelbſt 
gegen das Reichsgericht erhoben werden, das niemanden „über 
ſich“ hat. Oder find die Reichsrichter von Natur und Charakter 
anders als die Richter der Oberlandesgerichte? Dieſe von heute 
ſind ja ſchließlich jene von morgen. Die Herren wiſſen doch 
zu wenig, wie es bei den Beratungen zugeht. Sie überſehen, 
daß es ſo gut wie gar nicht zur Erſcheinung kommt, ob die 
Sache reviſibel iſt oder nicht und dieſe Frage bei der Ab—⸗ 
ſtimmung keinen Eindruck mache. So furchtbar erſchütternd auf 
die Gefühle der Richter der Oberlandesgerichte wirkt überdies 
eine erfolgreiche Reviſion gegen ihre Urteile nun auch nicht, ſo 
daß dieſer Umſtand ihre richterliche Tätigkeit erheblich zu be⸗ 
einfluſſen vermöchte. Richtig iſt allein, daß manche Referenten 
bei der ſpäteren ſchriftlichen Ausarbeitung der Gründe 
und des Tatbeſtands ſichs in nicht reviſiblen Sachen im Drange 
der Geſchäfte etwas leichter machen, und dieſer äußerliche Umſtand 
allein iſt es wohl, der zu der Annahme verleitet, daß der Ausſchluß 
der Reviſion auch bei der Findung des Spruchs mitwirke. Doch 
es iſt zwecklos, hierüber zu reden. Schließlich kann auch nur 
jeder ſagen, wie es in ſeinem Senate gehandhabt wird, ebenſo 
wie jeder Anwalt nur von ſich behaupten kann, er vertrete nie 
Sachen, von deren Ausſichtsloſigkeit er überzeugt ſei. Wie weit 
hier und dort eine Verallgemeinerung zuläſſig iſt, iſt am Ende 
mehr Sache des Glaubens als des Wiſſens. Gleichwohl bin 
ich kein Freund von der Beſchränkung der Reviſionsmöglichkeit in 
der jetzt geplanten Weiſe. Vielleicht aber mehr um deswillen, 
um gerade dem Reichsgerichte auch die Rechtſprechung der Ober⸗ 
landesgerichte möglichſt auf allen Gebieten zu unterbreiten und 
ſo dieſen auch eine Beeinfluſſung der Rechtsfindung des Reichs⸗ 
gerichts nach Kräften zu ſichern. Denn ich bin der Meinung, 
es beſteht da nicht nur ein Einfluß von oben her, ſondern auch 
von unten her, es findet eine Wechſelwirkung ſtatt und es 
iſt nichts Unerhörtes, daß ſchließlich das Reichsgericht der kon⸗ 
ſequenten und einmütigen Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 
beigetreten iſt. Es kann doch auch vorkommen, daß deren 
Gründe zutreffender ſind und das Reichsgericht zur Nachprüfung 
ſeiner Anſicht zwingen. Hier mag nur nebenbei bemerkt werden, 
daß die Verteilung der Sachen bei dem Reichsgerichte nach 
Materien unter die Senate zweifellos viel Vorteilhaftes bat 
und die Einheit der Rechtſprechung begünſtigt. Es darf doch 
aber auch andererſeits nicht der Nachteil ganz außer acht gelaſſen 
werden, daß leicht damit eine gewiſſe Erſtarrung eintreten kann 
und die Senate in allzu großer Selbſtherrlichkeit verführt, an 
ihrer einmal gefaßten Anſicht feſtzuhalten, weil die Reibungen 
mit den anderen Senaten und die Kontrolle der Rechtſprechung 
durch dieſe nun fehlt. Da ſchadet es gar nichts, wenn eine 
andere Anſicht ihnen immer wieder von den Untergerichten ge: 
bracht wird. 

Es iſt alſo nicht ein Mittel zu ſuchen, das die Reviſionen 
ſchlechthin beſchränkt. Solche Mittel ſind ja leicht und einfach 
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nach dem obengenannten Rezept des Doktor Eiſenbart zu finden. 
Es iſt vielmehr zu ermitteln, wie unbegründete Reviſionen 
vom Reichsgerichte möglichſt fernzuhalten ſind, ohne die 
Reviſionsmöglichkeit an und für fi übermäßig einzuſchränken, 
ſo daß dieſes ſich auf ſeine eigentliche Aufgabe, Auslegung des 
Geſetzes und Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtſprechung 
beſchränken kann. Da ſcheinen namentlich zwei Mittel gegeben. 

Das eine iſt eine Scheidung in der Bewertung der Re 
viſionsangriffe dahin, ob fie Verletzungen des materiellen 
Geſetzesrechts rügen oder prozeſſuale Beſchwerden vorbringen, 
was llarermaßen in der Reviſionsbegründung zu ſagen iſt. 
Dieſe ſcheinen mir minderwertiger zu ſein, und ich meine, ſie 
konnten durch ein „kleines Reichsgericht“ in der Beſetzung der 
Senate von drei Mitgliedern recht wohl erledigt werden. Sie 
würden zugleich die Angriffe daraufhin mit zu prüfen haben, 
ob, wie häufig, nur unzuläſſige Bemängelungen tatſächlicher 
Ftſtſtellungen und Beweiswürdigungen vorgebracht werden. 
Damit wird den vollbeſetzten Senaten ſchon der größte Teil 
der Arbeit abgenommen. 

Das zweite Mittel will eine Verbeſſerung der Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte zu erreichen ſuchen und 
dieſen ermöglichen, den ſonſt mit der Reviſion geltend gemachten 
Beſchwerden ſelbſt abzuhelfen. Je beſſer die Oberlandesgerichte 
arbeiten, deſto leichter hat es das Reichsgericht, deſto weniger 
wird es angegangen. Dahin gehört nun natürlich vornehmlich, 
daß dieſe Gerichte nicht überlaſtet und nur mit ausgeſuchten 
Kichtern beſetzt find. Doch das iſt eine Aufgabe der Juſtiz⸗ 
verwaltungen und jederzeit von dieſen zu löſen. Sie muß nur 
richtig erkannt werden. Hier ſoll nur von Mitteln der Prozeß⸗ 
ordnung die Rede ſein. 

1. Die gerügten Mängel der Rechtſprechung der Ober⸗ 
landesgerichte rühren zumeiſt von ihrer Mberlaftung her. Die 
Nberlaftung der Oberlandesgerichte aber kommt daher, daß 
vielſach der Schwerpunkt der Tatſachenſeſtſtellung und Beweis⸗ 
ſchaffung in Verkennung der Aufgabe der Berufungsinſtanz von 
den Parteien in die zweite Inſtanz gelegt und in der erſten 
Inſtanz nachläſſig betrieben wird. Hier muß unbedingt eine 
größere Konzentration auf die erſte Inſtanz herbeigeführt werden. 
Dazu kann dienen, wenn die Vorſchrift in ZPO. § 97 Abſ. 2 
aus einer fakultativen in eine obligatoriſche verwandelt wird. 
Denn erfahrungsgemäß machen von der Befugnis die Ober⸗ 
landesgerichte ſo gut wie keinen Gebrauch: „Die Koſten der 
Berufungsinſtanz find der obſiegenden Partei ganz oder teil⸗ 
weiſe aufzuerlegen, wenn ſie auf Grund eines neuen Vorbringens 
oder Beweismittels obſiegt, es ſei denn, daß ſie nachweiſt, 
daß ſie ohne eigene Nachläſſigkeit außerſtande war, es in erſter 
Inſtanz geltend zu machen.“ 

2. Die Befugnis, das Urteil in die erſte Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen, muß erweitert werden. Nach ZPO. 8 538 Nr. 2 
kann es geſchehen, wenn das angefochtene Urteil nur über 
prozeßhindernde Einreden entſchieden hat. Warum ſoll 
aber der Rechtsſtreit bei dem Berufungsgericht anhängig bleiben, 
wenn die erſte Inſtanz ihr Urteil auf eine Verwerfung oder 
Anerkennung einer materiellen Einrede ſtützt, das Berufungs⸗ 
gericht jedoch anderer Anficht iſt und infolgedeſſen auf die 
Würdigung des nun erſt von Belang werdenden Vorbringens 
und Erhebung des Beweiſes eingehen muß? Wenn z. B. die 
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erſte Inſtanz die Einrede der Verjährung, der verſpäteten 
Mängelrüge beachtet und deshalb die Klage abweiſt, erledigt 
ſich für ſie der Beweis für das Beſtehen des Anſpruchs, für 
die Begründetheit der Mängel. Alle dieſe Beweiſe werden 
nun erſt in der Berufungsinſtanz erhoben, wenn das Berufungs⸗ 
gericht die Einrede der Verjährung verwirft, die Mängelrüge 
für rechtzeitig hält. Damit geht aber für die Hauptſache der 
Partei eine Inſtanz verloren und das Berufungsgericht wird 
mit einer Aufgabe belaſtet, die an ſich der erſten Inſtanz zu⸗ 
kommt. Bei der Frage der Zuläfſigkeit der Klagänderung u. a. 
kann es ſich ähnlich verhalten. Durch dieſe Befugnis würde 
eine erhebliche Entlaſtung der Oberlandesgerichte eintreten, über⸗ 
dies der manchmal bei der erſten Inſtanz hervortretenden Neigung, 
das Brett zu bohren, wo es am dünnſten iſt, begegnet werden, 
da ſie doch riskiert, die Sache wiederzubekommen. 

3. ZPO. 5 320 bedarf der Anderung. Es iſt wider⸗ 
ſinnig, dem Gerichte die Berichtigung des Tatbeſtandes zu ge: 
ſtatten und aufzuerlegen, ihm aber zu verbieten, daraus die ſich 
notwendig ergebenden Folgerungen für die Entſcheidung und 
ihre Begründung zu ziehen. Das heißt den Grundſatz, daß 
das Gericht ſelbſt ſein Urteil nicht abändern darf, auf die 
Spitze getrieben. Warum dieſe Folgerung nur das übergeordnete 
Gericht ziehen darf, das iſt wahrlich unerfindlich. Es iſt ein 
Gebot der Logik, daß das Gericht, das ſich zur Anderung oder 
Ergänzung des feſtgeſtellten Tatbeſtandes genötigt ſieht, dann 
auch die Freiheit haben muß, ſeine frühere Entſcheidung zu 
kaſſieren und ſie neu auf Grund des nunmehr vorliegenden 
Tatbeſtands zu fällen. Hierbei wäre zweckmäßig, noch die 
Herbeiführung der Tatbeſtandsberichtigung zu erleichtern, was 
in Hinſicht auf den häufigen Mangel an gerichtlichen Schreib⸗ 
kräften und der dadurch verzögerten Ausfertigung der Urteile 
notwendig iſt. Ferner empfiehlt es ſich, anzuordnen, daß ein 
Vorbringen, das im Wege der Tatbeſtandsberichtigung zur 
Prüfung des Gerichts geſtellt werden kann, nicht erſt in der 
Berufungsinſtanz oder Reviſionsinſtanz noch geltend gemacht 
werden darf. 

4. Dieſe Reform der Tatbeſtandsberichtigung leitet über 
zu einem anderen Vorſchlage, der, wie ich mir voll bewußt bin, 
den lebhafteſten Widerſpruch erfahren wird, den ich aber dennoch 
wage zur Erwägung anheimzugeben. Er geht dahin: Den 
gefunden Gedanken, der in der Vorſchrift von ZPO. S 571 
ſteckt, auf die Urteile auszudehnen, wenn ſchon in einer 
der Natur des Urteils angepaßten Form. Ich kann die 
Gepflogenheit mancher Gerichte, mit ihrer Meinung über den 
Rechtsſtreit geheimnisvoll bis zum Urteil hinterm Berge zu 
halten und dann vielleicht mit einem Entſcheidungsgrund los⸗ 
zuſchießen, der in der Verhandlung mit keinem Sterbenswörtchen 
berührt worden iſt und auf den keine der Parteien vorbereitet 


war, nicht für billig und nachahmenswert halten. Ich wenigſtens 


mache aus meinem Herzen keine Mördergrube und gebe ſchon 
in der Verhandlung meine Rechtsauffaſſung, ſelbſtverſtändlich 
als meine vorläufige, unverbindliche und nicht die Meinung der 
übrigen Mitrichter deckende, ſoweit möglich, kund. Das gibt 
den Parteien die Gelegenheit, ſie zu berichtigen und zu wider⸗ 
legen, nötigenfalls noch weitere Behauptungen aufzuſtellen und 
Beweis anzubieten. Ich weiß, das iſt nicht überall beliebt 
und wird völlig verkehrt als „fich präjudizieren“ angejehen, 
17 * 
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Als wenn einen die Anwälte der Parteien nicht ebenſogut eines 
beſſeren belehren könnten wie die Kollegen bei der Beratung. 
Bei den Anwälten aber habe ich meiſt Verſtändnis dafür ge⸗ 
funden. Wenn ſie ſich auch wohl manchmal vorübergehend 
über den Widerſpruch ärgern, den ihre ſchönen Ausführungen 
erfahren, ſo iſt es ihnen doch bei weitem lieber, wenn mit 
offenem Viſier gekämpft wird. Da meine ich denn nun, es 
könnte ganz gut, bevor es zur formellen Verkündung des Urteils 
kommt, das ausgearbeitete, mit Tatbeſtand und Gründen ver⸗ 
ſehene Urteil zunächſt den Parteien als Urteilsvorſchlag 
unterbreitet und ihnen Gelegenheit gegeben werden, die Angriffe 
hiergegen in ſachlicher und rechtlicher Hinſicht entweder ſchriftlich 
oder auf ihren Antrag in einer mündlichen Schlußverhandlung 
geltend zu machen. Die innerhalb einer Notfriſt vorgebrachten 
Bemängelungen würde dann das Gericht zu prüfen und zu 
würdigen haben, um danach, nötigenfalls unter Ergänzung 
ſeines Tatbeſtandes und ſeiner Gründe, entweder bei der Ent⸗ 
ſcheidung ſtehen zu bleiben oder ſie abzuändern. Erſt nach 
Prüfung der erhobenen Einwendungen erfolgt die formelle Ver⸗ 
kündung des Urteils. So gut wie bei Beſchlüſſen das 
Gericht, deſſen Entſcheidung angefochten wird, der Beſchwerde 
ſelbſt abhelfen darf, wenn ſie für begründet erachtet wird, 
warum ſoll es nicht auch die Einwendungen gegen ſeinen 
Urteilsvorſchlag für begründet erachten und daraufhin ſelbſt ihn 
abändern dürfen? Gibt das Gericht zunächſt nur einen Urteils⸗ 
vorſchlag heraus, iſt alſo noch gar kein Urteil in autoritativer 
Weiſe geſprochen, ſo wird bei einem ſolchen Verfahren auch der 
formellen Natur des Urteils genügend entgegengekommen. Ich 
bin der Aberzeugung, daß ſich damit manche Berufung und 
manche Reviſion erledigen würde, denn das Gericht wäre in 
der Lage, Mißverſtändniſſe, die ihm untergelaufen und bei 
größter Sorgfalt nicht ganz zu vermeiden ſind, ſelber zu be⸗ 
richtigen und Erwägungen, die die Parteien verſäumt glauben, 
wenigſtens noch näher darzulegen. Natürlich wäre dieſes Ver⸗ 
fahren nur im Anwaltsprozeſſe angebracht, wie weiter keines 
Nachweiſes bedarf. Wird ſo aber eine ſachlich richtigere und 
beſſer begründete Rechtſprechung der Oberlandesgerichte ermög⸗ 
licht, ſo wird die Arbeit des Reviſionsgerichts weſentlich er⸗ 
leichtert und es überhaupt weniger angerufen werden. Denn 
zum größten Teile gründen ſich die Reviſionen nicht auf Er⸗ 
zielung einer anderen Rechtsauffaſſung, ſondern auf Ermög⸗ 
lichung einer Nachholung vermeintlich oder tatſächlich über⸗ 
gangener Einwendungen und Beweiswürdigungen. Reviſions⸗ 
angriffe, die ſchon in dieſem Vorverfahren geltend gemacht 
werden konnten, wären nicht zuzulaſſen. Die geringe Ver⸗ 
zögerung, die dadurch für die Beendigung des Rechtsſtreits 
in der Berufungsinſtanz gebracht würde, wäre reichlich auf⸗ 
gewogen durch die ermöglichte Beſchleunigung in der Reviſions⸗ 
inſtanz. 

5. Wäre hierdurch eine ſorgfältige Prüfung durch die 
Oberlandesgerichte gewährleiſtet, ſo könnte dann die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit auch auf ihre noch mit der Reviſion anfecht⸗ 
baren Urteile wenigſtens mit der Beſchränkung zugelaſſen werden, 
daß ſie wie ein Arreſt wirke und den verurteilten Schuldner 
zur Hinterlegung und Sicherheitsleiſtung zwinge. Damit würde 
dem Mißbrauche des Rechtsmittels durch böswillige Schuldner 
weiter erheblich vorgebeugt werden. 


__ Burififge Wegenſgeiſt 
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Endlich ſei noch auf die Notwendigkeit der Vereinfachung 
der Reviſionseinlegung und in Verbindung hiermit auf die 
der Erteilung des Rechtskraftzeugniſſes hingewieſen. Der 
Kundige weiß, wie lange es oft dauert, ehe ein ſolches für ein 
tatſächlich rechtskräftig gewordenes Urteil der Oberlandesgerichte 
zu erhalten iſt. 

Vielleicht gehen die Geſetzgeber bei der Beratung des 
Geſetzentwurfs über die Einſchränkung von Reviſionen ans 
Reichsgericht nicht an dieſen Vorſchlägen vorüber. Jedenfalls 
ſollte man es erſt einmal mit ihnen verſuchen, ehe man radikal 
die Reviſionsmöglichkeit beſchränkt oder, was ebenſowenig an⸗ 
geht, es beim alten beläßt. 


Die preußiſchen Koſtengeſetze. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


In Ergänzung der reichsrechtlichen Koſtengeſetzgebung ſind 
dem Abgeordnetenhaus drei neue Entwürfe zugegangen, durch 
welche die Gerichtskoſten des preußiſchen Geſetzes, die Gebühren⸗ 
ordnung für Notare und die landesgeſetzliche Gebührenordnung 
für Anwälte geändert werden. 


I. Gerichts koſtengeſetz. 

Im Gegenſatz zu den Motiven der Prozeßgeſetznovelle 
ſpricht der Entwurf in unverhüllter Deutlichkeit aus, daß die 
Gerichtskoſten zum Zweck der Beſſerung der Finanzen erhöht 
werden ſollen. Das geſchieht in dreifacher Weiſe. Zunächſt 
werden die Gebührenreihen um 10 Prozent erhöht; dann 
nimmt man eine Heraufſetzung beſtimmter Gebühren, unter 
Ermäßigung der Koſten für Beglaubigung vor, die nach dem 
Stande von 1904 etwa auf 2 Prozent veranſchlagt wird, und 
ſchließlich werden die Schreibgebühren mit Ausnahme der 
Antragsſchreibgebühren pauſchaliert durch einen weiteren Zu⸗ 
ſchlag von 10 Prozent, während die Antragsſchreibgebühren 
ſelbſt mit 20 % berechnet werden. 

Die erſten beiden Erhöhungen ſind nach dem Stande von 
1904 auf 3 Millionen veranſchlagt. Die letzte Erhöhung iſt 
nicht berechnet, ſondern nur erklärt, daß die Pauſchalierung und 
Antragsſchreibgebühren noch nicht die Schreibkoſten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit decken. Nach dem Stande von 1904 be: 
trugen die Gebühren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 22600000. %, 
die Gebühren für Zwangsverſteigerung nach der Darſtellung 
des Juſtizminiſterialblattes etwas über 2", Millionen. Schreib: 
gebühren und Porto der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrugen 
damals 2 Millionen; die Schreibgebühren für die Zwangs⸗ 
verſteigerung habe ich ſeinerzeit auf 25 000 ¼/ geſchätzt. 

Die ganzen Gebühren, die vom Gerichtskoſtengeſetz be: 
troffen werden, werden auf 25,6 Millionen geſchätzt. Sie er⸗ 
höhen ſich durch den oben erwähnten Zuſchlag auf 28 600 000 &, 
ſo daß hiervon 10 Prozent als Schreibkoſtenpauſchquantum 
2860 000 & darſtellen. Außerdem werden noch die Antrags⸗ 
ſchreibgebühren zum doppelten Satz berechnet. Die Antrags⸗ 
ſchreibgebühren, die in verſchiedenem Umfang in den einzelnen 
Zweigen vorkommen, ſchätze ich gering auf die Hälfte, mit 
Rückſicht darauf, daß ihr Kreis noch etwas erweitert wird 
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8 113). Für 1904 bliebe es alſo bei 2 Millionen Antrags⸗ 
ſchreibgebühren, ſo daß ſchon für den Standpunkt von 1904 
das Schreibkoſtenpauſchquantum ein Plus von 2 800 000 & 
ergibt. Das iſt in Summa eine Belaſtung von 5 ¼ Millionen. 
Die Schätzung eines Abgeordneten von 7 Millionen für 1910 
wird alſo recht gering ſein. 

Nun erſcheint eine Steigerung der Gerichtskoſten in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich ſoweit die Staats⸗ 
bebörde in der Hauptſache im Intereſſe des Publikums tätig 
wird, ebenſo motivierbar wie die Erhöhung der Anwalts⸗ 
gebuhren. Zu prüfen iſt aber, ob die Steigerung nicht eine un⸗ 
angemeſſene iſt, und da die Erhöhung doch über 20 Prozent 
beträgt, wird man das bejahen müſſen. Vielleicht empfiehlt 
ſich dagegen eine Steigerung der Gebühren, die nach ganz 
beraltetem Tarif im lehnrechtlichen Gebiet gefordert werden, 
die Sätze für Allodifikations⸗ und Lehnsfolgeatteſt entſprechen 
der ſchwierigen Arbeit der Oberlandesgerichte nicht im ent⸗ 
fernteſten. 

II. Gebührenordnung für Rotare. 

Die Gebühren der Notare werden erhöht und zwar ent⸗ 
ſprechend den Gebühren des Gerichtskoſtengeſetzes um 10 Prozent. 
Das muß geſchehen, weil ſonſt bei den Urkunden, die ſowohl 
vor Gericht oder Notar errichtet werden, eine Unterbietung des 
Gerichts ſtattfinden würde. Das Geſchenk iſt aber kein un⸗ 
entgeltliches. Den Notaren wird als Zugabe eine ganz erheb⸗ 
liche Pflicht auferlegt. Sie müſſen nach § 18a des neuen 
Entwurfes in allen Fällen, in denen Eintragungen im Grund⸗ 
buch oder Regiſter von ihnen beantragt werden, unter perſön⸗ 
licher Haftung die Gerichtskoſten ſelbſt durch Marken 
verwenden. Es iſt ihre Sache, ſich bei der Partei durch Vor⸗ 
ſchuß zu decken, ſie haften für zu geringe Verwendung bei 
Verſchulden dem Staat perſönlich. Die Motive ſtellen das als 
eine ganz unerhebliche Mehrbelaſtung der Notare hin. Zwar 
bin ich nicht Notar, doch ſcheinen mir danach die 10 Prozent 
jaſt ein Danagergeſchenk zu fein gegenüber der Mühe, die der 
Staat den Notaren auferlegt. Die Motive meinen, es ſei 
nicht ſchwer für den Notar, da die Gerichtskoſten leicht zu be⸗ 
rechnen ſeien. Das wird in einigen Fällen zutreffen, aber 
nicht immer. Die Akte ſind doch andere als die des Notars, 
und weshalb ſoll der Notar eine beſondere Prüfungsarbeit für 
den Staat und ein Riſiko für die ganzen Gerichtskoſten über⸗ 
nebmen, während Richter und Gerichtsſchreiber nicht haften? 

Die Beſtimmung iſt in ſich nicht gerecht. Der Staat 
erböht die Gerichtskoſten auf der einen Seite, weil ſeine 
Beamtengehälter ſteigen, auf der andern Seite entlaſtet er ſich 
von der Tätigkeit der Einziehung, ſpart Hunderttauſende von 
Gerichtskoſtenrechnungen, vermindert die Tätigkeit der Gerichts⸗ 
kaſſe und fichert ſich ſolvente Schuldner, und zwar dies wieder 
auf Koſten der Notare. Dieſe eigenartige Idee iſt nicht mehr 
weit entfernt von dem Plan, daß die Notare von ihren Ein⸗ 
nabmen wie die Gerichtsvollzieher einen Teil dem Staate 
abgeben. 

Vielleicht ſchreitet man auf dem Wege weiter fort und 
konunt dabin, die Anwälte mit der Einziehung und Haftung 
für die Gerichtskoſtenvorſchüſſe zu belaſten. Es iſt objektiv im 
böchften Grade unbillig, daß der Notar etwas leiſten muß, 
wofür der Staat bezablt wird. 


Die Beſtimmung iſt auch inſofern unpraktiſch, als die 
Prüfung der Gerichtskoſtenrechnung durch den Gerichtsſchreiber 
nicht fortfällt. Der Notar wird nur Vorprüfungsinſtanz des 
Gerichtsſchreibers, was auch nicht angemeſſen erſcheint, und 
unzählige Zweifel und Mißverſtändniſſe werden kommen. Es 
wird unnötige ſubalterne Arbeit verſchwendet, während der 
Fiskus nur Kaſſenbeamte und Papier ſpart. Und wie wird es, 
wenn die Eintragung nicht bewilligt, der Antrag abgelehnt 
wird, oder unrichtige Marken verwandt ſind? Die Rückerſtattung 
der zuviel verwandten Marken macht unnötige Schreibkoſten. 

Die Schreibgebühren der Notare werden pauſchaliert ebenſo 
wie die des Gerichts. Dagegen wird nichts einzuwenden ſein, die 
Pauſchalierung mit 10 Prozent wird, da verhältnismäßig wenig 
Schreibgebühren entſtehen, als ausreichend angeſehen werden 
können. | 

III. Anwaltsgebühren. 

Die landesgeſetzliche Gebührenordnung wird nur inſoweit 
geändert, als eine Pauſchalierung der Schreibgebühren mit 
20 Prozent eintritt unter Einſchaltung eines Mindeſtſatzes, 
während die Pauſchalierung in den Fällen des § 13 des 
preußiſchen Geſetzes gemäß den Beſtimmungen für Notare auf 
10 Prozent fixiert wird. 

Die Pauſchalierung iſt an ſich zweckmäßig und erſcheint 
auch angemeſſen. Dagegen lehnt das Geſetz es ab, zu den 
wiederholten Klagen über eine zu geringe Bemeſſung der landes⸗ 
geſetzlichen Gebühren Stellung zu nehmen, weil eine grund⸗ 
ſätzliche Anderung des Landesgeſetzes erſt dann möglich ſei, 
wenn feſtſteht, welche Geſtalt die Beſtimmungen eines zu er⸗ 
wartenden Reichsgeſetzes erhalten werden. 

Dieſe Motivierung erſcheint nicht ſtichhaltig. Die landes⸗ 
geſetzliche Gebührenordnung iſt 20 Jahre nach der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte erlaſſen. Wenn man die landes⸗ 
geſetzlichen Gebühren für Gericht und Notar erhöhen kann, und 
objektiv von der Niedrigkeit der Gebührenanſätze hier überzeugt 
iſt, dann bedarf es einer ſolchen Wartefriſt nicht. 


Schriftſätze, Zuſtellungen und Ladungen im künftigen 
Amtsgerichtsprozeß ). 
Von Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


A. Cadungen, Schriftſätze und deren Zuſlellung. 

Dem Anwalt und ſeinen Angeſtellten bringt der 1. April 1910 
eine erhebliche Umwälzung ihrer altgewohnten täglichen Arbeits⸗ 
weile; dies vor allem durch die neuen SS 496, 497 3P0., 
die für das amtsgerichtliche Verfahren den Selbſtbetrieb durch 
den Amtsbetrieb im weſentlichen erſetzen. Die charakteriſtiſchen 
Fundamentalſätze lauten: „Die Zuſtellungen erfolgen unbeſchadet 
der Vorſchrift des 8 317 Abſ. 1 von Amts wegen“ ($ 496 Abſ. 1). 
„Ladungen durch die Parteien finden nicht ſtatt. Die Termine 


*) Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes bringen wir dieſen 
Aufſatz zum Abdruck, obwohl in der vorigen Nummer das gleiche 
Thema, allerdings in anderer Weiſe behandelt iſt. Der gegenwärtige 
Aufſatz ging bei der Redaktion am Tage der Ausgabe der vorigen 
Nummer ein. Red. 
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werden von Amts wegen beſtimmt. Nach Beſtimmung des 
Termins iſt die Ladung der Parteien durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber zu veranlaſſen“ (S 497 Abſ. 1). Dieſe Leitſätze und 
die zu ihrer Ergänzung beſtimmten ferneren Normen führen zu 
Ergebniſſen, deren wichtigſte hier zuſammengeſtellt werden. 

I. In der amtsgerichtlichen Klageſchrift bleibt künftig die 
Klauſel fort: „Ich lade den Beklagten uſw.“ Denn Ladungen 
durch die Parteien finden nicht ftatt. Zwar meint Rieß, „Die 
neuen Prozeßgeſetze“ S. 14, die Ladungsklauſel müſſe gleichwohl 
wegen § 253 in der Klageſchrift ſigurieren; aber § 253 ſteht 
im 1. Abſchnitt des zweiten Buches der ZPO. unter der über: 
ſchrift: „Verfahren vor dem Landgericht“. § 495 aber, mit 
dem der 2. Abſchnitt, „Verfahren vor den Amtsgerichten“, 
beginnt, läßt auf das amtsgerichtliche Verfahren die Vorſchriften 
über das landgerichtliche nur Anwendung finden, „ſoweit nicht 
aus den nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen ... ſich Ab⸗ 
weichungen ergeben“. Solche Abweichung ergibt ſich aber aus 
dem erſten Satz des § 497, daß Ladungen durch die Parteien 
nicht ſtattfinden. Nach der Anſicht von Rieß wäre dieſer erſte 
Satz von § 497 überflüſſig, weil identiſch mit deſſen 3. Satz, 
daß die Ladung der Parteien nach Terminsbeſtimmung durch 
den Gerichtsſchreiber veranlaßt wird. Welchen Zweck hätte es 
auch, wenn der Kläger in die Klageſchrift die Klauſel hinein⸗ 
ſchriebe, daß er den Beklagten lade, während tatſächlich nicht 
er, ſondern der Gerichtsſchreiber ladet? Beweiſend iſt auch die 
Analogie der Einſpruchs⸗, Berufungs⸗ und Reviſionsſchrift; dieſe 
müſſen bei Gericht „eingereicht“ werden und den Parteien iſt 
darauf von Amts wegen der Termin bekanntzumachen; in 
den Eſſentialien der Einſpruchs⸗, Berufungs- und Reviſions⸗ 
ſchrift iſt deshalb die Ladungsklauſel, die früher vorgeſchrieben 
war, geſtrichen; 88 340, 518, 553. 

Sonach iſt die Ladungsklauſel in der Klageſchrift über⸗ 
flüſſig, wenn auch unſchädlich. Überflüſſiges Schreibwerk iſt 


aber zu vermeiden, auch abgeſehen von dem Pauſchalprinzip 


der Gebührenordnung § 76. 

II. Der Kläger wird im allgemeinen, wie bisher, drei 
Exemplare der Klageſchrift fertigen, eins für ſich, ein zweites 
für das Gericht und ein drittes für den Beklagten. Aber die 
Behandlung der drei Exemplare wird eine andere ſein als 
bisher. 

1. Das Exemplar, das der Kläger für ſich ſelbſt fertigt, 
iſt lediglich Konzept, ein inoffizielles Schriftſtück, von dem das 
Geſetz gar nicht redet; es dient lediglich dazu, dem Kläger die 
Erinnerung an den Inhalt der von ihm eingereichten Klage⸗ 
ſchrift zu wahren. Der Rechtsanwalt des Klägers wird auf 
dies Konzept ſchwerlich verzichten können. Wer aber ſeine 
Prozeſſe ohne Anwalt führt, könnte von der Fertigung ſolchen 
Konzepts abſehen, wenn er ein ſtarkes Gedächtnis hat. Daß 
das Konzept an ſich nicht nötig iſt, wird beſonders klar, wenn 
der Kläger die Klage nicht ſchriftlich einreicht, ſondern mündlich 
zum Protokoll des Gerichtsſchreibers anbringt, 8 496 Abſ. 2; 
denn hier ſtellt dieſes Protokoll die Urſchrift der Klage dar; es 
bleibt bei den Gerichtsakten, und der Kläger würde eine Ab⸗ 
ſchrift davon nur auf beſonderen Antrag erhalten, müßte dann 
übrigens pro Seite 20 % Schreibgebühr bezahlen, $ 80 GKG. — 

2. Weſentlich iſt die Urſchrift der Klage, d. h. das Exemplar, 
das der Kläger oder ſein Prozeßbevollmächtigter unterſchreibt, 
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SS 253, 130 Nr. 6, und dem Gericht einreicht. Dieſe Klage: 
urſchrift erfährt aber in Zukunft andere Schickſale als bisher. 
Während ſie bisher, mit der Original⸗Terminsnote des Amts⸗ 
richters verſehen, an den Kläger zurückwandert, von dem Kläger 
dann dem Zuſtellungsorgan übergeben wird, und ſchließlich, 
verbunden mit der Zuſtellungsurkunde, an ihn wieder zurück⸗ 
gelangt, bleibt die Klageurſchrift in Zukunft bei den Gerichts⸗ 
akten. Denn der Gerichtsſchreiber ladet künftig von Amts wegen 
den Beklagten und ſtellt ihm gleichzeitig die Klageſchrift zu, 
§ 498; d. h. er läßt dem Beklagten eine beglaubigte Abſchrift 
der Klageſchrift übergeben, S 170; die Zuſtellungsurkunde über 
die Ladung des Beklagten und über die Zuſtellung der Klage⸗ 
ſchrift, 88 211 und 212, gelangt zu den Gerichtsakten und 
bleibt dort. Keinen Unterſchied macht es, ob der Kläger die 
Klageurſchrift ſelbſt fertigt und einreicht, oder ob er ſie mündlich 
zu Protokoll verlautbart; denn das Protokoll iſt dann eben, 
wie bemerkt, die Klageurſchrift. 

3. Der Kläger ſoll der Klage, wenn er ſie dem Gericht 
einreicht, eine Abſchrift für den Beklagten beifügen, oder, wenn 
er mehrere Perſonen verklagt, die erforderliche Zahl von Ab⸗ 
ſchriften. Dieſe Abſchriften ſind aber einfache, keine beglaubigten. 
Zwar fordert Rieß a. a. O., daß der Kläger eine beglaubigte 
Abſchrift beifügt; aber § 210 beſtimmt für die von Amts wegen 
zu bewirkenden Zuſtellungen: „Die Beglaubigung der bei der 
Zuſtellung zu übergebenden Abſchrift geſchieht durch den 
Gerichtsſchreiber“. 8 170, der die Beglaubigung dem 
Gerichtsvollzieher oder dem Rechtsanwalt überläßt, iſt nicht 
anwendbar; denn er ſteht unter der Überſchrift „Zuſtellungen 
auf Betreiben der Parteien“; SS 208, 210. Nicht zutreffend 
erſcheint auch die Anſicht von Stein (Die Novelle zur ZPO. 
5 496 Anm. II 3), der die Beglaubigung der Abſchrift durch 
den Rechtsanwalt immerhin für genügend hält und dies aus 
§ 317 Abſ. 4 folgert. Hierüber unten B 3. 

III. Nachdem die Klageurſchrift dem Amtsrichter vorgelegt 
iſt, beſtimmt er von Amts wegen den Verhandlungstermin; der 
Gerichtsſchreiber ladet dann beide Parteien, und zwar den Be⸗ 
klagten, indem er ihm mit der Ladung gleichzeitig eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der Klageſchrift übergeben läßt. Dieſer 
Zeitpunkt, in welchem dem Beklagten die Klage zugeſtellt wird, 
iſt aber nach wie vor von der größten Bedeutung. Denn erſt 
mit der Zuſtellung iſt die Klage erhoben, $ 498 Abſ. 2. Mit 
dieſem Zeitpunkt alſo tritt die Rechtshängigkeit ein, § 263; 
an dieſen Moment knüpfen ſich daher auch die bekannten 
prozeſſualen und materiellen Wirkungen der Rechtshängigkeit, 
53 263, 267. Nur inſoweit die Klagezuſtellung die Wirkung 
haben würde, eine Friſt zu wahren oder die Verjährung zu 
unterbrechen, werden dieſe Wirkungen antedatiert; ſofern nur 
überhaupt die Zuſtellung demnächſt erfolgt, iſt bereits in dem 
Augenblick, in dem die Klageurſchrift dem Gericht eingereicht 
iſt, die Friſt gewahrt, bzw. die Verjährung unterbrochen. Wenn 
alſo z. B. die Entſchädigungsklage gegen eine Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft laut deren Bedingungen in einer Präkluſivfriſt von 
ſechs Monaten erhoben werden muß, ſo wahrt der Kläger dieſe 
Friſt, ſofern er die Klageſchrift am letzten Tage der Friſt dem 
Amtsgericht einreicht; ebenſo, wenn ein Arreſtbefehl bei nicht 
anhängiger Hauptſache ergangen iſt, und das Arreſtgericht 
gemäß 5 926 dem Antragſteller aufgegeben hat, binnen gewiſſer 
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Frift Klage zu erheben. (Im Landgerichtsprozeß gilt dieſe 
Antedatierung nicht!) 

Die Zuſtellung der Klageſchrift bleibt aber auch deshalb 
wichtig, weil die Einlaſſungsfriſt naturgemäß nach wie vor von 
dieſem Zeitpunkt ab beginnt (SS 499, 262). 

Daher muß der Anwalt des Klägers bei Einreichung der 
Klage in ſeinen Akten ein Reproducendum verfügen, nicht nur, 
um zu kontrollieren, ob er ſelbſt demnächſt geladen wird, 
ſondern auch um einige Tage nach Empfang ſeiner eigenen 
Ladung aus den Gerichtsakten feſtzuſtellen, ob der Beklagte 
rechtzeitig und ordnungsmäßig geladen iſt. Denn andernfalls 
kann er kein Verſäumnisurteil gegen den Beklagten erwirken 
und könnte der Beklagte, wenn er erſcheint, ſeine Einlaſſung 
verweigern, ja ſogar vielleicht die Klagabweiſung erwirken. 
(So wenigſtens Stein a. a. O. 8 498 Anm. III, dem die 
Praxis hierin aber wohl nicht wird folgen wollen.) Stellt der 
Anwalt des Klägers bei jener Kontrolle feſt, daß der Beklagte 
nicht ordnungsmäßig geladen iſt, ſo wird er den Gerichts⸗ 
ſchreiber um eine neue Ladung erſuchen und, wenn die Ein⸗ 
laſſungsfriſt ſich nicht mehr einhalten läßt, den Amtsrichter um 
einen neuen Termin bitten (ähnlich Rieß a. a. O. S. 16). 

IV. Unter denſelben Zuſtellungsgrundſätzen wie die Klage, 
ſteben auch die weiteren vorbereitenden Schriftſätze und über⸗ 
haupt „ſonſtige Anträge und Erklärungen einer Partei, die 
zugeſtellt werden ſollen“; auch ſie ſind ſchriftlich einzureichen 
oder mündlich zum Protokoll des Gerichtsſchreibers anzubringen; 
ibre Zuſtellung an den Gegner erfolgt alsdann von Amts 
wegen, § 496 Abſ. 1 und 2. Hierzu bemerkt die „Begründung“: 
„Welche Anträge und Erklärungen der Zuſtellung an die Gegen⸗ 

partei bedürfen, braucht im einzelnen nicht beſtimmt zu werden. 
Der Regel nach wird ſchon der Inhalt und Zweck des Antrages 
oder der Erklärung einen Zweifel nicht aufkommen laſſen“. 
Das iſt dunkel; es klingt faſt ſo, als ſei es dem Belieben des 
Gerichts oder des Gerichtsſchreibers anheimgegeben, welche 
Anträge und Erklärungen dem Gegner zugeſtellt werden ſollen. 
Davon kann aber keine Rede ſein. Die Frage, welche Anträge 
und Erklärungen einer Partei zugeſtellt werden ſollen, be⸗ 
antwortet ſich vielmehr durchweg aus dem Geſetz. Zuſtellungs⸗ 
bedürftig ſind hiernach insbeſondere alle vorbereitenden Schrift⸗ 
ſätze, 88 132, 272, alſo alle Schriftſtücke, die tatſächliche 
Behauptungen, oder Erklärungen auf tatſächliche Behauptungen 
des Gegners enthalten, oder Beweismittel oder Beweiseinreden 
beibringen, oder einen ſachlichen Antrag enthalten. Gleichgültig 
iſt aber, ob in dieſen Schriftſtücken ſich Erhebliches oder Un⸗ 
erhebliches findet, wenn nur klar iſt, daß die Partei das 
Schriftſtück ſich als ein vorbereitendes gedacht hat, mit andern 
Worten, wenn das Schriftſtück ſachlichen Charakters iſt. Denn 
der Zivilprozeß iſt ein Kampf, bei dem mit offenen Waffen 
gekämpft werden ſoll und bei dem jede Partei vorher ſehen 
ſoll, mit welchen Waffen ihr Gegner ficht. Zuſtellungsbedürftig 
ift daher z. B. nicht ein Schriftſtück, in dem eine Partei wegen 
Behinderung um Terminsverlegung bittet, wohl aber ein 
Schriftſtück, in dem ein Zeuge benannt wird; denn die Gegen⸗ 
partei muß Gelegenheit haben, über den Zeugen vorher Er⸗ 
kundigungen einzuziehen — dies trotz 88 501 Nr. 4 und 509; 
vgl. § 501 Abſ. 3. Zuſtellungsbedürftig find außer den vor⸗ 
bereitenden Schriftſätzen: Klagezurücknahmen, S 271, die Schrift: 
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ſätze, mit denen Berichtigung des Tatbeſtandes oder Ergänzung 
der Urteilsformel beantragt wird, SS 320, 321, die Einſpruchs⸗ 
ſchrift, SS 340, 340 a, uſw. Da das Geſetz überall angibt, 
welche Schriftſtücke zugeſtellt werden ſollen, iſt ſonach jede 
Willkür des Gerichts oder Gerichtsſchreibers ausgeſchloſſen. 
Wo ſich ſolche Willkür dennoch zeigen ſollte, empfiehlt ſich ein 
Kartell, wonach die Anwälte desſelben Gerichts einander ihre 
Schriftſätze formlos zuſenden, ausgenommen natürlich die, bei 
denen die Beurkundung des Zuſtellungs⸗Zeitpunkts weſentlich iſt. 

Für die Zuſtellung von Schriftſtücken, insbeſondere von 
vorbereitenden Schriftſätzen, gilt dieſelbe Prozedur wie für die 
Zuſtellung der Klage. Die Partei wird daher von ihren 
Schriftſätzen gewöhnlich drei Exemplare herſtellen, ein Konzept 
für ſich ſelbſt, ferner eine von ihr zu unterſchreibende Urſchrift, 
die zu den Gerichtsakten eingereicht wird und dort bleibt, und 
eine einfache Abſchrift für den Gegner; letztere iſt alsdann vom 
Gerichtsſchreiber zu beglaubigen; und die Zuſtellung an den 
Gegner erfolgt, indem ihm dieſe beglaubigte Abſchrift auf 
Veranlaſſung des Gerichtsſchreibers übergeben wird. — Vielfach 
beſteht der Brauch, daß der Anwalt der beglaubigten Abſchrift 
für den Gegenanwalt noch eine Abſchrift für deſſen Partei 
beifügt; ſeine Schreibmaſchine, die dieſes vierte Exemplar ſofort 
mit hergibt, ſpart ſonach dem Bureau des Gegners Zeit. Dieſer 
zweckmäßige Brauch wird wahrſcheinlich beibehalten werden, 
trotzdem das vierte Exemplar in Zukunft nur durch die Pauſch⸗ 
vergütung des $ 76 GebO. abgegolten wird. Aber der Gerichte: 
ſchreiber wird ſich wohl weigern, es weiterzubefördern. Dann 
mag der Anwalt es ſeinem Gegner formlos zuſenden. 

In vielen Anwaltsbureaus beſteht die Übung, jedem 
Schriftſatz die Schlußklauſel beizufügen: „Einfache Abſchrift 
habe ich auf der Gerichtsſchreiberei niedergelegt, beglaubigte dem 
Gegner zugeſtellt“. Im künftigen Amtsgerichtsprozeß iſt dies 
natürlich völlig deplaciert. (Abrigens wäre es Zeit, wenn 
dieſe geiſtloſe Klauſel auch aus den Schriftſätzen des Kollegial⸗ 
prozeſſes verſchwinden würde; denn entweder iſt ſie unrichtig 
— dann hilft ſie nichts; oder ſie iſt richtig — dann iſt ſie 
überflüſſig.) 

Hat auch die ſäumige Partei, die gegen ein Verſäumnis⸗ 
urteil Einſpruch einlegt, ihrer Original⸗Einſpruchsſchrift nur 
eine einfache oder beglaubigte Abſchrift für den Gegner bei- 
zufügen? Bekanntlich beſtimmen die SS 340, 340 a, daß der 
Einſpruch gegen land gerichtliche Verſäumnisurteile nicht mehr 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, ſondern durch Einreichung 
der Einſpruchsſchrift bei dem Prozeßgericht eingelegt wird, daß 
alsdann das Gericht den Termin beſtimmt und den Parteien 
bekannt macht; wörtlich heißt es dann: „Mit der Bekannt⸗ 
machung iſt der Gegenpartei die Einſpruchsſchrift von Amts 
wegen zuzuſtellen. Die erforderliche Zahl von beglaubigten 
Abſchriften ſoll die Partei mit der Einſpruchsſchrift einreichen.“ 
Der Rechtsanwalt der ſäumigen Partei hat alſo bereits be⸗ 
glaubigte Abſchriften dem Gericht einzureichen. Das ſteht 
allerdings in Widerſpruch mit der generellen Vorſchrift 8 210, 
wonach bei Zuſtellungen von Amts wegen die Beglaubigung 
der Abſchriften durch den Gerichtsſchreiber geſchieht. Nun 
fragt ſich, ob S 340 a auch im amtsgerichtlichen Verfahren 
ebenſo anzuwenden iſt. Das iſt zu verneinen; denn der ſchon 
erwähnte § 495 ſchreibt vor, daß auf das amtsgerichtliche 
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Verfahren die Vorſchriften über das landgerichtliche nur An⸗ 
wendung finden, inſoweit ſich aus den beſonderen Beſtimmungen 
des amtsgerichtlichen Verfahrens nicht Abweichungen ergeben; 
und ſolche Abweichung findet ſich eben in $ 496 Abſ. 2 Satz 2, 
wonach die Partei ihren Schriftſätzen die für die Zuſtellung 
nötigen Abſchriften, aber nicht beglaubigte Abſchriften 
beifügen ſoll. Daher bleibt es hier bei der Regel des § 210, 
daß die Beglaubigungen durch den Gerichtsſchreiber erfolgen, 
während § 340 a ſich als eine Ausnahme von jener Regel 
darſtellt. Dieſe Ausnahme erklärt ſich wohl aus dem Wunſche, 
daß für Einſpruch, Berufung und Reviſion bei den Kollegial⸗ 
gerichten Harmonie bezüglich der Prozedur herrſchen ſoll; S 340 a 
verglichen mit SS 520, 553 a, 554 Abſ. 5; und die Ausnahme 
iſt auch unbedenklich, weil beim Einſpruch gegen landgericht⸗ 
liche Verſäumnisurteile, wie bei der Berufung und Reviſion, 
die Einlegung notwendig durch einen Rechtsanwalt geſchieht. 

Zu I bis IV. 

1. Die Partei ſoll ihren Schriftſätzen ſo viel Abſchriften 
beifügen, wie für die Zuſtellung erforderlich ſind. Das iſt 
alſo eine nur inſtruktionelle „Soll⸗Vorſchrift“. Fehlt die Ab⸗ 
ſchrift, ſo wird ſie ſeitens des Gerichts gefertigt, aber auf 
Koſten der Partei, wofür je 20 M pro Seite berechnet werden, 
8 80 GKG. 

Da der Rechtsanwalt für das von ihm hergeſtellte 
Schreibwerk nur Pauſchalſätze erhält, könnte die Verſuchung 
für ihn vorliegen, die Klage und ſeine ſonſtigen Schriftſätze 
dem Gericht nur in Urſchrift zu überreichen, damit das Gericht 
die für den Gegner erforderlichen Abſchriften auf Koſten ſeiner 
Partei fertige. Der Anwalt würde dann aber ſeiner Partei 
für dieſe Schreibkoſten des Gerichts erſatzpflichtig werden; denn 
die Pauſchſätze für das Schreibwerk des Anwalts ſind vom 
Geſetz als Vergütung desjenigen Schreibwerks gedacht, das 
nach der Verkehrsübung vor dem 1. April 1910 in den Rechts⸗ 
anwaltsbureaus gefertigt wird. Der Anwalt hat aber auch vom 
1. April 1910 ab den Auftrag zur Prozeßführung ſo zu er⸗ 
füllen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die bisherige 
Verkehrsſitte es erfordern, SS 675, 242 BGB.; er hat 
daher der bisherigen Verkehrsſitte gemäß die Abſchriften, die 
für die Zuſtellung an den Gegner erforderlich ſind, in ſeinem 
Bureau fertigen zu laſſen und haftet ſeiner Partei, falls er dies 
unterläßt, für allen Schaden, alſo auf Erſatz jener Gerichts⸗ 
koſten. Solche Gerichtskoſten braucht der Gegner auch nicht 
der obſiegenden Partei zu erſtatten. (So auch Stein a. a. O. 
8 91 Anm. 3.) Denn da jene Abſchriften bereits von der er⸗ 
ſtattungsfähigen Pauſchgebühr ihres Anwalts gedeckt geweſen 
wären, ſo war die Aufwendung von gerichtlichen Extra⸗ 
Schreibkoſten zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht notwendig, § 91. 

2. Die Frage: Wer hat die Abſchriften zu beglaubigen, 
die dem Gegner bei der Zuſtellung zu übergeben ſind? dürfte 
keine bloß theoretiſche ſein. Denn Mangel der Beglaubigung 
macht den Zuſtellungsakt unwirkſam. Folglich muß der Akt 
auch unwirkſam ſein, wenn die Beglaubigung von einer in⸗ 
kompetenten Perſon ausgeht. Daraus würde z. B. folgen: 
1. War die Klagezuſtellung in ſolcher Weiſe mangelhaft, ſo 
treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit nicht ein, obſchon 
die Klageſchrift bei Gericht eingereicht iſt. 2. Die Friſtwahrung 
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oder Verjährungsunterbrechung, die an ſich erſt mit der Zu⸗ 
ſtellung der Klage eintreten würde, wird zwar im Amtsgerichts⸗ 
prozeß auf die Einreichung (Anbringung) der Klage antedatiert, 
aber nur, ſofern die Zuſtellung demnächſt erfolgt. Iſt die Zu⸗ 
ſtellung aber wegen fehlerhafter Beglaubigung unwirkſam, ſo 
tritt jene Antedatierung der Friſtwahrung und Verjährungs⸗ 
unterbrechung nicht ein; das kann wichtig werden, wenn ſich 
eine korrekte Zuſtellung z. B. wegen ſpäteren Todes des Be⸗ 
klagten nicht mehr nachholen läßt. 3. Wird die Einſpruchs⸗ 
ſchrift mit unrichtiger Beglaubigung zugeſtellt, ſo bleibt es zwar 
dabei, daß der Einſpruch ſchon mit der Einreichung der Ein⸗ 
ſpruchsſchrift bei dem Prozeßgericht eingelegt war; der Gegner 
aber könnte im Verhandlungstermin die Verhandlung verweigern, 
weil ihm eben die Einſpruchsſchrift mit mangelhafter Beglau⸗ 
bigung, d. h. unwirkſam zugeſtellt iſt. 

V. Ruht der Prozeß, weil beide Parteien in einem Ver⸗ 
handlungstermin nicht erſcheinen, § 503 (oder nur eine Partei 
erſcheint, aber keine Anträge ſtellt, oder beide erſcheinen, aber 
nicht verhandeln), und will demnächſt eine Partei das Ver⸗ 
fahren wieder in Gang bringen, ſo ladet nicht ſie ihren Gegner, 
ſondern ſie beantragt die Anberaumung eines neuen Ver⸗ 
handlungstermins beim Amtsgericht; der Richter beſtimmt dann 
den Termin und der Gerichtsſchreiber ladet beide Parteien. 
Analoges muß gelten, wenn der Amtsgerichtsprozeß durch 
Unterbrechung oder Ausſetzung in Stillſtand geraten war. Die 
allgemeine Vorſchrift in 8 250: „Die Aufnahme eines unter⸗ 
brochenen oder ausgeſetzten Verfahrens und die in dieſem 
Titel erwähnten Anzeigen erfolgen durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes“, modelt ſich dann ſinngemäß um, d. h. der 
Schriftſatz, in dem die Partei erklärt, das Verfahren auf⸗ 
zunehmen uſw. wird von ihr dem Gericht eingereicht; auf ihren 
Antrag wird Termin anberaumt und der Gerichtsſchreiber ladet 
beide Parteien. 

Ahnlich wird bei der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand verfahren. Der bisherige erſte Satz in $ 236, „die Wieder: 
einſetzung wird durch Zuſtellung eines Schriftſatzes beantragt“, 
iſt generell dahin umgeſtaltet: „Die Form des Antrages auf 
Wiedereinſetzung richtet ſich nach den Vorſchriften, welche für 
die verſäumte Prozeßhandlung gelten“. Wer z. B. bei dem 
Amtsgericht die Einſpruchsfriſt verſäumt, oder die Notfriſt zur 
Erhebung der Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage, ſtellt den 
Antrag auf Wiedereinſetzung in derſelben Weiſe, in der er den 
Einſpruch hätte einlegen bzw. die Reſtitutions⸗ und Nichtigkeits⸗ 
klage hätte erheben müſſen, alſo durch Einreichung eines Schrift⸗ 
ſatzes (mit dem erforderlichen Inhalt, § 236) bei dem Gericht; 
dieſes ſetzt dann von Amts wegen den Termin feſt und der 
Gerichtsſchreiber ladet. 

VI. Wie geſtaltet ſich der Beitritt eines Nebenintervenienten 
und eines Litisdenunziaten im Amtsgerichtsprozeß? Nach 88 70 
und 74 erfolgt er durch Zuſtellung eines Schriftſatzes. Zwar 
gedenkt § 496 Abſ. 2 jener dritten Perſonen nicht, ſondern 
beſtimmt nur, daß zuſtellungsbedürftige Erklärungen der Par⸗ 
teien ſchriftlich einzureichen (oder mündlich zu Protokoll anzu⸗ 
bringen) ſind. Aber dies muß offenbar auch auf zuſtellungs⸗ 
bedürftige Anträge und Erklärungen dritter Perſonen aus⸗ 
gedehnt werden. Dazu zwingt der 1. Abſatz des § 496, der 
generell für den Amtsgerichtsprozeß anordnet, daß die Au: 
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ſtellungen von Amts wegen erfolgen ſollen, und die Tendenz 
der Novelle, über die die Begründung zu § 496 ſagt: „daß 
für das Verfahren bis zum Erlaſſen des Urteils an Stelle 
des Parteibetriebs der Amtsbetrieb in vollem Umfang ein⸗ 
geführt wird“. — Für die Hauptintervention iſt übrigens § 496 
Abſ. 2 ſchon nach dem Wortlaut anzuwenden, da die Haupt⸗ 
intervention durch eine gegen beide Parteien gerichtete Klage 
geltend gemacht wird. — Ahnlich verſchiebt ſich die Ladungs⸗ 
pflicht bei Streitgenoſſenſchaft; § 63 beſagt, daß der Streit⸗ 
genoſſe, der den Gegner zu einem Termin ladet, auch die 
übrigen Streitgenoſſen laden muß; im Amtsgerichtsprozeß ge⸗ 
ſtaltet ſich dies dahin: Wenn auf Antrag eines Streitgenoſſen 
ein neuer Termin (nach Unterbrechung, Ausſetzung, oder Ruhen 
des Verfahrens uſw.) anberaumt wird, ſo muß der Gerichts⸗ 
idreiber alle Streitgenoſſen und deren Gegner laden. 

VII. Das Geſamtbild, das ſich hiernach für das Verfahren 
vor den Amts⸗ und Landgerichten ergibt, wird überaus bunt⸗ 
ſcheckig und verwirrend fein: 

1. In allen Schriftſätzen für das Amtsgericht bleibt die 
Ladungsklauſel weg; die Termine werden von Amts wegen 
beſtimmt; die Ladungen und Zuſtellungen erfolgen von Amts 
wegen. 

2. Im Landgerichtsverfahren I. Inſtanz muß in der Klage, 
wie bei allen ferneren Schriftſtücken, die eine Ladung herbei⸗ 
fübren wollen, die Ladungsklauſel enthalten ſein; die Ladungen 
und Zuſtellungen erfolgen auf Selbſtbetrieb der Parteien in 
alter Weiſe; wird aber nach Verſäumnisurteil Einſpruch ein⸗ 
gelegt, dann fällt die Ladungsklauſel weg; Terminsbeſtimmung 
und Bekanntmachung und Zuſtellung der Einſpruchsſchrift 
erfolgen von Amts wegen, — ebenſo wenn die Einſpruchsfriſt 
verſäumt und deshalb Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
begehrt wird. 

3. Vor den Landgerichten in der Berufungsinſtanz fällt 
in der Berufungsſchrift die Ladung weg; Terminsbeſtimmung 
und Bekanntmachung ſowie Zuſtellung der Berufungsſchrift 
erjolgen von Amts wegen, — ebenſo wenn die Berufungsfriſt 
verſäumt und deshalb Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
begehrt wird. Gleiches gilt in der Berufungsinſtanz für den 
Einſpruch und eine etwaige Wiedereinſetzung nach verſäumter 
Eminſpruchsfriſt. Dagegen wenn ſonſt Ladungen in der Be⸗ 
rufungsinſtanz nötig werden, alſo namentlich nach Unterbrechung, 
Ausſetzung, Ruhen, gilt in der bisherigen Weiſe Parteibetrieb, 
ſo daß die Ladungsklauſel in dem Schriftſatz enthalten ſein muß. 

Es iſt klar, daß dies nur ein Ubergangsſtadium fein kann. 
Dieſe Divergenzen erheiſchen dringend baldige Ausgleichung, 

die ſich vermutlich überall im Sinne des Amtsbetriebs voll⸗ 
ziehen wird. 

VIII. Unter den vorbereitenden Schriftſätzen gewinnt die 
Klagebeantwortung eine höhere Bedeutung als bisher wegen 
des neuen 8 501. Nach dieſem kann das Amtsgericht be: 
kanntlich gewiſſe Anordnungen ſchon vor der mündlichen Ber: 
bandlung treffen, wenn ſie entweder nach der Klageſchrift 
oder nach den vorbereitenden Schriftſätzen zur Aufklärung des 
Sachverhalts dienlich erſcheinen. Insbeſondere kann das Gericht 
Zeugen, auf die eine Partei ſich bezogen hat, und Sach⸗ 
verſtändige bereits zur erſten mündlichen Verhandlung laden 
(Nr. 4) und ſogar ſchon vor der mündlichen Verhandlung den 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 137 


— — — — ——— ʒäͤ—— 


Augenſchein einnehmen und die Begutachtung durch Sach⸗ 
verſtändige anordnen (Nr. 6); dieſe Anordnungen aus 8 501 
Nr. 4 und 6 ſoll das Gericht aber nur erlaſſen, wenn der Be⸗ 
klagte in einem vorbereitenden Schriftſatz den Antrag auf Klage⸗ 
abweiſung geſtellt hat. Nun kommt es häufig vor, daß der 
Anwalt des Beklagten, ſofort, ſobald er das Mandat erhält, 
dem Gericht einen Schriftſatz, der lediglich den Abweiſungs⸗ 
antrag enthält, einreicht und dem Gegner zuſtellt. Damit be⸗ 
zweckt er, den Kläger und das Gericht über ſeine Mit⸗ 
beteiligung beizeiten in Kenntnis zu ſetzen, damit gegen ihn 
kein Verſäumnisurteil ergehe; vielfach aber ſucht er ſich durch 
dieſen lakoniſchen Schriftſatz bloß die volle Prozeßgebühr für 
den Fall zu retten, daß vor Zuſtellung einer eingehenderen 
Klagebeantwortung ſein Mandat ſich vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung erledigen würde, 8 14 Gebo. 

Für die Zukunft iſt aber der Anwalt des Beklagten davor 
zu warnen, dem Amtsgericht einen Schriftſatz einzureichen, der 
lediglich den Abweiſungsantrag bringt. Denn in ſolchem Falle 
iſt der Amtsrichter in der Lage über die einſeitigen Behauptungen 
des Klägers ſofort die von dieſem benannten Zeugen ſowie 
Sachverſtändige zu laden, auch vor dem Termin Augenſchein ein⸗ 
zunehmen und Gutachten Sachverſtändiger einzuholen. Schreitet 
aber der Richter zu einer Beweisaufnahme, oder bereitet er 
auch nur ſolche vor zu einer Zeit, wo er lediglich die Dar⸗ 
ſtellung des Klägers kennt, ſo entſteht die große Gefahr, daß 
er zu einer einſeitigen Auffaſſung gelangt, von der mancher 
Richter ſich hinterher ſchwer trennen kann. Sind ferner nur 
die Zeugen des Klägers zur Stelle, ſo gewinnt der Richter 
durch dieſe vielleicht eine ſo ſeſte Überzeugung vom Tatbeſtande, 
daß er dann ablehnt, auch noch die Gegenzeugen des Beklagten 
zu laden, die dieſer ihm erſt in der mündlichen Verhandlung 
nennt (vgl. JW. 07, 729). Hieraus erwächſt für den Anwalt 
des Beklagten die Pflicht, den Klageabweiſungsantrag nur in 
Verbindung mit einer Darlegung des Tatbeſtandes und Be⸗ 
nennung der Beweismittel einzureichen. Kann er das nicht 
alsbald und will er das Gericht und den Gegner lediglich 
von ſeiner Mitbeteiligung in Kenntnis ſetzen, ſo muß er ſich 
darauf beſchränken, dem Gericht und dem Gegner anzuzeigen, 
daß er den Beklagten vertrete. | 

IX. Die Novelle fieht gewiſſe Erleichterungen für Zu⸗ 
ſtellungen und Ladungen vor. 

1. Wird eine Partei durch einen Anwalt vertreten, 
ſo genügt zum Nachweiſe der Zuſtellung das mit Datum und 
Unterſchrift verſehene ſchriftliche Empfangsbekenntnis des Anwalts, 
§ 496 Abſ. 4. Während die analoge Vorſchrift ($ 198) für 
den Verkehr von Anwalt zu Anwalt bequem und nützlich iſt, 
hat der Anwalt an ihr für den Amtsgerichtsprozeß kaum ein 
Intereſſe. Sie bedeutet lediglich eine Erleichterung für den 
Gerichtsſchreiber und den Gerichtsdiener bzw. Poſtboten. Denn 
dieſe find alsdann der Formalitäten aus SS 211, 212 ent⸗ 
hoben. Der Gerichtsſchreiber ſendet dann den Gerichtsdiener 
mit der beglaubigten Abſchrift in das Bureau des Anwalts; 
und der Gerichtsdiener wird den vielleicht mit anderen dringenden 
Arbeiten beſchäftigten Anwalt ſtören, um Datum und Unter⸗ 
ſchrift zu erhalten; das kulante Verfahren, demzufolge im 
Verkehr der Anwälte untereinander der Anwalt das Empfangs⸗ 
bekenntnis unterſchreibt, ſobald er Zeit findet, wird der Gerichts⸗ 
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diener nicht üben wollen und können. Da die normale Zu⸗ 
ſtellung von Amts wegen ebenſo koſtenlos iſt wie die gegen 
Empfangsbekenntnis des Anwalts, erſtere aber auch als Erſatz⸗ 
zuſtellung an Bureauangeſtellte erfolgen kann (§ 183), fo iſt fie 
für den Anwalt jedenfalls bequemer. (Anderer Anſicht Rieß 
Seite 14, 17.) 

2. § 496 Abſ. 5 ordnet als fernere Erleichterung an: 
„Auf Beſtimmung des Gerichts kann die Mitteilung von An⸗ 
trägen und Erklärungen ohne beſondere Form erfolgen“, alſo 
insbeſondere ſchriftlich durch einfachen Brief, den der Gerichts⸗ 
diener oder die Poſt befördert, ja vielleicht auch mündlich, wenn 
ſich die Partei gerade auf dem Gericht aufhält. An welche 
„Anträge und Erklärungen“ iſt aber hier gedacht? Ein Ver⸗ 
gleich mit den Worten in Abſ. 2, „die Klage ſowie ſonſtige 
Anträge und Erklärungen“ zeigt, daß Abſ. 5 anſcheinend alle 
Schriftſtücke, ausgenommen die Klage, im Auge hat, insbe⸗ 
ſondere alle vorbereitenden Schriftſätze; aber ſelbſt die Ein⸗ 
ſpruchsſchrift iſt nicht ausgenommen. Die Vorſchrift erweckt 
Bedenken; denn eine formloſe Mitteilung gibt keine Garantie 
dafür, daß der Adreſſat ſie auch ſicher erhält, und, wenn ſie 
nur mündlich erfolgt, ſie verſteht. Bedenklich iſt auch, daß das 
Geſetz dem Richter kein Kriterium dafür angibt, ob er beſſer 
die Zuſtellung gemäß Abſ. 1 oder die formloſe Mitteilung 
gemäß Abſ. 5 wählt. Es liegt wohl im Sinne des Geſetzes, 
daß der Weg formlofer Mitteilung nur dann beſchritten wird, 
wenn es ſich um Schriftſtücke von offenbar geringer Erheblichkeit 
handelt. Hierfür dürfte die Begründung ſprechen; wenigſtens 
betont ſie Seite 32, daß die Entſcheidung dem Richter und 
nicht dem Gerichtsſchreiber überlaſſen iſt, damit nicht etwa „der 
Gerichtsſchreiber von der förmlichen Zuſtellung in Fällen abſieht, 
in denen die Feſtſtellung des Zeitpunkts der Mitteilung von 
weſentlicher Bedeutung iſt“, z. B. wenn der Kläger einen er⸗ 
gänzenden Schriftſatz einreicht, ohne den er kein Verſäumnis⸗ 
urteil erwirken könnte, S 335 Nr. 3. Hieraus folgt, daß der 
Richter die Entſcheidung bei jedem zuſtellungsbedürftigen Schriſt⸗ 
ſtück von Fall zu Fall treffen muß und nicht etwa generell 
anordnen kann, daß alle Anträge und Erklärungen beider 
Parteien dem Gegner formlos mitgeteilt werden dürfen. 
(A. M. Stein a. a. O. § 496 Anm. VI). 

3. Eine eigenartige Zuſtellungserſparung bringt § 497 
Abſ. 2: „Die Ladung einer Partei iſt nicht erforderlich, wenn 
der Termin der Partei bei Einreichung oder Anbringung der 
Klage oder des Antrages, auf Grund deſſen die Termins⸗ 
beſtimmung ſtattfindet, mitgeteilt worden iſt“. Dieſe Beſtim⸗ 
mung bezweckt, dem Staat Arbeit und Koſten zu erſparen. Wenn 
alſo der Kläger die Klageſchrift perſönlich dem Gerichtsſchreiber 
übergibt oder ſie zu Protokoll erklärt, oder wenn eine Partei, 
nachdem das Verfahren geruht hatte uſw., einen neuen Ver⸗ 
handlungstermin beantragt (§ 503), ſo kann der Gerichts⸗ 
ſchreiber oder der Amtsrichter der gerade anweſenden Partei 
ſofort den Termin mitteilen. Dringend iſt zu wünſchen, daß 
ſolche Mitteilungen nicht mündlich geſchehen. Wie leicht kann 
ſolche mündliche Terminsmitteilung vergeſſen oder mißverſtanden 
werden! Wie viele ſprechen undeutlich! Wie viele hören ſchlecht! 
Wir wiſſen auch aus der täglichen Praxis: der Amtsrichter, 
der nach Verhandlung vertagt, muß faſt immer die unkundige 
Partei wiederholt darauf aufmerkſam machen, daß ſie keine 
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Ladung zum neuen Termin erhält, und die Partei bittet dann 
den Richter meiſt, ihr doch den Termin auf einem Zettel zu 
notieren! Jedenfalls muß einer erheblichen Ausdehnung der 
Neuerung durchaus entgegengetreten werden. Insbeſondere 
dürfte ſolche Terminsmitteilung unwirkſam ſein, ſolange nicht 
der Amtsrichter die Terminsnote unterſchrieben hat, 8 216 ZPO.; 
es dürfte kaum genügen, wenn etwa der Amtsrichter den Ge⸗ 
richtsſchreiber anweiſt, bei den nächſten einlaufenden Schrift⸗ 
ſtücken ſeinerſeits die Termine auf einen beſtimmten noch 
terminsfreien Tag feſtzuſetzen und den anweſenden Parteien 
dies alsbald mitzuteilen. Vor allem iſt es aber unzuläſſig, 
ſolche Mitteilung etwa den Boten der Rechtsanwälte zu 
machen, welche die fraglichen Schriftſtücke auf das Gericht 
tragen. Denn die Ladung der Parteien iſt nur dann nicht 
erforderlich, wenn der Termin der „Partei“ mitgeteilt worden 
iſt, — der Partei oder ſelbſtverſtändlich auch ihrem bevoll⸗ 
mächtigten oder geſetzlichen Vertreter. Der Bote des Anwalts, 
der lediglich beauftragt iſt, Schriftſtücke abzugeben, iſt aber 
kein Bevollmächtigter der Partei; ſeine Vollmacht, wenn von 
ſolcher überhaupt die Rede wäre, reicht jedenfalls nicht weiter 
als eben dahin: die Schriftſtücke abzugeben, aber nicht auch: 
Terminsmitteilungen in Empfang zu nehmen. 


B. Suftellung der Arteile. 


1. Die Zuſtellung der Urteile erfolgt gemäß § 496 Abſ. 1 
und § 317 Abſ. 1 nach wie vor im Wege des Selbſtbetriebs. 
Die Begründung Seite 31 gibt beachtenswerte Motive hierfür 
an. Vor allem müßte der Amtsbetrieb bei der Zuſtellung 
von Urteilen die Zuſtellungen ungeheuer vermehren. Denn 
jedes Urteil müßte beiden Parteien zugeſtellt werden; viele 
Urteile bedürfen aber praktiſch überhaupt keiner Zuſtellung, 
wenn nämlich der unterliegende Teil ſofort leiſtet; andere 
werden im Falle des Selbſtbetriebs nur von einer Partei an 
die andere zugeſtellt. Aber das Geſetz modifiziert ſeinen Grund⸗ 
ſatz für die Zuſtellung von Verſäumnisurteilen; bei dieſen 
ſoll der Gerichtsſchreiber die Zuſtellung vermitteln, ſofern nicht 
die obſiegende Partei erklärt hat, ſelbſt einen Gerichtsvollzieher 
mit der Zuſtellung beauftragen zu wollen, § 508 Abſ. 1. 
Dieſe Modifikation ſoll angeblich (Begründung Seite 37) im 
Intereſſe der Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfahrens 
liegen. Überzeugend iſt das nicht. Anerkenntnisurteile würden 
dann jedenfalls mit gleichem Recht ſolchen Anſpruch auf Ver⸗ 
einfachung und Beſchleunigung haben. Ein Mangel liegt aber 
auf der Hand: wenn der Gerichtsſchreiber den fingierten Zu⸗ 
ſtellungsauftrag an den Gerichtsvollzieher vermittelt, ſo kann 
nicht zugleich mit der Zuſtellung des Verſäumnisurteils auch 
die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden. Will der Gläubiger dieſe 
Gleichzeitigkeit, ſo muß er zu dem fingierten Auftrag aus 
§ 508 noch den wirklichen Auftrag gemäß § 753 an den 
Gerichtsſchreiber richten, daß dieſer dem Gerichtsvollzieher auch 
den Auftrag zur Zwangsvollſtreckung vermitteln wolle. Und 
darf man überhaupt darauf rechnen, daß der Gerichtsſchreiber 
dieſen Auftrag ſchnell erledigt? Das wird von dem individuellen 
Fleiß und der Geſchäftslaſt der einzelnen Gerichtsſchreiber ab⸗ 
hängen. Die Begründung weiſt ſelbſt gelegentlich Seite 32 
darauf hin, daß durch die Mitwirkung des Gerichtsſchreibers 
im Zuſtellungsweſen die Zuſtellung „der Einwirkung und ins⸗ 
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beſondere der Beſchleunigung ſeitens der Parteien entzogen 
wird“. Der Anwalt, der ein Verſäumnisurteil erwirkt hat, 
wird daher im allgemeinen beſſer daran tun, ſofort zu erklären, 
daß er ſelbſt einen Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung des 
Urteils beauftragen wolle. 

§ 508 Abſ. 1 beſtimmt übrigens keineswegs, daß die 
Verſaͤumnisurteile von Amts wegen zugeſtellt werden ſollen 
(Unrichtig Rieß S. 20). Die Zuſtellung der Verſäumnis⸗ 
urteile geſchieht vielmehr im Wege des Selbſtbetriebs; nur gilt 
dabei die Modifikation, daß der Sieger den Zuſtellungsauftrag 
nicht perſönlich dem Gerichtsvollzieher gibt, ſondern durch Ver⸗ 
mittelung des Gerichtsſchreibers als ſeines fingierten Be⸗ 
auftragten. Der praktiſche Unterſchied liegt vor allem darin, 
daß die Zuſtellungen von Amts wegen durch die gerichtliche 
Pauſchgebühr abgegolten werden, 8 80a GKG., Zuſtellungen 
auf Parteibetrieb dagegen beſonders vergütet werden. 

2. Damit die Amtsgerichtsurteile ſchneller zugeſtellt werden 
lonnen, werden ſie künftig regelmäßig in neuer gekürzter Form 
ausgefertigt, S 496 Abſ. 6. Die Ausfertigung wird von den 
drei Hauptſtücken des Urteils — Urteilsformel, Tatbeſtand und 
Entſcheidungsgründe — nur die Formel bringen, außerdem 
natürlich die Außerlichkeiten des Urteils, alſo das Rubrum, die 
Benennung des Gerichts und des Richters und die Unterſchrift, 
§ 313 Nr. 1 und 2, § 315. Will die Partei eine vollſtändige 
Ausfertigung haben, alſo mit Tatbeſtand und Entſcheidungs⸗ 
gründen, ſo muß ſie dies ausdrücklich beantragen. Verlangt 
fie eine Urteilsausfertigung ſchlechthin, fo erhält fie die ſoeben 
beſchriebene gekürzte, die man Urteilsformel⸗Ausfertigung nennen 
konnte. Die Neuerung iſt praktiſch; denn die Zuſtellung ſolcher 
Urteilsformel⸗Ausfſertigung ſteht in den Wirkungen der Zuſtellung 
des vollſtändigen Urteils gleich; ſie genügt daher zur Vornahme 
der Zwangsvollſtreckung, § 750; fie bringt ferner die Notfriſten 
zur Einlegung der Rechtsmitttel und des Einſpruchs in Gang 
und gibt folglich den Ausgangspunkt für die Berechnung der 
Rechtskraft ab, §S 705. Die Neuerung wirkt alſo beſchleunigend; 
denn die Zeit, die in der Gerichtskanzlei zum Abſchreiben von 
Tatbeſtand und Gründen gebraucht würde, wird geſpart. Noch 
praktiſcher wäre die Neuerung, wenn die Urteilsformel⸗Aus⸗ 
fertigung bereits unmittelbar nach der Verkündung des Urteils 
zuläſſig wäre. Anregungen, die dem Geſetzgeber in dieſer 
Hinſicht gegeben waren (Dittenberger, Kommentar zum Entwurf 
der Prozeßnovelle S 496 Anm. 7), find jedoch unbeachtet 
geblieben. Deshalb kann die Urteilsformel⸗Ausfertigung erſt 
erteilt werden, wenn der Amtsrichter das Urteil mit Tatbeſtand 
und Gründen abgeſetzt und unterſchrieben hat, § 317. Abſ. 2; 
und das dauert meiſt ſehr viel länger als das Abſchreiben des 
Gerichtskanzliſten. Auf Landgerichtsurteile iſt die Neuerung 
nicht ausgedehnt; ſie müſſen alſo immer in vollſtändiger Faſſung 
ausgefertigt werden; nur Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile 
im landgerichtlichen Verfahren machen hiervon eine Ausnahme 
(vgl. unten Nr. 3). — Wann aber wird eine Partei um Aus⸗ 
fertigung des vollſtändigen Urteils bitten müſſen? Vor 
allem wird ſie meiſt die Gründe einſehen wollen, wenn ſie 
Berufung plant; ebenſo wird, wenn Berufung eingelegt wurde, 
der Gegner die Gründe leſen wollen. Auch wer den Wunſch 
hat, in Zukunft ſtets ſchnell nachweiſen zu können, daß gerade 
der hier eingeklagte Anſpruch in Rechtskraft übergegangen iſt, 
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bedarf der vollſtändigen Urteilsausfertigung. Denn die Identität 
des Anſpruchs mit einem vielleicht etwa künftig ſtreitig werdenden 
kann durch die Urteilsformel allein nicht geführt werden, ſondern 
durch ſie nur in Verbindung mit Tatbeſtand und Gründen, 
§ 322. Zwar kann ſich der Sieger dann zum Nachweis auf 
das bei den Gerichtsakten befindliche Originalurteil berufen; 
aber die Gerichtsakten können dann vielleicht ſchon kaſſiert oder 
unauffindbar ſein uſw. Das Geſetz verbietet daher nicht, daß 
eine Partei ſich gleichzeitig eine Ausfertigung des vollſtändigen 
Urteils und eine Urteilsformel⸗Ausfertigung erbittet; ein Intereſſe 
daran würde z. B. der Kläger haben, der teilweiſe abgewieſen 
iſt und ſich daher über die Einlegung der Berufung ſchlüſſig 
machen will und teilweiſe mit vorläufiger Vollſtreckbarkeit ob⸗ 
geſiegt hat und deshalb mit der Urteilsformel⸗Ausfertigung 
alsbald zur Zwangsvollſtreckung ſchreiten will. 

3. Schließlich ſei noch die Neuerung geſtreift, die allerdings 
nur für die Zuſtellung der Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile 
eingeführt wird, aber nicht nur für die des Amtsgerichts, § 313 
Abi. 3, § 317 Abſ. 4. Die Neuerung bezweckt Abhilfe gegen die 
viel beklagte Beläſtigung des Richters, der bei Verſäumnis⸗ und 
Anerkenntnisurteilen eine ſaſt mechaniſche Schreibarbeit zu leiſten 
hat. Nach S 313 Abſ. 3 kann in Zukunft ein Verſäumnis⸗ 
oder Anerkenntnisurteil, falls es völlig nach dem Antrage des 
Klägers erkennt, auf die bei den Gerichtsakten befindliche Klage⸗ 
ſchrift (ſo beim Amtsgerichtsprozeß) oder Klageabſchrift (ſo beim 
Landgerichtsprozeß) oder auf eine Alonge geſetzt werden und 
etwa ſo lauten: 

„Der Beklagte wird gemäß vorſtehendem Klageantrag 
durch (vorläufig vollſtreckbares) Verſäumnisurteil (An⸗ 
erkenntnisurteil) koſtenpflichtig verurteilt. 

Königsberg i. Pr., den 3. April 1910. 

Königliches Amtsgericht. 
Richter.“ 

Wie geſchieht nun die Ausfertigung ſolcher kurz gefaßten 
Urteile? Hierüber verfügt $ 317 Abf. 4: „Iſt das Urteil nach 
§ 313 Abſ. 3 in abgekürzter Form hergeſtellt, jo erfolgt die 
Ausfertigung in gleicher Weiſe unter Benutzung einer beglaubigten 
Abſchrift der Klageſchrift oder in der Weiſe, daß das Urteil 
durch Aufnahme der im § 313 Abſ. 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten 
Angaben vervollſtändigt wird. Die Abſchrift der Klageſchrift 
kann durch den Gerichtsſchreiber oder durch den ö 
des Klägers beglaubigt werden.“ 

a) Die Reichstagskommiſſion hat ſich den Hergang etwa 
ſo gedacht: Der Anwalt des Klägers bringt in Fällen, in denen 
es wahrſcheinlich zum Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnisurteil 
kommen wird, eine von ihm beglaubigte Abſchrift der Klage⸗ 
ſchrift zum Termin mit. Die gedruckten Formularklagen (auf 
Kaufpreis, Mietzins uſw.) enthalten vielleicht ſchon einen Vor⸗ 
druck entſprechend der oben erwähnten kurzen Urteilsfaſſung, 
oder das Gericht benutzt dazu einen Stempel. Der Richter 
vervollſtändigt ſofort dieſen Vordruck oder Stempel auf dem 
Gerichtsexemplar der Klageſchrift, der Gerichtsſchreiber überträgt 
die Abſchrift dieſes kurzen Urteils entſprechend auf die beglaubigte 
Abſchrift der Klageſchrift, die der Anwalt dem Gerichtsſchreiber 
zu dieſem Behuf ſofort übergibt; der Gerichtsſchreiber ſetzt dann 
den Ausfertigungsvermerk, eventuell die Vollſtreckungsklauſel 
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auf die beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift und fügt geeigneten 
Falles am Schluß noch den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß hinzu 
gemäß den neuen SS 103 bis 105. Der Rechtsanwalt kann 


ſonach bereits vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils und 


Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes mit nach Hauſe nehmen, läßt beides 
alsdann zuſtellen, 8 105, und ſofort gemeinſam vollſtrecken, 
§ 798. Ob der Gerichtsſchreiber freilich ſich zu allen vor⸗ 
erwähnten ihm obliegenden Arbeiten mitten in der Sitzung ent⸗ 
ſchließen wird, ſteht dahin. Jedenfalls wird, auch wenn er ſie 
erſt nach der Sitzung erledigt, durch die neuen Vorſchriften 
die Prozedur beſchleunigt. Der Anwalt hat um ſo mehr Anlaß 
ſeinerſeits die beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift entweder 
ſchon zum Termin mitzubringen oder ſie alsbald danach ein⸗ 
zureichen, als die Schreibgebühren für dieſe beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften nicht durch die Pauſchgebühr des § 76 Gebo. ab⸗ 
gegolten werden; er erhält vielmehr für jene Abſchrift, falls 
ſie zur Urteilsausfertigung wirklich benutzt wird, Extra⸗Schreib⸗ 
gebühren und zwar für jede Seite 20 %, Gebo. § 76 Abſ. 6 
und 7 (letzterer Abſatz enthält einen Redaktionsfehler; es muß 
dort Abſ. 6 ſtatt Abſ. 5 heißen). Andererſeits berechnet das 
Gericht keine Schreibgebühren, wenn das Urteil unter Be⸗ 
nutzung einer ſolchen, dem Gericht vorgelegten beglaubigten 
Abſchrift der Klageſchrift (oder des Zahlungsbefehls 8 696 
Abſ. 3) ausgefertigt wird, GKG. § 79. 

Stein a. a. O. folgert, wie unter II erwähnt iſt, aus 
§ 317 Abſ. 4 a potiori: da der Anwalt die Klageabſchrift für 
die Urteilsausfertigung beglaubigen könne, fo müſſe es 
auch genügen, wenn er im Amtsgerichtsprozeß Schriftſatz⸗ 
abſchriften zum Zweck der Zuſtellung beglaubige. Aber 
ss 313, 317 bezweckten lediglich, den Richtern und Gerichts⸗ 
ſchreibern die Arbeit bei der Herſtellung von Verſäumnis⸗ und 
Anerkenntnisurteilen zu erleichtern. Der Gedanke, hier implizite 
Zuſtellungsvorſchriften zu geben, lag dem Geſetzgeber fern. 
Man kann dieſen Gedanken weder aus dem Geſetz heraus: 
leſen noch mittels Analogie oder ähnlicher Schlüſſe in 
das Geſetz hineinleſen. An der ſyſtematiſch zutreffenden 
Stelle, im Kapitel über die Zuſtellungen von Amts 
wegen hat das Geſetz dem Anwalt die Befugnis zur 
Schriftſatzbeglaubigung, die ihm bei Parteibetrieb zu⸗ 
ſteht, 8 170, ausdrücklich verſagt, § 210, ja geradezu 
entzogen, 8 208. Daher kann es nicht im Sinne des 
Geſetzes liegen, dieſe ausdrückliche Beſtimmung durch eine 
andere ſtillſchweigend außer Kraft zu ſetzen, zumal dieſe 
andere (§ 317 Abſ. 4) nach Syſtematik, Wortlaut, Inhalt und 
Tendenz mit dem Zuſtellungsweſen nichts zu tun hat. Jeden⸗ 
falls werden die Rechtsanwälte ſicherer gehen, wenn ſie ſich der 
Schriftſatzbeglaubigung bei den amtsgerichtlichen Zuſtellungen 
enthalten und ſie dem Gerichtsſchreiber überlaſſen; denn dieſer 
muß beglaubigen. 

b) $ 317 Abſ. 4 geſtattet, abgekürzte Verſäumnis⸗ und 
Anerkenntnisurteile auch ohne Benutzung einer beglaubigten 
Abſchrift der Klageſchrift auszufertigen. Der Gerichtsſchreiber 
kann nämlich ſeinerſeits das abgekürzte Urteil für die Aus⸗ 
fertigung in der Weiſe vervollſtändigen, daß er aus eigener 
Machtvolllommenheit das ganze Rubrum ($ 313 Nr. 1), die 
Benennung des Gerichts und der Richter (Nr. 2) und eine voll⸗ 
ſtändige Urteilsformel (Nr. 5) berſtellt. Dann fehlen in der 
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Urteilsausfertigung lediglich der Tatbeſtand und die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe; die Urteilsausfertigung ſieht dann alſo genau 
ſo aus, wie regulär bei Amtsgerichtsurteilen gemäß § 496 Abſ. 6. 


Die Erſatzſtücke bei der Sicherungsübereignung von 
Inventar und Warenlager. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Walter Luetgebrune in Göttingen. 


IJ. Dem Kreditnehmer wird in vielen Fällen als verwert⸗ 
bares Objekt zur Sicherungsübereignung nur ſein Inventar und 
Warenlager zur Verfügung ſein. Es wird dann der zur Zeit 
des Vertragſchluſſes gegenwärtige Beſtand des Inventars und 
Warenlagers dem Kreditgeber zwecks Sicherung zu Eigentum 
übertragen, und dabei meiſt vereinbart, daß der Kreditnehmer 
Inventar und Warenlager auf Grund eines Verwahrungs⸗ oder 
Kommiſſionsvertrages in Beſitz behalten ſoll. Nun liegt es 
aber in der Natur der Sache, daß Inventar und Warenlager 
nicht ewig den Beſtand zur Zeit der Abereignung aufweiſen. 
Das Inventar wird abgenutzt und verbraucht, das Warenlager 
wird durch die beſtimmungsgemäßen Veräußerungen der Waren⸗ 
beſtände verringert. Für die Abgänge werden Erſatzſtücke an⸗ 
geſchafft. Es muß nun aber dem Kreditgeber daran liegen, ſeine 
Sicherheit in der vollen Höhe des Wertes des urſprünglichen 
Beſtandes zu erhalten. Es müſſen alſo die Erſatzſtücke ebenfalls 
Gegenſtand des Sicherungsvertrages werden und dem Schickſal 
des noch verbliebenen Reſtes von Inventar und Warenlager 
mitunterworfen werden. Dieſem Erfordernis wollen nun viele 
Sicherungsverträge dadurch Rechnung tragen, daß ſie beſtimmen, 
daß die ſpäteren, künftigen Zugänge ebenfalls in das Eigentum 
des Kreditgebers treten ſollen. Es fragt ſich jedoch, in welcher 
Weiſe dieſer Wille der Parteien juriſtiſch am beſten zu ver⸗ 
wirklichen iſt. | 

II. 1. Unbeſtritten iſt wohl, daß die einfache Beſtimmung: 
alle künftigen Zugänge ſollen gleichfalls in das Eigentum des 
Kreditgebers zum Zwecke der Sicherung eintreten, nicht genügt, 
um rechtswirkſam das Eigentum an den Erſatzſtücken für den 
Kreditgeber zu begründen. Denn eine Verfügung über einen 
noch nicht vorhandenen oder noch nicht im Eigentum des Ver⸗ 
fügenden ſtehenden Gegenſtand iſt rechtlich unmöglich. Eine 
Verfügung über ein „nonens* iſt ein „nonsens“. 

2. Es wäre möglich, daß das Eigentum an den Erſatz⸗ 
ſtücken auf den Kreditgeber bei der Anſchaffung der Erſatzſtücke 
direkt und unmittelbar überginge, in dem der Kreditnehmer 
jedesmal bei der Anſchaffung lediglich als Vertreter des Kredit⸗ 
gebers aufträte. Es erſcheint dieſes Verfahren für die Praxis 
ſchwer verwertbar. Der Kreditnehmer will, um ſein Geſchäfts⸗ 
renommee nicht zu ſchädigen, nach außen hin von der Über: 
eignung ſeines Inventars und Warenlagers nichts verlauten 
laſſen. Die Sicherungsübereignung muß ein wirtſchaftliches 
Internum zwiſchen ihm und ſeinem Kreditgeber bleiben. So 
werden denn bei der Anſchaffung die Erſatzſtücke regelmäßig 
zunächſt in fein Eigentum übergehen. Es muß alſo die ber: 
tragung des Eigentums an den Erſatzſtücken auf den Kredit⸗ 
geber durch einen beſonderen Akt nach der Anſchaffung geſchehen. 

3. Eine Eigentumsübertragung an den Erſatzſtücken wird 
nun vielfach in der Weiſe in Sicherungsverträgen vorgeſehen, 
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daß der Kreditnehmer verpflichtet wird, über jeden Zugang an 
Inventar und Warenlager dem Kreditgeber ſofort Anzeige 
zu erſtatten, wodurch die Zugänge in das Eigentum des 
Kreditgebers übergehen ſollen. Eine derartige Verabredung 
ſtellt rechtlich weiter nichts dar, als wie eine Ver⸗ 
pflichtung des Kreditnehmers, über die Zugänge jedesmal mit 
dem Kreditgeber eine neue Eigentumsübertragung mittels 
constitutum possessorium abſchließen zu müſſen. Es iſt 
hierbei irrelevant, ob die erforderliche Einigung etwa ſchon im 
Sicherungsvertrage auch für die Übertragung der Erſatzſtücke 
antizipiert iſt. Die Eigentumsübertragung kann erſt zuſtande 
kommen, wenn der Eingang des genau zu bezeichnenden Erſatz⸗ 
ſtückes dem Kreditgeber mitgeteilt if. Auch dieſe zweite 
Möglichkeit, auf den Kreditgeber das Eigentum an Erſatzſtücken 
zu übertragen, wird in der praktiſchen Durchführung auf 
Schwierigkeiten ſtoßen. Nur allzu häufig wird der Kredit⸗ 


nehmer die ihm unbequeme, ausdrückliche Mitteilung über den 


Zugang des Erſatzſtückes verabſäumen. Nur allzu häufig wird 
auch das Erſatzſtück ſelbſt nicht genau genug in einer ſolchen 
Mitteilung bezeichnet ſein. 

4. Bei dem Eigentumserwerb an Erſatzſtücken für den 
Kreditgeber iſt deshalb auch die Praxis noch auf eine dritte 
Möglichkeit der Konſtruktion eingegangen, die wirtſchaftlich den 
einfachſten und bequemſten Weg zur Verwirklichung des Partei⸗ 
willens darbietet. In einem Fall, wo ein Schuhwarenlager 
zur Sicherung übereignet war, hat das Reichsgericht (RG. 
17. Juni 02 in Jur. Wochenſchrift, Beil. 03, 31) die Frage 
erwogen, ob an den ſpäter hinzugekommenen Erſatzſtücken der 
Kreditgeber etwa dadurch das Eigentum erworben haben könne, 
daß der Kreditnehmer in Gemäßheit des S 181 BGB. 
mit ſich ſelbſt als Vertreter ſeines Kreditgebers kontrahiert 
und ſo die Erſatzſtücke übereignet habe. Das Reichs⸗ 
gericht kommt in dem erwähnten Falle aus tatſächlichem Grunde 
zur Verneinung dieſer Frage. Aber dieſe Konſtruktion weiſt 
einen gangbaren Weg. Wenn in dem Sicherungsvertrage dem 
Kreditnehmer die Verpflichtung auferlegt iſt, alle ſpäteren Erſatz⸗ 
ſtücke dem Kreditgeber zu übertragen und ihm weiter die Er⸗ 
mächtigung erteilt iſt, dieſe Eigentumsübertragung als Vertreter 
des Kreditgebers anzunehmen, ſo iſt hiermit die Möglichkeit zu 
einem Kontrahieren mit ſich ſelbſt, gemäß 8 181 BGB., ge⸗ 
ſchaffen. Es kommt dann nur noch darauf an, daß der Kredit⸗ 
nehmer bei der Übertragung der angeſchafften Erſatzſtücke auf 
ſich als Vertreter des Kreditgebers, richtig verfährt. Er verfährt 
richtig, wenn er dem Doppelwillen des Übertragens und An⸗ 
nebmens des Eigentums an dem neu angeſchafften Gegenſtande 
nicht lediglich in ſeinem Innern faßt, ſondern auch durch äußere 
Tatſachen an den Tag legt. Dieſes äußere Erkennbarmachen 
ſeines Willens, als Vertreter zu handeln und Eigentum zu er⸗ 
werben, kann z. B. rechtserheblich dadurch zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die zu übertragenden Erſatzſtücke mit einer Signatur 
des Kreditgebers verſehen würden. Die äußerliche Kenntlich⸗ 
machung würde aber auch dann ſchon vorliegen, wenn die zu 
übertragenden Erſatzſtücke in einer Zuſammenſtellung aufgezeichnet 
werden, in der unter dem Namen des Kreditgebers der Beſtand 
von Inventar und Warenlager aufgeführt iſt. Durch die Auf⸗ 
nahme in dieſer Zuſammenſtellung würde der Kreditnehmer zum 
Ausdruck bringen, daß er, in Ausfluß ſeiner Vertretungsmacht, 
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mit ſich ſelbſt das Rechtsgeſchäft der Eigentumsübertragung an 
dieſen Erſatzſtücken vorgenommen hat. — 

III. Auf dieſem Wege wird ſich in dem Rahmen von 
Sicherungsverträgen auch die Übereignung der Erſatzſtücke praktiſch 
am ſicherſten und einfachſten verwirklichen laſſen. 


Vorprozeſſuale Vergleiche als Vollſtreckungstitel. 
Von Profeſſor Dr. Hans Reichel, Leipzig. 


1. Vor Anhängigmachung des Rechtsſtreites beantragt A 
die Sicherung des Beweiſes (SS 485, 486 ZPO.) Im Be⸗ 
weisaufnahmetermin vergleichen ſich die Parteien zu Protokoll 
des Amtsgerichts. Der Vergleich ermangelt der Vollſtreckbarkeit 
(vgl. 8 794 Ziff. 1 und 2 3P O.). 

2. N beantragt gegen 0 den Erlaß eines Arreſtbefehls 
oder einer einſtweiligen Verfügung, ohne die Hauptſache an⸗ 
hängig zu machen. Das Arreſtgericht ordnet mündliche Ver⸗ 
handlung an und nimmt in dieſer einen Vergleich zu Protokoll. 
Der Vergleich iſt nach dem klaren Wortlaute des § 794 Ziff. 1 
und 2 ZPO. der Vollſtreckung nicht fähig (OL H. Hamburg in 
Seuff Arch. 55 N. 124), und es bleibt ſehr fraglich, ob man 
berechtigt iſt, ihn nach Analogie der Ziff. 1 für vollſtreckbar 
zu erachten (jo das OLG. Hamburg in Seuff Arch. 62 N. 72). 

3. Folgender Fall war kürzlich in der Praxis zu be⸗ 
handeln. Der Gläubiger ſuchte beim Landgericht um Be⸗ 
willigung des Armenrechts behufs Anſtrengung eines Pro⸗ 
zeſſes nach. Da die Klagebegründung verworren und die 
Sache objektiv zum Vergleich angetan war, ſo lud der vom 
Vorſitzenden beſtellte Referent die Parteien zu einer mündlichen 
Erörterung ein, anläßlich deren die Parteien zu Protokoll des 
Richters (und des zugezogenen Gerichtsſchreibers) einen Vergleich 
ſchloſſen. Der Antrag des Gläubigers auf Erteilung vollſtreck⸗ 
barer Ausfertigung des Vergleichsprotokolls wurde vom Gerichts⸗ 
ſchreiber mit Recht abgelehnt, weil der Vergleich weder „nach 
Erhebung der Klage“ (S 794 Ziff. 1 ZPO.) noch in Gemäßheit 
des § 510 ZPO. vor dem Amtsgericht (§ 794 Ziff. 2 ZPO.) 
abgeſchloſſen war. | 

In allen dieſen Fällen (meines Erachtens auch im Falle 2) 
bleibt dem Vergleichsgläubiger nichts anderes übrig, als eine 
auf Grund des Vergleiches (gegebenenfalls im Urkundenprozeß) 
anzuſtellende Klage — eine höchſt überflüſſige Beſchwerung, mit 
der weder den Parteien noch dem Staate gedient iſt. Die 
Weiterung bliebe vermieden, hätte die ZPO. den Kreis der zu 
Vollſtreckungstiteln geeigneten Vergleiche von vornherein frei⸗ 
herziger umſchrieben. Dies hätte ohne Gefahr geſchehen können. 
Denn es macht keinen Unterſchied, ob der Vergleich vor dem 
Land⸗ oder Amtsgericht, in Verfolg einer parteiſeitig erfolgten 
Sühneterminsladung oder einer gerichtsſeitig erfolgten Vor⸗ 
ladung beider Streitteile geſchloſſen iſt; das weſentliche iſt viel⸗ 
mehr dies, daß er unter richterlicher Mitwirkung zum Zwecke 
der Beilegung eines ſchon obſchwebenden oder der Verhütung 
eines vor der Tür ſtehenden Rechtsſtreites geſchloſſen iſt. Im 
übrigen könnte eine ſolche Erweiterung allen Beteiligten nur 
nützen; auch dem Staat: denn es liegt allemal im Intereſſe 
des Staates, wenn überflüſſige prozeſſuale Förmlichkeiten erſpart 
werden. Es möchte daher de lege ferenda eine Abänderung 
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des § 794 Ziff. 1 und 2 ZPO. befürwortet werden, zufolge 
deren die Zwangsvollſtreckung ſtattzufinden hätte auch aus 
ſolchen Vergleichen, die, zwar vor Erhebung der Klage, jedoch 
1. nach Beantragung des Beweisſicherungsverfahrens vor 
dem Beweisſicherungsgericht oder dem von dieſem 
beauftragten oder erſuchten Richter — 
2. nach Beantragung eines Arreſtes oder einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung vor einem deutſchen Gericht — 
3. nach Stellung eines in Vorbereitung der Klag⸗ 
erhebung an das Prozeßgericht gerichteten zuläſſigen 
Antrages vor dem Prozeßgericht oder einem beauf⸗ 
tragten oder erſuchten Richter — 
zu Protokoll abgeſchloſſen ſind. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 17. bis 29. Januar 
1910 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. $ 138 BGB. Zum Begriff des Verſtoßes gegen 
die guten Sitten.] 

Die Klägerin klagt aus einem vom 10. Mai 1907 datierten, 
am 10. Auguſt j. J. fälligen Wechſel, der von der Beklagten 
akzeptiert iſt, auf die Wechſelſumme von 15 000 # nebſt 
6 Prozent Zinſen ſeit Verfall und 71,60 & Unkoſten. Der 
Wechſel iſt von K. ausgeſtellt und an die Klägerin indoſſiert. 
K. war der Ehemann der Beklagten, die Klägerin iſt ſeine 
Mutter. Die Beklagte beantragte die Abweiſung der Klage, 
da ſie aus dem Wechſel nichts ſchuldig ſei. Feſt ſteht, daß ſie 
das Akzept ebenſo wie drei andere Akzepte im Jahre 1906 in 
blanco gegeben und daß ihr Mann das Formular bis auf die 
Remittentenbezeichnung ausgefüllt hat; erſt die Klägerin hat 
nach Erwerb des Papiers das Wort „meine“ hinter den Vor⸗ 
druck „an die Order“ geſetzt. Am 26. Juli 1907 hat die Be⸗ 
klagte eine einſtweilige Verfügung erwirkt, wodurch ihrem Mann 
geboten wurde, den Wechſel an einen Gerichtsvollzieher heraus⸗ 
zugeben; die Verfügung iſt am 31. desſelben Monats zugeſtellt. 
Am 15. Februar 1908 erging ein ſpäter rechtskräftig gewordenes 
Urteil gegen K., die Beklagte von der Wechſelverpflichtung zu 
befreien. Nach der Sachdarſtellung der Beklagten macht die 
Klägerin den Wechſel im Auftrag und für Rechnung ihres 
Sohnes geltend. Erworben und ausgefüllt habe ſie das Papier 
erſt im Auguſt 1907, als ihr die einſtweilige Verfügung bekannt 
geweſen ſei. Nur auf die Zuſicherung K.s, daß die Wechſel 
niemals eingeklagt werden ſollten, ſei die Beklagte dazu ge⸗ 
kommen, ihren Namen auf die Formulare zu ſetzen. Der Zweck 
ſei der geweſen, auf einen Gläubiger K.s, der als früherer 
Vormund der Beklagten ihr und ihrer Mutter nahe ſtand, einen 
Druck auszuüben. Man habe gehofft, daß E. von ſeinem Vor⸗ 
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haben, K. zu verklagen, Abſtand nehmen werde, wenn letzterer 
mit einer Wechfelllage gegen die Beklagte drohe. Auch dieſe 
Tatſachen habe die Klägerin beim Erwerbe des Wechſels ge⸗ 
kannt. Die Darſtellung der Beklagten iſt von der Klägerin 
beſtritten. Ihr zufolge diente das Indoſſament der Rückzahlung 
eines Darlehns von 12 500 &, das die Klägerin ihrem Sohne 
vor Jahren vorgeſtreckt haben will. Auch fei ihr der Mechfel 
ſchon im Mai 1907, um Pfingſten herum, giriert worden und 
alsbald durch Einfügung des Wortes „meine“ vervollſtändigt. 
Ebenſo habe die Ausſtellung des Wechſels andere Zwecke ver⸗ 
folgt als die Beklagte behaupte. Dieſe und ihr Mann ſeien 
darüber einig geweſen, daß der Wechſel begeben werden ſollte, 
damit die Mutter der Beklagten ſich dadurch veranlaßt ſehe, 
das ihrem Schwiegerſohn erteilte Mitgiftverſprechen zu erfüllen. 
Das RG. hob das auf Eid lautende Urteil des KG. auf und 
wies die Klage ab: Nach dem Tenor des Urteils ſoll die Be⸗ 
klagte verurteilt werden, falls die Klägerin beſchwört, die Über⸗ 
zeugung nicht erlangt zu haben, daß eine Abrede des be⸗ 
haupteten Inhalts getroffen ſei. Dies alſo auch dann, wenn 
die Klägerin Inkaſſomandatarin ſein ſollte und als ſolche von 
der rechtskräftigen Feſtſtellung vom 15. Februar 1908, wonach 
dem K. ein Wechſelrecht gegen die Beklagte nicht zuſtand, er⸗ 
griffen wäre. Nach der eigenen Sachdarſtellung der Klägerin 
muß endgültig gegen ſie erkannt werden. Die Beklagte hat 
jene Sachdarſtellung zwar beſtritten. Sie hat aber für den 
Fall, daß die von ihr ſelbſt gegebene Schilderung nicht bewieſen 
würde, die Klage vom gegneriſchen Standpunkt aus als un⸗ 
ſchlüſſig bekämpft. Daher iſt es prozeſſualiſch zuläſſig, die An⸗ 
gaben der Klägerin zu ihren Ungunſten zu verwerten. Der 
Zweck der Wechſelausſtellung, den die Klägerin bei Erwerb des 
Papieres gekannt haben will, ſoll der geweſen ſein, auf die 
Mutter der Beklagten eine Preſſion zu üben, damit ſie die 
angeblich zugeſagte Mitgift herauszahle. Mit Unrecht glaubt 
das KG., daß eine ſolche Abmachung mit den guten Sitten 
vereinbar ſei. Gewiß iſt es ausgeſchloſſen, die Einklagung der 
verſprochenen Mitgift wegen der den Eltern gebührenden Ehr⸗ 
furcht als unſittlich zu bezeichnen. Aber dieſer Satz ſteht hier 
gar nicht in Frage. Nicht gegen die Mutter der Beklagten, 
ſondern gegen dieſe ſelbſt ſollte geklagt werden. Das, was 
die Eheleute K. auf geradem Wege anzuſtreben ſich ſcheuten, 
wollten ſie verſuchen, auf Umwegen zu erreichen. Die mittel⸗ 
loſe Ehefrau, die nichts ſchuldete, ſollte ſich verklagen und ver⸗ 
urteilen laſſen, nur in der Abſicht, damit ihre — offenbar 
geſchäftlich unerfahrene — Mutter vor einer der Tochter ſcheinbar 
drohenden Gefahr, die in Wirklichkeit nicht vorhanden war, in 
Angſt geriet und unter der Einwirkung dieſes Affekts ſich zur 
Einlöſung des Wechſels verſtände. Eine derartige Spekulation, 
die dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
zuwiderläuft, macht die Vereinbarung nach $ 138 BGB. 
nichtig. Dazu kommt aber noch die Behauptung der Beklagten, 
die nach dem Zuſammenhang des zweitinſtanzlichen Tatbeſtandes 
als unbeſtritten zu gelten hat, daß ihre Ehe inzwiſchen ge⸗ 
ſchieden und der Mann für allein ſchuldig erklärt worden iſt. 
Mindeſtens hiermit wäre der Zweck der Akzepterteilung hin⸗ 
fällig geworden. K. c. K., U. v. 15. Dez. 09, 7/09 I. — Berlin. 

2. SS 168, 393, 1274 BGB. Ortliches Recht für die 
Beurteilung von Beſtimmungen des Verſicherungsvertrages 
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Unterſchied zwiſchen dem Verpfändungsverbot unter den den 
Verſicherungsvertrag abſchließenden Perſonen und der Wirkung 
der Verpfändung zwiſchen dem Verſicherungsnehmer und einem 
Dritten. Bevollmächtigung zum Zwecke einer Sicherſtellung.] 

Laut Police vom 7. Dezember 1885 hatte L. bei der 
Bremer Lebensverſicherungsbank zugunſten feines Sohnes, des 
am 8. November 1885 geborenen Klägers, eine Militärdienſt⸗ 
verſicherung in Höhe von 3000 & genommen. Dieſe Summe 
war nach erfolgter Einſtellung des Klägers zum Militär, 
ſpäteſtens nach zurückgelegtem 21. Lebensjahre zu zahlen. Der 
Kläger behauptete, ſein Vater habe ohne ſein Wiſſen die Police 
Ende April 1906 dem Beklagten zur Sicherung von Forde⸗ 
rungen aus einer zu begrümdenden Geſchäftsverbindung ver⸗ 
pfändet und die Police dem Beklagten ausgehändigt. Anfang 
Dezember 1906 habe der Beklagte ihm von der Verpfändung 
der Police Mitteilung gemacht und ihn gebeten, eine Quittung 
zu ſchreiben, damit er, Beklagter, die Verſicherungs ſumme bei 
der Bank erheben könne. Er, Kläger, habe in der Meinung, 
daß eine wirkſame Verpfändung vorliege, eine Quittung aus⸗ 
geſtellt, auf die hin der Beklagte die Verſicherungsſumme bei 
der Bank erhoben habe. Eine wirkſame Verpfändung ſei aber 
gar nicht erfolgt und werde daher mit der Klage wegen un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung die Zahlung der 3000 & nebit 
Zinſen ſeit der Mahnung vom Beklagten verlangt. Der Be⸗ 
klagte machte geltend: der Vater des Klägers habe bei ihm 
wiederholt Wechſel diskontiert. Etwa Ende April 1906 habe 
er ihm freiwillig die Police gebracht und geſagt, er wolle ſie 
bei ihm niederlegen; die 3000 &, die darauf einmal gezahlt 
würden, ſollten mit zur Tilgung der Verbindlichkeiten verwendet 
werden, die er ſeinerzeit gegen den Beklagten haben werde. 
Er, Beklagter, habe dann am 17. November 1906 dem Kläger 
von der Niederlegung der Police und davon Mitteilung gemacht, 
daß er zur Abhebung der Verſicherungsſumme feiner Quittung 
bedürfe. Hierauf habe ſich der Kläger zur Ausſtellung der 
Quittung und Beibringung der übrigen notwendigen Papiere 
bereit gezeigt und erklärt, daß er die Schuld ſeines Vaters in 
Höhe von 3000 & übernehmen und ſie mit Hilfe der Ver⸗ 
ſicherungspolice an den Beklagten zahlen wolle. Das BG. 
erkannte auf einen Eid für den Kläger dahin, daß er die oben⸗ 
erwähnte Schuldübernahme nicht erklärt habe. Das RG. hob 
auf Reviſion des Beklagten auf: Es fehlt zunächſt für die 
Beurteilung der unmittelbar aus dem Verſicherungsvertrage 
erwachſenen Rechtsverhältniſſe an einer zweifelsfreien Rechts⸗ 
grundlage. Der Verficherungsvertrag iſt im Jahre 1885 von 
dem Vater des Klägers mit der Bremer Lebensverſicherungs⸗ 
bank geſchloſſen worden. Das BG. geht in Abereinſtimmung 
mit der I. Inſtanz davon aus, daß unſtreitig nach den Be: 
ftimmungen des Verſicherungsvertrages die Veräußerung und 
Verpfändung der ſich aus dem Vertrage ergebenden Rechte 
verboten und daß dieſes Verbot nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des BGB. SS 399, 1274 Abſ. 2 rechtlich wirkſam ſei. Anderer⸗ 
ſeits beurteilt es die Frage, ob der Kläger ſelbſtändige Rechte 
unmittelbar aus dem Verſicherungsvertrag erworben habe, auf 
Grund des ſächſiſchen Rechts. Es fehlt an einer grundlegenden 
Erörterung darüber, welches örtliche Recht zur Anwendung zu 
kommen hat und warum für die Fragen, ob die Verpfändung 
der Verſicherungsforderung dinglich wirkſam ausgeſchloſſen 
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werden konnte und ob und unter welchen Vorausſetzungen der 
Kläger ſelbſtändige Rechte aus dem Vertrage für ſich erwarb, 
eine unterfchiebliche rechtliche Behandlung geboten war. Die 
bei den Akten befindlichen Statuten nebſt Police ergeben 
übrigens nicht, daß die Veräußerung und Verpfändung der 
Vertragsrechte tatſächlich ausgeſchloſſen worden ſind. Ergibt 
ſich, daß kraft des geſchloſſenen Vertrages im Verhältnis des 
Vaters L. zur Verſicherungsbank eine Verpfändung der Ver⸗ 
ſicherungsforderung rechtswirkſam verboten war, ſo folgt daraus 
noch nicht, daß eine trotzdem ſeitens des Vaters L. an den 
Beklagten geſchehene Verpfändung auch im Verhältnis dieſer 
letzteren zueinander der Rechtswirkung entbehrt. Vielmehr er⸗ 
ſcheint die Auslegung rechtlich wohl zuläſſig, daß im Verhältnis 
dieſer letzteren mit obligatoriſcher Wirkung derjenige Rechts⸗ 
erfolg einzutreten hat, den die Verpfändung nach der dinglichen 
Seite nicht zu erzeugen vermochte. Weiterhin iſt zutreffend 
von der Reviſion hervorgehoben, daß behufs einer erſchöpfenden 
Würdigung der rechtlich in Betracht kommenden Geſichtspunkte 
eine Prüfung nötig geweſen wäre, ob nicht in den Abmachungen 
der Kontrahenten die unwiderrufliche Bevollmächtigung des 
Beklagten zur Einziehung der Verſicherungsſumme zum Zwecke 
ſeiner Befriedigung nach § 168 Satz 2 BGB. zu finden war 
(vgl. RG. 52, 99). War der Wille der Kontrahenten zumal 
unter Zuſtimmung des Klägers überhaupt auf eine Sicher⸗ 
ſtellung des Beklagten gerichtet, und ließ ſich dieſer ökonomiſche 
Erfolg auch in der Form der unwiderruflichen Vollmacht er⸗ 
reichen, ſo lag es nahe, auf Grund der Vorſchriften über die 
Konverſion anzunehmen, daß die Kontrahenten das Geſchäft ſo 
aufgefaßt wiſſen wollten. Wird erwieſen, daß in dieſer oder 
jener Weiſe dem Beklagten gegenüber die Verpflichtung beſtand, 
ihm zur Deckung ſeiner Forderungen gegen den Vater des 
Klägers die Verſicherungsſumme zu überlaſſen, ſo iſt die Klage 
unbegründet. Denn ſie hat zur notwendigen Vorausſetzung, 
daß diejenige Verbindlichkeit, die durch die Leiſtung des Klägers 
erfüllt werden ſollte, objektiv gar nicht beſtanden hat. Hat ſie 
beſtanden, ſo iſt der Beklagte nicht bereichert, auch wenn er 
infolge einer durch Irrtum beeinflußten Willenserklärung des 
Klägers Erfüllung der Verbindlichkeit erlangt hat. Eine An⸗ 
fechtung dieſer Willenserklärung wegen Irrtums ſteht nicht in 
Frage. M. c. L., U. v. 23. Dez. 09, 85/09 IV. — Dresden. 

3. SS 195—197, 812 BGB. verbunden mit 88 61, 62 
des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 
30. Mai 1908 und $ 1 Nr. 3, $ 2 Nr. 5 des Preußiſchen 
Geſetzes vom 31. März 1838. Verjährung von Anſprüchen 
eines Orts⸗ und Landarmenverbandes, ſoweit es ſich um Forde⸗ 
rungen gegen die zur Unterhaltsleiſtung verpflichteten Perſonen 
oder gegen den Unterſtützten ſelbſt handelt.] 

Der klagende Armenverband macht einen Erſatzanſpruch 
wegen eines noch ungedeckten Reſtes von 17 344,70 & Koſten 
für die der geiſteskranken Beklagten ſeit dem 18. Januar 1883 
und ihrem geiſteskranken Bruder in den Jahren 1883 bis 1887 
und vom Jahre 1893 bis zu ſeinem am 12. Oktober 1903 er⸗ 
folgten Tode geleiſtete Irrenpflege geltend. Der Vater der 
beiden geiſteskranken Geſchwiſter hatte bis zu ſeinem am 18. Juni 
1893 erfolgten Tode regelmäßig Abſchlagszahlungen auf die 
durch die Irrenpflege ſeiner Kinder entſtandenen Koſten geleiſtet. 
Seine Witwe, die Mutter der beiden geiſteskranken Geſchwiſter, 
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erklärte, daß Vermögen nicht hinterlaſſen ſei. Sie hat Abſchlags⸗ 
zahlungen nicht mehr geleiſtet. Bei ihrem am 24. April 1900 er⸗ 
folgten Tode ergab ſich jedoch, daß ein Vermögen im Werte von 
22 000 & vorhanden war. Ihre alleinigen Erben waren die 
Beklagte und ihr geiſteskranker Bruder. Letzterer iſt von der 
Beklagten allein beerbt worden. Unter den Parteien, der Klägerin 
und dem Vormund der geiſteskranken M., herrſcht kein Streit 
mehr darüber, daß der Vater und ſeit deſſen Ableben die Mutter 
imſtande geweſen find, der Beklagten und deren Bruder Unter⸗ 
halt in Höhe der vom Kläger aufgewendeten Beträge zu ge⸗ 
währen. Die Beklagte hat Verjährung eingewendet Das 
LG. verurteilte, die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. 
hob auf: Soweit es ſich um Koſten handelt, die die Eltern 
der Beklagten hätten zahlen können und müſſen — alſo für 
die Zeit vom Jahre 1883 bis zum 24. April 1900, dem Tode 
des Letztlebenden — fällt der eingeklagte Erſatzanſpruch unter 
die im § 62 UWG. vom 6. Juni 1870 (neue Faſſung vom 
30. Mai 1908) berührten Anſprüche eines Armenverbandes 
gegen Dritte. Hieran wird dadurch nichts geändert, daß die 
Schuld der Eltern im Erbgang auf die Beklagte übergegangen 
iſt. Soweit es ſich dagegen um Koſten handelt, die der klagende 
Armenverband nach dem Ableben der Eltern für die Beklagte 
und deren Bruder aufgewendet hat — alſo für die Zeit vom 
24. April 1900 bis zum 31. Dezember 1903 — ſtellt der ein⸗ 
geklagte Anſpruch einen Erſatzanſpruch gegen den Unter⸗ 
ſtützten ſelbſt dar. Was nun zunächſt den Erſatzanſpruch 
gegen den Unterſtützten ſelbſt betrifft, ſo wäre letzterer aus 
dem Grunde der ungerechtſertigten Bereicherung (SS 812 ff. BGB.) 
erſatzpflichtig, wenn der Armenverband in der irrigen Annahme, 
der Unterſtützte ſei hilfsbedürftig, die Unterſtützungen gewährt 
hätte, während der Unterſtützte nicht hilfsbedürftig war, ſondern 
zur Zeit der Unterſtützung ausreichende Mittel zur Beſtreitung 
des Unterhalts beſaß. Der Unterſtützte würde dann durch die 
Leiſtungen des Armenverbandes auf deſſen Koſten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt haben und zur Herausgabe des Er⸗ 
langten verpflichtet ſein. Dieſer Bereicherungsanſpruch unter⸗ 
liegt der ordentlichen Verjährung von 30 Jahren, $ 195 BGB. 
Die in § 30 a UWG. vorgeſchriebene zweijährige Verjährung 
kann für Erſatzanſprüche des Armenverbandes gegen Unter⸗ 
ſtützte nicht in Frage kommen, denn auf Anſprüche dieſer Art 
bezieht ſich das UWG. überhaupt nicht. Preußiſchrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen kommen nicht in Betracht, da der Erſatzanſpruch 
gegen den Unterſtützten erſt nach dem Inkrafttreten des BGB. 
entſtanden iſt. Einer anderen Beurteilung unterliegt der Klage⸗ 
anſpruch, ſoweit er ſich als eine Erſatzforderung gegen dritte, 
im Verhältnis zu dem Unterſtützten unterhaltungspflichtige Per⸗ 
ſonen (alſo hier die Eltern der Beklagten, bzw. deren Erbin) 
richtet. Das UWG. vom 6. Juni 1870 (neue Faſſung vom 
30. Mai 1908) erhielt durch das Geſetz vom 12. März 1894 
eine Ergänzung dahin, daß in das Geſetz als neuer § 30 a 
folgende Beſtimmung aufgenommen wurde: „Erſtattungs⸗ und 
Erſatzanſprüche, welche auf Grund dieſes Geſetzes erhoben werden, 
verjähren in zwei Jahren vom Ablaufe desjenigen Jahres 
ab, in welchem der Anſpruch entſtanden iſt.“ Dieſe mit dem 
1. April 1894 in Kraft getretene Beſtimmung findet auf den 
ftreitigen Anſpruch keine Anwendung. Wie 8 61 Abſ. 1 UWG. 
hervorhebt, werden nämlich durch die Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
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ſetzes Rechte und Verbindlichkeiten nur zwiſchen den zur Ge⸗ 
währung öffentlicher Unterſtützung nach Vorſchrift dieſes Geſetzes 
verpflichteten Verbänden (Orts⸗Landarmenverbände, Bundes⸗ 
ſtaaten) begründet. Daher werden, wie 8 61 Abſ. 2 UWG. 
hervorhebt, die auf anderen Titeln (Familien⸗ und Dienſt⸗ 
verhältnis, Genoſſenſchaft, Stiftung uſw.) beruhenden Ver⸗ 
pflichtungen, einen Hilfsbedürftigen zu unterſtützen, von den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht betroffen. Das Geſetz macht 
alſo ſelbſt einen Unterſchied zwiſchen den Verbindlichkeiten eines 
Armenverbandes gegen einen anderen Armenverband und 
den Verbindlichkeiten Dritter, die aus Titeln des allgemeinen 
bürgerlichen Rechts verpflichtet ſind, einen Hilfsbedürftigen zu 
unterſtützen. Dieſe Verbindlichkeit Dritter begründet zunächſt 
für den Hilfsbedürftigen ſelbſt einen Anſpruch auf Gewährung 
der Unterſtützung, unter Umſtänden auf Entſchädigung. Aber 
auch der unterſtützende Armenverband hat ein Klagerecht darauf, 
daß der Dritte dem Hilfsbedürftigen für die Zukunft die nötige 
Unterſtützung gewähre und im $ 62 UWG. wird dem Armen⸗ 
verband die Befugnis eingeräumt, Erſatz der gewährten Unter⸗ 
ſtützungen von dem Dritten zu fordern. Die Verbindlichkeiten 
des Dritten werden von dem Geſetz als ihm nicht unterſtehend 
ausgeſchieden. Für ſie bleiben nach wie vor die Beſtimmungen 
des allgemeinen bürgerlichen Rechts maßgebend. Für fie ift 
auch — ſoweit Preußen in Betracht kommt — durch § 68 des 
Preuß. AG. vom 8. März 1871 vorgeſchrieben, daß ein Armen⸗ 
verband die Erſtattung bereits verausgabter Unterſtützungskoſten 
von dem anderweit Verpflichteten nur im gerichtlichen Ver⸗ 
fahren verfolgen darf, während die Streitigkeiten der Armen⸗ 
verbände untereinander im Verwaltungswege (Bezirksaus⸗ 
ſchuß, Bundesamt für das Heimatweſen) ausgetragen werden. 
Wenn nun im Jahre 1894 durch Einſchaltung des § 30a eine 
zweijährige Verjährung für alle auf Grund des UWG. erhobenen 
Erſtattungs⸗ und Erſatzanſprüche eingeführt wurde, ſo bezieht 
ſich dieſe Verjährung angeſichts der oben dargelegten Unter⸗ 
ſcheidung nur auf die Anſprüche der Armenverbände gegen⸗ 
einander, nicht aber auf die Erſatzanſprüche eines Armen⸗ 
verbandes gegen anderweit Verpflichtete. Wollte man die 
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des § 30a mit betroffen anſehen, jo würde dies den Beſtimmungen 
des § 61 zuwiderlaufen. (Wird auf Grund der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des $ 30a und nach $ 62 UWG. weiter ausgeführt.) 
Die hier vertretene Anſicht wird in der Rechtslehre namentlich 
von Schäfer in Gruchot Bd. 41 S. 231, 239 geteilt. Die 
entgegengeſetzte Anſicht von Eger, UWG., 6. Aufl. § 30a 
Bem. 110 a, b, daß der zweijährigen Verjährung auch die 
Erſatzanſprüche der Armenverbände gegen Dritte, aus Titeln 
des bürgerlichen Rechts Verpflichtete unterworfen ſeien, kann 
nicht gebilligt werden. Hiernach unterliegt der Klageanſpruch, 
ſoweit er unter die im 8 62 UWG. berührten Anſprüche 
eines Armenverbandes gegen Dritte fällt, der zweijährigen 
Verjährung des 5 30a nicht. Daß die zweijährige Ver⸗ 
jährung aus 8 1 Nr. 3 des Preußiſchen Geſetzes vom 
31. März 1838 und aus 8 196 Nr. 11 BGB. nicht Platz 
greift, iſt von den Vorderrichtern aus zutreffenden Gründen 
angenommen worden. Der Kläger hat lediglich als Armen⸗ 
verband in Erfüllung ſeiner öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung 
für den Unterhalt der geiſteskranken Geſchwiſter M. geſorgt, 
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und er macht nur in ſeiner Eigenſchaft als Armenverband 
Erſatzanſprüche geltend. Für die rechtliche Natur dieſer An⸗ 
ſprüche iſt es ohne Belang, ob er den Unterhalt in eigenen oder 
fremden Anſtalten beſorgt hat. Immer handelt es ſich um Erſatz⸗ 
anfprüche eines Armen verbandes, auch wenn die Anſtalt, in der der 
Unterhalt beſorgt wurde, ihm gehörte. Weiter fragt es ſich, ob 
und inwieweit die vierjährige Verjährung aus § 2 Nr. 5 
des Preußiſchen Geſetzes vom 31. März 1838 Platz greift. Nach 
dieſer Beſtimmung wurde die kurze, vierjährige Verjährung in 
Preußen nur auf Unterhaltsbeiträge, die durch Abrede oder 
Urteil feſtgeſtellt und bei ihrer Fälligkeit nicht entrichtet 
worden waren, bezogen, nicht aber auf Fälle, in denen ein 
anderer an Stelle des Unterhaltspflichtigen den Unterhalt ge⸗ 
währt und daraufhin einen Anſpruch auf Entſchädigung für 
geleiſteten Unterhalt geltend gemacht hatte. Für einen der⸗ 
artigen Entſchädigungsanſpruch verblieb es vielmehr bei der 
ordentlichen, dreißigjährigen Verjährung. Endlich fragt es 
fh, ob der von der Beklagten erhobene Berjährungseinwand 
nach $ 197 BGB. begründet ſei. Dieſe Frage hat der Senat 
bejaht. Nach S 197 verjähren in vier Jahren die An- 
ſprüche auf Rückſtände von Unterhaltsbeiträgen. In der 
Rechtslehre herrſcht Streit darüber, was unter „Rückſtänden“ 
von Unterhaltsbeiträgen zu verſtehen ſei. Dernburg, Bürger⸗ 
liches Recht, 3. Aufl. 8 177 Anm. 26, nimmt an, daß Unter⸗ 
baltöbeiträge, ſolange fie der Höhe nach noch nicht feſtgeſtellt 
ſeien, noch nicht rückſtändig ſeien. Er führt dafür unter 
anderem die (oben erwähnte) Rechtſprechung des Preußiſchen 
OTr. an. Rehbein, BGB. SS 194 — 225 Anm. 6b, iſt der 
Anſicht, daß wie nach Preußiſchem Rechte auch nach dem 
Rechte des BGB. von Rückſtänden nur die Rede ſein könne, 
wenn die Verpflichtung zur Entrichtung von Unterhaltsbeiträgen 
in quali et quanto feſtſtehe. Ebenſo hat ſich Ebel im Recht 
1905 S. 561 geäußert (vgl. auch Joſef in Gruchots Beitr. 42, 
4 ff.; 50, 215 ff.). Dagegen iſt von anderen Schriftſtellern 
die Anſicht, daß die kurze Verjährung des § 197 erſt beginnen 
könne, wenn der Unterhaltsbeitrag in quali et quanto feſt⸗ 
geſtellt ſei, bekämpft worden, jo von Mantey in Gruchots Beitr. 
42 S. 545, 555 ff.; Oertmann, BGB., 2. Aufl. § 197 
Anm. 1; Goldmann und Lilienthal, BGB., 2. Aufl. § 197 
Anm. 5; Staudinger, BGB., 3./4. Aufl. $ 196 Anm. 6 und 
Wolf in JW. 1907, 67 (betr., Unterhalt unehelicher Kinder). 
Die Motive zum erſten Entwurfe berühren die Frage nach der 
Verjährung des Unterhaltsanſpruchs Bd. 1 S. 294, 295, 306; 
Bd. 2 S. 864; Bd. IV S. 711, 904, 905. An keiner dieſer 
Stellen findet ſich auch nur eine Andeutung, daß der Beginn 
der kurzen Verjährung rückſtändiger Unterhaltsbeiträge deren 
(rechtsgeſchäftliche oder richterliche) Feſtſtellung vorausſetze. 
(Wird auf Grund der Motive weiter ausgeführt.) Unterliegt 
hiernach der Unterhaltsanſpruch des Unterhaltsberechtigten 
ſelbſt der vierjährigen Verjährung nach 8 197 BGB., fo muß 
ſich auch der Armenverband, der den Unterhalt beſorgt hat, 
den Einwand der vierjährigen Verjährung gefallen laſſen, denn 
ihm iſt ein Erſatzanſpruch gegen den Unterhaltspflichtigen nach 
862 UWG. nur unter denſelben Vorausſetzungen eingeräumt, 
als dem Unterſtützten auf die Unterhaltsleiſtungen ein Recht 
zuſteht. Wollte man aber auch annehmen, daß es ſich im 
Falle des § 62 UWG. nicht um einen durch Geſetz ver: 
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mittelten Übergang des dem Unterſtützten zuſtehenden Unterhalts⸗ 
anſpruchs in unveränderter Geſtalt (wie z. B. im Falle 
des § 1607 Abſ. 2) auf den Armenverband handelt, ſondern 
um einen dem Armenverbande eingeräumten, mit Rückſicht auf 
ſeine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung 
eigentümlich geſtalteten, ſelbſtändigen Erſatzanſpruch gegen 
Dritte nach Maßgabe des Unterhaltungsanſpruchs des Unter⸗ 
ſtützten, ſo würde dieſer Erſatzanſpruch, da er lediglich auf 
Entrichtung rückſtändiger Unterhaltsbeiträge gerichtet iſt, doch 
auch der vierjährigen Verjährung aus 8 197 unterliegen. 
M. c. Orts⸗ und Landarmenverband B., U. v. 23. Dez. 09, 
44/09 IV. — Berlin. 

4. 88 249, 323, 325, 434, 462 BGB. Wie iſt das 
Verlangen einer „Preisermäßigung“ zu verſtehen? — „Rechte“ 
im Sinne des § 434.1 

Die Klägerin hat den eventuellen Antrag: den Kauf⸗ 
preis um 12 000 & zu ermäßigen, ausweislich des Tat- 
beſtandes des erſten Urteils gerade für den Fall geſtellt, daß 
ſie mit der Anfechtungsklage wegen argliſtiger Täuſchung nicht 
durchdringe; fie findet das Verlangen einer Preis ermäßigung 
in jedem Falle durch die von ihr vorgetragenen Tatſachen, 
wegen des Vorhandenſeins der Leitungen und des Beſtehens 
von Rechten hierauf, gerechtfertigt. Der BerR. will darin in 
erſter Linie die Minderungsklage aus § 462 BGB. er⸗ 
blicken. Dieſe kommt nur für Sachmängel in Betracht. Die 
Haftung für Sachmängel iſt, wie der BerR. ohne Rechtsirrtum 
angenommen hat, durch den Kaufvertrag ausgeſchloſſen. Der 
Anſpruch auf die Preisermäßigung läßt ſich aber rechtlich ſehr 
wohl noch anders als eine Minderungsklage aus § 462 BGB. 
auffaſſen, nämlich: inſofern der Beklagte tatſächlich nicht imſtande 
iſt, die von der Klägerin als beſtehend behaupteten Waſſer⸗ 
leitungsrechte zu beſeitigen und ſein Unvermögen dazu ſchon 
zurzeit des Vertragsabſchluſſes beſtanden hat, als Schadens⸗ 
erſatzanſpruch direkt aus dem Vertrage wegen teilweiſer 
Nichterfüllung (vgl. RG. 69, 356/7); inſofern aber fein Un⸗ 
vermögen erſt ſpäter entſtanden ſein möchte, als ein Anſpruch 
auf Minderung der Gegenleiſtung gemäß § 323 Abſ. 1, 
§ 325 Abſ. 1 Satz 3 BGB. Zuzulaſſen iſt alſo der (ſchon 
erſtinſtanzlich erhobene) Anſpruch auf Preisermäßigung jedenfalls 
und ſind die von dem BerR. in dieſer Beziehung erörterten 
Bedenken nicht vorhanden. Der BerR. hat weiter auch dieſen 
Anſpruch ſür unbegründet erachtet, indem er verneint, daß 
die Klägerin das Vorhandenſein von Rechten im Sinne des 
S 434 (8 442) BGB. dargetan habe. Die Ausführungen des 
BerR. hierüber legen aber, wie die Reviſionsklägerin mit Recht 
hervorhebt, die Annahme nahe und laſſen es faſt als Gewißheit 
erſcheinen, daß der Ber R. unter Rechten im Sinne des § 434 
BGB. nur dingliche Rechte verſtanden hat, und das wäre 
rechtsirrtümlich. Unter „Rechten, die von Dritten gegen den 
Käufer geltend gemacht werden können“, ſind in § 434 BGB. 
alle diejenigen Rechte zu verſtehen, die trotz der Übertragung 
des Eigentums an dem verkauften Gegenſtande mit Wirkung 
auch gegen den neuen Eigentümer fortbeſtehen, die die verkaufte 
Sache trotz des Eigentumswechſels nach wie vor weiter ergreifen. 
Das können auch obligatoriſche Anſprüche, wie zum Beiſpiel 
Miet⸗ und Pachtrechte ſein (RG. 59, 404). Nach dieſer 
Richtung hin hat der Ber R. die Sachlage, obwohl von dem 
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Beklagten ſelbſt ausdrücklich anerkannt war, daß er zur Be⸗ 
ſeitigung der ſtädtiſchen Waſſerleitung nicht imſtande ſei, 
von dem rechtsirrtümlichen Standpunkt aus, in $ 434 BGB. 
handele es ſich nur um dingliche Rechte, nicht geprüft. W. c. St., 
U. v. 7. Jan. 10, 193/09 II. — Braunſchweig. 

5. 58 313, 815 BGB. Kondiktion der auf einen form⸗ 
ungültigen Grundſtücksankauf geleiſteten Kaufpreisanzahlung.] 

Der Beklagte hatte gegenüber der Nichtigkeit des Vertrages 
(S 313 BGB.) geltend gemacht, die Kläger hätten in fraudulöſer 
Weiſe den formgültigen Abſchluß des Vertrages verhindert, und 
er hat ſich in dieſer Hinſicht auf 8 815 BGB. bezogen. Das 
OLG. erachtet indeſſen dieſe Beſtimmung im vorliegenden Falle 
nicht für anwendbar und dem iſt beizupflichten. Es iſt davon 
auszugehen, daß derjenige, der einen formwidrigen und daher 
nach den Beſtimmungen des BGB. nichtigen Vertrag abſchließt, 
ſich die Geltendmachung dieſer Nichtigkeit ſeitens des Vertrags⸗ 
gegners gefallen laſſen muß. Das entſpricht der rechtlichen 
Sachlage, in welche er ſich mit Wiſſen und Willen hineinbegeben 
hat. Der Vertragsgegner, der ſich auf die Nichtigkeit beruft, 
macht lediglich von ſeinem Rechte Gebrauch; wenn er das tut, 
verſtößt er nicht gegen Treu und Glauben; ob er die Rechtslage 
durch Abſchluß des formgerechten Vertrages ändern will, iſt 
lediglich Sache ſeiner Erwägung und Entſcheidung. Danach 
kann gegenüber der formellen Nichtigkeit eines Aktes mit Erfolg 
nicht geltend gemacht werden, es verſtoße gegen Treu und 
Glauben, eine Nichtigkeit geltend zu machen, welche durch Mit⸗ 
wirkung bei der Aufnahme eines formell gültigen Aktes gehoben 
werden könnte. (Vgl. RG. 52, 5.) Dadurch wird nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß, wenn die Vorausſetzungen des § 826 gegeben 
ſind, eine andere Beurteilung eintreten kann. Das OLG. hat 
das aber im vorliegenden Falle bedenkenfrei verneint; es liegt 
weiter nichts vor, als daß die Kläger unter Geltendmachung 
der Nichtigkeit ſich von dem Vertrage, der nicht von ihnen, 
ſondern von ihrem Erblaſſer abgeſchloſſen war, losgeſagt haben. 
Inwieweit hierin ein Verſtoß gegen § 826 liegen könnte, iſt 
nicht abzuſehen. Der Beklagte kann ſich daher auf § 815 
BGB. mit Erfolg nicht berufen. R. c. N., U. v. 7. Jan. 10, 
191/09 II. — Kiel. 

6. SS 326, 634, 635 BGB. Schadenserſatzanſpruch des 
Beſtellers gegen den Unternehmer.] 

Es handelt ſich um den Vorwurf, daß der von dem Kläger 
ausgeführte Bau mit Mängeln behaftet geweſen ſei. Im all⸗ 
gemeinen wird dem Kläger in dieſer Beziehung zur Laſt gelegt, 
daß er ſchlechtes Material verwendet und daß die erforderliche 
Sorgfalt und Aufſicht gefehlt habe. Der BerR. iſt der 
Meinung, daß ſich der Beklagte zur Begründung des Anſpruchs 
auf Erſatz der entgangenen Mietzinſen und des entgangenen 
Geſchäftsgewinnes nicht darauf berufen könne, daß er durch 
Verſchulden des Klägers an der rechtzeitigen Benutzung ver⸗ 
hindert worden ſei. Er habe den Kläger durch Schreiben vom 
13. Juni und 10. Juli 1907 aufgefordert, binnen acht Tagen 
die mangelhaften Arbeiten ordnungsmäßig herzuſtellen, widrigen⸗ 
falls er dieſe Arbeiten auf Rechnung des Klägers anderweitig 
herſtellen laſſen werde. Damit habe er von dem ihm nach 
8 326 BGB. zuſtehenden Rechte, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu fordern, Gebrauch gemacht. Die Wahl dieſes 
Rechts ſei mit dem fruchtloſen Ablaufe der geſtellten Friſt be— 
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wirkt geweſen. Dadurch ſei aber das Recht des Beklagten auf 
Erfüllung nebſt dem akzeſſoriſchen Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen verſpäteter Erfüllung erloſchen. Beklagter könne nicht 
neben dem Schadenserſatze wegen Nichterfüllung jetzt wegen der 
verſpäteteu Fertigſtellung der Arbeiten auch noch Schadenserſatz 
wegen verſpäteter Erfüllung verlangen. Bezüglich des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches wegen Nichterfüllung, „d. h. bezüglich der durch 
die anderweite Herſtellung der Arbeiten verurſachten Mehrkoſten“, 
habe ſich aber der Beklagte am 25. November 1908 mit dem 
Kläger verglichen. Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrtümlich. 
Zunächſt handelt es ſich hier nicht um Anwendung des § 326 
BGB.; maßgebend find vielmehr die SS 634, 635 daſ. So⸗ 
dann ſteht der Umſtand, daß der Beklagte dem Kläger eine 
Friſt zur Beſeitigung der Mängel geſetzt hat, dem hier geltend 
gemachten Schadensanſpruche keineswegs entgegen. Im Falle 
des § 635 kann der Beſteller allen Schaden erſetzt verlangen, 
der mit dem Mangel in urſächlichem Zuſammenhange ſteht, 
folglich auch den, der dadurch entſtanden iſt, daß das Werk bis 
zur Beendigung der Nachbeſſerungsarbeiten nicht benutzt werden 
konnte. Z. c. D., U. v. 23. Dez. 09, 103/09 VII. — Berlin. 

7. 8326 BGB. Nachfriſt.] 

Die Reviſionskläger rügen, das BG. habe in unrichtiger 
Anwendung des § 326 Abſ. 1 BGB. angenommen, daß 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung deshalb nicht verlangt 
werden könne, weil den ſäumigen Klägern keine Nachfrift ge⸗ 
ſetzt worden ſei. Sie ſind der Anſicht, der Friſtſetzung habe 
es nicht bedurft, weil die Kläger von vornherein die Abſicht 
gehabt hätten, die Erfüllung des Vertrags zu vereiteln und 
weil außerdem das Verhalten der Kläger am 3. Oktober 1906 
für ſich allein ſchon als eine beſtimmte Verweigerung der Er⸗ 
füllung anzuſehen ſei. Der Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Die 
Vorſchrift des § 326 Abſ. 1 geht allgemein dahin, daß die 
Ausübung der dort gegen den ſäumigen Schuldner eingeräumten 
Rechte abhängig iſt von der Beſtimmung einer Nachfriſt. Eine 
Ausnahme wird von der Rechtſprechung allerdings zugelaſſen 
für den Fall, daß der Schuldner die Leiſtung beſtimmt ver⸗ 
weigert und damit deutlich zu erkennen gegeben hat, daß er 
weder eine Friſt zur Erfüllung verlange, noch von einer ſolchen 
Gebrauch machen werde. Dagegen wird die Friſtbeſtimmung 
nicht ſchon dadurch entbehrlich, daß der Schuldner nicht den 
Willen hat zu erfüllen. Ein ſolcher Wille erlangt vielmehr 
nur inſoweit Bedeutung, als er in dem Verhalten des Schuld⸗ 
ners unzweideutig hervortritt. Das BG. iſt deshalb mit Recht 
davon ausgegangen, daß der Wunſch der Kläger, von dem 
Kaufvertrage loszukommen, den es als vorhanden geweſen an- 
ſieht, an ſich unerheblich ſei, und daß es darauf ankomme, wie 
ſich die Kläger am 3. Oktober 1906, dem Tage der Übergabe, 
verhalten hätten. Dabei iſt es zu dem nicht zu beanſtan⸗ 
denden Ergebniſſe gelangt, daß eine Erfüllungsverweigerung, 
welche die Friſtſetzung entbehrlich gemacht hätte, nicht vorliege. 
Die Kläger und deren Bevollmächtigter haben damals nicht 
etwa die Erfüllung überhaupt verweigert, ſondern nur entgegen 
der Meinung der Beklagten den — nach Anſicht des BG. 
ungerechtfertigten — Standpunkt vertreten, die Beklagten ſollten 
vorläufig das Geſchäft ohne Aushändigung eines Warenverzeich— 
niſſes übernehmen und ſich mit dem ſpäteren Empfange der 
Inventur vom Auguſt 1906 begnügen. Dieſes Anſinnen mag 
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dem Beſtreben entſprungen ſein, den Vollzug des Vertrags zu 
vereiteln und dieſe Abſicht mag auch erkennbar geweſen fein. 
Damit allein hätten aber die Kläger nicht mehr getan, als daß 
ſie, um ihren Zweck zu erreichen, bei der Durchführung des 
Vertrags erkennbar Schwierigkeiten bereiteten. Dagegen war 
noch nicht erſichtlich ausgeſchloſſen, daß ſie, falls die Beklagten 
auf dem gehörigen Vollzuge des Vertrags beharrten und durch 
Friſtbeſtimmung eine endgültige Entſcheidung mit den vom 
Geſetze vorgeſehenen Folgen erzwangen, es vorzogen, die mög⸗ 
lichen Folgen der Nichterfüllung auf ſich zu nehmen. Die Be⸗ 
bauptung der Beklagten, daß die Kläger, um dem Vollzuge 
des Vertrags entgegenzuarbeiten, verſucht hätten, den von den 
Beklagten geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrag zur Auflöſung zu 
bringen, iſt von dem BG. zutreffend als für das Erfordernis 
der Friſtbeſtimmung unerheblich erklärt worden. Mit Recht 
bat ferner das BG. die Anwendbarkeit der Vorſchrift des 
§ 326 Abſ. 2 BGB. verneint. Die Reviſionskläger machen 
geltend, der Verzug der Kläger habe darauf beruht, daß dieſe 
ſich gefliſſentlich ihren Vertragspflichten entzogen hätten, des⸗ 
balb ſei es zugleich eine Folge des Verzugs geweſen, daß ſie, 
die Reviſionskläger, das Vertrauen in die vertraglich vor⸗ 
geſehene weitere Mitarbeit der Kläger verloren hätten. Dem 
iſt jedoch nicht beizutreten. Der angebliche Verluſt des Ver⸗ 
trauens beruhte nur auf derſelben Urſache wie der Verzug, 
d. h. die Verzögerung der Erfüllung, war aber keine Folge 
des Verzugs. Hatte danach die Erfüllung des Vertrags nicht 
„infolge des Verzugs“, ſondern aus anderen Gründen etwa 
kein Intereſſe mehr für die Beklagten, ſo trifft die den Gläu⸗ 
biger von der Notwendigkeit der Friſtbeſtimmung entbindende 
Vorſchrift des Abſ. 2 a. a. O. nicht zu. B. u. Gen. c. A., U. v. 
7. Jan. 10, 174/09 U. — Berlin. 

8. SS 406, 387 BGB. Aufrechmmg.] 

Der Kläger fordert als Zeſſionar des E. von der Beklagten 
Zahlung von 2946,30 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
Klageantrag. E. und die Beklagte hatten gegen W. Forderungen 
für Tiſchlerarbeiten, die für Neubauten des W. geliefert wurden. 
Zur Sicherung dieſer Forderungen hatte W. auf den Namen 
nur der Beklagten zwei Sicherungshypotheken eintragen laſſen. 
Die Parteien ſind darüber einig, daß von der einen Hypothek 
von 5200 & im Verhältnis der Parteien zueinander ein Teil⸗ 
betrag von 2946,30 & als Deckung für die Forderung des E. 
gegen W. gelten ſollte. E. hat durch die Zeſſionserklärungen 
vom 5. Dezember 1905 und 22. Januar 1906 ſeine Forderung 
mit allen Rechten an den Kläger abgetreten. Von dieſen Er⸗ 
klärungen iſt der Beklagten Mitteilung gemacht worden. Die 
Hypothek von 5200 & wurde darauf am 2. Mai 1907 an die 
Beklagte ausgezahlt. Der Klagforderung von 2946,30 & nebſt 
Zinſen gegenüber hat die Beklagte den Einwand der Aufrechnung 
mit einer ſeit dem Jahre 1905 fällig gewordenen Forderung 
gegen E. im Geſamtbetrage von 2683,15 & erhoben. Das 
LG. verurteilte die Beklagte nach dem Klageantrage. Das 
BG. hat dagegen die Klage in Höhe von 2683,15 & abgewieſen. 
Die Reviſion des Klägers rügt Verletzung der SS 406, 387 
BGB. und § 286 3NO.; fie führt aus: eine Aufrechnung ſei 
unzuläffig, wenn zu der Zeit, in welcher der Schuldner von 
der Abtretung Kenntnis erhielt, die Gegenforderung mit der 
abgetretenen Forderung nicht gleichartig war; das treffe hier 
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zu, denn das Treuhänderverhältnis zwiſchen E. und der Be⸗ 
klagten habe nicht, wie das BG. annehme, eine bedingte Geld⸗ 
forderung für E. begründet, ſondern von ſeinem Abſchluß an 
beſtehende gegenſeitige unbedingte Rechte und Pflichten, nament⸗ 
lich die Verpflichtung des Treuhänders auf ſorgfältige Bewahrung 
und Verwaltung des materiell gemeinſchaftlichen Sicherungs⸗ 
objekts, Unterlaſſung einſeitiger Fortgabe, gegebenenfalls Ab⸗ 
tretung eines entſprechenden Teils des gemeinſchaftlichen 
Sicherungsrechtes uff.; eine Geldforderung habe aus dem 
Treuhänderverhältnis erwachſen können etwa, wenn der Treu⸗ 
händer ſeine Verpflichtungen verletzte, und wenn, wie es dann 
geſchehen ſei, Auszahlung der Sicherungshypothek erfolgte; nicht 
aber ſei der Anſpruch aus dem Treuhänderverhältnis von vorn⸗ 
herein bedingter Geldzahlungsanſpruch. Dieſer Angriff iſt nicht 
gerechtfertigt. Nach §S 406 BGB. kann der Schuldner eine ihm 
gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehende Forderung auch dem 
neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es ſei denn, 1. daß er 
bei dem Erwerbe der Forderung von der Abtretung Kenntnis 
hatte, oder 2. daß die Forderung erſt nach der Erlangung der 
Kenntnis und ſpäter als die abgetretene Forderung fällig ge⸗ 
worden iſt. Das BG. ſtellt ohne Rechtsirrtum tatſächlich feſt, 
daß keine dieſer Ausnahmen vorliegt, indem es auf die feſt⸗ 
ſtehende Tatſache hinweiſt, daß die Forderung der Beklagten an 
E. auf das Kapital bereits im Oktober 1905 begründet und 
fällig war, die Abtretungen der Forderung des E. aber erſt 
ſpäter erfolgt ſind, und die abgetretene Forderung erſt am 
2. Mai 1907 fällig geworden iſt. Der von der Reviſion 
vertretene Rechtsſatz, daß der Schuldner nicht aufrechnen könne, 
wenn ſeine Gegenforderung dem Zedenten gegenüber wegen Un⸗ 
gleichartigkeit nicht aufrechenbar war und erſt in den Händen 
des Zeſſionars gleichartig wurde, iſt in einem Falle der vor⸗ 
liegenden Art als beſtehend nicht anzuerkennen. Es genügt, 
daß die Forderung des E. an die Beklagte als bedingte 
Geldforderung der Geldforderung der Beklagten gegenüber⸗ 
geſtanden hat, und als die Beklagte nach erlangter Kenntnis 
von der Abtretungserklärung in der Klagebeantwortung vom 
12. September 1907 die Aufrechnungserklärung abgab, durch 
die am 2. Mai 1907 erfolgte Auszahlung der Hypothek zu 
einer unbedingten Geldforderung geworden war. Mit 
Recht hat nun der BerR. angenommen, daß dem E. aus dem 
Treuhänderverhältnis von Anfang an eine bedingte Geld⸗ 
forderung zuſtand. Zwar iſt richtig, daß das Treuhänder⸗ 
verhältnis auch die von der Reviſion angegebenen Rechte und 
Pflichten begründete, nicht richtig aber, daß es dieſe aus⸗ 
ſchließlich begründet hätte, und ein Geldzahlungsanſpruch nur 
etwa ſpäter als Erſatz für urſprüngliche Rechte hätte zur 
Entſtehung kommen können. Das Treuhänderverhältnis zwiſchen 
E. und der Beklagten hatte den Zweck, die Befriedigung dieſer 
beiden Gläubiger des W. zu ſichern und aus dem Erlöſe der 
Hypothek herbeizuführen. Die Hypothek war auf den Namen 
des Beklagten eingetragen, er allein war daher zur Empfang⸗ 
nahme des Erlöſes befugt. Dieſes Sachverhältnis rechtfertigt 
die Annahme des BG., daß E. aus dem Treuhänderverhältnis 
eine bedingte Geldforderung gegen die Beklagte hatte. Die 
Gleichartigkeit der Forderungen iſt ein Erfordernis für die 
Durchführung der Aufrechnung. Zur Zeit der Aufrechnungs⸗ 
erklärung vom 12. September 1907 waren beide Forderungen 
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gleichartig und auch fällig. Mit Recht nimmt das BG. an, 
daß das Geſetz nicht etwa für die Aufrechnung das Erfordernis 
kennt, daß ſchon vor der Abtretung fällige Forderungen 
ſich gegenübergeſtanden haben müßten. F. c. B. & Co., U. v. 
11. Jan. 10, 139/09 III. — Hamburg. 

9. 5 530 BGB. Widerruf einer Schenkung unter Ehe⸗ 
gatten wegen groben Undanks.] 

Zur Sicherung der Vollſtreckung des Anſpruchs auf Rück⸗ 
gabe geſchenkter Gegenſtände hat der Kläger am 27. April 1909 
eine einſtweilige Verfügung gegen ſeine Ehefrau erwirkt, wodurch 
der Beklagten geboten wurde, Schmuckgegenſtände im Werte 
von über 7000 & an einen Gerichtsvollzieher herauszugeben. 
Die Verfügung wurde durch Urteil beſtätigt. Die Berufung 
und Reviſion der Beklagten wurden zurückgewieſen: Das BG. 
hat angenommen, der Rückgabeanſpruch des Klägers ſei glaubhaft 
gemacht, auch ſeien die Vorausſetzungen des $ 935 ZPO. dar⸗ 
getan. Zur Begründung hat der BerR. angeführt: Zwiſchen 
der Beklagten und dem D. beſtehe ein öffentlich gezeigtes Liebes⸗ 
verhältnis; es ſei ſogar glaubhaft gemacht, daß die Beklagte 
Ehebruch mit D. begangen habe. In dem Verhältnis, das die 
Beklagte mit D. unterhalte oder unterhalten habe, liege eine 
ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten, eine Kränkung des 
Klägers und grober Undank gegen ihn (8 530 BGB.). Zwar 
habe ſich auch der Kläger gegen die Beklagte vergangen, aber 
trotz des eigenen unſittlichen Verhaltens des Klägers bleibe das 
Liebesverhältnis der Beklagten mit D. immer noch eine ſchwere 
Verfehlung gegen den Kläger und eine grobe Undankbarkeit 
gegen ihn als Schenker der Schmuckſachen. Die Vorausſetzungen 
des § 935 ZPO. ſeien gegeben, weil die Befürchtung naheliege, 
daß die Schmuckſachen dem Kläger entzogen würden, wie denn 
auch die Vollziehung der einſtweiligen Verfügung fruchtlos 
geweſen ſei. Die Reviſion rügt, der BerR. habe den Begriff 
der ſchweren Verfehlung und des groben Undanks im Sinne 
des S 530 BGB. verkannt. Die Rüge iſt nicht zutreffend; 
es iſt nicht zu beanſtanden, wenn das BG. den auf § 530 zu 
ſtützenden Anſpruch des Klägers für glaubhaft gemacht angeſehen 
hat. W. c. W., U. v. 17. Jan. 10, 577/09 IV. — 
Berlin. 

10. 58 631 ff., 823 BGB. verb. mit § 367 Nr. 12 StGB. 
Haftung des Beſtellers für gefahrloſen Zugang zur Arbeits⸗ 
ſtätte. Verhältnis der vertragsmäßigen Haftung zur außer⸗ 
vertraglichen. 

Das BG. verneint eine Haftung der Beklagten aus dem 
Werkvertrage, nach dem allerdings der Beſteller dem Unter⸗ 
nehmer gegenüber für einen gefahrloſen Zugang zu der Arbeits⸗ 
ſtätte zu ſorgen habe, deshalb, weil ein ſolcher gefahrloſer 
Zugang beſtanden habe und ein Grund für die Nichtbenutzung 
dieſes Zugangs nicht gegeben geweſen ſei, dem Kläger auch 
nicht etwa von einem beklagtiſchen Vertreter oder Angeſtellten 
der tatſächlich eingeſchlagene Weg als der richtige Zugang ge⸗ 
wieſen worden ſei, dieſer Weg ſich auch nicht äußerlich als der 
natürliche Zugangsweg darſtelle und endlich Kläger ſich auch 
nicht durch den Beleuchtungsmangel veranlaßt geſehen habe, 
den von ihm eingeſchlagenen Weg zu beſchreiten. Indes der 
Umſtand, daß ein gefahrloſer Zugang zur Arbeitsſtätte vor⸗ 
handen war, befreit den Beſteller bei dem Werkvertrage nicht 
von der vertragsmäßigen Haftung für ſonſtige Mängel der 
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Arbeitsſtätte, wenn den Beſteller inſoweit ein Verſchulden trifft. 
Dieſe Haftung wird aus jenem Grunde nicht aus einer ver⸗ 
tragsmäßigen zu einer lediglich außervertraglichen. So hat 
auch der erkennende Senat bereits entſchieden (vgl. Urteil vom 
29. Oktober 1909 Rep. III 558/08 in Sachen S. wider W.), 
daß beim Werkvertrage der Beſteller auch die vertragliche Ver⸗ 
pflichtung hat, alles zu unterlaſſen, was geeignet iſt, den Unter⸗ 
nehmer bei ſeiner Arbeit zu gefährden, alſo auch, wenn dieſer 
in ſeinem Hauſe zu arbeiten hat, letzteres in einem gefahrloſen 
Zuſtande zu erhalten. Beklagte haftet daher dem Kläger ver⸗ 
traglich abgeſehen von der durch das BG. aus 5 823 Abſ. 1 BGB. 
richtig angenommenen außervertraglichen Haftung (etzteres iſt 
von Bedeutung wegen des erhobenen Schmerzensgeldanſpruches), 
weshalb es wegen dieſer vertraglichen und außervertraglichen 
Haftung dahinſtehen kann, ob eine Haftung auch aus S 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 8 367 Nr. 12 StGB. 
gegeben iſt. W. c. S., U. v. 21. Dez. 09, 74/09 III. — 
Düſſeldorf. 

11. S 638 BGB. „Bauwerk.“! 

Das BG. ſtellt feſt, daß der Beklagte nach den Werk⸗ 
verträgen zur Herſtellung des Kanals nicht nur die Erdarbeiten 
auszuführen und die Zementrohre zu liefern, ſondern auch die 
Rohre einzulegen und durch Mörtel miteinander zu verbinden 
und die an der Rohrleitung angebrachten Einfallſchächte her⸗ 
zuſtellen hatte. Aus den in dem BU. in Bezug genommenen 
zweitinſtanzlichen Schriftſätzen ergibt ſich ferner die von dem 
Beklagten nicht beſtrittene Behauptung der Klägerin, daß die 
zwiſchen je zwei Waſſerentnahmeſchächten liegenden einzelnen 
Teile der Rohrleitung unter Verwendung von Zement und 
Mörtel mit den gemauerten Schächten zuſammengebaut find, fo 
daß das Ganze ein einheitliches Werk darſtellt. Wenn demnach 
auch die Rohre unmittelbar vielleicht nicht mit dem Erdboden 
derart verbunden ſind, wie es die von der Reviſion angeführten 
Entſcheidungen in RG. 56, 41 und in JW. 08, 657; SeuffArch. 
64, 96, Gruchots Beitr. 53, 81 für ein Bauwerk für erforderlich 
erklären, ſo bilden doch die eingemauerten Schächte unbewegliche, 
durch Verbindung von Arbeit und Material in Verbindung mit 
dem Erdboden hergeſtellte Sachen und folglich iſt, da die Rohr⸗ 
leitung mit dieſen Schächten zuſammengebaut iſt und ein ein⸗ 
heitliches Werk bildet, das ganze Werk ein Bauwerk im Sinne 
des 8 638 BGB. K. c. P., U. v. 11. Jan. 10, 63/09 III. — 
Dresden. 

12. 5 823 BGB. Pflichten desjenigen, dem die Ver⸗ 
fügung über das Automobil und die Leitung der Fahrt 
zuſtand.] 

Stand dem Beklagten die Verfügung über das Fahrzeug 
und die Leitung der Fahrt zu, und hatte C. ſeinem Geheiß zu 


folgen, ſo mußte er auch die Pflichten beobachten, die nach der 


Rechtſprechung des erkennenden Senats dem mitfahrenden 
Automobilbeſitzer kraft feiner Herrſchaft über Fahrzeug, Fahrt 
und Führer auferlegt ſind (JW. 05, 287; 08, 405). Nahm 
der Beklagte wahr, daß C. das Automobil ordnungswidrig 
lenkte, ſo daß daraus für Geſundheit und Eigentum Dritter 
Gefahr entſtehen konnte, ſo war er, zumal als Fachmann, ver⸗ 
pflichtet, durch ſchleuniges und nachdrückliches Eingreifen der 
Gefahr vorzubeugen. Er hat jedoch den C. vollſtändig ge⸗ 


währen laſſen, obwohl dieſer nach der Feſtſtellung des BG. 
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mit raſender Geſchwindigkeit gefahren iſt, ſich auf der linken, 
ſtatt wie vorgeſchrieben auf der rechten Seite der Straße ge 
balten und trotz des überfichtlichen Geländes kein Warnungs⸗ 
zeichen mit der Huppe gegeben hat. Die von der Reviſion 
vermißte Feſtſtellung, daß der Beklagte dies alles gemerkt 
habe, iſt allerdings nicht ausdrücklich getroffen. Sie ergibt 
ſich aber ohne weiteres daraus, daß der Beklagte, wie er 
ſelbſt beim Augenſchein erklärte, den Kläger von weitem hat 
entgegenkommen ſehen. Dann mußte er auch wahrnehmen, 
daß das Automobil mit unzuläſſiger Schnelligkeit gefahren und 
auf der linken, alſo auf derſelben Straßenſeite geblieben iſt, 
die der Kläger vorſchriftsmäßig benutzte; daß alſo, wenn C. 
die Richtung nicht ſofort änderte, ein Zuſammenſtoß mit dem 
Kläger, wie er auch eingetreten iſt, nicht zu vermeiden ſein 
werde. C. c. M., U. v. 13. Jan. 10, 362/09 VI. — Colmar. 

13. 5 891 BGB. Widerlegung der Rechtsvermutung 
des $ 891.1] 

Das KG. hat ſich mit der Rechtſprechung des RG. in 
Widerſpruch geſetzt. In feinem Urteile V. 309/05 vom 9. Mai 
1906 hat der jetzt erkennende Senat angenommen: die Wider⸗ 
legung der Vermutung aus 8 891 ſei nicht ſchlechthin jedermann 
freigegeben, es ſei vielmehr vorausgeſetzt, daß der Widerlegende 
ſeinerſeits ein das eingetragene Recht ausſchließendes oder ein⸗ 
ſchränkendes Recht beſitzt und ſo an der Widerlegung der Ver⸗ 
mutung ein rechtliches Intereſſe hat. Und auf dem gleichen 
Standpunkte ſteht mit Bezug auf das preußiſche Eigentums⸗ 
erwerbsgeſetz das Urteil des II. Hilfsſenats vom 17. Februar 
1881 (bei Gruchot Bd. 26 auf S. 1118/9), wo auf Grund des 
§ 7 dieſes Geſetzes angenommen iſt, daß der dortige Kläger 
ohne den Nachweis ſeines wahren Eigentums zur Vindikation 
der Streitfläche an ſich befugt ſei und dies ſo lange bleibe, als 
nicht feine Eintragung gemäß dem $ 9 mit Erfolg angefochten 
iſt, und wo im Anſchluß hieran geſagt iſt: daß es zu ſolcher 
Anfechtung eines beſonderen Anfechtungsrechtes des Anfechtenden, 
alſo entweder eines eigenen Vindikationsrechtes oder eines per⸗ 
ſonlichen Anſpruchs gegen den Eingetragenen bedürfe. Hieran 
war feſtzuhalten. Das Ergebnis, zu dem das KG. von ſeinem 
abweichenden Standpunkte aus gekommen iſt: daß nämlich der 
Widerſpruch zugunſten des Beklagten bei der Hypothek der 
Klägerin zwar zu Unrecht eingetragen ſei, daß dieſe aber ſeine 
Beſeitigung trotzdem nicht verlangen könne, befriedigt auch nicht. 
Die Vorausſetzung für die Eintragung des Widerſpruchs war 
nach dem im 8 899 BGB. in Bezug genommenen § 894 die: 
daß der Beklagte durch die Eintragung der Hypothek — als 
einer in Wirklichkeit nicht beſtehenden Belaſtung — beeinträchtigt 
war. Von einer ſolchen Beeinträchtigung aber kann nach der 
gedachten Feſtſtellung des KG. keine Rede ſein. Dadurch, daß 
et die Eintragung des Widerſpruchs dennoch erlangt hat, kann 
die Rechtslage des Beklagten nicht verbeſſert ſein, zumal ſich 
die durch den § 891 BGB. aufgeſtellte geſetzliche Vermutung 
nur auf eingetragene Rechte, nicht aber auch auf einen ein⸗ 
getragenen Widerſpruch bezieht. S. c. G., U. v. 8. Jan. 10, 
5809 V. — Berlin. 

14. 5 906 BGB. Zuführung übler Gerüche. „Ortliche 
Verhältniſſe.“] 

L Das Bu. beruht auf einer zu engen Auffaſſung des 
Begriffs der örtlichen Verhältniſſe im Sinne des § 906 BGB. 
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Allerdings deckt ſich dieſer Begriff nicht ohne weiteres mit dem 
der Ortſchaft; vielmehr iſt es anerkannten Rechtens, daß, 
ſofern eine Ortſchaft, insbeſondere eine Großſtadt, in ihren 
einzelnen Beſtandteilen eine Verſchiedenartigkeit der Bebauung 
oder des Wirtſchaftslebens zeigt, die betreffenden räumlichen 
Bezirke (Villen⸗, Fabrik⸗, Geſchäftsviertel) bei Beurteilung der 
örtlichen Verhältniſſe eine ſelbſtändige Bedeutung zu beanſpruchen 
haben. Im vorliegenden Falle hat indeſſen der BerR. nicht 
bloß überhaupt hinſichtlich der Stadt Blankenburg, obwohl ſie 
kaum zu den Mittelſtädten zählt, beſondere Stadtgegenden 
unterſchieden, ſondern er behandelt ſogar die allernächſte Um⸗ 
gebung der Grundſtücke der Parteien als eine beſondere Gegend, 
indem er ausführt, von anderen gewerblichen Betrieben, die in 
der Nachbarſchaft Gerüche verbreiten könnten, komme nur noch 
die landwirtſchaftliche Benutzung des Grundſtücks des Landwirts 
N. an der L.⸗Straße in Frage und dieſes Grundſtück liege von 
den Grundſtücken der Parteien erheblich entfernt, auch ſei die 
Viehhaltung auf ihm nur eine geringe. Soweit der bei den 
Akten befindliche Plan der Stadt Blankenburg erkennen läßt, 
gehören aber alle drei genannten Grundſtücke zu dem älteren 
Teil der Stadt und hat dieſer durchweg ein gleichmäßiges Ge⸗ 
präge, fo daß ſich innerhalb des hierdurch begrenzten Gebiets. 
weitere Sonderungen nach charakteriſtiſchen Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen nicht durchführen laſſen. Übrigens würde die Frage 
des Vorhandenſeins beſonderer Stadtviertel auf ſich beruhen 
bleiben können, wenn etwa anzunehmen wäre, daß auch in 
anderen ſtädtiſchen Ortſchaften des Harzes ſich ein den Blanken⸗ 
burger Verhältniſſen vergleichbarer landwirtſchaftlicher Groß⸗ 
betrieb inmitten der Stadt befindet. Alsdann wäre entſprechend 
der mit der Aufſtellung der Vorſchriften des $ 906 BGB. 
erfolgten geſetzgeberiſchen Abſicht, dieſes anderweite Vorkommen 
gleicher Verhältniſſe in einem feſt beſtimmten, wenngleich räum⸗ 
lich weit umfaſſenden Bezirk (dem Gebiet des Harzes) bei Ent⸗ 
ſcheidung der Frage der „Ortsüblichkeit“ mitzuberückſichtigen 
und würde ſein Erwieſenſein zur Folge haben, daß danach das 
aus 8 906 hergeleitete Verbietungsrecht des Klägers wegfiele. 
II. Gegenüber der Feſtſtellung des BerR., daß die von dem 
Gehöfte des Beklagten ausgehenden Gerüche dem klägeriſchen 
Grundſtück in ſehr erheblichem Maße zugeführt werden, rügt 
die Reviſion, es ſei unberückſichtigt geblieben, daß auch die 
Abortanlagen im klägeriſchen Grundſtück ſowie die Ausdünſtungen 
der Straßengoſſe an dem üblen Geruch beteiligt geweſen ſeien. 
Von der weſentlichen Beeinträchtigung der Benutzung eines 
Grundſtücks durch Eindringen übler Gerüche aus dem Nachbar⸗ 
grundſtück könne man aber nicht reden, wenn das Grundſtück 
bereits anderweit derart verſtänkert ſei, daß der aus jenen 
anderweiten Einwirkungen ſich ergebende, einer Abwehr nach 
§ 906 BGB. nicht zugängliche Geſamtzuſtand der Geruchs⸗ 
verhältniſſe auf dem Grundſtück durch das Hinzutreten der auf 
Grund des § 906 abgewehrten weiteren Einwirkungen nicht 
erheblich verändert werde. Dem Reviſionsangriff konnte der 
Erfolg nicht verſagt werden. Der formulierte Rechtsgrundſatz 
iſt als richtig anzuerkennen und die Ausführungen des BerR. 
laſſen nicht deutlich erkennen, daß letzterer bei ſeiner Entſcheidung 
ihn berückſichtigt hat. Anſcheinend hat der Bert. ſich darauf 
beſchränkt, zu unterſuchen, ob die von dem Gehöft des Be: 
klagten ausgehenden Stalldünſte ſich von den anderen Gerüchen 


150 


in einer für die Geruchsnerven wahrnehmbaren Weiſe beſonders 
abheben und demzufolge von jenen anderen Gerüchen über⸗ 
haupt unterſchieden werden können. Das genügt aber nach 
dem Bemerkten noch nicht, um daraufhin dem Kläger ein Ver⸗ 
bietungsrecht aus $ 906 BGB. zuzuſprechen. B. c. M., U. v. 
22. Dez. 09, 69/09 V. — Braunſchweig. 

15. 5 909 BGB. Bodenvertiefung zum Nachteil des 
Nachbargrundſtücks.] 

Die auf $ 823 BGB. bezüglichen Feſtſtellungen und Aus⸗ 
führungen des BG. laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. Nicht 
zu beanſtanden iſt insbeſondere die Heranziehung des § 909 
BGB. Allerdings bezweckt der § 909 nur den Schutz des 
„Nachbargrundſtücks“, und der im BU. in Bezug genommenene 
Lageplan zeigt, daß das beſchädigte Grundſtück des Klägers 
und das Bahnhofsgrundſtück, auf dem der Beklagte den Brunnen 
angelegt hat, durch einen öffentlichen Weg von einander ge⸗ 
ſchieden ſind. Indes unter dem Nachbargrundſtücke verſteht 
der 8 909 nicht nur ein unmittelbar an das Grundſtück des 
- anderen grenzendes Grundſtück, ſondern feinem Zweck ent⸗ 
ſprechend auch ein anderes in ſo großer Nähe des letzteren 
gelegenes Grundſtück, daß ihm deſſen Vertiefung die Stütze 
entziehen kann. Dieſe Auffaſſung widerſpricht auch nicht dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch, und ſie entſpricht dem Sinne, in 
dem das Wort „Nachbargrundſtück“ in den dem 8 909 voraus⸗ 
gehenden und folgenden Paragraphen nach ihrem Inhalt und 
Zweck (vgl. insbeſondere § 910) zu verſtehen iſt. Jedenfalls 
kann nicht das Dazwiſchenliegen eines wenn auch noch ſo 
ſchmalen Grundſtückes zwiſchen den nach dem ſonſtigen Inhalte 
des 8 909 beteiligten Grundſtücken feine Anwendung aus⸗ 
ſchließen. Ein Bedenken gegen die Anwendbarkeit des § 909 
auf den vorliegenden Fall läßt ſich ferner nicht daraus her⸗ 
leiten, daß die ſchädigende Einwirkung der mit der Herſtellung 
des Brunnens verbundenen Grundſtücksvertiefung nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. zum guten Teil auf ein fortgeſetztes ſtarkes 
Pumpen zurückzuführen iſt. Es kommt in Betracht, daß dem 
Grundſtücke des Klägers hierdurch nach derſelben Feſtſtellung 
nicht etwa nur Grundwaſſer, ſondern die unter den Häuſern 
des Klägers anſtehende Fließſandſchicht entzogen iſt, und weiter, 
daß der § 909 den Ton nicht auf das Vertiefen des Grund⸗ 
ſtücks an ſich, ſondern auf die Art und Weiſe des Vertiefens 
legt. Der Paragraph verpflichtete den Beklagten, der auf 
ſeinem Grundſtücke die Vertiefung vornehmen ließ, dafür zu 
ſorgen, daß der Boden des Nachbargrundſtücks durch die Art 
und Weiſe, wie damit vorgegangen wurde, nicht die erforderliche 
Stütze verlor, oder daß er anderweit genügend befeſtigt wurde. 
Dieſer Pflicht wurde der Beklagte nicht dadurch ledig, daß er 
die Ausführung der Brunnenanlage einem Unternehmer über⸗ 
trug. Er hatte dieſen ſchon bei der Übertragung auf die 
Beobachtung der zur Erfüllung der Pflicht erforderlichen Vor⸗ 
ſicht hinzuweiſen, hatte jedenfalls nach der Übertragung der 
Arbeit darauf zu achten, daß bei deren Ausführung die durch 
den $ 909 angezeigte Rückſicht auf das Nachbargrundſtück nicht 
außer acht gelaſſen wurde, und durfte ſich keinesfalls darauf 
verlaſſen, daß der mit der Ausführung befaßte Unternehmer 
das in dieſer Beziehung Erforderliche von ſelbſt tun werde 
(vgl. RG. 53, 57). Eiſenbahndirektion c. B., U. v. 15. Dez. 09, 
339/09 V. — Cöln. : 
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16. 5 1568 BGB. Bedeutung von Beleidigungen ſeitens 
eines Ehegatten gegenüber der Kränkung des letzteren infolge 
ehebrecheriſchen Verkehrs des anderen.] 

Wenn das BG. die beleidigenden Außerungen der Klägerin 
über die Mutter des Beklagten deshalb nicht als ſchwere an⸗ 
ſieht, weil der Beklagte ſeinerfeits jahrelang durch ſeinen ehe⸗ 
widrigen Verkehr mit Frauensperfonen die Klägerin ſchwer 
gekränkt habe, ſo liegt ein Rechtsirrtum nicht vor. Es iſt an⸗ 
erkannten Rechtens, daß infolge von Verfehlungen des einen 
Teils die Verfehlungen des anderen Teils in milderem Lichte 
erſcheinen können, ohne daß deshalb von einer Kompenſation 
geſprochen werden darf. K. c. K., U. v. 10. Jan. 10, 156/09 IV. 
— Celle. 

17. 5 2242 BGB. Genehmigungserklärung des Teſtators 
nicht mehr unterſchreiben zu können. Anderung einer Rechts⸗ 
anſicht des RG. und deren Bedeutung für die Frage des Ver⸗ 
ſchuldens eines Notars. 

Vor dem Beklagten als Notar hat der am 6. Juli 1904 
verſtorbene H. am 2. Juli 1904 einen Teſtamentsnachtrag 
mündlich errichtet. In dieſem Nachtrag iſt die Klägerin ſtatt 
ihres Ehemannes als Miterbin berufen. Das Protokoll über 
die Errichtung ſchließt mit den Worten: „Hierauf iſt das 
Protokoll vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt, aber wegen 
großer Schwäche nicht unterſchrieben“, worauf die Unterſchriften 
der Zeugen und des Beklagten folgen. Das Nachlaßgericht 
hat den Nachtrag für nichtig erachtet, da es „in dem Teſtamente 
an der protokollariſchen Feſtſtellung fehlt, daß der Erblaſſer die 
Erklärung abgegeben habe, er könne nicht ſchreiben, 8 2242 
Abſ. 2 BGB.“ Wegen dieſer Nichtigkeit als einer von ihm 
verſchuldeten nimmt die Klägerin den Beklagten auf Schadens⸗ 
erſatz in Anſpruch. Dieſer Anſpruch iſt von den Vorinſtanzen 
für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob auf 
und wies die Klage ab: Die Klägerin ſtützte ſich in beiden 
Inſtanzen lediglich darauf, daß das Protokoll die Feſtſtellung 
einer vorgängigen Erklärung des Erblaſſers, er könne nicht 
ſchreiben, nicht enthalte. Dem tritt der Ber R. bei. Inſoweit 
können ſeine Gründe dahinſtehen. Denn in betreff der jener 
vorgängigen Erklärung gleichſtehenden nachträglichen Genehmigung 
irrt der Ber R., und die zutreffende Rechtsauffaſſung führt jeden⸗ 
falls zur Verneinung eines Verſchuldens des Beklagten, alſo zur 
Klageabweiſung, ſo daß es eines Ausſpruches über die Gültigkeit 
des Teſtaments vom 2. Juli 1904 nicht weiter bedarf. Zu⸗ 
nächſt ſtellt der BerR. ſelbſt tatſächlich feſt, daß die Schluß⸗ 
worte bedeuten, „der ſchwache Erblaſſer habe das ihm vor⸗ 
geleſene Protokoll zwar noch genehmigen, nicht mehr aber 
unterſchreiben können“. Dieſe objektive, gleichviel auf welcher 
Quelle beruhende Feſtſtellung der Schreibunfähigkeit genügt, 
wenn auch ſie dem Erblaſſer vorgeleſen und von ihm genehmigt 
iſt. Die entſcheidende Frage iſt alſo die, ob die Verleſung und 
Genehmigung auch dieſer objektiven Feſtſtellung im Protokoll 
beurkundet iſt, und die Beantwortung dieſer Frage hängt 
wiederum ab von dem Inhalt, der dem Begriff 
„Protokoll“ gegeben wird. Der Beklagte verteidigte ſich 
in beiden Inſtanzen dahin, er habe unter „Protokoll“ das 
völlig fertige Protokoll verſtanden und in dieſem Sinne 
ſowohl tatſächlich das ganze Protokoll vorgeleſen und genehmigt 
erhalten als auch ſeine Beurkundung der geſchehenen Verleſung 
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und Genehmigung auf jeden Teil des Protokolls, alſo auch auf 
den Schlußſatz bezogen und bezogen wiſſen wollen. Genau 
dies war der mit Entſchiedenheit ausgeſprochene Standpunkt 
der Entſcheidung des IV. ZS. des RG. vom 11. Juli 1905 
in JW. 05, 54155: es gebe nach dem FGG. und nach 
82242 BGB. nur ein, einheitliches, in feiner Ganzheit 
den Erforderniſſen der Verleſung und der Genehmigung und 
Unterzeichnung durch die Beteiligten unterliegendes Protokoll. 
Von dieſem Standpunkte aus war eine Scheidung zwiſchen 
dem den Beteiligten vorzuleſenden, von ihnen zu genehmigenden 
und zu unterſchreibenden dispoſitiven Teile einerſeits und dem 
von dieſen Anforderungen befreiten Feſtſtellungsvermerk der 
mitwirkenden Perſonen andrerſeits unmöglich; von ihm aus 
ergab ſich, daß das ganze fertige Protokoll, einſchließlich des 
Feſtſtellungsvermerks, vorgeleſen und genehmigt werden mußte, 
und ergab ſich, daß, auch wenn die Worte „Vorgeleſen und 
genehmigt“ dem amtlichen Feſtſtellungsvermerk vorausgingen, 
doch notwendig die Verleſung und Genehmigung auch des Feſt⸗ 
ſtellungsvermerks im Protokoll beurkundet war, weil das 
Protokoll eben beurkundete, daß das Protokoll, d. h. notwendig 
das ganze Protokoll vorgeleſen und genehmigt war. Von 
dieſem Standpunkt aus war es Sache deſſen, der behauptete, 
die Verleſung und Genehmigung eines Teils des Protokolls, 
insbeſondere des Feſtſtellungsvermerks, ſei tatſächlich nicht erfolgt, 
den Gegenbeweis nach 5 418 Abſ. 2 ZPO. zu erbringen. 
Einen ſolchen Gegenbeweis hat die Klägerin vorliegend nicht 
angetreten; ſie hat ihrerſeits gar nicht behauptet, der Beklagte 
babe den Feſtſtellungsvermerk und darin die Worte „aber wegen 
großer Schwäche nicht unterſchrieben“ nicht vorgeleſen und nicht 
genehmigt erhalten, und ſie hat ſogar die Behauptung des 
Beklagten, daß dies geſchehen fei, nie beſtritten; wie ſie 
auch die weitere, für den hier entſcheidenden Geſichtspunkt der 
nachträglichen Genehmigung unerhebliche Darſtellung des Be⸗ 
klagten nicht beſtritten hat, er habe den Erblaſſer ausdrücklich 
gefragt, ob er unterſchreiben könne, und der Erblaſſer habe die 
Frage verneint, eben darauf gründeten ſich die Schlußworte des 
Protokolls „aber wegen großer Schwäche nicht unterſchrieben“. 
Daß der Beklagte die Rechtsauffaſſung des IV. ZS. des RG. 
vom 11. Juli 1905, welche die herrſchende war, vgl. Weißler, 
Kommentar zum FGG., Berlin 1900, S. 218/219, am 
2. Juli 1904 teilte, kann ihm in keiner Weiſe zum Verſchulden 
angerechnet werden. Und erſt die gegenwärtige, von Februar 1906 
ab vertretene Rechtsanſicht des IV. ZS. des RG., RG. 62, I ff.; 
63, 31 ff.; 69, 79 ff. („Protokoll“ ſei nicht die fertige, ſondern 
die in der fortſchreitenden Vollendung begriffene Urkunde, die 
Bedeutung des Wortes „Protokoll“ ſei alſo eine wechſelnde) 
gab die Möglichkeit zu den Unterſcheidungen, aus welchen der 
Ber R. die Nichtbeurkundung der Verleſung und Genehmigung 
auch des Schlußvermerks durch das vorliegende Protokoll und 
demnach ein Verſchulden des Beklagten folgert. Völlig richtig 
durfte der Beklagte damals annehmen, er beurkunde in der 
geſchehenen Weiſe, wenn ſchon nicht Verleſung und Genehmigung 
der Feſtſtellung einer vorgängigen Erklärung des Erblaſſers, 
daß er nicht ſchreiben könne, ſo doch Verleſung und Genehmigung 
der objektiven Feſtſtellung, daß der Erblaſſer nicht ſchreiben 
konne. D. c. G., U. v. 21. Dez. 09, 38/09 III. — Marien⸗ 
werder. 
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Zivilprozeßordnung. 

18. 58 99, 546 ZPO. Zuläſſigkeit der Berufung, weil 
Entſcheidung zur Hauptſache (nicht bloß über den Koſtenpunkt) 
vorlag. Unzuläſſigkeit der Reviſion, weil die Koſten nicht die 
Höhe der Reviſionsſumme erreichten.] 

Ein den Betrag von 2500 „ überſteigender Wert des 
Beſchwerdegegenſtands iſt im gegebenen Falle nicht glaubhaft 
gemacht. Nachdem nämlich der Kläger ſchon in erſter Inſtanz 
die Hauptſache als durch den Rücktritt des Beklagten (jeßt 
Reviſionsklägers), von ſeiner Kaufofferte für erledigt erklärt und 
lediglich beantragt hatte, den Beklagten die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits aufzuerlegen, hat, obgleich auch der weitere Streit der 
Parteien darüber, ob der Rechtsſtreit in der Hauptſache für 
erledigt zu erklären oder die Klage abzuweiſen ſei, die Haupt⸗ 
ſache betraf — wie unten noch näher dargelegt werden ſoll —, 
dennoch jede der Parteien an der Fortſetzung des Prozeſſes 
nur inſoweit ein wirkliches Intereſſe, als es ſich um die Koſten, 
des Rechtsſtreits handelt. Die Koſten des Rechtsſtreits, durch 
deren Höhe hiernach das zur Zeit der Reviſionseinlegung vor⸗ 
handene wirkliche Intereſſe des Beklagten an der von ihm 
beantragten Abänderung des BU. beſtimmt wird, erreichen aber 
den Betrag der Reviſionsſumme von 2500 & nicht. Daher iſt 
die Reviſion inſoweit unſtatthaft, als fie ſich dagegen richtet, 
daß das OLG. die Berufung auch für begründet erachtet hat. 
Die hiernach allein zu prüfenden Ausführungen des BG. über 
die Zuläſſigkeit der Berufung gehen aber im weſentlichen 
dahin: Dadurch, daß das LG. unter Verneinung der Frage, ob 
der Klageanſpruch zu Recht beſtehe, die Klage auf Koſten des 
Klägers abgewieſen habe, ſei dieſer beſchwert und zwar zunächſt 
deshalb, weil das LG. die Streitfrage der Erledigung der 
Hauptſache zu ſeinen Ungunſten entſchieden und ſachlich über 
das Klagebegehren erkannt habe, ſtatt dieſe Entſcheidung nur 
zum Zweck der Koſtenentſcheidung zu treffen, ſodann, weil das 
LG. ihm die Koſten auferlegt habe. Da nun im Sinne des 
8 99 Abf. 1 ZPO. eine Entſcheidung in der Hauptſache jede 
Entſcheidung bilde, welche nicht Koſtenentſcheidung ſei (vgl. 
RG. 23, 341), ſo könne der Kläger das Urteil wegen dieſer 
Entſcheidung über die Erledigung der Hauptſache mit der Be⸗ 
rufung anfechten. Sein Antrag richte ſich nicht bloß gegen die 
Koſtenentſcheidung, ſondern zugleich auch gegen die erſtinſtanzliche 
Entſcheidung über die Streitfrage der Erledigung der Hauptſache. 
Dieſe Ausführungen des BG. erſcheinen als rechtlich ein⸗ 
wandfrei und als genügend, um die Zuläſſigkeit der vom 
Kläger gegen das Urteil erſter Inſtanz eingelegten Berufung 
darzutun. Namentlich verſtoßen dieſelben nicht gegen die vom 
Reviſionskläger als verletzt bezeichnete Vorſchrift des 8 99 
Abſ. 1 ZPO., wonach die Anfechtung der Entſcheidung über 
den Koſtenpunkt unzuläſſig iſt, wenn nicht gegen die Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird; 
denn das mit Berufung angefochtene landgerichtliche Urteil ent⸗ 
hält nicht nur eine Entſcheidung über den Koſtenpunkt, ſondern 
auch eine ſolche zur Hauptſache, da es die Klage entgegen dem 
klägeriſchen Antrag abgewieſen hat. Hierdurch iſt über einen 
wirklichen, die Hauptſache betreffenden Streit der Parteien 
entſchieden worden, indem der Beklagte die von dem Kläger 
behauptete Erledigung der Hauptſache beſtritten und geltend ge: 
macht hatte, es bedürfe zu einer ſolchen Erledigung der Ab: 
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weiſung der Klage, die er trotz der Erklärung des Klägers, 
daß die Hauptſache erledigt ſei, beantragte. Das LG. hat 
dieſen Streit ſowie die weitere Frage, ob der Klageanſpruch 
urſprünglich begründet geweſen ſei, worauf es ſowohl für den 
Antrag des Beklagten auf Abweiſung der Klage als auch für 
die Regelung des Koſtenpunkts ankam, in beiden Beziehungen 
zuungunſten des Klägers durch die Urteilsformel entſchieden, 
indem es die Klage auf Koſten des Klägers abwies. Das 
landgerichtliche Urteil hat alſo bezüglich dieſer Abweiſung nicht 
nur die ihm vom Reviſionskläger beigelegte Bedeutung eines 
lediglich zur Begründung der Koſtenentſcheidung erfolgten 
Ausſpruchs, daß der Klageanſpruch von vornherein ungerecht⸗ 
fertigt geweſen ſei, — in welcher Hinſicht ja auch der Inhalt 
der Urteilsbegründung genügt haben würde — ſondern es 
enthält im Hinblick auf die bezüglich der Frage der Erledigung 
des Rechtsſtreits ſich widerſprechenden Erklärungen und Anträge 
der Parteien gerade eine unmittelbare Entſcheidung dieſes 
die Hauptſache betreffenden Streits derſelben. Einer ſolchen 
Entſcheidung des LG. bedurfte es auch, da der geſamte Rechts⸗ 
ſtreit prozeſſual dadurch noch nicht beendigt war, daß der 
Kläger durch ſeine einſeitige Erklärung, die Hauptſache ſei er⸗ 
ledigt, von der weiteren Verfolgung ſeines urſprünglichen 
Klageantrags zur Hauptſache Abſtand genommen hatte; denn 
der Beklagte hatte ſich mit dieſer Erklärung nicht einverſtanden 
erklärt, ſondern ſeinen Antrag, die Klage abzuweiſen, aufrecht⸗ 
erhalten, ſodaß das LG. jedenfalls mit dem letzteren, die Haupt⸗ 
ſache betreffenden Antrag befaßt blieb (RG. 27, 367; 33, 385 f.) 
Mit allen dieſen Ausführungen ſteht auch das von dem 
Reviſionskläger erwähnte Urteil des 1. 35. des RG. vom 
30. November 1907 (JW. 08, 45, 21) nicht im Widerſpruch, 
da es einen von dem vorliegenden prozeſſual weſentlich ver⸗ 
ſchiedenen Fall und demgemäß zum Teil verſchiedene prozeſſuale 
Fragen betrifft. Namentlich war der damals in Frage 
ſtehende Kläger nicht durch eine die Frage der Erledigung der 
Hauptſache betreffende Entſcheidung der Vorinſtanz be⸗ 
ſchwert. B. c. K., U. v. 7. Jan. 10, 242/09 II. — Frankfurt. 

19. 8 293 ZPO. Feſtſtellung einer Obſervanz. Berück⸗ 
ſichtigung von Tatſachen außerhalb von Anträgen der Parteien, 
auch von Zeugenausſagen aus anderen Prozeſſen.] 

Unſtreitig beſteht in D. ſeit dem 6. Januar 1896 eine 
Polizeivorſchrift, wonach bei eintretender Winterglätte die Bürger⸗ 
ſteige von den Eigentümern oder Verwaltern der angrenzenden 
Grundſtücke mit Sand oder Kies beſtreut werden müſſen. Der 
Beklagte hat gleichwohl beſtritten, daß für ihn eine Streupflicht 
beſtanden habe, da eine ſolche für die Hauseigentümer durch 
eine polizeiliche Vorſchrift nicht habe begründet werden können. 
Das OLG. hat dieſen Einwand zurückgewieſen, indem es feſt⸗ 
ſtellt, daß ſchon lange vor dem Erlaß jener Polizeivorſchrift 
in D. ſich die Obſervanz gebildet habe, daß die Reinigung der 
Straßen und insbeſondere der Bürgerſteige den Eigentümern 
der anliegenden Grundſtücke als eine öffentlich⸗rechtliche Pflicht 
obliege. Dieſer Ausſpruch iſt nicht zu beanſtanden, er betrifft 
eine an ſich irreviſible Rechtsnorm und könnte in der Reviſions⸗ 
inſtanz nur dann beanſtandet werden, wenn das BG. bezüglich 
der Frage, wie eine Obſervanz zur Entſtehung gelangt, von 
unrichtigen Anſchauungen ausgegangen wäre oder bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Norm gegen prozeſſuale Vorſchriften verſtoßen hätte. 
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In der erſteren Richtung liegen Bedenken nicht vor, find auch 
von der Reviſion Ausſtellungen nicht gemacht worden. Für 
die Ermittlung und Feſtſtellung des in Frage ſtehenden örtlichen 
Gewohnheitsrechts iſt die Vorſchrift in 5 293 ZPO. maßgebend. 
Danach war das BG. für die Erforſchung dieſes Rechts nicht 
auf die von den Parteien geſtellten Anträge beſchränkt, es war 
vielmehr ſo berechtigt wie verpflichtet, inſoweit alle ihm zu⸗ 
gänglichen Quellen zu benutzen, und auch an die für die Be⸗ 
weisführung in der ZPO. gegebenen Beſtimmungen nicht ge⸗ 
bunden, da es ſich eben nicht um eine Beweiserhebung, ſondern 
um die dem Gericht zur Pflicht gemachte Erforſchung des von 
ihm zur Anwendung zu bringenden Rechts handelt. Es war 
daher zuläſſig, daß das BG. zu dieſem Zwecke von dem Magiſtrat 
der Stadt D., einer Behörde, bei der es die Kenntnis der in 
Betracht kommenden Verhältniſſe vorausſetzen durfte, Auskunft 
erbeten und das ihm von dieſer Seite Mitgeteilte zur Bildung 
ſeiner Überzeugung über das Beſtehen der Obſervanz benutzt 
hat. Es war auch nicht behindert, die Ausſagen von Perſonen, 
die in einem andern Prozeſſe als Zeugen vernommen worden 
ſind, zu berückſichtigen, da die Tatſache, daß dieſe Perſonen 
früher ſo, wie geſchehen, ausgeſagt haben, ſehr wohl als für 
die Überzeugung des Gerichts von dem Beſtehen der Obſervanz 
bedeutſam angeſehen werden konnte. Ob es prozeſſual zu be⸗ 
anſtanden wäre, wenn das OLG. einen ausdrücklichen Antrag 
des Beklagten, dieſe Perſonen nochmals zu vernehmen, abgelehnt 
hätte, braucht hier nicht entſchieden zu werden, denn ein ſolcher 
Antrag iſt nicht geſtellt worden, der Beklagte hat ſich vielmehr 
darauf beſchränkt, der Benutzung der Protokolle über die von 
jenen Perſonen früher erſtatteten Zeugenausſagen zu wider⸗ 
ſprechen. W. c. S., U. v. 3. Jan. 10, 31/09 VI. — Stettin. 

20. 88 485—487, 493 ZPO. Erheblichkeit behaupteter 
Tatſachen iſt für die Zuläſſigkeit der Sicherung eines Beweiſes 
nicht erforderlich.] 

Nach § 485 ZPO. kann eine Beweisaufnahme, ins⸗ 
beſondere durch Vernehmung von Zeugen, erfolgen, wenn zu 
beſorgen iſt, daß das Beweismittel verloren oder die Benutzung 
desſelben erſchwert werde. Hinſichtlich der Tatſachen, über 
welche die Beweisaufnahme erfolgen ſoll, erfordert §S 487 ZPO. 
nur, daß ſie in dem Geſuche bezeichnet ſind und daß der Grund, 
welcher die genannte Beſorgnis rechtfertigt, dargelegt und 
glaubhaft gemacht wird. Weitere Vorausſetzungen find im 
Geſetze nicht erfordert. Daher bildet die Erheblichkeit der be⸗ 
haupteten Tatſachen keine Bedingung der Beweisaufnahme. 
Das Gericht darf deshalb nicht auf eine materielle Prüfung 
der Sache eingehen. Vielmehr hat es dem Geſuche um Beweis⸗ 
ſicherung, ſofern es nach Maßgabe des § 487 ZRD. gehörig 
begründet iſt, auch dann ſtattzugeben, wenn es die behaupteten 
Tatſachen für die Entſcheidung des anhängigen Rechtsſtreites 
als unerheblich erachtet (RG. 49, 389). Dies erhellt auch 
daraus, daß, wie ſich aus § 486 ZPO. ergibt, das Geſuch 
bereits geſtellt werden kann, bevor überhaupt ein Rechtsſtreit 
anhängig geworden iſt. Zweck des Beweisſicherungsverfahrens 
iſt, dem Antragſteller die Benutzung von Beweismitteln, deren 
Verluſt ihm droht, für einen Prozeß nach Maßgabe des 8 493 
ZPO. zu ſichern, in welchem nach feiner Meinung die Beweis⸗ 
mittel von Bedeutung ſein können. Ob das Gericht, weil das 
Geſetz mit den Worten „kann erfolgen“ auf richterliches Er⸗ 
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meſſen hinweiſe, das Geſuch dann ablehnen dürfe, wenn die 
Anordnung nach der Sachlage völlig unangemeſſen erſcheine, 
1 B. wegen der Nähe eines Verhandlungstermines, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Derartige Umſtände ſind vorliegend nicht 
gegeben. S. c. B., Beſchl. v. 12. Jan. 10, B 6/10 V. — 
Naumburg. 
21. 
Verſtöße).] 
Am Schluß der im weſentlichen den feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt wiedergebenden Reviſionsbegründungsſchrift heißt es: 
„Verletzt iſt das materielle Recht SS 373, 823 BGB., SS 551 
Nr. 7, 286 ZPO.“ Dieſe Begründung entſpricht, ſoweit fie 
anſcheinend prozeſſuale Verſtöße rügen will, nicht den zwingenden 
Vorſchriften des § 554 Abſ. 3 Ziff. 2 ZPO., wonach die Tat⸗ 
ſachen, in deren Nichtberückſichtigung die Geſetzesverletzung 
gefunden wird oder die den gerügten Verfahrensmangel ergeben 
ſollen, konkret bezeichnet werden müſſen. Die Prüfung des 
Reviſionsgerichts hat ſich daher darauf zu beſchränken, ob das 
BU gegen Vorſchriften des materiellen Rechts verſtößt. 
N. c. S., U. v. 5. Jan. 10, 491/09 V. — Berlin. 
22. SS 927, 940, 943, 945 ZPO. Einſtweilige Ver⸗ 
fügung (Zuſtändigkeit). — Zuläſſigkeit der Revifion.] 
Die beklagte Geſellſchaft m. b. H. wurde durch Vertrag vom 
6. April 1906 gegründet. An dem Stammkapitale von 150 000.4 
beteiligte ſich der Kläger mit einer Einlage von 40 000 . In 
5 8 des Vertrages iſt beſtimmt, daß die Geſellſchafter über den 
Betrag der Stammeinlagen hinaus die Einforderung von weiteren 
Einzahlungen beſchließen können mit der Maßgabe, daß die 
Nachſchüſſe in jedem einzelnen Falle ein Viertel und insgeſamt 
den vollen Betrag des Stammkapitals nicht überſteigen dürfen. 
Im März 1907 erhob der Kläger beim LG. Klage auf Auf⸗ 
loſung der Geſellſchaft. Nachdem die Geſellſchaftsverſammlung 
am 11. Mai 1907 die Einforderung von Nachſchüſſen in Höhe 
von 25 Prozent des Stammkapitals beſchloſſen hatte, erwirkte 
er eine einſtweilige Verfügung des LG. vom 14. September 
1907, wodurch der Geſellſchaft bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung über die Auflöſungsklage verboten wurde, die Kadu⸗ 
zierung ſeines Geſchäftsanteils durchzuführen und über den 
Geſchäftsanteil anderweit zu verfügen. Am 16. Oktober 1907, 
16. Dezember 1907 und 12. Februar 1908 beſchloß die Geſell⸗ 
ſchaftsverſammlung die Einforderung weiterer Nachſchüſſe, jeweils 
wieder in Höhe von 25 Prozent des Stammkapitals. Inzwiſchen 
erließ das LG. am 7. Februar 1908 eine weitere einſt⸗ 
weilige Verfügung, die anordnete, daß Kläger berechtigt ſei, 
alle weiteren Nachſchußzahlungen zu verweigern und daß die 
Geſellſchaft bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Auflöſungs⸗ 
llage wegen dieſer Nachſchußforderungen die Kaduzierung des 
Geſchäftsanteils des Klägers nicht durchführen und über den 
Geſchäftsanteil nicht anderweitig verfügen dürfe. Die Auf⸗ 
loſungsklage wurde von dem LG. durch Urteil vom 20. März 
1909 abgewieſen. Nachdem der Kläger Berufung eingelegt 
hatte, ſtellte die Beklagte im Laufe des noch nicht erledigten 
Berufungsverfahrens nach 8 927 ZPO. bei dem OLG. den 
Antrag, die von dem LG. erlaſſenen einſtweiligen Ber: 
fügungen aufzuheben. Zur Begründung wurde im weſent⸗ 
lichen vorgetragen, Vorausſetzung der Verfügungen ſei die 
Glaubhaftmachung von Auflöſungsgründen geweſen. Dieſer 
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Grund zur Erlaſſung der Verfügungen ſei weggefallen, da die 
Klage abgewieſen worden ſei und die Berufung nach den bis⸗ 
herigen Beweisergebniſſen keinen Erfolg verſpreche, anderſeits 
bedürfe die Beklagte dringend der von dem Kläger zu zahlenden 
Beträge. Der Kläger beantragte, den Antrag der Beklagten 
abzuweiſen, eventuell ihm eine höhere Sicherheitsleiſtung auf⸗ 
zugeben. Das OLG. hob durch Urteil vom 8. Juli 1909 
die beiden Verfügungen auf. Die Reviſion des Klägers wurde 
zurückgewieſen: Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem 
Bedenken. Wenn in § 545 ZPO. beſtimmt iſt, daß die Reviſion 
ſtattfinde gegen die in der Berufungsinſtanz von den OLG. er⸗ 
laſſenen Endurteile, ſo iſt dieſe Vorſchrift nicht dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß das Urteil auf das Rechtsmittel der Berufung hin 
ergangen fein müſſe. Vielmehr genügt es, wenn das OLG. 
überhaupt in ſeiner Eigenſchaft als BG. erkannt hat. Dies iſt 
hier geſchehen. Mit dem nach § 927 ZPO. geſtellten Antrag 
auf Aufhebung der einſtweiligen Verfügungen hat ſich das OLG. 
deshalb befaßt, weil die Auflöſungsklage bei ihm in der Be⸗ 
rufungsinſtanz anhängig iſt und es daraus ſeine Zuſtändigkeit 
als Gericht der Hauptſache — Abſ. 2 a. a. O. — entnommen 
hat. In der Sache konnte das Rechtsmittel keinen Erfolg 
haben. Der Reviſionskläger iſt der Anſicht, daß das OLG. 
nicht zuſtändig geweſen ſei, über den Aufhebungsantrag zu 
entſcheiden. Er macht geltend, die Auflöſungsklage könne für 
die hier erlaſſenen einſtweiligen Verfügungen als Hauptſache 
nicht in Betracht kommen. Durch die auf Grund von § 940 
ZPO. ergangenen Verfügungen ſei das wegen Nichteinzahlung 
der geforderten Nachſchüſſe eingeleitete Kaduzierungsverfahren 
einſtweilen eingeſtellt worden, das danach ſtreitige Rechtsverhältnis, 
die Nachſchußpflicht des Klägers, ſei aber von der Auflöſungs⸗ 
klage ganz unabhängig, weil die Auflöſung der Geſellſchaft erſt 
mit der Rechtskraft des ſie ausſprechenden Urteils eintreten 
würde und deshalb die Pflicht zur Zahlung der Nachſchüſſe 
ſelbſt dann beſtehen bliebe, wenn die Auflöſungsklage ſchließlich 
Erfolg habe. Dagegen iſt zu erinnern, daß das LG. die Ver⸗ 
fügungen zweifellos im Hinblick auf die vorliegende, jetzt bei 
dem OLG. anhängige Auflöſungsklage erlaſſen wollte und 
erlaſſen hat. Dies geht nicht nur daraus hervor, daß die 
Verfügungen beantragt wurden und ergingen, während das LG. 
mit jener Klage befaßt war, ſondern namentlich auch aus dem 
Umſtande, daß die Anordnungen — entſprechend den Anträgen 
des Klägers — ausdrücklich für die Zeit des durch die Auf⸗ 
löſungsklage eingeleiteten Rechtsſtreits und damit ausdrücklich 
mit Bezug auf jenen Rechtsſtreit getroffen wurden. Die An⸗ 
ordnungen ſollten dazu dienen, in bezug auf den Auflöſungs⸗ 
prozeß einen einſtweiligen Zuſtand zu regeln. Damit ſteht aber 
der über den Auflöſungsanſpruch anhängige Rechtsſtreit zu ihnen 
im Verhältniſſe der Hauptſache. Eine andere Frage iſt, ob 
einſtweilige Verfügungen, wie ſie hier ergangen ſind, in Berück⸗ 
ſichtigung des von dem Kläger in dem Rechtsſtreit allein ver⸗ 
folgten Auflöſungsanſpruchs gerechtfertigt waren. Für dieſe 
Frage mag das von dem Kläger gegen die Zuſtändigkeit des 
OLG. Vorgebrachte erheblich ſein. Um die Prüfung der recht⸗ 
mäßigen Erlaſſung handelt es ſich aber hier überhaupt nicht. 


Die gerügte Verletzung des § 943 Abſ. 1 ZPO. liegt daher 


nicht vor. Damit erledigen ſich im weſentlichen auch die gegen 
die Sachentſcheidung des OLG. erhobenen Beanſtandungen. 
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Das OLG. geht zutreffend davon aus, daß der auf $ 927 ZPO. 
geſtützte Aufhebungsantrag das nachträgliche Hervortreten von 
Umſtänden vorausſetze, die eine andere Beurteilung der Sach⸗ 
lage rechtfertigen, und daß die Pflicht zur Glaubhaftmachung 
ſolcher veränderter Umſtände dem die Aufhebung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung Begehrenden, hier der Beklagten obliege. 
Sodann erwägt es, daß nach der dermaligen Lage des Haupt⸗ 
prozeſſes, wie ſie ſich unter Berückſichtigung der nach Erlaſſung 
der einſtweiligen Verfügung erhobenen Beweiſe darſtelle, das 
Auflöſungsbegehren nicht mehr als gerechtfertigt zu erachten ſei. 
Dabei zieht es nicht nur die Tatſache der Abweiſung der Klage 
in Betracht, ſondern prüft auch ſeinerſeits die von dem Kläger 
vorgebrachten Auflöſungsgründe. .. Wollte der Kläger im Wege 
der einſtweiligen Verfügung bezüglich der Nachſchußpflicht oder 
der Kaduzierung eine vorläufige Sicherung erlangen, die un⸗ 
abhängig war von ſeinem Anſpruch auf Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft, ſo hätte er die Verfügung nicht als eine innerhalb des 
Auflöſungsprozeſſes ergehende Anordnung erwirken dürfen, 
ſondern hätte ſie außerhalb dieſes Prozeſſes erwirken müſſen. 
In dem Umſtande, daß nach Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügungen der Erfolg der in der Hauptſache erhobenen Klage 
unwahrſcheinlich geworden iſt, hat das OLG. ohne Rechtsirrtum 
einen hinreichenden Grund gegen die weitere Aufrechterhaltung 
der Verfügungen erblickt. Z. c. G., U. v. 4. Jan. 10, 521/09 II. 
— Cöln. 

Handelsgeſetzbuch. 

23. SS 218 ff. HGB. in Verb. mit 5 440 ZPO. 
Wirkungen der Eintragung ins Aktienbuch. — Beweis der 
Echtheit einer Urkunde.] 

Unterm 9. Juli 1907 ſtellte der Beklagte an Order der 
G., Aktiengeſellſchaft, 90 Solawechſel über je 250 & aus. 
Die Veranlaſſung hierzu lag darin, daß der frühere Direktor 
der G., S., ihm im eigenen Namen 30 dem Verkäufer ge⸗ 
hörige Namensaktien der Geſellſchaft im Nennwerte von je 
1000 &, auf welche angeblich nur noch 75 Prozent eingezahlt 
zu werden brauchten, verkauft und übergeben hatte. Der 
Kaufpreis von 9000 & war bar gezahlt, mit den Sola⸗ 
wechſeln ſollten die 75 Prozent ſichergeſtellt werden. Nachdem 
die Wechſel, die auf vier Wochen nach Vorzeigung lauteten, 
im Auftrage des legitimierten Inhabers am 6. Februar 1908 
präſentiert und mangels Sichtbeſcheinigung proteſtiert waren, 
wurden ſie von der Remittentin im Wechſelprozeſſe eingeklagt. 
Beklagter machte geltend, der Abtretung der Aktien an ihn 
habe die nach 8 12 des Statuts erforderliche Zuſtimmung des 
Aufſichtsrats gefehlt. Vor allem aber berief er ſich darauf, 
daß die Abtretung wegen Betruges nichtig ſei. S. habe ihn 
durch argliſtige Täuſchung über die Lage der Geſellſchaft zum 
Erwerbe der Aktien beſtimmt; er, der Beklagte, habe das 
Geſchäft aus dieſem Grunde angefochten. Vor Verkündung 
des erſten Urteils, aber nach der Schlußverhandlung, war über 
das Vermögen der G. der Konkurs eröffnet. Der zum Ver⸗ 
walter ernannte Kläger nahm das Verfahren auf. Das 
KG. wies die Klage als in der gewählten Prozeßart unftatt- 
haft ab. Der Reviſion des Klägers wurde ſtattgegeben: 

I. Zu der Einrede mangelnder Zuſtimmung des Auf— 
ſichtsrats zur Abtretung erwägt das KG., der Kläger habe ein 
Aktienbuch vorgelegt, das bei der Umſchreibung der Aktien auf den 


N 4 1910. 
Namen des Beklagten zugleich den Genehmigungsvermerk er⸗ 
kennen laſſe. Sei das Buch echt, ſo erbringe es einen Prima⸗ 
faciebeweis in dem Sinne, daß es auf die Eideszuſchiebung 
des Beklagten darüber ankomme, daß der Aufſichtsrat dennoch 
ſeine Zuſtimmung nicht erteilt habe. So ſehr nun auch 
angeſichts der Form und des Inhalts des vorgelegten Buchs 
die Wahrſcheinlichkeit dagegen ſpreche, daß das Buch nicht das 
Aktienbuch der Gemeinſchuldnerin, ſondern ein für Prozeß⸗ 
zwecke angefertigtes Falſifikat ſei, ſo habe doch der Beklagte 
die Echtheit beſtritten. Mit den im Wechſelprozeß zuläſſigen 
Beweismitteln laſſe ſie ſich nicht dartun. Daher müſſe die 
Klage als in der gewählten Prozeßart unſtatthaft abgewieſen 
werden. Dieſe Erwägungen beruhen in mehrfacher Beziehung 
auf Rechtsirrtum. Die Vorſchrift der ZPO. 8 440 Abſ. 1, 
wonach die Echtheit einer nicht anerkannten Privaturkunde zu 
beweiſen iſt, enthält nichts darüber, in welcher Art der Beweis 
geführt werden muß. Maßgebend iſt der $ 286 ZRD., die 
Prozeßart macht inſoweit keinen Unterſchied. Steht ein Handels⸗ 
buch in Frage, das ſich nach Form und Inhalt als korrekt 
darſtellt, ſo kann der Beweis der Echtheit ohne weiteres als 
erbracht angeſehen werden. Das wird ſich um ſo eher recht⸗ 
fertigen, wenn, wie hier, das Buch von dem nicht intereſſierten 
Konkursverwalter vorgelegt wird und der Gegner keinerlei 
Subſtantiierung der Echtheitsbeſtreitung auch nur verſucht. Bei 
der weiteren Prüfung, welche materielle Beweiskraft dem für 
echt zu erachtenden Buche zukommt, hat ſich der Richter gleich⸗ 
falls ohne Rückſicht auf die Art des Prozeſſes von dem freien 
Ermeſſen des § 286 ZPO. leiten zu laſſen (vgl. Gaupp⸗ 
Stein ZPO. § 416 W). Das KG. wäre hiernach ſehr wohl 
in der Lage geweſen, die Eideszuſchiebung, daß der Aufſichts⸗ 
rat der Abtretung der Aktien an den Beklagten nicht zu⸗ 
geſtimmt habe, nach ZPO. 5 446 als unzuläſſig zu behandeln. 
Die in dieſer Hinſicht vorzunehmende Prüfung, die der BerR. 
verabſäumt hat, kann nun freilich vom Reviſionsgericht nicht 
nachgeholt werden. Allein die Einrede des Beklagten erweiſt 
ſich auch ohnedies als hinfällig. Hat wirklich der Aufſichtsrat 
der Abtretung nicht zugeſtimmt, ſo müßte doch eine Genehmigung 
des Konkursverwalters darin gefunden werden, daß er als Kläger 
in den Prozeß eingetreten iſt und ihn fortführt. (Wird ausgeführt.) 

II. Die Einrede des Betruges läßt das KG. nicht 
gelten. Nach ſeinen Feſtſtellungen hat S., der ſtändige Ver⸗ 
treter der Gemeinſchuldnerin, den Beklagten durch argliſtige 
Täuſchung über die Prosperität der Geſellſchaft und über die 
gemachten Einzahlungen, die ſich in Wirklichkeit gar nicht 
einmal auf die geſetzlichen 25 Prozent beliefen, zu dem nach⸗ 
träglich angefochtenen Erwerbe der Aktien bewogen. Doch 
meint das KG., daß ſich der Beklagte der Geſellſchaft gegen⸗ 
über nach den Grundſätzen des Aktienrechts auf den Betrug 
nicht berufen dürfe. Dieſe Anſicht muß indeſſen für zutreffend 
erachtet werden. (Wird ausgeführt.) Noch aus einem andern 
Grunde greift die Anfechtung wegen Betruges im vorliegenden 
Falle nicht durch. Wie aus den Feſtſtellungen des KG. 
hervorgeht und vom Beklagten kaum beſtritten wird, iſt er 
mit ſeiner Einwilligung im Aktienbuch eingetragen. Auch 
dieſer Umſtand genügt, um trotz der Kenntnis der Gemein⸗ 
ſchuldnerin von dem Betruge die Anfechtung zurückzuweiſen. 
(Wird ausgeführt.) Wenn hiernach die Betrugseinrede ver⸗ 


39. Jahrgang. 


worfen wird, ſo bedeutet dies doch nicht, wie der Beklagte 
geltend gemacht hat, eine ſachliche Abweichung von dem am 
28. April 1909 gefällten Urteil des Senats in RG. 71, 97. 
(Wird ausgeführt.) G. Konk. c. F., U. v. 15. Dez. 09, 
252/09 L — Berlin. 

24. 5 377 HGB. verb. mit § 489 BGB. Rügefriſt bei 
Lieferung von Waren innerhalb weniger Tage. Unterſuchungs⸗ 
pflicht bei einer größeren Lieferung von Früchten, die ver⸗ 
ſchiedenen Urſprungs find. Art der Unterſuchung.] 

Die Klägerin forderte Zahlung des Kaufpreiſes für Gerſte, 
Beklagte forderte Wandlung. Das OLG. verurteilte und wies 
die Widerklage ab. Das RG. hob auf: Der Umſtand, daß 
die ganze gelieferte Menge von etwa 140 Tonnen Gerſte nicht 
gleichzeitig bei der Beklagten eingetroffen iſt, ergibt im vor⸗ 
liegenden Falle, wo die Geſamtheit der Sendungen ſich auf 
wenige Tage verteilt, noch nicht, daß für jede einzelne Sendung 
eine beſondere Rügefriſt in Lauf geſetzt wurde. Das wäre, wie 
das RG. in dem Urteile in RG. 43, 64 näher ausgeführt hat, 
nur der Fall, wenn nach dem Parteiwillen ein aus wirklichen 
Teillieferungen ſich zuſammenſetzendes Sukzeſſivlieferungsgeſchäft 
vorliegen würde. Anderenfalls begann für die ganze Sendung 
die für die Mängelanzeige offenſtehende Friſt erſt mit der Ab- 
lieferung des letzten, am 28. Mai eingetroffenen Teiles zu laufen. 
Irgendwelche Umſtände, welche die Annahme rechtfertigen würden, 
daß die einzelnen Sendungen nach dem Willen der Beteiligten 
ſelbſtändige Erfüllungsakte ſein ſollten und daß die Zerlegung 
nicht auf ſonſtigen Gründen beruhte, hat das BG. nicht feſt⸗ 
geſtellt. Es hat auch ſelbſt nicht die einzelnen Sendungen als 
in dieſem Verhältniſſe zu einander ſtehend aufgefaßt, vielmehr 
das Ganze als eine einheitliche Lieferung bezeichnet und des⸗ 
halb irrtümlich den Beginn der Rügefriſt bei den einzelnen 

Sendungen verſchieden feſtgeſetzt. Sodann hat das BG. bei 
der Erörterung der Muſtermäßigkeit der gelieferten Ware ſelbſt 
Gewicht darauf gelegt, daß die Gerſte von zwei verſchiedenen 
Gütern ſtammte, daß ſie möglicherweiſe auch ſonſt von ungleich⸗ 
mäßiger Beſchaffenheit war und daß die Beklagte ſich ſchwerlich 
zur Beanſtandung der Ware entſchloſſen hätte, wenn nicht das 
„Wachſen“ im ganzen und großen den Eindruck geringer 
Keimfähigkeit gemacht hätte. Dieſer Geſichtspunkt wäre auch 
von Bedeutung geweſen für die Prüfung der weiteren Frage, 
welche Unterſuchungsart im gegebenen Falle die geeignete war. 
Die Unterſuchung im Kleinen (Laboratoriumsverſuch) erſtreckt 
ſich nach dem Gutachten der Handelskammer zu Berlin nur auf 
einige hundert Körner, während bei der Vermälzungsprobe 
naturgemäß beliebig größere Mengen verwendet werden können. 
Das BG. hat ſich bei der Erörterung der beiden Unterſuchungs⸗ 
arten auf die Feſtſtellung beſchränkt, daß beide innerhalb einer 
gewiſſen Zeit zu einem ficheren Ergebniſſe führen. Es hat ſich 
aber nicht darüber ausgeſprochen, ob nach den Verhältniſſen 
des gegebenen Falles, wo eine möglicherweiſe ungleichmäßig 
beſchaffene Menge von etwa 140 Tonnen geliefert wurde, eine 
in ganz kleinem Umfange vorgenommene Unterſuchung genügte, 
um ein hinreichend zuverläſſiges Urteil über die ganze Lieferung 
zu gewinnen. Danach beſtehen begründete Zweifel, ob das BG. 
nicht der rechtsirrigen Anſicht war, es komme ohne Rückſicht 
auf den Zweck, dem die Unterſuchung im konkreten Falle zu 
dienen hatte, nur darauf an, ob eine beſtimmte Unterſuchungsart 
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überhaupt geeignet iſt, ein ſicheres Ergebnis über die Keim⸗ 
fähigkeit von Gerſte zu liefern. Dabei hat es — ausgehend 
von der Annahme, daß jede einzelne Sendung beſonders zu 
unterſuchen geweſen wäre — auch unberüdfichtigt gelaſſen, daß, 
wie nach dem oben Bemerkten zu unterſtellen iſt, für die ganze 
Menge nur eine einheitliche Unterſuchungspflicht beſtand. Ferner 
erhebt die Reviſionsklägerin, unter Hinweis auf das Urteil des 
RG. in RG. 47, 20 mit Recht die Rüge, bei der Entſcheidung 
der Frage, welche Unterſuchungsart im Hinblick auf das Er⸗ 
fordernis der Zuverläſſigkeit zu wählen geweſen ſei, hätte nicht 
übergangen werden dürfen, daß nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen R. die Unterſuchung auf der Tenne bisweilen 
einige Prozent mehr Keimfähigkeit ergebe als die Unterſuchung 
im Kleinen. Das BG. hat ohne Würdigung dieſer Erklärung 
des Sachverſtändigen und überhaupt ohne weitere Begründung 
angenommen, daß die Unterſuchung auf der Tenne nicht die 
beſſer zum Ziele führende ſei. Das angefochtene Urteil iſt nicht 
haltbar. Es beruht auf der Annahme, daß die Beklagte nicht 
hätte auf der Tenne unterſuchen dürfen und daß, weil die 
Anzeigefriſt nicht nach der für dieſe Unterſuchungsart erforder⸗ 
lichen längeren Zeit zu bemeſſen ſei, die im übrigen ordnungs⸗ 
mäßige Rüge vom 5. Juni verſpätet ſei; die weitere Frage, ob 
das Wandelungsrecht nicht etwa ganz oder teilweiſe dadurch 
weggefallen iſt, daß die Beklagte einen großen Teil der Ware 
verarbeitet hat, iſt von dem BG. als nach ſeiner Auffaſſung 
unerheblich nicht mehr gewürdigt worden. Das Urteil war 
deshalb aufzuheben, ohne daß es der Prüfung bedurft hätte, 
ob das BG., vorausgeſetzt, daß die Unterſuchung im Kleinen 
zu wählen war und die Rügefriſt vom Eintreffen der letzten 
Sendung an berechnet wird, mit Recht die am 5. Juni erklärte 
Rüge als verſpätet angeſehen hat und ob das über die Un⸗ 
wirkſamkeit der Rüge vom 3. Juni Ausgeführte ſonſt bedenken⸗ 
frei iſt. B. c. B., U. v. 23. Dez. 09, 162/09 II. — Naumburg. 

Verſicherungsrecht. 

25. Anfechtung eines Verſicherungsvertrages wegen 
Irrtums. 

Die Beklagte hat dem Kläger Lebensverſicherung in der 
Art gewährt, daß die auf 40 000 & beſtimmte Verſicherungs⸗ 
ſumme am 1. März 1923 oder bei früherem Ableben des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers an den Inhaber des Verſicherungsſcheins 
gezahlt werden ſollte. Im Jahre 1906 hat die Beklagte dem 
Kläger erklärt, daß ſie dieſe Verſicherung aufhebe, weil er in 
dem Antrage, trotz vorgedruckter bezüglicher Frage, des Um⸗ 
ſtandes keine Erwähnung getan habe, daß er ſchon früher bei 
einer anderen Geſellſchaft, nämlich im Jahre 1902, einen 
Lebensverſicherungsantrag geſtellt hatte. Die Klage, anzuerkennen, 
daß die Aufhebung des Verſicherungsvertrags ungerechtfertigt 
ſei, hat das KG. abgewieſen, das RG. hob auf: Die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung beruht auf der Annahme, daß die in 
dem Verſicherungsantrage vom 25. Februar 1903 vorgedruckte 
Frage 4 vom Kläger zum Teil objektiv unrichtig beantwortet 
worden ſei, und daß wegen des Irrtums, in dem die Beklagte 
ſich infolgedeſſen beim Abſchluſſe des Vertrags befunden habe, 
dieſer von ihr rechtswirkſam angefochten worden ſei. Dieſer 
Anfechtung war der Kläger mit der Berufung auf § 3 der 
dem Vertrag unſtreitig zugrunde gelegten „Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen“ der Beklagten entgegengetreten. Dort 
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iſt in Satz 3 was folgt beſtimmt: „Nach Ablauf des erſten 
Verſicherungsjahres erleidet die Unanfechtbarkeit der Police 
überhaupt keine Ausnahme mehr, dergeſtalt, daß im Sterbefalle 
die Zahlung der verſicherten Summe von der „Friedrich Wilhelm“ 
aus keinerlei Gründen mehr beanſtandet werden kann, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſämtliche dem Alter des Verſicherten entſprechenden 
Prämien rechtzeitig gezahlt ſind“. Daß zur Zeit der Anfechtung 
das erſte Verſicherungsjahr abgelaufen und daß auch die 
Zahlung der Prämien ordnungsmäßig erfolgt war, iſt außer 
Streit. Das BG. gibt aber der für dieſen Fall feſtgeſetzten 
Unanfechtbarkeit des Vertrags lediglich die Beziehung auf den 
Sterbefall. Es ſieht die Beſtimmung als „lediglich den Schutz 
der Erben des Verſicherungsnehmers“ bezweckend an: dieſen ſoll, 
wenn ſie den Anſpruch aus der Verſicherung geltend machen, 
im gedachten Falle mit der Anfechtungseinrede nicht mehr 
entgegengetreten werden dürfen, dagegen ſei keineswegs das 
Recht der Beklagten ausgeſchloſſen, bei Lebzeiten des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers den Vertrag wegen Irrtums nach Maßgabe 
der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen anzufechten. Das 
BG. ſagt, dies gehe „auch“ daraus hervor, daß der Vertrag 
an jener Stelle lediglich vom Sterbefalle ſpreche. Einen anderen 
Grund für ſeine Auffaſſung, als eben dieſen, führt das BG. 
aber gar nicht an, und dieſer iſt, wenn man die gedachte 
Vertragsbeſtimmung in allen ihren Teilen ins Auge faßt, 
keineswegs jedem Zweifel entrückt. Wenn die Unanfechtbarkeit 
unter den in Satz 3 des S 3 angegebenen Vorausſetzungen 
„überhaupt keine Ausnahme mehr“ erleiden ſoll, ſo ſcheint doch 
damit (von dem Betrugsfalle natürlich immer abgeſehen) die 
Unanfechtbarkeit eben ganz ausnahmslos, alſo allgemein und 
keineswegs nur für den Sterbefall, ausgeſprochen zu ſein, und 
es ſteht nichts entgegen, in den nachfolgenden Worten: „der⸗ 
geſtalt, daß im Sterbefalle uſw.“ nur die Anwendung dieſes 
allgemeinen Grundſatzes auf einen Einzelfall zu finden, der nur 
darum beſonders hervorgehoben fein mag, weil er im Ver⸗ 
ſicherungsverkehre der häufigſte und wichtigſte iſt. Aber auch 
einen anderen Umſtand, der für die Auslegung jener Vertrags⸗ 
beſtimmung nicht ohne Bedeutung zu ſein ſcheint, hat das BG., 
ſoweit erſichtlich, nicht gewürdigt. Bei den Gerichtsakten be⸗ 
findet ſich, vom Kläger mit dem vorbereitenden Schriftſatze vom 
15. April 1907 eingereicht, der gedruckte „Proſpekt Nr. 1“ der 
Beklagten, der auf S. 8 unter der Überſchrift „Unanfechtbarkeit“ 
folgende durch fetten Druck und Unterſtreichung noch beſonders 
kennbar gemachte Worte enthält: „Nach Ablauf des erſten 
Verſicherungsjahres kann die Verſicherung aus keinem Grunde 
mehr angefochten werden.“ An dieſer Stelle, deren in jenem 
Schriftſatz angekündigter Vortrag in der mündlichen Ver⸗ 
handlung, wenn er nicht erfolgt iſt, herbeigeführt werden konnte 
und mußte, läßt kein Wort auf eine Beſchränkung der Un⸗ 
anfechtbarkeit auf den Sterbefall ſchließen, vielmehr ſcheint hier 
die Beklagte ſelbſt der Beſtimmung in § 3 Satz 3 ihrer 
„Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ die allgemeine Be⸗ 
deutung zu geben. Daß aber in dem auf Anziehung von 
Verſicherungsluſtigen berechneten „Proſpekt“ die Beklagte ihren 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen den Anſchein eines 
anderen, dem Verſicherungsnehmer günſtigeren Sinnes beilege, 
als ſie ihn nachher, wenn der Vertrag geſchloſſen iſt, im Streit⸗ 
falle geltend machen dürfte, iſt eine Annahme, die die Beklagte 
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ſelbſt nicht wird zulaſſen wollen und die jedenfalls nach allen 


Grundſätzen von Treu und Glauben ausgeſchloſſen erſcheinen 
ſollte. Ob den hier dargelegten Bedenken gegen die Auslegung 
des BG. und gegen die in ihr liegende tatſächliche Feſtſtellung 
des Vertragswillens ein ſelbſtändiger Grund für die Aufhebung 
des angefochtenen Urteils entnommen werden könnte, obwohl in 
der ſchriftlichen Reviſionsbegründung Geſetzes verletzungen in 
dieſer Richtung nicht gerügt find (S 554 Abſ. 3 Nr. 20 ZPO.), 
kann auf ſich beruhen. Da die Aufhebung des BU. und die 
Zurückverweiſung der Sache in die Berufungsinſtanz, wie gleich 
darzulegen ſein wird, aus einem anderen Grunde erfolgen muß, 
ſo eröffnet ſich dem BG. ohnehin freie Bahn für eine neue, 
die vorhin dargelegten Umſtände berüdfichtigende Prüfung des 
Sinnes des § 3 Satz 3 der „Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen“. Das BG. hat der Anfechtung wegen Irrtums 
ſtattgegeben, ohne zu unterſuchen, ob, wenn es ſich wie hier um 
eine unrichtige Beantwortung der im Antragsformulare vom 
Verſicherer geſtellten Fragen über Gefahrumſtände handelt, für 
die Anfechtung wegen Irrtums, auch abgeſehen von der vorhin 
erörterten Vertragsbeſtimmung, überhaupt Raum iſt. Das aber 
muß verneint werden, und wegen der Verletzung dieſes Rechts⸗ 
ſatzes unterliegt das angefochtene Urteil der Aufhebung, wobei 
es ohne Bedeutung iſt, daß auch in dieſer Richtung die Reviſion 
einen Angriff gegen das Urteil nicht erhoben hat (8 559 Satz 2 
ZPO.). In der Regel iſt in den „Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen“ der Verſicherungsgeſellſchaften an die unrichtige 
Beantwortung von Fragen der gedachten Art die Verwirkung 
des Anſpruchs geknüpft. Daß, neben dieſer beſonderen vertrags⸗ 
mäßigen Regelung der Folgen einer ſolchen unrichtigen Fragen⸗ 
beantwortung, dem Verſicherer nicht noch die Anfechtung wegen 
Irrtums auf Grund des $ 119 BGB. zu geſtatten iſt, hat 
das RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen, und daran iſt feſt⸗ 
zuhalten. Der Verwirkungseinrede kann nach feſtſtehender 
Rechtſprechung mit Tatſachen, die die unrichtige Fragenbeant⸗ 
wortung entſchuldbar erſcheinen laſſen, begegnet werden. Dieſes 
Vorteils würde der Verſicherungsnehmer gegenüber einer An⸗ 
fechtung wegen Irrtums verluſtig gehen. Das aber kann nicht 
gewollt ſein, wenn die Vertragſchließenden durch beſondere 
Vertragsbeſtimmung eben die Verwirkung mit der ſich daran 
knüpfenden Entſchuldigungsmöglichkeit als Rechtsfolge einer 
unrichtigen Fragenbeantwortung vereinbaren. Dieſe Beſtimmung 
tritt dann kraft Vertragsfreiheit an die Stelle der geſetzlichen 
Vorſchrift des S119 BGB., nicht neben fie. Im vorliegenden 
Falle enthalten nun die „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ 
eine Verwirkungsvorſchrift der erwähnten Art freilich nicht. 
Das ändert aber an der Sache nichts. Auch nach der hiernach 
Platz greifenden geſetzlichen Vorſchrift (§ 2026 II, 8 AL R., 
Art. 75 EGBGB.) mußte, weil es ſich bei der in Rede 
ſtehenden Frage, wie die eigene Darſtellung der Beklagten er⸗ 
gibt und auch an ſich keinem Bedenken unterliegt, um einen 
Gefahrumſtand (S 2026 a. a. O.) handelte, als Folge der 
unrichtigen Beantwortung die Verwirkung des Anſpruchs aus 
der Verſicherung eintreten. Aber auch dieſe geſetzliche Ver⸗ 
wirkungsfolge wird nach feſtſtehender Rechtſprechung durch eine 
ausreichende Entſchuldigung der unrichtigen Beantwortung ab⸗ 
gewendet. Auch hier wird alſo die dem Verſicherungsnehmer 
weniger günſtige allgemeine Geſetzesvorſchrift, wonach eine An, 
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jechtung wegen Irrtums ſeitens des Verſicherers ſtatthaft wäre, 
durch die ihm günſtigere Sonderregelung verdrängt und erſetzt, 
ſo daß für dieſe Anfechtung kein Raum bleibt. Dieſen Stand⸗ 
punkt nimmt übrigens, wie nicht unerwähnt bleiben mag, auch 
das mit dem 1. Januar 1910 in Kraft tretende Reichsgeſetz 
über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 gegenüber 
dem durch deſſen SS 16 ff. dem Verſicherer wegen Verletzung 
der die Gefahrumſtände betreffenden Anzeigepflicht eingeräumten 
Rücktrittsrecht ein; vgl. die Begründung zu dieſem Geſetz in den 
Keichstagsdruckſachen 07, 38 unten. H. c. F., U. v. 21. Dez. 09, 
138 09 VII. — Berlin. b 

26. Fortbeſtehen des Verſicherungsvertrages bei Eigen⸗ 
tumswechſel.] 

Das Verſicherungsverhältnis wird in beſonderem Maße 
von dem Grundſatze der Beobachtung von Treu und Glauben 
beberrſcht. Wenn die Verſicherungsgeſellſchaft in Kenntnis des 
Eigentumswechſels eine weitere Prämienzahlung annimmt, ohne 
zugleich oder unmittelbar danach einen gegenteiligen Willen 
zum Ausdruck zu bringen, ſo kann die Annahme nur bedeuten, 
daß ſie, ungeachtet des Eigentumswechſels, das Verſicherungs⸗ 
verhältnis fortſetzen will. Die Verſicherungsgeſellſchaft tritt 
mit dieſem Verhalten in Widerſpruch und verſtößt gegen Treu 
und Glauben, wenn ſie nachträglich geltend macht, der An⸗ 
nahme der Prämienzahlung mangele die Bedeutung einer Ge⸗ 
nehmigung des Eigentumswechſels, weil die Mitteilung hiervon 
ihr nicht durch den Verſicherten ſelbſt oder auf deſſen Ver⸗ 
anlaſſung durch den Agenten, ſondern durch letzteren ohne 
Zutun des erſteren zugegangen ſei. M. c. P., U. v. 21. Dez. 09, 
87 09 VII. — Celle. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

27. SS 4, 81, 92 GKG., S 52 Abſ. 2 ZPO., SS 1387, 
1388, 1399 BGB. Vorſchußpflicht der Ehefrau dem Gerichte 
gegenüber.] 

Der Antrag des Prozeßbevollmächtigten, den von der 
Revifionsklägerin erforderten Gerichtskoſtenvorſchuß anſtatt von 
dieſer von dem Prozeßgegner, ihrem Ehemanne, zu erfordern, 
hat doppelte Bedeutung: 1. es wird die Freiſtellung der 
Frau von der Vorſchußpflicht verlangt (Erinnerung im Sinne 
des 8 4 GK G.); 2. es wird anheimgegeben, den Ehemann als 
Zweitſchuldner im Sinne des § 92 GKG. oder auch als 
Alleinſchuldner heranzuziehen. Mit dem Verlangen zu 2 iſt 
das Gericht überhaupt nicht befaßt. Es würde nur dann 
bierüber eine Entſcheidung zu erlaſſen haben, wenn nach ge⸗ 
ſchehener Heranziehung des Mannes dieſer gegen ſeine 
Inanſpruchnahme eine Erinnerung anbringt. Die Frage aber, 
ob die klagende Ehefrau durch Einlegung des Rechtsmittels der 
Reviſion kraft Geſetzes Vorſchußſchuldnerin geworden iſt, hängt 
mit der vielfach erörterten geſetzlichen Vorſchußpflicht des Ehe⸗ 
mannes gar nicht zuſammen. Sie iſt nach 8 81 GKG. im 
Hinblick auf die Prozeßfähigkeit der Ehefrau (vgl. § 52 Abſ. 2 
ZPO. und auch § 1399 BGB.) unbedingt zu bejahen. 
Hiernach konnte dem Antrage in ſeiner Bedeutung als einer 
gegen den Koſtenanſatz angebrachten Erinnerung nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden, ohne daß es darauf ankam, von neuem in 
cine Unterſuchung der Frage einzutreten, ob nach SS 1387 Nr. 1, 
1388 BGB. in Verbindung mit § 92 GKG. der mit der Er: 
bebung der Gerichtskoſten betrauten Amtsſtelle ſich auch die 
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Möglichkeit dargeboten haben würde, den berechneten Vorſchuß 
von dem Ehemann der Antragſtellerin zu erfordern. Dies zu 
tun muß unter der Vorausſetzung des Beſtehens der Vorſchuß⸗ 
pflicht des Mannes lediglich dem adminiſtrativen Ermeſſen 
jener Amtsſtelle überlaſſen bleiben. S. c. S., Beſchl. v. 
3. Jan. 10, 57509 IV. — Reichsgericht. 

Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 

28. 8 98 UVG. „Haftung Dritter“. 

Wie der Wortlaut der Vorſchriften in 8 98 UVG. 
vom 6. Juli 1884, die nach S 49 Bau VG. vom 11. Juli 
1887 hier Anwendung zu finden haben, ergibt, geht in den 
dort behandelten Fällen der zunächſt in der Perſon des Ver⸗ 
letzten entſtandene Entſchädigungsanſpruch auf die Genoſſen⸗ 
ſchaft inſoweit über, als deren Verpflichtung zur Entſchädigung 
durch das Geſetz vom 11. Juli 1887 begründet iſt, nicht aber 
erlangt dieſe — wie in den Fällen des 5 95 des Geſetzes vom 
6. Juli 1884 — einen unmittelbar in ihrer Perſon erwachſenen 
Anſpruch gegen den ſchadenerſatzpflichtigen Dritten. Die Ver⸗ 
jährung dieſes dem Kläger entſtandenen Anſpruchs war des⸗ 
halb, ſoweit er vermöge ſog. Legalzeſſion auf die Genoſſenſchaft 
übergegangen war, ausgeſchloſſen, ſo lange ſie gegenüber der 
Fordetrungsinhaberin gehemmt war oder vermöge Unter: 
brechung der Ablauf der Verjährungsfriſt gehindert wurde. Da⸗ 
rüber, daß der Anſpruch gegenüber der Genoſſenſchaft, auf die er 
übergegangen war, nicht verjährt iſt, eine Verjährung auch nach 
der Zeit, zu welcher die ſchiedsgerichtliche Entſcheidung vom 
19. November 1907 in Wirkſamkeit getreten war, gegenüber 
dem Kläger nicht eingetreten iſt, hat zwiſchen den Parteien kein 
Streit beſtanden, es iſt das auch nach dem, was zwiſchen 
dieſen unſtreitig iſt, unzweifelhaft. (EGBGB. Art. 169 Abſ. 1 
Satz 2 und BGB. 5 208.) Mit Recht hat aber die Vor⸗ 
inſtanz weiter angenommen, daß der Kläger berechtigt ſei, den 
Teil des ihm gegen die Beklagte erwachſenen Schadenerſatz⸗ 
anſpruchs, der zunächſt auf die Berufsgenoſſenſchaft über⸗ 
gegangen war, auf die Zeit vom 1. Januar 1908 an wieder 
ſelbſt gegen die Beklagte geltend zu machen. Durch die oben 
erwähnten älteren Beſtimmungen und durch die entſprechenden 
Vorſchriften der inzwiſchen in Kraft getretenen Geſetze vom 
30. Juni 1900 ſoll ausgeſchloſſen werden, daß der Verletzte 
bei Unfällen, für deren Folgen er durch die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft entſchädigt wird, bei denen aber auch ein Dritter nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zum Schadenerſatz 
verpflichtet iſt, für dieſelben wirtſchaftlichen Nachteile von zwei 
Seiten Entſchädigung erhält; er ſoll im Umfange der durch 
die Verſicherungsgeſetze begründeten Entſchädigungspflicht der 
Berufsgenoſſenſchaft allein von dieſer entſchädigt werden, zu⸗ 
gleich ſoll der Genoſſenſchaft für die Aufwendungen, die ſie 
hierzu machen muß, Erſatz in der Weiſe verſchafft werden, daß 
ſie in deren Höhe an Stelle des Verletzten Gläubigerin des 
ſchadenerſatzpflichtigen Dritten wird. Nach dem dieſen Vor⸗ 
ſchriften ſomit zugrunde liegenden Rechtsgedanken find die 
den Übergang der Rechte des Verletzten auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft betreffenden Beſtimmungen dahin auszulegen: Die Ge⸗ 
noſſenſchaft ſolle an Stelle des Verletzten Gläubigerin des 
Dritten bloß in der Höhe ihrer eigenen Entſchädigungspflicht 
und auch nur ſo lange ſein, als dieſe Pflicht beſteht. Daraus 
folgt, daß, wenn dieſe Entſchädigungspflicht zufolge eines ledig⸗ 
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lich die rechtlichen Beziehungen des Verletzten zu der Genoſſen⸗ 
ſchaft berührenden Umſtandes dauernd oder doch zeitweilig be⸗ 
ſeitigt wird, damit auch für dieſe Zeit der Übergang der Rechte 
des Verletzten auf die Genoſſenſchaft in Wegfall kommt, der⸗ 
geſtalt, daß wie beim Eintritt einer auflöſenden Bedingung der 
Verletzte wieder in diejenigen Rechte gegen den ſchadenerſatz⸗ 
pflichtigen Dritten eintritt, welche zufolge Legalzeſſion während 
des Beſtehens der Entſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft 
dieſer zugeſtanden hatten, ohne daß es einer beſonderen Rück⸗ 
übertragung dieſer Rechte durch die Genoſſenſchaft bedarf. 
G. C. Straßenbahn c. S., U. v. 10. Jan. 10, 231/09 VI. — 
Caſſel. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897 / 
20. Mai 1898. 

29. 8 118 3G. Aufrechnungsbefugnis des Erſtehers.] 

Beide Vorderrichter gehen, übereinſtimmend mit dem Urteil 
in RG. 64, 308, davon aus, daß der Erſteher ſeine Schuld 
aus dem Meiſtgebot mit Anſprüchen an die zur Hebung 
gelangenden Gläubiger ſo lange nicht aufrechnen kann, als den 
Gläubigern nicht die Forderung auf den rückſtändigen Erlös 
nach Maßgabe des 5 118 3G. übertragen iſt. Begründet 
wird dies damit, daß es vor dieſem Zeitpunkt an einer 
obligatoriſchen Beziehung zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Erſteher fehle, bei dem grundſchuldberechtigten Eigentümer, dem 
allerdings — als Eigentümer des Erlöſes und Forderungs⸗ 
berechtigten gegenüber dem Erſteher — jene Beziehung nicht 
abzuſprechen iſt (vgl. RG. 40, 395; 43, 427), damit, daß ihm 
vor jenem Zeitpunkt ein Verfügungsrecht über die Forderung 
nicht zuſtehe. Das LG. hatte nun eine Übertragung im Sinne 
des 8 118 ZBG., wenngleich fie nicht ausdrücklich im Ver⸗ 
teilungstermin ausgeſprochen worden iſt, in der Zulaſſung der 
Aufrechnung als mitenthalten angeſehen, und da es der weiter⸗ 
gehenden Anficht Jäckels (Anm. 1 zu 5 115 3 G.), der auch die 
Aufrechnung mit der übertragenen Forderung für unzuläſſig 
erachtet, nicht beitrat, die Klage ſchon aus dieſem Grunde für 
unbegründet erachtet. Das BG. vermißt indeſſen das Vor⸗ 
handenſein einer die Übertragung ausſprechenden Anordnung; 
gleichwohl erachtet es das Verteilungsverfahren wegen Mangels 
eines gegen die Zulaſſung der Aufrechnung erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs für endgültig abgeſchloſſen und nur einen Bereicherungs⸗ 
anſpruch des grundſchuldberechtigten Eigentümers für gegeben. 
Dieſer ſei zwar durch Pfändung, Überweiſung und Abtretung 
auf den Kläger übergegangen, ihm gegenüber aber die Auf⸗ 
rechnung des Beklagten unbedenklich zuläſſig und durchgreifend, 
ſo daß es auf die von dem Beklagten ausgebrachte Pfändung 
und Überweiſung nicht weiter ankomme ... Gegen die Aus: 
führungen des BerR. ſind Bedenken nicht zu erheben. Das 
Verteilungsverfahren war durch Zulaſſung der Aufrechnung 
abgeſchloſſen, und wenn eine Übertragung oder Zuweiſung des 
rückſtändig gebliebenen Erlöſes im Sinne des § 118 3G. 
nicht vorlag, eine Perſon, die dieſen Teil des Erlöſes von dem 
Erſteher hätte einfordern können, nicht vorhanden. Der frühere 
Eigentümer und ſeine Rechtsnachfolger konnten höchſtens 
Bereicherungsanſprüche geltend machen, woran der Umſtand, 
daß ſie im Verteilungstermin keinen Widerſpruch erhoben hatten, 
ſie nach der Rechtſprechung des RG. nicht hinderte (RG. 58, 156; 
64, 194). Dem Bereicherungsanſpruch gegenüber aber konnte 
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der Beklagte zweifellos aufrechnen. Zwar beſtreitet dies die 
Reviſion mit der Behauptung, daß dies ebenſo unzuläſſig ſei, 
wie die Aufrechnung mit der Hebung im Verteilungstermin vor 
der Übertragung und (nach Jäckel) nach der Übertragung, da 
die Gründe Jäckels auch für den Bereicherungsanſpruch zuträfen. 
Der Erſteher könne, wie Jäckel annehme, ſeine Lage dadurch, 
daß er mit dem Erlöſe im Rückſtande bleibe, nicht verbeſſern; 
dies gelte auch für den Bereicherungsanſpruch und dem Beklagten 
falle, wenn er Aufrechnung verlange, ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten zur Laſt. Davon kann indeſſen gar keine Rede 
ſein. Die Verſagung der Aufrechnung im Verteilungstermin, 
vor der Forderungsübertragung des $ 118 3VG., hat ihren 


Grund in rechtlichen Hinderniſſen, mit der guten Sitte hat ſie 


nicht das mindeſte zu tun. Fallen die Hinderniſſe weg, ſo iſt 
nicht abzuſehen, warum die Aufrechnung noch weiter unzuläſſig 
ſein ſoll. A. c. P., U. v. 8. Jan. 10, 87/09 V. — Frankfurt. 

Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

30. 555 FGG. Nicht übereinſtimmende vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigungsbeſchlüſſe.] 

Die Anwendbarkeit des § 55 FGG. ſteht und fällt mit 
der Frage, ob der Beſchluß des AG. zu G. vom 6. April 1907 
die Verfügung des AG. zu B. vom 29. November 1906, ſo⸗ 
weit ſie nach den getroffenen Feſtſtellungen zugunſten des 
Klägers wirkſam geworden war, „geändert“ hat. Wäre das 
der Fall, dann träfe es allerdings auch zu, daß der bezeichnete 
Beſchluß in den gegebenen Grenzen unwirkſam ſein würde. 
Denn nach der angezogenen Beſtimmung kann eine Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts, durch welche ein Rechtsgeſchäft ge⸗ 
nehmigt (oder die Genehmigung verweigert worden), inſoweit, 
als ſie Dritten gegenüber wirkſam geworden, durch eine ſpätere 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts überhaupt nicht mehr 
geändert werden. Das OLG. hat nunmehr die vorliegende 
Frage bejaht, indem es erwägt: „Die Verfügung des AG. zu 
B. habe genehmigt, daß ſich die B.ſchen Minderjährigen zur 
Übereignung des Grundſtücks an den Kläger verpflichteten; der 
Beſchluß des AG. zu B. genehmige es dagegen, daß die B. ſchen 
Erben die gleiche Verpflichtung der Beklagten gegenüber ein⸗ 
gegangen waren, und enthalte zugleich die Ermächtigung zur 
Auflaſſung; beide Verfügungen ſeien mithin miteinander unver⸗ 
einbar.“ Dieſe Erwägungen vermögen indeſſen nicht, den 
Standpunkt des OLG. zu rechtfertigen. Daß das AG. zu G. 
die Verfügung des AG. zu B. hat ändern wollen, nimmt das 
OLG. ſelbſt nicht an, wie es auch für unweſentlich erachtet, 
ob das AG. zu G. den Genehmigungsbeſchluß des AG. zu B. 
gekannt hat oder nicht. Das Urteil meint nur, daß der ſpätere 
Genehmigungsbeſchluß den voraufgegangenen deshalb notwendig 
geändert habe, weil beide Beſchlüſſe nicht nebeneinander beſtehen 
könnten. Aber gerade dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Verkauft 
jemand eine und dieſelbe Sache nacheinander an verſchiedene 
Perſonen, ſo wird die Rechtswirkſamkeit des einen Vertrages 
durch das Vorhandenſein des anderen Vertrages in keiner Weiſe 
berührt. Insbeſondere erleidet der Vertragsanſpruch des erſten 
Käufers dadurch keine rechtliche Schmälerung, daß der zweite 
Käufer ebenfalls den Leiſtungsanſpruch erwirbt. Anders liegt 
nun die Sache auch dann nicht, wenn der Verkäufer ein Minder⸗ 
jähriger iſt und jene beiden Kaufverträge vormundſchaftsgerichtlich 
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genehmigt werden. Denn dieſen Verfügungen kommt rechtlich 
leine andere Bedeutung zu, als daß ſie die Verträge rechts⸗ 
gültig machen. Geht man davon aus, ſo folgt, daß auch an 
der Wirkſamkeit des Vertrages vom 27. November 1906, ſoweit 
das Verhältnis zwiſchen dem Kläger und den B. chen Minder⸗ 
jäbrigen in Betracht kommt, dadurch nichts geändert worden 
iſt, daß das AG. zu G. den ſpäteren Kaufvertrag vom 25. März 
1907 ebenfalls genehmigt und ihm damit gleichfalls Rechts⸗ 
gultigkeit verliehen hat. An der Wirkſamkeit der Verfügung 
des AG. zu B. iſt ſchließlich aber auch dadurch nichts geändert 
worden, daß das AG. zu G. die Witwe B. zur Auflaſſung 
des Grundſtücks an die Beklagte ermächtigt hat; denn ungeachtet 
der letzteren Tatſache iſt der durch die Verfügung des AG. zu 
B. rechtsbeſtändig gewordene Vertragsanſpruch des Klägers 
unbeeinträchtigt geblieben. Es erhellt dies aus dem Umſtande, 
daß der Kläger die Auflaſſung des Grundſtücks auch dann noch 
hätte verlangen können, als der Genehmigungsbeſchluß des AG. 
zu G. bereits ergangen war. — S. c. M., U. v. 22. Dez. 09, 
174/09 V. — Breslau. 

Grundbuchordnung vom 24. März 1897. 

31. 5 12 GBO. in Verb. mit § 839 BGB. „Beteiligter“ 
im Sinne des 8 12.] 

Nicht ohne Grund wirft die Reviſion dem BG. Verletzung 
des 8 12 EBD. durch Verkennung des Begriffs des „Beteiligten“ 
im Sinne dieſes Paragraphen vor, und dieſe Geſetzesverletzung führte 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, weil dieſes auf ihr beruht 
(SS 549, 564 3PO.). Zu der vom LG. bejahten Frage: ob 
der Grundbuchrichter dadurch, daß er die Eintragung des Durch⸗ 
fahrtrechts auf Grund des § 4 des ihm überreichten notariellen 
Kaufvertrags vom 21. September 1903 unterließ, die ihm ob⸗ 
liegende Amtspflicht ſchuldhaft verletzt hat, hat das BG. nicht 
Stellung genommen. Sie läßt ſich ohne eine dem Reviſions⸗ 
gericht verſchloſſene tatſächliche Würdigung des zum Teil über⸗ 
dies ſtreitigen Sachverhalts nicht beantworten. Bei der recht⸗ 
lichen Beurteilung des weiteren für die Hauptfrage nach der 
Anwendbarkeit des § 12 in Betracht kommenden Sachverhalts 
aber war zu unterſtellen, daß ſie zu bejahen iſt. Als den ihm 
aus der Nichteintragung entſtandenen Schaden bezeichnet der 
Kläger den Verluſt des Durchfahrtrechts. Dies iſt bei Lage 
der Sache nicht dahin zu verſtehen, daß er das Recht gehabt 
und durch die Nichteintragung verloren habe, ſondern nur dahin, 
daß ihm das Recht, deſſen Erwerb von ihm nach den getroffenen 
Vorkehrungen, nämlich mit Rückſicht auf die ihm durch R. an⸗ 
gezeigte Einreichung jenes Kaufvertrages beim Grundbuchamte, 
mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte (vgl. § 252 BGB.), 
entgangen ſei. Ein dem Kläger entſtandener Schaden, und zwar 
ein wirklicher Schaden im Gegenſatz zum entgangenen Gewinn, 
läßt ſich aber auch darin erkennen, daß der vom Kläger für 
das von R. erworbene Grundſtück bewilligte Preis, wie nach 
dem unſtreitigen Sachverhalt ohne weiteres angenommen werden 
kann, unter Zugrundelegung der Annahme bemeſſen worden iſt, 
das Grundſtück werde mit jenem Durchfahrtrecht ausgeſtattet 
ſein. Der Schaden des Klägers in der einen wie in der 
anderen Geſtalt iſt auch auf die Nichteintragung des Durch⸗ 
fahrtrechts als ſeine Urſache zurückzuführen. Ohne weiteres iſt 
klar, daß er dem Kläger nicht erwachſen fein würde, wenn die 
Eintragung, von der die Entſtehung des Rechts als Grund⸗ 
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dienſtbarkeit und damit ſein Erwerb durch den Kläger abhängig 
war, erfolgt wäre. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
ihm und der Nichteintragung iſt aber auch dann gegeben, wenn 
man der Lehre von der ſogenannten adäquaten Verurſachung, 
wie es in der neueren Rechtſprechung namentlich auch des RG. 
geſchieht, Raum gibt. (Wird ausgeführt.) ... In ſeinem ent⸗ 
ſcheidenden Teile überträgt der 5 12 „die im § 839 BGB. 
beſtimmte Verantwortlichkeit,“ inſoweit Amtspflichtverletzungen 
eines Grundbuchbeamten (als ſolchen) in Frage kommen, von 
dem Beamten auf den Staat. Darin liegt auch nach den Vor⸗ 
arbeiten des Geſetzes ſeine ganze Bedeutung. In bezug auf 
die Vorausſetzungen und den Inhalt der Haftung, insbeſondere 
auch in bezug auf die Perſonen des Berechtigten beſtimmt er 
nichts vom 8 839 Abweichendes. (Wird ausgeführt.) Die 
gemäß dem 8 839 zu ſtellende Frage, wem gegenüber dem 
Beamten eine Amtspflicht obliegt, läßt ſich der Natur der Sache 
nach nur im Hinblick auf die beſondere Art der dem Beamten 
zur Amtspflicht gemachten Tätigkeit, unter Berückſichtigung des 
Zweckes und der Intereſſen, denen ſie dienen ſoll, beantworten. 
Auf dieſem Standpunkt ſteht augenſcheinlich auch das Urteil 
des IV. 3S. IV 468/03 vom 20. Juni 1904 (RG. 58, 298/9). 
. . .Die dem Grundbuchbeamten durch die EBD. zugewieſene 
Tätigkeit dient, wie die ganze Grundbucheinrichtung, dem rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr auf dem Gebiete des Liegenſchaftsrechts. 
Von ihrer pflichtmäßigen Ausübung hängt die Sicherheit dieſes 
Verkehrs ab. Die Amtspflicht, die gehörige Sorgfalt auf ſie 
zu verwenden, liegt dem Grundbuchbeamten demgemäß auch 
nicht nur demjenigen gegenüber ob, auf deſſen Antrag er tätig 
geworden iſt oder tätig werden ſoll, ſondern allen denjenigen 
gegenüber, die in betreff der Geſtaltung ihrer Rechtsverhältniſſe 
auf jenem Gebiet auf die pflichtmäßige, insbeſondere pünktliche 
Ausübung der Tätigkeit angewieſen find. Zu dieſen Perſonen 
aber gehörte im vorliegenden Falle der Kläger. Es kommt in 
Betracht, daß durch die — unterbliebene — Eintragung das 
Durchfahrtrecht als Grunddienſtbarkeit zur Entſtehung kommen 
ſollte und als ſolche nur ſo zur Entſtehung kommen konnte 
(SS 1018, 873 BGB.). Zu denjenigen, in deren Intereſſe die 
Eintragung vorgenommen werden ſollte und mußte, gehörte 
nach der beſonderen Natur des dadurch zur Entſtehung zu 
bringenden Rechts nicht nur R., ſondern der jeweilige Eigen⸗ 
tümer des von R. dem Kläger verkauften Grundſtücks und R. 
nur, weil und ſolange er der Eigentümer war; zu ihnen ge⸗ 
hörte namentlich auch der Kläger. Es kommt in dieſer Be⸗ 
ziehung gar nicht darauf an, daß der Kläger, wie bemerkt, 
durch R. vor oder bei dem Ankauf des Grundſtücks auf die 
Einreichung des notariellen Kaufvertrages vom 21. September 
1903 beim Grundbuchamt hingewieſen war. Dies hat vielmehr 
allein Bedeutung für die oben behandelte Frage, ob der Kläger 
durch die Nichteintragung einen Schaden erlitten hat. — 
K. c. Oberſtaatsanw. i. H., U. v. 22. Dez. 09, 22/09 V. — Hamm. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land: und . 
wirtſchaft vom 30. Juni / 5. Juli 1900. 

32. SS 141, 147, 148 LwuVG. verbunden mit bar 
Preußiſchen Geſetz vom 16. Juni 1902. Vertretung der Berufs: 
genoſſenſchaft durch den Vorſtand — den Provinzialausſchuß.] 

Die klagende Berufsgenoſſenſchaft nimmt auf Grund des 
8 147 Lwu VG. den Beklagten wegen der Heilungskoſten und der 
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Unfallrente in Anſpruch, die ſie einer Dienſtmagd des Beklagten zu 
zahlen hat. Das OLG. wies die Klage ab, die Reviſion wurde 
zurückgewieſen: Die Klage iſt vom BG. aus dem Grunde ab⸗ 
gewieſen, weil die für die Klage aus §S 147 Abſ. 1 Satz 3 
Lwll VG. in § 148 aufgeſtellten Vorausſetzungen nicht erfüllt 
ſeien. — Dem Beklagten iſt ſeitens der Berufsgenoſſenſchaft 
ein Schreiben vom 12. Februar 1907, unterzeichnet von dem 
Aſſeſſor B. in „Vertretung des Vorſtands“ zugeſtellt worden, 
worin dem Beklagten unter Hinweis auf das gegen ihn wegen 
fahrläſſiger Körperverletzung ergangene Strafurteil eröffnet 
wird, daß er gemäß § 147 Lwu VG. für die Aufwendungen 
der Berufsgenoſſenſchaft aus Anlaß des Unfalls der H. hafte, 
und er erſucht wird, binnen vier Wochen eine Erklärung 
darüber abzugeben, ob er ſeine Erſatzpflicht anerkenne, widrigen⸗ 
falls die Klage angeſtrengt würde. Der Beklagte hat unter 
dem 23. Februar 1907 erwidert: er anerkenne eine Er⸗ 
ſtattungspflicht vorläufig nicht, überlaſſe die Entſcheidung hier⸗ 
über „ſchiedsrichterlichem Ermeſſen“. Vorſtand der Rheiniſchen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft (in die auch die Hohen⸗ 
zollernſchen Lande eingeſchloſſen find) iſt nach § 12 des Ge 
noſſenſchaftsſtatuts in Verbindung mit Art. I Abſ. 2, Art. IV 
des Preußiſchen Geſetzes, betreffend die Abgrenzung und Ge⸗ 
ſtaltung der Berufsgenoſſenſchaften uſw. vom 16. Juni 1902 
(G.⸗S. S. 261 ff.) der Provinzialausſchuß. Nach S 12 
Abſ. 2 des Statuts führt der Landeshauptmann unter Aufſicht 
des Provinzialausſchuſſes die laufenden Geſchäfte des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes, wobei hinſichtlich der Grenzen ſeiner Befugnis 
und der Stellvertretung die Vorſchriften der Provinzialordnung 
für die Rheinprovinz vom 1. Juni 1887 (G.⸗S. S. 252 ff.) 
entſprechende Anwendung finden ſollen. In § 13 Abſ. 2 des 
Statuts iſt auf den Vorſtand die Befugnis übertragen, von 
der Verfolgung des Erſatzanſpruches aus 8 147 Abſ. 1 Satz 3 
Reichs. abzuſehen. Nach Art. VI Nr. 7 des Geſetzes vom 
16. Juni 1902 entſcheidet über „Beſchwerden eines Erſatz⸗ 
pflichtigen gegen den ſchriftlichen Beſcheid des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes, betreffend die Geltendmachung eines Erſatzanſpruches 
S 148 Reichs G.)“ der Provinziallandtag. Der vorerwähnte 
Beſcheid vom 12. Februar 1907 iſt unſtreitig ohne Mitwirkung 
des Provinzialausſchuſſes erfolgt. Die Reviſion rügt Ver: 
letzung der 88 147 ff. LwuVG., der Art. VI und VIII des 
Preußiſchen Geſetzes vom 16. Juni 1902 und des 8 286 ZPO. 
Sie beruft ſich auf die entgegengeſetzte Auffaſſung des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes über die Befugniſſe des Landesdirektors, 
wie ſie namentlich in dem von der Klägerin vorgelegten Be⸗ 
ſcheid an den Vorſtand der Weſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft vom 12. März 1908 dargelegt iſt. Dem 
von der Klägerin vertretenen Standpunkt ſtehe das Geſetz vom 
16. Juni 1902 nicht entgegen. In § 141 Reichs G. ſeien die 
88 147, 148 nicht angeführt. Man werde nicht ſagen können, 
daß jene Auffaſſung mit dem Sinne des Reichsgeſetzes un⸗ 
vereinbar ſei. Die Verhältniſſe bei den landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften ſeien doch ganz beſondere. Der im 
Geſetze „Beſchluß“ genannten Willenserklärung des Vorſtandes 
nach § 148 cit. komme nicht eine ſolche Bedeutung zu, daß es 
nötig erſchiene, hierwegen jedesmal den ganzen Provinzial⸗ 
ausſchuß einzuberufen. Die geſetzliche Regel ſei die Inanſpruch⸗ 
nahme des Erſatzpflichtigen. Die Entſchließung des Vorſtands 


habe im Falle der Haftung aus Fahrläſſigkeit nur die Be⸗ 
deutung, eine Prozeßvorausſetzung dahin feſtzuſtellen, daß der 
Vorſtand auf den Anſpruch nicht verzichten wolle. Dann aber 
liege, zumal hier, wo die Genoſſenſchaft eine Provinz von mehr 
als vier Millionen Einwohner umfaſſe, keine Veranlaſſung vor, 
die zahlreichen Inanſpruchnahmen von dem Kreiſe der „laufenden 
Geſchäfte“ auszuſchließen. Dieſer Ausdruck ſei hier nicht ſtreng 


wörtlich auszulegen, es handle ſich um eine rein praktiſche 


Frage. — Der Nachprüfung will die Reviſion noch unterſtellen, 
ob die vom BG. dem Schreiben des Beklagten vom 23. Fe⸗ 
bruar 1907 beigelegte Bedeutung zutreffe. In den reichsgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften findet die Auffaſſung der Klägerin bezüglich 
der in Frage ſtehenden Entſchließung keine Stütze, dieſe Vor⸗ 
ſchriften würden vielmehr, an ſich betrachtet, für die gegen⸗ 
teilige Anſicht ſprechen. Nach §8 148 MUNG. (8 137 
GewuVG., § 47 BauuVG.) hat der Vorſtand dem Erſatz⸗ 
pflichtigen den „Beſchluß“, demzufolge der Erſatzanſpruch 
gegen ihn geltend gemacht werden ſoll, mitzuteilen, wobei alſo 
eine vorangegangene Beſchlußfaſſung des Vorſtandes voraus⸗ 
geſetzt wird. Schon die Ausdrucksweiſe ſcheint auf die Ent⸗ 
ſchließung oder Verfügung einer Einzelperſon nicht zu paſſen. 
Die ſachliche Bedeutung der nach § 147 Abſ. 1 Satz 3 Lw. G., 
§ 136 Abſ. 1 Satz 3 Gewu VG. von der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung oder bei Abertragung der Befugnis auf den Vor⸗ 
ſtand gemäß Satz 4 daſelbſt von dieſem zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung iſt aber eine erheblich größere als die ihr von der 
Reviſion beigemeſſene. Mit der Neuregelung des Geſetzes durch 
die angeführten Vorſchriften im Zuſammenhang mit der des 
zweiten Satzes von 8 147 ($ 136) war namentlich bezweckt, 
den Berufsgenoſſenſchaften hinſichtlich der Verfolgung von 
Erſatzanſprüchen gegen die Betriebsunternehmer uſw. freiere 
Hand zu gewähren. Es ſollten die Berufsgenoſſenſchaften der 
Notwendigkeit, behufs Geltendmachung des Erſatzanſpruches 
zuvor die ſtrafgerichtliche Verurteilung des Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliedes herbeizuführen, enthoben und der Genoſſenſchaft ein 
gütliches Abkommen mit dem Erſatzpflichtigen erleichtert werden. 
(Vgl. über die Entſtehungsgeſchichte der Geſetzesbeſtimmungen, 
Urteile des erkennenden Senats vom 29. Januar 1906, RG. 
62 S. 340, 344 f., vom 20. Dezember 1906 VI 211/06 
i. S. Rheiniſch⸗weſtfäl. Bauberufsg. c. K.) Der 8 148 (8 137) 
enthält andererſeits Vorſchriften, die in Verbindung mit dem 
§ 147 (8 136) Abſ. 1 Satz 34 dem Betriebsunternehmer uſw. 
in dem hierbei allein in Betracht kommenden (tatſächlich auch 
die Regel bildenden) Falle der Haftung aus bloßer Fahrläſſig⸗ 
keit Schutz gegen eine etwaige unbillige oder nicht im Sinne 
der Berufsgenoſſen liegende Inanſpruchnahme gewähren ſoll. 
Daß der von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu faſſende Be⸗ 
ſchluß eine für den Unternehmer uſw. rechtlich und wirtſchaftlich 
ſehr bedeutſame Entſcheidung darſtellt, liegt auf der Hand 
(vgl. Urteil dieſes Senats vom 17. Juni 1909, RG. Bd. 71 
Nr. 58 S. 226 f.). Aber auch ſchon die Entſchließung des 
Vorſtandes, wenn dieſem die fragliche Befugnis übertragen 
iſt, enthält einen Akt, dem ſowohl dann, wenn der Vorſtand 
ſich für ein Abſehen von der Verfolgung des Anſpruchs, als 
wenn er ſich für deſſen Geltendmachung entſchließt, obwohl die 
endgültige Entſcheidung diesfalls der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung, ſofern ſie angerufen wird, zufällt, immerhin eine für den 
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einen und den andern Teil gewichtige Bedeutung innewohnt. 
Es handelt ſich dabei nicht lediglich um die dem Erſatzpflichtigen 
kundzugebende Abſicht oder Willensmeinung, ſondern um eine 
Entſcheidung, die auf Grund vorgängiger Prüfung des 
konkreten Falles — unter Berückſichtigung der Intereſſen der 
Genoſſenſchaft und des betreffenden Mitgliedes uſw., auch wohl 
in ſachkundiger Abwägung mit den Rückſichten der Billigkeit 
zu treffen iſt. Nun ſind für die vorliegende Frage allerdings 
die beſonderen Verhältniſſe der landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaften, wie ſie ſich infolge der Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzgebung geſtaltet haben, in Betracht zu ziehen. Dieſen 
Genoſſenſchaften iſt in dem Reichsgeſetze (§S 38 Abſ. 1, Abſ. 2 
Nr. 2; S 42 Abſ. 1 und Abſ. 3; § 44 Abſ. 1, 4) hinſichtlich 
der Organiſation und Verwaltung ein weiter Spielraum für 
die Selbitbeftimmung eingeräumt. Und auch bei der Regelung, 
wie fie in Anwendung des § 141 des Geſetzes nach Aber⸗ 
tragung der den Vorſtänden zuſtehenden Funktionen auf die 
landesgeſetzlich beſtimmten Organe der Selbſtverwaltung für 
Preußen durch das Geſetz vom 20. Mai 1887 beziehungsweiſe 
vom 16. Juni 1902 getroffen iſt, bleibt der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft im Rahmen dieſer Geſetzesvorſchriften noch immer ein 
gewiſſes Maß der Freiheit autonomer Regelung ihrer Ver⸗ 
waltungseinrichtungen, namentlich bezüglich der Abgrenzung des 
Geſchäftskreiſes einzelner Genoſſenſchaftsorgane (vgl. z. B. 
Art. VI Ziff. 1, 5, Art. VII des Geſetzes von 1902). Es iſt 
daher zuzugeben, daß eine landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
befugt fein mag, durch Statut die Beſchlußfaſſung nach § 147 
Abi. 1 Satz 3, § 148 des Geſetzes dem Landesdirektor allein 
zu übertragen, ſo daß eine kollegiale Beſchlußfaſſung des 
Provinzialausſchuſſes hierzu nicht erforderlich iſt. In dem von 
der Klägerin beigebrachten Beſcheide vom 12. März 1908 und 
in mehrfachen anderen Verfügungen hat das Reichsverſicherungs⸗ 
amt ſich dahin ausgeſprochen: In der kommunalen Provinzial⸗ 
verwaltung werden die laufenden Geſchäfte von dem Landes⸗ 
direktor (Landeshauptmann) wahrgenommen. Unter den 
„laufenden“ Geſchäften ſeien nach der in der preußiſchen Selbſt⸗ 
verwaltung berrſchenden Ubung im Zweifel alle Geſchäfte zu 
verſtehen, ſoweit ſie nicht durch Geſetz oder Provinzialſtatut 
oder durch beſonderen Beſchluß des Provinzialausſchuſſes aus⸗ 
drücklich der kollegialen Beſchlußfaſſung des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes vorbehalten und ſomit der alleinigen Erledigung 
durch den Provinzialdirektor entzogen find. Aus Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen ſei dieſer Grundſatz auf die berufs⸗ 
genoſſenſchaftliche Verwaltung im allgemeinen entſprechend zu 
übertragen, wenn das Statut ohne nähere Beſtimmung ſchlecht⸗ 
bin die Erledigung der laufenden Geſchäfte dem Landesdirektor 
zuweiſt. Danach ſoll auch die Frage zu beantworten ſein, ob 
die in § 148 Abſ. 1 des Geſetzes dem Vorſtand eingeräumte 
Entſchließung in Preußen allein vom Landesdirektor (Landes⸗ 
bauptmann) ausgeübt werden kann. (Handbuch der Unfall- 
verſicherung 3. Aufl. Bd. II zu § 42 Anm. 1 A. a S. 123, zu 
5 148 S. 215.) Indes, wenn auch im allgemeinen die ent⸗ 
ſprechende Anwendung jenes Grundſatzes der Verwaltungs⸗ 
praxis als unbedenklich erſcheinen würde, ſo iſt doch nicht an⸗ 
zuerkennen, daß im Zweifel und mangels einer ausdrücklichen 
Beſtimmung des Statuts die hier in Frage ſtebende Entſcheidung 
unter die dem Landesdirektor zur alleinigen Erledigung über⸗ 
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wieſenen „laufenden“ Geſchäfte zu rechnen ſei. Für die um⸗ 
gekehrte Vermutung hiergegen würden eher ſprechen einmal 
der gewöhnliche Sprachgebrauch, wonach unter laufenden Ge⸗ 
ſchäften die im regelmäßigen Geſchäftsgange vorkommenden 
Geſchäfte von minder einſchneidender Bedeutung verſtanden 


werden; dann die Wichtigkeit der Entſcheidungen nach $ 147 


Abſ. 1 Satz 3 und § 148 des Geſetzes (vgl. über die berufungs⸗ 
fähigen Beſcheide Handbuch a. a. O. Anm. A. a und b S. 123 f.); 
vielleicht auch die Faſſung des Art. VI Ziff. 7 des Geſetzes vom 
16. Juni 1902, wonach „über Beſchwerden“ eines Erſatz⸗ 
pflichtigen gegen den ſchriftlichen Beſcheid „des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes“ nach § 148 Reichs G. die Provinziallandtage ent⸗ 
ſcheiden. Im vorliegenden Falle hat aber das BG. pofitiv 
feſtgeſtellt, daß auch nach den ſtatutariſchen Beſtimmungen 
dem Landeshauptmann die ſelbſtändige alleinige Entſcheidung 
nicht zukomme und dieſe Auffaſſung iſt keinenfalls für rechts⸗ 
irrig zu erachten. (Wird ausgeführt.) Die Erwägung des 
BG., daß der Mangel eines von der Klagerhebung mitgeteilten 
geſetzmäßigen Beſcheides nach S 148 LwuVG. nicht durch die 
nachträgliche Genehmigung ſeitens des Provinzialausſchuſſes, 
die der Entſcheidung vom 12. Februar 1907 „rückwirkende 
Kraft“ verleihen ſollte, geheilt werden kann, iſt bei der jener 
Mitteilung zukommenden Bedeutung als geſetzliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Zuläſſigkeit der Klage (RG. 62, 430) zweifellos 
zutreffend. Aber auch aus dem zweiten vom BG. angeführten 
Grunde rechtfertigt ſich die Abweiſung der Klage. Wenn der 
Beklagte in ſeinem Schreiben vom 23. Februar 1907 erklärt, 
daß er eine Erſatzpflicht vorläufig nicht anerkenne und die 
Entſcheidung hierüber ſchiedsrichterlichem Ermeſſen überlaſſe, ſo 
ruft er damit, wie der Vorderrichter mit Recht bemerkt, gegen 
den ihm zugegangenen Beſcheid die Entſcheidung eines anderen, 
von ihm nicht namhaft gemachten Organes an. Rhein. landw. 
Berufsgenoſſenſchaft c. L., U. v. 20. Dez. 09, 21/09 VI. — 
Frankfurt. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

33. 8 419 II, 2; § 4 J, 12 ALR. Enterbung aus guter 
Abſicht. Begriff des „Erben“. 

Am 10. Juni 1850 ſtarb zu Berlin der Erblaſſer V. unter 
Hinterlaſſung eines am 18. Mai 1850 mit ſeinem Sohne ge⸗ 
ſchloſſenen Erbvertrages. Im Eingange desſelben erklärte der 
Erblaſſer, ſein Sohn ſei derart in Schulden verſunken, daß 
hierdurch ſein Pflichtteil ganz oder doch ſo weit, daß ihm davon 
der nötige Unterhalt nicht übrig bliebe, verzehrt werden würde, 
und daß er daher kraft der ihm nach § 419 II, 2 ALR. zus 
ſtehenden Befugnis, den Sohn aus guter Abſicht zu enterben, 
ſeine Verordnungen treffe. Dann beſtimmt er im einzelnen: 
„§ 1. Zu meinem Univerfalerben ernenne ich die künftigen 
ehelichen Deszendenten meines noch unverheirateten Sohnes, 
ſo viel davon beim Tode meines Sohnes vorhanden ſein werden. 
Zum Kurator dieſer künftigen Deszendenz meines Sohnes und 
meines Nachlaſſes ernenne ich A. hierſelbſt, der meinen Nach⸗ 
laß völlig frei, ohne irgendeine gerichtliche Einmiſchung in 
Beſitz nehmen, verwalten und über die Subſtanz desſelben zu 
disponieren befugt fein fol. $ 2. Da es keineswegs meine 
Abſicht iſt, meinem Sohne die ihm ſelbſt notdürftige Unter⸗ 
ſtützung zu entziehen, ſo ermächtige ich hierdurch den Kurator 
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meiner künftigen Enkel, an meinen Sohn aus den Revenüen ſowohl, 
als aus der Subſtanz meines Nachlaſſes ſo viel zu geben, als 
zur notwendigen Unterhaltung unſeres Sohnes erforderlich iſt. 
Die Beurteilung, ob überhaupt etwas, eventuell welche Summe 
meinem Sohne aus der Verlaſſenſchaft zu feinem nötigen 
Unterhalt zu gewähren iſt, ſoll lediglich dem Kurator zu⸗ 
ſtehen.“ Gleichzeitig wird in 8 2 verordnet, daß kein Gläu⸗ 
biger des Sohnes ſich an das, was dieſer aus der Subſtanz 
des Nachlaſſes oder aus den Revenüen der Erbſchaft erhalten 
wird, zu halten befugt ſein ſolle. „§ 3. Sollte mein Sohn 
ſich nicht vermählen und ohne eheliche Kinder zu hinter⸗ 
laſſen, verſterben, jo ſubſtituiere ich den letzteren denjenigen 
Perſonen, die mein Sohn in ſeinem Teſtamente als Subſtituten 
für dieſen Zweck bezeichnen wird.“ Inhalts des 5 4 ge⸗ 
nehmigte der Sohn die getroffenen Beſtimmungen und erklärte, 
daß er zu dem Ende der Befugnis entſage, kraft ſeines Not⸗ 
erbenrechts die Dispoſition ſeines Vaters in irgendeinem 
Punkte anfechten zu dürfen. Der Nachlaß des V. wurde 
gemäß der Beſtimmungen des Erblaſſers während Lebzeiten 
des Sohnes durch Kuratoren verwaltet und nach dem am 
22. März 1899 erfolgten Tode des Sohnes an die Beklagten 
herausgegeben, die ſich als geſetzliche Erben des Sohnes zur 


Verfügung über die im Inlande befindlichen Nachlaßgegen⸗ 


ſtände legitimiert hatten. Die Kläger beanſpruchen als angeb⸗ 
liche Erben des Vaters V. einen Teilbetrag des von dieſem 
hinterlaſſenen Vermögens in Höhe von 2600 & mit der Be⸗ 
hauptung, daß dieſes Vermögen den Erben des Vaters, nicht 
denen des Sohnes gehöre, da dieſer gar nicht Erbe des Vaters 
geworden ſei. Die Klage wurde in I. Inſtanz abgewieſen und 
die hiergegen gerichtete Berufung der Kläger zurückgewieſen. 
RG. beſtätigte: Die Auslegung des BG. verſtößt nicht gegen 
den klaren Wortlaut des Erbvertrages. Allerdings ernennt 
der Erblaſſer in 8 1 desſelben zu ſeinen Univerſalerben die 
künftigen ehelichen Deszendenten ſeines Sohnes. Damit find 
aber nicht notwendig dieſe allein und ausſchließlich zu Erben 
eingeſetzt. Mit dem Wortlaute iſt es vielmehr verträglich, daß 
die Deszendenz zur Nacherbin und der Sohn zum Vorerben 
eingeſetzt iſt. Das BG. gelangt zu dieſer Annahme, weil nur 
die beim Tode des Sohnes vorhandene Deszendenz berufen, 
weil der Kurator des Nachlaſſes dem Sohne alle Revenüen 
und ſogar die ganze Subſtanz des Nachlaſſes zuzuwenden be⸗ 
rechtigt iſt und weil endlich die Anordnungen des Erblaſſers 
im engen Anſchluß an die Beſtimmungen des ALR. über die 
Enterbung in guter Abſicht erfolgt ſind, die begriffsmäßig nur 
eine Einſchränkung des Erbrechts des Sohnes, nicht eine Ent⸗ 
ziehung des Erbrechts in ſich enthielten. Dieſe im Wege der 
Auslegung gewonnene Annahme läßt ſich nicht beanſtanden. 
Auch der Begriff des Erben iſt rechtlich nicht verkannt. Erbe 
iſt derjenige, der als Nachfolger in den geſamten Nachlaß des 
Erblaſſers oder in einen aliquoten Teil des Nachlaſſes berufen 
iſt. (8 4 J, 12 ALR.) Begriffsmäßig iſt danach Voraus⸗ 
ſetzung der Erbberechtigung lediglich, daß das Recht ſeiner 
Beſtimmung auch auf die Herrſchaft über die Geſamtheit oder 
einen Anteil des Nachlaſſes gerichtet iſt. Keineswegs iſt die 
Erbeigenſchaft dadurch bedingt, daß der Nachfolger auch in 
ſeiner Verfügungsmacht über Subſtanz und Nutzungen des 
Nachlaſſes unbeſchränkt iſt. Unbeſchadet des Erbrechts können 


vielmehr daneben Dritten Nutzungs⸗ oder andere Rechte am 
Nachlaſſe eingeräumt fein. Der Inhalt und das Maß ſolcher 
den Dritten zuſtehenden Berechtigungen können in der verſchie⸗ 
denſten Weiſe ausgeſtaltet ſein, ohne daß hiervon grundſätzlich 
das Weſen des Erbrechts betroffen würde. Selbſt wenn das 
Erbrecht, wie hier, in ſeiner faktiſchen Betätigung durch ent⸗ 
gegenſtehende Rechte eines Dritten in dem Maße zurückgedrängt 
wird, daß der Dritte allein bei Lebzeiten des Erben die Ver⸗ 
waltung und Verfügung über den Nachlaß ausübt, bleibt 
prinzipiell die Erbenſtellung, gleich der Stellung des Eigen⸗ 
tümers, gewahrt. Auch beim Vorliegen noch ſo ausgedehnter 
realer Rechte Dritter iſt das Erbrecht nicht inhaltslos. Ins⸗ 
beſondere behält es die Kraft, beim Wegfall der Gegenrechte 
zur uneingeſchränkten Macht heranzuwachſen. Dies zeigt ſich 
auch hier. Denn in Gemäßheit des 8 3 des Erbvertrages 
iſt dem Sohne von V. beim Nichtworhandenſein ehelicher 
Deszendenten desſelben zur Zeit ſeines Todes, wie das BG. 
bedenkenfrei feſtſtellt, die freie Verfügung von Todes wegen 
über den ganzen Nachlaß wiedergegeben. Mit Unrecht erachtet 
die Reviſion dieſe Beſtimmung des § 3 als völlig belanglos. 
v. N. c. v. E., U. v. 5. Jan. 10, 129/09 IV. — Berlin. 

Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 

34. 8 50 EigErwG. in Verb. mit 88 441, 442 I, 20 
ALR. und 88 1133 ff. BGB. Rechte des Hypothekengläubigers 
gegen Eingriffe in das mit der Hypothek belaſtete Grundftüd.] 

Zuzugeben iſt der Reviſion, daß der 8 50 PrEig Erw. 
vom 5. Mai 1872 die von ihm im Falle einer die Sicherheit 
des Hypothekengläubigers gefährdenden erheblichen Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks gegebenen dinglichen Anſprüche 
nicht auch von einem dem Anſpruchsgegner zur Laſt fallenden 
Verſchulden abhängig macht. Allein dieſe Anſprüche gehen nur 
auf Anordnung von Sicherungsmaßregeln und (gegen den 
Eigentümer) auf Befriedigung vor der Verfallzeit, nicht aber, 
wie die Anſprüche des Klägers im gegenwärtigen Prozeß, auf 
Schadenserſatz in Geld oder durch Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes (8 79 I, 6 AL R.). Für dieſe erfordert das 
BG. außer der ſich weſentlich auf Grund des 5 50 ergebenden 
— objektiven — Rechtswidrigkeit (ſ. § 8 I, 6) mit Recht auch 
ein Verſchulden. Soweit ſie auf den in Rede ſtehenden Eingriff 
in die Einrichtung der Zentrale gegründet ſind, aber ſcheitern 
ſie ſchon an der Feſtſtellung des BG., daß dieſer Eingriff da⸗ 
mit, daß die aus der Zentrale weggebrachten Sachen am Nach⸗ 
mittage des 22. Auguſt 1899 in ordentlichem, gebrauchsfähigem 
Zuſtande dahin zurückgeſchafft waren, wieder beſeitigt geweſen 
ſei. Es kann dies nur dahin verſtanden werden, daß der dem 
Kläger durch den Eingriff entſtandene Schaden damit wieder 
ausgeglichen geweſen ſei, und die von der Reviſion hiergegen 
gemachten Ausſtellungen ſind hinfällig. Die Rechte, insbeſondere 
Hypothekenrechte, durch deren Verletzung der Kläger geſchädigt 
ſein will, hatten nach Preuß. Recht keinen weſentlich anderen 
Inhalt als nach den Beſtimmungen des BGB. Zugegeben iſt, 
daß es ſich dabei um abſolute Rechte handelt. Nicht richtig 
aber iſt, daß ſie dem Berechtigten ein Recht auf den 
unveränderten Beſtand der von ihnen erfaßten Sache gaben 
und daß jeder Eingriff in dieſen Beſtand auch ſie verletzte. 
Das iſt vielmehr nach dem bereits angezogenen 8 50 PréEigErwG., 
wie nach den SS 1133—1135 BGB. (vgl. auch die 88 441, 
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42 1, 20 Ax R.) nur dann der Fall, wenn der Eingriff in 
tiner die Sicherheit des Gläubigers gefährdenden Verſchlechterung 
der Sache beſtand. Jedenfalls verletzen Eingriffe in das mit 
Hypotheken belaſtete Grundſtück die Hypothekenrechte nur in⸗ 
ſofern, als dadurch die Sicherheit des Gläubigers berührt wird. 
War der Kläger, nachdem die vom Beklagten aus der B. ſchen 
Zentrale entfernten Sachen dahin zurückgebracht waren, durch 
feine Hypotheken und Grundſchulden oder den dadurch er⸗ 
griffenen Gegenſtand in gleichem Maße geſichert, wie vor ihrer 
Entfernung und vor dem Eingriff, ſo war damit der im 
8 79 J, 6 bezeichnete Zuſtand bereits hergeſtellt, ein dem 
Kläger aus dem Eingriff erwachſener Schaden (vgl. § 1 I, 6) 
nicht mehr vorhanden und für eine weitere Vergütung gemäß 
dem § 80 I, 6 kein Raum. Die Annahme aber, daß jene 
Vorausſetzung zutrifft, gründet das BG. ohne Rechtsirrtum 
auf die Feſtſtellung, daß die B. ſche Zentrale ſchon vor dem 
Eingriffe für den Kläger, wie für den Erſteher der Grundftüde, 
nur noch als zu „demontierende“ habe in Betracht kommen 
konnen .. .. Soweit der Kläger feine Anſprüche auf die Ein- 
griffe des Beklagten in das nach den Feſtſtellungen des Vor⸗ 
prozeſſes von ſeinem, des Klägers, Hypothekenrechte ergriffene 
Leitungsnetz gründet, ſcheitern ſie an dem vom BG. ohne er⸗ 
ſichtlichen Rechtsirrtum feſtgeſtellten Fehlen eines dem Be⸗ 
klagten zur Laſt fallenden Verſchuldens. Das OLG. hat nicht 
llargeſtellt, ob und inwieweit dieſe Eingriffe in die Zeit vor 
oder nach dem 1. Januar 1900 fallen. Es kommt hierauf 
aber auch nicht weſentlich an. Der von jedem Verſchulden 
unabhängige, ſich aus der Verletzung fremder Hppothekenrechte 
ergebende dingliche Anſpruch geht auch nach den Vorſchriften 
des BGB. nicht auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
oder Schadenserſatz in Geld (vgl. SS 1133—1135), und der 
hierauf gerichtete, auf die widerrechtliche Verletzung fremder 
Hypothekenrechte als eine unerlaubte Handlung geſtützte per⸗ 
ſönliche Anſpruch ſetzt auch nach BGB. (ſ. 8 823) ein Ver⸗ 
ſchulden voraus. Die Erwägungen, aus denen das BG. hier 
zur Verneinung eines Verſchuldens gekommen iſt, ſind 
weſentlich tatſächlicher Art und laſſen eine Geſetzesverletzung, 
insbeſondere ein Verkennen der Begriffe „Fahrläſſigkeit“ nach 
BGB. oder „Verſehen“ nach ALR. nicht erkennen 
Die Verneinung eines Verſchuldens des Beklagten mit Bezug 
auf den in Rede ſtehenden Eingriff in die Hypothekenrechte des 
Klägers iſt auch nicht deshalb abwegig, weil die vom BG. 
dabei unterſtellte Annahme des Beklagten, das Leitungsnetz ſei 
den Hypothekenrechten des Klägers nicht unterworfen und von 
der Beſchlagnahme nicht ergriffen, nach den dieſer Annahme 
widerſprechenden, maßgebenden Feſtſtellungen des Vorprogzeſſes 
rechtsirrtümlich iſt. Daß das BGB. in dieſer Beziehung 
zwiſchen einem Tatſachen⸗ und einem Rechtsirrtum kein Unter⸗ 
ſchied macht, iſt nicht zweifelhaft, auch in der Rechtſprechung 
des RG. vielfach anerkannt (vgl. RG. 59, 18/9; 69 Nr. 33 
a. E., ſowie 59, 388 und bei Gruchot 50, 1008/10). Aber 
auch das Preußiſche Recht ſchließt die Entſchuldbarkeit des 
Nechtsirrtums nicht ſchlechthin aus (vgl. RG. 39, 98/9, bei 
Gruchot 38, 1041). Allerdings kann ſich nach dem § 12 der 
Einleitung des ALR. niemand mit der Unwiſſenheit eines 
gebörig publizierten Geſetzes entſchuldigen. Die richtige Be⸗ 
antwortung der Frage jedoch, ob das Leitungsnetz Beſtandteil 
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der mit der B. ſchen Zentrale bebauten Grundſtücke und deshalb 
den Hypothekenrechten des Klägers mitunterworfen iſt (vgl. 
§ 30 PrEigErwG.), war, wie ein Blick auf das Schwanken 
der einſchlagenden Rechtſprechung im allgemeinen und auf die 
in den Prozeſſen der Parteien ergangenen einander wider⸗ 
ſprechenden Entſcheidungen im beſonderen ergibt, durch die 
Kenntnis der einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere der 55 4, 5 1, 2 ALR. keineswegs gewährleiſtet. Sie 
war insbeſondere auch von einer tatſächlichen Würdigung der 
Beziehungen zwiſchen Leitungsnetz, Zentrale und Grundſtück ab⸗ 
hängig, die die Entſcheidung ſelbſt für den Richter ſchwierig 
und zweifelhaft machte. Übrigens würde der Beklagte ein ihm 
betreffs des Eingriffs ins Leitungsnetz zur Laſt zu legendes 
geringes Verſehen im Sinne des § 22 I, 3 nach den 88 23 I, 3 
und 15 J, 6 nicht zu vertreten haben. U. c. K., U. v. 
18. Dez. 09, 59/09 V. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1898. 

35. Tarifſtelle 56 Stempft®. Zum Begriffe der Schenkung.] 

Nach der Tarifſtelle 56 Stempit®. gehört zum Begriff 
der Schenkung im Sinne dieſer Beſtimmung die Abſicht der 
Bereicherung des anderen Teiles auf ſeiten des Schenkgebers. 
Für das Vorhandenſein dieſer Abſicht können demnach nur die 
Anſichten des Schenkgebers über die rechtliche Lage der 
in Betracht kommenden Verhältniſſe, nicht deren objektive 
Beurteilung maßgebend ſein. Glaubt der Schenkgeber, daß er 
zu der — objektiv ſich als Schenkung darſtellenden — Rechts⸗ 
handlung rechtlich verpflichtet ſei, ſo liegt keine Schenkung im 
Sinne der gedachten Tarifſtelle vor. Dieſen weſentlichen Ge⸗ 
ſichtspunkt hat der BerR. nicht beachtet. H. c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 17. Dez. 09, 90/09 VII. — Kiel. 


III. Franzöſiſches Recht. 

36. Art. 1139, 1230 c. c. Verzug.] 

Der „Verpflichtungsſchein“ vom 26. Oktober 1899, dem 
das BG. die Vereinbarung der Strafe entnimmt, lautet dahin, 
daß die jetzige Gemeinſchuldnerin bis zum 16. November 1899 
1. eine Mulde, 2. einen Zylinder zu liefern habe und „für jeden 
Tag ſpäterer Lieferung ad 1, 2 nach dem 16. November d. J.“ 
in eine Vertragsſtrafe von 50 & verfalle. Danach iſt in der 
Urkunde nicht, jedenfalls nicht ausdrücklich, erklärt, daß der 
Verzug der Gemeinſchuldnerin, der nach der Regel des 
Art. 1230 c. c. zur Verwirkung der Strafe notwendig war, 
im Falle verſpäteter Lieferung ohne weiteres eintreten ſolle. 
Nach Art. 1139 a. a. O. hat aber der bloße Ablauf der 
vereinbarten Leiſtungszeit den Eintritt des Verzugs nur dann 
zur Folge, wenn dies im Vertrage beſonders beſtimmt iſt; 
die Vorſchrift des 8 284 Abſ. 2 BGB., daß der Schuldner, 
für deſſen Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt iſt, 
bei nicht rechtzeitiger Leiſtung ſchon durch den Eintritt der 
Fälligkeit in Verzug kommt, iſt dem franzöſiſchen Recht 
unbekannt. Das BG. mußte deshalb, wenn es Eintritt des 
Verzugs ohne Sommation annehmen wollte, feſtſtellen, daß die 
Beteiligten eine dahingehende Vertragsbeſtimmung getroffen 
hatten. M. c. S. & S., U. v. 14. Jan. 09, 389/09 II. — Cöln. 
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Aus der Juſtizkommiſſion. 
Sitzung vom 26. Januar 1910. 


Die Kommiſſion zur Beratung der Juſtizgeſetze begann am 
26. Januar 1910 ihre Beratungen. Es wurde beſchloſſen, 
zunächſt die kleinere Strafrechtsnovelle zu beraten, damit dieſe 
möglichſt ſchnell vor das Plenum gebracht und verabſchiedet 
werden könne. Zum Berichterſtatter hierfür wurde der Ab⸗ 
geordnete Dr. Heckſcher ernannt. 

1. S 123 StGB. (Hausfriedensbruch). Die Regierungs⸗ 
vorlage läßt die Strafverfolgung auch beim ſogenannten 
qualifizierten Hausfriedensbruch (Abſ. 3) nur auf Antrag ein⸗ 
treten, während bisher nur der einfache Hausfriedensbruch 
(Abſ. 1) Antragsdelikt iſt. Der Mindeſtbetrag der für den 
qualifizierten Hausfriedensbruch bisher angedrohten Strafe iſt 
1 Woche Gefängnis; dieſer ſoll bis auf 1 Tag herabgeſetzt 
werden; der Höchſtbetrag von 1 Jahr wird beibehalten; 
daneben ſoll Geldſtrafe bis zu 1000 & zuläffig fein. 

Der 8 123 wurde in feiner neuen Faſſung angenommen 
mit einem Zuſatzantrag, wonach die Zurücknahme des Straf⸗ 
antrags zuläſſig ſein ſoll. Regierungsſeitig wurden zwar hier⸗ 
gegen Bedenken erhoben, weil in der neuen StPO. der Haus⸗ 
friedensbruch ſowieſo Privatklagedelikt werden ſolle, die Bedenken 
wurden indeſſen nicht als unüberwindlich bezeichnet. 

Der § 123 StGB. hat nunmehr folgende Faſſung: 

„Wer in die Wohnung, in die Geſchäftsräume oder 
in das befriedete Beſitztum eines andern oder in ab⸗ 
geſchloſſene Räume, welche zum öffentlichen Dienſte oder 
Verkehr beſtimmt ſind, widerrechtlich eindringt, oder wer, 
wenn er ohne Befugnis darin verweilt, auf die Auf⸗ 
forderung des Berechtigten ſich nicht entfernt, wird 
wegen Hausfriedensbruchs mit Geldſtrafe bis zu 300 ./ 
oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. 

Iſt die Handlung von einer mit Waffen verſehenen 
Perſon oder von mehreren gemeinſchaftlich begangen 
worden, fo tritt Geldſtrafe bis zu 1000 .# oder 
Gefängnisſtrafe bis zu 1 Jahr ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, die Zurück⸗ 
nahme des Antrags iſt zuläſſig.“ 

2. 8 114 (Widerſtand). Es wurde beſchloſſen, im Abſ. 2 
beim Vorhandenſein mildernder Umſtände neben der Gefängnis⸗ 
ſtrafe bis zu 2 Jahren Geldſtrafe bis zu 2000 % wahlweiſe 
zuzulaſſen. 

3. 8 136 Siegelbruch). 8 137 (Pfandverſchleppung). 
§ 288 Abſ. 1 (ſtrafbarer Eigennutz). Die Regierungsvorlage 
ſieht bei dieſen Vergehen Milderungen inſofern vor, als ſie 
außer der Freiheitsſtrafe überall an zweiter Stelle Geldſtrafe 
zuläßt. Die Vorlage wurde angenommen, und weitergehend 
beſchloſſen, auch bei §S 239 Abſ. 1 (Freiheitsberaubung), $ 327 
Abſ. 1 (Übertretung von Abſperrungsmaßregeln uſw.) und 
§ 328 Abſ. 1 Geldſtrafe wahlweiſe zuzulaſſen. 

4. § 145b (neu) (Tierquälerei). Nach der Vorlage ſoll 
die Tierquälerei nicht mehr als Übertretung, ſondern als Ver: 
gehen, und zwar mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 600 & beſtraft werden. Das Tatbeſtands⸗ 
merkmal der „Offentlichkeit“ und das Erfordernis, daß jemand 
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an der Tierquälerei Argernis genommen haben müſſe, ſind in 
Wegfall gebracht. 

Der von der Kommiſſion angenommene § 145 b lautet 
daher: 
i „Wer Tiere boshaft quält oder roh mißhandelt, wird mit 

Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis 
zu 600 & beſtraft.“ 

Ausdrücklich wurde feſtgeſtellt, daß die Tierquälereien auch 
durch eine Unterlaſſung bei Vorliegen einer Rechtspflicht zum 
Handeln begangen werden können. Die Mehrheit der Kommiſſion 
war mit der Regierung auch darüber einig, daß ſowohl 
Viviſektion als das Schächten von Tieren an ſich meiſt als 
Tierquälerei zu betrachten und nach § 145 b ſtrafbar ſei. 
Anträge, welche darauf hinausliefen, den Erlaß von Schächt⸗ 
verboten durch die Bundesſtaaten oder durch Ortsſtatute zu 
verbieten, wurden nach längerer Debatte teils wieder zurück⸗ 
gezogen, teils abgelehnt, weil man es nicht für richtig hielt, die 
jetzige Novelle durch Aufrollung politiſcher oder religiöſer Streit⸗ 
fragen zu gefährden. 

5. 8 360 Nr. 13 (bisherige Tierquälerei aus Übertretung) 
wurde in folgender Faſſung der Vorlage angenommen: 

„Mit Geldſtrafe bis zu 150 & oder mit Haft wird 
beſtraft: 
13. Wer die zur Verhütung von Tierquälerei er⸗ 
laſſenen Vorſchriften übertritt.“ 

Hierdurch wird ein einheitlicher Strafrahmen für alle reichs⸗ 
geſetzlichen, landesgeſetzlichen oder ſonſtigen Vorſchriften feſtgeſetzt, 
die die Verhütung von Tierquälerei bezwecken. 


Sitzung vom 1. Februar 1910. 


Die Kommiſſion beſchäftigte ſich zunächſt mit dem § 235 
StGB. (Freiheitsberaubung). Man war einſtimmig der Mei: 
nung, daß die in Abſ. 1 allein zugelaſſene Gefängnisſtrafe in 
vielen einfacher liegenden und harmloſen Fällen zu hart ſei und 
einigte ſich dahin, beim Vorhandenſein mildernder Umſtände 
Geldſtrafe bis zu 3000 .# wahlweiſe zuzulaſſen. 

Der S 235 lautet daber jetzt: 

„Wer eine minderjährige Perſon durch Liſt, Drohung 
oder Gewalt ihren Eltern, ihrem Vormund oder ibrem 
Pfleger entzieht, wird mit Gefängnis beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf 
Geldſtrafe bis zu 3000 & erkannt werden. 

Geſchieht die Handlung in der Abſicht, die Perſon 
zum Betteln oder zu gewinnſüchtigen oder unſittlichen 
Zwecken oder Beſchäftigungen zu gebrauchen, ſo tritt 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren ein.“ 

Der § 248 a der Vorlage ſand einſtimmige Annahme. 
Danach ſoll derjenige, der aus Not geringwertige Gegenſtände 
entwendet oder unterſchlägt, mit Geldſtrafe bis zu 300 & oder 
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft werden. Die Kom⸗ 
miſſion nahm jedoch einen Antrag an, das Strafmaximum auf 
3 Monate herabzuſetzen. Das Delikt iſt Antragsdelikt. Der 
Verſuch iſt nicht ſtrafbar; die Vorſchriften über den Rückfall 
und über den ſchweren Diebſtahl (SS 243, 244) kommen nicht 
zur Anwendung. In weiterer Verfolgung des dem § 248 a 
zugrunde liegenden Gedankens, die kleineren, aus Not begangenen 
Diebſtähle und Unterſchlagungen von den Veſtimmungen über 
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39. Jahrgang. 
den Ruckfall zu befreien und nur auf Antrag zu verſolgen, 
nahm man bierauf einen neuen § 264 a an, der ähnliches über 
den Betrug beſtimmt und lautet: 

„Wer aus Not ſich oder einem Dritten geringwertige 
Gegenſtände zum Schaden eines andern durch Täuſchung 
verſchafft, wird mit Geldſtrafe bis zu 300 l, oder mit 
Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. Der Verſuch iſt 
ſtrafbar. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, die Zurück⸗ 


nabme des Antrags iſt zuläſſig. Wer die Tat gegen 

einen Verwandten abſteigender Linie oder gegen ſeinen 

Ebegatten begeht, bleibt ſtraflos.“ 

Der abgeänderte $ 370 5 StGB. wurde gleichfalls ange⸗ 
nommen. Er dehnt den Mundraub entſprechend dem in der 
Praris füblbar gewordenen Bedürfniſſe auf „andere Gegenſtände 
des hauswirtſchaftlichen Verbrauchs“ aus. 

Der § 369 StGB. wurde gemäß einem vielfach 
geäußerten Wunſche der deutſchen Schloſſer dahin geändert, daß 
das Wort „Schloſſer“ durch das Wort „Perſonen“ erſetzt wird, 
um jeden, der ſich dieſer Übertretung ſchuldig macht, beſtrafen 
zu können. 

Endlich wurde, um dem Telephongeheimnis einen wirk⸗ 
ſameren Schutz zu verſchaffen, in Anlehnung an die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts dem 8 355 StGB. folgender Abſ. 2 
angehängt: 

„Unter Depeſchen, die einer Telegraphenanſtalt anver⸗ 

traut werden, ſind auch ſolche Mitteilungen zu ver⸗ 

ſtehen, die auf telephoniſchem oder ähnlichem Wege an 
einen andern gelangen ſollen und zu dieſem Zwecke der 

Telegraphenanſtalt zugänglich gemacht werden.“ 

Das Strafminimum von 3 Monaten Gefängnis (Abſ. 1) 
wurde beſeitigt. 

Die Kommiſſion wandte ſich nunmehr dem Problem der 
„Kindermißhandlung“ zu, welches eine längere Debatte 

bervorrief. 

Der entſprechende Paragraph der Vorlage lautet: 

S 223a (gefährliche Körperverletzung) Abſ. 2. 

„Gleiche Strafe tritt ein, wenn gegen eine noch nicht 

14 Jahre alte oder wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit 

wehrloſe Perſon, die der Fürſorge oder Obhut des 

Täters unterſteht, eine Körperverletzung mittels grauſamer 

Behandlung begangen wird.“ 

Hierzu wurden eine Reihe von Abänderungsanträgen ge: 
ſtellt, die ſich im großen und ganzen in folgender Richtung 
bewegten: 

1. Das ſchutzfähige Alter des Kindes entſprechend dem 
Zuge der Zeit und dem Vorbild moderner ausländiſcher 
Strafgeſetzbücher auf 16, 18 oder gar 21 Jahre zu 
erhöhen. 

2. Die Strafbarkeit auf ſolche Perſonen auszudehnen, 
die nicht kraft eines rechtlichen Verhältniſſes, ſondern 
kraft eines tatſächlichen Gewaltverhältniſſes die Gewalt 
über ein Kind ausüben (z. B. Zuhälter gegenüber 
dem Kinde ihrer Dirne uſw.). 

3. Nicht nur eine „grauſame“ Behandlung, ſondern ſchon 
„rohe“ oder „boshafte Quälereien“, die auch pſychiſcher 
Art ſein könnten, unter Strafe zu ſtellen. 
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4. Die fortgeſetzte oder gewohnheitsmäßige Begehung 
des Delikts ſchwerer zu beſtrafen. 

Eingehende Erörterung fanden die Vorſchläge des Vereins 
„Zentrale für Jugendfürſorge“. Von einer Seite wurde der 
Erlaß eines beſonderen Kinderſchutzgeſetzes angeregt, da man 
dem Übel mit kriminellen Vorſchriften allein nicht werde ab: 
helfen können. 

Die Regicrung erklärte, ſie verhalte ſich gegenüber den 
Anträgen auf Erweiterung der Vorlage nicht grundſätzlich ab⸗ 
lehnend, ſie warnte aber davor, zu weit zu gehen und behielt 
ſich ihre endgültige Stellung vor. 

Ein Beſchluß wurde noch nicht gefaßt. Wahrſcheinlich 
wird, entſprechend einem Vorſchlage des Vorſitzenden, die ganze 
Materie einer Subkommiſſion überwieſen werden, die mit be⸗ 
ſtimmt formulierten Anträgen an die Hauptkommiſſion heran⸗ 
treten fol. 


Sitzung vom 3. Februar 1910. 


Die Juſtizkommiſſion ſetzte heute die Beratung des § 223 a 
Abſ. 2 StGB. (Kindermißhandlung) fort. 

Der Vertreter des Reichsjuſtizamts erklärte, daß die Er⸗ 
höhung des Schutzalters von 14 auf 18 Jahre annehmbar 
erſcheine, unter Umſtänden auch die Erſetzung des Begriffs 
„grauſame Behandlung“ durch „rohe oder boshafte Behandlung“, 
obgleich dann die Gefahr nahe liege, daß leichtere Verfehlungen 
der ſchärferen Strafbeſtimmung unterfielen; er warnte aber 
davor, diejenigen Anträge anzunehmen, die die fortgeſetzte und 
gewohnheitsmäßige Begehung mit noch ſchwererer Gefängnis⸗ 
ſtrafe oder gar mit Zuchthausſtrafe beſtrafen wollen, weil dies 
namentlich auf dem Gebiete des Züchtigungsrechts leicht zu 
einem Fallſtrick für die Lehrerſchaft werden könne. Schwereren 
Verfehlungen könne der Richter auf Grund der SS 223a, 224 
mit genügender Schärfe entgegentreten. 

Dieſen Ausführungen wurde faſt allſeitig beigepflichtet. 

Ein Antrag, auch denjenigen mit der Strafe des § 223 u 
Abſ. 2 zu belegen, der die Mißhandlung als Gewalthaber zwar 
nicht ſelbſt begehe, aber ſie dulde oder zulaſſe, wurde unter 
Bezugnahme auf eine gleiche Vorſchrift der engliſchen „children 
Bill“ begründet, fand aber keine Unterſtützung. 

Nach eingehender Debatte wurde der § 223 a Abſ. 2 in 
folgender Faſſung angenommen: 

Abſ. 2. 

„Gleiche Strafe (nämlich nicht unter zwei Monaten 
Gefängnis) tritt ein, wenn gegen eine noch nicht 
18 Jahre alte oder wegen Gebrechlichkeit oder Krank⸗ 
heit wehrloſe Perſon, die der Fürſorge oder Obhut 
des Täters unterſteht oder ſeinem Hausſtande an⸗ 
gehört, eine Körperverletzung mittels roher oder bos⸗ 
hafter Behandlung begangen wird.“ 

Alle hiervon abweichenden Anträge wurden abgelehnt oder 
zurückgezogen. 

In der ſich hierauf erhebenden Geſchäftsordnungsdebatte 
wurde von der einen Seite beantragt, alsbald in die zweite 
Leſung der erledigten Paragraphen einzutreten, ſie ſodann 
mittelſt Teilberichts an das Plenum zu bringen und möglichſt 
ſchnell zu verabſchieden, die ſchwierigeren Materien aber der 
Beleidigung und der Erpreſſung, bei denen eine Einigung ſehr 
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unwahrſcheinlich ſei, vorläufig auf ſich beruhen zu laſſen und 
unverzüglich die Strafprozeßordnung und das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz in Angriff zu nehmen. Von ſeiten des Reichsjuſtizamts 
und aus der Mitte der Kommiſſion heraus wurde dem wider⸗ 
ſprochen und verlangt, daß man erſt die SS 186, 253 StGB. 
erledigen ſolle, ehe man an die StPO. herangehe. Man einigte 
ſich ſchließlich auf die letztere Alternative und beſchloß, den 
§ 253 (Erpreſſung) in Behandlung zu nehmen, bei dem auch 
politiſche Streitfragen aufgerollt werden dürften. 

Zwei Reſolutionen, von denen die eine um Vorlage eines 
Jugendfürſorgegeſetzes, die andere um Vorlage eines Geſetzes 
erſucht, durch welches die Kinder gegen Mißhandlung, Ver⸗ 
nachläſſigung, insbeſondere Verletzung der Unterhaltspflicht, 
Verabreichung von Alkohol, mißbräuchliche Verwendung zur 
Arbeit, Entſittlichung mehr Schutz noch gewährt wird, als es 
durch die jetzt Geltung erlangenden oder durch ſchon geltende 
Geſetzesbeſtimmungen geſchieht, wurden vorläufig wieder zurück⸗ 
gezogen, als einſtimmige Anſicht der Kommiſſion aber zum 
Ausdruck gebracht, daß die geſetzgeberiſche Tätigkeit des Reichs 
und der Bundesſtaaten auf dem Gebiete des Jugendſchutzes 
noch bei weitem nicht als abgeſchloſſen betrachtet werden 
dürfe. G. 

Nächſte Sitzung: 9. Februar 1910. 


Richter und Anwälte. 


In der Sitzung des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes vom 
5. Februar d. J. wandte ſich der Abgeordnete Peltaſohn gegen einen 
beleidigenden Vorwurf, den der Rechtsanwalt Dr. Heinemann aus 
Berlin (nach dem Bericht Juriſtiſche Wochenſchrift 1909 S. 591) 
auf dem Anwaltstage in Roſtock gegen den Richterftand erhoben habe. 

Dabei wies der genannte Abgeordnete darauf hin, daß die 
Außerung auf dem Anwaltstage mit Beifall aufgenommen und von 
keiner Seite zurückgewieſen worden ſei. Dieſelbe Angelegenheit hat 
bereits zu einem Briefwechſel zwiſchen der Berliner Richtervereinigung 
und dem unterzeichneten Vorſtande geführt. Die hierbei von dem 
Rechtsanwalt Heinemann und von dem Vorſtande abgegebenen Er⸗ 
klärungen ſind unſeres Erachtens geeignet, die Sachlage aufzuklären 
und der Auffaſſung zu begegnen, als wäre der Rechtsanwalt Heine⸗ 
mann willens geweſen, eine Beleidigung des Richterftandes auszu⸗ 
ſprechen, und als hätte der Anwaltstag eine ſolche Beleidigung 
billigen wollen. Daher wird hierdurch die Erklärung des Rechts⸗ 
anwalts Heinemann und das von dem Vorſtande an die Berliner 
Richtervereinigung gerichtete Schreiben mitgeteilt. 


1. Schreiben des Rechtsanwalts Heinemann an den Deutſchen 
Anwaltverein vom 28. Januar 1910: 

Die Deutſche Richterzeitung, die mir vor wenigen Tagen zu 
Geſicht kam, erhob gegen meine in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1909 S. 591 wiedergegebene Außerung denſelben Vorwurf wie 
die Berliner Richtervereinigung. Ich habe darauf fofort der Richter: 
zeitung geſchrieben, daß ich ſie bitte, eine Erklärung von mir aufzu⸗ 
nehmen, von der ich leider eine Abſchrift nicht zurückbehalten habe. 
Dieſe Erklärung ging dahin, daß ich in keiner Weiſe den Richtern 
den Vorwurf der Pflichtverletzung habe machen wollen und auch nicht 
gemacht habe, daß ich vielmehr lediglich zum Ausdruck bringen wollte, 
daß der Richter nicht in der Lage iſt, von ſeiner Aktenkenntnis zu 
abſtrahieren und daß, wenn im Beratungszimmer der Vorſitzende 
und der Referent aus den Akten Mitteilung machen, dies ent: 
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ſcheidenden Einfluß auf das Urteil haben kann. Ich wies in dem 
Schreiben darauf hin, daß Herr Oberlandesgerichtsrat Oehlert in 
dem Sammelwerk „Reform des Strafprozeſſes“, herausgegeben von 
Aſchrott (Guttentag 1906), auf Seite 543 genau dasſelbe ſagt. 

Oehlert prüft dort, ob es Zweck habe, dem Zeugen, der im Bor: 
verfahren von ſeinem Zeugnisverweigerungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat, zu geſtatten, dies in der Hauptverhandlung zu tun. 
Oehlert ſagt, daß dies ganz zwecklos iſt, denn wenn dann im Be⸗ 
ratungszimmer der Vorſitzende aus den Akten mitteilt, was der Zeuge 
zu Ungunſten des Angeklagten im Vorverfahren geſagt hat, ſo ſinkt damit 
ſelbſtverſtändlich die Wage zu Ungunſten des Angeklagten. Oehlert er: 
wähnt auch, daß ein ſolches Verfahren zwar dem Geſetz nicht ent⸗ 
ſpreche, aber es könne eben nichts Übermenſchliches von den Richtern 
verlangt werden. Er könne nicht das aus ſeinem Gedächtnis aus⸗ 
löſchen, was er in den Akten geleſen hat. 

Ich ſchrieb der Nichterzeitung und habe dies auf Grund Ihres 
Schreibens vom 27. Januar noch einmal wiederholt, daß ich das, 
was ich geſagt habe, nur ſo gemeint habe und in dieſer Begrenzung 
aufrechterhalte, daß auch meines Erachtens in meinen Worten nichts 
anderes gefunden werden kann. 

Wenn man den Zuſammenhang meiner Worte ins Auge ſaßt, 
kann man meines Erachtens auch nichts anderes darin finden. Ich 
ſprach von den Geheimakten, meinte, daß, wenn ſolche das Gericht 
hat, ohne daß ſie der Angeklagte kennt und Gegenbeweis antreten 
kann, ſie Grundlage einer Verurteilung zu bilden geeignet ſeien. 
Wenn man den Satz aus dem Zuſammenhang herausreißt, kann man 
natürlich folgern, daß ich den unſinnigen Satz ausgeſprochen habe, 
daß überhaupt die mündliche Verhandlung für die Verurteilung gleich⸗ 
gültig iſt. Der Zuſammenhang aber ergibt klar, daß dieſer Satz ſich 
lediglich auf den Zuſtand bezieht, der eintreten würde, wenn der Vor⸗ 
ſchlag des Entwurfs betreffend die Geheimakten Geſetz werden würde. 
Den Richtern irgendeinen Vorwurf der Pflichtverletzung zu machen, 
lag mir durchaus fern, wie ich dies ja bereits der Richterzeitung 
gegenüber ausgeſprochen habe, bevor mir Ihr Schreiben von dem 
Beſchluß der Neſolution der Berliner Richtervereinigung Kenntnis gab. 


Dr. Heinemann. 


2. Schreiben des Vorſtandes vom 30. Januar 1910 an die Berliner 
Richter vereinigung: 

Auf das am 27. d. M. hier eingegangene gefällige Schreiben 
vom Januar d. J. beehren wir uns zufolge Beſchluſſes von heute 
folgendes zu erwidern. 

Wenn die Außerung des Herrn Rechtsanwalts Heinemann in 
Berlin ſo verſtanden wird, wie dies in dem uns mitgeteilten Be⸗ 
ſchluſſe geſchieht, ſo enthält ſie einen gegen die Strafrichter erhobenen 
ſchweren Vorwurf, den auch wir durchaus nicht für gerechtfertigt 
halten, und deſſen Erhebung wir in ÜUbereinſtimmung mit der Richter: 
vereinigung bedauern müßten. 

Herr Rechtsanwalt Heinemann, dem wir den Inhalt der Refolution 
mitgeteilt haben, hat aber hierzu die aus der Anlage erſichtliche Er⸗ 
klärung abgegeben. 

Wir ſehen die Angelegenheit als hierdurch erledigt an und dürfen 
hierbei wohl die Zuſtimmung der RNichtervereinigung voraus ſetzen. 

Jedenfalls ſind wir nicht in der Lage, gegenwärtig in dieſer 
Sache weiteres zu veranlaſſen. Wir können heute nicht mehr feſt⸗ 
ſtellen, ob die Außerung überhaupt in der Verſammlung von vielen 
Anweſenden gehört und wie ſie verſtanden worden iſt. 

Nach unſerer Überzeugung würde der damalige Leiter der Ber: 
ſammlung, wenn er die Bemerkung im Sinne der Reſolution auf: 
gefaßt hätte, nicht unterlaſſen haben, Einſpruch zu erheben, da er 
ohne Zweifel in Übereinftimmung mit uns der Überzeugung iſt, daß 
im Intereſſe der Rechtspflege tunlichſt alles vermieden werden muß, 
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was geeignet iſt, eine Störung des guten Verhältniſſes zwiſchen 
Nichtern und Rechtsanwälten herbeizuführen. Wir ſtellen ergebenſt 
anheim, in der Nichterzeitung, die ſich mit dieſer Angelegenheit 
bejaßt hat, von dem Inhalt unſeres Schreibens in geeigneter Weile 
kenntnis zu geben. 
Der Vorſland des Deutſchen Anwaltvereins. 
Gaber, 
Geheimer Juſtizrat. 


* 
* * 


dan ſchreibt uns Herr Rechtsanwalt Dr. Heinemann: 


Auf dem deutſchen Anwaltstage in Roſtock führte Kollege 
Armer in feinem Referat über den Entwurf zur Strafprozeß⸗ 
ordnung aus, daß dieſer gegenüber dem geltenden Geſetz 
das Recht des Verteidigers auf Akteneinſicht dadurch ſchmälere, 
daß er ibm dieſes Recht auch nach Eröffnung des Haupt: 
verfabrens nur bezüglich der auf richterliche Anordnung 
beigefügten Akten gewähre. Der Vertreter des Reichsjuſtizamts 
wendete ſich gegen dieſe Auslegung des Entwurfs. Hierauf 
erwiderte ich: „Das, was der Herr Vertreter des Reichsjuſtiz⸗ 
amts gegen den Kollegen Armer geſagt hat, iſt meines Erachtens 
ganz unzutreffend. Was der Entwurf gemeint hat, weiß ich 
nicht; gejagt hat er das Gegenteil von dem, was der Herr 
Vertreter ausgeführt hat, und genau das, was Herr Kollege 
Anner ſagt. Wenn der Entwurf beſtimmt: die auf Grund 
richterlicher Anordnung beigefügten Akten darf der Verteidiger 
einſehen, — ſo heißt das eben: andere nicht. Daß der Ent⸗ 
wurf ſo auszulegen iſt, wie er lautet, und daß er gar nicht 
naiv bei dieſer Sache vorgegangen iſt, wird man ſehen, wenn 
man die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift im Entwurf ins 
Auge faßt. Die Kommiſſion zur Reform der Strafprozeß⸗ 
ordnung hatte mit aller Deutlichkeit geſagt: Perſonalakten, 
Verwaltungsakten und andere Akten habe der Angeklagte bzw. 
der Verteidiger kein Recht einzuſehen, für den Staat ſei das 
unter Umſtänden ſehr unbequem, und das müſſe vermieden 
werden. Darauf hat man eingewendet und geſagt: dann 
würde das, was im Dreyfus ⸗Prozeß per nefas geſchah, 
daß der Angeklagte auf Grund geheimer Doſſiers ver⸗ 
urteilt werden konnte, jetzt Rechtens in Deutſchland werden. 
Denn daß, ſollte dies Geſetz werden, vielfach die Angeklagten 
auf Grund dieſer geheimen Akten verurteilt werden würden, 
darüber kann man ja nicht im Zweifel ſein. Wir als Anwälte 
wiſſen genau, daß es ganz gleichgültig iſt, was in der münd⸗ 
lichen Verbandlung vorgebracht wird, daß das nur Dekoration 
it. (Sehr richtig!) Was der Vorſitzende in den Akten geleſen 
bat und im Beratungszimmer den Beiſitzern mitteilt, das be⸗ 
dingt das Urteil, daraufhin wird der Angeklagte verurteilt. Und 
nachdem die vom Reichsjuſtizamt eingeſetzte Kommiſſion dieſen 
Vorſchlag gemacht hat, kommt nun der Entwurf und bringt 
dieſelbe Sache, nur in etwas abgeſchwächter Form; er ſagt: 
der Verteidiger kann nur die auf Grund richterlicher An⸗ 
ordnung beigefügten Akten einſehen. Nun werden ja ſehr ſelten 
Akten auf richterliche Anordnung beigefügt, ſondern zumeiſt 
ſchickt der Staatsanwalt die Akten ein. Die Folge würde fein, 
daß der Angeklagte die meiſten Beiakten überhaupt nicht ein⸗ 
ſeden kann.“ 
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Dieſe Ausführungen hat Herr Landgerichtsrat Peltaſohn 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 5. Februar d. J. 
einer Kritik unterzogen. Er findet darin den Vorwurf bewußter 
Rechtsbeugung und ſagt wörtlich nach den ſtenographiſchen 
Protokollen: 
„Dazu kommt noch, meine Herren, daß dieſer Vorwurf 
in einem Zuſammenhange erhoben wird, der geradezu 
beleidigend iſt. Der Redner hat ihn nämlich mit Vor⸗ 
gängen im Dreyfus⸗Prozeß in Verbindung gebracht und 
hat darauf hingewieſen, daß in dem Dreyfus⸗Prozeß 
geheime Doſſiers, die in der Verhandlung nicht zur 
Sprache gebracht wurden, bei der Beratung benutzt 
worden ſind. Meine Herren, wenn Sie ſich erinnern, 
welche Mißbilligung und Entrüſtung das Verfahren im 
Dreyfus⸗Prozeß in der geſamten Kulturwelt hervor⸗ 
gerufen hat, und wenn Sie bedenken, daß im Zuſammen⸗ 
gange damit die Behauptung aufgeſtellt wird, daß die 
Richter nicht auf Grund mündlicher Verhandlungen, 
ſondern auf Grund der Akten entſcheiden, ſo werden Sie 
zugeben, daß der Vorwurf von beſonderem Gewicht iſt.“ 
Herr Landgerichtsrat Peltaſohn hat meine Ausführungen 
mißverſtanden. Ich habe mit keinem Worte behauptet, daß 
die gerügten Mißſtände des Dreyfus⸗Prozeſſes bei uns vor⸗ 
kommen, vielmehr ganz klar zum Ausdruck gebracht, daß, wenn 
die in Rede ſtehende Beſtimmung des Entwurfs Geſetz werden 
ſollte, das Gericht alſo der Kenntnis des Angeklagten und 
ſeines Verteidigers entzogene Akten im Beratungszimmer zur 
Hand hat, deren Einwirkung auf das Urteil ganz unvermeidlich 
iſt. Denn kennt das Gericht den Inhalt dieſer vertraulichen 
Beiakten, ſo iſt es menſchlich völlig unmöglich, ſich von dieſem 
Wiſſen gänzlich zu emanzipieren. So hat zutreffend auch Herr 
Juſtizrat Leonhard Friedmann in der Sitzung des Berliner 
Anwaltsvereins vom 28. Januar 1910 meine Worte inter⸗ 
pretiert und darin nicht anderes gefunden, als die Warnung 
vor einem Geſetz, das den Richter in die ſchwer vermeidliche 
Gefahr ungewollter Ungeſetzlichkeit bringt. Lediglich in dieſem 
Zuſammenhang und Sinn iſt auch die Außerung von dem 
dekorativen Wert der mündlichen Verhandlung gefallen. Der 
Vorwurf bewußter oder auch nur fahrläſſiger Pflichtverletzung 
lag mir völlig fern. Die ſeit mehr als einem Dezennium mit 
immer größerer Energie von den hervorragendſten Theoretikern 
und Praktikern — ich nenne nur von Liszt, von Lilienthal, 
Mittermaier, Zucker, Roſenfeld, Oberlandesgerichtsrat Roſen⸗ 
berg, Aſchrott — geforderte Beſeitigung des richterlichen 
Vorverfahrens beruht auf dem Gedanken, daß der Grund⸗ 
fehler unſeres Strafverfahrens in der faktiſchen Verminderung 
der Bedeutung der Hauptverhandlung durch die dem 
erkennenden Richter zugänglich gemachten Protokolle des 
inquiſitoriſchen Vorverfahrens liegt. Daß der Geſetzgeber von 
dem Richter etwas Abermenſchliches fordert, wenn er verlangt, 
daß dieſer ſein privates, aus den Akten erlangtes Wiſſen bei 
der Urteilsfindung ausſchalte, hebt zutreffend jüngſt noch der 
Oberlandesgerichtsrat Oehlert in dem von Aſchrott heraus⸗ 
gegebenen Sammelwerk „Reform des Strafprozeſſes“ S. 543 
hervor. Oehlert ſagt dort wörtlich: 
„Glaubt man denn, daß diejenigen Richter, die aus 
den Akten wiſſen, wie der nunmehr das Zeugnis 
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verweigernde Zeuge früher ausgeſagt hat, alſo regel: 

mäßig wenigſtens der Vorſitzende, von dieſem Wiſſen 

wel fand g zu abſtrahieren vermögen und daß 
nicht einmal unbewußt ihr Urteil durch die den Akten 
entnommene Kenntnis beeinflußt wird? Gewiß läuft 
dies dem Grundſatz der Unmittelbarkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens zuwider, aber wer 
in der Praxis ſteht, weiß, wie ſchwer es iſt, den Ein⸗ 
fluß von Momenten, die nicht in der Verhandlung zur 
Sprache gekommen ſind, bei der Beratung fernzuhalten, 
dem Richter das private Wiſſen gewiſſermaßen zu ver⸗ 
bieten. Würde zum Beiſpiel bei einem Falle der 
Zeugnisverweigerung das übrige Beweisergebnis zweifel⸗ 
haft ſein, ſo würde ſich bei der Beratung die Wag⸗ 
ſchale leicht zuungunſten des Angeklagten neigen, 
wenn bei der Beratung mitgeteilt wird, daß der 
Zeuge früher den Angeklagten belaſtet hat.“ 

Auch auf dem letzten deutſchen Juriſtentag iſt von zahl⸗ 
reichen Rednern darauf hingewieſen, wie die Kenntnis der 
Protokolle des Vorverfahrens dem Richter einen Teil ſeiner 
Unbefangenheit für die Ergebniſſe der Hauptverhandlung raubt. 
Für die Verwirklichung dieſes Gedankens in der Geſetzgebung 
bin ich ſeit langem, u. a. in einem vor Jahren im Auftrage 
der internationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung verfaßten 
Geſetzentwurfe, eingetreten. Hierauf an der Hand der höchſt 
bedenklichen Vorſchriften des Entwurfs von neuem hinzuweiſen, 
war der einzige Inhalt und Zweck meiner Ausführungen. 


Hugo Heinemann. 


Preußiſcher Notartag. 


Um dem preußiſchen Notariat eine Stellungnahme zu den 
an das Abgeordnetenhaus gelangten 
Geſetzentwürfen zur Abänderung des Gerichts— 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für 
Notare 


zu ermöglichen, haben, in Ermangelung eines anderen Organs, 


die Unterzeichneten ſich darüber geeinigt, alle preußiſchen Notare 


zu einer Verſammlung einzuladen, die 


Sonntag, den 20. Februar 1910, vormittags 11 Uhr 
zu Berlin im Architektenhauſe, Wilhelmſtraße 92.93 


ſtattfinden ſoll. Auskünfte erteilt Herr Juſtizrat Rausnitz, 
Berlin W. 8, Taubenſtraße 34. 
Die preußiſchen Mitglieder des Vorſtandes 
des Ventſchen Notarvereins. 
Thurn » Köln, or :Halle, Weihler - Halle, 
Oberneck⸗Berlin, Jacobſohn⸗Berlin. 


Der Vorſtand des Vereins Der Vorſtand des Berliner 


für das Notariat in Rhein- Rotarvereins. 
preußen. Max Jacobſohn, 
Thurn. Berlin W. 9, Linkſtr. 1. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die in § 30 a UnterſtützungswohnſitzG. beſtimmte zweijährige 
Verjährung für alle auf Grund dieſes Geſetzes erhobenen 
Erſtattungs⸗ und Erſatzanſprüche bezieht ſich nach Entſch. Nr. 3 
nur auf die Anſprüche der Armenverbände gegeneinander, nicht 
aber auf die Erſatzanſprüche eines Armenverbandes gegen Dritte, 
aus Titeln des bürgerlichen Rechts Verpflichtete. — Dasſelbe 


aur die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Erkenntnis führt aus, daß die in 8 197 BGB. für Rückſtände 
von Unterhaltsbeiträgen beſtimmte kurze Verjährung nicht die 
rechtsgeſchäftliche oder richterliche Feſtſtellung des Unterhalts⸗ 
beitrags vorausſetze. 

Unter „Rechten die von Dritten gegen den Käufer geltend 
gemacht werden können“, find in S 434 BGB. alle diejenigen 
Rechte zu verſtehen, die trotz der Übertragung des Eigentums 
an dem verkauften Gegenſtande mit Wirkung auch gegen den 
neuen Eigentümer fortbeſtehen und die verlaufte Sache trotz 
des Eigentumswechſels nach wie vor weiter ergreifen. Das 


können nach Entſch. Nr. 4 auch obligatoriſche Anſprüche, wie 


zum Beiſpiel Miet⸗ und Pachtrechte fein. 

Gegenüber der Berufung auf die formale Nichtigkeit eines 
Aktes kann nach Entſch. Nr. 5 nicht mit Erfolg geltend gemacht 
werden, es verſtoße gegen Treu und Glauben, eine Nichtigkeit 
vorzuſchützen, die durch Mitwirkung bei der Aufnahme eines 
formell gültigen Aktes gehoben werden könnte. Nur wenn die 
Vorausſetzungen des 8 826 BGB. gegeben find, kann eine 
andere Beurteilung eintreten. 

Eine Erfüllungsweigerung, welche die in $ 326 BGB. 
vorgeſehene Friſtſetzung entbehrlich macht, liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn der Schuldner nicht den Willen hat, zu er⸗ 
füllen. Ein ſolcher Wille erlangt, wie Entſch. Nr. 7 ausführt, 
nur inſoweit Bedeutung, als er in dem Verhalten des Schuldners 
unzweideutig hervortritt. 


In einem ehewidrigen Liebesverhältnis, das ein Che: 
gatte unterhält, liegt nach Entſch. Nr. 9 eine ſchwere Ver⸗ 
fehlung und damit auch grober, den anderen Ehegatten zum 


Widerruf von Schenkungen gemäß $ 530 BGB. berechtigender 
Undank. 


Entſch. Nr. 10 führt aus, daß beim Werkvertrage der 
Beſteller auch die vertragliche Verpflichtung hat, alles zu unter⸗ 
laſſen, was geeignet iſt, den Unternehmer bei ſeiner Arbeit zu 
gefährden, alſo auch, wenn dieſer im Hauſe des Beſtellers zu 
arbeiten hat, letzteres in einem gefahrloſen Zuſtande zu erhalten. 

Die Widerlegung der Vermutung aus § 891 BGB. iſt 
nach Entſch. Nr. 13 nicht ſchlechthin jedermann freigegeben, viel⸗ 
mehr wird vorausgeſetzt, daß der Widerlegende ſeinerſeits ein das 
eingetragene Recht ausſchließendes oder einſchränkendes Recht 
beſitzt und ſo an der Widerlegung der Vermutung ein rechtliches 
Intereſſe hat. 

Von der weſentlichen Beeinträchtigung der Benutzung eines 
Grundſtücks durch Eindringen übler Gerüche aus dem Nachbar⸗ 
grundſtück kann man nach Entſch. Nr. 14 nicht reden, wenn das 
Grundſtück bereits anderweit durch ſchlechte Gerüche derart 
erfüllt iſt, daß der aus jenen anderweiten Einwirkungen ſich 
ergebende Geſamtzuſtand der Geruchsverhältniſſe durch das 
Hinzutreten der weiteren Einwirkungen nicht erheblich ver: 
ändert wird. 


§ 909 BGB. verſteht nach Entſch. Nr. 15 unter dem 


Nachbargrundſtück nicht nur ein unmittelbar an das Grundſtück 
des anderen grenzendes Grundſtück, ſondern ſeinem Zweck ent⸗ 
ſprechend auch ein anderes in ſo großer Nähe des letzteren 
gelegenes Grundſtück, daß ihm deſſen Vertiefung die Stütze ent⸗ 
ziehen kann. 

In Entſch. Nr. 17 bekennt ſich der III. Senat des NO. 
zu der von dem IV. Senat mehrfach vertretenen Anſicht, daß 
die objektive, gleichviel auf welcher Quelle beruhende Feſt⸗ 
ſtellung der Schreibensunfähigkeit des Erblaſſers bei der Teſta⸗ 
mentserrichtung genüge, wenn ſie dem Erblaſſer vorgeleſen und 
von ihm genehmigt iſt. — Dieſelbe Entſcheidung führt aus, 
daß den Urkundsbeamten kein Verſchulden trifft, der in Über⸗ 
einſtimmung mit der in Wiſſenſchaft und Praxis bis dahin 
herrſchenden Meinung eine von der ſpäteren Rechtſprechung 


des RG. abweichende Rechtsauffaſſung bei der Beurkundung 
anwendet. N. 
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Organ des ödeufſchen Anwalt ⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 
Juſtirat Dr. Bugo Beumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Bertrauensmänner werden erſucht, die 
Beiträge der Mitglieder für das Geſchäftsjahr 1. Inli 1909 
bis 30. Juni 1910 baldigſt einzuziehen und au die Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsauwälte in Leipzig einzuſenden. 

Kurlbaum, Schagmeifter. 


Herr Rechtsauwalt Dr. R. Wertheimer in Baden⸗ 
Baden hat aus Anlaß feines 25 jährigen Jubiläums als 


Rechtsanwalt dem Jubiläumsfonds einen Betrag von 500% 
en wofür ihm der aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen 
worden iſt. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Oldenburg und Marienwerder haben der Kaſſe aber⸗ 
mals Beihilfen von 200 * und 2000 % gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen 
der aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen worden. 


Pereins nachrichten. 


Nummer Oberlandesgericht Landgericht 


I.] Augsburg. . . Augsburg 
Eichſtättet 


Schweinfurt 
Würzburg 


III. | Berlin (Kammer⸗ 
gericht᷑̃᷑e Berlin 1 (bis IIl )) 
Berlin Iiir. 


Guben 
Kottbuns 
Landsberg a. W. 


Neuruppin | 


I. | Bamberg Aſchaffenburrnrg | 


Potsdam. ... 2.2... 
Prenzlum..... 2200. 


RA. Sand in Augsburg 


RA. Höflein in Bamberg 


IR. Wolbert in Potsdam 


Die Ergebniſſe der Wahlen zur Perfreterverfammlung. 
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Erſatzmann 


N 


Vertreter | 


RA. Geßele in Kempten 
| 
Ä 
| 
| 


RA. Ninagel in Bamberg 


IR. Eruſt Heinitz in Berlin RA. Dr. Küſſener in Berlin 

IR. Dr. Ingo Neumann in RNA. Hallensleben in Berlin 
Berlin 

IR. Dr. Bieber in Berlin 

IR. Heimbach in Berlin 


RA. Felix Behrendt in Berlin 
RA. Siegfr. Chodziesner in 
Charlottenburg 


f 
| 
| 
| 


In. Dr. Zeuſen in Prenzlau 


i 
. 
’ 
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| 
Landgericht Vertreter Erſatzmann 


Braunſchweig IR. Heymann in Braunſchweig NA. Sievers in Braunſchweig 


Beuthen O.⸗ S. RA. Dr. Färber in Beuthen IR. Zdralek in Kattowitz 
Breslau“ Us RA. Dr. Cemberg in Breslau | RA. Armer in Breslau 


: .. 


Heiter Schl. Rn. Staus in Görlitz IR. Gitter in Brieg 


HanaNQ nn IR. Dr. Harnier in Caſſel RA. Rommel in Caſſel 
Marburg (Bez. Caſſel ) d 


Hannover RA. Kleinrath in Hannover RA. Dr. Cudwig Meyer III 
Hund a era in Hannover 

Bückebuunnn g 5 

Detmold 

Göttingen 

Hildesbeim ........ RA. Dr. Worchers in Celle RA. Tolle in Celle 

Lüneburrr gz 

Osnabrücd ee 

Sede 


Bonn IR. Dr. Schumacher I in IR. Dr. Sellehefel in Bonn 
Bonn 
Sl. ee IR. Dr. Sonen I in Cöln IR. Dr. Callmaun in Cöln 


Coblen z 
ul, IR. Dr. Heber in Trier RA. Thomas in Aachen 


o nee nn 


RL. | Colmar Colmar (ElſaßBß ) 
NM ͤ - 
Mülhauſen (Elſaß) .... RA. Dr. Mühleiſen in Straß⸗ NA. Streffer in Metz 
Saargem nnd. | burg 


Zaberrn . . 


X. | Darmſtadt Darmſtadt nl N na RA. Dr. Bopp in Darmſtadt NA. Bruf in Darmſtadt 
Mainz IR. Cauſe in Mainz. IR. Dr. Carlebach in Mainz 


. 
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Nummer Oberlandesgericht Landgericht Vertreter 
II.] Dresden Bautzen RA. Dr. Schulze in Neuſalza 
Chemnitz IR. Beutler in Chemnitz 
Dresden Ob JR. Dr. Mittaſch in Dresden 
Leipzig . . A. ©. E. Freytag in Leipzig 
Plauen i. v.. RA. Richard Schuricht in 
Plauen 
Zwickaoůů nur RA. Dr. Seiling in Zwickau 
Freiberg i. SSS. — 
XII.] Düſſeldorf .. Düſſeld ori. IR. Cießem in Düſſeldorf 
Duisburrr g IR. Dr. Gerhard Schmits in 
Duisburg 
Elberfeld IR. Dr. Güldner in Barmen 
DIE aan 
Cre feld | IR. Wilms in Crefeld 


München⸗ Gladbach 


IR. Dr. Eruſf Auerbach in 


XIII. Frankfurt a. M. Frankfurt a. Mm. 
Frankfurt (Main) 
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Stuttgart 


Ellwangen 


XXI. Zweibrücken en 
Kaiſerslautereern 


Der amtsgerichtliche Arreſtprozeß nach der Novelle.“ 
Von Dr. Flechtheim, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Cöln. 


Die Novelle zur ZPO. vom 1. Juni 1909 hat ſich mit 
dem Arreſwerfahren unmittelbar nur in den SS 924 und 929 
befaßt. Hiervon iſt die Abänderung des 8 929 Abf. 2, wonach 
die Friſt zur Vollziehung des Arreſtes auf einen Monat er⸗ 
weitert iſt, eine der vielen von dem grundſätzlichen Reform⸗ 
gedanken der Novelle völlig unabhängigen Gelegenheitsgeſetz⸗ 
gebungen. Dagegen ſteht die Anderung des § 924 in engſtem 
Zuſammenhang mit der Reform des amtsgerichtlichen Verſahrens. 
Die Die Bestimmung beſchäftigt ſich mit der Einlegung des Wider⸗ 

— D In der dem Aufſatz, der ſchon vor dem Erſcheinen der Stein ſchen 
Bearbeitung der Novelle geſetzt iſt, iſt dieſe nicht berückſichtigt. 


| IR. Landsberg in Poſen 


IR. Sanz in Filehne 


RA. Dr. Kinrichſen in Güſtrow 


IR. Zelter in Stettin 


IR. Dr. Coſte in Stargard 


RA. Dr. Löwenſtein I in Stutt⸗ 


RA. Storz (M. d. R.) in Heiden⸗ 


IR. Merckle in Frankenthal 


IR. Putzler in Leipzig 


RA. Dr. Kaempfer in Poſen 


IR. Stiege in Hohenſalza 


RA. Kolbow in Schwerin 


IR. Ehrenwerth in Stettin 


IR. Paul Olmann in Greifs⸗ 
wald 


RA. Dr. Naiſer in Stuttgart 
gart 


RA. Moos II in Ulm 
heim 


RA. Wenz in Zweibrücken 


IR. Dr. Eickhoff in Leipzig 


ſpruchs gegen einen ohne mündliche Verhandlung erlaſſenen 
Arreſtbefehl und lautete bisher: 

„Die widerſprechende Partei hat dem Gegner unter Mit⸗ 
teilung der Gründe, welche ſie für die Aufhebung des Arreſtes 
geltend machen will, zur mündlichen Verhandlung zu laden.“ 

Es wird nun, um die Beſtimmung mit den SS 496 und 497 
der Novelle in Einklang zu bringen, folgender Satz hinzugefügt: 

„Iſt das Arreſtgericht ein Amtsgericht, ſo iſt der 
Widerſpruch unter Angabe der Gründe, welche für die 
Aufhebung des Arreſtes geltend gemacht werden ſollen, 
ſchriftlich oder zum Protokolle des Gerichtsſchreibers zu 
erheben; das Gericht hat Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung von Amts wegen zu beſtimmen.“ 

Es möchte ſcheinen, als ob hiermit auch das Maß der⸗ 
jenigen Anderungen feſtgelegt ſei, die die Reform des amts⸗ 
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gerichtlichen Prozeſſes auf das amtsgerichtliche Arreſtverfahren 
haben ſoll. Man könnte zunächſt eben geneigt ſein, aus dem 
zitierten Zuſatze zu §S 924 Abſ. 2 ein argumentum e contrario 
herzuleiten in dem Sinne, daß im übrigen ſich das Arreſt⸗ 
verfahren, fo wie es ſich nach den Beſtimmungen der SS 916 ff. 
geſtaltet, vor dem Amtsgericht und vor den Kollegialgerichten 
in übereinſtimmenden Verfahrensformen und nach gleichen 
Verfahrensgrundſätzen vollziehen ſoll. Sind ſolche Schlüſſe 
an ſich Schon gefährlich, fo gilt dieſes ganz beſonders 
bei einer Geſetzgebungsarbeit, die alles andere mehr als 
das Lob ſorgfältiger Redaktion verdient. Wer den Verſuch 
macht, die Novelle nicht etwa ſelbſtändig zu kommentieren, 
ſondern ſie in das Geſamtgeſetz hinein zu verarbeiten, 
findet auf Schritt und Tritt, daß die Warnung vor einer 
Stückwerksreform auch aus rein geſetzestechniſchen Gründen nur 
zu ſehr berechtigt war. Die Begründung läßt ebenfalls nicht 
erkennen, daß der Zuſatz zu $ 924 Abſ. 2 den Charakter einer 
Ausnahmebeſtimmung in dem Sinne an ſich hätte, daß im 
übrigen das Arreſtverfahren vor dem Amtsgerichte den neuen 
Grundſätzen des amtsgerichtlichen Verfahrens nicht unterliegen 
ſolle, vielmehr ſoll nach der Begründung der Zuſatz lediglich 
die entſprechende Anwendung der SS 496 und 497 ſichern. Es 
müſſen daher grundſätzliche Geſichtspunkte maßgebend ſein. Die 
Novelle behandelt noch ebenſo wie das bisherige Geſetz trotz 
aller hiergegen erhobenen theoretiſchen und praktiſchen Bedenken 
das amtsgerichtliche Verfahren gegenüber dem Verfahren vor 
den Kollegialgerichten als Ausnahmerecht. Die Ausnahmen 
ſind nur jetzt zahlreicher und einſchneidender geworden. Die 
Frage, ob das Sonderrecht des amtsgerichtlichen Verfahrens 
auch auf den amtsgerichtlichen Arreſtprozeß Anwendung zu 
finden hat, hatte bisher kein beſonderes praktiſches Intereſſe. 
Das wird nun weſentlich anders. Es beſteht heute in der 
Rechtſprechung und Rechtslehre keine Meinungsverſchiedenheit 
mehr darüber, daß das Arreſtverfahren in zwei wohl zu unter⸗ 
ſcheidende Phaſen zerfällt, in das Verfahren zur Herbeiführung 
des Arreſtes (Arreſtprozeß im engeren Sinne) und die Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes. Dieſen beiden Abſchnitten entſprechen im 
ordentlichen Prozeſſe das Erkenntnisverfahren bis zum Urteil 
einerſeits und die Zwangsvollſtreckung anderſeits (vgl. Gaupp⸗ 
Stein, Vorbemerkung zu § 916 J). Soweit der fünfte Ab⸗ 
ſchnitt des 8. Buches auch das Verfahren zur Herbeiführung 
des Arreſtes regelt, liegt hierin eine gewiſſe Syſtemwidrigkeit, 
die aber nun nicht bewirkt, daß dieſes Verfahren ſachlich ſeinen 
Charakter als Erkenntnisverfahren verliert. Es beſtand denn 
auch bisher kein Streit darüber, daß auf dieſen Teil des 
Arreſtverfahrens, insbeſondere auch auf die in dieſem Verfahren 
vorkommenden mündlichen Verhandlungen, da ſie mit einem 
echten Endurteil ſchließen, die allgemeinen Grundſätze des 
erſten und zweiten Buches zur Anwendung kommen, ſoweit ihre 
Anwendung nicht durch beſondere Beſtimmungen der SS 916 ff. 
ausgeſchloſſen iſt, oder ſich durch den Charakter des Arreſt⸗ 
verfahrens als ſolchen von ſelbſt verbietet. Da nun der Arreſt⸗ 
prozeß ſich ſowohl vor den Kollegialgerichten als vor dem 
Amtsgericht abſpielen kann, müſſen naturgemäß auch die⸗ 
ſelben Gründe, die zu einer verſchiedenartigen Geſtaltung des 
ordentlichen Verfahrens vor dieſen Gerichten geführt haben, 
auch die unterſchiedliche Behandlung des Arreſtprozeſſes vor 
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den Kollegialgerichten und dem Amtsgerichte rechtfertigen. Das 
wird denn auch für das bisherige Verfahren namentlich von 
Schmidt (Lehrbuch 8.61 J) beſonders ſcharf hervorgehoben: 
„auch die ſummariſchen Prozeßarten werden je nach der Art 
der Streitſache teils am Landgericht, teils am Amtsgericht 
verfolgt, fo daß in den letzteren Fällen (beim Arreſtprozeß vor 
dem Amtsgericht) eine doppelte Formerleichterung bzw. Be⸗ 
ſchleunigung zuſammentrifft, diejenige, die dem Bagatellprozeß 
ohnehin zukommt mit der, die ſpeziell wegen des ſummariſchen 
Rechtſchutzzweckes vorgeſehen iſt“ (vgl. auch Schmidt $ 92 Anm. J). 
Nun bezieht ſich die Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens 
weſentlich (vgl. als Ausnahme § 510b) auf das Verfahren bis 
zum Urteile, wie das auch in der Begründung der Novelle S. 31 
betont wird. Es beſteht daher kein inneres Hindernis, dieſe 
Reform des ordentlichen amtsgerichtlichen Verfahrens auch auf 
den amtsgerichtlichen Arreſtprozeß anzuwenden. Dieſer iſt und 
bleibt ein Verfahren vor den Amtsgerichten im Sinne des 
8 594 ZPO. Es finden daher auf ihn die Vorſchriften über 
das Verfahren vor den Landgerichten nur inſoweit Anwendung, 
als nicht aus den allgemeinen Beſtimmungen des erſten Buches, 
aus der Verfaſſung der Amtsgerichte, aus den beſonderen 
Beſtimmungen der 88 495 ff. und aus der eigenartigen Natur 
des Arreſtprozeſſes ſich ein anderes ergibt. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es von Intereſſe zu unterſuchen, 
wie ſich der amtsgerichtliche Arreſtprozeß unter Anwendung der 
neuen Beſtimmungen über das amtsgerichtliche Verfahren geſtaltet. 

Die Anbringung des Arreſtgeſuches erfolgt im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren in derſelben Weiſe, wie im Verfahren vor den 
Kollegialgerichten. Wird ohne mündliche Verhandlung ent⸗ 
ſchieden, ſo weicht das Verfahren beim Amtsgericht von dem 
landgerichtlichen nicht ab. Gewiſſe Schwierigkeit macht erſt die 
Zuſtellung des Arreſtbefehls. § 922 Abſ. 2 beſtimmt: „Den 
Beſchluß, durch welchen ein Arreſt angeordnet wird, hat die 
Partei, welche den Arreſt erwirkt hat, zuſtellen zu laſſen.“ 
Nun gilt jetzt für das amtsgerichtliche Verfahren der aus dem 
Grundſatze des Amtsbetriebs folgende S 496 Abſ. 1: „Die 
Zuſtellungen erfolgen unbeſchadet der Vorſchrift des §S 317 Abſ. 1 
von Amts wegen.“ Wollte man dieſe abweichende Regelung 
des Amtsgerichtsverfahrens auch für den Fall des § 922 Abf. 2 
anwenden und demgemäß den Arreſtbefehl ſofort von Amts 
wegen beiden Teilen zuſtellen laſſen, ſo würde eine ſolche 
Regelung wenig zweckmäßig erſcheinen. Allerdings läßt S 496 
Abſ. 1 eine Ausnahme nur für die Zuſtellung des Urteils zu; 
an den Fall aus $ 922 Abſ. 2 hat man offenbar nicht gedacht. 
Die Ausnahme für die Urteilszuſtellung iſt weſentlich auch da⸗ 
mit begründet worden, daß man der Partei die Möglichkeit, 
gleichzeitig mit der Zuſtellung des Urteils die Zwangsvollſtreckung 
vorzunehmen, nicht nehmen dürfe. Dieſe Gründe ſprechen 
natürlich beim Arreſtbefehl in noch viel ſtärkerem Maße mit, 
da die Wirkſamkeit des Arreſtbefehls durch eine der Vollziehung 
vorausgehende Zuſtellung in den meiſten Fällen geradezu 
illuſoriſch gemacht werden würde. Gerade um das zu ver⸗ 
hindern, wird einmal im § 922 Abſ. 2 abweichend von den 
grundſätzlichen Beſtimmungen des § 329 Abſ. 3 die Zuſtellung 
des nichtverkündeten Beſchluſſes in die Hand des Gläubigers 
gelegt und auf der anderen Seite durch § 929 Abſ. 3 im 
Gegenſatz zu §S 750 Abſ. 1 die Vollziehung des Arreſtes ſogar 
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vor Zuſtellung des Arreſtbefehls zugelaſſen. Dieſe Beſtimmungen 
ſind Sonderheiten des Arreſtprozeſſes, die nichts zu tun haben 
mit der Frage, ob das erkennende Gericht ein Amtsgericht oder 
ein Kollegialgericht iſt. Mithin muß 8 922 Abſ. 2 auch im 
amtsgerichtlichen Verfahren Geltung behalten. Der Arreſtbefehl 
it auch hier vom Gerichte lediglich dem Gläubiger zuzuftellen, 
wobei aber von der beſonderen Zuſtellungsform des § 496 
Abſ. 4 Gebrauch gemacht werden kann; der Gläubiger hat dann 
ſeinerſeits die Zuſtellung an den Schuldner zu veranlaſſen. 

Ordnet das Amtsgericht dagegen mündliche Verhandlung 

an, ſo findet auf das weitere Verfahren zunächſt § 497 An⸗ 
wendung. Während alſo im Verfahren vor dem Kollegial⸗ 
gericht es Sache des Gläubigers iſt, Terminsbeſtimmung zu 
erwirken und den Schuldner zu laden, beſtimmt der Amtsrichter 
von Amts wegen Termin zur mündlichen Verhandlung und 
ladet hierzu beide Parteien. Dieſe Offizialtätigkeit mag aller⸗ 
dings unter Umſtänden dem Gläubiger nicht angenehm ſein. 
Er will vielleicht vor allem vermieden ſehen, daß der Schuldner 
von dem Arreſtgeſuche Kenntnis erhält, und verzichtet lieber 
auf Weiterführung des Arreſtverfahrens, von dem er ſich nun⸗ 
mebr keinen praktiſchen Erfolg mehr verſpricht. Es wird nichts 
im Wege ſtehen, bei Anbringung des Geſuches bereits zu er⸗ 
Hären, daß man im Falle einer Anordnung der mündlichen 
Verbandlung auf Weiterführung des Arreſtverfahrens verzichte. 
Um ein Verſäumnisurteil erwirken zu können, muß dem Arreſt⸗ 
gegner nicht nur die Ladung, ſondern auch der Antrag und die 
tatſächliche Begründung rechtzeitig zugeſtellt worden fein ($ 335 
Nr. 3), alſo das Arreſtgeſuch und deſſen etwaige Ergänzungen. 
Hierfür gilt S 496 Abſ. 2; es find alſo dieſe Schriftſätze nur 
bei Gericht einzureichen; die Zuſtellung erfolgt von Amts wegen. 
Das Arreſtgeſuch iſt bereits eingereicht und gehört, ſobald die 
mündliche Verhandlung angeordnet iſt, zu den Erklärungen, 
„die zugeſtellt werden ſollen“. Es unterliegt alſo auch keinem 
Bedenken, daß das Gericht mit der Terminsbeſtimmung und 
Ladung auch das Arreſtgeſuch gleichzeitig dem Antragsgegner 
zuſtellt. Es iſt daher zweckmäßig, ſofort bei Einreichung des 
Geſuches entweder die erforderliche Zahl Abſchriften beizufügen 
oder Auftrag, gerichtsſeitig Abſchriften anfertigen zu laſſen, zu 
erteilen. 

Dasſelbe Offizialverfahren findet Anwendung für den 
Widerſpruch. Hier hat das Geſetz die Anwendung der neuen 
Beſtimmungen ausdrücklich vorgeſchrieben. Die Vorſchrift er⸗ 
ſcheint nach Vorſtehendem allerdings entbehrlich. Dasſelbe 
Verfahren hat weiter ſtatt bei den Anträgen auf Aufhebung 
des Arreſtes wegen Nichterhebung der Hauptklage (S 926 Abſ. 2) 
und wegen veränderter Umſtände (8 927 Abſ. 2. In all 
dieſen Fällen genügt die ſchriftliche Einreichung des Antrages 
oder die Erklärung zum Protokoll des Gerichtsſchreibers. Die 
Beſtimmung des Termins erfolgt alsdann von Amts wegen 
und ebenſo die Ladung beider Parteien. Soweit dem Schuldner 
bei der Einreichung des Antrags die Terminsbeſtimmung formlos 
mitgeteilt wird, iſt eine beſondere Ladung nach § 497 Abſ. 2 
nicht mehr erforderlich. 

Wenn im Arreſtprozeß eine mündliche Verhandlung ſtatt⸗ 
findet, gelten hierfür grundſätzlich die allgemeinen Beſtimmungen 
über die obligatoriſche mündliche Verhandlung, auch wenn ſie 
im Arreſtprozeß ſelbſt fakultativ iſt; denn ſie endet ſtets mit 
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einem Urteil (vgl. Gaupp S 922 III 2). Im amtsgerichtlichen 
Arreſtprozeß kommen daher auch die neuen Beſtimmungen über 
die mündliche Verhandlung und deren Vorbereitung zur An⸗ 
wendung. Gerade hier macht ſich nun der Gegenſatz zwiſchen 
dem reinen Parteibetrieb und der ſtreng durchgeführten Ver⸗ 
handlungsmaxime des Landgerichtsprozeſſes zu dem ſtarken 
Einſchlage des Offizialbetriebes in das amtsgerichtliche Verfahren 
geltend. Hier intereſſiert zunächſt beſonders 8 501. Hiernach 
kann das Gericht ſchon vor der mündlichen Verhandlung An⸗ 
ordnungen treffen, die nach den Schriftſätzen zur Aufklärung 
des Sachverhalts dienlich erſcheinen. Von dieſen Anordnungen 
kommen für uns vorzugsweiſe in Betracht: Die Möglichkeit, 
öffentliche Behörden oder Beamte um Mitteilung von Urkunden 
zu erſuchen, amtliche Auskünfte einzuziehen, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige zu laden, ſowie die Einnahme des Augenſcheins 
und die Begutachtung durch Sachverſtändige anzuordnen. Es 
fragt ſich nun, ob das Gericht auch im amtsgerichtlichen Arreſt⸗ 
prozeſſe dieſe Anordnungen treffen darf oder aber, ob ſolche 
durch den eigenartigen Charakter des Arreſtverfahrens aus⸗ 
geſchloſſen find. Ich glaube, daß der Anwendung der neuen 
Vorſchriften Bedenken nicht entgegenſtehen. Der Arreſtprozeß 
begnügt ſich mit der Glaubhaftmachung der rechtlich erheblichen 
Tatſachen und verlangt keinen vollen Beweis ($ 920 Abſ. 2). 


Damit iſt, abgeſehen vom Eide, kein Beweismittel grundſätzlich 


ausgeſchloſſen (8 294 Abſ. 1). Nur mit Rückſicht darauf, daß 
eine Beweisaufnahme, die nicht ſofort erfolgen kann, zum 
Zwecke der Glaubhaftmachung nicht zuläſſig iſt (S 294 Abſ. 2),- 
iſt tatſächlich die Beweisführung erſchwert. Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige insbeſondere können vernommen werden, aber nur, 
wenn fie ſich freiwillig einfinden. Ein Recht der Partei, 
Zeugen zu laden, kennt dagegen die ZPO. nicht und die 
Ladung eines Zeugen durch das Gericht auf Grund mündlicher 
Verhandlung würde mit dem Grundſatze der ausſchließlichen 
Zulaſſung parater Beweismittel unvereinbar ſein. Alſo nicht 
innere aus der Natur des Arreſtprozeſſes ſich ergebende Gründe 
ſind es, die den Zeugen⸗ und Sachverſtändigenbeweis für den 
Arreſtprozeß ſo außerordentlich einſchränken, ſondern die für 
den Beweisführer bedauerliche Zwangslage, daß auf der einen 
Seite das Gericht von Amts wegen die Zeugen zu dem Termine 
nicht laden darf und er ſelbſt anderſeits keinen Ladungszwang 
ausüben kann (vgl. Gaupp § 294 I Ha). Wenn nun die 
Novelle durch Einführung einer gewiſſen Offizialtätigkeit des 
Gerichts die Möglichkeit gewährt, den Umfang der zur Glaub⸗ 
haftmachung geeigneten paraten Beweismittel zu erweitern, ſo 
liegt hierin nichts dem Weſen des Arreſtprozeſſes Wider⸗ 
ſprechendes. Eher ließe ſich ſogar gerade für den Arreſtprozeß 
mit Rückſicht auf ſeine Dringlichkeit und die rechtliche Unzuläſſigkeit 
mehrfacher Verhandlung eine fördernde Tätigkeit des Gerichts 
als doppelt angebracht begrüßen. Ohne ſelbſtverſtändlich die grund⸗ 
ſätzliche Verſchiedenheit des Bagatellprozeſſes von dem ſumma⸗ 
riſchen Prozeſſe zu verkennen, darf doch darauf hingewieſen werden, 
daß beiden Verfahrensarten das Beſtreben auf Beſchleunigung 
in beſonderem Maße innewohnt. Dadurch, daß im Arreſt⸗ 
verfahren die Glaubhaftmachung genügt, aber auch verlangt 
wird, wird die Zuſammendrängung des geſamten Prozeßſtoffes 
auf eine einzige mündliche Verhandlung geſichert. § 501 in 
Verbindung mit $ 509 will ganz dasſelbe Ziel, wenn auch 
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nicht mit derſelben zwingenden Kraft, für das gewöhnliche amts⸗ 
gerichtliche Verfahren herbeiführen. Die Neuerung liegt alſo 
nicht in irgendeiner Anderung der Grundſätze für das Arreſt⸗ 
verfahren, ſondern lediglich darin, daß die Durchbrechung des 
Parteibetriebs und der Verhandlungsmaxime die Möglichkeit 
der Beſchaffung parater Beweismittel erweitert. Eine ähnliche 
Erſcheinung beſteht ſchon heute: Zur Glaubhaftmachung geeignet 
ſind nur ſolche Urkunden, die die Partei in der mündlichen 
Verhandlung vorlegen kann, dagegen nicht ſolche, die der Gegner, 
ein Dritter, oder eine Behörde beſitzt. Wenn nun auf Grund 
prozeßleitender Verfügung zur Information ſeitens des Vor⸗ 
ſitzenden vor dem Termine von einer Partei bezeichnete Urkunden, 
beſonders Akten, beigezogen ſind (ob dieſes Verfahren zuläſſig 
iſt oder nicht, kann ganz dahingeſtellt bleiben), ſo beſteht nicht 
das mindeſte Bedenken, ſolche Urkunden zur Glaubhaftmachung 
zu benutzen. Auch in dieſem Falle wird alſo durch eine Offizial⸗ 
tätigkeit des Gerichts der beweisführenden Partei die Möglichkeit 
gegeben, ein ihr ſonſt verſchloſſenes Glaubhaftmachungsmittel zu 
benutzen. Dasſelbe, nur in weiterem Maße, geſchieht nun durch 
§ 501 3PO. Dieſe Beſtimmung ſtellt allerdings alles in das 
verſtändige Ermeſſen des Gerichts, das gerade bei Arreſten mit 
Rückſicht auf die Möglichkeit, den Zeugen⸗ und Sachverſtändigen⸗ 
beweis durch eidesſtattliche Verſicherungen und Privatgutachten 
zu erſetzen, einen beſcheidenen Gebrauch von dieſen Befugniſſen 
machen wird. Immerhin kann unter Umſtänden die Ladung 
des für die Entſcheidung der Sache vielleicht ausſchlaggebenden 
Zeugen, der ſich weigert, freiwillig Zeugnis abzulegen, von 
größter Wichtigkeit ſein. Wenn wegen dieſer Vorzüge des amts⸗ 
gerichtlichen Arreſtverfahrens im Falle der Auswahl zwiſchen 
dem Verfahren vor dem Amtsgericht und dem vor dem Kollegial⸗ 
gerichte (S 919 ZPO.) erſteres vielfach den Vorzug finden 
ſollte, ſo würde dieſe Wirkung im Sinne des Geſetzgebers der 
Novelle gewiß nicht unerwünſcht ſein. Eine gewiſſe Okonomie 
liegt auch darin, daß eine ſolche Verhandlung unter Zuhilfe⸗ 
nahme des 8 501 häufig zu einer vollſtändigen und erſchöpfenden 
Aufklärung des Sachverhalts führen wird und hierdurch die 
Weiterführung des Prozeſſes in der Hauptſache erübrigt. 

Die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen, Einnahme 
des Augenſcheins und Anordnung einer Begutachtung, als 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, ſind allerdings nur 
dann zuläſſig, wenn ein ſchriftlicher Widerſpruch gegenüber 
den Anträgen des betreibenden Teiles vorliegt. Dieſes iſt alſo 
vor allem ſtets der Fall, wenn gemäß § 924 ZPO. Wider⸗ 
ſpruch erhoben iſt. 

Die hier entwickelten Grundſätze gelten ebenſo für das 
Verfahren zur Erwirkung einer einſtweiligen Verfügung. Iſt 
im Falle des § 942 vor dem Amtsgerichte der Zwangsbereit⸗ 
ſchaft eine einſtweilige Verfügung erwirkt, und iſt das Gericht 
der Hauptſache ein anderes Amtsgericht, ſo gelten auch für 
das Verfahren über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung die gleichen Grundſätze wie im Falle des Widerſpruchs. 
Der Antragſteller braucht beim Amtsgerichte der Hauptſache 
lediglich den Antrag auf Rechtmäßigkeitserklärung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung einzureichen; damit iſt nach § 996 Abſ. 3 
die gemäß § 942 Abſ. 1 geſtellte Friſt gewahrt. Termins⸗ 
beſtimmung und Ladung erfolgen alsdann von Amts wegen. 
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Die Rechtsverfolgung gegen ausländiſche Staaten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 


Ein Rechtsfall aus neueſter Zeit hat die allgemeine Auf⸗ 
merkſamkeit auf die Frage der Rechtsverfolgung gegen aus⸗ 
ländiſche Staaten gelenkt. Trotz der umfangreichen und tief 
eindringenden Unterſuchung, welche Edgar Loening im Jahre 
1903!) dieſer Materie gewidmet hat, iſt der Widerſtreit der 
Meinungen nicht geringer geworden, wie die jüngſt erſchienenen 
Aufſätze von Fleiſchmann im Recht 14, 49 ff., Niemeyer, 
DIZ. 15, 107 und E. Loening, ebenda 161 ſowie die 
Außerungen einer Reihe namhafter Juriſten in den Tages⸗ 
zeitungen lehren. 

Unter dieſen Umſtänden wird die nochmalige Erörterung 
der weſentlichen Streitpunkte nicht überflüſſig erſcheinen, wobei 
von dem ſpeziellen Rechtsfall, deſſen Einzelheiten ohne Kenntnis 
der Akten nicht zu beurteilen find, abgeſehen werden ſoll. 

Daß die ausländiſchen Staaten nach völkerrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen prinzipiell von der inländiſchen Gerichtsbarkeit befreit 
ſind, wird unbedenklich anzunehmen ſein, vgl. E. Loening, 
Feſtgabe und DIZ. 15, 161; Planck, Lehrbuch des Zivil⸗ 
prozeßrechtes 1, 45; Kohler, Beiträge 543; Laband, Reichs⸗ 
ſtaatsrecht 3, 368; Delius-Böhm, Rechtshilfe (3. Aufl.) 192; 
Meili, Internationales Zivilprozeßrecht 346, 356; Niemeyer 
und Fleiſchmann a. a. O. (Wegen der älteren, ſowie namentlich 
der ausländiſchen Literatur vgl. Loening in der Feſtgabe.) 
Auch die Praxis der deutſchen höchſten Gerichtshöfe ſteht durch⸗ 
weg auf dieſem Standpunkt, vgl. RG. vom 21. Juni 1888 
22, 29 (beiläufig) und vom 12. Dezember 1905, Böhms3. 19, 220; 
PrͤGH. vom 14. Januar 1882, Böhms Z. 16, 262 und vom 
14. Juni 1902, ebenda 13, 397; BayK GH. vom 1. März 1885, 
bei Loening 206; OLG. Hamburg, ebenda 207; Kammergericht, 
SA. 50 Nr. 49; OLG. Caſſel, bei Strippelmann 3, 368.) 
Auch die höchſtrichterliche Rechtsſprechung in Oſterreich, England, 
Frankreich und den Vereinigten Staaten erkennt die grundſätzliche 
Exemtion der ausländiſchen Staaten an, während die belgiſche 
und italieniſche Praxis ſchwankt. Beſtritten wird dagegen die 
eximierte Stellung der ausländiſchen Staaten von Schmidt, 
Lehrbuch des Zivilprozeßrechts 294; Hellwig, Lehrbuch 1, 118; 
Leske⸗Löwenfeld 1, 737; v. Bar, Theorie und Praxis 
des internationalen Privatrechts 2, 673 ff.; Wittmaack, 
ArchCivPrax. 90, 54. Die beiden älteren Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen (3, 123 und 14, 430), auf welche Schmidt ſich 
für ſeine Anſicht beruft, ſind jedoch für die vorliegende Streit⸗ 
frage nicht verwertbar: die letztere geht auf die Exemtionsfrage 
nicht ein; in der erſteren handelt es ſich überhaupt nicht um 
einen Rechtsſtreit gegen einen ausländiſchen Staat. 

Die Bedeutung und Tragweite der Exemtion ergibt 
ſich aus völkerrechtlichem Herkommen, deſſen Beſtand freilich 
im einzelnen wiederum höchſt beſtritten iſt. Prinzipiell kann 
gegen den ausländiſchen Staat ein Verfahren nicht ſtattfinden, 
alſo weder ein Prozeß noch ein Mahnverfahren zur Sicherung 


) Gerichtsbarkeit über fremde Staaten und Souveräne in der 
Feſtgabe für Fitting (1903) 169 ff. 

2) Ebenſo auch der zurückgezogene Entwurf eines Keichsgeſetzes 
von 1884. 
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des Beweiſes. Ausnahmsweiſe iſt der ausländiſche Staat jedoch 
im Inlande unterworfen dem forum rei sitae — das wird 
durchweg anerkannt — ſowie auch dem forum hereditatis (vgl. 
das Gutachten der Berliner Juriſtenfakultät in Böhms?. 
3, 286 und Delius⸗Böhm, Rechtshilfe 192). Damit aber 
iſt der Kreis der ohne weiteres zuläſſigen Klagen nicht erſchöpft. 
Daß nämlich noch eine ganze Reihe weiterer Klagen zuläſſig 
ſein muß, ergibt ſich aus der Natur der Sache: wer im Inlande 
Maßnahmen einer Behörde veranlaßt, muß es ſich gefallen 
laſſen, daß Dritte, deren Rechte durch ſolche Maßnahmen be⸗ 
einträchtigt werden, in den nach inländiſchem Recht vor⸗ 
geſchriebenen Verfahrensformen Abänderung dieſer Maßnahmen 
verlangen; inſoweit die Abänderung einer Maßnahme nur im 
Wege der Klage vor dem deutſchen Gericht verlangt werden 
kann, iſt ſomit der Eximierte, der die Maßnahme erwirkt hatte, 
der deutſchen Gerichtsgewalt unterworfen. Gegen den aus⸗ 
ländiſchen Staat darf daher die Klage auf Löſchung eines 
Warenzeichens gemäß 8 9 MWZG., eines Gebrauchsmuſters 
gemäß § 6 GebrMuſtG. erhoben werden). Ebenſo find gegen 
eine eximierte Partei diejenigen Klagen ohne weiteres ſtatthaft, 
welche auf Abänderung einer von ihr veranlaßten prozeſſualen 
Maßnahme gerichtet find‘). Dahin gehören die Klage auf Ab: 
änderung eines zur Zahlung einer Rente verurteilenden Erkennt⸗ 
niſſes (8 323 ZPO), auf nachträgliche Verurteilung zur 
Leiſtung einer Sicherheit (8 324), die Nichtigkeits⸗ und 
Neſtitutionsklage (SS 578 ff.), die Interventionsklage (8 771), 
die Einwandsklage des Erben gemäß SS 781 —784 (8 785), 
die Widerſpruchsklage im Teilungsverfahren (8 878), die 
Arreſtwiderſpruchsklage (§ 924), die Anfechtungsklage im Auf: 
gebotsverfahren (SS 958, 973), die Klage auf Aufhebung eines 
Schiedsſpruchs (§ 1044). 

Endlich iſt die Erhebung jeder Klage gegen einen aus⸗ 
ländiſchen Staat ſtatthaft, hinſichtlich deren ſich der Staat der 
inländiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen hat oder unterwirft. 
Die Unterwerfung kann vor oder nach Klagerhebung erfolgen. 
Vor Klagerhebung geſchieht ſie durch völkerrechtlichen Vertrag 
mit dem Staate, deſſen Gerichten ſich die ausländiſche Macht 
unterwerfen will. Der Vertrag kann ſich auf Rechtsſtreitig⸗ 
keiten jeder Art, auf einzelne Gattungen oder auf Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, die aus beſtimmten Rechtsverhältniſſen entſtehen, be⸗ 
ziehen. Er kann auf alle oder auf einzelne Gerichte des 
deutſchen Reiches oder eines deutſchen Bundesſtaats erſtreckt 
werden. Eine hierher gehörige völkerrechtliche Vereinbarung 
enthält das internationale Übereinkommen betr. den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr vom 14. Oktober 1890: nach Art. 53 iſt nämlich 
für den Regreßanſpruch gegen mehrere Bahnen aus einem 
internationalen Frachtvertrag, welcher gemäß Art. 51 nur in 
einer und derſelben Klage verfolgt werden darf, jedes Gericht 
urſtändig, in deſſen Bezirk eine der beteiligten Bahnen ihren 
Sitz hat. Danach muß ſich auch ein fremder Staat wegen 
ſolcher Anſprüche aus ſeinem Staatsbahnbetriebe unter Um⸗ 


95 Die gleichen Grundſätze gelten für die gegen einen aus: 
ländiſchen Staat als Patentinhaber zu erhebende Patentnichtigkeits⸗ 
oder Zurücknahmeklage gemäß 88 28 ff. Pat. (vgl. . Patent⸗ 
recht 802). 

) Bal. Hellwig 1, 119. 
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ſtänden vor einem deutſchen Gerichte belangen laſſen “). Ebenſo 
iſt nach Art. 34 der revidierten Rheinſchiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868 der niederländiſche Staat für Anſprüche der 
in Art. 34 II bezeichneten Art, welche aus einem ſtaatlichen 
Schiffahrtsbetriebe gegen ihn erwachſen, gegebenenfalls der 
Gerichtsbarkeit eines deutſchen Rheinſchiffahrtsgerichts unter⸗ 
worfen. 

Nach Klagerhebung kann die Unterwerfung durch Erklärung 
gegenüber dem angerufenen Gericht erfolgen und zwar entweder 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch Einlaſſung auf die Sache.“) 
Im Anwaltsprozeſſe muß die Erklärung durch einen bei dem 
Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt abgegeben werden. 

Dagegen kann die Unterwerfung nicht durch Willens⸗ 
erklärung gegenüber dem Kläger erfolgen, wie Loening, 
Feſtgabe 290, meint: durch privatrechtliche Verträge kann nicht 
über völkerrechtliche Befugniſſe paktiert werden. 

Eine beſondere Form der Unterwerfung bildet die Erhebung 
einer Klage durch den ausländiſchen Staat vor dem deutſchen 
Gericht. Der Kläger unterwirft ſich damit der Entſcheidung 
des deutſchen Richters, auch inſoweit ſie zu ſeinen Ungunſten 
lauten wird, z. B. auf Klagabweiſung oder auf Verurteilung 
in die Koſten. Dagegen iſt in der Klagerhebung nicht die 
Unterwerfung hinſichtlich einer möglicherweiſe vom Beklagten 
zu erhebenden Widerklage zu finden, fo auch E. Loening, 
Feſtgabe 297, und DIZ. 15, 163; Stein, Note III 2 zu 8 33; 
Seuffert, Note 1 zu $ 33; Struckmann⸗Koch, Note 2 zu 
5 20 GVG.; Richard Loening, ZIP. 4, 71; Kleinfeller, 
Gerichtsſtand der Widerklage; Hellwig 1, 120; LG. I Berlin, 
KGBl. 4, 29. Dagegen wollen Skonietzki⸗Gelpke, Nr. 1b 
vor 8 12; Peterfen- Anger, Note 4 zu 8 33; Fleiſch⸗ 
mann im Recht 14, 53 die Widerklage zulaſſen, ebenſo in 
einer freilich nur beiläufigen Bemerkung das Reichsgericht in 
der Entſcheidung vom 12. Dezember 1905, Böhm. 19, 220. 
Für die letztere Anficht ſprechen zweifellos Billigkeitserwägungen; 
indes find fie allein hier fo wenig wie ſonſt entſcheidend. 
(Ebenſo unbillig iſt es z. B. auch, daß, wie allgemein anerkannt 
wird, der Beklagte einen Anſpruch, welcher nicht vor die Ver⸗ 
waltungsbehörden oder gerichte gehört, nicht zum Gegenſtand 
einer Widerklage im ordentlichen Verfahren machen darf.) 

Nur inſoweit der ausländiſche Staat ſich dem deutſchen 
Gericht unterworfen hat, iſt das Verfahren zuläſſig. Statthaft 
iſt danach, daß der Kläger im Laufe des Verfahrens ſolche 
Anderungen der Anführungen oder des Antrags vorbringt, 
welche nach S 268 ZPO. nicht als Klagänderungen anzuſehen 
ſind. Dagegen deckt die Unterwerfung in Anſehung der Klage, 
ſo wie ſie urſprünglich erhoben iſt, nicht die Erhebung neuer 
Anſprüche und zwar weder ſolcher, welche durch eine die Ver⸗ 
teidigung nicht weſentlich erſchwerende Klagänderung (8 264 


) Vgl. Vierhaus 33P. 18, 330 und Fleiſchmann Völkerrechts⸗ 
quellen 262 13, 

) Der Richter wird daher, wenn ihm eine gegen einen aus⸗ 
ländiſchen Staat gerichtete Klage vorgelegt wird, die Terminsbeſtimmung 
nicht verweigern dürfen, da die etwa erforderliche Unterwerfung immer 
noch in der mündlichen Verhandlung erfolgen kann; a. M. Stölzel, 
Rechtsweg und Kompetenzkonflikt 8; Weizſäcker, 83. 27, 28 1; 
Hellwig 8, 6; Ecciuß bei Gruchot 29, 20; wie hier Schultzenſtein, 
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ZP.) noch ſolcher, welche durch eine Inzidentfeſtſtellungsklage 
(S 280 ZPO.) in den Rechtsſtreit eingeführt werden. 

Wer ſich der Gerichtsbarkeit eines deutſchen Gerichts oder 
beſtimmter deutſcher Gerichte (3. B. der eines einzelnen Bundes⸗ 
ſtaates) unterworfen hat, verpflichtet ſich damit im Zweifel 
ohne weiteres, auch die Gerichtsbarkeit derjenigen anderen Ge⸗ 
richte zu dulden, an welche der Rechtsſtreit im Laufe des Ver⸗ 
fahrens auf Grund der (ſachlichen und funktionellen) Zuſtändig⸗ 
keitsordnung gelangt. So wird durch die Unterwerfung unter 
die Gerichtsbarkeit eines Bundesſtaates ohne weiteres die 
Gerichtsbarkeit des Reichsgerichts für die Reviſionsinſtanz be⸗ 
gründet. Ebenſo wird durch die Einlaſſung bei einem Amts⸗ 
gericht im Fall des § 505 ZPO. die Gerichtsbarkeit jedes 
Gerichts begründet, an welches der Rechtsſtreit gemäß § 505 
Abſ. I oder II verwieſen werden kann. 

Das gegen einen ausländiſchen Staat von dem inländiſchen 
ordentlichen Richter erlaſſene Urteil unterſcheidet ſich, was ſeine 
Natur und Wirksamkeit betrifft, prinzipiell nicht von andern 
inländiſchen Urteilen. Hat daher der deutſche Richter ſeine Be⸗ 
fugnis zur Ausübung der Gerichtsbarkeit über den ausländiſchen 
Staat (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) bejaht, ſo kann die 
Gültigkeit des rechtskräftig gewordenen Urteils nicht etwa des⸗ 
wegen in Zweifel gezogen werden, weil das Gericht dieſe ſeine 
Befugnis zu Unrecht angenommen habe. Das deutſche Gericht 
entſcheidet ſelbſtändig über die Grenzen ſeiner Gerichtsgewalt; 
es hat auch im Verhältnis zu den Behörden des Auslandes 
die ſogenannte Kompetenz: Kompetenz, vgl. Hellwig 1, 120. 
Dagegen halten Stein vor 8 578 ZPO.; Nußbaum, Prozeß⸗ 
handlungen 24 und Fleiſchmann im Recht 14, 54 das 
Urteil, welches gegen den ausländiſchen Staat unter Verletzung 
ſeiner Exemtion ergangen iſt, für nichtig, der letztere unter Be⸗ 
rufung auf Walter Jellinek, der fehlerhafte Staatsakt und 
ſeine Wirkungen (1908). Nach Jellinek, vgl. namentlich 
89 ff., 93, ſind indes nur ſolche Staatsakte nichtig, welche 
abſolut unmöglichen Inhalts ſind, welche „auch im vollſtändigſten 
Verzeichnis aller möglichen Akte der Staatsgewalt nicht hätten 
gefunden werden können.“ Um ſolche Mangelhaftigkeit aber 
handelt es ſich gerade im vorliegenden Falle nicht. 

Das gegen den ausländiſchen Staat ergehende Urteil iſt 
vollwirkſam, d. h. es hat grundſätzlich alle Wirkungen, 
welche auch ſonſt das Urteil eines deutſchen Gerichts hat; es hat 
alſo nicht nur Feſtſtellungs⸗ und Rechtsgeſtaltungswirkungen, 
ſondern iſt auch vollſtreckbar, ſo auch Loening, Feſtgabe 261 
und DIZ. 15, 164; a. M. Meili, Internationales Zipil⸗ 
prozeßrecht 345; Falkmann, Zwangsvollſtreckung 191; Droop 
bei Gruchot 26, 289. Wäre es richtig, daß das Urteil, welches 
gegen den ausländiſchen Staat ergangen iſt, der Vollſtreckbar⸗ 
keit entbehrt (es ſei denn, daß ſich der Staat auch noch der 
Vollſtreckung ausdrücklich unterwirft), ſo würde das Prozeß⸗ 
verfahren gegen den ausländiſchen Staat — wenn man von 
den doch verhältnismäßig ſeltenen Fällen der Feſtſtellungs⸗ und 
Rechtsgeſtaltungsklagen abſieht — völlig unbrauchbar ſein. 
Der Kläger, welcher Leiſtung begehrt, bekommt nach dieſer Auf⸗ 
faſſung ſtatt eines Vollſtreckungstitels den Ausſpruch, daß ſein 
Leiſtungsbegehren begründet ſei, alſo eine Entſcheidung, die prak⸗ 
tiſch ganz wertlos und in vielen Fällen ſogar direkt überflüffig 
ſein würde, letzteres dann, wenn der fremde Staat den Anſpruch 
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an ſich gar nicht beitreitet, ſondern nur die Erfüllung weigert. 
Der Prozeß wäre unter dieſen Umſtänden eine reine Farce: 
das Urteil, welches für rechtskräftig oder womöglich „für 
vorläufig vollſtreckbar“ erklärt wird, würde gleichwohl 
nicht zu verwirklichen ſein. Um zu einem richtigen Ergebniſſe 
zu gelangen, muß man die Fälle ins Auge faſſen, in welchen 
die Rechtsverfolgung gegen den fremden Staat nicht kraft 
Unterwerfung, ſondern von Rechts wegen zuläſſig iſt. Hin⸗ 
ſichtlich dieſer Fälle beſteht — darüber kann ein Zweifel nicht 
beſtehen — die inländiſche Gerichtsgewalt gegenüber dem 
fremden Staat mit gleicher Intenſität wie gegenüber den in⸗ 
ländiſchen Staatsangehörigen. Trifft dies für das Verfahren 
im ganzen zu, ſo muß es auch für das in dem Verfahren er⸗ 
gehende Urteil gelten. Das Urteil muß alſo ganz wie ſonſt 
mit der Rechtskraft den Vollſtreckungsanſpruch des ob⸗ 
ſiegenden Klägers begründen. — Nichts anderes kann aber für 
die Fälle gelten, in welchen der ausländiſche Staat kraft 
Unterwerfung verurteilt worden iſt. Man kann nicht mit 
Fleiſchmann, der die Unterwerfungsfälle allein in Betracht 
zieht, ſo argumentieren, daß, wer ſich dem Prozeßgericht unter⸗ 
worfen habe, deswegen noch nicht den Vollſtreckungsbehörden 
unterworfen ſein wolle. Zunächſt ſchlägt dieſes Argument in 
dem Falle nicht durch, in welchem die Vollſtreckung ohne das 
Eingreifen einer beſonderen Vollſtreckungsbehörde vor ſich geht, 
nämlich in dem des § 894 ZPO. (Es iſt nicht abzuſehen, 
mit welchen Mitteln die Gegner hier die Vollſtreckungs⸗ 
wirkungen ausſchalten wollen.) Für die übrigen Fälle wird 
zu ſagen ſein, daß, wer zugibt, daß das kraft Unterwerfung 
erlaſſene Urteil die normalen Wirkungen eines Urteils hat, 
auch zugeben muß, daß es den Vollſtreckungsanſpruch erzeugt. 
Tut es das aber, ſo muß auch deſſen Durchſetzung möglich 
ſein, ſelbſt wenn nach der funktionellen Zuſtändigkeitsordnung 
andere Organe als das Prozeßgericht dabei tätig werden“). 

Was die Durchführung der Zwangsvollſtreckung 
betrifft, ſo kommt als Vollſtreckungsobjekt nur das im Inlande 
befindliche Vermögen des fremden Staates in Betracht. Zwangs⸗ 
maßregeln, welche das im Auslande befindliche Vermögen oder 
gar die Perſon des Schuldners betreffen, ſind dagegen aus⸗ 
geſchloſſen. Danach iſt alſo zuläſſig die Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldforderungen in das inländiſche bewegliche und un⸗ 
bewegliche Vermögen gemäß 88 803 ff., zu welchem Zweck alle 
Maßnahmen angewendet werden dürfen, welche ſich auf Er⸗ 
greifung dieſer Objekte richten, auch die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das inländiſche Vermögen des Staates). (Un⸗ 
zuläſſig wäre dagegen die Ladung eines inländiſchen Vertreters 
des fremden Staates zur Leiſtung des Offenbarungseides gemäß 
8 807 3PO.) Zuläſſig iſt ferner die Zwangsvollſtreckung zur 
Herausgabe einer im Inlande befindlichen beweglichen oder 
unbeweglichen Sache (88 883—886); auch hier beſteht aber 
natürlich keine Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides. — Ausgeſchloſſen iſt dagegen die Vollſtreckung zur Er⸗ 
wirkung von Handlungen oder Unterlaſſungen. 


7) Nebenbei mag bemerkt werden, daß die Gegner die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in gewiſſen Unterwerfungsfällen doch wieder zulaſſen 
müſſen, nämlich ſoweit ſie durch ein Vollſtreckungsgericht vor⸗ 
genommen werden, welches mit dem Prozeßgericht identiſch iſt. 

e) So auch Seuffert, Konkursprozeßrecht 70. 
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Was von der Vollſtreckung aus Urteilen geſagt worden 
iſt, gilt auch für die Vollſtreckung der in 8 794 3PO. genannten 
ſowie der ſonſt reichs⸗ und landesgeſetzlich zugelaſſenen Titel. 

Ein Bedenken gegen die Möglichkeit der Vollſtreckung in 
Forderungen und andere Vermögensrechte leitet Emil Koffka 
(un Tag 1910, Nr. 4 vom 6. Januar 1910) aus dem Wortlaut 
des § 828 II her. Danach iſt nämlich als Vollſtreckungsgericht 
für Schuldner, die im Deutſchen Reiche ihren allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand nicht haben, das Amtsgericht zuſtändig, „bei welchem 
in Gemäßheit des § 23 gegen den Schuldner Klage erhoben 
werden kann“. Da nun gegen den ausländiſchen Staat 
wenigſtens nicht ohne weiteres geklagt werden könne, ſo fehle 
es im Verfahren gegen einen ſolchen an einem Vollſtreckungs⸗ 
gericht im Sinne des § 828 II. Mir ſcheint dies Bedenken 
unbegründet, der zitierte Satz des 8 828 II vielmehr dahin 
ausgelegt werden zu müſſen, daß zuſtändig ſein ſoll das Gericht, 
bei welchem die örtlichen Zuſtändigkeitsvorausſetzungen des § 23 
erfüllt ſind, ohne daß zu prüfen iſt, ob auch die übrigen pro⸗ 
zeſſualen und materiellen Vorausſetzungen zur erfolgreichen 
Durchführung einer Klage vorhanden ſind.“) 

Beſondere Verwicklungen können ſich bei der Rechts⸗ 
verfolgung gegen fremde Staaten endlich aus den in $ 15 
Nr. 3 EG ZPO. vorbehaltenen Vorſchriſten ergeben. Danach 
ſind nämlich die Beſtimmungen der Landesgeſetze über die 
Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen Körper: 
ſchaften des öffentlichen Rechts in Geltung geblieben, ſoweit 
nicht dingliche Rechte verfolgt werden. Zu dieſen Beſtimmungen 
gehört, worauf Loening, DZ. 15, 164, mit Recht hinweiſt, 
der $ 202 des Anhangs zur preußiſchen AGO., welcher die 
Vollziehung eines Arreſtes gegen fremde Staaten und Souveräne 
von der Vorentſcheidung des Juſtizminiſters in Gemeinſchaft 
mit dem Miniſter des Auswärtigen abhängig macht.“) 


Die Reviſionspflicht der Genoſſenſchaftsverbände. 
Von Landrichter Dr. Havenſtein, Elbing. 


In Nr. 24 der DIZ. für 1908 habe ich eine kurze Ab⸗ 
handlung über die Frage veröffentlicht, ob die einem Reviſions⸗ 
verbande angehörigen Genoſſenſchaften ihren Verband für den 
Schaden verantwortlich machen können, der ihnen durch mangel⸗ 
hafte Ausführung der geſetzlich vorgeſchriebenen Reviſion entſteht. 
Ich habe dabei nur den Normalfall behandelt, daß der 
Reviſionsverband eingetragener Verein iſt und ſich bezüglich 
der Reviſion außer den geſetzlichen Pflichten keine weiteren durch 

) Vgl. die ähnlichen Vorſchriften in SS 689 II und 1045 1 380. 

tw) Die Bedenken, welche Vierhaus, AGD. (Berlin, Guttentag, 
1883) 52 gegen die Gültigkeit des § 202 erhebt, vermag ich nicht zu 
teilen. Es handelt ſich hier um einen eigentümlichen Fall der Teilung 
der Entſcheidungsfunktion zwiſchen Juſtiz und Verwaltung (vgl. über 
dieſe Erſcheinung Wach, Handbuch 1, 113; Hellwig 1, 63). Die 
Vorentſcheidung der Miniſter erſtreckt ſich nicht nur auf die Recht⸗ 
mäßigkeit, ſondern auch auf die politiſche Zweckmäßigkeit der be⸗ 
antragten Maßregel. (Dieſe Auffaſſung ergibt ſich deutlich aus der 
in Gruchots Beitr. 26, 297 mitgeteilten Begründung zu der Konflikts⸗ 
erhebung des Miniſters des Auswärtigen, über welche der PrKGh. 
am 14. Jan. 1882 zu befinden hatte.) 
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Statut auferlegt hat, und habe die geſtellte Frage mit der 
Begründung verneint, daß die Rechte der Verbandsmitglieder 
bezüglich der Reviſion reine Mitgliedſchaftsrechte ſeien, die nicht 
in Schadenserſatzforderungen übergehen könnten, und daß der 
Verband die Reviſion nicht ſelbſt auszuführen, ſondern nur für 
ihre Vornahme durch den Reviſor zu ſorgen habe. Hiergegen 
wendet ſich Amtsrichter Citron in Nr. 18 des Jahrgangs 1909 
dieſes Blattes, indem er ausführt, es beſtehe zwiſchen dem Ver⸗ 
bande und der geſchädigten Genoſſenſchaft ein Vertragsverhältnis, 
nach dem der Verband die Reviſion ſelbſt vorzunehmen habe. 

Dieſe Ausführungen Citrons erſcheinen irrig. Der hier 
allein intereſſierende Zweck des Verbandes iſt die Reviſion der 
ihm angeſchloſſenen Genoſſenſchaften. Dies muß im Statut 
zum Ausdruck gebracht ſein. Die Rechte der Verbandsmitglieder 
bezüglich der Reviſion ſind deshalb Mitgliedſchaftsrechte, die 
unmittelbar auf der Vereinsverfaſſung, nicht auf Vertrag be⸗ 
ruhen. Es iſt freilich möglich, daß ein Vereinsmitglied mit 
dem Verein einen Vertrag abſchließt. Deshalb könnte auch 
eine Verbandsgenoſſenſchaft mit ihrem Verbande bezüglich der 
Reviſion einen beſonderen Vertrag abſchließen, durch den neben 
ihren Mitgliedſchaftsrechten noch vertragliche Anſprüche begründet 
würden, doch fällt die Betrachtung eines derartigen wohl niemals 
vorkommenden Ausnahmefalles nicht in den Rahmen der vor⸗ 
liegenden Erörterung. Normalerweiſe ſind die Rechte der 
Verbandsgenoſſenſchaften gegen den Verband Mitgliedſchaftsrechte, 
und dieſe unterſtehen nicht den Regeln der Kontraktsobligationen, 
ſondern eigenen Rechtsgrundſätzen.“) Die Frage iſt nun, ob 
auf das beſondere zwiſchen dem Verein und ſeinen Mitgliedern 
beſtehende Rechtsverhältnis die allgemeinen Vorſchriften über 
die Schuldverhältniſſe anzuwenden ſeien. Hierbei iſt zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen den reinen Mitgliedſchaftsrechten und den ſog. 
Sonderrechten. Für letztere wird die Frage allgemein bejaht. 
Die ſchuldhafte Verletzung des Sonderrechts eines Mitglieds 
durch den Verein hat daher zur Folge, daß das geſchädigte 
Mitglied gemäß SS 276— 280 BGB. Schadenserſatz verlangen 
kann. Die Rechte der Verbandsgenoſſenſchaften bezüglich der 
Reviſion ſind aber keine Sonderrechte. Darunter werden nur 
ſolche Mitgliedsrechte verſtanden, die einzelne Mitglieder vor den 
anderen berechtigen, und ſolche, „welche zwar allen Mitgliedern 
gleichmäßig zuſtehen, die ſich aber als definitiv erworbene 
Anſprüche gegen den Verein darſtellen, z. B. der Anſpruch auf 
einen beſtimmten, dem bereits feſtgeſtellten Jahresabſchluß ent⸗ 
ſprechenden Gewinnanteil bei einem wirtſchaftlichen Vereine.“) 
Dieſe letztgenannten Sonderrechte ſind alſo Rechte, die zwar aus 
der Mitgliedſchaft und für alle Mitglieder gleichmäßig ent⸗ 
ſpringen, die aber demnächſt durch einen beſonderen rechts⸗ 
erzeugenden Akt, z. B. einen Gewinnverteilungsbeſchluß, aus 
ihr herausgewachſen und zu einem beſonderen Daſein gelangt 
ſind.?) Coſack“) rechnet fie den „Gläubigerrechten“ zu. 


) Vgl. Crome, Syſtem d. deutſch. bürgerl. Rechts I S. 249; — 
Coſack, Lehrb. d. deutſch. bürgerl. Rechts, 4. Aufl, I S. 106; — 
Gierke, Genoſſenſchaftstheorie u. Rechtipr., S. 181, 182 und 183. 

2) v. Staudinger, Komm. z. BGB., 3. u. 4. Aufl., I Anm. III 
zu § 35. 

) Ludwig, Die Haftung der Neviſionsverbände, Diff. Leipzig 
1909, S. 37 u. 38. 

) Coſack, a. a. O., I S. 106. 
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Da die Rechte der Verbandsgenoſſenſchaften bezüglich der 
Reviſion, wie aus vorſtehendem ohne weiteres erhellt, keine 
Sonderrechte, ſondern reine Mitgliedſchaftsrechte“) find, jo ergibt 
ſich die weitere Frage, ob auch auf dieſe die allgemeinen Regeln 
der Schuldverhältniſſe analog anzuwenden ſeien. Mit dieſer 
Frage hat ſich bisher, ſoweit ich ſehe, nur Gierke befaßt und 
zwar in verneinendem Sinne. Nach ihm können die reinen 
Mitgliedſchaftsrechte nicht in die „Kategorieen des Individualrechts“ 
eingeordnet werden,“) find alſo nicht als Forderungsrechte an⸗ 
zuſehen, die bei ſchuldhafter Verletzung in Schadenserſatzanſprüche 
übergehen.“ 

Citron ſcheint mir ferner über den Inhalt der ſog. 
Reviſionspflicht des Verbandes im Irrtum zu ſein. Ich gebe 
zu, daß die Ausdrucksweiſe des Geſetzes, das im § 56 von 
einer Reviſionspflicht des Verbandes und im § 60 von der dem 
Verbande obliegenden Pflicht der Reviſion ſpricht, zu der Auf⸗ 
faſſung verlgitet, der Verband müſſe die Reviſion ſelbſt, d. h. 
durch ſeine Organe, ausführen. Dieſe Auffaſſung wird aber 
widerlegt durch den Wortlaut und die Entſtehungsgeſchichte der 
88 53—55 GenG. Der 4. Abſchnitt des GenG. iſt veranlaßt 
durch die Entwickelung der ſog. Verbandsreviſion in den Unter⸗ 
verbänden des Allgemeinen Verbandes der Deutſchen Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. In dieſen Verbänden hat ſich 
die Reviſion erſt allmählich in der Weiſe entwickelt, daß zunächſt 
nur auf Erſuchen einer Verbandsgenoſſenſchaft vom Verbande 
ein Reviſor zu ihr geſchickt wurde. Auf dem Genoſſenſchafts⸗ 
tage zu Bremen im Jahre 1874 empfahl Schultze⸗Delitzſch den 
Verbandsdirektoren, „ſachverſtändige, im kaufmänniſchen Rech⸗ 
nungsweſen erfahrene und mit der genoſſenſchaftlichen Organi⸗ 
ſation vertraute Männer zum Behufe von Geſchäftsreviſionen 
und Inventuren auf Anrufen der einbezirkten Vereine bereit zu 
halten und die Vornahme ſolcher Reviſionen zu fördern.“) 
Dieſe Einrichtung hat der Allgemeine Verband ſeinen Unter⸗ 
verbänden auf dem Genoſſenſchaftstage in Caſſel im Jahre 1881 
zur Pflicht gemacht,) und auf dieſer Grundlage find die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 53 ff. GenG. entſtanden. In der Be⸗ 
gründung ſeiner Vorſchläge zum vierten Abſchnitt des Geſetzes 
führt das Reichsjuſtizamt ſelbſt aus: „Die Beſtellung und Be⸗ 
ſoldung des Reviſors iſt für dieſe Genoſſenſchaften in der 
Regel von den beſtehenden Verbänden gewerblicher oder land⸗ 
wirtſchaftlicher Genoſſenſchaften in die Hand genommen worden. 
An dieſe Einrichtung wird ſich das Geſetz am zweckmäßigſten 
anlehnen.“ Die Pflicht des Verbandes bezüglich der Reviſion 
beſtand alſo urſprünglich nur in einem Bereithalten des Reviſors, 
heute beſteht ſie in deſſen Beſtellung und Beſoldung. Dem⸗ 
entſprechend ſpricht S 54 GenG. auch nur davon, daß der 
Verband den Reviſor beſtelle. Nach § 53 hat der Verband 
dafür zu ſorgen, daß der Reviſor ſachverſtändig iſt, und daß er 
die Reviſion rechtzeitig und in dem geſetzlich vorgeſchriebenen 
Umfange vornimmt. Damit ſind die geſetzlichen Pflichten des 


) Gierke, a. a. O., bezeichnet ſie als „Sozialrechte“; — Coſack, 
a. a. O., nennt ſie „echte Mitgliedſchaftsrechte“. 

) Gierke, a. a. O., S. 182, 183 u. 314, 315. 

7) Ludwig, a. a. O., S. 42. 

e) Vgl. Pariſius⸗Crüger, Kommentar zum GenG., 6. Auflage, 
Seite 4. 
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Reviſionsverbandes erſchöpft.“) Die Verbände können freilich 
weitere Pflichten durch Statut übernehmen, auch bezüglich der 
Reviſion, ſie dürfen aber die Ausführung der Reviſion nicht 
als eigene Verpflichtung ſtatuieren. Sie würden dadurch gegen 
853 GenG. verſtoßen, wonach die Reviſion nicht durch den 
Verband, ſondern durch einen Reviſor vorzunehmen iſt. Es 
ſteht allerdings nichts im Wege, daß ein Reviſionsverband 
eines feiner Organe, etwa feinen Vorfitzenden, zugleich als 
Reviſor anſtellt. Dann wird die Reviſion von dieſem aber nur 
in feiner Eigenſchaft als Revifor, nicht als Organ des Ver⸗ 
bandes vorgenommen. | 

Daß die Motive zum GenG. und die beſtehenden Verbände 
die Auffaſſung Citrons verträten, kann ich nicht anerkennen. 
Das von Citron angeführte Verbandsſtatut legt dem betreffenden 
Verbande keineswegs die Pflicht auf, die Reviſion ſelbſt vor⸗ 
zunehmen, vielmehr nur die Pflicht, den Reviſor zu beſtellen 
und darüber zu wachen, daß dieſer die Reviſion in einer dem 
Geſetz entſprechenden Weiſe ausführt. Dieſer Überwachung 
dienen die vom Geſetz im § 63 Abſ. 3 geforderten Abſchriften 
der Reviſionsberichte. 19) 

Es würde ſogar ungeſetzlich ſein, wenn der Verband ſelbſt, 
d. h. durch ſeine Organe, revidierte. Ließe der Wortlaut eines 
Verbandsſtatuts Zweifel in dieſer Hinſicht zu, ſo müßte doch 
nach 8 133 BGB. angenommen werden, daß nichts Ungeſetz⸗ 
liches gewollt ſei, daß es ſich alſo nur um eine Ungenauigkeit 
des Ausdrucks handele. Eine ſolche Ungenauigkeit liegt auch 
in den Ausdrücken des Geſetzes, wenn es von der Reviſions⸗ 
pflicht des Verbandes und von der ihm obliegenden Pflicht der 
Reviſion ſpricht.!) Dieſe Ausdrücke find ſtatt des genaueren, 
aber unſchönen Ausdrucks „Pflicht des Verbandes bezüglich der 
Reviſion“ gebraucht. 

Auch das von Citron für ſeine Anſicht vorgebrachte 
Argument, es bedürfe nicht beſonderer Verbände, um möglichſt 
geeignete Reviſoren zu ermitteln, geht fehl. Beſtänden keine 
Reviſionsverbände, welche Reviſoren dauernd anſtellen, ſo würde 
ſich bald ein bedenklicher Mangel an geeigneten Perſönlichkeiten 
zur Vornahme der Genoſſenſchaftsreviſion, die bei der heutigen 
Mannigfaltigkeit der genoſſenſchaftlichen Betriebe eine beſondere 
Vorbildung erfordert, fühlbar machen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 31. Januar bis 
12. Februar 1910 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 173, 181, 182 EGBGB; 88 306, 2033 BEB. 
Rechtliche Beurteilung der Gemeinſchaft des rheiniſch⸗franzöſiſchen 


9) Ludwig a. a. O. S. 29. 

10) Ludwig a. a. O. S. 28 unten. 

1) Ludwig a. a. O. S. 30 und 31. 

*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


39. Jahrgang. 


Rechts zur geſamten Hand ſeit dem 1. Januar 1900. — Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung eines Vertrages?! 

Der Beklagte war mit ſeiner am 11. Januar 1896 ver⸗ 
ſtorbenen Ehefrau in rheiniſcher Gütergemeinſchaft verheiratet, 
zum Gemeingut gehörte der im Grundbuch für Ohligs Bd. 29 
Bl. 732 eingetragene Grundbeſitz. Durch notarielle Urkunde 
vom 20. Januar 1906 verkaufte der Beklagte mit der Be⸗ 
hauptung, er ſei als Teilhaber der Gütergemeinſchaft zur 
Hälfte an den Grundſtücken beteiligt, an den Kläger „feine 
Hälftebeteiligung“ an dieſen. Auch 4 Kinder des Beklagten 
haben ihre Anteile an den Kläger verkauft. Vom Beklagten 
wurde auch die Überfchreibung im Grundbuche bewilligt, aber 
dazu kam es nicht. Vielmehr wurde im Dezember 1906 auf 
Antrag eines Gläubigers die Teilungsverſteigerung der Grund⸗ 
ſtücke eingeleitet. Am 13. April 1907 iſt der Gemeinde Ohligs 
der Zuſchlag für ihr Bargebot bei Beſtehenbleiben der Hypo⸗ 
theken erteilt worden. Bei der Erlösverteilung entfielen auf 
den Beklagten 3377,11 4, die wegen Widerſpruchs des Klägers 
hinterlegt wurden. Des letzteren Klaganſpruch wurde vom 
OLG. für begründet erklärt, das RG. hob auf: Den beiden 
Vorderrichtern iſt darin beizutreten, daß, als ſich die Ehe des 
Beklagten mit ſeiner Ehefrau durch deren im Jahre 1896 er⸗ 
folgten Tod aufgelöſt hatte, zwiſchen ihm und ſeinen Kindern 
Gemeinſchaft nicht nach Bruchteilen, ſondern zur geſamten 
Hand nach rheiniſch⸗franzöſiſchem Recht entſtanden iſt. Art. 1476, 
883 c. c. Auf dieſe konnte vom 1. Januar 1900 ab nicht der 
Art. 173 EGBGB., der von Gemeinſchaften nach Bruchteilen 
handelt, ebenſowenig aber der dafür ſcheinbar paſſende Art. 181 
Abſ. 2 daſelbſt Anwendung finden. Denn dieſe Geſetzesſtelle 
hat nicht Gemeinſchaften an Vermögensmaſſen, ſondern Mit⸗ 
eigentum an einzelnen beſtimmten Sachen im Auge, wie ſich 
ſchon aus ihrer ſofortigen Anwendung auf Baumeigentum 
(Art. 182 Abſ. 2) und auf Stockwerkseigentum (Art. 182 EGBGB.) 
ergibt. Jedenfalls aber ſpricht der Grundgedanke des EGBGB., 
daß beſtehende Rechtsverhältniſſe nicht ohne zwingende Gründe 
abgeändert werden ſollen, ſowie Art. 200 Abſ. 1 dieſes Ge⸗ 
ſetzes, der allerdings den vorliegenden Fall nicht unmittelbar 
trifft, für die unveränderte Fortdauer der in Rede ſtehenden 
Gemeinſchaft nach dem 1. Januar 1900. (Vgl. RG. in JW. 03 
Beil. S. 2; 02 Beil. S. 268, 05 S. 301/33.) Der die Um⸗ 
wandlung des Miteigentums zur geſamten Hand in Bruchteils⸗ 
Miteigentum vertretenden, im Rhein. Archiv Bd. 102 S. 254 
abgedruckten Entſcheidung des OLG. zu Cöln kann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Beide Vorderrichter gehen offenbar davon 
aus, daß durch den Vertrag vom 20. Januar 1906 der Be⸗ 
Hagte nicht etwa ſeinen geſamthändigen Anteil an der Güter⸗ 
gemeinſchaftsmaſſe, ſondern ſeine Bruchteilsrechte, ſeinen ideellen 
halben Anteil an den dazu gehörigen Grundſtücken dem Kläger 
übertragen wollte und übertragen hat. Dieſer Auffaſſung und 
Auslegung des Vertrags kann nach ſeinem Wortlaut und Sinn 
nicht entgegengetreten werden. Für ſie ſpricht insbeſondere, 
daß der Beklagte im Gegenſatz zu ſeiner Abtretung „ſeiner 
Hälftebeteiligung an den Grundſtücken“ dem Kläger „ſeinen 
Anteil an dem noch ungeteilten Nachlaſſe ſeines Sohnes Paul S.“ 
überträgt, alſo ſelbſt ſehr wohl zwiſchen beiden Arten des Mit⸗ 
eigentums zu unterſcheiden ſcheint. Während nun aber der 
erſte Richter deswegen, weil der Beklagte, obſchon nur Mit⸗ 
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eigentümer zur geſamten Hand, doch ſeine Hälftebeteiligung 
an den Grundſtücken abgetreten hat, den ganzen Vertrag 
für ungültig erachtet, findet das OLG. darin keinen 
Nichtigkeitsgrund. Vergeblich wird dieſe Entſcheidung vom 
Reviſionskläger angegriffen. Die zu beantwortende Frage 
kann nur nach den allgemeinen Beſtimmungen über Ver⸗ 
äußerung von Sachen oder Sachteilen, die dem Veräußerer 
nicht oder noch nicht gehören, entſchieden werden. Als Ver⸗ 
träge über unmögliche Leiſtungen im Sinne des § 306 BGB. 
können ſolche Veräußerungen gewöhnlich nicht angeſehen werden. 
Der Veräußerer iſt meiſt imſtande, ſich die ihm zurzeit noch 
nicht gehörige Sache zu verſchaffen und ſo konnte auch der 
Beklagte die Umwandlung ſeines geſamthändigen Miteigentums 
in Bruchteilseigentum leicht herbeiführen und das letztere dann 
dem Kläger als Käufer verſchaffen. (Vgl. IW. 03 Beil. S. 22.) 
Durch einen derartigen Vertrag verpflichtet ſich der Veräußerer 
in gültiger Weiſe, die veräußerte Sache dem andern Vertrags⸗ 
teil zu verſchaffen. So hat denn auch der erkennende Senat 
in ſeinem über Veräußerung von Anteilen an Sachen der 
Erbengemeinſchaft, alſo über einen der vorliegenden Sache 
ganz ähnlichen Fall ergangenen Urteile V 407/06 vom 23. März 
1907 trotz des ſcheinbaren Veräußerungsverbotes im $ 2033 
Abſ. 2 BGB. unter anderm folgendes ausgeſprochen: „Daß 
bei ungeteilter Erbengemeinſchaft der einzelne Miterbe über 
einzelne Nachlaßgegenſtände einen obligatoriſchen Vertrag ein⸗ 
gehen kann, iſt in der Literatur anerkannt und auch in der 
Rechtſprechung nicht verneint... Der Umſtand, daß die Be⸗ 
klagten einen Anteil am Grundſtücke nicht beſaßen, ſchloß es 
nun nicht, wie das Berufungsurteil annimmt, aus, daß fie 
einen ſolchen Anteil zum Gegenſtande ihrer Verpflichtung 
machten. Auch eine fremde Sache oder auch der Bruchteil 
einer ſolchen kann veräußert werden. Das „ſubjektive Un⸗ 
vermögen“ zur Leiſtung iſt nicht gleichbedeutend mit einer nach 
5 306 BGB. die Nichtigkeit des Vertrages begründenden 
„Unmöglichkeit“ der Leiſtung. Iſt eine fremde Sache ver⸗ 
äußert, fo iſt dieſe dem Käufer zu verſchaffen öder es iſt ihm 
das Intereſſe zu leiſten und zwar regelmäßig ohne Rückſicht 
darauf, ob der Verkäufer gewußt hat, daß er ein Nicht⸗ 
berechtigter, Nichteigentümer war ....“ Nach dieſen vom er⸗ 
kennenden Senat auch jetzt noch aufrechterhaltenen Grund⸗ 
ſätzen, mit denen auch die vom II. 3S. des RG. — vgl. 
JW. 09, 20/14 — ausgeſprochenen nicht im Widerſpruche 
ſtehen, kann dagegen, daß der Vorderrichter den Vertrag vom 
20. Januar 1906 zwiſchen den jetzigen Streitsteilen für gültig 
erachtet hat, ein begründeter Angriff nicht erhoben werden, 
und da ferner jetzt, nach erfolgter Zwangsverſteigerung der 
Grundſtücke, die Erfüllung jenes Vertrages dem Beklagten 
laut der getroffenen Feſtſtellungen unmöglich geworden iſt, in 
welcher Richtung kein Reviſionsangriff vorliegt, ſo wäre an 
ſich nach 88 282, 325 BGB. der Beklagte zur Schadens⸗ 
erſatzleiſtung verbunden. (Folgt die Begründung der Aufhebung 
aus einem nicht intereſſierenden Grunde.) S. c. F., U. v. 
5. Jan. 10, 96/09 V. — Düſſeldorf. 

2. Internationales Recht. Beurteilung der Vertretungs⸗ 
macht eines ausländiſchen Agenten.] 

Die Frage, welchen Umfang die Vertretungsmacht eines 
Agenten hat, iſt vom RG. ſtändig nach dem Rechte des Ortes 
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beurteilt worden, an dem der Agent feine Geſchäftstätigkeit 
entfaltet, die Agentur ihren Sitz hat (RG. 38, 196; 51, 149). 
Daß dies nur gelte, wenn das Recht am Orte der Agentur 
weitergehende Befugniſſe verleihe als das am Sitze des Geſchäfts⸗ 
herrn, daß dagegen umgekehrt letzteres maßgebend ſei, ſoweit es 
die Vertretungsmacht umfangreicher geſtalte, iſt dabei nicht an⸗ 
genommen worden. Es würde dies auch nicht mit der Sicherheit 
des Verkehrs verträglich ſein. Das mit dem Agenten verkehrende 
Publikum muß den Umfang der Vollmacht leicht prüfen und 
feſtſtellen können. Dem entſpricht es, daß es ſich hierbei an 
das am Ort der Agentur geltende Recht halten kann. Das 
fremde Recht wird ihm meiſt ſchwerer zugänglich ſein. Und 
keineswegs wird in jedem Falle eine „Begünſtigung“ des mit 
dem Agenten verkehrenden Publikums darin liegen, daß ihm 
gegenüber auch die weitergehenden Befugniſſe des Agenten 
Geltung hätten, die etwa das am Sitze des Geſchäftsherrn 
geltende Recht ihm beilegt. Im einzelnen Falle kann das auch 
für den Dritten nachteilig ſein z. B. dann, wenn es ſich darum 
handelt, ob ſchon durch die Erklärung gegenüber dem Agenten 
eine Bindung oder Verpflichtung des Dritten entſtanden war. 
Unmöglich aber kann die Anwendung eines beſtimmten Rechts 
davon abhängig gemacht werden, ob es im einzelnen Falle dem 
Dritten günſtig iſt oder nicht. Wenn daher das BG. hier das 
däniſche Recht über den Umfang der Vollmacht der däniſchen 
Agenten der Beklagten entſcheiden läßt, ſo hat es damit nicht 
gegen die Grundſätze des internationalen Privatrechts verſtoßen, 


und dies um ſo weniger, als das ganze Vertragsverhältnis, um 


das hier geſtritten wird, auch nach der Auffaſſung der Parteien 
dem däniſchen Rechte — Aalborg war Erfüllungsort (RG. 54, 
316; 55, 106; 58, 367) — unterſteht. A. c. S., U. v. 
14. Jan. 10, 76/09 III. — Darmſtadt. 

3. 88 54, 705 ff. BGB. „Zahlſtelle“ ſelbſtändiger 
Verein.] 

Der Holzarbeiterverband, der zahlreiche an den ver⸗ 
ſchiedenſten Orten Deutſchlands arbeitende Mitglieder umfaßt, 
hat, um für alle Teile ſeines Gebietes die Mitarbeit mit den 
örtlichen Verhältniſſen vertrauter Perſonen zu gewinnen, das 
Deutſche Reich in eine Anzahl von Gauen eingeteilt und für 
jeden eine Gauverwaltung, außerdem aber für diejenigen Orte, 
wo ſich Mitglieder in größerer Zahl aufhalten, beſondere Lokal⸗ 
verwaltungen eingerichtet. Für dieſe wird an Orten, wo ſich 
weniger als 15 Mitglieder befinden, durch den Verbandsvorſtand 
ein Vertrauensmann beſtellt. Auch da, wo 15 oder mehr Mit⸗ 
glieder arbeiten, kann der Vorſtand die zur Beſorgung der ört⸗ 
lichen Geſchäfte nötigen Beamten ernennen, es können aber auch 
an ſolchen Orten mit Zuſtimmung des Verbandsvorſtands „Zahl⸗ 
ſtellen“ errichtet werden; dieſen iſt es überlaſſen, die Art ihrer 
Organiſation ſelbſt zu wählen, es iſt ihnen auch die Befugnis 
eingeräumt, neben den Verbandsbeiträgen, die ſie von den in 
ihrem Bezirke aufhältlichen Verbandsmitgliedern einzuziehen haben, 
auch ſolche für die Sonderbedürfniſſe der Zahlſtelle zu erheben. 
Damit haben die Satzungen des Verbandes die Möglichkeit ge⸗ 
boten, daß eine Zahlſtelle auch als ein beſonderer Verein ein⸗ 
gerichtet wird, der die an dem betreffenden Orte wohnenden 
Verbandsmitglieder umfaßt, und fie geſtatten es auch, daß eine 
in dieſer Weiſe organiſierte Zahlſtelle ſich nicht auf die Be⸗ 
ſorgung der ihr als Lokalverwaltung des Verbandes obliegenden, 
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für dieſen vorzunehmenden Geſchäfte beſchränkt, ſondern zur 
Förderung der Intereſſen ihrer Mitglieder auch andere, die 
ſpeziellen örtlichen Verhältniſſe betreffenden Angelegenheiten in 
den Bereich ihrer Tätigkeit zieht. Einer ſolchen Angliederung 
eines Vereins an einen anderen, zufolge deren die Organe des 
erſteren eine Doppelſtellung einnehmen, indem ſie für gewiſſe 
Angelegenheiten in Vertretung des Hauptvereins, in anderen 
aber für den Zweigverein handeln, ſtehen rechtliche Bedenken 
nicht entgegen, es wird auch die Auffaſſung, daß die ange⸗ 
gliederte Vereinigung ein beſonderer, neben dem Hauptverein 
beſtehender Verein ſei, nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß dieſe 
Vereinigung ohne weiteres jedes Mitglied des Hauptvereins auch 
als ſolches des Zweigvereins gelten laſſen und behandeln, und 
jedes Mitglied des Hauptvereins, wenn es nicht auch die Zu⸗ 
gehörigkeit zu dieſem aufgeben will, dem Zweigverein angehören 
muß. Inſoweit iſt die Geſtaltung des Vereinslebens durch die 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts (BGB. SS 54, 705 ff.) 
nicht beſchränkt. Danach iſt der Annahme der Vorinſtanz, daß 
die Zahlſtelle H.⸗A. ein ſelbſtändiger Verein ſei, beizutreten. — 
Arbeitgeberſchutzverband der „Holzinduſtrie“ c. Deutſcher Holz⸗ 
arbeiterverband, U. v. 20. Jan. 10, 660/08 VI. — Hamburg. 

4. SS 93, 94, 97, 1120 BGB. Rechtliche Eigenſchaft 
einer in einem Sägereianweſen befindlichen Lokomobile.] 

Der Kläger vermietete dem Sägewerksbeſitzer B. eine 
bereits gebrauchte Lokomobile unter der Abrede, daß nach 
Zahlung der Jahresmiete von 4600 & der Mieter Eigentümer 
werden ſolle. Kurze Zeit nachher wurde für den Beklagten 
auf dem Sägereianweſen eine Hypothek von 8000 & eingetragen. 
Dann wurde die Zwangsverſteigerung des Sägereianweſens 
einſchließlich der Lokomobile nebſt Zubehör eingeleitet. Der 
Kläger beanſpruchte die Freigabe der Lokomobile. Dieſem 
Antrage gemäß erkannte das RG. unter Aufhebung der 
vorinſtanzlichen Urteile: Nach den Feſtſtellungen des BG. 
befindet ſich die Lokomobile, die ſtationär iſt, in einem zum 
Zwecke ihrer Aufnahme beſonders hergerichteten Anbau eines 
Schuppens. Sie ſteht auf zementiertem Boden, iſt durch 
8 Steinſchrauben befeſtigt und empfängt das Speiſewaſſer aus 
einer im Boden angelegten, mit der ſtädtiſchen Waſſerleitung 
verbundenen Ziſterne. Das Kaminrohr läßt ſich abſchrauben 
und iſt durch das Dach geführt. Die Kraftübertragung auf 
die Betriebsmaſchine erfolgt durch Transmiſſion. Ferner hatte 
das Werk als Betriebskraft elektriſche Motoren. Bei dieſer 
Sachlage handelt es ſich bei der Lokomobile nicht um eine 
Sache, die in den Schuppenanbau „zu deſſen Herſtellung ein⸗ 
gefügt“ worden iſt — § 97 Abſ. 2 BGB. —. Die Lokomobile 
iſt ferner mit dem Gebäude überhaupt nicht, und mit dem 
Grund und Boden jedenfalls nicht feſt — § 94 Abſ. 1 — 
verbunden. Auch der Sachverſtändige erklärt die Verbindung 
für keine feſte. Die Ziſternenanlage dient nicht der Befeſtigung, 
und die 8 Holzſchrauben, die als einziges Befeftigungsmittel 
in Betracht kommen, ſind leicht lösbar. Auch das BG. 
hat deshalb die Anwendbarkeit von § 94 Abſ. 1 und Abſ. 2 
auf den vorliegenden Fall nicht angenommen. Dagegen hat es 
die Vorſchrift des §S 93 für anwendbar erachtet, wonach Be: 
ſtandteile einer Sache, die voneinander nicht getrennt werden 
können, ohne daß der eine oder andere zerſtört oder in ſeinem 
Weſen verändert wird (weſentliche Beſtandteile), nicht Gegen⸗ 
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ſtand beſonderer Rechte fein können. Das BG. vertritt die 
Auffaſſung, als eine einheitliche Sache erſcheine nach der 
Verkehrsauffaſſung eine Fabrik unter Einbeziehung ihrer ge⸗ 
ſamten und auch der motoriſchen Einrichtung, und zwar des⸗ 
halb, weil die Anlage ſonſt zwar ein zur Herrichtung einer 
Fabrik verwertbares (leeres) Gebäude, niemals aber eine Fabrik 
ſelbſt darſtelle. Allein die Beſtandteilseigenſchaft im Sinne 
des 8 93 iſt nicht vorhanden, wenn die Einheitlichkeit des 
Ganzen nur eine wirtſchaftliche iſt. Wie der erkennende 
Senat bereits in dem Urteile des RG. in RG. 67, 34 ff. und 
feıtvem wiederholt ausgeführt hat, erfordert das Geſetz eine 
Sach einheit, die Maſchine muß aufgehört haben, ein ſelbſtän⸗ 
diger Einzelkörper zu ſein, ſie muß nur noch als Sachteil des 
gewerblichen Gebäudes ſich darſtellen und mit dieſem nach der 
Verkehrsauffaſſung nur eine Sache bilden. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen, die das LG. getroffen hat, fehlt es an dieſen Vor⸗ 
ausſetzungen. Der unbedeutende Anbau des Schuppens hat 
erſichtlich keinen andern Zweck, als der Lokomobile Schutz vor 
nachteiligen atmoſphäriſchen Einflüſſen zu gewähren. Als Sach⸗ 
teil dieſes Schuppens kann die Lokomobile nicht gelten. Sie 
kann durch die genügend große Tür beliebig entfernt werden, 
und ſie bleibt dann, was ſie iſt, und kann in jeder ähnlichen 
Anlage anderweite Verwendung finden. Das Fabrikgebäude 
wird von der Entfernung nicht berührt, ſondern nur der 
Fabrikbetrieb, dem es dann an der maſchinellen Kraft fehlt. 
Die Maſchine iſt unbeſtritten auch Katalogware. Wenn das BG. 
allgemein erklärt, eine Fabrik ſei mit allen Maſchinen eine ein⸗ 
heitliche Sache, ſo iſt nach BGB. ein ſolcher Grundſatz nicht 
anzuerkennen. Dem entſpricht auch nicht die Verkehrsauffaſſung, 
und die feſtgeſtellten beſonderen Umſtände des Falls laſſen es 
im gegebenen Falle als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß das Ge⸗ 
bäude und die Lokomobile eine körperliche Sache bilden und 
nach der Verkehrsauffaſſung als ſolche gelten. Demnach hat 
die Lokomobile ihre Eigenſchaft als ſelbſtändige bewegliche Sache 
nicht verloren; ſie iſt Eigentum des Klägers geblieben und hat 
deshalb nach §8S 1120 BGB. der Haftung für die Hypothek 
des Beklagten nicht unterlegen. K. c. F., U. v. 12. Jan. 10, 
130/09 V. — Karlsruhe. | 

5. $ 326 BGB. Eine dem Geſetz nicht entſprechende 
Nachiriftfegung.] 

Die Klägerin verlangt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach $ 326 BGB., hat aber niemals eine dem $ 326 Abf. 1 
BGB. entſprechende Erklärung abgegeben. Am 31. Juli 1906 
ließ fie der Beklagten durch ihren Anwalt eine Nachfriſt bis 
10. Auguſt 1906 unter Androhung von Schadensanſprüchen 
und unter Hinweis, daß ſie auf Erfüllung beſtehe, ſetzen. Die 
Beklagte hat hiermit nicht Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
begehrt, der gerade die Erfüllung ausſchließt und daher die 
Androhung vorausſetzt, daß nach Ablauf der Nachfriſt die An⸗ 
nahme der Leiſtung abgelehnt werde, ſondern ſie hat lediglich 
mit einer verſchärften Mahnung Erfüllung verlangt und mit 
Anſprüchen auf Schadenserſatz wegen verſpäteter Erfüllung ge⸗ 
droht. Der Ber. bemerkt ganz zutreffend, daß der Schadens⸗ 
erſatz wegen Verſpätung, wie ihn die Klägerin am 31. Juli 
1906 ankündigte, und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach 
S 326 BGB., wie er hier eingeklagt iſt, unvereinbare Gegen⸗ 
ſatze find, und ſtellt feſt, daß die Klägerin niemals, auch nicht 
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in der nach dem 31. Juli 1906 liegenden Korreſpondenz, eine 
Nachfriſt mit der Erklärung geſetzt hat, ſie werde nach Ablauf 
der Nachfriſt Erfüllung nicht mehr annehmen.. Iſt mit 
der Nachfriſtſetzung die Androhung, daß im Falle vergeblichen 
Ablaufs die Leiſtung nicht mehr angenommen werde, nicht ver⸗ 
bunden, ſo hat die Friſtſetzung überhaupt nicht die Bedeutung, 
welche der Nachfriſtſetzung in § 326 Abſ. 1 BGB. beigelegt 
wird. Der Nichtſäumige kann alsdann nur zu einem An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gelangen, wenn 
ihn der Abſ. 2 des S 326 BGB. — ein Fall der hier nicht 
vorliegt — oder eine beſtimmte Erfüllungsweigerung des 
Gegners von Setzung einer Nachfriſt mit Androhung entbindet. 
Dieſen letzteren Ausnahmefall hatte die Klägerin als gegeben 
erachtet. Der BerR. ſtellt jedoch in eingehender Darlegung 
feſt, daß die Beklagte niemals die Erfüllung verweigert, ſondern 
im Gegenteil ſich zur Erfüllung immer bereit erklärt hat mit 
der Entſchuldigung, daß ihr ihr Lieferant nicht liefere; bis 
dahin hielt ſich die Beklagte für nicht ſäumig. Die Klägerin 
rügt mit Unrecht, daß der Begriff der Erfüllungsweigerung 
verkannt ſei. Der BerR. hat daher die Klage mit Recht ab⸗ 
gewieſen. V. c. J., U. v. 25. Jan. 10, 247/09 II. — 
Colmar. 

6. 88 437, 276 BGB. Haftung des Verkäufers aus 
einer für den Kaufabſchluß kauſalen, fahrläſſigen Rat⸗ 
erteilung.] 

Im 8 1 der Statuten der Beklagten iſt beſtimmt: „Der 
Zweck der Geſellſchaft iſt die Förderung der finanziellen 
Intereſſen von Offizieren und Beamten ſowie deren Angehörigen 
und anderen zu dieſen Kreiſen in Beziehung ſtehenden Perſonen“. 
Ferner iſt im S 1 der „Allgemeinen Beſtimmungen über den 
Geſchäftsverkehr mit der Vermögensverwaltungsſtelle“ bemerkt, 
daß dieſer Zweck erreicht werden ſolle durch Raterteilung und 
tätige Mitwirkung für die gute Anlage des Kapitalbeſitzes und 
daß der Geſchäftsbetrieb im weſentlichen beſtehe in der Aus⸗ 
führung und Vermittelung von Bankgeſchäften aller Art, der 
Vermittelung von Hypothekengeſchäften und der Erwerbung von 
Hypotheken. Mit Rückſicht hierauf folgert der BerR. zunächſt 
aus dem Schriftwechſel der Parteien, daß das Rechtsverhältnis 
zwiſchen ihnen nicht ausſchließlich unter dem Geſichtspunkt eines 
Kaufvertrages betrachtet werden könne. Der Kläger habe durch 
ſein Schreiben vom 12. Oktober 1903 in nicht mißzuverſtehender 
Weiſe zum Ausdruck gebracht, daß er die Dienſte der Beklagten 
in ihrer aus dem Statut erſichtlichen und öffentlich angebotenen 
Eigenſchaft als Bankinſtitut in Anſpruch nehmen wolle und 
daß er als Offizier, um die 25 000 & ſicher unterzubringen, 
die in Ausſicht geſtellte Förderung ſeiner finanziellen Intereſſen 
durch Raterteilung und tätige Mitwirkung bei der Anlegung 
ſeines Kapitalbeſitzes wünſche. Indem die Beklagte auf dieſen 
Wunſch eingegangen ſei und dem Kläger die Gelegenheit zur 
Anlegung ſeines Kapitals in der gewünſchten Form nachgewieſen 
habe, ſei von ihr die Vertragspflicht übernommen worden, den 
erbetenen Rat und die Mitwirkung mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns auszuführen. Dies iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden. Der Kläger hat ſich nicht an die Beklagte gewandt, 
um die fragliche Hypothek von ihr zu erwerben, ſondern er hat 
die Beklagte angefragt, ob fie ihm 25 000 / auf ſichere 
Hypothek mit möglichſter Verzinſung unterbringen könne. Erſt 
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als die Beklagte ſich bereit erklärte, ihm die Hypothek, die fie 
ſchon erworben habe, zu überlaſſen, und ſie ihn um möglichſt 
baldige Entſchließung bat, da derartige gute kleine Hypotheken 
ſelten vorkämen und ſchnell vergriffen ſeien, hat er ſich 
entſchloſſen, 20 000 & auf Hypothek in der Weiſe unterzubringen, 
daß er die Hypothek der Beklagten käuflich erwarb. Die Be⸗ 
Hagte hat alſo nicht nur die Leiſtung der Dienſte übernommen, 
die der Kläger als Offizier von ihr gemäß dem Zwecke ihres 
Bankinſtitutes und dem öffentlichen Angebot in den vorgenannten 
„Allgemeinen Beſtimmungen“ hinſichtlich der Raterteilung und 
tätigen Mitwirkung für gute Anlage ſeines Kapitals verlangt 
hatte, ſondern ſie hat auch ihre eigene Hypothek dem Kläger 
zur Kapitalanlage empfohlen und dadurch den Kläger veranlaßt, 
die Hypothek zu erwerben. Danach handelt es ſich nicht um 
die außervertragliche Erteilung eines Rates oder einer Emp⸗ 
fehlung, die nach 5 676 BGB. zum Erſatze des aus der Be 
folgung des Rates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens 
nicht verpflichtet. Vielmehr ſind die übernommenen Dienſte, 
die in Darbietung der Kenntniſſe und Erfahrungen des Fach⸗ 
mannes an den minder kundigen Laien beſtehen ſollten, als ein 
Teil des Kaufgeſchäftes anzuſehen, und daher muß die Beklagte 
dafür einſtehen, daß ſie die Dienſte ohne Fahrläſſigkeit leiſtet 
(RG. 42, 131). Allerdings hat der Kläger nicht mit der Be⸗ 
klagten in dauernder Geſchäftsverbindung geſtanden. Eine 
ſolche iſt aber, wie der BerR. zutreffend ausführt, nicht 
unbedingte Vorausſetzung für die Annahme eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes hinſichtlich der Erteilung von Rat oder Empfehlungen. 
Nach der Rechtſprechung des RG. (RG. 27, 118; 67, 395, 
IW. 03, 1517) kann eine dauernde Geſchäftsverbindung zwiſchen 
dem Ratſuchenden und dem Raterteilenden, insbeſondere zwiſchen 
einem Bankier und ſeinen Kunden, die genügende Grundlage 
für die vertragliche Haftung aus Empfehlungen bieten. Aber 
notwendiges Erfordernis für die Vertragshaftung iſt die 
Geſchäftsverbindung nicht. Vorliegend wurde dadurch, daß die 
Beklagte auf das Anſuchen des Klägers um Unterbringung 
ſeines Kapitals auf ſichere Hypothek den Kläger durch Emp⸗ 
fehlung ihrer Hypothek zu deren Ankauf veranlaßte, die Rat⸗ 
erteilung und Empfehlung der Beklagten zu einer vertraglichen 
Nebenleiſtung, indem die den Kaufabſchluß veranlaſſende Emp⸗ 
fehlung und das Kaufgeſchäft ſelbſt ein einheitliches, als ein 
zuſammenhängendes Ganzes zu betrachtendes Geſchäft bildeten 
(NG. 42, 131; JW. 05, 50288). Deshalb durfte die Beklagte 
bei der Empfehlung ihrer Hypothek nicht die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes außer Augen ſetzen, insbeſondere 
mußten ihre Außerungen über die Güte der Hypothek auf 
einer ſorgfältigen Prüfung der für die hypothekariſche Sicherheit 
in Betracht kommenden Umſtände und Verhältniſſe beruhen. 
Eine Fahrläſſigkeit, bei der ſie dieſe Sorgfalt außer acht gelaſſen 
hatte, machte ſie dem Kläger gegenüber, der auf ihren Rat hin 
die Hypothek erwarb, für den entſtandenen Schaden verantwortlich 
(NG. 42, 132). In noch höherem Maße aber war fie dem 
Kläger haftbar, wenn ſie ihm Tatſachen, die für ſeine Ent⸗ 
ſchließungen von Weſentlichkeit waren, bei der Empfehlung der 
Hypothek argliſtig verſchwieg. V. c. E., U. v. 19. Jan. 10, 
283/09 V. — Berlin. 

7. 88 611 ff., 328 BGB. Tarifvertrag zwiſchen Arbeit⸗ 
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Arbeitseinſtellung. Unmittelbares Recht der Arbeitgeber aus 
dem vom Arbeitgeberverbande abgeſchloſſenen Tarifvertrage.] 
Dem Schadenserſatzanſpruch lag ein Vertrag zugrunde, 
der im Mai 1905 zur Regelung der Verhältniſſe zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern der Tiſchlereibranche von H. und A. 
zuſtande gekommen war. Der Vertrag enthält Vereinbarungen über 
die Arbeitszeit, über den Mindeſtbetrag der Stundenlöhne und über 
die Akkordarbeiten, es iſt darin beſtimmt, er ſolle jedenfalls bis 
zum 1. April 1908 in Kraft bleiben; im Falle von Streit, 
der aus dem Vertrag entſtehe, ſolle deſſen Schlichtung durch 
eine aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuſammengeſetzte 
Kommiſſion erfolgen; eine Arbeitseinſtellung vor der Entſcheidung 
der Kommiſſion dürfe nicht ſtattfinden, und während der Dauer 
des Vertrags dürften von keiner Seite Forderungen irgend⸗ 
welcher Art erhoben werden. — Aus den Gründen: I. Das 
BG. hat angenommen, die übereinſtimmende Abſicht aller an 
dem Vertrage Beteiligten ſei dahin gegangen, daß durch dieſen 
privatrechtliche Rechte und Pflichten hätten begründet werden 
ſollen. Hier handelt es ſich im weſentlichen um eine tatſächliche 
Feſtſtellung. Angriffe ſind gegen ſie nicht erhoben worden, wohl 
aber hat die Reviſion des Beklagten geltend gemacht, der ge⸗ 
ſchloſſene Vertrag falle unter die Beſtimmungen in 8 152 GewO., 


danach habe jedem Beteiligten der Rücktritt von den getroffenen 


Vereinbarungen freigeſtanden, und es finde aus dieſen weder 
Klage noch Einrede ſtatt. Dieſer Angriff iſt unbegründet. (Wird 
ausgeführt.) Nach dem, was zwiſchen den Parteien unſtreitig 
iſt, und nach den Feſtſtellungen des BG. ergibt ſich betreffs 
des Verlaufs der Vorgänge, aus welchen der ſtreitige Schaden⸗ 
erſatzanſpruch hergeleitet wird, folgendes: Am 1. Mai 1906 
waren eine größere Zahl von Arbeitern, die dem Holzarbeiter⸗ 
verbande und der Zahlſtelle H.⸗A. als Mitglieder angehörten, 
gegen den Willen ihrer Arbeitgeber von der Arbeit weggeblieben. 
Von den 13 Arbeitgebern, die ihre Anſprüche nachmals dem 
klagenden Verbande abgetreten haben und Mitglieder desſelben 
waren, wurden die Arbeiter, die am 1. Mai eigenmächtig ge⸗ 
feiert hatten, für die nächſten drei Tage von der Beſchäftigung 
in ihren Betrieben ausgeſchloſſen. Daraufhin machten die hier⸗ 
von betroffenen Arbeiter durch von ihnen bevollmächtigte Ab⸗ 
ordnungen die Wiederaufnahme der Arbeit von einer Lohn⸗ 
erhöhung von 5 & für die Stunde abhängig und ſtellten, da 
dieſem Verlangen nicht entſprochen wurde, nach dem Ablauf 
jener drei Tage bis gegen Ende Mai 1906 die Arbeit ein. 
Der in dieſer Weiſe wegen der Maifeier entſtandene Streit hat 
zur Einberufung einer Generalverſammlung der Mitglieder der 
Zahlſtelle H.⸗A. Anlaß gegeben. In dieſer am 8. Mai abge⸗ 
haltenen Verſammlung wurde von der Lokalverwaltung der 
Zahlſtelle der Antrag geſtellt, diejenigen Verbandsmitglieder, 
welche in den Betrieben der 13 Zedenten des Klägers auf drei 
Tage von der Beſchäftigung ausgeſchloſſen worden waren und 
die erwähnte Lohnerhöhung gefordert hatten, ſowie alle Arbeiter, 
die aus Anlaß der Maifeier länger als drei Tage ausgeſperrt 
worden ſeien, finanziell und moraliſch zu unterſtützen. Die 
Generalverſammlung ſprach den in Frage ſtehenden Arbeitern 
ihre volle Sympathie aus und beſchloß, ſie ſollten in jeder 
Weiſe moraliſch und finanziell unterſtützt werden und, ſoweit 
ſie noch nicht wieder in Arbeit ſtänden, eine erhöhte Unter⸗ 
ſtützung erhalten; ſofern nötig, ſolle die Verwaltung der Zahl⸗ 
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ſtelle eine nochmalige Hauptverſammlung wegen Erhebung eines 
wöchentlichen Extrabeitrags einberufen. Der Beklagte N. hat 
dann auch in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender der Lokalver⸗ 
waltung der Zahlſtelle aus den Mitteln des Holzarbeiterverbandes 
Arbeitsloſen⸗Unterſtützung ſolchen Verbandsmitgliedern gewährt, 
die infolge der in Rede ſtehenden Vorgänge deshalb ohne 
Arbeit waren, weil ſie wegen Verweigerung der von ihnen ge⸗ 
forderten Lohnerhöhung von 5 K für die Stunde nicht arbeiten 
wollten. Die Reviſion macht gegen die Annahme des OLG., 
daß der Verein Zahlſtelle H.⸗A. durch dieſes ſein Verhalten 
ſeine durch den Vertrag vom 16. Mai 1905 begründeten Pflichten 
verletzt habe, zunächſt geltend: Die Unterſtützung derjenigen 
Arbeiter, welche wegen Verſagung der verlangten Lohnerhöhung 
die Arbeit eingeſtellt hatten, habe nicht gegen jenen Vertrag 
verſtoßen, denn in dieſem Vertrage ſei nur der Mindeſtlohn, 
der von den Arbeitgebern gezahlt werden müſſe, feſtgelegt worden; 
danach ſei den Arbeitern nicht verwehrt geweſen, eine Erhöhung 
dieſer Löhne zu verlangen und im Wege der Arbeitseinſtellung 
zu erzwingen. Mit Rückſicht hierauf könne es auch nicht als 
ein Vertragsbruch von ſeiten der Zahlſtelle angeſehen werden, 
wenn ſie infolge eines ſolchen Streiks arbeitslos gewordenen 
Mitgliedern Unterſtützung gewährt habe. Es ſei aber auch die 
Zahlſtelle an den Vertrag nicht mehr gebunden geweſen, weil 
er zuerſt von der Seite der Arbeitgeber dadurch verletzt worden 
ſei, daß ſie Arbeiter, die wegen der Maifeier einen Tag von 
der Arbeit weggeblieben ſeien, auf weitere drei Werktage aus⸗ 
geſperrt hätten, was ſie nach dem Vertrage (Punkt 11) ohne 
Gehör der Schlichtungskommiſſion nicht hätten tun dürfen. 
Mit dem erſten dieſer Einwände wird verſucht, dem Vertrage 
eine Deutung zu geben, nach welcher er, wie von dem Vertreter 
des Klägers mit Recht geltend gemacht worden iſt, für die 
Arbeitgeber wertlos geweſen wäre, und ſein Abſchluß durch die 
Arbeitgeberverbände geradezu unverſtändlich erſcheinen würde. 
Dieſe Deutung iſt auch nach dem ganzen Inhalte des Vertrags 
völlig unhaltbar... . Unbegründet iſt auch der zweite Einwand. 
Der Vertrag vom 16. Mai 1905 enthält, abweichend von manchen 
anderen Tarifverträgen (vgl. die Nachweiſungen bei Lotmar, der 
Arbeitsvertrag, 2, 331, Anm. 2) keine Beſtimmungen über die 
Maifeier. Es war daher keine Verletzung dieſes Vertrags, 
daß verſchiedene Mitglieder der Zahlſtelle am 1. Mai 1906 eigen⸗ 
mächtig von der Arbeit wegblieben, aber ebenſowenig enthielt 
eine ſolche, daß die Arbeitgeber dieſes Verhalten ihrer Arbeiter 
mit deren Ausſchließung von der Beſchäftigung auf weitere drei 
Werktage beantworteten. .. Die Reviſion bekämpft ferner 
die Annahme der Vorinſtanz, daß der Verein Zahlſtelle H.⸗A., 
indem er durch den von ſeiner Generalverſammlung gefaßten 
Beſchluß dieſe Arbeiter in ihrem Entſchluſſe, eine Lohnerhöhung 
durch Arbeitseinſtellung zu erzwingen, beſtärkt und ihr Unter⸗ 
nehmen durch Gewährung von Unterſtützungen gefördert habe, 
ſich einer ihn zum Schadenerſatz verpflichtenden ſchuldhaften 
Vertragsverletzung ſchuldig gemacht habe. Bei der Gewährung 
der Unterſtützung habe es ſich um eine Maßnahme gehandelt, 
die innerhalb der Aufgaben der Zahlſtelle als Lokalverwaltung 
des Holzarbeiterverbandes gelegen habe, ſie habe ſich der Zahlung 
nicht entziehen können. Auch inſoweit iſt aber der Vorinſtanz 
beizupflichten geweſen. Die Zahlſtelle, die ſich nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des OLG. verpflichtet hatte, „daß die Organe des 


Vereins, nämlich die Lokalverwaltung und die Generalverſamm⸗ 
lung, alles unterlaſſen würden, was geeignet ſei, die zugehörigen 
Arbeiter von der Tariftreue abzubringen oder in der Tarif⸗ 
untreue zu beſtärken“, kann ſich der Verantwortung für die Ver⸗ 
letzung dieſer Vertragspflicht nicht unter dem Hinweiſe darauf ent⸗ 
ſchlagen, daß ſie zu dieſem Verhalten einem Dritten, dem Holz⸗ 
arbeiterverbande, oder einzelnen Mitgliedern desſelben, verpflichtet 
geweſen ſei. Hat ſich hiernach die Zahlſtelle einer Verletzung 
der von ihr vertraglich übernommenen Pflichten ſchuldig gemacht, 
fo haftet gemäß § 54 BGB. N., der den Vertrag im Namen 
der Zahlſtelle abgeſchloſſen hat, perſönlich für den durch den 
Vertragsbruch entſtandenen Schaden. Das BG. hat erwogen, 
ob etwa anzunehmen ſei, daß nach der Abſicht der Beteiligten 
dieſe perſönliche Haftung des für den Arbeitnehmerverband tätig 
gewordenen Vertreters habe ausgeſchloſſen ſein ſollen, es hat 
dies indes aus tatſächlichen, von der Reviſion auch nicht ange⸗ 
griffenen Erwägungen verneint. Danach mußte die Reviſion 
des Beklagten N. zurückgewieſen werden. — II. Die Reviſion 
des Klägers gegenüber dem Beklagten N. richtet ſich dagegen, 
daß die Vorinſtanz deſſen Haftung nur bezüglich desjenigen 
Schadens, welcher durch den Bruch des Vertrages vom 16. Mai 
1905 dem klagenden Vereine ſelbſt entſtanden iſt, für begründet 
erklärt, dagegen die Klage inſofern abgewieſen hat, als ſie auch 
auf Vergütung des Schadens gerichtet iſt, der den 13 Arbeit⸗ 
gebern, die ihre Anſprüche je in Höhe von 500 & dem Kläger 
abgetreten haben, durch das vertragswidrige Verhalten der Zahl⸗ 
ftelle H.⸗A. erwachſen und durch die ihnen aus den Mitteln des 
klagenden Verbandes gewährte Entſchädigung nicht ausgeglichen 
fein fol. In dem BU. iſt zur Begründung dieſer Klage⸗ 
abweiſung bemerkt: Der Vertrag vom 16. Mai 1905 ſei 
von dem klagenden Verbande nicht in Vertretung ſeiner 
Mitglieder für dieſe abgeſchloſſen worden. Er ſei auch 
ſeinem Inhalte nach nicht als ein Vertrag anzuſehen, durch 
den Leiſtungen der lokalen Arbeiterorganiſation an die einzelnen 
Mitglieder des Arbeitgeberverbandes vereinbart und dazu in 
dem Sinne bedungen worden ſeien, daß jene Mitglieder un⸗ 
mittelbar das Recht auf dieſe Leiſtungen hätten erwerben ſollen. 
Die erſte dieſer Erwägungen iſt zutreffend, dagegen hat in dem 
zweiten Punkte der Auffaſſung des BG. nicht beigetreten werden 
können. Verträge der hier in Frage ſtehenden Art werden von 
ſeiten der Arbeitgeberverbände regelmäßig zu dem Zwecke ge⸗ 
ſchloſſen, für die ihnen angehörenden einzelnen Arbeitgeber eine 
Gewähr dafür zu erlangen, daß ſie während der Dauer des 
Vertrags bezüglich der darin geregelten Verhältniſſe keinen über 
die getroffenen Vereinbarungen hinausgehenden Anforderungen 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerverbände ausgeſetzt und vor 
den Nachteilen etwaiger durch ſolche Anforderungen veranlaßter 
Streiks oder Arbeiterausſperrungen bewahrt ſein würden. Aller⸗ 
dings ſoll durch ſolche Verträge auch das Intereſſe gewahrt 
werden, das die Arbeitgeberverbände als ſolche an der Ver⸗ 
meidung ſolcher Streiks und Arbeitsausſperrungen deshalb 
haben, weil ſie nach den bei ihnen beſtehenden Einrichtungen 
meiſt ihren von dieſen Vorgängen betroffenen Mitgliedern eine 
gewiſſe Entſchädigung zu leiſten haben. Allein die Wahrung 
dieſes Intereſſes iſt eben nur einer der Zwecke, dem die Ver⸗ 
träge dienen ſollen, als der Hauptzweck wird, zumal dieſe Ent⸗ 
ſchädigungen nicht einmal zur vollſtändigen Ausgleichung des 
24 
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den betreffenden Verbandsmitgliedern entſtehenden unmittelbaren 
Schadens auszureichen pflegen, regelmäßig der oben an erſter 
Stelle angegebene anzuſehen ſein. Daß dies der Fall ſei, 
bedarf auch im einzelnen Falle keiner beſonderen Hervorhebung, 
da dieſer Zweck ſich aus den nicht bloß in den Kreiſen der 
gewerblichen Unternehmer, ſondern auch in denen der Arbeit⸗ 
nehmer und insbeſondere der mit der Leitung von Arbeit⸗ 
nehmerverbänden betrauten Perſonen allgemein bekannten Ver⸗ 
hältniſſen von ſelbſt ergibt. Bei dieſer Sachlage erſcheint es 
gerechtfertigt, bei Verträgen der hier vorliegenden Art gemäß 


§ 328 Abſ. 2 BGB. im Zweifel davon auszugehen, daß durch 


die darin getroffenen, zur Wahrung der Intereſſen der einzelnen 
Arbeitgeber beſtimmten Vereinbarungen auch für dieſe ein 
unmittelbares Recht auf Erfüllung der darin von dem Gegen⸗ 
kontrahenten übernommenen Verpflichtungen und auf Schaden⸗ 
erſatz bei deren Verletzung begründet werden ſollte. Im vor⸗ 
liegenden Falle ſind Umſtände, welche eine andere Auffaſſung 
zu begründen geeignet wären, von dem BG. nicht feſtgeſtellt, 
von dem Beklagten N. auch nicht behauptet worden, auch die 
ganze beſondere Sachlage ergibt dafür keinen Anhalt. Dem 
Vertrag vom 16. Mai 1905 iſt deshalb die Bedeutung beizu⸗ 
meſſen, daß die Zahlſtelle H.⸗A. damit auch gegenüber den 
einzelnen dem klagenden Verbande zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
angehörenden Arbeitgebern hat verpflichtet werden ſollen, während 
der Vertragsdauer alles zu unterlaſſen, was geeignet ſei, die 
zur Zahlſtelle gehörigen, bei dieſen Arbeitgebern beſchäftigten 
Arbeiter zur Nichtbefolgung der in dem Vertrage aufgeſtellten 
Normen und Verabredungen zu veranlaſſen oder in der Nicht⸗ 
befolgung zu beſtärken und dabei zu unterſtützen. Arbeitgeber⸗ 
ſchutzverband der Holzinduſtrie c. Deutſchen Holzarbeiterverband, 
U. v. 20. Jan. 10, 660/08 VI. — Hamburg. 

8. Werkvertrag. Zu SS 634, 636 BGB. 

Die Friſtbeſtimmung der 88 634, 636 BGB. hat nicht, 
wie § 326 a. a. O., den Verzug des Schuldners zur Voraus⸗ 
ſetzung, ſie kann daher, wie angenommen wird (Planck, Stau⸗ 
dinger a. a. O., abweichend allerdings die Mot. 2 S. 484, 
485), ſchon vor Eintritt der Fälligkeit vorgenommen werden, 
ſofern nur die Friſt nicht vor Eintritt der Fälligkeit abläuft 
(8 634 Abſ. 1 Satz 2). M. c. E., U. v. 19. Jan. 10, 49/09 v. 
— Berlin. 

9. 858 677, 679, 683 BGB. Anſprüche aus der Ge: 
ſchäftsführung. Berechnung der Forderungen nach dem Intereſſe 
des Schuldners.] 

Die klagende Stadtgemeinde Wiesbaden hat im Jahre 1903 
eine Sanitätseinrichtung ins Werk geſetzt, die es ermöglichen 
ſoll, bei Unglücksfällen auf öffentlichen Straßen und Plätzen 
ſofort einzuſchreiten. Sie ſchaffte einen mit Pferden zu be⸗ 
ſpannenden Transportwagen und Verbandzeug an und ſtellte 
Perſonal der ſtädtiſchen Feuerwehr zur Verfügung. Mittels 
dieſer Einrichtung hat ſie in den nächſten Jahren eine größere 
Zahl verunglückter oder hilfloſer Perſonen von den öffentlichen 
Straßen und von anderen Orten nach dem Krankenhauſe, der 
Wohnung oder anderen Orten befördert. Sie nimmt auf Er⸗ 
ſtattung der ihr durch die Einrichtung und deren Betrieb in 
den Jahren 1903 und 1904 ihr erwachſenen Koſten mit 
7 279,50 & aus dem rechtlichen Geſichtspunkte der nützlichen 
Geſchäftsführung den Beklagten, den Preuß. Fiskus, in An⸗ 
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ſpruch, da es ſich bei dieſer Verausgabung um unmittelbare 
Polizeikoſten handele, die in Wiesbaden der Staat zu tragen 
habe. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. hat in 
beſchränktem Umfange hinſichtlich der Koſten einer Reihe von 
Transporten den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, im übrigen ebenfalls die Klage abgewieſen; die 
Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Das BG. geht 
in ſeinen Erwägungen davon aus, daß als Unterlage für einen 
Anſpruch der Klägerin auf Erſatz von Aufwendungen, die ſie 
in nützlicher Geſchäftsführung für dieſen gemacht habe, nur die 
Ausführung der einzelnen Transporte zur Wegſchaffung der 
auf den öffentlichen Straßen und Plätzen in Wiesbaden ver⸗ 
unglückten oder hilflos gewordenen Perſonen von dieſen Orten 
dienen könne. Dieſe Wegſchaffung ſei allerdings Sache der 
ſtaatlichen Polizeiverwaltung der Stadt, und ihre Beſorgung 
durch Dritte könne eine Geſchäftsführung für ſie darſtellen. 
Die Einrichtungen dagegen, die der Dritte zum Zwecke der 
Wegſchaffung getroffen habe, könnten nur als Mittel in Betracht 
kommen, jene Geſchäftsbeſorgung auszuführen. Die von dem 
Beklagten an ſich nicht beſtrittene Billigung der Geſchäfts⸗ 
führung der Klägerin im allgemeinen erſtreckte ſich nicht auf die 
ganze von der Klägerin zu dieſem Zwecke geſchaffene Organiſation 
des Rettungsweſens, die auch, inſoweit von einer Überein- 
ſtimmung der Geſchäftsführungshandlungen der Klägerin mit 
dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Beklagten als 
Geſchäftsherrn mit Rückſicht auf den Charakter des Geſchäfts 
nach 58 679, 683 BGB. abgeſehen werden dürfe, in ihrer 
Totalität dem Intereſſe des Beklagten nicht entſprochen habe, 
das für den Erſtattungsanſpruch der Klägerin nach § 683 unter 
allen Umſtänden maßgebend bleibe. Den von der Klägerin an⸗ 
gebotenen Sachverſtändigenbeweis, daß die Einrichtung, wie fie 
die Klägerin geſchaffen, am beſten und billigſten dem Bedürfniſſe 
diene, hat das BG. nicht erhoben; es ſpricht aus, daß die 
Polizeiverwaltung, wie ſich auch ohne Anhörung von Sach⸗ 
verſtändigen beurteilen laſſe, ihrer Pflicht zur Wegſchaffung 
hilflos gewordener Perſonen von den öffentlichen Straßen und 
Plätzen auch ohne eine ſolche Organiſation nachkommen könne. 
Die einzelnen Transporte, die den Gegenſtand der auch vom 
Beklagten rechtlich nicht beanſtandeten Erſtattungspflicht bildeten, 
ſcheidet das BG. in diejenigen, für die die Klägerin den Tarif⸗ 
betrag, den ſie gefordert, von den transportierten Perſonen oder 
für deren Rechnung erſtattet erhalten habe — hier könne die 
Klägerin einen höheren Betrag auch dem Beklagten nicht in 
Rechnung ſtellen, da dieſer nicht in der Lage ſei, nachträglich 
den beteiligten Privatperſonen einen höheren Betrag abzuver⸗ 
langen — und in die übrigen, hinſichtlich deren es den Klage⸗ 
anſpruch nach Maßgabe der in dritter und vierter Linie auf 
Erſatz der durch die einzelnen Polizeitransporte entſtandenen 
Koſten dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet. Die grund⸗ 
legende Anſchauung des BG., daß Gegenſtand der Geſchäfts⸗ 
führung der Klägerin für den Beklagten nur die Ausführung 
der einzelnen Transporte von verunglückten und hilfloſen Per⸗ 
ſonen, deren Wegſchaffung von den öffentlichen Orten und 
Plätzen an ſich zu den Aufgaben der örtlichen Polizei gehörten, 
ſein kann, während die Einrichtungen, die zu dieſem Zwecke 
getroffen werden, nur Mittel zum Zwecke ſind und die Art der 
Ausführung der übernommenen Geſchäftsführung (§S 677 BGB.) 
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angehen, iſt ohne Frage zutreffend. Daß der Beklagte ſich 
verpflichtet habe, gerade die Einrichtung, wie ſie die Klägerin 
ins Werk geſetzt hat, als ſeinem Intereſſe entſprechend gut⸗ 
zuheißen, iſt aus der Teilnahme von Vertretern der Polizei⸗ 
verwaltung an den Beratungen, die der Schöpfung der Or⸗ 
ganiſation durch die Klägerin vorausgingen, nicht zu entnehmen, 
auch dann nicht, wenn dieſe Vertreter den Plänen der Klägerin 
nicht widerſprochen haben. Wenn der Beklagte aber die Wahr⸗ 
nebmung der an ſich ihm obliegenden Geſchäfte durch die 
Klägerin billigte, alſo mit der Mbernahme der Geſchäftsführung 
einverſtanden war und wenn er mit Rückſicht darauf eigene 
Maßnahmen und Einrichtungen zu treffen unterließ, ſo iſt, wie 
auch das BG. nicht verkennt, der Tatbeſtand des § 679 BGB. 
gegeben, daß durch die Geſchäftsführung der Klägerin hinſichtlich 
der einzelnen Transporte eine Pflicht des Beklagten erfüllt 
wurde, deren Erfüllung im öffentlich⸗ rechtlichen Intereſſe lag 
und die ohne die Geſchäftsführung nicht rechtzeitig erfüllt 
worden wäre, weil die Polizeiverwaltung zur Zeit ihrer Vornahme 
über Einrichtungen zu ihrer Erfüllung nicht verſügte. Für 
einen Anſpruch der Klägerin auf Erſatz ihrer Aufwendungen 
kommt es deshalb nach SS 679, 683 lediglich darauf an, ob 
die Veranſtaltungen der Klägerin zur Ausführung der Geſchäfts⸗ 
beſorgung im Intereſſe des Beklagten geboten waren, während 
die Frage ausſcheiden darf, ob ſie auch deſſen wirklichem oder 
mutmaßlichem Willen entſprachen. Wenn in dieſer Hinſicht das 
BG. ausgeſprochen hat, daß der Beklagte ſeiner Verpflichtung 
auch hätte genügen können, ohne eine Organiſation gerade nach 
dem Syſteme zu ſchaffen, wie ſie die Klägerin ins Leben gerufen 
hat, ſo find dagegen weder materiellrechtliche noch prozeſſuale 
Bedenken zu erheben. Keineswegs hat damit für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Betrag des Anſpruchs etwa der Leitgedanke 
gegeben werden ſollen, daß nur Einrichtungen einfacher Art in 
Betracht gezogen werden ſollen, wie denn auch das BG. aus⸗ 
ſpricht, daß der in dritter und vierter Linie von der Klägerin 
geltend gemachte Anſpruch auf Erſatz der durch die einzelnen 
Transporte entſtandenen Koſten an ſich begründet ſei, die 
Klägerin in dritter Linie aber die anteilige Erſtattung der ihr 
tatſächlich erwachſenen Betriebskoſten, für die Einzeltransporte 
berechnet, erſetzt verlangt. Hat das BG. auch nicht klar aus: 
geführt, welche der beiden Berechnungsarten der Entſcheidung 
zugrunde gelegt werden ſoll — der in vierter und letzter Linie 
von der Klägerin geltend gemachte Anſpruch geht lediglich auf 
den tarifmäßigen Satz —, ſo iſt doch die Scheidung erkennbar, 
daß allein für die durch Bezahlung der Tarifgebühr erledigten 
Fälle dieſe Gebühr maßgebend ſein ſoll, während für alle 
übrigen Transporte ein höherer Satz, der auch die Berück⸗ 
fihtigung der Anſchaffungskoſten für einen Wagen und deren 
Amortiſation einſchließen kann, der Bemeſſung des zuzuſprechenden 
Betrages zugrunde gelegt werden ſoll. Die hervorgehobene 
Scheidung aber iſt an ſich berechtigt, da vom BG. mit Recht 
ausgeführt wird, daß die Klägerin auch, indem ſie von den 
transportierten Perſonen die Zahlung des tarifmäßigen Betrages 
verlangt und erhalten hat, die Geſchäfte des Beklagten geführt, 
damit dieſe einzelnen Geſchäfte abgewickelt und den Beklagten 
außerſtand geſetzt habe, nunmehr nachträglich höhere Koſten den 
beteiligten Privatperſonen abzufordern. Stadtgemeinde W. 
c. Preuß. Fiskus, U. v. 10. Jan. 10, 44/09 VI. — Frankfurt. 
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10. 5 826 BGB. Verſtoß gegen die guten Sitten.] 

Wenn auch im allgemeinen im Handelsverkehr eine Hand⸗ 
lung nicht ſchon deshalb als Verſtoß gegen die guten Sitten 
anzuſehen iſt, weil ſie der Denkungsart eines vornehmen Mannes 
oder der ſogen. kaufmänniſchen Kulanz widerſpricht, ſo liegt 
doch im vorliegenden Falle ein ſo großer Unterſchied im Kauf⸗ 
preiſe und Werte des Kaufgegenſtandes vor, daß auch im kauf⸗ 
männiſchen Verkehr zwiſchen den Parteien ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten darin zu finden iſt, daß die Klägerin, der 
jener Unterſchied bekannt, und die annehmen mußte, daß die 
Beklagte ſich in einem Irrtum befand, zu dem niedrigen Preiſe 
abſchloß, ohne vorher die Beklagte darauf aufmerkſam zu machen. 
Die Klägerin kannte den wahren Wert der angebotenen Abfälle, 
ſie wußte daher auch, daß die Beklagte durch den Kaufabſchluß 
geſchädigt wurde um die Differenz zwiſchen dem wirklichen Werte 
der Ware und dem vereinbarten Kaufpreiſe. Daß die Klägerin 
beabſichtigt habe, einen beſonderen Gewinn bei dem Geſchäfte 
zu machen, iſt nicht erforderlich für die Annahme eines ſitten⸗ 
widrigen Handelns, es genügt ſchon ihre Kenntnis von dem 
wahren Sachverhalt in Verbindung mit dem Bewußtſein, daß 
die Beklagte ſich in einem Irrtum befinden müſſe und durch 
den Geſchäftsabſchluß geſchädigt werden würde. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 826 BGB. find ohne Geſetzesverletzung feſt⸗ 
geſtellt. Da der Schaden der Beklagten ſeine Begründung in 
der Erfüllung ihres Schuldverhältniſſes gegenüber der Klägerin 
findet, ſo hat das KG. zutreffend angenommen, der Schadens⸗ 
erſatz ſei dadurch zu leiſten, daß die Klägerin den Vertrags⸗ 
anſpruch nicht geltend machen könne, 88 249 und 853 BGB., 
ihre Erfüllungsklage daher abzuweiſen ſei. J. c. C., U. v. 
18. Jan. 10, 192/09 II. — Berlin. . 

11. 88 875, 1115, 1119, 1145, 1158, 1159, 1178, 
1183 BGB. verb. mit § 27 Abſ. 1 GBO. Sit die Eintragung 
einer Zinsherabſetzung Löſchung einer Hypothek?! 

Bei einem Widerſpruche zwiſchen dem KG., welches die 
Herabſetzung des Zinsſußes einer verzinslichen Hypothek als eine 
teilweiſe Aufhebung der letzteren erachtete, und dem OLG. in 
Hamburg, das eine gegenteilige Meinung ausſprechen wollte, 
pflichtete das RG. dem KG. bei: Es fragt ſich, ob der Grund⸗ 
buchrichter nach den für ihn bei Vornahme der Eintragungen 
in erſter Linie maßgebenden formellrechtlichen Vorſchriften der 
GBO. zur Eintragung der Zinsherabſetzung mit Recht erfordert 
hat, daß die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers beigebracht 
werde, und alſo, ob die Eintragung einer Zinsherabſetzung im 
Sinne des § 27 Abſ. 1 GBO. eine „Löſchung“ iſt, und zwar eine 
ſolche, die eine „Hypothek“ betrifft. Da jedoch die Löſchung begriff⸗ 
lich eine Eintragung iſt, welche die Aufhebung eines eingetragenen 
Rechtes oder einer Veränderung des Rechtes zum Gegenſtande 
hat, ſo können und müſſen allerdings im Zweifelsfalle bei 
Beurteilung der Frage, ob eine zu bewirkende Eintragung eine 
Löſchung iſt, die materiellrechtlichen Vorſchriften des BGB. über 
Aufhebung eingetragener Rechte oder ihrer Veränderung heran⸗ 
gezogen werden. Ferner iſt die Begriffsbeſtimmung hinſichtlich 
einer Hypothek aus den Vorſchriften des BGB. zu entnehmen, 
da die Bezeichnung der dinglichen Rechte in der GBO. ſich auf 
die in dem BGB. gegebenen Begriffsbeſtimmungen gründet. 
Von dieſen Ausgangspunkten aus muß die Eintragung einer 
Zinsherabſetzung als Löſchung einer Hypothek erachtet werden. 
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Das mit einer Hypothek verbundene Zinsrecht iſt ein Teil des 
Hypothekenrechtes ... Die Zinſen find Nebenleiſtungen der 
Hypothekenforderung, die an allen Rechten dieſer teilnehmen 
und die hypothekariſche Belaſtung des Grundſtücks erhöhen. 
Damit die Erhöhung und demgemäß der Umfang der Belaſtung 
aus dem Grundbuche erſichtlich iſt, ſchreibt §S 1115 BGB. vor, 
daß die Verzinslichkeit und der Zinsſatz in den Eintragungs⸗ 
vermerk aufzunehmen find (Mot. 3, 642). Nach 8 1119 
BGB. ferner wird die Hypothek erweitert, wenn die Ver⸗ 
zinslichkeit eingeführt oder der Zinsſatz erhöht wird. § 1145 
BGB., der die Behandlung des Hypothekenbriefes im Falle einer 
teilweiſen Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer 
betrifft, geht davon aus, daß die Tilgung von Zinſen teil⸗ 
weiſe Befriedigung des Hypothekenrechtes ſei, und gibt 
nur eine Sonderbeſtimmung hinſichtlich gewiſſer Zinſen und 
anderer Nebenleiſtungen. Aus den 88 1154, 1158, 1159 ſo⸗ 
dann folgt, daß Hypothekenzinſen, ſoweit nicht bezüglich ihrer 
in den SS 1158, 1159 beſondere Vorſchriften gegeben find, in 
der nämlichen Form wie das Hypothekenkapital über⸗ 
tragen werden. Weiter wird im § 1178, der eine Ausnahme 
von den Grundſätzen über die Entſtehnng der Eigentümer⸗ 
hypotheken enthält, „die Hypothek für Rückſtände von 
Zinſen“ behandelt; dieſe Hypothek ſoll erlöſchen, wenn ſie 
ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt. Aus allen 


dieſen Geſetzesvorſchriften erhellt deutlich, daß die Hypothek für 


die Zinſen den gleichen Regeln folgt wie die Hypothek für das 
Hypothekenkapital, ſoweit nicht das Geſetz etwas anderes be⸗ 
ſtimmt hat (vgl. RIA. 7, 129). Daher iſt, wenn die Ber: 
zinslichkeit einer Hypothek beſeitigt und alſo die Hypothek für 
die Zinſen aufgehoben werden ſoll, zur Rechtswirkſamkeit der 
Aufhebung zunächſt gemäß der, wie für alle Rechte an Grund⸗ 
ſtücken, ſo auch für die Hypotheken geltenden Vorſchrift des 
§ 875 BGB. die Erklärung des Gläubigers, daß er die Hypo⸗ 
thek für die Zinſen aufgebe, und die Löſchung des Zinsrechtes 
im Grundbuche erforderlich. Ferner aber bedarf es nach der 
für Hypotheken gegebenen Sondervorſchrift des 8 1183 BGB. 
der Zuſtimmung des Eigentümers zur Aufhebung der Zins⸗ 
hypothek. Gleiches hat zu gelten, wenn der Zinsſatz herab⸗ 
geſetzt werden ſoll. Denn dieſe Herabſetzung enthält die Auf⸗ 
hebung eines Teiles der Hypothek für die Zinſen, die wiederum 
ein Teil des ganzen Hypothekenrechtes iſt. Iſt das Zinsrecht 
einer Hypothek ſelbſt eine Hypothek, ſo kann die Herabſetzung 
des Zinsſatzes nichts anderes ſein als teilweiſe Aufhebung einer 
ſolchen Hypothek im Sinne der SS 875, 1183 BGB., gleichviel 
ob der Zinsſatz 5 Prozent überſteigt oder ob er niedriger iſt. 
Wenn dies aber anzunehmen iſt, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß 
die Eintragung einer Zinsherabſetzung Löſchung einer Hypothek 
im Sinne des § 27 Abſ. 1 GBO. iſt. (Wird weiter begründet.) 
Grundbuchſache von W. Beſchl. v. 19. Jan. 10, B 208/09 V. — 
Hamburg. 

12. 85 2119, 2131 BGB. Pflicht des Vorerben zur 
Anlegung zur Erbſchaft gehöriger Gelder.! 

Das angefochtene Urteil beruht auf einer rechtlich zu⸗ 
treffenden Anwendung des $ 2119 BGB., welcher vorſchreibt: 
„Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft dauernd anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nach den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften an⸗ 
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legen.“ Ohne Geſetzesverletzung hat der BerR. angenommen, 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft habe nicht der 
geſchehene Verbrauch, ſondern die dauernde Anlegung des aus 
dem Nachlaſſe des R. der Beklagten zufließenden Geldes ent⸗ 
ſprochen. Es kann der Reviſion nicht zugegeben werden, daß 
bei der Beſtimmung dieſer Regeln die jeweiligen Bedürfniſſe 
des Vorerben von entſcheidender Bedeutung ſeien. Vielmehr 
kommt es allein darauf an, welcher Art die Verwendung des 
Geldes nach allgemeinen wirtſchaftlichen Anſchauungen in 
dem Falle ſein muß, wenn es in die Hände eines mit dem 
Ererbten ſorgſam verfahrenden Vorerben gerät. Den Maßſtab 
bildet dabei im übrigen nur die Beſchaffenheit des ganzen in 
das Eigentum des Vorerben übergehenden Nachlaſſes, Nachlaß⸗ 
beſtandteils oder Nachlaßerlöſes. Nach dieſem Maßſtabe be⸗ 
urteilt, entſpricht die dauernde Anlegung des ererbten Geldes 
keineswegs unter allen Umſtänden den Anforderungen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaftsführung. (Wird ausgeführt.) Ein 
Bedenken hiergegen ergibt ſich auch nicht, wie die Reviſion 
annimmt, aus $ 2131 BGB., wonach der Vorerbe dem Nach⸗ 
erben gegenüber in Anſehung der Verwaltung nur für die⸗ 
jenige Sorgfalt einzuſtehen hat, die er in eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegt. Denn dieſe Regel erleidet eben 
durch $ 2119 eine Einſchränkung in der Weiſe, daß unter den 
Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift der Vorerbe mit dem 
ererbten Gelde in der daſelbſt vorgeſchriebenen Weiſe verfahren 
muß. Mag er daher auch ſonſt bei der Verwendung oder 
Anlegung eigenen Geldes nicht mit gleicher Sorgfalt ver⸗ 
fahren: im Falle des S 2119 hat er ſich nach den unnach⸗ 
giebigen Vorſchriften zu richten, die für die Anlegung von 
Mündelgeld gelten. Er hat dabei außerdem die §8 2114, 2116 
bis 2118 zu befolgen. R. c. Schl. Verein, U. v. 20. Jan. 10, 
165/09 IV. — Stuttgart. 

13. 88 2303, 2311, 2314—2316 BGB. Über das 
Verhältnis zwiſchen Pflichtteilsberechtigten und Erben, wenn 
zum Nachlaß ein Anſpruch auf den Nachlaß eines Dritten 
gehört, auf welch letzterem Nachlaß eine bedingte Verpflichtung 
ruht. — Zeitpunkt für das Verlangen eines Nachlaßverzeich⸗ 
niſſes. — Über die Forderungserhebung gegen den Teſtaments⸗ 
vollitreder.] 

Julius R. ftarb am 6. September 1903; fein Sohn 
Rudolf R. am 20. Dezember 1903. Letzterer hat die Kläger, 
ſeine Kinder erſter Ehe, auf den Pflichtteil geſetzt und der Be⸗ 
klagten, ſeine zweite Ehegattin, und die Kinder aus der zweiten 
Ehe zu Erben eingeſetzt. In einem Rechtsſtreit der Kläger 
gegen die Erben und den Teſtamentsvollſtrecker von Rudolf R. 
hat ſich das RG. über folgende erbrechtlichen Fragen aus⸗ 
geſprochen: I. Zu dem Nachlaß des Rudolf R. gehört der dieſem 
bereits bei Lebzeiten angefallene und nunmehr auf die Be⸗ 
klagten zu 1 und 2 als Erbeserben übergegangene Anteil an 
dem Nachlaß des Julius R. Die genannten Beklagten bilden 
mithin eine Erbengemeinſchaft bezüglich des Rudolf R. ſchen 
Nachlaſſes, nehmen aber als Erbeserben auch an der Erben⸗ 
gemeinſchaft teil, die zwiſchen den Julius R. ſchen Erben beſteht, 
und müſſen deshalb zur Verwirklichung ihres Miterbrechts 
ſowohl untereinander, als mit den Miterben des Julius R. 
ſich auseinanderſetzen. Anders iſt die Stellung der Klägerinnen 
als Pflichtteilsberechtigte. Sie brauchen grundſätzlich — wenn⸗ 
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gleich im einzelnen Falle dies zweckmäßig ſein kann — die 
Auseinanderſetzung, wodurch ihre Rechte nicht berührt werden, 
nicht abzuwarten, haben vielmehr nach SS 2303, 2311 einen 
Anſpruch darauf, daß die zum Nachlaß des Rudolf R. gehörigen 
Gegenſtände nach ihrem Werte zur Zeit des Erbfalls, das iſt 
des Todes des Rudolf R., geſchätzt werden und der danach 
zu berechnende Pflichtteil ihnen ausgezahlt wird. Das gleiche 
Recht haben fie, da der Nachlaß des Rudolf R. den Anteil 
desſelben an der zwiſchen den Erben des Julius R. beſtehenden 
Erbengemeinſchaft als einen Beſtandteil des Nachlaſſes mit⸗ 
umfaßt, auch hinſichtlich der zum Nachlaß des Julius R. ge⸗ 
hörigen Gegenſtände. Die Klägerinnen ſtehen als Pflichtteils⸗ 
berechtigte am Nachlaß des Rudolf R. nicht in einem unmittel⸗ 
baren Rechtsverhältnis zu den Erben des Julius R. Sie 
lonnen deshalb nicht unmittelbar von dieſen Erben oder den 
dem Nachlaß des Julius R. vertretenden Teſtamentsvollſtreckern 
verlangen, daß das Verzeichnis des Nachlaſſes gemäß § 2314 
BGB. durch die zuſtändige Behörde aufgenommen werde und 
daß ſie bei der Aufnahme des Verzeichniſſes zugezogen werden, 
fe find vielmehr darauf angewieſen, daß die Erben des 
Rudolf R. in ihrem, der Klägerinnen, Intereſſe die zur Feſt⸗ 
ſtellung des Julius R. ſchen Nachlaſſes erforderlichen Schritte 
tun und die zur Schätzung erforderlichen Nachrichten, ins⸗ 
beſondere das Verzeichnis des Nachlaſſes, ihnen mitteilen. Die 
Klägerinnen ſind ferner bei Ausübung dieſer Rechte an die 
Anordnungen des Julius R. gebunden. Durch das Pflichtteils⸗ 
recht der Klägerinnen, das nur gegenüber Rudolf R., nicht 
gegenüber Julius R. beſteht, iſt letzterer nicht gehindert, feinen 
Erben (ſoweit deren Pflichtteilsrechte nicht verletzt werden) Be⸗ 
ſchränkungen aufzuerlegen und ihnen die Aufnahme eines amt⸗ 
lichen Verzeichniſſes zu verbieten. Abgeſehen von dieſen Unter⸗ 
ſchieden gilt aber für die Ermittelung des Pflichtteils das 
gleiche, ob nun der Nachlaß des Rudolf R. oder des Julius R. 
in Frage ſteht. Für die Klägerinnen als Pflichtteilsberechtigte 
bandelt es ſich dabei weſentlich um einen Anſpruch auf 
Schätzung. Ein Anſpruch darauf, daß zur Erleichterung der 
Schätzung die Erbteilung und die zu dieſem Zwecke erſorder⸗ 
liche Verwertung des Nachlaſſes vorgenommen werde, kann 
von den Klägerinnen nicht erhoben werden. Was dagegen die 
Verzeichnung und Schätzung anlangt, ſo ſind die hierüber in 
den S§ 2313 und 2314 BGB. gegebenen Vorſchriften, ins⸗ 
beſondere die Grundſätze des § 2313 über die Feſtſtellung des 
Wertes bei Rechten oder Verbindlichkeiten, die von einer auf⸗ 
ſchiebenden oder auflöſenden Bedingung abhängen, desgleichen 
bei gewiſſen oder unſichern Rechten und bei zweifelhaften Ver⸗ 
bindlichkeiten, auch auf den Nachlaß des Julius R. anzuwenden. 
Es fragt ſich aber, ob dieſe Grundſätze, nach denen eine 
ſpätere Ausgleichung zu erſolgen hat, auch Anwendung ſinden 
können auf den vorliegenden Fall, daß der Nachlaß des 
Julius R. zugunſten feiner Witwe mit einer auf ihre Lebens⸗ 
zeit zu gewährenden Rente belaſtet iſt. Dieſe Frage kann 
übrigens, wie nebenbei bemerkt ſein mag, nur vorkommen bei 
der Berechnung des Anteils des Rudolf R. an den Nachlaß 
ſeines Vaters, da hinſichtlich des Nachlaſſes des Rudolf R. 
der Pflichtteil unter Zugrundelegung der geſetzlichen Erbfolge 
zu berechnen iſt (vgl. $ 2316 BGB.). Für die Entſcheidung 
der Frage kommt weſentlich in Betracht, daß bei einer der⸗ 
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artigen Belaſtung die Ungewißheit nur die Dauer des Renten⸗ 
bezugs, nicht das Recht des Rentenbezugs betrifft. Die 
Ungewißheit iſt ſomit nur eine tatſächliche, die dadurch gehoben 
werden kann, daß der Wert der Rente nach verſicherungs⸗ 
techniſchen Grundſätzen durch Schätzung ermittelt wird (vgl. 
Mot. 5, 408). Eine ſolche Schätzung entſpricht dem allgemeinen 
Grundſatz des Pflichtteilrechts, daß der Wert des Nachlaſſes 
zur Zeit des Erbfalls entſcheidend iſt, ohne daß der Pflichtteils⸗ 
berechtigte an der ſpäteren Vermehrung oder Minderung des 
Nachlaſſes teilnimmt (S 2303 BGB). Klägerinnen brauchen 
ſich nicht gefallen zu laſſen, daß zur Deckung der an die 
Witwe des Julius R. zu entrichtenden Rente beliebige 
Kapitalien zurückbehalten werden. Es iſt ihnen auch nicht 
zuzumuten, daß ſie mit dem von dieſen Kapitalien ihnen ge⸗ 
bührenden Pflichtteilsbetrage erſt zur Hebung kommen, nachdem 
durch den Tod des Rentenberechtigten oder in ſonſtiger Weiſe 
das Rentenrecht ſich erledigt hat. Der Wert der Rente iſt 
vielmehr nach der vermutlichen Lebenszeit des Berechtigten zu 
berechnen, wobei die Lebensdauer individuell (nach den zur 
Zeit der Schätzung bekannten Geſundheits⸗ und Lebensverhält⸗ 
niſſen des Rentenberechtigten) zu ſchätzen iſt und nur aushilfs⸗ 
weiſe, wenn die beſondere Lage des Falles keine andere 
Schätzung erfordert, die in SS 18, 19 des Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes vom 3. Juni 1906 enthaltenen allgemeinen Schätzungs⸗ 
vorſchriften herangezogen werden dürfen. Die Beklagten 
können hierbei ein jedes Riſiko vermeiden, wenn der Wert ſo 
hoch berechnet wird, daß der Betrag zur Verſicherung der von 
den Beklagten zu zahlenden Leibrente ausreicht. Der hiernach 
ermittelte Wert iſt zur Berechnung des Pflichtteils von dem 
Betrage der zurückbehaltenen Kapitalien in Abzug zu bringen. 
II. Mit Recht hat das BG. die Auffaſſung der Beklagten ab⸗ 
gelehnt, daß Klägerinnen jetzt nach ſo langer Zeit die amtliche 
Aufnahme und Schätzung des Nachlaſſes gemäß § 2314 BGB. 
nicht mehr verlangen könnten. Der Pflichtteilsberechtigte iſt nicht, 
ſobald ihm ein privates Verzeichnis des Nachlaſſes von den 
Erben mitgeteilt iſt, verpflichtet, ſich darüber zu erklären, ob er 
die amtliche Aufnahme verlangt, und kann aus ſeinem Still⸗ 
ſchweigen nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß er mit dem 
Privatverzeichnis ſich begnügen und auf die weiteren nach 
§ 2314 BGB. ihm zuſtehenden Rechte verzichten wolle. Das 
Recht auf amtliche Aufnahme und Schätzung des Nachlaſſes 
bildet die wichtigſte Grundlage für die Berechnung des Pflicht⸗ 
teils und bleibt für den Pflichtteilsberechtigten auch dann noch 
von größtem Werte, wenn ſeit dem Erbfall bereits längere Zeit 
verſtrichen iſt und erhebliche Veränderungen in dem Beſtande 
des Nachlaſſes vorgekommen find. Das Recht des Pflichtteils⸗ 
berechtigten erſtreckt ſich, wenn der Nachlaß des zur Hinter⸗ 
laſſung des Pflichtteils verpflichteten Erblaſſers den Erbteil 
dieſes Erblaſſers an einem anderen Nachlaß in ſich auf 
genommen hat, auf die ſämtlichen zu dem anderen Nachlaß ge⸗ 
hörigen Gegenſtände, wenn auch der Pflichtteilsberechtigte dieſes 
Recht nur dadurch durchſetzen kann, daß er an die an dem 
anderen Nachlaß als Erbeserben beteiligten Perſonen ſich hält, 
die kraft der in dieſer Eigenſchaft ihnen zuſtehenden Befugniſſe 
(vgl. $ 2215 Abſ. 5 BGB.) die Verzeichnung und Schätzung 
herbeizuführen haben. III. Unbegründet iſt die Beſchwerde der 
Klägerinnen, daß nicht ihrem Antrage entſprechend die beiden 
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Teſtamentsvollſtrecker des Rudolf R.ſchen Nachlaſſes, die Be⸗ 
klagten zu 4 und 5, zugleich mit den Beklagten zu 1 und 2 
zur Vornahme der amtlichen Aufnahme und Schätzung, ſondern 
nur zur Duldung der Aufnahme und Schätzung verurteilt ſind. 
Es ſteht nicht ein Anſpruch auf Auskunfterteilung in Frage, 
und trifft deshalb der von den Klägerinnen hervorgehobene 
Geſichtspunkt nicht zu, daß der den Nachlaß verwaltende 
Teſtamentsvollſtrecker beſſer als der Erbe zur Auskunfterteilung 
über den Beſtand des Nachlaſſes imſtande ſei. Geklagt iſt auf 
Vornahme der amtlichen Verzeichnung und Schätzung. Dieſer 
Anſpruch kann als ein die Pflichtteilsklage vorbereitender 
Anſpruch nach §S 2213 Abſ. 1 Satz 2 BGB., wie bereits vom 
RG. in RG. 50, 225 ausgeſprochen iſt, nur gegen den Erben 
geltend gemacht werden und es bedarf zur Zwangsvollſtreckung 
in den von dem Teſtamentsvollſtrecker verwalteten Nachlaß nur 
der Verurteilung des Teſtamentsvollſtreckers zur Duldung dieſer 
Zwangsvollſtreckung (S 748 Abſ. 3 ZPO.). Eine Verurteilung 
des Teſtamentsvollſtreckers zur Leiſtung iſt nach den angeführten 
Vorſchriften, da es allein die Sache des Erben iſt, den Pflicht⸗ 
teilsberechtigten zu befriedigen, unſtatthaft, übrigens auch für 
die Klägerinnen ohne Wert, da ſie zur Erreichung des mit der 
Klage erſtrebten Zweckes der Verurteilung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zur Leiſtung nicht bedürfen. R. c. M., U. v. 
10. Jan. 10, 81/09 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

14. 8 66 3PO. Nebenintervention; rechtliches Intereſſe.] 

Die Nebenintervenientin hat ihr gehörige Wertpapiere der 
Beklagten zu dem Zwecke übergeben, daß Beklagte der Klägerin 
für die den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende Forderung 
Sicherheit leiſte und iſt dieſe Sicherheit durch jene Wertpapiere 
der Klägerin ſeitens der Beklagten in eigenem Namen auch ge⸗ 
leiſtet worden. Hieraus folgt, daß die Nebenintervenientin ein 
rechtliches Intereſſe daran hat, daß die Beklagte in dem zwiſchen 
ihr und Klägerin anhängigen Rechtsſtreite, in welchem über die 
Exiſtenz jener Forderung geſtritten wird, obſiege. Denn falls 
die Forderung nicht exiſtiert, hat die Nebenintervenientin als 
die nicht beſitzende Eigentümerin der Wertpapiere Anſpruch 
gegen die Klägerin als ohne Rechtsgrund Beſitzende auf Heraus⸗ 
gabe der Wertpapiere. Ebenſo hat die Nebenintervenientin in 
demſelben Falle einen obligatoriſchen Anſpruch gegen Beklagte, 
daß letztere ihr den Beſitz der Wertpapiere wieder verſchaffe. 
Ein rechtliches Intereſſe iſt danach gegeben, denn ein ſolches 
iſt alsdann anzunehmen, wenn das für oder gegen die be⸗ 
treffende Partei ergehende Urteil in irgendeiner Hinſicht auch 
für die Rechtsverhältniſſe des Nebenintervenienten beſtimmend 
wird, auch wenn demſelben unmittelbar eine Rechtskraft nach 
dieſer Richtung hin nicht zukommt, ſondern nur für die zwiſchen 
dem Nebenintervenienten und der Partei obwaltenden rechtlichen 
Beziehungen Bedeutung hat (vergl. z. B. JW. 96, 1872). 
Dazu kommt, daß nach der Begründung des Entw. der ZPO. 
85 63 bis 67 (Hahn, Mat., Abt. I S. 76) die Geſtattung der 
Nebenintervention in möglichſt weitem Umfange ein dringendes 
Bedürfnis iſt. Der Eigentümer der Pfandſache hat daher ein 
rechtliches (nicht bloß, wie das Zwiſchenurteil meint, tatſäch⸗ 
liches) Intereſſe im Sinne der ZPO. daran, daß in dem 
Rechtsſtreite zwiſchen Verpfänder und Pfandgläubiger über das 
Beſtehen der durch Pfand geſicherten Forderung der erſtere 
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obſiegt. P. c. S., Beſchl. v. 25. Jan. 10, B 31/10 III. — 
Frankfurt. 

15. 5 322 ZPO. Rechtskraft. 

Das BG. hat die Bedeutung des im Vorprozeß der 
Parteien ergangenen und rechtskräftig gewordenen Urteils des 
LG. verkannt. Durch dieſes Urteil iſt auf die damalige Klage 
der Kläger gegenüber der Bekl. feſtgeſtellt worden, „daß der 
am 19. April 1906 zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag 
nicht mehr zu Recht beſteht“. Das BG. iſt der Anſicht, daß 
durch dieſe rechtskräftige Feſtſtellung, daß der Vertrag nicht 
mehr zu Recht beſtehe, jeglicher Schadenserſatzanſpruch der 
Kläger wegen Nichterfüllung des Vertrages ausgeſchloſſen ſei. 
Dieſe rechtliche Auffaſſung iſt jedoch eine irrige; ſie legt dem 
rechtskräftigen Ausdruck, mit welchem der Vorprozeß der 
Parteien beendigt worden iſt, in bezug auf den jetzt allein noch 
zu beurteilenden Schadenserſatzanſpruch eine Bedeutung bei, 
welche ihm nicht zukommt. Die Veranlaſſung zu dem Vorprozeß 
gab die Tatſache, daß die Beklagte von den Klägern alle ihre 
Schutzrechte auf die von ihnen erfundene Geſtellmangel, ins⸗ 
beſondere das Gebrauchsmuſter Nr. 257 947 und das an⸗ 
gemeldete und dann auch erteilte Patent durch Vertrag über⸗ 
tragen erhalten hatte gegen die Verpflichtung, den Erfindungs⸗ 
gegenſtand herzuſtellen, zu vertreiben und von jedem Stück 24 
an die Kläger zu entrichten, daß die Beklagte aber nach dem 
Patent nicht fabrizierte und für die Verwertung desſelben nichts 
tat, dagegen aber eine nach ihrem eigenen Patent hergeſtellte 
Mangel verkaufte und gleichwohl ſich weigerte, das von den 
Klägern in Anſpruch genommene Recht, von dem Vertrage 
zurückzutreten, anzuerkennen. Nach den Entſcheidungsgründen 
des im Vorprozeß ergangenen Urteils vom 26. April 1907 
wurde nun anerkannt, daß die Kläger auf die praktiſche Aus⸗ 
führung und Verwertung ihrer Erfinderrechte durch die Beklagte 
rechnen durften und daß der Beklagten mit Grund zum Vorwurf 
gemacht werde, ſie habe die ihr nach dem Vertrage den Klägern 
gegenüber obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt; es könne 
der Beklagten, welche mit der Erfüllung ihrer Pflichten im 
Verzug ſei, nicht geſtattet werden, das Verlangen der Kläger, 
den Vertrag wieder aufzuheben, zurückzuweiſen und dieſe an 
dem Vertrage feſtzuhalten, während ſie ſelbſt den Boden des 
Vertrages verließ. Hiernach ſeien die Kläger auch ohne Friſt⸗ 
ſetzung berechtigt geweſen, das Recht des Rücktritts vom Ver⸗ 
trage auszuüben, da infolge des Verzugs der Beklagten die 
Vertragserfüllung für die Kläger kein Intereſſe mehr gehabt 
habe. Der Rücktritt ſei aber auch unter dem Geſichtspunkt, 
daß der Lizenzvertrag ein der Pacht ähnliches Verhältnis be⸗ 
gründe, gemäß $ 553 BGB. als berechtigt zu erachten, da die 
Beklagte von den ihr vertraglich überlaſſenen Schutzrechten einen 
unberechtigten Gebrauch gemacht und ungeachtet der Abmachung 
unter erbeblicher Verletzung der Rechte der Kläger fortgeſetzt 
habe. Nach dieſer Begründung des rechtskräftigen Ausſpruchs, 
daß der Vertrag vom 19. April 1906 nicht mehr zu Recht 
beſteht, kann dieſer Entſcheidung keine andere Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden als die, daß die von den Klägern in Anſpruch 
genommene, von der Beklagten aber beharrlich beſtrittene 
Berechtigung, für die Zukunft an den Vertrag nicht mehr ge⸗ 
bunden zu ſein und ungeachtet desſelben über die Erfinderrechte 
frei verfügen zu dürfen, zur gerichtlichen Anerkennung gebracht 
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worden iſt. Etwas anderes als ein für die Zukunft wirkendes 
Recht des Rücktritts vom Vertrage hatten die Kläger nie be⸗ 
anſprucht; ſie kündigten den urſprünglich auf die ganze Dauer 
der Schutzrechte berechneten Vertrag für die Zukunft, und ihre 
Berechtigung hierzu wurde anerkannt. Der Rechtsbeſtand des 
Vertrags in der Vergangenheit wird durch das rechtskräftige 
Urteil vom 26. April 1907 in keiner Weiſe berührt, und es 
iſt rechtsirrig, wenn das BG. angenommen hat, daß dieſes 
Urteil dem von den Klägern erhobenen Schadenserſatzanſpruch 
im Wege ſteht. Derſelbe iſt vielmehr begründet, ſoweit er ſich 
auf das vertragswidrige Verhalten der Beklagten während des 
rechtlichen Beſtandes des Vertrags und darauf ſtützt, daß die 
Kläger durch die Weigerung der Beklagten, die von den 
Klägern beanſpruchte Berechtigung anzuerkennen, zur Erwirkung 
des Urteils vom 26. April 1907 genötigt worden ſind. R. u. 
T. c. W., U. v. 19. Jan. 10, 10/09 IJ. — Hamburg. 

16. SS 358, 461 ZPO. Durch Beweisbeſchluß an⸗ 
geordnete Eidesleiſtung.] 

Der Reviſionskläger rügt, ein durch Beweisbeſchluß vom 
26. Februar 1909 dem Geſchäftsführer der Klägerin auferlegter 
Eid hätte nicht, wie geſchehen, ohne mündliche Verhandlung 
wieder aufgehoben werden dürfen. Der Angriff konnte keinen 
Erfolg haben. Das OLG. hat nach Vernehmung der auf 
Grund des Beweisbeſchluſſes vom 26. Februar 1909 zu hörenden 
Zeugen durch außerhalb der mündlichen Verhandlung ergan⸗ 
genen, den Parteien zugeſtellten Beſchluß verfügt, daß von der 
Abnahme jenes Eides Abſtand zu nehmen ſei. Dieſes Ber: 
fahren war prozeſſual zuläſſig, weil die Anordnung einer 
Beweiserhebung ſich nur als eine prozeßleitende Verfügung 
darſtellt, deren Vollzug das Gericht ausſetzen kann, ohne daß 
es dazu einer mündlichen Verhandlung bedürfen würde. S. c. V., 
U. v. 21. Jan. 10, 530/09 II. — Düſſeldorf. 

17. 55 402 ff. ZPO. Benutzung eines Sachverſtändigen⸗ 
gutachtens im Wege des Urkundenbeweiſes.] 

Der Verſtoß iſt begangen dadurch, daß das BG. die 
Privatgutachten, weil ihre Echtheit nicht beſtritten iſt, im Wege 
des Urkundenbeweiſes benutzt. Eine ſolche Verwertung unter 
Unterlaſſung der in der ZPO. vorgeſchriebenen Vernehmung 
der Sachverſtändigen iſt aber nur in dem hier nicht gegebenen 
Falle des Einverſtändniſſes der Parteien ausnahmsweiſe zu⸗ 
läſſig. — JW. 00, 828“. — L. c. P., U. v. 25. Jan. 10, 
133/09 VII. — Dresden. 

18. 5 549 3PO. Reviſion. Gebiet des „Tatſäch⸗ 
lichen“ 7] 

Der Vertrag iſt unter der Herrſchaft des BGB. geſchloſſen 
worden. Die Verletzung von Auslegungsregeln des ALR. durch 
das BG. könnte daher an ſich keinen Reviſionsgrund abgeben. 
Dagegen verlangt der S 157 BGB., daß Verträge fo aus⸗ 
gelegt werden, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte es erfordern. Nun liegt es allerdings in der 
Natur der Dinge, daß da, wo unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts im Anſchluſſe an deſſen Beſtimmungen und deſſen Sprach⸗ 
gebrauch ſich gewiſſe Formeln gebildet hatten, mit denen ein 
beſtimmtes Rechtsverhältnis bezeichnet wurde, dieſe Formeln 
auch ſeit Eintritt der Geltung des neuen Rechts weitergebracht 
wurden, um zu bezeichnen, daß die Parteien gewiſſe Rechts⸗ 
wirkungen eintreten laſſen wollten, namentlich da, wo das neue 
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Recht ſich der ausdrücklichen Regelung des beſtimmten Rechts⸗ 
verhältniſſes enthalten hatte. Das gilt insbeſondere für die 
Gebiete, in denen früher das Pr. ALR. gegolten hatte, das 
für viele Lebensverhältniſſe ins einzelne gehende Vorſchriften 
enthalten hatte, und hier in hervorragendem Maße von der 
Materie der Landgutpachtung, über die die 88 399 bis 625 
I, 21 ALR. die eingehendſten Beſtimmungen enthalten. Das 
Bedürfnis des Rechtsverkehrs, beſtimmte Rechtswirkungen, die 
man mit dem Abſchluſſe eines Vertrages erzielen wollte, mit 
gewiſſen Ausdrücken in kurzer Form zweifelsfrei zu bezeichnen, 
hat dazu geführt, den Sprachgebrauch des früheren Rechts, das 
beſtimmten Formeln eine ganz beſtimmte Bedeutung beigelegt 
hatte, auch ferner beizubehalten. In dieſem Sinne iſt es in 
der Tat zutreffend, wenn die Reviſion ausführt, es ſei das 
nächſtliegende anzunehmen, daß die Parteien bei dem Gebrauche 
der verſchiedenen im § 3 des Vertrages gewählten Ausdrücke 
die Ausdrucksweiſe des ALR. zugrunde gelegt hätten. Indeſſen 
iſt dieſer doch immerhin auch auf dem Gebiete des Tat⸗ 
ſächlichen liegende Geſichtspunkt in den früheren Rechtszügen 
von keiner Seite geltend gemacht worden, und er kann deshalb 
auch von dem Reviſionsgerichte nicht mehr ſelbſtändig berück⸗ 
ſichtigt werden. K. c. Z., U. v. 18. Jan. 10, 66/09 III. — 
Naumburg. 

19. 5 554 ZPO. Reviſionsbegründung.] 

Der 5 554 Abſ. 1 und 2 ZPO. ſchreibt vor, daß die 
Reviſion vom Reviſionskläger in einem Schriftſatze zu begründen 
iſt, und der $ 554 a gebietet dem Reviſionsgericht, von Amts 
wegen zu prüfen, ob die Begründung in der geſetzlichen Form 
erfolgt iſt, und, wenn dies zu verneinen iſt, die Reviſion als 
unzuläſſig zu verwerfen. Die eingereichte ſchriftliche Reviſions⸗ 
begründung enthält nun aber kein Wort darüber, warum die 
Kläger durch die zu den Anträgen 2 und 3 der Klage er⸗ 
gangenen Entſcheidungen beſchwert ſein ſollen. Inſoweit war 
deshalb ihre Reviſion nach Vorſchrift des S 554 Abſ. 1 ZPO. 
als unzuläſſig zu verwerſen. R. u. T. c. W., U. v. 19. Jan. 10, 
10/09 I. — Hamburg. 

20. 88 936, 919, 927, 937, 942, 943 ZPO. Einſt⸗ 
weilige Verfügung (Hauptprozeß, Hauptſache). — Rechtskraft.] 

Beklagter M. iſt Gläubiger einer Hypothek von 45 500 &, 
die auf dem Grundſtück des urſprünglich mitverklagten C. in 
G. haftet und nach einer in einer Urkunde vom 23. März 1907 
getroffenen Vereinbarung der Befriedigung von Bauhandwerkern 
dienen ſoll, die an einem von dem Bauunternehmer K. auf 
dem Grundſtücke des C. aufgeführten Neubau beteiligt find. 
Der Reſt iſt nach jener Vereinbarung zur Befriedigung des K. 
ſelbſt beſtimmt. Mit Rückſicht hierauf iſt in dem Abkommen 
feſtgeſetzt, daß Beklagter die Hypothek, hinſichtlich deren ihm 
die Stellung eines Treuhänders eingeräumt iſt, nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des C. und des K. „verwenden“ dürfe und den 
„dadurch nicht aufgebrauchten Teil der Hypothek“ an K. ab⸗ 
zutreten habe. Auf Grund der Behauptung, daß Beklagter 
dieſer Vertragsbeſtimmung durch einſeitige Ausgabe von Anteils⸗ 
ſcheinen über die Hypothek an Bauhandwerker zuwidergehandelt 
habe, hat Kläger als Zeſſionar des K. eine rechtskräftig be⸗ 
ſtätigte einſtweilige Verfügung erwirkt, durch die gegen Leiſtung 
einer Sicherheit von 5000 & die Eintragung der erwähnten 
Verfügungsbeſchränkung im Grundbuch ſowie die Herausgabe 
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des über die Hypothek erteilten Briefes an einen Gerichts⸗ 
vollzieher zwecks Einreichung beim Grundbuchamt angeordnet 
iſt. Die Sicherheit iſt vom Kläger geleiſtet und demgemäß die 
angeordnete Eintragung bewirkt worden. In einem zweiten 
Vorprozeß, der zurzeit in der Berufungsinſtanz ſchwebt, hat der 
jetzige Beklagte M. gegen den jetzigen Kläger mit dem Antrage 
geklagt, letzteren zu verurteilen, darin zu willigen, daß er, M., 
über die Hypothek zugunſten der an dem Neubau beteiligt ge⸗ 
weſenen Handwerker und Lieferanten verfüge, während der 
jetzige Kläger widerklagend beantragt hat, den M. zu verurteilen, 
von der Hypothek einen Teilbetrag von 37 443,45 K mit dem 
Range vor dem Überreſt an ihn, den Widerkläger, abzutreten 
und den Hypothekenbrief behufs Bildung eines Teilbriefes dem 
Grundbuchamt einzureichen. Im gegenwärtigen Prozeß hat 
Kläger einen mit dem Inhalt der erlaſſenen einſtweiligen Ver⸗ 
fügung wörtlich gleichlautenden Antrag dahin geſtellt: 1. dem 
Beklagten bei Vermeidung einer Haftſtrafe bis zu 6 Monaten 
zu verbieten, über die Hypothek ohne Zuſtimmung des Klägers 
zu verfügen; 2. den Beklagten zu verurteilen, in die Eintragung 
eines Vermerks im Grundbuche, daß über die Hypothek nur 
mit Zuſtimmung des Klägers verfügt werden dürfe, zu willigen 
und 3. den Hypothekenbrief behufs Einreichung zu den Grund⸗ 
akten an einen vom Kläger zu beauftragenden Gerichtsvollzieher 
herauszugeben. Der erſte Richter hat die Klage abgewieſen. 
Die Berufung und die Reviſion des Klägers wurden zurück⸗ 
gewieſen: Allerdings darf, was der BerR. hervorhebt, der⸗ 
jenige, der mit einem Anſpruch rechtskräftig durchgedrungen iſt, 
nach der der Rechtskraftwirkung zukommenden ſogenannten 
negativen Funktion denſelben Anſpruch nicht nochmals einklagen, 
es ſei denn, daß er hieran ein durch beſondere Umſtände ge⸗ 
gebenes rechtliches Intereſſe hat. Allein die Anwendung dieſes 
Satzes ſetzt eine gleiche Art der Geltendmachung eines und 
desſelben Anſpruchs voraus, ſei es, daß in beiden Fällen nur 
Sicherung mittels vorläufiger Maßregeln (Arreſt, einſtweilige 
Verfügung) erſtrebt oder der Anſpruch in beiden Fällen mit der 
Tendenz, ihn endgültig zugeſprochen zu erhalten, geltend gemacht 
wird. Im vorliegenden Falle handelt es ſich indeſſen nicht um 
die Wiederholung eines bereits rechtskräftig erledigten Rechts⸗ 
ſtreits, ſondern um etwas anderes, nämlich darum, ob im 
Verhältnis zu dem Streitverfahren, in dem die rechtskräftige 
Entſcheidung über die erwirkte einſtweilige Verfügung erging, 
der gegenwärtige Prozeß als die Hauptſache im Sinne der 
88 919, 926 Abſ. 1, 927 Abſ. 2, 937 Abſ. 1, 942 Abſ. 1, 
943 ZRD. anzuſehen iſt oder ob dieſer Charakter dem anderen 
Prozeß zukommt, in dem die Parteien ſich mit umgekehrten 
Parteirollen gegenüberſtehen und zugleich Widerklage erhoben 
iſt. Der bloße Umſtand, daß die Anträge des gegenwärtigen 
Prozeſſes ſich völlig mit dem Inhalt der einſtweiligen Verfügung 
decken, ſchließt freilich die Annahme, daß gegenwärtig die Haupt⸗ 
ſache verhandelt werde, noch nicht aus; denn, wie es anerkannten 
Rechtens iſt, kann unter Umſtänden mittels einſtweiliger Ver⸗ 
fügung der Schuldner ſchon im voraus zur vollen Leiſtung 
deſſen, was den Streitgegenſtand des Hauptprozeſſes bildet, 
angehalten werden. Vorausgeſetzt iſt aber dabei, daß der 
Kläger nach den Vorſchriften des materiellen Rechts 
einen Anſpruch darauf hat, dasjenige, wozu der Schuldner mit 
Rückſicht auf die dem klägeriſchen Recht drohende Gefährdung 
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vorläufig verurteilt iſt, als Gegenſtand eines zwiſchen den 
Parteien beſtehenden Schuldverhältniſſes im Wege der Erfüllung 
der ſchuldneriſchen Leiſtungspflicht endgültig vom Beklagten 
zu erhalten. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden 
Falle. Von den drei klägeriſchen Anträgen kommen, da der 
dritte (betreffend die Herausgabe des Hypothekenbriefs) keine 
ſelbſtändige Bedeutung hat, nur die beiden erſten Anträge in 
Betracht. Ob dem erſten Antrag (betreffend das Verfügungs⸗ 
verbot) eine materiell⸗rechtliche Grundlage zuerkannt werden 
könnte, wenn er als Feſtſtellungsklage aufzufaſſen wäre, braucht 
nicht erörtert werden. Denn zweifellos iſt, wie namentlich das 
hinzugefügte Verlangen richterlicher Strafandrohung ergibt, 
keine Feſtſtellungsklage erhoben, ſondern ein Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch geltend gemacht, und für einen ſolchen Anſpruch ſteht 
in der Art, wie er erhoben iſt, dem Kläger ein materieller 
Rechtstitel nicht zur Seite. Allerdings iſt das durch das Ab⸗ 
kommen vom 23. März 1907 zwiſchen K. und dem Beklagten 
begründete Rechtsverhältnis, auf Grund deſſen der Beklagte die 
Eintragung als Hypothekengläubiger erlangt hat, ein fiduziariſches. 
Aber dadurch wurde Beklagter in der Ausübung des Hypo⸗ 
thekenrechts nicht beſchränkt. Er hatte nur zur Verwendung 
der Valuta der Hypothek die Zuſtimmung des K. einzuholen 
und, ſoweit es zu einer Valutierung und Verwendung nicht 
kam, den übrig bleibenden Hypothekenreſt an K. abzutreten. 
Lediglich zur Sicherung des letzteren Rechts auf Abtretung, das 
der Kläger als gefährdet durch den Beklagten anſah, iſt dieſem 
im Wege einſtweiliger Verfügung die Verfügung über die 
Hypothek überhaupt unterſagt worden. Unabhängig von 
der hierdurch geſchaffenen, rein prozeßrechtlichen Grundlage bes 
ſteht in bezug auf die fragliche Hypothek ein Veräußerungs⸗ 
verbot zugunſten des K. weder vertragsmäßig noch ſonſt materiell- 
rechtlich. Dasſelbe gilt von dem mit dem Antrage zu 2 zum 
Ausdruck gebrachten Verlangen der grundbuchmäßigen Kundbar⸗ 
machung der Verfügungsbeſchränkung. Es wäre freilich grund⸗ 
buchrechtlich nicht unzuläſſig, eine Vormerkung oder ein Ver⸗ 
äußerungsverbot zur Sicherung des Rechts des K. auf künftige 
Abtretung eines etwaigen Reſtes der Hypothek einzutragen. 
Das würde aber eine dieſe Eintragung bewilligende Vereinbarung 
der Beteiligten vorausſetzen. Das Abkommen vom 23. März 1907 
enthält hierüber nichts. Nach Vorſtehendem iſt, ſelbſt wenn man 
dem gegenwärtigen Prozeß den Charakter der Hauptſache gegen⸗ 
über dem durch die einſtweilige Verfügung veranlaßten Ver⸗ 
fahren beilegen will, die Klage mit Recht in den Vorinſtanzen 
abgewieſen worden, da der erhobene Anſpruch als materiell⸗ 
rechtlicher der Begründung entbehrt. W. c. M., U. v. 15. Jan. 10, 
111/09 V. — Berlin. 

21. SS 1041, 1045 ZPO. Ablehnung eines Schieds⸗ 
richters wegen Befangenheit. Verſäumung der nach § 1045 
Abſ. 3 zuläſſigen Beſchwerden.!] 

Durch Vertrag vom 14. Auguſt 1907 haben die Parteien 
vereinbart, daß Rechtsanwalt W. die zwiſchen ihnen ſchwebende 
Rechtsſtreitigkeit unter Ausſchluß jeder gerichtlichen Entſcheidung 
durch Schiedsſpruch entſcheiden ſolle. Durch Schreiben vom 
19. September 1907 lehnte Kläger den Schiedsrichter als be⸗ 
fangen ab, weil, wie er jetzt erſt erfahren habe, Beklagter ein 
Klient des Schiedsrichters ſei. Dieſer erwiderte, daß er ſich 
nicht für befangen erachte und das Verfahren fortſetzen werde. 
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Bereits unter dem 21. Auguſt 1907 hatte er einen Beſchluß 
erlaſſen, nach dem Kläger zwei Eide leiſten ſollte. Da der 
Beklagte das AG. B. um Abnahme dieſer Eide anging, wieder⸗ 
holte Kläger durch ein an dieſes Gericht gerichtetes Schreiben 
vom 11. Oktober 1907 die Ablehnung des Schiedsrichters. 
Durch Beſchluß vom 4. November 1907 — zugeſtellt dem 
Kläger am folgenden Tag — erklärte das AG. nach Anhören 
des Beklagten die Ablehnung für unbegründet und nahm die 
Eide ab. Darauf fällte der Schiedsrichter unter dem 11. No: 
vember 1907 einen Schiedsſpruch, den er am 22. desſelben 
Monats bei dem zuſtändigen Gericht niederlegte. Nunmehr 
hat Kläger auf Aufhebung des Schiedsſpruchs geklagt. Er 
macht unter anderem die Unzuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens (8 1041 Ziff. 1 ZPO.) geltend, weil ein von ihm 
mit Recht abgelehnter Schiedsrichter den Spruch erlaſſen habe. 
Demgegenüber weiſt Beklagter darauf hin, daß über die Ab⸗ 
lehnung durch den rechtskräftig gewordenen Beſchluß des AG. 
vom 4. November 1907 endgültig entſchieden ſei. Das KG. 
bob den Schiedsſpruch auf. Der Reviſion des Beklagten wurde 
ſtattgegeben: Der BerR. hat den mit der Klage angefochtenen 
Schiedsſpruch auf Grund des 8 1041 Abſ. 1 ZPO. wegen 
Unzuläſſigkeit des Verfahrens deshalb aufgehoben, weil der 
Schiedsrichter vom Kläger mit Recht wegen Beſorgnis der 
Befangenheit abgelehnt ſei. Dem BerR. kann darin nicht bei⸗ 
getreten werden, daß der in Frage kommende Schiedsſpruch 
als vor Eintritt der formellen Rechtskraft des Beſchluſſes vom 
4. November 1907 erlaſſen zu gelten habe. Ein Schiedsſpruch 
im Sinne des Geſetzes liegt erſt dann vor, wenn alle Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 1039 ZPO. erfüllt find. Solange noch 
eine fehlt, iſt das ſchiedsrichterliche Verfahren nicht beendigt, 
die Aufgabe des Schiedsrichters nicht erfüllt. Solange aber 
der Schiedsrichter noch irgendeine Tätigkeit auszuüben hat, um 
ſeinem Spruch zur rechtlichen Exiſtenz zu verhelfen, ſolange 
kann nicht davon die Rede ſein, daß einem im Verfahren nach 
8 1045 ZPO. zu erlaſſenden Beſchluß durch bereits eingetretene 
Beendigung des ſchieds richterlichen Verſahrens der Gegenſtand 
entzogen, eine etwaige Beſchwerde zwecklos werde. Vorliegend 
lief die Notfriſt für die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß bereits am 19. November 
1907 ab, während unbeſtritten die Niederlegung des Schieds⸗ 
ſpruchs bei dem zuſtändigen Gericht erſt am 22. desſelben 
Monats erſolgt iſt. Bis zu dieſer Niederlegung war die 
Tätigkeit des Schiedsrichters nicht beendet, bis dahin lag ein 
anfechtbarer Spruch nicht vor, und deshalb durfte Kläger die 
Einlegung der ſofortigen Beſchwerde gegen den ſeine Ablehnung 
für unbegründet erklärenden Beſchluß unter keinen Umſtänden 
unterlaſſen, wenn er vermeiden wollte, daß deſſen Entſcheidung 
für ein ſpäter aus 8 1041 oder $ 1042 ZPO. anhängig zu 
machendes Verfahren bindend werde. Iſt aber hiernach ab⸗ 
weichend vom BerR. davon auszugehen, daß durch den Beſchluß 
des AG. B. vom 4. November 1907 rechtskräftig feſtgeſtellt 
iſt, daß die auf die Übernahme eines Prozeßmandates für die 
Gegenpartei geſtützte Ablehnung des Schiedsrichters nicht 
gerechtfertigt war, ſo kann vom BerR. auf die Annahme einer 
Befangenheit des Schiedsrichters geſtützte Aufhebung des 
Schiedsſpruches nicht aufrechterhalten werden. B. c. J., 
U. v. 21. Jan. 10, 144/09 VII. — Berlin. 
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Handelsgeſetzbuch. 

22. 8 28 HGB. Abergang der „in dem Betriebe“ be 
gründeten Forderungen auf die Geſellſchaft. (Forderung einer 
erſt nach dem Übergang verwirkten Vertragsſtrafe 7) 

Es handelte ſich um die Einklagung einer Vertragsſtrafe 
wegen Verſtoßes des Beklagten gegen ein Konkurrenzverbot. 
Der Reviſion des verurteilten Beklagten wurde ſtattgegeben: 
Zur Begründung der Reviſion iſt die Entſcheidung des OLG. 
bezüglich der in der Berufungsinſtanz beſtrittenen Aktivlegitimation 
des Klägers angefochten worden, und dieſem Angriff konnte der 
Erfolg nicht verſagt werden. Die Beſtreitung der Altiv- 
legitimation beruht darauf, daß der Kläger nicht mehr Allein⸗ 
inhaber des von dem Beklagten gekauften Geſchäftes ſei, indem 
er am 26. September 1904 mit dem Ingenieur S. eine offene 
Handelsgeſellſchaft gegründet habe, die mmmehr Inhaberin des 
Geſchäftes ſei; auf dieſe ſeien auch die Anſprüche aus der 
Konkurrenzklauſel und auf die Vertragsſtrafe aus dem Vertrage 
vom 1. Oktober 1903 übergegangen. Die Reviſion greift mit 
Recht die Annahme des OLG. an, daß auch auf Grund des 
§ 28 HGB. die Anſprüche nicht kraft Geſetzes auf die Geſell⸗ 
ſchaft übergegangen ſeien. Nach dieſer Beſtimmung gelten, 
wenn jemand als perſönlich haftender Geſellſchafter in das 
Geſchäft eines Einzelkaufmanns eintritt, die in dem Betriebe 
begründeten Forderungen den Schuldnern gegenüber als auf die 
Geſellſchaft übergegangen, und eine abweichende Vereinbarung 
iſt einem Dritten gegenüber nur wirkſam, wenn ſie in das 
Handelsregiſter eingetragen und bekannt gemacht oder von 
einem der Geſellſchafter dem Dritten mitgeteilt iſt. Eine ſolche 
abweichende Vereinbarung iſt im vorliegenden Falle nicht 
getroffen worden. Das OLG. nimmt an, daß der ſtreitige 
Anſpruch auf die Geſellſchaft nicht übergegangen ſei, weil die 
zum Gegenſtand der Klage gemachte Forderung bei Errichtung 
der Geſellſchaft im Jahre 1904 überhaupt noch nicht beſtanden 
habe, und die bloße Möglichkeit für den Kläger, durch vertrags⸗ 
widriges Verhalten einen Anſpruch auf die Vertragsſtrafe zu 
erwerben, nicht als eine im Betriebe des Geſchäfts begründete 
Forderung im Sinne des § 28 HGB. angeſehen werden könne. 
Mit dieſen Erwägungen verkennt das OLG. den Begriff der 
„im Betriebe des Geſchäftes“ begründeten Forderungen. Der 
Begriff deckt ſich mit der Beſtimmung in $ 343 Abſ. 1 HGB., 
wonach alle Geſchäfte eines Kaufmannes, die zum Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes gehören, Handelsgeſchäfte ſind. Danach 
beſchränken ſich dieſelben nicht auf die einzelnen Abſchlüſſe im 
Betriebe, ſondern fie erſtrecken ſich auf alle geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen, die mit dem Betriebe in einem ſolchen Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, daß ſie als Folge des betreffenden Gewerbebetriebes 
ſich erweiſen. (Vgl. u. a. Staub⸗Könige Anm. 11 zu 8 28, 
Anm. 29 zu § 22, Anm. 14 zu § 343). Ein ſolches Ver⸗ 
hältnis liegt aber hier vor. (Wird ausgeführt.) R. c. W., 
U. v. 14. Jan. 10, 227/09 II. — Naumburg. 

Verſicherungsrecht. 

23. SS 133, 157 BGB. Verwirkungsklauſel wegen Ber: 
neinung eines erlittenen Brandſchadens im Antrage?] 

Der Kläger war gegen Brandſchaden verſichert. Der § 3 
der allgemeinen Verſicherungsbedingungen lautet: „Wer eine 
Verſicherung beantragt, iſt verpflichtet, im Verſicherungsantrage 
nach Anleitung feines eingedruckten Inhalts .. .. nicht nur die 
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zu verſichernden Gegenſtände, deren Eigentumsverhältnis, die 
Verſicherungslokalitäten und jede anderweit ſchon auf den Ver⸗ 
ſicherungsgegenſtand geſchloſſene Verſicherung, ſondern auch nach 
jener Anleitung die auf die Feuergefährlichkeit einwirkenden 
Umſtände gewiſſenhaft anzuzeigen. Iſt dieſe Verpflichtung nicht 
erfüllt, fo hat die Geſellſchaft keine Entſchädigungs verpflichtung“. 
Das Antragsformular enthält die Frage 9: „Haben Sie bereits 
früher Brandſchaden erlitten, Schadenerſatz erhalten, wann und 
von welcher Geſellſchaft?“ Der Kläger hatte die Frage 9 mit 
„Nein“ beantwortet, trotzdem im Jahre 1904 ein ihm gehöriger 
Schuppen auf der eine Stunde von ſeinem Wohnort entfernten 
Grube abgebrannt war und er dafür von der Provinzial⸗ 
feuerverſicherungsanſtalt 3000 & erhalten hatte. Als ſein 
Wohnhaus mit den darin befindlichen Sachen abbrannte, ver⸗ 
weigerte Beklagte die Auszahlung der feſtgeſtellten Summe, 
indem ſie geltend machte, daß der Kläger durch die unrichtige 
Beantwortung der Frage 9 den Verſicherungsanſpruch verwirkt 
habe. Dieſer erhob deshalb Klage auf Zahlung von 11 070 4 
und Zinſen. Das LG. wies ab, das OLG. verurteilte, das 
RG. hob auf und wies die Berufung des Klägers zurück: Es 
iſt allgemein bekannt, daß die Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
bei Abſchluß der Verträge großes Gewicht auf den Umſtand 
legen, ob der Antragſteller ſchon einen Brandſchaden erlitten 
hat und dafür entſchädigt worden iſt (vgl. das Urteil des er⸗ 
kennenden Senats vom 16. Januar 1906 in JW. 06, 14525). 
Es handelt ſich dabei um einen Umſtand, der auf den Entſchluß 
des Verſicherers, den Vertrag einzugehen, von Einfluß ſein 
kann, und es gilt dies um ſo mehr, wenn der Verſicherer aus⸗ 
drücklich nach Vorbränden gefragt und dadurch zu erkennen 
gegeben hat, daß er ihnen Bedeutung beimeſſe. Wird eine 
ſolche Frage nach einem für die Übernahme der Gefahr erheb⸗ 
lichen Umſtande unrichtig beantwortet, ohne daß dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen, ſo iſt 
die Verſicherung für die Geſellſchaft unverbindlich. Der Satz 
iſt für den früheren Geltungsbereich des Pr ALR. ausdrücklich 
im Geſetz ausgeſprochen (§S 2026 II, 8 AL R.), folgt aber auch 
außerhalb dieſes Geltungsbereichs aus der Natur des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes, die erheiſcht, daß der über die Größe 
des Verſicherungsriſikos durch ſchuldhaftes Verhalten des Antrag⸗ 
ſtellers getäuſchte Verſicherer den Erſatz des eingetretenen Schadens 
verweigern darf, und iſt nicht ſtreitig; der 8 17 des Geſetzes über 
den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 ſchafft kein neues 
Recht. Dem BerR. kann darin nicht beigetreten werden, daß 
der § 3 der Bedingungen die Verwirkung für den Fall der 
unrichtigen Beantwortung der Frage nach früheren Brandſchäden 
ausſchließe, daß alſo der oben erwähnte allgemeine Satz des 
Verſicherungsrechtes vertragsmäßig außer Kraft geſetzt ſei. Dieſe 
Annahme findet weder an dem Wortlaute der Beſtimmung und 
noch weniger an der erkennbaren Parteiabſicht eine Stütze und 
verſtößt gegen die SS 133, 157 BGB. Der $ beſagt nicht, 
daß die Erſatzpflicht nur bei Nichterfüllung der dort vor⸗ 
geſchriebenen Anzeigepflicht erlöſche, und nichts ſpricht für den 
Willen der Beklagten, abweichend von den das Verſicherungs— 
recht beherrſchenden Rechtsgrundſätzen auch dann zu haften, 
wenn die Frage nach den Vorbränden unrichtig beantwortet 
worden ſei. Iſt dieſe Frage erheblich, was nicht bezweifelt 
werden kann, ſo müſſen ſich auch an ihre unrichtige Beantwortung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 5. 1910. 


Folgen und zwar beim Mangel abweichender Vereinbarungen 
die geſetzlichen Folgen knüpfen, die gegenteilige Meinung tritt 
mit ſich ſelbſt inſofern in Widerſpruch, als ſie auf der einen 
Seite die Erheblichkeit der Frage bejaht, auf der anderen Seite 
aber verneint, indem ſie der Beantwortung keine weitere Be⸗ 
deutung beimißt. Danach iſt der Kläger, wenn nicht nach S 3 
der Bedingungen, ſo doch nach allgemeinen Grundſätzen ſeines 
Anſpruchs verluſtig gegangen, ſofern er ſich nicht zu entſchuldigen 
vermag. (Dies wird verneint.) G. c. B., U. v. 14. Jan. 10, 
244/09 VII. — Cöln. 

Unfallverficherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 5. Juli 1900. 

24. 8 146 LwuvG. Entſchädigungsanſpruch des Ver⸗ 
ſicherten gegen den Betriebsunternehmer. Bindung des Zivil⸗ 
richters durch die Entſcheidung der Unfallverſicherungsinſtanzen: 
daß ein Unfall vorliege.] 

Der BerR. hat mit ſeinen Ausführungen Abſatz 4 des 
8 146 Lwu VG. verletzt. Wenn in dem durch das Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz geordneten Verfahren eine Entſcheidung dahin 
ergangen iſt, daß ein Unfall vorliegt, für welchen aus der 
Unfallverſicherung Entſchädigung zu leiſten iſt, ſo hat das 
ordentliche Gericht, das mit einem von dem Verſicherten gegen 
den Betriebsunternehmer erhobenen Entſchädigungsanſpruch be⸗ 
faßt iſt, die Beſtimmung des § 146 Abſ. 1 anzuwenden. Die 
Vorſchrift des § 151 betrifft überhaupt nur den Fall, daß eine 
von dem Betriesunternehmer verſchiedene Perſon haftet (vgl. 
RG. 65, 206). Daß die Entſcheidung des RG. in RG. 55, 
385, auf die das BG. hinweiſt, nicht die ihr von dem BG. 
beigemeſſene Bedeutung hat, iſt ſchon in dem Urteile in RG. 60, 
37) dargelegt worden. Wie es ſich mit der Begründung des 
Urteils vom 16. Mai 1904 in Sachen K. gegen G. verhält, 
kann dahingeſtellt bleiben; in jener Sache war übrigens von 
dem OLG. angenommen worden, Kläger G. ſei gegen die 
Folgen der ihn in ſeinem eigenen Betriebe treffenden Un⸗ 
fälle verſichert geweſen und habe auf Grund dieſer Verſicherung 
von der Berufsgenoſſenſchaft Entſchädigung erhalten. In der 
ſchon angeführten Entſcheidung in RG. 60, 39 iſt ausgeſprochen 
worden, daß in dem Verhältniſſe zwiſchen dem gegen Unfall 
verſicherten Verletzten zu dem Betriebsunternehmer die rechts⸗ 
kräftig ergangene Entſcheidung der Unfallverſicherungsinſtanzen 
bezüglich der Frage, ob ein nach dem Unfallverſicherungsgeſetz 
zu entſchädigender Unfall vorliegt, für das Gericht ſchlechthin 
bindend iſt. Dieſer Satz iſt in einer Reihe von Entſcheidungen 
zur Anwendung gebracht, vgl. insbeſondere die Urteile in JW. 
06, 23928, in RG. 71, 3, in JW. 07, 155% und in Warnever 
Erg. 09, 344. Die Entſcheidung hängt hiernach davon ab, 
ob die Unfallverſicherungsinſtanz rechtskräftig entſchieden hat, 
daß der Unfall bei dem Betriebe des Beklagten ſich ereignet 
hat und daß dem Verletzten als einem in dieſem Betriebe be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter (oder Familienangehörigen) aus der Unfall⸗ 
verſicherung Entſchädigung zu leiſten iſt. K. c. K., U. v. 
24. Jan. 10, 164/09 IV. — Stuttgart. 

Geſetz vom 31. Mai 1906, über die Verſorgung der 
Perſonen der Unterklaſſen des Reichsheeres uſw. 

25. SS 36, 38 des Geſetzes. Ruhen der Militärpenfion.] 

Kläger iſt am 1. Januar 1907 aus dem Heere aus— 
geſchieden und ſind ihm auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
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31. Mai 1906 über die Verſorgung der Perſonen der Unter: 
klaſſen des Reichsheeres uſw. fünfzig Hundertteile der Vollrente 
von jährlich 900 & mit monatlich 37,50 & zugebilligt worden. 
Kläger iſt ſeit 18. Februar 1907 als Kanzleigehilfe gegen 
bogenweiſen Schreiblohn bei dem AG. B. beſchäftigt und wurde 
ibm in dieſer Stellung mit Wirkung vom 1. April 1907 
Beamteneigenſchaft verliehen; ein Mindeſteinkommen iſt nicht 
zugeſichert worden. Daraufhin wurde gemäß § 36 Abſ. 1 
Nr. 3 lit. a und § 38 Abſ. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1906 
das Ruben von zwanzig Hundertteilen der Vollrente im Betrage 
von monatlich 15 & und die Herabſetzung der Rente auf 
22,50 monatlich mit Wirkung vom 1. Oktober 1907 an 
verfügt. Kläger wurde für die Zeit vom 1. Auguſt bis Mitte 
September 1907 beurlaubt und bezog in dieſer Zeit durch ſeinen 
Dienſt kein Einkommen; Mitte September 1907 iſt Kläger 
wieder unter Bezug ſeines Einkommens in ſeinen Dienſt getreten. 
Kläger iſt der Meinung, daß ſonach durch dieſen Wegfall des 
Dienſteinkommens nach § 36 Abſ. 2 und § 38 Abſ. 3 des 
Geſetzes vom 31. Mai 1906 das Recht auf den Bezug ſeiner 
vollen Verſorgungsgebührniſſe wieder aufgelebt und durch den 
Mitte September 1907 erfolgten Wiederbezug des Zivildienſt⸗ 
einkommens bis Ende Februar 1908 nach § 38 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 31. Mai 1906 fortgedauert habe. Beklagter hat 
dieſes Recht beſtritten und Kläger hat daraufhin unter Beachtung 
des § 42 Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1906 Klage 
auf Zahlung der ihm für die Monate Oktober 1907 bis Februar 
1908 einſchließlich einbehaltenen Rententeile von je 15 & nebſt 
Verzugszinſen Klage erhoben. Dieſe Klage iſt zugeſprochen und 
die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen worden. Die 
Revifion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Nach § 36 Ab. 2 
des Geſetzes vom 31. Mai 1906 gilt als Zivildienſt jede An⸗ 
ſtellung oder Beſchäftigung als Beamter oder in der Eigenſchaft 
eines Beamten im Reichs⸗, Staats: oder Kommunaldienſte uſw., 
wenn und ſolange der Angeſtellte oder Beſchäftigte durch 
dieſen Dienſt ein Einkommen bezieht. Mit dem Wegfall dieſes 
Einkommens, mag dieſer Wegfall nun dauernd oder zeitweiſe 
ſtattfinden, lebt daher das Recht auf den Bezug der vollen 
Verſorgungsgebührniſſe wieder auf. Darnach kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß an ſich mit dem 1. Auguſt 1907 die 
Zahlung der vollen Verſorgungsgebührniſſe wieder zu beginnen 
batte. Da Kläger Mitte September 1907 wieder in den Dienft 
eintrat und Einkommen aus dieſem bezog, ſo hatte er nach 
S 36 Abſ. 1 Nr. 3 lit. a und § 38 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
31. Mai 1906 dieſe vollen Gebührniſſe nur noch für 6 Monate, 
gerechnet vom 1. September 1907, alſo bis Ende Februar 1908 
weiter zu beziehen. Dieſe Beſtimmungen ſind in ihrem Wort⸗ 
laut und Zuſammenhang ſo klar und laſſen ihren Zweck, dem 
Berechtigten die volle Rente bei Entziehung des Zivileinkommens 
und zwar noch 6 Monate nach deſſen Wiederbezug vom Beginn 
des Monats, in dem der Wiederbezug beginnt, zu gewähren, 
ſo deutlich erkennen, daß an der Begründetheit des Klage⸗ 
anſpruchs nicht der mindeſte Zweifel ſein kann. Auch die 
geſchichtliche Entwickelung des Militärpenſionsweſens be⸗ 
ſtätigt dieſes Ergebnis. (Wird ausgeführt.) Der Umſtand, 
daß Kläger in den Monaten Auguſt und September 1907 ſeine 
Militärrente infolge ſeiner Beamtenanſtellung vom 1. April 
1907 noch voll zu beziehen hatte, iſt für die Frage, ob Kläger 
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nicht von neuem infolge in dieſen Zeiträumen eingetretener 
Ereigniſſe ſeine volle Militärrente für eine ſpätere Zeit zu be⸗ 
ziehen hatte, gleichgültig. Denn dies bewirkte nur, daß dem 
Kläger für den Bezug ſeiner vollen Militärrente in jenen 
Monaten mehrere Rechtsgründe zur Seite ſtanden: nämlich für 
die Monate Auguſt und September die Beamtenanſtellung vom 
1. April 1907 an und der am 1. Auguſt 1907 erfolgte Weg⸗ 
fall des Zivildienſteinkommens, für den Monat September 1907 
neben dieſen beiden Rechtsgründen der Mitte September 1907 
erfolgte Wiederbezug des Zivildienſteinkommens, welch letzterer 
Grund dann weiter den ungeſchmälerten Bezug der Militärrente 
bis Ende Februar 1908 zur Folge hatte. Es iſt daher auch 
nicht richtig, wenn die Reviſion von einem dem Geſetz nicht 
entſprechenden Fortbezug der Militärrente auf elf (ſtatt auf 
ſechs) Monate ſpricht. Vielmehr hat Kläger zweimal Anſpruch 
auf den ungeſchmälerten Bezug der Militärrente für je 
ſechs Monate, nämlich auf die Zeit vom 1. April bis 1. Oktober 
1907 und vom 1. September 1907 bis 1. März 1908. Da 
aber die Militärrente für jeden Zeitraum nur einmal (und nicht 
doppelt) bezahlt wird, ſo verkürzen ſich die zweiten ſechs Monate 
um den Monat September, der auch in die erſten ſechs Monate 
fällt, auf fünf Monate. Das Ergebnis iſt daher in jeder Be⸗ 
ziehung ein geſetzmäßiges. Reichsmilitärfiskus c. St., U. v. 
25. Jan. 10, 84/09 III. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

26. Aber nachträgliche Entſchädigungsforderungen, wenn 
anſtatt des Enteignungsverfahrens ein Kaufvertrag über die 
zum Bahnbau erforderlichen Grundſtücke abgeſchloſſen wird und 
der vorläufig feſtgeſtellte Plan abgeändert wird.] 

Zum Zwecke des Grunderwerbs für eine Eiſenbahn ſchloſſen 
die Parteien — der Kläger, ein Landwirt und der Beklagte, 
der Eiſenbahnfiskus — in Ausführung des nach § 15 Enteign®. 
vom 11. Juli 1874 vorläufig feſtgeſtellten Planes einen Ver⸗ 
trag, nach welchem der Kläger Teile ſeines von der Bahn 
durchſchnittenen Grundbeſitzes zu näher feſtgeſetztem Preiſe an 
den Beklagten verkaufte. Im 8 8 des Vertrages erklärte ſich 
der Verkäufer mit Zahlung des Preiſes und der ſonſt noch 
ausbedungenen Vergütungen wegen aller Anſprüche an den 
Käufer, insbeſondere wegen aller durch die Bahnanlage und 
den Betrieb für die Reſtgrundſtücke entſtehenden Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe, für abgefunden. Der Vertrag iſt durch einen 
Nachtrag ergänzt. Die Bahnanlage war zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes ſo geplant, daß die an der Beſitzung des Klägers 
vorbeiführende Chauſſee im Niveau gekreuzt wurde. Sie er⸗ 
folgte aber ſchließlich derart, daß an die Stelle der Niveau⸗ 
kreuzung eine Unterführung angelegt wurde. Hierdurch will 
Kläger geſchädigt ſein. Das OLG. verurteilte, die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Der zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Vertrag iſt eine den Gegenſtand der Abtretung und die Ent⸗ 
ſchädigung umfaſſende Einigung im Sinne des § 16 EnteignG. 
Der Kläger überließ dem Fiskus freiwillig die Grundſtücke, 
deren zwangsweiſe Hergabe dieſer auf Grund des ihm ver⸗ 
liehenen Enteignungsrechts und nach Maßgabe der vorläufigen 
Planfeſtſtellung fordern konnte. ... Es erübrigten ſich hiernach 
ſowohl der Enteignungsbeſchluß wie der Entſchädigungs⸗ 
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vertrag dar, aber mit der enteignungsrechtlichen Beſonderheit, 
daß die Veräußerung behufs Durchführung eines Unternehmens 
geſchah, dem durch die vorläuſige Planfeſtſtellung eine beſtimmte 
Geſtalt gegeben war, und daß der Kaufpreis im Hinblick auf 
dieſes Unternehmen feſtgeſetzt wurde und die durch dieſes Unter⸗ 
nehmen, wie es geplant war, drohenden Nachteile, ins⸗ 
beſondere bezüglich des Reſtbeſitzes, ausgleichen ſollte. Deshalb 
kann aber auch dem im 5 8 des Vertrages ausgeſprochenen 
Verzichte des Verkäufers auf alle Anſprüche an den Käufer, 
namentlich auch wegen der durch die Bahnanlage entſtehenden 
Wirtſchaftserſchwerniſſe, nicht die Bedeutung beigemeſſen werden, 
daß er auch die durch eine Anderung des urſprünglichen Planes 
hervorgerufenen beſonderen Schäden umfaßt habe. Dieſe waren 
nicht Gegenſtand der Einigung; in dem Kaufpreis einſchließlich 
der in § 12 vereinbarten Vergütung fand der Kläger nur 
Deckung für die Anlage, wie ſie in der vorläufigen Plan⸗ 
feſtſtellung, deren Ausführung der Vertrag diente, vorgeſehen 
war. Mit Recht ſagt der Ber R., daß mangels einer entgegen⸗ 
ſtehenden Vereinbarung dem Kläger die jetzt geltend gemachten 
Anſprüche erhalten geblieben ſeien. Freilich trifft die Analogie 
des § 31 EnteignG. inſofern nicht zu, als es ſich nicht um 
ſpäter erkennbar gewordene Folgen der Enteignung handelt; 
es war vielmehr ſofort nach Ausführung des Bahnbaues er⸗ 
ſichtlich, daß er, da der urſprüngliche Plan nicht innegehalten 
wurde, ſondern an Stelle des beabſichtigten Niveauüberganges 
die Unterführung unter teilweiſer Totlegung der Chauſſee trat, 
dem Kläger Nachteile bringe, die nicht im Rahmen des Ver⸗ 
trages lagen. .. Die Annahme, daß es einer beſonderen 
Vereinbarung bedürfe, wenn auch ſolche Anſprüche durch den 
Vertrag beſeitigt werden ſollten, iſt ſonach nicht zu beanſtanden. 
Daraus folgt, daß, wo es an ihr fehlt, eine Ergänzung des 
Vertrages im Punkte der Schadensbemeſſung verlangt werden 
kann.. .. Kann die Entſchädigung im Wege der weiteren Ver⸗ 
einbarung nicht herbeigeführt werden, ſo iſt ſie im Rechtswege 
zu verfolgen. Dafür, daß nicht etwa die Verwaltungsbehörde 
behufs des Erlaſſes eines nachträglichen Feſtſtellungsbeſchluſſes 
anzurufen und dann erſt der Rechtsweg eröffnet iſt, ſpricht der 
8 31 Enteign®., deſſen entſprechende Anwendung inſoweit un⸗ 
bedenklich iſt. Wenn Nachforderungen nach dem Erlaſſe des 
Beſchluſſes durch den Bezirksausſchuß ſofort im Rechtswege 
geltend zu machen ſind, ſo muß das Gleiche gelten, ſofern der 
Beſchluß durch eine Einigung nach $ 16 EnteignG. erſetzt iſt. 
Hier noch ein Verwaltungsverfahren zu eröffnen, mangelt es 
an jedem Grunde. Entſteht über den Umfang der Einigung 
und das Maß der über ſie hinaus zu leiſtenden Entſchädigung 
Streit, ſo iſt er vor den ordentlichen Gerichten auszutragen. 
Demgemäß durfte der Kläger im Rechtswege den Minderwert 
erſetzt verlangen, den ſein Reſtbeſitz durch die Bahn, wie ſie 
wirklich gebaut iſt, erlitten hat. Daß dafür die Grundſätze 
des Enteignungsrechts maßgebend ſind, verſteht ſich nach dem 
Ausgeführten von ſelbſt. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. W., U. v. 
18. Jan. 10, 203/09 VII. — Hamm. 

Preußiſches Stempelgeſetz. 

27. Zu den Tarifſtellen 16, 71 Nr. 2. 

Zwiſchen den dem klagenden Verband angehörenden Hefe⸗ 
fabrikanten wurde „zum Zwecke der Geſundung des Hefe⸗ 
marktes unter Kontrolle des Verbandes (deutſcher Preßhefe⸗ 
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fabrikanten)“ ein Syndikatsvertrag geſchloſſen, nach welchem 
das Produktionsrecht der einzelnen Kontrahenten in näher an⸗ 
gegebener Weiſe feſtgelegt und von ihnen die Verpfli 

übernommen wurde, gewiſſe Mindeſtpreiſe beim Vertriebe der 
erzeugten Hefe innezuhalten. Sie unterwarfen ſich bezüglich 
der Durchführung des Vertrages der Kontrolle des Verbandes 
in dem aus § 13 des Vertrages ſich ergebenden Umfange. 
Der Vertrag lief bis zum 30. September 1906 und wurde 
dann durch einen neuen Vertrag, an deſſen Schließung auch 
der Kläger teilnahm, erſetzt. Während der Dauer des erſten 
Vertrages, nämlich in den Monaten Februar bis April 1906, 
wurden eine Reihe ſogen. Händlerverträge nach einem 
Formular geſchloſſen, deſſen Eingang dahin lautet: „Da einer⸗ 
ſeits die dem Verbande deutſcher Preßhefefabrikanten in Berlin 
angegliederten Preßhefefabrikanten durchaus beſtrebt find, die 
Proſperität der beſtehenden Händlerfirmen zu ſchützen, anderer⸗ 
ſeits aber verlangen müſſen, daß die beſtehenden Hänblerfirmen 
die Geſchäfte des Verbandes in Ausführung des zwiſchen den 
Preßhefefabrikanten am 1. Februar 1906 geſchloſſenen Ver⸗ 
trages fördern und unterſtützen, iſt zwiſchen dem Verbande 
bezw. der ihm angegliederten Firma... (im Vertrage der 
Verband bezw. die Firma genannt) und der Hefehändler⸗ 
firma. .. (im Vertrage der Händler genannt) oder deſſen 
Rechtsnachfolgern nachſtehende Vereinbarung abgeſchloſſen und 
unterzeichnet..“ Nun folgen die einzelnen Beſtimmungen. 
Zunächſt verpflichtet ſich die Firma zur Lieferung der bisher 
bezogenen Hefe an den Händler (S 1). Dieſer verpflichtet ſich 
zur Innehaltung der vom Verbande vorgeſchriebenen Mindeſt⸗ 
preiſe ($ 2), worüber weitere Feſtſetzungen getroffen find, ins⸗ 
beſondere auch dahin, daß die Geſchäftsſtelle des Verbandes 
bezw. die Firma jede bezügliche Auskunft zu erteilen habe 
(SS 3, 4). Im 8 7 verpflichtet ſich der Verband, angeſchloſſenen 
Händlern und Preßhefefabrikanten, die gegen den Händler⸗ 
vertrag bezw. den deutſchen Vertrag verſtoßen, die Hefelieferung 
ſofort zu entziehen bezw. von Verbands wegen zu unterſagen. 
Nach § 8 kann der Händler mit Zuſtimmung der Geſchäfts⸗ 
führung des Verbandes auch von dem Verbande nicht an⸗ 
geſchloſſenen Betrieben Hefe beziehen, hat dies jedoch auf Ver⸗ 
langen des Verbandes wieder zu unterlaſſen, wogegen ihm vom 
Verbande ein Erſatzquantum zugewieſen wird. Im § 10 ver⸗ 
pflichtet ſich der Verband, bei Betriebsſtörungen oder mangelnder 
Qualität der von der Firma zu liefernden Hefe, dem Händler 
Hefe in guter Qualität auf Anrufen der Geſchäftsführung 
nachzuweiſen; über die Frage der Qualität ſollen vom Händler 
und vom Verbande zu benennende Sachverſtändige entſcheiden. 
Der § 11 überweiſt die Entſcheidung aller Streitigkeiten aus 
dem Vertrage dem Verbandsausſchuß und im § 12 unterwerfen 
ſich die den Vertrag Schließenden bezüglich ſeiner Durchführung 
der Kontrolle der Verbandsgeſchäftsführung bezw. des Ver⸗ 
bandsausſchuſſes. Nach S 14 endlich iſt die Dauer des Ver⸗ 
trages von der Dauer des Vertrages der Fabrikanten vom 
1. Februar 1906 abhängig gemacht. Dieſe Händlerverträge 
wurden von der betreffenden Firma und dem Händler, nicht 
von den Vertretern des Verbandes, unterzeichnet und nicht ver⸗ 
ſtempelt. Bei einer durch die Steuerbehörde vorgenommenen 
Reviſion fanden ſich 200 ſolcher Verträge, zum größten Teil in 
mehreren Ausfertigungen, im Beſitze der Klägerin, von welcher 
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jene Behörde auf Grund der Tarifftellen 16, 71 Nr. 2 zum 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 die nach⸗ 
trägliche Entrichtung eines Stempels von insgeſamt 877,50 4 
forderte. Die Klägerin war der Meinung, daß beim Mangel 
ihrer Unterſchrift unter den Verträgen ſtempelpflichtige Urkunden 
nicht vorlägen, und erhob Klage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, 
daß ſie zur Nachbringung des geforderten Stempels nicht ver⸗ 
pflichtet ſei. Die Klage wurde abgewieſen und die Reviſion 
des Klägers zurückgewieſen. Aus den Gründen: Der Reviſion 
konnte keine Folge gegeben werden, da die Auslegung, die der 
Ber R. den ſogen. Händlerverträgen zuteil werden läßt, rechtlich 
nicht zu beanſtanden iſt. ... Nach dieſen Ausführungen des BerR., 
die ſich mit dem für die Stempelpflicht maßgebenden Inhalt 
der Verträge nicht in Widerſpruch ſetzen und daher für das 
Keviſionsgericht bindend find, ſollte nicht ein (dreiſeitiger) Ver: 
trag zwiſchen dem Verbande, dem Fabrikanten und dem Händler 
beurkundet, vielmehr ſollten nur die vertraglichen Beziehungen 
zwiſchen den beiden letzteren ſchriftlich feſtgelegt werden. Ledig⸗ 
lich darauf kam es den Beteiligten an; den den Verband be⸗ 
treffenden Beſtimmungen war — nach der nicht zu miß⸗ 
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billigenden Meinung des BerR. — nicht die Bedeutung von 


Beſtandteilen eines auch mit ihm geſchloſſenen Vertrages, 
ſondern nur die Bedeutung von — für die Stempelpflicht nach 
8 3 Abſ. 2 StempG. unerheblichen — Bedingungen bei⸗ 
zumeſſen. Es läßt ſich auch nicht ſagen, daß dieſe Auffaſſung 
rechtlich unmöglich ſei. In einem zwiſchen zwei Perſonen ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage kann ſehr wohl der Beitritt eines Dritten 
mit gewiſſen Rechten und Pflichten, insbeſondere auch in Ge⸗ 
ſtalt einer mündlichen oder ſtillſchweigenden Willenserklärung, 
als Bedingung geſetzt ſein. Hierdurch wird die Rechtswirkung 
des Vertrages beſchränkt, aber nicht die Stempelpflichtigkeit der 
über ihn als zuläfſiges und gültiges Rechtsgeſchäft errichteten 
Urkunde beſeitigt. P. c. Preuß. Fisk., U. v. 25. Jan. 10, 
127/09 VII. — Berlin. 


— — — 


Ans der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 

Entſcheid ungen som 17. September bis 21. Dezember 1909.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 

Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 5 180 StGB. Begehung durch Unterlaſſung.] Ohne 
Rechtsirrtum hat aber auch die Straflammer das Vorliegen 
dieſes Tatbeſtandmerkmals in der Unterlaſſunß der Ausübung 
der der Angeklagten als Hauseigentümerin obliegenden Pflicht, 
ihrem Pächter K. den Mißbrauch der Hotelzimmer in der im 
Urteil feſtgeſtellten Weiſe — nötigenfalls klageweiſe — zu unter⸗ 
ſagen, erblickt. Daß die Angeklagte in der Lage war, auch 
während der Dauer der Pachtzeit Maßregeln zur Verhinderung 
des Unzuchtsbetriebes durch Anſtellung einer Unterlaſſungsklage 
zu treffen, ergibt ſich aus 8 550 BGB., da die Überlaſſung 
der Hotelzimmer durch K. an Perſonen beiderlei Geſchlechts 
zum Zwecke des Unzuchtsbetriebs ſich zweifellos als ein vertrags⸗ 

) Unter vorläufigem Ausſchluß der zum Abdruck in RGStr. 
beſtimmten Entſcheidungen. 
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widriger Gebrauch der Pachtſache darſtellt. Abgeſehen hiervon 
würde aber die Angeklagte — was zwar im Urteil nicht aus⸗ 
drücklich ausgesprochen iſt, ſich aber aus den feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen von ſelbſt ergibt — gemäß § 553 BGB. auch zur Auf⸗ 
löſung des Pachtverhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Pachtzeit befugt geweſen ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 8. Okt. 1909 
(644/09). 

2. 5193 StGB. Berechtigte Intereſſen in Lohnkämpfen.] 
Die Strafkammer erachtet es nicht für widerlegt, daß An⸗ 
geklagter, wie er behauptete, von einem Teile der R. ſchen 
Arbeiter beauftragt geweſen ſei, auf ein beſſeres harmoniſches 
Verhältnis zwiſchen ihnen und den von auswärts heran⸗ 
gezogenen Arbeitern hinzuwirken und daß er in Ausführung 
dieſes Auftrags ſeine Tätigkeit entwickelt habe und erklärt die 
Behauptung lediglich für rechtlich belanglos, da er mit 
feiner Tätigkeit zweifellos den End zweck verfolgt habe, dem 
Gewerkſchaftsverbande neue Mitglieder zuzuführen. Dies iſt 
rechtsirrig. Der Endzweck läßt begrifflich Raum für Ver⸗ 
folgung noch anderer näherliegender Zwecke vor bzw. neben 
dem End zwecke. Davon geht erſichtlich auch die Strafkammer 
aus. Sie unterſtellt offenbar, daß der Angeklagte ſolche andere 
Zwecke vor bzw. neben dem bezeichneten Endzwecke verfolgt 
habe, nämlich diejenigen Zwecke, die ſich aus der Ausführung 
des ihm erteilten Auftrags ergaben. Lagen dieſe Zwecke im 
Bereiche der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, ſo verloren 
ſie ihre Bedeutung als Grundlage für die Anwendbarkeit des 
§ 193 StGB. nicht dadurch, daß neben ihnen und über fie 
hinaus noch ein anderer Zweck als „Endzweck“ verfolgt wurde. 
Die Strafkammer durfte daher die Berückſichtigung des erhobenen 
Einwandes nicht mit der hier gewählten Begründung als un⸗ 
erheblich ablehnen, hätte vielmehr in eine Prüfung und Er⸗ 
örterung der Frage eintreten müſſen, ob nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe, ganz abgeſehen von dem jedenfalls verfolgten Endzwecke, 
die behauptete Ausführung des gedachten Auftrags der Ver⸗ 
folgung eines den Anforderungen des 8 193 daſ. entſprechenden 
Zweckes diente. Rechtsirrig iſt auch die Begründung, mit der 
die Strafkammer ſodann die Frage verneint, ob dem Angeklagten 
hinſichtlich der Verfolgung des bezeichneten Endzwecks der 
Schutz des § 193 daſ. zur Seite ſtehe. Sie nimmt an, der 
Angeklagte habe die von ihm wahrgenommenen berechtigten 
Intereſſen der gewerkſchaftlichen Organiſation nur dadurch 
wahrnehmen können, daß er den Perſonen, mit denen er ver⸗ 
handelte — wie er es auch zunächſt getan habe, — die all⸗ 
gemeine ſoziale Lage der Arbeiter ſowie die Vorteile einer 
gewerkſchaftlichen Organiſation ſchilderte. Hierin tritt eine 
zu enge Auffaſſung hinſichtlich der zur Intereſſenwahrnehmung 
benutzbaren Mittel hervor. Es beſteht kein Rechtsgrundſatz, 
daß der Außernde behindert wäre, zur Begründung allgemeiner 
Behauptungen und Urteile — konkrete — Einzelbeiſpiele an: 
zuführen. Dies hat die Strafkammer offenbar verkannt. Es 
handelte ſich nach dem Urteilsinhalte zwar um Ausfälle gegen 
einen beſtimmten Beleidigten, aber nicht um bloße Unmuts⸗ 
oder Gehäſſigkeitsausdrücke, ſondern um beſtimmte tatſächliche 
Behauptungen, die die Strafkammer denn auch der Straf⸗ 
vorfchrift des § 186 daſ. unterſtellte. Standen dieſe Be: 
hauptungen zu der Schilderung der allgemeinen ſozialen Lage 
der Arbeiter in einem inneren Zuſammenhange, ſo iſt es an 
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ſich nicht ausgeſchloſſen, daß fie denſelben Zwecken dienten, wie 
dieſe Schilderung, und dazu beſtimmt waren, deren Richtigkeit 
durch ein Einzelbeiſpiel zu erläutern und ins rechte Licht zu 
ſetzen. Alsdann können auch ſie zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen aufgeſtellt worden ſein. Hiernach erſcheint der 
Verdacht begründet, daß die Strafkammer durch ihren Rechts⸗ 
irrtum verhindert worden iſt, bei der Würdigung des Sach⸗ 
verhalts dieſe Geſichtspunkte in Betracht zu ziehen, insbeſondere 
alſo zu prüfen, ob der Angeklagte nicht behaupten wollte, daß 
auch die Firma R. eine kapitaliſtiſche Ausbeutungsſtätte ſei und 
ob er dies den Arbeitern nicht gerade zu dem Zwecke vor⸗ 
führen wollte, ihnen zu zeigen, ein wie lebhaftes perſönliches 
Intereſſe gerade auch fie daran hätten, dem Gewerkſchafts⸗ 
verbande beizutreten. Urt. d. V. Sen. v. 27. Okt. 1909 
(627/09). 

3. 5 190 StGB. Seelſorgeramtliches Intereſſe.] So⸗ 
weit aus den Feſtſtellungen des Urteils zu entnehmen iſt, 
hat die in öffentlicher Verſammlung gemachte Außerung des 
Angeklagten, der Nebenkläger „habe andere zum Treubruch ver⸗ 
leiten wollen“, ſich darauf bezogen, daß der Nebenkläger bei 
der Werbetätigkeit für die Landtagswahl als Gegner der 
Zentrumspartei ein Flugblatt mit unterzeichnet hatte, in dem 
mit Rückſicht auf Kompromißverhandlungen zwiſchen den Kon⸗ 
ſervativen und der Zentrumspartei die evangeliſchen Bauern 
aufgefordert wurden, der Zentrumspartei keine Gefolgſchaft zu 
leiſten. Die Strafkammer hat den erhobenen Vorwurf als un⸗ 
begründet und an ſich beleidigend erklärt, dem Angeklagten 
jedoch den Schutz des § 193 zugebilligt, indem ſie angenommen 
hat, daß er in gutem Glauben gehandelt und als Angehöriger 
der Zentrumspartei und Seelſorger eines großen Teiles „der 
Angegriffenen“, noch mehr aber als Seelſorger eines großen 
Teiles der Schüler des Nebenklägers berechtigte Intereſſen 
gewahrt habe. Welcher Art die „Angriffe“ des Flugblattes 
geweſen fein ſollen, wird im Urteil nicht ausdrücklich feſtgeſtellt 
und es wird auch nicht näher ausgeführt, in welchem Sinne 
der Angeklagte hiergegen als Angehöriger der Zentrumspartei 
und Seelſorger von „Angegriffenen“ in Wahrung berechtigter 
Intereſſen gehandelt haben ſoll. Nach der Sachlage ſcheint es 
ſich mir um Angriffe gegen die Zentrumspartei gehandelt zu 
haben, die ſachlich gehalten waren und einer Spitze gegen 
irgendeine beſtimmte Perſon entbehrten. Dann aber ſtand nur 
das allgemeine Parteiintereſſe in Frage und die bloße Eigen⸗ 
ſchaft des Angeklagten als eines Parteiangehörigen konnte für 
ihn nicht das nach §8 193 StGB. zu fordernde perſönliche 
Intereſſe begründen, das ihn berechtigt hätte, ſeinem politiſchen 
Gegner in einer deſſen Ehre verletzenden Weiſe entgegen⸗ 
zutreten (RGRſpr. 8, 714; RGSt. 40, S. 101, 103). Dasſelbe 
hat ſelbſtredend von den Parteigenoſſen des Angeklagten zu 
gelten und es iſt ihm daher auch inſofern die Wahrung be⸗ 
rechtigter Intereſſen im Sinne des Geſetzes nicht zuzubilligen, 
als er nach Annahme der Strafkammer als Seelſorger in 
Vertretung anderer „Angegriffener“ gehandelt haben ſoll, ganz 
abgeſehen davon, daß es begrifflich und rechtlich ausgeſchloſſen 
ſein muß, ſich für die Befugnis zur Vertretung einer ſtaats⸗ 
bürgerlichen Partei oder ihrer Angehörigen auf die Rechte und 
Pflichten eines Seelſorgers zu berufen. Soweit die Straf: 
kammer dem Angeklagten als Seelſorger von Schülern des 
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Nebenklägers die Wahrung berechtigter Intereſſen zubilligt, 
ſucht ſie dies damit zu rechtfertigen, daß der Angeklagte ge⸗ 
glaubt haben möge, die Schüler würden durch das Verhalten 
des Nebenklägers gefährdet; es ſei dem Angeklagten offenbar 
darauf angekommen, die Entfernung des Nebenklägers von 
ſeinem Poſten zu betreiben, und er habe der Anſicht ſein 
dürfen, daß „eine kräftig einſetzende Bewegung in der Be⸗ 
völkerung imſtande ſein werde, die Abberufung des Neben⸗ 
klägers bei der zuſtändigen Behörde zu veranlaſſen“. Der 
Strafkammer ſoll zugegeben werden, daß es ein berechtigtes 


Intereſſe des Angeklagten fein könnte, die feiner Seelſorge 


unterſtehenden Schüler des Nebenklägers deſſen Einfluſſe zu 
entziehen, wenn der Nebenkläger ein Mann wäre, der „andere 
zum Treubruch verleiten wollte“. Ein ſolches berechtigtes 
Intereſſe könnte aber der Angeklagte nur in ſeiner amtlichen 
Eigenſchaft als Seelſorger haben; nur ſeine amtliche Stellung 
ließe ihn zur Vertretung der Intereſſen der Schüler berufen 
erſcheinen. Das für den Angeklagten ſelbſt ſich ergebende 
Intereſſe wäre ein amtliches Intereſſe und die Wahrung des⸗ 
ſelben würde einen Teil der amtlichen Tätigkeit des Angeklagten 
zu bilden haben. Demzufolge müßte der Angeklagte in der 
Verſammlung, bei der er die beleidigende Außerung gegen den 
Nebenkläger gemacht hat, in ſeiner amtlichen Eigenſchaft als 
Seelſorger aufgetreten ſein, wenn ſein Handeln als Ausfluß 
der Wahrung jener Intereſſen erachtet werden ſollte; tatſächlich 
hat aber der Angeklagte an der Verſammlung nicht in ſeiner 
amtlichen Stellung teilgenommen, ſondern als Privatperſon 
und Staatsbürger und in dieſer Eigenſchaft hatte er rein ſeel⸗ 
ſorgeramtliche Intereſſen nicht zu vertreten. Dazu kommt, 
daß das etwaige ſeelſorgeramtliche Intereſſe des Angeklagten, 
den Nebenkläger als Schulvorſtand zu beſeitigen, mit dem 
parteipolitiſchen Intereſſe des Angeklagten, den Nebenkläger als 
politiſchen Gegner zu bekämpfen, überhaupt nichts gemein 
haben könnte. Die beiden Intereſſenarten würden auf weſent⸗ 
lich verſchiedenen Gebieten liegen und es würde dem An⸗ 
geklagten nicht das Recht einzuräumen ſein, ſich in der amt⸗ 
lichen Angelegenheit einen Erfolg dadurch zu verſchaffen, daß 
er ſeinen amtlichen Gegner als politiſchen Gegner angreifen 
und die „Bevölkerung“ zu einer „kräftig einſetzenden Be⸗ 
wegung“ bringen, alſo kurz geſagt, aufhetzen würde. Eine 
ſolche Kampfesweiſe würde nicht nur gegen die öffentlich: 
rechtliche Ordnung der Ausübung amtlicher Befugniſſe, ſondern 
auch gegen die allgemeinen Anſchauungen über Anſtand und 
gute Sitte verſtoßen und den Schutz des § 193 StGB. nicht 
genießen können. Urt. d. I. Sen. v. 2. Dez. 1909 (534,09). 

4. S 193 62. Perſönliches Intereſſe an Mißſtänden 
der Rechtspflege.] Das Recht, wirkliche oder vermeintliche Miß⸗ 
ſtände in der Rechtſprechung des AG., in deſſen Bezirk er 
ſelbſt wohnt, im Wege der Beſchwerde zur Kenntnis der vor: 
geſetzten Behörde zu bringen, um Abſtellung herbeizuführen, 
wird dem der Gerichtsbarkeit dieſes Gerichts untergebenen Be⸗ 
wohner des Gerichtsbezirks mit Grund nicht zu verſagen ſein, 
da der Beſchwerdeführer ſolchenfalls jederzeit in der Lage iſt, 
ſelbſt dieſe Mißſtände an ſich zu erfahren, es ſich alſo um ihn 
ſelbſt nahe angehende Angelegenheiten handelt. Daraus folgt 
noch keineswegs, daß dieſes Recht überhaupt jedem Reichs— 
angehörigen auch wenn er mit dem betreffenden Gericht in 
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keiner Beziehung ſteht, zu gewähren iſt. Urt. d. IV. Zi v. 
14. Dez. 1909 (878/09). 

5. 5 200 StGB. Verurteilung wegen BEER, Ver: 
gehen.] Die allgemein gerügte Verletzung des materiellen 
Rechts konnte nur inſofern als begründet angeſehen werden, 
als den beiden beleidigten Beamten die Befugnis zugeſprochen 
iſt, „den entſcheidenden Teil des Urteils“ in näher beſtimmter 
Art und Friſt öffentlich bekanntzumachen. Der entſcheidende 
Teil, das iſt die Urteilsformel (§S 267 StPO.) enthält nicht 
allein die Verurteilung der Beſchwerdeführerin wegen Beleidigung, 
ſondern auch deren Verurteilung wegen verſuchter Gefangenen⸗ 
befreiung; außerdem umfaßt der entſcheidende Teil die Ver⸗ 
urteilung der beiden Mitangeklagten, von denen die erſtere wegen 
Widerſtandes gegen die Staatsgewalt und wegen Übertretung 
des § 366 Nr. 8 StGB., der letztere — ebenſo wie die Be: 
ſchwerdeführerin, ſeine Mutter — wegen verſuchter Gefangenen⸗ 
befreiung und Beleidigung beſtraft worden iſt. Dem Zwecke 
der Vorſchrift des 8 200 StGB. würde es nicht entſprechen, 
wenn durch die Bekanntmachung nicht nur die Beſtrafung der 
Verurteilten wegen der Verletzung der Ehre der Beleidigten, 
ſondern auch die Beſtrafung wegen anderer Vergehen veröffent⸗ 
licht würde. Im vorliegenden Falle kann es der angeklagten 
Ehefrau, die das Urteil allein angefochten hat, zur beſonderen 
Beſchwerde gereichen, daß die öffentliche Bekanntmachung ſich 
auch auf die Beſtrafung ihrer Tochter und ihre ſowie ihres 
Sohnes Verurteilung wegen verſuchter Gefangenenbefreiung 
erſtrecken ſoll. Das Gericht hätte in Berückſichtigung dieſes 
Umſtandes anordnen ſollen, daß die Bekanntmachung ſich auf 
die Verurteilung wegen Beleidigung zu beſchränken habe. Daß 
gegen die Beſchwerdeführerin und ihren Sohn eine Geſamt⸗ 
gefängnisſtrafe verhängt worden iſt, ſtand einer derartigen An⸗ 
ordnung nicht entgegen; es kann angedeutet werden, daß die 
Strafe nicht nur wegen öffentlicher Beleidigung, ſondern noch 
wegen eines anderen Vergehens ausgeſprochen iſt. (Vgl. RGSt. 
23, 326; auch 27 S. 176, 180.) Die wegen dieſes Verſtoßes 
gebotene Anderung der angefochtenen Entſcheidung konnte aber — 
wie geſchehen — in dieſer Inſtanz ausgeführt werden; der 
Aufhebung des Urteils und der Zurückverweiſung der Sache 
bedurfte es dazu nicht. Die ausgeſprochene Maßgabe wirkt 
nach $ 397 StPO. auch zugunſten der Mitangeklagten. Urt. 
d. v. Sen. v. 29. Okt. 1909 (719/09). 

6. § 222 StGB. Vertragsmäßige Abwälzung der Ber: 
antwortlichkeit.] Der Ausſpruch des Urteils, daß P. feine 
ſtrafrechtliche Verantwortung nicht durch Vertrag ausſchließen 
konnte, würde, wenn er als allgemein gültiger Rechtsgrundſatz 
aufgefaßt wäre, allerdings zu beanſtanden ſein. Wie aus den 
ſich unmittelbar anſchließenden Darlegungen und dem ſonſtigen 
Urteilsinhalt hervorgeht, iſt ihm aber eine ſolche Tragweite 
von der Strafkammer nicht beigelegt worden. Denn es iſt aus⸗ 
geführt, daß gegenüber dem Verhalten des Beſchwerdeführers, 
namentlich der von ihm tatſächlich bewirkten Leitung und 
Beaufſichtigung des Baues uſw., ſeine ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortung als Arbeitgeber und Unternehmer beſtehen geblieben 
wäre, und damit zum Ausdruck gebracht, daß letztere unter den 
gegebenen Umſtänden und bei der tatſächlichen Geſtaltung des 
Falles durch Vertrag als ausgeſchloſſen nicht zu gelten haben 
würde. Daß aber derjenige, der trotz vertraglicher Übertragung 
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der die Verantwortung begründenden Befugniſſe dieſe dennoch 
ſelbſt ausübt, damit auch ſeinerſeits verantwortlich wird, unter⸗ 
liegt keinem Bedenken. Urt. d. IV. Sen. v. 29. Okt. 1909 
(618/09). 

7. 5 230 StGB. Züchtigungsrecht.] Der Vorderrichter 
geht davon aus, daß der Angeklagten ihren Schülerinnen gegen⸗ 
über ein Züchtigungsrecht zuſtand und daß als Züchtigungs⸗ 
mittel auch der Stock Anwendung finden darf; er meint, es ſei 
deshalb nur die Frage zu prüfen, ob von der Angeklagten die 
Grenzen eines aus dem Erziehungsrechte ſich ableitenden maß⸗ 
vollen und vernünftigen Züchtigungsrechtes eingehalten ſind 
oder ob unter Uberſchreitung dieſer Grenzen eine ſtrafbare 
Körperverletzung gegeben iſt, und beantwotet die Frage in dem 
zuletzt erwähnten Sinn, alſo zuungunſten der Angeklagten, 
weil ein noch nicht elfjähriges Kind, auch wenn es ſich in 
hohem Grade widerſetzlich und eigenfinnig zeige, nicht fortgeſetzt 
derart mit dem Stocke geſchlagen werden dürfe, daß es „recht 
erhebliche Verletzungen“ davon trug und ein Drittel ſeines 
Rückens mit blutunterlaufenen Striemen bedeckt war; dieſe 
ſcharfe Züchtigung ſei auch, ſo ſagt das Erkenntnis weiter, 
nicht notwendig geweſen, um die Autorität der Angeklagten in 
der Schule aufrechtzuerhalten und den Starrſinn der Schülerin 
zu brechen; um das zu erreichen, hätten ſich zweifellos auch 
andere Mittel finden laſſen; es ſei aber nicht nachgewieſen, daß 
ſich die Angeklagte der ÜUberſchreitung ihres Züchtigungsrechts 
bewußt geweſen ſei, und eine vorſätzliche Körperverletzung mithin 
nicht anzunehmen, wohl aber liege fahrläſſige Körperverletzung 
im Sinne des $ 230 Abi. 2 StGB. vor, da fie bei An⸗ 
wendung der nötigen Sorgfalt, zu der ſie durch ihr Amt als 
Lehrerin noch beſonders verpflichtet geweſen, hätte erkennen 
müſſen, daß ſie ihr Züchtigungsrecht überſchreite. Allein auf 
dieſem im Urteil eingeſchlagenen Wege war überhaupt zu keiner 
ſicheren Beurteilung der Frage zu gelangen, ob die Angeklagte 
ihr Züchtigungsrecht überſchritten und hierbei vorſätzlich oder 
fahrläſſig gehandelt hat. Als Grundlage des von ihr als 
beſtehend angenommenen „maßvollen und vernünftigen 
Züchtigungsrechts“ hat die Strafkammer das „Erziehungsrecht“ 
der Angeklagten bezeichnet, darüber aber, auf welchen geſetzlichen 
Vorſchriften dieſes Erziehungsrecht das daraus abgeleitete 
Züchtigungsrecht beruhe und welchen Umfang das letztere habe, 
näheres nicht angeführt. Das LG. hat demnach die für den 
vorliegenden Fall als alleinige Rechtsquelle in Betracht 
kommende Nr. 4 der allerhöchſten Kabinettsorder vom 14. Mai 
1825 (Geſetzſamml. S. 149) außer acht gelaſſen, wonach die 
Schulzucht niemals bis zu Mißhandlungen ausgedehnt werden 
darf, die der Geſundheit des Kindes auch nur auf entfernte 
Art ſchädlich werden können. Dieſe Vorſchrift der auf die 
Volksſchulen ſich beziehenden Kabinettsorder beſteht noch in 
Kraft, während die Beſtimmung unter Nr. 6 derſelben zufolge 
8 11 EGGVG. außer Geltung gekommen iſt, vgl. RGSt. 9, 
302; andererſeits find etwaige — einſchränkende — Verfügungen 
der zuſtändigen Regierungen durch die Miniſterialerlaſſe vom 
3. April 1888 und 19. Januar 1900 — Zentralblatt für die 
geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1888 S. 422; 1900 
S. 231 — aufgehoben bzw. außer Wirkſamkeit geſetzt. Deshalb 
kommt es auch nicht mehr, wie die Reviſion meint, darauf an, 
ob die Angeklagte eine ſolche Verwaltungsvorſchrift, von deren 
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Innehaltung die Ausübung des Züchtigungsrechts weiter ab- 
hängig gemacht ſein ſollte, verletzt hat oder nicht. Das Maß ⸗ 
gebende für die Feſtſtellung, daß eine nach Nr. 4 der Kabinetts⸗ 
order unzuläffige darum unberechtigte und die kriminelle 
Ahndung bedingende Überſchreitung des Züchtigungsrechts ſtatt⸗ 
gefunden hat, liegt ſonach darin, daß die Züchtigung ſo, wie 
ſie vorgenommen wurde, eine Geſundheitsbeſchädigung des ge⸗ 
züchtigten Kindes als unmittelbare oder mittelbare Folge nicht 
als ganz unwahrſcheinlich erſcheinen ließ, und daß der 
Züchtigende ſich deſſen entweder bewußt war oder es bei An⸗ 
wendung der ihm obliegenden Sorgfalt hätte vorausſehen 
müſſen. Ob dieſe Vorausſetzungen zutreffen, hat das tatrichter⸗ 
liche Ermeſſen unter Berückſichtigung der allgemeinen Lebens⸗ 
erfahrung zu entſcheiden, wobei zu beachten ſein wird, daß in 
der Regel jede körperliche Züchtigung, insbeſondere die mit 
einem kleinfingerdicken Rohrſtocke vorgenommen, ſoll ſie ihrem 
Zwecke entſprechen, bei dem Kinde körperlichen Schmerz oder 

ſonſtiges Mißbehagen, leichte Anſchwellungen oder Striemen 
hervorrufen wird, ohne daß damit eine auch nur entfernte 
Gefährdung der Geſundheit verbunden zu ſein braucht, und 
ohne daß der Züchtigende eine ſolche vorausſehen kann. Nur 
dann aber, wenn letzteres der Fall war, kann von einer Tiber- 
ſchreitung des Züchtigungsrechts im Sinne der Nr. 4 der 
Kabinettsorder die Rede ſein. An einer dahingehenden Feſt⸗ 
ſtellung fehlt es aber in dem angefochtenen Urteile; wohl wird 
geſagt, die Angeklagte habe erkennen müſſen, daß ſie ihr 
Züchtigungsrecht überſchreite, indem ſie dem noch nicht 
elfjährigen Mädchen eine fo große Anzahl offenbar recht heftiger 
Schläge mit dem Stocke auf den Rücken verſetzte, nirgends 
aber, daß ſie habe erkennen müſſen, es werde durch die 
Züchtigung die Geſundheit des Kindes gefährdet werden; es 
wird dies auch nicht dadurch erfetzt, daß das LG. erwähnt, 
das Kind habe infolge der Schläge mit dem Stock (nur 
wegen dieſer iſt die Angeklagte verantwortlich gemacht) zahl⸗ 
reiche blutig unterlaufene, ſich über ein Drittel des Rückens 
erſtreckende Streifen davongetragen; denn es wäre immerhin 
denkbar, daß trotz dieſer deutlichen Spuren einer ſcharfen 
Züchtigung die Angeklagte bei der Vornahme derſelben nicht 
ohne weiteres ins Auge hätte faſſen müſſen, daß dadurch auch 
die Geſundheit des Mädchens gefährdet werden würde. Urt. 
d. V. Sen. v. 17. Sept. 1909 (444/09). 

8. 5 247 StGB. Geſinde.] Nach den erſtinſtanzlichen 
Feſtſtellungen hatte der Landwirt S. die Angeklagte als „Wirt⸗ 
ſchafterin“ angenommen. In dieſer Stellung führte ſie die 
Schlüſſel zu den Vorratskammern, aus denen ſie den Leuten 
das „jedem Zukommende“ herauszugeben hatte, während fie im 
übrigen bei jeder Verfügung über die Vorräte die Genehmigung 
ihrer Dienſtherrin einholen mußte. Weiter gehörte zu ihren 
Dienſtpflichten die Beſorgung des Kochens und die Beauffichtis 
gung des häuslichen Wirtſchaftsbetriebes. Von den Dienſtboten 
wurde ſie mit Fräulein angeredet und nahm an den Mahlzeiten 
der Herrſchaft teil. Auf Grund dieſes Sachverhalts iſt der 
Vorderrichter zu der Auffaſſung gelangt, daß die Beſchwerde⸗ 
führerin nicht zum Geſinde im Sinne der Braunſchweigiſchen 
Geſindeordnung gehöre: der § 247 StGB. daher keine An⸗ 
wendung finden könne. Die ſich hiergegen richtenden Angriffe 
der Beſchwerdeführerin gehen fehl. Unbeachtlich ſind ſie, ſoweit 
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fie ſich auf tatſächlichem Gebiete durch Angabe von Zeugen, 
ausſagen bewegen, die aus den Entſcheidungsgründen nicht er⸗ 
ſichtlich ſind, und rechtsirrig, ſoweit dem Vorderrichter Ver⸗ 
kennung der Vorſchriften der Braunſchweigiſchen Geſindeordnung 
vorgeworfen wird. Nach der „Abgeänderten Geſindeordnung 
für das Herzogtum Braunſchweig vom 16. Auguft 1899“ 
(Geſetzſamml. für Braunſchweig von 1899 S. 695) gewinnt der 
Geſindevertrag, durch den der eine Teil ſich zur Leiſtung gewiſſer 
häuslicher oder wirtſchaftlicher Dienſte auf eine beſtimmte Zeit, 
der andere zu einer dafür zu gebenden Entlohnung ſich ver⸗ 
pflichtet, dadurch ſeine eigene Färbung, daß das Geſinde ſich nicht 
nur. zu der Dienſtherrſchaft in ein gemeinſchaftliches Familien⸗ 
verhältnis begibt, ſondern außerdem derſelben Gehorſam ($ 16), 
Treue (8 17) und gutes Betragen ($ 18) in hervorragendem 
Maße erweiſen und, wie im § 15 beſonders beſtimmt iſt, alle 
diejenigen erlaubten Dienſte verrichten muß, die ihm anbefohlen 
werden oder zur Erhaltung der häuslichen Ordnung eingeführt 
ſind, in Krankheitsfällen zu gegenſeitiger Verpflegung verpflichtet 
und gehalten iſt, die Geſchäfte der Mitdienſtboten bei Be⸗ 
hinderung durch Krankheit oder einen ſonſtigen erheblichen Umſtand 
nach Kräften mit zu verſehen. Gerade in letzterer Beziehung wird 
im weſentlichen der entſcheidende Unterſchied zwiſchen „Geſinde“ 
und denjenigen in einem Hausſtand oder einer Wirtſchaft ſonſt 
angeſtellten Perſonen zu ſuchen ſein, die ſich zwar auch in der 
häuslichen Gemeinſchaft der Herrſchaft befinden und dieſer Ge⸗ 
horſam, Treue und gutes Betragen beweiſen müſſen, deren 
Stellung ſie aber gewiſſermaßen zwiſchen die Herrſchaft und das 
Geſinde ſtellt, ſie ſomit über letzteres hinaushebt derart, daß ſie 
zu dieſem ſelbſt nicht mehr gerechnet werden können. Hierher 
gehören diejenigen in einem Hausſtand oder in einer Wirtſchaft 
angeſtellten Perſonen, die nicht wie das Geſinde zu ſämtlichen 
vorkommenden Dienſtverrichtungen und gegenſeitiger unab⸗ 
gegrenzter Hilfeleiſtung verpflichtet ſind, ſondern denen ein ab⸗ 
gegrenzter Wirkungskreis, die Aufſicht über einen Teil der 
Wirtſchaft oder dieſe ganz derart übertragen iſt, daß dieſe einen 
gewiſſen Grad ſelbſtändiger Tätigkeit und Verfügung über 
Arbeitskräfte anderer Hausgenoſſen mit ſich bringt. Dieſe 
Perſonen ſind den Vorſchriften der Geſindeordnung vermöge 
ihrer Sonderſtellung begriffsgemäß entzogen. Da nun der 
Vorderrichter Feſtſtellungen getroffen hat, nach denen die 
Angeklagte gerade eine ſie aus dem Geſinde heraushebende, mit 
einer beſtimmten Selbſtändigkeit bekleidete Stellung eingenommen 
hat, fo hat er auch zutreffend die Anwendung des § 247 StGB. 
für ausgeſchloſſen erachten müſſen. U. d. III. Sen. v. 21. Okt. 
1909 (546/09). 

9. $ 267 StGB. Zeichnung fremden Namens.] Wie 
der Vorderrichter in ſachlicher Hinſicht als erwieſen betrachtet, 
hatte Max Z. den Angeklagten ermächtigt, ſeinen Namen als 
Akzept auf Wechſel zu ſetzen, wiewohl mit der Einſchränkung 
(„Bedingung“), daß die Geſamtwechſelſumme den Betrag von 
300 & nicht überſchreiten dürfe. Soweit der Angeklagte bei 
Ausſtellung der Wechſelakzepte auf den Namen Z. ſich in den 
Grenzen der ihm dazu erteilten Ermächtigung hielt, handelte er 
nicht rechtswidrig. Die von ihm innerhalb der Vertretungs⸗ 
macht mit dem Namen des Machtgebers gezeichneten Wechſel 
hatten nach $ 164 BGB. als Wechſelzeichnungen des Max 3. 
zu gelten und waren für dieſen in der gleichen Weiſe ver⸗ 
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bindlich als wenn er ſeinen Namen eigenhändig geſchrieben 
hätte. Sie ſtellten inſoweit keine falſchen Urkunden dar, 
ſondern waren echt (vgl. auch RG. 50, 51; 58, 387). Nach 
den Feſtſtellungen des Urteils trifft die angegebene Voraus⸗ 
ſetzung aber nur zu bei den beiden erſten der vom Angeklagten 
auf den Namen des Vollmachtgebers akzeptierten Wechſeln, 
lautend über 150 & und 100 &. Schon bei der Anfertigung 
des dritten Wechſels vom 19. Februar 1908 hat der An⸗ 
geklagte ſeine Vollmacht überfchritten, indem er ihn anſtatt auf 
50 &, wozu er nach der vorausgegangenen Abmachung allein 
noch befugt geweſen wäre, auf einen Betrag von 100 & ſchrieb. 
Dies reicht aus, um die Unterſchrift des Akzeptanten im Sinne 
von 8 267 StGB. als falſch (fälſchlich angefertigt) erfcheinen 
zu laſſen, fo daß, da auch in ſubjektiver Hinficht feſtſteht, der 
Angeklagte habe, als er den Wechſel an S. zum Diskontieren 
übergab, ihn über die mangelnde Echtheit täuſchen wollen, die 
Begriffsmerkmale der Urkundenfälſchung inſoweit erfüllt ſind. 
Das nämliche gilt von dem den Gegenſtand der zweiten Ur⸗ 
kundenfälſchung bildenden vierten und fünften Wechſel, die der 
Angeklagte ohne jede rechtliche Befugnis mit 3.8 Namen 
gezeichnet und ſodann zum Diskont weitergegeben hat. Das 
Urteil berichtet zwar von Verhandlungen, die nach der Übergabe 
der Wechſel zwiſchen den Beteiligten ſtattgefunden haben und 
aus denen eine Zuſtimmung des Z. zu dieſen beiden Wechſel⸗ 
zeichnungen entnommen werden könnte. Eine ſolche nach⸗ 
trägliche Genehmigung würde indes, da von den fälſchlich 
angefertigten Wechſelurkunden dem P. gegenüber zum Zwecke 
der Täuſchung bereits vorher Gebrauch gemacht war, an dem 
damit erfüllten ſtrafrechtlichen Tatbeſtande des S 267 StGB. 
nichts haben ändern können. Nach den Feſtſtellungen des 
Vorderrichters hatte Z. dem Angeklagten bei der Erteilung der 
Erlaubnis zur Wechſelakzeptation noch eine weitere Beſchränkung 
auferlegt. Der aus der Diskontierung der Akzepte erzielte 
Erlös ſollte zu einem beſtimmten Zwecke, nämlich zur Be⸗ 
gleichung einer älteren Schuld verwendet werden. Wie das 
Urteil als erwieſen anſieht, hat der Angeklagte aber die 
Diskontſumme in eigenem Nutzen verbraucht und er hat, als 
er die fünf Wechſel ſchrieb, von vornherein nicht die Abſicht 
gehabt, jener „Bedingung“ zu entſprechen. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden, meint das Gericht, ſei der Angeklagte überhaupt nicht 
befugt geweſen, den Namen 3.3 zu gebrauchen, ſelbſt nicht in 
Höhe von 300 4, und es nimmt hiernach an, der An⸗ 
geklagte habe auch hinſichtlich der beiden erſten Wechſelakzepte 
über 150 4 und 100 & ſich der Urkundenfälſchung ſchuldig 
gemacht. Dem läßt ſich nicht beitreten. Um eine der Voll⸗ 
machtserteilung beigefügte Bedingung handelt es ſich nicht. 
Wie das Urteil ergibt, ſollte der Angeklagte durch die Voll⸗ 
macht, die ihm Z. erteilte, erſt in den Stand geſetzt werden, 
ſich die zur Tilgung der Schuld erforderlichen Geldmittel zu 
beſchaffen. Von der Ermächtigung mußte der Angeklagte 
Gebrauch gemacht haben, ehe die Schuldtilgung vonſtatten 
gehen konnte und ſomit kann ihre rechtliche Wirkſamkeit nicht 
von der vorherigen Erfüllung jener „Bedingung“ abhängig 
gemacht worden ſein. Alsdann aber iſt davon auszugehen, 
daß die Zeichnung der beiden in Rede ſtehenden Wechſelakzepte 
vom 15. und 19. Februar 1908 über 150 & und 100 & dem 
Willen des Z. entſprochen hat und daß der Angeklagte inſo⸗ 
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weit nur verbunden war, den Diskonterlös aus den Wechſeln 
in der ihm vorgeſchriebenen Weiſe zu verwenden. Iſt der An⸗ 
geklagte ſeiner Verpflichtung hierzu nicht nachgekommen, ſo 
macht ihn ſein vertragswidriges Handeln dem anderen Teile 
verantwortlich. Allein, mit der Frage der Echtheit der der 
Vollmacht gemäß für Z. abgegebenen Wechſelunterſchriften hat 
das nichts zu tun. Dieſe Namenszeichnungen blieben echt und 
für den Vollmachtgeber des Ausſtellers verbindlich, gleichviel 
welches die Abſichten waren, von denen der Angeklagte ſich 
bei ihrer Ausſtellung hat leiten laſſen. Urt. d. II. Sen. 
v. 1. Okt. 1909 (596/09). 

10. 5 267 StGB. Identitätszeichen.] Die Annahme 
der Strafkammer, daß das auf dem Rücken des fraglichen 
Schweines befindliche Zeichen „Ste“ eine Urkunde im Sinne 
des S 267 StGB. geweſen ſei, hat im Urteil keine rechtlich 
einwandfreie Begründung erfahren. Es wird dargelegt, daß 
der Viehhändler D. Schweine auf den Markt gebracht habe, 
daß davon der Fleiſcher St. ſechs beſtellt gehabt habe und daß 
dieſe vor Beginn des Marktes von den Angeſtellten des D. 
mit dem Zeichen „Ste“ verſehen worden ſeien. Daß die ſo 
gezeichneten Schweine vor der Anbringung der Zeichen von St. 
ausgeſucht geweſen ſeien, oder daß dem D. die Befugnis zu⸗ 
geſtanden habe, unter ſeinen Schweinen eine den St. bindende 
Auswahl zu treffen, iſt nicht feſtgeſtellt und der Sachlage nicht 
zu entnehmen. Die angegebenen Zeichen waren alſo, ſoweit 
das Urteil erkennen läßt, zunächſt bloße Identitätszeichen; ſie 
waren lediglich dazu beſtimmt, diejenigen Schweine, welche D. 
auf Grund der ihm zugegangenen Beſtellung dem St. anbieten 
wollte, von anderen auf den Markt gebrachten Schweinen zu 
unterſcheiden. Wie hierin durch die im Urteile feſtgeſtellten 
ſpäteren Vorgänge eine Anderung hätte eintreten können, iſt 
nicht erſichtlich. Im Urteil iſt lediglich feſtgeſtellt, daß die für 
St. beſtimmten Schweine während des Marktes dem St. über⸗ 
geben, in ſeiner Gegenwart gewogen und in die Sammelbucht 
gebracht wurden. Hieraus folgt, daß das Eigentum der Schweine 
auf St. überging, aber an ſich nichts für die Urkundeneigenſchaft 
der auf den Schweinen angebrachten Zeichen. Wenn in dem 
Urteil ausgeführt wird, „durch dieſes Zeichen, das im Ein⸗ 
verſtändnis des Käufers und Verkäufers auf dem Schweine 
angebracht worden, trete äußerlich in die Erſcheinung, daß auf 
Grund des Verkaufs die Übergabe und dadurch der Eigentums⸗ 
übergang ſtattgefunden habe“, ſo kann dieſe Ausführung als 
eine einwandfreie Begründung der Urkundeneigenſchaft der 
Zeichen nicht erachtet werden. Die Zeichen waren auf den 
Schweinen angebracht worden, ehe St. bezüglich ihrer Annahme 
eine Erklärung abgegeben hatte. Die Bemerkung, daß ſie im 
Einverſtändniſſe des Käufers und Verkäufers angebracht 
ſeien, entſcheidet nicht. Einverſtändnis hätte zwiſchen dieſen 
darüber obwalten müſſen, daß die Zeichen den Beweis für 
eine rechtserhebliche Tatſache erbringen ſollten. Als letztere 
betrachtet die Strafkammer anſcheinend die Tatſache des Eigentums⸗ 
überganges. Indeſſen daß irgend wann, etwa auch nur bei 
der Übergabe der Tiere, vereinbart worden wäre, die bisherigen 
Identitätszeichen ſollten nunmehr als urkundlicher Beweis für 
dieſen auf Grund des Kaufvertrags ſtattgehabten Eigentums⸗ 
ubergang gelten, iſt im Urteil nicht geſagt und dem Sachverhalt 


nicht zu entnehmen. Es beſteht deshalb der Verdacht, daß die 
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Strafkammer ſich über den rechtlichen Unterſchied zwiſchen bloßen 
Identitätszeichen und beweiserheblichen Privaturkunden nicht 
klar geweſen iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 19. Okt. 1909 
(653/09). 

11. 8 274 Nr. 2, § 370 Nr. 1 StGB. Art der 
Konkurrenz beider Beſtimmungen.] Die vom Beſchwerdeführer 
vertretene Anficht, daß 8 370 Nr. 1 dem § 274 Nr. 2 StGB. 
gegenüber eine beſondere Vorſchrift darſtelle, welche die An⸗ 
wendung des § 274 Nr. 2 ausſchließe, wenn es ſich um Ab⸗ 
graben oder Abpflügen eines Grenzrains handelt, iſt irrig. 
Der § 370 Nr. 1 richtet ſich gegen die Verletzung der Un⸗ 
verſehrtheit des Rains, ohne daß erfordert wird, daß er ſeiner 
Zweckbeſtimmung, die Grenze zu bezeichnen, entzogen werde, 
während § 274 Nr. 2, inſoweit als er von der Beſeitigung 
vorhandener Grenzmale handelt, bezweckt, den Berechtigten gegen 
die Entziehung des Beweiſes zu ſichern, welchen das Daſein 
des Grenzmales liefert. Die Verringerung des Raines durch 
Abgraben oder Abpflügen iſt aber möglich, ohne daß der Rain 
vernichtet, unkenntlich gemacht oder ſonſt als Grenzmerkmal 
beſeitigt wird. Das Verhältnis beider Vorſchriften zueinander 
iſt hiernach nicht ein derartiges, daß der Tatbeſtand des 8 274 
Nr. 2 ſämtliche unter den 8 370 Nr. 1, ſoweit er von 
Grenzrainen ſpricht, zu bringende Fälle umfaßt und 8 370 
Nr. 1 als Spezialgeſetz gegenüber dem § 274 Nr. 2 als dem 
allgemeineren Geſetz zu gelten hätte, und es liegt daher Ideal⸗ 
konkurrenz vor, wenn die Tatbeſtandsmerkmale beider Vor⸗ 
ſchriften in einer Handlung zuſammentreffen. Vgl. RGSt. 22, 
286. Dies iſt gegen den Angeklagten rechtlich einwandfrei und 
mit einer dem 8 266 Abſ. 1 StPO. entſprechenden Begründung 
feſtgeſtellt. Es iſt für erwieſen erachtet, daß der zwiſchen den 
Grundſtücken des Angeklagten und des N. liegende Grenzrain 
von beiden Eigentümern und ihren Vorbeſitzern als Grenze 
anerkannt worden ſei. Damit iſt dargetan, daß der Rain 
zur Bezeichnung der Grenze beſtimmt war und daß dies auch 
dem Angeklagten bekannt geweſen iſt. Ohne Grund wird 
ſonach eine ausreichende Feſtſtellung des Bewußtſeins des An⸗ 
geklagten davon, daß er einen zum Grenzmal beſtimmten 
Grenzrain durch Abpflügen und Zupflügen verringert bzw. ver⸗ 
nichtet habe, vermißt. Auch die Einwendungen gegen die An⸗ 
nahme teilweiſer Vernichtung des Rains ſind unbegründet. 
Soweit der Grenzrain auf der Strecke von etwa 7 Schritt 
durch Zupflügen völlig beſeitigt worden, war er als Grenzrain 
verſchwunden und der unmittelbaren Wahrnehmung entzogen. 
überdies würde der Tatbeſtand des $ 274 Nr. 2 auch dann 
gegeben ſein, wenn der Grenzrain nur „unkenntlich gemacht“ 
worden wäre. Das Handeln in der Abſicht, einem andern 
Schaden zuzufügen, konnte unbedenklich darin gefunden werden, 
daß Angeklagter den eingeackerten Boden, ſoweit er ihm nicht 
gehörte, ſich aneignen und dem Nachbarn den Beweis des 


Grenzzuges unmöglich machen wollte. Urt. d. IV. Sen. v. 


19. Nov. 1909 (914/09). 


B. Zur Strafprozeßordnung. 
12. 8 44 StPO.] Wiedereinſetzung bewilligt: in Er⸗ 
wägung, daß die Reviſionsbegründung, nachdem das Urteil dem 


Beſchwerdeführer am 17. September 1909 zugeſtellt war, erſt 
am 20. Oktober 1909 zu den Strafakten gebracht und nicht 
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erſichtlich iſt, daß ſie ſchon früher in die Hände des zur Empfang⸗ 
nahme berufenen Beamten gelangt war, die Friſt des § 384 
Abſ. 2 StPO. alſo in dem Beſchluſſe des LG. mit Recht für 
verſäumt erachtet iſt, aber das mit dem Antrag auf Entſcheidung 
des Reviſionsgerichts verbundene Wiedereinſetzungsgeſuch durch⸗ 
greift, weil nach den beigebrachten Beſcheinigungen, die ihre 
Ergänzung gefunden haben in den von hier aus veranlaßten 
Ermittelungen, die Schrift am 22. September 1909 durch einen 
Angeſtellten des Verteidigers in der Weiſe an das Gericht ab⸗ 
geliefert iſt, wie ſie der Präſident des LG. in Halberſtadt durch 
feine Verfügung vom 15. Januar 1909 allgemein — von Eil- 
ſachen abgeſehen — den Rechtsanwälten empfohlen hatte, nämlich 
durch Hineinlegen in das Fach des im Gerichtsdienerzimmer zu 
dieſem Zweck aufgeſtellten Repoſitoriums, von wo der Boten⸗ 
meiſter viermal täglich die Abtragung an die Gerichtsſchreibereien 
zu bewirken hatte; daß ſonach den Verteidiger, mag dieſe Ab⸗ 
lieferungsart ſeiner Anordnung entſprochen haben oder nicht, 
kein Verſchulden trifft, vielmehr die Friſtverſäumnis verurſacht 
iſt durch das Verſehen des abtragenden Boten, vermöge deſſen 
die Schrift an eine unrichtige Dienſtſtelle gelangt und zu Zivil⸗ 
prozeßakten genommen iſt, alſo durch einen für den Angeklagten 
und ſeinen Verteidiger unabwendbaren Zufall. Beſchl. d. III. Sen. 
v. 22. Nov. 1909 (2196/09). 

13. 8 69 Abſ. 2 StPO. Zwang gegen einen Zeugen 
zur Nennung eines Mitwiſſers.] Da der Zeuge B. bekundet 
hatte, daß ihm eine Perſon, deren Namen er auf ihren Wunſch 
nicht nenne, mitgeteilt habe, ſie habe am Morgen der Tat 
vier Perſonen gegen den Tatort zu gehen ſehen, ſo hat der 
Verteidiger beantragt, dem Zeugen die Nennung des Namens 
jener Auskunftsperſon aufzugeben und dann dieſe Perſon als 
Zeugen zu vernehmen. Der Antrag iſt abgelehnt, weil die 
Vernehmung jener Perſon unnötig ſei, da das Gericht ihrer 
vom Zeugen bekundeten, viel zu allgemeinen und unbeſtimmten 
Außerung zuungunſten des Angeklagten kein Gewicht beilege. 
Es braucht nicht unterſucht zu werden, ob dieſer Ablehnungs⸗ 
grund gegenüber einem förmlichen Beweisantrage genügt haben 
würde; denn ein ſolcher Beweisantrag lag nicht vor. Es 
handelte ſich zunächſt lediglich darum, den Namen der Auskunfts⸗ 
perſon von dem Zeugen zu erlangen, und nur für den 
— nicht eingetretenen — Fall, daß der Zeuge den Namen 
ſagen würde, konnte der Beweisantrag auf Vernehmung geſtellt 
werden, nur für dieſen, nicht eingetretenen Fall iſt er geſtellt 
worden. Hiernach kann nur die Beſcheidung des Antrags in 
Frage kommen, dem Zeugen die Nennung der Auskunftsperſon 
aufzugeben. Auf die Ablehnung dieſes Antrags kann die 
Reviſion nicht geſtützt werden. Der Antrag konnte den Sinn 
haben, daß das Gericht den Zeugen durch nochmaliges Be⸗ 
fragen zur Nennung des Namens anhalten ſollte. Hierauf 
hatten die Angeklagten keinen Anſpruch, denn die Frageſtellung 
lag im Ermeſſen des Vorſitzenden, den Angeklagten ſtand nur 
zu, zu verlangen, daß ihnen geſtattet würde, ſelbſt zu fragen 
(§ 239 StPO., RGSt. 29, 147). Daß ſie dieſes Verlangen geſtellt 
und dabei die Zurückweiſung erfahren hätten, behauptet die 
Reviſion ſelbſt nicht. Der Antrag, dem Zeugen die Nennung 
des Namens aufzugeben, konnte aber auch den Sinn haben, 
daß das Gericht den Zeugen zur Beantwortung der Frage 
nach dem Namen zwingen ſollte. Auch darauf hatten die An⸗ 
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geklagten keinen Anſpruch. Der § 69 Abſ. 2 StPO. gibt dem 
Gericht zwar die Befugnis, zur Erzwingung des Zeugniſſes 
die Haft anzuordnen, ſtellt aber die Anwendung dieſer Maß⸗ 
regel in das Ermeſſen des Gerichts (RGSt. 36, 93). Da 
biernach den Angeklagten in keiner Weiſe ein Anſpruch darauf 
zuſtand, daß das Gericht dem Zeugen die Nennung des Namens 
der Auskunftsperſon aufgab, ſo können ſie auch auf die Ab⸗ 
lehnung ihres dahin gerichteten Antrags die Reviſion nicht 
ſtützen. Urt d. V. Sen., 29. Okt. 1909 (613/09). 

14. 5 250 StPO. Verleſung einer unbeeideten kom⸗ 
miſſariſchen Zeugenausſage nach Eintritt der Eidesmündigkeit.] 
Der gemäß $ 191 StPO. in der Vorunterſuchung als Zeuge 
vernommene Leichtmatroſe L. iſt am 9. Auguſt 1890 geboren, 
hatte alſo bei ſeiner am 26. April 1906 erfolgten Vernehmung 
das ſechzehnte Lebensjahr nicht vollendet, und iſt deshalb damals 
nicht beeidigt worden. In der Hauptverhandlung vom 12. März 
1909, in der das Vernehmungsprotokoll gemäß § 250 StPO. 
verleſen wurde, war das hierauf beruhende Hindernis der Be⸗ 
eidigung des Zeugen weggefallen, und daher nach § 250 Abſ. 3 
Satz 2 daſ. die Pflicht des Gerichts begründet, die Beeidigung, 
der ein ſonſtiges Hindernis nicht entgegenſtand, nachzuholen, 
ſofern die nochmalige Vernehmung des Zeugen ausführbar war. 
Die Frage, ob ein Zeuge beeidigt werden müſſe, iſt nach dieſer 
Vorſchrift auch dann in der Hauptverhandlung ſelbſtändig zu 
prüfen, wenn er nicht vor dem erkennenden Gerichte vernommen 
iſt, und zwar nach Lage der Verhältniſſe, wie ſie zur Zeit der 
Hauptverhandlung beſtehen. Dies folgt daraus, daß die Vor⸗ 
leſung der Ausſage dazu dient, die unmittelbare Vernehmung 
des Zeugen zu erſetzen, und beim Vorliegen des Ausnahmefalles 
des § 250 die verleſene Ausſage ebenſo der Entſcheidung zu: 
grunde zu legen iſt, als wenn fie gemäß § 249 daſ. in der 
Hauptverhandlung abgegeben wäre. Iſt deshalb ein früheres 
Hindernis der Beeidigung aus irgendwelchem Grunde weg⸗ 
gefallen, ſo muß, immer die Ausführbarkeit vorausgeſetzt, ſeine 
Beeidigung nachgeholt werden, entweder durch Wiederholung 
der kommiſſariſchen Vernehmung, oder im Wege der Ladung 
des Zeugen zur Hauptverhandlung. Die Unausführbarkeit der 
nochmaligen Vernehmung liegt nicht bloß in den Fällen des 
S 250 Abſ. 1 StPO. vor, wird vielmehr, abgeſehen von den 
Fällen der phyſiſchen Unmöglichkeit, auch da anzunehmen ſein, 
wo die der Vernehmung entgegenſtehenden Schwierigkeiten im 
Verhältnis zur Sachlage ſo erhebliche ſind, daß die Erſchwerung 
der Unmöglichkeit gleich zu achten iſt. Jedenfalls deckt ſich das 
Erfordernis nicht mit den Vorausſetzungen des S 222 StPO., 
und wird nicht dadurch erfüllt, daß eine dieſer Vorausſetzungen 
zur Zeit der Hauptverhandlung fortbeſteht; es würde ſonſt jeder 
ſelbſtändigen Bedeutung entbehren. In vorliegender Sache 
ergeben die Akten eine Unausführbarkeit der Vernehmung des 
Zeugen in dieſem Sinne nicht. Nach der letzten polizeilichen 
Auskunft vom 26. Januar 1909 befand ſich L. auf dem 
engliſchen Segler „Granada“, der am 14. Dezember 1908 
von Port Townſend nach Melbourne geſegelt war. 
ziehung weiterer Erkundigungen war möglich, da die Eltern 
des Zeugen in Hamburg wohnten. Es beſteht kein Grund zu 
der Annahme, daß nach der Rückkehr des Schiffes in den 
Heimatshafen die Beeidigung des Zeugen nicht erfolgen konnte. 
Urt. d. III. Sen. v. 25. Okt. 1909 (575/09). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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15. 5 343 SPD. Abänderung zugunſten des An⸗ 
geklagten auf Reviſion des Nebenklägers.] Die Reviſion des 
Nebenklägers war im übrigen zurückzuweiſen, jedoch zugunſten 
des Angeklagten nach folgenden Richtungen zu berückſichtigen. 
Die Strafkammer hat unterlaſſen, in dem entſcheidenden Teil 
ihres Urteils die Tat zu bezeichnen, wegen deren die Ver⸗ 
urteilung des Angeklagten erfolgt iſt. Nun iſt zwar eine Rüge 
aus 8 259 SPD. nicht erhoben, indeſſen iſt nicht zu ver: 
kennen, daß jeder Angeklagte einen Anſpruch darauf hat, daß 
die Tat, wegen deren ſeine Beſtrafung erfolgt, ihren geſetzlich 
techniſchen Ausdruck findet, und daß dieſer Anſpruch derart dem 
materiellen Rechte angehört, daß, wenn materielle Beſchwerde 
überhaupt erhoben iſt, demſelben auch ohne beſondere Rüge 
Rückſicht getragen werden muß. Der Vorderrichter hat ferner 
zuungunſten des Angeklagten dieſem die Koſten des Neben⸗ 
klägers auferlegt, obgleich gemäß § 503 StPO. derſelbe nur 
zur Erſtattung der dem Nebenkläger erwachſenen notwendigen 
Auslagen verurteilt werden durfte (vgl. RGSt. 6, 237). Aller: 
dings hat der Angeklagte ein Rechtsmittel nicht eingelegt. Allein, 
es war zu berückſichtigen, daß, wie in dem Urteil des IV. StS. 
des RG. vom 5. Juni 1908 (RGSt. 41, 349 (351) näher 
ausgeführt iſt, der 5 343 StPO. auch auf das Rechtsmittel 
des Nebenklägers in der Weiſe Anwendung zu finden hat, daß 
es nach beiden Seiten ſeine Wirkung äußert und deshalb die 
Rechtsmittelinſtanz zur Prüfung der angefochtenen Entſcheidung 
ſowohl daraufhin genötigt iſt, ob für den Beſchwerdeführer der 
geltend gemachte Beſchwerdegrund beſteht, als auch, ob die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung den Angeklagten nicht beſchwert. Urt. 
d. III. Sen. v. 8. Nov. 1909 (799/09). 


C. Zu anderen Reichsgeſetzen. 


16. Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879 8 10. 
Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 § 37. Art der Konkurrenz 
beider Beſtimmungen.] Die Beſchwerde über unrichtige An⸗ 
wendung der 88 73, 74 StGB., 5 37 des Brauſteuergeſetzes 
vom 3. Juni 1906 und $ 10 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 
14. Mai 1879 kann nicht durchdringen. Der erſte Richter iſt 
allerdings mit der vom erkennenden Senate in dem im erſten 
Urteil und in der Rechtfertigungsſchrift erwähnten Urteile vom 
21. Mai 1909 (4 D 248/09) ausgeſprochenen Rechtsanſicht, 
daß zwiſchen $ 37 Brauft®. und 8 10 Nahr Mittel G., ſobald 
deren Tatbeſtand durch dieſelbe Tat verwirklicht werde, Ideal⸗ 
konkurrenz beſtehe und Subfidiarität des erſteren Geſetzes gegen⸗ 
über dem letzteren nicht anzunehmen ſei, bewußt in Widerſpruch 
getreten. Bei nochmaliger Prüfung der Frage ſieht ſich jedoch 
der erkennende Senat nicht in der Lage, an ſeiner damaligen 
Rechtsanſicht feſtzuhalten. Er tritt vielmehr den vom V. StS. 
in dem in RGSt. 42, 427 veröffentlichten Urteile dargelegten 
Erwägungen bei, nach denen die in § 37 BrauſtG. enthaltene 
Beſtimmung, „ſoweit nicht nach anderen Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt iſt“, nach dem Willen des Geſetzgebers die 
Subſidiarität des § 37 BrauſtG. gegenüber den eine höhere 
Strafe androhenden Geſetzen, deren Tatbeſtand durch die Tat 
des Angeſchuldigten gleichfalls erfüllt iſt, zum Ausdruck bringen 
fol, daß alſo § 37 a. a. O. nicht Anwendung finden kann, 
wenn die in Frage kommende Tat den Tatbeſtand eines eine 
höhere Strafe androhenden Geſetzes erfüllt. Unter Zugrunde⸗ 
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legung dieſer Rechtsauffaſſung läßt das angefochtene Urteil 
einen Irrtum bei Anwendung des § 10 Nahr Mittel G. auf den 
feſtgeſtellten Tatbeſtand nicht erkennen. Der Einwand des Ver⸗ 
teidigers, daß bei Befolgung dieſer Rechtsanſicht, dieſelbe 
ſtrafbare Handlung mehrmals in ſtrafrechtliche Beurteilung 
gezogen werden könne, iſt nicht ſtichhaltig, da nach ihr die 
ſtrafbare Handlung eben nur der Strafbeſtimmung des die 
höhere Strafe androhenden Geſetzes unterliegt und $ 37 Brauft®. 
nur dann Anwendung finden kann, wenn die Vorausſetzungen 
für Unterſtellung der Tat unter ein anderes, ſchwereres Straf⸗ 
geſetz nicht gegeben find. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß 
die Möglichkeit nicht zu beſtreiten iſt, daß infolge der Zu⸗ 
läſſigkeit der Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen das 
Brauſteuergeſetz durch die Verwaltungsbehörde dieſe unter Außer⸗ 
achtlaſſung der Anwendbarkeit eines anderen Strafgeſetzes einen 
Strafbeſcheid erläßt, eine Möglichkeit, die auch bei dem Erlaß 
polizeilicher Strafverfügungen oder amtsrichterlicher Strafbefehle 
nicht ausgeſchloſſen ſein wird. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Dez. 1909 
(859/09). 

17. Pariſer Übereinkunft zum Schutze des gewerblichen 
Eigentums vom 20. März 1883 in der Faſſung der Brüſſeler 
Zuſatzakte vom 14. Dezember 1900. Art. 4. Vorbenutzung 
innerhalb der Hinterlegungsfriſt.] Nach S 4 des deutſchen 
Patentgeſetzes vom 7. April 1891 hat das Patent die Wirkung, 
daß der Patentinhaber ausſchließlich befugt iſt, gewerbsmäßig 
den Gegenſtand der Erfindung herzuſtellen, in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen; und nach 8 23 Abf. 1 
a. a. O. tritt dieſe geſetzliche Wirkung „einſtweilen“ ein mit 
der Bekanntmachung einer bei der Vorprüfung (§ 21 a. a. O.) 
nicht beanſtandeten Anmeldung. Dagegen tritt gemäß § 5 
a. a. O. die Wirkung des Patents oder der Anmeldungs⸗ 
bekanntmachung gegenüber demjenigen nicht ein, dem das 
ſogenannte Vorbenutzungsrecht zuſteht, d. h. gegenüber dem⸗ 
jenigen, der zur Zeit der Anmeldung bereits im Inlande 
die Erfindung in Benutzung genommen oder die zur Benutzung 
erforderlichen Anſtalten getroffen hatte. Nun beſtimmt Art. 4 
der in Deutſchland ſeit dem 1. Mai 1903 in Kraft befindlichen 
Pariſer Übereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums 
vom 20. März 1883 (in der Faſſung der Brüſſeler Zuſatzakte 
vom 14. Dezember 1900), daß derjenige, der in einem der 
vertragſchließenden Staaten ein Geſuch um ein Erfindungs⸗ 
patent hinterlegt, zum Zwecke der Hinterlegung in den 
anderen Staaten während der Friſt von 12 Monaten „vor⸗ 
behaltlich der Rechte Dritter“ ein Prioritätsrecht genießen ſoll. 
Unter der Annahme, daß die Patentgeſetzgebungen derjenigen 
Staaten, die dem Pariſer Vertrage nebſt Brüſſeler Zuſatzakte 
beigetreten ſind, dem Sinne nach gleiche Beſtimmungen wie in 
Deutſchland enthalten, was der Vorderrichter ausweislich der 
Urteilsgründe nicht feſtgeſtellt hat, aber für ſelbſtverſtändlich zu 
halten ſcheint, ergibt ſich folgende Rechtslage: Derjenige, der 
vor der Anmeldung eines Patents in Deutſchland dieſelbe 
Erfindung im Inlande oder im Auslande „in Benutzung ge⸗ 
nommen“ hat, bleibt in ſeinen damit wohlerworbenen Rechten 
nach Maßgabe des S 5 PatG. auch weiter geſchützt. Streitig 
aber iſt, ob derjenige, der die Erfindung nach der Anmeldung 
in Deutſchland, aber vor ihrer Anmeldung im Auslande dort 
„in Benutzung nimmt“, das ſogenannte Vorbenutzungsrecht 
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erwirbt. Das Gericht iſt der Anſicht, wenigſtens können ſeine 
Ausführungen ſo verſtanden werden, daß dies für denjenigen 
zutrifft, der ſich dabei in gutem Glauben befindet. Dann aber 
ſind die zuungunſten der Angeklagten daraus hergeleiteten 
Folgerungen unhaltbar, da es ſelbſt anerkennt, daß der dem 
deutſchen Anmelder obliegende Nachweis des böſen Glaubens 
meiſt ſchwierig ſein wird. Infolgedeſſen hätte derjenige, der in 
Deutſchland ein Patent anmeldet, tatſächlich ein berechtigtes 
Intereſſe daran, daß ſeine Erfindung auch im Auslande ge⸗ 
ſchützt wird, bevor deren öffentliche Bekanntmachung in Deutſch⸗ 
land auf Grund ſeiner Anmeldung erfolgt. Daß jeder im 
Auslande die Erfindung in Benutzung nehmen kann bis zu 
dem Augenblick, in dem ſie in dem Staate, in dem die Be⸗ 
nutzung erfolgt, patentamtlich angemeldet wird, unterliegt keinem 
Zweifel. Wenn das Gericht im Zuſammenhang damit feftftellt, 
daß dies während der hier auf längſtens 12 Monate zu be⸗ 
meſſenden Friſt höchſt unwahrſcheinlich ſei, jedenfalls aber die 
Rechte des deutſchen Erfinders nur in ſehr beſchränktem Um⸗ 
fange ſchmälern würde, ſo find rechtliche Bedenken dagegen 
nicht geltend zu machen. Allein die Reviſion des Angeklagten H. 
betont mit Recht, daß es darauf nicht ankommt, ſondern im 
Zuſammenhange der diesbezüglichen Erörterungen des Vorder⸗ 
richters, wie oben nachgewieſen, nur darauf, ob derjenige, der 
nach der Anmeldung der Erfindung in Deutſchland dieſelbe im 
Auslande in Benutzung nimmt, ſei es in gutem, ſei es in 
böſem Glauben, zu den Dritten gehört, deren Rechte auch 
gegenüber der innerhalb von 12 Monaten in ſeinem Lande 
erfolgenden fpäteren Anmeldung nach Art. 4 der genannten 
Pariſer Abereinkunft „vorbehalten“ bleiben ſollen, die alſo auf 
Grund ihres auf dieſem Wege erworbenen „Vorbenutzungsrechts“ 
auch nach der Anmeldung der Erfindung dieſelbe weiter zu 
benutzen berechtigt find. Dazu tritt, daß keineswegs ſämtliche 
Kulturſtaaten der Pariſer Übereinkunft und der Brüſſeler Zuſatz⸗ 
akte beigetreten find. Inſoweit im vorliegenden Falle ſolche 
Staaten, die nicht beigetreten ſind, in Betracht kämen, was 
aus den Urteilsgründen nicht überall erſichtlich iſt, iſt der 
hierauf bezüglichen Beweisführung des Vorderrichters überhaupt 
der Boden entzogen. Allein der erkennende Senat ſieht keine 
ausreichende Veranlaſſung, zu der aufgeworfenen Streitfrage 
Stellung zu nehmen. Es kann die Richtigkeit der auf die 
Pariſer Union ſich beziehenden Erörterungen und der aus ihnen 
gezogenen Folgerungen dahingeſtellt bleiben. Urt. d. V. Sen. 
v. 5. Okt. 1909 (808/09). 

18. § 13 Warenzeichengeſetz. Schutz neugebildeter Worte, 
trotzdem fie eine Beſchaffenheitsangabe enthalten.] 8 13 
Waren 3G. hat nur diejenigen Angaben über die Beſchaffenheit 
einer Ware im Auge, die ſich ausſchließlich als ſolche kenn⸗ 
zeichnen und die wegen der allgemeinen Gepflogenheit, die 
Ware auch durch Hinweiſe auf ihre Beſchaffenheit zu empfehlen, 
im Intereſſe der Verkehrsfreiheit nicht zum Sondergut eines 
einzelnen erklärt werden dürfen, deren ſich der Verkehr bedienen 
muß, um die Waren zu beſchreiben, und die deshalb als 
Gemeingut aller angeſehen werden müſſen. Erwägungen dieſer 
Art ſind aber nicht in dem Fall am Platze, wo jemand zur 
Bezeichnung ſeiner Waren eine eigentümliche Wortbezeichnung 
ſchafft und ſich ſchützen läßt, die, wenn ſie auch vermöge ihrer 
Wortbildung einen erkennbaren Hinweis auf die Beſchaffenheit 
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enthält, doch als Beſchaffenheitsangabe nicht verkehrsüblich, 
vielmehr infolge ihrer Neuheit und Eigentümlichkeit zur 
Unterſcheidung der aus einem beſtimmten Geſchäftsbetriebe 
ſtammenden Waren geeignet iſt. In ſolchen Fällen liegt keine 
reine und ausſchließliche geſchäfts⸗ oder verkehrsübliche 
Beſchaffenheitsangabe, ſondern — mindeſtens zugleich — eine 
willkürliche und eigenartige Namensgebung für be⸗ 
ſtimmte Waren vor. Und dieſer Umſtand hindert die Be⸗ 
fugnis des beliebigen Dritten, dasſelbe Wort als Angabe über 
die Beſchaffenheit ſeiner Ware zu verwenden. Ein ſolcher 
Fall liegt nach den Urteilsfeſtſtellungen hier vor. Die Straf⸗ 
kammer hat angenommen, „daß das Wort „Technolexikon“, 
obwohl der Wortteil „Techno“ eines Stammes mit 
tednifh" und ‚Technik ſei, fo daß der Leſer oder Hörer 
möglicherweiſe an ein techniſches Wörterbuch denken könne, 
keine übliche Bezeichnung eines ſolchen ſei; daß das genannte 
Wort früher überhaupt nicht üblich geweſen, vielmehr erſt von 
dem Vorſtande des Vereins deutſcher Ingenieure gebildet und 
verwendet worden ſei; daß dieſes Wort für die Zeit ſeiner 
Eintragung als Warenzeichen nicht die Angabe der Beſchaffen⸗ 
heit einer Ware, insbeſondere nicht die Angabe, es handele ſich 
um ein Lexikon der techniſchen Wiſſenſchaften, enthalten habe, 
daß es vielmehr ein neugebildetes Schlagwort zur Kennzeichnung 
der beſonderen Ware des genannten Vereins geweſen ſei; 
daß der Angeklagte auch gewußt habe, daß das Wort „Techno⸗ 


lexikon nicht eine allgemeine Beſchaffenheitsangabe, ſondern 


ein Schlagwort, das der Verein für ſeine Ware gebildet habe 
und benütze, geweſen ſei und ſei.“ Damit iſt ausgeſprochen, 
daß dies ſowohl für die Zeit der Eintragung in das Zeichen⸗ 
regiſter als für die Zeit des Gebrauchs des geſchützten Wortes 
durch den Angeklagten zutrifft. Dieſe auf dem Gebiete der 
tatſächlichen Beurteilung liegenden und inſoweit einer Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogenen Feſtſtellungen recht: 
fertigen die Nichtanwendung der in § 13 Waren ZG. für 
Angaben über die Beſchaffenheit von Waren getroffenen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung. Sie widerlegen auch in ſubjekter Richtung 
die Behauptung des Angeklagten, daß er das in Rede ſtehende 
Wort nur als Beſchaffenheitsangabe habe verwenden wollen; 
denn da er nach Annahme des Gerichts gewußt hat, daß das 
Wort eine allgemeine Beſchaffenheitsangabe nicht enthält, kann 
ſein Vorſatz nicht dahin gegangen ſein, es als ſolche zu 
gebrauchen. Der behauptete Widerſpruch iſt nicht vorhanden. 
Die Möglichkeit, daß ein Hörer oder Leſer auf den Gedanken 
kommen könne, es handele ſich um ein techniſches Lexikon, ſteht 
dem Ausſpruch, das Wort „Technolexikon“ fer keine übliche 
Bezeichnung eines ſolchen, nicht entgegen. Urt. d. IV. Sen. 
v. 30. Nov. 1909 (923/09). 

19. Reblausgeſetz vom 6. Juli 1904 § 10. Rechts⸗ 
irrtum und Tatſachenirrtum.] Die Strafdrohung in $ 10 Nr. 2 
des Geſetzes vom 6. Juli 1904 betreffend die Bekämpfung der 
Reblaus iſt, wie ihre Faſſung beweiſt und wie auch in der 
Begründung des Geſetzes mehrfach betont iſt, ganz den Be⸗ 
ftimmungen nachgebildet, in denen Zuwiderhandlungen gegen 
die zur Verhütung und Unterdrückung von Seuchen getroffenen 
obrigkeitlichen Anordnungen unter Strafe geſtellt ſind. Von 
einer „wiſſentlichen“ Verletzung der Aufſichts⸗ oder Ab⸗ 
ſperrungsmaßregeln oder Einfuhrverbote (88 327, 328 StGB.), 
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von einem „vorſätzlichen“ Zuwiderhandeln gegen die An⸗ 
ordnungen (8 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1878 über die 
Zuwiderhandlung gegen die zur Abwehr der Rinderpeſt getroffenen 
Vieheinfuhrverbote) kann in dieſen Fällen nach feſtſtehender 
Rechtſprechung nur dann die Rede ſein, wenn der Täter, der 
durch ein beſtimmtes gewolltes Handeln ſich mit einer behördlichen 
Anordnung in Widerſpruch ſetzt, dies tut, obwohl er von dem 
Beſtehen, dem Inhalte und dem Zweck der obrigkeitlichen An⸗ 
ordnung Kenntnis hat, ſich alſo bewußt iſt, daß er grade das 
tut, was durch dieſe Anordnung verboten iſt. (RGSt. 1, 1; 
6, 159; 22, 196; 23, 107 und 311; 28, 195/196; 16, 136; 
17, 318 u. a.) Die Rechtſprechung geht davon aus, daß in 
Fällen dieſer Art — im Gegenſatz zu andren RGSt. 12, 398/399 
— die zur Ergänzung der offnen Strafbeſtimmung dienenden 
Geſetze, Verordnungen, Anordnungen und Maßregeln der Ver⸗ 
waltungsbehörden nicht in dem Sinne Teile des Strafgeſetzes 
werden, daß ihre Unkenntnis nach allgemeiner Regel nicht ent⸗ 
ſchuldigt, ſondern es wird aus der Faſſung der Blankett⸗ 
beſtimmung geſchloſſen, daß der Täter Kenntnis von jenen 
Beſtimmungen ebenſo haben muß, wie von ſonſtigen Tat⸗ 
umſtänden, wenn ihm ſeine Handlung zum Vorſatz zugerechnet 
werden ſoll. Nach der Tatſachenfeſtſtellung hat der Angeklagte 
auf Grund der Mitteilungen ſeiner Ehefrau über die Außerung 
des Bürgermeiſters angenommen, „jetzt könne er das Rebholz 
holen, es ſei alles offen“. Der Angeklagte war der Meinung, 
die behördliche Anordnung, die ihn ſeither am Abholen des 
Holzes hinderte, ſtehe jetzt nicht mehr entgegen, „das frühere 
Verbot ſei hinfällig geworden“. Die Urteilsfeſtſtellung geht 
ſonach erſichtlich dahin, der Angeklagte habe bei Verbringung 
des Rebholzes aus der Gemarkung Dahlheim in die von Zorn⸗ 
heim nicht gewußt, daß er dadurch einer zum Zwecke der Ver⸗ 
hütung weiterer Verbreitung der Reblaus erlaſſenen und noch 
fortbeſtehenden Anordnung zuwiderhandle. Die fortdauernde 
Rechtsbeſtändigkeit der Anordnung, die ſein Vorſatz gleich einem 
Tatumſtand hätte umfaſſen müſſen, war ihm unbekannt, weil 
er von der falſchen Vorausſetzung ausging, das Verbot der 
Behörde ſei aufgehoben, hinfällig geworden, jetzt ſei alles offen. 
Hiernach kann die Verfehlung gegen § 38 der auf Grund des 
8 8 der heſſiſchen Vollzugsverordnung vom 29. Dezember 1906 
und § 2 Abſ. 1 und Abſ. 2 Nr. 4 Reblaus G. erfolgten Bekannt⸗ 
machung des Miniſteriums des Innern vom 31. Dezember 1906 
dem Angeklagten als vorſätzliche Zuwiderhandlung im Sinne 
des § 10 Nr. 2 Reblaus GG. nicht zugerechnet werden. Unter 
dieſen Umſtänden kommt es nicht weiter darauf an, ob auch 
den weiteren, vom Staatsanwalt beanſtandeten Ausführungen 
des Urteils überall beizutreten wäre, in denen die feſtgeſtellte 
Unkenntnis des Angeklagten von dem Fortbeſtand der behörd⸗ 
lichen Anordnung rechtlich dahin gewürdigt iſt, daß ſie den 
Vorſatz um deswillen ausſchließe, weil der Angeklagte infolge 
der Unkenntnis an eine ihm durch den zuſtändigen Bürgermeiſter 
erteilte „Erlaubnis“ geglaubt und daraus eine beſondere 
„Berechtigung“ zur Abholung des Holzes hergeleitet, ſonach 
„nicht mit dem Bewußtſein der Rechtswidrigkeit“ gehandelt 
habe. Vom Standpunkt dieſer Rechtsauffaſſung, die nicht in 
der Unkenntnis von dem Beſtehen der Anordnung die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 59 StGB. erfüllt ſieht, ſondern darin, daß 
der Angeklagte irrig an eine Erlaubnis der Behörde geglaubt 
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habe, wäre es allerdings erheblich, ob die Weinbaubezirke, zu 
denen Zornheim und Dalheim gehören, „benachbart“ ſind oder 
nicht. Denn in S 38 der Miniſterialbekanntmachung iſt es nur 
für benachbarte Bezirke den Kreisämtern überlaſſen, Aus⸗ 
nahmen vom Verbot zuzulaſſen; folgerichtig könnte der irrige 
Glaube an eine von einer zuſtändigen Stelle erteilte „Erlaubnis“ 
nur dann ſtrafbefreiend wirken, wenn benachbarte Weinbau⸗ 
bezirke in Frage kämen. Nur in dieſem Fall ſtellt der Mangel 
der Erlaubnis ein Tatbeſtandsmerkmal dar, das bei beſtehender 
Unkenntnis nach $ 59 StGB. dem Täter nicht zugerechnet 
werden darf, während da, wo eine behördliche Erlaubnis für 
den äußeren Tatbeſtand nach dem Strafgeſetz überhaupt belang⸗ 
los iſt, auch der Glaube daran nicht Straffreiheit begründen 
kann (RGSt. 29, 376; 26, 265; 3, 49; 12, 431 u. a.), da 
das allgemeine Bewußtſein von der Rechtswidrigkeit einer 
Handlung, das allein durch eine ſolche Erlaubnis beſeitigt werden 
könnte, kein Merkmal des Vorſatzes bildet (RGSt. 15, 158; 
22, 416; 20, 393). Urt. d. I. Sen. v. 18. Dez. 1909 (564/09). 

20. 5 3 Weingeſetz.] Nach § 1 Wein. iſt allerdings 
unter Wein nur „das durch alkoholiſche Gärung aus dem 
Saft der Weintraube hergeſtellte Getränk“ zu verſtehen; § 3 
Abſ. 1 hat jedoch ſeinem gedanklichen Inhalte nach gerade 
Getränke, die nicht lauterer Wein ſind, im Auge, die ſogenannten 
Kunſtweine, deren gewerbsmäßige Herſtellung unter Verwendung 
beſtimmter Zuſätze oder Mittel verboten wird. Es entſcheidet 
daher über die Frage, ob in einer dem § 3 Abſ. 1 zuwider⸗ 
laufenden Weiſe „Wein“ hergeſtellt iſt, die weſentliche Eigenart 
des fertigen Erzeugniſſes, und es liegt ein Nachmachen von 
„Wein“ immer dann vor, wenn das Erzeugnis ſeinem Weſen 
nach die dem lauteren Wein eigenen inneren Merkmale, wie 
Ausſehen, Geruch, Geſchmack uſw. den Anſchein erweckt, als 
ſei es durch alkoholiſche Gärung aus Traubenſaft ohne Bei⸗ 
miſchung anderer Stoffe gewonnen. Wie der Angeklagte das 
Getränk genannt hat, iſt gleichgültig, da es nicht darauf an⸗ 
kommt, ob bei der Herſtellung Täuſchungsabſicht beſtand und 
ob bei der Abgabe an die Konſumenten eine Täuſchung bezweckt 
oder erreicht worden iſt. RGSt. 37, 76. Über das Bewußt⸗ 
ſein des Angeklagten, daß er Kunſtwein hergeſtellt habe, ſpricht 
das Urteil ſich nicht ausdrücklich aus; ſeinem Zuſammenhange 
iſt jedoch zu entnehmen, daß dieſes Bewußtſein als vorhanden 
erachtet wurde, daß insbeſondere der Angeklagte bei Herſtellung 
der Miſchung wußte, das Erzeugnis entſpreche ſcheinbar einem 
durch alkoholiſche Gärung aus dem Saft von Weintrauben 
hergeſtellten Getränk. Hielt er es trotzdem nicht für „Wein“ 
im Sinne des $ 3 Abſ. 1 Wein., ſo lag ein nicht beacht⸗ 
licher ſtrafrechtlicher Irrtum vor. Urt. d. III. Sen. v. 4. Okt. 1909 
(526/09). 


— — — 


Aus der Juſtizkommiſſion. 
Sitzung vom 10. Februar 1910. 


Die Juſtizkommiſſion trat am 10. Februar 1910 in die 
Beratung des Erpreſſungsparagraphen (§S 253 StGB.) ein. 
Dieſer lautet nach der Regierungsvorlage künftig: 

„Wer in der Abſicht, ſich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, das Ver⸗ 
mögen eines anderen dadurch beſchädigt, daß er durch 
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Gewalt oder Drohung zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlaſſung nötigt, wird wegen Erpreſſung mit 
Gefängnis nicht unter einem Monate beftraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar“ 

Die Neuerung gegenüber dem geltenden Recht beſteht alſo darin, 
daß künftig, geradeſo wie beim Betrug eine Vermögensbeſchädigung 
eingetreten ſein muß, wenn die Handlung ſtrafbar ſein ſoll. 

Ein Regierungskommiſſar führte aus, daß die Neuerung 
veranlaßt ſei durch die bekannte und viel kritiſierte Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, wonach ein „rechtswidriger“ Ver⸗ 
mögensvorteil überall da vorhanden ſei, wo der Täter zur 
Zeit der Drohung einen Rechtsanſpruch auf denſelben nicht 
habe. Danach ſei u. a. beſtraft worden der Mieter, der mit 
Kündigung drohe, wenn der Mietzins nicht herabgeſetzt werde, 
der Käufer, der mit Entziehung der Kundſchaft drohe, wenn 
der Preis der Ware nicht herabgeſetzt werde, vor allem aber 
habe dieſe Rechtſprechung auf dem Gebiete des gewerblichen Lohn⸗ 
kampfes zu Unzuträglichkeiten geführt; denn es ſeien ſtändig 
Arbeiter beſtraft worden, die durch Drohung mit Arbeits⸗ 
einſtellung den Arbeitgeber zu Zugeſtändniſſen hinſichtlich der 
Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe zu bewegen verſucht hätten. 
Durch ſolche Erkenntniſſe werde das Rechtsbewußtſein des 
Volkes ſchwer verletzt, da das Koalitionsrecht den Arbeitern ge⸗ 
ſetzlich gewährleiſtet, die Ankündigung aber, von dieſem Rechte 
Gebrauch zu machen, als Erpreſſung ſtrafbar ſein ſolle. Dieſe 
Praxis werde unmöglich ſein, wenn zum Tatbeſtand auf der 
anderen Seite eine Vermögensbeſchädigung gehöre. Eine durch⸗ 
greifende Reviſion der Materie müſſe dem neuen StGB. vor⸗ 
behalten bleiben, wobei insbeſondere auch die ſog. „Chantage“ 
(Fall Dahſel uſw.) geregelt werden ſolle. | 

Die große Mehrheit der Kommiſſion erkannte an, daß die 
Vorlage einen kleinen Fortſchritt darſtelle, von verſchiedenen 
Seiten wurde indeſſen gefordert, daß man ganze Arbeit machen 
und, wenn das auch ſchwierig ſei, eine ganz neue Begriffs⸗ 
beſtimmung einführen ſolle; nicht nur die Auslegung der 
„Rechtswidrigkeit“ beim Vermögensvorteil, ſondern auch der 
„Drohung“ ſei fehlerhaft. Von ſozialdemokratiſcher Seite 
wurde ausgeführt, daß man die gute Abſicht zwar anerkenne, 
daß aber nach der Vorlage alles beim alten bleiben werde. 
Redner ſchlug einen neuen Abſatz 2 folgenden Inhalts vor: 

„Das Verlangen, einen Arbeitsvertrag zu ſchließen, 
andere in Arbeit zu nehmen, andere Arbeitsbedingungen, 
insbeſondere höhere Löhne oder kürzere Arbeitszeit zu 
gewähren oder beſtimmte Forderungen als Vorausſetzung 
für Fortſetzung oder Aufnahme der Arbeit zu erfüllen, 
ſowie das Verlangen, einer Wohltätigkeitsanſtalt, einer 
öffentlich⸗rechtlichen Korporation, einer Armenkaſſe, oder 
einer religiöſen, politiſchen, gewerblichen oder gemein⸗ 
nützigen Vereinigung eine Zuwendung zu machen, iſt 
nicht als rechtswidrig und der dadurch erſtrebte Ver⸗ 
mögensvorteil nicht als ein rechtswidriger zu erachten.“ 

Dieſe Regelung wurde von allen Seiten wegen ihrer Kaſuiſtik 
als unbrauchbar bezeichnet. 

Ein Mitglied beantragte, die Drohung einzuengen und 
zwar folgendermaßen: . 

„Drohung mit Begehung einer ſtrafbaren Handlung, mit 
Strafanzeige oder Strafklage oder mit Behauptung oder 
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Verbreitung einer Tatſache, welche ihn oder einen anderen 
verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung 
herabzuwürdigen geeignet iſt.“ 

Hiergegen wurde eingewendet, dieſe Faſſung ſei wieder zu 
5 der Erpreſſer häufig eine direkte „Drohung“ vermeiden 
werde. 

Von wieder anderer Seite wurde beantragt, den ganzen 
Erpreſſungsparagraphen zu ſtreichen und dem § 240 (Nötigung) 
einen Abſ. 2 anzuhängen: 

„Wer die Handlung des Abſ. 1 in der Abſicht begeht, 
ſich oder einen Dritten einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen und dadurch das Vermögen eines 
anderen beſchädigt, wird wegen Erpreſſung mit Gefängnis 
nicht unter einen Monat beſtraft. en 

Auch gegen dieſe Faſſung wurden Bedenken erhoben, da 
zur Nötigung die Drohung mit einem Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen genüge, dieſes aber für die Erpreſſung viel zu eng ſei. 

Schließlich wurde in Anlehnung an die bekannte Theorie 
des Strafrechtslehrers Prof. Dr. Franck, der für die Drohung 
„Verkehrswidrigkeit“ fordert, folgende Faſſung vorgeſchlagen: 

„Wer in der Abſicht, ſich oder einen Dritten einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen . .. uſw. wie in der 
Vorlage, wird wegen Erpreſſung mit Gefängnis nicht 
unter einen Monat beſtraft, es ſei denn, daß er an der 
Drohung ein berechtigtes Intereſſe hat.“ 

Nachdem auch dieſer Antrag regierungsſeitig bekämpft 
worden war, wurden in der Abſtimmung ſämtliche Abänderungs⸗ 
anträge abgelehnt und die Regierungsvorlage mit 15 gegen 
10 Stimmen angenommen. 


In der Sitzung vom 16. Februar 1910 nahm die Kom⸗ 
miſſion das Hauptſtück der Novelle, den neuen Beleidigungs⸗ 
paragraphen mit der vielbeſprochenen Einſchränkung des hr⸗ 
heitsbeweiſes in Angriff. Der neue § 186 StGB. lautet in 
ſeiner neuen Faſſung nach der Vorlage: 

„Wer in Beziehung auf einen anderen eine Tatſache be⸗ 
hauptet oder verbreitet, welche denſelben verächtlich zu 
machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen 
geeignet iſt, wird, wenn nicht dieſe Tatſache erweislich 
wahr iſt, wegen Beleidigung mit Geldſtrafe bis zu 1000 4 
oder mit Haft oder mit Gefän nis bis zu einem Jahre 
und, wenn die Beleidigung öffentlich oder durch Ver⸗ 
breitung von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen 
begangen iſt, mit Geldſtrafe bis zu 10 000 & oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren beſtraft. Auf die Geld⸗ 
ſtrafe kann auch neben der Freiheitsſtrafe erkannt werden. 

Bei einer öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darftellungen begangenen 
Beleidigung tritt die Beſtrafung ohne Rückſicht auf 
die Erweislichkeit der Tatſache ein, wenn dieſe lediglich 
Verhältniſſe des Privatlebens betrifft, die das öffentliche 
Intereſſe nicht berühren. Eine Beweisaufnahme über 


die behauptete oder verbreitete Tatſache iſt nur mit Zu 


ſtimmung des Beleidigten zuläſſig.“ 

Neu iſt hiernach die erhebliche Verſchärfung der Strafen, 
die Kumulierung der Geldſtrafe mit der Freiheitsſtrafe und die 
in Abſ. 2 vorgeſehene Beſchränkung des Wahrheitsbeweiſes. 

In 8 187 Abſ. 2 ſoll ſtatt bis auf 900 „ bis auf 
3000 & und in $ 188 Abſ. 1 auf eine Buße bis zu 20 000 4 
erkannt werden können. 

Der Vertreter des Staatsſekretärs begründete die Not⸗ 
wendigkeit der Verſtärkung des Strafſchutzes bei der üblen 
Nachrede und ſuchte nachzuweiſen, daß es, wenn es ſich bei 
einer Beleidigung lediglich um die intimſten Vorgänge im 
Privatleben eines Menſchen handele, an deren Enthüllung die 
Allgemeinheit ein begründetes Intereſſe nicht habe, möglich 
ſein müſſe, den Wahrheitsbeweis en Dieſe Not⸗ 
wendigkeit ſei durch eine große Anzahl ſolcher „Senſations⸗ 
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prozeſſe“ dargetan. Das Prozeßrecht biete nicht die genügende 
Handhabe, um den Mbelitand zu beſeitigen. Er wies auch 
darauf hin, daß in einer großen Anzahl moderner ausländiſcher 
Entwürfe derſelbe Weg mit Erfolg beſchritten worden ſei. 

Mehrere Redner erklärten, daß der beklagte Abelſtand 
zweifellos vorhanden ſei, wenngleich ein energiſcher und takt⸗ 
voller Vorſitzender vieles verhindern könne, ſie bezeichneten 
aber die Regelung des Entwurfs als unannehmbar. Der 
Begriff des „öffentlichen Intereſſes“ und des „Privatlebens“ 
ſei viel zu dehnbar, um hier erörtert werden zu können; für 
den Beleidigten aber ſei es eine ſehr zweiſchneidige Sache, 
wenn der Wahrheitsbeweis in dieſem Falle von ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung abhängen ſolle. Stimme er zu, dann werde eben 
doch ſein Privatleben vor die Offentlichkeit gezerrt; ſtimme er 
aber nicht zu, dann ſei er in der öffentlichen Meinung gerichtet. 

Von anderer Seite wurde die Vorlage als ein Verſuch 
bezeichnet, die Preſſe, namentlich diejenige der Oppoſition 
mundtot zu machen. 

In der Sitzung vom 17. Februar 1910 wurde die Debatte 
fortgeſetzt. Es kam der von Prof. Dr. Beling angeregte 
Gedanke zur Erörterung, ein Sonderdelikt für die 1 9 
Preisgabe von Privatgeheimniſſen ohne Zulaſſung des Wahrheits⸗ 
beweiſes zu ſchaffen. Dieſer Gedanke fand ſeinen Niederſchlag 
in folgendem Antrag: 

1. 5 186 in der Faſſung des Abf. 1 der Vorlage; 


2. § 186a an Stelle des Abſ. 2 der Vorlage: 
„Bei einer öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen be⸗ 
begangenen Beleidigung tritt ohne Rückſicht auf die 
Erweislichkeit der Tatſache die Beſtrafung nach 
§ 186 wegen Geheimnisbruchs ein, wenn dieſe 
Tatſache lediglich Verhältniſſe des Privatlebens 
betrifft, die das öffentliche Intereſſe nicht berühren.“ 
Dieſem Antrag erklärten mehrere Redner, unter Vorbehalt 
ihrer Stellungnahme für die zweite Leſung beitreten zu können. 


Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde für den Fall einer 
Anderung des § 186 StGB. beantragt, auch an eine Erweiterung 
des § 193 heranzugehen, deſſen Faſſung viel zu eng ſei und 
der Preſſe nicht die nötige Bewegungsfreiheit ſichere. Die be⸗ 
kannte Rechtſprechung des Reichsgerichts, wonach die Preſſe 
grundſätzlich eine Ausnahmeſtellung auf dem Gebiete des § 193 
nicht genießt, wurde erörtert und für den bezeichneten Paragraphen 
folgende Faſſung vorgeſchlagen: 

„Tadelnde Urteile über wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, 
gewerbliche, politiſche oder militäriſche Leiſtungen, 
ingleichen Außerungen, welche au Ausführung oder Ver⸗ 
teidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter, 
ihn oder Dritte angehender Intereſſen, ins— 
beſondere auch öffentlicher Intereſſen auf politi— 
ſchem, religiöſem oder anderem Gebiet, oder 
ſolcher Intereſſen, die 75 Ausübung eines be— 
rechtigten Berufs gemacht werden, uſw. uſw. wie 
bisher.“ 

Regierungsſeitig und aus der Kommiſſion heraus wurde 
dieſer Antrag damit bekämpft, daß dieſe wichtige Materie nicht ſo 
nebenher behandelt werden könne, ihre Löſung vielmehr der 
allgemeinen Reviſion des StGB. vorbehalten bleiben müſſe. 

Bei der Abſtimmung wurde der Abſ. 1 der Vorlage an⸗ 
genommen, ebenſo an Stelle des Abſ. 2 der von der Kom⸗ 
miſſion vorgeſchlagene $ 186 a; alle anderen Anträge wurden 
abgelehnt. 

Den Anderungen der SS 187, 188 wurde debattelos zu⸗ 
geſtimmt. 

Damit iſt die erſte Leſung der Novelle beendigt. 
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Richter und Rechtsanwälte. 


Nachdem von dem Abgeordneten Landgerichtsrat Peltaſohn 
in Berlin die in der JW. 10, 166 erwähnte Außerung des Recht: 
anwalts Dr. Heinemann auf dem Anwaltstage in Roftod im 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe zur Sprache gebracht worden war, 
hat der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins unter Bezugnahme 
auf die in der JW. a. a. O. mitgeteilten Erklärungen dem genannten 
Abgeordneten den Wunſch ausgeſprochen, er möge im allgemeinen 
Intereſſe zum Ausdruck bringen, daß die Angelegenheit eine be⸗ 
friedigende Erledigung gefunden habe. 

Darauf hat der Abgeordnete Peltaſohn in der Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes vom 16. Februar cr. erklärt: 

„Ich ſtehe nicht an, dem Wunſche des Vorſtandes der 
Anwaltskammer zu entſprechen. Dabei will ich gar nicht 
prüfen, ob die Erklärung des Herrn Rechtsanwalts Heine⸗ 
mann mit der im Bericht wiedergegebenen Außerung ſich in 
vollſtändigen Einklang bringen läßt. Jedenfalls war der 
Wortlaut ſeiner Außerung auf dem Anwaltstage geeignet, 
daran die Ausführungen zu knüpfen, die ich am 5. Februar 
gemacht habe. Aber mein damals gekennzeichneter Zweck, 
ähnliche öffentliche Kundgebungen für die Zukunft zu ver⸗ 
hindern und durch gegenſeitiges Vertrauen ein gedeihliches 
Zuſammenwirken zwiſchen Richtern und Rechtsanwälten zu 
erſtreben, wird durch die vorgelegten Erklärungen gefördert. 

Damit kann ich, ſoweit ich in Betracht komme, die An⸗ 
gelegenheit als in befriedigender Weiſe erledigt erachten. 
Dem wollte ich hiermit nachkommen.“ 


Literaturbeſprechung. 


Sammlung der neueſten Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts, des Kaiſerlichen Patentamts, der Oberlandesgerichte, 
der Verwaltungsgerichte ſowie zahlreicher Verwaltungs- 
behörden in Kartothek⸗Ausgabe. Redaktionelle Oberleitung: 
Juſtizrat Dr. Fuld⸗Mainz. Jahrg. 1909 / 10, Heft 1—3. 
Roth, Gießen. DRGM. R. 2463334 i. Gm. 

Eine loſe Blattſammlung von Entſcheidungen, die nach der 
Abſicht der Herausgeber in 20 für die verſchiedenen Geſetzes⸗ 
materien beſtimmten Buchform⸗Aufbewahrungskäſten geſammelt 
werden und ſo eine fortlaufend ergänzte und vollſtändige Ent⸗ 
ſcheidungsſammlung ergeben ſoll. n hat die Sammlung 
unter des Deutſchen Reichs Gebrauchsmuſterſchutz geglaubt ſtellen 
zu ſollen und zu können. Aber bekanntlich iſt es ſehr ſchwer, 
etwas Neues unter der Sonne zu finden, und ſo iſt dieſer 
moderne Gedanke, wenn auch außerlich in etwas abweichender 
Form, ſchon mehrfach ausgeführt worden. Wer erinnert ſich nicht 
der Lescinskyſchen Sammelakten, die bald nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. erſchienen? Einſeitig bedruckt und gummiert, 
ſollten ſie zerſchnitten und in große Sammelbücher geklebt 
werden. Sie erſchienen während eines Jahres und verſchwanden. 
Aber ſchon früher, im Jahre 1891/92, ließ Feliſch eine Zettel⸗ 
ausgabe für Strafrecht und Strafprozeß erſcheinen. Aber auch 
dieſe führte ſich nicht ein. Ich ſelbſt habe zweimal zu erwägen 
Veranlaſſung gehabt, ob eine Kartothek eine geeignete Form 
für die Herausgabe ſolcher Sammlungen ſei, nämlich einmal, 
als es ſich um die Begründung des Jahrbuchs des deutſchen 
Rechts und ferner als es ſich um die Herausgabe der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen handelte. Ich 
entſchied mich beide Male gegen die Kartothekmethode, obwohl 
ich perſönlich ſehr gern an der Hand eines Zettelkatalogs arbeite. 
Die Kartothekform iſt nur für ſolche Benutzer geeignet, die regel⸗ 
mäßig und ſorgſam die Sammlung — ſei es ſelbſt, ſei es 
durch Hilfsperſonen — inſtand halten. Eine regelmäßige Ein⸗ 
ordnung, eine ſtetige Wiederordnung nach gemachtem Gebrauch, 
die peinlichſte Zurückſchaffung der entnommenen loſen Blätter 
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gehören muß. 
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iſt unerläßliche Vorausſetzung für die praktiſche Verwendbarkeit. 
Auf ſolche Pflege iſt bei den wenigſten Benutzern zu rechnen, 
nehmen ſie ſich doch in den ſeltenſten Fällen auch nur die Zeit, 
die Druckfehler zu berichtigen, die in den ſpäteren Bänden der 
Entſcheidungsſammlungen uſw. mitgeteilt ſind. Aber ganz ab⸗ 
geſehen davon entbehrt die Kartothek der Uberſichtlichkeit und 
ſyſtematiſchen Bearbeitung, die der juriſtiſche Praktiker nicht 
miſſen will. Für kurze Inhaltsangaben, als Katalog, 05 die 
Kartothek ihre volle Berechtigung, nicht aber für die Wieder⸗ 
gabe langatmiger Entſcheidungen. Ich kann trotz vielfacher mit 
der zweiten Lieferung mitgeteilter Zuſtimmungserklärungen der 
Sammlung keine günſtige Vorausſage machen. Im Intereſſe 
der Unternehmer werde ich mich freuen, wenn die Zukunft mir 
Unrecht geben ſollte! N. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


Die Frage, welchen Umfang die Vertretungsmacht eines 
Agenten hat, iſt nach Entſch. Nr. 2 nach dem Rechte des Ortes 
zu beurteilen, an dem die Agentur ihren Sitz hat. 

Nach Entſch. Nr. 3 iſt die Angliederung eines Vereins an 
einen anderen, zufolge deren die Organe des erſteren eine 
Doppelſtellung einnehmen, indem ſie für gewiſſe Angelegen⸗ 
heiten in Vertretung des Hauptvereins, in anderen aber für 
den Zweigverein handeln, rechtlich unbedenklich. Die Auf⸗ 
faſſung, daß die angegliederte Vereinigung ein beſonderer Verein 
ſei, wird auch nicht dadurch au eſchloſſen, daß dieſe Ver⸗ 
einigung ohne weiteres jedes Mitglied des Hauptvereins auch 
als ſolches des Zweigvereins gelten läßt und behandelt, und daß 
jedes Mitglied des e wenn es nicht auch die Zu⸗ 
9998 b. dieſem aufgeben will, dem Zweigverein an⸗ 

In Entſch. Nr. 4 wird in Innehaltung des nunmehr 
befeſtigten neuen Kurſes einer in einem Sägereianweſen be: 
findlichen Lokomobile die Eigenſchaft eines weſentlichen Beſtand⸗ 
teils des Sägereigrundſtücks abgeſprochen. 

Entſch. Nr. 5 liefert einen typiſchen Fall für die Lehre 
von der Friſtſetzung aus § 326. 

Die Haftung des Verkäufers aus einer für den Kauf⸗ 
0 kauſalen, fahrläſſigen Raterteilung behandelt Entſch. 
Nr. 6. 


Bei Tarifverträgen zwiſchen Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmer⸗ 
verbänden iſt nach Entſch. Nr. 7 im Zweifel davon auszugehen, 
daß durch die getroffenen, zur Wahrung der Intereſſen der 
einzelnen Arbeitgeber beſtimmten Vereinbarungen für dieſe ein 
unmittelbares Recht auf Erfüllung der von dem Gegenkontrahenten 
übernommenen Verpflichtungen und auf Schadenserſatz bei deren 
Verletzung begründet werden ſoll. 

Der Beſteller eines Werkes kann die Friſtſetzung aus 
§ 634, 636 BGB. nach Entſch. Nr. 8 ſchon vor Eintritt der 
älligkeit vornehmen, indes darf die geſetzte Friſt nicht vor 
Eintritt der Fälligkeit ablaufen. 

In Entſch. Nr. 11 wird die Herabſetzung des Zinsfußes 
einer verzinslichen Hypothek als eine teilweiſe Aufhebung der 
Hypothek angeſehen. 

Für die Pflicht des Vorerben zur dauernden Anlegung 
von Geldern kommt es nach Entſch. Nr. 12 nicht auf ſeine 
jeweiligen Bedürfniſſe, ſondern nur auf die allgemeinen 
wirtſchaftlichen Anſchauungen über die Vermögensverwaltung an. 

Entſch. Nr. 13 behandelt wichtige Fragen des Pflichtteils⸗ 
rechts, insbeſondere den Fall, daß zum Nachlaß ein Anſpruch 
auf den Nachlaß eines Dritten gehört. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Herren Bertrauensmänner werden erſucht, die 
Beiträge der Mitglieder für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1909 
bis 30. Inni 1910 baldigſt einzuziehen und an die Hülfs⸗ 

kaſſe für dentſche Rechtsanwälte in Leipzig einzuſenden. 


Kurlbaum, Schagmeifter. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
1500 „ gewährt. Der Kammer und ihrem Borſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Unſere Mitglieder werden hiermit aufgefordert, die Viertel⸗ 
jahrsbeiträge für das zweite Vierteljahr 1910 in den erſten 
acht Tagen des April an das Bankhaus Reinhold Steckner 
zu Halle a. d. S. für das Konto der Kaſſe portofrei — jedoch 
ohne Beſtellgebühr — einzuſenden oder dieſem Hauſe durch 
Reichsbank⸗Giro⸗Konto oder im Poſtſcheckverkehr (Nr. 215 Poſt⸗ 
ſcheckamt Leipzig) zu überweiſen, im letzten Falle aber die Poſt⸗ 
ſcheckunkoſten von 25 & mitzuſberweiſen. 

Es iſt zuläſſig, die Beiträge auf ein Jahr im voraus 
zu zahlen und fie alsdann um den Zwiſchenzins zu kürzen, 
welcher beträgt 
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Auch Vorauszahlungen auf ein halbes Jahr werden an⸗ 
genommen, ein Zinsabzug aber, der Geringfügigkeit wegen, 
nicht bewilligt. 

Der Poſtſchein gilt als Quittung, eine beſondere Eingangs⸗ 
beſtätigung wird alſo nicht erteilt. 


Die Zahl der in Kraft ſtehenden Verſicherungen, fort⸗ 
während ſteigend, iſt jetzt auf 832 angelangt, das zinsbar, 
lediglich in mündelſicheren Papieren, angelegte Vermögen der 
Kaſſe auf 887 000 &. 

Formulare zu Beitrittserklärungen mit den Verſicherungs⸗ 
bedingungen und Tarifen liegen für die Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins dieſem Hefte bei. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S. 


Die drohende Reviſionsverſtümmelung vom Stand⸗ 
punkt der ſoziologiſchen Rechtslehre. 
Von Ernſt Fuchs, Rechtsanwalt beim OLG. Karlsruhe. 


Um eine praktiſche Probe auf die Richtigkeit meiner Aus⸗ 
führungen in JW. 1910, 53 d. J. zu geben, habe ich das 
damals gerade erſchienene 2. Heft des 71. Bandes der Entſch. 
des RG. in Zivilſ. durchgegangen. Ich fand, daß es ſich 
beſonders gut dafür eigne, weil ſein Inhalt ein geradezu 
wohltuendes Ringen gegen den alten konſtruktiven Geiſt 
zeigt, wenn auch deſſen Schlacken begreiflicherweiſe noch 
beinahe allerorts hängen geblieben ſind. Daß ich auch auf 
dieſe im folgenden hinweiſe, hängt gerade mit dem beſonderen 
Licht zuſammen, in dem die drohende Reviſionsverſtümmelung 
erſcheint, wenn man ſie vom Standpunkt der ſoziologiſchen 
Rechtslehre aus betrachtet, wie ſie übrigens in den letzten 
Heften des RG. als neues Geſtirn allmählich leiſe emporzuſteigen 
ſcheint. 

Scoweit in dem Heft die Erkenntniſſe beider Vorinſtanzen 
zu erſehen find, find es neunzehn konforme Urteile. Von dieſen 
ſind nur elf beſtätigt und nicht weniger als acht aufgehoben 
worden. Und zwar ſind, wie ich zu meiner Freude feſtſtellen 
kann, alle acht Streitfälle im Ergebnis vom RG. ſoziologiſch 
richtig entſchieden gegen die — zum Teil für den Nichtſcholaſten 
ganz unbegreiflichen — pandektologiſch verirrten konformen 
Konſtruktionsurteile der beiden Vorinſtanzen. Es fehlt hier der 
Raum zur ausführlichen Beſprechung dieſer acht Rechtsfälle. 
Ich will daher nur den erſten kurz darſtellen und mich bei den 
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weiteren ſieben auf aphoriſtiſche Bemerkungen beſchränken, ich 
bitte alſo dazu das Heft ſelbſt zur Hand zu nehmen. 

1). Nr. 44. Die bekl. Firma hatte dem Kl., einem ihrer 
Angeſtellten, an einem dritten Platz ein Geſchäft errichtet und 
bei verſchiedenen Lieferanten des Kl. das Delkredere für ihn 
übernommen. Als Entgelt für all das hatte der Kl. an die 
von der Bekl. errichtete Einkaufsvereinigung, durch die er von 
den Lieferanten ſeine Ware bezog, 3 Prozent der Kaufpreiſe zu 
zahlen. Der Kl. löſte dieſe Geſchäftsverbindung mit der Bekl. 
und trat mit den Lieferanten direkt in Verkehr. Darauf nahm 
die Bekl. ein anderes Geſchäft an jenem Ort in die Einkaufs⸗ 
vereinigung auf und ſtellte zugleich die Lieferanten vor die 
Alternative, entweder die Geſchäftsverbindung mit dem Kl. oder 
mit ihr fortzuſetzen. (S. 171 heißt es offenbar verſehentlich: 
„entweder die Geſchäftsverbindung mit ihr fortzuſetzen oder dem 
Kl. nicht zu liefern“.) Das Landgericht I Berlin und das 
Kammergericht hielten das für eine unerlaubte Handlung im 
Sinne des $ 826 BGB. Dem Klagbegehren gemäß erkannten 
ſie für Recht: der Bekl. ſei bei Strafvermeiden eine ſolche Auf⸗ 
forderung an Lieferanten zu verbieten und ſie habe das Ver⸗ 
langen an die beſtimmten Lieferanten, dem Kl. nichts zu liefern, 
zurückzuziehen. In dem Vorgehen der Bekl. liege ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten! Nach der Anſchauung „aller ſittlich 
und gerecht denkenden Menſchen“ () könne es nicht ge⸗ 
billigt werden, daß die Bekl. in die Geſchäftsverbindung des 
Kl. eingegriffen habe, um ihn zu ſchädigen aus Rachegefühl, 
weil er ſich von der wirtſchaftlichen Abhängigkeit von der Bekl. 
befreit habe. Wenn dieſe Gerichte nicht durch das Urteil des 
RG. eines beſſeren belehrt ſind — und das iſt erfahrungs⸗ 
gemäß ſehr ſelten — ſo gehört jetzt auch das RG. zu denen, 
denen jene Gerichte, darunter das hochangeſehene Kammergericht, 
die Denkweiſe „aller ſittlich und gerecht denkenden Menſchen“ 
abgeſprochen haben. Man ſieht hier erſtens die gänzliche 
Gegenſtandsloſigkeit des Vorwurfs der Richterwillkür, der der 
ſoziologiſchen Rechtslehre gemacht wird. Denn Begriffe wie 
„gegen die guten Sitten“ verſtellen alles in dieſe vermeintliche 
„Willkür“. Ausſchlaggebend iſt jetzt ſchon — wenn auch nicht 
offen, ſondern hinter juriſtiſche Paralogiſtik verſteckt — die 
Sachkunde (Lebens⸗ und Verkehrskunde) und die Perſönlichkeit 
des Richters. Die beſſere Sachkunde, die beſſere Lebens⸗ und 
Verkehrskenntnis ſagte den Reichsrichtern: „Die erfolgreiche 
Betätigung des eigenen geſchäftlichen Intereſſes wird regelmäßig 
mit einer Schädigung der Konkurrenz verbunden ſein, und das 
Bewußtſein dieſer Schädigung allein kann noch nicht die An⸗ 
nahme begründen, daß die Betätigung jenes Intereſſes gegen 
die guten Sitten verſtoße.“ 

Unter dem Difformitätsprinzip hätte die Bekl. nicht nur 
ein vermögensrechtliches Unrecht auf ſich ſitzen laſſen müſſen, 
ſondern auch den ſie infamierenden Vorwurf, daß ſie gegen die 
Denkweiſe aller ſittlich und gerecht denkenden Menſchen ver⸗ 
ſtoßen, alſo das begangen habe, was wir vulgär eine Gemein⸗ 
heit nennen. Und das wäre ihr „konform“ durch zwei Ge⸗ 
richte, darunter ein ſo hohes Gericht wie das Kammergericht, 
rechtskräftig beſcheinigt geweſen. Die Bekl. wäre damit zeit⸗ 
lebens mit einem Schandmal gebrandmarkt geweſen. Jeder, 
der ihr fürderhin gemeines und ſittenwidriges Handeln vor⸗ 
geworfen hätte, hätte im Strafprozeß mit dem Kammergerichts⸗ 
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urteil in der Hand den Wahrheitsbeweis angetreten und 
mindeſtens ſeinen guten Glauben damit erwieſen. Ich kann 
mir feinfühlige Menſchen denken, denen ein ſolcher im beſten 
Glauben, es ſei das gerechtes Recht, verübter objektiver Rechts⸗ 
und Ehrenmord die geſamte Daſeinsfreude, das Lebensglück, 
vergällte. Und gegen ein ſolches frappantes, aus Weltfremdheit 
verübtes Unrecht könnte der oberſte Areopag — es möchten 
ſelbſt ungeheuerliche Intereſſen, Menſchenexiſtenz und Menſchen⸗ 
glück noch ſo vieler auf dem Spiele ſtehen — bloß deshalb 
nicht eingreifen, weil auch das Landgericht dieſen ſchönen 
Fall von § 886 BGB. mit der allgemeinen, aus anderen 
Entſcheidungen des RG. herausgeriſſenen Redewendung von 
der „Anſchauung aller ſittlich und gerecht denkenden Menſchen“ 
zuſammenkonſtruiert hatte! 

2). Nr. 51. „Aber der Wortlaut des Geſetzes und die 
übliche Faſſung des Urteils dürfen über das Weſen der Sache 
nicht täuſchen“ — heißt es gegen die vom RG. zitierten 
Seeligſohn und Schanze. Alle ſolche Zitate erwecken den Ein⸗ 
druck, als ob nicht die Intereſſen der Parteien, ſondern die 
Meinungen anderer über ihre Intereſſen gegeneinander ab⸗ 
gewogen würden. Weiter heißt es: 

„Ob man die Klage mit Langheineken, Urteilsſpruch 
S. 158, Kiſch, Beiträge zu Urteilslehre S. 42, Kohler, 
Muſterrecht S. 129, als Feſtſtellungsklage oder mit 
Hellwig, Zivilprozeßrecht Bd. 1 S. 239, Stein, Zivil⸗ 
prozeßordnung 8. und 9. Aufl. Bd. 1 S. 546 als Klage 
auf ein ex tunc wirkendes konſtitutives Urteil auf⸗ 
zufaſſen hat, kann als rein konſtruktiv auf ſich 
beruhen.“ 

Das iſt zwar ein bezeichnender Fortſchritt, zeigt aber die 
überall auch in der Natur herrſchende Entwicklungserſcheinung, 
daß alles neue nur langſam und ſchrittweiſe ſich durchkämpft. 
Die Reminiſzenzen und Atavismen bleiben noch lange. Wenn 
das „rein konſtruktive“ — wie ſtets — auf ſich beruhen kann, 
warum und für wen wird dann dieſer ganze Satz nebſt einem 
Schock Schriftſteller mit genauer Seitenangabe, wie ſie ſich 
der Urteilsverfaſſer in der Bibliothek aufnotiert hat, in ein 
Urteil hineingeſchrieben? Und was ſollen denn die dort 
ſtreitenden Kaufleute unter einem „ex tunc wirkenden kon⸗ 
ſtitutiven Urteil“ verſtehen? Das hat doch gar nichts mit der 
ſach⸗ und verkehrskundigen gerechten Entſcheidung des Falls zu 
tun. Das Landgericht 1 Berlin und das Kammergericht haben 
übereinftimmend einfach verkannt, daß beim Gebrauchsmuſter 
die „neue Geſtaltung“ regelmäßig eine ſinnfällige Formgebung 
erheiſcht. 

3). Nr. 52. Hier haben wir eine andere Zwiſchenſtufe des 
Durchringens zum ſoziologiſchen Modernismus. Zunächſt 
wird — wie oft — die falſche Anwendung für ſich ganz 
richtiger Präjudizien — hier der Entſcheidungen 59, 174 
und 62, 184 — zurückgewieſen. Die Hauptſache war von den 
beiden Vorinſtanzen bei ihrem Präjudizien⸗Heureka überſehen: 
„in den früheren Fällen war die Feſtſtellung, daß bei einem 
Kontrahenten ein Nichtigkeitsgrund beſtehe, allen Kontrahenten 
gegenüber getroffen“. Mehr als dieſer Satz war gar nicht 
nötig, um das greifbar richtige Urteil des RG. zu begründen. 
Zu was ſoll nun folgende Gelahrtheit frommen: 


„Die u. a. von Hellwig, Zivilprozeßrecht Bd. 1 S. 45 
Bd. 2 S. 38 flg.; Stein, Kommentar § 322 II, ver⸗ 
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tretene Lehre ſchreibt der Rechtskraft lediglich pro⸗ 
zeſſuale Wirkungen zu; vgl. in demſelben Sinne RG. bei 
Gruchot Bd. 46 S. 433. Legt man dies zugrunde, ſo 
wurde der Bekl. R., da eine ſog. Tatbeſtandswirkung 
oder eine Interventionswirkung des Urteils nicht in 
Frage ſteht, durch das Urteil vom 2. Mai 1906 über⸗ 

t nicht berührt. Die Wirkung des Urteils erſchöpft 
ich dann darin, daß in ſpäteren Prozeſſen wiſchen dem 
Kl. und Sch. oder zwiſchen den Rechtsnachfolgern der 
einen Partei und dem Gegner oder ſeinen Rechtsnach⸗ 
folgern die Nichtigkeit des Vertrags vom 7. September 
1905 nicht mit Erfolg beſtritten werden kann. Anders 
die Theorie, die das Urteil als materiell⸗ rechtlichen 
Kauſalvorgang auffaßt, ſo daß der unrichtig zuerkannte 
Anf entſteht, der unri tig abgewieſene erliſcht. 
Dieſe Theorie, die von Wach, Mendelsſohn⸗Bartholdy, 
Kohler uſw., in neueſter Zeit mit beſonderer Lebhaftigkeit 
von Pagenſtecher verteidigt wird, nimmt eine gewiſſe 
Reflexwirkung des Urteils auch auf dritte Perſonen an, 
auf die ſich die Rechtskraft nicht erſtreckt. Jeder Dritte 
ſoll ſo behandelt werden, als ob die Prozeßparteien bei 
Eintritt der Unanfechtbarkeit des Urteils einen Feſt⸗ 
ſtellungsvertrag vom Inhalte der urteilsmäßigen Ent⸗ 
ſcheidung abgeſchloſſen hätten. Danach würde auch R. 
nicht beſtreiten können, daß das durch den Vertrag vom 
7. September 1905 zwiſchen dem Kl. und Sch. begründete 
Rechtsverhältnis ſeit der formellen Rechtskraft des 
Urteils vom 2. Mai 1906 zu exiſtieren aufgehört habe. 
Daß es jedoch infolge der Anfechtung, die vom Kl. er⸗ 
klärt wurde, als von Anfang an nichtig anzuſehen ſei, 
brauchte er auch nach dieſer Lehre nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen (vgl. Pagenſtecher im Jahrb. des Verwaltungs⸗ 
rechts Bd. 1 S. 346 Anm. 9, S. 357 flg.; Zeitſchr. f. 
Ziwilpr. Bd. 37 S. 10 flg., 24). 

Der Urteilsverfaſſer hat es ſchon über ſich gebracht, teil⸗ 
weiſe die Namen der Werke und die Fundſtellen fortzulaſſen, 
ſelbſt dieſe kleine Konzeſſion, daß teilweiſe nur noch Namen 
von Büchergelehrten genannt werden, iſt beachtenswert. 

Nur im Unkrautgarten der Pandektologie, wie ich den 
herrſchenden Konſtruktionismus genannt habe, erwächſt die 
Möglichkeit ſolcher Fehlurteile, wie hier die der Inſtanzgerichte. 
Die zitierten Schriftſteller ſtehen zum Teil als hervorragend 
geſcheite Männer über der Begriffsſcholaſtik; eine Menge der 
Praktiker aber, die in dieſen Irrgarten gerät, kommt darin zu 
Falle. Das Brimborium verwirrt. Die einfache Frage nach dem 
praktiſch vernünftigen und gerechten Ergebnis dagegen hätte auch 
die beiden Frankfurter Inſtanzgerichte hier vor der Meinung 
bewahrt, daß ein Urteil einem Dritten ſchaden müßte, der 
nicht Rechtsnachfolger einer Partei iſt, und der gar nicht in 
der Lage war, auf feinen Inhalt einzuwir ken. 

4). Nr. 58. Das Landgericht Hagen und das Oberlandes⸗ 
gericht Hamm ziehen aus den Beſtimmungen, in denen die 
Unterbrechung der Verjährung über den erſten fie herbeiführenden 
Vorgang hinaus fortdauern ſoll, das Argument aus dem 
Gegenſatz, das RG. zieht aus andern Beſtimmungen das 
Argument aus der Ahnlichkeit. Umkehrſchluß und Ahnlichkeits⸗ 
ſchluß ſind auch hier dialektiſch ganz gleich richtig und ſcharf⸗ 
finnig, jener liegt ſogar konſtruktioniſtiſch hier viel näher. Das 
Urteil des RG. hat lediglich die Soziologie für ſich, das iſt das 
praktiſche und gerechte Ergebnis. So wie das NG. entſcheidet 
hier der verſtändige, gerechte, menſchen⸗ und ſachkundige und 
ſachlogiſche Mann, der zunächſt die Bücher geſchloſſen läßt. 
Begründen d. h. juriſtiſch⸗philologiſch konſtruieren im Sinn der 


ſeitherigen Klaſſik kann man die entgegengeſetzte falſche Ent⸗ 
ſcheidung nicht nur gerade ſo gut, ſondern beſſer und wortlogiſcher. 

5). Nr. 62. Nach folgender Gelehrſamkeit: 

„Der Ausdruck, (wenn ‚die Gefahr durch die Sache 
droht‘ in § 228 BGB.) iſt nicht zweifelsfrei und hat 
auch in der Rechtslehre, 
vgl. Planck, Rehbein, Staudinger zu § 228, Rümelin, 
Schadenshaftung, Oetker in Bernhöft's und Binder's 
Beiträgen S. 263, 284, 
zu erheblichen Meinungsverſchiedenheiten geführt. Bald 
wird von einer Gefahr geſprochen, die ‚von‘ der Sache 
drohe, oder von einer Gefahr, die ‚durch‘ die Sache, 
ihre Beſchaffenheit, ihren Zuſtand drohe, bald wird 
geſagt, die Sache müſſe die ‚urſprüngliche“ Urſache der 
Gefahr fein, fie müſſe die Gefahr ‚erzeugen‘, bald wird 
es für genügend erklärt, daß durch die Sache die Gefahr 
vermittelt werde,“ 
wird fortgefahren: „Jedenfalls üt.... eine engere Auslegung 
geboten.“ Und ſpäter heißt es richtig: „Für Fälle ſolcher 
Art iſt die Vorſchrift des 8 228 überhaupt nicht be— 
ſtimmt.“ Für wen iſt denn nun die vorhergehende Gelehr⸗ 
ſamkeit, etwa für das Landgericht Kottbus und das Kammer⸗ 
gericht? Dieſen imponiert das ſo wenig wie dem abgewieſenen 
Kl. Der ſiegreiche Bekl. verzichtet auch gerne darauf, und den 
zitierten Profeſſoren und Kommentatoren ſagt man nichts neues 
damit. Auch iſt doch die mitgeteilte Büchergelehrſamkeit ganz 
inhaltlos. „Erhebliche Meinungsverſchiedenheiten“ beſtehen über 
jeden Paragraphen des BGB. Das RG. ſoll uns feine 
entſcheidende Anſicht, nicht die Streitereien der Bücherſchreiber 
mitteilen, die doch im allgemeinen bei ihren Ausſprüchen keine 
Ahnung von den zur Entſcheidung ſtehenden konkreten Rechts⸗ 
fällen mit allen ihren Beſonderheiten hatten. Sie werden meiſt 
deshalb gerade ſo falſch zitiert, wie die generaliſierten Prä⸗ 
judizien des RG., weil die Schrififteller meiſt nur an ſozuſagen 
mathematiſch rein gedachte Kontroverſen als abſtrakte Regelfälle 
denken und den Erdgeruch und die beſondere Körperlichkeit des 
gerade vorliegenden Einzelfalles in ſeiner ganzen Individualität 
gar nicht vor Augen haben können. 

6). Nr. 70. Der Bierhändler Hartmann in L. hat einen 
auf ihn als „Herrn Chriſtian Hartmann in L.“ gezogenen 
Wechſel mit „Chr. Hartmann“ akzeptiert. Das Landgericht 
Hannover und das Oberlandesgericht Celle honorieren trotz 
unbeſtrittener Identität des Bezogenen mit dem Akzeptanten 
ſeinen Einwand, er heiße richtig Georg Hartmann. Das iſt 
die bekannte übertriebene Formſcholaſtik. Das Urteil des RG. 
ſagt im allgemeinen hinſichtlich der Namensrichtigkeit auf 
Wechſeln: 

„In der Literatur gehen die Meinungen ſehr aus⸗ 
einander; auch die verſchiedenen Außerungen desſelben 
Schriftſtellers ſtimmen nicht überein.“ Nun folgen drei 
Punkte und dann wird fortgefahren: „Der vorliegende 
Fall nötigt nicht dazu, zu der grundſätzlichen Meinungs⸗ 
verſchiedenheit Stellung zu nehmen, da hier nur der 
Vorname in Frage ſteht.“ | 

Da am Schluſſe der Entſcheidung drei Schriftſteller, darunter 
zwei abweichende zitiert find, machen mich die drei Punkte 
ſtutzig. Zu was jene Kontraverſiſtik, wenn ſie ſogar hier gar 
nicht entſchieden zu werden braucht? Verbirgt ſich hinter den 
drei Punkten eine doppelte Phalanx von Schriftſtellern „für“ 
und „gegen“ und hat man beim Abdruck gemerkt, wie der 
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Zitatenkram durch den nächſten Satz im Urteil ſelbſt als gänzlich 
überflüſſig bezeichnet wird? Das wäre ein ſehr markantes 
Beſſerungszeichen. Das nächſtemal braucht man hoffentlich 
dieſes Feigenblatt nicht mehr. Noch erfreulicher iſt die Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt. Man vergleiche den Fortſchritt gegenüber der 
unerhört ſcholaſtiſchen Entſcheidung des nämlichen erſten Zivil⸗ 
ſenats in JW. 08, 280 206, wo der Prokuriſt und Ehemann 
der Inhaberin der Firma „Adolf Müller“ einen von einem 
Gläubiger der Firma handelsüblich an „Herrn Adolf Müller“ 
(„Herrn“ im Vordruck) adreſſierten Wechſel mit „Adolf Müller“ 
akzeptiert hatte. (Vgl. meine Beſprechung in „Gemeinſchädlichkeit“, 
33 f.) Man hört hie und da ſagen, wir hätten jetzt nur noch 
wenige Formen, aber die wenigen, insbeſondere die ſog. Wechſel⸗ 
ſtrenge und die Bürgſchaftsform müßten wir dann auch um ſo 
ſtrenger nehmen. Dieſe Logik iſt etwa gerade ſo ſchön wie die, 
man dürfe es bei Teſtamenten zwar nicht ſo ſtrenge nehmen, 
weil da nichts mehr zu ändern ſei, wohl aber bei Rechts⸗ 
geſchäften unter Lebenden, d. h. da muß man Buchſtabenjuſtiz 
üben. Was iſt denn noch zu ändern, wenn aus einem elenden 
formſcholaſtiſchen Grund ſchriftliche Bürgſchaftserklärungen für 
nichtig erklärt werden wie die in RG. 62, 379? Welches 
Unheil und Unrecht dieſer rechtswidrige Fanatismus insbeſondere 
im Teſtamentsrecht und bei der Bürgſchaft ſchon angerichtet 
hat, daran kann hier nur erinnert werden. Rechtswidrig 
iſt jene auf die Spitze getriebene pedantiſche Formaljuſtiz, weil 
§ 133. BGB. auch für geſetzliche Normen — und auch für 
ſolche über Formen — gelten muß, die ja nicht Selbſtzweck 
ſind. Die hier beſprochene Entſcheidung bahnt wohl eine 
Abkehr auf dieſem Spezialgebiet des klaſſiſchen Buchſtabenkultus 
an, der bei tatſächlich gewahrter Form deren Erforderniſſe un⸗ 
menſchlich übertreibt. 

7). Nr. 72. Das Landgericht Berlin und das Kammergericht 
deduzieren aus dem Begriff „Penſion“ im Sinne des Offizier⸗ 
penſionsgeſetzes ein Ergebnis, von dem ſie ſelbſt ſagen, es ſei 
eine praktiſche „Unſtimmigkeit“ (ein greuliches Wortungeheuer!). 
Dieſe „Unſtimmigkeit“ dürfe nicht dazu führen, in die klare 
Geſetzesbeſtimmung etwas mit dem Wortlaut Unver⸗ 
einbares hineinzutragen, lediglich einem angeblichen Grund⸗ 
gedanken zuliebe, der aus der Begründung zu dem Geſetzentwurf 
ſollte abgeleitet werden können. Wiederum die ganz falſche An⸗ 
wendung eines ganz richtigen allgemeinen Grundſatzes hinſichtlich 
der Bedeutung der Motive. Das Kammergericht unterſucht 
gar nicht, ob nicht hier das entgegengeſetzte Ergebnis der prak⸗ 
tiſchen Vernunft, den Lebensbedürfniſſen und der Gerechtigkeit 
gemäß iſt — ganz gleichgültig, ob es in den Motiven ſteht 
oder nicht. Das RG. ſagt dagegen: Aus der techniſchen Be⸗ 
deutung (d. i. dem „Begriff“) von Penſion im Sinne des Spezial⸗ 
geſetzes folge nicht, daß dabei die Verſtümmelungszulage außer 
Betracht zu bleiben habe. Aus dem Zweck der Verſtümmelungs⸗ 
zulage folge im Gegenteil, daß ſie die rechtliche Natur der 
Penſion teile und zu demſelben Ergebnis führten die übrigen 
einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen. Das wird in der 
bekannten, ſehr umſtändlichen Weiſe auf über 7 Drudfeiten 
breitgeſchlagen. Auch hier vergegenwärtige man ſich: wenn das 
Urteil des RG. die Untergerichte, wie beinahe immer, innerlich 
nicht umſtimmt, hätte danach das RG. in eine „klare Geſetzes⸗ 
beſtimmung etwas mit ihrem Wortlaut Unvereinbares hinein⸗ 
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getragen“, alſo objektiv das Recht gebeugt! Wiederum ein 
Beleg für die Erkenntnis, daß man mit dem Wortlaut oder 
gar mit der ſeitherigen juriſtiſchen Hermeneutik und Kon⸗ 
ſtruktioniſtik bei jeder Kontroverſe jede Anſicht beweiſen kann, 
und die „Rechtsſicherheit“ der philologiſchen Methode eine reine 
Chimäre iſt. Ich weiß nicht, ob die geplante Novelle die Fälle 
des § 547 Ziff. 2 ZPO. verbunden mit $ 70 GVG. vom 
Difformitätsprinzip ausnehmen will. Verneinendenfalls wäre 
auch gegen ſolche, die Reichs⸗ oder Staatskaſſen belaſtende kon⸗ 
forme — offenbare Fehlurteile keine Abhilfe möglich. Bejahenden⸗ 
falls wäre es ein ſchlagender Beleg für die Falſchheit der ganzen 
Difformitätsmaßregel, wenn ſich Reich und Staat ihr nicht 
unterwerfen wollten. 

8). Nr. 77. Das Kölner Land⸗ und Oberlandesgericht 
laſſen eine Arreſtpfändung „formell“ weiterbeſtehen, obwohl 
die Arreſtforderung im Hauptprozeß rechtskräftig abgewieſen iſt. 
Unter dem Prinzip der Difformität hätte der dortige Bekl. das 
ſchreiende Unrecht über ſich ergehen laſſen und doppelt zahlen 
müflen. 

Das find die acht aufgehobenen konformen Urteile. Man 
mache nun die gleiche Probe mit irgendeinem anderen Heft 
oder Band der Entſch. des RG. und man wird im großen und 
ganzen zu dem nämlichen Ergebnis kommen. 

Jedes dieſer acht die Berufung zurückweiſenden Urteile 
der Oberlandesgerichte würde zum Himmel ſchreien, wenn es 
nicht aufgehoben worden wäre. Solange wir nicht mindeſtens 
eine Durchſchnittsqualität von Richtern wie am RG. in den 
unteren Inſtanzen haben — die beſten Männer aus allen 
juriſtiſchen Sparten, die wir überhaupt auftreiben können, die 
teuerſten wären die hundertfach billigſten —, wäre jede all⸗ 
gemeine Beſchränkung der Reviſion, vor allem aber die Ein⸗ 
führung des Difformitätsprinzips ein fürchterlicher Schlag gegen 
Recht und Gerechtigkeit. Gerade auch eine Prüfung der kon⸗ 
formen Urteile ergibt, daß „wegen der nach oben verbeſſerten 
Ausleſe die Rechtſprechung nach oben zweifellos bedeutend 
beſſer wird“ (Gemeinſchädlichkeit 196, 282). Vereinzelt kommen 
allerdings Fälle vor, wo die größere Weltkunde und das ſach⸗ 
und lebensrichtigere Urteil am Oberlandesgericht geſprochen 
wurde, wie ich an manchen Beiſpielen in meinen Schriften 
nachgewieſen habe. Aber die Regel iſt es glücklicherweiſe nicht. 
Wenn es richtig ſein ſollte, daß das Difformitätsprinzip aus 
dem Schoß des NG. ſelbſt entſproß, fo wünſche ich im Inter⸗ 
eſſe der Rechtsentwickelung in unſerem Vaterland allen Mit- 
gliedern des RG., die dafür geſtimmt, im neuen Jahr je einen 
einzigen ihre eigene Perſon betreffenden, dem Streitwert nach 
an ſich reviſibeln Prozeß, bei dem ſie vor den Inſtanzgerichten 
nicht das beruhigende Gefühl haben, daß dahinter das RG. 
ſteht. Wie gründlich wären ſie kuriert! Sie würden zittern, 
wenn ſie ſähen, daß der konſtruktiven Jurisprudenz, wie ich 
in meinen Schriften exakt nachgewieſen habe, auch die tollſte 
„Konſtruktion“ nicht unmöglich if. Und fie würden de und 
reumütig Abbitte tun. 

Ich habe in allen Erörterungen über die wachſenden Ge⸗ 
ſchäfte des RG. noch nicht die einfache Angabe geleſen, um 
wieviel mehr es heute im Vergleich zu 1879 im ganzen Reiche 
Oberlandesgerichtsſenate gibt. Und doch wäre dies der beſte 
Maßſtab für die Frage, ob damit eine Vermehrung der Senate 
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am RG. gleichen Schritt gehalten hat. Seit 1879 find aber 
eine Menge reviſibler Reichsgeſetze, ſeit 1900 vor allem das 
BGB., als auch z. B. in Bayern zum RG. reviſibles Recht hinzu⸗ 
gekommen. Dieſe Vermehrung der reviſibeln Sachen allein 
hätte die Vermehrung um zwei Senate bedingt. Das Ergebnis 
iſt alſo, daß die geſtiegene Bevölkerungszahl und die In⸗ 
duſtrialiſierung der Bevölkerung in der Zahl der Reichsrichter 
überhaupt nicht zum Ausdruck kamen. Es haben 40 Millionen 
zur größeren Hälfte landwirtſchaftlicher Bevölkerung nicht mehr 
oberſte Richter als 60 Millionen zur größeren Hälfte induſtrielle 
und handeltreibende Bevölkerung! Genau wie die Senate der 
Oberlandesgerichte vermehrt wurden, weil die Zahl der Kammern 
der Landgerichte wuchſen, genau ſo müſſen ſelbſtverſtändlich 
verhältnismäßig die Zahl der Reichsgerichtsſenate vermehrt 
werden. Und unter den um etwa ¼ vermehrten Unterrichtern 
müſſen doch auch um vierzehn mehr gute Köpfe hervorgebracht 
ſein. Nur die unpraktiſche Konſtruktionologie auch auf dieſem 
geſetzgeberiſchen Gebiet kann über all das hinweggehen. 

Wurde das Difformitätsprinzip aber wirklich vom RG. 
ſelbſt angeregt, ſo zeigt dies greifbar die unverſchiebliche Not⸗ 
wendigkeit der Verbindung der Laufbahn des Richtertums mit 
der der Rechtsanwaltſchaft. Denn es iſt undenkbar, daß ein 
Richter, der auch nur ein einzigesmal einen Rechtskampf ſelbſt 
bat durchkämpfen müſſen, einen ſo überaus gerechtigkeitstauben 
Vorſchlag machen könnte, wie es unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen das Difformitätsprinzip wäre. Ein grelleres Licht könnte 
auf die dieſer weitaus beiten unſerer derzeitigen juriſtiſchen 
Welten noch immer innewohnende kalte Weltfremdheit gar nicht 
geworfen werden, als wenn der höchſte Gerichtshof nicht lieber die 
Termine auf zwei Jahre hinausrückte, als daß er ruhig einen 
Vorſchlag hinnähme oder gar für ihn einträte, wonach es ihm 
fortan deshalb verſagt werden ſoll, unerhörtes Unrecht abzu⸗ 
wenden, weil es von beiden Vorinſtanzen verübt iſt. Von 
wem immer der unheilvolle Vorſchlag aber auch ſtammen mag, 
jeder, der es mit Recht und Gerechtigkeit ernſt meint, muß 
ſeine letzte Kraft daran ſetzen, daß gerade jetzt, wo das RG. 
im Begriffe ſteht, ſich von der überkommenen romaniſtiſchen 
philologiſchen Begriffsjuſtiz loszuringen, es nicht da mundtot 
gemacht wird, wo es beinahe am nötigſten iſt: gegen die über⸗ 
einſtimmende Begriffs⸗Konſtruktions⸗Materialien⸗ und Präju⸗ 
dizien⸗Scholaſtik der Unterinſtanzen. 


Die Mberlaftung des Reichsgerichts und die 
Abhilfevorſchläge. 
Eine Beſprechung der unter dieſem Titel erſchienenen Schrift 
des Juſtifrats Putzler, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 
Von Reichsgerichtsrat Richard Skonietzki, Leipzig. 


Die vorſtehend bezeichnete, bei F. A. Brockhaus in Leipzig 
erſchienene Schrift behandelt eine Frage, über die bekannter⸗ 
maßen bereits eine reichhaltige Literatur beſteht. Sie 
ſchlägt aber bei dem Verſuch, zur Löſung der Frage bei⸗ 
zutragen, inſofern einen neuen und eigenartigen Weg ein, 
als ſie die Abhilfe nicht, wie dies alle bisherigen Vor⸗ 
ſchläge getan haben, durch eine mehr oder minder tiefgreifende 
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Umgeſtaltung des Reviſionsverfahrens ſelbſt, ſondern 
dadurch beſchaffen will, daß ſie auf die Möglichkeit hinweiſt, 
zur Erreichung des angeſtrebten Zwecks das Verfahren in den 
Vorinſtanzen abzuändern. Der Herr Verf. will die Grund⸗ 
lagen unſeres heutigen Prozeßrechts, insbeſondere die Münd⸗ 
lichkeit und, ſoweit die Reviſionsinſtanz in Frage kommt, die 
uneingeſchränkte Zuläſſigkeit, prozeſſuale Geſetzesverletzungen zu 
rügen, nicht antaſten. Er iſt aber der Meinung, daß infolge 
eines gewiſſen zur Zeit der Abfaſſung der ZPO. herrſchenden 
„theoretiſchen und formaliſtiſchen Zuges“ viele darin enthaltenen 
Beſtimmungen eine Handhabe zur Einlegung der Reviſion 
wegen Prozeßverſtöße gewähren, die einerſeits notwendig zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils führen müſſen, deren Rüge 
aber andererſeits für die mit dem Rechtsmittel durchdringende 
Partei ſachlich ohne Nutzen iſt, da durch die Vermeidung des Ver⸗ 
ſtoßes bei der erneuten Berufungsverhandlung das Gericht nicht 
gehindert wird, eine ebenſo wie früher lautende, nunmehr aber 
unanfechtbare Entſcheidung zu erlaſſen. Aus dieſen Wahr⸗ 
nehmungen iſt der Abhilfevorſchlag des Herrn Verf. erwachſen. 
Er geht dahin, in gewiſſem Umfange das Verfahren erſter und 
zweiter Inſtanz ſo elaſtiſch zu geſtalten, daß danach Ver⸗ 
ſtöße, die geeignet wären, den Tatbeſtand einer mit der Reviſion 
zu rügenden Verletzung prozeſſualer Rechtsnormen zu bilden, 
überhaupt nicht mehr vorkommen können. 

Im einzelnen zerfällt die Schrift in zwei Teile, einen 
negativen und einen poſitiven. Der Herr Verf. beſchäftigt ſich 
zunächſt kritiſch mit den bisherigen Vorſchlägen zur Entlaſtung 
des Reichsgerichts und unterſcheidet dabei in hergebrachter 
Weiſe zwiſchen den ſog. kleinen und großen Mitteln. Mit der 
Anwendung der erſteren, die er nur kurz berührt, erklärt er ſich 
einverſtanden. Dagegen werden die „großen“ Mittel (Ein⸗ 
führung einer Vorprüfung des Rechtsmittels nach franzöſiſchem 
Muſter und Beſchränkung der Reviſion auf den Fall difformer 
vorinſtanzlicher Urteile) eingehend behandelt und lebhaft 
bekämpft. Nicht ablehnend verhält ſich der Herr Verf. gegen⸗ 
über der damit nahe zuſammenhängenden Frage, ob ſich eine 
Vermehrung der Zivilſenate beim Reichsgericht empfiehlt. Nach 
ſeiner Meinung kann der hiergegen geltend gemachte Geſichts⸗ 
punkt, daß dadurch die Einheit der Rechtſprechung gefährdet 
werde, nicht mehr Beachtung beanſpruchen, wenn einmal die 
Zahl von vier Senaten überſchritten iſt; alsdann verſchlage 
es nichts, ob ſieben, acht oder neun Senate vorhanden ſeien. 
— In dem zweiten, poſitiven Teile der Schrift ſucht der Herr 
Verf. an einer einzelnen Rechtsmaterie, dem Zeugenbeweiſe, 
darzutun, wie er ſich die Durchführung ſeines Abhilfevorſchlages 
denkt. Er hat zu dieſem Zweck den betreffenden Abſchnitt der 
ZPO., 58 373 — 401, unter Gegenüberſtellung des geltenden 
Geſetzestextes neu gefaßt, indem er ſich dabei zum Teil wörtlich 
an die gleichartigen Vorſchriften in dem Entwurf der neuen 
StPO. anlehnt. Die entlaſtenden Wirkungen erhofft der 
Herr Verf. von einer dreifachen Anderung des geltenden Rechts: 
einmal ſoll S 374 ZPO. dahin erweitert werden, daß für die 
Berufungsinſtanz dem Gericht die Befugnis gegeben wird, 
nach Erledigung eines Beweisbeſchluſſes die Vernehmung neuer 
Zeugen auch dann abzulehnen, wenn das Gericht eine weitere 
Beweisaufnahme zur Ermittelung der Wahrheit nicht für er⸗ 
forderlich hält; dabei wird zugleich eine Ausdehnung dieſes 
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Grundſatzes auf das nachträgliche Vorbringen von Angriffe: 
und Verteidigungsmitteln befürwortet. Sodann ſoll der 
Zeugniszwang eine Einſchränkung erfahren. An die Stelle der 
in ihrer gegenwärtigen Kompliziertheit und Kaſuiſtik leicht zu 
Verſtößen verleitenden 88 383—385 ZPO. ſoll der einfache 
Grundſatz treten, daß ſein Zeugnis verweigern darf: 1. wer 
mit einer Partei verlobt oder verheiratet iſt oder geweſen iſt; 
2. wer mit einer Partei verwandt oder verſchwägert iſt; 3. wer 
verſichert (und zwar auf Verlangen an Eidesſtatt), daß die 
Vernehmung ſeinen Gewiſſenspflichten widerſprechen würde oder 
ihm Schaden verurſachen könnte. Endlich wird eine Ab⸗ 
ſchwächung der ebenfalls ſchwer zu handhabenden Mußvor⸗ 
ſchriften der 88 391, 393 ZPO. zu bloßen Sollvorſchriften 
und zugleich ihre Vereinfachung dahin empfohlen, daß: 1. jeder 
eidesfähige Zeuge, wenn nicht die Parteien darauf verzichten, 
nach ſeiner Vernehmung vereidigt werden ſoll; 2. unvereidigt 
zu vernehmen iſt, wer auf ſein Recht zur Zeugnisverweigerung 
verzichtet, das Gericht jedoch ſeine Vereidigung beſchließen kann, 
wenn er dazu bereit iſt. Perſonen unter 16 Jahren ſollen 
von der Zeugenvernehmung ganz ausgeſchloſſen ſein. — An⸗ 
langend ſchließlich die Frage, ob ſich die Tiberprüfung der 
einzelnen Normen des Zivilprozeßrechts auf ihre „Beweglich⸗ 
machung“ hin in ſo kurzer Zeit durchführen läßt, daß 
von der Wirkſamkeit der neuen Vorſchriften eine Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts in abſehbarer Zeit erhofft 
werden darf, ſo weiſt der Herr Verf. auf den ähnlichen 
Vorgang bei Umgeſtaltung des früheren Allgemeinen Deutſchen 
HGB. zu dem HGB. jetziger Geſtalt hin. Er berechnet die 
Zeitdauer der erwähnten Überarbeitung der ZPO., mit der er 
eine aus Richtern und Anwälten aller drei Inſtanzen zu bildende 
Kommiſſion unter dem Vorſitz eines höheren Mitgliedes des 
Reichsjuſtizamts betraut ſehen möchte, auf ſechs Monate und 
meint, daß danach, wenn auch der Reichstag einmal gegenüber 
einem politiſch bedeutungsloſen Geſetzesentwurf Entſagung zu 
üben ſich entſchließe, die umgeänderte ZPO. innerhalb eines 
Jahres in Kraft treten könnte. 

Dies der Inhalt der Schrift. Ref. glaubt ſich über ihren 
erſten kritiſchen Teil nicht weiter äußern zu ſollen. Iſt doch 
über die einſchlägigen Fragen bereits ſo viel für und wider 
geſchrieben worden, daß ſich etwas Neues kaum noch ſagen 
läßt. Jedenfalls darf nach dem bisherigen Gange der An⸗ 
gelegenheit nicht erwartet werden, daß die maßgebenden Kreiſe 
ſich in ihrer gegenüber der Frage der Umformung der Reviſion 
einzunehmenden Stellung durch neue literariſche Meinungs⸗ 
äußerungen werden beeinfluſſen laſſen. Dagegen nimmt Ref. 
keinen Anſtand, den grundlegenden Ausführungen des Herrn 
Verf. in dem zweiten poſitiven Teile ſeiner Schrift zuzuſtimmen, 
und er mißt dem letzteren ein beſonderes Verdienſt dafür bei, 
einen neuen fruchtbaren Gedanken zum erſten Male in die 
öffentliche Diskuſſion gebracht zu haben. Gegenüber der Be⸗ 
deutung dieſer neuen Wegweiſung fällt der Umſtand, daß der 
Herr Verf. für alle Einzelheiten ſeiner neuen Vorſchläge vor⸗ 
ausſichtlich nicht Zuſtimmung finden wird, wenig ins Gewicht. 
Auch Ref. möchte inſoweit nicht überall mit dem Herrn Verf. 
gehen; namentlich ſcheint ihm der Grundſatz unannehmbar, daß 
Jedermann durch die bloße Verſicherung, die Zeugnisablegung 
bedrücke ſein Gewiſſen, das Recht der Zeugnisverweigerung 
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erwerben fol. Aber in der grundſätzlichen Beurteilung des 
zivilprozeſſualen Zeugenbeweiſes und in dem daraus hergeleiteten 
Beſtreben, ihm, im Gegenſatz zum Strafverfahren, für den 
Bereich des bürgerlichen Streitverfahrens eine minder bedeut⸗ 
ſame Stellung einzuräumen, dürfte dem Herrn Verf. wohl Recht 
zu geben ſein. Die vom geltenden Geſetz feſtgehaltene und in 
den einzelnen Normen zum Ausdruck gebrachte Gleichwertigkeit 
des Zeugenbeweiſes auf dem Gebiet des Strafrechts und des 
bürgerlichen Rechts iſt lediglich deutſchem Doktrinarismus ent⸗ 
ſprungen und verkennt die praktiſche Verſchiedenartigkeit der dem 
Beweismittel für die beiden bezeichneten Abteilungen der Rechts⸗ 
pflege zukommenden Bedeutung. Für das Strafverfahren, wo 
es ſich in erſter Linie um den Schuldbeweis handelt, iſt aller⸗ 
dings der Zeugenbeweis das hauptſächlichſte Beweismittel, das 
zudem nach der Natur des zu führenden Beweiſes völlig un⸗ 
entbehrlich iſt. Danach erſcheint die Ausdehnung und möglichſt 
ſcharfe Durchführung der Zeugnispflicht und der vernichtende 
Einfluß, den hier ein Verſtoß gegen die Vorſchriften über Ver⸗ 
eidigung und über Anerkennung eines Zeugnisverweigerungs⸗ 
rechts auf die Anfechtbarkeit des ergehenden Urteils ausübt, ohne 
weiteres gerechtfertigt und notwendig. Für das bürgerliche 
Streitverfahren hingegen kommen als hauptſächlichſtes Beweis⸗ 
objekt Rechtshandlungen in Frage. Dieſe tragen nach ihrer 
Natur die Tendenz in ſich, durch urkundliche Beweismittel 
beweisbar zu werden, und daher darf inſoweit der Geſetzgeber 
an die Beteiligten mit Fug und Recht das Anſinnen ſtellen, 
für die ſchriftliche Kundbarmachung der von ihnen vorgenom⸗ 
menen rechtsgeſchäftlichen Akte zu ſorgen. Ganz entbehren läßt 
ſich freilich auch hier der Zeugenbeweis nicht, obwohl ſelbſt bei 
der Verfolgung zivilrechtlicher Erſatzanſprüche aus ſtrafbaren 
Handlungen erfahrungsmäßig mit Vorliebe die Protokolle und 
Feſtſtellungen des Strafverfahrens im Wege des Urkunden⸗ 
beweiſes für den Zivilprozeß verwertet zu werden pflegen. 
Aber jedenfalls rechtfertigt der hervorgehobene Geſichtspunkt 
einmal eine Vereinfachung der Vorſchriften über Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht und unvereidigte Vernehmung, die auch Ref. 
für ſehr wünſchenswert hält, und ferner die Beſeitigung des 
Vereidigungszwanges als Mußvorſchrift. Gegen die vom Herrn 
Verf. befürwortete maßvolle Wiedereinführung der Eventual⸗ 
maxime hat Ref. gleichfalls nichts zu erinnern. Er vermag 
indeſſen nicht abzuſehen, inwiefern dieſe Neuerung geeignet ſein 
ſoll, das Reichsgericht zu entlaſten. Der Herr Verf. gibt ſelbſt 
zu, daß ſchon jetzt die Neigung der Oberlandesgerichte, ver⸗ 
ſpätete Beweisanträge wegen völligen Aufgeklärtſeins der Sache 
abzulehnen, ſehr verbreitet iſt und daß auch das Reichsgericht 
dieſen Standpunkt grundſätzlich nicht verwirft. Er will durch 
die vorgeſchlagene Erweiterung des § 374 ZPO. nur die 
geſetzliche Grundlage für dieſe Praxis, die er nach geltendem 
Recht als geſetzwidrig anſieht, ſchaffen. Daß dadurch an der 
Zahl der auf Ablehnung von Beweisanträgen geſtützten Revi⸗ 
ſionen etwas geändert werden wird, iſt kaum anzunehmen. 
Ref. möchte ſchließlich ſeinerſeits zur Rechtfertigung der 
oben geäußerten Anſicht, daß die neue Idee des Herrn Verf. 
fruchtbringend ſei, auf eine Reihe weiterer typiſcher Kategorien 
von Reviſionen hinweiſen, die ſämtlich das vom Herrn Verf. 
gekennzeichnete Merkmal — formaler Erfolg in der Reviſions⸗ 
inſtanz ohne ſachliches Obſiegen — an ſich tragen und denen 
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der Lebensnerv durch Umgeſtaltung von Prozeßrechtsnormen 
wirkſam abgeſchnitten werden könnte. Da find zuerſt zu nennen 
die Streitigkeiten über die prozeſſuale Natur einer erlaſſenen 
Zwiſchenentſcheidung, die es zweifelhaft läßt, ob ſie als Zwiſchen⸗ 
urteil, S 303 3PO., oder als Vorabentſcheidung über den Ans 
ſpruchsgrund oder vielleicht gar als Teilurteil, Vorbehaltsurteil, 
oder Endentſcheidung im Sinne des § 300 ZPO. behandelt 
werden muß. Der vorſichtige Anwalt wird hier im Zweifel 
Berufung und Reviſion einlegen, da er ſonſt Gefahr läuft, daß 
ſpäter feine auf 88 512, 548 ZPO. geſtützte Berufung oder 
Reviſion deshalb als unzuläffig verworfen wird, weil die voraus⸗ 
gegangene Entſcheidung als ein ſelbſtändig anfechtbares Urteil 
aufzufaſſen geweſen ſei. Hier ließe ſich einfach durch eine Vorſchrift 
helfen, wonach jedes Urteil die Bezeichnung des Charakters, 
den ihm das Gericht geben will, enthalten muß (für den Unter⸗ 
laſſungsfall wäre nach Analogie des 8 321 ZPO. die Eins 
holung eines Ergänzungsbeſchluſſes vorzuſchreiben) und dieſe 
Bezeichnung für die Zuläſſigkeit des gegen das Urteil ſtatt⸗ 
findenden Rechtsmittels (oder Einſpruchs) maßgebend iſt. Nahe 
der bezeichneten Kategorie von Reviſionen verwandt ſind die 
nicht minder unerquicklichen Reviſionen aus 8 304 ZBO., die 
darauf geſtützt werden, daß der auf den Anſpruchsgrund be⸗ 
zügliche Prozeßſtoff in der Vorabentſcheidung nicht erſchöpfend 
etledigt worden ſei. Will man hier nicht nach dem Vorbilde 
des Gewerbes und Kaufmannsgerichtsgeſetzes radikal zu Werke 
gehen und der Vorabentſcheidung überhaupt den Charakter 
eines ſelbſtändig anfechtbaren Urteils nehmen, ſ. $ 50 Gew., 
§ 16 Abſ. 1 Km@G., fo wäre zum mindeſten die jetzige, nach 
der Auslegung des Reichsgerichts in § 304 cit. liegende ſtrenge 
Mußvorſchrift als ſolche zu beſeitigen und mittels bloßer Soll⸗ 
vorſchrift vorzuſchreiben, daß das Gericht in der Vorab⸗ 
entſcheidung über alle Angriffs- oder Verteidigungsmittel zu 
entſcheiden hat, die ſich gegen den Grund des Anſpruchs richten. 
Zugleich könnte — was ebenfalls ein Fernhalten derartiger 
Revifionen vom Reichsgericht zur Folge haben würde — in 
Berückſichtigung der ſehr beachtenswerten Ausführungen von 
Eickhoff in Gruchots Beitr. 51, 110— 129 eine weitere Soll⸗ 
vorſchrift angereiht werden, wonach die Erlaſſung einer Vorab⸗ 
entſcheidung zu unterbleiben hat, wenn beſondere Umſtände, die 
eine gleichzeitige Entſcheidung über Grund und Betrag des 
Anſpruchs untunlich erſcheinen laſſen, nicht vorliegen. — Ein 
ferner berüchtigtes Reviſionsthema bildet die Annahme einer 
unzuläſſigen Klageänderung, wobei die Oberlandesgerichte häufig 
Neigung zu rein formaliſtiſchen Entſcheidungen verraten. Ref. 
bekennt ſich auf Grund ſeiner elfjährigen höchſtrichterlichen 
Amtstätigkeit zu dem kühnen Satze, daß die Rüge der un⸗ 
zuläſſigen Klageänderung faſt immer auf rein formaler Aus⸗ 
nutzung des dem Rügenden durch die gegenwärtige Prozeß⸗ 
geſetzgebung eingeräumten prozeſſualen Rechts beruht, daß von 
einem materiellen Intereſſe an der Erhebung der Rüge, ins⸗ 
beſondere von einer Erſchwerung der Verteidigung durch die 
Klageänderung in den allermeiſten Fällen keine Rede iſt, und 
daß daher ein Parteiintereſſe nicht verletzt, wohl aber wiederum 
ein Stück unfruchtbarer Arbeit dem Reichsgericht abgenommen 
werden würde, wenn für die erſte und zweite Inſtanz gleich⸗ 
mäßig der Satz gälte, daß darüber, ob eine Klageänderung 
zuzulaſſen ſei, das Gericht nach freiem Ermeſſen entſcheidet. 
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Vielleicht könnte auch, um einer prozeßverſchleppenden Nach⸗ 
ſchiebung neuer Klagegründe vorzubeugen, dem Gericht die Be⸗ 
fugnis eingeräumt werden, nach Analogie der 88 302, 540, 
599 ZPO. die urſprüngliche Klage durch Endurteil unter Vor⸗ 
behalt der Entſcheidung über die abgeänderte Klage zu erledigen. 
— Weiterhin hält Ref. dafür, daß die Notwendigkeit, gewiſſe 
Teile des Streitverfahrens als nicht zum ſogenannten dispoſi⸗ 
tiven Zivilprozeßrecht gehörig der Parteidispoſition zu entziehen, 
weit überſchätzt wird. Der Grundſatz quieta non movere 
ſollte auch auf dem Gebiete des Prozeßrechts die oberſte Richt⸗ 
ſchnur für den Geſetzgeber bilden, und zwar um ſo mehr, als 
hier, wo die menſchlichen Leidenſchaften ohnehin in erregtem 
Kampfe ſich zeigen, vereinzelte Oaſen friedlicher Abereinſtimmung 
beſonders gehegt und geſchützt werden ſollten. Die Berufung 
auf die Unzuläſſigkeit eines Konventionalprozeſſes und auf die 
Grundprinzipien des Verfahrens, die durch die Parteien nicht 
verletzt werden dürften (darüber, was die Praxis alles unter 


dieſen letzteren Geſichtspunkt gebracht hat, ſiehe die Zuſammen⸗ 


ſtellung bei Skonietzki⸗Gelpcke, Kommentar z. ZPO., Anm. 1 
zu § 295 S. 788, 789), iſt auch hier nichts anderes als ein 
abſeits der wirklichen Parteiintereſſen liegendes doktrinäres 
Schlagwort. Nach Anſicht des Ref. könnte der jetzige Grund⸗ 
fat des 8 295 ZPO. unbedenklich dahin erweitert werden, daß 
an Stelle des Abſ. 2 der Satz tritt: Der Heilung durch Rüge⸗ 
verzicht der Parteien ſind nur ſolche prozeſſuale Verſtöße ent⸗ 
zogen, bezüglich deren dies ausdrücklich im Geſetz beſtimmt iſt. 
— Endlich würde es in ganz hervorragendem Maße zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts beitragen, wenn die an ſich ſo 
harmlos klingende, in Wirklichkeit aber dem Reichsgericht 
Zentnerballaſt von Arbeit verurſachende Vorſchrift des § 286 
Abſ. 1 Satz 2 ZPO., die das Reichsgericht von jeher zu ſeinem 
eigenen Schaden als Mußvorſchrift ausgelegt hat, in eine bloße 
Sollvorſchrift umgewandelt würde. Erfahrungsmäßig bezwecken 
die Reviſionsangriffe, die auf die Verletzung dieſer Vorſchrift 
geſtützt werden, in den meiſten Fällen lediglich, dem Reichs⸗ 
gericht eine weitgehende Nachprüfung der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsurteils aufzubürden und dadurch die 
Vorſchrift des S 561 ZPO., die ausgeſprochenermaßen der 
reichsgerichtlichen Entlaſtung dienen ſoll, mehr oder minder 
illuſoriſch zu machen. Man ſollte meinen, daß, wenn der 
Geſetzgeber für die Urteilsbegründung in Strafſachen die Soll⸗ 
vorſchrift des S 266 Abi. 1 Satz 2 StPO. als ausreichend 
angeſehen hat, dasſelbe um fo mehr für Zivilurteile gelten müßte. 

Ob die von dem Herrn Verf. und vom Ref. übereinſtimmend 
befürwortete, das angegebene Endziel verfolgende Überarbeitung 
der ZPO. ſich in ſo kurzer Zeit, wie dies der Herr Verf. an⸗ 
nimmt, durchführen läßt, erſcheint ſehr zweifelhaft. Ref. fürchtet, 
daß der Herr Verf. in dieſer Hinſicht einer allzu optimiſtiſchen 
Auffaſſung huldigt. Immerhin wäre die Möglichkeit gegeben, 
auf die Reichsregierung im Sinne des gehegten Reformplanes 
einzuwirken, wenn im Reichstage eine Reſolution durchgeſetzt 
werden könnte, durch die der Herr Reichskanzler erſucht würde, 
eine einzuberufende Kommiſſion mit der Prüfung der Frage 
und eventuell mit der Aufſtellung eines Geſetzentwurfs zu be⸗ 
trauen. Die Frage, welche Zeitdauer die Verwirklichung der 
Reform in Anſpruch nehmen würde, kann für die Beurteilung 
der ſachlichen Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Reform 
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um fo weniger von Bedeutung fein, als die letztere, falls die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren ſich zu einer Umgeſtaltung des Reviſions⸗ 
verfahrens als ſolchen entſchließen ſollten, hierdurch keineswegs 
ausgeſchloſſen werden würde, vielmehr mit dieſer Neuerung 
Hand in Hand gehen könnte. 


Der numerus clausus und die Uberfüllung 
des Inriſtenſtandes. 


Von Neumann. 


Der Aufſatz des Kollegen Dr. Friedländer über den numerus 
clausus hat vier Entgegnungen gezeitigt, außer der nachſtehend 
abgedruckten je eine aus Berlin, München, Chemnitz und Zwei⸗ 
brücken. Die aus Solingen iſt als die ausführlichſte zum 
Abdruck beſtimmt worden, nicht weil ſie der Auffaſſung der 
Redaktion entſpräche, ſondern nur um auch dieſe in der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft vertretene Richtung zu Worte kommen zu laſſen. 

Was wird verlangt? Eine ſchleunige Schließung der Tür 
zum Anwaltsberuf. (Bis dat qui cito dat!) Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob in den Noeſt'ſchen Vorſchlägen eine Antaſtung 
der freien Advokatur liegt oder nicht — das hängt davon ab, 
was man unter „freier Advokatur“ verſteht. Wir wollen uns 
nur die nächſten praktiſchen Wirkungen vergegenwärtigen, die 
ſolche Schließung mit ſich bringen muß. Noeſt behauptet, der 
Bedarf an Juriſten ſei für ein Menſchenalter durch vier Jahr⸗ 
gänge der Referendare gedeckt. Ob dies richtig geſchätzt, 
braucht hier nicht nachgeprüft zu werden. Feſt ſteht, daß die 
Zahl der Referendare und Aſſeſſoren — die juriſtiſche Reſerve — 
in einem ungeſunden Verhältniſſe ſteht zu dem wirklichen Bedarf. 
Mit dem Augenblick, wo die Tür zur Advokatur verſchloſſen 
wird, wird das Heer der Aſſeſſoren ſich noch vergrößern. Es 
handelt ſich um Männer, die — im Durchſchnitt gerechnet — 
das 30. Lebensjahr überſchritten und den berechtigten Wunſch 
haben, ſich wirtſchaftlich auf eigene Füße zu ſtellen. Will 
man ihnen, die im Vertrauen auf die offene Tür der Rechts⸗ 
anwaltſchaft dem Staat ſeit Jahren gedient, dieſe Tür vor 
der Naſe zuſchlagen? und wenn man dies ſchon den Referendaren 
gegenüber glaubt verantworten zu können, wird dieſe Brutalität 
Aſſeſſoren gegenüber für zuläſſig erachtet werden, die von ihrem 
erworbenen Rechte, Anwalt zu werden, bis heute keinen Gebrauch 
gemacht haben? Angenommen, es geſchieht. Die Vorwirkung des 
numerus clausus; ſchleuniger Entſchluß einer großen Anzahl 
von Aſſeſſoren Rechtsanwalt zu werden, bevor es zu fpät iſt. 
Weiter aber, während der Geltung des numerus clausus wird 
die ſteigende Zahl der Aſſeſſoren, die die Abſicht haben, ſich der 
Rechtsanwaltſchaft zu widmen, als Hilfsarbeiter der noch glücklich 
in die Gefilde der Rechtsanwaltſchaft gelangten Kollegen eintreten, 
ſie werden billigſt nach ihren Leiſtungen bezahlt werden, und oft 
mit der Klientel mehr in Berührung kommen als ihre mehr 
auf dem Gerichte, vor dem die Hilfsarbeiter natürlich nicht auf⸗ 
treten können, tätigen Brotherrn; ſie werden, hoffend auf den Moment 
in dem ſich ihnen die Tür zum Anwaltsberufe öffnet, ſich in der 
Klientel ihres Brotherrn einniſten, mit um ſo größerm Erfolge, je 
mehr fie dieſen an Tüchtigkeit und Entgegenkommen etwa über: 
treffen, um ihn dann, zur Anwaltſchaft zugelaſſen, mit der 
Klientel zu verlaſſen. Auch jetzt ſchon ſollen ſolche Fälle 
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vorgekommen ſein, wo der Referendar⸗Hilfsarbeiter oder der 
jüngere Sozius ſich in ſo menſchenfreundlicher Weiſe ver⸗ 
abſchiedet hat. 

Die „entſetzliche Gefahr für die Integrität des Standes, 
daß mindertüchtige Anwälte in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz 
vernichtet würden“, wird alſo bei dem numerus clausus nicht 
gebannt, ſie tritt nur noch ſchlimmer und brutaler auf, dem 
Anwalt wird viel leichter ſeine Praxis mit einem Schlage ab⸗ 
getrieben. Der Rat: ſo mag ſich der Anwalt keinen Anwalts⸗ 
aſpiranten als Hilfsarbeiter nehmen, iſt leichter gegeben als 
befolgt. Das Publikum wird den Anwalt vorziehen, bei dem 
es am gründlichſten und zugleich am ſchnellſten bedient wird, 
und die auch nach den Noeſt'ſchen Vorſchlägen beſtehende 
Konkurrenz wird zur Annahme von möglichſt guten Hilfskräften 
zwingen. 

Aber werden ſich die ausgeſperrten Gerichtsaſſeſſoren mit 
den karg bemeſſenen und ihren berechtigten Anſprüchen nicht 
entſprechenden, ſie herabwürdigenden Hilfsarbeiterſtellen in An⸗ 
waltsbureaus begnügen? Viele von ihnen werden auf die 
ſpätere Anwaltslaufbahn verzichten und in Ermangelung der 
gegenwärtigen und zukünftigen Zugehörigkeit zu einem voll⸗ 
geachteten Stande ſich wenigſtens dem Geldverdienen für eigene 
Rechnung zuwenden und ſie werden andere und ſchlimmere 
Konkurrenten werden wie die heutigen Winkelkonſulenten. Ihnen 
ſteht dasſelbe wiſſenſchaftliche und praktiſche Rüſtzeug zur Ver⸗ 
fügung wie den Rechtsanwälten, ſie ſind nur ledig jeder Rück⸗ 
ſicht auf und jeder Aufſicht durch den Stand, die geeigneten 
Leute für Stellen als Syndici oder Rechtsfreunde der großen 
Betriebe oder der Vereinigungen kleinerer. Zwar ausgeſchloſſen 
von der Vertretung vor dem Gericht, werden ſie die Vergebung 
der Mandate in weitem Umfange in die Hand bekommen, da 
ihre Reklame wirkſamer ſein wird als die ſtandesgemäße 
Zurückhaltung der zugelaſſenen Rechtsanwälte. Das ſind keine 
Phantaſiegemälde. Berichtet doch Gneiſt in ſeiner leider ſchon 
allzuſehr in Vergeſſenheit geratenen Schrift über die freie Advo⸗ 
katur, daß man im Jahre 1867 unter einer Rechtsanwaltſchaft 
von 59 Perſonen 300—400 Winkeladvokaten zählte. Wer 
vermag die weitere Entwicklung vorauszuſagen! Die heut ſchon 
gelegentlich hervortretenden Angriffe gegen den Anwaltszwang 
werden mit viel mehr Wucht und Grund geführt werden können. 

Weiter aber erſcheint es völlig ausgeſchloſſen, daß man 
durch die Schaffung des numerus clausus der Anwaltſchaft 
die Zuführung jungen friſchen Blutes vorenthält, der Stand als 
ſolcher würde in ſeiner Geſamtheit darunter leiden. Es müßte 
nach einem Mittel geſucht werden, den Stoffwechſel in der 
Anwaltſchaft zu beſchleunigen und das Mittel wird gefunden 
werden: es heißt Altersgrenze. Anwälte, die das fünfund⸗ 
ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben, werden aus der An⸗ 
waltſchaft ausſcheiden müſſen; ſie haben ja im Schutze des 
numerus clausus theoretiſch die Möglichkeit gehabt, ſich finan⸗ 
ziell auf ein ſolches — wenn auch nicht gewolltes — otium 
vorzubereiten. Wenn Noeſt meint, die von ihm befürwortete 
Beſchränkung treffe nicht die Anwälte, ſondern die Anwärter 
auf den Anwaltsberuf, ſo kann man auch hier ſagen, das Mittel 
treffe nicht die Anwälte, ſondern nur diejenigen, die es bisher 
geweſen find. Und auch dieſe ehemaligen werden als Winkel⸗ 
advokaten den gegenwärtigen Anwälten eine böſe Konkurrenz machen. 
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Und denoch ift eine Überfüllung im Juriſtenſtande vor⸗ 
handen, nicht nur in der Anwaltſchaft. Hiergegen gibt es 


im ein Mittel. Wenn bei uns mehr Anwärter für die 


jniſtiſche Laufbahn ſich anbieten als verſtändig iſt und wenn 
die Warnungen und Abmahnungen der zuſtändigen Stellen 
ficht nützen, fo bleibt nichts anderes übrig, als die Anforde⸗ 
ungen zu erhöhen, damit nur die geeignetſten Bewerber 
in den Beruf kommen; die Maſchen des Examensſiebes, welches 
die Geſamtheit der Juriſten zu paſſieren hat, müſſen enger 
werden. Daß der Einzelne darunter leiden muß, iſt bedauerlich, 
cher unvermeidlich. Menſchlich iſt es geboten, die Erſchwerung 
möglihft nahe dem Anfang der Laufbahn eintreten zu laſſen, 
knit den Betroffenen der Wechſel des Berufes möglichſt 
eleihtert wird, alfo ſchon beim Referendarsexamen. Vielleicht 
empfehlt es ſich, ſchon das Abiturientenexamen zu erſchweren, 
ven eine Uberfüllung der wiſſenſchaftlichen Berufe überhaupt 
bett 


Der numerus clausus. 
Eine Entgegnung. 
Von Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


Freiheit der Advokatur bedeutet ihre Unabhängigkeit von 
inzern Einflüſſen; im engeren und eigentlichen Sinne ihre 


Inbhängigleit von dem Einfluſſe der Juſtizverwaltung. 


Serinträhtigt wird die Freiheit der Advokatur daher durch die 
deugnis der Juſtizverwaltung, Amter, wie das Notariat, oder 
kiel zu verleihen oder zu verſagen. Völlig vernichtet würde 
fe durch eine Befugnis der Juſtizverwaltung, die Zulaſſung zur 
Molatur überhaupt oder die Zulaſſung zu einem beſtimmten 
Geriht nach ihrem freien Ermeſſen zu erteilen oder zu verſagen. 
Dagegen iſt es höchſte Zeit, mit dem Vorurteil aufzuräumen, 
un fat mit der Prätention eines Dogmas auftritt, als ob 
freiheit der Advokatur und numerus clausus begriffliche Gegen⸗ 
he wären. Ich meine, das geringſte ernſtliche Nachdenken 
müßte uns davon überzeugen, daß ein numerus clausus nur 
um eine Beeinträchtigung der freien Advokatur bildet, wenn 
c fe in Abhängigkeit von der Justizverwaltung bringt. Ein 


aumerus clausus, bei dem die freiwerdenden Stellen nach 


ſiten Normen, vielleicht ſogar durch die Organe der Anwalt⸗ 
(haft felbſ, beſetzt werden, enthält eine Antaſtung der freien 
Mbolatır in keiner Weiſe. Auch darin iſt eine ſolche nicht zu 
den, daß durch die Juſtizverwaltung die Höchſtzahl des 
anmerus periodisch feſtgeſetzt wird, vorausgeſetzt nur, daß nicht 
de Felge einer ſolchen Feſtſetzung das Ausſcheiden bereits zu⸗ 
kluſſener Anwälte ſein müßte. Eine Minderung der Höchſt⸗ 
pi ober eine unzulängliche Erhöhung derſelben trifft dann 
Mt die Anwälte, fondern die Anwärter zum Anwaltsberuf. 
Sugtgehen auch, daß an der Normierung der Zahl die Anwälte 
M pehmires Intereſſe haben! Damit ſtellt ſich dieſe Maß⸗ 
l auf die gleiche Linie mit vielen anderen, von denen 
wand behaupten wird, daß fie die Freiheit der Advokatur 
main: Festsetzung von Gebührenordnungen, Abgrenzung von 
irken, Einrichtungen von Sondergerichten, Erweiterung 

ar geſcränkung des Anwaltszwanges, das alles find Maß⸗ 
an denen die Advokatur pekuniär intereſſiert iſt, und 
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die doch der Geſetzgebung und der Juſtizverwaltung zuſtehen, 
ohne daß ſie irgendwie eine Einſchränkung der freien Advokatur, 
in dem von uns vorhin bezeichneten engeren und eigentlichen 
Sinne, bedeuten. Freiheit der Advokatur in einem weiteren 
Sinne, alſo ihre gänzliche Unabhängigkeit von irgendwelchen 
Maßnahmen der Staatshoheit zu verlangen, wäre ſelbſtredend 
eine Schimäre. N 

Der Artikel, zu deſſen Bekämpfung dieſe Zeilen dienen 
ſollen, der in der dritten diesjährigen Nummer dieſer Wochen⸗ 
ſchrift erſchienene Artikel des Herrn Kollegen Dr. Friedländer, 
vermeidet es allerdings, in hergebrachter Weiſe den numerus 
clausus mit der Freiheit der Advokatur in begrifflichen Gegen⸗ 
ſatz zu bringen. Während aber mir und einer erheblichen 
Anzahl von Kollegen der numerus clausus das einzige taugliche 
Mittel ſcheint, um der Gefahr eines Niederganges, einer Deprava⸗ 
tion vorzubeugen, die unſerm Stande und damit der ganzen Rechts⸗ 
pflege durch den ganz übermäßigen Andrang von Anwärtern zum 
Anwaltsberufe droht, ſchließt er (und leider mit ihm ſo viele 
Kollegen!) die Augen vor der furchtbar drohenden Gefahr, und 
trägt Bedenken, ihr aus dem Wege zu gehen, weil man vielleicht 
unterwegs ausgleiten und ſich den Fuß verrenken könnte. Er 
hält die Einrichtung des numerus clausus für unbrauchbar und 
für gefährlich. Seine Bedenken, es ſind glaube ich ſieben an der 
Zahl, fallen meines Erachtens bei unbefangener Betrachtung 
wie ein Kartenhaus zuſammen. 

1. Mit der Einrichtung des numerus clausus wäre, fo 
fürchtet Herr Kollege Friedländer, die Möglichkeit einer Weiter⸗ 
bildung in dem Sinne gegeben, daß die Juſtizverwaltung die 
Auswahl der Anwärter nach ihrer Würdigkeit, alſo nach freiem 
Ermeſſen, in die Hand nähme, und damit die Freiheit der 
Advokatur befeitigte. — Gewiß! möglich iſt vieles. Als unſere 
Vorfahren dazu übergingen, ſich durch Kleider gegen die Unbilden 
der Witterung zu ſchützen, beſchworen ſie die Gefahr herauf, 
daß ihre Nachkommen ſich durch geſchmackloſe Kleidung ver⸗ 
unzierten. Die Einführung ſtaatlicher Ordnung beſchwor die 
Gefahr des Deſpotismus herauf. Gegen die Einführung einer 
Verfaſſung trugen in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts 
manche loyale Staatsbürger ernſtliche Bedenken, weil man darin 
den erſten Schritt zur Einführung der Republik erblickte. Es 
gibt keine Einrichtung auf der Welt, deren Einführung nicht 
die Gefahr eines Mißbrauchs mit ſich brächte. Mit einem 
ſolchen Räſonnement, das ſich gegen jede Einrichtung, möge 
ſie Namen haben wie ſie wolle, verwenden läßt, kann man 
ſelbſtredend nichts beweiſen. 

2. Bei freiem Wettbewerb kommen die Tüchtigſten zur 
Geltung. 

Recht ſo! Der freie Wettbewerb ſoll nicht unterbunden 
werden. Es ſoll nur dagegen Schutz gewährt ſein, daß nicht 
unvernünftig viele Kräfte in den Wettbewerb eintreten. 
Deſonders tüchtige Kräfte werden nach dem Geſetz der großen 
Zahlen ſich in eo Verhältnis unter den Zugelaſſenen 
finden, wie unter denen, die einſtweilen warten müſſen. Minder⸗ 
tüchtige Kräfte wird es anderſeits bei völlig freiem Wettbewerb 
ebenſo geben wie beim numerus clausus. Daß aber minder: 
tüchtige Anwälte in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz vernichtet 
würden, wie es hier Dr. Friedländer zu wünſchen ſcheint, wäre 
eine entſetzliche Gefahr für die Integrität des Standes. 
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3. Beim numerus clausus ſei es zu befürchten, daß an 
kleinen Plätzen nur der Ziffer nach genügende Kräfte, die aber 
unbrauchbar ſeien, eingeſtellt würden. 

Ich denke mir den numerus clausus ſo, daß die Höchſt⸗ 
zahl für den ganzen Staat, allenfalls für einen Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk beſtimmt wird. Für die richtige Verteilung 
dieſer Kräfte ſorgt allerdings nichts beſſer als der freie Wett⸗ 
bewerb. Der kann beſtehen bleiben. Damit wäre dies Bedenken 
durchaus erledigt. 

4. Schlimme Konſequenzen befürchtet Kollege Friedländer für 
die Abergangszeit. Wenn bei einem großen Gericht, bei welchem 
jetzt 300 Anwälte zugelaſſen ſind, die Höchſtzahl auf 150 feſt⸗ 
geſetzt würde, ſo käme lange Jahre hindurch eine neue Zulaſſung 
nicht in Betracht. 

Dies Bedenken wird begründet werden, wenn man mit 
der Einführung des numerus clausus noch länger wartet. 
Heute halte ich es noch nicht für begründet. Die heute be⸗ 
ſtehende Zahl von Anwälten iſt bereits viel zu groß. Immerhin 
könnte aber der heutige Zuſtand dem numerus clausus zugrunde 
gelegt werden, wenn eine Gebührenerhöhung eintritt. Für die 
Zukunft würde ſich dann durch die Vermehrung der Geſchäfte 
aus dem tolerari posse ein Zuſtand entwickeln, der der Würde 
und dem erforderlichen Anſehen des Anwaltsberufes entſpricht. 
Je länger man aber die Reform hinausſchiebt, deſto mehr wird 
ſich eine allmähliche Reduktion des Beſtandes als notwendig 
erweiſen, jo daß dann allerdings die Nachteile einer Abergangs⸗ 
zeit unvermeidlich in den Kauf genommen werden müßten. Bis 
dat qui cito dat! 

5. Mittelmäßige und ſelbſt minderwertige Kräfte würden 


bei Einführung des numerus clausus ein beſſeres Einkommen 


haben als jetzt; bei den tüchtigen und hervorragenden würde 
eine Überlaſtung eintreten, welche eine Gefahr für die Rechts⸗ 
pflege bedeutet. 

Sehen wir nicht den Übelitand auch ſchon heute, daß 
wenige hervorragende Anwälte den Löwenanteil der Praxis 
vorwegnehmen? Gerade dem hier von uns bekämpften 
Mancheſtertum müßte doch dieſer Zuſtand als der ideale er⸗ 
ſcheinen! Mit dem numerus clausus hat er jedenfalls nichts 
zu tun; er beſteht ohne den numerus clausus ebenſowohl als 
mit ihm. Bei weiterem laisser-aller wird allerdings dieſes 
Übel durch ein anderes Übel beſeitigt werden; denn die heute 
überlaſteten Kanzleien werden bald nicht mehr von Klienten 
wimmeln; die heute normal beſchäftigten werden aber mehr 
oder weniger leer ſtehen. 

6. Bedauerlich iſt es gewiß, daß nach Einführung des 
numerus clausus die Anwärter auf den Anwaltsſtand, ebenſo 
wie die Anwärter auf den Richterſtand, eine Wartezeit durch⸗ 
machen müſſen, ſolange der übermäßige Zudrang andauert. 
Wenn aber nur die Wahl gelaſſen iſt zwiſchen dem Niedergang 
des Anwaltsſtandes, der Miſere der Anwälte, welche er mit 
ſich führt, und der Verſchlechterung der Rechtspflege, welche 
ſeine unausbleibliche Folge iſt, und anderſeits einigen Jahren 
Wartezeit für die Allzuvielen, die ſich zu einem notoriſch über 
füllten Veruf trotz aller Warnungen drängen, dann kann doch 
die Wahl keinen Augenblick zweifelhaft ſein. 

Übrigens kann es für den Zutritt zum Anwaltsberuf nur 
billig ſein, was für den Zutritt zum Richterberuf unangefochten 
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Rechtens iſt und von je Rechtens war. Einen Schaden für die 
Rechtspflege würde es auch gewiß nicht bedeuten, wenn in⸗ 
folge dieſer Wartezeit gereiftere Männer den Nachwuchs des 
Anwaltsſtandes darſtellen, als die jungen Aſſeſſoren, die dem 
praktiſchen Leben und ſeinen Anforderungen und Bedürfniſſen 
noch völlig fremd gegenüberſtehn. 

7. Ein Privileg für die Reichen würde nach Ein⸗ 
führung des numerus clausus der Anwaltſtand nicht mehr und 
nicht minder als der Richterſtand auch. Solange der Nach⸗ 
wuchs für die juriſtiſchen Berufe ſo überreichlich vorhanden iſt 
wie heute, wäre es allerdings angebracht und erwünſcht, daß 
ſich dieſen Berufen nur ſolche junge Leute zuwenden, die eine 
ausgiebige Wartezeit aushalten können. Gerade die Einführung 
des numerus clausus bei der Anwaltſchaft wird aber ficher 
zur Folge haben, daß der wahnſinnige Andrang zum juriſtiſchen 
Studium eingedämmt wird, da der Troſt verſagt: ſchlimmſten 
Falles kannſt du ja Anwalt werden! 

Gehen aber die Dinge weiter ihren bisherigen Gang, ſo 
wird einzig der Richterſtand ein Privileg der Reichen werden. 
Man ſehe nur die Liſte der heutigen Referendare. Der Bedarf 
an Juriſten für ein Menſchenalter iſt durch vier Jahrgänge 
gedeckt. Tauſende werden von Jahr zu Jahr ſich die Frage 
vorlegen, ob ſie nach dreijährigem Univerſitätsſtudium, nach 
vierjähriger unbeſoldeter Vorbereitungszeit nun noch fünf Jahre 
und noch länger darauf warten wollen, um als Richter angeſtellt 
zu werden. Der allergrößte Teil von ihnen wird in den An⸗ 
waltsberuf gedrängt, den ſie ohne beſondere Vorliebe für dieſen 
Beruf, ohne beſondere Fähigkeiten für ihn, nur als Nothaken 
ergreifen, weil alles andere verſchloſſen iſt. Nur wer auf 
Jahre hinaus noch ſeinen Eltern auf der Taſche liegen kann, 
wird ſich ſagen, daß er's Gott ſei Dank! nicht nötig hat, Anwalt 
zu werden. ö 

Und wie, wenn dieſe Tauſende unſere ſchon jetzt allzu 
ſtark beſetzten Reihen noch weiter gefüllt haben werden? wenn 
der jetzt ſchon überfüllte Beruf gezwungen iſt, dieſen ganzen 
Zuwachs aufzunehmen? Welche Gebührenordnung ſoll dann 
hinreichen, um auch nur der Hälfte der Anwälte ein ſtandes⸗ 
gemäßes Auskommen zu verſchaffen? Die Folge jeder Gebühren⸗ 
erhöhung iſt doch notwendig eine Abnahme der anwaltlichen 
Geſchäfte und ein verſtärkter Zudrang zum Anwaltsberuf. Da⸗ 
durch wird der Erfolg einer jeden Gebührenerhöhung in wenigen 
Jahren wettgemacht. Darüber aber wollen wir uns doch keine 
Illuſion machen, wenn die Hälfte der Anwälte Not leidet, daß 
dann die Integrität unſeres Standes mit keinen Mitteln der 
Diſziplin mehr aufrechterhalten werden kann. Der Anwalt, 
der den Vorſchuß ſeines neuen Klienten nötig hat, um rück⸗ 
ſtändige Miete zu bezahlen, wird ſchwerlich ſeinem Klienten von 
einem Prozeß abraten. Hunger iſt der beſte Koch, aber auch 
der mächtigſte Verſucher, und wenn wir nicht Phariſäer ſein 
wollen, ſo werden auch wir Anwälte uns ſagen müſſen: Homo 
sum, nihil humani a me alienum puto! Das Anſehen der 
Anwälte aber, die nach jedem Mandate hungrig ſchnappen, die 
überall katzbuckeln, um nur ja nicht die Gunſt eines Auftrag⸗ 
gebers einzubüßen, das Anſehn dieſer Anwälte wird bald unter 
dem Gefrierpunkte ſtehn. Wir Anwälte werden nicht mehr die 
vertrauenswerten Berater unſerer Parteien, wir werden nur 
noch die Büttel unſerer Auftraggeber ſein, und nach deren 


39. Jahrgang, 


Pfeife tanzen. Wahrlich, wenn eine ſolche Zukunft der Anwalt⸗ 
ſchaft nicht anders vermieden werden könnte als durch eine teil⸗ 
weiſe oder gänzliche Preisgabe der freien Advokatur, dann 
müßte auch dieſe preisgegeben werden. Weit eher zu ertragen 
wäre ſchließlich die Abhängigkeit von der Juſtizverwaltung als 
die Abhängigkeit von der Not des Lebens und von dem Wohl⸗ 
wollen der Mandanten! Der Anwalt, der von dieſen beiden 
Mächten abhängig iſt, würde nicht nur vom Publikum über die 
Achſeln angeſehen; er würde auch von den Richtern, von denen, 
„die es Gott ſei Dank! nicht nötig gehabt haben, Anwalt zu 
werden“, mit Recht gering eingeſchätzt werden. Nicht nur 
wegen ſeiner materiellen Armſeligkeit, ſondern vor allem auch 
deshalb, weil er, um des Lebens Notdurft zu friſten, gleich 
einem Winkelſchreiber das Gericht mit ausſichtsloſen Eingaben 
und Anträgen behelligen würde, bei denen man ſich ſagt: Er 
ſchreibt fürs Geld! 

Es iſt mm glücklicherweiſe ausgeſchloſſen, daß eine ſolche 
Zukunft über uns hereinbrechen wird. Das dringende Intereſſe 
der Rechtspflege und des rechtſuchenden Publikums geht dahin, 
daß ſolche Zuſtände vermieden werden, die geradezu den Bankerott 
der Rechtspflege bedeuten würden. Darum, und nicht etwa 
unſerer ſchönen Augen wegen, wird der numerus clausus von 
der Juſtizverwaltung geplant. Wer aber, angeſichts der Zu⸗ 
kunft, die bei weiterem Gehenlaſſen mit grauſamer Gewißheit 
uns bevorſteht, das einzige Abhilfsmittel gegen den Ruin 
unſeres Standes von der Hand weiſt, und den numerus 
clausus bekämpft, der würde ſelbſt dann feinem Stande gegen⸗ 
über und feinen Standesgenoſſen unverantwortlich handeln, 
wenn die ſieben Gründe des Herrn Kollegen Friedländer ebenſo 
durchſchlagend wären, wie fie nach meiner Meinung es 
nicht ſind. 


Die nene Berechnung der Schreib- und Poſtgebühren. 
Von Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


Vom 1. April 1910 ab ſollen angeblich der Anwalt und 
ſeine Angeſtellten nur geringe Mühe haben, wenn ſie die Schreib⸗ 
und Poſtgebühren berechnen; fie ſollen nur die etwas kompli⸗ 
zierten Regeln und das Zahlenmaterial des neuen 8 76 RAG. 
beherrſchen und dann tüchtig darauflos dividieren, multiplizieren, 
addieren und nötigenfalls das Reſultat erhöhen oder reduzieren. 
So glaubt der Geſetzgeber mit dem neuen 5 76 einen bequemen 
Weg gebahnt zu haben. Aber auf dieſem Wege wachſen 
manche Zweifel empor; ſie werden ein verlangſamendes Hinder⸗ 
nis bilden. 

I. Allerdings wird die Anwendung der leitenden Sätze in 
Abſatz 1 und 2 im allgemeinen keine Schwierigkeiten bereiten. 
Sie lauten bekanntlich: 

„Für die Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum 
Erſatze der Poſtgebühren ſeiner Sendungen erhält der 
Rechtsanwalt Pauſchſätze, ſoweit Schreibwerk und Poſt⸗ 
ſendung innerhalb des Nahmens einer gebührenpflichtigen 
Tätigkeit vorkommen. 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt zwanzig vom Hundert 
der zum Anſatze gelangenden Gebühr, jedoch höchſtens 
30 & und mindeſtens 50 , in der Zwangs vollſtreckungs⸗ 
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inſtanz mindeſtens 2 &. Die Vorſchrift des § 7 Abſ. 2 
des Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung.“ 

Die zuletzt zitierte Beſtimmung beſagt: „Pfennigbeträge, 
welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar ſind, werden auf den 
nächſt höheren durch 10 teilbaren Betrag abgerundet.“ Z. B.: 
1. Der Anwalt meldet eine Konkursforderung von 200 # an; 
feine Gebühr beträgt hierfür 1 &, 5 57 RAG0O.; der Pauſchſatz 
würde an ſich 20 Prozent hiervon = 20 & betragen und wird 
auf 50 % Minimalgebühr erhöht. Meldet er eine Konkurs⸗ 
forderung von 1000 & an, fo tritt zu der Gebühr von 5,604 
ein Pauſchſatz von 1,12 4, der auf 1,20 & abgerundet wird. 
2. Fertigt der Anwalt eine Strafanzeige, ſo beträgt ſeine Ge⸗ 
bühr 2 4, 8 69 RAGD.; der hinzutretende Pauſchſatz von 
0,40 & wird auf 0,50 & erhöht. 3. Fertigt ein Anwalt in 
einer Schöffengerichtsſache eine Schrift zur Begründung einer 
Reviſion oder ein Gnadengeſuch, ſo beträgt ſeine Gebühr 6 &, 
8$ 68, 63 RAG0O.; der hinzutretende Pauſchſatz beträgt 1,20 4. 
Fertigt er in dieſem Prozeß ſowohl die Schrift zur Reviſions⸗ 
begründung, als auch das Gnadengeſuch, ſo hat er ſolglich 
zweimal den Pauſchſatz von je 1,20 & zu fordern. Denn Abſ. 2 
ſagt, daß der einzelne Pauſchſatz 20 Prozent der zum Anſatz 
gelangenden Gebühr, d. h. einer jeden zum Anſatz gelangenden 
Gebühr beträgt. 4. Vertritt der Anwalt im Verfahren über 
einen Antrag auf Konkurseröffnung einen Gläubiger, der 
200000 & zu ſordern hat, fo beträgt ſeine Gebühr 159,50 4, 
§ 54 RAG. Der hinzutretende Pauſchſatz würde 31,90 4 
betragen und wird auf 30 & reduziert. 5. Betreibt der Ans 
walt bei einem Objekt von 250 & die Zwangs vollſtreckung, fo 
beträgt feine Gebühr bekanntlich 3 4; der Pauſchſatz, der an 
ſich 0,60 & betragen würde, wird auf 2 & erhöht. Mit Recht 
macht hierbei Rieß, Die neuen Prozeßgeſetze, S. 57, auf § 31 
Abſ. 1 RAG. aufmerkſam. Danach bildet bekanntlich jede 
Vollſtreckungsmaßregel zuſammen mit den zu ihr gehörigen 
Folgehandlungen je eine Inſtanz. Daraus folgt: Nimmt der 
Anwalt wegen 250 & zuerſt Pfändung in körperliche Sachen 
und dann noch Pfändung in Forderungen vor, ſo beträgt ſein 
Pauſchſatz jedesmal 2 4, ebenſo wenn es zum Offenbarungseid⸗ 
Verfahren kommt, § 32. 

II. Die Pauſchſätze erhält der Rechtsanwalt nur „für die 
Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum Erſatze der Poſt⸗ 
gebühren ſeiner Sendungen“. Alle anderen baren Auslagen 
erhält er ſonach nach allgemeinen Regeln erſetzt, SS 675, 670 
BGB. Erſetzt werden ihm z. B. ſeine Auslagen für Zuſtellung 
von Urteilen und im landgerichtlichen Verfahren für Zuſtellung 
von Schriftſätzen und Ladungen; im Amtsgerichtsprozeß dagegen 
werden alle Schriftſätze und Ladungen von Amts wegen zugeſtellt, 
§ 496 ZPO., alſo gratis, da der Fiskus gleichfalls Pauſchſätze bes 
rechnet, 8 80 a, 80b GKG. Erſetzt werden dem Anwalt ferner 
bare Auslagen, die er an Einwohner⸗Meldeämter macht. Sodann 
fallen unter die Pauſchgebühr nur die Poſtgebühren ſeiner 
eigenen Sendungen, alſo für gewöhnliche Briefe und Karten, 
aber auch für ſeine Eilbriefe, Einſchreibſendungen, fortgeſandte 
Aktenpakete uſw. Aber nicht gedeckt vom Pauſchſatz, daher 
beſonders zu vergüten ſind die Auslagen für ſolche Poſtſendungen, 
die der Anwalt von anderen Perſonen erhält, alſo z. B. 
Abtragegebühren bei eingehenden Geldern oder Paketen, Straf⸗ 
porti, Nachnahmen, Porti für Briefe, die die abſendende Behörde 
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zuläſſigerweiſe unfrankiert gelaſſen hat, ebenſo Freimarken und 
Freikarten, die der Anwalt ſeinen Briefen oder Poſtkarten 
beifügt, wenn er fürchtet, ohne dieſe Vorausfrankierung Rück⸗ 
antwort nicht zu erhalten; denn dieſe Frankaturen find nicht 
Gebühren ſeiner eigenen, ſondern der fremden Poſtſendungen. 
Alle dieſe Gebühren müſſen daher in den Bureaus ſorgfam 
gebucht werden. Eine poſitive Ausnahme von ſeiner Vorſchrift 
macht das Geſetz ſelbſt; die Gebühren ſeiner eigenen poſtaliſchen 
Sendungen kann der Anwalt nach § 76 Abſ. 8 nämlich dann 
extra in Rechnung ſtellen, wenn es Telegraphengebühren oder 
die im Fernverkehr zu entrichtenden Fernſprechgebühren find. 
Dieſe Vorſchrift wird wohl zur Folge haben, daß Eilbriefe 
tunlichſt ſelten geſandt werden. Der Anwalt wird in eiligen 
Fällen die Poſtgebühren für Eilbriefe lieber, wenn der Preis⸗ 
unterſchied nicht zu bedeutend iſt, nicht aus ſeiner Taſche bezahlen, 
ſondern telegraphieren, oder, wenn möglich, nach auswärts 
telephonieren. 

III. Weitere Ausnahmen bringt § 76 Abi. 6. Danach 
hat der Anwalt Extra⸗Schreibgebühren und zwar (nach Abſ. 7) 
20 & für jede Seite zu fordern, „1. für die auf beſonderes 
Verlangen gefertigten Abſchriften, 2. für eine von ihm gefertigte 
beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift, falls dieſe zur Herſtellung 
einer Ausfertigung des Urteils (3 317 Abſ. 3 ZPO.) benutzt 
wird, 3. für ein Schreibwerk, ſoweit es außerhalb des Rahmens 
einer gebührenpflichtigen Tätigkeit entſteht.“ Letztere Ausnahme 
hätte kaum in Abſ. 6 wiederholt zu werden brauchen, da ſie 
ſchon in den Schlußworten von Abſ. 1 enthalten iſt. Die 
Frage, wann ein Schreibwerk außerhalb des Rahmens einer 
gebührenpflichtigen Tätigkeit liegt, wird nicht immer leicht zu 
entſcheiden ſein. Die Reichstagskommiſſion führt als Beiſpiel 
an: Antworten auf Anfragen, die nach beendigtem Prozeß von 
einer Partei oder Dritten an den Anwalt gerichtet werden. 
Gehören hierher auch Schreibwerk und Poſtgebühren, die der 
Anwalt vergeblich aufwendet, um einen Vergleich während des 
Prozeſſes herbeizuführen? Solches Schreibwerk iſt oft recht 
umfangreich, da dabei die Chancen des Prozeſſes ſowohl gegen⸗ 
über der eigenen, als der Gegenpartei oft eingehend dargelegt 
und zahlreiche Briefe gewechſelt werden. Die Vergleichsgebühr 
erhält der Anwalt bekanntlich nur, wenn infolge ſeiner Mit⸗ 
wirkung ein Vergleich abgeſchloſſen wird, 8 13 Nr. 3 RAG ., 
aber nicht, wenn der Vergleich fcheitert. Die Tätigkeit, die 
dem geſcheiterten Vergleich gewidmet iſt, liegt ſonach jedenfalls 
nicht „innerhalb des Rahmens der gebührenpflichtigen Tätigkeit“ 
aus 8 13 Nr. 3. Aber es liegt nahe, zu ſagen, daß fie unter 
den Rahmen der Prozeßgebühr, 8 13 Nr. 1, falle. Denn § 29 
beftimmt: „Die im $ 13 benannten Gebühren umfaflen die 
geſamte Tätigkeit des Rechtsanwalts von dem Auftrage bis 
zur Beendigung der Inſtanz.“ Aber dabei iſt doch immer Vor⸗ 
ausſetzung, daß die fragliche Tätigkeit überhaupt unter eine der 
Beſtimmungen in 8 13 ſich ſubſumieren läßt. Nun ſagt aber 8 13, 


daß die Prozeßgebühr beſtimmt ſei „für den Geſchäftsbetrieb ein⸗ 


ſchließlich der Information“. Der Geſchäftsbetrieb iſt aber offenbar 
der Betrieb des Geſchäftes der Prozeßführung. Ein Vergleich dient 
aber nicht ſowohl dem Betriebe als vielmehr der Einſtellung der 
Prozeßführung. Man kann hier auf die Rechtſprechung verweiſen, 
die den Betrieb eines Handelsgewerbes in Gegenſatz bringt zur 
Einſtellung des Betriebes, ROHG. 23, 28. Würde die 
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Tätigkeit, die der Herbeiführung eines Vergleiches dient, ſchon 
als ſolche „Geſchäftsbetrieb“ fein, fo müßte fie auch dann 
durch die Prozeßgebühr abgegolten ſein, wenn ein Vergleich 
zuſtande kommt; denn ob die Tätigkeit Erfolg hat oder 
nicht, ändert ja nichts am Weſen der Tätigkeit; dann dürfte 
aber auch dieſe Tätigkeit, wenn der Vergleich abgeſchloſſen 
iſt, nicht durch eine beſondere Vergleichsgebühr honoriert werden. 
Indem die RAG. für die Mitwirkung bei dem zuſtande 
gekommenen Vergleich eine beſondere Vergleichsgebühr zubilligt, 
erkennt ſie ſelbſt an, daß dieſe Mitwirkung nicht auch unter 
den eigentlichen Geſchäftsbetrieb fällt. Der Anwalt erhält 
ſonach für die Mitwirkung bei einem geſcheiterten Vergleich 
keine Vergütung, — nicht deshalb, weil dieſe Tätigkeit durch 
die Prozeßgebühr abgegolten iſt, ſondern weil eben für dieſe 
Tätigkeit eine Honorierung im Geſetz nicht vorgeſehen iſt. 
Schreibwerk und Poſtſendungen hierfür liegen ſonach nicht 
innerhalb, ſondern außerhalb des Rahmens einer gebühren⸗ 
pflichtigen Tätigkeit und können extra berechnet werden. 
Zweifellos iſt das aber nicht! — Ahnliche Zweifel entſtehen, 
wenn der Anwalt um eine Außerung darüber erſucht wird, ob 
es zweckmäßig iſt, bei widerſprechenden Zeugenausſagen den 
Staatsanwalt anzurufen. Seine Außerungen hierüber werden 
kaum noch durch die Prozeßgebühr gedeckt ſein, ſondern außer⸗ 
halb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit liegen; 
ebenſo, wenn die Partei glaubt, von einem Richter unhöflich 
behandelt zu ſein, und ſie deshalb ihren Prozeßbevollmächtigten 
bittet, bei der Aufſichtsbehörde Beſchwerde zu führen. 

Die andere Ausnahme, laut der „die auf beſonderes Ver⸗ 
langen gefertigten Abſchriften“ beſonders zu bezahlen ſind, 
wird weniger Schwierigkeiten bereiten. Die auf beſonderes 
Verlangen gefertigten Abſchriften ſtehen offenbar denen gegen⸗ 
über, die auch ohne beſonderes Verlangen geſchäftsüblich vom 
Anwalt gefertigt werden. Daß der Anwalt von ſeinen 
Schriftſätzen auch ſeiner eigenen Partei eine Abſchrift zu geben 
hat, iſt jedenfalls nicht geſchäftsüblich; wünſcht die Partei dies, 
ſo muß ſie dafür beſonders bezahlen. 

Wegen der Ausnahme in Abſ. 6 Nr. 2 vgl. JW. von 
1910 S. 140. 

IV. Soweit dem Rechtsanwalt Extraſchreibgebühren neben 
den Pauſchſätzen zuſtehen, fragt ſich im Zivilprozeß, ob der 
unterliegende Gegner ſie erſetzen muß. Die Antwort richtet 
ſich natürlich danach, ob die Extraaufwendungen zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung not⸗ 
wendig waren. Daraus folgt: Hat der Anwalt in dem zuletzt 
erwähnten Falle § 317 Abſ. 3 ZPO. eine beglaubigte Abſchrift 
der Klageſchrift gefertigt, die zur Herſtellung einer Ausfertigung 
des gekürzten Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnisurteils benutzt 
wird, ſo ſind dieſe Schreibgebühren erſtattungsfähig. Denn 
hätte nicht der Rechtsanwalt, ſondern die Gerichtskanzlei dieſe 
Abſchrift gefertigt, ſo wäre ſie ebenſo teuer, ja möglicherweiſe 
noch teurer; denn die Übertragung des eigentlichen Urteils auf 
die Abſchrift der Klage müßte in letzterem Falle auch bezahlt 
werden, während ſie koſtenfrei bleibt, ſofern die vom Anwalt 
eingereichte beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift dazu Ver⸗ 
wendung findet, 88 79, 80 GG. — Aber auch Abſchriften, 
die der Anwalt auf beſonderes Verlangen gefertigt hat, können 
unter Umſtänden erſtattungsfähig ſein. Hat z. B. der Anwalt 
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feiner Partei auf Wunſch Abſchrift feines eigenen Schriftſatzes 
gegeben, ſo entnimmt die Partei vielleicht daraus, daß der 
Anwalt ihre Information in weſentlichen Punkten mißverſtanden 
hat, und nimmt daraus Anlaß zu zweckentſprechenden Be⸗ 
richtigungen. Läßt dagegen die Partei ſich Abſchrift eines 
Schriftſatzes ihres Anwalts geben, weil ſie dieſen in einem 
anderen verwandten Prozeſſe verwenden will, den ſie bei einem 
anderen Gericht führt, ſo find offenbar die Extraſchreibgebühren 
in dem erſten Prozeß nicht erſtattungsfähig. Außert ſich der 
Anwalt auf Wunſch der Partei über die Frage, ob eine Straf⸗ 
anzeige gegen einen ſchon vernommenen Zeugen Erfolg haben 
würde, ſo kann das Schreibwerk recht wohl zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung dienlich und not⸗ 
wendig ſein. 

v. Hat der Anwalt neben jeder Gebühr einen Pauſchſatz 
zu fordern, auch dann, wenn bei ſeiner Tätigkeit gar ke in 
Schreibwerk hergeſtellt und keine Poſtgebühren bezahlt worden 
ſind? Man darf nicht etwa ſagen, dergleichen komme nie vor. 
Selbſt in einem Zivilprozeß iſt möglich, daß im Anwaltsbureau 
keine Feder gerührt und kein Pfennig verausgabt wird; z. B. 
die Partei informirt den Anwalt erſt auf der Gerichtsſtelle, 
erklärt die Vollmacht zu Gerichtsprotokoll; die Verhandlung 
ſührt in Gegenwart der Partei zu einem Vergleich, die Ver⸗ 
gleichsſumme und die Gebühren des Anwalts werden ſofort 
bezahlt. Der Prozeß iſt damit für den Anwalt erledigt, ohne 
daß Schreibereien oder bare Auslagen ſtattfanden. Oder: der 
Anwalt unterzeichnet in einer Strafſache eine Schrift zur 
Revifionsbegründung, die ihm von der Partei in letzter Stunde 
fertig vorgelegt wird und ſo gut iſt, daß ein Bedürfnis zu 
Anderungen nicht beſteht. Nun hört man zuweilen die Auf⸗ 
faſſung, daß vom 1. April 1910 ab ſich alle Anwaltsgebühren 
um den Pauſchſatz erhöhen, ſo daß die alten Gebührentabellen 
eigentlich gar nicht mehr verwendbar ſeien. Das erſcheint aber 
nicht zutreffend. Der Anwalt hat vielmehr jene erhöhenden 
Pauſchſätze nur dann zu fordern, wenn er wirklich Schreibwerk 
oder bare Poſtgebühren, oder beides geleiſtet hat. Denn er 
erhält die Pauſchſätze „für die Herſtellung des Schreibwerkes 
ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren ſeiner Sendungen“, alſo 
nicht, wenn Schreibwerk nicht hergeſtellt und Poſtgebühren nicht 
vorgefallen ſind. Das ergibt ſich aber nicht nur aus dem 
Wortlaut, ſondern auch aus der Tendenz des S 76. Würde 
nämlich jede Vorſchrift über Erſatz von Schreibwerk und Poſt⸗ 
gebühren fehlen, ſo könnte der Anwalt für ſeine Auslagen und 
die Schreibarbeit ſeines Bureaus angemeſſenen Erſatz fordern, 
SS 675, 670. BGB. Die bisherige RAGd. hatte für die 
Schreibarbeit ſtatt des angemeſſenen einen tarifierten Satz. 
Lediglich die dadurch nötige Einzelberechnung ſollte durch die 
neuen Vorſchriften erſpart werden. Daher hat der Anwalt die 
Pauſchſätze zu fordern, gleichviel ob im einzelnen Falle viel 
oder wenig an Schreibwerk und baren Poſtauslagen geleiſtet 
wurde; denn dieſe Pauſchſätze ſollen ihn decken für die detail⸗ 
lierten Anſprüche des bisherigen Rechts. In Fällen aber, wo 
auch nach bisherigem Recht an Auslagen oder Schreibwerk 
nichts hätte detailliert werden können, kann er folglich auch in 
Zukunft nichts fordern. Sonft müßte auch, wenn ein Rat 
lediglich mümdlich erteilt worden iſt, die Konferenzgebühr des 
8 47 um eine Zuſchlagspauſchgebühr erhöht werden, obſchon 
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hierbei Schreibwerk und Poſtauslagen nicht vorkommen! Und 
das wird wohl niemand billigen wollen. 

VI. In Zivilprozeſſen verſchieben ſich die Minimal⸗ und 
Maximalpauſchſätze in eigentümlicher Weiſe durch 8 76 Abſ. 3: 

„Steht dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Rechts⸗ 
anwalte nach 8 13 Nr. 1, 88 19, 52 die Prozeßgebühr 
zu, ſo beträgt die Summe der in einer Inſtanz anzu⸗ 
ſetzenden Pauſchſätze mindeſtens 4 & und höchſtens 50 4 
und, wenn dem Rechtsanwalt auch nach § 13 Nr. 4, 
55 19, 52 die Beweisgebühr oder nach § 13 Nr. 3, 
55 19, 52 die Vergleichsgebühr zuſteht, mindeſtens 
6 & und höchſtens 60 4; die Vorſchriften des 8 27 
Abſ. 1, des § 28 und des 8 30 Abſ. 1 Nr. 3 finden 
keine Anwendung.“ 

Dieſe Vorſchrift ſetzt zunächſt voraus, daß der Rechts⸗ 
anwalt zum Prozeß bevollmächtigten beſtellt iſt und daß ihm 
die Prozeßgebühr zuſteht. Sie greift alſo nicht ein, wenn 
ihm zwar Prozeßvollmacht erteilt wird, der Prozeß ſich aber 
vor der Information des Anwalts erledigt. Abſ. 3 ſetzt ferner 
voraus, daß ihm die Prozeßgebühr nach § 13 Nr. 1, 88 19, 52 
zuſteht, alſo entweder für die erſte, oder die Berufungs⸗, oder 
Reviſionsinſtanz ohne Unterſchied, ob es ſich um einen ordent⸗ 
lichen oder Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß handelt, im Urkunden⸗ 
oder Wechſelprozeß auch bei nicht kontradiktoriſcher Verhandlung. 
Dem Prozeßbevollmächtigten der Beſchwerdeinſtanz kommt da⸗ 
gegen § 76 Abf. 3 nicht zuſtatten; denn § 41, der die Gebühren 
für die Beſchwerdeinſtanz beſtimmt, iſt in § 76 Abſ. 3 weg⸗ 
gelaſſen. Dasſelbe gilt für die beſchwerdeähnliche Tätigkeit, 
mit der der Anwalt dahin wirkt, daß die Entſcheidung eines 
beauftragten oder erſuchten Richters oder Gerichtsſchreibers 
geändert werde; letzteres wird namentlich wichtig bei der 
„Exinnerung“ gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Gerichts⸗ 
ſchreibers, 8 104 ZPO. 

Steht nun dem Prozeßbevollmächtigten nach 8 13 Nr. 1, 
88 19, 52 die Prozeßgebühr zu, „fo beträgt die Summe der 
in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze mindeſtens 4 und 
höchſtens 50 4“. Von einer Summe der Pauſchſätze kann 
man natürlich nur reden, wenn mehrere Pauſchſätze in Anſatz 
kommen, alſo zwar wenn dem Anwalt neben der Prozeßgebühr 
die Gebühr für kontradiktoriſche oder nichtkontradiktoriſche 
Verhandlung zuſteht, aber nicht auch, wenn ihm lediglich die 
Prozeßgebühr zuſteht, alſo nicht in den zahlreichen Fällen, in 
denen der Prozeß ſich vor der mündlichen Verhandlung erledigt. 
Gleichwohl gebühren auch in ſolchem Falle dem Anwalt mindeſtens 
4 und höchſtens 50 &. Schon bei der Betrachtung der Prämiſſe 
in Abſ. 3, „ſteht dem.. Prozeßbevollmächtigten ... die 
Prozeßgebühr zu“, hat man die Empfindung, daß im Sinne 
dieſer Vorſchrift es genügt, wenn dem Anwalt auch nur die 
Denn ſonſt hätte es nahegelegen, zu 
redigieren: „ſteht dem . .. Prozeßbevollmächtigten außer der 
Prozeßgebühr wenigſtens noch die Verhandlungsgebühr ganz 
oder teilweiſe zu“. Die Unklarheit der Textworte nötigt, die 
„Begründung“ zu prüfen und dieſe führt zu dem hier als 
richtig bezeichneten Reſultat. Die Begründung zu 8 76 weiſt 
nämlich auf die Motive zurück, die in der Begründung zu den 
entſprechenden Vorſchriften des GKG. dargelegt find. § 80 b 
GKG. bringt folgende analoge Vorſchriften: „Der einzelne 


222 


Pauſchſatz beträgt 10 Prozent der zum Anſatz gelangenden 
Gebühr, jedoch nicht mehr als 50 Æ1% . . In bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten beträgt im Falle der Erhebung einer Klage 
die Summe der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze 
mindeſtens 50 & und höchſtens 100 &.“ Nun rechtfertigt die 
Begründung zu $ 80b den Minimalſatz von 50 5% wie folgt: 
„Der Mindeſtbetrag hat praktiſche Bedeutung nur für die 
amtsgerichtlichen Prozeſſe. Hier erſparen die Parteien gegen⸗ 
über den geltenden Vorſchriften infolge der von Amts wegen 
erfolgenden Zuſtellung der Klage mindeſtens die Koſten einer 
Zuſtellung und damit mindeſtens 50 % Da der Pauſchſatz 
außerdem die in Wegfall kommenden Schreib⸗ und Poſtgebühren 
deckt, würde es insbeſondere in den Fällen der Zurück⸗ 
nahme der Klage, wo die Gebühr bei Werten bis 20 & nur 
20 & und bei Werten bis 60 & nur 30 & beträgt, zu einer 
unbilligen Belaſtung der Staatskaſſe führen, wenn nicht 
wenigſtens der zur Deckung der Koſten einer Zuſtellung auf 
jeden Fall erſorderliche Betrag von 50 4 eingezogen würde.“ 
Wird aber die Klage vor der mündlichen Verhandlung zurück⸗ 
genommen, ſo berechnet das Gericht bekanntlich nur ein Zehnteil 
der Entſcheidungsgebühr. Zu einer „Summe von Pauſchſätzen“ 
kann es dann folglich nicht kommen, ſondern nur zu einem 
einzigen Pauſchſatz; und dennoch geht die Denkſchrift davon 
aus, daß auch in dieſem Falle bei einem Prozeßobjekt von 
20 & der Pauſchſatz nicht nur 10 Prozent von 20 , ſondern 
mindeſtens 50 7% beträgt, während dieſer Minimalſatz doch 
nur für die „Summe der Pauſchſätze“ vorgeſehen iſt. 
Hieraus folgt, daß § 76 Abſ. 3 nur nicht korrekt redigiert 
iſt; es hätte dort heißen müſſen, „ſteht dem.. Prozeß⸗ 
bevollmächtigten die Prozeßgebühr allein oder neben anderen 
Gebühren zu“. 

VII. Nicht ſelten ſind die Prozeſſe, in denen das Mandat 
ſich ohne mündliche Verhandlung erledigt, nachdem der Anwalt 
nach langen Konferenzen oder Korreſpondenzen die Klageſchrift 
oder Klagebeantwortung gefertigt und ſie von ſeinem Bureau 
hat vervielfältigen laſſen; in dem Moment, in dem die Klage 
dem Gericht eingereicht oder die Klagebeantwortung dem Gegner 
zugeſtellt werden ſoll, trifft die Nachricht ein, daß der Prozeß 
erledigt ſei. Nach einer wunderlichen Laune des Geſetzgebers 
wird dann bekanntlich die Prozeßgebühr auf die Hälfte herab⸗ 
gedrückt. Das iſt ungerecht. Denn wäre noch der rein äußer⸗ 
liche Hergang der Klageeinreichung bzw. Schriftſatzzuſtellung 
hinzugekommen, ſo wäre damit die volle Prozeßgebühr verdient, 
obſchon doch in jenen Akten ein geiſtiger Mehraufwand nicht 
liegt, 8 14 RAG O. Zwar iſt die Prozeßgebühr nach § 13 
Nr. 1 „für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Information“ 
beſtimmt, und der Anwalt muß doch notwendig Information 
erhalten haben, ehe er die Klage oder Klagebeantwortung 
fertigte. Auch liegt in deren Fertigung, ferner in der Ver⸗ 
fügung, das Bureau ſolle das Schriftſtück vervielfältigen, 
zweifellos ein „Geſchäftsbetrieb“, ebenſo in dieſer Verviel⸗ 
fältigung. Die Prozeßgebühr müßte daher logiſcherweiſe ſchon 
mit der Information voll verdient ſein, aber nun gar, wenn 
das Bureau die Vervielfältigung ſchon begonnen oder vollendet 
hat. Gleichwohl muß der Anwalt nach S 14 ſich ſelbſt dann 


die halbe Prozeßgebühr rauben laſſen, wenn ſich gerade in dem 


Augenblick, wo das Schriftſtück zum Abgang reif vorliegt, der 
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Widerruf des Auftrages dazwiſchenſchiebt. „Zwiſchen Lipp' und 
Kelchesrand ſchwebt der dunkeln Mächte Hand.“ 

Dieſe unverdiente Kürzung, die hoffentlich bei der künftigen 
Reviſion der RAG. beſeitigt werden wird, wird nun noch 
härter empfunden werden, je nach der Auslegung, die 8 76 
Abſ. 3 finden wird. Er ſteigert den Minimal⸗Pauſchſatz von 
50 & auf 4 4, wenn „dem als Prozeßbevollmächtigten bes 
ſtellten Rechtsanwalt nach § 13 Nr. 1, SS 19, 52 die Prozeß⸗ 
gebühr zuſteht“. Nun liegt die Anſicht nahe: Die hier ver⸗ 
diente Prozeßgebühr müſſe die volle Prozeßgebühr ſein; und ſie 
ſtehe dem Anwalt nicht nach §S 13 Nr. 1, ſondern nach § 14 
zu, und zwar nur halb, wenn eben der Auftrag ſich verfrüht 
erledige. Aber dieſe Auslegung erſcheint nicht zutreffend. Daß 
im Sinne jener Vorſchrift „die Prozeßgebühr“ nicht notwendig 
die volle ſein muß, ſondern auch eine geminderte ſein kann, 
zeigt ſchon der in Abſ. 3 mitzitierte S 19; denn Abſ. 3 gilt 
auch, wenn im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß eine kontradikto⸗ 
riſche Verhandlung nicht ſtattfindet, die Prozeßgebühr daher nur 
e beträgt. Außerdem ſteht dem Anwalt die Prozeßgebühr 
im Falle des 8 14 an und für ſich auch nach § 13 Nr. 1 zu; 
denn nach § 13 Nr. 1 iſt die Prozeßgebühr an und für ſich 
mit jedem Akt verdient, der die Natur des Geſchäftsbetriebes, 
insbeſondere die der Information hat; dabei bleibt es auch, 
wenn infolge einer nachträglichen beſonderen Geſtaltung der 
Sachlage ausnahmsweiſe die Prozeßgebühr quantitativ herab⸗ 
gemindert wird. Wer dieſe Auffaſſung ablehnt, kommt zu einem 
unter Umſtänden ſinnwidrigen Ergebnis. Er muß nämlich dann 
dem Anwalt im Falle des § 14 nur 50 % Minimalgebühr 
für Schreibwerk und Poſtgebühren zubilligen, auch wenn die 
Klageſchrift oder die Klagebeantwortung bereits völlig abgangs⸗ 
reif fertiggeſtellt iſt; und doch würde er dem Anwalt ein Mi⸗ 
nimum von 4 & zubilligen müſſen, wenn noch zu deſſen Arbeit 
die Einreichung der Klageſchrift oder die Zuſtellung der Klage⸗ 
beantwortung hinzugetreten wäre, obſchon dieſe Akte möglicher⸗ 
weiſe nicht die geringſte Vermehrung an Schreibwerk oder 
Poſtgebühren verurſachen. 

Ob auch die ſonſtigen Paragraphen der RAGD., die dem 
Anwalt nur eine verminderte Prozeßgebühr zubilligen — 88 20 
bis 24 — unter $ 76 Abſ. 2 oder 3 fallen, läßt ſich nicht 
einheitlich beantworten; die Erörterung dieſer Frage bleibt des⸗ 
halb hier fort, weil ſie den Rahmen des gegenwärtigen Auf⸗ 
ſatzes allzuſehr überſchreiten würde. 

VIII. Zu beachten iſt übrigens der letzte halbe Satz des 
Abſ. 3. In den dort bezeichneten Fällen werden zwar für die 
Tätigkeits gebühren unter Umſtänden mehrere Inſtanzen 
angenommen, aber nicht auch für die Berechnung der Schreib⸗ 
und Poſtgebühren; eine detaillierte Darlegung der frag: 
lichen Beſtimmungen — $ 27 Abſ. 1, § 28, 8 30 Abſ. 1, 
Nr. 3 — kann hier unterbleiben, da ſie kaum Schwierigkeiten 
bereiten. 

IX. In derſelben Inſtanz teilen ſich oft mehrere Anwälte 
in die Arbeit. Auf dieſe Komplikationen zielt 8 76 Abſ. 4 hin: 

„In den Fällen der SS 43 und 45 NAGO. werden 
die dem Prozeßbevollmächtigten und dem anderen 
Rechtsanwalte zuſtehenden Pauſchſätze nach der Summe 
der beiden Anwälten zuſtehenden Gebühren berechnet. 
Von dem Betrage dieſer Pauſchſätze erhält der Prozeß⸗ 
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bevollmächtigte zwei Dritteile, der andere Rechtsanwalt 
ein Dritteil. 

1. Im 8 43 handelt es ſich um zwei Fälle, einen ſeltenen 
und einen ſehr häufigen. Der ſeltene beſteht darin, daß der 
Prozeßbevollmächtigte zwar in der mündlichen Verhandlung 
und eventuell bei der Beweisaufnahme auftritt, aber neben ihm 
ein anderer Rechtsanwalt, dem lediglich „Ausführung der 
Parteirechte“ übertragen iſt; der häufigere Fall iſt, daß der 
Prozeßbevollmächtigte dem anderen Anwalt auch die Vertretung 
in der mündlichen Verhandlung überträgt, alſo beſonders in 
dem Normalfall, wenn der Prozeßbevollmächtigte den Prozeß 
bei einem auswärtigen Amtsgericht führt und ſich dort für 
die mündliche Verhandlung und weiterhin einen anderen Anwalt 
ſubſtituiert. In dieſen Fällen des 8 43 erhält nun der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte die Prozeßgebühr und die halbe Verhand⸗ 
lungsgebühr und, ſoweit er in einem Beweisaufnahmeverfahren, 
wenn auch nicht im Beweistermin, tätig wird, die Beweis⸗ 
gebühr; der zweite Anwalt erhält die halbe Prozeßgebühr, die 
Verhandlungsgebühr und unter Umſtänden die Beweisgebühr. 
In der Praxis iſt freilich nicht üblich, daß der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte mehr als die halbe Prozeßgebühr berechnet, wenn er 
bei einem auswärtigen Amtsgericht einen Subſtituten für die 
Verhandlung beſtellt; denn der unterliegende Gegner braucht 
die Koſten mehrerer Rechtsanwälte nur inſoweit zu erſtatten, 
als fie die Koſten eines Rechtsanwalts nicht überſteigen (8 91 
3 NO.). 

§ 76 Abſ. 4 regelt nun die Schreib: und Poſtpauſchſätze 
im Falle des § 43 höchſt abſonderlich. Geſetzt, es handle ſich 
um einen Prozeß über 600 & bei einem auswärtigen Amts⸗ 
gericht mit Beweisaufnahme und Schlußverhandlung. Dann 
würden die Gebühren des Prozeßbevollmächtigten nach der 
bisher üblichen Handhabung betragen: 9,50 & alſo / Prozeß⸗ 
gebühr und 4 4 als neuer Minimalpauſchſatz. Der Subſtitut 
würde erhalten / Prozeßgebühr, 1 ½ Verhandlungsgebühren 
und 1 (d. h. */ı) Beweisgebühr, zuſammen 47,50 &; hierzu 
treten an Pauſchſätzen 9,50 4; die Summe der Pauſchſätze 
beider Anwälte beträgt ſonach 4 & und 9,50 #4 = 13,50 &. 
Hiervon erhält der Prozeßbevollmächtigte / = 9 4, der 
Subſtitut dagegen erhält nur 4,50 4. Das iſt ein merk⸗ 
würdiges Nechnungsergebnis, merkwürdig auch, wenn man 
berückſichtigt, daß der Prozeßbevollmächtigte gewöhnlich viel 
mehr Schreibwerk leiſtet als der Subſtitut. 

Sydow⸗Buſch RAO. 5 76 Anm. 10 und Pfafferoth, 
Novelle zur RAGOO. 8 76 Anm. 9 rechnen freilich ganz anders. 
Nach Sydow⸗Buſch ſollen nur „die entſprechenden Gebühren 
des Prozeß bevollmächtigten und des anderen Anwalts zuſammen⸗ 
gerechnet und nach der Summe der einzelnen Gebühren — Prozeß⸗ 
gebühren, Beweisgebühren — die einzelnen Pauſchſätze berechnet“ 
und in Gruppen von ein Drittel und zwei Drittel zerlegt werden. 
Ahnlich meint Pfafferoth, daß nur die gleichartigen Gebühren 
beider Anwälte zum Zwecke der Drittelung zuſammengerechnet 
werden können. Dieſe Schriftſteller gehen anſcheinend von der 
ratio des Abſ. 4 aus, „wonach es bei Subſtitutionen ſtörend 
wirke, daß die meiſten Schreibarbeiten und Portoauslagen dem 
Prozeßbevollmächtigten erwachſen, wogegen der Subſtitut, der 
in der Regel die höheren Gebührenſätze (Verhandlungs⸗ und 
Beweisgebühr) erhalte, ohne erhebliche Aufwendungen für 
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Schreibarbeit und Porto zu haben, auch die höheren Pauſch⸗ 
ſätze bekomme“, Pfafferoth Anm. 7. Sie nehmen offenbar 
ferner an, daß der Prozeß bevollmächtigte jedenfalls auch dies 
jenigen Gebühren beziehe, die der andere Anwalt habe, viel⸗ 
leicht noch andere mehr, aber jedenfalls nicht geringere. Das 
trifft aber nicht notwendig zu. Man bedenke folgendes Beiſpiel: 
Ein Berliner Anwalt klagt auf 300 „ beim Amtsgericht in 
Bialla und läßt ſich durch einen dortigen Anwalt vertreten. Das 
Amtsgericht vernimmt ſogleich im erſten Termin Zeugen, die von 
einer Partei ſofort zur Stelle geſchafft find, 5 509 ZPO.; dann 
ſchließt ſich in demſelben Termin eine weitere Verhandlung und 
der Abſchluß eines Vergleichs an, für den der Subſtitut von 
der Partei ſelbſt ermächtigt war. Dann hat der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte die Prozeßgebühr und die halbe Verhandlungsgebühr 
mit 15. & zu fordern, $ 42, der Subſtitut die halbe Prozeß⸗ 
gebühr, die erhöhte Verhandlungsgebühr, die Beweis⸗ und die 


Vergleichsgebühr, zuſammen 35 ; 88 43, 13 Nr. 3 und 89. 


Würden nun, wie jene Schriftſteller es wollen, nur die „ent⸗ 
ſprechenden“ oder „gleichartigen“ Gebühren addiert, alſo die 
Prozeß⸗ und die Verhandlungsgebühr, ſo würden dieſe zuſammen 
30 4 ergeben, der Pauſchſatz ſich auf 6 & belaufen und 
hiervon würde der Prozeßbevollmächtigte 4 4, der Subſtitut 
2 & erhalten. Der Subſtitut aber würde noch die Pauſchſätze 
der höheren Verhandlungs⸗, der Beweis⸗ und der Vergleichs⸗ 
gebühr erhalten, alſo 20 Prozent von 20 4 4 A. Während 
die ratio legis dahin geht, den Prozeß bevollmächtigten auf 
Koſten des Subſtituten zu begünſtigen, würde in dieſem Beiſpiel 
die Rechnungsmethode der beiden Schriftſteller dahin führen, 
daß der Subſtitut ſogar beſſer ſteht als der Prozeß bevollmächtigte 
und beſſer, als der Subſtitut nach der hier vertretenen Anſicht 
ſtehen würde. Pfafferoth ſelbſt gibt zu und zeigt an einem 
Beiſpiel, daß jedenfalls auch ſe ine Rechnungsmethode unter 
Umſtänden zu einem Reſultat führen muß, das der geſetzgeberiſchen 
Abſicht gerade entgegengeſetzt iſt. Er empfiehlt, in ſolchen 
Fällen den § 76 Abſ. 4 überhaupt nicht anzuwenden. Das 
iſt natürlich unmöglich, da der Richter an das Geſetz gebunden 
iſt. Zugleich zeigt das Zugeſtändnis Pfafferoths, daß man 
nicht entgegen dem klaren Wortlaut des Geſetzes mit der ratio 
legis arbeiten kann, wenn man ſelbſt mit dieſer zu unbefriedigenden 
Reſultaten gelangen kann. Der Wortlaut des Abſatz 4 
iſt aber klar; er legt die Summe der den beiden Anwälten 
zuſtehenden Gebühren zugrunde, alſo aller ihnen zuſtehenden 
Gebühren und nicht nur der gleichartigen. Es iſt zwar 
dringend zu wünſchen, daß dieſes geſetzgeberiſche Mißgebilde 
tunlichſt bald vom Geſetzgeber wieder beſeitigt wird. Solange 
es aber beſteht, muß es ſeinem Wortlaut gemäß angewendet 
werden.) 


*) Anmerkung: Abſ. 4 iſt erſt vom Reichstag in II. Leſung 
eingefügt worden. Der Entwurf wußte noch nichts davon, daß die 
Gebühren des Subſtituten und des Prozeß bevollmächtigten vonein⸗ 
ander abhängig ſein ſollten. Und das war das einzig Richtige. 
Wollte man aber ſolche Abhängigkeit, ſo wäre es wohl am beſten 
geweſen, dabei lediglich diejenigen Gebühren zu berüdfichtigen, die 
bei beiden Anwälten gleichartig und zugleich von entſprechender Höhe 
find. Hat z. B. der Prozeßbevollmächtigte %10 Proze ßgebühr, /10 Ber: 
handlungsgebühr, /%10 Beweisgebühr zu fordern, der Subſtitut 
o Prozeßgebühr, /10 Berhandlungsgebühr und /10 Beweisgebühr, 
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2. Die gleiche Regelung gilt laut Abſatz 4 im Falle des 
§ 45, d. h. bei der häufigen Konſtellation, daß der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte ſeine Akten zu einer auswärts ſtattfindenden 
Beweisaufnahme (oder Eidesabnahme) verſendet; bekanntlich er⸗ 
hält dann der Prozeßbevollmächtigte ſeine gewöhnlichen Gebühren, 
der Subftitut aber /o der Prozeßgebühr und die Beweisgebühr, 
alſo /. Abſ. 4 führt dann zu folgendem Ergebnis z. B. bei 
einem Prozeß um 300 &; hat der Prozeßbevollmächtigte die 
üblichen Gebühren, alſo die Prozeßgebühr, 1", Verhandlungs⸗ 
gebühren und die Beweisgebühr verdient, ſo betragen ſeine Ge⸗ 
bühren 30 &, fein Pauſchſatz 6 4. Die Gebühren des Sub⸗ 
ftituten belaufen ſich auf 10 &, fein Pauſchſatz auf 2 4. Von 
der Summe der Pauſchſätze, d. h. 8 &, erhält gemäß Abſ. 4 
der. Prozeßbevollmächtigte 5,33 , erhöht auf 5,40 &, der 
Subſtitut 2,67 *, erhöht auf 2,70 &. Ein triftiger Grund, 
weshalb der Prozeßbevollmächtigte hier 67 4 an den Subſti⸗ 
tuten abgeben ſoll, iſt freilich nicht erkennbar. Hat der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte auch noch die Vergleichsgebühr zu fordern, ſo 
beträgt fein Pauſchſatz 20 Prozent von 40 .# = 8 &, der des 
Subſtituten bleibt auch hier 20 Prozent von 10 Æ4 = 2 A. 
Die Geſamtſumme von 10 & wird verteilt mit 3,33 & (oder 
3,40 &) auf den Subſtituten und 6,67 & (ober 6,70 4) auf 
den Prozeßbevollmächtigten; dann hat zwar nur der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte, aber nicht der Subſtitut erhöhte Arbeit geleiſtet; 
gleichwohl läßt das Geſetz gütigſt auch den Subſtituten an den 
Mehreinnahmen des Prozeß bevollmächtigten mit teilnehmen. Daß 
dieſe Reſultate glückliche ſind, wird auch ein unbedingter Be⸗ 
wunderer deutſcher Geſetzgebungskunſt nicht behaupten können.“) 
Bei alledem bleibt noch zweifelhaft, ob die durch die Drittelung 
gewonnenen Rechnungsziffern auf den nächſten höheren durch 
10 teilbaren Betrag abgerundet werden dürfen; denn Abſ. 4 
ſchreibt dieſe Erhöhung nicht direkt vor; ſie dürfte aber aus 
Abſ. 2 analog herzuleiten ſein. 

Rieß a. a O. S. 60 macht hier auf die gar nicht ſeltene 
Komplikation aufmerkſam, die ſich dann ergibt, wenn der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte bei mehreren Beweisaufnahmen ſeine Akten an 
mehrere Anwälte verſendet. Rieß hält nach den Geſetzesworten 
für zweifellos, daß dann der Prozeßbevollmächtigte von der 
Geſamtſumme aller Pauſchſätze / erhalten müſſe, und daß die 
Subſtituten ſich in das letzte Drittel teilen müſſen. Dem iſt 
aber nicht beizuſtimmen. Gerade der Wortlaut ſpricht immer 
nur von dem Prozeßbevollmächtigten und dem anderen Rechts⸗ 
anwalt und redet von der Summe der beiden Anwälten zu⸗ 
ſtehenden Gebühren. Auch führt die Löſung von Rieß zu ganz 
unbefriedigenden Rechnungsergebniſſen. Zum Beiſpiel der Anwalt 
hat zu vier auswärts ſtattfindenden Beweisaufnahmen je einen 
Subſtituten bei einem Prozeß von 300 & beſtellt; hat nun der 
Prozeßbevollmächtigte, wie normal, 30 & verdient, die vier 
Subſtituten zuſammen 40 &, fo beträgt die Summe der Pauſch⸗ 
füge 20 Prozent von 70 & = 14 A. Danach würde der 


ſo dürften dann nur diejenigen Gebühren herangezogen werden, die 
bei beiden Anwälten von gleicher Art und gleicher Höhe find, alſo 
je ¼10 Proze ßgebühr, /10 Verhandlungsgebühr und /10 Beweisgebühr. 
Aber dieſer Sinn iſt dem ganz eindeutigen Wortlaut des Geſetzes 
mit keiner Kunſt abzuringen. 


*) Pgl. den beſonderen Artikel in dieſer Nummer. 
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Prozepbevollmächtigte, der beim Mangel von Subftituten nur 
6 4 verdienen würde, in dieſem Falle 9,32 & (oder 9,40 4) 
erhalten; die vier Subſtituten dagegen müßten ſich das letzte 
Drittel mit 4,66 & teilen, jeder würde alſo nur 1,16 / & (oder 
1,20 4) erhalten, während er, wenn nur eine Beweis⸗ 
aufnahme ſtattgehabt hätte, 2,67 & (oder 2,70 &) erhalten 
würde. Je mehr alſo auswärtige Beweisaufnahmen ſtatt⸗ 
ſinden, um ſo mehr könnte durch dieſe Teilung der Pauſch⸗ 
ſatz der einzelnen Subſtituten herabgedrückt werden; er 
könnte ſelbſt unter 50 3 heruntergehen, da wenigſtens in 
Abſ. 4 dieſes Hinuntergehen nicht verboten iſt und nur 
durch analoge Anwendung von Abſ. 2 vermieden werden könnte. 
Iſt es ſchon wenig glücklich, daß das Geſetz überhaupt die 
Gebühren mehrerer Anwälte ſo, wie geſchehen, in Abſ. 4 von⸗ 
einander abhängig macht, ſo darf doch eine derartig verfehlte 
Geſetzesvorſchrift nicht noch analog ausgedehnt werden, zumal 
wo der Wortlaut und auch der Sinn der Vorſchrift dieſe analoge 
Fortbildung nicht fordern. — Richtiger erſcheint eine andere Löſung. 
Man muß die Gebühren des Prozeßbevollmächtigten lediglich mit 
den Gebühren jedes einzelnen Subſtituten, unbekümmert um 
die anderen Subſtituten vergleichen. Von der ſo gewonnenen 
Summe muß der Prozeßbevollmächtigte zwei Drittel, der andere 
Rechtsanwalt ein Drittel erhalten. Dann erhält in obigem 
Beiſpiel der Prozeßbevollmächtigte ſtets / der 20 Prozent von 
40 4 = 5,33 M (oder 5,40 &) und jeder Subſtitut erhält 
2,67 & (oder 2,70 4). Iſt freilich noch ein fünfter Rechts⸗ 
anwalt beſchäftigt worden, indem dieſem die Akten zum Zweck 
der Beweisaufnahme zugeſandt wurden, der Zeuge aber nicht 
gefunden worden iſt, ſo erhält diefer fünfte Rechtsanwalt nur 
io der Prozeßgebühr und keine Beweisgebühr. Im Verhältnis 
zwiſchen dieſem und dem Prozeßbevollmächtigten ergibt ſich dann 
folgende Rechnung: Die Summe der Gebühren beträgt 35 &, 
die Summe der Pauſchſätze 20 Prozent hiervon = 7 &; davon 
erhält der Subſtitut / = 2,33 & (oder 2,40 &). Der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte würde hier nur 4,67 & (oder 4,70 ) erhalten; 
da er aber ſchon mit zwei Drittel an dem höheren Pauſchſatz 
der übrigen Subſtituten mitbeteiligt iſt, bleibt es dabei, daß er 
tatſächlich 5,33 & (5,40 ) erhält. 

Abſ. 4 bringt noch folgende Schwierigkeit. Sendet der 
Subſtitut des § 45 nach ſtattgehabter Beweisaufnahme die 
Akten dem Prozeßbevollmächtigten zurück, ſo iſt ſein Auftrag 
erledigt. Damit iſt ſeine Gebührenforderung dem Mandanten 
gegenüber fällig, $ 85. Aber er kann feine Pauſchſatzrechnung 
endgültig noch nicht aufſtellen. Denn dann müßte erſt feſtſtehen, 
welche Pauſchſätze dem Prozeßbevollmächtigten zuſtehen werden. 
Zurzeit iſt aber noch nicht zu überſehen, ob nicht dieſem 
noch weitere Gebühren und damit weitere Pauſchſätze erwachſen 
werden als bisher, z. B. noch eine Vergleichsgebühr oder 
eine Gebühr für mündliche Verhandlung bei Säumnis des 
Gegners, § 27 Abſ. 2. Daher läßt ſich die endgültige Pauſch⸗ 
ſatzſumme des Subſtituten erſt konſtatieren, wenn auch für den 
Prozeßbevollmächtigten die Inſtanz beendigt ſein wird, alſo 
vielleicht erſt nach Jahren. Der Subſtitut muß ſich alſo damit 
tröſten: „Einſt wird kommen der Tag, an dem die Pauſchalien 
fällig.“ Aber er kann ſich doch inzwiſchen wenigſtens annähernd 
dadurch decken, daß er gemäß § 84 von feinem Auftraggeber 
angemeſſenen Vorſchuß fordert; kann er dies vor geleiſteter 


» 
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Arbeit, ſo muß er es auch nachher können, ſolange eine end⸗ 
gültige Abrechnung nicht möglich iſt. 

3. Nicht ausdrücklich geregelt iſt ein anderer häufiger 
Fall geteilter Arbeit, der des Korreſpondenzanwaltes aus 8 44. 
Dieſem, der lediglich den Verkehr der Partei mit dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten führt, „ſteht eine Gebühr in Höhe der Prozeß⸗ 
gebühr zu“ (eventuell zur Hälfte, § 44 letzter Abſatz). Es geht 
nicht an, auch in dieſem Falle 8 76 Abſ. 4 anzuwenden. 
Einmal nicht, weil verunglückte Geſetzesvorſchriften überhaupt 
nicht analog auszudehnen find, ſodann weil offenbar das Geſetz 
in Abſ. 4 mit voller Abſicht den § 44 weggelaſſen und nur 
55 43 und 45 ins Auge gefaßt hat. Es geht ferner nicht an, 
auf den Korreſpondenzanwalt S 76 Abſ. 3 anzuwenden. Hier: 
gegen ſträubt ſich der klare Wortlaut dieſes Abſ. 3; denn er be⸗ 
willigt den Minimalſatz von 4 4 eben nur dann, wenn dem 
als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Rechtsanwalt die 
Prozeßgebühr zuſteht. Der Korreſpondenzanwalt iſt aber 
nicht als Prozeßbevollmächtigter beſtellt und ihm ſteht auch nicht 
die Prozeßgebühr zu, ſondern nur eine Gebühr in Höhe der 
Prozeßgebühr. Unter dieſen Umſtänden muß man auf die 
analoge Anwendung des Abſ. 3 verzichten und dem Korreſpondenz⸗ 
anwalt lediglich 20 Prozent ſeiner Gebühr mit einem Minimum 
von 50 & zubilligen. Auch dies Ergebnis iſt wenig befriedigend; 
denn jeder Anwalt weiß, daß der Korreſpondenzanwalt oft viel 
mehr an Schreibwerk und Poſtgebühren leiſten muß als der 
Prozeßbevollmächtigte. 

X. Einige Zweifel birgt auch 8 76 Abſ. 5: 

„Steht dem als Verteidiger ober als Vertreter eines 
Privatklägers, eines Nebenklägers oder einer Ver⸗ 
waltungsbehörde beſtellten Rechtsanwalte die im § 63 
beſtimmte Gebühr zu, ſo beträgt der Pauſchſatz mindeſtens 
4 4. 

8 63 gewährt dem „Verteidiger in der Hauptverhandlung 
L Inſtanz“ in der bekannten Abſtufung 12 4, 20 oder 40 &. 
§ 76 Abſ. 5 iſt nun lediglich für die Schöffengerichtsverteidigung 
von Bedeutung. Der Anwalt würde für dieſe ohne Abi. 5 
nur 20 Prozent von 12 & d. h. 2,40 & Pauſchſatz erhalten; 
bier ſteigert Abſ. 5 auf 44. Nun erhöht fi die in § 63 
beftimmte Gebühr um */ı a) wenn ſich die Verhandlung auf 
mehrere Tage erſtreckt, und zwar für jeden weiteren Tag der 
Verteidigung um je 7/1, b) bei Privatklageſachen, falls eine 
Beweisaufnahme ſtattfindet, c) wenn mehrere Beſchuldigte durch 
einen gemeinſchaftlichen Verteidiger verteidigt werden, 88 64, 
65, 72. Hat nach dieſen Beſtimmungen der Verteidiger zu der 
Grundgebühr von 12 & noch eine Erhöhung von 6 . zu 
fordern, ſo ſind zwei Auffaſſungen möglich. Entweder: die 
hierdurch gewonnene Geſamtgebühr von 18 & iſt eine einheitliche; 
dann betragen 20 Prozent Pauſchſatz 3,60 & und werden auf 
4 4 erhöht. Oder: es handelt ſich um eine Grundgebühr aus 
8 63 von 12 4 und eine zweite Zuſatzgebühr von 6 4; dann 


beträgt der Pauſchſatz der Grundgebühr 4 & und der Pauſch⸗ 


ſatz der Zuſatzgebühr 1,20 &. Letztere Auffaſſung dürfte die 
richtige ſein; die Geſetzesworte, daß ſich die Gebühr des § 63 
erhöhe, bezeichnen nur das rechneriſche Additionsreſultat, hindern 
aber nicht die Auffaſſung, daß dem Anwalt wegen ſeines 
Mehraufwandes an Mühe eine zweite Gebühr zuſteht. (Ahnlich 
a. a. O. S. 63.) 


i Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Gilt die Minimal⸗Pauſchgebühr von 4 & auch für die 
Berufungs⸗ und Reviſionsinſtanz? 8 66 beſtimmt: „In der 
Berufungsinſtanz ſowie in der Reviſionsinſtanz ſtehen dem 
Rechtsanwalt die in den SS 63, 65 beſtimmten Sätze zu.“ 
Nun verlangt der Wortlaut von § 76 Abf. 5, daß dem Ber: 
teidiger uſw. die im § 63 beſtimmte Gebühr zuſteht. Für die 
Berufungs- und Reviſionsinſtanz iſt fie allerdings nicht im 
§ 63, ſondern im S 66 beſtimmt. Aber fie iſt doch nach 
Analogie des 8 63 beſtimmt. Und das muß im Sinne des 
§ 76 Abſ. 5 genügen; mindeſtens iſt letzterer dann analog an⸗ 
zuwenden. Das iſt auch ſinngemäß. Denn die Vertretung in 
der Reviſions⸗ und Berufungsinſtanz pflegt im allgemeinen 
kaum weniger Schreibwerk oder Poſtauslagen hervorzurufen als 
die Vertretung in I. Inſtanz. Beſonders gilt das, wenn 
der Anwalt überhaupt erſt in II. oder III. Inſtanz mit der 
Sache zum erſten Male beſchäftigt wird. 


Zu 576 Abſ. 4 RAG. n. F. 


Von Dr. Lentz, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht 
in Königsberg i. Pr. 


Auf Antrag des Abgeordneten Storz iſt in II. Leſung 
dem 8 76 RAG. als 4. Abſatz eingefügt worden: 

„In den Fällen der SS 43 und 45 RAG. werden 
die dem Prozeß bevollmächtigten und dem andern Rechts⸗ 
anwalt zuſtehenden Pauſchſätze nach der Summe der 
beiden Anwälten zuſtehenden Gebühren berechnet. Von 
dem Betrage dieſer Pauſchſätze erhält der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte zwei Drittel, der andere Rechtsanwalt 
ein Drittel.“ 

Zur Begründung hat der Antragſteller nur bemerkt, 
das Syſtem der Pauſchalgebühren ſei eine „Novität“; 
wie es bei Neuerungen leicht möglich ſei, habe man auch 
hier „eine konkrete Sache“ in der Beratung der 
Kommiſſion überſehen, nämlich die Auseinanderſetzung 
über den Anteil an den Pauſchalgebühren zwiſchen dem 
Prozeßbevollmächtigten und ſeinem Vertreter, den er 
„zur“ Wahrnehmung eines Termins bei einem anderen 
Amtsgericht betraut; er glaube, daß die vorgeſchlagene 
Löſung ſachgemäß ſei. 
Dieſen Glauben des Antragſtellers halte ich für unbegründet. 
Würde der Abſatz 4 fehlen, ſo wäre die Anwendung des 
§ 76 auf die Fälle der SS 43 und 45 einfach und klar: der 
Prozeßbevollmächtigte und der andere Rechtsanwalt würden 
jeder für ſich von den ihnen zuſtehenden Gebühren den ihnen 
zukommenden Pauſchſatz berechnen. Die klare Geſetzeslage iſt 
durch die lex Storz in unglücklichſter Weiſe verwirrt worden: 
die lex Storz bringt die beiden Anwälte ohne jeden innern 
Grund, rückſichtlich des jedem von ihnen zuſtehenden Pauſchſatzes 
miteinander in eine Art communio, deren Begrenzung — 
beim Mangel weitrer Vorſchriften — nur durch Analogieſchlüſſe 
und aus allgemeinen Grundſätzen möglich iſt, im einzelnen aber 
durchaus zweifelhaft bleibt. 
Den Fall des 5 43 will ich zunächſt beiſeite laſſen: hier 
werden in der Regel nur zwei Anwälte in Betracht kommen, 
29 
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die bis zum Schluffe der Inſtanz den Prozeß und zwar 
in ſeiner ganzen Ausdehnung zuſammen bearbeiten; in 
dieſem Regelfalle werden ſich Unzuträglichkeiten nicht ergeben: 
ſobald aber dieſer Regelfall nicht gegeben, wird auch hier all 
das zutreffen, was nachſtehend für den Fall des § 45 geſagt 
werden wird. Daß übrigens, wie es nach der „Begründung“ 
des Abgeordneten Storz den Anſchein haben könnte, auch bei 
8 43 nur Wahrnehmung von Terminen bei einem andern 
Amtsgericht in Frage ſteht, iſt zweifellos unrichtig: denn § 43 
trifft insbeſondere auch den Fall des §S 27 Abſ. 2 RAO. — 

Im Falle des §S 45 RAG. erheben ſich eine Reihe von 
Zweifeln, bei deren Erörterung es mir geſtattet ſei, der Kürze 
und Klarheit halber, den Prozeßbevollmächtigten als „Prozeß⸗ 
anwalt“, den andern Anwalt als „Beweisanwalt“ zu bezeichnen. 

I. Wie ſind die Pauſchſätze zu berechnen bei einer Mehrheit 
von Beweisanwälten? mit andern Worten: wenn Beweistermine 
an verſchiednen Orten durch die Anwälte der einzelnen Amts⸗ 
gerichte wahrgenommen werden? 

Für die Entſcheidung dieſer Frage gibt die lex Storz 
keinerlei Anhalt. — 

Zwei Löſungen wären an ſich denkbar: 

1. Es wird die Beendigung der Inſtanz abgewartet; als⸗ 
dann wird nach der Summe der dem Prozeßanwalt und den 
Beweisanwälten zuſtehenden Gebühren der Pauſchſatz berechnet: 
zwei Drittel dieſes Pauſchſatzes erhält der Prozeßanwalt, ein 
Drittel die Beweisanwälte, die dieſes Drittel unter ſich nach 
Köpfen verteilen. 

Beiſpiel: Objekt 3000 4: 
Prozeßanwalt / 
4 Beweisanwälte / 1e 


. 132 4 
. . 176 = 
308 & 
hiervon Pauſchſatz: 61,60 &; davon / (41,07 ) 
dem Prozeßanwalt, / (20,53 &) den 4 Beweis⸗ 

anwälten, auf deren jeden 5,13 & entfallen. 
2. Es wird mit jedem Beweisanwalt einzeln abgerechnet 

alſo in dem Beiſpiel zu 1: 

Prozeßanwalt 9/10 u 5 . 132 4 
jeder der 4 Beweisanwälte 1j0 44 = 
176 M 
hiervon Pauſchſatz: 35,20 &; davon ¼ (23,47 M) 
dem Prozeßanwalt, / (11,73 4 jedem der 4 Beweis⸗ 
anwalte. Insgeſamt betragen hier die Pauſchſätze 
23,47 ＋ 4 X 11,73 = 23,47 + 46,92 = 70,39 4 
(gegenüber nur 61,60 & nach der Berechnung z u 1). 
Welche Berechnungsmethode anzuwenden, erhellt aus der 
lex Storz, wie geſagt, nicht. Nach allgemeinen Grundſätzen 
wird man ſich für die zweite Methode zu entſcheiden haben. 
Bei der erſten Berechnungsart würden der Prozeßanwalt zu 
gut, die Beweisanwälte zu ſchlecht wegkommen. Überdies iſt 
die Tätigkeit des Beweisanwalts mit der Wahrnehmung des 


Beweistermins erledigt: alſo werden nach $ 85 ſogar feine 


Gebühren ſofort fällig; daß er — dank der durch die lex Storz 
geſchaffenen communio — wegen der Berechnung ſeines 
Pauſchſatzanteils auf die Beendigung der Inſtanz — vielleicht 
noch einige Jahre — ſolle warten müſſen, wird nicht an⸗ 
zunehmen ſein. 
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II. Welche Gebühren des Prozeßanwalts ſind bei Be⸗ 
rechnung des Geſamtpauſchſatzes der lex Storz zu berückſichtigen? 

Nach meinem Dafürhalten nur die bis zur Erledigung des 
dem Beweisanwalt erteilten Auftrages erwachſenen Gebühren 
— alſo nicht die dem Prozeßanwalt ſpäter entſtehenden Gebühren. 
Es folgt dies meines Erachtens aus dem ſoeben zu I a. E. 
Geſagten: wenn der Auftrag des Beweisanwalts erledigt iſt 
und damit ſogar ſeine Gebühren fällig werden, muß er auch 
ſeine geſamten Koſten liquidieren können. Andererſeits fehlt es 
an jedem inneren Grunde, weshalb der Beweisanwalt an den 
ſpäteren — durch Fortſetzung der mündlichen Verhandlung, durch 
Vergleich, oder gar infolge Klageerweiterung oder Widerklage — 
dem Prozeßanwalt erwachſenden Gebühren indirekt, durch 
Berückſichtigung dieſer Gebühren bei Berechnung des Geſamt⸗ 
pauſchſatzes, ſollte teilnehmen dürfen. 

III. Wie iſt der Geſamtpauſchſatz zu berechnen, wenn ſich 
die Beweisaufnahme nur auf einen Teil des Streitgegenſtandes 
bezieht? 

Darüber, daß in ſolchem Falle die Gebühren des Beweis⸗ 
anwalts nur von dem Gegenſtand des Beweisverfahrens zu 
berechnen ſind, beſteht kein Zweifel. Dementſprechend werden 
zur Vermeidung eines unſinnigen Ergebniſſes zur Berechnung 
des Geſamtpauſchſatzes der lex Storz die Gebühren des Prozeß⸗ 
anwalts nur von dem gleichen Gegenſtand heranzuziehen fein. 

Beiſpiel: Streitgegenſtand: 50 000 &&. 
Gegenſtand des Beweisverfahrens: 100 &. 

Die meines Erachtens richtige Berechnung: 


Objekt 100 &: Prozeßanwalt / 10 4 
Beweisanwalt / 4 = 
14 AM. 


Geſamtpauſchſatz: 2,80 &, davon ½ (0,93 4) Anteil 
des Beweisanwalts. 
Die andere Berechnung ginge dahin: 
Prozeßanwalt ?%/ı de 50 000 & 
„16 de I DM ...n 2 = 
Beweisanwalt /b de IM. ... 4 ⸗ 


Geſamtpauſchſatz: 58,80 &, davon / 19,60 A! bei 
nur 4 & Gebühren!! Das wäre unmöglich. 

IV. Da in dem Zeitpunkt, der nach dem zu II Geſagten 
für die Berechnung des Geſamtpauſchſatzes maßgebend iſt, dem 
Prozeßanwalt in der Regel 50 oder mehr, dem Beweisanwalt 
ſtets nur 5/1 (oder bei $ 45 Satz 2 gar nur Yu) an Gebühren 
zuſtehen, erhält der Beweisanwalt infolge der lex Storz mehr, 
der Prozeßanwalt weniger, als dies beim Fehlen dieſer lex 
der Fall wäre. 

Beiſpiel: Objekt 10 000 &; 
Prozeßanwalt /i . 160 * 
Beweisanwalt / N . 64 =. 
Ohne die lex Storz würden die beiden Anwälte an 
Pauſchſätzen erhalten: 32 & und 12,80 &, infolge 
der lex erhalten fie: 29,87 4 und 14,93 &. 

In einem Falle kann nun für den Prozeßanwalt das Er⸗ 
gebnis ein anderes werden, nämlich bei Tätigkeit mehrerer 
Beweisanwälte, ſofern die Tätigkeit der Beweisanwälte ſich nur 
auf Teile des Streitgegenſtandes bezieht (ef. oben zu III). 
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Beiſpiel: Objekt 5000 4; rückſichtlich je 1000 & iſt 
ein Beweisanwalt tätig; alſo Geſamtpauſchſatz für je 
1000 & (von 70 ＋ 28 & Gebühren) 19,60 &, 
wovon / (6,53 4) dem Beweisanwalt, J (13,07 4) 
dem Prozeßanwalt. Während alſo jeder Beweis⸗ 
anwalt 6,53 & Pauſchſatz erhält, würden dem Prozeß⸗ 
anwalt 5 X 13,07 = 65,35 & oder vielmehr das 
Maximum von 60 & (S 76 Abſ. 3) zufallen, wogegen 
er ohne die Tätigkeit der Beweisanwälte ſeinen Pauſch⸗ 
ſatz von / de 5000 & = 130 & auf 26 & zu 
berechnen hätte. 

Wie hier zu entſcheiden, iſt nicht zweifellos: in analoger 
Anwendung des § 25 dürfte man den nach 8 76 Abſ. 2, 3 
zu berechnenden Pauſchſatz (alſo hier 26 &) für den Prozeß⸗ 
anwalt als obere Grenze anzuſehen haben, die auch infolge der 
Auseinanderrechnung mit Beweisanwälten nicht überſchritten 
werden darf, zumal die lex Storz nach dem vorher Geſagten 
in der Regel doch zuungunſten des Prozeßanwalts wirkt, — 
allerdings nicht immer, wie aus folgendem erhellt. 

V. Sind, wenn — vor dem Auftrag an den Beweis⸗ 
anwalt — ein Wechſel in der Perſon des Prozeßanwalts ſtatt⸗ 
gefunden hatte, bei Berechnung des Geſamtpauſchſatzes nur die 
dem jetzigen Prozeßbevollmächtigten (in dem zu II feſtgelegten 
Zeitpunkte) zuſtehenden Gebühren zu berückſichtigen? 

Meines Erachtens iſt die Frage zu bejahen. Es würde 
doch jedes Grundes entbehren, die Gebühren der früheren Prozeß⸗ 
anwälte bei der Berechnung des Geſamtpauſchſatzes heran⸗ 
zuziehen. Man denke: 

Objekt 1000 4: 
3 Prozeßvertreter mit %/ıo 252 4 
Beweisanwalt %% . 28 ⸗ 
280 M. 
Pauſchſatz: 56 &; davon / mit 18 & dem Beweis⸗ 
anwalt, der an Gebühren nur 28 & erhält! Das 
iſt nicht möglich. 

Die Bejahung der aufgeworfenen Frage hat zur Folge, 
daß, wenn dem jetzigen Prozeßanwalt weniger als 5/10 (3. B. 
nur e Prozeßgebühr und / Beweisgebühr) an Gebühren 
zuſtehen, der Beweisanwalt infolge der lex Storz ſchlechter 
fährt, als dies ohne ſie geſchähe. 

VI. Zweifelhaft iſt, ob $ 76 Abſ. 2 Satz 2 (8 7 Abſ. 2 
GKG.) auf die dem Prozeßanwalt und dem Beweisanwalt zu⸗ 
fallenden Pauſchſatzteile anzuwenden iſt: ich möchte die Frage 
verneinen, da es ſich eben nur um Teile eines Geſamtpauſch⸗ 
ſatzes handelt! — 

Alle oder auch nur den größeren Teil der aus der lex 
Storz erwachſenden Zweifelfragen im Vorſtehenden auch nur 
berührt zu haben, ſchmeichele ich mir nicht: gegenüber ſolchem 
Muſeumſtück moderner Geſetzgebungskunſt wäre ſolche Be⸗ 
hauptung frivol. — Wäre die Geſetzgebungsmaſchine nicht ſo 
ſchwer in Gang zu bringen, ſo hätte ich meinerſeits nur den 
einen Wunſch, daß die lex Storz noch vor dem 1. April 1910 
wieder beſeitigt würde! 
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Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 12. bis 26. Februar 
1910 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Zu den Art. 200, 201 EG BGB.] 

Der BerR. irrt, wenn er die Art und Weiſe der Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung zwiſchen geſchiedenen Ehegatten nicht 
gemäß Art. 200 EGBGB. nach den den ehelichen Güterſtand 
betreffenden Vorſchriften beurteilt wiſſen will, ſondern ſie als 
Folge der Eheſcheidung behandelt und deshalb gemäß Art. 201 
hierfür ausſchließlich das neue Recht als maßgebend erklärt. 
Ein Satz dieſes Inhalts iſt auch nicht in den vom BerR. 
angerufenen Entſcheidungen des RG. (RG. 41, 175 ff. und 
58, 382 ff.) anerkannt. Zwar iſt richtig, daß gewiſſe un⸗ 
mittelbar aus der Tatſache der Scheidung oder aus der damit 
verbundenen Schuldigerklärung des einen oder des anderen 
Ehegatten abgeleitete Folgen gemäß Art. 201 EG. lediglich nach 
dem neueren Rechte zu beurteilen ſind, wenn die Scheidung 
unter ſeiner Herrſchaft erfolgt iſt. Hierher gehört z. B. das 
Recht der Namensführung aus § 1577, die Unterhaltspflicht 
nach SS 1578 ff., das Verhältnis zu den Kindern nach 
8S 1635 ff., der Widerruf von Schenkungen aus $ 1584. Da: 
gegen hat die Frage, nach welchen Grundſätzen die durch die 
Eheſchließung eingetretene mehr oder minder enge Vereinigung 
der beiderſeitigen Vermögen wieder rückgängig zu machen ſei, 
nichts damit zu tun, aus welchem Grunde es zur Auflöſung 
der Ehe gekommen iſt. Dieſe Grundſätze können vielmehr nur 
aus der Natur des für die betreffende Ehe maßgebenden Güter⸗ 
ſtandes abgeleitet werden. (Wird weiter ausgeführt.) N. c. N., 
U. v. 3. Febr. 10, 211/09 IV. — Hamburg. 

2. 854 Abſ. 1 (SS 714ff.) BGB. Haftung der Vereins⸗ 
mitglieder nicht rechtsfähiger Vereine. (Beweislaſt bezüglich 
einer vertragsmäßigen Beſchränkung der Haftung.)! 

8 54 Satz 1 BGB. beſtimmt: „Auf Vereine, die nicht 
rechtsfähig ſind, finden die Vorſchriften über die Geſellſchaft 
Anwendung.“ Und nach SS 714 ff. haften an ſich die Geſell⸗ 
ſchafter perſönlich für die Geſellſchaftsſchulden. Indeſſen gilt 
dies nur, ſoweit nicht Abweichendes vereinbart iſt. Das kann 
nicht nur dadurch geſchehen, daß in den einzelnen Vertrag eine 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Abrede über die Beſchränkung 
der Haftung auf das Geſellſchaftsvermögen aufgenommen wird, 
ſondern auch allgemein dadurch, daß die Vertretungsmacht des 
für die Geſellſchafter Handelnden nur dahin erteilt wird, die 
Geſellſchafter mit Beſchränkung auf das Geſellſchaftsvermögen 
zu verpflichten. Für die nicht rechtsfähigen Vereine iſt in 
Rechtslehre und Rechtſprechung anerkannt, daß allgemein in der 
Satzung — ausdrücklich oder ſtillſchweigend — die Haftung 
der Vereinsmitglieder auf das Vereinsvermögen beſchränkt 
werden kann und daß dieſe Beſchränkung den Erfolg hat, daß 
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die Mitglieder nicht perſönlich mit ihrem Vermögen zur Deckung 
von Vereinsverbindlichkeiten herangezogen werden können. Durch 
eine ſolche Satzungsbeſtimmung wird die Vertretungsmacht des 
für den Verein Handelnden in zuläſſiger Weiſe eingeſchränkt, 
eine Verpflichtung des Vertretenen tritt nach § 164 BGB. 
nicht in weiterem Umfange ein als die Vertretungsmacht des 
Vertreters reicht (RG. 63, 65; die Kommentare zum BGB. 
von Planck § 54 Anm. 2h; Staudinger⸗Riegler 8 54 Anm. VI I; 
Oertmann § 714 Anm. 4; Gierke, Verein ohne Rechtsfähigkeit 
2. Aufl. S. 39). Der Umfang der Vertretungsmacht iſt durch 
Auslegung der Satzung feſtzuſtellen, wobei die geſamten Um⸗ 
ſtände und die Verkehrsſitte in Betracht zu ziehen ſind. Eine 
ausdrückliche Beſtimmung enthält hier der Ausſtellungsproſpekt 
nicht, erſt nach dem Vertrage ſind Satzungen in Kraft getreten, 
die in § 2 eine haftungsbeſchränkende Norm enthalten. Zieht 
man aber nun die Verkehrsſitte in Betracht, ſo bildet bei nicht 
rechtsfähigen Vereinen die Vollmacht zu unbeſchränkter Ver⸗ 
pflichtung keineswegs das Regelmäßige und Gewöhnliche, wie 
das BG. meint, das Gegenteil wird von Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung angenommen. In der Entſcheidung vom 10. Januar 
1907 hat der VI. ZS. des RG. ausgeführt: „Regelmäßig wird 
es .. einer ausdrücklichen, die Haftung der Mitglieder ein⸗ 
ſchränkenden Beſtimmung der Statuten gar nicht bedürfen, 
vielmehr anzunehmen ſein, daß die Vollmacht des Vorſtands 
nach dem Willen der Mitglieder auf deren Verpflichtung mit 
ihren Anteilen am Vereinsvermögen beſchränkt fein ſoll. 
Zutreffend wird aus der Vorſchrift des Satzes 2 in 8 54 
BGB. entnommen, daß auch das neue Geſetz dieſe Ein⸗ 
ſchränkung der Haftung der Vereinsmitglieder als ſolcher als 
den Regelfall vorausſetzt.“ Ganz beſonders treffen dieſe 
Ausführungen auf einen Ausſtellungsverein zu, wie er hier 
vorliegt. Wer einem ſolchen Verein beitritt, will regelmäßig 
nicht mit ſeinem Vermögen perſönlich für die der Ausſtellung 
entſtehenden Verbindlichkeiten, die in ſehr große Summen gehen, 
haften und keinesfalls den Vorſtand bevollmächtigen, ihn auch 
mit ſeinem Privatvermögen zu verpflichten. Die Verbindlichkeiten 
der Ausſtellung ſollen durch deren eigne Einnahmen und einen 
etwaigen Garantiefonds gedeckt werden. Dieſe Verhältniſſe 
ſind auch jedem, der mit der Ausſtellung in rechtliche Beziehung 
tritt, ohne weiteres erkennbar. Rechtsirrtümlich iſt es daher, 
wenn das BG. von den Beklagten den Beweis verlangt, daß 
der Direktor H. dem Inhaber der Klägerin vor oder bei dem 
Vertragsſchluſſe mitgeteilt habe, daß die Haftung der Mitglieder 
des Arbeitsausſchuſſes ausgeſchloſſen ſei. Wenn bei einem 
Verein die Beſchränkung der Vertretungsmacht des Vorſtands 
und der Haftung der Mitglieder in dem oben erläuterten Sinne 
das Regelmäßige iſt, ſo hat nicht das in Anſpruch ge⸗ 
nommene Vereinsmitglied darzutun, daß etwas Abweichendes 
von der unbeſchränkten Haftung vereinbart iſt, ſondern der 
Vertragsgegner muß nachweiſen, daß ausnahmsweiſe eine weiter⸗ 
gehende Vertretungsmacht beſtand. Deutſche Armee⸗ uſw. Aus⸗ 
ſtellung ce. B. & Co., U. v. 1. Febr. 10, 118/09 III. — 
Berlin. 

3. 5133 BGB. Auslegung. Wertzuwachsſteuer, Um⸗ 
ſatzſteuer.] 

Zwiſchen den Parteien iſt allein ſtreitig, ob die von der 
Stadt L. von dem Kläger erhobene Wettzuwachsſteuer, für 
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welche Schuldner der Stadt L. gegenüber unſtreitig nur der 
Kläger (als der Veräußerer) iſt, im Verhältnis der Parteien 
zueinander, nach den Verſteigerungsbedingungen vom 17. März 
1908 von der Beklagten (der Käuferin) zu tragen iſt. Es 
kommen für die Frage nach den übereinſtimmenden Erklärungen 
der Parteien von jenen Bedingungen nur die Ziffern 3 und 8 
in Betracht. Ziffer 3 beſtimmt, daß „mit dem Zeitpunkte der 
Auflaſſung die Nutzungen und die Laſten auf den Käufer“ 
übergehen, „welcher auch an Abgaben alles zu tragen hat, was 
nach dem gedachten Zeitpunkte fällig wird“. Ziffer 8 beſagt: 
„Der Fiskus (d. i. der Kläger) trägt die ihm durch An⸗ 
beraumung und Abhaltung der Verſteigerung, ſowie die bis 
dahin entſtandenen Koſten. Die übrigen Koſten, namentlich die 
durch die Beurkundung der Verſteigerung bzw. des Gebotes 
und des Zuſchlages in Haupt⸗ und Nebenausfertigung ent⸗ 
ſtehenden Stempelkoſten, der erforderlichen Steuerbuchs⸗ bzw. 
Mutterrollen⸗Auszüge, die Umſatzſteuern, ſowie die Koſten der 
grundbuchmäßigen Eintragungen trägt der Käufer (d. i. die Be⸗ 
klagte). Beide Vorderrichter verneinen, daß danach die Wert⸗ 
zuwachsſteuer von der Beklagten zu tragen ſei. Die Aus⸗ 
führungen des BerR. ſind frei von Rechtsirrtum und tragen 
die Entſcheidung. ... Der Kläger, Reviſionskläger, macht 
nun zwar noch geltend: Der BerR. habe bei der Auslegung 
der betreffenden Beſtimmungen mit ſeiner Annahme, daß die 
Wertzuwachsſteuer einen Gegenſatz zur Umſatzſteuer bilde 
und von dieſer weſentlich verſchieden ſei, die rechtliche 
Natur der Wertzuwachsſteuer verkannt; die indirekte (hier in 
Frage ſtehende) Wertzuwachsſteuer ſei gerade eine echte Um⸗ 
ſatzſteuer und es ſei daher in den Verkaufsbedingungen ebenſo 
ſachgemäß wie deutlich „Umſatzſteuern“ (in der Mehrheit) 
geſagt. Aber auch dieſe Rüge iſt nicht begründet. Daß die 
Wertzuwachsſteuer der Stadt L., die aus Anlaß eines Eigen⸗ 
tumswechſels zur Erhebung gelangt, eine indirekte Steuer iſt, 
iſt auch von den Inſtanzgerichten angenommen. Ob eine ſolche 
Steuer zu den „echten Umſatzſteuern“ zu zählen ſei, iſt um⸗ 
ſtritten (vgl. gerade Brunhuber, die Wertzuwachsſteuern, auf 
den ſich die Reviſion beruft und der fie S. 75 — mit Rück⸗ 
ſicht auf den Anlaß ihrer Erhebung — als indirekte Wert⸗ 
zuwachs-„Umſatzſteuer“ klaſſifizieren will, aber auf S. 100 
ausdrücklich ſagt: Es unterliege keinem Zweifel, daß ſie keine 
Umſatzſteuer, ſondern eine Beſteuerung des Gewinnes 
ſei). Der Ausdruck „Umſatzſteuern“ iſt aber überhaupt kein 
einheitlicher, ein für alle Male feſtſtehender, er wird vielmehr 
in verſchiedenem Sinne, insbeſondere auch in weiterer und 
in engerer Bedeutung gebraucht (vgl. Nöll⸗Freund, das 
Kommunalabgabengeſetz uſw., 6. Aufl. 1907 S. 50, 51 unter b, 
7. Aufl. 1910 S. 60 unter b, S. 76 Anm. 4). Wenn nun 
auch unter dem Ausdruck „Umſatzſteuern“ im weiteren Sinne 
die Wertzuwachsſteuer vielfach mitbegriffen wird (weil als der 
Zeitpunkt ihrer Erhebung in den meiſten der betreffenden 
Steuerordnungen der Zeitpunkt des Eigentumswechſels 
feſtgeſetzt ift), jo find dennoch die Umſatzſteuer in engerem 
Sinne — diejenige Steuer, die bei dem Eigentumswechſel, 
genau wie der Auflaſſungsſtempel, nach dem Verkaufspreis, 
bzw. nach dem Maßſtabe des gemeinen Werts erhoben wird — 
und die „Wertzuwachsſteuer“ — die lediglich von dem Kon⸗ 
junkturgewinn, von der ſeit der Erwerbung ſtattgehabten 
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Wertsſteigerung zu entrichten iſt — weſentlich voneinander 
verſchieden; die erſtere beruht auf finanziellen Maßnahmen, mit 
der letzteren werden vielfach ſoziale Zwecke verfolgt; mit der 
erſteren wird der Umſatz, mit der letzteren ein von den Ver⸗ 
äußernden (etwa) gemachter Gewinn beſteuert; die Umſatz⸗ 
ſteuer trifft den ganzen Wert des veräußerten Grundſtücks, die 
Wertzuwachsſteuer nur einen beſtimmten Teil des (jetzigen) 
Werts (wobei davon ausgegangen wird, daß derjenige, der 
einen Gewinn gemacht hat — vielleicht nicht durch eigene 
Arbeit und Kraft, ſondern unverdient und infolge der von der 
Allgemeinheit getroffenen Einrichtungen und hervorgerufenen 
Umſtände — gezwungen werden ſoll, von dem ſo erlangten 
Gewinn einen Teil an die Allgemeinheit herauszugeben). Es 
mag dabei noch darauf hingewieſen werden, daß gerade auch 
die hier insbeſondere in Betracht kommende Steuerordnung der 
Stadt L. zwiſchen „Umſatzſteuer“, als der Steuer, die bei 
jedem Eigentumsübergange erhoben wird, und „Wertzuwachs⸗ 
ſteuer“, als der Steuer, die nur von der ſeit dem letzten 
Eigentumsübergang ſtattgehabten Wertſteigerung (nach 
Abzug der gemachten Aufwendungen) erhoben wird, ſcharf 
unterſcheidet. Ohne Rechtsirrtum nehmen nach alledem die 
Vorderrichter an, daß die beiden Steuern, insbeſondere in der 
Bedeutung, wie das Wort „Umſatzſteuer“ von der Steuer⸗ 
ordnung der Stadt L. (und auch ſonſt vielfach im täglichen 
Leben und Verkehr) gebraucht wird, etwas weſentlich Ver⸗ 
ſchiedenes und Gegenſätzliches ſeien. Demgegenüber erſcheint 
es unerheblich, wenn unter dem Ausdruck „Umſatzſteuer“ 
andrerſeits auch ſowohl die Umſatzſteuer (im engeren Sinne), 
wie die Wertzuwachsſteuer verſtanden wird und verſtanden 
werden kann, und zwar auch dann, wenn der Kläger bei der 
Feſtſtellung der Verſteigerungsbedingungen bei dem Gebrauch 
des Wortes „Umſatzſteuern“ (trotz der Steuerordnung von L.) 
an den weiteren Sinn dieſes Wortes gedacht haben ſollte. 
Preuß. Domänenſiskus c. Hann. M.⸗Geſ., U. v. 28. Jan. 10, 
212/09 II. — Celle. 

4. SS 326, 285 BGB. Neben dem Rücktritt vom Ver⸗ 
trage nach 8 326 kein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung. ] 

Aus dem Geſetze läßt ſich eine Forderung auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung neben dem Rücktritte vom Ver⸗ 
trage gemäß § 326 BGB. damit nicht begründen, daß der 
vertragsuntreuen Partei ein Verſchulden zur Laſt fällt. Zu 
Unrecht beruft ſich die Reviſion auf die beiden Urteile des 
II. 3 S. vom 13. Juni 1902 (RG. 52, 18) und vom 2. Mai 1905 
(I 390/04), da fie lediglich den Fall der Gewährleiſtung be: 
handeln. Daß das letztere Urteil nicht etwa auch neben dem 
Rücktritt aus 8 326 BGB. den Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung unter gewiſſen Umſtänden für zuläſſig 
erachten will, ergibt ſich ſchon daraus, daß es auf die Urteile 
NG. 52, 18; 53, 200; JW. 04, 5916 Bezug nimmt, die 
ſämtlich nur Gewährleiſtungsanſprüche behandeln, und daß es 
die Heranziehung des Urteils RG. 57, 106 ablehnt, da dieſes 
die Frage des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung aus § 326 
behandelt. Es liegt aber auch in der Natur der Sache begründet, 
daß die Frage für die Fälle des § 459 ff. BGB. anders zu 
entſcheiden iſt als für die des 5 326 BGB. Da die Pflicht 
zur Gewährleiſtung unabhängig von einem Verſchulden eintritt, 
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ſo iſt es durchaus gerechtfertigt, dem Gewährleiſtungsberechtigten 
im Falle des Verſchuldens ſeines Gegners neben der Wandelung 
auch einen Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung zuzu⸗ 
geſtehen. Anders liegt es dagegen bei dem Rücktritt aus 
8 326 BGB., der Verzug vorausſetzt. Da aber der Schuldner 
nach $ 285 BGB. nicht in Verzug kommt, ſolange die Leiſtung 
infolge eines Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten 
hat, fo liegt im Verzuge ſtets ein Verſchulden. Auch § 325 
BGB., der ebenſo wie 8 326 BGB. nur Rücktritt oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gewährt, ſetzt ein Ver⸗ 
ſchulden voraus. Daß für $ 325 BGB. die Wahl des Rück⸗ 
trittes den Anſpruch auf den erwähnten Schadenserſatz auf⸗ 
zehrt, wird in der Wiſſenſchaft allgemein anerkannt (ſ. Oert⸗ 
mann BGB. § 325, 2a, Schöller in Gruchot 45, 526 f. dort 
auch Anm. 19) und das gleiche muß für 8 326 BGB. gelten 
(ſ. Staudinger BGB. 8 326 II, wie dies das RG. auch bereits 
mehrfach ausgeſprochen hat (Urt. v. 20. Juni 1905 in RG. 61, 130 
und Urt. vom 19. Dezember 1905 II 420/05). P. c. S., 
U. v. 2. Febr. 10, 17/09 V. — Berlin. 

5. 58 387ff., 414ff., 780 ff. BGB. Kumulative Schuld⸗ 
übernahme. Abſtraktes Schuldanerkenntnis. Aufrechnungs⸗ 
vertrag. 

Auf dem Grundſtücke R. Bl. Nr. 487 ſind für die Frau 
Martha S. 7450 & Darlehnshypothek eingetragen. Auf die 
Darlehnsforderung haben die Grundſtückseigentümer, Haus⸗ 
beſitzer D. ſchen Eheleute, 2950 & abgezahlt. Der Haus⸗ 
beſitzer D., ein Bruder der Gläubigerin, iſt geſtorben und von 
ſeiner Witwe, der Beklagten beerbt worden. Die Gläubigerin, 
die am 31. Dezember 1905 volljährig geworden iſt, hat am 
2. Mai 1906 ihre Reſthypothekenforderung von 4500 & nebſt 
den Zinſen ſeit dem 1. Januar 1906, ſowie ihren Anſpruch an 
die Bank ludovy (Volksbank) in B. auf Herausgabe des in 
deren Beſitz befindlichen, noch über 7450 & lautenden 
Hypothekenbriefs an den Kläger, den Bruder ihres im 
Januar 1906 in Konkurs geratenen Ehemannes, in ſchriftlicher 
Form abgetreten. Mit der gegenwärtigen Klage hat der Kläger 
gegenüber der Behauptung der Beklagten, daß die Hypotheken⸗ 
forderung in Höhe weiterer 3000 & getilgt ſei, die Feſtſtellung 
begehrt, daß der Beklagten von der Hypothek nur ein Teil in 
Höhe von 2950 & zuſtehe. Die Beklagte hat zur Begründung 
jener ihrer Behauptung folgendes geltend gemacht: Martha S. 
und deren Ehemann hätten auf den von ihnen unterſchriebenen 
Wechſel vom 6. Oktober 1905 und gegen Verpfändung der 
Hypothek von der genannten Bank ein Darlehn von 3000 # 
erhalten; nach erlangter Volljährigkeit habe Martha S. die 
eingegangene Wechſelverpflichtung genehmigt, und auf deren 
Erſuchen habe dann am 3. April 1906 ihr, der Beklagten, 
Ehemann, den von ihm als Bürge mitunterſchriebenen Wechſel 
bei der Bank eingelöſt. Das LG. hat nach dem Klageantrage 
erkannt. Die Berufung der Beklagten iſt vom OLG. zurück⸗ 
gewieſen. Dieſes hat die unter Beweis geſtellte Behauptung: 
Martha S. habe nach Bezahlung der 3000 & dieſe Zahlung 
„als für ſich verbindlich“ anerkannt und ſich mit ihrer Ver⸗ 
rechnung auf die Hypothekenforderung einverſtanden erklärt, mit 
der Begründung zurückgewieſen: daß die angebliche Erklärung 
bei mangelndem Rechtsgrunde und mangelnder Schriftform 
rechtsunwirkſam ſei. RG. hob auf. Aus den Gründen: 
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Das BG. läßt es dahingeſtellt, ob in der — wie ohne weiteres 
angenommen werden kann — von ſeiten des Erblaſſers der 
Beklagten angenommenen Erklärung: ſie (Martha S.) erkenne 
die Zahlung der 3000 & bei der Volksbank „als für ſich ver⸗ 
bindlich“ an und ſei damit einverſtanden, daß fie auf ihre 
Hypothek verrechnet werde, ein abſtraktes Schuldanerkenntnis 
oder eine kumulative Schuldübernahme zu finden ſei, da in 
beiden Fällen die Rechtswirkſamkeit von der nicht gewahrten 
Schriftform abhänge. Dies iſt nun ohne weiteres inſofern 
hinfällig, als eine kumulative Schuldübernahme, die nicht Bürg⸗ 
ſchaft iſt, zu ihrer Wirkſamkeit nach ſtändiger Rechtſprechung 
der Schriftform nicht bedarf (vgl. RG. 59, 233; 64, 320; 
Gruchot 50, 946). Ein abſtraktes Schuldanerkenntnis (8 781 
BGB.) ferner fett ebenſo, wie ein abſtraktes Schuldverſprechen 
(S 780), feinem Weſen nach eine gewollte Loslöſung vom 
materiellen Rechtsgrunde in der Weiſe voraus, daß derjenige, 
zu deſſen Gunſten es abgegeben iſt, ſich zur Begründung ſeines 
Anſpruchs lediglich auf das Anerkenntnis (oder Versprechen) zu 
berufen braucht und dem daraus in Anſpruch Genommenen 
nur überlaſſen iſt, darzutun, daß das Anerkenntnis (oder Ver⸗ 
ſprechen) ohne Rechtsgrund oder aus einem nichtigen oder ſonſt 
hinfälligen Rechtsgrunde abgegeben iſt und deshalb gemäß dem 
8 812 BGB. kondiziert werden kann (vgl. RG. 58, 200 ff.; 
61, 319; Gruchot 49, 9186/7). Dies trifft auch für ein 
Schuldanerkenntnis zu, durch das der Anerkennende ſich dem 
Gläubiger eines anderen neben dieſem verpflichten will (vgl. 
RG. 67, 131), und von einem ſolchen interzeſſionsweiſe ab⸗ 
gegebenen Schuldanerkenntnis kann mit Bezug auf jene an⸗ 
gebliche Erklärung der Martha S. ſchon deshalb nicht 
geſprochen werden, weil die Erklärung auf die vom Erblaſſer 
der Beklagten an die Volksbank geleiſtete Zahlung der 3000 & 
als Schuldgrund ausdrücklich hinweiſt. In ihr iſt aber auch 
keine aus dem Rahmen der Bürgſchaft fallende kumulative 
Schuldübernahme zu finden. (Wird ausgeführt.) Zu einem 
Erfolge konnte der Reviſion auch nicht der von ihr hervor⸗ 
gekehrte Geſichtspunkt einer in der ſtreitigen Erklärung zu 
findenden Genehmigung der von der Martha S. am 6. Oktober 
1905 abgegebenen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen verhelfen. 
(Wird ausgeführt.) Der ſtreitigen Erklärung wird am meiſten 
aber folgende Auffaſſung gerecht. Ihr erſter Teil hat gar nicht 
den Sinn, daß Martha S. für die Schuld ihres Mannes als eine 
künftig zu erfüllende einſtehen wolle. Ohne eigene rechts⸗ 
geſchäftliche Bedeutung ergänzte er das weiter Erklärte vielmehr 
dahin: die Erklärende ſei damit einverſtanden, daß die 3000 & 
als von ihr geſchuldet behandelt und demgemäß auf ihre 
Hypothek verrechnet würden. So aufgefaßt ſtellt ſie und ihre 
Annahme von ſeiten des Erblaſſers der Beklagten aber einen 
Aufrechnungsvertrag dar. Die Wirkſamkeit eines ſolchen Ver⸗ 
trages iſt nicht dadurch bedingt, daß die Vorausſetzungen für 
eine einſeitige Aufrechnung im Sinne der SS 387 ff. BGB. 
gegeben ſind. Sie wird hier insbeſondere nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß die dem Erblaſſer der Beklagten aus der Be⸗ 
friedigung der Volksbank erwachſene Forderung eine Forderung 
an den Ehemann der Martha S. und nicht an dieſe ſelbſt 
war, daß die verrechneten Forderungen alſo keine gegenſeitigen 
waren. (Wird ausgeführt.) Die unterlaſſene Würdigung der 
erörterten unter Zeugenbeweis geſtellten Behauptung der Be⸗ 
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klagten unter dem Geſichtspunkte des Aufrechnungsvertrages 
und die darin liegende Verletzung des §8 286 ZPO. und 
materieller Rechtsſätze begründete die Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils. D. c. S., U. v. 22. Jan. 10, 142/09 V. — 
Breslau. 

6. § 398 BGB. Abtretung. Genügende Beſtimmtheit 
und Beſtimmbarkeit.] 

Der Bauunternehmer W., der mit der Beklagten derart 
im Geſchäftsverbindung ſtand, daß ſie ihm Baumaterialien auf 
Kredit lieferte, Wechſel diskontierte und Barvorſchüſſe leiſtete, 
ſtellte am 5. Februar 1907 der Beklagten folgendes von ihm 
unterzeichnete Schriftſtück aus: „Der ... Bauunternehmer W. 
zediert hierdurch an die dies annehmende Firma Wi. das ge⸗ 
ſamte Mietserträgnis aus den vermieteten und noch zu ver⸗ 
mietenden Räumen der nachſtehend verzeichneten, dem Herrn W. 
gehörigen Häuſer Jägerſtr. 82, 84, 86, 90, Kemnaſtr. 9, 11, 13, 
16, 17, 19a, Schwarzbachſtr. 75, 77, 79, 81 zu B. mit der 
Maßgabe, daß die Firma Wi. berechtigt iſt, von der Zeſſion 
nach ihrem Ermeſſen Gebrauch zu machen, bis zu welchem Zeit⸗ 
punkte Herr W. berechtigt ſein ſoll, die erfallenden Mietbeträge 
zu erheben und dieſelben für ſeine Zwecke zu verwenden. Letzteres 
Recht hört mit dem Zeitpunkte auf, an welchem die Firma Wi. 
ihre Rechte aus der gegenwärtigen Zeſſion geltend macht. Die 
von Herrn W. eingezogenen Beträge dürfen auf die Rechts⸗ 
anſprüche der Firma Wi. nicht angerechnet werden.“ Aus 
den Gründen: Der Ber. gelangt zu feiner Entſcheidung 
lediglich auf Grund der Erwägung, daß die in Rede ſtehende 
Zeſſion rechtsunwirkſam ſei, weil ſie der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit und Beſtimmbarkeit ermangele. Dieſe Anſicht kann 
nicht geteilt werden. Es handelt ſich hier um die Zeſſion der 
Mieten von einer Anzahl genau bezeichneter Häuſer; die Rechts⸗ 
lage iſt alſo ſo zu beurteilen, wie ſie für jedes einzelne Haus, 
ſolches für ſich allein genommen, beurteilt werden muß. Die 
Gründe nun, die der BerR. für ſeine Auffaſſung geltend macht, 
daß die Zeſſion der Mieten aus dem einzelnen Hauſe unwirkſam 
ſei, erſcheinen nicht als überzeugend. Der BerR. führt aus: 
Die Abtretung beziehe ſich nicht nur auf Mieten aus bereits 
beſtehenden, ſondern auch auf ſolche aus künftigen Miets⸗ 
verträgen; möge nun auch eine Abtretung derartiger zukünftiger 
Forderungen an ſich möglich ſein, ſo müſſe doch zu ihrer Rechts⸗ 
wirkſamkeit ſchon im Intereſſe der Verkehrsſicherheit eine nähere 
Begrenzung nach Zeit und Betrag gefordert werden, und dieſe 
fehle hier. Das letztere wird alsdann näher begründet. Bevor 
auf dieſen Punkt eingegangen wird, iſt zunächſt hervorzuheben, 
daß, wenn der BerR., wie es den Anſchein hat, die Zeſſion 
der Mieten aus den bereits beſtehenden Mietverträgen für gültig 
erachten wollte, es dann nicht erſichtlich iſt, weshalb er nicht 
wenigſtens inſoweit der Abtretung die rechtliche Wirkſamkeit 
zuerkannte. Was ſodann den von ihm aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſatz über die Beſchränkung der Abtretung zukünftiger 
Forderungen angeht, ſo kann er nur inſofern anerkannt werden, 
als ſolche Abtretung der überhaupt bei Verträgen notwendigen 
Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit des Gegenſtandes bedarf. 
Anderes iſt auch in der von ihm angezogenen Entſcheidung des 
erkennenden Senats (RG. 67, 168) nicht ausgeſprochen, In 
Anſehung der Zeit der Abtretung macht nun der BerR. im 
einzelnen geltend, ſie ermangele deshalb der näheren Begrenzung, 
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weil der Anfangspunkt ihrer Wirkſamkeit in das Belieben des 
Beklagten geſtellt ſei und ein Endzeitpunkt überhaupt nicht an⸗ 
gegeben ſei. Beides kann nicht als zutreffend erachtet werden. 
Unter der notwendigen Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit des 
Anfangspunktes einer Rechtsänderung iſt ſelbſtverſtändlich nicht 
begriffen, daß ſie nach dem Kalender feſtgeſetzt ſein muß, ſondern 
nur, daß ihr Zeitpunkt, wenn auch durch irgendeinen jetzt noch 
ungewiſſen Umſtand beſtimmt ſein muß. Hier iſt der Anfangs⸗ 
punkt der Wirkſamkeit der Abtretung durch eine künftige, in den 
Willen des Berechtigten geſtellte Erklärung desſelben gegeben. 
Wollte man hierin einen Mangel der erforderlichen Beſtimmt⸗ 
heit des Rechtsverhältniſſes erblicken, ſo müßten dementſprechend 
auch ſonſt die Verträge, bei denen die Entſtehung eines Rechts⸗ 
verhältniſſes von einer reinen Poteſtativbedingung des Berech⸗ 
tigten abhängig gemacht iſt, wegen eines ſolchen Mangels für 
unwirkſam erachtet werden, während doch die Gültigkeit ſolcher 
Poteſtativbedingungen nach BGB. anerkannten Rechtes iſt (RG. 67, 
45; 69, 283). Daß ferner auch der Endzeitpunkt der Wirk⸗ 
ſamkeit der Abtretung zeitlich näher beſtimmt ſein müßte, iſt ein 
vom Bert. aufgeſtelltes Erfordernis, das überhaupt nicht an⸗ 
erkannt werden kann. Es handelt ſich hier um eine Abtretung, 
nicht um eine Verpfändung, und es iſt auch nicht erkennbar, 
weshalb die Abtretung der Miete nicht eine dauernde ſollte ſein 
können, d. h. ſo lange ſollte dauern können, als der Zedent 
Eigentümer des betreffenden Hauſes iſt. Im übrigen ergibt ſich 
hier der Zeitpunkt der Beendigung der Abtretung aus den zu⸗ 
grunde liegenden Verhältniſſen. Die Abtretung iſt ſonder Zweifel 
eine fiduziariſche; ſie ſollte wirtſchaftlich wie eine Verpfändung 
wirken. Die Forderungen der Beklagten, die in dieſer Weiſe 
geſichert werden ſollten, waren diejenigen, die aus ihrer oben 
im Eingang näher bezeichneten Geſchäftsverbindung zwiſchen ihr 
und W. entſtanden waren und noch entſtehen würden. So 
lange ſolche Forderungen noch vorhanden waren, ſollte die Ab⸗ 
tretung beſtehen bleiben, ſobald ſolche gänzlich getilgt waren 
und die Geſchäftsverbindung aufgehört hatte, ſollte die Wirk⸗ 
ſamkeit der Abtretung erlöſchen. Das iſt erſichtlich der Sinn 
der mündlichen Abmachungen, die nach der Angabe der Beklagten 
über die Abtretung neben der ſchriftlichen Abtretungserklärung 
getroffen worden ſind. Es iſt das auch der typiſche Inhalt 
ſolcher fiduziariſchen Abtretungsverträge. Zum Vergleich ſei 
auf die allgemein übliche Geſchäftsbedingung der Banken und 
Bankiers hingewieſen, wonach die bei ihnen lagernden Wert⸗ 
papiere ihrer Kunden ihnen für alle ihre, auch die künftig erſt 
entſtehenden, Forderungen gegen ihre Kunden aus ihrer Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dieſen haften. Die Rechtslage iſt inſofern die⸗ 
ſelbe und an der Wirkſamkeit ſolcher Abtretungen nicht zu 
zweifeln. W. c. E., U. v. 21. Jan. 10, 159/09 VII. — 
Düſſeldorf. 

7. 88 398 BGB. Abtretung. 

Aus § 399 BGB. ergibt ſich als Regel, daß, ſoweit nicht 
eine der Ausnahmebeſtimmungen der SS 399 und 400 BGB. 
entgegenſteht, nicht nur jede teilbare Forderung auch ohne die 
Zuſtimmung des Schuldners und zwar auch teilweiſe auf einen 
andern als Gläubiger übertragen werden kann (vgl. RG. 51, 
171; 55, 404; 64, 122), ſondern auch, daß unter der nämlichen 
Vorausſetzung von zwei durch den nämlichen Vertrag begründeten 
Anſprüchen der eine von dem Gläubiger abgetreten, der andere 
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aber zurückbehalten werden kann. St. c. G., U. v. 28. Jan. 10, 
198/09 II. — Kiel. 

S. 8 437 BGB. Verkauf einer Forderung und Gewähr⸗ 
leiſtung, daß ſolche nach Kündigung vollſtändig und pünktlich 
eingehen werde.] 

Für die beklagte Ehefrau ſtand auf einem Grundſtück in 
B. eine Kaufgeldhypothek von 3000 & eingetragen, die ſie am 
10. Juni 1905 mit Genehmigung ihres Ehemannes dem Kläger 
verkaufte und abtrat. In der Abtretungsurkunde erklärten die 
Beklagten: „Wir leiſten ausdrücklich dafür Gewähr, daß die 
Forderung, wenn ſie am 1. April 1906 gekündigt wird, voll⸗ 
ſtändig und pünktlich eingeht.“ Der Kläger hat mit der Be⸗ 
hauptung, daß er die Hypothek am 1. April 1906 dem ein⸗ 
getragenen Eigentümer H. zur Rückzahlung zum 1. Juli 1906 
gekündigt habe, die Beklagten als Geſamtſchuldner auf Zahlung der 
3000 & nebſt Zinſen in Anſpruch genommen, nachdem er im 
Juni 1907 gegen H. einen Teilbetrag der Hypothek eingeklagt, 
ein Verſäumnisurteil gegen ihn erſtritten und am 13. Juli 1907 
fruchtlos Zwangsvollſtreckung in deſſen bewegliches Vermögen 
hatte vornehmen laſſen. Bei der am 5. Juli 1907 erfolgten 
Zwangsverſteigerung des verpfändeten Grundſtücks ſiel die 
Hypothek nebſt Zinſen aus. Die Beklagten haben die Ab⸗ 
weiſung der Klage beantragt, da der Kläger durch ſeine 
Säumigkeit bei der Beitreibung der Hypothek ſein Recht, ſie in 
Anſpruch zu nehmen, verloren. Die Vorinſtanzen verurteilten. 
RG. beſtätigte: Mit Recht hat das BG. in der im Tatbeſtande 
wiedergegebenen Erklärung der Beklagten weder eine befriſtete 
noch eine bedingte Bürgſchaftsübernahme, ſondern eine von den 
Verkäufern der Forderung vertraglich übernommene Gewähr⸗ 
leiſtung geſehen. Es handelt ſich um den Verkauf einer Forderung, 
wobei die Beklagten an ſich gemäß $ 437 BGB. nur für deren 
rechtlichen Beſtand zu haften hätten. Sie ſind aber weiter⸗ 
gegangen und haben für den vollſtändigen Eingang der Forderung 
die Gewähr und damit eine eigene, ſich aus dem Veräußerungs⸗ 
geſchäft ergebende, Verbindlichkeit übernommen, worauf bereits 
das BG. unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des IV. 36. 
in RG. 60, 371 hingewieſen hat. Die Beklagten haben damit 
nicht eine den Beſtand der Hauptſchuld vorausſetzende Neben⸗ 
verpflichtung, wie bei der Bürgſchaft, ſondern eine ſelbſtändige 
Verbindlichkeit übernommen, die auch beſtehen bleibt, wenn die 
des Hypothekenſchuldners nicht entſtanden oder weggefallen ſein 
ſollte. Mit dieſer Auffaſſung befindet ſich das BG. in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Rechtſprechung des RG. (ſ. Gruchot 49, 906; 
RG. 61, 157; Urt. v. 29. Dezember 1906 V 213/06; Urt. v. 
13. Juli 1907 V 621/06; Urt. v. 27. Mai 1908 V 382/07) 
und die gleiche Anſicht wird vertreten von Würzburger bei 
Gruchot 51, 723. Mit Recht weiſt daher das BG. die Über⸗ 
tragung der Beſtimmungen der Bürgſchaft auf dieſe Gewähr⸗ 
leiſtung wegen der erheblichen Verſchiedenheit beider Rechts⸗ 
geſchäfte zurück, die vorwiegend in der Selbſtändigkeit der 
übernommenen Gewähr ihre Begründung findet. Aus dieſem 
Grunde iſt auch Hagemann (Recht 08, 331), der für die Ahnlich⸗ 
keit beider Verhältniſſe eintritt, nicht beizupflichten. Ebenſo zu⸗ 
treffend hat ſich das BG. gegen die Anwendung des § 438 BGB. 
in dem Sinne ausgeſprochen, daß hier nicht von einer Haftung 
für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der Ab⸗ 
tretung die Rede ſein könne. Dieſe Geſetzesbeſtimmung hat 
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hier vielmehr völlig auszuſcheiden, da die Beklagten ſich über⸗ 
haupt nicht auf eine Übernahme der Haftung für die Zahlungs⸗ 
fähigkeit des Hypothekenſchuldners beſchränkt, ſondern die Gewähr 
für Eingang der Zahlung übernommen haben. Dies würde 
den Gläubiger allerdings nicht berechtigen, ſofort nach 
Fälligkeit Zahlung von den Beklagten zu beanſpruchen, vielmehr 
würde ihm die Pflicht obliegen, das ſeinige zu tun, um ohne 
beſondere Verzögerung die Forderung gegen den Hypotheken⸗ 
ſchuldner zu verwirklichen. Er hätte daher die Hypothek recht⸗ 
zeitig zu kündigen und in der Sachlage angemeſſener kurzer 
Friſt, wenn erforderlich, mit Klage und Zwangsvollſtreckung 
gegen den Schuldner vorzugehen. Dies ergibt ſich aus den 
Grundſätzen von Treu und Glauben ſowie aus der Natur der 
Sache. Hätten daher die Beklagten nur die Gewähr für den 
vollſtändigen Eingang der Forderung übernommen, ſo würde 
der Vorwurf der Reviſion begründet ſein, daß das BG. die 
tatſächlichen Anführungen der Beklagten darüber nicht aus⸗ 
reichend gewürdigt habe, daß der Kläger durch ſeine Säumigkeit 
im Vorgehen gegen den Hypothekenſchuldner den Anſpruch, ſich 
an ſie zu halten, verwirkt habe. Dieſer Vorwurf geht aber 
fehl, weil die Gewähr weiter auch für den pünktlichen Ein⸗ 
gang übernommen worden iſt. Damit muß der Wille der 
Parteien als dahingehend verſtanden werden, daß die Beklagten 
nicht nur die Zahlungsfähigkeit, ſondern auch die Zahlungs: 
willigkeit des Hypothekenſchuldners verſprachen (ſ. Würzburger 
bei Gruchot 51, 732), und daß der neue Gläubiger des 
läſtigen und ihm auch Verpflichtungen gegen die Beklagten auf⸗ 
erlegenden und daher unter Umſtänden für ihn gefahrvollen 
Vorgehens gegen den Hypothekenſchuldner enthoben ſein ſollte. 
Der Zahlungsanſpruch gegen den Beklagten ſollte ſofort in 
Kraft treten, ſobald jener nach erfolgter Kündigung nicht pünktlich 
zahlen würde. K. c. L., U. v. 26. Jan. 10, 158/09 V. — 
Breslau. 

9. SS 612, 823 BGB. in Verb. mit $ 29 HGB. und 
5 1 Ziff. 7 Gew VG. Schadenerſatzanſpruch eines Arbeiters 
gegen den gewerbtreibenden Arbeitgeber wegen Unterlaſſung der 
Eintragung ins Handelsregiſter — der Vorausſetzung der Ver⸗ 
ſicherungspflicht des Betriebes.] 

Der Beklagte betreibt neben einem Ladengeſchäft den 
Handel mit Kolonialwaren, insbeſondere mit Kaffee, in der 
Weiſe, daß er dieſe Waren in abgewogenen Mengen durch 
ſeine Fuhrwerke verſendet und durch die Wagenführer gegen 
Barzahlung verkaufen läßt. Der Kläger war Kutſcher beim 
Beklagten und iſt am 24. April 1907 in dem Betriebe des 
Geſchäfts, beim Abſteigen von dem Wagen, zu Schaden ge⸗ 
kommen. Der von ihm erhobene Anſpruch auf Unfallrente iſt 
abgewieſen, weil der Beklagte zur Zeit des vom Kläger er⸗ 
littenen Unfalls noch nicht in das Handelsregiſter eingetragen 
war, die Vorausſetzungen der Verſicherung des Klägers gegen 
die Folgen von Betriebsunfällen daher nach § 1 Ziff. 7 Gew VG. 
vom 5. Juli 1900 nicht gegeben ſeien. Der Kläger fordert 
nunmehr von dem Beklagten, der ſchuldhaft unterlaſſen habe, 
die Eintragung ſeiner Firma in das Handelsregiſter herbei⸗ 
zuführen, den Erſatz des ihm durch den Unfall erwachſenen 
Schadens nach Maßgabe der Beſtimmungen des GewuuVG. 
Sein Klageanſpruch it vom BG. abgewieſen . Die 
Reviſion kann nicht für begründet erachtet werden. Nach 
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Ss 1 Ziff. 7 Gew VG. find die Arbeiter und Betriebsbeamten 
der Lagerungs⸗, Holzfällungs⸗ oder der Beförderung von 
Perſonen oder Gütern dienenden Betriebe — ſofern nicht einer 
der unter Ziff. 4 und 5 aufgeführten, ſchlechthin verſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebe vorliegt — gegen die Folgen von Betriebs⸗ 
unfällen nur dann verſichert, wenn die Betriebe verbunden find 
mit einem Handelsgewerbe, deſſen Inhaber im Handelsregiſter 
eingetragen ſteht. Daß der Gewerbetreibende im Handelsregiſter 
eingetragen iſt, bildet hiernach eine Vorausſetzung der Ver⸗ 
ſicherungspflicht des Betriebes. Darüber, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen der Gewerbetreibende verpflichtet iſt, ſeine Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter herbeizuführen, ſagt das Geſetz 
nichts; es läßt es in dieſer Beziehung bei dem beſtehenden 
Rechte bewenden. Es ſtellt alſo insbeſondere auch keine Ver⸗ 
pflichtung für den Kaufmann auf, ſeine Eintragung in das 
Handelsregiſter zu dem Zweck herbeizuführen, damit die in 
ſeinem Betriebe beſchäftigten Perſonen der Vorteile der Unfall⸗ 
verſicherung teilhaftig würden.. Von den Beſtimmungen 
des BGB., aus welchen ein Schadenserſatzanſpruch hergeleitet 
werden könnte, können nur die über den Dienſtvertrag ſowie 
§ 823 Abſ. 1 und 2 in Frage kommen. Keine dieſer Be⸗ 
ſtimmungen kann indes den Anſpruch rechtfertigen. Die Ver⸗ 
pflichtung des Vollkaufmanns, ſeine Firma zur Eintragung in 
das Handelsregiſter anzumelden, iſt, wie auch die Begründung 
zu 8 1 Ziff. 7 Gew G. anerkennt, eine öffentlich⸗ rechtliche. 
Sie beſteht ohne Rückſicht darauf, ob der Kaufmann in ſeinem 
Handelsgewerbe Angeſtellte hat, denen durch die Nichteintragung 
der Firma ein Schaden entſtehen könnte. Daß die Nichterfüllung 
der Verpflichtung ſchädliche Folgen für die im Gewerbebetrieb 
Beſchäftigten haben kann, iſt daher nicht geeignet, den rechtlichen 
Charakter der Verpflichtung zu ändern. In erhöhtem Maße 
gilt hier, was das RG. in ſtändiger Rechtſprechung bezüglich 
der im Invalidenverſicherungsgeſetz geordneten Verpflichtungen 
des Arbeitgebers angenommen hat, daß aus dieſen öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen keine Erweiterung der aus dem 
Arbeitsvertrag entſpringenden Leiſtungspflicht des Arbeitgebers 
herzuleiten ſei. Vgl. RG. 58, 102; 63, 55. Fehl geht auch 
der Verſuch der Reviſion, die Verpflichtung des Kaufmanns, 
ſeine Eintragung in das Handelsregiſter herbeizuführen, damit 
als eine vertragliche, dem Arbeiter gegenüber obliegende zu 
begründen, daß fie die Unfallverſicherung als eine übliche, und 
damit nach § 612 BGB. auch vertragliche Vergütung der 
Dienſtleiſtung hinſtellt. (Wird ausgeführt.) Endlich verſagt 
auch die Begründung des Schadenerſatzanſpruchs auf 8 823 
Abſ. 2 BGB. Die Beſtimmungen des HGB., welche den 
Kaufmann zur Anmeldung ſeiner Firma zur Eintragung 
in das Handelsregiſter verpflichten, und dem Regiſtergericht die 
Befugnis geben, ihn durch Ordnungsſtrafen zur Erfüllung 
dieſer Verpflichtung anzuhalten, ſind überhaupt nicht Schutz⸗ 
geſetze im Sinne des 5 823 Abſ. 2 BGB. (Wird ausgeführt.) 
Wollte man aber auch die Auffaſſung des $ 29 HGB. als 
eines Schutzgeſetzes im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. nicht 
völlig ablehnen, ſo könnte damit doch nur der Schutz derjenigen 
bezweckt worden ſein, welche im geſchäftlichen Verkehr auf die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Handelsregiſters vertrauen. 


Dieſer Zweck des Geſetzes läßt eine Erweiterung des geſchützten 
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beſchäftigten Perſonen, deren Unfallverſicherung von der Tat: 
ſache der Eintragung des Betriebsunternehmers ſelbſt abhängt, 
ohne Rückſicht darauf, ob fie von dieſer Kenntnis haben oder 
nicht, ohne weiteres nicht zu. B. c. L., U. v. 4. Febr. 10, 
146/09 III. — Naumburg. 

10. 88 677 ff. BGB. Haftung eines Vormundes aus 
Geſchäften nach beendeter Vormundſchaft nach den Grundſätzen 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag.] 

Der am 19. Oktober 1884 in Hamburg geborene Kläger 
wurde, nachdem ſein Vater geſtorben war und weil ſeine 
Mutter für ſeine Erziehung nicht ausreichend zu ſorgen vermochte, 
im Dezember 1894 gemäß dem Geſetze, betreffend die öffentliche 
Waiſenpflege im hamburgiſchen Staate vom 8. Juli 1892 
unter die Vormundſchaft des dortigen Waiſenhauskollegiums 
geſtellt. Im Dezember 1899 trat er zufolge eines im Auftrage 
dieſes Kollegiums von der Direktion des Hamburger Waiſen⸗ 
hauſes mit dem Beſitzer des Rittergutes P. geſchloſſenen Vertrags 
bei dieſem als Hofgänger in Dienſt. Dort hat er im Januar 
1900 eine Verletzung an ſeinem rechten Auge erlitten. Der 
Unfall iſt bei der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft, bei 
welcher der Kläger verſichert war, innerhalb der geſetzlichen 
zweijährigen Friſt nicht zur Anmeldung gebracht worden. Der 
Kläger behauptet, es hätte ihm, wenn die Anmeldung rechtzeitig 
erfolgt wäre, von der Genoſſenſchaft eine Jahresrente von 
300 & gewährt werden müſſen, und glaubt, daß das Waiſen⸗ 
hauskollegium ihm den Verluſt, den er dadurch erleide, daß er 
die Rente nicht mehr erlangen könne, zu erſetzen verpflichtet ſei. 
Er habe von dem Unfall alsbald dem Pfarrer Pl. in P. Mit⸗ 
teilung gemacht. Dieſer ſei zum Vertrauensmann des Waiſen⸗ 
hauskollegiums beſtellt und verpflichtet geweſen, als deſſen 
Beauftragter und Vertreter die dem Kollegium obliegenden 
Geſchäfte bezüglich der in P. aufhältlichen Pflegebefohlenen zu 
beſorgen; Pl. habe ſich aber um die Sache nicht gekümmert, 
und dem Waiſenhauskollegium überhaupt erſt am 12. No⸗ 
vember 1900 Anzeige gemacht, dabei aber ſowie in einer 
weiteren Meldung vom 26. November 1900 den Sachverhalt 
ſowohl bezüglich des Verlaufs des Unfalls als auch betreffs 
ſeiner Folgen unrichtig dargeſtellt. Der Kläger hat urſprünglich 
feine auf Zahlung einer Rente von 300 . jährlich für die 
Zeit ſeit dem 1. Februar 1900 gerichtete Klage auf die Be⸗ 
ſtimmungen in $ 1833 BGB. geſtützt, im Verlaufe des 
Prozeſſes aber ſich beſchieden, daß das Waiſenhauskollegium 
ſeit dem Inkrafttreten des BGB. und des dazu für Hamburg 
ergangenen AG. vom 14. Juli 1899 ihm gegenüber nicht mehr 
die Stellung eines Vormundes oder eines Pflegers gehabt 
habe. Er wollte aber angenommen wiſſen, daß die Haftung 
des Waiſenhauskollegiums nach den Vorſchriften über die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag begründet ſei. Das Waiſen⸗ 
bauskollegium und Paſtor Pl. hätten nach dem 1. Januar 1900 
die Vormundſchaft über ihn ganz wie vorher tatſächlich fort⸗ 
geführt, insbeſondere ihn als ihrer Aufſicht unterſtehend behandelt. 
Darin liege eine Geſchäftsführung ohne Auftrag, das Kollegium 
ſei daher verpflichtet geweſen, das Intereſſe des Klägers ſo 
wahrzunehmen, wie es dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
ſeiner Mutter, unter deren elterlichen Gewalt er geſtanden, 
entſprochen habe. Zufolge dieſer Verpflichtung hätte es auch 
den Unfall, von dem der Kläger betroffen worden, bei der 
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Berufsgenoſſenſchaft anmelden müſſen. Das Verſchulden, das 
inſoweit den Paſtor Pl. treffe, habe das Kollegium nach 
8 278 BGB. zu vertreten. Die Vorinſtanzen wieſen die Klage 
ab. RG. hob auf. Aus den Gründen: In Frage kommt 
daher jetzt nur, ob der Schadenserſatzanſpruch des Klägers nach 
den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag be⸗ 
gründet erſcheint, auf den er auch ſchon in der I. Inſtanz 
zuletzt allein geſtützt worden iſt. Es ſteht feſt, daß von ſeiten 
des Waiſenhauskollegiums durch ſeinen örtlichen Vertreter Pl. 
und durch die Direktion des Waiſenhauſes nach dem 1. Januar 
1900 und auch noch geraume Zeit nach dem Unfalle eine Reihe 
von Handlungen vorgenommen worden ſind, die ſich als Akte 
der Fürſorge für den Kläger darſtellen und in dieſem die Vor⸗ 
ſtellung erwecken mußten, daß er nach wie vor der Auſſicht 
und Fürſorge des Waiſenhauskollegiums unterſtehe. Die Be⸗ 
klagte ſelbſt hat nicht angegeben, inwiefern die mit dem 
1. Januar 1900 eingetretene Rechtsänderung in dem Verhalten 
der Waiſenhausdirektion und des Paſtors Pl. gegenüber dem 
Kläger in die äußere Erſcheinung getreten ſei, ſie hat ſich mit 
der Bemerkung begnügt, ſie habe fremde Geſchäfte nicht beſorgen 
wollen und nicht beſorgt, ſollte es aber der Fall geweſen ſein, 
ſo ſeien Geſchäfte der Mutter des Klägers, als der Inhaberin 
der elterlichen Gewalt, beſorgt worden. Nach der ganzen 
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Erklärung für das Verhalten ihrer Vertreter nicht gegeben 
worden iſt, muß angenommen werden, daß ſie noch nach dem 
1. Januar 1900 die Intereſſen des Klägers dadurch, daß ſie 
Geſchäfte für ihn beſorgte, hat wahren wollen. Nun kann dem 
BG. zugegeben werden, daß es an einem ausreichenden Anhalte 
für die Annahme fehlen mag, die Beklagte habe ganz im all⸗ 
gemeinen die Beſorgung aller zur Fürſorge für die Perſon und 
das Vermögen des Klägers erforderlichen und dienlichen Ge⸗ 
ſchäfte übernehmen und ſo weit ihre auftragsloſe Geſchäfts⸗ 
führung erſtrecken wollen. Dagegen erſcheint nach der ganzen 
Sachlage die Auffaſſung berechtigt, die Beklagte habe es auf 
ſich genommen gehabt, nach Beendigung der Vormundſchaft die 
Intereſſen des Klägers inſoweit wahrzunehmen, als es ſich um 
ſeine Beaufſichtigung während ſeines Aufenthalts in P. und 
um Wahrung ſeiner Rechte in ſolchen Angelegenheiten und 
Verhältniſſen handelte, die durch ſein dortiges Dienſtverhältnis 
veranlaßt waren oder doch damit in unmittelbarem Zuſammen⸗ 
hange ſtanden. Der Kläger war nach P. gekommen durch 
einen Vertrag, den die Waiſenhausdirektion im Auftrage des 
Waiſenhauskollegiums wenige Wochen vor dem Zeitpunkte, mit 
dem deſſen vormundſchaftliche Stellung erloſch, für den Kläger 
abgeſchloſſen hatte. Dieſe Unterbringung des Klägers brachte 
es mit ſich, daß deſſen Beaufſichtigung durch ſeine Mutter aus⸗ 
geſchloſſen, aber auch deren ſonſtige Fürſorge, insbeſondere die 
für ſeine vermögensrechtlichen Intereſſen, ſoweit ſie mit ſeinem 
Dienſtverhältnis zuſammenhingen, weſentlich erſchwert und 
gefährdet erſcheinen mußte. Bei dieſer Sachlage iſt es durch⸗ 
aus erklärlich, daß die Beklagte auch nach der Erledigung ihrer 
vormundſchaftlichen Stellung es für ihre Aufgabe angeſehen 
hat, noch weiter für den Kläger und in ſeinem Intereſſe tätig 
zu werden. Wenn das aber geſchah und zwar in der Weiſe, 
daß für den Kläger bezüglich der ihm gewidmeten Fürſorge 
ein Unterſchied zwiſchen der Zeit vor und nach dem 1. Januar 
30 
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1900 nicht erkennbar war, und wenn auch feiner Mutter gegenüber 
nicht zum Ausdruck gebracht wurde, daß die Beklagte und ihre 
Vertreter nur für einzelne Fälle, ſoweit es ihnen jeweilig an⸗ 
gemeſſen erſcheine, die Intereſſen des Klägers wahrnehmen 
wollten, im übrigen aber auch bezüglich der P. er Verhältniſſe 
die Wahrung ſeiner Intereſſen ihr überlaſſen bleibe, dann 
erwuchs für die Beklagte aus derjenigen Geſchäftsführung, der 
ſie ſich unterzogen hatte, die Verpflichtung, dieſe Geſchäfts⸗ 
führung auch auf die Wahrnehmung der Rechte des Klägers 
bezüglich des hier in Frage ſtehenden Unfalls zu erſtrecken. 
J. c. Hamb. Waiſenhauskoll., U. v. 26. Jan. 10, 91/09 VI. 
— Hamburg. 

11. S 764 BGB. Differenzgeſchäft.] 

Das BU. wird durch die Anwendung des S 764 BGB. 
getragen. Der BerR. hat in dieſer Beziehung zunächſt rein 
tatſächlich feſtgeſtellt, daß bei dem Abſchluß der auf Lieferung 
von Waren lautenden beiden Verträgen die Abſicht des 
Beklagten auf die Zahlung des Unterſchiedes zwiſchen dem 
vereinbarten Preiſe und dem Börſenpreis der Lieferungszeit 
gerichtet geweſen ſei. Anlangend die weitere Frage: ob der 
Kläger dieſelbe Abſicht gehabt hat oder doch, ob der Kläger 
die vorbezeichnete Abſicht des Beklagten gekannt hat oder 
hat kennen müſſen ($ 764 Satz 2), hat der Bert. aus: 
geführt: der Geſchäftsherr müſſe die von ſeinem Agenten ver⸗ 
mittelten Geſchäfte in dem Sinne gegen ſich gelten laſſen, in 
welchem ſie mit dem Agenten beredet ſeien; er könne ſich nicht 
darauf berufen, daß der Agent ihm nicht genügende Auskunft 
erteilt habe; ihn treffe die Verantwortung für den Inhalt des 
Geſchäfts und er habe ſich die Folgen zuzuſchreiben, wenn er 
ſich für die Entgegennahme und Übermittelung der Aufträge 
einer unzuverläſſigen Zwiſchenperſon bediene. Im vorliegenden 
Falle ſei R. Agent des Klägers bei der Vermittelung der 
Geſchäfte geweſen. R. ſelbſt (wie ſein von ihm mit der Ver⸗ 
mittelung bevollmächtigter Sohn) hätten aber die Abſicht des 
Beklagten, daß nicht effektiv zu liefern ſei (vielmehr der 
Preisunterſchied berechnet und bezahlt werden ſolle) erkannt 
und gebilligt. Dieſe Ausführungen werden von dem Reviſions⸗ 
kläger (materiellrechtlich) inſoweit angegriffen, als ſie dahin 
gehen: daß der Geſchäftsherr das durch ſeinen Agenten ver⸗ 
mittelte Geſchäft ſo gegen ſich gelten laſſen müſſe, wie es der 
Agent vereinbart habe, und dieſes ſelbſt dann, wenn der vom 
Geſchäftsherrn ſchriftlich beurkundete und von dem anderen 
Teile ſchriftlich angenommene Geſchäftsinhalt (auf effektive 
Lieferung gehend) mit dem von dem Agenten mündlich Er⸗ 
klärten unvereinbar erſcheine. Allein die Ausführungen des 
BerR. ſind für zutreffend zu erachten und ſtehen mit der feſten 
Rechtſprechung des RG. im Einklang, daß bei Zeitgeſchäften 
auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren der Bankier oder 
ſonſtige Kaufmann, der ſich bei ihrem Abſchluß der Vermittelung 
eines Agenten bedient, die Kenntnis dieſes Agenten von der 
Spielabſicht des anderen Vertragsteils bei dem Geſchäft gegen 
ſich gelten laſſen muß und zwar auch dann, wenn zwiſchen 
den Vertragsteilen unterſchriftlich vollzogene Schlußſcheine 
gewechſelt ſind und dieſe auf effektive Lieferung lauten 
(RG. 30, 30; 30, 217; 36, 248; 51, 151; JW. 98, 360%; 
98, 9939; vgl. auch Staub⸗Könige, 8. Auflage, Exkurs zu 
§ 376 S. 1597 Anm. 82 und in dem Nachtrag betr. die 
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Börſenterminsgeſchäfte pp. S. 70 Anm. 184). Es beruht dieſe 
Rechtſprechung, an der feſtzuhalten iſt, insbeſondere auch darauf, 
daß nach den Erfahrungen des täglichen Lebens reine Differenz⸗ 
(Spiel⸗)geſchäfte regelmäßig unter der Form der wirklichen 
Käufe oder Verkäufe verdeckt werden, eine Erfahrung, die 
naturgemäß ganz insbeſondere auch dem Bankier oder dem 
ſonſtigen Kaufmann, der Zeit⸗Lieferungsgeſchäfte macht, bekannt 
iſt. Schließt er nun ſolche Geſchäfte nicht direkt ab, ſondern 
bedient er ſich dabei eines Agenten und erhält er von dieſem 
einen von dem anderen Vertragsteil (als Offerte oder als 
Auftrag zu einem börſenmäßigen Kauf oder Verkauf) bereits 
vollzogenen Schlußſchein zugeſandt — wie das nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Ber R. in dem vorliegenden Falle geſchehen iſt — 
ſo muß er mit jener Erfahrung des täglichen Lebens 
rechnen und kann er den Schlußſchein nicht anders als 
in dem Sinne annehmen, in dem dieſer ſeinem Agenten 
von dem anderen Vertragsteile, dem Agenten erkennbar, aus⸗ 
gehändigt iſt. R. c. B., U. v. 21. Jan. 10, 237/09 II. — 
Berlin. 

12. 5 823 BGB. Gefälligkeitsfahrt (Automobil). Mit⸗ 
wirkendes Verſchulden.] 

Auf Einladung des Beklagten unternahm der Kläger mit 
dieſem in deſſen Kraftwagen am 22. Auguſt 1906 eine Ver⸗ 
gnügungsfahrt nach M. Der Wagen kam vom Wege ab und 
ſtürzte die Böſchung hinab, wobei der Kläger ſchwer verletzt 
wurde. Aus den Gründen: Unbegründet iſt die Anſicht der 
Reviſion, daß der Beklagte, weil es ſich um eine ſogenannte 
Gefälligkeitsfahrt gehandelt habe, nur für diejenige Sorgfalt 
hätte einſtehen müſſen, die er in eigenen Angelegenheiten an⸗ 
zuwenden pflege. Das BGB. beſchränkt die Haftung auf das 
Einſtehen für eine ſolche Sorgfalt auf beſtimmt bezeichnete Fälle, 
von denen keiner hier vorliegt. Das BG. legt dem von der 
Reviſion hervorgehobenen Umſtand zutreffend nur die Bedeutung 
bei, daß nach den im Verkehr herrſchenden Anſchauungen der, 
der eine ſolche Gefälligkeit anbietet, von dem Eingeladenen er⸗ 
wartet, daß er auf Schadenserſatzanſprüche wegen ſolcher Un⸗ 
fälle verzichte, die zurückzuführen ſind auf das benutzte Fahr⸗ 
zeug als ſolches und die dem Eingeladenen erkennbaren beſonderen 
Umſtände, unter denen die Fahrt unternommen wird. Regel⸗ 
mäßig wird bei dem Erkennen von Umſtänden, die die Fahrt 
als eine nicht ungefährliche erſcheinen laſſen, die Teilnahme an 
der Fahrt als ein Verſchulden anzuſehen ſein, das bei der 
Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat. Dagegen kann von 
einem Verzicht des Eingeladenen auf Geltendmachung von 
Schadenserſatzanſprüchen wegen ſolcher Unfälle, die durch ein 
Verſchulden des Einladenden herbeigeführt worden ſind, nicht 
die Rede fein N. c. S., U. v. 24. Jan. 10, 40/09 VI. 
— Cöln. 

13. § 839. BGB. in Verb. mit Art. 49 des Preuß. 
Geſetzes über die freiw. Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899. 
Haftung des Notars wegen Verzögerung der Ausfertigung einer 
Urkunde. „Dritter“ im Sinne des Geſetzes.! 

Auch ſoweit eine amtliche Haftung des Notars wegen 
einer Verzögerung insbeſondere der Ausfertigung der von 
ihm aufgenommenen Urkunde anzunehmen wäre, würde er doch 
hierfür nicht, wie bei einem Verſehen bei der Beurkundung ſelbſt 
oder in der Wahrung der geſetzlichen Form der Ausfertigung, 
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jedem Dritten, deſſen Intereſſen hierdurch berührt werden könnten, 
ſondern nur demjenigen verantwortlich ſein, welcher das Recht 
auf die Ausfertigung hat. Dieſes Recht haben aber, wie Art. 49 
des Preuß. Geſetzes über die freiw. Gerichtsbarkeit vom 21. Sep⸗ 
tember 1899 der Natur der Sache entſprechend, beſtimmt, nur 
derjenige, welcher das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen vor⸗ 
genommen hat oder in deſſen Namen es von anderen vor⸗ 
genommen iſt, ſowie die Rechtsnachfolger dieſer Perſonen. Andere 
Perſonen haben einen Anſpruch auf Erteilung einer Ausfertigung 
nur dann, wenn dies in der Urkunde ſelbſt oder durch eine 
beſondere Erklärung gegenüber dem Notar beſtimmt iſt. Danach 
iſt mangels einer derartigen beſonderen Beſtimmung der Notar 
berechtigt und verpflichtet, den Weiſungen desjenigen, welcher 
die Eintragung einer Hypothek vor ihm bewilligt und beantragt 
hat, zu entſprechen. Denn dieſer iſt derjenige, welcher das 
Recht auf die Erteilung der Ausfertigung der Urkunde hat. 
Dem in der Urkunde bezeichneten Gläubiger ſteht mangels einer 
beſonderen Beſtimmung ein ſolches Recht nicht zu. Ihm ſteht 
danach auch ein Schadenserſatzanſpruch aus 8 839 BGB. 
nicht zu, da er hinſichtlich der Verzögerung nicht „Dritter“ im 
Sinne des Geſetzes iſt. F. c. T., U. v. 11. Febr. 10, 164/09 III.— 
Berlin. 

14. 5 840 Abſ. 3 BGB. in Verb. mit § 8 Haftpfl®. 
Die zweijährige Verjährungsfriſt des § 8 Haftpfl®. trifft nicht 
für den Ausgleichungsanſpruch gegen den Dritten ($ 840 Abſ. 3 
BGB.) zu.] 

Nach den Feſtſtellungen des BG. hat ſich, als am 14. Mai 
1902 das von dem Kutſcher S. geleitete, mit zwei Pferden 
beſpannte Geſchirr G.s über die D. Brücke in E. fuhr, auf 
der in dem Luftraum über der Brücke angebrachten Schwebe⸗ 
bahn der Beklagten ein Wagen mit großer Schnelligkeit bewegt 
und durch das Rollen der Räder, ſowie infolge des beim Ge⸗ 
brauch der Luftbremſe entſtandenen heftigen Ziſchens ſtarkes 
Geräuſch verurſacht. Die dadurch erſchreckten Pferde haben ſich 
der Herrſchaft des Kutſchers entzogen und ſind durchgegangen. 
Dadurch iſt der Unfall, den die verehel. H. erlitten hat, herbei⸗ 
geführt worden. Danach iſt dieſer Unfall als ein ſolcher, der 
ſich beim Betriebe der Eiſenbahn der Beklagten ereignet hat, 
anzuſehen, und es hat, da die Schadenerſatzpflicht G.8s nach 
den weiteren Feſtſtellungen des BG. ausſchließlich auf der 
Beſtimmung in $ 833 BGB. beruhte, für das Rechtsverhältnis 
zwiſchen dieſem und der Beklagten die Vorſchrift in § 840 
Abſ. 3 BGB. Anwendung zu finden. (RG. 53, 114 ff.; 58, 
335 ff.; 61, 56 ff.) Alles dies iſt von der Reviſion (der 
Beklagten) nicht in Zweifel gezogen worden, ihr Angriff geht 
vielmehr ausſchließlich dahin, daß zu Unrecht die von der 
Beklagten vorgeſchützte Verjährungseinrede verworfen worden ſei. 
Dieſer Angriff kann nicht als begründet angeſehen werden. Es 
bezieht ſich die in § 8 Haftpfl®. getroffene Vorſchrift nach 
ihrem klaren Wortlaut unzweifelhaft nur auf die Verjährung 
der Anſprüche, welche den durch den Betriebsunfall unmittelbar 
geſchädigten Perſonen, alſo im Falle einer dadurch herbei⸗ 
geführten Körperverletzung (8 3a) dem Verletzten zugeſprochen 
ſind. Hiernach könnte die Folgerung, daß für den nicht zu 
dieſen Forderungen gehörigen ſelbſtändigen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch G.s und nunmehr der Klägerin im Mangel einer für 
emen ſolchen Anſpruch beſtehenden Sonderbeſtimmung die all⸗ 
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gemeine Verjährungsfriſt (8 195 BGB.) gelte, nur abgelehnt 
werden, wenn anzunehmen wäre, daß auf einen derartigen An⸗ 
ſpruch die Beſtimmung in § 8 Haftpfl®. entſprechend ans 
zuwenden ſei. Es kann zugegeben werden, daß die Billigkeits⸗ 
und Zweckmäßigkeitsgründe, die dazu geführt haben, für eine 
größere Anzahl von Anſprüchen eine kürzere als die dreißig⸗ 
jährige Verjährungsfriſt zu beſtimmen, in gewiſſem Grade auch 
geeignet geweſen wären, für die Fälle, in denen für dieſe An⸗ 
ſprüche eine Mehrzahl von Perſonen als Geſamtſchuldner haften, 
die Einführung einer kürzeren Verjährungsfriſt für die den 
Geſamtſchuldnern untereinander zuſtehenden Ausgleichungs⸗ 
anſprüche ebenfalls zu rechtfertigen. Es kann indes nicht als 
ſtatthaft angeſehen werden, auf Grund einer ſolchen Erwägung 
die vom Geſetz gegebenen Vorſchriften, in denen für ſpeziell 
bezeichnete Anſprüche, abweichend von der in § 195 aufgeſtellten 
Regel, eine kürzere als die dort beſtimmte Verjährungsfriſt 
ſtatuiert worden iſt, auf andere Anſprüche, auf die ſie ſich an 
ſich nicht beziehen, zu erſtrecken und damit aus jenen Zweck⸗ 
mäßigkeits⸗ und Billigkeitserwägungen eine Folgerung abzuleiten, 
die das Geſetz eben nicht gezogen hat. Gründe, welche eine 
abweichende Beurteilung für die Verjährung der Ausgleichungs⸗ 
anſprüche gerade in Fällen der hier in Frage ſtehenden Art zu 
rechtfertigen geeignet wären, liegen nicht vor. Die Reviſion 
meint, eine der Beklagten günftige Folgerung aus den Gründen 
des in RG. 69, 422 flg. abgedruckten Urteils des jetzt erkennenden 
Senats vom 16. November 1908 ableiten zu können. In dem 
dort behandelten Falle hatten der Kläger und die Beklagten 
ſich gemeinſam bei einer Jagd einer fahrläſſigen Handlungs⸗ 
weiſe ſchuldig gemacht, durch die ein Dritter an ſeinem Körper 
verletzt worden war, und der von dieſem mit Erfolg auf 
Schadenerſatz in Anſpruch genommene Kläger verlangte nach 
88 830, 426 Abſ. 1 BGB. von den Beklagten Ausgleichung. 
Die Reviſion macht nun geltend, in jenem Falle ſei bei der 
Verwerfung der von den Beklagten vorgeſchützten, auf § 852 
BGB. geſtützten Verjährungseinrede Gewicht darauf gelegt 
worden, daß die entſprechende Anwendung des 8 852 auf die 
Verjährung des Ausgleichungsanſpruchs der einzelnen Geſamt⸗ 
ſchuldner wegen der dort betreffs des Beginns der Verjährung 
getroffenen Beſtimmungen nicht zu überwindende Schwierigkeiten 
bieten müßte; dies treffe, ſo meint die Reviſion, in Fällen der 
vorliegenden Art, wo der Beginn der Verjährung des dem 
Verletzten gegen den Bahnunternehmer erwachſenen Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs ohne weiteres feſtſtehe, nicht zu, und es erſcheine 
deshalb nicht gerechtfertigt, Fälle der letzteren Art in gleicher 
Weiſe, wie die in dem früheren Urteile behandelten zu beurteilen. 
Auch das iſt unzutreffend. Die von der Reviſion herangezogene 
Bemerkung in der Entſcheidung vom 16. November 1908, die 
durch eine Ausführung in dem damaligen Bu. veranlaßt war, 
iſt, wie auch klar zum Ausdruck gebracht worden iſt, nur in 
dem Sinne gemeint, daß in Fällen, wo die Verjährung auf 
8 852 geſtützt werde, der analogen Anwendung dieſer Vorſchrift 
auf den Ausgleichungsanſpruch der Geſamtſchuldner unterein⸗ 
ander auch das damals beſprochene Bedenken entgegenſtehe, 
das entſcheidende Gewicht iſt auch damals auf die nämlichen 
Erwägungen gelegt worden, die im gegenwärtigen Urteil als 
ausſchlaggebend angeſehen worden find. C.⸗Geſellſchaft e. N., 
U. v. 20. Jan. 10, 148/09 VI. — Cöln. 
80 * 


236 


15. S 906 BGB. Immiſſionen („Ortsüblichkeit“, „Grund⸗ 
ſtück“).] 

Es iſt der Reviſionsangriff berechtigt, womit Verletzung 
des 8 906 BGB. hinſichtlich der Ortsüblichkeit des beläſtigenden 
Betriebes gerügt wird. Das BU. tritt zum Teil in bewußten 
und gewollten Gegenſatz zu den vom RG. wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Rechtsſätzen: 1. daß für den Begriff der Orts⸗ 
üblichkeit beeinträchtigender Zuführungen gewöhnlich eine Ver⸗ 
gleichung mehrerer Betriebe derſelben örtlichen Lage notwendig 
iſt, 2. daß, wenn auch im allgemeinen die Gemeinüblichkeit 
eines beläſtigenden großen öffentlichen Betriebes, z. B. einer 
Trambahn, angenommen, und die Beeinträchtigung durch ihn 
ertragen werden muß, dies doch nicht ohne weiteres zugunſten 
ſolcher einzelner Betriebszweige des betreffenden Unternehmens 
gelten kann, wodurch benachbarte Grundſtücke in beſonderer 
Weiſe beeinträchtigt werden. Der Rechtsſatz unter Ziff. 1 ergibt 
ſich unmittelbar aus dem Wortlaut des 8 906 BGB., der, 
indem er Beeinträchtigungen geſtattet, die durch eine nach den 
örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage ge⸗ 
wöhnliche Benutzung herbeigeführt werden, unzweifelhaft eine 
Vergleichung nicht allzuweit auseinanderliegender Betriebe mit⸗ 
einander gebietet. Vgl. RG. 57, 224 (229) und Recht 08 
Nr. 530 und 1199. Der Kreis allerdings, innerhalb deſſen 
die Vergleichung ſtattzufinden hat, iſt vom Geſetze ſeiner Größe 
nach nicht beſtimmt und kaum beſtimmbar, ſeine Feſtſetzung 
muß im weſentlichen von Fall zu Fall der tatſächlichen Ent⸗ 
ſcheidung des Richters überlaſſen werden und ſo konnte es 
geſchehen, daß dabei in unbedenklicher Weiſe ſchon größere 
zuſammenhängende Stadt⸗ und Landflächen, ja verſchiedene 
Ortſchaften derſelben Gegend herangezogen worden ſind. Vgl. 
IW. 08, 11/12; DIZ. 06, 485; RG. 70, 150 (154). Dazu 
jedoch, bei der Vergleichung beläſtigender Betriebe auch entfernt 
liegende einzelne Ortſchaften, Großſtädte uſw. mit zu berück⸗ 
ſichtigen, iſt die Auslegung und Rechtſprechung zu $ 906 BGB. 
bisher noch nicht gelangt und es wird ſich dies nach dem oben 
erwähnten Wortlaut dieſer Geſetzesſtelle wohl auch für immer 
verbieten. Auf der andern Seite hat das OLG. den Begriff 
des „Grundſtücks“ im Sinne des § 906 BGB. nicht genügend 
gewürdigt und insbeſondere nicht berückſichtigt, daß er nicht 
etwa mit dem der grundbuchmäßigen oder Bahn⸗Einheit zu⸗ 
ſammenfällt, ſondern auch eine Vergleichung der Betriebe auf 
verſchiedenen Flächenabſchnitten desſelben Grundeigentümers 
geſtattet. Es wird hier auf die einſchlagenden und für gegen⸗ 
wärtige Sache feſtgehaltenen Ausführungen des erkennenden 
Senats in RG. 70, 150 (153) Bezug genommen. Der Er⸗ 
örterung wird auch noch die Frage bedürfen, ob, abgeſehen von 
Vorſtehendem, nicht auch einerſeits das Grundſtück oder die 
Grundſtücke des Eiſenbahnfiskus und andrerſeits das Grunbftüd 
oder die Grundſtücke des ſtädtiſchen Schlacht⸗ und Viehhofs in 
Anſehung des auf ihnen ſtattfindenden Rangierbetriebs und der von 
ihnen ausgehenden Beläſtigungen durch Lärm, Gerüche uſw. mit⸗ 
einander verglichen werden können, wogegen ein Grund aus 
8 906 BGB. nicht zu entnehmen iſt. Der Senat hält aber 
ferner auch zu Ziff. 2 oben an dem ſchon in RG. 57, 224 
ausgeſprochenen Grundſatze feſt, der neuerdings in dem mehr⸗ 
erwähnten Urteile 70, 150 (154) dahin gefaßt worden iſt: 
Die gewöhnlichen von einem ſolchen Eiſenbahnbetriebe aus⸗ 
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gehenden Einwirkungen werden die benachbarten Grundbeſitzer 
als unvermeidlich ſich gefallen laſſen müſſen. Anders liegt 
dagegen die Sache, wenn ein ungewöhnlicher konzentrierter 
Betrieb an einer Stelle, wie bei dem Wagendepot in dem er⸗ 
wähnten Urteile (RG. 57, 224), ſtattfindet. S. c. Bayer. 
Eiſ.⸗Fiskus, U. v. 26. Jan. 10, 177/09 V. — München. 

16. SS 1546, 1442, 1471, 1483, 1488 BGB. Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft. Konkurs eines Ehegatten.] 

Der Kläger hat durch notarielle Urkunde vom 26. Juli 
1893 mehrere Grundſtücke für den Kaufpreis von 60 000 4 
an die Eheleute M.⸗K. verkauft. Von dem Kaufpreis waren 
am 1. Oktober 1894 9000 & fällig. Bezüglich des Reſtes 
war ausbedungen, daß er ſeitens der Ankäufer jederzeit ganz 
oder in Raten von mindeſtens je 1000 & bezahlt werden, von 
dem Verkäufer aber erſt vom 1. Oktober 1903 ab nach ſechs⸗ 
monatiger Kündigung eingefordert werden könne. Die jeweilige 
Kaufpreisſumme war zu 4 Prozent verzinslich. Die Zinſen 
ſind gezahlt worden; dagegen wurde auf den Kaufpreis eine 
Zahlung überhaupt nicht geleiſtet; auch die 9000 & ſind nicht 
bezahlt. In dem Akt bewilligten und beantragten die Käufer, 
daß zugunſten des Klägers im Grundbuche auf die Kaufobjekte 
eingetragen werde das Recht, bei Nichtzahlung des Kaufpreiſes 
den auf Grund der Urkunde erfolgten Eigentumsübergang rück⸗ 
gängig zu machen. Die Eintragung im Grundbuch iſt erfolgt. 
M. iſt am 12. April 1904 verſtorben und von ſeiner ver⸗ 
klagten Witwe und ſeinen verklagten Kindern beerbt worden. 
Am 24. Juli 1907 wurde über das Vermögen der Witwe M. 
das Konkursverfahren eröffnet und der Kaufmann S. zum 
Konkursverwalter beſtellt. Die Grundſtücke gehören zur 
Errungenſchaftsgemeinſchaft M.⸗K. Der Kläger hat nach frucht⸗ 
loſer Aufforderung vom 5. Auguſt 1907 zur Zahlung der 
am 1. Oktober 1894 fällig gewordenen 9000 & gegen den 
Konkursverwalter und die Witwe und Kinder des M. Klage 
erhoben mit dem Antrag, dieſelben zu verurteilen, vor dem 
Grundbuchamt oder einem Notar ihre Einwilligung zu erklären, 
daß die verkauften Grundſtücke wieder auf den Namen des 
Klägers eingetragen werden. Das OLG. hat die Klage ab» 
gewieſen. Dieſe Abweiſung erſcheint der Beklagten zu 1, der 
Witwe M.⸗K., gegenüber wegen mangelnder Paſſivlegitimation 
derſelben rechtlich begründet. Dieſelbe befindet ſich zurzeit noch 
im Konkurszuſtand, und iſt daher gemäß § 6 Abſ. 1 KO. 
bezüglich des gegen ſie erhobenen Anſpruchs auf Rückübertragung 
der in Frage ſtehenden Grundſtücke nicht verfügungsberechtigt. 
Verfügungsberechtigt iſt auch inſoweit lediglich der Konkurs⸗ 
verwalter. Was dagegen dem Klageanſpruch der Konkurs⸗ 
maſſe und den Kindern und Erben des verſtorbenen M.⸗K. 
gegenüber anlangt, ſo iſt der Ausgangspunkt des BG., auf 
Grund deſſen dasſelbe zur Abweiſung der Klage auch dieſen 
gegenüber gelangt iſt, rechtlich verfehlt. Die Grundſtücke, deren 
Rückübertragung von dem Kläger auf Grund der Beſtimmung 
im Kaufakt über die in das Grundbuch aufzunehmende und 
und aufgenommene Vormerkung des Rechts des Klägers, bei 
Nichtzahlung des Kaufpreiſes, den Eigentumsübergang rück⸗ 
gängig zu machen, mit der Klage beanſprucht wird, gehören 
als ſolche nicht zur Konkursmaſſe der Beklagten zu 1. Sie 
bildeten unbeſtritten Geſamtgut der in der Ehe M.⸗K. bes 
ſtandenen Errungenſchaftsgemeinſchaft. Da bei der Errungen⸗ 
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ſchaftsgemeinſchaft nach der hier maßgebenden Beſtimmung 
des § 1546 BGB. eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß 
S 1483 daſelbſt nicht eintritt, daher auch § 1488 nicht zur 
Anwendung kommt, ſo iſt die Konkursmaſſe nicht berechtigt, 
die ſtreitigen Grundſtücke als Geſamtgut für die Verbind⸗ 
lichkeiten der Gemeinſchuldnerin in Anſpruch zu nehmen. 
Ihre Berechtigung beſchränkt ſich vielmehr auf den Anteil, der 
eventuell bei der Auseinanderſetzung der Errungenſchafts⸗ und 
Erbengemeinſchaft, die bis zur Auseinanderſetzung eine Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand bildeten (85 1442, 1471 BGB.), 
als Vermögensanteil der Gemeinſchuldnerin ſich ergibt. Der 
Konkursverwalter hat aber die Pflichten mitzuübernehmen, die 
dieſen Gemeinſchaften dem Kläger gegenüber nach dem Kauf⸗ 
vertrag vom 26. Juli 1903 obliegen. Die Verpflichtung, für 
den eingetretenen Fall der nicht rechtzeitigen Zahlung des am 
1. Oktober 1894 fällig geweſenen Kaufpreisteiles von 9000 &, 
den durch den Akt erfolgten Eigentumsübergang an den 
ſtreitigen Grundſtücken zugunſten des Klägers rückgängig zu 
machen, wird durch die Beſtimmung in 5 26 KO., auf welche 
das OLG. feine Entſcheidung gegründet hat, überhaupt nicht 
berührt. M. c. M., U. v. 4. Febr. 10, 258/09 II. 
— Eöln. 

17. 5 1606 BGB. Unterhaltspflicht. Haftung mehrerer 
gleich nahen Verwandten der aufſteigenden Linie zu gleichen 
Teilen ohne Rückſicht auf das Verhältnis der Leiſtungsfähigkeit.] 

Eine Geſetzesverletzung fällt dem BerR. inſofern zur Laſt, 
als er den zum Unterhalt des Klägers aufzubringenden Bedarf 
zwiſchen dem Beklagten als dem väterlichen Großvater des 
Klägers und der mütterlichen Großmutter nach Verhältnis der 
Leiſtungsfähigkeit verteilen will. Er veranſchlagt den zum 
Unterhalt erforderlichen Betrag in Übereinſtimmung mit den 
Angaben des Klägers auf jährlich 1400 &, was einem 
Monatsbetrage von 116,66 & entſpricht und legt hiervon dem 
Beklagten den eingeklagten Betrag von monatlich 75 & auf, 
ſo daß für die mütterliche Großmutter des Klägers nur der 
Reſt von 41,66 & verbleibt. Dieſe Verteilung hält er mit 
Rückſicht darauf für gerechtfertigt, daß der Beklagte nach 
Abzug des ſeiner Tochter zu gewährenden Unterhalts für ſich 
faft doppelt fo viel übrig behalte, als die Großmutter des 
Klägers ohne Abzug der Unterhaltsleiſtungen an ihre Kinder 
an Einkommen beziehe. Durch dieſe Entſcheidung iſt die Vor⸗ 
ſchrift des § 1606 Abſ. 2 BGB. verletzt, wonach hinſichtlich 
der Unterhaltspflicht mehrere gleich nahe Verwandte aufſteigender 
Linie zu gleichen Teilen haften. Es iſt unrichtig, wenn der 
Ber R. davon ausgeht, daß dieſe Haftung zu gleichen Teilen 
nur bei gleicher Leiſtungsunfähigkeit eintrete. Die Verwandten, 
die in gleicher Gradesnähe ſich befinden, haben, da die Unter⸗ 
haltspflicht ebenſowohl den einen wie den andern trifft, zu dem 
Unterhalt zu gleichen Teilen beizutragen, ohne daß es einen 
Unterſchied macht, ob der eine Verwandte in beſſeren Ver⸗ 
mögensverhältniſſen ſich befindet wie der andere Verwandte. 
Anders iſt es nur, wenn der gleich nahe Verwandte bei Be⸗ 
rückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ganz oder teil⸗ 
weiſe außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. Eine ſolche Feſtſtellung 
iſt aber von dem KG. nicht getroffen. W. c. W., U. v. 
24. Jan. 10, 103/09, IV. — Berlin. 
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18. § 1624 BGB. Ausſtattung.] 

Die Reviſion rügt, das BG. habe den Begriff der Aus⸗ 
ſtattung verkannt. Dieſe Rüge geht fehl. Ausſtattung iſt 
alles, was der Vater oder die Mutter dem Kinde mit Rückſicht 
auf ſeine Verheiratung oder auf die Erlangung einer ſelbſtändigen 
Lebensſtellung zur Begründung oder zur Erhaltung der Wirt⸗ 
ſchaft oder der Lebensſtellung zuwenden. Planck, BGB., 3. Aufl. 
Anm. 1 vor § 1620; Staudinger, BGB., 3./4. Aufl. Anm. 1 
zu § 1624; RG. in JW. 06, 426%. Wie das BG. im An⸗ 
ſchluß an die herrſchende Rechtslehre und Rechtſprechung zutreffend 
ausführt, fallen nicht nur Geldbeträge, die zur Begründung, 
ſondern auch ſolche, die zur Erhaltung einer ſelbſtändigen 
Lebensſtellung des Empfängers, z. B. zur Fortführung der 
Wirtſchaft, gegeben ſind, unter den Begriff der Ausſtattung. 
Entſcheidend iſt, ob es die Abſicht der Eltern geweſen iſt, Zu⸗ 
wendungen zum Zweck der Erhaltung der Lebensſtellung, bezw. 
Fortführung der Wirtſchaft zu machen oder ob ſie die Zu⸗ 
wendungen aus reiner Freigebigkeit zu irgendwelchen 
Zwecken machen wollten. Im letzteren Falle würde eine Aus⸗ 
ſtattungsgewährung nicht anzunehmen ſein, ſondern eine nach 
8 2050 nicht ausgleichungspflichtige Schenkung vorliegen. Das 
BG. ſtellt nun aber bedenkenfrei feſt, daß die 8000 , die der 
Mitbeklagte K. T. von ſeinen Eltern nach und nach erhalten 
hat, zur Vergrößerung ſeines Geſchäfts, alſo zu dem Zwecke, 
um ſeine wirtſchaftliche Selbſtändigkeit zu erhalten, gegeben 
worden ſind. Aus tatſächlichen Erwägungen nimmt das BG. 
weiter an, daß auch diejenigen Gelder unter den Begriff der 
Ausftattuug fallen, die die Eltern beim Verkaufe ihres Grund⸗ 
ſtücks in W. den drei Beklagten, ihren Kindern, zuwandten. 
Insbeſondere erachtet das BG. den Einwand der Mitbeklagten 
R. und E. T., daß die ihnen überwieſenen Beträge ein Entgelt 
für geleiſtete Dienſte darſtellten, für unbegründet. Rechtlich ſind 
die Erwägungen des BG. nicht zu beanſtanden. Der Umſtand, 
daß die drei Beklagten nach Abſicht der Eltern einander gleich⸗ 
geſtellt werden ſollten, ſchließt nicht aus, daß die Zuwendungen 
als Ausſtattungen angeſehen werden können. Dieſer Umſtand 
iſt im Gegenteil geeignet, die Annahme der Schenkungsabſicht 
auf ſeiten der Eltern auszuſchließen und die Annahme der 
Ausſtattungsabſicht zu unterſtützen. T. c. T., U. v. 21. Jan. 10, 
277/09 IV. — Marienwerder. 

19. § 2231 BGB. Teſtamentsform.] 

Der am 1. November 1907 in Limmer verſtorbene H. hat 
ein eigenhändiges Teſtament errichtet. Auf der vierten Seite 
des Teſtaments hat der Erblaſſer auf eine neben ſeiner Unter⸗ 
ſchrift aufgeklebte preußiſche Stempelmarke den Vermerk geſchrieben: 
Limmer 3. 12. 03 ... Der Beklagte rügt mit der Reviſion 
Verletzung des § 2231 Nr. 2 BGB. Er meint, bei dem 
Mangel einer ausdrücklichen Angabe des Erblaſſers, daß die 
Aufſchrift auf der Stempelmarke die für das Teſtament maß⸗ 
gebende Zeit⸗ und Ortsangabe darſtellen ſolle, liege nur die 
vorgeſchriebene und übliche Entwertung einer Stempelmarke vor. 
Der Angriff ſcheitert an der rechtlich bedenkenfreien tatſächlichen 
Feſtſtellung des BG. Dieſes geht zunächſt ohne Rechtsirrtum 
davon aus, daß die Stempelmarke durch Aufkleben ein Beſtand⸗ 
teil der Urkunde geworden ſei, auf die ein für den Inhalt der 
Urkunde ſelbſt erheblicher Teil vom Erblaſſer niedergeſchrieben 
werden konnte. Die Urſchrift des Teſtaments hat dem BG. 
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vorgelegen. Es weiſt darauf hin, daß die Worte „Limmer 3.12.03” 
mit der urkundlichen Erklärung des Erblaſſers räumlich im 
engſten Zuſammenhang ſtehen. Die Worte befinden ſich am 
Schluß auf der vierten Seite des Teſtaments unmittelbar neben 
der Unterſchrift des Erblaſſers. Auf Grund dieſes räumlichen 
Verhältniſſes iſt das BG. in einer rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtandenden Weiſe zu der Feſtſtellung gelangt, daß die Worte 
die Orts⸗ und Zeitangabe des Teſtaments ſelbſt enthielten, auch 
wenn ſie nach der wahrſcheinlichen Abſicht des Erblaſſers zu⸗ 
gleich dazu beſtimmt waren, die Stempelmarke zu entwerten. 
Das BG. hätte ſich zur Beſtätigung ſeiner Annahme, der Erb⸗ 
laſſer habe mit den hier in Rede ſtehenden Worten den Ort 
und Tag der Errichtung des Teſtaments bezeugt, auch auf die 
im Urteile des BG. erwähnte und von dem Nachlaßgericht mit 
verwertete Aufſchrift auf dem Umſchlage des Teſtaments beziehen 
können. Die Aufſchrift deckte ſich mit den die Orts⸗ und Zeit⸗ 
angabe ſowie die Namensunterſchrift umfaſſenden Schkußworten 
des Teſtaments. H. c. H., U. v. 26. Jan. 10, 140/09 IV. — Celle. 

20. § 2311 BGB. Berechnung des Pflichtteils (Er⸗ 
mittelung des Wertes durch Schätzung). 

Das BG. geht unter Hinweis auf die Vorſchrift des 
8 2311 BGB. davon aus, das bei der Berechnung des Pflicht⸗ 
teils der Klägerinnen derjenige Wert des zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörenden Hauſes maßgebend ſei, den dasſelbe zur Zeit des 
Erbfalls vom 17. November 1903 hatte. Während das LG. 
einen Wert des Hauſes von 115 000 & ſeiner Entſcheidung 
zugrunde legte, hat das BG. aus den näher angegebenen 
Gründen einen Wert des Hauſes zur Zeit des Erbfalls von 
110 000 & für erwieſen erachtet und den mehrere Jahre ſpäter 
bei der Zwangsverſteigerung erzielten Preis von 97 000 &, zu 
dem das Haus der Witwe R. zugeſchlagen wurde, für nicht 
maßgebend erklärt. Demgemäß hat das BG. den den 
Klägerinnen zukommenden Pflichtteil auf 7388,73 K berechnet. 
Die von der Reviſion vertretene Meinung, daß gemäß 8 2311 
Abſ. 2 BGB. eine Schätzung des Wertes des Hauſes nicht 
erforderlich geweſen ſei, weil nach dem Ergebnis der Zwangs⸗ 
verſteigerung der Wert des Hauſes ohne weiteres feſtſtehe, geht 
fehl. Die Vorſchrift des 8 2311 Abſ. 2 BGB. hat ſolche 
Fälle im Auge, in denen der Wert eines Nachlaßgegenſtandes 
klar zutage liegt. Die Motive zum BGB. Bd. 5 S. 406, 
407 führen als Beiſpiele die Fälle an, in denen bares Geld 
oder eine ſichere und zweifelloſe Forderung zum Nachlaſſe 
gehört. Um einen derartigen Fall handelte es ſich hier nicht. 
Mochte auch der beklagte Nachlaßverwalter auf Grund des 
8 1985 BGB. berechtigt fein, das Haus zur Zwangsverſteigerung 
zu bringen, ſo wurde doch durch die von ihm ergriffene Maß⸗ 
nahme die Anwendbarkeit des § 2311 Abſ. 1 BGB. nicht 
ausgeſchloſſen; eine Unzulänglichkeit des Nachlaſſes liegt nach 
der Feſtſtellung des BG. nicht vor. Der Pflichtteilsberechtigte 
hat zwar kein dingliches oder obligatoriſches Recht in Anſehung 
der einzelnen Nachlaßgegenſtände; er hat aber hinſichtlich der 
Wertberechnung bei Bemeſſung des Pflichtteils einen Anſpruch 
darauf, daß alle zum Nachlaſſe gehörenden Gegenſtände nach 
dem Werte zur Zeit des Erbfalls in Anſatz gebracht werden. 
Das BG. hat daher mit Recht die Frage geprüft, welchen 
Wert das Haus zur Zeit des Todes des Erblaſſers — am 
17. November 1903 — hatte und ſodann den für dieſe Zeit 
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ermittelten Wert ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt. R. c. R., 
U. v. 7. Febr. 10, 216/09 IV. — Breslau. 

Zivilprozeßordnung. 

21. Zu den 88 51, 56, 551 ZPO] 

In der I. Inſtanz und vor dem BG. hat das mit den 
erlaſſenen Urteilen abſchließende Verfahren gegen den Beklagten 
perſönlich ſtattgefunden, obwohl er, wie die Reviſion durch die 
vorgelegten Urkunden dargetan hat, ſchon vor der Erhebung der 
Klage entmündigt war. Sein geſetzlicher Vertreter, die Vor⸗ 
münderin, iſt bei der Prozeßführung nicht zugezogen worden. 
Die von der Reviſion angefochtene Entſcheidung mußte daher 
nach $ 551 Nr. 5 ZPO. als auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhend aufgehoben und zugleich in der Sache ſelbſt die gegen 
den prozeßunfähigen, nicht geſetzlich vertretenen Beklagten er⸗ 
hobene Klage abgewieſen werden. R. c. A., U. v. 24. Jan. 10, 
154/09 VI. — Celle. 

22. 5 145 ZPO. in Verb. mit §S 273 BGB. „Recht⸗ 
licher Zuſammenhang“ nach § 145 ZPO. und „Einheit des 
rechtlichen Verhältniſſes“ im Sinne des $ 273 BGB.] 

Die prozeßrechtliche Frage, ob der in einer Widerklage 
erhobene Gegenanſpruch mit dem in der Klage geltend gemachten 
Anſpruch in rechtlichem Zuſammenhange ſteht oder nicht (§ 145 
Abſ. 2 ZPO.) und die materiell⸗rechtliche Frage, ob ein An⸗ 
ſpruch des Schuldners gegen ſeinen Gläubiger aus demſelben 
rechtlichen Verhältnis herrührt, auf dem ſeine Verpflichtung be⸗ 
ruht ($ 273 BGB.), find zwar in ihren Wirkungen ($ 145 
Abſ. 1 und 2 ZPO., § 274 BGB.) verſchieden, die für ihre 
Entſcheidung maßgebenden Grundbegriffe des rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhanges und der Einheit des rechtlichen Verhältniſſes 
haben jedoch, zumal in der erweiternden Auslegung, die die 
Rechtſprechung dem letzteren Begriffe gegeben hat (RG. 57, 1; 
59, 200; 68, 32; JW. 09, 726), eine erhebliche Verwandt⸗ 
ſchaft miteinander. Wenn daher das BG. ſich nur über die 
Frage der Trennung von Klage und Widerklage nach $ 145 ZPO. 
ausgelaſſen hat, ohne der ebenfalls erhobenen Zurückbehaltungs⸗ 
einrede des Beklagten nach 8 273 BGB. Erwähnung zu tun, 
und wenn andererſeits die Reviſionsbegründung die Verkennung 
des Begriffs des rechtlichen Zuſammenhanges nach $ 273 BGB. 
rügt, der in dieſem Geſetze gar nicht aufgeſtellt iſt, wohl aber 
in § 145 ZPO., fo darf davon ausgegangen werden, daß ſo⸗ 
wohl das BG. die beiden vorbehandelten Fragen in einem den 
Beklagten ungünſtigen Sinne hat entſcheiden wollen, wie auch, 
daß der Reviſionskläger das Urteil des BG. nach beiden Rich⸗ 
tungen anfechten will. Erſteres wird insbeſondere klargeſtellt 
durch die Begründung des BU., das die Frage der rechtlichen 
Zuſammengehörigkeit der Anſprüche in Klage und Widerklage 
mit Erwägungen erörtert und entſcheidet, die der erwähnten 
Rechtſprechung zum § 273 BGB. entnommen find, indem fie 
von Ausflüſſen desſelben Rechtsverhältniſſes oder eines innerlich 
zuſammengehörigen, einheitlichen Lebensverhältniſſes ſpricht, das 
beiden Anſprüchen einen natürlichen Zuſammenhang geben 
könnte, der es gegen Treu und Glauben verſtoßend erſcheinen 
ließe, wenn die eine Partei von der anderen Leiſtung verlange, 
ohne ihrerſeits zur Erfüllung der Forderung der Gegenpartei 
bereit zu ſein. Das BG. verneint nun die rechtliche Zuſammen⸗ 
gehörigkeit der Anſprüche des Klägers und des Beklagten, weil 
die von dem Beklagten als Untergrund ſeiner Forderung be⸗ 
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hauptete ſchriftſtelleriſche Hilfe, die er dem Kläger bei der 
Herausgabe einer wiſſenſchaftlichen Reklamebroſchüre geleiſtet 
habe, für den Kläger zwar der Beweggrund geweſen ſei, dem 
Beklagten die von dieſem erbetenen Darlehen zu gewähren, 
eine weitere, ſei es objektive, ſei es auch nur ſubjektive, durch 
den Willen der Parteien geſchaffene Beziehung beider Anſprüche 
aufeinander aber fehle. In den Darlehensſchuldſcheinen ſei 
von ſolchen Gegenanſprüchen des Beklagten zu der Haupt⸗ 
forderung gar nichts erwähnt, und wenn in dem einen Schuld⸗ 
ſchein die Verrechnung der dem Kläger verſprochenen Extra⸗ 
vergütung von 200 & durch Gegenanſprüche des Beklagten 
vorgeſehen ſei, ſo ergebe ſich aus dem Gegenſatz gerade, daß 
eine ſolche Verrechnung hinſichtlich der Hauptforderung nicht in 
Ausſicht genommen worden ſei. Das ſind tatſächliche Er⸗ 
wägungen, für die es nicht erheblich iſt, ob feſtgeſtellt wird, 
daß zur Zeit der Darlehnsgewährung ſchon Anſprüche des Be⸗ 
klagten gegen den Kläger beſtanden, und ob die kurzen Fällig⸗ 
keitstermine für die Darlehen ernſtlich gemeint waren oder, wie 
der Beklagte behauptet hat, nur zur Sicherung des Klägers 
gegenüber anderen Gläubigern des Beklagten feſtgeſetzt waren. 
Dieſe tatſächlichen Erwägungen rechtfertigen aber die Annahme, 
daß zwiſchen der Darlehnsforderung des Klägers und der 
Honorarforderung des Beklagten weder eine Einheit des recht⸗ 
lichen Verhältniſſes im Sinne des § 273 BGB. noch auch nur 
ein rechtlicher Zuſammenhang nach § 145 ZPO. beſtand. 
Denn der bloße Umſtand, daß die Darlehen dem Beklagten 
von dem Kläger nicht gewährt worden wären, wenn der Kläger 
in den Dienſtleiſtungen des Beklagten nicht eine gewiſſe Ver⸗ 
anlaſſung erblickt hätte, dieſem gefällig und behilflich zu ſein, 
erzeugt eine ſolche Verbindung der gegenſeitigen Anſprüche, wie 
ſie jene Geſetzesbeſtimmungen erfordern, keinesfalls. B. c. K., 
U. v. 10. Febr. 10, 165/09 VL — Berlin. 

23. SS 256, 139 ZPO. Unſubſtantiierte Feſtſtellungs⸗ 
klage. Pflicht des Vorſitzenden nach 8 139 Abi. 2.] 

Es ſteht in der durch zahlreiche Urteile zur Geltung ge⸗ 
brachten Rechtſprechung des RG. feſt, daß die Feſtſtellungsklage 
des § 256 ZPO. gerade auf dem Gebiet der Schadenserſatz⸗ 
anſprüche inſofern eine hervorragende Rolle ſpielt, als ſie hier 
das klägeriſche Intereſſe in Fällen wahrt, in denen einerſeits 
Dauer und Umfang des Schadens ſich gegenwärtig noch nicht 
überſehen laſſen, andererſeits dem Geſchädigten nicht zugemutet 
werden kann, zur Unterbrechung der Verjährung eine Reihe 
einzelner Teilleiſtungsklagen, bei denen der ganze Streit über 
Schadensentſtehung und urſächlichen Zuſammenhang jedesmal 
von neuem aufgerollt werden müßte, zu erheben (vgl. die Zu⸗ 
ſammenſtellung bei Skonietzki⸗Gelpcke, Komm. z. ZPO. 
Anm. 7 zu § 256 S. 612, 616). Nun iſt freilich dem BerR. 
zuzugeben, daß der Feſtſtellungsantrag der Kläger, ſo wie er 
geſtellt iſt, die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit 
einer Feſtſtellungstlage nicht erfüllt. Er will nach ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Faſſung eine richterliche Entſcheidung herbeiführen, die 
in ihrer der Beziehung zu konkreten Verhältniſſen ermangelnden 
Allgemeinheit lediglich theoretiſche Bedeutung haben, nicht aber 
nach irgendeiner Richtung hin die künftige Prozeßführung durch 
Abſchneiden von Streitigkeiten oder Vorwegnahme von Beweis⸗ 
erhebungen praktiſch beeinfluſſen könnte. Namentlich fehlt die 
Bezeichnung derjenigen einzelnen ſchadenswirkenden Vorgänge, 
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die nach der Behauptung der Kläger den feſtzuſtellenden Schaden 
herbeigeführt haben ſollen. Denn nur bereits eingetretene Er⸗ 
eigniſſe dieſer Art, nicht aber Ereigniſſe, deren künftiger Eintritt 
gegenwärtig noch völlig ungewiß iſt, können, wie der BerR. 
zutreffend bemerkt, Gegenſtand eines Feſtſtellungsverlangens ſein. 
Indeſſen erhellt aus dem BU. nicht, daß die Kläger gemäß 
8 139 Abſ. 2 ZPO. auf die ihrem Feſtſtellungsantrage ent- 
gegenſtehenden Bedenken hingewieſen ſind und ihnen Gelegenheit 
gegeben worden iſt, durch Konkretiſierung des zu allgemein 
gefaßten Antrags die beſtehenden Bedenken zu beſeitigen. Des⸗ 
halb erſchien in bezug auf die Abweiſung der Feſtſtellungsklage 
das BU. nicht haltbar. R. u. P. c. K.er Akt.⸗Geſellſch. für 
Bergbau und Eiſenhüttenbetrieb, U. v. 2. Febr. 10, 149/09 V. 
— Breslau. | 

24. SS 256, 565 ZPO. Unzuläſſige Feſtſtellungsklage. 
Zurückverweiſung der Sache an das BG.] 

Der Klagantrag ging dahin: feſtzuſtellen 1. daß die Unter⸗ 
bilanz vom 1. Juli 1900 von 6541 & 23 & in den Aktiven 
nicht aufzuführen iſt, 2. daß keine Zinſeszinſen zu berechnen 
ſind, 3. daß der unter dem 31. Dezember 1904 als Ausgabe 
gebuchte Betrag von 2700 & zu löſchen iſt, 4. daß der 
Beklagte mit der Hälfte der Reparaturkoſten zu belaſten iſt. 
Außer dieſen Anträgen hatte die Mitklägerin, Witwe R., in 
der I. Inſtanz noch drei weitere Klageanträge geſtellt, die dahin 
gingen, feſtzuſtellen, daß nicht die von A. gewählte Art der 
Berechnung der Geſchäftsabſchlüſſe des Beklagten in Steinen 
zu billigen ſei, ſondern die hiervon abweichende Art der Be⸗ 
rechnung des Dr. Sch. Die Klage bezweckt nicht die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zu einer Leiſtung, ſondern nur die 
Feſtſtellung, daß die vom Sachverſtändigen A. aufgeſtellte 
Schlußbilanz vom 31. Dezember 1904 in verſchiedenen, einzeln 
bezeichneten Punkten nicht den Grundſätzen entſpreche, die 
inhalts des Vertrages vom 17. Juli 1901 und des Vergleichs 
vom 27. September 1904 nach dem Willen der Witwe R. 
und ihres Geſchäftsführers, des Beklagten, für ihre Auseinander⸗ 
ſetzung nach Beendigung der Geſchäftsführung maßgebend ſein 
ſollten. Ob die prozeſſualen Vorausſetzungen der Feſtſtellungs⸗ 
klage, wie ſie im § 256 a. a. O. beſtimmt ſind, hier vorhanden 
ſind, iſt weder in der I. noch in der II. Inſtanz geprüft worden, 
hätte dort aber geprüft werden müſſen, bevor das Gericht ſich 
mit einer ſachlichen Entſcheidung des Rechtsſtreits befaßte. 
(JW. 05, 398%.) Dieſe Prüfung iſt nachzuholen. Einer Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die Vorinſtanz aus dieſem Grunde 
bedurfte es aber nicht, da die Prüfung auch in der Reviſions⸗ 
inſtanz nachgeholt werden darf und der unſtreitige Sachverhalt 
hier zu einer ſolchen Prüfung ausreicht. (Urteile des RG. in 
Gruchots Beitr. 49, 112 ff.) Daß letzteres zutrifft und daß 
die Erforderniſſe der Anſtellung einer Feſtſtellungsklage hier 
nicht vorhanden ſind, ergibt ſich aus folgenden Erwägungen. 
Von den im Vergleich benannten beiden Sachverſtändigen, von 
denen die der Auseinanderſetzung zugrunde zu legende Schluß⸗ 
bilanz aufgeſtellt werden ſollte, hat der Sachverſtändige A. für 
den Beklagten ein Guthaben im Betrage von 34050 & 83 4 
der Sachverſtändige Dr. Sch. ein ſolches von nur 264144 15 94 
ermittelt. Den letzteren Betrag hat die Witwe R. den Be⸗ 
klagten bezahlt. Da die Kläger weitere Zahlung verweigern 
und der Beklagte den vollen von A. ermittelten Betrag 
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beanſprucht, fo hat der Streit der Parteien im Ergebnis die 
Frage zum Gegenſtand, ob die Kläger verpflichtet ſind, den 
Unterſchied der genannten beiden Beträge mit 7636 & 68 & 
dem Beklagten ganz oder doch teilweiſe zu zahlen. Hätten die 
Kläger die Klage auf die Feſtſtellung gerichtet, daß dem Be⸗ 
klagten aus dem genannten Vertrag und Vergleich über den 
ihm gezahlten Betrag von 26 414 & 15 & hieraus ein weiterer 
Anſpruch, insbeſondere ein ſolcher auf Zahlung von 76364 68 4 
nicht zuſtehe, ſo wären alle prozeſſualen Vorausſetzungen der 
negativen Feſtſtellungsklage gegeben. Die gerichtliche Entſcheidung 
auf eine ſolche Feſtſtellungsklage würde eine erſchöpfende und 
endgültige Auseinanderſetzung unter den Parteien herbeiführen. 
Ein gleicher Erfolg wird durch eine Entſcheidung auf die vor⸗ 
liegende Klage nicht bewirkt. Die Entſcheidung würde nur die 
Feſtſtellung zur Folge haben, daß gewiſſe einzelne Poſten aus 
der Schlußbilanz des A. abzuſetzen oder dieſer Bilanz noch 
gewiſſe Poſten hinzuzuſetzen ſeien. Ob darin die Feſtſtellung 
des Nichtbeſtehens oder Beſtehens von „Rechtsverhältniſſen“ zu 
erblicken wäre, mag hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls aber 
fehlt es an einem ausreichenden rechtlichen oder wirtſchaftlichen 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung. Denn wenn auch 
die vom Gericht zu treffende Entſcheidung rechtskräftig überall 
zugunſten der Kläger ergangen wäre, ſo würde doch der Beklagte 
nicht gehindert ſein, ſeinen Anſpruch auf weitere Zahlung gegen 
die Kläger unter anderweiter Bemängelung des Gutachtens des 
Dr. Sch. auf Grund des A. ſchen Gutachtens aufrechtzuerhalten 
und gerichtlich geltend zu machen. Hiernach müßte die vor⸗ 
liegende Klage, ſo wie ſie angeſtellt iſt, als unſtatthaft ab⸗ 
gewieſen werden. Das Reviſionsgericht hat aber aus zwei 
Gründen eine dahingehende Entſcheidung nicht ſelbſt getroffen, 
ſondern die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen. Einmal 
deshalb, weil es zuläſſig erſcheint, in dieſer Vorinſtanz den 
urſprünglichen Klageantrag auf der alten rechtlichen Grundlage 
dahin zu erweitern, daß an Stelle der ſieben einzelnen Klage: 
begehren der Antrag auf die Feſtſtellung gerichtet wird, daß 
dem Beklagten aus dem Vertrage und dem Vergleich ein weiterer 
Anſpruch überhaupt nicht, oder vielleicht nur in Höhe eines 
Betrages, der hinter der Summe von 7636 & 68 & zurück⸗ 
bleibt, zuſtehe. Damit wäre die Geltendmachung des Anſpruchs 
der Kläger in die richtige Bahn gelenkt und zugleich die 
Möglichkeit geſchaffen, unter Erſparung eines neuen Prozeſſes 
die Ergebniſſe der bisherigen Verhandlungen des Rechtsſtreits 
für die zukünftige Entſcheidung zu verwerten und die endgültige 
Auseinanderſetzung der Parteien mit ihren Anſprüchen herbei⸗ 
zuführen. Abgeſehen aber auch von dieſem praktiſchen Geſichts⸗ 
punkt muß die Aufhebung des BU., das als Teilurteil erlaſſen 
iſt, unter Abſtandnahme von einer ſachlichen Entſcheidung auch 
deshalb erfolgen, weil die Vorausſetzungen für die Erlaſſung 
eines Teilurteils für die Vorinſtanzen nicht gegeben waren. 
(Wird ausgeführt.) D. c. R., U. v. 18. Jan. 10, 179/09 VII. 
— Cöln. 
25. 8 304 ZPO. in Verb. mit 8 819 BGB. Zwiſchen⸗ 
urteil. Die Frage der Anwendbarkeit des §S 819 BGB. gehört 
zur Feſtſtellung des Grundes des Anſpruchs.] 

Einwandfrei und auch unangefochten iſt die Feſtſtellung des 
BG., daß durch den Vertrag vom 30. Juni 1906 dem Kläger 
Miteigentum am Bergwerksvermögen hat übertragen werden 
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ſollen. Nach 8 40 des Großherzogl. Heſfiſchen Berggeſetzes 
vom 11. November 1899, deſſen Vorſchriften reviſibel ſind, in 
Verbindung mit 8 313 BGB. bedurfte der Vertrag der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form. Mangels Wahrung dieſer Form 
iſt der Vertrag, wie das BG. mit Recht angenommen hat, 
nichtig. . .. Die Aufwendungen und Leiſtungen, für die der 
Kläger Erſatz begehrt, ſind ſämtlich durch den Vertrag vom 
30. Juni 1906 veranlaßt worden. Der Kläger hat dieſen 
Vertrag irrtümlich für gültig und deshalb ſich zur Hergabe der 
Mittel für den Betrieb der Grube für verpflichtet erachtet. Die 
einzelnen Leiſtungen ſind zu verſchiedener Zeit gemacht worden, 
aber ſie ſind deshalb im Verhältnis zueinander nicht völlig 
ſelbſtändige Rechnungspoſten. Es beſteht ein innerer Zuſammen⸗ 
hang, die rechtliche Grundlage iſt eine einheitliche. Aus dieſem 
Grunde war es, nachdem feſtgeſtellt war, daß der Anſpruch ſo, 
wie er geltend gemacht war, überhaupt beſtand, wenn auch 
vielleicht nicht gerade zweckmäßig, ſo doch rechtlich zuläſſig, gemäß 
§ 304 3PO. durch Zwiſchenurteil den Anſpruch dem Grunde 
nach feſtzuſtellen. Vorausſetzung hierfür war aber, daß das 
Urteil die Entſcheidung über das Beſtehen des Anſpruchs ab⸗ 
ſchloß; für das Nachverfahren durfte nichts anderes als nur 
noch die Feſtſtellung der Höhe des Anſpruchs übrig bleiben 
(JW. 06, S. 11516, 329200. So liegt der vorliegende Fall 
nicht. Das BG. erklärt, der Beklagte ſei nach Maßgabe der 
88 818 ff. BGB. zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet, 
ſoweit er dadurch bereichert worden. Nach § 818 Abſ. 3 iſt 
aber eine Bereicherung inſoweit ausgeſchloſſen, als der Emp⸗ 
fänger durch die Leiſtung nicht mehr bereichert iſt. Würde 
letzteres der Fall ſein, worüber eine Feſtſtellung nicht getroffen 
iſt, ſo würde nach den vom BG. zur Anwendung gebrachten 
Vorſchriften über die Bereicherung der Klageanſpruch nur dann 
gerechtfertigt ſein, wenn und ſoweit die Vorausſetzungen des 
§ 819 BGB. vorliegen, nämlich der Beklagte den Mangel des 
rechtlichen Grundes vor oder bei Empfang der Leiſtungen gekannt 
hat. Die Frage der Anwendbarkeit des § 819 gehörte zur er⸗ 
ſchöpfenden Feſtſtellung des Grundes des Anſpruches, und ſie 
iſt daher prozeßordnungswidrig in das Nachverfahren verwieſen 
worden. Aus dieſem Grunde war die Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils geboten. B. c. P., U. v. 22. Jan. 10, 168/09 V. — 
Darmſtadt. 

26. 8 445 3PO. Eideszuſchiebung über die Kenntnis 
des Vorhandenſeins von Hausſchwamm in einem verkauften 
Haufe.] 

Wenn die Reviſion darin, daß der Beklagte bei den Kaufs⸗ 
verhandlungen auf die Frage des Klägers nach Schwamm geant⸗ 
wortet haben ſoll, er komme für alles auf, wenigſtens eine arg⸗ 
liſtige Handlung erblicken will, ſo hängt dieſe Frage von 
Schwammkenntnis oder Nichtkenntnis des Beklagten ab und fällt 
ſohin mit der verbleibenden Hauptfrage, ob der Hausſchwamm 
argliſtig verſchwiegen wurde, zuſammen. Dieſer Klagegrund des 
argliſtigen Verſchweigens wäre nach dem § 477 BGB. nicht 
verjährt. Der Vorderrichter hat ihn aber für bisher nicht er⸗ 
wieſen erklärt und die klägeriſche Eideszuſchiebung darüber, daß 
der Beklagte am 12. Auguſt 1905 vom Vorhandenſein des 
Hausſchwamms Kenntnis gehabt habe, deshalb für unzuläffig 
erachtet, weil ſie nicht anzunehmende fachmänniſche, botaniſche 
Kenntniſſe beim Beklagten vorausſetze. Dieſe Entſcheidung wird 
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von der Reviſion mit Recht angegriffen. Allerdings iſt vom RG. 
ſchon wiederholt ausgeſprochen worden, daß über Kenntnis einer 
noch unbewieſenen Tatſache der Eid nicht zugeſchoben werden 
könne (vgl. JW. 06, 47556). Aber dieſe Entſcheidungen treffen 
hier nicht zu, da in vorliegender Sache das Vorhandenſein von 
Hausſchwamm zur Zeit der Übergabe gleichfalls unter Beweis 
geſtellt iſt. Wird dieſe Tatſache bewieſen, ſo iſt nicht abzuſehen, 
warum der Kläger nicht, ſei es von ſelbſt, ſei es durch Mit⸗ 
teilungen anderer, z. B. von Handwerkern, welche die Schwamm⸗ 
ſchäden gefunden haben, Kenntnis, d. i. Überzeugung vom 
Vorhandenſein des Hausſchwamms gewonnen haben und warum 
eine Eideszuſchiebung darüber an ihn unſtatthaft ſein ſoll. 
Wiſſenſchaftliche botaniſche Kenntniſſe zur Gewinnung der er⸗ 
wähnten Überzeugung find keinesfalls erforderlich. Die Ent⸗ 
ſcheidung des erkennenden Senats in JW. 99, 425° ſpricht 
derartiges keineswegs grundſätzlich aus und in ſeinem Urteile 
V 419/07 vom 1. April 1908 hat der Senat es nicht miß⸗ 
billigt, daß der Eid über Schwammkenntnis einem Manne ohne 
beſondere Sachkenntnis zugeſchoben worden iſt. M. c. M., 
U. v. 5. Febr. 10, 173/09 V. — Breslau. 

27. 5 549 ZPO. Nichtrevifibel iſt die Auslegung der 
Begriffsbeſtimmungen des Hamburgiſchen Stempelgeſetzes vom 
11. Dezember 1903. 

Durch das angefochtene Urteil iſt die Frage, ob die 
Vertragsurkunde vom 19. Oktober 1907 einer Stempelabgabe 
nach dem Hamburgiſchen Stempelgeſetze vom 11. Dezember 1903 
unterliege, verneint worden. Daß auf eine Verletzung dieſes 
Geſetzes (durch Nichtanwendung) die Reviſion nicht geftütt 
werden kann, ift nach 8 549 ZPO. nicht zweifelhaft und iſt 
auch unter den Parteien außer Streit. Der Revifionskläger 


meint aber, für eine Nachprüfung der angefochtenen Ent⸗ 


ſcheidung durch den Reviſionsrichter ſei hier gleichwohl Raum, 
weil das BG. nach dem Rechte des BGB. beurteilt und 
entſchieden habe, welche Vertragsart vorliege und weil es an 
den Beſtimmungen des BGB. als den maßgebenden 
insbeſondere geprüft habe, ob der Vertrag vom 19. Oktober 1907 
eine Rechtsabtretung (Tarif⸗Nr. 1 des genannten Geſetzes) und 
ob er etwa einen Kauf (Tarif⸗Nr. 8) enthalte; die Verneinung 
des Kaufs jedenfalls laſſe ſich aber mit den Grundſätzen des 
BGB. nicht vereinen, und die angefochtene Entſcheidung beruhe 
ſomit auf einer Verletzung von Rechtsnormen des BGB. 
Dieſer Auffaſſung kann indes nicht zugeſtimmt werden. Unter: 
wirft ein Landesgeſetz eine beſtimmte Vertragsart einer Landes⸗ 
ſtempelabgabe, ſo iſt für die Beantwortung der Frage, ob in 
beurkundeten Erklärungen die Begriffsmerkmale jener Vertrags⸗ 
art zu finden ſind, der Maßſtab dem Landesgeſetze zu ent⸗ 
nehmen. Gibt dieſes für den Bereich des von ihm geregelten 
Landesſtempelweſens andere Begriffsmerkmale als ſie das 
Reichsgeſetz für den Bereich des bürgerlichen Rechts aufgeſtellt 
hat, ſo ſind jene, nicht dieſe, maßgebend, weil die Landes⸗ 
geſetzgebung in dieſer Hinſicht durch die Reichsverfaſſung und 
durch ſonſtige Reichsgeſetze nicht beſchränkt iſt. Das Ham⸗ 
burgiſche Stempelgeſetz hat von der ihm an ſich zuſtehenden 
Freiheit einer von dem allgemeinen bürgerlichen Rechte ab⸗ 
weichenden Begriffsbeſtimmung für die einzelnen der Stempel⸗ 
abgabe zu unterwerfenden Verträge nicht Gebrauch gemacht 
und hat dadurch dem Richter den Weg zur Anwendung der 
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Normen des BGB. gewieſen, die aber eben nur darum Platz 
greifen, weil das Landesgeſetz es ſo gewollt hat. Dieſen 


„Normen iſt dadurch für den Bereich des Landesſtempelgeſetzes 
landesrechtliche Kraft und erſt hierdurch die Anwendbarkeit in 


dieſem Bereiche verliehen. Das iſt erſichtlich auch die Auf: 
faſſung des BG., wie dadurch beſtätigt wird, daß es an die 
Darlegung eines nach den Normen des BGB. für den Begriff 
des Kaufs als erforderlich bezeichneten Merkmals die Be⸗ 
merkung knüpft: „Auch das anzuwendende Stempelgeſetz geht 
offenbar von dieſem Standpunkt aus, denn ...;“ hierdurch 
gibt das BG. zu erkennen, daß es die Begriffsbeſtimmung des 
BGB. hier darum als maßgebend erachtet, weil das dem 
Willen des Landesgeſetzgebers entſpreche. Aus dieſer Maß⸗ 
geblichkeit des Landesgeſetzes ergibt ſich aber notwendig, daß 
in einer nicht richtigen Anwendung jener Normen eine Ver⸗ 
letzung des Landesgeſetzes, nicht des Reichsgeſetzes, zu finden 
iſt. Dies könnte ſchwerlich in Zweifel gezogen werden, wenn 
das Landesſtempelgeſetz dem erwähnten Willen in der Art 
Ausdruck gegeben hätte, daß es bei jedem einzelnen Vertrage, 
den es einer Abgabe unterwirft, die Begriffsmerkmale ebenſo, 
wie ſie im BGB. bezeichnet oder deſſen Beſtimmungen zu ent⸗ 
nehmen find, als maßgebend aufführte; es läge dann klar am 
Tage, daß für den Bereich des Landesſtempelweſens dieſe 
Begriffsmerkmale, ungeachtet ihrer Gleichheit mit den reichs⸗ 
rechtlichen, dennoch landesrechtlicher Art wären. Anders liegt 
aber die Sache auch nicht, wenn das Landesgeſetz, ſtatt die 
Begriffsmerkmale ſelbſt zu wiederholen, ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend auf die reichsrechtlichen Begriffsmerkmale Bezug 
nimmt und dadurch kundgibt, daß an deren Hand die Prüfung 
und Entſcheidung ſtattfinden ſolle. Und ſelbſt dann würde es 
ſich nicht anders verhalten, wenn das Landesgeſetz eine Aus⸗ 
drucksweiſe gewählt hätte, wonach in dieſem Punkte Reichsrecht 
maßgebend ſein ſollte; auch in dieſem Falle würden die reichs⸗ 
rechtlichen Normen ihre Geltungskraft für den Bereich des 
Landesſtempelweſens aus dem Willen des Landesgeſetzgebers, 
nicht aus dem des Reichsgeſetzgebers, ſchöpfen. Hamb. Staat 
c. Hamb. Militärdienſt uſw. VerſGG., U. v. 4. Febr. 10, 
189/09 VII. — Hamburg. 

28. 88 724 ff. ZPO. Vollſtreckungsklauſel.] 

Durch das Urteil des LG. zu H. vom 21. Mai 1909 iſt 
die Beklagte verurteilt worden, die in der Urteilsformel unter 
1 bis 17 bezeichneten beweglichen Sachen an den Kläger heraus⸗ 
zugeben. Das OLG. hat durch Verſäumnisurteil vom 3. No⸗ 
vember 1909 die Berufung der Beklagten zurückgewieſen und 
auf Einſpruch durch Teilurteil vom 20. Dezember 1909 die in 
dem Verſäumnisurteil enthaltene Entſcheidung inſoweit aufrecht⸗ 
erhalten, als die Berufung wegen der unter 1 bis 5 des land⸗ 
gerichtlichen Urteils genannten Sachen zurückgewieſen iſt. Das 
Teilurteil wurde für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Mit Unrecht 
hat der Gerichtsſchreiber des OLG. die Erteilung einer voll: 
ſtreckbaren Ausfertigung abgelehnt, weil das Bu. keinen zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneten Inhalt habe. Die vollſtreckbare 
Entſcheidung des BG. geht auf Herausgabe der unter 1 bis 5 
des landgerichtlichen Urteils bezeichneten Sachen. Das OLG. 
hat das nicht verkannt; es hat aber angenommen, es ſei nicht 
von dem BU. vom 20. Dezember 1909, ſondern von dem land⸗ 
gerichtlichen Urteile vom 21. Mai 1909 die vollſtreckbare Aus⸗ 
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fertigung zu erteilen. Auf Grund dieſer Auffaſſung hätte das 
OLG. den Gerichtsſchreiber anweiſen müſſen, von dem Urteile 
vom 21. Mai 1909 die vollſtreckbare Ausfertigung zu geben. 
Da der Rechtsſtreit bei dem OLG. anhängig iſt, hat der 
Gerichtsſchreiber des OLG. auch die vollſtreckbare Ausfertigung 
des landgerichtlichen Urteils zu erteilen (8 724 Abſ. 2 ZRD., 
vgl. RG. 18, 424; 66, 205). Daß der Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers nur von dem BU. eine vollſtreckbare Ausfertigung 
verlangt hätte, läßt ſich aus dem bei den Akten befindlichen 
Antrag vom 6. Januar 1910 nicht entnehmen. Was die Frage 
betrifft, ob, wenn der Inhalt der vollſtreckbaren Entſcheidung 
ſich aus dem BU. allein nicht erſehen läßt, das Urteil des LG. 
mit der Vollſtreckungsklauſel zu verſehen oder in die Ausfertigung 
des Bu. die Formel des landgerichtlichen Urteils aufzunehmen 
iſt, To läßt ſich weder das eine noch das andere als unzuläffig 
bezeichnen (ſ. das Urteil des RB. vom 2. Mai 1891, JW. 
882° und den Beſchluß vom 7. September 1903 JW. 3748; 
vgl. 8 775 Nr. 1, 4, 5 der ZPO.). In dem vorliegenden Falle 
kann es demnach nicht für unzuläſſig erachtet werden, die 
Vollſtreckungsklauſel für das BU. vom 20. Dezember 1909 zu 
erteilen und in die Klauſel die Formel des landgerichtlichen 
Urteils, ſoweit die Entſcheidung aufrechterhalten iſt, aufzunehmen. 
Es erſcheint jedoch auch nicht unzuläffig, wenn die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel für die in dem landgerichtlichen Urteil enthaltene Ver⸗ 
urteilung zur Herausgabe der Sachen 1 bis 5 erteilt und in 
der Klauſel angeführt wird, daß die Entſcheidung inſoweit 
durch das Bu. vom 20. Dezember 1909 aufrechterhalten und 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt. Hiernach war der Beſchluß 
des OL G. vom 17. Januar 1910 aufzuheben. R. c. S., Beſchl. 
v. 7. Febr. 10, B 48/10 IV. — Naumburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

20. Art. 7 CGG B. und 88 734 ff. HGB. Haftung 
des Reichsſiskus für den Schaden, der vor dem 1. Oktober 1909 
durch einen von der Beſatzung eines Kriegsſchiffes verurſachten 
Schiffszufammenſtoß herbeigeführt wurde!! 

Beide Inſtanzen nehmen an, daß der Reichsfiskus für den 
Schaden, der durch einen von der Beſatzung eines Kriegsſchiffes 
ſchuldhaft verurſachten Schiffszuſammenſtoß herbeigeführt ſei, 
nach Art. 7 EGHH GB. ebenſo hafte, wie nach SS 734 ff. HGB. 
der Reeder eines Kauffahrteiſchiffes. Daß der Kommandant 
des „Jähringen“, der ſich auf einer Ubungsfahrt befand, hierbei 
in Ausübung eines Staatshoheitsrechtes gehandelt habe, ſtehe 
der Haftung nicht entgegen. Um die Frage der Haftung des 
Reichs für Zufammenftöße, die von Kriegsſchiffen verurſacht 
find, zu prüfen, iſt es erforderlich, zunächſt einmal von der 
Beſtimmung des Art. 7 ECGHGB. abzuſehen . .. Soweit es 
ſich um die Ausübung der öffentlichen Gewalt handelt, beſtand 
bislang in Preußen eine Haftung des Staates nur im Gebiet 
des Rheiniſchen Rechts. Im Geltungsbereiche des ALR. und 
in den früher gemeinrechtlichen Gebietsteilen aber war eine 
derartige Haftung nicht anerkannt. RG. 71, 46. Anders iſt 
dies jetzt nach dem am 1. Oktober 1909 in Kraft getretenen 
Geſetz vom 1. Auguſt 1909 über die Haftung des Staates und 
anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei 
Ausübung der öffentlichen Gewalt. Sonach würde ſich der 
Rechtszuſtand ergeben, daß nach preußiſchem Rechte der Reichs⸗ 
fiskus für Schäden, die beim Zuſammenſtoße mit Kriegsſchiffen 
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entſtehen und von dieſen vorſätzlich oder fahrläſſig verurſacht 
ſind, jetzt „perſönlich“ und ohne Beſchränkung haften würde. 
Denn daß das Seeſtraßenrecht oder die für ein beſtimmtes 
Revier beſtehenden polizeilichen Vorſchriften dem Kommandanten 
eines Kriegsſchiffes eine „Amtspflicht“ auferlegen, „die ihm 
einem Dritten gegenüber obliegt“, kann einem Zweifel nicht 
unterliegen, da dieſe Vorſchriften in erſter Linie zum Schutze 
der allgemeinen Schiffahrt und zur Verhütung von Zuſammen⸗ 
ſtößen erlaſſen ſind. Dieſe Haftung aber beſteht erſt ſeit dem 
1. Oktober 1909. Vorher, insbeſondere am 9. April 1907, als 
ſich der hier in Rede ſtehende Unfall ereignete, beſtand eine 
Haftung des Fiskus nach den erwähnten Beſtimmmgen nicht. 
Muß fie gleichwohl aus Art. 7 EGHGB. abgeleitet werden? 
(Wird mit ausführlicher Begründung verneint.) Zu bemerken 
bleibt nur noch, daß das vom OLG. angeführte Urteil des 
erkennenden Senats (RG. 39, 183) hier nicht einſchlägt. Es 
handelte ſich damals um den Zuſammenſtoß eines dem Reichs⸗ 
fiskus gehörigen Lotſendampfers, der zur Beförderung der 
Lotſen, alſo als Transportſchiff, benutzt wurde. Eine Aus⸗ 
übung von Hoheitsrechten kam dabei nicht in Frage. Auch 
liegen Fall und Urteil vor dem Inkrafttreten des BGB. Dem⸗ 
nach kann unentſchieden bleiben, ob der Senat die Rechtsanſicht, 
die jenem Urteil zugrunde liegt, auf dem Boden des früheren 
Rechts gegenwärtig noch aufrechterhalten könnte. Vgl. RG. 47, 243. 
Reichsfiskus c. S. & B., U. v. 5. Jan. 10, 49/09 I. — Kiel. 

30. 8 25 HGB. in Verb. mit $ 311, 419 BGB. Er: 
werb eines Handelsgeſchäfts. (Haftung des Erwerbers für die 
früheren Verbindlichkeiten.) 

Es iſt unrichtig, wenn das BG. die Anwendung des 
5419 BGB. wegen Nichtbeachtung des 8 311 BGB. verneint. 
Denn letztere Beſtimmung findet deshalb nicht Anwendung, weil 
es ſich nicht um das ganze gegenwärtige Vermögen, oder einen 
Bruchteil eines ſolchen, ſondern um ein Sondervermögen einer 
offenen Handelsgeſellſchaft (vgl. auch 8 123 Abſ. 2 HGB.) 
handelt, in welchem Falle $ 311 BGB. keine Anwendung 
leidet (Staub⸗Könige, HGB. 8. Aufl. 8 22 Anm. 20 und 8 25 
Anm. 24 Abſ. 3; Planck, BGB. 3. Aufl. § 311 Bem. 1 Abſ. 2); 
aus letzterem Grunde findet allerdings auch 5 419 BGB. keine 
Anwendung. Dagegen ſteht es durchaus nicht feſt, ob nicht 
ein ſonſtiger Grund im Sinne des § 25 Abſ. 3 BGB. (vgl. 
Staub a. a. O. 8 25 Anm. 24) vorhanden iſt, wonach die 
Firma K. & Cie. im Falle der Übernahme der Aktiva und 
Paſſiva haftet. In dieſer Hinſicht iſt nicht ohne Bedeutung, 
ob eine Vereinbarung getroffen war, daß die Firma K. & Cie. 
den Vertrag mit Kläger übernehmen ſollte, und ob hierin ein 
Vertrag im Sinne des § 328 BGB. zu erblicken iſt. D. c. K. & Cie., 
U. v. 1. Febr. 10, 99/09 III. — Berlin. 

31. Vinkulationsgeſchäft.] 

Von einem Vinkulationsgeſchäft in dem Sinne, wie es 
vom RG. in mehreren Entſcheidungen (RG. 54, 213: Leipziger 
Zeitſchrift 08 S. 167, 309) behandelt worden iſt, kann im 
vorliegenden Fall keine Rede ſein. Dort handelte es ſich ſtets 
darum, daß der Vinkulant im eigenen Namen die Verpflichtung 
eines Verkäufers einem Käufer gegenüber bedingungsweiſe zu 
erfüllen beabſichtigte. Hier aber war S. nicht Verkäufer, ſondern 
Kommittent des Beklagten. Daß er ihm gegenüber auch nur 
dazu verpflichtet war, ihm die hier in Rede ſtehenden Gänſe 
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zum kommiſſionsweiſen Verkaufe zu liefern, erhellt nicht. Nach 
ihrem Vertrage, ſoweit er mitgeteilt iſt, hätte S. dieſe Gänſe 
auch in Eydtkuhnen verkaufen können. Es handelte ſich ſomit 
anſcheinend nicht um Erfüllung einer Verpflichtung des S. 
Hiernach iſt es für den vorliegenden Fall ſchon aus dieſem 
Grunde gleichgültig, ob im Handel mit ruſſiſchen Gänſen das 
ſogenannte Vinkulationsgeſchäft üblich iſt und ob dem Beklagten 
dies bekannt war. Daraus könnte für dieſen, ganz beſonders 
gelagerten Fall nichts hergeleitet werden. Allerdings erſcheint 
es aber nicht ausgeſchloſſen, daß ähnliche Vereinbarungen, wie 
ſie bei dem eigentlichen Vinkulationsgeſchäfte zwiſchen dem 
Käufer und einem für den Verkäufer eintretenden Dritten 
getroffen, oder von letzterem vorgeſchlagen werden, auch zwiſchen 
einem Verkaufskommiffionär und einem ſich auf den Kommittenten 
beziehenden Dritten getroffen, oder von letzterem vorgeſchlagen 
werden, |. Breit, Vinkulationsgeſchäft S. 291. Es iſt denkbar, 
daß bei einem beſtehenden Kommiſſionsverhältnis der Kommittent 
einen Dritten ermächtigt, über die Ware, deren Verkauf gemäß 
dem Kommiſſionsvertrage er beabſichtigt, in der Weiſe zu ver⸗ 
fügen, daß der Dritte dem Kommiſſionär vorſchlägt, ſie nach 
den Bedingungen des Kommiſſionsvertrages für ſeine Rechnung 
zu verkaufen, mit der Anweiſung, ſie bei Ablehnung der Offerte 
zu ſeiner Verfügung zu halten. Im Verhältniſſe zwiſchen dem 
Dritten und dem Kommiſſionär käme dies auf dasſelbe heraus, 
als wenn der Dritte ohne Bezugnahme auf den Kommittenten 
dem Kommiſſionär die Ware zum Verkauf für ſeine Rechnung 
nach den Bedingungen des beſtehenden Kommiſſionsverhältniſſes 
zugehen ließ. Wäre ein ſolcher Auftrag von dem Kläger dem 
Beklagten bezüglich der ſtreitigen Ware erteilt, ſo unterläge es 
keinem Bedenken, daß die Klage begründet wäre. Die Bor: 
inſtanzen haben aber zutreffend angenommen, daß eine „Vinku⸗ 
lierung“ in dieſem Sinne in dem Schreiben vom 9. November 
1906 nicht zu finden iſt. (Wird ausgeführt.) B. c. St., U. 
v. 26. Jan. 10, 42/09 I. — Berlin. . 

32. 8 84 GB. in Verb. mit § 3 des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes vom 30. Juni 1901. Agent oder gewerblicher Arbeiter?! 

Den Vorinſtanzen iſt darin beizutreten, daß der Kläger 
durch den Vertrag vom 7. November 1906 die Stellung eines 
Agenten und nicht die eines gewerblichen Arbeiters im Sinne 
des 5 3 GewGG. oder eines Handlungsgehilfen der Beklagten 
erlangt hat und daß daher nicht die Gewerbe⸗ oder Kauf⸗ 
mannsgerichte, ſondern die ordentlichen Gerichte für die Ent⸗ 
ſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits zuſtändig find. Der 
Kläger hat in dieſem Vertrage gegen beſtimmte Proviſion bis 
Ende Dezember 1907 zwar nicht nur den Alleinverkauf der 
ſämtlichen Putzwolle und Putztücher der Beklagten, ſondern 
auch die Überwachung der Fabrikation, fo weit nötig, über⸗ 
nommen und eine Wohnung in der Fabrik der Beklagten ein⸗ 
geräumt erhalten. Für die Selbſtändigkeit feines Gewerbe⸗ 
betriebs ſprechen aber die Vertragsbeſtimmungen, daß er alle 
Aufträge, die aus irgendeinem Grunde von der Beklagten 
nicht ausgeführt werden, und alle Aufträge derjenigen, welche 
nachweislich nicht von der Beklagten beziehen wollen, anderweit 
vergeben darf; daß Aufträge und Offerten für die Preußiſche 
Staatsbahnverwaltung und die Kaiſerliche Marine einer jedes⸗ 
maligen beſonderen Vereinbarung der Parteien bedürfen, die 
ſpäteſtens acht Tage vor dem Submiſſionstermine getroffen 
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fein muß, und daß der Kläger für dieſe Submiffionen Angebote 
unter ſeinem Namen auch für andere Firmen machen darf, 
wenn die Beklagte ſich an ihnen nicht in entſprechender Weiſe 
beteiligt; daß ſchließlich in dem Vertrag auch vorgeſehen iſt, 
daß der Kläger ſeinen Wohnſitz von M. verlegt. Dieſe dem 
Kläger eingeräumten Rechte find mit der Stellung eines 
Handlungs- oder Gewerbegehilfen unvereinbar. Da der Kläger 
außerdem die Überwachung der Fabrikation nur, jo weit fie 
nötig iſt, übernommen hat und das erſtinſtanzliche Gericht, eine 
Kammer für Handelsſachen, auf Grund eigener Sachkunde feſt⸗ 
ſtellt, daß dieſe Überwachung im Putzwollgeſchäfte keine be⸗ 
deutenden Opfer an Zeit und Mühewaltung fordert, ſo recht⸗ 
fertigt ſich der Schluß, daß die Überwachung der Fabrikation 
nur eine Nebenleiſtung darſtellt, und daß der Vertrag ſeinem 
Hauptinhalte gemäß als Agenturvertrag anzuſehen iſt. S. c. S., 
U. v. 25. Jan. 10, 941/09 III. — Düfleldorf. 

33. 5 347 HGB. Verletzung der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns.] 

Die Parteien ſtanden miteinander in einem des näheren 
nicht beſtimmten Wechſelverkehr. Am 25. Mai 1908 bot der 
bei der Beklagten angeſtellte Buchhalter M. der Klägerin zwei 
dem äußeren Anſcheine nach mit der Unterſchrift der Beklagten 
als Ausſtellerin verſehene Wechſel über 1 500 & und 1100 4 
zum Diskontieren an. Die Klägerin übernahm die Wechſel 
und zahlte die Valuta an M. aus. Die Unterſchriften der 
Beklagten waren jedoch von M. gefälſcht. Die Klägerin ver⸗ 
langt für ihren Vermögensverluſt von der Beklagten Erſatz, 
die fie zur Zahlung von 2616,40 & und Zinſen zu ver⸗ 
urteilen beantragt hat. Die Vorinſtanzen wieſen die Klage 
zurück. Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Es kann ſehr wohl 
als eine gegen die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ver⸗ 
ſtoßende Sorgloſigkeit im Handelsverkehr angeſehen werden, 
wenn ein Kaufmann Firmenſtempel ſich anfertigen läßt, die 
den eigenen Namenszug des Firmeninhabers ſo täuſchend 
wiedergeben, daß eine Verwechſelung der eigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift mit dem Stempelabdruck möglich iſt, und wenn er einen 
ſo hergeſtellten Stempel unvorſichtig in den Geſchäftsräumen 
ausliegen läßt, womit er zu einem Mißbrauche des Stempels 
ſelbſt in unvorſichtigſter Weiſe die Gelegenheit gibt. Dieſe 
Fahrläſſigkeit kann den Kaufmann für die ſchädlichen Folgen 
eines ſolchen Mißbrauchs allerdings unter Umſtänden haftbar 
erſcheinen laſſen, wenn zwiſchen ihm und dem Beſchädigten ein 
Verhältnis beſteht, aus dem eine Verpflichtung zu beſonderer 
Sorgfalt herzuleiten iſt; der Schadenserſatzanſpruch erwächſt 
alsdann nicht aus der fahrläſſigen Vermögensbeſchädigung eines 
Dritten an ſich, ſondern aus der Verletzung der Pflichten aus 
jenem einem vertraglichen Bande gleichzuſetzenden vertrags⸗ 
ähnlichen Verhältniſſe. Als ein ſolches erſcheint die dauernde 
regelmäßige Geſchäftsverbindung zwiſchen dem Kaufmann und 
dem Beſchädigten, die an ſich zwar nur ein zufälliges Neben⸗ 
einander von Geſchäften darſtellt, die aber doch durch die 
häufige geſchäftliche Berührung und die Erkenntnis der für 
beide Teile daraus erwachſenden Vorteile ein Vertrauens⸗ 
verhältnis erzeugt, in welchem die Wahrung von Treu und 
Glauben in höherem Maße als im Verkehre zwiſchen einander 
fremd gegenüberſtehenden Perſonen zur notwendigen Abung 
wird. Aus einer dauernden regelmäßigen Geſchäftsverbindung 

81* 


244 


dieſer Art wird in der Rechtſprechung die Haftung des Kauf: 
manns für eine fahrläſſig erteilte falſche Auskunft mit Recht 
hergeleitet (RGB. 27, 121; JW. 03, 1517; 07, 363 1). Nach 
dieſen Grundſätzen würde eine Haftung des Kaufmauns aus 
der Verletzung der Sorgfalt des ordentlichen Kaufmanns (§ 347 
HGB.) auch für einen Mißbrauch der Firmenunterſchrift, den 
der Kaufmann durch ein unvorſichtiges Geſchäftsverfahren herbei⸗ 
geführt und begünſtigt hat, einem Dritten gegenüber, mit dem 
er in regelmäßigem dauernden Geſchäftsverkehr verbunden iſt, 
ſich wohl herleiten laſſen (vgl. den Fall in RG. 65, 113, in 
dem es ſich um eine ähnliche Fahrläſſigkeit bei dauerndem 
öffentlich⸗ rechtlichen Geſchäftsverkehr handelt). Für den ge⸗ 
gebenen Fall enthält nun zwar der Tatbeſtand des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils den kurzen Satz, daß die Parteien miteinander 
in Wechſelverkehr ſtanden. Aus dieſem einen kurzen, in keiner 
Weiſe näher erläuterten Satze läßt ſich indeſſen nichts darüber 
erſehen, welcher Art das geſchäftliche Verhältnis der Parteien 
zueinander war, ob dieſes nur ein zufälliges Nacheinander von 
mehreren einzelnen Geſchäften darſtellt, oder ob es unter den 
Geſichtspunkt einer regelmäßigen und dauernden Geſchäfts⸗ 
verbindung gebracht werden kann, die die einzelnen Geſchäfte 
als Teile eines einheitlichen, auf die öftere Wiederkehr gleich⸗ 
artiger Geſchäfte gerichteten Vertragsverhältniſſes oder vertrags⸗ 
ähnlichen Verhältniſſes, wenn ein ſolches auch nicht ausdrück⸗ 
lich vereinbart iſt, erſcheinen läßt. Nur in dieſem letzteren 
Falle würde aber von einer Anwendung des vorher ent⸗ 
wickelten Grundſatzes die Rede fein können. F. er Privatbank 
c. v. E., U. v. 24. Jan. 10, 112/09 VI. — Kiel. 

34. 58 734 ff. HGB. Schaden durch Zuſammenſtoß 
von Schiffen. Beweislaſt.! 

In Kolliſionsſachen iſt die Beweislaſt jo zu verteilen, daß 
tunlichſt auf eine Aufklärung des Tatbeſtandes und Feſtſtellung 
etwaigen Verſchuldens und damit indirekt auf erhöhtes Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl und größere Sorgfalt der beteiligten Per⸗ 
ſonen hingewirkt wird. Daher iſt es feſtſtehende Regel, daß 
eine äußere Regelwidrigkeit, die den Verdacht eines Verſchuldens 
nahelegt, die Exkulpationspflicht der Partei begründet, auf 
deren Seite ſie begangen iſt. Wie dieſe Exkulpationspflicht zu 
begrenzen iſt, m. a. W. wann der Verdacht als genügend wider⸗ 
legt zu erachten iſt, läßt ſich abſtrakt nicht beſtimmen. Das 
Intereſſe der Aufklärung des Sachverhalts erſordert aber, daß 
diejenige Partei, auf deren Seite eine Ordnungswidrigkeit vor⸗ 
liegt und deren Handlungen als mögliche Urſache des Schadens 
in Betracht kommen, nicht mit einem non liquet freizulaſſen iſt. 
Es darf für ſie kein Intereſſe daran beſtehen, den Tatbeſtand 
zu verdunkeln. Sie muß die Umſtände, die ihr eigenes Schiff 
und ihre eigenen Handlungen betreffen, ſo weit darlegen, daß 
mindeſtens eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit für ihr Nichtverſchulden 
ſpricht. (Vgl. RG. I 28. Nov. 08; HG. 09 Nr. 49; RG. 69, 
432.) Im vorliegenden Falle beruht der Zuſammenſtoß in 
erſter Linie darauf, daß das Ruder der Syria nach Backbord 
lag, während es mitſchiffs hätte liegen müſſen. Das OLG 
nimmt an, daß der Rudersmann es auch in die richtige Lage 
gebracht hätte, wenn die Rudermaſchine nicht verſagt haben 
würde. Ferner iſt feſtgeſtellt, daß dieſe Maſchine vor und nach 
dem Unfalle tadellos funktioniert hat. Die Vermutung, daß 
ſie infolge einer fehlerhaften Abſperrung des Dampfes zum 
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Stehen gekommen fei, erachtet das OLG. für widerlegt. Von 
einer anderen Vermutung, daß ein kleiner Fremdkörper in das 
Geſtänge geraten und deſſen Bewegung gehindert hätte, ſagt 
das OL G., daß man ſich auch dies ſchwer vorſtellen könne. 
Beklagte ſelbſt hat weitere Gründe für das Verſagen der Ruder⸗ 
maſchine nicht geltend gemacht. Bei dieſer Sachlage kann nicht 
mit dem OLG. angenommen werden, daß Beklagte ihre Schiffs⸗ 
beſatzung genügend exkulpiert hat. Der gegenwärtige Fall liegt 
ganz anders, wie der vom RG. am 4. März 1905 entſchiedene 
(J 495/04), auf den ſich das OLG. berufen hat. Dort wird 
allerdings auch von einem Verſagen der Steuermaſchine ge⸗ 
ſprochen, das an ſich zur Exkulpation genüge, aber in einem 
anderen Sinne wie hier; denn es wurde feſtgeſtellt, daß das 
Ausſchlagen des Schiffes nach rechts die Folge eines Berührens 
des Grundes oder eines auf dem Grunde liegenden Gegenſtandes 
geweſen ſei. Danach muß angenommen werden, daß das Ruder 
dort in der richtigen Lage ſich befunden hat, worauf auch die 
Hinweiſung auf den Fall Helios —Lemnos, Urteil vom 10. Juni 
1903, I 95/03, ſchließen läßt, denn auch in dieſem Falle hatte 
das Schiff infolge äußerer Umſtände dem richtig liegenden Ruder 
nicht gehorcht. Wird feſtgeſtellt, daß das anſegelnde Schiff den 
unerwünſchten Kurs einſchlug, obwohl es ſich bei richtiger Ruder⸗ 
lage in dem ihm zukommenden Fahrwaſſer befand, ſo iſt es 
Sache des Gegners, ein Verſchulden darzutun. Denn die nau⸗ 
tiſche Erfahrung lehrt, daß auch ein richtig geführtes Schiff in⸗ 
folge äußerer Einflüſſe, wie Sog, Dünung, Veränderungen im 
Flußbette, ohne Verſchulden der Beſatzung aus dem Steuer 
laufen kann. Dieſe äußeren Einflüſſe pflegen dem Gegner 
ebenſogut erkennbar zu ſein wie dem anſegelnden Schiffe; auch 
die Beurteilung der Schuldfrage iſt von ſeinem Standpunkt 
aus nicht ſchwieriger. Dagegen iſt es für den Gegner regel⸗ 
mäßig ausgeſchloſſen, die Gründe, aus denen das anſegelnde 
Schiff mit unrichtigem Ruder fuhr und ein darauf bezügliches 
Verſchulden, darzulegen. Dies auch dann nicht, wenn von der 
Gegenſeite bewieſen wird, daß die Steuermaſchine tadellos 
funktioniert und der Rudersmann ſeine Schuldigkeit getan hat. 
Der Verdacht eines anderweiten Verſchuldens der Beſatzung des 
anſegelnden Schiffes wird damit nicht beſeitigt, und die Er⸗ 
klärung, daß von ihrer Seite der Vorfall nicht weiter aufgeklärt 
werden könnte, läßt die Möglichkeit naheliegend erſcheinen, daß 
der Tatbeſtand irgendwie verdunkelt wurde, um ein zugrunde 
liegendes Verſchulden zu verdecken. Es würde rechtspolitiſch 
ſehr bedenklich ſein, wollte das Gericht ſich mit einer ſo mangel⸗ 
haften Aufklärung begnügen. Andrerſeits iſt es auch nicht un⸗ 
billig, da einmal ein ſchwerer Schaden entſtanden iſt, ihn die 
Partei tragen zu laſſen, welche ihn durch ihre Tätigkeit verur⸗ 
ſacht hat und ſich außerſtande erklärt, die Sache ſo aufzuklären, 
daß ein Verſchulden auf ihrer Seite als unwahrſcheinlich gelten 
kann, anſtatt ihn dem erwieſenermaßen unſchuldigen Gegner 
aufzubürden. H. c. H., U. v. 29. Jan. 10, 32/09 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. | 

35. 5 215 BGB. Verpflichtung zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung der Schadenserſatzforderung binnen beſtimmter Friſt. 
Keine Verjährungsfriſt. Daher § 215 BGB. für ſie nicht 
anwendbar.] a | 

Die in den Verſicherungsverträgen übliche Beſtimmung, 
daß beim Unterlaſſen der Klagerhebung innerhalb beſtimmter 
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Friſt ſeit dem ſchädigenden Ereignis jeder Anſpruch aus der 
Verſicherung durch den bloßen Friſtablauf erliſcht, iſt nicht auf 
Abkürzung der geſetzlichen Verjährung gerichtet, ſondern fie iſt 
in Abereinſtimmung mit der feſtſtehenden Rechtſprechung dahin 
aufzufaſſen, daß der Verſicherer nur ein in ſeiner Ausübung 
zeitlich beſchränktes Recht gewährt, bei dem die Nichtgeltend⸗ 
machung innerhalb der Ausſchlußfriſt ohne weiteres den Unter⸗ 
gang des Anſpruchs, nicht aber nur eine Befugnis des Ver⸗ 
ſicherers, die immerhin weiter geſchuldete Leiſtung zu verweigern, 
zur Folge hat. Irgendwelche beſondere Umſtände, die im 
vorliegenden Fall auf einen anderweiten Vertragswillen der 
Parteien ſchließen ließen, find nicht geltend gemacht. Auf eine 
derartige Ausſchlußfriſt find aber die im 8 194 ff. BGB. für 
die Verjährung gegebenen Vorſchriften nur anwendbar, wenn 
und ſoweit dies im Geſetz ausdrücklich vorgeſchrieben iſt oder 
es im einzelnen Fall dem erkennbaren Vertragswillen entſpricht. 
Beides trifft vorliegend nicht zu. Vorliegend, wo eine Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft ſich in üblicher Weiſe gegen die Nachteile, 
die eine Verzögerung der Angelegenheit regelmäßig für ſie mit 
ſich zu bringen pflegt, durch die Beſtimmung zu ſchützen verſucht, 
daß jeder Anſpruch ohne weiteres erliſcht, wenn er nicht binnen 
6 Monaten bei dem zuſtändigen Gericht eingeklagt wird, kann 
eine entſprechende Anwendung der im 8 212 BGB. gegebenen 
Vorſchrift nicht als im Willen der Vertragſchließenden gelegen 
angeſehen werden. Auch der beſonders den Verſicherungs⸗ 
verkehr beherrſchende Grundſatz von Treu und Redlichkeit fordert 
eine entſprechende Anwendung des 8 212 nicht, denn nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung wird dem Ablauf der Ausſchlußfriſt 
ohnedies die verwirkende Bedeutung verſagt, wenn die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt aus irgendeinem Grunde entſchuldbar iſt. 
Ifſt der Verſicherte im einzelnen Fall in der Lage, ausreichende 
Entſchuldigungsgründe dafür geltend zu machen, daß er vor 
einem unzuſtändigen Gericht geklagt und deshalb die 
Klagerhebung vor dem zuſtändigen unterlaſſen hat, ſo wird die 
Berufung des Verſicherers auf die Verwirkungsbeſtimmung 
zurückzuweiſen ſein. Derartige Entſchuldigungsgründe hat 
Klägerin aber vorliegend nicht geltend gemacht. R. c. Gl. Feuer⸗ 
verſich.⸗Geſ., U. v. 1. Febr. 10, 213/09 VII. — Düſſeldorf. 
36. Haftpflichtverſicherung. Erhöhung der Betriebsgefahr. 
Die Klägerin (Stadtgemeinde Deutſch⸗Wilmersdorf) ift bei der 
Beklagten gegen die Folgen der ihr als Grundſtückseigentümerin 
und als Unternehmerin der Gemeinde⸗Anlagen und Betriebe 
obliegenden Haftpflicht auf Grund der Police vom 1. Juli 1905 
verſichert. Im Januar 1908 hat die Klägerin einen Automobil⸗ 
Krankenwagen neu angeſchafft und ihrer Feuerwehr angegliedert. 
Ferner hat ſie im Juni 1908 eine Automobil⸗Dampfſpritze bei 
ihrer Feuerwehr eingeſtellt. Von beiden Anſchaffungen hat ſie 
die Beklagte benachrichtigt. Die Klägerin iſt der Meinung, 
daß ihre Verſicherung die von dieſen beiden Fahrzeugen ver: 
urſachte Schadensgefahr mitumfaſſe, während die Beklagte der 
entgegengeſetzten Anſicht iſt und den Abſchluß einer Nachtrags⸗ 
verſicherung verlangt hat. Die Klägerin hat darauf die von 
der Beklagten beanſpruchte Nachtragspolice vom 8. Juli 1908 
durch Zahlung der von der Beklagten verlangten Zuſchlagsprämie 
eingelöft, dabei aber erklärt, fie beharre auf ihrer bisherigen 
Rechtsauffaſſung dahin, daß die Beklagte ſchon aus der erſten 
Police für die durch die Nachtragsverſicherung gedeckten Schäden 
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hafte, und daß ſie dieſe Verpflichtung nunmehr im Prozeßwege 
klarſtellen wolle. Zu dieſem Zweck hat ſie die jetzige Klage 
mit dem Antrag erhoben, feſtzuſtellen, daß die Beklagte bereits 
auf Grund des urſprünglich geſchloſſenen Verſicherungsvertrages 
verpflichtet ſei, ihr nach Maßgabe dieſes Vertrages Verſicherungs⸗ 
ſchutz für die Haftpflicht zu gewähren, die ihr als Beſitzerin 
und Eigentümerin eines Automobil⸗Krankenwagens und einer 
Automobil⸗Dampfſpritze und infolge des Betriebes und der 
Unterhaltung dieſer beiden Wagen obliegt. Das KG. wies die 
Klage ab, RG. hob auf: Aus den Gründen: In dem 
Verſicherungsvertrage von 1905 iſt nach einer beſonderen 
Richtung hin, entgegen der Annahme des BerR., eine während 
der Dauer der Verſicherung eintretende Erhöhung der von der 
Beklagten übernommenen Gefahr beſonders berüdfichtigt. Nach 
dem Abſchnitt „Verſicherungsprämie“ der Allgemeinen Be⸗ 
dingungen des ſeitens der Beklagten mit dem Brandenburgiſchen 
Städtetage im Jahre 1899 geſchloſſenen Haftpflicht⸗Verſicherungs⸗ 
vertrages, die nach den beſonderen Bedingungen der für die 
Klägerin im Jahre 1905 ausgeſtellten Police einen Beſtandteil 
der letzteren bilden, beträgt die Verſicherungsprämie für den 
ganzen Umfang der Verſicherung, von einzelnen beſonderen 
Ausnahmen abgeſehen, für je 1000 Einwohner der klagenden 
Stadt 4½ & und für die berufsgenoſſenſchaftlich verſicherten 
ſtändigen gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betriebe daneben 
noch für je 1000 & der Jahreslohnſumme des verfloſſenen 
Jahreszeitraums 1,20 &. Hiernach iſt im Verſicherungsvertrage 
eine beſondere Regelung der Folgen der während der Vertrags⸗ 
dauer eintretenden Gefahrerhöhung, die naturgemäß durch das 
Wachstum der Einwohnerzahl und damit des Verkehrs im 
Gebiete der Klägerin hervorgerufen wird, getroffen und zwar 
dahin, daß dieſe erhöhte Gefahr von der Beklagten zu tragen 
iſt, während gleichzeitig die als Gegenleiſtung zu zahlende 
Prämie ſich entſprechend erhöht. Es iſt nicht von vornherein 
ausgeſchloſſen, daß dieſe Regelung nach jeder Richtung hin die 
Gefahrerhöhung ergreifen ſollte, die durch das Anwachſen der 
Stadt und ihres Verkehrs bedingt wird. Für die Annahme 
einer derartigen Regelung läßt ſich die Faſſung des der Ver⸗ 
ſicherung zugrunde liegenden mit dem Brandenburgiſchen Städte⸗ 
tage im Jahre 1899 geſchloſſenen Verſicherungsvertrages ver⸗ 
werten. Nach deſſen § 1 beſteht die Verſicherung gegen alle 
und jede Schadensanſprüche, die auf Grund der geſetzlichen 
Haftpflichtbeſtimmungen von dritten fremden Perſonen oder 
deren Rechtsnachfolgern oder ſonſtigen Berechtigten jeder Art 
gegen die Klägerin geltend gemacht werden können, und zwar 
hinſichtlich aller Einrichtungen, die der Gemeinde gehören; 
insbeſondere betrifft die Verſicherung auch Betriebsunfälle hin⸗ 
ſichtlich der Berufs⸗ und freiwilligen Feuerwehr. Daß den 
Städten die Aufgabe obliegt, ihre Einrichtungen und Betriebe 
zum Schutz ihrer Einwohner und zur Erſparung unnötiger 
Ausgaben möglichſt auf der Höhe der in der Neuzeit ſchnell 
fortſchreitenden techniſchen Anforderungen zu halten, kann nicht 
zweifelhaft und konnte der Beklagten beim Abſchluß des Ver⸗ 
trages nicht verborgen geblieben ſein. Ebenſo mußte ihr 
bekannt ſein, daß gerade die Klägerin zu den Vororten Berlins 
gehört, die ſehr ſchnell an Einwohnerzahl wachſen und deshalb 
häufig in die Notwendigkeit verſetzt ſind, ihre Einrichtungen 
und Betriebe zu ändern und durch Vornahme von Verbeſſerungen 
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den erweiterten Anforderungen des Verkehrs anzupaſſen. Es 
fragt ſich daher, ob nicht ſchon im Jahre 1905, deſſen Ver⸗ 
hältniſſe für die Auslegung des in demſelben Jahre geſchloſſenen 
Vertrages maßgebend ſind, als möglich oder wahrſcheinlich 
vorauszuſehen war, daß in den nächſten Jahren die Anſchaffung 
einer Dampfſpritze und eines Krankenwagens für die Feuerwehr, 
falls ſolche 1905 noch nicht vorhanden geweſen ſein ſollten, 
notwendig werden oder daß andernfalls die Beförderung dieſer 
Fahrzeuge in Zukunft nicht mehr durch Pferde oder Dampfkraft, 
ſondern durch Automobile werde erfolgen müſſen. Jeder der⸗ 
artige Fortſchritt vom Pferde⸗ zum Dampf⸗ und Automobil⸗ 
betrieb bedingt, wie hier angenommen werden darf, wegen der 
damit verbundenen erhöhten Schnelligkeit der Beförderung auch 
eine Erhöhung der Betriebsgefahr. Ob und inwieweit eine 
ſolche Erhöhung der Gefahr im Jahre 1905 als bald bevor⸗ 
ſtehend anzuſehen, deshalb in den Willen der Vertragſchließenden 
mitaufgenommen war, und ob hiernach die Tragung dieſer 
erhöhten Gefahr ſchon nach dem Vertrage von 1905 der 
Beklagten oblag und ihre Abgeltung nach dem Willen der 
Beteiligten ſchon durch das mit dem Wachstum der Stadt 
Schritt haltende Anwachſen der Prämie finden ſollte, wird 
vom BerR. unter Berückſichtigung aller beim Vertragsſchluß 
obwaltenden tatſächlichen Umſtände und Verhältniſſe durch 
Auslegung der unter den Parteien getroffenen Vereinbarungen 
in ihrer Geſamtheit feſtzuſtellen ſein. D.⸗W. c. Frankf. Transport⸗ 
uſw. Verſich.⸗Akt.⸗Geſ., U. v. 7. Jan. 10, 108/09 VII. — 
Berlin. | 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

37. Zum 8 11 Abſ. 2 GmbH.] 

Wer vor der Eintragung der Geſellſchaft m. b. H. in das 
Handelsregiſter im Namen der Geſellſchaft handelt, haftet aus 
dieſer feiner Handlung nach 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes 
perſönlich. Er hat daher insbeſondere auch auf Erfordern 
des anderen Vertragsteiles das Geſchäft ſelbſt zu erſüllen. 
Aber es iſt ihm von dem Geſetz, abgeſehen von dem Eintritt 
der Geſellſchaft in den Vertrag, für die Geſellſchaft und für 
deren Handlungen keine Garantie auferlegt; er iſt von dem 
Geſetz nicht zum Bürgen der Geſellſchaft gemacht, und er iſt 
auch rechtlich in keiner Weiſe dem Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft gleichzuſtellen. Tritt die Geſellſchaft m. b. H., 
nachdem fie ordnungsmäßig durch Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter entſtanden iſt, nicht in das betreffende Geſchäft ein, 
ſo kommt freilich, worüber kein Streit beſteht, der Handelnde 
für die Erfüllung des Geſchäfts oder Schadenserſatz auf. 
Tritt aber die Geſellſchaft in das Geſchäft, dieſes genehmigend, 
ein, ſo erlangt der Gegenkontrahent — wenn er den Handelnden 
aus deſſen Schuldverbindlichkeit nicht entläßt und die Geſellſchaft, 
durch Vertrag mit dieſer, nicht an Stelle des (urſprünglich) 
Handelnden annimmt (§S 414 BGB.) — neben feinem früheren 
Schuldner noch einen zweiten. Es entſteht damit ein Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis; derjenige, der namens der Geſellſchaft vor 
deren Eintragung handelte, und die Geſellſchaft m. b. H. 
ſind jeder die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet, die der 
Gläubiger nur einmal zu fordern berechtigt iſt (8 421 BGB.). 
Beide Schuldner des Gläubigers ſtehen dabei aber — und 
zwar um ſo mehr als ihre Verpflichtungen dem Gläubiger 
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gegenüber auf verſchiedenen Rechtsgründen beruhen — völlig 
ſelbſtändig nebeneinander; jeder hat nur für ſich, nicht auch 
für den anderen einzuſtehen; es wirken daher nach der Regel 
des § 425 BGB. andere als die in den SS 422 bis 424 
bezeichneten (hier nicht in Frage kommenden) Tatſachen nur für 
und gegen den Schuldner, in deſſen Perſon ſie eintreten, und 
das gilt (gemäß 8 425 Abf. 2) insbeſondere von der Kündi⸗ 
gung, dem Verzuge, dem Verſchulden und dem rechts⸗ 
kräftigen Urteil. W. c. B. & Co., U. v. 1. Febr. 10, 
232/09 II. — Berlin. 

Militärpenſionsgeſetz vom 31. Mai 1906. 

38. 5 45 Ziff. 4 Abſ. 2 MilPenſGG. Penſion ne b ſt 
Dienftzulage.] 

Das BG. hat ausgeführt: An fih habe die in 8 74 
MilPenſcG. vom 27. Juni 1871 vorgeſehene Dienſtzulage keine 
Erwerbsunfähigkeit, ſondern nur Unfähigkeit zu jeglichem Militär⸗ 
dienſte (Ganzinvalidität) zur Vorausſetzung; deshalb müſſe ſie 
für ſich allein betrachtet als eine reine Dienſtzeitrente im Sinne 
des neuen Geſetzes (vom 31. Mai 1906) angeſehen werden, die 
nach § 36 Ziff. 30 neben einem mehr als 2000 & betragenden 
Zivildienſteinkommen zu ruhen hätte. Jedoch ſei aus § 45 
Ziff. 4 Abſ. 2 zu ſchließen, daß eine ſolche getrennte Behandlung 
von eigentlicher Penſion und Dienſtzulage nicht ſtatthaft ſei, 
daß vielmehr die zuerkannte Penſion nebſt Dienſtzulage ſtets 
einheitlich behandelt und die Dienſtzulage an allen Rechts⸗ 
beziehungen der eigentlichen Penſion teilnehmen ſolle. Der Fall 
des § 45 Ziff. 4 Abſ. 2 Satz 2, daß Bezüge alten Rechts die 
Natur einer reinen Dienſtzeitrente hätten, liege nur dann vor, 
wenn Penſion nebſt Dienſtzulage lediglich auf Grund 18 jähriger 
Dienſtzeit ohne Anerkennung teilweiſer Erwerbsunfähigkeit zu: 
erkannt ſeien. Dieſer Auffaſſung des Geſetzes iſt beizutreten. 
(Wird ausgeführt.) Reichsmilitärfiskus c. T., U. v. 8. Febr. 10, 
103/09 III. — Berlin. 

II. Gemeines Recht. 

39. Teſtamentsauslegung („nächſte Blutsverwandte, 
nächſte Verwandte“). 

Bei einer letztwilligen Bedenkung der „nächſten Bluts⸗ 
verwandten“ oder „nächſten Verwandten“ — welche beiden 
Ausdrucksweiſen vom RG., inſoweit allerdings vom OLG. ab⸗ 
weichend, für völlig gleichbedeutend gehalten werden — entſteht 
zunächſt die Frage, ob dieſe Bezeichnung ganz wörtlich zu 
nehmen iſt, oder ob vielmehr diejenigen Verwandten darunter 
zu verſtehen ſind, die als nächſte zur Inteſtaterbfolge 
berufen ſein würden. Von dem erſtern Standpunkte aus 
würde ohne weiteres die Klägerin mit den Beklagten als gleich⸗ 
berechtigt anzuerkennen ſein, weil die Gradesnähe von Voll⸗ 
bürtigkeit oder Halbbürtigkeit ganz unabhängig iſt. Die Anſicht, 
daß es im Zweifel nur auf die Gradesnähe als ſolche ankomme, 
iſt auch in der frühern gemeinrechtlichen Rechtſprechung bei 
letztwilligen Verfügungen dieſer Art nicht ſelten zur Anwendung 
gebracht worden, obwohl ſie immer beſtritten war; das RG. 
ſchließt ſich jedoch dem OLG., bzw. dem von dieſem angeführten 
Dernburg in der entgegengeſetzten Meinung an, wonach 
gemeinrechtlich im Zweifel die nächſten Inteſtaterben aus 
Blutsverwandtſchaft als die vom Erblaſſer Berufenen anzuſehen 
ſind, weil ſich bei der andern Auslegungsregel unter Umſtänden 
unnatürliche Folgen ergeben könnten. Dies iſt auch die Aus⸗ 
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legungsregel des BGB. in § 2067 für die nach ihm zu be 
urteilenden letztwilligen Verfügungen. Die zweite Frage iſt 
dann, nach dem Rechte welcher Zeit im Zweifel die nächſten 
Inteſtaterben zu beſtimmen find, und da iſt die naturgemäße 
Antwort die: nach dem Rechte derjenigen Zeit, deren Verhält⸗ 
niſſe nach der Anordnung des Erblaſſers überhaupt maßgebend 
ſein ſollen. In einem ſolchen Falle überläßt dieſer eben die 
Beitimmung der bedachten Einzelperſonen den noch unbekannten 
Ereignifien der Zukunft, und es iſt nicht abzuſehen, warum 
das nicht ebenſo ſehr von Veränderungen der Geſetzgebung, 
wie von rein tatſächlichen Vorgängen gelten ſollte; vgl. 
Habicht, die Einwirkung des BGB. auf zuvor entſtandene 
Rechtsverhältniſſe (Aufl. 3) S. 746 f. W. c. P., U. v. 
17. Jan. 10, 99/09 VI. — Hamburg. 

Ill. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

40. 5 78 II, 14 ALR. in Verb. mit 8 36 der Ber: 
ordnung vom 26. Dezember 1808 und mit 88 69, 70 des 


Kommumnalſteuergeſetzes vom 14. Juli 1893. Unzuläſſigkeit des 


Rechtswegs. Rückforderung entrichteter Gemeindeabgaben.] 
Die Kläger fordern von ihnen irrtümlich an die beklagte 
Gemeinde für die Jahre 1903 bis 1905 gezahlte Steuern 
zurück. Sie hatten geglaubt, daß das von ihnen bewohnte 
Landhaus zur beklagten Gemeinde gehöre. Durch das Urteil 
des OVG. vom 26. Januar 1906 iſt aber feſtgeſtellt worden, 
daß das Landhaus zur Stadt gehört, ſo daß die Kläger an 
die Beklagte keine Steuern hätten zahlen brauchen. Durch 
Urteil des LG. in H. iſt die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs abgewieſen worden. Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen: Nach § 78 II, 14 ALR. und § 36 BD. vom 
26. Dezember 1808 iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen für Streitig⸗ 
keiten über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Ab⸗ 
gaben. Das gilt nach $ 41 der genannten V., insbeſondere 
auch für Gemeindeabgaben. Gegen die Veranlagung und 
Heranziehung zu ſolchen findet nach 88 69, 70 KommunalſtG. 
vom 14. Juli 1893 nur der Einſpruch beim Gemeindevorſtand 
und die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Der Rechts⸗ 
weg iſt ebenſo ausgeſchloſſen über die Frage, ob der Fiskus 
oder die Gemeinde eine eingezogene Abgabe behalten darf, 
ſei es, daß nach der Behauptung des die entrichtete Abgabe 
Zurückfordernden eine Verpflichtung zur Zeit der Entrichtung 
nicht beſtand oder daß das Recht, die Abgabe zu behalten, 
verloren gegangen ſein ſoll, weil hinterher die Vorausſetzungen 
für die Abgabenpflicht wieder fortgefallen ſeien (vgl. das Urteil 
des erkennenden Senats in RG. 60 S. 349, 353, 354, ferner 
NG. 49, 220 und 67, 401). Hiernach findet auch im vor⸗ 
liegenden Fall, in dem es ſich um die Rückforderung ent⸗ 
richteter Gemeindeabgaben handelt, der Rechtsweg nicht ſtatt. 
Hieran wird auch durch den Umſtand nichts geändert, daß auf 
Antrag der Kläger der Bezirksausſchuß in M. bereits eine nach 
Angabe der Kläger rechtskräftige Entſcheidung gemäß 8 71 
Kommunalit®. dahin erlaſſen hat, daß die beklagte Gemeinde 
nicht befugt geweſen ſei, die Kläger für die Steuerjahre 1902 
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zuziehen; denn damit iſt noch nicht ausgeſprochen, daß die 
Gemeinde auch verpflichtet ſei, die eingezogene Steuer zurück⸗ 
zahlen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Rückzahlung 
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Gründe öffentlich⸗rechtlicher Art entgegenſtehen, über die durch 
die Gerichte nicht entſchieden werden darf. Ungeachtet der 
Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes bleibt immer noch zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Beklagte die erhobenen Abgaben behalten 
darf. Ob der Rechtsweg gegeben ſein würde, wenn durch die 
Verwaltungsbehörden oder die Verwaltungsgerichte eine end⸗ 
gültige Entſcheidung dahin, daß die Abgaben zurückzuzahlen 
ſeien, bereits erlaſſen worden wäre, kann dahingeſtellt bleiben, 
da die bezeichnete Vorausſetzung hier nicht gegeben iſt. S. c. L., 
U. v. 28. Jan. 10, 162/09 VII. — Naumburg. 

Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

41. Zum 8 2 AGG VG. Erledigung einzelner richter⸗ 
licher Geſchäfte durch Referendare. 

Auf ein an das AG. in G. gerichtetes Erſuchen des als 
Vormundſchaftsgericht zuſtändigen AG. B. iſt der aus dem 
Gerichtsgefängnis vorgeführte T. zu gerichtlichem Protokoll des 
AG. in G. mit der Erklärung vernommen worden, daß er an⸗ 
erkenne, der Vater des bevormundeten unehelichen Kindes zu 
ſein, ſich verpflichte, dieſem Kinde näher angegebene Unterhalts⸗ 
beträge zu zahlen und ſich wegen der Erfüllung dieſer Ver⸗ 
bindlichkeit der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwerfe. Die 
Vernehmung fand durch den von richtlicher Seite hierzu be⸗ 
ſonders beauftragten Referendar K. ftatt. Der Amtsrichter 
hat auf dem Protokolle die Erteilung des Auftrages ſowie die 
Tatſache, daß Referendar K. ſeit mehr als zwei Jahren im 
Vorbereitungsdienſte beſchäftigt ſei, amtlich vermerkt. Gleich 
wohl hielt das AG. B. die Erledigung ſeines Rechtshilfegeſuchs 
für nicht geſetzentſprechend, weil einem Referendar die Be⸗ 
fähigung fehle, vollſtreckbare Schuldurkunden aufzunehmen; die 
Aufnahme ſolcher Urkunden ſei dem Richter vorbehalten. Es 
wiederholte deshalb das Geſuch mit dem Verlangen, daß T. 
durch den Richter ſelbſt vernommen werde. Dies lehnte das 
AG. in G. ab. Das erſuchende Gericht trug demgegenüber 
bei dem OLG. in B. auf Entſcheidung an. Das OG. hat 
die Weigerung des erſuchten Gerichts für berechtigt erklärt. 
Dieſem von dem AG. B. mit der Beſchwerde angefochtenen 
Beſchluſſe iſt das RG. beigetreten: Da der Vorbereitungsdienſt 
des Referendars K. die Dauer von zwei Jahren bereits über⸗ 
ſchritten hatte, fo war es nach 8 2 AGGVG. zuläſſig, ihm 
die Vernehmung des T. auch ſoweit es ſich um die Unter⸗ 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckunz handelte, als 
ein einzelnes richterliches Geſchäft zu übertragen. Keiner der 
Ausnahmefälle, für die durch Abſ. 3 dieſer Geſetzesvorſchrift in 
der Faſſung des Art. 130 unter II des Preußiſchen Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 
die Nichtbefähigung der Referendare zur Wahrnehmung richter⸗ 
licher Geſchäfte vorgeſchrieben iſt, lag hier vor. Insbeſondere 
ließ ſich die Beurkundung der Erklärungen des T. in keinem 
ihrer Teile dem Begriffe oder der Sache nach als eine von der 
Abertragbarkeit auf einen im Vorbereitungsdienſte befindlichen 
Referendar ausgenommene „Urteilsfällung“ anſehen. Dazu 
kommt, was freilich für die Rechtswirkſamkeit des Aktes nicht 
von Bedeutung war, daß der dem Referendar erteilte Auftrag 
ſich dem Abſ. 2 des S 2 entſprechend auch in den von der 
Juſtizverwaltung durch die A Vf. des Juſtizminiſters vom 9. De⸗ 
zember 1879 (JMBl. S. 466) gezogenen Grenzen hielt. In 
allen dieſen Beziehungen iſt auf die näheren Darlegungen in 
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dem Urteile vom 2. Februar 1892 (RG. 29, 222 ff.) hin⸗ 
zuweiſen. K.s Vormundſchaft betreffend. Beſchl. v. 7. Febr. 10, 
B 43/10. — Breslau. 

Geſetz betr. das Pfandrecht an Privateiſenbahnen 
und Kleinbahnen uſw. vom 19. Auguſt 1895 / 11. Juni 1902. 

42. 88 5, 6 des Geſetzes in Verb. mit 88 25, 32, 45, 
46 Enteign®. „Veräußerungen oder Belaſtungen einzelner zur 
Bahneinheit gehöriger Grundſtücke“. Entſchädigungsanſpruch 
aus 8 6 des Geſetzes.] 

Zum Bau der G. er Kleinbahn hatte ſich die Gemeinde F. 
zur unentgeltlichen Hergabe des im Gemeindebezirke belegenen 
Grund und Bodens verpflichtet. Die Grunbbefiger erteilten die 
Bauerlaubnis und der Bau wurde ausgeführt. Aus der 
Beſitzung der Frau D. wurde eine Fläche von 39 a 73 qm 
entnommen und die Entſchädigung hierfür durch eine zu Pro⸗ 
tokoll des Enteignungskommiſſars erklärte Vereinbarung vom 
1. September 1902 auf 2690 & feſtgeſetzt. Die Gemeinde 
zahlte die Entſchädigung, ohne daß die Auflaſſung ſtattfand. 
Die Beſitzung der Frau D. ſamt der zur Bahn verbauten 
Fläche kam im Jahre 1904 zur Zwangsverſteigerung. Der 
Kläger erhielt den Zuſchlag und er klagte dann mit dem An⸗ 
trage, die Beklagte, Aktiengeſellſchaft G.er Kleinbahn, zu ver⸗ 
urteilen, wegen der 39 a 73 qm das Enteignungsverfahren 
einzuleiten. Das LG. wies die Klage ab. In der Berufungs- 
inſtanz ſtellte der Kläger noch einen Hilfsantrag dahin, die 
Beklagte zur Zahlung von 2700 & nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Die Berufung blieb ohne Erfolg. RG. hob auf: Das Geſetz 
über die Bahneinheiten vom 19. Auguſt 1895 / 11. Juni 1902 
unterſcheidet zwiſchen dem Eigentum am Kleinbahnunternehmen 
und dem Eigentum an den einzelnen dem Unternehmen gewid⸗ 
meten Vermögenswerten. Letztere und insbeſondere Einzel⸗ 
grundſtücke behalten die Eigenſchaft als ſelbſtändige Sachen 
und können daher Gegenſtand beſonderer Rechte ſein. Die Zu⸗ 
gehörigkeit zu dem einheitlichen Unternehmen ſchließt in An⸗ 
ſehung von Einzelgrundſtücken Verfügungen des Eigentümers, 
ſei dies der Unternehmer oder ein anderer, nicht ohne weiteres 
aus. Das Geſetz hat die Wirkſamkeit ſolcher Verfügungen 
beſonders geregelt. Die volle Wirkſamkeit iſt für den Fall 
anerkannt, daß durch eine von der Bahnaufſichtsbehörde aus 
zuſtellende Beſcheinigung nachgewieſen wird, daß die Ver⸗ 
fügung die Betriebfähigkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt. 
Wird dagegen dieſe Beſcheinigung verſagt, ſo finden die 
beſchränkenden Vorſchriften der SS 5 und 6 des Gef. Anwendung. 
Dann find nach 8 5 „Verfügungen und Belaſtungen ungültig“, 
und es findet nach § 6 „eine Verfolgung von dinglichen Rechten 
nicht ſtatt“, vielmehr kann der Berechtigte, und zwar gegen 
Aufgabe ſeines Rechts, nur Entſchädigung beanſpruchen. Im 
vorliegenden Falle war das ſtreitige Grundſtück zunächſt Eigentum 
der Frau D., es wurde aber dann zur Zwangsverſteigerung 
gezogen und dem jetzigen Kläger zugeſchlagen. — Das BG. 
erachtet nun den Zuſchlag für nichtig, indem es den § 5 für 
anwendbar erklärt und in dieſer Vorſchrift ein geſetzliches Ver⸗ 
äußerungsverbot findet. — Allein für den Geſetzgeber konnte 
kaum Anlaß beſtehen, die Veräußerung eines zum Bahnunter⸗ 
nehmen verwendeten, aber nicht dem Unternehmer gehörigen 
Grundſtücks ſchlechthin zu verbieten. Ein bloßer Wechſel in 
der Perſon des Grundſtückseigentümers berührt die Betriebs⸗ 
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fähigkeit des Unternehmens nicht. Der Geſetzgeber konnte eine 
ſolche Verbotsvorſchrift auch nicht treffen, ohne mit den ſonſt 
für das preußiſche Recht geltenden Grundſätzen in Widerspruch 
zu treten. Wie der erkennende Senat bereits in dem Urteile 
im RG. 31, 217 dargelegt hat, ſchließt die öffentlich⸗ rechtliche 
Zweckbeſtimmung eines Grundſtücks nicht aus, daß dieſes einen 
Gegenſtand des Privateigentums bildet und unbeſchadet der 
Zweckbeſtimmung veräußert werden kann. Die Vorſchriften des 
Geſetzes über die Bahneinheiten ſtehen hiermit im Einklang. 
(Wird ausgeführt.) Hiernach kann dahingeſtellt bleiben, ob auch 
nur der $ 5 des Geſetzes ein geſetzliches Veräußerungsverbot 
und nicht vielmehr nur eine Verfügungsbeſchränkung enthält. 
Jedenfalls findet auf den vorliegenden Fall nicht dieſe Vor⸗ 
ſchrift, ſondern die des 8 6 Anwendung, auf deſſen Abſ. 2 der 
Kläger den Entſchädigungsanſpruch ſtützt. Dem BG. kann auch 
in denjenigen Ausführungen, die ſich auf die Anwendung der 
Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes beziehen, nicht beigepflichtet 
werden. Die Beklagte ift, da das Grundſtück nicht aufgelaſſen 
und da auch aus § 32 ein Beſchluß über die Vollziehung der 
Enteignung nicht ergangen, nicht Eigentümerin des Grundſtücks 
geworden. Nur die Entſchädigung iſt feſtgeſtellt und dann durch 
die Gemeinde F. für die Beklagte gezahlt worden, und zwar 
noch vor Erlaß des im Verſteigerungsverfahren ergangenen 
Zuſchlagsurteils. ... Erſt infolge der Zwangsverſteigerung 
trat in dieſer Rechtslage eine Anderung ein. Das ſtreitige 
Grundſtück wurde mit verſteigert, die Hypotheken gingen auf 
das auch für dieſes Grundſtück mitgezahlte Kaufgeld über. So 
wenig die Beklagte früher berechtigt war, die Vereinbarung der 
Entſchädigung und die nach dem Geſetze rechtsunwirkſame Zahlung 
den nicht befriedigten Hypothekengläubigern entgegenzuhalten, 
ebenſowenig iſt ſie gegenwärtig hierzu dem Kläger gegenüber 
befugt. Dieſer hat kraft des Zuſchlagsurteils das Eigentum 
am Grundſtück und damit auch den Entſchädigungsanſpruch aus 
§ 6 Abſ. 2 des Geſetzes über die Bahneinheiten erlangt. Ob 
der Kläger die Verhältniſſe ſo, wie ſie lagen, beim Erwerbe 
des Grundſtücks gekannt hat, iſt ſchon deshalb unerheblich, 
weil gegenüber dem Erſteher (vgl. Jaeckel, Zwangsverſt. 2. Aufl. 
Bem. 3 zu § 55 S. 209) der Einwand des mangelnden guten 
Glaubens nicht geltend gemacht werden kann. — Nach der 
Vorſchrift des Geſetzes beſtimmt ſich die Entſchädigung aus S 6 
a. a. O. „nach den Vorſchriften über die Entſchädigung für den 
Fall der Enteignung.“ Schon dieſer Wortlaut des Geſetzes 
läßt erkennen, daß die Entſchädigung nicht in dem beſonders 
geregelten Enteignungsverfahren erfolgen ſoll, vielmehr ſollen 
ebenfo wie in § 46 Abſ. 2 Enteign®. lediglich die materiell⸗ 
rechtlichen Enteignungsvorſchriften Anwendung finden 
Dem Geſetze entſprechend iſt hiernach der in der Berufungs⸗ 
inſtanz geftellte Hilfsantrag, mit dem Zahlung einer ziffermäßig 
beſtimmten Entſchädigung begehrt wird und nicht, wie in der 
Klage, die Verurteilung zur Einleitung des Enteignungs⸗ 
verfahrens. Die nachträgliche Anderung des Antrags war zu⸗ 
läſſig, da nicht nur der Grund, ſondern auch der Gegenſtand 
der Klage der gleiche geblieben iſt. Auch der Antrag der Klage 
zielte ſachlich auf nichts anderes ab als auf Leiſtung einer 
nach den Vorſchriften des EnteignG. zu bemeſſenden Entſchädi⸗ 
gung. Das BG. wird daher die Höhe des Anſpruchs feſt⸗ 
zuſetzen und dabei zu beachten haben, daß die Entſchädigung 
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nach 8 6 Abſ. 2 a. a. O. nur „gegen Aufgabe des Rechts“ 
beanſprucht werden kann. D. c. „G. er Kleinbahn“, U. v. 
8. Jan. 10, 71/09 V. — Naumburg. 

Anſiedlungsnovelle vom 10. Auguſt 1904. 

43. Kein Verſtoß der Novelle gegen das Reichsgeſetz 
(Freizügigkeitsgeſetz vom 1. November 1867). 

Bereits in den Vorinſtanzen hatten die Beklagten ſich 
darauf berufen, daß die ganze Anſiedlungsnovelle vom 
10. Auguſt 1904 und damit auch das darauf fußende Ver⸗ 
ſprechen K.s ungültig ſeien, weil fie gegen §8 1 des Frei⸗ 
zügigkeitsgeſetzes vom 1. November 1867 verſtießen. Danach 
hat jeder Reichsangehörige das Recht, innerhalb des Reichs 
1. an jedem Orte ſich aufzuhalten oder niederzulaſſen, wo er 
eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen ſich zu verſchaffen 
imſtande iſt, 2. an jedem Orte Grundeigentum aller Art zu 
erwerben. In der Ausübung dieſer Befugniſſe darf er durch 
die Obrigkeit des Orts, wo er ſich niederlaſſen will, nicht 
gehindert oder durch läſtige Bedingungen beſchränkt werden. 


Es könnte nun zunächſt die Frage aufgeworfen werden, ob, 


wenn man den Beklagten zugeben wollte, daß die Anſiedlungs⸗ 
novelle wegen Widerſpruchs mit dem Reichsgeſetz ungültig ſei, 
daraus auch die Ungültigkeit der übernommenen privatrechtlichen 
Verpflichtung herzuleiten wäre. Denn das Anſiedlungsgeſetz, 
deſſen Widerſpruch mit dem Reichsgeſetz ſeit jeher von der 
einen Seite behauptet, von der anderen beſtritten wurde, ward 
jedenfalls gehandhabt und es beſtand die Möglichkeit, daß K., 
um die Anſiedlung zu erreichen, unbekümmert um jene ſtaats⸗ 
rechtliche Frage, die privatrechtliche Verpflichtung übernahm 
(vgl. Urteil des VII. ZS. vom 15. Mai 1906, VII 431/05). 
Es kommt indeſſen nicht darauf an, weil der behauptete Wider⸗ 
ſpruch des Landes⸗ mit dem Reichsgeſetz nicht vorliegt. Das 
Freizügigkeitsgeſetz bezweckte in erſter Linie, die Angehörigen 
der verſchiedenen Bundesſtaaten in Beziehung auf die Nieder⸗ 
laſſungs⸗ und Grunderwerbsfreiheit einander gleichzuſtellen. 
Es gewährt dieſe Freiheit allerdings auch den Angehörigen des⸗ 
ſelben Bundesſtaates und verbietet ihre Beſchränkung, hat aber 
nur die Niederlaſſung in den vorhandenen Wohnſtätten und 
den Erwerb veräußerlicher Grundſtücke im Auge. Nieder⸗ 
laſſungs⸗ und Erwerbsbeſchränkungen, die nur mittelbar aus 
den Vorſchriften über die Gründung neuer Niederlaſſungen und 
aus geſetzlichen Veräußerungsbeſchränkungen ſich ergeben, 
werden von jenem Geſetz nicht berührt. Dies ergibt ſich, was 
die Veräußerungsbeſchränkungen anlangt, ohne weiteres ſchon 
aus den ſpäteren reichsgeſetzlichen Vorſchriften der 88 135 ff. 
BGB. und den die landesgeſetzlichen Veräußerungsbeſchränkungen 
aufrechterhaltenden und zulaſſenden Vorſchriften des EGBGB. 
Art. 57 ff., 62 ff., 112 ff., insbeſondere Art. 119 Ziff. 1 und 2). 
Ebenſo iſt, ſoweit bekannt, niemals behauptet worden, daß die 
Niederlaſſungsbeſchränkungen, die auf dem preußiſchen An⸗ 
ſiedlungsgeſez vom 25. Auguſt 1876 beruhen, dem Frei⸗ 
zügigkeitsgeſetz zuwiderlaufen. Jenes Geſetz aber ſieht ebenſo 
wie die Novelle von 1904 im 8 15 die Verſagung der An⸗ 
fiedlungsgenehmigung vor, wenn die Anſiedlung den Schutz des 
Feld⸗ und Gartenbaus, der Forſtwirtſchaft, der Jagd oder 
Fiſcherei gefährde. Nach der Novelle von 1904 iſt die Ge 
nehmigung in den durch die polniſchen Beſtrebungen bedrohten 
Grenzprovinzen auch dann zu verſagen, wenn ſie die Staats⸗ 
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ſicherheit und die im Intereſſe dieſer Sicherheit durch An⸗ 
ſiedlung und Stärkung zuverläſſiger Elemente gewonnenen 
Stützpunkte gefährdet. Das Intereſſe der ſtaatlichen Sicherheit 
aber kann nicht anders behandelt werden und iſt, auch vom 
Standpunkt des Deutſchen Reichs, nicht minder wichtig und 
ſchutzbedürftig als das Intereſſe der Forſtwirtſchaft und des 
Feldbaus. Endlich haben die Beklagten noch eingewendet, daß 
die Anſiedlungsnovelle gegen die Gleichheit vor dem Geſetz und 
ſogar gegen die guten Sitten verſtoße. Ahnliche Einwendungen 
find indeſſen bereits in den früheren Urteilen des RG. (RG. 
55, 78; Gruchot 51, 807) erörtert und verworfen worden. 
Die Anſiedlungsnovelle ſchafft keine Ungleichheit verſchiedener 
Bevölkerungsklaſſen oder Volksſtämme, ſie richtet ſich auch nicht 
gegen die Polen ſchlechthin, ſondern gleichviel welcher Be⸗ 
völkerungsklaſſe und welchem Volksſtamme ſie angehören, gegen 
ſolche Elemente, die durch nationalpolniſche Beſtrebungen und 
deren Förderung den Beſtand des Staates gefährden. Wie in 
der Ausführungsanweiſung zu § 13b der Novelle ausdrücklich 
hervorgehoben wird, ſollen darunter auch ſolche Deutſche, die 
in den vom Polentum durchſetzten Provinzen mit den National⸗ 
polen gemeinſame Sache machen oder deren Beſtrebungen be⸗ 
günſtigen, und es fallen darunter nicht Polen, die zwar ihre 
Mutterſprache bewahren und pflegen, aber — wie beiſpiels⸗ 
weiſe die in der Nähe Brieſens wohnenden Maſuren — in 
allen Beziehungen und vorbehaltlos als Preußen und Deutſche 
ſich fühlen. M. c. Kreis B., U. v. 29. Jan. 10, 103/09 V. — 
Marienwerder. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

44. Zur Tarifſtelle 32 Abſ. 2. Kauf: oder Taufchvertrag?] 

Die Klägerin hat am 17. Dezember 1907 mit den Ehe⸗ 
leuten K. einen als „Tauſchvertrag“ bezeichneten notariellen 
Vertrag geſchloſſen. In § 1 desſelben tritt Klägerin ihr Grun⸗ 
ſtück B. Bd. 56 Bl. 22 an die Eheleute K. „tauſchweiſe“ für 
den Preis von 116 000 , ab und in § 2 treten die letzteren 
ihr Grundſtück F. Bezirk 16 Bd. 8 Bl. 348 an die Klägerin 
„tauſchweiſe“ für den Preis von 73 000 & ab. Der Notar 
hat für den Vertrag nach der Tarifſtelle 32 Abſ. 2 des preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 den Tauſchſtempel von 
1 v. H. des Wertes des höherwertigen der beiden Grundſtücke 
mit 1160 & verwendet. Die Steuerbehörde iſt aber der An⸗ 
ſicht, daß in dem Vertrage zwei ſelbſtändige Kaufverträge 
beurkundet ſeien und hat deshalb die gleich hohe Stempelabgabe 
von 1 v. H. auch von dem Werte des anderen Grundſtücks mit 
weiteren 730 & erfordert. Die Klägerin hat dieſe letztere Ab⸗ 
gabe bezahlt und verlangt mit der Klage deren Wiedererſtattung 
nebſt Zinſen ſeit dem Zahlungstage. Das OLG. hat die Klage 
abgewieſen. RG. hob auf. Nach längeren Ausführungen gelangt 
es zu dem Ergebnis: Iſt hiernach jedes der beiden Grundſtücke 
bei der Deckung des Wertes des anderen unmittelbar beteiligt, 
ſo iſt der beurkundete Vertrag als ein Tauſchvertrag anzuſehen 
und als ſolcher gemäß der Tarifſtelle 32 Abſ. 2 des preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 nach dem Werte des⸗ 
jenigen Grundſtücks, das den höheren Wert hat, mit 1 v. H. 
zu verſteuern (RG. 50, 285; 54, 376; 57, 264). Bemerkt ſei 
noch, daß der preußiſche Juſtizminiſter im Einverſtändnis mit 
dem Finanzminiſter die Anſicht vertreten hat (Juſt.⸗M.⸗Erl. vom 
16. Juli 1902 J 4736, F.⸗M. III 7972), ein doppelter Kauf⸗ 
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vertrag liege vor, wenn die feſtgeſetzten Tauſchpreiſe vollſtändig 
durch Barzahlung oder Schuldübernahme belegt werden, ohne 
daß ein Ausgleich eines Teils der Preiſe durch gegenſeitige 
Aufrechnung der feſtgeſetzten Tauſchpreiſe ſtattfindet. Hieraus 
iſt als die Meinung der beiden Miniſter anzunehmen, daß nicht 
ein doppelter Kaufvertrag, ſondern ein einheitlicher Tauſch⸗ 
vertrag als vorliegend zu erachten iſt, wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, ein Teil der Tauſchpreiſe durch gegenſeitige 
Aufrechnung ausgeglichen iſt. K. & Co. c. Preuß. Fisk., U. v. 
18. Jan. 10, 171/09 VII. — Caſſel. 

45. Tarifſtelle 70. Transportverſicherungen.] 

Nach dem letzten Abſatz der Tarifſtelle 70 zum Stempel⸗ 
ſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 ſind vom Stempel befreit 
Verträge über Rückverſicherungen und Transportverſicherungen. 
Der BerR. wendet die Befreiungsvorſchrift — die hier nur in 
ihrer Beziehung auf die Transportverſicherung in Betracht 
kommt — lediglich deshalb nicht an, weil die verſicherten 
Fahrzeuge (Automobil und Wagen mit Pferdebetrieb) auch 
gegen Gefahren außerhalb des Transports, die mit der Reiſe 
oder Fahrt in keiner Verbindung ſtehen, gedeckt ſeien und 
inſofern eine gewöhnliche Schadenverſicherung vorliege. Dieſe 
Anſchauung beruht auf einer zu engen Auslegung des Begriffs 
der Transportverſicherung. Daß er vom Stempelgeſetz in einer 
beſonderen, vom bürgerlichen Recht abweichenden Bedeutung 
verſtanden worden ſei, erhellt weder aus dem Wortlaut der 
Vorſchrift noch aus deren Entſtehungsgeſchichte. (Wird aus⸗ 
geführt.) Grundſätzlich läßt ſich hiernach keinesfalls ſagen, daß 
eine Transportverſicherung deshalb nicht gegeben ſei, weil die 
Verſicherung auch auf den Ruhezuſtand ſich beziehe. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob im übrigen die Merkmale der Trans⸗ 
portverſicherung zutreffen und ob die Ausdehnung der Haftung 
auf Gefahren außerhalb des eigentlichen Transports dem Ver⸗ 
trage die Eigenſchaft einer Transportverſicherung zu nehmen 
geeignet iſt. Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt aus hat der 
BerR. die Sache nicht geprüft. Sein Urteil mußte daher und 
da auch im übrigen die Feſtſtellungen, die getroffen ſind, die 
Entſcheidung nicht zu tragen vermögen, aufgehoben werden. Einer 
zurückverweiſung bedurfte es nicht, da der Sachverhalt feſt⸗ 
ſteht und danach der Rechtsſtreit zur Endentſcheidung reif iſt 
(§ 565 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO.) Verſichert find gemäß den nach 
ihrem weſentlichen Inhalt im Tatbeſtande mitgeteilten Urkunden 
ein Automobil und Wagen, die nicht gewerblichen Zwecken der 
Beſitzer dienen, ſondern, ſoweit erſichtlich, Luxusfahrzeuge ſind. 
Es fragt ſich zunächſt, ob dieſe Fahrzeuge, weil Transport⸗ 
mittel, Gegenſtand der Trausportverſicherung fein können. 
Die Frage iſt zu bejahen. (Wird ausgeführt.) Es iſt nun⸗ 
mehr weiter zu prüfen, ob etwa die ſonſtigen, auf eine Aus⸗ 
dehnung der Haftung gerichteten Beſtimmungen der Policen 
mit dem Begriffe der Transportverſicherung unverträglich ſind. 
Iſt man zur Vereinfachung des Verſicherungsverhältniſſes bei 
der Landtransportverſicherung dahin gelangt, die Haftung des 
Verſicherers auch für die Zeit auszubedingen, während welcher 
die Güter nicht unterwegs ſind, ſondern ſich — vor oder nach 
der Reiſe — in Lagerhäuſern, Schuppen oder auf Kais befinden 
und dort aufbewahrt werden, ſo iſt eine Erſtreckung der Ver⸗ 
ſicherung von Transportmitteln auf den Ruhezuſtand nicht be⸗ 
fremdlich. An ſich wäre es möglich, zwei Verſicherungsverträge, 
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den einen für den Zuſtand der Fortbewegung, den andern für 
den der Ruhe, zu ſchließen. Es wäre aber nicht praktiſch. 
Der Verſicherungsnehmer verſichert ſich mittels einer Police 
nicht nur gegen die Gefahren des eigentlichen Transports, 
ſondern auch gegen die Gefahren der Zwiſchenzeit. Dadurch 
verliert die Verſicherung nicht den Charakter der Transport⸗ 
verſicherung, der ſich immer noch in der grundſätzlichen Un⸗ 
begrenztheit des Riſikos auch für jene Zwiſchenzeit kundgibt. 
Das Weſentliche iſt namentlich beim Transportmittel, deſſen 
Beſtimmung es iſt, fortbewegt zu werden oder ſich ſelbſt fort⸗ 
zubewegen, die Verſicherung für dieſe Bewegungsperiode. Die 
Ruhe, die Zeit des Stillſtandes in der Remiſe, im Schuppen 
oder in der Garage, kommt nur als etwas Nebenſächliches in 
Betracht, das zur völligen Deckung des Verſicherungsnehmers 
und zur Vermeidung leicht möglicher Streitigkeiten über den 
Umfang der Verſicherung in dieſe als in die einheitliche Trans⸗ 
portverſicherung miteingeſchloſſen wird, aber weder als eine 
ſelbſtändige Verſicherung noch als mit der Transportverſicherung 
nicht vereinbar anzuſehen iſt. Walten hiernach im allgemeinen 
keine verſicherungs rechtlichen Zweifel daran ob, daß die Policen, 
deren Beſteuerung vom Beklagten gefordert wird, Transport⸗ 
verſicherungsurkunden ſind, ſo kann auch insbeſondere aus der 
Regelung, die die Transportverſicherung im Geſetz über den 
Verſicherungsvertrag erfahren hat (SS 129ff.), kein Bedenken 
dagegen entnommen werden. (Wird ausgeführt.) A. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 8. Febr. 10, 145/09 VII. — Berlin. 


— 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


Sitzungen vom 23. bis 25. Februar, 1. bis 3. und 
8. bis 10. März 1910. 


Am 23. Februar 1910 wurde mit der zweiten Leſung der 
Novelle zum Strafgeſetzbuch begonnen. 

Die 58 123, 114, 136, 137, 328, 239, 288, 327 und 
235 wurden nach den Beſchlüſſen der erſten Leſung unverändert 
angenommen. 

Eine längere Auseinanderſetzung erhob ſich wieder bei den 
8S 145 b, 360 13 des Entwurfs (Tierquälerei). Zunächſt wurde 
ein Antrag, den Begriff des „rohen oder boshaften Mißhandelns“ 
durch „rohes oder boshaftes Behandeln“ zu erſetzen, abgelehnt, 
nachdem aus der Mitte der Kommiſſion dargelegt worden war, 
daß dieſe Faſſung viel zu weit ſei; dasſelbe Schickſal widerfuhr 
einem Antrag, bei eintretendem Rückfall den Täter mit Gefängnis 
von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu beſtrafen. Vom Regierungs⸗ 
tiſch wurde erklärt, daß es nicht richtig erſcheine, die veralteten 
Beſtimmungen über den Rückfall, die bei der allgemeinen Reviſion 
des StGB. weſentlich umgeſtaltet werden mußten, hier einzu⸗ 
führen; der feſtgeſetzte Strafrahmen ſei auch elaſtiſch genug, um, 
wenn erforderlich, eine ſchwere Strafe zu verhängen. 

Dagegen wurde der Antrag, wahlweiſe Haft zuzulaſſen, 
angenommen. 

Bei 8 360 13 wurde wiederum eingehend über das rituelle 
Schächten und den Erlaß von Schächtverboten durch Landes⸗ 
geſetze oder Ortsſtatute verhandelt. Von mehreren Seiten wurde 
erklärt, daß, wenn nach Anſicht der Verbündeten Regierungen 
und der Kommiſſion das rituelle Schächten nicht als Tierquälerei 
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beſtraft werden könne, es nicht geduldet werden könne, auf dem 
Umwege über ein Landesgeſetz (wie im Königreich Sachſen) oder 
durch eine Schlachthofordnung (wie vielfach in Preußen) das 
Schlachten ohne vorherige Betäubung funter Strafe zu ſtellen. 
Nach der jetzigen Faſſung des § 360 13 ſei das ſehr wohl noch 
möglich. Es wurde daher folgender Zuſatz beantragt: 
„Landesrechtliche Beſtimmungen, welche in die rituellen 
Vorſchriften einer Religionsgemeinſchaft über das Schlach⸗ 
ten von Tieren eingreifen, ſind unzuläſſig.“ 

Der Staatsſekretär erklärte, daß dieſer Antrag unannehm⸗ 
bar ſei, weil er in die Kompetenz der Einzelſtaaten eingreife, 
mindeſtens ſeien langwierige Verhandlungen mit den Einzel⸗ 
regierungen erforderlich und die raſche und glatte Erledigung 
der Vorlage werde in Frage geſtellt. 

Dieſen Ausführungen wurde von mehreren Seiten beige: 
pflichtet, gleichwohl aber der Antrag angenommen. Zwei weitere 
hierauf gerichtete Anträge: 

1. „Der Erlaß eines Schächtverbots iſt unzuläſſig,“ 

2. „Die Behandlung von Tieren nach rituellen Vor⸗ 

ſchriften iſt ſtraflos,“ 

fanden hierdurch ihre Erledigung. Sodann wandte man ſich 
wieder dem 5 186 der Vorlage in Verbindung mit dem in 
erſter Leſung neu beſchloſſenen § 1864 (Geheimnisbruch) zu. 
Von mehreren Seiten wurde erklärt, daß man nach reiflicher 
Prüfung den neu aufgenommenen § 186a nicht aufrechterhalten 
könne. Die dehnbaren Begriffe des „Privatlebens“ und des 
„öffentlichen Intereſſes“, um derentwillen man gerade die 
Regierungsvorlage verworfen habe, fein auch in dieſem 
Paragraphen enthalten; man könne überhaupt den Wahrheits⸗ 
beweis ſchon um deswillen meiſt abſchneiden, weil häufig gerade 
der Verletzte ein großes Intereſſe daran habe, ihn ſeinerſeits 
zu widerlegen. Es ſei das richtigſte, den § 1864 und 
die Vorlage, ſoweit ſie ſich mit dem Wahrheitsbeweis be⸗ 
ſaſſe, abzulehnen, und es beim beſtehenden Rechtszuſtand zu 
belaſſen. 

Mehrere andere Redner treten dem bei, während die 
Regierung die Vorlage nochmals verteidigte. 

An Stelle des § 186 a wurde von einer Seite im Anſchluß 
an den 5 300 StGB. (Verletzung von Berufsgeheimniſſen) 
folgender neue $ 300 a vorgeſchlagen: 

„S 300 a. Mit Geldſtrafe bis zu 1000 & oder mit 
Haft oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten wird 
beſtraft, wer rechtswidrig den Frieden des Privatlebens 
eines andern dadurch verletzt, daß er öffentlich oder 
durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darſtellungen Mitteilungen über deſſen perſönliches, 
häusliches oder Familienleben macht. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein; die Zurück⸗ 
nahme des Antrags iſt zuläſſig. 

Der Antrag kann bis zur Verkündung eines auf 
Strafe lautenden Urteils auf die Verfolgung wegen 
dieſes Vergehens beſchränkt werden. Bis zu demſelben 
Zeitpunkte kann die Beſchränkung des Antrags zurück⸗ 
genommen werden. Im Falle der Beſchränkung iſt eine 
Beweisaufnahme über die Wahrheit der mitgeteilten 
Tatſache unzuläſſig. | 

Der § 193 findet Anwendung.“ 
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Auf mehrfachen Wunſch wurde die Beratung des 8 186 
abgebrochen und an den Schluß zurückgeſtellt. 

Der 5 223 Abſ. 2 (Kinderſchutzparagraph) wurde nach 
eingehender Debatte in der Faſſung der erſten Leſung an⸗ 
genommen, jedoch mit der Maßgabe, daß vor die Worte „roher 
oder boshafter Behandlung“ das Wort „wiederholter“ ein⸗ 
geſchaltet werde. | 

Unveränderte Annahme fanden ebenfo die 88 248a, 264 a, 
3691, 3709 in der in erſter Leſung beſchloſſenen Form. 

Ein ſozialdemokratiſcher Redner führte aus, daß man die 
Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen dürfe, den Bettel⸗ 
paragraphen (8 361“) einer Reviſion zu unterziehen. Alle 
Welt ſei ſich darüber einig, daß dieſe Strafvorſchrift in ihrer 
jetzigen Form, die auf die oft vorliegende Notlage des Bettlers 
keine Rückſicht nehme, ſchwere kriminelle und ſoziale Mißſtände 
gezeitigt habe. Er brachte daher den Antrag ein, dem 8 361 
folgenden Zuſatz anzuhängen: 

„tt das Betteln aus Not erfolgt, fo kann von Strafe 

abgeſehen werden.“ 

Hierüber entſpann ſich eine längere Debatte. Regierungs⸗ 
ſeitig wurde zugegeben, daß der Bettelparagraph Mißſtände 
gezeitigt habe; eine Anderung desſelben gehe aber über den 
Rahmen des Notgeſetzes hinaus; die Sache könne mit dem 
vorliegenden Antrag, der ja ſogar die ſelbſtverſchuldete Not 
berückſichtigen wolle, keineswegs abgetan werden; es handele 
ſich vielmehr um ein großes, ſoziales Problem, das man ſo 
nebenher nicht löſen könne. 

Trotzdem noch mehrere Redner ſich für die jetzige Anderung des 
5 301! ausſprachen, wurden alle dahinzielenden Anträge abgelehnt. 

Der in erſter Leſung zu dem 8 355 (Schutz des Tele⸗ 
graphengeheimniſſes) beſchloſſene Zuſatz wurde wie folgt gefaßt: 

„Den einer Telegraphenanſtalt anvertrauten Depeſchen 

werden Nachrichten gleichgeachtet, die durch eine zu 

öffentlichen Zwecken dienende Fernſprechanlage vermittelt 
werden.“ 

Nunmehr wurde, und zwar in den Sitzungen vom 1. und 
2. März 1910, die Beratung über die SS 186 und 253 (Be: 
leidigung und Erpreſſung) zu Ende geführt. Die Verſuche, 
den Begriff der Drohung bei der Erpreſſung einzuengen, 
wurden auch in dieſer Leſung wieder aufgenommen. Im 
Vordergrunde der Debatte ſtand folgender Antrag: 

„in § 253 ſtatt des Wortes ‚Drohung‘ zu ſetzen: 
„Drohung mit einer rechtswidrigen Handlung, mit 
Herbeiführung einer gegenwärtigen Gefahr für Ge⸗ 
ſundheit oder Leben, mit Erſtattung einer Straf⸗ 
anzeige, mit der Stellung oder Nichtzurücknehmen 
eines Strafantrags oder einer Strafklage oder mit 
einer nachteiligen Enthüllung.“ 

Nachdem ſowohl regierungsſeitig, als aus der Mitte der 
Kommiſſion dargelegt worden war, daß dieſe Faſſung zu 
kaſuiſtiſch ſei und eine Anzahl Fälle ſtraflos laſſe, die nach ge⸗ 
fundem Rechtsempfinden zweifellos als Erpreſſung beſtraft werden 
müßten (z. B. Drohung mit Kündigung von Hypotheken, mit Antrag 
auf Konkurseröffnung, mit Verlaſſen in hilfloſer Lage uſw.) 
wurden bei der Abſtimmung ſämtliche Abänderungsanträge 
wiederum abgelehnt und der § 253 in der Form der Re⸗ 
gierungsvorlage auch in zweiter Leſung . 

2 * 
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Das gegenteilige Schickſal erlitt die Regierungsvorlage 
mit ihren Vorſchlägen, die ſich auf die Einſchränkung des 
Wahrheitsbeweiſes bei Beleidigungen und auf die Erhöhung 
der Strafen für Beleidigungen beziehen. 

Zunächſt wurde von faſt allen Seiten anerkannt, daß der 
in erſter Leſung beſchloſſene neue 8 186 a (Geheimnisbruch) nicht 
aufrechterhalten werden könne; es wurde deshalb ein Antrag 
auf Streichung geſtellt. Der Vorſitzende beantragte, hinter 
8 300 StGB. folgenden § 300 a einzuſchalten: 

„Mit Geldſtrafe bis zu 1000 & oder mit Gefängnis 
bis zu 6 Monaten wird beſtraft, wer böswillig den 
Frieden des Privatlebens eines andern dadurch verletzt, 
daß er öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, 
Abbildungen oder Darſtellungen Mitteilungen über deſſen 
perſönliches, häusliches oder Familienleben macht. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurück⸗ 
nahme des Antrags iſt zuläſſig. Der Antrag kann bis 
zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils auf 
die Verfolgung wegen dieſes Vergehens beſchränkt werden. 
Bis zu demſelben Zeitpunkt kann die Beſchränkung des 
Antrags zurückgenommen werden. Im Falle der Be⸗ 
ſchränkung iſt eine Beweisaufnahme über die Wahrheit 
der mitgeteilten Tatſache unzuläſſig. 

Der § 193 findet entſprechende Anwendung.“ 

Der Antrag wurde indeſſen abgelehnt. Die Mehrheit be⸗ 
ſchloß ſodann, auch den in erſter Leſung beſchloſſenen 8 186 a 
und die ganze Regierungsvorlage zu 88 186, 187, 188 ab⸗ 
zulehnen, ſo daß der bisherige Rechtszuſtand unverändert bleibt. 

Damit iſt die Kommiſſionsberatung der Strafrechtsnovelle 
beendigt. 


Gerichtsverfaſſung, Strafprozeßorduung. 

In der Sitzung vom 3. März 1910 wandte ſich die 
Kommiſſion ihrer Hauptaufgabe, der Beratung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnung zu. Zunächſt 
wurden die Berichterſtatter ernannt und zwar: 

1. Abgeordneter Dr. Heinze Gerichtsverfaſſungsgeſetz und 
Allgem. Teil der Strafprozeßordnung, 

2. Abgeordneter Dr. Mayer⸗Kaufbeuern für das Ver⸗ 
fahren in 1. Inſtanz (SS 151 bis 300 des Entwurfs), 

3. Abgeordneter Dr. Wagner (Sachſen) für „Rechtsmittel 
und Wiederaufnahmeverfahren“, 

4. Abgeordneter Graef (Weimar) für den Reſt des Ent⸗ 
wurfs und die Einführungsgeſetze. 

Es wurde zunächſt ohne jede Diskuſſion mit allen gegen 
eine Stimme beſchloſſen, die Schwurgerichte beizubehalten, hierauf 
aber unter Abänderung des Geſchäftsplanes zunächſt die Be⸗ 
ratung der Strafprozeßordnung in Angriff genommen. 


Erſtes guch. 
Allgemeine Vorſchriſten. 

1. Abſchnitt. 
Zuſtändigkeit der Gerichte. 


Die 88 1 und 2 (Gerichtsſtand der begangenen Tat und 
des Wohnſitzes bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsortes wurden 
debattelos angenommen. Bei 55 3 und 4 (Gerichtsſtand der 
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Ergreifung und des vorübergehenden Aufenthaltsorts) erhob 
ſich eine eingehende Debatte. Der § 3 wurde ſchließlich in 
folgender Faſſung angenommen (Antrag Gröber, Zentrum). 
8 3. „Zuſtändig iſt ferner das Gericht, in deſſen 
Bezirk der Verdächtige verhaftet wird.“ 

Bei 8 4 wurde allſeitig anerkannt, daß der Angeſchuldigte 
das Recht haben müſſe, der Erhebung der Klage in dieſem, 
doch meiſtens recht zufälligen Gerichtsſtand zu widerſprechen; 
die Mehrheit war der Anſicht, daß es einfacher und zweck⸗ 
mäßiger ſei, dieſen Gedanken in der Weiſe zum Ausdruck zu 
bringen, daß der Angeſchuldigte von vornherein ſeine Zu⸗ 
ſtimmung gegeben haben müſſe, anſtatt, wie die Vorlage will, 
ein ſchwerfälliges Widerſpruchsverfahren einzuführen. Der § 4 
wurde deshalb nach dem Antrag Storz (Freiſ.) wie folgt gefaßt: 

8 4. „Zuſtändig iſt endlich das Gericht, in deſſen 
Bezirk ſich der Angeſchuldigte zur Zeit der Erhebung 
der Klage vorübergehend aufhält, wenn der Angeſchuldigte 
ausdrücklich eingewilligt hat.“ 

Die Vorſchriften über den Zuſammenhang (SS 5—9) wurden 
mit unweſentlichen Anderungen angenommen. G. 


— 


Aufzerordentlicher Prenßiſcher Notartag in Berlin. 


Am 20. Februar hat unter dem Vorſitz des Juſtizrat Elze⸗ 
Halle zu Berlin ein preußiſcher Notartag behufs Stellungnahme 
zu den Geſetzentwürfen, betreffend die Abänderung des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 und die Abänderung 
der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juni 1895, getagt, 
zu dem 130 Notare erſchienen waren. Der preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſter und der Finanzminiſter hatten erklärt, keine Zeit zu 
haben, der an ſie ergangenen Einladung folgen zu können. 
Dagegen waren zahlreiche Mitglieder der Kommiſſion des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, die mit der Beratung der Geſetzentwürfe 
betraut iſt, anweſend. 

Der Referent Juſtizrat Rausnitz, Berlin, berichtete über 
die neuen Geſetze, die drei Arten Vorſchläge enthalten, ſolche, 
die eine Erhöhung der Gebühren, ſolche, die eine Ermäßigung 
der Gebühren, und ſolche, die eine Verbeſſerung der jetzigen 
Vorſchriften des Geſetzes beabſichtigen. Der Vortragende 
führte aus, daß nach der von der Regierung aufgenommenen 
Statiſtik das Einkommen von über einem Drittel ſämtlicher 
Notare, wenn man die Unkoſten abrechnet, ein angemeſſenes 
Auskommen nicht gewähre, und daß das Reineinkommen 
durchſchnittlich nur 4292 , betrage. Er hält die vor: 
geſchlagenen Erhöhungen, ſoweit die höheren Wertſtufen über 
100 000 & in Betracht kommen, für ungenügend, um ſo 
ungenügender, als aus der Ermäßigung einer großen Anzahl 
Tarifſätze, wie derjenigen für Beglaubigungen, Aufnahme 
von Inventarien, Vornahme von Siegelungen uſw. eine 
ſchwere Schädigung der Einnahmen des Notars folgt. Auch 
die Pauſchalierung der Schreibgebühren und des Portos bewirke 
für die ländlichen Notare und die der kleineren Städte eine 
Verminderung der Einnahmen. Unerträglich für das Notariat 
ſei die ihm noch neben der Erhebung des Reichs⸗ und Landes⸗ 
ſtempels zugemutete Einziehung von Gerichtskoſten. Kränkend 
für das Notariat ſei es, daß keiner ſeiner langjährigen Herzens⸗ 
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wünſche durch die Entwürfe erfüllt worden ſei. Hierzu gehöre 
die Erhöbung der Mindeſtgebühr, die Erhöhung der Gebühren 
für Vollmachten, für eidesſtattliche Verſicherungen zur Erlangung 
des Erbſcheins und für die Errichtung von Teſtamenten, deren 
Entwurf der Notar angefertigt hat, die Feſtlegung einer Gebühr 
für die Einſicht des Grundbuchs und eine ſachgemäße Definition 
des Begriffes der zweiſeitigen Verträge. 

In der Diskuſſion ſchilderten die Cölner Notare, die Herren 
Juſtizräte Bleugels und Dorſt, überzeugend die beſonderen 
Schäden, die die Notare der Rheinlande insbeſondere durch 
die neuangeordnete Zuſammenrechnung der Gebühren, die 
Pauſchalierung der Schreibgebühren und die Abſchaffung 
der Gebühr für die Abtretung der Steigpreiſe erlitten. Herr 
Rechtsanwalt Lütkemann, Hannover, legte in ausführlicher 
Rede die von ihm in dem letzten Hefte der Lobe'ſchen Zeit⸗ 
ſchrift entwickelten Grundſätze dar, während Herr Rechtsanwalt 
Winkler⸗Belzig anſchaulich die Leiden eines märkiſchen Provinz⸗ 
notars vortrug. Ein beſonderes Intereſſe gewann die Ver⸗ 
handlung dadurch, daß von den anweſenden Abgeordneten die 
Herren Amtsgerichtsſekretär Bartſcher, Juſtizrat Meyer, Tilſit, 
und Rechtsanwalt Mertin, Oels, in die Debatte eingriffen und 
eingehend ihre Anſichten über die Entwürfe darlegten. Die 
Verſammlung erlangte dadurch Gewißheit, daß der allſeitig 
bekämpfte Vorſchlag, die Notare zu Kaſſenbeamten zu machen, 
in der Kommiſſion keinerlei Ausfichten auf Annahme habe, und 
daß ſämtliche Parteien des Hauſes entſchloſſen ſeien, die be⸗ 
rechtigten Intereſſen der Notare zu wahren. 

Es gelangte zum Schluſſe folgende von dem Referenten, 
Herrn Juſtizrat Rausnitz, vorgeſchlagene Reſolution mit einem 
von den Notaren des Rheinlandes gewünſchten Zuſatze (zu h) 
einſtimmig zur Annahme. 

1. Der Notartag hält eine durchgreifende Neuordnung und 

Erhöhung der Notariatsgebühren für erforderlich. 

In den Entwürfen der Geſetze betreffend die Ab⸗ 
änderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
25. Juni 1895 und die Abänderung der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare vom 25. Juni 1895 vermag er 
eine ſolche den Erforderniſſen des Notariats entſprechende 
Neuordnung und Erhöhung nicht zu erkennen. 

2. Um eine zweckentſprechende Neuordnung zu erzielen, 
hält der Notartag die rechtzeitige Anhörung der Notare 
für geboten. 

3. Sollten die vorliegenden Entwürfe zur Annahme ge⸗ 
langen, ſo würde durch ſie eine einigermaßen an⸗ 
gemeſſene Vergütung der Tätigkeit der Notare für die 
nächſte Zeit nur dann herbeigeführt werden: 

a) wenn die Steigerung der Gebühren des § 33 GKG. 
derartig erfolgt, daß die Gebühren für die höheren 
Werte auch verhältnismäßig höher ſteigen; 

b) wenn die beabſichtigten Ermäßigungen der Ge⸗ 
bühren für Beglaubigungen (S 42 GKG. ), für die 
Beurkundung von Verſammlungen und Verloſungen 
(S 48 GKG.), für die Aufnahme von Inventarien, 
Siegelungen und Entſiegelungen (S 49 Nr. 5 GKG.) 
ſowie die beabſichtigte Streichung der Gebühren 
für die Abtretung der Steigpreiſe (S 46 GKG.) 
fallen gelaſſen werden; 
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c) wenn bei der Einführung von Pauſchalgebühren 
an Stelle der Schreibgebühren und der Erſtattung 
des Portos die Zahl der zu erteilenden Aus⸗ 
fertigungen und Abſchriften beſchränkt wird; 

d) wenn von der beabſichtigten Einführung der Ein⸗ 
ziehung der Gerichtskoſten durch die Notare Ab⸗ 
ſtand genommen wird; 

e) wenn eine Erhöhung der Mindeſtgebühr ſowie eine 
Erhöhung der Gebühren für Vollmachten, für eides⸗ 
ſtattliche Verſicherungen zur Erlangung des Erb⸗ 
ſcheins und für die Errichtung von Teſtamenten, 
deren Entwurf der Notar angefertigt hat, be⸗ 
willigt wird; 

f) wenn die Gebührenpflicht für Einſicht des Grund⸗ 
buchs durch das Geſetz klargelegt wird; 

g) wenn eine ſachgemäße, den allgemeinen Rechts⸗ 
regeln entſprechende Definition der einſeitigen 
und zweiſeitigen Verträge in das Geſetz auf⸗ 
genommen wird; 

h) wenn die Vergütung für die Beurkundung mehrerer 
Rechtsgeſchäfte in einer Urkunde im Sinne des 
§ 40 Abſ. 1 in Verbindung mit den SS 37 und 46 
GKG. geregelt wird. R. 


Petition des Auwaltvereins in Frankfurt a. M 
an das Preußiſche Abgeordnetenhaus. 


Dem Hohen Hauſe der Abgeordneten beehrt ſich der Vorſtand 
des Anwaltvereins in Frankfurt am Main die nachſtehende Petition 
zu dem Entwurf eines Geſetzes betreffend Abänderung des Geſetzes, 
enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriſten über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 27. September 1899 
und zu dem Entwurf eines Geſetzes betreffend Abänderung der 
Gebührenordnung für Notare, vom 25. Juni 1895, ehrerbietigſt zu 
überreichen. 


A. Zum Geſetz vom 27. September 1899, enthaltend die landes⸗ 
teſetzlichen Borſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte. 


In dem Zeitraum von zehn Jahren, welcher ſeit dem Inkraft⸗ 
treten der Landesgebührenordnung verſtrichen iſt, hat ſich die 
Unzulänglichkeit der in ihr enthaltenen Gebührenſätze in einem ſolchen 
Grade fühlbar gemacht, daß wenigſtens eine teilweiſe Erhöhung 
dieſer Sätze ein dringendes Bedürfnis geworden iſt und nicht länger 
hinausgeſchoben werden kann. Selbſt die erheblich höheren Gebühren, 
welche die Rechtsanwälte für ihre Tätigkeit in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten auf Grund der Neichsgebührenordnung vom 7. Juli 1879 
beziehen, entſprechen, wie der Reichstag in einer am 27. April 1909 
einſtimmig angenommenen Rejolution zum Ausdruck gebracht und 
wie insbeſondere noch vor kurzem der Herr Staatsſekretär des Reichs⸗ 
juſtizamts gelegentlich der Beratung des Juſtizetats im Reichstag 
anerkannt hat, nicht mehr den Zeitverhältniſſen. Der Reichstag hat 
deshalb in der gedachten Neſolution an den Herrn Reichskanzler das 
Erſuchen gerichtet, eine angemeſſene Erhöhung der Gebühren der 
Rechtsanwälte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vorzuſehen, und 
demgemäß find, wie der Herr Staatsſekretär des Keichsjuſtizamts 
bei der Beratung des Juſtizetats im Reichstag erklärt hat, die Vor⸗ 
arbeiten zu einer Reviſion der Keichsgebührenordnung bereits in 
Angriff genommen worden. Eine Anderung der Landesgebühren⸗ 
ordnung iſt aber noch weitaus dringlicher; denn erſcheinen ſchon nach 
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allgemeiner Überzeugung die Gebühren des Reichsgeſetzes als zu 
niedrig, ſo gilt dies in weit höherem Grade von den landesgeſetzlichen 
Gebühren. Zunächſt find die einzelnen Gebührenquoten in der 
Landesgebührenordnung bedeutend geringer als die nach der Reiche: 
gebührenordnung zur Anwendung kommenden und zudem ſind die 
Grundgebühren der Landesgebührenordnung in den höheren Wert⸗ 
Haſſen erheblich geringer als in der Reichsgebührenordnung. Die 
landesrechtlichen Gebühren waren ſchon von Anfang an zu niedrig 
bemeſſen, ſie haben ſich alsbald nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
als unzulänglich erwieſen; darunter leiden die preußiſchen Anwälte 
jetzt noch ſchwerer als unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes, weil einerſeits in der Zwiſchenzeit die Kaufkraft des Geldes 
mehr und mehr geſunken iſt und alle Lebensbedürfniſſe bedeutend 
verteuert worden find, andrerſeits aber” auch die Aufwendungen für 
den Bureaubetrieb (Löhne der Angeſtellten, Miete der Geſchäfts⸗ 
räume u. dergl.) außerordentlich geſtiegen ſind. Während das Ein⸗ 
kommen der freien Erwerbsſtände durch eine Erhöhung ihrer Preiſe, 
das Einkommen der Staats⸗ und Gemeindebeamten im vergangenen 
Jahre durch Erhöhung der Gehälter und der Wohnungsgeldzuſchüſſe, 
das Einkommen der Arbeiter und ſonſtigen Privatangeſtellten durch 
eine Steigerung der Löhne und Gehälter in Einklang mit den ver⸗ 
änderten Zeitverhältniſſen gebracht worden iſt, endlich auch die Arzte 
eine beträchtliche Erhöhung der Gebühren für ihre Berufstätigkeit 
erzielt haben, bilden die Anwälte den einzigen Stand, welcher auf 
das Berufseinkommen angewieſen iſt, das er ſchon vor zehn Jahren, 
ja ſogar ſchon vor mehreren Jahrzehnten, bezogen hat. In Wirk⸗ 
lichkeit iſt dieſes Einkommen in den letzten zehn Jahren ſogar noch 
infolge der Steigerung der mit der Ausübung der Berufstätigkeit 
notwendig verbundenen Unkoſten bedeutend geſunken, ſo daß die 
Anwälte ſtatt einer Beſſerung ihrer materiellen Lage noch obendrein 
eine empfindliche Einbuße an ihrem früheren Einkommen erlitten 
haben. Die Notlage, in welcher ſich die Deutſche und mit ihr die 
Preußiſche Anwaltſchaft befindet, iſt eine offenkundige und unbeſtreit⸗ 
bare; noch vor kurzem hat eine von der Großherzoglich Heſſiſchen 
Staatsregierung auf Grund der Veranlagung zur Staatseinkommen⸗ 
ſteuer veranſtaltete Unterſuchung der Einkommensverhältniſſe der 
heſſiſchen Anwälte, deren Ergebniſſe in den Tageszeitungen ver⸗ 
öffentlicht worden ſind, geradezu erſchreckende Ziffern ergeben. Ohne 
auf Einzelheiten einzugehen, erlauben wir uns, darauf hinzuweifen, 
daß nach dem Ergebnis jener Unterſuchung das Durchſchnitts⸗ 
einkommen der heſſiſchen Anwälte aus der Ausübung der Anwalt⸗ 
ſchaft und des Notariats erheblich geringer iſt, als das durch⸗ 
ſchnittliche Dienſteinkommen eines Richters erſter Inſtanz im 
Reiche. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß der Richter gegen die 


Folgen vorzeitigen Verluſtes ſeiner Arbeitsfähigkeit durch den Anſpruch 


auf Penſion geſichert iſt und daß ſeine Angehörigen nach ſeinem 
Tode Witwen⸗ und Waiſengeld beziehen. Daß ein ſo geringes Ein⸗ 
kommen für den Anwalt höchſtens zur Beſtreitung eines beſcheidenen 
Unterhalts für ſich und ſeine Angehörigen reicht, ihm aber Rücklagen 
für die Zeit des Alters und den Fall des vorzeitigen Eintritts der 
Erwerbsunfähigkeit wie auch zur Verſorgung ſeiner Angehörigen für 
die Zeit nach ſeinem Tode nicht ermöglicht, bedarf keiner Ausführung. 
Nicht günſtiger liegen die Verhältniſſe im übrigen Reichsgebiet und 
insbeſondere in Preußen. Die traurige Lage der Anwaltſchaft findet 
den denkbar beredteſten Ausdruck in den Jahresberichten der Hülfs⸗ 
kaſſe für Deutſche Rechtsanwälte, aus denen ſich ergibt, daß alljährlich 
viele Anwälte ſterben, welchen es trotz ausreichender Beſchäftigung, 
gewiſſenhafter und ſorgfältiger Ausübung des Berufs ſowie be⸗ 
ſcheidener und anſpruchsloſer Lebensführung nicht möglich geweſen 
iſt, ihrer Familie ein noch ſo geringes Vermögen zu hinterlaſſen, ſo 
daß die Witwe und Kinder glücklich ſind, wenn ſie aus der Hülfskaſſe 
wenigſtens eine fortlaufende jährliche Unterſtützung von wenigen 
hundert Mark erhalten. Der Offentlichkeit kann es weiter nicht ent⸗ 
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gangen ſein, wie in den Kreiſen der Anwaltſchaft immer lebhafter 
das Bedürfnis nach Begründung einer Nuhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe betont worden iſt. Nachdem im Jahre 1907 endlich eine 
ſolche Kaſſe ins Leben gerufen worden war, ſind ihr bisher von 
etwa zehntauſend deutſchen Anwälten trotz lebhafter Agitation nur 
ungefähr 700 beigetreten. Mögen auch manche dieſer Kaſſe aus dem 
Grunde ferngeblieben ſein, weil ſie im Beſitz eines ausreichenden 
Privatvermögens ſich befinden oder ihr über den Durchſchnitt erheblich 
hinausgehendes Beruſseinkommen ihnen geſtattet, in anderer aus⸗ 
giebigerer Weiſe für ihre Angehörigen zu ſorgen, jedenfalls verhält 
ſich, wie aus privaten Umfragen hervorgeht, ein erheblicher Teil der 
Anwälte ablehnend, weil er von ihrem Einkommen nicht ſoviel zu 
erübrigen vermag, um die ſehr beſcheidenen jährlichen Prämien auf⸗ 
zubringen. 

Angeſichts ſolcher Verhältniſſe kann die Notwendigkeit einer 
ſchleunigen Abhilfe durch eine zeitgemäße Abänderung der Gebühren⸗ 
vorfchriften nicht wohl in Abrede geſtellt werden; die Anderung iſt 
nicht nur im Intereſſe der zunächſt Beteiligten, der Anwälte ſelbſt, 
geboten, ſondern auch im Intereſſe der Rechtspflege, welches die Cr: 
haltung eines berufs freudigen, makelloſen und nicht durch die Sorge 
um den notdürftigen Unterhalt bedrückten Anwaltsſtandes erheiſcht. 
Die Königliche Staatsregierung ſcheint auch die Notwendigkeit einer 
Erhöhung der Landesgebühren nicht zu bezweifeln; wenn ſie gleich⸗ 
wohl eine ſolche nicht vorſchlägt und ſich darauf beſchränkt, die Er⸗ 
ſtattung der Auslagen für Schreibwerk und Poſtgebühren durch 
Pauſchſätze anzuregen, ſo beruht dies auf der Annahme, daß. 
wie in der Begründung hervorgehoben wird, eine Anderung des 
Landesgeſetzes erſt möglich ſei, wenn feſtſtehe, welche Geſtalt die 
Beſtimmungen des Neichsgeſetzes erhalten werden. Die Zurüd: 
haltung, welche ſich die Königliche Staatsregierung auferlegt, findet 
jedoch in ſolchen Rückſichten nicht ihre Berechtigung. Wir erlauben 
uns darauf hinzuweiſen, daß in demſelben Augenblick, in welchem 
vor etwa Jahresfriſt der Reichstag eine allgemeine Revifion der 
Reichsgebührenordnung verlangt hat, die geſetzgebenden Körperſchaften 
des Reiches kein Bedenken getragen haben, cine ſofortige Erhöhung 
einzelner als beſonders unzulänglich erkannter Gebühren vorzunehmen, 
z. B. der Gebühren für die Vertretung in der Berufungsinſtanz, im 
Wechſel⸗ und Urkundenprozeß, im Arreſtverfahren uſw. Wir erlauben 
uns weiter daran zu erinnern, daß trotz der in Ausſicht ſtehenden 
und bereits in die Wege geleiteten umfaſſenden Reform des Straf⸗ 
rechts die verbündeten Regierungen in einer zurzeit dem Reichstag 
vorliegenden Novelle die ſofortige anderweitige Regelung einzelner 
im Strafgeſetzbuch behandelter Materien vorgeſchlagen hat. Wir er⸗ 
kennen an, daß eine umfaſſende Neuregelung des landesrechtlichen 
Gebührenweſens zweckmäßigerweiſe bis zur Reviſion der Reichs⸗ 
gebührenordnung aufzuſchieben iſt, aber wir können nicht einſehen, 
weshalb der unverzüglichen von der geſamten Preußiſchen Anwalt⸗ 
ſchaft für notwendig und unaufſchiebbar gehaltenen Anderung einzelner 
landesrechtlicher Gebührenſätze die Reform der Reichsgebührenordnung 
vorhergehen muß. 

Demgemäß erlauben wir uns, folgende Anderungen vorzufchlagen: 


I. Zu dem Artikel 8. 


In dieſem Artikel iſt die Gebühr für Anträge, Erklärungen und 
Beſchwerden bei Behörden auf ¼0 der vollen Gebühr bemeſſen. Für 
die gleiche Tätigkeit erhält der Rechtsanwalt, wenn ſie in den 
Rahmen der Reichsgebührenordnung fällt, 7 der, wie oben hervor: 
gehoben, in den höheren Wertſtufen erheblich größeren vollen Gebühr. 
Eine geringere Bemeſſung der Gebühr für die Tätigkeit auf dem 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt nicht gerechtfertigt. Der 
Stellung von Anträgen und der Einreichung von Beſchwerden gehen 
in der Regel Beſprechungen mit dem Auftraggeber, Einſicht amtlicher 
Akten und eingehende wiſſenſchaftliche Studien voraus. Ein Entgelt 


39. Jahrgang. 


von */ der vollen Gebühr ſteht außer jedem Verhältnis zu dem 
Umfang und der Bedeutung ſolcher Tätigkeit. Wir ſchlagen deshalb 
eine Erhöhung auf i der vollen Gebühr vor. 


II. Zu den Artikeln 9 und 11. 


Es handelt ſich hier um die Gebühr für Schreiben an Privat⸗ 
perſonen, welche rechtliche Ausführungen oder ſachliche Auseinander⸗ 
jegungen enthalten, ſowie für die Erteilung eines Rates oder für 
Beſprechungen, wobei zu beachten iſt, daß für dieſe letztere Tätigkeit 
eine Gebühr nur dann berechnet werden darf, wenn nicht auf Grund 
der Artikel 8—10 eine Gebühr zum Anſatz kommt. Die Gebühr 
iſt auf „% der vollen Gebühr bemeſſen. Sie iſt wohl diejenige 
Gebühr, welche von jeher in Anwaltskreiſen zu den lebhafteſten Klagen 
Anlaß gegeben hat und als beſonders unbillig erſcheint. Nach der 
Neichsgebührenordnung kann für eine bloße Beſprechung oder Er: 
teilung eines Rates eine Gebühr von 0 berechnet werden, ſofern 
es ſich um den Beginn oder die Fortſetzung eines Rechtsſtreits 
handelt. Der Umfang und die Bedeutung der Tätigkeit des Anwalts 
wird aber durch dieſes Moment in keiner Weiſc beeinflußt; die 
Prüfung einer Rechtsfrage oder die Erörterung tatſächlicher Verhältniſſe 
nimmt die Arbeitskraft und die Zeit des Anwalts nicht weniger in 
Anſpruch, wenn bei der Beſprechung die Frage, ob ein Rechtsſtreit 
begonnen oder ſortgeſetzt werden ſoll, ausſcheidet. Den Schreiben 
an Privatperſonen aber geht in den Fällen, in welchen für ſie eine 
Gebühr überhaupt berechnet werden darf, regelmäßig mindeſtens eine 
Beſprechung mit dem Auftraggeber, welche in dieſen Fällen wiederum 
unentgeltlich erfolgen muß und die Prüfung von Akten oder Korre⸗ 
ſpondenzen voraus; zu dem Aufwand von Zeit und Arbeit geſellt 
ſich vielfach noch die Verantwortung für die Einhaltung von Friſten, 
deren Berſäumnis den Verluſt von Rechten zur Folge hat. Die 
niedrige Bemeſſung der Gebühr bringt es mit ſich, daß der Anwalt 
für die oben erwähnte Tätigkeit ein Entgelt von weniger als drei 
Mark erhält, wenn es ſich um einen Wert des Gegenſtandes von 
weniger als 1200 Mark handelt. Die Gebühr iſt nicht nur ganz 
unzureichend, ſondern auch geeignet, das Anſehen unſeres Standes 
im Publikum herabzudrücken. Wir ſchlagen demgemäß zur Herbei⸗ 
führung einer einigermaßen angemeſſenen Regelung eine Erhöhung 
der Gebühr vor auf 

0 bei Wertklaſſen bis zu 450 4, 
10% m n „ 5400 4. 
Yon Mn von mehr als 5400 . 

Zur Vermeidung von Ungleichheiten ſchlagen wir weiter vor, in 
die Artikel 9 und 11 folgende Beſtimmung aufzunehmen: 

Iſt die hiernach berechnete Gebühr geringer, als die in der 
nächſtniedrigen Wertſtufe zum Anſatz kommende, ſo erhält der Rechts⸗ 
anwalt dieſe letztere Gebühr. 


III. Zu Artikel 12. 

Hier iſt der Höchſtbetrag der in einer Angelegenheit für Anträge, 
Beſchwerden, Schreiben an Privatperſonen, Beſprechungen u. dergl. 
anzuſetzenden Gebühren auf die volle Gebühr begrenzt. Auch dieſe 
Beſtimmung hat in der Praxis zu unerträglichen Konſequenzen ge: 
führt. Ein Anwalt, welcher in einer Angelegenheit monatelang durch 
Beſprechungen mit dem Auftraggeber und feinem Gegner, durch Ber: 
handlungen mit dem Anwalt der Gegenpartei, durch Anträge und 
Beſchwerden bei Behörden uſw. in Anſpruch genommen worden iſt, 
muß ſich ſchließlich mit dem beſcheidenen Aquivalent einer vollen Ge: 
bühr für dieſe ganze zeitraubende Tätigkeit begnügen, während er 
für die Vertretung in einem häufig ſeine Zeit und Arbeitskraft weit 
weniger in Anſpruch nehmenden Rechtsſtreit das Dreifache der Gebühr 
erhält. Die Tätigkeit auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
insbeſondere die Vertretung bei Nachlaßregulierungen, bei der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Eheleuten oder Mitgliedern einer aufgelöſten 
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Handelsgeſellſchaft und dergleichen ſteht an Umfang und Bedeutung 
in der Regel der mit der Prozeßführung verbundenen nicht nach. 
Dem Anwalt erwächſt aus dieſer Tätigkeit vielfach ſogar eine ge⸗ 
ſteigerte Mühe und Verantwortung, weil anders als in Prozeſſen die 
die Ausgleichung der Gegenſätze und die Erledigung der Angelegenheit 
fördernde Mitwirkung des über den Parteien ſtehenden Richters ent: 
behrt wird. Es erſcheint uns nicht als angängig, den Anwalt auf 
den in Artikel 15 zugelaſſenen Weg der Vereinbarung einer von den 
geſetzlichen Vorſchriften abweichenden Vergütung zu verweiſen. Die 
geſetzliche Höchſtgebühr erweiſt ſich in faſt allen Fällen als viel zu 
niedrig, die Vereinbarung eines beſonderen Entgelts muß aber die 
Ausnahme bilden, wenn das Vertrauen des rechtsſuchenden Publikums 
zu dem Anwaltſtand nicht erſchüttert werden ſoll. Der gewiſſenhafte 
Anwalt wird nur in den ſeltenſten Fällen ſich entſchließen, dem ſeine 
Tätigkeit in Anſpruch nehmenden Klienten die Vereinbarung einer 
über die geſetzlichen Gebühren hinausgehenden Vergütung vorzu⸗ 
ſchlagen, er unterläßt in der Regel einen ſolchen Vorſchlag, um nicht 
in dem Klienten den peinlichen Eindruck hervorzurufen, daß es ihm 
zunächſt auf die Wahrnehmung ſeiner eigenen pekuniären Intereſſen 
ankomme. In der Mehrzahl der Fälle läßt ſich übrigens bei der 
Annahme des Auftrags das Maß der vorausſichtlich entſtehenden 
Mühe und Arbeit gar nicht beurteilen. 

Wir halten hiernach die Feſtſetzung der Höchſtgrenze auf das 
Dreifache der vollen Gebühr für angemeſſen. 


B. Zu dem Entwurf eines Geſetzes betreffend die Abänderung 
der Gebührenordnung für Notare. 

In § 8 ſoll beſtimmt werden, daß der Notar die für die Be: 
urkundung bejtimmie Gebühr auch dann erhält, wenn er auf Erfordern 
nur den Entwurf einer Urkunde fertigt. Durch die Beſtimmung ſoll, 
wie in der dem Entwurf beigegebenen Begründung hervorgehoben 
wird, verhindert werden, daß die förmliche Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften durch die Anfertigung von Entwürfen und die demnächſtige 
Beglaubigung der Unterſchriften erſetzt wird. Demgegenüber muß 
hervorgehoben werden, daß es uns nicht als angängig erſcheint, in 
den Fällen, in welchen der Geſetzgeber nicht die öffentliche Beurkundung 
ausdrücklich vorgeſchrieben hat, indirekt einen Zwang auf die Be⸗ 
teiligten zur Wahl dieſer Form auszuüben. Durch die Beſtimmung 
wird aber auch unſers Erachtens der angeſtrebte Zweck keineswegs 
erreicht. Die Beteiligten werden, wenn ſie ſich mit der bloßen Be⸗ 
Hlaubigung ihrer Unterſchriften begnügen wollen, zur Vermeidung 
höherer Koften nicht einen Rechtsanwalt, ſondern einen Winkelkonſu⸗ 
lenten mit der Herſtellung des Entwurfs beauftragen, ſo daß gerade 
der Zuſtand eintreten wird, welchen die Königliche Staatsregierung 
nach ihrer in der Begründung des Entwurfs eines Geſetzes betreffend 
Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Seite 32 enthaltenen 
Erklärung ausſchließen will. Daß die Herſtellung von Entwürfen 
durch Rechtsanwälte und die demnächſtige Beglaubigung ſtatt der 
förmlichen Beurkundung zu irgendwelchen Mißſtänden geführt hat, 
iſt in der Begründung nicht behauptet, auch uns nicht bekannt ge⸗ 
worden. Auch die Nächſtbeteiligten, nämlich die Notare, haben unſers 
Wiſſens über die konkurrierende Tätigkeit der Anwälte keine Klage 
geführt. Es liegt deshalb kein Grund vor, die Betätigung der An⸗ 
wälte hinſichtlich der Anfertigung von Entwürfen zu unterdrücken 
oder wenigſtens erheblich zu erſchweren. Durch eine ſolche Maßnahme 
würden nicht allein die Intereſſen der Anwälte, ſondern auch die der 
Privatperſonen ſchwer getroffen werden, welche namentlich in größeren 
Städten gewohnt ſind, auch mit der Herſtellung von Vertragsent⸗ 
würfen den Anwalt zu betrauen, welcher ihr ſtändiger Berater iſt 
und ihr Vertrauen genießt. Es erſcheint uns weiter als in hohem 
Grade bedenklich, eine die Einkommens verhältniſſe vieler Anwälte jo 
tief berührende Maßnahme zu einer Zeit zu treffen, zu welcher durch 
die bevorſtehende Anderung der Gerichtsverfaſſung und der Zivil⸗ 
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prozeßordnung an und für ſich ſchon die materielle Lage des größeren 
Teiles der Anwaltſchaft empfindlich verſchlechtert wird. Wir bitten 
deshalb in erſter Linie, von einer Anderung der beſtehenden Gebühren 
für Entwürfe ganz abzuſehen, in zweiter Linie aber, die Anderung 
ſo zu geſtalten, daß, falls die von der Königlichen Staatsregierung 
vorgeſchlagene Ermäßigung der Beglaubigungsgebühren angenommen 
wird, eine dem bisherigen Zuſtand entſprechende Regelung eintritt. 
Demgemäß ſchlagen wir eventuell eine Erhöhung der Entwurfsgebühr 
bei einſeitigen Geſchäften auf 10 und bei zweiſeitigen Geſchäften auf 
1/1 der vollen Gebühr vor. Auf dieſe Weiſe würden, wie bisher, 
die Gebühren für Entwurf und Beglaubigung bei einſeitigen Geſchäften 
die Beurkundungsgebühr um !/,. überſteigen, während bei zweiſeitigen 
Geſchäften die erſteren Gebühren gleich den letzteren wären. 


Die erſte Vertreterverſammlung 


des Deutſchen Anwaltvereins hat am 13. d. M. in Leipzig 
unter dem Vorſitze des Herrn Geh. Juſtizrat Haber und einer 
Teilnahme faſt aller Vorſtandsmitglieder und Vertreter ſtatt⸗ 
gefunden. Rechtsanwalt Dr. Dittenberger aus Halle iſt zum 
Geſchäftsleiter des Vereins gewählt worden. 

Den Hauptpunkt der Tagesordnung bildete die Verhand⸗ 
lung über den Entwurf des Geſetzes betr. die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts, der nach einem Referat Dr. Heilberg's 
in einer ausführlichen Reſolution als unannehmbar bezeichnet 
wurde. 

Der ſtenographiſche Bericht wird in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift veröffentlicht werden. 


Preisausſchreiben. 


Die Vereinigung für ſtaatsbürgerliche Erziehung des 
deutſchen Volkes hat ein Preisausſchreiben erlaſſen für Schriften, 
in denen erörtert wird, wie das Ziel der Vereinigung erreicht werden 
kann, ferner für Schriften, in denen der praktiſche Verſuch gemacht 
wird, die Jugend über wichtige Fragen der Bürgerkunde in an⸗ 
ziehender und verſtändlicher Form zu belehren. 

Als Ablieferungstermin iſt der 1. April 1911 beſtimmt. Nähere 
Auskünfte ſind durch den geſchäftsführenden Vorſitzenden der Ver⸗ 
einigung, Profeſſor Dr. Geffcken in Cöln, zu erhalten. 


— 


Vom Oberverwaltungsgericht “). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


öffeutlicher Weg. Benutzung, Widmung. 

Es entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des 
Oberverwaltungsgerichts, wenn der Vorderrichter ausführt, 
daß die tatſächlich viele Jahre hindurch fortgeſetzte Benutzung 
eines Weges durch das Publikum allein noch nicht hinreicht, 
um den letzteren zu einem öffentlichen zu machen, daß vielmehr 
unterſucht werden muß, ob er unter — wenn auch ſtill⸗ 
ſchweigender — Zuſtimmung der Rechtsbeteiligten, d. h. des 
Eigentümers, des Unterhaltungspflichtigen und der Wegepolizei⸗ 
behörde dem öffentlichen Verkehr gewidmet worden iſt. OVG. 
Urt. v. 7. Jan. 1909 i. S. W. c. Wegepolizeibehörde zu C. 
Nr. IV 55. Rep. Nr. IV C. 107/08. Bezirksausſchuß Trier. 


Grundlegende Entſcheidungen. 
ubergangsrecht der Eheſcheidung behandelt Entſch. Nr. 1. 
Zu den Wirkungen der Eheſcheidung, die ſich auch bei einer 
altrechtlichen, unter der Herrichaft des neuen Rechts geſchiedenen 


5) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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Ehe nach neuem Recht richten, gehört nicht die vermögens⸗ 
rechtliche Auseinanderſ ung der geſchiedenen Eheleute; fie 
richtet ſich nach dem maßgebenden Güterrecht. 

Übernahme der „Umſatzſteuer“ in einem Kaufvertrage be: 
deutet regelmäßig nicht auch Ubernahme der Verpflichtung, die 
„Wertzuwachsſteuer“ zu zahlen, wie Entſch. Nr. 3 ausführt. 

Nach Entſch. Nr. 4 ſteht dem vertragstreuen Teil kein 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu, wenn 
er gemäß $ 326 BGB. vom Vertrage zurückgetreten iſt. : 

In Entſch. Nr. 5 werden die Begriffe Bürgſchaft und 
kumulative Schuldübernahme ſowie eines interzeſſionsweiſe ab⸗ 
gegebenen Schuldanerkenntniſſes erörtert. 

Die Abtretung künftiger Forderungen bedarf nach Entſch. 
Nr. 6 der Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit des Gegenſtandes. 
Der Anfangspunkt der Wirkſamkeit der Zeſſion iſt ausreichend 
feſtgeſetzt, wenn er durch irgendeinen, im Zeitpunkte der Ab⸗ 
tretung noch ungewiſſen Umſtand beſtimmt iſt; der Endpunkt 
der Wirkſamkeit der Abtretung braucht zeitlich nicht näher 
beſtimmt zu ſein. 

Der Inhalt der Gewährleiſtung für den vollſtändigen 
und pünktlichen Eingang der abgetretenen Forderung und der 
Unterſchied zwiſchen dieſem Rechtsgeſchäft und der Bürgſchaft 
wird in Entſch. Nr. 8 erörtert. 

Ein Schadenserſatzanſpruch des Arbeiters gegen den ge⸗ 
werbetreibenden Arbeitgeber wegen Unterlaſſung der Eintragung 
in das Handelsregiſter, die Vorausſetzung der Verſicherung 
des Arbeiters gegen Betriebsunfälle iſt, beſteht nach Entſch. 
Nr. 9 nicht. 

In Entſch. Nr. 11 hält das RG. an der von ihm mehrfach ver⸗ 
tretenen Auftellung, feſt, daß bei Zeitgeſchäften auf Lieferung 
von Waren oder Wertpapieren der Bankier oder ſonſtige Kauf⸗ 
mann, der ſich bei ihrem Abſchluß der Vermittelung eines 
Agenten bedient, die Kenntnis dieſes Agenten von der Spiel⸗ 
abſicht des anderen Vertragsteils bei dem Geſchäft gegen ſich 
gelten laſſen muß, und 15 auch dann, wenn zwiſchen den 
Vertragsteilen unterſchriftlich vollzogene Schlußſcheine gewechſelt 
ſind und dieſe auf effektive Lieferung lauten. 

In der Teilnahme an einer Gefälligkeitsfahrt, deren Ge⸗ 
fährlichkeit erkennbar iſt, liegt nach Entſch. Nr. 12 regelmäßig 
ein Verſchulden, das bei der Entſtehung eines dem Teilnehmer 
erwachſenden Schadens a al hat. Dagegen iſt in der 
Annahme der Einladung keim Verzicht auf Geltendmachung 
von „ wegen ſolcher Unfälle enthalten, 
die 5 durch ein Verſchulden der Einladenden herbeigeführt 
werden. 

Der Begriff des Grundſtücks im Sinne der Vorſchrift des 
8 906 BGB. über Immiſſionen fällt nach Entſch. Nr. 15 nicht 
mit dem des grundbuchmäßigen Grundſtücks zuſammen, ſondern 
geſtattet auch eine Vergleichung der Betriebe auf verſchiedenen 
Flächenabſchnitten desſelben Grundeigentümers. 

Die Verwandten, die ſich in gleicher Gradesnähe befinden, 
haben, wie Entſch. Nr. 17 ausführt, zu dem Unterhalt zu 
gleichen Teilen beizutragen, ohne daß es einen Unterſchied 
macht, ob ſich der eine Verwandte in beſſeren Vermögens⸗ 
verhältniſſen befindet als der andere. Anders iſt es nur, 
wenn einer der gleich nahen Verwandten bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung 
fallen ſtandesgemäßen Unterhalts die Unterhaltspflicht zu er⸗ 
üllen. 

Für die Frage, ob Geldbeträge, die Eltern ihren Kindern 
nach der Verheiratung zukommen laſſen, ſich als „Ausſtattung“ 
charakteriſieren, iſt nach Entſch. Nr. 18 entſcheidend, ob es die 
Abſicht der Eltern geweſen iſt, Zuwendungen zum Zwecke der 
Erhaltung der Lebensſtellung oder Fortführung der Wirtſchaft 
zu machen, oder ob ſie die Beträge aus reiner Freigebigkeit 
zu irgendwelchen Zwecken hingaben. 

Die formgültige Datierung eines el gar ichen Teſta⸗ 
mentes findet Entſch. Nr. 19 darin, daß der Erblaſſer auf 
eine neben ſeiner Unterſchrift aufgeklebte Stempelmarke das 
Orts⸗ und Zeitdatum ſetzte. N. 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Artikel J. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: 
1. Der $ 130 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Dienſtunfähigkeit iſt nicht Vorbedingung des Ans 
ſpruchs auf Ruhegehalt, wenn das aus dem Dienſte 
ſcheidende Mitglied das fünfundſechzigſte Lebensjahr 
vollendet hat.“ 

2. Der 5 135 erhält folgende Faſſung: 

„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt das Reichs⸗ 
gericht zuſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung 
über das Rechtsmittel der Reviſion gegen die End— 
urteile der Oberlandesgerichte.“ 


Artikel II. 

Im 8 8 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze werden die Worte „und Beſchwerden“ ge: 
ſtrichen. 

Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
1. Im 8 97 Abſ. 3 wird das Wort „dreihundert“ durch das 
Wort „ſechshundert“ erſetzt. 

2. Der $ 545 erhält folgenden Abſ. 2: 

„Gegen Urteile, durch welche über die Anordnung, 
Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer 
einſtweiligen Verfügung entſchieden wird, iſt die Reviſion 
nicht zuläſſig.“ 

3. Im 8 548 werden die Worte „oder mit der Beſchwerde 

anfechtbar“ geſtrichen. 

4. Im 5 549 werden zwiſchen Abſ. 1 und 2 als neue Ab⸗ 

ſätze folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

„Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß das Gericht von ſeinem Fragerechte keinen oder 
keinen richtigen Gebrauch gemacht ($ 139), daß es bei 
der Entſcheidung, ob eine tatſächliche Behauptung für 
wahr oder für nicht wahr zu erachten ſei, den geſamten 
Inhalt der Verhandlungen und das Ergebnis einer 
etwaigen Beweisaufnahme nicht zutreffend oder nicht 
erſchöpfend gewürdigt oder die Gründe, welche für 
ſeine Überzeugung leitend geweſen find, nicht angegeben 
habe (8 286 Abſ. 1), oder daß es von feiner Befugnis 


zur Auferlegung eines richterlichen Eides keinen oder 
keinen richtigen Gebrauch gemacht habe (88 475, 476). 

Sit in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche die der Rechtskraft fähige Entſcheidung nicht 
abgeändert und die Berufung nicht als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, jo kann die Reviſion nur darauf geftützt 
werden, daß das Geſetz durch eine Auslegung verletzt 
ſei, welche mit einer Entſcheidung des Reichsgerichts 
oder eines Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch 
ſteht.“ . 


5. Im 8 554 erhält: 


a) der Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 folgende Faſſung: 
„Ne beginnt mit dem Ablauf der Reviſtionsfriſt 
und kann auf Antrag von dem Vorſitzenden ver⸗ 
längert werden; eine Verlängerung der Friſt durch 
Vereinbarung der Parteien iſt nicht zuläſſig.“ 

b) der Abſ. 3 folgende Faſſung: 

„Die Reviſionsbegründung muß enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten 
und deſſen Aufhebung beantragt werde (Revi⸗ 
ſionsanträge); 

2. die Angabe der Reviſionsgründe, und zwar: 
a) die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm; 
b) inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, 

daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren 
verletzt ſei, die Bezeichnung der Tatſachen, 
welche den Mangel ergeben; 

e) inſoweit die Reviſion nur darauf geſtlützt 
werden kann, daß ein Geſetz durch eine 
Auslegung verletzt ſei, welche mit einer 
Entſcheidung des Reichsgerichts oder eines 
Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch ſteht 
(S 549 Abſ. 3), die Bezeichnung des Ges 
ſetzes und der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts oder des Oberſten Landesgerichts. 

Ferner wird 

c) folgender Schlußabſatz angefügt: 8 

Sofern nicht dem Reviſionskläger das Armen⸗ 

recht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 

hat der Vorſitzende eine Friſt zu beſtimmen 
1 


j a ·ð „ „er „ mene er e , 


innerhalb deren der Reviſionskläger den Nachweis 
zu erbringen hat, daß er den für die Reviſions⸗ 
inſtanz von ihm erforderten Gebührenvorſchuß 
(5 81 des Gerichtskoſtengeſetzes) gezahlt hat. Wird 
der Nachweis nicht vor dem Ablaufe der Friſt er⸗ 
bracht, fo gilt die Revlſion als nicht in geſetzlicher 
Form begründet.“ 


6. Hinter dem 8 554 a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


„9 554 b. 

Ergibt die Prüfung einer gemäß $ 549 Abſ. 3 be⸗ 
gründeten Reviſion, daß der behauptete Widerſpruch 
nicht vorliegt oder daß das bezeichnete Geſetz nicht 
verletzt iſt, fo iſt die Reviſion zurückzuweiſen. 

Liegt der behauptete Widerspruch nicht vor, jo kann 
die Entſcheidung ohne vorgängige mündliche Verhand⸗ 
lung durch Beſchluß erfolgen. 

8 554e. . 

Eine Reviſion kann auch in anderen Fällen ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß zu⸗ 
rückgewieſen werden, wenn das Gericht einſtimmig die 
Reviſion für unbegründet erachtet.“ 


7. Der Eingang des 8 555 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß verworfen 
oder zurückgewieſen, ſo u 

8. Im s 556 Abſ. 2 Satz 8 werden die Worte „des 8 554 a“ 
durch die Worte „der 88 554 a, 554 b, 554 0“ erſetzt. 

9. Im 8 559 Satz 2 werden hinter den Worten „das 
Reviſtonsgericht“ die Worte „unbeſchadet der Vorſchrift 
des 8 554 b Abſ. 1” eingeſchaltet. 

10. Der 8 561 erhält folgende Faſſung: 

„Der Beurteilung des Reviflonsgerichts unterliegt 
nur dasjenige mündliche Parteivorbringen, welches 
aus dem Tatbeſtande des Berufungsurteils oder dem 
Sitzungsprotokoll erſichtlich it. Außerdem können nur 
die im 8 554 Abſ. 3 Nr. 2b erwähnten Tatſachen be⸗ 
ruͤckſichtigt werden. 

Hat das Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß eine tat⸗ 
ſächliche Behauptung wahr oder nicht wahr ſei, ſo iſt 
dieſe Feſtſtellung für das Reviſionsgericht bindend, es 
ſei denn, daß in bezug auf die Feſtſtellung ein zu⸗ 
laſfiger und begründeter Reviſtonsangriff erhoben iſt.“ 

11. Im 3 567 Abf. 2 werden die Worte „in betreff der 
Prozeßkoſten erlaſſenen“ geſtrichen. 

12. Im 3 568 wird der Abſ. 4 geſtrichen. 

13. Im 8 569 werden 

a) im Abſ. 1 die Worte „Beſchwerden gegen Ent⸗ 
ſcheldungen der Amts⸗ und Landgerichte können“ 
durch die Worte „fie kann“ erſetzt. 

Ferner wird 

b) im Abſ. 2 Satz 2 der Halbſatz 2 geſtrichen. 

14. Im 8 574 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 

15. Der 8 576 Abſ. 8 erhält folgende Faſſung: 

„Die Beſtimmung des erſten Abſatzes gilt auch für 
das Reichsgericht und die Oberlandesgerichte.“ 

16. Im 3 577 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 

„Die Einlegung bei dem Beſchwerdegerichte genügt 
zur Wahrung der Notfriſt, auch wenn der Fall für 
dringlich nicht erachtet wird.“ 

17. Der 8 708 erhält folgenden Zuſatz: 

„7. Urteile der Oberlandesgerichte in vermoͤgens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten mit Ausnahme der Ver⸗ 
ſäumntisurteile.“ 


18. Der $ 711 wird geſtrichen. 
19. Der 8 712 erhält folgenden Abſ. 2: 

„Die Vorſchrift des Abſ. 1 Halbſatz 1 findet auf 
die im 8 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile keine An⸗ 
wendung, wenn die Vorausſetzungen der 88 546, 547 
für die Zuläſſigkeit der Reviſion nach dem Ermeſſen 
des Gerichts unzweifelhaft nicht vorliegen.“ 

20. Der 8 713 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„Dieſe Vorſchrift findet auf die im 8 708 Nr. 7 

bezeichneten Urteile keine Anwendung.“ 
21. Der 8 717 erhält folgenden Abſ. 3: 

„Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auf die im 
5 708 Nr. 7 bezeichneten Urtelle der Oberlandesgerichte 
keine Anwendung. Soweit ein ſolches Urteil aufge⸗ 
hoben oder abgeändert wird, iſt der Kläger auf Antrag 
des Beklagten zur Erſtattung des von dieſem auf 
Grund des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten zu ver⸗ 
urteilen. Die Vorſchriften des 8 541 Abſ. 2 Satz 2, 3 
finden Anwendung.“ 

22. Im 8 719 werden die Worte „ein Rechtsmittel“ durch 
die Worte „die Berufung“ erſetzt. 


Artikel IV. 


Im 87 des Geſetzes, betreffend die Einführung der Zivil⸗ 
prozeßordnung, wird der Abſ. 5 geſtrichen. 


Artikel V. 


In einem Bundesſtaat, in welchem mehrere Oberlandes⸗ 
gerichte errichtet find, ein oberſtes Landesgericht für bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten aber nicht beſteht, können die Beſtimmung 
des zuſtändigen Gerichts nach 8 36 der Zivilprozeßordnung, die 
Entſcheidung nach 8 650 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung und die 
Beſtellung zum Vollſtreckungsgerichte nach 8 2 des Geſetzes über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung für alle 
Gerichte des Bundesſtaats an Stelle des Reichsgerichts einem 
der Oberlandesgerichte übertragen werden. 

Die Übertragung erfolgt durch die Landesjuſtizverwaltung. 


Artikel VI. 5 
Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit wird dahin geändert: b 
1. Der 8 5 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Beſteht Streit oder Ungewißhelt darüber, welches 
von mehreren Gerichten örtlich zuſtändig iſt, ſo wird 
das zuſtändige Gericht durch das gemeinſchaftliche obere 
Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht iſt, durch 
dasjenige Oberlandesgericht beſtimmt, zu deſſen Ber 
zirke das zuerſt mit der Sache befaßte Gericht gehört.“ 
2. Der 8 46 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Einigen ſich die Gerichte nicht oder verweigert der 
Vormund oder, wenn mehrere Vormünder die Vor⸗ 
mundſchaft gemeinſchaftlich führen, einer von ihnen 
ſeine Zuſtimmung, ſo entſcheidet das gemeinſchaftliche 
obere Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht iſt, 
dasjenige Oberlandesgericht, zu deſſen Bezirke das 


Gericht gehört, an welches die Vormundſchaft abgegeben 
werden ſoll.“ N 


Artikel VII. . 
Iſt in den Fällen des 8 5 und in den Fällen des 5 46 
Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Gerichtsbarkeit ein Konſul, dem ſolche Angelegenheiten übertragen 
find, oder ein Gericht in den Schutzgebieten beteiligt, fo finden 


die Vorſchriften des Artikel VI mit der Maßgabe Anwendung, 
daß, wenn ein Konſul oder ein Gericht in den Schutzgebleten 
zuerſt mit der Sache befaßt iſt oder wenn die Vormundſchaft 
an eine ſolche Behörde abgegeben werden ſoll, das dieſer Behörde 
im Inſtanzenzuge vorgeorbnete oberſte Gericht die Entſcheidung 
zu treffen hat. 
Artikel VIII. 

Der 8 49 Abſ. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes erhält folgende 
Faſſung: 

„In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Gebühren⸗ 
ſätze um ein Vierteil, in der Reviſionsinſtanz auf das 
Doppelte; in der Reviſionsinſtanz beträgt die volle Gebühr 
mindeſtens fünfzig Mark.“ 


Artikel IX. 
Der 3 52 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte erhält 
folgende Faſſung: 
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„Die Gebührenſätze erhöhen ſich in der Berufungs⸗ 
inſtanz um drei Zehnteile und in der Reviſionsinſtanz 
um fünf Zehnteile; in der Reviſtonsinſtanz beträgt die 
volle Gebühr mindeſtens fünfzig Mark.“ 


Artikel X. 


Soweit in Reichsgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, 
welche durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


Artikel XI. 


In Anſehung der Rechtsmittel gegen die Entſcheldungen der 
Oberlandesgerichte, die bereits verkündet oder von Amts wegen 
zugeſtellt ſind, bevor dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, finden 
die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 

Urkundlich uſw. 

Gegeben uſw. 


—— — — 


I. 

Die Umgeſtaltung des bürgerlichen Rechtes, die am 1. Januar 
1900 ins Leben getreten iſt, hat eine beträchtliche und dauernde 
Bermehrung der bei dem Reichsgericht eingehenden Reviſionen 
zur Folge gehabt. In Vorausſicht deſſen hatten die verbündeten 
Regierungen, da die im Yon 1898 vorhandenen ſechs Zivil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts ſchon damals kaum imſtande waren, 
die Geſchäfte zu bewältigen, in dem Entwurfe zur Zivilprozeß⸗ 
novelle vom 17. Mai 1898 eine Erhöhung der Reviſionsſumme 
auf 3000 & vorgeſchlagen, um hierdurch die Zahl der Reviſionen 
zu vermindern und auf dieſem Wege eine Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts herbeizuführen. ieſer Vorſchlag fand nicht die Su 
ſtimmung des Reichstags. Um wenigſtens eine gewiſſe Abhilfe 
zu ſchaffen, wurde deshalb im Jahre 1899 trotz der gegen eine 
Vermehrung des Richterperſonals am Reichsgericht obwaltenden 
Bedenken ein VII. Zivilſenat errichtet. Indeſſen erwies ſich, wie 
vorauszuſehen war, dieſe Vermehrung des Perſonenbeſtandes 
nicht als ausreichend, um die Überlaftung des Reichsgerichts zu 


8 beſeitigen Wie aus der in der Anlage 1 beigefügten Geſchäfts⸗ 
N 


Zahl der neueingehenden Sachen wieder die Zahl der er⸗ 


überſicht erfichtlich 0 überſtiegen ſchon vom Jahre 1901 an die 
ledigten Sachen, 


und zwar 
im Jahre 1901 um 130, 
s 3 1902 2 432, 
= = 1903 = 565, 
7 3 1904 * 308, 


und es wuchs dementſprechend die Zahl der am Jahresſchluſſe 
noch anhängigen Reviſionen und Berufungen, die 1900 nur 
788 betrug 1901 auf 918, 

1902 1 350, 

1903 3 1915, 

1904 = 2223. 


Um dem immer unerträglicher werdenden Zuſtand zu fteuern, 
erging das Geſetz, betreffend Anderungen der Zivilprozeßordnung, 
vom 5. Juni 1905 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 536), das hauptſächlich 
durch die Erhöhung der Reviſionsſumme von 1500 & auf 
2 500 & und die Einführung des Begründungszwanges die Ent⸗ 
ung der Zivilſenate des „ herbeiführen wollte. 
Auch dieſes Geſetz hat jedoch nur in beſchränktem Umfang gewirkt. 
Zwar verminderte ſich die Zahl der neueingehenden Reviſionen, 
die im Jahre 1904 ſich auf 4078 belief, im Jahre 1905 auf 4045 
und im Jahre 1906 weiter auf 3657. Auch waren die Zivil⸗ 


ſenate im Jahre 1906 imſtande, 277 Sachen mehr zu erledigen, 
als im Laufe des Jahres eingegangen waren, ſo daß die Zahl 
der Reſte am Schluſſe des Jahres auf 1952 gegenüber 2229 
Ende 1905 herunterging. Die Senate waren ſedoch trotz der 
äußerſten Anſpannung der Arbeitskraft pie Mitglieder ſchon 
vom Io nennen Jahre an der Arbeitslaſt wiederum nicht gewachſen. 
Ein Bild von der ſteigenden Tätigkeit des Reichsgerichts bietet 
die Anlage II. Danach 55 die Zahl der auf Grund kontra⸗ 
diktoriſcher Verhandlung von den Zivilſenaten erlaſſenen Urteile 
im Durchſchnitt der Jahre 1899 bis 1903 jährlich 2096. Da⸗ 
gegen wurden im Durchſchnitt der letzten fünf Jahre jährlich 2566, 
alſo im Jahre nahezu 500 Urteile mehr von den Zivilſenaten 
erlaſſen. Um dieſe Arbeitsleiſtung zu erzielen, werden von 
jedem der Senate wöchentlich regelmäßig 8 2 Sitzungen ab» 
ehalten und auf die Tagesordnung jeder Sitzung durchſchnittlich 
ſe 5 Sachen angeſetzt. Eine weitere Steigerung der Arbeits⸗ 
leiſtung iſt ausgeſchloſſen. Der Grund dafür, daß die Zivil⸗ 
ſenate trotz der Erleichterungen, die die Prozeßnovelle vom 
5. Juni 1905 gebracht hat, der nl nicht gewachſen 
ſind, iſt in der Tatſache zu finden, daß die Prozeſſe in den 
unteren Inſtanzen und in weiterer Folge auch die an das Reichs⸗ 
gericht gelangenden Reviſionen über alle Erwartungen hinaus 
zunehmen. Während bei der Vorberatung der Novelle vom 
5. Juni 1905 damit gerechnet werden durfte, daß durch die 
Erhöhung der Reviſionsſumme auf 2500 & die Zahl ber 
Reviſionen um mindeſtens 20 Prozent zurückgehen werde, betrug 
der Rückgang 1906 gegenüber dem Vorfahr nur etwa 9 Prozent. 
Infolgedeſſen war der Geſchäftsſtand ſchon 1907 wieder ungünſtiger, 
als vor der Novelle und er hat ſich ſeitdem fortgeſetzt weiter 
verſchlechtert. Gegenüber 4142 im Jahre 1904 eingegangener 
Reviſionen und Berufungen, von denen 2223 nicht erledigt 
werden konnten, belief ſich 1908 die Zahl der Reviſionen und 
Berufungen auf 4310, und die Zahl der unerledigten Sachen 
war am Schluſſe des Jahres auf 2721, mithin gegenüber dem 
Jahre 1904 um beinahe 500 geſtiegen. Die Folge davon iſt, 
daß die Termine für die neueingehenden Sachen jetzt nahezu 
auf ein Jahr hinausgerückt werden müſſen. Die mit der Über- 
bürdung des Gerichtshofs verbundenen Mißſtände, die bei dem 
Erlaſſe der Novelle von 1905 allgemein als unerträglich anerkannt 
wurden, ſind alſo trotz der Erhöhun der Reviſionsſumme ver⸗ 
ſchärft hervorgetreten und werden ſich auch weiterhin geltend 
machen. Unter ſolchen Umſtänden iſt es unabweislich, erneut 
für eine wirkſame Abhilfe Sorge zu tragen. 4 
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II. 
Bei der un der Frage, wie Abhilfe geſchaffen 
e 


werden ſoll, muß zunächſt der Zweck in Betracht gezogen werden 
zu welchem das Reichsgericht errichtet iſt. ' 


Während in Deutſchland in früherer Zeit die Auffaſſung 
vorherrſchte, daß ein geordneter Rechtsgang drei Inſtanzen 
vorausſetze und es im Intereſſe der Parteien wie der Rechts⸗ 
pflege geboten fel, auch die Rechtſprechung der Berufungsgerichte 
einer Kontrolle durch ein übergeordnetes Gericht zu unterſtellen, 
gingen die verbündeten Regierungen bei der Vorlage der Zivil⸗ 
prozeßordnung und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes von der 
Erwägung aus, daß an ſich den Anforderungen, welche die 
Prozeßparteien an den Staat ſtellen dürfen, Genüge geſchehe, 
wenn der Staat den Parteien die Möglichkeit gewähre, ihren 
Rechtsſtreit bei zwei Inſtanzen zur Entſcheidung zu bringen, und 
daß nur, wenn der Umfang des Staatsgebiets zu der Ein⸗ 
ſetzung mehrerer Gerichte zweiter Inſtanz nötige, im Intereſſe 
der Einheit des Rechtes und der Rechtſprechung eine dritte 
Inſtanz vor einem einheitlichen oberſten Gerichtshof geboten 
erſcheine. Das Reichsgericht, das am 1. Oktober 1879 an die 
Stelle des Reichsoberhandelsgerichts und der neben dieſem 
beſtehenden 11 oberſten Landesgerichtshöfe trat, iſt alſo in erſter 
Reihe zur Wahrung der Einheit der Rechtſprechung geſchaffen 
worden. Man war ſich auch von vornherein darüber klar, daß 
der Zweck, die Einheit des Rechtes und der Rechtſprechung zu 
fördern, ſich nicht erreichen laſſe, ſobald der zu ſchaffende Gerichts⸗ 
hof einen gewiſſen Umfang überſchreite. Denn wie in der 
Begründung des Entwurfs zur Zivilprozeßordnung ausgeführt 
wird, ſinkt bei der Teilung des Gerichtshofs in mehrere Ab⸗ 
teilungen die Ausſicht auf die Erreichung jenes Zweckes in dem 
gleichen Maße, in dem die Zahl der Abteilungen wächſt, weil 
alle künſtlichen Mittel die Verſchiedenheit der Anſichten der 
mehreren Abteilungen zu beſeitigen ſich als ungenügend erwelſen. 
Die Begründung bezeichnet deshalb einen Gerichtshof, der mit 
100 oder mehr Richtern beſetzt iſt, „als eine Unmöglichkeit oder doch 
als eine fehlſame Inſtitution“. An dieſer Auffaſſung muß feſt⸗ 
gehalten werden. Der ihm geſtellten Aufgabe kann das Reichs⸗ 
gericht nur gerecht werden, ſolange die Zahl ſeiner Mitglieder 
und Senate innerhalb einer el bleibt, die den Mitgliedern 
einen eingehenden, fruchtbaren Meinungsaustauſch ermöglicht 
und auch den Senaten noch geſtattet, Fühlung untereinander zu 
halten. Dieſe Grenze iſt bereits erreicht, wenn nicht überſchritten: 
darüber laſſen die gemachten Erfahrungen keinen Zweifel. Das 
Reichsgericht wurde bei ſeiner Errichtung am 1. Oktober 1879 
mit 68 etatsmäßigen Richtern beſetzt. Es wurden damals, ab⸗ 
geſehen von den ausſchließlich zur Erledigung der Zivilſachen 
älteren Verfahrens beſtimmten Hilfsſenaten, 5 Zivilſenate und 
3 Strafſenate gebildet. Infolge der Zunahme der Geſchäfte iſt 
ſodann in den Jahren 1884 und 1906 noch je ein Strafſenat 
und in den Jahren 1886 und 1899 noch je ein Zivilſenat 
errichtet und die Zahl der Richter entſprechend vermehrt worden, 
Das Reichsgericht iſt jetzt bereits mit 100 Richtern (1 Präſidenten. 
11 Senatspräſidenten und 88 Richtern) beſetzt. Es hat damit 
einen Umfang, wie kein anderer höchſter Gerichtshof ihn beſitzt 
oder ihn je beſeſſen hat. Das etatsmäßige Richterperſonal bei 
dem ehemaligen Preußiſchen Obertribunal beſtand nur aus 
69 Mitgliedern. Bei dem Oberſten Gerichts- und Kaſſationshof 
in Wien wirken zurzeit 62 Richter (2 Präſidenten, 4 Senats⸗ 
präſidenten und 56 Räte). Die Cour de cassation in Paris, 
die ſich aus drei Kammern (chambre desrequétes. chambre civile 
und chambre criminelle) mit im ganzen 49 Richtern zuſammen⸗ 
ſetzt, hat einen erſten Präſidenten, 3 Kammerpräſidenten und je 
15 Räte für jede Kammer. Nach obigen Darlegungen kann eine 
weiterere Vergrößerung des Reichsgerichts keinenfalls in Aus- 
ſicht genommen werden. Wenn vielfach als das nächſtliegende 
Mittel, um die notwendige Entlaſtung des Reichsgerichts herbei— 
zuführen, vorgeſchlagen wird, die Zahl der Zivilſenate dem 
Bedürfnis entſprechend zu vermehren, ſo müſſen die verbündeten 
Regierungen an ihrem bei der Beratung der Novelle von 1905 
eingenommenen Standpunkt unbedingt feſthalten und einer der⸗ 
artigen Maßnahme nach wie vor auf das Nachdrücklichſte wider⸗ 
ſprechen, weil ſie die Einheit der Rechtſprechung ernſtlich ge— 
fährden u damit dem Anſehen des Reichsgerichts Abbruch 
tun würde 


Die Auffaſſung, daß eine weitere Vergrößerung des Reichs— 


gerichts nicht ratſam iſt, iſt auch von der Kommiſſion vertreten 
worden, welche Anfang des Jahres 1908 von dem Präſidenten 


des Reichsgerichts berufen war und welche ſich aus den 7 Präſi⸗ 
denten der Zivilſenate, 3 Reichsgerichtsräten und 2 bei dem 
Reichsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälten zuſammenſetzte. In 
dieſer ſprachen ſich nur die beiden Rechtsanwälte für die Ver⸗ 
mehrung der Senate aus. Sie vertraten dabei die Anſicht der 
Anwaltskammer; die letztere glaubt an ihrem Gutachten vom 
22. Oktober 1903, in dem ſie ſich im Intereſſe der Einheitlichkeit 
der Rechtſprechung ebenfalls gegen die Vermehrung der Senate 
ausgeſprochen hatte, jetzt nicht mehr feſthalten zu können. Wenn 
durch eine Vermehrung der Senate wirkſame Hilfe erzielt werden 
ſollte, wäre ſchon jetzt die Errichtung von mindeſtens zwei Senaten 
erforderlich, und man hätte damit zu rechnen, daß binnen kurzer 
Zeit bei dem ſteten Anwachſen der Geſchäfte abermals ein neuer 

enat errichtet werden müßte. Innerhalb eines Y umfangreichen 
Kollegiums läßt ſich aber der innere Zuſammenhang nicht mehr 
aufrechterhalten. Fällt dieſer fort, ſo würde das Reichsgericht 
tatſächlich in verſchiedene Einzelgerichte mit ſelbſtändiger Recht⸗ 
ſprechung auseinanderfallen. Allerdings hat der 8 137 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes eine Einrichtung geſchaffen, welche 
beſtimmt iſt, widerſprechende Entſcheidungen verſchiedener Senate 
zu verhindern. Allein dieſe Einrichtung leidet ſchon bei dem 
jetzigen Umfang des Kollegiums an einer Schwerfälligkeit, welche 
ihre Wirkſamkeit beeinträchtigt und zur Folge hat, daß ſehr ſelten 
davon Gebrauch gemacht wird; während der letzten fünf Jahre 
hat eine Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate nur in 4 Fällen 
ſtattgefunden. Es iſt deshalb zu beſorgen, daß bei einer er— 
heblichen Vergrößerung des Gerichtshofs jene Einrichtung gänzlich 
verſagen würde. Durch eine anderweitige Organiſation des 
Plenums kann in dieſer Beziehung nicht Abhilfe De 
werden. Das iſt bereits in der Begründung des Entwurfs der 
Prozeßnovelle vom 5. Juni 1905 (zu vergleichen Druckſachen des 
Reichstags Nr. 415 Seſſion 1903/1904) dargelegt und damals 
bei der Beratung des Entwurfs anerkannt worden. 

Wenn ferner vorgeſchlagen wird, zur Beſeitigung der Über⸗ 
laſtung vorläufig einen oder mehrere Hilfsſenate zu errichten, 
weitere geſetzliche Maßnahmen und insbeſondere die Entſcheidung 
über eine geſetzliche Einſchränkung des Rechtsmittels der Reviſion 
aber der durchgreifenden Reform des ganzen Prozeßverfahrens 
vorzubehalten, 0 erſcheint auch dieſer Vorſchlag nicht annehmbar. 
Wann eine ſolche Reform ſich würde durchführen laſſen, iſt zur— 
zeit nicht zu überſehen. Nachdem durch das Geſetz vom 
1. Juni 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 475) das amtsgerichtliche Ber: 
fahren neu geregelt iſt, wird abzuwarten ſein, wie das neue 
Geſetz, das erſt am 1. April 1910 in Kraft tritt, ſich in der 
Praxis bewährt, um demnächſt die gewonnenen Erfahrungen bei 
einer weiteren Reform zu verwerten. Die Hilfsſenate würden 
daher nicht nur vorübergehend, ſondern auf Jahre in Tätigkeit 
zu treten haben. Überdies würden, da zur Erleichterung einer 
möglichſt gründlichen Bearbeitung und zur Verminderung von 
Konflikten zwiſchen den Senaten die Verteilung der Sachen an 
die einzelnen Zivilſenate nach Rechtsmaterien erfolgen muß, den 
Hilfsſenaten Sachen aus beſtimmten Rechtsmaterien zugewieſen 
werden müſſen, auch könnten ſie von der Teilnahme an den 
Entſcheidungen der vereinigten Zivilſenate und des Plenunis 
grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen werden. Sie würden alſo den 
beſtehenden Zivilſenaten in jeder Beziehung gleichgeſtellt werden 
müſſen. Trifft dies aber zu, ſo ſprechen gegen ihre Errichtung 
die gleichen Bedenken wie gegen die Errichtung neuer Senate 
überhaupt. Endlich kann nicht anerkannt werden, daß innere 
Gründe dazu nötigten, die zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
erforderliche Reform des Rechtsmittels der Reviſion noch zu 
verſchieben. Die Hauptfragen, welche bei der allgemeinen Reform 
der Zivilprozeßordnung der Entſcheidung harren, wie z. B. die, 
ob dem Kollegialſyſtem vor dem Einzelrichtertum der Vorzug zu 
geben iſt, ob die Einführung des Vortermins ſich empfiehlt oder 
ob der Parteibetrieb zugunſten der richterlichen Prozeßleitung 
eingeſchränkt werden ſoll, ſind für die Reviſionsinſtanz ohne 
Bedeutung; andere Fragen, wie die, ob das mündliche Verfahren 
zu beſchränken iſt, können für die Revlſionsinſtanz und die 
unteren Inſtanzen verſchieden beantwortet werden, und die be— 
ſonderen Fragen, betreffend die Geſtaltung der Reviſion, ſind 
unabhängig von der ſonſtigen Geſtaltung des Prozeſſes. Es 
kann nur zur Erleichterung der allgemeinen Reform dienen, wenn 
die zu vielen Meinungsverſchiedenheiten Anlaß gebende Frage 
der Reviſion vorweg erledigt wird. In Frankreich iſt ebenfalls 
das Recht der Kaſſation außerhalb des code de procedure und 
vor dieſem geregelt worden. Ebenſo war in Preußen das Rechts⸗ 
mittel dritter Inſtanz durch ein beſonderes Geſetz (Verordnung 


vom 14. Dezember 1833) geordnet und im Jahre 1860 eine Neu⸗ 
ordnung dieser Materie durch ein beſonderes Geſetz beabſichtigt. 


IL 


Wenn von einer Vergrößerung des Reichsgerichts abgeſehen 
werden muß und eine weitere Anſpannung der Arbeitskraft der 
Mitglieder des Reichsgerichts nicht angängig iſt, ſo bleibt, wie 
ſchon in der Begründung des Entwurfs der Prozeßnovelle vom 
5. Juni 1905 e iſt, nichts übrig, als zum Zwecke der 
Beſeitigung des augenblicklich herrſchenden unhaltbaren Zuſtandes 
auf eine Minderung der von den Zivilſenaten des Reichsgerichts 
zu leiſtenden Arbeit Bedacht zu nehmen. Dies läßt ſich nur 
auf dem Gebiete der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
erreichen. 

Die gemäß 8 28 des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und s 79 der Grundbuchordnung an 
das Reichsgericht gelangenden weiteren Beſchwerden ſowie die 
nicht zur ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit 1 Sachen, 
in denen die Verhandlung und Entſcheidung auf Grund des 8 3 
des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem 
Reichsgericht übertragen iſt, weiſen nur ſehr geringe Zahlen 
auf. Auch kann in den erſtbezeichneten Sachen die Mitwirkung 
des Reichsgerichts nicht entbehrt werden. 

Die Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts als 
Berufungsinſtanz in Patentſachen (8 33 des 1 es vom 
7. April 1891 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 79 —) kann ebenfalls nicht 
in Frage kommen. Obwohl die Bearbeitung dieſer Sachen einen 
bedeutenden Aufwand an Zeit und Mühe erfordert, hat das 
Reichsgericht ihre Zuweiſung an eine andere Behörde nicht 
befürwortet. Bel der Anerkennung, welche die Rechtſprechung 
auf dieſem Gebiete gefunden hat, würden ſich die induſtriellen 
Kreiſe gleichfalls gegen eine ſolche Maßregel verwahren. Die 
Anzahl der Berufungen (im Jahre 1907: 69, im Jahre 1908: 88) 
reicht auch bei weitem nicht aus, um eine beſondere Behörde zu 
beſchäftigen, und für die Handhabung und Entwicklung des 
Patentrechts wird es nach allgemeiner Anſicht erſprießlicher ſein, 
wenn wichtige Rechtsfragen von einem Gerichte nachgeprüft 
werden, das gegenüber dem Patentamt eine unzweifelhafte 
Autorität beſitzt. Dazu kommt, daß die Reviſionen, die Ver⸗ 
letzungen des Patentrechts zum Gegenſtande haben, dem Reichs⸗ 
gericht unter keinen tänden abgenommen werden können. 
Die Entſcheidung dieſer Sachen erfordert aber Bekanntſchaft mit 
dem Patentrecht und dieſe wird am beſten durch die Beſchäftigung 
mit den eigentlichen Patentſtreitigkeiten erworben. 

Was endlich die dem Reichsgerichte zugewieſene Recht⸗ 
ſprechung in Konſularſachen (8 14 des Geſetzes über die Konſular⸗ 
e vom 7. April 1900 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 213 —) 
anlangt, ſo war bereits im Jahre 1904 bei der Vorbereitung der 
Novelle vom 5. Juni 1905 2 ale lan fie dem Reichsgericht 
abzunehmen und einem anderen chtshof zu übertragen. Jener 
Borſchlag wurde damals, obwohl ſachliche Bedenken gegen ihn 
nicht obwalteten, nicht weiter verfolgt, weil die Frage für die 
Ge 8 nicht von weſentlicher Bedeutung iſt und man mit 
Rückſicht hierauf es nicht für angezeigt hielt, das Geſetz über die 
ee ee das die Suftändigteit des Reichsgerichts 
erſt vor kurzem neu beſtätigt hatte, alsbald wieder einer Anderung 
zu unterziehen. Wenn auch dieſes Bedenken jetzt nicht mehr dan 
trifft, ſo wird dem Vorſchlag doch zurzeit keine Folge zu geben 
fein, da ein Geſetzentwurf wegen Abänderung des Konſular⸗ 
geſetzes vom 8. November 1867 vorbereitet wird und dieſer die 
Einſetzung eines oberſten Konſulargerichtshofs in Ausſicht nimmt, 
an den die Rechtsmittel gegen die ee der Konſuln und 
der Konſulargerichte geleitet werden ſollen. 


IV. 


Wie die Verhandlung und Entſcheidung über die Reviſtonen 

in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Hauptaufgabe des Reichs⸗ 
erichts bilden, ſo verurſachen ſie a die Hauptlaſt der Arbeit. 

Auf eine wirkſame Entlaſtung des Reichsgerichts iſt deshalb nur 
zu rechnen, wenn es gelingt, die von Jahr zu Jahr wachſende 
9 0 der Reviſionen dauernd erheblich einzuſchränken. Die viel⸗ 
ach geäußerte Befürchtung, daß dann die Rechtsentwicklung 
leiden werde, weil das Reichsgericht bei einer ſolchen Ein⸗ 
ſchränkung der Aufgabe, das neue bürgerliche Recht in das Leben 
einzuführen, nicht mehr gerecht werden könne, kann als be⸗ 
ründet nicht anerkannt werden. Selbſt bei einer erheblich 

ärkeren Verminderung der Zahl der Reviſionen, als ſie von 


den 1 sc des Entwurfs zu erwarten iſt, wird das Reichs⸗ 
gericht ſicher in der Lage bleiben, einen maßgebenden Einfluß 
auf die Rechtſprechung auszuüben. Darüber laſſen die Er⸗ 
fahrungen in Frankreich keinen Zweifel. Der Kaſſationshof in 
Paris, der von jeher der franzöſiſchen Rechtsentwicklung die 
Wege gewieſen und die franzöſiſche Rechtſprechung maßgebend 
beeinflußt hat, übt dieſen Einfluß, obwohl an ihn in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten durchſchnittlich jährlich nur 700 bis 
800 pourvois gelangen und obwohl die chambre civil, die über 
die von der chambre des requetes zugelaſſenen pourvois zu 
eee hat, im Jahre kaum 300 Urteile erläßt. 

Man könnte zunächſt an eine nochmalige Erhöhung der 
Reviſionsſumme denken. Nachdem aber eine ſolche 1898 vergeb⸗ 
lich und 1905 nur mit halbem Erfolg angeſtrebt worden iſt, muß 
ein nochmaliger Verſuch in gleicher Richtung als ausſichtslos 
angeſehen werden. Der Entwurf ſieht deshalb von einer noch⸗ 
maligen Erhöhung der Reviſionsſumme ab und ſchlägt zur Ent⸗ 
namlich des Reichsgerichts zunächſt eine Reihe kleiner Mittel vor, 
nämlich: 

1. die Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts als 

Beſchwerdegericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 

2. den deren der Reviſion gegen Urteile der Ober⸗ 
landesgerichte über Arreſte und einſtweilige Verfügungen, 

3. eine größere Sicherung der tatſächlichen Feſtſtellungen der 
Inſtanzgerichte gegen Reviſionsangriffe, 

4. die Einſchränkung der mündlichen Verhandlung, 

5. die Beſeitigung des mit der Reviſion verbundenen Sus⸗ 
penſiveffekts, 

6. eine Einſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
durch Abnahme der Entſcheidungen über die Anträge auf 
Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts, 

7. eine Erhöhung der Koften der Reviſionsinſtanz. 

Die Wirkung diefer Vorſchläge, die in dem beſonderen Teile 
der Begründung näher erläutert werden, läßt ſich ziffermäßig 
nicht ſchätzen. So hoch man indeſſen auch ihre Wirkung ein⸗ 
Fahren mag, ſo kann es doch, zumal mit der in den letzten 

hren beobachteten Vermehrung der Prozeſſe, alſo auch mit 
einer ſtetig ſteigenden Belaſtung des Reichsgerichts gerechnet 
werden muß, kaum einem Zweifel unterliegen, daß eine Ent⸗ 
laſtung in dem gebotenen Umfang dadurch allein nicht erzielt 
werden wird. Eine ſolche läßt ſich nur erreichen, wenn die Zahl 
der Reviſionen außerdem durch ein weiteres Mittel erheblich ein⸗ 
1 wird. Der Entwurf ſchlägt deshalb als Hauptmittel 
er Entlaſtung unter Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Re⸗ 
viſionsſumme die Na es Difformitätsprinzips, d. 
den Ausſchluß der Reviſion bei dem Vorliegen konformer En 
ſcheidungen, vor. Für dieſen Vorſchlag iſt auch das Reichsgericht 
eingetreten. Die richterlichen Mitglieder der bereits erwähnten 
0 8 5 1908 von dem Präſidenten des Reichsgerichts berufenen 
Kommiſſion waren übereinſtimmend der Anſicht, daß eine Gefahr 
für die Rechtſprechung von der Maßnahme nicht zu beſorgen ſei. 
Trotz der ſtarken Verminderung der Ss der Reviſionen werde 
es dem V an Material nicht fehlen, um ee 
Einfluß auf die Rechtſprechung auszuüben. Die Aufgabe des 
Reichsgerichts 1 nicht darin, in moͤglichſt vielen Rechts⸗ 
treitigkeiten eine Entſcheidung zu geben, ſondern darin, eine ein⸗ 
eitliche Rechtſprechung zu Faden Keine Rechtsmaterie werde 
urch das Prinzip der Difformität der Vorentſcheidungen dem 
Reichsgericht entzogen. Das Mittel treffe kleine und große 
Prozeſſe. Der Ausſchluß der Reviſion bei übereinſtimmenden 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen ſei nicht unbillig. Jede Sache 
in die dritte Inſtanz gelangen zu laſſen, ſei nicht ausführbar; 
einer Partei, die in zwei Inſtanzen unterlegen ſel, dürfe der 
Zugang zu dem Reichsgerichte verſchloſſen werden. 

Es 0 nicht zu verkennen, daß ſich, wie gegen jedes Mittel 
ur Abhilfe, ſo auch gegen die Einführung des Grundſatzes der 
Diformität Bedenken geltend machen laſſen. Angeſichts der 
Notlage, in der das Reichsgericht ſich befindet und gegenüber der 
Notwendigkeit, nachdrückliche Abhilfe zu ſchaffen, ſowie bei der 
Unzulänglichkeit aller anderen Mittel kann aber jenen Bedenken 
eine en me Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Kann 
die Reviſion nicht gegen jedes Urteil der Oberlandesgerichte ge⸗ 
währt werden, ſo iſt ſie am erſten in den Fällen zu entbehren, 
in denen das Berufungsgericht, wenn auch vielleicht aus anderen 
Gründen, zu dem gleichen el Ergebnis wie das erſt⸗ 
inſtanzliche Gericht gelangt; denn die Übereinjtimmung des Be— 
rufungsurteils mit der Vorentſcheidung wird immerhin eine 
gewiſſe Gewähr für die Richtigkeit der Entſcheidung bieten. 


W. Jahr 1907 angeſtellt und deren 


. 


nicht mit 
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Allerdings werden nach ſtatiſtiſchen Erhebungen, die für das 
gebniſſe in den Anlagen III 
und IV wiedergegeben ſind, die konformen Urteile ebenſo häufig 
mit der Reviſion angefochten wie die difformen. Indeſſen haben 
die Reviſionen, über die auf Grund kontradiktoriſcher Verhand⸗ 
lung durch Urteil entſchieden worden iſt, ſoweit ſie ſich gegen 
een Entſcheidungen richteten, zu 35,75 Prozent, ſowelt fie 
gegen konforme Entſcheidungen richteten, dagegen nur zu 
25,83 Prozent Erfolg gehabt. enn man bas chließliche Er⸗ 
gebnis in den Sachen e dle unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils in die 1 ere Inſtanz zurückgewieſen find, 
nten die bezeichneten Verhältniszahlen noch weiter, nämlich bei 
ifformen Entſcheidungen auf 28,0 Prozent, bei konformen auf 
18,84 Prozent. Die vorgeſchlagene Regelung bietet ferner den 
nicht zu unterſchätzenden Vorteil, daß dabei die ſozialpolitiſ 
Bedenken, die bei den Erörterungen über die Erhöhung der 
Reviſionsſumme eine große Rolle geſpielt haben, ausſcheiden. 
Das Hauptbedenken gegen das Difformitätsprinzip liegt in der 
Gefahr, daß ſich eine Sonderrechtſprechung in einzelnen Ober⸗ 
landesgerichtsbezirken herausbilden könnte. Um dieſen Bedenken 
u begegnen, macht der Entwurf eine Ausnahme von dem Aus⸗ 
chluß der Reviſion bei konformen Entſcheidungen für ſolche 
lle, in denen das Berufungsurteil auf der Auslegung eines 


ren Entſcheidung des Reichs⸗ 
VV! ch 


ird, wie der Entwurf vorſchlägt, die Maßnahme auf 
Rechtsſtreitigkeiten über vermöͤgensrechtliche Anſprüche beſchränkt, 
ſo werden nach den angeſtellten Berechnungen bei unbeſchränkter 
eee des Difformitätsprinzips etwa 46 Prozent der 
Reviſionen, die jetzt an das Reichsgericht gelangen, von ihm 
erngehalten werden. Inwieweit die Wirkung der Maßnahme 
urch die Augeiofiene usnahme abgeſchwächt wird, läßt fi 
icherheit ſchätzen. Immerhin iſt zu erwarten, da 

dieſe Abſchwächung keine ſehr erhebliche ſein wird. 
Im einzelnen iſt zur Begründung der Vorſchriften des Ent⸗ 

wurfs folgendes zu bemerken: 


Artikel I Nr. 1 


Die vorgeſchlagene Beſtimmung will den Mitgliedern des 
Reichsgerichts, die das fünfund Sitte Lebensjahr vollendet 
aben, die Befugnis geben, auch dann ihre Verfetzung in den 
heſtand gegen Gewährung des geſetzlichen Ruhegehalts zu 
DEN DEN, wenn fie ihre Dienſtunfählgkeit nicht nachzuweiſen 
vermögen. 

Die Mitglieder des Reichsgerichts werden damit den übrigen 
Reichsbeamten gleichgeſtellt, denen die gleiche Befugnis durch 
8 34a des Reichsbeumkengeſetzes gewährt iſt. Eine gleiche Be⸗ 
ſtimmung gilt in Preußen auch für die richterlichen Beamten 
(Geſetz vom 31. März 1882, Geſetzſamml. S. 133). 


Artikel I Nr. 2, Artikel II, Artikel III Nr. 3, 11 bis 16, 
Artikel IV. 


n bürgerlichen n keiten überweiſt der 5 135 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes dem Reichsgerichte die Verhandlun 
und Entſcheidung nicht nur über die Reviſionen, ſondern 90 
über die Beſchwerden. Schon die Zivilprozeßnovelle vom 
17. Mai 1898 hat jedoch die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts als 
Beſchwerdeinſtanz beſchränkt (5 567 a! 2, $ 568 Abſ. 3, 4 der 
dan in der Faſſung dieſer Novelle), und die 


ſetzes beruht, die mit einer 


rozeßnovelle vom 5. Juni 1905 hat weitere Einſchränkungen 
inzugefügt, indem ſie die Beſchwerde gegen Entſcheidungen, 
welche die Oberlandesgerichte in betreff der Prozeßkoſten oder in 
der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen, allgemein ausſchloß. Trotzdem 
nd im Jahre 1907 in den Angelegenheiten der ordentlichen 
ſtreitigeu Gerichtsbarkeit bei dem Reichsgerichte ſchon wieder über 
1400 Beſchwerden anhängig geworden, und ihre Zahl iſt weiter 
im Wachſen be e ber die Beſchwerdegegenſtände gibt die 
anliegende Aufſte ung Aufſchluß. Angeſichts der Notlage, in 
der das Reichsgericht ſich befindet, empfiehlt es ſich, noch weiter 
u gehen und, entſprechend einem Vorſchlag des Vorſtandes der 
nwaltskammer bei dem Reichsgericht, die Zuſtändigkeit des 
Gerichtshofs in Beſchwerdeſachen ganz zu beſeitigen. Zweifellos 
beſteht ein großes Bverhältnis en der Arbeitslaſt, die 
mit der Bewältigung der immer noch zahlreichen Beſchwerde⸗ 
ſachen verbunden iſt, und den dabei in Frage kommenden meiſt 
geringfügigen Intereſſen. Das Reichsgericht ſelbſt hat es als 
wünſchenswert bezeichnet, daß ihm die Beſchwerden in möͤglichſt 
weitem Umfang abgenommen werden. Eine Gefahr für die 
Einheit der Rechtſprechung iſt von einer ſolchen Maßnahme nicht 


* g cg denn die Beſchwerde dient rad Ku dem Zwecke, 
urch usſcheiden nebenſächlicher Streitpunkte den Stoff für 
die übrigen Rechtsmittel und damit das Verfahren ſelbſt zu 
Deinen. Übrigens findet auch im Strafprozeſſe sen Be⸗ 
ſchlüſſe und 5e der Oberlandesgerichte eine Beſchwerde 
nicht ſtatt (8 346 Abſ. 3 der Strafprozeßordnung); hieraus haben 
ſich e e ich nicht ergeben. 

Durch die 1 der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
für die Entſcheidung von Beſchwerden gegen Entſcheidungen der 
Oberlandesgerichte, wie ſie die 9 Anderung des 
8 567 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung zum Ausdruck bringt, 
ergeben ſich als notwendige Folge die zu 8 135 des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes, zu 8 8 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverfaſſungögeſetze, u den 88 568, 569, 574, 576, 577 
der Zivilprozeßordnung und zu 8 7 des Geſetzes, betreffend die 
Einführung der Zivilprozeßordnung, vorgeſchlagenen Anderungen. 
Im 8 568 iſt der u) 4 als überflüffig geſtrichen, weil, wenn 
das an beſtimmt, daß gegen die Entſcheidungen der Ober⸗ 
landesgerichte eine Beſchwerde nicht zuläſſig iſt, daraus ſich ohne 
weiteres ergibt, daß gegen die Entſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte auch eine weitere Beſchwerde nicht ſtattfindet. Was den 
5 548 der Zivilprozeßordnung anlangt, jo beſtimmt er in feiner 
jetzigen Faſſung, daß der Beurteilung des Reviſionsgerichts auch 
diejenigen Entſcheidungen unterliegen, welche dem Endurteile 
vorausgegangen ſind, ſofern nicht dieſelben nach den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung unanfechtbar oder mit der Beſchwerde 
en tbar find. Hier ſollen die Worte „oder mit der Beſchwerde 
anfechtbar“ als gegenſtandslos geſtrichen werden. Sachlich wird 
dadurch die Vorſchrift nicht geändert. Die dem Endurteile 
vorausgegangenen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte werden 
inſowelt, als ſie leßt mit der 1 anfechtbar ſind, fortan 
unanfechtbar und bleiben daher in gleichem Umfang wie bisher 
der Nachprüfung des Revlſionsgerichts entzogen. 


Artikel III Nr. 1, 5, 8 (8 97 Abſ. 3, 8 554 Abſ. 7, 5 556 
Abſ. 2 Satz 8 ZPO.), Artikel VIII, IX. 


Einen notwendigen Damm zur Einſchränkung der Prozeßluſt 
bilden die Prozeßkoſten. Um dem übertriebenen Gebrauche der 
Rechtsmittel vorzubeugen, ſieht ſchon das beſtehende Recht für 
die Rechtsmittelinſtanzen erhöhte Gebührenſätze vor. Nach 8 49 
des Gerichtskoſtengeſetzes erhöhen ſich die Gebührenſätze in der 
Berufungsinſtanz um ein Vlierteil, in der Reviſionsinſtanz um 
die Hälfte. Ebenſo beſtimmt § 52 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1909, 
daß die Gebührenſätze ſich in der Berufungsinſtanz und in der 
e um drei Zehnteile erhöhen. Es erſcheint un⸗ 
bedenklich, für die Reviſionsinſtanz noch eine weitere Erhöhung 
der Gebührenſätze A und dadurch auch auf diefem Wege 
auf eine Einſchränkung des Rechtsmittels hinzuwirken. Eine 
Erhöhung der Anwaltsgebühren iſt um ſo mehr el debe t, als 
durch die im Entwurfe gemachten Vorſchläge den bei dem Relchs⸗ 
gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälten eine nicht unerhebliche Zahl 
von Sachen entzogen und dadurch für ſie eine ung De: 
Einnahmen herbeigeführt wird. Es erſcheint billig, dieſen Aus⸗ 
fall durch eine a der Gebühren auszugleichen. Im 
Hinblick auf die Fälle, in denen ohne Rückſicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes (8 547 der Zivilprozeßordnung), 
alſo auch bei einem geringen Werte die Reviſion zuläſſig iſt, 
ſowie darauf, daß gerade in ſolchen Fällen ein Gegengewicht 
gegen die Neigung, das Reichsgericht anzurufen, geboten iſt, 
empfiehlt es ſich ferner, für die Reviſionsinſtanz auch den Mindeſt⸗ 
betrag der Gerichtsgebühren und der Anwaltsgebühren zu er⸗ 
höhen. Hiernach ſchlägt der Entwurf in den Artikeln VIII und 
IX vor, in der Reviſionsinſtanz die gerichtlichen Gebührenſätze 
auf das Doppelte und die Gebührenſätze für die Anwälte um 
fünf Zehnteile zu erhöhen, auch den Mindeſtbetrag der Gebühren 
für Gericht und Anwalt gleichmäßig auf 50 & feſtzuſetzen. 

Nach 8 81 des Gerichtskoſtengeſetzes wird von jedem 
Reviſionskläger, dem nicht das Armenrecht bewilligt iſt oder 
Gebührenfreiheit zuſteht, alsbald nach Einlegung der Reviſion 
ein Gebührenvorſchuß in Höhe der Anſag Gebühr eingefordert 
die für einen Akt der Inſtanz zum Anſatz kommen kann. Na 
dem geltenden Rechte hat aber die Nichtzahlung des Vorſchuſſes 
Rechtsnachteile für den Reviſionskläger nicht zur Folge. Die 
Verhandlung und Entſcheidung über die Reviſion erfolgt auch, 
wenn der Reviſionskläger ſeiner Vorſchußpflicht nicht genügt. 
Um die einſchränkende Wirkung, die von einer Erhöhung der 
Gerichtsgebühren zu erwarten iſt, zu verſtärken, ſchlägt der Ent⸗ 


wurf vor, die Zuläſſigkeit der Reviſion von der Einzahlung des 
Vorſchuſſes abhängig zu machen. Demgemäß beſtimmt der Abſ. 7, 
der dem 8 554 der Ziwilprozeßordnung angefügt werden I daß 
der Vorſitzende dem Reviſionskläger, ſofern nicht dieſem das 
Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, eine Friſt 
zu beſtimmen hat, innerhalb deren der Reviſionskläger den Nach⸗ 
weis zu erbringen hat, daß der für die Reviſtonsinſtanz von ihm 
erforderte Gebührenvorſchuß gezahlt iſt, und daß, wenn der 
Reviſionskläger dieſen Nachweis nicht innerhalb der beſtimmten Friſt 
führt, gemäß $ 554 a die Reviſion als unzuläſſig au verwerfen iſt. 

Für die Anſchlußreviſion eignet ſich dieſe Regelung nicht, 
denn die Erwägungen, die es ratſam erſcheinen laſſen, die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion von dem Nachweis der Zahlung es 
Koſtenvorſchuſſes abhängig zu machen, treffen hier nicht zu. Für 
die Begründung der Anſchlußreviſion erfordert deshalb der Ent⸗ 
wurf den erwähnten Nachweis nicht. Dies wird dadurch klar⸗ 

eſtellt, daß unter den Vorſchriften, die im 8 556 Abſ. 2 Satz 3 
ür 1 anwendbar erklärt werden, der neue Abſ. 7 des 
5 554 ſich nicht befindet. Infolgedeſſen iſt die Zuläſſigkeit der 
Anſchlußreviſion von dem Nachweis der Zahlung des von dem 
Anſchlußrevlſionskläger erforderten Vorſchuſſes auch dann nicht 
abhängig, wenn es nach 8 522 Abſ. 2 jo angeſehen wird, als jet 
die Anſchlußreviſion ſelbſtändig eingelegt. 

Im Zuſammenhange mit den in den Artikeln VIII und IX 
gemachten Vorſchlägen ſteht die im Artikel III Nr. 1 des Ent⸗ 
wurfs vorgeſehene Anderung des 8 97 Abſ. 3 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. Nach dieſer Vorſchrift in ihrer jetzigen Faſſung hat 
in Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche die Landgerichte 
ohne Rückſicht auf den Wert des ee ausſchließ 15 
zuſtändig ſind, auch im Falle des Obſiegens die Reichs⸗ u 
Staatskaſſe die Koſten der Reviſionsinſtanz zu tragen, wenn der 
Wert des Streitgegenſtandes die Summe von dreihundert Mark 
nicht überſteigt und der Vertreter des Reichs oder des Staates 
die Revlſion eingelegt hat. Werden die Koſten der Reviſtons⸗ 
inſtanz für Rechtsſtreitigkeiten über geringwertige Anſprüche ſo 
erheblich erhöht, wie der Entwurf vorſchlägt, ſo erſcheint es billig, 
auch die Wertgrenze für die Rechtsſtreitigkeiten höher zu ziehen, 
in denen die Reichs⸗ und Staatskaſſe im Falle des Obſiegens 
die Koſten der Reviſionsinſtanz zu tragen hat. Eine ſolche Er⸗ 
höhung iſt um ſo mehr angezeigt, als inzwiſchen die Prozeß⸗ 
novelle vom 1. Juni 1909 die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit 
bereits auf 600 & erſtreckt hat. Der Entwurf ſchlägt deshalb 
vor, jene Grenze ebenfalls auf 600 & zu erhöhen. 


Artikel III Nr. 2 (5 545 ZBO.). 


Der Ausſchluß des Rechtsmittels der Reviſion gegen Urteile 
der Oberlandesgerichte in Arreſtſachen und einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen iſt von den verſchiedenſten Seiten befürwortet worden; 
auch das Reichsgericht hat ſich dafür ausgeſprochen. Allerdings 
iſt nicht zu verkennen, daß ie Urteile für den Hauptprozeß 
vielfach präjudiziell find. Indeſſen handelt es ſich bei den Ent⸗ 
ſcheidungen nur um vorläufige Maßnahmen, für die ein Be⸗ 
dürfnis nach drei . Bahre nicht vorliegt. Die Zahl der bei 
dem Reichsgericht im Jahre 1907 eingegangenen Reviſionen in 
Arreſtſachen und einſtweiligen Verfügungen belief ſich auf 75. 


Artikel III Nr. 4, 5b, 10 (8 549 neuer Abſ. 2, 5 554 Abſ. 3 
Nr. 1, 2a, b, 5 561 ZPO.). 

Die Reviſion als Rechtsmittel dritter Inſtanz iſt grund⸗ 
ſätzlich auf die Nachprüfung der rechtlichen Seite der Berufungs⸗ 
entſcheidung beſchränkt. Nach 8 549 Abſ. 1 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung kann dle Reviſion nur darauf geſtützt werden, daß die 
a tene Entſcheidung auf der Verletzung einer Rechtsnorm 
beruht, und der $ 561 weiſt das Reichsgericht an, die in dem 
angefochtenen Urteil feſtgeſtellten Tatſachen ſeiner Entſcheidung 
zugrunde zu legen. Die Feſtſtellung einer Tatſache kann deshalb 
nur angefochten werden, wenn ſie unter Verletzung des Geſetzes 
erfolgt iſt, das Berufungsgericht alſo bei der Feſtſtellung eine 
das Verfahren betreffende Vorſchrift verletzt hat. Schon nach 
dem geltenden Rechte führt aber nicht jede Verletzung einer 
Berfahrensvorſchrift zur Aufhebung des ergangenen Urteils. 
Zunächſt ilt auch hier die allgemeine Einſchränkung, 
daß das Urteil nur dann aufzuheben iſt, wenn es auf 
der Berletzung beruht. Ob dieſe Vorausſetzung zutrifft, 

at das Reviſtonsgericht nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden, 
15 nicht einer der im 5 551 bezeichneten Fälle vorliegt, in 
denen a ausdrücklicher Vorſchrift die Entſcheidung ftet als 
auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend anzuſehen iſt. Nach 
5 558 kann ferner die Verletzung einer das Verfahren der 


Berufungsinſtanz betreffenden Vorſchrift in der Reviſionsinſtanz 
nicht I 1 erügt werden, wenn in Gemäßbelt der Beſtimmung 
des 5 295 die 15 das Rügerecht berelts in der Berufungs⸗ 
inſtanz verloren hat. Endlich darf ſeit der Novelle vom 5. Juni 1905 
das Reviſions gericht eine Verfahrensrüge nur dann berückſichtigen, 
wenn fie in der Reviſionsbegründung geltend gemacht worden iſt. 
Das n muß alſo nicht nur jede erſt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung erhobene Rüge ohne ſachliche Prüfung zurück⸗ 
weiſen, ſondern es iſt auch ſchlechthin gehindert, von Amts wegen 
Mängel des Verfahrens, die nicht rechtzeitig ſchriftlich gerügt 
find, zur Aufhebung des Urteils zu benutzen (s 559). Diele 
Einſchränkungen reichen aber nicht aus, um der Abſicht des 
Geſetzes entſprechend die Unanfechtbarkeit der tatſächlichen Feſt⸗ 
Jen angen der Berufungsgerichte zu ſichern. Die Erfahrung lehrt, 
aß eine Reihe von Prozeßvorſchriften den Parteien die Handhabe 
dafür bietet, tatſächliche Feſtſtellungen des Berufungsgerichts zu 
beanſtanden, und die Ausſicht der Parteien, mit den Sean enen 
durchzudringen, wird noch dadurch vergrößert, daß das Reichs⸗ 
ericht ſchon dann das Urteil als auf einer Verletzung des Geſetzes 
eruhend anſieht, wenn nur die Möglichkeit beſteht, daß die Ver⸗ 
letzung die Entſcheidung beeinflußt hat. Namentlich werden die 
Rügen einer Verletzung der Vorſchriften über das Fragerecht 
($ 189), über die freie Würdigung des Beweiſes (5 286) und 
über den richterlichen Eid (88 475, 476) von den Parteien dazu 
benutzt, um tatſächliche Feſtſtellungen anzugreifen. Zweifellos 
führt dieſe Art der Handhabung der Revlſion, indem fie einen 
Anreiz zu deren Einlegung bietet, zu einer Vermehrung der 
Rechtsmittel. Eine Anderung der bezeichneten 9 erſcheint 
deshalb erwünſcht. Eine ſolche läßt ſich nur durch eine Anderung 
der geſetzlichen Vorſchriften herbeiführen; es wird im 5 549 ein 
neuer Abſ. 2 vorgeſchlagen, um durch ausdrückliche Vorſchrift die 
tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsrichters gegen Be⸗ 
mängelungen aus dem Geſichtspunkt der Nichtausübung des 
Fragerechts oder eines Mangels in der Beweiswürdigung und 
der hierfür gegebenen Begründung oder der Verkennung der 
Grundſätze über den richterlichen Eid zu ſchützen. Daraus, daß 
eine Verletzung des 8 286 Abſ. 1 die Reviſion nicht mehr bes 
gründen ſoll, ergibt ſich, daß, wenn das Berufungsgericht eine 
tatſächliche Feſtſtellung getroffen hat, auch die Nichtberücküchtigung 
einer Beweisantretung, die ſich auf die feſtgeſtellten Tatſachen 
bezog, die Reviſion nicht rechtfertigt. Im e 
1 ſchlägt der n ferner eine klarere ung der bis⸗ 
erigen Vorſchriften über die Bindung des Revliſionsgerichts an 
die tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts vor (8 554 
Abſ. 8 Nr. 1, 2a, b, 3 561). Die gegenwärtige Faſſung des 
8 554 Abſ. 8 Nr. 2: 
„Die Reviſionsbegründung muß enthalten: 


e oe... 


b) inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß das 
Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei, die 
Bezeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben; 
e) inſoweit die Reviſton darauf geſtützt wird, daß unter 
Verletzung des Geſetzes Tatſachen feſtgeſtellt, über⸗ 
gangen oder als vorgebracht angenommen ſeien, die 
Bezeichnung dleſer Tatſachen“ 
iſt in mehrfacher Beziehung unklar. Zunächſt iſt die Einſchränkun 
in a) „inſoweit die Reviſion uſw.“ gegenſtandslos. Da Rach 
§ 549 Abſ. 1 die Reviſion nur darauf geſtützt werden kann, daß 
die Entſcheidung auf der Verletzung eines Geſetzes beruht, ist der 
eigentliche Reviſionsgrund ſtets, alſo auch in den Fällen b) und c), 
die Geſetzesverletzung. Es empfiehlt ſich daher die Einſchränkung 
zu ſtreichen. Da die Vorſchrift unter e) ebenſo wie die zu b) 
nur prozeſſuale Rügen im Auge hat, iſt ſie neben dieſer ſchon 
jetzt entbehrlich. Ihre Aufrechterhaltung neben dem neuen Abſ. 2 
des 5 549, wonach die prozeſſuale Rüge, daß eine Tatſache bei 
der e unberückſichtigt geblieben ſei, nicht mehr 
zuläſſig iſt, wäre aber geeignet, zu Verdunkelungen zu führen. 
Das Geſetz gewinnt deshalb an Klarheit, wenn auch die Vorſchrift 
unter c) geſtrichen wird. 

Wie 8 554 Abſ. 3 leidet auch 5 561 an Unklarheit, deren 
Beſeitigung geboten iſt, wenn die Grenze zwiſchen Tat⸗ und 
Rechtsfrage ſchärfer gezogen werden ſoll. Seine Tragweite iſt 
eine doppelte: er ſoll das Reviſionsgericht an die von dem 
Berufungsgerichte getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen binden 
und er ſoll das Vorbringen neuer tatſächlicher Behauptungen in 


der Reviſionsinſtanz mit Ausnahme der im 8 554 erwähnten 
N 8 empfiehlt ſich dies im Geſetze klarer zum 
Ausdruck zu bringen und die Vorſchrift in zwei Teile zu zerlegen. 
Demgemäß regelt Abſ. 1 des 5 561 in der neuen Faſſung die 
Fecht; welches Parteivorbringen in der Reviſionsinſtanz zu 
erückſichtigen iſt, während der Abſ. 2 ausſpricht, daß das 
Reviſionsgericht an die tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts gebunden iſt, ſoweit nicht in bezug auf ſie ein zuläſſiger 
und begründeter Reviſionsangriff erhoben iſt. 


Artikel III Nr. 4, 5b, 6, 7, 9 (5 549 neuer Abſ. 3, 58 554 

Abſ. 3 Nr. 26, $ 554 b, 5 555 Abſ. 1, $ 559 ZPO.). 

Die hier e Beſtimmungen enthalten die Ein⸗ 
ſchränkungen der Reviſion bei konformen Entſcheidungen über 
vermögensrechtliche Anſprüche. Der leitende Grundſatz, wonach 
in dieſen Fällen die Reviſion nur darauf gel werden kann, 
daß ein Geſetz durch eine Auslegung verletzt ſei, welche mit 
einer Entſcheidung des Reichsgerichts in Widerſpruch ſteht, iſt in 
dem neuen Abſ. 3 des 5 549 aufgeſtellt. Konforme Urteile im 
Sinne dieſer Vorſchrift liegen nur dann vor, wenn die der Rechts⸗ 
kraft fähige Entſcheidung durch das Urteil des Berufungsgerichts 
in keinem Punkte abgeändert iſt. Inwieweit Urteile der 1 
kraft fähig find, beſtimmt der $ 322 der Zivilprozeßordnung. Der 
Entwurf folgt alſo in dieſer Beziehung dem Vorgang des im Jahre 
1874 dem A vorgelegten Entwurfs der Zivilprozeßordnun 
(vgl. 8 485 jenes Entwurfs). Für die Entſcheidung der Frage, o 
eine Difformität oder Konformität der Urteile vorliegt, wird dadurch 
eine tunlichſt a Grundlage geſchaffen. Es ergibt ſich daraus, 
daß Konformität der Urteile beider Inſtanzen im Sinne des 
8 549 Abſ. 8 vorliegt, wenn beide Urteile über das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen des durch die Klage oder Widerklage er⸗ 
hobenen Anſpruchs (8 322 Abſ. 1) oder über das Nichtbeſtehen 
einer zwecks n geltend gemachten Gegenforderung 
(5 322 Abſ. 2) zu demſelben Endergebniſſe gelangt find, mag 
auch die Begründung der Entſcheidung eine verſchiedene ſein. 
Es folgt daraus weiter, daß der $ 549 Abſ. 3 keine Anwendung 
finden kann, wenn durch das Urteil erſter Inſtanz nur über 
prozeßhindernde Einreden entſchieden iſt (8 275; vgl. auch 8 538 
Adi. 1 Nr. 2). Für den Fall, daß die Berufung als unzuläſſig 
verworfen iſt, läßt der Entwurf die Reviſion unbeſchränkt zu, 
denn eine 5 der Vorentſcheidungen kann nicht an⸗ 
genommen werden, wenn das Berufungsgericht die Berufung 
verwirft, weil es ſie für unſtatthaft erachtet und infolgedeſſen 
die Sache ſelbſt einer Prüfung und Entſcheidung nicht unterzieht. 

In Übereinſtimmung mit dem neuen Abſ. 3 des 8 549 wird 
im 8 554 Abſ. 3 Nr. 20 1 daß bei der Reviſion gegen 
ein mit der Entſcheidung erſter Inſtanz konformes Berufungs⸗ 
urteil die Reviſionsbegründung die Bezeichnung des verletzten 
Geſetzes und der Entſcheidung des Reviſionsgerichts enthalten 
muß, mit der das Berufungsgericht ſich bei der Auslegung des 
Geſetzes in Widerſpruch gelegt hat. Daraus ergibt ſich, daß die 
Reviſion, wenn ſie nicht in dieſer Weiſe begründet wird, gemäß 
5 554 a der Zivilprozeßordnung als unzuläſſig zu verwerfen iſt. 
Die Vorſchrift im § 5540 Abſ. 1 in Verbindung mit der zu 
5 559 vorgeſchlagenen Anderung ſtellt klar, daß bei einer in der 
bezeichneten Weiſe begründeten Reviſion auch, ſoweit eine Ver⸗ 
letzung des materiellen Rechtes in Frage kommt, lediglich die 
geltend gemachten Reviſionsgründe zu prüfen ſind. Liegt der 
behauptete Widerſpruch nicht vor, jo kann nach 8 554b Abſ. 2 
die Reviſion ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Be⸗ 
ſchluß als unbegründet zurückgewleſen werden. 


Artikel III Nr. 5a (5 554 Abi. 2 Satz 2 Halbſatz 2 ZPO.). 


Nach S 554 Abſ. 2 Satz 2 der Zivilprozeßordnung in feiner 
ihm durch die Prozeßnovelle von 1905 gegebenen Faſſung beträgt 
die Friſt für die Begründung der Reviſion einen Monat; ſie be⸗ 
ginnt mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt und kann durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien nicht verlängert werden. Im Zuſammen⸗ 
hange damit beſtimmt Abſ. 5, daß nach dem Ablauf der Friſt 
die Geltendmachung neuer Reviſionsgründe nicht zuläſſig iſt. 

Von der Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgerichte wird es als 
ein erheblicher Mißſtand bezeichnet, daß die Begründungsfriſt zu 
kurz bemeſſen ſei: die Prüfung des angefochtenen Urteils, die 
Begründung der Reviſion und der in den meiſten Fällen un⸗ 
vermeidliche Schriftwechſel zwiſchen dem Anwalt und feinen 
Auftraggebern nähmen häufig mehr Zeit in Anſpruch als die 
einmonatige Friſt gewähre; namentlich dann, wenn der für die 
Reviſionsinſtanz beſtellte Rechtsanwalt erſt ER vor dem Ablauf 
der Friſt die erforderliche Information erhalten habe, ſei es 


nicht immer möglich, die Reviſion ſo zu begründen, wie das 
Geſetz es erfordere. Dieſer Tibeljtand werde noch dadurch ver— 
ſchärft, daß die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Friſt nicht zugelaſſen ſei, und daß nicht 
einmal die Friſt durch das Gericht verlängert werden könne. 

Eine Verlängerung der Friſt würde den vorhandenen Miß⸗ 
ſtänden kaum abhelfen, ſondern vorausſichtlich nur die Folge 
N daß die Parteien im Vertrauen auf die längere Dauer 
er Friſt in der Vorbereltung der Reviſion noch läſſiger und 
nicht weniger als bisher geneigt ſein würden, die Information 
des Prozeßvertreters bei dem Reichsgerichte bis zum Ende der 
Friſt hinauszuſchieben. Der Entwurf ſieht deshalb von einer 
allgemeinen Verlängerung der Friſt zur Reviſionsbegründung 
ab und beſchränkt ſich darauf, dem Vorſitzenden die Befugnis zu 
gewähren, die Friſt auf Antrag zu verlängern. Damit iſt es in 
die Hand des Vorſitzenden gelegt, ſowohl den beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen des Einzelfalls Rechnung zu tragen, wie unbegründete 
Anträge auf Friſtverlängerung abzulehnen. 


Artikel III Nr. 6 (5 55406 3PO.). 


Die Zahl der zweifellos unbegründeten Reviſionen, deren 
Beurteilung bei der Beſchlußfaſſung keinerlei Meinungs- 
verſchledenheiten hervorruft und die es daher nicht verdienen, 
daß der immerhin umſtändliche und koſtſpielige Apparat der 
mündlichen Verhandlung in Bewegung geſetzt wird, iſt ver⸗ 
hältnismäßig groß. Nach einer für die Monate Oktober, No⸗ 
vember, Dezember 1907 aufgenommenen Statiſtik waren unter 
den in dieſen Monaten von den 7 Zivilſenaten des Reichsgerichts 
erlaſſenen 780 kontradiktoriſchen Urteilen 291 oder 37,31 Prozent 
ſolche, bei denen die Zurückweiſung der Reviſion . aus⸗ 
geſprochen iſt und die Annahme ſich rechtfertigt, daß die Ent⸗ 
ſcheidung in erfahren Sinne ſchon ohne mündliche Verhandlung 
im Beſchlußverfa ren erfolgt ſein würde, wenn die Erledigung 
auf dieſe Weiſe ſich hätte ermöglichen laſſen. Mit Rückſicht 
hierauf wird vorgeſchlagen, dem Reviſionsgerichte die Befugnis 
* gewähren, auch abgeſehen von dem bereits erörterten Falle 
es 5 554 b eine Reviſion durch Beſchluß zurückzuweiſen, wenn 
es einſtimmig die Reviſion für unbegründet erachtet. Die bors 
geſchlagene ea bietet gegenüber der Einführung einer 
obligatoriſchen Vorprüfung des Rechtsmittels, wie fie nach dem 
Vorbild in Frankreich von manchen Seiten empfohlen wird, den 
unleugbaren Vorteil, daß ein doppelter Vortrag der Sachen im 
Senate tunlichſt vermieden wird. Denn da der Präſident des 
Senats, in deſſen Händen die Anſetzung der Termine ruht, von 
vornherein alle Reviſionen zur mündlichen Verhandlung ver⸗ 
weiſen wird, die er oder der Referent für begründet erachtet oder 
von denen einer von ihnen annimmt, daß ſie zu Zweifeln Anlaß 
bieten, ſo werden zum Vortrag im Senat ohne mündliche Ver⸗ 
handlung überhaupt nur ſolche Reviſionen gelangen, von denen 
der Referent und Präſident übereinſtimmend annehmen, daß der 
Senat ſie einſtimmig zurückweiſen wird. Die vorgeſchlagene 
Regelung wird in zahlreichen Fällen eine ſchnellere Erledigung 
der Sachen als bisher ermöglichen, den Parteien Koſten erſparen 
und auch zu einer Entlaſtung des Gerichtshofs beitragen. Denn 
einerſeits wird der Vortrag der Sache durch den Referenten in 
der Regel kürzere Zeit in Anſpruch nehmen als die Verhandlung 
durch die Parteivertreter, und anderſeits wird die Abſetzung eines 
Beſchluſſes, für den die Beigabe eines Tatbeſtandes und von 
Entſcheidungsgründen geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt, erheblich 
geringere Arbeit erfordern als die Ausarbeitung eines Urteils. 


Artikel III Nr. 8 (8 556 ZRO.). 


Auf die Anſchlußreviſion on nach $ 556 Ab}. 2 Satz 3 
in feiner jetzigen Faſſung die Vorſchriften des 8 521 Abſ. 2, der 
§§ 522, 553, des $ 553 a Abſ. 2, des 8 554 Abſ. 3, 6 und des 
§ 554 a entſprechende Anwendung. 

Neben dieſen Vorſchriften ſind nunmehr auch die durch den 
Entwurf eingefügten 8$ 554b und 5540 ZPO. aufgeführt, da 
ſie für die Anſchlußreviſion gleichfalls gelten müſſen. Die Gründe, 
aus denen der $ 554 Abſ. 7 unter den für entſprechend anwendbar 
erklärten Vorſchriften nicht mit aufgeführt wird, ſind bereits bei der 
Erörterung der Koſtenbeſtimmungen (ſiehe oben S. 7) dargelegt. 


Artikel III Nr. 17 bis 22 (55 708, 711, 712, 5 713 Abſ. 1, 
88 717, 719 ZPO.). 

Während in Frankreich der Kaſſationsrekurs die Vollſtreck— 
barkeit der Urteile nur in Eheſcheidungsſachen hemmt, hat die 
Reviſion nach 8 705 der Zivilprozeßordnung allgemein Suspenſiv— 
effekt. Infolgedeſſen bietet die Einlegung der Reviſion dem in 


der Vorinſtanz verurteilten Schuldner ein geeignetes Mittel, um 
fich eine weitere Friſt für die Zahlung feiner Schuld zu vers 
ſchaffen, und es läßt ſich ohne weiteres annehmen, daß eine nicht 
unerhebliche Zahl von Aufträgen zur Reviſionseinlegung lediglich 
dieſen Zweck verſolgt. Derartige Reviſionen würden dem Reichs⸗ 
gerichte ferngehalten werden, wenn die in der Berufungsinſtanz 
erlaſſenen Urteile ſofort vollſtreckt werden können und die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit durch Einlegung der Reviſion nicht gehemmt wird. 
Grundſätzliche Bedenken ſtehen einer ſolchen Regelung nicht ent⸗ 
egen. Es empfiehlt ſich deshalb, entſprechend dem Vorgang in 
be den Suspenſiveffekt der Reviſion aufzuheben. Dem⸗ 
gemäß ſchlägt der Entwurf vor, die Urteile der Oberlandesgerichte 
in vermögensrechtlichen Streitigkeiten mit Ausnahme der Ver⸗ 
ſäumnisurteile von Amts wegen für vorläufig vollſtreckbar erklären 
au laſſen (Artikel III Nr. 17). Durch die neue Vorſchrift wird 
ie bisherige Vorſchrift des 5 708 Nr. 3 in en der Ver⸗ 
fäumnisurtelle der Oberlandesgerichte nicht geändert. Es ver⸗ 
bleibt alſo dabei, daß ein zweites oder ferneres von einem Ober⸗ 
landesgericht gegen dieſelbe Partei zur Hauptſache erlaſſenes 
Berſäumnisurteil auch ohne Antrag für vorläufig vollſtreckbar 
u erklären iſt. Wird der 5 708 der Zivilprozeßordnung in 
tiefer Weiſe geändert, jo iſt der 8 711, der über die Vollſtreck⸗ 
barkeit der Urteile der Oberlandesgerichte, gegen welche die Re⸗ 
pifion nach den 88 546, 547 nicht zuläſſig 5 Beſtimmung trifft, 
als el zu ſtreichen, während die 58 712, 713 entſprechend 


zu ergänzen ſind. Der Vorſchlag würde indeſſen vorausſichtlich 
ohne die beabſichtigte Wirkung in bezug auf die Zurückdrängung 
grundloſer Reviſionen bleiben, wenn nicht zugleich die durch die 


Prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 im 8 717 getroffene Vorſchrift 
geändert würde, wonach der Kläger zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet iſt, der dem Beklagten durch die Vollſtreckung des 
Urteils oder durch eine zur Abwendung der Vollſtreckung ge⸗ 
machte Leiſtung entſteht. Denn bei dem Beſtehen einer ſolchen 
Verpflichtung würde der Kläger nur in den ſeltenſten Fällen 
das Riſiko auf ſich en ein Urteil zu vollſtrecken, das mög⸗ 
licherweiſe wieder aufgehoben werden kann. Eine Anderung 
dieſer Vorſchrift für die Urteile der Oberlandesgerichte erſcheint 
auch unbedenklich. Denn wenn die Reviſion nur dazu beſtimmt 
iſt, durch ein in die Hände der Parteien gelegtes Rechtsmittel 
die Einheit der Rechtſprechung zu fördern, ſo wird das Intereſſe 
des in der Berufungsinſtanz verurteilten Beklagten, der mit der 
Reviſion die Aufhebung des Urteils erlangt, ee gewahrt, 
wenn ihm dasjenige las wird, was er infolge der Voll⸗ 
eng geleiftet hat. Auf mehr, namentlich auf Schadenserſatz, 

raucht ihm ein Anſpruch nicht eingeräumt zu werden. Der 
Entwurf ſchlägt deshalb einen Zuſatz zu 8 717 vor, durch den 
für die Urteile der Oberlandesgerichte der frühere Rechtszuſtand 
wieder hergeſtellt wird. Zur Sicherung des Erfolges der Maß⸗ 
nahme iſt es endlich geboten, den Parteien die Möglichkeit zu 
entziehen, Anträge auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung gemäß 
55 707, 719 der Zivilprozeßordnung an das Reichsgericht zu 
richten. Andernfalls würde die Beh! ſolcher Anträge erheblich 
ſteigen, da ſie in zweifelhaften Fällen ſchon zu dem Zwecke geſtellt 
werden würden, um die Meinung des Reichsgerichts über die 
Ausſichten der Reviſion zu erfahren. Hiernach iſt die Anwen⸗ 
dung der Vorſchriften der 85 707, 719 der Zivilprozeßordnung 
für die n nkam auszuſchließen. Dies geſchieht, wenn, 
wie der Entwurf vorſchlägt, im 8 719 die Worte „ein Rechts⸗ 
mittel“ durch die Worte „die Berufung“ erſetzt werden. Eine 
Gefahr für den Schuldner iſt von der vorgeſchlagenen Regelung 
nicht zu beſorgen. Denn das Berufungsgericht hat nach 5 712, 
wenn glaubhaft emacht wird, daß die Vollſtreckung des Urteils 
dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde, 
auszuſprechen, daß das Urteil nicht vorläufig vollſtreckbar ſei; 
auch iſt nach 8 713 Abſ. 2 auf Antrag dem Schuldner nach⸗ 
ee durch Sicherheitsleiſtung oder durch Hinterlegung die 

ollſtreckung abzuwenden, wenn nicht der Gläubiger ſich erbietet, 
ſeinerſeits vor der Vollſtreckung Sicherhelt zu leiſten. Allerdings 
find dahingehende Anträge nach 8 714 vor dem Schluſſe der 
mündlichen Verhandlung zu ſtellen, auf welche das Urteil ergeht. 
Da aber die Parteien ſich in der Berufungsinſtanz durch einen 
Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten laſſen müſſen, iſt 
nicht zu beſorgen, daß in den Fällen, wo es erforderlich erſcheint, 
die rechtzeitige Stellung eines entſprechenden Antrags ver⸗ 
ſäumt wird. 


Artikel V bis VII. 


Eine nicht unbeträchtliche Arbeit erwächſt dem Reichsgerichte 
durch die Entſcheidung über die Anträge auf Beſtimmung des 
zuſtändigen Gerichts in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (8 36, 
8 650 Abſ. 3 ZPO., 8 2 des Geſetzes über die Zwangsverſtelge⸗ 
rung und die Zwangsverwaltung) und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (58 5, 46 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit). Nach den Ge⸗ 
ſchäftsüberſichten des Reichsgerichts waren an ſolchen Anträgen 
von den Zivilſenaten zu bearbeiten. 


im Jahre 1904 1905 1906 1907 1908 
854 852 983 1054 1175 

darunter in Vor⸗ 

mundſchaftsſachen 173 164 183 173 168 

gemäß 5 2 des 

Zwangsverſteige⸗ 

rungsgeſetzes. 14 4 3 10 7. 


Es dürfte unbedenklich fein, in den Fällen der 88 5, 46 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Entſcheidungen dem Reichsgerichte ganz abzunehmen und an 
ne Stelle einem Oberlandesgerichte a in den Fällen 

er 85 36, 650 der Zivilprozeßordnung und des 5 2 des Geſetzes 
über die Sruangöberiteigerung und Zwangsverwaltung aber die 
Möglichkeit zu eröffnen, daß dem Reichsgerichte die Entſcheidung 
wenigſtens für diejenigen Fälle abgenommen wird, in denen die 
n e der Gerichte desſelben Bundesſtaats in Frage ſteht. 
on 1 iſt dies nur für Preußen, da innerhalb Bayerns 
ſchon jetzt, ſofern die in Betracht kommenden Gerichte verſchiedenen 
Oberlandesgerichtsbezirken angehören, das Oberſte Landesgericht 
in München gemäß $ 36 der Zivilprozeßordnung (zu vergleichen 
auch 8 9 des Einführungsgeſetzes) als „das im Inſtanzenzuge 
zunächſt höhere Gericht“ zu entſcheiden hat. Die preußiſchen 
Sachen bilden aber die größere Hälfte der auf Grund der 88 86, 
650 der Zivilprozeßordnung an das Reichsgericht gelangenden 
Fälle. Der Entwurf ſchlägt in den Artikeln V und VI eine 
Re een bor. 
erden in den feilt der 55 5, 46 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der de Gerichtsbarkeit entſprechend den 
Vorſchlägen des Artikel VI die Entſcheidungen dem Relchsgericht 
abgenommen und an ſeiner Stelle einem Oberlandesgericht über⸗ 
wieſen, ſo fehlt es an einem zur Entſcheidung berufenen Gerichte, 
wenn das zuerſt mit der Sache befaßte Gericht oder das Gericht, 
an welches die Vormundſchaft abgegeben werden ſoll, ein Konſul 
oder ein Gericht in den Schutzgebieten iſt. Um dieſe Lücke aus⸗ 
Be beſtimmt der Artikel VII, daß in dieſem Falle das 
ieſer Behörde vorgeordnete oberſte Gericht die Entſcheidung zu 
treffen hat. 
Artikel X. 


In verſchiedenen Reichsgeſetzen wird auf die durch dieſes 
Geſetz abgeänderten Vorſchriften verwieſen (zu vergleichen ins⸗ 
Su Gerichtskoſtengeſetz 8 4 Abi. 2, 8 16 Abi. 2, Gebühren⸗ 
ordnung für Nane und Sachverſtändige 5 17 Abſ. 3, Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte 5 12). Die vorgeſehenen Anderungen 
ern auch für die Reichsgeſetze gelten, welche auf jene Vor⸗ 
chriften verweiſen. Um Zweifel hierüber abzuſchneiden, iſt dies 
im Artikel X ausdrücklich beſtimmt. 


Artikel XI. 


Um die dringend notwendige Entlaſtung des Reichsgerichts 
möglichſt bald herbeizuführen, iſt in dem Geſetz ein beſonderer 
Anſangstermin ſeiner verbindlichen Kraft nicht beſtimmt. Nach 
Artikel 2 der Reichsverfaſſung tritt deshalb das Geſetz ſchon mit 
dem vierzehnten Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an 
welchem das Stück des Reichs⸗Geſetzblatts, in dem das Nach 
verkündet wird, in Berlin ausgegeben worden iſt, in Kraft. Na 
allgemeinen Grundſätzen würde es auch auf die in dieſem Zeit⸗ 
punkt anhängigen Prozeſſe unbeſchränkte Anwendung finden. 
Um etwaige Härten, welche hleraus für die Parteien erwachſen 
könnten, vorzubeugen, empfiehlt es ſich jedoch, ſeine Anwendung 
auf die Anfechtung der bereits vor dem bezeichneten Zeitpunkt 
verkündeten oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte auszuſchließen. In Anſehung der Rechts- 
mittel gegen ſolche Entſcheidungen kommen deshalb noch die bis⸗ 
herigen Vorſchriften zur Anwendung. 
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Anlage III. 


Vergleichende Aberficht 


über den Erfolg des Rechtsmittels der Reviſion bei dem Vorliegen von übereinſtimmenden und 
voneinander abweichenden Urteilen der Vorinſtanzen für das Jahr 1907. 


. RE 3 


Bon den Urteilen Spalte 3 
lauteten auf een, des 
Zahl angefochtenen Urteils 


Von den Urteilen 
und Beſchlüſſen 
lauteten auf 
Zurückweiſung oder 
Verwerfung der 
Reviſion 


der Reviſionen, unter 1 15 Koh 
verwelſung der tſcheidung 

die Erfolg hatten | Sache in die in der Sache 
frühere Inſtanz ſelbſt 

a b 


I. Zahl der auf Grund kontradiktoriſcher Verhand⸗ 


lung erlaſſenen Urte illi 2 543 
Zahl der Berfäumnisurteile ........... 209 
Zahl der Beſchlüſſe gemäß $ 554 der ZPO. 397 
zuſammen .... 3149 2 366 783 613 170 
(75,18 %) (24,86 %) 
II.“) Zahl der Urteile auf Grund kontra⸗ 
diktoriſcher Verhandlung ggg 2 543 1 760 783 613 170 
(69,20 %) (30,80 %) 
III. Bon den 2543 Sachen zu II betrug die 
Zahl der Sachen, in denen die Urteile 
der Vorinſtanzen übereinftimmten ...... 1270 942 328 257 71 
und (74,17 %) (25,83 %) 
IV. die Zahl der Sachen, in denen die Urteile 
der Vorinſtanzen voneinander abwichen .. 1278 818 455 356 99 
(64,25 %) (35,75 %) 


V. Über den Verlauf der Sachen, in denen im Jahre 1904 das angefochtene Urteil in der Reviſionsinſtanz aufgehoben worden 
iſt, find in Preußen genaue Ermittlungen angeſtellt (vgl. Anlage V). Legt man die in Preußen ermittelten Verhältniszahlen 
zu Grunde, fo iſt anzunehmen, daß die Reviſion ſich ſchließlich erfolglos erweiſt 


1. von den 257 Sachen, in denen das mit dem Urteil erſter Inſtanz gleichlautende Urteil des Berufungsgerichts zunächſt 


aufgehoben wurde (III Sp. 4a), in 95 Fällen (36,00 J. 
2. von den 356 Sachen, in denen das zunächſt aufgehobene Urteil mit dem Urteil erſter Inſtanz nicht übereinſtimmte, 
aber nur in 87 Fällen (24,48 %), 
Es beträgt alſo die Zahl der Sachen, in denen die Reviſion keinen Er 
Erfolg hatte einen Erfolg 
1. in den 1270 Sachen, in denen die Urteile der Vorinſtanzen übereinſtimmten hatte 
c didense Di ehe 328 942 
— 95 + 95 
233 1037 
(18,34 7) (81,66 %); 
2. in den 1273 Sachen, in denen die Urteile der Vorinſtanzen voneinander 
PTT... ³ ˙ A5 ²˙¹mww.. ee 45⁵ 818 
— 87 + 87 
368 905 
(28,00 %) (71,10 %)- 


) Anmerkung. Ob übereinſtimmende oder voneinander abweichende Urteile der Borinftanzen vorlagen, iſt nur in den 
Sachen feſtgeſtellt, in denen das Urteil in der Reviſionsinſtanz auf Grund kontradiktoriſcher Verhandlung erlaſſen worden iſt. 


Anlage IV. 


Jeſtſtellung 


des Endergebniſſes bei preußiſchen Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche, in welchen 
das Reichsgericht im Jahre 1904 das Berufungsurteil aufgehoben hat und Zurückverweiſung an 
die Berufungsinſtanz erfolgt iſt. 


7 In den in Spalte 3 (duae conformes) 
Zahl der Die, Teünene Mur Der Der gezählten Fällen ift 
auf⸗ Es Tagen ſcheidung des Ober-] Rechts⸗ c Ten Ben: HRrSEEE 
landesgerichts iſt | ſtreit echts⸗ die frühere Ent⸗ 


gehobenen] duae con- ſtreit ſcheidung des Ober⸗[ der der 
Oberlandesgerichte Ber formes | dagunſten | iſt hen itt noch ſch landesgerl chts — Rechts⸗ 
F des ere | 
rufungs⸗ vor Reviſions⸗ Ko Belle an⸗ 8 | andere | ſtreit 
klagers | abgeändert hängig | Keviſions- dicht Weiſe noch an⸗ 
urteile abgeündert erledigt fägerd | abgeändert | erledigt | hängig 


abgeändert 


8 | 9 11 
een | 33 21 9 18 4 
ee 14 5 3 9 6 
r 5 3 3 1 1 s 2 1 ; 
BE nee 21 13 6 9 5 1 1 8 3 1 
CCC 66 32 31 21 8 6 14 11 5 2 
. fi 3 2 1 3 1 1 2 
A 46 19 27 12 6 1 12 6 1 
T 13 5 88 1 3 1 4 1 
o 10 4 4 | 4 1 1 1 2 1 
Marien werden 7 2 9 4 f | 2 
o 39 16 22 10 5 2 1 7 1 1 
A 15 5 1 1 2 1 3 1 
— 18 7 6 6 4 2 1 4 2 i 
ujammen.... 414 173 199 123 63 29 711 64 28 10 
In 8 ers 100 41,79 48,07 29/71 15,22 7,00 17,15 15,46 6,76 2,42 
Lediglich die Sachen, | 
a) in denen duae con- 173 
formes vorlagen: .. 100 %, | — — — — 41% % 36, % | 16,10 % 578 % 
b) in denen duae con- 241 Er 128 59 35 19 — — 8 = 
formes nicht vorlagen: % 100 J. — 53,11 % 24,48 14,52 % 75,8 7 — — — — 
Anlage V. 
Im Jahre 1907 ſind beim Reichsgerichte Be⸗ 15. Erlaß von Arreſten und einſtweiligen Ver⸗ 
ſchwerden anhängig geworden 1455 F ˙—’[— S 34 
Siaban in | 16. Erteilung von Abſchriften aus den Akten 
und Büchereinſichtnah mene mn 2 
Angelegenheiten der an Gerichts⸗ 17. Erteilung des Notfriſtzeugniſſes 2 
barkeit (5 282 F GG.): 7 18. = ee Ablehnung der 
ä · en 5 Bollſtreckungstlauſe lk 2 
r ˙²˙wAq——ĩ 5 19 h tellung des Streitgegenſtandes .. 14 
17 20 etzung einer Ordnungsſtra e 2 
— | 21. KLonkursſa chen 1 
ä 1438 22. Ko ee FFC 4 
Dieſe betrafen: 23. a rlegung — $ 102 ZPO. — an 8 
1. Ablehnung von Richtern, Zeugen, Sach⸗ C %%%õõÜðOÜẽ5ẽ!6᷑Q QA ͤ A 1 
n J5;· . — 55 25 2 FTW». ͥ » w-. — 7 
2. Ablehnung des Verhandlungstermins . 1 26. achverſtändl ohn 1 
3 s der Zeugenvernehmung 3 27. Stcherheltsleiſtung T 4 
4 = des Antrags auf Erlaß des Ver⸗ 28. Verweigerung des Armen rechts 1779 
ſäumnisurteils gegen die notwendigen Streit⸗ 29. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ... 1 
CT!!! een 1 30. Widerſpruch gegen den Vertellungsplan 1 
5. Ausſetzung uſw. des Verfahrens 35 31. Zeugnisverweig erung 8 
6. Beiordnung eines Rechtsanwalts 21 32. Zuſammenlegungsſa chen 5 
7. Beitritt eines Nebenintervenienten ........ 1 33. Zwangsvollſtrecku Aas 37 
8. Berichtigung des Urteils, Teilurteils...... 3 1438 
9. Berichtigungsbeſchluunʒnn 2 — 
10. Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts. 1 *) Davon für die Berufungs inſtan 1059 
11. Beweisſicherung ... ...... ._.......e...."”. | * 4 Beſchwer in tan 
12. Eidesabnahme 8 479 38 PO... 1 ee 117 
13. Entziehung des Armen rechts 2 ene, 
14. Erlaß eines Verſäumnisurteilns 5 zuſammen wie oben ... 1177 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


Anderungen der Rechtsauwaltsordnung. 


1. Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 177) wird dahin geändert: 
1. Hinter den 3 32 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 328. 


Der Anſpruch der Partei auf Schadenerſatz aus dem 
zwiſchen ihr und dem Rechtsanwalte beſtehenden Ver⸗ 
tragsverhältniſſe verjährt in fünf Jahren. 

2. Der 8 90 erhält folgende Faſſung: 
Gegen Urteile des Ehrengerichts iſt die Berufung 


Von den Beiſitzern müſſen drei Mitglieder des Reichs⸗ 
gerichts und drei Mitglieder der Anwaltskammer bei 
dem Reichsgerichte ſein. 

Auf die Beſtimmung der Senatspräfidenten finden 
die Vorſchriften des 5 61 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
entſprechende Anwendung. Die Beſtimmung der Mit⸗ 
glieder des Reichsgerichts ſowie ihre Zuteilung an die 
beiden Senate und die Verteilung der Geſchäfte unter 
die beiden Senate erfolgt nach den Vorſchriften der 


an den Ehrengerichtshof zuläſſig. 

Der Ehrengerichtshof beſteht aus dem Präſidenten, 
zwei Senatspräſidenten und ſechs Mitgliedern des 
Reichsgerichts, ſowie aus ſechs Mitgliedern der An⸗ 
waltskammer bei dem Reichsgerichte. 

Bei dem Ehrengerichtshofe werden zwei Senate 
gebildet. Jeder Senat entſcheidet in der Beſetzung von 
ſieben Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 


88 62, 63, 133 des Gerichts verfaſſungsgeſetzes. 

Die Mitglieder der Anwaltskammer werden von 
dieſer und zwar drei für jeden der Senate vor Beginn 
des Geſchäftsjahrs für deſſen Dauer gewählt. 

Die beiden Senatspräfidenten und die Mitglieder 
der Senate vertreten ſich wechſelſeltig. Der Vorſitzende 
des zweiten Senats kann auch von dem Präſidenten 
des Reichsgerichts vertreten werden. 


Den Vorfitz führt im erſten Senate der Präſident des II. Dieſes Geſetz tritt au m in Kraft. 
Reichsgerichts oder in ſeiner Vertretung ein Senats⸗ Urkundlich uſw. 
präſident, im zweiten Senat ein Senatspräftdent. Gegeben uſw. 
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Begründung. 


Die außerordentliche Zunahme der Geſchäftslaſt des Reichs⸗ 
gerichts, die zur Aberbürdung des Gerichtshofs geführt und Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat, in dem gleichzeitig vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurfe, betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, eine 
Reihe von Maßnahmen zu deſſen Entlaſtung vorzuſchlagen, macht 
ſich in ſteigendem Maße auch bei dem dem Reichsgericht an⸗ 
egliederten Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte fühlbar. Der 
Ehrengert tshof beſteht nach 5 90 der Rechtsanwaltsordnung 
aus dem Präſidenten des Reichsgerichts als Vorſitzenden, drei 
Mitgliedern des Reichsgerichts und drei Mitgliedern der Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgerichte. Die Geſchäfte nehmen die Arbeits⸗ 
kraft des Vorſitzenden und der Mitglieder von Jahr zu ur in 
Born Umfang in Anſpruch. Die Zahl der anhängigen Sachen, 
ie in den Jahren 1880 bis 1890 durchſchnittlich 24,18 betrug, 
iſt in dem Zeitraum von 1898 bis 1908 auf durchſchnittlich 39, 
im Jahre geſtiegen. Die Zahl der Sitzungen bellef ſich im Durch⸗ 
ſchnitt der letzten Geſchäftsjahre auf etwa 20, ihre Dauer 
auf durchſchnittlich 7 /, an einzelnen Sitzungstagen auf 10 bis 
12 Stunden und darüber. Rechnet man die für die Vorbereitung 
und die Abfaſſung der Entſcheidungen erforderliche Zeit hinzu, fo 
ergibt ſich, 9 edes Mitglied 35 bis 40 volle Arbeitstage im 
Jahre auf die Erledigung der Geſchäfte des Ehrengerichtshofs zu 
verwenden hatte. 

Das bedeutet für die ohnehin ſtark beſchäftigten Mitglieder 
des Reichsgerichts eine kaum noch zu bewältigende Geſchäftslaſt. 
In beſonderem Maße gilt das von dem Präſidenten des Reichs⸗ 

erichts, der als Vorſitzender des Ehrengerichtshofs lediglich auf 
ie Vertretung durch den älteſten Senatspräſidenten angewieſen 
iſt. Eine Entlaſtung des Vorſitzenden und der Mitglieder des 
hrengerichtshofs iſt hiernach dringend geboten. iefe Ent⸗ 
laſtung ſoll der vorliegende Entwurf bringen; er ſteht inſofern 
mit dem Entwurf über die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts in 
unmittelbarem Zuſammenhange. Außerdem ſchlägt er, ent⸗ 
Van einer von dem Reichstag am 27. April 1909 beſchloſſenen 
eſolution (zu vergleichen Stenographiſche Berichte S. 8234) 
für die Schadenserſatzanſprüche der Parteien gegen den Rechts- 
anwalt die Einführung einer kürzeren Verjährungsfriſt vor. 


Im einzelnen iſt zur Begründung folgendes zu bemerken. 
8 32a. 


Nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unter» 
liegen die Anſprüche der Partei auf el, aus dem 
ie ihr und dem Rechtsanwalte beſtehenden Vertrags⸗ 
verhältniſſe, ſofern nicht ausnahmsweiſe die kürzere Verjährungs⸗ 
friſt des $ 638 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Platz get, er 
regelmäßigen Verjährung von 30 Jahren (5 195 BGB.). 

Dieſe Friſt wird von ſeiten der Rechtsanwälte als zu lang 
bezeichnet, und auch der Reichstag hat ſich in der am 27. April 
1909 angenommenen Reſolution für deren Abkürzung aus⸗ 


gefproen, 


Es iſt in der Tat nicht zu verkennen, daß die lange 
auer der Verjährungsfriſt für die Rechtsanwälte Mißſtände 
nach ſich zieht. In nicht ſeltenen Fällen werden Schadenserſatz⸗ 
forderungen erſt jahrelang nach Beendigung der anwaltlichen 
Tätigkeit, bisweilen erſt nach dem Tode des Rechtsanwalts gegen 
deſſen Hinterbliebene erhoben. In der Regel . dann das in 
den Handakten niedergelegte Beweismaterial den Angegriffenen 
nicht mehr zur Verfügung, h es, daß der Partei a ihr Ver⸗ 
langen die G. Ablauf ausgehändigt worden ſind, ſei es, daß der 
Anwalt nach Ablauf der im 8 32 der Rechtsanwaltsordnung be⸗ 
ſtimmten Aufbewahrungsfriſt die Handakten vernichtet hat. 
Sowohl Billigkeitsrückſichten wie die Beſonderhelten des zwiſchen 
der Partei und dem Rechtsanwalte beſtehenden Vertrags- 
verhältniſſes fordern daher eine Abkürzung der Verjährungsfriſt. 
Der Entwurf beſtimmt die Verjährungsfriſt auf fünf Jahre 
und beläßt es im übrigen bei den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Die Verjährung der in Betracht kommenden 
Schadenserſatzforderungen beginnt alſo nach 8 198 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs mit der Entſtehung des Anſpruchs. Eine von 
dieſem Zeitpunkt an laufende Friſt von fünf Jahren iſt jedenfalls 
a genug, um geſchädigten Auftraggebern ausreichende Ges 
egenheit zur Geltendmachung ihrer Erſatzanſprüche zu geben. 


§ 90. 


Um die Mitglieder des eee zu entlaſten, ſoll 
nach dem 8 90 in der neu vorgeſchlagenen Faſſung die Zahl der 
Mitglieder des Ehrengerichtshofs auf das Doppelte erhöht und 
dadurch die Bildung eines weiteren — zweiten — Senats er⸗ 
möglicht werden. Zum Vorſitzenden des neu zu bildenden Senats 
wird ein Senatspräſident berufen, auch die Stellvertretung im 
Vorſitz des erſten Senats nicht mehr an die Perſon des älteften 
Senatspräſidenten gebunden, ſondern einem weiteren nach Maß⸗ 
gabe des 8 61 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu beſtimmenden 
Senatspräſidenten übertragen und daneben die n e Ver⸗ 
a, der beiden Senatspräſidenten zugelaſſen. Die dadurch 
ermöglichte Teilung der Geſchäfte wird die Arbeitslaſt des Vor⸗ 
ſitzenden und der Mitglieder um die Hälfte verringern und damit 
auf ein erträgliches Maß zurückführen. Bedenken in der Richtung, 
daß die Einheitlichkeit der Rechtſprechung verloren gehen könnte, 
ſind aus der Errichtung eines zweiten Senats nicht zu erheben. 
Übrigens find die grundlegenden Fragen in der bisherigen aa a 
jährigen Rechtſprechung hinreichend geklärt und neue grundſätz iche 
Fragen werden nur ſelten auftauchen. Für eine 1 Er⸗ 
edigung der Geſchäfte wird es nur von Vorteil ſein, wenn die 
zur Mitwirkung bei der Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs be- 
rufenen Mitglieder des Reichsgerichts und der Anwaltskammer 
tunlichſt lange Zeit in ihrer Tätigkeit bleiben. Wird nach dem 
Vorſchlag die Arbeit des einzelnen auf die Hälfte herabgeſetzt, To 
kann ihm ohne übermäßige Belaſtung zugemutet werden, längere 
Zeit Mitglied des Gerichtshofs zu bleiben. 


Gegenüberſtellung 


der Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung in der geltenden 
Faſſung und in der Faſſung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts. 


I. Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


Geltende Faſſung. 


9 130 Abf. 1. 


Wenn ein Mitglied durch ein körperliches Gebrechen oder 
durch Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er⸗ 
füllung ſeiner en ten dauernd unfähig wird, fo tritt feine 
Berſetzung in den eſtand gegen Gewährung eines Ruhe⸗ 
gehalts ein. 


5 135. 


In bürgerlichen e iſt das Reichsgericht zu⸗ 
htändig für die Verhandlung und Entſcheidung über die Rechts- 
mittel: 


1. der Reviſion gegen die Endurteile der Oberlandesgerichte; 
2. Re ae gegen Entſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte. 


Vorgeſchlagene Faſſung. 


5 130 Abſ. 1. 


Wenn ein Mitglied durch körperliches Gebrechen oder durch 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung 
einer Amtspflichten dauernd unfähig wird, fo tritt feine Ver⸗ 
etzung in den N gegen Gewährung eines Ruhegehalts 
ein. Dienſtunfähigkeit iſt nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf 
Ruhegehalt, wenn das aus dem Dienſte ſcheidende Mitglied das 
fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat. 


5 185. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Jh das Reichsgericht zu⸗ 
ſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion gegen die Endurteile der Oberlandesgerichte. 


II. Sivilprozeßordnung. 


§ 97. 


Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels 
fallen der Partei zur Laſt, welche dasſelbe eingelegt hat. 

Die Koſten der Berufungsinſtanz können der obſiegenden 
Partei ganz oder teilweiſe 85 werden, wenn ſie auf Grund 
eines neuen Vorbringens obſiegt, welches ſie nach freiem Er⸗ 
meſſen des Gerichts in erſter Inſtanz geltend zu machen im⸗ 
ftande war. 

Die 5 der Reviſionsinſtanz in Rechtsſtreitigkeiten über 
Anſprüche, für welche die Landgerichte ohne Rückſicht auf den 
Wert des Strelitgegenſtandes au ee) zuſtändig find, hat 
auch im Falle des Obſiegens die Reichs⸗ oder die Staatskaſſe zu 
tragen, wenn der Wert des A die Summe bon 
dreihundert Mark nicht überſteigt und der Vertreter des Reichs 
oder des Staates die Reviſion eingelegt hat. 


8 5456. 


Die Reviſion findet gegen die in der Berufungsinſtanz von 
den Oberlandesgerichten erlaſſenen Endurteile ſtatt. 


8 97. 
Abſ. 1 unverändert 


Abſ. 2 unverändert 


Die le der Reviſionsinſtanz in Rechtsſtreitigkeiten über 
Anſprüche, für welche die Landgerichte ohne Rückſicht auf den 
Wert des 1 ausſchließlich zuſtändig find, hat 
auch im Falle des Obſiegens die Reichs⸗ oder die Staatskaſſe zu 
tragen, wenn der Wert des Streitgegenſtandes die Summe von 
ſechshundert Mark nicht überſteigt und der Vertreter des Reichs 
oder des Staates die Reviſion eingelegt hat. 


5 545. 
Unverändert als Abſ. 1 
Gegen Urteile, durch welche über die Anordnung, Abänderung 


oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung entſchieden wird, iſt die Reviſion nicht zuläſſig. 
3 


Geltende Faſſung. 


8 546. 


n Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche iſt 
die Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen den Betrag von zwei⸗ 
tauſendfünfhundert Mark überſteigenden Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes bedingt. 

n betreff des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes kommen 
die Vorſchriften der SS 3 bis 9 zur . 

Der Reviſionskläger hat dieſen Wert glaubhaft zu machen; 
zur Verſicherung an Eidesſtatt darf er nicht zugelaſſen werden. 


5 547. 


Ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes 

findet die Reviſion ſtatt: 

1. inſoweit es ſich um die ſachliche Unzuſtändigkeit des 
„Gerichts oder die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs oder die 
Unzuläſſigkeit der Berufung handelt; 

2. in den Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche die 
Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes ausſchließlich zuſtändig ſind. 


8 548. 


Der Beurteilung des Reviſionsgerichts unterliegen auch die⸗ 
jenigen Entſcheidungen, welche dem Endurteile vorausgegangen 
find, ſofern nicht dieſelben nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
unanfechtbar oder mit der Beſchwerde anfechtbar ſind. 


8 549. 


Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden, daß die Ent⸗ 
cheidung auf der Verletzung eines Reichsgeſetzes oder eines Ge⸗ 
etzes, deſſen Geltungsbereich ſich über den Bezirk des Berufungs⸗ 
gerichts hinaus erſtreckt, beruhe. 


In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
kann die Reviſion nicht darauf geſtützt werden, daß das Gericht 
ſeine örtliche Zuſtändigkeit mit Unrecht angenommen hat. 


5 550. 


Das Geſetz iſt verletzt, wenn eine Rechtsnorm nicht oder 
nicht richtig angewendet worden iſt. 


8 551. 


Eine Entſcheidung iſt ſtets als auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhend anzuſehen: 

1. 1755 das erkennende Gericht nicht vorſchriftsmäßig be⸗ 
etzt war; 

2. wenn bei der Entſcheidung ein Richter mitgewirkt hat, 
welcher von der Ausübung des Richteramts kraft Ge⸗ 
ſetzes ausgeſchloſſen war, fer nicht dieſes Hindernis 
mittels eines Ablehnungsgeſuchs ohne Erfolg geltend 
gemacht iſt; 

3. wenn bei der Entſcheidung ein Richter mitgewirkt hat, 
obgleich derſelbe wegen Beſorgnis der Befangenheit ab- 
gelehnt und das Ablehnungsgeſuch für begründet er⸗ 
klärt war; 
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Vorgeſchlagene Faſſung. 


8 546. 
Unverändert. 

8 547. 
Unverändert. 

8 548. 


Der Beurteilung des Reviſionsgerichts unterliegen auch die⸗ 
jenigen Entſcheidungen, welche dem Endurteile vorausgegangen 
ſind, ſofern nicht dieſelben nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
unanfechtbar ſind. 


5 549. 
Abſ. 1 unverändert. 


Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, daß das 
Gericht von ſeinem Fragerechte keinen oder keinen richtigen Ge⸗ 
ar gemacht ($ 139), daß es bei der Entſcheidung, ob eine 
tatſächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr gu er⸗ 
achten ſeli, den geſamten Inhalt der Verhandlungen und das 
Ergebnis einer etwalgen Beweisaufnahme nicht zutreffend oder 
nicht erſchöpfend gewürdigt, oder die Gründe, welche für ſeine 
Überzeugung leitend le find, nicht angegeben habe (5 286 
Abſ. 1), oder daß es von ſeiner Befugnis zur Auferlegung eines 
5 Eides keinen oder keinen richtigen Gebrauch gemacht 
habe (55 475, 476). 

Iſt in ne e über vermögensrechtliche Anſprüche 
die der Rechtskraft fähige Entſcheidung nicht abgeändert und die 
Berufung nicht als unzuläſſig verworfen, ſo kann die Reviſion 
nur darauf geſtützt werden, daß das Geſetz durch eine Auslegung 
verletzt ſei, welche mit einer Entſcheidung des Reichsgerichts oder 
eines Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch ſteht. 

Abſ. 4: Bisheriger Abſ. 2 unverändert. 


§ 550. 
Unverändert. 


8 551. 
Unverändert. 


Geltende Faſſung. 


wenn das Gericht feine Zuſtändigkeit oder Unzuſtändig⸗ 
keit mit Unrecht angenommen bat; 

. wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorſchri 
der Geſetze vertreten war, ſofern ſie nicht die Pro 
führung ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat; 
wenn die Entſcheidung auf Grund einer mündlichen Ver⸗ 
handlung ergangen iſt, bei welcher die Vorſchriften über 
die Offentlichkeit des Verfahrens verletzt find; 

wenn die Entſcheidung nicht mit Gründen verſehen iſt. 


8 552. 


Die Reviſionsfriſt beträgt einen Monat; fie iſt eine Notfriſt 
und beginnt mit der Zuſtellung des Urteils. 

Die Einlegung der Reviſion vor Zuſtellung des Urteils iſt 
wirkungslos. 


5 553. 


Die Einlegung der Reviſion erfolgt durch Einreichung der 
Reviſionsſchrift bei dem Revlſtonsgerichte Die Reviſionsſchrift 
muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die Reviſion 

gerichtet wird; 

2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urteil die Reviſion ein⸗ 

gelegt werde. 

Die allgemeinen Beſtimmungen über die vorbereitenden 
Schriftſätze finden auch auf die Reviſionsſchrift Anwendung. 


8 553 a. 


Mit der Reviſionsſchrift ſoll eine Ausfertigung oder be⸗ 
glaubigte Abſchrift des Urteils, gegen welches die Reviſion ſich 
richtet, ſowie der Nachweis der Zuſtellung des Urteils dem Re⸗ 
viſionsgerichte vorgelegt werden. 

Die Reviſionsſchrift iſt der Gegenpartei von Amts wegen 

uzuſtellen. Die erforderliche Zahl von beglaubigten Abſchriften 
fol der Beſchwerdeführer mit der Reviſionsſchrift einreichen. 


8 554. 


Der Reviſionskläger muß die Reviſion begründen. 

Die Reviſionsbegründung erfolgt, fofern fie nicht bereits in 
der Reviſionsſchrift enthalten iſt, durch Einreichung eines Schrift⸗ 
ſatzes bei dem Reviſionsgerichte. Die Friſt für die Reviſions⸗ 
begründung beträgt einen Monat; ſie beginnt mit dem Ablauf 
der Reviſionsfriſt und kann durch Vereinbarung der Parteien 
nicht verlängert werden. 


Die Reviſionsbegründung muß enthalten: 
1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten und deſſen 

Aufhebung beantragt werde (Reviſtonsanträge); 

2. die Angabe der Reviſionsgründe, und zwar: 

a) inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß eine 
Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet ſei, die 
Bezeichnung der Rechtsnorm 
inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß das 
Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei, die Bes 
zeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben; 
inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß unter 
Verletzung des Geſetzes Tatſachen feſtgeſtellt, übergangen 
oder als vorgebracht angenommen ſeien, die Bezeichnung 
dieſer Tatſachen. 


b 


— 


19 


In der Reviſtonsbegründung ſoll ferner der Wert des nicht 


in einer beſtimmten Geldſumme autom Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes angegeben werden, wenn die Zuläſſigkeit der Reviſion 
von dieſem Werte abhängt. 
Die Vorſchriften des 8 553 Abſ. 2 und des 8 553 a Abſ. 2 
finden auf die Reviſionsbegründung entſprechende Anwendung. 
Nach dem Ablauf der Begründungsfriſt iſt die Geltendmachung 
neuer Reviſionsgründe nicht zuläſſig. 


barung der Parteien iſt nicht zuläſſig. 


Vorgeſchlagene Faſſung. 

8 552. 
Unverändert. 

5 553. 
Unverändert. 

8 553 a. 
Unverändert. 

8 554. 


Abſ. 1 unverändert. 

Die Reviſionsbegründung erfolgt, fofern fie nicht bereits in 
der Reviſionsſchrift enthalten iſt, durch Einreichung eines Schrift⸗ 
baden bei dem Reviſionsgerichte. Die Friſt für die Revlſtons⸗ 

egründung beträgt einen Monat; ſie beginnt mit dem Ablauf 
der Reviſionsfriſt und kann auf u von dem Vorſitzenden 
verlängert werden; eine Verlängerung der Friſt durch Verein⸗ 


Die Reviſionsbegründung muß enthalten: 
1. Die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten und deſſen 
Aufhebung beantragt werde (Reviſionsanträge); 
2. Die Angabe der Reviſionsgründe, und zwar: 
a) die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm; 


b) inſoweit die Reviſton gr eſtützt wird, daß das 
Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei, die Be⸗ 
zeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben; 

e) inſoweit die Reviſion nur darauf geftügt werden kann, 
daß ein Geſetz durch eine Auslegung verletzt ſei, welche 
mit einer Entſcheidung des Reichsgerichts oder eines 
Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch ſteht (8 549 
Abſ. 3), die Bezeichnung des Gelege und der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts oder des Oberſten Landes⸗ 

8 


gerichts. 
Abſ. 4 bis 6 unverändert. 


Sofern nicht dem Revlſionskläger das Armenrecht bewilligt 
iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, hat der Vorſitzende eine Friſt 
zu beſtimmen, innerhalb deren der Reviſionskläger den Nachweis 

3» 


Geltende Faſſung. 


§ 554 a. 


Das Reviſionsgericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die 
Reviſton an ſich ſtatthaft und ob die Einlegung und Begründung 
in der leser Erft Form und Friſt erfolgt ſei. Mangelt es an 
einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt die Reviſion als unzuläſſig zu 
dem Pie nutſch id ka 5 i dliche Verhand⸗ 

e eidung kann ohne vorgängige mündliche Verhan 
lung durch Beſchluß erfolgen. 


8 555. 


Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, ſo iſt der Termin zur mündlichen Verhandlung von 
Amts wegen zu beſtimmen und den Parteien e 

In betreff der Friſt, welche zwiſchen dem Zeitpunkt der Be⸗ 
kanntmachung des Termins und der mündlichen Verhandlung 
90 00 muß, inden die Vorſchriften des 8 262 entſprechende An⸗ 
wendung. 


5 556. 


Der Reviſionsbeklagte kann ſich bis zum Ablauf der Be⸗ 
ee der Reviſion anſchließen, ſelbſt wenn er auf die 

eviſion verzichtet hat. 

Die 0 0 erfolgt durch Einreichung der Reviſions⸗ 
anſchlußſchrift bei dem Revlſionsgerichte. Die Anſchlußreviſion 
muß in der Anſchlußſchrift begründet werden. Die Vorſchriften 
des 8 521 Abſ. 2, der 85 522, 553, des 8 553 a Abſ. 2, des 5 554 
Abſ. 3, 6 und des 5 554 a finden entſprechende Anwendung. 


5 557. 


Auf das weitere Verfahren finden die in 1 Inſtanz für 

das Verfahren vor den Landgerichten geltenden Vorſchriften ent⸗ 

ass U, a nicht Abweichungen aus den 
eſtimmungen dieſes Abſchnitts ſich ergeben. 


8 558. 


Die Verletzung einer das 1 der Berufungsinſtanz 
betreffenden Vorſchrift kann in der Reviſtonsinſtanz nicht mehr 
erügt werden, wenn in Gemäßheit der Beſtimmung des 8 295 
ie ear das Rügerecht bereits in der Berufungsinſtanz ver⸗ 
loren hat. 


5 559. 


Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen nur die von 
den Parteien ee Anträge und, ſoweit die Reviſion darauf 
eftügt wird, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt 
ei, nur die nach Maßgabe der SS 554, 556 51 gemachten 
Revifionsgründe Bei der Prüfung, ob ſonſt das Geſetz verletzt 
ſei, iſt das Reviſionsgericht an die von den Parteien geltend 
gemachten Reviſionsgründe nicht gebunden. 


$ 561. 


ür die Entſcheidung des Reviſionsgerichts find die in dem 
angefochtenen Urteil gerichtlich feſtgeſtellten Tatſachen maßgebend. 


Vorgeſchlagene Faſſung. 


zu erbringen hat, daß er den für die Revifionsinſtanz von ihm 
erforderten Gebührenvorſchuß (8 81 des Gerichtskoſtengeſetzes) 
gezahlt hat. Wird der Nachweis nicht vor dem Ablauf der Friſt 
erbracht, ſo gilt die Reviſion als nicht in geſetzlicher Form be⸗ 
gründet. 

§ 554 a. 


Unverändert. 


5 554 b. 


Ergibt die Prüfung einer gemäß § 549 Abſ. 3 begründeten 
Reviſion, daß der behauptete Widerſpruch nicht vorllegt oder daß 
das wre Geſetz nicht verletzt iſt, fo iſt die Revlfion zurück⸗ 
zuweiſen. 

Llegt der behauptete Widerſpruch nicht vor, ſo kann die Ent⸗ 
ſcheidung ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß 
erfolgen. 

8 554 c. 


Eine Reviſion kann auch in anderen Fällen ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung durch Sau zurückgewieſen werden, 
en aa Gericht einſtimmig die Reviſion für unbegründet 
erachte 


5 55. 


Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß a oder 

zurückgewieſen, jo ift der Termin zur mündlichen Verhandlung 

von Amts wegen zu beſtimmen und den Parteien bekanntzumachen. 
Abſ. 2 unverändert. 


$ 556. 
Abſ. 1 unverändert 


Die Anſchließung erfolgt durch Einreichung der Reviſions⸗ 
anſchlußſchrift bei dem Reviſionsgerichte. Die Anſchlußreviſion 
muß in der Anſchlußſchrift begründet werden. Die Vorſchriften 
des 8 521 al. 2, der 88 522, 553, des 5 553 a Abſ. 2, des 8 554 

e 


Abſ. 3, 6 un r SS 554 a, 554 b, 554 e finden entſprechende 
Anwendung. 
5 557. 
Unverändert. 
8 558. 
Unverändert. 
8 559. 


Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen nur die von 
den Parteien geſtellten Anträge und, ſoweit die Reviſion darauf 
eſtützt wird, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt 
0 nur die nach Maßgabe der 88 554, 556 geltend gemachten 
eviſionsgründe. Bei der Prüfung, ob IE as Geſetz verletzt 
1 iſt das Reviſionsgericht unbeſchadet der Vorſchrift des 8 554 b 
bſ. 1 an die von den Parteien geltend gemachten Reviſions⸗ 
gründe nicht gebunden. 


5 561. 


Der Beurteilung des Revlſionsgerichts unterliegt nur das⸗ 
jenige mündliche Parteivorbringen, welches aus dem Tatbeſtande 


Geltende Faſſung. 


Außer denſelben können nur die im $ 554 Nr. 2b, c erwähnten 
Tatſachen berückſichtigt werden. 


8 562. 


Die Entſcheidung des Berufungsgerichts über das Beſtehen 
und den Inhalt von Geſetzen, auf deren Verletzung die Reviſion 
nach $ 549 nicht geſtützt werden kann, iſt für die auf die Re⸗ 
viſion ergehende Entſcheidung maßgebend. 


5 563. 
Ergeben die Entſcheidungsgründe zwar eine Geſetzes⸗ 


verletzung, ſtellt die Entſcheidung ſelbſt aber aus anderen 
Gründen ſich als richtig dar, ſo iſt die Reviſion zurückzuweiſen. 


8 564. 


Inſoweit die Reviſion für begründet erachtet wird, iſt das 
angefochtene Urteil aufzuheben. 

Erfolgt die Aufhebung des Urteils wegen eines Mangels 
des Verfahrens, ſo iſt zugleich das Verfahren inſoweit auf⸗ 
zuheben, als es durch den Mangel betroffen wird. 


8 565. 


Im Falle der Aufhebung des Urteils iſt die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuverweiſen. Die Zurückverweiſung kann an einen 
anderen Senat des Berufungsgerichts erfolgen. 

Das Berufungsgericht hat die rechtliche Beurteilung, welche 
der Aufhebung zugrunde gelegt iſt, auch ſeiner Entſcheidung zu— 
grunde zu legen. 

Das Reviſionsgericht hat jedoch in der Sache ſelbſt zu ent- 
ſcheiden: 

1. wenn die Aufhebung des Urteils nur wegen Geſetzes⸗ 
verletzung bei Anwendung des Geſetzes auf das feſt⸗ 
geſtellte Sachverhältnis erfolgt und nach letzterem die 
Sache zur Endentſcheidung reif iſt; 

2. wenn die Aufhebung des Urteils wegen Unzuſtändigkeit 
des Gerichts oder wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
erfolgt. 

Kommt in den Fällen der Nr. 1 und 2 für die in der Sache 
ſelbſt zu erlaſſende Entſcheidung die Anwendbarkeit von Geſetzen, 
auf deren e 0 die Reviſion nach $ 549 nicht geſtützt werden 
kann, in Frage, ſo kann die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. 


3 566. 


Die für die Berufung geltenden Vorſchriften über die An⸗ 
jechtbarkeit der Verſäumnisurteile, über die Verzichtleiſtung auf 
das Rechtsmittel und die Zurücknahme desſelben, über die Ver⸗ 
tagung der mündlichen nn über die Verhandlung prozeß— 
hindernder Einreden, über den Vortrag der Parteien bei der 
mündlichen Verhandlung und über die Einforderung und Zurüd- 
ſendung der Prozeßakten finden auf die Reviſion entſprechende 
Anwendung. 


§ 567. 


Das Rechtsmittel der Beſchwerde findet in den in dieſem 
Geſetze beſonders hervorgehobenen Fällen und gegen ſolche eine 
vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordernde Ent⸗ 
ſcheidungen ſtatt, durch welche ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch zurückgewieſen iſt. 

Gegen die in betreff der Prozeßkoſten erlaſſenden Ent⸗ 
e der Oberlandesgerichte iſt eine Beſchwerde nicht 
zuläſſig. 
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Vorgeſchlagene Faſſung. 


des Berufungsurteils oder dem Sitzungsprotokoll erſichtlich iſt. 
Außerdem können nur die im 8 554 Abſ. 3 Nr. 2b erwähnten 
Tatſachen berückſichtigt werden. 

Hat das Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß eine tatſächliche 
Behauptung wahr oder nicht wahr ſel to iſt dieſe Feſtſtellun 
für das Reviſionsgericht bindend, es ſei denn, daß in bezug auf 
die Setiteilung ein zuläffiger und begründeter Reviſionsangriff 
erhoben iſt. 


8 562. 

Unverändert. 
| $ 563. 

Unverändert. 
8 564. 

Unverändert. 
$ 565. 

Unverändert. 
8 566. 

Unverändert. 
8 567. 


Abſ. 1 unverändert. 


Gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte iſt eine 
Beſchwerde nicht zuläſſig. 


Geltende Faſſung. 


8 668. 

Über die Beſchwerde entſcheidet das im Inſtanzenzuge 
zunächſt höhere Gericht. 

Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt, 5 
nicht in derſelben ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrun 
halten iſt, eine weitere Beſchwerde nicht zuläſſig. 

Entſcheidungen der Landgerichte in betreff der Prozeßkoſten 
unterliegen einer weiteren Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerde⸗ 
ſumme den Betrag von fünfzig Mark überſteigt. 


Gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte findet eine 
weitere Beſchwerde nicht ſtatt. 


8 569. 


Die Beſchwerde wird bei dem Gericht eingelegt, von welchem 
oder von deſſen Vorſitzenden die angefochtene Entſcheidung erlaſſen 
iſt; Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Amts⸗ und Landgerichte 
können in dringenden Fällen auch bei dem Beſchwerdegericht ein⸗ 
gelegt werden. 

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerde⸗ 
ſchrift. Die Einlegung kann auch durch Erklärung zum Protokolle 
des Gerichtsſchreibers erfolgen, wenn der Rechtsſtreit bei einem 
„ anhängig iſt oder anhängig war, wenn die Beſchwerde 
das Armenrecht betrifft oder von einem gen en oder Sach⸗ 
verſtändigen erhoben wird; richtet ſich die Beſchwerde in dieſen 
Fällen gegen die Entſcheidung eines Oberlandesgerichts, ſo kann 
die Einlegung nur . Erklärung au Protokolle des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Oberlandesgerichts oder durch Einreichung einer 
zum Protokolle des Gerichtsſchreibers eines Amtsgerichts erklärten 
oder von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Beſchwerdeſchrift 


erfolgen. 
8 574. 


Das Beſchwerdegericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob 
die Beſchwerde an ſich ſtatthaft und ob ſie in der geſetzlichen 
Form und Friſt eingelegt ſei. Mangelt es an einem dieſer Er⸗ 
forderniſſe, ſo iſt die Beſchwerde als unzuläſſig zu verwerfen. 
AJſt gegen die Entſcheidung eines Oberlandesgerichts Be⸗ 
ſchwerde eingelegt, 80 ſteht die Prüfung und Entſcheidung über 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde dem Oberlandesgerichte zu. Wird 
die Beſchwerde von dem Oberlandesgericht als unzuläffig ver⸗ 
worfen, ſo kann der Beſchwerdeführer binnen einer Woche auf 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts antragen; die Friſt iſt 
eine Notfriſt und beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes. 
In dieſem Falle find die Akten dem Beſchwerdegerichte zu 
überſenden. 

5 576. 


Wird die Anderung einer Entſcheidung des beauftragten 
oder erſuchten Richters oder des Gerichtsſchreibers verlangt, ſo 
iſt die Entſcheidung des Prozeßgerichts nachzuſuchen. 

Die Beſchwerde findet gegen die Entſcheidung des Prozeß⸗ 
rn 1e 5 

e Beſtimmung des erſten Abſatzes gilt auch für das 
Reichsgericht. N N 


weit 
ent⸗ 


§ 577. 


Für die Fälle der ſofortigen Beſchwerde gelten die nach⸗ 
folgenden beſonderen Beſtimmungen. 

Die Beſchwerde iſt binnen einer ke von zwel Wochen, 
welche mit der Zuſtellung, in den Fällen der 88 336 und 952 
Abſ. 4 mit der Verkündung der Entſcheidung beginnt, einzulegen. 
Richtet ſich die Beſchwerde gegen die Entſcheidung eines Amts⸗ 
oder Landgerichts, fo genügt die Einlegung bei dem Beſchwerde⸗ 
gerichte zur Wahrung der Notfriſt, auch wenn der Fall für 
dringlich nicht erachtet wird. Liegen die Erforderniſſe der 
ae oder der Reſtitutionsklage vor, ſo kann die Be⸗ 
ſchwerde auch nach Ablauf der Notfriſt innerhalb der für dieſe 
Klagen geltenden Notfriſten erhoben werden. 

Das Gericht iſt zu einer Anderung ſeiner der Beſchwerde 
unterliegenden Entſcheidung nicht befugt. 

In den Fällen des 8 576 muß auf dem für die Einlegung 
der Beſchwerde vorgeſchriebenen Wege die Entſcheldung des 
Prozeßgerichts binnen der Notfriſt nachgeſucht werden. Das 
Prozeßgericht hat das Geſuch, wenn es demſelben nicht entſprechen 
will, dem Beſchwerdegerichte vorzulegen. 
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Vorgeſchlagene Faſſung. 


5 568. 
Abſ. 1 bis 3 unverändert. 


Abſ. 4 fällt fort. 


5 569. 


Die Beſchwerde wird bei dem Gericht eingelegt, von welchem 
oder von deſſen Vorſitzenden dle angefochtene Entſcheidung erlaſſen 
iſt; fie kann in dringenden Fällen auch bei dem Beſchwerdegericht 
eingelegt werden. 


Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerde⸗ 
ſchrift. Die Einlegung kann auch durch Erklärung zum Protokolle 
des Gerichtsſchreibers erfolgen, wenn der Rechtsſtreit bei einem 
Amtsgericht anhängig iſt oder anhängig war, wenn die Beſchwerde 
das Armenrecht betrifft oder von einem Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen erhoben wird. 


8 574. 
Abſ. 1 unverändert. 


Abſ. 2 fällt fort. 


5 576. 
Abſ. 1, 2 unverändert. 


Die Beſtimmung des erſten Abſatzes gilt auch für das 
Reichsgericht und die Oberlandesgerichte. 


8 577. 
Abſ. 1 unverändert. 


Die Beſchwerde iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen, 
welche mit der Zuſtellung, in den Fällen der 88 336 und 952 
Abſ. 4 mit der Verkündung der Entſcheidung beginnt, einzulegen. 
Die Einlegung bei dem Beſchwerdegerichte genügt zur Wahrung 
der Notfriſt, auch wenn der Fall für dringlich nicht erachtet wird. 
Liegen die Erforderniſſe der Nichtigkeits⸗ oder der Reſtiutions⸗ 
klage vor, ſo kann die Beſchwerde auch nach Ablauf der Notfriſt 
innerhalb der für dieſe Klagen geltenden Notfriſten erhoben werden. 


Abſ. 3 und 4 unverändert. 


Geltende Faſſung. 


8 708. 


ei Auch ohne Antrag find für vorläufig vollſtreckbar zu er⸗ 
ren: 

1. Urteile, welche auf Grund eines Anerkenntniſſes eine 
Verurteilung ausſprechen ($ 307); 

2. Urteile, welche den Eintritt der in einem bedingten End⸗ 
urteile ausgedrückten Folgen ausſprechen; 

3. Verſäumnisurteile des Reviſionsgerichts ſowie ein zweites 
oder ferneres in derſelben Inſtanz gegen dieſelbe Partei 
zur Hauptſache erlaſſenes Verſäumnisurteil; 

4. res, welche im Urkunden» oder Wechſelprozeß erlaſſen 
werben; 

5. Urteile, durch welche Arreſte oder einſtweilige Verfügungen 
aufgehoben werden; 

6. Urteile, welche die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Alimenten oder zur Entrichtung einer nach den 88 848, 844 
des Bürgerlichen au geſchuldeten Geldrente aus⸗ 
ſprechen, ſoweit die Entrichtung für die Zeit nach der 
Erhebung der «Inge und für das der Erhebung der 
Klage vorausgehende letzte Vierteljahr zu erfolgen hat. 


8 711. 


Urteile der Oberlandesgerichte ſind auf Antrag auch ohne 
Sicherheitsleiſtung für vollſtreckbar zu erklären, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen der 58 546, 547 für die Zuläſſigkeit der Reviſion nach 
dem Ermeſſen des Gerichts unzweifelhaft nicht vorliegen. 


8 712. 


Wird glaubhaft gemacht, daß die Vollſtreckung des Urteils 
dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde, 
ſo iſt in den Fällen des 8 708 auf Antrag des Schuldners aus⸗ 
uſprechen, daß dasſelbe nicht vorläufig vollſtreckbar ſei; in den 
Fallen der 88 709, 710 iſt der Antrag des Gläubigers zurück⸗ 
zuweiſen. 


8 713. 


Das Gericht kann auf Antrag die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
von einer vorgängigen Sicherbeitslelftung abhängig machen. 


Das Gericht hat auf Antrag dem Schuldner nachzulaſſen, 
durch Sicherheitsleiſtung oder durch Hinterlegung die Voll⸗ 
ng abzuwenden, wenn nicht der Gläubiger ſich erbietet, vor 

r Vollſtreckung Sicherheit zu leiſten. 


5 717. 


Die vorläufige Vollſtreckbarkeit tritt mit der Verkündung 
eines Urteils, welches die Entſcheidung in der Hauptſache oder 
die Vollſtreckbarkeitserklärung aufhebt oder abändert, inſoweit 
außer Kraft, als die Aufhebung oder Abänderung erfolgt. 


Wird ein für 993 00 vollſtreckbar erklärtes Urteil auf⸗ 
ehoben oder abgeändert, ſo iſt der Kläger zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, der dem Beklagten durch die Vo Mascha 
des Urteils oder durch eine zur Abwendung der Vollſtreckung 
emachte Leiſtung entſtanden iſt. Der Beklagte kann den An⸗ 
pruch auf Schadenserſatz in dem anhängigen 1 geltend 
machen; wird der Anſpruch geltend gemacht, ſo iſt er als zur 
Zeit der Zahlung oder Leiſtung rechtshängig geworden anzuſehen. 
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Vorgeſchlagene Faſſung. 


5 708. 
Ziffer 1 bis 6 unverändert. 


7. Urteile der Oberlandesgerichte in vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten mit Ausnahme der Verſäumnisurteile. 


8 711. 
Fällt fort. 


5 712. 
Unverändert als Abſ. 1. 


Die Vorſchrift des Abſ. 1 Halbſatz 1 findet auf die im 
5 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile keine Anwendung, wenn die 
Vorausſetzungen der 88 546, 547 für die Zuläſſigkeit der Reviſion 
nach dem Ermeſſen des Gerichts unzweifelhaft nicht vorliegen. 


8 718. 


Das Gericht kann auf Antrag die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
von einer vorgängigen Sicherheitsleiſtung abhängig machen. 
Dieſe Vorſchrift findet auf die im 8 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile 
keine Anwendung. 


Abf. 2 unverändert. 


Ss 717. 
Abſ. 1 und 2 unverändert. 


Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auf die im 8 708 Nr. 7 
bezeichneten Urteile der Oberlandesgerichte keine Anwendung. 


{ 


Geltende Faſſung. 


§ 719. 


Wird gegen ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil 
der Einſpruch oder ein Rechtsmittel eingelegt, jo finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 707 entſprechende Anwendung. 


u ——— . —— 


N 


Vorgeſchlagene Faſſung. 


Soweit ein ſolches Urteil aufgehoben oder abgeändert wird, iſt 
der Kläger auf Antrag des Beklagten zur Erſtattung des von 
dieſem auf Grund des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten zu 
verurteilen. Die Vorſchriften des 8 541 Abſ. 2 Satz 2, 3 finden 
Anwendung. 


8 719. 
Wird gegen ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil 


der Einſpruch oder die Berufung eingelegt, ſo finden die Vor— 
ſchriften des 8 707 entſprechende Anwendung. 


W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 


Berlin, 1. April 1910. 
Verrlin, 1. April 1910. 


Juriſtiſche Wochenſch 


Y 7 (Bogen 33 bis 38). 
e 


b Sen 92 


rift. 


Organ des deutffeßen Anwalt⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 
Juffifrat Dr. Buge Beumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 
ae jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


hälfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Rechtsanwalt Dr. Max Georgii in Stuttgart 
ht aud Anlaß der Aufgabe der Rechtsanwaltſchaft der 
dilfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte 500 geſchenkt. 


Inhegehalts-, Witwen- und Maiſenkaſſe 
für dentſche Rechts anwälte. 


nſere Mitglieder werden hiermit aufgefordert, die Viertel⸗ 
hbröbeiträge für das zweite Vierteljahr 1910 in den erſten 
alt Tagen des April an das Bankhaus Reinhold Steckner 
u Halle a. d. S. für das Konto der Kaſſe einzuſenden oder 
Wim Haufe durch Reichsbank⸗Giro⸗Konto oder im Poſtſcheck⸗ 
wirhr (Ar. 215 Poſtſcheckamt Leipzig) zu überweiſen, im letzten 
Rll aber — zur Vermeidung der Poſtſcheckunkoſten von 25 4 — 
he Bemerkung beizufügen: Zur Barauszahlung! 

s iſt zuläſſig, die Beiträge auf ein Jahr im voraus zu 
“lm und fie alsdann um den Zwiſchenzins zu kürzen, 
tler beträgt Ä 


in Klaſſe v. 5,24 4 
: : IV. 3,94 = 
II ....%262 = 

II „ 

1 0, 4 


Auch Vorauszahlungen auf ein halbes Jahr werden an⸗ 
Kommen, ein Zinsabzug aber, der Geringfügigkeit wegen, 
ut bewilligt. 

Der Pofſchein gilt als Quittung, eine beſondere Eingangs⸗ 


lätigung wird alſo nicht erteilt. 
die Zahl der in Kraft ſtehenden Verſicherungen, fort⸗ 


rihund steigend, iſt jetzt auf 832 angelangt, das zinsbar, 
lagzich in mündelſicheren Papieren angelegte Vermögen der 


aft auf 897 000 . 
Formulare zu Beitrittserklärungen mit den Verſicherungs⸗ 


wagungen und Tarifen liegen dieſem Hefte bei, ſoweit es an 
ie Niglieder des Anwaltvereins verſendet wird. Weitere 
dulgngen, insbeſondere Natſchläge für die zweckmäßigſte 5 
u Berſcherung, befinden ſich in den Mappen, die in den 
Saltdjimmern der größeren Gerichte aushängen. 
Der vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S. 


Pfg. Beſtellungen 
85 


Zum 25 jährigen Jubiläum der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte. 


Ein Vierteljahrhundert iſt dahingegangen, ſeitdem im 
Jahre 1885 die Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte begründet 
wurde. Am 25. März 1885 wurde ſie in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter des Königlichen Amtsgerichts zu Leipzig eingetragen. 

Sie verdankt ihre Entſtehung der Tatkraft des Rechts⸗ 
anwaltes bei dem Reichsgericht Juſtizrat Mecke und ſeinem 
die Intereſſen der deutſchen Anwaltſchaft zielbewußt und mit 
praktiſcher Fürſorge verfolgenden Gemeinſinne. 

Unterſtützt von einem zunächſt kleinen Kreiſe Gleichgeſinnter 
fand ſein Ruf zur Beſchaffung von Mitteln zwecks Unterſtützung 
hülfsbedürftiger Kollegen und ihrer Angehörigen in allen Teilen 
Deutſchlands einen bereitwilligen Widerhall. 

Inzwiſchen iſt aus dem von ihm ausgeſtreuten Samen 
ein kräftiger Baum erwachſen, deſſen Früchte zahlreichen Be⸗ 
drängten des Anwaltſtandes fortdauernd zugute kommen. 

Bei dem Rückblick auf die verfloſſenen 25 Jahre ziemt es 
ſich, dem verdienſtvollen Gründer und ſeinen Mitarbeitern den 
wärmſten Dank für ihre ſegensreiche Stiftung hiermit zu 
zollen. 
Nicht minder aber auch allen denjenigen, die im Laufe 
des verfloſſenen Vierteljahrhunderts dieſelbe durch Spenden und 
uneigennützige Tätigkeit gefördert haben. Insbeſondere gebührt 
unſer Dank auch dem Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, der 25 Geſchäfsjahre hin⸗ 
durch das mühevolle und verantwortungsreiche Amt unſeres 
Schatzmeiſters mit vorbildlichem Fleiße und Geſchick bekleidet hat. 

Die Bedürftigkeit im Anwaltsſtande iſt groß, die Anſprüche 
an die Hülfskaſſe wachen ſtetig. 

Wir ſprechen die zuverſichtliche Hoffnung aus, daß die 
Opferwilligkeit der bemittelten Kollegen es auch in Zukunft 
ermöglichen wird, ihnen zu genügen. . 

Im nachſtehenden geben wir einen kurzen Überblick über 
die Gründung und Entwicklung der Hülfskaſſe. 

* * 


* 

Im Dezember 1882 richtete Mecke als Schriftführer 
des Deutſchen Anwaltvereins an den Vorſtand dieſes Vereins 
einen Bericht betreffend die Errichtung einer Ruhegehalts⸗, 


; 7 chen Rechtsanwälte. 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für die deutſcher 5 


— 3 2 — — —— — — — — 


— —— — — 
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Er führte darin aus, daß die Herſtellung einer ſolchen Kaſſe 
im Wege freiwilligen Übereinkommens nach den damaligen 
Erhebungen nicht tunlich erſcheine, und es daher ratſam ſei, die 
Standesgenoſſen darüber zu befragen, ob der Verfuch gemacht 
werden ſolle, im Wege der Geſetzgebung alle deutſchen Anwälte 
zur Fürſorge für ihre dienſtunfähigen Standesgenoſſen ſowie 
die Hinterbliebenen deutſcher Anwälte heranzuziehen. Er fährt fort: 
„Würde die Antwort verneinend ausfallen, ſo würden 
wir darauf bedacht fein müſſen, den nächſten Anwaltstag 
für die Gründung einer einfachen Unterſtützungskaſſe, 
deren Grundzüge ich in der Anlage IV gegeben habe, 
und bei der immer die Möglichkeit der Ausbildung zu 
einer wirklichen Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 

als Endziel feſtzuhalten wäre, zu intereſſieren.“ 
Dem Bericht war als Anlage IV der folgende Statuten⸗ 

entwurf beigefügt: 91 


„Es wird eine Unterſtützungskaſſe für dienſtunfähige 
deutſche Rechtsanwälte ſowie für die Witwen und Waiſen 
verſtorbener deutſcher Rechtsanwälte ins Leben gerufen. 

82. 

Das Vermögen der Kaſſe beſteht: 

a) aus wohltätigen Zuwendungen durch Schenkungen 

und Teſtamente, 

p) aus den von den Anwaltskammern zu erbittenden 

jährlichen Beiträgen. 
83. 

Von den Zinſen des Vermögens wird ein Drittel 
zum Kapital geſchlagen, bis letzteres den Betrag von 
drei Millionen Mark erreicht hat. Der Reſt, nach Abzug 
der Verwaltungskoſten, wird zur Unterſtützung dienſt⸗ 
unfähiger Rechtsanwälte ſowie der Witwen und Waiſen 
deutſcher Rechtsanwälte verwendet. 

84. 

Aber die Unterſtützungsbedürftigkeit und die Höhe der 
ſtets widerruflich zu gewährenden Renten entſcheidet die 
Verwaltung der Kaſſe nach freiem Ermeſſen. 

8 5. 

Sobald ein Kapitalbetrag von drei Millionen Mark 
angeſammelt iſt, hat die Verwaltung mit der Gründung 
einer Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und 
einer Kaſſe zur Fürſorge für die Witwen und Waiſen 
verſtorbener deutſcher Rechtsanwälte vorzugehen. Der 
erſteren iſt der Betrag von einer Million Mark, der 
letzteren der Betrag von zwei Millionen Mark zuzuwenden. 
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8 6. 
Die Kaſſe löſt ſich auf, ſobald die im 8 5 erwähnten 
Kaſſen durch Reichsgeſetz ins Leben gerufen ſind. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte werden die Zinſen der drei 
Millionen Mark nach Abzug der Verwaltungskoſten nach 
Vorſchrift des § 3 voll verwendet.“ 

Im Dezember 1883 richtete Mecke wiederum ein 
Schreiben an den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Darin teilte er mit, daß die von ihm angeſtellte Befragung 
der Standesgenoſſen ein derartiges Ergebnis gehabt habe, daß 
der Deutſche Anwaltverein und ſein Vorſtand von einer In⸗ 
anſpruchnahme der Reichsgeſetzgebung zur Errichtung einer 
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Ruhegehaltskaſſe für dienſtunfähige Rechtsanwälte und einer 
Kaſſe für die Hinterbliebenen von Anwälten abſehen müßten. 
Er ſchließt ſeinen Bericht folgendermaßen: 
„Ob eine Unterſtützungskaſſe, wie fie in meinem Bericht 
vom Dezember 1882 eventuell in Ausſicht genommen, 
zu errichten ſei, iſt eine Frage, deren Entſcheidung dem 
nächſten Anwaltstage überlaſſen werden kann. Die Not: 
wendigkeit oder Nützlichkeit einer ſolchen aus freiwilligen 
Beiträgen geſchaffenen Kaſſe, die zugleich den Grundſtock 
für eine in ferner Zukunft regelmäßig und ausreichend 
wirkende Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe bilden 
könnte, wird an ſich kaum zu beſtreiten ſein, auch wenn, 
was zweifelhaft, den einzelnen Anwaltskammern das 
Recht zuſtehen ſollte, aus ihrem Vermögen hülfsbedürftige 
Mitglieder und deren Hinterbliebene zu unterſtützen, oder 
die einzelnen Penſionsvereine eine gedeihliche Wirkſamkeit 
entfalten. Ich werde mir daher erlauben, auf dem 
nächſten Anwaltstage 
die Gründung einer Unterſtützungskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene aus frei⸗ 
willigen Beiträgen ſowie die Einſetzung eines Aus⸗ 
ſchuſſes zum Entwurfe der Satzungen, Erwirkung 
juriſtiſcher Perſönlichkeit und Entgegennahme von 
Beitragszeichnungen vorzuſchlagen.“ 

Am 6. und 7. Juni 1884 fand in Dresden der 9. Deutſche 
Anwaltstag ſtatt. 

Zu den Gegenſtänden der Tagesordnung gehörte auch: 
„Bericht über die Errichtung einer Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe, Vorſchlag zur Errichtung einer Unter⸗ 
ſtützungskaſſe.“ 

Nach einem eingehenden Vortrage des Juſtizrats Mecke 
als des Berichterſtatters, einer Rede des Rechtsanwalts v. Auer 
und einem Schlußworte des Berichterſtatters wurde auf den 
Antrag des letzteren einſtimmig beſchloſſen: 

„Der Vereinsvorſtand wird beauftragt, die Gründung 
einer Unterſtützungskaſſe für dienſtunfähige deutſche Rechts⸗ 
anwälte und die bedürftigen Hinterbliebenen deutſcher 
Rechtsanwälte durch Sammlung freiwilliger Beiträge 
herbeizuführen und zu dieſem Zweck einen Ausſchuß zu 
wählen, welcher die Satzungen zu entwerfen, der Kaſſe 
juriſtiſche Perſönlichkeit zu erwerben und die freiwilligen 
Beiträge anzuſammeln hat.“ | 

Am 8. März 1885 erfolgte die Errichtung der Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte zu notariellem Protokolle. An der 
Errichtungsverhandlung nahmen Teil die Herren: 

1. Geheimer Juſtizrat Dorn aus Leipzig, 

2. Rechtsanwalt Haenle aus Ansbach, 

3. Juſtizrat Dr. Schaffrath aus Dresden, 

4. Rechtsanwalt Conrad Hoffmann aus Leipzig, 
5. Juſtizrat Dr. Bohlmann aus Leipzig, 

6. Rechtsanwalt Dr. Seelig aus Leipzig, 

7. Geheimer Juſtizrat Steinbach aus Magdeburg, 
8. Juſtizrat Arendts aus Leipzig, 

9. Juſtizrat Oehme aus Leipzig, 

10. Juſtizrat Buſſenius aus Leipzig, 

11. Juſtizrat Fenner aus Leipzig, 

12. Rechtsanwalt Dr. Langbein aus Leipzig, 
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13. Rechtsanwalt Roßbach aus Leipzig, 

14. Justizrat Kretſchmann aus Magdeburg, 

15. Juſtizrat Anſchütz aus Leipzig, 

16. Juſtizrat Bärwinkel aus Leipzig, 

17. Geheimer Juſtizrat von Wilmowski aus Berlin, 
18. Rechtsanwalt Otto Freytag I aus Leipzig, 

19. Juſtizrat Patzki aus Leipzig, 

20. Juſtizrat Stegemann aus Leipzig, 

21. Justizrat Mecke aus Leipzig. 


Das Protokoll lautet folgendermaßen: 
„Leipzig, den 8. März 1885. 

Auf Veranlaſſung der Herren Geheimen Juſtizrat 
Dorn und Juſtizrat Mecke, Rechtsanwälte beim Reichs⸗ 
gerichte, fanden ſich im Geſchäftszimmer der Rechts⸗ 
anwaltſchaft beim Reichsgerichte die in Anlage I mit 
Namen und Wohnort bezeichneten 21 Rechtsanwälte 
zu dem Zwecke der Begründung einer Genoſſenſchaft im 
Sinne des Königlich Sächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 
1868 unter dem Namen 

Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
ein. 

Die Verſammlung wurde vom Herrn Geheimen 
Juſtizrat Dorn eröffnet und geleitet. 

Der Herr Vorſitzende verwies auf den erhaltenen Auf⸗ 
trag zur Entwerfung von Satzungen und bezeichnete den in 
Anlage II enthaltenen Entwurf als den vorgeſchlagenen. 

Es wurde, da der Entwurf jedem der Anweſenden 
in einem Druckexemplar vorlag, von deſſen Vorleſen ab⸗ 
zeſehen, wurden bei deſſen Beratung aber folgende Ab: 
änderungen beſchloſſen. 

Folgen die Anderungen, welche in den Satzungen 
bereits berüdfichtigt find.) 

Mit dieſen Abänderungen wurde der Entwurf An 
lage I als Satzung der Genoſſenſchaft angenommen und 
die letztere als begründet erklärt. 

Von der ſolchergeſtalt begründeten Genoſſenſchaft 
wurden als interimiſtiſcher Vorſtand folgende Mitglieder 

J. Herr Geheimer Juſtizrat Dorn, N 
Juſtizrat Anſchütz, 

s Oehme, 
: Mecke, 

Rechtsanwalt Dr. Seelig, 

s Roßbach, 


Juſtizrat Fenner, 


Geheimer Juſtizrat Steinbach, 
9. Juſtizrat Stegemann 
erwählt. Die Gewählten nahmen die Wahl an. 
| Die Anweſenden ermächtigten den Vorſtand, dies 
Imigen Anderungen und Zuſätze an den Satzungen der 
Hülfstaſſe für Rechtsanwälte ſelbſtändig vorzunehmen, 
wüche vor der Eintragung des Vereines in das Ge⸗ 
woſenſchaftzregiſter vom Königlichen Amtsgerichte für 
nötig erachtet werden follten. 

Vieles Protokoll iſt uſw. 

Arno Liebſter, 


Königlich Sächſiſcher Notar.“ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
Die Hulfskaſſe iſt mit der am 25. März 1885 erfolgten 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter des Königlichen 
Amtsgerichts zu Leipzig rechtlich in das Leben getreten. 
Hierauf erließ der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
folgenden Aufruf: 
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„An die Rechtsanwälte im Deutſchen Reich. 

Die Erhebungen, welche ſeit einer Reihe von Jahren 
ſeitens des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
zwecks Gründung einer Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte veranlaßt ſind, 
haben in den gedruckt beiliegenden Verhandlungen des 
Anwaltstages zu Dresden am 7. Juni 1884 ihren Ab⸗ 
ſchluß gefunden. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß Kaſſen, welche den Beteiligten 
ausreichende Renten mit einem Rechtsanſpruch auf ſolche 
zu gewähren vermöchten, zurzeit nicht geſchaffen werden 
können. Andrerſeits iſt für richtig befunden, nicht auf 
alle fürſorgliche Maßregeln zu verzichten, vielmehr die 
Gründung einer Unterſtützungskaſſe, welche nach Maß⸗ 
gabe der vorhandenen Mittel bittere Not lindern und 
eine eigentliche Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
vorbereiten ſoll, gutzuheißen. 

Zur Ausführung des von dem Anwaltstage gefaßten 
Beſchluſſes ſind eine Anzahl deutſcher Rechtsanwälte in 
Leipzig zuſammengetreten und haben nach Maßgabe des 
nachſtehend auszugsweiſe mitgeteilten Königlich Sächſiſchen 
Geſetzes vom 15. Juni 1868 einen Perſonenverein ins 
Leben gerufen, welcher den Namen 

Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
führt und deſſen Satzungen in der Anlage mitgeteilt 
werden. 

Der Verein genießt die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
und ſeine Organiſation iſt derart, daß derſelbe bei nur 
einigermaßen wirkſamer Unterſtützung ſeitens der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft Großes leiſten, noch Größeres vor⸗ 
bereiten kann. Derſelbe tritt keinem der beſtehenden oder 
in Bildung begriffenen kleineren Penſions⸗ oder Unter⸗ 
ſtützungsvereine entgegen, wird vielmehr gerade da helfend 
eingreifen können, wo dem engeren Kreiſe die Mittel fehlen. 

Sache der deutſchen Rechtsanwaltſchaft iſt es nunmehr, 
durch nachdrückliche Förderung des Unternehmens ihre 
Zuſammengehörigkeit zu beweiſen. Der Jahresbeitrag 
iſt ſehr niedrig bemeſſen, um jedem deutſchen Rechts⸗ 
anwalt die Mitwirkung zu dem guten Zwecke zu er⸗ 
möglichen. Aber auch mit beſcheidenen Beiträgen läßt 
ſich erfreuliches leiſten, wenn die deutſche Rechtsanwaltſchaft 
einmütig zuſammenſteht. Zudem rechnen wir zuverſichtlich 
auf die Großherzigkeit ſolcher Kollegen, denen die Mittel 
zu erheblicheren Spenden zu Gebote ſind. Wir bitten 
alle Kollegen und ſolche, welche ſich in Ehren von der 
Rechtsanwaltſchaft zurückgezogen haben, der Kaſſe beizu⸗ 
treten und, ſoweit tunlich, zu eigenem und des Standes 
Ruhm der Kaſſe während des Lebens und für den 
Todesfall durch größere Zuwendungen zu gedenken. Für 
jeden Landgerichtsbezirk iſt ein Vertrauensmann beſtellt, 
welcher die Beitrittserklärungen und Zeichnung der Bei⸗ 
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träge entgegennimmt. Das Verzeichnis dieſer Vertrauens⸗ 
männer iſt hier angeſchloſſen. 

Deutſche Kollegen, die Zeit hoher Begeiſterung, in 
welcher die deutſche Anwaltſchaft ihre Zuſammengehörigkeit 
wieder fand und in welcher auch der Gedanke einer 
gemeinſamen Bekämpfung der Not im Kreiſe der Berufs⸗ 
genoſſen erwuchs, iſt vorüber, das Alltagsleben fordert 
ſein Recht, mühſam Erreichtes wird als ſelbſtverſtändlich 
hingenommen. Der deutſche Anwaltſtand ſoll aber der 
erhebenden Zeit nicht vergeſſen und durch Ausführung 
jenes Gedankens derſelben ein Denkmal ſetzen, würdig 
der dem Stande zugewieſenen idealen Aufgaben, zum 
Nutzen und Frommen der Lebenden, wie derer, welche 
nach uns kommen. 

Vertrauen wir der eigenen Kraft, dann werden trübe 
Zeiten uns gerüſtet finden. 


Leipzig, Berlin, Bamberg, Dresden, Ansbach und 
Heidelberg, im März 1885. 
v. Wilmowski, 


Dorn, 
Geh. Juſtizrat, Vorſitzender. Geh. Juſtizrat. 


Kreitmair, Dr. Schaffrath, Haenle, 
Hofrat. Juſtizrat. Rechtsanwalt. 
r ecke, 
Rechtsanwalt. Jiuſtizrat, Schriftführer.“ 


Am 13. September 1885 fand die erſte ordentliche General⸗ 
verſammlung der Hülfskaſſe ſtatt. In derſelben wurde der erſte 
Geſchäftsbericht mit der erſten Jahresrechnung vorgelegt und 
genehmigt. Der proviſoriſche Vorſtand wurde definitiv gewählt 
und durch Zuwahl von 3 Mitgliedern die Zahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder auf 12 erhöht. 
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Seit jener Zeit hat die Hülfskaſſe an hilfsbedürftige An⸗ 
wälte und deren Hinterbliebene im ganzen 1 768 621,88 an 
Unterſtützungen ausgezahlt und dabei noch ein Vermögen von 
1427 091,94 4 erworben. Davon find im Jahre 1909 an 
die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte 500 000 gezahlt worden, ſo daß einſchließlich der 
für Unterſtützungszwecke beſtimmten Barbeträge jetzt noch ein 
Vermögen von 927 091,94 4 vorhanden iſt. 

In dem Beſtreben, den Bedürftigen möglichſt wirkſame 
Unterſtützungen zukommen zu laſſen, hat die Kaſſe den Kreis 
der unterſtützungsfähigen Perſonen auf die Anwälte ſelbſt, ihre 
Witwen und minderjährigen Kinder beſchränkt. Nur ungern 
wird oft ſolchen Hilfeſuchenden die Unterſtützung verſagt, die 
nicht zu dieſem Kreiſe gerechnet werden können und die doch 
ſich auf die Verdienſte eines jahrzehntelang als Anwalt tätig 
geweſenen Vaters berufen. Aber noch viel größer müßten 
unſere Mittel ſein, als ſie es ſind, wenn wir auch dieſen Ent⸗ 
erbten des Anwaltsglücks beiſtehen wollten. Schon den uns 
Nächſtſtehenden müſſen wir häufig die volle Hilfe verſagen und 
ſie mit Beihülfen abſpeiſen. 

Möchte es gelingen, noch immer mehr Mitglieder zu ge⸗ 
winnen, die durch ihre Beiträge uns in den Stand ſetzen, auch 
da die Not zu heben, wo wir ſie jetzt nur lindern können oder 
unſere Hilfe ganz verſagen müſſen. Noch ſind von den etwa 
10 000 deutſchen Anwälten erſt 5440 Mitglieder der Hülfskaſſe. 
Der Beſtand war ſchon größer. Er iſt ſeit der Gründung der 
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Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe zurückgegangen. Beide 
Einrichtungen aber dienen gleichmäßig den Intereſſen der An⸗ 
waltſchaft, nur haben ſie verſchiedene Ziele: wer ſich bei der 
Penſionskaſſe verſichert, denkt und ſorgt für ſich ſelbſt und ſeine 
Angehörigen, wer die 20 & Beitrag zur Hülfskaſſe zahlt, wird 
nicht glauben, daß er ſelbſt als Hülfsbedürftiger ihre Unter⸗ 
ſtützung in Anſpruch nehmen muß, ſondern dies Scherflein für 
die notleidenden Kollegen niederlegen. Beides ſoll Hand in 
Hand gehen. Wer ſich ſelbſt verſorgt weiß, mag um ſo 
bereitwilliger an die Unterſtützung denken, die er nun noch 
anderen zuteil werden laſſen kann. 

Dieſer Sinn iſt in der deutſchen Anwaltſchaft lebendig. 
So hat ſich jetzt, da das 25 jährige Jubiläum der Hülfskaſſe 
naht, eine große Anzahl von Kollegen in allen Teilen des 
Vaterlandes gefunden, die zur Stiftung eines Jubiläumsfonds 
reiche Mittel zuſammengebracht haben. Faſt 28 000 & find 
bis jetzt zuſammengekommen, die den obengenannten Beſtand 
unſeres Vermögens noch vermehren. Und nicht nur das. Es 
ging auch die Nachricht ein, daß in dem Bezirk des Landgerichts 
Nordhauſen aus Anlaß des Jubiläums alle Anwälte der Hülfs⸗ 
kaſſe beigetreten ſind. 

Möchte dies Beiſpiel Nachahmung finden und unſere Kaſſe 
ſich recht bald zu einer die ganze Anwaltſchaft umſpannenden 
Organiſation auswachfen. 

Für den Jubiläumsfonds ſind bis jetzt eingegangen: 
von der Anwaltskammer bei dem RGB. 500,00 4 

- in Poſen . . . 1678,50 = 
„Jena 1 000,00 ⸗ 
Zweibrücken . 1200,00 = 
Augsburg.. 300,00 
Bamberg.. 500,00 

2 * Hamburg. . . 5 000,00 
von den RA. im OLG.⸗Bezirk Naumburg a. S. 1 492,50 
5 Marienwerder . 1 555,00 
Stettin . . 1158,55 
Königsberg .. 1137,05 
N 335,00 
417,00 
606,35 = 
Be 1 865,00 : 
Karlsruhe .. . 1090,00 = 
Braunſchweig . 2 079,00 ⸗ 
Düſſeldorf .. . 1717,00 ⸗ 
s Ze - Caſſel 1 633,30 ⸗ 
von den RA. im LG.⸗Bezirk Bielefeld.. 185,00 : 
3 ⸗ Freiburg i. Br. 310,00 : 
: Stuttgart... 950,00 = 
*; Mannheim .. 1995,00 ⸗ 
von RA. Dr. Wertheimer in B., Baden. 550,00 : 

Allen gütigen Spendern ſprechen wir unſern herzlichſten 
Dank aus. 

Die Sammlung iſt noch nicht geſchloſſen. 

Leipzig, im März 1910. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Dr. Heiß, Spring, Aurtzaum, 
Geheimer Juſtizrat. Juſtizrat. Rechtsanwalt, 


U N w * 1 
* n * N * 
w * * * * * 
** * * * * 
* 


* * * 


- 


* 


2 


* 


1 1 * * * 


U * * u N N * * * 0 * 
N * * 1 * * “ . * * N 
U * * . 90 * * * N w * 
u * * n 1 N * * * * * 
2 
— 
8. 


* * N * N * * * * * 


- 
- 2 
- 
= 2 


2 3 2 


. 
’. 


39. Jahrgang. 


Zur Reform des Rechtsunterrichts. 
Von Dr. Ernſt Jacobi, o. Profeſſor, Münſter i. W. 


Da fiherem Vernehmen nach neue Beratungen über dieſes 
Thema von den beteiligten Miniſterien bevorſtehen, ſo möchte 
ich die Aufmerkſamkeit der Fachgenoſſen auf einige Punkte 
hinlenken, die mir beſonders erwägenswert erſcheinen. 

Die Vorſchläge, die die Verbeſſerung betreffen, müſſen mit 
Anklagen über den jetzigen Zuſtand verbunden ſein. Damit iſt 
die Gefahr verknüpft, daß man eine vielleicht zu große Vor⸗ 
ſicht an den Tag legt, um nicht, ſoweit als man ſelbſt oder 
bekannte und verehrte Perſönlichkeiten beteiligt ſind, ein Odium 
auf ſich oder ſie zu laden, und um nicht den Schein zu er⸗ 
wecken, als ob es gerade in dem Wirkungskreiſe des Verſaſſers 
ſchlimm hergehe. Ich bemerke daher, daß ich meine Erfahrungen 
aus der Prüfung in Hamm und Breslau gänzlich beiſeite laſſe, 
und mich bezüglich des Examens nur auf andere ſicher ver⸗ 
bürgte oder ſelbſt erlebte Tatſachen ſtütze. 

Die Theoretiker klagen allenthalben über einen äußerſt 
mangelhaften Beſuch der Vorleſungen, nicht wenige Praktiker 
klagen über die mangelhafte Ausbildung der Referendare auf 
der Univerſität. Der Grund wird darin gefunden, daß die 
Studenten ſich „mit den für das Examen notdürftigen Kennt⸗ 
niſſen“ begnügen, die ſie ſich beim Repetitor erwerben zu können 
glauben. In der Tat liegt hierin der wahre Grund, zugleich 
iſt aber auch damit das einzige Heilmittel angegeben. 

So lange mit Recht ein Unterſchied gemacht werden kann 
zwiſchen dem, was in 6 Semeſtern bei gehörigem Studium 
von einem normal veranlagten Menſchen ſtudiert werden kann, 
und dem, was im Referendarexamen gewußt werden muß, ſo 
lange wird der größte Teil der studiosi juris dem Einpauker 
verfallen ſein. Das wiſſenſchaftliche Intereſſe iſt außerordent⸗ 
lich gering. Ein großer Bruchteil der Studenten beginnt gar 
nicht mit dem Kollegbeſuch oder kommt ohne den Willen, ernſt⸗ 
lich von Anfang an und unausgeſetzt die Vorleſungen zu hören 
und zu Hauſe mit zu ſtudieren, zur Univerſität. So haben ſie 
es von den Alten gehört und hören es von den Kommilitonen: 
Um das Referendarexamen beſtehen zu können, dazu bedarf es 
eines Kurſus beim Repetitor von 1—3 Semeſtern. Und fie 
erleben nun die Beweiſe mit eigenen Augen und Ohren. Zwar 
mancher fällt von ihren Kommilitonen, die es ſo getrieben 
haben, im Referendarexamen, um es in der Regel nach 
einer kurz dauernden Wartezeit zu beſtehen; ein großer 
Bruchteil beſteht aber ſofort. Da ihnen das Beſtehen 
der Prüfung als höchſtes Ziel vorſchwebt, ſo ſehen ſie keinen 
Anlaß, einen Hebebaum in Bewegung zu ſetzen, um ein Kieſel⸗ 
ſteinchen in die Höhe zu heben. Das die geringſten Kräfte 
verbrauchende Mittel, das zum erwünſchten Ziele führt, iſt das 
beſte, und dieſes Mittel heißt euphemiſtiſch: Repetitor. Der 
Repetitoren gibt es verſchiedene Arten. Die meiſten, das iſt 
bekannt, lehren nicht jus, ſondern die üblichen Fragen der in 
dieſer Kommiſſion tätigen Examinatoren. Ein Repetitor fing 
ſeine Vorleſung mit der Bedeutung des Alters im Recht an, 
alſo ohne jedes Syſtem, aber für das Examen ſehr brauchbar. 
Und darin liegt eine weitere Gefahr: die fleißigen und befähigten 
Studenten werden dadurch veranlaßt, ebenfalls dieſe unwiſſen⸗ 
ſchaftliche Methode wenigſtens auf mehrere Monate zu be⸗ 
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folgen. Denn hier glauben ſie auf das Examen gedrillt zu 
werden, hier zu erfahren, was Herr X oder Y regelmäßig oder 
doch gerne fragt, und welche Antworten er auf dieſe Fragen 
erwartet. Hier werden für den einzelnen Examinator Protokolle 
über die Fragen mit oder ohne Antworten geführt, die ſich die 
Unwiſſenden einpauken, um dann mit ihrem Wiſſen glänzen zu 
können.) Da möchte der Fleißige und Wiſſende ſich nicht 
übertrumpfen laſſen. Zu welchem Ergebnis das führen kann, 
dafür ein Beiſpiel: In der Eramenspaufe hatte ein Kandidat 
durch den Boten erfahren, daß nach der Pauſe Sachenrecht 
geprüft werden ſollte. Er, der vorher im römiſchen Recht 
ziemlich abgefallen war, aber doch ein Brilliantfeuerwerk zum 
beſten gegeben hatte, indem er die Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts nach dem Datum angab, in welchen die Strafbarkeit 
des untauglichen Verſuchs verneint wurde, und der wußte, daß 
das ALR. das Vormundſchaftsrecht im 18. Titel des 2. Teils be⸗ 
handelt hatte — der fragte jetzt einen Kommilitonen, was 
Sachenrecht ſei. Er beſtand die erſte Prüfung, aber nie die 
zweite. Der Repetitor hatte immerzu die Daten jener Ent⸗ 
ſcheidungen genannt, und bezüglich des einen Examinators darauf 
hingewieſen, daß er gerne nach der Stelle des Vormundſchafts⸗ 
rechts im ALR. frage. — Alſo auch der gut vorbereitete 
Student wird durch das Repetitorweſen veranlaßt, ſeine Arbeits⸗ 
kraft von der wiſſenſchaftlichen Arbeit zum Teil abzulenken. — 
Aber damit iſt die Fehlerquelle noch nicht erſchöpft. Gerade 
die nicht grundlegenden, aber einige Male wiederkehrenden 
Detailsfragen eines Examinators werden in den Repetitorien 
traktiert; und wenn neue Fragen im Laufe der Zeit hinzu⸗ 
treten, ſo folgt der Repetitor dem Examinator getreulich nach, 
und ſo ſchwillt der Gedächtnisſtoff ins Ungeheuere an. So 
wird multa gelernt, von den Repetitorſchülern nur multa, von 
den anderen multa neben multum. 

Wie oft hört man namentlich nach dem Aſſeſſorexamen: 
„Wenn ich doch bloß gewußt hätte, wie wenig man zu wiſſen 
brauchte.“ Daß der Wiſſende das alles gelernt hat, um es 
ſchleunigſt wieder zu vergeſſen, das verdankt er lediglich den 
unwiſſenden Kommilitonen, denen er in der Kenntnis von 
Einzelheiten, die beim Repetitor traktiert wurden, nicht nach⸗ 
ſtehen wollte. Solange es aber möglich iſt, daß unterſchieden 
wird zwiſchen dem Wiſſen, das aus einem ordnungsgemäßen 
Studium und dem, das zum Examen nötig iſt, ſolange geht die 
Maſſe zum Repetitor zur Einpaukung des Exiſtenzminimums, 
das aber mit Einprägung willkürlich herausgegriffener Details 
zur Erregung des Scheins tieferer Gelehrſamkeit verbrämt iſt, 
und ſolange wird ihm der beſſere Teil Gefolgſchaft leiſten zu 
müſſen glauben. Ein erhebliches Mittel zur Beſſerung iſt es 
ja, wenn im Examen nur die Entſcheidung von Fällen gefordert 
wird. Jedoch muß, ſchon zur Erholung der Kandidaten, hin und 
wieder eine Pauſe im Vorlegen von Fällen eintreten, ferner 
gibt es eine Fülle von Stoff, der ſich zur Vorlegung von 
Fällen gar nicht eignet. Endlich liegt auch hierin nicht die 
durchgreifende Hilfe; denn wenn nur Entſcheidungen erwartet 


) In einem berühmten Nepetitor wurden nur bie gefragt, die 
im nächſten Examen an der Reihe waren, und zwar nur nach den 
Protokollen ihrer zukünftigen Examinatoren, die fie wochenlang vorher 
zu Hauſe verarbeitet hatten. 
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werden, die ein Wiſſen vorausſetzen, das in 1 bis 3 Semeſtern 
beim Repetitor erworben werden kann, wird der worurgoxog fein 
Repetitor auch hiernach einrichten. 

In der allgemeinen Staatsverwaltung hat man die Schäden, 
die das Repetitorweſen zeugt, erkannt, aber auch mit einem 
Schlage beſeitigt: Man läßt die Referendare, die an den Sitzen 
der Regierung keine Gelegenheit zum Repetitor finden, erſt am 
Tage vor den Klauſuren nach Berlin gehen und in einer 
Woche die ſchriftliche und mündliche Prüfung vollenden. Außer: 
dem müſſen die Kandidaten auch noch die Verſicherung abgeben, 
kein außeramtliches Repetitor beſucht zu haben. Wie lange 
dauert es, bis das Unweſen, das jeder ſieht, und das gar nicht 
ſo ſchwer zu beſeitigen iſt, mit Stumpf und Stiel auch in der 
Juſtiz ausgerottet ſein wird? 

Nun wird man entgegenhalten: Es iſt bisher ſo gegangen, 
weshalb die Erſchwerung. Der junge Mann ſoll nach den 
Schuljahren auf der Univerfität doch auch Erholung, Freude, 
Frohſinn, er ſoll die Freiheit genießen! Den Wunſch halte ich 
für ſelbſtverſtändlich. Bücherwürmer und Stubenhocker werden 
nicht das Leben meiſtern. Aber auch nicht Leute, denen Freude 
und Frohfinn im Zeittotſchlagen, im Alkoholgenuß, beſteht, die 
mit dem Begriff der Freiheit die Vorſtellung verbinden, daß 
fie nach ihren finnlichen Begierden, insbeſondere dem der Träg⸗ 
heit leben können. Ich glaube im Gegenteil, daß bei einem 
von vornherein ernſten, Anfangs gemäßigtem, allmählich 
wachſendem, aber nie — wie es jetzt üblich iſt — zum Schluß 
übertriebenen Studium ein friſcherer, und auch an ſeinem Fach 
mehr Freude findender Referendar hervorgehen wird, als es 
die jetzige Methode — oder vielmehr Unmethode — möglich 
macht. 

Und läge nun in der Verſchärfung der Prüfung eine 
Härte? Hier darf man nicht die Studenten, ſondern muß die 
Referendare fragen. Wir Referendare waren vor ungeſähr 
15 Jahren darin einig, daß es eine ungeheure Härte iſt, 
wenn ein Mann von durchſchnittlich 27 Jahren vor die Exiſtenz⸗ 
frage geſtellt wird, und daß es das einzig Richtige geweſen 
wäre, alle auch nur bedenklichen Elemente 4—5 Jahre vorher 
vom Staatsdienſt fernzuhalten, ſo daß die zweite Prüfung zu 
einem faſt ausnahmslos günſtigen Erfolge führen müßte, wenn 
nur die Praxis an der Hand der bereits erlernten und 
nur noch durch die Praxis — nicht durch neues ſelbſtändiges 
Studium — zu vertiefenden Theorie gehörig ausgebeutet worden. 
Die jungen Männer, die durch das Aſſeſſorexamen vor die 
Exiſtenzfrage geſtellt werden, verfolgen mit Argusaugen die 
Ergebniſſe der vorhergehenden Prüfungen, und jedes Beſtehen 
der Prüfung eines notoriſch Unreifen oder Fallen eines notoriſch 
Reifen greift ſie gleichmäßig an, weil ſie ſehen, wie doch auch 
hier der Zufall mitunter recht erheblich mitſpielt. Ich glaube 
nicht zu viel zu ſagen, daß faſt alle, und nicht, wie Eccius 
meint, bloß die, die ſich zuletzt den Stoff aneignen, Neu⸗ 
raſtheniker werden. 

Die Verſchärfung der Prüfung iſt auch von einem anderen 
Geſichtspunkt betrachtet, keine Härte: Was man dem einen 
gibt, nimmt man dem anderen. Das Amt, das der Unfähige 
bekommt, wird dem Fähigen genommen. Er mag die ſchönſten 
Jahre warten, bis für ihn ein Plätzchen frei wird. Ganz mit 
Recht ſagt daher der Münchener Rechtsanwalt Boreger in der 


NT. 1910. 


— — 


—— —— — — —— ̃¶— 


Deutſchen Juriſtenzeitung Bd. 15 S. 308: „Das beſte Abhilfs⸗ 
mittel gegen die Überfüllung des Anwaltsſtandes iſt eine 
ſcharfe, gleichmäßige Prüfungsordnung; das erkennt auch die 
Juſtizverwaltung. Leider tritt die Volksvertretung aus falſchem 
Mitleid mit dem an den Klippen ſtrenger Prüfungen ſcheiternden 
Kandidaten dieſem Streben des Miniſters entgegen, ſtatt ſein 
Bemühen zu fördern, nur die Ausleſe der Tüchtigſten zum 
Richteramte und Anwaltsſtande zuzulaſſen.“ Wenn endlich die 
Maſſe der Anwärter der Gefahr nahe rückt, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltung Aſſeſſoren von der Anſtellung zum Richteramt 
deshalb ausſchließt, weil ſie im Verhältnis zu anderen Kollegen 
minder gut qualifiziert ſind, ſo iſt es eine Härte gegen ſie, 
die mit Erfolg Geprüften, daß man ihnen nicht ſchon bei Zeiten 
— alſo im erſten Examen — die Entſcheidung gab, daß ſie 
für die Juſtizkarriere nicht geeignet ſeien. Zudem widerſpricht 
das Ergebnis dem Geiſt unſerer Juſtizgeſetze: Die Fähigkeit 
zum Rechtsanwalt ſoll nicht geringer ſein als die zum Richteramt. 

In einer anderen Beziehung iſt allerdings bei ſofortiger 
Erſchwerung des Examens in dem gedachten Sinne eine Härte 
nicht zu leugnen: Vor vielen Jahren „kam es in den beſten 
Familien vor“, daß Eltern ihren 11 oder 12jährigen Sohn 
auf der Eiſenbahn als noch nicht 10 jährig ausgaben; das 
konnte der Bahnverwaltung auch kaum verborgen geblieben 
ſein. Dann wurde ein Vater deshalb wegen Betruges ver⸗ 
urteilt, der Inhalt des Erkenntniſſes an allen Bahnhöfen 
mitgeteilt; jetzt ſind dieſe Plakate längſt verſchwunden, das 
Publikum iſt längſt erzogen. Ich erinnere mich aber, wie ſich 
damals ein angeſehener Juſtizrat über die Härte des Urteils 
ausſprach, das den Einen von vielen herausgriff, um an ihm 
ein Exempel zu ſtatuieren. Ahnlich läge es, wenn jetzt die 
Kommiſſion unvermittelt zu der verſchärften Praxis, der nicht 
die Hälfte der Kandidaten genügten — denn über die 
Hälfte erlangen ihre Kenntniſſe ausſchließlich oder überwiegend 
durch das „Repetitor“ — übergehen würde. Und da keiner 
ſolche Funktionen, die mehr denen des Henkers wie des Richters 
ähneln würde, Luſt hat, deshalb bleibt es trotz der Miniſterial⸗ 
verfügung, nach der der Juſtizminiſter das Examen verſchärft wiſſen 
möchte, doch bei der milden Praxis. Ich möchte daher vorſchlagen, 
jetzt ſofort ein wie immer geartetes aber nicht leichtes Zwiſchen⸗ 
examen einzurichten, ſei es nach 2 oder 3 Semeſtern Studium. 
Und dann könnten Maßregeln getroffen werden, daß von der 
Zeit an, wo die ſo vorgebildeten Studenten zum Referendar⸗ 
examen reif wären, dieſes Examen auf das richtige Niveau 
erhoben werde. Wenn dieſer Zuſtand dann einige Jahre die 
bisherige Tradition, nach der der Juriſt und er allein auf der 
Univerſität nichts zu lernen brauche, durchbrochen hätte, dann 
könnte das Zwiſchenexamen wegen der damit überwiegend ver⸗ 
bundenen Nachteile ſofort wieder beſeitigt werden. 

Noch ein weiterer Grund läßt ſich für die jetzt milde 
Praxis der Examenskommiſſion ermitteln, die die notdürftigen 
Kenntniſſe genügen läßt, welche beim Repetitor erworben 
werden. Es iſt eine wohl bei allen Kommiſſionen jahraus 
jahrein wiederkehrende Erſcheinung, daß die gut vorbereiteten 
Kandidaten ſich nach 6 Semeſtern zur Prüfung geradezu drängen, 
um keine Zeit zu verlieren, während die Schwächeren je nach 
dem Grad ihrer Schwäche immer mehr oder weniger lange 
warten (natürlich Ausnahmen vorbehalten). Daher ergibt ſich 
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denn, daß anfangs in der Regel vorzügliche Ergebniſſe erzielt 
werden, die allmählich abflauen, um ſchließlich erbärmlich zu 
werden. Während es nun im Anfang natürlich leicht iſt, zu 
ſehen, was ein normaler Student in 6 Semeſtern erreichen 
kann, der Unterſchied ſchwächerer Leiſtungen daher ſofort auf⸗ 
fällt, iſt man im letzten Teil des Prüfungsjahres an die 
ſchlechten Leiſtungen derart gewöhnt, daß eine recht beſcheidene 
Mittelleiſtung ſchon angenehm auffällt. Dazu kommt aber auch 
eine rein menſchliche Eigenſchaft: Es iſt natürlich kein Kunſt⸗ 
ſtück, innerhalb mehrerer guter Examina den einen oder anderen 
ſchwächeren Kandidaten durchfallen zu laſſen, dagegen iſt es 
keine Kleinigkeit, ſich in dem zweiten Teile des Examensjahres 
in mehreren oder faſt allen Prüfungen dahin ſchlüſſig zu 
werden, den ſämtlichen oder doch einer großen Zahl der Kandi⸗ 
daten die Befähigung zu verſagen. Es iſt hier wie in der 
Schule. Die Anforderungen im Lateiniſchen haben ſich nicht 
weſentlich verändert, die Kenntniſſe der Abiturienten wohl: 
die Leiſtungen der Schüler beſtimmen das Niveau des Examens. 
Es wird nicht ein bloß abſoluter Maßſtab angelegt. 

Dies ließe ſich folgendermaßen ändern: Am Ende jedes 
Semeſters iſt eine ganz beſtimmte kurze Zeit — etwa eine Woche — 
vorzuſchreiben, innerhalb welcher die Meldungen zum Examen ein⸗ 
gereicht werden müſſen. Wer ſich, aus welchem Grunde immer, 
nicht rechtzeitig meldet, wird nicht zugelaſſen. Die Zugelaſſenen 
werden möglichſt ſchnell, und zwar nicht nach der Reihenfolge 
der Meldungen, ſondern nach irgendwelchen äußeren Merkmalen, 
3. B. nach dem Alphabet, zur mündlichen Prüfung zugelaſſen. 
Wer fehlt, oder die Arbeit verfallen läßt, wird unter die Kandi⸗ 
daten des nächſten Semeſters eingereiht. So würden im Jahre 
doch nur zwei große Gruppen von Kandidaten gebildet, innerhalb 
deren die Einzelnen untereinander höchſt ungleich ſind, daher 
wird der relative Maßſtab zum guten Teil ausgeſchaltet. (Auch 
in den anderen Fakultäten iſt nicht die Möglichkeit gegeben, ſich 
zu jeder beliebigen Zeit zum Examen zu melden.) 

Nun aber der Einwurf, daß doch der jetzige Richter nicht mehr 
auf der Univerfität gelernt habe als der jetzige Student, und daß 
doch der jetzige Richterſtand ſeinen Aufgaben in vollem Umfange 
genüge, wie er ſich beſonders 1900 vorzüglich bewährt habe. 
Ich glaube, daß der Einwurf mich nicht trifft. Der jetzige 
Nichterſtand hat auf der Unwerſität eine viel tiefere und gründ⸗ 
lichere hiſtoriſche Bildung erhalten wie der heutige. An die 
Stelle der Inſtitutionen des römiſchen Rechts iſt das Syſtem 
des römiſchen Rechts getreten, und die geſamte 17 ſtündige 
Pandektenvorleſung iſt weggefallen. An die Stelle von einer 
Sſtündigen Vorleſung über deutſches Privatrecht ſind die Grund⸗ 
züge mit der halben Stundenzahl getreten. Und wenn auch 
damals die Studenten in den Anfangsſemeſtern nicht weniger 
„bummelten“ als heute, ſo gingen doch ein gut Teil von ihnen 
noch nachträglich in die früher verſäumte Pandektenvorleſung, 
während, wie Zitelmann ganz richtig beobachtet hat, jetzt der 
Student die verſäumten Vorleſungen als erledigt betrachtet und 
die hört, die ſeinem Semeſter, nicht ſeinem Können ent⸗ 
ſprechen. Und wenn nun auch unſere jetzigen Richter zum 
guten Bruchteil nicht viel auf der Univerſität gelernt haben 
ſollten, ſo lernten ſie doch wohl oder übel die hiſtoriſchen 
Fächer mehr oder minder gut durch ein privates Studium zum 
Reſerendarexamen, und traten als Referendare an ein neues theo⸗ 
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retiſches Studium des geltenden Rechts heran. Daß aber die hiſtori⸗ 
ſchen Rechtskenntniſſe unſerer Studenten auf ein beklagenswertes 
Maß geſunken ſind, darüber wird kein Kundiger Zweifel haben. 
Daher ergiebt ſich eine geiſtige Unfreiheit dem Buchſtaben 
gegenüber. Während der hiſtoriſch geſchulte Juriſt den Ge⸗ 
danken des Geſetzes ſucht, zu dem ihm die Worte nur ein Hilfs⸗ 
mittel ſind, bleibt der andere an den Worten kleben, ja, ver⸗ 
wundert ſich, wenn es Fälle gibt, in denen das Geſetz ihm keine 
Worte zur Verfügung ſtellt. Es iſt keine Seltenheit, daß man 
in Referendararbeiten etwa den Satz lieſt: das Geſetz ſage 
nicht, was es unter Kauſalzuſammenhang verſtehe. Alſo kurz 
geſagt: der heutige Praktiker hat zum Referendarexamen mehr 
oder weniger das Recht der Vergangenheit ſtudieren müſſen, und 
zum Aſſeſſorexamen das Recht der Gegenwart, der heutige 
Referendar ſtudiert faſt nur das Recht der Gegenwart. 

Weiter dürfte doch aber auch die Frage am Platze ſein, 
ob denn unſere Richter ſamt und ſonders wirklich ſo hoch 
ſtehen, daß die Grenze des Möglichen erreicht iſt. Denn 
das muß bei dem raſtloſen Streben und Kämpfen all unſerer 
Mitmenſchen in der jetzigen Zeit erwartet werden. Gewiß iſt 
ein geſunder Menſchenverſtand mehr wert wie ein noch ſo 
fleißiges Studium. Aber einmal iſt auch das Gehirn bildungs⸗ 
fähig, und ferner genügt der geſunde Menſchenverſtand nicht, 
um einen Fall unter ein ſteifes Geſetz zu bringen. Da der 
Richter unter dem Geſetze ſteht, ſo muß er das Geſetz möglichſt 
hoch zu heben ſuchen, um die nötige Freiheit für den geſunden 
Menſchenverſtand zu gewinnen. Das kann er, je beſſer er das 
ganze Syſtem und deſſen hiſtoriſche Entwicklung beherrſcht, und 
dieſes Ziel kann er nur durch ein intenſives Studium er⸗ 
reichen. 

Die Organiſation der Zwiſchenprüfung denke ich mir ſo, 
daß es von drei Examinatoren, am beſten drei Dozenten, eventuell 
einem Praktiker und 2 Dozenten, abgenommen wird, und zwar in 
einer Univerſitätsſtadt, in der der Student nicht ſtudiert haben 
darf, um ſo die Freizügigkeit der Studenten zu gewährleiſten. 
Die Prüfung fände am beſten am Schluß der großen Ferien 
ſtatt, damit nicht der Vorleſungsbeſuch darunter litte. Die 
Prüfung dächte ich mir als eine ſchriftliche Klauſurprüfung und 
eine mündliche. Wer nicht beſteht, müßte auf 9 bis 12 Monate 
fallen. 

Gefordert müßte werden im Zwiſchenexamen, was ein 
normaler Student bei einem fleißigen Studium von 2 oder 
3 Semeſtern zu wiſſen und zu können in der Lage wäre, im 
Referendarexamen, was ſich aus einer fleißigen Ausnutzung der 
Studienzeit ergibt. Bei Stimmengleichheit muß — wie es 
früher in Preußen war — die Prüfung als nicht beſtanden 
angeſehen werden. 

Einig iſt man ſich im Kreiſe der Univerfitätslehrer an⸗ 
ſcheinend darüber, daß die mündliche Prüfung in zwei Teile, 
von denen jeder für ſich beſtanden werden kann, zerfallen ſoll. 
In dem einen Teil ſoll das öffentliche, im anderen das private 
Recht geprüft werden. Der Grund für dieſe Scheidung liegt 
in der Tatſache, daß der Tiefſtand des Wiſſens im öffentlichen 
Recht ein ſehr ſchlimmer iſt, und die Vertreter des öffentlichen 
Rechts die Möglichkeit beſeitigt wiſſen wollen, daß bei aus⸗ 
reichenden oder beſſeren Kenntniſſen des privaten Rechts eine 
Unkenntnis im öffentlichen Recht keine Rolle mehr ſpielen ſoll. 
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Dieſes Verlangen iſt durchaus begründet, iſt aber auch von 
denen zu unterſtützen, denen auch eine Vertiefung des Privat⸗ 
rechts am Herzen liegt. Denn bei dem jetzigen Syſtem liegt 
die Gefahr nahe, daß mit Kenntniſſen in Einzelheiten des 
öffentlichen Rechts, die im „Repetitor“ erworben ſind, Lücken 
im Zivilrecht ausgeglichen werden. Und doch ſollten „Kom⸗ 
penſationen“ wegen Ungleichartigkeit der Anſprüche hier aus⸗ 
geſchloſſen ſein. Denn das wichtigſte, wenn auch nicht das 
einzige, was im Zivilrecht gefordert werden muß, iſt die 
Fähigkeit des Judizierens, die Einreihung eines Falles unter 
einen Rechtsſatz, während das öffentliche Recht hiermit nur 
verſchwindend wenig zu tun hat. Schon hieraus aber ſollte 
ſich ergeben, daß zu dem öffentlichen Recht im hier erörterten 
Sinne nicht die Prozeſſe und das Strafrecht gehören. Dazu 
kommt aber noch das Bedenkliche jener Regelung: Würde 
Strafrecht und die Prozeſſe mit dem übrigen öffentlichen Recht 
in eine Gruppe gelegt, ſo würden ſie wahrſcheinlich dort bald 
derart prävalieren, wie heute Zivil⸗, Straf⸗ und Prozeßrecht zu⸗ 
ſammengenommen: Die Zweiteilung hätte dann überhaupt keinen 
Zweck mehr. — | 

Abgeſehen von dieſen Forderungen, von denen ich die 
Verſchärfung des Examens als eine notwendige, Zwiſchenprüfung 
und Zweiteilung der mündlichen Prüfung als eine höchſt erwünſchte 
halte, glaube ich noch einige Vorſchläge anreihen zu dürfen, 
die das Studium ſelbſt fruchtbringender geſtalten könnten: 

Einmal müßte ſich der Dozent Gewißheit verſchaffen, ob 
der von ihm vorgetragene Stoff verſtanden iſt. Dies kann 
mit leichter Mühe in jeder Stunde durch ein paar an die Ge⸗ 
ſamtheit gerichtete Fragen geſchehen, und wird auch von 
mehreren Dozenten bereits jetzt geübt. Dadurch wird nicht 
nur die etwa verloren gegangene Fühlung zwiſchen dem Vor⸗ 
tragenden und ſeinen Hörern wieder hergeſtellt, ſondern Miß⸗ 
verſtändniſſe aufgeklärt und Unverſtandenes im Dialog beſprochen 
und zum Verſtändnis geführt. So wird weiter ein Vertrauens⸗ 
verhältnis geſchaffen, das die Studenten ermutigt, auch ſpontan 
eventuell nach der Stunde Fragen an den Dozenten zu richten. 
Der Gewinn muß allerdings bei der zu kurz bemeſſenen 
Studienzeit damit aufgewogen werden, daß manche Partieen des 
Kollegs völlig dem Privatſtudium überlaſſen bleiben. Aber es 
kommt doch wohl auch für die zuſammenfaſſenden Vorleſungen 
mehr darauf an, daß das juriftifche Verſtändnis und damit 
das Intereſſe geweckt und das Vorgetragene ganz gefaßt, als 
daß der Stoff zum Teil unverſtanden aber ganz vorgetragen 
wird. Gutenbergs Kunſt muß auch für uns ausgenutzt werden, 
und an guten Büchern iſt wahrlich kein Mangel. 

Neben dieſen Vorleſungen ſind reine Konverſatorien zu 
pflegen. Natürlich keine Repetitors oder Examenspreſſen. 
Sondern wenn auch für jede Stunde vorher angezeigt wird, 
über welchen Stoff geſprochen werden ſoll, ſo ſind hier die in 
den Vorleſungen behandelten Elemente als bekannt voraus⸗ 
zuſetzen und iſt in die Tiefe zu gehen. Dieſe Konverſatorien 
werden hier von dem größten Prozentſatz der Eingeſchriebenen 
auch beſucht, und ihr Beſuch würde ſich ſteigern, wenn ſie nicht 
zum Teil mit Repetitorien zeitlich konkurrierten, in denen ja 
der für das jetzige Examen notwendig erforderte Stoff vor⸗ 
getragen wird, daher dem für das Examen überflüſſigen Ver⸗ 
tiefen vorzuziehen iſt. 
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Endlich könnte meines Erachtens der Studiengang erheb⸗ 
lich geändert werden. Der jetzige hat ſeine unzweifelhaften 
Vorzüge, der das römiſche Recht an die Spitze ſetzt. Wer dies 
mit Fleiß und Hingebung ſtudiert, der hat einen Stamm in 
den Boden gepflanzt, an dem die folgenden Diſziplinen eine 
leichte und ſichere Stütze finden, ſich zum Teil einfach anlehnen 
oder herumranken können. Aber wer leugnet, daß damit dem 
erſten Semeſter die ſchwerſte Arbeit aufgebürdet wird? Wie 
viele wollen ja wohl auch im Anfang arbeiten, aber doch mit 
Maß, vielleicht die Vorleſungen regelmäßig beſuchen, aber an 
eine angeſtrengte häusliche Arbeit noch gar nicht denken. Und 
doch bleibt ohne dieſe eine auch nur oberflächliche Kenntnis des 
römiſchen Rechts völlig ausgeſchloſſen. Nahe dagegen liegen 
dem jungen Studenten Staatsrecht, Völkerrecht, Strafrecht, 
eventuell auch Kirchenrecht. Man ſage nur nicht, daß dieſe 
alle hier und da privates Recht vorausſetzen. Als ob nicht 
das private Recht ebenſo gut die Entſtehung von Geſetzen und 
Verordnungen vorausſetzt, als ob nicht heute im Strafrecht 
der Platz iſt, die Frage über die Schuld und den Ausſchluß 
der Rechtswidrigkeiten näher zu beleuchten, als ob nicht die Lehre 
von den unerlaubten Handlungen auf das Strafrecht zum Teil 
hinweiſen. Die paar zivilrechtlichen Begriffe, die ins Straf⸗ 
recht hineinſpielen, kann der Strafrechtslehrer in der Vorleſung 
über Strafrecht ebenſo auseinanderſetzen, wie die aus dem 
Staatsrecht (König, geſetzgeberiſche Verſammlung), oder aus 
dem Prozeßrecht (Zwangsvollſtreckung, Gerichtsvollzieher), oder 
aus dem bürgerlichen Leben genommenen. Selbſtverſtändlich 
wäre ja wohl die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß für das 
Staats⸗, Kirchen⸗ und Strafrecht anfangs eine beſondere Ein⸗ 
führungsvorleſung und nachher noch eine Spezialvorleſung 
ſtattfände. Dazu wäre bei der ohnedies ſchon beſchränkten Zeit 
unmöglich Raum, würde aber auch bei Verlängerung des 
Studiums kein Raum geſchafft werden. Das Staats- und 
Kirchenrecht erforderte wieder eine Vorleſung über deutſche 
Rechtsgeſchichte, fo daß dann der Student gleichzeitig das 
gegenwärtige Staats⸗ und Kirchenrecht, als auch feine ge⸗ 


ſchichtliche Entwicklung kennen lernte. Eventuell würde ja auch 


die rechtsgeſchichtliche das Staatsrecht betreffende Vorleſung in 
die Vorleſung über Staatsrecht hinübergenommen werden 
können. Die Vorleſung könnte dann ſehr gut auf den ge⸗ 
ſchichtlichen noch friſchen Schulkenntniſſen aufbauen. 
Hiernach dächte ich mir den Gang des Studiums etwa ſo: 
1. Semeſter: 

1. Eine etwa ſechsſtündige Vorleſung: Einführung 
in die Rechtswiſſenſchaft, die einen Überblick über 
alle Rechtsdiſziplinen mit Ausnahme der bereits 
im erſten Semeſter zu hörenden gibt, insbeſondere 
die allgemeine Rechtsentwicklung in Deutſchland 
und die Entſtehung unſeres BGB., ſo daß dieſe 
nicht mehr im allgemeinen Teil des BGB. vor⸗ 
getragen zu werden brauchte. 

2. Deutſche Rechtsgeſchichte. 

3. Deutſches und preußiſches Staatsrecht. 

4. Nationalökonomie. Allgemeiner Teil. 

2. Semeſter: | 
1. Staatsrechtliche Ubungen. 
2. Kirchenrecht. 
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3. Strafrecht. 

4. Völkerrecht. 

5. Nationalökonomie. 
3. Semeſter: 

1. Geſchichte des römiſchen Rechts. 

2. Syſtem des römiſchen Rechts. 

3. Beſonderer Teil des Strafrechts. 

4. Allgemeiner Teil des BGB. 

4. Semeſte:: 

1. Deutſches Privatrecht. 

2. Obligationenrecht. 

3. Sachenrecht. 

4. Familienrecht. 

5. Abungen im Strafrecht. 

6. Römiſcher Zivilprozeß. 

5. Semeſter: 
. Erbrecht. 
Handelsrecht. 
Wertpapiere, Wechſel⸗ und Scheckrecht. 
. Zivilprogeß I. 
Übungen im bürgerlichen Recht. 
„ Pandektenlektüre. 
6. Semeſter: 
Zivilprozeß II. 
Verwaltungsrecht. 
Strafprozeß. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Abungen im deutſchen Privatrecht. 
Seminare und Konverſatorien. 
7. Semeſter: 
1. Rechtsentwicklung in Preußen. 
2. Strafprozeß. 
3. Finanzwiſſenſchaften. 
4. Ubungen im bürgerlichen Recht oder im Handels⸗ 
recht. 
5. Übungen im Zivilprozeß. 
6. Seminare und Konverſatorien. 

Man SR jedes einzelne Semeſter wäre voll belegt, und 
eine Erweiterung von 6 auf 7 Semeſter iſt dringend nötig, 
und im Intereſſe einer größeren Entlaſtung der fleißigen 
Studenten und des Freiwerdens ihrer Kraft für andere Studien 
eine Ausdehnung auf 8 Semeſter höchſt erwünſcht. 

Schließlich noch ein Wort über die Ausbildung der 
Referendare. Das wird man wohl nicht mehr leugnen wollen, 
daß nach Hebung des Niveaus des Referendarexamens die 
Referendarzeit gekürzt werden kann. Sie war ſchon jetzt eine 
viel zu lange für die, die auf der Univerſität etwas gelernt 
hatten. Dernburg wies bei Beſprechung des 8 961 BGB. 
darauf hin, daß wie hier das Geſetz trotz veränderter wirt⸗ 
ſchaftlicher Verhälniſſe noch immer den Standpunkt des Sachſen⸗ 
ſpiegels teile, ſo das Recht oft hinter der veränderten Sachlage 
langſam hinterher hinke. Früher war ein verhältnismäßig 
längeres Referendarrat vielleicht nötig, weil wir damals das 
geſamte preußiſche Privatrecht (mit Einſchluß des Verfahrens 
in Sachen der freiw. Gerichtsbarkeit und in Subhaſtations⸗ 
ſachen) privatim ſtudieren mußten. Trotzdem ſich hierin eine 
gründliche Anderung vollzogen hat, iſt noch alles beim Alten 


Allgemeiner Teil. 


Beſonderer Teil. 


n - 


r 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


265 
geblieben. Trotzdem das Univerſitätsſtudium mehr belaſtet, die 
Praxis entlaſtet iſt, iſt die Anderung der Zeiteinteilung unter⸗ 
blieben. 

Über die Ausbildung ſelbſt möchte ich einige Vorſchläge 
unterbreiten, die von anderer Seite meines Wiſſens nach nicht 
gemacht ſind und die Mängel betreffen, die ich bei der eigenen 
Ausbildung kennengelernt habe. 

Der erſte iſt der, daß der Referendar auswahllos den 
Richtern überwieſen wird, mag der Richter zur Ausbildung 
taugen oder nicht. 

Wer die Fährniſſe der zwei Examina hinter ſich hat, iſt 
noch keineswegs ein guter Juriſt. Und der Referendar, der 
fleißig ſtudiert und auch den nötigen Verſtand hat, iſt keines⸗ 
wegs ein urteilsloſes Kind, für den es genügt, wenn er nur 
irgendetwas hört, da der Richter doch immer noch mehr Beſcheid 
wiſſe wie jener ſelbſt. Außer den judiziellen Fähigkeiten iſt 
aber für den Lehrer auch Intereſſe an der Perſon und der 
Ausbildung der Referendare nötig. Und auch dies fehlt nicht 
ſelten, ebenſo aber auch den Intereſſierten oft die Zeit. Es 
muß alſo der richtige Lehrer gefunden und ihm die nötige Zeit 
gegeben werden. Da es ſich um eine eminent wichtige Aufgabe 
handelt, ſo würde es ſich empfehlen, wenn nicht die Land⸗, 
ſondern die Oberlandesgerichtspräſidenten die Auswahl träfen. 

Dieſer Beamte hätte die von den Referendarien erledigten 
Arbeiten mit dieſen im Beiſein aller übrigen Referendarien zu 
beſprechen. Ihm gegenüber müßten die Referendarien auch 
ihre Bedenken gegen die Entſcheidungen des Gerichts frei aus⸗ 
ſprechen können, oder er müßte ſie darauf hinweiſen, damit ſo 
die kritiſche Veranlagung ausgebildet würde. Beſondere theo⸗ 
retiſche Beſchäftigung wäre nur inſofern nötig, als dafür Sorge 
zu tragen wäre, daß das auf der Univerſität Gelernte nicht 
wieder vergeſſen würde. Ein geringes richterliches Dezernat 
müßte dem Beamten natürlich zugewieſen werden, in ſeinem 
eigenen Intereſſe. Diefer Beamte wäre vorzüglich befähigt, 
über die Referendare ein Urteil abzugeben, ob ſie hinreichend 
ausgebildet wären, wenn darauf gehalten wird, daß nicht die 
Zeugniſſe nach Formular F (immer mindeſtens genügend) 
lauteten. 

Eine derartige Ausbildung wäre beim Landgericht, der 
Staatsanwaltſchaft, der 2. Amtsgerichtsſtation und Oberlandes⸗ 
gericht erwünſcht. Damit der Referendar möglichſt lange unter 
der einheitlichen Leitung eines Beamten wäre, ſo könnte be⸗ 
ſtimmt werden, daß die Ausbildung bei der Staatsanwaltſchaft 
zu erfolgen hat, die ſich bei dem ausbildenden Landgericht be⸗ 
findet. 

Die Zeit der Ausbildung würde auf 3 Jahre bemeſſen 
werden können und betragen 

6 Monate Amtsgericht, 

9 Monate Landgericht, 

3 Monate Staatsanwaltſchaft, 
6 Monate Rechtsanwalt, 

6 Monate Amtsgericht, 

6 Monate Oberlandesgericht. 

Den Rechtsanwälten müßte unterſagt werden, die Referendare 
als Terminsvertreter vor dem Amtsgericht zu benutzen. Hierbei 
wird faſt nichts gelernt, aber viel Zeit verloren. 


— 
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Nochmals numerus clausus. 
L 
Eine Replik. 
Von Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


Gleichzeitig mit meinem Aufſatze, in welchem ich die 
Bedenken gegen den numerus clausus zu widerlegen ſuchte, 
veröffentlichte der verehrte Leiter dieſer Zeitſchrift einen Auf⸗ 
ſatz, in welchem er weitere Bedenken aufrollte. Sei es mir 
geſtattet, kurz anzugeben, weshalb ich auch dieſe Bedenken für 
unbegründet halte. 

Daß kurze Zeit vor geſetzlicher Einführung des numerus 
clausus eine größere Anzahl von Neuzulaſſungen erfolgen werde, 
iſt wohl mit Sicherheit vorauszuſehen. Die Folge wird ſein, 
daß in der erſten Zeit nach Einführung des numerus die Zu⸗ 
laſſung nur in ſehr beſchränktem Umfange ſtattfinden kann; 
und ſo wird der Schade binnen weniger als Jahresfriſt 
geheilt ſein. 

Das halte ich dagegen für ausgeſchloſſen, daß Anwärter 
zum Anwaltsberufe, die infolge der Neuordnung der Dinge 
noch einige Jahre warten müſſen, aus dieſem Grunde auf ihre 
ſpätere Anwaltslaufbahn verzichten ſollten, um ohne Verzug 
Rechtskonſulenten zu werden. Daß ſie einſtweilen ſich als 
Hilfsarbeiter bei Anwälten betätigen, iſt eher möglich und 
würde ihnen als zweckmäßige Vorbereitung auf ihre künftige 
verantwortungsvolle Tätigkeit ebenſowenig Nachteil bringen, 
als wenn ſie einſtweilen Stellungen als Syndici großer 
gewerblicher Unternehmungen bekleiden. Eine Gefahr für den 
Anwaltſtand kann ich weder in der einen noch in der anderen 
Betätigung erblicken. 

Durchaus zweckmäßig würde ich es auch finden, wenn mit 
dem numerus clausus die Einführung einer Altersgrenze Hand 
in Hand ginge. Dann wäre gleichzeitig dafür Sorge getragen, 
daß nur an Lebenserfahrung gereiftere Männer in den Anwalts⸗ 
beruf einträten, und daß andererſeits die Zuführung friſchen 
Blutes nicht unterbunden würde. Es würde auch eine billige 
Forderung und ganz ſelbſtverſtändliche Folgerung ſein, daß An⸗ 
wälte, die unter einem vernünftig bemeſſenen numerus clausus 
alt geworden ſind, nach ihrem 65. Jahre es nicht mehr nötig 
hätten, ſich der aufregenden und aufreibenden Anwaltstätigkeit 
zu widmen. Nur würde ich empfehlen, noch mindeſtens zwanzig 
Jahre zu warten, bis man eine ſolche Altersgrenze einführt; 
denn der jetzigen Generation iſt es nicht ſo gut geworden, daß 
ſie durchweg mit Sicherheit einem ruhigen und ſorgloſen Lebens⸗ 
abend entgegenſehen kann! 

Ich kann mich ſomit von dem Gewicht der neueren Be⸗ 
denken ebenſowenig überzeugen, als von dem der früher ge⸗ 
äußerten. Für grauſam hart und obendrein für unpraktiſch 
halte ich das Mittel, mit welchem Herr Kollege Neumann vor⸗ 
ſchlägt, die auch von ihm nicht verkannte Not zu bekämpfen. 
Auch er erkennt, daß die juriſtiſche Reſerve in einem ganz 
ungeſunden Verhältnis zu dem wirklichen Bedarf ſteht, und 
mangels jedes ſchützenden Dammes den Anwaltſtand zu über⸗ 
fluten und zu depravieren droht. Eine Verſchärfung des Examens 
aber, wie er ſie vorſchlägt, würde, wenn ſie eine fühlbare 
Wirkung auf den Beſtand dieſer Reſervearmee ausüben ſollte, 
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Tauſende von jungen Leuten nicht etwa um einige Jahre zurück⸗ 
ſetzen, ſondern lebenslänglich im wirtſchaftlichen wie im ethiſchen 
Sinne zu Krüppeln machen. Sie würde ihnen einen Beruf 
endgültig verſchließen, auf den ſie in vorbereitendem Studium 
und in vorbereitender unbeſoldeter Tätigkeit die beſten Jahre 
ihres Lebens verwendet haben, ihre ganze Jugendzeit, die nun 
zwecklos und ſchimpflich vergeudet für immer dahin iſt. Und 
alles das, weil ſie in der Aufregung der Examensſtunde gegen⸗ 
über unerbittlich hoch geſpannten Anforderungen nicht ihren 
Mann geſtanden haben! Wir Deutſchen bieten ohnehin den 
andern Nationen Stoff genug zu gerechtem Spott wegen 
unſerer Examenswut, und ſollten uns hüten, die Dinge noch 
mehr auf die Spitze zu treiben. Mit genauer Not iſt ſo 
mancher durchs Examen gekommen, der im Leben ſich groß⸗ 
artig bewährt hat, und umgekehrt, wie mancher hat ein 
glänzendes Examen gemacht, und iſt ſein Leben lang eine Null 
geweſen! 

Daß aber Abhilfe nötig iſt, und Schutz gegenüber der 
drohenden Reſervearmee, verkennt auch Herr Kollege Neumann 
nicht. Will er mir nicht die Hand reichen, und, da ſchon un⸗ 
umgänglich ein Mittel nötig iſt, um Krankes zu heilen und 
größerem Siechtum vorzubeugen, will er da nicht lieber mit 
mir und vielen anderen Berufsgenoſſen das beſſere Mittel, den 
numerus clausus, verfechten? 


II. 


Von Neumann. 


Der Aufforderung des Herrn Kollegen Noeſt, mit ihm 
Hand in Hand den numerus clausus zu verfechten, kann ich 
nicht entſprechen. | 

Die Behauptung, daß der außerordentliche Zufluß zur 
Anwaltſchaft, den die Einführung des numerus clausus als 
Vorwirkung zeitigen würde, durch beſchränkte Zulaſſung in 
weniger als Jahresfriſt ausgeglichen ſein würde, iſt ebenſowenig 
zu begründen verſucht, wie die Behauptung, daß die Wartezeit 
nur einige Jahre dauern würde. Es fehlt jeder Nachweis für 
dieſe Annahme auf der Baſis des bisherigen Zu- und Abgangs 
in der Rechtsanwaltſchaft. 

Die Stellungnahme zur Altersgrenze erinnert an die Recht⸗ 
fertigung eines Mannes, der das von ſeinem Vater erarbeitete 
und ererbte Vermögen ohne Rückſicht auf ſeine Kinder verzehrt: 

„Mein Vater hat gearbeitet, ich ſehe gar nicht ein, wes⸗ 
halb nicht meine Söhne auch arbeiten ſollen“, ſich ſelbſt in 
freundlicher Weiſe von der Notwendigkeit der Arbeit ausnehmend. 
Man denkt wohl auch an die bekannte Bitte: Heiliger Florian, 
verſchon' mein Haus, zünd' andre an. Weshalb es übrigens 
den Anwälten in den nächſten zwanzig Jahren beſſer gehen ſoll 
als heute, iſt nicht einzuſehen, da ja auf Grundlage der heutigen 
Verhältniſſe der numerus clausus normiert werden ſoll! 

Die gegen die Verſchärfung des Examens angeführten 
Gründe ſprechen gegen jedes Examen. Das Examen muß 
natürlich ſo vervollkommnet werden, daß — ſoweit dies im 
Bereiche der Möglichkeit liegt — die Einwirkung von Zweifeln 
und Examensaufregung ausgeſchaltet wird. 


39. Jahrgang. 


Sehr wenig am Platze iſt hier auch der Hinweis auf den 
Spott des Auslandes im Munde deſſen, der den in allen großen 
Kulturſtaaten unbekannten numerus clausus für die freie 
Advokatur einführen will! 


Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts, das Difformitätsprinzip und die ſoziologiſche 
Rechtslehre. 

Von Ernſt Fuchs, Rechtsanwalt beim OLG. Karlsruhe. 


In dem ſoeben erſchienenen 1. Heft des 72. Bandes der 
Entſcheidungen des RG. in Zivilſachen finden ſich elf konforme 
Urteile. Davon find nur zwei (Nr. 3 und 8) beſtätigt, nicht 
weniger als neun dagegen aufgehoben. Es ſind folgende: 

1). Nr. 1. In einem Grundſtückskaufvertrag wurden 
ſchriftlich alle Bedingungen genau niedergelegt, der Käufer 
machte auf den Kaufpreis von 180 000 & eine Anzahlung von 
3000 &, wovon vereinbarungsgemäß 1500 & ſofort an den 
vom Verkäufer herangezogenen Vermittelungsagenten als Mäkler⸗ 
lohn und die weiteren 1500 & zu Herſtellungsarbeiten am 
Hauſe verwendet wurden. Zur gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung und zur Auflaſſung kam es aber in der Folge 
nicht, weil der Käufer ſchrieb, er gebe die Sache auf und bitte um 
Rückerſtattung der Teilzahlung. Das Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. M. verurteilt mit der erſten Inſtanz den Verkäufer zur 
Herauszahlung der ganzen 3000 & nach 88 313, 812 BGB. 
Der Verkäufer hat aber — wenn überhaupt — nur eine 
Rückforderung an den vielleicht vermögensloſen Agenten, und 
er hätte die Herſtellungen vielleicht ſonſt nicht gemacht oder das 
Haus iſt vielleicht nicht in gleicher Höhe im Wert geſtiegen. 
Das alles blieb ununterſucht. Alſo eine ganz glatte Verletzung 
des § 818 BGB. 

2). Nr. 2. Die Untergerichte meinen, zum Vorſatz gehöre 
nicht die Erkenntnis der Rechtswidrigkeit. Das Oberlandes⸗ 
gericht Naumburg zitiert dafür zwei falſche Präjudizien, in 
denen das RG. ausſprach, daß zum Tatbeſtand des § 826 
BGB. außer dem Bewußtſein der Schadenszufügung nur 
objektiv ein Verſtoß gegen die guten Sitten gehöre. Ganz 
ſoziologiſch iſt der vom RG. aufgeſtellte Satz, es ſei im einzelnen 
Fall zu prüfen, ob und mit welchen Beſchränkungen die Grund⸗ 
ſätze des Vertragsrechts auf die Erfüllung genoſſenſchaftlicher 
Pflichten anzuwenden ſeien. Auf ein ſolches vertragsähnliches 
Verhältnis wird zutreffend S 276 BGB. erſtreckt und damit 
die Haftbarkeit für Fahrläſſigkeit begründet. 

3). Nr. 17. Ein preußiſcher Staatsbeamter war in einem 
reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unterliegenden Betrieb 
ſchuldlos verunglückt. Einige Jahre ſpäter ging er durch eine 
Straftat ſeines Amtes verluſtig und machte nunmehr ſein 
Recht (aus dem Geſetz betreffend die Fürſorge für Beamte 
infolge von Betriebsunfällen) gegen den Eiſenbahnſiskus 
geltend. Das Landgericht wies ihn ab, weil er nicht innerhalb 
der geſetzlichen zweijährigen Friſt nach dem Unfall ſeine An⸗ 
ſprüche angemeldet habe. Dagegen machte er mit der Be⸗ 
rufung geltend, daß erſt nach dieſer Friſt die Folgen hervor⸗ 
getreten ſeien. Nunmehr wies ihn das Oberlandesgericht 
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Breslau aus einem anderen Grund ab: er habe durch jenen 
ſpäteren Amtsverluſt auch ſeine Rechte aus dem Unfall ver⸗ 
loren. Das RG. widerlegt dieſen konſtruktioniſtiſchen Rechts⸗ 
irrtum mit Gründen, die ſich über volle 13 Seiten ergießen. 
Nach der Novelle wäre der Mann rechtlos geblieben, obwohl 
die Gründe der beiden Gerichte ganz verſchieden, aber beide 
grundfalſch find, alſo die entſcheidende Frage nur einmal geprüft 
war. Dieſe Frage war hier doch mindeſtens einmal beim 
Oberlandesgericht auch plädiert worden. Sie hätte aber auch, 
ohne daß fie überhaupt plädiert war und ohne daß fie 
der Kl. hätte unterſuchen laſſen und dazu Stellung nehmen 
können, zum erſtenmal vom Oberlandesgericht in die Gründe 
hinein kommen können, weil unfere ZPO. nicht, wie die StPO., 
den Satz enthält, daß auf einen veränderten rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt, den das Gericht anwenden will, die Parteien erſt auf⸗ 
merkſam zu machen ſind. Es kann alſo nach der Novelle 
jemand rechtlos werden, ohne daß er über den ent⸗ 
ſcheidenden Punkt überhaupt gehört iſt. Auf dieſe 
Gefahr iſt noch nicht hingewieſen worden. 

4). Nr. 21. Das Kammergericht legt mit dem Landgericht 
die Konnexität im Sinne des § 273 BGB. (Zurückbehaltungs⸗ 
einrede) in dem bekannten ſog. „rein juriſtiſchen“ d. h. am 
Buchſtaben haftenden unnatürlichen Sinn aus. Man wird 
an das dem „rechtlichen“ früher gegenübergeſtellte bloß (!) 
„wirtichaftliche” Intereſſe bei der Feſtſtellungsklage oder bei 
der Zeugenbeeidigung erinnert. Oder an das („Gemeinſchäd⸗ 
lichkeit“ 266 abgedruckte) einigermaßen berühmt gewordene Frei⸗ 
burger Bierflaſchenurteil, das Sternberg (Zentralblatt für 
Rechtswiſſenſchaft 1910, 57) zwar für bedauerlich hält, das 
aber nach ihm doch „profunde, große Zuſammenhänge über⸗ 
ſcheinende Soziologie enthält“ (). Das RG. ſagt, es genüge 
ein natürlicher, wirtſchaftlicher Zuſammenhang (beide Worte 
vom RG. geſperrt gedruckt). Die Begriffsjurisprudenz wird 
ſtutzen über dieſe freirechtliche Auffaſſung, daß der Zuſammen⸗ 
hang immer gegeben ſei, wenn es „gegen Treu und Glauben 
verſtoßend erſcheine, daß ein Anſpruch ohne Rückſicht auf einen 
andern geltend gemacht wird“. Mit anderen Worten: wenn 
der Richter nach ſeiner Verkehrskunde und Ethik das Ergebnis 
ſonſt für falſch hält. 

5). Nr. 22. Bei Verladung in ein Schiff fielen vier Kiſten 
dadurch ins Meer, daß die Schiffsleute die Winde im Stich 
ließen, weil ein Faß mit flüſſigem Lack durch Fall auf das 
Deck zerbrochen, der Lack ausgelaufen und in Brand geraten 
war. Eine Hamburger Kammer für Handelsſachen und das 
Hanſeatiſche Oberlandesgericht, alſo die handels⸗ und ſee⸗ 
tüchtigſten deutſchen Gerichte, ſprechen den Verfrachter von 
Haftung los, weil die Entſtehung des Brandes nicht aufzu⸗ 
klären ſei. (Der Kl. hat in zweiter Inſtanz durch Eides⸗ 
zuſchiebung ſogar unter Beweis geſtellt, daß das Faß durch 
unkundige Bedienung der Winde gefallen ſei und ein Mann 
der Beſatzung ſeine brennende Zigarette in den ausgelaufenen 
Lack geworfen habe.) Das RG. muß die Verletzung der 
SS 429, 606 HGB. über die Beweislaſt rügen. Künftig könnte 
alfo in ſolchen Fällen, wenn die beiden Untergerichte noch fo 
dick das Geſetz ſelbſt verletzen, nicht geholfen werden, ſondern 
nur, wenn ſie eine frühere Anſicht des RG. über das Geſetz 
verletzen. 
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6). Nr. 24. Es iſt nicht ganz ſicher zu erſehen, wie das 
Landgericht Eſſen erkannt hat, wohl aber, daß es in der maß⸗ 
gebenden Frage ſchon früher rechtskräftig die nämliche Stellung 
wie das Oberlandesgericht Hamm eingenommen hat. Der 
Schuldner hatte einem von den Gläubigern eingeſetzten Aus⸗ 
ſchuß die Verwaltung und Verfügung über ſein Vermögen ein⸗ 
geräumt. Die Inſtanzgerichte haben die Formvorſchrift des 
§ 311 BGB. überſpannt und auf ein ſolches Verwaltungs⸗ 
geſchäft ausgedehnt und es daher fälſchlich für nichtig erklärt. 

7). Nr. 25. Die beiden Dresdener Gerichte laſſen die 
Erben eines perſönlich haftenden Geſellſchafters auch dann für 
die Schulden der Geſellſchaft ſolidariſch und nicht bloß nach 
erbrechtlichen Grundſätzen aus dem Nachlaß haften, wenn durch 
den Tod die Geſellſchaft aufgelöſt wurde und in Liquidation 
trat, weil im Geſellſchaftsvertrag die Fortſetzung der Geſellſchaft 
mit den Erben nicht vorgeſehen war. Und für eine ſolche 
außerhalb der juriſtiſchen Konſtruktionswelt unbegreifliche An⸗ 
ſicht beruft ſich das Oberlandesgericht auch noch auf ein — 
gänzlich falſch verſtandenes — Präjudiz des RG.! Nach der 
Novelle gäbe es hier einen prächtigen Präliminarſtreit über die 
Zuläſſigkeit der Reviſion. Wenn ein Präjudiz des RG. nicht 
außer acht gelaſſen, ſondern angewendet iſt, ſo kann ja in jedem 
Fall darüber Streit entſtehen, ob es richtig angewendet oder 
mißverſtanden iſt. Dieſe Fälle ſind jetzt ſchon häufig, ſie werden 
ſich aber unter der ſoziologiſchen Rechtsfindungsmethode ungemein 
vermehren. Und bei der fortgeſetzt und unüberſehbar wachſenden 
Menge von reichsgerichtlichen Präjudizien wäre es nicht ſchwer, 
in jedem Fall ein mißverſtandenes Präjudiz zu finden. Das 
Präjudiz braucht ja nicht ausdrücklich zitiert zu ſein. Ich habe 
ſchon früher darauf hingewieſen, daß das Geſamtergebnis der 
Novelle aus dieſem Grunde lediglich eine allſeits verdrießende 
ſinnloſe Mehrbelaſtung gegenüber dem jetzigen Zuſtand wäre. 

8). Nr. 27. Das iſt unter allen neun aufgehobenen kon⸗ 
formen Entſcheidungen die einzige, die ſoziologiſch falſch iſt. 
Das Kammergericht macht mit dem Landgericht den Ehebrecher 
für den Schaden verantwortlich, der dem wegen des Ehebruchs 
ſeiner Frau geſchiedenen Ehemann dadurch erwachſen iſt, daß 
die Frau das Hausweſen nicht mehr leitet und die Kinder nicht 
mehr beaufſichtigt und er zu deren Unterbringung außerhalb 
des Hauſes gezwungen iſt. Die pandektologiſchen Gründe des 
RG. gipfeln in dem weiſen Rat an den Ehemann, wenn er 
keinen Schaden leiden wolle, müſſe er von der Eheſcheidung 
abſehen. Ein ſolcher. Schadenserſatz, meint das RG., wäre 
ſeiner Bedeutung nach einer vom BGB. nicht aufgenommenen 
Eheſcheidungsſtrafe gleich. Dabei überſieht dieſe Motivenwiſſen⸗ 
ſchaft, daß hier gar nicht der andere Ehegatte, ſondern ein 
Dritter Schaden erſetzen ſoll. Die engherzige Pedanterie der 
Auffaſſung erinnert an die Gründe, mit denen das deutſche RG. 
entgegen dem Pariſer Kaſſationshof allgemein bei Delikten den 
ideellen Schaden nach franzöſiſchem Recht verſagte. Auch dort wurde 
geſagt, es liefe das auf eine Privatſtrafe hinaus! (RG. 7, 295.) 
Und ſo ſchließt auch dieſes Urteil mit dem Satz: „Wenn, wie 
der Vertreter der Reviſionskl. anführt, die franzöſiſche Praxis 
auf einem anderen Standpunkt ſteht und eine Schadenserſatz⸗ 
klage aus Art. 1382 code civil gegen den Ehebrecher zuläßt, 
ſo iſt dies für die nach deutſchem Recht zu treffende Entſcheidung 
nicht von Erheblichkeit.“ Die armen, unkonſtruktioniſtiſchen und 
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einer richterlichen Willkürherrſchaft unterjochten Franzoſen mit 
ihren Urteilen ohne jedes Zitat und ohne jedes juriſtiſche Kauder⸗ 
welſch, wie können fie uns um unſere hiſtoriſch⸗dialektiſche ge⸗ 
lehrte Juſtiz beneiden! 

9). Nr. 32. Die beiden Stuttgarter Kollegialgerichte 
ſpintiſieren folgendermaßen: Das Warenzeichen „Maizena“ iſt 
für präpariertes Maismehl eingetragen. Trotzdem darf ſpäter 
von einem anderen Fabrikanten das Warenzeichen „Malzena“ 
für Backhilfsmittel eingetragen werden, weil Maizenamehl ein 
Backrohmaterial, Malzenamehl aber ein Backpulver ſei, das in 
geringen Mengen dem Mehl zugeſetzt werde. Es wird alſo das 
Wort „Gleichartigkeit“ der Waren im Sinne des Warenzeichen⸗ 
geſetzes in einen unpraktiſchen engen Sinn pandektologiſiert und 
dazu noch die Verwechſelungsgefahr der Zeichen mit der — gar 
nicht erforderlichen — der Waren verwechſelt. 

Das Ergebnis iſt alſo, daß in acht von dieſen neun Fällen 
ein unerhörtes Unrecht rechtskräftig geworden wäre und daß 
auch in dem einzigen Fall, den ich für engherzig und falſch 
entſchieden halte, in einer grundwichtigen Frage das RG. aus⸗ 
geſchaltet geweſen wäre, obwohl nach feiner Überzeugung das 
Geſetz in einer für die ganze Nation wichtigen Sache verletzt iſt. 

Werfen wir noch einen Blick auf den übrigen Inhalt des 
Heftes, ſoweit er die jetzt kritiſche Frage berührt. Da fällt 
zunächſt auf, welche Menge Zeit nutzlos und ſchädlich durch die 
pedantiſche Art der Entſcheidungsgründe verloren wird. Schädlich 
iſt die Pedanterie und die ſcholaſtiſche Weitſchweifigkeit ſchon 
deshalb, weil die zweifellos insgeheim durch ganz einfache, 
praktiſche, ſchlichte Erwägungen gefundenen Urteile ſo dem recht⸗ 
ſuchenden Publikum, für das ſie beſtimmt ſind, gänzlich un⸗ 
genießbar und unverſtändlich werden und auch leicht, wie Fall 8 
zeigt, auf weltfremde Abwege führen. Im allgemeinen 
aber iſt der auch in dieſem Heft angebahnte große Fort⸗ 
ſchritt in der Richtung von der verkehrten Begriffsjuſtiz zur 
volkstümlichen ſoziologiſchen Rechtſprechung mit Freuden zu ver⸗ 
zeichnen. So iſt jetzt nur einmal (S. 90/91) ein Haufen von 
etwa anderthalb Dutzend Zitaten aus den bibliothekariſchen 
Studien des Verfaſſers in die Gründe zuſammengeſchaufelt. 
Ein anderer Verfaſſer (S. 43) hat einen ebenſo großen Schutt⸗ 
haufen in eine Fußnote abgelagert, was zwar niemand wehe 
tut, aber gleichfalls gänzlich überflüſſig iſt. Im übrigen wimmelt 
es aber auch in dieſem neueſten Hefte noch allenthalben von 
Materialien, z. B. S. 19, 24, 25, 29, 58, 67, 108 uſw. und 
von Literaturzitaten, z. B. S. 7, 9, 31, 32, 35/37, 40, 43/45, 
66, 88, 90/91, 106, 120 f., 140 uſw. Auf S. 23 erſcheinen 
gerade etwa ein Dutzend Paragraphenzeichen und ⸗zahlen; fo 
etwas kann man in allen Bänden von Sirey nicht ſehen. Die 
ganzen 4½ Seiten dieſer Entſcheidung (S. 22 Nr. 5) ſind 
völlig überflüſſig, ſamt der Ausführung, was „ein Antrag des 
Abgeordneten Bähr beabſichtigte“. Da für die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht „jeder Grund“ fehlt (S. 29) und „ſie gar nicht 
abzuſehen“ iſt (S. 26), ſo konnte alles mit einem einzigen kurzen 
Satz geſagt werden. Auch mit Privatmeinungen von Schrift⸗ 
ſtellern wird wieder mehrfach herumgehadert, wie mit Emmighaus 
auf S. 20, mit Staub auf S. 121; auf S. 106 wird von 
Staub ſogar in einem Urteil des höchſten Gerichtshofs ver⸗ 
kündet, er habe ſich „nun auch angeſchloſſen!“ 

Zweimal wechſelt der erſte Senat des RG. ſeine Meinung. 


39. Jahrgang. 
Erſtens auf S. 48: „An dieſer Auslegung (nämlich: JW. 
1904, 385) des $ 817 kann jedoch, ſoweit der Verſtoß gegen 
ein geſetzliches Verbot in Betracht kommt, nicht feſtgehalten 
werden.“ Jetzt, wo der Richter ein anderes — richtigeres — 
Gerechtigkeitsgefühl hat, fährt er in der bekannten Weiſe ſo 
fort: „Zwar findet ſich in den Motiven zu §S 747 Entw. I 
BGB. uſw.“ Wir kennen dieſe Zwarſätze, durch die die ganze 
Motivenbüffelei als Farce gekennzeichnet iſt. Zweitens auf 
S. 57: „Die hier (nämlich RG. 48, 9) vertretene Auslegung 
des § 4 (des Bankdepotgeſetzes) kann aber nicht feſtgehalten 
werden.“ Hier heißt es auf einmal: „Dieſe aus dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes ſich ergebende Auslegung des § 4 wird durch 
die Begründung des Entwurfs beſtätigt.“ Die beiden früheren 
— aufgegebenen — Urteile waren hier wie immer logiſch und 
philologiſch genau ſo korrekt begründet wie die neueren. Der 
beſſeren Erkenntnis iſt eben das Gegenteil klar. Falſche Kon⸗ 
ſtruktionen nennt man die, die man aufgibt, weil ihr Ergebnis 
dem jetzigen Gerechtigkeitsgefühl und dem jetzt erkannten Verkehrs⸗ 
bedürfnis widerſpricht. Folglich müſſen wir über die Gerechtigkeit 
und die Verkehrsbedürfniſſe und nicht über die Konſtruktionen 
ſtreiten. Alles dispoſitive Recht vor allem iſt ſo anzuſehen, wie 
wenn es nur in letzter Linie — „im Zweifel“ — aufgeſtellte 
Direktiven und Notbehelfe wären. Die echte juriſtiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt bewegt ſich weſentlich außerhalb ihrer und 
iſt — außer der Kunſt, die Wahrheit zu erforſchen — die der 
Erforſchung und gerechten Geſtaltung der Verkehrsbedürfniſſe, 
alſo etwas ſchöpferiſches. Ahnlich tritt unter der modernen 
juriſtiſchen Weltanſchauung die Bedeutung der Präjudizien 
zurück, weil ſie zu einem ſehr großen Teil zu generell ſind. 
Wie aber ſollen unter der Herrſchaft der Novelle falſche oder 
zu allgemein ſich erweiſende Präjudizien entthront werden, wenn 
die nach Präjudizien ſchnappenden Unterinſtanzen ſich nach ihnen 
richten? Sie haben dann ja die Präjudizien als ſolche richtig 
angewendet! Es iſt eine äußerſte Seltenheit, daß man ein 
Oberlandesgericht von einem falſchen Präjudiz des RG. ab⸗ 
bringt, zumal wenn das Oberlandesgericht einmal damit die 
ſchlechte Erfahrung gemacht hat, daß das RG., was auch vor⸗ 
kommt, beſten Glaubens ſich auf das Präjudiz verſteift. Ich 
brauche nur an die bekannten ungeheuerlichen Entſcheidungen zu 
erinnern, wonach die bloße Verpflichtung, den Stammanteil einer 
G. m. b. H. zu kaufen, beharrlich falſch unter die Formvorſchrift für 
die Verpflichtung zur Veräußerung geſtellt iſt. (Vgl. JW. 09, 
431.) Die Regel würde auch künftig fein, daß die Untergerichte 
auch die falſcheſten Präjudizien wie ſeither ohne eingehende Nach⸗ 
prüfung anwenden. Das RG. müßte dann Reviſionen gegen 
Urteile verwerfen, die darauf beruhen, daß ſie durch ein vom 
RG. jetzt ſelbſt als falſch erkanntes, aber als ſolches richtig 
angewendetes Präjudiz das Geſetz verletzen. Das Unrecht müßte 
alſo immer neues Unrecht zeugen! 

Noch unerträglicher, als es nach allem Seitherigen ſchon 
erſcheint, würde aber das Konformitätsprinzip ſich erweiſen während 
der Übergangszeit bis zu dem unzweifelhaften, aber zunächſt nur in 


der höchſten Inſtanz anbrechenden Sieg der auf dem Marſch 


begriffenen ſoziologiſchen über die herrſchende hiſtoriſch⸗dialektiſch⸗ 
konſtruktioniſtiſche Schule. In allen 35 Entſcheidungen des neuen 
Hefts kommen ein einziges Mal die Worte Verkehrsauffaſſung 
und Verkehrsbedürfnis vor. S. 141 heißt es nämlich: 
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„Dem Berufungsgericht kann aber darin nicht beigetreten 
werden, daß nach der Verkehrsauffaſfung in der 
übernahme einer Garantie für den Eingang der ab⸗ 
1 Forderung im Zweifel eine Bürgſchaft zu er⸗ 
licken ſei. Für eine Spaltung des Vertrags in einen 
Kauf und in ein Geſchäft beſonderer Art — Bürgſchaft — 
beſteht weder ein Verkehrsbedürfnis noch entſpricht 
ſie der Natur des Vertragsverhältniſſes, das vielmehr 
eine einheitliche Beurteilung im Sinn einer Erweiterung 
der A e Haftpflicht im Rahmen eines Kaufgeſchäfts 
jedenfalls für die Regel und abgeſehen von e 
Umſtänden des Falls natürlicher erſcheinen läßt.“ 

Je mehr die Juriſten bei ihren Streitfragen, ſtatt im Ver⸗ 
borgenen (kryptoſoziologiſch) oder bloß in letzter Linie („abminis 
kulierend“), in erſter Linie und offen — wie hier — darüber 
ſtreiten, was und warum eine Auffaſſung mehr als eine andere 
dem Verkehrsbedürfnis und der Verkehrsauffaſſung entſpricht, 
mit anderen Worten: je mehr ſie nach den offen dargelegten 
praktiſchen Ergebniſſen urteilen, und je mehr ſie deshalb die 
bloß kaſchierenden Scheingründe der dialektiſchen Konſtruktionen, 
der Begriffs⸗ und Motivenjurisprudenz, zurückdämmen, deſto 
mehr wird das hervortreten, was in dieſem Heft auf der letzten 
Seite (S. 160) ſo ausgedrückt iſt: 

„Allein das Leben iſt ſo reich und vielgeſtaltig, 
daß nicht mit Beſtimmtheit behauptet werden kann, es 
ſei unmöglich, daß der Fiskus nicht auch einmal im 
Falle eines erſt anzuſtrengenden Prozeſſes ein Intereſſe 
daran nachweiſen kann, ſeinerſeits die Initiative zur 
Eröffnung des Rechtsſtreits durch Anſtellung einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage zu ergreifen“ (nämlich dahin, daß ihm 
ein beſtimmter Stempelanſpruch gegen den Bekl. zuſtehe). 

Es wird ſich immer mehr zeigen, daß die Einſpannung 
dieſes reichen und vielgeſtaltigen Lebens in ein grundſätzlich als 
lückenlos gedachtes Normenſyſtem ein ſcholaſtiſcher Irrwahn 
war. Das ganze Weistumsrecht (ſog. nachgiebige Recht) und 
die ganze Überſchätzung formaler ſog. Rechtseinheit durch 
Präjudizien wird in den Hintergrund treten. Auch die Prö⸗ 
judizien werden immer mehr als zu generell erkannt werden. 
Allgemeine Regeln und Beſeitigung von Streitfragen werden 
nicht entbehrlich werden. Aber ſie werden in die zweite Linie 
rücken gegenüber einer ſchöpferiſchen Rechtskunſt, die ſich vor⸗ 
wiegend den ſog. konkreten Umſtänden des Einzelfalles zuwendet 
und aus ihnen heraus das beſondere Recht dieſes Einzelfalles 
holt. Man wird ſehen, daß jeder ernſtliche Rechtsſtreit ſeine 
allgemeine, aber auch feine Sondernatur hat wie jedes andere 
Naturgebilde, wie jede menſchliche Perſönlichkeit, jedes Gemüt, 
jeder Baum und jedes Lied. Es wird ferner immer mehr 
offenbar werden, daß die jetzt nur im ſtillen — als ſog. 
eigentliche Entſcheidungsgründe — den Ausſchlag gebende 
Gerechtigkeitsſtimme in Wahrheit kein wiſſenſchaftliches, 
methodiſches, ſondern ein ſachunkundiges, meiſt auf falſchen 
Generaliſierungen zufälliger individueller und beruflicher Er⸗ 
lebniſſe beruhendes und daher bei unſerer jetzigen altphilo⸗ 
logiſchen und pandektologiſchen Ausbildung ſehr oft weltfremdes 
Laienurteil iſt. Dieſes kann nur mit der Wahrſcheinlichkeit 
des Lotterieſpiels das richtige treffen, die hier mathematiſch 
durchſchnittlich gleich 50 Prozent iſt. Es iſt mit dem Rechts⸗ 
gefühl jetzt ganz ähnlich beſtellt wie mit der — mangels 
einer wiſſenſchaftlichen Zivilrechtspſychologie — ganz ver: 
nachläſſigten Wahrheitserforſchungskunſt (Kunſt der Beweis⸗ 
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aufnahme und Beweiswürdigung), mit der fih das RG. leider 
bis jetzt grundſätzlich nicht zu befaſſen hat. 

Die Konſtruktionen und die juriſtiſche Dogmatik verhüllen 
nur als Scheingründe das insgeheim waltende Rechtsgefühl des 
Richters. So herrſcht jetzt wie auf dem Gebiet der Wahrheits⸗ 
erforſchung auch auf dem Rechtsgebiet i. e. S. in Wirklichkeit 
eine geheime Gefühlsjuſtiz, auf beiden Gebieten alſo eine un⸗ 
methodiſche, unwiſſenſchaftliche, ſich nicht offen verantwortende, 
probabiliſtiſche Freirechtlerei. Das Rechtsgefühl wird durch die 
juriſtiſche Soziologie nicht ausgeſpannt werden, ſo wenig wie das 
Wahrheitsgefühl durch die juriſtiſche Pſychologie. Im Gegenteil, 
die es verdeckenden falſchen Masken einer parologiſtiſchen Dialektik 
werden abgeworfen und das Rechtsgefühl — genau wie das Wahr⸗ 
heitsgefühl durch pſychologiſche Erforſchung — aus dem Dunkel der 
konſtruktioniſtiſchen Schlupfwinkel iu das helle Sonnenlicht der 
Wiſſenſchaft — einer echten Rechtswiſſenſchaft — geſtellt werden, 
auf daß es offen und mit Sachkunde kämpfe. Die ſeitherige 
Theorien⸗, Kommentatoren⸗ und Präjudizienherrlichkeit wird dann 
in den Staub ſinken, genau wie die hypokratiſch⸗galeniſche Medizin 
vor der naturwiſſenſchaftlichen hingeſunken iſt. 

In dieſen gewaltigen wiſſenſchaftlichen Prozeß auf dem 
Rechtsgebiet i. e. S. ſtellt ſich die geplante Novelle wie ein 
Wehr hinein; denn ſie würde und müßte, wie gezeigt, die 
Präjudizien⸗ und Maſchinenjuſtiz ungemein ſteigern. Für die 
Dauer würde ſie freilich die mit elementarer Macht fort⸗ 
ſchreitende und jetzt ſchon überall ſich ankündigende ſoziologiſche 
Rechsbehandlung ſo wenig ſtillſtellen wie ein Holzwehr den 
Rheinſtrom. Aber viel Jammer und Elend würde die Novelle 
bringen und viel Menſchenglück zerſtören. Und als ein gewaltiges 
Wahrzeichen geſetzgeberiſcher Unvernunft im beginnenden 20. Jahr⸗ 
hundert wird der Verſuch dieſer Novelle — und ein Verſuch 
wird es hoffentlich bleiben — rechtshiſtoriſch unvergänglich ſein. 


Nachtrag. 


Erſt nach Abſchluß dieſes Aufſatzes wird der Geſetzentwur 
mit Begründung veröffentlicht. Er enthält neben dem als 5 549 
Abſ. 3 ZPO. neu vorgeſchlagenen Difformitätsprinzip — und 
abgeſehen von den für das Mündlichkeitsprinzip deſtruktiven 
88 554 b und 5540 — als 8 549 Abſ. 2 noch ein weiteres 
„großes Mittel“. Die Reviſion ſoll nicht mehr geſtützt werden 
dürfen auf die Nichtausübung des Fragerechts, auf unvoll⸗ 
ſtändige und unbegründete Beweiswürdigung — wozu nach der 
„Begründung“ auch die Nichtberückſichtigung einer Beweis⸗ 
antretung bei „feſtgeſtellten“ Tatſachen gehören ſoll — und auf 
Verkennung der Grundſätze über den richterlichen Eid. Auch 
dieſe Rechtsverſtümmelung iſt ſo ſchlimm, daß man in Ver⸗ 
legenheit käme, welchem von beiden neuen Abſätzen des 8 549 
man die Palme unerhörter Gerechtigkeits⸗Perverſion zuerkennen 
müßte. Es ſei mir geſtattet, darüber einige Bemerkungen an⸗ 
zufügen. In der Begründung iſt hervorgehoben, daß die 
difformen Entſcheidungen bei 35,75 Prozent, die konformen 
dagegen „nur“ () bei 25,83 Prozent aufgehoben wurden. Es ſoll 
alſo wenig ſein, daß mehr als jede vierte konforme Entſcheidung 
falſch iſt, oder, wenn man bei rückverwieſenen Sachen das 
ſchließliche Ergebnis nimmt (18,34 Prozent) jede fünfte bis 
ſechſte konforme Sache! Das iſt in Wahrheit eine ganz enorme 
Menge ſchweres Unrecht, das da ausgerottet werden mußte. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 7. 1910. 


Dabei gehören zu den beſten Erkenntniſſen des RG. gerade die, 
die ſich gegen die übereinſtimmende Kommentar⸗ und Spruch⸗ 
ſammlungsweisheit der Untergerichte richten. Wer dieſe Vor⸗ 
ſchläge und ihre Begründung unbefangen lieſt, dem muß ſich 
die Frage aufdrängen, woher die Mitglieder des Reichs⸗ 
juſtizamts ſich rekrutieren. Haben dieſe — von Haus aus 
gewiß tüchtigen und das Beſte wollenden — Ideologen im 
Rechtskampf ſelbſt — nicht vom reflektierenden Richtertiſch aus — 
mitgekämpft und mitgelitten? Auch hier iſt ein Punkt, in dem 
die Nation gründlich aufgeklärt werden muß, auf daß hier 
Wandel geſchaffen werde. Auch in dieſer oberſten Reichs⸗ 
juſtizbehörde zeigen ſich die ſchlimmen Folgen der weltfremden 
formalen Begriffsjurisprudenz. Infolge einer verkehrten ſcho⸗ 
laſtiſchen Wiſſenſchaft und Ausbildung wird auch da, wie in 
der Juſtiz ſelbſt, beinahe durchweg nach einer falſchen Methode 
„konſtruiert“. In der richterlichen Praxis lernt der nichts, 
deſſen Blick nicht zum beobachten methodiſch geſchärft iſt. Es 
iſt das gerade ſo, wie ein Menſch ſein Leben lang durch Wald 
und Flur ſtreifen kann, ohne die herrlichſten Naturwunder 
wahrzunehmen, wenn ſeine Augen dafür nicht geöffnet ſind. 
Oder wie mit ſeltenen Ausnahmen unſeren Richtern jedwede 
Kunſt der Zeugenvernehmung auch dann fehlt, wenn ſie ein 
Menſchenalter lang Zeugen vernommen haben. Hätte man 
einmal ihr Auge geſchärft durch methodiſche Übung in wahrer 
Jurisprudenz, deren eine Hälfte die Pſychologie der Ausſage iſt, 
ſie würden auf einmal ſehend. Und ganz ähnlich iſt es auf 
der anderen Hälfte der Jurisprudenz, bei der Rechtsfindung i. e. S. 
Es wird Begriffsjuſtiz getrieben und konſtruiert in einem Maß, 
das den Juriſten ſelbſt nicht zum Bewußtſein kommt. Ich 
habe in meinen Schriften bewieſen, daß dies auch in unſerem 
höchſten Gericht nicht etwa bloß ausnahmsweiſe, ſondern fo gut 
wie ausnahmslos geſchieht, auch wo der Würfel im Ergebnis 
gut ausrollt. Ich habe nicht aus den 40⸗ bis 45 000 Urteilen, 
die das RG. ſeit ſeinem Beſtehen oder den etwa 20 000, die 
es ſeit dem Inkrafttreten des BGB. gefällt hat, einige aus⸗ 
geleſen, ſondern ich habe aus den wenigen in dem jeweils 
gerade erſchienenen neueſten Heft enthaltenen Erkenntniſſen 
je zu einem Dutzend die auf der herrſchenden falſchen 
philologiſchen Methode ruhenden Konſtruktionsurteile heraus⸗ 
gegriffen. Auch die ganze juriſtiſche Literatur zum BGB. 
iſt faſt durchweg die nämliche Art Scholaſtik wie die gelehrten 
Entſcheidungen. Aber das beruhigende Bewußtſein hatten wir 
doch ſeither, daß mindeſtens die allergröbſten unbegreiflichſten 
Rechtsirrtümer oder unbewußten Vergewaltigungen des Rechts, 
wenn ſie unten begangen werden, in der Mehrzahl, wenn auch 
bei weitem nicht immer, beim RG. aufgefangen wurden. Der bei 
geſcheiten Köpfen auch durch die geſchraubteſte Begriffsjuſtiz nicht 
ganz umzubringende geſunde Menſchenverſtand lugte nicht ſelten 
unter dem Inkognito der abenteuerlichſten konſtruktiven Begriffs⸗ 
rechnerei hervor. Wo die Sache zu ſtark war und ſich nicht anders 
helfen ließ, nahm das RG. oft zur Aufhebung wegen Nicht⸗ 
ausübung des Fragerechts ſeine Zuflucht. Man hatte da das 
Gefühl, wie wenn ein verrenktes Glied mit einem hörbaren 
Knack wieder eingerichtet würde. Gerade dieſe Fälle gehörten 
gegenüber den überwiegenden ſcholaſtiſchen Spitzfindigkeiten zu den 
verhältnismäßig wenigen Lichtblicken in der ganzen reichsgericht⸗ 
lichen Judikatur — bis zu den heller werdenden letzten Heften. 


39. Jahrgang. 


Und jetzt wagt man da eine förmliche Verknöcherung der Recht⸗ 
ſprechung in die Wege zu leiten! Wir brauchen aber Männer, die 


lieber ihren letzten Blutstropfen aufopfern, als daß ſie ſich in | 


der Aufhebung von Unrecht durch Formeln beſchränken laſſen. Wie 
hoch ſteht doch über ſolcher Selbſtverſtümmelung jene Frau, 
die am 7. Januar d. J. in Berlin in der Gerichtsſitzung gegen 
die Ferrer⸗Demonſtranten auf die Frage des Staatsanwalts, 
wie ſie dazu gekommen ſei, ſich in das Gedränge einzumiſchen 
und ſich als Zeugin anzubieten, die antik⸗heroiſche Antwort 
gab: Für Ehre und Gerechtigkeit würde ich ſelbſt mein Leben 
einſetzen! Welche „Ideologin“! Wir „Humaniſten“ dagegen 
ochſen nur die Heldentaten der Griechen und Römer und werden 
darüber „abgehört“. Das echte Heldentum ſelbſt aber findet 
man beinahe nur noch in den unteren Klaſſen. 

Der Geſetzentwurf, der ſehr bald die Verbitterung gegen 
unſere Juſtizſcholaſtik zum Überlaufen bringen müßte, iſt nicht 
bloß einer weltfremden abſtrakten Denkweiſe entſprungen, ſondern 
zugleich der auf ihrem Beet gedeihenden Herzenshärte. Jede 
Orthodorie, auch die juriſtiſche, führt zur Liebloſigkeit. Ernſt 
Backmeiſter hat vor kurzem ſeinen geharniſchten Warnruf gegen 
die „Vermondung“ unſerer Kultur erhoben. Wahrlich, ein 
beredteres Zeugnis für den durch eine falſche Ideologie 
maskierten Erkältungszuſtand unſerer Geiſteskultur kann es 
nicht geben als dieſen Geſetzentwurf, ſeine Befürwortung durch 
das RG. und feine Begründung durch das Reichsjuſtizamt. 


Leitſätze zum nenen Amtsgerichtsprozeß. 
Von Amtsrichter Frohmuth, Neiſſe. 


1. Die Klage enthält keine Ladung des Beklagten. Die 
Ladung erfolgt durch den Gerichtsſchreiber. 
§ 253 ZPO. ſteht unter „Verfahren vor den Landgerichten“, 
gilt alſo nach $ 495 nicht, da § 497 Satz 1 und 3 das Gegen⸗ 
teil beſtimmen. Natürlich iſt ein Ladungszuſatz unſchädlich. 
2. Termine ſind von Amts wegen anzuſetzen, bis das 
Verfahren geſetzlich ruht oder der Rechtsſtreit entſchieden oder 
ſonſtwie erledigt iſt. 
Dies folgt aus der Terminsanſetzung von Amts wegen. 88 497 
Satz 2, 503, 228. Die allein erſcheinende Partei braucht 
alfo einen Vertagungsantrag nicht zu ſtellen, auch im Fall 
des 8 335 Abſ. I (Zurückweiſung des Antrages auf Ver⸗ 
ſäumnisurteil) nicht. Ein geſtellter Vertagungsantrag braucht 
nicht protokolliert zu werden. Aus der Nichtaufnahme eines 
Antrages auf Verſäumnisurteil folgt die Nichtſtellung des⸗ 
ſelben. — 8 333 iſt Sondervorſchrift für das Verſäumnis⸗ 
verfahren und gilt nicht für 8 251 Abſ. II. 
3. Die Parteien können die Aufhebung von Terminen, 
wie bisher, vereinbaren, insbeſondere auch im Termine ſelber. 
§ 227 wird durch $ 497 Satz 2 nicht berührt, da er nicht 
unter „Verfahren vor den Landgerichten“ ſteht. 8 495. Außer: 
dem ſtehen ſich § 227 und § 497 Satz 2 gar nicht entgegen. 
Der Richter ſetzt Termine an, die Parteien heben ſie auf, indem 
ſie „Vertagung“ vereinbaren, d. h. Aufhebung des angeſetzten 
Termines mit dem Antrage auf Anberaumung eines anderen. 
4. Nur durch beiderſeitiges Nichterſcheinen oder die aus⸗ 
drückliche Vereinbarung, der Prozeß ſolle ruhen, wird Termins⸗ 
anſetzung verhindert. Erſcheinen beide Parteien ohne zu ver⸗ 
handeln, ſo iſt anderweiter Termin anzuſetzen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Nur im erſteren Falle ruht nach 88 251, 503 das Ver fahren 
im geſetzlichen Sinne. $ 333 iſt Sondervorſchrift für das 
Verſäumnisurteil, gilt nicht als Erſatz des § 251 Abſ. II. — 
Es genügt alſo, wenn Parteien erklären: „Wir verhandeln 
heute nicht“, um Vertagung zu erzwingen. 

5. Wird bei Anweſenheit nur einer Partei ein neuer 
Termin verkündet, ſo iſt die nichterſchienene Partei vom Gerichts⸗ 
ſchreiber im allgemeinen nicht zu laden. 

Durch SS 497 Abſ. I Satz 3, 495 wird 8 218 als Be: 
ſtimmung des I. Buches nicht aufgehoben. § 218 iſt keine 
Beſtimmung des landgerichtlichen Verfahrens. Im Satz 3 
Abſ. I des § 497 find die Worte: „durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber“ zu unterſtreichen. Der Satz hat zur Vorausſetzung: 
„Soweit eine Ladung überhaupt zu erfolgen hat.“ Sonſt 
müßte er ja auch die erſchienene Partei laden. 

6. Abgeſehen von dem Falle des 8 141 und dem beim 
Amtsgericht wohl kaum vorkommenden Falle des § 337 hat 
der Gerichtsſchreiber die nichterſchienene Partei zu verkündeten 
Terminen nur zu laden, wenn im letzten Termine der Antrag 
auf Erlaß eines Verſäumnisurteils durch Beſchluß zurückgewieſen 
worden ift, oder wenn er gemäß $ 335 Abſ. I Nr. 1 bis 3 hätte 
zurückgewieſen werden müſſen, wenn er geſtellt worden wäre. 

Daß 8 335 Abſ. II keine weitergehende Bedeutung hat, 
iſt in RGG3. 41, 355 ff. ausgeführt. Dort ſteht zwar ſogar 
der Satz: „Der Abſ. II des § 385 (früher 300) kann nur 
auf diejenigen Fälle bezogen werden, in welchen. das 
Gericht den Antrag auf Erlaß eines Verſäumnisurteils zurück⸗ 
gewieſen hat und dann auf Antrag . .. vertagt wurde“, 
aber die folgende Begründung des Abſ. II und die Bemerkung 
kurz vor dem Schluß ergeben, daß — übereinſtimmend mit 
dem Wortlaut des Geſetzes — Ladung erforderlich iſt, wenn 
beim Vorliegen eines Falles des Abſ. I vertagt wird, ohne 
daß erſt ein Verſäumnisurteilsantrag geſtellt wird. 

Um den Gerichtsſchreiber darauf aufmerkſam zu machen, 
daß ein Fall vorliegt, in welchem er ausnahmsweiſe zu einem 
verkündeten Termin zu laden hat, empfiehlt es ſich bei nicht 
rechtzeitiger Ladung uſw., den Antrag auf Verſäumnisurteil 
zu ſtellen und ihn (gebührenfrei!) zurückweiſen zu laſſen, oder 
im Protokoll bemerkbar zu machen, daß ein Fall des § 335 
vorliegt, oder daß die nichterſchienene Partei zu laden iſt, 
z. B.: Neuer Verhandlungstermin, zu welchem Beklagter zu 
laden iſt, den 15. 4. 10 uſw. 

7. Auch bei Zurückweiſung des Antrages auf Verſäumnis⸗ 
urteil iſt von Amts wegen — ohne beſonderen Antrag — neuer 
Termin anzuſetzen, es ſei denn, daß die erſchienene Partei ſich 
inzwiſchen entfernt hätte. 

8 835 iſt durch 88 495, 497 Abſ. I Satz 2 abgeändert. Vgl. Nr. 4: 
Terminsanſetzung von Amtswegen bis zum „Ruhen“ im geſetzlichen 
Sinne oder bis zur Erledigung des Prozeſſesdurch Urteil uſw. 

8. Reicht ein Rechtsanwalt eine Klage ohne Beifügung 
ſeiner Prozeßvollmacht ein, ſo hat der Gerichtsſchreiber die 
Ladung zum Termine dem Kläger perſönlich zuzuſtellen, es ſei 
denn, daß der Rechtsanwalt beſonders beantragt hat, ihn ohne 
Vollmacht einſtweilen zur Prozeßführung zuzulaſſen, und das 
Gericht dieſem Antrage durch Beſchluß ſtattgegeben hat. 

Die Ladung iſt zuzuſtellen. Zuſtellungen müſſen an den für 
die Inſtanz beſtellten Proze ßbevollmächtigten erfolgen (8 176). 
Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung durch eine 
ſchriftliche Vollmacht nachzuweiſen und dieſe zu den Gerichts⸗ 
akten abzugeben ($ 80). Beim amtsgerichtlichen Verfahren 
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hat das Gericht den Mangel der Vollmacht von Amts wegen 
zu berückſichtigen (8 88 II). Alſo kann die Ladung nicht dem 
nichtlegitimierten Prozeß bevollmächtigten zugeſtellt werden. 
Die einſtweilige Zulaſſung ermächtigt zur wirkſamen Vor⸗ 
nahme aller Prozeßhandlungen gegenüber dem Gegner, wie 
gegenüber dem Gericht (Gaupp⸗Stein 8 89 II). Begründung 
des Antrages nötig! — Es iſt Sache des Anwalts, in 
ſolchen Fällen den Mandanten aufzufordern, ihm die Ladung 
ſofort zuzuſenden, oder ſich nach dem Termin zu erkundigen, 
falls der Richter nicht etwa eine einfache Benachrichtigung 
verfügt. Zur Zurückweiſung einer Klage ohne Prozeßvoll⸗ 
macht und ohne Zulaſſungsantrag liegt meines Erachtens 
kein Zwang vor. 


9. Mündliche Ladung ($ 497 ID eines Prozeßvollmacht 
nicht überreichenden Rechtsanwalts, eines Bureauvorſtehers oder 
gar eines Boten iſt unzuläſſig. 

Die „Partei“ iſt nur fie ſelber oder ihr Prozeßbevollmäch⸗ 
tigter, bei dem Mangel der Proze ßvollmacht von Amts wegen 
zu berückſichtigen. 

10. Auch der zugeordnete Armenanwalt iſt vor Einreichung 
der Prozeßvollmacht nicht zu laden. 

Die Zuordnung erſetzt die Prozeßvollmacht nicht, ermächtigt 
die Partei nur, den zugeordneten Anwalt mit gewiſſen Vor⸗ 
rechten zum Prozeßbevollmächtigten zu beſtellen. Gerade hier 
aber empfiehlt ſich einfache Benachrichtigung des Anwalts 
vom Termin. 


11. Der auswärtige Prozeß bevollmächtigte, nicht etwa der 
Terminsſubſtitut am Orte des Prozeßgerichtes iſt zu laden, wenn 
im Laufe des Prozeſſes Ladungen erfolgen. 

Als Prozeßbevollmächtigter gilt nicht der ſogenannte Termins⸗ 
bevollmächtigte (Gaupp⸗Stein 8 176 Anm. I 2). Einen Zu: 
ſtellungs bevollmächtigten gemäß § 174 kann die Partei 
nur nach auf Antrag des Gegners ergangener Anordnung des 
Gerichtes beſtellen, nicht freiwillig (vgl. Gaupp⸗Stein § 174 
Anm I, wonach die Anordnung des Gerichtes nur zu ergehen 
hat, wenn nach dem freien Ermeſſen des Gerichtes ein be⸗ 
ſonderes Bedürfnis dazu vorliegt). 

12. Beim Antrage auf Abkürzung der Einlaſſungsfriſt iſt 
auch gleiche Abkürzung der Ladungsfriſt zu beantragen. | 

Auch auf Einhaltung der Ladungsfriſt gegenüber dem Kläger 
iſt bei der Termindanfegung im allgemeinen Rückſicht zu 
nehmen. Da Kläger jetzt auch „geladen“ wird, gewinnt 
§ 335 Abſ. I Nr. 2 jetzt auch Bedeutung gegenüber dem 
Kläger, gegen den Verſäumnisurteil bei Nichteinhaltung der 
Ladungsfriſt nicht ergehen kann. Bei Wechſelſachen mit 
24 ſtündiger Einlaffungsfriſt wird man bei der Termins⸗ 
anſetzung auf Einhaltung der Ladungsfriſt gegenüber dem 
Kläger nicht zu ſehen brauchen, wenn dieſem nur die Ladung 
ſo zugeht, daß er erſcheinen kann, ſonſt ſteht es mit der Be⸗ 
ſchleunigung dieſer Sachen, bei denen erfahrungsmäßig Ver⸗ 
ſäumnisurteile gegen Kläger wohl nie vorkommen, ſchlecht. 
Vorſichtigerweiſe beantragt man bei Wechſelſachen Abkürzung 
der Ladungsfriſt, wenn man einen recht nahen Termin er⸗ 
zielen will. 


13. Kommt die Klage und Ladung des Beklagten als un⸗ 
beſtellbar zurück, ſo iſt dies mit Abſchrift des Poſtboten⸗ bzw. 
Gerichtsdienervermerkes dem Kläger ſofort mitzuteilen und ferner 
der Termin aufzuheben, es ſei denn, daß der Beklagte inner⸗ 
halb des Gerichtsbezirks verzogen ſein ſoll und dieſe Angabe 
nicht unglaubwürdig erſcheint. 
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Aus dem Amtsbetriebe folgt, daß das Gericht die Intereſſen 
der Parteien wahrzunehmen hat, alſo nicht etwa mit Seelen⸗ 
ruhe den Termin abwarten darf. Der Kläger muß beim 
Wegzuge des Beklagten nach außerhalb Gelegenheit haben, die 
Zuſtändigkeit zu begründen. 


14. Die Beglaubigung der dem Beklagten zuzuſtellenden 
Abſchrift der Klage, des Einſpruchs und der ſonſtigen Er⸗ 
klärungen des Klägers erſolgt rechtsgültig nur durch den Ge⸗ 
richtsſchreiber. Beglaubigung nur durch den Rechtsanwalt 
des Klägers macht die Klagezuſtellung ungültig. 

8 210, der nicht unter „Verfahren vor den Landgerichten“ 
ſteht, iſt durch 8 495 in keiner Weiſe geändert. Aus der 
Sondervorſchrift des § 317 Abſ. IV kann eine Anderung 
der SS 210, 495 ff. nicht gefolgert werden. § 317 Abſ. IV 
bezieht ſich auf die Herſtellung einer Urteilsausfertigung 
und hat mit den Zuſtellungsbeſtimmungen nichts zu tun. 
Das Geſetz hat keine Lücke, die auszufüllen wäre. Eine 
„Lücke“ läßt ſich auch nicht in der Weiſe konſtruieren, daß 
die Bearbeiter des Entwurfes und die 22 praktiſchen Juriſten 
der Kommiſſion nicht daran gedacht hätten, daß bei der Zu⸗ 
ſtellung von Amts wegen die Beglaubigung durch den 
Gerichtsſchreiber erfolgt, ſonſt hätten ſie zur Entlaſtung des 
Gerichtsſchreibers die Beglaubigung durch den Rechtsanwalt 
zugelaſſen. Ein ſolcher Vorwurf wäre durch nichts begründet. 
Eine ſolche Begründung zieht auch deshalb nicht, weil der 
ganze Amtsbetrieb die Gerichte mit Mehrarbeit belaſtet und 
trotzdem gewollt iſt. — Wenn 8 340 a von Einreichung einer 
beglaubigten Abſchrift der Einſpruchsſchrift ſpricht, ſo iſt dieſe 
Beſtimmung des „Verfahrens vor den Landgerichten“ eben 
durch 88 495, 496, 210 abgeändert. Das iſt ganz klar; 
denn ſonſt müßte auch die Privatpartei die Einſpruchsabſchrift 
beglaubigen. Ein vorſichtiger Rechtsanwalt wird in Amts⸗ 
gerichtsſachen grundſätzlich nichts beglaubigen, um den Gerichts⸗ 
ſchreiber nicht irrezuführen und ſeine Parteiintereſſen nicht 
zu gefährden. 


15. Der Urſchrift der Wechſelklage wird zweckmäßig nicht 
das Original des Wechſels, ſondern eine einfache Abſchrift des⸗ 
ſelben angefügt. Der Vorlegung des Wechſels bedarf es erſt 
im Verhandlungstermin. 

Die Urkunden müſſen nach $ 593 Abſ. II in Urſchrift oder 
— einfacher — Abſchrift beigefügt werden. Die Beglaubigung 
des Gerichtsſchreibers auf der dem Beklagten zuzuſtellenden 
Klageabſchrift bezieht ſich nur darauf, daß dieſe Abſchrift mit 
der Klageurſchrift — einſchließlich der dieſer angefügten 
Wechſelabſchrift — übereinſtimmt. Dazu iſt eine Vorlegung 
des Wechſeloriginals nicht nötig. Erweiſt ſich die der 
Urſchrift angeheftete Abſchrift im Termin zur mündlichen 
Verhandlung als falſch, ſo iſt ein Verſäumnisurteil nicht zu 
erlaſſen, da eine „Abſchrift“ des Wechſels nicht zugeſtellt 
iſt. Durch vorzeitige Einreichung des Wechſels begibt ſich 
die Partei der Möglichkeit, Zahlung in Empfang zu nehmen, 
und die Rückgabe des eingereichten Wechſels müßte beſonders 
beantragt werden. (Zeitverluſt!) 


16. Die vorbereitenden Anordnungen bzw. Beweisaufnahmen 
gemäß § 501 Nr. 1—5 bzw. 6 kann das Gericht auch in einem 
Verhandlungstermin treffen, in welchem nur eine Partei er⸗ 
ſchienen iſt. Der allein erſchienenen Partei ſteht es frei, dazu 
die Anregung zu geben. 

Wenn der Richter den neuen Verhandlungstermin verkündet 
hat, fo kann er ſofort Anordnungen gemäß 8 501 treffen, 
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da dieſer Paragraph keine Beſtimmung enthält, daß die An⸗ 
ordnungen nur außerhalb der Sitzungen ergehen dürfen. 


Beifpiel: 
Beſchloſſen und verkündet: 


I. Neuer Berhandlungstermin den 
II. Zu dieſem Termine ſind zu laden 
1. der Rentier Hermann Krauſe aus Neuſtadt als Zeuge 
mit folgendem Beweisthema (oder: über folgenden 
Streitpunkt): 
„Haben Parteien am 17. 3. 10 als Kaufpreis für 
das Schwein 42.4 oder 40.4 pro Zentner ver: 
einbart?“ 
2. der pp. 
Ladungen ohne Beweisthema ſind nicht zu empfehlen, da einem 
unporbereiteten Zeugen vielfach erſt alle Einzelheiten einer 
Degebenheit einfallen, wenn er längſt wieder zu Haus iſt, ſo 
daß der Zeuge der Falſcheidsgefahr ausgeſetzt wird, eventuell 
noch einmal vernommen werden muß, oder die Sache falſch 
entſchieden wird. 

Außerlich erſcheint die Anwendung des § 501 in der 
Sizung faſt als ein Verhandeln mit einer Partei. 
Die beteiligten Rechtsanwälte ſind über den zu erhebenden 
Beweis vielfach einig, doch iſt an mittleren und größeren 
Gerichten vielfach einer von beiden am Erſcheinen verhindert. 
Bährend gerade dieſer Umſtand bisher viel Vertagungen ohne 
jede Förderung der Sache zur Folge hatte, ermöglicht jetzt das 
Erſcheinen nur einer Partei dem zur Sitzung vorbereiteten 
Kichter die Förderung der Sache. Dies iſt meines Erachtens 
die weſentlichſte praktiſche Bedeutung des $ 501, denn nur 
ein nicht voll beſchäftigter Richter wird Zeit haben, auch 
jedesmal bei Eingang eines Schriftſatzes die Sache noch extra 
durch zuarbeiten, zumal er die Zuſtellung des Schriftſatzes nicht 
verzögern darf. 

Das Recht, ein Verfahren nach $ 501 anzuregen, ift der 
Partei nicht zu beſtreiten. Sie darf an jede von Amts wegen 
vorzunehmende Tätigkeit erinnern. Selbſtverſtändlich iſt der 
dichter an die Anregung nicht gebunden. Auch kann der 
Kichter die Anordnung nach der Sitzung treffen und beide 
Parteien formlos benachrichtigen laſſen. 

Auch Eidesleiſtung kann, wenn Parteien vorausſichtlich 
einig ſein werden, ſo vorbereitet werden: „Es wird das per⸗ 
ſönliche Erſcheinen des Klägers angeordnet, der vorausſichtlich 
folgenden Eid wird leiſten ſollen: uſw. (Eides formel). 


. Anordnungen gemäß $ 501 können auch in Terminen 
"olgen, in denen die Verhandlung infolge Vertagungs⸗ 
"enbarıng der Parteien vertagt werden muß. 
Oſter vereinbaren Parteien zur Beantwortung eines Schrift⸗ 
ſades Vertagung, der nach Anſicht des Richters für die Ent: 
ſcheidung weſentliche Tatſachen nicht mehr enthält. Wenn 
Parteien trotz Zuredens mangels Vorbereitung nicht ver⸗ 
handeln wollen, iſt Anwendung des Verfahrens aus $ 501 
am Plage. 
18. Können gemäß § 501 beſtellte Zeugen nicht ver⸗ 
men werden, weil eine Partei nicht erſcheint oder nicht 


3 95 trägt die Partei, welche die Verlegung eines 
Ternines durch ihr Verſchulden veranlaßt, die dadurch ver⸗ 
enlaßten Roften. Sind überflüſſige Zeugen geladen, die nach 
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mündlicher Verhandlung nicht vernommen werden, ſo ſind 
deren Gebühren allgemeine Prozeßkoſten. — Aus $ 501 und 95 
ergibt ſich fo ein leichter Druck auf bie Partei, zu erſcheinen 
und zu verhandeln. 

19. Die Abbeſtellung der gemäß 8 501 beſtellten Zeugen 
kann diejenige Partei, die ſie benannt hat, erzwingen durch 
ſchriftliche, im Termin durch mündliche Zurücknahme ihrer Be⸗ 
nennung. 

Dies ergibt der Wortlaut des § 501 Nr. 4. Wichtig kann 
dies Mittel, die Zeugenabbeſtellung zu erzwingen, bei Ein⸗ 
leitung von Vergleichsverhandlungen und aus mancherlei 
anderen Gründen werden. Die Zeugen können ſpäter nötigen⸗ 
falls von neuem vorgeſchlagen werden (Gaupp⸗Stein § 899 III), 
ſelbſt wenn der Ausdruck „ich verzichte“ gebraucht iſt. 


20. Vor Vernehmung der gemäß 8 501 beſtellten Zeugen 
iſt auf Grund der mündlichen Verhandlung ein formeller Be- 
weisbeſchluß zu erlaſſen. 

8 358 iſt durch 88 495, 501 nicht geändert. Die Zeugen⸗ 
vernehmung erfordert — im Gegenſatz zum Urkundenbeweiſe, 
zur Vorlegung kurzer Hand eingeholter Akten — ſtets ein 
beſonderes Verfahren, ein Beweisaufnahmeverfahren mit ge⸗ 
wiſſen Eigenheiten, ſelbſt wenn die Zeugen mitgebracht werden. 
Die Partei kann ſich während des Zeugenvernehmungsverfahrens 
entfernen, ohne daß Berſäumnisurteil gegen ſie ergehen kann. 
Dies kann erſt nach beendetem VBeweisaufnahmeverfahren ge⸗ 
ſchehen. Weshalb die Zeugenvernehmung in einem ſpäteren 
Termin zur mündlichen Verhandlung ein beſonderes Verfahren, 
in demſelben Termin kein beſonderes Verfahren ſein ſoll, iſt 
nicht erkennbar. 

Wird gemäß Nr. 16 verfahren, ſo genügt: „Beſchloſſen 
und verkündet: Beweis zu erheben durch Vernehmung der im 
Protokoll vom. .. angegebenen Zeugen über die dort an⸗ 
gegebenen Streitpunkte.“ (Stempel.) 

21. Das abgekürzte Urteil (8 313 Abſ. III) kann auf eine 
unbeglaubigte Klageabſchrift geſetzt werden. 

Für das Amtsgerichtsverfahren weſentlich, ſoweit vor dem 
1. April eingereichte Sachen vorhanden. Der Geſetzgeber 
macht eine beglaubigte Abſchrift nicht zur Vorausſetzung 
des abgekürzten Urteils, weil er weiß, daß ſich eine ſolche 
normalerweiſe nicht bei den Akten befindet. Bisher ſind 
Millionen von Verſäumnisurteilen auf Grund unbeglaubigter 
Klageabſchriften angefertigt worden, und niemand hat etwas 
dabei gefunden. Auch Mißſtände haben ſich nicht ergeben. 
Weshalb auf einmal ſo ängſtlich? Zu beachten iſt, daß die 
Sachdarſtellung der Klageſchrift nicht etwa ein Teil des 
„Urteils“ iſt. Das abgekürzte Urteil bedarf keines Tat: 
beſtandes. Sollte wirklich eine von einem Rechtsanwalte be: 
glaubigte Abſchrift von der dem Gerichte eingereichten un⸗ 
beglaubigten Abſchrift weſentlich abweichen, ſo wird dieſe 
beglaubigte Abſchrift allerdings ungeeignet, zur Ausfertigung 
des auf die unbeglaubigte Abſchrift geſetzten und auf Grund 
dieſer Abſchrift erlaſſenen Verſäumnisurteils verwendet zu 
werden. Wegen ſolcher kaum vorkommenden Fälle brauchte 
natürlich in § 313 ein ans Schikanöſe ſtreifendes Er⸗ 
fordernis nicht aufgenommen zu werden. Das Erfor⸗ 
dernis einer beglaubigten Klageabſchrift für die Ausfertigung 
hat ſeinen guten Grund ſchon darin, daß die unbeglaubigte 
Ausfertigungsklageabſchrift viel mehr der Gefahr nachträglicher 
Veränderung durch daran intereſſierte Perſonen ausgeſetzt 
wäre als die bei den Gerichtsakten befindliche Klageabſchrift. 


Aus § 317 Abſ. IV die Notwendigkeit einer beglaubigten 
35 
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Abſchrift für § 313 Abſ. III herzuleiten, iſt ſchlechterdings 
unmöglich. Stillſchweigend liegt einer ſolchen Schlußfolgerung 
ein durch nichts begründetes Mißtrauen gegen die Rechts⸗ 
anwälte zugrunde, fie könnten dem Gerichte falſche Klage: 
abſchriften einreichen. 


Die Zwangsvollſtreckung ans den abgekürzten 
Urteilen des 5 313 Abſ. 3 ZPO. 


Von Rechtsanwalt Dr. Langenbach, Berlin. 


I. Die Zwangsvollſtreckung erfolgt auf Grund einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urteilsausfertigung (ZPO. § 724). Dieſe wird 
nach der Novelle ($ 317 Abſ. 4) in gleicher Weiſe wie die 
Urſchrift (S 313 Abſ. 3) in abgekürzter Form hergeſtellt und 
zwar entweder: 

1. in der Weiſe, daß der Gerichtsſchreiber das abgekürzte 
Urteil (ſogen. „Urteilsvermerk“ vgl. KommB. S. 43) 
wörtlich auf eine von ihm oder einem Rechtsanwalt 
beglaubigte Klageabſchrift ſetzt, oder 

2. in der Weiſe, daß der Urteilsvermerk durch Aufnahme 
der im § 313 Abſ. 1 Nr. 1, 2 und 5 bezeichneten 
Angaben vom Gerichtsſchreiber vervollſtändigt wird. 

Wie vollſtreckt man ſolche Urteile? 

Zu 1. Die vollſtreckbare Urteilsausfertigung iſt die vom 
Anwalt beglaubigte Klageabſchrift in Verbindung mit der vom 
Gerichtsſchreiber gefertigten, auf dieſelbe geſetzten Ausfertigung 
des Urteilsvermerks. Dieſem Vermerk fügt der Gerichtsſchreiber 
die Vollſtreckungsklauſel bei (S 725). Jede Zwangsvollſtreckung 
erfordert vorherige Zuſtellung des Urteils (8 750 Abi. 1). 
Zugeſtellt wird entweder eine Ausfertigung oder eine vom 
Anwalt beglaubigte Abſchrift des Urteils (S 170, vgl. RG. 3, 
435; 4, 425). Alſo muß der Anwalt neben der vollſtreckbaren 
Urteilsausfertigung ſich ferner ſo viel Urteilsausfertigungen 
erteilen laſſen oder ſo viel beglaubigte Abſchriften des Urteils 
fertigen, als der Zahl der Beklagten entſpricht. Zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung genügt aber nicht etwa die Zuſtellung einer 
bloßen Ausfertigung oder beglaubigten Abſchrift des Urteils⸗ 
vermerks, denn: 

a) iſt der Urteilsvermerk nur für ſich kein formgültiges 
Urteil, ſondern wird es erſt dadurch, daß er auf die bei den 
Akten befindliche Urſchrift oder Abſchrift der Klage (bzw. Ver⸗ 
bindungsblatt) geſetzt wird. Alſo muß dasſelbe auch für die 
Ausfertigungen und die beglaubigten Abſchriften gelten. Der 
Anwalt muß daher dem Gerichtsſchreiber ſo viel beglaubigte 
Abſchriften der Klage liefern, als er nach der Zahl der Be⸗ 
klagten Ausfertigungen benötigt, bzw. muß er ſelbſt eine ent⸗ 
ſprechende Anzahl von beglaubigten Abſchriften der Klage her⸗ 
ſtellen, auf jede einzelne den Urteilsvermerk ſetzen und dieſen 
— abgeſehen von dem Beglaubigungsvermerk unter der Klage⸗ 
ſchrift — beſonders beglaubigen. 

b) erfordert 8 750 Abſ. 1, daß die Perſonen, für und 
gegen welche die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden ſoll, in dem 
Urteil ſämtlich bezeichnet ſind. Es iſt alſo ausgeſchloſſen, daß 
lediglich eine Ausfertigung oder Abſchrift des Urteilsvermerks 
zugeſtellt wird, weil aus deſſen Faſſung („in nebenſtehender 
Sache . ..“) weder das eine noch das andere erhellt. 
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Daraus ergibt ſich, daß jeder Beklagte die Klageſchrift 
nebſt ſämtlichen Anlagen zweimal zugeſtellt bekommt, einmal 
bei Zuſtellung der Klage nebſt Terminsbeſtimmung und das 
zweitemal bei Vornahme der Zwangsvollſtreckung. Daraus 
ergibt ſich ferner eine überaus große Belaſtung des Anwalts 
mit koſtſpieligem Schreibwerk, das zu vermeiden einer der 
Hauptzwecke der Novelle ſein ſoll. Man wähle den Fall, daß 
eine amtsgerichtliche Klage ſich gegen drei Beklagte, etwa gegen 
eine offene Handelsgeſellſchaft und ihre beiden Inhaber, richtet; 
dann müſſen folgende Abſchriften der Klage gefertigt werden: 

die einzureichende Urfchrift, drei zwecks Zuſtellung vom 

Gerichtsſchreiber zu beglaubigende Abſchriften, eine Ab⸗ 
ſchrift für die Handakten des Anwalts, eine beglaubigte 
Abſchrift, auf welche der Urteilsvermerk geſetzt wird, 
drei gleiche Abſchriften, die mit dem darauf zu ſetzenden 

Urteilsvermerk zur Zwangsvollſtreckung gebraucht werden, 

alſo im ganzen neun Abſchriften, während zurzeit im 
gleichen Falle nur fünf erforderlich ſind. 

Dabei wird betont, daß ſämtliche neun Abſchriften inhalt⸗ 
lich völlig übereinſtimmen, alſo alle Anlagen vollzählig ent⸗ 
halten müſſen. Denn die Grundlage bildet die einzureichende 
Urſchrift, mit der alle beglaubigten Abſchriften harmonieren 
müſſen. Der Anwalt wird, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß es 
wider Erwarten zu einem Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnisurteil 
nicht kommt, dennoch gut tun, in allen Fällen, wo der Erlaß 
eines ſolchen Urteils anzunehmen iſt, die erforderliche Anzahl 
von Klageabſchriften von vornherein mittels der Schreibmaſchine 
(ſo weit dies möglich iſt) fertigen zu laſſen. Tut er das nicht 
oder kann er, wie in obigem Beiſpiel, die erforderliche Anzahl 
von Abſchriften auf einmal nicht herſtellen laſſen, ſo iſt er ge⸗ 
nötigt, die Klage nebſt ſämtlichem Beiwerk zweimal ſchreiben 
zu laſſen. 

II. Dabei entſteht die Frage, ob der Anwalt für die 
zwecks Zuſtellung des Urteils gefertigten Klageabſchriften die 
beſondere Gebühr des 5 80 GKG. erhält oder ob deren Koſten 
durch die Pauſchalſätze abgegolten werden. Die Frage iſt meines 
Erachtens unbedenklich im erſteren Sinne zu beantworten. Der 
§ 76 Abſ. 6 RAG. beſtimmt, daß dem Rechtsanwalt beſondere 
Schreibgebühren zuſtehen: 

2. „für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der 
Klageſchrift, falls dieſe zur Herſtellung einer Aus⸗ 
fertigung des Urteils (S 317 Abſ. 3 ZPO.) benutzt 
wird.“ 

Allerdings ſpricht das Geſetz von „einer“ Abſchrift; es 
kann aber hierin nicht die Betonung einer Zahl gefunden 
werden. Gemeint iſt vielmehr offenbar das unperſönliche Für⸗ 
wort, das ſich eben in die Mehrzahl umwandelt, wenn die 
Vollſtreckung des Urteils mehrere derartige Abſchriften erfordert. 
In der Tat ſind ſtets mindeſtens deren zwei notwendig, näm⸗ 
lich eine für die vollſtreckbare Ausfertigung und eine fernere 
für die Zuſtellung vor Beginn der Zwangsvollſtreckung. § 76 
Abſ. 6 a. a. O. müßte alſo richtig lauten: „für eine oder 
mehrere von ihm gefertigte beglaubigte Abſchriften“. An der 
Richtigkeit dieſer Folgerung kann ein Zweifel nicht beſtehen. 
Denn die Veranlaſſung für die Sondervorſchrift des Abſ. 6 
Ziffer 2 war der Umſtand, daß der Anwalt durch Herſtellung 
der hier bezeichneten Abſchrift eine Extraarbeit leiſtet, durch 
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welche er den Gerichtsſchreiber unterſtützt und entlaſtet. Denn 
liefert der Anwalt die beglaubigte Abſchrift nicht, dann muß 
ſie eben der Gerichtsſchreiber fertigen. Alſo muß der Anwalt 
dieſelben Schreibgebühren in gleicher Weiſe für die ferner zur 
Zwangsvollſtreckung erforderlichen Abſchriften erhalten, andern⸗ 
ſalls der Gerichtsſchreiber neben der einen auch noch die andern, 
der Zahl der Beklagten entſprechenden Klageabſchriften her⸗ 
ſtellen muß. Auf alle Fälle muß er es dann, wenn der An⸗ 
walt von der Befugnis des § 508 Abf. 1, das Urteil ſelbſt 
zuzuſtellen, keinen Gebrauch macht. Der Zweck der abgekürzten 
Urteilsausfertigung iſt doch aber gerade der, die Gerichts⸗ 
ſchreibereien von überflüſſigem Schreibwerk zu befreien. Die 
damit gleichzeitig angeſtrebte Verbilligung und Vereinfachung 
des Verfahrens wird allerdings nicht erreicht. Im Gegenteil 
entſtehen durch die Benutzung der abgekürzten Urteile zu 
Zwecken der Zwangsvollſtreckung, wie dargelegt, unverhältnis⸗ 
mäßig hohe Schreibkoſten, die bedeutend höher find als zurzeit, 
wo das Verſäumnisurteil ſtets nur zwei Seiten erfordert. 
Selbſt die kleinſte Warenklage wird aber mit dem erforder⸗ 
lichen Rechnungsauszug allemal mindeſtens drei Seiten um⸗ 
faſſen. 

Allerdings läuft der Anwalt, wenn er die entſprechende 
Anzahl von Klageabſchriften für den Fall der Vollſtreckung 
fertigt, Gefahr, daß er die ganze Schreiberei umſonſt geleiſtet 
hat, dann nämlich, wenn wider Erwarten ein Verſäumnis⸗ oder 
Anerkenntnisurteil nicht ergeht und demgemäß die Abſchriften 
auch nicht zur Herſtellung von Ausfertigungen „benutzt“ werden. 

Zweifelhaft kann ſein, ob dieſelben Grundſätze auch für 
die Herſtellung von beglaubigten Abſchriften des Urteils⸗ 
vermerks Geltung haben. Denn § 76 Abſ. 6 RAG0O. ſpricht 
nur von der „Ausfertigung“, obwohl das Geſetz bei Zuſtellungen 
im Parteibetriebe die Zuſtellung einer Ausfertigung nicht vor⸗ 
ſchreibt, ſondern in gleicher Weiſe die Zuſtellung einer beglaubig⸗ 
ten Abſchrift geſtattet. Meines Erachtens wird hier eine analoge 
Anwendung der zitierten Vorſchrift Platz greifen müſſen, weil 
die Zweckbeſtimmung in beiden Fällen die gleiche iſt. Will 
man dieſem Zweifel begegnen, ſo wird man eben ſämtliche 
beglaubigten Abſchriften dem Gerichtsſchreiber vorlegen, damit 
er auf die erſte die vollſtreckbare und auf alle anderen die ein⸗ 
jache Ausfertigung des Urteilsvermerks ſetzt. 

Das abgekürzte Urteil des S 313 Abſ. 3 iſt, wie die 
obigen Ausführungen zeigen, für die Praxis faſt unverwertbar. 
Denn ſeine Benutzung verurſacht Schreibarbeit und Koſten, alſo 
Umſtände, die den auf Beſchleunigung und Verbilligung aus⸗ 
gehenden Beſtimmungen der Novelle direkt zuwiderlaufen. 

Zu 2. Dieſe Schwierigkeiten vermeidet die in $ 317 Abſ. 4 
gedachte zweite Art der Urteilsausfertigung, bei welcher der 
Gerichtsſchreiber den vom Richter verfaßten Urteilsvermerk durch 
die Angaben des § 313 Abf. 1 Nr. 1, 2 und 5 ergänzt. Es 
iſt nicht zu verkennen, daß die hier dem Gerichtsſchreiber ein⸗ 
geräumte Selbſtändigkeit ſchwere Bedenken in ſich ſchließt. 
Während ſonſt die Ausfertigung den Inhalt der richterlichen 
Urſchrift wortgetreu wiedergibt, fertigt hier der Gerichtsſchreiber 
ſelbſtändig eine Urkunde, für die der Richter keine Verantwortung 
trägt, da der Text nicht von ihm herrührt. Die Angaben des 
§ 313 Nr. 1 und 2 werden unſchwer einzufügen fein. Da⸗ 
gegen werden bei der Abfaſſung der Urteilsformel (Nr. 5) 
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häufig Ungenauigkeiten oder Unrichtigkeiten unterlaufen, ins⸗ 
beſondere dann, wenn der Richter nicht ganz genau nach dem 
Antrag der Klageſchrift erkannt hat, ſondern ihn, wie das 
häufig vorkommt, z. B. durch Herabſetzung des Zinsfußes oder 
wegen nach Zuſtellung erfolgter Abſchlagszahlung ändert oder 
der Antrag ſelbſt ungenau gefaßt iſt. Auch in ſolchen Fällen 
iſt die Abfaſſung des Urteils in der Form des § 313 Abſ. 3 
zuläſſig, ſofern nur nicht, wenn auch nur ein Teil des Antrages, 
abgewieſen wird. Der Richter wird daher gut tun, die Urteils⸗ 
formel in allen Fällen wörtlich in den Urteilsvermerk auf⸗ 
zunehmen und ſich nicht mit dem Hinweis auf den Klageantrag 
zu begnügen, damit der Gerichtsſchreiber dieſen wichtigſten Teil 
des Urteils nur wörtlich zu übertragen hat. 

Dieſe zweite Art der Urteilsausfertigung erfordert nicht 
die Benutzung einer beglaubigten Klageabſchrift (das verkennt 
Samter, die Anderung der ZPO. 1909 in ſeinen Ausführungen 
zu 8 317 Anm. 4, die daher unrichtig ſind). Man wird daher, 
wenn man Urteilsausfertigungen der zweiten Art verlangt, dies 
im Antrag auf Erteilung derſelben zum Ausdruck bringen 
müſſen, z. B. in der Art: „ich beantrage vollſtreckbare Urteils⸗ 
ausfertigung ohne Benutzung einer beglaubigten Klageabſchrift“. 
Eine ſolche Ausfertigung entſpricht infolge der Aufnahme der 
Angaben des S 313 Ziff. 1 den Erforderniſſen des § 750. 
Auch erfordert ſie ein minimales Schreibwerk, da mehr als eine 
Seite Schreibarbeit hierzu ſelten erforderlich ſein wird. Dieſe 
wird durch die Pauſchgebühren gedeckt. 

In allen Fällen, in denen mehr als ein Beklagter in 
Frage kommt, wird daher dieſe zweite Art der Urteilsausfertigung 
die einzig praktiſch brauchbare ſein. 


Beſchlüſſe der Rechtsanwälte am Kammergericht in 
betreff der Handhabung des neuen Gebühren⸗ 


geſetzes. 
Mit kurzer Begründung in deren Auftrage veröffentlicht von 
Juſtizrat Emil Koffka. 


A. Gebühren: 

1. In allen bereits vor dem 1. April 1910 bei dem Kammer⸗ 
gericht anhängig gemachten Prozeßſachen iſt nach den Beſtim⸗ 
mungen der Gebühren⸗Novelle zu liquidieren, ſoweit die durch 
die Gebühren zu vergütende Tätigkeit des Anwalts auch nur 
teilweiſe in die Zeit ſeit deren Inkrafttreten fällt, und zwar 
mit folgenden Maßgaben: ö 

a) Die erhöhte Prozeßgebühr iſt in jedem Falle zu liqui⸗ 
dieren, ſoweit nicht etwa ein Teil der Anſprüche durch Teil⸗ 
urteil oder anderweit ſchon vorher erledigt ſein ſollte. In 
letzterem Falle iſt die Prozeßgebühr — und ebenſo auch die 
Verhandlungsgebühr — für das ganze Streitobjekt nach dem 
bisherigen Geſetze zu berechnen und um ¼0 derjenigen Gebühr 
zu erhöhen, welche für das noch in Streit befindliche Objekt maß⸗ 
gebend iſt. Erledigt iſt ein Verfahren mit der Verkündung 
des Urteils. 

b) Fallen die mündlichen Verhandlungen zum Teil in die 
Zeit vor und zum Teil in die Zeit ſeit Inkrafttreten der Novelle, 
ſo iſt die Verhandlungsgebühr nach den Beſtimmungen der 
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Novelle zu liquidieren. Dies gilt auch in dem Falle, wenn 
vom 1. April 1910 ab nur noch auf Grund einer voran⸗ 
gegangenen Beweisaufnahme verhandelt wird. 

Idſt aber vor dem 1. April nur im Verſäumnisverfahren 
und erſt vom 1. April ab kontradiktoriſch verhandelt, ſo iſt für 
das Verſäumnisverfahren nach dem bisherigen Geſetze zu liqui⸗ 
dieren. 

Umgekehrt iſt, wenn nur vor dem 1. April kontradiktoriſch 
und nachher nur im Verſäumnisverfahren verhandelt wird, die 
höhere Verhandlungsgebühr nur für das Verfäumnisverfahren 
zu beanſpruchen. 

c) Die höhere Beweisgebühr iſt auch dann zu liquidieren, 
wenn das Beweisverfahren auch nur teilweiſe in die Zeit vom 
1. April ab fällt. 

d) Die Höhe der Vergleichsgebühr richtet ſich nach dem 
Zeitpunkte, zu welchem der Vergleich abgeſchloſſen wird. 

e) Die für den Fall der Zurüverweiſung einer Sache durch 
das Reichsgericht durch die Novelle neu eingeführten Gebühren 
ſind auch in den am 1. April anhängigen Sachen zu liqui⸗ 
dieren und zwar ſowohl in denjenigen, welche bereits am 
1. April infolge einer Zurückverweiſung beim Kammergericht 
bereits wieder anhängig ſind, als auch in denjenigen, welche 
zwar vor dem 1. April ſchon einmal vom Kammergericht ent⸗ 
ſchieden worden ſind, demnächſt aber infolge einer Zurückver⸗ 
weiſung wieder an das Kammergericht zurückgelangen werden. 

Für dieſe Sachen iſt auch zur bisherigen Prozeßgebühr 
eine Zuſatzgebühr von drei Zehntel zu beanſpruchen. 

2. Die Grundſätze zu 1 finden entſprechende Anwendung 
auf die Berechnung der Gebühren im Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
prozeß und in dem Verfahren über Arreſte und einſtweilige 
Verfügungen. 

Begründung. 

1. Da nach feſtſtehenden Rechtsgrundſätzen jedes Geſetz 
zunächſt aus ſich ſelbſt heraus auszulegen iſt und Meinungs⸗ 
äußerungen der Motive unberückſichtigt bleiben müſſen, ſoweit 
ein ihnen entſprechender Wille im Geſetze ſelbſt keinen Ausdruck 
gefunden hat, ſpricht für dieſen Grundfatz der aus Art. X zu 
entnehmende Beweisgrund aus dem Gegenteil und kommt dem⸗ 
gegenüber die entgegengeſetzte Auffaſſung der Motive, welche 
den Rechtsgrundſatz des Art. X für alle durch den Entwurf 
neu eingeführten Gebühren im Einklange mit dem damaligen 
Geſetzentwurfe begründen wollten, nicht in Betracht. (Un⸗ 
erheblich daher auch die Ausführung von Remelé im Recht 1910 
S. 196.) Außerdem verſtößt der hier angenommene Grundſatz 
nicht gegen den Leitſatz der Motive, wonach die Koſten einer 
Rechtsſache ſich für eine Inſtanz nur nach einheitlichen Grund⸗ 
ſätzen berechnen laſſen ſollen. Dieſe einheitlichen Grundſätze 
ſind eben oben aufgeſtellt. 

2. Die aufgeſtellte Norm rechtfertigt ſich aber auch aus 
allgemeinen Erwägungen. Das durch das Gerichtskoſtengeſetz 
und die Gebührenordnung eingeführte Pauſchalſyſtem, wonach 
jede einzelne Gebühr als Pauſchgebühr zur Abgeltung aller 
einzelnen in den Rahmen einer gebührenpflichtigen Tätigkeit 
fallenden Handlungen beſtimmt iſt, rechtfertigt es, daß der 
Anwalt berechtigt ſein muß, für eine durch eine Pauſchgebühr 
abzugeltende Tätigkeit, welche zeitlich in die Geltungsbereiche 
zweier verſchiedener Gebührenordnungen fällt, nach ſeiner Wahl 
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das eine oder das andere derjenigen Gebührengeſetze zugrunde 
zu legen, welche während dieſer Zeit Geltung haben. Er iſt 
daher berechtigt, das ihm günſtigere Geſetz zur Anwendung zu 
bringen. Aus der Beſtimmung des § 50 GebO. folgt nicht 
etwa, daß die Gebühr nur für die erſte in den Rahmen der 
gebührenpflichtigen Tätigkeit fallende Handlung verdient wird 
und die ſpäteren Handlungen unentgeltlich zu leiſten ſind. Das 
Gegenteil ergibt § 29. 

3. Die Bezugnahme des Reichsgerichts (JW. 00, 345) 
auf Art. 170 EGBGB. verfagt. Nach 8 612 Abſ. 2 BGB. 
iſt bei dem Beſtehen einer Taxe die taxmäßige Vergütung als 
vereinbart anzuſehen. Das Geſetz ſchweigt aber darüber, welche 
taxmäßige Vergütung als vereinbart zu gelten hat, wenn die 
Taxe im Laufe des Dienſtverhältniſſes wechſelt, und beſtimmt 
nicht etwa, daß gerade diejenige Taxe maßgebend ſein ſoll, 
welche bei Abſchluß des Dienſtvertrages in Geltung war. Dies 
würde auch zu ganz unannehmbaren Reſultaten führen. Geſetzt 
den Fall, ein vorſichtiger Klient habe ſich durch Abſchluß eines 
Dienſtvertrages ſchon im April 1909 bei Anhängigmachung 
eines für ihn wichtigen Prozeſſes in erſter Inſtanz die Dienſte 
eines Anwalts zweiter Inſtanz für den als ſicher voraus⸗ 
geſehenen Fall geſichert, daß der Prozeß demnächſt in die Be⸗ 
rufungsinſtanz gelangen ſollte, und dieſe Berufungsinſtanz 
beginnt erſt nach dem 1. April 1910, ſo kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Anwalt ſeine Gebühren nach der 
neuen Gebührenordnung zu beanſpruchen hat. Es kommt alſo 
nicht auf die Zeit des Abſchluſſes des Dienſtvertrages, ſondern 
lediglich auf diejenige Zeit an, zu welcher die Dienſte geleiſtet 
werden. Hierfür aber ausſchließlich den Beginn der Tätigkeit 
maßgebend ſein zu laſſen, dafür gebricht es an jeder inneren 
Rechtfertigung. 

4. Von einer Seite iſt auch noch hervorgehoben worden, 
daß die Gebührenordnung für Rechtsanwälte dem öffentlichen 
Rechte angehöre, daß es Wille des öffentlichen Rechts ſei, dem 
Anwalt für ſeine Tätigkeit eine wirklich auskömmliche Gebühr 
zu gewähren und daß daher, wenn dieſe auskömmliche Gebühr 
jetzt höher bemeſſen werde, ſie auch ſofort und auch in den 
bereits anhängigen Sachen ſolle liquidiert werden können, in 
gleicher Weiſe, wie der Erhöhung der Beamtengehälter rück⸗ 
wirkende Kraft beigelegt worden ſei. 

Zu 1b. Auch die Verhandlungsgebühr iſt eine Pauſch⸗ 
gebühr. Im Falle einer Beweisaufnahme ſtehen dem Rechts⸗ 
anwalt nicht etwa zwei verſchiedene Verhandlungsgebühren zu, 
nämlich die eine für die Verhandlung vor und die andere für 
die Verhandlung nach der Beweisaufnahme, ſondern es handelt 
ſich um eine einheitliche Verhandlungsgebühr, von welcher $ 17 
nur beſtimmt, daß ſie ſich bei Erſtreckung der Vertretung auf 
die weitere mündliche Verhandlung erhöht. 

Zu 1e. Der hier angenommene Grundſatz iſt eine not⸗ 
wendige Folge des allgemeinen Prinzips. Es liegen keine 
Gründe vor, welche die Ausſchließung dieſes Prinzips auf die 
hier behandelten Fälle rechtfertigen könnten. Anders würde es 
nur liegen, wenn der Begriff der Inſtanz von den Koſten⸗ 
geſetzen erſchöpfend geregelt worden und in dieſer Regelung 
durch die Novelle eine Anderung herbeigeführt worden wäre. 
Die Koſtengeſetze geben aber an ſich keinen geſetzlichen Begriff 
der Inſtanz. Was unter Inſtanz zu verſtehen iſt, iſt vielmehr 
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nach der ZPO. zu entſcheiden, und hiernach iſt Inſtanz das 
Verfahren vor einem beſtimmten Gerichte von dem Zeitpunkte 
der Anhängigmachung ab bis zum Erlaß eines das Verfahren 
vor dieſem Gerichte beendenden Schlußurteils. Wird daher 
eine Sache von einem oberen Gericht an das untere Gericht 
zurückverwieſen, ſo beginnt damit wieder eine neue Inſtanz. 
Hieraus würde an ſich aus SS 25 und 29 Gebo. folgen, daß 
für dieſes Verfahren neu zu liquidieren iſt, wenn nicht 8 26 
auf § 31 GKG. verweiſen würde und hiernach im Falle der 
Zürückverweiſung das weitere Verfahren mit dem früheren 
Verfahren vor dieſem Gericht im Sinne des 8 28 eine Inſtanz 
bilden würde. Dieſe Beſtimmung hat durch § 27 der jetzigen 
Faſſung eine Abänderung erfahren. Dadurch iſt aber kein 
neuer geſetzlicher Begriff für die Inſtanz aufgeſtellt, ſondern 
nur beſtimmt, was im Sinne der Koſtengeſetze als eine 
oder als mehrere Inſtanzen angeſehen werden ſoll. Darum 
ſteht nichts im Wege, die neue Beſtimmung auch auf die be⸗ 
reits ſchwebenden Sachen zur Anwendung zu bringen. Nur 
wenn der geſetzliche Begriff der Inſtanz ganz allgemein neu 
geregelt worden wäre, würde man ſagen können, daß die 
Eröffnung einer neuen Inſtanz für ſolche Sachen, bei denen 
die Inſtanz ſchon unter der Herrſchaft des alten Geſetzes be⸗ 
gonnen hat, durch das neue Geſetz nicht möglich ſei und darum 
für das Verfahren in derartigen zurückverwieſenen Sachen nicht 
von neuem Gebühren berechnet werden können. 

Daß die Prozeßgebühr ſich um drei Zehntel erhöht, folgt 
aus dem Grundſatze 1 a. 


B. Auslagen: 

L Alle Abſchriften, deren Erteilung nach dem gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsgange zum ordnungsmäßigen Betriebe des Pro⸗ 
zeſſes erforderlich iſt, ſind gebührenfrei, weil ſie innerhalb des 
Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit, nämlich des durch 
die Prozeßgebühr abzugeltenden Geſchäftsbetriebes liegen. 

II. 1. Ein ausdrückliches Verlangen der Partei im Sinne 
des § 76 Abi. 6 Nr. 1 liegt nur dann vor, wenn entweder 
mehr als eine Abſchrift des mitzuteilenden Schriftſtückes oder 
aber ſolche Abſchriften verlangt werden, deren Erteilung außer⸗ 
halb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit liegt. 

2. Wo Schreibgebühren berechnet werden dürfen, können 
auch Poſtgebühren liquidiert werden. 

III. Hieraus folgt im einzelnen: 

a) Eigene Schriftſätze des Anwalts. 

Gebührenfrei ſind ſowohl die dem Gericht als auch die 
dem Gegner zu erteilenden Abſchriften, auch wenn letztere in 
mehreren Exemplaren angefertigt werden. Dagegen können 
Schreibgebühren berechnet werden für Abſchriften von Anlagen 
größeren Umfanges, wie Privatgutachten, Korreſpondenz unddergl. 

Die Erteilung von Abſchriften an die eigene Partei bezw. 
den Subſtituenten iſt gebührenpflichtig, wenn ſie von der Partei 
oder dem Subſtituenten gewünſcht wird, gebührenfrei, wenn ſie 
ohne Verlangen der Parteien oder des Subſtituenten erfolgt. 

b) Schriftſätze der Gegenpartei und Streitgenoſſen. — 

Einmalige Abſchriften dieſer Schriftſätze nebſt Anlagen ſind 
gebührenfrei. 

c) Gerichtsbeſchlüſſe, Terminsprotokolle und ſchriftliche, dem 
Gericht erſtattete Gutachten und ähnliche Schriftitüde. 
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Einmalige Abſchriften für die Parteien bezw. den Subſti⸗ 
tuenten find gebührenfrei. 

Es iſt aber zuläffig, den Parteien bezw. Subſtituenten die 
dem Anwalt vom Gerichte zugehenden Gerichtsabſchriften dieſer 
Schriftſtücke im Original mit der Auflage der Rückſendung zu 
überſenden und die Erteilung beſonderer Abſchriften von einem 
ausdrücklichen Verlangen der Parteien bezw. Subſtituenten ab⸗ 
hängig zu machen. In dieſem Falle ſind die Abſchriften 
gebührenpflichtig. 

d) Urteile. 

Die zwecks Zuſtellung angefertigten beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften find gebührenpflichtig. 

Begründung. 

Die hier aufgeſtellten Grundſätze erſcheinen nur in wenigen 
Punkten einer beſonderen Begründung bedürftig. 

Zu II. 1. Es iſt ſelbſtwerſtändlich, daß eine an ſich ge⸗ 
bührenfreie Abſchrift nicht bloß dadurch zu einer gebühren⸗ 
pflichtigen gemacht werden kann, daß ihre Erteilung von der 
Partei ausdrücklich verlangt wird. 

Zu III. a) Die Gebührenpflichtigkeit der Abſchriften von 
Anlagen größeren Umfanges rechtfertigt ſich dadurch, daß dieſe 
Anlagen dem Anwalt von der Partei zu liefern ſind und es 
daher dieſer auch obliegt, die nötige Anzahl von Abſchriften 
ſelbſt zu beforgen. 

Ob die Erteilung von Abſchriften der eigenen Schriftſätze 
an die Partei zu dem ordnungsmäßigen Geſchäftsbetriebe ge⸗ 
hört, muß dem Ermeſſen des Anwalts im einzelnen Fall über⸗ 
laſſen ſein. Erteilt er ſolche Abſchriften ohne ausdrückliches 
Verlangen, ſo wird anzunehmen ſein, daß er dies im Intereſſe 
der Prozeßführung für erforderlich anſieht, woraus die Ge⸗ 
bührenfreiheit folgt; erteilt er die Abſchrift aber nur auf Ver⸗ 
langen, ſo iſt anzunehmen, daß er dieſe an ſich nicht für er⸗ 
forderlich anſieht und daher beſondere Gebühren dafür be⸗ 
anſpruchen kann. 

Zu III. c) Auch für die hier gemachte Unterſcheidung it 
der Geſichtspunkt maßgebend geweſen, daß es von dem Er⸗ 
meſſen des Anwalts abhängig ſein muß, ob er die Zuſendung 
der Originale oder die Erteilung beſonderer Abſchriften nach 
Lage der Sache für zweckentſprechend hält. 

Zu III. d) Die Gebührenpflichtigkeit dieſer Abſchriften 
folgt aus der Erwägung, daß für ſolche Abſchriften, wenn ſie 
vom Gericht erteilt werden, ebenfalls beſondere Schreibgebühren 
zu berechnen ſind. 


Zur lex Storz (8 76 Abſ. 4 RAG .). 
Von Rechtsanwalt Moos II, Ulm a. D. 


Die Ausführungen Striemer und Lentz (Nr. 6/1910 der 
SW.) beruhen auf einer falſchen Auffaſſung des § 76 Abſ. 4. 
In den Fällen der SS 43 und 45 RAG. find die zu teilenden 
Pauſchſätze nach der Summe derjenigen Gebühren zu berechnen, 
welche den beiden Anwälten für die gemeinſchaftliche 
Prozeßtätigkeit, für diejenigen Prozeßſtadien, auf welche ſich 
ihr Zuſammenwirken erſtreckt, zuſtehen. Anderweitige Gebühren 
bleiben außer Betracht. Es iſt dies zwar in $ 76 Abſ. 4 nicht 


ausdrücklich geſagt, ergibt ſich aber durch die Bezugnahme auf 
SS 43 und 45 RAG. mit genügender Klarheit. 
1. Beiſpiel: § 45 Subſtitution zur Beweisaufnahme: 
Streitwert 3000 &. Für den Subſtituenten / Beweis⸗ 


gebn hne 22 MN 
Für den Subſtituten / Gebühren . 44 = 
zuſammen 66 1. 


Es betragen die Pauſchgebühren hieraus 20 Prozent 
= 13 & 20 & Der Subſtituent erhält zwei Drittel 
hieran, alſo 8 & 80 &, der Subſtitut ein Drittel, 
alſo 4 4 40 & 


2. Beiſpiel: Mehrere Beweiserhebungen bei verſchiedenen 
Gerichten im gleichen Fall. Für jede einzelne gilt intern die 
Teilung aus 13.4 20 in 8 & 80 & für den Subſtituenten 
und 4 4 40 & für den Subſtituten. Da aber bei der End⸗ 
liquidation die dem Subſtituenten zuſtehende Beweisgebühr und 
der ſich daraus ergebende Pauſchſatz nur einmal in Rechnung 
geſtellt werden darf, ſo erhält der Subſtituent für die erſte 
Beweisaufnahme 4 & 40 aus feiner Beweisgebühr und 
4 40 M aus den Gebühren des Subſtituten; für jede 
folgende 4 4 40 & aus den Gebühren des Subſtituten, bis 
das Maximum erreicht iſt. Der Pauſchſatz für jeden einzelnen 
Subſtituten beträgt 4.0 40 & und iſt unabhängig davon, 
wie viel Beweisaufnahmen ſtattfinden, und wie der Prozeß 
ſich weiterhin entwickelt. Die Berechnung und Verrechnung iſt 
alsbald möglich. 

Das Ergebnis iſt durchaus ſachgemäß und zweckentſprechend. 
Das Teilungsprinzip gilt nur für diejenigen Prozeßakte, be⸗ 
züglich deren ein Zuſammenwirken, eine gemeinſchaftliche Tätig⸗ 
keit ſtattfindet. 

Auf derſelben Grundlage regelt ſich die Teilung aus 
5 43 RAGd.; die als Grundlage der Gebührenteilung wirkende 
Teilung der Prozeßtätigkeit umfaßt regelmäßig das ganze Ver⸗ 
fahren bis zum Urteil. Dies gilt vor allem für den Regelfall 
der Subſtitution in Amtsgerichtsſachen. 

3. Beiſpiel: Streitwert 250 ; Verſäumnisurteil. Gebühr 
des Subſtituenten 5 , des Subſtituten 10 &; Pauſchgebühr 
3 , gemäß 5 76 Abſ. 3 RAG. zu erhöhen auf 4 *. Der 
Subſtituent erhält zwei Drittel = 2 & 67 A, der Subſtitut 
14 33 &. Die Aufrundung der Pfennigbeträge gilt für 
dieſe interne Teilung wohl nicht. 

4. Beiſpiel: Streitwert 600 &. Kontradiktoriſch mit 
Beweisaufnahme und nach Weiterverhandlung protokolliertem 
Vergleich, an welchem beide Anwälte mitwirken: 

a) gegenüber dem Gegner, erſtattungsfähig: 

Gebühren 3X 19 57 & und 9 4 50 N = 66 4 
50 A; Pauſchgebühr 13 & 30 . Subſtituent 
8 & 86 #; Subſtitut 4 K4 44 &; 

b) regelmäßig nicht erſtattungsfähig, gegenüber der Partei: 

Gebühren des Subſtituenten: Prozeß⸗ 
gebühr 19 &, ½ é Verhandlungs⸗ 
gebühr 9 u 50 & (von der Beweis⸗ 
gebühr und Vergleichsgebühr hierher 
abgeſehen ds 
Gebühren des Subſtituten: / Prozeß⸗ 
gebühr 9.4 50 &, Verhandlungs⸗ 
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Übertrag 
gebühr 19 4; Beweisaufnahme 
und weitere Verhandlung 19 &, 
Vergleich 9 4 50 4 57 — : 

zuſammen 85 50 M. 

Pauſchgebühr hieraus 17 * 10 A; Subftituent 
11 & 40 ; Subſtitut 5 & 70 &. 

Dieſelbe Unterſcheidung iſt für den ſelteneren Fall zu 
machen, daß nur die Ausführung der Parteirechte in der Ver⸗ 
handlung einem zweiten Anwalt übertragen iſt. Erſtreckt ſich 
das Zuſammenwirken nur auf die mündliche Verhandlung, nicht 
auf eine Beweisaufnahme, jo find Prozeßgebühr und / Ver⸗ 
handlungsgebühr, Verhandlungsgebühr und / Prozeßgebühr 
zuſammenzuwerfen und die ſich daraus ergebenden Pauſch⸗ 
gebühren entſprechend zu dritteln. 

5. Beiſpiel: SS 43 und 45 kombiniert, Streitwert 600 &; 
Verhältniſſe durchaus wie bei 4; dazu noch mehrere Beweis⸗ 
ſubſtitutionen. Das Verhältnis und die Teilung zwiſchen 
Prozeßanwalt und Verhandlungsanwalt bleibt ganz dasſelbe, 
wie bei 4, und wird durch die Beweisſubſtitutionen nicht be⸗ 
rührt. Es gilt hier durchaus das zu Beiſpiel 4 Ausgeführte. 
Andererſeits regelt ſich die Verrechnung zwiſchen Prozeßanwalt 
und Beweisanwälten ohne jede Anderung, wie bei Beiſpiel 2. 
Aus einer jeden einzelnen Beweisſubſtitution erwachſen (Streit⸗ 
wert 600 &) bei 28 & 50 & hierher gehörigen Gebühren 
und 5 & 70 & Pauſchſatz daraus für den Prozeßanwalt 
3 4 80 F; für den Beweisanwalt 1 & 90 A. Das Pauſchale 
aus der eigenen Beweisgebühr des Prozeßanwaltes kann nur 
einmal zum Anſatz kommen; er erhält alſo außerdem im ganzen 
fo oft 1 4 90 &, als Beweisſubſtitutionen erfolgen. 

Auch in allen dieſen Fällen wirkt die Teilungsweiſe voll⸗ 
ſtändig ſachgemäß und zweckentſprechend und wird auch raſch 
geläufig werden. Das Prinzip der lex Storz iſt geſund. Ohne 
ſie würde ein Prozeß mit mehreren auswärtigen Beweis⸗ 
aufnahmen für den Prozeßvertreter einen direkten Verluſt, für 
die Beweisvertreter eine durch entſprechende Auslagen nicht 
motivierte Abervergütung bedeuten. Die bisher übliche Sub: 
ſtitution in kontradiktoriſchen Amtsgerichtsſachen wird künftig 
ohnehin im Rahmen der erſtattungsfähigen Sätze auf große 
Schwierigkeiten ſtoßen und wäre ohne die lex Storz praktiſch 
nicht wohl möglich. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 28. Februar 
bis 12. März 1910 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 142 EGBGB. SS 125, 128, 133 BGB., 
Art. 12 5 2 PACBEB. 85 176, 177 FGG. und 88 29, 
56, 58 PrStädteO. Beurkundung eines Vertrages durch einen 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


39. Jahrgang. 


vom Bürgermeiſter ohne Zuziehung feines Stellvertreters be: 
ftellten Beamten. Nichtverlefung einer als Anlage zum Proto⸗ 
kolle gehörigen Vollmacht und deshalb Nichtigkeit eines Ver⸗ 
trages über Grundſtücksveräußerungen.] 

Der Art. 142 EGBGB. überläßt es den Landesgeſetzen, 
die Beurkundung von Verträgen über unbewegliche Sachen 
außer den Gerichten und Notaren auch andern Behörden und 
Beamten zu übertragen. Für ſolche Verträge der bezeichneten 
Art, wobei einer der Vertragsſchließenden durch eine öffentliche 
Behörde vertreten wird, geſtattet auf Grund vorbezeichneter 
Vorſchrift der Art. 12 §8 2 PrAGBGB., daß von dem Vor⸗ 
ſtande der zur Vertretung berufenen Behörde oder von der 
vorgeſetzten Behörde der Beurkundungsbeamte beſtimmt wird. 
Der Magiſtratsaſſeſſor Dr. F. iſt durch eine vom Oberbürger⸗ 
meiſter K. zu Berlin allein unterſchriebene Verfügung vom 
7. April 1905 zum Beurkundungsbeamten für die in Rede 
ſtehenden Verträge beſtimmt worden. Die Mitunterſchrift des 
zweiten Bürgermeiſters R. oder eines andern Magiſtrats⸗ 
mitglieds unter jener Verfügung war nicht nötig. Denn die 
Stadtgemeinde Berlin wird zwar vom Magiſtrat gemäß $ 56 
Ziff. 8 Städte O. nach außen vertreten, aber nach Art. 12 8 2 
AG BGB. ernennt nicht die Behörde — hier der Magiſtrat — 
ſelbſt den Beurkundungsbeamten, ſondern der Vorſtand der 
Behörde. Vorſtand des Magiſtrats von Berlin iſt aber un⸗ 
zweifelhaft nach 88 29 Abſ. 1, 58 Städte O. allein der Bürger⸗ 
meiſter K. Der angezogene § 29 Abſ. 1 bezeichnet den Bei⸗ 
geordneten oder zweiten Bürgermeiſter nur als Stellvertreter 
des Bürgermeiſters. Als Stellvertreter kommt er nur in Ver⸗ 
binderungsfällen in Betracht, kann aber nicht als Vorſtand mit 
und neben dem (erften) Bürgermeiſter erachtet werden. Vgl. 
RG. 53, 150. Mit Recht beſtreitet die Reviſion dagegen die 
formgerechte Beurkundung der Annahmeerklärung des Magiſtrats⸗ 
ſekretärs K. vom 10. Oktober 1905 deswegen, weil entgegen 
den SS 176, 177 FGG. die Vollmacht als Anlage des Proto⸗ 
kolls nicht mit verleſen worden iſt. Zwar ſoll — was auch 
nicht ganz unbeſtreitbar — die Beſtätigung der Verleſung des 
Protokolls im Zweifel zugleich die Verleſung der Anlage dar⸗ 
tun — vgl. IW. 09, 5094? —, aber im gegebenen Falle be: 
iteben ſolche Zweifel nicht, da die Klägerin nie beſtritten hat, 
daß eine Verleſung jener Protokollanlage weder beurkundet 
noch erfolgt iſt. Im vorliegenden Fall handelt es ſich nicht 
um eine einfache Vollmacht, ſondern um eine nach des die An⸗ 
nahme erklärenden K. und nach des Beurkundungsbeamten 
Willen zur Ergänzung des Protokolls ſelbſt dienliche Urkunde. 
Hiernach und gemäß den Mußvorſchriften in SS 176, 177 
FGG., SS 313, 128, 125 BGB. iſt die Annahmeerklärung 
vom 10. Oktober 1905 und zwar nicht bloß hinſichtlich ihrer 
Verweiſung auf die Anlage vielmehr in ganzem Umfange nichtig. 
Das von der Stadt geſtellte und vom Beklagten erfüllte Sicher⸗ 
heitsverlangen iſt als weſentlicher Beſtandteil des abzuſchließenden 
Immobiliarvertrages und zunächſt des dafür grundlegenden 
Angebotes des Beklagten aufzufaſſen und mußte es daher 
gemäß § 313 BGB. in dieſes Angebot nachträglich formgerecht 
aufgenommen werden. Es kann zugegeben werden, daß aus⸗ 
nahmsweiſe die den Abſchluß eines Grundſtücksveräußerungs⸗ 
vertragsſichernden oder eine beſondere Vergütung für deſſen 
Abſchluß verſprechenden Beſtimmungen gerichtlicher oder nota⸗ 
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rieller oder gleichwertiger Beurkundung nicht bedürfen, weil ſie 
als ſelbſtändige den Hauptvertrag nicht berührende Abmachungen 
zu gelten haben. In dieſem Sinne hat ſich auch der erkennende 
Senat ſchon bisweilen ausgeſprochen. Aber die Sicherheits⸗ 
leiſtungspflicht des Beklagten iſt als weſentlicher und not⸗ 
wendiger Beſtandteil des Grundſtücksüberlaſſungsvertrags und 
ſchon des Angebots dazu aufzufaſſen und unterlag ſie daher 
dem Beurkundungszwang des 8 313 BGB. B. c. Stadt⸗ 
gemeinde Berlin, U. v. 5. Febr. 10, 349/09 V. — Berlin. 

2. SS 157, 339 BGB. Konkurrenzverbot.] 

Im Vertrage vom 5. November 1906 hat ſich der Be⸗ 
klagte dem Kläger verpflichtet, „während 10 Jahre von heute 
an in keiner Stadt Deutſchlands, wo ſchon eine Berlitz School 
beſteht, eine Sprachſchule zu errichten oder an einer Sprach⸗ 
ſchule geldlich Intereſſen zu haben“. Der Beklagte hat nach 
Eingehung der mitgeteilten Verpflichtung in H., wo ſchon ſeit 
längerer Zeit eine Berlitz School beſtand, eine Sprachſchule er⸗ 
richtet, dann aber noch vor Erhebung der vorliegenden Klage 
am 28. Oktober 1907 mit ſeiner Frau einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, wonach dieſe Sprachſchule mit Inventar und aus⸗ 
ſtehenden Forderungen ausſchließliches Eigentum ſeiner Frau 
ſein ſollte. Als den Zweck dieſes Rechtsgeſchäfts ſtellt das 
BG. feſt, daß der Beklagte befürchtet habe, der Kläger werde 
wegen der Errichtung der Schule in H. gegen ihn vorgehen 
und er werde ſich, wie die Dinge damals lagen, gegen den zu 
erwartenden Angriff nicht mit Erfolg verteidigen können; des⸗ 
halb habe er Eigentum, Inhaberſchaft und Leitung der Schule 
an ſeine Frau übertragen. Bei dieſer Sachlage und auf Grund 
der weiteren Tatſache, daß der Beklagte fortfährt, an der Sprach⸗ 
ſchule ſeiner Frau Sprachunterricht zu erteilen, hat das BG. 
angenommen, daß er, wenn er auch nicht mehr Inhaber und 
Leiter der Schule ſei, doch noch an ihr im Sinne des Wett⸗ 
bewerbsverbots „geldlich Intereſſen habe“. Denn wenn auch 
zwiſchen ihm und ſeiner Frau Gütertrennung beſtehe, ſo nehme 
er doch als Ehemann an den Vorteilen der durch die gedeih⸗ 
liche Entwicklung der Schule geſchaffenen relativ günſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Poſition ſeiner Frau teil und fördere dieſe durch 
ſeine Tätigkeit an der Schule. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Ein auf Umgehung der Konkurrenz⸗ 
klauſel gerichtetes Verhalten ſteht nach dem Grundſatze von 
Treu und Glauben einer unmittelbaren Verletzung der⸗ 
ſelben gleich (Urteil des Senats vom 6. Oktober 1903 in der 
Sache III 268/03). Die Ordnung der rechtlichen Beziehungen 
ſeiner ſelbſt und ſeiner Frau zu der Schule, wie ſie der Be⸗ 
klagte in dem Vertrage vom 28. Oktober 1907 vorgenommen 
hat, ließen den ſchädlichen wirtſchaftlichen Erfolg, den das Wett⸗ 
bewerbsverbot verhindern wollte, unberührt. Die wirtſchaftliche 
Verbindung der Erwerbstätigkeit von Mann und Frau bewirkt 
es, daß das Verbot ſeinem Sinne und Zwecke nach übertreten 
wird, auch wenn formell die Frau die Inhaberin des Kon⸗ 
kurrenzgeſchäfts und der Mann nur Angeſtellter darin iſt. Die 
Rechtsformen der Gütertrennung und Eigentumsübertragung 
werden vom Beklagten mißbraucht, um das Recht des Klägers 
illuſoriſch zu machen. Das kann nicht zugelaſſen werden. Der 
Beklagte muß für verpflichtet erachtet werden, jede Tätigkeit zu 
unterlaſſen, die dem Betriebe dieſes Konkurrenzgeſchäfts dient 
B. c. B., U. v. 22. Febr. 10, 165/09 III. — Hamburg. 
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3. 58 202, 222, 779, 781, 782 BGB. Hemmung der 
Verjährung bei Stundung einer Schuld unter Gewährung 
von Teilzahlungen. Schriftform des vertragsmäßigen An⸗ 
erkenntniſſes im Vergleichsfalle. Zum Begriffe des Ver⸗ 
gleichs.] 

Anlangend die angebliche Hemmung der Verjährung 
durch Stundung ($ 202 Abſ. 1 BGB.), fo hat Kläger und 
Reviſionskläger geltend gemacht, erfahrungsmäßig würden Teil⸗ 
zahlungen unter der Bedingung bewilligt, daß die Termine 
pünktlich eingehalten würden. Unſtreitig habe die Beklagte die 
Bedingung nicht erfüllt. Der Einwand beruht auf einer Rechts⸗ 
anſchauung, die an ſich als richtig zugegeben werden kann. 
Einigt ſich ein Gläubiger mit ſeinem Schuldner über ratenweiſe 
Abtragung der Schuld, ſo liegt es unter Umſtänden tatſächlich 
nahe, die Vereinbarung, auch wenn dies nicht ausdrücklich betont 
wird, nach Treu und Glauben ſo auszulegen, daß die darin 
enthaltene Stundung über die einzelnen Termine heraus durch 
pünktliche Zahlung der Raten bedingt iſt. Mit dem Augenblick 
aber, wo durch Verſäumung eines Termins die Bedingung der 
Weiterſtundung ausfiel, würde die Stundung, die der 8 202 
BGB. im Auge hat, nämlich die vereinbarte Stundung, ihren 
Abſchluß gefunden haben. Dadurch, daß der Kläger zunächſt 
noch eine abwartende Stellung einnahm und nicht ſofort Klage 
erhob, hätte weder an der Fälligkeit der Schuld noch am Lauf 
der Verjährung etwas geändert werden können. Durch bloßes 
einſeitiges Zuwarten wäre die Verjährung nicht gehemmt. Daher 
würde aus dem Vorbringen des Klägers, ſeine Richtigkeit unter⸗ 
ſtellt, nichts hervorgehen, was die Annahme hinderte, daß die 
Verjährung abgelaufen ſei. Die bekannte Streitfrage, ob das 
„vertragsmäßige Anerkenntnis“ des § 222 Abſ. 2 BGB. der 
Regel nach der in § 781 beſtimmten Schriftform bedarf, wird 
vom KG. in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung 
bejaht. Auch das RG. nimmt keinen Anſtand, ſich der herrſchen⸗ 
den Meinung anzuſchließen. Wenn das Geſetz von der Rück⸗ 
forderung eines Anerkenntniſſes ſpricht, ſo läßt ſich das nur auf 
ein ſolches Anerkenntnis beziehen, das eine Verpflichtung wirklich 
erzeugt. Daher muß das abſtrakte Schuldanerkenntnis des 
8 781 BGB. als gemeint angeſehen werden. Ein daneben 
etwa noch denkbarer Verzicht auf die Einrede der Verjährung 
würde Kenntnis der Einrede vorausſetzen, die hier nicht behauptet 
iſt. Allein nach S 782 BGB. iſt das Schuldanerkenntnis von 
dem regelmäßig vorgeſchriebenen Formzwange befreit, wenn es 
im Wege des Vergleichs abgegeben wird. Auf Rechtsirrtum 
aber beruht die Meinung des KG., daß das Vorbringen des 
Klägers die Behauptung eines vergleichsweiſen Anerkenntniſſes 
nicht enthalte. Welche Bedenken obwalten könnten, den be⸗ 
haupteten Vertrag unter den S 779 BGB. zu ſubſumieren, 
iſt nicht erſichtlich. Die ökonomiſche Unſicherheit, ob der An⸗ 
ſpruch des Klägers gegen die Beklagte verwirklicht werden könne 
(8 779 Abſ. 2), fol den Anlaß geboten haben zu gegenſeitigem 
Nachgeben. Wie allgemein anerkannt, iſt dieſer Begriff im 
Sinne des täglichen Lebens zu verſtehen. Jedes Opfer, das 
eine Partei auf ſich nimmt, genügt (vgl. u. a. die Entſcheidungen 
des RG. vom 27. Mai 1903 Rep. V 32/03 und 3. April 1908 
Rep. VII 315/07, zum Teil abgedruckt in der JW. 1903 
Beil. S. 100 und im Recht 1908 Nr. 1961). C. c. L., U. v. 
2. Febr. 10, 80/09 I. — Berlin. 
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4. 8 208 BGB. Art und Weiſe des Anerkenntniſſes, 
wodurch die Verjährung unterbrochen wird.] 

Rechtsirrig iſt es, daß das BG. zur Unterbrechung der 
Verjährung einen Anerkenntnis vertrag für erforderlich hält; 
es iſt nicht einmal der Wille des Schuldners erforderlich, ſich 
dem Gläubiger gegenüber zu binden; vielmehr genügt zur An⸗ 
nahme eines die Verjährung unterbrechenden Anerkenntniſſes ein 
Verhalten dem Gläubiger gegenüber, aus dem ſich das Bewußt⸗ 
ſein des Schuldners von der Exiſtenz der Schuld klar und 
unzweideutig ergibt. B. c. Gr. B. Straßenb.⸗A.⸗G., U. v. 
17. Febr. 10, 61/09 VI. — Berlin. 

5. SS 249, 812 ff. BGB. Haftung des Vertretenen 
wegen argliſtigen Handelns des Vertreters? Bereicherung?! 

Das BG. hat die Frage offengelaſſen, ob auch die 
beklagte Ehefrau ſich einer argliſtigen Täuſchung ſchuldig gemacht 
hat, feſtgeſtellt iſt nur ein argliſtiges Verhalten des Ehemanns. 
Allerdings iſt der Betrug von dem Ehemanne als dem 
Vertreter der Beklagten und bei Gelegenheit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes verübt worden, allein hieraus folgt noch nicht die 
perſönliche Haftung der Ehefrau (Planck, Anm. 5 zu § 826, 
Staudinger, Anm. 5a zu § 164 u. Vorb. zu § 823). Iſt die 
Beklagte dem Betruge des Ehemanns perſönlich ferngeblieben, 
ſo kann ihre Haftung lediglich nach den Vorſchriften der 
S8 812 ff. BGB. über ungerechtfertigte Bereicherung (RG. 61, 207) 
bemeſſen werden. F. c. M., U. v. 16. Febr. 10, 147/09 V. — 
Stettin. 

6. SS 254, 618 BGB. Haftung des Dienſtherrn wegen 
Unfalls feiner Magd auf der Kellertreppe.] 

Die Klägerin, welche als Magd beim Beklagten im 
Dienſt ſtand, iſt am Abend des 3. Oktober 1905 auf der 
Treppe zum Keller dadurch zu Falle gekommen, daß ſie auf 
eine dort liegende Katze, die ſie in der Dunkelheit nicht be⸗ 
merkte, trat. Die Treppe erhielt nach den Angaben der 
Klägerin des Abends eine Beleuchtung nur durch das bei 
offenſtehender Küchen⸗ oder Kellertür aus der Küche fallende 
Licht. Sie ſei angewieſen worden, ſich mit dieſer Beleuchtung 
zu begnügen; es hätte ihr auch kein ſonſtiger Beleuchtungs⸗ 
gegenſtand für das Betreten des Kellers zur Verfügung ge⸗ 
ſtanden. Am Unfallstage ſei eine gewöhnlich ausgeſchaltete 
Zuſchlagsvorrichtung in Geſtalt einer Feder eingehängt geweſen; 
infolgedeſſen ſei die Tür, welche ſie offen gelaſſen habe, plötzlich 
zugefallen. Die wegen der Folgen dieſes Unfalls von der 
Klägerin erhobene Schadenserſatzklage iſt in beiden Vorinſtanzen 
für unbegründet erachtet worden. Das BG. unterſtellt die 
Richtigkeit der von dem Beklagten beſtrittenen Behauptungen, 
nimmt aber an, daß gleichwohb der Unfall als von der Klägerin 
ſelbſt verſchuldet zu erachten ſei. Sie habe, da ſie in der 
Küche ein⸗ und ausging, erkennen müſſen, daß die Zuſchlags⸗ 
vorrichtung eingeſchaltet ſei und deshalb dafür ſorgen müſſen, 
z. B. durch Vorſtellen eines Stuhles, daß die Tür nicht 
zufalle; ſie hätte auch durch die ihr angeblich erteilte Anweiſung 
ſich nicht abhalten laſſen dürfen, ſich für alle Fälle mit Licht 
zu verſehen. Die hiergegen erhobene Reviſion iſt, inſoweit ſie 
die Verletzung der 88 254, 618 BGB. und des § 286 ZPO. 
rügt, begründet. Ob die Klägerin die Einſchaltung der Zuſchlags⸗ 
vorrichtung ſofort hätte bemerken müſſen, und ob ſie alsdann 
das Zufallen der Tür wirklich hätte verhindern können, konnte 
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ohne nähere Aufklärung des Sachverhalts nicht feſtgeſtellt 
werden. Es fehlt jede Angabe über die Beſchaffenheit der 
Zuſchlagsvorrichtung, insbeſondere darüber, wie ſie wirkte und 
ob die Tatſache, daß ſie aus⸗ oder eingeſchaltet war, ſich ſofort 
bemerkbar machte; ebenſo fehlt eine Feſtſtellung darüber, wann 
ſie zuletzt vor dem Unfall der Klägerin eingeſchaltet war. Daß 
die Nichtbeachtung der Widereinſchaltung dieſer Zuſchlags⸗ 
vorrichtung der Klägerin unter allen Umſtänden als ein ſo 
ſchweres Verſchulden anzurechnen wäre, daß dieſe einen an ſich 
gegebenen Schadenserſatzanſpruch nach 8 254 BGB. völlig 
einbüßen müßte, kann nicht anerkannt werden. Es ſteht aber 
auch nicht feſt, daß die von der Küche bei geöffneten Türen 
ausgehende Beleuchtung genügt hätte. Daß die Klägerin dies 
ſelbſt behauptet hätte, erſcheint nach den Tatbeſtänden der 
Vorderurteile mindeſtens zweifelhaft. Wäre dies aber auch 
der Fall, ſo hätte doch mit der Möglichkeit eines Zufallens 
oder eines Geſchloſſenwerdens der Türen gerechnet werden 
müſſen. Dies nimmt auch das BG. felbft an, welches die 
Klägerin für verpflichtet erachtet, ſich für alle Fälle mit Licht 
zu verſehen beim Betreten des Kellers. Völlig fehl aber geht 
die Annahme des BG., daß die Klägerin ſich trotz einer ent⸗ 
gegenſtehenden ausdrücklichen Anweiſung mit Licht hätte ver⸗ 
ſehen müſſen. Hatten der Dienſtherr oder ſeine Vertreter der 
Klägerin eine ſolche Anweiſung gegeben, deren Befolgung die 
Geſundheit der Klägerin gefährdete, dann kann dee Dienſtherr 
nicht ſchlechthin von der Verantwortung dafür befreit werden. 
A. c. B., U. v. 22. Febr. 10, 170/09 III. — Cöln. 

7. § 276 BGB. Zur Schadenserſatzpflicht eines Gaſt⸗ 
wirts für einen auf dem Grundſtückshofe bei Glatteis erlittenen 
Unfall eines Gaſtes.] 

Die vom BG. in Erwägung gezogene Beſorgnis, daß von 
der Straße in das Wirtshaus kommende Gäſte, welche die auf 
dem Hofe befindliche Bedürfnisanſtalt aufſuchten, von der 
Straße her an den Stiefeln Schnee und Eis mitbringen 
konnten, und daß ſich einzelne Gäſte aus dem überbauten Teil 
des Hofraumes heraus auf den offenen Teil des Hofraumes 
ſtellen und auch von dort an den Stiefeln Schnee und Eis 
hereintragen konnten, kann nicht in Betracht kommen. Das 
BG. trifft keine Feſtſtellung, daß tatſächlich auf dieſe Weiſe 
Schnee oder Eis auf den überbauten Teil des Hofraums, auf 
welchem der Unfall ſich ereignet hat, eingebracht worden ſei. 
Es zieht nur Möglichkeiten in Betracht. Dieſe Möglich⸗ 
keiten und ihre Annahme waren aber nach der feſtgeſtellten 
Sachlage ſo fernliegend, daß den Beklagten nicht der Vorwurf 
der Fahrläſſigkeit trifft, wenn er ſolche Erwägungen nicht an⸗ 
ſtellte. Der Beklagte hatte auch keinen Anlaß zu der An⸗ 
nahme, daß vom offenen Hof her Schnee auf den zum Abort 
führenden Gang gelangen könne. Der Hofraum iſt zu einem 
großen Teil, und zwar in einer Breite von 12,82 m durch 
einen darüber befindlichen Tanzſaal überbaut und von drei 
Seiten vollſtändig geſchloſſen. Der überbaute Teil iſt gegen 
das Eindringen von Schnee und Regen von der offenen Hof⸗ 
ſeite her geſchützt. Das BG. ſtellt nicht feſt, daß außer⸗ 
gewöhnliche Witterungsverhältniſſe geherrſcht hätten und Schnee 
in den überbauten Teil, namentlich an die 7,20 m von dem 
offenen Hof entfernte Unfallſtelle eingedrungen ſei, und erkennt 
an, daß unter normalen Verhältniſſen nicht damit zu rechnen 
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geweſen ſein möge, es könne vom Hof unter die dort offene Halle 
bis zum Zugangsweg zum Abort hineinſchneien. Aber auch 
die weiter gegebene Begründung iſt nicht zu billigen, daß der 
Beklagte verpflichtet geweſen wäre, den überbauten Teil des 
Hofraums mit Sand oder Aſche um deswillen beſtreuen zu 
laſſen, weil ein Teil der Gäſte anſtatt auf dem Abort ſchon 
auf dem Wege dahin zu urinieren pflegte, und dieſe Unſitte 
auch trotz gelegentlichen Verbotes nicht auszurotten geweſen 
war. Der überbaute Teil des Hofes war an dem in Rede 
ſtehenden Abend durch eine Azetylenlampe beleuchtet, ſo daß 
der Zugang zu dem Abort vollſtändig erkennbar war. Auf die 
Unſitte, daß ein Teil der Gäſte ſchon auf dem Wege zum 
Abort zu urinieren pflegte, brauchte der Beklagte keine Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, und zwar um ſo weniger, da ſchon wiederholt 
Verbote ergangen waren. Dieſe Unſitte konnte dem Beklagten 
keine weitergehende Verpflichtung auferlegen. Es lag ihm auch 
nicht ob, das Verbot jeden Abend zu erneuern oder eine be: 
ſtändige Kontrolle zu üben. Die Gründe des angefochtenen 
Urteils ſind daher nicht geeignet, die Entſcheidung zu recht⸗ 
fertigen. Zur Endentſcheidung iſt die Sache nicht reif. Der 
Kläger hat unter Beweis geſtellt, daß das geſamte Wirtſchafts⸗ 
waſſer über den Hof und die Unfallſtelle getragen werde, und 
daß gerade in der Nähe der Treppe und der Eingangstür, 
alſo nahe der Unfallſtelle, die getragenen Gefäße beſonders oft 
überliefen. Könnte erwieſen werden, daß das Glatteis, auf 
welchem der Kläger gefallen iſt, auf dieſe Weiſe durch das am 
Sylveſterabend herrſchende Froſtwetter entſtanden ſei, ſo würde 
dem Beklagten ein Vorwurf daraus zu machen ſein, daß er 
dieſes Verſchütten von Waſſer auf dem Zugangsweg zum Abort 
duldete und die dadurch entſtehende Gefahr nicht durch Streuen 
mit abſtumpfendem Material beſeitigte. Das BG. hat dann 
aber den bisher unbeachtet gebliebenen Geſichtspunkt zu be⸗ 
rückfichtigen, daß der Kläger die zur Abwendung des Unfalles 
erforderliche Aufmerkſamkeit anzuwenden hatte. Iſt der Kläger 
unter ſolchen Umſtänden, wie ſie hier feſtgeſtellt ſind, auf einem 
überbauten, ordnungsmäßig teils mit Steinplatten belegten, 
teils gepflaſterten, beleuchteten Hofraum gefallen, ſo kann ſchon 
aus der Sachlage ohne weiteres gefolgert werden, daß er es 
an der nötigen Aufmerkſamkeit hat fehlen laſſen. W. c. T., 
U. v. 11. Febr. 10, 119/09 III. — Naumburg. 

S8. 5 276 BGB. Haftung des Gaſtwirts wegen 
ordnungswidrigen Zuſtandes der Gefäße.] 

Das BG. geht mit Recht davon aus, daß die Haftung 
des Schank⸗ und Gaſtwirts für Unfälle, die durch ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtand der Gefäße verurſacht find, in denen er 
ſeinen Gäſten die von ihnen gekauften Getränke verabfolgt, 
nach den allgemeinen Grundſätzen über Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung obliegender Vertragspflichten ſich richtet. (Vgl. 
RG. Bd. 65 Nr. 3 S. 11 ff.) Es ſteht feſt, daß der Beklagte 
dem Kläger das Bier in einem Glas vorgeſetzt hat, das einen 
Sprung hatte, daß das Glas, als der Kläger es auf den Tiſch 
aufſetzte, zerbrach und die Sehne ſeiner das Glas umſpannenden 
rechten Hand durchſchnitt. Zutreffend nehmen die Vor⸗ 
entſcheidungen an, daß es dem Gaſtwirt vermöge der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt obliegt, die Gläſer, welche er ſeinen 
Gäſten vorfetzt, auf ihre Unverſehrtheit hin zu prüfen, um 
etwaigen Verletzungen vorzubeugen. Die Erwägung des BG., 
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daß der Beklagte die Beobachtung der ihm hiernach obliegenden 
Sorgfalt darzutun habe, iſt gleichfalls zutreffend der, von der 
Reviſion dagegen erhobene Angriff daher unbegründet. (Vgl. 
RG. 65, 13 a. E. 14.) Übrigens ergibt das feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältnis ohne weiteres, daß der Beklagte es an der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt hat fehlen laſſen. G. c. W., U. v. 18. Febr. 10, 
130/09 III. — Stettin. | 

9. 88 278, 618 BGB. Nichthaftung des Gaſtwirts 
beim Unfall eines Angeſtellten auf einer noch nicht gereinigten 
Treppe.] 

Die ſeit Jahren als ſtändige Aushilfe zum Küchenperſonal 
des Beklagten gehörige Klägerin iſt am 8. Oktober 1907 vor⸗ 
mittags 11 Uhr auf der von der Küche zum Hausflur herab: 
führenden, baulich völlig ordnungsmäßigen Treppe, und zwar 
auf den oberen 11 Stufen zwiſchen Küchentür und Treppen⸗ 
abſatz, ausgeglitten und zu Fall gekommen. Am Abend vorher 
war in den Räumen des Beklagten Kirmes gefeiert worden; 
die Treppe war inzwiſchen noch nicht geſäubert, es lag noch 
Fett, Schmiere und Aſche auf derſelben. Dieſe Unſauberkeit 
war, wie feſtgeſtellt wird, Urſache des Ausgleitens. Der 
Ber R. nimmt in Übereinſtimmung mit dem LG. ein dem Be⸗ 
klagten zur Laſt fallendes Verſchulden an. Dem kann nicht 
beigepflichtet werden. Die Treppe war nicht für die Wirtshaus⸗ 
gäſte, ſondern für die Hausgenoſſen, das Küchenperſonal und 
die Lieferanten beſtimmt. Es beſtand die allgemeine, durch die 
Hausfrau kontrollierte und gewöhnlich befolgte Anordnung, daß 
die Treppe ungefähr 10 Uhr morgens durch zwei, ausdrücklich 
damit beauftragte Dienſtmädchen zu ſäubern war. Die Vor⸗ 
inſtanzen finden eine nach §S 278 BGB. den Beklagten treffende 
Fahrläſſigkeit darin, daß dieſe Stunde, 10 Uhr, nicht auch am 
8. Oktober 1907 eingehalten war, was der Beklagte mit den 
dringenden Küchengeſchäften für die unmittelbar bevorſtehende 
Kirmesnachfeier erklärt. Dieſe rechtliche Beurteilung iſt irrig. 
Der Verkehr auf der Treppe begann nach ihrer Zweckbeſtimmung 
lange vor 10 Uhr. Entweder hatte der Beklagte für Säube⸗ 
rung ſchon am frühen Morgen vor Beginn jedes Verkehrs zu 
ſorgen, oder es durfte die Säuberung bis auf Erledigung der 
dringenden Morgenarbeiten ausgeſetzt bleiben und erſt in der 
ſachgemäßen Reihenfolge der Küchengeſchäfte erfolgen. Daß 
der erſtere Standpunkt nicht eingenommen werden darf, zeigt 
die allgemeine Erfahrung. Auch dem allgemeinen Verkehr 
eröffnete Haustreppen ſind zu der Zeit, zu welcher der Verkehr 
der Hausgenoſſen, des Küchenperſonals und der Lieferanten 
beginnt, gewöhnlich noch nicht geſäubert. Dieſe Übung iſt kein 
Mißbrauch, ſondern eine natürliche Folge der notwendigen Ab⸗ 
ſtufung der Morgenarbeiten und ſie iſt den zu früher Stunde 
die Treppe benützenden Perſonen notwendig bekannt und all⸗ 
gemein bekannt. Wenn aber ſonach der Zeitpunkt der Treppen⸗ 
ſäuberung nicht ſchon durch den Beginn des Morgenverkehrs 
geſetzt wird, ſondern in gewiſſem Maße von dem Fortgang der 
Hausgeſchäfte abhängig bleiben darf, ſo gilt dies um ſo mehr 
von einer ausſchließlichen Küchentreppe. Falls hier wegen 
dringender, eben vom Küchenperſonal zu beſorgender Küchen⸗ 
geſchäfte die Säuberung der Treppe länger als gewöhnlich an⸗ 
ſtand, ſo durfte der Beklagte darauf rechnen, daß das Küchen⸗ 
perſonal, welches gewohnt war, die Treppe auch in ungeſäubertem 
Zuſtande zu benutzen, deſſen gewahr werde und nötigenfalls 
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erhöhte Vorſicht anwende. So liegt der Fall hier, wo die 
Klägerin ſchon ſeit Jahren die in der Frühe noch nicht ge⸗ 
ſäuberte Treppe begangen hatte, wo ſie am Morgen desſelben 
Tages die Treppe hinaufgegangen war und ſeitdem bis zum 
Unfall in der Küche an den eiligen Geſchäften mitgearbeitet 
hatte. Die Anſchauung des BerR. führt zur Bejahung der 
Haftung des Beklagten, falls die Klägerin oder ein nicht ſelbſt 
mit der Treppenſäuberung ſpeziell beauftragter Dienſtbote als⸗ 
bald nach 10 Uhr auf der unſauberen Treppe ausglitt, zur 
Verneinung dieſer Haftung, falls dies alsbald vor 10 Uhr 
geſchah. Ein ſolches Reſultat entſpricht weder der Natur der 
notwendig nicht immer ungefährlichen, häuslichen Dienſte, welche 
dem Küchen⸗ und Dienſtbotenperſonal obliegen, noch dem Maß 
der Anforderungen, welche an die Behandlung einer nur dem 
innerhäuslichen Küchenbetriebe dienenden, notwendig auch tags⸗ 
über wieder unſauber werdenden Treppe geſtellt werden können. 
Mangels eines Verſchuldens des Beklagten war vielmehr die 
Klage abzuweiſen. K. c. B., U. v. 22. Febr. 10, 260/09 III. 
— Düſſeldorf. 

10. SS 286, 812 BGB. Bereicherungs⸗ und Schadens⸗ 
erſatzanſpruch desjenigen, der einem anderen Wertpapiere über⸗ 
ſendet, damit dieſer an einen dritten Zahlung leiſtet, letztere 
aber nicht erfolgt und nunmehr Herausgabe und Schadenserſatz 
gefordert wird.] 

Die Vorinſtanzen haben überſehen, daß der jetzt von der 
Klägerin verfolgte Anſpruch auf Herausgabe der Papiere durch 
S 812 BGB. gerechtfertigt iſt. Die Klägerin befand ſich im 
Beſitze der Papiere, die ihr — wie ſie angibt und wie hier zu 
unterſtellen iſt — als Pfand für ihre Forderungen an S., ins⸗ 
beſondere für ihre Forderung aus Verauslagung des Kauf⸗ 
preiſes an das Emiſſionshaus, hafteten. Sie überſandte die 
Papiere dem Beklagten unter der deutlich erklärten Bedingung, 
daß der Gegenwert an ſie zu zahlen ſei. Das Schreiben hatte 
rechtlich eine ähnliche Bedeutung wie ein Vinkulationsbrief im 
Sinne des RG. 54, 213. Der Beklagte hat ſich der von der 
Klägerin aufgeſtellten Bedingung nicht unterworfen, und es iſt 
im erſten Prozeſſe rechtskräftig entſchieden, daß ein Vertrag, 
der den Beklagten zur Zahlung an die Klägerin verpflichtete, 
nicht zuſtande gekommen iſt. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, 
daß die Klägerin die Rückübertragung des Beſitzes der Papiere 
vom Beklagten fordern kann. Der Beklagte hat den Beſitz 
durch eine Leiſtung der Klägerin erlangt, hat ihn aber ihr 
gegenüber nunmehr ohne rechtlichen Grund, weil der mit der 
Beſitzübertragung von der Klägerin nach dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eingetreten iſt, nämlich 
der Erfolg, daß ſich der Beklagte zur Entrichtung des Gegen⸗ 
wertes an ſie verpflichten ſollte. Entgegen der Auffaſſung der 
Vorinſtanzen iſt daher dem Antrage der Klage auf Herausgabe 
der Papiere ſtattzugeben. Was den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz anlangt, ſo erſcheint auch dieſer Anſpruch rechtlich inſoweit 
nicht unbegründet, als damit der Erſatz des Intereſſes begehrt 
wird, das die Klägerin an der rechtzeitigen Erfüllung des 
Herausgabeanſpruches hatte. Sie hat den Herausgabeanſpruch, 
nachdem der Beklagte die Zahlung verweigert hatte, alsbald 
mit ihrem Schreiben vom 19. September 1906 geltend gemacht 
und damit den Beklagten in Verzug geſetzt. Nach §S 286 BGB. 
hat der Beklagte demnach der Klägerin den durch den Verzug 
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entſtandenen Schaden zu erſetzen. Soweit die Klägerin alfo 
dartun kann, daß ſie dadurch zu Schaden gekommen iſt, daß 
ihr der Beklagte den Beſitz der Papiere nicht bereits alsbald 
nach dem 19. September 1906 zurückübertragen hat, wird auch 
der Anſpruch auf Erſatz dieſes Schadens Erfolg haben müſſen. 
C. c. B., U. v. 2. Febr. 10, 94/09 I. — Naumburg. 

11. 58 295, 298, 300, 303, 326, 819, 989 BGB. Be⸗ 
endigung der Rückgabepflicht bez. eines Grundſtücks, wenn der 
Käufer es dem Verkäufer vergeblich zur Verfügung ftellt.] 

Der wegen Geiſteskrankheit nochmals entmündigte A. hatte 
von dem Beklagten durch notariellen Vertrag vom 6. Auguſt 1906 
ein Grundſtück gekauft, 19 000 & angezahlt, auch das letztere 
übergeben und aufgelaſſen erhalten. Sein Vormund klagte mit 
der Behauptung, A. hätte ſich ſchon im Auguſt 1906 in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krank⸗ 
hafter Störung ſeiner Geiſtestätigkeit befunden, gegen den Be⸗ 
klagten geklagt und beantragt, ihn zu verurteilen, daß er: 
1. anerkenne, der notarielle Vertrag vom 9. Auguſt 1906 ſowie 
die auf Grund des Vertrages erklärte Auflaſſung ſeien nichtig, 
2. dem Kläger 19 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Tage 
der Klagzuſtellung zurückzahle. Das LG. verurteilte. Hierauf 
teilte der Vormund dem Beklagten durch Schreiben vom 3. Juli 
1908 unter Bezugnahme auf dieſes Urteil mit, daß er in Zu⸗ 
kunft ſich um die Verwaltung des Grundſtücks nicht mehr 
kümmere und auch die jetzt fällig werdenden Hypothekenzinſen 
nicht mehr bezahle; zur Aushändigung der Mietverträge ſei er 
bereit. Der Beklagte, der Berufung eingelegt hat, beantragte, 
die Vorentſcheidung nur dahin abzuändern, daß der Beklagte 
zur Zahlung lediglich Zug um Zug gegen Herausgabe des 
Grundſtücks verurteilt werde. Über das Grundſtück wurde dann 
Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung verhängt. Das 
KG. hat, als der Kläger ſich außerſtande erklärte, das Grund⸗ 
ſtück herauszugeben, weil er es nicht mehr beſitze, den Beklagten 
verurteilt, dem Kläger 19 000 & Zug um Zug gegen folgende 
Erklärungen des Klägers zu zahlen: 1. gegen Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs gegen den Zwangsverwalter, 2. gegen Er⸗ 
teilung der Zuſtimmung zur Grundbuchsberichtigung. Das RG. 
wies die Reviſion des Beklagten zurück und verwarf auf klägeriſche 
Reviſion die Berufung des Beklagten: Da der Vertrag vom 
6. Auguſt 1906 nichtig war, ſo konnte der Kläger mit der Be⸗ 
reicherungsklage die Anzahlung von 19 000 & zwar zurück⸗ 
verlangen, der Beklagte aber durfte, ſei es wegen der Natur 
des Bereicherungsanſpruchs (RG. 54 S. 137, 140), ſei es auf 
Grund des § 273 BGB. (RG. 49, 423; JW. 08, 76; 09 
S. 1335, 716; Gruch. 51, 919), die Zahlung von der Rück⸗ 
gabe des Grundſtücks abhängig machen. Dieſe Rückgabe 
hat indeſſen der Kläger dem Beklagten niemals verweigert. Der 
BerR. behauptet zwar, das Schreiben vom 3. Juli 1908 ent⸗ 
hielte von der Herausgabe des Grundftücks kein Wort; dies 
widerſpricht aber dem klaren Wortlaut desſelben, der über die 
Bereitwilligkeit des Klägers nicht bloß die Mietverträge, 
ſondern auch das Grundſtück dem Beklagten zu überlaſſen, 
keinen Zweifel ließ. In der Tat ſieht der Beklagte in dieſem 
Schreiben und dem ſpäteren Verhalten des Klägers eine Preis⸗ 
gebung des Grundſtücks und macht dem Kläger den Vorwurf, 
daß dieſe Preisgabe ein grobes Verſehen enthalte, für das der 
Kläger nach den SS 819, 989, 300 BGB. ſelbſt dann hafte, 
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wenn dem Beklagten Annahmeverzug zur Laſt falle. Dabei iſt 
indeſſen die Vorſchrift des 8 303 BGB. überſehen, die dem 
Kläger das Recht gab, beim Verzuge des Beklagten den 
Beſitz des herauszugebenden Grundſtücks einfach aufzugeben 
(Prot. 1, 332). Im Verzuge befand ſich der Beklagte, der die 
Rückgängigmachung des Kaufs und die Rückzahlung des Geldes 
verweigerte, nach den Beſtimmungen der 88 295, 298 BGB. 
wenn nicht ſchon früher, ſo doch jedenfalls ſeit dem Empfang 
des Schreibens vom 3. Juli 1908. Daß in dieſem Schreiben 
das Angebot des Grundſtücks mit der Androhung ſeiner Preis⸗ 
gabe verbunden war, iſt ebenſowenig wie in dem ähnlichen 
Falle des §S 326 BGB. (RG. 50 S. 255, 262) zu beanſtanden. 
Für die weiteren Schickſale des Grundſtücks hatte demnach nicht 
der Kläger, ſondern der Beklagte aufzukommen, ein Anſpruch 
des Beklagten auf Herausgabe des Grundſtücks beſtand nicht 
mehr. A. c. K., U. v. 26. Febr. 10, 182/09 V. — Berlin. 
12. 5 326 Abſ. 1 BGB., § 286 ZPO. Über die An⸗ 
gemeſſenheit einer Nachfriſt und den erforderlichen Beweis.] 
Der BerR. bezeichnet die von der Münzſtätte geſetzte Nach⸗ 
friſt als zu kurz und nimmt deshalb eine Verlängerung um 
einen Tag vor. Wollte der BerR. die Feſtſtellung treffen, daß 
die geſetzte Friſt zu kurz geweſen ſei, ſo mußte er zunächſt klar⸗ 
legen, welche Friſt als eine angemeſſene zu erachten war. Um 
die Angemeſſenheit der bis 15. März 1906 gegebenen Nachfriſt 
drehte ſich gerade der Streit; das ganze Material zur Be⸗ 
antwortung dieſer Frage lag dem BerR. vor. Der BerR. 
lehnt die Prüfung dieſer Frage jedoch ausdrücklich als eine zu 
ſchwierige ab. Über dieſe Schwierigkeit äußert ſich der BerR. 
dahin: Die für die Beförderung von Berlin nach Hamburg 
erforderliche Zeit könne von Sachverſtändigen leicht abweichend 
beurteilt werden, die Fahrdauer der Züge berückſichtige nicht 
die Zeit der Auflieferung und Auslieferung; daher könnten die 
Tarife der Berechnung der Fahrzeiten nicht zugrunde gelegt werden. 
Hieraus folgert der Ber R. ſodann noch, daß eine Berechnung 
für die Klägerin höchſt ſchwierig geweſen, und ſei die Klägerin 
durch die inkorrekte Friſtſetzung der Hamburger Münze in einen 
Irrtum über die Dauer der Nachfriſt verſetzt worden: Zunächſt 
mißverſteht hier der Ber R. die in RG. 68, 329 abgedruckte 
Entſcheidung dahin, als habe dort ausgeſprochen werden ſollen, 
daß die von der Hamburger Münze gewählte Art der Friſt⸗ 
ſetzung an ſich ſchon die Klägerin in einen Irrtum über die 
Dauer der Nachfriſt habe verſetzen können und daher zur Ver⸗ 
neinung der Angemeſſenheit der Nachfriſt führe. Der Sinn der 
Entſcheidung des RG. in RG. 68, 329 iſt im Eingang der 
Gründe wiedergegeben und hat der BerR. an anderer Stelle 
ſeiner Gründe dieſen Sinn richtig aufgefaßt. Der BerR. be⸗ 
ſindet ſich alſo nicht im Einklang mit RG. 68, 329, wenn er 
daraus einen Irrtum der Klägerin herleitet. Im übrigen iſt 
auf die Bedenken des BerR. zu entgegnen, daß die Ausführung 
der in RG. 68, 329 angegebenen Berechnung keinen Schwierig⸗ 
keiten begegnen kann. Es bedarf lediglich der Ermittlung der 
Fahrdauer der Ware von Berlin nach Hamburg, wie ſie ſich 
die Klägerin unter den gegebenen Umſtänden vorzuſtellen hatte; 
danach iſt ſodann zu ermitteln, welche Nachfriſt für die Ab⸗ 
lieferung am Erfüllungsort Berlin als angemeſſen zu erachten 
war. Erſcheint dem BerR. dieſe Ermittlung jetzt noch zu 
ſchwierig, ſo wäre das vorhandene Beweismaterial in prozeß⸗ 
36 * N 
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ordnungsmäßigem Wege zu vervollſtändigen. Aber die Schwierig⸗ 
keiten, welche ſich bei einer Beweiswürdigung ergeben können, 
und deren Hebung belehrt 8 286 ZPO. Hamburgiſcher Staat 
c. M., U. v. 11. Febr. 10, 252/09 II. — Hamburg. 

13. 88 366 Abſ. 2, 839 BB. Vernachläſſigung der 
Amtspflicht. Anrechnung geleiſteter Zahlungen.] 

Der Kläger verlangt mit der Klage vom Beklagten Schadens⸗ 
erſatz, weil dieſer als Verwalter des Poſtamts N. durch fahr⸗ 
läſſige Verletzung feiner Amtspflicht verſchuldet habe, daß ein 
am 5. Januar 1905 fälliger Wechſel über 300 & nicht rechtzeitig 
proteſtiert worden und der Kläger dadurch ſeiner Wechſelregreß⸗ 
rechte gegen den Ausſteller und einen Indoſſanten verluſtig 
gegangen ſei. Das BG. hat die auf §S 839 BGB. geſtützte 
Klage abgewieſen, weil der Kläger für ſeinen in dem Verluſte 
der Regreßrechte beſtehenden Schaden bereits anderweitig Erſatz 
erlangt habe. Es hat feſtgeſtellt, daß der Ausſteller des Wechſels 
S. in der Zeit vom 5. Februar bis 3. April 1905 in Raten 
den Betrag von 340 A an den Kläger gezahlt hat, daß S. zu 
dieſer Zeit als Ausſteller von 4 Wechſeln über je 300 , 
fällig am 5. Oktober 1904, 5. Januar, 5. April und 5. Juli 
1905 in Frage kam, deren Inhaber der Kläger war, und daß 
S. bei jenen Zahlungen nicht angegeben hat, worauf ſie ver⸗ 
rechnet werden ſollten. Der am 5. Oktober 1904 fällige Wechſel 
war proteſtiert, der am 5. Januar 1905 fällige iſt der hier 
ſtreitige, deſſen Proteſtierung unterblieben war. Das BG. führt 
nun aus: da S. bei den Zahlungen nicht beſtimmt habe, auf 
welche der mehreren Forderungen des Klägers ſie verrechnet 
werden ſollten, fo habe der Kläger nach S 366 Abſ. 2 BGB. 
verfahren müſſen. Danach ſeien die Zahlungen zunächſt auf 
die fällige Schuld und unter mehreren fälligen Schulden auf 
diejenige zu verrechnen, die dem Gläubiger die geringere Sicher⸗ 
heit biete. Von den beiden am 5. Oktober 1904 und am 
5. Januar 1905 fällig gewordenen Wechſeln habe der letztere 
als präjudizierter Wechſel dem Kläger geringere Sicherheit ge⸗ 
boten als erſterer, der proteſtiert war. Daher habe der Kläger die 
Zahlungen S.s auf den am 5. Januar 1905 fällig gewordenen, 
alſo den hier ſtreitigen Wechſel verrechnen müſſen, wodurch er getilgt 
worden ſei. Dieſe Ausführungen ſind von der Reviſion mit Recht 
als irrtümlich angefochten: Die Anrechnung von Zahlungen nach 
§ 366 Abſ. 2 BGB. ſetzt voraus, daß überhaupt eine Schuld 
beſteht. Gegen S. war der Wechſelregreßanſpruch aus dem 
Wechſel, der am 5. Januar 1905 fällig geworden war, er⸗ 
loſchen. Welche Forderung dem Kläger trotzdem noch aus 
dieſem Wechſel gegen S. zugeſtanden haben könnte, hat das BG. 
nicht dargelegt. Für die Annahme eines Wechſelbereicherungs⸗ 
anſpruchs nach Art. 83 WO., worauf der Reviſionsbeklagte in 
der mündlichen Verhandlung hingewieſen hat, fehlen die tat⸗ 
ſächlichen Unterlagen. Denn für den Bereicherungsanſpruch 
genügt nicht die Präjudizierung des Wechſels, ſondern er ſetzt 
eine poſitive Bereicherung des Ausſtellers oder Akzeptanten 
voraus. Ob eine ſolche vorliegt, kann nur unter Heranziehung 
des der Wechſelbegebung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes 
entſchieden werden (ROH G. 11, 59; 22, 258; NG. 44, 78). 
über das materielle Rechtsverhältnis, in welchem S. zu dem 
Kläger und den übrigen Wechſelbeteiligten ſtand, hat aber das 
BG. nichts feſtgeſtellt. Aufhebung und Zurückverweiſung. 
L. c. K., U. v. 11. Febr. 10, 114/09 III. — Berlin. 
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14. 88 414, 415 BGB. Vorausſetzung für die Schuld⸗ 
übernahme. 

Die Annahme eines neuen Schuldners und der von ihm 
gebotenen Sicherheiten braucht nicht notwendig eine Schuld⸗ 
übernahme im Sinne des $ 414 BGB. oder eine ſchuld⸗ 
aufhebende Novation zu ſein, dazu gehört vielmehr der, wenn 
auch nur aus konkludenten Handlungen, zu entnehmende Wille 
des Gläubigers, den früheren Schuldner aus ſeiner Schuld⸗ 
verbindlichkeit zu entlaſſen (vgl. RG. 14, 210; 19, 253 und 
die dort angef. früheren Urteile S. 256, 257, auch ROH G. 8, 384). 
Ob dieſer Wille vorhanden war, iſt Tatfrage und in der 
Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen. Aus ähnlichen Gründen 
hat der Ber R. auch die Anwendbarkeit des 8 415 BGB. ver⸗ 
neint. Er unterſtellt, daß die Klägerinnen bei der Abfaſſung 
der Kaufverträge B.3, aus denen mit Hilfe der Auslegung eine 
ſchuldbefreiende Übernahme entnommen werden könne, anweſend 
geweſen ſeien, er bezweifelt aber, daß die Klägerinnen den 
Sinn erkannt hätten und vermißt auf der einen Seite den 
Willen, eine Mitteilung im Sinne des § 415 ergehen zu 
laſſen (vgl. RG. 33 S. 189, 191; 67, 412; JW. 06, 303), 
auf der andern Seite den Willen, die Schuldbefreiung zu 
genehmigen. Wie wenig, fo bemerkt der Ber R., die Beteiligten 
an Vereinbarungen im Sinne des § 415 BGB. gedacht hätten, 
ergebe ſich ſchon daraus, daß der Beklagte ſelbſt die Schuld⸗ 
befreiung ſchon in der Löſchungsbewilligung gefunden habe. 
Dieſe Ausführungen ſind nicht angegriffen und ein Rechts⸗ 
irrtum iſt darin nicht enthalten. L. c. S., U. v. 16. Febr. 10, 
160/09 V. — Breslau. 

15. 58 652 ff. BGB. Treupflicht des Mäklers gegenüber 
ſeinem Auftraggeber.] 

Das RG. hat in mehreren Entſcheidungen ausgeſprochen, 
daß der Mäkler ſeinem Auftraggeber gegenüber eine Treupflicht 
in dem vom BG. angenommenen Umfange hat — unterlaſſene Mit⸗ 
teilung von früher in dem Grundſtück vorhandenem Hausſchwamm 
— und daß deren ſchuldhafte Verletzung den Verluſt der Proviſions⸗ 
forderung nach ſich zieht (Seuff Arch. Bd. 56 Nr. 73; Gruchots Beitr. 
45, 1012; Urteil vom 20. September 1907 in der Sache III 
99/07). Hieran iſt feſtzuhalten. Ihre Rechtfertigung findet 
dieſe Auffaſſung einerſeits in der Natur des Mäklervertrags 
und anderſeits in dem allgemeinen Grundſatze, daß derjenige 
Vertragsteil, der ſeine Vertragspflicht ſchuldhafterweiſe nicht 
erfüllt hat und nicht mehr erfüllen kann, auch die Gegenleiſtung 
nicht zu fordern berechtigt iſt. W. c. M., U. v. 15. Febr. 10, 
162/09 III. — Berlin. 

16. SS 823, 826 BGB. Zum Begriffe des „ſonſtigen 
Rechts“. Verſtoß gegen die guten Sitten?! 

Der klagende Verein will Kaufleute und Gewerbetreibende, 
die ihrer Kundſchaft bei Bareinkäufen einen Rabatt gewähren 
wollen, zur einheitlichen Regelung der Rabattabgabe unter ſich 
verbinden. Zu dieſem Zwecke gibt er an ſeine Mitglieder 
Sparmarken und Sparbücher ab, die ihrerſeits an die bar⸗ 
kaufenden Kunden auf je 20 % Zahlung eine Marke zu ver: 
abfolgen haben; die Bücher werden Kunden gegen Bezahlung 
von 10 # überlaſſen; in fie werden die verabfolgten Spar⸗ 
marken eingeklebt; das mit 1000 Marken gefüllte Buch muß 
von jedem Mitglied mit 10 & in Zahlung genommen werden; 
der Verein löſt es von den Mitgliedern zum Preiſe von 9,50 # 
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ein. Die Beklagte war Mitglied des Vereins, wurde aber 
von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen. Sie gibt ſeitdem keine 
Sparmarken mehr aus, nimmt aber von ihren Kunden Spar⸗ 
bücher in Zahlung an. Der klagende Verein ſieht darin ein 
unlauteres und gegen die guten Sitten verſtoßendes Gebaren der 
Beklagten durch das ſie den Kläger ſchädige. Er hat klagend 
beantragt, der Beklagten zu unterſagen, mit Sparmarken des 
Klägers gefüllte Sparbücher in Zahlung zu nehmen. Das OLG. 
gab der Klage ſtatt, das RG. hob auf und wies die Berufung 
gegen das Urteil des LG., welches die Klage abgewieſen hatte, 
zurück: In der Rechtſprechung des RG. iſt wiederholt an⸗ 
erkannt worden, daß ein eingerichteter und ausgeübter Gewerbe⸗ 
betrieb als verkörperter Wille im Gegenſatze zu der bloßen 
Freiheit der wirtſchaftlichen und gewerblichen Willensbetätigung 
unter den Begriff eines „ſonſtigen Rechts“ nach $ 823 Abſ. 1 BGB. 
gebracht werden könne (RG. 51, 369; 56, 271; 58, 214; 
64, 52; 65, 210), aus denſelben Gründen, aus denen auch 
ein durch die Übergabe der Mietſache und den ausgeübten 
Beſitz des Mieters verkörpertes und durch den Beſitzbeſtand für 
jedermann erkennbares Mietrecht den „ſonſtigen Rechten“ des 
genannten Ab. 1 zugezählt worden iſt (RG. 59, 326). An 
dieſen Vorausſetzungen fehlt es aber im gegebenen Falle durch⸗ 
aus. Der klagende Verein hat überhaupt keinen Gewerbebetrieb, 
er hat keinen auf eigene ſelbſtändige Erwerbstätigkeit gerichteten 
Willen, der im Sinne der angezogenen Entſcheidungen in 
äußeren Veranſtaltungen ſeine gegenſtändliche Verkörperung 
gefunden haben könnte. Wenn die Beklagte den von dem 
klagenden Vereine verfolgten Zielen entgegenarbeitet, ſo wird 
damit der Beſtand des Vereinsunternehmens ſelbſt nicht an⸗ 
gegriffen; wenn ſich die Beklagte dabei etwa unerlaubter Mittel 
bedient haben ſollte, ſo würde hierdurch wohl die Anwendung 
des S 826, nicht aber die des 8 823 Abſ. 1 BGB. gerecht⸗ 
fertigt. Ob das BG. auf die Handlungsweiſe der Beklagten 
die Beſtimmung des § 826 BGB. wirklich angewendet hat, 
oder ob es ſchließlich ihre Anwendbarkeit dahingeſtellt laſſen 
wollte, darüber geben die Entſcheidungsgründe des BU. keine 
vollſtändige Klarheit. Die Anwendbarkeit des 5 826 BGB. 
auf den vorliegenden Sachverhalt iſt aber in Wahrheit zu ver⸗ 
neinen. Deſſen Tatbeſtand erfordert ein Handeln mit dem 
Bewußtſein, daß dadurch einem anderen ein Schaden zugefügt 
werde, und in einer Weiſe, die wider die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt d. i. die demjenigen zuwiderläuft, was nach dem Anſtands⸗ 
gefühl aller billig und gerecht Denkenden unter den gegebenen 
Verhältniſſen geboten erſcheinen mußte (RG. 58, 214), wogegen 
auf die Betätigung einer vornehmen Denkungsart, eine Berück⸗ 
ſichtigung von Intereſſen anderer unter Umſtänden mit Hintan⸗ 
ſetzung des eigenen Vorteils und unter Opfern, nicht gerechnet 
werden kann (RG. 55, 367). Ein Handeln der Beklagten 
gegen die guten Sitten würde vielleicht angenommen werden 
konnen, wenn die Beklagte Käufer angelockt hätten mit der 
Ankündigung, daß ſie Sparbücher des klagenden Vereins in 
Zahlung nehme. Das iſt aber nicht behauptet. Darin, daß 
ſie Kunden, die bei ihr kaufen wollen, nicht zurückweiſt, 
weil ſie das an ſich ungerechtfertigte Verlangen an ſie ſtellen, 
ſie ſolle Sparbücher des Klägers in Zahlung nehmen, daß ſie 
für ſie verdienſtliche Geſchäfte nicht deshalb aufgibt, weil ſie 
vielleicht dem Intereſſe des klagenden Vereins und ſeiner Mit⸗ 
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glieder zuwiderlaufen, kann ein unanſtändiges Verhalten nicht 
gefunden werden. G. c. B., U. v. 3. Febr. 10, 28/09 VI. — 
Düſſeldorf. 

17. 8 823 BGB. verb. mit SS 11, 15, 41, 42, 64, 
83, 84, 155 GmbH.] 

Nach den Beſtimmungen des BGB. über unerlaubte Hand⸗ 
lungen hat nicht jeder einen Anſpruch darauf, daß ein anderer 
ein Geſetz nicht verletze, und kommt derjenige, der ein Geſetz 
verletzt, nicht ohne weiteres jedem anderen für die Geſetzes⸗ 
verletzung und deren Folgen auf. Vielmehr haftet, ſofern es 
ſich nicht um eine Verletzung der in § 823 Abſ. 1 BGB. be⸗ 
zeichneten Güter und Rechte handelt, der Täter grund ſätz⸗ 
lich, von Einzelbeſtimmungen abgeſehen, nach § 823 Abſ. 1 
demjenigen, dem aus ſeiner Handlung ein Schaden entſtanden 
iſt, nur dann, wenn der Täter gegen „ein den Schutz eines 
anderen bezweckendes Geſetz“ (ſchuldhaft) verſtoßen hat. 
Dabei iſt zunächſt außer Zweifel und allgemein anerkannt, daß 
derjenige, der ſich auf § 823 Abſ. 2 berufen will (der Be: 
ſchädigte), gerade zu denjenigen Perſonen gehören muß, zu 
deren Schutz das betreffende Geſetz beſtimmt iſt; nur der, 
deſſen Schutz bezweckt iſt, iſt der „andere“ im Sinne des 
8 823 Abſ. 2 (RG. 63, 327). Was nun das hier allein in 
Frage kommende Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898 anlangt, welches 
feine jetzige Faſſung zur Herbeiführung feiner innerlichen ber: 
einſtimmung mit dem BGB. erhalten hat und ſo mit dieſem 
zugleich am 1. Januar 1900 in Kraft getreten iſt, ſo will 
dieſes Geſetz die Verhältniſſe der Geſellſchaften m. b. H. 
regeln; es ſollen durch das Geſetz die geſamten Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Geſellſchaft — nach innen und nach außen, in 
bezug auf die Gläubiger und Schuldner, in bezug auf die ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter und die Geſellſchafter — geregelt werden. 
Dabei wird zwar auch beſtimmt, daß wer vor dem Beſtehen 
der Geſellſchaft m. b. H. als ſolcher im Namen der Geſellſchaft 
handelt, aus dieſer Handlung demjenigen, dem gegenüber er 
gehandelt hat, alſo Dritten, außerhalb der Geſellſchaft 
Stehenden, haftbar iſt (§S 11 Abſ. 2 des Geſetzes); aber im 
übrigen, bei dem Beſtehen der Geſellſchaft ſind Beſtim⸗ 
mungen über Beziehungen dritter Perſonen zueinander oder 
zu der Geſellſchaft oder zu deren Organen, im allgemeinen, 
nicht getroffen. Beſtimmungen darüber lagen völlig außer⸗ 
halb des Rahmens des Geſetzes. Inſofern Beziehungen 
Dritter zu der Geſellſchaft oder deren Organen erwachſen, 
wurzeln fie in Umſtänden und Verhältniſſen, die mit dem be⸗ 
ſonderen Recht der Geſellſchaft m. b. H. nichts zu tun haben 
und ihre Regelung daher auch nicht durch das dieſe Geſell⸗ 
ſchaften betreffende Geſetz, ſondern in den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zu finden haben. Insbeſondere find die 
Pflichten, die das Geſetz den Organen der Geſellſchaft, den 
Geſchäftsführern und einem etwa beſtellten Aufſichtsrat, auf: 
erlegt hat, Pflichten dieſer Organe gegenüber der Geſell⸗ 
ſchaft, aber nicht Pflichten irgend einem Dritten gegen⸗ 
über; durch die Erfüllung der Pflichten ſoll den Intereſſen 
der Geſellſchaft, nicht denjenigen Dritter gedient werden (RG. 
63, 326). Würde aus der Pflichtverletzung ſchon jeder Dritte 
nach § 823 Abſ. 2 einen Schadenserſatzanſpruch haben, ſo be⸗ 
durfte es nicht noch der beſonderen Betonung und Hervor⸗ 
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hebung, daß demjenigen, dem gegenüber die Pflicht zu 
erfüllen iſt, Schadenserſatzanſpruch aus der Nichterfüllung der 
Pflicht zuſtehe. Nun hat freilich das Geſetz in § 83 die Ver⸗ 
letzung der in 8 41 Abſ. 1 und 2 über die Buchführung (und 
Bilanzziehung) auferlegten Pflichten im Falle der Zahlungs⸗ 
einſtellung der Geſellſchaft oder der Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens über ihr Vermögen unter Strafe geſtellt und in 
8 84 Strafe für die Unterlaſſung der in § 64 zur Pflicht ge⸗ 
machten Konkursbeantragung angedroht. Aber beide ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen wollen nur den in SS 41, 42, 64 
gegebenen Geboten den erforderlichen Nachdruck geben und die 
Intereſſen der Geſellſchaft (wie damit auch der Gläu⸗ 
biger und möglicherweiſe, was hier nicht zu entſcheiden iſt, der 
einzelnen Geſellſchafter) ſchützen, nicht aber darüber und damit 
über die Zwecke und Ziele des Geſetzes hinaus Schutz 
für jedermann gewähren. — In betreff der SS 64, 84 dieſes 
Geſetzes liegt keinerlei Veranlaſſung vor, ihre Tragweite anders 
als die der 88 41, 42, 83 zu beſtimmen. Die zivilrecht⸗ 
liche Folge der Pflichtverletzung der Geſchäftsführer iſt wie in 
§ 43 für den Fall des Verſtoßes gegen die 88 41 (Abſ. 1 
und 2), 42, fo in § 64 Abſ. 2 für den Fall des Verſtoßes 
gegen § 64 Abſ. 1 geregelt, und dieſe Regelung wäre in dem 
einen wie in dem anderen Falle überflüſſig geweſen, wenn 
ſchon ohnehin die Vorſchrift des S 823 Abſ. 2 BGB. Platz zu 
greifen hätte. Der Geſetzgeber hat im allgemeinen nicht die 
Aufgabe und nicht das Beſtreben, dafür zu ſorgen, daß jemand 
in dem rechtsgeſchäftlichen Verkehr des täglichen Lebens, 
inſoweit es ſich bei der Abſpielung dieſes Verkehrs um 
keinerlei Täuſchungen und Vorſpiegelungen, insbeſon⸗ 
dere auch um keinerlei unrichtige Veröffentlichungen 
handelt, nicht dadurch zu Schaden komme, daß er einen 
minderwertigen oder auch wertloſen Gegenſtand erwirbt. Was 
für ein Wertsobjekt im einzelnen Falle vorliegt, hat jeder, der 
einen Geſchäftsanteil erwerben bzw. eine Stammeinlage über⸗ 
nehmen oder der eine Aktie erwerben will, ſelbſt zu prüfen; 
der Geſetzgeber kann und will ihm dabei nicht helfen. Das 
liegt bei dem Erwerb der hier bezeichneten Gegenſtände nicht 
anders als bei dem Erwerb von Sachen, Rechten, Hypotheken 
oder irgendwelchen ſonſtigen Gegenſtänden. (Zurückweiſung der 
klägeriſchen Reviſion.) W. c. S., U. v. 11. Febr. 10, 255/09 II. 
— Cöln. 

18. 5 823 BGB. verb. mit $ 367 Nr. 12 StGB. Aber 
die Beſchaffenheit eines Weges, bei deſſen Benutzung zur Nacht⸗ 
zeit ein Paſſant abgekommen und in ein daneben befindliches 
Waſſerloch geraten und verunglückt ift.] 

Nach dem, was ſonſt über den fraglichen „Richtweg“ feſt⸗ 
ſteht, handelte es ſich überhaupt nicht um einen eigentlichen 
Weg, ſondern um die Spuren einer alten Feldbahn, die vor 
einer Reihe von Jahren zeitweilig dort gelegen hatte, Spuren, 
die dann bisweilen auch zum Gehen benutzt worden waren, 
wie überhaupt gelegentlich von einzelnen aus dem Publikum 
unbenutzt daliegendes Land überſchritten zu werden pflegt. Nun 
ſetzt freilich 5 367 Nr. 12 StGB. nicht gerade einen ordent⸗ 
lich angelegten Weg voraus, aber doch einen mit einer gewiſſen 
Häufigkeit ſich wiederholenden Verkehr von Menſchen; denn ſo 
ſind die betreffenden Worte im Geſetze gemeint; aber dabei 
kommt es doch noch darauf an, ob dieſer Verkehr bloß bei 
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Tage oder auch in der Dunkelheit ſtattfindet. Es kann eine 
Grube oder ein Abhang am Tage keiner Verwahrung bedürfen 
und doch zur Nachtzeit ohne eine ſolche für Menſchen gefähr⸗ 
lich ſein. Daß bei dieſer Materie ſolche Unterſcheidungen in 
Betracht kommen, iſt vom erkennenden Senate ſchon aus⸗ 
geſprochen zur Sache Gundermann wider Fromm Erben, 
VI 271/07. Hier haben nun die Kläger gar nicht behauptet, 
daß an der fraglichen Stelle nachts ein Verkehr von Menſchen 
ſtattgefunden habe. Dazu kommt noch, daß gerade zur Zeit 
des Unfalles das Betreten dieſes Pfades vor kurzem durch 
Warnungstafeln überhaupt verboten worden war. Daß dieſe 
Tafeln damals dort auch noch ſtanden, nimmt das BG. an, 
weil die Kläger nicht das Gegenteil behauptet hätten. (Zurück⸗ 
weiſung der klägeriſchen Reviſion.) S. c. R., U. v. 7. Febr. 10, 
135/09 VI. — Berlin. 

19. 88 826, 873, 875, 894 BGB. verb. mit $ 42 EBD. 
Anfechtung voreingetragener Rechte durch den nachſtehenden 
Hypothekengläubiger, wenn es ſich nicht bloß um einen Legiti⸗ 
mationsmangel hinſichtlich jener Eintragungen, ſondern um 
völligen Wegfall nach materiellem Recht handelt. Bedeutung 
des Mangels einer Eintragung gegenüber einem Dritten. 
Kenntnis des letzteren von einer Bindung ſeines Rechtsvor⸗ 
gängers.] 

Auf dem im Grundbuch von Gummersbach eingetragenen 
Grundbeſitz des Architekten B. und ſeiner Ehefrau hafteten für 
den Kläger 2 Hypotheken von 5000 & und 22000 &. Bor: 
eingetragen waren für einen J. in Abt. III Nr. 35: 23400 % 
und 37: 6000 #. In einer notariell beglaubigten Urkunde 
vom 25. Oktober 1905 quittierte J. über einen Teil der erſten 
Hypothek im Betrage von 9600 & und bewilligte deſſen 
Löſchung, während die Eheleute B. den Löſchungsantrag ſtellten 
und gleichzeitig zugunſten des Klägers die Eintragung einer 
Löſchungsvormerkung bei den beiden Poſten von 23 400 & und 
6000 & für den Fall bewilligten und beantragten, daß dieſe 
Hypotheken ſich ganz oder zum Teil mit dem Eigentum am 
Grundbeſitz vereinigen ſollten. Eingetragen wurde indeſſen nur 
die Vormerkung bei Abt. III Nr. 37, die Eintragungen bei Abt. III 
Nr. 35 wurden abgelehnt, weil der Hppothekenbrief verloren 
gegangen war und aufgeboten werden mußte. Im März 1906 
traten die Eheleute B. mit dem Beklagten in Verkaufsunterhand⸗ 
lungen, die nach vorgängigem Zuſtandekommen wechſelſeitiger 
Verkauf⸗ und Kaufverpflichtungen am 6. Mai 1906 zur Beur⸗ 
kundung eines notariellen Kaufvertrages führten. Der Beklagte 
ſollte für die Grundſtücke einen Kaufpreis von 37000 & ent⸗ 
richten, davon jedoch bar nur 1 200 „ zahlen, im übrigen die 
eingetragenen Hypotheken in Höhe von 35800 & übernehmen. 
Der Reſt der Hypotheken, nämlich die letzteingetragenen 22000 % 
des Klägers, die B. wegen angeblichen Wuchers als nicht zu 
Recht beſtehend bezeichnete, und 10600 & von Abt. III Nr. 35 
ſollten weggeſchafft und zu dieſem Zwecke noch 1000 & von 
dem baren Kaufpreis an J. gezahlt werden. In einer weiteren 
notariellen Verhandlung vom 6. April 1906 bekannte J., 
10600 & erhalten zu haben und bewilligte die Löſchung, die 
mitanweſenden Eheleute B. aber bewilligten zur Sicherung des 
Beklagten gegen die Verluſte, die ihm möglicherweiſe dadurch 
entſtehen könnten, „daß die Grundſtücke durch die augenblicklich 
beſtehende Mehrbelaſtung nicht aufgelaſſen werden könnten,“ die 
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Eintragung einer Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrage von 
10600 &. Sie erklärten weiter, daß fie den von J. quittierten 
Teilbetrag in eine Sicherungshypothek umwandelten und dem 
vorſtehenden entſprechend an den Beklagten abträten, mit Rück⸗ 
ſicht auf den Verluſt des Hypothekenbriefes auch die Eintragung 
eines Vermerks im Grundbuch bewilligten und beantragten, des 
Inhalts, daß über den zur Eigentümergrundſchuld gewordenen 
Teilbetrag von 10600 & zugunſten des Beklagten verfügt ſei. 
Der Beklagte erklärte die Annahme dieſer Erklärungen. Am 
20. April 1906 ließ der Grundbuchrichter in Abt. III Nr. 35, 
ohne daß ihm der Hypothekenbrief vorgelegt wurde, eine „Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des dem (Beklagten) zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs auf Abtretung einer Sicherungshypothek bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 10600 &, zu bilden aus einem Teilbetrage von 
10600 &, ſoweit derſelbe Eigentümerhypothek ſei,“ eintragen. 
Der Beklagte wurde, nachdem die Auflaſſung erklärt war, am 
20. Juni 1906 als Eigentümer eingetragen. Der Kläger hat 
am 29. Dezember 1906 eine einſtweilige Verfügung erzielt, wo⸗ 
durch dem Beklagten verboten wurde, über die bei Abt. III 
Nr. 35 zu ſeinen Gunſten eingetragene Vormerkung und über 
die Hypothek J.s in Abt. III Nr. 37 zu verfügen. Sodann 
hat er Klage erhoben mit dem Antrage, der Beklagte ſolle 
verurteilt werden, die Löſchung der zu ſeinem Gunſten einge⸗ 
tragenen Vormerkung ganz, eventuell in Höhe von 9600 & zu 
bewilligen und zu beantragen. Auch hat er dem Juſtizfiskus, 
wegen des von dem Aſſeſſor O. begangenen Verſehens, und der 
Fiskus ſeinerſeits dem Aſſeſſor O. den Streit verkündet; der 
Juſtizfiskus iſt dem Kläger als Nebenintervenient beigetreten. 
Im Laufe des Rechtsſtreits ſind die Grundſtücke auf Betreiben 
des Klägers zur Zwangsverſteigerung gekommen und, nachdem 
der Kläger im Bietungstermin vom 3. Oktober 1907 unter 
Abernahme der Hypotheken Abt. III Nr. 35, 36, 37 mit einem 
Bargebot von 17000 & Meiſtbietender geblieben war, Zeſſio⸗ 
narien des Klägers zugeſchlagen worden. Die Hypotheken des 
Klägers in Abt. III Nr. 38, 39 ſind gelöſcht, der Kläger be⸗ 
hauptet aber als ausgefallener Gläubiger und wegen der ſeinen 
Zeſſionaren gegenüber übernommenen Verpflichtungen ein Inter⸗ 
eſſe an der Löſchung der Vormerkung des Beklagten zu haben. 
Er hat auch einen Pfändungsbeſchluß vom 19. September 1907 
vorgelegt, wonach wegen eines Teilbetrages der Hypothek von 
22000 & im Betrage von 12000 & die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld in Abt. III Nr. 35 gepfändet und ihm zur Einziehung 
überwieſen worden iſt. Unter Aufrechthaltung des Klagantrags 
bat er eventuell beantragt, die Klage zwar in der Hauptfache 
für erledigt zu erklären, dem Beklagten aber die Koſten aufzu⸗ 
erlegen. Das BG. hat die Klage abgewieſen und auf eine 
von dem Beklagten erhobene Widerklage den Kläger verurteilt, 
die Löſchung der im Grundbuch in Abt. III Nr. 35 und 37 zu 
ſeinen Gunſten eingetragenen einſtweiligen Verfügung zu be⸗ 
willigen. Die Berufung des Klägers iſt zurückgewieſen worden; 
ebenſo die Reviſion, der ſich der Preußiſche Juſtizfiskus ange⸗ 
ſchloſſen hatte: Inſoweit die Klage die rechtliche Unwirkſamkeit 
der Vormerkung behauptet, hat der BerR. ſie als Berichtigungs⸗ 
klage im Sinne des § 894 BGB. aufgefaßt und dem Kläger 
zunächſt die Aktivlegitimation abgeſprochen, weil er an der 
Eigentümergrundſchuld kein dingliches Recht erlangt habe und 
auf Grund perſönlicher Rechtsbeziehungen die Berichtigungsklage 
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nicht erhoben werden könne (RG. 53, 375). Dieſe Ausführung 
greift die Reviſion nicht ohne Grund an. Sie macht mit Recht 
darauf aufmerkſam, daß der Kläger ſeinen Anſpruch auf ſeine 
Hypothekenrechte gegründet hatte, die durch voreingetragene 
Rechte beeinträchtigt werden. Nach der Rechtſprechung des RG. 
kann der nachſtehende Hypothekengläubiger zwar nicht einen 
bloßen Legitimationsmangel bei vorgehenden Rechten geltend 
machen (RG. 15, 224 ff.; 62, 170), wohl aber kann er nach 
den Grundſätzen des materiellen Rechts den völligen Wegfall 
verlangen, und zwar auch dann, wenn ſeine Hypothekenrechte 
durch den Zuſchlag erloſchen ſind, ſofern er nur, wie er be⸗ 
hauptet, als ausgefallener Hypothekengläubiger ein Intereſſe 
daran hat (RG. 63, 157). Das Recht der Eheleute B. kann 
hier nicht hindernd eintreten, weil dieſe bereits formgerechte 
Löſchungs⸗ und Eintragungsbewilligung erteilt haben (Urteil v. 
6. Februar 1907 V 346/06 im 3BlFfG. 8, 249). Indeſſen 
kann es hierauf nicht weiter ankommen, weil die weiteren Aus⸗ 
führungen des Ber R., daß die Vormerkung des Beklagten für 
rechtswirkſam zu erachten ſei, nicht zu beanſtanden ſind. Die 
Eintragung ohne Vorlegung des Hypothekenbriefes hätte aller⸗ 
dings nach S 42 GBO. nicht erfolgen dürfen, dieſe Vorſchrift 
iſt indeſſen, wie der BerR. zutreffend hervorhebt, nur eine 
Ordnungsvorſchrift, die den Rechtserwerb des Beklagten nicht 
verhindern konnte. Die Bindung der Eheleute B. beſtand nur 
dem Kläger gegenüber und begründete nicht, wie dies in der 
Literatur zum Teil angenommen wird, eine Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung gegenüber Dritten (Prot. 3, 72; RG. 55, 340; 66, 285; 
3BlFfG. 8, 546). Da wegen Mangels der Eintragung die 
Rechtsänderung zugunſten des Klägers noch nicht eingetreten 
war, waren die Eheleute B. gegenüber Dritten noch verfügungs⸗ 
berechtigt. Der Rechtserwerb des Beklagten konnte auch nicht, 
wie dies zum Teil angenommen wird (Staudinger VII a zu 
§ 873, I 1j zu S 875), dadurch gehindert werden, daß der 
Beklagte von der Verfügung zugunſten des Klägers, wie der 
BerR. unterſtellt, Kenntnis hatte und ſonach des guten Glaubens 
entbehrte, denn der gute Glaube kann zwar einen Rechtserwerb 
vom Nichtberechtigten heilen, nicht aber kann beim Erwerb vom 
Berechtigten der ſchlechte Glaube den Rechtserwerb hindern. 
Die bloße Kenntnis des Beklagten von den Anſprüchen des 
Klägers reicht weder für die Anfechtung noch für die Klage aus 
§ 826 BGB. aus (vgl. in der letzten Beziehung RG. 62, 137; 
Gruchot 50, 971; 51, 987 und V 461/08). Es erledigen ſich 
damit dieſe Klagegründe und es kommt auf die weitere Er⸗ 
wägung des BerR., daß der Kläger eventuell nur einen Rang⸗ 
rücktritt, nicht eine Löſchung der Vormerkung beanſpruchen könnte, 
eine Erwägung, von der nicht erſichtlich iſt, wie ſie die völlige 
Abweiſung der Klage rechtfertigen ſoll, nicht weiter an. Dem 
Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß, den der Kläger beige⸗ 
bracht hat, hat der Ber R., da die Vormerkung ihm zeitlich vor⸗ 
geht, auch keine Eintragung oder Briefübergabe ſtattgefunden 
hat, mit Recht jede Bedeutung verſagt. S. u. Preuß. Juſtiz⸗ 
fiskus c. L., U. v. 12. Febr. 10, 196/09 V. — Cöln. 

20. 8 831 BGB. Entlaſtungsbeweis bezüglich der Erſatz⸗ 
pflicht des Geſchäftsherrn.] 

Der von dem Beklagten — dem Staatsärar, vertreten 
durch die Oberpoſtdirektion — zur Beſtellung von Telegrammen 
verwendete 17 jährige K. hat am Abend des 16. November 1906 
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bei der Ausführung einer ſolchen Verrichtung den auf dem 
Fußwege der Landſtraße gehenden L. mit ſeinem Rade über⸗ 
fahren und verletzt. Seine Witwe und Rechtsnachfolgerin hat 
Entſchädigungsanſprüche erhoben, die vom BG. abgewieſen ſind, 
weil der nach 8 831 BGB. dem Beklagten freigelaſſene Ent⸗ 
laſtungsbeweis für geführt angeſehen iſt. Das RG. hob auf: 
Der Beklagte hat Beweis dafür angetreten, daß die Poſtbehörde 
bei der Anſtellung K.s als Depeſchenbote die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt beobachtet, ihn auch mit einem brauchbaren 
Rade ausgerüſtet habe. Das BG. würdigt das Ergebnis der 
Beweiserhebung dahin, daß es nicht darauf ankomme, ob die 
Signalglocke des von K. benutzten Rades einen nur ſchwachen 
Ton gehabt habe; denn L. würde, weil er auf dem Fußwege 
gegangen ſei, auf ein etwa von ihm gehörtes Signal nicht aus⸗ 
gebogen fein. Der etwaige Mangel ſei alſo einflußlos geweſen. 
Das iſt nicht zu beanſtanden. Es führt weiter aus, die Aus⸗ 
ſtattung des Rades mit einer Ollampe ſtatt mit einer Azetylen- 
lampe ſei kein Mangel geweſen, weil die erſteren Lampen zum 
Teil vom Verkehr vorgezogen würden. Das find tatſächliche 
Erwägungen, die hier nicht nachzuprüfen find. Von der Klägerin 
war aber geltend gemacht, die Ollampen an den Rädern der 
Poſtboten ſeien ungenügend gereinigt geweſen und hätten den 
Fahrern nicht geſtattet, in ausreichender Entfernung heran⸗ 
kommende Perſonen wahrzunehmen. Dieſes Vorbringen nötigte 
den Beklagten zu dem Beweis, daß die Laterne des Rades, 
mit dem K. am Unfallstage ausgeſandt war, in gehörigem Zu⸗ 
ſtande und nicht verſchmutzt geweſen iſt. Denn gegenüber dem 
Beſtreiten der Klägerin liegt dem Beklagten der Beweis ob, 
daß er bei der ihm obliegenden Beſchaffung des von K. be⸗ 
nutzten Rades die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. Das BG. hat das verkannt, indem es nur prüft, ob nach 
dieſer Richtung hin dem Beklagten eine Fahrläſſigkeit nach⸗ 
gewieſen ſei. Es iſt ein Beweis von der Klägerin verlangt, 
wo der Beklagte den Entlaſtungsbeweis zu führen hat. Allein 
dieſer Rechtsirrtum nötigt nicht zur Aufhebung des BU., weil 
angenommen iſt, der Unfall ſei lediglich durch das unfinnige 
Schnellfahren K.s verurſacht worden und würde ſich in gleicher 
Weiſe ereignet haben, wenn die Laterne geputzt geweſen wäre. 
Damit iſt feſtgeſtellt, daß der Schaden auch bei Anwendung 
der erforderlichen Sorgfalt auf den Zuſtand der Laterne ein⸗ 
getreten wäre. Was endlich die Auswahl K.s für die ihm 
übertragene Verrichtung anlangt, ſo iſt dem BG. auch darin 
nicht entgegenzutreten, daß die Poſtbehörde bei der erſten An⸗ 
ſtellung K.s eine ausreichende Sorgfalt beobachtet hat. Es 
kann der Reviſion nicht zugegeben werden, daß es an ſich be⸗ 
denklich iſt, einem 17 jährigen jungen Menſchen eine ſolche 
Stellung anzuvertrauen, die ihm eine eingebildete Meinung von 
ſeiner Stellung als Beamter gebe und ihn dadurch zum Schnell⸗ 
fahren reize. Die Belehrung K.s über die für Radfahrer be 
ſtehenden Vorſchriften und die Bedrohung mit Entlaſſung, wenn 
er ſie nicht einhalte, ſind als ausreichender Belag dafür an⸗ 
zuſehen, daß bei der erſten Einweiſung in ſeine Stellung nichts 
verſäumt worden iſt. Aber die Beurteilung des darüber hinaus 
vom Beklagten zu erbringenden Entlaſtungsbeweiſes gibt doch 
zu mehrfachen Bedenken Anlaß. Das BG. hat zunächſt nicht 
beachtet, daß es für den Beklagten darauf ankommt, darzutun, 
daß bei der Ausſendung K.s am Abend des 16. November die 
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erforderliche Sorgfalt beobachtet iſt. Dafür reicht nicht in 
jedem Falle der Beweis aus, daß die Verwendbarkeit K.s bei 
ſeiner erſten Anſtellung geprüft worden iſt, vielmehr muß auch 
erkennbar ſein, daß er während ſeiner mehrmonatigen Dienſtzeit 
ſich als brauchbar und geeignet erwieſen hat. Im gegebenen 
Falle konnte der Schluß aus dem Ergebnis der erſten Prüfung 
auf die ſpätere Brauchbarkeit des K. nicht als ſicher gelten, 
weil die Beweisaufnahme ergeben hatte, daß dem Polizei⸗ 
kommiſſar St. K. wie auch andere Depeſchenboten als unvor⸗ 
ſichtige Schnellfahrer bekannt geweſen ſind. Dieſe Tatſache 
führt zugleich zu einem zweiten erheblichen Bedenken gegen die 
Begründung des angefochtenen Urteils. Sicher iſt die Poſt⸗ 
behörde nicht in der Lage geweſen, die einzelne, dem K. auf⸗ 
getragene Fahrt zur Beſtellung einer Depeſche zu überwachen 
und zu leiten. Aber wenn ſie jugendliche Perſonen zur Be⸗ 
ſtellung eiliger Depeſchen verwendete, mußte fie doch ſich Ge⸗ 
wißheit darüber verſchaffen, ob ſie dieſe Verrichtung in geeigneter, 
nicht gefahrbringender Weiſe ausführten. Die gewöhnliche Er⸗ 
fahrung weiſt darauf hin, daß Übereifer oder Luft am Schnell: 
fahren die Boten dahin bringen konnten, bei der Ausführung 
ihrer Verrichtung andere zu gefährden. Die Poſtbehörde mußte 
darum dieſe Ausführung überwachen und Ausſchreitungen 
entgegentreten. Dazu bedurfte es nicht der Aberwachung der 
einzelnen Fahrt, ſondern nur der Anordnung von Maßregeln, 
die ihr Kenntnis von dem Benehmen der Depeſchenboten zu 
verſchaffen geeignet waren. Sie konnte zu dieſem Zweck die 
Hilfe der Straßenpolizei in Anſpruch nehmen oder unter den 
eigenen Beamten brauchbaren Perſonen den Auftrag erteilen, 
bei ihren Dienſtgängen auf der Straße darauf zu achten, ob 
die Depeſchenboten die ihnen erteilten Anweiſungen beobachteten. 
Hat, was noch zu erörtern iſt, die Poſtbehörde unterlaſſen, die 
Dienſtführung K.s oder der Depeſchenboten im allgemeinen zu 
beeinfluſſen und zu leiten, fo kann der in § 831 geforderte 
Entlaſtungsbeweis nicht als geführt gelten. L. c. Staatsärar, 
U. v. 7. Febr. 10, 78/09 VI. — Zweibrücken. 

21. 5 836 BGB. Baugerüſt als ein mit einem Grundſtück 
verbundenes Werk, auch wenn es zu einem vorübergehenden 
Zwecke errichtet wird.] 

Es handelt ſich nicht um den Einſturz eines unvollendeten 
Gebäudes, ſondern um den Einſturz eines fertigen Baugerüſtes. 
Ein ſolches nach den Regeln der Baukunſt errichtetes Gerüſt, 
das durch die in das Erdreich eingelaſſenen Gerüſtbäume mit 
dem Grund und Boden verbunden iſt, ſtellt ſich unbedenklich 
als ein mit einem Grundſtück verbundenes Werk im Sinne 
des § 836 BGB. dar (vgl. RG. 60, 139, Urteil des 
erkennenden Senats vom 21. September 1908 in Sachen 
Hamann wider Wisniewski IV 153/08). Es wird hieran nichts 
dadurch geändert, daß das Gerüſt nur einem vorübergehenden 
Zwecke dient. B. c. H., U. v. 10. Febr. 10, 231/09 IV. — 
Hamm. 

22. 58 839, 1837, 1848 BGB. Fahrläſſige Verletzung 
der Aufſichtspflicht ſeitens des Vormundſchaftsrichters.] 

Das BG. verneint, daß der Beklagte durch Fahrläſſigkeit 
die ihm als Vormundſchaftsrichter obliegenden Pflichten in der 
Kontrolle der früheren Vormünderin der Kläger verabſäumt, 
insbeſondere ſeiner Aufſichtspflicht nach S 1837 BGB. nicht 
genügt habe, darüber zu wachen, daß die Hinterlegung der 
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Wertpapiere bei der ſtädtiſchen Bank in B. in geſperrter Weile 
nach § 1814 BGB. bewirkt werde: Dieſer Beurteilung kann 
nicht beigetreten werden. Der § 4 der Bedingungen für die 
Niederlegung von Wertpapieren behufs Aufbewahrung und Ver⸗ 
waltung bei der ſtädtiſchen Bank zu B. beſtimmt zwar, daß 
über die in einer Vormundſchaftsſache bei der Bank nieder⸗ 
gelegten Wertpapiere nur mit ſchriftlicher Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts verfügt werden kann. Es folgt dann 
aber der durch fetten Druck hervorgehobene Zuſatz: „Dieſe 
Sperrung wird auf der Niederlegungsbeſcheinigung vermerkt.“ 
Der Beklagte mußte daraus entnehmen, daß dieſer Sperr⸗ 
vermerk von der Bank für erforderlich erachtet werde, um die 
Verfügungsbeſchränkung des Vormunds kenntlich zu machen, 
und daß eine mit dem Sperrvermerk nicht verſehene Hinter⸗ 
legungsbeſcheinigung eine Sicherheit gegen unbefugte Abhebung 
der Wertpapiere nicht gewähre. Mindeſtens hätte er bei auf⸗ 
merkſamer und ſorgfältiger Prüfung der Beſtimmungen des 8 4 
erhebliche Zweifel haben müſſen, ob nicht der Sperrvermerk 
dieſe Bedeutung habe, und die Bank bei Fehlen des Sperr⸗ 
vermerks zur Herausgabe der Wertpapiere an die Vormünderin 
ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts berechtigt ſei 
und jede Haftung für den durch unberechtigte Abhebung ent⸗ 
ſtehenden Schaden ablehne. Er durfte nicht mit der Möglichkeit 
rechnen, daß es ſich lediglich um eine bei der ſtädtiſchen Bank 
beſtehende Einrichtung für den inneren Geſchäftsbetrieb handele, 
zufolge deren die Bank den Sperrvermerk auf dem von der 
Vormünderin dem Beklagten vorgelegten Hinterlegungsſchein 
noch vornehmen werde; vielmehr hätte er angeſichts der ihm 
nach der Feſtſtellung des BG. nicht entgangenen Tatſache, daß 
der Hinterlegungsſchein keinen beſonderen Sperrvermerk trug, 
zur Beſeitigung der beſtehenden Zweifel die Bank um Auskunft 
über die Bedeutung der Beſtimmung des § 4 und um Bei⸗ 
fügung des Sperrvermerks für den Fall, daß dies zur Sicherung 
der Mündel erforderlich ſei, erſuchen müſſen. Waren dem 
Beklagten vor der Prüfung des Hinterlegungsſcheins vom 
26. Oktober 1903 andere von der ſtädtiſchen Bank ausgeſtellte 
Hinterlegungsſcheine noch nicht zu Geſicht gekommen, ſo war es 
um ſo mehr ein Gebot der Vorſicht, bei der ſtädtiſchen Bank 
Erkundigungen einzuziehen. Das Verſchulden des Beklagten 
kann auch nicht mit dem BG. um deswillen verneint werden, 
weil der Beklagte es mit einer Vormünderin zu tun hatte, die 
„den beſſeren Ständen angehörte, ſich anſcheinend in guten 
Vermögensverhältniſſen befand und noch dazu die Mutter der 
Mündel war“. Abgeſehen davon, daß dieſe letztere Tatſache 
an Erheblichkeit dadurch verliert, daß die Mutter der Mündel 
zur zweiten Ehe geſchritten war, können alle dieſe Umſtände 
den dem Beklagten zur Laſt fallenden Mangel an Aufmerkſamkeit 
und Sorgfalt nicht rechtfertigen. Der Beklagte haftet daher den 
Klägern für den Schaden, der ihnen dadurch entſtanden iſt, daß 
die Vormünderin in der Zeit vom 30. Mai 1904 bis zum 
27. Oktober 1905 die Pfandbriefe bei der ſtädtiſchen Bank ab⸗ 
gehoben hat, gemäß SS 1848 und 839 BGB., und zwar, da 
ihm nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, nur dann, wenn die 
Kläger nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermögen. 
Diefe Frage iſt vom BG. noch nicht geprüft worden. Zur 
Endentſcheidung iſt deshalb die Sache nicht reif. A. c. R., 
U. v. 15. Febr. 10, 125/09 III. — Breslau. 
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23. SS 844, 1360 BGB. verb. mit § 3 Abſ. 2 RHaftpflG. 
Anſpruch der Witwe eines durch einen Eiſenbahnzug über⸗ 
fahrenen und getöteten Kaufmanns, aus deſſen fortgeführtem 
Geſchäfte ſie Einnahmen bezieht, gegenüber dem Eiſenbahn⸗ 
ſiskus 2] 

Die einen derartigen Anſpruch verfolgende Witwe wurde 
mit der Klage abgewieſen und ihre Reviſion blieb erſolglos: 
Es ſtehe daher zur Frage, ob der Witwe M. überhaupt ein 
Schaden erwachſen ſei. Dieſe Frage wird vom BG. verneint. 
Die Auffaſſung des BG. bezüglich der Anrechnung von ererbten, 
fortdauernd zum Unterhalte der Witwe des Getöteten verwend⸗ 
baren Vermögens auf den Schadenserſatzanſpruch aus § 3 
Abſ. 2 RHaftpfl®. bzw. § 844 BGB. iſt rechtsgrundſätzlich 
zutreffend und ſteht im Einklange mit der neueren Rechtſprechung 
des RG. Der Grundſatz, daß die Witwe von dem Haft⸗ 
pflichtigen inſoweit keinen Erſatz beanſpruchen kann, als ihr in 
den Einkünften des zufolge des Todes ihres Ehemannes auf 
ſie übergegangenen Vermögens die Mittel zur Beſtreitung ihres 
Unterhaltes geblieben find, hat ſich vornehmlich für den Fall 
der gütergemeinſchaftlichen Ehe als gerechtfertigt erwieſen (RG. 
Bd. 64 Nr. 87 S. 355 ff.; Bd. 69 Nr. 65 S. 293 ff.). Aber er 
iſt auch bei anderem ehelichen Güterſtande entſprechend auf das 
durch Erbfolge der Witwe zugefallene Vermögen in Anwen⸗ 
dung zu bringen. (Urteil vom 17. Dezember 1906, VI 178/06; 
IW. 07, 1300, Urteil vom 20. Januar 1910, VI 29/09). 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß es nicht maßgebend fein würde, 
welchen Betrag die Klägerin aus dem auf ſie übergegangenen 
Geſchäfte ſeit dem Tode des Ehemannes tatſächlich zu ihrem 
Unterhalte bekommen, richtiger geſagt entnommen hat, vielmehr 
zu fragen war, ob das Geſchäft auch ſeither ſo viel eingebracht 
hat, daß unbeſchadet des ordnungsmäßigen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes aus dem Reingewinn der Unterhalt der Witwe 
beſtritten werden konnte. Allein in dieſem letzteren Sinne iſt 
zweifellos die Feſtſtellung des BU. zu verſtehen. Das iſt eine 
tatſächliche Feſtſtellung, die im Hinblick auf 88 286, 287 
ZPO. ſich als unanfechtbar erweiſt. Das BG. ſieht als er 
wieſen an, daß unter allen Umſtänden von den Erträgniſſen 
des Geſchäftes ſo viel erübrigt wurde, um den im Sinne von 
8 1360 BGB. ſtandesgemäßen Unterhalt der Witwe, ſelbſt 
wenn deſſen Koſten zu dem von der Klägerin angegebenen Be⸗ 
trage von 4500 & berechnet würden, voll zu decken. Aller: 
dings wäre der Witwe eine Einkommensquelle, die fie ſich nach 
dem Tode des Mannes durch ihre eigene ſelbſtändige Erwerbs⸗ 
tätigkeit, wenn auch unter Zuhilfenahme von ererbtem Ver⸗ 
mögen, geſchaffen hätte, inſofern nicht auf ihren Schadens⸗ 
erſatzanſpruch anzurechnen, als ſie die hieraus erfließenden 
Einnahmen perſönlich verdient, ihrer Arbeitskraft und nicht 
den von dem verſtorbenen Ehemann ihr hinterlaſſenen Ver⸗ 
mögenswerten verdankt. Es handelt ſich um ein größeres, gut⸗ 
gehendes kaufmänniſches und Fabrikgeſchäft, auf dem in den 
letzten vier Jahren vor dem Tode des M. ein durchſchnittlicher 
Gewinn von etwa 9000 & jährlich erzielt worden war. Ein 
derartiges, wohl fundiertes Handelsgeſchäft ſtellt nicht nur 
einen realen, in dem Komplexe der geſamten Betriebsmittel 
verkörperten Vermögenswert dar, ſondern bildet auch — bei 
Fortbeſtehen der Firma und der ſogenannten Chancen des Ge⸗ 
ſchäftes, namentlich eines ſolchen von altem Rufe und mit ver⸗ 
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läſſiger Kundſchaft — eine dauernde Einnahmequelle für die 
Hinterbliebenen ſelbſt, wenn dieſe ſich nicht perſönlich an dem 
Fortbetriebe des Geſchäftes beteiligen. Von einer bloßen 
Gewinnchance oder Erwerbsmöglichkeit kann man hier nicht 
ſprechen. Im vorliegenden Falle lag nun für das BG. 
durchaus kein Anlaß vor, die Geſchäftserträgniſſe des M. ſchen 
Geſchäftes auch nur zu irgendeinem Teile auf Rechnung eigener 
Erwerbstätigkeit der Witwe zu ſetzen. Es iſt von der Klägerin 
auch nicht behauptet worden, daß und wieweit ſie ſich perſönlich 
bei dem Betriebe des Geſchäfts tätig beteilige. Vielmehr hat 
ſie unſtreitig einen „Geſchäftsleiter“ angeſtellt. Wenn aller⸗ 
dings die Klägerin das Riſiko bei dem auf ihren Namen fort⸗ 
geführten Geſchäfte zu tragen hat, ſo kann daraus allein 
(zumal inſolange, als ſich die Gefahr eines Verluſtes noch gar 
nicht verwirklicht hat) nicht gefolgert werden, daß der Geſchäfts⸗ 
gewinn als ein durch ihre Erwerbstätigkeit erzielter zu gelten 
habe. Eine andere Frage wäre freilich, ob die in dem Handels⸗ 
geſchäfte beruhende Unterhaltsquelle eine derart ſichere tft, daß 
dadurch für abſehbare Zeit die Deckung des Unterhaltes der 
Witwe gewährleiſtet wird. Auch für ein gut ſituiertes Geſchäft 
können einmal ſchlechtere Zeiten kommen, Rückgang in den Ein⸗ 
nahmen oder Verluſte eintreten. Es kann insbeſondere im 
Laufe der Zeit der Wegfall der perſönlichen Arbeit und Leitung 
des bisherigen Geſchäftsinhabers ſich mehr und mehr zu Un⸗ 
gunſten der Ertragsfähigkeit des Geſchäftes fühlbar machen. 
Indes ſind ſolche Möglichkeiten — die übrigens in ähnlicher 
Weiſe auch wohl bei einem in Grundſtücksbeſitz beſtehenden 
Vermögen vorkommen — für den jetzigen Fall ohne Belang. 
Es handelt ſich im gegenwärtigen Rechtsſtreit bei dem für die 
Entſcheidung allein noch in Frage ſtehenden Anſpruch der 
Klägerin auf Zahlung von 3000 & nur um den Schadens⸗ 
erſatz für das erſte Jahr nach dem Unfall des Ehemannes. 
Während dieſes Zeitraumes iſt nach den Feſtſtellungen des BG. 
eine Veränderung in der Rentabilität des M. chen Geſchäfts 
nicht, zum mindeſten nicht in einer den Unterhalt der Witwe 
beeinträchtigenden Weiſe eingetreten. Verſiegt iſt durch den 
Tod des M. die aus der perſönlichen Tätigkeit des Verſtorbenen 
entſprungene Einnahme; das kann jedoch von der unterhalts⸗ 
berechtigten Witwe zur Begründung des Schadenserſatzanſpruches 
nicht verwertet werden, ſolange durch die andere, von dem 
Getöteten auf ſie übergegangene Einnahmequelle ihr geſetzlicher 
Unterhaltsanſpruch volle Befriedigung findet (vgl. das ange⸗ 
führte Urteil des erkennenden Senats vom 20. Januar 1910). 
M. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 10. Febr. 10, 77/09 VI. — Kiel. 

24. 88 1474 ff. BOB. Auseinanderſetzung bez. des 
gütergemeinſchaftlichen Vermögens durch Zwangsverſteigerung 
nach Scheidung der Ehe, auch wenn ein Ehegatte das Grund⸗ 
ſtück eingebracht hat.] 

Nach der Scheidung der Ehe der Parteien, die in Güter⸗ 
gemeinſchaft gelebt hatten und beide für ſchuldig erklärt worden 
ſind, iſt in dem auf Antrag der Beklagten eingeleiteten gericht⸗ 
lichen Auseinanderſetzungsverfahren von den Parteien zu gericht⸗ 
licher Niederſchrift „zwecks Vorbereitung der Auseinander⸗ 
ſetzung“ eine Vereinbarung dahin getroffen worden, daß ſie 
ſich für den Wert der zum gütergemeinſchaftlichen Vermögen 
gehörenden Grundſtücke einer Taxe unterwerfen. Dieſe Verein⸗ 
barung iſt gerichtlich beſtätigt worden. Die Taxe iſt auf: 
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genommen worden. Trotzdem hat die Beklagte die Zwangs⸗ 
verſteigerung der Grundſtücke zwecks Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft beantragt. Der Kläger hat mit der Behauptung, daß 
die Grundſtücke von ihm in die Ehe eingebracht ſeien und er 
bereit ſei, der Beklagten den ihr nach dem Schätzungswerte 
zukommenden Anteil nach vorheriger Tilgung der Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten in barem Gelde auszuantworten, beantragt, 
das Zwangsverſteigerungsverfahren für unzuläſſig zu erklären 
und aufzuheben. Die Beklagte hat die Abweiſung der Klage 
verlangt, da die Parteien nach der Vereinbarung vom 30. April 
1908 dahin übereingekommen ſeien, daß die Zwangsverſtei⸗ 
gerung erſolgen ſolle. Die Klage iſt abgewieſen worden. Be⸗ 
rufung und Reviſion blieben erfolglos: Der § 1477 Abſ. 2 
BGB. ſtellt ſich keineswegs als eine von der ſonſtigen Re⸗ 
gelung der Auseinanderſetzung unabhängige Sonderbeſtimmung 
dar, die unter allen Umſtänden jedem Ehegatten einen Anſpruch 
auf die dort genannten Gegenſtände gewährt, ſondern ſie fügt 
ſich in die Auseinanderſetzungsvorſchriften der 88 1474 ff. BGB. 
vollkommen ein. Dafür, daß dies die Abſicht des Geſetzgebers 
geweſen iſt, ſprechen die Motive (IV S. 415). (Wird weiter 
ausgeführt.) Wenn die Höhe der Geſamtgutsverbindlichkeiten 
noch gar nicht feſtſteht und es ſomit noch ungewiß iſt, ob denn 
zu deren Tilgung nicht die Verſilberung der von dem Kläger 
eingebrachten Grundſtücke erforderlich ſein wird, ſo iſt es klar, 
daß er vor der Feſtſtellung der Höhe jener Verbindlichkeiten 
und der weiteren Feſtſtellung, daß zu deren Tilgung die Um⸗ 
ſetzung der Grundſtücke in Geld nicht erforderlich iſt, ſondern 
dieſe dabei frei bleiben, in keinem Falle deren Herausgabe 
verlangen und deshalb ihrer Zwangsverſteigerung (8 180 3G.) 
widerſprechen darf. Er kann auch nicht geltend machen, daß 
er den Wert der Grundſtücke zu erſetzen hat und dieſer Wert 
ja ſtatt jener in die gemeinſchaftliche Maſſe eintrete, denn mit 
Recht weiſen bereits die Motive (a. a. O.) darauf hin, daß 
Verſteigerungen häufig einen höheren Erlös ergeben als den 
mehr oder weniger relativen Schätzungswert. Z. c. Z., U. v. 
9. Febr. 10, 156/09 V. — Königsberg. 

25. SS 2203, 2216, 2219, 2220, 2227 BGB. Rechte 
des Erben gegen den Teſtamentsvollſtrecker. Aber die Be⸗ 
fugnis des letzteren in betreff der vorläufigen Fortführung eines 
Handelsgeſchäfts.] 

Der Reviſion kann zugegeben werden, daß das Recht des 
Erben, vom Teſtamentsvollſtrecker die Einhaltung der Grenzen 
ſeiner Verwaltungsbefugnis zu verlangen, ſich nicht bezweifeln 
läßt und es unterliegt ebenſowenig einem Zweifel, daß bei einer 
Mehrheit von Erben jedem einzelnen von ihnen das Recht 
zuſteht, gegen den Teſtamentsvollſtrecker deswegen Klage zu 
erheben. Überſchreitet der Teſtamentsvollſtrecker feine Be⸗ 
fugnis, ſo ſtellt dies ſtets einen unberechtigten Eingriff in die 
Rechte des Erben dar. Ein Grund aber, weshalb dem Erben 
die Abwehr eines ſolchen Eingriffs in ſeine Rechte verſagt ſein 
ſollte, iſt nicht erſichtlich. Auch ſoweit ſich die Tätigkeit des 
Teſtamentsvollſtreckers in den äußeren Grenzen ſeiner Ob⸗ 
liegenheiten hält, iſt er nach S 2216 BGB. verpflichtet und 
zwar dem Erben gegenüber verpflichtet, die Verwaltung des 
Nachlaſſes ordnungsmäßig zu führen. Verabſäumt er dieſe 
Pflicht, ſo ſteht wiederum bei einer Mehrheit von Erben nicht 
nur der Erbengeſamtheit, ſondern auch jedem einzelnen Erben 
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das Recht zu, durch Erhebung der Klage gegen den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker unmittelbar die Erfüllung der Verpflichtung zu 
erzwingen. Es kann nicht zugegeben werden, daß in dieſer 
Beziehung der Erbe auf die Geltendmachung der in den 
SS 2219, 2227 BGB. vorgeſehenen beſonderen Rechte bes 
chränkt ſein ſollte, zumal da die in dieſen Geſetze svorſchriften 
vorgeſehenen Folgen, nämlich die Schadenserſatzpflicht und die 
Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers nicht an eine bloße 
Nichtbefolgung des § 2216 geknüpft, ſondern, ſoweit $ 2216 
dabei in Betracht kommt, zugleich von beſtimmten weiteren 
Vorausſetzungen abhängig gemacht ſind. Was aber die Ein⸗ 
haltung der Vorſchrift des S 2216 BGB. anlangt, fo iſt dem 
BerR. auch darin beizutreten, daß, ſoweit die Beklagten nicht 
zu einer ſpekulativen Umbildung zum Nachlaßgeſchäft für den 
dauernden Fortbetrieb übergingen, und ſolange der Betrieb 
noch als ein vorläufiger, auf den Verkauf in einem nicht 
ferneren Zeitpunkte berechneter gelten konnte, es zum eigenen 
freien Ermeſſen der Beklagten ſtand, wie lange ſie abwarten 
und wann ſie die Verkaufsausſichten ſoweit für geſcheitert 
anſehen wollten, daß ſie die Einleitung der Liquidation für 
die zweckmäßigere und vorteilhaftere Maßnahme hielten. Daß 
ſie dieſe Abwägung pflichtmäßig und nach beſtem Können vor⸗ 
genommen haben, wird ihnen auch vom Kläger nicht beſtritten. 
Eine weitergehende Verpflichtung liegt ihnen nach S 2216 
Abſ. 1 nicht ob, zumal da der Erblaſſer durch das Verbot der 
Einmiſchung der Erben in die Fortführung des Geſchäfts eine 
unter Abſ. 2 dieſer Geſetzesvorſchrift fallende Anordnung ge⸗ 
troffen hat, die trotz der Vorſchrift des 8 2220 einer Bes 
anſtandung der Verwaltungstätigkeit der Teſtamentsvollſtrecker 
wegen behaupteter Ordnungswidrigkeit beſonders enge Schranken 
ſetzt. Die Beanſtandung könnte in ſolchem Falle nur Erfolg 
haben, wenn die Maßnahmen der Teſtamentsvollſtrecker nicht 
nur objektiv verfehlt wären, ſondern wenn zugleich in ſub⸗ 
jektiver Beziehung die Teſtamentsvollſtrecker die nötige Sorgfalt 
ihres pflichtmäßigen Ermeſſens hätten vermiſſen laſſen. Auf 
dieſen Standpunkt hat ſich in zutreffender Weiſe auch der 
BerR. geſtellt. Unter dieſen Umſtänden verfagt zugleich die 
Rüge, daß $ 2203 BGB. durch unrichtige Anwendung verletzt 
ſei. R. c. R., U. v. 3. Febr. 10, 166/09 IV. — Berlin. 

26. 55 2231 Nr. 2, 2255 BGB. Niederſchrift eines letzten 
Willens auf einer Schiefertafel.] 

Mit Unrecht ſucht die Reviſion auszuführen, daß die 
Niederſchrift des letzten Willens auf einer Schiefertafel den 
Erforderniſſen des Privatteſtaments im Sinne von $ 2231 
Nr. 2 BGB. rechtsgrundſätzlich nicht genüge. Das Geſetz erteilt 
über Art und Beſchaffenheit der zur Herſtellung der Teſtaments⸗ 
urkunde zu verwendenden Stoffe keine Vorſchriften. Der Reviſion 
kann ſo viel zugegeben werden, daß nicht ſchlechthin jeder in der 
Natur vorkommende Stoff oder Gegenſtand hierzu verwendbar 
iſt. Unter allen Umſtänden muß er eigenhändiges Schreiben 
und Unterſchreiben ermöglichen. Auch würde die Benutzung 
beſonders raſch vergänglicher Stoffe mit dem Weſen des Teſta⸗ 
ments in Widerſpruch treten, das dazu beſtimmt iſt, authentiſche 
Auskunft über Willensmeinungen des Erblaſſers zu geben, die 
erſt nach ſeinem Tode, alſo erſt in einem künftigen niemals 
mit Sicherheit zu beſtimmenden Zeitpunkte in Kraft treten ſollen. 
Zum mindeſten würde in einem ſolchen Falle die Ernſtlichkeit 
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der Verfügung von Todes wegen ſehr erheblich in Frage geſtellt 
ſein. Allein erwägt man, daß es in minder gebildeten Kreiſen, 
insbeſondere in einfachen ländlichen Verhältniſſen keineswegs 
ungewöhnlich iſt, Schiefertafel und Schieferſtift auch zur Feſt⸗ 
legung von Willenserklärungen wichtigerer Art und von nicht 
bloß vorübergehender Bedeutung zu benutzen, ſo kann es nicht 
als rechtsirrtümlich bezeichnet werden, wenn der BerR. im 
Streitfalle die Form des 8 2231 Nr. 2 BGB. gewahrt findet. 
Daß der Untergang der Teſtamentsurkunde, von dem Sonder⸗ 
falle des § 2255 abgeſehen, das einmal gültig errichtete Teſta⸗ 
ment nicht unwirkſam macht, ſondern nur dazu nötigt, ſeinen 
Inhalt mit Hilfe der gewöhnlichen Beweismittel von neuem 
feſtzuſtellen, wird auch von der Reviſion nicht verkannt. Es 
mag ſein, daß das auf dieſem Wege wiederhergeſtellte Teſtament 
eine ſo genaue Nachprüfung auf Beobachtung der Form nicht 
geſtattet, wie ſie der Urſchrift gegenüber möglich geweſen wäre. 
Allein der von der Klägerin noch eidlich zu erhärtende Teſta⸗ 
mentsinhalt gibt zu Zweifeln in dieſer Richtung keinen Anlaß. 
S. c. K., U. v. 17. Febr. 10, 241/09 IV. — Stuttgart. 

Zivilprozeßordnung. 

27. 88 8, 546 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme 
bei Jagdpachtverträgen. Nichtberückſichtigung von Wildſchaden 
und Aufſichtskoſten.] 

Das OLG. hat dahin erkannt: Es wird feſtgeſtellt, daß 
Beklagter vom 1. Mai 1907 bis 1. Mai 1913 als der vom 
Kläger angenommene Mitanpächter der Mahlberger Gemeinde⸗ 
jagd anzuſehen und dem Kläger gegenüber verpflichtet iſt, die 
Jagdpachtgelder im vollen Betrage an die Gemeinde zu zahlen 
und den Wildſchaden ganz zu tragen, während der Kläger ihm 
gegenüber verpflichtet iſt, ſich der Jagdausübung in dieſer Jagd 
zu enthalten. Die Reviſion wurde als unzuläſſig verworfen: 
Es handelt ſich im vorliegenden Rechtsſtreite um einen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruch. Die von Amts wegen zu prüfende 
Zuläſſigkeit der Reviſion iſt deshalb nach 8 546 ZPO. bedingt 
durch einen 2500 & überſteigenden Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes. An einem ſolchen fehlt es. Der Streit der 
Parteien wird darüber geführt, ob ein zwiſchen ihnen im 
Jahre 1907 über die Mahlberger Gemeindejagd getroffenes 
Abkommen rechtsverbindlich iſt und ob — was Kläger behauptet, 
Beklagter beſtreitet — Beklagter durch dieſes Abkommen als 
Unterpächter in den vom Kläger mit der Jagdgenoſſenſchaft 
Mahlberg abgeſchloſſenen Jagdpachtvertrag eingetreten iſt. Als 
Unterpächter hat Beklagter nach den Ausführungen des Klägers 
im Verhältniſſe der Parteien zueinander gegen Aberlaſſung 
der Jagdausübung die Jagdpachtgelder und den Wildſchaden 
an die verpachtende Gemeinde während der ganzen Dauer des 
Hauptvertrages zu zahlen. Das iſt auch dem in der II. Inſtanz 
geſtellten Eventualantrage des Klägers entſprechend von dem 
BG. in dem mit der Reviſion angefochtenen Urteile feſtgeſtellt. 
Pachtverträge find nach S 581 BGB. auch über Rechte zu: 
läſſig und bei Jagdverpachtungen bildet die Überlaſſung des 
Jagdrechts an den Pächter den Gegenſtand des Vertrags. 
(NG. 70, 72.) Streitig iſt hiernach, ob zwiſchen den Parteien 
ein Pachtverhältnis mit der vom Kläger gewollten, vom BG. 
feſtgeſtellten Wirkung beſteht. Bei einem ſolchen Streit iſt für 
die zur Beſtimmung der ſachlichen Zuſtändigkeit erforderliche 
Wertfeſtſetzung 8 8 ZPO. maßgebend. Ohne Unterſcheidung 
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zwiſchen Haupt und Unterverträgen ift dort für alle Streitig⸗ 
keiten, die das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht⸗ oder 
Mietverhältniſſes betreffen, angeordnet, daß — abgeſehen von 
den Fällen, in denen es ſich um mehr als 25 Jahre handelt — 
für die Wertsberechnung der auf die geſamte ſtreitige Zeit ent⸗ 
fallende Zins entſcheidend iſt. Die ſtreitige Zeit ſind im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite die ſechs zwiſchen dem 1. Mai 1907 
und dem 1. Mai 1913 liegenden Jahre, für ſie iſt in dem 
angefochtenen Urteile nach dem Antrage des Klägers und ent⸗ 
gegen den Ausführungen des Beklagten das Beſtehen der Unter⸗ 
pacht bejaht. Der auf dieſe Zeit entfallende Pachtzins von 
400 & jährlich erreicht die Reviſionsſumme nicht, ſondern 
beträgt nur 2400 . Das verkennt die Reviſion nicht. Sie 
will aber den Streitwert nicht nach dem Pachtzins allein feſt⸗ 
geſtellt haben, ſondern ſie ſteht auf dem Standpunkte, daß für 
den Streitwert des klägeriſchen Eventualantrages und deshalb 
auch für die Feſtſetzung des damit übereinſtimmenden Werts 
des Beſchwerdegegenſtandes noch weiteres in Betracht kommt. 
In erſter Reihe ſoll neben dem Pachtzinſe für den Beſchwerde⸗ 
wert mit in Anrechnung kommen die bei Aufrechterhaltung des 
angefochtenen Urteils für den Beklagten beſtehende Verpflichtung 
zum Erſatze des auf dem Jagdrevier entſtehenden Wildſchadens. 
In ausreichender Weiſe iſt glaubhaft gemacht, daß in den 
Jahren 1907 bis 1909 Wildſchaden im Betrage von 
1737 m 59 R zu erſetzen war, und der Annahme der Reviſion, 
daß danach für den geſamten Pachtzins der zu erſetzende Wild⸗ 
ſchaden auf mindeſtens 2500 4 zu ſchätzen ſei, könnte an ſich 
gefolgt werden. Nach der vorſtehend wiedergegebenen Beſtimmung 
des 8 8 ZPO. iſt es indeſſen nicht zuläſſig, bei der Werts⸗ 
feſtſetzung über ein ſtreitiges Pacht⸗ oder Mietverhältnis andere 
Faktoren als den Zins ſelbſt zu berückſichtigen. Zu dem 
letzteren gehört aber, wenn auch, wie dies der Regel nach 
geſchieht und hier ebenfalls geſchehen iſt, die Jagdgenoſſenſchaft 
ſich die Wiedererſtattung des Wildſchadens durch den Jagd⸗ 
pächter ausbedungen hat, ein ſolcher Erſatzanſpruch nicht. Er 
ſtellt nicht, wie der Zins, eine in jedem Pachtjahr ſich wieder⸗ 
holende beſtimmte Leiftung des Pächters dar, ſondern bei der 
über die Erſtattung des Wildſchadens getroffenen Vereinbarung 
bleibt es ungewiß, ob ſie überhaupt und eventuell zu welchem 
Betrage ſie zu einer Erſatzpflicht des Pächters führen wird. 
Wegen dieſer Ungewißheit ſcheidet eine ſolche Abrede bei der 
Feſtſetzung des Werts in einem Streite über das Beſtehen des 
Pachtverhältniſſes aus. Dieſe Feſtſetzung fol nach $ 8 ZPO. 
nicht auf Schätzung beruhen, ſondern auf Grund einer beſtimmten 
vorgeſchriebenen Berechnung erfolgen, welche die Berückſichtigung 
zahlenmäßig unbeſtimmter Nebenforderungen nicht zuläßt. Hieran 
iſt auch dadurch nichts geändert, daß das angefochtene Urteil 
die Verpflichtung des Beklagten zur Tragung des Wildſchadens 
noch beſonders feſtſtellt. Es iſt das lediglich eine Folgerung, 
welche ſich daraus ergibt, daß Kläger in dem unter 8 8 ZP. 
fallenden Streite über das Beſtehen des Unterpachtvertrages 
obſiegt. Aus den gleichen Gründen können auch die dem 
Jagdpächter entſtehenden Jagdaufſichtskoſten, welche die Reviſion 
auf jährlich 50 , angibt, bei der Wertsfeſtſetzung keine Berück⸗ 
ſichtigung finden. Die mehrfach erwähnte Vorſchrift des 5 8 ZPO. 
ſchließt es endlich auch aus, die Feſtſetzung des Streitwerts in 
der Weiſe zu finden, daß die dem Pächter erwachſenden Koſten 
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im Verhältnis zu den Nutzungen aus der Jagdausübung geſetzt 
werden. Bei der grundſätzlichen Ausſchließung dieſer Berechnungs⸗ 
arten war auch davon abzuſehen, dem Kläger in dieſer Beziehung 
Gelegenheit zu noch weiterer Glaubhaftmachung zu gewähren. 
Der Streitwert beträgt, ſoweit die ſachliche Zuſtändigkeit in 
Frage kommt, 2400 ; hinſichtlich der Gebührenberechnung 
gilt S 9a GKG., nach welchem nur der Betrag des einjährigen 
Zinſes einzuſtellen iſt. J. c. R., U. v. 11. Febr. 10, 54209 VII. — 
Düſſeldorf. 

28. 88139, 286, 287 ZPO. Ermittelung von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen.] 

Der Kläger hat einen Schadenserſatzanſpruch geltend ge⸗ 
macht, weil er das von dem Beklagten an ihn verkaufte Grund⸗ 
ſtück wegen des von einem Berechtigten ausgeübte Verkaufs⸗ 
recht nicht hatte erwerben können. Über dieſen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch hat ſich das RG. in folgendem ausgeſprochen: Nach 
Erſtattung des Berndtſchen Gutachtens hat der Kläger ſeinem 
Anſpruche auch noch eine andere Begründung gegeben, indem 
er anführte: Abgeſehen von dem ſeitens des Gutachters allein 
berückſichtigten Boden⸗ und Gebäudewert des Grundſtücks komme 
noch in Betracht, daß das in dem Grundſtück betriebene 
Deſtillationsgeſchäft einen Reingewinn abwerfe. Dieſen Rein⸗ 
gewinn würde er, der Kläger, gezogen haben, da er das 
Grundſtück in der Abſicht gekauft habe, den bisherigen dort 
getätigten Geſchäftsbetrieb fortzuſetzen. Er ſei gelernter Deſtillateur 
und jahrelang Geſchäftsführer einer Deſtillation in Graudenz 
geweſen, habe bereits früher ein derartiges Geſchäft ſelbſtändig 
betrieben und auch einen Kreditgeber gehabt, der bereit geweſen 
wäre, ihm die erforderlichen Mittel zur Übernahme des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes in dem von ihm zu erwerbenden Grundftüd des 
Beklagten zu gewähren. Daß der Betrieb des Deſtillations⸗ 
geſchäfts in letzterem Grundſtück gewinnbringenden Umſatz ergebe, 
werde der frühere Geſchäftsführer des bisherigen Mieters Radler 
und ein anderer, in der Nähe anſäſſiger Deſtillateur beſtätigen. 
Kläger hatte alſo mit dieſem ſeinem nachträglichen Vorbringen 
geltend gemacht, das Deſtillationsgrundſtück würde ihm als 
Nahrungsquelle gedient haben, und der Möglichkeit, dadurch 
ſeinen Unterhalt auf den Grundſtück zu finden, ſei er verluſtig 
gegangen. Demgegenüber hatte der Ber R. zu prüfen, nicht 
bloß, ob und welchen größeren Reingewinn der Kläger aus 
dem Betrieb des Deſtillationsgeſchäfts gezogen haben würde, 
ſondern auch ob nach der Höhe des auf Grund des bisherigen 
Geſchäftsbetriebes unter Berückſichtigung der örtlichen Lage und 
des Kundenkreiſes frei zu ſchätzenden Umſatzes das Grundſtück 
zum mindeſten geeignet war, dem Kläger die Beſtreitung der 
Koſten des Lebensunterhalts zu ermöglichen. Im Anſchluß 
hieran war, ebenfalls auf Grund freier Schätzung, zu beſtimmen, 
in welchem Zeitpunkt ſich vorausſichtlich dem Kläger die Möglich⸗ 
keit dargeboten haben würde, ein anderes, die gleichen Erträg⸗ 
niſſe abwerfendes Deſtillationsgrundſtück zu erwerben, und 
welcher Betrag demnach einen angemeſſenen Erſatz des für die 
Zwiſchenzeit vom Kläger infolge des Nichtbetriebes ſeines Ge⸗ 
werbes erlittenen Schadens darſtellt. Soweit der Ber R., um 
über die bezeichneten Punkte Schätzungsanhalte zu gewinnen, 
weitere tatſächliche Anführungen des Klägers erfordern zu 
müſſen glaubte, hatte er gemäß § 139 ZPO. den Kläger 
dieſerhalb zu befragen. Den vorſtehend für die erſchöpfende 


39. Jahrgang. 
Behandlung des Prozeßſtoffes aufgeſtellten Geſichtspunkten wird 
das Bu. nicht gerecht. Es betont die Unzulänglichkeit und 
Unſicherheit der einzelnen Faktoren, auf die der Kläger feine 
Schadenserſatzbegründung aufbaut, und ſtellt ſich damit, wie 
die Rewiſion zutreffend bemerkt, im weſentlichen auf den Stand⸗ 
punkt, den die deutſchen Gerichte vor dem Erlaß der R ZPO. 
nach Lage der damaligen Landesprozeßgeſetzgebung einnehmen 
mußten. Gerade dieſen Rechtszuſtand aber, der von der durch 
andere Prozeßgeſetzgebungen, namentlich durch das franzöſiſche 
Prozeßrecht den Gerichten in Schädenprozeſſen gewährten freien 
Stellung unvorteilhaft abſtach und in vielen Fällen berechtigte 
Intereſſen auf das empfindlichſte ſchädigte, hat das neue Prozeß⸗ 
recht des Deutſchen Reichs beſeitigen wollen. K. c. B., U. v. 
16. Febr. 10, 197/09 V. — Poſen. 

29. 5 343 ZPO. Über Herabſetzung der Vertrags⸗ 
ftrafe.] 

Es iſt nicht zu beanſtanden, daß das BG. die Herabſetzung 
der Vertragsſtrafe von 10000 & abgelehnt hat. Bei Würdi⸗ 
gung der für die Herabſetzung der Strafe in Betracht kommenden 
Umſtände hatte das BG. (RG. 84, 291) den weiteſten Spiel⸗ 
raum. Der Zweck jeder Vertragsſtrafe iſt es, den Gläubiger 
vor Verluſt zu ſichern, aber auch, den Schuldner zur Vertrags⸗ 
treue anzuhalten. Im vorliegenden Falle erſcheint die Strafe 
von 10000 & um ſo weniger unverhältnismäßig hoch, als das 
BG. ſogar den Vermögensſchaden auf erheblich mehr als 
10000 & bemeſſen hat. S. c. A., U. v. 24. Febr. 10, 264/09 V. 
— Breslau. 

30. 8 529 Abi. 3 ZPO. Unterſchied zwiſchen Auf: 
rechnung und Zurückbehaltungsrecht für die Frage der Geltend⸗ 
machung in der Berufungsinſtanz.] 

Nach § 529 Abſ. 1 ZPO. haben die Parteien das Recht, 
in der Berufungsinſtanz neue Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel 
vorzubringen. Zu den Verteidigungsmitteln gehören Auf⸗ 
rechnungseinrede und Zurückbehaltungsrecht. Bezüglich der 
Aufrechnungseinrede iſt in § 529 Abſ. 3 eine Einſchränkung 
gemacht, um Prozeßverſchleppungen vorzubeugen. Eine gleiche 
Beſchränkung iſt aber nicht gemacht bezüglich des Zurück⸗ 
behaltungsrechts. Sie hätte auch in diefer Beziehung keinen 
Sinn, da das Zurückbehaltungsrecht durch die Trennung ſeine 
Bedeutung verlieren würde und eine Anwendung des § 541 3PO., 
auf den in § 529 Abſ. 3 verwieſen iſt, nicht ſtattfinden könnte. 
Hieran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß das Zurück⸗ 
behaltungsrecht zugleich mit der Aufrechnungseinrede von dem 
Beklagten geltend gemacht iſt und ſeine Geltendmachung den 
Erfolg herbeiführt, daß ſeinetwillen die Gegenforderungen noch 
im gegenwärtigen Stadium des Verfahrens gewürdigt werden 
müſſen, obwohl ſie, ſoweit die Aufrechnung in Betracht kommt, 
zurückgewieſen worden ſind. Wenn der Kläger zur Bekämpfung 
des Reviſionsangriffs geltend macht, daß die Aufrechnung die 
Gegenforderung tilge und daher als das ſtärkere Recht das 
Zurückbehaltungsrecht ausſchließe, ſo iſt dies zwar materiell⸗ 
rechtlich richtig, liegt aber hier neben der Sache, weil die Frage, 
ob die Klagforderung durch Aufrechnung getilgt iſt, die Ent⸗ 
ſcheidung über die Gegenforderung vorausſetzt, dieſe Ent⸗ 
ſcheidung aber vom BG. als prozeſſual unzuläſſig abgelehnt 
worden iſt. W. c. T., U. v. 18. Febr. 10, 267/09 II. — 
München. 
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31. 5 538 Nr. 3 ZPO. Zuläſſigkeit der Zurückverweiſung 
in die I. Inſtanz.] 

Die Eheleute J. hatten in ihrem gemeinſchaftlichen Teſtament 
beſtimmt: „Obgleich wir in getrennten Gütern leben, beſtimmen 
wir hiermit, daß mit dem Tode des Erſtverſterbenden unfer 
Geſamtnachlaß als ein einheitliches Vermögen, ſozuſagen als 
gütergemeinſchaftlicher Nachlaß betrachtet werden ſoll.“ Die 
Ehefrau ſtarb im Jahre 1900, der Ehemann im Jahre 1907. 
Das beim Tode des Mannes vorhandene Vermögen wurde auf 
247 026,35 4 ermittelt. Das Erbſchaftsſteueramt betrachtete 
die Hälfte dieſer Summe als Nachlaß der Ehefrau und forderte 
von den Klägern als Erbſchaftsſteuer für die beiden Stiefkinder 
der Ehefrau 4 Prozent von je / des Nachlaſſes mit zuſammen 
2453 *. Dieſe waren der Meinung, daß das wirkliche Ver⸗ 
mögen der Ehefrau ſich einſchließlich eines Erbteils aus dem 
Nachlaſſe des Rentiers S. in Höhe von 3494,60 u 
auf nur 12 416,75 #4 belaufen habe, wovon die Hälfte nach 
dem Satze von 4 Prozent mit 248,34 & zu verſteuern ſei. 
Sie zahlten den geforderten Betrag und verlangten die 
Erſtattung der nach ihrer Anſicht zuviel gezahlten 2204,66 &. 
Der Beklagte ſtützte ſeinen Anſpruch auf die „Vorbemerkung“ 
zu dem Teſtament, nach der jeder Ehegatte über die Hälfte des 
Geſamtvermögens letztwillig zu verfügen berechtigt geweſen ſei, 
und behauptete, daß der der Ehefrau J. zugefallene Erbteil 
nicht 3494,60 &, ſondern 10 368,09 & betragen habe und 
danach die Steuer auch vom Standpunkte der Kläger aus 
höher, als von ihnen geſchehen, zu bemeſſen ſei. Das 
OLG. erklärte den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt, die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die 
Parteien ſtritten in erſter Inſtanz zunächſt darüber, ob der 
erhobene Anſpruch auf Erſtattung von 2204,66 & überhaupt 
beſtehe, d. h. ob der Fiskus durch die Berechnung der Erbſchafts⸗ 
ſteuer nach der Hälfte des Geſamtnachlaſſes der Eheleute und 
durch die Einziehung der Steuer nach Maßgabe dieſer Berechnung 
bereichert ſei, wobei der Betrag im Falle der Anerkennung der 
Richtigkeit des vom Fiskus vertretenen Standpunktes nicht 
ſtreitig war. Aber es wurde auch weiter über den Betrag des 
Anſpruchs inſofern geſtritten, als der Fiskus den Nachlaß der 
Ehefrau — ohne Hinzurechnung des Vermögens des Ehe⸗ 
manns — höher bezifferte als die Kläger, ſo daß ſelbſt beim 
Beſtehen eines Bereicherungsanſpruchs der Kläger deſſen Höhe 
noch von beſonderer Ermittelung abhängig war. Es war alſo 
inſoweit der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig. Das 
LG. hat die Klage abgewieſen, weil es die Berechnungs⸗ 
weile des Fiskus grundſätzlich billigte und danach der Klag⸗ 
anſpruch ſich als hinfällig erwies. Der Streit über den 
Betrag kam nicht in Frage. Das BG. iſt entgegen dem erſten 
Richter davon ausgegangen, daß das Vermögen des Ehemannes 
bei der Feſtſetzung der Steuer nicht zu berückſichtigen, daß mit⸗ 
hin der Beklagte bereichert und der Anſpruch der Kläger dem 
Grunde nach gerechtfertigt ſei. Ob aber der volle geforderte 
Betrag zu erſtatten ſei, hing noch von einer weiteren Verhand⸗ 
lung über die Höhe des Vermögens der Ehefrau ab, in die 
einzutreten der Ber R. durch den 8 538 Nr. 3 ZPO. gehindert 
war. Die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit dieſer Vor⸗ 
ſchrift waren nach dem Ausgeführten gegeben. Darauf kommt 
es nicht an, ob ſich auch die Verhandlung in erſter Inſtanz 
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auf den Grund des Anſpruchs beſchränkt oder auch den Betrag 
umfaßt hat, vielmehr nur auf die Entſcheidung in jenem 
beſchränkten Sinne. Sollten die vom Beklagten angeführten 
Bemerkungen Gaupp⸗Steins zu 8 538 ZPO. anders zu ver⸗ 
ſtehen ſein, ſo wäre ihnen nicht beizutreten (wie hier auch der 
von Gaupp⸗Stein angeführte Schmidt⸗Bardeleben in Gruchot 
47, 613). Weder der Wortlaut noch der Zweck des Geſetzes 
vermöchte es zu rechtfertigen, daß der BerR. bei Streit über 
Grund und Betrag die Sache nur dann in die erſte Inſtanz 
zurückverweiſen dürfe, wenn diefe unter Beſchränkung der 
Verhandlung auf den Grund die Klage abgewieſen hat. 
Pr. Fiskus c. H., U. v. 22. Febr. 10, 253/09 VII. — Königsberg. 

32. 8 538 Abſ. 3 ZPO. Unzuläſſigkeit der Zurück⸗ 
weiſung in die I. Inſtanz.] 

Nach § 538 Abſ. 3 ZPO. hat das BG., inſofern neue 
weitere Verhandlung erforderlich iſt, die Sache an das Gericht 
I. Inſtanz zurückzuverweiſen, wenn im Falle eines nach Grund 
und Betrag ſtreitigen Anſpruchs die Klage abgewieſen iſt. Die 
Vorſchrift, deren Verletzung die Reviſion rügt, ſetzt (RG. 56, 
187; 61, 412) voraus, daß der Anſpruch bereits in I. Inſtanz 
nach Grund und Betrag ſtreitig war. Dies traf für die beiden 
in I. Inſtanz allein geltend gemachten Anſprüche auf Erſtattung 
der geleiſteten Anzahlung von 20 000 & und der verauslagten 
Vertragskoſten von 1 460 & 10 % nicht zu. Beide Anſprüche 
waren dem Betrage nach unſtreitig, und deshalb war eine 
Zurückverweiſung in die I. Inſtanz unzuläſſig. F. c. M., 
U. v. 16. Febr. 10, 147/09 V. — Stettin. 

33. § 554 Abſ. 2 Ziff. 2a ZPO. Art und Weiſe der 
Reviſionsbegründung. Annahme der Verletzung einer Rechts⸗ 
norm aus der Art der Begründung.] 

Der Reviſionsbeklagte hat in der mündlichen Verhandlung 
geltend gemacht, daß die Reviſionsbegründung den geſetzlichen 
Vorſchriften nicht entſpreche. Dieſer Anſicht war jedoch nicht 
beizutreten. Nach S 554 Abſ. 2 Ziff. 2a ZPO. muß die Re 
viſionsbegründung allerdings die Bezeichnung der Rechtsnorm 
enthalten, deren Verletzung gerügt werden ſoll. Über die Art 
der Bezeichnung ſind jedoch beſondere Beſtimmungen nicht ge⸗ 
troffen und es muß deshalb für ausreichend erachtet werden, 
daß ſich die Rechtsnorm aus der Art der Begründung ergibt. 
Dieſe Vorausſetzung iſt hier aber gegeben, denn da in der 
Begründung darüber Beſchwerde geführt wird, daß der BerR. 
an gewiſſe Unterlaſſungen des Klägers nicht die vertragsmäßig 
beſtimmten Folgen geknüpft habe, ſo iſt anzunehmen, daß eine 
Verletzung der Grundſätze über die bindende Kraft der Ver⸗ 
träge hat behauptet werden ſollen. V. c. M., U. v. 8. Febr. 10, 
522/09 VII. — Poſen. 

34. SS 554 Abſ. 3, 559 ZPO. Zur Begründung einer 
Reviſionsrüge.] 

Die Reviſion rügt, daß der Inhalt der auf S. 7 des 
BU. angeführten als vorgetragen in den Tatbeſtand über⸗ 
nommenen Schriftſätze nicht berückſichtigt worden ſei. Bei 
dem Umfange dieſer, im ganzen fünfzig Seiten umfaſſenden, 
eine Fülle von Einzelheiten enthaltenden Schriftſätze entſpricht 
die Rüge nicht der durch §S 554 Abſ. 3 unter c ZRO. vor: 
geſchriebenen Einzelbezeichnung der als übergangen geltend 
gemachten Tatſachen. Sie kann deshalb gemäß 8 559 keine 
Beachtung finden. R. c. R., U. v. 3. Febr. 10, 166/09 IV. — Berlin. 


des Beklagten, daß dies nicht geſchehen ſei. 
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35. 8 202 Abf. 1 Nr. 5 GVG., $ 554 ZPO. Begriff 
der Wechſelſache als Ferienſache. Fahrläſſigkeit eines Rechts⸗ 
anwalts bei Beurteilung einer Rechtsfrage.] 

Das Urteil des I. 3S. des RG. vom 27. März 1907 
(JW. 07, 313), wonach eine Reviſionsbegründung darum als 
verſpätet erachtet worden war, weil ſie, obſchon eine nicht im 
Weckſelprozeſſe verhandelte Wechſelforderung in Frage war, 
nicht innerhalb der während der Gerichtsferien ablaufenden Friſt 
eingereicht war, war die Veranlaſſung für den damals unter⸗ 
legenen Kläger, ſeinen damaligen Anwalt in Anſpruch zu 
nehmen. Das RG. hob die verurteilende Entſcheidung des 
OLG. auf. 

Das BG. führt aus: Auf Grund der Ausführungen des 
RG. in dem früheren Rechtsſtreite nehme es auch ſelbſt an, 
daß jene Friſt nach §S 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. hätte gewahrt 
werden müſſen. Namentlich aber enthalte es ein Verſchulden 
Zwar habe es ſich 
im Rechtszuge der Reviſion wie ſchon beim Erlaſſe der End⸗ 
urteile des LG. in Offenburg nicht mehr um einen Wechſel⸗ 
prozeß im Sinne der 88 602 ff. ZPO. gehandelt, wie ihn 
allerdings Thilo in ſeiner angeſehenen, wenn ſchon ſeit dem 
Jahre 1879 nicht mehr neu herausgegebenen Erläuterung des 
GVG. mit der Wechſelſache im Sinne des S 202 Abſ. 1 Nr. 5 
GVG. gleichſetze. Immerhin ſei aus Wechſeln im Sinne 
der WO. geklagt worden, ſo daß jedenfalls im Sinne des 
§ 101 Nr. 2 „Anſprüche aus Wechſeln“ vorgelegen hätten. 
Schon dies ſei aber in den mindeſtens ebenſo geſchätzten, 
wiederholt aufgelegten und noch mehr verbreiteten Erläuterungen 
zum GVG. von Wilmowski und Levy und von Strud- 
mann und Koch längſt vor dem Jahre 1906 auch in bezug 
auf den § 202 Abſ. 1 Nr. 5 für genügend erklärt worden. 
Auch Thilo ſelbſt habe ſchon auf die abweichende Anſicht von 
Struckmann und Koch hingewieſen. Weiter aber hätten ſich 
auch Hellmann in ſeinem Lehrbuche des Zivilprozeſſes S. 213 
und Stein in ſeinem Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe S. 306 
gegen Thilo ausgeſprochen. Namentlich aber hätten ſich das 
RG. und das KG. der hiernach überwiegenden Rechtsmeinung 
in den Entſcheidungen vom 2. Juli 1896 und 6. Juli 1905 
angeſchloſſen, die in verbreiteten Sammlungen, SeuffArch. 
Bd. 52 Nr. 188; OLG. 11, 3331, und zwar auch die Ent⸗ 
ſcheidung des KG. ſchon im Jahre 1905, veröffentlicht geweſen 
ſeien. Dabei ſei, ſoweit erſichtlich, keine widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidung des RG. bekannt geworden. Freilich habe ſich das 
OLG. in Jena am 8. Auguſt 1905 (OLG. 11, 337) wiederum 
gegen jene Auffaſſung des RG. gewendet. Doch ſelbſt wenn 
der Beklagte etwa perſönlich die Anſicht dieſes OLG. geteilt 
hätte, hätte er doch bei einem ſolchen Stande der Wiſſenſchaft 
und Rechtſprechung als Rechtsanwalt bei Beobachtung der im 
Rechtsverkehre erforderlichen Sorgfalt mindeſtens mit der 
Möglichkeit rechnen müſſen, daß das RG. auf dem ein⸗ 
genommenen Standpunkte verharren würde. Bei der Prüfung 
dieſer Begründung des BU. iſt zuvörderſt die Frage zu be⸗ 
antworten, was unter den „Wechſelſachen“ des S 202 Abſ. 1 
Nr. 5 GVG. zu verſtehen iſt. In der maßgebenden Bor: 
ſchrift: „Ferienſachen ſind: 1. Strafſachen; 2. uſw.“ „5. Wechſel⸗ 
ſachen; 6. uſw.“ iſt das Wort „Wechſelſachen“ an und für 
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ſich einer mehrfachen Deutung fähig. Es kann bedeuten: 
Rechtsſtreitigkeiten, in denen Anſprüche aus einem Wechſel, 
genauer geſprochen: Anſprüche aus einer wechſelmäßigen 
Verpflichtung im Sinne der Art. 2, 7 und 81 WO. im 
Gegenſatze zu einer auf dem allgemeinen bürgerlichen oder dem 
Handelsrechte beruhenden Haftung, geltend gemacht werden. 
Es kann aber auch bedeuten: Anſprüche dieſer Art, die zu⸗ 
gleich im Wechſelprozeſſe im Sinne des § 602 3D. 
verfolgt werden. Es kann alſo das entſcheidende Gewicht 
entweder ausſchließlich auf den Charakter des Rechts⸗ 
verhältniſſes, aus dem der Anſpruch erhoben wird, oder 
zugleich auch auf die Prozeßart, in der dieſer verfolgt wird, 
gelegt werden. Zur Löſung dieſer Zweifel iſt zunächſt auf die 
Ausdrucksweiſe einzugehen, die das Geſetz, und zwar vor allem 
das GVG. ſelbſt, in bezug auf die hierher gehörigen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten an anderer Stelle anwendet. In 8 101 wird be 
ſtimmt, daß „Vor die Kammern für Handelsſachen gehören 
nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften diejenigen den Land⸗ 
gerichten in I. Inſtanz zugewieſenen bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, in welchen durch die Klage ein Anſpruch geltend ge⸗ 
macht wird: 1. uſw. — — 2. aus einem Wechſel im Sinne 
der Wechſelordnung.“ — — An dieſer Stelle wird, wie der 
Wortlaut klar erkennen läßt, als das maßgebende Merkmal 
lediglich die rechtliche Natur des erhobenen Anfpruchs 
ſelbſt hingeſtellt. Träfe daher von jenen beiden an ſich mög⸗ 
lichen Bedeutungen des Wortes „Wechſelſachen“ im 8 202 
Abſ. 1 Nr. 5 die erſte zu, fo hätte das Geſetz an zwei ver⸗ 
ſchiedenen Stellen zur Bezeichnung derſelben Klaſſe von 
Rechtsſtreitigkeiten ganz verſchiedene Ausdrücke gewählt, ohne 
daß ein Grund hierfür erſichtlich wäre. Das iſt aber nicht 
ohne weiteres anzunehmen. Vielmehr iſt davon auszugehen, 
daß das Geſetz mit zwei verfchievenen Ausdrucksweiſen, die 
eine verſchiedene Bedeutung haben können, auch einen ver⸗ 
ſchiedenen Sinn wirklich hat verbinden wollen. Nun hat aber 
das Geſetz, das in engſter Verbindung mit dem hier in Be⸗ 
tracht kommenden Teile des GVG. ſteht, die Zivilprozeß⸗ 
ordnung, in ihrem 5. Buche „Urkunden⸗ und Wechſelprozeß“ 
unmittelbar hintereinander in den SS 602 und 603 die beiden 
Ausdrücke „Anſprüche aus Wechſeln im Sinne der Wechſel⸗ 
ordnung“ und „Wechſelklagen“ in einer Verbindung gebraucht, 
die den Sinn des zweiten völlig klar hervortreten läßt. Wenn 
es im 5 602 heißt: „Werden im Urkundenprozeſſe An: 
ſprüche aus Wechſeln im Sinne der Wechſelordnung 
geltend gemacht (Wechſelprozeß), fo kommen die nad: 
fol genden beſonderen Vorſchriften zur Anwendung“, und 
im 8 603 Abſ. 1 fortgefahren wird: „Wechſelklagen können 
ſowohl bei dem Gerichte des Zahlungsorts als bei dem Gericht 
angeſtellt werden, bei welchem der Beklagte ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand“ hat, ſo iſt mit den Worten „Anſprüche aus 
Wechſeln im Sinne der Wechſelordnung“ im § 602 zuvörderſt 
derſelbe Ausdruck gebraucht, wie im §S 101 Nr. 2 GVG., das 
Verfahren aber zur Geltendmachung ſolcher Anſprüche, wenn 
es ſich im Urkundenprozeſſe vollzieht, als „Wechſelprozeß“ 
und die in dieſer Prozeßart erhobene Klage als „Wechſel⸗ 
klage“ bezeichnet. Dem Worte Wechſelklage aber zur Be⸗ 
nennung der Schrift, durch deren Zuſtellung die Klage im 
Wechſelprozeſſe erhoben (ZPO. SS 253 und 496), „die Rechts⸗ 
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hängigkeit der Streitſache begründet“ wird (§ 263), entſpricht 
zur Bezeichnung der letzteren ſelbſt ſprachlich der Ausdruck 
Wechſelſache durchaus. Hiernach bieten die SS 602 und 603 
einen bedeutſamen Anhalt für die Auslegung des Wortes 
„Wechſelſache“ im § 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. dahin, daß 
damit nur Rechtsſtreitigkeiten aus Wechſeln im Sinne der 
WO. die im Wechſelprozeſſe geführt werden, haben be⸗ 
zeichnet werden ſollen. Dagegen läßt ſich auch nicht geltend 
machen, daß zur Erklärung von Beſtimmungen des GVG. nicht 
ohne weiteres Vorſchriften eines andern Geſetzes der ZPO. 
herangezogen werden dürften. Denn die im Jahre 1877 ver⸗ 
kündeten Reichsprozeßgeſetze bilden mit den damals gleichfalls 
erlaſſenen GBG. ein einheitliches Geſetzgebungswerk, deſſen 
verſchiedene Beſtandteile beſtimmt ſind, einander zu ergänzen, 
und ſich in ihrem Beſtehen gegenſeitig vorausſetzen. Auch 
Zweck und Abſicht des Geſetzes ſprechen dafür, daß unter 
den Wechſelſachen des 8 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. nur die 
Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche aus Wechſeln, die zugleich 
im Wechſelprozeſſe geltend gemacht werden, zu verſtehen 
ſind. Nicht die Verfolgung jedes Anſpruchs aus einem Wechſel 
bedarf einer beſonderen Beſchleunigung, alſo einer ſolchen, 
wie ſie nicht ohnehin aus allgemeinen Gründen der Führung 
jedes Rechtsſtreits zuteil werden müßte. Wenn, wie es nicht 
ſelten geſchieht, über den nicht ſofort bar gezahlten, auch nicht 
durch Eintragung einer Hypothek geſicherten Teil des Kauf⸗ 
preiſes für ein Grundſtück ein oder mehrere Wechſel vom Ver⸗ 
käufer an eigene Order ausgeſtellt und vom Käufer akzeptiert 
werden, die erſt nach drei oder ſechs Monaten, vielleicht nach 
noch längerer Zeit fällig ſein ſollen, ſo iſt für eine beſondere 
Beſchleunigung des Rechtsſtreits, wenn ſpäter aus dem oder 
den Wechſeln geklagt wird, an ſich kein Grund gegeben. Das 
gleiche gilt, wenn ein Wechſel als Blankowechſel zur Sicher⸗ 
heit für die aus einem beſtimmten Rechtsverhältniſſe ſich er⸗ 
gebenden Forderungen hingegeben, ſpäter ausgefüllt und ein⸗ 
geklagt wird. In ſolchen Fällen liegt der Schwerpunkt bei der 
Wahl der wechſelmäßigen Haftung des Schuldners in der 
Beſchränkung ſeiner materielen Verteidigung gegenüber 
dem Anſpruche aus dem Wechſel wie ſie der Art. 82 WO. be⸗ 
ſtimmt, daß er ſich nämlich nur ſolcher Einreden bedienen darf, 
die „aus dem Wechſelrechte ſelbſt hervorgehen oder ihm 
unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuſtehen“. Nur bei 
dem gewöhnlichen kaufmänniſchen Wechſel tritt das Bedürfnis 
hervor, neben dieſer ſog. materiellen Wechſelſtrenge auch noch 
von der fog. formellen Wechſelſtrenge Gebrauch zu machen, 
die freilich jetzt auf die beſondere Beſchleunigung des 
Streitverfahrens durch Verkürzung der Einlaſſungs⸗ und einer 
etwaigen Ladungsfriſt und durch Konzentrierung des Gerichts⸗ 
ſtandes für mehrere Wechſelverpflichtete (SS 604 und 603 
Abſ. 2 ZPO.) beſchränkt iſt, und zwar damit auch nach dem 
Unterbleiben der Zahlung die Erlaſſung eines vollſtreckbaren 
Urteils zur Ermöglichung der ſchnellen Befriedigung des 
Gläubigers ſichergeſtellt und ſo die Störung des regelmäßigen 
Laufes des Geſchäftsverkehrs auf ein Mindeſtmaß beſchränkt 
werde. Vgl. Grünhut Wechſelrecht, 1. Band, 8 1 S. 2 
Anm. 1. Aber auch noch die beſondere Rückſicht auf die 
Leichtigkeit der praktiſchen Handhabung der Por: 
ſchrift mußten es dem Geſetzgeber geboten erſcheinen laſſen, 
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für die Entſcheidung der Frage, ob im einzelnen Falle eine 
„Wechſelſache“ vorliege oder nicht, den Gerichten und den 
Vorſitzenden ein raſch und ohne Schwierigkeit zu erkennendes 
Merkmal an die Hand zu geben. Denn ſchon für die Be⸗ 
antwortung der Frage, ob in einer beſtimmten Sache Termine 
auf Tage innerhalb der Gerichtsferien anzuſetzen oder während 
dieſer Zeit Entſcheidungen zu erlaſſen ſeien, für die allein nach 
der urſprünglichen Lage der Geſetzgebung der Charakter 
einer Sache als „Ferienſache“ maßgebend war, konnten keine 
Momente für entſcheidend erklärt werden, deren Feſtſtellung im 
gegebenen Falle häufig erſt nach einer ſchwierigen und zeit⸗ 
raubenden Sachprüfung möglich geweſen wäre, da dabei doch 
erſt die Löſung von Vorfragen für die weitere geſchäftliche 
Behandlung der Sache in Frage ſtand. Während bei den 
übrigen Ferienſachen aber, insbeſondere den Arreſt⸗, den Bau⸗, 
den Mietsräumungs⸗ oder Mietsübergabeſachen, dieſem Er⸗ 
forderniſſe regelmäßig ſchon durch den kennzeichnenden 
Klagantrag genügt war, fehlte es bei den „Anſprüchen aus 
einem Wechſel“ an ſich an einem ſolchen charakteriſtiſchen 
Klagantrage. Andrerſeits konnte die Beſtimmung des Be⸗ 
griffes Wechſelſachen nur nach der rechtlichen Natur des 
verfolgten Anſpruchs jenem Erforderniſſe nicht entſprechen. 
Es konnte alſo keine Beſtimmung des Begriffes „Wechſelſachen“ 
genügen nach der darunter alle Rechtsſtreitigkeiten über An⸗ 
ſprüche aus einem Wechſel im Sinne der WO. zu ver⸗ 
ſtehen wären. Denn hiernach mußte es oft im einzelnen 
Falle ſehr zweifelhaft ſein, ob eine „Wechſelſache“ vor⸗ 
liege oder nicht. Sollte beiſpielsweiſe eine „Sache“ 
deshalb als „Wechſelſache“ zu behandeln ſein, weil ſich unter 
einer ganzen Reihe nebeneinander eingeklagter Forderungen 
aus verſchiedenen anderen Rechtsgründen auch eine ſolche aus 
der durch den Beklagten geſchehenen Akzeptierung eines von 
dem Kläger ausgeſtellten oder an ihn indoſſierten Wechſels 
befände? Oder ſollte eine Sache auch dann noch als „Wechſel⸗ 
ſache“ gelten, wenn, was zuläſſig iſt und war, für eine Wechſel⸗ 
forderung durch beſondere Vereinbarung eine Hypothek beſtellt, 
das Grundſtück ſodann verkauft, die Hypothek in Anrechnung 
auf den Kaufpreis von dem Käufer übernommen, die Abernahme 
von dem Gläubiger genehmigt worden wäre, und dieſer nunmehr 
gegen den Käufer die Klage aus dem perſönlichen Schuld⸗ 
verhältniſſe erhoben hätte? Vgl. hierzu Grünhut, a. a. O. 
Bd. 1 871 ©. 478 Anm. 13, Staub; Erläuterung zur 
WO. 89 zu Art. 81; $ 41 des preuß. GrunderwerbsG. vom 
5. Mai 1872; 8 416 BGB. Ein weiteres hierher gehöriges 
Beiſpiel bietet, wie nachher noch zu erörtern ſein wird, der 
gegenwärtige Rechtsfall ſelbſt. Auch wegen ſolcher auf 
dem Gebiete der praktiſchen Handhabung einer Beſtimmung, die 
von jenem weiteren Begriffe Wechſelſachen ausginge, liegenden 
Schwierigkeiten mußten demnach den Geſetzgeber dazu führen, 
für dieſen Begriff ein leicht und ohne beſondern Zeitverluſt 
feſtſtellbares Merkmal anzunehmen, wie es eben die Ver⸗ 
folgung des Klaganſpruchs im Wechſelprozeſſe bot. Denn 
hier war es damit gegeben, daß nach 8 604 ZPO. die Klage 
die Erklärung enthalten mußte, daß im Wechſelprozeſſe 
geklagt werde, und daß ebenſo eine Abſtandnahme von 
dieſer Prozeßart nach den SS 596 und 602 nur durch eine 
beſtimmte Erklärung ausgeſprochen werden konnte. Beſtätigt 
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wird endlich dieſes Ergebnis der Auslegung einerſeits des § 202 
Abſ. 1 Nr. 5, andrerſeits des §S 101 Nr. 2 GVG. durch die 
Entſtehungsgeſchichte der beiden Vorſchriften. Der § 101 
GG., der die ſachliche Zuſtändigkeit der Kammern für 
Handelsſachen beſtimmt, und auf deſſen Ausdruck „Anſpruch 
aus einem Wechſel im Sinne der WO.“ die gegneriſche Anſicht 
für ihre Auslegung des vermeintlich gleichbedeutenden 
Wortes „Wechſelſachen“ im § 202 Abſ. 1 Nr. 5 verweiſt, iſt 
dem $ 13 des Bundesgeſetzes, betreffend die Errichtung eines 
oberſten Gerichtshofes für Handelsſachen, vom 12. Juni 1869 
nachgebildet. Dies ergibt eine Vergleichung des Wortlautes 
ohne weiteres, und die Begründung zu dem Entwurfe des 
GVG. ſagt es noch ausdrücklich. Vgl. Hahn, Materialien 
zum GG., 2. Aufl. Bd. 1 S. 115. Dabei iſt zu beachten, 
daß der Entwurf ſelbſtändige Handelsgerichte vorgeſehen 
hatte, an deren Stelle demnächſt nach den Beſchlüſſen der 
Juſtizkommiſſion des Reichstages die Kammern für Handels⸗ 
ſachen bei den Landgerichten geſetzt wurden. Es handelte 
ſich alſo hier um die Beſtimmung der ſachlichen Zuſtändig⸗ 
keit dieſer Abteilungen der Landgerichte, für die eben die 
Eigenſchaft der verſchiedenen Arten von Rechtsſtreitigkeiten als 
„Handelsſachen“ im Sinne des urſprünglichen 8 13 des 
Geſetzes vom 12. Juni 1869 maßgebend war. Als ſolche 
mußten ohne weiteres insbeſondere alle Rechtsſtreitigkeiten über 
einen mit der Klage geltend gemachten Anſpruch aus einem 
Wechſel im Sinne der WO. angeſehen werden, da das Wechſel⸗ 
recht trotz der Anerkennung der allgemeinen Wechſelfähigkeit 
nur einen beſonderen Teil des Handelsrechts bildet und, ab⸗ 
geſehen von Deutſchland, wo die Kodifikation des geſamten 
Handelsrechts zunächſt auf nicht zu überwindende Schwierigkeiten 
ſtieß, auch als Teil des Handelsrechts kodifiziert worden iſt 
(Pr ALR. II, 8; Code de commerce). Hier konnte demnach 
nur die rechtliche Natur des mit der Klage verfolgten An⸗ 
ſpruchs als eines auf dem Gebiete des Handelsrechts 
liegenden in Betracht kommen. Ganz anders verhält es ſich 
dagegen mit der Entſtehung des § 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. 
Ob für die Aufſtellung der einzelnen Arten von Sachen, wie 
fie der S 165 des Entwurfs des GVG., im weſentlichen über⸗ 
einſtimmend mit dem Inhalte des ſpäter verkündeten Geſetzes 
ſelbſt, aufgeführt hatte, irgendeine frühere Anordnung und, 
wenn dies der Fall, welche zum Muſter genommen ſei, ſagt 
die Begründung zu dem Entwurfe nicht. Sie bemerkt nur: 
Der § 165 bezeichne die Sachen, die abgeſehen von der dis⸗ 
kretionären Befugnis der Gerichte und der Gerichtsvorſitzenden, 
auch andere Sachen als Ferienſachen zu bezeichnen, Ferienſachen 
ſein ſollten. Es ſeien diejenigen Rechtsſachen, „deren ſchleuniger 
Betrieb durch ihre Natur bedingt werde“. Vgl. Hahn 
a. a. O. S. 182. Gleichwohl läßt ſich die Quelle, aus der 
hierbei geſchöpft worden iſt, in dem § 3 Nr. 1 und 2 der 
preußiſchen „Ferienordnung für die Gerichte I. und II. Inſtanz“ 
vom 16. April 1850 (JM Bl. S. 130) und dem in der Nr. 2 
in Bezug genommenen § 13 der Verordnung vom 21. Juli 1876 
zu Nr. 1 bis 8 nachweiſen. Dies läßt eine Vergleichung ihres 
Inhalts mit dem des § 202 Abſ. 1 GVG. mit Sicherheit 
erkennen. (Wird des Näheren ausgeführt.) In dem Beſchluſſe 
des I. ZS. des RG. vom 2. Juli 1896, der in SeuffArch. 52, 
339 ff. teilweiſe abgedruckt iſt, iſt in dem nicht abgedruckten 
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Teile gegen eine mit der hier vertretenen im allgemeinen über: 
einſtimmende Ausführung des KG. geltend gemacht, daß nach 
preußiſchem Rechte „Wechſelklagen“ grundſätzlich im Wechſel⸗ 
prozeſſe zu verhandeln und Wechſelſachen regelmäßig identiſch 
mit den im Wechſelprozeſſe verhandelten Rechtsſtreitigkeiten 
geweſen ſeien. Dies trifft indeſſen nicht zu. (Wird ausgeführt.) 
In den beiden Entſcheidungen des I. ZS., der vom 2. Juli 1896 
und der vom 10. Oktober 1906 (RG. 64, 164) findet ſich 
ferner die Ausführung: das Weſen und das Eigentümliche des 
Wechſelprozeſſes beſtehe nach der ZPO. nicht ſowohl in der 
Beſchleunigung des Verfahrens, für die auch der ordentliche 
Prozeß durch Bewilligung der Abkürzung der Friſten Mittel 
gewähre (S 226 ZPO.), ſondern in der Beſchränkung der Ver⸗ 
teidigung des Beklagten auf liquide Einreden und ſolche, die 
ſofort liquid gemacht werden könnten (88 594, 595, 598 ZROD.). 
Allein in dem Abi. 2 des S 202 GVG. iſt das Bedürfnis 
beſonderer Beſchleunigung ausdrücklich als der geſetz⸗ 
geberiſche Grund für die Auswahl der Ferienſachen angegeben, 
und gerade dieſem Bedürfniſſe trägt der S 60 Abſ. 2 ZPO. 
dadurch Rechnung, daß er für alle im Wechſelprozeſſe zu 
verhandelnden Wechſelſtreitigkeiten die Einlaſſungsfriſt auf 
ein Mindeſtmaß herabſetzt. Daß auch für andere Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die der Beſchleunigung bedürfen, die Einlaſſungs⸗ 
friſt auf Antrag durch den Vorſitzenden herabgeſetzt werden 
kann, ändert an der Bedeutung dieſes Umſtandes nichts; denn 
dieſe beſteht eben darin, daß hier das Geſetz ſelbſt ohne 
weiteres gerade die im Wechſelprozeſſe zu verhandelnden 
Sachen als der Beſchleunigung bedürftig anerkannt. Daß die 
Beſonderheit der Wechſelprozeſſe außerdem auch in jener Be⸗ 
ſchränkung der Verteidigung des Beklagten beſteht, iſt zwar 
richtig, ſtellt ſich aber doch auch nur als ein auf die Be⸗ 
ſchleunigung der Entſcheidung hinwirkendes Moment dar, das 
auch den übrigen Urkundenprozeſſen, die nicht Wechſel⸗ 
prozeſſe ſind, eigentümlich iſt. Wäre andrerſeits der recht⸗ 
liche Charakter des mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruchs als eines ſolchen aus einem Wechſel im Sinne 
der WO. für die Beſtimmung des Begriffes Wechſelſache im 
§ 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. maßgebend geweſen, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob der Rechtsſtreit auch im Wechſelprozeſſe 
geführt wurde oder nicht, ſo könnte der Grund hier für 
nur darin liegen, daß in dieſen Sachen ſchon nach dem 
materiellen Rechte die Verteidigung des Wechſelſchuldners 
beſchränkt ſei, weil ſich dieſer nach Art. 82 der WO. nur ſolcher 
Einreden bedienen könne, die „aus dem Wechſelrechte ſelbſt 
hervorgehen, oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zuſtehen“. Allein dann hätte das Geſetz folgerichtig 
auch die Rechtsſtreitigkeiten über ſolche Anſprüche unter die 
Ferienſachen aufnehmen müſſen, die aus anderen durch In⸗ 
doſſament übertragbaren Papieren erhoben werden, und gegen 
die der Schuldner ſich gleichfalls nur ſolcher Einreden bedienen 
kann, die ſich aus dem Inhalte der Urkunde ergeben, oder ihm 
unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuſtehen, kauf⸗ 
männiſchen Anweiſungen, kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheinen, 
Konnoſſamenten, Ladeſcheinen, Lagerſcheinen uſw. (Früheres 
HGB. Art. 300, 305, jetziges SS 363, 365.) Das iſt nicht 
geſchehen. Vielmehr iſt, und zwar erſt durch die Novelle zum 
GBG. vom 17. Mai 1898, nur die Zuſtändigkeit der 
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Kammern für Handelsſachen auf die Rechtsſtreitigkeiten 
ausgedehnt worden, die über Klaganſprüche aus einer der im 
8 363 HGB. bezeichneten Urkunden geführt werden. Gerade 
dies iſt ein weiterer Beweis dafür, daß das Geſetz ſcharf zwiſchen 
den Anſprüchen aus einer beſtimmten Urkunde, die nur die 
Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen begründet, 
und der Prozeßart unterſcheidet, in der gewiſſe hierher gehörige 
Anſprüche geltend gemacht werden müſſen, wenn die Sachen 
als Ferienſachen betrachtet werden ſollen. Dagegen hatten, 
wie ſchon erwähnt, der § 3 Nr. 2 der Preuß. Ferienordnung 
vom 16. April 1850 und der darin in Bezug genommene § 13 
der Verordnung vom 21. Juli 1846 zu Nr. 2 auch die „Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten aus Handelsbillets und kaufmänniſchen Aſſignationen 
binnen Jahresfriſt nach dem Verfalltage (ALR. II, Tit. 8, 
88 1256, 1285 und 1297)“, die den kaufmänniſchen Ver⸗ 
pflichtungsſcheinen und Anweiſungen des ſpäteren Handelsrechts 
entſprachen, unter die „Ferienſachen“ aufgenommen, und zwar 
auch wieder durchaus folgerichtig, weil aus dieſen Papieren 
früher der „Exekutivprozeß“ im Sinne der Allgem. Gerichts⸗ 
ordnung Teil I, 28 gemäß deſſen § 2 zu 5 und gemäß dem 
ALR. II, 8, $ 1256 und, ſeit der Aufhebung des Exekutiv⸗ 
prozeſſes durch 8 6 Nr. 1 der Verordnung vom 1. Juni 1833 
und auf Grund eben des § 13 derjenigen vom 21. Juli 1846 
das ſogenannte abgekürzte Verfahren, alſo jedenfalls eine 
beſondere von Geſetzes wegen auf Beſchleunigung ge⸗ 
richtete Prozeßart, ſtattfand. Der erkennende Senat iſt 
nach alledem der Anſicht, daß unter den Wechſelſachen im Sinne 
des § 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. nur diejenigen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten zu verſtehen ſind, die über einen im Wechſelprozeſſe 
eingeklagten Anſpruch aus einem Wechſel im Sinne der deutſchen 
Wo. geführt werden. Nun würde dem Beklagten gleichwohl 
der Vorwurf der Fahrläſſigkeit zu machen ſein, wenn er, ob⸗ 
wohl er mit feiner Auffaſſung des § 202 Abſ. 1 Nr. 5 GVG. 
die objektiv richtige Anſicht getroffen, ſich hätte bewußt ſein 
müſſen, daß er ſich dabei im Widerſpruche mit der ſogenannten 
herrſchenden Meinung befände, insbeſondere, daß er damit 
gegen eine bekannte Rechtsanſchauung des RG. verſtoße. In⸗ 
ſoweit iſt dem BG. beizutreten, wenn es ausführt, daß, wenn 
dem Beklagten eine entgegenſtehende Entſcheidung des RG. 
bekannt geweſen wäre oder bei Beobachtung pflichtmäßiger 
Sorgfalt hätte bekannt ſein müſſen, er mindeſtens mit der 
Möglichkeit hätte rechnen müſſen, daß dieſes auf dem ein⸗ 
genommenen Standpunkte verharren würde, und daß er deshalb 
verpflichtet geweſen wäre, für alle Fälle die Begründungs⸗ 
ſchrift innerhalb einer Friſt einzureichen, die gemäß § 223 
Abſ. 2 und § 554 Abſ. 2 ZPO. als eine ſolche in Ferien⸗ 
ſachen berechnet wäre, alſo bis zum 29. Auguſt 1906. Das 
BG. hat auch den Stand des Schrifttums und der Recht⸗ 
ſprechung über die hier in Betracht kommende Frage zutreffend 
dargeſtellt. Hiernach liegt die Sache aber folgendermaßen. Der 
einzige in weiteren Kreiſen verbreitete ſelbſtändige größere 
Kommentar zum GVG. von Thilo hatte ſich für die hier 
vertretene Anſicht erklärt. Von den ſeit Ende der ſiebziger Jahre 
mehrmals neu aufgelegten größeren Kommentaren zur ZPO., 
die zugleich das GVG. erläuterten, hatten ſich Struckmann⸗ 
Koch und v. Wilmowski⸗Levy gegen dieſe Meinung, aber 
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ausgeſprochen. Eine Begründung ihrer Auffaſſung hatte keiner 
dieſer Erläuterer des GVG. gegeben; ebenſowenig das dieſelbe 
Meinung vertretende, wenig verbreitete Lehrbuch von Hell⸗ 
mann, München 1885. Eine Entſcheidung des RG., I. 3S., 
war zwar unter dem 2. Juli 1896 in dem gleichen Sinne, 
und zwar gegen die Anſicht des KG. in deſſen Beſchluſſe vom 
15. Juni 1896, ergangen, war aber nicht in der von den Mit⸗ 
gliedern des Gerichtshofes herausgegebenen Sammlung, ſondern 
nur in Seuff Arch. für Entſcheidungen der oberſten Gerichte 
in den deutſchen Staaten, und zwar in dem 1897 erſchienenen 
52. Bande S. 339 ff. veröffentlicht worden. Sie wird in der 
1901 erſchienenen neueſten, der achten Auflage des Kommentars 
von Strudmann und Koch in den Erläuterungen zu § 202 
GVG. überhaupt nicht erwähnt. Die Kommentare von Thilo 
und von v. Wilmowski und Levy ſind aber jener ſeit 1879, 
dieſer ſeit 1895 überhaupt nicht wieder neu aufgelegt worden 
und haben ſchon deshalb auf jene Entſcheidung des I. ZS. nicht 
hinweiſen können. Ja ſelbſt der ſpätere Beſchluß dieſes Senats 
vom 19. Oktober 1906 (RG. 64, 164) nimmt auf jene frühere 
Entſcheidung in keiner Weiſe Bezug und läßt ſie völlig un⸗ 
erwähnt. Der Beſchluß vom 10. Oktober 1906 aber konnte 
dem Beklagten ſelbſtverſtändlich im Juli und Auguſt 1906 noch 
nicht bekannt ſein. Wenn unter ſolchen Umſtänden der 
Beklagte ſich bei der Prüfung der Frage, ob in dem damaligen 
Recchtsſtreite eine Ferienſache vorliege, für die eine der ſich 
gegenüberſtehenden Anſichten entſchied, wonach die Sache nicht 
als Ferienſache anzuſehen war, ſo trifft ihn, wenn man nicht 
die Anforderungen an die von dem Rechtsanwalte in einem 
ſolchen Falle zu fordernde pflichtmäßige Sorgfalt überſpannen 
will, nicht der Vorwurf der Fahrläſſigkeit, und zwar um ſo 
weniger, als er ſich gerade für die nach der hier vertretenen 
Auslegung des $ 202 Abſ. 1 Nr. 5 richtige Meinung ent⸗ 
ſchieden hat. Auf dieſe Auslegung braucht deshalb hier nur 
in dem Sinne Gewicht gelegt zu werden, daß der Beklagte 
eben, indem er ſich für die Anſicht entſchied, für die ſo ſchwer⸗ 
wiegende Gründe, wie ſie oben dargelegt ſind, ſprechen, und 
von denen er ſelbſt jetzt im Rechtsſtreite in der Klag⸗ 
beantwortung wenigſtens einen Teil auch geltend gemacht hat, 
wenn ihm nicht eine ganz beſtimmte gegenteilige Ent⸗ 
ſcheidung des RG. bekannt war oder bekannt ſein mußte, 
mindeſtens nicht fahrläſſig gehandelt hat. Insbeſondere 
aber gereichte es ihm auch nicht zum Verfchulden, wenn er 
unter den oben erörterten Umſtänden die Entſcheidung in 
Seuff Arch. 52 überſah, da in dieſer Beziehung regelmäßig nur 
ſo viel zu fordern iſt, daß ein Rechtsanwalt in einer ſolchen 
Lage die in der ſogenannten amtlichen Sammlung ver⸗ 
öffentlichten Entſcheidungen des RG. kennt oder ſich über ſie 
unterrichtet. Für die hier zutreffende Entſcheidung brauchen 
demnach die vorangeſtellten Darlegungen über den Begriff 
Wechſelſache im Sinne des $ 202 GVG. nur dafür mit ent⸗ 
ſcheidend verwertet zu werden, daß der Beklagte, indem er ihn 
in dem danach für richtig zu erachtenden Sinne auffaßte, beim 
Mangel einer entgegenſtehenden Entſcheidung des RG., die er 
hätte kennen müſſen, keinesfalls fahrläſſig handelte. Bei 
dieſer Sachlage bedarf es nicht der Einholung einer Entſcheidung 
der BZE. des RG. gemäß 8 137 GVG. über die Rechts⸗ 
frage, was unter den Wechſelſachen nach §S 202 Abſ. 1 Nr. 5 
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GVG. zu verſtehen iſt, da das Urteil des jetzt erkennenden 
Senats, ſelbſt wenn dieſe Frage im Sinne der bisherigen Ent⸗ 
ſcheidungen des I. 38S. zu beantworten wäre, dennoch wegen 
Verneinung der Fahrläſſigkeit des Beklagten, fo wie 
geſchehen, zu ergehen hätte, alſo auf der abweichenden Beant⸗ 
wortung jener Frage nicht beruht. (Die weitere Entſcheidung 
betrifft die zuungunſten des Klägers beantwortete Frage nach 
der Bedeutung eines neuen Klaggrundes im Vorprozeß, die 
Verfälſchung des Wechſels betreffend, wonach es ſich damals 
nicht mehr um einen Wechſelprozeß gehandelt hat). M. c. T., 
U. v. 4. Febr. 10, 151/09 III. — Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

36. 5 373 HGB. verb. mit § 383 BGB. Abnahme: 
verzug des Schuldners? Nicht reelles Angebot des Verkäufers. 
Unzuläſſiger Selbſthilfeverkauf.] 

Der Beklagte hat von der Klägerin 21 000 kg Benzin, 
lieferbar ſukzeſſive bis Ende Juni 1907, gekauft. Ende Juni 
1907 waren 18 700 kg noch nicht abgerufen. Durch Schreiben 
vom 2. Dezember 1907 ſetzte die Klägerin unter Anbietung 
dieſes Rückſtandes dem Beklagten eine Friſt zum Abruf bis 
15. Dezember 1907 mit der Androhung, daß, wenn ſie bis 
zu dieſem Termine nicht im Beſitze der Dispoſition, wohin ſie 
Ware ſenden ſolle, ſei, ſie dieſelbe öffentlich meiſtbietend ver⸗ 
ſteigern laſſen, und den Beklagten für eine etwaige Differenz 
in Anſpruch nehmen werde. Der Beklagte hat die Annahme 
dieſes Schreibens verweigert. Die Klägerin hat dann die 
Ware durch einen Gerichtsvollzieher verſteigern laſſen. Die 
Differenz zwiſchen Kaufpreis und Steigerlös unter Hinzurechnung 
der Koften hat die Klägerin gegen den Beklagten eingeklagt. 
Das OLG. wies die Klage ab, die Reviſion blieb erfolglos: 
Der Beklagte war nach der ſich ergebenden Sachlage nicht in 
Abnahme: (Schuldner:) Verzug. Die Klägerin hatte ihm die 
Ware, die ſie zur Zeit der Aufforderung gar nicht hatte, von 
der ſie vielmehr nur behauptete, daß ſie ſich dieſelbe jeden 
Augenblick verſchaffen könne, nicht reell angeboten; ſie hatte 
nur den Beklagten aufgefordert, abzurufen, indem er die 
Firmen bezeichnen ſolle, an welche die Ware zu ſenden ſei. 
Sodann hat aber die Klägerin auch Schadenserſatz wegen 
Abnahmeverzugs weder mit der Klage noch auch in der Be⸗ 
rufungsinſtanz gefordert, ſondern lediglich den Kaufpreis nach 
Abzug des Erlöſes der Selbſthilfeverkäufe, von denen behauptet 
wird, daß fie gemäß $ 373 Abi. 3 für Rechnung des Be⸗ 
klagten gegangen ſeien, beanſprucht. Auch die weitere Aus⸗ 
führung des BG., daß die Klägerin den Erforderniſſen des 
§ 373 bei den vorgenommenen Selbſthilfeverkäufen nicht genügt 
habe, wird von der Reviſion ohne Erfolg angegriffen. In 
dieſer Hinſicht wird die öffentliche Ankündigung der Verſteigerung 
vom 22. Dezember 1907, bei der im Verhältnis zum Werte 
der Ware ein ganz geringer Preis erzielt wurde, weil ſie nur 
einen Tag vorher am 21. Dezember 1907 erfolgte, als nicht 
genügend erachtet; dieſelbe Beurteilung erfolgt bezüglich der 
Verſteigerung vom 27. Dezember 1907, die am 25. desſelben 
Monats öffentlich bekanntgegeben wurde, wegen der in Betracht 
kommenden Weihnachtsfeiertage. In $ 373 iſt zwar die 
öffentliche Bekanntmachung der Verſteigerung nicht ausdrücklich 
vorgeſchrieben. Daß dieſelbe aber erfolgen muß, ergibt ſich, 
auch abgeſehen von $ 383 Abſ. 3 S. 2 BGB. eine aus⸗ 
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vrüdliche Beſtimmung in dieſer Hinſicht enthält, ſchon aus dem 
Begriffe der Offentlichkeit der Verſteigerung. Urteil des er⸗ 
kewenden Senats vom 22. Januar 1895 II 302/94, Bolze 
Br. 20 Nr. 505, Staub⸗Könige Anm. 33 ba zu 8 373. 
Weiterhin iſt es aber auch rechtlich durchaus zutreffend, daß 
die Selbſthilfeverkäufe wegen der Mangelhaftigkeit der öffent⸗ 
lchen Bekanntmachungen vom BG. als nicht für Rechnung 
des Beklagten gehend erachtet worden ſind. Der Verkäufer 
hat, wie wiederholt auch vom erkennenden Senat ausgeſprochen 
it, beim Selbſthilfeverkauf auch das Intereſſe des ſäumigen 
Kufers wahrzunehmen und inſoweit die Sorgfalt eines 
ordentlihen Raufmannes zu beobachten. Durch jeden weſent⸗ 
chen Verſtoß gegen die in 8 373 enthaltenen besfallfigen 
Beſimmungen wird es ausgeſchloſſen, daß der Verkauf für 
Rechnung des Käufers geht. Die Annahme des BG., daß 
ſelche Verſtöße in den nicht rechtzeitigen Veröffentlichungen hier 
m finden ſeien, iſt rechtlich einwandfrei. Zu vergl. Urteil des 
. Sen vom 5. Dezember 1900, 277/00; JW. 01, 10106. 
L e. B., U. v. 22. Febr. 10, 282/09 II. — Berlin. 

Patentrecht. 

37. Bedeutung des Patentanſpruchs.] 

Der Patentanſpruch hat in erſter Linie den Zweck, den 
gegenstand der Erfindung für den Techniker möglichſt genau zu 
bezeichnen, nicht aber den daraus ſich ergebenden Patentſchutz 
nuch allen Seiten genau abzugrenzen. In dieſer Beziehung 
muß vielmehr manches der ſpäteren Auslegung vorbehalten 
leben. Beſonders iſt es regelmäßig untunlich, bei Erfindungen, 
hi durch eine größere Zahl von Merkmalen zu charakterifieren 
Ind, (hen im Stadium der Patenterteilung feſtzuſtellen, welche 
Nerlmale für den Patentſchutz unbedingt erforderlich find und 
pelche ausſcheiden können, bzw. welche einzelnen oder Gruppen 
ben Merkmalen für ſich den Patentſchutz genießen. Für die 
Erteilung des Patentes genügt es, daß die Erfindung in der 
verbindung ſämtlicher Merkmale neu und patentwürdig erſcheint, 
ind die weitere Unterſuchung über die Grenzen des Schutzes 
würde in der Regel nur zu einer nachteiligen Verzögerung der 
Patnterteilung führen. Die Nechtſprechung des RG. befolgt 
nher ſchon lange den Grundſatz, daß der Anmelder im 
Jveifel den Schutz und nur den Schutz beanſpruchen kann, 
der ihm nach dem Stande der Technik zur Zeit der Anmeldung 
mbührt, ohne daß es — abgeſehen von unzweideutig erklärten 
derichten und abſichtlich verfügten Einſchränkungen — weſentlich 
rauf ankommt, vb ihm ſelbſt oder der patenterteilenden Be: 
ſerde dieſer Stand der Technik vollſtändig bekannt war (vgl. 
Ye im gewerblichen Rechtſchutz und Urheberrecht 1908 S. 341 ff. 
dgedtutten Urteile; ferner Iſay, Weſen und Auslegung des 
Vatentanſpruches in den Mitteilungen vom Verbande Deutſcher 

e 1909 S. 138 ff.). K. c. B., U. v. 9. Febr. 10, 
42/9 L — Berlin. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. | 

88. 555 GmbHG. verb. mit 88 168 bis 182 des Reichs⸗ 
withed über die Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
d des preußifchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
Arn 53 bis 62. 


9 55 GmbHG. verlangt zur Rechtsbeſtändigkeit der Über⸗ 
nt einer Stammeinlage auf das erhöhte Stammlapital eine 
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„gerichtlich oder notariell aufgenommene oder beglaubigte Er⸗ 
klärung des Ubernehmers.“ Eine Beglaubigung der Erklärung 
des Beklagten hat nicht ſtattgefunden, es fragt ſich daher nur, 
ob die Erklärung des Beklagten — von der in einem notariellen 
Protokoll geſagt iſt, daß ſie abgegeben ſei — „gerichtlich 
oder notariell aufgenommen“ worden iſt. Und das muß 
verneint werden. Im 8 55 GmbHG. handelt es ſich, um die 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts, denn der Übernehmer geht 
mit der Übernahme der Stammeinlage beſtimmte rechtliche Ver⸗ 
pflichtungen der Geſellſchaft gegenüber ein. Für die gerichtliche 
und die notarielle Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts gelten 
aber gemäß § 168 R GG. die in den 88 169 bis 182 daſelbſt 
gegebenen Vorſchriften, von denen § 177 ausdrücklich beſagt: 
„Das Protokoll muß vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt 
und von ihnen eigenhändig unterſchrieben werden.“ Dieſe 
zwingende Vorſchrift iſt nicht erfüllt, der Beklagte iſt Be⸗ 
teiligter im Sinne der 88 169 bis 182, denn um die Be: 
urkundung feiner Erklärung handelt es ſich (8 168 Abſ. 2), 
und er hat das Protokoll nicht unterſchrieben. Mit der 
Reviſion iſt nun zwar auszuführen verſucht, es komme auf die 
Unterſchrift des Beklagten im vorliegenden Falle nicht an, weil 
das die Erklärung des Beklagten enthaltende Protokoll von 
einem Notar über die Geſellſchafterverſammlung der 
klagenden Geſellſchaft unter Wahrung der für derartige 
Protokolle nach Art. 53 ff. Prßc GG. erforderten Form auf⸗ 
genommen ſei. Dem kann jedoch nicht zugeſtimmt werden. 
Nach Art. 53 des preußiſchen Geſetzes — welches Geſetz von 
dem Reichsgeſetz Abweichendes nicht beſtimmen konnte — 
gelten die Art. 54 bis 62 daſelbſt nur für Urkunden über 
andere Gegenſtände als Rechtsgeſchäfte. Ein ſolcher 
anderer Gegenſtand war nun zwar die Beurkundung des Notars 
über die von der Geſellſchafterverſammlung gefaßten Beſchlüſſe 
(Denkſchrift zu dem Entwurf eines Geſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; Weißler, Kom⸗ 
mentar zu dieſem Geſetz Anm. 3 zu 8 168), und deshalb genügte 
das Protokoll vom 1. Dezember 1908 für die Feſtſtellung, daß 
von den Geſellſchaftern die betreffenden Beſchlüſſe gefaßt 
ſeien; es genügte aber, da es von dem Beklagten nicht unter⸗ 
ſchrieben iſt, nicht den für die Aufnahme einer rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erklärung in den 55 168 ff. des Reichsgeſetzes gegebenen 
Vorſchriften und ſomit nicht den Erforderniſſen des § 55 
GmbHG. V. c. K., U. v. 14. Febr. 10, 577/09 II. — 
Hamm. 

Reichserbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

39. 55 55 ff. RErbſchſt. Stempelpflicht einer Bank 
wegen Zuſchüſſen zu der kein Rechtsſubjekt bildenden Penſions⸗ 
kaſſe ihrer Angeſtellten? Befreiung von der Verpflichtung zur 
Bezahlung des Schenkungsſtempels wegen Erfüllung einer 
Anſtandspflicht.] 

Im Jahre 1907 ließ die klagende Bank auf Grund des 
Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 23. März der Penſions⸗ 
kaſſe ihrer Angeſtellten 100 000 & zufließen. Die Steuer⸗ 
behörde war der Meinung, daß dieſe Znwendung nach den 
88 55 ff. RErbſchſtGG. als Schenkung mit 5 v. H. zu verſteuern 
ſei und zog von der Klägerin den Betrag von 5000 ein. 
Dieſe forderte ihn im Rechtswege zurück. Das KG. verurteilte, 
die Reviſion des beklagten Fiskus wurde zurückgewieſen: Sollte 
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es auch möglich fein, ein der zuwendenden Bank gegenüber 
ſelbſtändiges Rechtsſubjekt zu finden, deſſen Vermögen durch 
die Zuwendung vermehrt worden wäre, ſo iſt dennoch zwar 
nicht der Tatbeſtand einer Schenkung, die nach 8 516 BGB. 
eine Bereicherungsabſicht nicht vorausſetzt und mit dem 
etwaigen Zwecke der Klägerin, ſich einen feſten Stamm zu⸗ 
verläſſiger Mitarbeiter zu ſichern, nicht unverträglich iſt (RG. 
70, S. 16, 17), wohl aber die Steuerpflicht ausgeſchloſſen, 
weil die Befreiungsvorſchrift des S 56 Abſ. 2 a. a. O. Platz 
greift. Die Befreiungsvorſchrift iſt anzuwenden, wenn durch 
die Schenkung einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. Im gegenwärtigen 
Falle ſteht nicht die Gründung einer Penſionskaſſe in Frage. 
Vielmehr handelt es ſich um die Zuwendung an eine ſchon im 
Jahre 1867 ins Leben gerufene Kaſſe, die vor allem die Ver⸗ 
ſorgung der Angeſtellten ſelbſt bei Eintritt der Dienſtunfähigkeit 
bezweckt. Beiträge werden nicht mehr erhoben. Die Kaſſe iſt, 
ſolange nicht ihr Vermögen die zur Befriedigung der ſtatuten⸗ 
mäßigen Anſprüche erforderliche Höhe erreicht hat, auf Zuſchüſſe 
der Klägerin angewieſen. Damit rechnen ihre Angeſtellten und 
ſie dürfen es unter den obwaltenden Verhältniſſen. Dazu 
kommt, daß die Bewidmung einer ſolchen Penſionskaſſe mit 
regelmäßigen, nach der Höhe des Reingewinns bemeſſenen Zu⸗ 
ſchüſſen den Anſchauungen der Berliner Großbanken durchaus 
entſpricht und geübt wird, wie der Ber R. auf Grund des Gut⸗ 
achtens der Handelskammer feſtſtellt. Darum läßt ſich ſagen 
— was auch der BerR. nebenher geltend macht — daß die 
Klägerin, indem ſie den Zuſchuß gewährte, wenn auch nicht 
einer fittlichen Pflicht, ſo doch einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen hat. Was der Anſtand ver⸗ 
langt, iſt ein Verhalten, welches nicht dergeſtalt gegen die 
Anſchauungen der in Betracht kommenden Geſellſchaftskreiſe 
verſtößt, daß der Handelnde oder der ein beſtimmtes, von ihm 
erwartetes Handeln Unterlaſſende dadurch eine Einbuße in der 
Achtung und Anerkennung dieſer Kreiſe erleidet. Daß ein 
ſolches Verhalten, die Beobachtung des geſchäftlichen Anſtandes, 
auch von Aktiengeſellſchaften, d. h. von den als ihren Willens⸗ 
organen auftretenden phyſiſchen Perſonen verlangt werden 
kann, iſt unbedenklich. Wie dieſer Anſtand Weihnachtsgeſchenke, 
Gratifikationen uſw. an Angeſtellte fordern kann und eine 
Verletzung der hiernach gebotenen Pflicht den Ruf der Geſell⸗ 
ſchaft gefährdet, ſo kann auch die Nichtgewährung von Zu⸗ 
ſchüſſen an die Penſionskaſſe der Angeſtellten wider den Anſtand 
verſtoßen. Preuß. Fiskus c. B. H., Kom.⸗G. auf Aktien, U. v. 
11. Febr. 10, 232/09 VII. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

40. SS 4, 79 ALR. II, 14, verb. mit SS 9 und 10 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861, § 160 Abf. 3 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1863, SS 12 und 15 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes, § 7 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 
und 88 69 ff. des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 
Anſpruch gegen eine Stadtgemeinde auf Freiſtellung von der 
Verpflichtung zur Leiſtung von Anliegerbeiträgen.] 

Was den erhobenen Feſtſtellungsanſpruch anlangt, ſo ver⸗ 
ſagt ihm der Ber R. mit Recht die Verfolgung im Wege des 
Zivilprozeſſes. Er iſt darauf gerichtet, daß die beklagte Stadt⸗ 
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gemeinde verpflichtet ſei, die Klägerin und ihre Rechtsnachfolger 
von allen Anliegerbeiträgen freizuſtellen, und gründet ſich auf 
ein angeblich im Jahre 1883 mit der Beklagten bei Überlaſſung 
gewiſſer Grundſtücke zu Straßenzwecken getroffenes Abkommen. 
Erhoben iſt er gegenüber dem auf die 88 12 und 15 FluchtlG. 
und den 8 10 des Ortsſtatuts für die Stadt D. geſtützten Ver⸗ 
langen der Gemeinde, daß die Klägerin, wenn ſie an der für 
den Verkehr noch nicht fertiggeſtellten Borſigſtraße bauen wolle, 
zunächſt die Straßenherſtellungskoſten zahle. Dieſes Verlangen 
ſoll damit als ungerechtfertigt zurückgewieſen und der Wider⸗ 
fpruh der Beklagten gegen die von der Polizeibehörde zu 
erteilende Bauerlaubnis befeitigt werden. Der Ber. verkennt 
keineswegs, daß jenes Abkommen, ſeine Erweislichkeit voraus⸗ 
geſetzt, privatrechtlicher Natur ſei. Er führt im Anſchluß an 
die Rechtſprechung des OV. (vgl. OVG. 33, 107; 45, 285) 
aus, daß es ſich um eine vorher verabredete, als Gegenleiſtung 
für die Abtretung der Straßenfläche gedachte Tilgung der An⸗ 


liegerbeiträge handle und daß ein derartiger Verzicht auf eine 


einzelne Abgabenforderung im Wege des privatrechtlichen Ver⸗ 
trages zuläſſig ſei. Dem iſt beizuſtimmen; ebenſo aber auch 
den ferneren Ausführungen des BerR., daß ein ſolcher Vertrag, 
obwohl an ſich möglicher Gegenſtand einer bürgerlichen Rechts⸗ 


ſtreitigkeit, doch als Rechtsbehelf gegen eine trotzdem erhobene 


Abgabenforderung der Gemeinde der Beurteilung durch den 
ordentlichen Richter entzogen ſei. Nach dem S 79 II, 14 ALR. 
und den 88 9, 10 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 war der 
Rechtsweg bei Streitigkeiten über die Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
richtung öffentlicher Abgaben, zu denen nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung auch die Gemeindeabgaben gehören, ausnahmsweiſe 
zugelaſſen, wenn die Befreiung von der Abgabenpflicht aus 
beſonderen Gründen, zu denen namentlich auch Verträge gehörten 
(S 4 II, 14 AL R.), behauptet wurde. Wären dieſe Vorſchriften 
noch maßgebend, ſo würde die Klägerin ihren Anſpruch un⸗ 
bedenklich im Rechtswege verfolgen können. Allein für die 
Gemeindeabgaben ſind fie durch $ 160 Abſ. 1 ZuſtändigkeitsG. 
vom 1. Auguſt 1883 beſeitigt. Die Rechtsmittel gegen die 
Heranziehung (Veranlagung) zu Gemeindeabgaben ſind durch 
die 88 69 ff. Kommunalabgaben®. vom 14. Juli 1893 geregelt. 
Beſtreitet alſo der Herangezogene ſeine Abgabenpflicht unter 
Berufung auf einen beſonderen Vertrag mit der Gemeinde, 
durch den ihm die Nichterhebung der Abgabe mit Rückſicht auf 
die Abtretung von Land zu Straßenzwecken zugeſichert worden 
ſei, ſo hat auch darüber ausſchließlich der Verwaltungsrichter 
zu befinden, und es bewendet bei der für das preußiſche Recht 
geltenden Regel, daß in Anſehung der Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
richtung öffentlicher Anlagen und Abgaben der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Daß zu dieſen Abgaben auch die Anliegerbeiträge 
gehören, iſt unzweifelhaft. Wenn ſonach über die Frage, ob 
eine Gemeinde zur Erhebung einer beſtimmten Abgabe berechtigt 
iſt, der Rechtsweg auch in dem Falle nicht ſtattfindet, daß der 
Forderung mit dem Einwand eines privatrechtlichen Ver⸗ 
zichts begegnet wird, ſo kann er nicht dadurch wieder eröffnet 
werden, daß nach § 7 LandesverwaltungsG. vom 30. Juli 1883 
und § 160 Abſ. 2 Zuſtändigkeits G. die Entſcheidungen der Ver⸗ 
waltungsgerichte unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe 
ergehen. Das aus dem Beſteuerungsrechte der Gemeinden 
hervorgehende Verhältnis zu den Zenſiten iſt kein ſolches Ver⸗ 
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hältnis, auch wenn jenes Recht unter Hinweis auf einen privat⸗ 
rechtlichen Titel beſtritten wird. Die Entſcheidung des Ver⸗ 
waltungsgerichts, daß es trotzdem beſtehe, erledigt die Frage 
endgültig; fie kann nicht nochmals dem ordentlichen Gerichte 
vorgelegt werden. Hiernach handelt es ſich im vorliegenden 
Falle nur darum, ob mit der auf das Abkommen vom Jahre 
1883 geſtützten Klage das Beſteuerungsrecht der Beklagten 
in dem durch den Feſtſtellungsantrag gegebenen Umfange be⸗ 
ſtritten werden ſoll. Dies iſt zu bejahen. Das Verlangen der 
Beklagten, daß die Klägerin, ſofern ſie bauen wolle, Anlieger⸗ 
beiträge zahle, ftügt ſich nicht etwa auf beſondere, mit ihr 
getroffene Abmachungen, durch welche ihr gegen Entrichtung 
der Beiträge das Bauen auch an der unfertigen Straße hätte 
geſtattet werden ſollen, ſondern lediglich auf das in Ausführung 
des S 15 FluchtlG. erlaſſene Ortsſtatut, mithin auf den 
öffentlich rechtlichen Titel des geſetzlich den Gemeinden ein⸗ 
geräumten Rechtes, Anliegerbeiträge zu fordern. Will man 
darin noch nicht eine einſpruchsfähige Heranziehung zu Gemeinde⸗ 
abgaben im Sinne des 8 69 Kommunalabgaben®. finden (vgl. 
Nöll⸗Freund, Kommentar zum Kommunalabgabengeſetz 7. Aufl. 
Anm. 3 f., 11 zu 8 69), fo iſt doch das Ziel der erhobenen 
Klage darauf gerichtet, daß der Beklagten das Recht zur Er⸗ 
hebung von Anliegerbeiträgen aberkannt werde, und dieſes Ziel 
kann im Rechtswege auch nicht dadurch erreicht werden, daß 
mittels einer Feſtſtellungsklage der in Ausficht ſtehenden Heran⸗ 
ziebung entgegen getreten wird. Dies wäre mit Sinn und 
Zweck der neuen Vorſchriften unvereinbar. Würde auch vom 
ordentlichen Gerichte zugunſten der Klägerin erkannt, ſo würde 
damit für ſie praktiſch nichts erreicht ſein; das Urteil würde 
weitere Maßnahmen der Beklagten zur Verwirklichung ihres 
Beſteuerungsrechtes nicht hindern und die Verwaltungsbehörden 
nicht binden. Wenn der erkennende Senat in dem Urteile vom 
6. April 1900 (RG. 46, 245) bei grundſätzlicher Uberein⸗ 
ſtimmung mit dem oben Ausgeführten in dem dort entſchiedenen 
Falle den Rechtsweg für zuläſſig erachtet hat, ſo lag die Sache 
damals anders; der Kläger hatte nicht ſchlechthin das Be⸗ 
ſteuerungsrecht der Gemeinde bekämpft mit dem Hinweis auf 
eine Abmachung, wie ſie hier behauptet wird, ſondern er hatte 
feiner Klage noch ein anderweites, dem Rechtswege zugängliches 
Fundament gegeben. Die Reviſion betont, daß die Beklagte, 
weil die Straße noch unfertig geweſen ſei und die Klägerin 
mit der Errichtung von Gebäuden noch nicht begonnen habe, 
Anliegerbeiträge noch gar nicht habe fordern dürfen. Dies mag 
richtig ſein, ändert aber nichts an dem Umſtande, daß ſie es 
dennoch — in dem Gewande der nur bedingten Zuſtimmung zu 
der bei der Polizeibehörde nachgeſuchten Bauerlaubnis — getan 
und damit ihr Beſteuerungsrecht geltend gemacht hat. Dieſes 
öffentliche Recht wird von der Klägerin zum Gegenſtande des 
Streites inſofern erhoben, als ſie behauptet, daß es der Beklagten 
wegen des Abkommens aus dem Jahre 1883 nicht zuſtehe. 
Für einen ſolchen Streit iſt aber der Rechtsweg nicht eröffnet. 
In dem von der Reviſion in Bezug genommenen Urteile des 
OVG. vom 5. März 1903 handelte es fi um die Erteilung 
der Bauerlaubnis durch die Polizeibehörde; die Verweigerung 
wurde vom damaligen Kläger bekämpft. Wenn in dem Urteile 
von dem Verzicht der Gemeinde auf ihr Widerfpruchsrecht aus 
5 12 FluchtlG. und davon die Rede iſt, daß, falls fie privat⸗ 
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rechtlich verpflichtet ſei, keinen Widerſpruch zu erheben, dieſe 
Verpflichtung im Prozeßwege durchgeſetzt werden könne, ſo iſt 
dabei anſcheinend an die bereits erwähnten Abmachungen, die 
ein früheres Bauen gegen Erlegung oder Sicherſtellung der 
Anliegerbeiträge ermöglichen ſollen, gedacht, keinesfalls aber 
geſagt, daß in einem Falle, wie dem vorliegenden, der Rechts⸗ 
weg zuläſſig ſei. M. c. Stadtgemeinde D., U. v. 18. Febr. 10, 
157/09 VII. — Hamm. 

Preußiſches Geſetz betr. den Erlaß polizeilicher 
Strafverfügungen wegen Übertretungen vom 23. April 
1883. 

41. 5 7. Hat der Preuß. Fiskus einen Anſpruch auf die 
Koſten, welche bei Einziehung von Schulverſäumnisſtrafen nicht 
beitreibbar ſind ?! 

Die örtliche Polizeiverwaltung im Bezirk der klagenden 
Stadtgemeinde wird durch eine Königliche Behörde, das Polizei⸗ 
präſidium in Rixdorf, geführt. Dieſer liegt auch die Feſtſetzung, 
Einziehung und Vollſtreckung von Schulverſäumnisſtrafen ob. 
Wie der beklagte Fiskus zugibt, gebühren die eingezogenen Geld⸗ 
ſtrafen der Klägerin als der Inhaberin der Gemeindeſchulkaſſe 
des Orts und ſind jeher von dem Polizeipräſidium an die 
Klägerin abgeführt worden. Als dies am 1. Januar 1903, 
1. April 1904 und 1. April 1905 geſchah, machte der Beklagte 
der Klägerin die aus den Aufſtellungen Blatt 10— 13 der Ge 
richtsakten erfichtlichen Abzüge im Geſamtbetrage von 2646,16 &. 
Er tat dies, um dadurch wegen nicht beitreibbarer Koſten der 
Feſtſetzung, Einziehung und fruchtloſen Strafvollſtreckung dem 
Fiskus Deckung zu verſchaffen. Die Stadtgemeinde hat nun 
gegen den Fiskus auf Zahlung der einbehaltenen 2646,16 4 
nebſt 4 vom Hundert Zinſen ſeit der Klagzuſtellung Klage er⸗ 
hoben. Die Klage iſt in I. Inſtanz abgewieſen. Das KG. 
verurteilte. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Vertretung 
des preußiſchen Landesfiskus hat im gegenwärtigen Prozeſſe 
nicht der Polizeipräfident in Rixdorf, ſondern der Polizeipräſident 
in Berlin übernommen. Bei der nach 8 56 ZPO. erforderlichen, 
den Beſchränkungen des § 562 nicht unterliegenden Prüfung, 
ob dieſe Vertretung den geſetzlichen Zuſtändigkeitsvorſchriften 
entſpricht, iſt den Parteien und dem BerR. darin beizutreten, 
daß ſich die Vertretungsbefugnis des Polizeipräſidenten in Berlin 
aus dem Geſetze betreffend die Polizeiverwaltung in den Stadt⸗ 
kreiſen Charlottenburg, Schöneberg und Nixdorf vom 13. Juli 
1900 (Geſetzſamml. S. 247) ergibt. In der Sache ſelbſt kann 
darüber hinweggegangen werden, daß der BerR. die einräumende 
Erklärung des Beklagten mit Bezug auf die Frage, ob der 
Klägerin ein Recht auf die eingezogenen Schulverſäumnisſtrafen 
uberhaupt zuſteht, in erſter Linie den Vorſchriften der 88 288, 
290 ZPO. unterſtellt hat. Dies würde kaum zutreffend fein, 
ſofern es ſich dabei nicht um ein Sonderrecht handelt, das aus 
tatſächlichen, die Klägerin allein betreffenden Verhältniſſen her⸗ 
geleitet wird, ſondern um einen Rechtsgrundſatz, der, ſoweit 
Gemeindeſchulen in Betracht kommen, für alle Gemeinden 
mit Königlicher Polizeiverwaltung Geltung haben ſoll. 
Überdies bildete dieſer Rechtsgrundſatz zugleich die Vor 
ausſetzung der Verteidigung des Beklagten damit, daß 
ſich aus dem Rechte der Klägerin auf die eingezogenen 
Schulſtrafen die damit zuſammenhängende Verpflichtung zur 
Beſtreitung der Feſtſetzungs⸗ und Einziehungskoſten in anderen 
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Fällen ergebe. Allein der Bert. iſt vorſorglich in eine Prüfung 
jener Frage auch unabhängig von dem Zugeſtändniſſe des Be⸗ 
klagten eingetreten. Seine eingehenden Darlegungen, denen das 
RG. durchweg beigetreten iſt, kommen mit Recht darauf hinaus, 
daß nach § 10 des General⸗Land⸗Schulreglements vom 12. Auguſt 
1763 (Rabe, Sammlung Preußiſcher Geſetze I, 2 S. 561 ff.) 
und nach der Rechtsentwicklung, die ſich an dieſes Reglement 
anſchließt, die eingezogenen Schulverſäumnisſtrafen da, wo die 
öffentlichen Volksſchulen Gemeindeanſtalten ſind, den Gemeinden 
zuſtehen und zur Gemeindekaſſe abzuführen ſind. Im übrigen 
hängt die Entſcheidung, ob der Standpunkt des Beklagten be⸗ 
gründet iſt, von einer Auslegung des § 7 des Geſetzes, betreffend 
den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen 
vom 23. April 1883 (Geſetzſamml. S. 65) ab. 8 7 ſchreibt 
vor: Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes endgültig feſtgeſetzten 
Geldſtrafen ſowie die eingezogenen Gegenſtände fallen dem⸗ 
jenigen zu, welcher die ſächlichen Koſten der Polizeiverwaltung 
zu tragen hat. Der letztere iſt dagegen verpflichtet, die durch 
Feſtſetzung und Vollſtreckung der Strafen entſtehenden, von dem 
Beſchuldigten nicht beizutreibenden Koſten zu tragen. Inſoweit 
beſondere Vorſchriften beſtehen, nach welchen Geldſtrafen oder 
eingezogene Gegenſtände einem anderen Beteiligten zufallen, 
findet die Vorſchrift des erſten Abſatzes keine Anwendung. 
Desgleichen bleiben vertragsmäßige Beſtimmungen unberührt. 
Durch die Vorſchrift des dritten Abſatzes iſt auch die ſich aus 
General⸗Land⸗Schulreglement vom 12. Auguſt 1763 ergebende 
Berechtigung der Gemeinden zum Empfange der eingezogenen 
Schulſtrafen aufrechterhalten, ebenſo wie das gleiche ſchon 
vorher durch § 1 Abſ. 2 des Geſetzes über die Nutzungen und 
Laſten aus der vorläufigen Straffeſtſetzung wegen Übertretungen 
vom 26. März 1856 (Geſetzſamml. S. 225) geſchehen war. 
Was dagegen die Feſtſetzungs⸗, Einziehungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
koſten in Fällen der Uneinziehbarkeit anlangt, ſo könnten ſie 
nach $ 7 aus zwei verſchiedenen Gründen der Klägerin zur 
Laſt fallen: einmal deshalb, weil dieſe Koſten zu den ohnehin 
von den Gemeinden zu tragenden „ſächlichen Koſten der Polizei⸗ 
verwaltung“ gehören ($ 7 Abſ. 1 und 2), ſodann aber, falls 
dies nicht zutrifft, aus dem von dem Beklagten geltend ge⸗ 
machten Grunde, weil mit dem Recht auf die Einnahmen aus 
der Durchführung des Schulzwanges die Pflicht zur Beſtreitung 
der durch dieſe Verwaltungstätigkeit entſtehenden Ausgaben un⸗ 
trennbar verbunden ſei (Abſ. 3 daſelbſt in Verbindung mit 
Abſ. 2). Den erſten Grund hat der Beklagte für ſich nicht 
geltend gemacht. Da es ſich hierbei um eine reine Rechtsfrage 
handelt, hat ihn der BerR. mit Recht gleichwohl in Betracht 
gezogen. Er verwirft ihn, weil es ſich um Koſten handele, die 
auf Grund des Geſetzes, betreffend die Koſten Königlicher 
Polizeiverwaltungen in Stadtgemeinden vom 20. April 1892 
(Geſetzſamml. S. 87) in Städten mit Königlicher Polizei⸗ 
verwaltung als unmittelbare Koſten der Ortspolizeiverwaltung 
dem Staate zur Laſt fielen. Dasſelbe gelte gegenwärtig, nach⸗ 
dem mit dem 1. April 1908 das Polizeikoſtengeſetz vom 3. Juni 
1908 (Geſetzſamml. S. 149) in Kraft getreten ſei. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind zutreffend. Während bis zum Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 20. April 1892 die Frage, nach welchem Ver⸗ 
hältnis in Orten mit Königlicher Polizeiverwaltung der Fiskus 
und die Gemeinden zu den Koſten der örtlichen Polizeiverwal⸗ 
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tung beizutragen haben, durch 5 3 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſamml. S. 265) ihre 
Regelung gefunden hatte und danach alle dieſe Koſten mit 
Ausnahme der Gehälter von den Gemeinden zu beſtreiten waren, 
hat durch die ſpätere Geſetzgebung von den Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen der Unmittelbarkeit und der Mittelbarkeit eine ander⸗ 
weite Regelung ſtattgefunden. Die Gemeinden haben nur noch 
die durch die örtliche Polizeiverwaltung mittelbar entſtehenden 
Koſten allein zu tragen, während, ſoweit ſolche Koſten un⸗ 
mittelbar entſtehen, der Staat ſie zu tragen und die Gemeinde 
ihm in näher geregelter Weiſe Beiträge zu leiſten hat, ſo jedoch, 
daß nach dem Geſetze vom 20. April 1892 die Beitragspflicht 
der Gemeinde von den im Einzelfalle entſtehenden Koſten un⸗ 
abhängig war. Bei der Anwendung dieſes Grundſatzes auf 
den gegebenen Fall hat der BerR. aus den vom Beklagten 
aufgeſtellten Berechnungen zunächſt alle Anſätze ausgeſchieden, 
mit denen der Klägerin uneinziehbare Vollſtreckungsgebühren zu 
Laſten geſchrieben ſind. Da der Beklagte ſelbſt einräumt, dieſe 
Gebühren an ſeine Vollſtreckungsbeamten nicht bezahlt zu haben, 
ſo handelte es ſich um einen durch die Handhabung der örtlichen 
Schulpolizei entſtandenen Aufwand entweder überhaupt nicht 
oder doch nur um einen Aufwand, der durch die Anſtellung 
und Beſoldung der Vollſtreckungsbeamten unmittelbar entſteht 
und darum vom Beklagten zu tragen iſt. In keinem 
Falle haſtet die Stadtgemeinde dem Fiskus neben dem Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner für ſeine Gebührenforderung als Zweit⸗ 
ſchuldnerin. Im übrigen handelt es ſich nach den Auf⸗ 
ſtellungen des Beklagten um Auslagen für Formulare und 
um Schreibgebühren. Von den Schreibgebühren gilt, zumal 
da der Beklagte nicht behauptet hat, daß er die Schreib⸗ 
arbeiten durch nicht angeſtellte Lohnſchreiber habe ausführen 
laſſen, das nämliche wie von den Vollſtreckungsgebühren. Die 
Beſchaffung der Formulare aber fällt, wie der BerR. zutreffend 
angenommen hat, unter den Begriff der „Bureaubedürfniſſe“ 
und dieſe gehörten nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 2 
des Geſetzes vom 20. April 1892 zu den Koſten der örtlichen 
Polizeiverwaltung, die wie auch gegenwärtig nach § 2 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1908 in Gemeinden mit Königlicher Polizei⸗ 
verwaltung vom Staate zu tragen find. Aus § 7 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 23. April 1883 ließ ſich ſomit die vom Beklagten 
behauptete Verpflichtung der Klägerin, ſich bei der Abführung 
der eingezogenen Schulverſäumnisſtrafen die ihr gemachten Ab⸗ 
züge gefallen zu laſſen, unmittelbar nicht herleiten. Was ſodann 
die zweite Frage anlangt, ob mit dem Rechte der klagenden 
Stadtgemeinde zum Empfange der eingezogenen Schulſtrafgelder 
die Verpflichtung zur Beſtreitung der entſtehenden Koſten in 
Fällen der Uneinziehbarkeit untrennbar verbunden iſt, ſo war 
auch in dieſer Beziehung mit dem Ber R. anzunehmen, daß 8 7 
des Geſetzes vom 23. April 1883 die eingezogenen Schulſtrafen 
den Gemeinden unverkürzt belaſſen hat. Daß der Koſten⸗ 
ausfall in dem einen Straffalle in keinen Beziehungen ſteht 
zu der Strafeinziehung in einem anderen, daß insbeſondere 
die einzelnen Ausfälle nicht als Koſten der Handhabung der 
Schulpolizei in den einzelnen Einziehungsfällen gelten können, 
iſt dem Ber R. ohne weiteres zuzugeben. Dagegen würde von 
der Auffaſſung aus, daß ſämtliche Fälle ſowohl der erfolg⸗ 
reichen als auch der vergeblich verfuchten Beitreibung von 
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Strafen und Koſten, ſich als Einzelakte eines neuheitlichen 
Geſamtbetriebes darſtellen, ein wenigſtens mittelbarer Zuſammen⸗ 
hang beider Gruppen von Fällen anzunehmen ſein. Zu einer 
dem Beklagten günſtigen Entſcheidung kann aber dieſe Erwägung 
nur dann führen, wenn die Handhabung der Schulpolizei im 
ganzen auf Koſten der Klägerin ginge, ſo daß ihr nur die 
etwaigen Einnahmenüberſchüſſe gebührten, die etwa ungedeckten 
Beträge der Geſamtkoſten dagegen von ihr beſtritten werden 


müßten. Darüber, daß dies nicht der mit § 7 geſchaffenen 


Regelung entſpricht, läßt der Wortlaut der Geſetzesvorſchrift 
keinen Zweifel. Abſ. 3 vermeidet es mit offenſichtlicher Ge⸗ 
fliſſentlichkeit, die Vorſchrift des Abſ. 2 neben der des Abf. 1 
für den Fall außer Anwendung zu ſetzen, wenn beſondere Vor⸗ 
ſchriften die eingezogenen Geldſtrafen einem anderen Beteiligten 
zuweiſen. Es bleibt daher in einem ſolchen Falle bei der 
Vorſchrift des Abſ. 2, wonach die nicht beitreibaren Koſten von 
dem Träger der ſächlichen Koſten der Polizeiverwaltung zu be⸗ 
ſtreiten ſind. In dieſer Beziehung aber hat, wie die vor⸗ 
ſtehenden Darlegungen ergeben, nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 23. April 1883 die fpätere Geſetzgebung dahin 
geführt, daß die hier ſtreitigen Koſten, ſoweit ſie überhaupt als 
Polizeikoſten zu gelten haben, dem Fiskus zur Laſt fallen, gleich⸗ 
viel ob ſie früher gemäß 8 3 des Geſetzes vom 11. März 1850 
von dem weiteren Begriffe der „ſächlichen“ Polizeikoſten mit⸗ 
umfaßt wurden oder ob ſie als nicht ſächliche Polizeikoſten 
hätten gelten müſſen. Übrigens hat die Klägerin in den Vor: 
inſtanzen zutreffend hervorgehoben, daß bei der Beratung des 
Entwurfs zu dem Geſetze vom 23. April 1883 in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauſes vom 17. Januar 1883 ausdrücklich auf 
das ſich aus der Vorſchrift des § 7 (8 8 des Entwurſs) 
möglicherweife ergebende Auseinanderfallen des Rechts auf die 
Geldſtrafen und der Pflicht zur Beſtreitung uneinziehbarer 
Exekutionskoſten hingewieſen worden iſt, daß aber ungeachtet 
dieſer ohne Widerſpruch gezogenen Folgerung die Geſetzes⸗ 
vorſchrift in der vorgeſchlagenen Faſſung Annahme gefunden 
hat (Sten B. des Abgeordnetenhauſes 1882— 1883 Bd. 1 S. 533). 
Preuß. Fiskus c. Stadtgemeinde Rixdorf, U. v. 17. Febr. 10, 
206/09 IV. — Berlin. 


Aus der Inſtizkommiſſion. 
Sitzungen vom 15. bis 17. März 1910. 


10 bis 12 (K konflikte) wurden nach 
längerer on in folgender Faſſung . 
8 10 nach der Vorlage. 


E 11. „Iſt al Sache 70 u fo ge 1 
Ordnung anhängig geworden, ſo gebührt 

Ben dem Gerichte, das die Unterſuchung zuerſt er: 

ffnet hat. Streiten ſich die Gerichte darüber, welchem 

15 ihnen der Vorzug gebührt, ſo entſcheidet das ge⸗ 

meinſchaftliche obere Gericht. Dieſes kann, auch wenn 

kein Streit beſteht, die Sache einem andern der Gerichte 


1 
§ 12. „Haben ſich mehrere Gerichte, von denen eines 
zuſtändig it, fer b Entſcheidungen, die nicht mehr an⸗ 
fechtbar für örtlich unzuſtändig erklärt, ſo beſtimmt 
das gemeinſchaftl iche obere Gericht „ welches von ihnen 
zuftändig iſt und die Sache zu übernehmen hat.“ 
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5 12a (neu, nach einem Antrag Gröber): „Sit eine 
Sache, für welche mehrere Gerichte zuſtändig ſind, bei 
einem der Gerichte anhängig geworden, ſo können dieſe 
Gerichte bis zur Verkündung des Urteils erſter Inſtanz 
die Übernahme der Sache bei einem andern der Gerichte 
vereinbaren.“ 

Der § 12a, gegen den eine erhebliche Minderheit ſtimmte, 
gibt alſo den Gerichten die Möglichkeit, die Zuſtändigkeit unter 
ſich durch Vereinbarung zu beſtimmen. 

Die SS 13, 14 wurden nach der Vorlage angenommen. 


2. Abſchnitt. 
Ausſchließung und Ablehnung. 


Der § 15 wurde unverändert angenommen mit der 
einzigen Ausnahme, daß in Ziff. 4 nicht nur die Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes, ſondern 
auch deren „Beauftragte“ von der Ausübung des Richteramts 
ausgeſchloſſen ſein ſollen. Ein zu Ziff. 1 geſtellter Antrag, 
wonach an die Stelle der Worte: „wer durch die ſtrafbare 
Handlung verletzt iſt“ die Worte geieht werden ſollten: „wer 
durch die ſtrafbare Handlung mittelbar oder unmittelbar verletzt 
iſt,“ wurde ebenſo abgelehnt wie derjenige in Ziff. 2 auf den 
„Verlobten“ der verdächtigen oder verletzten erſon vom 
Richteramt auszuſchließen. 

Bei § 16 wurde von verſchiedenen Seiten beantragt, im 

e der F des Verfahrens nach $ 354 des 
durfs bei n l al die Richter aus⸗ 
zuichiehen, die 8 Der Antrag 
elehnt; es ſo 1 8 351 1 5 edanke des Antrags 

5 aufgenommen werden. 

Der 8 17 fand unveränderte Annahme: in § 18 wurde 
der Abſ. 3 wie folgt gefaßt: 

„Der Ablehnende den Grund der Ablehnung 
laubhaft zu machen; Eng genügt, 15 er ſich auf das 
gnis des Abgelehnten beruft. Eine Verſicherung 
des ee unter Eid oder an Eidesſtatt ift aus⸗ 
eſchloſſen. 
Mit dieſer Maßgabe wurde der § 18 angenommen. 

Zu § 19 (Ausſchließung der zum in der Haupt: 
verhandlung nach Verleſung der Anklageformel) lag der Antrag 
vor, am Schluſſe den Satz hinzuzufügen: 

4 nicht der Ablehnung &grund erſt nach dieſem Zeit⸗ 
unkt entſtanden oder Si, Ablehnenden bekannt ge⸗ 
oben iſt.“ 

Der Antrag wurde damit bekämpft, daß er ſchikanöſen 
Verſchleppungsverſuchen in der Hauptverhandlung Tür und Tor 
öffne; der G edanke aber, daß es möglich fein müfle, auch 
eine Ablehnung vorzu⸗ 
bringen, wenn ſich die Befangenheit 191 a: erſt ſpäter 
1 17 für Ne 0 W Seiten B 


Ba 


ee Der 8 19 bleibt ſomit un 


Der 8 20 fand Annahme. Bei 8 21 wurde der Ge 
danke angeregt, bei Ableh eines Amtsrichters tunlichſt 
einen anderen Amtsrichter desſelben Gerichts über das Ab⸗ 
lehnungsgeſuch entſcheiden zu laſſen, damit das Gericht möglichſt 
nicht lahmgelegt werde. Der Gedanke wurde von verſchiedenen 
Seiten unterſtützt und regierungsſeitig als n bezeichnet. 
Der Abſ. 2 wurde daher wie folgt ge di 

„Wird der Unterſuchungsrichter oder der Amtsrichter 
abgelehnt, o entſcheidet das Landgericht; bei einem mit 
mehreren mtörichtern beſetzten Amtsgerichte jedoch der 
dienſtälteſte Amtsrichter, und falls er ſelbſt abgelehnt 
iſt, der im Dienſtalter ihm folgende Richter. Iſt der 
Unterſuchungsrichter vom Präſidenten des Reichsgerichts 
beſtellt, ſo entſcheidet der erſte Strafſenat des Reichs⸗ 
gerichts uſw. wie in der Vorlage.“ 
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Im übrigen wurde auch § 21 angenommen, ebenfo mit nur 
unweſentlichen Anderungen die 88 22— 25. 
Hierauf vertagte ſich die Kommiſſion bis zum 13. N 


Vertreterverſammlung. 


Da der ſtenographiſche Bericht noch nicht abgeſchloſſen 
vorliegt, teilen wir vorläufig nur die einſtimmig beſchloſſene 
Reſolution mit. Sie lautet: 

Die am 13. März 1910 in Leipzig tagende Vertreter⸗ 
verſammlung des Deutſchen Anwaltvereins hat den dem Reichs⸗ 
tag vorgelegten Entwurf eines Geſetzes betreffend die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reichsgerichts einer erſchöpfenden Behandlung 
noch nicht unterziehen können, weil der Entwurf eben erſt ver⸗ 
öffentlicht iſt. Sie muß ſich daher die Stellungnahme zu den 
einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs noch vorbehalten. 

Aber über die eine ſeit langer Zeit den Gegenſtand der 
Erörterung bildende Frage glaubt fie ſchon jetzt ihre Über⸗ 
zeugung dahin ausſprechen zu können und zu müſſen: 

Die Einſchränkung der Reviſion in den Fällen rechts⸗ 
irrtümlicher Prüfung des tatſächlichen Streitſtoffes und im 
Falle zweier übereinſtimmenden Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen (ZPO. § 549 neuer Faſſung) 

enthält eine ſchwere Gefährdung der Sicherheit und 

Einheit der Rechtsanwendung und iſt nicht geeignet, 

die durch die Uberlaſtung des Reichsgerichts bedingten 

Abelſtände in irgend weſentlicher Weiſe zu beſeitigen. 

Vielmehr iſt zur Herbeiführung einer Entlaſtung 
des Reichsgerichts und der Vorinſtanzen, neben andern 
Mitteln, insbeſondere eine Vereinfachung der pro⸗ 
zeſſualen Vorſchriften im Wege einer Überarbeitung 
der Zivilprozeßordnung im ganzen anzuſtreben. 

Die Vertreterverſammlung richtet deshalb an den 
Reichstag das dringende Erſuchen, den erwähnten 
Beſtimmungen des Geſetzentwurfs die Zuſtimmung zu 
verſagen und bittet die geſetzgebenden Körperſchaften, 
die A des Reichsgerichts auf dem vorſtehend 
na ege durch eine von der Reichsregierung 
einzuberufende Kommiſſion vorbereiten zu laſſen. 


Meldeſtellen für Anwalts vertretungen. 


Für den Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg iſt bei dem 
Königlichen Oberlandesgericht eine Meldeſtelle eingerichtet, bei 
der Gerichtsaſſeſſoren und Referendare ihre Angebote zur Anwalts⸗ 
vertretung niederlegen und die eines Vertreter bedürftigen Rechts⸗ 
anwälte die Namen der zu ſolcher Vertretung bereiten Rechts⸗ 
kundigen erfahren können. Die Namen dieſer Rechtskundigen 
werden in einer beſonderen Liſte aufgenommen, die bei der Ge⸗ 
richtsſchreiberei für Generalſachen und zwar von demjenigen 
Beamten geführt wird, dem die Expedition der Verfügungen 
hinsichtlich Richtervertretung obliegt. 

Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Poſen iſt eine 
entſprechende Einrichtung von dem Vorſtande der Anwalts⸗ 
kammer getroffen. Die Angebote der vertretungsbereiten Rechts⸗ 
kundigen ſind bei dem Vorſtande der Anwaltskammer niederzulegen. 

Aber die in anderen Bezirken etwa eingerichteten Melde⸗ 
ſtellen erbittet die Redaktion der JW. Nachricht. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Ein auf Umgehung der Konkurrenzklauſel gerichtetes Ver⸗ 
halten ſteht nach dem Grundſatze von Treu und Glauben einer 
unmittelbaren Verletzung gleich. Die wirtſchaftliche Verbindung 
der Erwerbstätigkeit von Mann und Frau bewirkt es, daß ein 
dem Mann auferlegtes Konkurrenzverbot ſeinem Sinne und 
Zwecke nach übertreten wird, auch wenn formell die Frau 


Für die Redaktion verantwortlich: 
Dru 
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Inhaberin des Konkurrenzgeſchäfts und der Mann nur Ans 
geſtellter darin iſt (Entſch. Nr. 2). 

Die Entſch. Nr. 3 befaßt ſich mit der Natur des vertrags⸗ 
mäßigen Anerkenntniſſes einer verjährten Forderung (8 222 
Abſ. 2 BGB.), Entſch. Nr. 4 mit der die Verjährung hemmenden 
Anerkennung des $ 208 BGB. 

Mit der Schadenserſatzpflicht des Gaſtwirts wegen eines auf dem 
Grundſtückshofe bei Glatteis von einem Gaſte erlittenen Unfalls, 
wegen ordnungswidrigen Zuſtandes der den Gäſten vorgeſetzten 
Trinkgefäße und für den Unfall eines Angeſtellten auf einer noch 
nicht gereinigten Treppe beſchäftigen ſich die Entſch. 7, 8 und 9. 

Entſch. Nr. 11 hat die beiderſeitigen Bereicherungsanſprüche 
zum Gegenſtande, die ſich aus dem Verkauf und der Auflaſſung 
eines Grundſtücks an einen Geiſteskranken gegen Zahlung des 
Kaufgeldes ergeben. 

Für den Wechſelbereicherungsanſpruch genügt nach Entſch. 
Nr. 13 nicht die Präjudizierung des Wechſels, ſondern er ſetzt eine 
poſitive Bereicherung des Ausſtellers oder Akzeptanten voraus. 
Ob ſolche vorliegt, kann nur unter Heranziehung des der Wechſel⸗ 
begebung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes entſchieden werden. 

Die Annahme eines neuen Schuldners und der von ihm 
gebotenen Sicherheiten braucht, wie Entſch. Nr. 14 ausführt, 
nicht notwendig eine Schuldübernahme im Sinne des 8 414 
BGB. oder eine ſchuldaufhebende Novation zu ſein. Dazu ge⸗ 
hört vielmehr der, wenn auch nur aus konkludenten Handlungen 
zu entnehmende Wille des Gläubigers, den früheren Schuldner 
aus ſeiner Schuldverbindlichkeit zu entlaſſen. 

Entſch. Nr. 16 erkennt in Übereinftimmung mit RG. 64, 52 
und 65, 210 an, daß ein eingerichteter und ausgeübter Gewerbe⸗ 
betrieb als verkörperter Wille im Gegenſatze zu der bloßen 
Freiheit der wirtſchaftlichen und gewerblichen Willensbetätigung 
unter den Begriff eines „ſonſtigen Rechts“ nach 8 823 Abſ. 1 
BGB. gebracht werden könne. 

Nach Entſch. Nr. 17 muß der Beſchädigte, der ſich für 
ſeinen Schadenserſatzanſpruch darauf berufen will, daß der 
Schädiger ſich gegen $ 823 Abſ. 2 BGB. vergangen habe, 
zu denjenigen Perſonen gehören, zu deren Schutz das verletzte 
Geſetz beſtimmt iſt; nur der, deſſen Schutz bezweckt iſt, iſt 
der „andere“ im Sinne des § 823 Abſ. 2. 

Der nachſtehende Hypothekengläubiger kann nach Entſch. 
Nr. 19 zwar nicht einen bloßen Hege deen ned bei vor⸗ 
gehenden Rechten geltend machen, wohl aber kann er nach den 
Grundſätzen des materiellen Rechts den völligen Wegfall ver⸗ 
langen, und zwar auch dann, wenn ſeine Hypothekenrechte durch den 
Zuſchlag erloſchen ſind, ſofern er nur als ausgefallener Gläubiger 
ein Intereſſe an dem Wegfall des vorgehenden Rechts hat. 

Entſch. Nr. 23 führt aus, daß die Witwe eines durch 
Unfall Getöteten gegen den Haftpflichtigen inſoweit keinen 
Schadenserſatzanſpruch hat, als ihr in den Einkünften des zufolge 
des Todes ihres Ehemannes auf ſie übergegangenen Vermögens 
die Mittel zur Beſtreitung ihres Unterhalts geblieben ſind. 

Bei der Auseinanderſetzung bezüglich des gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögens kann nach Entſch. Nr. 24, ſolange die Höhe 
der Geſamtgutsverbindlichkeiten noch nicht feſtſteht, und noch 
ungewiß iſt, ob zu deren Tilgung nicht die Verſilberung der 
von einem Ehegatten in die Gütergemeinſchaft eingebrachten 
oder während der Gütergemeinſchaft durch Erbfolge erworbenen 
Gegenſtände erforderlich ſein wird, dieſer Ehegatte weder die 
Herausgabe jener Gegenſtände gegen Erſatz ihres Wertes verlangen, 
noch aus dieſem Grunde ihrer Zwangsverſteigerung widerſprechen. 

Verſäumt der Teſtamentsvollſtrecker die Pflicht zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung des Nachlaſſes, ſo ſteht nach ch. Nr. 25 
bei einer Mehrheit von Erben jedem einzelnen Erben das Recht 
zu, durch Erhebung der Klage gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
unmittelbar die Erfüllung der Verpflichtung zu erzwingen. Der 
Erbe iſt nicht auf die Geltendmachung der in 88 2219, 2227 
BGB. vorgeſehenen beſonderen Rechte beſchränkt. 

Die Niederſchrift des letzten Willens auf einer Schiefer⸗ 
tafel ſchließt nach Entſch. Nr. 26 die Gültigkeit des privat⸗ 
ſchriftlichen Teſtaments nicht aus. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Herren Bertrauensmänuer werden erſucht, die 
Beiträge der Mitglieder für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1909 
bis 30. Juni 1910 bis zum 30. April d. Js. au die Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte in Leipzig einzuſenden; 
die bis dahin nicht eingegangenen Beiträge werden daun 

ſatzungsgemäß von mir durch Nachnahme erhoben. 
Rurlbaum, Schatzmeiſter. 


Die Herren Juſtizräte Dr. A. Gerſon und Eduard 
Beruſtein in Berlin haben aus Anlaß des 25 jährigen 
Jubiläums ihrer Auwaltihaft und Sozietät der Hülfskaſſe 
die Summe von 1000 & zugewendet. Für dieſe Zuwendung 
ift den Gebern der herzlichſte Dauk ausgeſprochen worden. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu München hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2500 & ſowie eine Spende zum Jubiläumsfonds von 
3000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe und Spende der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Die Notlage des Reichsgerichts. 
Kritik und Vorſchläge. 
Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Hellwig, Berlin. 


Der dem Reichstag zugegangene Entwurf lehnt es ab, die 
Notlage, in der das RG. ſich befindet, durch eine weitere Ver⸗ 
mehrung der Senate oder durch eine abermalige Erhöhung der 
Reviſionsſumme zu beſeitigen. Die Gründe, die für dieſe Ab⸗ 
lehnung ſprechen, erſcheinen mir in der Tat durchſchlagend, und 
ich kann nur die Hoffnung ausſprechen, daß die Reichsregierung 
auf dieſem Standpunkt feſt verharrt. Es fragt ſich alſo nur, 
in welch anderer Weiſe die auf jeden Fall recht ſchmerzhaft 
bleibende, aber unvermeidliche Operation vorgenommen werden 
ſoll, und zwar ſo, daß raſch und wirklich durchgreifend ge⸗ 
holfen wird. 


I. Das Hauptmittel des E. ift der Grundſatz der Diffor⸗ 
mität; er ſoll aber nur in vermögensrechtlichen Prozeſſen und 
auch da nur mit einer weſentlichen, vor der Veröffentlichung 
des E. nicht bekannt gewordenen und deshalb in der ſchon vor 
ihr ſehr lebhaft geführten Beſprechung nicht berückſichtigten 
Einſchränkung gelten. 

Die hiergegen geltend gemachten Bedenken ſind zum Teil 

völlig unbegründet. So beruht der Artikel der Kreuz⸗ 
zeitung Nr. 55 auf einer offenbaren Verkennung des Be⸗ 
griffs der Konformität: dieſe ſoll vorliegen, wenn das LG. 
wegen Mangels des Feſtſtellungsintereſſes, das OLG. wegen 
Unbegründetheit der Klage abgewieſen hat! In Nr. 59 der 
Kreuzzeitung erzählt ein alter Praktiker von einem Prozeſſe, in 
dem er erſt durch das RG. von der Gefahr eines ſchweren 
Regreſſes, in die er durch zwei gleichlautende Verurteilungen 
gebracht war, befreit worden ſei. Aber was würde dieſer 
Praktiker ſagen, wenn der Verlauf umgekehrt geweſen wäre? 
Wenn er ſich z. B. in der Lage des Deponenten befunden 
hätte, den das ſchwer begreifliche Urteil des RG. vom 
21. Oktober 1909 (DJ Z. 1910 S. 146) abwies, nachdem er 
vorher die Verurteilung erſtritten hatte? Solche Erwägungen 
beweiſen offenbar zu viel und deshalb gar nichts. 
Aber es gibt andere, in der Tat ſchwerwiegende Bedenken. 
Die Befürchtung, die OLG. würden in die Verſuchung gebracht 
werden, das Urteil des LG. zu beſtätigen, um die Reviſion 
auszuſchließen, kann ich nicht teilen. Das Bedenken, das auch 
mich hindert, den E. in der vorgelegten Geſtalt anzunehmen, 
iſt gerade die umgekehrte Befürchtung, nämlich, daß eine große 
Rechtszerſplitterung deshalb eintreten wird, weil ſich der Einfluß 
der OLG. vergrößern wird und die LG. werden veranlaßt werden, 
der Rechtsauffaſſung ihres OLG. zu folgen. Denn daß die 
unteren Gerichte bei zweifelhaften Fragen ſich der Judikatur 
des ihnen vorgeſetzten Gerichts anſchließen, iſt eine natur⸗ 
gemäße Erſcheinung und wird in gewiſſem Maße ſogar 
erwartet. 

Der E. verkennt denn auch dieſe Gefahr nicht. Als 
Gegenmittel ſchlägt er nur vor, daß die Reviſion trotz Kon⸗ 
formität zuläſſig ſein ſoll, wenn das Urteil mit einer Ent⸗ 
ſcheidung des RG. oder eines Oberſten Landesgerichts in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Aber ſo wie der E. lautet, wird er den Zweck 
weſentlicher Entlaſtung des RG. nicht erreichen, und anderſeits 
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bedarf es noch weiterer Kautelen, wenn der Grundſatz der 
Difformität annehmbar werden ſoll. 

In der erſten Beziehung bemerke ich folgendes: Nach der 
gegenwärtig geltenden Einrichtung der Berufungsinſtanz iſt es 
ein leichtes, difforme Urteile auch dann herbeizuführen, wenn 
die beiden Inſtanzgerichte in der rechtlichen Beurteilung über⸗ 
einftimmen. Auf dieſes Mittel der Zurückhaltung von Rechts⸗ 
behelfen iſt ſchon längſt aus Anwaltskreiſen hingewieſen worden, 
und man muß ſich ſehr darüber wundern, daß die Reichs⸗ 
regierung dadurch nicht veranlaßt worden iſt, rechtzeitig vor⸗ 
zubeugen. Der Reichstag muß dies nachholen. Nötig iſt eine 
Vorſchrift, wie wir ſie bis 1879 vielfach in Deutſchland gehabt 
haben: in zweiter Inſtanz dürfen neue tatſächliche Behauptungen 
(einfchließlich der Beſtreitungen) und die Nachholung von Beweis⸗ 
antretungen nur zugelaſſen werden, wenn glaubhaft gemacht 
wird, daß ſie ohne Verſchulden in erſter Inſtanz nicht vor⸗ 
gebracht werden konnten. Hätten wir (wie es Oſterreich getan 
hat) dieſen wahrlich nicht unbilligen Grundſatz allgemein und 
nicht nur in der Beſchränkung des 8 529 ZPO. beibehalten, 
ſo hätte es nicht dahin kommen können, daß ſchon jetzt vielfach 
in der erſten Inſtanz nur ein Geplänkel ſtattfindet und die 
Haupttrümpfe für die zweite aufgeſpart werden. Bekommen 
wir aber die Difformität als Vorausſetzung der Reviſion, ſo 
wird das, was jetzt aus anderen Gründen geſchieht, zum be 
liebten und wirkſamen Mittel werden, um die Reviſion zu 
erzwingen. Sollte es nicht möglich ſein, dieſe ſchlechterdings 
nötige Reform des Berufungsverfahrens ſchon jetzt durchzuſetzen, 
jo müßte zum allermindeſten das „kann“ in 8 96 ZPO. in 
ein „muß“ verwandelt werden (was ſchon längſt hätte geſchehen 
follen!). 

Auf der anderen Seite geht die Ausnahme, die der E. 
bei konformen Urteilen machen will, nicht weit genug. Nach 
dem E. iſt die Reviſion in allen den Fällen ausgeſchloſſen, wo 
das RG. über die entſcheidende Frage noch nicht entſchieden 
hat, alſo gerade bei neuen Geſetzen, bei denen der befruchtende 
und vereinheitlichende Einfluß des RG. ganz beſonders 
wünſchenswert iſt. Hier muß in zweifacher Weiſe geholfen werden. 

Zunächſt muß man nach Analogie des in der Praxis ſehr 
gut bewährten § 28 FGG. ſchon den Widerſpruch mit einem 
anderen OLG. genügen laſſen, um die Frage im Wege der 
Reviſion — der Weg des § 28 FGG. iſt im Prozeſſe nicht 
möglich — vor das RG. zu bringen. Nebenbei bemerke ich 
folgendes: Es genügt natürlich nicht, daß die Auslegung des 
anzufechtenden Urteils mit einer irgendwo in einer Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung zu findenden Aufſtellung in Widerſpruch ſteht. Nur 
die zu der Entſcheidung führenden (die ſie „tragenden“) Gründe 
kommen in Betracht und nicht etwa die irgendwann geäußerte, 
ſondern nur die Auffaſſung, der das RG. jetzt folgt. Bei 
einem Wechſel der Judikatur iſt alſo die zuletzt befolgte 
Rechtsmeinung maßgebend. Übrigens darf man vielleicht hoffen, 
daß das RG., wenn der E. Geſetz wird, ſich veranlaßt ſehen 
wird, nur die „tragenden“ Gründe in das Urteil aufzunehmen 
und niemals mehr als Urteil die ganzen Referentengutachten zu 
veröffentlichen. Der Unfug, der mit den aus ihnen blindlings 
extrahierten Sätzen als Rechtsgrundſätzen des RG. getrieben 
wird, iſt ſchon jetzt ſehr arg, und er wird in Zukunft noch ärger 
werden. 
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Sodann halte ich noch eine andere Einrichtung für un⸗ 
umgänglich nötig, um die Rechtszerſplitterung zu verhüten. Ich 
meine die ſchon früher empfohlene Nachbildung des franzöſiſchen 
Kaſſationsrekurſes als eines Rechtsmittels, das von einer ſtaat⸗ 
lichen Behörde lediglich zur Wahrung des Rechts, alſo in 
öffentlichem Intereſſe, zu erheben iſt. Ich denke mir dieſen 
Rekurs ſo, daß er nur angewendet werden ſoll, wo es ſich um 
prinzipiell wichtige, vom RG. noch nicht entſchiedene Fragen 


oder um ſolche handelt, bezüglich deren beobachtet wird, daß 


ſie von verſchiedenen Gerichten verſchieden beantwortet werden. 
Der Zweck der Anrufung des RG. müßte lediglich die Ent⸗ 
ſcheidung der konkreten Rechtsfrage (alſo die Aufſtellung eines 
Rechtsgrundſatzes in der ſchon jetzt in §S 139 GVG. beſtimmten 
Weiſe) ſein, ſo daß die Entſcheidung des RG. ohne Einfluß 
auf den ſchon entſchiedenen Rechtsſtreit bliebe. Welche Behörde 
(Staatsanwaltſchaft?) für die Erhebung des Rekurſes zuſtändig 
ſein ſoll, iſt eine untergeordnete Frage. Nur müßte den Juſtiz⸗ 
miniſterien ein maßgebender Einfluß auf die Einlegung des 
Rekurſes eingeräumt werden. An dieſes müßte man ſich wenden 
können, um den Rekurs anzuregen, der übrigens auch gegen die 
wegen des Streitwertes irreviſiblen Urteile der OLG. zuzulaſſen 
wäre. In dieſer Weiſe geordnet, würde die Einrichtung ſchon 
als ſolche inſofern ſegensreich wirken, als die OLG. ſich bewußt 
ſein müßten, daß ihre Urteile nicht jeder Nachprüfung entzogen 
ſind. Sie hätte ferner den Vorteil, daß die Fälle, in denen 
die Reviſion wegen Abweichung von der Judikatur des RG. 
zuläſſig wäre, erheblich vermehrt würden.!) Sie würde auch 
gewiß nicht zu einer erheblichen Belaſtung des RG. führen. 
Dieſe könnte um ſo leichter ertragen werden, wenn man ſich ent⸗ 
ſchlöſſe, zwei andere noch vorzuſchlagende Entlaſtungsmittel 
anzunehmen. 

Mit dieſen Kautelen, aber auch nur mit ihnen, erſcheint 
der Grundſatz der Difformität annehmbar. Da es andere durch⸗ 
greifende Mittel nicht gibt, müſſen wir uns wieder zu ihm ent⸗ 
ſchließen: ebenſo wie Oſterreich, wo gerade jetzt ein denſelben 
Grundſatz enthaltender Geſetzentwurf zur Beratung ſteht. Wir 
haben ihn ja auch jetzt ſchon bei dem Rechtsmittel der Be⸗ 
ſchwerde, ohne daß bisher von irgendeiner Seite Klagen derart, 
wie ſie von den Gegnern vorausgeſagt werden, gehört worden 
wären. 


II. Die „kleinen“ Mittel, die der E. zur Entlaſtung des 
RG. vorſchlägt, ſind in der Hauptſache zu billigen. Aber ſie 
müſſen erweitert und verbeſſert werden. 

Schon jetzt iſt der große Apparat der mündlichen Ver⸗ 
handlung nicht erforderlich, wenn das RG. auf Grund der 
Akten zu der Anſicht gelangt, daß die Reviſion aus formellen 
Gründen als unzuläſſig zu verwerfen ſei. Der E. dehnt dieſe 
Fälle weiter aus und geſtattet ferner dieſes Verfahren auch 


) Nebenbei: Der Rekurs zwecks Rechtswahrung iſt auch gegen 
die Berufungsurteile über amtsgerichtliche Urteile zuzulaſſen. Am beſten 
wäre es freilich, wenn man die Berufung ſtatt an das LG. an das 
OLG. gehen ließe. Das wäre ein paſſender Ausgleich dafür, daß 
dem OLG. durch die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit eine 
große Zahl von Prozeſſen entzogen wird, zugleich aber eine weit größere 
Garantie für die Einheitlichkeit der Rechtſprechung der Amtsgerichte 
des Bezirks des OLG. 
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dann, wenn der Senat die Reviſion einſtimmig für materiell 
unbegründet hält. | 

Die Forderung der Einſtimmigkeit halte ich für verfehlt, 
weil man durch ſie nicht eine Vereinfachung, ſondern eine ganz 
umütze Vermehrung der Arbeit herbeiführt, falls auch nur ein 
Mitglied widerſpricht. Dagegen iſt der Vorſchlag, die Mündlich⸗ 
keit weiter einzuſchränken, ſehr zu billigen. Aber der E. bleibt 
auf halbem Wege ſtehen; er verwertet die gewonnene beſſere 
Einſicht nicht ganz. Man muß den Mut und die Kraft haben, 
die mündliche Verhandlung vor dem RG. ganz aufzuheben oder 
doch wenigſtens durchweg fakultativ zu machen. Sie iſt — 
nach gehöriger ſchriftlicher Vorbereitung — nicht zu entbehren, 
wo es ſich um tatſächliche Feſtſtellungen handelt. Hier muß 
vor allem das Gericht in der Lage ſein, durch Fragen zur voll⸗ 
ſtändigen Aufklärung des Sachverhältniſſes beizutragen, und es 
iſt der ſchönſte Ruhm des RG., daß es gegenüber einer falſchen 
Theorie und der durch ſie genährten Neigung vieler Praktiker, 
die Verhandlungsmaxime zu übertreiben, ſehr energiſch die 
Pflicht zum Gebrauch des Fragerechts betont und damit aus⸗ 
geſprochen hat, daß es oberſte Richterpflicht iſt, auf eine Auf⸗ 
klärung des Sachverhältniſſes hinzuwirken. Aber überflüſſig 
iſt die mündliche Verhandlung, wenn es ſich lediglich um die 
Frage handeln darf, ob die rechtliche Beurteilung des feſt⸗ 
geſtellten Tatbeſtandes und die Art ſeiner Feſtſtellung geſetz⸗ 
mäßig iſt. Dieſe Frage muß auf Grund der Alten beurteilt 
werden, und Rügen nach dieſer Richtung hin laſſen ſich ebenſo⸗ 
gut ſchriftlich machen und werden beſſer ſchriftlich gemacht, weil 
dann die Gefahr, daß das Gericht ſich blenden oder überrumpeln 
läßt, ausgeſchloſſen if. Alle Gründe, die in der Denkſchrift 
für den neuen § 554 angeführt find, hätten deshalb zu einer 
durchgreifenden Anderung des Verfahrens vor dem RG. führen 
müſſen. 

Daß man ſich hierzu immer noch nicht hat entſchließen 
können, beruht auf der immer noch nicht ganz überwundenen 
Auffaſſung, daß im Zivilprozeſſe die Mündlichkeit ein Allheil⸗ 
mittel und ohne ſie ein wirklich modernes Verfahren nicht 
denkbar ſei, ſodann aber darauf, daß das RG. ſich bisher in 
weitem Umfange auf eine Nachprüfung der rein tatfächlichen 
Feſtſtellungen eingelaſſen hat. Dieſer Übergriff iſt derartig, 
daß der E. — er iſt ſo höflich, die Schuld auf die böſen 
Parteien zu ſchieben — geradezu verzweifelte Mittel vorſchlägt, 
um die bisherige Praxis zu beſeitigen. Solange ſie beſteht, iſt 
es allerdings begreiflich, wenn die Anwälte des RG. und dieſes 
felbft die Beibehaltung der mündlichen Verhandlung wünſchen.“) 
Denn ohne ſie fehlt dem beredten und den Augenblick geſchickt 
benutzenden Anwalt das Mittel, um das Gericht in dieſer 
Richtung zu beeinfluſſen, und iſt es dieſem ſelbſt nicht möglich, 
Fragen zu ſtellen, die in das Gebiet der Tatſachenfeſtſtellung 
hinübergreifen. Wird aber dieſe geſetzwidrige Praxis aufgegeben, 
ſo entfällt das Bedürfnis der zeitraubenden mündlichen Ver⸗ 
handlung, und gerade ihre auch ſchon von Anwälten befür⸗ 


2) Reichsgerichtsrat Dr. Düringer ſchreibt eben in der DIzZ. 
S. 333: „Durch die mündliche Verhandlung übt der Rechtsanwalt ſeinen 
direkten, häufig ausſchlaggebenden Einfluß auf die Arteils⸗ 
findung aus.“ Man darf wohl annehmen, daß ſich dieſe Bezeugung 
in der im Texte bezeichneten Weiſe erklärt. 
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wortete Aufhebung iſt ein gutes Mittel, um jene Praxis zu 
beſeitigen und die Reviſionen zu verhüten, die nur im Hinblick 
auf ſie eingelegt werden. Was der E. zu dieſem Zwecke vor⸗ 
ſchlägt, iſt zum Teil völlig unannehmbar. Ich meine die Vor⸗ 
ſchrift, daß die Nichtausübung des Fragerechts einen Reviſions⸗ 
grund nicht mehr bilden ſoll. Die Gründe, aus denen dieſer 
Vorſchlag nicht angenommen werden kann, find bereits oben 
dargelegt. Die neue Faſſung des S 561 Abſ. 2, wie fie im 
E. vorgeſchlagen iſt, muß, ſollte man doch wohl meinen, genügen, 
um das RG. auf eine revisio in jure zu beſchränken und zu 
verhindern, daß es ſich als Oberberufungsgericht konſtituiert. 
Zu aller Sicherheit kann man die übrigen in dem Abſ. 3 des 
8 549 des E. enthaltenen Vorſchriften mit einem „insbeſondere“ 
dem § 561 anfügen. 
Anderſeits wird der E. bei der prinzipiellen Beibehaltung 
der Mündlichkeit offenbar durch die Rückſicht auf die Anwälte 
des RG. beſtimmt. Dieſe hat auch ſonſt deutliche Spuren im E. 
hinterlaſſen. Dahin rechne ich den Vorſchlag, daß die Begründungs⸗ 
friſt (1 Monat) „auf Antrag verlängert werden kann“?) und daß 
ſich die Gebühren für die Anwälte des RG. um die Hälfte er⸗ 
höhen ſollen (dauernd), weil durch die Minderung der Reviſionen 
„eine Minderung der Einnahmen herbeigeführt wird“. Das 
ſind keine ſachlichen Erwägungen, ſondern perſonelle. Wenn 
die gegenwärtig amtierenden, noch dazu tatſächlich einen 
numerus clausus bildenden Perſonen eine Einbuße erleiden 
werden, ſo rechtfertigt dies es nimmermehr, dauernd die An⸗ 
wälte des RG. ſo außerordentlich vor allen andern, in hartem 
Konkurrenzkampf ſtehenden und mindeſtens gleich große Arbeit 
leiſtenden Anwälten zu bevorzugen und dem Volke zugunſten 
der Reichsgerichtsanwälte eine beſondere Steuer aufzuerlegen. 
Geht man davon aus, daß bei allen dieſen Fragen nur 
die Rückſicht auf die Rechtspflege maßgebend ſein darf, ſo 
kommt man zu ganz anderen Ergebniſſen. Auch auf die Ge⸗ 
fahr, daß die Anwälte des RG. eine Einbuße erleiden und 
manche von ihnen vielleicht veranlaßt werden, ihre hervor⸗ 
ragenden Fähigkeiten anders zu verwerten, muß man den Mut 
haben, die Art der Einlegung der Reviſion nach dem Muſter 
der Strafprozeßordnung zu geſtalten. Nach dieſer iſt ſie binnen 
einer Woche beim unteren Gerichte einzulegen und binnen 
einer weiteren Woche gehörig zu begründen. Andernfalls hat 
das untere Gericht ſofort die Reviſion als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen (vorbehaltlich des Antrags auf Entſcheidung des RG.). 
Das iſt einfach, raſch und praktiſch. Nähme man es zum 
Muſter für Zivilprozeſſe, ſo würde 1. das RG. ganz erheblich 
entlaſtet und 2. ein raſcherer Verlauf des Prozeſſes herbei⸗ 
geführt. Von dem Anwalt, der die Partei vor dem OLG. 
vertreten hat und die Sache kennt, kann man erwarten und 
alſo verlangen, daß er raſch arbeitet, während jetzt die An⸗ 
wälte des RG. darüber klagen, daß ihnen die viermal ſo 
langen Friſten nicht genügen. Ich weiß wohl, daß man ſagen 
wird, die Anwälte des RG. rieten häufig von Reviſionen ab. 
Es iſt aber auch bekannt, daß ſich, wenn die Partei ſie will, 
ſchließlich doch am RG. ein Anwalt für ſie findet. Begründen 
läßt ſich die ganz verſchiedene Behandlung der gleichen Frage 
in der ZPO. und StPO. nur damit, daß vermögensrechtliche 
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Intereſſen mit größeren Kautelen umgeben werden müßten als 
— Leben, Freiheit und Ehre. 

Mit Stillſchweigen übergeht die Begründung des E. einen 
früher von mir gemachten Vorſchlag. Da die weſentliche Auf⸗ 
gabe des RG. die Ausbildung des Reichsrechts und die Er⸗ 
haltung der deutſchen Rechtseinheit iſt und da es dieſer Auf⸗ 
gabe jetzt nicht zu genügen vermag, ſo iſt das RG. von den 
Sachen zu befreien, in denen es ſich um Anſprüche handelt, die 
lediglich nach Landesrecht zu beurteilen ſind. Gewiß hat 
z. B. Preußen ein Intereſſe daran, daß die Rechtſprechung 
über die Preußiſchen Penſions⸗, Koſtengeſetze uſw. einheitlich 
von einem höchſten Gerichtshof geleitet wird. Aber 
weshab muß dies gerade das RG. ſein? Preußen kann 
ebenſo wie Bayern ein „Oberſtes Landesgericht“ für der⸗ 
artige Sachen einrichten. Ein ſolches hätte, wenn man ihm 
auch alle die anderen Sachen übertrüge, die jetzt von mehreren, 
in das Kammergericht eingezwängten Senaten (dem „kleinen 
Obertribunal“) zu erledigen ſind, genügend zu tun und 
würde das Kammergericht in der auf die Dauer doch nicht 
zu vermeidenden Weiſe erleichtern. Die Frage hat jetzt ein 
ganz anderes Geſicht als vor dem Erlaß des BGB. Bis 
dahin war es eine nationale Tat, daß Preußen ein ſolches 
oberſtes Gericht nicht errichtete. Jetzt aber kann es dies tun, 
ohne daß ein anderes Bedenken erhoben werden kann als die 
Geldfrage. Aber Preußen wird doch wohl die Mittel ebenſo 
aufbringen können wie Bayern! — Nach dem inzwiſchen ver⸗ 
öffentlichten Material kann ich die Meinung, daß dieſes Mittel 
einſtweilen genügen werde, nicht aufrechterhalten. Aber min⸗ 
deſtens die halbe Jahresarbeit eines Senats würde immerhin 
dem RG. genommen werden. 

Als weitere Entlaſtungsmittel befürworte ich: 1. die ſchon 
von anderer Seite vorgeſchlagene Streichung der 88 275 und 304 
(jeder Kenner der Praxis weiß, welche Arbeit gerade dieſe 
beiden Vorſchriften dem RG. machen und wie ſie zur Verſchleppung 
der Prozeſſe und zur Verdoppelung der Arbeit führen); 2. die 
Vorſchrift, daß die Plenarentſcheidungen durch die vereinigten 
Senatspräſidenten gefaßt werden (dann würden jene wieder 
mehr vorkommen, während unter den jetzt geltenden Vorſchriften 
in den letzten 5 Jahren nur 4 gefällt wurden); 3. die Vor⸗ 
ſchrift, daß nach Erlaß des Geſetzes jedem Senat 4 Ober⸗ 
landesgerichtsräte als Hilfsarbeiter beigegeben werden und daß 
dieſe in Verbindung mit 3 Mitgliedern des Senats an der 
Aufarbeitung der alten Sachen helfen (hierdurch würde der 
Senat zeitweiſe gewiſſermaßen verdoppelt und doch die Ge⸗ 
währ für Einheitlichkeit der Rechtſprechung geboten). 

Weiter iſt meines Erachtens nötig, außer Zweifel zu 
ſtellen, in welcher Weiſe auf Rechtsmittel verzichtet wird und dieſe 
zurückgenommen werden. Zu den Anderungen, die die Novelle 
von 1909 bezüglich der Einlegung gebracht hat, paßt es 
allein, daß auch jene Akte in der ihr entſprechenden einfachen 
und ſicheren Weiſe zu geſchehen haben. 

Die Vorſchrift, daß die Erſatzanſprüche gegen Rechts⸗ 
vnwälte in 5 Jahren verjähren ſollen, iſt zu billigen. Aber 
es iſt zu verlangen, daß der Beginn der Verjährung feſt be⸗ 
ſtimmt wird. Es muß der Schluß des Jahres ſein, in dem 
die Angelegenheit beendigt, der Prozeß alſo erledigt wurde (für 
die Inſtanz, in der der Anwalt tätig war). Übrigens iſt nicht 
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einzuſehen, weshalb dieſe Herabſetzung nicht auch anderen Per⸗ 
ſonen (namentlich den Arzten), die in gleichartigen Vertrags⸗ 
verhältniſſen ſtehen, zuteil werden ſoll. 


Difformität, mündliche Verhandlung und die 
Anwaltſchaft beim Reichsgericht. 
Von Axhauſen, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


Die vorſtehenden Ausführungen des Profeſſors Hellwig 
werden bei allen, denen die tatſächlichen Verhältniſſe beim 
Reichsgerichte wirklich bekannt ſind, Befremden und Wider⸗ 
ſpruch hervorrufen. Da ſie gerade in dem Augenblicke 
erſcheinen, wo der Reichstag an die Erledigung des Geſetz⸗ 
entwurfes zur Entlaſtung des Reichsgerichts herantritt, 
müſſen ſie in den Hauptpunkten ſofort vor der Offent⸗ 
lichkeit richtig geſtellt werden, damit nicht im entſcheidenden 
Augenblicke ſich falſche Vorſtellungen feſtſetzen. Dies gilt 
beſonders von dem, was Hellwig über die Difformität, über 
die Mündlichkeit und über die Verhältniſſe der Rechts- 
anwaltſchaft beim Reichsgerichte ausführt. 


I. 
Die Difformität. 

H., der noch anfangs dieſes Jahres dieſes „große“ 
Mittel der Entlaſtung abgelehnt hat (DIZ. 1910 Sp. 48), 
verkennt auch heute nicht die ſchwerſten dagegen ſprechenden 
Bedenken. 

1. Dagegen verneint er, daß der Ausſchluß der Reviſion 
gegen beſtätigende Berufungsurteile die Oberlandesgerichte 
in Verſuchung führen werde, das erſte Urteil zu beſtätigen. 
Hierbei wird indeſſen der Hauptgeſichtspunkt, nämlich die 
zurzeit geradezu unerträglich gewordene Mberlaftung der 
Oberlandesgerichte, überſehen. Die Oberlandesgerichte 
(wenigſtens in den induſtriell entwickelten Provinzen Preußens) 
ſind ſeit Jahren ſtark überlaſtet, und dieſe Überlaſtung 
ſteigert ſich noch dadurch, daß der erſte Rechtszug infolge 
der noch ärgeren Mberlajtung vieler größerer Landgerichte, 
vor allem der Kammern für Handelsſachen, allmählich mehr 
und mehr zu einer Art von einſtweiliger Verfügung herab— 
geſunken iſt und faſt die ganze Laſt der Beweisaufnahme 
auf die Oberlandesgerichte abgewälzt wird. Dazu kommt, 
daß die Juſtizverwaltung, anſtatt durch ausreichende Ver— 
mehrung der Richterſtellen Abhilfe zu ſchaffen, vor allem 
auf Beſchleunigung drängt und die ſchnelle Erledigung der 
Prozeſſe eifrig überwacht. 

Nun wird gewiß niemand einem deutſchen Oberlandes⸗ 
gerichte unterſtellen, daß es gegen ſeine Überzeugung ein 
Landgerichtsurteil beſtätige. Bekanntlich iſt die Entſcheidung 
der Rechtsſtreitigkeiten aber in ſehr vielen Fällen ungeheuer 
zweifelhaft. Wenn nun ſchon bisher erfahrungsgemäß der 
vorhandene Notſtand die überlaſteten Oberlandesgerichte 
vielfach abgehalten hat, Beweis zu erheben, ſo muß dieſes 
Übel ſich naturgemäß außerordentlich ſteigern, ſobald die 
Sache ſich ſo geſtaltet, daß ein beſtätigendes Urteil ſofort 
rechtskräftig wird, während eine Abweichung von der Auf— 


39. Jahrgang. 


faſſung des Landgerichts eine Beweisaufnahme, oft von 
unabſehbarer Ausdehnung und im Zuſammenhange damit 
eine Reihe von mündlichen Verhandlungen, Termins⸗ 
vorbereitungen uſw. erfordert, und zum Schluſſe das Urteil 
mit Rückſicht auf die Zuläſſigkeit der Reviſion ganz ungleich 
eingehender und ſorgfältiger abgefaßt werden muß, als es 
bei den beſtätigenden Urteilen künftig der Fall ſein wird. 

Es iſt meines Erachtens gar nicht zu bezweifeln, daß 
in den wirklich ſehr zweifelhaften Fällen künftig mit Rück⸗ 
ſicht hierauf das Berufungsurteil noch weit öfter als bisher 
beſtätigend lauten wird. Der Vorſchlag des Entwurfs iſt 
geradezu eine Belohnung für bequeme und unkritiſche Richter, 
die es künftig leicht haben werden, der gefürchteten Auf⸗ 
hebung zu entgehen, während der gründliche, tief eindringende, 
kritiſch veranlagte Richter, der nach weit größerer Arbeit zu 
einer Abänderung gelangt, immer die Gefahr der Aufhebung 
vor ſich hat. 

2. Hellwig zeigt ferner, daß die „glatte Beſtätigung“ 
in vielen Fällen dadurch verhindert werden kann, daß der 
Anwalt einzelne Rechtsbehelfe (z. B. Eideszuſchiebung, Be⸗ 
weiseinreden, materielle Einreden) für die zweite Inſtanz 
aufſpart. Die beiden Abhilſen, die er hiergegen vorſchlägt, 
find ganz unannehmbar. Das beneficium novorum ($ 529 
Abi. 1 ZPO) fol nach Art der Behandlung der Auf: 
rechnungseinrede in Abſatz 3 allgemein eingeſchränkt werden, 
eine Maßnahme, die an einem Grundpfeiler unſerer heutigen 
Berufung rüttelt und deshalb nur im Zuſammenhange mit 
einer künftigen Umarbeitung der Prozeßordnung in Erwägung 
gezogen werden darf. 

Noch unannehmbarer iſt die Anderung des § 96 3PO., 
die H. dahin vorſchlägt, daß die Koſten eines erfolgloſen 
Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittels der Partei auferlegt 
werden müſſen. Das wird jedem Anwalt ohne weiteres 
einleuchten. H., der bedauert, daß ſie nicht ſchon geltendes 
Recht iſt, will ſie danach anſcheinend ſogar neben der 
Anderung des $ 529 ZPO. Alsdann würde der Anwalt 
gezwungen, ſchon in erſter Inſtanz alle, auch die minder 
ausſichtsvollen und die ſchwächſten Rechtsbehelfe vor⸗ 
zubringen, ohne daß er Einfluß darauf hat, über welche 
davon das Gericht zunächſt Beweis erheben werde, und die 
Partei darf ſich ihres Sieges nicht mehr freuen, ſondern 
wird trotzdem mit Koſten belaſtet, deren Aufwendung ohne 
die neue Eventualmaxime gar nicht nötig geweſen wäre. 
Schwerlich wird irgendein Menſch von geſundem Rechts⸗ 
gefühl das billigen. 

3. Was die Abſchwächungen des Difformitätsprinzips 
anlangt, ſo verwäſſert 

a) Hellwig die einzige Abſchwächung des Entwurfes noch 

mehr, indem er bei übereinſtimmenden Urteilen die 
einzig zuläſſige Rüge auf Verſtöße gegen die „tragenden 
Rechtsgrundſätze“ der reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
im Sinne des § 137 GWG. beſchränken will. Hierzu 
bietet der Wortlaut des Entwurfes meines Erachtens 
keine Veranlaſſung. Erfolgreiche Rügen würden dann 
ebenſo ſelten werden, wie jetzt Plenarbeſchlüſſe. 
Bemerkt mag hierbei werden, daß nach dem Ent⸗ 
wurfe — was ſein Wortlaut nicht ſofort erkennen 
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läßt, aber die Begründung (S. 8 Abſ. 3) hervorhebt, 
hier ausſchließlich die erhobene Reviſionsrüge 
geprüft werden ſoll, womit die Reviſion gegen 
beſtätigende Berufungsurteile nahezu wertlos wird. 
b) Von den beiden neuen Erweiterungen, die Hellwig 
vorſchlägt, iſt 
aa) die Zulaſſung der Reviſion bei der Abweichung 
von der Entſcheidung eines anderen Oberlandes⸗ 
gerichts bei der Maſſenhaftigkeit der Berufungs⸗ 
urteile, der Unvollſtändigkeit ihrer Veröffent⸗ 
lichung, die den Tatbeſtand faſt nie erkennen 
läßt, kaum ernſthaft zu nehmen. Wenn Hellwig 
die Rüge etwa auf einen bewußten und aus⸗ 
geſprochenen Widerſpruch beſchränken will, ver⸗ 
liert ſie vollends jede Bedeutung, ſolange den 
Oberlandesgerichten nicht die Anführung entgegen⸗ 
ſtehender Urteile geſetzlich vorgeſchrieben iſt. Daß 
die vorgeſchlagene Erweiterung die Präjudizien⸗ 
ſchnüffelei ins Unerträgliche ſteigern und den 
Berufungsanwälten neue zweckloſe Laſten auf⸗ 
bürden würde, liegt auf der Hand. 
bb) Der weiter vorgeſchlagene amtliche Rechts⸗ 
rekurs ohne Wirkung auf den einzelnen Rechts⸗ 
ſtreit iſt ebenſowenig zu billigen. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft iſt (mindeſtens in Preußen) zu ſeiner 
Handhabung ganz ungeeignet, und die Partei, 
ohne deren Antrag das Eingreifen der Behörde 
doch ausgeſchloſſen iſt, hat nicht den mindeſten 
Anlaß, Rechtsfragen entſcheiden zu laſſen, ohne 
daß die Entſcheidung ihr Nutzen bringt. Ein 
Einfluß des Juſtizminiſteriums vollends auf ein 
Verfahren zur Mißbilligung rechtskräftiger Urteile 
wird kaum auf Zuſtimmung rechnen können. 
ce) Wenn Helliwig nebenher vorſchlägt, die Berufungen 
gegen die Amtsgerichte an die Oberlandesgerichte 
zu leiten, ſo würde mit dieſem „Ausgleich“ den 
Oberlandesgerichten die dringend nötige Ent⸗ 
laſtung, die ihnen die am 1. April d. Is. in 
Kraft getretene ZPO. Novelle endlich teilweiſe 
bringen ſoll, nicht nur wieder genommen, ſondern 
ihnen noch größere Arbeit aufgebürdet. 


II. 
Die mündliche Verhandlung vor dem Reichsgerichte. 


Als ein „kleines“ Mittel ſchlägt H. weiter die Ab⸗ 
ſchaffung der mündlichen Verhandlung vor dem Reichsgerichte 
vor. Die Begründung, die er hierfür gibt, zeigt, daß er 
den unvergleichlichen Wert der mündlichen ſtreitigen Ver⸗ 
handlung überhaupt nicht richtig würdigt und von der Ge⸗ 
ſtaltung der mündlichen Verhandlung vor dem Reichsgerichte 
im beſonderen eine durchaus unzutreffende Vorſtellung hat. 

a) Daß die mündliche Verhandlung vor dem Reichs⸗ 
gerichte unnötig ſei, weil es ſich in der Reviſionsinſtanz 
„nur um die rechtliche Beurteilung“ eines feſtſtehenden Sad): 
verhältniſſes handele, leuchtet nicht ohne weiteres ein. Man 
fragt ſich zunächſt vergebens, wie ſich Hellwig die Information 
des Senates denkt. Entweder müßten doch die Akten be 
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ſämtlichen Mitgliedern umlaufen, oder aber der Vortrag 
hätte mündlich durch den Berichterſtatter zu erfolgen: in 
beiden Fällen, wie man ſieht, eine weitere Belaſtung des 
Gerichts. Daß der Vortrag der Sache durch den Bericht⸗ 
erſtatter die Senate beſſer und in kürzerer Zeit unterrichten 
würde, muß bezweifelt werden. Der richterliche Sachvortrag 
wird ſtets und überall allmählich zur Vorleſung eines 
geſchriebenen Berichtes, der die größte Vollſtändigkeit an⸗ 
ſtreben muß, während der frei vortragende Anwalt oft kürzen 
kann, weil jede erhebliche Auslaſſung uſw. von dem wach⸗ 
ſamen Gegner gerügt werden würde. 

Hervorragende Mitglieder des Reichsgerichts haben denn 
auch erklärt, ſie erblickten in dem freien, unmittelbaren und 
darum beſonders eindrucksvollen Sachvortrage der Anwälte 
einen Hauptvorzug der mündlichen Verhandlung, die Niemand 
werde miſſen wollen, der noch das frühere preußiſche Ver⸗ 
fahren erlebt habe. 

b) Wenn Hellwig weiter befürchtet, die Anwälte ver⸗ 
anlaßten das Reichsgericht zu Übergriffen auf das tatſächliche 
Gebiet, ſo zeigt er, daß er ſowohl von dem Verlauf der 
mündlichen Verhandlung vor dem Reichsgericht, als von 
deren Leitung durch die Präſidenten eine ganz unrichtige 
Vorſtellung hat und er überſieht vollſtändig, daß jeder 
Verſuch eines derartigen Übergriffes an dem ſofortigen 
Widerſpruch des gegneriſchen Anwaltes ſcheitern und durch 
deſſen Eingreifen unſchädlich gemacht werden würde. Es 
liegt ferner auf der Hand, daß die Senate des Reichs⸗ 
gerichts der von H. behaupteten Neigung zu ſolchen Über⸗ 
griffen auf das tatſächliche Gebiet erſt recht nachgeben 
könnten, wenn ſie ausſchließlich auf Grund der Akten und 
etwa herbeizuziehender Beiakten zu urteilen hätten, die ja 
häufig vieles enthalten, was in die maßgebenden Tatbeſtände 
der Inſtanzurteile nicht aufgenommen iſt. 

Gegen den Vorwurf, das Reichsgericht laſſe ſich von den 
Anwälten „blenden und überrumpeln“, ſich zu verteidigen, 
kann füglich dem Reichsgerichte ſelbſt überlaſſen werden. 

e) Unklar bleibt auch, was H. mit den beklagten Über- 
griffen eigentlich meint. Und doch hätte es für die Anklage 
einer „geſetzwidrigen“ Praxis wohl einer genaueren Be⸗ 
gründung bedurft. Offenbar ſtellt ſich Hellwig in der 
bekannten ungemein ſchwierigen und beſtrittenen Frage, ob 
die Anwendung des Geſetzes (im Gegenſatz zur eigentlichen 
Auslegung) auf den Einzelfall oder deſſen Unterſtellung 
(Subſumtion) unter das Geſetz mit zur tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung gehöre oder der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
unterworfen ſei, auf den fog. ſtrengen Standpunkt. Auf dieſe 
Frage, über deren Beantwortung bisher in der Wiſſenſchaft 
und in der Praxis eine Einigkeit noch nicht erzielt werden 
konnte, kann hier natürlich nicht eingegangen werden. Für 
den ihr Fernerſtehenden, der ſich eine Überſicht verſchaffen 
will, worum es ſich hier handelt, ſei auf die Darlegungen 
bei Gaupp⸗Stein § 549 Anm. III verwieſen. — Hier ſei nur 
ſo viel bemerkt, daß die Frage der Unterſtellung eines ge⸗ 
gebenen hiſtoriſchen Sachverhaltes unter eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift notwendig in allen den zahlreichen Fällen zur Rechts⸗ 
frage wird, wo das Geſetz nicht begrifflich ſcharf umgrenzte 
Vorſchriften gibt, ſondern die Entſcheidung am letzten Ende 
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dem verſtändigen Ermeſſen oder dem Rechtsgefühl des Richters 
überläßt. — Hierher gehören z. B. die Vorſchriften über 
Treu und Glauben (58 157, 242 BGB.), 

Gute Sitten (88 138, 826 BGB.), 

Verſchulden ($ 276 BGB.), 

Argliſt (8 123 BGB.), 

Vorſatz und Rechtswidrigkeit (z. B. §S 823 BGB.), 
Wichtigen Grund (z. B. §S 723 BGB.), 

Schwere Pflichtverletzung ($ 1568 BGB.) 

11 unzählige andere, die ſämtlich begrifflich nicht zu er⸗ 
ſchöpfen find, ſondern eine Ausfüllung des ungeſchrieben ge- 
bliebenen Geſetzestextes durch den Richter erfordern. Das 
Reichsgericht hat nach anfänglichem Schwanken längſt er⸗ 
kannt, daß es unmöglich ſei, dieſe Fragen der Geſetzes⸗ 
anwendung als Tatfragen zu behandeln und vollſtändig dem 
Tatrichter zu überlaſſen. 

Es behandelt daher heute die Entſcheidung des einzelnen 
Falles, ſoweit ſie von der Anwendung der oben genannten 
Vorſchriften auf den Streitfall, alſo von deſſen Würdigung 
im Lichte jener Vorſchriften abhängt, zu 1 bis 5 als reine 
Rechtsfragen, während zu 6 die zuſtändigen Senate von 
einander abweichen, zu 7 der zuſtändige IV. Senat leider noch 
keine klare grundſätzliche Stellung genommen hat. 

Hier handelt es ſich alſo um unausgetragene (und geſetz⸗ 
geberiſch überhaupt nicht beeinflußbare) Gegenſätze in der 
Auffaſſung der letzten und höchſten Pflichten des Richteramtes, 
nicht um einen Tatbeſtand, der es rechtſertigt, das Reichs⸗ 
gericht, wie es Hellwig tut, gleichſam in Anklagezuſtand zu 
verſetzen. 

Wir erblicken im Gegenteil in dem Feſthalten des 
Reichsgerichts an der eigenen Nachprüfung der Subſumtion 
des Einzelfalles unter das Geſetz einen ſeiner ſchönſten 
Ruhmestitel und einen Grundſatz, deſſen weitere Befolgung 
und Ausgeſtaltung allein eine geſunde, einheitliche Rechts- 
entwickelung gewährleiſten kann. Daß für alle die außer⸗ 
ordentlich zahlreichen Fälle, in denen in dritter Inſtanz 
nicht die Auslegung einer geſetzlichen Vorſchrift ſtreitig iſt, 
ſondern es ſich allein um ihre Anwendung auf den 
Einzelfall handelt, die mündliche Verhandlung 
ſchlechterdings unentbehrlich iſt, da allein durch die un— 
mittelbare Vorführung der miteinander kämpfenden Ver⸗ 
kehrsintereſſen, Verkehrsanſchauungen, Sitten und Gebräuche 
alle für die Geſetzesanwendung erheblichen Geſichtspunkte 
dem Gerichtshofe lebhaft, erſchöpfend und feſſelnd unter: 
breitet werden können, kann keinem Kenner der Wirkſamkeit 
der mündlichen Verhandlung zweifelhaft ſein. 


a ul 


III. 
Die Rechtsauwaltſchaft beim Reich⸗gericht. 

Hellwig beſchäftigt ſich auch mit der Rechtsanwaltſchaft 
beim Reichsgericht, und zwar in einer Weiſe, die eine ganz 
unzureichende Kenntnis von ihrer Wirkſamkeit verrät. Wenn 
ich im folgenden einige ſeiner Hauptirrtümer richtig zu ſtellen 
unternehme, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß ich bei meinen 
Darlegungen nur die Anwaltſchaft beim Reichsgericht im 
Auge habe, wie ſie vom Geſetzgeber gedacht iſt und ſein 
ſoll. Inwieweit die wechſelnden Perſönlichkeiten den An⸗ 
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forderungen entſprochen haben, darüber wäre allein das 
Reichsgericht zu urteilen berufen, von dem Hellwigs In⸗ 
formationen ſicherlich nicht ſtammen. 

1. Seltſam iſt die Auffaſſung Hellwigs, daß der Ent⸗ 
wur), der die mündliche Verhandlung der Hauptſache nach 
beibehalten will, weniger von der Rückſicht auf die Rechts⸗ 
pflege als von der Rückſicht auf die Anwälte beim Reichs⸗ 
gericht beſtimmt werde. 

Hellwig gibt als Beweis zwei Beiſpiele für jene „Rück⸗ 
ſicht“ an, nämlich: 

a) Die im Entwurf vorgeſchlagene Zuläſſigkeit gericht⸗ 
licher Erſtreckung der Begründungsfriſt. Hellwig findet fie 
ſo abwegig, daß er ſogar ihre Verkürzung auf 1 Woche vor⸗ 
ſchlägt (allerdings für die Anwälte II. Inſtanz, worüber 
unten mehr), wofür nicht das mindeſte Bedürfnis vorliegt. 
Er verkennt vollſtändig den Umfang und die Bedeutung der 
bei der Begründung vieler Reviſionen zu leiſtenden Arbeit. 
Es gibt Reviſionsſachen, in denen der Urkundenſtoff an 
Verträgen uſw. allein ſtattliche Bände füllt, und in denen 
der Urteilsfaſſer in II. Inſtanz zur Abſetzung des Urteils 
mehrmonatlichen vollſtändigen Urlaub erhalten hat! Dazu 
kommen Krankheitsfälle und der Umſtand, daß die Aufträge 
nicht in gleichmäßiger Verteilung, ſondern ſo ſtoßweiſe ein⸗ 
gehen, daß auch der mäßig beſchäftigte Anwalt bei gewiſſen⸗ 
haſteſter Einteilung der Zeit in Verlegenheit kommen kann. 
der Entwurf beſeitigt demnach nur den größten Mbeljtand. 
Ju fordern bleibt unter allen Umſtänden noch die Einführung 
der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
Lerſäumung der Begründungsfriſt! 

b) Noch befremdlicher iſt das zweite Beiſpiel. Hellwig 
behauptet, nach dem Entwurf ſollten ſich die Gebühren der 
Anwälte beim Reichsgericht dauernd „um die Hälfte er- 
höhen“. Er weiß alſo nicht, daß unſer Gebührenſatz ſchon 
kit 1879 dreizehn Zehntel beträgt, alſo jetzt nur um zwei 
Zehntel, d. h. nicht ganz ein Sechſtel des bisherigen erhöht 
werden fol, womit der Entwurf dem Vorbilde der letzten 
brozeßnovelle hinſichtlich der Oberlandesgerichtsanwälte folgt. 
Mitt der tatſächlichen Vorausſetzung entfällt auch fein 
Karies Urteil über eine auffällige Bevorzugung der Anwalt⸗ 
haft beim Reichsgericht. 

2. Hellwig beſtreitet, daß die Anwaltſchaft beim Reichs⸗ 
gericht ihre Aufgabe erfülle, dem Reichsgericht ausſichtsloſe 
Reoifionen fernzuhalten. 

Er ſagt wörtlich: 

„Es iſt .. .. bekannt, daß ſich, wenn die Partei fie 
(die Reviſion) will, ſchließlich doch am Reichsgericht 
ein Anwalt für ſie findet.“ 
Lin Blick in die vom Reichsjuſtizamte herausgegebene 
Geſchäftsüberſicht lehrt folgendes: 
Es wurden erledigt vom Reichsgericht 


davon: 
1. kontradiktoriſch 2. in anderer Weiſe 
108: 4008 Prozeſſe 2619 1389 
109.999. 2645 1587 


Die Zahlen der Spalte 2 enthalten die eingelegten 
tionen, die nicht durchgeführt wurden, und zwar, da 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


311 


Vergleiche zu den größten Seltenheiten gehören und die 
mangels der Reviſionsſumme verworfenen Reviſionen (j. u.) 
nicht zahlreich ſind, ganz überwiegend ſolche, in denen der 
Anwalt ſich geweigert hat, die Reviſion, die wegen nahen 
Friſtablaufs ohne Prüfung eingelegt werden mußte, zu be- 
gründen oder in der mündlichen Verhandlung zu vertreten. 
Wie viel Reviſionen mangels der Begründung und 
mangels Vorhandenſeins der Reviſionsſumme durch Beſchluß 
verworfen, wie viele anderſeits durch Verzicht (im weiteſten 
Sinne, alſo umfaſſend bloße Verſäumnis, Rücknahme uſw.) 
erledigt wurden, ergibt ſich aus den Vorarbeiten der ein⸗ 
zelnen Zivilſenate zu der allgemeinen Statiſtik, die ich ein⸗ 
geſehen habe und aus denen ich die folgenden lehrreichen 
Zahlen gewann: 


Aeviſionen. 
1908 


von den Sachen zu 8 durch Verzicht 


durch Beſchluß ohne 
mündliche Verhand- (Rücknahme, 
ee Ge Berfäunmiß) er: 


ledigt, vor oder 
mangels nach Ablauf der 


d 
5 8 Begründungsfriſt 


mangels 
erledigt] Neviſions⸗ 
ſumme 


— ee 
Allgemeine Statiſtik 1184 = 29,8 „ 


4008 2619 — 

us 
1900 

4163 | 2577 1587 75 47 | 88 

Allgemeine Statiſtik 1299 = 31,2 &; 

4232 | 2645 | 1587 

9 69 68 — | 


Daß die Zahlen der letzten beiden Jahre allgemeine 
Bedeutung beanſpruchen, leuchtet ohne weiteres ein, da die 
allgemeinen Verhältniſſe in ihnen durchaus die gewöhnlichen 
waren. 

Die Statiſtik lehrt alſo, daß die Anwaltſchaft beim 
Reichsgericht rund 30 Prozent der eingelegten Reviſionen in 
der mündlichen Verhandlung nicht vertritt, und zwar, daß 
ſie in faſt genau 10 Prozent die Begründung gegen den 
Willen der Partei verfallen läßt und daß weitere 
20 Prozent durch Rücknahme vor oder nach Ablauf der Be⸗ 
gründungsfriſt, Verſäumnisurteil oder in ſonſtiger Weiſe 
ohne ſtreitige Verhandlung, alſo in den allermeiſten Fällen 
ohne ſachliche Bearbeitung durch das Gericht, erledigt werden. 

Hinzu kommen nun noch die zahlreichen Sachen, in 
denen ſchon die Einlegung der Reviſion abgelehnt wird, und 
die mit 10 Prozent aller Eingänge nicht zu hoch geſchätzt werden. 

) Die unerheblichen Unterſchiede entfallen vermutlich auf die 


Berufungen in Patentſachen. Außerdem enthält die Aufftellung 
noch die wenigen Konſularberufungsſachen. 


U 
1 
ö 
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Hiernach hält die Anwaltſchaft dem Reichs— 
gericht erweislich etwa 30 Prozent, wahrſcheinlich 
aber 40 Prozent oder etwa ein Drittel der ein— 
gehenden Reviſionsaufträge in der Weiſe fern, daß 
das Reichsgericht einer ſachlichen Bearbeitung über— 
hoben wird. 

Hiermit ſtimmt durchaus überein eine Ermittelung der 
Anwaltskammer beim Reichsgericht, die vor einigen Jahren 
nach privaten Aufſtellungen der Mitglieder angeſtellt wurde, 
und die ergab, daß im Jahre 1906 20 Anwälte 3238 Revi⸗ 
ſionen eingelegt und davon 521 zurückgenommen, 1004 weitere 
Aufträge aber nach Prüfung abgelehnt haben. Die letztere 
Zahl vermindert ſich um die Sachen, die von mehreren ab⸗ 
gelehnt ſind. 

3. Hellwig will nicht nur die mündliche Verhandlung 
abſchaffen, er findet auch die Anwaltſchaft beim Reichsgericht 
überflüſſig und weiſt die Einlegung und Begründung der 
Reviſion den Berufungsanwälten zu, indem er zugleich die 
beiden Friſten auf je eine Woche verkürzen will. Das ſoll 
nicht nur zweckmäßig ſein, ſondern offenbar doch auch zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts beitragen. 


Niemand, der die Verhältniſſe kennt, wird dieſen Vor⸗ 


ſchlag billigen. 

Alle die Gründe, die (in dem weitaus größten Teile 
Deutſchlands) dazu geführt haben, die Prozeßführung in 
II. Inſtanz einer beſonderen Klaſſe von Oberlandesgerichts⸗ 
anwälten zuzuweiſen, und noch zahlreiche andere ſprechen 
für die beſtehende geſetzliche Regelung. Eine auf die Tätigkeit 
beim Reichsgericht eingeſchränkte Körperſchaft von Anwälten 
hat für ſich nicht nur die tägliche ausſchließliche Ubung in 
der Handhabung des ſchwierigen Rechtsmittels und das da⸗ 
durch gewonnene Augenmaß für ſeine Abgrenzung; die aus 
den täglichen mündlichen Verhandlungen und vielfachem Verkehr 
ſich ergebende Fühlung mit den Auffaſſungen der Richter und 
den geiſtigen Strömungen am Gerichtshofe; den Zutritt zu 
den amtlichen Sammelwerken und der ganzen Fülle der un⸗ 
gedruckten Entſcheidungen. Hier ſpiegelt ſich im täglichen 
Meinungsaustauſch auf dem Anwaltszimmer und im Freundes⸗ 
kreiſe lebhafter als irgendwo das ganze Rechtsleben wider, und 
werden jedes einzelnen beſondere Kenntniſſe und Erfahrungen 
für die Geſamtheit fruchtbar gemacht. Der Inſtanzanwalt, 
der den Prozeß durch langwierige Beweisaufnahmen und 
aufreibende Verhandlungen hindurchgeſteuert und zum (glück⸗ 
lichen oder unglücklichen) Ziele geführt hat, kennt gewiß den 
Prozeßſtoff genau, aber er ſteckt auch mitten darin; ihm 
fehlt der Abſtand, der einen weiteren Überblick auf die 
großen, beherrſchenden Geſichtspunkte gewährt; zumal gegen⸗ 
über dem ungünſtigen Urteil iſt er gewiſſermaßen ſelbſt 
Partei und verliert leicht die völlige Unbefangenheit. Daher 
verwiſchen ſich auch dem tüchtigſten Inſtanzanwalt leicht die 
Grenzen von Rechts⸗ und Tatfrage, und daher läuft ſeine 
Kritik des Urteils regelmäßig auf eine Wiederholung der 
bisherigen Rechtsausführungen hinaus: neue Geſichtspunkte 
gewinnt man nur aus größerer Entfernung, als ſie der 
mitten im perſönlichen Streit der Parteien Stehende ge⸗ 
winnen kann. Dazu kommt, daß der Inſtanzanwalt mehr 
von dem Publikum abhängt und deshalb naturgemäß nach⸗ 
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giebiger fein muß, als der Reichsgerichtsanwalt, der die 
Mehrzahl ſeiner Parteien nie zu ſehen bekommt und deſſen 
Praxis in erſter Reihe auf das Vertrauen der Anwälte 
gegründet iſt, ſo daß die Vorwürfe der Klienten wegen der 
Ablehnungen an ſeiner gewiſſenhaften Überzeugung ein⸗ 
drucklos abprallen. Und endlich: littera non erubescit! 
Es iſt leicht, eine unhaltbare Reviſion mit ein paar wohl⸗ 
klingenden juriſtiſchen Gemeinplätzen ſchriftlich zu begründen, 
weit ſchwerer aber, dasſelbe nachher vor den Schranken des 
höchſten Gerichts mündlich zu tun. 

Jeder normale Menſch vermeidet es gern, in beſchämende 
Lagen zu kommen. Da rum liegt in dem Zwange zur 
mündlichen Verhandlung ein höchſt wirkſames Mittel 
gegen die Durchführung unhaltbarer Reviſionen. 

Der Hinweis Hellwigs auf die Reviſion in Strafſachen, 
die allgemein als ein recht wenig glücklich geratenes Rechts⸗ 
mittel gilt, iſt beſonders verfehlt. Die Erfahrungen, die das 
Reichsgericht mit der großen Maſſe der Reviſionsbegründungen 
in Strafſachen gemacht hat (die hervorragenden Leiſtungen 
einiger Spezialiſten ausgenommen), rechtfertigen ſchwerlich 
die vorgeſchlagene Anderung. 

Im Strafprozeß hat jeder Angeklagte wenigſtens ein 
Recht darauf, auch in der Verhandlung vor dem höchſten 
Gericht ſelbſt oder durch ſeinen Anwalt zu Worte zu kommen. 

Im Zivilprozeß aber ſoll nach Hellwig auch die münd⸗ 
liche Verhandlung wegfallen. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß Hellwigs Vorſchläge beim 
Reichsgericht oder Reichsjuſtizamt Anklang finden. Aber 
auch jeder Fernſtehende wird nach vorſtehenden Darlegungen 
klar darüber ſein, daß ſie gegenüber dem Entwurfe noch eine 


weitere ſtarke Verkümmerung des Rechtsmittels der Reviſion 
bedeuten. 


Reviſion und Reichsgericht. 
Von Neumann. 


J. Die Notwendigkeit der Reviſionsinſtanz. 


Die Begründung der neuen Prozeßnovelle ſieht für 
Deutſchland die Auffaſſung, daß ein geordneter Rechtsgang 
drei Inſtanzen vorausſetze und es im Intereſſe der Parteien 
wie der Rechtspflege geboten ſei, auch die Rechtſprechung der 
Berufungsgerichte einer Kontrolle durch ein übergeordnetes 
Gericht zu unterſtellen, als den überwundenen Standpunkt 
einer früheren Zeit an. Nicht zum wenigſten die in der 
Begründung mitgeteilte Statiſtik ſowie andere Tatſachen 
ſprechen indes dafür, daß dieſe Auffaſſung auch heute noch 
in Deutſchland die vorherrſchende iſt. 

Die Anlage I des Geſetzentwurfs zeigt ein faſt beſtändiges 
Wachſen der Zahlen der zivilprozeſſualen Reviſionen vom Jahre 
1881 bis 1905 von 1310 bis zu 4045 Reviſionen. Nach Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme fällt die Zahl im Jahre 1906 
auf 3657, um dann bis zum Jahre 1908 wieder auf 4199 
zu ſteigen. Die zunächſt Intereſſierten, das rechtſuchende 
Publikum, hält ſomit die Reviſion noch heute für eine not⸗ 
wendige Einrichtung. Daß dieſe Auffaſſung auch berechtigt 
iſt, zeigt die Tabelle II, aus der ſich ergibt, daß trotz des 
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Wachſens der Zahl der eingelegten Reviſionen, die die Pro⸗ 
zente der zurückgewieſenen oder perworfenen Reviſionen aus⸗ 
drückenden Zahlen ziemlich konſtant fallen, ſo vom Jahre 
1899 von 81,24 Prozent auf 77,54 Prozent im Jahre 1904. 
Nach der reviſionsmordenden Novelle von 1905 erhebt ſich 
die Zahl wieder auf 80,73 Prozent, um 1906 auf 78,70, 
1907 auf 75,13 und 1908 auf 73,25 Prozent zu ſinken. 
Das heißt mit anderen Worten ausgedrückt: Die offizielle 
Statiſtik ergibt fortdauerndes Wachſen der abſoluten und rela⸗ 
tiven Zahl der begründeten Reviſionen und damit die Not⸗⸗ 
wendigkeit ihrer Beibehaltung. 

Die Statiſtiker der Novelle haben aber weiter eine 
kühne Sonderſtatiſtik über die konformen Urteile aufgemacht. 
Im Jahre 1904 bereits (ſolange ſchon beſchäftigt alſo die 
Juſtizverwaltung ſich in aller Stille mit dieſem Gedanken) 
hat man in Preußen die Daten über das endgültige Schickſal 
der preußiſchen vermögensrechtlichen Rechtsſtreitigkeiten 
geſammelt, in denen das RG. im Jahre 1904 auf Re⸗ 
viſion das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache 
an die Berufungsinſtanz zurückverwieſen hat. Es wird in 
Anlage IV herausgerechnet, daß von 414 überhaupt auf⸗ 
gehobenen Berufungsurteilen 173 (41,79 Prozent) mit der 
erſten Inſtanz übereinſtimmend waren (duae conformes), daß 
von dieſen 173 Fällen ſchließlich nach Zurückverweiſung an 
das Berufungsgericht 41,04 Prozent!) zugunſten des Reviſions⸗ 
klägers ausliefen, während bei 36,99 Prozent ſchließlich trotz 
ſieghafter Reviſion eine Abänderung nicht erfolgte. Bei 241 
Aufhebungen difformer Urteile iſt das Schlußergebnis dahin 
berechnet, daß der Reviſionskläger ſchließlich in 53,11 Prozent 
einen Vorteil von der Reviſion, in 24,48 Prozent einen ſolchen 
Vorteil aber nicht hatte. 

Diefe preußiſchen Verhältniszahlen des einen Jahres 1904 
werden dann als dauernde Wahrheit in Anl. III unterſtellt. Hier 
wird eine vergleichende Mberficht über den Erfolg des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion bei dem Vorliegen von übereinſtimmenden 
und voneinander abweichenden Urteilen der Vorinſtanz für 
das Jahr 1907 gegeben und berechnet, daß die Reviſion 
nach konformen Inſtanzurteilen in 1270 Sachen nur in 
233 Fällen = 18,34 Prozent, nach difformen Inſtanz⸗ 
urteilen in 1273 Sachen aber in 368 Fällen = 28,90 Prozent 
Erfolg für den Reviſionskläger hatte; hieraus ſoll anſcheinend 
abgeleitet werden, daß der in den Inſtanzen konform unter⸗ 
legene Reviſionskläger kaum ein Intereſſe an der Gewährung 
des Rechtsmittels habe. 

Ganz abgeſehen von den Zufälligkeiten, denen die für 
nur ein Jahr aufgemachte Statiſtik ausgeſetzt iſt — ſchwanken 
doch die Prozentzahlen für die einzelnen Oberlandesgerichte 
zwiſchen 100 und 0 Prozent — rechtfertigt das gewonnene 
Ergebnis überhaupt nicht eine unterſchiedliche Behandlung 
der difformen und der konformen Berufungsurteile. Viel⸗ 
mehr ergibt für beide Arten von Urteilen die Tatſache des 


) Dieſer Satz erhöht ſich nicht unerheblich, wenn man von den 
auf andere Weiſe erledigten (16,19 Prozent) und den noch ſchwebenden 
Sachen (5,78 Prozent) auch nur je die Hälfte hinzurechnet. Richtiger 
iſt wohl die Schätzung, daß nach ſiegreicher Durchführung der 
Revifion, im Falle anderweitiger Erledigung insbeſondere durch Ber: 
gleich, in mindeſtens / der Fälle etwas für den Reviſionskläger 
herauskommt. 
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ſich ſteigernden Gebrauchs der Reviſion auch die Überzeugung 
des Prozeßpublikums von der Notwendigkeit des Rechtsmittels, 
ferner die ſich vermindernde Zahl der unbegründeten Revi⸗ 
fionen die Berechtigung dieſer Überzeugung. Daß aber auch 
im Reichstage wenigſtens die bisher herrſchende Meinung 
von der Notwendigkeit der dritten Inſtanz ausging, zeigen 
die Verhandlungen über die Erhöhung der Reviſionsſumme, 
die dem Reichsjuſtizamt nach der Begründung es ausſichtslos 
erſcheinen laſſen, mit einer nochmaligen Erhöhung der 
Reviſionsſumme zu kommen. 

Die Forderung einer dritten Inſtanz iſt auch ſachlich 
durchaus begründet: nach der letzten Tatſacheninſtanz 
eine Reviſionsinſtanz! Dann, nach völliger Feſtſtellung 
des Tatbeſtandes, iſt die Nachprüfung durch einen neuen 
Richter zweckmäßig und notwendig. Man ſtelle ſich doch 
auf den Boden der Parteien. Selbſt bei ſorgſamer Arbeit 
können Irrtümer vorkommen, die offenſichtlich zu einem 
falſchen Urteil führen. Wie häufig hat das RG. ſchon 
Urteile aufgehoben, die auf einer aktenwidrigen Annahme 
des Datums oder Inhalts eines Briefes, eines Vertrages 
oder dgl. beruhten? Vgl. z. B. ZW. 10, 283 1, ferner 
IW. 97, 547. Wer ſoll den Schaden tragen, die unſchuldig 
geſchädigte Partei, der Richter oder der Staat? Gibt man 
keine Reviſion, ſo muß der Staat für den Schaden ein⸗ 
treten, den ſeine Organe in Ausübung der richterlichen 
Gewalt ſchuldhafterweiſe angerichtet haben. 

Der Einfluß der Reviſibilität des Urteils auf die Be⸗ 
handlung der Sache in der Berufungsinſtanz kam verſchieden 
ſein. In manchen Fällen ſteigert gewiß der Mangel der Revi⸗ 
ſibilität das Verantwortlichkeitsgefühl des Richters, in vielen 
Fällen gewinnt man den Eindruck, daß dieſer Mangel zu 
einer ſchlechteren Behandlung der Sache führt. Wiederholt 
verwahre ich mich mit Rückſicht auf den Aufſatz von Lobe 
(JW. 10, 129) gegen den Vorwurf, ein generelles Urteil 
über die Berufungsgerichte auszuſprechen Ich halte mich 
nur an Lobes — eines Oberlandesgerichtsrats — Aus⸗ 
führungen, wenn ich behaupte, daß Fälle unterſchiedlicher 
Behandlung von reviſiblen und nicht reviſiblen Sachen vor⸗ 
kommen. Lobe allerdings meint (S. 130): 

Richtig iſt allein, daß manche Referenten bei der 
ſpäteren ſchriftlichen Ausarbeitung der Gründe 
und des Tatbeſtandes ſichs in nicht reviſiblen Sache 
im Drange der Geſchäfte etwas leichter machen und 
dieſer äußerliche Umſtand iſt es wohl, der zu der An⸗ 
nahme verleitet, daß der Ausſchluß der Reviſion auch 
bei der Findung des Spruchs mitwirke. 

Das Urteil, wie es ſich ſchließlich darſtellt, iſt aber der 
hauptſächlichſte Maßſtab für die Einſchätzung der richterlichen 
Tätigkeit; eine verſchiedenartige Behandlung reviſibler und 
nicht reviſibler Sachen bei der Urteilsabfaſſung rechtfertigt 
den Rückſchluß auf eine verſchiedenartige Behandlung dieſer 
Sachen überhaupt. Übrigens iſt die Gefahr groß, daß ein 
Richter, der bei der Ausarbeitung im Hinblick auf die höhere 
Inſtanz ſorgfältiger iſt, ſich unbewußt auch bei Findung des 
Spruchs von derſelben Rückſicht nicht frei halte. Der 
„Drang der Geſchäfte“ wird auch — ebenfalls unbewußt — 
den Wunſch zeitigen können, daß die Urteile möglichſt der 
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Reviſion entrückt und der leichteren Ausarbeitungsweiſe be⸗ 
dürftig ſeien, ein böſer Zuſtand, wenn die Reviſibilität, wie 
bei duae conformes, von der Entſcheidung des Berufungs⸗ 
richters abhängt. Im Intereſſe der Rechtspflege und der 
Gerichte ſollte eine Regelung vermieden werden, die auch nur 
den Anſchein einer ſolchen Behandlung wichtiger Intereſſen 
des Publikums hervorrufen kann und wird. 

ubrigens, wenn Lobe von der Neigung der erſten Inſtanz 
ſpricht, das Brett zu bohren, wo es am dünnſten iſt, ſo iſt 
nicht erſichtlich, warum nicht auch bei den Oberlandesgerichten 
dasſelbe vorkommen ſoll. Ich gebrauche nur Lobes auf das 
Verhältnis von Reichsrichtern und Oberlandesgerichtsräten 
gemünzte Worte (S. 130), wenn ich frage: „Sind die Ober⸗ 
landesgerichtsräte von Natur und Charakter anders als die 
Landrichter? Dieſe von heute ſind ja ſchließlich jene von 
morgen!“ Die Frage, „wie kommen wir drum rum“, wird 
auch bei Findung des Spruchs öfter geſtellt, als man es 
zugeben will. 

Daß tatſächlich die reviſiblen und die irreviſiblen Sachen 
auch in Anſehung der Beweiserhebungen mit verſchiedenem 
Maße gemeſſen werden, gibt nun auch der hochangeſehene 
Oberlandesgerichtsrat Geh. Juſtizrat Konrad Schneider in 
Stettin zu, wenn er ausführt“): 

Die Ablehnung überflüſſiger Beweisaufnahmen, ſelbſt⸗ 
verſtändlich innerhalb der eben angedeuteten geſetzlichen 
Grenze?), muß aber, wo das Berufungsgericht der 
Entſcheidung des erſten Richters ſich anſchließen kann, 
einer weſentlichen Erleichterung der Rechtspflege 
dienen. Denn die jetzt häufig nötigen Beweisauf⸗ 
nahmen, nur um dem Reviſionsgericht den von ihm 
möglicherweiſe für erheblich erachteten tatächlichen 
Stoff in Vollſtändigkeit vorzulegen, bedeuten eine 
ſchwere und koſtſpielige Belaſtung der Prozeßführung 
bei dem Oberlandesgericht. 

Alſo auch in dieſer Richtung eine Berückſichtigung der 
Reviſibilität. Und dies, trotzdem mit Recht wenige Zeilen 
ſpäter ausgeführt wird, daß die tatſächliche Aufklärung und 
Erfaſſung des Falles wichtiger iſt als die juriſtiſche Be⸗ 
urteilung. Wie oft glaubt der Richter das Beweisergebnis 
würde belanglos ſein und nachher ſtellt es ſich als entſcheidend 
heraus und wie oft hat ſchon ein nur für das Reichsgericht 
erhobener Beweis das Berufungsurteil beeinflußt! Die beſte 
Methode der Entlaſtung des Reichsgerichts iſt die tatſächliche 
Erſchöpfung des Streitſtoffes in der Berufungsinſtanz. 

Das Ergebnis dieſer Ausführungen faſſe ich in den Satz 
zuſammen: Die Reviſionsinſtanz iſt auch heute 
geboten, ſie dient in erſter Linie den Parteiinter— 
eſſen und nur mittelbar der Rechtseinheit. 


II. Das Reichsgericht als Hort der Rechtseinheit. 
„Das Reichsgericht, das am 1. Oktober 1879 an die 
Stelle des Reichs⸗Oberhandelsgerichts und der neben dieſem 
beſtehenden 11 oberſten Landesgerichtshöfe trat, iſt in erſter 
Reihe zur Wahrung der Einheit der Rechtſprechung geſchaffen 


2) Zeitſchrift für Agrarpolitik 1910, 107. 


3) d. h. mit dem Nachweiſe, daß fie für die Aberzeugung des 
Gerichts ohne Bedeutung ſeien. 
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worden.“ Dieſer Satz der Begründung iſt zweifellos richtig. 
Nicht das Rechtsmittel der Reviſion überhaupt, ſondern nur 
die Konzentration bei dem Reichsgericht dient der Rechts⸗ 
einheit. Nur dieſer Zweck rechtfertigt die Konzentration der 
Reviſionen bei einem Gerichtshofe, mußte man doch voraus⸗ 
ſehen, daß naturgemäß mit dem Wachstum des deutſchen 
Volkes und der Entwickelung von Handel und Induſtrie auch 
die Geſchäftslaſt des Reichsgerichts werde wachſen müſſen. 

Auch heute beſteht, und zwar in erhöhtem Maße, das 
Bedürfnis, einen der Rechtseinheit dienenden Gerichtshof zu 
haben; ihn in einem ſeiner nächſten Zweckbeſtimmung 
entſprechenden Zuſtande zu erhalten, iſt eine unabweisliche 
Forderung. 

Daß das Reichsgericht überlaſtet iſt, ergibt ſich aus der 
Tatſache, daß die Termine mit Friſten bis zu einem Jahre an⸗ 
geſetzt werden müſſen — ein geradezu unerträglicher Zuſtand. 

Aber mit der Tatſache, daß das Reichsgericht zunächſt 
der Rechtseinheit dient, darf man nicht die Verkümmerung 
des nicht des Reichsgerichts ſondern der Parteien wegen be⸗ 
ſtehenden Rechtsmittels der Reviſion begründen. Man muß 
nach anderen Mitteln ſuchen, die uns das Reichsgericht als 
Hort der Rechtseinheit erhalten. 

Völlig ausgeſchaltet ſollen hier die Fragen werden, ob 
die Bildung neuer Senate ein gangbarer Weg iſt oder ob 
etwa eine Anderung des Reviſions verfahrens ohne Beein⸗ 
trächtigung der Güte der Rechtſprechung eine Beſſerung 
herbeiführen kann. Ebenſo will ich hier nicht auf das 
vorgeſchlagene Mittel der Difformität der Inſtanzurteile als 
Vorausſetzung der Reviſibilität eingehen; wen die hiergegen 
bisher ſchon vorgebrachten ſchwerwiegenden Gründe nicht 
überzeugen, der wird überhaupt nicht zu überzeugen ſein. 

Faſt noch verderblicher aber als das Difformitätsprinzip 
find die in dem neuen Abſ. 2 des § 549 ZPO. vorgeſchlagenen 
prozeſſualen Reviſionsbeſchränkungen. Die Reviſion ſoll nicht 


mehr darauf geſtützt werden können, daß das Gericht von 


ſeinem Fragerecht keinen richtigen Gebrauch gemacht habe, 
daß bei der tatſächlichen Feſtſtellung das Ergebnis einer 
Beweisaufnahme nicht ſachgemäß gewürdigt oder daß die für 
die Aberzeugung des Gerichts maßgebenden Gründe nicht 
angegeben oder daß von der Befugnis zur Auferlegung des 
richterlichen Eides kein richtiger Gebrauch gemacht worden ſei. 

Man braucht nur zu zählen, wie oft das Reichsgericht 
aus dieſen Gründen Entſcheidungen aufgehoben hat, um zu 
ermeſſen, wie viel mehr die der Reviſibilität entkleideten 
Vorſchriften künftig werden verletzt werden. 

Die Begründung will die „tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters ſchützen“, auch wenn ſie unter Ver⸗ 
letzung des Geſetzes zuſtande gekommen find. Fiat justitia, 
pereat mundus! Nur daß dieſe Art überhaupt nichts gemein 
hat mit dem Willen zur Gerechtigkeit, ſondern hier heißt es: 
die Juſtiz muß fertig werden, auch wenn das Recht dabei 
zum Teufel geht! Sollte man eine Begründung für möglich 
halten, deren Gedankengang den wunderlichen Lauf nimmt: 
Vielfach ſind Urteile wegen Verletzung der vorerwähnten 
prozeſſualen Vorſchriften angegriffen und aufgehoben worden. 
Der in dieſem Erfolge liegende Anreiz zur Reviſionseinlegung 
muß beſeitigt werden, indem dieſen Vorſchriften die Reviſi⸗ 
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bilität genommen wird! Der richtige Schluß wäre: Durch 
die große Zahl ſolcher begründeten Reviſionen iſt der Beweis 
erbracht, daß die Oberlandesgerichtsurteile der Reviſion 
nicht entrückt, ſondern in möglichſt großem Umfange unter⸗ 
ſtellt werden müſſen. 

Man zerbricht das Barometer, das ſchlechtes Wetter 
anzeigt und verſucht ſich und andern einzureden, daß durch 
den prozeſſualen Mangel an dem Ergebnis des Pro⸗ 
zeſſes nichts geändert ſein würde. Wer vermag das 
von vornherein abzuſehen? Hier wird es zutreffen, dort nicht. 
Vor allem muß verlangt werden, daß das Geſetz, auch das 
Prozeßgeſetz, beobachtet wird. Dieſe Forderung zu erfüllen, 
iſt das beſte, ja einzige Mittel die an des Prozeſſes 
durch die höhere Inſtanz. 

Kann das Reichsgericht dieſe Arbeit nicht bewältigen, 
ohne ſeinen Zweck zu gefährden, ſo muß es entlaſtet werden, 
aber nicht auf Koſten der Intereſſen der Parteien und der 
Rechtspflege. Der Satz, das Reichsgericht ſei überlaſtet, 
deshalb müſſen die Reviſionen künſtlich vermindert werden, 
iſt falſch. Die richtigeren Sätze lauten: 

1. Die Reviſion darf nicht aus äußerlichen, nicht 
aus der Natur des Prozeſſes folgenden Gründen, 
beſchränkt werden. 

2. Kann das Reichsgericht die Reviſionennicht bewältigen, 
ſo müſſen anderweite Reviſionsgerichte geſchaffen 
werden. 

3. Es muß unter allen Umſtänden Vorſorge getroffen 
werden, daß die Einheit der Rechtſprechung durch 
das Reichsgericht gewahrt werde. 

Zur Erfüllung dieſer Forderungen bedarf es keiner ein⸗ 
greifenden Anderung unſerer Prozeßordnung, wenn Preußen 
ſich ebenſo, wie es Bayern getan, auf Grund des Vorbehalts 
des $ 8 EGGVG. ein oberſtes Landesgericht einrichtet. 

Dieſem Gericht wären zuzuweiſen die Reviſionen in 
Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, die nicht auf Grund einer 
reichsrechtlichen Norm geltend gemacht werden. Ferner die⸗ 
jenigen Reviſionen, die dem Reichsgericht abgenommen werden 
müſſen, um dasjenige Maß ſeiner Tätigkeit zu gewinnen, 
bei dem es ſeinem Zwecke, Hort der Rechtseinheit zu ſein, 
am beſten dienen kann. 

Um die Rechtseinheit zu wahren, bedarf es alsdann 
nur der dem $ 28 JGG. entſprechenden Beſtimmung: 

Will ein oberſtes Landesgericht bei Auslegung einer 
reichsgeſetzlichen Vorſchrift von der auf Reviſion er⸗ 
gangenen Entſcheidung eines anderen oberſten Landes⸗ 
gerichts, falls aber über die Rechtsfrage bereits eine 
Entſcheidung des Reichsgerichts ergangen iſt, von dieſer 
abweichen, ſo hat es die Reviſion unter Begründung 
ſeiner Rechtsauffaſſung dem Reichsgericht vorzulegen, 
welches über die Reviſion entſcheidet. 

Man wende nicht ein, daß hierdurch das Suchen nach 
Präjudizien in den Vordergrund geſchoben wird und daß es 
unmöglich ſei, die Entſcheidungen des Reichsgerichts dauernd 
ſich gegenwärtig zu halten. Dieſes Suchen nach Präjudizien 
wäre ein Kinderſpiel im Vergleich zu dem Suchen zur Be⸗ 
gründung der Reviſion, wie es durch die geplante Prozeß⸗ 
novelle (S 549 Abſ. 3) gezüchtet würde. Im übrigen kann 
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es natürlich nicht darauf ankommen, ob objektiv einmal ein 
Abweichen eines oberſten Landesgerichts von der Rechtſprechung 
eines anderen oder des Reichsgerichts ſtattfindet. Nur die 
gewollten und bewußten Abweichungen ſollen vermieden 
werden. 

Auch der Einwand, daß die Prozeß⸗ und Rechtsmittel: 
ſucht dadurch vermehrt werde, iſt hinfällig; hiergegen mögen 
die Koſtenanſätze ſchützen, die zugleich geeignet ſein müſſen, 
die erforderlich werdenden ſtaatlichen Mehrausgaben zu decken. 
Im übrigen bedürfen die Prozeßparteien keiner Bevor⸗ 
mundung. Wenn der Staat durch Gewährung einer Revi⸗ 
ſionsinſtanz zur Verbeſſerung der Rechtspflege beiträgt, ſo 
kann er die hierbei ſich etwa ergebende Steigerung der 
Prozeßſucht eher verantworten, als wenn er ſich die im Volke 
vorhandene Spielſucht zur Vermehrung ſeiner Einnahmen 
durch Veranſtaltung von Lotterien dienſtbar macht. 


liber das Naive im Konformitätsentwurf. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


I. 

Ich will den Entwurf nicht bekämpfen. Der Wiberfinn, 
der in dem formalen Difformitätsprinzip ſteckt, liegt ſo hand⸗ 
greiflich vor Augen, daß es überflüſſig erſcheint, heute noch 
darüber ein Wort zu verlieren. 

Ich rechne im Gegenteil damit, daß dieſer Widerſinn Geſetz 
werden wird. 

Aber ich bin offen und ehrlich genug, zu geſtehen, daß 
ich, wenn der Entwurf in der jetzt vorliegenden Faſſung des 
Artikels III Nr. 4 Abſ. 2 angenommen werden ſollte, ein 
Gefühl der Schadenfreude nicht werde unterdrücken können. 

Schadenfreude darüber, weil das Geſetz die höchſten Richter 
des Reiches zwingt, ſich über Fragen den Kopf zu zerbrechen, 
die überhaupt nicht zu beantworten ſind. 

Dabei denke ich nicht an den Fall, daß die Reviſion auf 
Verletzung einer reichsgerichtlichen Interpretation beruht. Hieran 
denke ich deshalb nicht, weil ich mir darunter überhaupt nichts 
vorſtellen kann. 

Heilberg hat ja bereits ausgeſprochen, daß es kein Urteil 
gibt, von dem man nicht ſagen könne, es verſtoße nicht gegen 
einen Ausſpruch des Reichsgerichts. 

Wenn z. B. der Reviſionskläger gegen ein konformes 
Urteil ankämpft, das ſeiner Behauptung nach eine Urkunde 
falſch interpretiert hat, ſo wird er etwa die nachfolgenden Sätze 
aus Reichsgerichtsurteilen anführen: 

„Bei der Auslegung einer Vertragsbeſtimmung iſt auf den 
übrigen Inhalt der Verbindlichkeit Rückſicht zu nehmen“ (RG. 
3. Januar 1905, JW. 05, 135) oder 

„Abweichung vom buchſtäblichen Sinne einer Willens⸗ 
erklärung iſt nicht ſchrankenlos zuläſſig“ (RG. 6. April 1905, 
IW. 05, 336) oder 

„Die Berückſichtigung von Treu und Glauben findet in 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs und dem oberſten Grundſatze 
des Vertragsrechts ihre notwendige Begrenzung.“ (RG. 6. März 
1906, JW. 06, 299.) 

40 * 


316 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Handelt es ſich um Auslegung eines Teſtaments, ſo 
wird der Reviſionskläger ſich darauf berufen dürfen, daß das 
Bayriſche Oberlandesgericht am 10. Juni 1904!) ausge⸗ 
ſprochen hat: 

„Bei der Auslegung iſt nicht bloß zu berückſichtigen, was 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, ſondern auch, was ohne aus⸗ 
geſprochen zu ſein, Vorausſetzung des Ausgeſprochenen iſt,“ 
uſw. uſw. ?) 

Daß die Zuläſſigkeit der Reviſion vo rausſetzt, 
daß das widerſtreitende re ichsgerichtliche Erkenntnis 
nicht durch eine ſpätere Anderung in der Rechtſprechung 
überholt iſt, geht aus der Faſſung der Vorlage nicht 
hervor. Nach dem Wortlaute des Artikel III Nr. 4 wäre die Frage 
vielmehr zu verneinen. Dann könnte z. B. trotz der Ent⸗ 
ſcheidung des V. 3S. des RG. vom 4. März 1905 (RG. 60, 
225) über die Formloſigkeit der Einräumung eines perſ önlichen 
Vorkaufsrechts jedes mit dieſem Erkenntnis übereinſtimmende 
Berufungsurteil angefochten werden, weil der III. 3S. im 
Urteil vom 4. November 1904 (RG. 59, 132) die Form⸗ 
bedürftigkeit bejaht hatte. Sollte der „Geſetzgeber“ etwas 
anderes „wollen“ — warum drückt er ſich nicht deutlich aus? 

Noch viel ſchwieriger iſt die Löſung einer anderen 
und praktiſch wohl wichtigeren Kontroverſe, die ſich 
mit unfehlbarer Sicherheit einſtellen wird. Darf die 
Reviſion nur auf Verletzung eben des in dem Reichs⸗ 
gerichtsurteil anders ausgelegten Rechtsſatzes geſtützt 
werden? Oder darf der Reviſionskläger alsdann auch die 
Verletzung von Reichsgeſetzen durch das Berufungsgericht rügen, 
die mit dem widerſtreitenden Reichsgerichtsurteile gar nichts zu 
tun haben?? — 

II. 

Es ſoll an dieſer Stelle nur die ſogenannte Konformität 
nach dem Entwurſe beſprochen werden. 

Der Entwurf läßt die Reviſion unbeſchränkt zu, wenn die 
der Rechtskraft fähige Entſcheidung „abgeändert“ iſt. 

Es entſcheidet danach ausſchließlich der Tenor des Urteils, 
die Urteilsformel ($ 313 Nr. 5 ZPO.). 

Wann liegt nun aber eine „Abänderung“ vor? Gewiß: 
wenn in erſter Inſtanz der Kläger mit der Klage abgewieſen 
iſt, während in zweiter Inſtanz der Beklagte zur Zahlung von 
100 000 & verurteilt worden iſt, ſo hat man es unzweifelhaft 
mit einem abändernden Urteil zu tun. 

Aber es gibt zahlreiche Fälle, bei denen die Beantwortung 
weniger einfach iſt. 

Man denke zunächſt an folgende Fälle: 

1. In erſter Inſtanz iſt der Beklagte zur Zahlung von 
40 000 & ſamt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Januar 1910 
verurteilt worden. Die zweite Inſtanz ändert dieſe Ent⸗ 
ſcheidung dahin, daß die Zinſen erſt vom 2. Januar 1910 zu⸗ 
geſprochen werden. Im übrigen bleibt es bei der Verurteilung. 

Daß hier das Berufungsgericht das erſtinſtanzliche Urteil 
„abgeändert“ hat, läßt ſich beim beſten Willen nicht beſtreiten. 


) Sammlung von Entſcheidungen 5, 272. 

7) Gegen die Zeſchränkung des Difformitätsprinzips durch 
das Erfordernis der Übereinſtimmung mit der reichsgerichtlichen 
Judikatur auch Düringer, DIZ. 15, 381, der ja freilich im übrigen 
leider ein Freund des Entwurfs iſt. — 
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2. Der Kläger hat auf Zahlung von 15 000 & geklagt. 
Er erhält ein obſiegendes Urteil in Höhe von 3000 4. Im 
übrigen wird ſeine Klage abgewieſen. Von den Koſten des Ver⸗ 
fahrens werden ihm fünf Sechſtel auferlegt. Er legt Berufung ein. 
Die Berufung wird in der Hauptſache zurückgewieſen. Dagegen 
wird der Koſtenpunkt dahin abgeändert, daß dem Kläger nur 
drei Viertel der Koſten auferlegt werden. Der Berufungs⸗ 
richter mißbilligt alſo allein die Verteilung der Koſten. 

Auch hier liegt zweifellos eine „Abänderung“ der Urteils⸗ 
formel vor. 

Sind die beiden Erkenntniſſe reviſibel? — 

Eine Beſtimmung, die dem § 4 ZPO. entſpricht, daß 
Früchte, Nutzungen, Zinſen, Schäden und Koſten für die Ent⸗ 
ſcheidung über die Abänderung unberückſichtigt bleiben, enthält 
der Entwurf nicht. 

Auf den erſten Blick möchte man eine Art Analogieſchluß 
befürworten. 

Aber er ſcheint mir gegenüber dem Schweigen des Geſetzes 
etwas gewagt. 

Auch dürften die Verfaſſer der Begründung, die ja den 
ſogen. „Willen des Geſetzgebers“ authentiſch deklarieren, anderer 
Anſicht ſein. Sie ſagen: 

„Konforme Urteile im Sinne dieſer Vorſchrift 
liegen nur dann vor, wenn die der Rechtskraft 
fähige Entſcheidung in keinem Punkte abge⸗ 
ändert iſt.“ 

Alſo: Abänderung in keinem Punkte iſt notwendig, 
damit Konformität vorliegt. 

Auch der Zinſenpunkt iſt ein Punkt! 

Ebenſo der Koſtenpunkt! 

Es wird alſo wohl das Reichsgericht in einem ſolchen 
Falle die Reviſion zulaſſen müſſen, wenigſtens wenn man die 
Begründung des Entwurfs als maßgebliche Interpretations⸗ 
quelle anerkennen ſollte. 


Aber vielleicht wird doch das Reichsgericht anderer Meinung 
ſein als die Verfaſſer des Entwurfs. Es wird vielleicht mit 
dem „Geiſte des Geſetzes“ operieren — eine Operation, die 
gerade bei dieſem Geſetze nicht ganz einfach iſt — wird den 
nicht ausgeſprochenen „Willen des Geſetzgebers“ zu Hilfe nehmen, 
die „Natur der Sache“ uſw. 

Es würde alſo ein neuer Rechtsbegriff, der der „Kon⸗ 
formität zweier Urteile im Sinne des deutſchen Prozeßrechts“, 
geſchaffen werden. 

Man braucht nicht Fuchs zu heißen, um bei dieſem 
Gedanken ein Gruſeln zu verſpüren. 

Dabei würde das Reichsgericht nicht bei der Difformität 
der Zinſen⸗ und Koſtenentſcheidung ſtehen bleiben. Es würde 
ſehr bald auch bei Anderungen der Urteilsformel in der Haupt⸗ 
ſache ſich zu der Beantwortung der Frage genötigt ſehen: 
Difformität oder Konformität? 

Alſo nun einmal angenommen, das Reichsgericht würde 
den oben zitierten Satz der Begründung ignorieren — wo iſt 
die Grenze, wo die Konformität aufhört und die 
Difformität beginnt? 

Prima facie möchte ich jedenfalls annehmen, daß die „Punkt⸗ 
Theorie“ der Begründung keinesfalls ſtrikt durchzuführen ift. 


mu 


“ 
1 


39. Jahrgang. 


1. Es gibt Anderungen im Tenor, die ſich durch Veränderung 
der Sachlage ganz unabhängig vom Prozeßmaterial notwendig 
machen. Man denke an den Fall, daß die Partei, der in erſter 
Juſtanz der Wahrheitseid auferlegt iſt, während des Laufs 
des Berufungsverfahrens verſtorben iſt, und daß das Berufungs⸗ 
gericht den Erben den Uberzeugungseid auferlegt. 

Iſt das Konformität oder Difformität? 

Man kann die eine wie die andere Anſicht begründen. Ich 
persönlich maße mir überhaupt keine an. Vielleicht wird ein 
ſcharffinniger Kommentator uns lehren: hier liege bloße 
„ſcheinbare Difformität“ vor, „prozeſſualiſch“ ſeien die Urteile 
lonſorm. — 

Billige Weisheit! Kann eine Partei überhaupt ärger be⸗ 
ſcwert werden, als daß der Gegner an Stelle des Wahrheits⸗ 
eides den Uberzeugungseid auferlegt erhält? 

2. Ein beſonderes Kapitel wird in den zahlloſen künftigen 
Diſſertationen „Aber den Begriff der prozeſſualiſchen Kon: 
formität zweier Urteile“ dem Verhältnis zwiſchen Konformität 
und Klagänderung gewidmet werden müſſen. 

Darüber wird ſich zunächſt eine „Kontroverſe“ bilden, ob 

das Vorliegen einer Klagänderung die Konformität beeinträchtigt. 
Wem A von B 3000 & verlangt und den Betrag in erſter 
Instanz als Darlehn, in zweiter mit Einwilligung des Beklagten 
wentuell als Schmerzensgeld aus unerlaubter Handlung fordert, 
ſo fragt es ſich, ob, wenn nach dem Klagantrage in beiden 
Instanzen erkannt wird, in erſter Inſtanz aber auf Grund des 
Tarlehns, in zweiter auf Grund unerlaubter Handlung, Kon⸗ 
fomität oder Difformität vorliegt. Was heißt „Abänderung 
ur der Rechtskraft fähigen Entſcheidung“? Um den Um⸗ 
fang der Rechtskraft zu kennen, muß man ja doch ſtets auf 
die Utteilsgründe zurückgreifen (RG. in JW. 87, 3; 94, 262; 
90, 335). 
N Wollte man annehmen, daß Konformität nur dann vor⸗ 
legt, wenn Übereinſtimmung des Tenors und des Anſpruchs 
borliegt, ſo würde der Vorzug, den die Begründung dem Bor: 
ſhlage des Entwurfs nachrühmt — „für die Entſcheidung der 
dag, ob eine Difformität oder Konformität der Urteile vor⸗ 
legt, wird eine tunlichſt einfache Grundlage geſchaffen“ —, 
wohl entfallen. Das Reichsgericht würde in jedem einzelnen 
en zu entſcheiden haben, ob Identität des Anſpruchs 
orliegt. 

Die zweite, noch viel ſchwierigere künftige Streitfrage wird 
ſch mit dem Falle beſchäftigen, wenn Klagänderung gemäß 
5 288 ZRO. gerade nicht vorliegt. A hat in erſter Inſtanz 
2000 & eingeklagt, in zweiter Inſtanz erweiterte er den Antrag 
auf 3000 A. Beide Gerichte verurteilen den Beklagten. 

Sind das konforme oder difforme Urteile? 

Ein anderes Beiſpiel: 

A klagt in erſter Inſtanz auf Herausgabe von 100 ver⸗ 
Ndiedenen Gegenſtänden. Der Beklagte wird antragsgemäß 
beurteilt. In der zweiten Inſtanz läßt er den Gegenſtand 
Nr. 76 — ein Opernglas im Werte von 10 & — fallen, weil 
* der Beklagte inzwiſchen herausgegeben hat. Demgemäß 
ind in zweiter Inſtanz tenoriert: „Es bewendet bei der Er⸗ 
8 der Parteien, daß der Klaganſpruch ſich inſoweit er⸗ 
digt hat, als er auf Herausgabe des Opernglaſes gerichtet iſt.“ 

übrigen verbleibt es bei dem erſtinſtanzlichen Urteile. 
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Konform oder difform? — 

In erſter Inſtanz wird Herausgabe eines Reitpferdes ge⸗ 
fordert und der Beklagte zur Herausgabe verurteilt. Da der 
Beklagte inzwiſchen das Pferd beiſeite geſchafft hat, fordert der 
Kläger in zweiter Inſtanz fein Intereſſe (S 268 Nr. 3 ZPO.). 
Der Beklagte wird demgemäß zur Zahlung von 3000 & ver: 
urteilt. 

Konform oder difform? 

IV. 

Ob die „Abänderung“ der Urteilsformel in der zweiten 
Inſtanz abſichtlich durch eine Partei herbeigeführt iſt oder nicht, 
iſt gleichgültig. Ich glaube wenigſtens nicht, daß man es 
einer Partei zum „dolus“ anrechnen kann, wenn ſie abſichtlich 
Difformität herbeiführt, um das Urteil reviſibel zu machen. 

Man nehme folgendes Beiſpiel. Der Kläger fordert 
Minderung und Schadenserſatz. Er behauptet, daß einmal 
der objektive Mangel den Beklagten minderungspflichtig mache, 
behauptet aber weiter, daß der Beklagte den Mangel beim Ab⸗ 
ſchluſſe gekannt habe. Die erſte Inſtanz erachtet nur den 
Betrugsanſpruch für ſchlüſſig und erkennt auf einen Eid für 
den Beklagten über die Kenntnis des Mangels. Da der Kläger 
davon überzeugt iſt, daß der Beklagte den Eid leiſten werde, 
ſo widerruft er die Eideszuſchiebung. Das Berufungsgericht 
weiſt nunmehr die Klage unbedingt ab, da es gleichfalls die 
Vorausſetzungen des Minderungsanſpruchs für nicht gegeben 
erachtet. 

Der Kläger iſt nunmehr in der Lage, das Reichsgericht 
anrufen zu können. 

Auch für den Beklagten, der in erſter Inſtanz bedingt 
verurteilt iſt, wird ſich nicht ſelten die Möglichkeit darbieten, 
abſichtlich Difformität zu ſchaffen. Angenommen, das Land⸗ 
gericht hat auf einen Eid für den Kläger erkannt und von der 
Eidesleiſtung die Zahlung der geforderten 3000 & abhängig 
gemacht. Der Beklagte, der nach dem Verlaufe des Prozeſſes 
in zweiter Inſtanz befürchtet, daß das Urteil beſtätigt werden 
wird, erkennt den Klaganſpruch in Höhe von 10 & an. Dann 
muß das Berufungsgericht die Urteilsformel des landesgericht⸗ 
lichen Urteils abändern und den Beklagten zur Zahlung von 
10 & unbedingt verurteilen. — 

Ich wiederhole, daß ich mir keine Anſicht darüber anmaße, 
ob dieſe Abänderung eine „Abänderung“ im Sinne des Art. III 
Nr. 4 des Entwurfs iſt. — 

Umgekehrt kann der Kläger, wenn die Zahlung der 3000 % 
von einem Eide des Beklagten abhängig gemacht ſein würde, 
durch Ermäßigung des Klaganſpruchs auf 2290 & eine Ab⸗ 
änderung des Tenors erzwingen. 


V. 

Noch eine Reihe weiterer zweifelhafter Fälle: 

1. Der Kläger fordert Erſatz des immateriellen 
Schadens. Die erſte Inſtanz verurteilt zur Zahlung von 
4000 &, das Berufungsgericht zur Zahlung von 3000 . 

Mir ſcheint, die Urteile ſind difform. | 

Der Kläger fordert Rente, die erſte Inſtanz verurteilt zur 
Zahlung von täglich 15 4, das Berufungsgericht zur Zahlung 
von vierteljährlich 1400 A. Vgl. JW. 1910, 27 Nr. 27. 

Konform oder difform? — 
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Wie wenn das Berufungsgericht zur Zahlung von 1350 % 
verurteilt hätte? — 

2. Der Kläger klagt auf Zahlung von 5000 & wegen 
Nichtlieferung. Beide Inſtanzen ſtellen den Schaden feſt. Die 
erſte Inſtanz verurteilt auf Grund des vorliegenden Gutachtens 
über die Preisdifferenz auf 9000 &, die zweite Inſtanz auf 
Grund desſelben Gutachtens, nur auf Grund anderer Be⸗ 
rechnung, auf Zahlung von 8990 &&. 

Genügt in einem ſolchen Falle bereits die Differenz von 
1 &, um die Difformität zu begründen? Oder beginnt ſie erſt 
bei 10 & Oder erſt bei 100 & 

Irgendwo muß doch die Grenze ſein. Sonſt käme 
man ja zur Konformität des Rechtsſatzes ſtatt zu dem des 
Tenors! 


3. Der Kläger klagt auf Herausgabe eines Sparkaſſen⸗ 
buches über 3000 &, das ſich im Nachlaſſe des Erblaſſers 
befunden habe. Der Beklagte behauptet, der Erblaſſer habe 
ihm das Buch an feinem Todestage geſchenkt. Die erſte 
Inſtanz macht die Entſcheidung von dem Eide des Beklagten 
abhängig: 

Es iſt wahr, daß mir der Erblaſſer an ſeinem Todes⸗ 
tage das Sparkaſſenbuch uſw. geſchenkt hat. 

Die zweite Inſtanz läßt es vollſtändig bei dem Urteile, ſie 
formuliert nur den Eid dahin, daß die Worte „an ſeinem 
Todestage“ durch das Datum „am 1. April 1909“ erſetzt 
werden, weil ſich herausgeſtellt hatte, daß der Erblaſſer kurz 
nach Mitternacht, alſo bereits am 2. April verſtorben war. 
Zweifellos iſt dies Urteil „in einem Punkte“ abgeändert worden. 
Iſt es reviſibel h? 


4. In einem anderen Falle war im Urteil erſter Inſtanz 
dem Kläger ein Eid auferlegt worden, er ſolle beſchwören, daß, 
wie er dies in erſter Inſtanz behauptet hatte, eine kaſſatoriſche 
Klauſel ſchriftlich vereinbart worden ſei. 

In zweiter Inſtanz behauptet er, er glaube zwar beſtimmt, 
daß die Vereinbarung auch ſchriftlich erfolgt ſei, er bäte aber, 
das Wort ſchriftlich aus der Eidesform zu ſtreichen. Das Be⸗ 
rufungsgericht erkennt demgemäß. 

Meiner unmaßgeblichen Meinung iſt das Urteil reviſibel — 
wenigſtens wenn man ſich auf den Standpunkt der Motive ſtellt —, 
ob das Urteil auch ohne den angeführten Satz der Motive 
reviſibel ſein würde, weiß ich nicht. 

5. In erſter Inſtanz war auf eine Konventionalſtrafe von 
60 000 & geklagt, mit der Begründung, der Beklagte habe in 
ſechs verſchiedenen Fällen gegen eine Konkurrenzklauſel ver⸗ 
ſtoßen und dadurch ſechsmal die Vertragsſtrafe von je 10 000 & 
verwirkt. Der Beklagte rechnet ſeinerſeits mit einer auf die 
gleiche Behauptung geſtützten Gegenforderung von 60 000 # 
auf: Nach ſeiner Darſtellung ſoll der Kläger gleichfalls ſechsmal 
gegen das Konkurrenzverbot verſtoßen haben. 

In der erſten Inſtanz wird der Beklagte zur Zahlung der 
60 000 & verurteilt und die Aufrechnungseinrede zurückgewieſen, 
weil eine Kontravention des Klägers nicht erwieſen ſei. In 
zweiter Inſtanz bleibt es in Höhe von 50 000 & bei der un⸗ 
bedingten Verurteilung des Beklagten, in Höhe der reſtlichen 
10 000 & legt das Berufungsgericht dem Kläger einen Eid 
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darüber auf, daß er eine vom Beklagten behauptete Kontra⸗ 
vention nicht begangen habe. 

Das Urteil erſcheint mir im vollen Umfange reviſibel zu 
ſein. Eine Teilkonformität und Teildifformität gibt 
es ja wohl nicht. Oder doch? 

6. In Prozeſſen des unlauteren Wettbewerbs iſt es eine 
alltägliche Erſcheinung, daß der Kläger die Unterlaſſung einer 
großen Anzahl von Außerungen und Handlungen des Beklagten 
fordert, und daß die zweite Inſtanz in einem der zahlreichen 
Punkte anders entſcheidet, als die Vorinſtanz. Ja, es iſt 
nichts Seltenes, daß das Berufungsgericht lediglich in der 
Formulierung des Verbots vom erſtinſtanzlichen Richter ab⸗ 
weicht. 

Bewirkt die bloße Anderung in der Formulierung Diffor⸗ 
mität? 

VI. 

Zu welchen Zweifeln, Unſtimmigkeiten und Ungerechtig⸗ 
keiten das Difformitätsprinzip des Entwurfs führen kann, tritt 
in dem folgenden Falle beſonders klar hervor: 

A. klagt gegen B. auf Zahlung von 10000 & Reſtkauf⸗ 
geld. B. ficht den Kaufvertrag an und mindert eventuell in 
Höhe der Klagſumme. Das Landgericht verurteilt unter Zurück⸗ 
weiſung des Anfechtungs⸗ und Minderungsverlangens. Das 
Berufungsgericht weiſt durch Teilurteil die Berufung in Höhe 
von 7000 & als unbegründet zurück. Ob gegen dieſes Teil⸗ 
urteil die Reviſion zuläſſig ſein würde — der Tenor iſt doch 
immerhin abgeändert! — vermag ich nicht zu entſcheiden. Es 
mögen daher beide Möglichkeiten betrachtet werden. 

a) Die Reviſion iſt zuläſſig. Einige Monate ſpäter 
wird durch Schlußurteil die Berufung auch in Höhe der reſt⸗ 
lichen 3000 & zurückgewieſen. Wenn man gegen das erſte 
Teilurteil die Reviſion für zuläſſig erachtet, muß man ſie wohl 
auch gegen das zweite Urteil gewähren. Wäre die Be⸗ 
rufung durch ein Urteil zurückgewieſen worden, ſo 
wäre die Reviſion nicht ſtatthaft! 

b) Die Reviſion iſt nicht zuläſſig (weil „partielle 
Konformität“ vorliegt). Das Berufungsgericht ändert im 
Schlußurteile das erſtinſtanzliche Urteil dahin ab, daß es dem 
Kläger einen Eid auferlegt, von deſſen Leiſtung es die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten in Höhe auch der reſtlichen 3000 & 
abhängig macht. Gegen dieſes Urteil iſt die Reviſion auf 
Grund der Difformität zuläſſig. Der Beklagte legt Reviſion 
ein, das Reichsgericht entſcheidet, die Anfechtung 
ſchlage durch und weiſt die Klage ab. In Höhe von 
7000 & bleibt der Beklagte freilich verurteilt!! 


VII. 

Die vorliegenden Beiſpiele dürften genügen. Jeder An⸗ 
walt wird aus ſeiner Praxis zahlreiche ähnliche Fälle auf⸗ 
weiſen können. 

Aber damit erſchöpft ſich der Widerſinn, der in dem Er⸗ 
fordernis der „Abänderung in einem Punkte“ liegt, noch nicht.) 


2) Wohl gemerkt, es handelt ſich hier immer nur um die Be⸗ 
trachtung des reinen Tenors. 


39. Jahrgang. 


Iſt es nicht an ſich ſchon ein Widerſinn, daß einer 
Partei dadurch die Reviſion möglich gemacht wird, 
daß das zweitinſtanzliche Urteil günſtiger für ſie 
ausgefallen iſt als das erſtinſtanzliche? 

In erſter Inſtanz iſt der Kläger mit ſeiner Klage voll ab⸗ 
gewieſen. In zweiter Inſtanz wird ihm oder dem Beklagten 
über eine vom Landgericht als unbeachtlich oder als widerlegt 
angeſehene Klagbehauptung ein Eid auferlegt. In dieſem Falle 
iſt nicht etwa der Beklagte allein berechtigt, in die Reviſion 
zu gehen. Auch der Kläger kann die Reviſion erheben. Hätte 
freilich das Oberlandesgericht ſeine Berufung glatt zurückgewieſen, 
ſo würde er den höchſten Gerichtshof nicht anrufen können. 


VIII. 


Alle Unvernunft, die in den angeführten praktiſchen Fällen 
ſich ergibt, iſt eben die notwendige Folge des „formalen 
Konformitätsprinzips“. Dieſes Prinzip iſt in der Praxis 
nicht durchzuführen, weil es überhaupt kein Prinzip iſt. Die 
in ihm liegende gewaltſame Iſolierung der Urteilsformel von 
Tatbeſtand und Gründen iſt etwas ſo Unnatürliches, daß ſie 
zu Ergebniſſen. in der Praxis führen muß, die mit „wider⸗ 
ſinnig“ noch ſehr gelinde bezeichnet find. — 

Das ſog. materielle Konformitätsprinzip hat Sinn 
und Verſtand. Der Gedanke, daß im Intereſſe der Entlaſtung 
des Reichsgerichts ein Geſetz nicht als verletzt gerügt werden 
darf, wenn zwei Inſtanzen die entſcheidende Rechtsfrage über⸗ 
einſtimmend beantwortet haben, iſt jedenfalls diskutabel. Ob 
dieſe Beſchränkung praktiſch wäre, iſt eine Sache für ſich. Und 
ob ſie ſo lange empfohlen werden kann, als das Reichsgericht 
noch bei konformen Urteilen die Begründung des Berufungs⸗ 
gerichts als „ganz unhaltbar“ charakteriſiert (vgl. JW. 10, 
31%), iſt doch recht fraglich. — — 

In einer jüngſt erfchienenen Broſchüre unter dem ans 
maßenden Titel: „Der Kampf um ein geiſtig hochſtehendes 
Reichsgerichts“ tritt der anonym gebliebene „Juriſt“ warm für 
das formale Konformitätsprinzip des Entwurfs ein, weil es 
zur Entlaſtung des Reichsgerichts „das wirkſamſte und den 
wenigſten Bedenken unterliegende Mittel“ ſei! Dem Einwande, 
mit dem ja das ganze formale Konformitätsprinzip fällt, daß 
es doch möglich ſei, daß beide Inſtanzen von ganz verſchieden⸗ 
artigen Begründungen aus zu demſelben Ergebniſſe gelangen, 
begegnet er mit dem ſonderbaren Argumente: „Das unmittelbare 
Ergebnis des richterlichen Nachdenkens und Abwägens iſt die 
Entſcheidung an ſich. Die eigentliche Kunſt großer Richter 
beſteht in der unfehlbaren Sicherheit dieſer Entſcheidung, die 
ſie zunächſt unbewußt ihrer Gründe mit richtigem Takt und 
Rechtsgefühl treffen. Die Geſtaltung der Gründe iſt eine 
reflektierende, zumeiſt nachfolgende Denkoperation, welche an 
Bedeutung für die Richtigkeit der Entſcheidung hinter der 
urſprünglichen Schöpfung des Urteils zurückſteht. In dieſer 
Hinſicht können im Ergebnis gleiche Urteile trotz verſchiedener 
Begründung als konform bewertet werden.“ — 

Argerer Mißbrauch kann mit einem richtigen Gedanken 
nicht getrieben werden als in dieſer Deduktion. — 

Der Autor will den Leſer glauben machen: wenn der 
erſte Richter die Klage abweiſt, weil der Anſpruch nicht dem 
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Kläger A., ſondern dem B. zuſteht, den Verjährungseinwand 
dagegen als unbegründet zurückweiſt, während der zweite Richter 
den Einwand mangelnder Sachlegitimation für unbegründet 
erachtet, dagegen die Verjährungseinrede für durchſchlagend 
erachtet, ſo ſei in Wahrheit auch materielle Konformität gegeben, 
denn die beiden Richter hätten ja zunächſt mit „unfehlbarer 
Sicherheit“ die Entſcheidung getroffen. 

Der anonyme „Juriſt“ verkennt, daß auch die Entſcheidung 
des größten Richters die Präſumtion der Richtigkeit einbüßt, 
ſobald die Unrichtigkeit der Begründung dargetan iſt. — 

Wenn daher zwei gleichbedeutende Richter zu demſelben 
Ergebniſſe kommen, jeder aber dem anderen nachweiſt, daß er 
eine unrichtige Begründung der Entſcheidung gibt, ſo ſpricht 
nicht nur keine Vermutung dafür, daß die Dezifive lediglich 
wegen der Konformität doch richtig iſt, ſondern es ſpricht im 
Gegenteil eine Vermutung dafür, daß ſie — unrichtig iſt. 


Die Geſtaltung des Difformitätsprinzips im 
Entw 


0 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Wolff, Liſſa. 


Die nachſtehenden Ausführungen wollen nicht zu dem 
prinzipiellen Streit um die Einführung des Difformitätsprinzips 
Stellung nehmen, ſondern ſich nur mit der Geſtaltung, die 
dieſes Prinzip in dem dem Reichstag vorgelegten „Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts“ 
gefunden hat, befaſſen. Es geſchieht dies freilich in der 
Hoffnung, daß das bei Berückſichtigung der wahren Intereſſen 
der Rechtspflege durchaus unannehmbare Difformitätsprinzip 
vom Reichstage glatt abgelehnt und infolgedeſſen die nachſtehenden 
Ausführungen gegenſtandslos werden mögen. Immerhin er⸗ 
ſcheint es geboten, dem Bundesratsentwurf neben der prinzipiellen 
Bekämpfung auch eine ſpezielle Kritik zuteil werden zu laſſen. 

Der Entwurf ſteht bekanntlich auf dem Standpunkt nicht 
des reinen ſondern des durch Präjudizienzwang gemilderten 
Difformitätsprinzips. Auf dieſen Standpunkt will auch ich 
mich ſtellen. Aber die Ausgeſtaltung jenes Prinzips im Ent⸗ 
wurf enthält ſowohl techniſche Mängel als auch ſachlich über⸗ 
aus bedenkliche, zum Teil unmögliche Beſtimmungen. 

I. Der 5 549 ZRO. fol nach dem Entwurf folgende 
Faſſung erhalten: 

(Abſ. 1.) Die Reviſion kann nur darauf geſtützt 
werden, daß die Entſcheidung auf der Verletzung eines 
Reichsgeſetzes oder eines Geſetzes, deſſen Geltungsbereich 
ſich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus er⸗ 
ſtreckt, beruhe. 

61.) > 

(Abſ. 3.) Iſt in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche die der Rechtskraft fähige Ent⸗ 
ſcheidung nicht abgeändert und die Berufung nicht als 
unzuläſſig verworfen, ſo kann die Reviſion nur darauf 
geſtützt werden, daß das Geſetz durch eine Auslegung 
verletzt ſei, welche mit einer Entſcheidung des Reichs⸗ 
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gerichts oder eines Oberſten Landesgerichts in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. 

Es muß alſo ein Geſetz und ein Präjudiz verletzt ſein, 
um die konforme Entſcheidung reviſibel zu machen. „Nur“ 
darauf kann die Reviſion geſtützt werden, ſagt der Entwurf. 
Nur darauf? Wie ſteht es denn mit den abſoluten 
Reviſionsgründen des S 5518 Wenn das Berufungs⸗ 
gericht nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war? Wenn bei der Ent⸗ 
ſcheidung ein kraft Geſetzes ausgeſchloſſener oder ein mit Erfolg 
abgelehnter Richter mitgewirkt hat? Wenn eine Partei nicht 
nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war? Wenn die Vor⸗ 
ſchriften über die Offentlichkeit des Verfahrens verletzt ſind? 
Wenn die Entſcheidung des Berufungsgerichts nicht mit Gründen 
verſehen iſt? Soll in allen dieſen Fällen, wo das Berufungs⸗ 
urteil unter Verletzung der fundamentalſten Grundſätze des 
Verfahrens ergangen iſt, die Reviſion wirklich ausgeſchloſſen 
ſein, weil die Entſcheidung konform ausgefallen iſt? Oder 
haben die Verfaſſer des Entwurfs dieſe „Kleinigkeit“ nur 
überſehen? Da die letztere Annahme unſtatthaft erfcheint, fo 
wird man annehmen müſſen, daß der Entwurſ tatſächlich gegen⸗ 
über konformen Urteilen die Reviſionsgründe des S 551 aus⸗ 
ſchließen will. Man hätte dann freilich erwarten dürfen, daß 
hierüber in der Begründung des Entwurfs ein Wort geſagt 
worden wäre, denn als ſelbſtverſtändlich wird man den Aus⸗ 
ſchluß der Reviſionsgründe des § 551 bei duae conformes 
doch wohl nicht bezeichnen dürfen. Zwar könnte man darauf 
hinweiſen, daß auch ſonſt in nicht reviſiblen Sachen (beim 
Mangel der Reviſionsſumme) Berufungsurteile trotz der Ver⸗ 
fahrensmängel des § 551 unanfechtbar find. Aber es iſt ein 
deutlicher Unterfchied zwiſchen ſolchen Sachen, bei denen eine 
dritte Inſtanz überhaupt nicht eröffnet iſt, und ſolchen, bei 
denen die Reviſion zwar an ſich zugelaſſen, aber auf beſtimmte 
Reviſionsgründe beſchränkt iſt, wie dies der Entwurf bei duae 
conformes will. Wenn man in dieſen letzteren Sachen bei 
der Auswahl der zuzulaſſenden Reviſionsgründe gerade die⸗ 
jenigen fortläßt, die ſonſt vom Geſetz als die wichtigſten an⸗ 
erkannt ſind, ſo iſt das doch eine auffallende Unſtimmigkeit 
innerhalb des Geſetzes. Es kommt hinzu: Der Entwurf recht⸗ 
fertigt das Difformitätsprinzip mit der Erwägung, daß das 
mit dem Landgerichtsurteil übereinſtimmende Berufungsurteil 
eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit der Richtigkeit für ſich habe. 
Kann man denn nun dieſe Wahrſcheinlichkeit auch gegenüber 
einem ſolchen Berufungsurteil behaupten, welches mit den im 
S 551 bezeichneten fundamentalen Verfahrensmängeln behaftet 
iſt? Hier verſagt doch die ratio legis des Entwurfs! 

Nun könnte man ſich bis zu einem gewiſſen Grade damit 
tröſten, daß die Reviſionsgründe des § 551 Nr. 1, 2, 3 und 5 
ſchlimmſtenfalls auch noch mit der Nichtigkeitsklage (S 579) ver⸗ 
folgt werden können. Das gilt aber nicht von den Reviſions⸗ 
gründen des § 551 Nr. 4, 6 und 7. Gerade das Fehlen 
dieſes letzten Reviſionsgrundes ($ 551 Nr. 7: „wenn die Ent⸗ 
ſcheidung nicht mit Gründen verſehen iſt“) iſt aber von ganz 
beſonderer Wichtigkeit. „Nicht mit Gründen verſehen“ iſt eine 
Entſcheidung nach der Judikatur des Reichsgerichts bekanntlich 
nicht nur dann, wenn Entſcheidungsgründe äußerlich überhaupt 
nicht vorhanden ſind, ſondern auch dann, wenn die als ſolche 
ſich bezeichnenden Sätze die Erwägungen, aus denen der Richter 
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zum Urteile gelangt iſt, nicht erſehen laſſen. „Leere Redens⸗ 
arten ſind keine Gründe.“ Entſcheidungsgründe, in denen ein 
Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel nicht gewürdigt iſt, ſind 
ebenfalls ungenügend. (Vgl. Seuffert, Anm. 8 zu $ 551.) 
Solches Fehlen von Gründen in den Berufungsurteilen hat 
bisher in zahlreichen Fällen zur Aufhebung von Urteilen durch 
das Reichsgericht geführt. In Zukunft ſoll das konforme 
Berufungsurteil auch dieſer Anfechtung nicht mehr ausgeſetzt fein. 
Gerade hierin aber liegt eine Gefahr, die gar nicht unterſchätzt 
werden kann. Die Formel: 

„Die An⸗ und Ausführungen des Berufungsklägers boten 

keinen Anlaß zur Abänderung des Berufungsurteils“, 
wird man ſich künftig als „Entſcheidungsgründe“ gefallen 
laſſen müſſen, und wenn man auch gewiß erwarten darf, daß 
dieſe lapidare Kürze nicht gerade Brauch werden wird, ſo fehlt 
doch jeder geſetzliche Schutz gegen ähnliche „Knappheiten“ des 
konformen Berufungsurteils. Und dies wäre noch erträglich, 
wenn es gegen das konforme Urteil überhaupt keine Reviſion 
gäbe; aber es gibt doch die Reviſion, nur eben mit der allein 
zuläſſigen Begründung, daß eine höchſtrichterliche Entſcheidung 
verletzt ſei. Wie ſoll man nun aber eine ſolche Reviſion be⸗ 
gründen, wenn dem Berufungsurteil gerade in dem kritiſchen 
Punkte die Gründe fehlen? Es iſt mit Sicherheit voraus⸗ 
zuſehen, daß ſelbſt in den Fällen, wo das Berufungsurteil auf 
Grund des § 549 Abſ. 3 an ſich anfechtbar fein würde, die 
Reviſion überaus häufig daran ſcheitern wird, daß die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe des Berufungsurteils einfach nicht erkennen 
laſſen, welche Rechtsanſicht das Berufungsgericht hatte, und ob 
dieſe Rechtsanſicht im Widerſpruch zu einer höchſtrichterlichen 
Entſcheidung ſteht. Nur das ſorgfältig und eingehend be⸗ 
gründete Berufungsurteil wird eine Reviſionsprüfung auf Grund 
des § 549 Abſ. 3 überhaupt ermöglichen; das gar nicht oder 
ungenügend begründete Urteil dagegen wird allen Reviſions⸗ 
angriffen entzogen ſein! Welch ein Widerſinn! Ohne die 
Zulaſſung des Reviſionsgrundes aus $ 551 Nr. 7 
muß demnach der Reviſionsgrund aus $ 549 Ab. 3 als 
nahezu wertlos bezeichnet werden. 

II. Nach § 549 Abſ. 3 des Entwurfs „kann die Reviſion 
nur darauf geſtützt werden, daß das Geſetz durch eine Aus⸗ 
legung verletzt ſei, welche mit einer Entſcheidung in 
Widerſpruch ſteht.“ Durch eine „Auslegung!“ Die Verfaſſer 
des Geſetzes waren hier offenbar von der Vorſtellung geleitet, 
daß das „Geſetz“ aus einer Summe von „Paragraphen“ beſtehe, 
die man ſo oder ſo „auslegen“ könne. Aber das „Geſetz“ 
beſteht doch nicht bloß aus Paragraphen! „Geſetz“ im Sinne 
der ZPO. iſt nach §S 12 EG. jede Rechtsnorm! Und es gibt 
glücklicherweiſe Rechtsnormen auch noch außerhalb der Para⸗ 
graphen! Wenn nun ſolch eine nicht paragraphierte Rechts⸗ 
norm in einem Präjudiz feſtgeſtellt iſt, vom Berufungsgericht 
aber nicht angewendet wird, ſo ſteht das Berufungsurteil zwar 
im Widerſpruch zu dem betreffenden Präjudiz, aber nicht durch 
„Auslegung“, ſondern durch einfache Nichtanwendung der be⸗ 
treffenden Rechtsnorm, und da würde es nach dem Entwurf 
ebenſowenig eine Reviſion geben, wie wenn ein Paragraph des 
BGB. durch einfache Nichtanwendung verletzt wäre. Oder 
umgekehrt: Ein Präjudiz hat einer gewiſſen angeblichen Rechts⸗ 
norm die Anerkennung verſagt, das Berufungsgericht wendet 
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aber dennoch dieſe in der lex scripta nicht ausdrücklich vor: 
geſchriebene Rechtsnorm an, ſo gibt es wiederum keine Reviſion, 
denn das Berufungsurteil verletzt zwar das Geſetz und ſteht im 
Widerſpruch zu dem Präjudiz, aber nur durch Anwendung einer 
gar nicht exiſtierenden Rechtsnorm, nicht durch unrichtige „Aus⸗ 
legung“ dieſer Rechtsnorm. Man denke nur an den Streit 
um die Exiſtenz oder Nichtexiſtenz eines Gewohnheitsrechts! 
Aber auch abgeſehen vom Gewohnheitsrecht bieten ſich im 
geltenden Zivilrecht leicht Beiſpiele der hierher gehörigen Art. 
Eine Schadenserſatzpflicht für Verſchulden in Vertragsverhältniſſen 
iſt zurzeit faſt allgemein anerkannt; Streit beſteht nur darüber, 
ob dieſe Schadenserſatzpflicht aus §S 276 BGB. herzuleiten 
iſt, — fo das RG. 52, 18; Düringer⸗ Hachenburg, 2. Aufl., 
Bd. III S. 265, — oder ob ſie als eine neben den poſitiven 
Beſtimmungen des BGB. beſtehende Rechtsnorm anzuerkennen 
iſt, — jo Staub⸗Könige, Anm. 100 zu § 377. Geſetzt, das 
Berufungsgericht verneine, ein Präjudiz bejahe dieſe Schadens⸗ 
erſatzpflicht, ſo würde die Reviſion nur gegeben ſein, wenn das 
Präjudiz die Schadenserſatzpflicht an § 276 angeknüpft hätte, 
— denn dann wäre der § 276 durch eine dem Präjubiz wider⸗ 
ſprechende „Auslegung“ verletzt, — die Reviſion würde aber 
unzuläſſig ſein, wenn das Präjudiz auf dem Standpunkt ſtände, 
daß jene Schadenserſatzpflicht im BGB. zwar nicht aus⸗ 
geſprochen, dennoch aber als Rechtsnorm anzuerkennen ſei, — 
denn dann könnte dem Berufungsgericht nicht vorgeworfen 
werden, ein beſtimmtes Geſetz abweichend vom Reichsgericht 
„ausgelegt“ zu haben. Ahnlich liegt es mit der Lehre von 
den poſitiven Vertrags verletzungen. Je nachdem, ob man dieſe 
ehre an die SS 325, 326 BGB. anknüpft oder von dieſen 
unabhängig geſtaltet, — die Frage iſt bekanntlich beſtritten, — 
würde eine Abweichung von einer diesbezüglichen Entſcheidung 
die Reviſion begründen oder nicht begründen können. Auch 
alle Streitfragen über die Berechtigung oder Nichtberechtigung 
einer Exceptio doli generalis, über die es im BGB. ebenfalls 
an einer poſitiven Beſtimmung fehlt, würden der Reviſion ent⸗ 
zogen ſein, ſofern nicht das Präjudiz ſeine dem Berufungsurteil 
entgegenſtehende Entſcheidung zufällig an einen beſtimmten 
Paragraphen des BGB. angeknüpft hätte. Weitere Beiſpiele 
würden fih leicht finden laſſen, ich darf mich aber auf dieſe 
Andeutungen beſchränken. Der § 549 Abſ. 3 des Entwurfs 
hat, mit einem Worte, lediglich eine Paragraphen⸗Jurisprudenz 
im Auge und iſt lediglich auf eine ſolche zugeſchnitten, deshalb 
iſt nicht bloß vom Standpunkt des Prozeßrechts, ſondern noch 
mehr im Intereſſe der Zivilrechtswiſſenſchaft gegen dieſe un⸗ 
glückliche Faſſung des Entwurfs der ernſteſte Widerſpruch zu 
erheben. 

Wie die betreffende Beſtimmung des Entwurfs beſſer zu 
faſſen wäre, iſt freilich ſchwer zu ſagen. Am eheſten würde der 
dem Entwurf zugrunde liegende Gedanke des § 549 Abſ. 3 
vielleicht dahin zu formulieren ſein: 

B ſo kann die Reviſion nur darauf geſtützt 
werden, daß die im Abſ. 1 bezeichnete Geſetzes⸗ 
verletzung im Widerſpruch zu einer Entſcheidung 
erfolgt ſei.“ 

III. Der § 554 b Abſ. 1 des Entwurfs beſtimmt: 

„Ergibt die Prüfung einer gemäß § 549 Abſ. 3 be⸗ 
gründeten Reviſion, daß der behauptete Widerſpruch nicht 
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vorliegt, oder daß das bezeichnete Geſetz nicht verletzt iſt, 
ſo iſt die Reviſion zurückzuweiſen.“ 

Wenn man dieſen Satz unbefangen lieſt, ſo wird man ihn 
kaum verſtehen. Denn daß die Reviſion zurückzuweiſen iſt, 
wenn das Geſetz nicht verletzt iſt, brauchte doch nicht geſagt zu 
werden. Die Einführung der zweiten Alternative durch das 
Wort „oder“ macht aber erſt recht ſtutzig, denn danach ſcheint 
es, als ob der Entwurf mit der Möglichkeit rechne, daß der 
behauptete Widerſpruch mit einem Präjudiz zwar vorliegen, das 
Geſetz aber dennoch nicht verletzt ſein könne; dieſe Möglichkeit 
beſteht natürlich, nämlich dann, wenn das Präjudiz unrichtig 
iſt. Für die Reviſion kommt dies aber doch nur dann in 
Betracht, wenn das Reichsgericht das Präjudiz umſtoßen will, 
— und daß dann die Reviſion erfolglos iſt, iſt doch ebenfalls 
ſelbſwerſtändlich. 

Aber alles dies will der Entwurf gar nicht ſagen; man 
muß notwendig die „Begründung“ zu Hilfe nehmen. Dort 
heißt es: 

„Die Vorſchrift im 8 554b Abſ. 1 in Verbindung mit 
der zu § 559 vorgeſchlagenen Anderung ſtellt klar (e), 
daß bei einer in der bezeichneten Weiſe begründeten 
Reviſion auch, ſoweit eine Verletzung des materiellen 

Rechtes in Frage kommt, lediglich die geltend gemachten 

Widerſprüche zu prüfen ſind.“ 

Es find alſo im § 554 b Abſ. 1 die Worte „behauptete“ 
und „bezeichnete“ zu betonen, das heißt: Der Reviſionskläger 
hat nicht bloß die Entſcheidung zu bezeichnen, der das Be⸗ 
rufungsurteil widerſpricht, ſondern er muß auch ſagen, in⸗ 
wiefern dieſer Widerſpruch vorliegt. Und er muß auch das 
Geſetz bezeichnen, welches durch den Widerſpruch verletzt iſt. 
Es genügt alſo nicht, daß das Berufungsurteil „einen“ Wider⸗ 
ſpruch gegen die bezeichnete Entſcheidung enthält, ſondern es 
muß gerade den behaupteten Widerſpruch enthalten; wenn 
es nicht den behaupteten, wohl aber einen anderen Widerſpruch 
zu der Entſcheidung enthält, iſt die Berufung zurückzuweiſen! 
Aber ſelbſt wenn das Urteil den behaupteten Widerſpruch ent⸗ 
hält, der Reviſionskläger aber einen unrichtigen Paragraphen 
als durch dieſen Widerſpruch verletzt bezeichnet hat, ſo iſt die 
Berufung ebenfalls zurückzuweiſen! 

Das iſt ja eine beinahe raffinierte Häufung der Gefahren, 
durch die der bedauernswerte Verfaſſer der Reviſionsbegründung 
ſich hindurchzuwinden hat! Am wenigſten gerechtfertigt muß 
es erſcheinen, daß der Reviſionskläger, wenn er ſchon glücklich 
ein widerſprechendes Präjudiz entdeckt und auch den Wider⸗ 
ſpruchspunkt richtig bezeichnet hat, auch noch das verletzte Geſetz 
richtig bezeichnen muß. Nirgends ſonſt, im ganzen Bereich der 
Reviſion, iſt der Erfolg des Rechtsmittels von der richtigen 
Bezeichnung des verletzten Geſetzes abhängig (8 559 Satz 2 
bisheriger Faſſung). Selbſt bei Verfahrensmängeln iſt nur die 
Tatſache zu bezeichnen, welche den Mangel ergibt. Analog 
hiermit muß es genügen, wenn das Präjudiz (und allenfalls 
auch der Widerſpruchspunkt) bezeichnet wird. Sind Präjudiz 
und Widerfpruchspunkt bezeichnet, fo iſt der Reviſionsangriff 
ſo genau ſpezialiſiert, daß durch eine Bezeichnung der verletzten 
Rechtsnorm der Reviſionsangriff kaum noch mehr ſpezialiſiert 
werden kann. Auf der anderen Seite iſt zu berückſichtigen, 
daß es keineswegs immer einfach iſt, die verletzte Rechtsnorm 
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genau zu bezeichnen; ich muß auch hier wieder auf die oben 
unter II berührten Fälle verweiſen, wo es kaum möglich iſt, 
für eine beſtimmte Rechtsnorm die Rechtsquelle mit Sicherheit 
zu bezeichnen. Wo aber beſtimmte Paragraphen eines Geſetzes 
als Quelle der verletzten Rechtsnorm in Frage kommen, wird 
die Verpflichtung, die verletzte Rechtsnorm zu bezeichnen, ſchon 
deshalb ohne jede praktiſche Bedeutung ſein, weil der Reviſions⸗ 
kläger alle nur irgendwie in Betracht kommenden Paragraphen 
zitieren wird, um ſicher zu ſein, daß der richtige ſich darunter 
befindet. 

Es ſcheint mir aber auch unbillig, daß der Reviſionskläger 
außer dem verletzten Präjudiz auch den Widerſpruchspunkt be⸗ 
zeichnen muß, und daß die Reviſion trotz Vorliegens eines 
Widerſpruchs zurückgewieſen werden ſoll, wenn der Wider⸗ 
ſpruchspunkt ein anderer als der vom Reviſionskläger be⸗ 
zeichnete iſt. Allerdings iſt die Notwendigkeit einer gewiſſen 
Spezialiſierung gerade dieſes Reviſionsangriffs anzuerkennen; 
es geht nicht an, daß nur geſagt wird, das Berufungsurteil 
ſtehe im Widerſpruch zu dem Präjudiz Bd. a S. x und Bd. b 
S. y. Man darf aber das Erfordernis der Spezialiſierung 
nicht ſo überſpannen, daß man einen hinreichend genau be⸗ 
zeichneten Widerſpruch deshalb unberückſichtigt läßt, weil der 
Reviſionskläger bei der Formulierung des Widerſpruchspunktes 
nicht ganz das Richtige getroffen hat. Es muß genügen, wenn 
der Reviſionskläger das verletzte Präjudiz ſowie diejenige Aus⸗ 
führung der Urteilsgründe, welche mit dem Präjudiz in Wider⸗ 
ſpruch ſteht, bezeichnet. 

IV. Der Entwurf enthält folgende Beſtimmungen: 

§ 554 b Abſ. 2: Liegt der behauptete Widerſpruch 
nicht vor, ſo kann die Entſcheidung ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. 

8 554 c: Eine Reviſion kann auch in anderen Fällen 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß 
zurückgewieſen werden, wenn das Gericht einſtimmig die 
Reviſion für unbegründet erachtet. 

Mit der Beſtimmung des § 554c mag man ſich ein- 
verſtanden erklären; um fo mehr iſt die Beſtimmung des § 554 b 
Ab. 2 zu bekämpfen. Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, 
warum in allen anderen Fällen die unbegründete Reviſion nur 
durch einſtimmigen Beſchluß, die Reviſion gegen das konforme 
Urteil aber durch bloßen Mehrheitsbeſchluß ſoll zurückgewieſen 
werden dürfen. Die Frage, ob das Berufungsurteil einem 
Präjudiz widerſpricht, wird in den meiſten Fällen nicht ganz 
leicht zu beantworten ſein. Verneint der Senat dieſe Frage 
einſtimmig, jo mag immerhin, wie auch ſonſt nach § 554, die 
Reviſion ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß zurück⸗ 
gewieſen werden. Sind aber die Anſichten im Senat geteilt, 
ſo beweiſt doch gerade dieſe Meinungsverſchiedenheit, wie ſehr 
der Reviſionsangriff einer mündlichen Verhandlung würdig und 
bedürftig iſt. Warum ſoll hier dem Reviſionskläger das Wort 
abgeſchnitten werden? Die Beſtimmung des § 554 b Abſ. 2 
iſt unbedingt zu ſtreichen! 
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Übergangsfragen infolge der Prozeß novelle 
vom 1. Juni 1909. 


Von Dr. Wilhelm Kiefe, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht 
in Stuttgart. 


Die am 1. April 1910 in Kraft getretene Prozeßnovelle 
gibt in Art. IX und X des Einführungsgeſetzes nur wenige 
Ubergangsbeſtimmungen. 

Die Begründung des Geſetzes geht ausgeſprochenermaßen 
davon aus, daß es weiterer ÜUbergangsvorſchriften nicht benötige. 
Durch dieſe Beſtimmungen ſind nun aber keineswegs alle 
Streit⸗ und Zweifelsfragen gelöſt. Eine Anzahl der wichtigſten 
ſoll nachſtehend Erörterung finden. 

1. Wie auch in der Begründung des Geſetzes hervor⸗ 
gehoben iſt, ergibt ſich ſchon aus $ 263 3PO., daß für die 
anhängigen Rechtsſachen die Erhöhung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit (GVG. § 23 N. 1) ohne Einfluß iſt, inſofern 
alle vor dem 1. April 1910 beim Landgericht anhängig ge⸗ 
machten Rechtsſtreitigkeiten von 300 — 600 & ihre Zuſtändigkeit 
behalten. Anders iſt es aber für die am 1. April bei den 
Amtsgerichten anhängigen Sachen von 300 — 600 A, für die 
zur Zeit der Rechtshängigkeit die Zuſtändigkeit ſomit nicht be⸗ 
gründet war. Würde man hier im § 263 ZPO. den Satz 
ausgeſprochen finden, daß für die Frage der Zuſtändigkeit aus⸗ 
ſchließlich der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit in poſitiver und 
negativer Richtung gleichermaßen entſcheidend ſei (ſo noch Gaupp⸗ 
Stein: Kom. 4. Aufl. zu § 263 bei Anm. 29), ſo wäre die 
Zuſtändigkeit auch für die Zeit nach dem 1. April 1910 zu 
verneinen; dieſer Standpunkt iſt aber nicht haltbar; der Mangel 
wird in dieſen Fällen durch das neue Geſetz geheilt (ebenſo 
RG. 52, 136; Gaupp⸗Stein, Novelle S. 1; a. M. Samter, 
Anderungen 118). Dieſe Heilung kann aber nur dann ein⸗ 
treten, wenn der Mangel nicht ſchon in einer mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem 1. April gerügt war, ſomit, da auch durch 
Nichtrüge der Mangel geheilt würde (vgl. SS 504, 39 ZPO.), 
im weſentlichen nur in ſolchen Fällen, in welchen die erſte 
mündliche Verhandlung unter neuem Rechte ſtattfindet. 

2. Für Berufungen und Beſchwerden gegen amtsgerichtliche 
Urteile und Beſchlüſſe, die Handelsſachen betreffen, ſind nach 
neuem Rechte die Kammern für Handelsſachen zuſtändig (gl. 
55 71, 100 a, 101 a. E.). Maßgebend iſt hier der Zeitpunkt der 
Einlegung der Berufung oder Beſchwerde (ebenſo Stein: Novelle 
S. 117 und 121). Remmelé (Recht XIV S. 193) ſtellt auf 
den Zeitpunkt des Erlaſſes des amtsgerichtlichen Erlaſſes oder 
Beſchluſſes ab, und läßt für Berufungen und Beſchwerden gegen 
vor dem 1. April erlaſſene Entſcheidungen ausſchließlich die 
Zivilkammern entſcheiden, mit der Begründung, daß „das zurzeit 
des Erlaſſes geltende Geſetz das Rechtsverhältnis der Parteien 
bezüglich der Rechtsmittelfrage beherrſche und fixiere“; aus dieſem 
an ſich richtigen Begründungsſatze läßt ſich nun aber keineswegs 
die gezogene Schlußfolgerung rechtfertigen. Das geltende Geſetz 
gibt zwar ein Parteirecht, daß Berufung eingelegt werden kann, 
nicht aber, daß über dieſe Berufung ein ganz beſtimmtes Gericht 
zu entſcheiden hat, dies vorliegend um ſo weniger, als die Ent⸗ 
ſcheidung nach wie vor bei dem dem Amtsgericht vorgeſetzten 
Landgericht verbleibt und nur, ſoweit Kammern für Handels⸗ 
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ſachen geſchaffen ſind, dieſe den Zivilkammern vollkommen gleich⸗ 
geſtellten Kammern an ihrer Stelle, inſoweit es ſich um Handels⸗ 
ſachen handelt, die Entſcheidung zu treffen haben. Der 
Standpunkt der Novelle vom 5. Juni 1905, der ſich wie 
Remmelé hervorhebt, nur auf die Zuläſſigkeit der Reviſion 
bezieht, ſteht zum mindeſten nicht entgegen, während das Ein⸗ 
führungsgeſetz zur Novelle vom 1. Juni 1909 abgeſehen von 
den ſonſtigen Gründen für den vorliegend angenommenen Stand⸗ 
punkt ſpricht, infofern nach dem Standpunkt von Remmele der 
Art. IX Abſ. 2 etwas völlig Überflüſſiges beſagen würde. 
Dagegen weiſt Remmelé mit Recht die Anſicht Samters: 
Anderungen S. 112, wonach ſogar die Klageerhebung vor 
dem 1. April 1910 entſcheiden ſolle, zurück. Aus dem zu Ziff. 1 
Geſagten ergibt ſich ſodann, daß nach dem 1. April 1910 
gegenüber einer ſchon zuvor, wenn auch nach dem Zeitpunkt der 
Berufungseinlegung zu Unrecht an die Kammer für Handels⸗ 
ſachen eingelegten Berufung infolge inzwiſchen eingetretener 
Zuſtändigkeit, nicht mehr Verweiſung an die Zivilkammer 
beantragt werden kann. Es iſt dies von Bedeutung 
für die kurz vor 1. April 1910 eingelegten Berufungen. 
Soweit eine Verweiſung von Amts wegen in Frage 
kommt (vgl. 88 103 Abſ. 2, 105 Abſ. 2), was ins⸗ 
beſondere bei Beſchwerden der Fall iſt (vgl. S 108 a GVG.), 
entſcheidet der Zeitpunkt der Entſcheidung; ergeht dieſe 
nach dem 1. April, ſo kann eine Verweiſung ſeitens der in⸗ 
zwiſchen zuſtändig gewordenen Kammern nicht mehr aus⸗ 
geſprochen werden. 

3. Die neuen Beſtimmungen über das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren SS 103 ff. ZPO. haben Geltung ab 1. April 1910, 
ſowohl was die Form der Einreichung und des Beſchluſſes, 
wie die Zuſtändigkeit der Entſcheidungsbehörde betrifft. Dies 
führt dazu, daß der Gerichtsſchreiber zu entſcheiden hat über 
alle am oder nach dem 1. April einlaufenden Feſtſetzungs⸗ 
geſuche, ebenſo daß ihm obliegen die am oder nach dem 1. April 
beantragten Entſcheidungen gemäß § 107 ZPO., auch wenn es 
ſich um Abänderung eines gerichtlichen Beſchluſſes handelt. 
Ebenſo hat er auch über ſchon vor dem 1. April eingereichte 
Geſuche ab 1. April zu entſcheiden, wenn ſie von vornherein 
als erſt für die Zeit ab 1. April geſtellt zu erachten find, alſo 
wenn etwa in Sachen, bei welchen Termin zur Entſcheidung 
erſt am 1. April oder ſpäter anſteht, zwecks Feſtſetzung der 
Koſten im oder mit dem Urteil (vgl. bisher $ 103 ZPO. und 
Novelle $ 105) das Geſuch, oder gemäß § 105 Abſ. 2 ZPO. 
(Novelle) die Koſtenberechnung ſchon vor dem 1. April ein⸗ 
gereicht wurde (ebenſo Remmelé a. a. O., auch Stein a. a. O. 
S. 25). Dagegen hat der Gerichtsſchreiber nicht zu entſcheiden 
über alle auf Grund bisherigen Rechts ſchon vor dem 1. April 
an das Gericht eingereichten und am 1. April noch un⸗ 
erledigten Geſuche. Auf dieſe alten, vor Geltung des neuen 
Rechts auf Grund der bisherigen Beſtimmungen an das Ge⸗ 
richt eingereichten Geſuche hat dieſes zu befinden. — Der Fall 
liegt anders als oben Ziff. 1 und 2, weil hier ja gar nicht 
der Gerichts ſchreiber die zur Entſcheidung angerufene Behörde 
war, auch dieſer nach dem Willen des Geſetzes erſt die 
gemäß den neuen Beſtimmungen beantragten und in Bälde 
auch weſentlich vereinfachten Koſtenentſcheidungen ſoll treffen 
dürfen. 
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4. Die Beſtimmung des 5 141 Abſ. 2 gilt für alle ab 
1. April getroffenen Anordnungen des perſönlichen Erſcheinens; 
§ 157 iſt in feiner jetzigen Faſſung auf alle ab 1. April ſtatt⸗ 
habenden mündlichen Verhandlungen anwendbar. 8 210 gilt 
für alle Schriftſätze zwecks Einlegung eines Rechtsmittels, die 
ab 1. April eingereicht werden, nicht dagegen für vor dem 
1. April eingereichte noch nicht zugeſtellte Rechtsmittelſchrift⸗ 
ſätze. Der geſtrichene Abſ. 2 des § 205 (Verſäumung der Not⸗ 
friſt infolge unrichtiger Bezeichnung des Prozeß bevollmächtigten 
auf dem angefochtenen Urteil) hat auch nach dem 1. April noch 
Gültigkeit, ſoweit das Verſehen und der Ablauf der Notfriſt 
vor dieſem Tage erfolgten. Die auch in der neuen Faſſung 
des § 236 ZPO. mit dem Antrag auf Wiedereinſetzung vor⸗ 
geſchriebene Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung 
muß ab 1. April, was Bedeutung hat für Berufung und 
Einſpruch, nach neuem Rechte erfolgen, inſoweit der Antrag 
auf Wiedereinſetzung erſt ab 1. April geſtellt wird, da ja mit 
dieſem Antrag alſo unter neuem Rechte erſt die fragliche 
Prozeßhandlung erfolgt (ebenſo Stein a. a. O. S. 42). Die 
Vorſchriften des 8 297 ZPO. gilt für alle ab 1. April ftatt- 
findenden mündlichen Verhandlungen auch in anhängigen 
Sachen, und ebenſo verhält es ſich bezüglich der abgekürzten 
Urteilsform des § 313 Abſ. 3 bzw. für alle ab 1. April 
ergehenden Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile. Gleichermaßen 
finden die Neuerungen des Beweisaufnahmeverfahrens der 
58 391 Abſ. 1, 392, 393 Abſ. 1 und 4, 408, 410 Abſ. 1 ab 
1. April in allen anhängigen Rechtsſachen Anwendung. 

5. Die Beſtimmungen der SS 340, 341 über die Eins 
legung der Einſprüche gelten für alle ab 1. April beim Gericht 
eingereichten Einſpruchsſchriften. Ein vorher eingereichter 
Schriftſatz iſt ſowohl, was die Erforderniſſe der Einſpruchsſchrift, 
wie derjenigen der Einſpruchsanlegung betrifft, ausſchließlich 
nach altem Recht zu beurteilen. Ein Einſpruch, der danach 
am 31. März ohne Ladung eingereicht iſt, auf den am 1. April 
Termin beſtimmt und der nach den bisherigen Beſtimmungen 
zugeſtellt wurde, iſt ungültig. Für die Anwendung des $ 340 a 
entſcheidet auch keineswegs die Terminsbeſtimmung, ſondern die 
gemäß 8 340 ausſchlaggebende Einreichung. Ein am 1. April 
eingekommener, den bisherigen Beſtimmungen entſprechender Ein⸗ 
ſpruchsſchriftſatz hat, da er alle Erforderniſſe des neuen § 340 
mitenthält, volle Gültigkeit, wird aber nicht nach bisherigem 
Recht, ſondern nach § 340 a behandelt. 

Ganz das gleiche gilt bezüglich der veränderten Be⸗ 
ſtimmungen über die Berufungseinlegung (vgl. SI 518, 520). 

6. Von ſelbſt ergibt ſich, daß auch die Vorſchriften der 
SS 481, 482 auf alle ab 1. April zu ſchwörenden Eide ſich 
beziehen. Zweifel könnten nur erwachſen bezüglich der durch 
rechtskräftiges Urteil oder etwa gemäß SS 461, 595 Abi. 4 
vor dem 1. April bereits auferlegten Eide. Allein auch in 
dieſen Fällen iſt der ab 1. April zu leiſtende Eid in der neuen 
Form abzunehmen, da ja Urteil und Beweisbeſchluß, ſelbſt 
wenn letzterer auf Grund Vereinbarung der Parteien über den 
Eid ($ 461) erging, nur die Norm des Eides feſtlegen und 
wie die Stellung des bisherigen § 481 unter dem Titel „Ver⸗ 
fahren bei der Abnahme von Eiden“ ergibt, die für den Beginn 
und den Schluß des Eides vorgeſchriebenen Worte des 8 481 
nicht Beſtandteile der Eidesnorm darſtellen. 
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7. Die neuen Vorſchriften über das Verfahren vor den 
Amtsgerichten finden ab 1. April auf alle vor den Amts⸗ 
gerichten anhängigen Rechtsſachen Anwendung, ſo die Vor⸗ 
ſchriften der SS 496, 497, 498 über Zuſtellungen und Termins⸗ 
beſtimmung, diejenigen des 8 501 über dem Gericht geſtattete 
Anordnungen, über die Pflichten des Richters in der münd⸗ 
lichen Verhandlung (S 502), über die rechtzeitige Anbringung 
der Einrede des Schiedsvertrags (S 504), die beſonders wichtigen 
Beſtimmungen über die Verweiſung an das zuſtändige Gericht 
mit bindender Wirkung der SS 505, 506 Abſ. 2, die Ber: 
einfachung der Verhandlung gemäß § 507, die neue Vorſchrift 
über die Zuſtellung amtsrichterlicher Verſäumnisurteile (S 508), 
die ſofortige Erhebung aller zur Verfügung ſtehender Beweiſe 
($ 509), ſowie die Zuläſſigkeit einer Verurteilung zur Zahlung 
einer vom Gericht nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden Ent⸗ 
ſchädigung für den Fall der Nichtvornahme einer Handlung 
binnen einer zu beſtimmenden Friſt. Selbſtverſtändlich gilt die 
Vorſchrift des 8 508 nur für die ab 1. April erlaſſenen Ber: 
ſäumnisurteile, nicht etwa auch für frühere, die vielleicht noch 
nicht ausgefertigt ſind, dagegen gilt ſie für alle ab 1. April 
verkündeten Verſäumnisurteile, auch wenn ſie auf Grund einer 
früheren mündlichen Verhandlung erfolgen. Bezüglich der ver⸗ 
änderten Beſtimmungen des § 499 über die Erlaſſungsfriſt 
trifft Art. N die erforderliche Übergangsvorſchrift. Be⸗ 
ſonders zu beachten iſt, daß die Klageerhebung auch im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren durch Klagezuſtellung erfolgt. Die 
Einrede der Rechtshängigkeit erwächſt erſt mit erfolgter Zu⸗ 
ſtellung, ebenſo verhält es ſich auch mit den ſonſtigen Folgen 
der Rechtshängigkeit; auch bleiben alle bisherigen Streitfragen, 
die ſich aus einer Erledigung der Hauptſache zwiſchen Ein⸗ 
reichung und Zuſtellung ergeben, beſtehen. Nur ſoll, inſoweit durch 
die Zuſtellung der Klage eine Friſt gewahrt oder die Ver⸗ 
jährung unterbrochen werden ſoll, dieſe Wirkung, falls die Zu⸗ 
ſtellung demnächſt erfolgt, bereits mit der Einreichung der 
Klage eingetreten ſein und gleiches gilt für ſonſtige Anträge und 
Erklärungen, wie Streitverkündung uſw. — Dieſe Wirkungen 
ſind nicht Folge der Einreichung der Klage bzw. ſonſtiger 
Anträge und Erklärungen, ſondern in erfter Linie der Bu: 
ſtellung der denſelben enthaltenden Schriftſätze, die nur aus 
Zweckmäßigkeitsrückſichten und in Erweiterung der bisherigen 
praktiſch bewährten Vorſchrift des § 204, um fo mehr als jetzt 
alle Ladungen im amtsgerichtlichen Verfahren von Amts wegen 
erſolgen, auf den Zeitpunkt der Einreichung zurückbezogen werden. 
Daraus kann nun aber nicht mit Stein a. a. O. S. 78 gefolgert 
werden, daß auch bei vor dem 1. April eingereichten Klagen, 
wenn nur infolge erſt am 1. April erfolgter Terminsbeſtimmung 
die Zuſtellung auf Grund der neuen Rechte erfolgt ſei, dieſe 
Rückdatierung auf den vor dem 1. April liegenden Einreichungs⸗ 
tag geſchehe, eine Folgerung, die Stein ſelbſt nur für die Klage, 
nicht gleichzeitig auch auf die ſonſtigen, eine Ladung nicht ent⸗ 
haltenden und daher eine Terminsbeſtimmung nicht veranlaſſenden 
Schriftſätze zieht. Hier läßt er eine Zuſtellung nach neuem 
Recht nur eintreten, wenn ſie ab 1. April eingereicht ſind. Stein 
hat recht, wenn er für die Frage der Zuſtellung von Ladungen 
nach neuem Recht die Terminsbeſtimmung für maßgebend er⸗ 
achtet, inſofern zu allen ab 1. April zu beſtimmenden Terminen 
Ladung und Zuſtellung derſelben von Amts wegen erfolgt. Dies 
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ergibt ſich aber nicht aus $ 496, ſondern aus § 497. Es gilt 
dies auch für alle am 30. oder 31. März nach bisherigem Recht 
eingereichten Klagen, auf die erſt am 1. April Termin beſtimmt 
wird, während zu allen am 31. März beſtimmten Terminen 
gemäß dem bisherigen Rechte Zuſtellung der Ladung zu erfolgen 
hat. Im § 496 find Klage⸗ſowie ſonſtige Anträge, Erklärungen, 
ob ſie nun eine Ladung enthalten, ob ſie Anlaß zu einer Ter⸗ 
minsbeſtimmung geben oder nicht, völlig gleich behandelt und 
man muß daher als Vorausſetzung einer Rückdatierung der 
Zuſtellungswirkung gemäß § 496 Abſ. 3 nicht bloß die Zu⸗ 
ſtellung nach neuem Rechte, ſondern auf einen ſeit Geltung des 
Geſetzes eingereichten Schriftſatz, ſei es eine Klage, ſei es eine 
ſonſtige Schrift, anſehen. 

Nur die Einreichung und die Zuſtellung zuſammen ent⸗ 
halten unter neuem Rechte die erwähnte Wirkung. — Würde 
nun aber am 31. März eine Klage gemäß der neuen Be⸗ 
ſtimmungen (Urſchrift für das Gericht, ohne Ladung, Beifügung 
der beglaubigten Klageabſchrift für das ſpätere abgekürzte Urteil), 
ſo liegt darin der Wille ausgedrückt, daß am 1. April Termins⸗ 
beſtimmung erfolge, daß die Zuſtellung von Amts wegen geſchehe, 
kurz das neue Recht zur Anwendung komme. Eine ſolche Klage 
kann dadurch nicht ſchlechter geſtellt ſein, daß ſie anſtatt erſt 
am 1. April, ſchon am 31. März zur Terminsbeſtimmung für 
1. April eingereicht wurde. Sie war am 1. April vor der Termins⸗ 
beſtimmung gleichfalls noch eingereicht, und es ſteht nichts im 
Wege, die Rückdatierung auf den 1. April zurückzubeziehen. 
Ahnliches dürfte gelten für eine am 31. März noch nach altem 
Rechte eingereichte Klage, bei der gleichfalls erſt am 1. April 
Termin beſtimmt werden ſollte und wurde. Inſofern mag dem Tag 
der Terminsbeſtimmung entſcheidende Bedeutung zugemeſſen 
werden; als der gleichfalls als Tag der bis zur Termins⸗ 
beſtimmung fortdauernden Einreichung geltende Tag, auf den die 
Zuſtellungswirkung zurückbezogen wird, iſt nun aber früheſtens 
der 1. April anzuſehen. 

8. 8 577 Abſ. 3 tritt ſofort in Kraft; eine Abänderung 
am 1. April noch nicht abgeänderter Beſchlüſſe auf ſchwebende 
Beſchwerden iſt daher nicht mehr zuläſſig. 

9. Die Neuerungen des 8 604 regeln ſich nach Art. IX EG. 
Für die Frage, ob die neuen Beſtimmungen Platz greifen, iſt 
maßgebend die am 1. April oder ſpäter erfolgende Termins⸗ 
beſtimmung. 

10. Für alle ab 1. April zu erlaſſenden Zahlungsbefehle, 
gleichgültig wann ſie beantragt ſind, gilt die Beſtimmung des 
§ 689 Abſ. 2 über die erweiterte Zuſtändigkeit, dasſelbe gilt 
bezüglich des Wortlauts der Zahlungsbefehle (S 692). Die Vor⸗ 
ſchrift des 8 691, daß vor der Zurückweiſung des Antrags auf 
Erlaß eines Zahlungsbefehls bei teilweiſer Beanſtandung der 
Gläubiger zu hören iſt, gilt für alle am 1. April ſchwebenden 
Anträge. — Die Beſtimmung des § 693 Abſ. 1 (Zuſtellung von 
Amts wegen) gilt nur für die ab 1. April erlaſſenen Zahlungs⸗ 
befehle, und nur für ſolche kommt, da Vorausſetzung der Rück⸗ 
datierung Zuſtellung nach neuem Recht iſt, denn auch § 693 
Abſ. 3 in Betracht. 8 696 gilt für alle ſchwebenden Mahn⸗ 
verfahren, alſo nicht nur, wenn erſt ab 1. April der Widerſpruch 
eingelegt wurde, ſondern auch, wenn dies vor dem 1. April geſchah, 
ſofern nur noch nicht auf Grund der bisherigen Beſtimmungen 
vor das Amtsgericht geladen oder gemäß § 697 Klage erhoben 
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war (ebenſo Stein a. a. O. S. 144); 8 697 iſt auf alle 
ſchwebenden Mahnverfahren anwendbar, ſofern ſie Anſprüche 
zum Gegenſtand haben, die nach neuem Rechte zur Zuſtändig⸗ 
keit der Landgerichte gehören und ab 1. April vor dem Amts⸗ 
gericht verhandelt werden; § 699 gilt für alle ab 1. April zu 
erlaſſenen Vollſtreckungsbefehle auch bei ſchon zuvor eingereichten 
Geſuchen; für dieſe gilt auch, aber nur für dieſe, die abgekürzte 
Einſpruchsfriſt. 

11. Die Friſt des § 798 für die Vollſtreckung von Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſen gilt für alle ab 1. April beginnenden 
Zwangsvollſtreckungen auch bei zuvor erlaſſenen Beſchlüſſen. 

Die Neuerung des § 924 für alle ab 1. April bei dem 
Amtsgericht eingehenden Widerſprüche, die Verlängerung der 
Vollzugsfriſt gemäß § 929 Abſ. 2 kommt nur dem Arreſt zu⸗ 
gut, bezüglich deren die Vollzugsfriſt am 1. April nicht ſchon 
zu laufen begonnen hat (Art. IX EG.) — ö 


Zwei Übergangsfragen aus der Juſtizuovelle 
vom 1. Juni 1909. 


Von Arthur Meyerowitz, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht 
in Königsberg. 


Mit dem 1. April 1910 iſt die vielumſtrittene Juſtiz⸗ 
novelle vom 1. Juni 1909 Geſetz geworden und ergibt fich 
damit von ſelbſt für die mit der Rechtspflege beſchäftigten 
Organe eine weſentlich andere Aufgabe als gegenüber allen 
Entwürfen. Es handelt ſich nicht mehr oder wenigſtens zunächſt 
nicht mehr darum, für oder gegen das Geſetz Stellung zu 
nehmen, ſondern die in Kraft getretenen Vorſchriften richtig 
anzuwenden und in der Anwendung ihre praktiſche Brauchbar⸗ 
keit zu erproben. 

Sicherlich hat das Geſetz in ſeiner jetzigen Geſtalt auch 
nicht unbedeutende Vorzüge, z. B. den Nacheid der Zeugen, 
mit welchem der Militärſtrafprozeß (vgl. 5 196 MStGᷣO. vom 
1. Dezember 1898) dem Zivilprozeſſe um etwa ein Jahrzehnt 
voraus war, und vor allem die vereinfachte Geſtaltung auch 
des Rechtsmittels der Berufung, des Einſpruchs, der Wieder⸗ 
einſetzung entſprechend der Regelung der Reviſion durch die 
Novelle von 1905 (vgl. dazu ſchon RG. 48, 418 a. E. 419). 

Gerade im Anfange wird die Anwendung der Novelle nicht 
einfach fein (vgl. die vielen namentlich von Remelé Recht 1910 
S. 191—196, Striemer JW. 1910 S. 133—144, 219— 225, 
Lentz JW. 1910, 225 ff., Moos JW. 1910, 277 ff. angeregten 
Fragen). 

Auf Prozeßgeſetze ſollte redaktionell die allergrößte Sorgfalt 
verwendet werden, damit nicht in einer Zeit, in welcher das 
Studium des materiellen Rechts die Anſpannung aller Kräfte 
erfordert, Getichte und Anwälte einen großen Teil der für die 
materielle Prüfung unentbehrlichen Zeit auf die Prüfung von 
Formalien verwenden müſſen (vgl. über die Zweckbeſtimmung 
der ZPO. RG. 70, 293; DIg. 1909, 1180). 

Der Geſetzgeber hat aber in einer Zeit, in welcher neue 
Geſetze faſt ſchneller fabriziert werden, als ſie geleſen werden 
können, für ausreichende Übergangsbeſtimmungen vollends keine 
Zeit gefunden. 
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Vielleicht könnten ſolche Mbergangsbeftimmungen gerade in 
Prozeßgeſetzen im allgemeinen für entbehrlich erachtet werden, 
da es als allgemein anerkannter Satz gilt, daß neue Prozeß⸗ 
geſetze ſofort auch in anhängigen Sachen Anwendung finden 
(vgl. Stein Novelle zur ZPO. vom 1. Juni 1909 Vorwort VII). 

Immerhin lag es insbeſondere nach dem Vorbilde, das in 
den SS 14, 18 EGGVG., 18 EG ZPO. von 1877 und in 
dem Preußiſchen Geſetze betreffend die Abergangsbeſtimmungen 
zur ZPO. vom 31. März 1879 gegeben war, nahe, die erſte 
der beiden nachſtehend erörterten Abergangsfragen geſetzlich zu 
regeln. 

Auch bei der zweiten zu erörternden Übergangsfrage hätte 
nicht halbe Arbeit gemacht werden dürfen. 

Nach Art. 7 der Novelle vom 1. Juni 1909 trat dieſe am 
1. April 1910 in Kraft. 

Damit entſteht ſofort die Frage: Wird das Amtsgericht 
zuſtändig, wenn bei dieſem Gerichte vor dem 1. April 1910 
z. B. ein Rechtsſtreit über eine Parzelle anhängig geworden 
war, deren Wert ſich als auf mehr als 300 & zu beziffern 
herausſtellt? 

Stein (a. a. O. S. 1) bejaht, Remelé (Recht 1910, 
193) verneint das Zuſtändigwerden des Amtsgerichts. 

Bekanntlich iſt in 8 263 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. ausdrücklich 
die Fortdauer der einmal vorhandenen Zuſtändigkeit aus⸗ 
geſprochen, woraus das Reichsgericht (RG. 52, 136/137) für die 
örtliche Zuſtändigkeit umgekehrt folgert, daß die Unzuſtändig⸗ 
keit nicht fortdauert. Für die örtliche Zuſtändigkeit 
entſpricht alſo nach dem vorerwähnten Urteile des Reichsgerichts 
der Fortdauer der Zuſtändigkeit nicht die Fortdauer 
der Unzuſtändigkeit (vgl. dazu namentlich Skonietzki ZPO. 
S. 32 Bem. 1 zu § 13, der in der Ausdehnung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung am weiteſten geht). n 

Verlegt der Beklagte danach ſeinen Wohnſitz im Laufe des 
Prozeſſes aus dem Bezirke des angerufenen Gerichts, ſo bleibt 
das Gericht ſchon auf Grund der ausdrücklichen Vorſchrift des 
§ 263 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. zuſtändig. Nimmt der Beklagte 
nach Zuſtellung der Klage im Bezirke des angerufenen Gerichts 
Wohnſitz, jo wird dieſes Gericht nach RG. 52, 136/137 
zuſtändig. 

Hieraus leitet Stein (a. a. O. S. 1) nachſtehende Sätze ab: 

„Sind Rechtsſtreitigkeiten mit einem Streitwert von 
300 bis 600 & vor dem 1. April 1910 beim Land⸗ 
gericht anhängig geworden, ſo verliert es mit dem 
Inkrafttreten der Novelle ſeine Zuſtändigkeit nicht, wie 
ſich aus dem Grundgedanken des § 263 Nr. 1 ergibt. 
Sind ſie beim Amtsgericht anhängig geworden, 
fo wird dieſes durch die Geſetzesänderung nad 
träglich zuſtändig.“ 

Der erſte der beiden vorerwähnten Sätze findet auch in den 
Materialien eine Stütze (vgl. die Begründung der Regierungs⸗ 
vorlage, Reichstag, Nr. 735 S. 62, JW. 1907 Beilage zu 
Nr. 18 S. 21, 3. Beiheft der Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte S. 44), wo es wörtlich heißt: 

„Auf die bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits an⸗ 
hängigen Rechtsſtreitigkeiten iſt die Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit ohne Einfluß, denn nach den 
aus $ 263 ZPO. ſich ergebenden Grundſätzen verliert 
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das Prozeßgericht, wenn es zur Zeit der Erhebung der 
Klage zuſtändig war, durch eine ſpätere Anderung der 
Zuſtändigkeitsnorm ſeine Zuſtändigkeit nicht.“ 

Hierzu bemerkt Remelé (das Recht 1910, 193): 

„Dem iſt unbedenklich beizupflichten, ſo daß die Er⸗ 
höhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf 
600 & nur eintritt für die am oder nach dem 
1. April 1910 anhängig gewordenen Klageſachen.“ 

Es ſtehen ſich alſo Stein (Gaupp⸗Stein) und Remelé, 
der bekannte Mitarbeiter des Kommentars von Peterſen⸗Anger, 
gegenüber. 

Irgendwelche Begründung ſeiner Anſicht, ins⸗ 
beſondere im Hinblick auf die vorerwähnte Entſcheidung be⸗ 
züglich der örtlichen Zuſtändigkeit und auf die abweichende 
Anſicht Steins hat Remels nicht für erforderlich ge⸗ 
halten. 

Wie wohl angenommen werden kann, wird die Praxis die 
Sätze Steins billigen und jedenfalls wird dem Kläger auf 
Antrag, abgeſehen von unbedeutenden Koſten (vgl. § 505 
Abſ. 3 in der Faſſung der Novelle von 1909), mit der ſehr 
hübſchen Vorſchrift des S 505 Abſ. 1, 2 der Novelle von 1909 
zu helfen fein, falls das Amtsgerecht die Remeleſche Anſicht teilt. 

Von einer viel größeren Tragweite iſt die Auslegung der 
Vorſchrift des Art. X der Novelle, bekanntlich die einzige Be⸗ 
ſtimmung, die ſich mit der Einwirkung der Novelle auf die Ge⸗ 
bühren bei anhängigen Prozeſſen beſchäftigt und deren Wortlaut 
der Aberſichtlichkeit wegen nachſtehend wiedergegeben wird: 

Artikel X. 

„Die Schreib⸗ und Poſtgebühren ſind in den vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen 
Rechtsſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach den 
bisherigen Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in Anſatz zu 
bringen.“ 

An ſich beſtehen für die Gebühren der Anwälte fünf ver⸗ 
ſchiedene Möglichkeiten des Liquidats in der Übergangszeit. Es 
könnte in allen vor dem 1. April anhängig gewordenen, nach 
dem 1. April 1910 noch anhängigen Sachen das bisherige 
Recht oder das Anhängigwerden in der Inſtanz oder der Zeit⸗ 
punkt des Auftrags oder der Zeitpunkt der Fälligkeit oder 
fünftens das neue Recht als prinzipiell entſcheidend angeſehen 
werden. 

Für die Anwendbarkeit des neuen Rechts hat ſich Flechtheim 
in JW. 1909, 378— 382 mit eingehender Begründung aus⸗ 
geſprochen und dieſe Anſicht hat bisher abgeſehen von Nemele 
(das Recht 1910 S. 195 a. E. 196 zu 4) Widerſpruch nicht 
erfahren, vielmehr haben ſich u. a. Buſch in RAGebd. (9) 15, 
Pfafferoth Novelle zur RAGebO. vom 1. Juni 1909 S. 32 
a. E. 33, Rieß „Die neuen Prozeßgeſetze vom 1. Juni 1909“ 
S. 63, 64, Lentz (das Recht 1910, 77) und Beſchluß der An⸗ 
wälte des Kammergerichts vom 17. Februar 1910 (JW. 1910, 
275— 277; Recht 1910, 198/199) im Prinzip angeſchloſſen. 

Ob es angängig erſcheint, allein aus der Vorſchrift des 
oben wiedergegebenen Art. X, wonach die Schreibgebühren uſw. 
bis zur Beendigung der Inſtanz nach bisherigem Recht in 
Anſatz zu bringen ſind, zu folgern, daß umgekehrt die Ge⸗ 
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bühren im übrigen nach neuem Recht zu liquidieren find, iſt 
recht zweifelhaft. 

Schon die Ausdrucksweiſe „bis zur Beendigung der 
Inſtanz“ kann inſoweit zu Bedenken Anlaß geben, zumal die 
Begründung der Regierungsvorlage in dieſem Zuſammenhange 
davon ſpricht, daß die Koſten für eine Inſtanz ſich nur nach 
einheitlichen Grundſätzen berechnen laſſen (vgl. Reichstag Nr. 735 
S. 62 a. E., JW. 1907 Beilage zu Nr. 18 S. 21, 3. Beiheft 
der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte S. 44 und dazu 
Flechtheim, JW. 1909, 380). Ohnehin hat jedes argumentum 
e contrario ſeine Bedenken (vgl. in anderem Zuſammenhange 
Heilberg, JW. 1909, 706 II. 1. Abſ. 2). 

Aber auch wenn das argumentum e contrario hier wie 
in manchen anderen Fällen ſeiner Anwendung nicht zwingend 
wäre, und die Vorſchrift des Art. X lediglich hätte außer 
Zweifel ſtellen wollen, daß bezüglich der Schreibgebühren bis 
zur Beendigung der Inſtanz das alte Recht maßgebend bleiben 
ſolle, ſo würde doch jedenfalls im übrigen der Auslegung nicht 
vorgegriffen ſein. 

Die beiläufige Bemerkung der Begründung, wonach die 
Koſten einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz nur nach einheit⸗ 
lichen Grundſätzen berechnen laſſen, iſt nur von den Schreib⸗ 
gebühren und Auslagen gemacht. 

Auf der anderen Seite heißt es in der Begründung: 
„In Anwaltskreiſen iſt ſchon ſeit längerer Zeit der 
Wunſch rege, daß die Erhöhung der Gebühren um 
3 Zehnteile auch in der Berufungsinſtanz gewährt 
werden müſſe, weil die Entſchädigung der mit Be⸗ 
rufungen befaßten Rechtsanwälte infolge der größeren 
Mühewaltung, welche eine kontradiktoriſche Berufungs⸗ 
ſache in der Regel gegenüber einer kontradiktoriſchen 
Sache erſter Inſtanz verurſacht, und infolge des Weg⸗ 
falls der verhältnismäßig geringe Arbeit erfordernden 
Verſäumnisſachen als eine unzureichende erſcheint. Dieſen 
Ausführungen kann die Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden.“ (Reichstag Nr. 735 S. 59, 3. Beiheft der 
Rechtſprechung der Oberlandesgerichte S. 44.) 

Dieſe Sätze ſind mit Recht wenigſtens bezüglich der 

3 Zehntel⸗Erhöhung des § 52 für die ſofortige Anwendbarkeit 
herangezogen (vgl. Flechtheim a. a. O. und Pfafferoth a. a. O. 
S. 16), und ähnliche Geſichtspunkte treffen auch für die übrigen 
Erhöhungen zu. 

Die vorerwähnte beiläufige Bemerkung in der Begründung 
der Regierungsvorlage ſteht zudem im Widerſpruch mit der 
Rechtſprechung zu S 9 a GKG. 

Der ſtenographiſche Bericht (JW. 1908, Beil. zu Nr. 20) 
ergibt nichts für die Auslegung. 

Soweit danach die Bedeutung des argumentum e contrario 
aus dem Geſetzestext nicht für durchſchlagend gehalten werden 
ſollte, kann doch unmöglich umgekehrt ohne weiteres die Uber⸗ 
gangsvorſchrift bezüglich der Schreibgebühren auf ſämtliche Ge⸗ 
bühren ausgedehnt werden. 

Die Materialien können weder für noch gegen die Flecht⸗ 
heimſche Auslegung herangezogen werden, und es muß mit 
Flechtheim aus dem Geſetz ſelbſt feſtgeſtellt werden, in welcher 
Art die Gebührenvorſchriften in der Übergangszeit zu hand⸗ 
haben ſind. 
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Von den in JW. 1910 ©. 276 Nr. 2—4 erörterten Gründen 
darf wohl beſonders hervorgehoben werden, daß die Anderungen 
der Gebührenordnung dem öffentlichen Rechte angehören. 

Sowenig ein Anſpruch auf Beibehaltung eines beſtimmten 
vielleicht dem Publikum günſtigeren Verfahrens beſteht, fo 
wenig beſteht ein Anſpruch auf Beibehaltung des billigeren 
Verfahrens. 

„Ein im Laufe des Rechtsſtreits eintretender Wechſel der 
Geſetzgebung hat die ſofortige Anwendung des neuen 
Rechts auf alle künftigen prozeſſualen Handlungen und 
Vorgänge zur Folge“ (vgl. OLG. 1, 41 a. E.). 
Dieſe Entſcheidung iſt für S 9a GKG. ergangen. Von einem 
erworbenen Rechte auf die Höhe des einzelnen Anſatzes kann 
keine Rede ſein. Indem der Geſetzgeber einen Anſpruch auf 
die Verbeſſerung gewiſſer Gebührenſätze (§ 27 Abſ. 1 zurück⸗ 
verwieſene Sachen, § 28 Arreſte, $ 52 3 Zehntel⸗Erhöhung in der 
Berufungsinſtanz) anerkannte, muß in Ermangelung gegenteiliger 
Beſtimmungen auch die Abſicht angenommen werden, die Tätig⸗ 
keit des Anwalts fortan nach dieſen Sätzen hanoriert zu ſehen. 

Remelé (Recht 1910, 196) begründet auch hier feine ab⸗ 
weichende Anſicht nicht oder wenigſtens lediglich mit einem Hin⸗ 
weis auf die ſchon erörterte beiläufige Bemerkung in der Be⸗ 
gründung der Novelle. 

Bezüglich der Anwendbarkeit im einzelnen kann auf 
die in JW. 1910 S. 275— 277 nebſt Begründung veröffent⸗ 
lichten Beſchlüſſe der Rechtsanwälte am Kammergericht (vgl. 
vorher ſchon im „Recht“ 1910 S. 198/99) verwieſen werden. 

Lentz (Recht 1910, 78) will, wenn nach beendeter Beweis⸗ 
aufnahme z. B. am 4. April 1910 verhandelt wird, nur 
die Prozeß⸗ und die weitere Verhandlungsgebühr nach neuem 
Recht berechnet ſehen. 

Dieſe Anſicht erſcheint wohl inſoweit unrichtig, als in jedem 
Falle neben der Prozeßgebühr die Erhöhung um e für die 
volle Verhandlungsgebühr einzutreten hat. Es ſind alſo in 
obigem Beiſpiele die Prozeß- und Verhandlungsgebühr 
nach neuem Recht zu berechnen. 

Dieſe Anſicht wird mit Recht auch in dem Beſchluſſe der 
Anwälte des Kammergerichts (JW. 1910, 276; Recht 1910, 
199 zu b) und von Pfafferoth a. a. O. S. 17 vertreten. 

„Wie die im § 13 bezeichneten Gebühren die dafür be: 
ſtimmte Tätigkeit in ihrem ganzen Umfang vergüten und 
mit jeder Ausübung ſolcher Tätigkeit die entſprechende 
Gebühr verdient iſt, ſo muß auch eine durch Geſetz vor⸗ 
genommene Erhöhung der Gebühr bei jeder nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes vorgenommenen Tätigkeit ent⸗ 
ſprechender Art ohne Rückſicht auf ihren Umfang wirkſam 
werden, alſo ſelbſt, wenn ſchon vor dieſem Zeitpunkt aus 
ſolcher Tätigkeit ein Anſpruch auf die Gebühr an ſich, 
aber nach geringerem Satze entſtanden war“ (vgl. Pfaffe⸗ 
roth a. a. O. 32 a. E., 33). 

Nicht nur die Prozeßgebühr, ſondern auch die Verhandlungs⸗ 
gebühr gelangt an ſich durch die in dem obigen Beiſpiel am 
4. April aufgewendete Tätigkeit zur Entſtehung, fraglich iſt 
nur, ob an ſich und unabhängig von der früheren Vertretung 
nur die Verhandlungsgebühr des 8 13 Nr. 2 oder auch die 
erhöhte Verhandlungsgebühr des § 13 Nr. 2, 17 RAGebd. 
zur Entſtehung gelangt. 
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Daß mindeſtens die volle Verhandlungsgebühr um ?/ıo 
zu erhöhen iſt, ergibt am beſten die Gegenprobe mit einem in 
dem obigen Beiſpiel am 4. April 1910 erfolgenden Eintritt 
eines neuen Anwalts. Daß der neue Anwalt den Auftrag 
ſpäter, vielleicht ſogar erſt am 2. April 1910 erhalten hat, iſt 
inſoweit unerheblich, da nicht der Auftrag, ſondern lediglich ent⸗ 
ſcheidet, ob die aufgewendete Tätigkeit an ſich geeignet iſt, die 
Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr und eventuell welche Ge⸗ 
bührenſätze ſonſt noch zur Entſtehung zu bringen. 

Prozeſſual ſtellen ſämtliche mündlichen Verhandlungen eine 
einheitliche fortlaufende Handlung dar, und es handelt ſich auch 
um eine einheitliche Verhandlungsgebühr, von welcher 8 17 
nur beſtimmt, daß ſie ſich bei Erſtreckung auf die weitere 
mündliche Verhandlung erhöht. (Vgl. JW. 1910, 276.) 

Fand die Beweisaufnahme auch nur zum Teil nach dem 
1. April 1910 ſtatt, ſo kann naturgemäß über die Erhöhung 
ſämtlicher Gebühren — ſelbſtverſtändlich die Richtigkeit des 
Prinzips vorausgeſetzt — kein Zweifel beſtehen. Ebenſo werden 
gegen die ſonſtigen Vorſchläge der Kollegen des Kammergerichts 
Bedenken nicht beſtehen, insbeſondere ſind auch die für den Fall 
der Zurückverweiſung durch die Novelle des § 27 neu ein⸗ 
geführten Gebührten in den am 1. April 1910 anhängigen 
Sachen zu liquidieren, und zwar auch in denjenigen Sachen, 
welche bereits am 1. April infolge Zurückverweiſung wieder 
anhängig ſind. (Vgl. Beſchluß der Anwälte des Kammer⸗ 
gerichts in JW. 1910 S. 276 a. E., 277, „das Recht“ 1910, 
199 zu 1e.) 

Dies iſt die Konſequenz der oben erörterten Natur der 
Gebührennovelle. 

Pfafferoth S. 10 Bem. 7 zu 8 27 it ohne Angabe von 
Gründen anderer Auffaſſung. 

Wie die Rechtſprechung ſich zu all dieſen Fragen ſtellen 
wird, muß abgewartet werden. 

Eine authentiſche Interpretation durch den Geſetzgeber iſt 
kaum zu erwarten, die Frage wird aber letzthin nicht, wie viel⸗ 
fach angenommen wird, von den einzelnen Oberlandesgerichten 
entſchieden werden, ſondern es wird auch das Reichsgericht 
Gelegenheit erhalten, zu dieſer Frage Stellung zu nehmen. 
Wenigſtens haben die Kollegen des Oberlandesgerichts die 
Möglichkeit, eine Entſcheidung des Reichsgerichts 
herbeizuführen. Dieſe Möglichkeit beſteht, trotzdem ein 
Rechtsmittel gegen die Koſtenentſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte nicht gegeben iſt, auf folgendem einfachen Wege: 

Schwebt ein Eheſcheidungsprozeß, in welchem der 
Ehemann zur Leiſtung von Koſtenvorſchüſſen ver: 
pflichtet iſt [vgl. Seuffert (11) Bd. 1 S. 158 ff. Bem. 6 vor 
8 91 ZPD., Sydow⸗Buſch (12) S. 598 Bem. 4 zu $ 627 ZPO.], 
vor dem Oberlandesgericht, ſo können die Kollegen, ſoweit ſie 
eine einſtweilige Verfügung, durch welche dem Ehe— 
manne die Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes auf⸗ 
gegeben wird, noch nicht beantragt haben, dies nunmehr 
unter Zugrundelegung der neuen Gebühren tun, und, ſoweit 
eine einſtweilige Verfügung ſchon nach altem Recht ergangen 
iſt, auf gleichem Wege die entſprechenden Gebühren nad): 
fordern. Gegen einen ablehnenden Beſchluß des 
Oberlandesgerichts würde die Beſchwerde an das 
Reichsgericht gegeben ſein. 
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Auf dem gleichen Wege kann in zurückverwieſenen Eheſachen 
eine Entſcheidung der Übergangsfrage zu 8 27 der Gebühren⸗ 
novelle durch das Reichsgericht herbeigeführt werden. 

S 567 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung der Novelle vom 
5. Juni 1905 iſt nicht anwendbar. (Vgl. den Beſchluß des 
Reichsgerichts vom 26. Oktober 1908 in dem Rechtsſtreit 
Bordt c. Bordt IV B. 470/08.) 

Soviel ich erſehen kann, iſt dieſe Möglichkeit bisher weder 
in der Rechtſprechung, noch in den Kommentaren der ZPO. 
zu 8 567 Abſ. 2 ZPO. erörtert. Danach ſcheint an dieſe 
Möglichkeit bisher kaum gedacht zu ſein und ein Hinweis 
hierauf vielleicht am Platze. 

Auch die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat allerdings 
gerade in Gebührenſachen außerordentlich geſchwankt, wobei 
namentlich an die Behandlung der Beweis⸗ und weiteren Ver⸗ 
handlungsgebühr (vgl. dazu Walter Joachim (4) S. 196 a. E., 197 
Anm. 69 S. 200 Anm. 70 zu § 13, Sydow⸗Buſch (9), 101 
Anm. 2 zu 8 17 RAGd. und die daſelbſt herangezogenen 
Entſcheidungen) erinnert werden ſoll. 


Zu 8 76 Abſ. 4 RA GO. u. F. 
Von Rechtsanwalt Levinger, München. 


Die verſchiedenen Abhandlungen in den Fachblättern, ins⸗ 
beſondere die von Kollegen Dr. Lentz⸗Königsberg in Nr. 6 der 
IW. haben gezeigt, daß von den vielen verunglückten Beſtim⸗ 
mungen der Novelle vom 1. Juni 1909 die in der Aberſchrift 
angeführte die allerunglüdlichite, ja daß fie in der Praxis völlig 
undurchführbar iſt. Wie ſoll man ſich aber tatſächlich vom 
1. April an damit abfinden? Es geht doch nicht an, daß künftig 
in jedem Einzelfall der Prozeßbevollmächtigte mit dem von ihm 
für den Verhandlungstermin oder die Beweiserhebung auf⸗ 
geſtellten Anwalt umſtändliche Verhandlungen darüber führt, 
welche der verſchiedenen möglichen Berechnungsweiſen angewendet 
werden ſoll und daß die Abrechnung zwiſchen den beiden An⸗ 
wälten monatelang, mitunter jahrelang bis zur Beendigung 
der Inſtanz aufgeſchoben wird. 

Hier kann nur eine Vereinbarung der beteiligten Anwälte 
helfen, daß ſie im Verhältnis unter ſich von der Anwendung 
des § 76 Abſ. 4 ganz abſehen und dem „Beweisanwalt“ die 
Pauſchgebühr in dem Betrag zukommen laſſen, in dem ſie ſich 
nach der Summe der ihm zuſtehenden Gebühren berechnet. Die 
Zahlungspflicht der eigenen wie der Gegenpartei wird dadurch 
gar nicht berührt; hat ſie mehr zu zahlen, als der „Beweis⸗ 
anwalt“ erhielt, ſo kommt dies dem Prozeßbevollmächtigten zu⸗ 
gut, andernfalls trägt er den Ausfall. Im Jahresdurchſchnitt 
der Fälle wird ſich Vorteil und Einbuße ausgleichen, da ja der 
Anwalt der heute als „Beweisanwalt“ tätig iſt, morgen ſelbſt 
die Wahrnehmung von Terminen an Kollegen überträgt. 

Wie ſoll aber die erforderliche Vereinbarung zuſtande 
gebracht werden? In jedem Einzelfall bei Erteilung des Auf⸗ 
trages zur Terminswahrnehmung erſt darüber zu verhandeln, 
iſt natürlich zu umſtändlich. Es müßte ein für allemal zwiſchen 
allen oder wenigſtens den meiſten deutſchen Anwälten eine 
beſtimmte Norm vereinbart werden, die alsbald eine gewiſſe 
gewohnheitsrechtliche Geltung erlangen würde; die Folge wäre, 
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daß fie ſtillſchweigend auch für die ſpäter ſich niederlaſſenden 
Anwälte Verbindlichkeit erlangen würde, mindeſtens ſoweit dieſe 
nicht ausdrücklich ſich dagegen verwahren. Zur Klarſtellung 
würde es jedenfalls genügen, wenn in dem Auftragsbrief auf 
die Norm Bezug genommen wird. 

Eine ſolche Norm herbeizuführen wäre eine dankbare Auf⸗ 
gabe des Deutſchen Anwaltvereins; er könnte eine möglichſt 
knappe Faſſung, der vorgeſchlagenen Vereinbarung in der JW. 
veröffentlichen mit dem Erſuchen an alle übrigen Standesblätter 
(Rechtsanwaltszeitung, Zeitſchrift des Vereins der Amtsgerichts⸗ 
anwälte u. a.), ſie weiterzuverbreiten. Er könnte überdies einen 
Abdruck davon an ſämtliche deutſchen Anwälte ſchicken mit dem 
Erſuchen, die Norm anzuwenden. Er könnte endlich Vordrucke 
auf farbigem Papier herſtellen laſſen, die auf der Rückſeite 
gummiert und zum Aufkleben auf die Auftragsbriefe beſtimmt 
ſind. Dieſe Vordrucke ſollten etwa folgenden Wortlaut haben: 

Für den anliegenden Auftrag gilt, wenn der Emp⸗ 
fänger nicht umgehend widerſpricht, folgende vom Deutſchen 
Anwaltverein aufgeſtellte Norm: Im Verhältnis zwiſchen 
dem Prozeßbevollmächtigten und dem anderen Anwalt 
iſt die Anwendung des § 76 Abſ. 4 RAG. ausge⸗ 
ſchloſſen. Der andere Anwalt erhält den Pauſchſatz, 
wie er ſich nach der Summe der ihm zuſtehenden Ge⸗ 
bühren berechnet; ſoweit die zahlungspflichtige Partei 
nach 8 76 Abſ. 4 RAGD. mehr zu zahlen hat, tritt 
der andere Anwalt den Mehranſpruch dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten ab, ſoweit ſie weniger zu zahlen hat, tritt 
der Prozeßbevollmächtigte dem anderen Anwalt den 
Minderbetrag aus feinem Pauſchſatz ab. 

Ich glaube, daß auf dieſem Wege die durch dieſe geſetz⸗ 
geberiſche Unüberlegtheit herbeigeführten Schwierigkeiten weſent⸗ 
lich gemindert werden können. Allzulange, hoffe ich, werden 
ſich unſere Kanzleien der übrigens geringen Mühe, ſolche Zettel 
aufzukleben, nicht unterziehen müſſen; denn bei der in Ausſicht 
geſtellten durchgreifenden Neubearbeitung der RAGO. wird man 
wohl auch hier die beſſernde Hand anlegen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. § 123 BGB. verb. mit § 40 HGB. und § 42 Abſ. 1 
GmbHG. 

Der Beklagte beſaß zuſammen mit ſeinem Bruder und 
Schwager den größten Teil der Geſchäftsanteile der N. P. Kom⸗ 
pagnie, G. m. b. H.; die Bilanzen dieſer Geſellſchaft hatten für 
das Geſchäftsjahr 1900,01 10 Prozent und für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1901/02 20 Prozent Dividende ergeben. Wären die 
Bilanzen für die Geſchäftsjahre 1902/03 und 1903/04 nach 
denſelben Grundſätzen aufgeſtellt worden, ſo würde ſich nur 
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eine Dividende von 5 Prozent und von 3 Prozent ergeben 
haben. Der Beklagte ließ die Bilanzen nach anderen Grund» 
ſätzen als in den früheren Jahren aufſtellen, d. h. ſeinen be⸗ 
treffenden „Anordnungen“ wurde Folge geleiſtet. Durch dieſe 
veränderte Aufmachung der Bilanzen 1902/03 und 1903/04 
wurden Dividenden von 20 Prozent und von 10 Prozent er⸗ 
zielt. Dieſe Bilanzergebniſſe hat der Beklagte den Klägern, 
ohne der veränderten Grundſätze Erwähnung zu tun, nach denen 
die Bilanzen 1902,03 nnd 1903/04 aufgemacht waren, mit⸗ 
geteilt. Daraufhin verkaufte der Beklagte den Klägern je 
2000 & Geſchäftsanteile zu 125 4. Die Kläger behaupten, 
der Beklagte habe ſie durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluß 
dieſes Kaufs beſtimmt. Das LG. verurteilte, das OLG. wies 
die Klage ab, das RG. hob auf: Der BerR. nimmt als er⸗ 
wieſen an, daß Warenbeſtände in den Bilanzen 1902/03 und 
1903,04 zu hoch bewertet waren, indem für Flaſchen geſunden 
Pomrils im weſentlichen der Verkaufspreis eingeſetzt wurde 
ohne Rückſicht auf die Koſten, die für Entnahme der Flaſchen 
aus dem Lager, ihre Etikettierung, ihre Verladung und ihren 
Transport zu den Kunden aufzuwenden waren. Dieſe Koſten 
ſind nicht vom Verkaufspreis abgezogen, wie es hätte geſchehen 
müſſen, wenn nach $ 40 Abſ. 2 HGB., § 42 Abf. 1 GmbHG. 
der Wert für den maßgebenden Zeitpunkt der Bilanzziehung 
ermittelt werden ſollte. Der BerR. bezeichnet die Bilanzen 
daher in dieſem Punkte für unrichtig, weil nicht der Verkaufs⸗ 
preis ohne Berückſichtigung der zum Zwecke des Verkaufs zu 
machenden Aufwendungen hätte eingeſetzt werden dürfen. Dieſe 
Auffaſſung iſt zutreffend, wie auch die Parteien in dieſer 
Inſtanz annehmen. Welchen Einfluß dieſe unrichtige Auf⸗ 
machung der Bilanzen auf die Höhe der Dividenden hatte, iſt 
vom BerR. nicht genauer verfolgt, weil er annimmt, der 
Beklagte ſei zur Zeit des Kaufabſchluſſes gutgläubig geweſen, 
ſo daß von einer argliſtigen Täuſchung keine Rede ſein könne. 
Der BerR. führt über den guten Glauben des Beklagten aus: 
Der Beklagte habe allerdings dieſe unrichtige Bilanzziehung 
angeordnet, und es ſei ſeinen Anordnungen auch vermöge 
ſeines finanziellen Einfluſſes auf die Geſellſchaft Folge geleiſtet 
worden; allein er habe eine ſolche Bilanzziehung für zuläſſig 
gehalten; dies ergebe ſich einmal daraus, daß er ein ängſtlicher 
Mann ſei, der nichts Unrechtes tun wolle, auch wohl als Laie 
die Bemerkungen des Kommentars von Staub zum HGB. 
8 40 Anm. 3 und zum GmbHG. § 42 Anm. 21, 23, 25 miß⸗ 
verſtanden habe, ſodann daraus, daß er an die Proſperität der 
Geſellſchaft geglaubt und zur nämlichen Zeit Pomrilanteile für 
ſeine und ſeiner nächſten Verwandten Rechnung zu demſelben 
Kurſe von 125 Prozent wie die Kläger gekauft habe. Dieſe 
Erwägungen ſchließt der Ber R. mit der Bemerkung, es ſei dem 
Beklagten nicht nachzuweiſen, daß er ſich bewußt war, ſchon 
die Kenntnis der zwar geſetzlich zuläſſigen (ſoll wohl heißen: 
vermeintlich zuläſſigen) aber veränderten Bilanzziehung werde 
auf die Entſchließung der Kläger von Einfluß ſein. Gegen 
dieſe Erwägungen laſſen ſich mit Recht folgende Bedenken er⸗ 
heben: Die Geſellſchaft hat in den Jahren 1900,02 10 und 
20 Prozent Dividenden verteilt. Hätte man ſich auch in den 
folgenden zwei Jahren an die in den Jahren 1900/02 an⸗ 
gewendeten richtigen Bilanzgrundſätze gehalten, ſo würden nur 
Dividenden von 5 Prozent und von 3 Prozent zur Verteilung 
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gekommen ſein. Um aber für 1902/03 und 1903/04 wiederum 
20 Prozent und 10 Prozent Dividende zu erzielen, hat der Be⸗ 
klagte die geſchilderte unrichtige Bilanzziehung durchgeſetzt. Über 
die Art dieſer Durchſetzung find Geſchäftsführer und Buchhalter 
eidlich vernommen. Beide Zeugen hatten Bedenken gegen die 
Richtigkeit der „Anordnungen“ des Beklagten und machten 
dieſe Bedenken auch geltend; dem Zeugen H. gegenüber äußerte 
ſich der Beklagt bei Aufmachung einer Bilanz, man müſſe eine 
ſchöne Bilanz aufmachen, damit, wenn die Geſellſchaft einmal 
in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt würde, die Anteile beſſer 
bewertet würden. Alle dieſe Umſtände ſind in den Inſtanzen 
vorgetragen. Der BerR. hat ſie nicht geprüft. Insbeſondere 
hat er nicht die Sachlage von dem von den Klägern beſonders 
betonten Geſichtspunkt aus erwogen, daß die Bilanzen für 1903 
und 1904, die eine Dividende von 20 Prozent und von 
10 Prozent ergaben, nicht für ſich allein den Klägern vom Be⸗ 
klagten beim Kaufabſchluß vorgelegt worden find, ſondern daß 
den Klägern dieſe Bilanzen im Zuſammenhang mit den Bilanzen 
der erſten beiden Jahre der Geſellſchaft, die 10 Prozent und 
20 Prozent Dividenden ergaben, vorgeführt wurden, um bei den 
Klägern durch die augenſcheinliche Kontinuität der Dividenden 
eine günſtige Vorſtellung von der Entwicklung des Unter⸗ 
nehmens in ſeinen erſten vier Jahren zu erwecken. Der Be⸗ 
klagte gab den Klägern aber eine unrichtige Vorſtellung, wenn 
er ſie in dem Glauben ließ, es ſeien die Bilanzen der zwei 
letzten Jahre nach denſelben Grundſätzen aufgemacht, wie in 
den zwei vorhergegangenen Jahren, während die Kontinuität 
der Dividenden nur durch veränderte Bilanzaufmachung erreicht 
wurde. Hätte der BerR. die von ihm nicht berückſichtigten 
Umſtände in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen und nun 
die geſamte Lage von dem Geſichtspunkt aus betrachtet, welcher 
Einfluß der Kontinuität der Dividenden beizumeſſen iſt, ſo hätte 
er möglicherweiſe zu einer anderen Beurteilung auch nach der 
Richtung gelangen können, daß eine Mitteilungspflicht des Be⸗ 
klagten beſtand, und daß die Kläger bei Kenntnis der wahren 
Sachlage einen anderen Entſchluß gefaßt, d. h. nicht gekauft 
haben würden. Hieraus folgt wegen der gerügten Verletzung 
des § 286 ZPO. die Aufhebung und Zurückverweiſung. H. c. L., 
U. v. 22. Febr. 10, 279/09 II. — Hamburg. 

2. 88 183, 398, 518 Abſ. 2, 808, 952 BGB. Voll 
ziehung der Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. Zeitpunkt 
des Forderungsübergangs.] 

Die Ehefrau des Beklagten beſaß bei der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe in O. ein Guthaben von 3000 &, worüber das Spar⸗ 
kaſſenbuch Nr. 27903 ausgeſtellt war. Die Kläger behaupten, 
daß die Ehefrau des Beklagten dieſes Guthaben der Klägerin, 
ihrer Pflegetochter und Nichte, unter Übergabe des Sparkaſſen⸗ 
buchs und Umſchreibung desſelben auf ihren Namen anläßlich 
deren Verheiratung geſchenkt habe. Das Guthaben habe aus 
Erträgniſſen des von der Ehefrau des Beklagten ſelbſtändig 
betriebenen Milchhandels beſtanden und deshalb die Eigenſchaft 
des Vorbehaltsguts gehabt. Der Ehemann der Beklagten habe 
aber auch zur Schenkung ſeine Einwilligung erteilt. Trotzdem 
habe er gegen die Auszahlung des Geldes an die Klägerin bei 
der Sparkaſſe Widerſpruch erhoben. Die Kläger haben deshalb 
gegen ihn Klage erhoben mit dem Antrage, anzuerkennen; daß 
er zu dem Widerſpruche nicht berechtigt ſei. Dieſem Antrage 
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wurde in beiden Inſtanzen entſprochen. Das RG. hob auf: 
Die Entſcheidung des BG. iſt nicht frei von rechtlichen Be⸗ 
denken. Zwar iſt die Anſicht der Reviſion, daß zur Vollziehung 
der Schenkung eines Sparkaſſenguthabens im Sinne des 8 518 
Abſ. 2 BGB. außer der Abtretungserklärung auch die Über: 
gabe des darüber ausgeſtellten Sparkaſſenbuchs erforderlich ſei, 
nicht zutreffend. Die gemäß S 808 BGB. ausgefertigten 
Sparkaſſenbücher zählen nicht zu den Wertpapieren, bei denen 
zur Übertragung des darin verbrieften Rechts die Aushändigung 
der ausgeſtellten Urkunde weſentliches Erfordernis iſt. Die 
Abertragung des darin verbrieften Rechts erfolgt wie bei ge⸗ 
wöhnlichen Schuldurkunden durch den bloßen Abtretungsvertrag. 
Hat hierdurch der neue Gläubiger die Forderung erworben, ſo 
ſteht ihm kraft Rechtsnotwendigkeit nach 8 952 BGB. das 
Eigentum am Sparkaſſenbuche zu. (Vgl. die Entſcheidungen 
des erkennenden Senats vom 12. Dezember 1904 Rep. IV 
280/04 und vom 30. September 1907 Rep. IV 47/07.) Kommt 
es hiernach maßgebend allein darauf an, ob nach $ 398 BGB. 
eine Willenserklärung der Vertragſchließenden dahin zuſtande 
gekommen iſt, daß die Forderung auf den neuen Gläubiger 
übergehen ſoll, ſo können allerdings inſoweit neben anderen 
Momenten für den Willen der Vertragſchließenden die Übergabe 
des Sparkaſſenbuchs und die Umſchreibung desſelben als Aus⸗ 
legungsmittel in Betracht gezogen werden. Demgemäß konnten 
auch hier die erfolgte Abergabe des Buches und die Umſchreibung 
als Indizien dafür verwertet werden, daß die Abtretung gewollt 
ſei. Das BG. hat beide Momente herangezogen, ſich aber 
nicht mit hinreichender Klarheit darüber ausgeſprochen, ob es 
die Abtretungserklärung an die Übergabe des Buches oder an 
die Umſchreibung anknüpft. Nach ſeinen Ausführungen ſcheint 
es, daß es den Akt der Umſchreibung als denjenigen anſieht, 
mit dem ſich die Abtretung vollzogen hat. Es ermangelt jedoch 
eine nähere Darlegung, daß und warum nach dem Willen der 
Vertragſchließenden ſich gerade hiermit, und nicht etwa mit der 
Übergabe des Buches die Übereignung der Forderung vollziehen 
ſollte. Das zeitliche Verhältnis zu beſtimmen, war nach Lage 
der Sache erfordert. Denn bis zur vollendeten Abtretung des 
Sparkaſſenguthabens konnte der Beklagte ſeine vorher erteilte 
ehemännliche Zuſtimmung zur Abtretung nach 8 183 Satz 1 
BGB. widerrufen. Iſt etwa die maßgebende Abtretungserklärung 
an die Übergabe des Buches anzuknüpfen und iſt dieſe nach 
der Umſchreibung erfolgt, ſo war unter Umſtänden der nach 
der Umſchreibung erfolgte Widerruf rechtswirkſam. W. c. P., 
U. v. 24. Febr. 10, 204/09 IV. — Breslau 

3. 88 226, 254, 823, 906, 909 BGB. Einwirkung auf 
ein Nachbargrundſtück. Verbot des Betretens eines beeinträchtigten 
Grundſtücks; Schikane. 

Die Klägerin iſt Eigentümerin eines Hauſes. Mit der 
Behauptung, daß die Beklagte (als Bauunternehmerin) auf dem 
benachbarten Grundſtück einen umfangreichen Neubau aus⸗ 
geführt und bei der Grundlegung hierzu durch ihre Arbeiten, 
insbeſondere durch Rammen und Grundwaſſerauspumpen das 
Haus der Klägerin völlig unbewohnbar gemacht habe, hat ſie 
auf 10 000 & Schadenserſatz geklagt. Das LG. verurteilte, 
die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf: Die 
Reviſion ſtellt zunächſt zur Nachprüfung, ob nicht die Beklagte 
auf dem von ihr bebauten Grundſtücke auspumpen und den 
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Grundwaſſerſpiegel ſenken durfte? Dieſes Recht ſtand ihr aber 
nur inſoweit zu, als ſie dadurch dem Nachbargrundſtück der 
Klägerin nicht die Stütze und Grundlage entzog. Der Senat 
findet keinen Grund, von ſeinem in RG. 62, 370 abgedruckten 
Urteile abzugehen. Um ſo mehr muß dies hier gelten, als, 
wie feſtſteht, durch das Auspumpen nicht nur Grundwaſſer, 
ſondern auch die Sandunterlage unter dem Hauſe der Klägerin 
fortgeführt worden iſt. Wenn die Reviſionsklägerin darauf 
hinweiſt, daß die Vertiefungsarbeiten der Beklagten vielleicht 
für ein ordnungsmäßig aufgeführtes Nachbarhaus in keiner 
Weiſe gefährlich geweſen wären, ſo iſt dies erſtlich nicht er⸗ 
wieſen, ſodann aber hat der erkennende Senat kürzlich in ſeinem 
Urteile V 281/09 vom 13. November 1909 bereits aus⸗ 
geſprochen, daß derartige Unterſchiede und Ausnahmen der 
§ 909 BGB. nicht kenne, daß außerordentliche Gefahr auch 
außerordentliche Gegenmaßregeln erfordere, und daß ſich daher, 
wer Vertiefungsarbeiten vornimmt, nicht mit Beobachtung der 
gewöhnlichen Grundſätze der Baukunſt über ſolche Arbeiten 
und die dabei erforderliche Sicherung des Nachbargeländes 
verteidigen könne. Dieſe Sätze finden auch hier Anwendung. 
Ihren Hauptangriff richtet die Reviſion gegen die Nichterhebung 
der darüber angebotenen Beweiſe, daß die Klägerin rechts⸗ 
widrig ($ 226 BGB.) dem Beklagten das Betreten ihres 
Grundſtücks verboten und damit Sicherungsmaßregeln abſichtlich 
vereitelt habe, die den Schaden weſentlich herabgemindert 
hätten. Dieſer Rüge kann Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden. Zwar iſt zuzugeben, daß der $ 909 BGB. dem, der 
ſein Grundſtück vertieft, an ſich Sicherungsmaßregeln zugunſten 
des Nachbargrundſtücks auferlegt, die auf ſeinem eigenen 
Grundſtück vorzunehmen ſind, und daß er ihm das Betreten 
des Nachbargrundſtückes grundſätzlich wenigſtens nicht geftattet. 
Aber hier iſt nicht die Unterlaſſungsklage aus dem $ 909, 
ſondern die Schadenserſatzklage aus unerlaubter Handlung 
gemäß 5 823 BGB. erhoben. Deswegen muß § 254 Abſ. 2 
daſelbſt zur Anwendung kommen, der ein Mitverſchulden des 
Beſchädigten dann annimmt, wenn er es in nicht zu billigender 
Weiſe unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu 
mindern. Ob derartiges Mitverſchulden vorliegt, hängt von 
beſonderen Umſtänden des Einzelfalles ab. In Sachen, wie 
die vorliegende, wird man dem durch Vertiefungsarbeiten des 
Nachbars bedrohten Hauseigentümer dann nicht zumuten 
können, das Innere ſeines Hauſes jenem Nachbar zur Vor⸗ 
nahme von Sicherungsarbeiten einzuräumen, wenn dadurch die 
fortdauernde Benutzung des Hauſes zur Bewohnung, Ver⸗ 
mietung uſw. unmöglich gemacht oder erheblich beeinträchtigt 
würde. Wenn aber, wie es in vorliegender Sache laut der 
unter Beweis geſtellten Behauptungen der Beklagten der Fall 
geweſen ſein ſoll, der das Nachbargrundſtück vertiefende Unter⸗ 
nehmer dem bedrohten Hauseigentümer in deſſen Hauſe vor⸗ 
zunehmende Sicherungsarbeiten zu einer Zeit anbietet, wo dies 
Haus entweder ſchon unbewohnt iſt oder deſſen gänzliche 
Räumung durch den letzten der Mieter nahe bevorſteht, darf 
der Eigentümer dieſes Angebot nicht rundweg ablehnen, wenn 
er ſich nicht der Gefahr ausſetzen will, als Mitſchuldiger am 
weiter entſtehenden Schaden gemäß § 254 Abſ. 2 BGB. 
erklärt und als ſchikanös nach 8 226 BGB. handelnd erachtet 
zu werden. Der Vorderrichter irrt auch darin, daß er jenes 
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angebliche Angebot der Beklagten ohne weiteres deshalb für 
ungeeignet und wirkungslos anſieht, weil es ohne ins einzelne 
gehende Angaben der beabſichtigten Sicherungsmaßregeln und 
ohne gleichzeitiges Anbieten einer Sicherheitsleiſtung wegen 
etwaiger Schädigungen gemacht worden ſei. Abgeſehen davon, 
daß die Beklagte laut ihrer Behauptungen der Klägerin ſogar 
ganz genaue Sicherungsvorſchläge gemacht haben will, durfte 
ſie zunächſt abwarten, ob die Klägerin Einzelangaben und 
beſondere Sicherungsleiſtung verlange, und darauf erſt mußte 
ſie die entſprechenden Erklärungen abgeben und die ſachgemäße 
und billige Entſcheidung darüber der Klägerin anheim⸗ 
ſtellen. B. c. B., U. v. 16. Febr. 10, 169/09 V. — 
Hamburg. 

4. 88 249, 826 BGB. verb. mit 8 286 3PO. Uns 
vollſtändige Prüfung des Vorbringens, auf Grund deſſen ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten behauptet worden iſt.! 

Das Bu. gibt zu rechtlichen Bedenken Anlaß, inſoweit 
als der Einwand der Nichtigkeit des Vertrages aus § 826 
BGB. zurückgewieſen iſt. Das BG. verkennt grundſätzlich 
nicht, daß eine bewußte Ausnutzung des Irrtums der Be⸗ 
klagten durch die Klägerin ſich als eine vorſätzliche, den guten 
Sitten widerſtreitende Schädigung der Beklagten darſtellen 
würde, welche die Klägerin gemäß $5 826 und 249 BGB. 
zum Schadenserſatze verpflichten und die Beklagte berechtigen 
würde, die Unwirkſamkeit des Vertrages geltend zu machen. 
In tatſächlicher Beziehung hat es aber eine ſolche Ausnutzung 
des Irrtums verneint, indem es angenommen hat, die Klägerin 
habe den Irrtum gar nicht gekannt und es ſei ihr auch gar 
nicht erkennbar geweſen, daß gerade eine beſtimmte Höhe des 
Zinngehalts für das Angebot der Beklagten entſcheidend ge⸗ 
weſen ſei, infolgedeſſen auch nicht, daß ein Irrtum hierüber ſie 
zu dem Angebot veranlaßt habe. Als Grund für dieſe An⸗ 
nahme iſt nichts weiter angeführt, als daß die Beklagte die 
Höhe des Zinngehalts nicht ausdrücklich zum Gegenſtande der 
Vertragsverhandlungen gemacht hat. Hierbei iſt jedoch das 
BG. dem Vorbringen der Beklagten nicht gerecht geworden, 
das gemäß dem im Tatbeſtande bezogenen Schriftſatze unter 
Beweisantretung dahin ging, die Klägerin habe gewußt, daß 
das Zinnſchleifmehl mit Rückſicht auf den Zinngehalt gehandelt 
werde; es ſei ihr auch zur Zeit des Vertragsabſchluſſes bekannt 
geweſen, daß der Zinngehalt der fraglichen Ware nicht mehr 
als 8 Prozent betrage; ferner, der Marktpreis für Zinnſchleif⸗ 
mehl von 7,138 Prozent Zinngehalt habe Anfang März 1906 
nicht mehr als 20 bis 25 & betragen; der Preis, zu dem der 
Klägerin die Ware angeboten worden ſei, ſei entſprechend ge⸗ 
weſen. Die Klägerin habe überdies die Beklagte in ihrem 
Irrtum über den Zinngehalt noch durch die unwahre Be⸗ 
hauptung beſtärkt, ſie habe bisher für das Material 59 & er⸗ 
halten. Die Klägerin habe alſo gewußt, daß ein für das Preis⸗ 
angebot ausſchlaggebender Irrtum auf ſeiten der Beklagten 
vorlag, und dieſen Irrtum argliſtig ausgenutzt. Die voll⸗ 
ſtändige Würdigung aller dieſer konkreten Umſtände in ihrer 
Verbindung kann zu einer anderen Entſcheidung über den Ein⸗ 
wand aus § 826 BGB. führen. Das BG. hat aber alle 
dieſe Umſtände nicht in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen 
und damit den § 286 ZPO. verletzt. W. c. S., U. v. 
22. Febr. 10, 268/09 II. — Cöln. 
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5. SS 254, 276, 823 BGB. Aber die Fahrläſſigkeit 
eines Jägers bei Abgabe eines Schuſſes in nächſter Nähe eines 
Beſchädigten.] 

Auf einer Hühnerjagd in Z. gingen die Parteien und N. 
in Schützenkette und zwar der Kläger links von N. und rechts 
vom Beklagten. Der Kläger behauptet, plötzlich habe der Be⸗ 
klagte auf ein aufgeſtandenes Huhn geſchoſſen und die Gewehr⸗ 
mündung nur 30 bis 40 em vom linken Ohr des Klägers 
gehalten, infolgedeſſen auf dieſem Ohr ſich Gehörſchwäche ein⸗ 
geſtellt habe. Er wirft dem Beklagten Fahrläſſigkeit vor und 
klagt auf Zahlung der Arztkoſten ſowie auf Feſtſtellung, daß 
der Beklagte ihm allen Schaden infolge verminderter Erwerbs⸗ 
fähigkeit zu erſetzen verpflichtet ſei. Das LG. hat die Klage 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, wenn der Kläger 
zwei Eide leiſtet, 1. daß der Beklagte geſchoſſen habe, als er, 
der Kläger, etwa zwei Schritte rechts neben ihm gegangen ſei, 
wobei die Gewehrmündung 30 bis 40 cm von ſeinem linken 
Ohre entfernt geweſen ſei, 2. daß er, der Kläger, ſofort nach 
dem Knalle ſtarkes Ohrenſauſen und ſpäter eine erhebliche Ab⸗ 
nahme der Hörkraft auf dem linken Ohre verſpürt habe. Das 
OLG. hat die Berufung des Beklagten im weſentlichen zurück⸗ 
gewieſen, es bei den beiden dem Kläger auferlegten Eiden be⸗ 
laſſen und für den Fall der Eidesleiſtung die Entſcheidung in 
der Sache dem zweitinſtanzlichen Hilfsantrage des Klägers an⸗ 
gepaßt. Das RG. hob auf: Die bloße, auf den Eid des 
Klägers geſtellte Tatſache, daß der Beklagte zwei Schritte von 
ihm das Gewehr 30 bis 40 em ab vom linken Ohre des 
Klägers abgefeuert hat, beweiſt weder an ſich noch gewährt ſie 
nach dem übrigen Beweisergebnis einen Rückſchluß, daß der 
Beklagte fahrläſſig geſchoſſen und dadurch das Ohrenleiden 
des Klägers verſchuldet habe. Die zum Nachweiſe des Ver⸗ 
ſchuldens des Beklagten aufgeſtellte, jedoch beſtrittene und 
völlig beweisloſe Behauptung des Klägers, er habe zwar von 
ſeinen beiden Nebenſchützen 15 m Abſtand halten wollen, ſei 
aber nur auf die Aufforderung des Beklagten, doch des beſſeren 
Schußfeldes wegen bei ihm zu bleiben, zwei Schritte rechts 
neben ihm gegangen, iſt nicht gewürdigt und wird durch den 
Eid des Klägers nicht berührt. Offen bleibt alſo, welche 
Partei denn der anderen bei Abgabe des Schuſſes bis auf 
zwei Schritte nahegerückt war, in welcher Weiſe, insbeſondere 
ob fahrläſſig. Die Möglichkeit beſteht ſonach, daß der Kläger 
beim Verfolgen des Hühnervolks ſich dem Beklagten un⸗ 
verſehens, von dieſem unbeachtet, gerade bis auf zwei 
Schritte genähert hatte, als der Beklagte den Schuß abgab. 
Bei dieſen offenen Möglichkeiten kann auch nicht deshalb, weil 
dem Beklagten die nahe Anweſenheit des Klägers nicht ent⸗ 
gangen und der Kläger auf jenen Schuß an ſeinem Ohre nicht 
gefaßt ſein konnte, ein Verſchulden des Klägers ſchlechthin 
verneint werden. Da hiernach die Ausführungen des BG. 
nicht ſchlüſſig ſind, um im Falle der Eidesleiſtung einerſeits 
gegen den Beklagten eine feine Erſatzpflicht nach $ 823 
Abſ. 1 BGB. begründende Fahrläſſigkeit im Sinne des § 276 
BGB. anzunehmen, andererſeits dagegen ein etwaiges Ver⸗ 
ſchulden des Klägers nach 8 254 BGB. auszuſchließen, muß 
das BU. aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. G. c. T., U. v. 28. Febr. 10, 337/09 VI. 
— Cöln. 
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6. 5 276 BGB. Verſchulden des Rechtsanwalts wegen 
Nichteinſicht von Akten.] 

Dem BG. kann nicht darin beigeſtimmt werden, daß, 
falls die Mbergabe der Vollmacht erſt am Tage vor der Ber: 
ſteigerung erfolgt ſein ſollte, die Nichteinſicht der Akten durch 
den Beklagten dieſem nicht zum Verſchulden gereiche. Denn 
Beklagter hat den Auftrag des Klägers durch Entgegennahme 
der Vollmacht angenommen, der Vertrag iſt hierdurch zu⸗ 
ſtande gekommen. Sache des Beklagten war es aber, wenn 
er dies zur Akteneinſicht für zu ſpät erachtete, den Vertrags⸗ 
antrag abzulehnen. Beklagter hat nicht behauptet, daß er der 
klägeriſchen Ehefrau einen beſtimmten Zeitpunkt, bis zu dem 
er vor der Verſteigerung die Vollmacht in Händen haben müſſe, 
genannt habe (nach Angabe der klägeriſchen Ehefrau ſoll er 
nur geſagt haben, er müſſe bis zum Termin eine notarielle 
Vollmacht haben), und es kann daher daraus, daß die Voll⸗ 
macht erſt an dem Tage vor der Verſteigerung dem Beklagten 
übergeben worden fein ſoll, weder dem Kläger ein Vorwurf 
gemacht werden noch die Annahme des Vertragsantrags als 
unter der ſelbſtverſtändlichen Bedingung der Nichteinſichtnahme 
der Akten erklärt gelten. Für die Frage des Verſchuldens des 
Beklagten könnte daher eventuell auch in Frage kommen, ob 
ſchon auf die Unterlaſſung einer derartigen Angabe ein ſolches 
zu ſtützen iſt: namentlich dann, wenn die gegen die Auffaſſung 
des BG. (daß nicht am 23. Auguſt 1902, ſondern erſt durch 
die Abergabe der Vollmacht der Vertrag über die Vertretung 
des Klägers durch den beklagten Rechtsanwalt zuſtande ge⸗ 
kommen ſei) beſtehenden erheblichen Bedenken bei einer wieder⸗ 
holten Prüfung der Sachlage zu einer anderweiten tatſächlichen 
Feſtſtellung führen. S. c. N., U. v. 25. Febr. 10, 153/09 III. — 
Hamm. 

7. SS 284, 325, 326 Abſ. 1 BGB. Unterſchied zwiſchen 
dem Rechte des Verkäufers innerhalb einer beſtimmten Zeit den 
Vertragsvollzug zu fordern und der Verpflichtung des Käufers 
zur Zahlung und Auflaſſungsentgegennahme für die Frage der 
Verzugs. — Mahnung und Friſtbeſtimmung kann verbunden 
werden.] 

Das BG. geht von der Erwägung aus, daß der Beklagte 
zum Rücktritte nur berechtigt geweſen ſei, wenn der Kläger ſich 
in Verzug befunden habe und Friſtſetzung nach § 326 Abſ. 1 
BGB. erfolgt ſei. Ferner nimmt es an, daß der Kläger mit 
dem Ablaufe des 15. Mai 1908 nicht ohne weiteres in Verzug 
gekommen ſei, daß es vielmehr dazu noch einer Mahnung nach 
§ 284 Abſ. 1 BGB. bedurft habe. Letzteres iſt gefolgert aus 
dem Inhalte des Vertrages vom 10. April 1908. Dieſer Ver⸗ 
trag ergibt nach Anſicht des BerR. nicht die Verpflichtung des 
Klägers, ſpäteſtens am 15. Mai 1908 den Kaufpreis zu zahlen 
und die Auflaſſung eutgegenzunehmen, ſondern nur das Recht 
des Beklagten, zu fordern, daß der Vertragsvollzug innerhalb 
der angegebenen Friſt ſtattfinde. Der Reviſionskläger macht 
dagegen geltend, wenn er berechtigt geweſen ſei, die Zahlung 
und Entgegennahme der Auflaſſung bis zum 15. Mai 1908 zu 
fordern, ſo entſpreche dem die Verpflichtung des Klägers, 
längſtens bis zu jenem Termin zu leiſten, auch habe er ſchon 
beim Abſchluſſe des Vertrags dem Kläger geſagt, daß der 
15. Mai der äußerfte Termin ſei, alſo ſchon damals das etwa 
notwendige Verlangen geſtellt, Kläger ſei deshalb nach S 284 
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Abſ. 2 a. a. O. mit Ablauf der Friſt ohne Mahnung in Ver⸗ 
zug gekommen. Der Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Verzug 
des Klägers war nicht möglich, ſolange der Kläger nicht ver⸗ 
pflichtet war, zu leiſten. Dazu gehörte aber nach der einwand⸗ 
freien Annahme des BG., daß der Beklagte auf Grund des 
Vertrags die Entgegennahme der Auflaſſung und die gleichzeitige 
Zahlung forderte, daß er alſo nach dem Vertragsabſchluſſe 
noch ſeinerſeits eine auf die Herbeiführung des Vertragsvollzugs 
gerichtete Erklärung abgab: dies entſprach im vorliegenden Falle 
der Art der von den Parteien zu bewirkenden Leiſtungen, da 
die Auflaſſung und gleichzeitige Zahlung als Handlungen, die 
das Zuſammenwirken beider Teile erforderten, nur nach vor⸗ 
heriger Verſtändigung oder Benachrichtigung vorgenommen 
werden konnten. Der Zeitablauf allein hatte deshalb den Ver⸗ 
zug noch nicht zur Folge. Dagegen ſind die weiteren Aus⸗ 
führungen des BG. rechtlich zu beanſtanden. Der Ber. iſt 
der Meinung, das Schreiben des Rechtsanwalts Dr. H. vom 
15. Mai 1908 könne ſchon deshalb nur als eine Mahnung nicht 
aber als eine Friſtſetzung aus §S 326 BGB. aufgefaßt werden, 
weil die Vorausſetzung dieſer Geſetzesvorſchrift, daß der Kläger 
in Ver zug war, auch nach Ablauf des 15. Mai noch nicht vor⸗ 
gelegen ſei; ſollte aber auch der Kläger in Verzug geweſen ſein, 
ſo fehle es an einer nach Eintritt des Verzugs erfolgten Friſt⸗ 
ſetzung; der Beklagte ſei daher unbefugt zurückgetreten und der 
im übrigen in S 325 BGB. begründete Schadenserſatzanſpruch 
des Klägers gerechtfertigt. Danach beruht die Entſcheidung auf 
der Auffaſſung, daß die zur Ausübung des Rücktrittsrechts 
erforderlichen Erklärungen nicht gleichzeitig von dem Beklagten 
abgegeben werden konnten, daß insbeſondere eine wirkſame Friſt⸗ 
beſtimmung nur möglich war, wenn der Kläger ſich ſchon vorher 
in Verzug befand. Dieſe Auffaſſung kann nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Wie das RG. ſchon mehrfach ausgeſprochen 
hat — vgl. aus der amtlichen Sammlung Bd. 50 S. 255 fgd., 
261/62 —, ſteht nichts im Wege, die Mahnung und die Friſt⸗ 
beſtimmung zu verbinden und in demſelben Akt auch die zur 
Herbeiführung der Fälligkeit etwa noch notwendige Erklärung 
abzugeben. Erforderlich iſt dabei allerdings, daß der Akt zu 
einer Zeit erfolgt, zu welcher die Bewirkung der geſchuldeten 
Leiſtung verlangt werden kann. Das war aber hier, ſoweit 
erkennbar, der Fall, da ſpäteſtens am 15. Mai bezahlt und 
aufgelaſſen werden ſollte und das Schreiben des Bevollmächtigten 
des Beklagten von dieſem Tage datiert iſt. B. c. N., U. v. 
22. Febr. 10, 290,09 II. — Kiel. 

8. 5 387 BGB. Gleichartigkeit bei der Aufrechnung. 
Befreiungsanſpruch der Konkursmaſſe aus Wechſeln gegenüber 
einer angemeldeten Geldforderung.] 

Die Klägerin hat zu dem Konkurſe der Gemeinſchuldnerin 
eine an ſich unbeſtrittene Warenforderung angemeldet. Der 
Konkursverwalter hat die Forderung beſtritten, weil der Gemein⸗ 
ſchuldnerin eine Gegenforderung aus Gefälligkeitsakzepten für 
die Klägerin in Höhe der Wechſelbeträge zuſtehe, mit der er 
inſoweit gegen die angemeldete Forderung aufrechne. Die Klägerin 
will ſich nicht die ganze Summe, ſondern nur 13 Prozent davon 
kürzen laſſen, weil nur dieſer Teilbetrag in der Maſſe liege. 
Das KG. hat auf Berufung des Beklagten die Klage abge⸗ 
wieſen. Das RG. hob auf und wies die Berufung zurück: 
Für die Frage, ob die von dem Konkursverwalter gegenüber 
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dem Anſpruch der Klägerin auf Feſtſetzung ihrer an ſich nicht 
ſtreitigen Warenforderung geltend gemachte Aufrechnung von 
gleich hohen Anſprüchen aus Gefälligkeitsakzepten (oder Gefällig⸗ 
keitsgiros) als berechtigt anzuerkennen iſt, kommen die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB., vor allem demnach § 387 in Betracht. 
Vorausſetzung der Aufrechnung iſt daher die Gleichartigkeit 
der ſich gegenüber ſtehenden Forderungen. Mit Recht wird 
von der Reviſion die Annahme des BG., daß eine ſolche Gleich⸗ 
artigkeit hier anzunehmen ſei, als rechtlich unzutreffend bezeichnet. 
Ob es ſich um Gefälligkeitsakzepte oder, wie jetzt vom Beklagten 
aufgeſtellt wird, um Gefälligkeitsgiros handelt, macht für die 
rechtliche Beurteilung keinen Unterſchied. Die Gemeinſchuldnerin 
iſt bisher aus dieſem Verhältnis nur inſoweit in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden, als die betreffenden Wechſelgläubiger ihre 
Forderungen aus den Akzepten oder Giros zur Konkursmaſſe 
angemeldet haben. Bezahlt hat die Gemeinſchuldnerin oder die 
Konkursmaſſe auf dieſe Schuld noch nichts. Solange das aber 
nicht geſchehen iſt, hat die Gemeinſchuldnerin und folgeweiſe die 
Konkursmaſſe gegen die Klägerin nur einen Anſpruch auf Be⸗ 
freiung aus der durch die Akzepte oder Giros übernommenen 
Verbindlichkeit. Das iſt aber ein Anſpruch, der im Falle der 
Zahlung bis zu deren Höhe in Geld umgeſetzt und ſixiert wird, 
aber zurzeit iſt er kein Anſpruch auf Zahlung von Geld; er 
iſt alſo nicht gleichartig mit dem Anſpruch der Klägerin auf 
Zahlung des Kaufpreiſes für gelieferte Waren. Die Aufrechnung 
iſt daher nach 8 387 BGB. nicht zuläſſig. C. c. Konkursmaſſe 
B. S., U. v. 22. Febr. 10, 283/09 II. — Berlin. 

9. § 823, 831 BGB. Bedeutung der Verpflichtung der 
Polizeibeamten bei Winterglätte die Streupflichtigen an die 
Erfüllung dieſer Pflicht zu erinnern.] 

Mit Recht wendet ſich die Reviſion gegen die Annahme 
des BG., daß die Polizeibeamten verpflichtet geweſen ſeien, die 
Anlieger nach Eintritt der Winterglätte am Unfalltage an ihre 
Verpflichtung zum Streuen beſonders zu erinnern. Nach der 
Polizeiverordnung, von deren Gültigkeit in der gegenwärtigen 
Inſtanz auszugehen iſt, waren die Anlieger ohne jede beſondere 
polizeiliche Aufforderung zum Streuen verpflichtet. Nun iſt es 
allerdings richtig, daß die Polizeiorgane der beklagten Stadt⸗ 
gemeinde die Verkehrsſicherheit der Straßen zu überwachen 
und gegen diejenigen, die geſetzlich verpflichtet ſind, Verkehrs⸗ 
hinderniſſe zu beſeitigen, einzuſchreiten haben, wenn ſie die Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtung vernachläſſigen. So weit kann ihre 
Obliegenheit keinesfalls reichen, daß ſie in jedem einzelnen Fall, 
in dem gefährliche Winterglätte eingetreten iſt, ſich davon zu 
überzeugen hätten, daß auch jeder Anlieger ſeiner Verpflichtung 
zum Streuen nachgekommen ſei; ſie dürfen ſich im allgemeinen 
darauf verlaſſen, daß dies geſchehen iſt. Nur, wo es ſich um 
einen Notſtand, um eine unmittelbar drohende Gefahr handelt 
oder um ein Verkehrshindernis von längerer Dauer, das den 
Polizeiorganen nicht entgangen iſt oder bei pflichtmäßiger 
Überwachung des Straßenverkehrs nicht entgangen fein konnte, 
würde von einer Verletzung der ihnen obliegenden Uberwachungs⸗ 
pflicht die Rede ſein können, wenn ſie nicht ſofort die Säumigen 
zur Beſeitigung des Verkehrshinderniſſes auffordern. Daß ein 
Fall dieſer Art vorgelegen hätte, hat aber weder der Kläger 
behauptet, noch kann dies den Feſtſtellungen des BG. ent⸗ 
nommen werden, wonach ſich die gefährliche Glätte am Unfall⸗ 
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tage ſpäteſtens bald nach 3 Uhr nachmittags gebildet hat und 
die Bahnhofsſtraße, in der ſich der Unfall kurz nach 7 Uhr 
abends zugetragen hat, abſchüſſig iſt und zu den Hauptverkehrs⸗ 
ſtraßen der Stadt gehört. Dieſe Sachlage rechtfertigte noch 
keineswegs eine Verpflichtung der Polizeibeamten, die Anlieger 
an ihre Streupflicht zu erinnern. Es iſt verfehlt, wenn das 
BG. bemerkt, in dieſer Hinſicht gelte für die polizeiliche Be⸗ 
aufſichtigung im weſentlichen dasſelbe, was in dem früheren 
Reviſionsurteil über die Ausübung der Streupflicht an Winter⸗ 
Nachmittagen und Abenden geſagt worden. In dieſem Urteil 
iſt der in dem früheren BU. ausgeſprochene Satz, es könne 
der — zum Streuen verpflichteten — Stadtgemeinde nicht zu⸗ 
gemutet werden, daß ſie kurz vor oder nach Eintritt der 
Dunkelheit umfaſſende und zeitraubende Maßnahmen zur Be⸗ 
ſeitigung der Winterglätte treffe, mit dem Hinweis darauf ge⸗ 
mißbilligt worden, daß auch in dieſer Beziehung die konkreten 
Verhältniſſe zu entſcheiden hätten. Die Frage, ob und wann 
die Polizeiorgane einer Stadtgemeinde ſich davon zu überzeugen 
haben, daß die Anlieger ihrer geſetzlichen Verpflichtung zum 
Streuen nachgekommen ſeien und ob ſie die Anlieger zur Er⸗ 
füllung der Verpflichtung aufzufordern haben, liegt auf einem 
ganz anderen Gebiet, als die, wann und in welchem Umfange 
die ſelbſt ſtreupflichtige Stadtgemeinde Maßnahmen zur Be⸗ 
ſeitigung der Winterglätte zu treffen habe; jene Frage iſt in 
dem früheren Reviſionsurteil überhaupt nicht berührt worden. 
H. c. S., U. v. 28. Febr. 10, 123/09 VI. — Düſſeldorf. 

10. SS 823, 831 BGB. Haftung des Mieters und des 
Hauswirts betr. Unfall in einen im Hofraum gelegenen 
Kellerhals.] 

Der Kläger iſt abends gegen 9 Uhr, als er, um einen 
Bekannten zu beſuchen, ſeinen Weg über den Hof des dem 
Beklagten H. gehörigen Grundſtückes nahm, in einen unbe deckten 
und unbeleuchteten Kellerhals, der ſich auf dem Hofe vor der 
Küche des Mieters, Beklagten H., befindet, hinabgeſtürzt und 
habe dabei innere Verletzungen erlitten, die ein dauerndes 
Rückenmarksleiden nach ſich gezogen hätten. Er hat die Be⸗ 
klagten, denen er die Schuld an dem Unfalle zuſchreibt, auf 
Schadenserſatz belangt. Seine Klage gegen die beiden Beklagten 
als Geſamtſchuldner wurde abgewieſen, die Verufung zurück⸗ 
gewieſen. Das RG. hob auf: Der BerR. faßt offenbar die 
Beſtimmung des § 831 BGB. zu eng auf. Als Verrichtung 
im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift iſt unbedenklich ſchon die 
Leitung des Ladengeſchäfts, womit die K. vom Beklagten be⸗ 
traut war, anzuſehen, darin einbegriffen auch die, ihr übrigens 
noch beſonders aufgetragene Fürſorge zur Abwehr von Unfalls⸗ 
gefahren, die mit dem Geſchäftsbetriebe verknüpft waren. Noch 
ſpezieller iſt die Verrichtung einer Beſorgung des Verſchluſſes 
der Kelleröffnung. Im übrigen kommt es darauf nicht an, ob 
der Geſchäftskreis, für den die Leiterin beſtellt war, einen 
größeren oder geringeren Umfang hatte, ob ſie in deſſen Rahmen 
nur Anordnungen zu treffen und deren Ausführung zu über⸗ 
wachen oder auch eigenhändig ſich zu betätigen hatte. Es muß 
nur die ſchädigende Handlung in den Kreis der Maßnahmen 
fallen, welche die Ausführung der Verrichtung darſtellen (vgl. 
Ortmann, Recht der Schuldverhältniſſe zu S 831 Anm. 2a, b 
S. 966 f.). Wofern nun im vorliegenden Falle der Sturz des 
Klägers in den Keller dadurch verurſacht worden iſt, daß die 
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K. verſäumt hat, für die rechtzeitige Verſchließung des Keller: 
halſes an jenem Abend zu ſorgen, würde es keinem Zweifel 
unterliegen, daß von ihr der Unfall des Klägers in Ausführung 
einer ihr vom Beklagten übertragenen Verrichtung herbeigeführt 
worden iſt. Als ſchädigende Handlung im Sinne von $ 831 
BGB. gilt auch die Unterlaſſung einer auftrags⸗ oder pflicht⸗ 
gemäß vorzunehmenden Tätigkeit. Es wäre alsdann Sache 
des Beklagten H., den in § 831 dem Geſchäftsherrn nach⸗ 
gelaſſenen Entlaſtungsbeweis hinſichtlich der Auswahl der zur 
Verrichtung beſtellten Perſonen zu führen. Daß dies geſchehen 
ſei, iſt aus dem BU. nicht zu entnehmen; namentlich auch nicht 
aus der lediglich im Hinblick auf eine Haftung aus $ 823 BGB. 
gemachten Bemerkung, es ſei „nicht behauptet“, daß die K. 
eine für die Leitung ungeeignete Perſon geweſen ſei; denn dieſe 
Erwägung kann nicht, wie der Reviſionsbeklagte H. meint, 
dahin verſtanden werden, daß die Tüchtigkeit und Zuverläſſigkeit 
der K. zwiſchen den Parteien unbeſtritten ſei. Das erſte 
Stockwerk des Hauſes bewohnt unſtreitig der Beklagte H. 
ſelbſt. Der Verkehr über den Hof ſteht ſonach keinesfalls 
allein zu dem von H. gemieteten Ladengeſchäft in Beziehung. 
Inſoweit als der Hofraum in der Verfügungsmacht des Haus⸗ 
eigentümers geblieben iſt und deſſen Intereſſen oder der gemein⸗ 
ſchaftlichen Benutzung durch die Bewohner des Grundſtückes 
dient, liegt dem Beklagten H. allerdings die Verpflichtung ob, 
für die Verkehrsſicherheit auf dem Hofe zu ſorgen, auch einer 
Gefährdung der Paſſanten durch unverwahrte Kelleröffnungen 
vorzubeugen. Er mußte ſich um die ordnungsmäßige Hand⸗ 
habung des Verfchluſſes zum wenigſten dann auch ſelbſt kümmern, 
wann unter ſeinen Augen eine ungeeignete oder nachläſſige 
Benutzung der Verſchlußeinrichtung durch den Mieter oder 
deſſen Leute ſtattfand, insbeſondere in geeigneter Weiſe ein⸗ 
ſchreiten, wenn er wahrnahm oder erfuhr, daß der Keller öfters 
offen gelaſſen wurde und erſichtlich war, daß dadurch Dritte 
gefährdet werden konnten; zumal bei dem Mangel einer Be⸗ 
leuchtung des Hofes, einem Umſtand, der, wenngleich darin 
noch kein Verſchulden liegt, doch wohl von dem Hauseigentümer 
zu vertreten wäre. Eine Verantwortlichkeit des Hausbeſitzers 
konnte unter ſolchen Umſtänden mit derjenigen des Laden⸗ 
mieters, dem die unmittelbare Verfügung über den Keller zu⸗ 
ſtand, konkurrieren. Daß dem Hauseigentümer Mittel und 
Wege zu Gebote ſtehen, um gegen einen gefährlichen Mißbrauch 
in Benutzung der Verſchlußvorrichtungen durch den Mieter oder 
deſſen Angeſtellten einzuſchreiten, bedarf keiner Ausführung. 
H. c. H., U. v. 24. Febr. 10, 412/09 VI. — Hamm. 

11. 5 1333 BGB. Sind Fälle von Geiſteskrankheit 
in der Familie der Ehefrau, bei welch letzterer davon ein 
Zeichen hiervon nicht vorliegt, eine perſönliche Eigenfchaft?] 

Eine zur Zeit der Eheſchließung bei der Klägerin bereits 
beſtehende Geiſteskrankheit würde allerdings eine im Sinne des 
§ 1333 BGB. erhebliche perſönliche Eigenſchaft geweſen fein; 
eine dahingehende Feſtſtellung iſt jedoch nicht getroffen worden. 
Es iſt nicht einmal feſtgeſtellt, daß bei der Klägerin perſönlich 
Zeichen einer Veranlagung zur Geiſteskrankheit wahrnehmbar 
ſind; es liegt nichts vor als die unbeſtimmte Beſorgnis von 
dem künftigen Ausbruch einer Geiſteskrankheit in Anbetracht 
mehrerer in ihrer Familie vorgekommener Fälle von derartigen 
Erkrankungen. Das iſt keine perſönliche Eigenſchaft im Sinne 
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des §8 1333 BGB. Selbſt eine etwa durch nachherige Er⸗ 
krankung feſtſtellbare perſönliche Veranlagung zur Geiſteskrank⸗ 
heit ſtellt an und für ſich noch nicht eine dem Weſen einer 
Perſon anhaftende Eigenſchaft im Sinne des § 1333 BGB. 
dar. (Urteil des erkennenden Senats vom 13. Februar 1908, 
IV 304/07.) K. c. K., U. v. 24. Febr. 10, 230/09 IV. — Berlin. 

12. 5 1568 BGB. Beurteilung der Verfehlungen beider 
Ehegatten bei einer Scheidungsklage und der auf Mitſchuld ge⸗ 
richteten Widerklage. Tat: oder Rechtsfrage?! 

Die Ehe der Parteien iſt in I. Inſtanz auf die Klage der 
Frau unter Abweiſung der Scheidungswiderklage des Mannes 
geſchieden und der Beklagte für ſchuldig an der Scheidung er⸗ 
klärt worden. Die Berufung des Beklagten hatte inſofern keinen 
Erfolg, als mit ihr der Antrag auf Klageabweiſung und auf 
Scheidung zur Widerklage wiederholt wurde. Das KG. hat 
ihr jedoch inſofern ſtattgegeben, als auf den vorſorglichen 
Unterantrag des Beklagten die Klägerin gleichfalls für ſchuldig 
an der Scheidung erklärt worden iſt. Das RG. hob auf und 
wies die Berufung des Beklagten zurück: Die Scheidung zur 
Klage beruht auf der Feſtſtellung, daß der Beklagte bis zu der 
letzten Trennung die Klägerin wiederholt geſchimpft, bedroht 
und in näher angegebener Weiſe roh mißhandelt habe. Infolge 
früherer Mißhandlungen und Beſchimpfungen hatte die Klägerin 
ſchon früher einmal den Beklagten verlaſſen. Sie kehrte jedoch, 
wie es im Tatbeſtande heißt, auf ſeine dringenden Bitten zu 
ihm zurück. Nach einer ſchweren Mißhandlung und Be⸗ 
ſchimpfung verließ ſie ihn von neuem und lebt ſeitdem von ihm 
getrennt. Der BerR. gebraucht zwar nicht den Ausdruck, daß 
es ſich um eine „ſchwere“ Mißhandlung gehandelt habe. 
Allein auch wenn der von ihm näher feſtgeſtellte Vorgang nur 
rechtlich gewürdigt wird, kann über die Begehung einer 
ſchweren Mißhandlung im Sinne des § 1568 Satz 2 BGB. 
kein Zweifel beſtehen. Andererſeits wird gegen die Klägerin 
feſtgeſtellt, daß ſie zu derſelben Zeit, in der ſie vom Beklagten 
beſchimpft und mißhandelt wurde, den Beklagten wiederholt 
durch die Worte „Strolch, Lauſejunge, dummer Affe, Ver⸗ 
rückter“ beleidigt hat. Der BerR. hält den Tatbeſtand des 
§ 1568 BGB. dadurch für erfüllt. Er ſieht zwar für er⸗ 
wieſen an, daß der Beklagte dieſe Verfehlungen der Klägerin 
verziehen habe und hat deshalb die Abweiſung der Widerklage 
aufrechterhalten. Dagegen erblickt er in dieſen Verfehlungen 
einen ausreichenden Anlaß, auf Grund des § 1574 Abſ. 3 die 
Mitſchuld der Klägerin auszuſprechen. Mit Recht rügt die 
Reviſion, daß ungeachtet der darauf geſtützten Verteidigung der 
Klägerin der BerR. unterlaſſen habe, zu prüfen, ob die außer⸗ 
ordentlich ſchweren Verfehlungen des Beklagten in einem 
urſächlichen Zuſammenhange geſtanden haben mit den ſehr viel 
leichteren Verfehlungen der Klägerin. Waren jene durch die 
groben Ausſchreitungen des Beklagten hervorgerufen, ſo konnte 
dies dahin führen, das Verhalten der Klägerin zwar als eine 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, immerhin 
aber nicht als eine ſchwere Verletzung dieſer Pflichten an⸗ 
zuſehen. Es iſt weiter richtig, daß bei der Entſcheidung 
darüber, ob das Betragen der Klägerin in der Perſon des Be⸗ 
klagten eine völlige eheliche Entfremdung und damit eine Ehe⸗ 
zerrüttung auch in dieſer Geſtalt hervorgerufen habe, die be⸗ 
ſonder en Umſtände des Falles in Betracht gezogen werden 
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mußten, daß dagegen mit der bloßen Erwägung, Beklagter 
habe nach ſeinem Stande und Bildungsgrade die Worte 
der Klägerin als ehezerrüttend empfunden, und es ſei aus ſeinen 
Briefen nichts Gegenteiliges zu entnehmen, eine derartige 
Annahme ſich noch nicht rechtfertigen ließ. Indeſſen würde in 
den angegebenen beiden Beziehungen die mit Recht gerügte 
Verletzung des 5 1568 BGB. zwar zur Aufhebung des BU., 
dabei jedoch nur zur Zurückverweiſung der Sache in die 
Berufungsinſtanz führen. Der BerR. hat jedoch dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift auch weiter darin verletzt, daß — unter der Voraus⸗ 
ſetzung der Richtigkeit aller ſeiner übrigen Erwägungen — ſein 
Urteil zugleich auf der Annahme beruht, die von der Klägerin 
verſchuldete Ehezerrüttung wiege ſo ſchwer, daß — wenn die 
Ehe nicht auf ihre Klage geſchieden werden müßte — dem 
Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht würde zugemutet 
werden können. In dieſer Beziehung handelt es ſich nicht um 
eine Tatfrage, ſondern um eine auf Grund der getroffenen 
— hier wenigſtens zu unterſtellenden — tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen unter objektiven Geſichtspunkten vorzunehmende 
rechtliche Abwägung (vgl. das Urteil des Senats in Sachen 
Heigl c. Heigl IV 674/08 vom 4. November 1909, JW. 10, 2152 
und die daſelbſt angegebene frühere Rechtſprechung des Senats). 
Eine Nachprüfung in dieſem Punkte, bei dem die ungemein 
rohen, der Klägerin widerfahrenen Mißhandlungen deshalb um 
ſo ſchwerer ins Gewicht fallen, weil nach Annahme des BerR. 
die Parteien den gebildeten Ständen angehören, führt zu dem 
Ergebnis, daß ſolange der Beklagte ſein eigenes Verhalten der 
Klägerin gegenüber nicht von Grund aus änderte, er der Zu⸗ 
mutung, die Ehe mit ihr fortzuſetzen, nicht überhoben geweſen 
wäre, auch wenn er ſich in ſeinem ehelichen Empfinden durch 
die von der Klägerin gebrauchten Schimpfworte aufs tiefſte 
verletzt gefühlt haben ſollte. In Ermangelung deſſen beruht 
das angefochtene Urteil, ſelbſt wenn die Feſtſtellung einer durch 
ſchwere Eheverfehlungen von der Klägerin verſchuldeten Ehe⸗ 
zerrüttung beſtehen bliebe, auf einer rechtlich fehlſamen An⸗ 
wendung des $ 1568 BGB. Die Sache iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung für eine Zurückweiſung des Antrages, die Klägerin für 
mitſchuldig an der Scheidung zu erklären, ſpruchreif. J. c. J., 
U. v. 28. Febr. 10, 220/09 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

13. SS 3, 6, 554 a, 866 ZPO. Reviſionsſumme für 
den Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek im 
Wege der Anfechtung. 

Gemäß $ 5544 ZPO. war zunächſt zu prüfen, ob die 
Reviſion an ſich ſtatthaft war. Dieſe Frage mußte verneint 
werden, weil der nach § 546 erforderliche Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes nicht glaubhaft gemacht iſt. Die Reviſionsſumme 
würde allerdings gegeben fein, wenn der $ 6 ZPO. zur An⸗ 
wendung käme, da die Forderung, für welche die Eintragung 
von Sicherungshypotheken gemäß § 866 begehrt wird, 3000 & 
beträgt und die Grundſtücke, auf welchen die Eintragung er⸗ 
folgen ſoll, einen höheren Wert haben. Allein die Klägerin 
verlangt die Eintragung im Wege der Anfechtung und bei 
Anfechtungsſtreitigkeiten iſt der Wert des Streitgegenſtand nach 
§ 3 zu ſchätzen. (RG. 47, 375; ZW. 03, 180250. Die 
Schätzung ergibt im vorliegenden Fall aber keinen die Summe 
von 2500 & überſteigenden Betrag. Es iſt auch nicht anzu⸗ 
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nehmen, daß die Klägerin durch Zwangsverwaltung einen Be⸗ 
trag von mehr als 2500 & hätte beitreiben können, da die ein⸗ 
getragenen Gläubiger durch Betreiben der Zwangsverſteigerung 
eine ſolche Befriedigung verhindern konnten und vorausſichtlich 
auch verhindert haben würden. C. c. R., U. v. 15. Febr. 10, 
230/09 VII. — Düſſeldorf. 

14. 5 139 3PO. Bedeutung des richterlichen Frage⸗ 
rechts.] 

Die Gerichte ſind nicht verpflichtet, im Anwaltsprozeß in 
Fällen, in denen der Klagegrund beſtimmt angegeben iſt, den 
Parteien gegenüber auf eine andere Begründung der von 
ihnen erhobenen Anſprüche und auf das Vorbringen der hierfür 
erforderlichen Behauptungen hinzuwirken; denn das Fragerecht 
und die Fragepflicht der Gerichte erſtreckt fih nur auf die Er⸗ 
gänzung, Erläuterung und Klarſtellung der erhobenen, nicht 
aber einer andern, ſich auf einen verſchiedenen Tatbeſtand 
und Klagegrund ſtützenden Klage. Daher haben die Gerichte 
überhaupt nicht von Amts wegen in die Prüfung der Frage 
einzutreten, ob ſich ein anhängiger Klageanſpruch nicht vielleicht 
aus einem anderen als dem von der Partei geltend gemachten 
Grunde rechtfertigen laſſe. (Vgl. die Urteile des RG., I. ZS., 
vom 1. Febr. 1902, JW. 02, 164°; VI. 35. vom 12. Juli 
1906, VL 579/05.) Herzog G. c. A., U. v. 15. Febr. 10, 
228/09 II. — Berlin. 

15. 8 148 3PO. Grund für die Ausſetzung des Prozeß⸗ 
verfahrens, wenn wegen der ſtreitigen Frage infolge einer polizei⸗ 
lichen Verfügung ein Verfahren bei dem OVG. anhängig iſt.] 

Die Klägerin begehrt mit ihrer Klage in erſter Linie Ver⸗ 
urteilung des Beklagten, 1. die ihr durch die Zuführung 
geſundheitsſchädlicher Gaſe, Dämpfe und Gerüche aus ſeiner 
chemiſchen Fabrik verurſachte Beeinträchtigung zu beſeitigen und 
zu unterlaſſen, 2. die zur Fabrikation und Aufbewahrung von 
Merkaptan, Sulfonal und Trional und ähnlichen, geſundheits⸗ 
ſchädliche Dämpfe, Gerüche und Gaſe erzeugenden Fabrikaten 
dienenden Einrichtungen zu beſeitigen. Der Beklagte macht 
gegenüber dieſem Anſpruche geltend, er ſei nach der ihm er⸗ 
teilten Konzeſſion berechtigt, die zu 2 genannten Fabrikate her⸗ 
zuſtellen, und könne daher die Klägerin nicht Beſeitigung der 
zur Herſtellung dieſer Fabrikate dienenden Einrichtungen ver⸗ 
langen. Die Polizeiverwaltung zu H. ſteht hinſichtlich des 
Umfanges der Konzeſſion auf dem entgegengeſetzten Standpunkt 
und hat durch polizeiliche Verfügung dem Beklagten unter 
Strafandrohung die Herſtellung der genannten Fabrikate unter⸗ 
ſagt. Die vom Beklagten hiergegen im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren erhobene Klage iſt durch Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes zu W. zurückgewieſen worden. Auf die Berufung 
des Beklagten iſt die Sache zurzeit beim OVG. anhängig. 
Verhandlung ſteht am 21. März 1910 an. Bei dieſer Sachlage 
iſt im Gegenſatze zu dem mit der Beſchwerde angefochtenen 
Beſchluß der Antrag des Beklagten auf Ausſetzung der Ver⸗ 
handlung bis zur Entſcheidung des OVG. für gerechtfertigt zu 
erachten. Die Entſcheidung des Rechtsſtreites hängt, wie auch 
das OLG. in dem die Ausſetzung ablehnenden Beſchluſſe an⸗ 
erkennt, wenigſtens zum Teil von der Entſcheidung der Frage 
ab, ob der Beklagte nach der Konzeſſion zur Herſtellung der 
genannten Fabrikate berechtigt iſt. In der polizeilichen Ver⸗ 
fügung vom 11. Januar 1909 und in der Entſcheidung des 
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Bezirksausſchuſſes iſt dies verneint worden. Daher iſt auf die 
Berufung des Beklagten die Entſcheidung der Frage dem OVG. 
unterbreitet. Mithin liegen an ſich die Vorausſetzungen vor, 
unter denen die Verhandlung des Rechtsſtreites nach § 148 
ZPO. ausgeſetzt werden kann. Das OLG. glaubt aber dennoch 
die Ausſetzung ablehnen zu müſſen, weil es keineswegs ſicher 
ſei, daß die ſtreitige Frage bei dem OVG. zur Entſcheidung 
gelangen werde, vielmehr nach Belegenheit des Falles mit der 
Möglichkeit gerechnet werden müſſe, daß das OVG. ebenſo wie 
in ſeiner Entſcheidung vom 15. Oktober 1908 aus anderen 
Gründen zur Aufhebung der vom Beklagten angefochtenen 
polizeilichen Verfügung gelangen werde. Dies iſt nicht zu 
billigen. Die vom Beklagten gegen die polizeiliche Verfügung 
erhobene Klage ſowie die gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes eingelegte Berufung iſt ausdrücklich darauf geſtützt, 
daß die Konzeſſion des Beklagten ſich auf die genannten 
Fabrikate erſtrecke. Es iſt alſo um Entſcheidung der Frage bei 
dem OLG. nachgeſucht. Mit der Möglichkeit, daß das OVG. 
trotzdem eine Entſcheidung hierüber nicht treffen, ſondern etwa 
aus formalen Gründen die polizeiliche Verfügung aufheben 
werde, iſt unter dieſen Umſtänden nicht zu rechnen. Die früher 
gegen den Beklagten erlaſſene polizeiliche Verfügung vom 
31. Mai 1905 iſt durch die erwähnte Entſcheidung des OVG. 
vom 15. Oktober 1908 nur deshalb aufgehoben worden, weil 
ſie nicht eine dem Geſetze entſprechende Begründung enthielt. 
Der jetzt in Streit befangenen Verfügung aber iſt unter Be⸗ 
rückſichtigung der für die Aufhebung der früheren Verfügung 
maßgebend geweſenen Erwägungen des OVG. eine anderweite 
Begründung gegeben worden, und der Bezirksausſchuß hat des⸗ 
wegen nun die Verfügung für an ſich rechtmäßig erlaſſen 
erklärt. Jedenfalls kann lediglich eine Möglichkeit, daß das 
oberſte Verwaltungsgericht die für den vorliegenden Rechtsſtreit 
weſentliche Frage, wiewohl es um die Entſcheidung darüber 
angegangen iſt, aus einem formalen Grunde nicht zur Ent⸗ 
ſcheidung bringen werde, keinen Grund abgeben, die an ſich 
gerechtfertigte Ausſetzung abzulehnen. Außerdem erſcheint auch 
die Ausſetzung inſofern zweckmäßig, als der Verhandlungstermin 
vor dem OVG. bereits in nächſter Zeit anſteht und daher eine 
weſentliche Verzögerung des Rechtsſtreites zufolge der Aus⸗ 
ſetzung nicht zu beſorgen iſt. H. c. V., Beſchl. v. 9. März 10, 
B 47/10 V. — Frankfurt. 

16. S 233 ZPO. Zur Frage von der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand.] 

Durch Verſäumnisurteil des LG. III zu B. vom 6. Oktober 
1908 wurden die Beklagte und deren Ehemann als Geſamt⸗ 
ſchuldner zur Zahlung von 2721 & verurteilt. Die Klage war 
der Beklagten am 24. Juli 1908 perſönlich zugeſtellt worden; 
zwiſchen der Klagezuſtellung und dem Verhandlungstermine 
hatten Vergleichsverhandlungen ſtattgefunden, die aber zu keiner 
Einigung führten. Das Verſäumnisurteil wurde am 14. Ok⸗ 
tober 1908 der Beklagten zugeſtellt. Am 19. November 1908 
beantragte die Beklagte, indem ſie gleichzeitig den Einſpruch 
einlegte, gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand. Zur Rechtfertigung des An⸗ 
trags machte ſie geltend, ſie habe ſich am 12. Oktober 1908 
wegen eines Unterleibsleidens in ein Krankenhaus begeben 
müſſen, dort ſei eine ſchwere Operation an ihr vollzogen worden, 
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wegen der in den nächſten Wochen notwendig geweſenen Scho: 
nung habe ihr erſt am 8. November durch ihren Ehemann Mit⸗ 
teilung von dem Verſäumnisurteil und deſſen Zuſtellung gemacht 
werden können. Das LG. erkannte auf Zurückweiſung des 
Wiedereinſetzungsantrags und Verwerfung des Einſpruchs. Be⸗ 
rufung und Reviſion blieben erfolglos. Die Reviſionsklägerin 
iſt der Meinung, das BG. habe verkannt, daß das Recht auf 
Wiedereinſetzung im Falle des § 233 Ab. 2 ZPO. nicht davon 
abhänge, ob die Erlaſſung des Verſäumnisurteils oder die Ver⸗ 
ſäumung der Einſpruchsfriſt verſchuldet iſt; nur darauf komme 
es an, ob es auf einem Verſchulden der Partei beruht, daß ſie 
von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils keine Kenntnis erlangt 
hat. Daß nach der hiernach allein in Betracht kommenden 
Richtung ein Verſchulden vorliege, ſei den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. nicht zu entnehmen. Der Angriff konnte 
keinen Erfolg haben: Berückſichtigt man ausſchließlich den 
Wortlaut des § 233 Abſ. 2, ſo liegt allerdings die von der 
Reviſionsklägerin vertretene Auffaſſung nahe. Allein bei der 
Ermittelung des Sinnes iſt auch der Zuſammenhang, in welchem 
die Vorſchrift zu derjenigen des vorangehenden Abſ. 1 ſteht, 
und der Zweck des Geſetzes in Betracht zu ziehen. Abſ. 1 
ſtellt die allgemeine Regel auf, daß bei Verſäumung einer Not⸗ 
friſt die Wiedereinſetzung dann zu erteilen iſt, wenn eine Partei 
durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle ver⸗ 
hindert worden iſt, die Friſt einzuhalten. Im Regelfalle reicht 
danach das Fehlen eines Verſchuldens zur Rechtfertigung des 
Wiedereinſetzungsantrags nicht aus, wohl aber hat das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen die negative Bedeutung, daß die Wieder⸗ 
einſetzung nicht zu erteilen iſt, wenn das Verſchulden die Friſt⸗ 
verſäumung mitverurſacht hat. Die anſchließende Vorſchrift des 
Abſ. 2, wonach einer Partei, welche die Einſpruchsfriſt verſäumt 
hat, die Wiedereinſetzung auch dann zu erteilen iſt, wenn ſie 
von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils ohne ihr Verſchulden 
keine Kenntnis erlangt hat, trägt für das Gebiet des Verſäumnis⸗ 
verfahrens in beſchränktem Umfange dem Fehlen eines Ver⸗ 
ſchuldens als einem die Wiedereinſetzung begründenden Umſtande 
Rechnung. Sie ſtellt ſich gegenüber der in Abſ. 1 enthaltenen 
Regel als eine für das Verſäumnisverfahren gegebene Ausnahme⸗ 
vorſchrift dar, deren Anwendungsgebiet, ſoweit die Ausnahme 
nicht reicht, begrenzt wird durch das für den Regelfall Geltende. 
Deshalb iſt als ausgeſchloſſen anzuſehen, daß in allen Fällen, 
wo eine Partei von der Zuſtellung eines Verſäumnisurteils 
nichts erfahren und den Einſpruch nicht innerhalb der geſetzlichen 
Friſt eingelegt hat, die Wiedereinſetzung zu erteilen wäre. Viel⸗ 
mehr iſt, entſprechend dem Regelfall, erforderlich, daß die Partei 
durch die unverſchuldete Nichterlangung der Kenntnis an der 
Einhaltung der Notfriſt verhindert worden iſt, daß alſo gerade 
hierin die Urſache der Friſtverſäumung liegt. Das trifft aber 
nicht zu, wenn eine Partei zwar von der Urteilszuſtellung, ſo⸗ 
weit es auf dieſe allein ankommt, ſchuldlos nichts erfahren hat, 
aber durch ſonſtiges Verſchulden in die Lage gekommen iſt, daß 
ſie die Einſpruchsfriſt verſäumt hat. Der Wortlaut des Geſetzes 
ſteht, ſobald die Vorſchrift des Abſ. 1 mitberückſichtigt wird, 
dieſer beſchränkenden Auslegung nicht entgegen. Die Auslegung 
wird aber auch durch den Zweck des Geſetzes gerechtfertigt. Die 
Sicherſtellung der an den Ablauf der Notfriſten geknüpften 
Folgen erfordert, daß nur in beſonderen Ausnahmefällen die 
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Wirkungen des Friſtablaufs wieder befeitigt werden können und 
daß dieſe Möglichkeit namentlich nicht einer Partei geboten 
wird, die bei Aufwendung der gehörigen Sorgfalt den mit dem 
Ablaufe der Friſt verbundenen Nachteil hätte vermeiden können. 
Daß der Geſetzgeber bei der hier in Rede ſtehenden Vorſchrift 
nicht etwa von einer anderen Auffaſſung ausgegangen iſt, er⸗ 
gibt die Begründung des Entwurfs der ZPO. Nach den Mo⸗ 
tiven (S. 172/73) hielt man für den Fall der Verfäumung der 
Einſpruchsfriſt die beſondere Beſtimmung deshalb für geboten, 
weil bei dem angenommenen Zuſtellungsſyſteme die Möglichkeit 
nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ein Beklagter weder die Zuſtellung 
der Klage noch die des Verſäumnisurteils rechtzeitig erſährt. 
Der Geſetzgeber hatte alſo nicht nur die Unkenntnis von der 
Zuſtellung des Verſäumnisurteils, ſondern auch die Unkenntnis 
von der Zuſtellung der Klage im Auge. Das weiſt darauf 
hin, daß die unverſchuldete Unkenntnis von der Urteilszuſtellung 
nicht ohne weiteres genügen ſoll. Daß der danach erforderliche 
Mangel an Verſchulden auf ſeiten der Beklagten nicht vor⸗ 
handen war, kann nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. 
nicht in Zweifel gezogen werden. Die Beklagte war zu der 
Zeit, als das Verſäumnisurteil erging, über den Stand des 
Prozeſſes unterrichtet und auch nach der Erlaſſung des Urteils 
noch in der Lage, Abwehrmaßregeln zu treffen. Trotzdem hat 
ſie nicht nur das Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen laſſen, 
ſondern auch in den folgenden Tagen, obgleich ſie mit Eintritt 
einer längeren Behinderung rechnen mußte, nichts zur Wahrung 
ihrer Intereſſen getan. Mag daher auch, ſoweit es ſich allein 
um die Kenntnis von der Urteilszuſtellung handelt, eine Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht vor⸗ 
liegen, ſo iſt doch die Beklagte nicht durch dieſe Unkenntnis, 
ſondern durch das nachläſſige Verhalten, das ihr überhaupt 
zur Laſt fällt, an der Einhaltung der Einſpruchsfriſt verhindert 
worden. S. c. M., U. v. 18. Febr. 10, 408/09 II. — Berlin. 

17. 5 286 ZPO. Unzuläſſige Beweisablehnung.] 

Der Zeuge war nach dem Beweisbeſchluß von der Be⸗ 
klagten zum Nachweis der Betriebsunfähigkeit der Pumpe und 
insbeſondere zum Nachweis der einzelnen Mängel als ſach⸗ 
verſtändiger Zeuge benannt. Der Berg. hat die bereits be⸗ 
ſchloſſene Vernehmung dieſes Zeugen für „unnötig“ erachtet, 
weil der Zeuge wenigſtens zur zutreffenden Zeit im Dienſt der 
Beklagten geſtanden habe und ſeine Angaben infolge der von 
der Beklagten veranlaßten Ausbeſſerungen und infolge des in⸗ 
zwiſchen ſtattgehabten Betriebes ſich nicht mehr nachprüfen 
ließen, es aber dem Kläger nicht zugemutet werden könne, unter 
dieſen Umſtänden ſich den Beweis durch die Ausſage eines 
früheren Angeſtellten der Beklagten erbringen zu laſſen. Mit 
Recht findet die Reviſion hierin eine Verletzung der Vorſchrift 
des 8 286 ZPO. Wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, 
darf eine beantragte Beweiserhebung nicht deshalb unterbleiben, 
weil ſie den erſtrebten Erfolg wahrſcheinlich nicht haben wird. 
Nur wenn beſondere Umſtände die Annahme rechtfertigen, daß 
die Beweiserhebung irgend etwas für die Bildung der Über⸗ 
zeugung des Gerichts Sachdienliches nicht erbringen kann, ver⸗ 
ſtößt die Ablehnung eines angebotenen Zeugenbeweiſes nicht 
gegen den Grundſatz, daß die Entſcheidung unter Berückſichtigung 
des geſamten Inhalts der Verhandlung zu treffen iſt. Solche 
beſondere Umſtände hat aber der BerR. in ausreichender Weiſe 
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nicht feſtgeſtellt. K. c. B., U. v. 22. Febr. 10, 239/09 VII. — 
Hamm. 

18. 5 313 ZPO. Des ausdrücklichen Hinweiſes auf den 
Vortrag des landgerichtlichen Tatbeſtandes bedarf es in dem 
BU. nicht.] 

Der Tatbeſtand des Bu. braucht den ausdrücklichen Ver⸗ 
merk, daß der Tatbeſtand des erſten Urteils vorgetragen ſei, 
nicht notwendig zu enthalten, vielmehr muß, ſofern nicht von 
einzelnen Teilen des Tatbeſtandes beſonders bezeugt iſt, daß ſie 
nicht vorgetragen ſind, davon ausgegangen werden, daß das 
erſte Urteil die Grundlage der Berufungsverhandlung iſt und 
durch ſie zur Kenntnis des BG. gelangt. Darum liegt der 
von der Reviſion gerügte Verſtoß gegen § 313 ZPO. nicht 
vor, abgeſehen davon, daß eine von der Reviſion behauptete 
Unvollſtändigkeit gemäß 8 320 ZPO. im Wege einer Be⸗ 
richtigung des Tatbeſtandes zu verbeſſern geweſen wäre. K. c. A., 
U. v. 21. Febr. 10, 81/09 VI. — Hamm. 

19. SS 546, 554 ZPO. verb. mit S 906 BGB. 
Aber die Reviſionsſumme im Falle eines Verbots der Benutzung 
einer unterirdiſchen Kegelbahn nach 10 Uhr abends.] 

Gegen den Beklagten, der in ſeinem Hauſe eine unter⸗ 
irdiſche Kegelbahn angelegt hat, hat auf Grund der Behauptung, 
daß der bis in die Nacht hinein ſich erſtreckende Betrieb dieſer 
Kegelbahn ruheſtörenden Lärm in der Nachbarſchaft verurſache, 
der Kläger als Eigentümer des Nachbargrundſtücks auf Grund 
des § 906 BGB. mit dem ſchließlichen Antrage geklagt, 
prinzipaliter, den Beklagten zu verurteilen, Maßnahmen zu 
treffen, daß das durch den Betrieb der Kegelbahn hervor⸗ 
gerufene Geräuſch die Benutzung des klägeriſchen Hauſes nur 
unweſentlich beeinträchtigt, eventuell dem Beklagten die 
Benutzung der Kegelbahn zu verbieten, ſoweit nicht das 
Geräuſch die Benutzung des klägeriſchen Hauſes nur un⸗ 
weſentlich beeinträchtigt. Durch das Bu. iſt Beklagter ver⸗ 


urteilt worden, zu verhindern, daß nach 10 Uhr abends durch 


den Betrieb der Kegelbahn in ſeinem Hauſe dem klägeriſchen 
Hauſe erheblichere Geräuſche zugeführt werden, als ſolche, durch 
die die Benutzung des klägeriſchen Hauſes nicht oder nur un⸗ 
weſentlich beeinträchtigt wird. Das RG. hat die eingelegte 
Reviſion wegen mangelnder Reviſionsſumme durch Beſchluß 
als unzuläſſig verworfen: Der Reviſionskläger hat durch Über: 
reichung eines privatſchriftlichen Gutachtens glaubhaft zu machen 
verſucht, daß für den Beklagten ein mehr als 2500 4 
betragender Beſchwerdewert gegeben ſei. Die Glaubhaftmachung 
konnte indeſſen nicht als vorliegend angeſehen werden. Der 
Sachverſtändige berechnet als Gegenſtand der Beſchwerung den 
vorausſichtlichen Schaden, der hinſichtlich des Mietwerts. der 
Kegelbahn dem Beklagten aus der gänzlichen Einſtellung 
des Kegelbahnbetriebes nach 10 Uhr abends erwachſen wird. 
Dabei iſt jedoch überſehen, daß das BU. ein ſolches unbedingtes 
Verbot, den Kegelbahnbetrieb über den bezeichneten Zeitpunkt 
hinaus fortzuſetzen, nicht enthält, vielmehr darin, dem Beklagten 
der zeitlich unbeſchränkte Betrieb nachgelaſſen wird, ſofern er 
Vorkehrungen trifft, die ein Hinüberdringen übermäßiger 
Geräuſche auf das klägeriſche Grundſtück verhindern. Dafür, 
daß ſolche Vorkehrungen nicht ausführbar ſind oder einen den 
Betrag von 2500 & überſteigenden Koſtenaufwand verurſachen 


würden, iſt nichts beigebracht, eher vielmehr das Gegenteil als 
48 
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wahrſcheinlich anzunehmen. B. c. U., Beſchl. v. 5. März 10, 


63,10 V. — Cöln. 

20. § 553 ZPO. Notwendigkeit der unterſchriftlichen 
Vollziehung einer Rechtsmittelſchrift — Reviſionsſchrift.!] 

Die Reviſionsſchrift trägt keine Unterſchrift. Ebenſowenig 


iſt die dem Gegner zugeſtellte, als beglaubigt bezeichnete Ab⸗ 


ſchrift von dem damaligen Prozeßbevollmächtigten der Beklagten 
unterſchrieben. Es liegt deshalb nicht der in dem Beſchluſſe 
des IV. ZS. des RG. vom 12. Januar 1891 (RG. 27, 405) 
behandelte Fall vor und es braucht deshalb nicht darauf ein⸗ 
gegangen zu werden, ob, wenn ein gleichartiger Fall gegeben 
wäre, an dem damals ausgeſprochenen Satze feſtzuhalten wäre, 
daß der Mangel der Unterſchrift des Anwalts unter der dem 
Gegner zugeſtellten Abſchrift der Rechtsmittelſchrift durch die 
Unterſchrift des Anwalts unter dem Beglaubigungsvermerke 


erſetzt und ferner, ob auf dieſem Wege auch der Mangel der 


Unterſchrift des Anwalts unter der Urſchrift ergänzt werden 
könnte. Im übrigen iſt die Frage, ob die Unterſchrift des 
Rechtsanwalts unter der Rechtsmittelſchrift ein weſentliches 
Erfordernis der Einlegung des Rechtsmittels bilde, ſchon durch 
den Beſchluß des V. ZS. des RG. vom 22. März 1893 
grundlegend im bejahenden Sinne entſchieden. (RG. 31, 
375.) Es ſind dort bereits alle die Gründe, welche die Reviſion 
jetzt dafür geltend macht, daß kein Zweifel darüber beſtehen 
könne, daß die Reviſionsſchrift wirklich von dem damaligen 
Prozeßbevollmächtigten der Beklagten herrühre, geprüft, aber nicht 
für geeignet erachtet worden, eine andere Entſcheidung zu recht⸗ 
fertigen. Hieran hat die ſpätere Rechtſprechung des RG. feſt⸗ 
gehalten, insbeſondere der jetzt erkennende Senat in dem Be⸗ 
ſchluſſe vom 4. Mai 1900. In dem Urteile des II. ZS. aber 


vom 11. Januar 1907 (RG. 65, 81) iſt die Frage gerade auch 


mit Rückſicht auf die durch die Novelle vom 5. Juni 1905 ein⸗ 
geführten Anderungen in der Einlegung und Begründung der 
Reviſion erörtert, wenn auch hauptſächlich in bezug auf den damals 
vorliegenden eines Mangels in der Unterzeichnung der beſondern 
Reviſionsbegründungsſchrift. Jedenfalls iſt das Er⸗ 
fordernis der Unterſchrift des Anwalts unter der Reviſions⸗ 
einlegungsſchrift dadurch, daß ſeit Geltung jener Novelle die 
Einlegung der Reviſion nicht mehr, wie nach der früheren 
Faſſung des §S 553 ZRO. durch Zuftellung eines Schriftſatzes 
an den Gegner, ſondern durch Einreichung der Reviſions⸗ 
ſchrift bei Gericht erfolgt, in ſeiner Bedeutung eher geſteigert 
als abgeſchwächt worden. Es kann in dieſer Beziehung auf 
die Ausführungen am Schluſſe des Beſchluſſes vom 22. März 
1893 (RG. 31 S. 378 und 379) über die Bedeutung der 
Unterſchrift unter einer Beſchwerdeſchrift Bezug genommen 
werden. K. c. S., U. v. 1. März 10, 702/09 III. — Cöln. 

21. 5 561 3 PO. Vertragsauslegung. Freie Nach⸗ 
prüfung der rechtlichen Bedeutung eines Einwandes unter Zu⸗ 
hilfenahme anderweiten Prozeßvorbringens.] 

Beklagter, der in einer notariellen Urkunde der Klägerin 
gegenüber für die aus der Geſchäftsverbindung der letzteren 
mit ihrem Agenten V. ſich ergebenden Verpflichtungen Bürg⸗ 
ſchaft bis zum Höchſtbetrage von 10 000 & übernommen und 
zur Sicherung dieſer Schuld mit feinem Grundbeſitz der Klägerin 
Hypothek beſtellt hat, wird aus dieſem Akt im gegenwärtigen 
Prozeß mit der dinglichen und perſönlichen Klage auf Zahlung 
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von der Klägerin in Anſpruch genommen. Er hat die Rechts⸗ 
wirkſamkeit ſeiner Bürgſchaftsübernahme deshalb beſtritten, weil 
die Schuld des V. aus Unterſchlagungen, die dieſer der Klägerin, 
feiner Prinzipalin, gegenüber begangen habe, herrühre; er, Be: 
klagter, habe dies nicht gewußt. Der erſte Richter hat den 
Beklagten zur Zahlung von 10 000 & nebſt Zinſen oder 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in den hypothekariſch ver⸗ 
hafteten Grundbeſitz verurteilt, im übrigen die Klage abgewieſen. 
Die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen. Das RG. hob 
auf Reviſion des Beklagten auf: Der BerR. führt aus: die 
klägeriſchen Anſprüche lägen im Rahmen des Bürgſchafts⸗ 
vertrages. Denn es ſeien Forderungen auf Auszahlung ein⸗ 
gezogener Beträge. Das Einziehen der Beträge und ihr Aus⸗ 
zahlen an die Klägerin ſeien aber Verpflichtungen, die dem V. 
auf Grund des mit der Klägerin geſchloſſenen Vertrages oblagen. 
Dieſe Begründung geht von der Annahme aus, daß Beklagter 
mit ſeinem in Rede ſtehenden Einwand lediglich habe geltend 
machen wollen, der Vertragswille der Beteiligten ſei dahin 
gegangen, nur reguläre Geſchäftsſchulden, nicht aber Erſatz⸗ 


verbindlichkeiten aus einer ſtrafbaren Handlung zum Gegenſtand 


der Bürgſchaftsübernahme zu machen. Inſoweit handelte es 
ſich um Vertragsauslegung und die zuungunſten des Beklagten 


der Bürgſchaft einen ausgedehnteren Umfang gebende Ent⸗ 
ſcheidung des Ber R. iſt nach S 561 ZPO. in gegenwärtiger 


Inſtanz nicht zu beanſtanden. Der erwähnte Einwand des 
Beklagten konnte aber, was der BerR. überſehen hat, auch 
noch in einem anderen Sinne gemeint ſein und alsdann eine 
weitergehende rechtliche Tragweite haben. Es konnte Beklagter 
beabſichtigen, mit ihm geltend zu machen, er, Beklagter, ſei der 
irrigen Meinung geweſen, er übernehme durch feine Bürgſchaſt 
nur das Einſtehen für Geſchäftsſchulden des V. Hätte er 


gewußt, daß feine Haftung ſich nach Inhalt der von ihm ab⸗ 
gegebenen Erklärung auch auf Deckung von Unterſchlagungen 
erſtrecke, ſo würde er den Bürgſchaftsvertrag überhaupt nicht 
abgeſchloſſen haben. Ob Beklagter in den Vorinſtanzen ſeinem 


Einwande dieſe Richtung hat geben wollen, war, da hierbei 


die Beurteilung von Vorgängen innerhalb des Prozeſſes in 
Frage kommt, gemäß einem vom Reichsgericht in ſtändiger 
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Rechtſprechung zur Geltung gebrachten Grundſatz auch in der 
Reviſionsinſtanz frei nachzuprüfen, und der erkennende Senat 


hat keinen Anſtand genommen, die im Tatbeſtande des Bll. 
wiedergegebenen Anführungen des Beklagten dahin auszulegen, 


daß er die von ihm bereits in I. Inſtanz geltend gemachte 


Anfechtung der Bürgſchaftsübernahme wegen 


mehr in II. Inſtanz auch noch auf einen ferneren Grund, 


nämlich auf das argliſtige Verſchweigen des Schuldgrundes . 


jener Verbindlichkeiten — unerlaubte Handlung — hat ſtützen 


wollen. Um inſoweit dem Vorbringen des Beklagten gerecht zu =. 


argliſtiger 
Täuſchung, die dort nur auf angeblich unrichtige Zuſicherungen 
über die Höhe der V. ſchen Verbindlichkeiten geſtützt war, nun⸗ 


werden, bedarf es demnach noch der Erörterung, ob Beklagter . 
nach Beſchaffenheit der Umſtände des Glaubens ſein konnte, 
daß die Verbindlichkeiten des V. aus regulären Geſchäfts⸗ 
beziehungen herrührten und bejahendenfalls ob anzunehmen iſt, 
daß Beklagter für Unterſchlagungen oder ſonſt unerlaubte 
Handlungen des Genannten einzutreten nicht gewillt war, 


ferner wann Beklagter von dem wirklichen Charakter der | 


39. Jahrgang. 


V.ſchen Schuld Kenntnis erhalten hat, insbeſondere ob danach 
die von ihm in der Berufungsinſtanz erklärte Vertragsanfechtung 
als eine rechtzeitige im Sinne des § 124 BGB. anzuſehen iſt. 
3. e. O., U. v. 26. Febr. 10, 238.09 V. — Cöln. f 

22. Ablehnung von Beweisanträgen. Beſchränkung der 
Verteidigung.] 

Der Berg. war nicht berechtigt, den über die Behauptung, 
Klägerin beſitze ein nießbrauchsfreies Kapitalvermögen von 
6000 /, angebotenen Zeugenbeweis deshalb unerhoben zu laſſen, 
weil das Gegenteil von dem, was die Zeugen bekunden ſollten, 
bereits als feſtſtehend anzuſehen ſei. Eine derartige Vorweg⸗ 
nahme der Beweisprüfung iſt, wie auch das RG. in beſtändiger 
Rechtſprechung anerkannt hat, nicht zuläſſig. Wenn der Beklagte 
ferner ſchon in erſter Inſtanz und demnächſt in einem angezogenen 
Schriftſatze geltend gemacht hatte, ſein Nervenſyſtem ſei voll⸗ 
ſtändig zerrüttet, er ſei ein körperlich und geiſtig vollſtändig 
gebrochener Mann und deshalb zurzeit völlig erwerbsunfähig, 
fo durfte der Ber R. dieſe Schutzbehauptung nicht dahin miß⸗ 
verſtehen, als handle es ſich nur um eine geringfügige, raſch 
vorübergehende Geſundheitsſtörung, und deshalb den hierzu an⸗ 
gebotenen Sachverſtändigenbeweis ablehnen. Der Beklagte iſt 
mithin in ſeiner Verteidigung in ſo erheblichem Maße beſchränkt 
worden, daß das BU. aufgehoben und ſo, wie geſchehen, erkannt 


werden mußte. M. c. M., U. v. 28. Febr. 10, 236/09 IV. 
— Celle. 
Verſicherungsrecht. 


23. Kunſt⸗ oder Liebhaberwert eines verbrannten Gemäldes 
— Stichs —? Wertsermittelung durch Sachverſtändige.] 

Der Kläger hatte bei der Beklagten ſeine bewegliche Habe 
gegen Feuersgefahr verſichert. Das Verzeichnis der Sachen 
umfaßte auch Gemälde, Kupferſtiche, Bilder, Kunſt⸗ und Luxus⸗ 
gegenſtände mit einer Geſamtſumme von 6680 &. Dazu war 
bemerkt, daß unter den deklarierten Gegenſtänden auch ein 
Gemälde, die Seeſchlacht zwiſchen Engländern und Holländern 
im Jahre 1797 darſtellend, mit 6000 & als mitverſichert 
gelte. Der Kläger erlitt einen Brandſchaden, und in dem 
eingeleiteten Abſchätzungsverfahren bezifferten die Sachverſtändigen 
den Wert des Bildes auf 150 &. Der Kläger forderte 
indeſſen 6 000 , während die Beklagte ihm nur den Liebhaber: 
wert, den von den Sachverſtändigen gefundenen Kunſtwert mit 
150 & zubilligte. Demgemäß erkannte das LG. Die Be⸗ 
rufung und Reviſion des Klägers blieben erfolglos: Die all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen unterſcheiden ausdrücklich 
den Kunſtwert und den Liebhabereiwert von verſicherten Gegen⸗ 
ſtänden. Wenn der Kunſtwert verſichert ſein ſoll, müſſen die 
Gegenſtände, namentlich Gemälde, in der Verſicherungsurkunde 
beſonders benannt fein. Die Verſicherung zum Liebhabereiwert 
erfordert einen beſonderen, dieſen beziffernden Antrag und deſſen 
entſprechende Kennzeichuung in der Verſicherungsurkunde. Eine 
ſolche Unterſcheidung iſt auch gerechtfertigt. Kunſtwert iſt der 
objektive (gemeine) Wert, den ein Kunſtgegenſtand im Verkehre 
hat. Daß der Kreis derer, die Kunſtgegenſtände verkaufen und 
erwerben, der Natur der Sache nach beſchränkter iſt, als bei 
anderen, der Befriedigung menſchlicher Bedürfniſſe dienenden 
Dingen, hindert nicht, von einem Kunſtmarkte und von der 
Schätzung Sachverſtändiger zugänglichen Preiſen zu ſprechen, 
die auf dieſem Markt erzielt werden. Der Verkehrswert eines 
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Bildes iſt danach beſtimmbar. Der Liebhabereiwert bedeutet 
mehr. Ob er gleichbedeutend iſt mit dem Werte der beſonderen 
Vorliebe (dem Affektionswert) oder ob er auch objektive Momente 
in ſich ſchließt, die aus der Wertſchätzung innerhalb des Kreiſes 
der Liebhaber zu entnehmen ſind, kann hier auf ſich beruhen. 
Jedenfalls iſt er etwas anderes wie der Kunſtwert, und bedarf 
der ausdrücklichen, ziffernmäßigen Feſtſetzung in der Police. 
Daran fehlt es im vorliegenden Falle. Gemäß den Be⸗ 
dingungen ſind die Gegenſtände, die einen Kunſtwert haben, 
darunter das ſtreitige Bild, beſonders benannt und deshalb 
verſichert, aber lediglich nach dem Kunſtwert. Der Betrag von 
6000 &, der als Wert des Bildes angegeben iſt, bildet nur 
die Grenze, bis zu welcher die Beklagte hafte, iſt aber nicht 
eine dieſe verpflichtende Schätzung; vielmehr mußte der wahre 
Kunſtwert des Stiches, wie geſchehen, durch die Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion ermittelt werden. Der Umfang der von der Be⸗ 
klagten übernommenen Verpflichtungen beſtimmte ſich nach § 4 
der Bedingungen, die dem Kläger als früheren Agenten der 
Geſellſchaft nicht unbekannt geweſen ſein können, lediglich nach 
dem Inhalte der Verſicherungsurkunde. Dieſe ergibt nichts 
über die Verſicherung des Kupferſtiches zum Liebhabereiwerte. 
B. c. N., U. v. 25. Febr. 10, 214/09 WII. — Frankfurt. 

Konkursordnung. 

24. SS 17 und 26 KO. verb. mit 88 324, 325, 326, 
615, 616, 649 BGB. Anſpruch eines Gläubigers, dem der 
Gemeinſchuldner einen Teil des Anſpruchs für ein nicht beendetes 
Werk abgetreten hat, wenn der Verwalter den Werkvertrag 
für die Zukunft aufgehoben hat.] 

Baumeiſter R. hatte die Erbauung eines Wohnhauſes uſw. 
für den Beklagten übernommen. Er trat von ſeiner Werklohn⸗ 
forderung an die Kläger Beträge ab und geriet, ehe er die 
übernommenen Bauten völlig fertiggeſtellt hatte, in Konkurs. 
Der Beklagte ließ die Bauten anderweit vollenden. Die Kläger 
fordern von dem Beklagten die Bezahlung der ihnen abgetretenen 
Beträge der Werklohnforderung. Sie behaupten, daß R. zur 
Zeit der Abtretung etwa 20 000 /, zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung etwa 22 000 & von dem Beklagten nach Abzug der 
von dieſem geleiſteten Zahlungen zu fordern gehabt habe. Das 
LG. wies die Klage ab, das OLG. wies die Berufung zurück, 
das RG. hob auf: Das BG. erachtet die Behauptung der 
Kläger, daß der Verwalter der Konkursmaſſe mit dem Be⸗ 
klagten vereinbart habe, daß der Werkvertrag für die Zukunft 
aufgehoben ſein und Beklagter die Vergütung für die bis⸗ 
herigen Arbeiten an die Konkursmaſſe leiſten ſolle, für wider⸗ 
legt, und ſieht für dargetan an, daß der Konkursverwalter die 
weitere Erfüllung des Vertrages gemäß § 17 KO. abgelehnt 
habe. Hiernach, führt das BG. aus, ſteht den Klägern ebenſo⸗ 
wenig wie der Konkursmaſſe ſelbſt ein Anſpruch gegen den 
Beklagten zu, weder ein ſolcher auf Vertragserfüllung, noch 
ein ſolcher aus ungerechtfertigter Bereicherung. Nach der Ab⸗ 
lehnung der weiteren Vertragserfüllung ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters bleibe zwar der Vertrag beſtehen, aber es könne kein 
Teil deſſen weitere Erfüllung beanſpruchen, ſondern es ver⸗ 
bleibe lediglich dem Vertragsgegner des Gemeinſchuldners das 
Recht, nach 8 26 KO. eine Forderung wegen Nichterfüllung 
als Konkursgläubiger geltend zu machen, fein Erfüllungs⸗ 
anſpruch verwandele ſich in einen Schadenserſatzanſpruch. Ein 
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Bereicherungsanſpruch ſei auch inſoweit nicht gegeben, als das⸗ 
jenige, was dem Vertragsgegner auf Grund des Vertrages 
bereits vor der Konkurseröffnung zugefloſſen war, den Wert 
des von ihm bereits Geleiſteten überſteige. Denn dieſe Be⸗ 
reicherung entbehre nicht des rechtlichen Grundes; was der 
Vertragsgegner erhalten habe, habe er auf Grund ſeines wirkſam 
gebliebenen Vertragsrechtes erhalten; die von dem Konkurs⸗ 
verwalter ausgeſprochene Erfüllungsablehnung gebe ihm nach 
8 17 KO. ein Recht darauf, das Empfangene zu behalten. 
Dieſer Rechtsauffaſſung kann nicht beigetreten werden. Sie 
würde unter Umſtänden zu dem Ergebnis höchſter Unbilligkeit 
führen. Wohl darf man annehmen, daß ein ſorgfältiger und 
ſeinem Amte gewachſener Konkursverwalter die Erfüllung des, 
beiderſeits noch nicht vollſtändig erfüllten, zweiſeitigen Vertrages 
nur dann ablehnen wird, wenn die Nichterfüllung für die 
Konkursmaſſe vorteilhafter iſt als die Erfüllung. Aber auch 


der erfahrenſte und ſorgfältigſte Konkursverwalter wird nicht 


ſelten auch in ſolchen Fällen die weitere Erfüllung ablehnen 
müſſen, in denen der Gemeinſchuldner bereits einen erheblichen 
Teil der ihm obliegenden Leiſtung dem anderen Teile gewährt 
hat, ohne den entſprechenden Teil der Gegenleiſtung erhalten 
zu haben. Der Konkursverwalter wird meiſt genötigt ſein, auf 
die Erfüllung ſelbſt an ſich vorteilhafter Verträge zu verzichten, 
um nicht die Beendigung des Konkurſes zu verzögern. Wollte 
man hier mit dem BG. dem Konkursverwalter jeden Anſpruch 
auf Vergütung oder Herausgabe der durch die Leiſtungen des 
Gemeinſchuldners in das Vermögen des anderen Vertragsteiles 
gelangten Werte verſagen, ſo würden dem anderen Teil unter 
Umſtänden ſehr erhebliche Gewinne zufließen, auf welche dieſer 
nicht einmal bei der vollſtändigen Erfüllung des Vertrages 
einen Anſpruch hätte. Und dieſe, ſicherlich der inneren Be⸗ 
rechtigung entbehrende Bereicherung des einen Gläubigers 
würde auf Koſten der anderen Gläubiger des Gemeinſchuldners 
erfolgen, die ohnehin in der Regel ſich mit einem kleinen Bruch⸗ 
teil ihrer berechtigten Forderungen beſcheiden müſſen. Im vor⸗ 
liegenden Falle bedarf es jedoch eines Eingehens auf die Frage, 
ob und inwieweit ein ſolcher Bereicherungsanſpruch zuzulaſſen 
iſt, nicht, da der Konkursmaſſe und, ſoweit deren Rechte durch 
die vor der Konkurseröffnung erfolgte Abtretung auf die Kläger 
übergegangen find, dieſen ein Anſpruch auf den den Leiſtungen 
des Gemeinſchuldners entſprechenden Teil der vertragsmäßigen 
Gegenleiſtung zuzuerkennen iſt. Außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens hat regelmäßig derjenige, welcher eine Teilleiſtung 
des Vertragsgegners endgültig behalten will oder muß, auch 
die Verpflichtung zur Erfüllung des entſprechenden Teils der 
ihm obliegenden Gegenleiſtung. Dies iſt ſelbſtverſtändlich in 
den Fällen, in denen eine Teilleiſtung von vornherein als eine 
vollſtändige Erfüllung unter Teilung der urſprünglich einheit⸗ 
lichen Verpflichtung entgegengenommen wird — vgl. Planck, 
Anm. 6 zu § 280 BGB., Staudinger (Kuhlenbeck) Anm. 2b 
Abſ. 3 zu S 280 BGB. —; ebenſo dann, wenn die Parteien 
ſich ſpäter einigen, daß es bei der Teilerfüllung zu belaſſen ſei. 
Nicht anders ſteht es, wenn die weitere Erfüllung unmöglich 
wird. Iſt dieſe Unmöglichkeit von keinem der beiden Teile zu 
vertreten, ſo mindert ſich die Gegenleiſtung des anderen Teiles 
nach § 323 Abſ. 1 Halbſatz 2. Hat der Schuldner die Un⸗ 
möglichkeit der weiteren Erfüllung zu vertreten, ſo muß der 
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Vertragsgegner die empfangene Teilleiſtung als teilweiſe Ver⸗ 
tragserfüllung behalten und vergüten, es ſei denn, daß die 
teilweiſe Erfüllung des Vertrages kein Intereſſe für ihn hat. 
Im letzteren Falle hat er neben der Befugnis, die in 8 323 
beſtimmten Rechte geltend zu machen, das Recht, Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach 
Maßgabe des § 280 Abſ. 2 zu verlangen oder von dem ganzen 
Vertrage zurückzutreten; er kann dann aber nicht die 
empfangene Teilleiſtung behalten, muß dieſe vielmehr 
gemäß den SS 346 ff. zurückgeben; der Schuldner kann ihm 
gemäß 5 355 eine Friſt zur Erklärung ſetzen. Das gleiche 
gilt in den Fällen des Verzuges nach SS 325 Abſ. 2, 283 und 
nach $ 326. Ein, übrigens weſentlich eingeſchränktes, Recht, 
die Gegenleiſtung trotz Fortfallens der eigenen Leiſtung zu 
behalten, iſt nur demjenigen Vertragsteil gegeben, deſſen Leiſtung 
infolge eines von dem andern Teil zu vertretenden Umſtandes 
oder nach Eintritt des Annahmeverzuges bei dem andern Teil 
unmöglich wird — § 324 Abſ. 1 und 2 —, ſowie in den be⸗ 
ſonderen Fällen der SS 615, 616 und 649. Mit dieſen Fällen 
der 88 324, 615, 616, 649 BGB. hat die Ablehnung der 
weiteren Vertragserfüllung ſeitens des Konkursverwalters keine 
Verwandtſchaft. Die Urſache der Ablehnung der Vertrags⸗ 
erfüllung braucht zwar weder objektive Unmöglichkeit der weiteren 
Erfüllung noch Unzulänglichkeit der Mittel der Konkursmaſſe 
zu ſein, ſie liegt aber doch regelmäßig in einer Geſtaltung der 
Verhältniſſe, welche dem Konkursverwalter die weitere Erfüllung 
in ſo hohem Grade erſchwert, daß die weitere Erfüllung des 
Vertrages bei pflichtgemäßem Ermeſſen für ihn nicht in Frage 
kommt. Es liegt daher nahe, den Fall der vom Konkurs⸗ 
verwalter gemäß § 17 KO. erfolgten Ablehnung der Erfüllung 
einer gleichen Beurteilung zu unterziehen, wie den Fall der von 
dem Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit der weiteren Er⸗ 
füllung, ſoweit nicht die Beſtimmungen der KO. dem entgegen⸗ 
ſtehen. Durch § 26 KO. iſt dem andern Teil das Recht zum 
Rücktritt vom Vertrage wegen der Ablehnung der Erfüllung 
ſeitens des Verwalters verſagt. Die entſprechende Anwendung 
des § 325 BGB. iſt alſo inſoweit ausgeſchloſſen, als dieſer dem 
andern — dem vertragstreuen — Teil das Recht zum Rücktritt 
gewährt. Der Rechtsſatz aber, daß keine Vertragspartei die 
auf Grund eines zweiſeitigen Vertrages empfangene Teilleiſtung 
endgültig behalten kann, ohne zu der entſprechenden Gegen⸗ 
leiſtung verpflichtet zu ſein, iſt wie ausgeführt keine Beſonder⸗ 
heit des 5 325 BGB., er enthält vielmehr einen allgemeinen, nur 
in Einzelfällen durchbrochenen Grundſatz. Seine Anwendung im 
Falle des S 17 KO. entſpricht durchaus der Billigkeit. Es 
kann ſich danach nur fragen, ob der Anſpruch des Konkurs⸗ 
verwalters auf den entſprechenden Teil der vertragsmäßigen 
Gegenleiſtung für die in das Vermögen des andern Teils 
gelangte und endgültig dem andern Teil verbleibende Teilleiſtung 
durch die Beſtimmungen der KO. ſelbſt ausgeſchloſſen wird. 
Dies iſt anſcheinend bisher allgemein angenommen und wird 
ausdrücklich ausgeſprochen von Jaeger Anm. 17 zu $ 17 KO. 
und von Oetker, Einfluß der Konkurseröffnung auf zweiſeitige 
Verträge, in der Z3P. 14 S. 17 und 27. Dies kann indes 
nicht als richtig anerkannt werden. Die KO. enthält weder in 
S 17 noch in § 26 eine ausdrückliche Beſtimmung über die 
Rechte, welche der Konkursmaſſe im Falle der Ablehnung der 
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Erfüllung ſeitens des Verwalters hinſichtlich der in das Ber: 
mögen des Vertragsgegners gelangten Teilleiſtung des Gemein⸗ 
ſchuldners zuſtehen. Sie regelt nur in § 17 das Wahlrecht 
des Konkursverwalters und in § 26 die dem andern Teil im 
Falle der Nichterfüllung zuſtehenden Rechte. Allerdings ergibt 
ſich aus 8 17 KO., daß der Verwalter nicht berechtigt iſt, die 
Erfüllung eines beliebigen Teiles des Vertrages zu fordern. 
Hieraus folgt aber ebenſowenig wie aus der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung des § 266 BGB., daß der Schuldner zu Teilleiſtungen 
nicht berechtigt iſt, daß nun der andere Vertragsteil, der die 
Teilleiſtung endgültig behält, der Verpflichtung zu ihrer Ver⸗ 
gütung enthoben wäre. Hiernach iſt die Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils und die Zurückverweiſung der Sache an das 
BG. geboten. Der Beklagte hat den Bau, den der Gemein⸗ 
ſchuldner bis nahe zur Vollendung geführt hatte, ſeinerſeits 
fertigſtellen laſſen. Er will und kann die empfangene Teil⸗ 
leiſtung nicht herausgeben; die Annahme, daß die teilweiſe Er⸗ 
füllung des Vertrages für ihn kein Intereſſe hätte, iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Die Feſtſtellungen des BG. laſſen die Möglichkeit 
offen, daß der Wert des von dem Gemeinſchuldner Geleiſteten 
die Summe der von dem Beklagten geleiſteten Zahlungen und 
des zur Aufrechnung zu ſtellenden Betrages ſeiner Schadens⸗ 
erſatzſorderung überſteigt, den Rechtsnachfolgern alſo noch ein 
Anſpruch auf einen Teil der vertragsmäßigen Gegenleiſtung des 
Beklagten verbleibt. Ob dies der Fall, iſt bei der erneuten 
Verhandlung zu prüfen. M. c. P., U. v. 18. Febr. 10, 
121,09 III. — Dresden. 

25. 88 19, 26 KO. Gibt Kündigung eines Mietvertrages 
ſeitens des Konkursverwalters dem Untermieter eine Maſſe⸗ 
oder nur eine Konkursforderung?] 

Das angefochtene Urteil beruht auf der Annahme, daß der 
Konkursverwalter bei Ausübung der ihm kraft des § 19 KO. 
zuſtehenden Befugnis, Mietverträge des Gemeinſchuldners zu 
Tündigen, die Rechte Dritter nicht verletzen dürfe. Dies habe 
er hier getan, indem er durch die Kündigung das Unter⸗ 
mieterrecht des Klägers zum Erlöſchen gebracht habe. Er habe 
ſich dadurch außerſtande geſetzt, die Mietsſache als Hauptmieter 
dem Kläger als ſeinem Untermieter während der Vertragszeit 
zur Verfügung zu ſtellen. Darin liege ein Verſchulden, das 
ihn zum Schadenerſatze verpflichte. Das Gericht erachtet des⸗ 
halb übereinſtimmend mit dem LG. einen Fall des § 59 Nr. 1 
RO. als gegeben und hat deshalb den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Dieſe Begründung des 
Bu. verletzt, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, den 
S 26 KO., und zwar durch Nichtanwendung. Hiernach kann, 
wenn infolge der Eröffnung des Konkursverfahrens eine Ver⸗ 
bindlichkeit nicht erfüllt oder ein Rechtsverhältnis des Gemein⸗ 
ſchuldners aufgehoben wird, der andere Teil eine Forderung 


deswegen nur als Konkursgläubiger geltend machen. Der 


erkennende Senat hat aber bereits durch Urteil vom 31. Januar 
1908 (NG. 67, 372) ausgeſprochen, daß die durch Ausübung 
der Kündigungsbefugnis des §8 19 KO. erzielte Auflöſung des 
Hauptmietvertrages und die dadurch herbeigeführte Nicht⸗ 
erfüllung des Untermietvertrages mittelbar eine Folge der 
Konkurseröffnung im Sinne des S 26 KO. bilde und daß 
deshalb daraus keine Maſſeſchuld, ſondern nur eine 
Konkursforderung entſtehen könne. Von dieſer Rechts⸗ 
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auffaſſung abzugehen, liegt keine Veranlaſſung vor. Konkurs⸗ 
maſſe B. S. c. N., U. v. 22. Febr. 10, 283/09 II. — Berlin. 

Warenzeichengeſetz vom 19. Mai 1894. 

26. SS 12, 14, 20 Waren 3G. verb. mit $ 287 ZPO. 
Verwechſelungsmöglichkeit. — Hinzufügung der Firma ſchließt 
den Schutz des Geſetzes nicht aus. Dolus eventualis genügt. 
Annahme eines Schadens.] 

Der Klägerin ſind durch Eintragung in die Zeichenrolle 
verſchiedene Warenzeichen, die zum weſentlichen Inhalt das 
Wort „Edelweiß“ oder das Bild „Edelweiß“ oder beides zu⸗ 
gleich haben, für Schokolade und Kakao geſchützt. Die Beklagte 
bringt ſeit November 1905 Schokoladenfabrikate in den Handel, 
auf deren Verpackungen Edelweißblumen angebracht ſind. Das 
OLG. hat die Beklagte verurteilt, das Inverkehrbringen von 
Schokolade in Edelweißpackungen wie ſolche in der Preisliſte 
der Beklagten abgebildet ſind, zu unterlaſſen, und es hat weiter 
den auf Zahlung von 5000 & gerichteten Schadenserſatzanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Das BG. hat ausgeführt, daß die beiden Zeichen 
der Klägerin Nr. 72774 und 74996 zum Hauptinhalte eine 
Edelweißblüte haben und dem Gedächtniſſe hauptſächlich das 
Bild der Edelweißblüte einprägen, daß auch der Durchſchnitts⸗ 
konſument von jenem Zeichen lediglich die Edelweißblüte in der 
Erinnerung hat. Sodann iſt bezüglich der auf Seite 7 Nr. 35 
und 38, ſowie auf Seite 17 Nr. 1149 der Preisliſte der Be⸗ 
klagten von 1905/06 dargeſtellten Packungen ausgeführt, daß 
zwar in der Mitte Alpenlandſchaften dargeſtellt ſind, daß ſich 
aber an den Seiten je 2 Edelweißblumen befinden in erhabenem 
Drucke und ſo groß, daß ſie zuſammen ungefähr dieſelbe Fläche 
bedecken, wie das Bild der Alpenlandſchaft. Sie müſſen, nach 
der Annahme des BG., dem Käufer ſchon bei flüchtigem Hin⸗ 
ſehen fofort in die Augen fallen, bevor noch die Einzelheiten 
der Alpenlandſchaft von ihm erkannt werden und ſein Intereſſe 
erwecken können. Aus dieſer großen und beſonders deutlichen 
Darſtellung der Edelweißblüten im Verhältniſſe zu dem übrigen 
bildneriſchen Schmuck iſt der Schluß gezogen, daß ſie charak⸗ 
teriſtiſch hervortreten und daß deshalb die erwähnten Packungen 
der Beklagten ungeachtet ihrer Abweichungen von dem Waren⸗ 
zeichen der Klägerin die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr 
hervorrufen. Bezüglich der Packungen Nr. 1302 und 1303 
S. 17 der Preisliſte iſt die gleiche Verwechſelungsgefahr an⸗ 
genommen, weil hier die angebrachten Edelweißblüten den ein⸗ 
zigen bildneriſchen Schmuck neben der Aufſchrift „Stollwerck, 
Deutſche Alpenmilchſchokolade“ bilden, mithin allein dem 
Konſumenten als charakteriſtiſch in die Augen fallen. Die Feſt⸗ 
ſtellungen des BG., nach denen das für die Zeichen der Klägerin 
eigenartige Bild der Edelweißblüte auch das Eigenartige auf 
den Packungen der Beklagten iſt und dort nicht durch das 
Geſamtbild zurückgedrängt wird, rechtfertigen die Anwendung 
der SS 12, 20 des Waren 3G. und beruhen auf rechtlich ein: 
wandfreier Grundlage. Insbeſondere iſt das Vorbringen der 
Beklagten, dem auf ihren Packungen angebrachten Worte 
„Stollwerck“ komme die Bedeutung eines Schlagwortes zu, 
das der Unterſcheidung ihrer Ware von denen anderer diene, 
ausreichend gewürdigt. Es iſt ausdrücklich feſtgeſtellt, daß dieſe 
Aufſchrift die Verwechſelungsmöglichkeit nicht ausſchließt. Be⸗ 
gründet iſt dies mit dem hauptſächlichen Zweck des Waren⸗ 
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zeichens, eine Ware vor der anderen kenntlich zu machen, ohne 
daß man auf die Firma zu achten braucht. Dieſe Begründung 
läßt die Annahme des BG. erkennen, daß auch bei den Zeichen 
auf den Packungen der Beklagten das konſumierende Publikum 
im allgemeinen nicht ſo ſehr auf den Namen Stollwerk als auf 
das Bild der Edekweißblüte achtet. — Auch die Behauptung 
der Beklagten, die Edelweißblüten ſeien nur als nebenſächliche 
Verzierungen von ihr angebracht, iſt für widerlegt erachtet, da 
jene Blüten einen weſentlichen Teil ihrer bildneriſchen Aus⸗ 
ſtattung darſtellten und für die letztere charakteriſtiſch hervor⸗ 
treten. Damit iſt zugleich die in Betracht kommende Behauptung 
der Beklagten widerlegt, daß auf ihren Etiketten der Geſamteindruck 
durch das Bild einer Alpenlandſchaft beſtimmt werde. Bezüglich 
der Schadenserſatzpflicht hat das BG. feſtgeſtellt, daß die 
Beklagte nach erlangter Kenntnis von den Warenzeichen der 
Klägerin ihre hier fraglichen Schokoladepackungen in den Verkehr 
gebracht hat und daß ſie dabei über die Verwechſelungsgefahr 
nicht im Zweifel ſein konnte d. h. einen Zweifel nicht hatte. 
Dieſe Feſtſtellung ſtützt ſich in rechtlich zuläſſiger Weiſe auf die 
in hohem Grade vorliegende Offenſichtlichkeit der Gefahr, alſo 
auf das Ergebnis des richterlichen Augenſcheins und iſt be⸗ 
züglich ihrer tatſächlichen Richtigkeit der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz nicht unterworfen. Es iſt aus ihr ohne 
»Rechtsirrtum die Folgerung gezogen, daß die Beklagte entweder 
abſichtlich, d. h. wiſſentlich oder mit ſogenanntem dolus 
eventualis, d. h. in Kenntnis der Möglichkeit der Ver⸗ 
wechſelungsgefahr das Warenzeichenrecht der Klägerin verletzt 
hat. Dieſe Annahme, die zur Anwendung des § 14 Waren 3G. 
genügt und für die Annahme grober Fahrläſſigkeit keinen 
Raum läßt, ſteht keineswegs in unvereinbarem Gegenſatze zu 
der Tatſache, daß die Kammer für Handelsſachen in erſter 
Inſtanz die Verwechſelungsgefahr trotz ihrer Offenſichtlichkeit 
nicht erkannt hat, da die Beklagte über die Anſchauungen des 
Verkehrs in dem von ihr ſpeziell betriebenen Geſchäftszweige 
ſehr wohl beſſer unterrichtet ſein kann. Die Behauptung, daß 


Edelweißblüten in ähnlicher Weiſe wie auf ihren Packungen 


bereits vor der Eintragung der Warenzeichen der Klägerin im 
Handel vorkamen und daß auch nachher noch andere Zeichen 
mit Edelweißblüten für gleichartige Waren eingetragen ſeien, 
hatte die Beklagte in der Berufungsinſtanz aufgeſtellt, um 
darzutun, daß die Verwendung von Edelweißblüten als 
„flankierender Schmuck“ für bildliche Darſtellungen, als zeichen⸗ 
rechtlich unweſentliches bloßes Dekorationsmittel im Schokoladen⸗ 
handel allgemein üblich ſei. Sie wollte damit beweiſen, daß 
auch bei ihren Packungen das Edelweiß nur nebenſächliches, 
ornamentales Beiwerk ſei. Nach dieſer Richtung iſt die Be⸗ 
hauptung auch vom BerR. gewürdigt und feſtgeſtellt, daß bei 
der Beklagten die Edelweißblüten charakteriſtiſch für das 
Geſamtbild hervortreten. Bei dieſer Sachlage läßt ſich aber 
aus der behaupteten Tatſache nichts gegen das vom BG. an⸗ 
genommene Bewußtſein der Beklagten von der Verletzung des 
Zeichenrechts der Klägerin entnehmen. Einer beſonderen dahin⸗ 
gehenden Ausführung in den Gründen bedurfte es nicht. Eine 
Abſicht: der Beklagten, den eigenen Abſatz zu ſteigern, war 
nach § 14c nicht erforderlich. Die Annahme des Bert. end⸗ 
lich, daß der Klägerin irgendein Schaden entſtanden iſt, weil 
der Abſatz der Klägerin beeinträchtigt werden mußte, bedurfte 
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nach § 287 ZPO. einer weiteren Begründung nicht. St. c. St., 
U. v. 18. Febr. 10, 264/09 II. — Cöln. 
Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 / 3. Juni 1906. 
27. Tarifſtelle 1a. Ausgabeſtempel für neue Aktien.] 
Es handelt ſich in der vorliegenden Streitſache um den 
Ausgabeſtempel (RStempG. Tarifſtelle la), der von 4700 
jungen Aktien, welche die Klägerin ausgegeben hat, zu erlegen 
iſt. Dieſe Aktien find von ihr zum Nennwerte von je 1000 4 
ausgegeben worden und zwar 500 Stück auf Grund eines 
Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 3. März 1905, 700 Stück 
auf Grund eines Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 30. De⸗ 
zember 1905 und 3500 Stück auf Grund eines General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes vom 15. März 1906. In allen dieſen 
Fällen hat die Klägerin den Ausgabeſtempel nur nach dem 
Nennbetrage der Aktien berechnet, alfo mit 20 / für die Aktie; 
die Stempelſteuerbehörde hat dagegen in allen Fällen einen 
höheren Wert der Aktien für vorliegend erachtet und danach 
die Stempelſteuer berechnet und eingefordert. Der Klage⸗ 
anſpruch der Klägerin auf Rückzahlung der von ihr nach⸗ 
geforderten Steuerbeträge hat nur zum Teil Erfolg gehabt, 
indem die Vorinſtanzen ſich grundſätzlich auf den Standpunkt 
des Beklagten geſtellt haben und nur in der Feſtſetzung des 
den Nennwert überſteigenden höheren Wertes der Aktien zum 
Teil von der Auffaſſung des Beklagten abgewichen ſind. Unter 
Zurückweiſung der Reviſion des beklagten preußiſchen Fiskus 
wurde der Reviſion der Klägerin zum Teil ſtattgegeben: 
I. Was die erſten beiden Fälle angeht, nämlich die Ausgabe 
von 500 und 700 neuen Aktien auf Grund der General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe vom 3. März und 30. Dezember 1905, 
ſo ſind in jedem der beiden Fälle die Aktien von je einem Er⸗ 
werber übernommen worden und zwar gegen eine Sacheinlage. 
In beiden Fällen haben daher die Vorinſtanzen der Stempel⸗ 
berechnung nicht den Nennwert der Aktien, ſondern ihren höheren 
inneren Wert zugrunde gelegt. Die Klägerin hat dieſes Ver⸗ 
fahren als unrichtig bekämpft; allein das RG. hat bereits fo 
oft, unter Würdigung aller hierbei für das Gegenteil vor⸗ 
gebrachten, und jetzt von der Klägerin wiederholten Gründe 
dargelegt, daß ein ſolches Verfahren dem Geſetze entſpricht, daß 
lediglich auf dieſe von den Vorinſtanzen in Bezug genommenen 
und den Parteien bekannten Entſcheidungen des erkennenden 
Senats verwieſen werden kann. Es bleibt danach allein in 
Frage, wie dieſer höhere innere Wert der Aktien zu ermitteln 
iſt. Das Natürliche und Selbſtverſtändliche iſt es, daß er durch 
den Wert der Sacheinlage beſtimmt wird. So iſt es auch im 
Falle II, nämlich im Falle der Ausgabe der 700 Aktien, 
geſchehen. Der Übernehmer dieſer Aktien hat die von ihm als 
Gegenwert eingebrachte Sacheinlage, nämlich das Vermögen 


an 


einer Petroleumgeſellſchaft und das Unternehmen einer Gewerk. 


ſchaft im Intereſſe der Klägerin zu dem maßgebenden Zeitpunkt 
ſelbſt für 1995 000 , erworben. Mit Recht hat der Ber. 


dieſen Betrag als maßgebend für die Bewertung der dafür 
ausgegebenen 700 Aktien erachtet: er hat dabei eingehend die 


Gründe behandelt und gewürdigt, die von der Klägerin dafür 
geltend gemacht ſind, daß der Wert der Sacheinlage dieſem 


Betrage nicht entſpreche. Von einem materiell⸗ rechtlichen oder 


prozeſſualen Verſtoße des BerR. kann hierbei keine Rede ſein; 
was die Klägerin in der Reviſion von neuem in jener Richtung 


39. Jahrgang. 


vorgebracht hat, iſt bereits vom BerR. widerlegt und danach 
ſo unbeachtlich, daß es einer weiteren Erörterung nicht bedarf. 
In dem erſten Falle, (der Ausgabe von 500 neuen Aktien) 
konnte der Wert der Sacheinlage nicht unmittelbar ſelbſt ermittelt 
werden. Der BerR. hat dies in näheren Ausführungen dar⸗ 
gelegt, die in jeder Richtung unangreifbar ſind. Es blieb alſo 
nichts anderes übrig, als die auch ſonſt ſchon in ſolchem Falle 
angewendete und vom RG. gebilligte Art und Weiſe der mittel⸗ 
baren Feſtſetzung des Wertes der Sacheinlage auch hier zur 
Anwendung zu bringen, nämlich dieſen Wert durch den Kurs⸗ 
ſtand der alten Aktien zu beſtimmen. Dieſen Weg hat der 
BerR. beſchritten und zwar mit der gebotenen Vorſicht. Er 
hat alle Umſtände berückſichtigt, welche für die Beantwortung 
dieſer Frage in Betracht kommen konnten, und iſt zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt, daß von dem durchſchnittlichen Kursſtande, den 
die alten Aktien zu der maßgebenden Zeit hatten und der 
365 Prozent betrug, ein Abzug von 60 Prozent zu machen ſei, 
daß alſo der Ausgabewert der jungen Aktien dieſer Emiſſion 
auf 3050 % zu bemeſſen ſei. Gegen dieſe in jeder Richtung 
wohlerwogene und gerechtfertigte Annahme läßt ſich kein be⸗ 
gründeter Angriff erheben. Die Klägerin hält dem BerR. ent⸗ 
gegen, daß dieſes in anderen Fällen angewendete Verfahren 
hier nicht Platz greifen könne, weil ihre Aktien nicht börſen⸗ 
gängig ſeien, auch wirft ſie dem BerR. vor, daß er bei Abzug 
von nur 60 Prozent willkürlich gehandelt habe. Beide Beſchwerden 
find jedoch unberechtigt. Der BerR. hat berückſichtigt, daß die 
Aktien der Klägerin nicht börſengängig ſind; wenn er alsdann 
aber auf Grund der Auskunft der beiden Handelskammern in 
Berlin und Nordhauſen die privaten, nicht erheblich von⸗ 
einander abweichenden Kursnotierungen der Aktien der 
Klägerin ſeiner Berechnung zugrunde legt und dabei die Er⸗ 
fahrung, die der zweite Fall hinſichtlich des Wertes der neuen 
klägeriſchen Aktien an die Hand gab, mit heranzog, ſo iſt nicht 
erkennbar, wie der Ber R. hierbei in Anſehung des materiellen 
oder prozeſſualen Rechts gefehlt haben ſollte. Von einer Willkür 
bei ſeiner Schätzung kann keine Rede ſein. Ein gewiſſes Er⸗ 
meſſen muß in ſolchen Dingen, die nicht nach Mark und Pfennig 
berechnet werden können, geübt werden. Dieſes hat er geübt, 
und zwar auf einer Grundlage, die mit möglichſter Sorgfalt 
gewonnen worden iſt. Ein Anlaß zur Beanſtandung der Be⸗ 
rufungsentſcheidung iſt in keiner der von der Klägerin bezeichneten 
Richtungen gegeben. Ihre Reviſion war daher bezüglich der 
Fälle I und II zurückzuweiſen. Das gleiche Schickſal mußte 
die Reviſion des Beklagten haben. Er beſchwert ſich darüber, 
daß der BerR. den Kurs der alten Aktien nicht ſchlechthin der 
Stempelberechnung zugrunde gelegt, ſondern einen Abzug gemacht 
hat. Allein im Falle II hat der Ber R. den Kursſtand der 
alten Aktien überhaupt nicht berückſichtigt; wie unanfechtbar 
ſein Verfahren aber im anderen Falle iſt, iſt im vorſtehenden 
dargelegt worden. Es kann daher lediglich auf jene Ausfüh⸗ 
rungen verwieſen werden, die auch die Angriffe des Beklagten 
als unbegründet erſcheinen laſſen. Übrigens gelten die gleichen 
Erwägungen auch, ſoweit der Beklagte die Entſcheidung des 
BerR. zu Fall III angefochten hat. Die Reviſion des Beklagten 
war deshalb gänzlich zurückzuweiſen. III. Anders iſt, ſoweit 
die Reviſion der Klägerin in Betracht kommt, bezüglich des 
dritten, Falles zu entſcheiden. Dieſer liegt beſonders und eigen⸗ 
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artig. Der Generalverſammlungsbeſchluß vom 15. März 1906 
ging dahin, daß das Grundkapital durch Ausgabe von 3500 
neuen Aktien zum Nennwert von je 1000 & um 3500000 .% 
erhöht werden ſolle, daß dieſe Aktien unter Ausſchluß des 
Bezugsrechts der Aktionäre zwei Firmen für ein Bankkonſortium 
überlaſſen werden ſollten, das die Aktien binnen beſtimmter 
Friſt zu zeichnen habe, daß 25 Prozent bei der Zeichnung der 
Aktien einzuzahlen ſeien und daß die Einzahlung des Reſtes 
innerhalb drei Tagen nach der ſchriftlichen Aufforderung zu 
erfolgen habe. Am Tage vorher, nämlich am 14. März 1906, 
hatte der Vorſtand der Klägerin mit den vorbezeichneten beiden 
Firmen bzw. dem von ihnen gebildeten Bankkonſortium einen 
notariellen Kaufvertrag abgeſchloſſen, worin das Bank⸗ 
konſortium die ihm vertraglich zugeſicherten ſämtlichen Anteile 
einer noch erſt unter der Firma Pechelbronner Olbergwerke zu 
begründenden Geſellſchaft m. b. H. für 4 350 000 V an die 
Klägerin verkaufte. Die Zahlung des Kaufpreiſes ſollte Zug 
um Zug gegen die Abtretung der verkauften Geſellſchaftsanteile 
geſchehen. Die Geſellſchaft m. b. H. ſollte von der beſtehenden 
Firma Pechelbronner Olbergwerke, die in Liquidation treten 
wollte, begründet werden, indem dieſe ihr Vermögen der zu 
gründenden Geſellſchaft m. b. H. übertrug. In der General⸗ 
verſammlung der Klägerin vom 15. März 1905 wurde die 
Erhöhung des Grundkapitals um 3 500 000 l von dem Vor⸗ 
ſitzenden damit begründet, daß durch den Vertrag vom 14. März 
1905 die Angliederung der Pechelbronner Olbergwerke an die 
Klägerin ermöglicht werde. Der Vertrag vom 14. März 1905 
wurde dann auch in dieſer Generalverſammlung genehmigt. 
Der BerR. faßt nun in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter 
alle dieſe Vorgänge und Verträge dahin auf, daß ſie im engſten 
Zuſammenhang miteinander ſtänden, und daß wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet danach die Ausgabe der neuen 3500 Aktien gegen die 
Einbringung des Vermögens der genannten Olbergwerke erfolgt 
ſei. Dieſer wirtſchaftliche Zuſammenhang genügt nach der Anſicht 
des Ber R., um auch in dieſem Falle das Vorhandenſein einer 
Sacheinlage, nämlich des Vermögens der Pechelbronner Olberg⸗ 
werke, als Gegenleiſtung für die 3500 Aktien erkennen zu laſſen. 
Auf ſolcher Grundlage ſtellt der BerR. dann den Wert der 
3500 Aktien feſt. Dieſer Auffaſſung kann jedenfalls zu einem 
Teile nicht beigetreten werden. Dadurch, daß die ſämtlichen 
Geſchäftsanteile der Geſellſchaft m. b. H. in der Hand der 
Klägerin ſich vereinigten, wurde die erſtere nicht aufgelöſt. Sie 
beſtand vielmehr ſelbſtändig neben der Klägerin fort; ihr Ver⸗ 
mögen verſchmolz nicht mit demjenigen der Klägerin, und wenn 
auch die letztere über das Vermögen der Geſellſchaft m. b. H. 
zu ihrem Nutz und Frommen verfügen konnte, ſo wurde doch 
durch die Übertragung der ſämtlichen Geſchäftsanteile der Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. auf die Klägerin das Vermögen der erſteren 
in dieſe nicht eingebracht. Die rechtlichen Schranken ſind der⸗ 
artige, daß ſie es auch nicht zulaſſen, ohne Rückſicht auf ſie 
die Sachlage tatſächlich ſo zu behandeln, als ob das Vermögen 
der Geſellſchaft m. b. H. dennoch in die klagende Aktien⸗ 
geſellſchaft als Sacheinlage eingebracht ſei. Da jene Grund⸗ 
lage für die Berufungsentſcheidung hiernach wegfällt, mußte 
dieſe aufgehoben und inſoweit die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an die Berufungsinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. Für die weitere Beurteilung dieſes Streit⸗ 
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punktes kommt folgendes in Betracht. Allerdings hat hier 
eine Aktienzeichnung gegen Barzahlung ſtattgefunden: wie weit 
letztere erfolgt iſt, iſt bisher nicht feſtgeſtellt worden. Allein 
trotzdem beſtehen erhebliche Bedenken gegen die Annahme, daß 
die neuen Aktien der Klägerin lediglich gegen eine Zahlung 
von 3 500 000 & dem Bankkonſortium überlaſſen worden ſind. 
Da dieſe Aktien auf jeden Fall — ſo viel iſt als gewiß anzu⸗ 
nehmen — einen ſehr viel höheren Wert hatten als 3 500 000 &, 
fo drängt ſich die Frage auf, ob denn nicht der Kaufvertrag, 
durch den die ſämtlichen Geſchäftsanteile an der zu gründenden 
Geſellſchaft m. b. H. für einen anſcheinend ſehr erheblich unter 
ihrem wahren Werte ſtehenden Preis an die Klägerin ver⸗ 
äußert wurden, zu der Überlaſſung der Aktien nach dem Willen 
der Beteiligten in einem derartigen Abhängigkeitsverhältnis ſtand, 
daß das Entgelt für die Uberlaſſung der Aktien nicht nur in 
der Barzahlung von 3 500 000 , ſondern zugleich auch durch 
den Abſchluß des Vertrages gewährt wurde, der der Klägerin 
einen wertvollen Vermögensgegenſtand weit unter ſeinem wahren 
Werte überließ. Sollte ein ſolcher von den Beteiligten ge⸗ 
wollter Zuſammenhang ſich feſtſtellen laſſen, wofür in den von 
dem BerR. erörterten Tatſachen bedeutſame Anhaltspunkte ge⸗ 
geben ſind, ſo würde es dem Geſetze nicht widerſprechen, und 
zwar weder dem RStempG. noch dem HGB., wenn an: 
genommen würde, daß als „Wert“, für welchen die neuen 
Aktien übernommen worden ſind, nicht nur der bar zu ent⸗ 
richtende Nennwert, ſondern auch der den Kaufpreis über⸗ 
ſteigende wahre Wert der veräußerten Geſchäftsanteile anzu⸗ 
ſehen ſei. Die Beantwortung der Frage, wie dieſer Wert zu 
beſtimmen iſt, muß der weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
in der Berufungsinſtanz überlaſſen bleiben. D. T. A.⸗G. c. 
Preuß. Fiskus, U. v. 4. Febr. 10, 114/09 VII. — Naumburg. 

II. Prenßziſches Recht. 

Geſetz vom 18. Juni 1840 über die Verjährungs— 
friſten bei öffentlichen Abgaben verbunden mit Geſetz 
vom 21. Mai 1861. 

28. § 1. Verjährung von Abgaben, die auf einem 
beſonderen Rechtstitel beruhen.] 

Die klagende Stadtgemeinde hat ſeit Jahrhunderten an 
den Beklagten alljährlich einen von dieſem erforderten Domänen⸗ 
zins von 677 4 8 J gezahlt. Nachdem in einem von der 
Klägerin gegen den Beklagten im Jahre 1898 angeſtellten 
Rechtsſtreit rechtskräftig feſtgeſtellt worden war, daß dieſer 
Zins durch den § 2 Ziff. 2 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 
1861 außer Hebung geſetzt und ſeit dem 1. Januar 1865 zu Unrecht 
erhoben worden ſei, hat der Beklagte die ſeit dem Jahre 1892 
gezahlten Beträge der Klägerin zurückgezahlt, indem er an⸗ 
erkannte, daß die Klägerin wegen dieſer Beträge jedesmal 
rechtzeitig reklamiert hatte. Vor 1892, insbeſondere in den 
Jahren 1877 bis 1880 einſchließlich ſind die Zahlungen des 
jährlichen Zinſes ohne vorherige Reklamation erfolgt. Mit 
der jetzigen Klage verlangt die Klägerin die Rückzahlung der 
in den letztgenannten vier Jahren gezahlten Beträge mit zu⸗ 
ſammen 2700 &. Der Beklagte hat die Abweiſung der Klage 
beantragt, indem er auf Grund des Geſetzes vom 18. Juni 1840 
über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben den Ein⸗ 
wand der Verjährung erhebt. Das LG. hat die Klage ab: 
gewieſen. Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: Der 
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Rechtsweg iſt zuläſſig. Der § 78 Tl. II Tit. 14 AR. und 
der inhaltlich damit übereinſtimmende S 36 BO. wegen ver: 
beſſerter Einrichtung der Provinzial, Polizei⸗ und Finanz⸗ 
behörden vom 26. Dezember 1808 beſtimmen zwar, daß über 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und 
Abgaben, denen ſämtliche Einwohner des Staats oder alle 
Mitglieder einer gewiſſen Klaſſe dieſer Einwohner nach der 
beſtehenden Landesverfaſſung unterworfen ſind, ein Prozeß nicht 
ſtattfinde. Im vorliegenden Fall handelt es ſich aber nicht 
um derartige Abgaben allgemeiner Art, ſondern um ſolche, die 
auf einem beſonderen Rechtstitel beruhen. Denn nach der 
unangeſochtenen Feſtſtellung des BerR. iſt der ſtreitige Domänen⸗ 
zins der Stadt Inſterburg als ſolcher durch die Privilegien 
vom 10. Oktober 1583, 6. November 1583, 6. Auguſt 1600 
und 18. April 1619 von den Markgrafen Georg Friedrich und 
Johann Sigismund als den damaligen Landesherren auf Grund 
des ihnen zuſtehenden aus der Landeshoheit fließenden 
Beſteuerungsrechts auferlegt worden. Da dieſe Abgabe un⸗ 
ftreitig durch den § 2 Ziff. 2 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 
21. Mai 1861 außer Hebung geſetzt iſt, würde hiernach dem 
erhobenen Anſpruch auf Rückerſtattung des gezahlten Domänen⸗ 
zinſes im jetzigen Rechtsſtreit ſtattzugeben ſein, wenn die vom 
Beklagten erhobene Einrede der Verjährung dieſes Anſpruchs 
nicht durchgreift. Dieſe Einrede iſt aber nach § 1 des Geſetzes 
über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 begründet. Daß der entrichtete Domänenzins 
die Natur einer öffentlichen Abgabe hat, was die Reviſion 
in Abrede ſtellt, iſt nicht zu bezweifeln; denn er ſtellt eine 
Leiſtung dar, die auf Grund einer dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehörenden Anordnung der klagenden Stadt auferlegt iſt, zur 
Staatskaſſe eingezogen wird und zur Befriedigung ſtaatlicher 
Bedürfniſſe beſtimmt iſt und dient. Auch ſonſt liegen die 
Vorausſetzungen der Anwendung des § 1 des genannten Geſetzes 
vor. Dieſer beſtimmt unter anderem, daß Reklamationen gegen 
direkte Steuern, namentlich gegen Abgaben, die nach den 
Etats als Grundſteuer unmittelbar durch ſtaatliche Kaſſen er⸗ 
hoben werden, ohne Unterſchied, ob ſie auf Ermäßigung oder 
gänzliche Befreiuung gerichtet ſind, binnen drei Monaten vom 
Tage der Bekanntmachung der Heberolle oder, wenn die An⸗ 
fertigung einer ſolchen nicht ſtattfindet, binnen den erſten drei 
Monaten jedes Jahres bei der Behörde angebracht werden 
ſollen, und daß bei Verſäumung dieſer Friſt der Anſpruch auf 
Steuerermäßigung oder Befreiung oder auf Rückerſtattung für 
das laufende Kalenderjahr erliſcht. Eine Reklamation hat hin⸗ 
ſichtlich der jetzt zurückgeforderten Abgabenbeträge für die Jahre 
1877 bis einſchließlich 1880 unſtreitig nicht ſtattgefunden. Sie 
waren in die jährlichen Etats des Kreiſes Inſterburg als Ein⸗ 
nahme, übrigens auch in diejenigen der klagenden Stadt als 
Ausgaben aufgenommen und ſind zur Königlichen Kreiskaſſe in 
Inſterburg vereinnahmt worden. Sie find auch als Grund: 
ſteuer erhoben worden, denn die Steuer ruhte auf Liegen⸗ 
ſchaften; nach der eigenen Anführung der Klägerin ſetzt ſie ſich 
zuſammen aus Grund- und Hubenzins für verſchiedene Gebiets⸗ 
teile der Stadt Inſterburg. Die Reviſion hält die Anwendung 
der Vorſchriften über die Verjährung öffentlicher Abgaben zu 
Unrecht hier deshalb für ausgeſchloſſen, weil zur Zeit der 
Zahlung der zurückgeſorderten Beträge die Zahlungspflicht durch 
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das Geſetz vom 21. Mai 1861 ſchon aufgehoben geweſen fei 
und es ſich hiernach bei der Zahlung um die Entrichtung 
öffentlicher Abgaben nicht gehandelt habe. In dieſem 
Punkt iſt aber den eingehenden Ausführungen des BerR. 
überall beizutreten. Bei der Klägerin und bei dem Beklagten 
war zur Zeit der Zahlung der ſtreitigen Beträge der überein⸗ 
ſtimmende Wille dahin gerichtet, dieſe Beträge als geſchuldeten 
Domänenzins zu zahlen und anzunehmen, daß dieſe Abgabe 
geſetzlich außer Hebung geſtellt war, wußten beide Teile bei 
der Zahlung und Annahme der Beträge nicht und ſie wurden 
deshalb beide von der Abſicht geleitet, durch die Zahlung die 
Erfüllung nicht einer privatrechtlichen, ſondern einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtung zu bewirken und anzunehmen. Auf 
derartige Fälle ſind die Vorſchriften über die Verjährung 
öffentlicher Abgaben ebenſo anzuwenden, wie bei der Entrichtung 
und Zurückforderung öffentlicher Abgaben, die auf Grund einer 
zu Recht beſtehenden Norm erhoben worden ſind. Denn der 
Zweck dieſer Vorſchriften geht dahin, die zur Staatskaſſe 
gefloſſenen Einnahmen innerhalb kurzer Friſten außer Anfechtung 
zu ſtellen (vgl. OTr. 21 S. 33, 35). Dieſer Zweck wird bei 
Ausſchluß der kurzen Verjährung in gleicher Weiſe vereitelt, 
mögen die Einnahmen auf Grund zu Recht beſtehender Normen 
erhoben ſein oder mögen Gelder als öffentliche Abgaben gezahlt 
und vereinnahmt ſein, für deren Erhebung es an einem gültigen 
Nechtötitel fehlte. Auf dem hier vertretenen Standpunkt ſteht 
auch das Urteil des PrOVG. im Bd. 16 S. 241 der Ent: 
ſcheidungen dieſes Gerichtshofes. Stadtgemeinde J. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 15. Febr. 10, 317/09 VII. — Königsberg. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

29. Tarifſtelle 25 StempſtG.] 

In dem notariellen Gründungsvertrage, die Gründung der 
jetzt klagenden Aktiengeſellſchaſt betreffend, wurde das Aktien⸗ 
kapital auf 3 250 000 & feſtgeſetzt und vereinbart, daß ſeitens 
der mitgründenden Firma W. & C. ein durch acht näher be⸗ 
zeichnete Salzmutungen geſichertes Intereſſengebiet eingebracht 
werde, daß als Entgelt für dieſes Einbringen die genannte 
Firma 1250 Stück als vollgezahlt geltende Inhaberaktien zu 
je 1000 & erhalten ſolle und daß als weiteres Entgelt die 
neugegründete Altiengefellihaft an die J. B.⸗Geſellſchaft, die 
Vorbeſitzerin jener Mutungen, 1 000 000 & in bar zur Ent: 
laſtung der einbringenden Firma W. & C. zu zahlen habe, 
wenn in dem niederzubringenden Schacht der Geſellſchaft das 
Kalilager nachgewieſen ſein werde. Der Notar hat zu dieſer 
Verhandlung nach der Tarifſtelle 25 zu a des Geſetzes vom 
31. Juli 1895 eine Stempelabgabe von / v. H. von 
3 250 000 4 gleich 650 & verwendet. Der beklagte Fiskus 
hat jedoch den Einbringungsſtempel unter Anrechnung des 
Errichtungsſtempels, aus derſelben Tarifſtelle zu e, im Betrage 
von ½ v. H. des für das Einbringen vereinbarten Entgelts, 
für verfallen erachtet und von der Klägerin weitere 6850 A 
nachgefordert. Die Klage auf Rückzahlung wurde abgewieſen, 
Berufung und Reviſion blieben erfolglos: Mutungsrechte ſind 
zwar als Gegenſtand der Einbringung in die Tarifſtelle 25 zu e 
nicht beſonders aufgeführt; die Entſtehungsgeſchichte der Tarif⸗ 
ſtelle ergibt aber, daß derartige Rechte als Gegenſtand ſtempel⸗ 
pflichtigen Einbringens anzuſehen ſind. Bis zum Inkrafttreten 
des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 unterlag das Ein⸗ 
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bringen von nicht in Geld beſtehendem Vermögen in eine Ge⸗ 
ſellſchaft gegen Entgelt keinem Stempel. Das neue Stempel⸗ 
geſetz verfolgte, um die Ungleichheit gegenüber den in ihrer 
wirtſchaftlichen Wirkung gleichſtehenden Sachveräußerungen zu 
beſeitigen, den Zweck, derartiges Einbringen demſelben Stempel 
zu unterwerfen, wie er nach den Tarifſtellen „Kaufverträge“ 
(Nr. 32) und „Abtretungen“ (Nr. 2) für die außerhalb eines 
Geſellſchaftsvertrages vorgenommene entgeltliche Veräußerung 
von Sachen und Rechten beſtimmt war. Dies iſt in der amt⸗ 
lichen Begründung des Entwurfs des Geſetzes (S. 7 und S. 40) 
usddrücklich ausgeſprochen worden und hat bei der Beratung 
aer in dieſem Punkt unverändert zum Geſetz gewordenen 
Regierungsvorlage nirgends Widerſpruch erfahren. Zwar ſtimmt 
die Einteilung der dem Einbringungsſtempel unterworfenen 
Gegenſtände in: 1. unbewegliche Sachen und ihnen gleich⸗ 
geachtete Rechte, 2. bewegliche Vermögensgegenſtände, 
3. Forderungsrechte, im Wortlaut nicht genau überein mit den 
Tarifſtellen 32 und 2, in denen als Gegenſtände der läſtigen 
Veräußerung 1. unbewegliche Sachen und ihnen gleichgeachtete 
Rechte, 2. andere Gegenſtände aller Art, 3. Rechte unter⸗ 
ſchieden werden. Es iſt aber nirgends ein Anhaltspunkt dafür 
vorhanden, daß dieſe offenbar auf ungenauer Faſſung beruhende 
Verſchiedenheit der Ausdrucksweiſe auch eine ſachliche Ver⸗ 
ſchiedenheit der ſtempelrechtlichen Behandlung bezweckt habe, 
durch welche die beabſichtigte Gleichſtellung in der Beſteuerung 
ohne erkennbaren Grund und der Billigkeit zuwider zum Teil 
beſeitigt worden wäre. Es iſt hiernach davon auszugehen, daß 
die Einbringung „beweglicher Gegenſtände“ ebenſo zu verſteuern 
iſt wie die läſtige Veräußerung „anderer Gegenſtände aller Art“ 
als unbeweglicher Sachen und ihnen gleichgeachteter Rechte. Es 
fragt ſich, ob zu dieſen „anderen Gegenſtänden aller Art“ auch 
die hier eingebrachten Mutungsrechte zu rechnen ſind. Dieſe Frage 
iſt zu bejahen. (Wird unter Bezugnahme auf SS 3 und 7 Tl.! 
Tit. 2 ALR. ausgeführt.) Die ein einziges Mal vom erkennenden 
Senat vertretene anſcheinend abweichende Auffaſſung (JW. 01 
S. 146150), wonach unter den „beweglichen Vermögensgegen⸗ 
ſtänden“ Rechte nicht miteingeſchloſſen ſein ſollen, klärt ſich bei 
richtigem Verſtändnis der Ausführungen des Senats in ihrem 
Zuſammenhange dahin auf, daß nur die Forderungsrechte, nicht 
auch die ſachenartigen, dauernden Rechte haben ausgeſchloſſen 
werden ſollen. Zu den letzteren Rechten gehört auch, ebenſo 
wie das Patentrecht und das Recht auf ausſchließliche Benutzung 
und Verwertung eines noch zu erteilenden Patents (RG. 31, 298; 
Urteil vom 20. Oktober 1903, VII 229.03, und vom 10. April 
1906, VII 361/05), das durch eine Mutung erworbene Recht. 
Es iſt das dingliche, abſolute, Dritte ausſchließende Recht, die 
Verleihung des Bergwerkseigentums verlangen zu dürfen (SS 22 
bis 27 ABergG. vom 24. Juni 1865, OTr. 38, 341; 40, 277; 
Striethorſt Arch. 27, 267; RG. 21, 225; Kloſtermann Berg⸗ 
geſetz 8 12 Anm. 3). A. c. Preuß. Fiskus, U. v. 8. Febr. 10, 
178/09 VII. — Cöln. 

30. Tarifſtellen 32 Abſ. 1 und 54 StempſtG. verb. mit 
S 154 BGB. Zum Begriff der Punktation.] 

Zu notariellem Protokoll gaben die geſetzlichen Vertreter 
der klagenden Aktiengeſellſchaft in Gegenwart des Wirtes P. 
eine urkundliche Erklärung dahin ab, daß ſie die Geſellſchaft 
verpflichteten, das dieſer gehörige Grundſtück nebſt dem dazu 
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gehörigen Mobiliar an P. für den Preis von 195000 & bei 
einer Anzahlung von 5000 & zu verkaufen, ſobald P. die Er: 
laubnis zum Betriebe der Reſtauration und des Variété in 
dieſem Grundſtück erteilt ſein würde. P. erklärte unmittelbar 
hierauf in derſelben Urkunde, er verpflichte ſich, das genannte 
Grundſtück nebſt der dazu gehörigen Fahrnis für den an⸗ 
gegebenen Preis von 195000 4 bei einer Anzahlung von 
5000 & zu erwerben, ſobald ihm die vorbezeichnete behördliche 
Erlaubnis erteilt ſein würde, zu deren unverzüglicher Nach⸗ 
ſuchung er ſich verpflichte. Zur Urſchrift dieſer Urkunde hat 
der Notar einen Stempel von 1,50 % verwendet. Der Be: 
klagte ſah in der Urkunde einen bedingten Kaufvertrag, forderte 
eine Stempelabgabe von 1 v. H. des vereinbarten Kauſpreiſes 
und zog deshalb von der Klägerin einen weiteren Stempel- 
betrag von 1948 % 50 & ein. Die Übertragung des Grund⸗ 
ſtücks und Inventars auf P. hat nicht ſtattgefunden. Mit der 
Klage verlangt die Klägerin die Rückzahlung dieſer nach⸗ 
geforderten Abgabe. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. verurteilte, das RG. hob auf und wies die Berufung 
zurück: Da Punktationen wie Hauptverträge über denſelben 
Gegenſtand zu verſtempeln ſind, war es im Ergebnis bei der 
Entſcheidung des LG. zu belaſſen. Zur Zeit des Zuſtande⸗ 
kommens des Stempelſteuergeſetzes von 1895 verſtand die 
freilich in dieſem Punkte auch ſchwankende Rechtsſprache unter 
einer Punktation im allgemeinen die vorläufige Aufzeichnung 
aller oder eines Teiles der vereinbarten Beſtimmungen einer 
vertraglichen Willenseinigung, bei der eine ſpätere endgültige 
Beurkundung des fertigen Vertrages in derſelben oder in einer 
anderen vereinbarten Form vorbehalten wurde. Das PrAL R., 
deſſen Rechtsanſchauungen dem Stempelſteuergeſetz zugrunde 
liegen, legte im § 120 Tl. 1 Tit. 5 ſolchen Punktationen recht⸗ 
liche Bedeutung, und zwar die Kraft eines förmlichen Ver⸗ 
trages dann bei, wenn ſie von beiden Teilen unterſchrieben 
waren und aus ihnen deren gegenſeitige Einwilligung in alle 
weſentlichen Bedingungen des Geſchäfts erſichtlich war. Hiermit 
ſtimmt die im Stempelſteuergeſetz enthaltene Begriffsbeſtimmung 
der Punktation überein. Über die weſentlichen Bedingungen 
der Veräußerung iſt inhalts der Punktation eine Einigung er⸗ 
zielt, ſo daß das Zuſtandekommen des Hauptvertrages nicht 
mehr von dem Willen des einzelnen abhängig, vielmehr ge⸗ 
ſichert iſt. Zwar enthält die Urkunde nichts über die Regelung 
anderer Punkte, die regelmäßig in Grundſtücks⸗Kaufverträgen 
beſonders geordnet werden; über die Zeit und Art der Zahlung, 
Verzinſung und Sicherſtellung des hohen Kaufpreiſes von 
195000 , ſowie über die Regelung der Hypothekenverhält⸗ 
niſſe iſt, abgeſehen von der Vereinbarung einer Anzahlung von 
5000 , nichts beſtimmt, obſchon nach Lage der Sache eine 
Ordnung dieſer Punkte geboten und wohl auch für ſpäter be⸗ 
abſichtigt war. Hieraus iſt aber nur zu folgern, daß die Ur⸗ 
kunde noch nicht den endgültigen Veräußerungsvertrag darſtellen 
ſollte, was ſich auch daraus ergibt, daß als Gegenſtand der 
übernommenen Verpflichtungen nicht die Übereignung und An: 
nahme des Grundſtücks ſelbſt, ſondern die Pflicht zu „ver⸗ 
kaufen“ und zu „erwerben“ bezeichnet iſt. Die Urkunde ſollte 
hiernach eine zwar einſeitig nicht zu widerrufende Bindung der 
Beteiligten bewirken, aber doch inſofern nur eine vorläufig 
beurkundete, als die Einigung über die vorſtehend bezeichneten 
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wichtigen, aber das Zuſtandekommen des Hauptvertrages nicht 
bedingenden Punkte, die ſogenannten Naturalia des Geſchäfts, 
noch erſt erfolgen ſollte. Ließ ſich die Einigung nicht erzielen, 
ſo hatte der Richter die unfertigen Teile des Vertrages nach 
den geſetzlichen Vorſchriften über Kaufverträge oder, ſoweit aus 
ihnen nichts zu entnehmen war, durch Feſtſtellung der Grund⸗ 
lagen des Vertrages unter Auslegung des Vertragswillens der 
Beteiligten zu ergänzen, wie ſich dieſer aus der Urkunde unter 
Berückſichtigung aller bei deren Abfaſſung maßgebenden tat⸗ 
ſächlichen Umſtände ergibt. Daß die Vertragſchließenden von 
einer freiwilligen Einigung über dieſe Punkte das Zuſtande⸗ 
kommen der Veräußerung nicht abhängig machen wollten, ergibt 
ſich daraus, daß ſie — abgeſehen von der ſtempelrechtlich ein⸗ 
flußloſen tatſächlichen Bedingung der Erlangung der Konzeſſion 
durch P. — vorbehaltlos die Verpflichtung zur Veräußerung 
und zum Erwerb übernahmen. Offenbar war es gerade der 
Zweck des in der Form des § 313 BGB. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages, hinſichtlich dieſer Verpflichtungen eine feſte Bindung der 
Vertragſchließenden für die Errichtung des Hauptvertrages 
herbeizuführen. In einem ſolchen Fall muß die Ergänzung der 
fehlenden Teile des Vertrages durch den Richter ebenſo bei 
einer Punktation wie bei dem in unweſentlichen Punkten noch 
unfertigen Hauptvertrage vorgenommen werden. Der Berg. 
verneint die Natur der Urkunde vom 29. Januar 1904 als 
einer Punktation deshalb, weil aus ihr nicht unmittelbar auf 
Eigentumsübertragung und Zahlung des Kaufpreiſes, ſondern 
nur auf Errichtung des Haupt⸗Veräußerungsvertrags geklagt 
werden könne. Damit verkennt der Ber. den Begriff der 
Punktation im Sinne des Stempelrechts. Wäre die Meinung 
des BerR. zu billigen, ſo würde damit dieſer Begriff der 
Punktation (Tarifſtelle 54) mit dem des läſtigen Veräußerungs⸗ 
vertrages (Tarifſtelle 32) zuſammenfallen und demzufolge die 
Steuervorſchrift der Tarifſtelle 54 überflüſſig ſein. Zu einer 
ſolchen Folgerung kann man aber ſchon auf Grund des bloßen 
unzweideutigen Wortſinns der Tarifſtelle 54 nicht gelangen. 
Dort wird nur erfordert, daß die ſtempelpflichtige Punktation 
die Kraft „eines“ Vertrages, nicht aber die des zu errich⸗ 
tenden Hauptvertrages haben, und daß ſie eine Klage auf 
Erfüllung begründen muß, alſo wie bei jedem gültigen Ver⸗ 
trage, auf Erfüllung der darin übernommenen Verpflichtungen, 
nicht aber der in einem ſpäter abzuſchließenden Vertrage zu 
beſtimmenden Verbindlichkeiten. Auf demſelben Standpunkt 
ſtand auch das PrOTr. bei der Anwendung der Kabinettsorder 
vom 19. Juni 1834 (Geſetzſamml. S. 81), die im weſentlichen 
mit der Tarifſtelle 54 inhaltlich übereinſtimmt (OTr. 9 S. 364, 
365 und OppenhoffRſpr. 19 S. 162, 165). Durch die Ein 
führung des BGB. iſt an dem Begriff und der rechtlichen Zu⸗ 
läſſigkeit der Punktation nichts geändert. Sie iſt zwar im 
Geſetz ſelbſt nicht beſonders hervorgehoben, weil dies gegenüber 
den allgemeinen Vorſchriften über den Abſchluß von Verträgen 
überflüſſig erſchien. In den Motiven zum erſten Entwurf wird 
ſie aber mehrfach als ihrem Begriffe nach fortbeſtehend erwähnt 
(Motive 1 S. 163, 182). An der rechtlichen Möglichkeit dieſes 
Weiterbeſtehens iſt auch nicht zu zweifeln, da das BGB. grund⸗ 
ſätzlich auf dem Boden allgemeiner Vertragsfreiheit ſteht und 
nicht abzuſehen iſt, weshalb nicht bindende Vereinbarungen nach 
der Richtung hin getroffen werden könnten, daß ſich die Ver: 
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tragfgließenden zum Abſchluß eines in feinen weſentlichen 
Punkten beſtimmten beſonderen Vertrages verpflichten. Der 
9151 BGB. ſteht im vorliegenden Fall der Rechtsgültigkeit 
der Vereinbarung vom 29. Januar 1904 nicht entgegen; denn 
weder in dieſer ſelbſt, noch nach der Behauptung der Klägerin 
igendwie anderwärts haben die Vertragſchließenden oder auch 
nut einer von ihnen die „Erklärung“ abgegeben, daß über 
dit Punkte, über die eine Einigung noch nicht erzielt war, eine 
„Vereinbarung getroffen werden“ ſollte. Die Ergänzung des 
Vertrages nach dieſer hier nicht die weſentlichen Beſtandteile 
des Geſchäfts betreffenden Richtung hin konnte hiernach auf 
tinem anderen, von einer neuen Willenseinigung der Vertrags⸗ 
patttien unabhängigen Wege, durch den Richter erfolgen. Preuß. 
Jislus c. W., U. v. 4. Febr. 10, 190/09 VII. — Cöln. 


Vom Oberverwaltungsgericht“). 
berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Nihferlihes Fragerecht im verwaltungsgerichtlichen 
Vrozeſſe. “) 

Die Nichtanwendung des richterlichen Fragerechtes iſt zur 
Rechtfertigung der Rüge eines die Reviſion begründenden Ver⸗ 
ſahrensmangels nicht geeignet. Urt. v. 2. Juli 1909 i. S. 
Haus- und Grundbeſitzerverein in Z. c. Gemeindevertretung 
zu 3. I. Sen. 1C 15/09. Bezirksausſchuß Oppeln. 
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Soeben iſt die 7./8. Auflage dieſes bekannten und bewährten 
Duchs erſchienen, das mit Erſtaunen erregender Vollſtändigkeit 
wohl ſaſt alle bei einem Rechtsanwalt und Notar vorkommenden 
Angelegenheiten, ſcien ſie klein oder groß, umfaßt und in klarer 
Form erläutert und deren tatſächlichen Gebrauch ungemein 
erleichtert. 

Eine Anzahl von Unſtimmigkeiten fallen allerdings auf; 
es mögen davon folgende erwähnt werden: 

Die Abänderungen, welche vom 1. April 1910 ab in 
Virkſamkeit treten, find bei der ZPO. zum Teil nicht beachtet. 
Insbeſondere fehlt die Berückſichtigung der Neuerung, daß die 
derufungsfrift ſchon von der Zuſtellung des Tenors ab ohne 
Zuſtellung der Gründe läuft; das Muſter 90 geht von der 
vom 1. April 1910 ab ausgeſchloſſenen Einſpruchszuſtellung 
durch die Partei aus; die Muſter S. 288/9 überſehen die 
Anderung. bei Koſtenausgleichungen, daß in Amtsgerichtsſachen 
der Gerichtsſchreiber und nicht die Partei die Aufforderung zur 
Einreichung der Koſtenrechnung zu erlaſſen hat; auf S. 296 


—— 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 


2 Für die Art der Ausgeſtaltung des Rechtsmittels ſehr wichtige 
Entſcheidung! 
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ſind die Auslagen einzeln berechnet, nicht der Koſtenpauſchſatz 
und hierauf wird ſogar noch auf S. 321 und 349 verwieſen. 
S. 568 fehlen Vermerke für Telegrammauslagen und Porto⸗ 
auslagen für eingehende Sendungen. 

Die „Parteiladung“ zum Offenbarungstermin fällt vom 
1. April ab weg, aber das Muſter 227 enthält ſie doch. Im 
Gegenſatz dazu iſt aber bei Berufungsbegründung im Straf⸗ 
verfahren S. 539,550 eine Beſtimmung aufgenommen, daß die 
Begründung innerhalb einer Woche zu erfolgen habe, welche 
Anordnung im Geſetzentwurf zwar enthalten iſt, der aber 
noch der Beratung unterliegt und von dem es doch ſehr zweifel⸗ 
haft iſt, ob und wann und wie er zur Verabſchiedung gelangt. 
Bei den Nachrichten über das Urteil fehlt die allerdings recht 
ſchwierige Auseinanderſetzung für die Partei, wenn ein vor⸗ 
läufig vollſtreckbares Urteil vorliegt, welches dem Beklagten 
Hinterlegung nachläßt, die aber unzuläſſig wird, wenn Kläger 
hinterlegt. Das Muſter 89 für Wiedereinſetzung enthält Daten, 
nach welchen die geſetzliche zweiwöchige Friſt bereits verſtrichen 
iſt, ſo daß das Geſuch alſo unwirkſam iſt. 

Die vom 1. April 1910 ab noch wichtiger gewordene Frage, ob 
nach vorausgegangenem Mahnverfahren Urkunden⸗ oder Wechſel⸗ 
Prozeß noch ſtatthaft iſt, wird gar nicht erwähnt. Die Anſicht S. 276 
und 294, daß der Gläubiger nach § 717 ſchadenserſatzpflichtig 
auch dann ſei, wenn den Beſchädigten Verſchulden trifft, iſt doch 
recht zweifelhaft (der Kommiſſionsbericht S. 172,75 ſchon iſt 
anderer Meinung). Auf S. 285 iſt der ſehr wichtige und häufige 
Fall, daß das Urteil nur über die Koſten lautet, alſo fofort 
vollſtreckbar iſt, weil es dagegen nur ſofortige Beſchwerde gibt, 
außer acht gelaſſen. Das Muſter 756 betreffs Ehevertrages 
iſt im Intereſſe der Koſtenerſparnis dahin zu ergänzen, daß 
der Antrag auf Eintragung gleich im Vertragsprotokoll geftellt 
wird, wodurch der koſtſpielige beſondere Antrag hierauf ver⸗ 
mieden wird. Im Muſter 634 hieße es ſtatt „weitere letzt⸗ 
willige Verfügung oder ein Erbvertrag“ kürzer und dem Geſetz 
entſprechender „Verſügung von Todes wegen“. 

Aber alle dieſe Bemängelungen vermögen der Vortrefflich⸗ 
keit und praktiſchen Brauchbarkeit dieſes bekannten Buches auch 
in ſeiner neueſten Auflage keinen Eintrag zu tun. 


Meldeſtellen für Anwalts vertretungen. 


Meldeſtellen für Anwaltsvertretungen (vgl. JW. 1910, 304) 
ſind ferner eingerichtet bei den Oberlandesgerichten in Celle, 
Frankfurt a. M. und Hamm. Die in Hamm geführte Liſte 
enthält folgende Spalten für Aſſeſſoren: Laufende Nummer, 
Namen und Amtsſitz, Dienſtalter, Konfeſſion, Angabe über 
frühere Vertretungen, Bemerkungen; für Referendare: Laufende 
Nummer, Namen und Wohnort, Tag der eidlichen Verpflichtung, 
Konfeſſion, Station des Vorbereitungsdienſtes, Angabe über 
frühere Vertretungen, Bemerkungen. Ferner hat der Münchener 
Rechtspraktikantenverein (E. V.) eine Arbeitsvermittlungsſtelle 
eingerichtet (Rechtspraktikant Kislinger, München, Loriſtr. 1). 

Aber etwa noch anderweit beftchende Meldeſtellen erbittet 
die Redaktion der JW. Nachricht. 


348 


DD 


23. 


21. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | 


M 8 1910. 


vertreterverſammlung 


des 


Deutſchen Anm altvereins 


am Sonntag, den 13. März 1910. 


Verzeichnis der Teilnehmer der Pertreterverſammlung. 


Abel, Max, RA. Eſſen a. Ruhr. 
Albrecht, Dr., RA., Hamburg. 
Auerbach, Dr. Ernſt, IR., Frank⸗ 


furt a. Main. 


Beutler, IR., Chemnitz. 
Bieber, Dr., IR., Berlin. 
Bockelmann, JR., Kiel. 

Bopp, Dr., RA., Darmſtadt. 

. Borchers, Dr., RA., Celle. 
Cohn, ZR., Tilſit. 

Coſte, Dr., IR., Stargard i. Pom. 
Deßauer, JR., Magdeburg. 

. Dittenberger, Dr., RA., Halle a. S. 


(Geſchäfts leiter). 


Dorſih, RA., Fürth. 
Drucker, Dr. Martin, RA., Leipzig 


(Schriftführer). 


. Ellendt, Geh JR., Königsberg i. Pr. 
Faerber, Dr., NA., Beuthen i. 


Oberſchl. 


Freytag, O. E., RA., Leipzig. 
„Fuchs, Dr. Eugen, JR., Berlin 


(Vorſtandsmitglied). 


Geiershöfer, Dr., RA., Nürnberg 


(Vorſtandsmitglied). 


Groß, Oskar, RA., Nürnberg. 
Güldner, Dr., IR. Barmen. 
Haber, 


GehJR., Leipzig (Vor⸗ 
ſitzender). 

Hachenburg, Dr., RA., Maunheim 
(Borſtandsmitglied). 


v. Harder, RA., Mannheim. 


| 
| 


25. 
26. 


27. Heiliger, 


Hehner, Dr., IR., Wiesbaden. 
Heilberg, JR., Breslau (Vorſtands— 
mitglied). 

Cöln 


Geh R., (ſtellv. 


Vorſitzender). 


. Heiling, Dr., RA., Zwickau. 
Hellekeſſel, Dr. Z3%., Bonn. 
Heimbach, IR., Berlin. 
Heinitz, Ernſt, IR., Berlin. 

. Heymann, IR., Braunſchweig. 
Hinrichſen, Dr., Güſtrow. 
Hirſch, RA., Schwetz i. Wejtpr. 
Höflein, RA., Bamberg. 
Jacobſohn, 


Max, IR., Berlin 
(Vorſtandsmitglied). 


Jonen J, Dr. Peter, IR., Cöln. 
Kleinrath, RA., Hannover. 

39. Kuſel, RA., Karlsruhe i. Baden. 
Landsberg, JR., Poſen. 
Lehmann, Dr. Rud., RA., Leipzig 


(ſtellv. Schriftführer). 


Lemberg, Dr., RA., Breslau. 
Lieſſem, IR., Düſſeldorf. 
Loewenſtein J, 


Dr. Rud., RA., 
Stuttgart. 


. Mauſen, IR., Dortmund. 
Mehnert, NA., Altenburg. 
.Merckle, JR., Frankenthal (Pfalz). 
Mittaſch, Dr., OJ R., Dresden. 
Mühleiſen, Dr., RA., Straßburg 


(Elſaß). 


Neumann, Dr. Hugo, IR., Berlin. 


. Roſenthal, 


Plaßmaun, RA., Münſter in Weſt⸗ 
falen. 


Putzler, IR., Leipzig. 
Riecke, RA., Halle a. S. 
Roemer, Dr., IR., Bochum. 


Rommel, NA., Caſſel. 

Roſe, RA., Harburg (Elbe) (Vor⸗ 
ſtandsmitglied). 
Dr. 


Wilhelm, RA., 


München. 


. Sand, RA., Augsburg. 
Schenck, RA., Hagen i. Weſtf. 
Scheuffler, Dr., RA., Plauen i. 


Vogtl. 


Schmits, Dr. Gerh., IR., Duisburg. 
Schultz, IR., Filehne. 

Schulze, Dr., RA., Neuſalza i. S. 
Schulze⸗Smidt, Dr., RA., Bremen. 
. Seber, Dr., IR., Trier. 

3. Siecke, Dr., RA., Leipzig. 

. Sinauer, RA., Freiburg (Breisgau). 
„Soldan, RA., Mainz (Vorſtands⸗ 


mitglied). 


Stams, RA., Görlitz. 
Storz, RA. (M. d. R.), Heidenheim 


i. Württemb. 


.Tollkiemitt, IR., Naumburg an 


der Saale. 


. Uflader, Jg., Altona. 
Wilms, IR., Crefeld. 

. Wolbert, IR., Potsdam. 
Zelter, IR., Stettin. 


39. Jahrgang. 
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Vertreterversammlung 


des 


Deutſchen Anmaltuereins 
am Bonntag, den 15. März 1910 im Hotel „Bachlenhok“ in Leipzig. 


— 


Stenographiſcher Bericht. 


Der Vorſitzende Geheimer Juſtizrat Haber⸗Leipzig eröffnet 
die Sitzung kurz nach 10 Uhr. 


Vorſitzender: Ich eröffne die Sitzung und bitte Herrn 
Kollegen Schenck⸗Hagen die Güte zu haben, als Schriftführer 
zu fungieren. 

Entſchuldigt haben ſich Herr Kollege Behrendt aus Danzig, 
ebenfo iſt fein Stellvertreter verhindert, und Herr Kollege Konrad 
Haußmann hat geſtern abend telegraphiert, daß er plötzlich 
am Erſcheinen verhindert ſei. Ich begrüße Sie alle, meine 
Herren Kollegen, heiße Sie herzlich willkommen und ſpreche den 
Wunſch aus, daß unſere Verhandlungen zum Beſten unſeres 
Anwaltvereins dienen möchten. 

Ich nehme an, daß dieſe Verſammlung öffentlich iſt für 
die Mitglieder des Vereins. Das Statut ſagt darüber nichts; 
aber ich habe das als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt und habe 
mir geſtattet, an den hieſigen Anwaltverein und an den Vor⸗ 
ligenden der Anwaltskammer beim Reichsgericht in dieſem Sinne 
zu ſchreiben und zu erklären, daß wir uns ſehr freuen würden, 
wenn auch ſolche Kollegen, die nicht zur Vertreterverſammlung 
gehören, aber Mitglieder des Anwaltvereins ſind, unſeren 
Verhandlungen beiwohnen würden. 

Eine weitere Frage könnte ſein, ob dieſen Herren Kollegen 
eventuell auch das Wort zu geſtatten wäre. Das iſt nun bisher 
nicht beſchloſſen, und ich nehme an, es ſoll auch diesmal nicht 
der Fall fein. Ob wir das einmal einführen, wird vielleicht 
Ipäter zu erörtern fein. — Alſo ich nehme an, daß die Offent⸗ 
lichkeit in dieſem Sinne beſteht. 
| Meine Herren, wir werden ſtenographiſche Berichte über 
die heutigen Verhandlungen erhalten, die, wenn auch vielleicht 
nicht ganz wörtlich, zum Abdruck in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
Ihrift beſimmt find; denn ich nehme an, daß die Mitglieder 
des Vereins ein Intereſſe daran haben werden, genauer zu er⸗ 
ſahren, was die erſte Vertreterverſammlung verhandelt hat, da 
es ſich um grundlegende Fragen handelt. 

Bei den Verhandlungen des Anwaltstages iſt eine Redezeit 
von zehn Minuten eingeführt, wenn auch nur durch Gebrauch, 
nicht durch beſonderen Beſchluß. Ich möchte vorſchlagen, daß 
wir das auch für unſere Verhandlungen gelten laſſen. 

Guſtimmung.) 
Dann ift noch die Frage, wenn Anträge aus der Verſammlung 
gestellt werden ſollten, ob wir nicht beſtimmen wollen, daß ſie 


der Unterſtützung bedürfen. Ich ſchlage vor, daß Anträge von 
10 Mitgliedern unterſtützt werden müſſen. 

(Zuruf: Zu viel, 5 ſind genug!) 
Gut, wenn niemand widerſpricht nehme ich an, daß die Unter⸗ 
ſtützung von 5 Mitgliedern hinreicht. 

Wir gehen nun zur Erledigung der Tagesordnung über. 
Erſter Punkt iſt: 

Mitteilungen des Vorſtandes. Die Aufgaben 

des Vereins. Obliegenheiten der Vertreter. 
Was zunächſt die Mitteilungen des Vorſtandes angeht, ſo habe 
ich bekannt zu geben, daß der Vorſtand Herrn Kollegen 
Dr. Dittenberger aus Halle zum Geſchäftsleiter gewählt hat. 

| (Bravo!) 

Herr Kollege Dittenberger ift hier anweſend. Ich ſpreche den 
Wunſch aus, daß ſeine Geſchäftsführung zum Wohle des Ver⸗ 
eins dienen und er ſelbſt in der Erfüllung dieſer ſeiner Aufgabe 
ſich immer befriedigt fühlen möge. | 

Auf dem vorigen außerordentlichen Anwaltstage war be- 
ſchloſſen worden, ſich gegen die Beſchränkung der Reviſion auf 
difforme Urteile auszuſprechen. In Erledigung dieſes Beſchluſſes 
iſt vom Vorſtande eine Petition an den Reichskanzler ge— 
richtet worden, die auch in der Juriſtiſchen Wochenſchrift zum 
Abdruck gekommen iſt. 

Sodann habe ich mitzuteilen, daß vom Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts unter dem 25. November v. J. ein Schreiben 
eingegangen iſt, nach welchem er beabſichtigte, eine Enquete 
über die Verhältniſſe der Bureauangeſtellten zu veran— 
laſſen und worin er erſuchte, ihm 6 Anwälte vorzuſchlagen, die 
an den Beratungen über die Veranſtaltung der Enquete in 
Berlin teilnehmen ſollten. Ich habe damals vorgeſchlagen die 
Herren Ernſt Heinitz⸗Berlin, Dr. Drucker-Leipzig, Sternau⸗ 
Frankfurt a. M., Konrad Haußmann aus Stuttgart, Eckert⸗ 
München und Schramm aus Hamburg. Dieſe Herren haben 
bis auf Herrn Kollegen Schramm, der verhindert war und für 
den ein Erſatzmann eingetreten iſt, an dieſen Verhandlungen 
teilgenommen, und es iſt dann in Berlin zugleich die Veran⸗ 
ſtaltung einer Enquete über die Verhältniſſe der Rechts⸗ 
anwälte beſprochen worden. Wie weit dieſe Dinge gediehen 
ſind, darüber habe ich bisher keine Auskunft erhalten. 

Über die Wahlen zur Vertreterverſammlung hat Herr 
Kollege Drucker eine Statiſtik aufgeſtellt, die vielleicht von 


350 
Intereſſe ſein kann. Ich bitte ihn die Güte zu haben, darüber 
eine Mitteilung zu machen. 

Dr. Drucker⸗Leipzig: Ich darf als bekannt vorausſetzen, 
daß nach dem neuen Statut nicht alle Mitglieder des Anwalt⸗ 
vereins wahlberechtigt ſind. Das Statut ſetzt voraus, daß in 
einem Landgerichtsbezirk 50 Vereinsmitglieder wohnen müſſen, 
damit dieſer Landgerichtsbezirk einen eigenen Vertreter wählen 
kann. Sonſt werden die Landgerichtsbezirke eines Oberlandes⸗ 
gerichts mit zuſammen mindeſtens 50 Vereinsmitgliedern zu 
einem Bezirk vereinigt. Ich habe mich jetzt jeder Kritik darüber 
zu enthalten und nur zu konſtatieren, daß nach dieſem Wahl⸗ 
modus ein nicht unerheblicher Teil der Vereinsmitglieder von 
der Wahl ausgeſchloſſen iſt. Es waren am 1. Januar 1910 
im ganzen 7230 ſtimmberechtigte Mitglieder vorhanden, davon 
279 nicht wahlberechtigt. Von den 6951 wahlberechtigten haben 
im ganzen 1050, das find 15,11 Prozent ihr Wahlrecht aus⸗ 
geübt. Die Wahlbeteiligung in den einzelnen Bezirken war ſo⸗ 
wohl nach der Ziffer wie nach dem Prozentſatze von ſehr ver⸗ 
ſchiedener Größe. Die abſolute höchſte Ziffer der Wahlteilnehmer 
hatte das Landgericht Leipzig mit 75, es folgten Breslau mit 46 
und Dresden mit 38 Teilnehmern. 

Die abſolut niedrigſte Ziffer hatte Karlsruhe mit 4, 

(Heiterkeit) 
es folgten die 6 Landgerichte des Oberlandesgerichtsbezirks 
Bamberg mit zuſammen 5, dann die 3 Landgerichte des Bezirks 
Caſſel mit zuſammen 6 und 7 Landgerichte des Königsberger 
Bezirks mit zuſammen ebenfalls nur 6 Wahlteilnehmern. 

Nach Prozenten gerechnet hatte die ſtärkſte Wahlbeteiligung, 
abgeſehen von dem Reichsgerichte mit 69,56 Prozent, das Land⸗ 
gericht Bonn mit 54 Prozent. Es folgen Plauen i. V. mit 
50 Prozent, dann Duisburg mit 42,86 Prozent und Bautzen 
mit 42,31 Prozent. Kein anderer Bezirk erreichte eine Wahl⸗ 
beteiligung von 40 Prozent. 

Über 30 bis 40 Prozent hatten 6 Bezirke, 
2 20 77 30 71 71 14 " 
” 10 71 20 7 n 22 n 
unter 10 Prozent blieben 14 Bezirke 
davon unter 5 Prozent 3 Bezirke. 

Den niedrigſten Prozentſatz hatten die zu einem Wahlbezirke 
vereinigten Landgerichte Berlin I bis III, wo nur 3,28 Prozent, 
nämlich von 976 Wahlberechtigten nur 32 wählten. 


Vorſitzender: Ich möchte noch mitteilen, daß der Vor⸗ 
ſtand in einer längeren Sitzung beſchloſſen hat, ſich auch mit 
dem Vertrag zu beſchäftigen, der mit dem Verleger der 
Wochenſchrift geſchloſſen iſt. Wir haben zunächſt zwei 
Referenten für dieſe Sache beſtellt, die ſpäter einer genauen 
Prüfung unterworfen werden ſoll. 

Ebenſo haben wir uns beſchäftigt mit dem Vertrage, der 
mit dem Stuttgarter Verſicherungsverein geſchloſſen iſt. 
Hier wird nach Meinung des Vorſtandes zunächſt eine erhebliche 
Arbeit für den Geſchäftsleiter entſtehen. Irgendwelche Be⸗ 
ſchlüſſe konnten nach beiden Richtungen zurzeit nicht gefaßt 
werden; die Sachen ſind auch nicht eilig. 

Zum Schluß habe ich mitzuteilen, daß Herr Kollege 
Wreſchner aus Berlin angeregt hat, eine genauere Statiſtik nach 
der ſogenannten offiziellen Sammlung aufzuſtellen bezüglich der 
Aufhebungen, die bei den konformen Urteilen der erſten und 
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zweiten Inſtanz erzielt ſind. Er wünſchte auch eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der wichtigeren Rechtsgrundſätze, welche in ſolchen Sachen 
vom Reichsgericht aufgeſtellt ſind. Die Herren Kollegen Kallir 
von hier und Dittenberger aus Halle haben ſich dieſer Mühe 
unterzogen, ſind aber noch nicht fertig geworden, da die Arbeit 
70 Bände umfaßt. Immerhin liegt ein Teilreſultat vor, das 
im Laufe der Verſammlung wird mitgeteilt werden können. 

Zu den Aufgaben des Vereins mache ich darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß der Tagesordnung eine Anlage II beiliegt, aus welcher 
Sie die Beſchlüſſe des Vorſtandes unter A erſehen können. Zu 
Nr. 3 möchte ich nur hervorheben, daß beſchloſſen worden iſt, 
4 Ausſchüſſe zu bilden, für welche geſtern auch die Vorſitzenden 
gewählt worden ſind nämlich a) einen Ausſchuß für bürger⸗ 
liches Recht einſchließlich Handelsrecht, Vorſitzender iſt 
Herr Kollege Dr. Hachenburg, b) einen Ausſchuß für 
Zivilprozeß und Gerichtsverfaſſung, Vorſitzender Herr 
Kollege Heilberg, c) einen Ausſchuß für Strafrecht und 
Strafprozeß, Vorſitzender Herr Kollege Dr. Drucker hier. 
Außerdem iſt noch ein 4. Ausſchuß niedergeſetzt worden für 
alle die Rechtsanwaltſchaft als ſolche betreffenden An: 
gelegenheiten, Rechtsanwaltsordnung, Gebührenordnung uſw., 
zu deſſen Vorſitzenden Herr Kollege Heiliger aus Köln ge⸗ 
gewählt wurde. Die 4 Herren haben ſich zu unſerer Freude 
bereit erklärt, das Amt zu übernehmen. Im übrigen ſind die 
Ausſchüſſe noch nicht vollſtändig beſetzt. Nur für den 4. Aus⸗ 
ſchuß ſind außer dem Vorſitzenden 6 Mitglieder gewählt worden; 
die Herren Kollegen Roſe, Soldan, Auerbach-Frankfurt, 
Irmler-Berlin, Harniſch-Chemnitz und Flechtheim-Köln. 
In den Ausſchuß für Zivilprozeß und Gerichtsverfaſſung ſind 
außer Herrn Kollegen Heilberg die Herren Kollegen Kurl⸗ 
baum aus Leipzig und Zelter aus Stettin gewählt worden. 
Aufgabe der Herren Vorſitzenden wird es ſein, ihre Tätigkeit 
bezüglich der Auswahl weiterer Mitglieder zu entfalten. 

Ich bitte nun die Herren Kollegen, die zu den Aufgaben 
des Vereins das Wort nehmen wollen, ſich zu melden. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗Berlin: Meine Herren 
Kollegen, zunächſt darf ich meiner Freude Ausdruck geben, daß 
ich hier eine Verſammlung ſehe, die ſeit langer Zeit gewünſcht 
wurde. Als Mitglied der Statutenkommiſſion glaube ich im 
Namen der anderen Mitglieder dieſer Kommiſſion verſichern zu 
können, daß wir alle die gleiche Freude darüber empfinden, 
das Werk, an dem wir lange gearbeitet haben, durch dieſes 
Faktum gekrönt zu ſehen. 

Bei Gelegenheit der Statutenberatungen habe ich als 
Referent die Bemerkung gemacht, daß wir den Herren Kollegen 
nur die Form geben und daß naturgemäß der Inhalt gänzlich 
von denjenigen gegeben werden muß, die die Leitung des 
Vereins in der Hand haben und von den Mitgliedern über⸗ 
haupt; daß mit dem Statut eine Garantie für ein wirkſames 
Gedeihen und für eine neue Blüte des Vereins nicht geſchaffen 
iſt, ſondern das alles abhängt von der künftigen Entwicklung 
und von der Durchführung des Statuts. Nun, meine Herren, 
glaube ich nicht, daß die Mitglieder der Statutenkommiſſion 
von den Vorſchlägen und Beſchlüſſen des Vorſtandes gerade 
werden ſagen können, daß ſie voll das treffen, was wir 
uns gedacht haben. Wenn ich gleich anknüpfen darf an 
die neueingerichteten Ausſchüſſe, ſo darf ich darauf hinweiſen, 
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daß wir der Meinung waren, daß im allgemeinen im Ehren⸗ 
amt arbeitende größere Kommiſſionen nicht geeignet find, mit 
Vorteil tätig zu ſein. Deswegen haben wir die Einſetzung 
eines Geſchäftsführers vorgeſchlagen. Wir haben uns unter 
dem Geſchäftsführer einen Mann vorgeſtellt, der mit einer 
weitgehenden Initiative ausgerüſtet darüber nachdenken ſoll, in 
welcher Weiſe die Entwicklung des Vereins gefördert werden kann. 
Nach dem Eindruck, den ich gewonnen habe, iſt nun dieſe Regelung 
nicht in der Weiſe erfolgt, wie wir ſie uns vorgeſtellt haben. 
Was die Mängel der alten Organiſation anlangt — ich 


— een — — — — 


ſpreche nicht von den Perſonen; im Gegenteil ich meine, daß 


die Perſonen vollkommen auf der Höhe ſtanden und geleiſtet 
haben, was nach Maßgabe der früheren Organiſation möglich 
war —, ſo ſcheinen ſie mir durch die Ausſchüſſe nicht 
beſeitigt, ſondern geradezu vervielfacht zu ſein. Wir hatten 
früher 12 Mitglieder, welche arbeiteten, d. h. arbeiten ſollten. 
Den Effekt kennen wir ja. Jetzt haben wir nicht nur 
12 Vorſtandsmitglieder, ſondern daneben noch 4 Ausſchüſſe mit 
je 6 bis 8 Mitgliedern. Nach den mitgeteilten Proben ſind 
dieſe Mitglieder über ganz Deutſchland verteilt und ich würde 
dem Vorſtande dankbar ſein, wenn er uns mitteilen könnte, 
wie er ſich das Arbeiten ſolcher Ausſchüſſe eigentlich denkt. 
Ich für meine Perſon bin der Meinung, daß in dieſer Weiſe 
fruchtbringend kaum gearbeitet werden kann. Eine Kommiſſion 


hat ja immer etwas Mißliches. In Berlin haben wir nur ſehr 


ſelten mit Erfolg in einer Kommiſſion arbeiten können, obwohl 
wir uns die größte Mühe gegeben haben, weil es ſehr ſchwer 
iſt, die Kommiſſionsmitglieder zuſammen zu bringen. Wie das 
nun gar im Deutſchen Reiche möglich ſein ſoll, iſt mir voll⸗ 
kommen unverſtändlich. 

Dazu kommt, daß dieſe Ausſchüſſe einen ſehr erheblichen 
Koſtenaufwand verurſachen müſſen. Rechnen wir 4 8 Mit: 
glieder, ſo ſind das 32 Mitglieder. Wenn ſich dieſe 32 Mit⸗ 
glieder im Jahre auch nur 2 mal verſammeln, ſo wird das 
einen Koſtenaufwand von zirka 6⸗ bis 7000 & verurſachen. 
Ob die Erfolge der gemeinſamen Arbeit dieſem Aufwande ent⸗ 
ſprechen werden, muß die Zukunft lehren. 

Meine Herren, mir liegt durchaus nicht daran, im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick die Verhältniſſe in unſerem Verein, die 
ſich gerade zu konſolidieren beginnen, durch Hervorkehrung von 
Gegenſätzen uſw. zu verſchärſen. Wir wollen gern abwarten, 
was die Zukunft uns bringen wird. Aber ich ſage ſchon heute, 
wenn wir in abſehbarer Zeit nicht diejenigen Erwartungen 
erfüllt werden ſehen, die wir glauben hegen zu dürfen, dann 
möge man es uns nicht übel nehmen, wenn wir unſerer Un⸗ 
zufriedenheit auch durch die Tat Ausdruck geben. — Herr 
Kollege Soldan nickt mir zu; er iſt alſo derſelben Meinung. 

(Heiterkeit.) 

Nach der angegebenen Richtung hin können wir uns noch nicht 
beruhigen. Wir möchten gern wiſſen, wie der Vorſtand ſich die 
Durchführung ſeiner Beſchlüſſe gedacht hat, und ich darf nur 
hoffen, daß der Herr Geſchäftsleiter diejenige Stellung einnehmen 
wird, die ihm zukommen muß, wenn er wirklich mit Erfolg 
arbeiten ſoll. Es iſt nicht recht erſichtlich, wie der Zuſammen⸗ 
hang dieſes Geſchäftsführers gerade mit den Kommiſſionen 
gedacht iſt, denn es wird hier in ſeinen Inſtruktionen zum 
Schluß geſagt: | 
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Er ſoll die Geſetzgebungsfragen, die den Rechtsanwalt⸗ 

ſtand als ſolchen berühren oder von beſonderer all⸗ 

gemeiner Bedeutung ſind, nach Möglichkeit wiſſenſchaftlich 

bearbeiten, auch die hierauf bezüglichen Arbeiten der 

Ausſchüſſe und des Vorſtandes zu fördern bemüht ſein. 
Ich würde alſo bitten, uns auch nach der Richtung vielleicht 
Auskunft zu geben, wie dieſes Verhältnis gedacht iſt. 


Vorſitzender: Da Herr Kollege Neumann eine Aus⸗ 
kunft wünſcht, darf ich vielleicht noch einige Worte dem hinzu⸗ 
fügen, was ich geſagt habe. Er ſcheint vor allem das Bedenken 
zu haben, abgeſehen von dem Koſtenpunkt, den er auch berührt 
hat, daß ſich dieſe Ausſchußmitglieder auf verſchiedene Orte 
verteilen, und deshalb nicht gut zuſammen arbeiten können 
Ja, meine Herren, dann kann der Vorſtand auch nicht arbeiten, 
dann kann überhaupt niemand arbeiten, außer vielleicht eine 
einzelne Perſon. Der Vorſitzende kann arbeiten, denn er hat 
einen Wohnſitz für ſich, der Geſchäftsleiter kann arbeiten, denn 


er hat auch einen Wohnſitz für ſich. Ob beide zuſammen 


arbeiten können, würde wieder davon abhängen, ob ſie an 
einem Orte wohnen, was ich allerdings vorausſetze. Meine 
Herren, Sie haben doch einen Vorſtand gewählt beſtehend aus 
Mitgliedern, die über ganz Deutſchland zerſtreut wohnen, indem 
Sie annahmen, der Vorſtand wird die Geſchäfte des Vereins 
fördern, wird ſachliche Arbeit für den Verein leiſten. Wir 
müſſen es eben verſuchen ſo gut wir es können, obwohl wir ſo 
außerordentlich verſtreut find. In der erſten Vorſtandsſitzung, 
die wir gehalten haben, waren von 12 Vorſtandsmitgliedern 
11 zuſammengekommen; wir haben 5 Stunden lang beraten, 
und ich glaube, daß wir die Angelegenheiten des Vereins durch 
unſere Beratungen auch gefördert haben. Aber, meine Herren, 
wir ſind nicht imſtande, die Aufgaben, die der Verein der 
Leitung des Vereins ſtellen will, für uns allein zu erfüllen; 
wir brauchen mehr Kräfte dazu, wir brauchen auch Spezialiſten 
für die einzelnen Fragen. Wenn nun der Vorſtand einzelne 
Fragen beantworten ſoll, ſo ſind wir auch genötigt, uns Herren 
aus anderen Kreiſen zu ſuchen, die uns zu helfen bereit 
ſind. Man iſt z. B. jetzt an uns herangetreten bezüglich der 
preußiſchen Gebührenordnung, die gegenwärtig geändert 
werden ſoll. Da fehlten uns in der Tat die Kräfte, und wir 
mußten an Mitglieder außerhalb des Vorſtandes herangehen. 
Vor allen Dingen hatten wir den Eindruck bei dem früheren 
Leben im Verein, daß der Zuſammenhang zwiſchen den Mit⸗ 
gliedern und dem Vorſtande nicht eng genug war. Das war 
vielleicht der Hauptfehler. Nun haben Sie jetzt allerdings die 
Delegiertenverſammlung, die ein Mittelglied bilden kann und 
bilden wird. Aber ſie kann ſo häufig nicht zuſammentreten; 
wir brauchen alſo kleinere Kreiſe und da bleibt in der Tat 
meines Erachtens nichts übrig als Ausſchüſſe einzuſetzen. Das 
war der Gedankengang, der uns leitete. Ganz beſonderes Ge⸗ 
wicht haben wir gerade auf den letzten Umſtand gelegt, die 
Mitglieder des Vereins ſelbſt tätig werden zu laſſen für die 
Förderung der Intereſſen des Vereins. Das können wir nur, 
wenn wir Ausſchüſſe bilden und nun einzelnen Herren Kollegen, 
die ſich für beſtimmte Fragen beſonders intereſſieren, Gelegenheit 
geben, an den Arbeiten teilzunehmen. Wie der einzelne Aus⸗ 
ſchuß praktiſch ſeine Arbeiten einrichten wird, ob die Mitglieder 


zuſammenkommen, ob man ſich ſchriſtlich verſtändigen will, 
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wie man ſich mit dem Geſchäftsleiter in Verbindung ſetzen will, 
ob ſie mit ihm nur korreſpondieren, oder ob der Geſchäftsleiter 
zu den Sitzungen hinreiſen wird, das wird ſich alles im ein⸗ 
zelnen aus der Praxis ergeben, die uns gegenwärtig noch fehlt. 
Ich halte es für unmöglich, darüber gegenwärtig ſchon Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen. Die Sache liegt überhaupt ſo, daß wir 
über vieles, was vorkommt, keine Beſtimmungen im Statut 
und keine Beſchlüſſe haben, ſondern daß wir angewieſen ſind 
auf die Tradition, auf das Simile. Wo ſich nun kein Simile 
gebildet hat, können wir nicht ſagen, wie ein alter Richter einmal 
geſagt hat: reproducatur, wenn ein Simile vorliegen wird. 
Heiterkeit.) 
Wir müſſen abwarten wie die Dinge ſich entwickeln werden. 
Wenn verſtändige, praktiſche Männer uns helfen, die den 
Willen haben, das Wohl des Vereins zu fördern, dann wird 
ſich auch der Weg dazu finden. Heute kann ich noch keine 
Auskunft darüber geben, wie ſich das im einzelnen machen 
wird. Über die Koſten werden wir uns hoffentlich verſtändigen. 
Wenn Herr Kollege Neumann dann bemerkt hat, wenn 
der Verein ſehen würde, daß ſeine Erwartungen nicht erfüllt 
werden, dann werde er durch die Tat feine Unzufriedenheit be: 
weiſen, ſo ſetze ich das als ſelbſtredend voraus. 
(Sehr richtig!) ö 
Wenn wir nichts leiſten und wenn Sie alle mit uns unzufrieden 
ſind, nun dann hoffe ich, daß Sie an demſelben Tage, wo Sie 
ſich darüber klar ſind, einen anderen Vorſtand wählen werden. 
Es wird aber gar nicht dazu kommen. Es wird eine Andeutung 
genügen, und wenn wir ſehen werden, daß Sie mit uns nicht 
zufrieden ſind, gehen wir allein, darauf können Sie ſich ohne 
weiteres verlaſſen. 
(Heiterkeit. ) 
Ich kann aber Herrn Kollegen Neumann nicht zugeben, daß 
in dieſer erſten Stunde unſerer Verſammlung eine Veranlaſſung 
vorgelegen hat, 
(ſehr richtig!) 
uns dies an die Wand zu malen 
(lebhafter Beifall) 
und uns zu ſagen: wenn ihr nicht ſo tut, wie wir es erwarten, 
dann werden wir Front gegen euch machen. Ich habe nichts 
weiter dazu zu bemerken. Ich begreife nicht, was Herrn 
Kollegen Neumann veranlaſſen konnte, eine ſo ſelbſtverſtändliche 
Bemerkung, die aber auf mich perſönlich wenigſtens einen recht 
unangenehmen Eindruck machen mußte, in dieſer Stunde aus⸗ 
zuſprechen. 


Kleinrath⸗Hannover: Mit wenigen Worten möchte ich 
die Aufgaben der Ausſchüſſe berühren, weil ich offen geſagt der 
Überzeugung, bin, daß ſolche Ausſchüſſe mit Erfolg nur zu 
arbeiten vermögen, wenn ſie von vornherein beſtimmte Auf⸗ 
gaben bekommen. Ich glaube, es wird die Aufgabe des Ge⸗ 
ſchäftsleiters ſein müſſen, dauernd zu dem Zwecke die einzelnen 
Fragen, die auftauchen, im Auge zu behalten, damit, wenn nötig, 
ein ſolcher Ausſchuß eingeſetzt werde. Ich habe dem Geſchäfts⸗ 
ausſchuß angehört und habe den Eindruck gewonnen, daß ein 
Ausſchuß, der von vornherein eine beſtimmte Marſchroute hat, 
ſehr gedeihlich wirken kann. Weniger überzeugt bin ich, daß ein 
Ausſchuß mit generellen Vollmachten, wie dieſe hier, für alle 
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möglichen Fragen auf einem beſtimmten Gebiet wirklich ge⸗ 
deihlich wirken kann, ſolange nicht Fragen auftauchen, die vom 
Standpunkt unſeres Standes aus einer beſonderen Behandlung 
bedürfen. Ich will deshalb an ſich gern den Eifer des Vor⸗ 
ſtandes loben, daß er jetzt ſchon an die Einſetzung von vier 
Ausſchüſſen denkt, aber ich teile inſofern die Bedenken des 
Herrn Kollegen Neumann, daß ich mir eine gedeihliche Ent⸗ 
ſaltung dieſer Tätigkeit der Ausſchüſſe nur denken kann, ſobald 
akute Fragen vorliegen. Das iſt zweifellos bezüglich des 
vierten Ausſchuſſes der Fall. Hier liegt wohl ein Grund vor, 
ihn ſchon jetzt einzuſetzen, da wir nach unſeren Beratungen 
in früheren Verſammlungen unbedingt gehalten ſind, in dieſer 
Frage tätig zu ſein. 

Es liegen auch akute Fragen vor in bezug auf das Straf⸗ 
recht und den Strafprozeß; ebenſo kommt die Zivilprozeß⸗ 
ordnung wegen der neueſten Novelle in Betracht. Es würde 
aber viel richtiger ſein, wenn man die Ausſchüſſe immer zu 
den ſpeziellen Fragen Stellung nehmen ließe, und nicht von 
vornherein dauernde Ausſchüſſe bildete. Das ſcheint mir auch 
deswegen zweckmäßig zu ſein, weil unter Umſtänden Kollegen, 
die in der Offentlichkeit zu der einen oder andern Frage auf 
einem beſtimmten Gebiete das Wort ergriffen haben, zweckmäßig 
von uns in den Ausſchuß hineingeſchickt werden könnten. Aus 
dieſem Grunde halte ich es auch für richtiger, die Mitglieder 
der Ausſchüſſe in der Vertreterverſammlung zu wählen. Meiner⸗ 
ſeits bin ich mit der Wahl der Perſonen, die vom Vorſtande 
vorgeſchlagen ſind, in jeder Beziehung einverſtanden. Nicht 
der Perſonen wegen bringe ich die Sache hier vor. Aber 
die Hauptſache ſcheint mir zu ſein, daß Perſonen, die ſich mit 
den ſpeziellen Fragen ausreichend beſchäftigt haben, in die 
Ausſchüſſe hineingewählt werden, und deshalb halte ich es 
für praktiſcher, die Ausſchüſſe mit ſpeziellen Fragen zu be⸗ 
faſſen, dagegen die Beobachtung und Verfolgung der Vorgänge 
auf dem Gebiete der Geſetzgebung dem Geſchäftsleiter zu über⸗ 
laſſen, der gemeinſam mit dem Vorſtande dann diejenigen 
Fragen ſpeziell auszuwählen haben würde, die ſich zu einer 
weiteren Behandlung empfehlen. 


Dr. Roſenthal⸗München: Der Herr Kollege Neumann 
dürfte in einem Punkte ſicher von unſerm verehrten Herrn Vor⸗ 
ſitzenden mißverſtanden worden ſein. Ich habe es wenigſtens ſo auf⸗ 
gefaßt, daß ſeine Bemerkung wegen einer etwaigen Unzufrieden⸗ 
heit ſich nicht gegen den Vorſtand, ſondern gegen die Organi⸗ 
ſation richten ſollte. Im übrigen möchte ich dem Ausdruck 
geben: wenn Herr Kollege Neumann ſeinerzeit bei den 
Statutenberatungen geſagt hat, wir müſſen probieren, wie ſich 
die Sache einlebt — dann müſſen wir dasſelbe Recht auch dem 
Vorſtande zubilligen. Aber gar nicht zweckmäßig würde ich es 
halten, daß man die Ausſchüſſe dann einberuft, wenn akute 
Fragen vorliegen. 

(Sehr richtig!) 


Dann kann es uns paſſieren, daß die Sachen entſchieden ſind, 
noch ehe wir den Ausſchuß zuſammenberufen haben. Die 
deutſche Anwaltſchaft muß auf dem qui vive ſtehen. Dann 
wird ſich der Ausſchuß ruhig die Mitglieder kooptieren, die ihm 
wertvoll erſcheinen. Ich bitte Sie alſo, meine Herren, die 
Sachen nicht durch lange Debatten zu verzögern, ſondern ab— 
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zuwarten, ob wir auf der Linie, die uns der Vorſtand vor⸗ 
gezeichnet hat, zum Ziele kommen werden; wenn nicht, dann 
werden wir eben die Organiſation ändern und einen Ausweg 
ſuchen. Die Finanzfrage darf dabei keine Rolle ſpielen. Wenn 
wir Verſuche machen, um feſtzuſtellen, ob die Baſis, die wir 
für den Verein ſchaffen wollen, lebensfähig iſt, ſo müſſen wir 
auch ein paar tauſend Mark dafür hergeben. Perſönlich glaube 
ich, daß die Frage ſich ſo entſcheiden wird, wie der Vorſtand 
es ſich gedacht hat. 

v. Harder⸗Mannheim: Was die Kooptation von Mit⸗ 
gliedern betrifft, die dem Ausſchuſſe überlaſſen wird, ſo möchte 
ich die Frage aufwerfen, ob man nicht ſagen ſollte: dieſe 
Kooptation findet jeweils von Fall zu Fall für beſtimmte Fragen 
ſtatt, damit den Wünſchen, die hier ausgeſprochen ſind, und die 
ich für berechtigt halte, entgegengekommen werden kann, daß, 
wenn jemand ſich auf einem Gebiete hervorragend betätigt hat, 
er auch in den Ausſchuß kooptiert werden kann. Das würde 
dann möglich ſein, wenn man ſagt: die ſtändigen Ausſchuß⸗ 
mitglieder ſind in der Lage, für eine ganz beſtimmte Frage ſich 
die Mitarbeiter auszuſuchen, und wenn dieſe eine Frage erledigt 
iſt, würden weitere Mitglieder hineingewählt werden können. 
Hierüber ſcheint mir der gedruckte Vorſchlag keine vollkommene 
Klarheit zu geben. Ich möchte deshalb den Vorſtand bitten, 
ſich darüber zu äußern. Im übrigen ſchließe ich mich voll⸗ 
kommen dem an, was Herr Kollege Roſenthal geſagt hat, 
und ich füge den weiteren Geſichtspunkt hinzu, daß jedes Mit⸗ 
glied des Ausſchuſſes Anregungen geben kann für ſolche Punkte, 
die vielleicht dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes entgangen ſind. 
In den verſchiedenen Landesteilen treten ja bekanntlich Fragen 
hervor, die mit der Reichsgeſetzgebung oder ihrer Handhabung 
zuſammenhängen. Gerade auch in dieſer Beziehung ſollten wir 
auf dem Poſten ſein. Da iſt es aber wünſchenswert, daß die 
Ausſchüſſe zuſammengeſetzt ſind aus Mitgliedern aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Teilen des Deutſchen Reiches. 


Geh. Juſtizrat Tollkiemitt⸗Naumburg: Meine Herren, 
die Differenz, die hier zutage getreten iſt, liegt an einem Mangel 
in unſerer Satzung, nämlich darin, daß wir noch nicht wiſſen, 
was der Geſchäftsleiter bedeutet. Die einzelnen Herren 
Kollegen haben von ihm offenbar ſehr verſchiedene Anſichten, 
Herr Kollege Neumann nimmt augenſcheinlich an, daß er 
eigentlich alles machen ſoll; andere haben ſich darunter etwas 
anderes vorgeſtellt. Streichen wir zunächſt mal den Geſchäfts⸗ 
leiter aus dieſer Debatte, dann können wir wohl alle darin 
einig ſein, daß wir es mit dieſen Ausſchüſſen verſuchen ſollen. 
Dann find die Ausſchüſſe nämlich weiter nichts, als was auch 
von anderer Seite vorgeſchlagen iſt, nämlich Kollegien von 
Referenten, die zum voraus für beſtimmte Zwecke beſtellt ſind. 
Ob die von vornherein feſtſtehen oder im einzelnen Fall vom 
Vorſtande ernannt werden, das iſt nach meinem unmaßgeblichen 
Dafürhalten zunächſt ziemlich gleichgültig. Die Mitglieder der 
Ausſchüſſe brauchen auch nicht immer alle zuſammenzukommen 
und alles gemeinſchaftlich zu machen, ſondern ſie werden einen 
Referenten und einen Korreferenten ernennen, die die Sache 
bearbeiten und dann werden ſie zuſammenkommen. Jedenfalls 
ſehe ich keinen Grund, über dieſe Frage noch lange zu debattieren. 


(Sehr richtig!) 
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Dr. Drucker: Die Beantwortung der Frage, die Herr 
Kollege v. Harder an uns gerichtet hat, ergibt ſich, wie ich 
glaube, aus der Beobachtung des Programms, das der Herr 
Borfigende Ihnen vorgeführt hat. Ich möchte mir aber be⸗ 
züglich dieſer Ausſchüſſe noch zwei prinzipielle Bemerkungen 
geſtatten. Wenn die Ausſchüſſe nach unſerer Auffaſſung wirklich 
ſo ganz nebelhafte Aufgaben haben ſollten, wie ſie uns nach 
der Meinung eines der Herren Redner angeblich vorgeſchwebt 
haben, ſo wäre es doch auffallend, daß 11 Vorſtandsmitglieder 
einſtimmig den Beſchluß gefaßt haben, dieſe Ausſchüſſe ein⸗ 
einzuſetzen. Jeder iſt doch offenbar der Überzeugung geweſen, 
daß den Ausſchüſſen ſchon konkrete Aufgaben geſtellt ſind und 
nicht erſt geſtellt zu werden brauchen. Geſtern abend haben 
mir einige Herren Kollegen, mit denen ich zuſammenſaß, ver⸗ 
ſichert, ſie begrüßten dieſe Einrichtung mit Freude und ſie 
könnten nur ihr Bedauern darüber ausdrücken, daß wir nicht 
noch mehr Ausſchüſſe hätten, weil die Beteiligung der Anwalt⸗ 
ſchaft auch an anderen Fragen ſehr dringend erwünſcht wäre. 
Ich habe den Herren geantwortet: unſer Beſchluß lautet ja, 
es werden zunächſt folgende Ausſchüſſe gebildet. Ich meine, 
auch wenn man ſich die Titel der Ausſchüſſe anſieht, ſo wird 
man erkennen, daß es Ausſchüſſe ſind, denen der ganze Gang 
unſerer Geſetzgebung ſchon jetzt dringend zu erledigende Auf⸗ 
gaben geſtellt hat. Nun iſt das nicht ſo gemeint, daß dieſe 
Ausſchüſſe fortwährend herumſchnüffeln ſollen: was können 
wir tun, um unſern Tätigkeitsdrang nach irgendeiner Richtung 
hin zu entladen. Sondern wir müſſen ſie in Beziehung ſetzen 
zu dem Geſchäftsführer, von dem wir im Vorſtande allerdings 
nicht annehmen, daß er uns einfach erſetzen und uns überflüſſig 
machen ſoll. Weder auf Seite des Vorſtandes noch auf der 
des Geſchäftsleiters beſteht die Meinung, daß der Geſchäfts⸗ 
leiter das Haupt des Vereins werden ſoll, und der Vorſtand 
iſt nicht der Meinung, daß er in eine Schattenexiſtenz herunter⸗ 
gedrückt werden darf, auch wenn wir den beſten und tüchtigſten 
Geſchäftsleiter, wie wir meinen, auf dieſen Poſten berufen. 
Aber der Geſchäftsleiter wird eine Zentralſtelle bilden, bei der 
auf dem Wege des Abonnements mit Zeitſchriftenbureaus uſw. 
alle Stoffſammlungen zuſammenlaufen, und er wird nach pein⸗ 
licher Sonderung dieſes Materials jedesmal die geeigneten Fragen 
dem dem Vorſtande angehörenden Vorſitzenden des einzelnen Aus⸗ 
ſchuſſes unterbreiten. Dieſer Vorſitzende iſt dann durchaus nicht 
genötigt, wegen jeder Kleinigkeit den Ausſchuß zu berufen, 
ſondern er wird es nur tun, wenn dazu Grund vorliegt. Im 
allgemeinen wird er zunächſt dem einen oder andern Kollegen 
das Material mit dem Erſuchen zugehen laſſen, die betreffende 
Frage zu bearbeiten, ſei es nun in der Weiſe, daß ein Zeitungs⸗ 
aufſatz veröffentlicht oder daß eine Eingabe vorbereitet wird uſw. 
Ich wiederhole, die Sache iſt nicht ſo gemeint, daß die Aus⸗ 
ſchußmitglieder fortwährend auf Koſten des Vereins im Lande 
herumſauſen, ſondern es muß nur der Vorſtand, weil ſeine 
Aufgaben, wie wir ſie verſtehen, ſo reichhaltig ſind, daß er 
allein ſie nicht bewältigen kann, Unterſtützung von den beſten 
Kräften im Vereine finden, und unter dieſem Geſichtspunkt 
glaube ich, daß das Programm nicht ſo ſchlecht iſt, wie es von 
einigen Seiten aufgefaßt zu ſein ſcheint. Wir haben auch da⸗ 
für ſchon ein Analogon, meine Herren. Es exiſtiert ein ſächſiſcher 
Anwaltverein, der eine ganz ähnliche Einrichtung getroffen 
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hat, von der man ſich viel verſpricht. — Damit iſt wohl auch 
die Frage des Herrn Kollegen v. Harder berührt. Wir können 
nicht auf jedes kleine Ereignis der Landesgeſetzgebung eingehen, 
aber es iſt richtig, es wird häufig in der Landesgeſetzgebung 
und beſonders in den Anordnungen der Landesjuſtizbehörden 
eine Maßnahme getroffen, deren Bedeutung weit über den 
Kreis des einzelnen Landes hinausreicht, inſofern ſie als ein 
beſonderes Beiſpiel wirkt. Es gibt ja gewiſſe große Bundes⸗ 
ſtaaten, die auf dem Gebiete der Partikulargeſetzgebung eine 
geradezu verheerende Wirkung auf die Reichsgeſetzgebung aus⸗ 
. Heiterkeit.) 

In dieſen Fällen wird der Ausſchuß — und deshalb iſt er 
innerhalb Deutſchlands ſozuſagen interpartikular zuſammengeſetzt 
— rechtzeitig verſuchen können, einen Damm aufzurichten, und 
wir werden dann für den einigen Anwaltsſtand beſtrebt ſein, 
auch eine einheitliche deutſche Geſetzgebung trotz des Partikular⸗ 
rechts herbeizuführen. 

Die Zweckmäßigkeit des Vorſchlages, Ausſchüſſe erſt zu 
bilden in dem Moment, wo eine ganz beſtimmte Frage auf⸗ 
taucht, iſt eigentlich durch die Erfahrungen, die wir mit dem 
Geſchäftsausſchuß gemacht haben, widerlegt. Als wir in dieſem 
Geſchäftsausſchuß unſere Tätigkeit begannen, gähnte uns über⸗ 
all die Kluft entgegen: zu ſpät! Man hatte uns damals ab⸗ 
ſichtlich nicht herangezogen. Man wird uns aber bei der 
Strafprozeßordung nicht mehr übergehen können, ſo gut wie Sie 
nach dem Leipziger Anwaltstage geſehen haben, daß nunmehr 
keine Gebührenordnung für die Rechtsanwälte und kein Geſetz 
über die Bureauangeſtellten gemacht wird, ohne daß man ſich 
ſchon bei der Initiative mit den Vertretern des Rechtsanwalts⸗ 
ſtandes in Verbindung ſetzt. Haben wir ſtändige Ausſchüſſe, ſo 
wird ſich dieſe Aufgabe noch viel leichter erledigen laſſen. Des⸗ 
halb bitte ich Sie, ſchenken Sie dem Vorſtande das Vertrauen, 
das er auf Grund eines Statuts, das nur formale Aufgaben 
ſtellt, ſich imſtande fühlen wird, tätige Arbeit und Gutes inner⸗ 
halb des weitgehenden Rahmens zu leiſten. Geben Sie uns 
mit anderen Worten, eine Bewährungsfriſt! 

(Beifall und Heiterkeit.) 


Kuſel⸗Karlsruhe (zur Geſchäftsordnung): Wenn wir in 

dieſer Weiſe fortfahren, können wir morgen hier noch ſitzen. 
(Sehr richtig!) 
Die Beſchlüſſe ſind gefaßt, eine Einwirkung haben wir nicht, 
es wird hier nur eine Kritik geübt, und die iſt meines Er⸗ 
achtens ſo lange unberechtigt, als wir noch nicht wiſſen, was 
dieſe Ausſchüſſe eigentlich leiſten werden. Deswegen ſtelle ich 
jetzt den Antrag auf Schluß der Debatte. 
(Der Schlußantrag wird angenommen.) 


Juſtizrat Hugo Neumann⸗Berlin (zur perſönlichen Be⸗ 
merkung): Ich bedaure, daß meine Außerung von dem Herrn 
Vorſitzenden ſo aufgefaßt iſt, wie er es vorhin auseinander⸗ 
ſetzte. Es hat mir natürlich vollkommen fern gelegen, mich in 
einen perſönlichen Gegenſatz zu den von mir hochgeſchätzten 
Mitgliedern des Vorſtandes zu ſtellen. Es handelt ſich hier 
nach meiner Meinung nur um ſachliche Verſchiedenheiten in der 
Auffaſſung darüber, in welcher Weiſe wir unſere Ziele am beſten 
erreichen, und ich habe nur zum Ausdruck gebracht, daß, wenn die 
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Hoffnung, die wir hegen, und die Erwartungen, die wir ftellen 
dürfen, nicht erfüllt werden, eine andere Regelung der Organi⸗ 
ſation getroffen werden muß. Daß das ſich nicht auf die 
Perſonen beziehen ſollte, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Vorſitzender: Zu „Obliegenheiten der Vertreter“ 
liegt ein Antrag vor von Herrn Kollegen Landsberg-Poſen: 


„In allen Oberlandesgerichtsbezirken des Reiches die 
gewählten Vertreter zur Werbung der dem Deutſchen 
Anwaltverein bisher ferngebliebenen Kollegen innerhalb 
der vertretenen Landgerichtsbezirke zu veranlaſſen und 
dieſe Aufgabe für die unvertreten gebliebenen Land⸗ 
gerichtsbezirke einem der Vertreter aus dem betreffenden 
Oberlandesgerichtsbezirke zu übertragen.“ 


Juſtizrat Landsberg⸗Poſen: Meine Herren, bei unſerer 
knappen Zeit ſind über dieſen höchſt einfachen Antrag nicht 
viele Worte nötig. Er hat auch nicht auf die Ehre gerechnet, 
gedruckt in die Tagesordnung aufgenommen zu werden. Es 
hatte mir nur vorgeſchwebt, daß der Vorſtand meine Anregung 
den Vertretern in ſämtlichen Bezirken recht warm ans Herz 
legen würde; es erſcheint mir aber beſſer und eindringlicher, 
dieſe nicht unwichtige Frage in der Vertreterverſammlung an⸗ 
zuſchneiden. Wir haben 10000 Anwälte, aber nicht viel mehr 
als 7000 Mitglieder im Anwaltverein; es fehlen uns alſo 
faſt drei Zehntel. Wenn es uns nun gelungen iſt, die drei 
Zehntel bei 8 52 der Gebührenordnung zu kriegen, ſo iſt das 
hier noch viel einfacher. Wir dürfen nicht nach außen hin den 
Anſchein aufkommen laſſen, daß hinter unſerem Standesverein 
nicht die geſamte Anwaltſchaft ſtehe, ſondern nur die Mehrzahl. 
Ich glaube, es gibt keinen Standesverein im Reiche, der beſſer 
geeignet wäre und eifriger darauf bedacht ſein müßte, alles in ſich 
zuſammenzufaſſen, was an Berufs- und Standesgenoſſen vor⸗ 
handen iſt. Gerade die Zwitterſtellung, die man uns zuweiſt, 
auf der einen Seite eine Fülle von Offizialpflichten, auf der 
anderen ein dürftiges Maß von Offizialrechten, auf der einen 
Seite große Anforderungen an unſeren Opfermut, auf der an⸗ 
deren Seite eine außerordentliche Geringſchätzung der Anwalt⸗ 
ſchaft, dieſes angeblichen Hauptfaktors im Rechtsleben, zwingt 
uns, nach geſteigerter Geltung und Würdigung zu ringen, und 
die werden wir haben, wenn wir vollzählig und geſchloſſen 
auftreten. 

Jetzt, wo wir die Einrichtung der Bezirksvertreter haben, iſt 
das wie das Ei des Kolumbus. Die Sache ſoll nicht wieder von 
der Zentralſtelle ausgehen; aber jeder Vertreter kann in ſeinem 
Bezirk mit geringer Mühe die Outſiders gewinnen. Ich habe 
die Probe auf das Exempel gemacht. In dem Bezirk, den ich 
vertrete, haben 18 oder 19 Kollegen gefehlt. Ich habe ihnen 
ein liebenswürdiges Schreiben geſandt und darin geſagt, es 
würde großes Gewicht darauf gelegt, daß unſer Landgerichts⸗ 
bezirk vollſtändig vertreten wäre. Nun, meine Herren, in wenigen 
Tagen ſind von den Fehlenden 14 beigetreten in einem kleinern 
Bezirk, und die anderen werde ich mir auch noch langen. 

(Heiterkeit und Bravo!) 

Zwei, drei werden vielleicht in jedem Bezirk übrigbleiben; 
aber wenn von den 3000 Fehlenden auch nur 2000 gewonnen 
werden für den Deutſchen Anwaltverein, ſo wäre das eine 
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Mehreinnahme von jährlich 30000 &, und die Sorge, daß die 
Mitglieder der Ausſchüſſe auf unſere Koſten durch das Land 
ſauſen, würde nicht mehr ſo drückend ſein wie bisher. 

Aber, meine Herren, ich bitte Sie, über die Sache nicht 
weiter zu debattieren, ſondern den Bezirksvertretern ans Herz 
zu legen, die Außenſtehenden für uns zu gewinnen, und zwar 
nicht durch Formulare, ſondern durch möglichſt perſönlich gehaltene 
Schreiben. Mir find, wie ich noch erwähnen möchte, ganz 
ſonderbare Dinge begegnet. So hat mir ein ſeit Jahrzehnten 
tätiger Anwalt ſeinen Beitritt erklärt, und ich habe ihn gefragt: 
Sie ſind bisher ohne die Juriſtiſche Wochenſchrift ausgekommen? 
Bei einem anderen Kollegen ſtellte ſich heraus, daß er auf ſie 
abonniert iſt und dafür 20 & bezahlt. 

Heiterkeit.) 

Ich habe ihm geſagt: Sie find ein Finanzgenie. Er iſt 
ſelbſtwerſtändlich beigetreten. Wir müſſen dafür ſorgen, daß 
die fernſtehenden 3000 Kollegen auch für den Deutſchen 
Anwaltverein gewonnen werden. 


(Bravo!) 
Vorſitzender: Ich nehme an, daß Sie mit dem Antrage 
einverſtanden find. 
(Zuſtimmung.) 


Wir kommen zum zweiten Punkte der Tagesordnung, und 
zwar zunächſt zur 
Prüfung der Jahresrechunng und Erteilung 
der Entlaftung. 


Dr. Lehmann⸗Leipzig: Meine Herren, die Kaſſenführung 
iſt zuletzt am 9. September 1909 per 5. Juli v. J. dechargiert 
worden mit einem Kaſſenbeſtande von 4666,02 u. Die Ein⸗ 
nahmen haben in dem halben Jahre vom 5. Juli bis 
31. Dezember 1909 betragen 112 180,95 &, die Ausgaben 
53 715,58 *, fo daß per ultimo Dezember v. J. ein Kaſſen⸗ 
beſtand von 63 131,39 & vorhanden war. 

Um einige Details zu geben, ſo iſt natürlich der Haupt⸗ 
poſten der Einnahmen die Einnahme aus den Mitglieder⸗ 
beiträgen mit 108 300 &; dazu kommt ein Betrag für Zinſen 
auf Wertpapiere mit 3579,95 , ein Beitrag der Hilfskaſſe 
für Bureaumiete von 250 & und für verkaufte Terminskalender 
ein Betrag von 51 Kl. 

Geiterkeit.) 

Unter den Ausgaben ſpielen natürlich die Bureauausgaben 
eine weſentliche Rolle. Weiter haben eine Rolle geſpielt die 
Reiſekoſten der Satzungskommiſſion, die im vorigen Jahre tagte, 
dann die Auslagen für den Anwaltstag und für das Steno⸗ 
gramm, dies mit 450 .; die Bearbeitung der Reichsgerichts 
entſcheidungen für die Wochenſchrift figuriert mit 2000 &, die 
Zahlung an den Heymannſchen Verlag für 7650 Termins⸗ 
kalender mit 7241 & und die Zahlung an die Moeſerſche 
Verlagsbuchhandlung mit 37 016,93 *. Das gibt im ganzen 
eine Ausgabe von 53 700 &. 

Ich darf bemerken, daß die Bücher, wie das auch im Vor⸗ 
jahre geſchehen iſt, rechneriſch geprüft ſind von einem Buchhalter 
der Leipziger Kreditanſtalt, daß im übrigen durch den Herrn 
Kollegen Dr. Siecke-Leipzig und mich im Auftrage des Bor: 
ſtandes eine Anzahl Stichproben vorgenommen iſt, die ergeben 
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hat, daß alles richtig iſt bis auf einen Poſten von 11 &, der 
irrtümlich von der Kaſſe gezahlt iſt und wieder eingehen wird, 
weil er den Leipziger Anwaltverein angeht. Darauf hat uns 
Herr Kollege Dr. Drucker aufmerkſam gemacht. Im übrigen 
ſtimmen die Beläge mit dem, was ausgegeben worden iſt. Ich 
beantrage, der Kaſſenführung Decharge bis ultimo Dezember 
zu erteilen einſchließlich derjenigen Mitglieder, die früher die 
Kaſſe geführt haben. In der erſten Zeit haben bekanntlich die 
Herren Kollegen Dr. Deiß und Dr. Langbein die Kaſſe geführt, 
dann Herr Kollege Dr. Drucker. 


Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg: Ich möchte mir eine An⸗ 
frage an den Herrn Schriftführer erlauben. Am 1. April tritt 
bekanntlich das neue Gerichtskoſtengeſetz und die Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte in Kraft. Zu dem Punkte 
„Terminskalender“ möchte ich nun anregen, daß ſeitens der 
hieſigen Leitung die Neudrucke dieſer beiden Geſetze als Bei⸗ 
lagen zu dem bereits erſchienenen Kalender gegeben werden. 
Für die praktiſche Handhabung ſcheint mir das für unſere 
Herren Kollegen wichtig zu ſein. Manche der Kollegen auf dem 
Lande haben ja nichts als dieſe Beilagen und arbeiten danach. 
Ich möchte nun fragen, ob das in Erwägung gezogen iſt. 

(Zurufe: Iſt geichehen!) 
— Ja, aber nur in der Faſſung der Novellen, aber nicht im 
Zuſammenhange, und ohne den verſteht man die ganze Sache 
nicht. Ich denke alſo an einen Neudruck des ganzen revidierten 
Geſetzes. 


Dr. Drucker ⸗Leipzig: Was den Mietzuſchuß der Hilfskaſſe 
betrifft, ſo hatten bisher der Deutſche Anwaltverein und die 
Hilfskaſſe ein gemeinſchaftliches Bureau und auch einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Sekretär. Daraus, daß wir den Vertrag 
mit dem Vermieter abgeſchloſſen haben, erklärt ſich, daß die 
Hilfskaſſe uns einen Teil der Miete erſtatten mußte. Ob ſich 
das wird aufrechterhalten laſſen, müſſen wir erſt ſehen. 

Was die Kalender betrifft, ſo würde es gewiß ſehr er⸗ 
wünſcht ſein, ſo viel wie irgend möglich hineinnehmen zu 
können. Das iſt aber wegen des Koſtenpunktes kaum möglich. 
Wir haben ſo viel Wünſche wegen einer Bereicherung des 
Kalendermaterials bekommen, daß wir in dieſem Jahre das 
Papier erheblich ſchlechter nehmen mußten. Ich glaube nicht, 
daß dem Wunſche wird entſprochen werden können. Ich meine 
auch, daß ſchließlich jeder Anwalt ſich die Texte in einer ganz 
billigen Ausgabe kaufen kann. 


(Sehr richtig!) 


Vorſitzender: Anträge find zu dieſem Punkte nicht ge: 
ſtellt. Dann danke ich zunächſt den Herren, die unſere Kaſſe 
verwaltet haben, dann den beiden Herren Reviſoren Kollegen 
Lehmann und Siecke, die ſich der Mühe unterzogen haben, 
die Rechnung zu prüfen. 

Es iſt beantragt, der Verwaltung Entlaſtung zu erteilen 
für die Zeit vom 5. Juli bis zum 31. Dezember 1909. — Die 
Decharge iſt erteilt. 

Wir kommen zur Feſtſtellung des Jahreshaushalts— 


planes. 
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Dr. DrudersLeipzig: Meine Herren, daß bei der Auf: 
Stellung des Jahreshaushaltsplanes eine gewiſſe Willkür nicht 
zu vermeiden war, ergibt ſich aus der Neuheit der Aufgaben, 
die uns geſtellt ſind und die wir uns geſtellt haben. Wenn 
Sie alſo im nächſten Jahre ſehen, daß wir die eine oder andere 
Poſition überſchritten oder nicht erreicht haben, fo bitte ich 
ſchon jetzt dafür um Pardon. Es find folgende Grundſätze zu 
beachten geweſen. 

Die Geſamteinnahmen haben im Jahre 1909 — die 
Zahlen weichen etwas ab von denjenigen, die Herr Kollege 
Lehmann vorgetragen hat, weil in den Büchern nicht 
genau die Trennung vorgenommen werden kann, auf welches 
Jahr die eingegangenen n zu verrechnen 


find — 120 199,16 # 
betragen, mobon auf Mit⸗ 
gliederbeiträge . 113 230,— #. 
auf Zinſen 5468,40 = 
auf ſonſtiges 1500,76 ⸗ 
entfallen. 


Die Geſamtausgaben 1909 betrugen 
(nach Kürzung eines nicht zur Vermehrung 
des Stammvermögens verwendeten Teiles 
von dem mit 60 427,28 & ausgewieſenen 
Beſtande am 31. Dezember 1908), 57 067,77 = 
fo daß aus 1909 verbleibt Betriebsgewinn 63 131,39 4 
Die Einnahmen des Jahres 1910 werden mit großer 
Wahrſcheinlichkeit höher ſein als die des Vorjahres. Die 


Allgemeiner Poranſchlag 


Einnahmen. 
. 105 000 4 
5000 = 


Mitgliederbeiträge 
Zinſenerträgniſſe 


110 000 &. 
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Mitgliederzahl des Vereins ift in ſtetigem Steigen begriffen. 
Es ſind nach dem 1. Jannar 1910 bereits annähernd 200 
Neu⸗Eintritte erfolgt, was einen Einnahmezuwachs von 3000 4 
bedeutet. Auch die Zinſeneinnahme iſt höher als 1909, weil 
die Verzinſung der im April 1909 angeſchafften 40 000 4 
Aprozentige preußiſche Staatsanleihe auf das ganze Jahr gut⸗ 
zubringen iſt, übrigens auch der vorjährige Betriebsgewinn zum 
Teil wenigſtens im Zinſendienſt bleibt. Endlich fließt ein 
Betrag von etwa 1800 & an unverbrauchten Geldern des 
Geſchäftsausſchuſſes der Kaſſe wieder zu. 
Von den Ausgaben fallen für die Etatiſierung weg 
5000 & Zahlungen an den Geſchäftsausſchuß, 

ca. 2000 & Reiſekoſten der Satzungskommiſſion. 

Bei im übrigen 5 Verhältniſſen würden 
hiernach Einnahmen von ca. 5 125 000 4 
an Ausgaben ca. 50000 = 
gegenüberſtehen, alfo Jahresüberſchüſſet von ca. 75 000 % 
für die durch die Erweiterung der Organiſation und der 
Tätigkeit des Vereins entſtehenden Mehrkoſten verfügbar bleiben. 

Um indeſſen jeder Erſchütterung des Etats vorzubeugen, 
ſoll ein Mitgliederbeſtand von nur 7000, d. i. Mitglieder⸗ 
beiträge von 105 000 & zugrunde gelegt und Zinserträgniſſe 
von nur 5000 &, ſonſtige Einnahmen aber gar nicht ver⸗ 
anſchlagt werden, ſo daß nach Abzug von Ausgaben in der 
bisherigen Höhe über einen Aberſchuß von 60 000 & Be: 
ſtimmung zu treffen wäre. Deſſen Verwendung wird in der 
folgenden Weiſe vorgeſchlagen: 


für das Pereinsjahr 1910. 


Ausgaben. 
Bisherige als wiederkehrende 50 000 4 
Künftige: 
Geſchäftsleiter: 
Gehalt einſchließlich a 8 drei 
Quartale f .. 9750 

Umzugskoſten i 1000 ⸗ 

Reiſekoſten auf drei Quartale 750 ⸗ 
Vertreterverſammlung: 

Reiſekoſten, Diäten einſchließlich Vorbereitung 

für zwei Verſammlungen 13 000 ⸗ 
Vorſtandsausſchüſſe: 
7 Reiſekoſten, Diäten. 6 000 =. 
Satzungsänderungsausſchuß: 

Reiſekoſten, Diäten. A 1000 - 
Literariſche Hilfsmittel. 3 000 = 
Bureauaufwand-Mehr: 

Miete (letztes Quartal 1910) 500 

Schreibmaſchine 5 500 = 

Gehalt für ne af? drei Quartale 1000 = 

Insgemein f . . 2500 
Druckkoſten- Mehr 4 000 = 
Herausgabe und Berfendung iterarifge 

Publikationen 3 000 =: 
Freibleibend. 14 000 

110 000 &. 


39. Jahrgang. 


Juſtizrat Beutler⸗Chemnitz: Ich möchte bitten, daß in 
Zukunft den Einladungen die Zahlen des Voranſchlages ſchrift⸗ 
lich beigefügt werden. Wenn man überhaupt eine Kritik üben 
will, ſo möchte man doch einigermaßen beſchlagen ſein. 


Vorſitzender: Ich halte das für praktiſch und darf an⸗ 
nehmen, daß wir in Zukunft ſo verfahren werden, ohne daß 
darüber ein Beſchluß herbeigeführt zu werden braucht. 

Meine Herren, ich darf mir zu dem Voranſchlage vielleicht 
eine Bemerkung geſtatten. Wir haben bisher einen Überſchuß 
gehabt, z. B. im letzten Jahre von 60 000 &. Wenn wir die 
neuen Aufgaben erfüllen ſollen, kann davon natürlich keine 
Rede mehr ſein. Es entſteht nun die prinzipielle Frage, ob 
es überhaupt unſere Aufgabe iſt, große Schätze anzuſammeln 
und jo große Überſchüſſe wie 60 000 & zu erzielen. 

(Lebhafte Rufe: Nein! nein!) 
Wir haben ein Stammvermögen von rund 140 000 A, und 
ich gehe auch davon aus, daß es nicht nötig iſt, jedes Jahr 
mehr als 10 bis 15 000 & zurückzulegen. 
Guſtimmung.) 
Ich darf alſo annehmen, daß im allgemeinen unſere Grund⸗ 
ſätze als richtig angeſehen werden. 

Da ſich kein Widerſpruch gegen den Voranſchlag erhebt, 
iſt er feſtgeſtellt. Damit iſt auch dieſer Punkt erledigt. 

Wir gehen über zur 

Feſtſtellung des Mitgliedsbeitrages. 
Das Wort wird nicht gewünſcht; ich darf annehmen, daß der 
bisherige Mitgliedsbeitrag von 15 & beibehalten wird. 
(Zuſtimmung.) 

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 
Feſtſetzung der Auſtellungsbedingungen für den 
Geſchäftsleiter. 

Wie ich bereits mitgeteilt habe, hat der Vorſtand einen 
Geſchäftsleiter gewählt und einen Vertrag vorbereitet. Es iſt 
wohl das einfachſte, ich laſſe dieſen Vertragsentwurf vorleſen, 
damit die Herren ſich eventuell auf Grundlage desſelben äußern 
können. 

Juſtizrat Fuchs⸗Berlin: Der Vertrag lautet: ) | 

v. Harder⸗Mannheim: Meine Herren Kollegen, ich glaube, 
wir ſollten uns bei dieſem Punkte nicht lange aufhalten. Der 
Vertrag iſt ja Gegenſtand der Erörterung im Vorſtande ge⸗ 
weſen, und wir haben einen Geſchäftsleiter, zu dem wir hoffentlich 
alle das gleiche Vertrauen haben, ſicherlich diejenigen, die mit 
ihm zu tun gehabt haben. Ich meine, wir ſollten den Vertrag 
ohne Debatte genehmigen. 

(Bravo!) 


Juſtizrat Eruſt Heimitz⸗Berlin: Ich bitte nur, „der 
Gehalt“ abzuändern in „das Gehalt“. Welchen Gehalt der 
Geſchäftsführer hat, das wird er uns hoffentlich durch die 
Tat beweiſen. 

Geiterkeit.) 

Vorſitzender: Ich danke ſehr für dieſen Vorſchlag, der 

in der Tat eine Verbeſſerung darſtellt. 
Heiterkeit.) 


) Der Vertrag iſt als Anlage in der endgültig feſtgeſtellten 
Faſſung abgedruckt. 
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Juſtizrat Dr. Hugo Neumaun-⸗Berlin: Ich habe eine 
Frage von prinzipieller Bedeutung hierbei anzuſchneiden. In 
der Vorlage ſteht: der Geſchäftsleiter hat ſeinen Wohnſitz in 
Leipzig zu nehmen. Der Vorſtand iſt der Meinung, daß er 
nach der Satzung für dieſe Beſtimmung zuſtändig iſt. Nach 
meinem Dafürhalten muß prinzipiell gegen dieſe Auffaſſung des 
Vorſtandes Einſpruch erhoben werden. Nach dem Statut find 
die Bedingungen des Vertrages durch die Vertreterverſammlung 
feſtzuſetzen. Es iſt ja auch in den Vertrag die Bedingung auf: 
genommen worden, daß ſein Sitz Leipzig ſein ſoll, und in bezug 
darauf hat der Vorſtand doch auch dieſer Bedeutung des Statuts 
Rechnung getragen. Ich glaube nicht, daß für die Zukunft 
dieſe Meinung des Vorſtandes als richtig anerkannt werden 
kann. f 


Juſtizrat Dr. Fuchs ⸗Berlin: Es iſt auch im Vorſtande 
darüber diskutiert worden, ob der Geſchäftsleiter ſeinen Sitz 
am Wohnorte des Vorſtandes haben ſoll, und wir waren der 
Meinung, daß ſich das einmal aus der Satzung ergibt, zweitens 
aber auch aus der Natur der Sache. Um das letztere vorweg⸗ 
zunehmen, ſo iſt es doch notwendig, daß der Geſchäftsleiter 
und der Vorſitzende des Vereins mit dem Schriftführer in fort⸗ 
währendem Konnex ſind. 

Wir waren der Meinung, daß ſich das ſchon aus § 10 
ergibt, wonach der Geſchäftsleiter den Weiſungen des Vor⸗ 
ſtandes zu entſprechen hat; denn dieſe Weiſung könnte auch 
dahin gehen, ſeinen Wohnſitz zu beſtimmen. 

Um nun aber die Frage zu erledigen: hat darüber die 
Vertreterverſammlung zu beſtimmen? — ſo ſagen wir aller⸗ 
dings, daß die Genehmigung der Vereinbarungen zwiſchen dem 
Vorſtand und dem Geſchäftsleiter der Beſchlußfaſſung der Ver⸗ 
treterverſammlung unterliegen. Ich perſönlich bin der Meinung, 
und wohl auch die Mehrzahl der Vorſtandsmitglieder, daß nach 
§ 10 der Satzungen der Vorſtand unter den Weiſungen, die 
er dem Geſchäftsleiter zu erteilen hat, auch die erteilen kann, 
wo er ſeinen Wohnſitz zu nehmen hat, wiewohl der Vertrag 
als ſolcher in ſeiner Geſamtheit, insbeſondere die einzelnen 
Abreden, z. B. über den oder das Gehalt — wir würden alſo 
vielleicht lieber ſagen: ſein Gehalt — 

(Heiterkeit) 
ſchließlich der Genehmigung der Vertreterverſammlung unter⸗ 
liegen. Ich ſpeziell würde glauben, der richtige Standpunkt iſt 
der, zu ſagen: es iſt eine ſtillſchweigende Vorausſetzung oder 
Beſtimmung des Vertrages, daß der Geſchäftsleiter ſeinen 
Wohnſitz am Orte des Vorſtandes hat. 


Vorſitzender: Ich ſchlage vor, die Diskuſſion darüber 
abzubrechen. Es iſt ja eine reine Doktorfrage. Wir können 
vielleicht bei Punkt 6 der Tagesordnung darauf zurückkommen, 
eventuell auch bei Punkt 7, wo die Einſetzung eines Aus⸗ 
ſchuſſes zur Vorberatung notwendiger Satzungsänderungen vor⸗ 
geſchlagen wird bezw. eine Erörterung über eine Auslegung 
von Satzungsbeſtimmungen, über die Zweifel herrſchen könnte, 
in Ausſicht genommen iſt. Daß die Sache an ſich zweifelhaft 
iſt, gebe ich Herrn Kollegen Neumann ohne weiteres zu; auch 
mir iſt ſie zweifelhaft. In der Sache ſelbſt ſind wir aber, wie 
es ſcheint, alle einig. 


— — 
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Juſtizrat Jakobſohn⸗Berlin: In dem Vertrage ſteht: er 
wohnt in Leipzig. Wenn wir den Vertrag annehmen, ſo er⸗ 
ledigt ſich die Frage. 


Dr. Mühleiſen⸗Straßburg: Mir gefällt die eine Be⸗ 
ſtimmung in dem Vertrage nicht, daß der Geſchäftsleiter jedesmal 
zu einer Reiſe erſt die Genehmigung des Vorſtandes einholen 
muß. Wir müſſen zu dem Herrn das Vertrauen haben, daß 
er Reiſen nur machen wird, wenn es notwendig iſt, daß er 
alſo keinen Mißbrauch damit treiben wird, wenn dieſe Be⸗ 
ſtimmung geſtrichen wird. 


Vorſitzender: Ich perſönlich lege keinen Wert auf dieſen 
Paſſus, werde aber abſtimmen laſſen und bitte die Herren, 
welche für die Streichung dieſer Beſtimmung ſind, die Hand 
zu erheben. — Das iſt die große Mehrheit; ſie iſt geſtrichen. 
Ich darf nunmehr wohl annehmen, daß der Vertrag ange⸗ 
nommen iſt, 

(Zuſtimmung) 
und beglückwünſche Herrn Kollegen Dittenberger, der ſoeben 
erſchienen iſt, namens der Verſammlung. 
(Lebhafter Beifall.) 

Wir kommen zum vierten Punkte der Tagesordnung: 
Antrag des Vorſtandes, zur Beſchaffung 
literariſcher Hilfsmittel für das Jahr 1910 
einen Betrag von 3000 & zu bewilligen. 

Wenn niemand das Wort wünſcht, — nehme ich an, daß der 
Antrag. angenommen iſt. 
(Zuſtimmung.) 0 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erſatz der Reiſekoſten der Mitglieder der Ver⸗ 

treterverſammlung aus Mitteln des Vereins. 
Hier darf ich vielleicht mitteilen, daß auch Anfragen an den 
Vorſtand gekommen ſind, wie es damit ſtehe. Der Vorſtand 
konnte darüber nicht beſchließen. Ich habe aber perſönlich meine 
Meinung dahin ausgeſprochen, daß ich keinen Zweifel hätte, daß 
die Vertreterverſammlung beſchließen würde, dieſe Koſten zu 
übernehmen. Zweifelhafter iſt dagegen, wie die Koſten berechnet 
werden ſollen. Vom Vorſtande wird vorgeſchlagen, 20 
Diäten für den Tag und Reiſekoſten, Dampfſchiff 1. Platz und 
Eiſenbahn 2. Klaſſe, zu gewähren. 


Dr. Drucker⸗Leipzig: Dieſer Vorſchlag beruht auf einer 
genauen Berechnung der Koſten, die eine vollbeſetzte Vertreter⸗ 
verſammlung verurſachen würde. Wenn, wie es von einigen 
Seiten gewünſcht wurde, die Sätze der Rechtsanwaltsgebühren⸗ 
ordnung zugrunde gelegt würden, ſo würden wenn man davon 
ausgeht, daß bei Entfernungen über 200 km 2 Reiſetage, über 
300 km 3 Reiſetage beanſprucht werden, ſich die Koſten auf 
9680 4 ſtellen, während fie, wenn wir den Vorſchlag, den eben 
Herr Geheimrat Haber vorgetragen hat, annehmen, ſich auf 
6380 & ſtellen, alſo ein Unterſchied von über 3000 . Des⸗ 
halb glaubten wir, nur den letzteren Vorſchlag empfehlen zu 
ſollen. 

v. Harder⸗Mannheim: Meine Herren Kollegen, ich voll⸗ 
ziehe einen Auftrag der Mannheimer Anwaltskollegen, von dem 
ich ſelbſt keineswegs vollſtändig durchdrungen bin, die mir auf⸗ 
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getragen haben, darauf hinzuweiſen, daß, wenn unſere Beſchlüſſe 
bekannt werden, was wohl nicht zu vermeiden ſein wird, man 
in weiteren Kreiſen ſagen wird: aha, die Sätze der Gebühren⸗ 
ordnung ſind zu hoch, bei einer Novelle zur Gebührenordnung 
liegt alſo Anlaß vor, die Reiſegebühr herabzuſetzen. Ich ſelbſt 
habe mich von der Stichhaltigkeit der Argumentation nicht 
überzeugen können, ſondern ſtimme dem Vorſchlage des Vor⸗ 
ſtandes zu. 

Um Differenzen bei der Liquidation zu vermeiden, möchte 
ich mir noch die Frage geſtatten, ob die Tage wie nach der Ge⸗ 
bührenordnung berechnet werden ſollen. 


Dr. Drucker ⸗Leipzig: Es können hier wie in der Gebühren⸗ 
ordnung nur Kalendertage in Betracht kommen, nicht Zeiträume 
von 24 Stunden. 


Dr. Roſeuthal⸗München: Ich möchte dringend davor 
warnen, die Sätze der Gebührenordnung auf dieſe Verſammlung 
Anwendung finden zu laſſen. Wir würden uns ſonſt dem Vor⸗ 
wurf ausſetzen, daß wir dieſes Amt, das wir ehrenhalber über⸗ 
nommen haben, dazu benutzen, um kleine Beträge nach der 
Gebührenordnung zu ſchinden. Das dürfen wir nicht. Dagegen 
möchte ich einem anderen Wunſche Ausdruck geben, nämlich daß 
nicht durch die heutige Verſammlung implizite beſchloſſen werde, 
alle Vertreterverſammlungen in Leipzig ſtattfinden zu laſſen. 
Es herrſcht der Wunſch, ſie gelegentlich auch an anderen Orten 
abzuhalten, in Berlin, München uſw. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumaun⸗Berlin: Meine Herren, 
ich glaube, wir werden unterſcheiden müſſen zwiſchen Vertreter⸗ 
verſammlungen, welche, wie die heutige, losgelöſt vom Anwalts⸗ 
tage ſtattfinden, und ſolchen, die zuſammen mit dem Anwalts⸗ 
tage ſtattfinden. Wird zuſammen mit dem Anwaltstage eine 
Vertreterverſammlung einberufen, ſo würde ich es für un⸗ 
gerechtfertigt halten, wenn Tagegelder und Reiſekoſten dafür 
gewährt werden. Ich bin der Meinung, daß in dieſem Falle, 
um einen wirklich ſtarken Beſuch der Verſammlung zu fördern, 
lediglich die Reiſekoſten, nicht aber die Tagegelder bewilligt 
werden. Schließlich ſind doch diejenigen, welche dorthin kommen, 
um an dem Anwaltstage teilzunehmen, in derſelben Lage wie 
die Vertreter. Ich glaube, daß nach der Richtung hin die 
Vergütung auch die Erſtattung der Auslagen — anders kann 
man es nicht nennen — eingeſchränkt wird. 


Kuſel⸗Karlsruhe: Ich glaube, daß der Herr Kollege Neu⸗ 
mann auf einem falſchen Standpunkte ſteht. Ich bin einer 
derjenigen, die es ſich nicht leiſten können, auf den Anwaltstag 
nach Danzig zu gehen. Wenn aber eine Delegiertenverſammlung 
einberufen wird, ſo würde ich es für meine Pflicht halten. 
Man kann in einem ſolchen Falle wohl unterſcheiden. Wenn 
ich dann zum Anwaltstage da bleibe, kann ich ſelbſtverſtändlich 
nicht alles beanſpruchen — aber einen Teil. Ich ſage das ganz 
offen. Ich habe die weitabliegenden Anwaltstage nicht beſucht, 
weil ich mir immer geſagt habe: eine ſehr große Be⸗ 
deutung haben ſie doch nicht, weil alles vom Zufall abhängt. 
Etwas anderes ſind die Vertreterverſammlungen, die — was 
die Anwaltstage nicht geleiſtet haben — die geſamte Anwalt⸗ 
ſchaft repräſentieren. Das ſollte man nicht überſehen. Wir 
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können die Sache heute nicht entſcheiden; das müßte näher ge⸗ 
prüft werden. 

Die andere Frage müßte unzweifelhaft entſchieden werden, 
wie die Tagegelder zu berechnen ſind, ob von Mitternacht zu 
Mitternacht oder von Abgang bis Ankunft des Zuges. 


Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch⸗Dresden: Ich halte es für 
unbillig, daß die Kollegen, die eine Übernachtung notwendig 
haben, gleich behandelt werden mit denjenigen, die am Orte 
der Verſammlung wohnen. Wenn Tagegelder von 20 4 
ohne jeden Unterſchied bewilligt werden, kommen diejenigen 
Herren, die übernachten müſſen, ſchlechter weg als diejenigen, 
welche am Orte der Verſammlung find. Deshalb erſcheint es 
mir zweckmäßig, wenn wir hier einen Unterſchied machen. 

(Widerſpruch.) 
Entweder ſetzen wir die Vergütung für die Herren, die am 
Orte der Verſammlung wohnen und nicht nötig haben zu über⸗ 
nachten, herab, oder wir bewilligen den Herren, die übernachten 
müſſen, noch einen Zuſchlag für den notwendigen Aufenthalt. 
(Rufe: Nein!) 
Ich würde der Meinung ſein, daß man den Herren, die über⸗ 
nachten müſſen, 25 4 gewährt pro Tag. 


Juſtizrat Beutler⸗Chemnitz: Ich nehme an, daß die Reiſe⸗ 
koſten von den einzelnen Vertretern liquidiert werden müſſen, 
daß nicht der Vorſtand alle Unkoſten zu berechnen hat; vielleicht 
könnten Beträge, die nicht binnen vier Wochen liquidiert werden, 
der Hilfskaſſe verfallen. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. 

Beſchlußz: Die Mitglieder der Vertreterverſammlung er: 
halten, ſoweit ſie außerhalb des Tagungsortes wohnen, bei 
Teilnahme an der Verſammlung Erſatz der Fahrkoſten zweiter 
Klaſſe auf der Eiſenbahn und erſter Klaſſe auf Dampfſchiffen, 
ſowie 20 & Diäten für jeden Reiſetag aus Mitteln des Vereins. 


Vorſitzender: Nun darf ich hinzufügen: ich verſtehe den 
Beſchluß ſo, daß Kollegen, die am Orte wohnen, überhaupt 
nichts liquidieren. 

(Zuſtimmung) 

Ich nehme ferner an, daß die Diätenbewilligung ſich auch 
auf ſolche Vertreterverſammlungen bezieht, die ſtattfinden im 
Zuſammenhange mit einem Anwaltstage. 

(Zuſtimmung). 

Wir kommen nunmehr zu Nr. 6 der Tagesordnung: 
Einſetzung eines Ausſchuſſes zur Vorberatung 
notwendiger Satzungs änderungen. 

Hierzu liegt vor auf der gedruckten Anlage zur Tages⸗ 

ordnung eine Mitteilung, die dahin geht: 

a) Nach der jetzigen Satzung ($ 11) ſteht einem Teil 
der Mitglieder das Wahlrecht zur Vertreterverſammlung 
nicht zu. So haben die Mitglieder des Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirks Oldenburg kein Wahlrecht, weil dort 
weniger als 50 Vereinsmitglieder wohnen. 

b) Es empfiehlt ſich, ſtatutariſche Beſtimmungen über die 
paſſive Wahlberechtigung und über die Art, in der 
das Wahlrecht auszuüben iſt, zu treffen. 

c) Es fragt ſich, ob es zweckmäßig iſt, daß die Wahl 
jährlich erfolgt ($ 11 der Satzung). 
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d) Iſt Abſatz 2 des S 3 der Satzung der Anderung 
bedürftig? Nun iſt ja die Vertreterverfammlung nicht 
befugt, an den Statuten etwas zu ändern. Es würde 
alſo nur die Frage entſtehen, ob die Vertreterver⸗ 
ſammlung für angemeſſen erachtet, einen Ausſchuß 
zur Vorbereitung notwendiger Satzungsänderungen 
einzuſetzen. Wenn dies die Meinung der Herren 
Kollegen iſt, darf ich bitten, zu beſtimmen, wie viel 
Kollegen und wer in den Ausſchuß eintreten ſoll. 


Roſe⸗ Harburg (Zur Geſchäftsordnung): Ich bitte Punkt 6 
mit Punkt 7 der Tagesordnung zu verbinden. Das fördert 
die Sache, da es nicht zu vermeiden ſein wird, in der Beſprechung 
von Punkt 6 auch auf Punkt 7 überzugreifen. 


Vorſitzender: Damit bin ich einverſtanden. Wir nehmen 
alſo noch Punkt 7 hinzu, der lautet: 
Auslegung der Satzung (Zuläſſigkeit der ſchriftlichen 
Abſtimmung und der Bevollmächtigung bei der Wahl 
der Vertreter, Wählbarkeit von außerhalb des Wahl⸗ 
bezirks wohnhaften Vereinsmitgliedern). 


Dr. Geiershöfer⸗ Nürnberg: Meine Herren, als ſeinerzeit 
die Statutenkommiſſion zuſammengetreten iſt, hat ſie eine ſehr 
ſchwere Aufgabe gehabt; es iſt viel Streit geweſen. Das Er⸗ 
gebnis iſt das jetzige Statut im Streit der Meinungen ge⸗ 
weſen. Ich habe immer einen anderen Standpunkt vertreten. 
Es hat ſich aber jetzt gezeigt, daß das, was von anderer 
Seite vorgeſchlagen und was in der veränderten Form zum 
Statut erhoben worden iſt, recht erhebliche Nachteile mit ſich 
gebracht hat. Sie erinnern ſich vielleicht an meine Ausführungen, 
die ich zu einem Statutenentwurf in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift verdichtet hatte. 

Nachdem die Ziffern 6 und 7 der Tagesordnung verbunden 
ſind, bemerke ich: es kann nicht die Frage ſein, daß jetzt von 
Grund aus das Statut geändert wird, nachdem wir es eben erſt 
fertiggeſtellt haben. Es iſt nach dem Vorſchlage der Vorftandſchaft 
über vier beſtimmte Punkte zu beraten in Kommiſſionen, die 
eingeſetzt werden ſollen. Nun kann kein Zweifel beſtehen, daß 
zu Punkt 6a eine Ausnahme bezüglich Oldenburgs gemacht 
werde, weil dieſer Bezirk keine Vertretung habe. Es iſt 
beſtimmt worden, daß mindeſtens 50 Vereinsmitglieder inner⸗ 
halb eines Oberlandesgerichtsbezirks notwendig ſind, um einen 
Vertreter zu bekommen. Die Ausnahme wird aus Billigkeits⸗ 
gründen ſtatuiert werden müſſen. Ich meine nur, bei dieſer 
Frage müßte geprüft werden — wenn auch zunächſt nur dieſe 
4 Punkte ins Auge gefaßt werden —, ob nicht in ſpäterer 
Zukunft unſer Statut einer Abänderung unterliegen ſoll. Mir 
ſchwebt da vor, ob es nicht ähnlich gemacht werden ſoll 
wie bei dem Arzteverband, ſo daß die Lokalvereine Sektionen 
des großen Deutſchen Anwaltvereins find. Dieſe Frage 
bitte ich zu beachten, weil nach dem, was vorhin unſer ver⸗ 
ehrter Schriftführer Dr. Drucker vorgetragen hat, die Er⸗ 
fahrungen keine günſtigen geweſen find. Das iſt ein fo merk⸗ 
würdiges Ergebnis unſeres Statuts, daß der Hauptzweck, der 
doch damit erzielt werden ſollte und müßte, die Verbindung 
der Vertreter mit der Wählerſchaft, zweifellos nicht in vollem 
Umfange erreicht wird. Das iſt doch der Zweck der Statuten⸗ 
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änderung geweſen, und ich erinnere daran, daß ich mir in 
Mannheim eine Dezentraliſation vorzuſchlagen erlaubt habe. 
Ich würde alſo die Kommiſſion, die zuſammentreten ſoll, bitten, 
mit Rückſicht auf die Erfahrungen, die wir bei der erſten Wahl 
gemacht haben, darauf ihr Augenmerk zu richten. 

Was weiter die Frage betrifft, ob die Wahlen jährlich 
ſtattfinden ſollen, ſo bin ich der Meinung, daß ſie nicht jährlich 
erfolgen; denn eine gewiſſe Kontinuität in der Beſetzung der 
Vertreterverſammlung muß vorhanden ſein. Ich hatte ſeiner⸗ 
zeit vorgeſchlagen, daß 4 Jahre — das entſpricht der Wahl⸗ 
periode des Vorſtandes — als Grundlage genommen werden, 
und ich bitte, daß auch darauf Rückſicht genommen wird. 

Was ſchließlich die Frage der Zahl der Mitglieder betrifft, 
ſo möchte ich dringend warnen, eine große Kommiſſion ein⸗ 
zuſetzen. Die Erfahrungen in der Statutenkommiſſion, die ſehr 
umfangreich war, können nicht dazu verleiten, wieder eine große 
Kommiſſion zu nehmen. Es kann ſich nur um eine kleine 
Kommiſſion handeln, und ich möchte bitten, Vorſchläge zu 
machen, wer da hineinkommen ſoll. 


Roſe⸗ Harburg: Ich glaube auch, daß es außerordentlich 
notwendig iſt, daß eine Kommiſſion zur Beratung von Satzungs⸗ 
änderungen eingeſetzt wird. Ich möchte, abgeſehen von anderen 
Punkten, auf die Reformbedürftigkeit des aktiven Wahlrechts zu 
den Vertreterverſammlungen hinweiſen. Meines Erachtens kann 
es nicht ſo bleiben wie es jetzt iſt. Die Zahlen, die uns Herr 
Kollege Drucker über die Beteiligung an den Wahlen vorgelegt 
hat, ſind meines Erachtens erſchreckend, auch habe ich ſelbſt in 
unſerem Bezirk Celle die gleiche Erfahrung der abſolut un⸗ 
zulänglichen Teilnahme an der Wahl gemacht. Da waren bei 
der Wahl im ganzen 8 Herren anweſend, 6 Celler Herren und 
außer mir noch ein Auswärtiger. Mit dieſer geringen Beteiligung 
mußten die Wahlen vorgenommen werden, obwohl der Bezirk 
über 200 Anwälte umfaßt, von denen ich allerdings nicht weiß, 
wie viel davon Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins ſind. 
Es fehlt alſo bei der jetzigen Art der Wahl meines Erachtens 
völlig das Intereſſe für die Sache. Das iſt aber nicht be⸗ 
abſichtigt geweſen, als wir das neue Statut beſchloſſen, ſondern 
es war die Abſicht, daß wir das Intereſſe für den Anwalt⸗ 
verein bis in die kleinſten Bezirke und entlegenſten Gerichte 
hineintragen und wach erhalten wollen. Nach dieſen Erfahrungen 
müſſen daher Beſtimmungen über das aktive Wahlrecht getroffen 
werden, die dem einzelnen ohne Unbequemlichkeit und ohne 
pekuniääre Opfer ermöglichen, ſich an der Wahl zu be 
teiligen. 

Der einfachſte Weg ſcheint mir der zu ſein, daß die ſchrift⸗ 
liche Wahl zuläſſig iſt. Bei der verhältnismäßig geringen 
Anzahl der Wahlberechtigten, an deren Lauterkeit man irgend⸗ 
einen Zweifel nicht hegen kann, wird das nicht bedenklich ſein, 
beſonders wenn der Anwaltsverein ſich entſchlöſſe, nur ſolche 
Stimmen zuzulaſſen, die auf einem vorgedruckten Formular 
eingeſendet werden. Es wird dann erreicht, daß jeder ſich in 
der bequemſten Weiſe an der Wahl beteiligen kann. Sollte 
das nicht angängig erſcheinen, ſo würde als zweiter Weg nur 
bleiben, daß jeder an ſeinem Wohnorte wählen darf. Natürlich 
würde an einem Wohnorte, wo nur ein Anwalt iſt, Wähler 
und Wahlvorſteher dieſelbe Perſon ſein. Aber vielleicht wäre 
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dieſe Kurioſität eher in Kauf zu nehmen, als die jetzige be⸗ 
dauerliche Intereſſenloſigkeit. 

Ich möchte dieſe Anregung für die Arbeiten der Kommiſſion 
gegeben haben, deren Einſetzung ich auch im übrigen für er⸗ 
forderlich halte. 


Juſtizrat Dr. Auerbach⸗Frankfurt a. Main: Meine Herren, 
wir haben durch die Beſchlüſſe der Statutenkommiſſion unſerem 
Verein einen neuen Rahmen gegeben und die Hoffnung gehabt 
und haben ſie noch heute, daß der Verein innerhalb dieſes 
Rahmens vorwärts geht. 

(Bravo!) 


Ich glaube, wir haben außerordentliche Vorteile erreicht, und 
die heute ſtattlich erſchienene Vertreterverſammlung zeigt das. 
Ich kann nicht einſehen, daß die Nachteile, die ſich gezeigt 
haben, ſo groß ſind, daß wir heute ſchon wieder anfangen 
ſollten, das Statut zu ändern. 
(Sehr richtig!) 

Meines Erachtens iſt für das Vorwärtskommen eine gewiſſe 
Stetigkeit notwendig, und es geht nicht, daß wir jeden Augenblick 
wegen irgend einer Kleinigkeit die Statuten ändern. Und um 
Kleinigkeiten handelt es ſich in allen den Fällen, die hier vor⸗ 
getragen ſind. Ob das Großherzogtum Oldenburg und das 
Landgericht Gießen hier vertreten iſt oder nicht, darauf kommt 
es nicht an, ſondern darauf, daß die geſamte deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft durch einzelne Vertreter hier vertreten iſt, daß der Vor⸗ 
ſtand Fühlung mit allen Kreiſen hat. Ob ein Kreis vergeſſen 
oder nicht vertreten iſt, iſt vollkommen nebenſächlich. Ebenſo 
ſind andere Punkte durchaus nebenſächlich, und ich bitte von 
jeder Wahl einer Kommiſſion und von jedem Beſchluß, eine 
Statutenänderung vorzunehmen, Abſtand zu nehmen. Wir 
können das ruhig dem Vorſtande überlaſſen, daß er von ſich 
aus, wenn das Bedürfnis wirklich eintreten ſollte, Vorſchläge 
für eine Statutenänderung macht. 

Mit dieſer Frage iſt eine andere verquickt, nämlich die 
Frage der Auslegung des Wahlmodus. Hier brauchen wir 
auch keine Statutenänderung, bloß weil in den Statuten nichts 
darüber ſteht, wie gewählt werden ſoll. Der Vorſtand hat 
dieſen nicht beſtehenden Statutenbeſtimmungen eine Auslegung 
gegeben, die nicht richtig war, und die dazu geführt hat, daß 
anſcheinend ein Erfolg gekommen iſt, der durch eine Wahlſtatiſtik 
belegt wird, die Herr Kollege Drucker hier vorgetragen hat. 
Dieſe Wahlſtatiſtik iſt irreführend und nicht richtig; denn ſie 
bezieht ſich auf die Protokolle über die Verſammlungen, in denen 
nach einem umſtändlichen, nicht vorgeſchriebenen Wahlmodus 
gewählt wurde; vorausgegangen ſind aber Verſammlungen, in 
denen per Akklamation gewählt wurde, 

(Widerſpruch) 
wo eine viel größere Anzahl beteiligt iſt. Mag es in dem einen 
oder anderen Orte nicht der Fall geweſen ſein: jedenfalls iſt 
die Statiſtik — ich ſpreche von Frankfurt — durchaus falſch. 

Aber das iſt kein Punkt, der auf die Frage der Statuten⸗ 
änderung Bezug hat, ſondern eine reine Auslegungsfrage. Ich 
bin dafür, daß wir ſo auslegen: Jeder Bezirk kann wählen, 
wie er es für richtig hält. 

(Sehr richtig!) 


39. Jahrgang. 


Dr. Drucker⸗Leipzig: Es handelt ſich zunächſt nicht allein 
darum, ob Oldenburg unvertreten bleibt, obwohl ich es nicht 
für richtig halten kann, daß ein Bundesſtaat, der nur einen 
Oberlandesgerichtsbezirk hat, überhaupt nicht vertreten iſt. Es 
entſteht dann eben die Frage, ob man dieſen kleinen Bezirk 
nicht mit einem anderen vereinigen ſoll. Es iſt dabei noch 
nicht geſagt, daß die Herren auch einen eigenen Vertreter 
wählen ſollen. Aber daß man ſie vom Wahlrecht ausſchließt, 
halte ich nicht für richtig. 

Aber damit iſt noch eine andere Frage verbunden: wenn 
wir nicht im Statut eine Beſtimmung ſchaffen, wenn wir dem 
Vorſtand nicht die Ermächtigung geben, einen beſtimmten Wahl⸗ 
modus anzuordnen, wird ſich die Korreſpondenz über die Wahlen, 
die ich gehabt habe, auf das Vierſache vergrößern. Ich will 
nur ein einziges Beiſpiel anführen. Die Provinz Schleſien 
hat 14 Landgerichte; davon haben nur zwei die Zahl erreicht, 
die zur Wahl eines eigenen Vertreters ermächtigt; 12 mußten 
ſich zu einem Bezirk vereinigen. Wie denkt man ſich da die 
Wahl? Soll das eine Landgericht ſagen: wir ſchicken Zettel —, 
das andere: wir ſchicken einen Wahlmann? Daher meine ich, 
wir müſſen eine Beſtimmung ſchaffen, damit wir gleichwertige 
Wahlen bekommen. 

(Sehr richtig!) 

In einem Bezirk hat man beſchloſſen — das iſt Pommern — 
durch ſchriftliche Abſtimmung zu wählen. Es iſt da ein Herr 
gekommen, der 45 Stimmzettel hatte, die alle auf einen Namen 
lauteten. Unſer Statut ſpricht von Wahlverſammlungen, es 
muß alſo eine Verſammlung ſtattfinden. Dieſe Verſammlung 
beſchloß dort, daß ſchriftliche Abſtimmung nicht zuläſſig ſei, und 
wählte einen Vertreter. Dieſe ſchriftlichen Abſtimmungen find 
alſo durch den Beſchluß der Verſammlung für ungültig erklärt. 
Das iſt unbillig. Dergleichen Fälle könnte ich, wenn unſere 
Zeit es erlaubte, noch eine ganze Anzahl aus der unangenehmen 
Korreſpondenz mitteilen. 

Nun iſt es ja richtig, es läßt ſich der Weg denken, daß 
wir einſtweilen mit einer interpretatio authentica auskommen, 
und in der Richtung haben wir Vorſchläge gemacht. Das Wahl⸗ 
protokollformular, das nach Beſprechung mit dem Vorſitzenden, 
Herrn Geheimrat Haber, ausgearbeitet worden iſt, ſollte dafür 
ſorgen, dieſem Zweifel die Spitze abzubrechen. Da iſt mir 
aber von verſchiedenen Bezirken mitgeteilt worden: „Wie kommen 
Sie dazu, ſo etwas anzuregen? Wir machen es, wie wir Luſt 
haben.“ Dann kommt es eben zu zweifelhaften Ergebniſſen. 
Dort wird einer durch den Austauſch der Meinungen gewählt, 
in einer anderen Verſammlung wird geſagt: wir ſchaffen einen 
Turnus unter den mehreren Landgerichten, und dergleichen. 
Das halte ich nicht für wünſchenswert. 

Ich geſtatte mir daher zu Punkt 7 der Tagesordnung 
einen Antrag zu ſtellen, der aus der Praxis heraus geboren 
iſt. Dieſer Antrag will dem § 11 der Satzung eine authen⸗ 
tiſche Interpretation geben, die ſo lange in Kraft ſein ſoll, bis 
eine Anderung der Satzung erfolgt, gleichviel ob Sie heute 
eine Kommiſſion beſchließen oder nicht. Der Antrag lautet: 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung wird beantragt: bis 
etwa durch den Anwaltstag eine Anderung der 
Satzung erfolgt, 
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I. dem § 11 der Satzung 
Interpretation zu geben: 
1. Zu Abſatz 4 dieſes Paragraphen: 
a) Die paſſive Wahlberechtigung ſteht jedem 
Mitgliede des Vereins in jedem Wahl⸗ 
bezirke zu. 
Es iſt das nämlich ſtreitig geweſen. Die Herren Kollegen 
haben ſich, ſoweit ſie dazu imſtande waren, in den Haaren 
gelegen. 


folgende authentiſche 


Heiterkeit.) 


In einer Provinz wollten ſie einen außerhalb ihres Land⸗ 
gerichtsbezirks wohnenden Vertreter wählen. Da wurde geſagt, 
das gehe nicht an. Daher habe ich beantragt, daß das paſſive 
Wahlrecht jedem Mitgliede des Vereins in jedem 
Wahlbezirke zuſteht. 

Dann weiter iſt in dem Statut eine kleine Unklarheit, eine 
clausula Berolinensis, die darin beſteht, daß man nicht weiß, 
ob die „angefangenen“ 300 oder die vollen 300 ausſchlaggebend 
ſind. Um dieſen Zweifel auszuſchließen, wird beantragt: 

b) Wahlbezirke mit mehr als 900 Mitgliedern wählen 
für jedes weitere angefangene Dreihundert einen 
weiteren Vertreter. 

Dann wieder ein Zweifel, der in Leipzig praktiſch geworden 
iſt. In Abſatz 6 des § 11 der Statuten heißt es: „Die am 
Reichsgericht zugelaſſenen Vereinsmitglieder können einen Ver⸗ 
treter entſenden.“ Da entſteht die Frage: haben ſie grundſätzlich 
im Landgerichtsbezirke Leipzig mitzuwählen oder nicht? Es 
würde Leipzig dann eventuell zwei Vertreter haben. Ich 
ſchlage daher vor: 

2. Zu Abſatz 6 dieſes Paragraphen: 

Die am Reichsgericht zugelaſſenen Vereins⸗ 

mitglieder ſind keinesfalls der Mitgliederzahl 

des Landgerichtsbezirks Leipzig zuzurechnen. 
Ferner — das ſind die wichtigſten Beſtimmungen —: 

3. Zu Abſatz 8 dieſes Paragraphen: 

a) Das Stimmrecht kann nur in Perſon und nur 
in der Wahlverſammlung ausgeübt werden. 
b) Der Vorſitzende des Deutſchen Anwaltvereins iſt 
berechtigt, bei Ausſchreibung der Wahl einheitliche 
Anordnungen über den Wahlmodus zu treffen. 
Bezüglich der Stichwahlen fehlt im Statut jede Beſtimmung. 
Ein Kollege hat erſt, nachdem vier⸗ oder fünfmal Stichwahl 
ſtattgefunden hatte, durch das Los die Berechtigung erlangt, 
heute hier zu ſein. 
Heiterkeit.) 

Dieſe Auslegungsgrundſätze beantrage ich anzunehmen, bis 

eine Satzungsänderung beſchloſſen iſt. 


Dr. Loewenſtein⸗ Stuttgart: Ich habe folgenden Antrag 
zu unterbreiten: N 
Die Frage der Abänderung der Statuten wird dem 
Ausſchuß für alle die Rechtsanwälte betreffenden An⸗ 
gelegenheiten überwieſen, mit dem Erſuchen, die ent⸗ 
ſprechenden Anträge dem nächſten Deutſchen Anwalts⸗ 
tage zu unterbreiten. 
Wir ſind der Meinung, daß es nicht notwendig iſt, eine Kom⸗ 
miſſion zur Abänderung der Statuten zu wählen, nachdem wir 
46 
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die Möglichkeit haben, durch den beſonders berufenen Ausſchuß 
die entſprechende Vorarbeit für den Anwaltstag zu machen. 


(Der Antrag findet die genügende Unterſtützung.) 


Juſtizrat Tollkiemitt⸗Naumburg: Meine Herren, ich bin 
im allgemeinen der eben gehörten Anſicht, möchte aber bei der 
Frage der Statutenänderung auf zwei Dinge hinweiſen. Es 
iſt nicht nur der Wahlmodus, der vollkommen unerörtert ge⸗ 
blieben iſt bei der Satzung, von Wichtigkeit, ſondern auch noch 
ein zweites: das ſind die Bedingungen für die Perſon 
des Geſchäftsleiters. Der Vorſtand hat uns einen Geſchäfts⸗ 
leiter präſentiert, gegen den wir alle nichts ſagen können, weder 
ſeiner Perſon noch ſeinen Eigenſchaften nach. Mit demſelben 
Recht hätte uns auf Grund des Statuts auch einer präſentiert 
werden können, der nichts weiter als ein Sekretär iſt. Das 
Statut enthält nach dieſer Richtung eine Lücke, und ich glaube 
nicht, daß dieſe vom Vorſtand auszufüllen iſt, ſondern wenn 
wir daran gehen, das Statut zu ändern, müſſen wir nach 
dieſer Richtung eine Garantie haben, daß wir ſagen, der 
Geſchäftsleiter muß Anwalt ſein. Ich möchte Sie bitten, bei 
dieſer Gelegenheit das mitzuberückſichtigen. 


Dr. Roſenthal⸗München: Meine Herren, ich glaube, daß 
dieſe Debatten viel zu ſehr verfrüht ſind. Wir haben geſagt, 
wir wollen das Statut einleben laſſen. Jetzt haben ſich einige 
Mängel herausgeſtellt, und da wollen wir ſchon eine Satzungs⸗ 
änderung vornehmen. Im nächſten Jahre ſtellt ſich vielleicht 
wieder ein Mangel heraus, im übernächſten gleichfalls — ja, 
dann wählen wir eine ſolche Kommiſſion in Permanenz. Damit 
kommen wir nicht zu einer Stabilität. Wozu haben wir denn 
den Vorſtand? Der Vorſtand macht am allereheſten die Wahr⸗ 
nehmung, was ſchädlich wirkt. 

(Sehr richtig!) 
Ich meine daher, der Vorſtand ſoll prüfen, wo einzelne Mängel 
ſich herausgeſtellt haben, und ſoll der nächſten Vertreter⸗ 
verſammlung darüber Bericht erſtatten, dann kann man ſich 
darüber ausſprechen. Aber jetzt eine Satzungsänderung vor⸗ 
zunehmen, halte ich nicht für notwendig. 

Ferner halte ich es ganz für unrichtig, ein Normativ⸗ 
regulativ herauszugeben für die Vertreterwahlen der einzelnen 
Bezirke. Sie ſollen doch den Zuſammenhang herſtellen zwiſchen 
dem Deutſchen Anwaltverein mit der Spitze der Vertreter⸗ 
verſammlung und ſeinen Untervereinen, und da müſſen wir es 
den einzelnen Vereinen überlaſſen, welche Wahl ihnen zweck⸗ 
mäßig erſcheint. Es kann ſein, daß die ſchriftliche Abſtimmung 
notwendig iſt, es kann ſein, daß die ſchriftliche Abſtimmung 
eine direkte Gefahr iſt. Was die Sache mit Oldenburg angeht, 
ſo iſt das nicht ſo ſchlimm. Hat Oldenburg keinen Vertreter 
— nun, vielleicht machen ſich die Herren ſchlüſſig, daß ſie auf 
50 Mitglieder kommen. 

Heiterkeit.) 

Wir aus Süddeutſchland müßten zwei⸗ bis dreimal fo viel 
Vertreter haben als wir tatſächlich haben, weil wir in Süd⸗ 
deutſchland ſo viele kleine Landgerichtsbezirke haben. Wir 
könnten dann ebenſogut ſagen: Norddeutſchland kann Süd⸗ 
deutſchland vergewaltigen. Können wir denn dafür, daß 
Oldenburg keine Vertretung hat, und ſollen wir deshalb unſere 
Statuten ändern? 
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Ich bin gegen jede Kommiſſion und gegen jede Anderung 
der Satzungen. Laſſen Sie erſt den Vorſtand Erfahrungen 
ſammeln; wir haben Zeit genug. Wenn wir die Satzungen 
ändern wollen, ändern wir ſie auf dem Deutſchen Anwaltstage. 

Sehr richtig!) 


Juſtizrat Dr. Hugo NeumanusBerlin: Ich möchte nur 
vom Standpunkt der Statutenkommiſſion ſagen, daß wir die 
Sache erwogen haben. Wir ſind uns ſchlüſſig geworden, daß 
ſich jeder Wahlbezirk die Methode der Wahl ſelbſt geben mag, 
weil die Bedürfniſſe in Deutſchland zu verſchieden ſind. 

Was die Anregung des Herrn Kollegen Tollkiemitt an⸗ 
langt bezüglich der Perſon und der Eigenſchaften des Geſchäfts⸗ 
leiters, ſo haben wir erſtens angenommen, daß der Vorſtand 
vernünftig handeln wird, daß er jemand wählen wird, der ſich 
dazu eignet, und zweitens haben wir angenommen, daß durch 
den § 16 die Sache geregelt iſt. 

Ich kann alſo nur bitten, den Antrag auf Einſetzung einer 
Kommiſſion zur Anderung der Satzungen jetzt abzulehnen. 

(Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen.) 


Abſtimmung: Der Antrag Loewenſtein wird abgelehnt. 
Desgleichen der Antrag, eine Kommiſſion von drei Mit⸗ 
gliedern einzuſetzen zur Abänderung der Satzungen. 


Vorſitzender: Es bleibt noch übrig, über die vor⸗ 
geſchlagene Auslegung des §S 11 — das iſt der Antrag Drucker — 
abzuſtimmen. 

(Rufe: Die einzelnen Ziffern zur Abſtimmung bringen!) 


Dr. Roſenthal⸗München (zur Geſchäftsordung): Ich be⸗ 
ſtreite die Zuſtändigkeit der Vertreterverſammlung, einer Satzung, 
die ſie nicht ändern kann, eine authentiſche Auslegung zu geben. 


Vorſitzender: Das iſt keine Ausführung zur Geſchäfts⸗ 
ordnung, ſondern eine materielle Ausführung. Wer der Meinung 
iſt, daß die Verſammlung nicht zuſtändig iſt, muß ablehnen. 
Ich für meine Perſon erkläre, daß ich dieſen Standpunkt 
nicht teile. 


Dr. Hinrichſen⸗Güſtrow (zur Geſchäftsordnung): Ich 
möchte vorſchlagen, daß wir dieſe Frage vorwegnehmen und 
abſtimmen, ob wir uns zu einer authentiſchen Interpretation 
des Statuts für befugt halten. Damit iſt eventuell alles andere 
abgeſchnitten. 


Vorſitzender: Dann muß der Antrag geſtellt ſein, daß 
wir uns nicht für befugt halten. Wenn ein ſolcher Antrag 
nicht geſtellt iſt, nehme ich ohne weiteres an, daß wir für eine 
derartige authentiſche Interpretation zuſtändig ſind. 

Dr. Hinrichſen⸗Güſtrow (zur Geſchäftsordnung): Ich 
habe die Ausführungen des Herrn Kollegen Roſenthal in 
dieſem Sinne verſtanden. 


Vorſitzender: Herr Kollege Roſenthal, wenn Sie aus: 
ſprechen wollen, wir ſind unzuſtändig, eine authentiſche Inter⸗ 
pretation des Statuts in der vorgeſchlagenen Richtung zu geben, 
dann bitte ich das zu erklären. 


Dr. Noſenthal⸗München (zur Geſchäftsordnung): Ja, ich 
bin der Meinung. 
(Der Antrag findet die genügende Unterſtützung.) 
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Vorſitzender: Dann darf ich noch verlefen den zweiten 
Abſatz des S 16: 
Die Vertreterverſammlung iſt berechtigt, Berichterſtatter 
zu beſtellen, Ausſchüſſe einzuſetzen, Gegenſtände zur 
Aufnahme in die Tagesordnung des Anwaltstages zu 
beſtimmen und in Fällen, die ſie für dringlich erachtet, 
an Stelle des Anwaltstages Beſchlüſſe zu faſſen, ſoweit 
es ſich nicht um Satzungsänderungen oder den Beſchluß 
auf Auflöſung des Vereins handelt. 
Wir ſind davon ausgegangen, daß die Sache deshalb dringlich 
iſt, weil in naher Zeit es notwendig werden kann, Wieder⸗ 
wahlen auszuſchreiben, und wir doch in jedem Falle in der 
Lage ſein müſſen, zu wiſſen, wie gewählt werden ſoll. Der 
Vorſtand war in Verlegenheit, und wir haben nach unſerem 
Ermeſſen immer Auskunft gegeben; ein Recht dazu hatten 
wir nicht. Eventuell wird der Vorſtand authentiſch inter⸗ 
pretieren müſſen. 
Ich bitte um Entſchuldigung, wenn ich das noch hinzu- 
gefügt habe, während wir in der Abſtimmung ſind. 


„Der Antrag Roſenthal, zu erklären, 
daß die Verſammlung für eine authentiſche Interpretation un⸗ 
zuſtändig iſt, wird abgelehnt. 

Abſ. 1a des Antrags Drucker: 
Die paſſive Wahlberechtigung ſteht jedem Mitgliede des 
Vereins in jedem Wahlbezirke zu 
wird mit 35 gegen 32 Stimmen abgelehnt. 
Abſ. 1b: 

Wahlbezirke mit mehr als 900 Mitgliedern wählen für 

jedes weitere angefangene Dreihundert einen weiteren 

Vertreter 

wird angenommen. 
Desgleichen die Ziffern 2 und 3. 
Zu Abſatz 6 dieſes Paragraphen: 

Die am Reichsgericht zugelaſſenen Vereinsmitglieder ſind 

keinesfalls der Mitgliederzahl des Landgerichtsbezirks 

Leipzig zuzurechnen. 

Zu Abſatz 8 dieſes Paragraphen: 

a) Das Stimmrecht kann nur in Perſon und nur in der 
Wahlverſammlung ausgeübt werden. 

b) Der Vorſitzende des Deutſchen Anwaltvereins iſt be⸗ 
rechtigt, bei Ausſchreibung der Wahl einheitliche An⸗ 
ordnungen über den Wahlmodus zu treffen. 

Endlich wird die Nr. II: 

den § 15 der Satzungen dahin auszulegen, 
daß den Vereinsmitgliedern geſtattet iſt, als Zuhörer 
an der Vertreterverſammlung teilzunehmen, 

mit großer Majorität angenommen. 


Vorſitzender: Damit iſt dieſe Sache erledigt. 


Wir kommen nunmehr zum achten Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung: 
Die Novelle betreffend Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts. 


Juſtizrat Heilberg⸗ Breslau: Meine Herren, die Novelle 
zur Entlaſtung des Reichsgerichts iſt vor wenigen Tagen heraus⸗ 
gekommen. Sie hatte das Schickſal, daß ihr verfehentlich die 


Begründung eines Vorentwurfs beigefügt war, und auf dieſe 
Weiſe iſt es gekommen, daß die Tageszeitungen die Nachricht 
gebracht haben, die Senate des Reichsgerichts ſollten nur in 
einer Beſetzung von 5 Mitgliedern tagen. Das war geplant, 
iſt aber ſchließlich von dem Reichsjuſtizamt nicht akzeptiert 
worden. Vor wenigen Tagen iſt nun die richtige Begründung 
zu dem Entwurf herausgekommen, und ich darf vorausſetzen, 
daß die Herren mindeſtens im weſentlichen darüber orientiert 
ſind. Ich darf weiter vorausſetzen, daß die Herren über den 
Gang der Verhandlungen, die wir im November auf dem 
außerordentlichen Anwaltstage hier geführt haben, ebenfalls 
unterrichtet ſind. Ich beſchränke mich auf Wunſch des 
Herrn Vorſitzenden darauf, den Inhalt der Novelle, wie ſie 
vorliegt, kurz zuſammenzufaſſen, und werde nur wenige kritiſche 
Bemerkungen einſchalten, weil ich glaube, daß wir in den 
weſentlichen Punkten der Kritik einig ſein werden. 

Zunächſt iſt ſehr erfreulich die Einführung einer kurzen 
Verjährungsfriſt für Regreßanſprüche gegen Anwälte. Während 
wir bisher damit zu rechnen hatten, daß derartige Regreß⸗ 
anſprüche einer dreißigjährigen Verjährung ausgeſetzt ſind, und 
uns den Kopf zerbrochen haben, ob wir einen Werkvertrag mit 
einer ſechsmonatlichen Verjährung herausrechnen können, führt die 
Novelle allgemein eine fünfjährige Verjährungsfriſt ein. Man 
kann darüber ſtreiten, ob die Zahl 5 richtig iſt; jedenfalls iſt 
es aber eine erfreuliche Abänderung der Geſetzgebung. 

Ein zweiter Punkt, über den wir auch keine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit haben werden, iſt die Beſtimmung, die für unſere 
Kollegen beim Reichsgericht von Bedeutung iſt, daß die Friſt 
zur Begründung der Reviſion durch Anordnung des Vorſitzenden 
des Senats des Reichsgerichts verlängert werden kann. Die 
Kollegen beim Reichsgericht haben die berechtigte Wahrnehmung 
gemacht, daß nicht immer die monatliche Friſt ausreicht; es 
ſoll daher eine Verlängerung eingeführt werden. 

Das ſind die beiden Punkte, über die wir, glaube ich 
alle einig ſein werden. Alles weitere bewegt ſich im weſent⸗ 
lichen auf dem Gebiete, das wir durch das Stichwort „Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts“ bezeichnen. 

Da kommen zunächſt die kleinen Mittel: das Reichsgericht 
ſoll befreit werden von dem Antrage auf Beſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichts, wenn ein zuſtändiges Gericht notwendig zu 
beſtimmen iſt. Es handelt ſich immerhin bei dieſem Vorſchlage 
der Novelle um die Befreiung des Reichsgerichts von rund 
500 bis 600 Beſchlüſſen jährlich, wenn auch die Beſchlüſſe 
nicht ſehr umfangreich ſind. 

Einſchneidend und nicht ſo unbedenklich iſt ferner die 
generelle Beſeitigung der Beſchwerde gegen alle Beſchlüſſe der 
Oberlandesgerichte. Es ſollen Beſchlüſſe der Oberlandesgerichte, 
die bisher mindeſtens beſtimmt und beſchränkt der Beſchwerde 
an das Reichsgericht unterlagen, der Beſchwerde an das Reichs⸗ 
gericht vollſtändig entzogen werden, d. h. das Oberlandesgericht 
entſcheidet in dieſen Fällen ſouverän und unanfechtbar. Es muß 
anerkannt werden, daß durch dieſen Beſchluß das Reichsgericht 
eine nicht unerhebliche Entlaſtung erfahren wird. Das Reichs⸗ 
gericht hatte ſich im Jahre 1907 mit rund 1500, und im 
Jahre 1908 mit rund 1600 Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der 
Oberlandesgerichte zu befaſſen. Wenn ich darauf hinweiſe, daß 
darunter 1200 Beſchlüſſe wegen Verweigerung des Armenrechts 
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waren, ſo handelt es ſich um eine materiell⸗rechtliche erhebliche 
Arbeit; denn die Prüfung des Armenrechts bedingt ſchließlich 
ein vollſtändiges Eingehen in die Sache, und wenn ich recht 
unterrichtet bin, knüpfen ſich auch bei der gegenwärtigen Praxis, 
an die Spruchpraxis des Reichsgerichts recht lange Beſchluß⸗ 
figungen, bei denen im weſentlichen die Verweigerung des Armen⸗ 
rechts für das Oberlandesgericht den Gegenſtand der Beſchwerde 
bildet. Die Einführung dieſer Beſtimmung, die Beſeitigung 
der Beſchwerde gegen das Oberlandesgericht, würde in der Tat 
eine nicht unerhebliche Entlaſtung des Reichsgerichts bedeuten. 
Ich verkenne nicht, daß trotzdem dieſe Beſtimmung ihre großen 
Bedenken hat; denn wenn Sie berückſichtigen, daß das Ober⸗ 
landesgericht ſouverän und unanfechtbar entſcheidet a) über die 
Verſagung des Armenrechts für die zweite Inſtanz, b) in 
Koſtenfragen und c) über Arreſt und einſtweilige Verfügungen, 
die wir in der Berufungsinſtanz beantragen, ſo ſieht man, daß 
in der Tat ein Maß von Souveränität ſtabiliert wird, das 
nicht unbedenklich iſt. Ich für meine Perſon bekenne, daß ich 
mich dieſen Beſtimmungen gegenüber ablehnend verhalte. 

Ich möchte in dieſem Zuſammenhange bemerken, daß nach 
der gleichen Statiſtik des Reichsjuſtizamts das Reichsgericht 
rund 1500 Geſuche um die Gewährung des Armenrechts für 
die Reviſion zu verhandeln hat, ein Maß von Arbeit, das dem 
Reichsgericht aber nicht abgenommen werden kann. 

Nun kommen die einſchneidenderen Beſtimmungen, und da 
iſt eine Beſtimmung, die bisher wenig in den Erörterungen 
hervortrat, und die in den Entwurf hineingeſchoben iſt, ohne 
daß ſie vorher viel beſprochen worden iſt: das iſt die Beſeitigung 
des ſuſpenſiven Effekts der Reviſion gegen oberlandesgerichtliche 
Entſcheidungen, mit anderen Worten, daß alle oberlandes⸗ 
gerichtlichen Entſcheidungen vorläufig vollſtreckbar ſind. Es 
wird davon ausgegangen, daß die Einführung der Beſtimmung 
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit aller oberlandesgerichtlichen 
Berufungsurteile den Anreiz zur Einlegung mancher Reviſion 
beſeitigen wird. Ich bin der Meinung, daß man in dieſer 
Beziehung den Effekt der Maßregel überſchätzt; denn zur 
Einlegung der Reviſion gehört nicht bloß die Zuläſſigkeit 
der Einlegung der Reviſion, ſondern auch ein Anwalt 
beim Reichsgericht, der ſie einlegt. Wir treten unſeren 
Kollegen beim Reichsgericht nicht zu nahe, wenn wir ſagen, 
daß ſie uns die Einlegung dieſer Reviſion nicht immer 
ganz leicht machen. Ich bin der Meinung, daß die 
Zahl der Reviſionen, die eingelegt werden, um die Vollſtreck⸗ 
barkeit der Entſcheidung auf Jahre hinauszuſchieben, nicht allzu 
groß iſt. Die Beſeitigung des ſuspenſiwen Effekts der Reviſion 
würde praktiſch einſchneidende Wirkung haben. Zum Beiſpiel 
würde beſtehen bleiben die Beſtimmung, daß, wenn ein ſchwer 
vermeidlicher Schaden bevorſteht, die Vollſtreckbarkeit beſeitigt 
werden kann. Es könnte das Oberlandesgericht ſagen: wir 
erlaſſen zwar ein Urteil, aber wir erklären unſererſeits, es ſolle 
nicht vollſtreckbar fein. Nach § 712 der ZPO. würde weiter 
beſtehen bleiben müſſen die Beſtimmung, daß dem Beklagten 
oder Verurteilten die Anwendung der Vollſtreckbarkeit durch 
Sicherheitsleiſtung zuzulaſſen iſt, wenn nicht der Gegner Sicher⸗ 
heit anbietet, eine Beſtimmung, die nur wohlhabenderen Be⸗ 
klagten zugute kommt. Dagegen würde nicht beſtehen bleiben 
die Möglichkeit für das Reichsgericht, die einſtweilige Einſtellung 
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der Zwangsvollſtreckung bei Einlegung der Rechtsmittel zu ge⸗ 
währen. Auf dieſe Weiſe würde ein recht bedenkliches Moment 
in die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte hineingetragen 
werden, ein Moment, das vor allen Dingen die Gefahr mit 
ſich bringt, daß ſchließlich die Partei beim Reichsgericht Recht 
bekommt, aber das, was ſie auf Grund des oberlandesgericht⸗ 
lichen Urteils einſtweilen bezahlen muß, nicht zurückbekommt. 
Daran liegt ihr im weſentlichen mehr, als daß ſie beim Reichs⸗ 
gericht obſiegt. 

Demnächſt enthält der Entwurf Beſtimmungen über die 
Koſten, mit denen ich mich einverſtanden erklären kann. Es 
ſollen zunächſt die Gerichtskoſten der Reviſionsinſtanz, die bis⸗ 
her ein halbmal mehr betrugen, doppelt ſoviel betragen, wie bei 
der erſten Inſtanz; es ſollen ferner die Anwaltsgebühren, die 
2/10 betrugen, beim Reichsgericht / betragen, womit ich 
einverſtanden bin. 

Für noch dankenswerter halte ich die Beſtimmung, daß 
nunmehr das Pauſchale ſowohl bei den Gerichtskoſten wie bei 
den Anwaltsgebühren mindeſtens 50 &/ betragen ſoll, d. h. 
die einfachen Prozeßgebühren des Anwalts beim Reichsgericht 
würden mindeſtens 50 &, auch wenn das Objekt nur 20 4&4 
beträgt, ſein, und ebenſo bei den Gerichtskoſten. Das halte ich 
für eine ſehr erfreuliche Beſtimmung. Es wird zunächſt dem 
Fiskus die Luſt etwas rauben, wegen der unglaublichen 
Wichtigkeit von 1,50 & Stempel alle drei Inſtanzen zu 
erſchöpfen; er bleibt zwar gerichtskoſtenfrei, aber die Anwälte 
beim Reichsgericht muß er bezahlen. Seit Jahrzehnten wenden 
wir uns dagegen, daß wegen Lappalien von 1,50 & Stempel 
unbeſchränkte Reviſion zuläſſig iſt. Wir hören immer, das 
erfordert das allgemeine Staatsintereſſe; das allgemeine Inter⸗ 
eſſe wird es nicht mehr erfordern, wenn 200 Al Anwaltskoſten 
entſtehen, und das allgemeine Staatsintereſſe wird es auch nicht 
mehr erfordern, wenn wir die Geſetze nach S 839 BGB. auf 
dem Gebiete des Reichs⸗ und Landesrechts haben, die teils 
erlaſſen, teils in Vorbereitung begriffen ſind, daß der Staat für 
Verſchulden des Beamten haftet. Dann wird man prüfen 
können, ob die Einlegung der Reviſion wegen 1,50 & Stempel 
notwendig war, die 200 % Anwaltskoſten veranlaßt hat. 

Meine Herren, dieſe Kritik möchte ich aber auch zum Teil 
auf unſere Kollegen erſtrecken. Ich meine, die Einführung der 
Mindeſtgebühr beim Reichsgericht wird einem Teil unſerer 
Kollegen die Neigung rauben, bei der mehr oder minder eigen⸗ 
ſinnigen Meinung, daß für dieſen Rechtsſtreit z. B. nicht das 
Landgericht in Bam berg, ſondern das Landgericht in Augsburg 
zuſtändig ſei, durch alle drei Inſtanzen zu gehen, wenn das 
200 & koſtet. Man wird ſich in Zukunft dieſer Neigung 
etwas entſchlagen. Deshalb würde ich dieſe Beſtimmung als 
eine erfreuliche begrüßen. 

Auf dem Gebiete der Koſten liegt ferner die Beſtimmung, 
die anknüpft an einen früher erörterten Gedanken, dieſen Ge⸗ 
danken aber nicht durchführt; es iſt vielmehr eine andere Be⸗ 
ſtimmung getroffen worden. Der Vorſitzende des zuſtändigen 
Reviſionsſenats ſoll berechtigt und verpflichtet ſein, eine Friſt 
zu beſtimmen, innerhalb welcher der Vorſchuß einzuzahlen iſt, 
abgeſehen von den Fällen des Armenrechts. Zahlt der 
Reviſionskläger nicht friſtgerecht den Vorſchuß ein, ſo wird die 
Reviſion verworfen. Das wird zwar nicht viel helfen, aber 
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bier und da doch, und wenn ich an meine teure Heimat denke, 
wird es den oberſchleſiſchen Komparenten die Neigung etwas ver⸗ 
derben, unbegründete Reviſionen einzulegen, wenn ſie ſehen, 
daß es nichts hilft, ſofern ſie nicht die Koſten bezahlen. 

Nun die bedenklichen Beſtimmungen, die ſich bewegen auf 
dem Gebiete der Beſchränkung oder Beſeitigung der Zuläſſigkeit 
der Reviſion. 

Zunächſt ſchlägt die Novelle vor, daß die Reviſion nicht 
mehr zuläſſig ſein ſoll gegen Urteile der Oberlandesgerichte, 
und zwar ohne Rückſicht auf das Objekt, in bezug auf Arreſte 
und einſtweilige Verfügungen. Die Beſtimmung iſt nicht un⸗ 
bedenklich, denn man muß ſich darüber klar ſein, daß bei der 
Prüfung eines Arreſtes und einer einſtweiligen Verfügung die 
Sache ſoundſo oft ſelber geprüft wird. Aber nichtsdeſto⸗ 
weniger würde ich geneigt ſein, auch hier nachzugeben; denn bei 
Arreſt und einſtweiligen Verſügungen wird die Zuläſſigkeit oder 
Unzuläſſigkeit des Anſpruchs in der Hauptſache vom Ober⸗ 
landesgericht geprüft, und es bleibt die Möglichkeit, bei Er⸗ 
örterung der Sache die Entſcheidung des Reichsgerichts materiell 
einzuholen. Wenn man berückſichtigt, daß das noch einſt⸗ 
weilige proviſoriſche Maßregeln ſind, ſo läßt ſich damit auch 
auskommen. 

Aber über alle dieſe Dinge läßt ſich mehr oder weniger 
reden. Dagegen, was meiner Meinung nach unſeren energiſchen 
Widerſpruch herausfordern muß, ſind die weiteren Beſtimmungen, 
die die Reviſion einſchränken ſollen oder wollen. Einmal das 
Prinzip der duae conformes und zweitens, was ich noch für 
bedenklicher halte, der neu vorgeſchlagene Abſatz in $ 549 ZPO., 
der in Zukunft Abſatz 2 des § 549 werden ſoll. 

Zunächſt das Prinzip der duae conformes. Ich brauche 
das nicht mehr zu wiederholen, ich kann da auf unſere Erörte⸗ 
rungen hinweiſen, die wir im November vorigen Jahres hier 
gehabt haben. Die Novelle will die Reviſion bei duae con- 
formes nicht unbedingt ausſchließen, ſondern nur ausſchließen 
mit einer Maßgabe, von der ich freilich ſagen muß — ich hatte 
es ſchon im November, als wir über dieſe Frage verhandelten, 
für glatt unmöglich gehalten, daß man ernſthaft dieſen Ge⸗ 
danken in die Form eines Geſetzes bringen kann. Die Reviſion 
ſoll bei duae conformes nur dann zuläſſig ſein, wenn das 
Geſetz durch eine Auslegung verletzt iſt, welche mit einer Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts oder eines oberſten Landesgerichts 
in Widerſpruch ſteht. Ich will nicht nochmals wiederholen, 
was ich im November bereits ausgeführt habe. Ich will nur 
die zwei Punkte hervorheben: erſtens, es erſcheint mir tatſächlich 
ganz unglaublich, daß man dem Reichsgericht ſagen will: du 
darfſt ein Urteil nicht aufheben, weil es ein Geſetz verletzt, 
wohl aber darfſt du es aufheben, wenn es eine frühere Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts oder des oberſten Landesgerichts in 
München verletzt, d. h. die ſei es auch unrichtige frühere Aus⸗ 
legung des höchſten Gerichts über das Geſetz ſtellen. Das heißt 
wir können zehntauſendmal nachweiſen, daß das Reichsgericht 
im 58. Bande falſch ausgelegt hat, und daß der dort aus⸗ 
gelegte Paragraph eine andere Auslegung erfordert: das Reichs⸗ 
gericht wird ſagen: ja, aber die beiden erſten Gerichte haben 
es auch falſch ausgelegt — macht nichts, trotzdem das Geſetz 
verletzt iſt, das Urteil bleibt beſtehen. Das kam mir ſo un⸗ 
geheuer vor, daß ich mir ſagte, das kann nicht ernſt gemeint 
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fein, das kann das Reichsjuſtizamt nicht wollen. Aber das 
Unzulängliche — hier wird es Ereignis. 
Heiterkeit.) 

Und zweitens: wird denn dabei eine Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts geſchaffen? Ich habe ſchon im November geſagt: 
unſere Kollegen beim Reichsgericht ſind verſtändig genug, um 
nicht eine, ſondern zehn Entſcheidungen des Reichsgerichts aus 
den Tauſenden veröffentlichten Entſcheidungen herauszuſuchen, 
von denen ſie ſagen können, daß oberlandesgerichtliche Urteile 
dieſe Auslegung verletzen. Das iſt vielleicht falſch; aber das 
Reichsgericht muß prüfen, ob es falſch iſt, d. h. es wird materiell 
nicht entlaſtet, ſondern mit ſeiner Arbeit auf ein ſubalternes 
Gebiet gedrängt, 

(ſehr richtig!) 


auf dem nicht mehr zu prüfen hat die Verletzung des Geſetzes ſelbſt, 
ſondern ſich den Kopf zerbrechen muß, ob unter den Tauſenden 
Entſcheidungen die oder jene mit der Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgerichts in Abereinſtimmung gebracht werden kann oder 
nicht. Das iſt eine Subalterniſierung des Reichsgerichts, von der 
ich nicht begreifen kann, wie das Reichsjuſtizamt, dem doch an 
der Würde und Hoheit des Reichsgerichts gelegen ſein muß, 
auf den Gedanken kommen kann, das Reichsgericht auf dieſes 
Niveau herabzudrücken. 

Faſt noch bedenklicher iſt die zweite Seite der Novelle. 
Ich war in dieſer Beziehung anfangs geneigt, einen 
etwas verſöhnlicheren Standpunkt einzunehmen. Je länger ich 
mich mit der Materie beſchäftigt habe, deſto mehr habe ich ein⸗ 
geſehen, daß das glatt unmöglich iſt. Wir haben Klagen 
darüber — vielleicht mit Recht —, daß einzelne Senate des 
Reichsgerichts in die tatſächliche Feſtſtellung der Berufungsgerichte 
mehr eingreifen, als es nach unſerer Meinung mit dem Geſetze 
verträglich iſt. Wir ſind immer der Meinung geweſen, daß 
allerdings tatſächliche Feſtſtellungen, die rechtsirrtümlich ge⸗ 
troffen werden, mit vollem Recht und voller Schneidigkeit vom 
Reichsgericht beſeitigt werden müſſen, und wir haben in dieſer 
Beziehung auch die entgegengeſetzte Klage erhoben, daß andere 
Senate des Reichsgerichts die Zügel an der Erde ſchleifen 
laſſen. Wir find der Überzeugung, daß die Abſchneidung der 
neuen Beweismittel mit Recht reprimiert werden muß; darin 
haben wir eigentlich das ganze Pfand unſerer Rechtsſicherheit. 

(Sehr richtig!) 

Was nützt mir die gelehrte Entſcheidung des Oberlandes⸗ 

gerichts, wenn es die Entſcheidung trifft, ohne meine Zeugen 


zu hören. 
(Sehr richtig!) 


Ich möchte mich in dieſer Beziehung berufen auf den ge⸗ 
ſunden Rechtsſinn unſerer Klienten, die ſtets ſagen: meine 
Zeugen ſollen vernommen werden. Wir erleben ſoundſo oft, 
daß die Zeugen vielleicht nicht das bekunden, was wir wiſſen 
wollen. Das paſſiert bei einer ungebildeten, bei einer moraliſch 
tiefſtehenden Bevölkerung häufiger als bei einer moraliſch hoch⸗ 
ſtehenden. Aber ſelbſt wenn die Zeugen das nicht bekunden — 
der Mann geht weg und hat die Niederlage erlitten. Wenn 
er aber vom Gericht heimgeſchickt wird, ohne daß ſeine Zeugen 
gehört werden, muß er da nicht mit der berechtigten Erwägung 
aus dem Saal weggehen: hier iſt ein Gewaltakt verübt worden, 
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hier hat man das Recht geknickt und nicht Recht geſprochen! 
Deshalb erblicken wir die Garantien für unſere Rechtsfindung 
und Rechtſuchung in dem Recht, daß die Zeugen für unſere 
Behauptung gehört werden. Jetzt ſoll der Satz eingeführt 
werden, daß die Reviſion nicht darauf geſtützt werden kann, 
daß Zeugen und Beweisanträge abgelehnt ſind. 

Weiter ſoll eingeführt werden, daß die Reviſion nicht darauf 

geſtützt werden kann, daß das Fragerecht nicht ausgeübt worden 
iſt. In dieſer Beziehung, möchte ich ſagen, kann man ſich auf 
den Standpunkt ſtellen: Herrgott, mag der Anwalt attent ſein, 
mag er nicht warten, bis das Fragerecht ausgeübt wird, mag 
er bald alles ſagen. Dem ſteht zweierlei entgegen. Wir 
glauben mit ſcheinbar der Sache fernliegenden Dingen das 
Gericht nicht langweilen zu ſollen. 
| Sehr richtig!) 
Auf einmal erfahren wir durch die Frage vom Richtertiſch: ach 
Gott, er will das ja hören. Dann iſt es nur auf dem Wege der 
Frageausübung möglich, das zu erfahren, was das Gericht will. 
Und zweitens, man ſagt: der Anwalt ſoll attent ſein. Schön, es 
gibt attente und nichtattente Anwälte; und ſoll das Publikum 
darunter leiden, daß es an einen nichtattenten Anwalt geraten 
iſt oder an einen ſolchen, der, weil er ſehr ſorgfältig iſt, ſagt: 
alle dieſe Gründe laſſe ich beiſeite und gehe den Weg, der der 
richtige iſt. Wir haben beim Oberlandesgericht in Breslau 
einen hochverehrten Kollegen, einen Muſteranwalt, der nicht 
mehr unter den Lebenden iſt, gehabt; der ging dieſen Weg, den 
er als richtig erkannt hatte, und ließ alles andere beiſeite, nicht 
etwa, weil er nicht auf dem Platze war, ſondern weil er ein 
eminent tüchtiger Anwalt war. Er hatte das Vertrauen des 
Gerichts in hohem Maße, und das Gericht meinte, wenn er 
das ſagt, wird das auch richtig ſein, und übte das Fragerecht 
nicht aus. Sollen die Parteien darunter leiden, daß, weil das 
Gericht das Fragerecht nicht gehörig ausübt, die Reviſion unter 
den Tiſch fällt? 

Alle dieſe Dinge ſollen die Reviſion nicht mehr begründen 
nach § 549 Abſatz 1 der neuen Faſſung, wobei ich allerdings 
bemerke, daß dieſe etwas ſchwierige Faſſung nur an der Hand 
der Motive zu verſtehen iſt. Da iſt ausgeſprochen, daß 
namentlich die Ubergehung von Zeugenausſagen, die unrichtige 
Würdigung der Beweiſe und dergl. nicht mehr geeignet ſein 
ſollen, die Reviſion zu begründen. Das Reichsgericht hat 
gerade in den Fällen, in denen es auf dem großen Gebiete des 
Verkehrs neue Bahnen gehen wollte und auch neue Bahnen 
gegangen iſt — ich erinnere nur an die Frage der Boykottierung 
und ähnliche Dinge — ſich hohe Verdienſte um unſere Rechts⸗ 
entwicklung und um unſere wirtſchaftliche Entwicklung dadurch 
erworben, daß es geſagt hat: dieſen Tatbeſtand, wie er in 
zweiter Inſtanz feſtgeſtellt iſt, könnt ihr nicht feſtſtellen, ihr habt 
die und die Beweismittel und Zeugenausſagen nicht in den 
Kreis eurer Betrachtung gezogen; zieht ihr ſie hinein, kommt 
ihr zu einem anderen Ergebnis und zu einer anderen Rechts⸗ 
anwendung. Alles das ſoll unter den Tiſch fallen. Ich fürchte, 
daß wir dadurch einer Verknöcherung unſerer landgerichtlichen 
Judikaturen die Wege weiſen, die Wege weiſen zu einer formellen 
Judikatur, die mit dem modernen Leben nicht in Fühlung ſteht. 
Ich fürchte, daß wir hier noch mehr als durch die Beſeitigung 
der Reviſion bei duae conformes die Oberlandesgerichte in 
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die Verſuchung bringen, formell zu entſcheiden und nicht das 
materielle und wirtſchaftlich geſunde Rechtsleben zu berückſichtigen. 
Wir müſſen hier den denkbar energiſchſten Widerſpruch erheben. 

Zu dieſen beiden Punkten kommt noch ein weiterer, der 
eine Einſchränkung der mündlichen Verhandlung beim Reichs⸗ 
gericht herbeiführen ſoll. In zwei Fällen ſoll das Reichsgericht 
ohne mündliche Verhandlung entſcheiden: erſtens wenn der Senat 
einſtimmig der Anſicht iſt, daß die Reviſion unbegründet iſt. 
Die Motive geben in dieſer Beziehung außerordentlich inter⸗ 
eſſante Ziffern. Nach einer für das letzte Quartal 1907 auf⸗ 
genommenen Statiſtik waren von 780 kontradiktoriſchen Urteilen 
291 oder 37 Prozent ſolche, bei denen die Zurückweiſung der 
Reviſion einſtimmig ausgeſprochen iſt; man ſoll gewiſſermaßen 
in einer Vorſitzung die Frage behandeln können, und wenn 
man einſtimmig zu dieſer Meinung gelangt, ſoll es nicht zu 
einer mündlichen Verhandlung kommen. 

Zweitens ſoll die mündliche Verhandlung beſeitigt werden 
können, wenn der Senat nicht einſtimmig, ſondern durch die 
gewöhnliche Mehrheitsentſcheidung zu der Meinung gelangt, daß 
das Geſetz nicht durch eine Auslegung verletzt iſt, die mit der 
Entſcheidung des Reichsgerichts oder des oberſten Landesgerichtes 
in Widerſpruch ſteht. 

Ich bin der Überzeugung, das wird zunächſt nicht weſent⸗ 
lich zu einer Entlaſtung führen; denn unbeſchadet der Tatſache, 
daß in einem gegebenen Vierteljahr 37 Prozent der Reviſionen 
durch einſtimmiges Votum der 7 Richter verworfen worden 
ſind, wird ſich das in der Beſchlußſitzung etwas anders heraus⸗ 
ſtellen; dort wird der eine oder der andere der 7 Richter doch 
ſagen: wir wollen mal hören, wie der Anwalt das ausführt, 
laſſen wir ihn zur Verhandlung kommen. 

(Rufe: Na, na!) 

— Ja, meine Herren, das nehme ich an. — Und zweitens 
wird die Einſchränkung der mündlichen Verhandlung in den 
Fällen, wo man meint, die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
verletzt nicht eine frühere Entſcheidung des Reichsgerichts — da 
wird man nicht ſo leicht zu einer Mehrheit kommen, ſondern 
man wird da erſt recht, wo es ſich um die Auslegung eines 
Geſetzes handelt, ſagen: wir wollen hören, was der Anwalt 
ſagt. 

Und damit komme ich auf einen Punkt, den ich aus dem 
Parteirecht hernehme, und den Herr Kollege Putzler in dankens⸗ 
werter Weiſe in ſeiner Schrift hervorgehoben hat. Es iſt der 
Hinweis darauf, daß unſer Publikum ſo an die mündliche Ver⸗ 
handlung gewöhnt iſt, daß es als eine Rechtsbeugung anſieht, 
wenn ſein Rechtsmittel ohne mündliche Verhandlung erledigt 
wird. Ich werde mir geſtatten, im Einverſtändnis mit 
dem Herrn Vorſitzenden, eine kurze zuſammenfaſſende Kritik 
der Novelle in Form einer Reſolution vorzuſchlagen. Aber ich 
bin mir darüber klar, daß wir mit einer bloßen ablehnenden 
Kritik in der heutigen Sitzung wohl weiterkommen, daß wir 
aber die geſetzgeberiſche Gefahr damit nicht beſeitigen, ſondern 
daß wir auch mit poſitiven Vorſchlägen kommen müſſen; und 
ich weiß genau, daß es ſehr ſchwer iſt, poſitive Vorſchläge in 
dieſer Beziehung zu machen. 

Den Vorſchlag, der uns am nächſten liegt, die Vermehrung 
der Senate, halte ich für das Allheilmittel. Die Reichsregierung 
erklärt aber, daß ſie ſich dagegen ſträubt. Nun gibt es eine 
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Reihe anderer kleiner Mittel, die Beſeitigung der Zuſtändigkeit 
in Patentſachen uſw. Ich für meine Perſon möchte zwei Dinge 
anregen, die vielleicht heute nicht zu einer Beſchlußfaſſung kommen, 
wohl aber in Zukunft erörtert werden können. 

Mir iſt, als ich ſah, daß das Reichsgericht jährlich 1500 
Geſuche um Armenrecht zu prüfen hat, der Gedanke gekommen, 
ob man nicht unbeſchadet der vom Reichsgerichte ſehr gewünſchten 
Einheit der Rechtſprechung neben den Spruchſenaten mindeſtens 
einen Senat ſchaffen kann, deſſen Aufgabe es lediglich iſt, die 
Geſuche um das Armenrecht zu prüfen. 

(Zurufe und Heiterkeit.) 

— Sehr intereſſant wird es nicht ſein; das gebe ich zu; aber 
intereſſant ſind die Armenſachen für uns auch nicht, und wir 
müſſen ſie machen. Die Prüfung in die Oberlandesgerichte zu 
verlegen, das hat die Wirkung, das Oberlandesgericht ſoll be⸗ 
finden, ob beim Reichsgericht das Armenrecht gewährt werden 
ſoll oder nicht. Das ſcheint mir nicht recht angängig zu ſein. 
Aber immerhin würde ich meinen, daß, wenn man die Spruch⸗ 
ſenate des Reichsgerichts entlaſtet, das auch eine wirkliche 
Entlaſtung iſt. 

Und zweitens habe ich einen anderen Gedanken, von dem 
ich befürchte, daß, wenn ein Vertreter des Reichsjuſtizamts hier 
wäre, er ihn mit Hohnlachen aufnehmen und ihn nicht für 
richtig halten würde. Will man die Einheit des Reichsgerichts 
erhalten, ſo erhöhe man meinetwegen die Summe für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion beim Reichsgericht auf 5000 bis 10 000 4 
und gebe man für alle kleinen Sachen beſondere oberſte Landes⸗ 
gerichte als Reviſionsinſtanz. Das hat allerdings dasſelbe 
Bedenken wie das Prinzip der duae conformes, daß man tat⸗ 
ſächlich die Einheit der Rechtſprechung damit gefährdet. Aber 
ich habe ſchon früher ausgeſprochen: ich bin nicht überzeugt, 
daß der gegenwärtige Zuſtand die Einheit der Rechtſprechung 
verbürgt, und glaube, daß auch die Novelle die Einheit der Recht⸗ 
ſprechung nicht fördert. Wir können hier reden was wir wollen: 
angeſichts der Tatſache, daß gegenwärtig das Reichsgericht uns 
die Termine in Sachen, bei denen die Reviſion vor zwei 
Monaten eingelegt iſt, auf April 1911 anſetzt, können wir nicht 
die Hände in den Schoß legen, ſondern müſſen wenigſtens etwas 
ſchaffen. Das wird die erſte und dringendſte Aufgabe ſein für 
den neugeſchaffenen Ausſchuß für Zivilprozeßordnung und Ge⸗ 
richtsverfaſſung. 

Für heute möchte ich Sie um eins bitten, die Reſolution 
zu beſchließen, die ich mir geſtatten werde, Ihnen vorzuleſen, 
und dann, weil wir praktiſch vorgehen müſſen, möchte ich noch 
auf eins hinweiſen. Es liegt ſeitens der Kollegen beim Kammer⸗ 
gericht eine Anregung vor, namens der Anwälte beim Kammer⸗ 
gericht eine Petition um Ablehnung der hier zur Diskuſſion 
ſtehenden Vorlage beim Reichstage einzureichen. Ich habe den 
Soupson daß dieſe Petition nicht mehr fein werde als gedrucktes 
Papier. Unſere Reichstagsabgeordneten bekommen alltäglich ſo 


unglaubliche Quanten Druckpapier in die Hände, daß ich 


fürchte, daß die Petition nur die formelle Bedeutung hat, daß 
ſie da iſt, im übrigen aber in den Papierkorb wandert. Für 
viel ausſichtsreicher halte ich die perſönliche Information der 
Reichstagsabgeordneten. In dieſer Beziehung haben wir bei 
der Novelle im Jahre 1909 Erfolge gehabt. Ein Teil der 
Kollegen glaubte, die Novelle von 1909 wäre ſo ſchlimm Geſetz 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


367 


geworden, wie es die Reichsregierung wollte. Das iſt glatt 
unrichtig. Sie brauchen bloß Geſetz und Entwurf zu ver⸗ 
gleichen, und Sie werden finden, daß der unglaubliche § 48 be⸗ 
züglich der Gerichtskoſten, indem man es beſtrafte, einen Termin 
mehr zu haben als der Juſtizminiſter für die normale Zahl der 
Termine hielt, im weſentlichen dadurch gefallen iſt, daß wir die 
Reichstagsabgeordneten im einzelnen, Stück für Stück über die 
Bedeutung der Sache aufgeklärt haben. Wir müſſen doch 
mit der Tatſache rechnen, daß unſere Reichstagsabgeordneten, 
mit Ausnahme der paar Juriſten, die drin ſind, doch durchweg 
der Meinung find, daß dieſe Fragen techniſche Fragen find, 
mit denen ſie ſich nicht zu befaſſen haben. 
(Sehr richtig!) 

Wenn wir uns die einzelnen Herren vornehmen und ihnen 
ſagen: hört, es handelt ſich um die und die Fragen, ſo kann 
man in der Tat auch Nichtjuriſten über die grundlegenden 
Fragen fo weit aufklären, daß fie ihre Bedeutung verſtehen. 
Bei der Novelle im Jahre 1909 haben wir in der Beziehung 
etwas geſchafft; ich darf aus meiner perſönlichen Erfahrung 
ſprechen. Ich habe einen Abgeordneten, der nicht Juriſt iſt, 
mir in einer längeren Unterredung vorgenommen und ihn über 
die in Frage kommenden Geſichtspunkte aufgeklärt. Er hat 
dann Entgegenkommen gezeigt und geſagt: geben Sie mir die 
entſcheidenden Geſichtspunkte ſchriftlich, ich werde dafür ein⸗ 
treten. Ich bin weit entfernt, zu behaupten, daß das das 
Kraut fett macht. Aber wenn man das auch nicht bei allen 
397 Abgeordneten macht, wohl aber bei 100, ſo iſt die 
Stimmung im Reichstag eine andere. Ich bin der Meinung, 
daß das eine dankenswerte Aufgabe unſerer Vertreter iſt, daß 
ſie teils ſelbſt, teils durch Kollegen, die ihnen nahe ſtehen, die 
Reichstagsabgeordneten in der von uns gewünſchten Richtung 
informieren. Ich lege Ihnen das, ohne einen formellen Antrag 
zu ſtellen, ans Herz. 

Heute aber bitte ich Sie, damit die Verſammlung ein 
Ende und ein Ziel hat, und damit wir vor allen Dingen 
unſere Meinung in die Preſſe bringen, der folgenden Reſolution 
zuzuſtimmen: 

Die am 13. März 1910 in Leipzig tagende Ver⸗ 
treterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins ſpricht 
ihre Überzeugung dahin aus: 

„Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts, insbeſondere die darin enthaltene Ein⸗ 
ſchränkung der Reviſion in den Fällen rechtsirrtüm⸗ 
licher Prüfung des tatſächlichen Streitſtoffs und im 
Falle zweier übereinſtimmender Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen (ZPO. § 549 neue Faſſung) enthält eine 
ſchwere Gefährdung der Sicherheit und Einheit der 
Rechtsanwendung und iſt nicht geeignet, die durch die 
Überlaftung des Reichsgerichts bedingten Ülbeljtände 
in irgend weſentlicher Weiſe zu beſeitigen. 

Die Vertreterverſammlung richtet an die geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften des Deutſchen Reiches das 
dringende Erſuchen, den erwähnten Beſtimmungen des 
Geſetzentwurfs die Zuſtimmung zu verſagen.“ 

(Lebhafter Beifall.) 
Der Antrag findet die genügende Unterſtützung. 
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Vorſitzender: Ehe wir in der Diskuſſion fortfahren, 
bitte ich zu geſtatten, daß Herr Kollege Dittenberger jetzt 
das Wort nimmt. Ich habe vorhin erwähnt, daß er eine 
Arbeit angefangen hat zuſammen mit dem Herrn Kollegen 
Kallir, die ein Teilreſultat ergeben hat. Nun iſt Herr Kollege 
Dittenberger zum Geſchäftsleiter gewählt; er tritt ſein Amt 
zum 1. April an. Ich darf vorausſetzen, daß die Verſammlung 
nichts dagegen hat, wenn er jetzt pränumerando ſpricht. 

Heiterkeit.) 

Ich bitte Herrn Kollegen Dr. Dittenberger das Wort zu 

nehmen. 


Dr. Dittenberger⸗Halle a. S. Meine Herren, das Teil⸗ 
reſultat dieſer Konformitätsſtatiſtik erſtreckt ſich auf 16 Bände; 
davon habe ich 10 Bände bearbeitet und Herr Kollege Kallir 
6 Bände. Ich habe die Statiſtik, ſoweit ſie Herr Kollege 
Kallir bearbeitet hat, erſt heute bekommen, habe aber das 
Reſultat ſchnell berechnet. Ich möchte gleich vorausſchicken, 
daß dieſe beiden Arbeiten, meine Arbeit und die des Herrn 
Dr. Kallir, zu etwas verſchiedenen Ergebniſſen kommen. Ich 
bin aber der Anſicht, daß mein Ergebnis im allgemeinen das 
richtigere ſein wird. Ich habe den Eindruck, daß die einzelnen 
herausgegriffenen Bände kein richtiges Bild von der Geſamt⸗ 
lage bezüglich dieſer 10 Bände, 60 bis 70, geben. 

Die Statiſtik iſt folgendermaßen angelegt: es wird bei 
jeder einzelnen Entſcheidung aus der offiziellen Sammlung in 
die Liſte eingeſchrieben, erſtens: iſt ſie auf difforme Vorent⸗ 
ſcheidungen ergangen? Bejahendenfalls: iſt das Urteil des 
Berufungsgerichts beſtätigt oder aufgehoben worden? Ebenſo 
bei den auf konforme Vorentſcheidungen ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts. Am Schluß — das iſt weſent⸗ 
lich — werden aufgeführt bei denjenigen Reichsgerichtsent⸗ 
ſcheidungen, welche das Berufungsurteil, wenn es mit dem 
Urteil des Landgerichts konform war, aufgehoben haben, die 
weſentlichſten Rechtsgrundſätze, auf Grund deren das Reichs⸗ 
gericht zur Aufhebung der konformen Vorentſcheidungen ge⸗ 
kommen iſt. 

Was zunächſt das Ergebnis der eigentlichen Statiſtik an⸗ 
langt, ſo bin ich bezüglich der 10 Bände, die ich bearbeitet 
habe, zu folgendem Reſultat gekommen. Die 10 Bände ent⸗ 
halten 1063 Entſcheidungen. Von dieſen 1063 Entſcheidungen 
ſind Plenarentſcheidungen, Entſcheidungen in Beſchwerdeſachen 
und ſolche, bei denen die Entſcheidungen der Vorinſtanzen nicht 
erſichtlich ſind: 348 Entſcheidungen; es bleiben 715 Ent⸗ 
ſcheidungen. Von dieſen 715 Entſcheidungen ſind ergangen auf 
difforme Vorentſcheidungen 304, das ſind 42,52 Prozent; auf 
konforme Vorentſcheidungen 411, das ſind 57,48 Prozent. Von 
den 304 auf difforme Vorentſcheidungen ergangenen Urteilen 
haben das Urteil der Berufungsinſtanz beſtätigt 165, das ſind 
54,28 Prozent; und das Berufungsurteil aufgehoben 139, das 
ſind 45,72 Prozent. Von den 411 auf konforme Vorent⸗ 
ſcheidungen ergangenen Urteilen haben das Urteil der Berufungs⸗ 
inſtanz beſtätigt 245, das ſind 59,61 Prozent, und aufgehoben 
166, das ſind 40,39 Prozent. Alſo das weſentliche Reſultat 
iſt, daß difforme Vorentſcheidungen beſtätigt wurden in etwa 
54 Prozent der Fälle und konforme Vorentſcheidungen in 
59 Prozent der Fälle; alſo nur 5 Prozent der Fälle mehr. 
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Das Refultat, zu dem Herr Dr. Kallir in den anderen 
6 Bänden, die er bearbeitet hat, gekommen iſt, iſt etwas 
ungünſtiger. Ich brauche wohl dieſe Zahlen nicht im einzelnen 
vorzutragen; ich will nur das Geſamtreſultat anführen. Aus 
dieſen 16 Bänden zuſammen ergibt ſich, daß von ſämtlichen 
Entſcheidungen auf konforme Vorentſcheidungen ſogar 60 Prozent 
ergangen find, alſo daß ¼ der ſämtlichen Urteile des Reichs⸗ 
gerichts auf konforme Vorentſcheidungen ergangen ſind. Von 
dieſen konformen Vorentſcheidungen wurden durch das Reichs⸗ 
gericht 60,32 Prozent beſtätigt, während mit den auf difforme 
Vorentſcheidungen ergangenen Entſcheidungen in 52,57 Prozent 
der Fälle das Berufungsurteil beſtätigt wurde. Hier beträgt 
der Unterſchied etwa 8 Prozent, während nach meiner Be⸗ 
rechnung nur 5 Prozent herauskommen. Wie geſagt, ich halte 
das Reſultat, zu dem ich gelangt bin, für das richtigere. Der 
weitere Verlauf der Statiſtik muß ergeben, ob meine Ver⸗ 
mutung zutrifft. 

Nun habe ich erſt heute die Statiſtik zu Geſicht bekommen, 
die die Begründung der Novelle aufmacht. Dieſe Statiſtik 
kommt zu einem erſchreckenden Reſultat für das Jahr 1907. 
Ich habe es noch nicht näher durchſehen können und mir iſt 
die Sache deshalb noch nicht ganz klar. Ich glaube aber, das 
Schlußreſultat ſoll das ſein, das unten ſteht. Danach ſind bei 
konformen Vorentſcheidungen 81,66 Prozent aller Fälle beſtätigt, 
während ich nur zu 59 Prozent komme. Bei difformen Vor⸗ 
entſcheidungen waren es 71,10 Prozent. 

Zuruf.) 
Das wollte ich eben bemerken: dieſe Statiſtik iſt unzureichend. 
Wir haben es ſchon bei der Novelle des Jahres 1909 erlebt, 
daß man mit ſolchen Teilſtatiſtiken alles beweiſen kann. Ich 
habe aus Anlaß dieſer Statiſtik noch 3 Bände herausgeſucht, 
die auch hintereinander liegen, die Bände 57, 58, 59 aus den 
Jahren 1904 und 1905. Dieſe Bände enthalten auch unge⸗ 
fähr die Entſcheidungen eines Jahres. Die Entſcheidungen 
dieſes Jahres ergeben, daß von den konformen Urteilen 55 Pro⸗ 
zent beſtätigt ſind, während bei den difformen das Berufungs⸗ 
urteil in 60 Prozent aller Fälle beſtätigt iſt, ſo daß hier die 
Sache umgekehrt liegt, und man ſagen müßte: dieſe Statiſtik 
würde das Umgekehrte, den Ausſchluß der Reviſion bei difformen 
Urteilen rechtfertigen. 
Heiterkeit.) 

Was den weiteren Beſtandteil der Statiſtik anlangt, ſo 
würde es zu weit führen, wenn ich im einzelnen die Rechts⸗ 
grundſätze vortragen würde, die das Reichsgericht bei Gelegen⸗ 
heit der Aufhebung der konformen Vorentſcheidungen ausge⸗ 
ſprochen hat. Ich möchte nur bemerken, daß ſich außerordentlich 
wichtige Rechtsgrundſätze in jedem Bande dieſer Entſcheidungen 
finden, und daß namentlich bei ſolchen Materien, die neueren 
Urſprungs ſind, die Fälle, in denen gerade auf konforme Vor⸗ 


entſcheidungen hin das Reichsgericht zu einer anderen Ent⸗ 


ſcheidung gelangt iſt, überaus häufig find; ſo ſind z. B. auf 
dem Gebiete des unlauteren Wettbewerbs und namentlich auch 
auf dem Gebiete des gewerblichen Arbeitsvertrages, außer⸗ 
ordentlich wichtige Rechtsgrundſätze auf konforme Vorentſchei⸗ 
dungen ausgeſprochen worden. 

Die Statiſtik iſt alſo in Arbeit. Ich möchte damit ſchließen, 
daß ich bitte, falls der eine oder der andere der Herrn Kollegen 
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Luſt hat, ſich an der Arbeit zu beteiligen, mir das mitzuteilen. 
Wir haben 70 Bände zu bearbeiten; davon ſind 40 vergeben 
und 30 noch zu erledigen. Es wäre mir lieb, wenn jemand 
die 30 noch reſtierenden Bände mir abnehmen möchte. 


(Bravo!) 


Höflein⸗Bamberg: Meine Herren, geſtatten Sie mir noch 
eine Bemerkung zu den ausgezeichneten Ausführungen des Herrn 
Kollegen Heilberg. Wenn man die Reviſion bei duae con- 
formes nur zulaſſen will, wenn die Entſcheidung ein Geſetz 
verletzt oder mit einer Entſcheidung des Reichsgerichts oder des 
Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch ſteht, ſo bin ich der 
Meinung, daß man hiermit geſetzmäßig den Grundſatz der 
Stagnierung der Rechtſprechung feſtlegen will. Ich halte das 
eines großen Rechtsſtaats für unwürdig, einen ſolchen Grundſatz 
auszuſprechen. Wir haben erlebt, daß die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts fortwährend in einer Entwicklung begriffen iſt. Ich 
möchte nur hinweiſen auf die Rechtſprechung bezüglich der SS 833 
und 93 bis 97 BGB., die in einer fortdauernden Entwicklung 
begriffen iſt. Es wird Rückſicht genommen vom Reichsgericht 
auf die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft, auf die Lebenserfahrungen, 
die geſammelt werden, und da muß man ſagen, daß das Leben 
in einem fortdauernden Fluß begriffen iſt, die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in einem fortdauernden Fluß begriffen ſind. Ich 
kann daher nicht begreifen, daß man in Zukunft die Recht⸗ 
ſprechung feſtlegen will auf das, was bisher in den Entſcheidungen 
niedergelegt iſt, und nicht zulaſſen will, daß die Rechtſprechung 
ſich weiter entwickelt. 

(Sehr gut!) 


Juſtizrat Putzler⸗Leipzig: Meine Herren, in der negativen 
Kritik des Entwurfs, der uns vorliegt, werden wir uns wohl 
alle einig ſein. Nur möchte ich konſtatieren, daß es nicht 
möglich war, bei der Kürze der Zeit, die uns vom Erſcheinen 
des Entwurfs bis zum heutigen Tage zu Gebote ſtand, alle 
einzelnen Punkte vollkommen zu würdigen. In dieſem ſteckt 
mehr, als man vermuten würde. Man muß ſich vergegen⸗ 
wärtigen, daß in dem Entwurf alle Geſichtspunkte, die wir 
bekämpfen, zuſammengetragen ſind: erſtens das Difformitäts⸗ 
prinzip, zweitens die Vorprüfung, wenn auch in ſehr beſchränkter 
Form, nämlich falls die Reviſion einſtimmig für unbegründet 
erachtet wird, und drittens ein Index von ſolchen Geſetzes⸗ 
verletzungen, auf die die Reviſion nicht mehr geſtützt werden 
kann. Ich hoffe, man wird nicht mehr auf die Strafbeſtimmungen 
der Carolina zurückgreifen und die Erhebung eines ſolchen 
Angriffes mit der Strafe des Verluſtes etlicher Gliedmaßen 
bedrohen. 

Da iſt, um Ihnen eine Einzelheit vorzuführen, die man im 
erſten Augenblick kaum überſehen kann, auf folgendes hinzu⸗ 
weiſen. Es iſt geſagt: die Reviſion kann bei konformen Ent⸗ 
ſcheidungen der Vorinſtanzen nur darauf geſtützt werden, daß 
das Geſetz durch eine Auslegung verletzt ſei, welche mit einer 
Entſcheidung des Reichsgerichts oder eines oberſten Landes⸗ 
gerichts in Widerſpruch ſteht. Ich bitte Sie, das Wort Aus⸗ 
legung ins Auge zu ſaſſen. Wir machen praktiſch keinen 
Unterſchied zwiſchen Auslegung und Anwendung; aber ich bin 
überzeugt, daß das Wort Auslegung ganz bewußt gewählt 
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iſt. Nun bitte ich Sie, zu beachten, zu welchen Schwierigkeiten 
man kommt, wenn man dieſen Unterſchied zwiſchen Auslegung 
und Rechtsanwendung macht. Wo ſoll dann die Grenzlinie 
gezogen werden? Der eine wird ſagen: wenn ich den Rechtsſatz 
in einem beſtimmten Falle anwende, dann habe ich ihn ſo oder 
ſo ausgelegt. Der andere wird ſagen: nein, ausgelegt habe 
ich ihn bloß, wenn ich ſeinen Inhalt abſtrakt entwickelt habe. 

Einen weiteren Punkt hat Herr Kollege Heilberg ſchon betont, 
der von einer großen Bedeutung für unſere Rechtſprechung iſt. 
Die jetzt vorgeſchlagene Beſtimmung hat den Zweck, daß jede 
Ablehnung von Beweisanträgen nicht mehr Gegenſtand der 
Reviſion ſein ſoll; das wird in klaren, dürren Worten auf 
Seite 17 des Entwurfs ausgeſprochen: 

Daraus, daß eine Verletzung des § 286 Abſ. 1 die 
Reviſion nicht mehr begründen ſoll, ergibt ſich, daß, 
wenn das Berufungsgericht eine tatſächliche Feſtſtellung 
getroffen hat, auch die Nichtberückſichtigung einer Beweis⸗ 
antretung, die ſich auf die feſtgeſtellten Tatſachen bezog, 
die Reviſion nicht rechtfertigt. j 

Meine Herren, Sie können Zeugen beantragen, wie Sie 
wollen, abſolut klaſſiſche, es nützt Ihnen alles nichts mehr. 
Wenn das Berufungsgericht die Neigung verloren hat, weitere 
Beweiſe zu erheben, dann werden Ihnen die Zeugen abgelehnt. 
Dadurch wird meines Erachtens der Willkür Tür und Tor 
geöffnet. 

Ich komme zu dem Gedanken, den ich auch ſchriftſtelleriſch 
vertreten habe. Glauben Sie nicht, daß es Autoreneitelkeit iſt, 
von der fühle ich mich abſolut frei; ſondern weil ich der 
Überzeugung bin, wir müſſen etwas Poſitives in Vorſchlag 
bringen, und zwar nicht bloß mit den äußeren Mitteln, die 
wir in große und kleine Mittel teilen, nein, wir müſſen ſolche 
poſitive Vorſchläge machen, daß der Reichstag zu der ber: 
zeugung kommt, er kann eine Reſolution faſſen, wonach eine 
Überarbeitung der Zivilprozeßordnung im Sinne einer Erleichte⸗ 
rung des Verfahrens erfolgen ſoll. Wenn wir erſt den Reichstag 
zu dieſer Erkenntnis gebracht haben, iſt die Frage in Fluß 
gekommen, und daher möchte ich mir den Vorſchlag geſtatten, 
daß wir im Anſchluß an die Reſolution des Herrn Kollegen 
Heilberg, die rein negativ iſt, den pofitiven Vorſchlag aufnehmen. 

In meiner Überzeugung, daß der poſitive Weg durch 
Überarbeitung der Zivilprozeßordnung beſchritten werden muß, 
werde ich beſtärkt, wenn ich ſehe, was bei unſerer Novelle 
herauskommt. Die ganze Zivilprozeßordnung paßt hinten und 
vorn nicht mehr aneinander. 

Geſtatten Sie mir noch eine Bemerkung allgemeiner Natur. 
Wir ſehen, daß die Anwälte ſich in einer außerordentlich ſchweren 
Lage befinden, beſonders in dem einen Punkte, daß man uns 
nicht mehr hört. Unſere Stimme verhallt wie die des Predigers 
in der Wüſte. Wir können Reſolutionen faſſen, ſoviel wir wollen; 
es wird alles ad acta gelegt. Wenn es ſich um unſere Bureau⸗ 
angeſtellten handelt, dann fragt uns das Miniſterium. Aber 
werden wir jemals gehört, wenn andere Geſetzentwürfe in Angriff 
genommen werden? Abſolut nicht! Wir werden als befangen 
in der Sache hingeſtellt und abgelehnt. Das muß zu eigentüm⸗ 
lichen Konſequenzen führen. Dann müßten in gleicher Weiſe 
alle Kaufleute abgelehnt werden, wenn es ſich um Geſetz⸗ 
entwürſe, wie gegen den unlauteren Wettbewerb handelt. Damit 
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ſchaltet man jede Fachkenntnis aus, und der Dilettantismus 
wird großgezogen. Das können wir uns nicht bieten laſſen. 
Wir können freilich nicht auf die Mittel des Zirkus Buſch 
zurückgreifen, eine ſolche Agitation iſt ausgeſchloſſen. Am eheſten 
könnte man Einfluß gewinnen, wenn man poſitiv mitarbeitet. 
Deshalb möchte ich Sie bitten: faſſen Sie das als Ziel ins 
Auge; nicht bloß für den konkreten Fall, ſondern allgemein, 
um unſere Stellung wiederzugewinnen, um uns Einfluß zu 
verſchaffen, ergreifen wir den Weg der poſitiven Vorſchläge. 
Darum möchte ich bitten, zu unſerer Reſolution auf alle Fälle 
den Zuſatz zu machen: es möchte der Reichstag die Einberufung 
einer Kommiſſion beſchließen, die eine größere Elaſtizität der 
Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung dort, wo ſie möglich iſt, 
in Form einer Überarbeitung herbeiführt. 


Vorſitzender: Darf ich mir eine Frage erlauben? Sie 
ſagten, Herr Kollege Putzler, es ſoll der Antrag dahin gehen, 
der Reichstag ſoll die Kommiſſion einſetzen! 


Juſtizrat Putzler⸗Leipzig: Der Reichstag ſoll die Re⸗ 
ſolution faſſen: die Reichsregierung wolle eine Kommiſſion in 
der Frage der Überarbeitung der Zivilprozeßordnung einſetzen. 


Vorſitzender: Darf ich bitten, Herr Kollege Putzler, 
das ſchriftlich zu formulieren. 


(Der Antrag Putzler wird genügend unterſtützt.) 


Sand ⸗ Augsburg: Nur zu einem Punkte möchte ich eine 
Anſicht äußern, die ſich mit der des Herrn Referenten an⸗ 
ſcheinend nicht ganz deckt; ſie betrifft den Zuſatz, den der neue 
Entwurf zu § 554 macht, und der den Inhalt hat, daß die 
Reviſion als unzuläſſig zurückzuweiſen iſt, wenn der Reviſions⸗ 
kläger innerhalb einer vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Friſt 
nicht den Gebührenvorſchuß erlegt hat. Der Herr Referent hat 
dieſen Punkt kurz behandelt und anſcheinend für unbedenklich 
gehalten. Ich bin der Meinung, daß dieſe Beſtimmung, als die 
dritte im Bunde, eine ganz unannehmbare Verſchlechterung des 
bisherigen Rechtszuſtandes darſtellt; denn hier wird die Mög⸗ 
lichkeit der Rechtsverfolgung direkt abhängig gemacht von der 
momentanen Zahlungsfähigkeit. Der Hinweis darauf, daß einem 
unvermögenden Reviſionskläger dadurch geholfen werden kann, 
daß er das Armenrecht erlangt, ſchlägt gar nicht durch. Es 
kann die Vermögenslage des Reviſionsklägers durchaus eine 
ſolche ſein, daß er an ſich ganz ſolvent iſt und trotzdem die 
Möglichkeit nicht hat, innerhalb der beſtimmten Friſt den Vor⸗ 
ſchuß zu zahlen, weil er eben ſeine Mittel anderweitig feſtgelegt 
hat und ſie ſo ſchnell nicht flüſſig machen kann. Deshalb, weil 
er den Vorſchuß nicht ſofort aufbringen, andererſeits aber auch 
ein Armenzeugnis nicht bekommen kann, wird ſeine Reviſion 
ſo behandelt, als ob ſie nicht rechtzeitig begründet wäre; ſie 
wird alſo als unzuläſſig verworfen. Hier wird ein kapitaliſtiſches 
Moment in die Rechtſprechung hineingetragen, das als ganz un⸗ 
annehmbar erſcheint. Die Behandlung der Vorlage muß heute 
unſererſeits ſummariſch ſein, wir können auf Details nicht ein⸗ 
gehen. Aber ich würde es begrüßen, wenn die Verſammlung 
der Anſicht beiſtimmen würde, daß zu den Punkten, die die 
Unannehmbarkeit der Vorlage begründen, auch der von mir 
hervorgehobene gehört. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 8. 1910. 

v. Harder⸗Mannheim: Ich kann dem Herrn Vorredner 
nicht zuſtimmen, was die vorzuſchießenden Gebühren betrifft. Wenn 
jemand nicht in der Lage iſt, die Koſten auf einmal zu entrichten, 
ſondern nur ratenweiſe, ſo iſt das ein Fall, wo ihm das Armen⸗ 
recht bewilligt werden muß. Es würde in dieſem Fall der Be⸗ 
treffende nur nötig haben, nachzuweiſen, daß er außerſtande iſt, 
den Vorſchuß zu bezahlen, ganz abgeſehen von der Erſtreckung 
der Friſt. Aber bei dem Fiskalismus, der in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung hervortritt, glaube ich, daß der Kampf gegen die Be⸗ 
ſtimmung nicht viel Erſolg haben wird. Wir ſollten uns auf 
die Beſtimmungen beſchränken, die für die maßgebenden Faktoren 
nicht wichtig ſind. Die Reichstagsabgeordneten hören be⸗ 
ſtändig von den Finanznöten des Reichs, und da werden ſie 
einer Beſtimmung die Zuſtimmung nicht verſagen, die in bezug 
auf die Eingänge etwas wenigſtens garantiert. Sie wiſſen ja 
alle, daß in anderen Ländern, z. B. in Frankreich die Kaſſation 
davon abhängt, daß man ſofort bezahlt. Ich bin auch der 
Anſicht, daß wir poſitive Vorſchläge machen müſſen; es iſt nur 
heute nicht ſo weit, daß wir das können, weil uns die Vor⸗ 
lage erſt zugegangen iſt. 

Ich möchte nur in bezug auf den Vorſchlag des Herrn 
Kollegen Heilberg, einen Senat zu ſchaffen, der ſich bloß mit 
Armenſachen befaßt, bemerken, daß es genügen würde, wenn 
der Senat mit weniger als 7 Mitgliedern beſetzt iſt. Denn 
erfahrungsgemäß pflegt nur einer die Sache zu prüfen. Wenn 
es ſich um die Bewilligung des Armenrechts beim Landgericht 
oder Oberlandesgericht handelt, pflegt nur der Berichterſtatter 
oder der Vorſitzende die Sache genau durchzugehen, und nur 
in beſonderen Fällen wird eine längere Beratung ſtattfinden. 
Beim Reichsgericht iſt es vielleicht anders, aber ich glaube, 
daß die Frage, ob eine Reviſion ausſichtslos iſt, von 3 oder 
5 Mitgliedern ſehr wohl wird geprüft werden können. 

Ich möchte noch auf einen hiſtoriſchen Geſichtspunkt auf⸗ 
merkſam machen. Die Kollegen, die im Gebiete des früheren 
franzöſiſchen Rechts gearbeitet haben, werden wiſſen, daß zur 
Zeit der Entſtehung des Code civil die Parlamentsbeſchlüſſe 
eine gewiſſe Rolle geſpielt haben; ſie ſind dasſelbe geweſen, 
was jetzt die Extrakte aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
werden ſollen, gegen welche in Zukunft nicht mehr verſtoßen 
werden kann. Der Code civil verbot nun ausdrücklich dem 
Richter, ſeinen Spruch in der Form ſolcher „gemeinen Beſcheide“ 
abzugeben. Ich wollte darauf aufmerkſam machen, daß ſich 
aus den Vorarbeiten für den Code civil manche Argumente 
gegen die jetzige Novelle herleiten laſſen. 


Vorſitzender: Herr Kollege Sand, wünſchen Sie einen 
Antrag zu ſtellen? 


(Wird verneint.) 


Meine Herren, geſtatten Sie mir, nur einige Bemerkungen 
zu einigen Punkten zu machen, zunächſt wegen der duae con- 
formes: die Statiſtik, die heute Herr Kollege Dittenberger 
aus 16 Bänden mitgeteilt hat, ging, wenn ich ihn recht ver⸗ 
ſtanden habe, im Reſultat dahin, daß in dieſen 16 Bänden der 
ſogenannten offiziellen Sammlung 60 Prozent konforme Ent⸗ 
ſcheidungen vorlagen. Es iſt von außerordentlichem Intereſſe, 
gerade die ſogenannte offizielle Sammlung zu betrachten, weil 
darin diejenigen Entſcheidungen aufgenommen werden, die das 
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Reichsgericht ſelbſt für die allerwichtigſten hält, und zu unter⸗ 
ſuchen, welche in dieſer Sammlung abgedruckten Sachen nach 
konformen Entſcheidungen überhaupt in die dritte Inſtanz 
kommen. Wenn dieſe konformen Urteile in ſich eine gewiſſe 
Gewähr für ihre Richtigkeit tragen würden, ſo würde das 
Publikum das merken. Wenn aber gerade von dieſen konformen 
Sachen nach den 16 Bänden mehr in die dritte Inſtanz ge⸗ 
bracht werden als von den difformen Sachen, ſo ſpricht das 
dafür, daß die konforme Rechtſprechung, wenn ich den Ausdruck 
gebrauchen darf, keineswegs mehr befriedigt als die difforme. 
Es iſt alſo nicht gelungen, zu zeigen, daß dieſe überein⸗ 
ſtimmenden Urteile in erſter und zweiter Inſtanz nach der Auf⸗ 
faſſung des rechtſuchenden Publikums irgendeine größere Gewähr 
der Richtigkeit in ſich tragen, als die nicht übereinſtimmenden 
Urteile. 

Es kommt hier ferner ein Vorſchlag in Betracht, die Ab⸗ 
lehnung der Beweisanträge gegenüber tatſächlichen Feſtſtellungen 
dem Reviſionsangriff zu entziehen. Der Richter ſagt: Eine 
Anzahl Zeugen hat das und das bekundet, und wenn noch 
Gegenzeugen vorgeſchlagen werden, der Gegenbeweis aber ab⸗ 
gelehnt wird, ſo ſoll es eine Rüge deswegen nicht mehr geben. 
Es iſt der Fall vorgekommen — es iſt eine ältere Entſcheidung, 
die abgedruckt iſt in Gruchots Sammlung —, daß ein Antrag 
abgelehnt worden iſt, noch Zeugen zu hören, weil den Leuten 
aus der Gegend überhaupt nicht zu glauben ſei. 

(Heiterkeit.) 

Das hat das Reichsgericht korrigiert, indem es dieſe 
generelle Würdigung der ganzen Gegend und aller Zeugen, die 
aus dieſer Gegend kommen könnten und vielleicht künftig noch 
werden geboren werden, nicht für richtig gehalten hat. 

Sehr häufig handelt es ſich bei der Ablehnung von 
Beweisanträgen um die Anwendung materieller Rechtsgrund⸗ 
ſätze. Es muß alſo unterſchieden werden, aus welchen Gründen 
die Beweisaufnahme abgelehnt wird, und wenn die Sache in 
der Kommiſſion des Reichstages verhandelt wird, ſo wird dies 
auch zur Sprache kommen. Wenn man aber das Geſetz nach 
Berückſichtigung dieſes Geſichtspunktes dahin faſſen würde: das 
Reichsgericht iſt befugt, die Ablehnung von Beweisanträgen 
zum Gegenſtande ſeiner Nachprüfung zu machen, wenn ein 
materieller Rechtsgrundſatz verletzt iſt, dann kommen wir ſchon 
in die Erörterung der Sache hinein, und da nützt die Vor⸗ 
ſchrift nichts, denn in ſehr vielen Fällen wird es zweifelhaft 
ſein, ob die Ablehnung der Beweisanträge nur auf tatſächlichen 
Gründen beruht. 

Ich halte aber auch die Vorſchrift an ſich für unmöglich. 
Sprechen wir doch alle aus unſerer eigenen Erfahrung. Ich 
erinnere mich aus alter Zeit eines Strafkammervorſitzenden, 
der von vornherein allen Beweisanträgen abgeneigt war und 
keine Zeugen hören wollte. Ein Kollege, der an dem Ort 
vielleicht die größte Verteidigerpraxis beſaß, meinte, er habe 
nichts dagegen, der Vorſitzende höre nämlich die Belaſtungs⸗ 
zeugen auch nicht. 


(Große Heiterkeit.) 
Das hat den Herrn Kollegen, der ſeit lange nicht mehr lebt, 
damals vollſtändig beruhigt; er fand eine gewiſſe ausgleichende 
Gerechtigkeit in der Tätigkeit dieſes Vorſitzenden. 
(Heiterkeit.) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


371 


— —— —u—u—äöe. =, —— 1h —¼ 4 


Es wird berichtet von einem ſehr großen preußiſchen Ober⸗ 
landesgerichte, daß es auch dort einen Senat gibt, bei dem, 
wenn die Sache in die zweite Inſtanz kommt, und man vor 
der Frage ſteht: Urteil oder einen langen Beweisbeſchluß er⸗ 
laſſen? man ſich ohne weiteres auf die erſte Seite wirft, ſo 
daß die Anwälte gewöhnt ſind, mit dieſer Praxis zu rechnen. 
Es iſt ja allmählich manches beſſer geworden, ſeit das Reichs⸗ 
gericht ſehr ſtark auf eine Anderung hingearbeitet hat. Die 
ungeheuer große Zahl der Urteile des Reichsgerichts, die auf 
Aufhebung lauten, weil Beweisanträge mit Unrecht abgelehnt 
wurden, iſt doch ein Beweis dafür, daß wirklich ein Bedürfnis 
der Nachprüfung beſteht. Nun hält man uns entgegen, es 
ſeien ſolche Aufhebungen häufig ganz unnütz, nachher komme 
es doch wieder zu derſelben Entſcheidung. Dies kann für 
manche Fälle zutreffen, aber im ganzen hat das Reichsgericht 
hier doch eine wohltätige Wirkung ausgeübt, indem es auf eine 
gründliche, umſtändliche Erörterung des Tatbeſtandes hingewirkt 
hat, und dieſe ſorgfältige Erörterung jedenfalls viel mehr die 
Regel geworden iſt als früher. Wenn man dieſe Kontrolle 
beſeitigt, ſo kann wieder die Neigung entſtehen, Zeugen nicht 
zu vernehmen, weil ſie aus der Kaſſubei ſtammen oder aus 
andern unzureichenden Gründen. Ich halte alſo den Vorſchlag 
für unpraktiſch deswegen, weil viele Beweisanträge nicht aus 
faktiſchen, ſondern aus Rechtsgründen abgelehnt werden, und 
zweitens auch deswegen, weil wir eine ſolche Kontrolle brauchen, 
damit die Tatſachen vollſtändig aufgeklärt werden. Man ſollte 
ſich hüten, das Reichsgericht in der Prüfung der ganzen Lage 
des Falles mehr als bisher einzuſchränken. Ein erfahrener 
Richter hat einmal geſagt, es kommt oft gar nicht ſo ſehr 
darauf an, einzuſehen, was Recht ſei — das ſehen ſehr 
viele ein —, als darauf, das Recht zu wollen. Sehr häufig 
kommt der Richter des Reichsgerichts in die Lage, ſagen zu 
können: Hier iſt falſch erkannt, aber ich binde mich an die 
Grenzen des Rechtsmittels, das iſt tatſächlich, es iſt Aus⸗ 
legungsſache uſw., und dann iſt die Sache erledigt. Nun 
kommt der andere Richter mit einer anderen Grundauffaſſung 
und erkärt: Das beruhigt mich nicht, ich finde da einen Para⸗ 
graphen, der mich bei enger Auffaſſung der Rechtsmittels be⸗ 
rechtigen würde, die Reviſion zurückzuweiſen; aber ich ſehe ein, 
der Partei iſt bitter Unrecht geſchehen; das iſt klar, wenn man 
den Zuſammenhang erfaßt, der Zuſammenhang iſt aber nicht 
berückſichtigt, da liegen noch Umſtände vor, die nicht erwogen 
ſind und zu einem andern Reſultat führen. Ein Richter des 
Reichsgerichts — er iſt ſchon lange tot — erklärte, wenn er 
das Urteil für falſch halte, ſo prüfe er jeden Schriftſatz — 
denn die Rechtsanwälte ſchreiben doch nichts zwecklos — darauf 
hin, ob nicht eine weitere Aufklärung erforderlich ſei. Meine 
Herren Kollegen, der Mann hatte den Willen zum Recht, 
für ihn war entſcheidend das materielle Recht, ihn beſtimmte 
der Wille, der Partei zu helfen, wenn ihr wirklich Unrecht 
geſchehen war. 

Wenn man aber das Reichsgericht auf den Standpunkt 
ſtellt, daß es nicht nachprüfen ſoll, was an der Sache iſt, daß 
es nicht unterſuchen darf, ob der Zuſammenhang gewürdigt iſt, 
ob die vorgeſchlagenen wichtigen Zeugen vernommen ſind, ob 
da vorgetragene Punkte gar nicht berückſichtigt ſind, ſo iſt das 
eine unbefriedigende und undankbare Aufgabe, die damit dem 
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Reichsgericht geſtellt wird. Man hat entgegengehalten, daß die 
Strafſenate es doch ſo machten. Ich frage dagegen, ob denn 
nun die engere Begrenzung des Rechtsmittels in den Straf⸗ 
ſenaten die Juriſten außerhalb des Reichsgerichts und auch die 
Richter, welche eine ſolche Tätigkeit ausüben, wirklich befriedigt. 
Ich bin der Meinung, um des Reichsgerichts ſelbſt willen, um 
dem Volke eine höchſte Inſtanz zu erhalten, zu der es noch 
mit Vertrauen aufblicken kann, um dafür zu ſorgen, daß wir 
im Deutſchen Reich eine dritte Inſtanz behalten, die die Hoff⸗ 
nung der Rechtſuchenden iſt, von der ſie ſagen: da wird nicht 
rein formell, ſondern die ganze Sache als ſolche wird geprüft, 
(ſehr richtig!) 
aus dieſen Erwägungen ſollte dem Reichsgericht die Prüfung 
erhalten bleiben, die ihm jetzt zuſteht. 

Ich komme nun zu dem letzten Punkt, den ich beſprechen 
wollte. Man hat, als ich auf dem Juriſtentage auch für die 
Beibehaltung der mündlichen Verhandlung in der dritten Inſtanz 
eintrat, mir entgegengehalten, das wäre doch eigentlich eine ganz 
falſche Idee, die mündliche Verhandlung ſei für die dritte In⸗ 
ſtanz nicht nötig, das Publikum komme ja auch gar nicht nach 
Leipzig, um den Verhandlungen des Reichsgerichts zuzuhören. 
Ich habe mich nicht hiervon überzeugen können, und ich kann 
nur wiederholen, was ich dort geſagt habe, und was ich auch 
beſtätigt finde in einer neuen Schrift: „Der Kampf um ein 
geiſtig hochſtehendes Reichsgericht“. Ich finde da den Aus⸗ 
ſpruch, daß die Mehrheit der Richter des Reichsgerichts die 
mündliche Verhandlung als unentbehrlich erachtet. Geſtatten 
Sie, daß ich Ihnen von Seite 27 nur einen Satz mitteile: 

Die mündliche Verhandlung, deren Beſeitigung von 
vereinzelten Stimmen als eine Entlaſtung empfohlen 
wurde, wird von dem ganz überwiegenden Teil der 
Mitglieder des Gerichts für zur raſchen und umnpartei⸗ 
lichen Auffaſſung ſehr erwünſcht, ja unentbehrlich be⸗ 
zeichnet. 

Einzelne Außerungen kann man auch für die entgegen⸗ 
ſtehende Auffaſſung zitieren, wie man für jede Meinung ein 
Für und Wider hören kann. Aber hiermit wird nichts be⸗ 
wieſen; denn es gibt hervorragende Männer, die gerade ſo voll 
überzeugt ſind von ihren eigenen — wirklich vorhandenen — 
bedeutenden Qualitäten, daß ſie auf die Meinung anderer 
nicht viel hören, und Sie werden auch Richter gefunden haben, 
jeder von Ihnen, meine Herren Kollegen, die Sie für tüchtig 
halten, die aber ihre eigene Tüchtigkeit auch ſelbſt ſo ein⸗ 
ſchätzen, daß ſie glauben, alle anderen und beſonders gar 
Rechtsanwälte nicht hören zu müſſen. 

(Heiterkeit.) 
Jedenfalls nehme ich darauf Bezug, daß hier in dieſer Schrift 
das geſagt wird, was mir auch ſonſt bekannt iſt, daß die über⸗ 
wiegende Zahl der Mitglieder des Reichsgerichts einer ganz 
anderen Meinung iſt, und ganz beſonders iſt dieſe andere 
Meinung auch immer vertreten worden von einem ſehr hervor⸗ 
ragenden früheren Mitgliede des Reichsgerichts, welches auch 
dem Reichsoberhandelsgericht angehört hat, wo alle Prozeß⸗ 
formen, die es damals in Deutſchland gab, gehandhabt wurden. 
Nach ſeiner Verſicherung wurde das Reichsoberhandelsgericht 
durch die mündliche Verhandlung am beſten informiert, und 
dies iſt die einzige Art — Rede und Gegenrede auch in der 
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dritten Inſtanz —, wie der Richter wirklich zur Information 
kommt und zu der Überzeugung: hier iſt nichts vergeſſen. Nun 
denken Sie ſich: geſchloſſene Türen, es wird beraten, vielleicht 
kommen wir heute einſtimmig zu dem Beſchluß, daß die Reviſion 
zu verwerfen iſt, dann brauchen auch keine Gründe gegeben zu 
werden, und die Sache iſt damit erledigt. Der Referent, der 
die Sache vorträgt, iſt natürlich bemüht, gewiſſenhaft vor⸗ 
zutragen; aber er hat doch nur eine Auffaſſung, und ob er 
nun alles bringen kann, was erörtert wird bei Rede und 
Gegenrede, wo beide Teile ſprechen, wo jeder das herausſucht, 
was er im Intereſſe der Partei für wichtig hält, das möchte 
ich ſtark bezweifeln, und ſo kann ich noch ſagen, daß ich mit 
anderen, auch mit erfahrenen Richtern, durchaus der Meinung 
bin, daß ſelbſt ein einſtimmiger Beſchluß ohne mündliche Ver⸗ 
handlung die Garantie nicht bietet, die wir für eine richtige 
Rechtſprechung in dritter Inſtanz verlangen. 

Damit ſchließe ich. Ich habe nur noch zu bemerken, daß 
ich dem Antrage des Herrn Kollegen Putzler durchaus ſympathiſch 
gegenüberſtehe, und daß ich mit Herrn Skonietzki annehme, daß 
Herr Kollege Putzler ſich in der Tat durch ſeine Schrift ein 
Verdienſt erworben hat. i 

(Bravo!) 
Es kommt nun darauf an, wie der Antrag formuliert wird, 
Ich darf bitten, ihn jetzt vorzuleſen. 


Juſtizrat Putzler⸗Leipzig: Mein Antrag ſoll an die 
Reſolution Heilberg angeſchloſſen werden; ich habe aber die 
Redaktion im Augenblick noch nicht machen können. Wenn 
nur das Prinzip angenommen wird, ſo wird der Vorſtand 
ſchon die richtige Faſſung finden. Der Antrag Heilberg ſpricht 
ſich in negativem Sinne dahin aus, daß die Novelle nicht geeignet 
ift, der Uberlaſtung des Reichsgerichts wirkſam entgegenzutreten, 
und daß deshalb die Vertreterverſammlung der Meinung iſt, 
daß den betreffenden Beſtimmungen des Geſetzentwurfs die Zu⸗ 
ſtimmung zu verſagen ſei. Hierzu beantrage ich zuſätzlich zu 
beſchließen: 

Die Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins 
hält zur Entlaſtung des Reichsgerichts eine Uber⸗ 
arbeitung der Zivilprozeßordnung für einen gangbaren 
Weg und bittet den Reichstag, durch eine Reſolution 
die verbündeten Regierungen aufzufordern, zu dieſem 
Zwecke ungeſäumt eine Kommiſſion einzuſetzen. 


Dr. Hachenburg⸗ Mannheim: Meine Herren Kollegen, in 
der Beurteilung der einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs ſind 
wir wohl ſo ziemlich einig. Was die Herren Kollegen Heilberg 
und Putzler ausgeführt haben, werden wir mit Ausnahme des 
einen oder anderen untergeordneten Punktes ohne weiteres unter⸗ 
ſchreiben können. Ich möchte nur bitten, wenn der Antrag 
Putzler angenommen wird, energiſch auszuſprechen, daß wir es 
hier wiederum mit einem Verſuch der Reichsregierung zu tun 
haben, an der Zivilprozeßordnung herumzuflicken. Das iſt der 
Fluch der böſen Tat. Hat man erſt einmal angefangen zu 
flicken, dann muß man immer neue Flicken aufſetzen, und ſo 
bekommt man ſchließlich einen buntſcheckigen Rock, bei dem kein 
Teil mehr recht zum anderen paßt. Dieſes Moment dürfen 
wir auch in der Offentlichkeit hervorheben, indem wir die Preſſe 
in Bewegung ſetzen und durch populäre Aufſätze Juriſten wie 
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Nichtjuriſten, Abgeordneten und ſolchen, die es nicht ſind, klar 
machen: wenn wir auf dieſem Wege fortfahren, bekommen wir 
in ein paar Jahren wieder ein neues Geſetz, weil dieſes ſich 
als unzulänglich erweiſen wird. Dagegen ſollten wir Front 
machen, um keinen Zweifel darüber zu laſſen, wohin wir auf 
dieſem Wege ſteuern. Deshalb begrüße ich den Antrag Putzler, 
der klar ausſpricht, daß nur eine Reviſion an Haupt und 
Gliedern etwas Brauchbares zutage fördern kann. 

Vielleicht iſt aber die ganze Frage auch anders zu ſtellen, 
als ſie bisher geſtellt wurde. Nicht eine Entlaſtung des 
Reichsgerichts ſollen wir ſuchen. Die Erledigung der Reviſionen 
ſollen wir beſchleunigen. Denn daß das Reichsgericht überlaſtet 
iſt, iſt eigentlich doch die Urſache, daß die Termine am Reichs⸗ 
gericht ſo herausgeſchoben werden. Nicht daß die einzelnen 
Senate des Reichsgerichts weniger zu tun bekommen als heute, 
ſondern daß wir die raſchere Rechtſprechung, die wir auch 
für die unteren Inſtanzen wollen, auch für das Reichsgericht 
herbeiführen, iſt das Ziel. 

Meine Herren, wenn wir die Frage ſo ſtellen, dann werden 
wir mit logiſcher Notwendigkeit dazu geführt, zu ſagen: die 
ſchnellere Rechtſprechung beim Reichsgericht iſt doch nur ein 
Stück der Frage, wie wir die ganze Rechtſprechung beſſer und 
prompter für das Deutſche Reich und das deutſche Volk 
geſtalten können. Das möchte ich bitten in irgendeiner Form 
zum Ausdruck zu bringen. 

Dann kommen wir zu dem zweiten Moment, daß wir auch 
poſitive Vorſchläge machen müſſen. Die können ſelbſtverſtändlich 
nur angedeutet werden; einige Punkte möchte ich erwähnen. 
Zunächſt iſt mir der Gedanke gekommen: die Frage des Armen⸗ 
rechts. Sie haben gehört, wieviel Geſuche um Gewährung 
des Armenrechts das Reichsgericht beſchäftigen. Wie wäre 
es denn, wenn wir hier das Prinzip der duae conformes 
einführten? 

Heiterkeit.) 
Ich glaube, die Frage wäre nicht ohne weiteres abzulehnen, 
ich bitte ſie ruhig zu prüfen. 

Eine weitere Frage will ich nur ſtreifen. Sie finden ver⸗ 
bunden mit dieſer Novelle zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
auch eine Novelle zur Anwaltsordnung. Das iſt eigentlich auch 
eine Novelle zur Entlaſtung des Reichsgerichts; denn daß man 
den Verjährungsparagraphen hineingebracht hat, das halte ich 
nur für ein Schönheitspfläſterchen. In den Motiven zu dieſer 
Anwaltsordnung finden Sie angegeben, daß das Reichsgericht 
ſchwer belaſtet ſei mit der Bearbeitung der Ehrengerichtsſachen 
durch den dem Reichsgericht angegliederten Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. Da drängt ſich der Gedanke auf, ob denn 
notwendigerweiſe Mitglieder des Reichsgerichts im Ehren⸗ 
gerichtshofe ſitzen müſſen. 

(Sehr richtig!) 
Ich habe gewiß alles Vertrauen zu den Herren. Ich habe die 
Empfindung, wir haben manche milderen Urteile dort erlebt als 
ſie die erſten Inſtanzen ſprachen. Aber ich glaube, wenn wir uns 
in der erſten Inſtanz ſelbſt und energiſch diſziplinieren, fo 
können wir auch in der zweiten Inſtanz vielleicht einen Gerichtshof 
haben, der nur aus Rechtsanwälten beſteht. 


(Sehr richtig!) 
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Wenn wir dem Reichsgericht dieſe Laſt nehmen und die 
Laſt auf unſere Schultern nehmen würden, bieten wir doch auch 
etwas Poſitives. 


Ein weiterer Punkt: warum muß das Reichsgericht bei 

jedem Urteil eine ganze Abhandlung ſchreiben? 

(Sehr richtig!) 

Es iſt wiederholt die Rede von den franzöſiſchen Richtern 
geweſen. Von der auswärtigen Rechtſprechung kann ich in der 
Hauptſache nur die des Kaſſationshofes anführen. Wenn der 
Kaſſationshof in Paris, der eine enorme Autorität genießt, das 
in 5 Zeilen oder höchſtens auf einer halben Seite abmacht, ſo 
ſollte man ſich auch beim Reichsgericht darin einer größeren 
Kürze befleißigen. Es iſt ja ganz ſchön, wenn man vom Reichs⸗ 
gericht zitiert wird, aber notwendig iſt das nicht. Die Zitate 
gehören etwa in eine Note, die der Herausgeber angeben muß. 
Dieſen Ballaſt müßte das Reichsgericht auch über Bord werfen. 
Das kann aber nicht im Wege der Reichsgeſetzgebung geſchehen, 
da müßte das Reichsgericht ſelbſt Hand anlegen. Wenn das 
Reichsgericht ganz kurz ſpricht, dann iſt das begründet. Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen zu ſchreiben iſt nicht ſeine Aufgabe. 

Zuletzt die Frage: müſſen die Senate aus 7 Richtern 
beſtehen? Darüber kann man verſchiedener Meinung ſein. Rein 
äſthetiſch betrachtet iſt es ja wunderbar, wenn wir im Land⸗ 
gericht drei, im Oberlandesgericht fünf, im Reichsgericht ſieben 
Richter haben. Hätten wir noch eine Inſtanz darüber, ſo wären 
es dort neun. Aber ich glaube, eine zwingende Notwendigkeit 
liegt für dieſe Staffelung nicht vor. Ich bin natürlich nicht 
ſo töricht, mir einzubilden, daß, wenn 2 Richter bei jedem Senat 
im Reichsgericht wegfallen, nun die 2 Richter auch abſolut geſpart 
ſind. Selbſtverſtändlich fehlen dann die Referenten. Aber zweifellos 
iſt, daß bei 7 Herren die Beratung länger dauert, und ebenſo 
zweifellos iſt, daß, wenn die beiden Herren frei würden, Mit⸗ 
glieder für weitere Senate gewonnen wären. 

Ich möchte bitten, dieſe Momente tunlichſt zu vermehren. Wir 
find der Überzeugung — das iſt in erſter Linie hervorzuheben —, 
wenn man die ganze Zivilprozeßordnung revidiert, dann wird ſich 
von ſelbſt auch aus dem neuen Geſetze eine andere Stellung des 
Reichsgerichts ergeben. Dann iſt es durchaus möglich, daß das 
Volk ein derartiges Vertrauen zu den Oberlandesgerichten haben 
kann, daß die Rechtſprechung ſich abſpielt in einer Weiſe, wie 
ſie den heutigen Bedürfniſſen vielleicht mehr entſpricht. Haben 
wir eine andere Rechtſprechung von unten herauf, dann wird 
das Bedürfnis, an das Reichsgericht zu gehen, die Hoff⸗ 
nung, daß die abgelehnten Zeugen vom Reichsgericht erzwungen 
werden, von ſelbſt ſich weſentlich mindern. Aber wir ſind 
energiſch dagegen, daß man von neuem an der Zivilprozeß⸗ 
ordnung herumflickt. Aus dieſen allgemeinen Geſichtspunkten, 
nicht mit Rückſicht auf die einzelnen Momente, die man mit 
Recht bekämpfen kann, bitte ich Sie, auszuſprechen: wir wünſchen 
ein Ende der ewigen Flickerei, wir wünſchen ein einheitliches, 
ſich aus ſich ſelbſt ergänzendes Recht. 


Vorſitzender: Es iſt ein Antrag auf Schluß der Debatte 
geſtellt; zum Wort gemeldet ſind noch fünf Kollegen, die Herren 


Roſe, Riecke, Kleinrath, Roſenthal und Landsberg. 


Ich bitte die Herren, die für Schluß der Debatte ſind, 
die Hand zu erheben. — Das iſt die große Mehrheit; die 
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Debatte ift geſchloſſen. Es liegen zwei Anträge vor, einmal 
die Reſolution, die Herr Heilberg beantragt hat, und dann 
der Antrag des Herrn Kollegen Putzler. Der letztere liegt 
noch nicht in endgültiger Faſſung vor. Wir könnten aber 
vielleicht ſagen: Die Vertreterverſammlung erklärt, daß eine 
Vereinfachung des Verfahrens ein geeigneter Weg zur Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts und zugleich der Untergerichte iſt, 
und daß dazu die Überarbeitung der Zivilprozeßordnung im 
ganzen geboten erſcheint, zu der die verbündeten Regierungen 
ungeſäumt eine Kommiſſion einſetzen wollen. Die endgültige 
Redaktion könnte vielleicht dem Vorſtande im Einvernehmen 
mit Herrn Kollegen Putzler überlaſſen werden. 


(In der Abſtimmung wird die Reſolution Heilberg einſtimmig 
angenommen, der Antrag Putzler unter Vorbehalt der end⸗ 
gültigen Faſſung mit allen gegen drei Stimmen angenommen.) 


Wir kommen zum letzten Gegenſtand der Tagesordnung: 
Etwaige Anträge der Vertreter. 


Dr. Lemberg: Breslau: Meine Herren, ich möchte im 
Anſchluß an das, was Herr Kollege Drucker uns vorhin mit⸗ 
geteilt hat, und was ich für zutreffend halte, erneut darauf 
hinweiſen, daß wir uns auch mit den Vorlagen der einzelnen 
Landesgeſetzgebungen beſchäftigen müſſen, weil ſie auf die Geſetz⸗ 
gebung anderer Bundesſtaaten zurückwirken können. In dieſer 
Beziehung geſtatte ich mir an den Vorſtand die ergebene An⸗ 
frage, ob und in welcher Weiſe eventuell gegenüber der dem 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe vorliegenden Novelle zur preußi⸗ 
ſchen Landesgebührenordnung eine Stellungnahme für angezeigt 
erachtet wird. Die Arbeiten ſind im Abgeordnetenhauſe ziemlich 
weit vorgeſchritten, ſoviel ich weiß, hat die Vorlage die zweite 
Leſung in der Kommiſſion hinter ſich, und es iſt wenig Hoffnung 
vorhanden, daß wir mit irgendwelchen Anträgen oder Vor⸗ 
ſchlägen im Augenblick noch poſitive Reſultate erreichen. Aber 
immerhin könnte es auch für die Zukunft nicht ſchaden, wenn 
wir auch gegenwärtig noch beim Abgeordnetenhauſe uns melden 
und jedenfalls darauf hinweiſen, daß der Geſichtspunkt der 
Vorlage, daß eine Anderung der Gebühren auf dem Gebiete 
des Landesgebührenweſens erſt in Verbindung mit der Reichs⸗ 
gebührenordnung erfolgen kann, ſchon deshalb verfehlt iſt, 
weil man im Jahre 1899 kein Bedenken getragen hat, ob⸗ 
wohl eine Reviſion der Reichsgebühren nicht vorlag, die Landes⸗ 
gebühren herabzuſetzen. Ich geſtatte mir alſo die ergebene An⸗ 
frage, ob und in welcher Richtung Maßnahmen in der Beziehung 
bereits erfolgt oder in Ausſicht genommen ſind. 


Vorfitzender: Ich darf vielleicht mitteilen, daß einige 
Herren Kollegen ſich deswegen vor kurzem an den Vorſtand 
gewendet haben. Der Vorſtand hat daraufhin nach verſchiedenen 
Orten geſchrieben, um Informationen einzuziehen und zu hören, 
wie über die ganze Sache gedacht wird. Das Reſultat war, 
daß der Frankfurter Anwaltverein beſchloſſen hat, eine Petition 
an das Abgeordnetenhaus zu richten. Ich habe gebeten, dieſe 
Petition in der nächſten Nummer der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
zu veröffentlichen. Herr Kollege Neumann war auch ſo gütig, 
das ſofort zu veranlaſſen. Das war etwas, worauf Wert 
gelegt wurde. Im übrigen hat die Juriſtiſche Wochenſchriſt 
vor kurzem auch ſchon einen kleineren Aufſatz vom Herrn Kollegen 
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Zelter über dieſe Sache gebracht, und geſtern abend haben 
wir im Vorſtand beſchloſſen, den Ausſchuß, der dieſe Sachen 
zu bearbeiten hat, jetzt ſchon voll zu beſetzen — er iſt konſti⸗ 
tuiert —, damit dieſer Ausſchuß gerade auch dieſe Angelegen⸗ 
heit, weil dringlich, in Angriff nehmen kann. 
(Bravo!) 

So übers Knie zu brechen war das nicht; es fehlte uns im 
Moment die volle Information. Ich glaube, das war der 
richtige Weg, und wir werden nun die Bitte gegenüber den 
Herren Kollegen, die dem Ausſchuß angehören, ausſprechen, 
dieſe Sache ſo bald als möglich in Bearbeitung zu nehmen. 
Es iſt uns mitgeteilt worden, wer im Abgeordnetenhauſe als 
Referent für dieſe Sache in Ausſicht genommen iſt, und es iſt 
vielleicht doch noch möglich, einen Einfluß auszuüben. 


Abel⸗Eſſen: Meine Herren, es iſt meines Erachtens nicht 
nur unſere Aufgabe, uns den Geſetzesvorlagen des Reichstags 
und der einzelnen Landtage zuzuwenden, ſondern wir 


müſſen auch die großen Organiſationen mit ihren Tagungen 


im Auge behalten. Da ſcheint es mir am Platze zu ſein, 
darauf hinzuweiſen, daß vom 15. bis 17. September d. J. in Köln 
der Verbandstag der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte ſtattfindet, 
und daß auf der Tagesordnung dieſes Verbandes ſteht: Aus⸗ 
bildung der Gewerbegerichte zu Arbeitsgerichten. (Angliederung 
der Privatbeamten, der Dienſtboten uſw.) Wir wiſſen alle, daß eine 
erheblich ſtarke Bewegung im Gange iſt, die vielleicht bisher 
über Gebühr Berückſichtigung gefunden hat, dahin, daß für den 
ganzen gewerblichen Arbeitsvertrag die ordentlichen Gerichte 
vusgeſchaltet werden möchten. An einer ſolchen ſtarken Be⸗ 
wegung dürfen wir nicht achtlos vorübergehen. Dieſe Bewegung 
wird durch die Beſtrebungen nach Vereinheitlichung des Arbeits⸗ 
rechts weſentlich gefördert. Auch der Juriſtentag 1910 be⸗ 
handelt auf ſeiner Tagung die Frage, inwieweit die für 
Handlungsgehilfen beſtehenden ſozialen Schutzvorſchriften Aus⸗ 
dehnung finden ſollen auf Privatangeſtellte überhaupt. Den 
betreibenden Kreiſen geht aber die Entwickelung des einheitlichen 
Arbeitsrechts zu langſam voran; drum fordern ſie unlogiſcher⸗ 
weiſe zunächſt das einheitliche Arbeitsgericht. Dabei legt 
man auf die Bedürfnisfrage anſcheinend gar kein Gewicht. 
Ich habe die ganze Bewegung ſeit Jahren verfolgt, und 
ich habe gerade mit Rückſicht auf dieſen Antrag einmal 
den letzten Geſchäftsbericht des Kaufmannsgerichts in Eſſen 
mitgebracht. Ich habe die Beobachtung gemacht, die von meinen 
Kollegen im Reich für andere Städte beſtätigt wird, daß ſeit 
Schaffung des Kaufmannsgerichts in Eſſen z. B., das ſich in 
dieſer Zeit um etwa 100 000 Einwohner vermehrt hat, wir ein 
ſtändiges Zurückgehen der Sachen haben, die vor das Kaufmanns⸗ 
gericht gebracht ſind. Vielleicht intereſſieren Sie die wenigen 
Zahlen; deswegen geſtatte ich mir, ſie anzuführen. Im Jahre 
1906 waren es 176 Sachen, 1907 163, 1908 141 und 1909 
ganze 117 Sachen. Von dieſen 117 Sachen ſind vor einem 
Kaufmannsgericht, das beſteht aus 3 Vorſitzenden und 24 Bei⸗ 
ſitzern, durch kontradiktoriſches Endurteil erledigt 61, und unter 
dieſen 61 Sachen waren 7, bei denen das Kaufmannsgericht 
unzuſtändig war. Wenn wir dieſe Zahlen beachten, dann be⸗ 
kommen wir ein ganz gewichtiges Argument gegen die Be⸗ 
wegung, die dahin geht, nun auch noch den letzten Reſt des 
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Dienſtvertrages, den wir bearbeiten, unſeren Händen zu entwinden. 
Ich erinnere an die wichtige Entſcheidung des Reichsgerichts 
vom 30. Januar 1910 in der Frage der Tarifverträge. Zu 
dieſer Entſcheidung wären wir niemals gekommen, wenn wir 
den ausſchließlichen Gerichtsſtand eines Arbeitsgerichts hätten. 
Deswegen bitte ich dafür zu ſorgen, daß wir am 15. September 
gewappnet auf dem Platze erſcheinen und unſere Gegengründe 


geltend machen können. 
(Bravo!) 


Vorſitzender: Meine Herren Kollegen, ich nehme dies 
als eine Anregung an und darf vielleicht den Herrn Kollegen 
bitten, wenn er ſich ſpezieller dafür intereſſiert, ſich doch recht 
bald mit dem zuſtändigen Ausſchuß in Verbindung zu ſetzen, 
denn das iſt, wie ich glaube, der gegebene Weg. 


Juſtizrat Ernſt Heinitz⸗Berlin: Meine Herren, zur Frage 
ber preußiſchen Landesgebührenordnung, die vorhin angeregt iſt, 
nur eine kurze Mitteilung. Die Novelle beſchränkt ſich lediglich 
darauf, daß fie die Schreibgebühren und Portoauslagen, ebenſo 
bie das jetzt die Reichsgebührenordnung tut, pauſchalieren will. 
An der Konferenz, die Ende Januar im Reichsjuſtizamt mit 
Vertretern der Anwaltſchaft ſtattfand, haben wir auch auf die 
Lundesgebührenordnung hingewieſen und deren Revriſions⸗ 
ledürſtigkeit betont. Die Konferenz beſchränkte ſich im weſent⸗ 
ichen auf die Erörterung der Frage, ob und in welchem Um⸗ 
fange die Reichsgebührenordnung reviſionsbedürftig ſei und ob 


ne Unterlagen für eine Statiſtik geſchaffen werden können. 


As wir auch die Frage der Reviſion der Landesgebührenordnung 
anegten, wurde uns die Antwort, daß die preußiſche Juſtiz⸗ 
bewaltung erſt dann in der Lage fei, der Frage näherzutreten, 
wen das Schicksal der Reichsgebührenordnung entſchieden fei. 
Um fo mehr haben wir natürlich uns bemüht, darauf hin⸗ 
vielen, daß die Frage der Reviſion der Reichsgebührenordnung 
baldigft in Angriff genommen und von ſtatiſtiſchen Erhebungen, 
don denen wir uns auf dieſem Gebiete nicht das geringſte ver⸗ 
ſprchen, Abftand genommen werden möge. 


Höflein⸗Bamberg: Ich halte es für unumgänglich not⸗ 
wendig, daß auch heute wieder in der erſten Vertreter⸗ 
terfammlung auf Grund unferer Vertreterpflicht die Notwendig⸗ 
lit einer Erhöhung der Pauſchalgebühren der Rechtsanwälte 
betont und das Bedauern darüber ausgeſprochen wird, daß 
die Frage bisher ſo dilatoriſch von der Reichsregierung be⸗ 
handelt worden iſt. Es liegen verſchiedene Kundgebungen vor, 
zmächſt die Reſolution des Reichstags und die Reſolution des 
deuſſchen Anwaltstages. Geſchehen iſt bisher nichts. Offiziell 
It man nur von einer Außerung des Staatsſekretärs im 
Reichstage zu Anfang dieſes Jahres gehört, die dahin ging, 
Mb er allerdings eine Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren 
für notwendig erachte, daß aber im Verlauf des Jahres erſt 
ne Enquete veranſtaltet werden wird. Das iſt nur eine Ab⸗ 
ſpeſung, und wir ſehen, wir haben für die nächſte Zukunft 
Überhaupt nichts zu erwarten. Es ſcheint ſo, als ob man erſt 
chwarten will, wie ſich die Zivilprozeßordnungsnovelle in der 
drr geftaltet. Brauchbare Ergebniſſe werden aber in den 
nücſten Jahren wahrſcheinlich noch nicht vorliegen. Zunächſt 
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haben wir die Übergangszeit, daß die anhängigen Sachen 
weitergehen; denn die anhängigen Sachen werden bei den 
Oberlandesgerichten noch 1 oder 2 Jahre dauern. Dann wird 
ſich auch nicht ſo raſch beim Publikum einleben, daß man 
bei Summen bis zu 600 & Anwälte nicht braucht. Die 
Schäden werden erſt nach und nach zutage treten. Es wäre 
unſer Wunſch geweſen, daß nun mit dem 1. April 1910 
eine Anderung der Rechtsanwaltsgebührenordnung Hand in 
Hand damit gegangen wäre. Leider iſt das bisher nicht 
geſchehen. Ich würde es freudig begrüßen, wenn von der 
Delegiertenverſammlung das Bedauern darüber und weiterhin 
die Erwartung ausgeſprochen wird, mit allem Nachdruck und 
mit allen Mitteln dahin zu wirken, daß von der Reichs⸗ 


regierung dem Reichstage eine Vorlage zugeht, betreffend die 


Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren. 

Was die Schädigung durch die Zivilprozeßnovelle angeht, 
ſo möchte ich nur darauf verweiſen, daß uns Süddeutſchen etwa 
40 Prozent der Oberlandesgerichtsſachen entgehen werden. Man 
kann auch annehmen, daß die amtsgerichtlichen Sachen zu 
dem größten Teil gar nicht in die Berufungsinſtanz hinein⸗ 
kommen werden; das iſt ſchon ein erheblicher Verluſt. Aber 
die Hauptſache iſt, daß überall bei den Amtsgerichten immer 
mehr Anwälte ſich niederlaſſen, und daß dieſe nicht bloß die 
Sachen bis 600 &, ſondern wo mehrere Anwälte find, auch 
die höheren Streitſummen unter Zuhilfenahme der Beſtimmungen 
über den Zahlbefehl der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit zuzuführen 
ſuchen werden und auf dieſe Weiſe für die Anwälte bei den 
Kollegialgerichten geradezu eine unerträgliche Minderung ihres 
Einkommens mit der Novelle Hand in Hand gehen wird, die 
für manche geradezu eine Gefährdung ihrer Exiſtenz bedeutet. 
Das muß nachdrücklichſt zum Ausdruck gebracht werden, und 
weiterhin müſſen wir auch unſeren Ausſchuß und beſonders 
den Geſchäftsleiter bitten, in der Offentlichkeit mit der Auf⸗ 
faſſung zu brechen, die ſich im Volke äußert, daß die Gebühren 
der Anwälte außerordentlich hohe ſind. Es muß nachgewieſen 
werden, daß wir mit unſeren Gebühren nicht mehr auskommen 


können. 


Vorſitzender: Herr Kollege, ich darf annehmen, daß Sie 
dieſe Angelegenheit dem Ausſchuſſe zu überweiſen wünſchen. 
§ 15 der Satzungen beſtimmt nämlich: 

Über Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
der Verſammlung ſtehen, kann nur abgeſtimmt werden, 
wenn eine Mehrheit von vier Fünfteln der Anweſenden 
es beſchließt. 

Genügt es Ihnen, wenn das dem Ausſchuſſe überwieſen wird 
mit dem Wunſche, in dieſer Richtung zu wirken? 
(Wird bejaht.) 


Dr. Roſenthal⸗München: Ich möchte den Vorſtand in 
Form einer Anregung bitten, möglichſt bald den dritten Aus⸗ 
ſchuß für Strafrecht und Strafprozeß zu beſetzen, denn die 
beiden großen Aufgaben der neuen Strafprozeßordnung und 
des Strafrechtsentwurfs bedürfen dringend der Mitarbeit der 
deutſchen Rechtsanwaltſchaft, damit in intenfivſter Weiſe die 
großen Gefahren, die darin liegen, aufgedeckt werden können. 
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Vorſitzender: Meine Herren, damit iſt unſere Tages⸗ 
ordnung erſchöpft. 


Juſtizrat Ernſt Heinitz⸗Berlin: Meine Herren, ich möchte 
nicht, daß die erſte Vertreterverſammlung des Deutſchen An⸗ 
waltvereins, die unter der neuen Organiſation tagt, aus⸗ 
einandergeht, ohne dem Vorſtande für ſeine bisherigen mühe⸗ 
vollen Arbeiten unſern aufrichtigen Dank auszuſprechen 

(bravo!) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 8. 1910. 


— — ͤ ́Rmem nn nn —— 


und dabei der Hoffnung Ausdruck zu geben, daß wir ſtets in 
ſo einmütiger Weiſe, wie es heute geſchehen iſt, ſei es nun in 
Leipzig, in München oder in Berlin, uns zuſammenfinden. 


(Allſeitiger lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren Kollegen, ich danke Ihnen 
aufrichtig und ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung gegen 2". Uhr.) 


Anlage. 


Leipzig, 13. März 1910. 


Vertrag. 


8 1. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins als Vertreter 
dieſes Vereins überträgt dem Herrn Rechtsanwalt Dr. Ditten⸗ 
berger in Halle a. S. die Stelle eines Geſchäftsleiters gemäß 
§ 10 der Satzung des Vereins vom 10. September 1909 auf 
die Zeit vom 1. April 1910 bis 1. April 1913. Wenn nicht 
ſpäteſtens bis 1. Oktober 1912 der Vertrag von einem Teile 
für den 1. April 1913 gekündigt wird, ſo gilt der Vertrag 
als bis 1. Januar 1914 verlängert. Vom 1. Juli 1913 ab 
ſteht jedem Teile halbjährige Kündigung zu, die aber nur für 
den 1. Januar jedes Jahres erfolgen darf und durch ein⸗ 
geſchriebenen Brief geſchehen muß. 


8 2. 

Die Pflichten des Geſchäftsleiters und ſein Verhältnis 
zum Vorſtande ergeben ſich aus § 10 der Satzung des Vereins. 

Hiernach hat der Geſchäftsleiter alle ihm vom Vorſtande 
übertragenen Arbeiten zu erledigen. Im übrigen ergeben ſich 
ſeine Obliegenheiten aus dem von der Vertreterverſammlung 
genehmigten Beſchluſſe des Vorſtandes vom 30. Januar 1910. 
Dieſer Beſchluß lautet: 

Der Geſchäftsleiter hat den Vorſtand in der Erfüllung 
aller ſeiner Aufgaben zu unterſtützen. Er ſorgt insbeſondere 
für die Erledigung der laufenden Geſchäfte, nimmt daher von 
allen Eingängen Kenntnis und kontrolliert das Bureau. 

Er ſoll ſich angelegen ſein laſſen, die Ziele des Vereins 
in weiten Kreiſen bekannt zu machen und den Zuſammenhang 
der Mitglieder unter ſich und mit dem Vorſtande zu erhalten. 

Ganz beſonders liegt ihm ob, die Intereſſen, deren Wahr⸗ 
nehmung Aufgabe des Vereins iſt, publiziſtiſch zu vertreten. 
Er ſoll die Geſetzgebungsfragen, die den Rechtsanwaltsſtand 
als ſolchen berühren, oder von beſonderer allgemeiner Be⸗ 
deutung ſind, nach Möglichkeit wiſſenſchaftlich bearbeiten, auch 


die hierauf bezüglichen Arbeiten der Ausſchüſſe und des Vor⸗ 
ſtands zu fördern bemüht ſein. 


8 3. 
Der Geſchäftsleiter nimmt ſeinen Wohnſitz in Leipzig. 


8 4. 
Der Geſchäftsleiter hat ſofort ſeine Zulaſſung als Rechts⸗ 
anwalt beim Landgericht in Leipzig zu beantragen. 
Die Ausübung der Anwaltspraxis darf nur in einem 
ſolchen Umfange erfolgen, daß hierdurch die volle Erfüllung 
ſeiner Vertragspflichten nicht gehindert wird. 


85. 

Der Geſchäftsleiter erhält für das erſte Jahr 12000 # 
Gehalt und außerdem 1000 & Wohnungsgeldzuſchuß. Sein 
Gehalt wird vom 1. April 1912 ab auf 13000 &, vom 
1. April 1914 ab auf 14 000 & erhöht. 

Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß werden vierteljährlich 
im voraus gezahlt. 

Für Geſchäftsreiſen erhält er 20 & Tagegelder für jeden 
Tag und den Erſatz der Fahrkoſten, Eiſenbahn 2. Klaſſe und 
Dampfſchiff 1. Klaſſe. 

An Umzugskoſten wird dem Geſchäftsleiter eine einmalige 
Vergütung von 1000 & gewährt. 


§ 6. 
Der Geſchäftsleiter hat im Jahre ſechs Wochen Urlaub 
zu beanſpruchen. Die Zeit des Urlaubs wird durch Vereinbarung 
des Geſchäftsleiters mit dem Vorſitzenden feſtgeſetzt. 


8 7. 
Die Koſten dieſes Vertrages trägt der Deutſche Anwaltverein. 
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Vereins nachrichten. 

Au die Mitglieder des Deutſchen Auwaltvereins werden 
nachſtehende Werke bei ſofortiger Beftellung zu Vorzugs⸗ 
preifen abgegeben. 

F. Hacke, Rechtſprechung des RG., des ROH. 
und des BO HHG. auf dem Gebiete des Verſichernugs⸗ 
rechts. (/ II 18.— 4) zum Vorzugspreiſe von 
14.— A. 

Dres. Linduer und Fell, Reichsgeſetz über den 
Berfiheruugs-Bertrag. (Gbd. 6.50 4) zum Vorzugs⸗ 
preiſe von 5.— &. 

Eine Beſtellkarte liegt dieſer Nummer bei. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Vertrauensmänner werden nochmals 
gebeten, die von den Mitgliedern ihres Bezirkes ein ⸗ 
gezogenen Jahresbeiträge bis zum 15. Mai d. Js. abzuſenden 
und zwar unter der Adreſſe: 

Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in Leipzig, 
Schreberſtraße 3. 

Nach dieſem Tage werden die Beiträge ſatzungsgemäß 

durch Nachnahme erhoben. Aurlbaum, echatmeiſter. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Nürnberg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2500 & und eine befoudere Jubiläumszuwendung von 
500 & gewährt. Außerdem find von der Kammer für den 
Jubiläumsfonds 195 4 geſammelt. Der Kammer, ihrem 
Vorſtande ſowie den Mitgliedern iſt für die reiche Beihilfe 
und Spenden der aufrichtigſte Dank ausgesprochen worden. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Roſtock und Hamm haben der Kaſſe abermals Beihilfen 
von 500 4 und 3000 & gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilſen der verbind⸗ 
lichſte Dank ausgeſprochen worden. 
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Hülfskaſſe und Ruhegehaltskaſſe. 
Von Dr. Hans Stölzle, Rechtsanwalt in Kempten (Bayern). 


Unſere Hülfskaſſe feiert ihr fünfundzwanzigjähriges Jubiläum. 
Ziemlich zuſammen mit dieſem Feſte fällt die Gründung der 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, die Erfüllung des 
erſten ſatzungsmäßigen Zwecks der Hülfskaſſe, der ſo ſehr der 
Hauptzweck war, daß die Satzung für den Fall ſeiner Erfüllung 
ſogar die Auflöſung der Hülfskaſſe in Ausſicht genommen hatte. 
Mit vollem Rechte hat man dieſen Gedanken von Haus aus 
weit abgewieſen; in jedem Stadium der Beratung ſtand un⸗ 
erſchütterlich feſt, daß die Hülfskaſſe erhalten werden müſſe. 
Wenn es nun aber auch unrichtig iſt, daß die Hülfskaſſe durch 
die Ruhegehaltskaſſe überflüffig gemacht wird, fo iſt es doch 
richtig, daß ſie ſehr ſtark entlaſtet wird. Das ordnungsmäßige 
Verhältnis muß dieſes fein, daß möglichſt jeder Rechtsanwalt 
ſeine und ſeiner Hinterbliebenen Zukunft bei der Ruhegehalts⸗ 
kaſſe ſichert und erſt dann an die Hülfskaſſe herantritt, wenn 
dieſe Art Selbſthilfe nicht möglich geweſen iſt oder nicht aus⸗ 
gereicht hat. 

Dieſer ideale Zuſtand wird natürlich nie eintreten. Aber 
nähern können wir uns ihm. Inwieweit dies bis jetzt geſchehen, 
ergeben die Ziffern der Ruhegehaltskaſſe. Am 21. Juli 1909 
mit 700 Mitgliedern und einem Vermögen von 500 000 & ins 
Leben getreten, iſt ſie heute auf 853 Verſicherungen und ihr 
zinsbar angelegtes Vermögen auf 927000 & — faſt genau 
ſo viel, als das Vermögen der Hülfskaſſe beträgt — angekommen. 
Es gibt Viele, denen dieſes Tempo nicht raſch genug iſt. 
Allein ſolche Dinge wollen ihre Zeit haben, und Geduld iſt für 
neue Unternehmungen das erſte Erfordernis. Es iſt aber auch 
nicht richtig, daß die Entwickelung der Ruhegehaltskaſſe langſam 
wäre. Schon jetzt iſt faſt jeder zehnte Rechtsanwalt bei ihr 
verſichert. Rechnet man die Mitglieder der ſchon lange be⸗ 
ſtehenden kleinen Kaſſen hinzu, der bayeriſchen Advokaten⸗ 
Witwen⸗Kaſſe, der Breslauer und der Naumburger Penſions⸗ 
kaſſe, ſo wird das Verhältnis noch günſtiger. Ferner iſt ein 
ſehr großer Teil der jetzt lebenden Rechtsanwälte durch Lebens⸗ 
verſicherung gedeckt, ein großer Teil zu alt für die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe. Bedenkt man alles dies, ſo ſind die Zahlen für eine 
ſoeben erſt ins Leben getretene Ruhegehaltskaſſe ſogar ſehr 
günftig zu nennen. Dies tritt beſonders hervor, wenn man ſie 
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mit den Zahlen vergleicht, die ein verwandter Berufsſtand 
liefert. Die Verſorgungskaſſe der deutſchen Arzte, die nicht nur 
durch die Zahl der Berufsgenoſſen (30: bis 40 000 Arzte 
gegen 9000 Rechtsanwälte), ſondern auch durch die Ausdehnung 
auf Sterbegeld⸗, Kranken⸗ und Unfallverſicherung einen viel 
größeren Kreis umfaßt, hatte 1909, nach 29 jährigem Beſtehen, 
erſt 1810 Mitglieder, und ihr aus Beiträgen gufgeſammeltes 
Vermögen betrug rund eine Million und ſiebenhunderttauſend 
Mark. Fährt unſere Kaſſe ſo fort, wie ſie angefangen, nämlich 
fo, daß fie jährlich um 200 Mitglieder zunimmt, ſo wird fie 
nach 29 Jahren etwa 6000 Mitglieder haben. Beſonders auf⸗ 
fallend aber iſt die Vergleichung des Vermögensſtandes. Unſere 
Ruhegehaltskaſſe hat ſchon jetzt faſt eine Million und wird nach 
Ablauf der fünfjährigen Wartezeit, während welcher ſie faſt gar 
keine Zahlungen zu leiſten hat, eine zweite Million angeſammelt 
haben, alſo, ſelbſt wenn man das Gründungskapital von 
500 000 . abzieht, noch immer faſt ebenſoviel als die ärztliche 
Verſorgungskaſſe nach 20 jährigem Beſtehen beſitzt. Daraus 
folgt, daß die Rechtsanwälte ſich viel höher verſichern als die 
Arzte, und daraus wiederum wird man einen Schluß auf ihre 
größere Wohlhabenheit ziehen dürfen. 

Richtig ift, daß ſchon jetzt noch viel mehr Rechtsanwälte der 
Kaſſe beitreten könnten. Schon die ungleichmäßige geographiſche 
Verteilung der Zahlen ergibt, daß in den verſchiedenen Bezirken 
entweder das Intereſſe oder — was wahrſcheinlicher — die 
Werbearbeit ſehr verſchieden geweſen iſt. Neben Halle, wo 
jeder zweite Anwalt Mitglied iſt, ſtehen viele Landgerichte, die 
kein einziges Mitglied haben. Beſonders der Weſten und der 
Süden des Reichs ſind ſtark zurückgeblieben. An Stammes⸗ 
Eigentümlichkeiten kann das doch nicht liegen. Es iſt zurückzu⸗ 
führen auf die Haſt und Aufregung unſerer Beſchäftigung, die 
uns alles, was nicht drängt, beiſeite legen heißt. Daher die 
verſpöteten Nachrichten, die in letzter Stunde ankommenden Klage: 
beantwortungen, die vielen Vertagungen. Daher auch die Läſſig⸗ 
keit gegenüber allem, was nicht die Akten und Termine angeht. 
Auf Anwaltstagen und Hülfskaſſenverſammlungen kann man es 
erleben, daß ſo mancher nicht weiß, ob er Mitglied des Anwalt⸗ 
vereins und der Hülfskaſſe iſt. Wie viele wären ſchon der Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe beigetreten, wären fie des Studiums der Satzungen 
und Tarife überhoben worden. Nur ſo, nicht aber aus man⸗ 
gelndem Gemeinſinn erklärt es ſich, daß ſelbſt die Hülfskaſſe, 
der doch jetzt, wo ſie reine Wohltätigkeitsanſtalt iſt, kein Kollege 
fernbleiben ſollte, nicht viel mehr als die Hälfte der Rechts: 
aͤnwaltſchaft zu ihren Mitgliedern zählt. Im Jubiläumsartikel 
in Nr. 7 wird darüber geklagt; es heißt, daß der Mitglieder⸗ 
beſtand ſchon größer war, daß er ſeit Gründung der Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zurückgegangen iſt. Soll damit ein urſächlicher 
Zuſammenhang angedeutet werden, ſo iſt das ſicher falſch. Wer 
ſich in der Ruhegehaltskaſſe verſichert, tritt deswegen nicht aus 
der Hülfskaſſe aus; jo kleinliche Geſinnung vorauszuſetzen, iſt 
niemand berechtigt. Es läßt ſich ſogar zahlenmäßig nachweiſen, 
daß die Gründung der Ruhegehaltskaſſe mit dem Rückgang der 
Mitglieder in keinem Zuſammenhange ſteht. Die Mitglieder⸗ 
zahl der Hülfskaſſe betrug 

am 30. Juni 1892 . 3816 
5 1893 3929 
1 1894. 4228 


en * 9; 1910. 
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Es iſt alſo die Zahl vom 30. Juni 1908 zum 30. Juni 1909 
allerdings um 156 geſupken, hat aber immerhin 1909 den 
Stand von 1907 ungefähr erreicht. Nun war aber am 30. Juni 
1909 die Ruhegehaltölafle noch gar nicht ins Leben getreten; 
das geschah erſt am 21. Juli 1909; bis dahin hatte noch nie⸗ 
mand einen Pfennig für ſie gezahlt. Wollte man dagegen ein⸗ 
wenden, daß aber doch ſtark für ſie geworben wurde und viele 
damals ihren Beitritt bereits erklärt hatten, ſo träfe das für 
die vorhergegangenen Jahre bis mindeſtens 1906 zurück ebenfalls 
zu, die doch keinen Rückgang, ſondern ein erfreuliches Wachstum 
der Mitgliederzahl aufweiſen. Das beſte Wachstum weiſen die 
Jahre 1901 bis 1908 auf, die doch alle erfüllt waren von den 
Kämpfen um die Ruhegehaltskaſſe. Vielleicht haben gerade dieſe 
Kämpfe die Rechtsanwaltſchaft aufgerüttelt. Uberhaupt iſt ein 
ähnliches Sinken der Mitgliederzahl auch in anderen Jahren, 
ſo 1895 bis 1899, dageweſen. Es iſt müßig, den Urſachen 
ſolcher geringen Schwankungen nachzuſpüren. Wohl aber muß 
es möglich fein, den größten Teil der RNechtsanwaltſchaft für 
eine Einrichtung, wie es die Hülfskaſſe iſt, zu gewinnen. 

Iſt es wahr, daß unſere zu große Geſchäftigkeit das Hindernis, 
der gute Wille aber überall vorhanden ift, jo gibt es nur ein 
Mittel, die Läſſigen heranzuziehen: man muß Stillſchweigen 
für Erklärung nehmen. Nur ja nicht dem Anwalt eine Prüfung 
und Entſchließung zumuten; nur ja nichts von ihm verlangen, 
was nicht die Schreibſtube erledigen könnte! Man ſende ihm 
eine Beitrittsaufforderung zu mit dem Bemerken, ba man, 
wenn kein Widerſpruch erfolge, ſich für ermächtigt halten werde, 
den Jahresbeitrag durch Nachnahme zu erheben. Man verlaſſe 
ſich darauf: dieſes Mittel wirkt. Es iſt in ähnlichen Fällen ſtets 
mit Erfolg angewendet worden. Ich verbürge mich für einen 
Zuwachs von wündeſtens 3000 Mitgliedern. Dafür kann man 
ſchon einige grobe Briefe in Kauf nehmen. 

Für die Ruhegehaltskaſſe find ſolche Wege natürlich nicht 
gangbar. Hier wäre nur zu helfen durch korporativen 


Beitritt der Anwaltskammern, der in der Satzung bereits 


vorgeſehen iſt. Nachdem unſere Anwaltskammern bereits ſeit 
Jahrzehnten unbeanſtandet Beiträge an die Hülfskaſſe zu Unter⸗ 
ſtützungszwecken und zur Aufſammlung eines Verſicherungsfonds 
geleiſtet haben, kann es keinem Zweifel wehr unterliegen, daß 
dieſe Dinge zu den (im Geſetze nicht näher umſchriebenen) Auf⸗ 


gaben der Anwaltskammern gehören. Es könnte alſo nichts 


dagegen eingewendet werden, daß eine Anwaltskammer unter 
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entſprechender Erhöhung des Jahresbeitrags alle ihre Mit⸗ 
glieder in die Ruhegehaltskaſſe einkaufte. Es genügte voll: 
kommen der Einkauf in die niedrigſte Klaſſe, die nur 50 4 
Jahresbeitrag erfordert; der Zweck der Aufrüttelung würde 
damit polffonunen erreicht; der Zwang, ſich nunmehr zu ent⸗ 
ſchließen, würde dahin führen, daß der größte Teil der Rechts⸗ 
anwälte freiwillig eine viel höhere Perficherung nähpne. 
Solange aber das nicht geſchieht, bleibt nichts als der 
Weg unermüdlicher Werbearbeit. Es gilt, die Über 
allgemein zu machen, daß, was der Staat für die Ar 
getan, was ſoeben die Prinatbeamten mit heißem Bemühen 
anſtreben, auch eine der wichtigſten Aufgaben der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft if. Immer wieder muß darauf hingewieſen werden, daß 
die Siche der Zukunft nicht bloß ein privates, ſondern ein 
Standesimereſſe iſt, daß fie die für die Rechtsanwaltſchaft jo 
ſehr weſentliche Unabhängigkeit nach unten fördert und zu einer 
wünſchenswerten Verjüngung des Anwaltſtandes führt. Iſt 
der Anwalt penßonsberechtigt, dann braucht er nicht mehr bis 
an fein ſeliges Ende zu arbeiten, er kann ruhigen Herzens einer 
jüngeren, kräftigeren und leiſtungsfähigeren Generation Platz 
machen und fo zur Milderung des Konkurrenzkampfes beitragen. 
Es muß bekannt werden, daß eine große Mitgliederzahl das 
beſte Mittel zur Etzielung finanzieller Erfolge if, weil nur auf 
dieſe Weiſe eine möglichſt gute Miſchung von günſtigen und 
ungünſtigen Fällen erreicht wird. Es ſollte auch der Anwalt 
beitreten, der für die eigene Perſon der Kaſſe nicht hedarf, ſei 
es, weil er ſchon zu alt iſt, oder weil er in günſtigen Ver⸗ 
mögenöverhältgifien lebt. Dieſe Anwölte ſollten ihr Jutereſſe 
an der Kaſſe dadurch bekunden, daß ſie wenigſtens in der 
niedrigſten Klaſſe (50 „ jährlich) beitreten. An jedem Land⸗ 
gerichtsſitze ſoll ein Vertrauensmayn, ſelbſt genau mit Satzung 
und Tarifen bekannt, auf die Kollegen mündlich einwirken. Er 
muß pie ein Verſicherun 8 ſich durch Mißerfolge nicht 
abſchrecken laſſen, ſeine Bemühungen immer wieder erneuern. 
Er wird beſonders das hervorheben: Iſt einmal die Kaſſe 
füranziel erſtarkt, dann kann fie auch günſtigere Bedingungen 
gewähren; es können die Penfionen erhöht und es kann ins⸗ 
beſondere das erreicht werden, daß mit einem beſtimmten 
Alter ohne weiteres die Penſionsberechtigung eintritt. 
Neben dex Mitgliederzahl ſpielen bei Kaſſen, wie den 
unfsigen, freiwillige Zuwendungen eine große Rolle. Die 
Kaſſen der Journaliſten, Schriftſteller und Künſtler ſehen für 
dieſen Zweck Feſte und künſtleriſche Darbietungen vor, aus 
denen ihnen ſehr bedeutende Mittel zufließen. Der Anwalt 
hat andere Wege einzuſchlagen. Wie oft kommt er in die 
Lage, ſich gegen Beleidigungen ſeitens der Mandantſchaft wehren 
zu züflen! In vielen dieſer Fälle kommt ein Vergleich zuſtande, 
und es ſollte jeder Anwalt bei einem derartigen Vergleiche, 
e unter Wahrung des nötigen Taktes, ſich aus⸗ 
gen, daß die von der Gegenpartei zu zahlende Buße der 
a. oder der Hülfskaſſe zufließt. Gut geſtellte An⸗ 
wälte ſollten nicht vergeſſen, letztwillig oder unter Lebenden 
eine dieſer Kaſſen zu bedenken. 
In dieſer Beziehung ſtehen wir weit hinter den Arzten 
zuruck, die wir doch an Wohlhabenheit übertreffen. Die Ver⸗ 
ſorgungskaſſe der Arzte hat in ihrem 29 jährigen Beſtehen durch 
edit guwendungm rund 1 300 000 erhalten, die neben 
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dem oben erwähnten, aus den Beiträgen aufgeſammelten Ver⸗ 
mögen von 1 700 000 . vorhanden find. Der Vayriſchen 
Advokaten⸗Witwenkaſſe hat einmal ein Kollege fein ganzes Ver⸗ 
mögen, gegen 300 000 & betragend, hinterlaſſen und fie dadurth 
in den Stand geſetzt, überaus günſtige Bedingungen zu bieten. 
Unſere Hülfskaſſe hat zwar auch von einzelnen öfters Zu⸗ 
wendungen erhalten, aber meiſtens ſolche unter Lebenden, die 
naturgemäß gewiſſe mäßige Beträge nicht überſchreiten Lönnen. 
Von einer reichen Erbſchaft hat man noch nichts gehört. Es 
wäre aber eins der ſchönſten Denkmäler, das ſich Kollegen 
ſetzen könnten, wenn ſie ihr Vermögen einer unſerer großen 
berufsgenoſſenſchaftlichen Organiſationen hinterließen. 

Endlich könnten die Beſtrebungen des wirtſchaftlichen 
Verbandes deutſcher Rechtsanwälte für unſere Zwecke nutzbar 
gemacht werden. Der Verband gewänne damit ein aus⸗ 
gezeichnetes Werbemittel, die Kaſſen Gold; die Organiſationen 
würden ſich gegenſeitig fördern. 

Ein leuchtendes Beiſpiel dafür, was an durch Einigkeit 
erreichen kann, iſt der bayeriſche Lehrerverein. Im Jahre 164 
hat er die Grfinbung eines payeriſchen Lehrerwaiſenſtiftes be⸗ 
ſchloſſen. Bereits im Februar 1867 betrug deſſen Vermögen 
25 224 fl. 67 kr. Dieſe Summe war zusammengebracht worden 
durch Sammlungen, Veranſtaltung von Muſikprodultionen, Ver⸗ 

loſungen, freiwillige Beiträge von Lehrern und Freunden des 
Lehrexſtandes. An Weihnachten 1868 konnten an die Waiſen ſchon 
2332 fl. verteilt werden. Die ganze baperiſche Lehrerſchaft hat 
jeit dem Jahre 1864 für DaB baperiſche Lehrerwaiſenſtift ge- 
arbeitet, es wurden demſelben die Uberſchüſſe gus den Ein: 
nahmen der bayerischen Lehrerzeitung zugewendet, die Grärügnälie 
aus Büchern, Lehrerkalendern, Tantiemen von Verficherungs⸗ 
geſellſchaften (Lebensperſſcherung und Mobikarfeuerperigeryng); 
der baheriſche Lehrerberein ſelöſt hat dem Waiſengiſt ‚bebeutgabe 
Summen zugewendet, Wohltäter haben durch Verfügungen 
unter Lebenden oder von Todes wegen das Waiſenſtift bedacht. 
Heute verfügt das baperiſche Lehrerwaiſenſtift über 
ein Vermögen von über 1 700 000 4 und zahlt jährlich 
an die Waiſen Unterſtützungen im Betrage von über 85 000 4! 
In einem Lehrerhauſe fiſidet man gewöhnlich nicht Wohlſtand, 
nicht Reichtum, und doch hat dieſer ngnziell wenig Kräftige 
Stand durch ſtraffe Organiſation, durch unermüdliche Arbeit, 
durch Einigkeit es fertig gebracht, in einem Zeitraum von rund 
45 Jahren für ſeine Waiſen ein Vermögen pon faſt 2 Millionen 
zuſammenzubringen. Man kann einer ſolchen Leiſtung auf⸗ 
richtige Bewunderung und Anerkennung nicht perſagen. 

Was der bayeriſche Lehrerverein für feine Waisen getan 
hat, das wuß der deutſche Anwalt für feine Witwen und 
Waiſen und für feine nicht mehr arbeitsfähigen Kollegen erſt 
recht leiſten können! 

Wir ſtehen erſt am Anfang unſerer Axbeit, und es wird 
wohl mancher von uns die Früchte dieſer Arbeit nicht mehr 
genießen können. Allein, das darf uns nicht abhalten, raſt⸗ 
los an der Ausbildung unſerer Kaſſen weiter zu arbeiten. 
Jeder deutſche Anwalt betrachte es als ſeine (Ehren: 
pflicht, dieſen Kaſſen beizutreten und ſie in jeder Beziehung zu 
unterſtützen! 

Wenn jeder peuzſche Anwalt deſſen eingedenk iſt, daß er 
mit dem Titel Rechtsanwalt auch Pflichten gegen ſeinen 
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eigenen Stand übernimmt, dann iſt er auch in ſeinem Ge⸗ 
wiſſen verpflichtet, eine Emrichtung zu unterſtützen, welche wie 
keine andere dazu angetan iſt, den Stand der Rechtsanwälte zu 
heben und zu kräftigen. 

Mögen dieſe Zeilen den Kollegen die Anregung geben, 
dafür zu ſorgen, daß die Penſionskaſſe zunehme an Vermögen 
und Mitgliedern, daß die Anwälte, welche der Kaſſe nicht an⸗ 
gehören, in der Minderheit ſind: Nicht 800 Anwälte ſollten 
Mitglieder der Kaſſe ſein, ſondern 8000! 


— 


Zur Auslegung des Art. X der Prozeſmnovelle 
vom 1. April 1910. 
Von Juſtizrat Dr. Schwering, Hamm (Meitf.). 


Die Tragweite des Art. X der Prozeßnovelle iſt bereits 
zu einer Streitfrage geworden. Remelé (Recht 1910, 196) 
will die Vorſchrift dahin auslegen, daß nicht nur die be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Schreib- und Poſtgebühren, ſondern 
alle Gerichtsgebühren und alle Gebühren der Anwälte in 
den am 1. April 1910 anhängigen Rechtsſachen bis zur Be⸗ 
endigung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriſten in 
Anſatz zu bringen ſeien. Den gleichen Standpunkt vertritt 
im weſentlichen Samter (die Anderung der ZPO. uſw. zu 
Art. X). Die entgegengeſetzte Auffaſſung, wonach die er⸗ 
höhten Sätze der Hauptgebühren auch in anhängigen Pro⸗ 
zeſſen immer dann zu berechnen ſind, wenn nach dem 1. April 
1910 eine Tätigkeit entfaltet iſt, die den erhöhten Gebühren⸗ 
ſatz begründet, hat Flechtheim (JW. 09, 380) und neuer⸗ 
dings Koffka (JW. 10, 274) vertreten. Auch L. Buſch 
(GebO. zu Art. J) ſteht auf dieſem Standpunkte. Man 
könnte verſucht ſein, den Geſetzgeber anzuklagen, daß er 
dieſe wichtige Abergangsfrage nicht klar geordnet und der 
Wiſſenſchaft und Praxis eine Aufgabe zugewieſen habe, deren 
Löſung ihm ſelbſt oblag. Bei näherer Betrachtung des In⸗ 
halts und Zuſammenhangs der geſetzlichen Vorſchriften dürften 
indeſſen Zweifel kaum übrigbleiben. Die Frage berührt 
ſowohl das Privatrecht als das öffentliche Recht. 

Die Grundſätze über die zeitliche Herrſchaft der Rechts⸗ 
normen ſcheinen auf den erſten Blick für die Anwendung der 
neuen Gebührenvorſchriften keinen Raum zu laſſen. Iſt ein 
Rechtsverhältnis des Privatrechts unter der Herrſchaft des 
alten Rechts begründet, ſo wird es auch in ſeinen Wirkungen 
nach dieſem Recht beurteilt, ein Grundſatz, den bekanntlich 
auch das BGB. im Art. 170 EG. ſpeziell für Schuld⸗ 
verhältniſſe ausſpricht. Es fragt ſich aber, ob ſich nicht aus 
der Natur des Mandatsverhältniſſes der Satz ableiten läßt, 


daß für die Frage, welche Vergütung der Anwalt für ſeine 


Tätigkeit zu beanſpruchen hat, dasjenige Geſetz maßgebend 
iſt, unter deſſen Herrſchaft die Dienſte geleiſtet werden. 
Flechtheim und Koffka gelangen auf verſchiedenen Wegen zu 
dieſem Reſultat. Nach meiner Überzeugung find die ent: 
ſcheidenden Gründe für die Anwendbarkeit der neuen Ge⸗ 
bührenvorſchriften auch in anhängigen Prozeſſen nicht auf 
dem Gebiete des Privatrechts zu ſuchen, ſondern im öffent⸗ 
lichen Recht. ö | 
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Allgemein gilt der Grundſatz, daß Normen des öffent⸗ 
lichen Rechts ſofort mit ihrem Inkrafttreten Platz greifen, 
insbeſondere unterwerfen neue Prozeßgeſetze das ſchwebende 
Verfahren ſofort ihrer Herrſchaft. Auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts gilt alſo die Regel, daß das neue Geſetz 
mit dem Tage ſeines Inkrafttretens im vollen Umfange ein⸗ 
greift, ſoweit nicht abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. 
Hier liegt der Angelpunkt der Streitfrage. Aus der Sonder⸗ 
vorſchrift des Art. X für die Schreib- und Poſtgebühren hat 
man den Schluß gezogen, daß die übrigen, im Geſetz nicht 
beſonders hervorgehobenen Beſtimmungen der Novelle auch 


auf anhängige Prozeſſe ſofort Anwendung finden müßten. 


Aber dies argumentum e contrario gewinnt erſt zwingende 
Kraft durch ſeine Verbindung mit dem öffentlichen Recht. 
Nach Art. VII der Novelle tritt das ganze Geſetz am 1. April 
1910 in Kraft. Handelt es ſich um öffentliches Recht, ſo 
müſſen von dieſem Zeitpunkte an die ſchwebenden Rechts⸗ 
verhältniſſe unmittelbar von ihm betroffen werden. In 
erſter Linie iſt daher zu unterſuchen, ob die Vorſchriften der 
GebO. und ſomit auch die Anderungen, die fie durch die 
Novelle erfahren haben, dem öffentlichen Recht angehören. 
Aber mit dieſer Unterſuchung iſt die Streitfrage nicht er⸗ 
ſchöpft. Sollte ſich ergeben, daß die GebO. privatrecht⸗ 
licher Natur iſt, ſo iſt weiter zu prüfen, ob nicht die Grund⸗ 
ſätze des öffentlichen Rechts für alle Teile der Novelle und 
demgemäß auch für die Vorſchriften über die Gebühren maß⸗ 
gebend ſind. 

Die herrſchende Anſicht ſieht in der GebO. für Rechts⸗ 
anwälte eine Regelung privatrechtlicher Natur im Gegenſatz 
zu den auf öffentlich⸗rechtlicher Baſis beruhenden Normen 
der RAO. (Vgl. R. Schmidt, Lehrbuch des Zivilprozeſſes, 
2. Aufl. S. 1055; Joachim, GebO., Einl. S. 15.) Diele 
Anſicht dürfte auch, entgegen den bei der Erörterung der 
vorliegenden Streitfrage hervortretenden abweichenden An⸗ 
ſchauungen, zutreffend ſein. Es läge nahe, die Gebühren⸗ 
geſetze den Prozeßgeſetzen anzugliedern, womit ihr öffentlich⸗ 
rechtlicher Charakter gegeben wäre. Durch $ 2 EGZPO. 
iſt das Koſtenweſen mit der ZPO. in Verbindung geſetzt. 
Die Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift läßt aber keinen 
Zweifel darüber, daß dieſe Verbindung nur äußerlicher 
Natur iſt. Urſprünglich beſtand die Abſicht, die Regelung 
der Gerichtskoſten und der Gebühren für Rechtsanwälte der 
Landesgeſetzgebung zu überlaſſen. Die Anderung iſt auf 
eine Anregung der Juſtizkommiſſion des Reichstages zurück⸗ 
zuführen, welche die Überzeugung ausſprach, daß die deutſche 
ZPO., um zu einer wirklich einheitlichen Durchführung zu 
gelangen, einer gleichzeitigen Regulierung des mit dem 
Prozeß verbundenen Koſtenweſens nach einem einheitlichen 
Syſtem bedürfe. (Prot. der Juſtizkommiſſion S. 363— 366.) 
Indem die GebO. die Vergütung der anwaltlichen Tätigkeit 
in dem Verfahren der ZPO., der StPO. und der KO. 
regelt, muß fie ſich naturgemäß auf den Grundfägen und 
Tatbeſtänden dieſer Reichsgeſetze aufbauen, aber damit nimmt 
ſie nicht ohne weiteres an dem rechtlichen Charakter dieſer 
Reichsgeſetze teil. Daß bei der geſetzlichen Beſtimmung der 
Höhe der Gebührenſätze neben den Standesintereſſen der 
Anwälte die allgemeinen Intereſſen der Rechtspflege eine 
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wichtige Rolle ſpielen, iſt nicht zu verkennen. Aber auch 
dieſer Geſichtspunkt reicht ſchwerlich aus, um Rechtsnormen, 
welche die Vergütung für eine freie Berufstätigkeit ordnen 
und noch dazu durch Vereinbarung durchbrochen werden 
können, in die Sphäre des öffentlichen Rechts zu erheben. 

Aber die Frage nach dem rechtlichen Charakter der 
GebO. kann ganz auf ſich beruhen: Die neuen Vorſchriften 
der GebO. find mit denen des GVG., der ZPO. und des 
GK G., Geſetze, deren öffentlicher Charakter unzweifelhaft 
iſt, durch die Novelle in eine feſte, organiſche Verbindung 
gebracht worden. Die Ubergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen, 
welche namentlich die Frage des Inkrafttretens regeln, ſind 
nach einheitlichen Grundſätzen aufgeſtellt und müſſen daher 
für alle Teile der Novelle gleichmäßig gelten. Demgemäß 
muß auch das Grundprinzip dieſer Vorſchriften, wonach die 
Anderungen, ſoweit nicht das Geſetz beſondere Ausnahmen 
zuläßt, mit dem 1. April 1910 in vollem Umfange in Kraft 
treten, allgemein durchgreifen. Das bedarf einer näheren 
Begründung. Die Novelle behandelt in den erſten vier 
Artikeln der Reihe nach die Anderungen der in Betracht 
kommenden Reichsgeſetze und zwar im Art. I die Anderungen 
des GBG., im Art. II der ZPO., im Art. III des GKG. 
und im Art. IV der GebO. Die Art. V—X enthalten die 
Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. Der Art. VII ſpricht 
das Prinzip aus, das dieſe Vorſchriften beherrſcht: „Dieſes 
Geſetz tritt am 1. April 1910 in Kraft.“ Daß dieſe Vor⸗ 
ſchrift für die unzweifelhaft dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehörenden Geſetze (GVG., ZPO., GKG.) die ſofortige 
Anwendbarkeit der neuen Beſtimmungen auf die ſchwebenden 
Rechtsſachen bedeutet, unterliegt keinem Zweifel, und wird 
dies allgemein angenommen. Hätte es in der Abſicht des 
Geſetzgebers gelegen, für die neuen Vorſchriften der GebO. 
andere Grundſätze aufzuſtellen, ſo hätte er das durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen bei den Anderungen dieſes Geſetzes 
(Art. IV) zum Ausdruck bringen müſſen. Das hat er nicht 
getan, vielmehr den Ubergangsbeſtimmungen auch eine Vor⸗ 
ſchrift über die Anderungen der GebO. eingefügt. (Art. X.) 
Daraus iſt mit Sicherheit zu ſchließen, daß die Grundſätze, 
die das Geſetz hinſichtlich der Übergangszeit aufgeſtellt hat, 
für alle Teile der Novelle gleichmäßig gelten ſollen. Das 
iſt auch aus der äußeren Anordnung der Übergangsvor⸗ 
ſchriften klar erkennbar. Bedeutet der Art. VII die fofortige 
Einwirkung der geſetzlichen Beſtimmungen auf die anhängigen 
Rechtsſachen, ſo iſt zu erwarten, daß die folgenden Be⸗ 
ſtimmungen Einſchränkungen dieſer Regel enthalten werden, 
ſoweit etwa ein Bedürfnis für ſolche beſteht. Dieſe Er⸗ 
wartung wird durch Art. IX beſtätigt. Danach ſollen Friſten, 
die zur Zeit des Inkrafttretens der Novelle laufen, nach den 
bisherigen Vorſchriften berechnet werden. Das iſt eine Aus⸗ 
nahme von der Regel, wonach die neuen Vorſchriften der 
ZPO. auch auf die am 1. April 1910 anhängigen Rechts⸗ 
ſachen ſofort mit dieſem Tage Anwendung finden. Die Ein⸗ 
ſchränkung, die der für die Gebührenfrage maßgebende 
Art. X enthält, muß einer gleichen Beurteilung unterliegen. 
Wenn danach die Schreib: und Poſtgebühren in den an- 
hängigen Rechtsſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach 
den bisherigen Vorſchriften des GG. und der GebO. in 
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Anſatz zu bringen ſind, ſo ergibt ſich daraus der Schluß, 
daß die Hauptgebühren andern Grundſätzen unterliegen. In⸗ 
dem das Geſetz die Gerichtskoſten und die Gebühren für 
Rechtsanwälte in demſelben Artikel der gleichen Regelung 
unterſtellt, läßt es auch erkennen, daß ein Unterſchied hin⸗ 
ſichtlich des rechtlichen Charakters beider Geſetze nicht ge⸗ 
macht werden ſoll. Es bedarf kaum des Hinweiſes, daß 
ſchon der Wortlaut des Art. X eine andere Auslegung als 
die hier vertretene faſt ausgeſchloſſen erſcheinen läßt. Lag 
es im Willen des Geſetzgebers, nicht nur die beſonders her⸗ 
vorgehobenen Schreib⸗ und Poſtgebühren, ſondern ſämtliche 
Gebühren zu treffen, ſo hätte er das wohl unzweifelhaft 
durch die einfache Faſſung zum Ausdruck gebracht: „Gerichts⸗ 
koſten und Gebühren der Rechtsanwälte ſind in den vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen 
Rechtsſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften des GKG. und der GebO. in Anſatz 
zu bringen.“ | 

Nach vorſtehendem ſprechen der Wortlaut und die 
Technik des Geſetzes für die diesſeits vertretene Auffaſſung, 
wonach auch in anhängigen Rechtsſachen die Hauptgebühren 
vom 1. April 1910 an nach den neuen Vorſchriften der 
GebO. zu berechnen find. Eine nähere Betrachtung der 
Entſtehungsgeſchichte und des Inhalts des Art. X muß 
vollends jeden Zweiſel beſeitigen. Der Art. X verdankt ſeine 
jetzige Faſſung einem Kommiſſionsbeſchluſſe. Im Geſetz⸗ 
entwurfe hatte er urſprünglich folgenden Wortlaut: 

„Auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig 


gewordenen Prozeſſe findet bis zur Beendigung der Inſtanz 


der $ 48 GK G. in der bisherigen Faſſung Anwendung. 
Ebenſo ſind die Schreib⸗ und Poſtgebühren in den vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen Rechts⸗ 
ſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach den bisherigen 
Vorſchriften des Ga G. und der RAGebO. in Anſatz zu 
bringen.“ | 

Der Entwurf berückſichtigt alſo außer den Schreib: und 
Poſtgebühren den neu vorgeſehenen 8 48 Gͤ G. Die Anderung 
des Art. X wurde durch die Ablehnung des § 48 in der 
Kommiſſion herbeigeführt. Die urſprüngliche Faſſung des 
Entwurfs in Verbindung mit den Ausführungen der Be⸗ 
gründung wirft ein helles Licht auf die Intention des 
Geſetzgebers. Der in Ausſicht genommene § 48 GKG. wollte 
auf die Beſchleunigung des Verfahrens dadurch hinwirken, 
daß er die Erhebung einer beſonderen Gebühr für den Fall 
androhte, daß in einem Rechtsſtreit mehr als vier Termine 
zur mündlichen Verhandlung über die Hauptſache in einer 
Inſtanz anberaumt würden. Dieſe Beſtimmung hätte, wenn 
ſie Geſetz geworden wäre, in den Übergangsbeſtimmungen 
Berückſichtigung finden müſſen. Es wäre möglich, daß in 
einer anhängigen Sache bereits vor dem 1. April 1910 vier 
Termine ſtattgefunden hätten, ſo daß alſo ſchon im erſten 
Termine nach dem Inkrafttreten des Geſetzes die beſondere 
Gebühr verfallen könnte. Dieſer offenbaren Undilligkeit 
wollte der Geſetzgeber durch die Beſtimmung entgegentreten, 
daß der $ 48 GKG. in feiner bisherigen Faſſung auf an⸗ 
hängige Prozeſſe Anwendung finden ſollte. Noch einleuchtender 
iſt es, daß die Berechnung der Schreib⸗ und Poſtgebühren 
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für die Übergangszeit beſonders geregelt werden mußte. Der 
8 80b GG. und S 76 GebO. ſtellen in ihrer neuen Faſſung 
die Berechnung der Schreib- und Poſtgebühren auf eine 
andere Grundlage, an die Stelle des Syſtems der Einzel⸗ 
berechmung tritt das Syſtem der Pauſchſätze. Es iſt klar, 
daß dieſe beiden Arten der Berechnung ſich gegenſeitig aus⸗ 
ſchließen. Es war alſo nicht angängig, daß etwa in einer an⸗ 
hängigen Sache bis zum 1. April 1910 die Einzelberechnung, 
nach dieſem Zeitpunkte die Pauſchalierung angewendet würde. 
Der Geſetzgeber war vielmehr genötigt, zwiſchen beiden 
Syſtemen zu wählen und er hat ſich für die Mbergangszeit 
zugunften der Einzelberechnung entſchieden. Die beſonderen 
Vorſchriften, die der Art. X in der urſprünglichen und in 
der Geſetz gewordenen Faſſung enthält, entſpringen ſomit 
dringenden Bedürfniſſen. Soweit die neue Faſſung des § 48 
GKG. in Frage kam, handelte es ſich um eine Forderung 
der Billigkeit; die beſondere Regelung der Schreib⸗ und 
Poſtgebühren, die Geſetz geworden iſt, war eine logiſche Not⸗ 
wendigkeit. Hinſichtlich der Hauptgebühren treffen dieſe 
Erwägungen in keiner Weiſe zu; nichts ſteht entgegen, in 
derſelben Inſtanz die Gebührensätze der alten nnd der neuen 
Faſſung nebeneinander zur Anwendung zu bringen. Außer 
dem Wortlaut und der Technik des Geſetzes ſprechen alſo 
auch die Entſtehungsgeſchichte und der Inhalt des Art. X 
für die Auffaſſung, daß die erhöhten Gebührenſätze auch in 
anhängigen Prozeſſen immer dann zu berechnen ſind, wenn 
nach dem 1. April 1910 eine Tätigkeit entfaltet -ift, welche 
die erhöhten Gebührenſätze der Novelle an ſich rechtfertigt. 

Eine gewiſſe Stütze findet die hier vertretene Auffaſſung, 
worauf Flechtheim a. a. O. bereits hingewieſen hat, in 
der Judikatur des RG. zu 8 9a GKG. (JW. 1900, 
345 %, 526 19). Der am 1. Januar 1900 in Kraft getretene 
894 GKG. hat bekanntlich bei geſetzlichen Alimentenanſprüchen 
und gewiſſen anderen Anſprüchen auf Rente für die Gebühren⸗ 
berechmmg den fünffachen Betrag des einjährigen Bezuges 
für maßgebend erklärt. Es entſtand nun Streit über die 
Art der Gerichtskoſten⸗ und Gebührenberechnung für den 
Fall, daß ein Teil derſelben ſchon vor dem 1. Januar 1900 
entſtanden war. Das RG. hat in den oben erwähnten 
Entſcheidungen den Grundſatz ausgeſprochen, daß in Pro⸗ 
zeſſen, die bereits vor dem 1. Januar 1900 anhängig ge⸗ 
worden feiern, die Beſtimmung des §8 9a GKG. nicht anzu: 
menden ſei, ſoweit es ſich um Anwalts⸗ oder Gerichtsgebühren 
handle, die ſchon vor dem 1. Januar 1900 erwachſen waren. 


Daraus iſt alſo zu folgern, daß das RG. die Auffaſſung 


vertrat, daß die neue Vorſchrift des & 9 a GKG. und dem⸗ 
gemäß auch der 8 10 GebO, ſofort anzuwenden ſeien, ſoweit 
es ſich um gebührenpflichtige Akte handelte, die nach dem 
1. Januar 1900 lagen. Auch hier dürfte der Grund für 
die Einwirkung des Geſetzes auf anhängige Rechtsſachen im 
öffentlichen Recht zu ſuchen fein Der $ 9a GKG. trat am 
1. Januar 1900 in Kraft, mußte alſo vermöge ſeiner öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Natur auch ſchwebende Prozeſſe treffen. Da 
mim nach § 10 GebO. die Vorſchriften der 88 9— 13 Gel G. 
auf die Wertberechnung Anwendung finden, jo läßt ſich viel: 
leicht folgern, daß auch die nach dem 1. Januar 1900 ent⸗ 
ſtchenden Gebühren der Anwälte der neuen Berechnung unter: 


NM 9. 1910. 


liegen. Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß die Rechtslage 

im vorliegenden Falle mit Rückſicht auf die oben beſprochenen 

Ubergangsbeſtimmungen der Novelle ungleich klarer iſt. 
Daß die entgegengeſetzte Auffaſſung, wonach die ſämt⸗ 


lichen Gebühren in anhängigen Rechtsſachen bis zur Beendi⸗ 


gung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften berechnet 
werden ſollen, überhaupt Vertreter gefunden hat, könnte faſt 
verwunderlich erſcheinen. Die Quelle dieſer Auffaſſung liegt, 
wie die Ausführungen von Samter und Remels erkennen 
laſſen, ausſchließlich in den Motiven des Entwurfs. In der 
Tat iſt der hier in Betracht kommende Paſſus der Motive 
wohl geeignet, zu irrtümlichen Auffaſſungen über die Trag⸗ 
weite des Geſetzes zu führen. Es wird hier S. 44, 45 
ausgeführt: | 

„Endlich kann, da die Koſten einer Rechtsſache ſich für 
eine Inſtanz nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen 
laſſen, die Anwendung des abgeänderten 8 48 GKG. und 
der neuen Vorſchriſt über die Schreib⸗ und Poſtgebühren 
auf die vorher anhängig gewordenen Rechtsſachen nur inſo⸗ 
weit zugelaſſen werden, als die Sachen nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes in eine neue Inſtanz gelangen. Nach 
Art. X ſind deshalb auf ſolche Sachen bis zur Beendigung 
der Inſtanz noch die bisherigen Vorſchriften anzuwenden. 
Es kommen alſo z. B., wenn in einem bereits vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes anhängig gemachten Prozeß erſt nach 
dieſem Zeitpunkte gegen das in erſter Inſtanz erlaſſene Urteil 
Berufung eingelegt wird, für die Borufungsinſtanz die neuen 
Vorſchriften zur Anwendung, während für das Verfahren 
erſter Inſtanz, auch wenn es erſt nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes beendet wird, die bisherigen Vorſchriften maß⸗ 
gebend bleiben. Ebenſo ſind, wenn eine zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des neuen Geſetzes bereits anhängige Sache nach 
dieſem Zeitpunkte an das Gericht unterer Inſtanz zurück. 
verwieſen wird (88 538, 539, 561 ZPO.), auf das weitere 
Verfahren vor dem Gerichte der unteren Inſtanz für die 
Koſtenberechnung die bisherigen Vorſchriften anzuwenden, da 
nach $ 31 Ga G. und § 26 GebO. das weitere Verfahren 
mit dem früheren Verfahren vor dieſem Gericht eine Inſtanz 
bildet.“ 

Die Wendung in dem einleitenden Satze: „da die Koſten 
einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz nur nach einheitlichen 
Grundſätzen berechnen laſſen“, iſt, wie es ſcheint, allgemein 
dahin aufgefaßt worden, daß mit den Koſten nicht nur die 
Schreib⸗ und Poſtgebühren gemeint ſeien, ſondern die ſämt⸗ 
lichen Koſten des Verfahrens (vgl. auch Flechtheim a. a. O. 
S. 380). Unbedingt notwendig iſt dieſe Auffaſſung aller⸗ 
dings nicht; denn die Bemerkung wird nur zur Begründung 
der Vorſchrift des Art. X gemacht und dieſer bezog fi mur 
auf die Schreib: und Poſtgebühren und den § 48 GKG. in 
neuer Faſſung. Es iſt deshalb die Annahme nicht aus⸗ 
geſchloſſen, die Motive hätten nur zum Ausdruck bringen 
wollen: eine Berechnung der Koſten iſt, ſoweit dieſe neuen 
Vorſchriften in Betracht kommen, alſo namentlich für die 
Schreib⸗ und Poſtgebühren, nur nach einheitlichen Grund⸗ 
ſätzen für eine Inſtanz möglich. Sollte aber auch wirklich 
jene Bemerkung in dem weiteren Sinne zu verſtehen ſein, 
ſo könnte ſie doch unmöglich als ausreichende Stütze für die 
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bekämpfte Auffaſſung angeſehen werden. Daß die Materialien 
als Auslegungsmittel des Geſetzes Wert haben können, iſt 
nicht zu bezweifeln, es ſteht aber auch feſt, daß ſie gegen⸗ 
über dem aus dem Wortlaut und Zuſammenhang der Vor⸗ 
ſchriften gewonnenen Geſetzesinhalt nicht ins Gewicht fallen 
können (vgl. RG. 14, 74; 33, 162). Das muß hier um jo 
mehr gelten, als der mitgeteilte Paſſus der Motive nicht 
etwa Fingerzeige für die Entſtehungsgeſchichte und den 
Zuſammenhang der geſetzlichen Vorſchriften gibt, ſondern 
ihre Tragweite durch Reflexion darzulegen unternimmt. 
Man wird Dernburg zuſtimmen, wenn er darlegt, daß Aus⸗ 
führungen der Motive, „die reflektierend die Tragweite der 
geplanten Vorſchrift auseinanderzulegen, auch etwa Kon⸗ 
ſequenzen zu ziehen ſuchen, welche im Geſetz nicht unmittelbar 
ſeſtgeſtellt find, keine andere Bedeutung haben als die Aus⸗ 
führung anderer Sachkenner“ (Dernburg BGB. Bd. I $ 8). 
Mit welcher Vorſicht gerade die oben mitgeteilten Aus⸗ 
führungen der Motive zu benutzen ſind, zeigt der letzte Satz, 
der ſich mit der Gebührenberechnung für den Fall be⸗ 
ſchäftigt, wo eine Sache zur Zeit des Inkrafttretens des 
Geſetzes bereits anhängig iſt, die Zurückverweiſung aber 
nach dieſem Zeitpunkte erfolgt. Die Motive führen unter 
Berufung auf 8 31 G&G. und S 26 GebO. (alter Faſſung) 
aus, daß in dieſem Falle die bisherigen Vorſchriften maß⸗ 
gebend ſeien, weil das weitere Verfahren mit dem früheren 
eine Inſtanz bilde. Dabei iſt aber, wie auch Samter 
(a. a. O. zu Art. X Anm. 1) anerkennt, unberückſichtigt ge⸗ 
blieben, daß der § 27 GebO. durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
(S. 114 des Kommiſſionsberichts) abgeändert war und zwar 
nn daß im Falle der Zurückverweiſung der Sache an 

das Gericht der unteren Inſtanz das weitere Verfahren für 
die Gebühren der Rechtsanwälte mit Ausnahme der Prozeß⸗ 
gebühr als neue Inſtanz gilt. 

Endlich mag darauf hingewieſen werden, daß der 
Standpunkt der Motive zu eigentümlichen praktiſchen Ergeb⸗ 
niſſen führen müßte. Wenn auf die anhängigen Sachen die 
bisherigen Vorſchriften ohne Einſchränkung bis zur Be⸗ 
endigung der Inftanz Anwendung finden ſollen, jo müßte 
das auch für den Vertreter des Berufungsbeklagten gelten, 
der ſich nach dem 1. April 1910 beſtellt hat, nachdem bereits 
vor dieſem Zeitpunkte Berufung eingelegt iſt. Es fehlt aber 
an jeder Rechtfertigung dafür, daß in einem ſolchen Falle 
der Vertreter des Berufungsbeklagten anders geſtellt werden 
ſollte als der Vertreter des Berufungsklägers, der nach 
dem 1. April 1910 die Berufung eingelegt hat. 


Die Panſchalierung der Schreibkoſten. 
Vlon Rechtsanwalt Dr. Knebuſch, Güſtrow i. Meckl. 


.. Schon vor ihrem Inkrafttreten haben die Beſtimmungen 
über die Pauſchalierung des Schreibwerkes eine Fülle von 
Streitfragen hervorgerufen. Mögen die nachfolgenden Aus⸗ 
führungen dazu dienen, die Anſichten zu klären und ins⸗ 
beſondere den Anwälten die Anwendung dieſer für uns be⸗ 
ſonders wichtigen Vorſchriften erleichtern. 0 


I. Im Gegenſatz zu den Gerichten erhält der Anwalt 
nur dann den Pauſchſatz, wenn Schreibwerk und Poſtſendung 
innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit 
vorgekommen find.!) Hierfür wird aber nicht unbedingt er- 
forderlich ſein, daß gerade durch diejenige Tätigkeit, die die 
Auslagen verurſacht hat, die Gebühr verdient oder mitver⸗ 
dient wurde. Wollte man den § 76 Abſ. 1 GebO. fe eng 
auslegen, ſo würde dem Anwalte nur ſelten von der Ver⸗ 
handlungsgebühr ein Pauſchſatz erwachſen, während doch bei 
Beratung der Novelle alle Beteiligten davon ausgingen, und 
insbeſondere die von dem Staatsſekretär zur Begründung 
der Angemeſſenheit der vorgeſchlagenen Höhe eingereichten 
Aufſtellungen es als ſelbſtwerſtändlich vorausſetzen, daß der 
Anwalt von allen Gebühren den Pauſchſatz erhalten werde. 
Es muß deshalb zur Rechtfertigung eines Pauſchſatzes aus⸗ 
reichen, wenn nur Schreibkoſten oder Poſtgebühren erwachſen 
ſind, die in näherer Beziehung zu der betreffenden Gebühr 


ſtehen, wie insbeſondere der Bericht über den Verhandlungs⸗ 


termin mit der Verhandlungsgebühr und die Mitteilung des 
Beweisergebniſſes mit der Beweisgebühr. Auch ſolche Koſten, 
die von einem Anwalte vorweg mit Rückſicht auf eine erſt 
zu erwartende gebührenpflichtige Tätigkeit aufgewendet werden, 
müſſen, wenn die Gebühr erwächſt, dem Anwalte zum Anſatz 
des von dieſer zu berechnenden Pauſchſatzes berechtigen. Daß 
der Anſpruch auf die Vergütung durch den neuen Pauſchfatz 
ſomit von einem zukünftigen Ereigniſſe abhängig iſt, kann 
gegen dieſe Auffaſſung nicht geltend gemacht werden; iſt doch 
3. B. auch der Anſpruch auf die volle Prozeßgebühr von der 
dem Zufall anheimgegebenen Tatſache des Einganges der 
Klage bei Gericht abhängig, und kann doch der Anwalt nur 
dann die volle Prozeßgebühr im Urkundenprozeß begehren, 
wenn es tatſächlich zur ſtreitigen mündlichen Verhandlung 
kommt. Auch daß dann dieſelbe Aufwendung bald unter den 
einen, bald unter den andern Pauſchſatz fällt, ſpricht nicht 
gegen die vorgetragene Auffaſſung; wird doch auch die in 
§ 35 GebO. beregte Tätigkeit ſowohl durch die Prozeßgebühr 
wie durch die Zwangsvollſtreckungsgebühr abgegolten. Wenn 
daher dem Anwalt die Beweisgebühr zuſteht, ſo iſt ihm 
ſchon für die Mitteilung des Beweisbeſchluſſes der Pauſchſatz 
von dieſer zu gewähren, und ebenſo wird durch die Aus: 
fertigung von Schriftſätzen, welche lediglich die mündliche 
Verhandlung vorbereiten ſollen, der Pauſchſatz von der Ver— 
handlungsgebühr verdient. 


II. Ob dem Anwalt auch für die ſogenannten Urſchriften 
Schreibgebühren zuſtehen, war zunächſt beſtritten. Schließ⸗ 
lich entſchieden die vereinigten Zivilſenate (Bd. 28 S. 401) 
dieſe Frage im verneinenden Sinne. Doch gründete ſich dieſe 
Entſcheidung auf Erwägungen, die auf dem Worte „Schreib- 
gebühren“ fußten, und da dieſer Ausdruck in den neuen 
§ 76 GebO. nicht aufgenommen iſt, fo beſteht kein Grund 
dafür, nicht ſchon für die Anfertigung von Urſchriften den 

) Ebenſo Striemer, IW. 1910 Nr. 6 S. 221, wenngleich ohne 
ausreichende Begründung. Die oben vorgetragene Anſicht kann nur auf 
die Schluſworte von § 76 Abſ. 1 GebO. geſtützt werden: „ſoweit 
Schreibwerk und Poftſendung innerhalb des Nahmens einer gebühren 
pflichtigen Tätigkeit vorkommen.“ 
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Pauſchſatz zu gewähren, zumal auch hierdurch ſchon dem An⸗ 
walte Unkoſten entſtehen, wie in der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 26 S. 428 zutreffend ausgeführt wird. 

II Ferner wird der Anwalt die volle Pauſchgebühr 
ſchon dann anſetzen können, wenn ſeine die Auslagen ver⸗ 
urſachende Tätigkeit nur einen Teil des Streitgegenſtandes 
betroffen hat. Hat ſomit der mündlich inſtruierte Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Beklagten lediglich wegen eines einzelnen 
Anſatzes der Klagforderung nochmals bei ſeinem Auftrag⸗ 
geber ſchriftlich angefragt, ſo ſteht ihm der Pauſchſatz von 
der Prozeßgebühr auch dann zu, wenn ihm weiter keine 
Schreibkoſten und Poſtgebühren erwachſen ſind. Hieraus 
folgt dann, daß der Anwalt den Pauſchſatz von einer erhöhten 
Gebühr auch dann verlangen kann, wenn die Tatſache, durch 
die die Erhöhung verurſacht iſt, weder Schreibwerk noch 
Poſtgebühren veranlaßt hat. Man wird ihm deshalb den 
Pauſchſatz in dem Falle des § 17 (weitere Verhandlung) und 
im Strafprozeß in den Fällen der SS 64, 65, 72 Geb. 
gewähren müſſen, wenn nur feine Tätigkeit aus 8 13 Nr. 2 
bezw. § 65 Geb O. pauſchſatzpflichtige Koſten verurſacht hat.“) 

IV. Die Pauſchſätze des 76 GebO. werden ebenſo wie 
diejenigen des 8 80b GKG. lediglich von den „zum Anſatz 
kommenden“ Gebühren berechnet. Deshalb kann der Auf: 
faſſung von Rittmann in ſeinem Kommentar zum Gerichts⸗ 
koſtengeſetz (4. Auflage, Anm. 2 zu § 80b) nicht beigetreten 
werden, nach der die Pauſchſätze auch dann nebeneinander 
voll zum Anſatz gelangen, wenn die Gebühren aufeinander 
angerechnet werden, wie ſolches z. B. im § 28 GebO. für 
den Arreſt⸗ und den Urkundenprozeß, in 8 37 GebO. 
für das Sühneverfahren und im § 38 GebO. für das 
Mahnverfahren vorgeſchrieben iſt. Vielmehr iſt in allen 
Fällen, in denen eine Anrechnung der bereits erwachſenen 
Gebühren auf neue Gebühren erfolgt, der Pauſchſatz für die 
neue Gebühr nur nach demjenigen Betrage zu berechnen, zu 
dem ſie nach der Anrechnung Beſtand behält. Es muß aber 
ausdrücklich hervorgehoben werden, daß nach dem Wortlaut 
wie nach dem Sinn der angezogenen Beſtimmungen die 
zuletzt erwachſene Gebühr nicht zu ihrem vollen Betrage 
erhoben wird. Daher iſt z. B. der Pauſchſatz für das Mahn⸗ 
verfahren auch dann nach der vollen Mahngebühr zu be⸗ 
rechnen, wenn ein Rechtsſtreit nachfolgt, was in dem Falle 
von Bedeutung iſt, wenn die Summe der Pauſchſätze des 
Rechtsſtreits durch den §S 76 Abſ. 3 beſtimmt wird. 

V. Von großer Bedeutung iſt die Frage, ob der An⸗ 
walt im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſtets beſonders nachweiſen 
muß, daß ihm im Rahmen der einzelnen gebührenpflichtigen 
Tätigkeit tatſächlich Schreibkoſten und Poſtgebühren erwachſen 


2) Striemer freilich betrachtet (JW. 10, 224) die Gebühren 
aus 88 64, 65, 72 Gebo. als beſondere Gebühren und ſetzt ſich das 
durch ohne Grund mit dem Wortlaut in Widerſpruch. Für den 
Anwalt iſt ſeine Auffaſſung keineswegs günſtiger; ſie gewährt zwar 
in den Schöfſenſachen dem Anwalt eine gewiſſe Erhöhung der Pauſch⸗ 
ſätze, weil alsdann der Pauſchſatz von der ſogenannten Zuſatzgebühr 
nicht unter den Mindeſtſatz des § 76 Abſ p GebD fällt, nimmt ihm 
aber die Pauſchſätze von den Zuſatzgebühren in allen denjenigen 
Fällen, in denen die Tätigkeit, welche die Erhöhung der N ver: 
anlaßte, keine beſonderen Koſten verurſacht hat. 
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ſind. Ein ſolches Verlangen würde zu großen Unzuträglich⸗ 
keiten für den Anwalt führen, z. B. müßten alsdann die 
Anwälte entgegen der bisherigen Gepflogenheit der Sicherheit 
halber ihre geſamten Ferngeſpräche im Ortsverkehr mit 
Inhaltsangabe zu den Akten vermerken. Da nun die Ein⸗ 
führung der Pauſchſätze vor allen Dingen damit begründet 
iſt, daß dadurch das Koſtenfeſtſetzungsverfahren bedeutend 
vereinfacht und die Mühewaltung des Anwalts und ſeiner 
Kanzlei bei Aufſtellung der Koſtenrechnung weſentlich ver⸗ 
ringert werde, und da weiter, wie bereits hervorgehoben, 
bei allen vor Erlaß des Geſetzes gemachten Aufſtellungen 
ohne weiteres davon ausgegangen iſt, daß von allen 
Gebühren des Rechtsſtreits Pauſchſätze zu berechnen ſeien, 
ſo wird man erwarten dürfen, daß die Gerichte für die 
Begründung des Feſtſetzungsgeſuches nicht den Nachweis ver⸗ 


‚langen werden, daß Schreibkoſten und Auslagen erwachſen 


ſind. Vielmehr wird es für den mit der Feſtſetzung betrauten 
Gerichtsſchreiber eines beſonderen Anlaſſes bedürfen, wenn 
er die Glaubhaftmachung eines Pauſchſatzes begehren will. 

VL 8 76 Abſ. 3 GebO. beſtimmt, daß die Summe 
der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze mindeſtens 


4 4 und höchſtens 50 4 beträgt, wenn dem Rechts⸗ 


anwalt aber die Beweisgebühr oder die Vergleichsgebühr 
zuſteht, die Mindeſtgrenze auf 6 & und die Höchſtgrenze 


auf 60 & heraufgeſetzt iſt. Hierzu iſt folgendes auszuführen: 


1. Die Begrenzung nach oben und nach unten gilt 
lediglich für das ordentliche Verfahren, für den Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß und den Arreſtprozeß, nicht aber für die 


ſonſtigen Fälle, in denen dem Anwalte die Gebühren der 


SS 13—18 ganz oder zu einem Bruchteile zuſtehen. Hätte 
der Geſetzgeber alle dieſe Fälle einbeziehen wollen, ſo würde 
er nicht außer dem § 13 Nr. ausſchließlich die SS 19 und 52 
angezogen haben. Es ergibt ſich ſomit die auffallende Tat⸗ 
ſache, daß die Begrenzung nicht einmal im Falle des 
§ 20 GebO. zur Anwendung kommt, fo daß der Anwalt 
des Beklagten, der lediglich mit der Geltendmachung der 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichtes betraut iſt und 
die Verhandlung zur Hauptſache verweigert, nicht den 
Mindeſtpauſchſatz von 4 & begehren darf. Auch kommt dort, 
wo der Abſ. 3 nicht Platz greift, auch die Begrenzung der 
Summe der Pauſchſätze nach oben nicht zur Anwendung, 
ſo daß bei ſehr hohen Objekten der Rechtsanwalt, der als 
ſogenannter Terminsſubſtitut den Prozeßbevollmächtigten 
gemäß $ 43 GebO. vor dem Prozeßgericht vertritt, mehr 
erhält, als wenn er als Prozeßbevollmächtigter tätig geworden 
wäre. Auch dann, wenn die dem nicht zum Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellten Anwalt aufgetragenen Handlungen in 
den Kreis derjenigen Tätigkeit fallen, für welche die dem 
Prozeßbevollmächtigten zuſtehenden Gebühren beſtimmt ſind, 
wird die Summe ſemer Pauſchſätze nicht durch die Höchſt⸗ 
pauſchſätze des Abſ. 3 begrenzt, da der § 48 Geb O. nicht 


analog auf die Auslagenvergütung angewendet werden kann. 


Selbſtverſtändlich erhält dieſer Anwalt aber nur inſoweit 
die Pauſchſätze, als die Gebühren trotz der Beſchränkung des 
§ 48 noch zur Hebung kommen. (Vgl. oben unter IV.) 

2. Die Begrenzung des Abſ. 3 gilt nur für die Summen 
der „in einer Inſtanz anzuſetzenden“ Pauſchſätze. Auch 


39, Jahrgang. 


kan der letzte Satz des Abſ. 3 nur dahin aufgefaßt werden, 
daß zur Inſtanz im Sinne dieſes Abſatzes auch der Fall 
der Zurücknahme oder Verwerfung des gegen ein Verſäumnis⸗ 
urteil eingelegten Einſpruchs, der Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
prozeß und das Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehören, und daß 
der Arreſtprozeß und das Verfahren in einer an die untere 
Inſtanz zurückverwieſenen Sache mit dem ordentlichen Ver: 
fahren zuſammen eine Inſtanz im Sinne des Abſ. 3 bilden 
jollen. Pfafferoth will zwar die in den beiden letztgenannten 
Lerfahren entſtehenden Pauſchſätze von der Zuſammenziehung 
mit dem ordentlichen Verfahren ausſchließen. Doch können 
ſeine Ausführungen bei dem klaren Wortlaut des Abſ. 3 nicht 
als zutreffend angeſehen werden, wenngleich der Arreſtprozeß 
erſt durch die Reichstagskommiſſion in den bereits in Abſ. 3 
des Entwurfes angezogenen § 28 GebO. hineingekommen 
i, und die Beſtimmung, daß das Verſahren nach der 
Zurückweiſung an die untere Inſtanz als neue Inſtanz gilt, 
gleichfalls erſt durch die Reichstagskommiſſion in den 8 27 
Ab.! GebO. aufgenommen wurde.) 

3. Dagegen iſt das Mahnverfahren bei der Begrenzung 
der Summe der Pauſchſätze aus Abſ. 3 nicht zur Inſtanz zu 
rechnen, wie ſchon daraus hervorgeht, daß die Beſtimmung 
des neuen $ 80b GK G., nach der das Mahnverfahren mit 
dem Rechtsſtreit zuſammen für die Pauſchalierung der Gerichts 
toften eine Inſtanz bildet, in den § 76 GebO. nicht auf⸗ 
genommen iſt. 

4. Wenn man, wie Pfaſſeroth es will, den Mindeft- 
pauſchſatz von 4 % nur dann dem Prozeßbevollmächtigten 
zugefteht, wenn er die volle Prozeßgebühr erhält, jo würde 
bei voraufgegangenem Mahnverfahren der Abſ. 3 des § 76 
berhaupt nicht Platz greifen, denn die Gebühr für das 
Nahnverfahren iſt keine Prozeßgebühr aus 8 13 Nr. 1, und 
die Prozeßgebühr ift nach 8 38 Abſ. 2 auf 10 ermäßigt 
(ogl. hierfür oben unter IV). Indeſſen liegt kein aus⸗ 
reichender Grund dafür vor, den Abf. 3 nur dort zur An⸗ 
wendung zu bringen, wo dem Anwalte die volle Prozeß 
gebühr zuſteht, denn es heißt im Eingange nur: „Steht dem 
Prozeßbevollmächtigten nach § 13 Nr. 1, 58 19, 52 die 
Prozeßgebühr zu”, und dieſe Vorausſetzung trifft auch dort 
zu, wo infolge beſonderer Umſtände auf die Gebühr aus 
313 Nr. 1 eine andere Gebühr in Anrechnung kommt wie 
nad) g 38 Abſ. 2 die Mahngebühr. Aus demfelben Grunde 
wird man denn auch demjenigen Anwalte, deſſen Klage⸗ 
auftrag ſich vor Einreichung der Klage erledigt, den Mindeſt⸗ 
Inf des $ 76 Abſ. 3 zubilligen müffen, denn auch hier ſteht 
ihm die Gebühr lediglich aus § 13 Abſ. 1 zu, und 8 14 
Abſ. 2 ſpricht nur aus, daß ſich dieſe Gebühr auf „/ er- 
mäßigt. (Ebenſo Striemer JW. 10, 222.) 

5. Alle diejenigen Pauſchſätze fallen nicht unter die Be⸗ 
grenzung des Abſ. 3, welche der ſpäter zum Prozeßbevoll⸗ 


) Auch den Pauſchſatz für die Koſtenfeſtſetzungsgebühr will 
Naſſeroth nicht in den Rahmen des Abſ. 3 hineinrechnen, doch über⸗ 
ſeht er hierdei ebenſo wie in den vorgenannten Fällen, daß der 
legte Saz des Abſ. 3 nicht etwa die Anwendung des Abſ. 3 auf die an⸗ 
geführten Verfahrensarten ausſchließen, ſondern die Hineinrechnung 
ber darin erwachſenen Pauſchſäte in den Rahmen des Ab. 3 vor⸗ 
ſchreiben will. 
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mächtigten beſtellte Anwalt für ſeine frühere Tätigkeit be⸗ 
anſpruchen kann. Freilich kann er für ſeine Tätigkeit als 
Prozeßbevollmächtigter nur inſoweit noch die Pauſchſätze be⸗ 
gehren, als er nach 8 49 GebO. für dieſe Tätigkeit noch 
Gebühren erhält. 

6. Nicht zur Inſtanz gehören insbeſondere folgende 
Tätigkeitsgebiete: 

a) Der Aufwand für die Verhandlungen mit anderen 
Behörden vor und während des Prozeſſes, ins- 
beſondere mit dem Vormundſchaftsgerichte. 

b) Die Koſten der Ausſtellung einer Prozeßvollmacht, 
wenn man die Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
Roſtock in der Mecklenburgiſchen Zeitſchrift Bd. 24 
S. 45 für zutreffend hält. 

c) Die Vergleichshandlungen vor Einleitung des Pro— 
zeſſes (vgl. Mecklenburgiſche Zeitſchrift Bd. 14 
S. 294); die gegenteilige Anſicht von Walter: 
Joachim Anm. 69 zu § 1 GebO. kann jetzt nicht 
mehr aufrechterhalten werden, wo den Anwälten 
dadurch nicht nur der Verluſt der Gebühren, 
ſondern auch derjenige ſeiner Auslagen zugemutet 
werden ſoll. (Wegen der Koſten für die Vergleichs: 
verhandlung während des Prozeſſes vgl. unten 
unter IX.) 

d) Die Verhandlung mit dem Prozeßgegner oder mit 
Dritten, welche nicht den Prozeßgegenſtand betreffen, 
wie z. B. die Aufforderung an den Ehemann zur 
Stellung eines Koſtenvorſchuſſes an die Ehefrau 
im Eheſcheidungsprozeſſe. 

e) Die Koſten der Übermittlung des Streitgegenſtandes 
(vgl. Mecklenburgiſche Zeitſchrift Bd. 23 S. 43). 

7. Endlich muß noch darauf hingewieſen werden, daß der 
erhöhte Rahmen (660 %) nicht davon abhängig iſt, daß 
dem Anwalt von der Beweisgebühr oder der Vergleichs— 
gebühr auch die Pauſchſätze zuſtehen. Betragen deshalb die von 
der Prozeßgebühr und der Verhandlungsgebühr berechneten 
Pauſchſätze für ſich allein ſchon 60 , fo kann der Anwalt 
dieſen Betrag ſtatt der ſonſt nur zuläſſigen 50 „ fchon 
dann voll beanſpruchen, wenn er die Beweisgebühr oder die 
Vergleichsgebühr verdient hat, ohne daß es darauf ankommt, 
ob er auch im Rahmen dieſer gebührenpflichtigen Tätigkeit 
Auslagen gehabt hat. 

VII. Für die Zwangsvollſtreckungsinſtanz iſt der 
Pauſchſatz durch den Reichstag bei der gleichen Höchſtgrenze 
von 30. auf mindeſtens 2 feſtgeſetzt und zur Begründung 
hierfür ausgeführt, daß dem Anwalte bereits durch die Zu⸗ 
ſtellung des Urteils ſehr beträchtliche Koſten erwachſen. Da 
der Wortlaut nicht entgegen ſteht, ſo kann deshalb unbedenk— 
lich angenommen werden, daß dieſer Mindeſtpauſchſatz dem 
Anwalte ſchon dann zukommt, wenn der Auftrag ſich erledigt, 
bevor er an den Gerichtsvollzieher abging, und ſomit die 
Zwangsvollſtreckungsgebühr gemäß § 14 Abſ. 2 GebO. nur 
zur Hälfte erwachſen iſt. Man möchte nach der Begründung 
ſogar annehmen, daß dieſer Pauſchſatz ſchon allein durch die 
Zuſtellung des Urteils verdient wird. Eine ſolche Auf: 
faſſung würde noch gefeſtigt werden durch den jetzt auf 
genommenen Zuſatz zu § 788 Abſ. 1 ZPO., nach dem die 

49 
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Koſten der Ausfertigung und Zuſtellung des Urteils zu den 
Koſten der Zwangsvollſtreckung gehören. Gleichwohl kann 
dieſer Auffaſſung nicht beigetreten werden, da im 8 29 
Nr. 7 Geb O. ausdrücklich beſtimmt iſt, daß die Zuſtellung 
der gerichtlichen Erkenntniſſe durch die Prozeßgebühr ab⸗ 
gegolten wird, und ohne eine Zwangsvollſtreckungsgebühr 
auch kein Pauſchſatz für die Zwangsvollſtreckung erwachſen 
kann. Indeſſen wird man die Beſtimmung des § 29 Nr. 7 
GebO. nicht weiter auszudehnen haben, als ihr Wortlaut 
zwingt, und deshalb die Zuſtellung des vollſtreckbaren Ver⸗ 
gleiches, des Vollſtreckungsbefehles und eines ſonſtigen Voll⸗ 
ſtreckungstitels (außer den gerichtlichen Entſcheidungen) ſchon 
als zur Zwangsvollſtreckungsinſtanz gehörend anſehen können. 
Alsdann wird der Anwalt des Gläubigers, wenn der Auf⸗ 
trag ſich vor dem Entwurf eines Pfändungsantrages an 
das Gericht oder an den Gerichtsvollzieher erledigt, ſchon 
für die Zuſtellung des Vollſtreckungstitels die halbe Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgebühr und den Pauſchſatz von dieſer (mindeſtens 
aber 2% zu beanſpruchen haben. ö 

Dieſe Unterſcheidung zwiſchen dem vollſtreckbaren Urteile 
und den ſonſtigen Vollſtreckungstiteln entbehrt nicht einmal 
des inneren Grundes: Bei der Zuſtellung des Urteils kann 
man in der Regel davon ſprechen, daß dieſelbe nicht nur 
deshalb erfolgt, um eine Grundlage für die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zu geben, ſondern auch, um dem Gegner von dem 
Inhalte der Entſcheidung Kenntnis zu geben und die Rechts⸗ 
mittelfriſt in Lauf zu ſetzen. Dagegen iſt bei den übrigen 
Vollſtreckungstiteln kein anderer Grund für die Zuſtellung 
erfindlich als derjenige, die Zwangsvollſtreckung einzuleiten. 
Dieſes gilt auch von den Vollſtreckungsbefehlen; dient doch 
das Mahnverfahren nicht dazu, um einen beſtrittenen Anſpruch 
zur gerichtlichen Anerkennung zu bringen, ſondern verfolgt 
es doch nur den Zweck, auf eine ſchnelle und möglichſt 
billige Weiſe den Schuldner zur Berichtigung der auch von 
ihm anerkannten Verbindlichkeit anzuhalten. 

VIII. Befonders hohe Portokoſten pflegen für den 
Anwalt in der Regel dann zu entſtehen, wenn die zur 
Herbeiführung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit zu hinter⸗ 
legende Sicherheit durch ſeine Hände geht. Das Reichs⸗ 
gericht hat num verſchiedentlich entſchieden, daß weder für 
die Anträge auf Annahme zur Verwahrung und auf Rück⸗ 
gabe noch für die in beiden Fällen erfolgte Ubermittelung 
des Geldes eine Gebühr verlangt werden könne, weil dieſe 
Tätigkeit durch die Prozeßgebühr mit abgegolten werde. 
Dieſe Aufſaſſung iſt ſehr anfechtbar, und es wäre zu 
wünſchen, daß das Reichsgericht und diejenigen Oberlandes⸗ 
gerichte, welche ihm beigetreten ſind, jetzt ihre Anſicht 
reformierten. Solange aber die höchſten Gerichte bei dieſer 
Rechtsauffaſſung bleiben, wird der Anwalt nur dann einen 
Erſatz für die Schreibkoſten und die Poſtgebühren der 
Hinterlegung und deren Rücknahme begehren können, wenn 
dieſes ihm beſonders zugeſagt war. Um den Schuldner 
zum Erſatz der Portokoſten für die Einſendung der Sicher— 
heit anhalten zu können, wird der Anwalt deshalb den 
Gläubiger veranlaſſen müſſen, daß er ſelbſt hinterlegt. 
Alsdann muß der Schuldner das Porto neben dem Pauſch⸗ 
ſatze des Anwaltes erſtatten und kann ſich hiergegen auch 
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nicht darauf berufen, daß der Gläubiger die Hiuterlegung 
durch ſeinen Anwalt hätte beſchaffen können; denn ebenſo 
wie der Anwalt nicht ohne weiteres befugt iſt, die Streit⸗ 
ſumme ſelbſt in Empfang zu nehmen, kann von dem Gläubiger 
verlangt werden, daß er die Sicherheit ſeinem Prozeß⸗ 
bevollmͤchtigten anvertraut. 

IX. Die Auslegung des § 76 Abf. 1 GebO. muß 
einem beſonderen Aufſatze vorbehalten werden. Was zum 
Abſ. 5 zu bemerken iſt, wurde bereits oben unter III a. E. 
gebracht. Das Anwendungsgebiet des Abſ. 6 GebO. iſt 
verhältnismäßig gering. Zu den unter Nr. 3 gehörigen 
Fällen wird insbeſondere die ÜUberſendung der Koſtenrechnung 
des Anwaltes und die Zahlungsaufforderung wegen derſelben 
gehören: Zwar wird durch § 6 GebO. beſtimmt, daß der 
Anwalt hierfür Gebühren nicht beanſpruchen kann; doch 
werden ihm richtiger Anſicht nach die nach den Vorſchriften 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte zu berechnenden 
Auslagen zugebilligt. Dieſe fallen jedenfalls nur inſoweit 
unter den Pauſchſatz für die voranfgegangene gebühren⸗ 
pflichtige Tätigkeit, als es ſich um die erſte Ausſtellung 
einer Rechnung handelt. Für die ſpäteren kann der Anwalt 
Schreibgebühren und auch Portoerſatz begehren. Der Abf. 6 
erwähnt zwar nur die Schreibgebühren, die Verpflichtung 
für Portovergütung ergibt ſich aber ſchon daraus, daß die 
Poſtgebühren nach 8 76 Abſ. 1 GebO. nur inſoweit 
pauſchaliert ſind, als ſie „innerhalb des Rahmens einer 
gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen“. 

Des weiteren findet Abſ. 6 Nr. 3 auch dann An⸗ 
wendung, wenn der Anwalt eine an ſich gebührenpflichtige 
Tätigkeit ohne Berechnung von Gebühren vornimmt. Fälle 
dieſer Art ſind oben unter VI 6 und von Striemer 
(JW. 10, 220) angeführt. Doch kann dieſem darin nicht bei⸗ 
gepflichtet werden, daß auch die Auslagen für vergebliche 
Vergleichsverhandlungen während Schwebens des Prozeſſes 
nach S 76 Abſ. 6 GebO. beſonders erſtattet werden müſſen. 
Striemer gibt zwar zu, daß hierfür eine beſondere Ver⸗ 
gütung nicht gewährt wird, iſt aber der Anſicht, daß dieſes 
nur deshalb geſchehe, weil „für dieſe Tätigkeit eine Hono⸗ 
rierung im Geſetz nicht vorgeſehen ſei“. Dieſer Begründung 
kann nicht beigepflichtet werden; denn wenn dieſe Tätigkeit 


des Anwalts nicht durch die Prozeßgebühr abgegolten würde, 


fo wäre aus $ 89 GebO. eine beſondere Gebühr zu ent: 
nehmen. Solange aber die bislang unbeſtrittene Auffaſſung 
Beſtand behält, daß die erfolgloſen Vergleichsverhandlungen 
unter die Prozeßgebühr fallen, ſind auch die Auslagen als 
durch den von dieſer zu berechnenden Pauſchſatz vergütet 
anzuſehen. 

X. Nach $ 76 Abſ. 6 Nr. 1 GebO. werden dem Anwalt 
weiter Schreibgebühren für die „auf beſonderes Verlangen 
gefertigten Abſchriften“ zuerkannt. Es liegt nahe, dieſe Be⸗ 
ſtimmung dahin auszudehnen, daß dem Anwalt die Koſten 
für all das Schreibwerk beſonders erſtattet werden, welches 
er, ohne hierzu bei gewiſſenhafter Ausführung des ihm über⸗ 
tragenen Amtes verpflichtet zu ſein, veranlaßt, ſofern gleich⸗ 
zeitig hierdurch dem Auftraggeber gleich hohe anderweitige 
Auslagen erſpart werden. Ich denke hierbei vor allem an 
die Fälle, in denen der Anwalt die Zuſtellung des amts⸗ 
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gerichtlichen Verſäumnisurteils, des Vollſtreckungsbefehls und 
des Pfändungsbeſchluſſes ſelbſt übernimmt, obgleich mangels 
beſonderer Erklärung die Gerichtsſchreiberei die Zuſtellung 
auf Koften des Gläubigers veranlaßt hätte. 

Doch kann einer jo weitgehenden Auslegung des § 76 
Abſ. 8 Nr. 1 Geb O. ſchon deshalb nicht beigepflichtet 
werden, weil alsdann die beſondere Aufführung der Schreib⸗ 
koſten aus § 317 Abſ. 3 ZPO. unter Nr. 2 nicht erforder⸗ 
lich geweſen wäre. Zudem iſt der Geſetzgeber offenbar bemüht 
geweſen, den Fall der Ziffer 1 recht eng zu begrenzen und jede 
ausdehnende Anwendung auf ähnliche Fälle auszuſchließen. 

Es bedarf alſo einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen 
Anwalt und Partei, wenn jener die Abſchriftskoſten für das 
amtsgerichtliche Verſäumnisurteil, für den Vollſtreckungs⸗ 
befehl und für den Pfändungsbeſchluß erſtattet erhalten ſoll. 
Wenn aber eine ſolche Vereinbarung getroffen iſt, ſo kann 
der Schuldner die Erſtattung dieſer Schreibkoſten nicht ab⸗ 
lehnen, da ſie ihm auch dann erwachſen wären, wenn der 
Gläubiger die normale Zuſtellung durch Vermittlung der 
Gerichtsſchreiberei gewählt hätte. 

Nach den in der JW. 1910 S. 275 ff. angeführten Be⸗ 
ſchlüſſen der Rechtsanwälte am Kammergericht ſind beſonders 
zu erſtatten „Schreibgebühren für Anlagen größeren Um⸗ 
fanges, wie Privatgutachten, Korreſpondenz und dergleichen“, 
weil „die Anlagen von der Partei zu liefern ſind und es 
daher dieſer auch obliegt, die nötige Anzahl von Abfehriften 
ſelbſt zu beſorgen“. Der Beweis für eine ſolche Obliegenheit 
der Partei iſt wohl kaum zu erbringen. Bislang haben 
meines Wiſſens die Anwälte die Vervielfältigung der Anlagen 
ihrer Schriftfſätze ſtets als ihre Obliegenheit übernommen, 
auch wenn ſie, wie in Armenſachen, nichts dafür bezahlt 
erhielten. Die Partei hat lediglich das Material dem 
Anwalt zu übergeben; es dem Gericht und dem Anwalt zu⸗ 
gänglich zu machen, iſt Sache des Prozeßbevollmächtigten. 
Hierzu gehört auch die in der Prozeßordwug vorgeſehene 
Vervielfältigung, zu deren Beſchaffung manche Partei gar 
nicht einmal in der Lage iſt. 

XI. Für die Gerichtskoſten beſtimmt der neue 
8806 GK G., daß die Pauſchſätze grundſätzlich zur Deckung 
aller Auslagen dienen ſollen, die von den Parteien nicht 
beſonders zu erſtatten find. Da aber der S 79 G&G. im 
übrigen eine erſchöpfende Aufzählung derjenigen baren Aus⸗ 
lagen enthält, die der Gerichtskaſſe möglicherweiſe entſtehen 
können, jo können die Pauſchſätze nur zur Deckung folgender 
Koften dienen: 

1. aller Poſtgebühren für die von den Gerichten aus⸗ 
gehenden und an dieſe gerichteten Sendungen mit 
Ausnahme der im 8 79 Nr. 2 G&G. aufgeführten 
Gebühren für Telegramme und für Ferngeſpräche 
nach auswärts. Die Poſtgebühren find ſomit von 
den Gerichten auch für die Uberſendung derjenigen 
Abſchriften und, Ausſertigungen zu tragen, deren 
Schreibgebühren die Partei erſtatten muß; 

2. des Botenlohnes ſowie der Koften für die Ver⸗ 
packung der Poſtſendung; 

3. aller Schreibgebühren mit Ausnahme derjenigen 
Ausfertigungen und Abſchriften, welche mir auf 
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Antrag erteilt werden, oder welche deshalb an⸗ 
gefertigt werden, weil die Partei es unterläßt, 
einem von Amts wegen zuzuſtellenden Schriftſatz 
die nötigen Abſchriften beizufügen. 

Zu den durch die Pauſchſätze abzugeltenden Schreib⸗ 
gebühren gehören alſo auch diejenigen, welche durch die auf 
Antrag eines Beteiligten erfolgende Verlegung eines bereits 
bekanntgegedenen Termines entſtehen. Wenn Rittmann 
(Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz, 4. Auflage, Anm. II?“ zu 
8 79) deswegen das Gegenteil behauptet, weil dieſes Schreid⸗ 
werk „erſt durch den Antrag erforderlich geworden iſt imd 
außerhalb des regelmäßigen Ganges des Verfahrens Liegt“, 
ſo kann ihm nur entgegengehalten werden, daß auch dann 
noch nicht eine Ausfertigung vorliegt, „welche nur auf Antrag 
erteilt wird“, und nur diefe beſonders zu bezahlen iſt. Auch 
die von Rittmanm zur Begründung feiner Anſicht in Anm. 3 
zu $ 80a GK. angezogenen Entſcheidungen des Oberlandes⸗ 
gerichts Colmar können nicht für zutreffend angefehen werden, 
denn eine Zuſtellung von Amts wegen bleibt dieſes auch da⸗ 
durch, daß ſie durch einen Antrag der Partei verankaßt iſt. 
Dieſes geht auch aus der Begrümdung der Novelle hervor, 
wo der (vom Reichstag abgelehnte) neue & 48 G&G. dumit 
gerechtfertigt wird, daß eine Verlegung der Termine künftig, 
wenn die Zuſtellungskoſten gemäß 88 79, 80a GSG. fort: 
fallen, im Amtsgerichtsprogeß für die Parteien völlig koſten⸗ 
los ſei, und deshalb einer unnötigen Erhöhung der dem 
Staat durch die Anberaumung neuer Termine e 
Koſten vorgebeugt werden müſſe. 

XII. Für die Berechnung der gerichtlichen Faufhfäge 
gilt im allgemeinen dasjenige, was vorſtehend unter L-XI 
für die Pauſchſätze der Anwälte ausgeführt ift. Insbeſondere 
werden auch von den Gerichten nur inſoweit Pauſchſätze er⸗ 
hoben, als die Gebühren tatſächlich zum Anſatz gelangen. 

Deshalb kann auch der Anſicht von Rittmann (Anm. 2 
zu § 80b GKG.) nicht beigepflichtet werden, daß diejenigen 
Parteien, die nach 8 98 SKG. von der Entrichtung von 
Gebühren befreit find, oder denen gemäß 9 6 GK. 
Gebührenfreiheit gewährt iſt, die Pauſchſätze von den nicht 
zum Anſatz gelangenden Gebühren zu entrichten haben. Auch 
im Falle der Niederſchlagung der Gebühren wird man gegen 
Rittmann annehmen müſſen, daß die Erhebung der Pauſch⸗ 
ſätze ausgeſchloſſen ift, weil durch die Niederſchlagung ver⸗ 
hindert wird, daß die Gebfhren „zum Anſetz gelangen“. 


Die Ladung im nenen Amtsgerichtsprozeß. 
Von Rechtsanwalt Dr. Leviſon, Däſſeldorf. 


Nr. 7 der JW. enthält eine Reihe von Leitfätzen zum 
neuen Amtsgerichtsprozeß, welchen man im allgemeinen 
wohl zuſtimmen wird. Jepoch dürfte Leitſatz Nr. 8 theorrtiſch 
bedenklich fein und praktiſch zu den größten Unzutraͤglichkeiten 
führen. Der Verfaſſer vertritt nämkich die Auffaſſung, daß, 
falls ein Rechtsanwalt eine Klage ohne Beifügung ſeiner 
Prozeßvollmacht einreicht, der Gerichtsſchreiber die Ladung 
zum Termin dem Kläger perfönlich zuzuffellen habe. Es ſei 
alsdann Sache des Anwalts, feine Partei zur llÜberſendung 
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der Ladung rechtzeitig aufzufordern. Dieſer Standpunkt iſt 
meines Erachtens aus 8 88 ZPO. durchaus nicht herzuleiten. 
Denn wenn auch das Amtsgericht den Mangel der Voll⸗ 
macht von Amts wegen zu berückſichtigen hat, jo iſt die einſt⸗ 
weilige Zulaſſung eines Prozeßbevollmächtigen ohne Ein⸗ 
reichung einer ſchriftlichen Vollmacht gemäß S 89 ZPO. bis 
zum Erlaß des Urteils ohne weiteres zuläſſig. Zu einer 
ſolchen Zulaſſung bedarf es auch keines ausdrücklichen Be⸗ 
ſchluſſes, wie Sydow⸗Buſch ZPO. 12. Aufl. Note 4 zu 8 89 
unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des Reichsgerichts, 
Bd. 67 S. 151, zutreffend ausführt. Es iſt daher keines⸗ 
wegs ein Grund dafür einzuſehen, daß nach neuem Verfahren 
die Ladung an die Partei, ſtatt an den ſich als Vertreter 
meldenden Anwalt erfolgen ſoll. Es genügt vollkommen, 
wenn im erſten Verhandlungstermin, wie dies auch nach 
bisherigem Verfahren üblich war, die ſchriftliche Vollmacht 
vom Prozeßbevollmächtigten dem Gericht eingereicht wird. 
Es iſt der ganze Zweck des § 89 offenbar der, insbeſondere 
in dringenden Fällen, einem Bevollmächtigten die Einleitung 
und Führung des Prozeſſes auch vor Beibringung der ſchriſt⸗ 
lichen Vollmacht zu ermöglichen. Tatſächlich iſt der Rechts⸗ 
anwalt, der ohne ſchriftliche Vollmacht die Klage einreicht, 
von geringfügigen Ausnahmen abgeſehen, doch zweifellos als 
Bevollmächtigter von vorneherein zu erachten und aus 
dieſem Grunde zur Empfangnahme der Ladung genau ſo 
legitimiert, wie zur Einreichung der Klage bei Gericht. 
Handelt aber der Anwalt ohne wirkliche Vollmacht, d. h. iſt 
er ein ſogenannter falsus procurator, ſo dürfte erſt recht die 
Ladung an ihn und nicht an die von ihm im Rubrum als 
Kläger bezeichnete Partei zuzuſtellen ſein, weil, wie auch in 
der früheren Rechtſprechung ſtets angenommen worden iſt, 
er dann ſelbſt in die Koſten des Verfahrens verurteilt 
werden muß. 

Aber nicht nur theoretiſch dürfte die hier vertretene 
Auffaſſung, daß auch nach neuem Verfahren die Ladung an 
den die Klage einreichenden Rechtsanwalt, gleichviel ob er 
die ſchriftliche Vollmacht beifügt oder nicht, erfolgen muß, 
den Vorzug verdienen, ſondern praktiſche Erwägungen laſſen 
die gegenteilige Auffaſſung als verfehlt und in manchen 
Fällen geradezu unheilvoll erſcheinen. Zunächſt würde die 
Beſchleunigung des Verfahrens, welche angeblich den Haupt⸗ 
zweck der Novelle zur ZPO. bildet, außerordentlich leiden, 
wenn der Anwalt, der einen Klageauftrag erhält, mit der 
Klageeinreichung bis zur Empfangnahme der Vollmacht 
warten muß. Sodann aber würde die größte Verwirrung 
entſtehen, wenn die Partei, welche ihrem Anwalt die Sache 
übergeben hat, plötzlich eine Terminsladung vom Gericht 
ohne jeden weiteren Zuſatz erhält. Der von Frohmuth vor⸗ 
geſchlagene Ausweg, der Anwalt ſolle ſich an ſeinen Man⸗ 
danten wenden oder ſich nach dem Termine erkundigen, be⸗ 
ſeitigt die entſtehenden Schwierigkeiten keineswegs, da ſelbſt 
bei ſorgſältiger Geſchäftsführung ein einigermaßen be⸗ 
ſchäftigter Anwalt nicht in jedem Einzelfall kontrollieren 
kann, ob bei Einreichung der Klage die Vollmacht ſchon mit⸗ 
geſandt wurde oder nicht. 


Schließlich möchte man auch die Frage aufwerfen, wes⸗ 
halb denn das neue Verfahren, durch welches die bisher 


vorgenommen ſein würde. 
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vollkommen bewährte Parteizuſtellung durch die Amts⸗ 
zuſtellung erſetzt wird, auch noch dadurch verwickelter ge⸗ 
ſtaltet werden ſoll, daß der Gerichtsſchreiber in dem einen 
Fall an die Partei, in dem andern dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten die Terminsladung zuſtellt. Es iſt daher auf das 
dringendſte zu wünſchen, daß der von Frohmuth 
aufgeſtellte Leitſatz8 keinen Eingang in die an 
findet. | 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. S 119 Abſ. 2 BGB. Hypothek nicht „Sache“ im 
Sinne des 5 119 Abſ. 2.] 

Das Forderungsrecht oder die Hypothek kann nicht als 
eine „Sache“ im Sinne des § 119 Abſ. 2 gelten, denn in 
§ 90 BGB. iſt ganz unzweideutig geſagt, daß Sachen im 
Sinne des Geſetzes nur körperliche Gegenſtände ſind. Dem⸗ 
gegenüber iſt die vereinzelt wohl vertretene Meinung, daß in 
§ 119 Ab. 2 darunter dennoch auch unkörperliche Gegenſtände, 
insbeſondere Rechte, verſtanden ſeien, nach der Anſicht des 
Senates völlig abwegig. Höchſtens könnte es ſich vielleicht 
fragen, ob die Beſtimmung des § 119 Abſ. 2 auf Rechte 
entſprechend anzuwenden ſei; vgl. Oertmann, Allg. Teil 
des BGB., Bem. 4, c zu § 119, S. 359, und die dort An⸗ 
geführten. Aber auch das würde offenbar nicht dem Willen 
des Geſetzes entſprechen, da ja ſonſt nichts näher gelegen hätte, 
als ſtatt „oder der Sache“ zu ſagen: „oder des Gegenſtandes“; 
es würde auch die ſinguläre Natur der Beſtimmung in Abſ. 2 
einer ſolchen analogen Anwendung im Wege ſtehen. (Wird 


weiter ausgeführt.) P. c. K., U. v. 3. März 10, 188/09 VI. 
— Dresden. 


2. 5 139 BGB.] 

Der § 139 BGB. ſetzt ein Rechtsgeſchäſt voraus, das 
in allen ſeinen Teilen gewollt iſt. Stellt ſich heraus, daß in 
einem Teile, wegen inſoweit vorhandener Nichtigkeit, der Wille 
nicht zur Geltung kommen kann, ſo ſoll geprüft werden, ob 
das Rechtsgeſchäft auch ohne den nichtigen Teil gewollt und 
Für eine Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt naturgemäß kein Raum, wenn die Nichtigkeit eines 
Teiles eines Vertrags darauf beruht, daß dieſer Teil nur 
Schein und in Wahrheit von den Vertragſchließenden nicht ge⸗ 
wollt war; hier iſt von vornherein nur der andere Teil 
gewollt, und die Frage, ob der Vertrag ohne den nichtigen 
Teil geſchloſſen ſein würde, kann alſo gar nicht entſtehen. 
H. c. B. & L., U. v. 4. März 10, 225/09 VII. — Cöln. 

3. 5 406 BGB. Aufrechnung mit einer Forderung gegen 
den Zedenten.] 

Vom OLG. wird mit Recht angenommen, daß der erſte 
Ausnahmefall des $ 406 BGB., in dem die Aufrechnung 
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gegen den neuen Gläubiger ausgeſchloſſen iſt, nicht gegeben ift. 
Der Beklagte hatte bereits durch die Eingehung der Mitbürg⸗ 
ſchaft in Gemeinſchaft mit dem Zedenten J. gemäß SS 769 und 
426, (ogl. $ 774 Abſ. 2 BGB.) den Anſpruch auf Ausgleichung, 
für den Fall ſeinerſeits die Befriedigung der Bank für deren 
Forderungen erſolgte, erworben. Beim Erwerbe dieſes Anſpruchs 
war die Abtretung noch nicht erfolgt, der Beklagte konnte alſo 
von ihr keine Kenntnis haben. Die mehrfach von den Kom⸗ 
mentaren zum BGB. unter Bezugnahme auf die auch vom OLG. 
angezogene unter der Geltung des PrAL R. ergangene Ent: 
ſcheidung in RG. 29, 206 — aufgeſtellte Anſicht, daß die 
Aufrechnung unzuläſſig ſei, wenn der Schuldner zu der Zeit, wo 
er von der Abtretung Kenntnis erlangte, nicht aufrechnen 
konnte, weil die ſich gegenüberſtehenden Forderungen damals 
ungleichartig waren (vgl. Planck Bem. 2 zu § 406, Rehbein 2, 


408, v. Staudinger Bem. 1 Abſ. 2 zu § 406), kann für den 


vorliegenden Fall nicht als zutreffend erachtet werden. Aus 
dem Wortlaut des § 406 läßt ſich dieſe Annahme nicht her⸗ 
leiten, und der dieſer Beſtimmung zugrunde liegende Geſichts⸗ 
punkt der Billigkeit ſpricht hier, wo die abgetretene Forderung 
lange nach der Forderung des Beklagten fällig wurde, durch⸗ 
aus für die Zulaſſung der Aufrechnung. Es muß genügen, 
daß dem Schuldner zur Zeit, wo er Kenntnis von der Ab⸗ 
tretung erhielt, eine wenn auch bedingte Forderung zuſtand. 
Das hat aber das OLG. rechtlich einwandfrei aus dem Ver⸗ 
hältnis der Mitbürgſchaft und der Verpfändung von Hypotheken 
zugunſten der Vereinsbank hergeleitet. Die Gleichartigkeit der 
Forderungen iſt nur erforderlich für die Zeit, wo die Aufrechnung 
erfolgt. In gleichem Sinne wurde die Frage auch vom IV. 3 S. des 
RG. durch Urteil vom 11. Januar 1910 Rep. IV. 139/09, 
JW. 10, 1478 entſchieden. Die Entſcheidung des V. 38. 
vom 23. Oktober, 1904 Rep. V. 70/07, in der es ſich um 
Prozeßkoſten handelte, über die erſt nach Kenntnis der Abtretung 
entſchieden war, ſteht nicht entgegen. Das Urteil desſelben 
Senats in RG. 29, 206 ff. beruht auf Anwendung von Be⸗ 
ſtimmungen des PrALR. Demſelben lag aber auch ein weſent⸗ 
lich verſchiedener Sachverhalt zugrunde. H. c. B., U. v. 
10. März 10, 350/09 II. — Hamburg. 

4. 8640 BGB. Vorbehaltloſe Abnahme des Beſtellers.] 

Gerechtfertigt iſt der Reviſionsangriff, daß das BG. die 
Bedeutung des § 640 Abſ. 2 BGB. verkenne. Der Auffaſſung 
des BU., daß, weil nach der erwähnten Geſetzesſtelle der Bor: 
behalt bei der Abnahme gemacht werden müſſe, frühere Vor⸗ 
behalte und Rügen nicht in Betracht kämen, ſpätere Rügen 
nicht zu berückſichtigen ſeien, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht 
beizutreten. Sie ſtützt ſich offenſichtlich auf die Entſcheidungen 
des RG., welche zum § 341 Abſ. 3 BGB. ergangen find. Nach 
dieſer Geſetzesbeſtimmung kann allerdings der Gläubiger eine 
Vertragsſtrafe nur verlangen, wenn er ſich das Recht dazu bei 
der Annahme der Erfüllung vorbehalten hat; ohne ſolchen 
Vorbehalt tritt der Verluſt des Rechts auf die Strafe kraft 
Geſetzes ein, frühere oder ſpätere Vorbehalte find wirkungslos. 
Dieſe dem 8 341 gegebene Auslegung beruht weſentlich mit 
auf der Entſtehungsgeſchichte der Geſetzesbeſtimmung. (RG. 57, 
337.) Deshalb iſt daraus, daß im § 341 wie im § 640 vom 
Geſetze die gleichbedeutenden Ausdrücke „bei der Annahme“ 
und „bei der Abnahme“ gebraucht werden, noch nicht zu 
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ſolgern, daß die ſtrengen, für die Vertragsſtrafe aufgeſtellten 
Grundſätze auch auf den Werkvertrag Anwendung zu finden 
haben... 8 640 Abſ. 2 enthält eine dem 8 464 BGB. ana⸗ 
loge Beſtimmung (Mot. z. Entw. des BGB. 2, 490). Dem 
Käufer, welcher eine mangelhafte Sache annimmt, obſchon er 
den Mangel kennt, ſtehen Anſprüche auf Wandelung, Min⸗ 
derung oder Schadenserſatz auch nur zu, wenn er ſich ſeine 
Rechte wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält. 
Dieſe Beſtimmung hat in der Rechtſprechung des RG. bereits 
die Auslegung gefunden, daß die Worte „bei der Annahme“ 
nicht auf ihre buchſtäbliche Bedeutung einzuengen ſind (RG. 58, 
261). Im § 464 wie im 8 640 bildet den Rechtsgrund für 
den Ausſchluß von Anſprüchen der Verzicht, welcher durch die 
An⸗ bzw. Abnahme des fehlerhaften Gegenſtandes ſeitens des 
Käufers oder Beſtellers ſtillſchweigend erklärt wird. Zur Wider⸗ 
legung dieſer Bedeutung bedarf es einer Willensbetätigung des 
Annehmenden, die das Gegenteil erkennbar macht. Um dieſen 
Zweck zu erfüllen, iſt es nicht notwendig, wie das vorſtehend 
erwähnte Urteil zum 8 464 ausführt, daß dieſe Willens⸗ 
betätigung in unmittelbar zeitlicher Verbindung mit der An⸗ 
nahmehandlung ſteht. Auch vorher erklärte Vorbehalte wahren die 
Rechte des Annehmenden, wenn ſie nur erkennbar aufrechterhalten 
werden. N. c. S., U. v. 8. März 10, 251/09 VII. — Berlin. 

5. 8 817 BGB. Condictio ob turpem causam. („Eine 
gehen einer Verbindlichkeit.“ 

Es iſt in 8 817 Satz 2 BGB. zunächſt beſtimmt, daß bei 
beiderſeitigem Verſtoß gegen die guten Sitten die Zurück⸗ 
forderung der Leiſtung ausgeſchloſſen fein fol. Der gefep- 
geberiſche Grund hierfür iſt darin zu finden, daß der wider⸗ 
ſittlich Leiſtende Rechtsſchutz und Klagbefugnis nicht verdient. 
An dieſem Grundſatze muß inſolange feſtgehalten werden, als 
nicht gewiß iſt, daß die zugelaſſene — nicht ausdehnend aus⸗ 
zulegende — Ausnahme davon, nämlich das Beſtehen der 
Leiſtung in „Eingehung einer Verbindlichkeit“ vorliegt. Dieſe 
Ausnahme iſt zu dem Zwecke angeordnet worden, um die Rüd- 
gängigmachung der zwar wider die guten Sitten verſtoßenden, 
aber noch unfertigen Rechtsgeſchäfte zu ermöglichen. Sie 
muß daher unzweifelhaft auf noch nicht erfüllte, ſondern erſt in 
der Zukunft zu erfüllende perſönliche Zahlungsverſprechen und 
Schuldeingehungen Anwendung finden. Ein unfertiges Rechts⸗ 
geſchäft liegt dagegen dann nicht vor, wenn der Leiſtende ſofort 
Geld oder Geldeswert dem andern hingibt. Damit hat er ſein 
Verſprechen erfüllt, das Geſchäft vollendet und erledigt. Das 
gleiche muß aber auch dann gelten, wenn der Leiſtende auf 
ſeinem Grundſtück dem andern ein rein dingliches Recht, wie es 
die Grundſchuld iſt, einräumt. Auch hier iſt das Verſprechen 
ſofort erfüllt und das dingliche Rechtsgeſchäft fertig und 
vollendet. Die ſofortige dingliche Belaſtung des Grundſtückes 
zugunſten des andern iſt dabei die Hauptſache und die rein 
dingliche Verpflichtung des jeweiligen Grundeigentümers, den 
Grundſchuldbetrag und die etwaigen Zinſen davon aus dem 
Grundſtück zu zahlen, nur die — übrigens durch Veräußerung 
oder Aufgabe des Grundſtücks nach 88 1191, 1192, 928 BGB. 
jederzeit abwendbare — Folge. (Wird weiter ausgeführt.) 
W. c. K., U. v. 5. März 10, 212/09 V. — Berlin. 

6. 8 843 BGB] 

Das Bu. hält mit Recht den Anſpruch des Erſtklägers 
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auf Erſatz der Kurkoſten aus $ 823 BGB. nicht für ver⸗ 
folgbar. Dieſelbe Erwägung, daß der § 823 auf Vermögens⸗ 
ſchädigung nicht anzuwenden iſt, würde auch zutreffen, wenn in 
dieſer Hinſicht der $ 832 Platz griffe, ganz abgeſehen davon, 
daß der Erſtkläger nicht im Sinne des $ 832 verletzt worden 
iſt. Aber darin iſt das BU. erfolgreich reviſibel, wenn es 
dieſen Anſpruch auch deshalb abweiſt, weil der Erſtkläger die 
Kurkoſten in Erfüllung feiner väterlichen Unterhaltspflicht getragen, 
alſo nicht im vermuteten Auftrage des Beklagten gehandelt habe. 
Der Beklagte hat in keiner der Vorinſtanzen als rechtlich zu⸗ 
läſſig beſtritten, daß der Exſtkläger ſeinen Erſtattungsanſpruch 
an ſich aus auftragloſer Geſchäftsführung herleiten könne, und 
es iſt zweifelhaft, wenigſtens nicht erſichtlich, ob ſich die münd⸗ 
liche Verhandlung auch darauf erſtreckt hat, ob der ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht genügende Erſtkläger nicht auch gleichzeitig mit 
dem Vorſatze gehandelt hat, ſeine Aufwendungen dem Schädiger 
in Rechnung zu ſtellen. Für dieſen Fall hat der erkennende 
Senat durch Urteil vom 12. November 1908, VI 594/07 
(Warneyer, Jahrbuch der Entſcheidungen II S. 80) aus⸗ 
geſprochen und hält an dieſer Anſicht feit, daß der Schädiger 
gemäß 8 843 Abi. 4 BGB. für alle Schadensleiſtungen aus 
unerlaubter Handlung der in erſter Linie Verpflichtete geworden 
iſt, auch wenn dieſelben Leiſtungen von einem anderen auf 
Grund der geſetzlichen Unterhaltspflicht geſchuldet werden. Der 
Unterhaltspflichtige erfüllt mithin durch ſeine Leiſtung eine Ver⸗ 
pflichtung, die dem Schädiger obliegt, iſt ſomit trotz der 
gleichzeitigen Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht rechtlich nicht 
gehindert, gemäß den 88 677, 683 BGB. von dem Schädiger 
Erſatz feiner Aufwendungen zu verlangen. Übrigens könnte 
dem Erſtkläger für ſeinen Erſtattungsanſpruch auch die Be⸗ 
reicherung nach § 812 BGB. als Rechtstitel zur Seite ſtehen, 
auf welchen von den Parteien nicht beſonders geltend gemachten 
Geſichtspunkt hier nur kurz im Einklange mit dem erwähnten 
Urteile des Senats hingewieſen ſei. M. c. K., U. v. 
24. Febr. 10, 122/09 VI. — Naumburg. 

7. Erwerb eines dinglichen Rechts mit Kenntnis der Nicht⸗ 
berechtigung des ÜUbertragenden. 

Wer ein dingliches Recht in den für die Begründung oder 
Übertragung eines ſolchen Rechts vorgeſchriebenen Formen er⸗ 
wirbt, wird auch dann rechtmäßiger Inhaber des Rechts, wenn 
ihm zur Zeit des Erwerbs bekannt geweſen iſt, daß ſein Vor⸗ 
mann einem Dritten gegenüber perſönlich zur Begründung oder 
Übertragung eben desſelben Rechts oder zur Nichtverfügung 
über das Recht verpflichtet war und daher die dem zuwider 
von dem Vormanne vorgenommene Übertragung oder Ver⸗ 
fügung über das Recht eine Verletzung des dem Dritten gegen 
den Vormann zuſtehenden perſönlichen Anſpruchs enthält. Daß 
unter Umſtänden, nämlich dann, wenn bei dieſer Beeinträchtigung 
des Anſpruchs des Dritten der Veräußerer und Erwerber kom⸗ 
plottmäßig zu dem Zwecke zuſammenwirkten, damit dem Dritten 
Schaden zugefügt werde, in der vorgenommenen Rechtsüber⸗ 
tragung ungeachtet ihrer formalen Rechtswirkſamkeit der Tat⸗ 
beſtand einer unerlaubten Handlung im Sinne des S 826 BGB. 
liegen kann, hat allerdings der erkennende Senat in dem von 
dem Berg. angezogenen Urteil — RG. 62,139 — ausgeſprochen. 
Wenn aber der BerR. den bezeichneten Rechtsgrundſatz auch im 
vorliegenden Falle anwenden zu können vermeint, jo überſieht er 
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dabei, daß Kläger irgendwelche Tatſachen, aus denen ſich ein 
Schluß auf ein gegen ihn gerichtetes Zuſammenwirken des Be⸗ 
klagten und des Grundſtückseigentümers W. ziehen ließe, nicht 
vorgebracht, ſondern ſich darauf beſchränkt hat, die Kenntnis 
des Beklagten von der ſeitens des W. ihm, dem Kläger, in 
betreff der Rangſtellung ſeiner Hypotheken erteilten Zuſicherung 
zu behaupten. Dieſe bloße Kenntnis aber vermag allein den 
erhobenen Klageanſpruch nicht zu ſtützen. E. e. Z., U. v. 2. März 10, 
480/09 V. — Cöln. 

8. Sicherungskauf.] 

Der BerR. ſtellt feſt, daß nach dem Vertrage vom 
19. Dezember 1907 der Wille der Beteiligten auf die Mber- 
tragung des Eigentums an den Erbſenſtocken auf den Gläubiger 
S. ernſtlich gerichtet geweſen und daß das Eigentum von dem 
letzteren erworben worden ſei. Der gegen dieſe Feſtſtellung von 
der Reviſion erhobene Angriff iſt nicht begründet. Richtig iſt, 
daß der BerR. das Geſchäft einen Sicherungskauf nennt und 
von einem Kaufpreis ſowie von der Vereinbarung des Rück⸗ 
kaufs ſpricht, obwohl die Urkunde von dieſen Dingen nichts 
enthält. Allein es handelt ſich hierbei lediglich um eine Un⸗ 
genauigkeit im Ausdruck, wie auch der Sprachgebrauch des täg- 
lichen Lebens einen ſolchen Vertrag, wie er hier vorliegt, als 
Sicherungskauf bezeichnet. Daß der BerR. nur durch die An⸗ 
nahme eines wirklichen Kaufvertrages zu der Feſtſtellung des 
auf die Eigentumsübertragung gerichteten Willens gelangt ſei, 
erhellt nicht. Das Gegenteil ergibt ſich aus der Bezugnahme 
auf die Urteile des erkennenden Senats vom 11. März und 
8. November 1904 (RG. 57, 175; 59, 146), in denen aus⸗ 
geſprochen iſt, daß es bei der Sicherungsübereignung nicht 
darauf ankomme, ob die Form des Kaufgeſchäftes gewählt ſei, 
ſondern darauf, ob die Parteien den Übergang des Eigen⸗ 
tums ernſtlich gewollt hätten. Dieſer Wille war im 
gegenwärtigen Falle nach der Annahme des BerR. vor⸗ 
handen. Die Reviſion meint, daß die Beteiligten offenbar 
nur eine Pfandbeſtellung, nicht eine Eigentumsübertragung im 
Auge gehabt hätten. Dafür fehlt es indeſſen an jedem An⸗ 
halte: Die Reviſion macht geltend, daß wirtſchaftlich und nach 
der Auffaſſung des Verkehrs Sicherungsübereignungen als Ver⸗ 
pfändungen betrachtet würden und daß deshalb eine ſolche 
Übereignung keinen Eigentumswechſel im Sinne des § 5 a. a. O. 
darſtelle. Der BerR. verneint mit näherer, auf eigene Sach⸗ 
kunde geſtützter Begründung das Beſtehen einer ſolchen Auf⸗ 
faſſung, und dagegen iſt rechtlich nichts zu erinnern; ins⸗ 
beſondere brauchte der BerR. keine Sachverſtändigen über die 
Frage zu hören. Zudem iſt nur entſcheidend, ob etwa auf dem 
Gebiete der Feuerverſicherung und namentlich auf ſeiten der 
Verſicherungsgeſellſchaften die Anſchauung zutage getreten iſt, 
daß Sicherungsübereignungen eine Ausnahme von der Regel 
des § 5 — der den allgemeinen bis zum 1. Januar 1910 in 
Kraft geweſenen Bedingungen der deutſchen Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften entſpricht — bildeten. Dies hatten aber die 
Kläger ſelbſt nicht behauptet. D. u. S. c. G., U. v. 4. März 10, 
222/09 VII. — Marienwerder. 

9. 5 1006 BGB. Eigentumsvermutung zugunſten des 
Beſitzers. Beweislaſt.] 

Der angefochtenen Entſcheidung liegt die Auffaſſung zu⸗ 
grunde, daß die Beklagten die ſtreitigen Wertpapiere, deren 
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Befig die beklagte Ehefrau unftreitig durch Übergabe vom Kläger 
erlangt hat, an dieſen zurückzugeben verpflichtet ſeien, wenn ſie 
nicht den Beweis für ihre Behauptung erbringen, daß der 
Kläger die Papiere der beklagten Ehefrau als Geſchenk gegeben 
habe. Dieſe Auffaſſung beruht, wie die Reviſion mit Recht 
geltend macht, auf einer Verkennung der Beweislaſt. Der 


bellagten Ehefrau, als der Beſitzerin der Papiere, ſteht für die 


Behauptung, daß ſie auch deren Eigentümerin ſei, die geſetzliche 
Vermutung aus $ 1006 Abſ. 1 BGB. zur Seite. Auf dieſe 
Vermutung können die Beklagten ſich auch berufen, wenn die 
bellagte Ehefrau etwa nicht mehr im Beſitze der Papiere iſt, 
jondern dieſe inzwiſchen veräußert hat (1006 Abſ. 2). Ob man 
die Kage als Eigentumsklage (§ 985) oder als Klage aus der 
ungerechtfertigten Bereicherung ($ 812 ff.) aufzufaſſen hat, oder 
ob eine Verbindung beider Klagen vorliegt, iſt für die Wirkung 
der gedachten Vermutung bedeutungslos; dieſe kann jeder der 
genannten Klagen entgegengehalten werden. Daß er ſelbſt der 
frühere Beſitzer der Papiere iſt, kann der Kläger gegen die 
Vermutung aus doppeltem Grunde nicht geltend machen: erſtens 
weil es ſich um Inhaberpapiere handelt, und zweitens weil er 
den Veſtz nicht unfreiwillig verloren hat (§ 1006 Abſ. 1 Satz 2). 
duch dem Kläger ſelbſt ſteht freilich die Vermutung zur Seite, 
aber nur für die Dauer feines früheren Befites (8 1006 Abſ. 2); 
liese Vermutung kommt indes für den Kläger überhaupt nicht 
m Betracht, weil außer Streit iſt, daß er bis zur Übergabe an 
de bellagte Ehefrau Eigentümer der Papiere war. Für die 
Vickſamkeit der Vermutung ift es an ſich ohne Bedeutung, ob 
de Beſcher eine beſtimimte Tatſache, durch die fein Eigentum 
begründet worden jei, angeführt oder ſich guf die allgemeine 
dehauptung ſeines Eigentums beſchränkt hat. Bei der Freiheit, 
le das Geſetz (d 286 EBD.) dem Richter in der Bildung 
feuer Überzeugung von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen in 
detracht lommender Tatſachen einräumt, verſteht es ſich aber 
don ſelbſt, daß den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls ohne 
weiteres die Feſtſtellung, daß die Vermutung widerlegt oder 
penigſtens entkräftet ſei, entnommen werden kann, ſofern nur 
ben das Beſtehen der Permutung an ſich, wenn die geſetzlichen 
Vonausſezungen dafür vorhanden ſind, erkannt wird. Führt 
hr Leſizer eine beſtimmte Tatſache, aus der er fein Eigentum 
helle, an, ſo kann ſich dieſes Vorbringen unter Umſtänden 
gen ihn ſelbſt wenden, infofern der Richter darin eine prozeſſual 
ausreichende Grundlage für die erwähnte Seftftellung finden kann. 
Demach wäre das BE. rechtlich in der Lage geweſen, der 
Darftelyng, die die Beklagten von der behaupteten Schenfung 
daben, Beweisanxeichen (ſofern es fie in ausreichendem Maße 
dun and) zu eutnehmen, auf Grund deren die Vermutung fei 
es geradezu als widerlegt, ſei es als dergeſtalt entkräftet zu 
gelten hatte, daß nunmehr, wie wenn ſie Überhaupt nicht be⸗ 
hätte, von den Beklagten der Beweis für die behauptete 
Schenkung zu fordern wäre. Eine Begründung dieſer Art gibt 
in das BI. für feine Entscheidung nicht; ſeine Ausführungen 
are pieluchr nur den Schluß zu, daß es die Beſtimmung 
va 3 1006 entweder überſehen oder aus nicht angegebenen 
ud ſedmfalls nicht zutreffenden Gründen für überhaupt nicht 
auwendbar erachtet hat. Wegen der eſetzesverletzung, auf der 
die Entſchedung beruht, unterlag dieſe der Aufhebung. 
d. e. 2, u. v. I. März 10, 211/09 VII. — Naumburg. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


391 


— 


10. § 1223 Abſ. 2 BGB.] 

Die Reviſion iſt nicht begründet. Der Vorderrichter nimmt 
mit Recht an, daß die Vorſchrift des § 1223 Abſ. 2 BGB. 
auch dann Anwendung findet, wenn der Verpfänder zugleich 
der perſönliche Schuldner der geſicherten Forderung iſt, und 
daß die vorliegende Klage nicht deshalb abzuweiſen iſt, weil 
der Kläger ſich in ihr nicht zur Befriedigung der Forderungen 
der Beklagten erboten hat. Wenn die Beklagte demgegenüber 
ausführt, es ſei Sache des Verpfänders, entweder vor Er⸗ 
hebung der Klage auf Herausgabe der Pfandſache die durch 
das Pfand geſicherten Forderungen zu tilgen oder in der Klage 
dieſe zu beziffern und ſich zu ihrer Tilgung bereit zu erklären, 
ſo iſt darauf zu erwidern, daß der Verpfänder, wenn es ſich, 
wie hier, um Schadenserſatzanſprüche des Pfandgläubigers 
handelt, gar nicht in der Lage iſt, deſſen Forderungen zu be⸗ 
ziffern, da er nicht wiſſen kann, welche Erſatzanſprüche der 
Pfandgläubiger erheben will; wäre alſo die Anſicht der Re⸗ 
viſion richtig, jo würde der Perpfänder in einem Falle, wie 
er hier vorliegt, den Anſpruch auf Rückgabe der Pfandſache 
überhaupt nicht geltend machen können, wenn der Pfand⸗ 
gläubiger mit ſeinen Erſatzanſprüchen nicht hervortrete oder 
unberechtigte Erſatzanſprüche erhöbe, zu deren Tilgung der 
Verpfänder nicht bereit und nicht verpflichtet wäre. An einer 
Erklärung des Verpfänders aber, er werde etwaige Anſprüche 
des Pfandgläubigers, die das Gericht für berechtigt erklären 
ſollte, befriedigen, hat der Pfandgläubiger kein Intereſſe; eine 
ſolche als weſentlichen Teil des Klaggrundes auf Grund des 
§ 1223 Abſ. 2 zu fordern und bei ihrem Fehlen die Klage 
abzuweiſen, würde ein übertriebener Formalismus ſein. Das 
Intexeſſe der Beklagten wird durch die in den Vorinſtanzen 
ausgeſprochene Verurteilung „gegen Bezahlung“ der zuerkannten 
Erſatzanſprüche der Beklagten genügend gewahrt. Sie iſt alſo 
durch die Entſcheidung in dieſer Beziehung nicht beſchwert. 
G. c. A,, U. v. 4. März 10, 244/09 III. — München. 

11. 58 2314, 2325 ff. BGB. Auskunftspflicht des Erben 
auch dem Pflichtteilsergänzungsberechtigten gegenüber.] 

Das Geſetz ſteht auf dem Standpunkt, daß auch der 
Pflichtteilsergänzungsonſpruch der 88 2325 ff. BGB. grund: 
ſatzlich nichts anderes iſt, als der Pflichtteilsanſpruch. Dies 
ergibt ſchon die terminologiſche Bezeichnung „Ergänzung des 
Pflichtteils“, wobei der ordentliche, aber unvollſtändige Pflicht⸗ 
teil zuzüglich des ergänzten Betrags doch immer nur als per⸗ 
vollſtändigter, als ganzer Pflichtteil gedacht iſt. Daraus folgt, 
daß der Pflichtteilsergänzungsanſpruch grundſätzlich allen Be: 
ſtimmungen unterliegt, die für den ordentlichen Pflichtteils⸗ 
anſpruch gegeben find... Der BerR. war deshalb nicht be⸗ 
rechtigt, die Anwendbarkeit des § 2314 auf den Pflichtteils⸗ 
ergänzungsanſpruch mangels einer beſondern geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung zu verneinen. (Wird weiter ausgeführt.) Z. c. D., 
U. v. 7. März 10, 113/09 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

12. 55 268, 527 ZPO. Klagänderung.] 

Die Klägerin iſt eingetragene Eigentümerin des Riter⸗ 
guts E., auf dem für den Beklagten eine Sicherungshupothel 
von 9847,90 nebſt 6 Prozent Zinſen von gewiſſen Teil- 
beträgen und eine weitere Sicherungshypothek von 767 nehft 
6 Prozent Zinſen von 760 & laſten. Der perſönliche Schuldner 
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der geſicherten Forderungen, Graf S., iſt ſeit langer Zeit zur 
Leiſtung berechtigt. Dem Beklagten iſt ferner eine auf dem 
Rittergut D. — unter Nr. 62 der III. Abteilung — für die 
Gräfin S. eingetragene Hypothek zur Sicherheit abgetreten, und 
zwar, wie die Klägerin behauptet, auch zur weiteren Sicherung 
ſeiner durch jene Hypotheken geſicherten Forderungen. Unter 
Bezugnahme auf die SS 1142, 1143, 412, 403 BGB. hat die 
Klägerin die gegenwärtige Klage erhoben und in I. Inſtanz 
beantragt: den Beklagten zu verurteilen, in die Löſchung der 
beiden Sicherungshypotheken Zug um Zug gegen „Empfang“ 
der Kapital⸗ und Zinſenbeträge zu willigen und die für die 
„Hypotheken“ beſtehenden Pfand⸗ und Nebenrechte an ſie ab⸗ 
zutreten, insbeſondere von der auf dem Rittergut D. ein⸗ 
getragenen Hypothek den ihren Zahlungen auf die Sicherungs⸗ 
hypotheken entſprechenden Betrag an Kapital und Zinſen mit 
dem Vorzugsrecht für den ihm verbleibenden Reſt, ihr auch die 
zur Umſchreibung des abzutretenden Betrages erforderlichen 
Urkunden auszuhändigen. Das LG. hat nach dieſem Antrage 
erkannt. Der Beklagte hat Berufung eingelegt. Er hat den 
Anſpruch der Klägerin auf Einwilligung in die Löſchung der 
beiden Sicherungshypotheken, ſowie auf Aushändigung der zur 
Löſchung erforderlichen Urkunden Zug um Zug gegen Zahlung 
der Hypothekenbeträge anerkannt, int übrigen aber Abweiſung 
der Klage beantragt. Die Klägerin dagegen hat beantragt: 
die Berufung mit der Maßgabe zurückzuweiſen, daß der Be⸗ 
klagte verurteilt wird a) ſeinem Anerkenntnis gemäß die Löſchung 
der Sicherungshypotheken Zug um Zug gegen Empfang der 
Forderungs⸗ und Zinſenbeträge zu bewilligen, b) nach Empfang 
dieſer Beträge und der von ihr nach $ 403 BGB. vorzuſchießen⸗ 
den Koſten ihr eine öffentlich beglaubigte Urkunde darüber 
auszuſtellen, daß er die kraft Geſetzes auf ſie, die Klägerin, 
erfolgte „Übertretung” eines den ihm gezahlten Beträgen ent- 
ſprechenden Teils der D.er Hypothek anerkenne, und zwar 
unter Vorbehalt des Vorzugsrechts für den ihm verbleibenden 
Reſt der Hypothek. Der Beklagte hat der von ihm im Antrage 
unter b gefundenen Klagänderung widerſprochen. Das OLG. 
hat das landgerichtliche Urteil dahin abgeändert, daß es den 


Beklagten zwar — ſeinem Anerkenntniſſe gemäß — verurteilt 


hat, die zur Löſchung der beiden Sicherungshypotheken erforder⸗ 
lichen Urkunden Zug um Zug gegen Empfang der Kapital- und 
Zinſenbeträge herauszugeben, die Klägerin mit ihrer Mehr⸗ 
forderung aber abgewieſen hat. In dieſer Beziehung hat es 
ausgeführt: Der dem Antrage unter b entſprechende Teil des 
erſtinſtanzlichen Antrages der Klägerin ſei abzuweiſen geweſen 
ohne Rückſicht darauf, ob in der dem Beklagten zur Sicherung 
übereigneten D.er Hypothek ein Nebenrecht im Sinne des 
8 401 BGB. zu finden ſei. Nach den SS 1143, 401 gehe 
auf den Eigentümer, der, ohne perſönlicher Schuldner zu ſein, 
den Hypothekengläubiger befriedigt, die Forderung mit Neben⸗ 
rechten kraft Geſetzes über. Der ſich daraus ergebende Anſpruch 
gehe nicht auf Abtretung, ſondern auf Zuſtimmung zur Be⸗ 
richtigung; er ſetze aber die Befriedigung des Gläubigers als 
Vorleiſtung voraus. Die Klägerin, die den Beklagten noch 
nicht befriedigt habe, könne von dieſem weder die Zuſtimmung 
zur Berichtigung, noch Aushändigung der zur Umſchreibung 
der Hypothek erforderlichen Urkunden verlangen. Der neue 
Antrag unter b aber ſei nach Grund und Gegenſtand von dem 
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urſprünglichen verſchieden, und der Beklagte habe ihm mit Recht 
als einer unzuläſſigen Klagänderung widerſprochen .. Die 
Reviſion greift das BU., inſofern es den neuen Antrag der 
Klägerin unter b aus dem Grunde unzuläſſiger Klagänderung 
abgewieſen hat, wegen Verletzung der SS 527 und 268 ZPO. 
an, und dieſem Angriffe war Folge zu geben. Richtig iſt, daß 
eine unzuläſſige Klagänderung ſowohl dann vorliegen würde, 
wenn der Grund des geltend gemachten Anſpruchs als auch 
dann, wenn ſein Gegenſtand geändert worden wäre, erſteres 
indes mit der ſich aus der Ziffer 1 und letzteres mit der ſich 
namentlich aus der Ziffer 2 des S 268 ZPO. ergebenden 
Maßgabe. Unzutreffend aber iſt zunächſt die Annahme des 
BG., daß der neue Anſpruch dem Grunde nach von dem 
durch ihn erſetzten urſprünglichen verſchieden ſei. Nach wie 
vor ſtützt ſich die Klägerin darauf: daß ſie als Eigentümerin 
des mit den Sicherungshypotheken des Beklagten belaſteten 
Grundſtücks, ohne perſönliche Schuldnerin zu ſein, dieſen wegen 
feiner angeblich auch durch die Abtretung der D.er Hypothek 
geſicherten fälligen Forderungen zwar nicht befriedigt habe, aber 
befriedigen wolle und Befriedigung gegen Abtretung der Reben- 
rechte angeboten habe. Neu iſt, was die Begründung des 
Anſpruchs anlangt, nur die Bezugnahme auf den §S 259 ZPO., 
der eine Klage auf künftige Leiſtungen zuläßt, wenn den Um⸗ 
ſtänden nach die Beſorgnis gerechtfertigt iſt, daß der Schuldner 
ſich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen werde. Daß die Heran⸗ 
ziehung einer anderen geſetzlichen Beſtimmung oder die Hervor⸗ 
kehrung eines anderen rechtlichen Geſichtspunktes keine Anderung 
des Klaggrundes darſtellt, iſt nicht zweifelhaft und in ſtändiger 
Rechtſprechung anerkannt. Den die gedachte Beſorgnis recht⸗ 
fertigenden Umſtand aber erblickt die Klägerin lediglich darin, 
daß der Beklagte feine „Verpflichtung aus den SS 412, 401 
bis 403 BGB. hinſichtlich der D.er Hypothek überhaupt aus 
materiellen Gründen beſtritten hat“, und dies war von ihr der 
Sache nach ſchon in I. Inſtanz und auch in der Klagſchrift 
behauptet. Hiernach konnte dahingeſtellt bleiben, ob Recht⸗ 
ſchutzvorausſetzungen — um eine ſolche handelt es ſich bei dem 
Erfordernis des $ 259 ZPO. — überhaupt zum Klaggrunde 
gehören oder ob ihr nachträgliches Vorbringen nicht wenigſtens 
in den Rahmen der Ziffer 1 des § 268 fällt. Wenn dem 
BG. ferner auch zuzugeben ſein mag, daß das mit dem neuen 
Antrage verlangte Anerkenntnis eines kraft Geſetzes erfolgten 
oder erfolgenden Überganges eines Teils der D.er Hypothek 
auf die Klägerin etwas von der urſprünglich begehrten Ab⸗ 
tretung dieſes Hypothekenteils Verſchiedenes iſt, ſo beſchränkt 
ſich dieſe Verſchiedenheit doch darauf, daß an Stelle einer den 
Übergang des Hypothekenteils bewirkenden, eine dieſen Übergang 
feſtſtellende Erklärung gefordert wird, und iſt, wenn man auf 
die Sache ſieht, der Kern und eigentliche Gegenſtand des 
Anſpruchs nach wie vor der bezeichnete Hypothekenteil ſelbſt. 
Die Anderung des Antrages geht bei unverändertem Klaggrund 
nicht über die Grenzen der Ziffer 2 des § 268 hinaus, ſie ſtellt 
ſich im weſentlichen als bloße Beſchränkung des urſprünglichen 
Antrages dar. Die Rückſicht auf die Vermeidung einer un⸗ 
nützen Vermehrung der Prozeſſe rechtfertigt es — bei Wahrung 
aller berechtigten Intereſſen des Beklagten — die Maßgaben, 
die der 8 268 dem $ 264 hinzufügt, nicht im engſten und 
ſtrengſten Wortſinne aufzufaſſen. In ſtändiger Rechtſprechung 
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bat das RG. insbeſondere anerkannt, daß die Ziffer 2 des 
9 268 unter der Erweiterung oder Beſchränkung des Klag⸗ 
antrages auch eine qualitative Erweiterung und Beſchränkung 
begreift, wie fie beiſpielsweiſe in einem Übergange von der 
Feſtſtellungs⸗ zur Leiſtungsklage, von einer Klage auf Rechnungs⸗ 
legung zur Klage auf Zahlung eines rechnungsmäßigen Betrages, 
von der Verfolgung einer Forderung als Konkursforderung zu 
ihrer Verfolgung als Maſſeſchuld und umgekehrt gegeben iſt 


(gl. AG. 14 Nr. 1 S. 429, 23 Nr. 98; 40 S. 9/10; 32, 3; 


52 S. 85/6). Und um mehr handelt es ſich hier auch nicht. 
Vollends im Rahmen der Ziffer 2 des § 268 bleibt es, wenn 
die Klägerin an Stelle der im urſprünglichen Antrage ge⸗ 
fordetten Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung das im neuen Antrage be⸗ 
kichnete Anerkenntnis als künftige, von der vorgängigen Be: 
fredigung des Beklagten abhängige Leiſtung fordert (vgl. 
#6. IV. 79/03 vom 9. Juli 1903). Im weſentlichen ſtreiten 
die Parteien nach wie vor darüber, und wird von ihnen nach 
wie vor eine Entſcheidung darüber begehrt, ob ſich der im 
9 1143 in Verbindung mit den 88 412, 401 BGB. ver: 
udnete Rechtsübergang im vorliegenden Falle auf die Rechte 
des Bellagten an der D.er Hypothek erſtreckt. Hierauf ſowie 
auf die weitere Frage, ob die Klägerin die dem entsprechende 
Leitung des Beklagten auf Grund des § 259 ZBO. ſchon vor 
desen Befriedigung als künftige, von dieſer Befriedigung ab⸗ 
hängige geltend machen kann, war in dieſer Inſtanz auch dann 
nicht einzugehen, wenn es dazu weiterer tatfächlicher Erhebungen 
und Feſtſtellungen nicht bedarf; denn die die Aufhebung des 
angefochtenen Urteils begründende Verletzung der 88 527, 268 
IPOD. iſt keine „Geſetzesverletzung bei Anwendung des Geſetzes 
auf das feſtgeſtellte Sachverhältnis“ im Sinne der Ziffer 1 des 
3 565 ZBO. (vgl. NG. II. 181/06 vom 23. Dezember 1906, 
36. 61, 242). Vielmehr war die Sache nach dieſem 
Paragraphen, wie geſchehen, an das BG. zurückzuverweiſen. 
J. e S., U. v. 26. Febr. 10, 247/09 v. — Poſen. 
13. 5 322 ZPO. Materielle Rechtskraft. 
Kläger hatte mit der am 13. Dezember 1901 erhobenen 
Klage geltend gemacht, daß Beklagter wegen einer im De⸗ 
zenber 1900 begangenen argliſtigen Täuſchung und dadurch 
veranlaßten Umtauſchung von Aktien verpflichtet ſei, ihm drei 
Aten der Mitteldeutſchen Elektrizitätswerke (gegen Nüdgabe 
ener Aktie der Vereinigten Elektrizitätswerke) zu liefern (d. h. 
nrüczugeben). Dieſe Klage iſt durch rechtskräftiges Verſäumnis⸗ 
urteil vom 17. Januar 1903 zuerkannt worden. Damit iſt der 
ethobene Anſpruch derart rechtskräftig feſtgeſtellt, daß er unter 
in Parteien auch als Vorausſetzung eines anderen Anſpruches 
nicht mehr beſtritten werden kann. RG. 49, 33; 50, 416. 
Im gegenwärtigen Falle iſt aber durch das angefochtene Urteil 
en Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt, für den 
der am 17. Januar 1903 feſtgeſtellte Anſpruch eine Voraus⸗ 
hung bildet. Geklagt wird nämlich hier gemäß BGB. 
90 284, 286 auf Erſtattung des Schadens, der dem Beklagten 
durch Verzug des Klägers in Erfüllung des feſtgeſtellten An⸗ 
pruches erwachſen iſt. Es ſteht feſt, daß Beklagter durch 
Aagerhebung am 13. Januar 1901 in Verzug geſetzt iſt. Das 
G. nimmt auch in unangefochtener tatſächlicher Feſtſtellung an, 
daß durch den Verzug ein Schaden entſtanden iſt. Damit 
rechtfertigt ſich das angeſochtene Urteil, denn daß der mit der 
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damaligen Klage geltend gemachte Anſpruch, ſo wie er geltend 
gemacht iſt, d. h. mit Fälligkeit ſeit Dezember 1900, beſteht, 
kann hier nicht mehr in Frage geſtellt werden. Wie $ 322 
Abſ. 1 ZPO. zweifelsfrei ergibt, wird durch die rechtskräftige 
Verurteilung zur Leiſtung nicht ein abſtrakter Anſpruch, ſondern 
der konkrete durch die Klage oder durch die Widerklage erhobene 
Anſpruch unbeſtreitbar feſtgeſtellt. Infolge dieſer Feſtſtellung 
iſt es für den hier in Rede ſtehenden Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verzuges in Erfüllung der rechtskräftig zugeſprochenen 
Forderung gleichgültig, ob jene Forderung in Wahrheit be⸗ 
ſtanden hat, insbeſondere ob die damals zu ihrer Begründung 
angeführten Tatſachen wahr ſind, oder ob ſich im gegenwärtigen 
Prozeſſe ihre Unwahrheit herausgeſtellt hat. Letzteres war nur 
wichtig für den prinzipalen, unmittelbar aus dem Betruge ab⸗ 
geleiteten und daher dem feſtgeſtellten Anſpruche auf Lieferung 
von Aktien koordinierten Schadenserſatzanſpruch, nicht aber für 
die von dem feſtgeſtellten Anſpruche abhängige Forderung von 
Verzugsſchaden (vgl. RG. 33, 4; 39, 168; Scherling, objektiver 
Umfang der Rechtskraft, in 33 P. 32, 186 ff.). In dieſer Be: 
ziehung kommen die verſchiedenen Theorien über das Weſen der 
materiellen Rechtskraft zu demſelben Ergebniſſe (Pagenſtecher, 
Weſen der Rechtskraft, in 33 P. 37 S. 10 ff. beſ. S. 13). Die 
Reviſion iſt ſomit koſtenpflichtig zurückzuweiſen. H. e. W., U. 
v. 12. Febr. 10, 91/09 I. — Berlin. 

14. 8 525 RO] 

Unbegründet iſt die Anſicht der Reviſion, der BerR. habe 
dadurch gegen die in den Entſcheidungen des RG. 58, 307 ff. 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſätze verſtoßen, daß er, weil das 
erſtinſtanzliche Urteil nur hinſichtlich der Entſcheidung über die 
Klage und den Koſtenpunkt angefochten war, das Urteil auch 
nur in dieſem Umfange nachgeprüft hat. Wie bereits in dem 
Bd. 64 S. 315 ff. der Entſcheidungen abgedruckten reichsgericht⸗ 
lichen Urteil dargelegt iſt, hat die Vorſchrift des 8 525 ZPO., 
wonach vor dem BG. der Rechtsſtreit in den durch die Anträge 
beſtimmten Grenzen von neuem verhandelt wird, auch für das 
Verfahren in Eheſcheidungsſachen volle Geltung. Der BerR. 
wird, wenngleich durch Einlegung der Berufung die Rechtskraft 
des landgerichtlichen Urteils in ſeinem ganzen Umfange gehemmt 
wird, mit der Nachprüfung nur inſoweit befaßt, als eine Ent⸗ 
ſcheidung nach dem vom Ber. geſtellten Antrage begehrt wird. 
Er bleibt allerdings in dem Falle, daß nur die auf die Klage 
ergangene Entſcheidung angefochten iſt, verpflichtet, auch das 
Vorbringen zur Widerklage inſoweit zu prüfen, als es für die 
Entſcheidung zur Klage von Erheblichkeit iſt. Dieſer Verpflichtung 
hat ſich indes der Vorderrichter auch nicht entzogen. In dem 
Bu. iſt vielmehr, wie auch die Reviſion nicht verkennt, der 
Einfluß, den das zur Widerklage feſtgeſtellte Vergehen des Ehe⸗ 
bruchs auf die Beurteilung der Eheverfehlungen des Beklagten 
hat, in vollem Maße in Betracht gezogen. S. c. S., U. v. 
24. Febr. 10, 228/09 IV. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

15. 5 25 HGB.] 

Der Kläger hat die verklagte Ehefrau F. deshalb auf 
Zahlung von 4000 . nebſt Zinſen in Anſpruch genommen, 
weil dieſe das früher in D. unter der Firma „F. W. Nachf.“ 
von der Frau V. betriebene Handelsgeſchäft, in deſſen Betrieb 


die letztere dem Kläger jene Summe ſchuldig geworden war, 
50 


394 on Juriſtiſche Wochenſchrift. 


—— — — 


ſeit dem 28. Februar 1907 unter derſelben Firma fortgeführt 
habe (8 25 Abi. 1 HGB.). . .. Was die Zeit vom 19. April 
bis in den Mai 1907 hinein — über welche Zeit hinaus irgend⸗ 
ein Fortgebrauch der Firma F. W. Nachf. durch die Beklagte 
vom Kläger nicht behauptet iſt — anlangt, ſo hat das BG. 
angenommen, daß in dem, was über das Verhalten der Bes 
klagten während dieſer Zeit feſtgeſtellt iſt, eine Fortführung des 
Geſchäfts unter der bisherigen Firma nicht gefunden 
werden kann. Mit Recht verſteht es hierunter die dem Publikum 
gegenüber zu erkennen gegebene Willensmeinung, daß die alte 
Firma auch jetzt noch die Firma des auf den neuen Inhaber 
übergegangenen Handelsgeſchäftes ſein ſolle, und mit Recht 
verneint es, daß eine ſolche Willenserklärung ſchon in jedem 
vereinzelten, gelegentlichen, durch beſondere Umſtände veranlaßten 
Gebrauche der bisherigen Firma liege. Im ganzen handelt es 
ſich hierbei um eine tatſächliche Würdigung, bei der Rechts⸗ 
irrtümer nicht erkennbar ſind. Insbeſondere iſt es zu billigen, 
wenn das BG. es für unerheblich erklärt hat, daß einzelne 
Rechnungen noch unter Benutzung noch vorhandener Formulare 
mit dem frühern Vordruck ausgeſtellt worden ſind, und daß die 
Beklagte eine kurze Zeit hat verſtreichen laſſen, ehe ſie die alte 
Firmeninſchrift oben an der Hauswand übermalen ließ, und 
wenn es andrerſeits einen unterſtützenden Gegengrund aus dem 
Umſtande hergeleitet hat, daß in jenem Kaufvertrage vom 
19. April 1907 die bisherige Geſchäftsinhaberin nicht, wie es 
nach § 22 Abſ. 1 HGB. eventuell erforderlich geweſen wäre, 
ausdrücklich die Firma auf die Frau F. mit übertragen hat. 
G. c. F., U. v. 28. Febr. 10, 147/09 VI. — Düſſeldorf. 

16. 8 269 Abſ. 4 HGB. Aktiengeſellſchaft. Minderheits⸗ 
beſchluß. Verpflichtung der Minderheit, die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits zu tragen.] 

Durch beſondere vom Gerichte beſtellte Vertreter führt die 
Klägerin einen Rechtsſtreit gegen die Mitglieder ihres Aufſichts⸗ 
rates, mit dem deren Verurteilung zur Zahlung eines Schadens⸗ 
erſatzes von 145 129,95 4 wegen ſchuldhafter Geſchäftsführung 
begehrt wird. Die Erhebung des Prozeſſes mußte erfolgen, weil 
es in der Generalverſammlung von einer Minderheit der 
Aktionäre, deren Anteile den zehnten Teil des Grundkapitals 
erreichten, verlangt worden war (S 268 HGB.). Dieſe 
Minderheit bildeten die Beklagten. Nach 8 81 GKG. iſt von 
der Klägerin ein Koſtenvorſchuß von 7320 & eingefordert 
und am 6. Juni 1908 bezahlt worden. Mit der Klage fordert 
ſie Erſtattung dieſes Vorſchuſſes nebſt 4 Prozent Zinſen vom 
Zahlungstage von den Beklagten. Durch Urteil vom 9. Oktober 
1908 hat die 5. Zivilkammer des LG. die Beklagten nach dem 
Klageantrage verurteilt. Auf die Berufung der Beklagten 
aber hat das OLG. zu Hamm die Klage abgewieſen 
Mit Recht nehmen beide Vorinſtanzen an, daß der Klaganſpruch 
nicht auf S 669 BGB. geſtützt werden kann kann, weil ein Auf: 
tragsverhältnis zwiſchen der Minderheit der Aktionäre, die das 
ihr durch 8 268 HGB. gewährleiſtete Recht ausübt, und der 
Aktiengeſellſchaft nicht beſteht. Die Reviſion kommt darauf 
denn auch nicht zurück. Entſcheidend iſt allein, ob die Klage 
durch §S 269 Abſ. 4 HGB. gerechtfertigt wird, der beſtimmt: 
„Die Minderheit iſt der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet, die 


Koſten des Rechtsſtreits zu tragen.“ Während das LG. dieſe 


Frage bejaht hatte, nimmt das Os G. an, daß ſich dieſe Vor⸗ 


ſchrift auf Koſtenvorſchüſſe nicht beziehe, ſondern nur die end⸗ 
gültige Tragung der Koſten des als unbegründet abgewieſenen 
Regreßanſpruches im Auge habe. Es iſt aber der Anſicht der 
I. Inſtanz beizutreten. Die Vorſchrift bietet weder ihrer Wort⸗ 
faſſung noch ihrem Zwecke nach einen genügenden Anlaß zu 
der Unterſcheidung, die das OLG. aufſtellt. (Wird ausgeführt.) 
C. c. de C. u. Gen., U. v. 2. März 10, 124/09 L — Hamm. 

Konkursordnung. 

17. 5 44 KO. Verfolgungsklage.] 

Vorausſetzung des Verfolgungsrechts iſt, daß es ſich um 
ein Diſtanzgeſchäft handelt. Daß der Kaufvertrag zwiſchen der 
Beklagten und dem Gemeinſchuldner, ſo wie er urſprünglich 
geſchloſſen war, ein Diſtanzgeſchäft bildete, iſt außer Zweifel 
und Streit. Es verſtand ſich nach dem Vertrage von ſelbſt, 
daß der verkaufte Kaffee auf Abruf des Gemeinſchuldners 
dieſem von Breslau nach Landeshut überſendet werden ſollte. 
Die Frage iſt nur, ob das Verhältnis hinterher durch die Ver⸗ 
tragſchließenden eine andere Geſtaltung erfahren hat. Findet 
ſich der auswärtige Käufer am Wohn⸗ oder Niederlaſſungsorte 


des Verkäufers ein und nimmt er dort die verkaufte Ware in 


Empfang, geſchieht alſo die Ablieferung unter Anweſenden, ſo 
wird dadurch aus dem urſprünglichen Diſtanzgeſchäft ein Platz⸗ 
geſchäft, mag auch die Verſendung an den Wohn⸗ oder Nieder⸗ 
laſſungsort des Käufers nachher erfolgen oder wenigſtens beab⸗ 
ſichtigt ſein. Das gleiche iſt natürlich der Fall, wenn die 
Empfangnahme bei dem Verkäufer nicht durch den Käufer per⸗ 
ſönlich, ſondern durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch den 
von ihm beauftragten Spediteur, für ihn erfolgt. Hätte alſo 
der Spediteur C., als Vertreter des Gemeinſchuldners 
für dieſen den Kaffee von der Beklagten in Breslau in Empfang 
genommen, ſo wäre für Zulaſſung des Verfolgungsrechts kein 
Raum. Auf Grund der Ausſage des Zeugen C. nimmt aber 
das BG. als erwieſen an, daß C. den ihm vom Gemein⸗ 
ſchuldner am 15. Februar erteilten Auftrag zur Abholung des 
Kaffees von der Beklagten wegen des Stillſchweigens des Ge⸗ 
meinſchuldners auf die Mitteilung von dem ablehnenden Beſcheide 
der Beklagten als erledigt angeſehen hat, daß C. von der darauf 
der Beklagten unmittelbar vom Gemeinſchuldner erteilten An⸗ 
weiſung zur Auslieferung des Kaffees an C. keine Kenntnis 
gehabt hat, und daß bei der ſchließlich erfolgten Abrollung des 
Kaffees der Wille des C. lediglich dahin gerichtet war, der ihm 
von der Beklagten zugegangenen Aufforderung, den Kaffee 
„zur Wagenladung nach Landeshut“ abzuholen, zu entſprechen. 
Dieſe Feſtſtellungen ſind rein tatſächlichen Inhalts. Eine Ver⸗ 
letzung prozeſſualer Vorſchriften, insbeſondere des von der 
Reviſion bezeichneten 5 286 ZPO., laſſen ſie nirgends erkennen. 
Die rechtliche Folgerung aber, die das BG. aus ihnen dahin 
gezogen hat: daß C. die Ware nicht als Vertreter des Gemein⸗ 
ſchuldners für dieſen in Empfang genommen habe, iſt ſchlüſſig 
und ſteht mit den Geſetzen nicht in Widerſpruch. Auch der 
Wille der Beklagten richtete ſich, wie das BG. auf Grund 
ihres Schreibens vom 20. Februar an den Spediteur feſtſtellen 
konnte und feſtgeſtellt hat, nicht dahin, die Ware an den Ge⸗ 
meinſchuldner in Breslau zu Händen des Spediteurs abzuliefern, 


ſondern lediglich dahin, behufs Verſendung der Ware an den 


Gemeinſchuldner („zur Wagenladung nach Landeshut“) den 
gewöhnlichen Speditionsauftrag zu erteilen. Daß ſie ſich hierzu 
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des ihr von dem Gemeinſchuldner bezeichneten Spediteurs 
bediente, kann hieran nichts ändern, und daß der Spediteur 
die Ware nicht alsbald auf den Transport nach Landeshut 
brachte, ſondern zunächſt auf ſein Lager nahm, ſteht der Feſt⸗ 
ſtellung jener Willensrichtung der Beklagten um ſo weniger 
entgegen, als weder behauptet noch erſichtlich iſt, daß der Be⸗ 
klagten die Abſicht des Spediteurs, ſo zu verfahren, bekannt 
geweſen ſei. M. c. T., U. v. 8. März 10, 289/09 VII. — 
Breslau. | | 

Grundbuchordnung. 

18. SS 19, 22 GBO. Berichtigung des Grundbuchs. 

Was zunächſt die Frage anbelangt, ob neben der auf Ein⸗ 
tragung des neuen Eigentümers gerichteten Bewilligung des die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs anerkennenden bisher eingetragenen 
Eigentümers auch noch der Nachweis erbracht werden muß, daß 
das Grundbuch in der Tat unrichtig, d. h. der neu Ein⸗ 
zutragende bereits durch Vorgänge außerhalb des Grundbuchs 
Eigentümer geworden iſt, ſo ergibt ſich die Verneinung dieſer 
Frage aus dem Verhältnis, in dem die beſonderen Vorſchriften 
des § 22 GBO. zu der allgemeinen Vorſchrift des § 19 
ebenda ſtehen. Durch die Zulaſſung des Nachweiſes der Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs an Stelle des ſtrikten Erforderniſſes, 
daß der von der Eintragung Betroffene die ihn benachteiligende 
Eintragung bewilligen müſſe, hat nicht ein ſelbſtändiger, dem 
ſog. Konſensprinzip des § 19 gleichwertiger Grundſatz auf: 
geſtellt, ſondern letzteres Prinzip im Intereſſe der Erleichterung 
des Grundbuchverkehrs abgeſchwächt werden ſollen. Man hat 
in Fällen, in denen die Bewilligung des von der Eintragung 
Betroffenen nicht ohne Schwierigkeiten zu erlangen ſein würde, 
den Beteiligten, die mit der Beſchaffung der Bewilligung ver⸗ 
bundenen Koſten und Weiterungen erſparen wollen; vgl. Denkſchr. 
3. Entw. d. GBO. bei Hahn⸗Mugdahn, Materialien zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen 5, 159; Bericht der Reichstagskommiſſion 
ebenda S. 220, 221. Danach iſt der Unrichtigkeitsnachweis 
gegenüber der Beibringung der Eintragungsbewilligung als das 
Mindere anzuſehen, und hieraus folgt, daß er durch die Ein⸗ 
tragungsbewilligung erſetzt werden kann ... Es iſt alſo zur 
Berichtigung des Grundbuchs entweder der Nachweis der Un⸗ 
richtigkeit der bisherigen Eigentumseintragung und die Zu⸗ 
ſtimmung des neu einzutragenden Eigentümers oder die Zu⸗ 
ſtimmung ſowohl des bisherigen wie des neuen Eigentümers 
beizubringen; vgl. den Beſchluß des OLG. Colmar, Rechtſpr. 
der OLG. 9, 332. Nun würde freilich dieſer Grundſatz im 
vorliegenden Falle der weiteren Beſchwerde nicht zum Erfolge 
verhelfen können, wenn der andere Grund, aus dem das Be⸗ 
ſchwerdegericht die Beſchwerde zurückgewieſen hat, zuträfe, näm⸗ 
lich wenn wegen mangelnder formgerechter Beurkundung des 
Vertragswillens, ſoweit er die Parzelle 886 betrifft, eine wirk⸗ 
ſame Eigentumsübertragung bezüglich der letzteren auf Grund 
des notariellen Aktes vom 16. Juli 1907 überhaupt nicht zu⸗ 
ſtande gekommen wäre. Eine rechtliche Bedeutung iſt letzterem 
Geſichtspunkt an ſich nicht abzuſprechen. Denn man wird 
allerdings davon ausgehen müſſen, daß die Berichtigungs⸗ 
bewilligung dann zurückzuweiſen iſt, wenn ſich aus dem mit 
ihr beigebrachten Urkundenmaterial ergibt, daß durch die der 
Bewilligung entſprechend vorzunehmende Berichtigung des 
Grundbuchs das Grundbuch umgekehrt gerade unrichtig werden 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


395 


würde. Ein ſolcher Fall liegt indeſſen gegenwärtig nicht vor. 
Es iſt anerkannten Rechtens, daß auch bei Verträgen, deren 
Wirkſamkeit von der Beobachtung der gerichtlichen oder 
notariellen Form abhängt, die unvollſtändige oder ſonſt un⸗ 
richtige Erklärung des Vertragswillens der Rechtsgültigkeit des 
Vertrages nicht entgegenſteht, wenn die Unrichtigkeit nur die 
Beſchreibung des Vertragsgegenſtandes betrifft. Daß ein ſolches 
Verſehen hinſichtlich der in Frage kommenden Parzelle 886 
den Beteiligten bei Abſchluß des Vertrages vom 16. Juli 1907 
untergelaufen ſei, wird in der ſpäteren Urkunde vom 10. Auguſt 
1909 ausdrücklich geltend gemacht. Beſchl. v. 16. März 10, 
B 23/10 V. — LG. Ansbach. 

II. Gemeines Recht. 

19. Vertretung minderjähriger Kinder durch den Vater.] 

Nach gemeinem ſächſiſchen Rechte beruht die Vertretung 
minderjähriger Kinder durch den Vater auf den Grundſätzen 
des mundium oder der „natürlichen Vormundſchaft“, die dem 
Vater in weſentlicher Abweichung von der römiſch⸗ rechtlichen 
patria potestas die Stellung eines Vormunds — wenn auch 
in etwas freierer Weiſe als ſie ein gewöhnlicher Vormund hat 
— zuteilen. Für die Ausübung dieſes Rechts des Vaters ſind 
diejenigen Normen maßgebend, die ſich aus dem Weſen und 
der Natur der vormundſchaftlichen Verwaltung und Vertretung 
ergeben, als einer Vertretung fremder Perſonen und einer Ver⸗ 
waltung fremden Vermögens in fremdem Intereſſe (RG. 15, 
200). Daher ſchließt Intereſſenwiderſtreit den Vater von der 
Vertretung des minderjährigen Kindes bei Rechtsgeſchäften aus. 
Eine formale Vorſchrift aber, daß der Vater die Kinder in 
Rechtsgeſchäften mit ſeiner Frau überhaupt nicht vertreten 
könne (vgl. SS 1630 Abſ. 2, 1795 Nr. 1 BGB.), kennt das 
gemeine ſächſiſche Recht nicht. Es kommt für den Ausſchluß 
der Vertretungsbefugnis überall auf die materielle, dem 
Minderjährigen nachteilige Intereſſenkolliſion an. Eine 
ſolche aber iſt nicht vorhanden, wenn Geſchäfte in Frage ſtehen, 
die dem Minderjährigen lediglich Vorteil bringen. Bei der⸗ 
artigen Geſchäften wird überhaupt keine Sicherung durch die 
vormundſchaftliche pflichtmäßige Prüfung verlangt, denn der 
Minderjährige kann ſie ſelbſt ohne Vormund oder Vater gültig 
vornehmen (Heimbach, Lehrbuch des partikularen Privatrechts, 
§ 153). Die Abtretung des Vermächtnisanſpruchs durch die 
Klägerin an ihren Sohn war ein Geſchäft, das dieſem lediglich 
Vorteil brachte. Verbindlichkeiten zu ſeinen Ungunſten waren 
damit nicht verknüpft. Demnach konnte ſie ſein Vater für ihn 
wirkſam annehmen, und zugleich als Ehemann der Klägerin 
deren Willenserklärung genehmigen, was nach § 41 der 
Schwarzburg ⸗ Rudolſtädtiſchen Vormundſchaftsordnung vom 
13. April 1818 erforderlich war. A. c. W., U. v. 8. März 10, 
213/09 III. — Jena. 

III. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

20. 5 75 Einl. zum ALR. Schadenserſatzanſpruch 
wegen abſichtlicher Verzögerung der Erledigung eines Bau⸗ 
geſuchs.] 

Der Kläger hat einen auf § 75 Einl. zum ALR. geſtützten 
Schadenserſatzanſpruch gegen die Beklagte erhoben, weil die 
Polizeibehörde ein von ihm am 21. März 1903 eingereichtes 
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Dortmund belegenen Wohn: und Geſchäftshauſes mit Rückſicht 
auf eine ſein Grundſtück berührende, damals im Werke befind⸗ 
liche, aber noch nicht bis zur Offenlegung des vorläufigen Planes 
gediehene Anderung der Fluchtlinie unter dem 16. Juni 1903 
zurückgewieſen und aus demſelben Grunde auch die Erledigung 
des Baugeſuchs verzögert habe. Der erſte Richter hat den 
Klaganſpruch ſchlechthin dem Grunde nach für berechtigt erklärt, 
der BerR. hat dagegen die Verurteilung der Beklagten einge⸗ 
ſchränkt. Er hat die Beklagte nämlich nur verurteilt, dem Kläger 
denjenigen Schaden zu erſetzen, der ihm dadurch erwachſen ſei, 
daß ihm die Bauerlaubnis zu dem von ihm beabſichtigten Neu⸗ 
bau durch die baupolizeiliche Verfügung vom 16. Juni 1903 
verſagt worden ſei, und hat dabei ausgeſprochen, es ſei zu unter⸗ 
ſtellen, daß die Bauerlaubnis dem Kläger am 9. Juli 1903, d. i. 
dem Tage der Offenlegung des vorläufigen Planes. wieder ent⸗ 
zogen worden ſei. Im übrigen hat er die Klage abgewieſen, 
d. h. inſoweit, als ſie auf die von dem Kläger behauptete ab⸗ 
ſichtliche Verzögerung der Erledigung des Baugeſuchs geſtützt 
worden iſt. Der Bert. rechtfertigt dieſe Abweiſung durch die 
Erwägung, daß es ſich hierbei um eine angebliche Pflichtwidrigkeit 
der Beamten der Baupolizeibehörde in Ausübung öffentlicher 
Gewalt handle, deren Folgen die Beklagte nach den Grundſätzen 
des Preußiſchen Landrechts nicht zu vertreten habe. Mit Recht 
beſchwert ſich der Kläger über dieſe Entſcheidung: Zutreffend 
iſt allerdings der Grundſatz, von dem der BerR. ausgeht, daß 
die Beklagte für die Folgen von Pflichtwidrigkeiten der Beamten 
der Baupolizeibehörde nicht einzuſtehen habe, und deshalb iſt 
die Berufungsentſcheidung auch inſofern begründet, als etwa eine 
Verzögerung in der Erledigung des klägeriſchen Baugeſuchs auf 
ein pflichtwidriges Verhalten der Beamten der Baupolizeibehörde 
zurückzuführen ſein ſollte. Allein der Kläger hat ſeinen Anſpruch 
nicht auf eine Pflichtwidrigkeit der Beamten der Baupolizeibehörde 
gegründet, ſondern darauf, daß ſein Baugeſuch im Intereſſe und 
zugunſten der Beklagten nicht früher, als wie geſchehen, von 
der Baupolizeibehörde erledigt worden ſei. Damit macht er nicht 
der Baupolizeibehörde eine Pflichtwidrigkeit zum Vorwurf, ſon⸗ 
dern er iſt erſichtlich der Anſicht, daß dies Verfahren derſelben 
ebenſo zu behandeln ſei wie die Zurückweiſung ſeines Baugeſuchs. 
Darin iſt ihm und zwar insbeſondere auf Grund der Aus⸗ 
führungen, die von ſeinem Vertreter in der Reviſionsinſtanz in 
jener Richtung geltend gemacht worden ſind, beizupflichten. Da 
nach der Rechtſprechung des RG. feſtſteht, daß in einem Falle 
der vorliegenden Art die Zurückweiſung des Baugeſuchs durch 
die Baupolizeibehörde eine Entſchädigungspflicht der Gemeinde 
begründet, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb rechtlich die Sachlage 
nicht ebenſo ſollte beurteilt werden müſſen, wenn die Baupolizei⸗ 
behörde das Geſuch zunächſt noch nicht zurückweiſt, ſondern zu⸗ 
gunſten der Gemeinde, nämlich im Intereſſe einer beabſichtigten 
neuen Fluchtlinienfeſtſetzung, die aber noch nicht bis zur Offen⸗ 
legung des vorläufigen Fluchtlinienplanes vorgeſchritten iſt, ab⸗ 
ſichtlich die Entſcheidung auf das Baugeſuch zu treffen unterläßt. 
Stellt die Zurückweiſung des Baugeſuchs keine Pflicht— 
widrigkeit dar, ſo kann eine ſolche auch nicht in dem vor⸗ 
bezeichneten, von der Polizeibehörde zugunſten der Gemeinde 
beobachteten abſichtlichen Verhalten liegen. Auch im übrigen 
ſteht dieſes Verhalten mit der Zurückweiſung des Baugeſuchs 
auf gleicher Stufe. Die an ſich nach den ſonſtigen Verhältniſſen 
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dem Geſuchſteller zu gewährende Bauerlaubnis wird ihm eben 
im Intereſſe der Gemeinde nicht erteilt; ob die Nichterteilung 
ausdrücklich ausgeſprochen wird oder ob ſie dadurch zum Aus⸗ 
druck gelangt, daß ihm in dem Zeitpunkte, in welchem ihm nach 
dem ſonſtigen regelmäßigen Geſchäftsgange die Bauerlaubnis ge⸗ 
währt worden wäre, überhaupt ein Beſcheid nicht zuteil wird, 
kann rechtlich keinen Unterſchied begründen; ſachlich läuft beides 
auf ein und dasſelbe hinaus. R. c. D., U. v. 15. Febr. 10, 
180/09 VII. — Hamm. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

21. § 148] 

Wenn auch zu dem Betriebe eines Bergwerks im Sinne 
des 8148 ABergG. nicht alle Vorrichtungen und Unternehmungen 
gehören, die mit dem Betriebe verbunden ſind oder ſein können, 
ſondern nur die Ausübung des Bergbaugewerbes im engeren 
Sinne, d. h. nur die auf die Gewinnung des Minerals ge⸗ 
richtete Tätigkeit (ſ. Daubenſpeck, Beiträge zur Lehre vom 
Bergſchaden S. 49), oder die eigentlichen bergbaulichen Vor⸗ 
richtungen, wie Braſſert ($ 148 Nr. 3) ſich ausdrückt, fo kann 
doch kein Zweifel daran beſtehen, daß Arbeiten zur Aufſuchung 
des verliehenen Minerals hierher zu rechnen ſind, denn ſie ſind 
unmittelbar auf deſſen Gewinnung gerichtet, wobei es von 
keiner Bedeutung kein kann, ob ſie Erfolg haben oder nicht. 
Würde ſomit dadurch, daß Gruben zwecks Aufſuchung von 
Eiſenerz auf den Klägern gehörigem Grund und Boden auf⸗ 
geworfen und nicht wieder zugeſchüttet worden ſind, während 
der Beklagte in dieſem Bezirke die Bergwerksgerechtigkeit auf 
Eiſen beſitzt, ein Bergſchaden im eigentlichen Sinne herbei⸗ 
geführt worden ſein, ſo würde der Beklagte als Bergwerks⸗ 
befiger gemäß § 148 ABergG. für dieſen Schaden in vollem 
Umfange haftbar ſein, auch wenn er nur, wie das BG. feſt⸗ 
geſtellt hat, dem Ingenieur G. geſtattet hat, innerhalb ſeines 
Bergwerksbezirks nach Erzen zu „ſchürfen“ oder richtiger: ſolche 
aufzuſuchen. Dieſe Haftbarkeit würde auch dann gegeben ſein, 
wenn dies „geſtatten“, wie die Reviſion will, nur als ein 
Zulaſſen, d. h. ein wiſſentliches Nichthindern, zu verſtehen wäre. 
Denn die im § 148 ABergG. ausgeſprochene Verpflichtung iſt 
eine geſetzliche, ſie iſt an das Bergwerkseigentum geknüpft und 
entſpringt nicht notwendig aus einer unerlaubten Handlung 
(ſ. auch Daubenſpeck S. 59; Kloſtermann⸗Fürſt $ 148; Braſſert 
8 148 Nr. 1; Weſthoff 1, 11), wie es daher auch gleich 
gültig iſt, ob der Bergwerkseigentümer die Betriebshandlung 
ſelbſt vorgenommen oder angeordnet hat, die den Schaden ver⸗ 
urſacht hat, wenn nur der Schaden durch den Betrieb ſeines 
Bergwerks herbeigeführt worden iſt (ſ. RG. 35, 164), worüber 
nach den Feſtſtellungen des BG. unter Annahme der oben 
erwähnten Unterſtellung kein Zweifel beſtehen würde. A. c. V. 
u. Gen., U. v. 12. Febr. 10, 126/09 V. — Celle. 

22. 5 148 ABergG.] 

Die Klägerin, die Eigentümerin eines in der Gemeinde R. 
belegenen, unmittelbar an die Lippe ſtoßenden Grundflächen⸗ 
komplexes von mehr als einem Morgen Größe und außerdem 
Eigentümerin der einige Kilometer ſüdlich der Lippe liegenden 
Schachtanlage „G.“ iſt, gewinnt das für die letztere erforderliche 
Betriebswaſſer ſeit mehr als zehn Jahren aus mehreren auf 
dem erwähnten Grundflächenkomplex angelegten, mit der Lippe 
in Verbindung ſtehenden Brunnen mittels einer daneben er⸗ 
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richteten umfangreichen Anlage (Pumpwerk). Andererſeits muß 
die Beklagte, da ſie bei ihrer Schachtanlage zwei Solquellen 
mit außerordentlichem Waſſerreichtum angezapft hatte, das 
Grubenwaſſer, um ihr Bergwerk vor dem Erſaufen zu bewahren, 
in den G.⸗Bach, von wo es in die A. und demnächſt — an 
einer oberhalb des klägeriſchen Beſitzes befindlichen Stelle — 
in die Lippe gelangt, ableiten. Nach der Behauptung der 
Klägerin werden infolge des ſtarken Salzgehaltes dieſer Gruben⸗ 
wäſſer das Lippewaſſer und das klägeriſche Brunnenwaſſer mit 
Salz durchtränkt und dadurch die Keſſel des Pumpwerks und 
des Schachtes G. inſofern erheblich beſchädigt, als ſich an den 
Keſſelwänden und an den Siederohren Salzkruſten bilden, die 
beim Erglühen die Rohre verbiegen und die Keſſelwände brüchig 
machen und dadurch für die Keſſel eine Exploſionsgefahr herbei⸗ 
führen. Wegen dieſer Schäden ſowie wegen des Mehraufwandes 
an Koſten, der durch die Notwendigkeit, das erforderliche Be⸗ 
triebswaſſer aus der ſalzfreien Ruhr ſich zu beſchaffen, ent⸗ 
ſtanden ſei, verlangt die Klägerin im gegenwärtigen Prozeß 
Schadenserſatz in Höhe von 6157 #4 55 # In L Inſtanz 
iſt der erhobene Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, in II. Inſtanz die Berufung der Beklagten 
zurückgewieſen: Unbegründet ſind die materiellrechtlichen An⸗ 
griffe, die die Reviſion dahin erhebt, daß die Ableitung der 
Grubenwäſſer kein Akt des Bergwerksbetriebes ſei und daß die 
bloße Tatſache des Verſalzenſeins des Lippewaſſers nicht genüge, 
eine Schadenserſatzpflicht der Beklagten zu begründen, da der 
Klägerin ein Recht zur Waſſerentnahme nicht zuſtehe. In 
erſterer Hinſicht hat der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
vom 1. Juli 1899, abgedruckt in der JW. S. 549 und in 
Braſſerts ZBergr. 40, 479, ſich für die Einordnung der 
Grubenwäſſerableitung in den Begriff des Bergwerksbetriebes 
ausgeſprochen, und es liegt kein Anlaß vor, von dieſer Auf⸗ 
ſaſſung abzugehen. Die von der Reviſion zur Begründung der 
gegenteiligen Annahme herangezogene Entſtehungsgeſchichte des 
S 148 ABerg®., bei deren Darlegung auf Kommiſſionsberatungen 
und Vorentwürfe zurückgegangen wird, die länger als 20 Jahre 
ſeit dem Erlaß des Berggeſetzes zurückliegen, ergibt nichts 
Poſitives für die Anſicht der Reviſion und würde auch, wenn 
letzteres der Fall wäre, gegenüber der großen Zahl der mit 
wechſelndem Inhalt aufgeſtellten Geſetzentwürfe und gegenüber 
der allgemeinen Faſſung des geltenden Geſetzes keine ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung beanſpruchen können. Anlangend aber die 
Frage der Rechtmäßigkeit der Aneignung des Lippewaſſers, ſo 
erfolgt die Waſſerentnahme unſtreitig mit Genehmigung der 
zuſtändigen Waſſerbauinſpektion, und dieſer Umſtand begründet, 
wie ebenfalls der erkennende Senat bereits in dem vorhin 
zitierten Urteile vom 1. Juli 1899 angenommen hat, die 
Rechtsfolge, daß Beſchädigungen, die mittels des in dem zu⸗ 
geleiteten Waſſer enthaltenen Salzgehalts einem Grundſtück 
oder deſſen Zubehörungen zugefügt werden, als durch den 
Bergwerksbetrieb verurſachte Schadenszufügungen anzuſehen 
ſind. Das von der Reviſion herangezogene Urteil des erkennen⸗ 
den Senats vom 29. September 1906, RG. 64, 137, enthält 
nichts Gegenteiliges. Dort iſt lediglich die Frage erörtert und 
entſchieden, ob die ſtaatliche Geſtattung der Entnahme von 
Waſſer aus einem öffentlichen Strom mittels beſonderer 
Waſſerleitungsanlagen die Natur einer polizeilichen Genehmigung 
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hat, alſo einen ſtaatlichen Hoheitsakt darſtellt, oder ob in ihr 
eine privatrechtliche Übertragung eines nutzbaren Regelrechts 
zu finden iſt. Der Unterſchied iſt bedeutſam für die (damals 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende) Frage, ob der Staat 
als Entgelt für die Aberlaſſung der Waſſermutzung eine Abgabe 
erheben darf, ſowie ferner für die Widerruflichkeit der erteilten 
Erlaubnis. Im vorliegenden Falle iſt ein ſolcher Widerruf 
nicht erfolgt und daher die Waſſerentnahme, wie der BerR. zu⸗ 
treffend angenommen hat, eine rechtmäßige geweſen. M. c. G., 
U. v. 9. März 10, 200/09 V. — Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

23. Verpflichtung des Unternehmers zur Stellung des 
Antrags auf Feſtſetzung der Entſchädigung.] 

Schon in älteren Entſcheidungen (Urteile des V. ZS. vom 
10. Juli 1889 und vom 30. April 1890, Eger, EifenbE. 7, 367; 
8, 116) iſt die Verurteilung des Unternehmers zur Stellung 
des Antrages auf Feſtſetzung der Entſchädigung ausgeſprochen 
bzw. ausgeführt, daß die Entſchädigung für eine planmäßig 
zur Enteignung gezogene Fläche nicht direkt einzuklagen ſei, 
ſondern daß Klage auf Anerkennung des beſtrittenen Eigentums 
und auf Feſtſtellung der Entſchädigung im Adminiſtrativverfahren 
zu erheben ſei. In dem Urteile des erkennenden Senats vom 
12. Mai 1903 — RG. 55, 7 —, welches ebenfalls eine zum 
Eiſenbahnbau erfolgte Enteignung betrifft, ſind die gleichen 
Rechtsgrundſätze ausgeſprochen. Es iſt dort ausgeführt, daß, 
wenn durch die Gewährung des Enteignungsrechts in Ver⸗ 
bindung mit dem den Anlagen zuteil werdenden ſtaatlichen 
Schutze eine Entziehung des Grundeigentums aus Rückſichten 
des öffentlichen Wohls bewirkt iſt, und die Verhältniſſe tat⸗ 
ſächlich dahin geführt haben, daß dies ohne ein die Intereſſen 
des Grundeigentümers ſicherndes Verfahren geſchehen iſt, der 
Unternehmer dem Eigentümer gegenüber daraus Vorteile nicht 
ziehen dürfe. Im Verhältnis unter ihnen müſſe die vom Geſetze 
gewollte Rechtslage hergeſtellt werden; der Unternehmer habe 
daher nicht nur nach den materiellrechtlichen Vorſchriften des 
Enteignungsgeſetzes Entſchädigung zu leiſten, ſondern er ſei auch 
dem Grundeigentümer gegenüber verpflichtet, ſeine Mitwirkung 
zur Einleitung des Verfahrens zu leihen, welches insbeſondere 
auch infolge der Vorſchrift des § 43 EnteignG. dem Unter⸗ 
nehmer erhebliche Vorzüge gegenüber der unmittelbaren Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs biete, und welches nicht deshalb in 
Wegfall kommen dürfe, weil der Unternehmer infolge tatſächlicher 
Hergänge ſeinen Zweck bereits erreicht habe und an der Ein⸗ 
leitung und Durchführung des Verfahrens ſeinerſeits nicht mehr 
intereſſiert ſei. Dieſe Ausführungen treffen auf den vorliegenden 
Streitfall zu. Wenn vor dem Unternehmen die vom Kläger 
behauptete Wegegerechtigkeit beſtand, das Unternehmen ſie aber 
beſeitigt oder beſchränkt hat, ſo iſt das Verlangen des Klägers, 
Beklagter habe durch die ihm obliegende Antragſtellung darauf 
hinzuwirken, daß eine Entſchädigung auf dem im Enteignungs⸗ 
geſetze vorgeſchriebenen Wege erfolge, an ſich gerechtfertigt und 
unter dieſer Vorausſetzung die verweigerte Mitwirkung des Be⸗ 
klagten auch im ordentlichen Rechtswege erzwingbar. Zu prüfen 
war nun noch nach der beſonderen Lage der hier zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Sache, ob dem Prinzipalantrage der Klage 
entgegenſteht, daß Kläger erſt nach Beendigung des Unter⸗ 
nehmens mit Entſchädigungsanſprüchen hervorgetreten iſt, und 
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weiter, ob es berechtigt ift, daß Kläger unter Übergehung des 
Planfeſtſetzungsverfahrens von dem Unternehmer ſogleich den 
Antrag auf Feſtſetzung der Entſchädigung verlangt. Nach 
beiden Richtungen hin iſt aber zugunſten des Klägers zu ent⸗ 
ſcheiden. Wenn auch zu unterſtellen iſt, daß der urſprüngliche 
Kläger durch die Offenlegung des Planes Kenntnis davon 
erlangt hat, wie die zu erbauende Eiſenbahn geführt werden 
ſollte und daß fie den Üblickſee durchſchneiden werde, iſt doch 
dadurch, daß im Planfeſtſetzungsverfahren die jetzt erhobenen 
Anſprüche von ihm nicht geltend gemacht ſind, ihre jetzige 
Geltendmachung nicht ausgeſchloſſen. Das Geſetz enthält keine 
Beſtimmung, aus der dies herzuleiten iſt; das Verfahren dient 
nur dazu, den Beteiligten Gelegenheit zu geben, Einwendungen 
gegen den Plan ſelbſt zu erheben; auf die Entſchädigungsfrage 
haben ſich die Verhandlungen nicht zu erſtrecken. § 20 Abſ. 3 
des Geſetzes. In den Antrag auf Feſtſetzung der Entſchädigung 
konnte die Wegegerechtigkeit, weil man von ihr nichts wußte, 
nicht aufgenommen werden. Bei dieſer Sachlage gehört Kläger 
nicht zu den durch die Ediktabladung des § 25 Abſ. 4 des 
Geſetzes zugezogenen Beteiligten, er iſt daher auch nicht auf 
das für dieſe im § 30 vorgeſchriebenen Verfahren zu verweiſen. 
Soweit ſich die Rechtslage nach dem bisher Vorgetragenen über⸗ 
ſehen läßt, iſt ſie, wie ſchon vorſtehend erwähnt iſt, ebenſo zu 
beurteilen, als wenn ein Grundſtück, ohne daß das Ent⸗ 
eignungsverfahren ſich auf dasſelbe erſtreckt hat, dem Eigentümer 
durch ein mit dem Enteignungsrechte ausgeſtattetes Unter⸗ 
nehmen entzogen iſt. Wie in einem ſolchen Falle der Grund⸗ 
eigentümer, ſo hat auch hier der Kläger an ſich das Recht des 
Expropriaten. Aus welchem Grunde der Kläger erſt nach Be⸗ 
endigung des Unternehmens das Beſtehen der Wegegerechtigkeit 
geltend gemacht hat, iſt nicht feſtgeſtellt. Es kann deshalb hier 
von einer Erörterung darüber, ob, wenn dies etwa böswillig 
zur Erlangung einer höheren Entſchädigung geſchehen ſein ſollte, 
eine andere Beurteilung geboten wäre, abgeſehen werden. 
Wenn die tatſächliche Lage die hier unterſtellte iſt, ergeben ſich 
auch keine Bedenken dagegen, daß vom Beklagten verlangt 
wird, er ſolle ſogleich das Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren 
beantragen. Es iſt das zwar erſt der zweite Teil des admini⸗ 
ſtrativen Verfahrens. Es fehlt indeſſen, da es ſich hier um 
eine nach der klägeriſchen Behauptung durch das Unternehmen 
bereits beſeitigte bzw. beſchränkte Gerechtigkeit handelt, für 
ein Planfeſtſetzungsverfahren jeder Anlaß. — K. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 22. Febr. 10, 136/09 VII. — Königsberg. 

24. 8 11 EnteignG. (Aufhebung eines Mietrechts).] 

Den Ausführungen der Reviſion iſt darin beizutreten, daß 
eine Erſatzpflicht der Beklagten aus dem § 11 EnteignG. nur 
herzuleiten iſt, wenn feſtſteht, daß Kläger Schaden als Mieter 
des enteigneten Grundſtücks erlitten hat. Entſcheidend iſt des⸗ 
halb, wie das zwiſchen ihm und der Frau v. S. eingegangene 
Vertragsverhältnis zu beurteilen iſt. In der Urkunde vom 
25. Juni 1901 ſind zwei Vereinbarungen getroffen. Es wird 
zunächſt dem Kläger eine aus drei Stuben, Küche, Bad, Keller, 
Bodenraum und Garten beſtehende Wohnung auf zehn Jahre 
für einen jährlichen Mietzins von 700 & vermietet. Weiter 
wird dann dem Kläger die Verwaltung des Grundſtücks, in 
dem ſich die Mietwohnung befindet, für die Dauer des Miet— 
vertrages gegen eine jährliche Entſchädigung von ebenfalls 
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700 & übertragen. Wäre nun dieſes Vertragsverhältnis dahin 
aufzufaſſen, daß den Hauptbeſtandteil, die Grundlage desſelben 
die Übertragung der Verwaltertätigkeit bildet und die Über⸗ 
laſſung der Wohnung nur die dem Kläger für ſeine Tätigkeit 
zu gewährende Gegenleiſtung darſtellt, ſo würde allerdings von 
einem unter § 11 fallenden Mietverhältniſſe und von einer aus 
der vorzeitigen Auflöſung desſelben für die Beklagte ſich er⸗ 
gebenden Entſchädigungspflicht nicht die Rede ſein können. Durch 
die Enteignung wäre dann nicht ein dem Kläger zuſtehendes 
Mietrecht aufgehoben, ſondern von ihr wäre ein zwiſchen der 
Grundſtückseigentümerin und dem Kläger beſtehendes, aus 
Auftrag und Dienſtvertrag ſich zuſammenſetzendes Rechts⸗ 
verhältnis betroffen, hinſichtlich deſſen eine Entſchädigungspflicht 
des Unternehmers nach dem Enteignungsgeſetze nicht beſteht. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß Verträge mit Hausverwaltern 
und Portiers, denen eine Wohnung mietfrei eingeräumt iſt, in 
dem vorſtehend wiedergegebenen Sinne auszulegen ſein können. 
Nicht aber iſt anzuerkennen, daß dies die einzig mögliche Aus⸗ 
legung iſt. Beim Vorliegen eines Miet⸗ und eines Verwaltungs⸗ 
vertrages kann vielmehr das Vertragsverhältnis auch umgekehrt 
ſo geſtaltet ſein, daß die Grundlage desſelben der Mietvertrag 
bildet, daß nicht einer Perſon, weil ſie im Hauſe Verwalter⸗ 
dienſte verſieht, eine Wohnung überlaſſen iſt, ſondern daß eine 
Wohnung gemietet iſt zu dem Zwecke, als Mieter derfelben mit 
der Hausverwaltung betraut zu werden. Es iſt das nach der 
konkreten Lage des Falles zu entſcheiden und es liegt hier kein 
Anlaß vor, in der Beurteilung des in Frage kommenden Ver⸗ 
trages dem BG. entgegenzutreten. Die Ausführungen desſelben 
ſind in ihrem Geſamtinhalte dahin zu verſtehen, daß die Ver⸗ 
waltung dem Kläger in ſeiner Eigenſchaft als Mieter der im 
Vertrage bezeichneten Wohnung übertragen iſt und bis zur Be⸗ 
endigung des Mietvertrages dauern ſollte. Der Kläger kommt 
ſomit für das Enteignungsverfahren als Mieter in Betracht; 
ſein Mietrecht iſt durch die Enteignung aufgehoben, und er hat, 
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tatſächlich mietfrei wohnte, dadurch, daß er dieſe Wohnung 
räumen mußte, im Sinne des § 11 Enteign®. Schaden erlitten. 
Stadt C. c. P., U. v. 22. Febr. 10, 532/09 VII. — Berlin. 

Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 

25. 8 88 Nr. 7.] 

Die Parteien ſchloſſen am 20.)/ 29. März 1893 einen 
ſchriftlichen Vertrag miteinander wegen Ausdehnung des Gas⸗ 
rohrnetzes der Berliner ſtädtiſchen Gasanſtalt auf dem Gemeinde⸗ 
bezirk Reinickendorf. Dieſer Vertrag wurde für die Beklagte 
von ihrem Oberbürgermeiſter und einem Magiſtratsmitglied, für 
die Klägerin von ihrem Gemeindevorſteher und zwei Schöffen 
unterzeichnet und beiderſeits das Amtsſiegel beigedrückt. Der 
Vertrag wurde auch ausgeführt. Im Jahre 1908 erhob die 
Klägerin gegen die Beklagte Klage mit dem Antrage, feſtzu⸗ 
ſtellen, daß dieſer Vertrag nichtig ſei, weil die nach $ 88 Nr. 7 
der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 zur Formgültigkeit 
des Rechtsgeſchäfts erforderliche Anführung des betreffenden 
Gemeindebeſchluſſes der Klägerin in der Vertragsurkunde fehle. 
Beide Vorinſtanzen wieſen die Klägerin ab. Das BG. iſt der 
Anſicht, daß der angefochtene Vertrag gültig ſei, weil die Be— 
ſtimmung des $ 88 Nr. 7 Landgemeinde O. vom 3. Juli 1891 
dahin auszulegen ſei, daß die Anführung des Gemeinde⸗ 
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beſchluſſes, auf welchem der Vertrag beruhe, in der Vertrags⸗ 
urkunde nicht unbedingt nötig ſei, ſondern daß es genüge, wenn 
dieſer Beſchluß dem anderen Teile durch den Gemeindevorſteher 
vorher bekannt gemacht worden ſei. Dieſes Erfordernis iſt 
nach der weiteren Ausführung des BG. hier dadurch erfüllt, 
daß der Gemeindevorſteher der Klägerin am 17. Januar 1893, 
alſo vor der Aufnahme der Vertragsurkunde, der Beklagten den 
Inhalt des Gemeindebeſchluſſes und den Tag ſeiner Faſſung 
mitgeteilt hat. .. Auch geſetzliche Formvorſchriften find der 
Auslegung zugänglich; jedenfalls gilt dies von den unter der 
Herrſchaft des PrAL R. erlaſſenen geſetzlichen Formvorſchriften, 
da der § 40 I, 3 ALR. beſtimmt, daß aus der Verabſäumung 
der geſetzlichen Form einer Handlung ihre Nichtigkeit nur dann 
folge, wenn das Geſetz die Beobachtung dieſer Form zur Gültigs 
keit der Handlung ausdrücklich erfordere. Im § 88 Nr 7 Lands 
gemeindeO. vom 3. Juli 1891 heißt es, daß die Urkunden 
über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte ver⸗ 
binden ſollen, die Anführung des betreffenden Gemeinde⸗ 
beſchluſſes enthalten „müſſen“. Dieſes „Muß“ bedeutet nach 
der heutigen Geſetzesſprache bei Formvorſchriften allgemein, daß 
die Beobachtung der betreffenden Formbeſtimmung zur Gültig⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts erforderlich iſt. Danach kann kein 
Zweifel daran beſtehen, daß, ſoweit der § 88 Nr. 7 Land⸗ 
gemeinde O. reine Formvorſchriften enthält, deren Beobachtung 
für die Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts unerläßlich iſt. Es würde 
demgemäß ein Vertrag des im § 88 a. a. O. bezeichneten Inhalts, 
deſſen Niederſchrift nur von dem Gemeindevorſteher allein, nicht 
auch von einem Schöffen unterzeichnet iſt, oder auf deſſen Ur⸗ 
kunde das Gemeindeſiegel fehlt (vgl. z. B. Gruchot 28, 985; 
RGSt. 19,327; OVG. 48, 285), der Rechtswirkſamkeit ermangeln. 
Anders verhält es ſich dagegen mit der in Rede ſtehenden 
Vorſchrift, wonach in der Urkunde auch der betreffende Ge⸗ 
meindebeſchluß angeführt ſein muß. Sinn und Zweck dieſer 
Beſtimmung ergibt, daß ſie nicht ſowohl eine formale als 
vielmehr eine ſachliche Bedeutung hat. (Wird ausgeführt.) Hat, 
wie im vorſtehenden nachgewieſen iſt, die Beſtimmung über die 
Anführung des Gemeindebeſchluſſes in der Urkunde über das 
Rechtsgeſchäft nicht ſowohl eine formelle, als vielmehr eine 
ſachliche Bedeutung, ſo kann dem BerR. nur beigepflichtet 
werden, wenn er die Anſicht vertritt, daß die Beobachtung der 
im Geſetz gegebenen Vorſchrift über die Art der Kundgebung 
des Gemeindebeſchluſſes an den anderen Vertragsteil nicht im 
Sinne einer reinen und ſtrengen Formalvorſchrift als uner⸗ 
läßlich für die Gültigkeit des betreffenden Rechtsgeſchäfts zu 
erachten ſei, ſondern daß es als gleichwertig damit an⸗ 
geſehen werden könne, wenn der Beſchluß vorher dem anderen 
Teil durch den Gemeindevorſteher mitgeteilt worden ſei. Das 
iſt hier geſchehen. R. c. B., U. v. 1. März 10, 173/09 VII. — 
Berlin. 

Geſetz betr. die Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
vom 23. Juli 1893. 

26. S 8 des Geſetzes.] 

Die Berechnung des Ruhegehalts des am 1. April 1905 
in den Ruheſtand getretenen Klägers iſt der Wert ſeiner Dienſt⸗ 
wohnung und der Feuerung mit denjenigen Beträgen zugrunde 
gelegt, welche die Königliche Regierung in Danzig als Schul⸗ 
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aufſichtsbehörde am 30. Auguſt 1897 für die Berechnung des 
Wertes dieſer Nutzungen feſtgeſetzt hatte. Der Kläger erachtet 
dieſe Wertsfeſtſetzung nicht für verbindlich, weil ſie, wie 
unſtreitig iſt, erfolgt iſt, ohne daß zuvor der Kreisausſchuß an⸗ 
gehört worden wäre, wie dies in 8 8 des Geſetzes betreffend 
die Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen vom 23. Juli 1893 vorgeſchrieben iſt. 
Er behauptet, daß der tatſächliche Wert der Dienſtwohnung, 
welche er während ſeiner Amtsſtellung inne hatte, und der 
Feuerung, welche er bezogen hatte, höher ſei als der von der 
Regierung feſtgeſetzte Betrag, und fordert, daß die Penſion 
unter Zugrundelegung dieſer höheren Werte bemeſſen werde. 
Während das LG. die Wertfeſtſetzung der Regierung wegen 
Nichtanhörung des Kreisausſchuſſes für unverbindlich erachtet 
und den Klageanſpruch in dieſem Punkte dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt hat, hat das BG. die Nachprüfung der 
Wertfeſtſetzung ſeitens des Gerichtes für unzuläſſig erklärt und 
die Klage abgewieſen. Der hiergegen eingelegten Reviſion kann 
nicht Folge gegeben werden. Die Feſtſetzung des Wertes der 
freien Dienſtwohnung und Feuerung des Volksſchullehrers er⸗ 
folgt nach dem Geſetze vom 23. Juli 1893 zu dem Zwecke der 
Berechnung der Jahres ſumme des ruhegehaltsberechtigten Dienſt⸗ 
einkommens der Lehrer und Lehrerinnen des Regierungsbezirks 
und zum Zwecke der Aufſtellung des Verteilungsplanes, nach 
welchem der vorausſichtliche Bedarf der Ruhegehaltskaſſe auf 
die einzelnen Schulverbände verteilt wird. Dieſe Feſtſetzung 
gilt nach 8 8 Satz 2 des Geſetzes auch für die Berechnung des 
Ruhegehalts des Lehrers. Dem Lehrer ſelbſt iſt jede Mit⸗ 
wirkung bei dieſer Feſtſetzung verſagt. Damit iſt auch eine 
Abänderung jener Feſtſetzung im ordentlichen Rechtswege im 
Verhältnis. zwiſchen Lehrer und Ruhegehaltskaſſe ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Abſicht des Geſetzgebers, die Feſtſetzung des 
Wertes dieſer Dienſteinkünfte endgültig der Schulbehörde zu 
übertragen und der Entſcheidung im Rechtswege zu entziehen, 
iſt auch in der Begründung zu dem Geſetze — ſiehe Stenogr. 
Bericht des Herrenhauſes, 1892/93 Bd. II Anlagen Akten⸗ 
ſtück 24 S. 51 — beſtimmt ausgeſprochen. Der dem Herren⸗ 
hauſe vorgelegte Regierungs⸗Entwurf enthielt allerdings die 
Worte „nach Anhörung des Kreisausſchuſſes bezw. in Stadt⸗ 
kreiſen des Gemeindevorſtandes“ nicht. Dieſe Worte ſind dem 
Entwurf in der Beratung des Herrenhauſes auf den Antrag 
v. Wiedebach⸗Noſtiz mit dem Abänderungsvorſchlage des Ober⸗ 
bürgermeiſters Z. eingefügt. — Stenogr. Bericht des Herren⸗ 
hauſes, Seſſion 1892/93 14. Sitzung vom 3. Mai 1893, Bd. I 
S. 219 ff. — Der Antrag bezweckte, zu verhüten, daß die 
Entſcheidungen der Schulaufſichtsbehörde „vom grünen Tiſche 
aus“ getroffen würden. Von keiner Seite aber iſt bei der 
Beratung dieſes Antrages der Abſicht der Begründung entgegen 
getreten, dieſe Feſtſetzung der Nachprüfung durch die ordentlichen 
Gerichte zu entziehen. Die Feſtſetzung der Schulaufſichtsbehörde 
iſt darnach für die Gerichte verbindlich. Dem Gericht iſt nicht 
nur die Nachprüfung der ſachlichen Richtigkeit der Feſtſetzung 
verſagt, ſondern auch die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des 
Verfahrens der Schulaufſichtsbehörde. Es gilt hier das gleiche, 
wie z. B. in den Fällen des § 5 des Preußiſchen Geſetzes vom 
24. Mai 1861, betr. die Erweiterung des Rechtsweges, § 25 
des Preußiſchen Geſetzes, betr. das Dienſteinkommen der 
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Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 
3. März 1897, $ 37 des gleichen Geſetzes vom 26. Mai 1909, 
§ 155 RBG., 5 43 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 
31. Mai 1906, § 40 des Offizier⸗Penſions⸗Geſetzes vom 
31. Mai 1906. In allen dieſen Fällen tragen die Diſziplinar⸗ 
oder Verwaltungsbehörden die Verantwortung für das geſetz⸗ 
mäßige Zuſtandekommen ihrer Entſcheidung ebenſo wie für deren 
ſachliche Richtigkeit. Die Entſcheidung, welche ſich äußerlich als 
die vom Geſetz für maßgebend erklärte gibt, iſt, wenn ſie 
von der zuſtändigen Behörde erlaſſen iſt, für das Gericht 
bindend. Z. c. D., U. v. 11. März 10, 212/09 III. — 
Marienwerder. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

27. Zu den Tarifſtellen 32 und 54. 

I. In der notariellen Urkunde vom 23. März 1905 erteilte 
Fräulein F. für ſich und ihre beiden Geſchwiſter, mit denen 
zuſammen ſie Eigentümerin des Grundſtücks B. Lehmdamm 
Nr. 39 war, dem Kläger W. Vollmacht, dies Grundſtück 
unter den in den 88 1 bis 5 der Urkunde beſtimmten Bedingungen 
zu verkaufen und auf Grund des abzuſchließenden Kaufvertrages 
die Auſlaſſung zu bewirken; dabei wird der Kläger für 
berechtigt erklärt, auf Grund dieſer Vollmacht mit ſich ſelbſt 
den Kaufvertrag abzuſchließen. In den SS 1 bis 4 iſt be 
ſtimmt, daß der Kaufpreis 107000 & betragen und dahin 
belegt werden ſoll, daß 77 500 & durch Übernahme eingetragener 
Hypotheken gedeckt und der Reſt von 29500 , bei der Auf⸗ 
laſſung, die bis zum 15. Mai 1905 zu erfolgen hat, gezahlt 
werden ſollen; außerdem ſind noch Beſtimmungen über den 
Ausſchluß der Gewährleiſtungspflicht der Veräußerer und über 
den Zeitpunkt des Aberganges der Nutzungen und Loſten ſowie 
über die Tragung der Koſten und Stempel getroffen. Im 8 5 
iſt unter anderem folgendes beſtimmt: Der Kläger übernimmt 
für die ſämtlichen Verpflichtungen des Käufers die ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche Bürgſchaft. Die Vollmachtgeberin begibt ſich des 
Rechts, die Vollmacht vor dem 15. Mai 1905 zu widerrufen 
und verpflichtet ſich, den Kaufvertrag unter den vorbezeichneten 
Bedingungen mit der ihr vom Kläger zu benennenden Perſon 
auch direkt abzuſchließen. Der Kläger erklärt hierauf: „Ich 
übernehme die vorſtehende Vollmacht und verpflichte mich, in 
Ausführung derſelben das vorbezeichnete Grundſtück für die 
gegenwärtigen Eigentümer zu verkaufen. Sollte dieſes nicht 
bis zum 15. Mai 1905 geſchehen, ſo trage ich ſchon jetzt für 
mich den Eigentümern des Grundſtücks den Abſchluß des vor⸗ 
ſtehenden Kaufvertrages an und halte mich an dieſen Antrag 
bis zum 16. Mai 1905 gebunden, in der Weiſe, daß der Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages als erfolgt anzuſehen iſt, wenn ſpäteſtens 
am 16. Mai 1905 die Annahme dieſes Antrags durch die 
Eigentümer erklärt wird.“ Zu dieſer notariellen Urkunde iſt 
außer dem Vollmachtſtempel nur der allgemeine Vertragſtempel 
von 1 4 50 & entrichtet worden. Da die Vollmacht auch 
nach dem 15. Mai 1905 durch die Vollmachtgeber nicht wider⸗ 
rufen worden iſt, hat der Kläger im Juni 1905 als Bevoll⸗ 
mächtigter der Grundſtückseigentümer das Grundſtück in zwei Teilen 
verkauft, und zwar den einen Teil für 41000 / an den Bau⸗ 
unternehmer H. und den anderen Teil für 109000 & an den 
Maurermeiſter S. Der einprozentige Kaufſtempel iſt für dieſe beiden 
Verträge gemäß der Tarifſtelle 32 Pr StempſtG. vom 31. Juli 1895 
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mit 410 A und 1090 # entrichtet worden. II. Durch die 
notarielle Urkunde vom 28. September 1905 erteilte der Apotheker 
S. in B. dem Kläger W. und dem Kaufmann M. in B. 
zuſammen unter Ausſchluß ihres Widerrufs vor dem 1. April 
1906 Vollmacht, das Grundſtück in B., Reuſcheſtr. 11, unter 
den in der Urkunde beſtimmten Bedingungen zu verkaufen. Dieſe 
gehen unter anderem dahin, daß der Kaufpreis 150000 / be: 
tragen und dahin belegt werden ſoll, daß 130000 / durch 
Übernahme von Hypotheken gedeckt und der Reit von 20000 % 
bar gezahlt werden ſoll. Die Bevollmächtigten ſollen berechtigt 
ſein, die Auflaſſung zu erklären und mit ſich ſelbſt Rechtsgeſchäfte 
abzuſchließen; ſie haben für die Verpflichtungen des Käufers die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft zu übernehmen. Aber den Zeit⸗ 
punkt des Aberganges der Nutzungen und Laſten und über die 
Pflicht zur Tragung der Koſten und Stempel ſind Anordnungen 
getroffen. Ein von den Bevollmächtigten etwa zu erzielender 
Mehrerlös ſoll ihnen verbleiben; ſie ſollen aber verpflichtet ſein, 
ſchon jetzt an den Vollmachtgeber 3 000 % zu zahlen. Es wird 
ferner beſtimmt: „§ 5. Kommt es nicht zum Verkauf auf 
Grund dieſer Vollmacht, ſo ſind die Herren W. und M. ver⸗ 
pflichtet, mit Herrn S. einen Kaufvertrag gemäß den Beſtimmun⸗ 
gen zu a bis d in § 1 abzuſchließen; ſie würden in dieſem 
Fall als Käufer zu gleichen Teilen aufzutreten haben. Die 
nach S 3 bereits gezahlten 3000 & find dann auf den Kauf⸗ 
preis in Anrechnung zu bringen. Der Kaufvertrag iſt in dieſem 
Fall ſpäteſtens am 3. April 1906 abzuſchließen. § 6. Auf 
Wunſch der Herren W. und M. hat Herr S. den Kaufvertrag 
ſelbſt abzuſchließen und zwar ſowohl mit dem ihm von den 
Herren W. und M. zugeführten Käufer als auch im Fall des 
§ 5 mit dieſen ſelbſt.“ Auch zu dieſem Vertrag iſt außer dem 
Vollmachtſtempel nur der allgemeine Vertragſtempel mit 1,50 ½ 
verwendet worden. Am 7. April 1906 hat dann S. das Grund⸗ 
ſtück an den ihm vom Kläger zum direkten Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages zugeführten Architekten G. für 150000 / veräußert. 
Für dieſen Vertrag iſt ein Stempel von 1509 / entrichtet, in 
welchem Betrage der einprozentige Kaufſtempel der Tarifſtelle 32 
enthalten iſt. III. Der Kläger behauptet, das im erſten Ver⸗ 
trage von ihm und im zweiten Vertrage von ihm und M. ge⸗ 
machte Kaufangebot ſei von den Geſchwiſtern F. und von S. 
nicht angenommen worden. Mit der Klage fordert der Kläger 
aus eigenem Recht und als Zeſſionar des M. die von dieſem 
und ihm auf Erfordern des Beklagten für die Urkunden vom 
23. März 1905 und 28. September 1905 nach der Tarifſtelle 32 
entrichteten Stempelbeträge von 1070 / und 1490 &, zus 
ſammen 2560 /,, nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit der Klagezuſtellung 
zurück. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Dieſe Entſcheidung 
iſt auf die Berufung des Klägers durch das Urteil des OLG. 
abgeändert und der Beklagte nach dem Klageantrage zur Rück⸗ 
zahlung verurteilt worden. ... Die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits hängt davon ab, ob die in jeder der notariellen Urkunden 
vom 23. März 1905 und 28. September 1905 enthaltenen Er⸗ 
klärungen neben dem Vollmachtſtempel, der unſtreitig zu Recht 
entrichtet iſt, und dem allgemeinen Vertragſtempel aus Tarif⸗ 
ſtelle 71° PrStempG. vom 31. Juli 1895 mit je 1,50 & oder 
den vom Entgelt zu berechnenden einprozentigen Umſatzſtempel 
für Grundſtücke aus der Tarifſtelle 32 (läſtige Veräußerungs⸗ 
verträge) oder der Tarifſtelle 54 (Punktationen) unterliegen. Da 
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Vereinbarungen, die von den Vollmachtgebern mit Dritten ge: 
troffen wären, in den Urkunden nicht enthalten ſind, iſt nur zu 
prüfen, welche rechtliche Natur den neben der Vollmachtserteilung 
von den Machtgebern mit den Bevollmächtigten, dem Kläger 
einerſeits ſowie dem Kläger und M. andererſeits, getroffenen 
Vereinbarungen beiwohnt. Dabei iſt die Hinzufügung von Be⸗ 
dingungen nach § 3 Abſ. 2 des Geſetzes für die Stempelpflichtig⸗ 
keit ohne Bedeutung. I. In der Urkunde vom 23. März 1905 
ſind neben der Vollmacht, die dem Kläger zur Vermittlung des 
Verkaufs des B.er Grundſtücks Lehmdamm 39 von deſſen Eigen⸗ 
tümern erteilt wird, alle weſentlichen Beſtandteile eines von 
dieſen mit dem Kläger abzuſchließenden Kaufvertrages in notarieller 
alſo bindender Form feſtgeſetzt. Der Kaufgegenſtand, das als 
Gegenleiſtung zu gewährende Entgelt, die Perſon des Verkäufers, 
nämlich der Grundſtückseigentümer, und des Käufers, nämlich 
des Klägers, ſind beſtimmt. Aus der beurkundeten Vereinbarung 
ergibt ſich auch die Verpflichtung der Eigentümer, das Grund⸗ 
ſtück an den Kläger zu veräußern, und die Verpflichtung 
des Klägers, dasſelbe Grundſtück von den Eigentümern zu er⸗ 
werben. Die Verpflichtung der Eigentümer iſt dadurch be⸗ 
gründet, daß ſie durch die zur Vertretung befugte Miteigen⸗ 
tümerin Magdalene F. den Kläger für berechtigt erklären, 
auf Grund der Vollmacht „mit ſich ſelbſt zu kontrahieren“ 
(S 1) und daß fie die Verpflichtung übernehmen, den in 
der Urkunde nach ſeinem ſachlichen Inhalt beſtimmten 
Kaufvertrag „mit der ihnen vom Kläger zu benennenden Perſon 
auch direkt abzuſchließen“ (S 5), alſo auch mit dem Kläger 
ſelbſt, falls er ſich als Käufer benennt. Die Eigentümer haben 
hiernach die Veräußerungspflicht endgültig, wenn auch bedingt, 
übernommen. Dieſer Übernahme ſteht als entſprechende Ver⸗ 
pflichtung des anderen Vertragsteils die Erklärung des Klägers 
gegenüber, er trage für ſich den Eigentümern des Grundſtücks 
ſchon jetzt den Abſchluß des bezeichneten Kaufvertrags an. 
Durch dieſes bindende Angebot war der gegenſeitige, auf Ver⸗ 
äußerung und Erwerb gerichtete Vertrag zuſtande gekommen. 
Denn der Abſchluß iſt erfolgt, wenn Angebot und Annahme 
bindend erklärt ſind, dieſe Erklärungen ſich decken und jede der 
durch ſie auferlegten Leiſtungen nur mit Rückſicht auf die er⸗ 
wartete Gegenleiſtung übernommen iſt. Daß die Annahme dem 
Angebot zeitlich folge, iſt nicht erforderlich. Die Annahme 
kann vielmehr auch ſchon im voraus hinſichtlich eines für ſpäter 
erwarteten Angebots erklärt werden. So liegt der Fall hier; 
denn die Eigentümer haben ſich von vornherein allgemein ver⸗ 
pflichtet, den Kaufvertrag nach dem feſtgeſetzten ſachlichen Ver⸗ 
tragsinhalt mit dem Kläger abzuſchließen; damit iſt die Annahme 
jedes dieſem Vertragsinhalt entſprechenden Angebots des Klägers 
erklärt. Das Angebot des Klägers iſt freilich nach zwei 
Richtungen hin nur ein bedingtes. Es iſt abhängig gemacht 
einmal davon, daß der auf Grund der erteilten Vollmacht ab⸗ 
zuſchließende Verkauf an einen Dritten bis zum 15. Mai 1905 
nicht zuſtande kommt, dann davon, daß ſpäteſtens am 16. Mai 
1905 „die Annahme dieſes Antrags durch die Eigentümer er— 
klärt wird“. Derartige Bedingungen kommen aber für die 
Stempelfrage nicht in Betracht. Daß die bezeichnete Erklärung 
der Eigentümer als eine wirkliche Bedingung anzuſehen iſt, 
kann nicht zweifelhaft ſein. Die Erklärung ſollte nicht erſt die 
Willensübereinſtimmung der Vertragsteile zuſtande bringen; 
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dieſe war vielmehr bereits durch die dem Angebot voraus⸗ 


gegangene Übernahme der Verpflichtung zum Verkauf in Ver⸗ 


bindung mit dem darauf folgenden Angebot hergeſtellt. Die 
Wirkſamkeit des Angebots war von der weiter erforderten be⸗ 
ſonderen Annahmeerklärung nur aufſchiebend abhängig gemacht 
in dem Sinne, daß ſie den Eintritt der Bedingung herbei⸗ 
führen ſollte. Durch die Erklärung ſollten alſo die bereits 
gebundenen Eigentümer nicht ſich ſelbſt etwa nochmals endgültig 
binden, vielmehr nur das Angebot des Klägers und damit den 
Vertragsſchluß ſelbſt zu einem unbedingten machen. Es wäre 
nicht ausgeſchloſſen geweſen, daß die Vertragſchließenden auch 
die Bindung der Eigentümer zum Verkauf von der Abgabe 
einer beſonderen Annahmeerklärung durch ſie hätten abhängig 
machen wollen; ein rechtsverbindlicher Veräußerungsvertrag wäre 
dann nicht als beurkundet anzuſehen, da eine ſolche Annahme⸗ 
erklärung in der Urkunde nicht enthalten iſt. In dieſem Sinne 
iſt aber hier das Erfordernis der Annahmeerklärung nicht auf⸗ 
zufaſſen, da bei einem derartigen Vertragswillen nicht un⸗ 
mittelbar vorher die Verkaufs verpflichtung in dem vom rechts⸗ 
kundigen Notar abgefaßten Vertrage unbeſchränkt übernommen 
worden wäre. Die Eigentümer, die offenbar behufs ihrer Aus⸗ 
einanderſetzung ein Intereſſe daran hatten, ſich des Grundſtücks 
unter den von ihnen feſtgeſetzten Kaufsbedingungen zu ent⸗ 
ledigen, denen die Perſon des Käufers gleichgültig war und die 
den die eingetragenen Hypotheken überſteigenden Teil des Kauſ⸗ 
preiſes Zug um Zug bei der Auflaſſung erhalten ſollten, hatten 
keinen Anlaß, ihre Bindung dem Kläger als Käufer gegen⸗ 
über von einer beſonderen Annahmeerklärung abhängig zu 
machen. Sie waren dem Kläger gegenüber, deſſen Angebot 
erſt am 15. Mai 1905 wirkſam werden ſollte, dadurch genügend 
geſichert, daß ſie ſich des Rechts zum Widerruf der Vollmacht, 
deren Beendigung auch die Verpflichtung zu Veräußerung an 
den Kläger beſeitigte, nur bis zum 15. Mai 1905 begeben 
hatten. Am 16. Mai 1905 hätten ſie den Widerruf, der aber 
nicht erfolgt iſt, erklären und ſchon dadurch den Erfolg des 
Angebots des Klägers vereiteln können. Da nach 8 5 des 
Vertrages mit der Abgabe der Annahmeerklärung der Abſchluß 
des Vertrages „als erfolgt anzuſehen“ iſt, und es hiernach der 
Errichtung einer weiteren förmlichen Vertragsurkunde nicht 
bedurfte, vielmehr nach Eintritt der vereinbarten Bedingungen 
ſofort auf Abereignung des Grundſtücks geklagt werden konnte, 
ſo haben offenbar die Vertragſchließenden die Errichtung eines 
weiteren beſonderen Kaufvertrages nicht beabſichtigt. Die Ur⸗ 
kunde vom 23. März 1905 iſt daher nicht als Vorvertrag oder 
Punktation, ſondern als der Hauptveräußerungsvertrag anzu⸗ 
ſehen, und ſie iſt deshalb vom Beklagten mit Recht der Be⸗ 
ſteuerung aus der Tarifſtelle 323 zu a StempG. unterworfen 
worden. Ob dieſer Stempel noch jetzt gemäß § 25 Abſ. 2 daſ. 
auf Antrag im Verwaltungswege erſtattet werden kann, weil 
der Verkauf an den Kläger nicht zur Ausführung gelangt iſt, 
oder ob der entrichtete Stempel etwa auf den Stempel für die 
Urkunden angerechnet werden darf, die über den ſpäter erfolgten 
Verkauf des geteilten Grundſtücks an den Bauunternehmer H. 
und den Maurermeiſter S. aufgenommen ſind, iſt hier nicht zu 
erörtern. II. Auch in der Vertragsurkunde vom 28. Sep⸗ 
tember 1905 ſind die weſentlichen Beſtandteile eines Kauf⸗ 
vertrages enthalten. Der Kaufgegenſtand und der Preis, die 
51 
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Perſon des Veräußerers S. und die der Erwerber, nämlich der 
zur Verkaufsvermittlung Bevollmächtigten (Kläger und M.) 
ſind beſtimmt. Auch die Verpflichtung des Eigentümers S., 
das Grundſtück an die Kläger und M. zu veräußern, iſt feſt⸗ 
geſtellt, denn die letzteren ſind berechtigt, auch mit ſich ſelbſt 
Rechtsgeſchäfte abzuſchließen ($ 2), und S. verpflichtet ſich noch 
beſonders, auf deren Wunſch den nach ſeinem ſachlichen Inhalt 
feſtgeſtellten Kaufvertrag mit ihnen ſelbſt abzuſchließen ($ 6). 
Auch die Verpflichtung des Klägers und des M. zum Erwerbe 
des Grundſtücks von S. iſt, wenn auch nur bedingt, begründet. 
Nach dem § 5 des Vertrages find beide für den Fall, daß es 
nicht zum Verkauf auf Grund der Vollmacht kommt, verpflichtet, 
mit S. einen Kaufvertrag gemäß den Beſtimmungen des § 1 
als Käufer abzuſchließen. Der Widerruf der Vollmacht, der 
auch die Verpflichtung zur Veräußerung und das Recht der 
Bevollmächtigten zum Selbſteintritt hinfällig gemacht hätte, 
war S. bis zum 1. April 1906 geſtattet, iſt aber nicht erfolgt. 
Selbſt wenn er erfolgt wäre, würde damit nach § 3 Abſ. 2 
des Geſetzes die Stempelpflichtigkeit der Urkunde nicht beſeitigt 
ſein. Der Vertrag hat aber nicht die Natur eines Kauf⸗ 
vertrages, er bereitet vielmehr nur den Abſchluß eines ſolchen 
vor. Denn die Vertragſchließenden verpflichten ſich nicht un⸗ 
unmittelbar zur Übereignung und deren Annahme, ſondern nur 
zur Errichtung des Kaufvertrages; im 8 5 iſt nämlich aus⸗ 
drücklich vereinbart, daß der eigentliche Kaufvertrag ſpäteſtens 
am 3. April 1906 abgeſchloſſen werden ſoll. Der BerR. ver⸗ 
kennt auch nicht den rechtlichen Unterſchied zwiſchen einem un⸗ 
mittelbar auf Übereignung abzielenden Kaufvertrage und einem 
Vorvertrage, der nur die Verpflichtung zum Abſchluß eines 
ſolchen Vertrages ſchaffen will. Seiner Rechtsanſicht aber, daß 
derartige Vorverträge grundſätzlich nur dem Feſtſtempel von 
1,50 & der Tarifſtelle 712, nicht aber dem einprozentigen 
Wertſtempel unterliegen, iſt nicht beizupflichten. Der Vorvertrag 
iſt vielmehr dieſem Wertſtempel nach der Tarifſtelle 54 unter⸗ 
worfen, wenn er ſich als eine „Punktation“ im Sinne dieſer 
Vorſchrift darſtellt, d. h. als eine vorläufige Vereinbarung „über 
einen zu errichtenden Vertrag“, die die Kraft eines Vertrages 
hat und demnach eine Klage auf Erfüllung der in ihr über⸗ 
nommenen Verbindlichkeiten begründet (vgl. das zum Abdruck 
in der amtlichen Sammlung beſtimmte Urteil des erkennenden 
Senats vom 4. Februar 1910 VII 190/09). Dieſe Erforder⸗ 
niſſe treffen auf die in notarieller Form (§S 313 BGB.) er: 
richtete, beide Teile bedingt bindende Vertragsurkunde vom 
28. September 1905 zu und ſie unterliegt deshalb wie ein 
Kaufvertrag dem einprozentigen Wertſtempel. Hinſichtlich der 
Möglichkeit der Erſtattung dieſes Stempels im Verwaltungswege 
und ſeiner etwaigen Anrechnung auf den Stempel für den ſpäter 
über dasſelbe Grundſtück mit dem Architekten G. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrag gilt dasſelbe, was oben in dieſer Beziehung hinſichtlich 
der Urkunde vom 23. März 1905 ausgeführt iſt. Hiernach 
war unter Aufhebung des Bu. die erſtinſtanzliche, die Klage 
abweiſende Entſcheidung wiederherzuſtellen. Preuß. Fisk. c. W., 
U. v. 1. März 10, 249/09 VII. — Breslau. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 9. 1910. 


Bemerkungen des Vorſtandes des Deutſchen An- 
waltvereins zu dem Entwurf eines Geſetzes betr. 
die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Leipzig, den 10. April 1910. 


Über die Einſchränkung der Reviſion im Falle zweier über⸗ 
einſtimmender Entſcheidungen der Vorinſtanzen ($ 549 ZPO. in der 
Faſſung des Entwurfs) und in den Fällen rechtsirrtümlicher Prüfung 
des tatſächlichen Streitſtoffes (8 286 ZPO.) haben wir uns bereits 
in der Eingabe an den Herrn Reichskanzler vom 13. Januar d. J., 
abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1910 Nr. 3, S. 86, und 
in der dem Herrn Keichskanzler und dem Reichstage am 5. April 
d. J. überreichten Refolution ausgeſprochen. 


Zur Ergänzung der früheren Ausführungen bemerken wir noch 
folgendes: 

I. Zunächſt haben wir zur Beleuchtung der Tragweite des 
Difformitätsprinzips eine Statiſtik über die in der ſogenannten 
offiziellen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts abge⸗ 
druckten Entſcheidungen aufnehmen laſſen. 

Bisher hat ſich die Statiſtik nur mit der Summe aller in 
beſtimmter Zeit erlaſſener reichsgerichtlichen Urteile beſchäftigt. 

Wenn wir für unſere Statiſtik eine andere Grundlage gewählt 
haben, ſo war für uns die Erwägung entſcheidend, daß viele dieſer 
Urteile für die Fortbildung des Rechts und für die Förderung der 
Rechtserkenntnis keinen Wert beſitzen, während hierfür von der 
größten Wichtigkeit und geradezu maßgebend ſind diejenigen Ent⸗ 
ſcheidungen, die ihrer beſonderen Bedeutung wegen vom Reichsgericht 
ſelbſt zum Abdruck in der offiziellen Sammlung ausgewählt ſind. 

Hiernach dürfte die nachfolgende Berechnung beſondere Be⸗ 
achtung verdienen. 

Unſere Statiſtik erſtreckt ſich auf die vorliegenden 71 Bände der 
von den Mitgliedern des Gerichtshofes herausgegebenen Sammlung 
der Entſcheidungen. Die Statiſtik zerfällt in zwei Teile. Auf der 
einen Seite ſteht die eigentliche Statiſtik, in welcher feſtgeſtellt iſt, 
wieviele der vorliegenden Entſcheidungen des Reichsgerichts auf 
difforme, und wieviel auf konforme Vorentſcheidungen ergangen ſind; 
bei jeder dieſer Klaſſen iſt dann wiederum ermittelt worden, ob das 
Urteil des Reichsgerichts die Entſcheidung des Berufungsgerichts be⸗ 
ſtätigt oder aufgehoben hat. — Der zweite Teil der Arbeit galt der 
Feſtſtellung der Rechtsgrundſätze, die das Reichsgericht bei der Auf⸗ 
hebung konformer Vorentſcheidungen aufgeſtellt hat, und zwar wurde 
dieſe Feſtſtellung getroffen zur Nachprüfung der — wie gleich voraus⸗ 
geſchickt ſei, durch die Statiſtik beſtätigten — Annahme, daß das 
Reichsgericht gerade bei der Aufhebung konformer Vorentſcheidungen 
ganz außerordentlich wichtigen Rechtsgrundſäten zur Durchſetzung ver⸗ 
holfen habe. 

Das Ergebnis der Statiſtik iſt nun folgendes: 

Die bearbeiteten 71 Bände enthalten insgeſamt 8026 Ent⸗ 
ſcheidungen. 

Davon ſind in Abzug gebracht diejenigen, bei denen nicht er⸗ 
ſichtlich iſt, ob ſie auf konforme oder auf difforme Vorentſcheidungen 
ergangen find, ferner — mit Rückſicht auf die Faſſung des Geſetz⸗ 
entwurfs — die nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten, die Fälle, 
in denen die Berufung als unzuläſſig verworfen war, die Sachen, in 
denen das Reichsgericht als Berufungsinſtanz entſchied und die Be⸗ 
ſchwerdeſachen. 

In den 71 Bänden befinden ſich 3403 Entſcheidungen dieſer 
Art, ſo daß als für die Statiſtik in Betracht kommend 4623 Ent⸗ 
ſcheidungen verbleiben. Von dieſen 4623 Entſcheidungen ſind ergangen: 

auf difforme Vorentſcheidungen 1967 — 42,55 Prozent, 
auf konforme Vorentſcheidungen 2656 — 57,45 Prozent. 


39. Jahrgang. 


Bon den überhaupt angefochtenen Entſcheidungen der Ober⸗ 
landesgerichte befanden ſich alſo beinahe / in Übereinſtimmung mit 
der Entſcheidung der erſten Inſtanz, während nur wenig über J 
der angefochtenen Entſcheidungen difform waren, ein unſrer Über: 
zeugung nach außerordentlich wichtiger Umſtand, auf den wir dem⸗ 
nächſt zurückkommen werden. 

Bon den auf difforme Vorentſcheidungen ergangenen 1967 
Entſcheidungen des Reichsgerichts haben das Urteil des Be⸗ 


rufungsgerichts 
a) beftätigt: ........ 949 = 48,25 Prozent 
b) aufgehoben 1018 = 51,75 Prozent. 


Dagegen lauteten in den 2656 Fällen konformer Vorent⸗ 
ſcheidungen von den Urteilen des Reichsgerichts 
a) beftätigend: ...... 1537 = 57,87 Prozent 
b) aufbebend: ...... 1119 = 42,13 Prozent. 
Es haben weiter von den insgeſamt 4623 Entſcheidungen das 
Urteil des Oberlandesgerichts 


a) beftätigt: ........ 2486 — 53,78 Prozent 
b) aufgehoben: ...... 2137 = 46,22 Prozent. 
Bei den insgeſamt 2486 beſtätigenden Urteilen waren bie Vor: 
entſcheidungen: 
diffornmnm 949 = 38,24 Prozent 
konform 1537 = 61,76 Prozent. 


Bei den insgeſamt 2137 aufhebenden Urteilen waren die 

Vorentſcheidungen 
diff orm 1018 — 47,64 Prozent 
konfoem 1119 = 52,36 Prozent. 

Die Statiſtik ergibt alfo die der Begründung des Geſetzentwurfs 
gegenüber bedeutungsvolle Tatſache, daß von den Urteilen, die das 
Reichsgericht ihrer beſonderen Wichtigkeit wegen in die offizielle 
Sammlung aufgenommen hat, bei konformen Vorentſcheidungen 
eine größere Zahl auf Aufhebung lautet als bei difformen Vorder⸗ 
urteilen. 

Erheblich mehr als zwei Fünftel der mit dem erſtinſtanzlichen 
Urteile übereinſtimmenden Urteile der Oberlandesgerichte hat das 
Reichsgericht aufgehoben, und die Statiſtik beſtätigt inſofern nur die 
längſt behauptete Tatſache, daß die Übereinſtimmung der Urteile der 
beiden Inſtanzen keine Gewähr für die Richtigkeit der Entſcheidung 
bietet. Die Einführung des Difſormitätsprinzips würde dahin 
führen, daß das Reichsgericht für mehr als die Hälfte der wichtigſten 
Fälle, in denen es bisher Fehler des angefochtenen Urteils tatſächlich 
korrigiert hat, ausgeſchaltet werden würde. 

Gegenüber der der Begründung des Geſetzentwurfs beigefügten 
Statiſtik, die ein anderes Reſultat ergibt, möchten wir bemerken, daß 
derartige Statiſtiken über einen eng begrenzten Zeitraum ein zu⸗ 
verläſſiges Bild der tatſächlichen Sachlage nicht geben können. In 
Wirklichkeit ſcheint das von der Entwurfsbegründung gewählte Jahr 
1907 keineswegs ein Durchſchnittsjahr, ſondern gerade ein Jahr zu 
ſein, in dem weit weniger konforme Vorentſcheidungen vom Reichs⸗ 
gericht aufgehoben worden ſind, als im Durchſchnitt der geſamten 
vergangenen 30 Jahre. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1910 S. 87. 

Beſteht nach dem Ergebnis unſerer Statiſtik ſchon kein ſehr 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen konformen und difformen Entſchei⸗ 
dungen der unteren Inſtanzen hinſichtlich ihrer Aufhebung durch 
das Reichsgericht, jo iſt weiter auffällig, daß, wie oben dargetan, 
die Anfechtung konformer Vorentſcheidungen erheblich häufiger iſt 
als die bifformen 

Weiter iſt der ſehr weſentliche Geſichtspunkt zu beachten, den 
neuerdings Ephraim in den Mitteilungen des Verbandes Deutſcher 
Patentanwälte vom März d. J. hervorgehoben hat. Er ſagt dort: 
„Die Bedeutung des Reichsgerichts im gewerblichen Rechtsſchutz 
dürfte aber überhaupt nicht darin beſtehen, ob die Urteile der 
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unteren Inſtanzen aufgehoben und berichtigt werden. Der Einfluß 
des Reichsgerichts dürfte nach anderer Richtung liegen. Die Art 
der Begründungen der Entſcheidungen des Reichsgerichts iſt faſt 
ſtets von bahnbrechender Tragweite geweſen und hat die Umgeſtaltung 
des gewerblichen Rechtsſchutzes in erheblichem Maße beeinflußt. 
Dies war auch dann der Fall, wenn die Entſcheidung der unteren 
Gerichte beſtätigt wurde.“ Dieſe treffenden Worte gelten nicht nur 
in der durch das Thema Ephraims bedingten Beſchränkung auf den 
gewerblichen Rechtsſchutz, ſondern für alle Gebiete des Rechts, ins⸗ 
beſondere für die überaus zahlreichen neuen Materien, deren Fort⸗ 
bildung gerade auch auf den nach konformen Vorentſcheidungen er⸗ 
gangenen Urteilen des Reichsgerichts und ihrer Begründung beruht. 


II. Zur Frage der Einſchränkung der Reviſion in den Fällen 
rechtsirrtümlicher Prüfung des tatſächlichen Streitſtoffes 
glauben wir insbeſondere auf die Schwierigkeit der Trennung von 
Tat⸗ und Rechtsfrage und die aus jedem Verſuch in dieſer Richtung 
mit Sicherheit zu erwartenden Unzuträglichkeiten verweiſen zu müſſen. 
Es ſei nur erinnert an die bei der Auslegung von Urkunden ſich 
ergebenden Fragen, ferner an die Fragen der Fahrläſſigkeit, des 
Außerachtlaſſens der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, des Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten uſw. 

Die Subſumtion der Tatſachen unter den Rechtsbegriff muß 
dem Reichsgericht unbedingt freiſtehen. 

Es muß ferner prüfen können, ob der geſamte Prozeßſtoff in 
tatſächlicher Beziehung gewürdigt iſt, ob die Begründung der Ent⸗ 
ſcheidung lückenlos, in ſich widerſpruchslos und logiſch iſt. 

Gerade Fehler dieſer Art in der Entſcheidung und ihrer Be⸗ 
gründung erkennt das Publikum ſehr wohl, und nichts wirkt 
fo verſtimmend und niederdrückend auf die Partei, als wenn fie 
einem ſolchen von ihr erkannten Fehler den erlittenen Rechtsverluſt 
zuſchreiben zu müſſen glaubt, wenn zum Beiſpiel ein ſolcher Fehler 
zur Ablehnung von Beweisanträgen der Partei geführt hat. Wenn 
die ungünſtige Entſcheidung auf reinen Rechtsgründen beruht, ſo 
wird ſie von dem rechtſuchenden nicht rechtskundigen Publikum leichter 
ertragen. 

Die Partei verlangt aber, daß der tatſächliche Prozeßſtoff voll⸗ 
ſtändig erörtert werde und jedenfalls ihre Zeugen gehört werden und 
betrachtet die Verweigerung dieſes Gehörs als die nicht zu recht⸗ 
fertigende Kürzung eines ihr zuſtehenden wichtigen Rechts. Sollte 
das Reichsgericht nicht mehr in der Lage ſein, der Partei dieſes 
ihr Recht werden zu laſſen und nachzuprüfen, ob die Tatſachen voll⸗ 
ſtändig und logiſch unter Berückſichtigung allgemeiner Erfahrungs⸗ 
ſätze feftgeftellt find, fo würde eine bedauerliche Entfremdung des 
Volkes gegenüber ſeinem höchſten Gerichtshofe die ſichere Folge ſein. 

Gerade daß der Richter des Reviſionsgerichts vermöge des jetzt 
beſtehenden Rechtszuſtandes die Fühlung mit dem friſchen Leben und 
die Orientierung über die mannigfachen Wandlungen des Verkehrs 
dauernd behält, hat die Kechtſprechung des Reichsgerichts zu dem 
gemacht, was ſie iſt. Schließlich darf auch nicht überſehen werden, 
daß die Entziehung der Nachprüfung des geſamten tatſächlichen 
Streitſtoffes leicht eine Beeinträchtigung der Berufsfreudigkeit des 
alſo in ſeiner Kompetenz und ſeinem Wirken beſchränkten Reviſions⸗ 
richters würde zur Folge haben können. 

Unter keinen Umſtänden aber möchten wir die Zuläſſigkeit der 
Rüge aus § 139 ZPO. miſſen. Wie im Strafprozeß der Hinweis 
auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes gegenüber dem 
Angeklagten unbedingt geboten iſt (§ 264 StPO.), fo muß auch im 
Zivilprozeſſe verlangt werden, daß der Richter etwaige von den Auf⸗ 
faſſungen der Parteien abweichende Überzeugungen den Parteien 
wenigſtens ſo weit bekannt gibt, daß dieſe ſich mit ihrem Vorbringen 
danach richten können. Es muß als unbillig bezeichnet werden, daß 
eine Partei Rechtsverluſte erleiden kann, weil ſie eine Tatſache, die 
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der Richter für erheblich erachtet, ohne von dieſer feiner Überzeugung 
der Partei eine Andeutung zu geben, für unerheblich hält und ſie 
deshalb nicht genauer darlegt. Mit Beſtimmtheit iſt übrigens voraus⸗ 
zuſetzen, daß der Richter III. Inſtanz von der ihm zuſtehenden Be⸗ 
fugnis zur Zurückverweiſung zwecks Ausübung des Fragerechts nur 
dann Gebrauch machen wird, wenn er den beſtimmten Eindruck ge⸗ 
winnt, daß die Befragung der Parteien aller Vorausſicht nach zu 
einer ſachdienlichen und wertvollen Aufklärung führen werde. 

Wir erklären uns auch gegen den § 554 c des Geſetzentwurfs, 
nach dem eine Neviſion ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß 
zurückgewieſen werden darf, wenn das Gericht einſtimmig die Reviſion 
für unbegründet erachtet. 

Die mündliche Verhandlung vor dem Reichsgericht wird, wie 
wiederholt bezeugt worden iſt, von der großen Mehrheit der Mit⸗ 
glieder des Reichsgerichts und der andern ſachkundigen Perſonen als 
unbedingt erſorderlich erachtet, um dem erkennenden Gericht eine 
volle Information über die Tat⸗ und Rechtsfrage zu verſchaffen. 
Selbſtverſtändlich iſt vorauszuſetzen, daß die Referenten des Reichs⸗ 
gerichts bemüht und in der Lage ſein würden, in ſachgemäßer Art 
den Tatbeſtand vorzutragen. Allein ein ſolcher Vortrag kann natur⸗ 
gemäß der Regel nach keinen Erſatz bieten für die Aufklärung, welche 
durch die lebendige Rede und Gegenrede der Parteivertreter ge⸗ 
ſchaffen wird. Es kommt hinzu, daß ein Urteil, das nur auf der 
Beratung hinter geſchloſſenen Türen beruht, nicht dieſelbe Autorität 
beſitzt, wie ein Erkenntnis, das nach Anhörung der Parteivertreter 
erlaſſen wird. 

Endlich beſteht der erhebliche Zweifel, ob das vorgeſchlagene 
Mittel eine wirkſame Entlaſtung zur Folge haben würde. Das Referat 
des Berichterſtatters müßte ſehr eingehend, in vielen Fällen ein⸗ 
gehender ſein als der Vortrag der Parteivertreter, die in der münd⸗ 
lichen Verhandlung nicht ſelten ſolche Angriffe, die ſie vorher im 
Schriftſatz erhoben hatten, nach nochmaliger Prüfung fallen laſſen, 
während der Referent genötigt iſt, jeden ſchriftlich berührten Grund 
genau zu erörtern. 

Auch führt der Geſetzesvorſchlag, wenn ſchließlich bei der Be⸗ 
ratung die Einſtimmigkeit für die Zurückweiſung der Reviſion nicht 
erreicht wird, zu einer zweimaligen Erörterung derſelben Sache. 

III. Im übrigen glauben wir zu dem Geſetzentwurfe die folgenden 
Erklärungen abgeben zu ſollen: 

Ein Bedürfnis nach einer weiteren Einſchränkung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion können wir überhaupt nur dann anerkennen, 
wenn das vorgeſchlagene Mittel des Ausſchluſſes der Reviſion bei 
konformen Vorentſcheidungen abgelehnt wird, und nur als für dieſen 
Fall gemacht ſollen deshalb die nachfolgenden Vorſchläge und An⸗ 
regungen gelten. 

1. Mit der Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts als 
Beſchwerdegericht würden wir uns einverſtanden erklären können. 
Wir verhehlen uns dabei nicht, daß weſentliche Bedenken auch gegen 
dieſe Rechtsmittelbeſchränkung ſprechen, meinen aber, daß dieſe Ver⸗ 
ſchlechterung des beſtehenden Zuſtandes im Gegenſatz zu der im 
Difformitätsprinzip liegenden erträglich iſt, und daß man ſich anderer⸗ 
ſeits eine nicht unerhebliche Entlaſtung des Reichsgerichts von dieſer 
Maßregel verſprechen kann, da die bei dem Reichsgericht eingehenden 
Beſchwerden ſich auf mehr als 1500 für das Jahr belaufen. 

2. Auch mit dem zu § 554 ZPO. vorgeſchlagenen Schlußſatze, 
nach dem die Reviſion bei nicht rechtzeitiger Zahlung des erforderten 
Gebührenvorſchuſſes als nicht in geſetzlicher Form begründet gelten 
ſoll, können wir uns einverſtanden erklären. Wir bitten jedoch, 
dieſem Satze noch den folgenden hinzuzufügen: 

„Hat der Reviſionskläger die Bewilligung des Armenrechts 
beantragt, ſo beginnt der Lauf der Friſt nicht vor der Zu⸗ 
ſtellung des auf dieſes Geſuch ergehenden Beſchluſſes.“ 
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Die mit dieſem Vorſchlage zu ſchaffende Kautel bedarf keiner 
näheren Begründung. 

3. Den Vorſchlägen des Entwurfs über die vorläuſige Vollſtreck⸗ 
barkeit der Urteile des Oberlandesgerichts können wir uns nur zum 
Teil anſchließen. Wir ſtimmen zwar dem Zuſatz zu § 708, wonach 
Urteile der Oberlandesgerichte in vermögensrechtlichen Streitigkeiten 
mit Ausnahme der Verſäumnisurteile auch ohne Antrag für vorläufig 
vollſtreckbar zu erklären ſind, zu, befürworten aber die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Beſtimmung, wonach die Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung durch das Reichsgericht nach Einlegung der Reviſion er: 
folgen kann, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Vollſtreckung einen 
nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde (SS 707, 719 ZBO.). 

Dieſe Vorſchläge ſcheinen uns im Intereſſe des Schuldners ge⸗ 
boten, denn wir halten es nicht für angängig, lediglich zum Zwecke 
der Herbeiführung einer Entlaſtung des Reichsgerichts zahlreiche 
Parteien ſchwerer wirtſchaftlicher Gefährdung auszuſetzen. 

Dabei gehen wir bei unſerm Vorſchlage davon aus, daß das 
Reviſionsgericht bei dem Antrage auf Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht in eine materielle Prüfung einzutreten, ſondern ſich 
auf die Prüfung der Vorausſetzung des drohenden Schadens zu 
beſchränken hat, ſo daß eine weſentliche Belaſtung des Reichsgerichts 
hierdurch nicht in Frage kommen könnte. 

Aus denſelben Gründen müſſen wir uns gegen die von dem 
Entwurf für 8 717, Abſatz 3 ZPO. vorgeſchlagene Faſſung erklären. 

Es iſt unſeres Erachtens bedenklich, dem in der Revifiondinftanz 
obſiegenden Beklagten, dem durch die Vollſtreckung des oberlandes⸗ 
gerichtlichen Urteils ſchwere wirtſchaftliche Schädigung zugefügt iſt, 
den Anſpruch auf Schadenserſatz zu verſagen. Wir halten an dem 
Grundſatze feſt, daß derjenige, der aus einem nur vorläuſig voll⸗ 
ſtreckbaren Urteile die Zwangsvollſtreckung betreibt, im Falle einer 
Anderung des Urteils für den verurſachten Schaden einzuſtehen hat. 

4. Auch dem von dem Geſetzentwurf zu § 545 ZRO. vor: 
geſchlagenen Abſatz 2, wonach die Reviſion bei Arreſten und einſt⸗ 
weiligen Verfügungen ausgeſchloſſen wird, ſtimmen wir bei, auch hier 
nicht ohne Bedenken und nicht ohne Bedauern darüber, daß eine 
ſolche Beſchränkung ſich nötig macht, aber eben in der Überzeugung, 
daß es ſich um eine immerhin erträgliche Maßnahme handelt. | 

5. Wenn wir inſoweit den Vorſchlägen des Entwurfes beiftimmen 
zu ſollen glauben, ſo wollen wir andererſeits nicht unterlaſſen, auch 
unſererſeits einige Vorſchläge zu machen, die geeignet ſein dürften, 
zur Erreichung des erſtrebten Zieles, zur Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts, mitzuwirken. 

So wird eine erhebliche Entlaſtung des Reichsgerichts herbei⸗ 
geführt werden können durch eine Vereinfachung der prozeſſualen 
Vorſchriften, wie wir fie in unſerer Rejolution vom 13. März 1910 
vorgeſchlagen haben und wie ſie Putzler in ſeiner Schrift: „Die 
Überlaſtung des Reichsgerichts und die Abhilfevorſchläge“ behandelt 
hat. Wir betrachten es nicht als unſere Aufgabe, in dieſem Augen⸗ 
blick mit umfaſſenden Vorſchlägen hervorzutreten, meinen auch, daß 
die Aufſtellung ſolcher Vorſchläge eingehender Vorprüfung bedarf, 
möchten aber darauf hinweiſen, daß ſich hier die Zuſtändigkeit des 
Berufungsgerichts zur endgültigen Entſcheidung in mannigfacher und 
zur wirkſamen Entlaſtung des Reichsgerichts dienlicher Weiſe würde 
ausdehnen laſſen. Dabei müſſen wir aber wiederholt betonen, daß 
dieſe Ausdehnung nicht dazu führen darf, daß dem Berufungsgericht 
die Abſchneidung von Beweiſen geſtattet, daß die Rüge unlogiſcher, 
widerſpruchsvoller und lückenhafter tatſächlicher Feſtſtellungen, die 
Rüge der Nichtberückſichtigung des geſamten Tatbeſtandes, die Rüge 
endlich, daß die Begründung allgemeine Erfahrungsſätze, Verkehrsſitte, 
Treu und Glauben verkannt habe, abgeſchnitten wird. Wohl aber 
läßt ſich eine freiere Stellung des Berufungsgerichts zum Beiſpiel 
bei der Entſcheidung über die Beeidigung oder Nichtbeeidigung von 
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Zeugen und Sachverſtändigen ſchon jetzt rechtfertigen, da ja das Be⸗ 
rufungsgericht ſchon über die Glaubwürdigkeit des beeidigten oder 
nicht beeidigten Zeugniſſes unangreifbar befindet. Wir empfehlen 
biernach die Annahme einer Beſtimmung, nach welcher die Reviſion 
nicht darauf geſtützt werden darf, daß die Beeidigung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen unzuläſſigerweiſe erfolgt oder unterblieben ſei. 

Weiter dürfte hierfür in Frage kommen die Klageänderung, bei 
der ja ſchon jetzt ein Angriff gegen die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
gerichts nicht ſtattfindet, wenn es das Vorliegen einer Klageänderung 
verneint hat ($ 270 ZRD.). 

Auch die Unangreifbarkeit der das Vorliegen einer Klageänderung 
feſtſtellenden Entſcheidung des Berufungsgerichts erſcheint nicht 
ſonderlich bedenklich, da es ſich ja hierbei nur um eine „Abweiſung 
zur Zeit“ handelt und die unangreifbare Entſcheidung in der Negel 
nicht einen Rechtsverluſt gegen den Betroffenen herbeiführt, ſondern 
ihn lediglich zur Erhebung einer neuen Klage nötigt. 

Endlich möchten wir darauf hinweiſen, daß nach § 295 390. 
eine große Reihe von prozeſſualen Verſtößen vom Gefege für nicht 
jo erheblich erachtet wird, daß das Recht zur Rüge dieſer Verſtöße 
unverzichtbar wäre, daß vielmehr nach dem zitierten Paragraphen 
auch ein ſtillſchweigender Verzicht auf die Rüge zuläſſig iſt. Es wird 
deshalb nach unſerer Anſicht einer beſonderen ſpeziellen Prüfung be⸗ 
dürfen, ob und inwieweit nicht hier die Nachprüfung in der Re: 
viſionsinſtanz ausgeſchloſſen werden könnte. Dabei dürfte auch ferner 
zu erwägen fein, daß die Beſtimmungen der SS 303, 304 3D. 
zweifellos der Vereinfachung bedürfen, da fie in ihrer jetzigen Faſſung 
zu Zweifeln Anlaß geben, die zu häufigen Erörterungen in der 
Neviſionsinſtanz geführt haben und noch führen. 

6. Sodann ſchlagen wir für das Verfahren zur Bewilligung des 
Armenrechts für die Reviſionsinſtanz folgende Beſtimmung vor: 

„Die Entſcheidung über Geſuche um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Reviſionsinſtanz erfolgt durch zwei Mitglieder 
des zuſtändigen Senats. Entſcheiden ſich dieſe in ver⸗ 
ſchiedenem Sinne oder einſtimmig für die Ablehnung des 
Geſuchs, ſo iſt die Entſcheidung des Senats herbeizuführen.“ 

Wir halten dafür, daß dieſe Regelung ſich ohne weiteres ſelbſt 
empfiehlt, denn wir halten es nicht für erforderlich, daß bei der 
Bewilligung des Geſuchs der geſamte Senat mitwirkt. Allerdings 
möchten wir auch dafür eintreten, daß die Ablehnung der Be⸗ 
willigung des Armenrechts keinesfalls anders als durch Beſchluß des 
geſamten Senats verfügt werden darf. Da die Zahl der im Jahre 
beim Reichsgericht eingehenden Geſuche um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Reviſionsinſtanz ſich auf etwa 1500 beläuft, wird man 
ſich von der Durchführung dieſes vereinfachten Verfahrens eine 
gewiſſe Entlaſtung jedenfalls verſprechen können. 

7. Zu § 547 BO. ſchlagen wir vor, in Nummer 1 die Worte 
„wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit“ und die ganze Nummer 2 zu ſtreichen. 

Die Beſeitigung der Rüge der ſachlichen Zuſtändigkeit erſcheint 
uns unbedenklich. Andererſeits halten wir es für unangemeſſen, daß 
zu einer Zeit, in der unſer höchſter Gerichtshof derart überlaſtet iſt, 
daß die bedenklichſten Mittel zu ſeiner Entlaſtung in Erwägung ge⸗ 
zogen werden, dieſer Gerichtshof vermöge der Beſtimmung des § 547 
Nummer 2 ZPO. gezwungen wird, als dritte Inſtanz über Objekte 
von wenigen Mark zu entſcheiden. 

8. Des weiteren bringen wir in Vorſchlag, den § 9a des 
DGK. als § 9a in die ZPO. aufzunehmen. Der Paragraph lautet: 
S 9a des GKG.: 

„Iſt das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht⸗ oder Miet: 
verhältniſſes für einen längeren als einjährigen Zeitraum ſtreitig, 
ſo wird der Wert auf den Betrag des einjährigen Zinſes berechnet. 

Bei Anſprüchen auf Alimente, welche auf geſetzlicher Vorſchrift 
beruhen, wird der Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen, 
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falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer ift, 
auf den fünffachen Betrag des einjährigen Bezugs berechnet. Das 
gleiche gilt bei Anſprüchen auf Entrichtung einer Geldrente, welche 
nach den 88 843, 844 BGB. oder nach den SS 3, 332, 7 des 
Geſetzes, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserſatze für die 
bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten 
Tötungen und Körperverlegungen vom 7. Juni 1871 erhoben werden. 

Iſt für die Dauer des RNechtsſtreits, welcher eine Eheſache bes 
trifft, über die Unterhaltungspflicht der Ehegatten zu entſcheiden, ſo 
wird der Wert des Rechts auf Entrichtung einer Geldrente auf den 
einjährigen Betrag derſelben berechnet.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages möchten wir bemerken, daß 
wir prinzipiell die bisherige Verſchiedenheit der Wertsberechnung, je 
nachdem es ſich um die Zuſtändigkeit oder um die Koſten handelt, 
für ungerechtfertigt halten, und daß die von uns vorgeſchlagene Aus: 
gleichung die Revifion ausſchließen wird in einer Anzahl von Sachen, 
bei denen dieſer Ausſchluß nicht weſentlichen Bedenken unterliegen lann. 

9. Weiter meinen wir anregen zu ſollen, daß beſtimmt wird: 

Die Revifion kann nicht auf Verletzung nicht mehr in Geltung 
befindlichen Landesrechts geſtützt werden. 

Wir meinen, daß gegenwärtig ein Bedürfnis in dieſer Beziehung 
nicht mehr beſteht und daß es genügt, die Revifibilität des geltenden 
Landesrechts mit ſeinen wichtigen Materien unangetaftet zu laſſen. 

10. Die Konſularſachen können einem beſonderen Konſular⸗ 


gerichtshof ſchon jetzt übertragen werden. 


11. Wir halten ferner folgenden Zuſatz zu $ 137 Nummer 4 
3 O. für angebracht: 

„In der Reviſionsinſtanz kann neben dem Anwalt auch der 
Partei ſelbſt auf Antrag das Wort geſtattet werden.“ 

Wenn wir auch die praktiſche Bedeutung des Vorſchlags keines⸗ 
wegs überſchätzen, fo glauben wir doch, daß den Richtern des Reviſions⸗ 
gerichts durch dieſe Regelung manche koſtbare Minute geſpart werden 
würde und wir halten den Vorſchlag auf der anderen Seite für 
unbedenklich, weil der perſönliche Vortrag der Partei in der Fe: 
viſionsinſtanz kaum irgend etwas Förderliches haben dürfte. 

12. Schließlich ſchlagen wir eine Beſtimmung folgenden Inhalts vor: 
„Wenn beim Ausbleiben des Reviſionsbeklagten die Sache 
beim Reichsgericht verhandelt wird, ſo ſoll dieſe Verhandlung 
als kontradiktoriſche Verhandlung gelten und der Einſpruch 
gegen das Urteil des Reichsgerichts ausgeſchloſſen ſein.“ ö 

Auch dieſer Vorſchlag dürfte für ſich ſelbſt ſprechen. Es erſcheint 
durchaus nicht erforderlich, dem im Verhandlungstermine nicht vers 
tretenen Beklagten den Einſpruch zu geben, wenn das Urteil auf 
Grund einer Verhandlung über die Reviſion nach vollſtändiger Prüfung 
der Sachlage ergangen iſt. — 

Was die Wirkungen der im vorſtehenden gemachten Vorſchläge 
anlangt, ſo meinen wir ungefähr folgendes ſagen zu können: 

1. Die Beſeitigung der Zuftändigkeit des Reichsgerichts als 
Beſchwerdegericht dürfte dem Gericht ſo viel Arbeit erſparen, als ihm 
aus ungefähr 150 Reviſionen erwächſt. 

2. Die Einwirkung der Koſten⸗ und Vorſchußbeſtimmungen, ſowie 
der Beſtimmungen über die vorläufige Vollſtreckbarkeit iſt ſchwer zu 
ſchätzen, man wird aber nicht zu hoch greifen, wenn man dieſen 
Beſtimmungen die Beſeitigung von etwa 100 Neviſionen zutraut. 

3. Der Ausſchluß der Reviſion bei Arreſten und einftweiligen 
Verfügungen dürfte eine Verminderung von 80 Reviſionen bringen 

4. Die Aufnahme des § 9a des GKG. dürfte 200 Reviſionen 
vom Reichsgerichte fernhalten. 

5. Vermöge der Anderung des § 547 ZPO. mag ſich eine Ver⸗ 
minderung um etwa 100 Revifionen ergeben. 

Dies iſt insgeſamt eine Herabſetzung der Zahl der Reviſionen 
um 630. Dabei find jedoch die wegfallenden Konſularſachen und 
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die landesrechtlichen Reviſionen, ſowie die durch das vereinfachte 
Verfahren bei der Bewilligung des Armenrechts erſparte Arbeit noch 
nicht mit eingeſetzt, ſo daß bei der Annahme unſerer Vorſchläge auf 
alle Fälle mit einer Verminderung um rund 700 Sachen zu rechnen 
ſein würde. 

Dieſe Verminderung der Arbeitslaſt des Reichsgerichts würde 
nach einer von uns aufgeſtellten Berechnung bewirken, daß das 
Keichsgericht imſtande ſein würde, die Eingänge ohne Stockung zu 
erledigen. 

Zur Aufarbeitung der gegenwärtig vorliegenden Rückſtände 
halten wir die Errichtung zweier Hilfsſenate für unbedingt er⸗ 
forderlich. Die Gründe, die bisher und insbeſondere von der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs gegen die Errichtung von Hilfsſenaten 
angeführt ſind, ſcheinen uns nicht durchſchlagend. Insbeſondere 
halten wir für unzutreffend die Behauptung der Begründung, daß 
gegen die Errichtung von Hilfsſenaten dieſelben Gründe ſprächen, 
wie gegen die Errichtung neuer ſtändiger Senate. Sollte bei letzterer 
Maßregel wirklich die Gefahr beſtehen, daß das Reichsgericht in ver: 
ſchiedene Einzelgerichte mit ſelbſtändiger Rechtſprechung auseinander⸗ 
fiele, fo gilt dies doch offenbar nicht für die Hilfsſenate, die nur für 
eine relativ kurze Spanne Zeit herangezogen werden. Aber die 
Gefahr einer Zerſplitterung innerhalb des Reichsgerichts erſcheint 
auch jetzt nicht mehr ſo groß, da innerhalb des Gerichts eine weit⸗ 
gehende Trennung nach Materien durchgeführt und damit die Möglich⸗ 
keit von Kolliſionen der einzelnen Senate ſtark vermindert iſt. 
Andererſeits iſt die Errichtung von Hilfsſenaten nicht zu umgehen, 
da doch die vorhandenen Refte unbedingt bald aufgearbeitet werden 
müſſen. 

Wir ſind der Überzeugung, daß es ſich bei den Verhältniſſen 
des Reichsgerichts gegenwärtig um einen wahren Notſtand handelt, 
der dringend ſchleuniger Abhilfe bedarf. 

Wird dieſe durch den vorliegenden Entwurf im Sinne unſerer 
Vorſchläge und Anregungen geſchaffen, ſo wird man die weitere 
organiſche Neugeſtaltung des Zivilprozeſſes durchführen können, ohne 
durch das drückende Gefühl gegenwärtiger unhaltbarer Zuſtände zu 
ſchädlicher Haft genötigt zu jein. 


— — 


Ergänzung der vom 10. April d. Js. datierenden Be- 
merkungen des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
zu dem Entwurf eines Geſetzes betr. die Zuständigkeit 
des Reichsgerichts. 
Leipzig, den 19. April 1910. 

In den Bemerkungen des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
zu dem Entwurf eines Geſetzes betr. die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts iſt am Schluſſe eine Berechnung aufgeſtellt, nach welcher 
durch die vorgeſchlagenen kleineren Mittel eine Verminderung der 
Arbeitslaſt des Reichsgerichts um zirka 700 Sachen für das Jahr ein⸗ 
treten würde. Es iſt ferner dort ausgeſprochen, dieſe Verminderung 
der Arbeitslaſt würde nach einer von uns aufgeſtellten Berechnung 
bewirken, daß das Reichsgericht für eine Reihe von Jahren imſtande 
ſein würde, die Eingänge ohne Stockungen zu erledigen. Wir haben 
dieſe letztere Berechnung in jenen Bemerkungen zu dem Geſetz⸗ 
entwurf noch nicht mitgeteilt, und wir glauben dies nunmehr noch 
nachholen zu ſollen. 

Wir ſind bei der Berechnung davon ausgegangen, daß für den 
Umfang der dem Reichsgericht gegenwärtig zu leiſtenden geſetzgeberiſchen 
Hilfe allein maßgebend ſein kann der Unterſchied zwiſchen der Ziffer 
der bei dem Reichsgericht eingehenden Sachen und der von dem 
Reichsgericht tatſächlich erledigten Sachen. 
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Die Differenz dieſer beiden Zahlen repräſentiert die Summe von 
Arbeit, um die das Reichsgericht überlaſtet iſt. Eine Berechnung 
hierüber hat die Begründung nicht aufgeſtellt. 

Aus der Anlage II der Begründung iſt folgendes zu entnehmen: 

Es ſind anhän⸗ Es ſind erle⸗ Es ſind mehr Es ſind mehr 


gig geworden digt Reviſio⸗ anhängig ge⸗ erledigt als 
Reviſionen und nen und Be⸗ worden als anhängig ge⸗ 
Berufungen: rufungen: erledigt: worden: 
1899 2692 2883 — 191 
1900 2678 2736 — 63 
1901 2995 2865 130 — 
1902 3368 2936 432 — 
1908 3862 83297 565 — 
1904 4142 3834 308 — 
1905 4111 4105 6 — 
1906 3743 4020 — 277 
1907 4291 8824 467 — 
1908 4310 4008 302 — 
2210 531 


Läßt man zunächſt die Refultate der Jahre, in denen die Zahl 
der erledigten Sachen die der anhängig gewordenen überſtieg, außer 
Betracht, ſo ſind in den zehn Jahren 1899 bis 1908 insgeſamt 
2210 Sachen, alſo im Jahre durchſchnittlich 221 Sachen mehr ein⸗ 
gegangen als erledigt. Berückſichtigt man auch die Jahre, in 
denen die Zahl der Erledigungen die der Eingänge überſtieg, ſo 
ergibt ſich, daß in den zehn Jahren weniger erledigt als eingegangen 
find: 2210-531 = 1679, oder im Jahre durchſchnittlich 167,9 Sachen. 
Nur um dieſe rund 168 Sachen jährlich wäre alſo das Reichsgericht 
überlaſtet geweſen. 

Nun ſind allerdings in den zehn Jahren, über welche die 
Statiſtik ſich erſtreckt, einige Jahre enthalten, deren Stand durch eine 
vorhergehende Maßregel zur Entlaſtung des Reichsgerichts beeinflußt 
iſt. Es ſind dies die Jahre 1899 und 1900, die nach der am 1. Mai 
1899 erfolgten Errichtung des VII. Zivilſenats liegen, und die 
Jahre 1905 und 1906, d. ſ. die Jahre nach der Erhöhung der 
Reviſionsſumme auf 2500 & [vgl. Syring, Gutachten für den 
29. Deutſchen Juriſtentag, Bd. III. S. 133 ff.]. Scheidet man dieſe 


Jahre aus und nimmt man andererſeits das Refultat des Jahres 1909 


hinzu, ſo ergibt ſich folgendes Bild: 
Es ſind anhängig ge⸗ Es ſind erledigt 


worden Revifionen Reviſionen und Reſt: 
und Berufungen: Berufungen: 
1901 2995 N 2865 180 
1902 8368 2936 432 
1903 8862 8297 665 
1904 4142 8834 308 
(1905) — — — 
(1906) = — = 
1907 4281 3824 467 
1908 4810 4008 302 
1909 4595 4232 863 
2567 


In den fieben Normaljahren 1901 bis 1904 und 1907 bis 1908 
ſind alſo vom Reichsgericht insgeſamt 2567 Sachen weniger erledigt 
worden als eingegangen ſind und demgemäß normalerweiſe hätten 
erledigt werden müſſen. Das ergibt einen Jahresdurchſchnitt von 
rund 367 Sachen. | 

Nicht weſentlich anders wird das Refultat, wenn man auch das 


Jahr 1901 als noch durch die Errichtung des VII. Zivilſenats 


günſtig beeinflußt ausſcheidet; für die reſtierenden ſechs Jahre ergibt 


ſich dann ein Durchſchnitt an zu wenig erledigten Sachen von rund 
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Beachtung verdient ſchließlich auch der günſtige Abſchluß der 
letzten Jahre: 1908 zeigt einen Rückgang der erwähnten Ziffer von 
467 auf 302, alfe weit unter den Durchſchnitt, und auch 1909 ers 
reicht mit der mäßigen Steigerung auf 863 den Durchſchnitt nicht 
und bleibt noch weit hinter den Jahren 1902, 1908 und 1907 zurück. 
Die hohe Ziffer des Jahres 1903 mit 565 iſt ſeitdem auch nicht 
entfernt wieder erreicht worden. 

Aus dieſer Berechnung ergibt ſich alſo, daß eine wirkſame Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts ſchon erzielt werden würde, wenn jährlich 
ungefähr 400 Sachen in Wegfall gebracht würden, vorausgeſetzt 
natürlich, daß zugleich die Rückſtände durch Hilfsſenate aufgearbeitet 
würden, wie ſie ja bereits früher vorübergehend beſtanden haben. 
(8 16 Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 
1877, RGBl. 1877 S. 79, Verordnung vom 27. September 1879, 
NGBl. 1879 S. 299.) 

Allerdings iſt anzunehmen, daß mit der wachſenden Bevölkerungs⸗ 
ziffer und mit der zunehmenden Ausdehnung von Handel und Induſtrie 
die Geſchäfte des Reichsgerichts weiter anwachſen werden. Andrer⸗ 
ſeits wird aber aller Vorausſicht nach ein Hauptgrund für das An⸗ 
wachſen der Geſchäfte des Reichsgerichts, die Einführung des neuen 
Rechts, von Jahr zu Jahr an Gewicht verlieren. 

Es dürfte alſo dem unzweifelhaft beſtehenden Bedürfnis nach 
einer Entlaſtung des Reichsgerichts bis zu Durchführung der in Aus⸗ 
ſicht genommenen Umgeſtaltung des ganzen Prozeßverfahrens genügt 
ſein, wenn man das Reichsgericht um zirka 700 Sachen für das 
Jahr entlaſtet. Durch die in unſeren Bemerkungen zu dem Geſetz⸗ 
entwurfe gemachten Vorſchläge würde, wie wir dort berechnet haben, 
eine Abnahme um zirka 700 Sachen jährlich zu erreichen ſein. Wir 
glauben, daß unſere Berechnung zu einem wenigſtens annähernd 
richtigen Reſultat gekommen tft, geben aber natürlich anheim, fie auf 
Grund näherer Ermittelungen nachzuprüfen. 

Der Weg, den die Novelle zur Entlaſtung des Keichsgerichts 
vorſchlägt, iſt unſeres Erachtens vom geſetzgebungstechniſchen Stand⸗ 
punkte aus nicht zu billigen. Die jährlichen Rückſtände, die das 
Reichsgericht infolge feiner Aberlaſtung hat unerledigt laſſen müſſen, 
ſind relativ gering. Es iſt lediglich die lange Dauer der Über⸗ 
laſtung, die dieſe Rückgänge jetzt zu einer erheblichen Ziffer hat ans 
ſchwellen laſſen. Der Geſetzentwurf will nun die Geſchäfte des Reichs⸗ 
gerichts derartig verringern, daß es nicht nur die laufenden Geſchäfte 
erledigen kann, ohne Rüdjtände zu laſſen, ſondern daß es gleichzeitig 
in die Möglichkeit verſetzt wird, die ſeit vielen Jahren angeſammelten 
Nückſtände mit den beſtehenden Senaten in kurzer Zeit zu erledigen. 
Demgegenüber halten wir es, wie ſchon bemerkt, für richtiger, das 
Reichsgericht nur ſo weit zu entlaſten, daß es die für die nächſten 
Jahre zu erwartenden Eingänge ohne Schwierigkeit erledigen kann, 
die Aufarbeitung der Rückſtände aber zwei Hilfsſenaten zu über: 
tragen. 

Wenn dem Verlangen nach Errichtung von Hilfsſenaten ent⸗ 
gegengehalten worden iſt, daß das Geſetz die Beſchäftigung von 
Hilfsrichtern beim Reichsgericht nicht zulaſſe, fo iſt darauf zu er 
widern, daß durch § 16 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts: 
verfaſſungsgeſez vom 27. Januar 1877 beſtimmt worden iſt, daß 
behufs Erledigung der im § 15 ebenda bezeichneten Sachen Hilfe: 
ſenate eingerichtet werden und mit der Wahrnehmung richterlicher 
Geſchäfte in den Hilfsſenaten nur Mitglieder des Reichsgerichts, der 
früheren oberſten Gerichte oder der Oberlandesgerichte beauftragt 
werden können. Auf Grund dieſer Beſtimmung und der Verordnung 
vom 27. September 1879 haben tatſächlich in den erſten fünf Jahren 
des Beſtehens des Reichsgerichts Hilfsrichter an dieſem gewirkt. 

Warum heute ſich einer Wiederholung dieſer Maßregel zur 
Löſung vorübergehender Aufgaben auf eine begrenzte Zeit unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten entgegenſtellen ſollten, iſt nicht einzuſehen. 
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Außerdem wäre aber, worauf wir ganz beſonders hinweiſen möchten, 
zur Errichtung der Hilfsſenate die Zuziehung von Hilfs richtern gar 
nicht erforderlich. Es wäre vielmehr angängig, dieſe Hilfsſenate mit 
ſtändig angeſtellten Richtern des Reichsgerichts zu beſetzen, 
denn der Abgang ftändig angeſtellter Richter iſt fo groß, daß die 
Beſeitigung der Hilfsſenate ganz einfach durch Einziehung der frei⸗ 
werdenden etatsmäßigen Stellen herbeigeführt werden könnte. 

Glaubt man aber, bei der Errichtung zweier Hilfsſenate die Zu⸗ 
ziehung von Hilfsrichtern nicht umgehen zu können, ſo empfiehlt es 
ſich, zu beſtimmen, daß als Hilfsrichter nicht nur die in § 16 EG. 
zum GVG. beſtimmten Richter, ſondern auch andere höhere richter⸗ 
liche Beamte, wie namentlich Präſidenten und Direktoren der Land⸗ 
gerichte verwendet werden können; es wird dann keine Schwierig⸗ 
keiten machen, geeignete Perſönlichkeiten zur Wahrnehmung der 
richterlichen Geſchäfte in den Hilfsſenaten zu finden. — 

Bei näherer Betrachtung des im vorſtehenden mitgeteilten 
Materials muß man zu der Überzeugung kommen, daß die Wirkung 
des Geſetzentwurfs ſich nicht darin erſchöpft, dem Reichsgerichte die 
im Intereſſe der Rechtspflege erforderliche ſchleunige Erledigung der 
Geſchäfte zu ermöglichen, ſondern daß der Geſetzenwurf tatſächlich 
dazu führt, das Reichsgericht weſentlich zu verkleinern. Wenn 
wir uns auch der Überzeugung nicht verſchließen, daß ganz allgemein 
eine Vereinfachung des komplizierten und koſtſpieligen Apparates 
unſerer ſtaatlichen Organiſationen wünſchenswert erſcheint, ſo halten 
wir eine ſolche Vereinfachung doch nur dann für zweckmäßig, wenn 
ſie nicht die anerkannte Güte des Apparates beeinträchtigt. Eine 
ſolche Beeinträchtigung unſeres höchſten Gerichtshofes und ſeiner, 
die beſten Garantien unſerer Rechtspflege bietenden hervorragenden 
Qualitäten ſehen wir aber in der Wirkung des Geſetzentwurfes, 
welcher das Reichsgericht auf den Umfang der Geſchäfte zurück⸗ 
führen würde, den es etwa Mitte der 80 er Jahre des vorigen Jahr⸗ 
hunderts gehabt hat. Auch halten wir es grundſätzlich nicht für 
richtig, mit einer Reform der erwähnten Art bei der höchſten und 
Zentralinſtanz zu beginnen, ſondern ſind vielmehr der Meinung, daß 
die Vereinfachung der Organiſation bei den unteren Behörden ein⸗ 
zuſetzen hat, weil jede dort eingeführte Vereinfachung naturgemäß 
auch die höheren Inſtanzen entlaſtet, und weil andererſeits ohne 
ſolche grundlegende Reform eine Entlaſtung der höchſten Inſtanz nur 
durch mechaniſche, äußerliche Mittel herbeigeführt werden kann. Wird 
der Entwurf Geſetz, ſo wird das Reichsgericht wieder auf den Um⸗ 
fang zurückgeführt, den es vor etwa 25 Jahren gehabt hat, alſo zu 
einer Zeit, da das Reich viele Millionen Einwohner weniger hatte 
als gegenwärtig. Und dieſe gewaltige Einſchränkung der Tätigkeit 
unſeres höchſten Gerichtshofes würde gerade in die Zeit fallen, in 
der man durch durchgreifende geſetzgeberiſche Akte ein 
neues gemeinſames Reichsrecht geſchaffen hat, das im 
weſentlichen erſt durch die Tätigkeit eben des Reichsgerichts 
Leben gewinnen ſoll. Gerade in ſolchem Zeitpunkt die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts in ſo erheblichem Umfange und nach vorwiegend 
äußerlichen Geſichtspunkten beſchränken zu wollen, ſcheint uns ein 
bedenkliches Beginnen. Mag man auch angeſichts der mannigfachen 
Unzuträglichkeiten, zu denen das Anwachſen der Geſchäfte des Reichs⸗ 
gerichts geführt hat, mit Recht darauf bedacht ſein, ein weiteres 
Anſchwellen dieſer Geſchäftslaſt und des Umfanges des Gerichtes zu 
verhindern, ſo liegt hierin doch noch kein Grund für eine Ver⸗ 
kleinerung dieſes Umfanges, wie ſie die tatſächliche Wirkung dieſes 
Geſetzentwurfes ſein würde. 

Daß das Reichsgericht durch ſeinen gegenwärtigen Umfang 
bereits gehindert ſei, im Intereſſe einheitlicher Rechtsentwicklung zu 
wirken, vermögen wir nicht zuzugeben. Dem widerſpricht ins⸗ 
beſondere die Tatſache, daß die in den Jahren 1886 und 1899 
erfolgte Schaffung der neuen Zivilſenate VI und VII keineswegs zu 
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einer Zerſplitterung des Gerichts geführt hat. Dabei mag bemerkt 
werden, daß Verſchiedenheiten der Auffaſſung gegenüber der Recht: 
ſprechung anderer Senate in einzelnen Fragen hervorgetreten ſein 
mögen, ſolche Differenzen aber nur in ſehr geringer Zahl vor⸗ 
gekommen und auch bei einer Zahl von fünf Senaten unvermeidlich 
ſind. Iſt aber hierin wirklich ein Nachteil zu erblicken, ſo iſt er 
mehr als aufgewogen durch die poſitiven Leiſtungen der Senate, 
deren Schaffung einen Zuwachs an Kraft und Anſehen für das ganze 
Reichsgericht bedeutet hat. 

Bei der Frage der Gefährdung der Rechtseinheit iſt ſchließlich 
auch zu erwägen, daß eine abſolut einheitliche Rechtſprechung des 
Reichsgerichts nie, alſo auch nicht zu der Zeit, als nur fünf Senate 
vorhanden waren, beſtanden hat. Die Auffaſſung der einzelnen 
Senate über die Grenzen des Rechtsmittels ſind zu jeder Zeit aus⸗ 
einander gegangen, wie dies Boyens in ſeinem Aufſatze über die 
Grenze zwiſchen Tat⸗ und Rechtsfrage gezeigt hat. (Die erſten 
25 Jahre des Keichsgerichts, Sonderheft des Sächſiſchen Archivs für 
Bürgerliches Recht, 1904, S. 153 ff., insbeſondere S. 197 ff.) Es 
iſt zu hoffen, daß das Reichsgericht ſelbſt den Weg finden werde, 
eine feſtere Norm für die Grenzen des Rechtsmittels aufzuſtellen; 
denn die Aufſtellung einer ſolchen Norm würde zahlreiche unnütze 
Revifionen verhüten und dadurch zu einer Einſchränkung der Arbeits: 
laſt führen. 

Zum Schluß möchten wir uns erlauben, auf ein Bedenken hin⸗ 
zuweiſen, das ſich gegen die dem Geſetzentwurf in Anlage II bei⸗ 
gefügte Statiſtik erhebt. Dort find bei der Berechnung des Prozent: 
ſatzes der auf Zurückweiſung oder Verwerfung des Rechtsmittels der 
Reviſion lautenden Entſcheidungen des Reichsgerichts der Jahre 1905 
bis 1908 auch die Beſchlüſſe mitgezählt, durch welche die Reviſion 
gemäß § 554 a ZPO. wegen Unſtatthaftigkeit, nicht geſetzmäßiger 
Einlegung oder nicht gejegmäßiger Begründung verworfen if. Da 
es ſich hier um Reviſionen handelt, die nicht materiell vertreten 
worden ſind, und zwar in der Mehrzahl der Fälle um ſolche, die 
nicht begründet worden ſind, alſo offenbar nur zur Wahrung der 
Friſt eingelegt waren (vgl. Syring a. a. O. S. 160, 161), halten 
wir es nicht für richtig, ſie bei einer Prozentberechnung über den 
Erfolg des Rechtsmittels der Revifion zu berückſichtigen. Scheidet 
man dieſe Beſchlüſſe aus, ſo ergibt ſich, wie Syring a. a. O. be⸗ 
rechnet hat, daß 
im Jahre 1905 nicht 80,73 Prozent, ſondern nur 80, 33 Prozent, 


s „ 1906 - 78,70 : s 76,30 
- „ 1907 : 75,13 ⸗ 71,54 s 
1908 : 73,25 =: s : 68,71 . 


der Reviſionen ohne Erfolg geblieben find. 

Aber auch dieſe Zahlen verringern ſich weiter noch dadurch, daß 
diejenigen Sachen nicht ausgeſchieden worden find, die nach Spalte 7a 
auf Verſäumnis, Anerkenntnis oder Verzicht erlaſſen worden ſind. 
Werden dieſe fortgelaſſen, jo ergeben ſich für die Spalte 8d als 
zurückgewieſen oder verworfen 


1905 70,25 Prozent 
1909 72,31 : 
1970 69,21 

1908 ...... 65,70 


Allerdings find in den Verſäumnisurteilen Spalte 7a auch die 
Verſäumnisurteile enthalten, die gegen den Reviſionsbeklagten erlaſſen 
und alſo nach materieller Verhandlung der Sache ergangen ſind. 
Allein die Zahl dieſer Sachen (die uns nicht bekannt iſt) iſt gering 
und wird an dem Refultat eine irgend weſentliche Anderung nicht 
dewirken 
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Zur Reichsgerichtsentlaſtung. 
Bericht über einen Portrag Vach's. 
Von Dr. John Sokolowski, Berlin. 


Einer Einladung der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
folgend, hielt Exzellenz Wach aus Leipzig am 20. April d. J. im 
Beethovenſaal in Berlin einen Vortrag über den „Entwurf eines 
Geſetzes, betr. die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts“. Er bedauert, 
daß wiederum in Form einer Novelle an die Anderung der Zivil⸗ 
prozeßordnung gegangen wird, während eine tiefgreifende, völlige 
Neubildung am Platze ſei. „Novelle erzeugt Novelle, wie Böſes 
wiederum Böſes gebiert.“ Chroniſch ſei das Übel der Überlaſtung 
des höchſten Gerichts, chroniſch ſeine Gründe: die ſtetige Bevölkerungs⸗ 
zunahme im Reich, der große wirtſchaftliche Auſſchwung, die uner⸗ 
müdliche geſetzgeberiſche Tätigkeit. Daher könne man nicht mit 
Augenblicksmitteln Abhilfe ſchaffen, etwa mit der Einrichtung von 
Hilfsſenaten, obgleich dieſe zur Aufarbeitung der Reſte und zur Ber: 
hütung von Angſtprodukten nicht gut entbehrlich ſeien. 

Der Entwurf ſchlage nun eine Kombination von kleinen und 
radikalen Mitteln vor. Unter den kleinen Mitteln ſei von der 
Beſeitigung der Beſchwerde gegen Entſcheidungen der Ober⸗ 
landesgerichte eine erhebliche Erleichterung zu erwarten. Im Ent⸗ 
wurf von 1904 ſei feſtgeſtellt, daß die Zivilſenate des RG. an jedem 
Sitzungstage etwa 1½ Stunde den Beſchwerden widmeten. Auch die 
„Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts“ (etwa 1200 Fälle 
jährlich) könne ohne Gefahr dem RG. abgenommen werden. Ebenſo 
könne man ſich die vorläufige Vollſtreckbarkeit der Oberlandesgerichts⸗ 
urteile, den Ausſchluß der Reviſion gegen Urteile in Arreſtſachen und 
einſtweiligen Verfügungen, die Steigerung der Gebühren, eventuell 
auch eine Ausſcheidung der Konſularſachen gefallen laſſen. Keinesfalls 
dürften aber der Spruchtätigkeit des RG. die Patentſachen und die 
landes rechtlichen Sachen entzogen werden, da man einer Diskontinuität 
und Partikulariſierung der Rechtſprechung vorbeugen müſſe. 

Als große, radikale Mittel ſchlage der Entwurf Reduktion der 
Arbeit und eine gewiſſe Erleichterung derſelben vor; der Perſonal⸗ 
vermehrung gegenüber verhalte er ſich aber ablehnend. Wenn in der 
Begründung ausgeführt werde, daß hierdurch das NG. difformiert 
werden würde, ſo ſei dies nicht richtig. Dieſes Bedenken treffe vielleicht zu 
für eine Vermehrung der Senate unter Beibehaltung oder Herab⸗ 
ſetzung der bisherigen Richterzahl. Insbeſondere ſei in einer Be⸗ 


ſetzung der Senate mit nur fünf Richtern kein Heilmittel zu erblicken, 


da die Arbeitslaſt der einzelnen Mitglieder nicht vergrößert werden 
könne. Hingegen ſtehe einer Verſtärkung der Senate nichts ent⸗ 
gegen. Schon jetzt gäbe es Senate mit überzähligen Richtern. 
Wenn man jeden Senat mit 10 Mitgliedern (abgeſehen vom Präſidenten) 
beſetzen würde, ſo wäre es möglich, 3 Sitzungen (ſtatt 2) wöchentlich 
ſtatifinden zu laſſen, wodurch die Bewältigungskraft des Gerichts um 
50 Prozent geſteigert werden würde. An einem der drei Sitzungstage 
könne an Stelle des Präſidenten ein ſtändiger Vertreter, etwa das 
älteſte Mitglied, den Vorſitz führen. Daß die Mitglieder bei dieſer 
Regelung den inneren Kontakt verlieren würden, ſei nicht zu befürchten. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den verſchiedenen Zuſammen⸗ 
ſetzungen eines Senats könnten ſämtliche Mitglieder an der Ent⸗ 
ſcheidung teilnehmen. Man könnte entgegenhalten, daß das Plenum 
und damit der horror pleni durch eine Verſtärkung der Senate noch 
vergrößert werden würde. Aber das Plenum ſei ſchon jetzt, wie all⸗ 
ſeitig anerkannt, eine Mißgeſtalt, die gänzlich beſeitigt werden müſſe. 
Bei Meinungsdiſſerenzen zweier Senate würde es genügen, wenn die 
diſſentierenden Senate zu gemeinſamer Entſcheidung zuſammenträten. 

Mit der Vermehrung der Mitglieder könne eine Verminderung 
der Arbeit Hand in Hand gehen. Von einer Erhöhung der Re— 
viſionsſumme ſehe der Entwurf allerdings ab, da die Reichs— 


39. Jahrgang. 


regierung 1898 und 1905 damit böſe Erfahrungen gemacht habe. Es 
ſei aber jetzt vom Reichstage eine Anderung ſeiner bisherigen Anſicht 
zu erhoffen. Der Einwurf, die Revifion würde durch Erhöhung der 
summa appellabilis ein Privileg der Reichen, eine „plutokratiſche“ 
Inſtitution, ſei eine leere Phraſe. Wie weit die Erhöhung zu 
gehen habe, läßt Wach als eine rein ſtatiſtiſche Frage dahin⸗ 
geſtellt. N 

Hingegen erweiſt er ſich als ſchroffer Gegner des Difformitäts⸗ 
prinzips. Wenn man zur Rechtfertigung dieſes Prinzips anführe, 
das Kriterium der Konformität ſei einfach und klar, ſo ſei dies inſo⸗ 
fern richtig, als der Entwurf eine rein formelle Übereinſtimmung 
der beiden Urteile verlange. Dagegen ſei ſchon von anderer Seite 
mit Recht hervorgehoben worden, daß häufig eine formelle Konformität 
vorliege ohne innere, materielle Ubereinſtimmung; denn nicht ſelten 
ergebe ſich das gleiche Reſultat auf Grund verſchiedener Urteilsgrund⸗ 
lagen und verſchiedener Nechtsauffaſſung. Wenn man weiter meine, 
die Übereinſtimmung der Urteile der Vorderrichter biete eine Gewähr 
für ihre Richtigkeit, ſo ſtehe dem die Tatſache entgegen, daß konforme 
Urteile häufiger vom RG. abgeändert worden ſeien als difforme. 
Schließlich habe man ſich einen günſtigen Einfluß des Difformitäts⸗ 
prinzips auf die unteren Inſtanzen inſofern verſprochen, als die 
Parteien veranlaßt werden würden, ſchon in erſter Inſtanz alles 
Material vorzubringen und die erſte Inſtanz nicht nur als eine Art 
Verſuchsſtation zu betrachten. Daß aber durch die Tatſache der Irre: 
viſibilität ein ſolcher Einfluß auf die Beſchaffung des erſtinſtanz⸗ 
lichen Materials nicht zu erwarten fei, dürſte für jeden Praktiker 
zweifellos ſein. 

Das gewichtigſte Bedenken ſei jedoch die Gefahr der Partikula⸗ 
riſierung der Rechtſprechung. Der Entwurf ſuche ihr durch Ein⸗ 
führung der „Kautel des Präjudizienzwanges“ zu begegnen, d. h. 


durch die Vorſchrift, daß konforme Urteile der Revifion dann unters 


liegen ſollen, wenn ſie das Geſetz durch eine Auslegung verletzen, 
welche mit einer Entſcheidung des RG. oder eines Oberſten Landes⸗ 
gerichts in Widerſpruch ſteht. Dann würde aber nicht mehr ein 
Verſtoß gegen das Geſetz, ſondern ein Verſtoß gegen eine Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung den Reviſionsgrund bilden. Dazu käme noch die 
praktiſche Schwierigkeit, daß die in 600 Foliobänden enthaltenen Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. nunmehr allſeits zugänglich gemacht werden 
müßten, und endlich ſei zu erwarten, daß es jedem einigermaßen ge⸗ 
ſchickten Anwalt in den weitaus meiſten Fällen gelingen würde, aus 
der ungeheuren Anzahl der Präjudizien eines herauszufinden, mit dem 
das oberlandesgerichtliche Urteil in Widerſpruch ſtehe. 

Aber auch bei Annahme der Kautel des Präjudizienzwanges ſei 
die Gefahr der Partikulariſierung der Rechtſprechung nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Zwar ſei nicht anzunehmen, daß die Oberlandesgerichte 
ein erſtinſtanzliches Urteil beſtätigen würden, damit die Sache nicht 
an das RG. komme, ſondern die Gefahr liege darin, daß die unteren 
Gerichte ſich mit den Entſcheidungen der Obergerichte konformieren 
würden, und dies nicht aus äußerem Zwang, ſondern aus innerer 
Überzeugung. Nach alledem ſei das Difformitätsprinzip unan⸗ 
nehmbar. 

Ebenſo ſei zu mißbilligen die Einſchränkung der Neviſion, ſoweit 
es ſich um Verletzung gewiſſer prozeßrechtlicher Normen handelt, nämlich 
der Vorſchriften über das richterliche Fragerecht, die freie Beweis⸗ 
würdigung und den richterlichen Eid. Wenn hier wirklich ein 
Verſtoß gegen Geſetz und Recht vorliege, ſo ſei nicht einzuſehen, warum 
die Rüge dieſer Verletzung ausgeſchloſſen ſein ſolle, warum z. B. 
Eidesmißbrauch durch den Berufungsrichter intakt und unangreifbar 
ſein ſolle. 

Zu verwerfen ſei endlich die vorgeſchlagene Ausdehnung des 
Beſchlußverfahrens auf die Sache ſelbſt, d. h. der Vorſchlag, daß die 
Revifion ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß zurück⸗ 
gewieſen werden könne, wenn das Gericht einſtimmig die Revifion für un: 
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begründet erachte. Während bisher nur die Frage der Statthaftigkeit 
der Revifion und ihrer forms und friſtgerechten Einlegung im Be: 
ſchlußwege habe erledigt werden können, die Reviſionsbegründung alſo 
auf eine vollſtändige Darlegung nur dieſer Punkte habe Bedacht 
nehmen müſſen, würde jetzt der Begründungszwang von dem Prozeß⸗ 
angriff auf den Sachangriff ausgedehnt, für den Anwalt ſich alſo 
häufig ein zufälliges Reſultat ergeben, das Gericht an der Reviſions⸗ 
begründung haften. Dieſe Annäherung an den franzöſiſchen Kaſſations⸗ 
rekurs und die frühere preußiſche Nichtigkeitsbeſchwerde ſei ein voll⸗ 
ſtändiger Bruch mit dem Weſen des Rechtsmittels und den Grund⸗ 
gedanken unſerer Prozeßordnung. Eine Erleichterung laſſe ſich aber 
inſofern ſchaffen, als man ſich für das Beſchlußverfahren in ſeiner 
bisherigen Geſtalt mit fünf Richtern, oder vielleicht auch nur mit drei 
Richtern (den beiden Berichterſtattern und dem Präſidenten) begnügen 
könnte. 
Die Vorſchläge Wach's laſſen ſich demnach dahin zuſammenfaſſen: 
1. Erhöhung der Zahl der Senatsmitglieder von 7 auf 10; 
8 Sitzungstage wöchentlich. 

2. Beſeitigung des Plenums. 

8. Erhöhung der Reviſionsſumme. 

4. Vorprüfung der Zuläſſigkeit der Reviſion und Beſchluß⸗ 

faſſung darüber durch 5 (3) Richter. | 


Eingabe des Dentſchen Vereins für den Schutz 

des gewerblichen Eigentums an den Reichstag zum 

Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts. 


Berlin, den 18. März 1910. 


Die in Ausſicht genommene Anderung der Zivilprozeßordnung, 
nach welcher bei gleichlautendem Tenor eines landgerichtlichen und 
eines oberlandesgerichtlichen Urteils die Reviſion ausgeſchloſſen werden 
fol, hat in den Kreiſen, die am gewerblichen Rechtsſchutz ein Intereſſe 
haben, eine lebhafte Beſtürzung hervorgerufen. Der unterzeichnete 
Verein, der ſich mit der Pflege des gewerblichen Rechtsſchutzes befaßt, 
und dem, neben Juriſten aller Berufe, Induſtrielle und Techniker 
angehören, hat ſich daher für verpflichtet erachtet, die Wirkungen, die 
die Einführung des Difformitätsprinzips auf dem Gebiet des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes zur Folge haben würde, in einer Kommiſſion 
eingehend zu beraten. Wir haben hierbei völlig von der Erörterung 
der Konſequenzen abgeſehen, die ſich von allgemeinen Geſichtspunkten 
aus für oder wider eine derartige geſetzliche Regelung anführen laſſen, 
und uns lediglich auf die Erörterung derjenigen Geſichtspunkte be⸗ 
ſchränkt, die ſpeziell für den gewerblichen Rechts ſchutz in Frage 
kommen. Die Beratung hat das — bei der Verſchiedenheit der im 
Verein vertretenen Intereſſen außerordentlich ſeltene — Ergebnis der 
Einſtimmigkeit gezeitigt. Wir verfehlen nicht, die Ergebniſſe in 
nachſtehendem zur geneigten Erwägung zu unterbreiten: 

Gerade die Entwicklung des gewerblichen Rechtsſchutzes und die 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, ſowohl auf Grund der 
Spezialgeſetzgebung wie durch Heranziehung des 8 826 BGB., iſt in 
ungleich höherem Maße, als dies bei anderen Rechtsmaterien der 
Fall war, dem Reichsgericht zu danken. Die hier in Betracht 
kommenden Rechtömaterien find erſt ſeit verhältnismäßig kurzer Zeit 
geſetzlich geregelt, der Durchſchnitt der Juriſten iſt mit ihnen daher 
noch wenig vertraut. Infolgedeſſen kommen in den Entſcheidungen 
der Inſtanzgerichte häufig Rechtsirrtümer vor, deren Beſeitigung dem 
Reichsgericht, das mit bewundernswertem Verſtändnis dieſe — zus 
weilen recht ſpröden Materien beherrſcht, obliegt. Aber noch mehr! 
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Das Reichsgericht hat es verſtanden, die Lücken, welche dieſe 
Geſetze ganz naturgemäß im Laufe der Zeit aufwieſen, auszufüllen 
und das Geſetz in einer Weiſe auszulegen, die faſt durchweg die Zu⸗ 
ſtimmung der Induſtrie gefunden hat. Die raſch ſortſchreitende Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Induſtrie und das infolgedeſſen gerade auf 
induſtriellem Gebiete lebhafter als auf anderen Gebieten erſolgende 
Auſtreten ſtets neuer rechtlicher Probleme macht es naturgemäß der 
Geſetzgebung unmöglich, mit auch nur annähernder Wahrſcheinlichkeit 
alle Konſequenzen zu überſehen. Jedes — zur Zeit ſeines Inkraft⸗ 
tretens noch ſo vollſtändige und wohlerwogene — Geſetz wird im 
Laufe der Zeit Lücken und Maſchen zeigen, durch die der gewiegte 
Verletzer hindurchſchlüpfen kann, wenn nicht eine einſichtige Recht⸗ 
ſprechung dem vorbeugt. Dies war auch der Gedanke, von dem 
ausgehend das neue Wettbewerbsgeſetz die Generalklauſel des § 1 
geſchaffen hat. 

Einer ſolchen Aufgabe kann auch die vortrefflichſte Rechtſprechung 
der Oberlandesgerichte nicht gerecht werden. Dabei ſoll auch kein 
beſonderes Gewicht darauf gelegt werden, daß die grundlegenden 
Entſcheidungen des Reichsgerichts auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsſchutzes im Gegenſatz zu den Vorentſcheidungen der betreffenden 
Oberlandesgerichte ergangen ſind. 

Viel gewichtiger erſcheinen uns der Umſtand, daß eine ruhige 
und ſtetige Entwicklung des Handels und des Verkehrs eine Gleich⸗ 
mäßigkeit in der Weiterentwicklung des Rechtes durch ganz 
Deutſchland erfordert, und das Bedürfnis, daß nicht die Lücken, 
die das Geſetz — abſichtlich oder unabſichtlich — offen läßt, in den 
verſchiedenen Oberlandesgerichtsbezirken in verſchiedener Weiſe aus⸗ 
gefüllt werden, und namentlich, daß das Blankettgeſetz, welches der 
Geſetzgeber durch den § 1 des Wettbewerbsgeſetzes dem Richter gibt, 
nicht in verſchiedener Weiſe in die Praxis umgeſetzt wird. Es 
muß vermieden werden, daß nicht vermöge einer verſchiedenartigen 
Auslegung dieſer Beſtimmung in einem Bezirke erlaubt iſt, was 
im anderen verboten iſt, eine Folge, die angeſichts der durch den 
§ 24 des Wettbewerbsgeſetzes beſtimmten Ausſchließlichkeit des 
Gerichtsſtandes in der Tat zu Wirkungen führen müßte, die ſo⸗ 
wohl vom Standpunkte der Sicherheit der Induſtrie, als auch 
von dem des Vertrauens zur Rechtspflege, vor allem aber 
auch vom Standpunkt der materiellen Gerechtigkeit aus, auf das 
tiefſte zu bedauern wäre. Eine derartige einheitliche Fortentwick⸗ 
lung eines Rechtes, welches der Geſetzgeber ſelbſt als ein erſt ſort⸗ 
zuentwickelndes gegeben hat, iſt aber ausgeſchloſſen, wenn nicht der 
abſolut ſichere Zutritt der Parteien zu einer einheitlichen höchſten 
Inſtanz für das ganze Reich gewährleiſtet iſt. 

Gilt dies ſchon für den gewerblichen Nechtsſchutz im allgemeinen, 
fo gilt dies in erhöhtem Maße für das Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ 
und Warenzeichenrecht: Die Idee, von der die drei dieſe Materien 
regelnden Geſetze ausgehen, iſt die, daß das Schutzrecht für ganz 
Deutſchland dasſelbe ſein ſoll. Dem entſpricht es auch, daß 
die Schutzrechte für ganz Deutſchland durch die Reichszentralbehörde 
des Patentamts erteilt werden. Nun bildet aber — nach der Aus⸗ 
legung, die dieſe Geſetze in der Rechtſprechung gefunden haben — 
das erteilte Schutzrecht gleichſam nur den Grundſtock des Rechtes 
ſelbſt. Leben gewinnt das erteilte Recht erſt durch die Auslegung, 
die das Gericht ihm im Verletzungdverfahren gibt. Insbeſondere im 
Patentrecht hat das Reichsgericht — auch hier reformierend und auch 
hier entgegen der Rechtſprechung vieler Oberlandesgerichte — daran 
feſtgehalten, daß es über den Wortlaut des Schutzanſpruches hinaus 
das Patent ausdehnend oder einſchränkend auszulegen habe, und zwar 
unter Zugrundelegung des Standes der Technik zur Zeit der An⸗ 
meldung des Patentes. Das Reichsgericht hat ſich hierbei völlig von 
dem Wortlaut des Patentanſpruches emanzipiert. Es iſt daher — 
vielleicht nicht mit Unrecht — das Verletzungs verfahren vielfach als 
ein zweites Erteilungsverfahren“ bezeichnet worden. 
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Ahnliches gilt von der Auslegung der Gebrauchsmuſter und 
von der (gemäß § 20 des Warenzeichengeſetzes) dem Richter ebenfalls 
völlig frei gegebenen Auslegung des Warenzeichens. Auch dieſe Recht⸗ 
ſprechung iſt lediglich dem Reichsgericht zu danken. Auch ſie iſt von 
unſerer Induſtrie zuſtimmend begrüßt worden. Die in der neueſten 
Literatur vertretenen Beſtrebungen zielen ſogar dahin, die Macht der 
Gerichte noch weiter und noch freier zu geſtalten. Auch hier liegt es 
auf der Hand, daß dieſe überaus treffliche Judikalur nur dann 
ſegensreich wirken kann, wenn völlige Einheitlichkeit durch ganz 
Deutſchland gegeben iſt. Auch dies iſt nur dann der Fall, wenn 
die höchſte über den Schutz dieſer Rechte wachende Behörde eine 
einheitliche für ganz Deutſchland iſt, und wenn jede Möglichkeit 
ausgeſchloſſen iſt, daß die Anrufung dieſer einheitlichen Zentralbehörde 
dem Rechtſuchenden unmöglich gemacht wird. Es beſteht ſonſt in 
der Tat die Gefahr, daß wir — völlig entgegen der Idee des 
Geſetzes, völlig entgegen vor allem der induſtriellen Sicherheit und 
Wohlfahrt — nicht ein Patent und ein Warenzeichen durch ganz 
Deutſchland haben, ſondern ſo viele nach Inhalt und Umfang ver⸗ 
ſchiedene Schutzrechte, als es Oberlandesgerichte im Deutſchen 
Reiche gibt. 

Hierzu kommt noch der weitere, ſehr ſchwerwiegende Geſichts⸗ 
punkt, daß die Nichtigkeitsklagen in letzter Inſtanz unbedingt an das 
Reichsgericht gehen, deſſen erſter Senat einen Spezialſenat für dieſe 
Sachen darſtellt. Bei Spezialſenaten ſpielt — wie nebenbei bemerkt 
ſei — die Frage der Gefährdung der Einheitlichkeit der Rechtſprechung 
infolge Überlaftung nur eine geringe Rolle. Die gleiche Zentral: 
inſtanz iſt aber auch für Verletzungsklagen dringend erforderlich. Es 
würde zu den bedenklichſten Konſequenzen führen, wenn nicht eine 
unbedingte Gewähr dafür beſtände, daß die Nichtigkeitsklage und die 
Verletzungsklage ſchließlich vor derſelben Behörde verhandelt werden, 
ja, wenn die Gewähr dafür, daß die vor der gleichen letzten Inſtanz 
verhandelt werden müſſen, auch nur geſchmälert würde. Auch hier 
würden Konſequenzen entſtehen, die die Rechts ſicherheit und das 
ruhige und ſtetige Arbeiten der Induſtrie auf das ſchwerſte ge: 
fährden. Bei den Verhandlungen des Stettiner Kongreſſes für den 
gewerblichen Rechtsſchutz im Mai v. J. iſt — unter lebhafter Billigung 
der überwiegenden Mehrzahl gerade der induſtriellen Teilnehmer — 
das dringende Intereſſe betont worden, daß gerade den Sachen des 
gewerblichen Rechtsſchutzes der Zutritt an das Reichsgericht — ſelbſt 
ohne Rückſicht auf den Streitwert — nicht verſchloſſen werde. Die 
für dieſe Forderungen maßgebenden Geſichtspunkte ſprechen in un⸗ 
gleich erhöhtem Maße gegen eine geſetzliche Beſtimmung, die dahin 
führen kann, daß dieſe Sachen — ſelbſt wenn ſie die gewichtigſten, 
einſchneidendſten Intereſſen berühren — unter Umſtänden der Zentral⸗ 
inſtanz entzogen werden. Der unterzeichnete Verein legt hier ganz 
beſonderes Gewicht darauf zu betonen, daß die Induſtrie nach dem 
Reichsgericht verlangt, nicht nur wegen der großen Vorzüge ſeiner 
Rechtſprechung, ſondern gerade deswegen, weil es als Zeutral⸗ 
inſtanz einheitlich für ganz Deutſchland arbeitet. Es wäre 
auch ein eigenartiger Rechtszuſtand, daß zwar für das Patent⸗ 
erteilungsverfahren und für das patentamtliche Nichtigkeitsverfahren 
eine derartige Zentralinſtanz für Deutſchland beſtände, nicht aber für 
das Verletzungsverfahren und für das Vernichtungsverfahren im 
Zeichen⸗ und Gebrauchsmuſterrecht. Auch hier wären die Kon⸗ 
ſequenzen und die Unſtimmigkeiten, deren nähere Darlegung zu weit 
führen würde, völlig unüberſehbar und der Induſtrie ſchädlich. 

Wir geſtatten uns auch darauf hinzuweiſen, daß — wie auf 
dem Stettiner Kongreß gleichfalls betont worden iſt — die Mehr⸗ 
belaſtung des Reichsgerichtes durch die Beſchäftigung mit dieſen 
Sachen keineswegs ſo groß iſt, wie es den Anſchein hat, und daß 
das Belaſſen dieſer Sachen beim Reichsgericht andererſeits eine 
Entlaſtung der Inſtanzgerichte mit ſich bringt. — Wie in Stettin 
von allen Praktikern beſtätigt worden iſt, lehrt die Erſahrung, daß 
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wenn die höchſte Zentralinſtanz des Reichsgerichts einmal die Trag⸗ 
weite eines Schutzrechtes feſtgelegt hat, ſich nicht nur die Inſtanz⸗ 
gerichte dem fügen, ſondern daß es in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle alsdann gar nicht zu einer weiteren Beſchäftigung der 
Inſtanzgerichte mit dieſen Sachen kommt. Es ſei auf die bekannte 
Erfahrung verwieſen, daß ſehr häufig zunächſt ein Prozeß gegen 
einen Verletzer durchgeführt, eine Anhängigmachung anderer Klagen 
oder deren Weiterverfolgung aber unterlaſſen wird, bis das Reichs⸗ 
gericht geſprochen hat, und daß dann die Sachen auf der Baſis der 
reichsgerichtlichen Entſcheidung in überaus häufigen Fällen ihre 
naturgemäße außerprozeſſuale Erledigung finden. Dies würde 
natürlich dann hinwegfallen, wenn die Gewähr, daß das Reiche: 
gericht unbedingt ſich mit der Sache befchäftigen muß, hinwegfiele. 
Daß hierdurch eine große Mehrbelaſtung der Gerichte mit dieſen — 
die Zeit und die Arbeitskraft der Gerichte wie der Parteien ſehr in 
Anſpruch nehmenden — Sachen gezeitigt würde, und daß die Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts auch nur eine ſcheinbare wäre, bedarf 
keiner Ausführung. 

Dieſe allgemein gegen Einführung des Difformitätsprinzips 
ſprechenden Bedenken werden auch durch die in dem Entwurf (8 549, 
neuer Abſ. 2) vorgeſehene Beſchränkung, in denen die Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts mit einer Entſcheidung des Reichsgerichts 
nicht in Widerſpruch ſteht, in keiner Weiſe behoben. Ein Blick in 
ein Handbuch des Patentrechts oder einen größeren Kommentar des 
Patent⸗ oder Warenzeichenrechts beweiſt, daß das materielle Recht 
beider Gebiete in überwiegendem Maße nicht auf unzweifelhaften 
geſetzlichen Vorſchriſten, ſondern auf den Grundfägen beruht, die die 
Nechtſprechung in Auslegung des Geſetzes aufgeſtellt hat. Es iſt 
aber faſt unmöglich, einen Rechtsgrundſatz in einem Urteil in Be⸗ 
ziehung mit den ihm zugrunde liegenden Tatſachen derart beſtimmt 
zu formulieren, daß er abweichende Deutungen ausſchließt. Es wird 
daher in den meiſten Fällen ein Widerſpruch mit einer Entſcheidung 
des Reichsgerichts — mit größerem oder geringerem Recht — kon⸗ 
ſtruiert werden können. Die Prüfung der Frage, ob ein Widerſpruch 
vorliegt oder nicht, wird aber in der Regel ebenſoviel Arbeit ver⸗ 
urſachen als die materielle Behandlung der Reviſionsbeſchwerde ſelbſt. 

Während das Keichsgericht feine Kräfte in voller Ausnutzung 
der Schaffung materiellen Rechts widmen ſollte, würde für die — 
lediglich formale — Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der Reviſion eine 
Arbeit aufgewendet werden, die wohl ausreichen dürfte, um die Sachen 
materiell zu erledigen, die nunmehr der Rechtſprechung des Reichs: 
gerichts entzogen werden ſollen. Daß bie Zurückweiſung der Reviſion 
ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen ſoll (nach § 554 b 
des Entwurfs), dürfte hierbei kaum eine Rolle ſpielen, da ja ein 
ſolcher Beſchluß eine nicht weſentlich geringere Vorbereitung erfordern 
wird als ein Urteil. Die Folge wäre alſo, daß eine Entlaſtung des 
Reichsgerichts nicht oder nicht in erheblichem Maße eintreten würde, 
wogegen der gewerbliche Rechtsſchutz an Wirkſamkeit bedenklich ver⸗ 
lieren würde. 

Schwere Bedenken erregt auch von dem Standpunkt der mit 
dem gewerblichen Rechtsſchutz verknüpften Intereſſen der Ausſchluß 
der Reviſion gegen Urteile, durch die über eine einſtweilige Verfügung 
entſchieden wird (§ 545 Abſ. 2 des Entwurfs). Prozeſſe über ge⸗ 
werbliche Schutzrechte laſſen ſich erfahrungsgemäß derart in die Länge 
ziehen, daß bei der kurzen Schutzdauer — namentlich in Gebrauchs⸗ 
muſterſachen — eine einſtweilige Verfügung vielfach allein die Mög⸗ 
lichkeit einer Sicherung gegen Rechtsverletzungen gibt. Es beſteht 
daher für die einſtweiligen Verfügungen das gleiche Bedürfnis nach 
einer einheitlichen Zentralinſtanz wie für die gewöhnlichen Klagen. 

Wir glauben aus dieſen Gründen, durch die beſprochenen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen für das Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes 
eine ſchädliche Rechtsunſicherheit und eine ſchwere Schädigung unſerer 
Induſtrie und unſeres Handels befürchten zu müſſen. Wir ſprechen 
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daher vom Standpunkte des gewerblichen Rechtsſchutzes die dringende 

Bitte aus, 
ſolchen Beſtimmungen die Zuſtimmung zu verſagen, durch 
welche die Rechtsficherheit und die Einheitlichkeit der Recht: 
ſprechung auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts ſchutzes 
gefährdet wird, und durch die insbeſondere die Reviſion gegen 
Urteile über einſtweilige Verfügungen ausgeſchloſſen und die 
Revifion von der Difformität der Vorentſcheidungen und von 
dem Widerſpruch mit einer Entſcheidung des Keichsgerichts 
abhängig gemacht wird. 


Der Deutſche Verein 
für den Schutz des gewerblichen Eigentums. 


Der Vorſitzende: 
v. Möller, Staatsminiſter. 


Der Generalſekretär: 
Prof. Dr. Alb. Oſterrieth. 


Aus der Inſtizkommiſſion. 
Sitzungen vom 13., 14., 19. bis 21. April 1910. 


Die Kommiſſion trat nach der Oſterpauſe am 13. April 
1910 wieder zuſammen und nahm ihre Beratungen wieder auf. 


3. Abſchnitt. 
Gerichtliche Entſcheidungen. Zuſtellungen. 


8 26. Hier beantragte das Zentrum die Streichung des 
zweiten Satzes, nach welchem vor Entſcheidungen, die außerhalb 
der mündlichen Verhandlung ergehen, die Staatsanwaltſchaft 
zur Erklärung aufzufordern iſt, wenn durch die Verzögerung 
kein Nachteil für die Sache entſteht. Es erfolgte hierbei eine 
grundſätzliche Ausſprache über die Frage, ob dem Verdächtigen 
und der Staatsanwaltſchaft gleiche Rechte einzuräumen ſeien. 
Die Mehrheit der Kommiſſion beſchloß, den zweiten Satz zu 
ſtreichen und dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß die Stellung 
der Staatsanwaltſchaft gegenüber dem Verdächtigen nicht bevor⸗ 
rechtigt ſein ſolle. Einigkeit beſtand auch darüber, daß die 
Vorſchrift des Satzes 2, die ja dem geltenden Recht entſpreche, 
in der Praxis nur auf dem Papier ſtehe, da die Anhörung der 
Staatsanwaltſchaft bei minderwichtigen Entſcheidungen zu den 
Seltenheiten gehört. 

Nach Streichung des Satzes 2 wurde der $ 26 der Vor⸗ 
lage angenommen, ebenſo der § 27. | 

Der 8 28 wurde in der Faſſung der Vorlage angenommen. 
Hinter dem erſten Satz wurde eingeſchaltet, daß wenn die 
Entſcheidung mit Gründen verſehen ſein muß, die Bekannt⸗ 
machung ſich auch auf die Gründe zu erſtrecken habe. Zu 
Abſ. 2 beantragte das Zentrum, folgenden letzten Satz hinzu⸗ 
zufügen: 

„die zugeſtellten Schriftſtücke ſind im Gewahrſam des 

nicht auf freiem Fuße Befindlichen zu belaſſen.“ 
Der Antrag wurde damit begründet, daß dem verhafteten Be⸗ 
ſchuldigten jederzeit die Möglichkeit zuſtehen müſſe, die ihm zu⸗ 
geſtellten Anklageſchriften, Urteile, Beſchlüſſe uſw. zu leſen, um 
ihren Inhalt gründlich prüfen und etwaige Rechtsbehelfe vor⸗ 
bereiten zu können. In der Praxis werde von den Beamten 
der Gefängnisverwaltung hiergegen häufig verſtoßen, die Regie⸗ 
rungsvertreter bekämpften dieſen Antrag, der nicht in die Prozeß⸗ 
ordnung, ſondern in die Gefängnisordnungen gehöre, namentlich 
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auch damit, daß er Durchſtechereien Vorſchub leiſte (Kaſſiber); 
der Antrag wurde trotzdem angenommen. 
Hinter § 28 wurden auf Antrag des Abgeordneten Gröber 
(Zentrum) folgende 88 28 a und b eingeſchaltet: 
8 28a. 

„Offenbare Schreibfehler und ähnliche Mängel in der 
Niederſchrift einer Entſcheidung kann das Gericht oder 
der Richter, von dem die Entſcheidung erlaſſen ift, be: 
richtigen. Den Beteiligten, denen die Entſcheidung zu⸗ 
geſtellt iſt, wird die Berichtigung mitgeteilt.“ 

8 28 . 

„Bei Vernehmung des Beſchuldigten, der Zeugen und 
Sachverſtändigen ſowie bei einem Augenſchein hat der 
Richter, bei mündlicher Verhandlung der Vorſitzende zur 
Aufnahme eines Protokolles einen Gerichtsſchreiber zu⸗ 
zuziehen; in dringenden Fällen kann er eine andere Perſon 
zuziehen und als Gerichtsſchreiber beeidigen. 

Das Protokoll muß Ort und Tag der Verhandlung 
ſowie die Bezeichnung der Beteiligten und mitwirkenden 
Perſonen enthalten, auch erſehen laſſen, daß die für die 
Gerichtshandlung vorgeſchriebenen Formen beobachtet 
worden ſind. 

Behauptet ein Prozeßbeteiligter, daß durch einen Vor⸗ 
gang eine geſetzliche Vorſchrift über das Verfahren verletzt 
ſei, ſo iſt auf ſeinen Antrag die Feſtſtellung des Vor⸗ 
ganges im Protokoll anzuordnen. 

Das Protokoll iſt von dem Richter oder Vorſitzenden 
und von dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. Iſt der 
Vorſitzende verhindert, ſo unterſchreibt für ihn der älteſte 
Richter; iſt der vorſitzende Amtsrichter verhindert, ſo 
genügt die Unterſchrift des Gerichtsſchreibers; iſt der 
Gerichtsſchreiber verhindert, ſo unterſchreibt allein der 
Vorſitzende. 


Die SS 166, 264, 265 ſollen dementſprechend geändert 
werden. 

Die 55 29—34 wurden angenommen. Bei $ 31 (Ber: 
fahren bei Zuſtellungen) wurde angeregt, eine Subkommiſſion 
einzuſetzen, die die Frage prüfen ſolle, ob nicht für den Nachweis 
der Zuſtellung einfachere Formen zuzulaſſen ſeien, als ſie in 
der ZPO. vorgeſehen ſeien. Von anderer Seite wurde eine 
Reſolution vorgeſchlagen, den Reichskanzler zur Einbringung 
des Entwurfs einer Zuſtellungsordnung aufzufordern; beide 
Gedanken fanden jedoch nicht die Mehrheit der Kommiſſion. 


Die 88 35 und 36 fanden, erſterer mit unweſentlichen 
Anderungen, Annahme. 


4. Abſchnitt. 
Friſten und Wiedereinſetzung. 


Bei 8 37 wurde von verſchiedenen Seiten darüber geklagt, 
daß die Einhaltung einer Friſt häufig dadurch unmöglich ge⸗ 
macht werde, daß die Geſchäftsräume der Gerichte um 6 Uhr 
abends geſchloſſen würden; mitunter ſeien die Dienſtſtunden 
ſchon früher zu Ende, und es ſei nicht möglich, einen Beamten 
aufzufinden, der zur Empfangnahme von Schriftſtücken dienſtlich 
berufen ſei. Es wurde deshalb der Gedanke angeregt, ein 
Schriftſtück auch dann noch als rechtzeitig eingegangen zu be⸗ 
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trachten, wenn es an dem dem Ablauf der Friſt folgenden 

Morgen in dem Briefkaſten des Gerichts vorgefunden werde. 

Für den Abſ. 2 des S 37 wurde daher folgende Faſſung vor⸗ 

geſchlagen: | 
„Iſt die Erklärung an eine Friſt gebunden, ſo wird die 
Friſt gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf die Erklärung 
dem Gericht zugegangen iſt. Sie gilt als noch recht⸗ 
zeitig zugegangen, wenn ſie bei der erſten Leerung des 
folgenden Tages in dem Behältniſſe vorgefunden wird, 
welches zur Aufnahme von einlaufenden Schriftſtücken 
bei dem Gericht angebracht iſt.“ 

Der Antrag wurde jedoch abgelehnt und der § 37 nach der 

Vorlage angenommen. 

§ 38 wurde debattelos angenommen. 

Bei § 39 wurde der Abſ. 2 geſtrichen und im Abſ. 1 an 
Stelle der Worte „ohne ſein Verſchulden“ die Worte geſetzt: 
„ohne ſein perſönliches Verſchulden“. Hiernach iſt die Rechts⸗ 
lage künftig die, daß ein Beteiligter bei Verſäumung einer 
Friſt immer nur ſein eigenes Verſchulden, niemals aber das⸗ 
jenige ſeines Anwalts, ſei er Vertreter oder Verteidiger, zu 
vertreten hat. 

In § 40 wurde der Abſ. 2 geſtrichen und damit zum 
Ausdruck gebracht, daß die verſäumte Handlung erſt dann nach⸗ 
geholt zu werden brauche, wenn die Wiedereinſetzung bewilligt 
worden ſei. Die Anwälte werden hierdurch vor überflüſſiger 
Arbeit bewahrt. In Abereinſtimmung hiermit erhielt der § 41 
einen Zuſatz: 

„Mit der Zuſtellung des Beſchluſſes beginnt der Lauf 
der verſäumten Friſt von neuem.“ 

In dieſer Faſſung wurde der 8 41 und ſodann 8 42 an⸗ 
genommen. 


5. Abſchnitt. 
Zeugen. 

8 43 wurde nicht beanſtandet. 

In § 44 wurden im Abſ. 1 die Worte: „während fie 
verſammelt iſt“ geſtrichen und im Abſ. 2 am Schluß der Zuſatz 
gemacht: „wenn die Vernehmung erfolgen ſoll, während die 
Körperſchaft verſammelt iſt“. Danach ſind z. B. Mitglieder 
des Reichstags auch während der großen Sommerpauſe ſtets in 
Berlin zu vernehmen, wenn ſie ſich da aufhalten. Die Re⸗ 
gierung bezeichnete dieſen Beſchluß als eine viel zu weit gehende 
und durch nichts begründete Durchbrechung des Prinzips der 
Unmittelbarkeit. Der Beſchluß dürfte auch in zweiter Leſung 
nicht aufrechterhalten werden. 

In 5 45 Abſ. 1 wurde der zweite Satz folgendermaßen 
gefaßt: 

„Das gleiche gilt bei wiederholtem Ausbleiben des 
Zeugen, doch darf ihm Strafe nur noch einmal auf⸗ 
erlegt werden.“ 

Danach iſt der Höchſtbetrag der Geld: oder Haftſtrafe bei 
wiederholtem Ausbleiben des Zeugen der gleiche wie bei erſt⸗ 
maligem Ausbleiben. 


Sodann wurde ein neuer Abſ. 4 beſchloſſen folgenden 
Inhalts: 


„Die Entſcheidung über Strafe und Koſten wird voll⸗ 
ſtreckbar, wenn nicht binnen einer Woche von Zuftellung 
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des Beſchluſſes das Ausbleiben entſchuldigt wird; hierauf 
iſt in dem Beſchluß hinzuweiſen. Soweit das Ausbleiben 
nachträglich entſchuldigt wird, ſind die Maßregeln wieder 
aufzuheben.“ 

Dieſer Beſchluß bedeutet ein weſentliches Entgegenkommen 
gegenüber dem Zeugen. 

Es wurde bei § 45 auch die Frage angeſchnitten, ob man 
nicht auch den Staatsanwalt mit Zwangsbefugniſſen gegenüber 
dem Zeugen ausſtatten ſolle; es erſcheine dies erwünſcht, damit 
er das Vorverfahren möglichſt gründlich betreiben und möglichſt 
die Zeugen ſelbſt vernehmen könne; namentlich in Sachſen habe 
ſich ein ſolches Verfahren gut bewährt. Die Anregung wurde 
bis nach endgültiger Geſtaltung des Vorverfahrens, mit der ſie 
innig zuſammenhängt, zurückgeſtellt. 

Die Kommiſſion beſchäftigte ſich hierauf ſehr eingehend mit 
den Anträgen der Nationalliberalen, der Fortſchrittlichen Volks⸗ 
partei und des Zentrums, die darauf hinauslaufen, das Wahl⸗ 
geheimnis ſicherzuſtellen. Einſtimmigkeit herrſchte darüber, daß 
die Wirkſamkeit der zu faſſenden Beſchlüſſe auf das Gebiet 
des eigentlichen Strafprozeſſes beſchränkt, und ſowohl in einem 
Diſziplinarverfahren als auch in dem Beweiserhebungsverfahren, 
das durch die Wahlprüfungskommiſſion eines Parlaments ein⸗ 
geleitet werde, ausgeſchloſſen ſei. Die weit überwiegende Mehr: 
heit war ſich darüber klar, daß die geheime Wahl geſchützt 
werden müſſe; die Debatte drehte ſich in der Hauptſache um 
die Frage, ob man dem Wähler ein Zeugnisverweigerungsrecht 


darüber, wie er geſtimmt habe, geben oder für den Richter ein 


abſolutes Frageverbot aufſtellen ſolle. Die Regierung erklärte 
ſich grundſätzlich bereit, den Schutz des Wahlgeheimniſſes geſetz⸗ 
lich ſicherzuſtellen, ſie war aber der Meinung, daß, wenn es ſich 
um die Feſtſtellung einer Wahlfälſchung handele, (S8 107 bis 
109 StGB.) das Intereſſe der Allgemeinheit an der Echtheit 
und Unverfälſchtheit der Wahlhandlung höher zu bewerten ſei 
als das Intereſſe des einzelnen an der Geheimhaltung ſeiner 
Abſtimmung. Für dieſe Fälle müſſe daher eine Ausnahme 
gemacht werden. 

Schließlich wurde gegen die Stimmen der Konſervativen 
und der Reichspartei folgender Antrag angenommen. 

S 45a. „Kein Zeuge darf über Tatſachen befragt 
werden, welche darauf ſchließen laſſen, wem er bei einer 
auf Geſetz beruhenden geheimen Wahl ſeine Stimme ge⸗ 
geben hat.“ G. 

Nächſte Sitzung am 26. April 1910. 


Literaturbericht. 


Die neue Prozeßnovelle mit ihren mehr oder minder ein⸗ 
greiſenden Anderungen der ZPO. und des GVG. hat 
nicht nur eine Verjüngung der vorhandenen Kommentare ge⸗ 
zeitigt, ſondern auch eine Anzahl neuer Arbeiten hervorgerufen. 

Der Gaupp⸗Steinſche Kommentar (Tübingen, Mohr) hat 
wegen ſeiner anerkannten Vorzüge und ſeiner wiſſenſchaftlichen 
Tiefe in den letzten Jahren faſt konkurrenzlos die erſte Stelle 
eingenommen. Um ihn auf dem laufenden zu erhalten, iſt eine 
beſondere Bearbeitung der Prozeßnovelle als Nachtrag für die 
letzte 8./9. Auflage herausgegeben worden. Der Verfaſſer nimmt 
dabei Gelegenheit, auch in einzelnen Fragen, die von der neuen 
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Geſetzgebung unabhängig ſind, ſeine frühere Meinung zu 
berichtigen. 

Die in den Jahren 1904/05 erſchienene 5. Auflage des 
Peterſen'ſchen Kommentars (Lahr, Schauenburg), bearbeitet 
von Remelé und Anger, iſt ebenfalls durch einen Anhang 
moderniſiert worden, in dem die neue Novelle von Remelé 
für den praktiſchen Gebrauch erläutert iſt. 

Von den anderen größeren Ausgaben liegt bereits fertig 
vor Struckmann⸗Koch (Berlin, Guttentag) in der 9. Auflage. 
Zu den Mitarbeitern iſt der Kollege Flechtheim aus Köln 
hinzugetreten, der unſeren Leſern durch ſeine ſcharfſinnigen Auf⸗ 
ſätze wohlbekannt geworden iſt. Der Kommentar hat ſeinen 
bisherigen Charakter beibehalten. Unter fortlaufender Be⸗ 
nutzung der Literatur und Rechtſprechung werden die Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. und des GVG. nebſt EG. erläutert. 

Etwas knapper, aber im übrigen in derſelben Art, be⸗ 
handelt der Reincke'ſche Kommentar (Berlin, Müller) die ZPO. 
nebſt EG., während GVG. und EG. dazu in einem Anhange 
ohne Kommentar abgedruckt ſind. Die neue 6. Auflage iſt auf 
Grund der Novelle vom 1. Juni 1909 von Kammergerichtsrat 
R. Wienſtein neu bearbeitet und verbeſſert worden. Der bisherige 
Charakter als knapper Kommentar iſt gewahrt worden. Durch 
Berückſichtigung der neuen Literatur und Rechtſprechung iſt auch 
er wieder zu einem nützlichen Hilfsmittel für die Praxis geworden. 

Wer die Kommentare zur ZPO. muſtert, wird nicht ohne 
das Gefühl einer gewiſſen Wehmut auf die Lücke blicken, die 
dieſer Kreis der Literatur bei dem Fehlen des Wilmowski⸗ 
Levy'ſchen Kommentars aufweift. Der Verlag (Vahlen, Berlin) 
hat ſeinerzeit als Erſatz für dieſen Kommentar die Ausgabe von 
Skonietzki⸗Gelpcke angezeigt, der die leergewordene Stelle 
einnehmen ſollte. Leider iſt der Fortgang dieſes ſchon in ſeinen 
erſten Lieferungen viel und gern benutzten Kommentars nach dem 
Tode unſeres trefflichen Kollegen Gelpcke ein ſehr langſamer 
Aus dieſer Not machen die Verfaſſer jetzt eine 
Tugend, indem ſie die durch die Prozeßnovelle veralteten Teile 
durch Erſatzbogen⸗ oder ⸗blätter moderniſieren und im übrigen 
den Hauptteil ihrer Arbeit dem neuen Stande der Dinge an⸗ 
paſſen. Als neuer Mitarbeiter iſt Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Kraemer eingetreten. Hoffentlich gelingt es nunmehr, das bereits 
bis § 393 gediehene Werk in ſchnellen Folgen zu Ende zu führen. 

In vollſtändiger Neubearbeitung tritt nach unvollendet 
gebliebener 2. die 3. Auflage des Kommentars von Förſter 
(Berlin, Heymann) auf den Plan. Der Bearbeiter iſt Rechts⸗ 
anwalt Dr. Kann, der unſern Leſern den intereſſanten Überblick 
über die Geſchichte des Difformitätsprinzips geboten hat. Die 
erſte Lieferung, welche bis § 23 reicht, macht durch ihre groß⸗ 
zügige Syſtematik einen vorzüglichen Eindruck. 

Ebenfalls in erſter Lieferung liegt die 2. umgenrbeitete 
Auflage des Neukamp'ſchen Handkommentars zur ZRI. vor 
Leipzig, Hirſchfeld). Als neue Mitarbeiter hat der Heraus⸗ 
geber den Landrichter Karl Becker in Düſſeldorf, den Amts⸗ 
richter Walter Kuhbier und den Landrichter Dr. Paul Strauß 
hinzugezogen. 

Den Vorzug ſyſtematiſcher Behandlung hat von den kleineren 
Ausgaben die ebenfalls als Neuling erſchienene Handausgabe 
der ZPO. und des GVG. von Juſtizrat Dr. Korn (Berlin, 
Vahlen). Der Verfaſſer hat in praktiſcher Weiſe die Neben⸗ 
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geſetze und Verordnungen, die zur Ergänzung der ZPO. dienen, 
mit abgedruckt, und hat dabei nicht nur das GKG. und die 
RAGebd. in der neueſten Faſſung gegeben, ſondern auch die 
Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 11. März 1910, 
betreffend die Orte, die im Sinne der 88 499 und 604 ZPO. 
als ein Ort anzuſehen ſind, zum Abdruck gebracht. 

Dasſelbe Material, ausgenommen die letzterwähnte Ver⸗ 
ordnung, bringt die Handausgabe der ZPO. des Oberlandes⸗ 
gerichtsrats Freudenthal (München, Beck), die nunmehr in 
dritter umgearbeiteter und verbeſſerter Auflage erſchienen iſt. 
Sie gibt in gedrängter Kürze viel Material. Die bei einzelnen 
großen Anmerkungen fehlende Überficht verſucht der Herausgeber 
5 ein vorangeſtelltes alphabetiſches Inhaltsverzeichnis zu 
erſetzen. 

In neuer, und zwar 12. Auflage, iſt auch die ZPO. von 
Sydow⸗Buſch (Berlin, Guttentag) erſchienen. Die ſich fort⸗ 
dauernd u Reichsgerichtsjudikatur, die den Haupt: 
beftandteil der Anmerkungen ausmacht, hat dieſe Ausgabe recht 
anſchwellen laſſen. Durch Verwendung von halbfetten Druck⸗ 
typen hat der Verfaſſer es verſtanden, die Überſichtlichkeit 
aufrechtzuerhalten. 

Eine weitere Bereicherung hat die Literatur der Prozeß⸗ 
kommentare erfahren durch die neue Bearbeitung, die Kammer⸗ 
gerichtsrat Dr. Delius (bei Bensheimer, Mannheim) hat 
erſcheinen laſſen. Sich nicht auf die Mitteilung der Recht⸗ 
ſprechung beſchränkend, gibt er nicht nur in den Anmerkungen 
fortlaufend Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen, ſondern 
ſtellt auch in einer Vorbemerkung eine Anzahl von Ausführungen 
über wichtige Punkte des Zivilprozeßrechts zuſammen und betont 
hierbei namentlich die Rechtſtellung der Ausländer. Als be⸗ 
ſonders praktiſch fällt eine tabellariſche Aberſicht auf, in der 
für 49 Staaten die Rechtslage in e des Gerichts⸗ 
koſtenvorſchuſſes, der Kaution für den Gegner, des Armen⸗ 
rechts und der Vollſtreckbarkeit des ausländiſchen Urteils dar⸗ 
geſtellt wird. 


Auch Oberlandesgerichtsrat Joſef Neumiller (Schweitzer, 
München) bringt ſeine Handausgabe mit Erläuterungen unter 
beſonderer Berückſichtigung der preußiſchen und bayeriſchen Ge⸗ 
ſergebun und Rechtspflege in neuer (3. und 4.) Auflage. Eine 

roße Menge Material iſt gut und überfichtlich verarbeitet. 
ie Gepflogenheit einzelner Verleger, Auflagen als Doppel⸗ 
auflagen zu bezeichnen und ſo den Anſchein einer erhöhten 
Auflagenzahl zu erwecken, hat nachgerade einen Umfang an⸗ 
genommen, daß dieſe Methode einmal der Beurteilung vom 
Standpunkt des Wettbewerbsgeſetzes bedarf. Ich werde demnächſt 
hierauf zurückkommen. 


Textausgaben ſind veranſtaltet von Schweitzer (1909) 
mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter, Hirſch⸗ 
feld (1909), Vahlen (1910) mit Einleitung und aus⸗ 
führlichem Sachregiſter. Dieſe Ausgaben enthalten den Text 
der ZPO., des GVG. nebſt EG.; die Schweiger’ ſche 
und die Hirſchfeld'ſche Ausgabe außerdem noch eine Anzahl 
von anderen Geſetzen, namentlich das GKG., die Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, Zeugen und 
Sachverſtändige, ſowie das Haager Zivilprozeßabkommen und 
das Geſetz über die Beſchlagnahme des Arbeits⸗ und Dienſt⸗ 
lohnes, während die Vahlen'ſche Ausgabe die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 11. März 1910 über die Ortseinheiten 
enthält. Die Textausgabe von Guttentag (1909) beſchränkt 
ſich auf ZPO. und GVG. mit EG. 

Die ZPO. von Rapp⸗Knoop (14. Auflage, Leipzig, 
Leiner, 1909) und von Glock⸗-Burger (2. Auflage, Karls⸗ 
ruhe, Braun, 1910) ſind kurze Bearbeitungen für die Zwecke 
der Gerichtsſchreibereibeamten. Das letztgenannte Werk enthält 
eine Anzahl von Muſtern und ein Eraminatorium. 
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Für die Bureaubeamten der Rechtsanwälte iſt der Vortrag 
beſtimmt, den Rechtsanwalt Ernſt Jehle in Stuttgart im 
Auftrag des Stuttgarter Anwaltvereins Se hat und der 
bei Kohlhammer in Stuttgart erſchienen iſt. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 führt aus, daß ein Forderungsrecht oder 
eine Hypothek nicht als eine „Sache“ im Sinne des § 119 
Abſ. 2 BGB. gelten können, da Sachen im Sinne des Geſetzes 
nur körperliche Gegenſtände ſind. 

Beruht die Nichtigkeit eines Teils eines Vertrages darauf, 
daß dieſer Teil nur Schein und in Wahrheit von den Vertrag⸗ 
ſchließenden nicht gewollt war, ſo iſt von vornherein nur der 
andere Teil gewollt und die Frage, ob der Vertrag ohne den 
Eu en Teil geſchloſſen ſein würde, kann nicht entſtehen. 

ntſch. Nr. 2. 

In Entſch. Nr. 3 wendet ſich das RG. gegen die in der 
Literatur vertretene Anſicht, daß die Aufrechnung unzuläſſig 
ſei, wenn der Schuldner zu der Zeit, wo er von der Abtretung 
der Forderung Kenntnis erlangte, nicht aufrechnen konnte, weil 
die ſich gegenüberſtehenden Forderungen damals ungleichartig 
waren. Es genügt, daß dem Schuldner in dem Zeitpunkte, in 
dem er von der Abtretung erfuhr, eine wenn auch bedingte 
Forderung zuſtand. 

Der Beſteller eines Werkes, welcher den fehlerhaften 
Gegenſtand in Kenntnis des Mangels abnimmt, wahrt nach 
Entſch. Nr. 4 ſeine Anſprüche aus der mangelhaften Lieferung 
auch durch einen vor der Abnahme erklärten Vorbehalt, wenn 
er dieſen nur erkennbar aufrechterhält. 

Die Beſtimmung des 5 817 Satz 2 BGB., daß eine in 
der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtehende Leiſtung der 
condictio ob turpem causam unterliege, iſt nach Entſch. Nr. 5 
nic ausdehnend auszulegen. Sie ar unzweifelhaft auf noch 
nicht erfüllte, ſondern erſt in der Zukunft zu erfüllende per⸗ 
ſönliche Schuldverbindlichkeiten Anwendung finden, kann jedoch 
nicht zur Anwendung gelangen gegenüber Erfüllungsgeſchäften, 
insbeſondere alſo nicht, wenn der Leiſtende auf ſeinem Grundſtück 
dem anderen ein dingliches Recht eingeräumt hat. 

Hat der einem durch unerlaubte Handlung Verletzten Unter⸗ 
haltspflichtige Kurkoſten aufgewendet mit dem Vorſatze, ſie dem 
Schädiger in Rechnung zu ſtellen, ſo hat er durch ſeine Leiſtung 
eine Verpflichtung erfüllt, die dem Schädiger obliegt, und iſt 
trotz der gleichzeitigen Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht nach 
Entſch. Nr. 6 nicht gehindert, gemäß SS 677, 683 BGB. von 
dem Schädiger Erſatz ſeiner Aufwendungen zu verlangen. 

Das Recht . Sache behandelt Entſch. Nr. 7. 

In Entſch. Nr. 11 wird eine Auskunftspflicht des Erben 
gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten auch bezüglich des Pflichtteils⸗ 
ergänzungsanſpruchs anerkannt. 

Unter Entſch. Nr. 18 wird ein Beſchluß mitgeteilt, der die 
Frage betrifft, ob zur Berichtigung des Grundbuchs neben der 
Eintragungsbewilligung des bisher Eingetragenen noch der Un⸗ 
richtigkeitsnachweis erforderlich iſt. N. 


—— 


Meldeſtellen für Anwalts vertretungen. 


Meldeſtellen beſtehen weiter für den Bezirk des Ober⸗ 
landesgerichts Kiel bei dem Schriftführer des Anwaltvereins 
zu Kiel Herrn Kollegen Dr. Reeſe in Kiel, Holſteinſche Straße 49; 
für den Oberlandesgerichtsbezirk Stettin bei dem Schriftführer 
des Anwaltvereins in Stettin Herrn Kollegen Richard Otto 
Wolff zu Stettin, Aſchgeberſtraße 7; für Berlin beſorgt Herr 
Juſtizrat Ludwig Wreſchner, Wilhelmſtraße 55, die Geſchäfte 
einer Meldeſtelle. 
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Stenograyhiſcher Bericht der Reichstagsverhandlungen 
Erſte Beratung der Entwürfe 


a) eines Geſetzes betreffend die Fuſtändigkeit des Reichsgerichts, 
b) eines Geſetzes betreffend Anderungen der Rechtsanwalts⸗ 


orönung. 


61. und 63. Sitzung vom 12. und 14. April 1910. 


61. Sitzung vom 12. April 1910. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Wir gehen über zum zweiten 
Gegenſtand der Tagesordnung: 
erſte Beratung der Entwürfe 

a) eines Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts, 

b) eines Geſetzes betreffend Anderungen der 
Rechtsauwaltsordunng (Nr. 309 der Druck⸗ 
ſachen). " 

Ein Verzeichnis der angemeldeten Herren Kommiſſare 
bitte ich den Herrn Schriftführer zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Engelen: Als Kommiſſare 


für die Beratung der Entwürfe eines Geſetzes betreffend die 

Zuſtändigkeit des Reichsgerichts ſowie eines Geſetzes betreffend 

Anderungen der Rechtsanwaltsordnung find angemeldet: 

Kaiſerlicher Geheimer Ober⸗Regierungsrat Herr Delbrück, 

Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrat Herr Dr. Lucas 
und 

Königlich Preußiſcher Wirklicher Geheimer Ober⸗Juſtizrat 
Herr Mügel. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Ich eröffne die erſte Beratung. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rat, Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine 
Herren, es ift für die verbündeten Regierungen höchſt uner⸗ 
freulich, daß ſie durch die bei dem Reichsgericht herrſchenden 
Zuftände bereits jetzt wieder in die Notwendigkeit verſetzt find, 
Ihnen mit einer Vorlage zu kommen, die die Entlaftung des 
Reichsgerichts zum Ziele haben ſoll. Die häufige Miederkebr 


ſolcher Vorlagen muß zu einer Beunruhigung des rechtſuchenden 
Publikums, 
(ſehr richtig! links) 

der Anwaltſchaft und der bei der Rechtspflege beteiligten Be⸗ 
hörden führen, und nur gar zu leicht bewirken die vielfachen 
öffentlichen Erörterungen über derartige Fragen eine Ber: 
minderung des Vertrauens in die Rechtspflege ſelbſt. Es 
wäre deshalb den verbündeten Regierungen und nicht zum 
wenigſten mir ſelbſt ſehr viel lieber geweſen, wenn wir dieſe 
Vorlage nicht hätten einzubringen brauchen, nachdem erſt im 
Jahre 1898 und im Jahre 1905 Geſetze erlaſſen waren, die 
das gleiche Ziel verfolgten wie die jetzige Vorlage, nämlich die 
Entlaſtung des Reichsgerichts. 

Dieſe Geſetze haben indeſſen gegenüber dem ungeheuren 
Andrange der Geſchäfte bei den Gerichten nicht diejenige Ab⸗ 
hilfe geſchaffen, die man von ihnen erwartet hatte, und das 
um ſo weniger, als die Vorſchläge, die Ihnen im Jahre 1898 
und im Jahre 1905 von den verbündeten Regierungen gemacht 
worden ſind, nicht in vollem Umfange die Billigung des hohen 
Hauſes gefunden haben. 

Im Jahre 1898 war die Vorlage aus der Erwägung 
hervorgegangen, daß das Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs die Geſchäfte des Reichsgerichts erheblich ſteigern werde, 
und daß es deshalb unbedingt erforderlich ſei, auf eine Ent— 
laſtung des Reichsgerichts durch Einſchränkung der Reviſionen 
Bedacht zu nehmen. Damals bereits wurde vorgeſchlagen, die 
Reviſionsſumme von 1500 auf 3000 / zu erhöhen, ein 
Vorſchlag, der in Ihrer Kommiſſion die Billigung fand, aber 
im Plenum abgelehnt wurde. Zwei weitere Vorſchläge fanden 
zwar ihre Billigung; dieſe waren aber von ſo untergeordneter 
Bedeutung, daß eine Entlaſtung nicht dadurch herbeigeführt 
werden konnte; damals ſahen ſich die verbündeten Regierungen 
jebr gegen ihren Wunſch und Willen genötigt, einen ſiebenten 
Zivilſenat einzurichten. Wie vorausgeſagt und vorausgeſehen 
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wurde, hat dieſe Perſonalvermehrung in keiner Weiſe die Be⸗ 
laſtung des Reichsgerichts hintangehalten. Im Gegenteil: 
zufolge des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs nahmen 
die Geſchäfte des Reichsgerichts in den erſten Jahren des 
neuen Jahrhunderts derart und ſo rapide zu, das bereits im 
Mai 1904 die verbündeten Regierungen mit einer zweiten Ent⸗ 
laſtungsvorlage an den Reichstag herantreten mußten. 

Bei der Einbringung des Entwurfs dieſer Novelle wies 
mein Herr Amtsvorgänger darauf hin, daß damals die Termine 
bei einem großen Teil der Zivilſenate auf 8 bis 10 Monate 
hinausgeſchoben werden mußten, ſowie daß am Schluſſe des 
Jahres 1903 die Zahl der unerledigten Sachen bei den Zivil⸗ 
ſenaten rund 1910 betragen habe. Er fügte hinzu, daß wir 
damit in den Spuren des ſeligen Reichskammergerichts wanderten, 
deſſen Tätigkeit, ohne daß dabei den einzelnen Mitgliedern ein 
Vorwurf gemacht werden konnte, einen unauslöſchbaren Makel 
auf die deutſche Rechtsentwickelung geworfen habe. Die Vorlage 
der verbündeten Regierungen vom Jahre 1904 wollte die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion abhängig machen bei difformen Urteilen 
von einem Beſchwerdegegenſtande von 2000 &, im übrigen 
aber von einem Beſchwerdegegenſtande von 3000 &. Diele 
Differenzierung zwiſchen difformen und konformen Urteilen fand 
damals nicht Ihre Billigung, aber immerhin iſt die Reviſions⸗ 
ſumme damals allgemein auf 2500 & erhöht worden. 
Dieſe Erhöhung und die übrigen damals getroffenen Maß⸗ 
nahmen — ich nenne den Begründungszwang, die Aufhebung 
der Beſchwerde in Koſtenſachen und die Aufhebung der weiteren 
Beſchwerde gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte — 

haben dahin geführt, daß im Jahre 1905 eine nicht unweſentliche 
Verminderung der Geſchäfte des Reichsgerichts eingetreten iſt. 
Aber, meine Herren, dieſe Wirkung iſt in keiner Weiſe nach⸗ 
haltig geweſen, und in keiner Weiſe ſo nachhaltig wie die 
ebenfalls im Jahre 1905 herbeigeführte Anderung auf ſtraf⸗ 
prozeſſualem Gebiete. Es wurde damals, wie den Herren be⸗ 
kannt iſt, allgemein die Erhöhung der Zuſtändigkeit der Schöffen⸗ 
gerichte vorgenommen, und es wurde in erweitertem Maße der 
Staatsanwaltſchaft die Möglichkeit gegeben, die Verhandlung 
und Entſcheidung der vor die Strafkammer gehörigen Ver⸗ 
gehensſachen vor die Schöffengerichte zu bringen. Hand in 
Hand damit ging — wenigſtens in Preußen — eine Ver⸗ 
waltungsanordnung des Juſtizminiſters, die Staatsanwalt⸗ 
ſchaften ſollten von der Befugnis, die Überweiſung an die 
Schöffengerichte zu beantragen, in allen geeigneten Fällen Ge⸗ 
brauch machen. Dieſe Befugnis war bis dahin nicht völlig 
gleichmäßig gehandhabt worden. Dieſe Anderung auf ſtraf⸗ 
prozeſſualem Gebiete hat damals zur Folge gehabt, daß die 
Zahl der Reviſionen in Strafſachen von 6700 auf 5500 herab⸗ 
gegangen iſt, und ſie iſt ſeitdem in den nächſten Jahren nun 
wieder geſtiegen auf 5700 und auf 5900 Reviſionen. Dieſe 
Reviſionen können von den 5 Strafſenaten durchaus prompt 
erledigt werden, und daß dies auch tatſächlich geſchieht, iſt 
daraus zu erſehen, daß die Termine in Strafſachen am 31. März 
d. J. nur hinausgerückt waren bei vier Senaten auf den 3. bis 
6. Mai und nur bei einem Senat auf den 14. Juni d. J., 
alſo mit einer Friſt von nur fünf Wochen bei vier Senaten 
und einer Friſt von zehn Wochen bei einem Senat. 

Wie ſteht es nun demgegenüber bei den Zivilſenaten? 


im Jahre 1904 waren es 174. 


M 9. 1910. 


Während die Termine beim Reichsgericht im Jahre 1904, 
als die damalige Vorlage gemacht wurde, auf 8 bis 10 Monate 
hinaus anſtanden, was damals als ganz ungeheuerlich betrachtet 
wurde, haben am 31. März 1910 die Termine angeſtanden 
bei drei Senaten bis Ende Januar 1911, alſo 10 Monate, 
bei einem Senat bis Mitte Februar 1911, bei zwei Senaten 
bis Ende April 1911 und in einem Senat ſogar bis Ende 
Mai 1911, d. h. die Termine ſtehen in dieſem Senat auf 
14 Monate hinaus an. Während am Schluß des Jahres 1903 
noch 1915 unerledigte Reviſionen in das Jahr 1904 mit hin⸗ 
übergenommen wurden, war dieſe Zahl im Jahre 1904 ſchon 
geſtiegen auf 2223. Durch die Novelle von 1905 trat ein 
gewiſſer Stillſtand und Rückgang ein. Aber bereits am Schluß 
des Jahres 1907 waren es 2419 Reviſionen, 1908 2721 und 
Ende 1909 3084 Reviſionen, die mit in das Jahr 1910 über⸗ 
nommen werden mußten. Ende März 1910 war dieſe Zahl 
bereits wieder geſtiegen auf 3241 Reviſionen, d. h. eine Ver⸗ 
mehrung um 160 in den drei Monaten Januar, Februar und 
März 1910. Die Verhältniſſe ſind alſo augenblicklich viel be⸗ 
trüblicher als im Jahre 1904. Es wäre nun durchaus falſch, 
wenn man von dieſer rapiden Steigerung der rückſtändigen 
Sachen folgern wollte, daß die Novelle von 1905 ein Fehlſchlag 
geweſen ſei. Keineswegs iſt das der Fall; im Gegenteil, ſie 
hat gut gewirkt, ſie hat nur nicht nachhaltig wirken können. 
Wenn nämlich die Novelle nicht gekommen wäre, dann wäre 
ein vollſtändig unhaltbarer Zuſtand eingetreten. Darüber läßt 
die Statiſtik keinen Zweifel, und ich muß bitten, Ihnen dieſe 
Zahlen mitteilen zu dürfen. Bis zum Jahre 1904 kamen auf je 
1000 während desſelben Jahres von den Oberlandesgerichten er⸗ 
laſſenen kontradiktoriſchen Endurteilen 170 bis 180 Reviſionen, 
Dieſe Verhältniszahl iſt nach 
dem Inkrafttreten der Novelle von 1905, alſo nach dem Herauf⸗ 
ſetzen der Reviſionsſumme auf 2500 & erheblich zurückgegangen; 
die Verhältniszahlen betrugen nämlich in den nächſten Jahren 
165, 139, 146, 136 pro 1000 Reviſionen. Wenn man nun 
annimmt, daß ohne die Novelle von 1905, alſo ohne die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme, der Prozentſatz derſelbe geblieben 
wäre, alſo 174 auf 1000, dann berechnet ſich die Zahl der 
Reviſionen, die durch die Erhöhung der Reviſionsſumme dem 
Reichsgericht ferngehalten worden ſind, für 1905 auf 286, für 
1906 auf 959, für 1907 auf 815, für 1908 auf 1188 und 
für 1909 approximativ auf mindeſtens 1200 Reviſionen. Das 
ſind insgeſamt in 5 Jahren rund 4500 Reviſionen, die dem 
Reichsgericht ferngehalten worden ſind durch die Novelle von 
1905. Würde alſo die Novelle nicht ergangen ſein, ſo würden 
wir jetzt ſtatt der 3200 im ganzen etwa 7000 Reſte haben; 
denn von den 4500 Reviſionen werden immer nur 15 Prozent 
ohne mündliche Verhandlung erledigt. Die Novelle von 1905 
hat alſo ſehr intenſiv gewirkt, nur iſt die Wirkung gegenüber 
der ganz auffallend ſtarken und nicht vorherzuſehenden Steigerung 
der Zahl der Prozeſſe in den unteren Inſtanzen nicht ſtark genug 
geweſen, um das Reichsgericht dauernd vor Überbürdung zu 
ſchützen. Dazu bedarf es, wie die Erfahrung lehrt, ganz be⸗ 
ſonders ſcharfer Maßregeln. 

Zum Nachweiſe der Steigerung der Prozeſſe in den unteren 
Inſtanzen nur wenige Zahlen, die ich Ihnen aber doch nicht 
vorenthalten zu dürfen glaube. Es wurden im Deutſchen Reich 
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bei den Landgerichten ordentliche Prozeſſe anhängig im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1881 bis 1885 rund 110 000, im Jahre 1904 
und den folgenden Jahren 231 000, 238 000, 259 000, 285 000, 
und von den Landgerichten wurden kontradiktoriſche Urteile er⸗ 
laſſen im ordentlichen Prozeß in den Jahren 1881 bis 1885 
39 300 und dann wieder in den Jahren 1904 und folgende 
rund 75 000, 78 500, 85 500, 92 000. Verhältnismäßig noch 
ſtärker war die Zahl der Zunahme der Prozeſſe bei den Ober⸗ 
landesgerichten. Das iſt darauf zurückzuführen, daß der Prozent⸗ 
ſaß der Berufungen bei den Oberlandesgerichten erheblich ge: 
ſtiegen if. Während im Jahre 1881 auf 1000 kontradiktoriſche 
Endurteile der Landgerichte 335 Berufungen an die Oberlandes⸗ 
gerichte kamen, betrug die gleiche Verhältniszahl 1908 — 444, 
alſo eine Steigerung um 11 Prozent. Was die abſoluten 
Zahlen anlangt, ſo wurden bei den Oberlandesgerichten in ordent⸗ 
lichen, Wechſel⸗ und Urkundenprozeſſen Berufungen anhängig 
wiederum von 1881 bis 1885: 14 000 und 1904 und folgende 
33 000, 34 000, 37 000, 41 000, 45 000, und kontradiktoriſche 
Urteile wurden bei den Oberlandesgerichten erlaſſen in denſelben 
Jahren 1881 bis 1885 11 000 und 1904 und folgende 22 500 
bis 23 500 bis 25 000, 27 000 und 29 000. Einen weſentlichen 
Anteil an dieſer Geſchäftsvermehrung trägt dabei das Kammer: 
gericht. Das Kammergericht hat 1904 6501 Berufungen zu 
erledigen gehabt, und dieſe ſind geſtiegen 1906 auf rund 7900, 
1907 auf 9600, 1908 auf 10 900, 1909 auf 11 500. Meine 
Herren, ich glaube, Sie erſtaunen etwas über dieſe koloſſale 
Naſſe von Berufungen, die ein derartiges Gericht wie das 
Kammergericht zu erledigen hat. 

Angeſichts dieſer ſeit Jahren ſteigenden Tendenz des Ge⸗ 
Wältöganges der Oberlandesgerichte, einer dauernd ſteigenden 
Tendenz, wie ich nachgewieſen habe, iſt mit einem Stillſtand 
nicht zu rechnen, natürlicherweiſe noch viel weniger mit einem 
Rückgang. Aus den Zahlen ergibt ſich mit voller Sicherheit, 
daß die Zahl der am Jahresſchluß unerledigt gebliebenen Reſte 
— ich erwähnte, daß im Jahre 1909 3084 unerledigte Reviſionen 
in Zwilſachen in 1910 übernommen find — von Jahr zu Jahr 
wachſen wird, und zwar iſt zu erſehen, daß wenn nicht ſchnell 
Abhilfe kommt, die Zahl der übrigbleibenden Reviſionen noch 
taſcher wachſen wird als die Zahl der eingehenden Reviſionen. Das 
iſ ein unhaltbarer und des höchſten Gerichtshofs unwürdiger Zu⸗ 
ſtand; er bildet eine ernftliche Gefahr für die Rechtspflege, bedeutet 
aber auch eine ſchwere Gefährdung wichtiger und wertvoller 
wirtſchaftlicher Intereſſen. Große Kapitalien werden durch die 
Rechtshängigkeit dem Verkehr entzogen und liegen nutzlos brach; 
Parteien, die begründete Anſprüche geltend machen, leiden Not, 
weil ſie nicht zu ihrem Rechte kommen können, und leicht⸗ 
ſinnige oder böswillige Schuldner benutzen die ihnen vom 
Gericht gegebene Friſt, um das letzte, was ſie haben, durch⸗ 
zubringen oder beiſeite zu ſchaffen und dem Zugriff der 
Gläubiger zu entziehen. Über all das brauche ich eigentlich 
lein Wort zu verlieren; ſo wie bisher kann es nicht weiter⸗ 
geben, und es wird hier unter allen Umſtänden, und zwar 
gründlich, geholfen werden müſſen. Darüber dürfte auch in 
dieſem Haufe Einverſtändnis fein. 

Zur AIlluſtration, wie die materiellen Verhältniſſe eines 
einzelnen Staatsbürgers unter ſolchen Zuſtänden leiden können, 
ein einziges Beiſpiel, das mir zufällig zu Beginn meiner 
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jetzigen Amtstätigkeit zur Kenntnis gekommen iſt. Es ging 
damals beim Reichsjuſtizamt ein Geſuch eines Handwerks 
meiſters ein, der folgendes mitteilte. Er ſei im Mai 1906 
verunglückt dadurch, daß er von einem Dache geſtürzt ſei, er 
habe ſich ein ſchweres Nervenleiden zugezogen und habe Schadens⸗ 
erſatzanſprüche geltend gemacht gegen den Bauunternehmer; 
dieſer ſei bei einer Verſicherungsgeſellſchaft verſichert geweſen. 
In dem von ihm angeſtrengten Prozeß ſei der Grund ſeines 
Anſpruchs zu drei Vierteln für begründet erklärt; die Gegen⸗ 
partei habe Berufung eingelegt, und in der Berufungsinſtanz 
ſei der Anſpruch nicht zu drei Vierteln, ſondern nur zu zwei 
Dritteln für begründet erklärt worden. Nun hätte die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft wieder Reviſion eingelegt, und es ſei nun 
Termin anberaumt worden auf Ende November 1910. Die 
Eingabe datierte vom November 1909. Der Handwerksmeiſter 


bat, zu veranlaſſen, daß der Termin zurückverlegt werde, und 


machte geltend, daß er bereits 1000 & Rechtsanwaltsgebühren 
und Gerichtskoſten bezahlt, daß ſeine ärztliche Behandlung ihm 
1500 & gekoſtet habe; feine Erſparniſſe ſeien verbraucht. Das 
Reichsjuſtizamt konnte natürlicherweiſe in dieſe Verhältniſſe nicht 
eingreifen, das Geſuch wurde daher lediglich an das Reichs⸗ 
gericht abgegeben. Aber es war mir doch intereſſant, wie 
derartige Dinge behandelt würden, und ich ließ mir nach etwa 
drei Wochen, als ich dachte, der Mann würde inzwiſchen einen 
Beſcheid erhalten haben, die Akten kommen, um näheres über 
den Prozeß zu erfahren. Da ergab ſich, daß der Mann auf 
ſein Geſuch den Beſcheid bekommen hatte, formularmäßig: 
Ihrem Geſuche kann zurzeit nicht ſtattgegeben werden, 
weil infolge der ſchon ſeit langer Zeit beſtehenden ÜUber⸗ 
laſtung der Zivilſenate des Reichsgerichts alle dem ſo 
und ſo vielten November 1910 vorausgehenden Termins⸗ 
tage voll beſetzt ſind. Wenn an den vorhergehenden 
Terminstagen Sachen wegfallen ſollten, wird auf die 
Vorverlegung Ihrer Sache Bedacht genommen werden; 
jedoch liegen bereits zahlreiche Geſuche ähnlicher Art, 
wie das Ihrige, vor. 
Was ergaben nun die Akten? Der Mann hatte, nachdem 
im Mai 1906 der Unfall paſſiert war, im September oder 
Oktober 1906 die Klage in erſter Inſtanz erhoben. Name der 
Parteien und des Gerichts tun nichts zur Sache. In erſter 
Inſtanz ſind vier Beweisbeſchlüſſe ergangen; es haben 1 Sühne⸗ 
termin und 14 Verhandlungstermine ſtattgefunden. Von den 
14 Verhandlungsterminen waren 6 fruſtriert; teilweiſe waren 
die Vertreter der Parteien nicht erſchienen, teils iſt vertagt 
worden. Im Dezember 1908, nach über zwei Jahren, iſt dann 
das Urteil erſter Inſtanz ergangen. 
(Zuruf links) 


— Dafür kann allerdings das Reichsgericht nichts; ich wollte 
Ihnen nur mitteilen, wie es manchmal in der Praxis hergeht, 
und wie eine Prozeßpartei darunter leidet. — Nun iſt Berufung 
eingelegt worden, und das Berufungsgericht hat erkannt im 
Juli 1909. Auf eingelegte Reviſion iſt der Termin anberaumt 
worden auf den November 1910. Tatſächlich iſt es dem 
Manne ſpäter doch noch gelungen, einen Termin im April d. J. 
zu bekommen; aber wenn nun der Termin ſtattfindet, ſo wird 


im beſten Fall die Reviſion zurückgewieſen. Dann iſt für den 
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Kläger der Anſpruch in Höhe von zwei Dritteln für begründet 
erklärt, und nun beginnt der Prozeß über den Betrag von neuem. 
(Zuruf links: Das iſt eben der Fehler!) 

— Gewiß, das iſt der Fehler; es iſt vielleicht möglich, bei 
Gelegenheit des jetzigen Geſetzentwurfs in dieſer Beziehung 
Wandel zu ſchaffen. — Jedenfalls ſieht man an dieſem Prozeß, 
wie unter Umſtänden ein Mann bei unſerem jetzigen Prozeßrecht 
in ganz fatale Situationen kommen kann. 

Sehr richtig! links) 

Ich kehre zu unſerm Geſetzentwurf zurück. Gegenüber der 
von mir geſchilderten Entwicklung erwuchs der Reichsjuſtiz⸗ 
verwaltung die Verpflichtung, auf weitere Mittel zur Abhilfe 
Bedacht zu nehmen. Bereits Ende 1907, als zu erkennen 
war, daß die Zahl der beim Reichsgericht eingehenden Revifionen 
die Zahl der erledigten wieder zu überſteigen begann, forderte 
mein Herr Amtsvorgänger den Präſidenten des Reichsgerichts 
auf, ihm Mittel zur Abhilfe vorzuſchlagen, die das Reichs⸗ 
gericht ohne erheblichen Schaden für die Rechtspflege für durch⸗ 
führbar halte. Er ging davon aus, daß eine weitere Ein⸗ 
ſchränkung des Rechtsmittels der Reviſion oder Anderungen des 
Verfahrens in der Reviſionsinſtanz nur dann beantragt werden 
könnten, wenn die Vorſchläge von der Autorität des höchſten 
Gerichtshofes getragen und auf deſſen Erfahrungen geſtützt 
werden könnten. Der Präſident des Reichsgerichts berief 
Anfang des Jahres 1908 eine Kommiſſion, beſtehend aus den 
ſieben Präſidenten der Zivilſenate, drei Reichsgerichtsräten und 
zwei Anwälten. Die richterlichen Mitglieder dieſer Kommiſſion 
haben ſich damals — abgeſehen von kleineren Mitteln — ein⸗ 
ſtimmig für die Einführung des Difformitätsprinzips aus⸗ 
geſprochen. Auf Grund der von jener Kommiſſion gemachten 
Vorſchläge iſt dann im Reichsjuſtizamt, nach eingehenden 
Erwägungen und Verhandlungen mit den Bundesregierungen, 
der Ihnen vorliegende Entwurf aufgeſtellt worden. Er hat, 
noch ehe er das Licht der Offentlichkeit erblickte, erhebliche An⸗ 
feindungen und leidenſchaftliche Kritik erfahren. Der Entwurf 
iſt an dieſer Kritik nicht vorübergegangen; im Gegenteil, die 
Kritik iſt dankbar begrüßt worden. Ein Blick auf die Vor⸗ 
ſchriften des Entwurfs und deren Begründung zeigt Ihnen, 
daß nicht wenige von der Kritik gemachten Vorſchläge in dem 
Entwurf bereits berückſichtigt, alle aber ſorgfältig erwogen 
worden find. Freilich haben ſich nicht alle dieſe Vorſchläge 
bei näherer Betrachtung als gangbar und durchführbar erwieſen. 
Ein großer Teil mußte ſchon deshalb von vornherein aus⸗ 
ſcheiden, weil ſich ergab, daß ihre Durchführung einen nennens⸗ 
werten Einfluß auf die Verminderung der Geſchäftslaſt doch 
nicht haben werde. Dazu gehört vor allem die von vielen 
Seiten in den Vordergrund geſtellte Einſchränkung der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reichsgerichts auf dem Gebiet landesrechtlicher 
Streitigkeiten. Die Zahl der Reviſionen in dieſen Sachen 
iſt — und das iſt bereits in der Kommiſſionsberatung 
von 1905 dargelegt worden — verhältnismäßig ſehr 
gering und ſehr viel geringer, als es den Anſchein 
hat, wenn man nur den einen oder den anderen Band der 
Reichsgerichtsentſcheidungen zur Hand nimmt. Alles in allem 
find es in einem Jahre noch nicht 150 Sachen landesrechtliche 
Sachen. Im Jahre 1909 waren es genau 129 Sachen. Da⸗ 
mit, daß man dem Reichsgericht 129 Sachen abnimmt, während 
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es im letzten Jahre 4595 Neueingänge an Reviſionen gehabt 
hat, iſt ihm nicht geholfen. Wohl aber laſſen ſchwerwiegende 
Gründe die Spaltung der höchſtrichterlichen Judikatur und die 
Schaffung weiterer oberſter Landesgerichte als höchſt bedenklich 
und unerwünſcht erſcheinen. 

(Lebhafte Zuſtimmung links) 

Wenn man auch alle die kleineren Mittel, die man vor⸗ 
geſchlagen hat, ausnahmslos durchführen wollte und könnte, ſo 
würde das doch jedenfalls nicht ausreichen, um das Reichsgericht 
in dem durch die Verhältniſſe abſolut gebotenen Umfange zu 
entlaſten. Es gibt dazu nur zwei Wege. Entweder man ver⸗ 
mehrt die zur Bewältigung der Arbeit verfügbaren Kräfte, d. h. 
man vermehrt die Zahl der Richter und der Senatspräfidenten; 
oder man vermindert — und zwar ganz erheblich — die Zahl 
der an das Reichsgericht gelangenden Reviſionen. 

Warum der Entwurf den an erſter Stelle erwähnten für 
unſere Rechtſprechung und für das Reichsgericht nach Anſicht 
der verbündeten Regierungen gleich verhängnisvollen Weg nicht 
gehen kann, iſt in der Begründung des Entwurfs dargelegt. 
Nur ſolange das Reichsgericht den inneren Zuſammenhang ſeiner 
Mitglieder und die Einheit der eigenen Rechtſprechung aufrecht⸗ 
zuerhalten vermag, iſt es imſtande, die Rechtſprechung der ihm 
nachgeordneten Gerichte im Sinne einheitlicher Rechtsanwendung 
zu beeinfluſſen. Damit iſt aber der Zahl der Mitglieder des 
Reichsgerichts eine feſte und nicht ohne ſchweren Schaden über⸗ 
ſchreitbare Grenze gezogen. 

Ich darf hierbei bemerken: augenblicklich befteht das Reichs⸗ 
gericht aus 1 Präſidenten, aus 11 Senatspräſidenten und 
88 Mitgliedern, genau aus 100 Mitgliedern, von denen im 
ganzen 7 Präſidenten und 52 Mitglieder in Zivilſachen beſchäftigt 
werden. 

Es bleibt alſo nach alledem nur die Einſchränkung der Zahl 
der Reviſionen übrig. Wie die Beſchränkumg durchzuführen iſt, 
darüber kann man verſchiedener Meinung ſein. Es läge an ſich 
nahe, auch jetzt wieder an eine Erhöhung der Reviſionsſumme 
zu denken. Daß dieſes Mittel wirkſam ſein würde — wenn 
nämlich die Reviſionsſumme ganz erheblich erhöht würde —, 
darüber kann ein Zweifel nicht beſtehen. Ich werde mir er⸗ 
lauben, in der Kommiſſion nachzuweiſen, wie hoch die Reviſions⸗ 
ſumme erhöht werden müßte, wenn eine ordentliche Wirkung 
erzielt werden ſollte. Aber, meine Herren, rufen Sie ſich die 
ablehnende Aufnahme ins Gedächtnis, die der Vorſchlag, die 
Reviſionsſumme auf 3000 4 zu erhöhen, hier im Jahre 1905 
gefunden hat, und Sie werden verſtehen, daß die verbündeten 
Regierungen davon Abſtand genommen baben, jetzt auf dieſes 
Mittel zurückzukommen. 

Scheidet nun aber eine Erhöhung der Reviſionsſumme aus, 
ſo kann neben den vom Entwurf vorgeſchlagenen kleinen Mitteln 
für die Entlaſtung des Reichsgerichts — und die genügen für 
eine eingreifende Entlaſtung nicht — nur noch ein Weg in 
Frage kommen. Das iſt das von dem Entwurf angenommene 
Difformitätsprinzip, d. h. die Durchführung des Grundſatzes, 
daß die Reviſion ausgeſchloſſen fein fol, wenn fie ſich gegen 
übereinſtimmende Entſcheidungen der Vorinſtanzen richtet. Man 
hat gerade dieſen Grundſatz heftig bekämpft, man hat ihn 
ſormaliſtiſch, äußerlich genannt, ihn als innerlich unbegründet, 
unhaltbar hingeſtellt; man hat ſogar behauptet: gerade das, was 
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der Entwurf wolle, die Wahrung der Rechtseinheit, werde dadurch 
erſchwert und beeinträchtigt. 
(Sehr richtig! links) 

Man hat ſich auf die Statiſtik berufen, daß mehr konforme 
als difforme Urteile der Aufhebung durch das Reichsgericht ver⸗ 
fallen. Ich bin nicht geneigt, die Bedeutung der Statiſtik zu unter⸗ 
ſchätzen; aber eins iſt erforderlich: fie muß zuverläſſig fein. 
Aber das wird man von einer Statiſtik, bei der man den einen 
oder den andern Band der Reichsgerichtsentſcheidungen heraus⸗ 
greift und der Berechnung von den jährlich 2500 Entſcheidungen 
130 bis 200 zugrunde legt, die in dem betreffenden Bande 
abgedruckt find, ficherlich nicht ſagen können. 

Faßt man die ſämtlichen an das Reichsgericht gelangenden 
Revisionen ins Auge, jo kommt man hinſichtlich des Erfolges 
der Reviſionen zu einem weſentlich anderen Ergebnis und Bilde 
als dem, was man aus dem 66. oder 67. Band der offiziellen 
Sammlung gewinnen kann: dann ergibt fich, daß die Reviſion 
bei übereinſtimmenden Urteilen in rund 25 Prozent, bei ab⸗ 
weichenden in 35 Prozent aller Fälle Erfolg hatte. 

| (Zuruf links) 
Es iſt wenigſtens nicht ſo, wie in der Offentlichkeit behauptet 
wurde. Mit der Statiſtik iſt alſo gegen den Grundſatz der 
Difformität nichts zu beweiſen. 

Mit mehr Recht hat man vielleicht den Einwand gemacht, 
daß das Merkmal, nach dem ſich die Zuläſſigkeit der Reviſion 
tichten fol, ein äußerliches ſei; daß die äußerliche Konformität 
der Entſcheidung noch nicht die Übereinftimmung der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe verbürge. Das iſt ganz gewiß zutreffend; aber 
ſolche Fälle bilden die Ausnahme, und vor allen Dingen iſt 
doch von einem Unterſcheidungsmerkmal das eine zu fordern: 
es muß beſtimmt, zuverläſſig, unzweideutig und jedem Streit 
der Parteien entrückt fein. 

Man hat weiter geſagt, daß der durch die Reviſionsſumme 
ohnehin ſchon ſtark eingeengte Inſtanzenzug durch die Einführung 
des Difformitätsprinzips noch weiterhin eingeſchränkt werde; 
die Parteien würden des ihnen zustehenden Rechts auf Anrufung 
einer dritten Inſtanz beraubt. Meine Herren, ſolange wir noch 
immer weit über 4000 Prozeſſe jährlich haben, die in die dritte 
Inſtanz getrieben werden, ſo lange kann man nicht ſagen, daß 
der Zugang zum Reichsgericht ſchon jetzt allzuſehr erſchwert iſt. 
lhewiß iſt es für die in der Berufungsinſtanz unterliegende 
Partei mißlich und nachteilig, wenn ſie ihren Prozeß nicht vor 
die dritte Inſtanz bringen kann; aber dem, der in der dritten 
Inſtanz unterliegt, geht es auch nicht beſſer, und vor allen 
Dingen: vom Standpunkte der Parteien und unter dem Geſichts⸗ 
punkte des einzelnen gerade zur Entſcheidung ſtehenden Rechts⸗ 
ſtreites darf man an die Beurteilung der Aufgaben des Reichs⸗ 
gerichts, an die Abgrenzung und die Ausgeſtaltung der Reviſion 
überhaupt nicht herantreten. Im Intereſſe der Parteien und 
zum Schutz der Parteirechte haben die Schöpfer unſerer Zivil⸗ 
prozeßordnung weder die dritte Inſtanz geſchaffen noch für 
nötig gehalten. Das Reichsgericht hat ganz andere Aufgaben 
zu erfüllen, als dieſer oder jener Partei zuliebe die Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte einer Kontrolle zu unterziehen. 

(Sehr richtig!) 
Es iſt aus ganz anderen Bedürfniſſen heraus entſtanden. 
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ſchaftlichen Sonderrechtſprechung. Wäre das richtig, dann ver⸗ 
diente der Entwurf in der Tat die ſcharfe Kritik, die man an 
ihm geübt hat. Aber auch hier, meine Herren, iſt die Kritik 
wohl ſehr über das Ziel hinausgeſchoſſen. 

Darüber, daß man geſagt hat, das Reichsgericht komme 
in Zukunft viel zu ſelten zum Spruch, um noch einen Einfluß 
auf die Rechtſprechung ausüben zu können, kann ich kurz hin⸗ 
weggehen. Wenn es der Chambre civile des franzöſiſchen 
Kaſſationshofes mit jährlich etwa 250 Urteilen bisher gelungen 
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iſt, die Rechtſprechung Frankreichs entſcheidend zu beeinfluflen 
und nach einheitlichen Geſichtspunkten zu leiten, ſo wird dazu 
wohl auch das Reichsgericht mit ſeinen jährlich über 2000 Ur⸗ 
teilen imſtande ſein. Zudem iſt es auch nicht richtig, daß bei 
Konformität der Vorentſcheidungen gewiſſe Rechtsfragen, die in 
dem Prozeß ſtreitige Rechtsfrage künftig überhaupt nicht mehr 
zur Entſcheidung des Reichsgerichts komme. Gewiß, wenn 
Landgericht und Oberlandesgericht in der Beurteilung einer 
Rechtsfrage und in der Entſcheidung des Rechtsſtreits einig 
ſind, dann iſt dieſe Sache erledigt, und in dieſem Rechtsſtreit 
hat das Reichsgericht keine Gelegenheit mehr, in eine Nach⸗ 
prüfung der Anſichten der Vorinſtanzen einzutreten und ſeiner⸗ 
ſeits dazu Stellung zu nehmen. Aber zur Ruhe gekommen 
und für alle Zeiten erledigt iſt damit die Frage noch lange 
nicht. Solange noch irgendwo und irgendwann Landgericht 
und Berufungsgericht in der Beurteilung der ſtreitigen Rechts⸗ 
frage nicht konform gehen, ſondern difforme Entſcheidungen 
fällen, fo lange und fo oft kann auch das Reichsgericht an: 
gerufen werden. Erſt wenn überall und immer die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, in denen die ſtreitige Frage eine Rolle ſpielt, von 
den Vorinſtanzen übereinſtimmend entſchieden ſind, alſo erſt 
dann, wenn die Einheitlichkeit der Rechtſprechung in optima 
forma hergeſtellt iſt, erſt dann wird man von einer Aus⸗ 
ſchaltung des Reichsgerichts oder von einer Lahmlegung der 
Reviſionsinſtanz ſprechen können. 

Meine Herren, wie weit unſere Gerichte von dieſem idealen 
Zuſtande der Einmütigkeit noch entfernt ſind, und wie wenig 
begründet die Hoffnung oder die Befürchtung iſt, daß dieſelben 
Fragen von den unteren Inſtanzen ſtets und überall in dem 
gleichen Sinne entſchieden werden, das brauche ich hier kaum 
auseinanderzuſetzen. Vor allem, meine Herren, wäre doch die 
Gefahr einer oberlandesgerichtlichen Sonderrechtſprechung nur 
für die Fälle und hinſichtlich der Rechtsgrundſätze gegeben, zu 
denen das Reichsgericht überhaupt noch nicht Stellung ge⸗ 
nommen hat; denn überall, wo das Reichsgericht bereits ge⸗ 
ſprochen und eine beſtimmte Rechtsanſicht geäußert, das Be⸗ 
rufungsgericht ſich aber mit dieſer Anſicht des Reichsgerichtes 
in Widerſpruch geſetzt hat, läßt der Entwurf auch bei konformen 
Entſcheidungen die Reviſion ohne weiteres zu. 

Gerade dieſe Ausnahmebeſtimmung des Entwurfs iſt in 
der letzten Zeit ſehr angegriffen worden. Ich gebe vollſtändig 
zu, daß in dieſer Beziehung gewiſſe Bedenken ſich auch gegen 
den Entwurf geltend machen laſſen; es wird aber, wie ich 
glaube, gelingen, in der Kommiſſion einen Weg zu finden, die 
Zuläſſigkeit der Reviſion bei konformen Urteilen derart ab⸗ 
zugrenzen, daß dabei der Gefahr einer landſchaftlichen Sonder⸗ 
rechtſprechung wirkſam vorgebeugt werden kann. 

Ich will mich hier auf dieſe Andeutungen beſchränken; in 
der Kommiſſion wird Gelegenheit gegeben ſein, auch über die 
vorgeſchlagenen kleineren Mittel ſich zu unterhalten. Ich gebe 
gern zu, daß auch gegen das Difformitätsprinzip gewiſſe Be⸗ 
denken obwalten, wie überhaupt gegen jedes mechaniſche Mittel, 
Reviſionen vom Reichsgericht fernzuhalten. Auch im Jahre 1905 
ſind ſehr viele Bedenken gegen die damals gemachten Vorſchläge 
erhoben worden; ſie haben ſich aber, nachdem die Novelle in 
Kraft getreten, nicht als maßgeblich erwieſen. Ich will aber 
noch einmal hervorheben: es handelt ſich hier nicht um die 
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Rechte und Intereſſen der Parteien, auch nicht um die Ent⸗ 
laſtung der einzelnen Mitglieder des Reichsgerichts, es handelt 
ſich um das Anſehen, die Autorität und die Würde unſeres 
höchſten Gerichtshofs. Nicht das Intereſſe einzelner ſteht auf 
dem Spiel, ſondern weit mehr iſt gefährdet, was wir heiß 
erſtrebt und mühſam erkämpft haben, die nationale Einheit 
unſeres Rechts. 

Meine Herren, nur noch wenige Worte zu dem Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Anderung der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung, die in erſter Linie die Entlaſtung des Ehrengerichts⸗ 
hofs für die Rechtsanwälte bezweckt und daneben durch Ein⸗ 
fügung einer neuen Vorſchrift in die Rechtsanwaltsordnung die 
Verjährungsfriſt für Schadenserſatzanſprüche der Parteien gegen⸗ 
über den Rechtsanwälten erheblich abkürzen will. Durch die 
letztere Beſtimmung wird einer im Vorjahre beſchloſſenen 
Reſolution des Reichstags Rechnung getragen. 

Bei dem dem Reichsgericht angegliederten Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte reichen die vorhandenen Arbeitskräfte zur 
Bewältigung der von Jahr zu Jahr wachſenden Geſchäftslaſt, 
die wieder begründet iſt in der großen Vermehrung der 
Rechtsanwälte in ganz Deutſchland, nicht mehr aus. Die 
ſtarke Zunahme der anhängigen Sachen hat zu Zuſtänden 
geführt, die eine ſchwere Gefahr nicht nur für den Anwalts⸗ 
ſtand, ſondern auch für die Rechtspflege in ſich bergen; iſt doch 
der Ehrengerichtshof gezwungen, die Spruchtermine fo weit 
hinauszuſchieben, daß es oft viele Monate dauert, bis es 
gelingt, unwürdige Elemente aus dem Anwaltsſtand zu ent⸗ 
fernen oder grundlos angeſchuldigte Rechtsanwälte von dem auf 
ihnen laſtenden Verdacht zu befreien. Sowohl das Intereſſe der 
Rechtspflege wie das der Anwälte fordert daher dringend eine 
Entlaſtung des Vorſitzenden und der Mitglieder des Ehren⸗ 
gerichtshofs. Zu dem Zweck will der Entwurf durch Ver⸗ 
doppelung der Zahl der Mitglieder die Bildung eines zweiten 
Senats bei dem Ehrengerichtshof ermöglichen und zugleich 
durch eine Neureglung der Stellvertretung des Reichsgerichts⸗ 
präſidenten in dem Vorſitz des einen Senats die Arbeitslaſt 
des Präfidenten auf ein erträgliches Maß zurückführen. 

Auch hier fehlt es nicht an Vorſchlägen, die das von dem 
Entwurf erſtrebte Ziel auf einem anderen Wege erreichen zu 
können glauben. Insbeſondere iſt die Forderung in letzter Zeit 
öfter laut geworden, es möchten die ohnedies überlaſteten Mit⸗ 
glieder des Reichsgerichts von der Teilnahme an den 
Sitzungen des Ehrengerichtshofs befreit, und es möchten die 
dadurch frei werdenden Stellen mit Rechtsanwälten beſetzt 
werden, damit eine ſchleunige Erledigung der Geſchäfte ge⸗ 
ſichert wird. | N 

Meine Herren, es iſt durchaus zu verſtehen, daß man, 
nachdem die ehrengerichtliche Tätigkeit der nur aus Anwälten 
beſtehenden Anwaltskammern ſich in dreißigjähriger Praxis aufs 
beſte bewährt hat, in den Kreiſen der Rechtsanwälte das Ver⸗ 
langen trägt, auch in höchſter Inſtanz allein und unter Aus⸗ 
ſchluß ſtandesfremder Elemente über die Erfüllung der den 
Rechtsanwälten obliegenden Pflichten zu wachen und über 
Verfehlungen ihrer Berufsgenoſſen zu entſcheiden. Aber zur 
Erörterung und zur Löſung dieſer Frage iſt die Beratung des 
vorliegenden Entwurfs am allerwenigſten geeignet. Es handelt 
ſich hier lediglich um die Aberlaſtung des Ehrengerichtshofs und 
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die dadurch hervorgerufenen Mißſtände, die dringend eine 
ſchleunige Abhilfe fordern, bei der Zuſammenſetzung des Ehren⸗ 
gerichtshofs aber um eine grundſätzliche Forderung, deren 
praktiſche Durchführung — ich kann das hier wohl bemerken — 
doch ſehr viel mehr Zweifel aufweiſt und Schwierigkeiten 
bietet, als dies auf den erſten Blick den Anſchein hat. Ich 
kann alſo betreffs dieſes Geſetzentwurfs nur bitten, zurzeit von 
dem Gedanken einer grundſätzlich anderen Zuſammenſetzung des 
Ehrengerichtshofs abzuſehen und dieſem Geſetzentwurf Ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu erteilen. | 
\ (Bravo!) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Bitter. 


Dr. Bitter, Abgeordneter: Meine Herren, es iſt ja richtig, 
was der Herr Staatsſekretär geſagt hat, es kann nicht wohl 
angezweifelt werden: ſo kann es mit dem Reichsgericht nicht 
weitergehen. Durch die Zunahme der Revifionen in Zivilſachen 
ohne gleichzeitige Vermehrung der Senate hat ſich ein Zuſtand 
zu Ungunſten des Reichsgerichts, zu Ungunſten der Mitglieder 
dieſes hohen Gerichtshofs und zu Ungunſten der Techtſuchenden 
Parteien herausgebildet, der im Intereſſe der Mitglieder dieſes 
Gerichtshofs und im Intereſſe der rechtſuchenden Parteien an 
ſchleuniger Erledigung der Rechtsſtreite unbedingt Abhilfe er⸗ 
heiſcht. Die Frage iſt nur: wie ſoll die Abhilfe geſchaffen 
werden? 

Der Entwurf geht davon aus — und auch der Herr 
Staatsſekretär hat dieſem mündlich Ausdruck verliehen —, 
daß man an eine organiſche Reform der Zivilprozeßordnung 
zurzeit nicht gedacht habe, ſondern daß die erforderliche 
Entlaſtung des Reichsgerichts in Geſtalt einer Novellengeſetz⸗ 
gebung vorweg geregelt werden müſſe. In dieſer Beziehung 
ſcheint mir die Begründung des Entwurfs nicht durchſchlagend 
zu ſein. Da heißt es, die Hauptfragen, welche bei der all⸗ 
gemeinen Reform der Zivilprozeßordnung der Entſcheidung 
harren, wie z. B. die Frage, ob das Kollegialſyſtem vor 
dem Einzelrichter den Vorzug verdient, die Frage der Ein⸗ 
führung der Vortermine uſw., hätten für die Reviſionsinſtanz 
keine Bedeutung, andere Fragen aber, wie namentlich die Frage 
nach einer Umgeſtaltung der mündlichen Verhandlung uſw., 
könnten für die Reviſionsinſtanz und für die unteren Inſtanzen 
ſehr wohl verſchieden behandelt werden. Damit iſt aber der 
Kern der Sache nicht getroffen, damit iſt das, was bei einer 
organiſchen Reform der ganzen Zivilprozeßordnung zur Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts getan werden kann, auch nicht an⸗ 
nähernd getroffen. Ich neige deswegen der Annahme zu, daß 
die Regierung einen Entwurf für eine organiſche Reform der 
Zivilprozeßordnung in abſehbarer Zeit nicht vorzulegen beabſichtigt, 
und möchte mit allem Nachdruck an den Herrn Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamts die Frage richten, ob dies richtig iſt, ob 
daran gedacht wird oder nicht, in abſehbarer Zeit einen die ganze 
Zivilprozeßordnung von Grund auf reformierenden Entwurf 
vorzulegen. 

In der Kommiſſion, an die der Entwurf wohl verwieſen 
werden wird, iſt zu erörtern, ob dieſe Novelle vor einer or⸗ 
ganiſchen Reform der ganzen Zivilprozeßordnung verabſchiedet 
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werden ſoll. Wie man aber auch dieſe Frage beurteilt, zwei 
Punkte ſind jedenfalls bei der Reform, die zur Entlaſtung des 
Reichsgerichts dienen ſoll, im Auge zu behalten. Der erſte 
Punkt iſt der, daß das Streben eines Volkes nach politiſcher 
Einheit notwendig das Verlangen nach Rechtseinheit in ſich 
ſchließt; gerade durch die Rechtseinheit wird die Bevölkerung 
eines Staates mit feſten und unlöslichen Banden zuſammen⸗ 
gehalten. Entwickelte wirtſchaftliche Verhältniſſe erheiſchen 
gleiches Recht in weitgezogenen Grenzen. Die Geſchichte des 
Deutſchen Reichs hat es ja gelehrt. Urſprünglich ſtand in 
unſerer Verfaſſung, daß eine ganze Menge von Rechtsgebieten 
nicht zur Kompetenz des Reichs gehören ſollte. Aber es hat 
nicht lange gedauert, da iſt dieſe Schranke gefallen, und da iſt 
der Strom der Reichsgeſetzgebung zum Segen des deutſchen 
Volks breit dahingefloſſen. 

Es gibt kein Rechtsſyſtem, welches die Sicherheit der 
Rechtsanwendung in ſich trägt. Auch das iſt ein Gedanke, 
den der Herr Staatsſekretär nebenbei geſtreift hat. Dieſe 
Sicherbeit der Rechtsanwendung wird nur gewährleiſtet durch 
den zentraliſierten Aufbau der Gerichte. Dieſer zentraliſierte 
Aufbau der Gerichte verbürgt, daß dem einheitlichen Geſetze auch 
ein einheitliches Recht zur Seite ſteht. Ich meine, daß man 
bei der Erörterung der Frage, wie das Reichsgericht zu ent⸗ 
laſten iſt, dieſe beiden Geſichtspunkte nicht aus dem Auge ver⸗ 
lieren darf. Ich habe dieſe Geſichtspunkte vorweg erwähnt, 
weil ich der Überzeugung bin, daß dieſelben in dem Entwurfe 
nicht überall genügend beobachtet worden ſind. 

Der Entwurf hat von der Vermehrung der Senate ab⸗ 
geſehen. Der Herr Staatsſekretär iſt auch auf dieſen Punkt 
heute wieder zu ſprechen gekommen und hat im weſentlichen 
wiederholt, was ſich auf Seite 9 der Begründung befindet. 
Hier iſt geſagt, daß innerhalb eines zu umfangreichen Kollegiums 
ſich der innere Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen Senaten 
nicht mehr aufrechterhalten laſſe. Wenn die Senate noch um 
einige vermehrt würden, ſo falle der innere Zuſammenhang mehr 
und mehr fort, und das Reichsgericht falle tatſächlich in ver⸗ 
ſchiedene Einzelgerichte mit ſelbſtändiger Rechtſprechung aus⸗ 
einander. | 

Es iſt weiter hingewieſen worden auf die Schwierigkeiten, 
welche mit der Anwendung des § 137 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes verbunden ſeien, der ja beſtimmt ſei, wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen verſchiedener Senate zu verhindern. 
Während der letzten fünf Jahre habe nur in vier Fällen eine 
Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate ſtattgefunden. Wenn 
man die Zahl der Senate auf 6 gebracht hat, ſo kann es doch 
nicht viel verſchlagen, ob dieſe Senate weiter auf 7, 8 oder 9 
erhöht werden. Die Übereinſtimmung der Rechtſprechung 
zwiſchen den einzelnen Senaten hängt doch auch wohl ſehr viel 
davon ab, ob man dieſe Tibereinftimmung auch wirklich will, 
oder ob man dem Drange nach individueller Tätigkeit freien 
Spielraum gewähren will. Will man wirklich die Überein⸗ 
ſtimmung, ſo wird ſich dieſelbe bei 9 Senaten ebenſogut er⸗ 
zielen laſſen wie bei 7. Ich will dieſen Gedanken nicht weiter 
verfolgen und möchte nur hervorheben, daß in der Kommiſſion 
jedenfalls in Erwägung zu ziehen ſein wird, ob nicht gerade 
durch die Vermehrung der Senate Abhilfe zur Entlaſtung des 
Reichsgerichts geſchaffen werden kann. 
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Der Entwurf ſteht ferner auf dem Standpunkt, daß eine 
Entlaſtung des Reichsgerichts auch dadurch nicht geſchaffen 
werden könne, daß man dem Reichsgericht einzelne Materien 
nehme. Es iſt insbeſondere von der Beſeitigung der Zuſtändig⸗ 
keit des Reichsgerichts als Berufungsinſtanz in Patentſachen — 
§ 33 des Patentgeſetzes — in dem Entwurf die Rede. Der 
Entwurf verkennt nicht, daß, wenn hier die Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts befeitigt würde, dem Reichsgericht ein nicht un⸗ 
bedeutender Aufwand an Zeit und Mühe erſpart würde; aber 
der Entwurf ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß das Reichs⸗ 
gericht die Reviſionen, welche die Verletzung des Patentrechts 
zum Gegenſtand hätten, unter allen Umſtänden behalten 
müßte, und daß es deshalb nicht zweckmäßig ſei, ihm die Be⸗ 
rufungen in Patentſachen nach 5 33 des Patentgeſetzes zu ent⸗ 
ziehen. 

Bezüglich der dem Reichsgericht zugewieſenen Recht⸗ 
ſprechung in Konſularſachen vertritt der Entwurf den Stand⸗ 
punkt, daß eine Entziehung dieſer Sachen durch die Novelle 
um deswillen nicht angezeigt erſcheint, weil eine Abänderung 
des Konſulargefetzes vom 8. November 1867 angeſtrebt werde. 
Ein Entwurf ſei in Vorbereitung; nach dieſem beabſichtigte man 
die Sachen einem oberſten Konſulargerichtshofe zu übertragen. 

Damit, meine Herren, iſt der Kreis der Sachen keineswegs 
erſchöpft, welche man dem Reichsgericht abnehmen könnte. Ich 
habe hier nicht die Abſicht, Ihnen alle die Sachen aufzuzählen, 
die dem Reichsgericht abgenommen werden können; aber ich 
möchte darauf hinweiſen, daß es jedenfalls Sache der Kom⸗ 
miſſion ſein wird, ganz ernſtlich zu erwägen, ob nicht die 
Entlaſtung des Reichsgerichts in genügender und zweckmäßiger 
Weiſe dadurch herbeigeführt werden kann, daß man dem Reichs⸗ 
gericht eine ganze Reihe von Sachen abnimmt und anderen Be⸗ 
hörden überweiſt. 

Der Entwurf, meine Herren, ſucht die Entlaſtung des 
Reichsgerichts nach zwei Richtungen herbeizuführen. Einmal 
wendet er die ſogenannten kleinen Mittel an, und als ſolche 
kleinen Mittel werden auf Seite 12 der Begründung ſieben 
aufgezählt, und ſodann greift er zu einem Radikalmittel, das 
iſt die Einführung des Prinzips der Difformität, über welches 
ſich ja der Herr Staatsſekretär ſoeben recht eingehend verbreitet 
hat. Unter den kleinen Mitteln finden wir zunächſt die Be⸗ 
ſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts als Beſchwerde⸗ 
gericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Das Reichsgericht 
ſoll alſo im weſentlichen nur noch über die Reviſionen gegen 
die Endurteile der Oberlandesgerichte entſcheiden. Gegen die 
Beſeitigung des Reichsgerichts als Beſchwerdegericht iſt in vielen 
Sachen ſchlechterdings nichts einzuwenden. Aber in dieſer All⸗ 
gemeinheit, wie der Satz in dem Entwurf ausgeſprochen iſt, 
möchte ich ihn doch nicht billigen. Ich möchte an eins erinnern. 
Wenn beim Landgericht in einem Armenprozeß ein Urteil 
ergangen iſt, und nun die unterlegene arme Partei das 
Armenrecht für die Berufungsinſtanz nachſucht, und ihr das 
Armenrecht abgeſchlagen wird, ſo würde es gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß fortan keine Beſchwerde mehr geben. Das würde dahin 
führen, daß das Oberlandesgericht nach ſummariſcher Prüfung 
die Partei auf eine Inſtanz gewiſſermaßen zu beſchränken ver⸗ 
mag, und bei der zahlreichen Menge der Armenſachen wird 
auch leicht eine Geneigtheit beſtehen, wenn die Sache nicht ganz 
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klar iſt, hiervon Gebrauch zu machen. Das würde aber der 
Volkstümlichkeit unſerer Rechtſprechung ganz erheblich Ab⸗ 
bruch tun. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
Es wird Sache der Kommiſſion ſein, hier zu prüfen, ob die 
Beſtimmung in dieſer Allgemeinheit aufrechterhalten werden kann. 

Über das zweite kleine Mittel, welches den Ausſchluß der 
Reviſion gegen Urteile der Oberlandesgerichte über Arreſte und 
einſtweilige Verfügungen fordert, will ich weiter nichts ſagen, 
um gleich zu dem dritten kleinen Mittel überzugehen, welches 
eine größere Sicherung der tatſächlichen Feſtſtellungen der 
Inſtanzgerichte gegen Reviſionsangriffe verlangt. In Art. III 
unter Nr. 4 des Entwurfs iſt die hier einſchlägige Beſtimmung 
getroffen. Es heißt da: 

Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, daß das 
Gericht von ſeinem Fragerechte keinen oder keinen 
richtigen Gebrauch gemacht, daß es bei der Entſcheidung, 
ob eine tatſächliche Behauptung für wahr oder für nicht 
wahr zu erachten ſei, den geſamten Inhalt der Verhand⸗ 
lungen und das Ergebnis einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme nicht zutreffend oder nicht erſchöpfend ge⸗ 
würdigt oder die Gründe, welche für feine Überzeugung 
leitend geweſen ſind, nicht angegeben habe, oder daß es 
von ſeiner Befugnis zur Auferlegung eines richterlichen 
Eides keinen oder keinen richtigen Gebrauch gemacht habe. 
Meine Herren, dieſe Beſtimmung iſt recht bedenklich. Soweit 
die Nichtausführung des richterlichen Fragerechts kein Reviſions⸗ 
grund fortan mehr fein fol, mag man die Beſtimmung allen⸗ 
falls paſfieren laſſen; aber ſoweit es ſich um den Begründungs⸗ 
zwang beim Beweisergebnis handelt, halte ich dieſe Beſtimmung 
für äußerſt bedenklich. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen) 

Meine Herren, ſehen wir uns doch einmal die Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidungen an! Ein juriſtiſch geſchulter Leſer der 
Reichsgerichtsentſcheidungen wird ſehr bald beim Durchleſen der 
Entſcheidungen zu der Anſicht gelangen, daß die Bedeutung der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung gerade auf der Zulaſſung des 
Angriffs der mangelnden Begründung beruht. All die wich⸗ 
tigen Urteile, welche geradezu wie eine Erlöfung gewirkt haben, 
waren nur möglich, weil der Reviſionsangriff auf Grund des 
8 286 der Zivilprozeßordnung, der als sedes dieſer Materie 
zu bezeichnen iſt, für begründet erachtet wurde, 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
weil das Reichsgericht unter Durchbrechung allzu enger 
Schranken den Mut gefunden hat, den Boden der reinen Be⸗ 
griffsjuſtiz zu verlaſſen und fi mehr auf den Boden einer Er- 
kenntnis und Erfahrungswiſſenſchaft zu ſtellen, weil es den 
Mut gefunden hat, entgegen den Inſtanzgerichten die Sachen 


von einem höheren Geſichtspunkte, von einer höheren Warte zu 


betrachten. 

Das alles aber war nur möglich, wenn man den Be⸗ 
gründungszwang nicht als etwas rein Formelles auffaßt, 
ſondern ihm eine weitgehende ſachliche Bedeutung beilegt. 
Meine Herren, wenn wir unſere Rechtsentwicklung nicht 
hemmen wollen, dann dürfen wir nicht durch ein Mittel, 
wie es unter Nr. 3 auf Seite 12 des Entwurfs vor⸗ 
geſehen iſt, die Nachprüfung des Reichsgerichts in er⸗ 
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heblichem Maße einſchränken. Ich bin der Meinung, daß 
man durch die vorgeſchlagene Beſchränkung die Tätigkeit des 
Reichsgerichts gerade nach ſeiner vornehmſten und beſten Seite 
hin lahmlegen würde. 

(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Unter Nr. 4 iſt als weiteres kleines Mittel eine Ein⸗ 
ſchränkung der mündlichen Verhandlung in Ausſicht genommen. 
Die bezügliche Beſtimmung befindet ſich in Art. III unter Nr. 6. 
Hier iſt beſtimmt worden, daß eine Reviſion auch in anderen 
Fällen — d. h. abgeſehen von dem Falle des S 554b — ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß zurückgewieſen 
werden kann, wenn das Gericht einſtimmig die Reviſion für 
unbegründet erachtet. 

Meine Herren, auch bezüglich dieſes kleinen Mittels habe 
ich recht erhebliche Bedenken. Ein ſolches Verfahren entbehrt 
zunächſt jeder Rechtsgarantie. Wenn man auch die mündliche 
Verhandlung in dritter Inſtanz an ſich für überflüſſig erachten 
will — ich ſtehe auf einem anderen Standpunkt, ich ſtehe auf 
dem Standpunkt, daß die mündliche Verhandlung immerhin den 
Vorteil bietet, daß die ſtrittigen Geſichtspunkte mehr plaſtiſch 
herausgearbeitet werden und in die Erſcheinung treten, und daß 
die mündliche Verhandlung deshalb zur Rechtsfindung doch 
immerhin auch in der dritten Inſtanz von ganz erheblicher Be⸗ 
deutung iſt, — aber ich ſage: wenn man auch die mündliche 
Verhandlung für überflüſſig erachten will, ſo ſoll man doch nicht 
vergeſſen, daß gerade auf der mündlichen Verhandlung das 
Vertrauen des Volkes zu den Gerichten beruht. Wenn man 
dem Volk die mündliche Verhandlung nimmt, wenn das Reichs⸗ 
gericht, ohne die Parteien oder deren Vertreter zu hören, die 
Reviſion einfach durch Beſchluß zurückweiſen kann, ſo wird damit 
die Volkstümlichkeit der Rechtſprechung des Reichsgerichts bald 
aufhören. Nach Anſicht der Parteien wird ihnen ihr Recht nicht 
gewährt, wenn man ſie nicht hört. Auf der mündlichen Ver⸗ 
handlung beruht das Vertrauen des Volkes zu den Gerichten. 
Dieſes Vertrauen des Volkes zu den Gerichten darf nicht er⸗ 
ſchüttert werden. 

Meine Herren, ich will die angeregten Bedenken nicht weiter 
verfolgen, ich will auch nicht näher auf die weiteren kleinen 
Mittel eingehen: auf die Beſeitigung des mit der Revifion ver: 
bundenen Suspenſiweffekts, auf die Einſchränkung der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reichsgerichts durch Abnahme der Entſcheidungen 
über Anträge auf Beitimmung des zuſtändigen Gerichts und 
ſchließlich auf die Erhöhung der Koſten der Reviſionsinſtanz; 
ich will vielmehr zu dem Radikalmittel, welches vorgeſchlagen 
wurde, kammen, und das iſt die Einführung des Difformitätsprinzips. 

Der Herr Staatsſekretär hat auseinandergeſetzt, was dieſes 
Difformitätsprinzip will: den Ausſchluß der Reviſion bei dem 
Vorliegen zweier konformen Entſcheidungen. Meine Herren, das 
Prinzip iſt durchaus richtig: radikal wird dieſes Mittel wirken. 
Der Entwurf gibt an, daß bei Einführung dieſes Prinzips 
46 Prozent aller an das Reichsgericht gelangenden Sachen von 
ihm ferngehalten werden. Das wird zutreffend ſein: es werden 
nahezu 50 Prozent der Sachen, welche jetzt an das Reichsgericht 
gelangen, in Wegfall kommen, und das wird dahin führen, daß 
nicht nur die große Uberlaſtung des Reichsgerichts beſeitigt wird, 
ſandern daß wahrſcheinlich noch eine Beſchränkung der vorhandenen 
Zivilſenate eintreten kann. 
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Es kommt noch hinzu, daß, wenn der Vorſchlag Geſetz 
wird, vorausſichtlich viel mehr sententiae eonformes ergehen 
werden als früher, 

(ſehr richtig!) 


und daß infolgedeſſen eine Entlaſtung des Reichsgerichts in noch 
viel erheblicherem Maße als 50 Prozent eintritt. Es wird ſich 
bei der merkwürdigen Einrichtung dieſes Difformitätsprinzips 
die Sache ſo geſtalten, daß die Geſchäftslaſt des Reichsgerichts 
ſozuſagen automatiſch noch über dieſe 50 Prozent hinaus 
abnehmen wird. Ich ſage alſo, radikal wird freilich die Ein⸗ 
führung des Difformitätsprinzips wirken. Aber hat denn dieſes 
Difformitätsprinzip ſeine Berechtigung? Das iſt die Haupt⸗ 
frage. Selbſt wenn ich das anerkenne, was der Herr Staats⸗ 
ſekretär vorhin geſagt hat, ſo muß ich dem Difformitätsprinzip 
doch weſentlich aus zwei Gründen ſeine Berechtigung durchaus 
abſtreiten, und ich muß auch beſtreiten, daß dieſes Difformitäts⸗ 
prinzip dem Geiſt, der die Zivilprozeßordnung durchweht, 
entſpricht. 

Meine Herren, was heißt es denn, es ſoll die Reviſion 
ausgeſchloſſen werden, wenn duae sententise conformes vor⸗ 
liegen? Wird damit eine innere Übereinſtimmung des Urteils 
oder nur eine äußerliche Ubereinſtimmung der in Rechtskraft 
übergehenden Teile des Urteils verlangt? Nach der Begründung 
kommt es nur auf das letztere an; alſo es braucht eine innere 
Ubereinſtimmung der Urteile nicht vorhanden zu fein, es kann 
der erſte Richter die Klage abgewieſen haben, weil er rechtlich 
die Klage nicht für begründet erachtete, der zweite Richter kann 
auf Grund des Ergebniſſes einer ſtattgehabten Beweisaufnahme 
die Berufung zurückgewieſen haben: weil zwei sententiae 
conformes im Sinne des Entwurfs vorliegen, iſt eine Reviſion 
an das Reichsgericht ausgeſchloſſen. Das dem Entwurf zu⸗ 
grunde liegende Prinzip, daß duae sententiae conformes’ 
auch eine gewiſſe Garantie für die Richtigkeit der Entſcheidung 
geben, trifft alſo keineswegs zu, ſolange man nicht eine innere 
Übereinftimmung fordert, und nicht nur eine rein äußerliche 
Abereinſtimmung beider Urteile. Deshalb ift eine Berechtigung 
für die vorgeſehene Beſchränkung der Reviſion in keiner Weiſe 
gegeben. Will man das Prinzip der duae conformes ein: 
führen, dann muß man die Sache wenigſtens ſo geſtalten, daß 
man entweder dem Berufungsgerichte die Möglichkeit gibt, über 
dieſelben Fragen zu entſcheiden, worüber der Vorderrichter ent⸗ 
ſchieden hat, oder man muß die Irreviſibilität bei konformen 
Entſcheidungen nur dann ausſprechen, wenn auch die Be⸗ 
gründungen beider Inſtanzen übereinſtimmen. Aber keiner von 
dieſen beiden Wegen wird wohl als gangbar bezeichnet werden 
können. Der letztere deswegen nicht, weil damit der Zweck, 
eine Beſchränkung der Reviſionen herbeizuführen, hinfällig 
werden würde, der erſtere aber um deswillen nicht, weil dann 
das beneficium novorum in der Berufungsinſtanz beſeitigt 

Aber ganz abgeſehen von dieſen prinzipiellen Bedenken, 
würde das Reichsgericht wohl ſeine Volkstümlichkeit bewahren, 
würde es ſein Anſehen, welches es jetzt in allen Bevölkerungs⸗ 
kreiſen, nicht nur im Inlande, ſondern auch im Auslande hat, 
behalten, wenn es Urteile in wichtigen Sachen gewiſſermaßen 
nur tropfenweiſe verabfolgen kann, und wenn dieſe Urteile nur 
demjenigen zuteil werden, der das Glück gehabt hat, daß er in 
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ſeinem Prozeſſe in den Vorinſtanzen difforme Entſcheidung er: 
zielt hat? Die Revifibilität der Urteile iſt doch geradezu auf 
den Zufall geſtellt; es handelt ſich doch um weiter nichts als 
eine Technik, durch welche man ohne innere Berechtigung die 
Entlaſtung des Reichsgerichts herbeiführen will. Es ſind alſo 
Bedenken ſchwerſter Art, die gegen die Einführung des ſo⸗ 
genannten Difformitätsprinzips ſprechen. 

Man betrachte übrigens einmal die Statiſtik, die uns der 
Entwurf mitteilt. Da wird angegeben, daß 35 Prozent der 
Urteile Abänderungen erfahren, wenn es ſich um sententiae 
difformes handelt, und 25 Prozent, wenn es ſich um sententiae 
conformes handelt. Der Unterſchied iſt gar nicht ſo erheblich; 
es folgt auch daraus, daß eine Garantie für die Richtigkeit der 
Urteile bei sententiae conformes in erheblichem Umfange nicht 
beſteht. Das Difformitätsprinzip iſt früher ſchon in anderen 
Staaten in Geltung geweſen, aber man hat dort mit demſelben 
wenig gute Erfahrungen gemacht. In Oſterreich hat die allgemeine 
Gerichtsordnung von 1781 das Difformitätsprinzip eingeführt. 
Dieſer Zuſtand erſchien derartig unerträglich, daß man ſchon 
nach drei oder vier Jahren einen Notbehelf erfand: das war 
die außerordentliche Reviſion, nämlich die Anfechtung der Urteile 
zweiter Inſtanz wegen Nichtigkeit oder offenbarer Ungerechtigkeit. 
Man hat hier alſo bald eingeſehen, daß ein Fortkommen auf 
dieſem Wege ſchwer möglich war. In Preußen hat ſich freilich 
das Difformitätsprinzip harmloſer geſtaltet. Da war es aber 
nur für Objekte bis zu 200 Talern eingeführt, und nur dem 
Umſtande, daß es ſich um unerhebliche Objekte handelt, iſt es 
wohl zu danken, daß es nicht abgeſchafft wurde. In Baden hat 
man gleichfalls ſchlechte Erfahrungen mit der Difformität ge⸗ 
macht. Die badiſche Obergerichtsordnung von 1804 hatte die 
Oberreviſion auch an das Difformitätsprinzip geknüpft; in der 
Prozeßordnung von 1864 iſt es vollſtändig aufgegeben. In 
Braunſchweig iſt zunächſt im Jahre 1814 das Difformitäts⸗ 
prinzip eingeführt für Sachen unter 1000 Talern, 1823 ſetzte 
man dieſe Summe auf 500 Taler herunter, und 1850 iſt das 
Difformitätsprinzip verſchwunden. 

Und wie iſt es denn geweſen, als die Zivilprozeßordnung 
geſchaffen wurde, wie haben ſich denn damals die Verhandlungen 
hierüber in der Reichtagskommiſſion geſtaltet? Meine Herren, 
ich will nur ein paar Worte aus dem Protokoll Ihnen ins Ge⸗ 
dächtnis zurückrufen, die damals der Vorſitzende dieſer Kommiſſion, 
der Abgeordnete Miquel, geſprochen hat. Er äußerte damals 
folgendes: 

Die Frage, ob man die Beſchränkung der Reviſion ſuchen 
wolle in der Konformität der Urteile oder in der Reviſions⸗ 
ſumme, hänge im weſentlichen davon ab, ob man mehr 
Gewicht lege auf Erhaltung des materiellen Rechts der 
Partei oder auf die Erhaltung der Rechtseinheit. 
Es ſei zweifellos, daß die Rechtseinheit beſſer gewahrt 
werde durch Einführung der Reviſionsſumme als durch 
das Syſtem der duae conformes. 
Und dann fährt er fort: 

Man dürfe es man nach feiner Überzeugung in einem 
Föderativſtaate, in welchem verſchiedene Traditionen und 
Anſchauungen herrſchen, nicht darauf ankommen laſſen, 
daß die unter allen Umſtänden nötige Wahrung der Ein⸗ 
heit im Reichs recht dem Belieben partikulärer Gerichtshöfe 
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überlaſſen bleibe. Das nationale Intereſſe fordere hier 
die Wahrung der Rechtseinheit. 

Alſo auch hier wird das Difformitätsprinzip aus nationalen 
Gründen abgelehnt. Ich habe mich nicht überzeugen können, 
daß es dem Herrn Staatsſekretär gelungen iſt, die ſchwerwiegenden 
Bedenken, welche gegen das Difformitätsprinzip beſtehen, auch 


nur erheblich abzuſchwächen; es wird ſeine Aufgabe in der 


Kommiſſion ſein, die beſtehenden Bedenken zu zerſtreuen, wenn 
wir dem genannten Prinzip unſere Zuſtimmung geben ſollen. 

Noch ein paar Worte über den zweiten Geſetzentwurf. Wie 
der Herr Staatsſekretär bereits ausgeführt hat, iſt eine Ab⸗ 
änderung der Rechtsanwaltsordnung inſoweit vorgeſehen, als 
eine kürzere Verjährungsfriſt für die Anſprüche der Parteien auf 
Schadenserſatz aus dem zwiſchen Partei und Rechtsanwalt be⸗ 
ſtehenden Vertragsverhältnis vorgeſehen iſt. Ich darf bemerken, 
daß dieſe Beſtimmung der Billigkeit durchaus entſpricht. Ich 
habe auch gegen die weitere Beſtimmung im großen und ganzen 
nichts einzuwenden, daß nämlich die Zahl der Mitglieder des 
Ehrengerichtshofes auf die doppelte Zahl erhöht werden ſoll. 
Die Frage, ob die Mitglieder des Ehrengerichtshofes ausſchließ⸗ 
lich aus dem Anwaltsſtande zu nehmen ſind, will ich jetzt nicht 
weiter erörtern, ſie mag in der Kommiſſion beſprochen werden. 
Ich beantrage, die Vorlage an eine Kommiſſion von 28 Mit⸗ 
gliedern, und zwar an die beſtehende Juſtizkommiſſion, zu ver⸗ 
weiſen, und hoffe, daß es dieſer Kommiſſion gelingen wird, den 
Entwurf fo zu geſtalten, daß die Einheit unſeres Rechts und 
damit unſere politiſche Einheit gewahrt bleibt, und daß das 
Anſehen, welches das Reichsgericht nicht nur im Inland, ſondern 
auch im Ausland genießt, keinerlei Einbuße erleidet. 

(Bravo! in der Mitte) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Wagner (Sachſen). 


Dr. Wagner (Sachſen), Abgeordneter: Meine Herren, den 
Worten der Anerkennung für unſer Reichsgericht ſchließe auch 
ich mich namens meiner politiſchen Freunde an. Es gibt in 
der Tat im Deutſchen Reich keine Inſtitution, bei der ſich ohne 
jede künſtliche Gleichmacherei unter voller Wahrung der Eigen⸗ 
tümlichkeit unſeres Bundesſtaates die Einheit und Untrennbarkeit 
der Nation lebendiger verkörpert als in dieſer Behörde. Dieſes 
oberſte Gericht leidet jetzt tatſächlich ſchwere Not; man kann 
ſagen, es ſteht direkt vor einem Geſchäftsbankerott. Es muß 
Abhilfe geſchaffen werden. 

So hoffnungsvoll nun auch der Schluß und die Einleitung 
der Rede des Herrn Kollegen Bitter klangen, was dazwiſchen 
lag, war weniger Hoffnung erweckend. 

Es mag ein Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts vor⸗ 
geſchlagen werden, welches es auch ſei, ich getraue mir, jedes 
der vorgeſchlagenen Mittel in derſelben Weiſe totzuſchlagen, wie 
es Herr Bitter zum Teil tat. Jedes Mittel, das hierbei in 
Frage kommt, wird mehr oder minder willkürlich ſein. 

Der Herr Kollege Dr. Bitter fragte, wann denn die organiſche 
Reform der Zivilprozeßordnung komme. Nun, daß ſpäter eine 
kommt, das glaube ich; aber ich würde es für ganz verkehrt 
halten, jetzt bereits, nachdem wir eben erſt das amtsgerichtliche 
Verfahren reformiert haben, mit einer organiſchen Reform des 
ganzen Zivilprozeſſes vorzuſtürmen. Wir müſſen erſt abwarten, 
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welche Erfahrungen wir mit dem neuen amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren machen. Bei der künftigen allgemeinen, organiſchen 
Reform des Zivilprozeſſes werden grundlegende, ſchwerwiegende 
Fragen auf Grund der geſammelten Erfahrungen neu zu prüfen 
ſein, wie die Mündlichkeit des Verfahrens, die Verhandlungs⸗ 
marime, das Offizialprinzip. Das iſt ein Werk, das ſicher erſt 
in einem Jahrzent herangereift ſein wird. 

Wie kann der jetzigen Notlage des Reichsgerichts geſteuert 
werden? Durch die ſpätere organiſche Reform des Zivilprozeſſes 
nicht; wir brauchen ſofort ein Notgeſetz. 

Zur Beantwortung der Frage muß man zunächſt prüfen: 
wozu iſt das Reichsgericht da? Sicher beſteht die Hauptaufgabe 
des Reichsgerichts nicht darin, den individuellen Streit zu 
ſchlichten, ſondern darin, für die Einheit des Rechts zu ſorgen. 
Bei der Schaffung des oberſten Gerichtshofs wurde kein Zweifel 
darüber gelaſſen, daß eine dritte Inſtanz für den individuellen 
Streit an ſich nicht erforderlich ſei, und daß die oberſte Inſtanz 
nur geboten ſei, um dem Rechte eine einheitliche Rechtsanwendung 
zu ſichern. | 

Diefer oberſten Aufgabe aber kann das Reichsgericht nicht 
gerecht werden, wenn man die Senate noch weiter vermehrt. 
Herr Dr. Bitter meinte: wenn ſoundſo viele Senate ſchon beſtehen, 
warum dann nicht auch noch einer oder zwei mehr? Es gibt 
aber doch eine Grenze, und die iſt nach meiner Anſicht ſogar 
ſchon überſchritten. Ein Gerichtshof von 100 oder noch mehr 
Richtern iſt überhaupt kein Gerichtshof, keine Behörde mehr, ſondern 
eine Heerde von verſchiedenen, zuſammengewürfelten Kollegien, 
und eine einheitliche Rechtſprechung iſt nicht mehr möglich. 
Leſen Sie doch die Entſcheidungen, nicht nur in der offiziellen 
Sammlung, ſondern auch die übrigen, daraufhin nach, wie 
häufig die Erkenntniſſe ſich widerſprechen, trotz der Vorſchriften 
über Plenarentſcheidungen. Mit einer weiteren Vermehrung 
der Senate kann dem Übel nicht geſteuert werden; und wenn 
der Herr Kollege Dr. Bitter meint, man müſſe das Anſehen 
des Reichsgerichts zu erhalten ſuchen, ſo iſt das gerade der 
verkehrte Weg. Eine Vermehrung oder gar Verdoppelung der 
Senate würde das Anſehen des Reichsgerichts nur ſchädigen. 
Ich möchte mir das Wort zu eigen machen: am Reichsgericht 
müßten nur Richter⸗Könige ſitzen, wenige hervorragende be⸗ 
deutende Männer als Richter! 

Daß an ſich eine große Zahl von Reviſionen nicht not⸗ 
wendig iſt, um das Anſehen eines oberſten Gerichtshofs zu be⸗ 
gründen, geht am beſten daraus hervor, daß dem franzöſiſchen 
Kaſſationshof 1901 nur 744 Kaſſationen vorlagen, dem oberſten 
Bundesgericht der Vereinigten Staaten von Nordamerika nur 
255, unſerem Reichsgericht aber jetzt über 4 500 Reviſionen. 

Nun kommt das andere Mittel, eine Erhöhung der 
Reviſionsſumme. Auch dagegen ſpricht eine ganze Maſſe Be⸗ 
denken. Ich glaube auch kaum, daß in dieſem Hauſe eine 
Mehrheit für eine weſentliche Erhöhung der Reviſionsſumme 
vorhanden iſt. 

Herr Dr. Bitter ſchlug vor, einzelne Rechtsgebiete heraus⸗ 
zunehmen und fie oberſten Landesgerichten zu übertragen. Das 
zibt keine wirkſame Abhilfe. Er mag doch einmal ſagen, 
welche Gebiete er herausſchneiden will! Was er nannte, 
waren ja alles Bagatellen, die keine wirkſame Entlaſtung 
bringen. Auch die Übertragung der Konſularſachen an einen 
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befonderen Gerichtshof würde nichts nützen. Auch wenn man 
die Reviſionen, bei denen lediglich die Verletzung landesrecht⸗ 
licher Normen gerügt iſt, dem Reichsgericht nähme, brächte das 
keine große Erleichterung. 

Nun die Frage der duae conformes. Ganz gewiß, auch 
dieſes Mittel iſt willkürlicher Natur; eine innere ſachliche Be: 
gründung kann ich für dieſes nicht anerkennen. Es wird dabei 
nicht verlangt, daß von der zweiten Inſtanz die Gründe der 
erſten gebilligt ſind, ſondern nur, daß die zweite Entſcheidung 
wenn auch aus anderen Gründen, ebenſo lautet. Da kann 
man nicht behaupten, daß bei duae conformes ohne weiteres 
auch die Vermutung der Richtigkeit vorläge. 

Gegen dieſes Mittel laſſen ſich auch ſonſt ernſte Bedenken 
erheben, und dieſe Bedenken werden in meiner Fraktion nicht 
verkannt. Ich will ſie nicht weiter beleuchten, nachdem Herr 
Kollege Bitter ſie ſchon genügend ausgeführt hat. 

Ja, wenn alle Mittel bedenklich und ſchlecht ſind, dann 
fragt ſich: was will man denn machen? Der jetzige Zuſtand 
iſt jedenfalls noch viel ſchlechter; denn ſo geht es auf keinen 
Fall weiter. Alſo irgendein Ausweg muß gefunden werden. 

Die kleinen Mittel, die nebenbei mit vorgeſchlagen ſind, 
ſind nach meiner Anſicht zum Teil unbedenklich, zum Teil 
ſpricht aber auch manches dagegen. Z. B. habe ich bei dem 
Punkte — größere Sicherung der tatſächlichen Feſtſtellung der 
Inſtanzen gegen Reviſionsangriffe — gewiſſe Bedenken. Es 
war erfreulich, wenn das Reichsgericht manchmal ein Urteil 
umſtieß, deſſen Aufhebung das geſunde Rechtsempfinden gerade⸗ 
zu verlangte, obwohl das nur auf dem Wege geſchehen konnte, 
daß das Reichsgericht ſagte: bei der Feſtſtellung der Tatſachen 
ſind Beweisgrundſätze nicht richtig angewendet worden. Ich 
würde es bedauern, wenn man dem Reichsgericht in der 
Richtung völlig die Hände binden würde, ſo daß es die Beweis⸗ 
würdigung von keinem Geſichtspunkt aus mehr prüfen könnte. 

Ein Ausweg muß alſo gefunden werden. Bedenken be⸗ 
ſtehen gegen alle Mittel, die man vorſchlägt, ſoweit ſie nicht 
Bagatellen betreffen. Alle Mittel ſind auch mehr oder minder 
willkürlich. 

Meine politiſchen Freunde behalten ſich die Stellungnahme 
für die Kommiſſion vor. Jedenfalls ſind wir ernſtlich bereit, 
an dem Zuſtandekommen eines das Reichsgericht wirkſam ent⸗ 
laſtenden Geſetzes in kürzeſter Friſt mitzuarbeiten. Der jetzige 
Zuſtand ſtreift geradezu bereits an die Rechtsverweigerung. 

Was dann die Anderungen der Rechtsanwaltsordnung 
anbetrifft, ſo habe ich mich früher einmal ſelbſt dafür aus⸗ 
geſprochen, daß man den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
ruhig nur aus Anwälten zuſammenſetzen könne. Ich glaube 
übrigens nebenbei, daß dann die Difziplinarurteile nicht milder, 
ſondern eher ſtrenger ausfallen werden. Soweit ich gehört 
habe, find gerade die richterlichen Mitglieder des Ehrengerichts⸗ 
hofs in der Regel die milderen. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus wird ja aber auch die Anderung gar nicht erſtrebt. Ich 
kann die Frage aber als eine beſonders dringende nicht 
anerkennen. 

Aber ein anderer Punkt ließe ſich vielleicht jetzt mit 
erledigen. Jetzt wird die Anwaltskammer ſtets für den Bezirk 
eines ganzen Oberlandesgerichts gebildet. Für den Durchſchnitt 


der Oberlandesgerichte mag das richtig ſein. Nun haben wir 
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aber jetzt Oberlandesgerichtsbezirke, in denen ſo viele Anwälte 
leben, daß eine einzige Kammer für die ſämtlichen Anwälte 
eines ſo großen Oberlandesgerichtsbezirks tatſächlich nicht mehr 
imſtande iſt, ſo, wie es das Geſetz wünſcht, die ihr übertragenen 
Aufgaben ganz zu erfüllen. Ich denke hierbei zunächſt an den 
Bezirk des Kammergerichts. In dieſem Bezirk ſind zurzeit 
1464 Rechtsanwälte, von denen 1260 bei den Berliner Gerichten, 
204 bei denen in der Provinz zugelaſſen ſind. Für dieſe 
1464 Rechtsanwälte beſteht eine einzige Kammer mit einem 
Vorſtand von 15 Mitgliedern, wie das Geſetz es vorſchreibt. 
Im Königreich Sachſen liegen die Verhältniſſe nicht ganz ſo 
ſchlimm, aber ähnlich. Ich meine, eine Organiſation, die auf 
dem Grundſatz der Selbſtverwaltung ruht, wird ihre Aufgabe 
nicht mehr richtig erfüllen können, wenn ſie einen derartig 
großen Umfang annimmt. 

Noch ſchwerer wiegt das Bedenken, daß ſich naturgemäß 
in den weltſtädtiſchen Verhältniſſen der Reichshauptſtadt Auf⸗ 
faſſungen über den Anwaltsberuf ausgebildet haben, die von 
den Anſchauungen der Provinzanwälte in mancherlei Punkten 
abweichen. Dieſe Provinzanwälte werden nach dem angegebenen 
Zahlenverhältnis von den Anwälten der Großſtadt einfach über⸗ 
majoriſiert. Ich gebe deshalb zur Erwägung anheim, ob 
nicht in der Kommiſſion auch § 41 der Rechtsanwaltsordnung 
geändert werden könnte dahin, daß die Landesjuſtizverwaltungen 
das Recht erhalten, Kammerbezirke, deren Mitgliederzahl eine 
gewiſſe Höhe überſchreitet, in mehrere Bezirke zu zerteilen. 

Mit der Überweiſung der Vorlage an die Juſtizkommiſſion 
ſind wir einverſtanden; allerdings ſetzen wir als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß dieſe Kommiſſion die Beratung der Strafprozeß⸗ 
novelle zunächſt unterbricht und den jetzt zur Beratung ſtehenden 
Entwurf zunächſt berät; denn hier liegt tatſächlich eine Not⸗ 
vorlage vor. Wir müſſen dieſe nach der einen oder anderen 
Richtung verabſchieden, bevor das Haus ſich vertagt. 

(Bravo! rechts) 


Vizepräſident Dr. Spahn: 
Abgeordnete Dr. Ablaß. 


Dr. Ablaßz, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe aus 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Wagner zunächſt mit 
einem Gefühl der Befremdung entnommen, daß er das Rechtsgut 
der Rechtseinheit nicht beſonders hoch einſchätzt. 

(Zuruf rechts: Umgekehrt!) 
— Ja, Sie ſagen, daß die Rechtseinheit durch dieſe Vorlage 
gewiß in mancher Richtung gefährdet werden könnte, aber ſo 
ſchlimm ſei das nicht mehr, weil die Rechtseinheit bei dem 
Reichsgericht ſowieſo nicht mehr mit der nötigen Folgerichtigkeit 
innegehalten werde. So habe ich Sie verſtanden. 
(Abgeordneter Dr. Wagner (Sachſen): Nein! nein!) 

Jedenfalls glaube ich von meinem Standpunkte aus darauf 
hinweiſen zu ſollen, daß das Beſtreben nach einer Rechtseinheit 
mit dem Beſtreben nach politiſcher Einheit unlöslich verbunden iſt. 

Meine Herren, wenn wir gerade in dieſer Beziehung uns 
die Geſchichte unſeres Deutſchen Reichs anſehen, ſo werden wir 
finden, daß man früher einmal bei Begründung unſerer Ver⸗ 
faſſung der Überzeugung Ausdruck gegeben hat, daß man die 
geſamte Zivilgeſetzgebung ausnehmen könnte von den Materien, 
die der reichsrechtlichen Regelung unterſtellt ſein ſollten. Aber 
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es hat ſich dagegen das Volk doch entſchieden gewehrt, und man 
hat anerkannt, daß mit jeder politiſchen Einheit die Rechtseinbeit 
untrennbar verknüpft ſein muß. 

Meine Herren, wir haben in der Erringung der Rechts⸗ 
einheit enorme Fortſchritte gemacht. Wir ſind über das ein⸗ 
heitliche Handelsgeſetzbuch hinweg zu der gewaltigen Juſtiz— 
geſetzgebung der ſiebziger Jahre gekommen, bis wir endlich die 
Krönung des großen Werkes der deutſchen Einheit auf dem 
Gebiete des Rechtslebens in dem Bürgerlichen Geſetzbuch gefunden 
haben. Und, meine Herren, darüber können wir uns freuen, 
daß in einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum es uns vergönnt 
worden iſt, in dieſer Weiſe unſere Rechtseinheit fundieren zu 
können. Aber damit hängt wiederum zuſammen, daß man nun 
nicht etwa es beläßt bei der Einheit lediglich des formellen 
Rechts, ſondern daß man darauf hinarbeitet, auch die Recht⸗ 
ſprechung möglichſt einheitlich zu geſtalten. Das iſt ein nicht 
weniger ideales Poſtulat des Rechtsbegehrens des deutſchen 
Volkes. Wenn wir uns dieſe Einheit in der Rechtſprechung 
ſchaffen wollen, dann gibt es naturgemäß keine zwingenden 
Normen, welche die Gleichmäßigkeit einer ſicheren und über⸗ 
einſtimmenden Rechtsanwendung gewährleiſten können; hierzu 
taugt nichts anderes als eine geſunde Organiſation der Gerichte, 
und zwar in der Art, wie wir ſie haben, nämlich in der 
Zentraliſation der Gerichtsorganiſation mit einem einheitlichen 
Reichsgericht an der Spitze, das als letzte Inſtanz die Rechts⸗ 
normen ſo ausbaut, wie dies dem Geiſte des Geſetzes und 
Wünſchen der Bevölkerung entſpricht. Meine Herren, in dieſem 
Verlangen gipfelt nach meinem Dafürhalten der Einheitsdrang 
des Volkes auf dem Gebiete der Rechtspflege, und wir dürfen 
dieſes Verlangen keineswegs als minderwertig und untergeordnet 
behandeln. 

Es iſt gewiß das Recht eines jeden Staatsbürgers, Kritik 
an der Rechtſprechung zu üben. Ich perſönlich habe auch ſchon 
wiederholt hier in dieſem Hauſe auf manches in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts hingewieſen, was ſich nicht ganz 
mit der Auffaſſung des Volkes deckte; aber trotz alledem glaube 
auch ich, das eine anerkennen zu müſſen, daß in der 30 jährigen 
Wirkſamkeit, die das Reichsgericht ausgeübt hat, es unzweifelhaft 
in der Mehrzahl aller ſeiner Rechtsſprüche eine derartig vor⸗ 
urteilsfreie Geſinnung gezeigt hat, daß ſowohl der Juriſtenſtand 
wie das geſamte Volk auf dieſe Rechtsſprüche auf dem Gebiete 
der Zivilgeſetzgebung mit einem Gefühl der Befriedigung und 
Dankbarkeit binbliden kann. In dieſer Anerkennung der Tätigkeit 
des Reichsgerichts auf dem Gebiete des Zivilrechts, glaube ich, 
werden die meiſten Parteien dieſes hohen Hauſes ſich wohl begegnen. 

Ich meine nun, daß es wohl richtig wäre, wenn es nicht 
unumgänglich nötig iſt, an einem derartigen Rechtsgute nicht zu 
rühren, und deshalb kann ich Ihnen von meinem Standpunkt 
aus nur erklären, daß ich die Vorlage der verbündeten Re⸗ 
gierungen, die uns jetzt zur Beurteilung unterbreitet iſt, mit 
einem gewiſſen Gefühle des Bedauerns durchgeleſen habe. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
Ich habe die Überzeugung, daß die Reichsregierung bewußt 
darauf ausgeht, dieſer gewaltigen Rechtsgarantie, die wir in der 
Schöpfung des Reichsgerichts beſitzen, derartig Abbruch zu tun, 
daß dieſe Verminderung des Einfluſſes des Reichsgerichts beinahe 
einer Zerſtörung gleichkommt. 
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Meine Herren, ich verkenne mit dem Herrn Staatsſekretär 
durchaus nicht, daß gewiſſe Mißſtände ſich bei uns entwickelt 
baben, inſofern, als der vom Reichsgericht zu bewältigende 
Arbeitsſtoff fortwährend angewachſen iſt, ohne daß die Vermehrung 
der Zivilſenate damit gleichen Schritt gehalten hat. 

Auf das, was der Herr Kollege Wagner ausgeführt hat, 
und was auch in der Denkſchrift geſtreift wird, daß man 
nämlich immer auf Frankreich und ſeinen höchſten Gerichtshof 
eremplifiziert, glaube ich hier ſchon deshalb nicht eingehen zu 
ſollen, weil ſchon die Bevölkerungsziffern in Frankreich vollſtändig 
andere ſind als bei uns. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 


Frankreich krankt daran, daß die Bevölkerung ſtagniert, 
während wir ſtolz darauf ſind, daß wir ununterbrochen eine 
Lermehrung der Bevölkerung ſehen. Damit aber muß eine 
Vermehrung des Richterperſonals auch an dem höchſten Gerichtshof 
unbedingt Schritt halten. Deshalb, meine Herren, können wir 
eine derartige Entwicklung auch nur künſtlich hintanhalten. 

Wenn ich nun trotzdem nicht verkenne, daß beſtimmte 
Mißstände in der Tat vorhanden find, fo kann ich es begreifen 
und billige es, daß man darauf ausgeht, dieſe Tibeljtände fo 
ſcnell wie möglich zu beſeitigen, und ich begrüße deshalb 
manches der hier vorgeſchlagenen kleinen Mittel als durchaus 
geeignet, um wenigſtens zum Teil den beſtehenden Mißſtänden 
Abbruch zu tun. Aber andere dieſer kleinen Mittel und vor 
allem die vorgeſchlagenen großen Mittel erachte ich für derartig 
verfehlt, daß ich fürchte, daß eine Verſtändigung über die 
Regierungsvorlage, wenn fie nicht fundamental abgeändert wird, 
nur ſehr ſchwer zu erreichen ſein wird. 

Meine Herren, in der öffentlichen Erörterung tritt manchmal 
der Gedanke auf, als ob ſich die Vermehrung der Prozeſſe bei 
dem Reichsgerichte eigentlich in einem durchaus ungeſunden Maße 
vollzogen hätte. Man begegnet ſehr häufig der Anſicht, als ob 
in unſerem Volke ein ſchädlicher Hang zum Prozeſſieren vor⸗ 
handen ſei, der etwas Krankhaftes, etwas Abnormes an ſich 
tage, und daß darauf die Vermehrung der Reviſionen beim 
Reichsgericht mit zurückzuführen ſei. Meine Herren, das iſt 
durchaus irrig. Es gibt ſelbſtverſtändlich bei uns wie überall 
Prozeßfanatiker, Querulanten, die überhaupt keinen Handwerker 
bezahlen, ehe ſie nicht verklagt werden, weil fie der Überzeugung 
find, jeder Menſch, mit dem ſie geſchäftlich zu tun haben, überteure 
Ne und ſuche fie zu übervorteilen. Aber das ſind doch nur Aus⸗ 
nabmefälle, auf die man irgendwelche Schlüſſe bei der Reorganiſation 
der Gerichte in keiner Weiſe aufbauen darf. Ich kann in dieſer 
Hinſicht unter keinen Umſtänden irgendwelche Gefahr für unſer 
Rechtsleben erblicken. Aber wenn die Reviſionen beim Reichsgericht 
in der Tat erheblich geſtiegen find, fo gibt es dafür eine abſolut 
aaturgemäße Erklärung: einmal liegt fie, wie ich Ihnen ſchon bemerkt 
babe, in der Vermehrung der Bevölkerungsziffer; dann aber erklärt ſie 
ſch auch aus der gewaltigen Vermehrung unſeres National⸗ 
vermögens und unſeres Volkswohlſtandes. Es unterliegt doch 
nicht dem mindeſten Zweifel, daß, wenn dieſe Momente eintreten, 
die Möglichkeit der Konflikte des einzelnen mit ſeinen Nachbaren 
duch in gewaltiger Weiſe geſteigert werden muß; und daß 
draus ſich eine Vermehrung der Prozeſſe mit Naturnotwendigkeit 
gibt, darüber habe ich keinen Zweifel. 
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Dazu kommt aber vor allem, worauf, wenn ich nicht irre, 
auch Herr Kollege Bitter vorhin wohl ſchon hingewieſen hat, 
daß bei uns eine ſtarke Veränderung des geſamten Rechtslebens 
überhaupt ſtattgefunden hat. Die Fülle der Geſetze, die wir im 
Reichstage und in den Einzellandtagen produzieren, iſt ins ganz 
Abnorme geſtiegen. Es kann gar keinem Bedenken unterliegen, 
daß man ſogar manchmal daran denken kann, ob dieſe Ent⸗ 
wicklung nicht eine zu gewaltſame iſt, ob man nicht von einer 
gewiſſen Überproduktion der Geſetzgebungsmaſchinerie ſprechen kann. 
Wenn das der Fall iſt, ſo iſt klar, daß auch die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die ſich beſonders für den Laien aus einer derartig 
veränderten Rechtsumgebung herausbilden müſſen, ins Un⸗ 
gemeſſene geſteigert werden können. Ich behaupte, daß es wohl 
kaum einen Juriſten geben wird, welcher das geſamte Rechts⸗ 
gebiet bei uns im Deutſchen Reiche derartig zu beherrſchen 
vermag, daß er irgendwelche Beſtimmung des öffentlichen oder 
privaten Rechts, ganz abgeſehen von dem Polizeirecht, nicht 
überſehen könnte. Dieſe Möglichkeit iſt naturgemäß viel mehr 
geſteigert, ſobald es ſich um einen Laien handelt, und deshalb 
iſt der Eintritt derartiger Konflikte im Rechtsleben bei ihm 
ſelbſtverſtändlich auch eine viel ſtärkere. | 

Aus dieſen Erwägungen heraus komme ich aber gerade im 
Gegenſatz zu den Motiven der Reichsregierung zu dem Er⸗ 
gebnis, daß gerade in ſolchen Zeiten einer geſetzgeberiſchen 
Gärung die Tätigkeit desjenigen Gerichts ganz beſonders ſtark 
in Anſpruch genommen werden müßte, deſſen höchſte und vor⸗ 
nehmſte Aufgabe es iſt, die abſtrakten Normen zu läutern und 
den lebendigen Odem des Verkehrs in den toten Buchſtaben 
des Geſetzes einzuhauchen, und dazu, meine Herren, iſt das 
Reichsgericht da. Das iſt ſeine erſte und gewaltigſte Aufgabe. 

Wenn wir uns nun fragen, ob dieſe ſicher übermäßige 
Belaſtung des Reichsgerichts durch die Reviſionen in der Art 
zu bekämpfen ſei, wie es der Geſetzentwurf vorſchlägt, ſo, glaube 
ich, werden wir uns der allererheblichſten Bedenken nicht ent⸗ 
ſchlagen können. Als erſtes Mittel empfiehlt der Entwurf die 
Einſchränkung der Reviſionen auf Grund des Difformitäts⸗ 
prinzips. Ich will dem Entwurf das eine nachrühmen: in 
dieſem Punkte zeichnet er ſich aus durch eine gewaltige Energie. 
Denn, meine Herren, einen größeren Radikalismus in der 
Durchführung eines Gedankens auf dem Gebiete des Rechts⸗ 
lebens, wie hier, habe ich ſelten in der Geſetzgebung gefunden. 
Ob aber dieſer Radikalismus angebracht und nutzbringend für 
das rechtſuchende Volk iſt, das ſteht freilich auf einem anderen 
Blatte. Ich habe keinen Zweifel, daß die Hoffnung derjenigen 
— zu denen auch der Herr Staatsſekretär gehört —, die 
wünſchen, daß durch dieſe Abänderung der Novelle wir zu 
einer Entlaſtung des Reichsgerichts kommen, ſich in ganz 
erheblichem Maße erfüllen wird. Denn das iſt auch mir klar, 
daß, wenn wir dieſe Einſchränkung herbeiführen, wir unzweifelhaft 
vielleicht 50 Prozent aller Prozeſſe dem Reichsgericht nehmen 
werden und dadurch zu einer bedeutenden Entlaſtung der ein⸗ 
zelnen Senate, wenn nicht über kurz oder lang direkt zu einer 
Verminderung der Senate überhaupt werden übergehen können. 

Aber der Herr Staatsſekretär hatte ſich vorhin ſchon da⸗ 


gegen gewandt, daß der Entwurf in der Kritik der Offent⸗ 


lichkeit zu ſcharf beurteilt würde. Ich kann nicht umhin, zu 
erklären, daß ich die abfällige Kritik der Offentlichkeit eigentlich 
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noch zu zahm finde; denn nach meinem Dafürhalten iſt wirklich 
ſchablonenhafter und ſyſtemloſer eine Reform ſelten eingebracht 
worden, als ſie in dieſem Entwurfe enthalten iſt. 

Schon die Frage der Konformität ſelbſt iſt ja, wie der 
Herr Staatsſekretär ausführte, möglichſt einfach geregelt. Aber, 
meine Herren, iſt es wirklich eine befriedigende Regelung, wenn 
man ſagt: ein Urteil des Landgerichts mag noch ſo falſch ſein, 
das Urteil des Oberlandesgerichts mag ebenſo falſch ſein; wenn 
nur beide aus denſelben oder auch anderen falſchen Gründen 
zu demſelben Ergebnis kommen und im Reſultat übereinſtimmen, 
ſo wollen wir dem Rechtſuchenden die Möglichkeit der Nach⸗ 
prüfung durch das höchſte Gericht rauben? Soll das nun ein⸗ 
mal recht ſein, wenn auch das Urteil noch ſo unrichtig ſein 
mag? Meine Herren, gegen dieſen Gedanken wehre ich mich, 
dieſer Gedanke will mir nicht in den Kopf, und ich kann ihn 
nicht als den Ausfluß einer großen geſetzgeberiſchen Weisheit 
anſehen. 

Der Entwurf verkennt nicht, daß dadurch allerdings eine 
große Gefahr heraufbeſchworen werden kann. Es wird in den 
Motiven davon geſprochen, daß ſich in einzelnen Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirken ſehr wohl eine Sonderrechtſprechung herausſtellen 
kann. Beiſpiele dafür können wir ja ſchon jetzt finden. Ich 
will nur daran erinnern, daß das hanſeatiſche Oberlandesgericht 
der Überzeugung Ausdruck verliehen hat, daß die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts, die ſich mit dem Spieleinwand bei dem 
Differenzgeſchäft befaßt hat, abſolut ungerechtfertigt ſei, und es 
hat ſich ſyſtematiſch, ſolange es die Reviſion nicht zu fürchten 
brauchte, dieſer Judikatur des Reichsgerichts entgegengeſtellt. 
Durch die Geſtaltung der Novelle wird die Möglichkeit gegeben, 
in kommenden Zeiten dieſen Hang der Oberlandesgerichte, ſich 
ſelbſt Sonderrecht zu ſchaffen, zu fördern. Der Entwurf ſucht 
dieſer Möglichkeit dadurch Abbruch zu tun, daß er erklärt, wenn 
auch zwei Entſcheidungen der untergeordneten Inſtanzen im 
Tenor miteinander übereinſtimmen, ſo ſoll doch die Reviſibilität 
durch das Reichsgericht dann gegeben ſein, wenn ſich die Ent⸗ 
ſcheidung der Inſtanzgerichte auf die Auslegung eines Reichs⸗ 
geſetzes beruft, die mit einer früheren Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts oder eines oberſten Landesgerichts in Widerſpruch ſteht. 
Dieſer Ausweg muß aber nach meinem Dafürhalten in einer 
ganzen Anzahl von Fällen vollſtändig verſagen. Zunächſt ſind 
doch der Nachprüfung des Reichsgerichts alle diejenigen Fälle 
entzogen, für die das Reichsgericht recht eigentlich da iſt, nämlich 
alle diejenigen Fälle, in denen es ſich um die Auslegung neuen 
Rechts handelt. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
Das ſind Fälle, wo wir geradezu darauf hinarbeiten, endlich 
einmal eine Entſcheidung der höchſten Inſtanz zu bekommen, 
um uns über die Rechtsunſicherheit ſelbſt in den Kreiſen der 
Juriſten hinwegzuhelfen. In allen dieſen Fällen wird praktiſch 
mit einem Federſtrich die Tätigkeit des oberſten Gerichts ein⸗ 
ſach beſeitigt. Wenn gerade dann Landgericht und Oberlandes⸗ 
gericht das Geſetz gleichmäßig auslegen, ſo iſt das Urteil nicht 
reviſibel; denn eine Auffaſſung des Reichsgerichts ſteht ihm nicht 
entgegen, weil es ja mit dieſer Frage noch gar nicht befaßt 
worden iſt. Kann man alsdann wirklich davon reden, daß der 
Novelle ein wohldurchdachtes Syſtem zugrunde gelegt iſt? 
Ich meine, dieſer Mangel muß doch geradezu in die Augen 
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ſpringen in Fällen, in denen es ſich darum handelt, neue 
Rechtsgrundſätze feſtzuſtellen, um die Unſicherheit im Rechts⸗ 
verkehr zu bannen und eine Sicherheit zu ſchaffen, auf die ſo⸗ 
wohl der Juriſt wie der Bürger bauen kann. 

Dazu kommt aber noch etwas anderes. Man kann auch die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts auf gewiſſen Gebieten des 
Rechtslebens durchaus nicht als eine feſtſtehende bezeichnen. 
Ich glaube gerade, daß darin ein hoher Ruhm des Reichs⸗ 
gerichts liegt, daß es ſich in ſoundſo vielen Fällen nicht an 
ſeine früheren Präjudikate hält; denn das Rechtsleben geht 
ſeinen Gang vorwärts; auch in ihm herrſcht der Fortſchritt, 
und wir freuen uns, wenn das Reichsgericht dem in vernünftiger 
Weiſe Rechnung trägt. Die Fälle ſind ſehr zahlreich, in 
denen das Reichsgericht eine von ihm wohldurchdachte frühere 
Stellungnahme einfach kaſſiert und auf Grund vernünftiger 
neuer wirtſchaftlicher Erwägungen zu dem entgegengeſetzten 
Standpunkt kommt und dadurch ſeine frühere Recht⸗ 
ſprechung desavouiert. Iſt das nicht gerade dasjenige, was 
wir wünſchen? Und wenn ſich nun das Oberlandesgericht 
die Sache bequem macht, ſich die alten Präjudikate des 
Reichsgerichts herausholt und nunmehr auf Grund dieſer judiziert, 
während das Reichsgericht ſelbſt wünſcht, dieſe ſeine frühere 
Stellung zu ändern und zu beſſern, ſo iſt dieſes doch durch das 
Geſetz daran gehindert, es tun zu dürfen. Es muß dann das 
Reichsgericht ſelbſt warten, bis es über einen analogen Rechts⸗ 
fall ein difformes Urteil bekommt, um dann erſt das tun zu 
können, was es bereits vorher hätte tun ſollen. Ich glaube 
auch, daß wir gerade dadurch ſehr leicht dazu kommen werden, 
daß die Präjudizienwirtſchaft bei den Oberlandesgerichten noch 
mehr ausgedehnt wird, als es ſchon jetzt der Fall iſt. Gerade 
dasjenige, was wir nicht wünſchen, daß man ſich unbedenklich 
einfach einem Präjudikat gedankenlos anſchließt, nur um ſeinen 
eigenen Urteilsſpruch zu retten, wird in Zukunft noch viel mehr 
innegehalten werden, als es bisher der Fall war. Dann 
kommen wir eben zu der Unterſcheidung der Oberlandesgerichte, 
wie ſie in einer neulich erſchienenen Schrift aufgeſtellt iſt, 
nämlich zu der Unterſcheidung von bequemen und von rührigen 
Oberlandesgerichten. Die bequemen Oberlandesgerichte werden 
ſich an die Regel halten: wir reſpektieren die bisherige 
Judikatur des Reichsgerichts und machen uns die Arbeit 
leicht, dann kann uns niemand an den Wagen fahren, während 


die rührigen Oberlandesgerichte den geiſtigen Kampf auf: 


nehmen werden zur Duchführung ihrer Überzeugung, dabei aber 
ſich der Gefahr ausſetzen, daß ihre Urteile eher aufgehoben 
werden. So liegen die Verhältniſſe, und deshalb kann man 
nicht davon ſprechen, daß der Entwurf ein ſehr gut durch⸗ 
dachter iſt. 

Wie ſehr das Reichsgericht gerade in der letzten Zeit ſeine 
Anſicht geändert hat, davon ein paar Beiſpiele. Ich erinnere 
an die abgeänderte Judikatur über die Zubehöreigenſchaft von 
Maſchinen, und ich erinnere an die geradezu vortreffliche neue 
Judikatur in der Auslegung des 8 416 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs. Hierbei hat das Reichsgericht ſeinen früheren, im 
Einklang mit den Worten des Geſetzes ſtehenden formaliſtiſchen 
Standpunkt verlaſſen und hat eine dem Rechtsleben Rechnung 
tragende, viel modernere, freiere Auffaſſung ſich zu eigen ge⸗ 
macht, um dadurch die Übernahme der Hypotheken durch Ge⸗ 


en 
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nehmigung von einem unerträglichen Zwange zu befreien. Hier 
ſehen wir, wie gut es iſt, wenn man die Tätigkeit des Reichs⸗ 
gerichts nicht unnötig einengt, und wenn man es nicht zwingt, 
ſeine eigenen Präjudikate reſpektieren zu müſſen. 

Ich will den Richtern der Oberlandesgerichte keinen Vor⸗ 
wurf machen — dazu achte ich den Richterſtand viel zu hoch —; 
aber es iſt naturgemäß und liegt in der Unzulänglichkeit der 
menſchlichen Natur, daß derjenige Richter, der genau weiß, 
daß, wenn er einen beſtimmten Standpunkt einnimmt, er ſich 
dadurch der Unannehmlichkeit überhebt, ſich ſein Urteil aufheben 
laſſen und dann noch einmal dieſelbe Arbeit leiſten zu müſſen, 
dieſen Ausweg gern beſchreiten und daher den bequemeren 
Standpunkt einnehmen wird. Es iſt eine zweite, ebenfalls in 
der menſchlichen Natur durchaus begründete Erfahrung, daß 
jeder Richter, der ſein Urteil vor einer übergeordneten Inſtanz 
zu vertreten hat, an die Ausarbeitung mit ganz ander Emſigkeit, 
mit viel größerer Energie, unter Aufwand eines viel bedeutenderen 
Fleißes herantreten wird, als wenn er weiß, daß jede Nach⸗ 
prüfung ausgeſchloſſen iſt, wenn er ſich nur auf einen beſtimmten 
Standpunkt ſtellt. 

Meine Herren, damit komme ich zu dem Ergebnis, daß 
die Entlaſtung des Reichsgerichts mit Notwendigkeit zu einer 
Verſchlechterung der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte führen 
wird, und damit wäre die Entlaſtung des Reichsgerichts, meine 
Herren, denn doch mit einem zu hohen Preiſe bezahlt. 

Um Ihnen das Unzulängliche dieſer Novelle darzutun, 
möchte ich Ihnen, meine Herren, ein kleines Beiſpiel aus der 
Praxis geben. Nehmen ſie den Fall, daß ein Mann in Berlin 
aus genau demſelben Rechtsverhältnis heraus eine Klage gegen 
zwei Schuldner anſtrengt, von denen er den einen beim Land⸗ 
gericht I, den anderen beim Landgericht II verklagen muß. 
Dann kann es kommen, daß das Landgericht I die Klage ab⸗ 
weiſt, das Landgericht II nach dem Klageantrag erkennt. In 
beiden Fällen geht die Berufung an das Kammergericht. Das 
Kammergericht beſtätigt das eine Urteil und hebt dementsprechend 
das andere auf. Nun iſt das eine Urteil, in dem duae 
conformes vorhanden find, nicht anfechtbar. Im Verfahren 
der Reviſion gegen das andere Urteil aber ſtellt ſich heraus, 
daß das Kammergericht falſch judiziert hat. Das Reichsgericht 
hebt dieſes Urteil auf, und die Sache muß entgegengeſetzt ent⸗ 
ſcieden werden. Dann haben fie ein falſches und ein richtiges 
Urteil desselben Oberlandesgerichts in gleicher Sache. Sie 
ſehen, meine Herren, zu welchen Ergebniſſen wir hierdurch ge: 
langen, wenn man die Möglichkeit, beiden Prozeßparteien gleich⸗ 
mäßig das Rechtsmittel der Reviſion einzuräumen, durch dieſen 
Formalismus abgeſchnitten hat. Deshalb meine ich, meine 
Herren, daß man dieſen Ausweg, den die Novelle gefunden 
hat, als einen zwar ſehr einfachen, dafür aber als ſehr wenig 
empfehlenswerten anſehen kann. 

Im Zuſammenhang damit ſteht nun die weitere Be⸗ 
ſimmung, daß ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch 
Schluß die Reviſion zurückgewieſen werden kann, wenn das 
Gericht ſie einſtimmig für unbegründet erachtet, oder wenn die 
Nehrheit des Gerichtes annimmt, daß ein Widerſpruch mit 
einer Entſcheidung des Reichsgerichts oder eines oberſten 
Landesgerichts nicht beſteht. Meine Herren, hier kommen wir 
zu einer neuen ſehr bedenklichen Seite dieſes Entwurfs. Wir 
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begegnen damit der Beſchränkung der mündlichen Verhandlung, 
und das beklage ich durchaus, meine Herren; denn jedes Urteil 
genießt doch nur dann Vertrauen, wenn der unterliegende Teil 
zum mindeſten das Bewußtſein hat, daß es auf das aller⸗ 
gründlichſte durchgearbeitet worden iſt unter Anhörung der 
Parteien, die gerade Wert darauf legen, ſich zu dieſem Streit⸗ 
ſtoff noch einmal beſonders durch ihre Vertreter äußern zu 
dürfen. Meine Herren, will man willkürlich annehmen, daß 
die Tätigkeit der Rechtsanwälte beim Reichsgericht derartig 
nebenſächlich wäre, daß man auf den Sad: und Rechtsvortrag 
durch ſie bezüglich eines Streitſtoffes glaubt leichten Herzens 
verzichten zu können, oder will man nicht lieber anerkennen, 
daß der mündliche Vortrag unter Erörterung gerade der 
prägnanten Punkte auch das Gericht ſehr häufig auf diejenigen 
Punkte erſt hinführt, auf die es vielleicht bei einem bloßen 
Studium der Akten doch nicht gelangt? Ich glaube, man 
kann ſich hierbei nicht einfach auf den Standpunkt ſtellen, die 
Tätigkeit der Anwälte des Reichsgerichts wie eine minder⸗ 
wertige Bagatelle beiſeite zu ſchieben, und darum erachte ich 
auch darin eine Neuerung, die nach meinem Dafürhalten eine 
Verſchlechterung des Rechtsſyſtems bedeutet. 

Was die ſogenannten kleinen Mittel anlangt, ſo möchte ich 
mich dem Herrn Kollegen Bitter in der Beziehung anſchließen, 
daß ich mit als einen Krebsſchaden der ganzen Novelle die 
Einſchiebung der neuen Sätze in den § 549 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung anſehe. Die Reviſion ſoll nach dem Entwurf nicht 
mehr darauf geſtützt werden dürfen, daß das Gericht von ſeinem 
Fragerecht keinen richtigen Gebrauch gemacht hat, daß es bei 
der Würdigung der Tatſachen und Beweiſe den geſamten Inhalt 
der Verhandlungen und das Ergebnis einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme nicht zutreffend oder nicht erſchöpfend gewürdigt oder 
die Gründe, welche für ſeine Überzeugung leitend geweſen ſind, 
nicht angegeben hat. 

Meine Herren, dieſe Beſchränkung des höchſten Gerichtshofs 
in der Würdigung des Tatbeſtandes iſt nach meinem Dafür⸗ 
halten derartig verfehlt, daß ſchon allein dieſe Beſtimmung, 
wenn ſie nicht beſeitigt wird, die Annahme dieſer Novelle ver⸗ 
hindern muß. 

Wenn das Berufungsgericht in der Hinſicht frei ſein ſoll, 
daß es ſeine tatſächlichen Feſtſtellungen treffen kann, wie es 
will, daß es der Gegenpartei alle Beweismittel, die dazu dienen 
ſollen, das bisherige Beweisergebnis zu erſchüttern, einfach ab⸗ 
ſchneiden kann, meine Herren, dann werden ſie in jedem Prozeß 
dem Vorwurfe der Rechtsbeugung durch das Gericht begegnen. 
Denn darüber beſteht kein Zweifel: wenn man mit einer Partei 
darüber ſpricht, daß ſie mit ihren Anſprüchen ſcheitern muß, 
weil eine Rechtsnorm dem Anſpruche entgegenſteht, ſo beſcheidet 
ſie ſich dabei mit dem Troſte: das Geſetz kann ich eben nicht 
ändern. Aber, meine Herren, wenn eine Partei wahrnimmt, 
daß man ihre Zeugen, die ſie vernommen haben will, nicht zu⸗ 
läßt, ſondern ihnen das Gehör verſagt, dann kommt ſie zu 
dem Schluſſe: hier wird geſündigt gegen den Grundſatz: audiatur 
et altera pars, hier ſucht man mir meine Rechtsbehelfe zu rauben. 
Und von nun an können ſie mit Engelszungen reden, Sie 
werden dem Mann niemals mehr beibringen, daß trotzdem das 
Urteil richtig gefunden ſei. Und deshalb meine ich, daß dieſe 
Einſchränkung, die hier das Geſetz einräumen will, auf das 
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energiſchſte zu bekämpfen iſt. Gerade darin hat das Reichs⸗ 
gericht eine durchaus erſprießliche Tätigkeit entfaltet, daß es 
derartigen Verſuchen, den Streitſtoff nicht genügend zu klären, 
mit vollſter Entſchiedenheit und mit Erfolg entgegengetreten 
iſt, und, meine Herren, an dieſer Rechtsgarantie dürfen wir 
nicht rütteln laſſen. Wir wiſſen, daß vielfach Unzufriedenheit 
gegen die Richterſprüche beſteht. Vermehren wir ſie nicht 
künſtlich auf einem Gebiet, wo es nicht notwendig iſt, wo die 
bisherige Rechtſprechung ſich geradezu vortrefflich bewährt hat. 
Darum, meine Herren, werden wir dieſe Beſtimmung, wie ſie 
hier vorgeſchlagen iſt, unter keinen Umſtänden paſſieren laſſen 
dürfen. 

Was die übrigen kleinen Mittel anbetrifft, ſo läßt ſich 
nach meinem Dafürhalten über die meiſten von ihnen reden. 
Ob es richtig iſt, der Reviſion nicht mehr den Suspenſiveffekt 
zu verleihen, das laſſe ich vorläufig dahingeſtellt. Mir iſt es 
ſehr bedenklich; denn, meine Herren, es kann zu Härten führen, 
wenn jemand, der in zwei Inſtanzen ſeinen Prozeß gewonnen 
hat, nunmehr die Summe ohne weiteres beitreiben darf. Wenn 
nachher das Reichsgericht das Urteil kaſſiert, und nun die 
andere Partei zu ihrem Rechte kommt, ſo hat ſie ihr Recht 
vielleicht de facto verloren, weil es bei der Inſolvenz der 
Gegner nicht mehr möglich iſt, die bezahlte Summe wieder 
einzutreiben. Ob andere Kautelen ausreichen, dieſen Nachteil 
zu beheben, iſt eine Frage, die wir im einzelnen erörtern können. 

Ich komme deshalb mit einem der Herren Vorredner zu 


dem Ergebnis, daß es wohl richtiger wäre, zu probieren, ob 


man die Zahl der kleinen Mittel, die eine Entlaſtung des 
Reichsgerichts zur Folge haben müſſen, nicht noch in erheb⸗ 
lichem Maße vermehrt. Ich glaube, es würde das angängig 
ſein. Ich erinnere hier daran, daß es ſich beiſpielsweiſe durch⸗ 
aus empfiehlt, die Beſeitigung der Reviſion einzuführen bei dem 
Streit über die Zuſtändigkeit der Gerichte mit Ausnahme des 
Streites über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, und daß man 
ſie im Rahmen der allgemeinen Beſtimmungen beſeitigen kann 
bei Anſprüchen gegen die Reichs- und Staatsbeamten und in 
betreff der öffentlichen Abgaben; denn, meine Herren, hier 
handelt es ſich um ein Privileg, das nach meinem Dafürhalten 
nicht mehr berechtigt iſt, und deſſen Beſeitigung leicht bei der 
Beratung dieſer Novelle ſich herbeiführen läßt. 

Deshalb komme ich zu dem Ergebnis, meine Herren, daß 
wir ſehr wohl daran mitarbeiten können, das Brauchbare aus 
dieſer Novelle herauszuſchälen. Ich habe das Zutrauen, daß 
die Kommiſſion in dieſer Hinſicht genügend ſorgfältige Arbeit 
leiſten wird. Wenn die Reichsregierung das ultimum refugium, 
die Vermehrung der Zivilſenate, a limini ablehnt, fo ſtehe ich 
in dieſer Frage auf ganz anderem Standpunkt. Man hat 
früher wiederholt darauf hingewieſen, man hätte nicht eine ge: 
nügende Zahl tüchtiger Richter zur Beſetzung der höchſten 
Richterſtellen am deutſchen Reichsgericht. Ich glaube, es wäre 
ſchlimm um das deutſche Volk beſtellt, wenn man die dazu 
nötige Zahl bedeutender juriſtiſcher Intelligenzen nicht mehr auf⸗ 
bringen könnte, beſonders wenn man ſich in ausgiebigerem 
Maße dabei des Materials der Rechtsanwaltſchaft bedienen 
wollte. Alſo ich glaube, der Mangel an geeigneten Kräften 
kann gegen die Vermehrung der Zivilſenate nicht angeführt 
werden. 
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Ich hoffe daher, meine Herren, daß es gelingen wird, die 
großen Schäden, die dieſe Vorlage enthält, auszumerzen, daß 
aber das Gute, was darin iſt, auch erhalten bleiben, vielleicht 
ſogar auf einer breiteren Baſis ausgedehnt werden kann. So 
wie die Vorlage jetzt lautet, bedeutet ſie dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtande gegenüber einen ganz gewaltigen Rückſchritt, und 
ich hoffe, daß das deutſche Volk vor einer ſo großen Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtſprechung, wie ſie ihm durch die Vorlage 
angedroht wird, bewahrt bleiben möge. 

(Beifall links) 


Präſident: Es liegt mir ein Antrag auf Vertagung 


vor, geſtellt von den Herren Abgeordneten Baſſermann,“ 


Dr. Müller (Meiningen), Freiherr v. Richthofen, Dr. Varenhorſt, 
Dr. Dahlem und Heine. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag auf Ver⸗ 
tagung unterſtützen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht) | 
Die Unterftügung genügt; es ſteht bereits die Mehrheit: die 
Vertagung iſt beſchloſſen. 


63. Sitzung vom 14. April 1910. 


Präſident: Wir verlaſſen damit den Gegenſtand und 
kommen zum zweiten Gegenſtand der Tagesordnung: 

Fortſetzung der erſten Beratung der Entwürfe 

a) eines Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts, 

b) eines Geſetzes betreffend Anderungen der 
Rechtsanwaltsordnung (Nr. 309 der Druck⸗ 
ſachen). 

Die Diskuſſion iſt wieder eröffnet, das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Heinze. 


Dr. Heinze, Abgeordneter: Meine Herren, der uns vor⸗ 
gelegte Geſetzentwurf beſteht aus zwei Teilen: erſtens 
aus einer Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der 
Zivilprozeßordnung und zweitens aus der Anderung der Rechts⸗ 
anwaltsordnung. 

Dieſer letzteren Anderung können wir, ohne daß es weiter 
begründet zu werden braucht, zuſtimmen. 

Was die Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der 
Zivilprozeßordnung angeht, die den eigentlichen Kern der Vor⸗ 
lage bildet, ſo bedarf es dazu auch unſererſeits einiger Aus⸗ 
führungen. 

Meine Herren, daß das Reichsgericht mit ſeinen Zivil⸗ 
ſenaten an der Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit angekommen iſt, 
darüber beſteht gar kein Zweifel. Das Reichsgericht iſt über⸗ 
laſtet — das iſt hier bereits überzeugend ausgeführt worden. 

Nur noch einige wenige Ziffern! In den als normal an⸗ 
zuſehenden Jahren 1887 bis 1892 haben die Zivilſenate durch⸗ 
ſchnittlich je 342 Sachen erledigt, in den Jahren 1903 bis 1907 
je 545 Sachen, und jetzt iſt es noch mehr geworden. Schon 
das iſt ein Beweis für die Überlaftung Aber die Reichs⸗ 
gerichtsräte dürfen auch nicht bis an die Grenze ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit innerhalb ihres Amtes gehen, ſondern müſſen freie 
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Zeit übrig behalten, um ſich im übrigen umzuſehen, um Wiſſen⸗ 
ſchaft und Literatur zu ſtudieren, um die Erſcheinungen des 
öffentlichen Lebens zu verfolgen. Wenn wir in unſerm oberſten 
Gerichtshof keine weltfremden Richter haben wollen, ſo dürfen 
wir die Zeit der Richter in ihrem Amte nicht voll in Anſpruch 
nehmen, jo müſſen wir den Richtern freie Zeit für andere 
Dinge laſſen. 

Nach Lage der Sache handelt es ſich hier nur darum, wie 
der Überlaſtung abzuhelfen iſt. Da die Zeit der Richter nicht 
weiter in Anſpruch genommen werden kann, handelt es ſich nur 
um zweierlei: entweder um Vermehrung der Richter oder um 
Verminderung der Arbeitslaſt. Das iſt bereits richtig hervor⸗ 
gehoben worden. 

Wenn man nun daran geht, die Mittel zu prüfen, die den 
Übelſtänden abhelfen ſollen, fo muß man ſich den Zweck, den 
das Reichsgericht zu erfüllen hat, klarmachen. Der Zweck dient 
weniger der Entſcheidung des einzelnen Prozeſſes als der Auf⸗ 
rechterhaltung der Rechtseinheit und der Fortentwicklung des 
Rechts auf einheitlicher Baſis, und zwar ſoll dieſer Hauptzweck 
nicht etwa erreicht werden dadurch, daß das Reichsgericht 
Rechtsſätze als ſolche entſcheidet und aufſtellt, ſondern dadurch, 
daß es das Recht am einzelnen Prozeſſe entſcheidet, weiter⸗ 
bildet und fortführt. Dadurch werden die Parteien dem 
höheren Zwecke der Rechtseinheit dienſtbar gemacht. Den 
Parteien wird eine dritte Inſtanz eröffnet, und indem ihnen 
dieſe Ausſicht eröffnet wird, werden ſie veranlaßt, von ihr 
Gebrauch zu machen und dadurch die Rechtseinheit zu fördern. 
Das, meine Herren, iſt die Urſache, warum die Parteien, und 
zwar vermögende Parteien, in gewiſſem Sinne die Koſten für 
die Rechtseinheit beſtreiten. 

Wenn man nun die beiden Mittel, die Vermehrung des 
Richterperſonals und die Verminderung des Arbeitsſtoffes, ins 
Auge faßt, ſo könnte zunächſt die Vermehrung des Richter⸗ 
perſonals als das gegebene Mittel erſcheinen, und in der Tat 
wird dieſes Mittel ja auch vielfach vorgeſchlagen, als natürlich 
betrachtet. Die Gründe, die gegen dieſes Mittel angeführt 
werden, möchte ich nicht alle für durchſchlagend anſehen, 
namentlich den einen Grund nicht, daß es in Deutſchland an be⸗ 
fähigten Richtern mangeln würde. Aber andere Gründe be⸗ 
dürfen allerdings eingehender Prüfung; andere Gründe laſſen 
ſich jedenfalls nicht ohne weiteres von der Hand weiſen. Es 
liegt die Gefahr vor, daß, wenn das Reichsgericht immer weiter 
vermehrt wird, dann der oberſte Zweck des Reichsgerichts, die 
Rechtseinheit aufrechtzuerhalten, gefährdet wird. Dieſer 
Grund iſt vielfach nicht genügend berückſichtigt worden, und es 
iſt auch nicht leicht, ihn vor der weiten Offentlichkeit klarzu⸗ 
machen. Aber, meine Herren, ohne weiteres leuchtet ein, daß 
ſieben Senate, wie ſie jetzt beſtehen, oder fünf Senate, wie ſie 
früher beſtanden haben, die Rechtseinheit beſſer aufrechterhalten 
als neun Senate, wie wir ſie brauchen würden, wenn der 
jetzige Stoff bewältigt werden ſoll, oder elf Senate, wie ſie die 
nahe Zukunft ergeben würde. Innerhalb einer größeren Anzahl 
von Senaten iſt die Rechtseinheit ſchwerer aufrechtzuerhalten, 
muß zu dem Mittel, das das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vor⸗ 
ſchlägt, d. h. zu dem Mittel von Plenarentſcheidungen mehr 
gegriffen werden, als das alles bei weniger Senaten der Fall 
ſein würde. Daß das Reichsgericht vor Plenarentſcheidungen 
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zurückſcheut, das, meine Herren, iſt durchaus begreiflich; denn 
ſchwierige Rechtsfragen können nicht von Richterparlamenten 
entſchieden werden, ſondern nur von einheitlichen Gerichten. 

Wenn das Reichsgericht vor Plenarentſcheidungen zurück⸗ 
ſcheut, ſo hat es noch andere Mittel, die Rechtseinheit aufrecht⸗ 
zuerhalten. Es kann durch Gedankenaustauſch die Überein⸗ 
ſtimmung der Senate erzielen. Aber auch dieſes Mittel wird 
durch die immer weitergehende Vermehrung des Reichsgerichts 
unbrauchbarer. Auch von dieſem Mittel kann man je weniger 
Gebrauch machen, je größer das Reichsgericht iſt. Soll die Rechts⸗ 
entwicklung einheitlich weitergeführt werden, ſollen die ſtreitigen 
Rechtsfragen auf die Dauer einheitlich entſchieden werden, ſo iſt 
das weſentlich leichter, wenn der Gerichtshof ſich auch innerlich 
einheitlich fühlt, die Mitglieder ſich kennen, untereinander Be⸗ 
ziehungen haben. Es iſt jetzt ſchon darauf hingewieſen worden, 
daß die einzelnen Senate das Rechtsmittel der Reviſion viel: 
fach verſchieden beurteilen. Rechtsanwälte haben darüber geklagt, 
daß, ſoviel Senate am Reichsgericht beſtünden, es ebenſo viele 
Rechtsmittel der Reviſion gäbe, daß ſie über die Ausſichten der 
Reviſion nicht vorher entſcheiden könnten, weil ſie nicht wüßten, 
wie der einzelne Senat die Reviſion auslege. Dieſer Abelſtand 
wird ſich vermehren, wenn die Senate ſich weiter vermehren. 

Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, daß jetzt 
innerhalb des Reichsgerichts eine Sonderung nach Materien 
ſtattfände, ſo daß die einzelnen Materien auf die einzelnen 
Senate verteilt würden. Gewiß hilft das in vieler Beziehung. 
Aber die großen, die intereſſanten Fragen des Rechts, die nicht 
in Paragraphen feſtgelegt ſind, und die allgemeinen Teile des 
bürgerlichen Rechts finden ſich überall, laſſen ſich nicht auf 
einzelne Senate verteilen. 

Dann, meine Herren, iſt auch in Betracht zu ziehen, daß, 
je größer der Gerichtshof wird, deſto mehr im allgemeinen das 
Intereſſe des Volks an ihm abnimmt. Es iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß, je maſſenhafter die Urteilsſprüche werden, das 
Intereſſe des Volks an dem einzelnen Urteilsſpruche um ſo 
mehr ſchwindet. Alles das, meine Herren, drängt darauf hin, 
die Bedenken, die gegen eine Vermehrung des Reichsrichter⸗ 
perſonals geltend gemacht worden ſind, nicht zu unterſchätzen. 
Je größer die Anzahl der Reichsgerichtsräte wird, deſto weniger 
iſt die Luſt bei befähigten Juriſten vorhanden, an das Reichs⸗ 
gericht zu gehen, und deſto größer iſt die Luſt, im Dienſte des 
Einzelſtaats zu bleiben und dort in die höheren Juriſtenſtellen 
einzurücken. 

Wenn ich die Frage noch einmal zum Schluß, ehe ich 
auf die Verminderung des Arbeitsſtoffs übergehe, ſcharf prä⸗ 
ziſieren darf, ſo möchte ich ſagen: die Rechtseinheit muß gewahrt 
werden; aber je kleiner die Zahl der Urteile iſt, um ſo beſſer. 
Die Rechtseinheit iſt durch 3000 Urteile beſſer gewahrt als 
durch 4000 oder mehr. Sie läßt ſich mit 3000 Urteilen — 
ſo viel gab es etwa 1901 — wahren, geht es doch in Frank⸗ 
reich und Amerika mit viel weniger. Es gilt nur, dafür zu 
ſorgen, daß genügender Stoff aus allen Rechtsgebieten an das 
Reichsgericht gelangt. 

Wenn man alſo die beiden Übel ins Auge faßt, Ver⸗ 
mehrung des Richterperſonals oder Verminderung des Arbeits⸗ 
ſtoffs, ſo habe ich keine Bedenken, daß die Verminderung des Arbeits⸗ 
ſtoffs das geringere iſt, wenngleich ich auch da nicht verkenne, 
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daß alle die vorgeſchlagenen Mittel Übel find. Der Regierungs⸗ 
entwurf geht nun auch dieſen zweiten Weg und ſucht dem 
Abelſtande durch eine Verminderung des Arbeitsſtoffs abzu⸗ 
helfen. Es wird zunächſt eine Anzahl kleinerer Mittel vor⸗ 
geſchlagen: Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für 
Beſchwerden, Ausſchluß der Reviſionen bei Arreſten und einſt⸗ 
weiligen Verfügungen, Größere Sicherung der tatſächlichen 
Feſtſtellungen der Inſtanzengerichte, Einſchränkung der münd⸗ 
lichen Verhandlung, Beſeitigung des Suſpenſiveffekts der 
Reviſion, Abnahme der Entſcheidung auf Beſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichts und ſchließlich Erhöhung der Koſten der 
Reviſionsinſtanz. Ich halte dieſe kleineren Mittel zum größten 
Teile für berechtigt. 

Gegen zwei dieſer Mittel muß ich mich aber wenden. Es 
iſt das Mittel, welches darauf hinausgeht, die tatſächlichen 
Feſtſtellungen der Inſtanzengerichte gegen Reviſionsangriffe zu 
ſichern, und weiter das Mittel auf Beſchränkung der münd⸗ 
lichen Verhandlung. Es iſt ſchon von meinen Vorrednern 
darauf hingewieſen worden, daß das Reichsgericht gerade in 
der Handhabung der Rechtſprechung bezüglich gewiſſer 
Paragraphen der Zivilprozeßordnung, nämlich der SS 139 
und 286, das Recht in intereſſanten und weittragenden 
Fragen glänzend weiterentwickelt hat. Es wird ſeitens der 
Anwaltſchaft darauf hingewieſen, daß gerade die Angriffe, die 
auf die SS 139 und 286 der Zivilprozeßordnung geſtützt 
zur werden, fruchtbringenden Entſcheidung des Reichsgerichts in 
materieller und formeller Hinſicht geführt haben. Wir würden 
es für bedenklich halten, wenn dem Reichsgericht die Möglichkeit 
abgeſchnitten würde, auf Grund der angegebenen Paragraphen 
der Zivilprozeßordnung das Recht weiter zu entwickeln und auch 
auf den einzelnen Prozeß einzuwirken. 

Wir würden es weiter für bedenklich halten, wenn dem 
Reichsgericht die Möglichkeit eröffnet würde, die mündliche Ver⸗ 
handlung zu beſchränken. Wir ſehen gerade in ihr auch vor 
dem Reichsgericht ein Mittel, den Prozeß zu beleben. Wir 
ſehen gerade in der Rede und Gegenrede der Anwälte vor 
dem Reichsgericht ein Mittel, dem Reichsgericht etwas von 
ſeiner Arbeitslaſt abzunehmen. Wenn man das Reichsgericht 
darauf hinweiſen will, daß es, falls Einſtimmigkeit des Senats 
zu erwarten iſt, von der mündlichen Verhandlung abſehen 
kann, dann belaſtet man das Reichsgericht unter Umſtänden mit 
neuer Arbeit, 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
nämlich dann, wenn der Präſident glaubt, daß der Senat einig 
werden würde, wenn er mit Rückſicht darauf von einer münd⸗ 
lichen Verhandlung abſieht, wenn dann im Senat body keine 
Einſtimmigkeit erzielt wird und nun mündliche Verhandlung an⸗ 
geſetzt werden muß. Dann ſind die anfänglichen Beratungen im 
Senate großenteils verlorene Mühe. 

Abgeſehen von dieſen beiden Vorſchlägen ſind wir ein⸗ 
verſtanden mit den ſogenannten kleineren Mitteln. Wir glauben 
aber nicht, daß mit den kleineren Mitteln und noch mit 
gewiſſen anderen Vorſchlägen durchgreifend geholfen iſt. Ich 
meine mit dieſen anderen Vorſchlägen den Vorſchlag der Er⸗ 
richtung oberſter Landesgerichte für Landesrecht und den Vor⸗ 
ſchlag, dem Reichsgerichte die Berufung in Patentſachen zu 
nehmen. Wir ſehen im Reichsgericht den Hort der deutſchen 
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Einheit, und wir möchten keinesfalls, daß das Reichsgericht 
durch oberſte Landesgerichte weiter beſchränkt wird. Wir würden 
jedes Mittel, welches die Einzelſtaaten dazu drängt, oberſte 
Landesgerichte einzurichten, für perniziös halten. 

Auch möchten wir das Reichsgericht nicht von der Recht⸗ 
ſprechung in Patentſachen weiter befreien, als es jetzt der Fall 
iſt. Wir ſehen gerade darin, daß das Reichsgericht in Patent⸗ 
ſachen ſowohl als Berufungs⸗ wie als Reviſionsgericht ent⸗ 
ſcheidet, ein gutes Mittel, um die Einheit in der Patent⸗ 
rechtſprechung aufrechtzuerhalten, und wir weiſen darauf hin, 
daß gerade die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Patentſachen 
die lebhafteſte Anerkennung gefunden hat. Auch glauben wir, 
daß ſowohl durch die Wegnahme der landesrechtlichen Sachen 
als auch durch die Wegnahme der Patentberufungsſachen die 
Wurzel des Abels nicht getroffen wird; denn gerade in den 
eigentlichen Reviſionsſachen iſt das Reichsgericht überlaſtet. 
Schon jetzt müſſen mehr mündliche Verhandlungen in Reviſions⸗ 
ſachen ſtattfinden als angebracht iſt. Man wird alſo zu dem 
ſogenannten größeren Mittel greiſen müſſen, und da ſchlägt 
der Entwurf das Mittel der Difformität vor. Er verlangt, 
daß zwei auseinandergehende Urteile der Vorinſtanzen vor⸗ 
liegen müſſen, um eine Reviſion zu ermöglichen, daß das 
Landgericht und das Oberlandesgericht in ihren Urteilen 
differieren. 

Dies Mittel der Difformität iſt aber nicht ungeſährlich, 
weniger bezüglich des einzelnen Prozeſſes als bezüglich der 
Rechtseinheit und der Fortentwicklung des Rechts. Es iſt inter⸗ 
eſſant — und darauf macht die dieſem Entwurf beigegebene 
Aberſicht aufmerkſam —, daß die Zahl der Reviſionen bezüglich 
der konformen und der difformen Urteile kaum auseinander⸗ 
geht. Im Jahre 1907 haben 2543 kontradiktoriſche Verhand⸗ 
lungen ſtattgefunden, davon 1270 bei konformen Urteilen und 
1273 bei difformen Urteilen. Die Anzahl der Reviſionen iſt 
alſo faſt bis auf die Ziffer gleich geweſen. Aber es haben 
die Reviſionen endgültigen Erfolg mehr bei difformen Urteilen 
gehabt als bei den konformen Urteilen. Im angegebenen Jahre 
haben bei der angegebenen gleichen Anzahl von Reviſionen end⸗ 
gültigen Erfolg gehabt bei konformen Urteilen nur 233 Reviſionen, 
bei difformen Urteilen dagegen 368 Reviſionen. Man wird 
alſo den Satz aufſtellen können, daß für den einzelnen Fall 
konforme Entſcheidungen eine größere Sicherheit für die Güte 
gewähren als difforme. Kann man alſo für den einzelnen Fall 
dem Prinzip der Difformität eine gewiſſe Berechtigung nicht 
abſprechen, ſo wird das zweifelhafter bezüglich der Rechtseinheit 
und bezüglich der Fortentwicklung des Rechts. Die große 
Gefahr beſteht bei der Neigung, die wir in Deutſchland zum 
Partikularismus immer noch haben, daß beim Erforderniſſe der 
Difformität ein Zwieſpalt innerhalb der Rechtſprechung Deutſch⸗ 
lands ſich herausbildet. Ich mache auf die Rechtſprechung des 
hanſeatiſchen oberſten Landesgerichts bezüglich des Spieleinwands 
bei Differenzgeſchäften aufmerkſam, die von der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts lange Zeit abwich. Ich weiſe ferner hin 
auf das ſächſiſche Oberlandesgericht bezüglich der Scheidung 
öſterreichiſcher Ehen, wo auch das ſächſiſche Oberlandesgericht 
lange von der Reichsgerichtrechtſprechung abgewichen iſt. 
Schließen ſich nun die unteren Gerichte den Oberlandesgerichten 
an, ſo kann es leicht entſtehen, daß eine Zwieſpältigkeit inner⸗ 
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halb Deutſchlands erwächſt, daß das Oberlandesgericht Hamburg 
dauernd anders entſcheidet als das Oberlandesgericht Dresden, 
und das muß unter allen Umſtänden vermieden werden. Darin 
beſteht eine große Gefahr. Daß alſo das Mittel der Difformität 
nicht ohne Kautelen durchgeführt werden kann, darüber beſteht 
für mich gar kein Zweifel. 

Meine Herren, auf dieſer Auffaſſung beruht auch der 
Entwurf, der uns vorliegt. Auch der Entwurf will Kautelen 
dagegen treffen, daß das Difformitätsprinzip nicht zu einem 
Auseinanderfallen der Rechtſprechung in Deutſchland führt. Der 
Entwurf ſchlägt vor, bei konformen Entſcheidungen das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion dann zuzulaſſen, wenn das Oberlandesgericht 
von einer reichsgerichtlichen Entſcheidung abweicht. Er ſieht 
darin das Mittel, das Ventil gegen die Schäden des Difformitäts⸗ 
prinzips. Meine Herren, wir haben auch gegen dieſes Mittel, 
das da vorgeſchlagen iſt, gewiſſe Bedenken, große Bedenken. 
Wir haben namentlich das Bedenken dagegen, daß bei jeder 
Entſcheidung irgendeine Entſcheidung des Reichsgerichts angeführt 
werden kann oder wenigſtens geſucht werden wird, die mit der 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts im Widerſpruch ſteht. Wir 
haben das Bedenken, daß ein übertriebenes Suchen nach 
Präjudizien ſtattfinden wird, und daß in ſehr vielen Fällen 
diefed Suchen nach Präjudizien zum Erfolg führen wird. Es 
liegt namentlich das Bedenken vor, daß, wenn das Reichsgericht 
verschiedene Entſcheidungen gefällt hat, dann immer ein Reviſions⸗ 
grund vorliegt. 

Wir haben weiter das Bedenken gegen den Vorſchlag des 
Entwurfs, daß, wenn man einmal dem Reichsgericht einen 
gewiſſen Arbeitsſtoff zuweiſt, dann dieſer Arbeitsſtoff ſcharf ab⸗ 
gegrenzt werden muß, dann dieſer Arbeitsſtoff nicht eine flüſſige 
Grenze haben darf, und das würde der Fall ſein, wenn man 
die Reviſion dann zuläßt, wenn die oberlandesgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung gegen eine Entſcheidung des Reichsgerichts verſtößt. 
Ich habe ſchon darauf hingewieſen, daß der Anwalt, der die 
Revifion einlegen will, nach einer abweichenden Reichsgerichts 
entſcheidung ſuchen und meiſt eine finden wird. Das Reichs⸗ 
gericht wird mit einer Unmenge von Entſcheidungen befaßt 
werden, die ſich lediglich damit beſchäftigen, ob das ober⸗ 
landesgerichtliche Urteil einem früheren Urteil des Reichsgerichts 
widerſpricht. Meine Herren, das können ſehr intrikate Fragen, 
ſehr intrikate Entſcheidungen werden, und Entſcheidungen, die 
außerordentlich fruchtlos ſind, die ſehr wenig zur Arbeitsfreudigkeit 
des Reichsgerichts beitragen werden. 

Wir werden alſo fordern müſſen, daß, wenn der Reichs⸗ 
tag auf das Difformitätsprinzip eingehen ſollte, ein anderes 
Mittel gefunden werden muß, um die Kautelen zu ſchaffen, die 
wir für notwendig halten. 

Aber, meine Herren, das Difformitätsprinzip hat auch 
Gefahren bezüglich der Fortentwicklung des Rechts in ſich. 
Es kann unerwünſcht lange dauern, bis gewiſſe Rechtsfragen 
an das Reichsgericht kommen. Es kann zunächſt innerhalb der 
einzelnen Teile des Reichs die Rechtſprechung auseinandergehen, 
bis ſich ſchließlich innerhalb der einzelnen Oberlandesgerichts⸗ 
bezirke difforme Entſcheidungen gefunden haben, und, meine 
Herren, es iſt auch von Vorrednern ſchon darauf hingewieſen 
worden, daß gerade das Reichsgericht bei konform vorliegenden 
Entſcheidungen zu weittragenden intereſſanten Entſcheidungen 
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gekommen iſt. Gerade dann, wenn das Landgericht und das 
Oberlandesgericht in dem alten Gleiſe fortgefahren ſind, wenn 
ſie ſich der beſtehenden Rechtſprechung angeſchloſſen haben, dann, 
meine Herren, war das Reichsgericht vielfach auf Reviſions⸗ 
angriffe in der Lage, einzugreifen und neue Bahnen zu weiſen 
und die Rechtſprechung in neue Wege zu leiten. Gerade nach 
dieſer Richtung hin ſind beſonders intereſſante Entſcheidungen 
gefällt worden. Wenn man auch nicht zum Zwecke der 
Statiſtik auf die abgedruckten Entſcheidungen hinweiſen darf — 
es iſt ganz richtig, was dagegen geſagt worden iſt —, ſo iſt 
doch wichtig, daß bei den abgedruckten Entſcheidungen manch⸗ 
mal diejenigen überwiegen, wo konforme Urteile reformiert 
worden ſind. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
Es zeigt das doch, daß das Reichsgericht ſelbſt auf dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen großen Wert legt. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
Und wenn man dieſe Entſcheidungen im einzelnen prüft, ſo 
kommt man zu dem Ergebnis, daß gerade in dieſen Entſcheidungen 
beſonders wertvolle Ausführungen liegen. 

Alſo, meine Herren, es wird nach beiden Richtungen hin, 
ſowohl was die Rechtseinheit angeht, als was die Fortent⸗ 
wicklung des Rechts angeht, der großen Vorſicht bedürfen, 
wenn man überhaupt auf das Difformitätsprinzip zukommen 
will, und, meine Herren, es wird da gelten, innerhalb der 
Kommiſſion Kautelen nach beiden Richtungen hin zu ſchaffen. 

Ich wiederhole: das Difformitätsprinzip ſtarr durchzuführen, 
ſcheint mir unannehmbar, und die Kautel, die der Entwurf 
vorſchlägt, ſcheint es mir desgleichen. Aber ich halte es nicht 
für ausgeſchloſſen, daß ſich andere Kautelen finden laſſen werden. 

Auf die anderen Mittel, die der Entwurf nicht vorſchlägt, 
die aber im übrigen behandelt worden ſind, auf das Mittel, 
die Zahl der Mitglieder des Senats einzuſchränken, eine Vor⸗ 
prüfung ſtattfinden zu laſſen, die mündliche Verhandlung ganz 
zu beſeitigen, Succumbenzſtrafen einzuführen, die Reviſions⸗ 
ſumme zu erhöhen, — meine Herren, auf alle dieſe Mittel will 
ich nicht des weiteren eingehen. Es laſſen ſich gegen alle 
Mittel, die zur Verminderung des Arbeitsſtoffes vorgeſchlagen 
ſind, Bedenken geltend machen. a 

Aber, meine Herren, bei der ganzen Frage, die uns jetzt 
vorliegt, gilt es doch, die Hauptſache im Auge zu behalten: 
das Reichsgericht iſt überlaſtet, und in dieſer Mberlaftung des 
Reichsgerichts liegt eine ſchwere Gefahr für das Reichs⸗ 
gericht ſelbſt, für die Fortentwicklung unſeres Rechts und da⸗ 
mit für unſere Nation. Wir müſſen unter allen Umſtänden 
dieſe Gefahr beſeitigen. 

Meine Herren, alle Mittel, die vorgeſchlagen worden ſind, 
tragen gewiſſe Bedenken in ſich; alle Mittel befriedigen nicht 
ganz. Wir müſſen entſchloſſen ſein, die nationale Rechtseinheit 
zu wahren, das Reichsgericht zu entlaſten, und wir müſſen uns 
bewußt ſein, daß es bei der Auswahl uuter den verſchiedenen 
Mitteln zur Abhilfe ſich nur darum handelt, das kleinſte 
Übel zu wählen. 

Nun, meine Herren, handelt es ſich darum, wann Abhilfe 
geſchaffen werden ſoll. Abhilfe iſt dringend not, und es ſcheint 
hier wünſchenswert, möglichſt raſch zu helfen. 
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Die Mittel, die vorgeſchlagen ſind, ſind ja alle lange in der 
Offentlichkeit verhandelt worden. Der Reichstag muß zu einem 
Entſchluß kommen, und, meine Herren, wenn jetzt die Geſchäfts⸗ 
lage ſo iſt, daß er vor der Vertagung nicht mehr dazu 
kommen kann — und das ſcheint ja ſo zu ſein —, dann iſt 
wenigſtens zu wünſchen, daß, ſobald der Reichstag wieder 
zuſammentritt, er dieſe Vorlage als eine der allerdringendſten 
behandelt. 
(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stadthagen. 


Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, der Zweck der 
Vorlage hat ja den Reichstag wiederholt beſchäftigt: im Jahre 
1898, 1905, 1906 und jetzt wieder. 

Ich weiche von den Darlegungen meines Herrn Bor: 
redners ab, als ob die gebrachte Vorlage die Grundlagen 
bieten könne, um einer beſtehenden unangenehmen Lage zu 
entgehen. 

Meine Herren, man ſpricht von der Überlaftung des Reichs⸗ 
gerichts. Der Herr Vorredner hat gemeint, darüber könne kein 
Zweifel ſein, andere Redner ähnlich. Das einfachſte Mittel 
wäre ja dann, mehr Richter einzuſtellen. Ich komme auf die 
Gegengründe, die der Herr Vorredner angeführt hat; aber ich 
möchte voraus einen anderen Geſichtspunkt in die Debatte 
hineinwerfen. 

Uns iſt die Geſchäftsüberſicht für das Reichsgericht auch 
in dieſer Vorlage zugeſtellt worden. Danach ſind in Zivilſachen 
ungefähr ebenſoviel Richter nur tätig, wie bereits im Jahre 1880 
tätig waren. Im Jahre 1880 waren in Zivilſachen 5 Prä⸗ 
ſidenten, 40 Reichsgerichtsräte und 13 Hilfsrichter, insgeſamt 
alſo 58 Richter tätig. Im Jahre 1908 ſind es 7 Präſidenten 
und 52 Richter, alſo zuſammen 59. Glauben Sie wirklich, 
meine Herren, daß die Fülle von Mehrſtoff, die da gekommen 
iſt, durch den einen Richter erledigt werden kann, oder liegt 
der Grund für die heutige Überlaſtung nicht vielmehr darin, 
daß in den Zivilſenaten dieſelbe Zahl der Richter geblieben iſt, 
während die Vermehrung der Richterzahl allein die Strafſenate 
betrifft? Ich habe hier natürlich die Hilfsrichter hinzugerechnet. 
Im Jahre 1880 waren 3 Präſidenten und 20 Räte bei den Straf⸗ 
ſenaten beteiligt, insgeſamt 23, im Jahre 1908 aber 5 Präſidenten 
und 36 Räte, insgeſamt 41. Sie haben alſo bei den Zivil⸗ 
ſenaten nur einen Kopf mehr, bei den Strafſenaten aber die 
Anzahl beinahe verdoppelt. 

Meine Herren, da muß man ſich doch die Frage vorlegen: 
iſt das ein geſunder Zuſtand, iſt nicht in erſter Reihe dahin zu 
wirken, daß eine etwaige überflüſſige Tätigkeit der Strafſenate 
aufhört? Wenn hier die Zahl von 23 auf 41 geſtiegen iſt, 
dann kann doch die Regierung nicht mit der Einwendung 
kommen: das höchſte Gericht dürfe höchſtens ungefähr 100 Richter 
haben; wenn die Zivilrichter bislang auch nur um einen Kopf 
vermehrt find, gehe es nicht an, die Zahl der Zivilrichter 
zu vermehren. Alſo dieſen Standpunkt, daß die Anzahl 
der Richter nicht vermehrt werden könne, halte ich für ganz 
hinfällig. 

Ich bedaure, meine Herren, daß die Regierung nicht den 
Weg gegangen iſt, ſich zu fragen, ob nicht die Zahl der über— 
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flüſſigen Reviſionen der Staatsanwaltſchaft zu verringern ſei, 
vor allen Dingen dadurch, daß man endlich, erſtens in den⸗ 
jenigen Fällen, in denen Freiſprechung ſeitens des Gerichts 
erfolgt, gar nicht oder nur unter gewiſſen Kautelen der Staats⸗ 
anwaltſchaft das Recht der Reviſion einräumt, und daß man 
zweitens dem ÜUbelſtände ein Ende macht, daß jeder Staats⸗ 
anwalt im Reich zwar Reviſion einlegen kann, daß aber das 
Reichsgericht auch dann entſcheiden, die Sache zu einer münd⸗ 
lichen Verhandlung kommen laſſen muß, wenn der Oberreichs⸗ 
anwalt der Anſicht iſt, daß die Reviſion zu verwerfen iſt. 
Wenn nach dieſen Richtungen Remedur geſchaffen würde, ſo 
würden leicht zwei oder drei Strafſenate entbehrlich werden. 
Dann braucht man nicht einmal mehr Richter anzuſtellen, 
ſondern dann werden auch für Zivilrechtsfragen mehr Richter 
als genügend vorhanden ſein. Es iſt auffallend, daß die 
Herren Vorredner auf dieſe Erſcheinung durchweg nicht ein⸗ 
gegangen ſind, daß bislang lediglich eine Vermehrung der 
Köpfe der Mitglieder bei den Strafſenaten eingetreten iſt. 

Ich will weiter auf die Art der Rechtſprechung hier nicht 
eingehen. Der Herr Vorredner hat geſagt, eine Vermehrung 
von Richtern würde nicht gut möglich ſein. Die Frage des 
Mangels an verſtändigen Richtern will er allerdings nicht be⸗ 
jahen. Aber er meinte, es würde dann eine Durchbrechung 
der Rechtseinheit ſtattfinden. Meine Herren, wenn es, wie ich 
dargelegt habe, in bezug auf die Zivilſachen ſo ſteht, daß wir 
im ganzen im Jahre 1908 nur einen Richter mehr haben, als 
einſchließlich der Hilfsrichter im Jahre 1880 beim Reichsgericht 
vorhanden waren, dann kann man doch nicht gut von einer 
Gefahr reden, daß da die Rechtseinheit geſtört werde, wenn 
man ein oder zwei neue Senate einrichtet oder Hilfsrichter 
einberuft. Ich halte einen Notſtand nach der Richtung durch⸗ 
aus nicht für vorliegend. 

Die Rechtseinheit wird im weſentlichen nicht durch das 
Reichsgericht hergeſtellt, ſondern ſie ſollte hergeſtellt werden 
durch eine gleichmäßige Rechtſprechung im allgemeinen. Wenn 
aber jetzt vorgeſchlagen iſt, man ſolle eine Art Verſchlechterung 
der Rechtspflege einführen, ſo iſt das wirklich etwas, was man 
unter keinen Umſtänden gutheißen kann. 

Der Herr Vorredner hat ſich bemüht, klarzulegen, daß ja 
immerhin in mehr Fällen eine Anderung in der Revifion ſtatt⸗ 
gefunden hat, wo difforme Urteile waren, als wo konforme 
Urteile waren. Die Zahlen ſind zweifellos richtig. Aber 
daraus folgt nicht, daß die Konformität der Entſcheidungen, 
von denen eine große Zahl immerhin in dritter Inſtanz auf⸗ 
gehoben ſind, zu dem Schluß berechtigt, eine Reviſion nicht zu 
geben. Es kommt hinzu, daß, wenn man das Prinzip der 
Difformität einführt, dann die Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte ſich verſchlechtern würde und die Einheitlichkeit des 
Rechts im höchſten Maße Schiffbruch litte. Ich habe früher 
ſchon darauf hingewieſen: ich halte es für falſch, daß man die 
Frage, ob eine Reviſion zuläſſig ſein ſoll, nicht nach Materien 
entſcheidet. Man würde eine weitere Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts herbeiführen können, wenn beiſpielsweiſe alles, was 
auf den Arbeitsvertrag Bezug hat, den Vertrag, auf dem 
unſere ganze Wirtſchaft beruht, einem beſonderen Gericht über⸗ 
geben würde in der höchſten Inſtanz, in welcher ebenfalls Laien 
mit urteilen würden. Es iſt ein eigentümliches Ding, daß 


/ 


39. Jahrgang. 


dadurch, daß jetzt an die Höhe des Objekts die Möglichkeit der 
Reviſion geknüpft iſt, dem Reichsgericht diejenigen Verträge, 
auf denen das ganze moderne Wirtſchaftsleben beruht — wenn 
man abſieht von einigen Fällen, in denen im weſentlichen wohl 
Prokuriſtenrecht oder Handlungsgehilfenrecht zur Entſcheidung 
kommt — entzogen ſind. Dieſe Entfremdung des Reichsgerichts 
den wirklichen Verhältniſſen gegenüber iſt viel verwerflicher, 
viel ſchädlicher als alles andere. Als Beweis führe ich die 
Entſcheidung an, die vor einigen Wochen bezüglich des Lloyd 
ergangen iſt, in welcher das Reichsgericht durchaus zu Unrecht 
angenommen hat, daß durch Vertrag das Koalitionsrecht der 
Lloyd⸗Angeſtellten unterbunden werden könnte, obgleich bei Be⸗ 
ratung des Bürgerlichen Geſetzbuchs im Reichstag ſämtliche 
Parteien einig waren, einſchließlich des Freiherrn v. Stumm, 
in Mbereinftimmung mit der Regierung, daß Verträge, welche 
das Koalitionsrecht einſchränken oder beſeitigen, nichtig ſeien; 
es brauche das im Geſetz nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu 
werden. Eine immer zunehmende Weltfremdheit wird ſich in 
den Reichsgerichtsentſcheidungen geltend machen, je ſeltener es 
über derartige wirtſchaftliche Verhältniſſe zu urteilen hat. 

Da komme ich auf einen anderen Punkt, der nicht un⸗ 
beſprochen bleiben darf. Mein Herr Vorredner hat es ſo dar⸗ 
geſtellt, als ob das Reichsgericht eine Art Weiterentwicklung 
des Rechts vornehme, und daß auch das Reichsgericht einheit⸗ 
liches Recht in der Weiſe ſchaffe, daß es auf die verſtändige 
Fortentwicklung des Rechtes hinwirke. Ich muß dem wider⸗ 
ſprechen und komme damit auf den Grund, weshalb die ganze 
Grundlage der Vorlage unannehmbar iſt und niemals zu dem 
Ziele führen kann, das verfolgt wird mit dem Entwurf. 
Solange Sie nicht daran gehen, die Ausbildung der Juriſten 
zu ändern, nicht nur der Reichsgerichtsräte, ſondern insbeſondere 
auch der Juriſten, die in niederen Inſtanzen tätig ſind, ſolange 
Sie lediglich dieſe philologiſch⸗dialektiſche Auslegungskunſt, wie 
es der Führer im Modernismus, Rechtsanwalt Ernſt Fuchs in 
Karlsruhe, genannt hat, als das wertvollſte hinſtellen, iſt eine 
Beſſerung ſchwer möglich. Fuchs hat nicht mit Unrecht aus⸗ 
geſprochen: bei dem Aufbau der Erkenntniſſe auf rein philo⸗ 
logiſch⸗dialektiſcher Grundlage in den ſogenannten gelehrten Er⸗ 
kenntniſſen arbeitet man mit zwei ſich gegenſeitig auffreſſenden 
Gedanken: mit dem Gedanken der Analogie und mit dem 
Gedanken des Gegenteils. Mit dieſen beiden Grundſätzen kann 
man ja bekanntlich alles beweiſen. Was man mit dem Grund⸗ 
ſatz der Analogie eben bewieſen hat, ſtößt man mit dem Grund⸗ 
ſatz des argumentum e contrario um. Ich glaube, dieſe 
Kritik, die da ausgeübt iſt, iſt richtig, und zwar nicht nur 
gegenüber dem Reichsgericht, ſondern insbeſondere gegenüber 
den anderen Gerichten. Solange der Juriſt lediglich philologiſch 
buchſtabenmäßig auf den Wortlaut in den Geſetzbüchern hin 
und wieder einmal auf die ſogenannte Geſchichte des Rechts 
hinweiſt, ſo lange lediglich dieſe Kenntniſſe von ihm verlangt 
werden, und die Ausbildung des Juriſten nicht weſentlich auf⸗ 
gebaut wird, auf nationalökonomiſchen Kenntniſſen, auf den 
Kenntniſſen des Wirtſchaftslebens, der ſoziologiſchen und pſychio⸗ 
logiſchen Erkenntniſſe, ſo lange wird man die ganzen gelehrten 
Gerichte für etwas außerordentlich Entbehrliches halten und der 
Anſicht ſein müſſen: es kann dasjenige, was das Reichsgericht 
leiſtet, nicht viel wert ſein und wird nicht viel wert ſein 
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können. Aber immer hin als oberſte Inſtanz ſollte man dieſe 
Inſtanz nicht beſeitigen, da immerhin ſo die Möglichkeit einer 
Remedur durch dasſelbe gegeben iſt. 

Ich will auf die Einzelheiten bezüglich der Leiſtungen des 
Reichsgerichts nicht eingehen, ich könnte insbeſondere auf die 
von Fuchs kritiſierten Erkenntniſſe Bezug nehmen. Seine 
Kritik iſt in der Literatur ziemlich beſprochen. Es mutet eigen⸗ 
tümlich an, manchmal 10 Seiten lange Ausführungen zu ſehen, 
und wenn man ſie ſchließlich durchgeleſen hat, ſich ſagen zu 
müſſen: der verſtorbene Staatsanwalt Kirſchmann hat recht 
gehabt, wenn er ausführte, die juriſtiſche Wiſſenſchaft iſt eigent⸗ 
lich recht wertlos, ein Wort anders im Geſetz, und man braucht 
nicht 5 und 10 Seiten lange Erkenntniſſe. Ohne der Willkür 
der Rechtſprechung im geringſten das Wort zu reden, möchte 
ich doch meinen, es kann eine Rechtſprechung ſich nur aufbauen 
auf genauer Kenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, der 
ſoziologiſchen Tendenzen, die vorhanden ſind. Fehlt dieſe Er⸗ 
kenntnis, ſo wird die Aufwendung von ſo viel Gelehrſamkeit, 
die zweifellos das Reichsgericht aufgewendet hat, vollſtändig 
wertlos und nutzlos ſein. 

Es iſt in den Motiven auf den Kaſſationshof in Paris 
hingewieſen und auf andere oberſte Gerichtshöfe. Aber dieſen 
Vergleich kann man nicht machen, ohne auf die Art der Recht⸗ 
ſprechung und der Erkenntniſſe ſelbſt einzugehen. Für ſehr ver⸗ 
ſehlt halte ich den Hinweis auf den franzöſiſchen Kaſſationshof. 
Bauen Sie die unteren Inſtanzen ſo auf, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Richtungen zu ihrem Rechte kommen, ziehen Sie Laien 
in viel ſtärkerem Maße als heute heran, oder nehmen Sie die 
ausſchließlich zu Richtern, geben Sie dann ein Reviſionsgericht 
— in Frankreich ſind die Laien viel ſtärker herangezogen —, 
dann wird das Reviſions⸗ oder Kaſſationsgericht, wie man es 
nennen will, viel weniger einzugreifen haben, um dem ſormalen 
Rechte Geltung zu verſchaffen, ſondern es wird den wirtſchaft⸗ 
lichen Tendenzen, die ſchon von den Vorinſtanzen klargelegt 
find, folgen. In dieſer Beziehung erinnere ich an die Erkennt⸗ 
niſſe des Reichsgerichts Ende der ſiebziger oder anfangs der 
achtziger Jahre — es iſt ja bekannt, daß es da dem Wortlaut 
des Geſetzes entgegen mit Recht die Zuckerrübengeſellſchaften 
dem Handelsrecht unterſtellte. Mit vollem Rechte. Es liegen 
auch einige andere ſolche Anſätze noch vor. Aber ſie ſind außer⸗ 
ordentlich dürftig. Im großen und ganzen ſchauen aus den Er⸗ 
kenntniſſen rein formale und philologiſche trockene Seelen uns 
entgegen, die da glauben, an dem Wortlaut des Geſetzes herum⸗ 
tüfteln zu müſſen, aber in das wahre Weſen des Nechts nicht 
eindringen. 

Die Gefahr eines Abbruchs der Rechtseinheit würde nicht 
größer ſein, wenn wir mehr Richter im Reichsgericht hätten. 
Im Gegenteil, es würde die Möglichkeit gegeben ſein, daß 
dadurch den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen mehr Rechnung ge: 
tragen wird. Ich glaube daher, es ſollte die Regierung lieber 
von dem Gedanken, in dieſer Art das Reichsgericht zu refor⸗ 
mieren, die die Rechtſprechung verſchlechtert, — denn das iſt es, 
wenn noch mehr Rechtsmittel genommen werden — überhaupt 
Abſtand nehmen, die Vorlage, wie fie iſt, lieber ganz zurück⸗ 
ziehen und ſich ſagen: wir wollen es zunächſt ſo verſuchen, daß 
wir eine andere Vorbildung der Richter verlangen. Gerade 
wir in Deutſchland ſollten da vorgehen, weil ſich ja in Frank⸗ 
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reich dieſe Art der Interpretation, von der ich eben ſprach, ſeit 
1899 mehr und mehr herausgebildet hat, nachdem Geny auf 
ſie hingewieſen hatte, und nachdem ſie auch in Deutſchland 
nicht unrühmliche Verfechter gefunden hat. Ich kann hinweiſen 
auf Lothmar, Ehrlich, Stammler, Stampe, Fuchs, die alle in der 
Richtung — freilich nicht in demſelben Sinne — gehen, daß 
ſie mehr Wert legen auf die wirtſchaftliche Ergründung der 
Verhältniſſe. Liegt es ſo, daß die wirtſchaftliche Ergründung 
der Verhältniſſe der Unterbau des Rechts iſt, dann werden im 
weſentlichen nur ſolche Leute ordentliche Richter ſein können, die 
die wirtſchaftliche Struktur, die ſozialen Tendenzen, die Soziologie 
der Geſellſchaft kennen. Es ſcheint mir deshalb richtiger, durch 
ein Reichsgeſetz auf die Frage der Vorbildung der Richter ein⸗ 
zugehen, als in dieſer Art vorzugehen. 

Die Furcht des Herrn Vorredners, eine Erhöhung der Richter⸗ 
zahl am Reichsgericht würde das Anſehen des Reichsgerichts und 
der einzelnen Räte ſchädigen, teile ich durchaus nicht. Ob da 
mehr oder weniger Richter ſind, iſt dafür gleichgültig; es kommt 
nur darauf an, was ſie leiſten. Leiſten ſie viel, ſo iſt ihr An⸗ 
ſehen groß; leiſten ſie wenig, iſt ihr Anſehen geringer; und leiſten 
ſie etwas, was dem allgemeinen Rechtsbewußtſein des Volks 
entgegenſteht, ſo wird ihr Anſehen ein negatives ſein. Ich 
würde es für durchaus keinen Schaden halten, wenn Hilfs⸗ 
ſenate errichtet würden. Ich bedaure, daß die Reichsverwaltung 
dieſen Weg nicht gegangen iſt, und hoffe, daß ſie von der 
Kommiſſion dazu gezwungen werden wird. Denn ich denke, 
daß das Weſentliche der Vorlage in der Kommiſſion keine 
Gnade finden, ſondern daß man da gründliche Arbeit leiſten wird. 

Vor allen Dingen aber möchte ich eine Außerung der 
Regierung darüber haben: warum will ſie gerade bei den 
Zivilſachen — alſo bei dem Teil der Rechtſprechung, mit dem 
das Volk noch am mindeſten unzufrieden iſt — eine Ver⸗ 
ſchlechterung herbeiführen und gar nicht an die Strafſachen 
denken, obwohl die Vermehrung der Richter doch beinahe aus⸗ 
ſchließlich die Strafſenate trifft? Wenn man das Reviſions⸗ 
recht der Staatsanwaltſchaft — wie wir es wiederholt gefordert 
haben — einſchränkte, ſo würde wahrſcheinlich, ohne daß Hilfs⸗ 
richter einzuberufen wären, das Reichsgericht völlig entlaſtet 
ſein für die Zivilſachen, und dieſe Vorlage wäre nicht notwendig. 
Wie dort eine Entlaſtung möglich ſein wird, wird ſich heraus⸗ 
ſtellen bei der Durchberatung der Vorlage zur Strafprozeß⸗ 
ordnung und zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die jetzt die 
Kommiſſion beſchäftigt. In der abſchätzigen Beurteilung der 
gelehrten Richter gehe ich nicht ſo weit wie Friedrich der Große, 
der meinte, man könne ihnen die Interpretation von Geſetzen 
nach Analogie nicht geben, indem er kurzer Hand ſagte: „Das 
Federzeug verſteht nichts davon!“ — und ein andermal: „Die 
Leute von Kopf gehören in die Verwaltung, die dummen Teufel 
in die Juſtiz!“ Nein, meine Herren, ich bin der Anſicht, wir 
ſollten in die Juſtiz Leute von Kopf hineinbringen; aber der 
Kopf allein macht es nicht, wenn Kenntnis nicht darin ſteckt. 
Nicht das rein Juriſtiſche, das weſentlich philologiſch⸗dialektiſch 
verarbeitet wird, ſondern die Kenntnis der wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände iſt erforderlich. In dem Mangel dieſer Kenntnis iſt 
auch der Grund des Anſchwellens der Reviſionen zu finden. 
Die Regierung hätte ſich doch überlegen müſſen, wie es kommt, 
daß eine Mehrlaſt vorhanden iſt. Das beruht eben darauf, 
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daß ſo wenig Kenntnis von der ſozialen Struktur in den 
gelehrten juriſtiſchen Kreiſen herrſcht. Daraus entſteht die 
Unzufriedenheit auch auf dem Gebiete der Zivilrechtſprechung. 
Wird nach der Richtung geändert, daß wir Richter bekommen 
— mögen Sie ſie als gelehrt bezeichnen, mögen Sie Laien 
nehmen; die Frage will ich augenblicklich nicht in den Vorder⸗ 
grund ſchieben —, aber Richter, die das wirtſchaftliche Leben 
verſtehen, dann iſt weniger Grund zur Unzufriedenheit, weniger 
Grund, ein Rechtsmittel einzulegen, vorhanden. Aber daraus, 
daß zwei Inſtanzen dasſelbe entſchieden haben, folgt doch nicht, 
daß es richtig iſt. Im Gegenteil, ich kann da wieder nach 
zwei Grundſätzen beides deduzieren: entweder: da es nicht nur 
ein Richter iſt, ſondern mehrere Richter, und da jeder Richter 
ſich irren kann, ſo müſſen ſich mehrere Richter mehr irren 
können als einer; 
Geiterkeit) 

alſo je höher Sie in der Inſtanz gehen, deſto mehr Irrtum 
können Sie finden. Sie können natürlich auch die entgegen⸗ 
geſetzte Deduktion machen, ganz philologiſch⸗dialektiſch, auf allen 
Gebieten. Aber wenn zwei Inſtanzen fehlſam geurteilt haben, 
kann damit der Partei nicht genützt ſein, daß ſie ſich ſagen 
muß: ich habe zweimal unrecht bekommen, das Reichsgericht iſt 
mir abgeſchnitten; wenn ich nur einmal unrecht bekommen hätte, 
wenn ſich nur eine Inſtanz geirrt hätte, nur die erſte, wäre 
es nicht ſo ſchlimm, dann ſtände mir der Rechtsweg noch offen. 
Wenn aber zwei Inſtanzen ſich geirrt haben, man alſo erſt 
recht ein Rechtsmittel haben müßte, dann verſagt das Reich 
und gibt kein Rechtsmittel mehr an die Hand. 

Gewiß, Sie können mir entgegnen: auch das Reichsgericht 
kann ſich irren — und von dieſem rein menſchlichen Recht 
wird es auch ſtets Gebrauch machen. Aber ſchließlich muß 
man ſich damit begnügen, daß die letzte Inſtanz ſo ge⸗ 
ſprochen hat. 

Nun möchte ich noch auf einen Punkt hinweiſen. Daß dieſe 
Belaſtung des Reichsgerichts wahrſcheinlich nur vorübergehend 
vorhanden ſein wird, das glaube ich auch daraus entnehmen zu 
können, daß wir doch ſeit 1900 das Bürgerliche Geſetzbuch 
haben, und naturgemäß mit deſſen Einführung eine Reihe von 
Streitigkeiten mehr ans Reichsgericht gekommen iſt. Was haben 
Sie denn für die geſteigerten Aufgaben, die Sie dem Reichs⸗ 
gericht zugewieſen haben, an neuen Richterſtellen geſchaffen? 
Gar nichts! Sie haben 1899 7 Präſidenten und 52 Richter 
in Zivilſenaten beſchäftigt und beſchäftigen 1908 ebenfalls nur 
7 Präſidenten und 52 Richter darin. Anders ſteht es auf dem 
Gebiete des Strafrechts. Da iſt eine außerordentliche Ver⸗ 
mehrung eingetreten; und doch iſt es da überflüſſig. Das liegt 
in der Tendenz, Deutſchland möglichſt als ein Land zu ge⸗ 
ſtalten, deſſen Kultur ſich dann am höchſten zeige, wenn 
möglichſt jeder Einwohner beſtraft ſei. Sonſt iſt es gar nicht 
zu verſtehen, warum man gegen dieſe Vermehrung der Straf⸗ 
ſenate kein Wort geſagt hat. Man iſt von 3 Kammern auf 
5 Kammern gekommen von dem Jahre 1899 bis 1908, wie⸗ 
wohl ich zugebe, daß jedes Jahr — leider! — Strafgeſetze 
fabriziert werden, jedoch nicht in ſolchem Umfange, wie das 
Bürgerliche Geſetzbuch. Bei dieſer ungeheuren Zunahme iſt 
den Regierungen wieder dieſelbe Frage vorzulegen: warum 
denken ſie nicht an die Mittel, die die Gründe der Ungerechtigkeit 
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— oder des Gefühls der Ungerechtigkeit — aus dem Wege 
räumen können, die in der Vermehrung der Einlegung von 
Rechtsmitteln ihren Ausdruck finden. Sie haben die Straf⸗ 
prozeßordnung, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vorgelegt. Ich 
glaube, wenn wir die ſo geſtalten, wie ich es mir bereits bei 
der erſten Leſung erlaubte anzudeuten, dann werden wir mehrere 
Strafſenate arbeitslos machen, und ich würde das für einen 
außerordentlichen Fortſchritt halten. Je weniger Richter beim 
Reichsgericht in Strafſachen zu fungieren haben, deſto beſſer 
iſt es. 

Ich reſümiere mich dahin: ich glaube, die Regierung packt 
am falſchen Zipfel an; ſie ſollte andere Wege gehen. Das 
Flickwerk, das wiederholt verſucht worden iſt, iſt nicht geeignet, 
eine beſſere Rechtspflege herbeizuführen. Darauf kommt es 
doch aber im letzten Grunde an. Es ſind andere, wie ich 
gern zugebe, teilweiſe etwas weitläufige Wege, die gegangen 
werden müſſen; aber es gibt auch Wege, die gegangen werden 
können ohne ſolche Weitläufigkeit, und dieſe beziehen ſich ins⸗ 
beſondere auf die Entlaſtung der Straſſenate, die durchaus 
durchzuführen iſt auf Grund der Anderungen, von denen ich 
geſprochen habe. Ich hoffe, daß, wenn die Straſprozeßordnung 
und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz durchberaten ſein werden, ſich 
die Mehrheit auch zu dieſer Anſicht bekehren wird: jetzt iſt es 
überflüſſig, noch eine weitere Entlaſtung des Reichsgerichts 
herbeizuführen. Natürlich müſſen Sie aber dann bei der 
Strafprozeßordnung und dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz darauf 
Bedacht nehmen, die überflüſſigen Reviſionen der Staats⸗ 
anwaltſchaft aus der Welt zu ſchaffen. Wozu ſoll die Arbeits⸗ 
kraft eines oder zweier Senate für die überflüſſigen Reviſionen 
der Staatsanwaltſchaft für ſolche Quisquilien feſtgelegt werden, 
anſtatt ſie da, wo ſie notwendig gebraucht wird, zu verwenden! 

Meine Herren, der Kommiſſionsberatung können wir 
natürlich nicht widerſprechen. Sollten Sie andere Wege heraus⸗ 
finden — ſchön! Zurzeit iſt der Weg, der vorgeſchlagen wird, 
gänzlich ungangbar. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Varenhorſt. 


Dr. Varenhorſt, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde 
mich weſentlich kürzer faſſen als der Herr Abgeordnete Stadt⸗ 
hagen. Der Herr Staatsſekretär hat ſchon in eingehender und 
ausführlicher Begründung die einzelnen Momente der Vorlage 
uns vor Augen geführt und uns auseinandergeſetzt, welche 
Gründe zu dieſer Vorlage geführt haben. Jeder wird daraus 
den Eindruck gewonnen haben, daß die Vorlage notwendig iſt; 
aber man wird vor allen Dingen auch den Eindruck gewonnen 
haben, daß die Vorlage dringlich iſt. 

(Sehr richtig! rechts) 
Ich darf prinzipaliter den Standpunkt meiner Fraktion dahin 
charakteriſieren, daß wir an dieſer Vorlage eifrig und ſchnell 
mitzuarbeiten gewillt ſind, und zwar in der Art, daß ſie noch 
in dieſer Seſſion, alſo vor Beginn unſerer Pfingſtferien Ge⸗ 
ſetzeskraft erlangt. 

Meine Herren, man hat einmal das Wort geprägt — ich 
glaube, daß es richtig iſt —, daß eine ſchnelle Juſtiz eine gute 
Juſtiz iſt, und wir können gerade auf Grund der Recht⸗ 
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ſprechung und Zuſammenſetzung unſerer deutſchen Gerichte 
ſagen, daß tatſächlich unſere Gerichte nicht allein zutreffend 
und gut beſetzt ſind, ſondern auch in vollem Maße das Ver⸗ 
trauen des Volkes haben. Man darf aber andererſeits auch 
den Grundſatz aufſtellen, daß eine langſame Juſtiz ſtets eine 
ſchlechte iſt. Nun müſſen wir zu unſerem Bedauern gerade 
bei unſerem höchſten Gericht — der Herr Staatsſekretär hat 
das bereits mit Zahlen belegt, wobei ich natürlich den Richter⸗ 
kollegien in keiner Weiſe zu nahe treten will, wir haben viel⸗ 
mehr die größte Hochachtung vor den Richtern am Reichs⸗ 
gericht — die Erfahrung machen, daß die Erledigung der 
Prozeſſe zu ſchleppend und langſam vor ſich geht, weil die 
Zahl der Prozeſſe eine zu große iſt. Es iſt ein unhaltbarer 
Zuſtand, daß ein Termin auf ein volles Jahr hinaus an⸗ 
beraumt wird. 
(Sehr richtig! rechts) 

Es iſt ein unhaltbarer Zuſtand, daß auch nach der letzten 
Novelle im Jahre 1905 1952 Sachen unerledigt waren, und 
im Jahre 1908 die Zahl dieſer unerledigten Sachen auf 2721 
geſtiegen iſt. Wie die weitere Statiſtik ſich entfalten wird, das 
wagt man kaum ſich vor Augen zu führen. Ich darf alſo 
nochmals wiederholen, daß tatſächlich die Abhilfe dringend und 
abſolut geboten iſt. 

Nun hat die Regierung den Grundſatz des ſogenannten 
Konformitätsprinzips aufgeſtellt. Wenn Landgericht und Ober⸗ 
landesgericht die gleiche Entſcheidung gefällt haben, ſoll die 
Reviſion nicht mehr zuläſſig ſein. Das iſt ein Mittel — ich 
will mich in keiner Weiſe feſtlegen, ich hoffe, daß wir in der 
Kommiſſion irgendeine Verſtändigung finden werden —, gegen 
welches meine Partei erhebliche Bedenken hat. Es wird vor 
allem als ein radikales, rein äußerliches Mittel zu bezeichnen 
ſein. Das geht daraus hervor, daß von den Reviſionen, welche 
bis jetzt an das Reichsgericht gelangen, 46 Prozent in Zukunft 
abgeſchnitten ſein ſollen; alſo die Hälfte der Reviſionen ſoll 
nicht mehr zum Reichsgericht gelangen. Dies iſt um ſo be⸗ 
denklicher, wenn man erwägt, daß von den Rerviſionen, bei 
denen die Urteile der Landgerichte und Oberlandesgerichte über: 
einſtimmten, 25 Prozent vom Reichsgerichte abgeändert wurden; 
hierbei dürfen wir annehmen, wenigſtens wenn man die Recht⸗ 
ſprechung des oberſten Gerichtshofs als die richtige anſieht, 
daß dieſe Urteile, trotzdem die beiden Vorinſtanzen über⸗ 
einſtimmten, nicht das richtige getroffen haben. Deshalb glaube 
ich, daß die Einführung des Konformitätsprinzips, wie ſie hier 
in der Vorlage vorgeſehen iſt, ein zweiſchneidiges Schwert iſt. 
Wir werden daher erwägen müſſen, ob wir vielleicht in Ver⸗ 
bindung mit anderen Maßregeln dieſes Prinzip in irgend einer 
Weiſe modifizieren können. 

Es beſtehen aber vor allen Dingen auch Bedenken gegen 
dieſes Prinzip nach einer Seite hin, welche hier bislang noch 
nicht hervorgehoben iſt: das iſt die Unſicherheit der Parteien 
bei Beginn eines Prozeſſes. Wenn Landgericht und Ober: 
landesgericht die gleiche Entſcheidung fällen, braucht dieſe Ent⸗ 
ſcheidung nur äußerlich dieſelbe zu ſein. Es können ganz 
verſchiedene Gründe vorliegen, das eine Gericht kann aus 
formellen Gründen, das andere aus materiellen Gründen ab⸗ 
weiſen; das eine kann wegen Verjährung, das andere wegen 
eines anderen Rechtsgrundes abweiſen. Wenn man auf Grund 
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der rein äußerlichen Übereinſtimmung der beiden Urteile die 
Reviſion ausſcheiden will, ſo wiſſen die Parteien bei Beginn 
eines Prozeſſes überhaupt nicht, wie ſich der Inſtanzenzug tat⸗ 
ſächlich geſtalten wird. Das iſt für die Parteien ein unerquick⸗ 
licher Zuſtand. Man denke ſich, man will über eine wichtige 
Rechtsfrage, einen wichtigen Tatbeſtand, der für die Parteien 
von großer Bedeutung iſt, eine Entſcheidung herbeiführen: die 
Parteien wollen wiſſen, wie das Reichsgericht in der Frage 
ſich ſtellen wird; ſie haben aber gar nicht die Gewißheit, ob 
die Frage vor das Reichsgericht kommt; ſie können bei Beginn 
des Prozeſſes nicht klar ſehen, ob der Inſtanzenzug beim Ober⸗ 
landesgericht abſchneidet, oder die Sache vor das Reichsgericht 
gelangt. 

Das ſind Bedenken, die wir uns vergegenwärtigen müſſen. 
— Ich ſehe, daß der Herr Staatsſekretär mir zunickt, ich darf 
alſo annehmen, daß er dieſe Bedenken mehr oder weniger teilt, 
und glaube, daß wir deswegen in der Kommiſſion recht vor⸗ 
ſichtig ſein und die Sache einer eingehenden Prüfung unter⸗ 
ziehen müſſen. 

Wir werden uns auch mit der Frage beſchäftigen müſſen, 
ob es nicht richtig iſt, das Richterkollegium herabzuſetzen. Wenn 
wir jetzt beim Reichsgericht 100 Richter haben, ſo wird jeder 
zugeben müſſen, daß, wenn man die Rechtseinheit erhalten und 
weiter fördern will, tatſächlich dieſes Kollegium nicht mehr er⸗ 
weitert und ausgedehnt werden darf. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

Meine Partei hat immer den Standpunkt vertreten — ich ſehe 
Herrn Kollegen Brunſtermann vor mir ſitzen, der es auch von 
dieſer Tribüne bereits ausgeſprochen hat —, wir legen Wert 
auf gut ausgebildete und ausgewählte Richter, aber nicht auf 
eine große Anzahl von Richtern. Wir wünſchen, daß man mit 
möglichſt wenig Richtern auskommt, und da wäre es ernſtlicher 
Erwägung wert, zu prüfen, ob nicht die Beſetzung der Senate 
in einer Zahl von 5 Perſonen ausreichend wäre, wodurch wir 
für jeden Senat 2 Richter ſparen würden. 

Ich will mich auf weitere Bemerkungen heute nicht ein⸗ 
laſſen, weil die Frage hier das Plenum ſchon hinreichend lange 
beſchäftigt hat. Ich habe mir erlaubt, die weſentlichen Be⸗ 
denken, die wir haben, hervorzuheben, will aber nochmals als 
wichtigſten Punkt hervorſtellen, daß wir gewillt ſind, mitzu⸗ 
arbeiten, daß wir die Vorlage als dringlich betrachten, und 
daß wir hoffen, daß ſie in der einen oder anderen Form recht 
bald Geſetzeskraft erlangt. Wir halten es nicht für möglich, 
wie der Herr Abgeordnete Dr. Bitter es angeregt hat, die 
Sache zu verſchieben bis zu einer allgemeinen Reviſion der 
Zivilprozeßordnung, die vielleicht in Jahren und Jahrzehnten 
noch nicht das Licht der Welt erblickt haben wird. 

(Bravo! rechts) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Lattmann. 


Lattmann, Abgeordneter: Meine Herren, die Zunahme 
der Reviſionen in Zivilſachen ohne entſprechende Vermehrung 
der Senate hat zu einem Zuſtande geführt, der im Intereſſe 
der ſich am Ende ihrer Arbeitsleiſtung befindenden Reichsgerichts— 
mitglieder, wie des mindeſtens ein Jahr auf den erſten Termin 
wartenden Publikums beſeitigt werden muß. Ich bin der 
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ſiebente Juriſt, der zu dieſer Sache ſpricht. Wir alle ſind in 
der Anerkennung dieſes Notſtandes einig, übereinſtimmend mit 
den Juriſten der Regierung. Das wird nicht allzu häufig vor⸗ 
kommen bei einer ſolchen Fülle von Juriſten. 

(Sehr richtig! rechts) 
Aber es ſcheiden ſich die Anſichten über die Art der Abhilfe 
des Notſtandes. 

Um ſich darüber ein Urteil zu bilden, muß man einen 
gewiſſen Einblick in die Steigerung der Arbeitslaſt des Reichs⸗ 
gerichts haben. Es hat der Geſetzentwurf und die angehängte 
Geſchäftsüberſicht einen ſolchen Überblick gegeben. Ich möchte, 
ohne die von den Herren Vorrednern erwähnten Zahlen zu 
wiederholen, auf zwei Zahlen kurz hirkveiſen zur Veranſchau⸗ 
lichung der Verhältniſſe: im Jahre 1891 2000 Reviſionen mit 
6 Präſidenten und 42 Richtern und im Jahre 1909 4595 Re⸗ 
viſionen mit 7 Präſidenten und 52 Richtern! Wenn man dieſe 
Zahlen oberflächlich anſieht, kommt man zunächſt zu der Forde⸗ 
rung einer erheblichen Vermehrung der Richter und der Senate; 
ich ſtimme bei genauerem Durchblick der Geſetzesbegründung, 
und je länger ich mich mit der Materie befaßt habe, der Re⸗ 
gierung zu, wenn ſie ſich mit aller Macht gegen eine ſolche 
Vermehrung der Senate wehrt. Sie tut das ſicherlich nicht, 
wie eine Eingabe, die uns vorgeſtern zugegangen iſt, ſcheinbar 
annimmt, aus irgendwelchen fiskaliſchen Gründen. 

(Na, na! in der Mitte) 

— Nein, Herr Kollege, ſolche fiskaliſchen Gründe ſind einmal 
in der Geſetzesbegründung nicht angeführt, würden auch völlig 
belanglos ſein. — Maßgebend iſt, daß das Reichsgericht in 
erſter Linie zur Wahrung der Einheit der Rechtſprechung ge⸗ 
ichaffen fei, und daß es darauf ankommt, dieſe nationale Be⸗ 
deutung des Reichsgerichts zu erhalten. Ja, wenn das Reichs⸗ 
gericht weiter nichts wäre als die Inſtanz für Reviſionen, dann 
würde man in erſter Linie zu einer der Vermehrung der Be: 
völkerung und der zunehmenden Induſtrialiſierung entſprechenden 
ſchrittweiſen Vermehrung der Richter und der Senate kommen. 
Aber es iſt von Herrn Kollegen Bitter und einer Reihe anderer 
Redner immer wieder auf die große nationale, ideale Be⸗ 
deutung des Reichsgerichts als Hort der Rechtseinheit hinge⸗ 
wieſen worden. 

Nun iſt es ganz natürlich, daß den Parteien, die mit ihren 
Reviſionen zum Reichsgericht kommen, und ihren Vertretern nur 
ausſchlaggebend iſt, ob fie Erfolg mit ihrem Prozeß haben; 
jener öffentlichrechtliche Geſichtspunkt, daß das Reichsgericht die 
Einheit im Recht fördern ſoll, kümmert ſie herzlich wenig! Aber 
für uns muß dieſer letzte Punkt maßgebend ſein. Das ſieht 
man, wenn man die Zahl der Reviſionen vergleicht mit der 
geſamten Zahl der Prozeſſe. Wenn wir z. B. in einem Jahre 
4000 Reviſionen haben und dagegen 150000 Landgerichtsurteile, 
die nicht zur Reviſion kommen, dann dürfen wir nicht die Be⸗ 
deutung des Reichsgerichts als Reviſionsinſtanz überſchätzen; im 
Gegenteil, aus dieſen Zahlen geht hervor, daß der direkte Einfluß 
des Reichsgerichts zahlenmäßig verhältnismäßig gering iſt gegen⸗ 
über dem gewaltigen indirekten, geiſtigen Einfluß auf die 
150000 Landgerichtsurteile. Von dieſen Geſichtspunkten ſtimme 
ich der Regierung zu, wenn ſie ſich gegen eine Vermehrung der 
Senate wehrt. Der Herr Staatsſekretär hat recht, wenn er 
vorgeſtern ſagte: 
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Die erſte Vorausſetzung einer einheitlichen Rechtſprechung 
iſt, daß der oberſte Gerichtshof ſelbſt in ſeinen verſchiedenen 
Abteilungen Einheit und inneren Sufammgnbang feiner 
Rechtſprechung zu wahren imſtande iſt. 

Das kann nur ein Gerichtshof, den man nicht zu groß 
werden läßt, und da ſtimme ich Herrn Kollegen Bitter nicht 
zu, wenn er den von dem Juſtizrat Putzler eingenommenen 
Standpunkt vertritt: nachdem es 5 Senate geworden ſind, ob 
es dann 7 oder 8 oder 9 ſind, das iſt einerlei. Ja, meine 
Herren, dann können wir einfach weiter fortfahren: ob es 10 
oder 11 oder 20 ſind! Dann kommen wir meiner Anſicht nach 
überhaupt nicht mehr zu irgendwelchen feſten Grenzen. Das 
wird eine ganz unüberſehbare Entwicklung, und ich glaube des⸗ 
halb, die Reichsgerichtskommiſſion aus dem Jahre 1908 hatte 
recht, wenn ſie eine weitere Vergrößerung des Reichsgerichts 
nicht als ratſam anſah. Nun haben ſich die Anwälte beim 
Reichsgericht im Jahre 1908 für die Vermehrung der Senate 
ausgeſprochen. Aber wir können die Anwälte des Jahres 1908 
auf die Anwälte des Jahres 1903 hinweiſen, die ſich damals 
in ihrem Gutachten „im Intereſſe der Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung“ gegen die Vermehrung der Senate ausgeſprochen 
haben. 

Eine andere Frage iſt es allerdings, ob nicht bis zur Er⸗ 
ledigung dieſer Reform und zur Aufarbeitung von Reſten eine 
Schaffung von Hilfsſenaten notwendig wird. Die Zahl der 
Reviſionen für 1909 hat ſich nach den uns vorgeſtern gemachten 
Mitteilungen im Verhältnis zu 1908 wiederum um 300 ver⸗ 
mehrt; dann kann die Arbeit nicht mehr glatt bewältigt werden. 
Und ſollte es nicht möglich ſein, ſolche Hilfsſenate ohne eine 
erhebliche Vermehrung der Richter zu errichten? Ich denke an 
die Ermäßigung der Siebenzahl auf fünf. Wohl bin ich mit 
eigenem Urteil darüber vorſichtig. Dazu kenne ich die Ver⸗ 
hältniſſe am Reichsgericht zu wenig; aber wenn der Gedanke, 
den auch der Herr Kollege Varenhorſt eben angeregt hat, 
nämlich einer Verminderung der Richter im einzelnen Senat 
von 7 auf 5, durchgeführt würde, wäre die Schaffung von 
Hilfsſenaten für dieſe Zeit der höchſten Not vielleicht doch 
möglich, ohne eine entſprechende Vermehrung der Geſamtzahl 
der Richter des Reichsgerichts. 

Ich möchte zur Unterſtützung dieſer Gedanken darauf hin⸗ 
weiſen, daß in der Begründung des Geſetzentwurfs, die nicht 
für die Offentlichkeit beſtimmt war, die uns aber aus Verſehen 
in die Hand gekommen iſt, die Gründe für die Herabſetzung der 
Richterzahl von 7 auf 5 ſehr überzeugend dargelegt worden 
find. Ich habe nicht recht verftchen können, weshalb dieſes 
ſehr gute Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts nicht bei⸗ 
behalten worden iſt. Vielleicht gibt der Herr Staatsſekretär 
darüber Auskunft, nachdem uns nun einmal jene Begründung 
in die Hand gekommen iſt. Wenn es auf dieſe Weiſe möglich 
wäre, Hilfe ſchleunigſt zu ſchaffen und zwar vorläufig bis zu 
einer durchgreifenden Reform, dann würde Zeit ſein, um die 
Streitfragen dieſes Entwurfs noch mehr zu klären. Denn ich 
muß ſagen: je mehr ich mich damit beſchäftigt habe, deſto mehr 
bin ich zu der Überzeugung gekommen, daß dieſe Fragen für 
die wenigen Tage vor Pfingſten in der Reichstagskommiſſion 
noch nicht ſpruchreif ſind. 

Sehr richtig! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung) 
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Ich hätte gern geſehen, daß ſich in den nächſten Monaten eine 
ſogenannte freie Kommiſſion von Richtern, Rechtsanwälten, 
Univerſitätslehrern und vielleicht auch von Laien dahinterſetzte, 
um dieſen Geſetzentwurf mit ſeinen nicht unbedenklichen Vor⸗ 
ſchlägen zu prüfen. 

Wir freuen uns, daß dieſer Geſetzentwurf nicht wieder auf 
den alten Gedanken der allgemeinen Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme zurückgekommen iſt. Wir haben im Jahre 1905 eine 
Erhöhung der Reviſionsſumme von 1500 auf 2500. vor⸗ 
genommen. Es hat ſich aber herausgeſtellt, daß dieſe Bremſe 
nur vorübergehende Wirkung gehabt hat. Wenn wir jetzt zu 
einer weiteren allgemeinen Erhöhung der Reviſionsſumme 
kommen ſollten, ſo müßte dieſe Erhöhung eine ſehr bedeutende 
ſein, wenn ſie wirklich dauernd entlaſtend wirken ſollte. Ich 
hoffe, daß ſich eine Mehrheit im Reichstag dafür nicht finden 
wird. Deshalb ſieht der Entwurf von dieſem Vorſchlage auch 
ab und kommt zu den ſogenannten ſieben kleineren Mitteln. 
Von dieſen will ich zu Nummer 1, 2, 3, 5 und 6 nichts be⸗ 
merken. Erhebliche Bedenken namentlich gegen die Beſeitigung 
der Zuſtändigkeit in Beſchwerdeſachen, Arreſten und einſtweiligen 
Verfügungen würden nicht vorliegen. Dagegen erſcheint mir 
die verlangte Einſchränkung der mündlichen Verhandlung böſe. 
Nach § 554 ſoll eine Sache ohne mündliche Verhandlung 
durch Beſchluß zurückgewieſen werden können, wenn ſie das 
Gericht einſtimmig für unbegründet hält. Die Vorſchrift iſt 
ja gedacht als Maßregel gegen die Einlegung ausſichtsloſer 
Reviſionen und berührt ſich mit dem Vorſchlage einer Vor⸗ 
prüfung nach franzöſiſchem Beiſpiele. Den Bedenken, die hier⸗ 
gegen gemacht worden ſind, z. B. von dem Reichsgerichtsrat 
Dühringer in der „Juriſtiſchen Zeitung“, ſtimme ich zu. Man 
darf die öffentliche Verhandlung nicht ausſchalten, ſchon nicht 
mit Rückſicht auf die Rechtsanwälte, die vor allem durch die 
öffentliche Verhandlung ihren Einfluß auf die Urteilsfindung 
ausüben können. Dann fürchte ich auch unnötige Weitläufig⸗ 
keiten. Wenn auch nur ein Richter in der Vorberatung einer 
Abweiſung widerſpricht, geht die Sache doch an die öffentliche 
Verhandlung, und dann hat man doppelte Arbeit. Was man 
auf der einen Seite alſo erſpart, muͤß man auf der anderen 
Seite wieder zuſetzen. 

Auch die Nummer 7, eine Erhöhung der Koſten der 
Reviſionsinſtanz, iſt mir nicht ſympathiſch. Ich kann es nicht 
für würdig finden, daß man die Entlaſtung einer Behörde von 
Arbeit dadurch herbeiführen will, daß man dem Publikum den 
Zutritt zu dieſer Behörde dadurch weniger ſchmackhaft macht, 
daß man die Koſten erhöht. 

(Sehr richtig!) 
Die Koſten der Reviſionsinſtanz ſind jetzt ſchon reichlich hoch. 

Aber ſelbſt wenn alle ſieben Mittel angewandt werden, ſo 
tritt, nach allgemeiner Anſicht, eine genügende Entlaſtung des 
Reichsgerichts dadurch allein nicht ein. Der Entwurf ſchlägt 
deshalb die Einführung des Difformitätsprinzips vor, d. h. den 
Ausſchluß der Reviſion bei dem Vorliegen zweier gleicher Ent⸗ 
ſcheidungen. Es ſoll die Reviſion eingeſchränkt werden nur bei 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten. Aber die Begründung, wes⸗ 
halb das nur auf vermögensrechtliche Streitigkeiten beſchränkt 
wird, habe ich vermißt ſowohl in der Begründung des Geſetzes 
wie auch in den Worten des Herrn Staatsſekretärs. Ich 
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glaube, gerade zur Beurteilung dieſer Frage in der Offentlichkeit 
wäre es wertvoll, wenn ſeitens der Regierung geſagt würde, 
weshalb fie dieſe Maßnahmen nur auf vermögensrechtliche 
Streitigkeiten beſchränkt. Ich kann einen rechten Grund dafür 
nicht finden. Die zweite Einſchränkung ſoll dahin gehen, daß 
die Reviſion bei konformen Entſcheidungen dann zuläſſig iſt, 
wenn das Berufungsurteil auf der Auslegung eines Reichs⸗ 
geſetzes beruht, die mit einer früheren Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts im Widerſpruch ſteht. Nach den angeſtellten Berechnungen 
würden etwa 40 bis 50 Prozent der Reviſionen hinfällig werden; 
alſo es würde dies Mittel ein ſehr einſchneidendes fein, jo ein: 
ſchneidend, daß man vielleicht in nicht allzu ferner Zeit ſogar 
zu einer Verkleinerung des Reichsgerichts kommen würde. Die 
Bedenken, die gegen die Einführung des Difformitätsprinzips 
vorgebracht werden, werden zum großen Teil von der Regierung 
anerkannt. Sie meint nur, daß der Notſtand, der zweifellos 
vorliegt, zur Aberwindung dieſer Bedenken führen muß. 

Es wird geſagt: das Prinzip entbehre der inneren Be⸗ 
rechtigung, es müſſe, weil es in unberechenbarer Weiſe in den 
Inſtanzenzug eingreife, jedes rechtliche Gefühl zerſtören, und es 
gefährde bei der Möglichkeit einer Sonderrechtſprechung der 
Oberlandesgerichte die Rechtseinheit. 

Dieſe Bedenken ſind ſo gewichtig und ſind meiner Meinung 
nach bis auf den heutigen Tag auch noch ſo wenig in ihren 
Einzelheiten geklärt, daß die gründliche Prüfung nicht nur not⸗ 
wendig iſt, ſondern daß auch die einzelnen Parteien ſich in acht 
nehmen müſſen, vorzeitig ſchon endgültig Stellung zu dem Re⸗ 
gierungsvorſchlag zu nehmen. 

Die innere Berechtigung ſoll dem Prinzip fehlen. Man 
ſagt, man könne von ſolcher nur ſprechen, wenn das Urteil des 
Landgerichts und des Oberlandesgerichts nicht nur in dem Tenor, 
ſondern auch in der Begründung übereinſtimme. Theoretiſch iſt 
das wohl richtig; aber praktiſch muß man doch darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Parteien viel weniger Gewicht auf die Be⸗ 
gründung als auf den Tenor legen. Ich glaube, unendlich 
viele herrlich begründete Reichsgerichtsurteile werden kaum von den 
Parteien geleſen, und wenn ſie ſie leſen, werden ſie häufig noch 
nicht einmal verſtanden. Es kommt den Parteien darauf an, 
wie der Tenor des Urteils lautet. 

(Sehr richtig!) 

Deshalb will es mir nicht falſch erſcheinen, wenn man nur 
Übereinſtimmung im Tenor verlangt, namentlich deshalb nicht, 
weil die Forderung, es ſolle auch die Begründung beider Ge⸗ 
richte übereinſtimmen, viel Streitigkeiten verurſachen würde. Es 
würde ein Rattenſchwanz von formaliſtiſchen Streitigkeiten über 
die Frage, ob die gleichen Gründe vorliegen, beim Reichsgericht 
entſtehen, und was auf der einen Seite an Entlaſtung käme, 
würde auf der anderen Seite durch die neuen Streitigkeiten über 
die formalen Fragen wieder neue Arbeit bringen. 

Dem Vorwurfe, der ja auch von dem Kollegen Ablaß 
hier vorgebracht worden iſt, daß eine gewiſſe Rechtsunſicherheit 
vorhanden wäre, wenn die Parteien bei Beginn des Prozeſſes 
noch nicht wiſſen könnten, wie viel Inſtanzen ſie hätten, und 
daß ſich das nach dem Geſetzentwurfe erſt bei der zweiten In⸗ 
ſtanz entſcheide, ſtimme ich zu. Aber auf der anderen Seite 
wird man, wenn man mit Laien über dieſe Sache ſpricht, doch 
finden, daß es auch als eine heute beſtehende Rechtsunſicherheit 
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empfunden wird, wenn ſchon zwei höhere Gerichte pflichtmäßig 
entſchieden haben, und trotzdem ein drittes zu einer anderen Ent⸗ 
ſcheidung ge kann. Das wird dem Vorwurf des Kollegen 
Ablaß entgegengeſetzt werden können. 

Am ſchwerwiegendſten, aber auch am ſchwierigſten zu ent⸗ 
ſcheiden iſt die Frage, ob durch Einführung des Difformitäts⸗ 
prinzips die Rechtseinheit dadurch geſtört wird, daß ſich eine 
Sonderrechtſprechung der Oberlandesgerichte herausbilden würde. 
Daß ſolche Gefahr vorliegen könnte, und daß ſie namentlich in 
einem Bundesſtaate mit ſtark partikulariſtiſchen Strömungen 
mehr vorhanden iſt als in einem Einheitsſtaate, das, glaube ich, 
wird man zugeben müſſen. Aber auf der anderen Seite ſollte 
man doch meinen, daß gerade bei der Entſcheidung ſolcher Sachen, 
in denen das Oberlandesgericht die letzte Inſtanz bildet, das 
Verantwortungsgefühl des einzelnen Richters ganz beſonders 
obwaltet, ſo daß von einem Überskniebrechen keine Rede ſein 
kann; dagegen bei ſolchen Sachen, in denen eine Reviſion 
möglich iſt, glaube ich, daß man eher einmal vielleicht zu 
einer etwas gewagten Rechtskonſtruktion kommen könnte, die 
ja dann ſpäter vom Reichsgericht noch einmal durchgeprüft 
würde. 

Wichtig aber zur Beurteilung aller dieſer Fragen bleibt 
die Unterſuchung nach dem Bedürfnis von Reviſionen bei kon⸗ 
formen Urteilen, und hier verſagt meiner Anſicht nach die Be⸗ 
gründung des Geſetzes. Es wird auf Seite 13 davon ge⸗ 
ſprochen, daß gegen konforme und difforme Urteile gleich viel 
Reviſionen vorgebracht wären. Die konformen Urteile würden 
ebenſo häufig mit der Reviſion angefochten wie die difformen. 
Das kann ich aber aus den Zahlen des Geſetzentwurfs nicht 
folgern; denn da wird nur eine Statiſtik gegeben aus einem 
Jahr: aus 1907. Dieſe Statiſtik ſagt: es ſind etwa 4000 Re⸗ 
viſionen, davon 2000 gegen konforme und 2000 gegen difforme 
Urteile. Aber daraus geht doch nicht hervor, daß ebenſoviele 
Reviſionen gegen konforme Urteile eingelegt ſind wie gegen 
difforme. Dafür müßte man meiner Anſicht nach noch die 
Zahlen haben, wie viele konforme Urteile an Oberlandes⸗ 
gerichten insgeſamt ergangen ſind, und erſt, wenn man dieſe 
Zahl hat und damit in Vergleich ſetzt die Zahl der Reviſionen, 
dann kann man meiner Anſicht nach einen tieferen Einblick be: 
kommen. 

Dann möchte ich darauf hinweiſen, daß die neue Eingabe 
des Deutſchen Anwaltvereins in Leipzig, die mir heute zu⸗ 
gegangen iſt, doch nicht unrecht hat, wenn ſie warnt vor der 
Benutzung dieſer Statiſtik aus dem einen Jahre. 

Sehr richtig!) 

Ich habe aus den Ausführungen des Herrn Staatsſekretärs 
von vorgeſtern nicht gehört, daß der Regierung eine weiter⸗ 
gehende Statiſtik vorliegt. Nun iſt es ja auch nicht möglich, 
in der kurzen Zeit die jetzt von dem Anwaltverein vorgelegte 
Statiſtik zu beurteilen. Aber das ſteht doch feſt, daß dieſe zu 
einem entgegengeſetzten Reſultate kommt. Und wenn die Geſetzes⸗ 
begründung ſich nur auf die Statiſtik von einem Jahre ſtützt, 
die des Anwaltvereins aber auf eine Reihe von Jahren, dann 
wird man ſtutzig und kann auf die Statiſtik der Regierung 
nicht viel geben. 

Nun, alle dieſe Fragen aber bedürfen, wie ich ſchon mehr⸗ 
fach hervorgehoben habe, einer ſehr gründlichen Unterſuchung, 
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und mir iſt es auch trotz des guten Willens zur Arbeit, der 
aus den Worten meines Herrn Vorredners zutage trat, doch 
ſehr zweifelhaft, ob bei der Fülle dieſer Streitfragen es wirk⸗ 
lich möglich iſt, den Geſetzentwurf jetzt noch vor Pfingſten zu 
erledigen. Ich würde auch empfehlen, daß dieſer Geſetzentwurf 
nicht der ſogenannten Juſtizkommiſſion überwieſen würde, 
ſondern einer beſonderen Kommiſſion. Die Juſtizkommiſſion hat 
auch genug zu tun, ſo daß die Mitglieder ſich mit dem ihnen 
bereits überwieſenen Stoff beſchäftigen können und nun einmal 
uns anderen auch etwas gönnen können. 

Aber, um es noch einmal zu wiederholen: es iſt zweifel⸗ 
haft, ob für eine Reichstagskommiſſion alle dieſe Fragen ſchon 
ſpruchreif find, und ich möchte noch einmal die Anregung auf 
Einſetzung einer freien Kommiſſion geben. Da würden nicht 
bloß die Vorſchläge der Regierung zur Erörterung kommen, 
ſondern auch die Fülle der Vorſchläge, die man in der 
„Juriſtiſchen Wochenſchrift“, „Juriſtenzeitung“ uſw. findet. Sie 
find zum großen Teil erſt aus den letzten Monaten, und ſie 
in allen ihren Konſequenzen durchzudenken, hat man in dieſen 
8 bis 14 Tagen keine Zeit. 

Aber ſonſt möchte ich auch unſererſeits den Willen zum 
Ausdruck bringen, gern mitzuarbeiten an der Löſung dieſer 
Fragen, die für unſer ganzes Volk von großem Intereſſe ſind. 

(Bravo!) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Seyda (Wreſchen). 


Seyda (Wreſchen), Abgeordneter: Meine Herren, nachdem 
der vorliegende Geſetzentwurf eine ſo eingehende Erörterung 
von ſeiten aller Parteien gefunden hat, werde ich mich, um 
Wiederholungen zu vermeiden, im weſentlichen darauf be⸗ 
ſchränken, die Stellung, welche wir Polen zu dem Geſetzentwurf 
einnehmen, kurz darzulegen und dabei nur noch einige Geſichts⸗ 
punkte hervorzuheben, welche meines Erachtens in der Diskuſſion 
nicht genügend zur Sprache gekommen ſind. 

Der Geſetzentwurf zerfällt in zwei Teile, deren zweiter 
die Abänderung der Rechtsanwaltsordnung in zwei Punkten 
ins Auge faßt. Zu dieſem Teile haben wir zu erklären, daß 
wir den darin gemachten Geſetzesvorſchlägen durchaus zu⸗ 
ſtimmen. Wir ſind insbeſondere der Anſicht, daß die Herab⸗ 
ſetzung der Verjährungsfriſt für Anſprüche auf Schadenerſatz 
gegen Rechtsanwälte auf 5 Jahre ſtatt der allgemeinen Ver⸗ 
jährungsfriſt von 30 Jahren aus den vom Reichsjuſtizamt an⸗ 
gegebenen Gründen durchaus wünſchenswert iſt, ja daß man 
vielleicht fragen könnte, ob nicht die Herabſetzung auf 3 Jahre, 
nämlich auf diejenige Friſt, die für Anſprüche aus unerlaubten 
Handlungen beſtimmt iſt, anzuraten wäre. Ebenſo ſind wir 
der Meinung, daß die Einrichtung eines zweiten Senats beim 
Ehrengerichtshof für die Anwälte bei der Vermehrung der 
Zahl der Anwälte, die von Jahr zu Jahr eintritt, und bei 
der dementſprechenden Vergrößerung der Geſchäfte dieſes Ehren⸗ 
gerichtshofs durchaus begründet iſt, ſo daß nach dieſer Richtung 
keinerlei Bedenken obwalten dürften. 

Bei weitem wichtiger iſt ja der andere Teil des vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfs, welcher ſich mit Abänderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung befaßt. 
Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſer Teil des Geſetzentwurſs 
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eine ganz außerordentliche Bedeutung für die geſamte Be⸗ 
völkerung im Reiche hat. Denn es wird hier zunächſt kon⸗ 
ſtatiert, daß der oberſte Gerichtshof im Reich nicht imſtande 
iſt, ſeine Aufgaben ordnungsmäßig zu erledigen, daß er in 
hohem Maße mit Geſchäften überlaſtet iſt. Nun, meine Herren, 
wenn es ſchon an ſich für die Bevölkerung im allgemeinen von 
größter Bedeutung iſt, daß die Gerichtsbehörden, und nament⸗ 
lich der höchſte Gerichtshof, ihre Aufgaben ordnungsmäßig er⸗ 
füllen können, ſo gilt das in noch weit höherem Maße für 
eine Bevölkerung, die politiſch unterdrückt wird, wie es bei der 
polniſchen Bevölkerung der Fall iſt. Deshalb haben meine 
Landsleute das allerdringendſte Intereſſe daran, daß das 
Reichsgericht tatſächlich in die Lage verſetzt wird, die hohen 
Aufgaben, welche ihm geſtellt ſind, ordnungsmäßig zu erfüllen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß, wenn in einem 
Staate der geſamte Behördenorganismus, das ganze politiſche 
Syſtem dahin wirkt, eine Bevölkerung politiſch zu unterdrücken, 
wie es in Preußen gegenüber der polniſchen Bevölkerung ge⸗ 
ſchieht, daß dann die Gerichte, namentlich der höchſte Gerichts⸗ 
hof, ſeitens dieſer Bevölkerung als der letzte Hort angeſehen 
werden, wo ſie noch Gerechtigkeit findet, wo ſie noch einiger⸗ 
maßen gerecht behandelt wird. Nun haben wir ja leider ſchon 
wiederholt hier in dieſem hohen Hauſe Beſchwerde darüber 
führen müſſen, daß auch die Gerichte nicht mehr ganz intakt 
geblieben ſind, daß ſich mehr oder weniger, dem Zuge der Zeit 
folgend, auch die Rechtſprechung nicht mehr von Politik frei 
hält, und wir haben das ſogar wiederholt auch von der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts behaupten müſſen. Ich erinnere 
Sie an $ 130 des Strafgeſetzbuchs. Wir haben uns vers 
anlaßt geſehen, mit Rückſicht auf die Judikatur der Gerichte 
und namentlich die des Reichsgerichts hier im hohen Hauſe 
einen Antrag auf Abänderung dieſes Paragraphen einzubringen, 
und dieſer Antrag iſt auch vom hohen Hauſe angenommen 
worden, wenn auch nicht durchweg mit der Begründung, die 
wir ihm gegeben hatten. Aber, wie geſagt, wenn wir uns 
auch mit der Judikatur des Reichsgerichts nicht überall ein⸗ 
verſtanden erklären können, ſo haben wir doch, wie die ge⸗ 
ſamte Bevölkerung des Deutſchen Reichs, das dringende Be⸗ 
dürfnis, daß es dem Reichsgericht ermöglicht werde, ſeine 
Aufgaben möglichſt vollkommen zu erfüllen. Deshalb ſind wir 
auch dem vorliegenden Geſetzentwurf mit vollem Intereſſe näher⸗ 


getreten. 


Der Geſetzentwurf geht davon aus, daß das Reichsgericht 
in hohem Maße überlaſtet ift; und wenn auch die Statiſtik, 
die dem Geſetzentwurf beigelegt iſt, in dieſem hohen Hauſe 
nicht allgemein als durchaus zutreffend anerkannt worden iſt, 
ſo wird man doch zweifellos aus ihr entnehmen dürfen, daß 
tatſächlich eine erhebliche Überlaftung vorliegt. Denn wenn 
das Reichsgericht nicht imſtande iſt, die geſamte Anzahl der 
Sachen, die jährlich eingehen, zu erledigen, ſondern wenn es 
in jedem Jahre einen Reſt gibt, der unerledigt übrigbleibt, 
und wenn dieſer Reſt ſich von Jahr zu Jahr vergrößert, ſo 
daß er im Jahre 1908 ſchon auf die ungeheure Zahl von 
2700 Sachen angewachſen iſt, dann muß man zweifellos zu⸗ 
geben: hier beſteht ein Notſtand, dem unbedingt abgeholfen 
werden muß. Aber wenn man nach den Mitteln fragt, wie 
dieſem Notſtand abzuhelfen ſei, dann wird man vor allen 
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Dingen eingehend die Urſachen prüfen müſſen, welche dieſen 
Notſtand herbeigeführt haben. Da kann es nun keinem Zweifel 
unterliegen, daß in erſter Reihe die ſtets wachſende Bevölkerung 
des Deutſchen Reichs naturgemäß auch eine Vergrößerung der 
Zahl der Prozeſſe nach ſich zieht. Wenn die Bevölkerungszahl 
jährlich um eine Million wächſt, dann muß naturgemäß auch 
die Zahl der Prozeſſe entſprechend wachſen. Weiter kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß der ſtändig wachſende Verkehrs⸗ 
aufſchwung in Induſtrie und Handel auch auf die Zahl 
der Prozeſſe einwirkt, und daß auch die Vermehrung des 
Volksvermögens eine Steigerung der Zahl der Prozeſſe nach 
ſich zieht. 

Alle dieſe Umſtände ſind zweifellos von großer Bedeutung; 
aber ich meine, die Statiſtik, welche dem Geſetzentwurf ſeitens 
des Reichsjuſtizamts beigelegt iſt, ergibt ganz unzweifelhaft, 
daß die Haupturſache der Vermehrung der Geſchäfte des Reichs⸗ 
gerichts in der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
der anderen Geſetze, welche eine Anderung faſt des geſamten 
Zivilrechts nach ſich gezogen haben, liegt. Das leuchtet ohne 
weiteres ein, wenn man bedenkt, daß das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch nicht imſtande iſt, für jedes Lebensverhältnis eine Vor⸗ 
ſchrift zu geben, ſondern, daß es ſich darauf beſchränken muß, 
allgemeine Grundſätze aufzuſtellen, die erſt durch das Leben 
ſelbſt im einzelnen ausgeſtaltet werden. Und wenn man be⸗ 
rückſichtigt, daß das Bürgerliche Geſetzbuch in vielen Fragen 
den Standpunkt eingenommen hat, daß das richterliche Er⸗ 
meſſen einen weiten Spielraum haben ſoll, ſo ergibt ſich 
hieraus, daß jede ſolche Zweifelsfrage Veranlaſſung zu einem 
Prozeß durch drei Inſtanzen geben kann, weil man ja nicht 
weiß, wie der erſte Richter die Sache beurteilen wird, und wie 
der zweite und dritte ſie beurteilen wird. Alle dieſe Umſtände 
müſſen zu einer ganz bedeutenden Vermehrung der Prozeſſe 
führen, und wenn man die Statiſtik betrachtet, ſo findet man 
dies durch ſie im vollen Umfange beſtätigt. Ich möchte nur 
ganz kurz auf folgende Zahlen hinweiſen. In den Jahren von 
1894 bis 1900 haben ſich die Geſchäfte des Reichsgerichts 
nach der Statiſtik mehr oder minder auf derſelben Höhe ge: 
halten; die Zahl der Zivilſachen betrug jährlich etwa 2500, 
die der Beſchwerden etwa 500, die der Armenrechtsgeſuche 
zirka 800, und die Zahl der Sachen, die am Schluß des Jahres 
anhängig blieben, betrug regelmäßig etwa 1000. Das blieb ſo 
während der ganzen Jahre von 1894 bis 1900 mit verhältnis⸗ 
mäßig ganz unbedeutenden Abweichungen. Als aber mit dem 
1. Januar 1900 das Bürgerliche Geſetzbuch mit ſeinen Neben⸗ 
geſetzen in Kraft trat, da ſtieg die Anzahl der Geſchäfte des 
Reichsgerichts ganz rapide, jo daß ſchon 1904 die Anzahl der 
Zivilſachen von 2500 auf 4000 geſtiegen war, die der Beſchwerden 
von 500 auf 850, die der Armenrechtsgeſuche von 800 auf 1500 
und die Anzahl der anhängig gebliebenen Sachen von 1000 auf 
über 2200. Infolgedeſſen hat ſich die Reichsjuſtizverwaltung 
genötigt geſehen, 1905 zur Entlaſtung des Reichsgerichts die 
Novelle zur Zivilprozeßordnung einzubringen, welche die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme von 1500 % auf 2500 an⸗ 
ordnete. Da iſt dann für eine kurze Zeit eine Verringerung 
der Geſchäfte eingetreten. Aber ſchon in den folgenden Jahren 
ſtieg die Zahl der Sachen wieder von Jahr zu Jahr, und 1908 
war der Stand von 1904 ſchon wieder überholt. 


M9. 1910. 
Meine Herren, was folgt daraus? Unzweifelhaft doch 
dies, daß der Hauptgrund für die Vermehrung der Geſchäfte 
eben die Einführung der neuen Geſetze iſt und die Menge der 
durch die neuen Geſetze hervorgerufenen Zweifelsfragen. Sicher 
wird das Reichsgericht noch auf Jahre hinaus die Aufgabe 
haben, dieſe Zweifel zu löſen, die neuen Rechtsgedanken, welche 
in dem Bürgerlichen Geſetzbuche zum Ausdruck gekommen ſind, 
im einzelnen auszugeſtalten und ſo die Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs im Laufe der Jahre durch ſeine Rechtsſprüche 
zu ergänzen. Aber was folgt weiter daraus? Ich meine, daß 
man mit Beſtimmtheit darauf rechnen kann, daß mit der Zeit 
eine Verringerung der Geſchäfte eintreten wird. Freilich iſt es 
ſchwer zu ſagen, wann dieſer Zeitpunkt eintreten wird; ſicherlich 
aber kann man behaupten, daß die Vermehrung der Geſchäfte 
in demſelben Tempo, in welchem ſie ſeit 1900 beim Reichs⸗ 
gericht aufgetreten iſt, in Zukunft nicht fortſchreiten wird. 

Daraus ergibt ſich dann die Folgerung, daß, wenn man 
nach den Mitteln fragt, wie der Überlaſtung des Reichsgerichts 
beizukommen ſei, man wohl befugt iſt, die Frage zu ſtellen, ob 
nicht eben auch vorübergehende Mittel dem Notſtande abhelfen 
können, ob namentlich nicht der Gedanke, Hilfsſenate beim 
Reichsgericht einzurichten, die die jetzt beſtehende Überlaftung zu 
beſeitigen imſtande wären, ein durchaus berechtigter iſt. Iſt 
dies der Fall, dann verliert ja die ganze Miſere, in der ſich 
zweifellos das Reichsgericht jetzt befindet, viel von ihrer 
Schärfe. Wollte man aber auch annehmen, daß die Über: 
laſtung eine mehr oder weniger dauernde ſein wird, ſo kann 
ich doch nicht der Begründung des Geſetzentwurfs beiſtimmen, 
wenn dieſe es für abſolut ausgeſchloſſen erklärt, daß eine 
dauernde Vermehrung der Richterſtellen am Reichsgericht vor⸗ 
genommen werde. Ich will die einzelnen Gründe, die für oder 
gegen eine Vermehrung der Senate ſprechen, im einzelnen nicht 
erörtern, ſie ſind ja von den Herren Vorrednern eingehend ge⸗ 
würdigt worden. Ich meine aber, der Hinweis darauf, daß 
das Reichsgericht ſchon jetzt das größte Gericht iſt, welches 
jemals exiſtiert hat, hat nichts Überzeugendes. Wenn man 
namentlich die Zahl der Richter bei anderen höchſten Gerichts⸗ 
höfen mit der Zahl der Richter beim Reichsgericht vergleicht, 
wird man nicht ſagen können, daß die Zahl der Mitglieder des 
Reichsgerichts relativ eine beſonders hohe iſt. Es wird darauf 
hingewieſen, daß das preußiſche Obertribunal im ganzen nur 
69 Richter zählte, — aber das preußiſche Obertribunal hatte 
doch auch nur die Rechtsangelegenheiten von etwa 25 Millionen 
Menſchen zu erledigen, während das Reichsgericht für über 
60 Millionen den höchſten Gerichtshof bildet. Iſt da die Zahl 
von 100 Richtern gegenüber 69 eine ſo beſonders große? Ich 
kann das nicht finden. Ebenſowenig trifft der Vergleich mit 
dem franzöſiſchen Kaſſationshof zu. Der franzöſiſche Kaſſations⸗ 
hof hat 49 Richter, aber auch nur für 40 Millionen Menſchen 
zu ſorgen. 

Mehr Beachtung hat ſicherlich der zweite, gegen die Ver⸗ 
mehrung des Richterperſonals beim Reichsgericht vorgebrachte 
Grund zu beanſpruchen, daß nämlich bei einer übermäßigen 
Richterzahl die Einheitlichkeit der Rechtſprechung nicht aufrecht⸗ 
zuerhalten ſei. Iſt aber wirklich die Aufrechterhaltung dieſer 
Einheit der Hauptzweck des Reichsgerichts? Das wird immer 
als unzweifelhaft hingeſtellt. Verfolgt man aber die Geſchichte 
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der Gerichtsverfaſſung und der Zivilprozeßordnung im Reich, 
ſo wird man das nicht ohne weiteres zugeben können. Gewiß 
it die Aufrechterhaltung der Rechtseinheit eine der Hauptauf⸗ 
gaben des Reichsgerichts; aber daneben hat es die Aufgabe, 
Recht zu ſprechen, als höchſte Inſtanz im Einzelfalle dem ver⸗ 
letzten Recht zu helfen und dem Unrecht zu ſteuern. Deshalb 
iſt auch mit vollem Bewußtſein das Rechtsmittel der Reviſion 
von den Geſetzgebern nicht etwa dem franzöſiſchen Kaſſationsrekurs 
nachgebildet, ſondern es iſt als ein Rechtsmittel im ordentlichen 
Gange des Zivilprozeſſes ausgebildet, ſo daß jede Partei, die 
ſich durch ein Urteil des Landgerichts bzw. des Oberlandes⸗ 
gerichts verletzt fühlt, grundſätzlich das Recht hat, das Reichs⸗ 
gericht anzurufen. 

Der Vergleich der Aufgabe des Reichsgerichts mit derjenigen 
des Kaſſationshofs in Frankreich iſt in mehrfacher Beziehung 
ungenau. Es genügt hier, darauf hinzuweiſen, daß die Motive 
zur Zivilprozeßordnung ſehr beſtimmt zwiſchen dem Kaſſations⸗ 
hof und dem Reichsgericht unterſcheiden. Es wird da geſagt: 

Der Kaſſationshof iſt ein Organ der oberaufſehenden 
Gewalt des Staats, welches im öffentlichen Intereſſe 
richterliche Urteile wegen der darin enthaltenen Geſetzes⸗ 
verletzung vernichtet. — Der Reviſionshof 
— nämlich das Reichsgericht — 

iſt ein Gericht, welches den Parteien Recht ſpricht und 
ein Privatintereſſe ſchützt, indem es ein Urteil aufhebt, 
wenn und inſoweit es auf einer Geſetzesverletzung beruht, 
folgeweiſe Parteirechte ſchädigt. Ihrem Charakter ent⸗ 
ſprechend iſt die Reviſion von den Parteien zur Hand zu 
nehmen, während der Kaſſationsrekurs auch von der 
Staatsbehörde erhoben werden kann; die Rückſicht auf 
die Beförderung der Einheit des Rechts und der Recht⸗ 
ſprechung gibt nur den allgemeinen rechtfertigenden Grund 
für die Zulaſſung der Reviſion als einer prozeſſualen 
Inſtitukion ab. 

Das Reviſionsgericht hat grundſätzlich, wie jedes Ge⸗ 
richt, den Parteien Recht zu ſprechen, und es ſind ledig⸗ 
lich Gründe der Zweckmäßigkeit, welche eine Beſtimmung 
rechtfertigen, wonach das Reviſionsgericht im Falle der 
Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuweiſen hat, ſofern die Sache nicht bereits 
zur Entſcheidung reif erſcheint. 

‚ Ufo, meine Herren, der Geſetzgeber hat dem Reichsgericht 
mindeſtens in demſelben Maße, wie er ihm die Sorge für die 
Rechtseinheit zugeweiſen hat, auch die Aufgabe zugewieſen, Recht 
du ſprechen im Intereſſe der Parteien, der Bevölkerung. Wenn 
geſagt wird, es könne ja nur ein geringer Teil der Prozeſſe 
von den Parteien vor das Reichsgericht gebracht werden, ſo iſt 
das richtig; es iſt aber bedauerlich auch, und jedenfalls muß alles 
von der Hand gewieſen werden, was die Zahl der Prozeſſe, die 
dem Reichsgericht zur Entſcheidung unterbreitet werden können, 
noch herabmindern will. Wir meinen, daß es im Intereſſe der 
Bevölkerung liegt, daß, ſoweit es möglich iſt, jedermann das 
Neihögericht anrufen kann. Man ſoll nicht danach ſtreben, die 
Anzahl der Prozeſſe, die überhaupt vor das Reichsgericht ge⸗ 
bracht werden können, gewaltſam fo zu vermindern, wie es 
durch den vorliegenden Geſetzentwurf geſchieht. Für die Bevölke⸗ 
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rung iſt es von ganz beſonderer Wichtigkeit, zu wiſſen, daß in 
Leipzig ein Gerichtshof beſteht, bei dem ſie in dritter Inſtanz 
Recht ſuchen kann, wenn das Landgericht und das Oberlandes⸗ 
gericht ihr kein Recht gibt. Ich meine, die Bedeutung des Reichs⸗ 
gerichts für das Rechtsbewußtſein der Bevölkerung wird unter⸗ 
ſchätzt, wenn man leichten Herzens ihr die Möglichkeit nimmt, 
an das Reichsgericht zu appellieren. 
(Sehr richtig! bei den Polen) 

Der Geſetzentwurf ſchlägt nun zunächſt eine Reihe ſo⸗ 
genannter kleiner Mittel vor, die eine Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts herbeizuführen geeignet ſind. Bezüglich dieſer kleinen 
Mittel, die ich nicht im einzelnen aufzählen werde, will ich nur 
kurz bemerken, daß wir der Meinung ſind, daß ſie zum großen 
Teile wohl akzeptiert werden können, weil eine Schädigung der 
Rechtspflege von der Annahme dieſer Vorſchläge nicht zu beſorgen 
iſt. Dagegen ſind wir gegen eine Beſchränkung der mündlichen 
Verhandlung vor dem Reichsgericht, weil wir die mündliche Ver⸗ 
handlung als ein wertvolles Mittel zur erſchöpfenden Erörterung 
der Rechtsſtreitigkeiten anſehen. Wir ſind ferner durchaus gegen 
die Beſtimmung, welche für den § 549 der Zivilprozeßordnung 
vorgeſchlagen wird, und welche darauf abzielt, die tatſächlichen 
Feſtſtellungen der Oberlandesgerichte in ihren Urteilen auch dann 
für das Reichsgericht maßgebend erſcheinen zu laſſen, wenn 
dieſe tatſächlichen Feſtſtellungen unter Verletzung des Geſetzes 
zuſtande gekommen ſind. Wir ſind durchaus der Meinung, daß 
die Beſtimmungen der SS 139, 286, 475, 476 der Zivil⸗ 
prozeßordnung von hoher Bedeutung für eine ordnungsmäßige 
Rechtſprechung ſind. Wir ſind mit aller Entſchiedenheit dagegen, 
daß die Rechtsbehelfe, welche dieſe Beſtimmungen den Parteien 
geben, um unrichtige Urteile der Oberlandesgerichte durch An⸗ 
fechtung beim Reichsgericht zu beſeitigen, ihnen genommen werden. 

Ebenſo ſind wir mit aller Entſchiedenheit gegen denjenigen 
Vorſchlag, der ja der bei weitem umſtrittenſte in dieſem Geſetz⸗ 
entwurf iſt, nämlich gegen die Einführung des Grundſatzes der 
ſogenannten duae conformes. Ich kann mich in dieſer Be⸗ 
ziehung darauf beſchränken, zu erklären, daß wir alle die Be⸗ 
denken, die von den Herren Vorrednern gegen die Einführung 
des Grundſatzes der duae conformes vorgebracht ſind, in vollem 
Umfange teilen. 

Sehr richtig! bei den Polen) 
Der Umſtand, daß das Oberlandesgericht die Berufung gegen 
das Urteil des Landgerichts zurückgewieſen hat, iſt für uns kein 
genügender Grund, um die Reviſion an das Reichsgericht aus⸗ 
zuſchließen. Muß doch das Reichsjuſtizamt ſelbſt zugeben, daß 
das Reichsgericht nach der Statiſtik nicht weniger als 20 Prozent 
ſolcher angefochtener konformer Urteile aufhebt. 

Es iſt freilich nicht zu leugnen, daß, wenn man die Reviſion 
gegen ſolche konformen Urteile ausſchließen würde, dieſes Mittel 
ſehr radikal wirken würde; es würde die Geſchäftslaſt des 
Reichsgerichts um nahezu die Hälfte, wenn nicht gar mehr, 
verringern. Aber die Nachteile, die dieſe Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts nach ſich ziehen würde, würden unſerer Meinung nach 
die Vorteile bei weitem überwiegen. Die Einführung des 
Difformitätsprinzips würde nach unſerer vollen Überzeugung 
eine Verſchlechterung der geſamten Juſtiz bedeuten, die wir 
durchaus nicht mitmachen können. 


(Sehr richtig! bei den Polen) a 
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Wenn geſagt worden iſt, daß die Vorſchrift, das ober⸗ 
landesgerichtliche Urteil unterliege nicht der Anfechtung, wenn 
es mit dem landgerichtlichen Urteil übereinſtimme, das Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl der Oberlandesgerichte heben und dahin 
wirken würde, daß die Oberlandesgerichte in ſolchen Sachen 
ganz beſonders forgfältig urteilen würden, ſo meine ich, daß 
dieſe Anſicht doch von gewaltigem Optimismus zeugt. 

(Sehr richtig! bei den Polen) 
Ich bin weit entfernt davon, die Oberlandesgerichte etwa einer 
Pflichtwidrigkeit oder einer bewußten Tendenz, ſich die Ent⸗ 
ſcheidung der Prozeſſe beſonders leicht zu machen, zu beſchul⸗ 
digen. Nein, meine Herren, aber die Herren Oberlandesgerichts⸗ 
räte ſind ebenſo nur Menſchen wie andere Leute auch, 
(ſehr richtig!) 
und es heißt die Pſychologie des Menſchen direkt verkennen, 
wenn man behaupten will, daß, wenn eine Entſcheidung einer 
Nachprüfung nicht mehr unterliegt, dies zur Folge hat, daß 
der Betreffende, der die Entſcheidung fällt, nun gerade mit 
beſonderer Sorgfalt vorgeht. 
(Sehr richtig!) 
Mag auch der gute Wille vorhanden ſein, die Tatſachen werden 
jedenfalls dieſem Willen nicht entſprechen. Es iſt nur zu 
natürlich, daß die Oberlandesgerichte in Sachen, die der Reviſion 
nicht mehr unterliegen, der Tendenz verfallen werden, vor allen 
Dingen den Prozeß möglichſt ſchnell zu beendigen; ſie werden 
leicht geneigt ſein, zu ſagen: wozu ſollen wir dieſe Beweiſe noch 
erheben? — ſie werden wahrſcheinlich für die Parteien doch 
nichts ergeben, ſie werden nur den Prozeß weiter in die Länge 
ziehen und Koſten verurſachen, die Sache iſt ſchon genügend 
geklärt, wir wollen zur Erkenntnis kommen. Gerade die Gefahr, daß 
der Ausſchluß der Reviſion in einer ſo großen Anzahl von Sachen 
dazu führen könnte, daß den Parteien die Beweiſe abgeſchnitten 
werden, genügt, um die vorgeſchlagene Beſtimmung abzulehnen. 
(Sehr richtig!) 
Meine Herren, wer im Leben ſteht, wer namentlich als 
Anwalt mit dem Publikum Tag für Tag zu tun hat, weiß, 
daß die Parteien in Prozeſſen nichts ſo ſchmerzlich empfinden 
wie das Abſchneiden von Beweiſen. 
(Sehr richtig!) 

Man hört es jeden Tag: warum werden meine Zeugen nicht gehört? 
(ſehr richtig!) 

ich habe doch Zeugen benannt! — 

Ich meine, es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß, 
wenn die Oberlandesgerichte vor der Alternative ſtehen: ändern 
wir das erſte Urteil ab, dann geht die Sache an das Reichs⸗ 
gericht, und dann wird möglicherweiſe das Urteil aufgehoben, 
und wir haben die Sache nochmals zu verhandeln, beſtätigen 
wir aber das Urteil, dann iſt die Sache definitiv entſchieden, — 
dann vielfach in zweifelhaften Fällen ganz unbewußt die Tendenz 
beſtehen wird, das Urteil erſter Inſtanz zu beſtätigen, um die 
Sache definitiv zu erledigen. 

Sehr richtig!) 
Das iſt menſchlich, und darum ſoll den Oberlandesgerichten auch 
kein Vorwurf gemacht werden, wenn auf dieſe Gefahr mit allem 
Nachdruck hingewieſen wird. 

Meine Herren, ich möchte nachdrücklich hervorheben, daß 
die geſamte Anwaltſchaft, ich darf wohl ſagen, ohne Ausnahme 
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im ganzen Reiche, nicht bloß die Anwaltſchaft beim Reichs⸗ 
gericht, ſondern auch die Anwaltſchaft bei den Oberlandes⸗ 
gerichten und bei den Landgerichten, ganz einmütig der Anſicht 
it, das der Grundſatz der duae conformes im Intereſſe der 
Rechtspflege entſchieden abgelehnt werden muß. 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren, ich komme zum Schluß. Ich wiederhole, 
wir verkennen nicht, daß ein Notſtand beim Reichsgericht beſteht, 
und daß dieſem Notſtand nach Möglichkeit abgeholfen werden 
muß, Aber die Mittel, welche ſeitens des Reichsjuſtizamts 
vorgeſchlagen werden, um dieſen Notſtand zu beſeitigen, unter⸗ 
liegen zum großen Teil den allergewichtigſten Bedenken, und wir 
werden nicht in der Lage ſein, in der Kommiſſion, an die ja die 
Sache zweifellos verwieſen werden wird, für dieſe Mittel zu 
ſtimmen. Die Sache wird in der Kommiſſion, wie ſeitens der 
Herren Vorredner auch hervorgehoben worden iſt, der ein⸗ 
gehendſten Erörterung bedürfen, und erſt nach reiflichſter Prüfung 
wird man entſcheiden können, welche Mittel geeignet ſind, um 
dem unleugbar vorhandenen Notſtande beim Reichsgericht ab- 
zuhelfen, ohne die Rechtspflege zu ſchädigen. 

(Bravo! bei den Polen) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Be⸗ 
vollmächtigte zum Bundesrat, Staatsſekretär des Reichsjuſtiz⸗ 
amts, Wirkliche Geheime Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, 
der Herr Vorredner hat zwar mehrfach hervorgehoben, daß er 
gegen die Oberlandesgerichte einen Vorwurf nicht erheben wolle, 
aber ſchließlich gingen ſeine ganzen Ausführungen doch dahin, daß 
die Oberlandesgerichte in einem einzelnen Prozeß, in dem das 
Reichsgericht der Reviſionsſumme nach noch angerufen werden 
könnte, bei Einführung des Difformitätsprinzips zu einem 
konformen Urteile gelangen würden, obwohl der Erlaß eines 
difformen Urteils nach Lage der Sache am Platze geweſen 
wäre. Meine Herren, unſere Oberlandesgerichtsräte, die ich 
doch auch einigermaßen zu kennen glaube, ſind viel zu pflicht⸗ 
treu, als daß ſie ſich derartigen Erwägungen hingeben 
könnten. | 

Es iſt auch geſprochen worden von der Möglichkeit der 
Bildung einer Sonderrechtſprechung für den Fall der Ein⸗ 
führung des Difformitätsprinzips, und es iſt erwähnt worden, 
daß der frühere Abgeordnete Miquel 1875 bei Beratung der 
Reichsjuſtizgeſetze geſagt hat, er befürchte bei Einführung des 
Difformitätsprinzips die Bildung einer Sonderrechtſprechung. 
Meine Herren, damals waren ſeit der Gründung des Deutſchen 
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buch beſaßen wir damals noch nicht, man konnte damals wohl 
noch ſolche Befürchtungen hegen. Jetzt beſteht das Deutſche 
Reich faſt 40 Jahre; eine ganz andere Generation von Richtern 
iſt herangewachſen. Der Gedanke unſerer Rechtseinheit iſt allen 
ſo in Fleiſch und Blut übergegangen, daß nach meiner Meinung 
eine beſondere Gefahr für die Entſtehung einer Sonderrecht⸗ 
ſprechung nicht beſteht. Hat ſich denn in den nicht reviſiblen 
Sachen irgendwo eine Sonderrechtſprechung bei den Landgerichten 
und Oberlandesgerichten gebildet? 


Sehr richtig! rechts) 


39. Jahrgang. 


Das iſt abſolut nicht der Fall. Mir iſt nie etwas von einer 
Sonderrechtſprechung in den nicht reviſiblen Sachen zu Ohren 
gekommen, weder bei den Sachen, die vom Amtsgericht an das 
Landgericht gehen, noch bei denen, die vom Landgericht an das 
Oberlandesgericht gehen, und die, weil der Beſchwerdegegen⸗ 
ſtand nur 2500 & oder früher ſogar nur 1500 && betrug, 
nicht an das Reichsgericht gedeihen konnten. Wenn auf einzelne 
Fälle, wie auf den oft erwähnten Hamburger Fall, hingewieſen 
wird, ſo ſind dies eben völlig vereinzelte Fälle, und ſie werden 
auch in Zukunft vereinzelt bleiben. 


Meine Herren, ich komme zu dem Punkte, wegen deſſen ich 
mich eigentlich zum Wort gemeldet hatte. Ich bin vorgeſtern, 
nachdem ich die drei erſten Redner zu der Geſetzesvorlage gehört 
hatte, aus dem Reichstag fortgegangen, in der Hoffnung, daß 
trotz der vielen mehr oder weniger begründeten Bedenken gegen 
die Einzelvorſchläge der Vorlage es ſich doch ermöglichen 
werde, die Geſetzesvorlage noch vor der Vertagung des Reichs⸗ 
tags zuſtande zu bringen. Nach dem, was ich heute gehört 
habe, und nach ſonſtigen mir zugegangenen Mitteilungen ſcheint 
das hohe Haus nicht gewillt zu ſein, vor der Vertagung 
noch in eine eingehende Beratung der Vorlage einzutreten. 
Es ſcheint die Abſicht zu beſtehen, die Vorlage erſt während 
des Sommers oder im Herbſt zu beraten und ſie erſt im Laufe 
des nächſten Winters zu verabſchieden. Meine Herren, ein 
ſolches Vorgehen würde ich tief beklagen und bedauern im 
Intereſſe unſeres Reichsgerichts. 

Ich kann nur noch einmal wiederholen — ich habe dies 
bereits vorgeſtern mitgeteilt —: am Anfang dieſes Jahres 
ſind 3084 unerledigte Sachen mit ins neue Jahr herüber⸗ 
gegangen. Dieſe hatten ſich bereits Ende März vermehrt auf 
3241 Reviſionen. Es werden in dieſem Jahre nach genauer 
Berechnung jedenfalls 4900 neue Reviſionen eingehen, ſo daß 
im Laufe dieſes Jahres an ſich beim Reichsgericht zur Erlebi- 


gung vorhanden ſein werden 8000 Reviſionen, nämlich die 


3100 am Anfang dieſes Jahres, zu denen hinzukommen die 
neuen 4900. Von dieſen werden, wenn man die bisherigen 
Erfahrungen zugrunde legt, rund 4500 im Laufe des Jahres 
erledigt, und am 31. Dezember werden rund 3500 Sachen — 
ganz gewiß nicht weniger — in das Jahr 1911 mit herüber⸗ 
genommen werden müſſen. Nun waren am 31. März d. . 
die Termine bereits hinausgeſetzt bis Ende Mai nächſten 
Jahres, und Sie können verſichert fein, meine Herren, daß, 
wenn jene 3500 Sachen am Ende dieſes Jahres in das neue 
Jahr hinübergenommen werden müſſen, dann bereits zu An⸗ 
ſang des nächſten Jahres die ſämtlichen Termine des nächſten 
Jahres beſetzt ſein werden, und ſämtliche nach dem 1. Januar 
des nächſten Jahres eingehenden Reviſionen werden erſt in den 
erſten Monaten bis zum April des Jahres 1912 anberaumt 
werden können. Alſo die Vornahme einer Abhilfe iſt abſolut 
notwendig, und je mehr ſie hinausgeſchoben wird — das iſt 
auch unzweifelhaft —, deſto ſchwerer wird es ſein, wieder 
normale Verhältniſſe herbeizuführen. 
(Sehr richtig! rechts) 

Gerade den letzteren Geſichtspunkt möchte ich Sie bitten doch 
echt zu beachten: je mehr Reſte vorhanden ſind, deſto weniger 
wird es möglich ſein, normale Verhältniſſe herbeizuführen. 
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Nun, meine Herren, bin ich gefragt worden, wie ich zu 
der Errichtung von Hilfsſenaten ſtehe. Wenn ich mich recht 
erinnere, war es der Herr Abgeordnete Lattmann, der mir die 
Frage vorlegte, ob es möglich ſein werde, Hilfsſenate dadurch 
zu bilden, daß die entſcheidende Anzahl der Mitglieder der 
Senate von ſieben auf fünf herabgeſetzt wird. Dieſe Herab⸗ 
ſetzung der Mitglieder von ſieben auf fünf würde indeſſen ohne 
Geſetz nicht erfolgen können; denn nach den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen muß jeder Senat des Reichsgerichts in 
der Beſetzung von ſieben Richtern entſcheiden. 

Meine Herren, es iſt Ihnen irrtümlicherweiſe zunächſt eine 
Begründung der Geſetzesvorlage zugegangen, die mit der Vor⸗ 
lage nicht durchweg übereinſtimmte. Unter den vielen Mitteln, 
die behufs Entlaſtung des Reichsgerichts erwogen waren, befand 
ſich auch die Maßregel der Herabſetzung der entſcheidenden 
Mitglieder eines Senats von ſieben auf fünf. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag iſt aber ſchließlich im Schoße der verbündeten Regierungen 
geſtrichen worden, weil man zu der Überzeugung kam, daß er 
im Grunde nicht eine Entlaſtungsmaßregel, ſondern in erſter 
Linie eine organiſatoriſche Maßregel war. Immerhin iſt nicht 
zu verkennen, daß jene Maßregel auch in einem gewiſſen Um⸗ 
fange eine entlaſtende Wirkung inſofern ausgeübt haben würde, 
als die Mitglieder des Reichsgerichts in der Lage geweſen ſein 
würden, etwas mehr zu leiſten, als dies bei der gegenwärtigen 
Beſetzung der Senate der Fall iſt. Bei dieſer Beſetzung werden 
jetzt pro Jahr etwa 2520 Urteile gefertigt. Setzt man die Zahl 
der entſcheidenden Mitglieder von ſieben auf fünf herab und 
beläßt es zugleich bei den ſieben Senaten, ſo können jährlich 
216 Urteile mehr gefertigt werden. Einen größeren Erfolg 
würde die Maßregel allerdings nicht haben; das ſteht nach den 
an verſchiedenen Stellen vorgenommenen Berechnungen durchaus 
feſt. Ich kann Ihnen dies nicht näher vorrechnen, da wir hier 
kein Rechnungsbureau find; Sie müſſen es mir, wenn die Zahl 
Ihnen auch niedrig erſcheint, ſchon glauben. 

Nun fragt es ſich aber, meine Herren, ob, wenn man die 
Senate in der Beſetzung von 1 Präſidenten und 4 Mitgliedern 
entſcheiden läßt, man gleichwohl die 7 Zivilſenate — denen fetzt 
meiſt 1 Präſident und 7 Mitglieder angehören — beſtehen läßt. 
Es würde dann, wie Sie anerkennen werden, ein dauernder 
Wechſel in der Beſetzung der Senate erfolgen müſſen, und des⸗ 
wegen hat es naturgemäß gewiſſe Bedenken, dieſe 7 Senate 
beſtehen zu laſſen. Man könnte dann organiſatoriſch auch anders 
vorgehen. Man könnte ſagen: wir haben jetzt in jedem der 
7 Senate 2 überſchüſſige Mitglieder; aus den überſchießenden 
Mitgliedern bilden wir 2 Senate. Das ſind dann wohl die 
beiden Hilfsſenate, die vorher hier von einem der Herren Ab⸗ 
geordneten erwähnt worden ſind? Dieſe beiden Hilfsſenate 
würden 2 Präſidenten haben müſſen, und es würde deshalb 
nötig ſein, 2 Reichsgerichtsratsſtellen in Senatspräſidentenſtellen 
umzuwandeln; wenn man dies aber auch nicht wollte, ſo würden 
2 Reichsgerichtsräte mit der Leitung dieſer Senate beauftragt 
werden müſſen. Die Vorſitzenden dieſer Hilfsſenate würden an 
der Fertigſtellung der Urteile nicht mehr teilnehmen können. 
Dadurch verringert ſich wieder die Zahl der Erkenntniſſe, die 
jährlich — ich nannte vorher 216 — mehr geleiſtet werden 
könnten. Nach den angeſtellten Berechnungen würde die Jahl 
der Urteile, die jährlich über die jetzt geleiſtete Zahl von 
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2520 Urteilen hinaus mehr geleiftet werden können, dann nur 
noch 141 betragen. 

Alſo, meine Herren, dieſe Maßregel birgt einmal keine 
irgendwie erhebliche Entlaſtung in ſich; ſie würde auch nicht 
herbeizuführen ſein, ohne daß der Ihnen vorgelegte Geſetz⸗ 
entwurf in irgendeiner Form zuſtande käme. 

(Sehr richtig! links) 

Bei dem Wunſche nach der Errichtung von Hilfsſenaten 
haben einige Herren vielleicht auch an die Hilfsſenate des 
Jahres 1879 gedacht. 

Im Jahre 1879 ſind bei dem Reichsgerichte Hilfsſenate 
eingerichtet worden behufs Erledigung der vor dem 1. Oktober 
1879 bei den oberſten Landesgerichten der Bundesſtaaten an⸗ 
hängig gewordenen und zu dieſem Zeitpunkte dem Reichsgericht 
überwieſenen Sachen. Behufs Einrichtung dieſer Hilfsſenate 
wurden damals Oberlandesgerichtsräte und andere höhere Richter 
aus den verſchiedenen Bundesſtaaten nach Leipzig kommittiert, 
und ſo wurden für eine gewiſſe Zeit beim Reichsgericht Herren 
als Hilfsrichter beſchäftigt, die nicht Reichsgerichtsräte waren. 
Im Gerichtsverfaſſungsgeſetz haben wir die ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung, daß beim Reichsgericht Hilfsrichter nicht beſchäftigt 
werden können. Meine Herren, wenn Sie ſich die Frage über⸗ 
legen, ob nunmehr wieder derartige Hilfsſenate bei dem Reichs⸗ 
gericht errichtet werden follen, ſo möchte ich meinen, daß Sie 
einer ſolchen Maßregel ablehnend gegenüberſtehen werden. Wir 
haben jedenfalls an die Zuziehung ſolcher Hilfsrichter nicht 
gedacht. Es wird vielfach darüber geklagt, daß bei den Ober⸗ 
landesgerichten zu viel Hilfsrichter beſchäftigt werden, und ebenſo 
wird es als ein Mißſtand bezeichnet, daß bei den Landgerichten 
und bei den Amtsgerichten zu viel Hilfsrichter in Geſtalt von 
Aſſeſſoren beſchäftigt ſind. Wenn nun aus den Bundesſtaaten 
wieder Mitglieder von Oberlandesgerichten als Hilfsrichter an 
das Reichsgericht abgeordnet würden, ſo würde dadurch die 
Zahl der bei den unteren Gerichten vorhandenen Hilfsrichter 
noch vermehrt werden. 

Meine Herren, ich habe nach dieſer Richtung bisher in 
keiner Weiſe Fühlung mit den verbündeten Regierungen ge⸗ 
nommen; aber es iſt meine Überzeugung, daß die verbündeten 
Regierungen aus grundſätzlichen Erwägungen nicht geneigt ſein 
werden, eine derartige Beſchaffung von Hilfsrichtern wegen der 
Notlage des Reichsgerichts in Erwägung zu nehmen. 

Nach alledem bliebe nur übrig, Hilfsſenate zu beſchaffen 
durch Errichtung mehrerer Senate zur Aushilfe. Ja, zur Aus⸗ 
hilfe auf wie lange? Ich fürchte, daß, wenn jetzt zwei neue 
Senate errichtet würden, wir ſehr lange auf die Erledigung 
dieſes Geſetzentwurfes würden warten können. Wir können 
und dürfen — ich habe das ſchon vorgeſtern ausgeführt — 
eben nicht die Richter vermehren, ſondern wir müſſen den Zu⸗ 
gang zum Reichsgericht etwas ſchwieriger geſtalten; denn es iſt 
ſo überlaſtet, daß es die Arbeit nicht mehr ſchaffen kann. Hilfs⸗ 
ſenate werden gar zu leicht zu Dauerſenaten, wenn man auch 
ſagt, daß ſie ſpäter wieder in Wegfall kommen ſollen. Sie 
würden nicht in Wegfall kommen können, wenn wir nicht zu: 
gleich einſchneidende Mittel ergreifen, um den Zugang der 
Reviſionen zu vermindern. Wenn das nicht geſchieht, und es 
werden ſtatt deſſen jetzt zwei neue Senate geſchaffen, dann 
haben wir in zwei Jahren einen dritten Senat, und ſo geht 
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es weiter bis zum 15. und 16. Senat. Das kann unmöglich 
geſchehen. Die verbündeten Regierungen haben ſeit Jahren aus 
wohlerwogenen Gründen ihren feſten Willen kundgegeben, keine 
neuen Senate zu ſchaffen, und ich bin feſt überzeugt, daß ſie 
auch bei dem gegenwärtigen Stande nicht gewillt ſein würden, 
ein ſolches Mittel der Abhilfe ins Auge zu faſſen. 

Ich möchte alſo dringend bitten, nicht die Vertagung dieſer 
Vorlage auf den Herbſt in Ausſicht zu nehmen. Es wird 
geſagt, man müſſe die Vorſchläge gründlich erwägen und die 
Kritik abwarten. Ja, meine Herren, wer im Jahre 1898 an 
den Verhandlungen dieſes hohen Hauſes teilgenommen hat, wer 
den eingehenden vorzüglichen Kommiſſionsbericht über die Ent⸗ 
laſtungsvorlage des Jahres 1905 geleſen hat, der iſt über alle 
uns jetzt wieder beſchäftigenden Fragen völlig informiert. Auch 
ich habe nach meinem Dienſtantritt im November 1909 mich 
aus dieſem trefflichen Bericht über die einſchlägigen Fragen 
gern informiert. Statiſtiſches Material will ich den Herren 
zur Kommiſſionsberatung liefern, ſoviel Sie haben wollen. Ich 
glaube, daß wir in wenigen Wochen dahin kommen können, den 
Geſetzentwurf zu verabſchieden. Es gibt eben nur drei Mittel 
neben den übrigen kleinen Mitteln, die die meiſten der Herren 
Redner ebenfalls nicht für genügend erachtet haben, um der 
Not abzuhelfen. Einmal die Vermehrung der Senate und der 
Mitglieder des Reichsgerichts. Warum das nicht geſchehen 
kann, habe ich Ihnen mitgeteilt. Weiter die Erhöhung der 
Reviſionsſumme und endlich die Einführung des Difformitäts⸗ 
prinzips. Bei der Erhöhung der Reviſionsſumme müſſen Sie, 
ſo möchte ich ſagen, den horizontalen Strich zwiſchen reviſibeln 
und irreviſibeln Sachen höher hinaufrücken; da würden Sie 
zu einer Reviſionsſumme von 5000 / kommen müſſen, und bei 
Einführung des Difformitätsprinzips ziehen wir unter Belaſſung 
der Reviſionsſumme den vertikalen Strich: auf der einen Seite 
die konformen, nicht reviſibeln, auf der anderen Seite des 
Strichs die difformen, reviſibeln Urteile. Sie werden ſagen: 
das ſind alles rein äußerliche mechaniſche Mittel. Natürlich, 
das ſind ſie auch, aber anders geht es nicht zu machen. Auch 
die Erhöhung der Reviſionsſumme von 1500 % auf 2500 .4 
war ein äußerliches Mittel und hat unſerer Rechtsentwicklung 
nicht den mindeſten Abtrag getan. 

Meine Herren, ich möchte Sie dringend bitten, laſſen Sie 
den Gedanken, die Vorlage jetzt nicht zu beraten, fallen, treten 
Sie wenigſtens in die Beratung ein! Wenn wir fleißig arbeiten, 
werden wir, davon bin ich überzeugt, zu einem Reſultat kommen. 

Ich habe leider noch die Aufgabe, dem Herrn Abgeordneten 
Ablaß gegenüberzutreten. Er hat nämlich vorgeſtern geſagt: 

Ich habe die Überzeugung, daß die Reichsregierung be: 
wußt darauf ausgeht, dieſer gewaltigen Rechtsgarantie, 
die wir in der Schöpfung des Reichsgerichts beſitzen, 
derart Abbruch zu tun, daß dieſe Verminderung des 
Einfluſſes des Reichsgerichts beinahe einer Zerſtörung 
gleichkommt. 
Ich halte dieſe Außerung für unbegreiflich. Hat denn der 
Herr Abgeordnete Ablaß die Verhandlungen aus den Jahren 
1898 und 1905 nicht verfolgt? Hat er niemals von den 
Erklärungen gehört, die mein Herr Amtsvorgänger namens 
der verbündeten Regierungen abgegeben hat, und die alle darauf 
ausgingen, das Reichsgericht zu heben und es in ſeinem An— 
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ſehen zu ſtärken? Die Äußerung des Herrn Abgeordneten 
Ablaß enthält einen ſo ſchweren Vorwurf gegen die Reichs⸗ 
regierung — ich nehme an, daß der Herr Abgeordnete dieſe 
Worte nicht im Namen ſeiner politiſchen Freunde geſprochen 
hat —, daß ich mich für verpflichtet halte, ſie auf das ent⸗ 
ſchiedenſte zurückzuweiſen. 

Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Dahlem. 


Dr. Dahlem, Abgeordneter: Meine Herren, das Bedauern 
des Herrn Staatsſekretärs, daß die Vorlage nicht gleich zur 
Beratung beziehungsweiſe zur Entſcheidung kommen ſoll, iſt ja 
an ſich begreiflich. Andererſeits aber muß man doch auch 
ſagen, daß, wenn die verbündeten Regierungen mit einer der⸗ 
artigen Geſetzesvorlage an den Reichstag kommen, die die 
Grundlage des Reichsgerichts verändert, dann die Sache doch 
auch gründlich überlegt werden muß, und daß dann eine Zeit 
von einigen Monaten gar keine Rolle ſpielt. Der Herr Staats⸗ 
ſelretär hat ſich auch gegen die Auffaſſung des Herrn Abgeord— 
neten Lattmann gewendet, daß man mit fünf Richtern wohl 
auskommen könnte. Ich kann dem beipflichten und meine 
Meinung dahin ausſprechen, daß mit einer Herabſetzung von 
ſieben auf fünf Richter wahrhaftig nicht viel gewonnen iſt, 
und daß es ſich daher nicht empfiehlt, auf dieſen Vorſchlag 
einzugehen. 

Was nun den Entwurf als ſolchen anlangt, ſo muß man 
doch davon ausgehen, daß das Reichsgericht zur Wahrung des 
formellen und materiellen Rechts dienen, beziehungsweiſe die 
Stütze in unſerm Reiche ſein ſoll. Die Vorlage erſchwert aber 
zweifellos dieſe Aufgabe des Reichsgerichts in erheblichem 
Maße; denn was iſt es anders als eine Erſchütterung der 
Wahrung des materiellen Rechts, wenn die Vorlage die Er: 
mächtigung geben will, daß in Zukunft bei konformen Urteilen 
des Land⸗ und Oberlandesgerichts das Reichsgericht nichts 
mehr zu ſagen habe. Meine Herren, jeder Rechtsanwalt muß 
ſich unbedingt ſagen, daß, ſelbſt wenn die Urteile von Land⸗ 
und Oberlandesgerichten identiſch ſind, vielfach eine Verletzung 
des materiellen oder formellen Rechts vorliegt, und man ſollte 
ſich wahrhaftig doch davor hüten, zu ſagen, daß, wenn die 
Urteile gleich ſind, nunmehr das Reichsgericht ausgeſchaltet 
werden ſoll. Meine Herren, ich gehe nicht ſo weit, wie der 
Herr Abgeordnete Seyda, ſondern ich möchte ſagen: ſelbſt wenn 
ie Richter der beſten Überzeugung nach handeln, und auch 
das Oberlandesgericht ſich dem Landgericht anſchließt, ſo 
fönnen doch fo viele Irrtümer vorkommen, daß trotzdem 
das Eingreifen des Reichsgerichts nicht allein erwünſcht, 
ſondern dringend erforderlich iſt, um den Satz, den ich 
an die Spitze meiner Ausführungen geſtellt habe, nämlich 
Wahrung des materiellen Rechts, aufrechtzuerhalten und 
durchzuführen; denn, meine Herren, gerade das Reichs— 
gericht iſt nicht allein gebildet, um das formelle Recht 
aufrechtzuerhalten oder zur Durchführung zu bringen, ſondern 
auch um das materielle Recht zu ſchützen und dasſelbe aufrecht⸗ 
zuerhalten. Meines Erachtens muß mit aller Schärfe daran 
feſtgehalten werden, daß das eine der weſentlichſten Aufgaben 
des Reichsgerichts auch für die Zukunft ſein muß, und daß wir 
hier im Reichstag nicht daran rütteln laſſen dürfen, daß das 


Reichsgericht auch zur Aufrechterhaltung und Durchführung des 
materiellen Rechts in unſerem Vaterlande mitwirken muß, und 
daß wir ſchon deshalb den Gedanken der Vorlage, daß bei 
gleichen Urteilen des Land⸗ und Oberlandesgerichts das Reichs⸗ 
gericht nicht mehr mitwirken ſoll, einfach beſeitigen müſſen. 

Dann, meine Herren, bin ich aber auch der Meinung, daß 
der Vorſchlag des Geſetzentwurfs, die Reviſion ſolle nicht mehr 
geſtützt werden können auf Unterlaſſung der Ausübung des 
Fragerechts in der unteren Inſtanz und auf ungenügende Feſt⸗ 
ſtellung des Sachverhalts, nicht akzeptiert werden kann. Es 
würde zu den größten Unzuträglichkeiten führen, wenn das Frage⸗ 
recht in der unteren Inſtanz nicht mehr genügend ausgeübt, oder 
wenn der Sachverhalt in der unteren Inſtanz nicht mehr genügend 
feſtgeſtellt würde, daß daran das Reichsgericht nicht mehr rütteln 
könnte. Ich erachte es als eine der weſentlichſten Grundlagen 
des Verfahrens beim Reichsgericht, daß dasſelbe auch darauf 
achten muß. Meine Herren, wenn Sie das ſtreichen, wenn 
Sie darin der Vorlage folgen, werden Sie ebenfalls eine der 
Stützen unſeres Rechts beſeitigen helfen und werden ebenſo wie 
mit dem bereits beſprochenen Punkte eine ſehr erhebliche Ver⸗ 
ſchlechterung unſeres jetzigen Rechtszuſtandes herbeiführen. 

Der Weg, den man angeſichts des heutigen beklagens⸗ 
werten Zuſtandes gehen muß, iſt meines Erachtens eine Ber: 
mehrung der Senate beim Reichsgericht. Wenn man ſich vor 
Augen ſtellt, daß die Bevölkerung Deutſchlands auf 60 Millionen 
Einwohner geſtiegen iſt, dann, meine Herren, iſt es doch nichts 
Beſonderes, daß die Zahl der Richter nun auch erheblich ver— 
mehrt werden muß, ſelbſt wenn darin eine Gefahr, ſelbſt wenn 
darin eine teilweiſe Unzuträglichkeit zu erblicken wäre. Nein, 
man muß umgekehrt ſagen: ſelbſt auf die Gefahr hin, daß die⸗ 
ſelben ſich ereignen, wird man die Zahl der Richter vermehren 
und ſorgen müſſen, daß eine ſchnelle Juſtiz in Deutſchland nun⸗ 
mehr geſchaffen wird, und daß das Reichsgericht in ſeinen Ent⸗ 
ſcheidungen raſcher vorwärts kommt, als es bisher der Fall 
geweſen iſt. 

Ich will mich mit dieſen kurzen Bemerkungen begnügen 
und will nochmals darauf aufmerkſam machen, von welch 
großer einſchneidender Bedeutung die Vorlage erſcheint. Wenn 
die verbündeten Regierungen Abhilfe ſchaffen wollen, ſo wird 
der Reichstag gern dazu ſeine Zuſtimmung geben und wird 
gern die Mittel dazu bewilligen, die Richterzahl angemeſſen zu 
erhöhen. Das iſt der einfachſte und raſcheſte Weg, und wenn 
der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts eine entſprechende 
Vorlage beim Reichstage einbringt, — ich zweifle gar nicht 
daran, daß dieſelbe in einigen Tagen fertiggeſtellt ſein würde. 

Wenn der Bundesrat nicht geneigt iſt, darauf einzugehen, 
bleibt nichts anderes übrig, als einſtweilen noch zu warten, 
bis derſelbe ſich zu der Sache günſtiger ſtellen wird. Aber 
dagegen muß ich mich doch ganz entſchieden ausſprechen, daß 
deshalb, weil der Bundesrat nicht für eine Vermehrung der 
Richterzahl iſt, die Rechtſprechung des Reichsgerichts bei gleich— 
lautenden Urteilen des Land- und Oberlandesgerichts beſeitigt 
werden ſoll. 

Dann, meine Herren, hat der Entwurf eine Reihe ſo— 
genannter kleiner Mittel bezeichnet: Beſeitigung der Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts als Beſchwerdegericht in bürgerlichen Rechts- 
ſtreitigkeiten. Wer als Rechtsanwalt Gelegenheit hat, ſich mit 
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diefen Sachen zu beſchäftigen, der wird mir zugeben, daß das 
wahrhaftig kein kleines Mittel iſt, keine kleine Tätigkeit für das 
Reichsgericht, ſondern daß es in vielen Fällen von der aller⸗ 
größten Bedeutung geweſen iſt, daß man ein Beſchwerderecht 
an das Reichsgericht bisher gehabt hat; und man ſoll auch in 
Zukunft nicht daran rütteln laſſen. 

Dann, Ausſchluß der Reviſion gegen Urteile der Ober⸗ 
landesgerichte über Arreſte und einſtweilige Verfügungen. Das 
iſt ebenfalls eines der Mittel, die zwar als kleine Mittel ge⸗ 
ſchildert werden in der Vorlage bzw. in der Begründung, die 
aber tatſächlich von der allergrößten praktiſchen Bedeutung ſind, 
und auch hieran ſoll man wahrhaftig nicht rütteln laſſen und 
ſoll nach wie vor das Recht der Reviſion in ſolchen Sachen an 
das Reichsgericht beſtehen laſſen. 

Meine Herren, ich reſümiere mich dahin, daß ich die 
dringende Bitte ausſprechen möchte, daß das Haus die Vorlage 
nicht akzeptiert, daß im übrigen aber der Reichstag gern bereit 
iſt, weitere Mittel zu einer Vermehrung der Richterzahl zu be⸗ 
willigen. Im übrigen aber warten wir ruhig ab, was die 
verbündeten Regierungen dem hohen Hauſe dann vorſchlagen 


werden. 
(Lebhafter Beifall in der Mitte) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Junck. | 


Dr. Junck, Abgeordneter: Meine Herren, ich gedenke nicht 
in dem jetzigen Stadium der Beratung, nachdem bereits die 
zweite Serie der Redner angeſchnitten iſt, in alle Tiefen der 
Frage einzudringen, obwohl ich eine gewiſſe Berechtigung dazu 
aus dem Umſtande herleiten könnte, daß ich im Gegenſatz zu 
den verehrten Herren, die geſprochen haben, die Ehre habe, am 
Reichsgericht ſelbſt tätig zu ſein und zwar ſeit mehr als zehn 
Jahren. Ich will mich im weſentlichen gegen das wenden, was 
der Herr Staatsſekretär in ſeiner zweiten Rede vorgebracht hat. 
Teilweiſe kann ich ihm auch zuſtimmen, zum Beiſpiel darin, daß 
es gar keinen Zweck hätte, die Zahl der Mitglieder der Senate 
auf fünf herabzuſetzen. Dieſer Gedanke war ja in dem erſten 
uns verſehentlich zugegangenen Entwurf näher begründet, aber 
dieſen Entwurf betrachte ich loyalerweiſe als nicht geleſen; denn 
man kann den verbündeten Regierungen natürlich nicht das 
Recht abſprechen, einmal zu einer anderen Meinung zu kommen 
und etwas, was verſehentlich gedruckt iſt, als nicht gedruckt zu 
bezeichnen. Es hätte gar keinen Zweck, die Mitgliederzahl 
herabzuſetzen. Entweder gewönne man dadurch die Möglichkeit, 
neue Senate aus dem vorhandenen Perſonalbeſtand zu bilden — 
das iſt aber gerade das, was die meiſten nicht wünſchen —, 
oder man könnte denſelben Senat, dem etwa im ganzen 8 Mit⸗ 
glieder zugeteilt wären, öfter tagen laſſen, etwa in der Woche 
drei⸗ oder viermal. Das würde aber wieder die Konſequenz 
haben, daß entweder der Präſident des Senates in ganz 
ungebührlicher Weiſe belaſtet würde, und der Senatspräſident iſt 
doch dasjenige Mitglied des Senats, das für die Einheitlichkeit 
der Rechtſprechung im Senat zu ſorgen hat, oder man ließe 
ſeine regelmäßige Vertretung durch ein anderes Mitglied des 
Senats zu. Auch dadurch würde die Einheitlichkeit der Recht— 
ſprechung des Senats gefährdet, und es bliebe zweifelhaft, ob 
dasjenige Mitglied, das nach der Anciennität berufen wäre, den 
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Senatspräſidenten zu vertreten, immer das gerade für dieſe 
Funktion geeignetſte Mitglied ſein würde. Alſo dieſe Herab⸗ 
ſetzung auf 5 iſt meines Erachtens ein unfruchtbarer und untaug⸗ 
licher Gedanke. 5 

Dagegen kann ich dem Herrn Staatsſekretär nicht bei- 
pflichten, wenn er die deutſchen Oberlandesgerichte dagegen ver⸗ 
wahren zu müſſen geglaubt hat, daß ſie ſich etwa in ihrer 
Rechtſprechung dadurch beeinfluſſen ließen, daß ihnen in die Hand 
gelegt würde, durch Zurückweiſung der Berufung die Reviſion 
abzuſchneiden. Der Herr Staatsſekretär hat von der Pflichttreue 
unſerer Oberlandesgerichtsräte geſprochen, an der ich nicht im 
geringſten zweifle; aber man kann ſolche Dinge nicht mit einem 
gewiſſen ſittlichen Pathos erledigen, ſondern man muß ſich an 
allgemein menſchliche Erfahrungen halten, und ich behaupte: 
der Menſch, der ſich gern reformieren läßt, der ſich gern 
kontrollieren läßt, muß erſt noch geboren werden. 

(Sehr richtig!) 

Wir unterliegen alle bis zu einem gewiſſen Grade der Neigung, 
eine uns obliegende Arbeit, wenn nicht ſo leicht und ſchnell als 
möglich, gewiß aber ſo zu erledigen, daß das Reſultat unſerer 
Arbeit das Endreſultat iſt. Wer ſich hier frei fühlt von Schuld, 
der hebe den erſten Stein auf. Solcher Verſuchung ſoll man 
deutſche Richter nicht ausſetzen, und zwar gerade in einer Zeit, 
wo vielfach die Autorität der Gerichte in objektiv unberechtigter 
Weiſe angezweifelt wird. Man ſoll gar nicht Raum für den 
Gedanken ſchaffen: dieſe oder jene Berufung ſei zurückgewieſen 
worden, damit die Reviſion nicht möglich ſei. Ich habe perſön⸗ 
lich nicht im entfernteſten den Gedanken an eine Rechtsbeugung. 
Ich denke an die vielen zweifelhaften Fälle, zum Beiſpiel an 
den Fall, daß von der Glaubwürdigkeit des Zeugen, davon, ob 
man ihm glauben ſoll oder nicht, die Entſcheidung des ganzen 
Prozeſſes abhängt: glaubt man dem Zeugen, dann iſt der 
Prozeß erledigt, glaubt man ihm nicht, ſo bleibt eine Fülle von 
Rechtsfragen aufgerollt. Iſt es in dieſem Falle nicht menſch⸗ 
lich und darum entſchuldbar, ſich durch die ſich aufdrängende 
Erwägung, daß durch eine einfache Feſtſtellung der Prozeß 
erledigt ſei, in gewiſſem Sinne beeinfluſſen zu laſſen? Welcher 
Menſch darf von ſich behaupten, daß er von derartigen rein 
menſchlichen Einflüſſen ganz frei ſei! Alſo ich wiederhole: nicht 
mit ſittlichem Pathos laſſen ſich derartige Fragen abtun. Sie 
erheiſchen nüchterne Erwägungen vom Standpunkte des Lebens 
aus, und da bleibe ich dabei: wir dürfen kein Oberlandesgericht 
dieſer Verſuchung und auch dieſer Anzweiflung ſeiner Tätigkcit 
ausſetzen. 

Meine Herren, nun hat der Herr Staatsſekretär hingewieſen 
auf die große Zahl von unerledigten Sachen, die jährlich 
zurückblieben. Die Statiſtik des Reichsjuſtizamts iſt überhaupt 
nicht ganz einwandsfrei, und es iſt im beſonderen nicht richtig, 
wenn geſagt wird, es blieben jedes Jahr weit mehr als 1000 
Sachen unerledigt. Man kann bei einer derartigen Statiſtik 
aber nur ſolche Sachen zählen, die ſchon länger als etwa 
6 Monate beim Reichsgericht anhängig ſind. Man darf bei 
den am Schluſſe des Jahres vorhandenen und in das neue Jahr 
hinüberzunehmenden Reſten nicht diejenigen mitzählen, die erſt 
im November und Dezember eingegangen ſind. Wenn man 
aber die Statiſtik hiernach korrigiert, ſo kann man feſtſtellen, 
daß das Reichsgericht in der Lage iſt, den Durchſchnittseingang 
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eines Jahres aufzuarbeiten bis auf einige hundert Sachen. 
Alſo die Rechnung ſtimmt nicht. Man muß fragen, wieviel 
Arbeit tatſächlich das Reichsgericht leiſten kann, und in welchem 
Verhältnis dieſe mögliche Arbeitsleiſtung zum Durchſchnittsein⸗ 
gange ſteht. Nach einer Nachricht, die mir eben zugeht, ſoll das 
Reichsgericht ſo gerechnet alles bewältigen können außer etwa 
320 Sachen. Nun frage ich, ob unter dieſen Umſtänden nicht ſchon 
die Bildung eines einzigen neuen Senates genügen würde. Ich 
verſchließe mich keineswegs dem Eindruck, daß irgendwie ge⸗ 
holfen werden muß, und niemand würde es mehr beklagen als 
ich, wenn es nicht möglich ſein ſollte, dies ſchleunigſt zu tun. 
Das Geſetz trägt an ſeiner Stirn den Stempel eines Not⸗ 
geſetzes. Wir haben gehört, daß ſich der Seniorenkonvent 
dieſes hohen Hauſes, wie immer einſtimmig, dahin ſchlüſſig 
gemacht hat, daß dieſe Vorlage vor Pfingſten nicht mehr erledigt 
werden ſoll. Ich perſönlich würde, wie ich hiermit ausdrücklich 
erkläre, ſehr gern bereit geweſen ſein, ſofort in die Beratung 
der Vorlage einzutreten, und ich kann mich auch heute noch 
nicht davon überzeugen, daß es nicht doch möglich geweſen 
wäre, zur Verabſchiedung zu gelangen. 

Aber da wir einmal im weſentlichen unter uns Juriſten 
ſind, muß ich die Verſchuldungsfrage aufwerfen: wer wäre 
denn daran ſchuld, wenn dieſe Vorlage jetzt nicht mehr erledigt 
werden könnte? Der Deutſche Reichstag gewiß nicht! Ich 
habe, als ich das erſtemal die Ehre hatte, in dieſem hohen 
Hauſe zum Juſtizetat zu ſprechen, ſofort auf die Uberlaſtung 
des Reichsgerichts hingewieſen. Nun mag es richtig ſein, daß 
die Vorlage vor dieſer Seſſion nicht gut eingebracht werden 
konnte; aber ſie iſt auch diesmal erſt eingebracht worden kurz 
vor den Oſterferien, und der Reichstag ſoll nun eine Arbeit, 
zu der ſich das Reichsjuſtizamt mehrere Jahre Zeit gelaſſen 
hat, in wenigen Wochen erledigen. Iſt das gerecht! Man 
könnte erwidern: ja, das Material iſt ſo gewaltig geweſen, daß 
es nicht eher beſchafft werden konnte. Ich habe aus der Vor⸗ 
lage nicht den Eindruck gewonnen, daß es das Gewicht an 
Material wäre, das verhindert hätte, die Vorlage etwas früher 
aus der Voßſtraße in den Reichstag zu transportieren. 

(Heiterkeit) 

Im Gegenteil das Material, namentlich was die Statiſtik an⸗ 
langt, iſt etwas dürftig. Es iſt noch in den letzten Tagen 
überholt worden durch die Statiſtik, die der Deutſche Anwalt⸗ 
verein beigebracht hat. Während das Reichsjuſtizamt ſich auf 
wenige Jahre beſchränkt, hat der Deutſche Anwaltsverein die 
geſamten Bände der Reichsgerichtsentſcheidungen durchgenommen 
und konimt zu einem ganz anderen Reſultat. Alſo ich kann 
nicht finden, daß ſich das Reichsjuſtizamt gegenüber dem Vor⸗ 
wurf, die Vorlage zu ſpät eingebracht zu haben, exkulpiert 
hätte, und ich muß dies feſtſtellen vor der deutſchen Nation, 
die ein Intereſſe daran hat, daß das Reichsgericht in genügen⸗ 
der Weiſe funktioniert. Es iſt feſtzuſtellen, daß der Reichstag 
keine Schuld trägt. 

Das führt zu der weiteren Frage: was ſoll jetzt geſchehen? 
Ich richte dieſen Appell an den Herrn Staatsſekretär als den 
Vertreter des Reichskanzlers, als den Vorſtand der Behörde, 
die darüber zu wachen hat, daß ein wichtiges Organ des 
Deutſchen Reichs, das Reichsgericht, funktionieren kann. An⸗ 
genommen, daß wir erſt im Herbſt in der Lage ſind, in die 
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Beratung dieſes Geſetzentwurfs einzutreten, jo wird es nach 
meinem Ermeſſen kaum möglich ſein, das Geſetz etwa vor dem 
Frühjahr 1911 zu verabſchieden. Bis dahin werden die Termine 
am Reichsgericht belegt ſein, bis etwa Oktober 1912. Es würde 
alfo von heute ab noch eine Zeit von etwa 2 ½ Jahren ver⸗ 
gehen, bis Luft geſchaffen werden könnte. Ja, Herr Staats⸗ 
ſekretär, ſogar wenn wir in der Lage wären, das Geſetz jetzt 
noch vor Pfingſten zu verabſchieden, ſo würde es doch erſt 
Ende Mai oder Anfangs Juni in Kraft treten können. Bis 
dahin würde die Überlaſtung des Reichsgerichts weiter wirken, 
und eine Abhilfe würde vor Oktober 1911 nicht eintreten. Wie 
ſtehen jetzt die Dinge beim Reichsgericht? Die Termine ſind ſchon 
belegt bis weit in das Jahr 1911 hinein; ich perſönlich beſitze 
Termine, die auf den Mai 1911 anberaumt worden ſind. Ein 
Senat iſt damit beſchäftigt, den Mai 1911 zu beſetzen; ein 
Senat iſt mit der Beſetzung des Mais 1911 ſchon ziemlich 
fertig. Ich muß fragen, ob das Reichsjuſtizamt dieſe Ver⸗ 
hältniſſe mitanſehen kann, ohne ſchleunig Abhilfe zu ſchaffen. 
Der Herr Staatsſekretär wird erwidern: ich habe ja die 
Allein: die 
Vorlage wird früheſtens nach 1 Jahren wirken. Übrigens 
leben wir im konſtitutionellen Staate, wir können uns 
nicht gegenſeitig zwingen, das anzunehmen, was der eine 
Teil vorſchlägt. Der Herr Staatsſekretär hat alſo mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß die Vorlage nicht angenommen 
wird. Wenn ich reſümiere, was die verſchiedenen Herren Vor⸗ 
redner vorgebracht haben, ſo habe ich, ich weiß nicht, ob ich 
mich verhört habe, immer nur „Bedenken“ gehört. Ich habe 
bisher niemals in einer ſo kurzen Spanne Zeit ſo häufig das 
Wort „Bedenken“ ausſprechen hören. Kein Redner hat ſich 
für die Difformität erwärmt. Nun hat ſogar das Reichs⸗ 
juſtizamt ſelbſt die Difformität für ſich allein als nicht möglich 
bezeichnet. Das Mittel der Abhilfe aber, das das Reichs— 
juſtizamt vorſchlägt, iſt von allen Rednern und ganz energiſch 
nicht nur angezweifelt, ſondern direkt abgelehnt worden; ich 
meine den Vorſchlag, wonach die Reviſion zuläſſig ſein ſoll, 
wenn die Behauptung aufgeſtellt werden kann, daß die die 
Berufung zurückweiſende Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
einem früheren Urteile des Reichsgerichts oder des höchſten 
Gerichtshofes eines Bundesſtaates in Deutſchland widerſpreche. 
Hiergegen haben ſich alle Redner ausgeſprochen, und ich muß 
auch für meine Perſon erklären, ich halte dieſes Mittel für 
das allerſchlechteſte, was überhaupt nur denkbar iſt; es würde 
unſere Rechtſprechung, die ſich an das Geſetz und an das 
Leben halten ſoll, herabdrücken zu einer Präjudizienſchnüffelei. 
Man würde förmlich gezwungen, zu fragen: iſt denn kein 
Präjudiz da, das es ermöglicht, an das Reichsgericht zu gehen? 
Nebenbei würde das zu einer großen ungeahnten Belaſtung 
des Reichsgerichts führen. Da unterſchätzt man den deutſchen 
Anwalt, wenn man glaubt, daß er nicht in jedem einzelnen 
Falle ein älteres Urteil herausfinden würde, das ihm den 
Weg an das Reichsgericht eröffnete. Ich halte die Difformität 
— und fühle mich für verpflichtet, einmal ſozuſagen Fraktur 
zu ſprechen — in Verbindung mit ihrem ſogenannten Ventil 
für die größte Gefahr, die jemals unſerer deutſchen Recht⸗ 
ſprechung gedroht hat. Alſo ſo, wie eingebracht, wird die 
Vorlage jedenfalls nicht angenommen werden. Ich hoffe 
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perſönlich, daß wir zu einer Einigung gelangen werden, und 
ſehe die Möglichkeit einer Einigung bereits als gegeben; aber 
ſo iſt die Vorlage ganz unmöglich! 

Was ſoll nun heute geſchehen? Es iſt gar nicht anders 
möglich, als daß ſchleunigſt Hilfsſenate gebildet werden. Da⸗ 
gegen hat der Herr Staatsſekretär weſentliche Bedenken 
geäußert. Er hat gefragt, wie man ſich die Bildung von 
Hilfsſenaten denke. Ich antworte: genau in der Weiſe, wie 
bei Erlaß des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes Hilfsſenate gebildet 
worden ſind. Es muß durch Geſetz dem Reichskanzler die Er⸗ 
mächtigung erteilt werden, zur Abhilfe der beſtehenden fiber: 
laſtung Hilfsſenate zu bilden. Damit wird in die Hand des 
Reichskanzlers bzw. der Reichsjuſtizverwaltung gelegt, ihre 
Verpflichtung, das Reichsgericht auf dem Laufenden zu erhalten, 
zu erfüllen. Dann wird der Herr Staatsſekretär zu ermeſſen 
haben, wie viel Hilfsſenate zu bilden ſind. 

Der Herr Staatsſekretär meinte: ja, wollen Sie denn 
etwa Oberlandesgerichtsräte an das Reichsgericht kommittieren? 
Warum denn nicht, Herr Staatsſekretär? Warum ſollen nicht 
Oberlandesgerichtsräte — von denen eben erſt geſagt worden 
iſt, ſie ſeien ſo pflichttreu, daß ſie keiner Verſuchung ausgeſetzt 
ſeien — als Hilfsrichter an das Reichsgericht gebracht werden? 
Es wurde noch jüngſt — ich glaube, in der „Kölniſchen 
Zeitung“ — geſagt: der Reichsgerichtsrat von heute ſei in der 
Regel der Oberlandesgerichtsrat von geſtern. Warum ſollte 
man alſo keine Oberlandesgerichtsräte an das Reichsgericht 
kommittieren? Ich gebe zu: es werden ſich gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten ergeben bei der Zuteilung der Materien an die Hilfs⸗ 
ſenate, und es können Schwierigkeiten entſtehen, wenn eine 
Plenarentſcheidung notwendig wird. Das ſind aber gegenüber 
der Überlaſtung des Reichsgerichts, die einer Rechtsverweigerung 
nahekommt, Nebenſachen, Strohhalme, über die man nicht 
ſtolpern darf. 

Ich muß alſo dringend bitten, daß der Herr Staatsſekretär 
die Bildung von Hilfsſenaten vor den verbündeten Regierungen 
mit aller Energie vertrete. Das liegt durchaus in der Auf⸗ 
gabe des Reichsjuſtizamts. Ich richte wiederholt dieſen Appell 
an den Staatsſekretär als den Stellvertreter des Reichskanzlers. 

Meine Herren, es beſteht ja wohl beim Reichsjuſtizamt die 
Befürchtung, daß ſich die Hilfsſenate, wenn ſie einmal gebildet 
ſind, zu ſtändigen Senaten auswachſen würden. Ganz abge⸗ 
ſehen davon, daß ich die Einwendungen gegen die Vermehrung 
der Senate für ſtark übertrieben erachte, kann doch dieſer Be⸗ 
fürchtung dadurch die Spitze abgebrochen werden, daß dem 
Reichskanzler die Ermächtigung zur Bildung von Hilfsſenaten 
nur auf eine beſtimmte Zeit, etwa auf 2 bis 3 Jahre, erteilt 
wird. Abrigens würden diejenigen Herren von den Oberlandes⸗ 
gerichten, die ſich als Hilfsrichter beim Reichsgericht bewährt 
haben, innerhalb jener Friſt bereits vom Reichsgericht aufgeſogen, 
ich meine, zu Reichsgerichtsräten geworden ſein, da ja fort⸗ 
während Vakanzen entſtehen. Wenn aber ein Richter vom 
Reichsgericht in ſeine frühere Tätigkeit zurückkehrt, ſo wird er 
außerordentlich viel gelernt haben und als ein anderer zurückkehren. 

(Lebhafte Zuſtimmung) 
Das ſind alles keine unüberwindlichen Schwierigkeiten. 

Dann noch einige allgemeine Bemerkungen zu dieſem Geſetz⸗ 
entwurf! Es iſt ſo viel von der Rechtseinheit geſprochen worden: 
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das Reichsgericht ſei nicht berufen, Einzelfälle zu entſcheiden, 
ſondern die Rechtseinheit zu wahren. In dieſer Formulierung 
iſt der Satz nach meiner Überzeugung unbedingt falſch. 
(Zuſtimmung) 
Es iſt ſchließlich gleichgültig für uns, die wir jetzt leben, mit 
welchen Abſichten man ſeinerzeit das Reichsgericht geſchaffen hat, 
und welche Anſichten in der damaligen Vorlage der verbündeten 
Regierungen an den Reichstag ausgeſprochen waren. Es handelt 
ſich darum, was das Reichsgericht jetzt für die deutſche Nation 
iſt; und da beſteht doch nicht der geringſte Zweifel, daß der 
Deutſche im Reichsgericht die dritte Inſtanz ſieht, die ihm, 
wenn Not iſt, gegenüber den unteren Inſtanzen zu ſeinem Rechte 
verhilft. 
(Sehr richtig! bet den Nationalliberalen) 
Wie können wir denn von dem einzelnen deutſchen Bürger ver⸗ 
langen, daß die Rechtseinheit auf feine Koſten gewahrt werde?! 
Denn wer das Reichsgericht anruft, muß doch die Koſten ſeines 
eventuell erfolglos gebliebenen Rechtsmittels tragen. Soll das 
Reichsgericht nur der ideale Hüter der Rechtseinheit ſein und 
weiter nichts, und verſtehen wir unter der Rechtseinheit ein vom 
Boden losgelöſtes, ſozuſagen über den Waſſern ſchwebendes 
ideales Weſen, ja, dann müſſen wir auch die Wahrung der Rechts⸗ 
einheit aus dem Reichsſäckel bezahlen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und in der Mitte) 

Wir Anwälte ſtehen ja dem Leben vielleicht etwas näher 
als, ich will nicht ſagen: die Richter, aber doch wohl als die 
Herren, die — ſolche Geſetzentwürfe verfaſſen. Wenn zum 
Anwalt ein Mann kommt, deſſen ganze Exiſtenz von dem 
Prozeß abhängt, oder etwa eine von ihrem Mann in zweiter 
Inſtanz geſchiedene Frau, die um ihre Kinder kämpft, und der 
Anwalt wollte ihr ſagen: du haſt ja ganz recht, aber im 
Intereſſe der Rechtseinheit iſt es nicht notwendig, daß du Re⸗ 
viſion einlegſt, 

(Heiterkeit) 
— die Frau würde mich doch auslachen. 

Die Wahrheit liegt, wie immer, in der Mitte. Natürlich 
hat das Reichsgericht auch die Aufgabe, der Rechtseinheit zu 
dienen; aber das ſoll geſchehen durch die richtige Entſcheidung 
des einzelnen Falles, und aus der richtigen Entſcheidung des 
einzelnen Falles ſollen dann die unteren Inſtanzen, ſoll die 
Wiſſenſchaft die Lehren ziehen, die zur Rechtseinheit führen. 
Alſo darf man nicht ſagen: das Reichsgericht ſei nicht beſtimmt, 
dem Parteiintereſſe zu dienen. Im Herzen des deutſchen Volkes 
lebt das Reichsgericht als die Inſtanz, die dem Bürger zum 
Rechte verhilft, wenn er es unten nicht findet. Es gibt Richter 
in Leipzig! So fühlt man in der Praxis des Lebens, 

(Bravo!) N 

Von dieſem Standpunkt aus betrachtet, iſt es nun ein 
weiterer Fehlgriff, wenn die Vorlage dem Reichsgericht bei der 
Feſtſtellung des Tatbeſtandes in die Arme fallen will, 

(ſehr richtig!) i 
wenn dem Reichsgericht die Anwendung der bekannten SS 139 
und 286 der Zivilprozeßordnung verſchränkt werden ſoll, des 
§ 139, der bekanntlich dem Richter nicht nur ein Recht gibt, 
ſondern ihm die Pflicht auferlegt, von ſich aus durch Stellung 
geeigneter Fragen auf die Aufklärung des Tatbeſtandes hin: 
zuwirken. Die Ausbildung des § 139, der fortwährende Appell 
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an dieſe richterliche Pflicht, iſt ja gerade der Glanzpunkt der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts. 

(Lebhafte Zuſtimmung bei den Nationalliberalen und in der Mitte) 
Wodurch zeichnet ſich denn die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts ſo rühmlich aus? Dadurch, daß das Reichsgericht 
immer betont hat: die Hauptſache iſt die Erkenntnis, wie der 
Fall im Leben gelagert iſt. Das iſt ja gerade ſo vielfach der 
Fehler der Rechtſprechung in den unteren Inſtanzen, daß ſie 
gleich damit beginnen, zu unterſuchen, was das Geſetz ſchreibt, 
oder was früher einmal ein höherer Gerichtshof ausgeſprochen hat, 

(ſehr richtig! 
anftatt zunächſt einmal nachzuforſchen, wie der Fall im Leben liegt. 
(Sehr richtig! in der Mitte) 

Nicht die Formulierung von Rechtsſätzen iſt die vornehmſte 
Aufgabe des Richters, ſondern die Subſumtion des konkreten 
Tatbeſtandes unter das Geſetz. Um dies tun zu können, muß 
der Richter die Möglichkeit haben, auf die volle Aufklärung 
des Tatbeſtandes zu dringen. Es wäre geradezu verhängnisvoll, 
wenn wir bei dieſer ſegensreichen Tätigkeit, die, wie ich wieder⸗ 
hole, der Glanzpunkt der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt, 
ihm zum Zwecke einer „Entlaſtung“ in den Arm fallen wollten. 
Wir würden dadurch vielleicht die Urteile der Oberlandes⸗ 
gerichte „ſichern“ — es handelt ſich ja nach der Vorlage um 
die „Sicherung des Tatbeſtandes“ —; wir würden aber nicht 
ſichern den Rechtsanſpruch des deutſchen Bürgers, für den das 
Reichsgericht geſchaffen worden iſt. 

Alſo, meine Herren, ich kann nur dringend warnen, gerade 
dieſen Weg zu beſchreiten, den Weg der „Sicherung des Tat⸗ 
beſtandes“ gegenüber gewiſſen Angriffen, die erhoben werden 
könnten. Sie würden dadurch dem Reichsgericht die Lebendig⸗ 
keit ſeiner Rechtſprechung nehmen; und ich meine, wir ſollten 
uns in einer Zeit, wo vielfach die Autorität der Gerichte in 
ſo bedauerlicher Weiſe angezweifelt wird, freuen, daß unſer 
höchſter Gerichtshof — ich denke dabei im weſentlichen an die 
Rechtſprechung der Zivilſenate — ſo feſt im Herzen und An⸗ 
ſehen des Volkes ſitzt wie gerade das Reichsgericht. 

(Lebhaftes Bravo) 

Laſſen Sie mich einige Beiſpiele anführen. Die Recht⸗ 
ſprechung des erſten Zivilſenats hat ihre Stärke darin, daß er 
beim gewerblichen Rechtsſchutz unabläſſig darauf gedrungen hat: 
worum handelt es ſich, was will das Patent? Wollte man 
bei der Rechtſprechung in Patentſachen nur Rechtsſätze formulieren, 
würde man zu einer ganz toten Rechtſprechung kommen. 

(Sehr richtig!) 
\ Ich weiſe ferner darauf hin, wie intenſiv der zweite 
„Jivilſenat bei feiner Rechtſprechung über Warenzeichen deren 
Funktion im wirtſchaftlichen Leben ſelbſt unterſucht, z. B. bei 
der Frage der Verwechlſlungsfähigkeit. 

Ich denke ferner an die Rechtſprechung des ſechſten Zivil⸗ 
ſenats auf dem Gebiete der aquiliſchen Schuld. Es iſt gar 
nicht möglich, ein Urteil über Verſchuldungsfragen abzugeben, 
ohne Tatſachen zu würdigen. Die in unſerem Bürgerlichen 
Geſezbuch in die Hand der Richter gelegte Beurteilung, ob eine 
Handlung gegen die guten Sitten verſtößt, iſt nicht möglich, 
ahne daß man bis zu einem gewiſſen Grade in das Tatſächliche 
hineingeht. Die Rechtſprechung über Boykotts und Aus⸗ 
ſperrungen {ft nicht möglich ohne die SS 139 und 286. 
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Ich erinnere ferner — immer nur beiſpielsweiſe — an 
die Rechtſprechung über Enteignungen. Wenn man den höchſten 


Gerichtshof an das binden will, was die unteren Inſtanzen 


mit ihren Augen ſehen, ſo iſt eine lebensvolle Rechtſprechung 
auf dieſem Gebiete nicht möglich. Zum mindeſten erſchwert 
man dem Reichsgericht das Leben, wenn man den Tatbeſtand 
gegen Angriffe aus 88 139 und 286 „ ſichert“. 

Ich möchte auf weitere Ausführungen verzichten, obwohl 


ich noch recht viel zu ſagen hätte, und reſümiere mich dahin: 


der Geſetzentwurf, wie er vorliegt, iſt ſchlechthin nicht akzeptabel, 
enthält große Gefahren für unſere Rechtſprechung namentlich 
dadurch, daß er das Difformitätsprinzip verkuppelt mit jenem 
Mittel, welches keine Verbeſſerung, ſondern eine Verſchlechterung 
bringt. Wenn wir uns alſo mit dem Reichsjuſtizamt nicht 
einigen ſollten auf eine mäßige Vermehrung des Richter⸗ 
perſonals — ich bitte den Herrn Staatsſekretär zu erwägen, 
welche Hilfe ſchon geſchaffen würde durch die Bildung eines 
neuen Zivilſenats, dem der geſamte gewerbliche Rechtsſchutz 
überwieſen würde —, dann müſſen wir danach ſtreben, das 
Difformitätsprinzip in einer Weiſe abzuſchwächen, daß von 
einer Gefahr für die deutſche Rechtseinheit nicht mehr geredet 
werden kann. Ich perſönlich werde mich bemühen, in der 
Kommiſſion, wenn ich die Ehre haben ſollte, ihr anzugehören, 
in dieſem Sinne mitzuwirken. Ich gebe die Hoffnung nicht 
auf, daß wir zu einer Einigung gelangen; aber eins muß 
immer unſer Leitſtern bleiben: das Reichsgericht iſt eines der 
wenigen unitariſchen Elemente, die der deutſche Föderativpſtaat 
beſitzt. Über dem Reichsgericht als ſolchem müſſen wir mit 
Argwohn wachen; wir dürfen nicht dulden, daß die Funktion, 
die es dadurch ausübt, daß es über der Juſtizhoheit der 
Bundesſtaaten ſchwebt, irgenwie abgeſchwächt werde. Den 
Gerichten der Bundesſtaaten muß immer gegenwärtig ſein: 
über dir ſteht noch ein höherer Richter, der Recht ſpricht im 
Namen des Reichs! 
(Lebhafter Beifall links und in der Mitte) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dove. 


Dove, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Staats⸗ 
ſekretär hat ſich vorhin in einer energiſchen Weiſe gegen 
eine Bemerkung meines Freundes Ablaß gewendet. Der 
Herr Kollege Ablaß iſt heute nicht anweſend und daher 
nicht in der Lage, eine authentiſche Interpretation deſſen 
zu geben, dem er hat Ausdruck geben wollen. Der Herr 
Staatsſekretär hat geſagt, er begriffe eine ſolche Auf: 
ſtellung überhaupt nicht. Ich ſtehe nicht an, als beauf— 
tragter Redner meiner Partei zu erklären, daß auch 
wir davon ausgehen, daß ſeine Meinung in dieſer 
Außerung nicht in der Weiſe zum Ausdruck gekommen iſt, wie 
es eigentlich der Gedanke war, der ihr zugrunde lag, und 
wie es beabſichtigt war. Ich kann nicht annehmen, daß der 
Herr Kollege Ablaß beabſichtigt hat, der Reichsregierung vor⸗ 
zuwerfen, daß ſie bewußt darauf ausgehe, eine der weſentlichſten 
Rechtsgarantien dem deutſchen Volke zu entziehen, und ich 
glaube, daß wohl lediglich mit dem dolus eventualis hier 
operiert worden iſt und zum Ausdruck gebracht werden ſollte, 
es müſſe das Reichsjuſtizamt ſich bewußt ſein, daß objektiv die 
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von ihm vorgeſchlagenen Mittel zu einem ſolchen Reſultate 
führen könnten. 
(Sehr gut! und Heiterkeit links) 
Sollte eine andere Meinung zum Ausdruck gekommen ſein, ſo müßte 
ich erklären, daß das allerdings nicht die Meinung der Partei iſt, 
(ſehr richtig! links) | 

für die der Herr Kollege Ablaß, mein Freund und Partei⸗ 
genoſſe, geſprochen hat. 

Nun zur Sache ſelbſt! Wir ſehen uns ja von Zeit zu 
Zeit vor der Frage, wie bei der Belaſtung des Reichsgerichts 
oder in ſonſtigen Punkten, die in unſerer Zivilrechtſprechung 
und in unſerem Zivilverfahren ſich als unhaltbar herausgeſtellt 
haben, Abhilfemittel zu finden ſind, und danach zu ſuchen. 
Ich glaube, daß die Häufigkeit dieſer Fälle bedingt iſt dadurch, 
daß wir eben immer nur das augenblicklich Notwendigſte tun, 
daß wir uns auf Hilfsmittel beſchränken, die ſich als ein Flick⸗ 
werk, als Notbehelf darſtellen, und daß wir die grundſätzliche 
Reviſion unſerer Zivilprozeßordnung, die im Jahre 1903 bereits 
aus unſeren Reihen angeregt iſt, noch nicht in Angriff ge: 
nommen haben; denn alle Mittel, die wir bisher angewandt 
haben, verſagen in der Praxis. 

(Sehr richtig! links) | 

Zunächſt war das Beſtreben, durch Sondergerichte zu 
helfen, bis wir dahin kamen, die ſondergerichtliche Judikatur 
als eine Gefahr für die Einheit unſerer Rechtſprechung zu er⸗ 
kennen. Ich möchte aber auch, was die praktiſche Wirkung 
dieſes Mittels betrifft, darauf hinweiſen, daß es ſich jetzt zeigt, 
daß auch eine Abkürzung auf dieſem Wege vielfach nicht erzielt 
wird. Durch die Gelegenheitsgeſetzgebung, durch die ſtets 
geſchaffenen neuen Organiſationen iſt es dahin gekommen, daß 
häufig die Frage, welches Gericht im Einzelfall zuſtändig iſt, 
ob das ordentliche oder das Sondergericht, welches von den 
Sondergerichten, ob das Kaufmannsgericht oder das Gewerbe: 
gericht, zu umfangreichen Verhandlungen, Beweisaufnahmen 
und zu einer im Endreſultat ſich ergebenden Verzögerung des 
Geſamtverfahrens führt. Die Frage, ob jemand Gewerbegehilfe 
oder Handlungsgehilfe iſt, ob er demgemäß vor das Gewerbe— 
gericht oder das Kaufmannsgericht gehört, die Frage, wie ſeine 
Bezüge zu berechnen find, wie die 5000 %/, die die Gehalte: 
grenze für den Handlungsgehilfen bilden, im Einzelfalle ſich 
darſtellen, wenn man Proviſion uſw. mit in Rechnung zieht, 
bedingen häufig eine umfaſſendere Beweisaufnahme, und das 
Endreſultat iſt vielleicht, daß das angegangene Gericht ſich für 
unzuſtändig erklärt, und daß wir ſtatt einer Beſchleunigung 
eine Verlangſamung haben. 

Wir haben dann die Erhöhung der Reviſionsſumme vor⸗ 
genommen, und ich bin einer von denen geweſen, die, anfangs 
im Widerſpruch wenigſtens mit einer Anzahl meiner Freunde, 
auf dieſen Weg mit getreten ſind. Ich freue mich, konſtatieren 
zu können, daß nun ſeitens des Herrn Staatsſekretärs mitgeteilt 
worden iſt, daß dieſes Mittel ſich durchaus bewährt habe, daß 
es aber natürlich nur proviſoriſch gewirkt habe. Auch deſſen 
ſind wir uns damals ſehr wohl bewußt geweſen; wir haben auch 
damals geſagt: es muß nun eben an die grundſätzliche Reviſion 
herangegangen werden, denn eine Erhöhung der Revifiong: 
ſumme kann nicht in intinitum weiter vorgenommen werden. 

(Sehr richtig! links) 
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Wir ſind uns bewußt, daß die Umſtände, die eine Vermehrung 
der Prozeßſachen herbeiführen, weiter wirken werden. Dieſe 
Umſtände hat ja Herr Kollege Seyda meines Erachtens voll: 
kommen zutreffend geſchildert: es iſt einmal die geradezu 
anormal ſchnelle Vermehrung unſerer Bevölkerung, es iſt das 
Aufkommen ganz neuer wirtſchaftlicher Bildungen, neuer ſozialer 
Probleme, die uns nötigen, zu neuen Geſetzen zu kommen, und 
die ſo den Rechtsſtoff beſtändig vermehren. 

Herr Kollege Junck hat vorhin die Schuldfrage hier auf⸗ 
geworfen. Da bin ich allerdings in der Lage zu ſagen: auch 
wir haben pekziert und pekzieren noch. Denn wenn wir etwa 
die Reſolutionen betrachten, die wir Parteien zu unſerem Etat 
zu beantragen pflegen, die Summe von neuen Geſetzen, die da 
für alle möglichen Verhältniſſe gefordert wird, ſo, glaube ich 
allerdings, könnte uns mitunter vor unſerer eigenen Gott⸗ 
ähnlichkeit bange werden 

(Heiterkeit und ſehr richtig!) 
und wir könnten ſchließlich auch mal zu dem Reſultate kommen: 
nicht alles läßt ſich geſetzlich regeln, nicht jeder Wunſch irgend⸗ 
welcher Sonderklaſſe läßt ſich auf geſetzlichem Wege zum 
endgültigem Erfolge führen. 
(Sehr richtig! links) 

Nun ſind wir ja im vorigen Jahre zu einem weiteren 
Schritt gekommen und haben zunächſt das Amtsgerichts⸗ 
verfahren reformiert. Auch das wird, wenn es mal erſt eine 
Zeitlang in Wirkſamkeit geweſen iſt — die Novelle iſt ja erſt 
am 1. April dieſes Jahres in Kraft getreten —, in ſeinem 
Reſultat eine Entlaſtung auch der oberen Inſtanzen herbei⸗ 
führen, und ich glaube, es wird nicht des vom Herrn Kollegen 
Wagner in Ausſicht genommenen Zeitraums von 10 Jahren 
Beobachtung bedürfen, um ſich zu überzeugen, ob dieſe Vor⸗ 
ſchriſten gut oder ſchlecht geweſen ſind. Ich meine, es iſt wirk⸗ 
lich dringend erforderlich, nun zu fragen, ob der Geſamtaufbau 
unſerer Prozeßordnung, ſo gut er für ſeine Zeit war, jetzt noch 
ſachgemäß iſt oder nicht. 

(Sehr richtig! links) 

Da iſt ja der Weg, der uns immer vorſchwebt, ein Rechts⸗ 
mittel ähnlich zu konſtruieren wie die Kaſſation in Frankreich. 
Ich will hier kein Urteil abgeben über die Wirkſamkeit dieſes 
Rechtsmittels, dazu habe ich es in der Praxis zu wenig ge⸗ 
ſehen. Wenn aber die verbündeten Regierungen ſtets wieder 
betonen, es ſei Aufgabe des Reichsgerichts und ausſchließliche 
Aufgabe, die Rechtseinheit zu bewahren, ſo möchte ich anderer⸗ 
ſeits darauf hinweiſen, daß in der Begründung zur gegen— 
wärtigen Vorlage dem Kaſſationshof bezeugt wird, daß er, 
trotzdem nur ſieben⸗ bis achthundert Sachen jährlich an ihn 
gelangen, das Reſultat erzielt hat, in Frankreich ſtets die 
Rechtseinheit aufrechtzuerhalten. Damit iſt alſo doch zum 
mindeſten erwieſen, daß eine anders geſtaltete Formierung 
unſeres endgültigen Rechtsmittels nicht den Erfolg haben muß, 
den von den verbündeten Regierungen ins Auge gefaßten Zweck, 
nämlich die Aufrechterhaltung der Rechtseinheit, irgendwie zu 
tangieren. 

Meine Herren, wenn wir uns die verſchiedenen Novellen, 
die wir bekommen haben, inkluſive der Motive anſehen, ſo 
tommen wir ja zu einem eigentümlichen Reſultat. In jeder 
Novelle iſt auseinandergeſetzt, daß das andere Mittel, das 
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gerade nicht vorgeſchlagen wird, ein abſolut unmögliches ſei, 
und es kommt nun ganz darauf an, wie man die verſchiedenen 
Begründungen zuſammenſtellt. Wenn man jedesmal den Paſſus 
aus der Begründung nimmt, der für das im Augenblick vor⸗ 
geſchlagene Mittel ſpricht, und dieſe alle zuſammenſtellt, fo wird 
man zu dem Reſultat kommen: es iſt alles ſehr ſchön, was wir 
gemacht haben. Wenn wir aber mal die anderen Teile, die 
jedesmalige Kritik gegen das im Augenblick nicht vorgeſchlagene 
Mittel zuſammenſtellen, dann werden wir ſehen, daß wir einen 
entſetzlichen Schlamaſſel gemacht haben. 
Geiterkeit) 

In dem einen Fall wird uns auseinandergeſetzt, es iſt ganz 
unmöglich, das Rechtsmittel anders zu geſtatten; im anderen 
Fall wird gegen das Difformitätsprinzip geſprochen, und es 
wird infolgedeſſen die Erhöhung der Reviſionsſumme vor⸗ 
geſchlagen, und, wie geſagt, im Endreſultate ſehen wir, daß 
wir, wenn wir nicht organiſch an die Reform unſerer Zivil⸗ 
prozeßordnung herankommen, von der Hand in den Mund 
leben und Zuſtände ſchaffen, die wir bewußt als nicht gerade 
ſehr erfreuliche anſehen müſſen. Das iſt ja eigentlich auch aus 
der Begründung, die der Herr Staatsſekretär gegeben hat, 
hervorgegangen. Auch er hat es — es iſt ja nicht angenehm, 
eine ſolche Vorlage, die man nur als Notvorlage bezeichnen 
lann, zu vertreten — uns zu erkennen gegeben, daß er eben 
nur einen abſoluten Notbehelf uns vorſchlagen will. Aber es 
it doch bedenklich, wenn es ſich um ſolche Notbehelfe handelt, 
Naßregeln vorzuſchlagen, die doch definitiv wirken und ſich als 
endgültigen Beſtandteil unſeres Prozeßverfahrens ſchließlich in 
die Geſetzgebung einführen. Darum iſt allerdings der Ge⸗ 
danke, einem vielleicht vorübergehenden Notſtande zunächſt einmal 
mit vorübergehenden Mitteln zu Leibe zu gehen, doch nicht ſo 
von der Hand zu weiſen, wie es der Herr Staatsſekretär 
getan hat. 

Er hat ſich gegen die Statiſtik gewandt, die aufgeſtellt 
wird lediglich unter Benutzung der veröffentlichten Entſcheidungen 
des Reichsgerichts. Das gebe ich zu. Aber auch die Statiſtik 
des Reichsjuſtizamts iſt anfechtbar; das hat der Herr Kollege 
Junck eben mit vollem Recht ausgeführt; denn fie läßt uns 
nicht erkennen, ob es ſich um einen ſich von Jahr zu Jahr 
weiterwälzenden Reſt handelt, der einmal aufgearbeitet werden 
nuß, um beſſere Zuſtände zu ſchaffen, oder ob es ſich um eine 
lawinenartig fi vermehrende Zahl von Rückſtänden handelt. 
Ic möchte aber bezüglich der von den Anwälten und in der 
Literatur gegebenen Statiſtik, die der Herr Staatsſekretär an⸗ 
gegriffen hat, doch für mildernde Umſtände plädieren und auf 
einen Geſichtspunkt aufmerkſam machen. Nicht jedes Urteil des 
Reichsgerichts hat Bedeutung für die Aufrechterhaltung der 
Rechtzeinheit und für die Fortbildung des Rechts, ſondern es 
gibt eine Maſſe Urteile, an denen nur die beteiligten Parteien 
em Intereſſe haben. Diejenigen Urteile, die in den Ent⸗ 
ſcheidungen publiziert ſind, ſind die, an denen die Allgemeinheit 
und die Jurisprudenz ein Intereſſe hat, die für die Fort⸗ 
bildung des Rechts und für die Aufrechterhaltung der Rechte: 
einheit vorbildlich ſind. Es iſt alſo nicht unrichtig, wenn man 
gerade dieſe Urteile bei einer Statiſtik heranzieht, die ſich damit 


beſchäftigt, feſtzuſtellen, ob ein dauernder Notſtand vorliegt 


oder nicht. 
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Nun iſt die Idee aufgetaucht, vorübergehend durch Hilfs— 
ſenate zu helfen. Der Herr Staatsſekretär hat ſich auch da⸗ 
gegen gewandt. Ja, Freunde von Hilfsſenaten ſind wir auch 
nicht, wir haben immer dagegen gekämpft; früher aus 
politiſchen Gründen. Na, dieſe Gefahr iſt hier nicht groß, denn 
es handelt ſich hier um Zivilſachen. Ich würde gegen Hilfs⸗ 
ſenate auf dem Gebiete der Strafjuſtiz ſchon viel bedenklicher 
ſein. Wenn der Herr Staatsſekretär fragt, in welcher Weiſe 
die Sache gemacht werden ſoll, ſo kann ich nur ſagen, daß wir 
denſelben Gedanken gehabt haben, den eben der Herr Kollege 
Junck entwickelt hat, nämlich, daß man in derſelben Weiſe vor⸗ 
geht, wie man damals vorgegangen iſt, als es ſich bei Schaffung 
des Reichsgerichts darum handelte, die aus der Landes⸗ 
rechtſprechung gebliebenen ÜUberreſte aufzuarbeiten. Man 


könnte bei dieſem Proviſorium Oberlandesgerichtsräte ein⸗ 


berufen, um die Rückſtände aufzuarbeiten und ihrer Herr zu 
werden. Auch dagegen ſprechen vielleicht manche Bedenken; 
aber dieſe müſſen in den Hintergrund treten gegenüber der 
Frage, ob man das Rechtsmittel ſelbſt in einer höchſt bedenk⸗ 
lichen Weiſe verſchlechtern ſoll. 

Das bringt mich auf die Frage, ob nicht manches ſchon 
zu ändern wäre innerhalb des Organismus des gegenwärtigen 
Reichsgerichts. Mir iſt aus Richterkreiſen des Reichsgerichts 
geſagt worden, daß es ſehr wohl möglich wäre, mehr Sachen 
auf die einzelne Sitzung zu legen als jetzt; wenn man die 
Sachen richtiger verteile, große und kleine zuſammen auf eine 
Sitzung ſetze — und es gibt eine Maſſe höchſt einfacher 
Sachen —, ſo würde dadurch ſchon eine erhebliche Erleichterung 
herbeigeführt. 

Es kommt weiter in Frage, ob denn das Reichsgericht 
in allen ſeinen Teilen richtig zuſammengeſetzt iſt. Das kann 
natürlich nur allmählich geändert werden, aber eine gewiſſe 
Einwirkung iſt indes doch auch hier den einzelnen Juſtiz⸗ 
verwaltungen und dem Reichsjuſtizamt möglich. Ich meine, 
es müßte auf eine Verjüngung der Richterſchaft im Reichs⸗ 
gericht hingewirkt werden. Kräftige, tatkräftige und in den 
neueren Ideen aufgewachſene Juriſten müßten allmählich in 
größerer Maſſe hineinkommen; natürlich kann das nur all⸗ 
mählich von Fall zu Fall geſchehen. Ich weiß auch, daß es 
in letzter Zeit wiederholt geſchehen iſt. Das wird natürlich 
nur ſehr allmählich eine Wirkung zeitigen; aber vielleicht iſt 
das auch ein Mittel, um eine andere innere Reorganiſation 
und infolgedeſſen eine Beſeitigung der gegenwärtigen Zuſtände 
herbeizuführen. Wenn man nun ſchließlich zu dem Reſultat 
kommt: wir werden aber doch ohne eine Anderung unſeres 
Rechtsmittels nicht auskommen, ſo muß auch ich mit den 
meiſten Vorrednern ſagen: die hier vorgeſchlagenen Mittel ſind 
für meine Freunde und mich außerordentlich wenig annehmbar. 

Was zunächſt die kleinen Mittel betrifft, ſo will ich darauf 
nicht eingehen. Einzelne haben Bedenken gegen ſich, alle aber 
haben das Bedenken, daß ſie eben in ihrer Wirkung klein und 
nicht ausreichend ſind. Was die duae conformes betrifft, fo 
iſt mit Recht darauf hingewieſen, daß auch das Difformitäts⸗ 
prinzip dahin wirken kann, daß das von der Regierung in den 
Vordergrund geſtellte Intereſſe der Einheit der Rechtſprechung 
nicht gewahrt wird, daß ſich eine beſondere Rechtſprechung 
innerhalb der Oberlandesgerichtsbezirke bildet, die von der 
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Reichsgerichtsjudikatur abweicht. Dem will der Geſetzentwurf 
dadurch vorbeugen, daß er die Reviſion auch für zuläſſig er⸗ 
klärt, wenn das letzte konforme Urteil von einem vom Reichs⸗ 
gericht bereits früher ausgeſprochenen Grundſatz abweicht. 
Aber mit dieſem Mittel würde auch der Vorteil zum großen 
Teil wieder beſeitigt; denn die Erwägung, die ſeitens der 
Richter darüber anzuſtellen iſt, die Zweifelhaftigkeit der Frage, 
wird dahin führen, daß eine ganze Anzahl von Reviſionen 
wieder an das Reichsgericht gelangen wird. Der Herr Staats⸗ 
ſekretär ſchien hier auch ſelbſt nicht recht überzeugt, daß dieſes 
Mittel gerade ein vorteilhaftes iſt. Iſt es dies aber nicht, 
dann treten eben die anderen Bedenken gegen die Difformität 
von neuem zutage. . 

Nun ſtehe ich allerdings etwas anders bezüglich der 
Frage, welche Aufgaben die höchſte Inſtanz zu löſen hat, als 
der Herr Abgeordnete Junck eben entwickelt hat. Ich bin 
der Anſicht, daß, wenn man den von ihm ausgeſprochenen 
Grundſatz auf die Spitze treibt, man dann überhaupt 
keine Wertgrenze einführen dürfte. Denn warum ſoll 
der kleine Mann weniger die Möglichkeit haben, drei 
Inſtanzen anzugehen? Warum ſoll man da mit drei 
Inſtanzen überhaupt aufhören? Denn der Mann, der 
Unrecht bekommt, wird auch mit dem Urteil der letzten 
Inſtanz unzufrieden ſein. Ich ſtehe vielmehr hier auf 
dem Standpunkt der verbündeten Regierungen, daß in der Tat 
der oberſte Gerichtshof dazu da iſt, neuen Erſcheinungen des 
Lebens ſeinen Stempel aufzudrücken und die Rechtseinheit auf⸗ 
rechtzuerhalten. Das hat ja unſer Reichsgericht in vollem 
Maße getan. Ich will nur auf die neue Entſcheidung hin⸗ 
weiſen, die wir über die Wirkſamkeit der Tarifverträge be⸗ 
kommen haben, die dieſe ganz neue und bisher nicht zur Ent⸗ 
ſcheidung gebrachte Frage unter ſehr eingehender Begründung 
in einer durchaus beachtenswerten Weiſe entſchieden hat. Der 
Herr Abgeordnete Stadthagen hat die Abhilfe auch in einer 
allgemeinen Reform des Prozeßverfahrens erblickt. Er will eine 
Beſſerung der Ausbildung der Juriſten; darin ſind wir ja 
wohl alle einig. Freilich läßt ſich mit der Ausbildung nicht 
alles machen. Er wünſcht ferner eine weitere Ausdehnung der 
Laienrechtſprechung, ja, wenn ich ihn recht verſtanden habe, 
will er, daß die Laienrechtſprechung in Zivilſachen überhaupt 
die Regel wird. Ich glaube, daß dieſem Mittel wirtſchaftliche 
Bedenken wichtigſter Art entgegenſtehen. Wir können nicht 
auch noch dieſe Funktion unſeren im Erwerbsleben tätigen 
Mitmenſchen aufbürden. 

Was nun aber das Difformitätsprinzip noch weiter be⸗ 
trifft, ſo habe ich bereits darauf hingewieſen, daß unter Um⸗ 
ſtänden die Erfordernis der Aufrechterhaltung der Rechtseinheit 
darunter leidet. Man weiſt darauf hin, daß es in Frankreich 
andere Punkte ſind, die einer Überlaftung des oberſten Ge⸗ 
richtshofs entgegenſtehen, einmal die Sukkumbenzſtrafe und 
ſodann die Vorprüfung. Nun, meine Herren, ich habe bereits 
vorhin darzutun geſucht, daß mindeſtens das eine aus dem 
Anerkenntnis des richtigen Funktionierens des Kaſſationshofs 
in den Motiven hervorgeht, daß wir auf dieſem Wege die 
Einheit der Rechtſprechung aufrechterhalten können, und daß, 
wenn er uns dahin führt, eine Entlaſtung zu bringen, wir ihn 
daher unbedenklich beſchreiten können. 
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Was die Sukkumbenzſtrafe betrifft, ſo iſt ja eine Er⸗ 
innerung daran die Erhöhung der Koſten, die hier für die 
Reviſionsinſtanz vorgeſehen iſt. Im Gegenſatz zu einem der 
Herren Vorredner muß ich erklären, daß ich dagegen keine Be⸗ 
denken habe. Es iſt in der Tat bei uns die Rechtſprechung 
im ganzen außerordentlich wohlfeil, und das iſt einer der 
weſentlichſten Punkte, weshalb wir vor einer beſtändigen Tiber- 
laſtung anderer Gerichte ſtehen. Und da wir auf der einen 
Seite das Armenrecht haben, das ja dem, der nicht in der 
Lage iſt, ſich die nügigen Mittel zu beſchaffen, das vollſtändig 
freie Prozeſſieren gewährleiſtet, und da wir andererſeits in der 
Reviſionsſumme dem Grundſatze Rechnung getragen haben, daß 
allerdings die Rechtseinheit auf Koſten der Parteien aufrecht⸗ 
erhalten werden kann, aber eben auf Koſten der Wohlhabenden, 
ſo ſehe ich nicht ein, warum wir dieſen Schritt nicht tun ſollten. 

Meine Herren, ich will auf die einzelnen Schattenſeiten 
der hier vorgeſchlagenen Maßregel nach den vielfach bereits er- 
örterten Punkten nicht eingehen. Ich glaube: wenn uns der 
Herr Staatsſekretär erwidert, jedes Mittel iſt mechaniſch, ſo 
können wir von dieſem Mittel wohl behaupten, daß es ganz 
beſonders mechaniſch iſt, wenn es eben lediglich dahin geht, ob 
zwei übereinſtimmende Urteilsformeln vorliegen, wenn lediglich 
nach dem Tenor entſchieden wird, ob noch eine dritte Inſtanz 
gewährt werden ſoll oder nicht. 

Was die Frage der Oberlandesgerichtsjudikatur betrifft, 
ob die Oberlandesgerichtsräte, um ſich der Gefahr, daß 
ihre Urteile aufgehoben werden, zu entziehen, anders 
erkennen werden, ſo ſtimme ich auf Grund der Erfahrungen, 
die ich als Richter gemacht habe, mit dem Herrn Staats⸗ 
ſekretär darin überein, daß dieſe Gefahr nicht vorhanden 
iſt, daß es eine Unterſtellung einer Gewiſſenloſigkeit iſt, die 
unſerm Richterſtande nicht innewohnt, wenn man annimmt, daß 
das das wirklich entſcheidende Motiv ſein ſoll. Ich möchte 
aber darauf aufmerkſam machen, daß ſowohl der Herr Kollege 
Seyda als auch der Herr Kollege Junck in dieſer Weiſe nicht 
etwa die Sache hingeſtellt haben; ſie haben nur auf die 
menſchliche Natur an ſich hingewieſen, die ſich ja bei den Richtern 
auch nicht verleugnet, die ſich nicht in einer bewußten Anders⸗ 
geſtaltung des Urteils kundgeben wird, die aber dieſes Moment 
— und wenn es bei ihnen nicht obwaltet, mindeſtens in der 
Beurteilung der geſchädigten Partei — als ein zu berückſichtigendes 
erſcheinen läßt. 

Was die Behandlung der Vorlage betrifft, ſo ſind wir 
überhaupt in einer ſehr trüben Geſchäftslage. Es iſt der Antrag 
geſtellt — ich glaube, es iſt bisher der einzige — die Vorlage 
der Kommiſſion für die Strafprozeßordnung zu überweiſen. Ich 
halte das nicht gerade für wünſchenswert; denn die Kommiſſion 
für die Strafprozeßordnung iſt auch überlaſtet, geradeſo wie 
das Reichsgericht, und ſie kommt ebenſo langſam vorwärts, 
ſoviel ich höre, und, wenn ich mal darin war, auch geſehen habe, 
wie die Erledigung der Reſte des Reichsgerichts vor ſich geht. 

(Sehr richtig!) 
Der Herr Staatsſekretär ſagt natürlich, meine Vorlage muß 
gemacht werden, die iſt die dringendſte. Der preußiſche Herr 
Handelsminiſter ſagt, mein Kaligeſetz muß ich unbedingt vor 
Pfingſten haben. Jeder will ſeine Sache haben. Wir ſind 
infolgedeſſen ſchon mit Kommiſſionsſitzungen ſehr in Anſpruch 
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genommen und ſind allerdings in einer ſehr trüben Geſchäfts⸗ 
lage. Trotzdem glaube ich: wünſchenswert iſt es allerdings, 
über dieſe Frage einmal zu einer ſchnellen Entſcheidung zu 
kommen, und ich erlaube mir namens meiner Freunde, ſtatt des 
geſtellten Antrags, die bisherige Juſtizkommiſſion mit der Vor⸗ 
lage zu befaſſen, zu beantragen, dieſe Sache einer beſonderen 
Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu überweiſen. 
(Lebhaftes Bravo links) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Meine Herren, ich bitte Sie nur 
noch um einige Minuten Aufmerkſamkeit. 

Die Reſte beim Reichsgericht, die uns die Statiſtik des 
Reichsjuſtizamts beim Reichsgericht nachgewieſen hat, ſind un⸗ 
bedingt eine Kalamität, und zwar eine ſo große, daß ſie ſofort 
beſeitigt werden muß, und da gibt es gar kein anderes Mittel — 
ich Schließe mich darin den Herren Vorrednern an — als die 
Schaffung, hoffentlich vorübergehende Schaffung von Hilfs⸗ 
ſenaten, die nur den Zweck haben, dieſe Reſte aufzuarbeiten. 
Ich weiß wohl: was der Herr Staatsſekretär geſagt hat, iſt 
ganz richtig, daß dieſe Einberufung von Hilfsrichtern zum 
Reichsgericht zur Folge haben würde die Einberufung von Hilfs⸗ 
richtern bei den Oberlandesgerichten uſw. — unzweifelhaft auch 
eine Kalamität und nicht wünſchenswert. Aber das muß man 
mit in Kauf nehmen. Es bleibt nichts übrig, als dieſe Reſte 
beim Reichsgericht zu beſeitigen. 

Das iſt aber keine dauernde Beſſerung, und die dauernde 
Beſeitigung dieſes Abelſtandes iſt doch die Hauptſache. Da 
muß ich nun noch einmal ſagen, was auch ſchon andere geſagt 
haben: wenn man die bisherige Stellung des Reichsgerichts 
und des Rechtsmittels der Reviſion feſthalten will, dann bleibt 
nichts übrig als eine Vermehrung der Senate. Die Mittel, 
die die Novelle vorſchlägt, ſind gleichbedeutend mit einer 
Revolutionierung der Stellung des Reichsgerichts und des 
Rechtsmittels der Reviſion. In der Beziehung muß ich auch 
dem Herrn Kollegen Ablaß in dem, was er geſagt hat, dem 
Sinne nach vollſtändig recht geben. 

Der Herr Staatsſekretär und die Begründung des Ent⸗ 
wurfs wollen von dem Rechtsmittel ver Reviſion weiter nichts, 
als daß es die Rechtseinheit fördere. Ja, wenn man das will, 
dann muß man überhaupt das ganze Rechtsmittel und das 
ganze oberſte Gericht vollkommen umgeſtalten; dann bleibt nichts 


übrig, als eine, ich möchte einmal ſagen, begutachtende juriſtiſche 


Behörde zu ſchaffen, die nicht den Fall entſcheidet, ſondern die 
Frage, und der die Frage dann unterbreitet werden müßte nicht 
von der einzelnen Partei, ſondern meinetwegen von einem Staats⸗ 
kommiſſarius, und die dann entſchiede ohne Wirkung auf den 
betreffenden Fall. Das wäre dann alſo, ſagen wir einmal, ein 
Staatsgerichtshof. Dann entſtünden aber folgende Bedenken: 
entweder hätte die Entſcheidung dieſes Staatsgerichtshofs für 
die Zukunft verbindliche Kraft — dann wäre der Gerichtshof 
ein Teil der Geſetzgebung, dann wäre das eine Delegation 
eines Teiles der geſetzgebenden Tätigkeit an dieſem Gerichtshof. 
Dem wird hier wohl kaum einer das Wort reden wollen. Oder 
aber die Entſcheidungen dieſes Gerichtshofs wären ohne ver⸗ 
bindliche Kraft — dann wäre es wieder eine rein akademiſche 
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Behörde, und wir hätten zu den unzähligen Rechtsmeinungen, 
die geäußert werden, noch eine mehr, wären alſo nicht ge⸗ 
beſſert, ſondern wären ſchlechter daran. So geht die Sache 
alſo nicht. | 

Nach meiner Meinung führt der Weg zur Rechtseinheit 
einzig über die Entſcheidung des einzelnen Falles, und zwar 
über die richtige Entſcheidung des einzelnen Falles. 

Ich gebe Herrn Dr. Junck auch darin vollſtändig recht: 
wie das Reichsgericht geworden iſt, wie ſich das Rechtsmittel 
der Reviſion entwickelt hat, iſt das Reichsgericht eine dritte 
Inſtanz geworden, und eine ſolche Inſtanz kann man dem 
um ſein Recht kämpfenden Volk nicht ohne weiteres nehmen, 
jedenfalls nicht nehmen durch eine Gelegenheitsnovelle zur Zivil⸗ 
prozeßordnung und zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Wenn bei 
der zunehmenden Zahl der Bevölkerung des Reichs und bei 
der ewigen Steigerung der wirtſchaftlichen Komplikationen 
unſeres Lebens und der damit verbundenen Zunahme von 
Prozeſſen es wirklich unmöglich wäre, ein oberſtes Gericht im 
bisherigen Sinne aufrechtzuerhalten, auch dann wäre es nur 
möglich, dem Volk dieſe oberſte Inſtanz zu nehmen, falls man 
einmal das ganze Verfahren, ich möchte ſagen, revolutionär von 
Grund aus umgeſtaltete. In ſolchen Momenten einer voll⸗ 
ſtändig neuen Schöpfung iſt es möglich, dem Volke die oberſte 
Inſtanz zu nehmen, indem man ihm dafür etwas anderes gibt, 
z. B. eine Entſcheidung durch Richter ſeines Vertrauens, eines 
höheren Vertrauens, als es die heutige Jurisprudenz zu bieten 
vermag. Aber ſolange man das nicht tut: bei einer Gelegenheits⸗ 
geſetzgebung, bei einer Novelle, mag ſie auch noch ſo gute Ab⸗ 
ſichten verfolgen, iſt es einfach unmöglich, dem Publikum zu 
ſagen: jetzt gebt uns das oberſte Gericht, die oberſte Inſtanz 
her, wir wollen ſie euch nicht mehr laſſen! Das, meine Herren, 
iſt der Hauptgrund, der gegen die Vorlage der Regierung ſpricht. 

Ich ſehe im Augenblick kein Bedürfnis zu einer Umgeſtaltung 
unſerer Prozeßordnung in dieſem Sinne. Nach meiner Meinung 
könnte ſie umgeſtaltet werden auf einem Wege, den wir bisher 
ſchon ein paarmal betreten haben. Ich muß mich darin gegen 
Herrn Kollegen Dove wenden: die Ausbildung von Sonder⸗ 
gerichten, d. h. von Sachverſtändigengerichten für beſtimmte 
Kreiſe halte ich für einen richtigen gangbaren Weg, und der 
ſollte nicht verlaſſen werden. Es iſt auch nicht wahr, daß das 
Anſehen der Rechtspflege darunter litte. Indeſſen darüber mag 
man verſchiedener Meinung ſein; in dieſem Augenblick iſt dieſe 
Frage nicht zu entſcheiden. 

Im übrigen meine ich, iſt unſere Zivilprozeßordnung gar 
nicht ſo ſchlecht, und wir könnten ganz gut durch eine derartige 
Einzelausgeſtaltung, namentlich durch eine größere Zuziehung 
von Laien, der Rechtspflege das nötige Vertrauen im Volke 
ſichern. 

Ich meine alſo, daß nichts übrig bleibt als, wie ich ſchon 
ſagte, eine Vermehrung der Zivilſenate beim Reichsgericht. 

Dagegen wendet man ſich nun, weil das die Rechtseinheit 
gefährde, und namentlich hat Herr Kollege Wagner gemeint, 
ein Gerichtshof von mehr als 100 Perſonen wäre keine 
Körperſchaft mehr. Die „Körperſchaft“ iſt der die einzelne 
Sache entſcheidende Senat, und der Zuſammenhang zwiſchen 
den Senaten kann auch bei einer größeren Zahl von Senaten 
beſtehen. Bei den Verhandlungen des Jahres 1895 wurde 
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immer betont, wie entſetzlich die Gefahr wäre, daß einmal ein 
Senat an demſelben Tage über dieſelbe Frage entſchiede wie 
ein anderer Senat, und daß beide zu entgegengeſetzten Ent⸗ 
ſcheidungen kämen. Solche Fälle ſind — freilich nur ganz 
vereinzelt — vorgekommen: aber ich muß doch ſagen: die Ge⸗ 
fahr eines ſolchen Widerſpruchs zwiſchen den Entſcheidungen iſt 
nicht ſo groß, als das, was die Novelle zur Folge haben 
würde, nämlich, daß die verſchiedenen Oberlandesgerichte ihre 
beſondere Rechtſprechung ausbilden würden, die dann infolge 
des Prinzips der Nichtantaſtbarkeit zweier übereinſtimmenden 
Entſcheidungen unbehindert weiterbeſtehen würde. Alſo die 
Gefahr, die die Rechtseinheit durch die Vermehrung der Senate 
erleidet, iſt bei weitem nicht ſo groß, als die, die ſie en die 
Annahme der Novelle erleidet. 

Ich will mich nicht ſehr mit Einzelheiten beſchäftigen. Ich 
bin gegen das Prinzip, daß zwei übereinſtimmende Ent⸗ 
ſcheidungen nicht mehr angefochten werden dürfen. Ich bezweifle 
nicht, daß das zur Folge haben würde, daß die Oberlandes⸗ 
gerichte konform der erſten Entſcheidung entſcheiden würden, um 
das Reichsgericht nicht zuzulaſſen. Reden Sie mir nicht davon, 
meine Herren, daß das die Behauptung einer Gewiſſenloſigkeit 
wäre; nein, das wäre nichts anderes als die natürliche Folge 
eines Geſetzes, das die Leute zwänge, ihre Entſcheidung feſt zu 
verankern in dem Grunde der früheren Entſcheidungen, damit 
ſie nicht vom Winde umgeblaſen werden können. Jeder Menſch 
hat ja den Wunſch, das, was er tut, auch zu befeſtigen und 
es ſich nicht wieder abändern zu laſſen, und wir erleben es 
auch an den Landgerichten: jeder von uns weiß ſeit langem, 
daß in den Sachen, die im Landgericht in zweiter Inſtanz ent⸗ 
ſchieden werden, ganz anders gearbeitet wird als in denen, wo 
das Landgericht in erſter Inſtanz entſcheidet; in dem Falle, wo 
die Entſcheidungen nicht mehr anfechtbar ſind, läßt man auch 
einmal fünf gerade ſein. Bei den Oberlandesgerichten ſoll, wie 
ich von Kundigen gehört habe, die Sache ſich in ähnlicher Weiſe 
entwickeln, daß die nichtreviſiblen Prozeſſe doch etwas anders 
behandelt werden als die reviſiblen, daß ſie jedenfalls nicht mit 
derſelben Sorgfalt begründet werden. Ich meine: das iſt nicht 
etwa die Folge von Pflichtwidrigkeit, ſondern es iſt eine rein 
menſchliche Einwirkung des Geſetzes. 

Aber viel ſchlimmer als die Einwirkungen des Difformitäts⸗ 
prinzips iſt die vorgeſchlagene Anderung des § 549 der Zivil⸗ 
prozeßordnung. Ich muß mich darauf berufen, was ſchon zum 
Teil geſagt iſt und was auch in dem Aufſatz von Fuchs in 
der letzten Nummer der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ ausgeführt 
worden iſt. Das iſt ja gerade der große Vorzug der Recht⸗ 
ſprechung der Zivilſenate des Reichsgerichts, daß ſie dem Begriff 
der tatſächlichen Feſtſtellung, der Beweiswürdigung ſich freier 
gegenübergeſtellt haben, als dies die Strafſenate getan 
haben. Darum iſt die Rechtſprechung der Strafſenate ſo 
blutlos, ſo papieren; darum finden ſie ſo viel Widerſpruch, 
weil die Strafſenate ſich immer hartnäckig auf den Standpunkt 
geſtellt haben, alles, wovon der erſte Richter geſagt habe, es 
ſei tatſächlich erwieſen, das ſei für ſie „tabu“, ſie könnten 
nicht heran, während die Zivilſenate ſich in dieſer Beziehung 
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auf einen freieren Standpunkt geſtellt haben. Das will man 
jetzt unmöglich machen. Das wäre ganz entſchieden eine Ver⸗ 
ſchlechterung des gegenwärtigen Verfahrens. 

Ebenſo bin ich gegen die Erhöhung der Koſten in der 
Reviſionsinſtanz. Das iſt kein Mittel, wodurch man den Zivil⸗ 
ſenaten des Reichsgerichts Luft ſchaffen kann. Das hat einen 
odiöſen fiskaliſchen Beigeſchmack. 

Meine Parteigenoſſen und ich ſind für Überweiſung dieſer 
Vorlage an die Kommiſſion, die mit der Strafprozeßordnung 
beſchäftigt iſt; die kann ja auch dieſe Vorlage erledigen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten) 


Prafident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Seyda 
(Wreſchen). 


Seyda (Wreſchen), Abgeordneter: Meine Herren, nur zwei 


Worte zu den Ausführungen des Herrn Staatsſekretärs. Ich 


möchte nochmals hervorheben, daß ich mich ausdrücklich gegen 
die Annahme verwahrt habe, als ob ich die Befürchtung hegte, 
infolge der Novelle würden die Oberlandesgerichte in bewußter 
Pflichtwidrigkeit danach ſtreben, möglichſt viel duae conformes 
zu ſchaffen. Ich habe ausdrücklich geltend gemacht, daß ich 
das nur als eine notwendige Folge dieſes Geſetzes betrachte, 
die eben auf pſychologiſchen Momenten beruht, für die man die 
Richter an den Oberlandesgerichten nicht weiter verantwortlich 
machen konnte. 

Dann möchte ich aber noch ein Moment hervorheben: die 
Befürchtung, daß durch die Novelle eine Verſchlechterung der 
Juſtiz eintreten könnte, hat meines Erachtens noch ihre ganz 
beſondere Begründung in der Statiſtik, die in der Anlage 2 
zu dem Geſetzentwurf enthalten iſt. Da ergibt ſich nämlich die 
auffallende Tatſache, daß ſeit dem Jahre 1905 die Zahl der 
aufgehobenen Urteile ſtändig gewachſen iſt. Während noch im 
Jahre 1905 die Zahl der Zurückweiſungen der Reviſionen 
80 Prozent betragen hat, iſt ſie ſeitdem ſtändig auf 78, 75, 
bis auf 73 Prozent im Jahre 1908 gefallen. Es werden alſo 
in jedem Jahre mehr Urteile der Oberlandesgerichte aufgehoben. 
Ich bin überzeugt, daß, wenn der vorliegende Entwurf Geſetz 
werden ſollte, der Prozentſatz noch von Jahr zu Jahr wachſen 
würde. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Die Debatte iſt geſchloſſen, da 
Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. Es iſt der Antrag 
geſtellt, den Geſetzentwurf einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern 
zu überweiſen, entgegen dem zuerſt geſtellten Antrag, ihn an 
die Kommiſſion zu verweiſen, die mit der Beratung der Straf⸗ 
prozeßordnung beſchäftigt iſt. Ich laſſe zunächſt den Antrag 
auf Bildung einer ſelbſtändigen Kommiſſion zur Abſtimmung 
gelangen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Geſetzentwurf einer 
beſonderen Kommiſſion von 21 Mitgliedern überweiſen wollen, 
ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf geht an eine Kommiſſion 
von 21 Mitgliedern. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


M 10 (Bogen 58 bis 71). Berlin, 17. Mai 1910. [39. Jahrgang.] 457 


Zurilifhe Wochen! 


m 8 


rifl. 


Organ des deufſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 
Juſtirat Dr. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


—— ß - 
Preis für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


hülfskaſſe für deutſche Rechts anwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Darmſtadt hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
1000 % gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Für den Jubiläumsfonds der Hülfskaſſe für deutſche 
Kechtsauwälte find feruer eingegangen: 
von den Herren Rechtsanwälten im Oberlaudesgerichts⸗ 
bezirk Königsberg weitere 25 % : 
von den Herren Rechtsanwälten im Laudgerichtsbezirk 
Stettin weitere 20 , Freiburg 20 /, Nordhauſen 
225 N. 
Geſammelt find bis jetzt 33 407 . Die Sammlungen 
werden fortgeſetzt. 


Vorſicht im Hypothekenverkehr! | 
Von Gundlach, Rechtsanwalt und Notar, Berlin. 


1. Ein typiſcher und wohl der häufigſte Fall der Grund⸗ 
ficksbeleihung iſt der, daß der Eigentümer zum Zwecke der 
Bebauung oder nach Bebauung eine größere Hypothek auf⸗ 
mm, um mit dieſer die bisher eingetragenen Hypotheken 
zulöſen und wenn möglich, noch einen Uberſchuß zu behalten. 
Die grundbuchliche Abwickelung dieſer Hypotheken⸗Neuordnung 
plegt in der Weiſe zu erfolgen, daß für den neuen Hypotheken⸗ 
gläubiger zunächſt die Hypothek eingetragen wird, daß alsdann 
die Auszahlung der bisher eingetragenen Hypothekengläubiger 
Zug um Zug gegen Ausſtellung der Löſchungsbewilligungen 
der Gläubiger nebſt Löſchungsanträgen des Eigentümers und 
ehen Herausgabe der Hypothekenbriefe erfolgt. Alsdann 
werden dieſe Urkunden dem Grundbuchamt überreicht zwecks 
ng der voreingetragenen Hypotheken, ſo daß nunmehr die 

neue Hppothek zur erſten Stelle zu ſtehen kommen muß. 
eſes Verfahren wird allgemein für ausreichend erachtet, 
auch von Notaren, und dennoch hat dabei der neue Hypotheken⸗ 
Aaubiger keineswegs die Sicherheit, daß er auch wirklich die 

ere Stelle erhält. 
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Das Reichsgericht hat in der Entſcheidung vom 3. Juli 1907 
Bd. 66 S. 285 die Frage, ob bei einer Eigentümergrundſchuld 
die Aufhebungserklärung des Eigentümers, nachdem ſie dem 
Grundbuchamte eingereicht iſt, derartig unwiderruflich ſei, daß 
gegenüber einer ſpäteren Verfügung des Eigentümers jeder nach⸗ 
ſtehende Hypothekengläubiger ſich darauf berufen könne, verneint. 
Es wird dort ausgeführt, daß die voreingetragenen Hypotheken 
ſich durch Auszahlung in Eigentümergrundſchulden verwandeln. 
Dann heißt es weiter: 
„Findet man nun auch in dem Löſchungsantrag der 
Eigentümer eine bindende Erklärung materiellen Rechts, 
ſo iſt doch nicht zu überſehen, daß bei Eigentümergrund⸗ 
ſchulden der Eigentümer vor allem die Stellung eines 
Gläubigers einnimmt und daß daher, wenn die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld aufgehoben werden ſoll, eine Auf: 
hebungserklärung nach §S 875 BGB. erforderlich iſt. Es 
reicht, wie die Protokolle Bd. 3 S. 616 hervorheben, 
zur Aufhebung einer dem Eigentümer zuſtehenden 
Hypothek die Erklärung des Eigentümers, ſein Recht 
aufgeben zu wollen, aus. Daraus folgt aber nicht, daß 
dieſe Erklärung nach § 1183 BGB. zu beurteilen iſt. 
Sie unterſteht vielmehr dem 5 875 BGB. und der 
5 1183 BGB. kommt, da die eigene Erklärung des 
Eigentümers ſeiner Zuſtimmung nicht mehr bedarf, 
nicht zur Anwendung. Es kann daher dahingeſtellt 
bleiben, ob der Unwiderruflichkeit der Zu⸗ 
ſtimmungserklärung des 8 1183 abſolute Wirkung 
beizumeſſen iſt; bei der Beurteilung der Auf: 
hebungserklärung nach 8 875 BGB. iſt dies 
jedenfalls ausgeſchloſſen. Auch dieſe Aufhebungs⸗ 
erklärung bewirkt beim Vorliegen der in Abſatz 2 a. a. O. 
ausgeführten Vorausſetzungen die Bindung des Erklärenden 
und iſt inſofern unwiderruflich; die Unwiderruflich— 
keit wirkt aber, wie im Falle des § 873 BGB. 
nur unter den Parteien und hat nicht die Bedeutung 
einer Verfügungsbeſchränkung, auf die ſich auch dritte 
Perſonen zu berufen in der Lage wären.“ 
Das Reichsgericht hat aus dieſen Gründen eine inzwiſchen 
erfolgte Pfändung der ausgezahlten und zu Eigentümergrund⸗ 
ſchulden verwandelten Hypotheken für wirkſam erklärt und bei 
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erlös dem Pfändungspfandgläubiger zugeſprochen, während es 
den neuen Hypothekengläubiger leer ausgehen ließ. 

In einem anderen Falle hatte der Eigentümer ſich dem 
neuen Hypothekengläubiger gegenüber verpflichtet, deſſen Hypothek 
den Rang unmittelbar hinter dem wirklich valutierten Betrag 
einer vorgehenden Hypothek zu beſchaffen. Bezüglich dieſes 
Falles führte das Reichsgericht in der Entſcheidung vom 
8. Februar 1908 (JW. 08, 200) folgendes aus: 

„Ein ſolches Abkommen ſtellt ſich nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts bereits als ein end⸗ 
gültiger Verzicht auf die künftige Eigentümer⸗ 
grundſchuld, wenigſtens inſoweit dar, als es 
ſich um den Vorrang vor der neu eingetragenen 
Hypothek handelt. Einer beſonderen Form bedarf ein 
ſolches Abkommen nach heutigem Recht zu ſeiner mate⸗ 
riellen Rechtswirkſamkeit nicht. Es bleibt allerdings, 
wenn die zur Eintragung im Grundbuch erforderlichen 
Formen nicht beobachtet und die Eintragung im Grund⸗ 
buch nicht erfolgt iſt, der Anſpruch auf Nachholung dieſer 
Formen beſtehen. Es iſt dies aber kein obligatoriſcher 
Anſpruch, ſondern ein dinglicher Berichtigungs— 
anſpruch, den auch die Konkursmaſſe anerkennen muß. 
Solange die Form nicht beobachtet und die Eintragung 
nicht wenigſtens in der Geſtalt einer Vormerkung bewirkt 
iſt, behält allerdings der Eigentümer formell die Mög⸗ 
lichkeit, unter Widerruf ſeines Verzichts anderweit über 
die Grundſchuld und deren Vorrang zu verfügen. Auf 
die in einem ſolchen Falle ihm gegenüber entſtehenden 
materiellen Rechte kommt es im vorliegenden Falle 
indeſſen nicht an, weil weder er noch der Konkurs⸗ 
verwalter anderweitig verfügt haben. Der Ausbruch des 
Konkurſes änderte an der Sachlage nichts, da der Konkurs⸗ 
verwalter bzw. die von ihm vertretenen Perſonen nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts keine 
Dritten find. Auch iſt aus § 24 KO. ebenſowenig wie 
aus 5 1179 BGB. etwas herzuleiten, weil ein Ab⸗ 
kommen, wie es hier in Frage ſteht, nach dem bereits 
Bemerkten mehr enthält, als die in den erwähnten 
Vorſchriften vorausgeſetzte bloße obligatoriſche Bindung.“ 

Das Reichsgericht hat deshalb in dieſem Falle den auf 
den nicht valutierten Teil der vorgehenden Hypothek (Eigen⸗ 
tümergrundſchuld) entfallenden Betrag des Verſteigerungserlöſes 
dem nachfolgenden Hypothekengläubiger zugeſprochen. 

Die beiden erwähnten Reichsgerichtsentſcheidungen ſtehen 
zueinander im Gegenſatz. Zwar hat in der letzterwähnten 
das Reichsgericht lediglich den Konkursverwalter als durch das 
Abkommen zwiſchen Eigentümer und neuen Hypothekengläubiger 
gebunden erklärt. Seine Ausführungen gehen aber erheblich 
weiter. Es erklärt ausdrücklich, daß nicht bloß eine obligato⸗ 
riſche Bindung, ſondern ein dinglicher Berichtigungsanſpruch 


entſtanden ſei und daß das Abkommen mehr als eine bloße 


obligatoriſche Bindung enthalte. 

2. Aus den beiden Entſcheidungen ergibt ſich für den mit 
der Durchführung der Hypotheken⸗Neuordnung betrauten Notar 
bzw. Bankvorſtand jedenfalls ſo viel, daß es nicht genügt, die 
Auszahlung Zug um Zug gegen Übergabe der Löſchungs⸗ 
bewilligungen, des Löſchungsantrages und der Hypothekenbriefe 
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über die voreingetragenen Hypotheken zu bewirken. Es emp- 
fiehlt ſich vielmehr, von dem Eigentümer noch eine Verzichts⸗ 
erklärung gemäß 8 875 BGB. zu verlangen und dieſe vor 
der Auszahlung zu den Grundakten einzureichen. Dieſe 
Erklärung wird zweckmäßigerweiſe etwa folgenden Wortlaut 
haben müſſen: 
„Die pp. Bank hat mir gegen erſtſtellige Hypothek 
auf dem pp. Grundſtück ein Darlehn von pp. zugeſagt. 

Mit dieſer Darlehnsvaluta ſollen die auf dem Grund⸗ 

ſtück bereits eingetragenen im Range vorgehenden Hypo⸗ 

theken ausgezahlt werden. Ich verzichte hiermit gegen⸗ 
über der pp. Bank, unter Ausſchluß des Widerrufs⸗ 
rechts, auf die infolge Auszahlung der voreingetragenen 

Hypotheken für mich entſtehenden Eigentümergrundſchulden 

und gebe der pp. Bank und dem Grundbuchamte gegen⸗ 

über hiermit die Erklärung ab, daß ich die durch Aus⸗ 
zahlung entſtehenden Eigentümergrundſchulden aufgebe. 

Ich bewillige und beantrage demgemäß ſchon jetzt die 

Löſchung der vorgehenden Hypotheken.“ 

Sollte nach Überreichung dieſer Erklärung zu den Grund⸗ 
akten nach der Auszahlung der Hypothekenvaluta an die vor⸗ 
eingetragenen Hypothekengläubiger der Eigentümer, bevor die 
Löſchungsbewilligungen und Hypothekenbriefe über die vor⸗ 
eingetragenen Poſten zu den Grundakten gelangt ſind, in 
Konkurs verfallen, ſo iſt dennoch ſeine Verzichtserklärung und 
Löſchungsbewilligung nicht nur für ihn, ſondern auch für den 
Konkursverwalter und die Konkursgläubiger bindend, und zwar 
gleichgültig, ob fie Dritte find oder nicht. Denn in $ 15 KO. 
iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die Vorſchrift des 8 878 BGB. 
unberührt bleibt. 

Hiermit iſt ſchon viel gewonnen, denn die Grundſtückseigen⸗ 
tümer, namentlich Bauunternehmer ſind häufig wirtſchaftlich 
ſehr ſchwache Perſonen, bei denen der Eintritt des Konkurſes 
durchaus nicht zu den Unwahrſcheinlichkeiten gehört. 

Zweifelhaft iſt aber, ob der neue Hypothekengläubiger auch 
gegen die Gefahr der Pfändung oder Abtretung der vorgehenden 
durch die Auszahlung in Eigentümergrundſchulden verwandelten 
Hypotheken geſichert iſt. 

a) Die Pfändung oder Abtretung wird zunächſt bei 
Briefhypotheken deswegen kaum möglich ſein, weil 
dazu die Wegnahme bzw. Übergabe des Hypotheken⸗ 
briefes gehört, dieſer ſich aber im Beſitz des neuen 
Hypothekengläubigers befindet. (Für den Fall der 
Übertragung einer Teileigentümergrundſchuld vgl. 
RG. 69, 41.) 

Anders liegt die Sache bei Buchhypotheken. Bei 
dieſen würde, wenn die Entſcheidung Bd. 66 S. 285 
zutreffend iſt, der Widerruf der Verzichtserklärung 
und die Weiterzeſſion durch den Eigentümer zuläſſig 
ſein und der gutgläubige Erwerber die Grundſchuld 
erwerben. Eine Sicherung des neuen Hypotheken⸗ 
gläubigers gegen frauduloſe Zeſſionen würde daher 
nicht möglich ſein, es ſei denn, daß die Auszahlung 
auf dem Grundbuchamte ſelbſt erfolgte und in dem⸗ 
ſelben Augenblicke die Urkunden überreicht werden 
und dabei feſtgeſtellt wird, daß keine Abtretung erfolgt iſt. 
Das iſt aber praktiſch in den meiſten Fällen undurchführbar. 


b) Dagegen würde die Verzichtserklärung des Eigentümers 
den neuen Hypothekengläubiger gegen Pfändungen der 
vorgehenden Eigentümergrundſchulden ſichern; denn der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs ſchützt nur den⸗ 
jenigen, welcher durch Rechtsgeſchäft eine Hypothek 
erwirbt, nicht aber denjenigen, welcher im Wege der 
Zwangsvollſtreckung eine Buchhypothek pfändet. Außer⸗ 
dem ſetzt die Weiterverfügung über die voreingetragenen 
Hypotheken auch noch den Widerruf der Verzichts⸗ 
erklärung voraus, welche herbeizuführen dem pfändenden 
Gläubiger wohl kaum je gelingen dürfte. 

3. Nun iſt praktiſch die Gefahr, daß der Eigentümer die 
Aufgabeerklärung widerruft, und über die Hypothek weiter ver⸗ 
fügt, wohl ſehr gering, weil der Eigentümer ſich durch eine 
ſolche Handlungsweiſe ſtrafbar machen würde. Immerhin iſt 
ſie vorhanden und es fragt ſich, ob es eine andere Sicherung 
gegen eine derartige Handlungsweiſe gibt. Da kommt nun 
zunächſt die Eintragung einer Löſchungsvormerkung bei den 
vorgehenden Hypothekenpoſten in Betracht. Wird eine ſolche 
eingetragen, bevor die Auszahlung erfolgt, ſo kann der neue 
Hypothekengläubiger ſein Recht auf Löſchung nicht nur gegenüber 
demjenigen, der die Verpflichtung zur Löſchung eingegangen iſt, 
ſondern auch gegen einen etwaigen anderen Eigentümer ſowie 
gegen denjenigen, welcher durch die Verfügung über die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld Rechte erlangt hat, gemäß $ 888 BGB. zur 
Durchführung bringen (RIA. 8, 157). 

Im praktiſchen Geſchäftsverkehr wird aber die Eintragung 
einer ſolchen Löſchungsvormerkung nur ſelten möglich ſein. 
Denn nach dem Stande der jetzigen Rechtſprechung iſt dazu 
die Einreichung des Hypothekenbriefes der vorgehenden Hypothek 
erforderlich. Es wird aber ſelten möglich ſein, den Hypotheken⸗ 
gläubiger zur Einreichung feines Hypothekenbrieſes zu bewegen 
und eine Verpflichtung dazu läßt ſich nicht konſtruieren. Nun 
erſcheinen allerdings die Gründe für die jetzt beobachtete 
Gerichtspraxis nicht überzeugend. Zwar daß die Zuftimmung 
des voreingetragenen Hypothekengläubigers nicht erforderlich iſt, 
da er von der Eintragung nicht betroffen wird, wird allgemein 
angenommen. Die Notwendigkeit der Vorlegung des Hypotheken⸗ 
briefes wird vielmehr damit begründet, daß die Eintragung 
der Löſchungsvormerkung die Hypothek zwar nicht in ihrer 
gegenwärtigen, wohl aber in ihrer zukünftigen rechtlichen Geſtalt 
ergreife (vgl. Güthe, GBO. Anm. 9 zu § 42). Damit wird 
auf die materiell⸗rechtliche Wirkung der Löſchungsbewilligung 
hingewieſen; es folgt aber daraus nichts für die Notwendigkeit 
der Vorlegung des Hypothekenbriefes, die vielmehr eine Frage 
des formellen Grundbuchrechts iſt. Nun führt die Grundbuch⸗ 
ordnung ſelbſt in 8 42 Satz 2 und § 54 zwei Fälle an, in 
denen die Vorlegung des Briefes nicht erforderlich iſt. Es 
mag ferner darauf hingewieſen werden, daß, wenn eine Hypothek 
im Zwangsverſteigerungsverfahren ausgefallen iſt, die Löſchung 
erfolgen muß, ohne daß der Brief vorgelegt wird. Erwägt 
man endlich, daß die Vorlegung des Hypothekenbriefes nur eine 
Soll⸗Vorſchrift iſt, daß alſo die Eintragung der Löſchungs⸗ 
vormerkung ohne gleichzeitige Vorlegung des Hypothekenbriefes 
immerhin wirkſam wird, ſo erſcheint es mit Rückſicht auf das 
große Intereſſe des neuen Hypothekengläubigers an der Ein⸗ 
tragung der Löſchungsvormerkung dringend wünſchenswert, daß 
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die Grundbuchämter die Eintragung bewirken, auch wenn der 
Hypothekenbrief nicht vorgelegt werden kann. 

4. Als letzter Notbehelf zur Sicherung des neu eingetragenen 
Hypothekengläubigers kommt in Frage die Abtretung der vor⸗ 
eingetragenen Hypothekenpoſten an ihn. In der Tat verlangen 
manche Hypothekenbanken, daß, bevor ſie auf die für ſie neu 
eingetragene Hypothek Auszahlungen leiſten, die daraus zu 
befriedigenden voreingetragenen Hypothekengläubiger an ſie 
zedieren. Sie laſſen erſt, wenn das ganze Geſchäft abgewickelt 
iſt, die an ſie zedierten Hypotheken löſchen. 

Indeſſen, abgeſehen von den dadurch entſtehenden ſehr 
erheblichen Mehrkoſten, erſcheint dieſer Ausweg nicht einmal 
beſonders ſicher. Denn in Wahrheit iſt die Zeſſion doch nur 
eine formelle. Es bleibt immer die Tatſache beſtehen, daß die 
zedierenden Gläubiger für Rechnung des Eigentümers ausgezahlt 
worden ſind und daß ſich dadurch kraft Geſetzes die Hypotheken 
in Eigentümergrundſchulden des Eigentümers verwandelt haben. 
Dem neuen Hypothekengläubiger ſteht alſo nur ein ſcheinbares 
Recht an dieſen Poſten zu und es wäre ſehr wohl denkbar, 
daß eine Verfügung des Eigentümers über dieſe Poſten für 
rechtswirkſam erklärt werden würde. 


Die Sicherung des Bangeldgebers durch Hypothek 
und Nießbrauch. 
Von Landgerichtsrat Dr. Salinger, Breslau. 


Es iſt im großſtädtiſchen Grundſtücksverkehr faſt zur Ge⸗ 
wohnheit geworden, daß ſich Baugeldgeber die von ihnen ge⸗ 
währten Baudarlehen auf dem zu erbauenden Hauſe nicht nur 
hypothekariſch ſicherſtellen laſſen, ſondern von dem Darlehns⸗ 
ſchuldner — meiſt Bauunternehmern — auch noch die Beſtellung 
des Nießbrauchs an dem Grundſtücke verlangen und in der 
Regel auch gewährt bekommen. Dieſe Nießbrauchbeſtellung hat 
beſonders für die Zeit nach Fertigſtellung des Hauſes Bedeutung. 
Sie ſetzt den Nießbraucher nicht nur in die Lage, die Mieten 
des dem Nießbrauch unterliegenden Grundſtücks einzuziehen und 
ſich aus ihnen wegen ſeiner Hypothekenzinſen zu befriedigen, 
ſondern ſie ſchützt ihn vor allem auch gegen die Zugriffe anderer 
— beſonders perſönlicher — Gläubiger des Grundſtückeigentümers 
auf dieſelben. An ſich erſtreckt ſich zwar auch ſeine Hypothek 
auf die Mietszinſen des pfandverhafteten Grundſtücks (8 1123 
Satz 1 BGB). Aber dieſe Haſtung hindert nicht die freie 
Verfügung des Grundſtückseigentümers über die fälligen und 
künftig fällig werdenden Mieten und nicht die Pfändung derſelben 
durch ſeine Gläubiger. Will ſich der Hypothekar dieſe Mieten 
ſichern, ſo muß er ſein hypothekariſches Recht durch Beſchlag⸗ 
nahme verwirklichen. Vorher kann er der Verſügung oder 
Pfändung nicht widerſprechen (Rechtſpr. der OLG. 8, 208). 
Ob dieſe Beſchlagnahme bloß eine ſolche der Mieten zu ſein 
braucht und auch ſein kann, bewirkt durch eine Pfändung der⸗ 
ſelben auf Grund Arreſtes oder anderen vollſtreckbaren Titels, 
vielleicht auch durch ein im Wege der einſtweiligen Verſügung 
erlaſſenes Veräußerungsverbot, oder ob, um die Beſchlagnahme 
der Mieten herbeizuführen, eine Beſchlagnahme des ganzen 
Grundſtücks erforderlich iſt, und zwar im Wege der Zwangs⸗ 
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verwaltung, da fie nur die Mieten ergreift (5 148 ZVG.), iſt 
in der Rechtſprechung beſtritten (vgl. Fuchs „Grundbuchrecht“ 
S. 417, 422. Rechtſpr. der OLG. 7, 38; 8, 207; 14, 110; 
18 S. 166, 170. „Recht“ 1907, 573. RG. 52, 137). Richtig 
iſt wohl das letztere. Denn mag eine Verwirklichung des 
dinglichen Hypothekenrechts auch nicht gerade durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück ſelbſt zu erfolgen brauchen, 
ſondern auch durch Mobiliarpfändung geſchehen können (Rechtſpr. 
der OLG. 10, 420; 11, 422), ſo wird doch da, wo das Geſetz 
von „Beſchlagnahme“ ſpricht, regelmäßig an eine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ins unbewegliche Vermögen gedacht werden müſſen, 
weil die Rechtsſprache den Begriff der Beſchlagnahme gerade 
für dieſe Zwangsvollſtreckung ausgebildet hat und grundſätzlich 
die Bezeichnung „Beſchlagnahme“ jedenfalls nur bei ihr zu ge⸗ 
brauchen pflegt. Daß im $ 1124 BGB. nicht ausdrücklich von 
einer Beſchlagnahme im Wege der Immobiliarzwangsvollſtreckung 
die Rede iſt, wie im § 865 Abſ. 2 3P0., iſt lediglich eine 
redaktionelle Abweichung, welche einen ſachlichen Unterſchied 
zwiſchen beiden Fällen nicht begründet und keinesſalls zu dem 
Schluß berechtigt, daß im Falle des $ 1124 BGB. auch eine 
Zwangsvollſtreckung ins bewegliche Vermögen zur Herbeiführung 
der Beſchlagnahme ausreicht. Daran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß dort ſpeziell von einer Beſchlagnahme der „Mieten“ 
die Rede iſt. Denn mag es, wie aus § 392 BGB. erhellt, 
an ſich auch eine Beſchlagnahme einer einzelnen Forderung geben, 
und an ſich auch ſonſt die Beſchlagnahme eines einzelnen 
Gegenſtandes denkbar und zuläſſig ſein, ſo wird doch auf dem 
Gebiete des Hypothekenrechts, das aufs engſte mit den Normen 
des Zwangsverſteigerungsgeſetzes im Zuſammenhange ſteht, im 
Regelfalle von der Beſchlagnahme des Grundſtücks Ausgang 
zu nehmen ſein, und darum, wenn von der Beſchlagnahme auch 
nur eines der Hypothekenhaft unterworfenen Gegenſtandes ge⸗ 
ſprochen wird, dieſe immer bloß als Folge der Grundſtücks⸗ 
beſchlagnahme verſtanden werden können (vgl. auch RG. 54, 184). 
Auf dieſe Weiſe wird ſich der Hypothekengläubiger, wenn er 
eine anderweite Verfügung über die Mietszinſen, beſonders durch 
Abtretung oder Pfändung, verhüten will, jedesmal die Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks angelegen ſein laſſen müſſen. 
Unbeſchadet natürlich des Rechts, die Mieten auch nur zu pfänden. 
Im letzteren Falle wird ſein Recht aber immer nur ein unvoll⸗ 
kommenes ſein. Denn mag die Pfändung auch nicht bloß die 
fälligen Mieten ergreifen, ſondern im Rahmen der zu ſichernden 
Forderung ſich auch auf die zukünftigen Mietsraten beziehen, ſo 
bleibt ſie doch immer nur gegen beſtimmte Mieter gerichtet und 
wird deshalb gegenſtandslos, ſobald die Mieter wechſeln. Sie 
ſchützt den Hypothekengläubiger aber auch nicht gegen Voraus⸗ 
verfügungen über den Mietszins. Denn iſt ſie als Beſchlag⸗ 
nahme im Sinne des § 1124 BGB. nicht anzuſehen, was fie 
auch immer nur im Falle der Vollſtreckung des dinglichen 
Rechts ſein könnte (Rechtſpr. der OLG. 18, 167), ſo findet auch 
der § 1124 Abſ. 2 BGB. nicht Anwendung, da aus dem 
Zuſammenhange mit Abſ. 1 folgt, daß nur im Falle der Be⸗ 
ſchlagnahme die Verfügung über den Mietszins für eine 
ſpätere Zeit, als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr, den Hypothekengläubigern 
gegenüber unwirkſam iſt. Darum iſt die Zwangsverwaltung 
auf jeden Fall ein beſſerer Behelf. Aber ſelbſt bei ihr iſt die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


10. 1910. 
Sicherung des Hypothekars lückenhaft, weil ſich derſelbe auch in 
dieſem Falle die bereits geſchehene Verfügung über den Miets⸗ 
zins inſoweit gefallen laſſen muß, als ſie den Mietszins für das 
laufende und das folgende Kalendervierteljahr betrifft. Vor 
allem aber kommt hinzu, daß der Hypothekar die Einleitung 
der Zwangsverwaltung niemals ohne weiteres, ſondern, ſofern 
ihm nicht etwa ein anderer Titel zur Seite ſteht, nur unter den 
Vorausſetzungen eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung gerichtsſeitig erlangen kann, weil, wenn man die 
Zwangsverwaltung nicht bloß als arreſtatoriſche Maßnahme be⸗ 
willigen würde, das dem Grundſtückseigentümer gewährleiſtete 
freie Verfügungsrecht über die Mietszinſen beliebig unterbunden 
werden könnte. Das aber erſchwert dem Hypothekengläubiger 
zum mindeſten das Ziel ſeiner Sicherung. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es vollauf erklärlich, daß ſich 
die Baugeldgeber durch die Beſtellung des Nießbrauchs an dem 
Grundſtücke gegen die intereſſenwidrige Verfügung über die 
Mieten oder deren Pfändung Schutz zu verſchaffen ſuchen, mag 
dieſe Maßnahme auf den erſten Blick auch als eine übermäßige 
und im Intereſſe der freien Hand faſt harte Sicherung er⸗ 
ſcheinen. Um die Bewegungsfreiheit des Eigentümers nach 
außen nicht zu ſehr einzuengen, bleibt es in der Verwaltung 
des Grundſtücks gewöhnlich beim alten. Der Eigentümer 
behält den Beſitz des Grundſtücks, er zieht die Mieten ein und 
beſorgt auch ſonſt alle Geſchäfte, die das Eigentum eines 
Hauſes mit ſich bringt. Natürlich im Auftrage und im Namen 
des Nießbrauchers, ſoweit es deſſen Angelegenheiten ſind. Die 
Beſtellung des Nießbrauchs iſt darum nicht etwa ein Schein⸗ 
geſchäft. Sie hat ebenſo rechtlichen Hintergrund, wie die auch 
zu Sicherungszwecken erfolgende Sicherungsübereignung. Denn 
hier wie dort haben die Beteiligten den ernſthaſten Willen, ein 
Rechtsverhältnis zu ſchaffen, das dem Gläubiger die nur durch 
dieſes zu erreichende Sicherung bringt. Daß damit das Grund⸗ 
ſtück oder richtiger die Erträge desſelben gegen die Zugriffe 
anderer Gläubiger abgeſperrt werden, läßt ſich zwar nicht leugnen 
und iſt ja auch gewollt. Aber das allein verleiht der Nieß⸗ 
brauchbeſtellung noch keinen unfittlihen Charakter. Spätere 
Gläubiger mußten wiſſen, daß ſie aus dem Grundſtücke des 
Schuldners nichts zu erwarten haben und können ſich darum 
über eine Benachteiligung nicht beſchweren. Frühere können die 
Beſtellung des Nießbrauchs ſchlimmſtenfalls anfechten und, 
ſoweit fie Hypothekengläubiger find, auch die Zwangsvollſtreckung 
ins Grundſtück mit praktiſchem Erfolge betreiben. Denn ihre 
Rechte werden durch den Nießbrauch nicht betroffen, da der 
ſpätere Nießbraucher ſich nicht allein die Zwangsverſteigerung, 
ſondern auch die Zwangsverwaltung des Grundſtücks unter 
Anerkennung des beſſeren Rechts der vorſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubiger richtiger Anſicht nach gefallen laſſen muß (vgl. Rechtſpr. 
der ORG. 11, 134; 14, 208. „Recht“ 1907 S. 316, 557, 
1234, 1268. JW. 1904, 86. RG. 56, 388). Dabei ſichert 
ihnen die Zwangsverwaltung beſonders auch die Mieten mit 
Vorzug vor dem Nießbraucher (Seuff Arch. Bd. 61 Nr. 9; 
a. M. Bd. 57 Nr. 192). Denn es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß bei der Zwangsverwaltung aus den Einkünften 
des Grundſtücks die Hypothekenzinſen in der Reihenfolge 
ihrer grundbuchmäßigen Eintragung, welche die Rangordnung 
beſtimmt, berichtigt werden müſſen. Deshalb kann auch 
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der Nießbraucher, dem nach § 1047 BGB. die Be 
richtigung der Hypothekenzinſen obliegt, zu einer entſprechenden 
Verwendung der Einkünfte vom Zwangsverwalter angehalten 
werden, woraus ſich dann von ſelber die Wahrung des beſſeren 
Rechts der älteren Hypothekengläubiger ergibt. Und zwar im 
vollſten Umfange. Denn nicht einmal auf die Mieten des 
laufenden und folgenden Kalendervierteljahres kann der Nieß⸗ 
braucher vorzugsweiſen Anſpruch erheben, da der Nießbrauch 
keine Verfügung über die Mieten, ſondern über das Grundſtück 
iſt und darum von einer Anwendung des § 1024 Abi. 2 BGB., 
wonach eine Verfügung über die Mieten für die bezeichneten 
Vierteljahre den Hypothekengläubigern gegenüber von Wirkſamkeit 
iſt, nicht die Rede ſein kann. (JW. 1908, 136. „Recht“ 1907, 554.) 
Beſchränkt ſich der ältere Hypothekar darauf, die Mieten zu 
pfänden, ſo wird er trotz ſeines älteren Rechts dem Nießbrauch 
freilich nicht mit Erfolg begegnen können. Denn da infolge des 
Nießbrauchs die Mieten nicht mehr zu dem Vermögen des 
Schuldners gehören, ſo können ſie auch von der Pfändung nicht 
ergriffen werden. Und zwar gleichviel, ob man die Pfändung, 
wenn ſie als Vollſtreckung des dinglichen Rechts erfolgt, als 
Beſchlagnahme anſieht oder nicht. Denn auch, wenn ſie das 
iſt, würde die Anwendung des § 1124 Abſ. 2 BGB. daran 
ſcheitern, daß der Nießbrauch keine Verfügung über die Mieten, 
ſondern über das Grundſtück iſt und darum nicht ohne weiteres 
als unwirkſam behandelt werden kann. Es könnte nur in 
Frage kommen, ob ſich der ältere Hypothekar ſein Vorrecht nicht 
vielleicht dadurch ſichern kann, daß er das Recht des Eigentümers 
gegen den Nießbraucher auf Berichtigung der Hypothekenzinſen 
pfänden und ſich überweiſen läßt, was allerdings nur auf Grund 
eines perſönlichen Schuldtitels wird erfolgen können. Aber auch 
das würde zu ſeinen Gunſten nicht verſchlagen, weil der Nieß⸗ 
braucher ebenſowenig wie der Eigentümer ſelbſt die Pflicht hat, aus 
den Einkünften zunächſt die Hypothekenzinſen der älteren Hypotheken 
zu begleichen, eine Reihenfolge in der Befriedigung vielmehr 
nur im Falle der Zwangsverwaltung zu beobachten iſt. 

Doch wie dem auch ſei, daß der ältere Hypothekengläubiger in 
der Lage iſt, durch den Antrag auf Zwangsverwaltung ſein beſſeres 
Recht auf die Mietzinſen gegenüber dem Nießbraucher zur 
Geltung zu bringen, genügt ſchließlich, um ihn zu ſchützen. 
Zugleich nimmt es von dem Nießbrauch aber auch das Odium, 
als wenn er Rechte Dritter kränkt. Nur ein wucheriſcher oder 
ſonſt unſittlicher Einſchlag gegenüber dem ſchuldenden Grund⸗ 
ſtückseigentümer ſelbſt ſcheint ihm anzuhaften. In Wahrheit 
aber iſt auch das zu verneinen. Es kann nicht anerkannt werden, 
daß es Zweck dieſes Nießbrauchs iſt, den Mietzins für alle 
Zeit zugunſten des Nießbrauchers feſtzulegen, und es iſt auch 
nicht richtig, daß dieſes Nießbrauchrecht an allen Ecken und 
Enden den beſtehenden Geſetzesvorſchriften widerſpricht und 
eigentlich als „Nießbrauch“ gar nicht angeſprochen werden kann 
(Schneider im „Recht“ 1907 S. 806). Mag auch im Grund⸗ 
buch der Nießbrauch häufig ohne Zeitgrenze eingetragen ſein, 
ſo kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß er endet, 
ſobald die zu ſichernde Hypothek getilgt iſt und damit kein 
Bedürfnis mehr zur Sicherung des Baugeldgebers beſteht. Der 
der Nießbrauchbeſtellung zugrunde liegende Vertrag wird das 
unſchwer erkennen laſſen, wie auch bei der Sicherungsübereignung 
in der Regel Beſtimmungen vorgeſehen ſind, die zur Rück⸗ 
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übertragung des Eigentums verpflichten oder anderswie das 
Eigentum aufhören laſſen, wenn der Sicherungszweck durch Be⸗ 
zahlung der Schuld erledigt iſt. Wenn im Grundbuch die Befriſtung 
nicht bemerkbar gemacht iſt, ſo mag das eine Unterlaſſung 
ſein, die aber an dem materiellen Recht des Nießbrauchers 
nichts ändert. Richtig iſt, daß der Nießbrauch, wie er dem 
Baugeldgeber beſtellt wird, in gewiſſen Beziehungen vom 
geſetzlichen Standpunkte abweicht. Aber die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſind dispoſitiver Natur und die Abänderungen, welche 
die Parteien, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, treffen, 
ändern den Charakter des Rechts nicht. Auch der Baugeld⸗ 
geber hat als Nießbraucher für die Erhaltung des ihm zum 
Nießbrauch gegebenen Hauſes im wirtſchaftlichen Beſtande zu 
ſorgen und Ausbeſſerungen und Erneuerungen inſoweit vor⸗ 
zunehmen, als ſie zu der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache 
gehören. Er iſt dem Eigentümer gegenüber auch verpflichtet, 
für die Dauer des Nießbrauchs die auf der Sache ruhenden 
öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der auf den Stammwert 
gelegten außerordentlichen, ſowie diejenigen privatrechtlichen 
Laſten zu tragen, welche ſchon zur Zeit der Nießbrauchbeſtellung 
auf der Sache ruhten. Mit dieſer Maßgabe muß er ins⸗ 
beſondere auch die Zinſen der Hypotheken und Grundſchulden, 
ſowie die auf Grund der Rentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen 
begleichen. Allerdings immer nur, ſoweit die Einkünfte 
reichen. Weiter geht wenigſtens die Abſicht der Beteiligten in der 
Regel nicht. Aber auch wohl das Geſetz ſelber nicht, ſoweit die 
Pflichten aus § 1047 BGB. in Betracht kommen, beſonders 
die Bezahlung der Hypotheken⸗ und Grundſchuldzinſen. Das 
Reichsgericht vertritt zwar neuerdings einen entgegengeſetzten 
Standpunkt (JW. 1909, 726). Es meint, daß die Verpflich⸗ 
tung des Nießbrauchers zur Laſtentragung nicht davon 
abhängig ſei, daß die Laſten die vermöge des Nießbrauchs 
gezogenen Nutzungen nicht überſteigen, die Laſten von 
dem Nießbraucher alſo auch aus eigenen Mitteln zu 
tragen ſind, wenn die Einkünfte nicht ausreichen. 
Iſt dieſe Anſicht richtig, dann wäre dem Nießbrauch als 
Sicherungsmittel bald der Garaus gemacht. Denn ein 
Recht, das unter Umſtänden Anſpruch an die eigene Taſche 
ſtellt, wird der Darlehnsgeber ablehnen. Allerdings ſtände es 
den Beteiligten immer frei, die geſetzliche Folge durch aus⸗ 
drückliche Vereinbarung auszuſchließen und zu bedingen, daß 
der Nießbraucher über die Einkünfte hinaus nicht haften ſoll. 
Aber immerhin birgt die reichsgerichtliche Anſicht die Gefahr, 
daß die Parteien, die in Unkenntnis derſelben ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung die Nießbrauchbeſtellung vereinbart haben, darunter 
leiden. Zwar würde es, wie das Reichsgericht hervorhebt, auch 
in dieſem Falle dem Nießbraucher freiſtehen, auf den Nieß⸗ 
brauch zu verzichten, wenn er ſieht, daß er Zubußen zu leiſten 
hat. Aber dieſe Befugnis iſt ein äußerſt radikaler und doch 
nur unvollkommener Behelf, da der Nießbraucher damit ſein 
Recht, das für die Zukunft vielleicht beſſere Erfolge gezeitigt 
hätte, ein für allemal verliert und von den Verpflichtungen, 
die während des Nießbrauchs entſtanden ſind, doch nicht frei 
wird. Darum bedeutet der Standpunkt des Reichsgerichts für 
den wirtſchaftlichen Verkehr tatſächlich eine Gefahr, die um ſo 
ernſter zu nehmen iſt, wenn man in der Nießbrauchbeſtellung 
nicht bloß ein übliches, ſondern für die Befriedigung des 
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Kreditbedürfniſſes geradezu notwendiges Sicherungsmittel zu 
ſehen hat. 

In Wahrheit aber wird die Meinung des Reichsgerichts, 
die der bisherigen Praxis der Gerichte jedenfalls nicht entſpricht 
und bislang anſcheinend auch von dem Reichsgericht ſelbſt nicht 
vertreten wurde (RG. 56, 390), kaum ſtandhalten können. 
Es ift zwar richtig, daß der $ 1047 BGB. keine Einſchränkung 
dahin macht, daß die Laſten und beſonders die Zinſen der 
Hypotheken, Grundſchulden uſw. nur aus den Einkünften vom 
Nießbraucher getragen zu werden brauchen, und daß eine ſolche 
Einſchränkung auch nicht an einer anderen, den Nießbrauch be⸗ 
treffenden Stelle des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehen iſt. 
Aber im Geſetz ſteht auch nicht das Gegenteil. Das Geſetz iſt 
in dieſer Beziehung lückenhaft, wie es vielleicht auch in anderen 
Punkten hätte deutlicher ſein können. Es läßt z. B. auch die 
Frage offen, ob die Laſten in einer beſtimmten Reihenfolge und in 
welcher von dem Nießbraucher zu tilgen ſind, insbeſondere ob 
er aus den Einkünften zunächſt die öffentlichen Laſten und dann 
die Hypothekenzinſen uſw. zu bezahlen hat, eine Regelung, die 
im Intereſſe der betreffenden Gläubiger auch dann nicht über⸗ 
flüſſig geweſen wäre, wenn der Nießbraucher für die Laſten 
mit ſeinem eigenen Vermögen einzuſtehen hätte und deren 
Unterlaſſung darum auch nicht etwa im Sinne der letzteren 
Haſtung verwertet werden darf. Darum bleibt nur übrig, auf 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes einzugehen; und ſie ſpricht 
nicht dafür, daß der Nießbraucher die Laſten und Zinſen auch 
über die Einkünfte hinaus zu tragen hat. Wenn das Geſetz 
es nicht ausdrücklich vorſchriebe, würde von dem Nießbraucher 
die Verzinſung der Hypotheken und Grundſchulden überhaupt 
nicht verlangt werden können. Denn Hypothek und Grund⸗ 
ſchuld find keine Reallaſten, die das Grundſtück dergeſtalt be⸗ 
laſten, daß als Nutzungsgegenſtand von vornherein nur das 
mit Pfandrechten belaſtete Grundſtück, d. h. das Grundſtück mit 
den den Ertrag desſelben mindernden Laſten angeſehen werden 
kann. Nur weil nach wirtſchaftlicher Üblichkeit der Eigentümer 
der verpfändeten Sache darauf zu rechnen pflegt, die Mittel 
zur Verzinſung der Pfandlaſt aus den Nutzungen ſeiner Sache 
zu entnehmen, hat ſich das Geſetz dazu verſtanden, auch die 
Pfandlaſt als den Wert der Sache mindernd anzuſehen und 
demgemäß auch nur den ſich nach Abzug der Zinſen ergebenden 
Reinertrag als Zuwendung an den Nießbraucher zu betrachten 
(Mot. 3, 517). Aus dieſem Grunde allein beſtimmt es im 
5 1047 BGB., daß der Nießbraucher dem Eigentümer gegen⸗ 
über verpflichtet ſei, auch die Zinſen der zur Zeit der Nieß⸗ 
brauchbeſtellung vorhandenen Hypotheken uſw. zu tragen. 
Daraus folgt aber nur, daß dem Nießbraucher die Einkünfte 
haben geſchmälert werden ſollen und hieraus weiter, daß das 
Geſetz auch nur an eine Berichtigung dieſer Zinſen aus den 
Einkünften gedacht hat. Denn würde es ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt haben, daß der Nießbraucher dieſe Laſten auch 
aus eigenen Mitteln zu tragen hat, ſo würde es ſo, wie ge⸗ 
ſchehen, die Frage, ob der Nießbraucher die Verzinſungslaſt hat, 
nicht haben ſtellen können. Es würde dann nicht darauf an⸗ 
gekommen ſein, ob die Verzinſung der Pfandſchulden als eine 
Minderung oder Beſchränkung der Nutzungen anzuſehen iſt, 
ſondern zu erwähnen geweſen ſein, ob ſie als Korrelat der Nutzung 
den Nießbraucher trifft. Das Geſetz hatte auch gar keine 
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Veranlaſſung, die Pflicht des Nießbrauchers weiter, als hier an⸗ 
gegeben, zu beſtimmen. Denn am letzten Ende kam es doch 
nur darauf an, diejenigen Werte, die in der Hand des Eigentümers 
zur Befriedigung der Realgläubiger hätten dienen können, dieſen zu 
erhalten. Dazu war aber nichts mehr nötig, als auch den 
Nießbraucher zu verpflichten, aus den Einkünften, die durch die 
Nießbrauchbeſtellung dem Eigentümer entzogen, die Laſten zu 
entrichten. Würde dieſem auch die Pflicht auferlegt ſein, über 
die Einkünfte hinaus dieſe Laſten zu tragen und beſonders auch 
die Hypotheken⸗ und Grundſchuldzinſen zu begleichen, ſo würde 
das tatſächlich nicht auf eine Erhaltung des beſtehenden Zu⸗ 
ſtandes, ſondern auf eine Verbeſſerung der Poſition der Real⸗ 
gläubiger hinauslaufen. Denn ſie würden dann infolge der 
Nießbrauchbeſtellung zu ihrem bisherigen Schuldner (dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer) noch einen zweiten Schuldner (den Nießbraucher) 
hinzubekommen, was um ſo wertvoller für ſie wäre, als dieſe 
Nießbraucher als Geldgeber gewöhnlich zahlungskräftiger ſind, 
als der Eigentümer des Hauſes, der als Bauunternehmer meiſt 
nur mit fremdem Gelde das Haus erbaut hat. Allerdings iſt 
der Nießbraucher nach §8 1047 BGB. nur dem Eigentümer 
gegenüber verpflichtet, die Laſten zu tragen. Aber auch dadurch 
iſt den Realgläubigern die Möglichkeit gegeben, ſich an den 
Nießbraucher zu halten, weil ſie jederzeit in der Lage ſind, 
auf Grund eines gegen den Grundſtückseigentümer erlangten 
vollſtreckbaren Titels deſſen Recht gegen den Nießbraucher zu 
pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen zu laſſen. Einen 
Weg, den ſie übrigens immer — auch wenn die Pflichten aus 
8 1047 BGB. für den Nießbraucher vertraglich feſtgelegt 
ſind — werden einſchlagen müſſen, da, wenn die Pflicht, etwas 
zu tun, ſchon die geſetzliche Folge eines beſtimmten Rechts⸗ 
verhältniſſes iſt, die beſondere vertragliche Feſtlegung dieſer 
Pflicht nicht noch einmal als ſelbſtändiger Verpflichtungsgrund 
gewertet werden darf und darum auch nicht etwa von einem 
Vertrage zugunſten Dritter die Rede ſein kann (RG. 54, 79; 
58, 334). Aber auch mit ihm würde eine Haftung des Nieß⸗ 
brauchers mit eigenem Vermögen immerhin eine Erweiterung 
der Rechte der Realgläubiger bedeuten, zu der kein erſichtlicher 
Anlaß vorliegt. Denn in Wahrheit ſoll der Nießbrauch doch 
nur die Poſition des Nießbraucherwerbers, nicht aber die der 
Hypothekengläubiger ſtärken. Es würde auch, worauf die 
Reviſion in der angezogenen Entſcheidung des Reichsgerichts 
nicht mit Unrecht hingewieſen hatte, gar kein Recht für den 
Nießbraucher bedeuten, wenn dieſer gehalten ſein ſoll, die Hypo⸗ 
thekenzinſen und die anderen im $ 1047 BGB. erwähnten Laſten 
eventuell aus eigener Taſche zu tragen. Denn mögen vielleicht 
auch im Regelfalle die Einkünfte zur Deckung jener Laſten aus⸗ 
reichen, ſo würde doch ſchon die abſtrakte Pflicht, dieſelben 
eventuell auch aus eigenen Mitteln zu bezahlen, dem Nießbrauch 
den Charakter eines Rechts nehmen, zumal wenn man das natur⸗ 
gemäße Schwanken der Einnahmen berückſichtigt. Nun wird 
allerdings auch in dem Falle, wo der Nießbrauch an dem 
ganzen Vermögen beſtellt iſt, die Anſicht vertreten, daß der 
Nießbraucher für die Zinſen derjenigen Forderungen, die ſchon 
zur Zeit der Nießbrauckbeſtellung verzinslich beſtanden haben, 
den Gläubigern mit ſeinem eigenen Vermögen einzuſtehen hat 
(vgl. Planck Bd. III zu $ 1088). Aber in Wirklichkeit iſt 
auch das aus dem Geſetze nicht zu entnehmen. Der § 1088 
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BGB. ſagt nur, daß in dieſem Falle die Gläubiger des Nieß⸗ 
brauchbeſtellers auch gegen den Nießbraucher ein direktes Forde⸗ 
rungsrecht haben, und zwar aus praktiſchen Gründen, weil der 
Beſteller zur Befriedigung der Gläubiger in dieſem Falle doch 
die Rückgabe der dazu erforderlichen Gegenſtände von dem Nieß⸗ 
braucher verlangen könnte (S 1087 BGB.). Er beſtimmt aber 
nicht, daß der Nießbraucher dieſe Zinſen auch aus eigenem Ver⸗ 
mögen zu bezahlen hat. Zwar ſprechen die Materialien (vgl. 
Mugdan 3 S. 780, 982, 985) hier an verſchiedenen Stellen 
von einer perſönlichen Haftung des Nießbrauchers. Aber 
damit ſoll lediglich hervorgehoben ſein, daß der Nießbraucher 
auch ſelbſt den Gläubigern haftet, nicht, daß er auch aus eigenen 
Mitteln ihnen einzuſtehen hat. Denn eine perſönliche Haftung 
braucht, wie die Haftung des Erben und des beſchränkt haftenden 
Geſellſchafters beweiſt, nicht immer eine Haftung mit dem 
ganzen eigenen Vermögen zu ſein, ſondern kann ſich auch auf 
einen Teil des Vermögens beſchränken. Es iſt alſo auch eine 
perſönliche Haftung, beſchränkt auf die Einkünfte des zum Nieß⸗ 
brauch gegebenen Vermögens, denkbar. Und daß lediglich ſolche 
gemeint iſt, geht ſchon daraus hervor, daß im § 1088 Abſ. 1 
Satz 2 die direkte Zahlungspflicht des Nießbrauchers auch noch bei 
„anderen“ wiederkehrenden Leiſtungen, die bei ordnungsmäßiger 
Verwaltung aus den „Einkünften“ des Vermögens beſtritten 
werden, feſtgelegt iſt. Nur wenn man in dieſem Sinne die 
Pflicht des Nießbrauchers begrenzt, beſteht eine gerechte Be⸗ 
laſtung desſelben. Denn es darf nicht überſehen werden, daß 
er grundſätzlich Nutzen haben ſoll aus ſeinem Recht. Im be⸗ 
ſprochenen Falle wäre ein Mehr für ihn auch um ſo drückender, 
als er hier — wenn auch nicht nach dem Geſetz, ſo doch nach 
der Vertragsabſicht — den Überſchuß der Einnahmen über die 
Ausgaben regelmäßig nicht für ſich behalten darf, ſondern an 
den Eigentümer abzuliefern hat. Eine Maßnahme, die der 
Natur des Nießbrauchs grundſätzlich vielleicht nicht entſpricht, 
die aber immerhin dafür zeugt, daß man bei der fraglichen 
Nießbrauchbeſtellung den Zuſtand von früher im weſentlichen 
aufrechterhalten und jedenfalls keinen wirtſchaftlichen Nachteil 
für den Eigentümer und ſeine Gläubiger herbeiführen will. 
Das aber genügt, um den Nießbrauch, der eine nicht unweſent⸗ 
liche Rolle im Kreditverkehr ſpielt, ſoweit als möglich zu er⸗ 
halten. Und aus dieſem Grunde wird man es, ſolange nicht 
das Gegenteil erhellt, zum mindeſten als jedesmaligen Partei⸗ 
willen erachten müſſen, daß der Nießbraucher über die Ein⸗ 
künfte hinaus für die Laſten, beſonders die Hypotheken und 
Grundſchuldzinſen, nicht haftet. Wenn damit der etwa gegen⸗ 
teilige Standpunkt des Geſetzes ſo gut wie ausgeſchaltet wird, 
ſo tut das nichts zur Sache. Es beweiſt nur, daß dieſes Gegen⸗ 
teil wohl kaum der Standpunkt des Geſetzes ſein kann. 


Ein Vorſchlag für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren. 
Von Gerichtsaſſeſſor Glaſer, Breslau. 


Der in den meiſten von Anwälten ausgehenden Koſten⸗ 
feſtſetzungsgeſuchen enthaltene Antrag, auch die etwa von der 
obſiegenden Partei erforderten oder noch zu erfordernden Gerichts⸗ 
koſten mitfeſtzuſetzen, erfährt gegenwärtig bei den Gerichten eine 
recht verſchiedene Berückſichtigung. 
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Manche Richter halten ſich ſtreng an den $ 105 3N0., 
der beſtimmt, daß zur Berückſichtigung eines Anſatzes im Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren ſeine Glaubhaftmachung genügt. Sie weiſen 
daher, weil dieſe Glaubhaftmachung auch das Mindeſterfordernis 
iſt, den Antrag zurück, ſolange die Zahlung der Koſten nicht 
durch Vorlegung der Kaſſenquittung nachgewieſen iſt. Dieſes 
Verfahren iſt geſetzlich nicht zu beanſtanden. Denn wenn auch 
in vielen Fällen, in denen z. B. eine als zahlungsfähig bekannte 
Partei, die im Prozeſſe obgeſiegt hat, Erſtſchuldnerin der Koſten 
gemäß 55 90 und 86 Abſ. 2 GKG. (in Höhe ihrer Vorſchuß⸗ 
pflicht und der Antragsſchreibgebühren) iſt, die ſtarke Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit beſteht, daß ſie die ihr zugeſandte Koſtenrechnung 
auch bezahlen werde, ſo laſſen doch dieſe Umſtände den Erſtattungs⸗ 
anſpruch nicht als glaubhaft gemacht erſcheinen. Die Möglich⸗ 
keit, daß die Zahlung nicht erfolgt und auch zwangsweiſe nicht 
herbeigeführt werden kann, beſteht immerhin. Es ergäbe ſich 
in ſolchem Falle die Gefahr, daß gegen den unterlegenen Teil 
in Höhe der Gerichtskoſten zunächſt ein Feſtſetzungsbeſchluß 
ergeht, ſodann aber auch, falls der obſiegende Teil nicht zahlt, 
von der Kaſſe gegen ihn als Zweitſchuldner gemäß § 86 
GKG. vorgegangen wird. So geriete der unterlegene Teil 
in die Gefahr der Doppelzahlung. Und dieſe darf, wenn 
der Fall auch äußerſt ſelten ſein dürfte, nicht herbeigeführt 
werden. 

Iſt ſomit die Ablehnung der Feſtſetzung der Gerichtskoſten 
vor dem Zahlungsnachweiſe auch geſetzlich durchaus zu billigen, 
ſo bringt ſie doch manche Unzuträglichkeiten mit ſich. Der 
obſiegende Teil, dem es beſonders im Falle des Verſäumnis⸗ 
urteils darauf ankommen wird, auch für ſeine oft erheblichen 
Koſtenforderungen möglichſt bald einen vollſtreckbaren Titel zu 
erlangen, ſieht ſich ſelbſt, wenn er ſehr zahlungswillig iſt, außer⸗ 
ſtande, eine Kaſſenquittung beizubringen. Denn er erhält die 
Koſtenrechnung bei größeren Gerichten nicht vor Ablauf von 
einer oder zwei Wochen, und ſeine ohne Angabe der Koſten⸗ 
regiſternummer vor Ausſtellung der Rechnung angebotene 
Zahlung wird nicht angenommen. Er iſt daher genötigt, zu⸗ 
nächſt die Feſtſetzung derjenigen Koſten, deren Entſtehung er 
glaubhaft machen kann, zu betreiben, die Gerichtskoſten aber 
muß er nachträglich feitfegen laſſen. Dadurch entſteht nun 
zunächſt dem Gerichte erhebliche Mehrarbeit: Es muß ein nach⸗ 
träglicher Beſchluß erlaſſen, ausgefertigt und zugeſtellt werden. 
Der Partei entſtehen neue Gerichtskoſten und Anwaltsgebühren 
für den Antrag und den Beſchluß, die im Vergleich zu der 
feſtgeſetzten Summe unverhältnismäßig hoch ſind. Vor allem 
iſt es auch zweifelhaft, wer dieſe nachträglich entſtandenen 
Koſten tragen muß, ob der Antragſteller oder der Gegner. Iſt 
ein Richter der Anſicht, der obſiegende Teil hätte mit dem 
Feſtſetzungsbetriebe warten müſſen, bis er alle Koſten verlangen 
könne, ſo wird er dem Antragſteller ſelbſt die Koſten auf⸗ 
erlegen und ihre Erſtattungsfähigkeit verneinen. Dagegen wird 
er ſie bejahen, wenn er gegenüber einem ihm vielleicht als faul 
bekannt gewordenen Schuldner die ſofortige Feſtſetzung ſelbſt 
eines Teiles der Koſten für notwendig hält. In dieſem Koſten⸗ 
punkte ſind die Rechtſuchenden einer ganz ſchwankenden Praxis 
ausgeſetzt, welche wegen der Unanfechtbarkeit der Koſtenent⸗ 
ſcheidung (S 99 I ZPO.) nicht einmal von einer Oberinſtanz 
in einheitliche Bahnen zu lenken iſt. 
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Um dieſe für Gerichte und Parteien offenſichtlich beſtehende 
Unbequemlichkeit einer ſolchen nachträglichen Feſtſetzung zu ver⸗ 
meiden, hat ſich nun vielfach eine Praxis herausgebildet, welche 
die Gerichtskoſten zwar ſchon vor Nachweis der Zahlung feſt⸗ 
ſetzen, ihre Beitreibung aber erſt nach Zahlung geſchehen laſſen 
will, um materielle Unbilligkeiten zu vermeiden. Um dieſen 
Zweck zu erreichen erhält der Beſchluß folgende Faſſung: 

Jes werden die zu erſtattenden Koſten einſchließlich 
. . L vom Antragſteller erforderter Gerichtskoſten, deren 
Zahlung vor der Zwangsvollſtreckung nachzuweiſen iſt, auf 
. . . 4 Geſamtſumme) feſtgeſetzt. Durch einen derartigen 
Beſchluß wird aber der Übelſtand nachträglicher Feſtſetzung nur 
ſcheinhar behoben. Denn ein derartiger Beſchluß ſtellt bezüglich 
der Gerichtskoſten keinen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten 
Titel dar. 

Aus der Faſſung des Beſchluſſes geht zunächſt nicht her⸗ 
vor, wem die Zahlung nachzuweiſen iſt, ob dem Gerichte, dem 
Vollſtreckungsorgane oder dem Schuldner. Was aber auch 
gemeint ſein möge: eine Vollſtreckbarkeit, die erſt nach dem 
Nachweiſe einer Tatſache wie der Zahlung an die Gerichts⸗ 
kaſſe eintritt, kann in der geltenden Zivilprozeßordnung nur 
dahin gedeutet werden, daß ſie erſt zuläſſig iſt, wenn die 
Zahlung nachgewieſen iſt. Der Beſchluß ſpricht alſo die Ver⸗ 
pflichtung des unterlegenen Teiles zur Erſtattung der Gerichts⸗ 
koſten nur unter der Bedingung der vorherigen Zahlung an 
die Gerichtskaſſe aus. Von einem derartigen Schuldtitel darf 
aber nach 8 726 I ZPO. eine vollſtreckbare Ausfertigung erſt 
erteilt werden, wenn der Eintritt der Bedingung — hier die 
Zahlung — durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
bewieſen iſt und wenn der Vorſitzende die Erteilung der Klauſel 
angeordnet hat (S 730 ZPO.). Da demnach der Vorſitzende 
bzw. Amtsrichter den Eintritt der Bedingung zu prüfen hat, 
iſt es nur zu billigen, wenn die Vollſtreckungsſtellen ſich 
weigern, eine derartige Prüfung vorzunehmen. Sie dürfen es 
gar nicht, ſondern müſſen eine Vollſtreckung wegen der bedingt 
zugeſprochenen Koſten auf Grund eines ſolchen Titels ablehnen. 
Da die Vollſtreckungsklauſel für einen ſolchen Beſchluß vom 
Gerichtsſchreiber ſofort nach der amtlichen Zuſtellung an den 
Gegner aus eigener Machtvollkommenheit, ohne Anordnung 
des Vorſitzenden erteilt zu werden pflegt, iſt ſie gar nicht 
als ordnungsgemäß und vollſtreckungstauglich im Sinne der 
Geſch Anw. für Gerichtsvollzieher anzuſehen. Dieſe Geſch Anw. 
gedenkt der Klauſel im Falle eines bedingten Titels nicht aus⸗ 
drücklich, ſondern behandelt nur den in 8 727 ZPO. geregelten 
Fall der Erteilung der Klauſel gegen einen Rechtsnachfolger des 
Unterlegenen. Sie fagt in § 46 Nr. 2 darüber u. a.: „In 
dieſem Falle darf zwar der Gerichtsſchreiber die vollſtreckbare 
Ausfertigung nur auf Anordnung des Vorſitzenden erteilen; 
der Gerichtsvollzieher hat aber, wenn ihm die äußerlich 
ordnungsgemäße Vollſtreckungsklauſel eines deutſchen Gerichts⸗ 
ſchreibers vorgelegt wird, nicht zu prüfen, ob die Erteilung 
der Klauſel zuläſſig war.“ 

Daraus iſt zu ſchließen, daß die Klauſel, um äußerlich 
ordnungsgemäß zu ſein, mindeſtens die Anordnung des Vor⸗ 
ſitzenden erwähnen muß, und daß der Gerichtsvollzieher die 
Klauſel auf das Vorhandenſein dieſer Erwähnung zu prüfen 
hat, wenn er auch der Prüfung der Rechtmäßigkeit der Er⸗ 
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teilung überhoben iſt. Ebenſo wird für den Fall des § 726 I 
ZPO. — wenn die Leiſtungspflicht von dem Eintritt einer 
Bedingung abhängig gemacht iſt — in der Klauſel der Ver⸗ 
merk der Anordnung des Vorſitzenden nicht fehlen dürfen. 
Auf Grund einer dieſen Vermerk entbehrenden Klauſel darf 
der Gerichtsvollzieher nicht vollſtrecken; die dennoch erfolgte 
Vollſtreckung wäre ungültig (jo Gaupp⸗Stein § 726 V, 
4. Aufl.). b 

Wenn nun auch auf Grund derartiger untauglicher Schuld⸗ 
titel täglich im Reiche Vollſtreckungen erfolgen mögen und wenn 
auch bei der verhältnismäßigen Geringfügigkeit der in Frage 
ſtehenden Beträge daraus vielleicht ſelten ernſte Unzuträglich⸗ 
keiten entſtehen, dürfte vielleicht die hiermit vorgeſchlagene 
Faſſung geeignet ſein, ohne Verſtoß gegen klare Vorſchriften 
der ZPO. einen ordnungsgemäßen Vollſtreckungstitel zu liefern, 
die Gefahr der Doppelzahlung zu beſeitigen und gleichzeitig 
das oben geſchilderte Nachtragsverfahren zu vermeiden: Die 
zu erſtattenden Koſten, einſchließlich. . 4 vom... noch 
einzufordernder Gerichtskoſten, die nur Zug um Zug gegen 
Aushändigung!) der Quittung der Gerichtskaſſe beitreibbar ſind, 
werden auf ... Geſamtſumme ... X& feſtgeſetzt. 

Bei einem derartigen Beſchluß, deſſen „Vollſtreckung von 
einer Zug um Zug zu bewirkenden Leiſtung des Gläubigers 
an den Schuldner abhängt“, kann gemäß $ 726 Abſ. 2 ZPO. 
die Vollſtreckungsklauſel ſogleich vom Gerichtsſchreiber erteilt 
werden. Der Gerichtsvollzieher darf aber gemäß § 756 ZPO. 
wegen des Betrages der Gerichtskoſten erſt vollſtrecken, wenn 
er in der Lage iſt, dem Schuldner die Quittung der Kaſſe 
auszuhändigen. Da der Gläubiger ſich dieſe aber nur durch 
Zahlung verſchaffen kann, wird hiermit die Vollſtreckung tat⸗ 
ſächlich erſt immer möglich ſein, wenn der materielle Erſtattungs⸗ 
anſpruch begründet und die Gefahr einer Doppelzahlung für 
den Schuldner beſeitigt worden iſt. Andererfeits wird der 
Gerichtsvollzieher aber bei derartiger Faſſung des Beſchluſſes, 
den er ja ſeinem materiellen Inhalte nach nicht beanſtanden 
darf, immer tätig werden müſſen, ſobald er in der Lage iſt, 
dem Schuldner die Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung anzubieten. Er wird 
ſich in entſprechender Anwendung des $ 47 Nr. 9 Geſch Anw. 
vor Beginn der Zwangsvollſtreckung außer dem Schuldtitel 
auch die zu übergebende Quittung aushändigen laſſen müſſen. 
Da der Koſtengläubiger bei Anwendung der vorgeſchlagenen 
Faſſung ſogleich für ſeine ganze Forderung einen vollſtreckbaren 
Titel erhält, kann er auch wegen des Zug um Zug beizutreiben⸗ 
den Teiles die Vollſtreckung beginnen, ſobald er die Kaſſen⸗ 
quittung in Händen hat, alſo zu einer Zeit, zu der er bei dem 
üblichen Verfahren erſt den Antrag auf weitere Feſtſetzung 
ſtellen könnte. Er gewinnt alſo in dieſer Hinſicht erheblich an 
Zeit, ohne deshalb den Titel für die pure beizutreibenden Koſten 
ſpäter zu erhalten. 

Wenn ſo die vorgeſchlagene Faſſung im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren zum richtigen Ergebnis führt und gleichzeitig in zu⸗ 
läſſiger Weiſe die Prüfung der Koſtenzahlung auf die Voll⸗ 
ſtreckungsorgane überträgt, ſomit die Spruchgerichte entlaſtet, 
Koſten erſpart und das Verfahren beſchleunigt, ſo läßt ſie ſich 


) Vgl. am Ende, oder: Zug um Zug gegen Vorlegung der 
Quittung. a 
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doch auch rechtlich derart verteidigen, daß ſie unter Abwägung 
der Vorteile, die ſie bietet, ſich wenigſtens diskutieren läßt. 

Es wird eine Zug⸗ um⸗Zug⸗Leiſtung angeordnet, obwohl 
ſie weder beantragt noch vom Gegner auf Grund einer ihm 
zustehenden Einrede des Zurückbehaltungsrechtes ($ 273 BGB.), 
des gegenſeitigen Vertrages (S 320 BGB.), der Nichterfüllung 
nach erklärtem Rücktritte (§ 348 BGB.) erbeten iſt. Streng 
genommen wird hier eine Leiſtungspflicht in einer Form normiert, 
welche nach bürgerlichem Rechte überhaupt nur bei Erhebung 
einer Einrede denkbar iſt. Streng genommen erſcheint auch der 
Grundſatz des § 308 ZPO.: „ne eat index ultra petita 
partium“ verletzt. Doch ſchwinden beide Bedenken, wenn man 
die ausgeſprochene Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungspflicht des Schuldners 
im Verhältnis zur reinen Leiſtungspflicht nicht als ein „aliud“, 
ſondern als ein „minus“ auffaßt, indem der Antragſteller, 
allerdings unter gleichzeitiger Begründung einer Pflicht für ihn, 
im Endergebnis das zugeſprochen erhält, was er begehrt. In 
diſem Sinne faßt auch Gaupp⸗Stein § 93 II Nr. 1 die pure 
Forderung im Vergleich zur Zug⸗ um⸗Zug⸗ Forderung als eine 
Zuvielforderung nicht zahlenmäßig, aber der Sache nach auf. 

Auf ein „minus“, auch wenn es ein ſachliches iſt, kann 
aber ohne Antrag unbedenklich erkannt werden, es liegt dann 
in der Anordnung der Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung die Abweiſung 
des Antrages auf ſeine Leiſtung mitenthalten. 

Es fragt ſich aber, ob der Richter ſeine teilweiſe Ab⸗ 
weiſung gerade in die Form der Zug⸗ um⸗Zug⸗Leiſtung kleiden 
darf. Vorausſetzung dafür iſt, daß dem Antragſteller durch die 
für ihn normierte Pflicht nichts Unbilliges aufgebürdet wird 
und, daß ſich dieſe Pflicht zur Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung wenigſtens 
materiell begründen läßt. 

Dadurch, daß die vorgeſchlagene Faſſung des Feſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes Zahlung der Gerichtskoſten vorausſetzt, iſt der Autrag⸗ 
Heller nicht belaſtet, weil ja bei ſtrenger Anwendung des 
9 104 III ZPO. der Nachweis der Zahlung ſchon dem feſt⸗ 
ſetzenden Richter gegenüber geführt werden müßte. Die Zu⸗ 
laſung ſpäterer Zahlung ſtellt alſo eine Abſchwächung der 
Gläubigerpflicht dar. 

Auf Aushändigung der Kaſſenquittung hat der Schuldner 
in der Tat keinen klar erkennbaren Anſpruch, deſſentwegen er 
die Erſtattung der Koſten — zurückbehaltend — verweigern 
lönnte. Er hat nur ein Recht, zu verlangen, daß der Gläubiger, 
welcher die Koſten von ihm erſtattet verlangt, vorher dafür 
geſorgt hat, daß er ſelbſt nicht als Zweitſchuldner von der 
Gerichtskaſſe dafür in Anſpruch genommen werde, d. h. daß 
der Gläubiger die Koſtenſchuld bezahlt hat. Denn vorher hat 
der Gläubiger gegen den Schuldner gar keinen Anſpruch auf 
Zahlung, ſondern nur auf Befreiung von der Koſtenſchuld. 
Deshalb kann der Schuldner von dem Gläubiger den Zahlungs⸗ 
nachweis in Form der Kaſſenquittung verlangen. Nur ſo wird 
ihm ſicher dargetan, daß er ſelbſt vor Inanſpruchnahme durch 
bie Kaſſe wegen derſelben Beträge geſchützt iſt. Somit wird 
m Recht des Schuldners, die Koſtenerſtattung bis zur Aus⸗ 
händigung der Quittung zu verweigern, anzuerkennen ſein, da 
er nur in der Quittung ein taugliches Beweismittel für das 
Erlöſchen feiner eigenen Koſtenſchuld gegenüber der Kaſſe erhält. 

Daraus, daß der vollſtreckende Gläubiger die Quittungs⸗ 
originale herausgeben muß, kann ein Bedenken gegen das vor: 
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geſchlagene Verfahren nicht hergeleitet werden. Einmal iſt der 
Fall, daß die Gerichtskaſſe nochmals Zahlung fordert, höchſt 
unwahrſcheinlich. Sodann behält der Gläubiger in dem Ver⸗ 
merk des Gerichtsvollziehers im Pfändungsprotokoll, das gemäß 
88 52 und 47 (Nr. 6, 7, 9 und beſonders 8 am Ende) der 
Geſch Anw. die (ausgehändigten) angebotenen Leiſtungen er⸗ 
kennbar — alſo hier die Quittungen nach Parteinamen und 
Koſtenregiſternummer — zu bezeichnen haben wird, ein höchſt 
wirkſames Beweismittel dafür, daß er einmal im Beſitze der 
Quittungen geweſen iſt, alſo die Schuld bezahlt hatte.?) 

Hingewieſen ſei hier noch darauf, daß bei der Vollſtreckung 
auf Grund eines mit vorſchriftsmäßiger Klauſel verſehenen be⸗ 
dingten Beſchluſſes der oben erwähnten Art, in dem die Er⸗ 
ſtattung der Koſten vom Nachweis der Zahlung abhängig 
gemacht iſt, ebenfalls ein Schriftſtück in den Beſitz des Schuldners 
gelangen müßte. 

Oben iſt ſchon erwähnt, daß bei ſolcher Faſſung des Be⸗ 
ſchluſſes der Vorſitzende die Erteilung der Klauſel erſt anordnen 
dürfte, wenn ihm durch öffentliche Urkunde — hier Kaſſen⸗ 
quittung — der Nachweis der Zahlung geführt iſt. Der Ge⸗ 
richtsſchreiber hätte dieſe Anordnung in der Klauſel zu erwähnen. 
Gemäß § 750 II ZPO. müßte jedoch, da eine nach $ 726 1 3PO. 
erteilte Klauſel vorliegt, vor Beginn der Zwangsvollſtreckung 
nicht nur die Klauſel ſelbſt, ſondern auch eine Abſchrift der 
beweiſenden Urkunden zugeſtellt fein (vgl. Geſch Anw. 8 49 
Nr. 1, 2, 3). Nach § 170 3PO. wird dieſe Abſchrift der 
Urkunde — hier Kaſſenquittung — vom Gerichtsvollzieher oder 
Rechtsanwalt zu beglaubigen ſein. 

Somit dürfte es bei größerer Bedenklichkeit zum mindeſten 
zuläſſig erſcheinen, die Beitreibung der Koſten nur Zug um 
Zug gegen Aushändigung einer beglaubigten Abſchrift der 
Kaſſenquittung zuzulaſſen, was im Grunde ja dasſelbe Ergebnis 
wie der obige Vorſchlag hätte. 

Schließlich könnte als die vom Gläubiger zu bewirkende 
Leiſtung, falls die Aushändigung der Quittung nicht für ge⸗ 
rechtfertigt gehalten wird, ihre Vorlegung an den Schuldner 
(im Sinne von § 809 BGB.) als Pflicht des Gläubigers aus⸗ 
geſprochen werden, ſo daß der Schuldner wenigſtens in der Lage 
geweſen wäre, Einſicht von der Urkunde zu nehmen. Jedenfalls 
iſt, um die Vollſtreckungsklauſel ſogleich erteilen und die Prüfung 
der Zahlung der Vollſtreckungsinſtanz überlaſſen zu können, 
Ausſpruch einer Zug- um: Zug : Leiftung erforderlich, die 
Schaffung eines bedingten Titels aber zu vermeiden. 

Falls der hier gemachte Vorſchlag annehmbar ſcheint, 
dürfte es gerade jetzt von Bedeutung fein, da der § 104 
der am 1. April 1910 in Kraft tretenden Zivilprozeßnovelle 
die Entſcheidung über das Feſtſetzungsgeſuch dem Gerichts⸗ 
ſchreiber überträgt. Wenn man nun annimmt, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltung dieſen nichtrichterlichen Beamten auch in dieſer Be⸗ 
ziehung bindende Anweiſungen erteilen kann, hätten es die Auf⸗ 
ſichtsſtellen in der Hand, das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in ein⸗ 


) In den Fällen, in welchen Einſendung der Gerichtskoſten 
mittels der Poſt durch Poſtanweiſung oder Poſtſcheck in Frage kommen 
kann, würde es ſich empfehlen, ſtatt Aushändigung der Quittung 
diejenige der Beläge über die an die Gerichtskaſſe erfolgte Zahlung 
anzuordnen. 
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heitliche Bahnen zu lenken und durch Hinweis auf die vor: 
geſchlagene Faſſung eine Vereinfachung, Verbilligung und Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens herbeizuführen. Nach der von Stein 
in Gaupp⸗Stein zu § 104 In. Faſſung vertretenen Anſicht 
übt der Gerichtsſchreiber bei dem Erlaſſe der Feſtſetzungs⸗ 
entſcheidung allerdings richterliche Funktionen und nimmt in⸗ 
ſoweit an der durch §S 1 GVG. gewährleiſteten Unabhängigkeit 
der Gerichte teil. Danach könnten ihm verpflichtende An⸗ 
weiſungen nicht erteilt werden. Doch kann man mit ebenſo 
großer Berechtigung ſagen, daß § 104 PO. die Koſten⸗ 
feſtſetzung zu einem Gerichtsſchreibergeſchäft gemacht hat, wegen 
deſſen Rechtmäßigkeit allerdings die Anrufung des Gerichts 
möglich iſt, wie das bisher bei der Koſtenberechnung und Er⸗ 
teilung der Vollſtreckungsklauſel bereits der Fall war; ſo daß 
der Gerichtsſchreiber das Geſetz nur inſoweit ſelbſtändig unter 
eigener Verantwortung auszulegen und anzuwenden hat, als 
nicht Anweiſungen entgegenſtehen. 

Aber ſelbſt wenn bindende Vorſchriften für den Gerichts⸗ 
ſchreiber nicht zuläſſig fein follten, fo wird er doch mindeſtens 
in dem Maße wie ein Richter die in Reviſionsberichten und 
Hinweiſen enthaltenen Anſichten zu prüfen und zu ihnen 
Stellung zu nehmen haben. Dort iſt aber wiederholt aus⸗ 
geſprochen worden, daß vor Zahlungsnachweis eine Feſtſetzung 
der erſt erforderten Gerichtskoſten geſetzlich nicht ſtatthaft ſei. 
Der Gerichtsſchreiber hat ſonach die Wahl zwiſchen drei Aus⸗ 
wegen, die ſich ihm eröffnen: entweder durch Zahlung bedingte, 
zur Vollſtreckung ungeeignete Titel zu ſchaffen oder durch Ab⸗ 
lehnung der Feſtſetzung der noch nicht gezahlten Koſten ein 
langwieriges Nachtragsverfahren nötig zu machen oder die vor⸗ 
geſchlagene Faſſung zu wählen. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 132 EG BGB., § 97 BGB. verb. mit SS 42, 
44, 105 Tl. I Tit. 2 ALR. Sit eine Orgel Zubehör einer 
Kirche 2] N 

Das BG. ſtellt in irreviſibler Auslegung der Revidierten 
Kirchenordnung vom 9. Mai 1739 für das Herzogtum Magde⸗ 
burg uſw. feſt, daß der Patron zum Bau der Hauptgebäude 
der Kirche die Hauptmaterialien zu liefern hat. Es geht weiter 
davon aus, daß auch die Zubehörſtücke des Kirchengebäudes 
als ſolche von dieſer Beitragspflicht des Patrons rechtlich mit⸗ 
umfaßt ſind. Den Rechtsbegriff des Zubehörſtückes entnimmt 
das BG. mangels einer provinziellen Sonderbeſtimmung dem 
BGB. Der letzteren Auffaſſung iſt nicht beizuſtimmen. Denn 
es handelt ſich um ein längſt vor dem Inkrafttreten des BGB. 
begründetes Patronatsverhältnis, deſſen Inhalt, möge es im 
vorliegenden Falle als perſönliches Schuldverhältnis oder als 
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Reallaſt aufzufaſſen ſein, lediglich nach altem Rechte zu 
beurteilen iſt (vgl. Art. 170, 184 EGBGB.). Zum Inhalt 
des Rechts gehört auch, wieweit ſich dasſelbe objektiv in bezug 
auf Subſtanz und Zubehör erſtreckt. Bei Zugrundelegung des 
AL R., insbeſondere der SS 42, 44, 105 Tl. I Tit. 2 kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß die mit dem Kirchengebäude 
in dauernde Verbindung gebrachte Orgel ein Pertinenzſtück des 
Kirchengebäudes iſt und während der Dauer der Verbindung 
die rechtlichen Schickſale des Kirchengebäudes teilt. Dies ent⸗ 
ſpricht der ſtändigen Rechtſprechung (vgl. insbeſondere die 
Nachweiſungen in Kochs Kommentar zum ALR. VIII. Aufl. 
Bd. IV Bem. 4 zu 8 712 Tl. II Tit. 11). Hierbei iſt aller: 
dings Vorausſetzung der Unterhaltspflicht des Patrons, daß 
die Orgel nicht gegen ſeinen Willen zum Pertinenzſtück der 
Kirche gemacht worden iſt (vgl. Striethorſt Arch. 86 S. 88 fl.). 
Vom BG. iſt aber im vorliegenden Falle angenommen, daß 
der Rechtsvorgänger des Beklagten im Patronat die Ein⸗ 
bringung der Orgel in das Kirchengebäude nachträglich ge⸗ 
nehmigt hat. Dieſe tatſächliche und darum für das Reviſions⸗ 
gericht bindende Feſtſtellung geht offenſichtlich dahin, daß die 
Rechtsvorgängerin des Beklagten dieſe Billigung nicht etwa 
bloß als Aufſichtsbehörde, ſondern gerade in der hier maß⸗ 
gebenden Eigenſchaft als Vertreterin des Patronats zu erkennen 
gegeben hat. Aber auch bei Anwendung des ſeit dem 
1. Januar 1900 geltenden Rechts wäre das Ergebnis kein 
anderes. Der Art. 132 EGBGB. hat im allgemeinen die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, alſo auch die Beſtimmungen des 
ALR. über die Kirchenbaulaſt, unberührt gelaſſen. Mag nun 
auch in Anwendung des Art. 4 EGBGB. davon auszugehen 
ſein, daß, ſoweit das Kirchenrecht des Tit. 11 Tl. II ALR. auf 
allgemeine Beſtimmungen des AL R., insbeſondere auf die⸗ 
jenigen über Zubehörſtücke in Tl. 1 Tit. 2 daſelbſt zurückverwies, 
nunmehr an Stelle der letzteren die entſprechenden Vorſchriften 
des BGB. getreten ſind, ſo wären doch Begriff und Wirkungen 
des Zubehörs ſelbſt nach neuem Rechte nicht anders zu beur⸗ 
teilen. Wenn auch der § 97 BGB. bei der Begriffsbeſtimmung 
des Zubehörs ſeinem Wortlaute nach zunächſt und unmittelbar 
nur diejenigen Sachen erwähnt, die dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſind, ſo darf doch bei dieſer 
Begrenzung nicht ſtehengeblieben werden, ſoweit es ſich um 
andere als rein vermögensrechtliche Angelegenheiten handelt. 
Sofern Kirchengebäude in Frage kommen, fallen ſinngemäß 
diejenigen Nebenſachen, die für die gottesdienſtlichen Zwecke der 
Kirche beſtimmt und zu dieſem Zwecke in ein entſprechendes 
räumliches Verhältnis zu ihr gebracht ſind, gleichfalls unter 
den Begriff des Zubehörs. Mag es auch weiter zutreffend 
fein, daß das BGB. im Gegenſatz zum ALR. nicht den all⸗ 
gemeinen Rechtsſatz enthält, daß das Zubehör das rechtliche 
Schickſal der Hauptſache teilt, ſondern dieſen Rechtsgedanken 
nur für einzelne wichtige Anwendungsfälle beſonders ausſpricht, 
ſo ſteht doch nichts im Wege, dieſes Rechtsprinzip auch für 
weitere Fälle zur Geltung zu bringen, wo es der Zweck des 
Rechts erfordert. Umfaßt nach dem Grundgedanken des Kirchen⸗ 
patronats die Pflicht des Patrons die Erhaltung der von ihn! 
geſtifteten Kirche in ihrem geſamten dem Gottesdienſte gewid⸗ 
meten Beſtande, ſo erſtreckt ſie ſich nicht bloß auf das Kirchen⸗ 
gebäude ſelbſt, ſondern auch auf alle ſonſtigen Gegenſtände, die 
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nach dem Willen des Patrons den Zwecken des Gottesdienſtes 
dienen ſollen und als Zubehör zu ihr in räumliche Verbindung 
gebracht ſind. Preuß. Fiskus c. evangeliſche Kirchengemeinde F., 
U. v. 14. März 10, 272/09 IV. — Naumburg. 

2. 88 54, 55 ff. BGB. Ausſchließung eines Arztes aus 
einem Arzteverein.] . i 

Der Kläger hat dem unter dem Namen „Verein %.er 
Arzte“ in F. beſtehenden beklagten Vereine ſeit dem 31. Ok⸗ 
tober 1896 als Mitglied angehört. Nach 8 2 der Satzungen 
dieſes Vereins vom 6. Dezember 1895 beſteht ſein Zweck in 
der Pflege der Kollegialität, ſowie in der Förderung der 
Wiſſenſchaft und der Standesintereſſen. Der Verein hat am 
26. Juni 1903 neue Satzungen angenommen und am 
22. Oktober 1903 die Eintragung in das Vereinsregiſter er⸗ 
langt. Am 15. Mai 1908 beſchloß die Mitgliederverſammlung 
des Vereins mit 26 gegen 14 Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen, 
den Kläger aus der Lifte der Vereinsmitglieder zu ſtreichen 
Mit dem Klageantrage beanſpruchte der Kläger die Feſtſtellung, 
daß der Ausſchließungsbeſchluß unwirkſam ſei. Der Beklagte 
beantragte, die Klage abzuweiſen und machte geltend: Über 
die Ausſchließung aus dem Verein enthielten die Satzungen 
keine Beſtimmung. Kläger ſei ausgeſchloſſen worden, weil die 
Mehrheit der Vereinsmitglieder ihn in dem Vereine nicht mehr 
habe dulden wollen. Dies fei keine Diſziplinarmaßregel, 
ſondern lediglich eine Betätigung der Souveränität des Vereins⸗ 
willens. Das OLG. wies die Klage ab. Es erwog: Da die 
Ausſchließung aus einem Verein auch dann zuläſſig ſei, wenn 
die Vereinsſatzung eine Beſtimmung darüber nicht enthalte, 
ſo ſei jetzt die Mitgliederverſammlung des beklagten Vereins 
zuſtändig, über die Ausſchließung zu beſchließen. Die ſachliche 
Nachprüfung des Ausſchließungsbeſchluſſes liege dem Gerichte 
nicht ob. Eine formelle Ordnungswidrigkeit habe der Kläger 
ſelbſt nicht behauptet. — RG. hob auf: Die Entſcheidung 
hängt davon ab, ob der Annahme des BerR. beigetreten wer⸗ 
den kann: ein Verein dürfe, auch wenn ſeine Satzung nichts 
darüber enthält, ein Mitglied nach freiem Belieben aus⸗ 
ſchließen; die Ausſchließungsbefugnis beruhe auf der 
Autonomie des Vereins, ſie entſpreche den Bedürfniſſen des 
Verkehrs und ohne ſie könne der Verein ſeine Exiſtenz nicht be⸗ 
haupten. Dies trifft zunächſt auf nicht rechtsfähige Vereine 
deshalb nicht zu, weil bei ihnen nach § 54 in Verbindung 
mit 88 737, 723 Abſ. 1 Satz 2 BGB. die Zuläſſigkeit der 
Ausſchließung davon abhängt, daß in der Perſon des aus⸗ 
zuſchließenden Mitgliedes ein wichtiger Grund zur Aus⸗ 
ſchließung entſtanden iſt. Es kann im gegebenen Falle davon 
abgeſehen werden, zu unterſuchen, ob mit der Erlangung der 
Rechtsfähigkeit — mag ſie auf einer Eintragung in das Ver⸗ 
einsregiſter oder auf ſtaatlicher Verleihung beruhen — das 
Ausſchließungsrecht des Vereins unter derfelben geſetzlichen 
Einſchränkung wie vorher beſtehen bleibt. Denn der Beklagte 
hat nicht behauptet, daß der Kläger ihm zur Ausſchließung 
einen wichtigen Grund gegeben habe; er will ihn vielmehr 
lediglich durch Betätigung „der Souveränität des Vereins⸗ 
willens“ ausgeſchloſſen haben, weil die Mehrheit der Mit⸗ 
glieder ihn nicht länger in dem Vereine habe dulden wollen. 
In keinem Fall aber geht das bis dahin beſchränkte Aus⸗ 
ſchließungsrecht des Vereins durch die Entſtehung der Rechts⸗ 
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fähigkeit in ein unbeſchränktes, zum freien Belieben der Mit⸗ 
gliederverſammlung oder eines anderen Vereinsorgans ge⸗ 
ſtelltes Recht über. Hat man bei der Gründung des Vereins 
oder bei einer Neuregelung ſeiner Verfaſſung durch die Ver⸗ 
einsſatzung nicht für nötig befunden, der Vereinsverſammlung 
oder einem anderen Vereinsorgane das Recht der willkürlichen 
Ausſchließung einzelner Mitglieder beizulegen, ſo iſt es ſchlechter⸗ 
dings nicht verſtändlich, wie ſich aus den Anforderungen des 
Verkehrs oder gar aus der Rückſicht auf die dem Verein zu 
gewährende Exiſtenzmöglichkeit eine derartige Rechtsfolge er⸗ 
geben ſollte. (Wird weiter ausgeführt.) J. c. Verein F. er 
Arzte, U. v. 23. März 10, 694/09 IV. — Karlsruhe. 

3. 88 140, 781, 2231 BGB. Aufrechterhaltung der 
wahren Geſtalt des Rechtsgeſchäfts (Konverſion).] 

Am 9. April 1908 ſtarb H. Deſſen alleinigen geſetzlichen 
Erben nimmt die Klägerin auf Zahlung von 10 000 & auf 
Grund des vom Erblaſſer unſtreitig eigenhändig ge⸗ und unter⸗ 
ſchriebenen Schriftſtückes in Anſpruch. Darin werden der 
Klägerin, die bei dem Erblaſſer 14 Jahre lang Dienſte ver⸗ 
richtet hat, 10 000 & beſtimmt, die fie nach feinem Tode ein⸗ 
zufordern berechtigt ſein ſolle. Das Schriftſtück trägt die Über: 
ſchrift: Schuldſchein. Das LG. verurteilte. Es erblickte in 
dem Schriftſtück ein gültig abgefaßtes Teſtament und ſah die 
Zuwendung der 10000 4 als ein Vermächtnis an. In 
zweiter Reihe würdigte es die Urkunde als ein ſchenkweiſe er⸗ 
teiltes Schuldanerkenntnis (8 2301). Die Berufung des Be⸗ 
klagten wurde zurückgewieſen. Das KG. nahm an, daß der 
Erblaſſer mit der Ausſtellung des „Schuldſcheins“ zwar ein 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden, nämlich ein ſchenkungsweiſe 
erteiltes, aber wegen Formmangels nichtiges Schuldanerkenntnis 
beabſichtigt habe, daß aber die Zuwendung der 10 000 4 
dennoch wirkſam erfolgt ſei, weil die Urkunde alle Erforderniſſe 
eines eigenhändigen Teſtaments erfülle und die Anwendung des 
8 140 BGB. gerechtfertigt ſei. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen: Die Rüge der Reviſion, die 88 140, 781, 2231 BGB. 
ſeien verletzt, iſt nicht begründet. Die Reviſion meint, 8 140 
könne nicht angewendet werden, um ein Rechtsgeſchäft unter 
Lebenden, wenn es als ſolches nichtig iſt, doch noch als letzt⸗ 
willige Verfügung aufrechtzuerhalten; 8 140 feße gleichartige 
Rechtsgeſchäfte voraus. Dieſe Meinung iſt nicht zu billigen. 
8 140 iſt eine im Abſchnitt über Rechtsgeſchäfte ſtehende Vor⸗ 
ſchrift und ſpricht von nichtigen Rechtsgeſchäften ohne Unter⸗ 
ſcheidung, ob ſie unter Lebenden oder von Todes wegen vor⸗ 
genommen worden ſind. Die Vorberatungen (Mot. 1, 218; 
Prot. 1, 126) bieten keinen Anhalt dafür, daß eine derartige 
Unterſcheidung oder Einſchränkung, wie ſie die Reviſion auf⸗ 
ftellt, beabſichtigt worden ſei. Verfügungen von Todes wegen 
fallen ebenfalls unter den Begriff der Rechtsgeſchäfte. Es 
muß daher angenommen werden, daß ſowohl ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden als eine Verfügung von Todes 
wegen aufrechterhalten werden kann, als auch umgekehrt eine 
nichtige Verfügung von Todes wegen als ein Rechtsgeſchäft 
unter Lebenden. Man kann auch nicht ſagen, daß der Wille 
letzwillig zu verfügen, den Willen, unter Lebenden zu verfügen, 
und umgekehrt derart ausſchließe, daß eine Umwandlung im 
Sinne des S 140 ein unmöglicher Gedankenſchluß wäre. Iſt 
es doch ſehr wohl denkbar, daß eine Perſon letztwillig verfügt, 
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z. B. letztwillig eine Schuld erläßt und dabei gleichzeitig den 
Willen hat, daß der Schulderlaß auch für den Fall, daß das 
Teſtament — etwa wegen Formmangels — nichtig wäre, 
wirkſam ſein ſolle. Daß ein ſolcher „Erſatzwille“ nicht zum 
Ausdruck gelangt iſt, iſt gleichgültig. Entſcheidend bleibt, daß 
der Richter aus den Umſtänden ſchließen kann, die Partei hätte 
bei Kenntnis der Nichtigkeit des einen Rechtsgeſchäfts doch den 
wirtſchaftlichen Erfolg desſelben gewollt. War dieſer 
Wille feſtſtellbar, ſo war es auch gerechtfertigt, das Geſchäft 
als ein anderes Rechtsgeſchäft aufrecht zu erhalten, obwohl 
der Wille auf Errichtung des anderen Rechtsgeſchäfts nicht 
gerichtet war (Prot. 1, 127). Hier nun hat das BG. feſt⸗ 
geſtellt, der Erblaſſer habe der Klägerin unter allen Um⸗ 
ſtänden die ihr aus ſeinem Vermögen ausgeſetzten, nach ſeinem 
Tode einziehbaren 10 000 & ſichern wollen; denn er habe ſich 
der Klägerin, die ſeinetwegen ihre Muſikſtunden aufgegeben und 
ihm 14 Jahre lang perſönlich Dienſte geleiſtet habe, über die 
ihr gewährte regelmäßige Entſchädigung hinaus verpflichtet 
gefühlt und dieſe Schuld abtragen wollen. Bei dieſer Feſt⸗ 
ſtellung war das BG. in Anwendung des § 140 BGB. be⸗ 
rechtigt, das als Schuldſchein überſchriebene Schriftſtück des 
Erblaſſers vom 27. März 1908, das nach Annahme des BG. 
ein ſchenkungsweiſe erteiltes, wegen Formmangels nichtiges 
Schuldanerkenntnis darſtellt, aber die Formerforderniſſe eines 
eigenhändigen Teſtaments erfüllt, als eigenhändiges Teſtament 
aufrechtzuerhalten. Der ſachliche Inhalt des Schriftſtücks 
bietet keinen Anhalt zu rechtlichen Bedenken gegen die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Urkunde als Teſtament, im Gegenteil, der Inhalt 
ſpricht trotz der Uberſchrift „Schuldſchein“ für eine beabſichtigte 
letztwillige Verfügung. Es kann indeſſen dahingeſtellt bleiben, 
ob nicht der Auffaſſung des LG., es liege eine letztwillige Ver⸗ 
fügung vor, der Vorzug vor der Auffaſſung des KG. zu er⸗ 
teilen wäre. Immerhin war die Zuwendung der 10 000 & 
an die Klägerin als rechtswirkſam zu erachten. H. c. W., U. v. 
7. März 10, 248/09 IV. — Berlin. 

4. § 254 BGB. Mitwirkendes Verſchulden bei Ein⸗ 
nahme einer gefährlichen Stelle ſeitens des zu Schaden Ge⸗ 
kommenen.] 

Der Kläger beſuchte auf Grund einer gekauften Eintritts⸗ 
karte für den erſten Platz ein vom beklagten Verein auf der 
Rennbahn zu St. veranſtaltetes Rennen. Er befand ſich auf 
dem in der Nähe des Sattelplatzes befindlichen Teile des Zu⸗ 
ſchauerraumes an der dieſen von der Bahn (dem Geläufe) ab⸗ 
ſchließenden, 1,17 m hohen Barriere, als ein Pferd, das reiter⸗ 
los geworden war, heranſtürmte und über die Barriere hinweg⸗ 
ſtürzte. Das Pferd fiel auf den Kläger, der einen Knöchelbruch 
erlitt und längere Zeit ſich in ärztliche Behandlung geben 
mußte. Das KG. verurteilte, das RG. hob auf: Der BerR. 
hat der Behauptung eigenen mitwirkenden Verſchuldens des 
Klägers nicht genügend Rechnung getragen. Der Beklagte hatte 
unter Eideszuſchiebung angeführt, daß der Kläger gewußt habe, 
daß bereits mehrfach Pferde an der fraglichen Stelle aus⸗ und 
uͤbergeſprungen ſeien. Dieſes Vorbringen beſeitigt der Ber. 
mit der Begründung, daß dem Kläger eine Verletzung der ihm 
obliegenden Sorgfalt nicht zur Laſt gelegt werden könne, wenn 
er nicht in jedem Augenblick mit der durch ein überſpringendes 
Pferd drohenden Gefahr gerechnet habe. Allein die Fahrläſſig⸗ 
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keit des Beklagten wird nicht darin erblickt, daß er nicht aus⸗ 
reichend Umſchau gehalten und das heranſtürmende Pferd nicht 
bemerkt habe, ſondern darin, daß er die Gefahr des Stand⸗ 
orts gekannt und trotzdem ihn gewählt habe. Iſt dies richtig, 
ſo wird dem Kläger der Vorwurf eines bei der Entſtehung des 
Schadens mitwirkenden Verſchuldens, das nach §S 254 BGB. 
für die Frage der Erſatzpflicht und des Umfangs des zu leiſten⸗ 
den Erſatzes in Betracht kommt, nicht erſpart werden können. 
Es verhält ſich nicht anders, als wenn jemand eine nicht be⸗ 
leuchtete Treppe oder einen Weg, deſſen ſchlechte Beſchaffenheit 
er kennt, ohne die Beobachtung der nötigen Vorſicht begeht. 
Er handelt darum nicht weniger fahrläſſig, weil auch den Eigen⸗ 
tümer des Hauſes oder des Weges oder den, der ſtatt des 
Eigentümers für Beleuchtung und Inſtandhaltung zu ſorgen hat, 
ein Verſchulden trifft (vgl. die bei Neumann, die Rechtſprechung 
des RG. in Zivilſachen, in Anm. 20, 21 zu § 254 BGB. mit⸗ 
geteilten Urteile des RG.). Dieſen Geſichtspunkt hat der Ber. 
außer acht gelaſſen, indem er die Kenntnis des Klägers von der 
Gefährlichkeit der Unfallſtelle für gleichgültig erklärte. S. c. H., 
U. v. 18. März 10, 271/09 VII. — Berlin. 

5. 88 278, 823, 831 BGB. Über die Streupflicht 
einer Behörde in einer kleinen Landſtadt bei Glatteis. Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweis wegen angeblich mangelnder Aufficht.] 

Der Kläger iſt beim Verlaſſen des Poſtgebäudes zu B., 
wo er ein Telegramm aufgegeben hatte, auf einer auf dem 
Bürgerſteig liegenden Stufe der vom Innern des Hauſes ins 
Freie gehenden Treppe infolge von Schnee⸗ oder Eisglätte ge⸗ 
ſtürzt und hat das rechte Bein gebrochen. Die auf Erſatz 
ſeiner Erwerbseinbuße und Zahlung einer Rente gerichtete Klage 
iſt vom OLG. abgewieſen und die Reviſion zurückgewieſen 
worden: Das BG. hat die Anwendbarkeit der Polizeiverordnung 
von B., die den Anliegern die Beſtreuung des Bürgerſteigs 
vorſchreibt, verneint, weil die auf dem Bürgerſteig liegenden 
zwei Stufen der zur Poſt führenden Treppe nicht zum Bürger⸗ 
ſteig im Sinne der Polizeiverordnung gehören. Dieſe Aus⸗ 
legung der irrevifiblen Rechtsnorm iſt der Reviſion nach § 549 
ZPO. verſchloſſen. Entgegen der Behauptung des Klägers 
bedarf eine Treppe von zwei Stufen, wenn ſie im übrigen von 
ordnungsmäßiger baulicher Beſchaffenheit iſt, keines Geländers. 
Es fehlt weiter an jeder Darlegung des Klägers, inwiefern die 
angebliche verſchiedene Breite der Stufen den Verkehr gefährdet 
haben und für den Unfall urſächlich geweſen ſein ſoll. Die 
Angriffe, die die Reviſion in dieſen Richtungen gegen das BU. 
erhoben hat, ſind daher hinfällig. Fragen kann ſich nur, ob, 
da die Klage auf SS 823 und 831 BGB. geſtützt iſt, der 
verfaſſungsmäßige Vertreter der Beklagten, der Poſtamts⸗ 
vorſteher v. F., ſachgemäße Anordnungen zur Beſeitigung von 
Schnee⸗ und Eisglätte auf der Treppe getroffen, ihre Befolgung 
gehörig überwacht und bei Auswahl der mit der Reinigung 
und Beſtreuung beauftragten Perſonen die erforderliche Sorgfalt 
geübt hat. Der Senat iſt in dieſer Beziehung den Aus⸗ 
führungen des BG. im weſentlichen beigetreten. Der Arbeiter M., 
der im allgemeinen zur Reinigung der Treppe beſtellt war, 
wohnte entfernt von der Poſt. Er kam, wenn wie hier nach 
Schneefall die Treppe alsbald zu ſäubern und zu beſtreuen 
war, nicht in Betracht. Der Poſtamtsvorſteher hat daher mit 
ſchriftlicher Verfügung die Reinigung und Beſtreuung der frag⸗ 
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lichen Treppe bei Glätte dem Packkammerunterbeamten über⸗ 
tragen. Als ſolcher war am Unfallstage der Briefträger Z. 
tätig, der als verläſſiger und tüchtiger Bedienſteter geſchildert 
wird. Die Auffaſſung des BG., daß durch die Verfügung 
dem Unterbeamten die Pflicht auferlegt wurde, bei Schnee und 
Froſt ſich darum zu kümmern, ob eine Beſtreuung der Treppe 
geboten ſei, und zu dem Behufe ſowie zur Reinigung und Be⸗ 
ſtreuung ſelbſt nötigenfalls den Schalterdienſt zu unterbrechen, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Damit wurde auch den 
Beamten, die nach der Feſtſtellung des BG. nicht beſonders 
belaſtet waren, nicht zuviel zugemutet. In einer kleineren 
Landſtadt wie B. kann von der Poſt nicht verlangt werden, 
daß ſie eigens eine Perſon anſtelle, die die Treppen und Zu⸗ 
gänge zu den Schaltern ſtändig von Schnee und Eis freihält. 
Es genügt, wenn bei Schneewetter und Froſt dieſe Zugänge 
in angemeſſenen, nicht zu langen Zwiſchenräumen einer Nach⸗ 
ſchau unterzogen und, ſoweit erforderlich, gereinigt und beſtreut 
werden. Der Poſt iſt ferner wie einem anderen Gewerbe⸗ 
treibenden, zu deſſen Geſchäftsräumen ein lebhafter Verkehr 
ftattfindet, nach Eintritt von Schnee: und Eisglätte eine ent⸗ 
ſprechende Friſt zu vergönnen, innerhalb deren ſie die Glätte 
beſeitige. Der in dieſer Begrenzung zu beachtenden Sorgfalts⸗ 
pflicht nachzukommen, war Z. in der Lage, ſelbſt wenn ſich 
der nach den unbeſtritten gebliebenen Ermittelungen des Be⸗ 
klagten durchſchnittlich in der Unfallſtunde herrſchende un⸗ 
bedeutende Paketverkehr zu einem Teil zufällig auf dieſelbe 
Zeit zuſammengedrängt haben ſollte. Zog ſich die Bedienung 
des Publikums in die Länge, ſo hätte Z. eben der Nachſchau 
und des Streuens halber den Schalterdienſt unterbrechen müſſen; 
und auch dieſer Dienſt hätte nicht Not gelitten, wenn Z. mit 
bereitgehaltenem Geräte und Streumaterial in wenig mehr 
als einer Minute die Glätte beſeitigt hätte und auf ſeinen 
Poſten zurückgekehrt wäre. Der Kläger hat denn auch nicht 
behauptet, daß außer ihm noch andere Perſonen auf der Treppe 
infolge Winterglätte zu Fall gekommen oder daß durch die 
Streupflicht der Unterbeamten Unzuträglichkeiten im Schalter⸗ 
dienſt zutage getreten ſeien. Ohne Rechtsirrtum hat deshalb 
das BG. die Verfügung des Poſtamtsvorſtehers für ſachgemäß 
und ausreichend wie auch den Entlaſtungsbeweis für Z. aus 
8 831 BGB. für geführt erachtet. Weiterhin hat das BG. 
auf Grund des Beweisergebniſſes einwandfrei angenommen, 
daß der Poſtamtsvorſteher ſeine Aufſichtspflicht vollauf erfüllt 
und fortlaufend und ſtrenge darauf geachtet hat, daß Treppe 
und Zugänge bei Glätte beſtreut wurden. Das Bu. hat keine 
Feſtſtellung getroffen, aus der ſich ergibt, daß Z. durch ſchuld⸗ 
hafte Unterlaſſung des Streuens den Unfall des Klägers 
herbeigeführt hat. Insbeſondere fehlt es an einer Erörterung 
und Feſtſtellung, wie lange der verkehrsgefährliche Zuſtand 
der Stufen gedauert hat. Würde aber ſelbſt ein Verſchulden 
des Z. unterſtellt, ſo lehnt es der Senat ab, eine Haftung des 
Beklagten aus $ 278 BGB. anzuerkennen. Der Kläger hatte 
zwar durch Aufgabe einer Depeſche mit der Poſt einen Werk⸗ 
vertrag geſchloſſen. Zu der Vertragspflicht des Unternehmers 
gehört es jedoch nicht, auch wenn er nur an einer beſtimmten 
Stelle in ſeinen Geſchäftsräumen Vertragsanträge entgegen⸗ 
nimmt und Verträge abſchließt, dem Beſteller von da aus 
einen verkehrsſicheren Ausgang zur öffentlichen Straße zu ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


469 


währen. Das Urteil des erkennenden Senats (RG. 55, 335), 
auf das ſich die Reviſion beruft, hat die Perſonenbeförderung 
der Eiſenbahn zum Gegenſtand, betrifft alſo einen rechtlich 
anders gelagerten Fall. R. c. Reichsfiskus, U. v. 17. März 10, 
151/09 VI. — Stettin. | 

6. 55 320 ff. BGB. in Verb. mit $ 373 HGB. Arbitrage⸗ 
klauſel.] 

Die Beklagte kaufte von der Klägerin laut Schlußfchein 
vom 25. Oktober 1906 Waren, lieferbar auf Abruf. In den 
„allgemeinen Bedingungen“ des Vertrags wurde beſtimmt, daß 
alle Meinungsverſchiedenheiten über die Beſchaffenheit der Ware 
durch Arbitrage in Bremen zu regeln ſeien, daß der Käufer 
nicht berechtigt ſei, wegen Mangelhaftigkeit der Ware von 
dem Vertrage zurückzutreten oder Nachlieferung mangelfreier 
Ware zu fordern, ſondern nur Erſatz des Minderwerts bean⸗ 
ſpruchen könne und daß die Arbitrage durch von den Parteien 
ernannte Sachverſtändige (nach näher geregeltem Verfahren) zu 
erfolgen habe. Aus den Gründen: Die Rerviſionsklägerin 
(Beklagte) macht geltend, durch die Arbitrageklauſel ſei ihr 
Recht, mangelhafte Ware zurückzuweiſen, nicht anzunehmen, 
unberührt geblieben. Deshalb und weil für die Reviſions⸗ 
inſtanz zu unterſtellen ſei, daß die nicht gelieferten 23 Kiſten 
ebenſo wie die vier gelieferten vertragswidrige Ware enthalten 
hätten, ſtehe dem Zahlungsbegehren der Klägerin die Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages entgegen. Auf jeden Fall ſei 
aber mangels Angebots vertragsmäßiger Ware kein Annahme⸗ 
verzug eingetreten und der Selbſthilfeverkauf darum ungerecht⸗ 
fertigt geweſen. Dieſe Ausführungen werden der Bedeutung 
der Arbitrageklauſel nicht gerecht. Das weſentliche der Klauſel 
beſteht darin, daß der Käufer auch eine mangelhafte Ware 
annehmen muß und im Falle der Mangelhaftigkeit unter Aus⸗ 
ſchluß der ſonſt aus der Gewährleiſtungspflicht ſich ergebenden 
Rechte nur Anſpruch auf Minderung des Preiſes nach Maß⸗ 
gabe der Schätzung von Gutachtern hat. Im vorliegenden 
Fall iſt dies in den allgemeinen Vertragsbedingungen noch 
beſonders hervorgehoben durch die der Klauſel beigefügte aus⸗ 
drückliche Beſtimmung, daß der Käufer nicht berechtigt ſei, 
wegen Mangelhaftigkeit der Ware von dem Vertrage zurück⸗ 
zutreten oder Nachlieferung mangelfreier Ware zu fordern, 
ſondern nur Erſatz des Minderwerts beanſpruchen könne. 
Daraus folgt, daß die Beklagte nicht nur bezüglich der gelieferten 
vier Kiſten auf die Minderung beſchränkt war, ſondern auch 
die Annahme der angebotenen 23 weiteren Kiſten nicht ſchon 
aus dem Grunde verweigern durfte, weil die Ware mangelhaft 
beſchaffen ſei. Die Zurückweiſung des Angebotenen enthielt 
notwendig gleichzeitig das Verlangen, daß die Klägerin im 
Falle mangelhafter Lieferung ſich auch anderen Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüchen als der Minderung fügen müſſe. Demgegenüber 
kann ſich die Beklagte nicht auf die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags berufen. Die Einrede iſt eben dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Beklagte auch eine mangelhafte Ware als Vertrags⸗ 
erfüllung annehmen mußte und nur Herabſetzung des Kauf⸗ 
preiſes verlangen konnte. Die gerügte Verletzung der 
SS 320 flg. BGB. liegt deshalb nicht vor. Vorausſetzung 
iſt dabei allerdings, daß die Beklagte nicht etwa Beanſtandungen 
gegen die Ware erhoben hat, die nach Lage des Falles als 
überhaupt nicht unter die Klauſel fallend anzuſehen ſind. Aber 
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auch in dieſer Richtung beſtehen keine Bedenken. (Wird tat⸗ 
ſächlich erörtert.) Da das BG. hiernach ohne Rechtsirrtum 
davon ausgegangen iſt, daß die Beklagte nicht nur die gelieferten 
vier Kiſten wegen der von ihr gerügten Mängel nicht zurück⸗ 
weiſen durfte, ſondern auch die angebotenen 23 weiteren Kiſten 
anzunehmen hatte, ſtand auch rechtlich nichts im Wege, daß 
die Beklagte bezüglich der angebotenen Kiſten in Annahme⸗ 
verzug kam und daß die Klägerin in Ausübung der Befugnis 
des § 373 Abſ. 2 HGB. dieſe 23 Kiſten für Rechnung der 
Beklagten öffentlich verſteigern ließ. Der Annahmeverzug er⸗ 
gab ſich nach 8 295 BGB. aus dem Umſtande, daß die 
Beklagte, die auf Abruf gekauft hatte, trotz mehrfacher Auf⸗ 
forderung der Klägerin, über die Kiſten zu verfügen, den Ab⸗ 
ruf unterließ. Unbegründet iſt ferner der Reviſionsangriff, der 
auf Grund des Selbſthilfeverkaufs erhobene Zahlungsanſpruch 
ſei dadurch ausgeſchloſſen, daß die Arbitrage noch nicht durch⸗ 
geführt iſt. Die Parteien haben ſogenannte freundſchaftliche 
Arbitrage vereinbart, zur Durchführung iſt alſo die — frei⸗ 
willige oder erzwungene — Mitwirkung der Beklagten not- 
wendig. Die Beklagte hat ſich aber, trotz Aufforderung, zur 
Mitwirkung nie, auch nicht im Prozeſſe, bereit erklärt, obwohl 
ſie unbeſchadet ihres grundſätzlichen Standpunkts, daß Arbitrage 
überhaupt nicht vereinbart ſei, ſich vorſorglich darauf hätte ein⸗ 
laſſen können. Da die Vornahme der Arbitrage nicht dem 
Intereſſe der Klägerin dienen ſoll, ſondern den Zweck hat, den 
etwaigen Minderungsanſpruch der Beklagten zu verwirklichen, 
hat die Klägerin nicht die Pflicht, im Klagewege die Beklagte 
zur Durchführung anzuhalten, kann es vielmehr ihr überlaſſen, 
ob ſie von dem ihr zu Gebote ſtehenden Mittel, ihren etwaigen 
Minderungsanſpruch durchzuſetzen, Gebrauch machen will. So⸗ 
lange ſich die Beklagte aber weigert, von dem ihr zukommenden 
Rechtsbehelſe Gebrauch zu machen und damit ſelbſt den etwaigen 
Minderungsanſpruch nicht geltend machen will, iſt die Klägerin 
auch ihrerſeits nicht gehindert, denſelben Standpunkt einzunehmen 
und durch Anforderung des ungeminderten Kaufpreiſes die 
Beklagte ſo zu behandeln, wie wenn ſie von der Arbitrage⸗ 
klauſel überhaupt keinen Gebrauch machen wollte. C. & Co. 
c. B. & St., U. v. 18. März 10, 369/09 II. — Hamburg. 

7. § 826 BGB. Verſtoß gegen die guten Sitten durch 
Unterlaſſung.] | 

J. ſchuldete dem Kläger 20 000 &. Als Kläger von ihm 
Zahlung oder Sicherſtellung verlangte, brachte ihm J. eine 
Krediturkunde vom 8. Januar 1906 über 10 000 &, unter 
der ſich eine „Hans H.“ und „H. J. J.“ unterzeichnete Er⸗ 
klärung befindet, durch die die Genannten ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft für die Forderung übernahmen. Am 12. Januar 1906 
erſuchte Kläger den Beklagten H. brieflich, in einem dem Schreiben 
beigefügten Anerkenntnisſchein die Echtheit ſeiner Unterſchrift zu 
beſtätigen, erhielt aber keine Antwort, obgleich Beklagter den 
Brief erhalten hat. Trotzdem will Kläger im Vertrauen darauf, 
daß die Bürgſchaft tatſächlich geleiſtet ſei, dem ſpäter in Konkurs 
geratenen J. noch weiter Kredit gewährt und hierdurch einen 
Verluſt von mehr als 3000 & erlitten haben. Hierfür macht 
er den Beklagten verantwortlich. Klage und Berufung wurden 
abgewieſen. Das RG. hob auf: Das OLG. führt aus, es 
habe für den Beklagten keine Rechtspflicht beſtanden, auf die 
Anfrage vom 12. Januar 1906 zu antworten, und lehnt es 
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daher nicht nur ab, in feinem Schweigen eine ſtillſchweigende 
Billigung der Bürgſchaftserklärung zu finden, ſondern es ver⸗ 
neint aus dieſem Grunde auch einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten. Das iſt rechtsirrig, denn ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten kann durch Unterlaſſung auch ohne Verletzung einer 
Rechtspflicht begangen werden, ſofern ein Handeln nach der An⸗ 
ſchauung billig denkender Menſchen geboten war. Es kommt 
hier alles auf die Umſtände des einzelnen Falles an, und dieſe 
können ſo gelagert ſein, daß es ſittliche Pflicht deſſen iſt, der 
von einer Fälſchung ſeiner Unterſchrift Kenntnis erhält, dem 
durch die Fälſchung Getäuſchten Aufklärung über den richtigen 
Sachverhalt zu verſchaffen. In dieſem Sinne hat ſich der jetzt 
erkennende Senat bereits früher mehrfach ausgeſprochen, z. B. 
in den Urteilen vom 15. Juni 1905, VI 517/04 und vom 
16. November 1905, VI 67/05. Daß der Beklagte, ein ge⸗ 
bildeter und geſchäftsgewandter Mann, richtiger gehandelt hätte, 
wenn er den Kläger ſofort von der Fälſchung in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt hätte, erkennt das OLG. an, es meint aber, weil Kläger 
in dem Briefe vom 12. Januar 1906 die Beſtätigung der 
Unterſchrift in dem beigefügten Anerkenntnisſchein verlangt habe, 
ſo hätte der Beklagte kaum annehmen können, Kläger werde 
ſein Schweigen als Beſtätigung der Echtheit auffaſſen, es habe 
vielmehr für ihn nahegelegen, zu glauben, dem Kläger würden 
Zweifel über die Echtheit der Unterſchrift kommen. Daß hier⸗ 
mit keine Feſtſtellung dahin getroffen iſt, der Beklagte ſei ſich 
der Möglichkeit, den Kläger durch ſein Schweigen zu ſchädigen, 
nicht bewußt geweſen, betont die Reviſion mit Recht, das OLG. 
ſchließt vielmehr nur, daß „zum mindeſten“ Zweifel an dem 
Vorhandenſein jenes Bewußtſeins gegeben fein. Ob num mit 
der Reviſion ein Verſtoß gegen die guten Sitten bereits dann 
anzunehmen iſt, wenn der Beklagte die Anfrage nicht beantworte, 
obgleich es ihm zwar als vielleicht möglich aber nicht ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich erſchien, ſein Schweigen könne den Kläger ſchädigen, 
braucht jetzt nicht entſchieden zu werden, denn das OLG. hätte 
von feinem Standpunkte aus ſich über den dem Beklagten zu: 
geſchobenen Eid ausſprechen müſſen. Dieſer ging dahin, Be⸗ 
klagter habe gewußt, er werde durch die Nichtbeantwortung der 
Anfrage dem Kläger Schaden zufügen und er habe in dieſem 
Bewußtſein die Antwort unterlaſſen. In der Aufſtellung dieſer 
Behauptung liegt ein zweifellos erheblicher Umſtand. Die 
Nichtbeachtung des Eides enthält aber nicht nur einen 
prozeſſualen Mangel, der als folder nach ZPO. 8 559 in Er: 
mangelung einer Rüge nicht zu beachten wäre, ſondern es liegt 
auch die Möglichkeit vor, daß das BG. deswegen nicht auf den 
Eid einging, weil es rechtsirrig annahm, der Beklagte könne in 
Ermangelung einer Rechtspflicht zur Antwort keinesfalls eines 
Verſtoßes gegen §S 826 BGB. ſchuldig fen. S. c. H., U. v. 
14. März 10, 160/09 VL — Kiel. 


8. 8 833 BGB. in Verb. mit 88 11, 12 PoſtG. vom 


28. Oktober 1871. Tierſchaden. Die Haftung des Poſthalters 
wird durch die Vorſchriften des PoſtG. nicht berührt.] 

Am 5. April 1905 fuhr der Kläger mit dem Poſtwagen 
von der Station St. Bl. aus, wo er eine Fahrkarte gelöſt hatte, 
in der Richtung gegen T. Unterwegs ſcheuten die Pferde vor 
einem Kraftwagen und gingen durch. Der Poſtwagen fiel eine 
Böſchung hinab. Der Kläger erlitt Verletzungen. Er verlangte 
Schadenserſatz 1. von dem Reichsfiskus, 2. von der Poſthalterin 
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Witwe H., die durch Vertrag mit der Poſtverwaltung die Be⸗ 
ſorgung des Poſtfuhrweſens übernommen hatte. Der Fiskus 
erkannte die Haftung für Kur⸗ und Verpflegungskoſten an. 
Witwe H. wurde gleichfalls zur Zahlung dieſer Koſten, ferner 
zur Entrichtung einer Geldrente ſowie zur Zahlung von 5000 4 
Schmerzensgeld verurteilt. Die Reviſion der Witwe H. wurde 
zurückgewieſen: Die Annahme des BG., Witwe H. ſei als 
Tierhalterin anzuſehen, unterliegt keinem Bedenken; ſie iſt gerecht⸗ 
fertigt durch die von dem Bert. getroffene Feſtſtellung, daß 
Witwe H. nach dem mit der Poftverwaltung abgeſchloſſenen 
Vertrage die Wagen und die Pferde ſelbſt zu ſtellen hatte. 
Darauf, wie der zwiſchen der Poſtverwaltung und der Poſt⸗ 
halterin geſchloſſene Vertrag rechtlich zu beurteilen iſt, ob als 
Werkvertrag, wie das OLG. annimmt, oder als Dienftvertrag 
(vgl. JW. 00, 395 10) oder wie ſonſt, kommt es nicht an. Die 
Reviſion macht geltend, die Haftung der Reviſionsklägerin ſei 
durch die Beſtimmungen der 88 11, 12 PoſtG. vom 28. Oktober 
1871 in derſelben Weiſe beſchränkt wie die Haftung der Poſt⸗ 
verwaltung. Der Auffaſſung der Reviſion kann nicht beigetreten 
werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die bezeichneten 
Vorſchriften die Haftung der Poſtverwaltung auch in den Fällen 
beſchränken, in denen nicht auf Grund des mit der Poſtverwaltung 
geſchloſſenen Beförderungsvertrages, ſondern nach den Be⸗ 
ſtimmungen über die Haftung aus unerlaubten Handlungen 
(§§ 823 flg. BGB.) Schadenserſatz begehrt wird (RG. 19, 107; 
57, 151; 67, 182; JW. 09, 1732. Jedenfalls wird die 
Haftung des Poſthalters durch die Vorſchriften des PoſtG. nicht 
berührt. Wie in § 11 Abſ. 1 und Abſ. 2 ſowie in § 12 hervor⸗ 
gehoben iſt, beziehen ſich die Vorſchriften nur auf die Leiſtungen 
der Poſtverwaltung. In dem Entwurf zu § 11 Abſ. 2 Bolt. 
des Norddeutſchen Bundes vom 2. November 1867 fehlten die 
Worte „von der Poſtverwaltung“. In den Motiven (S. 33) 
war jedoch betont, daß nur die Entſchädigungspflicht der Poſt⸗ 
anſtalt wegfalle, daß aber Anſprüche gegen Perſonen, welche 
eine beſondere Verſchuldung treffe, keineswegs ausgeſchloſſen 
ſeien. In dem Kommiſſionsberichte (S. 170) wurde auch zu 
Abſ. 1 angeführt, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß der Reiſende 
wegen des ihm erwachſenen Schadens den ſchuldigen Poſtillon 
und in den dazu geeigneten Fällen deſſen Brotherrn in Anſpruch 
nehmen könne. Um zum Ausdruck zu bringen, daß der Poſt⸗ 
halter und der Poſtillon dem Reiſenden nach allgemeinen 
Grundſätzen haften, wurde in der Kommiſſion beſchloſſen, in 
Abſ. 2 nach dem Worte „Entſchädigung“ die Worte einzuſchalten 
„ſeitens der Poſtverwaltung“. Auch bei der Beratung des 
Vol. vom 28. Oktober 1871 wurde (S. 685) darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dem Beſchädigten der Anſpruch an den Poſtillon 
oder den Poſthalter bleibe. Das OLG. hat deshalb mit Recht 
angenommen, daß die Vorſchriften des Poft®. dem gegen die 
Witwe H. erhobenen Anſpruche nicht entgegenſtehen. H. e. M., 
U. v. 23. März 10, 288/09 IV. — Karlsruhe. 

9. 5 843 BGB. in Verb. mit 8 12 BeamtlUFürſch 
Zeitliche Begrenzung der Rente.] 

Die Reviſion rügt den Mangel einer zeitlichen Begrenzung 
der Verurteilung. Das angefochtene Urteil führt aus, es ſei 
zwar wahrſcheinlich, daß eine Penſionierung der N. nach er⸗ 
reichtem 65. Lebensjahre eingetreten ſein würde, aber es laſſe 
ſich das nicht mit Gewißheit annehmen, vielmehr ſei es auch 
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ſehr wohl möglich, daß ſie noch länger im Dienſte geblieben 
ſein würde, und daher ſei von einer zeitlichen Begrenzung ab⸗ 
zuſehen. Mit Recht wendet die Reviſion ein, daß für die 
Bemeſſung der Rente nicht bloße Möglichkeiten, ſondern der 
normale Lauf der Dinge maßgebend ſein müſſe, es iſt ihr zu⸗ 
zugeben, daß die Begründung des Bu. die angegriffene Ent⸗ 
ſcheidung nicht trägt. Wenn das Urteil in Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen der Beklagten in zweiter Inſtanz die 
Penſionierung der N. mit dem vollendeten 65. Lebensjahre für 
wahrſcheinlich, alſo dem normalen Lauf der Dinge entſprechend 
anſah, ſo konnte es zwar die verlangte Rente bis dahin 
zuſprechen, mußte aber weiter die Bedeutung dieſes Zeit⸗ 
punktes für die Erwerbsfähigkeit der N. würdigen und ſich 
darüber ausſprechen, ob die Rente trotzdem weiter zu gewähren 
ſei und eventuell in welcher Höhe. Daß dieſelbe mit dem 
Eintritt der Dienſtunfähigkeit der N. in jedem Falle ihr Ende 
erreichen müſſe, wie Beklagte meint, iſt indes irrig, hierfür 
kann auf die Entſcheidung in RG. 67, 140 verwieſen werden. 
Auf den Kläger iſt gemäß § 12 UFürj®. der Anſpruch der N. 
auf Schadenserfatz in Höhe der von ihr gewährten Unfall: 
penfion übergegangen, der Schadenserſatz aber beſtand im vor⸗ 
liegenden Falle in einer Rente, die der Verletzten Erſatz für 
die infolge des Unfalls eingetretene Verminderung ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit gewähren ſollte. Zu dieſen Unfallsfolgen gehört auch 
die durch die Dienſtunfähigkeit für die N. verurſachte Uns 
möglichkeit, ſich durch fernere Dienſtleiſtungen den Anſpruch auf 
eine Penſion in Gemäßheit der allgemeinen Penſionsbeſtimmungen 
zu erwerben, die Rente muß ſie mithin auch für die Penſion 
entſchädigen und kann daher nicht mit dem Zeitpunkte endigen, 
in dem normalerweiſe ihre Penſionierung zu erwarten ſteht. 
Wohl aber beſteht an ſich immerhin die Möglichkeit, daß die 
Rente ſich zu der angegebenen Zeit verringern muß, denn mehr 
als den Betrag der ihr ohne den Unfall unter normalen Um⸗ 
ſtänden, d. h. bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres erreich⸗ 
baren Penſion kann die N. nicht als Schadenserſatz für die 
ſpätere Zeit beanſpruchen. Hiermit iſt zugleich die obere Grenze 
des Erſtattungsanſpruchs des Klägers gegeben. Dieſer kann 
ſelbſt dann nicht mehr von der Beklagten beanſpruchen, wenn 
die von ihm auf Grund des UFürſG. gezahlte Penſion höher 
ſein ſollte, denn er macht immer nur den auf ihn übergegangenen 
Anſpruch der Verletzten geltend. Deutſch⸗Belgiſch. Handels⸗ 
komptoir c. Reichspoſtfiskus, U. v. 23. März 10, 142/09 VI. — 
Düſſeldorf. 

10. 588 894, 812 BGB. Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuches? — Ungerechtfertigte Bereicherung.] 

Für die Beklagte ſteht auf dem Grundſtück C. eine Hypothek 
von 18 200 & eingetragen. Eine vor dieſer Hypothek an erſter 
Stelle eingetragene Hypothek von 46 000 & für den F. er 
Hypotheken⸗Kreditverein iſt im Jahre 1906 gelöſcht worden. 
Damals hatte die Klägerin, als der Gläubiger der letzteren 
Hypothek Auszahlung dieſer verlangt hatte, den Grundſtücks⸗ 
eigentümern, unter Vermittelung des Ehemannes der Beklagten, 
zur notariellen Verhandlung vom 23. Februar 1906 ein bares 
Darlehen von 46 000 & zur Befriedigung des Kreditvereins 
mit der Maßgabe gegeben, daß die Klägerin die erſtſtellige 
Hypothek bekommen ſollte. Nachdem der Kreditverein von der 
Klägerin befriedigt worden war, überſandte er im Mai 1906 
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an die Klägerin den Hypothekenbrief und löſchungsfähige 
Quittung. Die Klägerin überſandte dieſe Urkunden dem Notar 
mit dem Erſuchen „das Weitere zu veranlaſſen“. Als dem⸗ 
nächſt im Jahre 1908 die Zwangsverſteigung des Grundſtückes 
eingeleitet wurde, ſtellte es ſich heraus, daß die Hypothek des 
Kreditvereins gelöſcht und hinter der Hypothek der Beklagten 
eine neue Hypothek von 46 000 & für die Klägerin eingetragen 
worden war. Die Klägerin erhob darauf gegen die Beklagte 
Klage mit dem Antrage, die Beklagte zu verurteilen, darin zu 
willigen, daß bei der für die Klägerin in Abt. III Nr. 6 ein⸗ 
getragenen Hypothek von 46 000 & der Vermerk eingetragen 
werde, daß die Hypothek den Vorrang vor der unter Nr. 4 für 
die Beklagte eingetragenen Hypothek von 18 200 * habe 
Unſtreitig hat die Klägerin die durch Hypothek geſicherte For⸗ 
derung des Kreditvereins an dieſen bezahlt und löſchungsfähige 
Quittung nebſt dem Hypothekenbrief ausgehändigt erhalten. Da 
keiner der Fälle vorlag, in denen durch Bezahlung einer Schuld 
ſeitens eines Dritten die Forderung auf dieſen übergeht, und 
die Eigentümer, wie nach dem Sachvortrage der Parteien an⸗ 
zunehmen iſt, zugleich die perſönlichen Schuldner waren, erloſch 
die Forderung und ging die Hypothek gemäß 88 1163 Abſ. 1, 
1177 Abſ. 1 BGB. auf die Eigentümer als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld über. Zur rechtswirkſamen Aufhebung des hypothekariſchen 
Rechtes war daher gemäß $ 875 BGB. die Aufgabeerklärung 
der Eigentümer dem Grundbuchamte gegenüber erforderlich 
(NG. 66, 288). Die löſchungsfähige Quittung des Kredit⸗ 
vereins hatte in dieſer Hinſicht nur die formale Bedeutung, daß 
durch ſie der Übergang des hypothekariſchen Rechtes auf die 
Eigentümer nachgewieſen wurde. Wäre von den Eigentümern 
eine Aufgabeerklärung überhaupt nicht oder doch nicht rechts⸗ 
wirkſam abgegeben, fo würde das hypothekariſche Recht trotz der 
Löſchung nicht untergegangen ſein. Es würde dann gegen die 
Beklagte ein Anſpruch auf Bewilligung der Wiedereintragung 
des zu Unrecht gelöſchten hypothekariſchen Rechtes im Wege der 
Berichtigung des Grundbuches gemäß 5 894 BGB. gegeben 
ſein. Ein ſolcher Anſpruch iſt vorliegend nicht geltend gemacht 
worden. Er ſtände auch nur den Eigentümern zu, nicht der 
Klägerin. Allerdings ſollte die Klägerin unſtreitig die Hypothek 
zur Sicherung ihrer durch Bezahlung der Hypothekenforderung 
des Kreditvereins gegen die Eigentümer begründeten Darlehns⸗ 
forderung übertragen erhalten. Aber auf Grund dieſes nur 
perſönlichen Anſpruches auf Übertragung wäre ſie nicht be⸗ 
rechtigt, die Wiedereintragung der Hypothek gegenüber der 
Beklagten im Klagewege zu verfolgen. Der BerR. ſtellt auch 
feſt, daß von den Eigentümern der Löſchungsantrag geſtellt 
worden iſt, und die Klägerin geht ſelbſt davon aus, daß die 
gelöſchte Hypothek nicht mehr beſteht. Sie meint nur, die für 
fie eingetragene Hypothek habe in dem Grundbuche nicht den 
richtigen Rang; nach den getroffenen Vereinbarungen habe die 
Hypothek an erſter Stelle ſtehen und der Hypothek der Be⸗ 
klagten im Range vorgehen ſollen. Allein, da die Eigentümer 
eine neue Hypothek für die Klägerin beſtellt haben und dieſe 
Hypothek erſt eingetragen worden iſt, als die Hypothek der 
Beklagten bereits eingetragen war, ſo iſt die Hypothek der 
Klägerin nur mit dem Range nach der Hypothek der Beklagten 
entſtanden. Das Grundbuch iſt alſo in dieſer Hinſicht nicht 
unrichtig. Demnach erachtet der BerR. den Klageanſpruch, ſo⸗ 


N 10. 1910. 
weit er als Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuches gemäß 
§ 894 BGB. geltend gemacht worden iſt, mit Recht für 
unbegründet. Das gleiche hat aber auch hinſichtlich des 
weiteren Klagegrundes der ungerechtfertigten Bereicherung 
(S 812 BGB.) zu gelten. Allerdings hat die Beklagte durch 
die Löſchung der ihr vorgehenden Hypothek des Kreditvereins 
und die daraus ſich ergebende Verbeſſerung ihres Hypotheken⸗ 
ranges einen Vorteil erlangt. Jedoch erfordert 8 812 BGB. 
ein Erlangen „auf Koſten des Leiſtenden“ und ohne „rechtlichen 
Grund“. Der Ber. erachtet keine dieſer beiden Voraus⸗ 


ſetzungen für gegeben. Den rechtlichen Grund für das Vor⸗ 


rücken der Hypothek der Beklagten findet der Ber R. im Anſchluſſe 
an die Ausführungen in dem Urteile in RG. 69, 246 darin, 
daß es gemäß § 879 BGB. eine vom Geſetz gewollte Folge 
ſei, daß die nachſtehenden Hypothekengläubiger aufrückten, wenn 
eine vorſtehende Hypothek gelöſcht werde. Die Reviſion macht 
hiergegen geltend, die Beklagte habe zwar deswegen, weil nach 
allgemeiner Geſetzesvorſchrift die Löſchung einer vorgehenden 
Hypothek das Vorrücken der nachſtehenden Hypotheken zur Folge 
habe, durch die Löſchung der Hypothek des Kreditvereins den 
beſſeren Rang für ihre Hypothek erlangt, aber ein beſonderes 
Recht auf Bewirken der Löſchung habe ſie nicht gehabt und 
deshalb ſei ihr der Vorteil aus der Löſchung ohne rechtlichen 
Grund zugegangen. Es kann jedoch auf ſich beruhen, ob der 
Beklagten der fragliche Vorteil „ohne rechtlichen Grund“ zu⸗ 
gefloſſen iſt oder nicht. Jedenfalls hat ſie ihn nicht „auf Koſten 
der Klägerin“ erlangt. (Wird ausgeführt.) Der Berg. hat 
daher die vorerörterten beiden Klagegründe mit Recht verworfen. 
K'ſche Rückverſicherungsgeſellſchaft e. K., U. v. 23. März 10, 
277/09 V. — Cöln. 

11. 5 906 BGB.] 

Gegenüber der Behauptung der Beklagten, daß ſich in der 
betreffenden Gegend früher, als ſie ihre Tätigkeit in der 
S.⸗Straße begann, erheblich mehr Fabriken befunden hätten, 
hat das BG. mit Recht ausgeführt, daß immer nur der Zeit⸗ 
punkt der Klagerhebung und nicht eine bereits vergangene Zeit 
maßgebend ſei. Die Richtigkeit dieſes auch in dem angezogenen 
Urteile in RG. 64 Nr. 89 eingenommenen Standpunktes erhellt 
ſchon aus der, wie die Geſetzesvorarbeiten ergeben, mit Vor⸗ 
bedacht gewählten Gegenwartsform „herbeigeführt wird“ und 
„gewöhnlich iſt“ in der zweiten Alternative des 8 906. In 
dieſem Reichsgerichtsurteile iſt namentlich ebenfalls die Anſicht 
abgelehnt, daß es auf die Zeit der Entſtehung der mit den 
beläſtigenden Einwirkungen verbundenen Anlage ankomme. Das 
„nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage 
Gewöhnliche“ iſt nicht etwas für alle Zeiten Feſtſtehendes; es 
ändert ſich vielmehr mit der Entwicklung der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe, und zwar, wie die Erfahrung lehrt, auch innerhalb 
großer und wachſender Städte durchaus nicht immer in der 
Richtung, daß ſich die Zahl der mit Lärm verbundenen Betriebe, 
das Maß ſtörender Einwirkungen und die Gewöhnung daran 
ſteigert, ſondern nicht ſelten auch in umgekehrter Richtung. Dies 
kann ſelbſtverſtändlich nicht nur in der Weiſe geſchehen, daß 
eine Stadtgegend, wie in dem von jenem Reichsgerichtsurteile 
behandelten Falle, aus einer Fabrikgegend ein „reines Villen⸗ 
viertel“ wird; es trifft vielmehr auch dann zu, wenn ein Stadt⸗ 


teil, wie hier, durch Hinausverlegung größerer Fabrikbetriebe 
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und Beſetzung früherer Fabrikgelände mit Wohnhäuſern, die 
nicht Villen ſind, den Charakter einer Fabrikgegend abgeſtreift 
hat. Allgemeine Elektrizitätsgeſ. c. St., U. v. 16. März 10, 
248/09 V. — Berlin. 

12. 58 1113 (1132), 1008, 747 BGB. Eintragung einer 
Hypothek auf einem im Miteigentum mehrerer ſtehenden Grund⸗ 
ſtücke. Belaſtung des einzelnen Miteigentumsanteils.] 

Der BerR. ſtellt feſt, daß die Klägerin Sophie B. wie 
von jeher ſo auch bei dem Abſchluſſe des Darlehnsvertrages 
und der Beſtellung der Hypothek für die Beklagte ſich in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krank⸗ 
hafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe, und erklärt 
danach dieſe Willens erklärungen der Sophie B. gemäß SS 104 
Nr. 2, 105 BGB. für nichtig. Dies iſt nicht zu beanſtanden 
und auch von der Reviſion nicht angefochten. Weiter erachtet 
der Ber R. aber auch hinſichtlich der Klägerin Frida B. den 
Darlehnsvertrag und die Hypothekbeſtellung gemäß 5 139 BGB. 
für nichtig, weil Darlehnsvertrag und Hypothekbewilligung 
ein untrennbares Ganzes im vorliegenden Falle bildeten und 
einesteils die Frida B. über das gemeinſchaftliche Grundſtück 
nicht allein habe verfügen können und über ihren Anteil ſie 
eine Verfügung weder habe treffen wollen, noch getroffen habe, 
anderenteils für die Beklagte, der nach $ 14 des Geſetzes vom 
9. April 1880 die Hingabe eines Darlehens nur auf erſte 
Hypothek geſtattet ſei, die Belaſtung des Grundſtückes der 
Klägerinnen zugunſten ihrer Darlehnsforderung eine weſentliche 
Vertragsbeſtimmung geweſen ſei. Dieſe Beurteilung der Sach⸗ 
lage erſcheint nicht frei von Bedenken. Richtig iſt allerdings, 
daß 5 139 BGB. nicht nur dann Anwendung findet, wenn 
ein Rechtsgeſchäft objektiv aus mehreren Teilen beſteht, ſondern 
auch in den Fällen, in denen bei einem Rechtsgeſchäft auf der 
einen oder der anderen Seite mehrere Perſonen als Vertrag⸗ 
ſchließende beteiligt ſind und bezüglich einer dieſer mehreren 
Perſonen ein Nichtigkeitsgrund vorliegt (RG. 59, 175; 62, 186; 
IW. 05, 6845). Iſt alfo, wie im gegebenen Falle, ein Rechts⸗ 
geſchäft hinſichtlich eines von mehreren auf einer Vertragsſeite 
Beteiligten nichtig, ſo iſt das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn 
nicht anzunehmen iſt, daß es auch ohne den auf jenen Be⸗ 
teiligten bezüglichen Teil vorgenommen ſein würde. Zu be⸗ 
anſtanden iſt auch nicht die Annahme des BerR., daß der Dar⸗ 


lehensvertrag und die Hypotheksbewilligung ein untrennbares 


Ganzes bildeten und daher hinſichtlich der Frage, ob ſie auch 
allein zwiſchen der Frida B. und der Beklagten vorgenommen 
ſein würden, als ein einheitliches Rechtsgeſchäft zu beurteilen 
ſeien. Jedoch iſt für dieſe Frage die Wirkung der hypothekariſchen 
Belaſtung des ganzen Grundſtückes in bezug auf die Anteils⸗ 
rechte der beiden Klägerinnen von weſentlicher Bedeutung, und 
dies hat der BerR. unbeachtet gelaſſen. Die Klägerinnen ſind 
Miteigentümer des fraglichen Grundſtücks je zur ideellen Hälfte. 
Nach S 747 Satz 2 BGB. können Miteigentümer über den 
gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen allerdings nur gemein⸗ 
ſchaftlich verfügen. Andererſeits aber ergibt ſich aus 5 1008 
BGB., der von einem mehreren nach Bruchteilen zuſtehenden 
Eigentum an einer Sache ſpricht, daß das BGB. das Recht 
des einzelnen Miteigentümers als Eigentum anſieht und deshalb 
auf den Miteigentumsanteil alle Vorſchriften über das Allein⸗ 
eigentum Anwendung finden (Mot. 3, 438). Aus dieſer 
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Selbſtändigkeit des Anteils folgt, daß, wenn auf Grund ge⸗ 
meinſchaftlicher Verfügung der Miteigentümer eine Hypothek 
auf das ganze gemeinſchaftliche Grundſtück eingetragen wird, 
die Hypothek jeden Anteil ſelbſtändig belaſtet. Allerdings nicht 
in dem Sinne, daß eine Geſamthypothek an den mehreren An⸗ 
teilen entſtände; denn die Hypothek iſt in einem ſolchen Falle, 
wenn auch jeder der Anteile für ſich einem Grundftüde gleich⸗ 
zuſtellen iſt, doch nicht gemäß § 1132 BGB. an mehreren 
Grundſtücken beſtellt, ſondern als Einzelhypothek an dem einen 
Grundſtück. Aber jeder Anteil haftet für die ganze Forderung, 
und im Falle der Zwangsverſteigerung auch nur eines Anteils 
kann der Gläubiger in voller Höhe der Hypothek Befriedigung 
aus dieſem Anteil verlangen. Demnach ſteht die Belaſtung, 
welche die Eintragung einer Hypothek auf das ganze Grundſtück 
bezüglich des einzelnen Miteigentumsanteils bewirkt, wirtſchaftlich 
im weſentlichen der Belaſtung gleich, die eintritt, wenn die 
Hypothek auf den Anteil allein eingetragen wird. Dies hätte 
der BerR. bei der Prüfung der Frage, ob hinſichtlich der 
Frida B. der Darlehnsvertrag und die Hypothekbeſtellung recht⸗ 
lichen Beſtand hätten oder ebenfalls nichtig ſeien, in Erwägung 
ziehen müſſen. Es fragt ſich nämlich, ob einesteils anzunehmen 
iſt, daß Frida B. und die Beklagte den Darlehnsvertrag hin⸗ 
ſichtlich des ganzen Darlehens auch ohne den die Sophie be⸗ 
treffenden Teil miteinander. geſchloſſen haben würden; und ob 
ferner anzunehmen iſt, daß die von der Frida B. gemeinſam 
mit der Sophie B. auf der einen Seite und von der Beklagten 
auf der anderen Seite erklärte Einigung über die Hypothek⸗ 
beſtellung an dem ganzen Grundſtück nach dem Willen der 
Frida B. und der Beklagten als Einigung über die Hypothek⸗ 
beſtellung für das Darlehen an dem Anteil der Frida B. allein 
hätte Geltung haben ſollen. Wenn dieſe Fragen zu bejahen 
wären, aber allerdings auch nur dann, würde die Darlehns⸗ 
forderung der Beklagten gegen die Frida B. rechtswirkſam ſein 
und die Hypothek an dem ganzen Grundſtück als Hypothek an 
dem Anteil der Frida B. Geltung haben. Der BerR. hätte 
daher auch dieſe rechtlichen Geſichtspunkte bei Beurteilung des 
Darlehnsvertrages und der Hypothekbeſtellung in Betracht ziehen, 
alſo namentlich prüfen müſſen, ob einerſeits die Klägerin 
Frida B. ſich als Alleinſchuldnerin des ganzen Darlehns be⸗ 
kannt und zur Sicherheit dafür die Hypothek an ihrem Mit⸗ 
eigentumsanteil allein beſtellt, andererſeits die Beklagte das 
Darlehen auch der Frida B. allein gewährt und ſich mit einer 
Hypothek an dem Miteigentumsanteil der Darlehnsſchuldnerin 
begnügt hätte. Wenn erſteres nicht ſchon ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen geweſen wäre, hätte der BerR. ferner die Behauptung 
der Beklagten, daß die Frida B. die Geiſteskrankheit ihrer 
Schweſter gekannt habe, in dieſer Hinſicht nicht unberückſichtigt 
laſſen dürfen. Denn dieſe Tatſache hätte eine weſentliche Stütze 
für die Annahme bieten können, daß die Frida B. für das 
ganze Darlehen ſich verpflichtet und Hypothek beſtellt hat ohne 
Rückſicht auf die Rechtsgültigkeit der gleichen Erklärungen ihrer 
geiſteskranken Schweſter. Was ſodann die Willensmeinung 
der Beklagten anlangt, ſo iſt zu bemerken, daß der Annahme, 
es hätte die Beklagte ſich mit einer Hypothek an dem Anteil 
der Frida B. allein begnügt, nicht der Umſtand unbedingt 
entgegenſtehen würde, daß der Beklagten die Gewährung eines 
Darlehens nur gegen erſtſtellige Hypothek geſtattet iſt. Denn 
60 
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auch die Hypothek an dem Miteigentumsanteil allein wäre, da 
der Anteil nach der vereinbarungsgemäß erfolgten Tilgung der 
vorgehenden Hypotheken nicht anderweitig belaſtet war, eine 
erſtſtellige Hypothek geweſen. Hiernach iſt zur Prüfung der 
Sachlage nach den vorbezeichneten Richtungen die Sache an 
das BG. zurückzuverweiſen. Käme der Ber R. nunmehr zu der 
Annahme, daß die Darlehnsforderung gegen die Klägerin Frida B. 
zu Recht beſtand, ſo würde nur der Anſpruch der Klägerin 
Sophie B., nicht auch der Klägerin Frida B. auf Feſtſtellung 
des Nichtbeſtehens der Darlehnsforderung begründet ſein. Würde 
ſich weiter ergeben, daß die Hypothek an dem Miteigentums⸗ 
anteile der Frida B. als rechtsgültig beſtellt zu gelten hätte, 
ſo wäre die notwendige Folge, daß der Frida B. ein Anſpruch 
auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der Hypothek und auf 
Löſchungsbewilligung nebſt Vorlage des Hypothekenbriefs an 
das Grundbuchamt überhaupt nicht und der Sophie B. ein 
ſolcher Anſpruch nur bezüglich der hypothekariſchen Belaſtung 
ihres Miteigentumsanteils zuſtände. Denn in erſterer Hinſicht 
wäre zufolge der Umdeutung der Hypothekbeſtellungserklärung 
von ſeiten der Frida B. es ſo anzuſehen, als ob dieſe eine 
Hypothek an ihrem Anteil beſtellt hätte, und in letzterer Hinſicht 
würde das Grundbuch nur hinſichtlich der Belaſtung des Anteils 
der Sophie B. unrichtig und würde Sophie B. nicht berechtigt 
ſein, die Löſchung der rechtsbeſtändigen Hypothek auf dem ihr 
nicht gehörigen Anteil der Frida B. zu verlangen. B. c. B., 
U. v. 16. März 10, 240/09 V. — Karlsruhe. 

13. 88 1333, 1337, 1339, 1353 BGB. verb. mit 
§ 621 ZRO. Rechtzeitigkeit der Ehenichtigkeitsklage wegen 
ſexueller Anomalie. Abweiſung der Herſtellungsklage zurzeit. 

Am 22. November 1906 ſchloß der damals nahezu 
32 Jahre alte Kläger die Ehe mit der 27 jährigen Beklagten. 
Die Parteien blieben drei Tage nach der Hochzeit bei den 
Eltern der Beklagten. Dann kehrte der Kläger in das elterliche 
Haus zurück, wohin ihm die Beklagte am 18. Dezember 1906 
folgte. Am 17. März 1907 verließ die Beklagte die eheliche 
Wohnung und begab ſich wieder zu ihren Eltern. Seitdem 
leben die Parteien getrennt. Mit der im Mai 1907 ein⸗ 
gereichten Klage forderte der Kläger Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft. Die Beklagte begehrte Abweiſung der Klage 
und mittels Widerklage Nichtigkeitserklärung der Ehe, die ſie 
wegen Irrtums über die Beiwohnungsfähigkeit des Klägers 
anfocht. Das LG. verurteilt. Das OLG. wies die die 
Widerklage betreffende Berufung der Beklagten zurück und wies 
die Klage als zurzeit unbegründet ab. Auf Reviſion beider 
Teile hob das RG. auf: Die Beklagte hatte zur Anfechtungs⸗ 
widerklage in der Berufungsinſtanz Beweis dafür erboten, daß 
dem Kläger, der bis zu ſeinem 32. Jahre eine ſexuale Anomalie 
betätigt habe, bei Eingehung der Ehe die Fähigkeit zu einer 
ordnungsmäßigen Beiwohnung gemangelt habe. Sie hatte 
ferner unter näherer Angabe von Einzelheiten aus der drei⸗ 
monatigen Zeit des Zuſammenlebens der Parteien behauptet, 
dem Kläger fei eine Beiwohnung mit ihr nicht ein einzigesmal 
gelungen, es ſei niemals zur Einführung des Glieds gekommen, 
obwohl zahlreiche ernſtliche Verſuche gemacht und wiederholt 
künſtliche Reizmittel angewendet worden ſeien. Das BG. 
unterſtellt die Richtigkeit dieſer Behauptungen und lehnt eine 
Erhebung der erbotenen Beweiſe ab, weil die Verſuchszeit von 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 10. 1910. 


drei Monaten zu kurz fei, um ſichere Schlüſſe in der hier 
fraglichen Richtung zuzulaſſen. Mit Recht wird dieſer Ab⸗ 
lehnungsgrund als gegen $ 1333 BGB. und 8 286 ZPO. 
verſtoßend von der Beklagten bekämpft. Es iſt zunächſt nicht 
beachtet worden, daß ſich die Beklagte der Annahme einer 
Beſtätigung der Ehe ausgeſetzt haben würde, wenn ſie nach 
Erwirkung des ärztlichen Zeugniſſes vom 8. April 1907 über 
ihre vom Kläger angezweifelte körperliche Beſchaffenheit zu ihm 
zurückgekehrt wäre und ihm weitere Beiwohnungsverſuche ge: 
ftattet hätte. Der Kläger hat ja ſchon auf Grund der vor 
dem Weggange der Beklagten liegenden Verſuche einen Ein⸗ 
wand aus 5 1337 Abſ. 2 BGB. erhoben. Sodann iſt es 
nach den übereinſtimmenden Angaben beider Teile in den drei 
Monaten zu einer großen Zahl geſchlechtlicher Akte gekommen, 
die Parteien ſtreiten nur über den Verlauf derſelben. Wurde 
die nähere in der Berufungsinſtanz gegebene Sachdarſtellung 
der Beklagten als wahr unterſtellt, ſo entfiel der Hauptgrund, 
der den Sachverſtändigen Dr. H. und das LG. zur Verneinung 
des von der Beklagten behaupteten Mangels geführt hatte, die 
Annahme, daß es in der Zeit von Januar bis März 1907 zu 
einem normalen Geſchlechtsverkehre der Parteien gekommen ſei. 
Sofern die vom BG. offengelaſſene Frage der Rechtzeitigkeit 
der Anfechtungswiderklage (§S 1339 BGB.) zu bejahen war, 
durften Beweisanträge der Beklagten in der Richtung, daß der 
Kläger zur Zeit der Eheſchließung nicht bloß vorüber⸗ 
gehend, ſondern in einer das Merkmal des Dauernden in ſich 
ſchließenden Weiſe beiwohnungsunfähig geweſen ſei, nicht ab⸗ 
gelehnt werden (JW. 06 S. 1677, 35516). Begründet find 
auch die auf Grund des § 1353 BGB. und des § 286 30. 
von dem Kläger erhobenen, ſich gegen die Abweiſung der Her⸗ 
ſtellungsklage richtenden Angriffe. An ſich hätte das BG. die 
Befugnis gehabt, auf Grund des § 621 3PO. das Verfahren 
auszuſetzen, jedoch nicht über die Dauer eines Jahres. Das 
BG., das von der Grundloſigkeit der Anfechtungswiderklage 
ausging, hat eine Ausſetzung nicht angeordnet, ſondern die 
Herſtellungsklage als zurzeit unbegründet abgewieſen. Der 
ausſchlaggebende Grund wird aus den Geſundheitsverhältniſſen 
beider Teile entnommen. Insbeſondere wird hervorgehoben, 
daß die ſehr häufigen geſchlechtlichen Erregungen, denen die 
Beklagte während des dreimonatigen Zuſammenlebens mit dem 
Kläger ohne nachfolgende Befriedigung ausgeſetzt geweſen ſei, 
nachteilige Folgen für ihre Geſundheit gehabt hätten. Die 
Klagabweiſung zurzeit ſoll, wie am Schluſſe der Entſcheidungs⸗ 
gründe bemerkt wird, die Tragweite haben, daß der Kläger 
erſt nach Verlauf von etwa zwei Jahren ſeit Erlaß des BU. 
berechtigt ſein ſoll, Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft von 
der Klägerin zu verlangen. Als das BU. erging, lebten die 
Parteien ſchon ſeit zwei Jahren getrennt. Die Annahme, daß 
ſeit dem Weggange der Beklagten ein vierjähriges Getrennt⸗ 
leben der Parteien im Falle der Grundloſigkeit der Anfechtungs⸗ 
widerklage aus geſundheitlichen Rückſichten geboten ſei, hätte 
einer beſonderen auf ärztliches Gutachten ſich ſtützenden Be⸗ 
gründung bedurft. Hieran fehlt es. Der in der Berufungs⸗ 
inſtanz vernommene Sachverſtändige Dr. W. hatte die ihm vor⸗ 
gelegte Frage, ob und wie lange mit Rückſicht auf die Ge⸗ 
ſundheitsverhältniſſe der Beklagten eine Trennung der Parteien 
geboten erſcheine, mit einem „non liquet“ beantwortet. Auch 
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das vom BG. herangezogene von der Beklagten vorgelegte Privat⸗ 
gutachten des Frauenarztes Dr. G. gewährte keinen Anhalt für die 
Beantwortung der Frage, welche Trennungszeit zur Behebung der 
bei der Beklagten hervorgetretenen geſundheitlichen Nachteile not⸗ 
wendig ſei. K. c. K., U. v. 17. März 10, 281/09 IV. — Stuttgart. 

14. $ 1333 BGB.] 

Es läßt ſich rechtlich nicht beanſtanden, daß das BG. die 
zweijährige Gefängnisſtrafe, zu der der Beklagte im Jahre 1896 
wegen zahlreicher (etwa 17), von ihm als Lehrer an Schul⸗ 
mädchen, meiſt unter 14 Jahren, begangener unſittlicher Hand⸗ 
lungen verurteilt wurde, unter dem Begriff einer perſön lichen 
Eigenſchaft im Sinne des $ 1333 BGB. gebracht hat, denn 
die begangenen Straftaten ſind nach Eigenart, Zahl und Be⸗ 
gleitumſtänden als ein Ausfluß ſeines ſittlichen Weſens und 
die erlittene, nicht geringe Strafe als ein ſeiner Perſönlichkeit 
anhaftender Makel anzuſehen. Da der Fehltritt auf dem Ge⸗ 
biete der Sittlichkeit liegt, kommt er für die Ehe als einer vor⸗ 
wiegend ſittlichen Einrichtung gerade beſonders in Betracht. 
Im vorliegenden Falle ändert an dem vorhandenen Makel nichts 
der Umſtand, daß ſeit der Strafverbüßung eine Reihe von 
Jahren vergangen iſt, wenn ſchon es richtig iſt, daß eine ge⸗ 
legentliche, weit zurückliegende, einmalige Beſtrafung zur An⸗ 
nahme einer perſönlichen Eigenſchaft je nach Art des Falles 
mitunter nicht ausreichen mag. Vgl. RG. 52, 310; 51, 340; 
JW. 06, 16711; RG. 22. November 1909, IV 509/09. Die 
Klägerin hat von dieſer Beſtrafung des Beklagten erſt im 
Dezember 1908 Kenntnis erhalten und nach kaum einem Monat 
die Anfechtungsklage erhoben. Die Klägerin hat ſich alſo bei 
der Eheſchließung mit dem Beklagten über eine perſönliche 
Eigenſchaft desſelben geirrt. Dieſe Eigenſchaft war, wie das 
BG. bedenkenfrei feſtgeſtellt hat, eine ſolche, die die Klägerin 
bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung 
des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten 
baben würde. Dem BG. iſt auch darin beizupflichten, daß die 
vom Beklagten behauptete perſönliche Zuneigung der Klägerin 
zu ihm keineswegs unvereinbar iſt mit dem Empfinden und 
Entſchluſſe der Klägerin, fortan nicht einem Manne ehelich 
verbunden zu ſein, der ſich ſo wie der Beklagte gegen die 
Strafgeſetze vergangen hat. Der von der Reviſion hervor⸗ 
gehobene Geſichtspunkt würde wohl bei Geltendmachung eines 
bedingten Scheidungsgrundes (§S 1568) von Wichtigkeit fein, 
aber bei der Anfechtungsklage gibt nicht das gegenwärtige 
Verhalten des anfechtenden Teils den Ausſchlag, ſondern fein 
früheres Verhalten vor Eingehung der Ehe, das er nach der 
Vorſtellung des Richters beobachtet haben würde. Deshalb 
kann bei der Anfechtungsklage niemals eine Verzeihung im 
Sinne des § 1570 vorkommen, ſondern nur eine Beſtätigung 
der Ehe im Sinne des 8 1337 Abſ. 2 BGB. oder ein Ver⸗ 
acht auf das Anfechtungsrecht. Nach den bedenkenfreien Aus⸗ 
führungen des BG. liegt aber weder das eine noch das andere 
vor. Z. c. Z., U. v. 4. April 10, 476/09 IV. — Hamburg. 

15. 88 1353, 1571 BGB. verb. mit § 621 ZPO. 
Ausſchlußfriſt für die Scheidungswiderklage im Falle einer 
Hertellungsklage. Recht auf Scheidung zu erkennen nur im 
Falle einer hierauf gerichteten Klage oder Widerklage.] 

Kläger iſt von beiden Vorinſtanzen mit ſeiner auf Her⸗ 
Nellung der häuslichen Gemeinſchaft gerichteten Klage abgewieſen, 
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dagegen iſt auf die in zweiter Inſtanz erhobene Widerklage 
der Frau die Ehe der Parteien geſchieden, Kläger iſt auch für 
ſchuldig an der Scheidung erklärt worden. Die Reviſion des 
Klägers beantragt, das BU. aufzuheben und nach dem Klag⸗ 
antrage zu erkennen, die Anſchlußberufung der Beklagten und 
die damit erfolgte Widerklage zurückzuweiſen, für den Fall der 
Scheidung aber auch die Beklagte für ſchuldig zu erklären. 
Die Beklagte beantragt, die Reviſion zurückzuweiſen. Das RG. 
hob inſoweit auf, als auf die Anſchlußberufung und Widerklage 
die Ehe geſchieden worden war, und wies die Widerklage ab: 
Der Bert. ſtellt feſt, daß am 18. Mai 1908, dem Tage der 
von der Frau erhobenen Scheidungswiderklage, die ſechsmonatige 
Friſt des §S 1571 Abſ. 1 BGB. bereits verſtrichen war. Gleich⸗ 
wohl ſei die Widerklage nicht verſpätet, da der Lauf der Friſt 
in der Zeit vom 15. November 1907, wo Kläger die betreffende 
Eheverfehlung begangen habe, bis zum 24. Januar 1908, der 
nächſten im Eheprozeſſe anſtehenden mündlichen Verhandlung 
gehemmt geweſen und deshalb dieſer Zeitraum in die Ausſchluß⸗ 
friſt nicht einzurechnen ſei. Dieſe Ausführung wäre nicht zu 
beanſtanden, wenn, wie in dem in RG. 57, 192 behandelten Falle, 
die Vorklage des Mannes auf Scheidung oder Anfechtung der 
Ehe gerichtet geweſen wäre. Sie trifft aber nicht zu für den 
Streitfall, wo ſich der Mann auf Erhebung der Herſtellungs⸗ 
klage beſchränkt und nur hilfsweiſe — wenn der Widerklage 
ſtattgegeben würde — die Schuldigſprechung auch der Frau 
beantragt hatte. Dem BerR. kann nicht zugegeben werden, 
daß die Beklagte auch in dieſem Falle gemäß § 616 Satz 2 ZPO. 
mit dem Verluſte ihres Scheidungsrechtes bedroht war, wenn 
ſie unterließ, die zur Stütze des Scheidungsverlangens dienenden 
Tatſachen gerade in dieſem mit der Herſtellungsklage ein⸗ 
geleiteten Rechtsſtreite geltend zu machen, und daß ſie eben 
deshalb zur Erhebung der Widerklage nicht bloß berechtigt, ſondern 
dazu auch genötigt geweſen ſei. Vom BerR. wird nicht ver⸗ 
kannt, daß der Wortlaut des 8 616 ZPO. feiner Auffaſſung 
geradezu entgegenſteht. Denn dort iſt lediglich von der 
Scheidungs⸗ und Anfechtungsklage, nicht aber von der Her⸗ 
ſtellungsklage die Rede. Der Umſtand, daß in 8 553 des 
erſten Entwurfs auch die Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens mitgenannt war, muß völlig außer Betracht bleiben, 
nachdem gerade dieſer Zuſatz im Laufe der Beratungen be⸗ 
kämpft und ſchließlich geſtrichen worden iſt. Aber auch innere 
Gründe können es nicht rechtfertigen, die Grundſätze des 8 616 
ZPO. auf einen Rechtsſtreit auszudehnen, der lediglich über 
die Verpflichtung eines Ehegatten zur Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft geführt wird. Mag hierbei auch nicht ſelten nur 
ein geringes Intereſſe des klagenden Ehegatten am Beſtehen 
des ehelichen Bandes im Spiele ſein, ſo ändert dieſes doch 
nichts an der Tatſache, daß der rechtliche Beſtand der Ehe 
ſelbſt im Herſtellungsprozeſſe nicht in Frage geſtellt wird. Im 
Gegenteil, gerade der Beſtand der Ehe bildet die Grundlage, 
aus der der Herſtellungskläger ſein Verlangen ableitet. Hieran 
wird auch dadurch nichts geändert, daß der andere Teil im 
gegebenen Falle verteidigungsweiſe Rechtsmißbrauch behauptet 
oder auf ein ihm zur Seite ſtehendes Scheidungsrecht Bezug 
nimmt ($ 1353 Abſ. 2 BGB). Es iſt klar, daß auch in 
dieſem letzteren Falle der Richter, ſelbſt wenn er das Scheidungs⸗ 
recht bejaht, nicht auf Scheidung erkennen darf. Erſt wenn 
60 * 
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das Scheidungsverlangen angriffsweiſe im Wege förmlicher 
Klage oder Widerklage erhoben wird, iſt er zur Entſcheidung 
über den Beſtand der Ehe berufen. Im Streitfalle kommt 
ſomit der dem $ 616 ZPO. zugrunde liegende geſetzgeberiſche 
Gedanke, die Häufung von Scheidungs⸗ und Anfechtungs⸗ 
prozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden und eine einheitliche 
Entſcheidung über ihren Beſtand zu gewährleiſten, nicht in 
Frage. So hat auch das RG. 58, 309 das im Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe ſonſt unſtatthafte Teilurteil zugelaſſen, wenn es ſich 
darauf beſchränkt, die grundlos erhobene Herſtellungsklage ab⸗ 
zuweiſen. Aus alledem folgt, daß die Beklagte nicht gehindert 
war, trotz der Anhängigkeit des Herſtellungsprozeſſes ihr 
Scheidungsverlangen jederzeit durch ſelbſtändige Klagerhebung 
geltend zu machen, unbeſchadet natürlich einer durch den Ehe⸗ 
richter anzuordnenden Verbindung oder Ausſetzung gemäß 
SS 615, 148 ZPO. Hat aber, wie der Bert. feſtſtellt, die 
Beklagte die Scheidungs⸗(Wider⸗ Klage erſt nach Ablauf der 
ſechsmonatigen Ausſchlußfriſt erhoben, ſo mußte unter Auf⸗ 
hebung des BU. alsbald auf deren Abweiſung erkannt werden. 
Damit erledigt ſich zugleich der auf Schuldigſprechung der Frau 
gerichtete Hilfsantrag des Mannes. Im übrigen aber recht⸗ 
fertigen die ſonſtigen bedenkenfreien Feſtſtellungen des BU. ohne 
weiteres die Annahme, der Kläger habe ſich gegen die Beklagte 
ſo ſchwer verfehlt, daß ihr die Rückkehr in die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft bis auf weiteres nicht zugemutet werden darf, daß 
mithin das Herſtellungsverlangen ſich als Rechtsmißbrauch dar⸗ 
ſtellt. H. c. H., U. v. 17. März 10, 291/09 IV. — Breslau. 

16. S 1565 BGB. Beurteilung der Einwilligung des 
Ehemannes mit dem Geſchlechtsverkehr der Ehefrau mit einem 
anderen. Verzeihung oder Zuſtimmung 2] 

Im März 1908 erhob Kläger Klage auf Scheidung, weil 
die Beklagte mit verſchiedenen Mannsperſonen in ehebrecheriſchem 
Verkehr geſtanden habe. Die Beklagte widerſprach der Klage, 
wandte hinſichtlich des Geſchlechtsverkehrs Verzeihung ein und 
begehrte widerklagend gleichfalls Scheidung der Ehe aus Ver⸗ 
ſchulden des Klägers wegen Ehebruchs und wegen Verletzung 
der Unterhaltspflicht. Das LG. wies Klage und Widerklage 
ab. Im zweiten Rechtszuge gründete Kläger die Klage auch 
darauf, daß Beklagte früher mit dem Reiſenden S. geſchlechtlich 
verkehrt habe, wogegen Beklagte behauptete, daß Kläger hier⸗ 
von Kenntnis gehabt und nichts hiergegen einzuwenden gehabt 
habe. Das OLG. hob auf, ſoweit das LG. die Klage abweiſt 
und erkannte dahin, daß die Ehe aus Verſchulden der Beklagten 
wegen Ehebruchs mit dem Reiſenden S. geſchieden wurde: Die 
Beklagte hat Reviſion eingelegt. Das RG. hob auf: Das 
BG. hat, da es nach dem von dem Kläger geſtellten Antrage 
nur mit der Entſcheidung auf die Klage befaßt war, in zu⸗ 
läſſiger Weiſe, wenngleich durch Einlegung der Berufung die 
Rechtskraft des erſten Urteils in ſeinem ganzen Umfange, auch 
hinſichtlich der Widerklage, gehemmt wurde, nur über die Klage 
erkannt (vgl. RG. 64, 315 ff.). Eine Verletzung des Grund⸗ 
ſatzes, daß in Eheſachen über den Fortbeſtand der Ehe nur 
eine einheitliche Entſcheidung, nicht ein Teilurteil ergehen kann, 
iſt hierin nicht enthalten. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, 
wenn eine ſolche Verletzung vorliegen würde, das Reviſions⸗ 
gericht von Amts wegen, auch ohne daß eine Verfahrensrüge 
erhoben iſt, für Beſeitigung des Mangels ſorgen müßte. Die 
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Aufhebung des BU. erſcheint dagegen aus einem anderen 
Grunde geboten. Das OLG. gründet feine Entſcheidung 
darauf, daß der Zeuge S. in der Zeit von etwa Oktober 1903 
bis März 1906 regelmäßig mit der Beklagten geſchlechtlich 
verkehrt habe, dieſen Verkehr auch noch ſpäter dann und wann 
bis etwa Anfang März 1908 (kurz vor der Klagezuſtellung) 
fortgeſetzt habe. Die Beklagte berufe ſich nun zwar darauf, 
daß Kläger von der Sache gewußt habe und mit dem Geſchlechts⸗ 
verkehr einverſtanden geweſen ſei. Und es ſei auch von S. 
bezeugt worden, daß bei einer im März 1906 ſtattgehabten 
Unterredung zwiſchen ihm und dem Kläger dieſer ſich über das 
ehebrecheriſche Verhältnis vollkommen unterrichtet gezeigt und 
nicht bloß nichts hiergegen eingewendet, ſondern ihm ſogar 
wegen ſeiner Fürſorge für Frau und Kinder noch gedankt habe. 
Sollte aber ſelbſt Kläger in Kenntnis von dem Ehebruche 
ſolche Außerungen gemacht haben, ſo könne doch aus den nur 
dem Zeugen S. gegenüber abgegebenen Außerungen eine Ver⸗ 
zeihung nicht hergeleitet werden und noch weniger ſei hieraus 
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entnehmen. Der noch nach März 1906 fortgeſetzte ehebrecheriſche 
Verkehr ſei daher jedenfalls ausreichend, um dem Klageantrage 
gemäß auf Eheſcheidung zu erkennen. — Es iſt rechtsirrig, 
wenn der Bert. die von der Beklagten behauptete Zuftimmung 
des Klägers zu dem Ehebruch nur unter dem Geſichtspunkt der 
Verzeihung würdigt und wenn er zur Rechtswirkſamkeit einer 
ſolchen Kundgebung — was übrigens auch für die Verzeihung 
nicht zutrifft — eine dem anderen Ehegatten gegenüber ab⸗ 
zugebende Erklärung fordert. Die Zuſtimmung im Sinne des 
8 1565 Abſ. 2 BGB. iſt nicht, wie das OLG. anzunehmen 
ſcheint, ein empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Sie hat über⸗ 
haupt nicht einen rechtsgeſchäftlichen Charakter. Es genügt zur 
Zuſtimmung, daß der Ehegatte in irgendeiner Form vor oder 
nach Begehung des Ehebruchs zu erkennen gibt, das ehe⸗ 
brecheriſche Verhalten des anderen Teils berühre ihn nicht und 
mache ihm die Ehe nicht unerträglich (vgl. das Urteil des er⸗ 
kennenden Senats vom 10. Dezember 1903 in der JW. 04, 63 25). 
Rechtsirrtümlich iſt es ferner, wenn der Ber R. meint, daß eine 
ſolche Kundgebung nicht für die Zukunft wirke und demgemäß 
eine Erlaubnis zu weiteren Ehebruchshandlungen hieraus nicht 
zu entnehmen ſei. Auch hier wird der Ber. von der unrichtigen 
Anſchauung, daß eine Verzeihung in Frage ſtehe, beeinflußt. 
Wie bereits dargelegt iſt, kann eine Zuſtimmung auch vor Be⸗ 
gehung des Ehebruchs erklärt werden. Die Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung gibt allerdings dem anderen Ehegatten keinen Frei⸗ 
brief für alle Zeiten. Die Zuſtimmung kann jederzeit wider⸗ 
rufen werden und ein ſolcher Widerruf iſt regelmäßig in der 
Anſtellung einer auf Ehebruch gegründeten Scheidungsklage zu 
ſehen. Daß aber noch nach der Zuſtellung der Scheidungsklage 
der ehebrecheriſche Verkehr zwiſchen der Beklagten und S. fort⸗ 
geſetzt iſt, iſt von dem Ber. nicht feſtgeſtellt. Es kommt 
deshalb darauf an, wie die Zuſtimmungserklärung des Klägers 
aufzufaſſen iſt, worüber die Entſcheidung, da die Beurteilung 
großenteils auf tatſächlichem Gebiete liegt, dem BG. vorbehalten 
bleiben muß. War es dem Kläger recht, daß S. ſeine Für⸗ 
ſorge der Beklagten und ihren beiden Kindern, um die Kläger 
ſelbſt ſich nicht kümmerte, zuwandte und daß, was hiermit in 
engem Zuſammenhange ſteht, S. in geſchlechtlichem Verkehre 
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mit der Beklagten ſtand, ſo kann die Zuſtimmung des Klägers nicht 
wohl anders aufgefaßt werden, als daß ſie auch für die Zukunft Be⸗ 
deutung hatte. S. c. S., U. v. 17. März 10, 253/09 IV. — Hamburg. 

17. 5 1574 Abſ. 2 BGB. in Verb. mit $ 616 ZPO.] 

Was die von der Reviſion zur Nachprüfung verſtellte 
drage betrifft, ob der Antrag auf Mitſchuldigerklärung aus 
9 1574 Abſ. 3 auf Tatſachen gegründet werden könne, deren 
Geltendmachung durch 8 616 30. ausgeſchloſſen ift, fo liegt 
auch in dieſer Beziehung keine Geſetzesverletzung vor. Die Vor⸗ 
ſchrift des 5 1574 Abſ. 3 bezieht ſich nicht auf Tatſachen, deren 
Geltendmachung durch § 616 ZPO. ausgeſchloſſen iſt. Das 
beſtäigen ſowohl der Wortlaut als auch die Bedeutung der 
Vorſchrift. Tatſachen, deren Geltendmachung durch § 616 ZPO. 
ausgeſchloſſen iſt, können ſelbſtwerſtändlich nicht zu den Tat⸗ 
ſachen gerechnet werden, wegen deren ein Ehegatte „auf 
Scheidung klagen könnte“. Es kann ſich daher nur fragen, 
ob die durch § 616 ZPO. ausgeſchloſſenen Tatſachen im Sinne 
des 9 1574 Abſ. 3 Halbſ. 2 den dort hervorgehobenen, durch 
Verzeihung und Zeitablauf ausgeſchloſſenen Tatſachen gleich⸗ 
auftellen find. Das iſt zu verneinen. In Fällen des Abſ. 3 
Halbſ. 2 liegt die Annahme nahe, der Beklagte habe den 
Scheidungsgrund in der Erwartung verziehen oder nicht recht⸗ 
zeitig geltend gemacht, daß auch der Kläger den ihm zustehenden 
Scheidungsgrund nicht geltend machen werde. Täuſchte er ſich 
darin, fo war es ein Gebot der Billigkeit, ihm die rechtliche 
Möglichkeit zu eröffnen, auf die ausgeſchloſſenen Tatſachen 
wenigstens behufs Mitſchuldigerklärung des Klägers zurück⸗ 
zugreifen. Dieſe Erwägungen (Mot. 4, 608) treffen jedoch auf 
die durch § 616 ZPO. ausgeſchloſſenen Tatſachen nicht zu, denn 
in dieſem Falle beruht die Ausſchließung lediglich auf der 
Vernachläſſigung zwingender Prozeßvorſchriften, die den Zweck 
verfolgen, der Vervielfältigung von Eheſtreitigkeiten vorzubeugen. 
Der Hinweis der Reviſion auf das in der JW. 89, 2576 im 
Auszuge abgedruckte, auch von Gaupp⸗Stein ZPO. 8/9. Auf⸗ 
lage Bem. II Abſ. 4 zu 5 616 in Bezug genommene Urteil 
des VI. Senats trifft nicht zu. Dort handelte es ſich um die 
früher zuläſſige, jetzt unzuläſſige Einrede der Kompenſation 
von Ehebrüchen, die der beklagte Ehemann vorgeſchützt hatte. 
Es wurde erwogen, daß die Zurücknahme einer früheren 
Scheidungswiderklage des Mannes in einem Vorprozeſſe zwar 
nicht der Kompenſationseinrede entgegenſtehe, daß dieſe aber 
mbegründet ſei, weil der zur Kompenſation herangezogene 
Ehebruch der Ehefrau verziehen ſei. Jener Fall lag alfo 
weſentlich anders als der gegenwärtige. Selbſtverſtändlich können 
aber die durch 8 616 ZPO. ausgeſchloſſenen Tatſachen gemäß 
31573 BGB. zur Unterſtützung anderer, auch verziehener oder 
berjährter Tatſachen im Falle des 8 1574 Abſ. 3 herangezogen 
werden. S. c. S., U. v. 21. März 10, 293/09 IV. — Stettin. 

18. $ 1591 BGB. „Unmöglichkeit“ der Erzeugung des 
Kindes durch den Ehemann.] 

Der Angriff der Reviſion geht fehl. Es iſt ſchon in 
mehreren Urteilen des RG. anerkannt worden, daß auch aus dem 
Reifegrad die offenbare Unmöglichkeit der Erzeugung des Kindes 
durch den Ehemann gefolgert werden kann (vgl. JW. 04, 2361, 
ſemer Urteil vom 12. November 1907 IV 162/07). Die Aus⸗ 
Nührungen der Reviſion find nicht geeignet, einen Zweifel an 

Richtigkeit dieſer Entſcheidungen zu begründen. Soweit die 
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Reviſion ſich auf die Motive zu dem erften Entwurfe ftüßt, 
überſieht fie, daß der erſte Entwurf einen § 1469 enthielt, der 
lautete: „Die in § 1468 bezeichnete Vermutung — der Er⸗ 
zeugung durch den Ehemann — kann nur durch den Beweis 
entkräftet werden, daß der Ehemann innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit, ſoweit dieſe in die Zeit während der Ehe fällt, mit der 
Ehefrau den Beiſchlaf nicht vollzogen hat.“ Eine Beweis⸗ 
führung aus dem Reifegrad des Kindes war damit ſelbſt⸗ 
verſtändlich ausgeſchloſſen (Mot. 4 S. 654 Abſ. 3, S. 655), 
ebenſo eine Beweisführung aus der Schwangerſchaft zur Zeit 
der Beiſchlafs (Mot. 4 S. 655 Abſ. 2). Das Geſetz lautet 
anders; ſtatt der Beſtimmung des § 1469 Entw.] iſt der Satz: 
„Das Kind iſt nicht ehelich, wenn es den Umſtänden nach 
offenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem Mann 
empfangen hat“ Geſetz geworden (§ 1591 Abſ. 1 Satz 2). In 
der Kommiſſion für die zweite Leſung (Kommiſſionsprot. 4, 464) 
iſt für die Anderung geltend gemacht worden, es ſei ins⸗ 
beſondere an ſolche Fälle zu denken, daß das Kind von anderer 
Raſſe ſei als der Mann, und namentlich, daß die Schwangerſchaft 
bereits vor der Beiwohnung des Mannes eingetreten geweſen ſei; 
es ſei auch das Rekurrieren auf den Reifegrad nicht ausgeſchloſſen, 
wenn ſich nur mit Beſtimmtheit fagen laſſe, daß im konkreten Fall 
um des Reifegrades willen das Kind unmöglich vom Manne her⸗ 
ſtammen könne. B. c. B., U. v. 31. März 10, 348/09 IV. — Berlin. 

19. 58 1601, 1610 ff. BGB. Grundſätze über die 
Zubilligung ſtandesgemäßen Unterhalts an einen zu einem 
Berufe noch nicht vorgebildeten Unterhaltsbedürftigen.] 

Nach 5 1601 BGB. find Verwandte in gerader Linie 
verpflichtet, einander Unterhalt zu gewähren und zwar entweder 
den ſtandesmäßigen (8 1610) oder den notdürftigen (§ 1611). 
Mit dem notdürftigen Unterhalte muß ſich der Unterhalts⸗ 
berechtigte begnügen, wenn er durch ſein ſittliches Verſchulden 
bedürftig geworden iſt. Das ſittliche Verſchulden muß die 
Bedürftigkeit verurſacht haben. Solange dieſer Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem ſittlichen Verſchulden als Urſache und 
der Bedürftigkeit als Wirkung beſteht, dauert auch die Be⸗ 
ſchränkung des Unterhaltsanſpruchs auf das notdürftige Maß 
fort. Hört aber dieſer urſächliche Zuſammenhang auf, ſo ent⸗ 
fällt die Beſchränkung. Ein ſolcher Fall liegt hier vor, wenn 
man die vom Kläger unter Beweisantritt aufgeſtellten, aber 
vom BG. für unerheblich erachteten Behauptungen als wahr 
unterſtellt. Der Kläger verlor ſeine Stellung als Offizier in⸗ 
folge eigenen ſittlichen Verſchuldens, eines Verhältniſſes mit 
der ſchlecht beleumundeten F. Der Verluſt dieſer Stellung 
hatte, wie beide Vorderrichter annehmen, ſeine völlige Erwerbs⸗ 
loſigkeit zur Folge. Nachdem aber der Kläger nach ſeiner 
Behauptung eine einträgliche Stellung als Verſicherungsbeamter 
erworben und jahrelang bekleidet hatte, war der durch ſein 
ſittliches Verſchulden verurſachte Zuſtand der Erwerbsloſigkeit 
gewichen. Daß dieſe für den Kläger günſtige Wendung ſeines 
Geſchickes von der Beklagten nicht benutzt worden iſt, auf 
Grund § 323 ZPO. den Verſuch zu unternehmen, ſich von der 
Rentenzahlung zu befreien, kommt nicht in Betracht, ebenſo⸗ 
wenig, daß der Kläger die fortgeſetzte Unterſtützung durch die 
Mutter nicht zurückwies. Jedenfalls hatte das ſittliche Ver⸗ 
ſchulden des Klägers aufgehört, auf den Erwerb des Klägers 
ſchädigend zu wirken, inſoweit es lediglich auf den Unterhalt 
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(nicht die ſonſtige Lebensführung und geſellſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſe) ankam. Trat unter dieſen Umſtänden von neuem ein 
Zuſtand der Unterhaltsbedürftigkeit ein, ſo iſt die Urſache 
dieſes neuen Zuſtandes zu ermitteln. Ergibt ſich, daß der 
Kläger, wie er behauptet, unverſchuldet durch Krankheit von 
neuem erwerbsunfähig geworden iſt, ſo hat er Anſpruch auf 
ſtandesmäßigen Unterhalt. Das BG. hat, wenn es dies ver⸗ 
neint, die rechtliche Natur des Unterhaltsanſpruchs und des 
urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen dem ſittlichen Verſchulden 
und der Unterhaltsbedürftigkeit verkannt. Der Unterhalts⸗ 
anſpruch ſetzt Bedürftigkeit auf der einen und Leiſtungsfähigkeit 
auf der anderen Seite voraus. Aber auch, wenn beide Voraus⸗ 
ſetzungen zuſammentreffen, liegt nicht eine einheitliche Verbind⸗ 
lichkeit vor, die, einmal entſtanden, ſo lange fortdauert, bis die 
eine oder andere Vorausſetzung wegfällt, ſondern der Unter⸗ 
haltsanſpruch erneuert ſich, wie die ſittliche Pflicht, auf der 
er beruht, fort und fort, ſolange jene Vorausſetzungen begründet 
ſind (Mot. 4, 677). Es iſt daher rechtsirrig, wenn das BG. 
meint, dem Klageanſpruche ſtehe das rechtskräftige Urteil vom 
8. Januar 1905 entgegen, wodurch dem Kläger früher der 
notdürftige Unterhalt zugebilligt war. Dieſes Urteil müſſe zu⸗ 
nächſt durch ein neues Urteil gemäß § 323 ZPO. oder durch 
Verzicht des Klägers beſeitigt werden, die einfache Tatſache des 
Bezuges ausreichenden Einkommens bei der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft genüge nicht, Hiernach ergab ſich die Notwendigkeit, 
das Bu. aufzuheben und die Sache, die noch weiterer Auf⸗ 
klärung bedarf, an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Bei der 
erneuten Verhandlung wird auch die Frage der Vorbildung für 
einen neuen Beruf wiederholt zu prüfen ſein. Nach § 1610 
Abſ. 2 umfaßt der Unterhalt den geſamten Lebensbedarf, bei 
einer der Erziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der 
Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe. Der Kläger, 
der ſich die Offizierslaufbahn allerdings ſelbſt verſcherzt hat, 
verlangt jetzt die Mittel zur Vorbildung für einen zahnärztlichen 
Beruf. Das BG. erachtet dieſen Anſpruch ſchon deshalb für 
unbegründet, weil der Kläger nicht mehr als eine der Erziehung 
bedürftige Perſon anzuſehen ſei. Der Annahme, daß der jetzt 
etwa 28 Jahre alte und verheiratete Kläger nicht mehr der 
Erziehung (in dem allgemein gebräuchlichen Sinne) bedarf, kann 
freilich nicht entgegengetreten werden. Indeſſen bleibt doch zu 
berückſichtigen, daß der „geſamte Lebensbedarf“ eines zwar 
erzogenen, aber zu einem Berufe noch nicht vorgebildeten Unter⸗ 
haltsbedürftigen auch die Mittel umfaſſen kann, die es ihm 
ermöglichen, eine angemeſſene und ſichere Lebensſtellung zu er⸗ 
langen. Dadurch wird dem Unterhaltspflichtigen nichts Un⸗ 
billiges zugemutet. Es liegt im Gegenteil in ſeinem Intereſſe, 
den Unterhaltsberechtigten in den Stand zu ſetzen, ſich ohne 
Inanſpruchnahme fremder Unterſtützung ſelbſt zu unterhalten. 
Es kann auch nicht in der Abſicht des Geſetzes liegen, die 
Mittel zur Berufsvorbildung nur Unerzogenen zuzuwenden, da 
erfahrungsgemäß die Vorbildung zu vielen Berufen den Zeit⸗ 
punkt überdauert, in dem die Erziehung bereits abgeſchloſſen 
iſt. M. c. M., U. v. 23. März 10, 719/09 IV. — Braunſchweig. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

20. 5 13 GWG. verb. mit 8 18 des preußiſchen Zu: 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob eine Parzelle ausſchließ⸗ 
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liches Eigentum der Kämmerei der Klägerin ſei oder ob, wie 
die beklagte Gemeinſchaft der Hausbeſitzer behauptet, die Parzelle 
in einem Separationsrezeſſe der Klägerin als Bürgervermögen 
zugewieſen iſt, und deshalb der beklagten Gemeinſchaft die 
Berechtigung zur Nutzung der Parzelle zuſtehe. Der Vorſtand 
der Beklagten ließ mitten in der Parzelle eine Birke fällen. 
Deshalb klagte die Klägerin mit dem Antrage, feſtzuſtellen, 
daß die Parzelle Kämmereivermögen ſei und die Beklagte zu 
verurteilen, jede Störung der Klägerin in ihrem Eigentum an 
der Parzelle, insbeſondere auch jede Nutznießung der Parzelle 
zu unterlaſſen. Die Vorinſtanzen erachteten den Rechtsweg für 
zuläſſig. Das RG. hob auf: Die klagende Stadtgemeinde ift 
unſtreitig Eigentümerin der Parzelle. Anlaß zur Klage hat ge⸗ 
geben, daß die beklagte Grundbeſitzergemeinſchaft die Birke auf 
der Parzelle hat fällen laſſen. Würde die Klage lediglich als 
eine Klage gegen den Störer auf Beſeitigung der Beeinträchtigung 
und Unterlaſſung weiterer Störungen aufzufaſſen ſein und ſich 
mithin als Eigentumsfreiheitsklage aus § 1004 BGB. kenn⸗ 
zeichnen, ſo würde der Rechtsweg zuläſſig ſein. Die Klägerin iſt 
zwar eine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts. Aber wenn 
ſie Beſeitigung von Beeinträchtigungen des Eigentums im 
Klagewege verfolgt, handelt es ſich um eine bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeit im Sinne des $ 13 GVG. Die Klägerin hat nun 
allerdings ihre Klage auch auf Verurteilung zur Unterlaſſung 
jeder Störung ihres Eigentums gerichtet. Jedoch tritt der 
Anſpruch als ganz nebenſächlich zurück gegenüber den weiteren 
Klaganſprüchen. Kämmereivermögen iſt das Vermögen einer 
Gemeinde, das zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben beſtimmt 
iſt (Verwaltungsvermögen) oder zur Beſtreitung der Gemeinde⸗ 
ausgaben dient (Finanzvermögen). Die Nutzungen hiervon 
kommen der Gemeinde ſelbſt zu, fließen alſo mit ihren Erträgen 
in den Gemeindehaushalt. Das Bürgervermögen oder Gemeinde⸗ 
gliedervermögen iſt ebenfalls Eigentum der Gemeinde. Die 
Nutzungen davon gebühren aber den Gemeindeangehörigen als 
ſolchen und vermöge dieſer Eigenſchaft (RG. in Gruchots Beitr. 
45, 641). Danach verfolgt die Klägerin mit den genannten 
Klaganſpüchen die Feſtſtellung, daß das Nutzungsrecht, das der 
Beklagten am Bürgervermögen zuſteht, ſich nicht auf die ſtreitige 
Parzelle erſtreckt. Dieſes ſomit den eigentlichen Streitpunkt 
bildende Nutzungsrecht aber iſt öffentlich⸗rechtlicher Natur. (Wird 
ausgeführt.) Das Nutzungsrecht hat durch den Rezeß eine 
privatrechtliche Grundlage nicht gewonnen. Iſt das in Streit 
befangene Nutzungsrecht ein öffentlich⸗rechtliches, ſo ſind nach 
§ 13 GVG. die ordentlichen Gerichte für die Entſcheidung des 
Streites über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Rechtes 
nicht zuſtändig, vielmehr unterliegt die Entſcheidung hierüber 
gemäß § 18 Zuſtändigkeits. vom 1. Auguſt 1883 den Ver⸗ 
waltungsbehörden und Verwaltungsgerichten. Nach Abſ. 2 des 
8 18 beſchließt auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend das 
Recht zur Teilnahme an den Nutzungen des Gemeindevermögens, 
der Gemeindevorſtand und findet gegen den Beſchluß die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Vorliegend hätte daher 
die Klägerin in der Weiſe verfahren müſſen, daß ſie beſchloß, 
die Beklagte von der Nutzung der Parzelle auszuſchließen. Hier⸗ 
gegen hätte der Beklagten die Beſchwerde an den Gemeinde⸗ 
vorſtand zugeſtanden, und gegen den das Nutzungsrecht ebenfalls 
verneinenden Beſchluß des Gemeindevorſtandes hätte die Be⸗ 


39. Jahrgang. 


klagte die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erheben können. 
Dabei iſt zu bemerken, daß der Gemeinde ſelbſt die Berechtigung 
zur Erhebung einer ſolchen Klage durch das Zuſtändigkeitsgeſetz 
nicht gewährt worden iſt; ſie kann vielmehr zur Abwehr be⸗ 
anſpruchter Nutzungsrechte nur den vorbezeichneten Weg be⸗ 
ſchreiten (RG. in Gruchots Beitr. 33, 442). Gemeinſchaft der 


Grundbeſitzer zu N. c. Stadtgemeinde N., U. v. 16. März 10, 


353/09 V. — Berlin. 

Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung und 
Zivilprozeßordnung. 

21. 57 CG ZPO. Entſcheidung des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts. 

Der Reviſionskläger hat in der mündlichen Verhandlung 
den neuen Angriff vorgebracht, daß das Königlich BayObLG. 
die Reviſion wegen eines in Frage kommenden Anſpruchs aus 
dem BGB. an das RG. verwiefen habe, daß aber aus dem 
Bu. nicht erſichtlich ſei, auf welche Beſtimmung des BGB. 
und auf welche geſetzliche Vorſchrift überhaupt es ſich ſtütze, 
insbeſondere ſoweit es zur Löſchung verurteile. Demgegenüber 
kommt zunächſt in Betracht, daß nach 8 7 Abſ. 3 EG ZPO. 
die Entſcheidung des Königlich BayObe G. über die Zuſtändig⸗ 
keit auch für das RG. bindend, die Begründung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung daher nicht nachzuprüfen iſt. Sodann könnte es ſich 
überhaupt fragen, ob der in Rede ſtehende Reviſionsangriff, 
auch ſoweit er mangelnde Begründung des BU., alſo Verletzung 
des $ 313 3.4 etwa nach 8 551 3. 7 ZPO. rügen will, 
nicht gemäß § 554 Abſ. 3 Z. 1b daſelbſt in der ſchriftlichen 
Reviſionsbegründung ſchon hätte enthalten ſein müſſen. Vgl. 
RG. in JW. 06, 72121. Aber auch wenn man den Angriff 
als nichtprozeſſualen und daher der ſchriftlichen Ankündigung 
nicht bedürftigen inſofern auffaſſen will, als er jede materiell⸗ 
rechtliche Grundlage des BU. leugnen und dieſes daher als 
gegen das Zivilrecht verſtoßend bezeichnen ſoll, kann er keinen 
Erfolg haben. Denn unzweifelhaft konnte das OL G., weil zur 
Zeit der beſtrittenen Hypothekengeſchäfte ſowie zur Zeit ſeiner 
Urteilsfällung das Grundbuch für M. noch nicht als angelegt 
erklärt war, nur nach bayeriſchem irreviſiblen Hypothekenrecht 
entſcheiden und hat es auch auf keiner anderen Grundlage ent⸗ 
ſchieden. Zwar hat es die von ihm angewendeten Stellen des 
bayeriſchen Hypothekengeſetzes vom 1. Juni 1822 nicht aus⸗ 
drücklich benannt, aber es hat im weſentlichen das landgericht⸗ 
liche Urteil und deſſen Begründung beſtätigt und dieſes hat 
ausdrücklich auf Bl. für RA. 1904 S. 208, 1906 S. 223, 
BayObLG. 16 frühere Folge S. 1, Bd. 4 neue Folge S. 415 
Bezug genommen. Dieſe Stellen ſprechen ſich auf Grund des 
bayeriſchen Hypothekengeſetzes im allgemeinen dahin überein⸗ 
ſtimmend aus, daß, wenn vom nachſtehenden Hypothekengläubiger 
der Vorrang nur für zu gewährende Baugelder einem anderen 
Hypothekengläubiger eingeräumt worden iſt, er ſich die Ein⸗ 
ſtellung anderweitiger Forderungen in die betreffende Vor⸗ 
hypothek nicht gefallen zu laſſen braucht. Es ſind in einem 
der dort abgedruckten Urteile die 88 22 Nr. 8 und 145 Nr. 2 
des bayeriſchen Hypothekengeſetzes ausdrücklich mit zugrunde gelegt. 
Ebenſo ſelbſtverſtändlich wie dieſe Beſtimmungen hat der Ber R. 
weiter auch die Vorſchriften des bayeriſchen Hypothekengeſetzes 
über die Bösgläubigkeit des ſpäteren Hypothekenerwerbers und 
über den Schutz des durch geſetzwidrige Einträge gefährdeten 
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Nachhypothekars angewendet. Vgl. daſelbſt die SS 25, 85 ff. 
158, 168. Iſt es ſonach aber unzweifelhaft, daß der Vorder⸗ 
richter bayeriſches Hypothekenrecht ſeiner Entſcheidung zugrunde 
gelegt hat, ſo iſt die Art und Weiſe, wie er es angewendet 
hat, nach $ 549 3PO. mit SS 1 und 6 der Kaiſerlichen VO. 
vom 28. September 1879 vor dem RG. nicht angreifbar. 
F. c. H., U. v. 16. März 10, 37/608 09 V. — Nürnberg. 

22. 88 29, 32, 275, 300, 301, 303, 304, 511, 512, 
545, 548 3PO. Iſt das Urteil, durch welches die Einrede 
der Unzuſtändigkeit (zum Teil) verworfen worden iſt, durch 
Rechtsmittel anfechtbar?! 

Der Reviſion iſt unbedenklich als richtig zuzugeben, ob 
die Urteilsformel lautet: „Die Einrede der Unzuſtändigkeit wird 
für begründet erklärt“, oder ob ſie dahin geht: „Die Klage 
wird abgewieſen, bzw. wird wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts 
abgewieſen“, iſt (wenigſtens in der Regel) ſicher unerheblich. 
In dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle handelt es ſich 
aber, wie der BerR. mit Recht annimmt, um etwas anderes. 
Der Kläger hat mit der Klage einen Anſpruch erhoben und 
dieſen Anſpruch auf mehrere Klagegründe geſtützt. Gegen⸗ 
über dieſen mehreren Klagegründen hat der erſte Richter auf die 
von dem Beklagten (allgemein) erhobene Einrede der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts die Einrede zu einem Teil der Klage⸗ 
gründe verworfen, zu einem Teil für begründet erachtet. Eine 
Klageabweiſung konnte deshalb der erſte Richter gar nicht aus⸗ 
ſprechen, denn die Klage — der mit dieſer erhobene An⸗ 
ſpruch — war damit, daß der Einrede teilweiſe ſtattgegeben 
wurde (teilweiſe aber nicht), nicht erledigt. Erledigt war (für 
den erſten Richter) vielmehr nur derjenige Klagegrund, 
bezüglich deſſen die Einrede für begründet erachtet wurde. Es 
war der Klageanſpruch weder ganz noch zum Teil (SS 300, 301 
ZPO.) ſpruchreif; ſpruchreif war nur einer (oder auch mehrere) 
der Klagegründe, aber nicht alle, alſo nur ein einzelnes, be⸗ 
ſtimmtes Angriffsmittel (S 146 ZPO.). Das über ſolche 
einzelne Angriffsmittel ergehende Urteil iſt ein Zwiſchen⸗ 
urteil (S 303 ZPO.; RG. 50, 278). Gegen Zwiſchenurteile 
findet aber eine ſelbſtändige Anfechtung mittels Berufung 
oder Reviſion nicht ſtatt (SS 511, 545; 8S 512, 548 ZPO.). 
Von dieſer Regel gelten zwar Ausnahmen, aber die Ausnahmen 
find von dem Geſetz ſelbſt ganz ſpeziell in den SS 304 Abſ. 2, 
540 Abſ. 3, 599 Abſ. 3 und endlich in S 275 Abi. 2 für 
die dort genau und erſchöpfend bezeichneten Fälle vorgeſehen; 
das iſt nicht geſchehen auch für die übrigen Fälle des § 275, 
und es verbietet ſich demgemäß eine Ausdehnung der Ausnahme⸗ 
beſtimmungen über die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln gegen 
Zwiſchenurteile wie überhaupt auf ſonſtige Fälle, ſo ins⸗ 
beſondere auf fonftige Fälle des §S 275. Demgemäß iſt in 
dem vorliegenden Falle, wo es ſich bei dem Ausſpruch des 
LG.: „Die Einrede der Unzuſtändigkeit iſt, inſoweit der Klage⸗ 
anſpruch auf Anfechtung geſtützt wird, begründet“, nicht um 
eine Klageabweiſung, ſondern um die Entſcheidung über einen 
einzelnen Klagegrund, über eines der verſchiedenen ſelb— 
ſtändigen Angriffsmittel des Klägers handelte, die Berufung 
von dem Ber R. mit Recht nicht zugelaſſen worden. Der er: 
kennende Senat hat allerdings in der von dem Kläger mit der 
Reviſion angezogenen Sache II 363,09 in feinem Urteil vom 
5. November 1909 die Reviſion des (dortigen) Klägers gegen 
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ein BU. zugelaſſen, durch welches (wie hier) die Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit, ſoweit im Gerichtsſtande des §S 32 ZPO. 
geklagt war, verworfen, ſoweit im Gerichtsſtande des §S 29 ZPO. 
geklagt war, für begründet erklärt worden war. Der 
Senat hat den in dieſer Zulaſſung der Reviſion des Klägers 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkt aus den oben erörterten 
Gründen nicht aufrechtzuerhalten vermocht. W. c. L., 
U. v. 18. März 10, 604/99 II. — Breslau. 

23. SS 66, 67 ZPO. Einlegung der Berufung durch 
den Nebenintervenienten.] 

Die Beklagte, Reviſionsklägerin, hat in erſter Linie be⸗ 
antragt, die Berufung gegen das landgerichtliche Urteil als 
unzuläſſig zu verwerfen. Der Antrag iſt nicht begründet. 
Eingelegt iſt die Berufung, wie auch der BerR. nicht ver⸗ 
kannt hat, von der Nebenintervenientin. Der Nebenintervenient 
iſt aber auch zur Einlegung von Rechtsmitteln befugt 
(S§ 66, 67 3PO.), zwar — ſofern er nicht perſönlich durch die 
angefochtene Entſcheidung beſchwert iſt — nicht ſo, als ob er 
ſelbſt Partei wäre und deshalb nicht lediglich in eigenem 
Namen, aber doch im Namen der von ihm unterſtützten Haupt⸗ 
partei und inſoweit er ſich damit nicht mit Erklärungen und 
Handlungen der Hauptpartei in Widerſpruch ſetzt. Letzteres tft 
hier unzweifelhaft nicht der Fall; die Klägerin hat ebenſo wie 
die Nebenintervenientin den Antrag auf Abänderung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils und Verurteilung der Beklagten im vollen 
Umfange der Klage geſtellt. Auch im übrigen liegen keinerlei 
Umſtände dafür vor, daß die Einlegung des Rechtsmittels 
ſeitens der Nebenintervenientin nicht zum Zweck der Unter⸗ 
ſtützung der Hauptpartei geſchehen ſei. (RG. 64, 67 ff.) 
Das von der Beklagten mit der Reviſion angezogene Urteil 
des erkennenden Senats vom 22. Juni 1900 (JW. 603°) ſteht 
auf keinem anderen Standpunkt, wie ſchon die dort erfolgte Bezug⸗ 
nahme auf den Beſchluß des Senats vom 16. September 1898, 
abgedruckt in der ElſLoth Z. 24, 173, ergibt; es handelte 
ſich nur bei dem Urteil vom 22. Juni 1900 um einen anders 
liegenden Fall, nämlich um eine außer von der Hauptpartei 
ſelbſt von einem Nebenintervenienten auch noch in eigenem 
Namen auf Grund eigener der Klage entgegengeſtellter 
Rechte eingelegte Reviſion. H. u. M. c. K., U. v. 18 März 10, 
307/09 II. — Dresden. 

24. 88 188, 207, 212 ZPO. verb. mit 88 157, 242 
BGB. Wird durch Einlegung einer Schrift in den Briefkaſten 
des Gerichts eine Friſt gewahrt? Grundſätze über die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand bei Erkrankung des Anwalts. 

Das BG. iſt dazu gelangt, die von den Klägerinnen ein⸗ 
gelegte Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, weil es zur 
Wahrung der Berufungsfriſt nicht genüge, daß am letzten Tage 
der Friſt nach Schluß der für die Gerichtsſchreiberei feſtgeſetzten 
Dienſtſtunden die Berufungsſchrift in den Briefkaſten des KG. 
gelegt ſei, und weil auch die Vorausſetzungen der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand nicht gegeben ſeien. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen: 8 188 BGB., auf den in § 222 ZPO. ver⸗ 
wieſen wird, ſtellt allerdings den allgemeinen Grundſatz auf, 
daß eine nach Tagen beſtimmte Friſt mit dem Ablauf des letzten 
Tages der Friſt endigt, und hieraus iſt zu folgern, daß eine 
zur Wahrung einer Friſt vorzunehmende einſeitige Handlung 
noch bis zum Ablauf des letzten Tages der Friſt vorgenommen 
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werden darf. Aus § 188 BGB. iſt aber nicht herzuleiten, daß, 
wenn die Vornahme einer Handlung die Mitwirkung des anderen 
Teiles erfordert, der andere unbedingt verpflichtet wäre, ſeine 
Mitwirkung bis zum letzten Friſtteil, alſo auch noch während 
der Nachtſtunden, bis zum gänzlichen Ablauf des Tages ein⸗ 
treten zu laſſen. Für Handelsgeſchäfte iſt in 8 358 HGB. 
(vgl. auch Art. 91 WO.) ausdrücklich vorgeſehen, daß die Leiſtung 
nur während der gewöhnlichen Geſchäftszeit bewirkt werden 
kann. Es iſt dies indes nicht eine Beſonderheit des Handels⸗ 
rechts. Auch für den bürgerlichen Rechtsverkehr iſt auf Grund 
des für die Auslegung in den SS 157, 242 BGB. aufgeſtellten 
allgemeinen Grundſatzes, den die Rückſichtnahme auf Treu und 
Glauben und die Verkehrsſitte gebietet, je nach Lage des Falles 
das gleiche Ergebnis zu gewinnen. Der Geſchäftsmann iſt nicht 
genötigt, ſeine Dienſte über die gewöhnliche Geſchäftszeit hinaus 
zur Annahme der von dem Schuldner zu bewirkenden Leiſtung 
zur Verfügung zu ſtellen. Ebenſo ſind aber auch die Behörden 
nicht genötigt, über die Dienſtzeit hinaus zur Entgegennahme 
eines bei ihnen einzureichenden Schriftſtücks ſich bereitzuhalten. 
Um eine ſolche Entgegennahme handelt es ſich hier. Wenn 
§ 207 Abſ. 2 ZPO. zur Wahrung einer Notfriſt die friſtzeitige 
Einreichung des unter Vermittlung des Gerichtsſchreibers 
zuzuſtellenden Schriftſatzes bei dem Gerichtsſchreiber — voraus⸗ 
geſetzt, daß die Zuſtellung, wie hier der Fall, binnen 2 Wochen 
nach der Einreichung erfolgt — für genügend erklärt, ſo gehört 
zu der Einreichung nicht bloß die unkontrollierte Abgabe des 
Schriftſatzes, ſondern auch die Annahme durch einen hierfür 
zuſtändigen Beamten, der zur Ausſtellung des Eingangsvermerks 
befugt iſt. Darauf, daß der Beamte auch nach Ablauf der 
Dienſtſtunden anweſend bleibt, um das einzureichende Schriftſtück 
anzunehmen, hat die Partei kein Recht. Das gleiche muß 
gelten, wenn zum Zweck der Einreichung des Schriftſatzes der 
Weg beſchritten wird, daß der Schriftſatz in den zur Bequem⸗ 
lichkeit der Rechtſuchenden aufgeſtellten amtlichen Briefkaſten 
gelegt wird. Durch dieſe Einlegung wird die Einreichung noch 
nicht vollzogen. Es iſt hierzu weiter erforderlich, daß das 
Schriftſtück in die Hände des zur Ausſtellung des Eingangs⸗ 
vermerks befugten Beamten gelangt. Eine Gewähr hierfür iſt 
durch Aufſtellung des Briefkaſtens nach den Vorſchriften der 
Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien, die in dieſem 
Punkte für die Gerichtsſchreibereien in Preußen vollſtändig 
gleichlautend find (8 3 Nr. 7 und 8 GeſchdO. für die Gerichts⸗ 
ſchreibereien der AG. vom 2. Dezember 1899, $ 3 Nr. 5 und 6 
GeſchO. für die Gerichtsſchreibereien der LG. vom gleichen Tage, 
8 3 Nr. 5 und 6 GeſchO. für die Gerichtsſchreibereien der 
OLG. vom gleichen Tage, auch §S 3 Nr. 4 und 5 GeſchO. für 
die Sekretariate der Staatsanwaltſchaften bei den LG. und § 3 
Nr. 3 und 4 GeſchO. für die Sekretariate der Staatsanwalt⸗ 
ſchaften bei den OLG. von demſelben Tage), nur in dem Maße 
übernommen, daß der Briefkaſten mindeſtens zweimal werktäglich 
und zwar bei dem Beginn und kurz vor dem Schluſſe der 
Dienſtſtunden, die in Ermangelung einer anderen Feſtſetzung 
bis 6 Uhr nachmittags dauern (8 3 Nr. 1 der vorbezeichneten 
Geſchäftsordnungen), geleert werden muß. Dieſe Leerungszeiten 
ſind, wie in jenen Geſchäftsordnungen vorgeſchrieben iſt, auf 
dem Briefkaſten zu vermerken. Nur darauf alſo kann die Partei 
ſich verlaſſen, daß die Leerung zu den vorgeſchriebenen Zeiten 
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ſtattfindet und daß dieſen Zeiten entſprechend die Schriftſtücke 
mit dem amtlichen Eingangsvermerk verſehen werden. Eine 
Verpflichtung, geeignete Einrichtungen dafür zu treffen, daß, 
wenn nach Schluß der Geſchäftsſtunden der im Innern des Ge⸗ 
richtsgebäudes angebrachte Briefkaſten aus dieſer oder jener Ur⸗ 
ſache den Rechtſuchenden noch ferner zugänglich bleibt, die in 
den Briefkaſten eingeworfenen Schriftſtücke noch an demſelben 
Tage zur Präſentation gebracht werden, iſt den Gerichten durch 
reichsrechtliche Vorſchriften nicht auferlegt. Eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung iſt weder aus §8 188 BGB. noch aus den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. herzuleiten. Es kann deshalb auch nicht 
davon die Rede ſein, daß die in den Bundesſtaaten erlaſſenen 
Dienſtvorſchriften, die dem Beamten die Entgegennahme der 
Schriftſtücke nur während der Dienſtſtunden zur Pflicht machen, 
wie die Reviſion will, als ungültig anzuſehen ſeien. Anſcheinend 
will die Reviſion hiermit wohl nur das zum Ausdruck bringen, 
daß in dem vorerwähnten Falle der Benutzung des Briefkaſtens 
nach Schluß der Geſchäftsſtunden die Einreichung trotz fehlender 
Mitwirkung des Beamten ſtatthaft ſein müſſe. Allein dieſer 
Auffaſſung ſteht entgegen, daß die Einreichung im Sinne des 
§ 207 Abſ. 2 ZPO. die Entgegennahme des Schriftſatzes durch 
den zuſtändigen Beamten vorausſetzt. Und auf Anerkennung 
dieſes Grundſatzes, daß ohne Entgegennahme eine Einreichung 
nicht möglich iſt, beruht es, daß dann, wenn ordnungswidrig 
der zuſtändige Beamte ſeine Mitwirkung zur Entgegennahme 
des Schriftſtücks nicht eintreten läßt oder verzögert, oder wenn 
ſonſt durch dienſtliche Nachläſſigkeiten oder Ordnungswidrigkeiten 
ein Schriftſatz nicht rechtzeitig an die zur Annahme zuſtändige 
Stelle befördert wird, ein Anlaß zur Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen den Ablauf der Notfriſt gegeben ſein kann 
(vgl. Urteil des RG. vom 24. März 1903 in der JW. S. 17710. 
Das RG. hat denn auch bereits in der Beſchlußſache Bis⸗ 
meyer & Krauß wider Felſing VII B. 6/09 entſchieden, daß 
eine am letzten Tage der Friſt nach 6¼ Uhr abends in den 
Briefkaſten des KG. eingelegte Beſchwerde, die in ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgang erſt am folgenden Tage an die zu⸗ 
ſtändige Briefannahmeſtelle des KG. gelangt iſt, erſt in dem 
letzteren Zeitpunkte als bei dem KG. eingegangen anzuſehen iſt. 
Auch das KG. hat übrigens den gleichen Standpunkt in dem 
Beſchluſſe des 8. ZS. vom 12. Dezember 1903 X 1856/03, 
abgedruckt in KGBl. 1904, 18 ff., ſowie ſpäter abgeſehen von 
dem Urteil in der vorliegenden Prozeßſache in dem durch Be⸗ 
ſchluß des RG. VII B. 6/09 gebilligten Beſchluſſe vom 22. Jan. 
1909 22 U. 8909/07 eingenommen und hat ſomit an der in 
dem Beſchluſſe des 20. 35. vom 12. Juli 1906 (in Recht⸗ 
ſprechung der OLG. 15, 105) vertretenen abweichenden Auf⸗ 
faſſung nicht feſtgehalten. Mit Recht hat hiernach das BG. 
angenommen, daß die Berufungsfriſt, die am 24. März 1909 
ablief, während der die Berufung einlegende Schriftſatz erſt am 
Vormittag des 25. März bei dem Gerichtsſchreiber einging, nicht 
eingehalten iſt. Es kann ſich daher nur fragen, ob den Klägern 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewährt werden 
kann. Die Meinung der Reviſion, es ſei als ein unabwend⸗ 
barer Zufall zu betrachten, wenn ein gemäß $ 188 BGB. 
rechtzeitig eingelegtes Rechtsmittel von der Gerichtsſchreiberei 
nicht rechtzeitig angenommen werde, fußt auf der bereits vorher 
als unrichtig dargelegten Grundanſchauung, daß von den Ge⸗ 
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richten Einrichtungen getroffen werden müßten, um die Ein⸗ 
reichung eines der Wahrung einer Notfriſt dienenden Schrift⸗ 
ſatzes noch nach Ablauf der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden zu 
ermöglichen. Die Reviſion iſt ſodann der Anſicht, es dürfe an 
das Verfahren des Prozeßbevollmächtigten der Kläger nicht der 
Maßſtab äußerſter Sorgfalt angelegt werden, da der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte gerade durch ſeine Erkrankung (und zwar zumeiſt 
durch die Verſchlimmerung ſeines Nervenleidens) an der Betäti⸗ 
gung dieſer Sorgfalt verhindert geweſen ſei. Dieſem Umſtande 
iſt aber auch vom KG., das ausdrücklich hervorhebt, es ſei eine 
unter den gegebenen Umſtänden angemeſſene Sorgfalt zu ver⸗ 
langen, Rechnung getragen. Der Vorderrichter erwägt, daß 
die Erkrankung des Rechtsanwalts E. nach ſeiner eigenen An⸗ 
gabe nicht eine völlige Arbeitsunfähigkeit, ſondern nur eine 
Verminderung der Arbeitsfähigkeit und damit eine Verzögerung 
der Erledigung ſeiner Berufsarbeiten zur Folge gehabt habe. 
Es ſei nicht einzuſehen, weshalb er, nachdem er bereits am 
22. März die Berufungsſchrift angefertigt hatte, die rein mecha⸗ 
niſche Arbeit der Fertigung der Abſchriften nicht vor dem 
24. März habe erledigen können und jedenfalls ſei es uner⸗ 
findlich, weshalb er mit der Überbringung der Berufungsſchrift 
an das KG. bis nach Schluß der Bureauſtunden gewartet habe. 
Dieſe letztere Erwägung iſt als durchſchlagend anzuſehen. Es 
iſt nichts dafür vorgebracht, daß Rechtsanwalt E. verhindert 
geweſen wäre, ſtatt kurz nach 6 Uhr ſchon einige Zeit vorher, 
vor Schluß der Dienſtſtunden, auf dem KG. zu erſcheinen. Es 
liegt auch nichts dafür vor, daß die Erkrankung des Rechts⸗ 
anwalts E. etwa einen ſeine Verantwortlichkeit ausſchließenden 
Grad erreicht habe und in dieſem Grade auch noch am 24. März 
beſtanden habe (vgl. RG. 2, 124). Wenn unter dieſen Um⸗ 
ſtänden das KG. das Vorhandenſein eines die Wiedereinſetzung 
rechtfertigenden unabwendbaren Zufalls verneint hat, ſo kann 
hierin eine Geſetzesverletzung nicht gefunden werden. Das Ver⸗ 
fahren des Rechtsanwalts E. läßt ſich auch damit nicht ent⸗ 
ſchuldigen, daß er in Unkenntnis der in der Geſchäftsordnung 
für die Gerichtsſchreibereien über den Schluß der Dienſtſtunden 
getroffenen Beſtimmungen geglaubt haben mag, der von ihm 
einzureichende Schriftſatz müſſe auch noch nach dieſer Zeit gegen 
6%, Uhr abends auf dem KG. angenommen werden und des⸗ 
halb in ſorgloſer Weiſe die Einreichung bis zum letzten Augen⸗ 
blick hinausgeſchoben hat. S. c. S., U. v. 10. März 10, 
550/09 IV. — Berlin. 

25. § 286 ZPO.] 

Die Reviſion rügt Verletzung des §8 286 ZPO. Die 
Klägerin iſt der Meinung, daß der von ihr angetretene Be⸗ 
weis hätte erhoben werden müſſen. Dieſe Rüge kann jedoch 
nicht für begründet erachtet werden. Die Klägerin hat ihre 
Behauptungen allerdings trotz der beſtimmten gegenteiligen Ver⸗ 
ſicherung des Sachverſtändigen aufrechterhalten; aber ſie hat 
den Sachverſtändigen nicht abgelehnt (8 406 Abſ. 2 3PO.), 
ſondern nur die Vernehmung eines Obergutachters in Antrag 
gebracht. Damit gab ſie zu erkennen, daß ſie das Gutachten 
des J. an ſich als Beweismittel gelten laſſen wollte. Wenn 
der Ber R. unter dieſen Umſtänden den die angeblichen Be⸗ 
ziehungen des Sachverſtändigen zur Gegenpartei betreffenden 
Beweisantrag als erledigt anſah und von der Vernehmung der 
Zeugen K. und M. Abſtand nahm, ſo kann darin ein Verſtoß 
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gegen Vorſchriften des Verfahrens und insbeſondere gegen 
§ 286 ZPO. nicht gefunden werden. Zur Vernehmung eines 
Obergutachters wäre das Gericht aber nur dann verpflichtet 
geweſen, wenn es das Gutachten des J. für ungenügend ge⸗ 
halten hätte (8412 ZPO.); dieſer Fall lag jedoch, wie ſchon 
erwähnt, nicht vor, da das Gericht jenes Gutachten für er⸗ 
ſchöpfend und überzeugend erachtete. B. c. Aktien⸗Geſ. für 
Beton⸗ und Monierbau, U. v. 22. März 10, 246/09 VII. — 
Berlin. 

26. 5 304 ZPO. Muß die Frage nach Anwendung 
des § 254 BGB. im Zwiſchenurteile entſchieden oder kann ſie 
dem Endurteil überlaſſen werden?! 

Die Frage nach dem mitwirkenden Verſchulden des Be⸗ 
ſchädigten (S 254 BGB.) iſt geeignet, nicht nur den Grund, 
ſondern auch den Umfang der Schadenserſatzpflicht zu be⸗ 
einfluſſen. Je nach dem größeren oder geringeren Maße des 
Verſchuldens des Beſchädigten kann ein Erſatzanſpruch über⸗ 
haupt unbegründet oder nur zu einem Bruchteile des wirklich 
entſtandenen Schadens begründet ſein. Hängt aber von dem 
Maße des den Beſchädigten treffenden Verſchuldens nicht nur 
die Entſcheidung, ob eine Schadensforderung entſtanden iſt, 
ſondern auch die Entſcheidung, wie hoch der Schadenserſatz 
zu leiſten iſt, ab, ſo kann nicht geſagt werden, daß die Frage 
des mitwirkenden Verſchuldens eine ausſchließlich den Grund 
des Anſpruchs betreffende ſei. Sie betrifft vielmehr auch die 
Höhe des Schadens. Mindeſtens iſt zuzugeben, daß die 
Scheidung des Parteivorbringens nach dem Geſichtspunkte, ob 
es den Grund oder den Betrag des Schadens betrifft, im 
einzelnen Falle inſofern undurchführbar ſein kann, als Tat⸗ 
ſachen behauptet werden, von deren Feſtſtellung ſowohl der 
Grund als auch der Betrag des Schadens abhängt. Daher 
kann es als ein Verſtoß gegen $ 304 ZPO. nicht angeſehen 
werden, wenn das BG. die Frage des mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens dem Nachverfahren über den Betrag des Schadens 
vorbehalten hat. Für das Vorgehen des BG. läßt ſich auch 
die praktiſche Erwägung ins Feld führen, daß die Beweis⸗ 
aufnahme vereinfacht wird, indem eine wiederholte Ver⸗ 
nehmung der Arzte, nämlich durch das BG. über das mit⸗ 
wirkende Verſchulden bei Vernachläſſigung in der Fürſorge für 
die Kranke und durch das LG. über die Minderung der Er⸗ 
werbsfähigkeit der Kranken, vermieden wird. Allerdings haben 
der VI. und VII. ZS. des RG. wiederholt Zwiſchenurteile der 
OLG. gemäß § 304 ZPO. über den Grund des Schadens⸗ 
anſpruchs deshalb aufgehoben, weil die Frage des mitwirkenden 
Verſchuldens des Beſchädigten als eine den Grund des 
Schadens betreffende Frage nicht mit erörtert worden war 
(vgl. namentlich RG. 53, 117; JW. 04, 4482; 05, 645185; 
Gruchots Beitr. 48, 593). Allein dieſelben Senate haben in ſpäteren 
Urteilen ihren früheren Standpunkt inſofern verlaſſen, als ſie 
es ſür zuläſſig erachtet haben, daß die Frage des mitwirkenden 
Verſchuldens dann im Nachverfahren erörtert werden kann, 
wenn ein rechtskräftiges Zwiſchenurteil über den Grund des 
Anſpruchs vorliegt, das die Erörterung der Frage des mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens in das Nachverfahren verweiſt (vgl. 
namentlich Warneyer, Jahrb. 09 S. 118). Hiernach erſcheint 
der Schluß gerechtfertigt, daß ſich die gegenwärtige Entſcheidung 
nicht in Widerſpruch mit den von den beiden genannten Se— 
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naten aufgeſtellten Rechtsgrundſätzen ſetzt und daher die Not⸗ 
wendigkeit, eine Entſcheidung der Per. einzuholen (8 137 
GG.), nicht vorliegt. (Zurückweiſung der Reviſion.) S. c. R., 
U. v. 14. März 10, 351/09 IV. — Breslau. 

27. Zu 5 551 Nr. 7 ZPO.] 

Die Reviſion bemängelt, daß das BG. zu der Frage, ob 
Beklagte der N. ſchadenserſatzpflichtig ſei, keine beſonderen Aus⸗ 
führungen macht, ſondern ſich zur Begründung ſeiner bejahenden 
Entſcheidung auf die im Vorprozeſſe ergangenen rechtskräftig 
gewordenen Urteile bezieht. Daß der Beklagten dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen unbekannt ſeien, iſt nicht behauptet und konnte nach 
Lage der Sache nicht behauptet werden; es handelt ſich mithin 
bei dieſer Rüge nicht darum, daß das Urteil, infolge der Bezug⸗ 
nahme für die Beklagte unverſtändlich geworden ſei, ſondern 
lediglich um die Frage, ob die Begründung einer Entſcheidung 
durch Berufung auf ein früheres Urteil einen Verſtoß gegen 
8 551 Nr. 7 ZPO. enthält. Ein ſolcher würde dann vorliegen, 
wenn die Gründe der früheren Urteile, die ſich das OLG. im 
vollen Umfange zu eigen macht, keine ausreichende Würdigung 
des in dem jetzigen Rechtsſtreit Vorgebrachten enthielten 
(RG. 3, 434; IW. 97, 234786, vgl. auch Gaupp⸗Stein Anm. II, 7 
zu S 551 ZRO.), was von der Reviſion nicht behauptet wird 
und auch nicht erſichtlich iſt. Unter dieſen Umſtänden kann nicht 
verlangt werden, daß der Richter ſeine Gründe, die mit den 
Gründen einer der Beklagten bekannten früheren Entſcheidung 
übereinſtimmen, nochmals ausführlich wiedergibt. Deutſch⸗ 
Belgiſch. Handelskomptoir c. Reichspoſtfiskus, U. v. 23. März 10, 
142/09 VI. — Düſſeldorf. 

28. 55 1039, 1041 ZPO. Eine gehörige Niederlegung 
des Schiedsſpruchs liegt nicht vor, wenn zu einem ſolchen ein 
Nachtrag erfolgt iſt, den einer der Schiedsrichter nicht unter⸗ 
ſchrieben hat.] 

Nach § 1039 ZPO. ift der Schiedsſpruch unter Angabe 
des Tages der Abfaſſung von den Schiedsrichtern zu unter⸗ 
ſchreiben, den Parteien in einer von den Schiedsrichtern unter⸗ 
ſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen und unter Beifügung der 
Beurkundung der Zuſtellung auf der Gerichtsſchreiberei des 
zuſtändigen Gerichts niederzulegen. Erſt hierdurch kommt das 
ſchiedsgerichtliche Verfahren zum Abſchluß. Solange jenen 
Vorſchriften nicht überall entſprochen iſt, iſt ein Schiedsſpruch, 
der Gegenſtand der Aufhebungs⸗ oder der Vollſtreckungsklage 
(SS 1041, 1042 3PO.) fein könnte, nicht vorhanden, mag 
auch das Schiedsgericht eine Entſcheidung bereits erlaſſen und 
den Parteien bekanntgemacht haben. Daß die unter dem 
10. Auguſt 1907 ausgefertigte, mit der Unterſchrift ſämtlicher 
Schiedsrichter verſehene Entſcheidung in dieſer Geſtalt nicht 
gemäß § 1039 niedergelegt und auch nicht zugeſtellt worden 
war, ſteht feſt. Erſt nachdem ihr der „Nachtrag“ vom 25. Sep⸗ 
tember 1907 hinzugefügt worden war, hat die Zuſtellung und 
Niederlegung der Entſcheidung in der Geſtalt, die ſie durch 
den Nachtrag erhalten hatte, ſtattgefunden. Die Entſcheidung 
durch den Nachtrag zu ergänzen oder richtigzuſtellen, war 
das Schiedsgericht befugt, eben weil ein rechtswirkſamer Abſchluß 
des Verfahrens noch nicht eingetreten war. Selbſtverſtändlich 
bedurfte dann aber auch der Nachtrag, um mit der Niederſchrift 
vom 10. Auguſt zuſammen den gültigen Schiedsſpruch bilden 
zu können, der Unterſchrift durch ſämtliche Schiedsrichter. Der 
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Nachtrag ift aber nur von zwei Schiedsrichtern unterſchrieben; 
der dritte, W., hat nach der Feſtſtellung des BerR. die Unter⸗ 
ſchrift verweigert. Wie das BG. ſelbſt nicht verkennt, ergibt 
ſich ſachlich, daß zwei der Schiedsrichter die Entſcheidung ohne 
den Nachtrag, der dritte aber die Entſcheidung mit dem Nach⸗ 
trage nicht als den von dem Schiedsgerichte, ſei es auch nur 
mit Stimmenmehrheit, beſchloſſenen Schiedsſpruch gelten laſſen 
wollte. Hinzuzufügen iſt im Hinblick auf die Formvorſchrift 
des § 1039 noch, daß, was von allen Schiedsrichtern unter⸗ 
ſchrieben iſt, nicht zugeſtellt und niedergelegt, was aber zugeſtellt 
und niedergelegt iſt, nicht von allen Schiedsrichtern unter⸗ 
ſchrieben iſt. Auch iſt, was die Zuſtellung und Niederlegung 
ſelbſt betrifft, klar, daß beides nicht, wie nach § 1039 verlangt 
werden muß, mit dem Willen aller Schiedsrichter erfolgt iſt; 
denn der Schiedsrichter W., der die Unterzeichnung des Nach⸗ 
trags verweigerte, hat ſelbſtverſtändlich auch die Zuſtellung und 
Niederlegung des den Nachtrag mitumfaſſenden Schriftſtücks als 
Schiedsſpruch nicht gewollt. Nach alledem iſt ein Schiedsſpruch 
überhaupt nicht vorhanden. F. c. W., U. v. 4. März 10, 
264/09 VII. — Berlin. 

Konkursordnung. 

29. Zum Begriffe der Zahlungseinſtellung und der 
Kenntnis hiervon. 

Für die Frage der Zahlungseinſtellung iſt nicht entſcheidend, 
ob die Schuldnerin zu erkennen gab, daß ſie nicht mehr zahlen 
wollte, vielmehr genügte es, wenn aus den begleitenden Um⸗ 
ſtänden hervorging, daß ſie auch in Zukunft ihre fälligen Ver⸗ 
bindlichkeiten nicht mehr würde erſüllen können; aber gerade 
in dieſer Hinficht bleiben nach den getroffenen Feſtſtellungen 
noch erhebliche Zweifel übrig. Die Schuldnerin hat auch nach 
dem 8. April 1903 noch Zahlungen geleiſtet. Ein ſicheres 
Urteil darüber, wann ſie in der Allgemeinheit aufgehört hat, 
ihre fälligen Geldſchulden zu bezahlen, würde demnach nur zu 
gewinnen ſein, wenn das Verhältnis der bezahlten zu den 
unbezahlten Schulden ermittelt würde; nur wenn feſtſtände, 
daß die Nichtzahlung die Regel, die Zahlung die Ausnahme 
war, würde ſich die Annahme rechtfertigen laſſen, daß es ſich 
am 8. April 1903 nicht um bloße Zahlungsſchwierigkeiten, 
ſondern um eine wirkliche Zahlungseinſtellung handelte. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus hat der BerR. die Sache aber bisher 
nicht geprüft; ſeine Darſtellung der Vermögenslage der Schuldnerin 
iſt unvollſtändig. Bezüglich der Kenntnis von der Zahlungs⸗ 
einſtellung ſind die Erwägungen des BerR. unklar. Es wird 
geſagt, man müſſe zu der untrüglichen Annahme gelangen, daß 
die Beklagte mit dem Entſchluſſe der Schuldnerin, nicht mehr 
zahlen zu wollen, mindeſtens mit dem unmittelbar bevorſtehenden 
Offenbarwerden dieſes Entſchluſſes und der damit erkennbar 
werdenden Zahlungseinſtellung bekannt geweſen ſei, als ſie das 
Sicherungsabkommen getroffen und ſeine Erfüllung entgegen⸗ 
genommen habe. Das Geſetz erfordert aber die Kenntnis von 
einer bereits vorhandenen Zahlungseinſtellung; die Kenntnis 
von einer unmittelbar bevorſtehenden Zahlungseinſtellung genügt 
nicht. Auch ſofern es ſich um ein Rechtsgeſchäft handelt, das 
in die letzten zehn Tage vor der Zahlungseinſtellung fällt, 
kommt es nicht auf die Kenntnis von einer bevorſtehenden 
Zahlungseinſtellung, ſondern nur auf die Kenntnis von der 
Begünſtigungsabſicht und vom Eröffnungsantrage an. (Auf⸗ 
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hebung des BU.). G. c. Konkursmaſſe P., U. v. 11. März 10 
240/09 VII. — Breslau. 

Handelsgeſetzbuch. 

30. SS 14, 75 HGB. Wettbewerbsabkommen.] 

Der Beklagte bekämpft die Ausführungen des BG., daß 
das Wettbewerbsabkommen vom 16. Juli 1901 rechtsgültig ſei. 
Dieſe laſſen aber einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Wenn 
auch die Beſtimmung, daß das Wettbewerbsverbot auch für 
den Fall der Kündigung durch die Klägerin gelten ſolle, nach $ 75 
Abſ. 1, 3 HGB. nichtig iſt, fo wird doch die Entſcheidung des 
Vorderrichters, daß das Abkommen im übrigen rechtswirkſam 
iſt, durch die tatſächliche Feſtſtellung getragen, daß beide Teile, 
insbeſondere auch die Klägerin, das Abkommen auch ohne dieſe 
Klauſel getroffen haben würden; eines Eingehens auf die 
Frage, ob die Regel des 8 139 BGB. überhaupt auf der: 
artige Abreden anwendbar iſt (ſ. Staub, HGB. S. 298 Exk. 
zu § 62 Anm. 2), bedarf es daher nicht. Der Vorderrichter 
hat auch nicht gegen die Vorſchrift des §S 138 BGB. verſtoßen. 
Wie der erkennende Senat bereits in dem Urteil vom 9. Juli 1909 
(III 418/08; JW. 09, 488) ausgeſprochen hat, bildet die Höhe 
der Vertragsſtrafe allein keinen Grund, die Vereinbarung als 
gegen die guten Sitten verſtoßend und daher nichtig anzuſehen, 
es muß zu ihr ein weiterer Umſtand hinzukommen, der den 
Vertrag als ſittenwidrig erſcheinen läßt. Ein ſolcher liegt nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. nicht vor. H. c. D., 
U. v. 1. April 10, 391/09 III. — Celle. 

31. 8377 Abſ. 3 HGB. Zeitpunkt der nachträglichen Rüge. 

Die Beklagte vertritt mit der Reviſion die Anſicht: Der Zeit⸗ 
punkt, in dem die nachträgliche Rüge nach § 377 Abſ. 3 HGB. 
zu erheben ſei, ſei derjenige, in dem dem Käufer der Fehler 
der Ware bekannt werde; es komme nicht darauf an, ob der 
Fehler objektiv ſchon früher erkennbar war oder auch die Nicht⸗ 
kenntnis des Käufers auf Verſchulden beruhte; eine neue 
Unterſuchungspflicht bezüglich der bei der Unterſuchung 
nach $ 377 Abſ. 1 im ordnungsmäßigen Geſchäftsgange nicht 
erkennbaren Fehler ſtelle das Geſetz nicht auf. Dieſer Anſicht 
der Beklagten, Reviſionsklägerin, kann im weſentlichen nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Für die Anwendbarkeit des $ 377 HGB. 
iſt entſcheidend, ob der Mangel „ſich zeigt“ (Abſ. 1 und 
Abſ. 3); ob er „erkennbar“ war (Abſ. 2 § 377). Es kommt 
mithin nicht darauf an, ob der Kaufmann, der eine mangel⸗ 
hafte Ware geliefert erhalten hat, den Mangel perſönlich, 
auch ſeinerſeits erkennt und ob er die zu einer ſolchen Er⸗ 
kenntnis erforderlichen Kenntniſſe beſitzt, ſondern darauf, ob für 
diejenigen Perſonen, die Handel mit der in Frage kommenden 
Ware treiben, bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt (gegebenen⸗ 
falls noch unter Benutzung der in den einzelnen Geſchäftszweigen 
üblichen Hilfsmittel) der Mangel, der ſich zeigte, als Mangel 
der gelieferten Ware erkennbar war. Das hat hier nach 
den Feſtſtellungen des BerR. vorgelegen. (Wird ausgeführt.) 
H. u. M. c. K., U. v. 18. März 10, 307,09 II. — Dresden. 

Verſicherungsrecht. 

32. Vorſätzliche Pflichtwidrigkeit eines verſicherten Notars. 

Die dem Verſicherungsvertrage der Parteien unſtreitig zu⸗ 
grunde gelegten „Verſicherungsbedingungen“ des beklagten 
Vereins ſchließen in § 5 Abſ. 1 von der Verſicherung aus 
„alle Anſprüche wegen Schäden, welche vorſätzlich vom Ver⸗ 
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ſicherungsnehmer verurſacht worden find“. Außerdem aber iſt 
in § 3 beſtimmt, daß „den Gegenſtand der Verſicherung bilden 
alle diejenigen Schadenserſatzanſprüche, welche dritte Perſonen 
gegen den Verſicherungsnehmer aus dem Grunde zu erheben 
berechtigt ſind, weil ſie infolge fahrläſſiger Verletzung der 
ihm obliegenden Amts⸗ oder Berufspflichten ... eine Ver⸗ 
mögenseinbuße erlitten haben“. Das BG. findet in dieſen 
beiden Beſtimmungen dasſelbe, einmal (S 3) poſitiv, das 
andere Mal (§ 5) negativ ausgedrückt. Der Reviſion muß 
zugegeben werden, daß gegen dieſe Auffaſſung, für die das 
BG. eine nähere Begründung nicht gibt, aus dem Wortlaute 
der Beſtimmungen ſtarke Bedenken herzuleiten find. Der § 5 
ſpricht von Fällen, in denen die Schadenszufügung eine 
vorſätzliche war; die Verſicherung gegen Anſprüche wegen ſolchen 
Tuns wird abgelehnt. In $ 3 aber geht der Beklagte weiter: 
er gibt auch da keine Verſicherung, wo zwar nicht die Schadens⸗ 
zufügung, aber die die Schadensurſache bildende Pflicht⸗ 
verletzung eine vorſätzliche war. Daß beide Tatbeſtände ſich 
nicht vollſtändig decken, unterliegt keinem Zweifel. Ob ein 
Tun fahrläſſige Pflichtverletzung und zugleich vorſätzliche Herbei⸗ 
führung des als Folge des Tuns eingetretenen Schadens bilden 
kann, mag auf ſich beruhen, jedenfalls iſt klar, daß eine Handlung 
oder Unterlaſſung eine vorſätzliche Pflichtverletzung enthalten 
kann, der dadurch herbeigeführte Schaden aber darum nicht 
notwendig ebenfalls auf Vorſatz des Handelnden beruhen muß, 
gleichviel ob man den Begriff des Vorſatzes im Sinne der 
ſogenannten Willens⸗ oder der ſogenannten Vorſtellungstheorie 
auffaßt, daß vielmehr der durch vorſätzliche Pflichtverletzung 
verurſachte Schaden als ein nur fahrläſſig herbeigeführter ſich 
darſtellen kann. Es mag auch ſein, daß gegenüber der aus 
dieſer Auffaſſung ſich ergebenden Bedeutung des § 3 für die 
beſondere Beſtimmung des § 5 Abf. 1 ein praktiſches Bedürfnis 
kaum vorhanden war. Jedenfalls ſpricht der Wortlaut des 
8 3 mit voller Klarheit dafür, daß als Gegenſtand der Fahr⸗ 
läſſigkeit, die er zur Vorausſetzung des Verſicherungsfalls 
macht, nicht die Schadenszufügung, ſondern die Pflichtverletzung 
gemeint iſt. Dem entſpricht auch das Antragsformular, deſſen 
Vordruck mit den Worten beginnt: „Ich beantrage hiermit die 
Verſicherung gegen diejenigen Schadenserſatzanſprüche, welche 
dritte fremde Perſonen ... aus dem Grunde gegen mich zu 
erheben berechtigt ſind, weil ſie infolge fahrläſſiger (nicht 
vorſätzlicher) Verletzung der mir obliegenden Amts⸗ und Berufs⸗ 
pflichten ... eine Einbuße an ihrem Vermögen erlitten haben.“ 
Auch nach dieſem Wortlaute des Antrags ſcheint kaum ein 
Zweifel darüber möglich zu bleiben, daß der Verſicherungsſchutz 
gegen Schadenserſatzanſprüche Dritter ſchon dann nicht ſtatt⸗ 
finden ſoll, wenn die Pflichtverletzung eine vorſätzliche war, 
ohne daß es noch darauf ankommen ſoll, ob auch der ein⸗ 
getretene Schaden von dem Vorſatze mitumfaßt war. Die 
hier dargelegten Bedenken gegen die Auffaſſung des BG. können 
aber zur Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung nicht führen, 
weil eine vorſätzliche Pflichtverletzung des Klägers weder in 
den feſtgeſtellten Tatſachen zu finden, noch auch nur als mit 
ausreichender Begründung behauptet anzuſehen iſt. Auszugehen 
iſt von der unbeſtritten feſtſtehenden Tatſache, daß der Kläger 
im Anſchluß an die durch ihn erfolgte Beurkundung des Kauf⸗ 
vertrags vom 11. Auguſt 1904 und im Zuſammenhange mit 
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dieſer ſeiner Amtshandlung auch bei Regelung des durch dieſen 
Vertrag begründeten Rechtsverhältniſſes, und insbeſondere bei 
der unmittelbaren Ausführung des Vertrags, in ſeiner Eigenſchaft 
als Notar für die Käufer tätig geblieben iſt, indem er ſie auf 
ihr Anſuchen bezüglich der Zahlung an die Verkäufer beriet, 
auch den von den Käufern bei ihm niedergelegten Teil des 
Kaufpreiſes in Empfang nahm und demnächſt an die Verkäufer 
auszahlte. Nach Inhalt des beurkundeten Vertrags hatten die 
Käufer Hypothekenfreiheit des Grundſtücks zu beanſpruchen; ſo⸗ 
lange dieſe ihnen nicht gewährt wurde, durften ſie die Zahlung 
des Kaufpreiſes verweigern. Daß der Inhalt des von ihm 
beurkundeten Vertrags auch den Maßſtab für die Beurteilung 
jenes fpäteren Tuns des Klägers zu bilden hat, verſteht ſich 
von ſelbſt. Objektiv verſtieß deshalb dieſes Tun (der Rat zur 
Zahlung und die eigene Zahlung) wider die dem Kläger im 
Verhältniſſe zu den Käufern obliegende Amtspflicht, ſofern ſich 
damit für die Käufer die Gefahr verband, daß nach Berichtigung 
des Kaufpreiſes die Befreiung des Grundſtücks von der darauf 
laſtenden Hypothek nicht zu erreichen ſein möchte, insbeſondere 
nicht mit dem Geldbetrage, den der Kläger noch von dem 
früheren, ebenfalls durch ihn beurkundeten Kaufvertrage zwiſchen 
K. und S. her in Händen hatte. Vorſätzlich aber war dieſe 
Pflichtwidrigkeit nicht, wenn der Kläger jene Gefahr im Zeit⸗ 
punkte ſeines Tuns nicht erkannt hatte, ſie alſo nicht nur nicht 
in ſeinen Willen aufnahm, ſondern mit ihr überhaupt nicht 
rechnete. Das Erkennenmüſſen ift hierbei dem Erkennen nicht 
gleich zu achten. Hat der Kläger die Gefahr nicht erkannt, 
obwohl er ſie bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 
und der beſonderen, durch ſein Amt und ſeinen Beruf gebotenen 
Sorgfalt hätte erkennen müſſen, fo mag Fahrläſſigkeit, vielleicht 
ſogar grobe Fahrläſſigkeit oder Leichtfertigkeit vorliegen; für 
die Annahme einer vorſätzlichen Pflichtverletzung reicht das 
Erkennenmüſſen nicht aus, und das um ſo weniger, als es ſich 
hier nicht um eine beſtimmt umſchriebene Pflicht handelt, der 
der Kläger zuwidergehandelt haben möchte, ſondern um die 
allgemeine Pflicht, einen erbetenen Rat ſo zu erteilen und auch 
das damit zuſammenhängende eigene Handeln ſo zu geſtalten, daß 
daraus der Partei keine Gefahr erwachſe. Allgem. deutſcher Verſich.⸗ 
Verein c. H., U. v. 15. März 10, 248/09 VII. — Darmſtadt. 

Gewerbeordnung. 

33. 5 81b Nr. 4, § 91b GewO. 

Die Klage, die nach S 91b GewO. binnen einer Notfriſt 
von einem Monat bei dem ordentlichen Gericht zu erheben iſt, 
widrigenfalls die Entſcheidung des Innungsſchiedsgerichts 
(S 81b Nr. 4 Gewd.) rechtskräftig wird, begründet kein 
judicium duplex. Das erhellt ſchon aus der Lage der Dinge, 
wenn derjenige, der bei dem Innungsſchiedsgericht als Kläger 
aufgetreten iſt, mit ſeiner Klage von dieſem Gericht abgewieſen 
iſt. Die Klage, die er alsdann bei dem ordentlichen Gericht 
anzuſtellen hat, iſt die gewöhnliche, ihm nach Maßgabe des 
bürgerlichen Rechts zuſtehende Zivilklage, die auf Verurteilung 
des Beklagten zu richten iſt. Dafür, daß dem durch dieſe 
Klage eingeleiteten Rechtsſtreit der Charakter des judicium 
duplex beiwohne, gebricht es an jedem Anhalt. Nicht anders 
liegt es, wenn von dem Innungsſchiedsgericht der Beklagte 
verurteilt worden iſt. Welche Klage dieſer zu erheben hat, um 
die Entſcheidung des Innungsſchiedsgerichts hinfällig zu machen, 


39. Jahrgang. 


kann zweifelhaft fein; das Geſetz ſpricht ſich hierüber nicht aus. 
Nimmt man an, daß in den Fällen, in denen das Schieds⸗ 
gericht zuſtändig iſt, nicht die bloße Klage auf Aufhebung des 
ſchiedsgerichtlichen Urteils genüge, ſondern daß eine beſondere 
Ziwilklage erhoben werden müſſe, fo konnte, wenn der Beklagte 
ſelbſt keine Anſprüche gegen den Kläger hat und erhebt, nur 
allein die negative Feſtſtellungsklage in Betracht kommen und 
zwar des Inhalts, daß dem Kläger die Anſprüche, die er vor 
dem Innungsſchiedsgericht gegen den damaligen Beklagten und 
jetzigen Kläger erhoben hat, nicht zuſtänden. Auch dieſe Klage 
kann nicht zu einer Verurteilung des Klägers führen. Wird 
dem Antrage des Beklagten auf Abweiſung dieſer Klage gemäß 
erkannt, ſo kann damit rechtskräftig feſtgeſtellt ſein, daß dem 
Beklagten der behauptete Anſpruch gegen den Kläger zuſtehe; 
allein ein Urteil auf Leiſtung des Klägers an den Beklagten 
iſt damit nicht gefällt. Will in allen dieſen Fällen der Be⸗ 
klagte eine Verurteilung des Klägers zur Leiſtung an ihn 
herbeiführen, ſo muß er aus ſeiner paſſiven Beklagtenrolle her⸗ 
austreten und aktiv als Kläger, d. h. alſo als Widerkläger die 
entſprechenden Klaganträge ſtellen. Nichts von dem iſt hier 
geſchehen. G. c. D., U. v. 15. März 10, 288/09 VII. — Berlin. 

Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

34. SS 4, 13, 15, Waren 3G. verb. mit Art. 6 der 
Pariſer Union vom 20. März 1883. Bedeutung eines Wort⸗ 
zeichens nach dem Sprachgebrauch. Begriff der Ausftattung.] 

Die auf Grund der Behauptung, die Beklagten verletzten 
ihr Zeichenrecht und ahmten außerdem die Ausſtattung ihrer 
Ware nach, die in beteiligten Verkehrskreiſen als ein Kennzeichen 
ihrer, der Klägerin, Ware gelte, erhobene Klage iſt abgewieſen 
und die Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: Das 
BG. hat ausgeführt, die Beklagte bediene ſich zur Bezeichnung 
ihrer Waren nicht des für die Klägerin eingetragenen Wort⸗ 
zeichens „Lance Parfum Rodo“, ſondern bloß der Bezeichnung 
Lance Parfum. Dieſe Bezeichnung aber, die den Regeln der 
franzöſiſchen Sprache entſprechend und nach Art der beiſpiels⸗ 
weiſe angeführten verkehrsüblichen Wortverbindungen, porte 
feuille, tire botte, uſw. gebildet ſei, bedeute ein Parfum, das 
ſo aufgemacht ſei, daß man es in dieſer Weiſe (lancer le parfum) 
verwenden könne. Sie ſei ſomit eine Beſchaffenheitsangabe, 
wie auf Grund von Annoncen, Rechnungen, des Lexikons 
Sachs⸗Villate (1906), ſowie der Auskunft der Handelskammer 
zu Paris und der Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft tatſäch⸗ 
lich näher feſtgeſtellt iſt. Im Anſchluſſe hieran iſt erwogen, das 
Warenzeichen der Klägerin ſei ohne das ihm als charakteriſtiſcher 
Beſtandteil dienende Phantaſiewort Rodo nicht eintragungsfähig 
geweſen und Klägerin könne auf Grund ihres Zeichenrechtes 
niemandem verbieten, ſich der Wörter des allgemeinen Sprach⸗ 
ſchatzes zur ſprachlich entſprechenden Verwendung bei Bezeichnung 
der Waren zu bedienen und zwar ſelbſt dann nicht, wenn ſie 
die Urheberſchaft dieſer Bezeichnung für ihre Fabrikate in 
Anſpruch nehmen könne und die Ware der Klägerin die einzige 
ſei, die bisher mit der Bezeichnung Lance Parfum benannt 
worden ſei. Dieſe Erwägungen ſind materiellrechtlich nicht zu 
beanſtanden; fie finden ihre Rechtfertigung in SS 4 und 13 
Waren 3G. und ſtehen im Einklange mit der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats ſowie mit den Entſcheidungen des Pat A. 
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(vgl. Pat MuſtZeich Bl. 9, 178; 1, 305; 2, 72; 4 S. 27, 155; 
6 S. 218, 219 und 250). Die Frage, ob ein Wortzeichen be⸗ 
ſchreibender Natur iſt, muß nach dem Sprachgebrauche derjenigen 
Sprache beurteilt werden, der das Wort angehört. Mit Recht 
hat daher das BG. bei Würdigung der Bezeichnung „Lance 
Parfum“ die Regeln des franzöſiſchen Sprachgebrauchs zugrunde 
gelegt, zumal nach ſeinen Feſtſtellungen für die Kennzeichnung 
der betreffenden Warengattung franzöſiſche Bezeichnungen auch 
außerhalb Frankreichs in weitverbreitetem Gebrauche ſind. Be⸗ 
ſchaffenheitsangaben können nicht nur ſolche Angaben ſein, die 
unter Benutzung der bereits der Verkehrsſprache oder dem 
allgemeinen Sprachgebrauche bekannten Ausdrücke erfolgen, 
ſondern auch neue. Hierbei kommt es nicht darauf an, wer 
das Wort zuerſt gebildet hat, oder ob neben dieſem Worte auch 
noch andere Worte mehr oder weniger geeignet ſind, die Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware anzugeben. Maßgebend iſt vielmehr allein, 
ob das betreffende Wort, ſobald es auf den Waren angebracht 
und im Geſchäftsverkehre bei dem Vertriebe der Waren gebraucht 
wird, nach dem Sprachgebrauche oder nach den Regeln der 
Sprachbildung in den beteiligten Kreiſen als ein Hinweis auf 
die Beſchaffenheit der Ware, zu ihrer Beſchreibung, gegolten 
hat und gilt. Nicht entgegen, ſondern vielmehr in Üiberein- 
ſtimmung mit dieſer Auffaſſung ſteht das von der Reviſions⸗ 
klägerin bezogene Urteil des erkennenden Senats vom 20. De⸗ 
zember 1907 (MuſtZeich Bl. 14, 199), in dem im Unterſchiede 
von dem gegenwärtigen Falle, wo die Bezeichnung Lance Parfum 
von vornherein Beſchaffenheitsangabe war, ausgeführt iſt, 
daß ſogar ein von vornherein den geſetzlichen Beſtimmungen 
entſprechendes frei erfundenes Zeichen im Laufe der Zeit ſeine 
Bedeutung als Individualzeichen im Verkehre verlieren und zur 
Beſchaffenheitsangabe im Sinne des § 13 a. a. O. werden kann. 
Die Rüge einer Verletzung des Art. 6 Abſ. 1 der Pariſer Union 
vom 20. März 1883 kann nicht als begründet anerkannt werden. 
Denn die in Faſſung und Auslegung nicht zweifelsfreie Be⸗ 
ſtimmung des Art. 6: „Jede in dem Urſprungslande vorſchrifts⸗ 
mäßig hinterlegte Fabrik⸗ oder Handelsmarke ſoll ſo wie ſie 
iſt in allen Verbandsſtaaten zur Hinterlegung zugelaſſen und 
geſchützt werden“, hat durch Ziff. 4 des Schlußprotokolls eine 
authentiſche Auslegung in dem Sinne erfahren, daß „keine 
Fabrik- oder Handelsmarke von dem Schutze in einem der Ver⸗ 
bandsſtaaten ausgeſchloſſen werden darf, lediglich der Tat⸗ 
ſache wegen, daß dieſelbe hinſichtlich der Zeichen, aus denen 
ſie beſteht, den Anforderungen der Geſetzgebung dieſes Staates 
nicht genügt, vorausgeſetzt, daß ſie in dieſer Beziehung der 
Geſetzgebung des Urſprungslandes genügt und daß ſie in dieſem 
letzteren Lande Gegenſtand einer vorſchriftsmäßigen Hinterlegung 
geweſen iſt. Von dieſer Ausnahme abgeſehen, welche nur die 
Form der Marke betrifft, und vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der übrigen Artikel der Übereinkunft ſoll die innere Geſetzgebung 
jedes Staates Anwendung finden.“ Hiernach hat Art. 6 die 
Prüfung der Marke nach inländiſchem Rechte nur bezüglich der 
Form, d. h. der Zuſammenſetzung und äußeren Geſtaltung der 
Marke eingeſchränkt, während er ſich auf die materiellen 
Erforderniſſe und Wirkungen nicht erſtrecken ſollte, insbeſondere 
alſo nicht auf die Frage, ob und inwieweit das Zeichen ledig⸗ 
lich Beſchaffenheitsangabe iſt. Was nun die angebliche Ver⸗ 
letzung des Ausſtattungsſchutzes betrifft, ſo hat das BG. zunächſt 
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mit Recht angenommen, noch weniger als auf Grund des 
Zeichenrechtes könne der Beklagten die Benutzung der Waren⸗ 
bezeichnung Lance Parfum auf Grund des ſchwächeren Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes unterſagt werden. Im übrigen iſt es von dem 
richtigen Standpunkte ausgegangen, daß als Ausſtattung nur 
eine äußere, willkürliche Zutat zur Ware uſw. in Betracht 
kommen kann, daß aber der Ausſtattungsſchutz nicht Platz greift, 
ſoweit es ſich um die Beſchaffenheit oder die funktionelle 
Natur der Ware handelt, d. h. ſoweit die Geſtaltung dem 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszwecke dient und aus Zweckmäßigkeits⸗ 
rückſichten oder techniſchen Gründen ſo gewählt iſt. Von dieſem 
Standpunkte aus nimmt es rechtlich bedenkenfrei an, daß bei 
einem Spritzparfum gerade wegen ſeines Verwendungszweckes 
einesteils der Flaſchenkörper einen ſehr weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil der Ware bildet, andernteils, daß die lange röhren⸗ 
förmliche Flaſche die nächſtliegende und beſte Löſung der Aufgabe 
bildet und dasſelbe auch von den verſchiedenen Verrichtungen 
zum Verſchließen und Offnen des Fläſchchens gilt. Die in 
dieſer Richtung erhobene Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Denn 
nach den Feſtſtellungen des BG. handelt es ſich nicht um 
willkürliche äußere Zutaten zur Ware, ſondern um 
techniſche Vorrichtungen und Funktionen. Soweit bei der Aus⸗ 
ſtattung die Etikette in Betracht kommt, hat das BG. eine 
objektive Verwechſelungsgefahr der beiden fraglichen Etiketten 
mit Rückſicht auf deren Geſamtbild verneint. Es kommt auf 
die hierauf bezüglichen Ausführungen des BG. und die hier⸗ 
gegen gerichteten Angriffe nicht an, da das BU. ſchon durch 
die Erwägung getragen wird, es fehle an genügender tatſäch⸗ 
licher Grundlage für die Annahme, daß die Beklagten in der 
Abſicht gehandelt hätten, eine Täuſchung herbeizuführen. Mit 
dieſer tatſächlichen Feſtſtellung, die im Gutachten Dralles, bei 
Parfümerien ſei der Frauenkopf eine übliche Ausſtattung, eine 
Stütze findet, iſt die Anwendbarkeit des 8 15 Waren Z G., der 
eine Nachahmung zum Zwecke der Täuſchung vorausſetzt, ohne 
Rechtsirrtum verneint worden. S. c. S., U. v. 11. März 1910, 
300/09 II. — Hamburg. 

35. SS 13, 23 Waren Z G., verb. mit Art. 6 Abſ. 1 des 
Unionsvertrages und Nr. 4 des Schlußprotokolls. Bedeutung des 
Verluſtes der Herkunftsbezeichnung und Entſtehung eines Frei⸗ 
zeichens nach allgemeinem Sprachgebrauch. 

Die Klägerin hat für aus Petroleum hergeſtellte Linde⸗ 
rungs⸗ und Heilmittel das Warenzeichen Nr. 85501 in die 
Zeichenrolle des Kaiſerl. Pat A. zu Berlin eintragen laſſen. 
Dasſelbe Zeichen war für die Rechtsvorgängerin der Klägerin 
bereits am 14. Mai 1878 und am 14. Juni 1881 unter den 
Nummern 6041 und 8359 in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und auf Grund der Anmeldung vom 7. Oktober 
1879 unter Nr. 2648 in das Zeichenregiſter des Handelsgerichts 
zu Leipzig eingetragen worden. Das Zeichen enthält außer 
anderen Worten das Wort „Vaſeline“, das nach der Behaup⸗ 
tung der Klägerin das allein weſentliche Merkmal des Zeichens 
bilden, von ihrem Rechtsvorgänger C. als Phantaſiewort im 
Jahre 1872 frei erfunden und für ſich allein zeichenrechtlichen 
Schutz genießen ſoll. Auf Grund der Behauptung, daß die 
Beklagte eine Heilſalbe in einer Verpackung vertreibe, welche 
die Aufſchrift trage „Amerikaniſches Vaſeline Dr. G. & Cie.“, 
hat die Klägerin wegen Verletzung ihres Warenzeichens auf 
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Unterlaſſung und Schadenserſatz geklagt. Klage, Berufung und 
Reviſion blieben ohne Erfolg: Nur inſofern, als ſie das Wort 
„Vaſeline“ enthält, ſtimmt die Aufſchrift auf den Verpackungen 
der Beklagten mit dem Warenzeichen der Klägerin überein. 
Das BG. hat nun unterſtellt, daß das Wort „Vaſeline“ von 
dem Begründer der klagenden Firma als Phantaſiename frei 
erfunden und zunächſt im Verkehre als das eigentlich Unter⸗ 
ſcheidende in dem Geſamtzeichen, ſowie als deutlicher Hinweis 
auf die Herkunft der Waren aus dem Gewerbebetriebe der 
Klägerin gegolten, dieſe Geltung auch in Amerika und England 
gegenwärtig noch nicht verloren habe. Weiter aber hat das 
BG. feſtgeſtellt, daß zur Zeit der angeblich von der Beklagten 
verübten Warenzeichen verletzung das Wort „Vaſeline“ in 
Deutſchland ſeine Bedeutung als Herkunftsbezeichnung voll⸗ 
ſtändig verloren gehabt habe und zu einer in den deutſchen 
Sprachſchatz übergegangenen, allgemein üblichen Bezeichnung 
für ſalbenartige, aus Petroleumrückſtänden hergeſtellte Lin⸗ 
derungs⸗ und Heilmittel, ohne Hinweis auf die Herkunft aus 
einer beſonderen Erzeugungs⸗ oder Vertriebsſtelle, geworden 
ſei. Die gegen dieſe Feſtſtellung gerichteten prozeſſualen An⸗ 
griffe der Reviſion ſind verfehlt. Geſtützt hat das BG. ſeine 
Annahme auf das Gutachten des Kaiſerl. Pat A. vom 5. De: 
zember 1907 und deſſen durch die Anmeldung des Zeichens 
ſeitens der Klägerin vom 26. Juli 1898 veranlaßte Beweis⸗ 
erhebungen. Die zum Gegenſtande der mündlichen Verhandlung 
gemachten Ergebniſſe der letzteren unter ſelbſtändiger Nach⸗ 
prüfung im Wege des Urkundenbeweiſes zu verwerten, war das 
BG. rechtlich nicht gehindert. Der von der Reviſion geltend 
gemachte Umſtand, daß das Pat A. bei feinen Ermittelungen 
die Auffaſſung des deutſchen Verkehrs zur Zeit der Ein— 
tragung des deutſchen Zeichens unberückſichtigt gelaſſen habe, 
konnte nicht von Einfluß ſein für die hier allein feſtgeſtellte 
Verkehrsauffaſſung zu der ſpäteren Zeit der behaupteten Zeichen⸗ 
verletzung. Die Abweiſung der Klage iſt nach $ 13 Waren 6. 
geboten. Die letztere Geſetzesbeſtimmung enthält eine Ein⸗ 
ſchränkung des Zeichenrechts gerade bei Wortzeichen dahin, 
daß trotz Eintragung und im übrigen fortbeſtehenden 
Schutzes des Warenzeichens niemand gehindert iſt, auf Waren, 
deren Verpackung oder Umhüllung Angaben über die Beſchaffen⸗ 
heit derſelben, wozu auch der im Verkehre übliche Name 
der Ware gehört, anzubringen. Es iſt demnach für die 
Anwendbarkeit des § 13 unerheblich, ob dasjenige Wort, 
welches als Warenname in Betracht kommt, das eigentlich 
Unterſcheidende in dem eingetragenen Zeichen oder das Zeichen 
ſelbſt if. Da nun nach der Feſtſtellung des BG. zur Zeit 
der von dem Beklagten angeblich verübten Warenzeichen⸗ 
verletzung das Wort „Vaſeline“ in Deutſchland eine in den 
deutſchen Sprachſchatz übergegangene, allgemein übliche Bezeich⸗ 
nung für Waren von der Beſchaffenheit der ſeitens der Be⸗ 
klagten in den Verkehr gebrachten, ohne Hinweis auf die Her⸗ 
kunft aus einer beſonderen Erzeugungs- oder Vertriebsſtelle 
geworden iſt, ſo fragt es ſich, ob ein Wort zu einem im 
Sinne des §S 13 Waren 3G. freien Warennamen werden kann, 
ſelbſt wenn es als Warenzeichen eingetragen iſt und zur Zeit 
der Anmeldung noch als Herkunftsbezeichnung diente, und ob 
es genügt, daß ein Wort im Deutſchen Reiche der übliche 
Name einer Ware geworden iſt, während es in anderen Ländern 
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noch der Herkunftsbezeichnung dient. Beide Fragen ſind zu be⸗ 
jahen. Bei Beantwortung der erſten Frage, über die ſich das 
RG. in dem von der Reviſion bezogenen Urteile vom 12. Fe⸗ 
bruar 1909 (II 371/08) nicht ausgeſprochen hat, iſt davon 
auszugehen, daß das Geſetz zum Schutze der Warenbezeich⸗ 
nungen vom 12. Mai 1894 auch Wortzeichen nur als Zeichen 
ſchützt, nicht aber auch die ohne Anbringung des Zeichens 
erfolgende Benennung einer beſtimmten Art von Waren mit 
dem geſchützten Worte verbietet (RG. 42, 20). Die Entwid: 
lung des allgemeinen Sprachgebrauchs in Beziehung auf die 
Benennung von Waren kann und ſoll nicht durch die Ein⸗ 
tragung eines Wortzeichens verhindert werden. Verhindert 
werden ſoll nur der unbefugte Gebrauch des Zeichens, d. h. die 
Anbringung desſelben in Verletzung des dem Zeicheninhaber 
nach 8 12 des Geſetzes zuſtehenden ausſchließlichen Rechts. 
Deshalb wird auch ein Warenzeichen, ſolange es ein⸗ 
getragen iſt, regelmäßig zu einem Freizeichen ſich nicht 
entwickeln können. Denn eine ſolche Entwicklung ſetzt voraus, 
daß andere Perſonen als der Zeicheninhaber die von ihnen 
verfertigten oder in den Verkehr gebrachten Waren mit dem 
geſchützten Zeichen verſehen, alſo das letztere widerrechtlich ge⸗ 
brauchen und daß nun auch im Verkehre das Bewußtſein von 
der Eigenſchaft des Zeichens als einer Individualmarke ver⸗ 
loren geht (vgl. RG. 24, 80). Jenes Gebrauchen kann aber 
von dem Zeichenberechtigten verhindert werden und die Wider⸗ 
rechtlichkeit desſelben wird regelmäßig der Annahme der eben⸗ 
falls erforderlichen Gutgläubigkeit derjenigen, die das Zeichen 
angebracht haben, entgegenſtehen. Dagegen kann ein als 
Warenzeichen eingetragenes Phantaſiewort ebenſo wie ein 
Familienname (vgl. RG. 56, 165) zum freien Warenzeichen 
werden ohne irgendeine Verletzung des Zeichenrechts. Denn 
entſcheidend dafür, ob ein ſolches Wort der im Verkehr übliche 
Name für alle Waren einer beſtimmten Art, ohne Rückſicht 
auf ihre Herkunft geworden iſt, iſt der allgemeine Sprad- 
gebrauch. Dieſer aber kann als ſolcher nicht gegen das 
Zeichenrecht verſtoßen, das niemanden hindert, ein als Waren⸗ 
zeichen geſchütztes Wort als Namen für beſtimmte Waren⸗ 
gattungen zu gebrauchen. Nur inſofern vermag der Zeichen⸗ 
berechtigte der Entſtehung eines ſolchen Sprachgebrauchs Hin⸗ 
derniſſe zu bereiten, als er die Nachbenutzung ſeines Wort⸗ 
zeichens bekämpft und auf dieſe Weiſe einen möglichen Anhalt 
für die Entwicklung des Sprachgebrauchs beſeitigt. Setzt ſich 
die Entwicklung aber trotzdem durch, ſo wird das als Zeichen 
eingetragene Wort kraft des allgemeinen Sprachgebrauchs zum 
Warennamen, obwohl es zur Zeit ſeiner Anmeldung noch als 
Herkunftsbezeichnung galt. Hiermit ſtimmt überein die Ent⸗ 
ſcheidung des Pat A. in Bl. 10, 45, wo zutreffend ausgeführt 
iſt, daß lediglich die Sprache und deren Gewohnheiten ent⸗ 
ſcheiden, während nach der Entſcheidung des Pat A. in Bl. 11, 
129 die Entwicklung zum freien Warennamen nicht Platz 
greifen kann, „wenn der fragliche Name bereits Zeichenſchutz 
genießt und der Inhaber des Zeichens ſeine Schutzrechte nicht 
aufgegeben hat“. Dieſe letztere Ausführung kann nach dem 
Geſagten für richtig nicht erachtet werden. Der zu ihrer Be⸗ 
gründung angeführte Satz, daß andernfalls jeder Wortzeichen⸗ 
ſchutz hinfällig werden würde, iſt nur inſofern richtig, als das 
geſchützte Zeichen, weil es ein Wort iſt, in den allgemeinen 
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Sprachſchatz einer Sprache aufgenommen und ſo für dieſe zum 
freien Warennamen werden kann. Dies iſt aber nicht ſo fehr 
die Folge mangelnden Zeichenſchutzes, als die Folge der Natur 
des geſchützten Objekts, wie denn auch ein eingetragenes Wort 
durch nachträgliches Entſtehen einer gleichbenannten Stadt zu 
einer nach $ 13 Waren ZG. freien Herkunftsangabe werden 
kann (Bl. 10, 45). Iſt aber das Wort „Vaſeline“ in Deutſch⸗ 
land freier Vorname geworden, ſo kann es hier als ſolcher 
von der Beklagten, ſelbſt bei noch beſtehendem Zeichenſchutz, 
gemäß § 13 Waren 3G. auf den Verpackungen ihrer Heilſalben 
angebracht werden. Daß das Wort im Auslande, insbeſondere 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika und in England, 
wie das BG. unterſtellt hat, Individualzeichen der Klägerin 
geblieben iſt, ſteht der Annahme nicht entgegen, daß es in 
Deutſchland freier Warenname geworden iſt. Denn die Auf⸗ 
nahme als Warenname in den allgemeinen Wortſchatz der 
Sprache, kraft deren ein urfprünglich als Warenzeichen dienendes 
Wort zum freien Warennamen wird, kann in einem Sprach⸗ 
gebiete erfolgen, in einem anderen nicht. Mit Unrecht folgert 
die Reviſion aus der akzeſſoriſchen Natur des Zeichens der 
Klägerin, daß das Schlagwort in demſelben, „Vaſeline“, weil 
es in dem Heimatlande des Zeichens — in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika — noch Herkunftszeichen ſei, auch 
in Deutſchland als ſolches und nicht als freier Warenname 
zu gelten habe. Denn nach § 23 Waren. iſt zwar der in⸗ 
ländiſche Schutz des Zeichens eines Ausländers inſofern 
akzeſſoriſch, als er abhängig iſt von dem Schutze des Zeichens 
in ſeinem Heimatſtaate. Dagegen werden Art und Umfang 
des Schutzes in Deutſchland lediglich durch das deutſche Geſetz 
beſtimmt. (RG. 46, 125 ff.) Demnach gilt auch dem aus⸗ 
ländiſchen Zeichen gegenüber die in § 13 Waren 3G. aus: 
geſprochene Einſchränkung, ſobald in Deutſchland tatſächlich ein 
Wortzeichen zum freien Warennamen geworden iſt. Mit Un⸗ 
recht beruft ſich die Reviſion auch auf Art. 6 Abſ. 1 des 
Unionsvertrages, wonach jede in dem Urfprungslande vor⸗ 
ſchriftsmäßig hinterlegte Fabrik⸗ oder Handelsmarke „ſo wie 
ſie iſt“ in allen anderen Verbandsſtaaten geſchützt werden 
ſoll. Denn dieſe Beſtimmung hat in Nr. 4 des Schlußproto⸗ 
kolls eine authentiſche Auslegung dahin gefunden, daß ſie nur 
die Form der Marke betrifft, daß alſo das inländiſche 
Prüfungsrecht nur bezüglich der Frage, ob die Marke hinſicht⸗ 
lich der Zeichen, aus denen ſie beſteht, den inländiſchen An⸗ 
forderungen genügt, ausgeſchloſſen, im übrigen aber die An⸗ 
wendung der inneren Geſetzgebung jedes Staates nicht be⸗ 
ſchränkt werden ſoll. Da endlich nach der Feſtſtellung des 
BG. kein Anhalt dafür vorliegt, daß die Verwendung des 
Wortes „Vaſeline“ ſeitens der Beklagten auf ihren Ver⸗ 
packungen in einer Art erfolgt iſt, die darauf berechnet und 
geeignet war, Verwechſelungen mit dem Zeichen der Klägerin 
hervorzurufen, jo iſt die erfolgte Abweiſung der Klage gerecht: 
fertigt und war demgemäß die Reviſion als unbegründet 
zurückzuweiſen. C. c. G., U. v. 8. März 10, 29809 II. — 
Berlin. 

36. 5 20 Waren 3G. Grundſätze für die Feſtſtellung 
der Verwechſelungsmöglichkeit.!] 

Für die Klägerin iſt das Warenzeichen „Radifix“ für 
Radiergummi in die Zeichenrolle des Pat A. eingetragen. Auf 
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eine ſpätere Anmeldung der Beklagten iſt für dieſe das Waren⸗ 
zeichen „Radirit“ ebenfalls für Radiergummi in die Zeichen⸗ 
rolle eingetragen, nachdem das Pat A. durch Beſchluß die Gefahr 
einer Verwechſelung des letzteren Zeichens mit den Zeichen 
„Radifix“ und „Raditint“ verneint und die auf Grund dieſer 
beiden Zeichen erhobenen Widerſprüche verworfen hatte. Die 
Beklagte hat auch Gummi mit dem Zeichen „Radirit“ in den 
Verkehr gebracht. Klage, Berufung und Reviſion blieben ohne 
Erfolg: Das BG. hat die Frage der Anwendbarkeit des § 20 
WarenZG. bezüglich der beiderſeitigen Warenzeichen verneint 
und zwar zunächſt deshalb, weil das Wort Radirit keine „mit 
einer Abweichung verſehene Wiedergabe des Worts Radifix“ 
ſei, vielmehr beide Worte Phantaſiebezeichnungen darſtellten 
und ſodann eventuell auch deshalb, weil die Wiedergabe des 
Wortes Radifix mittels des Wortes Radirit nicht derartig ſei, 
daß durch ſie eine Gefahr der Verwechſelung der beiden Worte 
im Verkehr hervorgerufen werde. Die Richtigkeit des erſteren 
rechtlich unklaren Grundes kann dahingeſtellt bleiben, da der 
zweite Grund rechtlich einwandfrei und auch geeignet iſt, für 
ſich allein die Abweiſung der Klage zu rechtfertigen. Das BG. 
hat nämlich dieſe zweite Annahme im weſentlichen folgender⸗ 
maßen begründet: Das für die Klägerin geſchützte Wortzeichen 
Radifix genieße den geſetzlichen Schutz in zweifacher Weiſe, als 
Wortbild und als ſprachlicher Ausdruck. Bei Prüfung der 
beiden fraglichen Wörter auf ihre Verwechſelungsgefahr ſei es 
nicht angängig, die zu vergleichenden wörtlichen Zeichen in ihre 
Beſtandteile zu zerlegen und dieſe einzeln auf ihre Verwechſelungs⸗ 
gefahr hin zu unterſuchen. Vielmehr ſei weſentlich, welchen 
Eindruck ſie als Ganzes auf Auge und Ohr machten. Der 
Schutz des klägeriſchen Zeichens gehe nicht ſo weit, daß auch 
der dem Worte zugrunde liegende Stamm der Bildung anderer 
Phantaſiebezeichnungen zur Benennung der in Rede ſtehenden 
Waren entzogen ſei, da durch ihn die Beſtimmung der Waren 
zum Ausdruck komme, arg. 8 13 Waren. Die Stamm⸗ 
ſilben beider in Frage ſtehenden Wörter wieſen in einer den 
weiteſten Kreiſen erkennbaren Weiſe auf die Beſtimmung der 
Ware hin, ſie ließen deutlich erkennen, daß es ſich um Radier⸗ 
gummi handle, ſie ſeien deshalb für die Vergleichung der Wörter 
als Ganzes als unweſentlich auszuſcheiden. Bezüglich des figür⸗ 
lichen Eindrucks der beiden durch die Endſilben „fix“ und „rit“ 
charakteriſierten Zeichen ſei eine Verwechſelungsgefahr ſchon um 
deswillen ausgeſchloſſen, weil jeder bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt Radifix und Radirit ſowohl 
als Ganzes als auch bezüglich deren Endſilben beim Leſen leicht 
unterſcheiden könne. Aber auch der Klang der Silben „fix“ 
und „rit“ ſei ein fo verſchiedener, daß er keine Verwechſelungs⸗ 
gefahr hervorrufen könne. Jedenfalls liege keine Verwechſelungs⸗ 
gefahr im Verkehr vor. Maßgebend ſei die Auffaſſung des 
allgemeinen Verkehrs mit der Ware, der herrſchende Sprach⸗ 
gebrauch im Kreiſe der Herſteller, Vertreiber und Verbraucher 
der Ware; die Auffaſſung der Geſamtheit dieſer Perſonen ent⸗ 
ſcheide. Für keinen dieſer Perſonenkreiſe ſei aber eine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr zu beſorgen, namentlich nicht für die Ver⸗ 
braucher, als welche hauptſächlich Schüler und berufsmäßige 
Zeichner, Architekten, Ingenieure und dergl. in Betracht kämen. 
Dem Durchſchnittsſchüler prägten ſich beide Wörter ſowohl dem 
Klange wie dem Ausſehen nach leicht ein. Die übrigen ge⸗ 
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nannten Verbraucher ſeien aber ſchon vermöge ihrer Bildung 
in der Lage, beide Zeichen nach Ausſehen und Klang von⸗ 
einander zu unterſcheiden, wenn ſie überhaupt Wert auf die 
Bezeichnung legten und nicht die Auswahl nach Qualitäts⸗ 
unterſchieden träfen. Dieſe Ausführungen des BG. ſind ihrem 
weſentlichen Inhalt nach rechtlich einwandfrei, in tatſächlicher 
Hinſicht aber nach 8 561 ZPO. der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts entzogen. Die dagegen gerichteten Reviſionsangriffe 
konnten daher keinen Erfolg haben. Vor allem iſt darin keine 
Geſetzesverletzung zu erblicken, daß das BG. nach Aufſtellung 
des von ihm mit Recht als maßgebend erachteten Geſichts⸗ 
punktes — es komme für die Entſcheidung über die Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit der beiden fraglichen Wörter darauf an, 
welchen Eindruck ſie als Ganzes auf Auge und Ohr machten — 
bei feinen weiteren Erörterungen die beiden Stammſilben dieſer 
Wörter („Radi“) als „unweſentlich“ für die Vergleichung der 
beiden Wörter als Ganzes angeſehen hat. Seine bezüglichen 
Ausführungen ſind im Zuſammenhang ſo zu verſtehen, daß den 
beiden Stammſilben wegen der darin liegenden Bezeichnung der 
Beſchaffenheit und Beſtimmung der mit den fraglichen Wörtern 
verſehenen Waren keine unterſcheidende Kraft zukomme, und daß 
daher der Eindruck, welchen die Wörter als Ganzes machten, 
nicht weſentlich durch die beiden Stammſilben, ſondern haupt⸗ 
ſächlich durch die lediglich zur Unterſcheidung dienenden, charakte⸗ 
riſtiſchen Endſilben „fix“ und „rit“ beſtimmt werde. Daß das 
BG. bei dieſer Beurteilung die Geſamtheit jedes der beiden 
Wörter im Auge behalten hat, ergibt ſich namentlich aus ſeiner 
den figürlichen Eindruck der Wörter betreffenden Ausführung, 
jeder könne bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt Radifix und Radirit ſowohl als Ganzes als auch be⸗ 
züglich deren Endſilben beim Leſen leicht unterſcheiden. Ferner 
iſt aber auch wegen des zwiſchen dieſem und dem folgenden, 
den Klanglaut betreffenden, (oben wiedergegebenen) Satze des 
Urteils beſtehenden Zuſammenhangs anzunehmen, daß das BG. 
auch in dem letzteren Satze durch ſeine Hervorhebung des ver⸗ 
ſchiedenen Klangs der Silben „fix“ und „rit“ zugleich eine die 
Verwechſelungsgefahr ausſchließende Verſchiedenheit des Klang⸗ 
lauts der geſamten Wörter Radifix und Radirit feſtſtellen 
wollte. Da es hiernach bei ſeiner Vergleichung der beiden 
Wörter im einzelnen doch die Geſamtheit derſelben im Auge 
behalten und für maßgebend erachtet hat, ſo iſt in ſeiner Hervor⸗ 
hebung der geringen Unterſcheidungskraft der beiden Stamm⸗ 
ſilben und der erheblichen Unterſcheidungskraft der charakteriſtiſchen 
Endſilben der fraglichen Wörter keine unzuläſſige Abweichung 
von dem Eingangs betonten allgemeinen Geſichtspunkt zu er⸗ 
blicken; denn obgleich nach dieſem bei der Prüfung der Frage, 
ob zwei Wörter verwechſelungsfähig ſind, jedes derſelben als 
Ganzes in Betracht zu ziehen iſt, ſo iſt damit doch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß bei dieſer Prüfung auch die einzelnen Beſtand⸗ 
teile der Wörter und deren verſchiedene Bedeutung für das 
Charakteriſtiſche der Geſamterſcheinung derſelben berüdjichtigt 
werden. In dieſer Weiſe iſt aber das BG. nach obiger Dar⸗ 
legung verfahren. Hierbei kommt die von ihm angeführte Be⸗ 
ſtimmung des § 13 Warenz3G. nicht weſentlich in Betracht, 
ſo daß die Frage, inwiefern gerade dieſe Anführung gerecht⸗ 
fertigt war, hier nicht zu erörtern iſt. M. c. G., U. v. 
15. März 10, 373/09 II. — Caſſel. 


K . . il 


39. Jahrgang. 


Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 20. März 1897. 

37. SS 37 Nr. 5, 92 3G. verb. mit 88 280, 883 BGB. 
Anſpruch aus einer Auflaſſungs vormerkung auf den Ver⸗ 
ſteigerungserlös.] 


Die Vormerkung war die fogenannte Auflaſſungs⸗ 


vormerkung. Auch das BG. nimmt dies an, hält aber den 
Anſpruch für wirkungslos, weil die Auflaſſungsvormerkung mit 
der Bedingung der demnächſt erfolgenden Auflaſſung verknüpft 
geweſen; da die Auflaſſung nicht mehr möglich, ſei die Vor⸗ 
merkung hinfällig geworden; ſie könne in Anſehung der An⸗ 
ſprüche aus dem Kaufvertrage nicht die Funktion einer Sicherungs⸗ 
hypothek erfüllen. Die Auflaſſungsvormerkung gäbe, falls es 
nicht zur Durchführung der Auflaſſung komme, im Verfahren 
der Zwangsverſteigerung nach jetzigem Rechte im Gegenſatze zum 
früheren preußiſchen Rechte kein Recht auf den Verſteigerungs⸗ 
erlös. Das BG. ſtützt dieſe Anſicht auf den §S 37 Nr. 5 Z3VG., 
der aber nur vorſchreibt, daß bei der Bekanntmachung des Ver⸗ 
ſteigerungstermins diejenigen, die ein der Verſteigerung entgegen⸗ 
ſtehendes Recht haben, aufzufordern ſind, vor der Erteilung des 
Zuſchlags die Aufhebung oder einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsverſteigerung herbeizuführen, widrigenfalls für das Recht 
der Verſteigerungserlös an die Stelle des Grundſtücks treten 
ſoll. Aus dieſer Vorſchrift ſtanden dem Kläger Rechte nicht 
zu, da er aus der Auflaſſungsvormerkung die Aufhebung oder 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung nicht bean⸗ 
ſpruchen konnte. Allein dem Kläger ſtand die Vorſchrift des 
8 92 3G. zur Seite. Das durch die Eintragung der Vor⸗ 
merkung geſicherte Recht auf Auflaſſung war nicht auf Zahlung 
eines Kapitals gerichtet; es war durch den Zuſchlag erloſchen, 
und deshalb „trat an die Stelle des Rechtes der Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe“. Daß die 
Vorſchrift des § 92 auch auf Auflaſſungsvormerkungen An⸗ 
wendung findet, iſt — abgeſehen von der Bemerkung bei Wolff, 
Zwangsv. S. 39 Anm. 5 — in der Rechtslehre kaum ſtreitig 
und auch vom erkennenden Senate in dem Urteile vom 
8. Februar 1908 — V 226/07 — bereits ausgeſprochen worden. 
Im vorliegenden Falle hat der Kläger ſein Liquidat auch auf 
die Vormerkung geſtützt, mithin an Stelle des durch die Vor⸗ 
merkung geſicherten Rechtes auf Auflaſſung Anſpruch auf den 
Verſteigerungserlös erhoben. Dem ſtand auch das im Vor⸗ 
prozeſſe gegen den Schuldner ergangene Urteil nicht entgegen. 
Dieſes Urteil iſt in der Berufungsinſtanz vorgetragen und ergibt, 
daß der Kläger nicht vom Vertrage zurückgetreten iſt. Er hat, 
nachdem durch den Zuſchlag die Erfüllung des Vertrags un⸗ 
möglich geworden war, unter Anderung des Klageantrages vom 
Schuldner Schadenserſatz aus § 280 BGB. begehrt. Dadurch, 
daß der Kläger dieſen Anſpruch gegen den Schuldner geltend 
machte, wurden die ihm aus § 92 3G. erwachſenen und im 
Kaufgelderbelegungstermine in Höhe von 3700 & liquidierten 
Anſprüche aus der Auflaſſungsvormerkung nicht beſeitigt. Daß 
der Kläger dieſe Anſprüche hat geltend machen wollen, ergibt 
auch das nach dem Tatbeſtande des BU. vorgetragene Protokoll 
über die Kaufgelderbelegung. Hiernach hat der Vertreter des 
Klägers das Anmeldungsſchreiben vom 27. Oktober 1906 vor⸗ 
getragen und danach erklärt, daß die Liquidate der jetzigen Be⸗ 
klagten wegen der zur Sicherung des Rechts auf Auj: 
laſſung eingetragenen Vormerkung angefochten werden. 
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Demnach hat das BG. mit Unrecht dem Liquidate des Klägers 
den durch die Vormerkung geſicherten Rang abgeſprochen. 
F. c. M., U. v. 9. März 10, 223/09 V. — Poſen. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

38. 88 707, 708, 789, 790 II, 11 ALR. Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, Bereicherungsanſpruch der Kirchengemeinde gegen 
den Patron. ] 

Mit Unrecht ſpricht das angefochtene Urteil die Verpflichtung 
des Beklagten aus, unter den dort näher bezeichneten Maßgaben 
in P. ein Pfarrwitwenhaus zu erbauen. Wie die Reviſion mit 
Recht geltend macht, ſind inſoweit die Vorbedingungen für 
die Beſchreitung des ordentlichen Rechtswegs noch 
nicht gegeben. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
kann die Kirchengemeinde vom Patron die Leiſtung von Bei⸗ 
trägen zum Bau eines Kirchengebäudes oder gegebenenfalls die 
Errichtung desſelben erſt dann verlangen, wenn beim Streite 
der Intereſſenten hierüber gemäß SS 707, 708 ALR. II, 11 die 
Notwendigkeit des Baues von der Verwaltungsbehörde 
feſtgeſtellt worden iſt. Gemäß SS 789, 790 a. a. O. gelten 
dieſe Rechtsſätze auch für den Bau von Gebäuden, die ſich auf 
die Pfarrei beziehen (vgl. RG. 34, 306 ff.; 50, 310 ff. und 
in JW. 97 S. 68, 179, 181, 279, 491). An einer ſolchen 
Vorentſcheidung fehlt es zurzeit. Auch im übrigen iſt die 
angefochtene Entſcheidung nach Lage der Sache nicht begründet. 
So lange nicht die Verwaltungsbehörde die Notwendigkeit der 
Errichtung des Pfarrwitwenhauſes anerkannt hat, beſteht für 
den verklagten Kirchenpatron an ſich keine Verpflichtung zum 
Bau des Witwenhauſes. Die Klägerin kann beim Mangel 
dieſer adminiſtrativen Vorentſcheidung den Beklagten nicht des⸗ 
wegen in Anſpruch nehmen, weil er ſeiner geſetzlichen Baupflicht 
ſchuldhaft nicht nachgekommen iſt, mag es auch richtig ſein, 
daß die Vorſchriften der 88 276 ff. BGB. über Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung nach ihrer Stellung im Syſtem nicht bloß 
die vertragsmäßigen, ſondern auch die geſetzlichen Pflichten be⸗ 
treffen. Auch der Bereicherungs anſpruch muß aus dieſem 
Grunde verſagen. Der Beklagte iſt nicht durch Erſparung von 
Baukoſten bereichert, ſolange ihm die Errichtung des Baues 
überhaupt nicht geſetzlich obliegt. Alles das gilt freilich nur 
für den Fall, daß nach Maßgabe des in Betracht kommenden 
Rechts, insbeſondere der Verordnungen vom 13. Januar 1713 
und 10. Oktober 1718 die Verpflichtungen des Patrons ſich 
in der Obliegenheit erſchöpfen, das Pfarrwitwenhaus zu erbauen. 
Anders würde ſich die Sache verhalten und der Anſpruch auf 
Mietsentſchädigung nicht von vornherein des Rechtsgrundes 
entbehren, wenn dieſe Beſtimmungen ſinngemäß dahin zu ver⸗ 
ſtehen wären, daß es dem Patron für alle Fälle, auch beim 
Unterbleiben des Baues, gegenüber der Kirchengemeinde zur Pflicht 
gemacht wäre, für die Unterkunft der Pfarrwitwen Sorge zu tragen. 
An einem diesbezüglichen Ausſpruche des BG. fehlt es aber. 
Preuß. Fisk. c. P., U. v. 21. März 10, 249/09 IV. — Stettin. 

39. Dotationsgeſetz vom 7. März 1868 verb. mit dem 
Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz, 8 38 Pr AG. dazu vom 
8 März 1871 und 5 362 Abſ. 2 StGB. Koſten der 
Korrektionshaft der Zuhälter. 

Die auf Grund des § 181 a RStGB. in der Provinz 
Hannover mit Überweiſung an die Landespolizeibehörde bes 
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ſtraften Perſonen (Zuhälter) werden von den Regierungs⸗ 
präſidenten der Korrektionsanſtalt der Klägerin in Wunſtorf 
und deren Werkhaus in Mohringen überwieſen. Die Provinz 
Hannover fordert von dem Preuß. Fiskus Erſatz der Koſten, 
die ſie für den Unterhalt ſolcher Perſonen in ihrem Werkhaus 
aufgewendet hat, auf Grund Auftrags, Geſchäftsführung ohne 
Auftrag bzw. Bereicherung. Der Streit der Parteien betrifft 
die Frage, ob trotz des Wortlauts des § 38 des Preuß. Geſetzes, 
betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 die Zuhälter zu denjenigen 
Perſonen zu rechnen ſeien, für deren Unterhalt im Arbeitshaus 
der Provinz Hannover der Landarmenverband aufzukommen 
habe. Die Vorinſtanzen haben dieſe Frage verneint. Das RG. 
wies die Klage unter Aufhebung der Vorderurteile ab: Das 
BG. geht von folgenden Erwägungen aus. Eine Verpflichtung 
der Klägerin zur Tragung der erſetzt verlangten Haftkoſten laſſe 
ſich aus den Geſetzen des ehemaligen Königreichs 
Hannover nicht herleiten; in dieſen habe es eine Regelung 
des Armenweſens, wie in den altpreußiſchen Provinzen, bis 
zum Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz nicht gegeben; ein 
Landarmenverband habe überhaupt nicht beſtanden, ebenſowenig 
eine Verbindung des Korrigendenweſens mit dem Armenweſen; 
vielmehr habe die Koſten der Korrektionsnachhaft der Staat zu 
tragen gehabt. An dieſem Rechtszuſtande habe auch das 
Preuß. Dotationsgeſetz vom 7. März 1868 nichts geändert, 
durch das der Provinz Hannover aus den Staatshaushalts⸗ 
einnahmen ein beſtimmter Jahresbetrag u. a. zur Verwendung 
für die Unterhaltung bezw. Unterſtützung der Landarmenanſtalten 
überwieſen worden ſei. Eine Anderung ſei erſt eingetreten 
durch das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz und das dazu 
ergangene Pra. Der 8 38 dieſes letzteren Geſetzes biete 
aber keinen Anhalt dafür, daß nicht nur die darin ausdrücklich 
aufgeführten Perſonen, ſondern überhaupt alle Perſonen, die 
jemals der Landespolizeibehörde mit den im § 362 Abſ. 2 
RStGB. ausgeſprochenen Folgen überwieſen werden würden, 
die Korrektionsnachhaft auf Koſten der Landarmenverbände 
verbüßen ſollten. Das BG. verkennt den Inhalt und den 
Sinn des von ihm angezogenen Urteils des erkennenden Senats, 
RG. 64, 1, wenn es meint, dieſes beruhe nicht auf $ 38 AG., 
ſondern lediglich auf älteren Vorſchriften des preußiſchen Rechts; 
eine ſolche Auffaſſung müßte notwendigerweiſe zu dem völlig 
abzuweiſenden und in dem Urteil auch abgewieſenen Ergebnis 
führen, daß die Frage, für welche Perſonen die Landarmen⸗ 
verbände die Koſten der Korrektionsnachhaft zu tragen hätten, 
in dem Gebiete der preußiſchen Monarchie verſchieden zu be⸗ 
antworten wäre je nach der geſchichtlichen Entwickelung des 
Armen⸗ und des Korrigendenweſens in der betreffenden Provinz, 
ja ſogar in dem betreffenden Provinzteile. Jenes Urteil beruht 
vielmehr ausſchließlich auf der Beſtimmung im § 38 und nur 
zu ihrer Auslegung iſt die geſchichtliche Entwickelung heran⸗ 
gezogen worden, die das Armen und das Korrigendenweſen in 
den altpreußiſchen Provinzen genommen hat. Es wird darin 
dargelegt, daß nach dem Wortſinn des § 38 eine Erſtreckung 
der den Landarmenverbänden auferlegten Verpflichtungen auf 
in der Beſtimmung nicht genannte Fälle zwar zu verneinen iſt, 
daß aber die geſchichtliche Entwickelung in den altpreußiſchen 
Provinzen, ſowie der Zweck des § 38 ſeine Anwendung auch 
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auf die Fälle gebietet, in denen auf Grund des §S 181 a RStGB. 
beſtrafte Perſonen von der Landespolizeibehörde nach § 362 
RStGB. den Arbeitshäuſern der Landarmenverbände überwieſen 
worden, und zwar für das geſamte Gebiet der Monarchie. An 
dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Für die Zwecke der gegen⸗ 
wärtigen Entſcheidung iſt noch zu erörtern, ob zur Auslegung 
des für das geſamte Gebiet der Monarchie geltenden § 38 eine 
Entwickelung des Armen⸗ und des Korrigendenweſens heran⸗ 
gezogen werden kann, die ſich nicht einheitlich in dieſem Gebiet 
vollzogen und insbeſondere einen anderen Weg eingeſchlagen 
hat, als gerade in der hier in Frage kommenden Provinz der 
Fall war. Für den Inhalt eines für das geſamte Staats⸗ 
gebiet erlaſſenen Geſetzes kann die hiſtoriſche Entwickelung der 
darin geregelten Materie in einem beſtimmten Teile des Staats⸗ 
gebiet3 maßgebend geweſen fen. Daß nun die Abſicht des 
Geſetzgebers bei Erlaß des AG. nicht dahin gegangen fein 
kann, das Korrigendenweſen in der ganzen Monarchie nach den 
Grundſätzen zu regeln, die bisher in den neuerworbenen 
Provinzen gegolten haben, liegt auf der Hand; das ergibt ſich 
auch aus dem Gange der Geſetzgebung. Aber ſchon bei der 
Beratung dieſes Geſetzes hatte die preußiſche Regierung für 
künftig die Abänderung der hannoverſchen Armengeſetzgebung 
in eine der preußiſchen entſprechende vorgeſehen. Dieſe 
Anderung iſt durch das AG. vom 8. März 1871 erfolgt, in 
dem das Armenweſen für das geſamte Gebiet der Monarchie 
einheitlich' geregelt wird, die in den alten wie in den neu⸗ 
erworbenen Provinzen geltenden entgegenſtehenden Vorſchriften 
aufgehoben, die beſtehenden Landarmenverbände beibehalten und 
ſolche Verbände für die neuerworbenen Provinzen gebildet 
werden. Hiernach dürfen zur Auslegung des § 38 in feiner 
Geltung für die geſamte Monarchie die Verhältniſſe heran⸗ 
gezogen werden, die in den altpreußiſchen Provinzen bis zum 
Erlaß des Geſetzes gegolten haben. Wenn dieſe daher in Ver⸗ 
bindung mit der erſt durch § 38 für das geſamte Gebiet der 
Monarchie bewirkten Heranziehung der Landarmenverbände für 
die Koſten der Definierung der gewerbsmäßig unzuchttreibenden 
Weibsperſonen eine analoge Anwendung des $ 38 auf die nach 
§ 181a RStGB. beſtraften Perſonen geſtattet, fo muß dies 
notwendig auch gelten für das geſamte Gebiet der Monarchie. 
Die Pflichten des durch das AG. unter Zugrundelegung der 
damals herrſchenden preußiſchen Verhältniſſe neugegründeten 
Landarmenverbandes für die Provinz Hannover ſind die gleichen, 
wie die der Verbände in den altpreußiſchen Provinzen. Preuß. Fisk. 
c. Provinz Hannover, U. v. 14. März 10, 224/09 VL — Celle. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

40. 5 8 Enteign®.] 

In dem dem angefochtenen Urteile vorausgegangenen 
Zwiſchenurteile vom 12. März 1908, das nach § 548 ZRD. 
gleichfalls der Beurteilung des Reviſionsgerichts unterliegt, iſt 
ausgeſprochen, daß bei Feſtſtellung des Minderwerts des Reſt⸗ 
grundſtücks des Klägers diejenigen Nachteile außer Betracht zu 
laſſen ſeien, die für das Reſtgrundſtück durch Bildung von 
Staub und Schmutz bei Gelegenheit der militäriſchen Abungen 
auf gewiſſen zum Exerzierplatze führenden Wegen erwüchſen. 
Dieſer Ausſpruch iſt damit begründet worden, daß ein urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang zwiſchen dem bezeichneten Schaden und 
der Anlegung und Benutzung des Exerzierplatzes nicht beſtehe. 
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ſtelle 56 der Wertſtempelberechnung zugrunde zu legende 


Dem iſt aber nicht beizutreten. Der BerR. hat nicht feſt⸗ 
geſtellt und es iſt von der Beklagten auch gar nicht behauptet 
worden, daß dem Kläger gegen die Benutzung jener Wege zu 
militäriſchen Zwecken ein Widerſpruchsrecht zuſtände. Die Be⸗ 
klagte hat vielmehr ſelbſt angeführt, daß es ſich um öffentliche 
Wege handele und daß die vom Kläger angebrachte Warnungs⸗ 
tafel gleich beim erſten Aufreiten der Huſaren durch einen 
Offizier wieder entfernt worden ſei. Iſt hiernach davon aus⸗ 
zugehen, daß ſich Kläger die Benutzung der Wege als Zugang 
zum Exerzierplatze gefallen laſſen muß, ſo unterliegt die An⸗ 
nahme, daß die durch dieſe Benutzung entſtehenden Nachteile 
mit der Enteignung im Kauſalzuſammenhange ſtehen, keinem 
begründeten Bedenken, denn ſie ſind Folgen des Betriebes des 
Exerzierplatzes und zu den Nachteilen der Enteignung, für 
welche der Unternehmer Entſchädigung zu leiſten hat, gehören 
nach feſtſtehender Rechtſprechung auch die ſchädlichen Folgen des 
Unternehmens, für welches die Enteignung ſtattgefunden hat. 
(JW. 03, 365° und die dort angeführten Entſcheidungen.) Hätte 
es ſich um einen freihändigen Verkauf zur Anlegung eines 
Exerzierplatzes gehandelt, ſo würde Kläger, wie niemand be⸗ 
zweifeln wird, bei Bemeſſung des Kauſpreiſes nicht nur den 
Wert der zu verkaufenden Parzellen, ſondern auch die aus der 
Nachbarſchaft des Exerzierplatzes für das Reſtgrundſtück er⸗ 
wachſenen Nachteile zu berückſichtigen gehabt haben, da er 
anderenfalls durch den Verkauf geſchädigt worden wäre. Für 
den Fall einer Enteignung kann aber unmöglich etwas anderes 
gelten, da Kläger ſonſt nicht die ihm nach § 1 EnteignG. zu⸗ 
ſtehende vollſtändige Entſchädigung erhalten würde. St. c. C., 
U. v. 22. März 10, 257/09 VII. — Düſſeldorf. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

41. Tarifſtelle 56 8 3 Abſ. 1 Stempft®. Begriff der 
„Schenkung“. Auslegung der ſtempelpflichtigen Urkunde.] 

Der Begriff der Schenkung — und damit auch derjenige 
der Schenkung, wenn ſie mit einer Auflage verbunden iſt —, 
wie er ſich aus der Tarifſtelle 56 des hier noch maßgebenden 
PrStempſtG. vom 31. Juli 1895 ergibt, deckt ſich nicht völlig 
mit dem im BGB. aufgeſtellten Begriff der Schenkung. Die 
genannte Tarifſtelle ſtellt eine ſelbſtändige, für das Stempelrecht 
allein maßgebende Begriffsbeſtimmung dahin auf, daß als 
Beurkundungen von Schenkungen alle ſelbſt formloſen Schrift⸗ 
ſtücke über ſolche Geſchäfte anzuſehen find, bei denen die Abſicht 
auf die Bereicherung des einen Teils gerichtet war, auch wenn 
das Geſchäft in der Form eines läſtigen Vertrages abgeſchloſſen 
iſt. Von einer Schenkung unter einer Auflage kann hiernach 
im Simne des Stempelrechts nicht die Rede ſein, wenn der 
Zuwendende oder der Empfänger der Zuwendung oder beide 
Teile wußten oder doch überzeugt waren, daß die für die 
Auflage erforderlichen Leiſtungen den Wert der Zuwendung 
erſchöpften oder gar überſtiegen; die Abſicht einer Bereicherung 
des Empfängers der Zuwendung erſcheint dann ausgeſchloſſen. 
Das ergibt auch der inhalts der Tariſſtelle 56 für die Be⸗ 
ſteuerung der Schenkung maßgebende § 6 Erbſchſt. vom 
30. Mai 1873/31. Juli 1895. Denn danach iſt, inſoweit eine 
Zuwendung zur Vergeltung für Leiſtungen beſtimmt iſt, die mit 
dem Anfall der Schenkung übernommen werden und die in 
Geldwert zu veranſchlagen ſind, der Wert dieſer Leiſtungen von 
der Zuwendung in Abzug zu bringen. Der nach der Tarif⸗ 


„Betrag der Schenkung“ fällt hiernach im Ergebnis zuſammen 
mit dem für die Berechnung der Erbſchaftsſteuer maßgebenden 
Betrage ($ 5 Erbſchſt GG.), um den derjenige, dem der Anfall 
zukommt, durch ihn reicher wird. Nach bürgerlichem Recht 
dagegen kann das Vorhandenſein einer Schenkung, wenigſtens 
ſoweit es ſich um eine Schenkung unter einer Auflage handelt, 
auch dann angenommen werden, wenn die zur Vollziehung der 
Auflage erforderlichen Aufwendungen den Wert der Zuwendung 
erreichen. Das zeigt, worauf ſchon das Urteil des erkennenden 
Senats vom 7. März 1905 (RG. 60 S. 238, 240) hinweiſt, 
die Vorſchrift des S526 BGB. Das Urteil des V. ZS. vom 
2. Mai 1908 (RG. 68, 326) ſteht nicht entgegen, da es ſich 
dort nicht um eine Schenkung unter einer Auflage handelt. 
Dieſen Unterſchied zwiſchen dem bürgerlichen und dem Stempel⸗ 
recht verkennt der Ber R., indem er feine Entſcheidung mit der 
Ausführung begründet, der Begriff einer Schenkung unter einer 
Auflage ſei nicht ausgeſchloſſen, wenn der Wert des Grundſtücks 
nicht höher iſt, als der Geſamtbetrag der als Auflage über⸗ 
nommenen Leiſtungen. Von dieſer unrichtigen Auffaſſung iſt 
offenbar auch die ohne nähere Begründung durch den Bert. 
getroffene Feſtſtellung beeinflußt, beide Vertragsteile ſeien darüber 
einig geweſen, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolge. 
Dieſe Willensübereinſtimmung würde dann, wenn der Wert der 
Zuwendung durch den der Auflage erſchöpft wird, nicht not⸗ 
wendig die Abſicht des Klägers in ſich einſchließen, ſeine Frau 
zu bereichern. Es bedarf aber zunächſt auch noch der näheren 
Prüfung, ob überhaupt die Vertragsteile durch die Verhandlung 
vom 29. Juni 1906 eine Schenkung unter einer Auflage oder 
ob ſie eine läſtige Veräußerung haben beurkunden wollen und 
beurkundet haben. Das Beſtehen des erhobenen Stempel⸗ 
anſpruchs hat der Beklagte darzutun. Er geht davon aus, 
daß der Vertrag vom 29. Juni 1906 die Beurkundung einer 
läſtigen Veräußerung darſtelle. Ob das zutrifft, iſt nach dem 
Inhalte der Urkunde zu beurteilen. (S 3 Abſ. 1 StempſtG.) 
In dieſer iſt irgendeine Erklärung dahin, daß der Kläger der 
Empfängerin der Zuwendung irgendeine Verpflichtung auf⸗ 
erlege oder daß die Empfängerin eine ſolche Auferlegung 
annehme, nicht enthalten. Der Kläger beſchränkt ſich auf die 
Erklärung, daß er ſeine Rechte aus dem mit Frau L. ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrage ſeiner Frau „abtrete“, „und zwar 
ſchenkungsweiſe“. Die Frau erklärt darauf, ſie nehme die 
„ſchenkungsweiſe Abtretung“ an, übernehme die Pflichten aus 
dem Kaufvertrage und wiederhole die in ihm geſtellten Ein⸗ 
tragungsanträge. Sieht man bei der Würdigung dieſer Er⸗ 
klärungen zunächſt von dem darin gebrauchten Ausdruck 
„ſchenkungsweiſe“ ab, der vielleicht nur in die Urkunde auf⸗ 
genommen iſt, um die Anwendung der Tarifſtelle 32 Abſ. 5 
auszuſchließen, ſo iſt aus ihnen nichts anderes zu entnehmen, 
als daß der Kläger ſeine Rechte als Erwerber aus einem 
Grundſtückskaufe auf ſeine Frau überträgt und daß dieſe dagegen 
unter Annahme der Übertragung ſämtliche für den Kläger aus 
dem Kaufgeſchäft erwachſenen Pflichten übernimmt. Nach dem 
objektiven Inhalt des Vertrages würde hiernach eine läſtige 
Veräußerung im Sinne des Abſ. 5 der Tarifſtelle 32 als 
beurkundet anzuſehen ſein. Das in die beurkundeten Er⸗ 
klärungen eingeführte Wort „ſchenkungsweiſe“ ändert noch nichts 
622 
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an den inhalts des Vertrages einander gegenüberſtehenden 
Rechten und Pflichten der Beteiligten, 1 vielmehr ebenſo 
wie etwa eine über die Erklärungen geſetzte Überſchrift „Schen⸗ 
kungsvertrag“, nur zum Ausdruck, daß die Erklärenden oder 
der Notar die Erklärungen rechtlich dahin auffaßten oder auf⸗ 
gefaßt wiſſen wollten, daß ſie die Natur einer Schenkung 
haben. Eine ſolche Abſicht ſchließt aber nicht aus, daß bei 
richtiger Auslegung des objektiven Inhalts des Vertrags jede 
der darin übernommenen Leiſtungen als das vereinbarte Entgelt 
für die gegenüberſtehende Leiſtung anzuſehen iſt. Der BerR. 
wird ſich hiernach einer nochmaligen Auslegung des Vertrags⸗ 
willens, wie er ſich aus dem beurkundeten Inhalte des Ver⸗ 
trages vom 29. Juni 1906 ergibt, dahin, ob eine läſtige 
Veräußerung beurkundet iſt, zu unterziehen as und hierbei, 
ſoweit es darauf ankommt, entſprechend den obigen Erörterungen, 
den richtigen ſtempelrechtlichen Begriff der „Schenkung unter 
einer Auflage“ zu berückſichtigen haben. Preuß. Fisk. c. S., 
U. v. 22. Febr. 10, 182/09 VII. — Marienwerder. 
42. Zur Tarifſtelle 712 Stempit®. 
Dem allgemeinen Vertragsſtempel der Tarifſtelle 71? unter⸗ 
liegen mehrſeitige Rechtsgeſchäfte, die auf der wechſelſeitig er⸗ 
klärten Willensübereinſtimmung mehrerer Perſonen beruhen, 
einerlei, ob der Vertrag wechſelſeitige Verbindlichkeiten begründet 
oder nur ein einſeitig verpflichtender iſt. Dieſen Grundſatz hat 
der erkennende Senat ſchon im Urteil vom 12. Juni 1900 
(NG. 46, 290; IMBl. 1900, 645) ausgeſprochen und aus ihm 
efolgert, daß Entpfändungserklärungen nach der genannten 
arifſtelle ſtempelpflichtig ſind, wenn der Eigentümer des ent⸗ 
pfändeten Grundſtücks in derſelben Urkunde erklärt, daß er die 
Entpfändungserklärung des Gläubigers annehme. Die hier 
in Betracht kommenden Urkunden ſind hiernach ſtempelpflichtig 
ſchon dann, wenn in ihnen die vom Beklagten behauptete Ver⸗ 
zichtserklärung abgegeben und vom anderen Teile angenommen 
iſt. Daß dieſe beiden Vorausſetzungen hier gegeben ſind, ſtellt 
der BerR. ohne RNechtsirrtum feſt. (Wird ausgeführt.) Nord⸗ 
deutſche Hagelverſ.⸗Geſ. c. Preuß. Fiskus, U. v. 18. März 10, 
242/09 VII. — Berlin. 


Praxis der Prozeßuovelle. 
Mitgeteilt vom Geſchäftsleiter Dr. Dittenberger. 


Zu 8 496 ZPO. in der neuen Faſſung haben die Land⸗ 
gerichte Stendal und Düſſeldorf ausgeſprochen, daß es im 
Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe genügt, wenn der Klage ein⸗ 
fache Abſchriften des Klagewechſels und der ſonſtigen nach 
§ 593 Abſ. 2 erforderlichen Urkunden beigefügt werden. Der 
Gerichtsſchreiber kann nicht verlangen, daß ihm zum Zwecke 
der Beglaubigung der Wechſelabſchrift für die Zuſtellung die 
Urſchrift oder eine beglaubigte Abſchrift des Wechſels bent 
wird. (Anderer Anſicht Stein, Kommentar zur Novelle, 
Anmerk. II, 4 zu § 496). 


1. Beſchluß 

des Kgl. Landgerichts in Stendal vom 9. April 1910 
(2 T. 55/10): 

Die Klägerin hat durch ihren Anwalt, Juſtizrat S., eine Klage 
im Wechſelprozeß in Urſchrift und einfacher Abſchrift am 4. April 1910 
beim Amtsgericht in Jerichow eingereicht. Sowohl der Urſchrift wie 
der Abſchrift war eine unbeglaubigte Wechſelabſchrift beigefügt. Das 
Amtsgericht hat keinen Verhandlungstermin angeſetzt, ſondern dem 
Anwalt die Klage mit dem Bemerken zurückgegeben, daß der Wechſel 
in Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift eingereicht werden müſſe, da 
ſonſt eine Zuſtellung der Klageurkunde nicht möglich ſei. Auf Vor⸗ 
ſtellungen des Anwalts hat das Amtsgericht in der angefochtenen 
Verfügung auf ſeinem Standpunkte beharrt. Die Beſchwerde der 
Klägerin iſt zuläſſig, da ſie ſich gegen die Ablehnung des Geſuchs um 
Terminsanberaumung richtet (S 567 ZPO.). Da der Fall, wie ſich 
aus der Natur der Klage ergibt, dringend iſt, durfte fie, wie ges 
ſchehen, unmittelbar beim Beſchwerdegericht eingelegt werden (§ 569 
Abſ. 1 JpC ). Die Beſchwerde iſt auch gerechtfertigt. 
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Es mag dahingeſtellt bleiben, ob es überhaupt ſtatthaft iſt, die 
Anſetzung eines Termins wegen etwaiger Zuſtellungsſchwierigkeiten zu 
verweigern. Denn jedenfalls ſind die Gründe des Vorderrichters nicht 
zutreffend. Er kann ſich allerdings für ſeine Auffaſſung auf den 
Kommentar von Stein (Anm. II 4 zu § 496 ZPO. neuer Faſſung) 
berufen. Die dort geäußerte Anſicht iſt aber irrig. Wäre ſie richtig, 
ſo würde das zu dem unleidlichen Ergebnis führen, daß zwar die 
durch einen Anwalt vertretene Partei in der Lage wäre, eine be: 
glaubigte Wechſelabſchriſt einzureichen (wenn man trotz $ 210 ZT. 
bei Zuſtellungen von Amts wegen dem Anwalt das Beglaubigungs— 
recht zugeſtehen will), daß aber die Partei, die ſich eines Anwalts 
nicht bedient, dem Gericht den Wechſel in Urſchrift übergeben müßte. 
Auf die nachteiligen Folgen aber, die eintreten können, wenn die 
Partei ſich auch nur auf Zeit des Wechſels entäußert, hat Stein ſelbſt 
(DIZ. Bd. 12 Sp. 1286) hingewieſen. Das Geſetz nötigt jedoch in 
keiner Weiſe zu dieſem Verfahren. 

Die Zuſtellung der Amtsgerichtsklage geſchieht von Amts wegen 
(S 496 ZRO.). Der Gerichtsſchreiber, nicht der Anwalt, hat deshalb 
die Abſchrift der Klage und der Klageanlagen, die bei der Zuſtellung 
übergeben werden ſoll, zu beglaubigen (SS 210, 170 ZPO.) Im 
Urkundenprozeß müſſen die klagebegründenden Urkunden, im Wechiel- 
prozeß alſo insbeſondere der Wechſel, in Urſchrift oder in Abſchrift 
der Klage oder einem vorbereitenden Schriftſatze beigefügt werden 
($ 593 3] O.); von beglaubigter Abſchrift iſt keine Rede. Die 
einfache Wechſelabſchrift iſt demnach zuläſſigerweiſe An: 
lage der Klageurſchrift. 

Die beiden bilden für die Zuſtellung eine Einheit. Zuzuſtellen 
iſt daher nicht, wie der erſte Richter und Stein annehmen, die Klage 
und der Wechſel, ſondern die Klage und die Wechſelabſchrift. Von 
den beiden letzteren iſt die beglaubigte Abſchrift, die bei der Zuſtellung 
dem Beklagten ausgehändigt werden muß, anzufertigen. Die Wechfel: 
abſchrift dient (neben der Klageurſchrift) für die Zuſtellung als Ur— 
ſchrift. Der Gerichtsſchreiber beglaubigt nicht, daß die 
Abſchrift, unter die er ſeinen Vermerk ſetzt, mit dem 
Wechſel, ſondern daß ſie mit der der Klage beiliegenden 
Wechſelabſchrift übereinſtimmt. Dieſes Ergebnis ſteht auch 
allein mit dem Zwecke des Geſetzes in Einklang. Die Beglaubigung 
ſoll nur dazu dienen, die Übereinſtimmung des zu übergebenden mit 
dem bei den Akten zurückbleibenden Schriftſtück zu ſichern und nach⸗ 
zuweiſen. Dieſer Zweck iſt erreicht, wenn, wie angegeben, verfahren 
wird. Irgend ein Nachteil kann dem Beklagten daraus nicht er⸗ 
wachſen. Denn ob die Abſchrift des Wechſels richtig war, wird im 
Verhandlungstermine auch beim Ausbleiben des Beklagten nachgeprüft. 

Der Terminsanſetzung und Zuſtellung ſtehen demnach keine 


Hinderniſſe im Wege. 
2. Beſchluß 


des Kgl. Landgerichts in Düſſeldorf vom 21. April 1910 
(6 Ta. 333,10): 

Die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin baben der Urſchrift der 
Wechſelklage, die fie gemäß § 496 Abſ. 2 ZPO. bei dem Prozeß⸗ 
gerichte eingereicht haben, nicht die Originale des Wechſels und der 
Proteſturkunde angefügt, ſondern nur einfache Abſchriften. Der Ge⸗ 
richtsſchreiber, der nach den SS 496 Abſ. 1, 210 3PO. die den Be: 
klagten zuzuſtellenden Abſchriften der Klage zu beglaubigen hat, 
weigert ſich, Klagewechſel und Proteſturkunde zu beglaubigen, ſolange 
ihm dieſe Urkunden nicht in Urſchrift vorgelegt werden. Das von 
der Klägerin gemäß § 576 Abſ. 1 ZPO. angerufene Prozeßgericht 
hält den Standpunkt des Gerichtsſchreibers für zutreffend und lehnt 
es ab, den Gerichtsſchreiber zur Beglaubigung anzuweiſen. 

Die nach den SS 576 Abſ. 2, 567 Abſ. 1 ZO. zuläſſige 
Beſchwerde tft begründet. Der § 593 Abſ. 2 ZPO., wonach die zur 
Begründung des Klageanſpruchs erforderlichen Urkunden — Wechſel, 
Proteſt — der Klage nur in Abſchrift beigefügt zu werden brauchen, 
während in der mündlichen Verhandlung die Antretung des Urkunden⸗ 
beweiſes durch Vorlegung der Urkunden ſelbſt zu erfolgen hat (§ 595 
Abi. 3 ZPO.) iſt durch die Novelle zur ZPO. vom 1. Juni 1909 
nicht berührt. Die Beglaubigung des Gerichtsſchreibers auf 
der den Beklagten zuzuſtellenden Klageabſchrift bezieht 
ſich nur darauf, daß dieſe Abſchrift mit der Klageurſchrift 
einſchließlich der dieſer angefügten Wechſel und Brotefte 
abſchrift übereinſtimmt. Dazu iſt eine Vorlegung des Wechſels 
und Proteſtoriginals nicht nötig. Erweiſt ſich die der Klage⸗ 
urſchriſt angeheftete Wechſel⸗ und Proteſtabſchrift im Termin zur 
mündlichen Verhandlung als falſch ſo kann ein Verſäumnisurteil nicht 
ergehen, weil eine „Abſchrift“ des Wechſels und des Proteſtes nicht 
zugeſtellt iſt (vgl. Heinitz, DIZ. 12, 1367; Frobmuth IW. 1910 Nr. 7 
S. 272; a. M. Stein Novelle z. ZPO. S. 71. Danach rechtfertigt ſich die 
Entſcheidung. 


39. Jahrgang. 
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Aus der Juſtizkommiſſion. 
Sitzungen vom 27. und 28. April, 3. und 4. Mai 1910. 


8 46 regelt die Vernehmung öffentlicher Beamter als 
Zeugen über Tatſachen, auf die ſich ihre Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit bezieht. Sie ſoll, wie bisher, von der Ge⸗ 
nehmigung der vorgeſetzten Behörde abhängig ſein, doch darf 
die Genehmigung nur verſagt werden, wenn die Vernehmung 
dem Wohle des Reiches oder eines Bundesſtaates Nachteil 
bereiten würde. 

Von mehreren Seiten wurde dieſe Regelung als un⸗ 
genügend bezeichnet; erfahrungsgemäß würde die Genehmigung 
viel zu häufig und namentlich dann verſagt, wenn der Angeklagte 
ſich zur Führung des Entlaſtungsbeweiſes auf das Zeugnis von 
Beamten berufe; unter Berufung auf das „Wohl des Reiches“ 
lönne ſchließlich die Genehmigung ſtets verweigert werden; dieſe 
Faſſung ſei viel zu weit und dehnbar, die ganze Regelung laufe 
auf eine Begünſtigung des Polizeiſpitzeltums und des Unweſens 
der agents provocateurs hinaus. 

Die Regierung erklärte die Beſtimmung für unentbehrlich, 
wenn anders nicht unter Umſtänden wichtige diplomatiſche oder 
militäriſche Geheimniſſe preisgegeben werden ſollten. Ein Ans 
trag auf Streichung des Paragraphen wurde abgelehnt, evenſo 
ein Antrag, im Anſchluß an den Vorſchlag des Berliner Anwalt⸗ 
vereins die Vernehmung eines Beamten ſchlechthin ſo lange für 
zuläſſig zu erkären, als nicht die vorgeſetzte Behörde es im 
einzelnen Fall verbiete, und endlich auch die Anregung, dem 
Abs. 2 eine engere Faſſung dahin zu geben: 

„die Genehmigung darf nur dann verſagt werden, wenn 

die Vernehmung der Wehrkraft des Reiches oder den 

Beziehungen zum Auslande oder den Beziehungen der 

9 untereinander zum Nachteile gereichen 

würde.“ 

Auch der Vorſchlag, die Entſcheidung über die Erteilung 
der Genehmigung ſtets in die Hände der Zentralinſtanz zu 
legen, oder das Gericht mit der Nachprüfung der Gründe zu 
betrauen, fand nicht die Billigung der Mehrheit; vielmehr 
wurde § 46 unverändert angenommen. 

Der 8 47 bezieht ſich auf die Vernehmung von Geiſt⸗ 
lichen und ihre krchenamtliche Schweigepflicht. An Stelle des 
letigen Zeugnisverweigerungsrechts, bei dem der Geiſtliche die 
Frage, ob der Angeklagte ihm etwas unter dem Beichtſiegel 
anvertraut habe, nicht vermeiden konnte, tritt nach der Vorlage 
ein direktes Frageverbot hinſichtlich ſolcher Tatſachen, über die 
der A nach Annahme des Gerichts oder nach ſeiner 
ausdrücklichen Verſicherung nicht ausſagen kann, ohne die ihm 
als Seelforger obliegende Pflicht zur Verſchwiegenheit zu ver⸗ 
letzen. Im Zuſammenhange hiermit wird von ihm eine aus⸗ 
drücliche Glaubhaftmachung nicht mehr erfordert (8 51), um 
ihn vor einem Gewiſſenskonflikt zu bewahren. Von freifinniger 
Seite wurde Aufrechterhaltung des jetzigen Rechtszuſtandes ge⸗ 
fordert; der Begriff der „Seelſorge“ werde namentlich von 
latholiſchen Geistlichen, die im Dienſte der Zentrumspartei 
känden, ſchon jetzt fo weit aufgefaßt, daß eigentlich alles 
darunter falle, es beſtehe keine Veranlaſſung, ihre Stellung als 
Seugen noch mehr zu erleichtern, die Vorſchrift werde die 
liberale Weltanſchauung in ihrem Kampfe gegen das Zentrum 
benachteiligen. Die ehrheit der Kommiſſion erachtete dieſe 
cfürchtungen für viel zu weitgehend, ſie war der Meinung, 
daß die kirchenamtliche Schweigepflicht durch das bisherige 
Zeugnisverweigerungsrecht nur unvollkommen geſchützt werde, 
weil hierbei der Geiſtliche die Tatſache, daß ihm etwas an⸗ 
vertraut worden ſei, nicht verſchweigen könne, und ſtimmte dem 
9 47 der Vorlage zu. | 
2 Dei § 48 (Zeugnisverweigerungsrecht der Anwälte, Arzte, 
erteidiger) beantragten die Freiſinnigen in Konſequenz des 
von der Kommiſſion zu 8 47 eingenommenen Standpunktes, 
auch hier das Zeugnisverweigerungsrecht durch ein Frageverbot 
hu erſetzen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt, die Kommiſſion 
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erkannte die Notwendigkeit dieſer Konſequenz nicht an, war 
vielmehr der Anſicht, daß das Berufsgeheimnis dieſer Gruppen 
durch ein Zeugnisverweigerungsrecht genügend geſchützt ſei. 
Die Mehrheit erkannte aber auch an, daß es nötig ſei, dieſes 
Zeugnisverweigerungsrecht auf die von den Arzten und An⸗ 
wälten in ihrem Berufe beſchäftigten Perſonen auszudehnen, 
welche Maßnahme mit Rückſicht auf die Entwicklung namentlich 
des Anwaltsberufs in den Großſtädten unumgänglich notwendig 


ſei. Die Eingangsworte des § 48 wurden daher, wie folgt, 


gefaßt: 
„Rechtsanwälte, Arzte, und die von ihnen in ihrem Berufe 
beſchäftigten Perſonen, ſowie Verteidiger dürfen ...“ uſw. 
Mit dieſer Maßgabe wurde der § 48 angenommen. 

Die Kommiſſion wandte ſich hierauf den Anträgen der 
Nationalliberalen, der Freiſinnigen und des Zentrums zu, die 
ſich mit der Einführung eines Zeugnisverweigerungsrechts für 
Abgeordnete beſchäftigen. Nachdem verſchiedene in der Faſſung 
auseinandergehende Anträge zurückgezogen waren, lag ſchließ⸗ 
lich ein Kompromißantrag diefer drei Parteien vor, der folgen⸗ 
den Wortlaut hatte: 

„Mitglieder des Reichstags oder anderer geſetzgebenden 
Verſammlungen dürfen die Auskunft über Perſonen, die 
ihnen in Ausübung ihres Berufs etwas anvertraut 
haben oder denen ſie in Ausübung ihres Berufs etwas 
anvertraut haben, ſowie über die anvertrauten Tatſachen 
verweigern. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die 
Mitteilung den Tatbeſtand eines Verbrechens begründet 
oder ein Verbrechen zum Gegenſtand hat.“ 

Von der Regierung und den Parteien der Rechten wurde 
dieſer Antrag ſcharf bekämpft, weil er das Dienſtgeheimnis 
des Beamten gefährden und auf eine Lockerung der e 
diſziplin hinauslaufen müſſe, auch der zuverläſſigen Information 
der Abgeordneten Abbruch tue; der Antrag wurde aber dennoch 
angenommen, indem die Mehrheit davon ausging, daß ein 
Abgeordneter eine wirkſame Tätigkeit nur dann entfalten und 
vorhandene Mißſtände nur dann zur Sprache bringen könne, 
wenn er ſeine Gewährsmänner verſchweigen dürfe. 

§ 49, der das Zeugnisverweigerungsrecht der Preſſe und 
ihres Perſonals regelt, wurde nach der Vorlage angenommen. 
Ein Antrag der Sozialdemokraten auf Streichung des Abſ. 2, 
nach welchem ein Zeugnisverweigerungsrecht dann nicht beſteht, 
wenn der Inhalt des ſtrafbaren Artikels den Tatbeſtand eines 
Verbrechens begründet, wurde abgelehnt. Wie die Regierung 
mitteilte, iſt die Preſſe mit der 5 des Entwurfs und 
insbeſondere mit der Ausnahme des Abſ. 2 durchaus ein⸗ 
verſtanden. Gegen das Zeugnisverweigerungsrecht der Preſſe 
ſtimmte nur ein konſervatives Mitglied. 

Zu 8 50 (Zeugnisverweigerungsrecht der Angehörigen) 
lag ein Antrag vor, im Privatklageverfahren auch die An⸗ 
gehörigen des Privatllägers mit dem Rechte, das Zeugnis ver⸗ 
weigern zu dürfen, auszuſtatten. 

Der Antrag wurde damit begründet, daß das Privat⸗ 
klageverfahren ein reiner Parteiprozeß ſei, und daß es folge⸗ 
richtig und billig ſei, den Privatkläger nicht ſchlechter zu ſtellen 
als den Angeklagten, der, während ſeine Angehörigen das 
Zeugnis verweigern dürften, bei Führung des Wahrheitsbeweiſes 
die Angehörigen des Privatklägers zur Ausſage zwingen könnte. 
Den Gewiſſenskonflikt, in den die Angehörigen des Privatklägers 
nicht minder häufig gerieten als die Angehörigen des An⸗ 
geklagten, trage die Vorlage dadurch zum Teil Rechnung, daß 
ſie im § 59 die Möglichkeit eröffne, Angehörige des Privat⸗ 
klägers nicht du beeidigen. Der Antrag ſtelle ſich als konſcquente 
Fortbildung dieſes Gedankens dar. Die Kommiſſion lehnte 
jedoch den Antrag ab, weil das V kein reiner 
Parteiprozeß ſei und die Stellung des Angeklagten durch den 
Antrag verſchlechtert werde, und nahm den § 50 unverändert an. 

8 51 wurde nach einer redaktionellen Anderung nicht weiter 


beanſtandet. 
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Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde hierauf folgender 
neue Paragraph vorgeſchlagen: 

„Der Zeuge darf die Auskunft über ſeine politiſche Ge⸗ 
ſinnung oder Betätigung verweigern.“ 

Der Antrag wurde jedoch gegen die Stimmen der Antrag⸗ 
ſteller abgelehnt, weil Fälle denkbar ſeien, in denen zur Er⸗ 
mittelung der Wahrheit die Stellung einer ſolchen Frage nicht 
zu vermeiden ſei. 

Zu 5 52 wurde beantragt, einen Zuſatz zu machen, daß 
der Richter den Zeugen darüber zu belehren habe, daß er die 
Beantwortung der in dem Paragraph bezeichneten Fragen ab- 
lehnen dürfe. Gegen den Antrag wurde geltend gemacht, daß 
dadurch wieder ein neuer Reviſionsgrund geſchaffen und da 
die Aufmerkſamkeit des Richters durch die vielen Formalien zu 
ſehr von ſeiner Hauptaufgabe der Urteilsfindung abgelenkt werde. 
Der Antrag wurde daher abgelehnt, ebenſo ein weiterer Antrag, 
im Abſ. 2 die Worte „Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung“ 
durch die Worte: „Gefahr der Strafverfolgung“ zu erſetzen. 
Der Zweck des Antrags war der, daß der Zeuge auch bei 
einem drohenden Diſziplinarverfahren die Antwort ſolle ver⸗ 
weigern dürfen. Dem wurde entgegengehalten, daß dieſer Zweck 
durch die vorgeſchlagene Faſſung nicht erreicht werde, da auch 
der Ausdruck „Strafverfolgung“ ein Dilziplinarverfahren nicht 
mitumfaſſe, und daß der Zeuge nicht ſchon die Ausſicht auf 
eine geringfügige diſziplinäre Rüge zum Anlaß nehmen dürfe, 
die Wahrheit zu bekennen. Dadurch könne die Stellung des 
Angeklagten erheblich verſchlechtert werden. 

Der § 52 und ſodann der § 53 wurden angenommen. 

In § 54 wurde der Abſ. 3 folgendermaßen gefaßt: 

„Zeugen, die das Zeugnis verweigern dürfen (58 47 
bis 50), ſind hierauf hinzuweiſen.“ 


Man war der Meinung, daß zwar bei Rechtsanwälten, 


Arzten und Redakteuren eine ſolche Belehrung in der Regel 
überflüſſig ſein werde, weil dieſe Perſonen über ihre Rechte infor⸗ 
miert zu ſein pflegten, daß aber eine generelle Belehrung des— 
halb nicht zu entbehren ſei, weil das Zeugnisverweigerungsrecht 
auf ihr Perſonal ausgedehnt worden ſei, bei dem man dieſe 
Kenntnis nicht vorausſetzen dürfe. Mit dieſer Maßgabe fand 
der § 54 Annahme. 

Bei § 55 war von einer Seite der Antrag geſtellt worden, 
dem Abſ. 2 folgenden Satz zuzufügen: 

„Hierbei ſollen Fragen, die eine beſtimmte Antwort näher⸗ 
legen als eine andere, vermieden werden.“ 

Der Antrag bezieht ſich auf die ſog. Suggeſtivfragen, deren 
Verwerflichkeit der Antragſteller mit Rückſicht auf die leichte 
Beeinfluſſungsmöglichkeit der Zeugen betonte. Die Kommiſſion 
lehnte den Antrag ab; 0 trat zwar dem Urteil des Antragſtellers 
über die Unzuläſſigkeit ſolcher Fragen bei, war aber der Meinung, 
daß die Frage ſich zur Regelung im Geſetze nicht eigne. 

Ebenfalls Ablehnung erfuhr der Antrag, dem Ab}. 3 folgen⸗ 
den Zuſatz zu geben: 

„Auf Antrag des Verteidigers iſt ein Auszug aus dem 
Strafregiſter zu den Akten zu bringen.“ 

Die Mehrheit erwog, daß dieſe Maßregel in den meiſten 
Fällen eine überflüſſige Bloßſtellung des Zeugen enthalte, die 
das Geſetz gerade zu vermeiden wünſche. 

Dagegen fand trotz lebhaften Widerſpruchs der Regierung 
folgender Zuſatzantrag zu Abſ. 2 Annahme: 

„Dabei dürfen bei der Verfolgung politiſcher Verbrechen 
oder Vergehen Ausſagen eines Zeugen über Mitteilungen 
anderer Perſonen nicht berückſichtigt werden, wenn der 
Zeuge dieſe Perſon zu bezeichnen verweigert.“ 

Die Minderheit machte zwar geltend, daß der Begriff der 
„politiſchen Verbrechen oder Vergehen“ kein feſtſtehender ſei, 
und daß der Antrag auf eine unzuläſſige Einſchränkung der 
freien Beweiswürdigung hinauslaufe, die Mehrheit hielt indeſſen 
den Antrag zur Bekämpfung des Polizeiſpitzeltums für er⸗ 
forderlich. Ä G. 
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Grundlegende Eutſcheidungen. 


Wie Entſch. Nr. 1 ausführt, fallen bei Kirchengebäuden 
ſolche Nebenſachen, die für die gottesdienſtlichen Zwecke der 
Kirche beſtimmt und zu dieſem Zwecke in ein entſprechendes 
räumliches Verhältnis zu ihr gebracht ſind, gleichfalls unter den 
Begriff des Zubehörs. 

Die W e eines Arztes aus einem Arzteverein 
behandelt Entſch. Nr. 2. 


In Entſch. Nr. 3 wird ein als „Schuldſchein“ überſchriebenes 
Schriftſtück des Erblaſſers, das ein ſchenkungsweiſe erteiltes, 
wegen Formmangel nichtiges Schuldanerkenntnis darſtellte, aber 
die Formerforderniſſe eines eigenhändigen Teſtaments erfüllte, 
als eigenhändiges Teſtament fe erhaben 

Entſch. Nr. 7 vertritt den Standpunkt, daß ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten durch Unterlaſſung auch ohne Verletzung 
einer Rechtspflicht begangen werden kann, ſofern ein Handeln 
nach der Anſchauung billig denkender Menſchen geboten war. 

Teilweiſe Nichtigkeit im Sinne des $ 139 BGB. liegt 
nach Entſch. Nr. 12 nicht nur dann vor, wenn ein Rechts⸗ 
geſchäft objektiv aus mehreren Teilen beſteht, ſondern auch in 
den Fällen, in denen bei einem Rechtsgeſchäft auf der einen 
Seite mehrere Perſonen als Vertragſchließende beteiligt ſind 
und bezüglich einer dieſer mehreren Perſonen ein Nichtigkeits⸗ 
grund beſteht. Dasſelbe Erkenntnis führt aus, daß, wenn auf 
Grund gemeinſchaftlicher Verfügung der Miteigentümer eines 
Gaudi eine Hypothek auf das ganze gemeinſchaftliche 
Grundſtück eingetragen wird, die Hypothek jeden Anteil ſelb⸗ 
ſtändig belaſtet. Jeder Anteil haftet für die ganze Forderung 
und im Falle der Zwangsverſteigerung auch nur eines Anteiles 
kann der Gläubiger in voller Höhe Befriedigung aus dieſem 
Anteil verlangen. 

Eine Gefängnisſtrafe, zu der der Ehemann wegen zahl— 
reicher von ihm als Lehrer an Schulmädchen, meiſt unter 
14 Jahren, begangener unſittlicher Handlungen verurteilt wurde, 
bringt Entſch. Nr. 14 unter den Begriff der perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaft im Sinne des $ 1333 BGB. 

Die Grundſätze des §S 616 ZPO. find nach Entſch. Nr. 15 
nicht auf einen Rechtsſtreit auszudehnen, der lediglich über die 
Verpflichtung eines Ehegatten zur Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft geführt wird. i 

In Entſch. Nr. 18 hält das RG. an der Anſicht feſt, daß 
auch aus dem Reifegrade des Kindes die offenbare Unmöglichkeit 
der Erzeugung des Kindes durch den Ehemann gefolgert 
werden kann. 

Der Unterhaltsberechtigte muß ſich, wie Entſch. Nr. 19 
ausführt, mit dem notdürftigen Unterhalte begnügen, wenn ſeine 
Bedürftigkeit durch ſein ſittliches Verſchulden verurſacht worden 
iſt. Solange dieſer Zuſammenhang zwiſchen dem ſittlichen Ver⸗ 
ſchulden als Urſache und der Bedürftigkeit als Wirkung beſteht, 
dauert auch die Beſchränkung des Unterhaltsanſpruchs auf das 
notdürftige Maß fort. Hört aber der urſächliche Zuſammenhang 
auf, ſo entfällt dieſe Beſchränkung. — Der „geſamte Lebens⸗ 
bedarf“ eines zwar re aber zu einem Berufe noch nicht 
vorgebildeten Unterhaltsbedürftigen kann auch die Mittel um⸗ 
faſſen, die es ihm ermöglichen, eine angemeſſene und ſichere 
Lebensſtellung zu erlangen. N. 


Meldeſtellen für Anwalts vertretungen. 


Der Verband Alter Herren des Akademiſch-Juriſtiſchen 
Vereins zu Berlin hat ſeit Juni 1909 eine Vermittelungsſtelle 
für Anwaltsvertretungen, Hilfsarbeiterſtellen, Terminsver⸗ 
tretungen uſw. eingerichtet, auch für dem Verband nicht an⸗ 
gehörende Herren. Zuschriften an den Schriftführer Herrn Rechts⸗ 
anwalt Fleiſcher, Berlin' C 25, Dirckſenſtr. 24. 


39. Jahrgang. 
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Stenographiſcher Bericht der Reichstagsverhandlungen 


über die 


Sweite Beratung der Entwürfe 


eines Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
ſowie eines Geſetzes betreffend Anderungen der Rechtsanwalts⸗ 


orònung. 
78. und 79. Sitzung vom 3. und 4. mai 1910. 


78. Sitzung vom 3. Mai 1910. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Wir kommen zum dritten Gegen⸗ 

ſtand der Tagesordnung: 
Zweite Beratung der Entwürfe eines Geſetzes 
betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
ſowie eines Geſetzes betreffend Anderungen der 
Rechtsanwaltsordunng (Nr. 309 [ berichtigt! der 
Druckſachen). 
Bericht der 14. Kommiſſion Nr. 431 der Druckſachen. 
Berichterſtatter: Abgeordneter Dr. Junck. 
Anträge Nr. 449, 452, 454, 455. 
Wünſcht der Herr Berichterſtatter das Wort? 
(Wird bejaht) 
Ich erteile es ihm. 

Dr. Junck, Abgeordneter, Berichterſtatter: Es wird zur 
Abkürzung der Debatte dienen, wenn ich einen kurzen Abriß 
über die Beſchlüſſe der Kommiſſion gebe. Das Bedürfnis, eine 
Entlaſtung des Reichsgerichts zu ſchaffen, iſt allgemein anerkannt 
worden, und die Kommiſſion hat ſich ſofort zur Beratung der 
Mittel, zur Entlaſtung ſelbſt, gewendet. Man hatte zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen ſogenannten kleinen und großen Entlaſtungs⸗ 
mitteln. Von den kleinen Mitteln iſt angenommen worden 
die Befreiung des Reichsgerichts von der Reviſion in 
Arreſt⸗ und Verfügungsſachen. Ferner iſt angenommen 
worden eine Erhöhung der Koſten der Reviſionsinſtanz in Ver⸗ 
bindung mit der Stellung einer Präkluſivfriſt, innerhalb der 
der Gerichtskoſtenvorſchuß bei Verluſt des Rechtsmittels zu 
zahlen iſt. Es ſind ferner dem Reichsgericht abgenommen 
worden die geſamten Beſchwerden. Gerade mit dieſem Punkt 
beſchäftigt ſich aber ein zur zweiten Leſung geſtellter Antrag, 
der die Beſchwerden über die Verſagung des Armenrechts dem 
Reichsgericht wieder zuleiten will. 

Es wurde weiter beſchloſſen, daß die Berufungsurteile 
vorläufig vollſtreckbar ſein ſollen. Dieſe Vorſchrift iſt jedoch 


. 


gemildert worden durch eine Beſtimmung, die dem Reichs⸗ 
gericht auferlegt, bei Glaubhaftmachung eines unerſetzlichen 
Verluſtes die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung zu verfügen. 
Es iſt noch gar nicht abzuſehen, wie weit dieſes Mittel wirken, 
ob die Wirkung nicht viel größer ſein wird, als man zurzeit 
annimmt. 

Es iſt endlich die unbedingte Zuſtändigkeit des Reichs 
gerichts beſeitigt worden, wo es ſich um die ſachliche Unzuſtän⸗ 
digkeit des Gerichtes handelt. 3 

Eine Anzahl anderer Entlaſtungsmittel, namentlich ſolcher, 
die vom Deutſchen Anwaltsverein vorgeſchlagen waren, ſind 
teils am Widerſpruch der Kommiſſion, teils am Widerſpruch 
der Reichsregierung geſcheitert. 

Von den verbündeten Regierungen war als größeres 
Mittel vorgeſchlagen zunächſt eine ſchärfere Trennung der Tat⸗ 
frage von der Rechtsfrage, die „Sicherung der tatſächlichen 
Feſtſtellungen zweiter Inſtanz“, wie ſich der Entwurf aus⸗ 
drückte. Dieſer Vorſchlag iſt von der Kommiſſion einſtimmig 
abgelehnt worden, aus den auch ſchon im Plenum vorgebrachten 
Gründen. 

Ferner ſchlug die Reichsregierung vor, daß das Reichs⸗ 
gericht die Möglichkeit haben ſolle, Reviſionen, die es ein⸗ 
ſtimmig für unbegründet erachtet, durch Beſchluß ohne münd⸗ 
liche Verhandlung zurückzuweiſen. Auch dieſer Vorſchlag iſt 
von der Kommiſſion einſtimmig abgelehnt worden. 

Einſtimmig abgelehnt worden iſt auch das vielbeſprochene 
Difformitätsprinzip. Ich habe keinen Auftrag, dieſem Prinzip 
von hier aus noch einen Nachruf zu widmen. Die Ablehnung 
iſt erfolgt aus verſchiedenen Gründen: teilweiſe aus prin⸗ 
zipieller Gegnerſchaft gegen das ganze Prinzip, teilweiſe aus 
dem Grunde, weil die meiſten Mitglieder der Kommiſſion ein 
beſſeres Entlaſtungsmittel in einer Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme erblickten. 

Die Erhöhung der Reviſionsſumme ſoll auf 4000 & er⸗ 
folgen. Bei Errichtung des Reichsgerichts wurde die Reviſions⸗ 
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ſumme auf 1500 & feſtgeſetzt; durch die letzte Novelle wurde 
fie auf 2500 „ erhöht, nun abermals ein Schritt bis auf 
4000 &. Ein Antrag, die Reviſionsſumme auf 5000 & feſt⸗ 
zuſetzen, fand nicht den Beifall der Kommiſſionsmehrheit. 

Nachdem man ſo weit gelangt war, ſtanden ſich eigentlich 
nur noch zwei Prinzipien entgegen, nämlich die Verminderung 
des Arbeitsſtoffes am Reichsgericht — eben durch Erhöhung 
der Reviſionsſumme — und die Vermehrung der Arbeitskräfte. 
Letztere hielten manche für das einzig richtige Mittel: wenn die 
Arbeit wachſe, müßten eben die Arbeitskräfte vermehrt werden. 
Man kann demgegenüber feſtſtellen, daß die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion einen Mittelweg bedeuten. Die Kommiſſion hat 
ſich einerſeits für eine mäßige Erhöhung der Reviſionsſumme 
— auf 4000 & — entſchieden; andererſeits ſchlägt fie vor, 
daß zur Aufarbeitung der jetzt vorhandenen Rückſtände Hilfs⸗ 
kräfte an das Reichsgericht entſandt werden ſollen — ein Vor⸗ 
ſchlag, der bereits die Billigung des Herrn Staatsſekretärs 
gefunden hat und, wie wir annehmen, auch ausgeführt 
werden wird. 

Es iſt ferner von ſeiten des Staatsſekretärs folgende Zu⸗ 
ſage erteilt worden: wenn ſich trotz der Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme in abſehbarer Zeit wieder eine Überlaftung des Reichs⸗ 
gerichts herausſtellen ſollte, dann werde er — der Staats⸗ 
ſekretär — die Abhilſe ſuchen nur auf dem Wege der Ver⸗ 
mehrung der Senate. Wir dürfen wohl erwarten, daß dieſe 
Erklärung hier im Plenum wiederholt wird. 

Alſo darf ausgeſprochen werden: es iſt verbunden worden 
das Prinzip der Erhöhung der Reviſionsſumme mit einer, wenn 
auch nicht gegenwärtigen, ſo doch in ſicherer Ausſicht ſtehenden 
Vermehrung der Senate beim Reichsgericht — falls nicht in⸗ 
zwiſchen eine allgemeine Reviſion des Zivilprozeſſes durchgeſetzt 
werden ſollte. Denn darüber war ſich die Kommiſſion auch 
einig — obwohl hierüber natürlich eine Abſtimmung nicht 
ſtattgefunden hat —, daß auf die Dauer eine allgemeine Re⸗ 
viſion des Zivilprozeſſes und damit eine Umbildung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion zum Zwecke einer Annäherung an den 
Gedanken der reinen Kaſſation nicht zu vermeiden ſein wird, 
daß aber eine derartige Umbildung des Rechtsmittels ſelbſt⸗ 
verſtändlich vorausſetzt eine größere Sicherung der Recht⸗ 
ſprechung der unteren Inſtanzen, namentlich eine ſtraffere Kon⸗ 
zentration des Streitſtoffes ſchon in der erſten Inſtanz. Es 
darf von dieſer Stelle aus der Wunſch ausgeſprochen werden, 
daß mit der Reviſion des Zivilprozeſſes, die abſolut notwendig 
iſt, nicht allzu lange gezögert werden möge. 

Das ſind in kurzem die Vorſchläge der Kommiſſion. Die 
Kommiſſion hat gründlich, aber — wie Sie zugeben werden — 
ſchnell gearbeitet; ſie glaubt, an ihrem Teile den Beweis ge⸗ 
führt zu haben, daß man zugleich gründlich und ſchnell arbeiten 
kann, und daß hieran auch die Anweſenheit ſehr vieler Juriſten 
nicht zu hindern braucht. 

(Bravo! und Heiterkeit) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Dr. v. Dziembowski⸗Pomian. 


Dr. v. Dziembowski⸗Pomian, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich möchte vorſchlagen, daß wir die Diskuſſion über 
Art. 1 Nr. 2, Art. II, Art. III Nr. 3, 11, 12, 13, 14, 15, 16 
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und über Art. IV verbinden. Im Anſchluß daran würden 
natürlich auch die Anträge Schmidt (Warburg), Nr. 452 der 
Druckſachen, und Albrecht und Genoſſen, Nr. 449, zur Ver⸗ 
handlung kommen. In allen dieſen Anträgen und in allen 
dieſen Punkten kommt gemeinſam die Frage zur Entſcheidung, 
ob das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Reichsgericht nach 
wie vor zuläſſig ſein ſoll. Alle die von mir einzeln zitierten 
Artikel und deren Nummern betreffen ein und dieſelbe Frage. 
Es empfiehlt ſich daher, dieſe Frage des Beſchwerderechts 
formell in einer Diskuſſion zuſammenzufaſſen. Je nach dem 
Ausfall der Abſtimmung über den Antrag Schmidt (Warburg) 
würden dann dieſe Paragraphen entweder anzunehmen ſein, 
oder ſie müſſen geſtrichen werden. Es empfiehlt ſich dazu, die 
Diskuſſion über die Frage des Beſchwerderechts durch Ver: 
bindung dieſer Punkte einheitlich zu geſtalten. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Ich habe einen Antrag, der 
ſich in derſelben Richtung auf ſämtliche Anderungen des Be: 
ſchwerderechts bezieht, und der von dem Herrn Abgeordneten 
Seyda geſtellt iſt, zum Druck gegeben. Er iſt noch nicht ver⸗ 
teilt. Ich kann ihn nicht verleſen, weil das Manuſfript ſich 
in der Druckerei befindet. Er wird alsbald verteilt werden. 

Ich möchte dem Hauſe einen etwas abweichenden Vor⸗ 
ſchlag machen. Alle Fragen der Vorlage beziehen ſich auf das 
eine Ziel der Entlaſtung des Reichsgerichts. Deshalb, meine 
ich, würde ich richtig verfahren, wenn ich bei der Debatte den 
erſten Rednern die Möglichkeit eröffnete, ganz allgemein die 
einſchlagenden Geſichtspunkte zu erörtern, 

(ſehr richtig!) 
ohne Rückſicht darauf, um welche einzelnen Maßregeln es ſich 
handelt; was das Haus in bezug auf einzelne Maßregeln be— 
ſchließt, iſt nicht von dem abhängig, was es in bezug auf die 
anderen Maßregeln beſchließt. Deshalb wäre ich geneigt, wenn 
das hohe Haus damit einverſtanden iſt, die Zügel bei Beginn 
der Debatte nicht allzu ſtraff bezüglich der einzelnen Nummern 
zu ziehen, die zur Debatte ſtehen. — Das Haus iſt damit ein⸗ 
verſtanden. 
Dann hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Thaler. 


Dr. Thaler, Abgeordneter: Meine Herren, der vorliegende 
Entwurf hat in der Kommiſſion eine Anderung, und zwar zum 
Beſſeren, erfahren. Gleichwohl hält ein Teil meiner Freunde 
ihn nicht für annehmbar. Wir ſind nämlich der Meinung, daß 
er von einem prinzipiell irrigen Standpunkt ausgeht. Es liegt 
dem Entwurf die Annahme zugrunde, daß das Reichsgericht 
durch die große Anzahl der Reviſionen überlaſtet ſei, eine An⸗ 
nahme, die an und für ſich nicht beſtritten wird. Allein der 
Entwurf ſucht unſeres Erachtens dieſen Mißſtand auf einem 
unrichtigen Wege zu beſeitigen. Der Entwurf verdankt ſeine 
Entſtehung nicht der Empfindung, daß die beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen unnötig oder gar ſchlecht ſeien, und daß ſie daher 
aus juriſtiſchen und ſachlichen Erwägungen verbeſſerungsbedürftig 
erſcheinen. Er ſchlägt uns vielmehr Anderungen nur aus dem 
Grunde vor, weil das Reichsgericht wegen der Menge von 
Fällen der Reviſion außerſtande ſei, die Arbeitslaſt zu bewältigen, 
alſo nur zu dem Zwecke, um dem Reichsgericht dieſes übergroße 
Arbcitspenſum abzunehmen oder zu erleichtern. 


39. Jahrgang. 


Dieſer Weg iſt jedoch ein verfehlter. Wenn das recht⸗ 
ſuchende Publikum die Notwendigkeit empfindet, zweifelhafte 
Rechtsfragen der höchſten Gerichtsbehörde zu unterbreiten, dann 
ſoll nicht der Rechtsweg beſchnitten, ſondern es ſoll dieſes höchſte 
Gericht ſo eingerichtet werden, daß es imſtande iſt, dieſes Arbeits⸗ 
penſum zu bewältigen. 

Der Entwurf will die Abhilfe gegen die Überlaftung er⸗ 
reichen durch die dauernde erhebliche Einſchränkung der von 
Jahr zu Jahr wachſenden Zahl der Reviſionen. So ſpricht ſich 
die Eingabe des Deutſchen Handelstages vom 23. April d. J. 
aus, die an uns gelangt iſt. Dieſe Tendenz erweckt jedoch leb⸗ 
hafte grundſätzliche Bedenken. Das Richterkollegium des Reichs⸗ 
gerichts iſt eine Ausleſe aus dem geſamten Richterſtande Deutſch⸗ 
lands, und ſeine Rechtſprechung erfreut ſich des höchſten An⸗ 
ſehens; eine ſolche Behörde ſollte man in ihrer Wirkſamkeit 
richt einengen; es bedeutet eine Verſchlechterung für alle Recht⸗ 
ſuchenden, die jetzt die Möglichkeit beſitzen, ihren Rechtsſtreit 
über größere vermögensrechtliche Objekte an das Reichsgericht 
zu bringen, wenn ihnen dieſe Inſtanz in der Zukunft be⸗ 
ſchnitten wird. 

Der Entwurf befürchtet von einer Vermehrung der Senate 
des Reichsgerichts eine Erſchütterung der Rechtseinheit. Jedoch 
mit Unrecht. Eine Neuſchaffung von zwei oder drei Zivilſenaten 
zu den jetzigen ſieben Senaten des Reichsgerichts würde die Rechts⸗ 
einheit weniger gefährden als die Überlaſſung der Aufftellung 
von endgültigen Rechtsgrundſätzen an die beſtehenden 29 Ober⸗ 
landesgerichte mit ihren 145 Senaten. Ich glaube, daß, wenn 
das große Penſum der Rechtsentwicklung des deutſchen Volles, 
namentlich in Fragen von moderner Bedeutung, einer ſo großen 
Vielzahl von Senaten der Oberlandesgerichte überlaſſen würde, 
wie ich ſie ſoeben aufgeführt habe, hierdurch eine größere Zer⸗ 
Iplitterung der Rechtseinheit bewirkt wird, als wenn den beſtehen⸗ 
den Zivilſenaten zwei weitere angegliedert werden, ſelbſt auf 
die Gefahr hin, daß der innere Kontakt des Reichsgerichts 
innerhalb ſeiner einzelnen Mitglieder hierdurch etwas gemindert 
würde, was ich indeſſen nicht einmal zugeben kann. Man 
denke doch an die große Entwicklung des modernen Rechts⸗ 
lebens, insbeſondere auf jenen Gebieten, die Handel und Ver⸗ 
kehr betreffen, beiſpielsweiſe an die Frage der Haftung des 
Bankiers aus der Empfehlung von Wertpapieren, der Zu: 
läſſigkeit der Verrufserklärung in Lohnkämpfen, der Regreß⸗ 
pflicht der Verwaltungsorgane handelsrechtlicher Geſell⸗ 
ſchaften uſw., welche auf das verſchiedenartigſte entſchieden 
werden können je nach den Oberlandesgerichtsbezirken, in welchen 
fe zur Entſcheidung gelangen. Der Entwurf läuft alfo nicht 
auf eine Verbeſſerung der Rechtspflege hinaus, ſondern er will 
tichterliche Arbeitskräfte und damit die Koſten und Auf⸗ 
wendungen erſparen, welche für die beſtmögliche Ausübung 
der Juſtizhoheit des Staates und des Reichs, die wir alle 
anſtreben, unbedingt erforderlich ſind. Dies aber iſt ein ab⸗ 
wegiger Grundſatz. Die Geſetzes vorlagen, welche in der letzten 
Zeit über das gerichtliche Verfahren in deutſchen Landen den 
geſetzgebenden Körperſchaften unterbreitet wurden, haben ohnehin 
das nicht gerade erfreuliche Bild ergeben, daß die Befriedigung 
der Rechtsbedürfniſſe des Volkes zurückgeſtellt und beſchnitten, 
daß auf Koſten des Rechts geſpart, daß aber auf der anderen 
Seite die finanziellen Leitungen derjenigen geſteigert werden, 
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welche gezwungen ſind, die Jurisdiktionsgewalt des Staates in 
Anſpruch zu nehmen. Einen Beweis hierfür bietet die Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, die Verweigerung 
der Einrichtung neuer Zivilſenate des Reichsgerichts, der frühere 
Vorſchlag der Regierung, Termingebühren für den vierten und 
ſiebenten Terminstag im Zivilprozeß zu erheben, die 
Pauſchalierung der Schreibgebühren und die Erhöhung der 
Gerichtskoſten auf der anderen Seite. Dieſem Syſtem ſchließt 
ſich auch der Entwurf an, inſofern er die ohnehin nicht niedrigen 
Gebühren in der Reviſionsinſtanz erhöht. 

Die großen Bedenken gegen den Entwurf hat nun die 
Kommiſſion dankenswert in verſchiedenen Punkten beſeitigt, und 
ich ſtimme gern in den Nachruf ein, welchen der Herr Referent 
ſoeben dem ſogenannten Difformitätsprinzip und der Tätigkeit 
der Kommiſſion in bezug auf dieſes Prinzip gewidmet hat. 
Auch wir betrachten die Beſeitigung dieſes Difformitätsprinzips 
für eine befriedigende Leiſtung, und ich habe nicht notwendig, 
alle die einzelnen Bedenken aufzuführen, welche gegen die An⸗ 
nahme dieſes Difformitätsprinzips ſprechen, nachdem der Herr 
Referent ſie hervorgehoben hat, und namhafte Autoritäten ſich 
dagegen ausgeſprochen haben, ſo ſchon die Abgeordneten Lasker. 
und Reichenſperger bei Beratung der Zivilprozeßordnung am 
27. Oktober 1875, ferner der Deutſche Juriſtentag und der 
Anwaltstag und jüngſtens Profeſſor Seuffert⸗München in der 
„Kölniſchen Zeitung“ vom 26. März d. J., Nr. 330. 

Ich unterlaſſe alſo eine weitere Erörterung der Un- 
zuläſſigkeit dieſes Difformitätsprinzips, zumal dasſelbe auch in 
dem uns vorgelegten, von der Kommiſſion verbeſſerten Entwurfe 
aufgegeben worden iſt. 

Nicht minder heiße ich es gut, daß die Kommiſſion auch 
die ſogenannten kleineren Mittel, welche der Entwurf vor⸗ 
geſchlagen hatte, um die Not des Reichsgerichts zu heben, 
gleichfalls in dankenswerter Weiſe weſentlich beſchränkt hat. 
Nur einige dieſer Mittel hat die Kommiſſion aufrechterhalten. 
Hierzu zähle ich namentlich die Beſeitigung des Beſchwerderechts 
und die Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts in 
bezug auf dieſes Beſchwerderecht. Die bezügliche Beſtimmung 
in dem Entwurfe der Kommiſſion Art. I Ziffer 2 zu § 567 
der Zivilprozeßordnung und § 135 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes erachten wir indeſſen nicht für einen weſentlichen 
Fortſchritt. Dieſe Maßregel betrifft vielfach Beſchwerden wegen 
des Armenrechts in der Berufungsinſtanz und iſt daher in 
hohem Grade geeignet, den Anſchein zu erwecken, als würden 
die Beſitzenden auf Koſten der Armen in der Rechtspflege be⸗ 
vorzugt. Wenn dem Unbemittelten das Armenrecht für die 
zweite Inſtanz verweigert wird, ſo iſt er nicht in der Lage, Be⸗ 
rufung einzulegen, während dem Vermögenden das Rechtsmittel 
zu Gebote ſteht. Wir betrachten infolgedeſſen eine Beſtimmung, 
die auf dieſe Beſchränkung des Beſchwerderechts für die weniger 
gut ſituierten Teile der Bevölkerung hinausläuft, nicht für einen 
Vorteil. 

Des weiteren: Art. III Ziffer 2 ſchlägt zu § 545 der Zivil⸗ 
prozeßordnung eine Anderung dahin vor: 

Gegen Urteile, durch welche über die Anordnung, Ab⸗ 
änderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung entſchieden wird, iſt die Reviſion 
nicht zuläſſig. 

63 
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Auch dieſe Beſtimmung halten wir nicht für eine glückliche. Es 
ſtehen ſolche Urteile oft im innigſten Zuſammenhang mit der 
Entſcheidung über die Hauptſache, ja ſie präjudizieren dieſelbe 
ſehr häufig. Sobald nun aber die Reviſion gegen Entſcheidungen 
über Arreſte und einſtweilige Verfügungen nach der Vorlage 
unzuläſſig iſt, kann hiermit gleichzeitig auch das Urteil in der 
Hauptfrage nachteilig beeinflußt werden. Es empfiehlt ſich alſo 
nicht, das Rechtsmittel der Reviſion in dieſer Hinſicht aus⸗ 
zuſchließen. 

Art. III Ziffer 2a der Vorlage ändert den 5 546 Abſatz 1 
der Zivilprozeßordnung dahin ab, daß die Reviſionsſumme von 
2500 auf 4000 & erhöht wird. Auch gegen dieſe Erhöhung 
ſprechen erhebliche Bedenken. Zunächſt die darin liegende 
fiskaliſche Tendenz; ſodann aber auch der Nachteil, daß die Er⸗ 
greifung des Rechtsmittels der Reviſion hierdurch einer großen 
Gruppe von Rechtſuchenden überhaupt unmöglich gemacht oder 
doch weſentlich erſchwert wird, und daß dieſe Beſchränkung der 
Reviſionsinſtanz namentlich jene Kreiſe am empfindlichſten trifft, 
welche ohnehin mit Glücksgütern nicht beſonders geſegnet ſind. 

Art. III Ziffer 5c enthält einen Zuſatz zu § 554 der Zivil⸗ 
-prozeßordnung dahin, daß der Reviſionskläger den für die 
Reviſionsinſtanz geforderten Gebührenvorſchuß — 8 81 des 
Gerichtskoſtengeſetzes — innerhalb beſtimmter Friſt zu zahlen 
habe, widrigenfalls die Reviſion als nicht in geſetzlicher Form 
begründet erſcheine. Dieſe Beſtimmung iſt aus der von mir 
ſchon gerügten fiskaliſchen Tendenz des Geſetzes entſprungen 
und daher ſchon aus dieſem Grunde zurückzuweiſen. Sie ſteht 
aber auch mit den übrigen analogen Vorſchriften über die Ge⸗ 
bührenzahlung in den unteren Inſtanzen in Widerſpruch, und 
ſie muß daher um ſo mehr bekämpft werden, als dieſelbe in 
Wirkſamkeit tritt in jenem Augenblicke, welcher über das Schickſal 
des ganzen Prozeſſes definitiv entſcheiden ſoll, während in den 
Vorinſtanzen an die nicht rechtzeitige Zahlung der Gebühren 
derartig verhängnisvolle Wirkungen nicht geknüpft werden. 

Wir lehnen daher den Entwurf in der uns vorgelegten 
Faſſung ab und glauben, daß wir dem derzeitigen Mißſtande 
der Arbeitsüberlaſtung des Reichsgerichts dadurch am beſten 
abhelfen können, daß wir für eine Vermehrung der Zivilſenate 
des Reichsgerichts eintreten und den Herrn Reichskanzler er⸗ 
ſuchen, uns diesbezügliche Vorſchläge zu machen. 

(Bravo!) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe⸗Langenburg: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gyßling. 


Gyßling, Abgeordneter: Meine Herren, die Vorlage der 
verbündeten Regierungen betreffend die Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts hat das gleiche Schickſal erfahren, das jetzt manche 
Vorlagen der verbündeten Regierungen erfahren; ſie werden 
nämlich von Grund aus ſo abgeändert, daß ſie kaum mehr 
wiederzuerkennen ſind, und wenn der ſelige Mikoſch einen Blick 
auſ dieſe Beſchlüſſe der Kommiſſion werfen und das Bild, das 
ſie bieten, vergleichen würde mit dem der Vorlage der ver⸗ 
bündeten Regierungen, ſo, glaube ich, würde er ſagen: Vater 
meiniges, wie ſehr haſt du dich verändert. 

(Heiterkeit) 
Ich möchte aber glauben, daß die Veränderungen, welche die 
Vorlage durch die Beſchlüſſe der Kommiſſion erfahren haben, 
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Verbeſſerungen darſtellen, und daß es nicht richtig iſt, wenn 
der Herr Vorredner hervorgehoben hat, daß die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion eine Verſchlechterung der Rechtspflege herbeiführen 
werden. 

Meine Herren, der Herr Staatsſekretär hat in der 
Kommiſſion angeführt, daß die Regierung es nicht für angezeigt 
gehalten habe, mit der Erhöhung der Reviſionsſumme zu kommen 
wegen der Stellung, die der Reichstag früher in dieſer Frage 
eingenommen hat. Dieſen Grund halte ich nicht für zutreffend; 
denn der Reichstag hat auch das Prinzip der Difformität be⸗ 
reits einmal abgelehnt. Die verbündeten Regierungen hätten 
daher gut getan, die Vorlage zunächſt ſo zu geſtalten, wie es 
ihrer Überzeugung entſprach, und dann abzuwarten, was der 
Reichstag mit einer ſolchen Vorlage tut. 

Meine politiſchen Freunde haben ſchwere Bedenken gegen 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe, insbeſondere gegen die Erhöhung der 
Reviſionsſumme, ſind aber bereit, dieſe Bedenken zurückzuſtellen, 
weil es ſich hier um ein Notgeſetz handelt, um die ſchleunige 
Beſeitigung eines Notſtandes, und weil es ſich ferner nur 
darum handelt, ein Proviſorium zu ſchaffen. Denn der Herr 
Staatsſekretär hat in der Kommiſſion erklärt, daß die ver⸗ 
bündeten Regierungen damit umgehen, ſo bald wie möglich an 
eine organiſche Reform der Zivilprozeßordnung und auch an 
eine Reform des Rechtsmittels der Reviſion heranzugehen, und 
daß die jetzige Vorlage nur den Zweck verfolgt, bis zu dieſer 
organiſchen Reform dem Notſtande abzuhelfen, in den das 
Reichsgericht geraten iſt. Aus dieſen Gründen haben meine 
politiſchen Freunde die ſchweren Bedenken, die ſie gegen die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe haben, zurückgeſtellt und wollen den 
Kommiſſionsbeſchlüſſen unter Ablehnung der geſtellten Anträge 
die Zuſtimmung erteilen. 

Was die Notlage des Reichsgerichts anlangt, ſo kann man 
den verbündeten Regierungen den Vorwurf nicht erſparen, daß 
ſie rechtzeitig mit Abhilfemaßregeln hätten vorgehen und recht⸗ 
zeitig an dieſes Haus hätten herantreten müſſen; man hätte es 
nicht ſo weit kommen laſſen ſollen, daß Termine beim Reichs⸗ 
gericht auf ein Jahr und ein Jahr drei Monate hinausgeſchoben 
werden. Das hat dem Anſehen des höchſten Gerichtshofs 
wahrlich nicht gut getan. 

Was nun die Frage anbetrifft, wie man dem Notſtand 
abhelfen kann, ſo hat der Herr Referent ſchon hervorgehoben, 
daß es ſich bei den Kommiſſionsbeſchlüſſen um ein Kompromiß 
handelt. Das Prinzip der Difformität iſt einſtimmig abgelehnt 
worden, und ebenſo iſt der Antrag, die Reviſionsſumme auf 
5000 & zu erhöhen, mit großer Majorität abgelehnt worden. 
Es blieben daher nur die beiden Wege übrig, die die Kommiſſion 
betreten hat: eine geringere Erhöhung der Reviſionsſumme, die 
kleinen Mittel, die die Vorlage vorgeſchlagen hat, die Ein⸗ 
berufung von Hilfsrichtern, und ferner eine Reſolution, in der 
die verbündeten Regierungen erſucht werden, wenn dieſe Mittel 
nicht dauernd helfen, vor der organiſchen Reform der Zivil⸗ 
prozeßordnung nicht mit einer neuen Vorlage an das Haus 
heranzutreten, ſondern dann einen neuen Senat zu ſchaffen. 
Dieſes Kompromiß iſt ein gangbarer Weg und wird hoffentlich 
in dieſem Hauſe die Majorität finden. 

Die Gründe, die gegen eine Vermehrung der Richter am 
Reichsgericht vorgebracht werden, ſind durchſchlagend. Gewiß 
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hätte man es tolerieren können, wenn noch ein neuer Senat 
geſchaffen würde; dadurch hätte wohl die Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung nicht erheblich gelitten. Aber es wäre doch der 
erſte Schritt auf einem Wege geweſen, den wir weiter zu be⸗ 
treten nicht empfehlen können. Man kann darüber wohl nicht 
zweifeln, daß, je kleiner der Kreis der Richter beim Reichs⸗ 
gericht iſt, deſto beſſer und einheitlicher die Rechtſprechung ſein 
wird. Dieſes Ziel muß uns als oberſtes voranleuchten. Mit 
der Schaffung eines neuen Senats könnten wir eine Hilfe 
nicht ſchaffen bis zu der Zeit, wo wir mit dem Inkrafttreten 
der organiſchen Reform unſerer Zivilprozeßordnung und der 
Reform des Rechtsmittels der Reviſion rechnen können. Ein 
Senat erledigt durchſchnittlich etwa 550 Sachen, jährlich kommen 
aber durchſchnittlich 250 neue Sachen hinzu. Ein neuer Senat 
hätte alſo nur für wenige, etwa zwei Jahre gereicht, man müßte 
dann einen zweiten und dritten neuen Senat ſchaffen. Wenn 
Sie nun noch dazu rechnen, daß die kleinen Mittel 200 Sachen 
beſeitigen, ſo würde dadurch und durch die Schaffung eines 
neuen Senats auch nur für ganz kurze Zeit Abhilfe geſchaffen 
werden; wir wären dann nach etwa drei Jahren auf dem⸗ 
ſelben Standpunkt wie jetzt, da man wird nicht annehmen 
können, daß wir in drei Jahren bereits eine organiſche Reform 
der Zivilprozeßordnung haben. 

Mit dieſen wenigen Bemerkungen kann ich ſchließen. Ich 
will mich auf eine Polemik mit dem Herrn Vorredner nicht 
einlaſſen. Ich glaube, das hat zurzeit keinen rechten Zweck. 
Gewiß laſſen ſich viele Bedenken auch gegen die kleinen Mittel 
geltend machen. Aber auch hier ſtehen meine politiſchen Freunde 
auf dem Standpunkt, daß wir dieſe Bedenken zurückſtellen ſollen, 
weil es ſich um ein Proviſorium handelt. 

Dann wollte ich noch die Bitte an den Herrn Staats⸗ 
ſekretär ausſprechen, daß, ſoweit es in ſeinen Kräften ſteht, er 
auf eine Verjüngung des Reichsgerichts dringen möge. Die 
Richter am Reichsgericht ſind, wie mir von kompetenter Seite 
verſichert wird, im allgemeinen gar nicht fo ſehr überlaftet; 
aber die Überlaftung eines Teiles tritt dadurch ein, daß eine 
Anzahl älterer Richter am Reichsgericht nicht mehr in der Lage 
iſt, volle Tätigkeit aufzuwenden, und dadurch tritt gerade eine 
Belaſtung derjenigen Richter ein, die jung und beſonders tüchtig 
ſind. Wenn es ſchon richtig iſt, daß wir im allgemeinen die 
Arbeitskraft der Richter nicht voll anſpannen, ſondern ihnen 
Zeit und Gelegenheit geben ſollten, ſich ſtets in der Judikatur 
auf dem laufenden zu erhalten und ſich mit den Ergeb: 
niſſen der Wiſſenſchaft bekanntzumachen und ſie in die Recht⸗ 
ſprechung hineinzutragen, ſo gilt dies insbeſondere für die Richter 
unſeres höchſten Gerichtshofs. Daher iſt es ſehr wohl der 
Erwägung wert, eine Verjüngung des Reichsgerichts herbei⸗ 
zuführen. 

Auf die Reform, wie ſie die Zivilprozeßordnung erfahren 
ſoll, insbeſondere wie das Rechtsmittel der Reviſion geſtaltet 
werden ſoll, etwa ſo, daß das Rechtsmittel ſich der franzöſiſchen 
Kaſſation nähert, will ich nicht näher eingehen; das wird eine 
ſpätere Sorge ſein. Wir werden die Vorſchläge der ver⸗ 
bündeten Regierung abwarten und dann Stellung dazu nehmen. 
Ich kann nur den verbündeten Regierungen verſichern, daß 
meine politiſchen Freunde alles daranſetzen werden, um das 
Reichsgericht auf ſeiner Höhe zu erhalten und weiter zu ent⸗ 
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wickeln im Intereſſe der Einheitlichkeit der deutſchen Recht⸗ 
ſprechung, im Intereſſe der Güte der deutſchen Rechtſprechung 
und im Intereſſe der Einheit des deutſchen Rechts und des 


Deutſchen Reichs. 
= s (Bravo! links) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe⸗Langenburg: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Heinze. 


Dr. Heinze, Abgeordneter: Meine Herren, gleich dem 
Herrn Vorredner ſtimmt auch meine Fraktion dem Geſetz, ſo 
wie es aus der Kommiſſion herausgekommen iſt, zu. Wir 
müſſen uns gegen die Ausführungen des Herrn Dr. Thaler 
wenden, der nicht nur in dem vorliegenden Geſetz, ſondern 
auch in vorhergegangenen Juſtizgeſetzen Fiskalismus erblickt. 
Wir haben doch auch an dieſen Geſetzen mitgewirkt und müſſen 
ſelbſt über die Gründe klar geworden ſein, derentwegen wir 
das getan haben. Da können wir dem Herrn Dr. Thaler 
verſichern, daß uns Fiskalismus abſolut ferngelegen hat. Die 
Geſetze, die wir gemacht haben, verfolgen im Gegenteil eine 
durchaus geſunde Tendenz, nämlich die Tendenz, die Recht⸗ 
ſprechung nach Möglichkeit in die unteren Inſtanzen zu legen, 
ſie zu dezentraliſieren, ſie zu vereinfachen, der übertriebenen 
Prozeßzucht entgegenzuwirken. Wenn Frankreich mit wenigen 
Prozeſſen auskommt, ſo können wir das ſchließlich auch, und 
wenn unſere Prozeßſucht die franzöſiſche ſo ſehr übertrifft, ſo 
iſt das vielleicht ein kleiner Nationalfehler unſererſeits. 

(Zuruf links: Bevölkerungszahl!) 
— Nein, auch prozentual überwiegen die deutſchen Prozeſſe ſehr. 

Was nun die vorliegende Novelle ſelbſt angeht, ſo ſind 
alle einig, daß das Reichsgericht überlaſtet iſt, und daß es 
nur zwei Wege gibt, die zur Abhilfe führen. Wir find einig, 
daß entweder das Richterperſonal vermehrt werden muß, oder 
daß eine Verminderung des Arbeitsſtoffs herbeigeführt werden 
muß. Die Mehrheit der Kommiſſion, zu der wir auch gehören, 
war darin einig, daß eine Vermehrung des Richterperſonals 
bei dem Reichsgericht abzulehnen iſt, und zwar nicht aus fis⸗ 
kaliſchen Gründen, wie der Herr Kollege Thaler meinte, ſondern 
aus Gründen, die in der Sache liegen, die mit dem Hauptzweck 
des Reichsgerichts, die Rechtseinheit zu wahren, auf das engſte 
zuſammenhängen. Es iſt ſo oft ausgeführt worden, daß, je 
größer der Gerichtshof iſt, deſto ſchwerer ſich die Einheit 
wahren läßt, — daß ich ſo oft Geſagtes nicht wiederholen will. 

Was nun die Verminderung des Arbeitsſtoffes angeht, ſo 
ſind früher eine Menge Vorſchläge gemacht worden. Schließlich 
kamen aber nur noch zwei Vorſchläge ernſtlich in Erwägung, 
der Vorſchlag, den die Regierung gemacht hatte, die Difformität 
oder eine Heraufſetzung der Reviſionsſumme. Meine Herren, 
einer von dieſen Wegen mußte gegangen werden, und es kam 
nur darauf an, welcher Weg vorzuziehen wäre. Gegen die 
Difformität ließ ſich von unſerem Standpunkt aus namentlich 
das eine einwenden, daß durch das Erfordernis der Difformität 
die Rechtseinheit in Deutſchland ſchwer gefährdet werden würde, 
und kein Mittel gegeben war, um ſchnell und rechtzeitig zu 
Entſcheidungen des Reichsgerichts zu kommen. Das Mittel, 
das der Regierungsentwurf vorſchägt, ſchien uns nicht geeignet 
zu ſein, ſchien uns die Schwierigkeiten eher noch zu vermehren. 
Was blieb dann übrig, meine Herren, als zu einer Erhöhung 
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der Reviſionsſumme zu ſchreiten! Wir konnten um ſo eher 
dieſen Weg beſchreiten, als der Weg bereits durch die Zivil⸗ 
prozeßordnung vom Jahre 1877 vorgezeichnet war. Die Ver⸗ 
faſſer der Zivilprozeßordnung hatten eine Reviſionsſumme von 
1500 & vorgeſehen, um einer Überlaſtung des Reichsgerichts 
abzuhelfen. Sie ſelbſt hatten ſchon damit gerechnet, daß das 
Reichsgericht überlaſtet ſein würde, wenn die Reviſion gegen 
alle Oberlandesgerichtsſachen zugelaſſen würde. Man hatte 
durch die Reviſionsſumme von 1500 & einen Riegel vor: 
geſchoben. Zeigte ſich mit der Zeit, daß die Reviſionsſumme 
zu gering war, ſo war der gegebene Weg, ſie weiter zu er⸗ 
höhen. Die Reviſionsſumme iſt bekanntlich 1905 auf 2500 & 
erhöht worden. 

Meine Herren, wir haben uns entſchloſſen, wenn auch nicht 
leichten Herzens, fie nunmehr auf 4000 / zu erhöhen. Der 
Haupteinwand, der dagegen geltend gemacht werden kann, liegt 
in dem Einwand, daß nicht genügend alle Rechtsmaterien an 
das Reichsgericht kommen könnten. Meine Herren, es wird 
behauptet, daß der einzelne Prozeß die dritte Inſtanz an das 
Reichsgericht haben müſſe. Dem einzelnen Prozeß geſchieht 
aber ſein Genüge durch die Entſcheidung beim Landgericht und 
Oberlandesgericht. Ich will zugeben, daß es auch für den 

einzelnen Prozeß wünſchenswert iſt, die Reviſionsinſtanz zu 
haben. Aber der eigentliche Kern der Reviſionsinſtanz liegt 
darin, daß das Reichsgericht, das Reviſionsgericht, die Rechts⸗ 
einheit wahren ſoll, und da fragt ſich nur: werden dem Reichs⸗ 
gericht auch nach Erhöhung der Reviſionsſumme noch genügend 
Prozeſſe aus allen Rechtsgebieten zugeführt? 

Die Bedenken nach dieſer Richtung ſind bereits bei der 
letzten Reichsgerichtsnovelle vom Jahre 1905 ſehr ſtark erhoben 
worden. Aber, meine Herren, die Statiſtik, die uns der Herr 
Staatsſekretär für das Reichsjuſtizamt in Nr. 1 der Kommiſſions⸗ 
druckſachen gegeben hat, zeigt, daß die Befürchtungen damals 
jedenfalls übertrieben waren. Von Rechtsanſprüchen aus dem 
Dienſtverhältnis gelangten an das Reichsgericht im Jahre 1905 
vor dem Heraufſetzen der Reviſionsſumme 46 Prozeſſe, nach 
Erhöhung der Reviſionsſumme 51 Prozeſſe. Es geht daraus 
klar hervor, daß dieſe Rechtsgebiete auch weiter genügend an 
das Reichsgericht gekommen ſind. Prozeſſe der Agenten und 
Makler vor der Erhöhung der Reviſionsſumme 44 Prozeſſe, 
nach der Erhöhung 42, alſo faſt ebenſoviel. Sonſtige Be⸗ 
dienſtete vor der Erhöhung der Reviſionsſumme 42 Prozefie 
und nach der Erhöhung 42. 

Meine Herren, ebenſo wie damals die Befürchtungen über⸗ 
trieben waren, können wir annehmen, daß ſie auch jetzt über⸗ 
trieben ſind, und das iſt keine vage Vermutung von mir, 
ſondern ich berufe mich auf Nr. 16 der Kommiſſionsdruckſachen. 
Daraus geht hervor, daß von Reviſionen der Handwerker, 
kleinen Hausbeſitzer, kleinen Landwirte, Handlungsgehilfen und 
ähnlichen Angeſtellten im Privatdienſt in der Summe von 
4000 bis 5000 & immer noch im Jahre 1909 86 Prozeſſe 
an das Reichsgericht gelangt ſind, über 5000 gar 280 Pro⸗ 
zeſſe, was Arbeiter und unteres Dienſtperſonal angeht, in der 
Summe von 4000 bis 5000 & 8 Prozeſſe, über 5000 .# 
41 Prozeſſe. 

Meine Herren, aus dieſen Ziffern können wir die Hoffnung 
ableiten, daß auch nach der Erhöhung der Reviſionsſumme auf 
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4000 & eine genügende Anzahl von Prozeſſen aus den in 
Frage kommenden Rechtsgebieten an das Reichsgericht kommen 
wird, ſo viel, daß das Reichsgericht immer noch in der Lage 
ſein wird, die Rechtsmaterien von ſeinem höheren Standpunkte 
aus zu entſcheiden. 

Das, meine Herren, waren die Erwägungen, die uns 
ſchließlich doch bewogen haben, zur Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme als dem kleinſten der in Betracht kommenden Übel zu 
greifen. Nimmt man nun dazu die kleinen Mittel, die wir in 
der Novelle bewilligt haben — ich werde auf die Einzelheiten 
möglicherweiſe noch gelegentlich der vorliegenden Anträge ein⸗ 
gehen —, ſo hoffen wir, daß fürs erſte der Arbeitsſtoff ſo 
vermindert ſein wird, daß das Reichsgericht wieder im vollen 
Umfange arbeitsfähig ſein wird. Die augenblickliche Flutwelle 
ſoll durch die Beſtellung von Hilfsrichtern beſeitigt werden. 

Nun, meine Herren, ſtimme ich dem Herrn Vorredner 
durchaus bei, daß das jetzige Geſetz ein Notgeſetz ſein ſoll, 
und daß wir auf eine organiſche Umgeſtaltung der Zivilprozeß⸗ 
ordnung kommen müſſen, die ſchließlich das Rechtsmittel der 
Reviſion in organiſcher Weiſe ſo geſtaltet, daß das Reichs⸗ 
gericht dauernd flott gehalten werden kann; denn, meine Herren, 
daß wir bis dahin noch einmal mit einer Vorlage zur Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts kommen können, ſcheint auch mir 
ausſichtslos und unmöglich zu ſein, und deshalb haben auch 
wir der vorliegenden Reſolution zugeſtimmt, die dahin geht: 
einer abermaligen Überlaſtung bis zur definitiven Anderung 
der Zivilprozeßordnung durch Richtervermehrung vorzubeugen. 

(Bravo!) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe⸗Langenburg: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Meine Parteigenoſſen und ich ſtehen 
dem Geſetze allerdings ganz anders gegenüber als die beiden 
letzten Herren Vorredner. Wir erkennen zwar an, daß es ein 
unerträglicher, unbedingt zu beſeitigender Zuſtand iſt, wenn die 
erſten Termine beim Reichsgericht ſo weit hinausgerückt werden 
müſſen, wie das jetzt geſchieht. Es kommt das einer zeit⸗ 
weiligen Rechtsverweigerung gleich. 

(Sehr richtig! links) 

Aber dieſen Zuſtand zu beſeitigen, die jetzt rückſtändigen 
Tauſende von Sachen aufzuarbeiten, dafür gibt es gar kein 
anderes Mittel, als mindeſtens vorübergehend das Reichsgericht 
zu verſtärken, ſelbſt wenn man für die dauernde Beſeitigung 
des Übelſtandes zu anderen Mitteln greift. Darum ſind wir 
für den Artikel XII, für die Einberufung von Hilfsrichtern, 
und wir freuen uns, daß die verbündeten Regierungen oder 
wenigſtens der Herr Vertreter des Reichskanzlers allmählich 
ſeinen Widerſtand dagegen aufgegeben hat. 

Aber das iſt natürlich nur die eine, die unbedeutendere 
Seite der Sache. Was ſoll geſchehen, um die jetzigen Zuſtände 
dauernd zu verhindern? Und da ſtehen wir auf dem Stand⸗ 
punkt, daß das, ſolange die Zivilprozeßordnung und die ganze 
Gerichtsverfaſſungsorganiſation nicht geändert werden, einzig 
und allein geſchehen darf auf dem Wege der Vermehrung der 
Senate, der Einſtellung der nötigen Zahl von Richtern. Wenn 
man uns ſagt: dann müßte alle zwei oder drei Jahre ein neuer 
Senat gebildet werden, dann erſchrecken wir darüber auch nicht, 
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dann wird eben ein neuer Senat gebildet. Die Geldfrage 
ſpielt dabei ſelbſtverſtändlich keine Rolle. Es handelt ſich 
darum, dem Volke die oberſte Inſtanz zu erhalten, eine wirklich 
brauchbare Inſtanz, d. h. eine, die nicht nur judiziert, ſondern 
auch ſchnell und gut judiziert. 

Daß bei uns ſo außerordentlich viel Prozeſſe in die 
Reviſionsinſtanz kommen, das liegt nicht, wie der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Heinze angedeutet hat, an einer Prozeßſucht der 
Deutſchen. Selbſt wenn prozentual eine größere Zahl von 
Prozeſſen bei uns geführt werden ſollte als in anderen Ländern, 
ſo trägt nicht ein ſtreitſüchtiger Charakter daran die Schuld, 
ſondern das rege wirtſchaftliche Leben im Deutſchen Reiche. 

Sehr richtig!) 
Eine Nation entwickelt ſich eben nicht im Verlaufe einiger 
Jahrzehnte zu einer induſtriellen Nation erſten Ranges, ohne 
daß der geſteigerte wirtſchaftliche Betrieb auch zu geſteigerten 
Differenzen, Intereſſenkämpfen und ſchließlich zu Prozeſſen führt. 
(Zuſtimmung) 
Das müſſen wir mit in den Kauf nehmen. Unſere Gerichts⸗ 
organiſation kennt drei Inſtanzen, ſie kennt die Reviſion als 
oberſte Inſtanz, und man darf die Reviſion nicht dadurch 
lahmlegen, daß man nicht genug Richter ernennen will. 

Nun heißt es, die Reviſion würde nicht ſo funktionieren wie 
ſie ſoll, wenn man die Zahl der Richter vermehrte; die Rechts⸗ 
einheit würde gefährdet. Die Rechtseinheit wird viel mehr 
dadurch gefährdet werden, wenn man die Reviſion überhaupt 
abſchneidet und einen immer ſteigenden Teil von Prozeſſen 
vom Reichsgericht fernhält. Alſo die Begründung der Vorlage 
mit der Notwendigkeit der Rechtseinheit iſt nicht zu halten. 
Was aber die weitere Begründung betrifft, daß die Reichs⸗ 
gerichtsräte nicht mehr den nötigen Kontakt untereinander 
halten könnten, ſo glaube ich gern, daß 100 Richter weniger 
Kontakt miteinander haben können als 50, und 150 noch 
weniger; aber in unſerem Leben iſt es überhaupt nicht mehr 
möglich, einen individuellen Kontakt zu halten. Eine Nation 
von 60 Millionen kann nicht auf dem Standpunkt ſtehen 
bleiben, der bei einer Nation von 40 Millionen noch möglich 
war. Es iſt das in der Wiſſenſchaft auch nicht anders, man 
kann auch da nicht ſagen: eine Univerſität mit 100 Hochſchul⸗ 
lehrern kann keinen wiſſenſchaftlichen Kontakt mehr halten; 
ſelbſtverſtändlich nicht, die Spezialiſierung der Wiſſenſchaft 
bringt auch die einzelnen Zweige und wiſſenſchaftlichen Betriebe 
außer Berührung miteinander. Das liegt eben in der Be⸗ 
reicherung, in der Differenzierung, in der großen Komplizierung 
unſeres Lebens, und dem muß man Rechnung tragen. Ich er⸗ 
ſchrecke gar nicht darüber, wenn ſich das Reichsgericht zu einer 
immer größeren Zahl von Richtern auswüchſe. 

Jedenfalls aber, wie man ſich zu dieſer Frage nun auch 
ſtellen wolle, geht es nicht, Stück für Stück von den jetzigen 
Inſtitutionen des Reichsgerichts und der Zivilprozeßordnung 
etwas abzubröckeln. Es wird immer von der „organiſchen“ 
Umänderung des Reichsgerichts und der Zivilprozeßordnung 
geſprochen. Niemand kann mehr als wir wünſchen, daß wir 
endlich einmal im Deutſchen Reiche in eine Periode großzügiger 
ſchöpferiſcher neuer Tätigkeit kämen, ſo wie es z. B. in den 
ſiebziger Jahren geweſen iſt, in eine Periode, wo derartige 
Inſtitutionen, wie der Zivilprozeß, der Strafprozeß und die 
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Gerichtsverfaſſung, von Grund aus neu aufgebaut würden. 
Dann würde hoffentlich auch manches alte Vorurteil und 
manches alte Gerümpel beſeitigt werden. Aber für ganz unzu⸗ 
läſſig halte ich es, in ſo grundſätzlichen Fragen ſo unter der 
Hand Anderungen vorzunehmen und dadurch nach und nach 
den Charakter unſerer Gerichtsverfaſſung und Prozeßordnung 
zu verſchieben. 

Ich glaube, die meiſten Herren, die jetzt hier im Saale 
ſind, werden mit wenigen Ausnahmen Juriſten ſein, und auch 
draußen im Lande ſind es leider vor allen Dingen auch nur 
Juriſten, die dieſen Fragen Intereſſe entgegenbringen. Es 
wäre zu wünſchen, daß das Publikum, daß die wiſſenſchaftlich 
wie induſtriell und als Arbeiter beſchäftigten Kreiſe ſich mehr 
dafür intereſſierten, was bei ſolcher Gelegenheit geſchaffen 
werden ſoll. Die verbündeten Regierungen ſind in den Vor⸗ 
lagen, die ſie uns hinſichtlich der Prozeßordnung gemacht 
haben, faſt regelmäßig darauf ausgegangen, unter der Hand 
ein weſentliches Stück vom Geiſte unſeres Zivilprozeſſes zu be⸗ 
ſeitigen. Ich erinnere an die Novelle zur Umgeſtaltung des 
amtsgerichtlichen Verfahrens, die ja allerdings nachher in einer 
viel weniger gefährlichen Form Geſetz wurde. Aber ſo wie der 
Entwurf urſprünglich publiziert wurde, wollte er das Ver⸗ 
handlungsprinzip zum Teil wegeskamotieren. Nun, der all⸗ 
gemeine Widerſpruch hat das in der Hauptſache verhindert. 
Dieſes Mal ſollte nach der Vorlage der verbündeten Re⸗ 
gierungen plötzlich das Rechtsmittel der Reviſion umgeſtaltet 
werden; es ſollte durch einſchränkende Beſtimmungen darüber, 
was als Reviſionsgrund anzuſehen wäre, gerade das Wichtigſte 
und, wie wir hier in dieſem Hauſe anerkannt haben, das, was 
zum Teil die Grundlage der beſten Leiſtungen des Reichs⸗ 
gerichts iſt, beſeitigt werden. Auch das halte ich für unzuläſſig. 
Nun, die Kommiſſion hat in dieſer Hinſicht ganz gute Arbeit 
getan und dieſe Vorſchläge abgelehnt. 

Wenn man die Prozeßordnung organiſch umgeſtalten will, 
und wenn man glaubt, bei dieſer Gelegenheit die dritte Inſtanz 
beſeitigen zu müſſen, ſo ſage ich: das deutſche Volk ſoll auf 
der Hut ſein, daß man ihm nicht ſo unvermerkt und allmählich 
das Fell über die Ohren ziehe. Wenn man die Prozeßordnung 
ändern will, wenn man ſtatt der jetzigen dritten Inſtanz eine 
außerordentlich beſchränkte Kaſſation einführen will, ſo wäre 
das nicht anders möglich als in Verbindung mit einer Um⸗ 
änderung der Gerichtsverfaſſung, die dem Volk ein großes neues 
Vertrauen zur Rechtspflege einflößte, und die ihm Kompenſationen 
gäbe auf anderen Gebieten. Ehe wir dieſe Kompenſationen 
ſehen, ehe wir wiſſen, worauf dieſes Werk der Prozeßreform 
im ganzen hinaus will, können wir uns nicht auf einen Teil⸗ 
umbau dieſes wichtigen Gebäudes einlaſſen. 

Ich meine im übrigen, daß die Grundlage unſeres Zivil⸗ 
prozeſſes geſund iſt, daß eine der geſundeſten Ideen die Reviſions⸗ 
inſtanz in der jetzigen Form iſt, und daß man nicht daran 
denken ſollte, die Prozeßverſchleppung dadurch zu beſeitigen, daß 
man an dieſem Prinzip etwas änderte. 

Ich komme alſo darauf zurück: die Vermehrung der Senate 
iſt das einzige nach meiner Meinung jetzt zuläſſige Mittel, das 
wirklich Abhilfe ſchaffen kann. Leider hat die Kommiſſion ſich 
nicht auf dieſen Standpunkt geſtellt. Die Kommiſſion hat aber 
immerhin anerkannt, daß wenigſtens ein Senat neugeſchaffen 
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werden müſſe. Ich habe ſeinerzeit nach den Erklärungen des 
Reichsjuſtizamts angenommen, daß man dieſen Senat jetzt 
wirklich bekommen würde, aber dann kam in der Kommiſſion 
eine Art Kompromiß zuſtande, und jetzt heißt es, daß man den 
neuen Senat erſt errichten werde, wenn die neuen Mittel nichts 
helſen. Jetzt, da die von der Kommiſſion beſchloſſene Erhöhung 
der Reviſionsſumme eine ganz erhebliche Zahl von Reviſionen 
vom Reichsgericht fernhalten würde, meinen die verbündeten 
Regierungen, könnten ſie auf den neuen Senat verzichten. 
Wir meinen umgekehrt: da die verbündeten Regierungen den 
neuen Senat haben können, wenn ſie nur wollen, dann ſollten 
ſie auf die Erhöhung der Reviſionsſumme verzichten, zumal ſie 
ſich ſelber über das odiöſe eines ſolchen Vorſchlags ganz klar 
ſind und aus dieſem Grunde ihn nicht gemacht haben. 

Damit bin ich zu dem ſogenannten großen Mittel gekommen. 
Die von den verbündeten Regierungen vorgeſchlagene Einrichtung, 
daß eine Reviſion nicht zuläſſig wäre, wenn zwei überein⸗ 
ſtimmende Entſcheidungen der unteren Inſtanzen vorliegen, dieſes 
ſogenannte „Konformitätsprinzip“ ift erledigt; ich rede darüber 
nicht weiter. 

Dafür hat die Kommiſſion die Reviſionsſumme von 2500 
auf 4000 & erhöht. Die liberalen Mitglieder der Kommiſſion 
haben damit der Regierung das Odium abgenommen, das ſie 
ſelbſt geſcheut hatte. Die verbündeten Regierungen haben, nach⸗ 
dem ſie vor einigen Jahren hier im Hauſe die Erhöhung der 
Reviſionsſumme über 2500 & nicht durchdrücken konnten, dies⸗ 
mal darauf verzichtet, ſelber eine weitere Erhöhung zu beantragen. 
Jetzt iſt es das Haus, deſſen Mitglieder vor der Offentlichkeit die 
Verantwortung tragen, wenn das Geſetz auf dieſe höchſt un⸗ 
populäre, höchſt ſchädliche Maßregel hinausläuft. Die Regierungen 
können nun ihre Hände in Unſchuld waſchen und ſagen: wir 
nehmen, was ihr uns gebt. Das muß vor der Offentlichkeit 
feſtgeſtellt werden. 

Es iſt ſehr bedauerlich, daß wiederum die Reviſionsſumme 
erhöht werden ſoll, und ich glaube nicht, daß es gleichgültig iſt, 
wenn fürder nicht Prozeſſe aller Art an das Reichsgericht 
kommen können. Die Statiſtik, die der Herr Abgeordnete 
Dr. Heinze in dieſer Beziehung erwähnt hat, hat wenig Beweis⸗ 
kraft. Tatſache aber iſt, daß eine große Zahl von Prozeſſen, 
die früher an das Reichsgericht kommen konnten, nun nicht 
mehr an das Reichsgericht gebracht werden können, einfach 
deshalb, weil es ſich um kleine Objekte handelt. Richtiger 
geſagt, weil es ſich um keine ganz großen Objekte handelt; 
denn Objekte zwiſchen 2500 und 4000 & ſind auch ſchon ganz 
anſtändige Prozeſſe, die unter Umſtänden die Exiſtenz von 
Leuten bedeuten. Es liegt etwas Plutokratiſches darin, daß 
man nur den Prozeſſen, wo es ſich um große Sachen handelt, 
den Zugang zum Reichsgericht geſtatten will. Ganz ausnahms⸗ 
«weile nur werden kleine Leute in der Lage fein, ſolche Prozeſſe 
zu führen; bei kleinen Leuten werden nicht ſolche Summen auf dem 
Spiele ſtehen. Ab und zu kommt es vor, daß bei den Objekten 
von 2500 bis 4000 & Arbeiter, Handlungsgehilfen uſw. Kläger 
ſind; ſelten genug freilich. Dieſe werden jetzt auch noch aus⸗ 
geſchloſſen, und dadurch wird der ganze Charakter unſeres 
Geſetzes noch mehr der eines Geſetzes für die Reichen, die 
Reviſion ein Rechtsmittel für die Reichen. Wir lehnen deshalb 
die Erhöhung der Reviſionpſunune ab. 
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Um nun zu den kleinen Mitteln zu kommen, ſo will die 
Kommiſſion entſprechend der Vorlage der Regierung die Be⸗ 
ſchwerden gegen Beſchlüſſe des Oberlandesgerichts an das 
Reichsgericht ganz ſtreichen. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
den wir in unſerem Antrag auf Nr. 449 der Druckſachen zum 
Ausdruck gebracht haben, daß mindeſtens, ſobald es ſich um 
Armenrechtsſachen handelt, die Beſchwerde an das Reichsgericht 
kommen müſſe. Die Oberlandesgerichte entſcheiden darüber, ob 
ſie für die Berufungsinſtanz das Armenrecht bewilligen wollen; 
nun iſt natürlich die Gefahr ſehr groß, daß man, wenn man 
von der Sache ſelber die Arbeit hat, den Prozeß für ausſichts⸗ 
loſer hält. Ich will damit nicht ſagen, daß das wider beſſeres 
Wiſſen geſchähe; aber jeder Juriſt weiß, daß es ſehr viel leichter 
iſt, das Armenrecht vor einem anderen Gerichte zu bewilligen 
als vor ſich ſelber. Das Reichsgericht iſt ſehr entgegenkommend 
geweſen in der Bewilligung des Armenrechts vor den Ober⸗ 
landesgerichten, die Oberlandesgerichte ſind ſehr entgegenkommend 
in der Bewilligung des Armenrechts vor den Landgerichten. 
Jeder Praktiker weiß das, weiß aber auch, daß ſich die Land⸗ 
richter über die Oberlandesgerichte und die Oberlandesgerichte 
über das Reichsgericht deswegen zu beklagen pflegen. Umgekehrt 
aber, wenn das Armenrecht bewilligt werden ſoll für dieſe 
Inſtanz, die ſelber zu entſcheiden hat, iſt die Prüfung eine viel 
peniblere. Gerade deshalb iſt das Reichsgericht ſo oft mit 
derartigen Beſchwerden in Anſpruch genommen worden. Wie 
uns in der Kommiſſion mitgeteilt worden iſt, betreffen von den 
Beſchwerden, die an das Reichsgericht kommen, vier Fünftel, 
wenn nicht mehr, das Armenrecht. Dieſe Beſchwerden kann 
man nicht abſchneiden; gerade in der Armenrechtsfrage muß es 
beim alten bleiben. Deshalb haben wir unſeren Antrag auf 
Nr. 449 der Druckſachen eingebracht, der nach meiner Meinung 
in der Faſſung den Vorzug vor dem Antrag Schmidt (Warburg) 
auf Nr. 452 der Druckſachen verdient. 

Dann haben wir Bedenken gegen die Beſtimmung in 
Art. III, 2 der Vorlage, daß, wenn es ſich um einſtweilige Ver⸗ 
fügungen handelt, die Reviſion nicht zuläſſig ſein ſoll. Gerade 
in der letzten Zeit iſt mit den einſtweiligen Verfügungen in den 
wirtſchaftlichen Kämpfen zwiſchen Arbeitern und Arbeiter⸗ 
organiſationen einerſeits und Arbeitgebern und Arbeitgeber⸗ 
organiſationen andererſeits mehrfach ſchwerer Mißbrauch getrieben 
worden. Die Gerichte, die im allgemeinen mehr Verſtändnis 
und Intereſſe für die Arbeitgeber und deren Wünſche haben 
als für die der Arbeiter und mehr in deren Lage ſich hinein⸗ 
zuſetzen vermögen als in die der Arbeiter, haben zum Teil 
höchſt merkwürdige einſtweilige Verfügungen erlaſſen, z. B. die 
merkwürdige einſtweilige Verfügung in Frankfurt a. M. in dem 
Streit des Senefelderbundes und der Arbeitgeberorganiſationen 
im Lithographengewerbe. Derartige einſtweilige Verfügungen 
können unter Umſtänden einen ganzen Lohnkampf lahmlegen 
und den endgültigen Ausgang der wirtſchaftlichen Frage völlig 
präjudizieren; deshalb ſollte man ſie nicht von der Reviſion 
ausſchließen. Wir können uns alſo für dieſe Beſtimmung auch 
nicht erklären. 

Dann iſt unter den kleinen Mitteln von der Kommiſſion 
angenommen worden in III, 2b, daß die Frage, ob das Unter⸗ 
gericht mit Recht die Zuſtändigkeit angenommen hat, nicht mehr 
ein Reviſionsgrund ſein ſoll. Das iſt für uns aus ähnlichen 
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Gründen unannehmbar. Es gehört dazu der Fall, wo es 
ſtreitig iſt, ob ſtatt der ordentlichen Gerichte die Kaufmanns⸗ 
oder Gewerbegerichte zuſtändig geweſen ſind. Die Kaufmanns⸗ 
gerichte ſind eine ganz neue Inſtitution und müſſen ſich erſt 
einleben. Deshalb iſt es dringend notwendig, daß die oberfte 
Inſtanz, das Reichsgericht, in der Reviſionsinſtanz darüber 
befinden kann, ob es ſich um Fälle handelt, in denen das 
Kaufmannsgericht oder das Gewerbegericht zuſtändig geweſen 
iſt, und daß die Einrede der Unzuſtändigkeit nicht von der 
Prüfung in der höchſten Inſtanz ausgeſchloſſen wird. 

Für ganz beſonders gefährlich aber halten wir die Be⸗ 
ſtimmungen in den Art. VIII und IX des Geſetzes über die 
Erhöhung der Koſten in der oberen Inſtanz. Das ſind einerſeits 
ſiskaliſche, andererſeits plutokratiſche Maßregeln. Man darf 
dem Volke das Prozeſſieren nicht dadurch zu verleiden ſuchen, 
daß man die Koſten unmäßig erhöht! 
Inſtanz geht, tut es wahrhaftig nicht zum Vergnügen, ſondern 
weil es für ihn eine Lebensfrage iſt; und einem ſolchen Manne 
fol man den Austrag deſſen, was ihm ſein Gerechtigkeitsgefühl 
vorſchreibt, nicht durch eine erhebliche Erhöhung der Koſten 
erſchweren. Deswegen ſind wir auch gegen dieſe Beſtimmung. 

Gegen die kleineren Mittel, die ſonſt angenommen worden 
ſind, haben wir keine Bedenken und werden für ſie ſtimmen. 
Wir erklären aber ſchon jetzt, daß wir, wenn es zur Schluß⸗ 
abſtimmung in dritter Leſung kommt, das Geſetz mit der 
Erhöhung der summa revisibilis unter keinen Umſtänden an⸗ 
nehmen können. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe⸗Langenburg: 
Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staats⸗ 
ſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Geheime Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine 
Herren, daß die Notlage beim Reichsgericht vorhanden iſt, wird 
von keiner Seite beſtritten. Es handelt ſich alſo nur darum, 
wie dieſe Mißſtände zu beſeitigen find. Über die Frage, ob 
das Difformitätsprinzip einzuführen oder die Reviſionsſumme 
von neuem zu erhöhen iſt, iſt in den Motiven des Entwurfs 
ausgeführt: 

Man könnte an eine nochmalige Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme denken. Nachdem aber eine ſolche 1898 ver⸗ 
geblich und 1905 nur mit halbem Erfolge angeſtrebt 
worden iſt, muß ein nochmaliger Verſuch in gleicher 
Richtung als ausſichtslos angeſehen werden. 
Die verbündeten Regierungen ſind zu dem Vorſchlag, das 
Difformitätsprinzip einzuführen, gelangt, weil ſie tatſächlich die 
Erhöhung der Reviſionsſumme als ausſichtslos betrachtet haben. 
Irren iſt menſchlich; die verbündeten Regierungen konnten aber 
auch einer ſo großen Korporation, wie es der Reichstag iſt, 
nicht ins Herz ſehen und nicht vorher wiſſen, daß die Erhöhung 
der Reviſionsſumme hier vielleicht doch Ausſicht auf Annahme 
habe. Hätten ſie die Erhöhung der Reviſionsſumme für 
möglich erachtet, 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) 
ſo würden ſie Ihnen wahrſcheinlich ſehr gern dieſen odiöſen 
Vorſchlag, wie er eben genannt. wurde, gemacht haben und 
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würden die Verantwortung dafür auf ſich genommen haben. 
Der Geſetzentwurf hätte Ihnen dann vielleicht ſchon viel früher 
vorgelegt werden können, da gerade die Ausgeſtaltung des 
Difformitätsprinzips zu manchen Bedenken und Erwägungen 
Veranlaſſung gegeben und zur Verzögerung der Einbringung 
des Geſetzentwurfs beigetragen hat. 

Über das Difformitätsprinzip will ich mich jetzt nicht 
weiter verbreiten, obgleich ich es bei weitem nicht für ſo ver⸗ 
fehlt halte, wie dies viele von Ihnen tun. Die Kommiſſion 
hat es abgelehnt, und ich ſehe keine Möglichkeit, dies Prinzip 
hier weiter zu verfolgen. 

Es handelt ſich jetzt darum, für das Reichsgericht auf 
anderem Wege normale Verhältniſſe herbeizuführen. Da halte 
ich allerdings den Vorſchlag der Kommiſſion, der, neben den 
Hilfsrichtern, ein großes wirkſames Entlaſtungsmittel und da⸗ 
neben mehrere kleine Mittel vorſieht, für gut. Eine Ver⸗ 
mehrung der Senate, wie ſie wieder von mehreren Herren in 
Vorſchlag gebracht iſt, iſt abzulehnen; ſie würde übrigens erſt 
etwa zum 1. Januar oder zum 1. April künftigen Jahres er⸗ 
folgen können, und das würde den Zugang der Reviſionen in 
keiner Weiſe verringern. Es muß jetzt dafür geſorgt werden, 
daß der Zugang der Reviſionen möglichſt raſch vermindert wird, 
und das kann nur geſchehen durch die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme und die übrigen kleinen Mittel, die vorgeſchlagen ſind. 
Dadurch allein können normale Verhältniſſe allerdings nicht ſo 
ſchnell herbeigeführt werden, wie es wünſchenswert iſt, weil die 
Wirkung dieſer Mittel naturgemäß nur langſam erfolgt. Und 
deshalb ſind die verbündeten Regierungen bereit, dem Vorſchlag 
der Kommiſſion näherzutreten und auf eine beſchränkte Reihe 
von Jahren Hilfsrichter bei dem Reichsgericht zu beſchäftigen. 
Dieſe Hilfsrichter werden in Bälde, ſpäteſtens etwa zum 
16. September, einberufen werden können, und durch die Heran⸗ 
ziehung der Hilfsrichter wird es gelingen, die vorhandenen Reſte 
aufzuarbeiten und den Geſchäftsgang bei dem Reichsgericht 
wieder zu einem normalen zu geſtalten. Es wird auf dieſe 
Weiſe für eine ganze Reihe von Jahren Luft geſchaffen werden, 
und die Termine werden dann in kurzen Intervallen — jetzt 
find es bisweilen 18 Monate ſeit der Verkündung des ziveit- 
inſtanzlichen Urteils — anberaumt werden können. 

Es iſt der feſte Wille des Reichsjuſtizamts und auch der 
verbündeten Regierungen, in eine organiſche Anderung der 
Zivilprozeßordnung einzutreten. Nach welchen Richtungen ſich 
dieſe Reviſion bewegen wird, iſt natürlich nicht zu überſehen; 
es iſt anzunehmen, daß dieſe Reviſion in einer nicht allzu hoch⸗ 
bemeſſenen Reihe von Jahren ſich vollziehen wird, und bis zum 
Abſchluß dieſer Reform wird das Reichsgericht prompt arbeiten 
können. Sollte das nicht der Fall ſein, dann wird allerdings 
Abhilfe für dieſes kurze Ubergangsſtadium in erſter Linie wohl 
durch Vermehrung des Richterperſonals geſchaffen werden 
müflen. 

Der Herr Abgeordnete Gyßling hat bei feinen Ausführungen 
noch dem Wunſche nach der Verjüngung des Richterperſonals 
beim Reichsgericht Ausdruck gegeben. Dieſer Wunſch iſt ſeit 
langem der Gegenſtand der Erwägungen der verbündeten 
Regierungen. Nach den Beobachtungen, die ich in den letzten 
Jahren gemacht habe, iſt bereits in den letzten 4 bis 5 Jahren 
eine erhebliche Verjüngung eingetreten. Diejenigen Herren, die 
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zu Reichsgerichtsräten befördert werden, kommen hierzu regel⸗ 
mäßig in einem Alter, in dem zu hoffen iſt, daß ſie noch gut 
15 Jahre beim Reichsgericht in aller Friſche amtieren können. 

Ein Fiskalismus — wie ihn der Herr Abgeordnete Dr. Thaler 
behauptet hat — liegt dem Ihnen vorliegenden Entwurfe 
nirgends zugrunde. Nie und nimmer iſt bei den Vorarbeiten 
für dieſen Geſetzentwurf oder auch in der Kommiſſion davon 
die Rede geweſen, daß man nur deshalb keine neuen Reichs⸗ 
gerichtsräte einſetzen wollte, um Koſten zu ſparen. Davon 
kann gar keine Rede ſein. Wenn die Vermehrung der Mit⸗ 
glieder des Reichsgerichts für erforderlich und zweckdienlich 
erachtet worden wäre, ſo würden dafür auch die notwendigen 
Summen vorhanden ſein. 

Ich kann meine Ausführungen nicht ſchließen, ohne den 
Mitgliedern der Kommiſſion und inſonderheit dem Herrn Vor⸗ 
ſitzenden und dem Herrn Berichterſtatter meinen beſonderen Dank 


für die Förderung der Arbeiten, denen ſie ſich unterzogen haben, 


auszusprechen. 
(Bravo!) 

Nur mit Aufbietung aller Kräfte iſt es gelungen, die 
Kommiſſionsberatungen ſo früh zu Ende zu führen, daß nun⸗ 
mehr begründete Ausſicht vorhanden iſt, die Arbeit bald zum 
Abſchluß zu bringen und dadurch das Reichsgericht in den 
Stand zu ſetzen, ſeinen hohen Aufgaben wieder voll gerecht zu 


werden. 
(Lebhafter Beifall) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe⸗Lanugenburg: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schultz. 


Schultz, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte im 
Namen meiner Freunde auch die Annahme der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe ohne Abänderung empfehlen. Wir tun das nicht in 
dem Sinne, daß wir die Kommiſſionsbeſchüſſe als eine beſonders 
glückliche Löſung dieſer Frage betrachten — wir ſind uns der 
Mängel, die damit verbunden ſind, wohl bewußt —; aber wir 
milſſen davon ausgehen, daß eine andere Löſung, als ſie hier 
gefunden iſt, zurzeit nicht möglich iſt. 

Meine Herren, es muß einen Augenblick einmal geprüft 
werden, in welcher Lage wir ſind, und wie wir dahin ge⸗ 
kommen ſind, daß die Notlage des Reichsgerichts brennend 
iſt. Daß ſie eine Abhilfe unbedingt erheiſcht, das halte ich 
für ſelbſtverſtändlich unter allen Mitgliedern dieſes hohen Hauſes, 
die ſich um die Frage gekümmert haben — und das ſind ja 
wohl alle. 

Als die heute geltende Zivilprozeßordnung dem Reichstage 
im Jahre 1876 zur Beratung unterbreitet wurde, hatten die 
verbündeten Regierungen eine andere Löſung der Reviſion vor⸗ 
geſchlagen, ſie hatten ſchon damals das Difformitätsprinzip in 
Vorſchlag gebracht. Dagegen erhoben ſich gewichtige Bedenken, 
die aus Reichstagskreiſen ſelber heraus zu dem Vorſchlag 
führten, die Reviſion von der Größe des Objekts abhängig zu 
machen. Man einigte ſich damals, wie Ihnen bekannt ſein 
wird, auf 1500 &. Damals hat ein hervorragender Vertreter 
aus dem Reichsjuſtizamt, der Geheimrat Kurlbaum II, ſchon 
vorausgeſagt, das würde dahin führen, daß die Erhöhung der 
Reviſionsſumme kein Ende finden wird, daß ſchließlich dieſes 
Rechtsmittel einen plutokratiſchen Charakter anzunehmen geeignet 
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iſt. Dieſe Vorausſage iſt eingetroffen. Da aber die Zivil 
prozeßordnung auf dem Grundſatze, den damals die Kommiſſion 
des Reichstags angenommen hat, aufgebaut iſt, die Zuläſſigkeit 
der Reviſion nach dem Geldbetrage zu bemeſſen, ſo kommen 
alle die wirtſchaftlichen Fragen, die Erhöhung des Wertobjekts, 
das Sinken des Geldwerts immer von neuem zu ſtärkerer Geltung 
und bewirken, daß die Reviſionsſumme immer weiter erhöht 
werden muß, um das Reichsgericht überhaupt in den Stand ſetzen 
zu können, zu arbeiten. Meine Herren, der Fehler liegt nicht 
darin, daß wir jetzt dem Hauſe ein manchem nicht geeignet 
ſcheinendes Mittel vorſchlagen, ſondern darin, daß wir damals 
den Geldbetrag als Maßſtab für die Zuläſſigkeit der Reviſion 
einführten. So ſind wir mit Notwendigkeit dazu gekommen, ſie zu 
erhöhen, und ich möchte heute von dieſer Stelle aus an die 
verbündeten Regierungen die dringende Bitte richten, daß ſie 
ſich mit uns einverſtanden erklären, in möglichſt kurzer Zeit 
die Reviſion anders zu konſtruieren, techniſch auszubauen. Auch 
das Vorverfahren muß anders geſtaltet werden; ich denke da⸗ 
bei an die Eventualmaxime; ſonſt kommen wir mit den 4000 # 
nicht aus. Aber ich glaube kaum, daß der Reichstag Neigung 
haben wird, nochmals dieſe Summe zu erhöhen; denn ſie hat 
doch einen zu bitteren, unangenehmen Beigeſchmack. 

Meine Herren, es fragt ſich nun, ob uns nicht ein anderes 
Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts zur Verfügung ſteht 
als die Erhöhung der Reviſionsſumme. Da wird uns immer 
die Vermehrung der Senate vorgehalten. Die Vermehrung 
der Senate iſt meines Erachtens ein ungangbarer Weg. Je 
mehr Senate wir haben, deſto mehr muß die Einheit am 
Reichsgericht leiden; darüber kann kein Zweifel beſtehen. Die 
einzelnen Senate ſtehen dann nicht mehr in naher perſönlicher 
Beziehung zueinander; ſie ſtehen häufig vor Entſcheidungen, 
in denen der eine Senat von der Entſcheidung des andern 
praktiſch abweicht. Das macht ſich in der Juriſtenwelt geltend. 
Die Anwälte erfahren aus den Entſcheidungen die abweichenden 
Tendenzen, und das führt zu einer neuen vermehrten Zahl der 
Reviſionen, weil jeder ſchließlich die Ausſicht zu haben glaubt, 
in dem Prozeſſe zu ſiegen, wenn man ſich nicht mit Sicherheit 
darauf verlaſſen kann, daß das Reichsgericht an ſeiner 
dauernden Judikatur auch in Zukunft feſthält. Neue Senate 
ſind geeignet, die ſtändige Rechtſprechung zu erſchüttern und 
den Glauben an das Reichsgericht im Publikum zu lockern. 
Aus dem Grunde halte ich es für ausgeſchloſſen, daß wir zu 
einer Vermehrung der Senate kommen. 

Auch der Weg, das Reichsgericht mit Hilfsrichtern flott 
zu machen, iſt ungangbar. Wir können nicht dazu ſchreiten, 
den höchſten Gerichtshof nur durch Hilfsarbeiter flott zu halten. 

Nachdem das Mittel der Vermehrung der Senate und der 
Anſtellung von Hilfsrichtern ſich als unmöglich erwieſen hat 
und das Prinzip der Difformität abgelehnt iſt, bleibt für eine 
Zeitlang die einzig durchgreifende Hilfe nur die Erhöhung der 
Reviſionsſumme. Es gibt kein anderes Mittel; wir müſſen 
notgedrungen zu dieſem Mittel greifen. 

Ich habe nur noch, um nicht in die Spezialdebatte ein⸗ 
greifen zu müſſen, wenige Bemerkungen bezüglich der Be— 
ſchwerde bei Ablehnung des Armenrechtes zu machen. Es wird 
jo dargeſtellt, als ob es etwas Unſoziales wäre, wenn wir 
dem Reichsgericht die Entſcheidung in Armenſachen nähmen. Wir 
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ſollten doch auch die Kehrſeite der Medaille betrachten. Ein 
jeder, dem das Armenrecht gegeben iſt, hat Luſt, die ganzen 
Inſtanzen durchzukoſten, weil ihm das keine pekuniären Koſten 
verurſacht. Was ein verſtändiger Hausvater nicht tun wird, 
daß er nach einer Entſcheidung, die ſo wohlbegründet erſcheint 
wie nur möglich, ſein gutes Geld riskieren wird, nun an die 
höhere Inſtanz zu gehen; das tut derjenige, der das Armen⸗ 
recht hat, dem es nichts koſtet, ohne weiteres. Nun erklingen 
aber aus dem anderen Teil des Publikums, von den Prozeß⸗ 
gegnern der Armenpartei, die lebhafteſten Klagen, daß die Ge⸗ 
richte das Armenrecht zu liberal bewilligen. Ich habe darüber 
die erheblichſten Klagen gehört von Leuten, denen es auch nicht 
gut ging, die ſich aber vielleicht ſcheuten, um das Armenrecht 
einzukommen. Denen entſtehen erhebliche Koſten, wenn an⸗ 
geſichts eines ziemlich ausſichtsloſen Prozeſſes der unterlegenen 
Armenpartei das Arnienrecht für die nächſte Inſtanz bewilligt 
wird. Da müſſen ſie ſich einen Anwalt nehmen, müſſen 
Fahrten unternehmen und alle Argerniſſe und Koſten auf ſich 
nehmen, die mit einem Prozeß verbunden ſind, der nach ihrer 
Anſicht und auch nach der Anſicht der Gerichte nur eine ganz 
leiſe Ausſicht bietet. Wer in der Praxis der Gerichte ſeit 
25 Jahren ſteht, kann es mit gutem Gewiſſen ausſprechen, daß 
die Gerichte in keinem Punkt entgegenkommender find als in 
der Bewilligung des Armenrechts, und daß die Klagen nach 
entgegengeſetzter Seite ertönen, daß man zu oft den Leuten 
Schaden zufügt, die Gegner des Armenrechts ſind. Das ſollte 
man bei der Entſcheidung dieſer Frage auch berückſichtigen. 

Ich bleibe alſo am Schluß bei meinem Antrag, die An⸗ 
nahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe, auf deren Einzelheiten ich 
nicht weiter eingehen will, nochmals zu empfehlen. Sie ſind 
nach meiner Auffaſſung eine Notwendigkeit. 

(Bravo! bei der Reichspartei) 


Vizepräſident Erbprinz zu Hohenlohe ⸗ Langenburg: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Seyda (Wreſchen). 


Seyda (Wreſchen), Abgeordneter: Meine Herren, meine 
politiſchen Freunde haben bei der erſten Leſung des vorliegenden 
Geſetzentwurfs bereits anerkannt, daß das Reichsgericht ſich in 
einer Notlage befindet, und es deshalb notwendig iſt, diejenigen 
organiſatoriſchen und finanziellen Mittel zu bewilligen, welche 
erforderlich ſind, um dem Reichsgericht wieder die Möglichkeit 
zu geben, ſeine Geſchäfte ordnungsmäßig zu erledigen. Wir 
haben aber ſchon gegenüber dem Geſetzentwurf, wie er ſeitens 
der verbündeten Regierungen vorgelegt war, erhebliche Bedenken 
geäußert. Heute müſſen wir leider erklären, daß dieſe Bedenken 
durch die Kommiffionsberatung und durch die Geſtaltung, welche 
der Entwurf in der Kommiſſion erhalten hat, zwar zum Teil 
beſeitigt worden ſind, daß aber die Beſchlüſſe der Kommiſſion 
in anderer Beziehung wiederum ſo erhebliche Zweifel bei uns 
hervorrufen, daß wir nicht in der Lage ſind, dem Entwurf, wie 
ihn die Kommiſſion beſchloſſen hat, unſere Zuſtimmung zu 
erteilen. 

Meine Herren, es handelt ſich in der Hauptſache darum, 
zu entſcheiden, wie man der Überlaftung des Reichsgerichts, die 
zweifellos vorhanden iſt, begegnen kann. Und da bieten ſich 
zwei Wege: einmal entſprechend der von Jahr zu Jahr mit 
der Bevölkerung, mit der wirtſchaftlichen Entwicklung wachſenden 
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Geſchäftslaſt eine Vermehrung des Richterperſonals bzw. der 
Senate beim Reichsgericht. Das wäre die natürliche Löſung, 
die dem Laien⸗ und gefunden Menſchenverſtande entſprechen 
würde: mehr Arbeit, mehr Arbeitskräfte. Nun ſagt aber die 
Reichsregierung: dieſer Weg ift nicht gangbar, denn eine Ver⸗ 
mehrung der Senate zerſtört die Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, und die muß um alles in der 
Welt erhalten werden. Deshalb' hat die Reichsregierung in 
ihrem Geſetzentwurf den anderen Weg eingeſchlagen, indem ſie 
eine entſprechende Verminderung der Geſchäfte des Reichs⸗ 
gerichts, eine Beſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
in Antrag brachte. Nun wird man wohl von vornherein ſagen 
müſſen, daß jede Beſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts mit ſehr erheblichen Nachteilen verknüpft iſt inſofern, 
als eben dem rechtſuchenden Publikum die Möglichkeit genommen 
wird, mit ſeinen Rechtsſachen in dem bisherigen Umfange den 
höchſten Gerichtshof anzugehen, — und man wird deshalb von 
vornherein gegen jede derartige Beſchränkung der Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts die erheblichſten Bedenken haben müſſen. 
Die Reichsregierung hat nun eine ganze Reihe von 
ſogenannten kleinen Mitteln vorgeſchlagen, die in der 


Kommiſſion eingehend erörtert wurden, und von denen ein 


Teil angenommen wurde. Ich will mich im einzelnen 
über dieſe kleinen Mittel gegenwärtig nicht äußern, viel⸗ 
mehr nur hervorheben, daß wir auch in bezug auf dieſe 
Mittel zum Teil ſehr erhebliche Bedenken haben, wie das auch 
bereits ſeitens der Vertreter anderer Parteien zum Ausdruck 
gebracht worden iſt. 

Namentlich erſcheint es uns ſehr bedenklich, daß das Reichs⸗ 
gericht als Beſchwerdeinſtanz vollſtändig ausgeſchaltet werden 
ſoll. In dieſer Beziehung möchte ich hervorheben, daß nach 
der dem Geſetzentwurf beigefügten Statiſtik gerade im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren eine ganze Reihe von Fragen dem Reichs⸗ 
gericht zur Entſcheidung unterbreitet worden iſt, die von ganz 
erheblicher Bedeutung für die Rechtſprechung und die Rechts⸗ 
entwicklung ſind. Das Reichsgericht hatte zu befinden über 
Geſuche um Ablehnung von Richtern, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen, um Ausſetzung des Verfahrens, um Beiordnung 
von Rechtsanwälten, um Erlaß von Arreſten und einſtweiligen 
Verfügungen, um Feſtſtellung des Streitgegenſtandes ſowie über 
Fragen der Zwangsvollſtreckung. Das find diejenigen Fragen, 
die in einer größeren Anzahl von Fällen Gegenſtand der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts im Beſchwerdeverfahren geweſen 
ſind. Eine ganze Reihe von anderen Fragen, die nur ver⸗ 
einzelt das Reichsgericht beſchäftigt haben, will ich übergehen. 

Wenn nun ſchon die Ausſchaltung des Reichsgerichts in 
dieſen Fragen den erheblichſten Bedenken unterliegen muß, ſo 
iſt es von unſerem Standpunkt aus vor allem ganz aus⸗ 
geſchloſſen, die Beſchwerde an das Reichsgericht in Sachen be⸗ 
treffend die Bewilligung des Armenrechts zu beſeitigen. Die 
Statiſtik ergibt, daß das Reichsgericht im Jahre 1907 in nicht 
weniger als 1177 Fällen über die Verweigerung des Armen⸗ 
rechts ſeitens der Oberlandesgerichte zu befinden hatte. Dieſe Tat⸗ 
ſache liefert doch einen ſtarken Beweis dafür, daß die Ober⸗ 
landesgerichte nicht ſo liberal in der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts geweſen ſind, wie es hier ſeitens einzelner Herren dar⸗ 
zuſtellen verſucht wurde. Wir ſind nun der Anſicht, daß es 
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der armen Partei, welcher das Oberlandesgericht das Armen⸗ 
recht verweigert hat, durchaus verſtattet ſein muß, ſich beim 
Reichsgericht über dieſe Verweigerung zu beſchweren. Die 
Gründe, die gegen dieſes Recht hier ins Feld geführt worden 
ſind, können wir keineswegs als zutreffend anerkennen. Es iſt 
und bleibt Tatſache, daß bei der Frage, ob das Armenrecht zu 
bewilligen ſei, das Oberlandesgericht den Sachverhalt nicht ſo 
genau überſehen kann, daß Irrtümer ausgeſchloſſen wären, — 
und daß ſolche Irrtümer oft vorkommen, ergeben eben die 
zahlreichen Beſchwerden an das Reichsgericht, die noch vielfach 
von Erfolg begleitet ſind. Wird nun aber einer armen Partei 
das Armenrecht vom Oberlandesgericht, wie das der Kom⸗ 
miſſionsentwurf will, ohne Möglichkeit der Beſchwerde ver⸗ 
weigert, ſo wird ihr damit tatſächlich ſchon die Berufungsinſtanz 
definitiv verſchloſſen. Dagegen müſſen wir mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit proteſtieren. 

Nun liegt die Sache ſo: wenn wir, wie das auch ſeitens 
der Herren Albrecht und Genoſſen und Schmidt (Warburg) 
und Genoſſen beantragt worden iſt, in Armenſachen die Be⸗ 
ſchwerde beim Reichsgericht aufrechterhalten wollen, dann bleiben 
verhältnismäßig ſo wenig andere Beſchwerden übrig, die durch 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe in Zukunft vom Reichsgericht fern⸗ 
gehalten würden, daß es uns beſſer erſcheint, die Beſtimmung, 
daß das Reichsgericht als Beſchwerdegericht nicht mehr tätig 
fein ſolle, ganz zu beſeitigen und den gegenwärtigen Rechts⸗ 
zuſtand fortbeſtehen zu laſſen. Deswegen haben wir unſererſeits 
den Antrag geſtellt, alle Vorſchläge des Geſetzentwurfs, die ſich 
darauf beziehen, das Reichsgericht als Beſchwerdeinſtanz aus⸗ 
zuſchalten, zu ſtreichen. 

Was die übrigen ſogenannten kleinen Mittel anlangt, ſo 
ſcheint uns insbeſondere die Beſtimmung, daß die Reviſion 
zurückgezogen werden ſoll, falls der Koſtenvorſchuß nicht inner⸗ 
halb der vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Friſt gezahlt 
wird, allzu rigoros und in das Syſtem der Zivilprozeßordnung 
nicht hineinpaſſend. Wenn in der erſten und zweiten Inſtanz 
die Nichteinzahlung des Koſtenvorſchuſſes keinen materiellen 
Rechtsnachteil zur Folge hat, ſo iſt es durchaus inkonſequent 
und hart, gerade in der dritten, der wichtigſten Inſtanz den 
Verluſt des Rechtsmittels an die Nichteinzahlung des Vor⸗ 
ſchuſſes zu knüpfen. 

Bedenklich erſcheint uns auch die Beſtimmung, daß für 
Arreſtſachen und Sachen betreffend einſtweilige Verfügungen 
die Reviſion an das Reichsgericht ganz allgemein ausgeſchloſſen 
ſein ſoll. Aber immerhin wäre vielleicht dieſe Beſtimmung 
noch zu ertragen, weil es ſich dabei doch nur um proviſoriſche 
Entſcheidungen handelt. 

Was nun die ſogenannten großen Mittel anbetrifft, ſo hat 
die Reichsregierung die Einführung des Difformitätsprinzips 
in Vorſchlag gebracht, wonach die Reviſion an das Reichs⸗ 
gericht ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn das Oberlandesgericht und 
das Landgericht übereinſtimmend entſchieden haben. Dieſes 
Prinzip iſt in der Kommiſſion einſtimmig abgelehnt worden, 
und ich kann deshalb namens meiner Landsleute mich auf die 
Erklärung beſchränken, daß wir ebenfalls dieſes Prinzip ver⸗ 
werfen. 

Es iſt nun höchſt charakteriſtiſch, daß die verbündeten 
Regierungen es als ausſichtslos erachteten, dem Reichstage die 
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Erhöhung der Reviſionsſumme vorzuſchlagen. Ich meine, das 
iſt doch im höchſten Grade bedeutungsvoll und ſollte denjenigen 
Parteien dieſes hohen Hauſes, die die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme annehmen wollen, ſehr zu denken geben. Wenn dieſes 
Mittel nur einigermaßen empfehlenswert wäre, dann würde 
die Reichsregierung doch ficher ſelber dazu gegriffen haben. 
Der Umſtand, daß ſie es nicht getan hat, iſt meines Erachtens 
ein vollgültiger Beweis dafür, daß dieſer Weg nicht gangbar 
iſt. Die Zivilprozeßordnung hatte allerdings von Anfang an 
die beſchränkende Vorſchrift, daß die Reviſion an das Reichs⸗ 
gericht nur in Sachen über 1500 & zuläſſig war. Das war 
eine zwar prinzipiell unerwünſchte, aber notwendige Beſchränkung; 
denn es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daß das Reichsgericht nicht in 
jeder, auch der kleinſten Sache angerufen werden kann. Ab⸗ 
zuweiſen iſt aber die Schlußfolgerung, daß man nun die 
Revifionsſumme beliebig erhöhen könnte. Schon die Erhöhung 
auf 2500 & iſt von der Bevölkerung ſehr empfunden worden, 
und ich muß der Behauptung widerſprechen, daß ſich hierdurch 
keine Unzuträglichkeiten eingeſtellt hätten. Wer in der Praxis 
ſteht und mit dem Publikum zu tun hat, wird ſehr oft gehört 
haben: warum kann ich denn nicht an das Reichsgericht gehen? 
warum iſt denn jetzt die Reviſionsſumme auf 2500 & erhöht 
worden? Wir find ganz entſchieden dagegen, daß die Reviſions⸗ 
ſumme jetzt wieder auf 4000 & erhöht werde. Wir find des⸗ 
halb gegen dieſe Erhöhung, weil das Reichsgericht damit nicht 
bloß der Arbeiterbevölkerung, ſondern auch den breiten Maſſen 
des Mittelſtandes nahezu vollſtändig verſchloſſen werden würde. 
Es ſind tatſächlich die wenigſten Leute, welche Prozeſſe mit 
Objekten über 4000 & zu führen haben, und es kann nicht 
geleugnet werden, daß durch die wiederholte Erhöhung der 
Reviſionsſumme das Rechtsmittel der Reviſion einen aus⸗ 
geſprochen plutokratiſchen Charakter erhalten würde. 

Nun ſtellt ſich freilich die Frage ein: was gibt es für 
andere Mittel, um die Notlage des Reichsgerichts zu beſeitigen? 
Und da ſagen wir: das einzige natürliche Mittel iſt die Ver⸗ 
mehrung der Senate. Wenn behauptet wird, daß durch die 
Vermehrung die einheitliche Rechtſprechung des Reichsgerichts 
zerſtört werden würde, ſo können wir uns von der Richtigkeit 
dieſer Behauptung nicht überzeugen. Wir vermögen es nicht an⸗ 
zuerkennen, daß durch die Einrichtung von 8 oder 9 Senaten die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung des Reichsgerichts erheblich 
geringer ſein würde als bei dem Vorhandenſein von 7 Senaten, 
das iſt der jetzt beſtehenden Anzahl. Wir meinen, daß die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung weit mehr geſchädigt wird 
durch die fortſchreitende Erweiterung der Kompetenz der Ober⸗ 
landesgerichte in letzter Inſtanz. Hierdurch entſtehen allmählich 
an Stelle eines Reichsgerichts 29 kleine Reichsgerichte in den 
29 Oberlandesgerichtsbezirken. Je größer die Anzahl von 
Sachen iſt, in denen die Oberlandesgerichte die letzte Inſtanz 
bildet, deſto mehr erſcheint die Rechtseinheit gefährdet, und die 
Möglichkeit einer partikularen Rechtſprechung in den einzelnen 
Oberlandesgerichtsbezirken gegeben. Wenn man alſo die Wahl 
hat zwiſchen der Erhöhung der Reviſionsſumme und der Ver⸗ 
mehrung der Senate beim Reichsgericht, ſo, meine ich, kann 
man ſich nur für die letztere Maßregel entſcheiden. 

Dabei will ich ganz beſonders ein Moment hervorheben. 
Die verbündeten Regierungen hatten zunächſt mit großer Ent⸗ 
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ſchiedenheit erklärt, eine Vermehrung der Anzahl der Senate 
ſei abſolut ausgeſchloſſen. Aber im Laufe der Kommiſſions⸗ 
verhandlungen haben fie doch ihren Standpunkt geändert und 
eſagt: 
5 Wir akzeptieren die Vorſchläge der Mehrheit der Kom⸗ 
miſſion: Erhöhung der Reviſionsſumme auf 4000 & 
und Einberufung von Hilfsrichtern auf drei Jahre zur 
Aufarbeitung der Rückſtände. Wenn aber dieſe Mittel 
nicht ausreichen ſollten, wenn in einigen Jahren ſich 
wiederum eine Überlaſtung des Reichsgerichts heraus⸗ 
ſtellen ſollte, dann verſprechen wir, daß wir mit einem 
derartigen Geſetzesvorſchlag, wie der gegenwärtige, nicht 
wiederkommen, ſondern dann wollen wir mit der Ein⸗ 
richtung wenigſtens eines neuen Senats vorgehen. 
Ich frage: wo bleibt da die Konſequenz? Wenn die Ein 
richtung eines neuen Senats in einigen Jahren ohne Gefährdung 
der Rechtseinheit möglich iſt, warum ſoll ſie dann nicht auch 
jezt ſchon möglich ſein? Und wenn man berückſichtigt, daß 
nach den Erklärungen der Reichsregierung der ganze Geſetz⸗ 
entwurf gewiſſermaßen nur einen vorübergehenden, proviſoriſchen 
Charakter hat, inſofern, als in abſehbarer Zeit eine Reorgani⸗ 
ſation des geſamten Zivilprozeßverfahrens durchgeführt werden 
fol, bei der auch eine grundſätzliche Anderung des Rechtsmittels 
der Reviſion und eine organiſche Entlaſtung des Reichsgerichts 
eintreten ſoll, — ſo wäre es doch das einfachſte, ſofort einen 
oder zwei neue Zivilſenate einzurichten und im übrigen für die 
paar Jahre, die bis zur Einführung der neuen Zivilprozeß⸗ 
ordnung vergehen, es bei dem gegenwärtigen Rechtszuſtand zu 
belaſſen und nicht ſo einſchneidende Maßregeln zu ergreifen, 
wie ſolche die Erhöhung der Reviſionsſumme darſtellt. 
(Sehr richtig! bei den Polen) 
Man ſoll den breiten Maſſen den Zugang zum Reichsgericht 
nicht noch mehr erſchweren, als es bisher der Fall iſt. 

Ich ſchließe, indem ich ſage: die Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts iſt für den Augenblick durchführbar durch die Ein- 
ſtellung einer entſprechenden Anzahl von Hilfskräften, welche 
die gegenwärtige Fülle der Rückſtände aufarbeiten. Und ſie iſt 
auf die Dauer möglich durch die Errichtung von ein oder 
zwei neuen Senaten bis zu dem Zeitpunkte, in dem die zu 
erwartende organiſche Reviſion des Zivilprozeſſes durchgeführt 
kin wird. Deshalb bitten wir Sie, den Beſchluß der Kom⸗ 
miſſion betreffend Erhöhung der Reviſionsſumme abzulehnen, 
unſeren Antrag betreffend Aufrechterhaltung des Reichsgerichts 
als Beſchwerdeinſtanz anzunehmen und im übrigen es den ver⸗ 
bündeten Regierungen anheimzuſtellen, im Wege des Vudgets 
eine Vermehrung der Zivilſenate um einen oder zwei je nach 


Bedürfnis eintreten zu laſſen und auf dieſe Weiſe den Notſtand 


des Reichsgerichts zu beſeitigen. 
(Bravo! bei den Polen) 


5 Erbprinz zu Hohenlohe⸗Langenburg: 
Wort hat der Herr Abgeordnete v. Damm. 


v. Damm, Abgeordneter: Meine Herren, es wird all⸗ 
gemein anerkannt, daß die Verhältniſſe beim Reichsgericht 
bringend einer Anderung bedürfen. Die große Mehrzahl der 
Fommiffionsmitglieder ließ ſich davon überzeugen, daß eine 

ehrung der Anzahl der Senate nicht erwünſcht iſt. Ferner 
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wurde von der Kommiſſion das Difformitätsprinzip mit einer 
ſehr großen Mehrheit verworfen. Es mußten alſo andere 
Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts geſucht werden. Gegen 
dieſe Mittel laſſen ſich natürlich Bedenken geltend machen. 
Dieſe Bedenken werden ſich aber in mindeſtens ebenſo hohem 
Maße gegen alle anderen Mittel geltend machen laſſen, die 
etwa noch in Frage kommen könnten. Meine Freunde werden 
deshalb gegen alle Abänderungsanträge ſtimmen. 

Eine Ausnahme macht der Antrag Kirſch auf Nr. 454 der 
Druckſachen. Wir finden, daß die Bundesregierungen, die einen 
Landrichter zum Hilfsrichter beim Reichsgericht vorſchlagen, den 
auch zum Oberlandesgerichtsrat machen können; denn wir 
glauben, daß auch die Hilfsrichter beim Reichsgericht doch 
Herren in gehobener Stellung fein ſollen, alfe Oberlandes⸗ 
gerichtsräte. Will man aber die Mitglieder der Landgerichte 
zulaſſen, ſo entſpricht es der Billigkeit, dann auch die ihnen im 
Rang gleichſtehenden Amtsrichter nicht auszuſchließen. 

Unter den kleinen Mitteln halten wir die Befreiung des 
Reichsgerichts von allen Beſchwerdeſachen für ſehr wirkſam. 
Die Anträge, in Armenſachen die Beſchwerde zuzulaſſen, halten 
wir für verfehlt. Es iſt nicht zweckmäßig, in ſolchen Sachen, 
die an ſich der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts entzogen ſind, 
eine Entſcheidung des Reichsgerichts darüber herbeizuführen, 
ob die Rechtsverfolgung ausſichtslos iſt oder nicht. In Sachen 
aber, in denen das Reichsgericht zuſtändig iſt, iſt es ebenfalls 


nicht unbedenklich, ſchon vor der Entſcheidung der zweiten 


Inſtanz eine Außerung der dritten Inſtanz herbeizuführen. 
Außerdem, meine Herren, iſt aber auch zu berückſichtigen, daß 
die Erhöhung der Reviſionsſumme auf 4000 & nur dann aus⸗ 
reichend iſt, wenn auf die vorgeſchlagenen kleinen Mittel nicht 
verzichtet wird. Will man auf dieſe kleinen Mittel verzichten, 
ſo müßte man eben die Reviſionsſumme noch mehr . 
Wir bitten deshalb um Ablehnung dieſer Anträge. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Wagner (Sachſen). 

Dr. Wagner (Sachſen), Abgeordneter: Meine Herren, 
die Wieſe iſt ſchon ziemlich abgegraſt. 

Heiterkeit) 
Ich will mich deshalb kurz faſſen. 

Wie man ſich zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts 
ſtellt, hängt davon ab, wie man die eigentliche Aufgabe des 
Reichsgerichts auffaßt. Wenn man meint, daß das Reichs⸗ 
gericht in erſter Linie die Aufgabe hat, individuelle Streitig⸗ 
keiten zu entſcheiden, dann muß man jeden Schritt für bedenklich 
halten, der ſeine Zuſtändigkeit einſchränkt. Iſt man aber der 
Anſicht, die nach meinem Dafürhalten die richtige iſt, wie ſich 
aus den Verhandlungen über die Entſtehung des Reichsgerichts 
beweiſen läßt, daß die oberſte Aufgabe des Reichsgerichts iſt, 
die Einheitlichkeit der Rechtſprechung zu garantieren, ſo wird 
man den Weg, den die Kommiſſion Ihnen vorſchlägt, jetzt für 
den allein gangbaren halten. 

Es iſt geſagt worden, es habe ſich nun einmal hiſtoriſch 
fo entwickelt, daß das Reichsgericht doch als dritte Inſtanz 
gelte. Gewiß, meine Herren, das wird kein Menſch beſtreiten. 
Das Reichsgericht entſcheidet eine Anzahl individueller Streitig⸗ 
keiten im Intereſſe dieſer Parteien, die deshalb auch die Koſten 
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dieſer Reviſionsinſtanz zu tragen haben. Aber der Endzweck, 
weshalb man dieſe individuellen Streitigkeiten dem Reichs⸗ 
gericht zur Entſcheidung übergeben hat, iſt doch der, durch die 
Urteile in dieſen verhältnismäßig nicht zahlreichen Sachen dann 
auf die Rechtſprechung ſämtlicher deutſcher Gerichte zu wirken 
und im ganzen Reiche in allen Prozeſſen eine einheitliche Recht⸗ 
ſprechung herbeizuführen. An dieſer einheitlichen Rechtſprechung 
iſt das deutſche Volk im allerhöchſten Maße intereſſiert. Jeder 
neue Senat vermehrt die Gefahr, daß unter Umſtänden an 
demſelben Tage widerſprechende Entſcheidungen gefällt werden, 
und nach den Entſcheidungen des Reichsgerichts richten ſich 
nicht nur die Gerichte bei der Anwendung des Geſetzes, danach 
richtet ſich Handel und Wandel im wirtſchaftlichen Leben. 
Die Sicherheit des Verkehrs und wichtige Intereſſen ſind durch 
die Zwieſpältigkeit der Rechtſprechung gefährdet. Dieſes 
Moment iſt in der heutigen Verhandlung noch nicht genügend 
beachtet worden. Der Perſonalbeſtand des Reichsgerichts iſt 
nach meiner Anſicht ſchon jetzt zu hoch. 

Man ſchlägt vor, es ſollte gegen eine zwieſpältige Recht⸗ 
ſprechung noch mehr als bisher dadurch Abhilfe geſucht werden, 
daß man den einzelnen Senaten beſtimmte Materien überweiſt. 
Das geht aber nur bis zu einer gewiſſen Grenze; denn ein 
und dieſelbe Rechtsfrage kann auf verſchiedenen Gebieten auf⸗ 
treten. 

Es iſt zu bedenken, daß jetzt, wo die Senate ſchon über⸗ 
bürdet ſind, jeder Senat jährlich rund 540 Reviſionen zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Nun tritt jährlich eine Steigerung um 250 
Reviſionen ein. Alſo, wenn man den Weg beſchreiten wollte, 
den die Gegner der Kommiſſionsbeſchlüſſe anraten, nur neue 
Senate zu bilden, ſo müßte mindeſtens alle drei Jahre ein 
neuer Senat gebildet werden, wenn wir nicht wieder zu einem 
Zuſtand kommen wollten, den der Herr Abgeordnete Heine vorhin 
mit Recht als teilweiſe Rechtsverweigerung bezeichnet hat. Wir 
würden in zehn Jahren drei bis vier neue Senate haben 
müſſen. Das iſt nicht möglich, ohne daß die oberſte Aufgabe 
des Reichsgerichts darunter leiden würde. 

Nun iſt eingehalten worden, die verbündeten Regierungen 
ſind inkonſequent; ſie lehnen ſich gegen einen neuen Senat auf, 
und doch ſagen fie nachher wieder: wenn die neuen Entlaſtungs⸗ 
mittel nicht genug helfen, dann werden wir ſpäter doch einen 
neuen Senat bewilligen. Ja, meine Herren, gerne werden die 
verbündeten Regierungen das auch nicht zugeſtanden haben. 
Aber man muß dabei beachten: wir ſtehen vor einer organiſchen 
Reform des Zivilprozeſſes, deren Abſchluß in acht bis zehn 
Jahren erwartet wird. Wenn wir alſo jetzt eine Entlaſtung 
eintreten laſſen, und das hilft nur einige Jahre, dann will die 
Regierung für den kurzen Reſt der Friſt bis zur organiſchen 
Reform der Rechtsmittel das Zugeſtändnis machen, auch auf 
die Gefahr hin, daß die Rechtseinheit in dieſer kurzen Über⸗ 
gangszeit nicht mehr ſo geſichert iſt. Es handelt ſich dann 
eben nur um einen vorübergehenden kurzen Notbehelf. 

Nun wird weiter geklagt, wie große Intereſſen durch eine 
Beſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts verletzt 
wurden. Meine Herren, man ſoll ſich doch hüten vor einer 
Aberſchätzung des Wertes eines langen Inſtanzenzuges. Wir 
haben es doch erlebt, wie gerade auch von den Kreiſen, die 
angeben, die Intereſſen der minderbemittelten Klaſſen in erſter 
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Linie zu vertreten, im Bereiche der Gewerbegerichte und dann auch 
der Kaufmannsgerichte für eine große Anzahl Streitigkeiten eine 
einzige Inſtanz für ausreichend erachtet wurde. Meine Herren, 
viele Inſtanzen machen viel Koſten, viel Sorgen, viel Arger 
und Mühe. Der Mann, der viel Geld hat, der kann ſich auf 
einen langen Prozeß leichter einlaſſen als einer, der wenig 
Mittel zum Verprozeſſieren zur Verfügung hat, und es wird 
ſoundſo viele Fälle geben, wo einer überhaupt davon abſieht, 
einen Prozeß zu führen, weil er ſich ſagt: was ſoll ich erſt 
eine Sache durch drei Inſtanzen hindurchkämpfen, mit ſoundſo 
viel Koſten und dreimaligem Riſiko! Welch hohe Koſten ent⸗ 
ſtehen für die unterliegende Partei, wenn man einen Prozeß 
durch drei Inſtanzen durchführen kann. Es iſt doch immer 
eine Partei dabei, die beim Reichsgericht verliert, und die die 
ganzen Koſten der verſchiedenen Inſtanzen zu tragen hat; und 
endlich iſt auch zu beachten, daß im ſchließlichen Ergebnis nur 
der achte Teil aller Reviſionen Erfolg hat. 

Meine Herren, jetzt hat die Zahl der Reviſionen bei uns 
bereits 3832 erreicht gegenüber Frankreich mit etwa 800 und 
dem oberſten Gerichtshof der Vereinigten Staaten mit noch 
nicht 300 höchſtgerichtlichen Urteilen. 

Nun wird eingewendet: ja im Volke iſt der Ruf nach 
dem Reichsgericht groß. Meine Herren, in der Form iſt das 
nicht richtig. Der Ruf nach einer höheren Inſtanz, gewiß, der 
iſt zum Teil, nämlich bei der unterliegenden Partei vorhanden. 
Der Mann, der beim Reichsgericht Unrecht bekommen hat, der 
wird auch mit dem Reichsgericht unzufrieden ſein; er ſagt, wie 
man oft hört: dann gehe ich zum Bundesrat und dann an den 
Kaiſer. Alſo das iſt ein Argument, das nicht von Be⸗ 
deutung iſt. 

Wie ſoll geholfen werden? Wir haben hier einige kleine 
Mittel vorgeſchlagen, und darunter hat eins heute beſondere 
Angriffe erlebt. Deshalb will ich kurz darauf eingehen, zumal 
der Herr Kollege Schmidt (Warburg), wie ich gehört habe, 
dann gerade dieſes Mittel bekämpfen will. Es handelt ſich 
um die Beſchwerden gegen die Ablehnung des Armenrechts in 
zweiter Inſtanz. Es iſt dabei vor allem hervorzuheben, daß 
in den Fällen, um die es ſich hier handelt, bereits ein Urteil 
eines Landgerichts vorliegt, welches das Rechtsbegehren des 
Geſuchſtellers abgewieſen hat. Jetzt kommt die Sache durch 
das Armenrechtsgeſuch an das Oberlandesgericht, und das 
Oberlandesgericht entſcheidet im Beſchlußverfahren darüber. 
Nun wird Herr Kollege Schmidt (Warburg) ſagen: es iſt nur 
ein einziges Urteil ergangen. Ja, auf die Form kommt es 
hier nicht an; ob es ein Urteil iſt oder ein Beſchluß, iſt in 
dieſer Beziehung gleichgültig. Aber es wird außerdem über⸗ 
ſehen: das Armenrecht wird erteilt ſchon dann, wenn die weitere 
Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint. Wenn alſo der 
Geſuchſteller neue Zeugen oder ſonſtige Beweismittel für erheb⸗ 
liche Tatſachen auch nur angibt, ſo wird vom Gericht ohne 
weiteres vorausgeſetzt, daß die benannten Beweismittel das in 
Ausſicht geſtellte Beweisergebnis erbringen, und das Armen⸗ 
recht wird nur abgelehnt, wenn nach jeder Hinſicht, auch unter 
Annahme der Richtigkeit aller Behauptungen, die im Armen⸗ 
rechtsgeſuch aufgeſtellt ſind, dennoch die Sache ausſichtslos 
erſcheint. Es iſt alſo dieſe Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
im Beſchlußverfahren dem Geſuchſteller an ſich ſogar günſtiger 
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als ein Urteil. Das Geſuch wird ſtets bewilligt, wenn ein 
Erfolg irgendwie auch nur möglich iſt. 

Wenn man ferner ſagt, die hohe Zahl der Beſchwerden in 
Armenſachen ans Reichsgericht bewieſe, wie notwendig ſie ſeien, 
fo ift dieſer Schluß unrichtig. Es müßte erſt dargetan werden, 
in wieviel Fällen ſolche Beſchwerden nicht nur bei der Ent⸗ 
ſcheidung über ſie ſelbſt, ſondern vor allem im ſchließlichen Er⸗ 
gebnis durch das rechtskräftige Endurteil Erfolg gehabt haben. 
Ich glaube, daß das äußerſt ſeltene Fälle ſind; und wenn 
man bedenkt, daß wir auf die Entlaſtung des Reichsgerichts 
Bedacht nehmen müſſen, und daß jedes Armenrechtsgeſuch, ſo 
klein der darauf ergehende Beſchluß auch auf dem Papiere aus⸗ 
ſieht, eine ſehr zeitraubende Arbeit macht, daß die Entſcheidung 
über ein Armenrechtsgeſuch einen Senat unter Umſtänden einen 
ganzen Tag beſchäftigen kann, dann ſollte man, wo außerdem 
auch noch durchſchlagende ſachliche Gründe für die Annahme 
des Antrags Schmidt (Warburg) nicht vorliegen, die Ent⸗ 
laſtung nicht wieder dadurch mindern, daß man den Beſchluß 
der Kommiſſion, der auf reiflichen Erwägungen beruht, jetzt 
beſeitigt. 
Etwas anderes kommt hinzu. Mit dem Beſchluſſe, mit 
dem Sie das Armenrecht geben, belaſten Sie nicht nur die 
Gerichte, ſondern auch die Anwälte, vor allem aber auch die 
andere Partei. Wie oft iſt aber die andere Partei wirtſchaftlich 
genau ſo ungünſtig geſtellt wie die Armenpartei ſelbſt; aber ſie 
hat Gründe, aus denen ſie ſich ſcheut, das Armenrecht nachzu⸗ 
ſuchen. Und nun bedenken Sie die Koſten, die der anderen 
Partei durch drei Inſtanzen entſtehen. Die Armenpartei iſt 
geneigt, ein möglichſt hohes Objekt einzuklagen, in der Hoffnung, 
daß dann wenigſtens etwas Erhebliches herausſpringt. Dadurch 
werden die Koſten für die unterliegende Partei, die, wie ich 
wiederhole, oft wirtſchaftlich ebenſo ſchlecht dran iſt wie die 
Armenpartei, ſehr hoch. Man fügt alfo ein ſchweres Unrecht 
der anderen Partei zu, wenn man die Möglichkeit, im Armen⸗ 
recht zu klagen, nicht begrenzt und eine dritte Inſtanz zuläßt. 

Es würde auch der ſonderbare Zuſtand beſtehen, daß das 
Reichsgericht in ſolchen Rechtsſtreiten auf die Beſchwerde Be⸗ 
ſchluß zu faſſen hätte, die ihm bei dem Hauptrechtsmittel der 
Reviſion entzogen find. Man beachte weiter, daß im Deutſchen 
Reich jährlich 2 Millionen Mark Koſten für erfolgloſe Reviſionen 
aufgewendet werden. 

Wir haben uns in der Kommiſſion unter Zurückſtellung 
mancher Bedenken 

(Zuruf links) 
— aber fchlagen Sie doch ein einziges Mittel vor, das nicht 
in dieſer oder jener Richtung Bedenken hat, die Vermehrung 
der Senate hat jedenfalls noch mehr Bedenken — entſchloſſen, 
die Reviſionsſumme zu erhöhen. Und wenn das Schlagwort 
von dem plutokratiſchen Charakter dieſer Maßnahmen durch den 
Saal schwirrt, fo iſt dem entgegenzuhalten, daß die Statistik, 
die wir bekommen haben, dieſen Einwand widerlegt. Ich habe 
mit die Zahlen aus der einen Tabelle über die Berufe der 
Reviſtonskläger zuſammengeſtellt. Es ſind ſechs verſchiedene 
deruföftände aufgeführt. Auf Klaſſe 1 und 3: Fiskus, Ge: 
meinden, Aktiengeſellſchaften, Großgrundbeſitzer, Großkaufleute, 
ferner Gutsbeſttzer, Hausbeſitzer, Kaufleute und Rentner, kommen 
zusammen 17,67 Prozent von insgeſamt 27,40 Prozent Re⸗ 
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viſionen, die bei der Erhöhung der Reviſionsſumme von 2500 
bis 4000 & wegfallen. Es fallen alſo insgeſamt 27,40 Prozent 
weg, und davon entfallen auf die reichen Klaſſen 17,67 Prozent, 
auf die mittleren Stände und den Arbeiterſtand nur 9,73 Pro⸗ 
zent. Es werden alſo gerade die reicheren Klaſſen durch die 
Erhöhung der Reviſionsſumme im Verhältnis zum jetzigen Zu⸗ 
ſtande mehr betroffen als der Mittelſtand und die ärmeren 
Klaſſen zuſammen, wobei ich nicht verkenne, daß der Mittel⸗ 
ſtand und der Arbeiterſtand eine viel größere Anzahl Menſchen 
umfaßt als die begüterten Klaſſen. Aber es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die wirtſchaftlich begüterten Klaſſen mehr 
Rechtsgeſchäfte abſchließen als die andern und daher auch mehr 
Prozeſſe führen. 

Endlich iſt der Vorwurf der Fiskalität erhoben. Wenn 
die jetzige Entlaſtung für das Reichsgericht durchgeführt wird, 
ſo bedeutet das zunächſt für den Etat des Reichsgerichts eine 
Einbuße von etwa 600 000 , die durch die Verminderung der 
Reviſionen entſteht. Wie kann man da von fiskaliſch reden? 
Eine kleine Verminderung dieſer Einbuße wird nun dadurch 
eintreten, daß die Gerichtskoſten für das Reichsgericht ein wenig 
erhöht werden. Meine Herren, wir in Deutſchland haben 
meines Wiſſens die billigſte Rechtspflege, die es überhaupt gibt. 
Unſere Rechtspflege erfordert in den verſchiedenen Bundesſtaaten 
erhebliche Zuſchüſſe. Die Juſtiz arbeitet allenthalben mit großen 
Defizits. Wenn wir dieſes Defizit, das beim Reichsgericht bald 
1 300 000 & jährlich beträgt, mindern helfen, ſorgen wir gleich⸗ 
zeitig für die Einnahmen des Reichs, und der Fiskus des 
Reichs iſt doch diejenige Stelle, an die die größten Anſprüche 
fortgeſetzt geſtellt werden. Es bedeutet eine Belaſtung der 
übrigen Steuerzahler, wenn man die Gerichtskoſten ſo niedrig 
bemißt, daß ein großes Defizit im Haushalt der Gerichte ent⸗ 
ſteht. Wer die Prozeſſe führt, der ſoll — das muß wenigſtens 
im allgemeinen gelten — auch die Koſten des Staats für die 
Rechtspflege in angemeſſenem Umfange mittragen. Die geringe 
Erhöhung, die hier vorgeſchlagen iſt, läßt ſich mit gutem Ge⸗ 
wiſſen verantworten. Sie bedeutet eine kleine Entlaſtung der 
Steuerzahler; was dadurch das Reichsgericht mehr einnimmt, 
haben die Steuerzahler weniger aufzubringen. 

Das Ergebnis der Kommiſſion bedeutet nach jeder Richtung 
ein Kompromiß der verſchiedenen bürgerlichen Parteien. Es 
ſtellt die Diagonale der verſchiedenen Beſtrebungen dar, das 
Reichsgericht auf einige Jahre wirkſam zu entlaſten, und iſt 
meiner Anſicht nach die einzige Möglichkeit, die einen Ausweg 
aus der Not bringt. 

(Bravo! rechts) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Becker (Köln). 


Dr. Becker (Köln), Abgeordneter: Nach den ausführlichen 
Erörterungen kann ich mich kurz faſſen. Nach der abfälligen 
Beurteilung, die die duae conformes nach dem Entwurf der 
Regierung ſowohl bei den Juriſten, den Rechtsanwälten, Rich⸗ 
tern und Profeſſoren wie auch im Publikum — ich nenne da 
Handelskammern, Vereine uſw. — gefunden hat, ſowie nach 
der Stellung, die das Plenum bei der erſten Beratung zu den 
duae conformes eingenommen hat, kann es nicht wundernehmen, 
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daß wir dieſelben in der Kommiſſion ſchon bald einſtimmig in 
der Verſenkung haben verſchwinden laſſen. Die Kommiſſion 
war weiter einſtimmig der Anſicht, daß ein Notſtand beim Reichs⸗ 
gericht vorhanden iſt, eine Mberlaftung, und daß zur Hebung 
dieſes Notſtandes baldigſt Hilfskräfte nötig ſind. Es war nun 
durch die Entfernung der duae conformes ein Vakuum ent⸗ 
ſtanden, die kleinen Mittel genügten nicht, und es wurden zwei 
Mittel von den Kommiſſionsmitgliedern vorgeſchlagen. Der eine 
Teil der Kommiſſionsmitglieder wollte eine Vermehrung der 
Senate, der andere Teil Erhöhung der Reviſionsſumme; der 
eine Teil, der die Senatsvermehrung wollte, ſagte: mehr Arbeit, 
mehr Arbeitskräfte! Wenn 7 Zivilſenate vorhanden find, dann 
ſchaden auch 8 oder 9 Senate nichts. Die Reichsjuſtizverwal⸗ 
tung und der andere Teil der Kommiſſionsmitglieder ſagten: 
nein, das geht nicht, es leidet darunter die Uberſichtlichkeit, die 
Einheit der Rechtſprechung, die Fortentwicklung des Rechts! Die 
anderen Herren wollten, wie geſagt, generell eine Erhöhung der 
Reviſionsſumme als radikales Mittel und zwar gleich bis auf 
5000 &. Schließlich hat ſich die Kommiſſion auf einen mittleren 
Weg geeinigt, auf ein Kompromiß, wie es auch ſchon der Herr 
Berichterſtatter mit Recht nannte; es iſt ein mittlerer Weg be⸗ 
ſchloſſen worden, dem einen Teile iſt man entgegengekommen, 
indem man ſagte, wenn ſpäter durch die Aufarbeitung der Reſte 
ſich wieder ein Bedarf herausſtellt, ſoll ein neuer Senat gebildet 
werden, und der Reichskanzler bzw. das Reichsjuſtizamt ermächtigt 
werden, im Etat einen neuen Senat einzuſtellen; auf der anderen 
Seite ließen diejenigen Herren, die urſprünglich 5000 & ge⸗ 
fordert hatten, eine Ermäßigung eintreten und gingen auf 
4000 & Reviſionsſumme zurück. Nun möchte ich dieſes Kom⸗ 
promiß, wie es in der Kommiſſion mit großer Majorität, mit 
15 zu 6 Stimmen, beſchloſſen worden, Ihnen zur Annahme 
empfehlen. 

Was die vorliegenden Anträge Schmidt (Warburg) und 
Albrecht betrifft, deren Inhalt und Tendenz identiſch iſt, weil 
beide wegen Verſagung des Armenrechts das Reichsgericht zu⸗ 
laſſen wollen, ſo kann ich auch nur ſagen: ſo ſympathiſch ich 
den Anträgen gegenüberſtehe, wenn wir einmal eine Entlaſtung 
des Reichsgerichts wollen, darf man auch vor einem größeren 
Mittel nicht zurückſchrecken. Will man das Reichsgericht ent⸗ 
laſten, jo muß man von zwei Übeln das kleinere wählen und 
für vereinzelte Fälle, in denen das Reichsgericht der Beſchwerde 
abgeholfen hat, auf die dritte Inſtanz verzichten; das größere 
Übel iſt entſchieden doch die Überlaſtung des Reichsgerichts! 
Ich bleibe alſo für meine Perſon mit einem Teil meiner 
politiſchen Freunde bei den Kommiſſionsbeſchlüſſen und empfehle 
Ihnen dieſelben zur Annahme. Dieſelben werden ja keine 
dauernde Abhilfe ſchaffen, ſondern vorausſichtlich, wie berechnet 
worden iſt, bis 1916 oder 1917 nur reichen; aber eine 
dauernde Abhilfe wird nur möglich ſein, wenn demnächſt eine 
Reviſion der Zivilprozeßordnung im Sinne einer Kaſſation 
erfolgt, und das Reichsgericht nicht mehr lediglich als Ober⸗ 
appellationsgericht beſteht. Wenn Sie die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
in der vorliegenden Faſſung annehmen, dann üben Sie auch 
einen Druck auf die Reichsjuſtizverwaltung aus, daß dieſelbe 
bis 1916, 1917 eine Reform der Zivilprozeßordnung erſtrebt. 
Ich werde alſo mit einem Teil meiner politiſchen Freunde für 
die Kommiſſion ſtimmen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


10. 1910. 


Prafident: Die Diskuſſion über Art. I iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zu den einzelnen Ziffern. Ich rufe auf Ziffer 1. 
— Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. — Der Herr 
Abgeordete Heine verzichtet. Ich werde annehmen, daß, wenn 
ein Widerſpruch nicht erfolgt, die Ziffer 1 angenommen iſt. — 
Das iſt der Fall. 

Ich rufe auf Ziffer 2. — Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präſident, es iſt der 
Vorſchlag gemacht worden — und wir müſſen bei der Ab⸗ 
ſtimmung entſprechend verfahren — über ſämtliche auf das 
Rechtsmittel der Beſchwerde bezüglichen Beſtimmungen gemein⸗ 
ſam zu verhandeln und dann auch ſo über ſie abzuſtimmen. 
Das würden fein Art. I Nr. 2, Art. II, Art. III Nr. 3 und 
11 bis 16, Art. IV. Dieſe würden gemeinſam zur Beſprechung 
und Abſtimmung zu bringen ſein; man kann hier nicht eine 
einzelne Beſtimmung herausgreifen. Ich glaube, der Herr 
Berichterſtatter wird ebenſo denken. 

GBerichterſtatter Abgeordneter Dr. Junck: Ich beſtätige das!) 


Präſident: Die Herren haben ſich erſt zu Art. III ge: 
meldet. Ich werde aber jetzt die allgemeine Beſprechung über 
dieſe, das Rechtsmittel der Beſchwerde betreffenden Titel bzw. 
Anträge eröffnen. 

Das Wort dazu hat der Herr Abgeordnete Seyda 
(Vreſchen). — Derſelbe verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, mein 
Antrag enthält genau dasſelbe wie der Antrag Albrecht und 
Genoſſen. Der Antrag Seyda aber geht weiter; er will die 
Beſchwerde dem Reichsgericht im ganzen bisherigen Umfang 
belaſſen. Wenn auf dieſem Wege eine Einigung zu erzielen 
wäre, würde ich gewiß auf dieſen Antrag eingehen; ich werde 
überhaupt dafür ſtimmen. Es genügt mir aber, daß wir die 
Beſchwerde bezüglich des Armenrechts beibehalten. Ich lege 
das größte Gewicht darauf, daß hier ganz unverhüllt zum Aus⸗ 
druck kommt: es handelt ſich um die Armen! 

Die Armen haben nicht mehr viel beim Reichsgericht zu 
ſagen. Der Herr Kollege Dr. Wagner meint allerdings, daß 
noch ſehr viel Prozeſſe armer Leute ans Reichsgericht gingen. 
Ich entnehme aus derſelben Statiſtik mit Staunen das Gegen⸗ 
teil. Auf die reichen Volksklaſſen, die großen Kaufleute, Bankiers, 
Aktiengeſellſchaften — in Preußen nannte man ſie früher die 
oberen Zehntauſend; nach dem koloſſalen Aufſchwung der letzten 
Zeit muß man für das ganze Reich wohl mit 100 000 
rechnen — ſind in den letzten fünf Jahren 2648 Sachen ent⸗ 
fallen. Das iſt klarer und beſſer feſtzuſtelleu, als wenn man 
mit Prozenten operiert; denn letzteres iſt eine wunderbare 
Rechnerei, die nicht leicht zu verſtehen iſt. Dagegen entfielen 
nur 625 Sachen auf die Millionen der ärmeren Klaſſen, auf 
die kleinen Handwerker, die kleinen Grundbeſitzer, die Dienſt⸗ 
boten und Arbeiter. Und jetzt ſoll das für die kleinen Leute 
noch ungünſtiger werden; es blieben, nach demſelben Verhältnis 
gerechnet, dann 1971 Sachen für die Reichen und nur noch 
315 Sachen für die vielen Millionen der Armen. Und dabei 
findet der Reiche für ſeine Prozeſſe beim Reichsgericht feſte 
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Präjudizien vor in den Büchern, die die Entſcheidungen für 
Zivilſachen enthalten; er weiß von vornherein, wie es ihm 
gehen wird. Der Arme dagegen, wenn er einen Prozeß an⸗ 
fängt, [hat in letzter Inſtanz faſt immer nur die 145 Ober⸗ 
landesgerichtsſenate, die im ganzen deutſchen Vaterlande zerſtreut 
ſind. Da wird in letzter Inſtanz entſchieden für ihn, für ſeine 
Rechtsgeſchäfte, die er abſchließt. Denn ein Armer ſchließt 
Rechtsgeſchäfte über 4000 & überhaupt nicht mehr ab. Wenn 
der einmal mit dem Reichsgericht noch etwas zu tun hat, dann 
iſt es ſehr klar, auf welchem Gebiete das liegt, und da ſind 
nicht gerade viele Präjudizien zu machen. Für ſeine Verträge 
muß er ſich an die Praxis der 145 Senate wenden. Wenn 
er da zu ſeinem Rechtsanwalt geht und ſagt: kann ich den 
Prozeß gewinnen? — dann erwidert der Rechtsanwalt: ja, 
lieber Mann, bei den vielen Senaten kann man nicht wiſſen, 
wie einer urteilen wird; wenn Sie an das Reichsgericht hätten 
gehen können, da haben wir beſtimmte Rechtsgrundſätze; die 
haben wir hier nicht, der eine entſcheidet ſo, der andere ſo; ich 
kann Ihnen das nicht vorausſagen. 

Nun gibt es aber noch etwas anderes für den Armen: 
das ſind die Schadenserſatzanſprüche aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen. Wenn der Arme an ſeiner Geſundheit Schaden er⸗ 
litten hat und darüber die Gerichte angeht, dann kann es noch 
einmal ein Objekt über 4000 & für ihn geben. Jedenfalls 
find viele Objekte von 2500 bis 4000 &, dieſe werden jetzt 
dem Armen entzogen und verſchloſſen. Sie können's nicht 
leugnen, die Zahlen beweiſen es hier. Es hat mich ſehr gefreut, 
daß ich die Statiſtik bekommen habe. Dabei bleibt es immer, 
daß Sie künftighin 1971 Sachen der Reichen und 315 Sachen 
der Armen beim Reichsgericht haben werden. Die Armen ſind 
überhaupt hier im Hauſe in bezug auf die Ausübung ihrer 
Rechte vor Gericht nicht ſo bedacht worden wie die Reichen. 
Sie haben im vorigen Jahre ein Geſetz gemacht, wonach Sie 
die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte von 300 1 auf 600 & 
erhöht haben. Dadurch haben Sie eine neue letzte Inſtanz 
geſchaffen, nämlich die bei den Landgerichten. Früher 
konnte man mit dieſen Prozeſſen ans Oberlandesgericht 
gehen. Wenn es auch die 145 Senate ſind, beſſer iſt die 
Rechtſprechung jedenfalls doch an den Oberlandesgerichten 
und zuverläſſiger als bei den Landgerichten. Die vielen, 
vielen Landgerichtskammern — es werden wohl ein halbes 
Tauſend in Frage kommen —, die da in letzter Inſtanz ent⸗ 
ſcheiden können! Wie viel, weiß ich nicht, jedenfalls eine große, 
große Menge mehr als bei den Oberlandesgerichten. Bei den 
Landgerichten mag ja nicht ſchlecht gearbeitet werden; aber die 
Landgerichte ſind darauf angewieſen, eine große Maſſe Sachen 
abzumachen. Da geht das Arbeiten ſummariſch vor ſich, das 
kann nicht anders ſein; es ſind auch Menſchen, ſie können die 
große Arbeit nicht ſo bewältigen, wie der viel ſorgfältiger 
arbeiten könnende Oberlandesgerichtsrat, der zudem doch ein 
ausgewählter Richter ſein ſoll. Wenn auch ſchließlich die aus⸗ 
wählenden Behörden nicht immer unfehlbar ſind, 

(hört! hört! und Heiterkeit) 


ſo kann man doch annehmen: etwas beſſer pflegen die Ober⸗ 
landesgerichtsräte zu arbeiten als die Landgerichtsräte. 


(Rufe: Oho! — Sehr richtig! — Große Heiterkeit) 
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— Mich eingeſchloſſen; denn hätte ich ſo viel Zeit, wie die 
Herren Oberlandesgerichtsräte für eine einzelne Sache haben, 
ſo wäre mir das manchmal recht angenehm geweſen; dann 
ſollten Sie auch Urteile bekommen, die ſo fein durch⸗ 
gearbeitet ſind. 
(Bravo! und große Heiterkeit) 

Jetzt muß man ſich damit begnügen, auch wenn man die 
Gründe genau geprüft hat, ſie recht ſummariſch abzuſetzen. 

Die damalige Geſetzänderung iſt eine große Verſchlech⸗ 
terung geweſen, meine Herren! Da ſtand ich im vorigen Jahre 
da oben auf der Höhe (auf die Tribüne zeigend) und hielt die 
Rede auf Sie herab, und hier (im Saal) half mir der Kollege 
Gröber. 

Heiterkeit) 
Als ich noch Rekonvaleszent, ſozuſagen ein halbtoter Menſch war, 

(große Heiterkeit) 

mußte ich hier für die Armen eintreten und habe Ihnen da 
auseinandergeſetzt, daß Sie den Armen den Anwalt nicht 
nehmen dürften bei Objekten von 3⸗ bis 600 &. Da 
hatten ſie früher ein Recht auf Zuweiſung eines Anwalts, und 
ſtatt deſſen iſt es jetzt in das Belieben des Gerichts geſtellt, 
ob es ihm einen ſolchen Anwalt zuweiſen will. Darin iſt 
eine erhebliche Verſchlechterung eingetreten. Es kam damals 
bei der Abſtimmung zu einem Hammelſprung, und ſo aus⸗ 
ſichtslos ſchien die Sache für mich armen, kranken Mann 

Geiterkeit) 
doch nicht zu ſein; es haben nur drei Stimmen gefehlt, dann 
war ich mit meinem Antrage durch. 

(Große Heiterkeit) 

— Meine Herren, lachen Sie nicht, die Sache iſt außerordent⸗ 
lich ernſt. — Ich bin damals mit ſchwerem Kummer nach 
Hauſe gegangen. Jetzt wollen Sie abermals den Armen dieſes 
Recht nehmen. Wenn Sie immer mit Ihren tönenden Redens⸗ 
arten hier auftreten, es handle ſich hier um die Einheit des 
Rechts, ſo ſage ich, es handelt ſich nicht um die Einheit des 
Rechts, ſondern darum, den Armen ein Recht zu nehmen, das 
ſie bisher hatten, um das Reichsgericht zu entlaſten. Sie 
nehmen dem armen Manne die ſichere Rechtsbaſis, die er min⸗ 
deſtens durch zwei Urteile hat. 

Nun ſagt der Herr Kollege Dr. Wagner: ein Urteil hat 
ja der Arme, indem er abgewieſen iſt. Wenn das Oberlandes⸗ 
gericht ſagt, er werde durch Beſchluß von dem Armenrecht aus⸗ 
geſchloſſen, ſo iſt das ſo gut, als ob das auch ein Urteil wäre. 
O weh! o weh! 

(Große Heiterkeit) 
Iſt denn ein Beſchluß, der auf Grund eines Schriftſatzes, ein⸗ 
gereicht von einem Menſchen, der ſich ſo gut hilft, wie er kann, 
erlaſſen iſt, dasſelbe, wie ein Urteil, welches ergeht, nachdem 
er das Armenrecht bewilligt bekommen hatte, und ihm ein 
Rechtsanwalt zur Verfügung ſtand? 
(Zuruf rechts) 

— Rufen Sie nicht dazwiſchen! Ich werde Ihnen nachher 
ſchon dienen. Ich werde nicht auf den Mund gefallen ſein. 

Heiterkeit) 

Wenn nun das Armenrecht dem Manne bewilligt iſt, zeigt 
ſich nachher der Prozeß ganz anders, als wenn der Mann einen 
kleinen, ſimplen, einfachen Schriftſatz einreicht, den irgendein 
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Winkelkonſulent angefertigt hat, und der das richtige punctum 
juris nicht getroffen hat, ſo daß das Oberlandesgericht, wenn 
es einen ſolchen Schriftſatz lieſt, unter Umſtänden ſagt: das iſt 
ein ſo großer Unſinn, daß für den Mann das Durchkommen 
ausſichtslos iſt. Aber wenn der Mann einen Armenanwalt 
bekommen hätte, der ihm bis in die zweite Inſtanz die Sache 
durchgearbeitet hätte, dann hätte der angeblich mit ſeinem 
Prozeſſe ausſichtslos daſtehende Mann wohl zu ſeinem Rechte 
kommen können. Das mögen Sie wohl beherzigen! 
Nun iſt mir neulich geſagt worden: ja, wenn ſolche Pro⸗ 
zeſſe ſo leidlich beſchaffen ſind, findet man auch einen Anwalt. 
Meine Herren, ſo ideal iſt es nicht mit den Anwälten. 
(Sehr richtig! und große Heiterkeit) 
Da kommt zunächſt der Koſtenvorſchuß. Und kommt der arme 
Mann mit dem dicken Aktenſtück, das er ſich zuſammengeſchmiert 
hat, zum Anwalt, und dieſer blättert darin, dann wird dem 
betreffenden Anwalt angſt und bange, und er ſagt dem Manne: 
ach, das kann ich nicht übernehmen, gehen Sie zu einem anderen 
Anwalt. So wird der Mann von Anwalt zu Anwalt gejagt, 
während er ſonſt den Anwalt für die zweite Inſtanz vom 
Gericht zugewieſen bekäme. Es bleibt dabei: der Mann hat 
nur ein Urteil und iſt damit mit ſeinen Anſprüchen abgewieſen. 
Er iſt auch abgewieſen, wenn er als Krüppel vielleicht auch 
10000 & einklagte; er hat die dritte Inſtanz nicht erreicht, 
weil er durch die zweite Inſtanz nicht durchgekommen iſt, in 
der zweiten Inſtanz wird ihm ſchon der Weg verſchloſſen durch 
den Beſchluß des Oberlandesgerichts, daß die Sache aus⸗ 
ſichtslos ſei. Wie oft kommt es auch in der Praxis vor, daß 
Parteien mit ſolchen angeblich ausſichtsloſen Sachen nachher 
doch zu ihrem Rechte kommen! Alſo die Tatſachen wider⸗ 
ſprechen dem Vorbringen der Gegner auch. Nun wollen Sie 
das Recht, das einzige, das der arme Mann noch hat, der in 
erſter Inſtanz abgewieſen iſt, ihm verſchließen, lediglich, damit 
das Reichsgericht etwas weniger zu tun hat? damit das Reichs⸗ 
gericht nichts mehr vom Armen zu ſehen bekommt, ſozuſagen? 
Nein, ich hoffe noch immer, daß wir, die wir hier fortgeſetzt 
es uns für die Armen in ſozialer Beziehung eventuell Millionen 
haben koſten laſſen, auch jetzt für die Armen eintreten, und wir 
ihnen nicht den Rechtsboden dadurch entziehen, daß wir ſie auf 
einen einfachen Beſchluß des Oberlandesgerichts verweiſen, ob 
ſie noch weiter mit ihren Anſprüchen gehen ſollen. Wenn ich 
an Ihre Herzen appelliere, meine Herren — und wenn Sie 
auch ſo lächelnd daſitzen —, 
(Heiterkeit) 
ſo glaube ich, im Innern Ihres Herzens heißt es doch: wenn 
wir es machen könnten, würden wir es machen. Und Sie 
können es ja machen! 
Heiterkeit) 

Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung leidet dadurch nicht. 
Dieſe Tätigkeit der Reichsgerichtsräte mag Ihnen ja unbequem 
fein; aber dafür kennen wir das ſchöne Wort des nobile offi- 
cium judicis. Das nobile officium judicis beſteht darin, daß 
ſich der Richter gerne auch einmal der armen Leute annimmt, 
und dieſes nobile officium judicis gebührt den Reichsgerichts 
räten wie den Oberlandesgerichtsräten und den anderen auch. 

Meine Herren, ich bitte Sie, gehen Sie doch darauf ein, 
und geben Sie dem Armen wenigſtens hier das Recht, das er 
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bisher hatte, und das ſie ihm unnötig entziehen würden! Sie 
haben jetzt das Reichsgericht bis 4000 & entlaſtet; die Mög⸗ 
lichkeit iſt Ihnen gegeben, einen neuen Senat zu ſchaffen. Wenn 
Sie dieſe von mir vorgeſchlagene Beſtimmung annehmen, dann 
iſt dies ein um ſo ſtärkeres Kompelle für die Regierungen, den 
Senat zu ſchaffen, was Sie doch eigentlich alle wollen, da 
das Reichsgericht doch ein bißchen knapp mit Kräften bedacht 
wird, wenn es den Senat nicht erhält. Deshalb iſt es auch 
durchaus nicht bedenklich, wenn Sie das Reichsgericht durch 
dieſen Antrag um ſo mehr dazu drängen, daß dieſer neue 
Senat geſchaffen wird. 
(Bravo! in der Mitte) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Ich beſtätige Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Warburg), daß unſer Antrag genau dasſelbe enthält 
wie der ſeinige; ſachlich unterſcheiden ſich beide nicht. Ich finde, 
daß der unſrige juriſtiſcher ausgedrückt iſt, daß er überhaupt 
ſchöner klingt. 

(Heiterkeit) 
Indeſſen liegt es mir an der Sache, nicht an den Worten. 
Herr Abgeordneter Schmidt (Warburg) hat die Sache ſo warm 
und ſo gründlich auseinandergeſetzt, daß es verfehlt wäre, wenn 
ich noch irgendein Wort dazuſetzen wollte. Ich kann Ihnen 
nur dringend empfehlen, ſich die Worte des Herrn Schmidt 
(Warburg) zu Herzen zu nehmen. 

Wir werden unſeren Antrag zugunſten des Antrags 
Schmidt (Warburg) zurückziehen und für den Antrag Schmidt 
(Warburg) ſtimmen, damit nicht eine verfehlte Abſtimmung 
erfolgt. 

(Bravo! in der Mitte und bei den Sozialdemokraten) 


Präſident: Der Antrag Albrecht und Genoſſen auf 
Nr. 449 der Druckſachen iſt zurückgezogen. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rat, Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine 
Herren, ich möchte dringend bitten, es bei dem Kommiſſions⸗ 
beſchluß zu laſſen. 

Das Reichsgericht iſt durch die Bearbeitung der Beſchwerde⸗ 
ſachen dauernd ſehr in Anſpruch genommen. Die Statiſtik 
ergibt, daß im Jahre 1907 über 1400 Sachen zu erledigen 
waren; dieſe ſind im Jahre 1909 auf über 1700 geſtiegen. 
Von dieſen 1700 werden etwa 1400 Beſchwerden in Armen⸗ 
rechtsſachen geweſen ſein. Die eingehende materielle Prüfung 
der Beſchwerden nimmt die Tätigkeit des Reichsgerichts er⸗ 
heblich in Anſpruch; jeder Senat hat nach jeder öffentlichen 
Sitzung wohl noch eine Stunde und mehr mit derartigen 
Beſchlußſachen zu tun. 

Gleichwohl, meine Herren, würde ich in keinem Falle dafür 
eintreten, dem Reichsgericht dieſe Beſchwerdetätigkeit zu nehmen, 
wenn eine ſolche Maßregel nicht auch ſachlich durchaus gerecht- 
fertigt wäre. Nach allem indeſſen, was ich darüber in Er⸗ 
fahrung gebracht, iſt es ſachlich völlig berechtigt, wenn dieſe 
Beſchwerdetätigkeit des Reichsgerichts aufhört, und das Reichs— 
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gericht auf die Erledigung der Reviſionen beſchränkt wird. Es 
iſt ja natürlich, meine Herren, daß jeder Arme möglichſt hoch 
in die Inſtanzen zu gehen beſtrebt iſt und ſein Recht weiter 
verfolgt; das iſt aber kein ſachlicher Grund für die Aufrecht⸗ 
erhaltung dieſer Beſchwerdeinſtanz. Die Armenrechtsgeſuche 
werden bei den Gerichten überaus liberal gehandhabt, das iſt 
auch von den Gegnern der jetzt vorgeſchlagenen Beſtimmung 
anerkannt; wenn bei den Oberlandesgerichten ein Geſuch 
um Erteilung des Armenrechts für mutwillig oder ausſichtslos 
erklärt wird, dann kann man auch ſicher ſein, daß es wirklich 
ausſichtslos iſt. Ich will Ihre Zeit nicht aufhalten; ich kann 
mich im übrigen nur auf die Erklärungen der Herren Ab⸗ 
geordneten Dr. Wagner, Schultz und Dr. Becker beziehen, die 
die Verhältniſſe, wie ſie der Wirklichkeit entſprechen, zutreffend 
geſchildert und richtig gewürdigt haben. 

Meine Herren, das Ergebnis aller dieſer Erwägungen kann 
nur ſein: bleiben Sie bei dem Kommiſſionsbeſchluſſe und ſchaffen 
Sie die Beſchwerdetätigkeit des Reichsgerichts ab! 

(Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Dziembowski⸗Pomian. 


Dr. v. Dziembowski⸗Pomian, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich muß doch die Beſorgnis ausſprechen, daß das 
Prinzip, das Reichsgericht durch ſogenannte kleine Mittel zu 
entlaſten, nicht dazu führen darf, unheilvolle Mittel zu beſchließen 
und großes Unheil herbeizuführen, und, ich glaube, gerade dieſes 
kleine Mittel, nämlich die Abſchaffung des Beſchwerderechts 
gegenüber den Entſcheidungen der Oberlandesgerichte, wird ein 
bedeutendes Unheil anrichten. Dadurch wird erhebliche Miß⸗ 
ſtimmung in der Bevölkerung herbeigeführt, mit der wir doch 
ſchließlich als Geſetzgeber auch zu rechnen haben. 

Zunächſt möchte ich dabei die Frage ſtellen: wird durch 
dieſe Maßregel das Reichsgericht ſo erheblich entlaſtet? Ich 
finde hier eine Zuſammenſtellung in unſerem Bericht, in der 
geſagt iſt, daß, wenn wir das Beſchwerderecht beſeitigen, das 
Reichsgericht jährlich 150 Sachen mehr abarbeiten kann. Da 
wir mit ungefähr 5000 Sachen jährlich zu rechnen haben, ſo 
iſt die Mehrbelaſtung des Reichsgerichts in dieſem Punkte doch 
nicht ſo erheblich, wie es bisher dargeſtellt wurde. 

Demgegenüber wollte ich aber noch folgendes betonen: wir 
ſind ja gern bereit, der Regierung entgegenzukommen, und es 
iſt auch ſchon in der Kommiſſion der Vorſchlag gemacht worden, 
daß in Beſchwerdeſachen nicht der ganze große Apparat des 
vollen Reichsgerichtsſenats mit 7 Richtern, ſondern ein kleiner 
Beſchwerdeſenat gebildet werden kann, vielleicht von 3 oder 
5 Richtern. Aber das iſt weſentlich, und das verſtehen nament⸗ 
lich diejenigen, die, wie wir, in der Praxis ſtehen, daß, wenn 
das Oberlandesgericht weiß, daß das Reichsgericht nicht mehr 
nachprüft und das Armenrecht im Beſchwerdewege nicht mehr 
erteilt, dann unſere Oberlandesgerichte, weil ſie das Gefühl 
haben, daß ihre Entſcheidungen endgültig find, die Armenrechts⸗ 
geſuche nicht mit derjenigen Sorgfalt, wie jetzt, handhaben, und 
daß nicht in ſo viel Fällen vom Oberlandesgericht das Armen⸗ 
recht bewilligt wird. a 

Ä (Sehr richtig! links) 
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Das iſt durchaus menſchlich, und ich habe Gelegenheit gehabt, 
mit einigen der Herren vom Oberlandesgericht zu ſprechen, die 
geſagt haben: wir haben ſelbſt Bedenken gegen eine ſolche Maß⸗ 
regel, weil wir befürchten müſſen, daß unſere Entſcheidung, 
wenn wir in dem Bewußtſein handeln, daß keine höhere Inſtanz 
daran etwas ändern kann, ſchlechter wird, und wir nicht ſo 
ſorgfältig prüfen wie jetzt. Wir müſſen es in unſerem eigenen 
Intereſſe verlangen, daß noch eine Inſtanz über uns beſteht. 

Nun haben die Herren Abgeordneten Wagner, Schultz 
und Dr. Becker und auch der Herr Staatsſekretär gemeint, 
die Gerichte verführen bei der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts ſo beſonders liberal. Meine Herren, ich ſtehe auch 
in der Praxis und muß Ihnen ſagen, daß die Aus⸗ 
führungen dieſer Herren nur zum Teil richtig ſind, zum Teil 
muß ich ſie aber als unrichtig bezeichnen. Ich kenne 
wohl verſchiedene Senate, die in der Bewilligung des 
Armenrechts ſehr weit gehen. Namentlich in Eheſcheidungs⸗ 
ſachen wird das Armenrecht ziemlich leicht bewilligt; aber in 
vermögensrechtlichen Sachen habe ich wiederholt die Erfahrung 
gemacht, daß, nachdem das Armenrecht abgelehnt worden war, 
und irgendein Anwalt freiwillig die Sache übernommen hatte, 
dieſe Sache dann zu einem günſtigen Ausgang für diejenige 
Partei geführt hat, welcher das Armenrecht abgelehnt worden 
war. Ich kann aus meiner eigenen Praxis Beiſpiele zitieren, 
wo ich Sachen für eine Partei gewonnen habe, der das Armen⸗ 
recht abgelehnt worden war. Ich glaube, ſolche Fälle ſind ſchon 
allen Kollegen paſſiert, die am Oberlandesgericht tätig ſind. 
Es fragt ſich denn doch, ob man unter dieſen Umſtänden noch 
ſo generell von einer Liberalität der Oberlandesgerichte ſprechen 
kann. Es kommt eben auf die Auffaſſung in den einzelnen 
Senaten an, und da ſind erhebliche Differenzen zu konſtatieren. 
Wenn auch das, was der Herr Staatsſekretär ſagte, in vielen 
Fällen zutrifft, ſo muß doch auf der anderen Seite zugegeben 
werden, daß nicht überall ſo liberal und ſo weitherzig ver⸗ 
fahren wird. 

Was nun die formelle Behandlung der Anträge anlangt, 
ſo verhält ſich unſer Antrag auf Streichung gewiſſer Artikel zu 
dem Antrag Schmidt (Warburg) dergeſtalt, daß der Kollege 
Schmidt für unſeren Antrag ſtimmen muß, wenn er eine 
juriſtiſch korrekte Faſſung für ſeinen Antrag herbeiführen will. 
Es muß zunächſt auch im Gerichtsverfaſſungsgeſetz geſagt 
werden, daß das Reichsgericht als Beſchwerdegericht zuſtändig 
iſt; dann erſt kann man in der Zivilprozeßordnung die Be⸗ 
ſtimmung treffen, daß die Beſchwerde an das Reichsgericht in 
Armenſachen zuläſſig ſein ſoll. Es müßte alſo zunächſt unſer 
Antrag angenommen werden, damit für den Antrag Schmidt 
(Warburg) überhaupt ein Rahmen gefunden wird. Wird der 
Antrag Schmidt (Warburg) angenommen, ſo wird ja die Be⸗ 
ſchwerde nur in denjenigen Fällen zuläſſig ſein, wo das Armen⸗ 
recht verweigert worden iſt; denn der Antrag ſagt ausdrücklich: 
„Gegen die Entſcheidung der Oberlandesgerichte iſt eine Be⸗ 
ſchwerde nur inſoweit zuläſſig, als es ſich um die Verſagung 
des Armenrechts handelt.“ 

Damit kann ich meine Ausführungen ſchließen. Ich will 
nur noch betonen, daß wir Anwälte ſozuſagen gegen unſer 
perſönliches Intereſſe ſprechen, wenn wir das Armenrecht er⸗ 
weitern wollen. Das Armenrecht iſt eine ſchwere Laſt, die auf 
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uns Anwälten laſtet, und es iſt eine viel angenehmere und 
dankbarere Aufgabe, Anwalt der Armen im Reichstage zu ſein, 
wie es der Herr Kollege Schmidt mit Wärme getan hat, als 
in einem Prozeſſe Armenanwalt zu ſein. Ich ſpreche alſo nicht 
pro domo, ſondern ſozuſagen gegen die eigenen Intereſſen des 
Anwaltsſtandes; aber ich habe die feſte Aberzeugung, daß das 
Beſchwerderecht gegen Verſagung des Armenrechts dringend 
notwendig iſt. 
(Bravo! bei den Polen) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich muß Sie 
bitten, dieſe Frage nicht mit einem Appell an das Herz zu er⸗ 
ledigen, ſondern mit ruhiger Vernunft. Es handelt ſich um 
ein nicht unerhebliches Mittel, das Reichsgericht fähig zu 
machen, ſeine Aufgabe zur einheitlichen Wahrung und Fort⸗ 
bildung des Rechts zu erfüllen. Wenn 160 bis 200 Reviſionen 
nicht erledigt werden können, weil die Tätigkeit des Reichs⸗ 
gerichts durch Beſchwerdeſachen in Anſpruch genommen iſt, ſo 
bewirkt das, daß das Reichsgericht nicht Luft bekommt zur 
Erfüllung ſeiner rechtſprechenden Tätigkeit, wenn nicht entweder 
ſogleich eine Verſtärkung der Zahl der Senate oder eine weitere 
Erhöhung der Reviſionsſumme vorgenommen wird. Durch 
unſere Beſchlußfaſſung über den Beſchwerdezug werden wir 
vor dieſe Frage geſtellt. Denn wenn wir die 200 Reviſionen 
gleich zu achtenden Beſchwerden beim Reichsgericht belaſſen, ſo 
nutzen die anderen Mittel nicht ausreichend; es muß dann 
noch eine weitergehende Hilfe für das Reichsgericht geſchaffen 
werden. 

Ich bin überraſcht durch die Ausführungen, die ich hier 
von Richtern und Rechtsanwälten über die Armenrechts⸗ 
bewilligung höre. Es tritt da eine merkwürdige Auffaſſung 
zutage. Wie geht es denn zu? Beim Armenrechtsgeſuch für 
die zweite Inſtanz ſowie bei der Beſchwerde über die Ver⸗ 
ſagung des Armenrechts für die erſte Inſtanz tritt, was bis 
zu einem gewiſſen Grade einen Vorzug bildet, die Partei nicht 
verhüllt in der Toga des Anwalts, ſondern in eigener Perſon, 
ſo wie ſie iſt und denkt, vor das Gericht hin, um ihm ausein⸗ 
anderzuſetzen, wie ſie die tatſächlichen Verhältniſſe ihres Rechts⸗ 
ſtreits auffaßt; und nun prüft ihre Behauptungen in ihrem Schrift⸗ 
ſatze das Berufungsgericht einmal durch ſeinen Berichterſtatter 
und dann durch den Vorſitzenden des Senats — es ſind 
immer zwei Perſonen —, ſie prüfen auf Grund der Akten die 
Entſcheidung erſter Inſtanz ſowie auf Grund dieſes Schrift⸗ 
ſatzes die Auffaſſung der Partei. Beide erörtern die Rechts⸗ 
und die Tatfrage in einem Kollegium von fünf Mitgliedern, 
und nur dann, wenn mindeſtens drei Mitglieder von dieſen 
fünf für die Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs ſind, wird es 
verſagt. Das Gericht entſchließt ſich dazu ungern auf bloße 
Majoritätsentſcheidung hin; wenn auch nur ein Mitglied bei 
ernſten Bedenken verbleibt, dann neigen die andern dazu, zu 
ſagen: wir wollen das Armenrecht bewilligen. 

So iſt das Verfahren in der Berufungsinſtanz; man darf 
deshalb ſagen: die Partei hat dadurch, daß ihr das Armen⸗ 
recht verweigert wird, eine Beſtätigung des Urteils erſter In⸗ 
ſtanz und dadurch zugleich bereits eine zweite Entſcheidung. 
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Und nun wollen Sie noch die Entſcheidung des Reichsgerichts 
als Beſchwerdeinſtanz gegen das Oberlandesgericht beibehalten. 
Das Reichsgericht bekommt aber kein anderes Material als 
dasjenige, was das Oberlandesgericht hat. Möglich, daß die 
Partei vielleicht noch eine ergänzende Tatſache oder eine 
Beweisantretung in ihrem Schriftſatz an das Reichsgericht vor⸗ 
trägt; meiſt iſt es aber nicht der Fall, es handelt ſich meiſt 
um eine Wiederholung des bereits Vorgebrachten. Wir wiſſen 
nun die Zahl der Beſchwerden, die an das Reichsgericht 
kommen, wir wiſſen aber nichts über den Erfolg, den dieſe 
Beſchwerden, namentlich auch im Berufungsurteile, haben. 
Das Reichsgericht ſoll nun nach der Auffaſſung des Herrn 
Abgeordneten Dr. v. Dziembowski nicht in der ordnungs⸗ 
mäßigen Beſetzung von 7 Richtern entſcheiden gegen die Ent⸗ 
ſcheidung von 5 Richtern, ſondern es ſoll genügen, wenn 2 
oder 3 Richter beſchließen, die dann eine andere Entſcheidung 
treffen können, wie die 5 Richter in zweiter Inſtanz und die 
3 Richter in erſter Inſtanz. Ich meine, das wäre eine Ver⸗ 
ſchlechterung, die der Ehre und Würde des Reichsgerichts und 
der Oberlandesgerichte nicht entſpräche. Nun bitte ich folgendes 
zu beachten. Das Reichsgericht entſcheidet abweichend von der 
Berufungsinſtanz. Das Reichsgericht hat aber dann, wenn die 
Sache irreviſibel iſt, gar keinen Einfluß auf das demnächſtige 
Urteil des Berufungsgerichts. Das Reichsgerichts erfährt nie⸗ 
mals, was aus einer Beſchwerdeentſcheidung im Urteil des 
Oberlandesgerichts geworden iſt, es hat kein Recht, ſich weiter 
darum zu bekümmern. Die Sache kommt niemals ans Reichs⸗ 
gericht heran. Ans Reichsgericht kehren nur ſolche Beſchwerde⸗ 
ſachen wieder, die reviſibel ſind. 

Nun wird ferner geltend gemacht, daß für die Partei in 
reviſiblen Sachen die Reviſion ſelbſt abgeſchnitten werde, wenn 
das Armenrecht für die zweite Inſtanz verſagt werde. Eine 
Partei, die eine Forderung von, ſagen wir, 10 000 & zu haben 
glaubt, findet auch jemand, der den Koſtenvorſchuß für ihren 
Anwalt ihr leiht, und wenn das nicht der Fall iſt, und der 
Anwalt iſt auf Grund der Verhandlungen mit der Partei davon 
überzeugt, daß der Partei in erſter Inſtanz Unrecht geſchehen 
iſt, ſo ſieht er es als nobile officium juris consulti an, daß 
er auf ſeine Gefahr der Partei hilft und die Sache verfolgt. 
Da urteile ich anders über den Charakter unſerer Anwälte, wie 
der Herr Kollege Schmidt. Ich glaube, daß ein Anwalt des 
Oberlandesgerichts, der ſich vom Rechte einer Partei überzeugt 
hält, die Berufung durchficht. Er riskiert nichts weiter, als 
daß er für ſeine Arbeit nur dann nicht bezahlt wird, wenn er 
unterliegt, wenn er ſich in ſeiner Auffaſſung getäuſcht hat. 
Unterliegt er, dann war auch ſeiner Partei vom Gericht nicht 
Unrecht geſchehen, wenn ihr das Armenrecht verſagt wurde; 
ſiegt er, dann bekommt er ſeine Koſten vom Gegner erſetzt. 

Halten Sie ſich auch das gegenwärtig, daß alle Armen⸗ 
rechtsgeſuche zu Unkoſten der anderen Partei laufen. Wenn 
das Armenrecht zu Unrecht erteilt worden iſt, dann muß die 
andere Partei ihren Anwalt bezahlen, das Gericht bekommt 
nichts, und der Anwalt der armen Partei hat den Prozeß für 
ſie ohne Entgelt im Armenrecht geführt. Meine Herren, welche 
Komplikationen und Unrichtigkeiten in der Erteilung des Armen⸗ 
rechts entſtehen können, weil die Armenatteſte verſchieden aus⸗ 
geſtellt werden, will ich hier im einzelnen nicht darlegen. Mir 
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kommt nur darauf an, klarzuſtellen, daß man unrecht tut, wenn 
man hier ausſpricht, es handle ſich hier um ein Recht der 
Armen. Das ſteht nicht in Frage, 
(ſehr richtig!) 
es handelt ſich nur darum, ob und inwieweit die Prozeßſucht 
einer einzelnen Partei gerechtfertigt iſt oder nicht. 
(Sehr richtig!) 
Darüber entſcheidet das Berufungsgericht, und darüber trifft 
das Reviſionsgericht keine beſſere Entſcheidung, weil es kein 
anderes Material vor ſich hat wie das Berufungsgericht. 
(Sehr richtig!) 

Nun wird geſagt, es werde den Armen immer mehr von 
ihren Rechten entzogen, der Reichstag geht jetzt allgemeiner 
nach dieſer Richtung vor. Meine Herren, den Armen wird 
durch dieſe Vorlage kein Recht entzogen; denn einmal iſt die 
Steigerung der Reviſion eine prozentual gleichmäßige für alle 
Stände und durch alle Wertſtufen. Ich will nur darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß die eine Statiſtik zeigt, daß bei der 
Reviſion in der Wertſtufe, die über 4000 & hinausgeht, die 
Armen verhältnismäßig ſtärker vertreten ſind als in den Stufen, 
die unter 4000 & liegen. Und die andere Statiſtik, die bei- 
gefügt iſt, zeigt, daß alle Rechtsfragen auch nach der letzten 
Erhöhung der Reviſionsſumme genau in demſelben Verhältnis 
wie vor ihr, bei der Reviſion ſelbſt beteiligt geblieben find. 
Wenn alſo geſagt wird, daß jetzt der Arme in ſeinen Rechts⸗ 
mitteln beſchränkt wäre, daß er vor ſoundſo viel hundert 
Senate der Oberlandesgerichte komme, und ihm die Einheitlich⸗ 
keit des Reichsgerichts fehlt, ſo iſt darauf zu bemerken, daß 
dieſe ihm nicht fehlt; denn die Fragen bei ſeinen Anſprüchen, 
ſei es aus Verträgen oder aus unterlaſſenen Handlungen, das 
it gleichgültig — die Anſprüche, die er auf Grund der Be 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder der ſonſtigen 
Geſetze erheben kann, kommen alle vor das Reichsgericht, wenn 
auch nicht ſeitens des Armen, ſo ſeitens anderer Prozeßparteien. 
Die Rechtſprechung, die das Reichsgericht in allen Rechtsfragen 
übt, muß von den Oberlandesgerichten befolgt werden und wird 
von ihnen befolgt, und deshalb wird der Arme in ſeinen Rechts⸗ 
fragen genau ſo beurteilt wie der Reiche. Daß der Arme das 
Experiment mit der Reviſion — ich brauche dieſen Ausdruck 
ganz bewußt — nicht macht, und daß dieſes der Partei über⸗ 


laſſen wird, die es bezahlen kann, das ift kein Rechtsverluſt 


für den Armen. Es iſt eine verhältnismäßig indifferente 
Sache. Sie müſſen ſich immer das eine gegenwärtig halten: 
ob es wirklich einen Wert hat, daß vielleicht in 4, 5, 6 Fällen, 
wie ſie uns hier genannt worden ſind, in denen nach der Ver⸗ 
ſagung des Armentechts durch deſſen nachträgliche Gewährung 
eine andere Entſcheidung im Urteile herbeigeführt worden iſt 
= die Zahl dieſer Fälle iſt außerordentlich gering —, ob es 
einen Wert hat, daß in dieſen wenigen Fällen eine Abänderung 
der Entſcheidung ergangen iſt, und daß einzelnen Perſonen ihr 
Recht geworden iſt gegenüber der Belaſtung des Reichsgerichts 
durch die große Zahl erfolgloſer Armenrechtsbeſchwerden, die 
es ihm mit unmöglich machen, die Aufgabe voll zu erfüllen, 


die feine Rechtſprechung für alle Deutſchen, für arm wie reich 


und für das ganze Deutſche Reich haben ſoll? Da ſteht mir 
diefe geringe Zahl ſolcher Fälle zurück. Nennen Sie es hart⸗ 
herzig; ich bin dann fo hartherzig, zu meinen: der einzelne muß 
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weichen gegenüber der höheren Aufgabe, die dem Reichsgericht 
obliegt, für deren Löſung wir die Wege zu bahnen haben. | 
Deshalb bin ich der Meinung, wehren Sie die Be 
ſchwerdetätigkeit vom Reichsgericht ab! Dem Reichsgericht er⸗ 
weiſen Sie — ich habe ein Urteil aus jahrelanger Erfahrung — 
damit einen Dienſt. Wir haben uns bei Armenrechtsbeſchwerden 
immer gefragt, wenn die Sachen nicht reviſibel waren, wes⸗ 
wegen wir mit ſolchen Fragen befaßt würden, da wir gar 
nicht die Möglichkeit hätten, einzuwirken auf den endlichen 


Ausgang der Sache. 
(Sehr richtig!) 


Wenn Sie ſich, meine Herren, dieſe Einflußloſigkeit des 
Reichsgerichts gegenwärtig halten, und wenn Sie ſich die Art 
und Weiſe der Behandlung der Armenrechtsgeſuche bei den 
Oberlandesgerichten ſelbſt gegenwärtig halten, dann, meine ich, 
ſollten Sie die Mißtrauensbedenken, die Sie gegen die Richter 
geäußert haben, fallen laſſen, Mißtrauensbedenken, die dahin 
gehen, daß die Richter nicht ſo ſorgfältig die Fragen prüfen 
würden, wenn keine höhere Inſtanz über ihnen walte. Und 
dann wollen Sie mir auch glauben: wir Richter in der Praxis 
haben genau dasſelbe Herz für die Armen und Bedrängten, 
wie es Mitglieder des Reichstags hier von dieſer Stelle aus 


zum Ausdruck gebracht haben. 
(Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hildenbrand: 


Hildenbrand, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
Sie im Gegenſatz zu Herrn Abgeordneten Dr. Spahn darauf 
aufmerkſam machen, daß ſehr wohl das Recht der Armen hier 
in Frage ſteht; denn wenn ein großer Teil derjenigen Leute, 
die ihre Prozeſſe nur mit Bewilligung des Armenrechts führen 
können, dieſes Armenrecht nicht mehr erlangen kann, ſo haben 
dieſe Leute keine Möglichkeit, ihr Recht bei den höheren Gerichten 


u ſuchen. 

a Wiberfprud) 

— Nein, fie haben es nicht. Wenn ſolche Leute das Armen⸗ 
recht nicht bewilligt erhalten und keine Möglichkeit haben, durch 
Beſchwerde ans Reichsgericht das Armenrecht durchzuſetzen, fo 
ſind ſie um die Möglichkeit gekommen, ihr Recht zu verfolgen. 
Es ſteht ſonach nur das Recht der Armen in Frage. Aus 
dem Grunde muß ich die Anregung des Herrn Kollegen Schmidt 
(Warburg) unterſtützen. 

Ich habe den Kommiſſionsverhandlungen ſehr aufmerkſam 
gefolgt und kann ſagen, es iſt eine um ſo größere Ver⸗ 
letzung der Rechte der Armen, wenn Sie den Antrag ab⸗ 
lehnen, die Beſchwerde bezüglich des Armenrechts ans Reichs⸗ 
gericht zuzulaſſen, weil Sie auch auf dem Wege ſind, das 
Recht der Armen dadurch noch zu vermindern, daß Sie durch 
Erhöhung der Reviſionsſumme wieder einem weiteren großen 
Teil unſerer Bevölkerung die Möglichkeit abſchneiden, die Ver⸗ 
teidigung ihres Rechts auch vor dem Reichsgericht zu ſuchen. 

Der Reichstag iſt ſonach dabei, in doppelter Beziehung 
ganz unnötigerweiſe das Recht der armen Bevölkerung zu 
beſchränken, unnötigerweiſe deshalb, weil die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion dem Herrn Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts 


viel mehr geben, als er verlangt hat. 
65 * 
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Das Reichsjuſtizamt hat zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
verlangt, neben der Genehmigung mehrerer kleinerer Mittel als 
Hauptmittel die Beſchlußfaſſung, daß Urteile, die in zwei 
Inſtanzen gleichlautend entſchieden ſind, nicht mehr an das 
Reichsgericht kommen ſollen. Dieſes letztere Mittel hat die 
Kommiſſion abgelehnt. Dafür ſtellt die Kommiſſion dem Herrn 
Staatsſekretär aber zur Verfügung: einmal die Möglichkeit, 
zur Abarbeitung ſämtlicher angewachſener Reſte Hilfsrichter 
einzuberufen. Dies Mittel darf nicht unterſchätzt werden; es 
iſt geeignet, die beſtehenden Senate inſtand zu ſetzen, die 
anfallenden Sachen zu erledigen. 

Dann hat die Kommiſſion in einer zu beſchließenden 
Reſolution dem Herrn Staatsſekretär gegenüber die Bereit⸗ 
willigkeit ausgeſprochen, die Mittel zu bewilligen zur Errichtung 
eines neuen Senats. Die Errichtung eines neuen Senats, 
mit der ſich der Herr Staatsſekretär auch heute wieder für die 
Zukunft einverſtanden erklärt hat, iſt heute genau ſo möglich, 
wie in zwei Jahren, und ſie wird zur dringenden Notwendigkeit, 
wenn die Rechtswohltaten dem Volke nicht noch mehr ver⸗ 
ſchlechtert werden ſollen. 

Es beſteht alſo gar kein Hinderungsgrund, zur alsbaldigen 
. Entlaftung des Reichsgerichts den neuen Senat, der von der 
Kommiſſion angeboten iſt, und den der Reichstag ſicher 
genehmigen wird, ſofort in Kraft treten zu laſſen und dadurch 
die vollſtändig genügende Entlaſtung des Reichsgerichts herbei⸗ 
zuführen. 

Nun iſt die Kommiſſion aber noch weitergegangen. Sie 
hat neben der Bewilligung von Hilfsrichtern, neben der 
Bewilligung des neuen Senats auch noch die Erhöhung der 
Reviſionsſumme von 2500 auf 4000 L. beantragt, trotzdem 
dadurch einem großen Teil des Volkes ein ſeither beſtandenes 
Recht entzogen wird. Das wird der Reichstag in ſeiner 
Mehrheit bedauerlicherweiſe beſchließen, und damit werden Sie 
das Reichsgericht über das Maß deſſen hinaus entlaſten, was 
von der Regierung in Ausſicht genommen worden iſt. 

Zu dieſen ſicher ſchon genügenden Mitteln wollen Sie 
nun auch noch die Fernhaltung der Beſchwerden wegen Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts fügen. Das geht zu weit. 
Wir ſind damit einverſtanden, daß von den 1400 Beſchwerden, 
die im Jahre 1907 an das Reichsgericht gekommen ſind, alle 
diejenigen ausgeſchaltet werden ſollen, die nicht mit der Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts zuſammenhängen. Darüber herrſchte 
Einmütigkeit in der Kommiſſion. Das ſind ungefähr 300 
Beſchwerden. Nun ſollen aber auch alle Beſchwerden an das 
Reichsgericht nicht mehr zugelaſſen werden, die wegen Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts ſeither in der großen Zahl von 
1177 Fällen notwendig geworden waren. Die Tatſache, daß 
das Reichsgericht in einem Jahre 1177 mal ſich mit der Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts zu befaſſen hatte, beweiſt, wie 
häufig das Armenrecht verweigert worden iſt, und wie not⸗ 
wendig es iſt, das Beſchwerderecht zu belaſſen. Wir ſind aber 
der Meinung, daß die Verweigerung des Armenrechts in noch 
viel größerem Maße eintreten wird, wenn die Oberlandes⸗ 
gerichte wiſſen, daß ihre Entſcheidung endgültig iſt, daß ſie 
nicht zu erwarten haben, daß eine höhere Inſtanz ihre Beſchluß⸗ 
faſſung nachprüft und unter Umſtänden das Armenrecht doch 
gewährt. 
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Aus allen diefen Gründen komme ich zu dem Schluß, 
daß es An ſich eine Verſchlechterung der Rechtswohltaten einem 
großen Teile des Volkes und gerade dem ärmeren Teile gegen⸗ 
über wäre, wenn man unſeren Antrag nicht annähme, und da⸗ 
mit die Beſchwerde an das Reichsgericht unmöglich gemacht 
würde. Dieſes Unrecht, das der Reichstag im Begriffe iſt zu 
begehen, iſt deshalb aber um ſo größer, weil die Entlaſtung 
des Reichsgerichts durch die anderen Mittel, die Sie beſchließen 
können, vollkommen geſichert iſt. Wer es mit den Armen 
ehrlich meint, lehnt den Beſchluß der Kommiſſion ab und läßt 
auch in der Folge das Recht der Beſchwerdeführung wegen 
Verweigerung des Armenrechts an das Reichsgericht beſtehen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten) 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatsſekretär des Reichs⸗ 
juſtizamts, Wirkliche Geheime Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Ich muß 
eine Behauptung des Herrn Vorredners richtigſtellen, der aus⸗ 
führte, die Reichsverwaltung habe, wenn der Kommiſſions⸗ 
beſchluß Geſetz würde, mehr Mittel zur Verſügung, als ſie 
gefordert hat. Das iſt abſolut nicht richtig. In dem Ihnen 
vorliegenden Geſetzentwurf nebſt Begründung ſind Berechnungen 
angeſtellt, wie die Einführung des Difformitätsprinzips wirken 
würde; danach würde eine Entlaſtung von 46 Prozent ein⸗ 
getreten ſein. Als das Difformitätsprinzip in der Kommiſſion 
große Gegnerſchaft fand, wurden von uns Berechnungen ver⸗ 
langt, wie es ſich mit der Entlaſtung verhalten würde, wenn 
die Reviſionsſumme auf 4000 oder auf 5000 & erhöht würde, 
und ferner wie die Entlaſtung wirken würde, wenn man das 
Difformitätsprinzip in Verbindung mit einer Erhöhung der 
Reviſionsſumme auf 5000 oder auf 7000 & zur Einführung 
brächte. Die vorgenommenen Berechnungen haben ergeben, 
daß eine Erhöhung der Reviſionsſumme auf 4000 & eine 
Entlaſtung etwa um 20 bis 21 Prozent zur Folge haben würde, 
während bei einer Erhöhung der Reviſionsſumme auf 5000 & 
dieſer Prozentſatz auf 30 ſteigen würde. Bei einer Verbindung 
des Difformitätsprinzips mit einer Erhöhung der Reviſionsſumme 
auf 5000 bzw. 7000 & würden ſich — ich kann die Zahlen nicht 
genau nennen — andere, aber erheblich niedrigere Prozentſätze er⸗ 
geben. Alſo, meine Herren, was augenblicklich von der Kommiſſion 
vorgeſchlagen iſt, iſt eine Entlaſtung von 21 Prozent gegen⸗ 
über den von der Regierung in Ausſicht genommenen 46 Prozent. 
Zu jenen 21 Prozent kommt die Wirkung der kleinen Mittel 
hinzu, und es iſt anzunehmen, daß daraus auch noch ungefähr 
eine 5prozentige Entlaſtung reſultieren wird. Aber davon 
kann keine Rede ſein, daß wir jetzt mehr bekämen, als wir 
gefordert haben. Im Gegenteil, wir haben mehr gewünſcht, 
und es wird leider nicht möglich fein, das Gewünſchte zu 
erhalten. 

Was dann den einen Senat betrifft, den der Herr Vor⸗ 
redner erwähnt, und von dem er behauptet, wir hätten uns 
ſchlank bereit erklärt, ihn zu bewilligen, ſo entſpricht dies 
auch nicht den Tatſachen. Ich habe mich bereit erklärt, dem 
Gedanken näherzutreten, Hilfsrichter bei dem Reichsgericht zu 
beſchäftigen, um möglichſt bald einen normalen Geſchäftsgang 
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herbeizuführen; dann habe ich weiter ausgeführt, es folle 
möglichſt bald auf eine allgemeine Reviſion der Zivilprozeß⸗ 
ordnung Bedacht genommen werden. Sollte eine weitere Be⸗ 
und Tiberlaftung des Reichsgerichts nach Jahren wieder ein⸗ 
treten und dann die Reviſion der Zivilprozeßordnung noch nicht 
zuſtande gekommen ſein, dann, meine Herren, — führte ich 
aus — werde es nicht angängig ſein, nun nochmals mit einer 
der jetzigen entſprechenden Entlaſtungsvorlage zu kommen, die 
immer eine große Unruhe für das rechtſuchende Publikum mit 
ſich bringe, ſondern es werde dann nötig ſein, auf kurze Zeit, 
bis zur Reviſion der Zivilprozeßordnung, noch einen neuen 
Senat einzurichten. Ich muß alſo bitten, die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts in Beſchwerdeſachen, wie es Ihnen Ihre 
Kommiſſion vorſchlägt, aufzugeben und nicht zu glauben, dieſe 
Zuſtändigkeit könne beſtehen bleiben, weil das Reichsgericht 
durch die übrigen gewährten Mittel bereits vollſtändig ent⸗ 
laſtet werde. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, der 
Kollege Spahn hat zunächſt geſagt, ſolche Sachen müßten mit 
der Vernunft und nicht mit dem Herzen entſchieden werden. 
Meine Herren, ich habe immer gefunden, daß juriſtiſche Sachen 
mit dem Herzen und mit der Vernunft entſchieden werden 


müſſen, 
(ſehr richtig! 

und meine Ausführungen entſprachen meines Erachtens auch 
durchaus der Vernunft. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit) 
Wenn ich z. B. der Anſicht war, daß es ſich beim Armen⸗ 
recht um das Recht der Armen handle, und Herr Kollege 
Spahn dagegen ſagte: es handle ſich beim Armenrecht gar 
nicht um das Recht der Armen, — ſo weiß ich nicht, was ich 
dazu ſagen ſoll; ich überlaſſe ihm das Urteil darüber. Ich 
meine, daß hier das Recht der Armen allein in Frage kommt, 
und dafür ſpreche und ſtimme ich. Ich kann daher dieſe 
Wendung durchaus nicht verſtehen und richtig finden. 

Nun iſt geſagt worden: es entſtehen der Gegenpartei 
auch Unkoſten. Ja, meine Herren, ich gebe zu, der Reiche 
kann auch einmal bei dieſer Sachlage einen Prozeß gewinnen 
und kann den Erſatz der Koſten nicht finden. Aber, meine 
Herren, wir haben hier oft gehört, daß das Reichsgericht auch 
manchmal das Armenrecht erteilt, und es kommen auch Urteile 
vor, die dem Armen zu ſeinem Recht verhelfen. Das iſt nicht 
beſtritten und kann auch nicht beſtritten werden. Iſt es mir 
dann aber nicht lieber, ſagen zu können: durch dieſes Inſtitut, 
welches wir damals feſtgeſetzt haben, durch die Beſchwerde in 
Armenſachen, iſt einmal ein Armer zu ſeinem Recht gekommen 
und hat ſeinen Anſpruch erſtritten, der vielleicht als Schaden⸗ 
erſatz ſich auf Tauſende belaufen mochte, als wenn in manchen 
Fällen der Reiche nicht nur das Vergnügen hat, den Prozeß 
gewonnen zu haben, ſondern nebenbei auch in feinen Sädel 
greifen muß, um feinen Anwalt zu bezahlen —? 

Meine Herren, ich glaube, wir ſollten deshalb auch nicht 
ſagen, wir brauchen dieſe uns vorgelegte Beſtimmung für bie 
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Einheit der Rechtſprechung! „Nein, für die Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung iſt dieſe Sache, wie ich ſchon hervorgehoben 
habe, gar nicht maßgebend. 

Nun iſt weiter geſagt worden: alle Sachen kommen an 
das Reichsgericht. Ja, meine Herren, aus der Statiſtik iſt 
das nicht erwieſen. Ich will gleich darauf aufmerkſam machen: 
bei den Werkverträgen, die ſehr viele Sachen ausmachen, heißt 
es in Klammern: einſchließlich Bauhandwerker. Nun, ich 
glaube, daß Bauverträge wohl bis zum Reichsgericht kommen, 
aber andere Werkverträge, der Werkvertrag des Schneiders, 
der ein Kleidungsſtück macht, oder der Werkvertrag des Tiſchlers, 
der ein Möbelſtück macht, die nach anderen Regeln zu beurteilen 
ſind, gehen nicht mehr bis an das Reichsgericht. Und wenn beim 
Pfandrecht an Mobilien ſteht: im letzten Jahre 6 Sachen, — 
iſt damit feſtgeſtellt, daß alle Rechtsfragen, die das Pfandrecht 
an Mobilien betreffen, beim Reichsgericht zur Entſcheidung 
kommen? Es ſind vielleicht immer dieſelben Fragen erörtert, 
ſo daß eine große Menge von Entſcheidungen überhaupt gar 
nicht von dem Reichsgericht gefällt werden. Das kann man 
fo nicht überfehen. Der kleine Arbeitsvertrag uſw. kommt nicht 
vor das Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgericht, wo kommt aber ein 
ſonſtiger kleiner Arbeitsvertrag an das Reichsgericht? Man 
kann nicht behaupten, daß, wenn aus allen Materien einmal 
eine Entſcheidung an das Reichsgericht kommt, danach auch alle 
die in ihnen liegenden kritiſchen Rechtsfragen dort entſchieden 
ſind, und wir dafür Entſcheidungen haben. Die ſogenannte 
Untermiete, das Verhältnis des Untermieters zum Obermieter, 
wird ſchwerlich vom Reichsgericht einmal entſchieden ſein, die 
Miete iſt hier zwar im Verzeichnis aufgeführt, aber es ſind 
andere Gegenſtände in Frage. Der kleine Mann ſchließt Rechts⸗ 
geſchäfte von 4000 & überhaupt nicht ab, und mit ſeinen 
Verträgen kommt er im großen und ganzen nicht mehr ans 
Reichsgericht heran. Ich glaube, Sie ſollten ſich nicht von 
dem Arger leiten laſſen, den einmal ein reicher Mann hat, 
wenn er einen Prozeß gewonnen hat und keinen Erſatz für die 
Koſten bekommen hat, und von dem Arger, den einer haben 
kann, wenn ein Unwürdiger das Armenrecht bewilligt erhalten 
hat. Sind dann die würdigen Armen dafür verantwortlich? 
Mag einmal der Ingrimm des betreffenden Gegners hervor⸗ 
gerufen ſein, das will ich zugeben; aber ſollen die würdigen 
Armen darunter leiden? Im Gegenteil, die Armen als ſolche 
müſſen wir ſchützen, ſelbſt auf die Gefahr, daß es einmal einem 
Unwürdigen zum Vorteil werden ſoll. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Die Debatte iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich werde in der Reihenfolge der Vorlage abſtimmen 
laſſen. Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche Art. I Nr. 2 
annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen erheben. 
Geſchieht) 
Das Bureau iſt einig, daß die Mehrheit ſteht. Damit iſt die 
Frage des Rechtsmittels der Beſchwerde entſchieden. 
Ich rufe auf Art. II. Ich bitte die Herren, welche ihn 
annehmen wollen, ſich zu erheben. 
Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit. 
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Ich rufe auf Art. III Nr. 1, — Nr. 14. — Ich bitte 
die Herren, welche die Nummern annehmen wollen, ſich zu 


erheben. 
Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit, die beiden Nummern ſind angenommen. 
Meine Herren, wir gehen nunmehr zu einer anderen Frage 
über. Sie iſt bereits beſprochen; wenn die Herren kein Be⸗ 
denken haben, laſſe ich über Nr. 2 abſtimmen, — ſie betrifft 
Arreſte und einſtweilige Verfügungen; ich werde dann vertagen. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abgeordnete 
Heine. 


Heine, Abgeordneter: Ich muß mich zu Nr. 2 zum Wort 
melden. 


Vizepräſident Dr. Spahn: Dann ſchlage ich dem hohen 
Hauſe vor, ſich nunmehr zu vertagen. 


79. Sitzung vom 4. Mai 1910. 


Präſident: Wir kommen zum vierten Gegenſtand der 
Tagesordnung: 
Fortſetzung der zweiten Beratung der Entwürfe 
eines Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit des 
Reichsgericht ſowie eines Geſetzes betreffend 
Anderungen der Rechtsauwaltsordnung (Nr. 309 
berichtigt! der Druckſachen). N 
Bericht der 14. Kommiſſion Nr. 431 der Druck⸗ 
ſachen. 
Berichterſtatter: Abgeordneter Dr. Junck. 
Anträge Nr. 449, 452, 454, 455, 462. 
Wir ſind geſtern ſtehengeblieben bei Art. III Ziffer 2. 
Dazu hat das Wort der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Der Paragraph betrifft die geſtern 
von mir in der Generaldebatte bereits erwähnte Beſtimmung, 
wonach die Reviſion nicht mehr zuläſſig ſein ſoll, ſobald es ſich 
um Aufhebung von Arreſten oder einſtweiligen Verfügungen 
handelt. Ich bitte, dieſe Beſtimmung abzulehnen. Den Aus⸗ 
führungen, die ich geſtern gemacht habe, iſt niemand entgegen⸗ 
getreten, und es läßt ſich auch tatſächlich nichts dagegen ein⸗ 
wenden. Die Gefahr, daß durch ein ſummariſches Verfahren, 
eine einſtweilige Verfügung eine große Rechtsſache endgültig 
bereits erledigt wird, dergeſtalt, daß nachher der Hauptprozeß 
gar kein Intereſſe mehr hat, iſt ſehr groß. Gerade in der 
letzten Zeit iſt zuungunſten der Arbeiterbewegung von derartigen 
einſtweiligen Verfügungen Gebrauch gemacht worden. In ſolchen 
Fällen iſt es notwendig, wenigſtens die einſtweilige Verfügung 
bis ans Reichsgericht treiben zu können. Ich bitte deshalb, 
die Nummer 2 des Artikel III abzulehnen. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kirſch. 
— Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, 
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Geheime Rat 
Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine 
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Herren, das, was der Herr Abgeordnete Heine vorgebracht hat, 
betrifft wohl nur vereinzelte Fälle. Ich kann auf die Motive 
hinweiſen, mit denen der Geſetzentwurf begründet iſt. Es 
handelt ſich bei den hier erwähnten Entſcheidungen immer nur 
um vorläufige Maßnahmen, für die ein Bedürfnis nach drei 
Inſtanzen nicht vorliegt. Die Entſcheidungen über Arreſte und 
einſtweilige Verfügungen können aus der Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts ausſcheiden; das Reichsgericht ſelbſt hat ſich für dieſe 
Maßregel erklärt, und auch von anderen maßgebenden Seiten 
iſt ſie befürwortet worden. 


Präſident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. 

Die Kommiſſion beantragt unveränderte Annahme der 
Vorlage. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrag der Kom⸗ 
miſſion entſprechend beſchließen wollen, ſich von ihren Plätzen 


zu erheben. 
(Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; die Ziffer 2 iſt den Anträgen der Kom⸗ 
miſſion entſprechend angenommen. 
Wir kommen zu Ziffer 2a. 
Der Herr Abgeordnete Heine — verzichtet. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kirſch. 


Kirſch, Abgeordneter: Meine Herren, nach der geſtrigen 
ausgiebigen Generaldebatte will ich mich hier auf einige kurze 
Bemerkungen beſchränken. 

Ich bin ein Gegner der Erhöhung der Reviſionsſumme 
auf 4000 , namentlich mit Rückſicht auf den Mittelſtand. 
Nun iſt hier dargelegt worden: nach der Skala, die uns 
mitgeteilt ſei, nach dem ſtatiſtiſchen Material würde bei 
der Erhöhung der Summe dieſer Stand nicht beſonders be⸗ 
troffen; es ſei aber auffallend, daß bei einem Wertgegenſtand 
von über 5000 4 gerade die kleineren Leute bei Einlegung 
der Reviſion ſehr beteiligt ſeien. 

Meine Herren, ich habe die ſtatiſtiſche Aufſtellung nach⸗ 
geſehen und finde, daß ein faſt gleich hoher Prozentſatz in der 
Zahl der Reviſionen über 5000 & bei allen Klagen eintritt, 
nicht nur bei dieſer Klaſſe; es iſt eine eigentümliche Erſcheinung, 
die ſich, abgeſehen von der Kolonne, in der Geiſtliche, Lehrer 
und Beamte aufgeführt find, in allen anderen Kolonnen gleich 
geltend macht. 

Nun muß ich aber überhaupt gegenüber dieſer ſtatiſtiſchen 
Aufſtellung, die ich in ihren Ziffern nicht beſtreiten will, ſagen, 
daß ſie mir in ihren Grundlagen kaum genügendes Material 
bieten kann, wenn man die Differenzierung der einzelnen 
Kolonnen vergleicht, beiſpielsweiſe Kolonne 3: Gutsbeſitzer, 
Hausbeſitzer, Kaufleute, Rentner. Da iſt nicht unterſchieden 
zwiſchen Großkaufleuten und kleinen Kaufleuten. Bei Haus⸗ 
beſitzern iſt ſpäter der Unterſchied gemacht und wird unter 
Kolonne 4 geſagt: Handwerker, kleine Hausbeſitzer, kleine Land⸗ 
wirte, Handlungsgehilfen und ähnliche Angeſtellte im Privat⸗ 
dienſt. Die letztere Kategorie wird ja zweifellos zu den kleinen 
Leuten zu rechnen ſein, die vorausſichtlich durch die Erhöhung 
der Reviſionsſumme in Mitleidenſchaft gezogen werden. Wie⸗ 
weit das aber für die übrigen, in dieſen Kolonnen aufgeführten 
Stände zutrifft, iſt mir recht zweifelhaft. Es wird hier unter⸗ 
ſchieden zwiſchen „Hausbeſitzern“ und „kleinen Hausbeſitzern“. 
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Ich nehme zunächſt an, daß bei „Hausbeſitzern“ das Wort 
„große“ fehlt. Aber im allgemeinen muß ich ferner ſagen: 
abgeſehen vielleicht von Berlin iſt in den Provinzen mancher 
Hausbeſitzer ein recht armer Teufel, der oft viele Prozeſſe zu 
führen hat, und der froh iſt, daß er kümmerlich ſein Daſein 
hat. Es kommt nicht auf den Beſitz eines Hauſes an, ſondern 
vielmehr darauf, wie hoch das Haus mit Hypotheken belaſtet 
iſt, für die Frage, ob er zu den kleinen oder großen Beſitzern 
zu rechnen iſt. Mancher Bauunternehmer beſitzt eine Reihe 
von Häuſern, die aber ſtark mit Hypotheken belaſtet ſind, und 
er iſt froh, wenn er eben ſein Auskommen hat. 

Alſo auch in Kolonne 3 finden ſich immer Leute, die zum 
Mittelftand gehören. Ich glaube daher, daß im großen und 
ganzen das ſtatiſtiſche Material, eben weil ſeine Grundlagen 
nicht genügend geſichtet ſind, einen ſicheren Anhaltspunkt für 
unſere Frage nicht bieten kann. 

Ich ſtehe alſo, wie geſagt, auch ſchon deshalb vor wie 
nach auf dem Standpunkt, daß eine weitere Erhöhung der 
Revifionsſumme von 2500 & nicht angezeigt erſcheint. 

Nun ſind ferner verſchiedene kleine Mittel zur Entlaſtung 
des Reichsgerichts vorgeſchlagen und ſollen nach der Vorlage 
angewendet werden. Das bringt mich auf eine andere Frage. 
Die Intereſſenten des gewerblichen Muſterſchutzes in den weſt⸗ 
lichen Provinzen Preußens haben vielfach Klage darüber ge⸗ 
führt, daß das Reichsgericht, obwohl konforme Entſcheidungen 
über die Höhe des Wertgegenſtandes in der erſten und zweiten 
Inſtanz vorhanden waren, dem entgegen in der Reviſionsinſtanz 
den Wert auf einen Betrag von unter 2500 & herabgeſetzt 
hat, und daß infolgedeſſen die Reviſion nicht gewährt wird. 
Meine Herren, gerade die Sachen, die ſich auf den gewerblichen 
Muſterſchutz beziehen, ſind in bezug auf ihre Bewertung, alſo 
auch auf den Wert des Streitgegenſtandes, oft recht ſchwierig 
zu beurteilen. Ich glaube, die Richter verfahren in dieſer Be 
ziehung viel richtiger, wenn ſie den Wert verhältnismäßig hoch 
ſchätzen, anſtatt ihn niedrig anzunehmen; die meiſten derartigen 
Sachen proſperieren und bringen dem Erfinder und Beſitzer, 
reſpektive dem, der fie geſchützt haben will, oft ein nettes 
Geld ein. Ich kann deshalb höchſtens von dem Standpunkt 
aus, daß das Reichsgericht hier gewiſſermaßen ein kleines 


Mittel zu ſeiner Entlaſtung bereits angewandt hat, verſtehen, 


wenn es die Höhe des Wertgegenſtandes ſo niedrig bemißt, daß 
dadurch die Reviſion ausgeſchloſſen iſt. Ich hoffe aber, daß, 
wenn das hohe Haus — man weiß noch nicht, wie die Ent⸗ 
ſcheidung fallen wird — zur Erhöhung der Reviſionsſumme 
auf 4000 4 kommt, das Reichsgericht in den obigen Fragen 
liberaler verfahren wird als bisher. Ich will nicht ſo weit 
gehen, wie es zum Teil von der betreffenden Induſtrie ver⸗ 
langt wird, daß in derartigen Fragen, in denen es ſchwierig iſt, 
den an ſich unbeſtimmten Wertgegenſtand in ſeiner Höhe zu be⸗ 
meſſen, die Reviſion unbeſchränkt zugelaſſen fein fol. Das 
würde ja bei der Stimmung, die jetzt für die Entlaſtung des 
Michsgerichts beſteht, nicht durchzuſetzen ſein. Aber ich nehme 
an, daß, wenn nun die Entlaſtung des Reichsgerichts in anderer 
Beziehung erfolgt, dasſelbe in dem hier berührten Punkte dem⸗ 
nächſt liberaler verfahren wird, und daß es namentlich, wenn 
zwei Inſtanzen bereits den Wert über die Reviſionsſumme 
hinaus feſtgeſetzt haben, davon nicht mehr abgeht. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Ich bin der Meinung, daß es 
keiner Statiſtik bedurfte, um zu wiſſen, daß die Prozeſſe der 
kleineren Leute ſich um kleinere Objekte drehen, ſo daß, wenn 
man nur größere Objekte an das Reichsgericht gehen läßt, nur 
ausnahmsweiſe die Prozeſſe kleiner Leute an das Reichsgericht 
kommen werden. Dazu braucht man keine Tabellen, das iſt 
eine Sache des geſunden Menſchenverſtandes und der praktiſchen 
Erfahrung. Aus dieſem Grunde ſind wir gegen die Erhöhung 
der Reviſionsſumme. 

Es iſt mir ſehr intereſſant geweſen, was geſtern der Herr 
Staatsſekretär geſagt hat; er hat zugegeben, daß man mit der 
Erhöhung der Reviſionsſumme einen inneren Herzenswunſch der 
Regierung erfülle, den ſie aber nicht gewagt hat, ſelbſt laut 
werden zu laſſen; wenn ſie geahnt hätte, daß ſie hier auf Ent⸗ 
gegenkommen ſtoßen würde, würde ſie die Erhöhung beantragt 
haben. Man muß nun der Regierung die Anerkennung dafür 
ausſprechen, daß ſie das nicht gewagt hat, ſondern die Ver⸗ 
antwortung dafür den Parteien des Hauſes überläßt. Dieſen 
Parteien bleibt nun die Verantwortung und ſoll ihnen auch 
vor der Offentlichkeit bleiben. Das wollte ich hier nur noch⸗ 


mals konſtatieren. 


Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Diskuſſion iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren; welche dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion entſprechend die Reviſionsſumme von 2500 auf 4000 4 
erhöhen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geichieht) 
Das iſt die Mehrheit. 
Wir kommen zu Ziffer 2b. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 
(Verzichtet) 
Der Herr Abgeordnete Heine verzichtet. 

Das Wort wird nicht verlangt. Wenn Widerſpruch nicht 
erfolgt, ſtelle ich feſt, daß das Haus nach dem Antrage der 
Kommiſſion beſchließt. — Das iſt der Fall. 

Wir kommen zu Ziffer 3. Darüber hat die Diskuſſion 
geſtern ſtattgefunden. Ich würde, wenn Widerſpruch nicht er⸗ 
folgt, konſtatieren, daß auch hier dem Antrage der Kommiſſion 
gemäß beſchloſſen iſt. 

Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abgeordnete 
Heine. 

Heine, Abgeordneter: Ich bitte, über die Ziffer 3 ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen. 


Präfident: Ich bitte diejenigen Herren, welche die Ziffer 3 
nach dem Antrage der Kommiſſion unverändert anzunehmen 
wünſchen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; auch hier iſt dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion entſprechend beſchloſſen. 

Wir kommen zu Ziffer 4. Die Kommiſſion beantragt, die 
Ziffer zu ſtreichen. — Das Wort wird nicht verlangt; wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, ſtelle ich feſt, daß das Haus den An⸗ 
trägen der Kommiſſion entſprechend beſchließt. Es iſt der Fall. 
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Ziffer 5. — Ebenſo. Das Haus beſchließt den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion entſprechend. 

Ziffer 6, 7, 8, 9 beantragt die Kommiſſion zu ſtreichen. 
Wenn ein Widerſpruch nicht erfolgt, ſtelle ich feſt, daß das 
Haus dementſprechend beſchließt. — Es iſt der Fall. 

Ziffer 10 bis 21. Die Kommiſſion beantragt unveränderte 
Annahme. Zu Ziffer 11 liegt vor der Antrag des Herrn Ab⸗ 
geordneten Schmidt (Warburg) Nr. 452 Zu 1. Der Antrag 
Albrecht und Genoſſen Nr. 449 iſt zurückgezogen. Ich werde 
zunächſt über den Antrag Schmidt (Warburg) abſtimmen laſſen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Nach dem Gang der Ver⸗ 
handlungen iſt die Frage darüber, ob Beſchwerden an das 
Reichsgericht gelangen können, mit der Annahme der Nr. 2 des 
Art. I entſchieden, indem dort ausdrücklich beitimmt iſt, daß 
das Reichsgericht nur noch für Reviſionen zuſtändig ſein ſoll. 
Deshalb bin ich von der Vorausſetzung ausgegangen, daß der 
beim Eingang der Beratung über die Beſchwerde gemachten 
Bemerkung gemäß Anträge, die ſich auf die Beſchwerden be⸗ 
zögen, durch die Abſtimmung über die Nr. 2 des Art. I er: 
ledigt ſeien. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg). 
N 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
gebe zu, daß im Gerichtsverfaſſungsgeſetz nicht aufgenommen 
iſt, daß das Reichsgericht auch für Beſchwerden zuſtändig iſt. 
Aber mein Antrag iſt ſpeziell zur Zivilprozeßordnung geſtellt, 
und wenn das in die Zivilprozeßordnung hineinkommt, ſo iſt 
das eine lex specialis, die jedenfalls neben dem Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze zweifellos zur Geltung kommen würde. Es 
würde übrigens außerdem nur ein Schönheitsfehler ſein, daß 
man dann eventuell, wenn man auf dem Standpunkt ſteht, den 
mein Antrag vertritt, bei der dritten Leſung das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz entſprechend ändern kann. Ich lege aber gar 
kein Gewicht darauf, ob Sie das Gerichtsverfaſſungsgeſetz laſſen, 
wie es iſt; aber geben Sie mir dieſen Paragraphen für die 
Armen. 


Präfident: Das iſt nicht mehr zur Geſchäftsordnung. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abgeordnete 
Heine. 


Heine, Abgeordneter: Ich ſtimme dem Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Warburg) vollkommen zu. Es hätte, wenn die 
grundſätzliche Frage vorweg erledigt werden ſollte, vielleicht 
. geftern zuerſt über den Antrag Schmidt (Warburg) abgeſtimmt 
werden müſſen. Das iſt aber nicht geſchehen, ſondern es iſt 
nur über die Beſtimmung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ab⸗ 
geſtimmt worden. Nach meiner Meinung wäre die Beteiligung 
an der Abſtimmung und das Intereſſe für die Abſtimmung nach 
dieſer langen Debatte viel größer geweſen, wenn ausdrücklich 
über den Antrag Schmidt (Warburg) abgeſtimmt worden 
wäre. Das konnte nicht geſchehen, weil der Antrag zu Nr. 11 
geſtellt war. Aber es war zugleich die Debatte über die 
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ſämtlichen Anträge eröffnet worden. Der Herr Präſident hätte 
ſehr wohl den Antrag Schmidt (Warburg) als den prinzipiellen 
ſchon bei Nr. 1 zuerſt zur Abſtimmung bringen können. Jeden⸗ 
falls iſt über die grundlegende Frage und über den Antrag 
ſelbſt noch nicht abgeſtimmt. Wird der Antrag angenommen, 
nun, ſo entſteht vielleicht eine Antinomie zwiſchen dem Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz und der Zivilprozeßordnung, und es würde 
unſere Sache ſein, dieſe Antinomie bei der dritten Leſung zu 
beſeitigen. Aber über den Antrag Schmidt (Warburg) muß 
abgeſtimmt werden; denn es iſt noch nicht über ihn abgeſtimmt. 


Präſident: Meine Herren, nach meiner perſönlichen Auf⸗ 
faſſung wäre der Antrag Schmidt (Warburg) mit erledigt, 
wenn über den Antrag Seyda geſtern abgeſtimmt und dieſer 
Antrag abgelehnt worden wäre; denn es waren darin alle 
dieſe Ziffern zuſammengefaßt. Dann wäre alſo der Antrag 
Schmidt erledigt geweſen. Jetzt, meine Herren, liegt die Sache, 
wie ich glaube, doch ſo, daß über den Antrag Schmidt (War⸗ 
burg) — formell wenigſtens — noch nicht abgeſtimmt iſt und 
noch abgeſtimmt werden muß. Ob dadurch eventuell ein 
Widerſpruch entſtehen würde, wenn er etwa angenommen würde, 
das iſt ja eine andere Frage. 

Ich werde alſo das Haus darüber zunächſt befragen, ob 
über den Antrag Schmidt (Warburg) noch abgeſtimmt werden 
ſoll oder nicht. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche die Abſtimmung für 
notwendig halten, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

GGeſchieht) 
Das iſt die Mehrheit. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Antrag Schmidt 
(Warburg) auf Nr. 452 der Druckſachen unter 1. Ich bitte, 
daß diejenigen Herren, welche dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
ſich von ihren Plätzen erheben. 

Geſchieht) 

Das Bureau iſt einig, daß jetzt die Minderheit ſteht; der 
Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt Ziffer 11 nach dem Vorſchlag 
der Kommiſſion angenommen. 

Das gleiche ſtelle ich feſt in bezug auf die Ziffern 10 
und 12 bis 21. 

Ich rufe auf Ziffer 22. — Die Kommiſſion beantragt da 
die vorliegenden Anderungen. Ich würde, wenn ein Wider⸗ 
ſpruch nicht erfolgt, abſtimmen laſſen über die Faſſung der 
Kommiſſion. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Heine. 


Heine, Abgeordneter: Ich bitte, über die Anträge der 
Kommiſſion a und b getrennt abzuſtimmen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Heine beantragt, über 
die Beſchlüſſe der Kommiſſion a und b getrennt abſtimmen zu 
laſſen. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche litera a der 
Nr. 22 den Beſchlüſſen der Kommiſſion entſprechend annehmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; litera a iſt angenommen. 


39. Jahrgang. 


Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche litera b annehmen 

wollen, ſich von ihren Plätzen erheben bzw. ſtehen bleiben. 

(Geſchieht) | 
Das iſt die Mehrheit; litera b ift nach den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion beſchloſſen. 

Über Art. IV iſt gleichfalls die Debatte geſchloſſen. Ich 
würde, wenn ein Widerſpruch nicht erfolgt, annehmen, daß 
auch hier entſprechend den Beſchlüſſen der Kommiſſion be⸗ 
ſchloſſen wird. — Dies iſt der Fall. 

Zu Art. V hat das Wort der Herr Abgeordnete Kirſch. 


Kirſch, Abgeordneter: Meine Herren, in der Kommiſſion 
hat der Artikel zu einer Debatte keine Veranlaſſung gegeben; 
ich muß aber doch einige Bemerkungen daran knüpfen. Die 
Motive ſagen, daß für die Anwendung dieſes Artikels weſentlich 
Preußen in Betracht komme, weil dort mehrere Oberlandes⸗ 
gerichte beſtehen, und davon kein einziges als oberſtes Gericht 
für Landesſachen beſtellt ſei. Dann hören die Motive auf, 
wir werden vor das Rätſel geſtellt, welches Oberlandesgericht 
in Preußen denn nun in Ausſicht genommen ſein ſoll, ob es 
etwa das Kammergericht werden ſoll. Warum wird das nicht 
geſagt? Oder ſoll vielleicht das jüngſte Oberlandesgericht Düſſel⸗ 
dorf es werden, von dem erzählt wird, daß kürzlich das neue 
Geſchäftsgebäude eingeweiht worden ſei? Vielleicht eignet ſich 
dieſes Gericht deshalb beſonders gut zu der betreffenden Ent— 
ſchedung und zur Bildung des betreffenden Senats, weil be⸗ 
kanntlich, wie ſeinerzeit in vielen rheinischen Zeitungen zu leſen 
war, das Dienſtwohngebäude des Oberlandesgerichtspräſidenten 
viel zu üppig gebaut iſt, und nun der darin geſchaffene 
Repräſentationsraum beſſer vom Gericht ſelbſt in Benutzung 
genommen werden könnte, fo daß auch darin der betreffende 
Senat tagen könnte. 

Etwas ernſter betrachte ich Abſ. 2 des Artikels. Es wird 
dort geſagt: 

Die Übertragung erfolgt durch die Landesjuſtizverwaltung. 
An und für ſich wäre es zweifellos Sache der Landesgeſetz⸗ 
gebung, hier die Anordnung zu treffen, wie das in den be⸗ 
treffenden Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, nament⸗ 
lich des Einführungsgeſetzes dazu in den SS 8 und 9, auch 
geſchehen it. Man wird ja nun ſagen, bei der hier gebotenen 
Eile und der einfachen Sachlage wolle man der Landesgeſetz⸗ 
zebung die Laſt abnehmen und fie der Landes juſtizverwaltung 
übertragen. Aber immerhin iſt dann zu erwägen, daß hier 
nicht geſagt iſt, daß die Landesjuſtizverwaltung jene Zuſtändigkeit 
übertragen könne, ſondern es fteht hier ausdrücklich, die Landes⸗ 
juſtizverwaltung hat die Übertragung vorzunehmen. Das 
Reichsgeſetz will alſo hier direkt die Landesgeſetzgebung aus⸗ 
ſchließen; ſonſt hätte man beſtimmen müſſen: der betreffende 
Staat hat zwei Wege, den Weg des Geſetzes oder den Weg 
der Anordnung durch die Juſtizverwaltung. Das aber iſt nicht 
geschehen. Die Beſtimmung ſelbſt will ich, weil ſie ſachlich 
wohl nicht bedenklich erſcheint, in dieſem Falle nicht anfechten; 
aber ich möchte davor warnen, in der Folge der Landesgeſetz⸗ 
gebung in ſolcher Weiſe die Flügel zu binden und an ihre 
Stelle die Juſtizverwaltung zu ſetzen. 


8 Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Huffon ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
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Ich bitte, daß diejenigen Herren, die den Art. V, dem 
Kommiſſionsbeſchluß entſprechend, unverändert annehmen wollen, 
ſich von ihren Plätzen erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; der Artikel iſt angenommen. 
Das gleiche nehme ich an von Art. VI — und Art. VII. 
Zu Art. VIII hat das Wort der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: In Art. VIII handelt es ſich um 
die Erhöhung der Gerichtsgebühren. Ich werde mir erlauben, 
zugleich auch die Konſequenzen für Art. IX zu ziehen. Ich 
bitte das Haus nochmals, davon Abſtand zu nehmen, durch 
Erhöhung der Gerichtskoſten und der Anwaltsgebühren die 
Anrufung der oberſten Inſtanz zu erſchweren. Das iſt nicht 
das richtige Mittel, um das Reichsgericht zu entlaſten, ſondern 
es iſt eine Preſſion auf das rechtſuchende Publikum, die, man 
kann ſchon ſagen, geradezu unmoraliſch iſt. Man konnte von 
vornherein darüber ſtreiten — es mag eine praktiſche Frage 
ſein —, wie hoch die Gerichtsgebühren normiert werden ſollten. 
Nachdem ſie aber einmal normiert worden ſind, halte ich die 
Erhöhung der Gebührenſätze bei dieſer Gelegenheit und zu dem 
Zwecke, von der Benutzung des Reichsgerichts abzuſchrecken, für 
etwas höchſt Odiöſes, für etwas, was das Haus nicht verant⸗ 


worten kann. 
Ich bitte, die Art. VIII und IX abzulehnen. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesrats, Königlich Preußiſche Wirkliche Geheime Ober⸗ 
Juſtizrat Mügel. 


Mügel, Königlich Preußiſcher Wirklicher Geheimer Ober⸗ 
Juſtizrat, Kommiſſar des Bundesrats: Der Vorſchlag der 
Vorlage in Art. VIII, die Gerichtskoſten in der Reviſions⸗ 
inſtanz zu erhöhen, iſt nichts als eine Weiterentwicklung des 
geltenden Rechts. Das geltende Recht ſteht ſchon jetzt auf dem 
Standpunkt, daß die Koſten in der Berufungsinſtanz und in 
der Reviſionsinſtanz verhältnismäßig höher ſein müſſen als in 
der erſten Inſtanz. Nach dem Gerichtskoſtengeſetz betragen die 
Gebührenſätze in der Berufungsinſtanz das Eineinviertelfache, 
in der Reviſionsinſtanz das Anderthalbfache der Gebührenſätze 
der erſten Inſtanz. Dieſe Regelung hat zwei Gründe. Der 
eine Grund iſt der, daß in der Berufungs- und Reviſions⸗ 
inſtanz eine ſehr viel größere Zahl von Richtern in 
Anſpruch genommen wird als in der erſten Inſtanz; in der 
Berufungsinſtanz 5 Richter, beim Reichsgericht 7 Richter — 
und zwar Richter, die erheblich höher bezahlt werden als die 
Richter erſter Inſtanz. Das iſt der finanzielle Grund, der da⸗ 
für ſpricht, daß man in der Berufungs⸗ und Reviſionsinſtanz 
höhere Gebühren fordert als in der erſten Inſtanz. Das iſt 
aber meines Erachtens nicht der weſentlichſte Grund, ſondern 
der zweite Grund — den ich in den Vordergrund ſtellen möchte — 
iſt der, daß die Erhöhung der Gebühren in den Rechtsmittel⸗ 
inſtanzen einen gewiſſen Damm bilden ſoll gegen die über⸗ 
mäßige Anrufung der höheren Inſtanzen; ſie ſoll ein Gegen⸗ 
gewicht bilden gegen die Neigung, von den Rechtsmitteln einen 
übermäßigen Gebrauch zu machen. Dieſes Dammes bedarf es 
bei uns in Deutſchland durchaus; denn die Neigung, unnötiger⸗ 
weiſe an die höheren Inſtanzen zu gehen, iſt bei uns ſehr groß. 
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Das beweiſt die Statiſtik. Die Urteile der Landgerichte 
werden in etwa 42 Prozent aller Fälle mit der Berufung 
angefochten. Genaue Zahlen für die Reviſionsinſtanz laſſen ſich 
nicht geben, weil die Reviſion wegen der Reviſionsſumme nicht 
bei allen Urteilen der Oberlandesgerichte zuläſſig iſt. Eine 
angeſtellte Berechnung hat aber als ziemlich ſicher ergeben, daß 
von allen überhaupt der Reviſion unterliegenden Urteilen der 
Oberlandesgerichte annähernd 40 Prozent mit der Reviſion 
angefochten werden. Das iſt eine ſehr große Zahl, wenn man 
ſie mit den entſprechenden Zahlen anderer Länder vergleicht. 
In Frankreich ſind im Durchſchnitt der Jahre 1901 bis 1905 
nur 4 ½ Prozent aller der Kaſſation unterliegenden Urteile der 
Appellationsgerichte mit der Kaſſation angefochten worden. 
Alſo nur etwa ein Neuntel ſooft iſt in Frankreich von dieſem 
Rechtsmittel Gebrauch gemacht worden wie bei uns. Man 
kann alſo in der Tat wohl davon ſprechen, daß bei uns eine 
große Neigung beſteht, Rechtsmittel einzulegen. 

Nun iſt allerdings in den Ausführungen, die wir geſtern 
gehört haben, verſchiedentlich der Gedanke zutage getreten, es müſſe 
eigentlich mit allen Mitteln gefördet werden, daß jeder Rechtsſtreit 
tunlichſt alle Inſtanzen durchlaufe. Ich möchte dringend bitten, 
dieſem Gedanken nicht zu folgen. Es iſt im Intereſſe des ganzen 
Rechtslebens und aller Beteiligten dringend erwünſcht, daß von 
den Rechtsmitteln ein ſparſamer Gebrauch gemacht wird; denn 
jedes Rechtsmittel, welches eingelegt wird, hat, namentlich wenn 
die Sache bis ans Reichsgericht getrieben wird, zur Folge, 
daß die Erledigung des Rechtsſtreites lange hinausgezögert 
wird, und daß für den unterliegenden Teil die Koſtenlaſt ganz 
außerordentlich vermehrt wird. Das gilt namentlich auch von 
der Anrufung des Reichsgerichts. Die Koſten, welche im 
Deutſchen Reiche für erfolgloſe Reviſionen als Gerichts⸗ und 
Anwaltskoſten aufgewendet werden, betragen etwa 2 Millionen 
Mark jährlich. Dieſe 2 Millionen Mark werden zu einem 
großen Teile vergebens aufgewandt; denn die Wahrſcheinlich⸗ 
keit, mit einer eingelegten Reviſion durchzudringen, verhält ſich 
zu dem Gegenteil wie 1: 7. Dabei ſind allerdings alle 
Reviſionen mitgerechnet, auch diejenigen, die durch Zurücknahme 
erledigt werden. Scheidet man dieſe aus, ſo bleibt etwa der 
fünfte Teil aller Reviſionen im Endergebnis erfolgreich. Es 
liegt alſo auch im Intereſſe der Beteiligten, einen gewiſſen 
Anreiz zu geben, daß ſie ſich bei Einlegung der Rechtsmittel 
die Frage ernſtlich vorlegen: iſt die Sache wirklich wert, unter 
Aufwendung von Zeit und Koſten noch in eine höhere Inſtanz 
gebracht zu werden? Dieſe Erwägung ſoll ihnen durch die 
Höhe der Gebühr nahegelegt werden. 

Die Ziele, welche das geltende Geſetz in dieſer Richtung 
verfolgt, hat es aber nicht erreicht und nicht erreichen können; 
denn ſeine Abſichten ſind in unzureichender Weiſe ausgeführt. 
Das ergibt ſich daraus, daß zwar der einfache Gebührenſatz 
in der Reviſionsinſtanz anderthalbmal ſo hoch iſt wie in der 
erſten Inſtanz, daß aber in der Reviſionsinſtanz dieſer Satz 
höchſtens zweimal zum Anſatz kommt. Das hat zur Folge, 
daß die Reviſionsinſtanz in Wirklichkeit billiger iſt als die 
Berufungsinſtanz, obwohl hier der Gebührenſatz bloß das 
1¼ fache beträgt. Der Zweck des Geſetzes wird alſo nicht 
erreicht. Es iſt mithin nur eine Weiterentwicklung eines 
geſunden Gedankens, der bereits der geltenden Geſetzgebung 
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zugrunde liegt, wenn die Vorlage Ihnen vorſchlägt, die Ge⸗ 
bühren für die Reviſionsinſtanz beim Gericht und ebenfalls bei 
den Anwälten weiter zu erhöhen, als es bisher geſchehen iſt. 

Die Gebühren, die jetzt vorgeſchlagen werden, können 
keineswegs als übermäßige bezeichnet werden. Am beſten kann 
man dies wohl nachweiſen durch einen Vergleich mit den Koſten, 
die in Frankreich erhoben werden. Frankreich dürfte in dieſer 
Hinſicht ein durchaus geeignetes Objekt zur Vergleichung ſein. 
In Frankreich iſt in der Revolutionszeit der Grundſatz pro⸗ 
klamiert worden, daß die Rechtspflege unentgeltlich gewährt 
werden ſoll. Der Grundſatz iſt zwar in der Praxis nicht voll 
durchgeführt worden, aber immerhin iſt der Ausgangspunkt 
der Geſetzgebung in Frankreich die Unentgeltlichkeit der Rechts⸗ 
pflege. Wenn man nun die Koſten, die in Frankreich eine 
Kaſſation verurſacht, mit den Koſten vergleicht, die im Deutſchen 
Reiche eine Reviſion verurſachen, ſo ergibt ſich folgendes. In 
Frankreich koſtet eine Kaſſation, welche durch Urteil der Chambre 
Civile verworfen wird, in jedem Falle rund 600 &, es mag 
ſich um ein kleines oder um ein großes Objekt handeln; auch 
beim kleinſten Objekt müſſen 600 & Koſten aufgewendet werden. 
Dieſer Betrag würde nach dem Vorſchlage der Regierungs⸗ 
vorlage erſt erreicht werden bei einem Gegenſtande von 20 000 4 
Wert; in allen Fällen, wo der Wert weniger beträgt, würden 
die Koſten geringer ſein. Alſo man kann nicht behaupten, daß 
die hier vorgeſchlagenen Gebühren übermäßige ſind. 

Im übrigen möchte ich meinen, daß die Herren, welche 
die Streichung dieſer Gebührenerhöhung beantragen, inkonſequent 
ſind. Es ſind dieſelben Herren, welche ſich gegen die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme ausgeſprochen und geltend gemacht 
haben, infolge der Erhöhung der Reviſionsſumme ſei die Reviſion 
ein Privileg der Reichen. Ja, von dieſem Standpunkt aus 
müßten die Herren doch eigentlich ſagen: wenn die Reviſion 
nun mal ein Privileg der Reichen iſt, ſo mögen die Reichen 
auch ordentlich für dieſes Privileg bezahlen. Sie müßten daher 
aus dieſer Stellungnahme die Konſequenz ziehen, daß ſie noch 
weitergehen als die Regierungsvorlage. 

(Zurufe links) 
Doch dies nur nebenbei! 

Ich glaube alſo Sie bitten zu ſollen, den Vorſchlägen der 
Regierung zuzuſtimmen, nicht etwa aus fiskaliſchen Rüdfichten — 
fiskaliſche Tendenzen kommen hierbei gar nicht in Betracht —, 
ſondern einmal im Intereſſe der Entlaſtung des Reichsgerichts, 
dann aber auch im Intereſſe der Beteiligten, deren wohlver⸗ 
ſtandenes Intereſſe es erfordert, daß nicht ſo viel Sachen wie 
möglich durch alle Inſtanzen getrieben werden, ſondern daß ein 
Anreiz beſteht, tunlichſt oft ſich mit der Entſcheidung der erſten 
oder wenigſtens der zweiten Inſtanz zu begnügen. 


Präſident: Um die Diskuſſion zu erleichtern, werde ich, 
wie das auch bereits ſeitens des Herrn Abgeordneten Heine 
geſchehen iſt, die Diskuſſion über die Art. VIII und IX mit⸗ 
einander verbinden. — Das Haus iſt damit einverſtanden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, was 
zunächſt die Inkonſequenz betrifft, ſo muß ich allerdings ſagen, 
es iſt das Reichsgericht jetzt im weſentlichen das Gericht der 
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Reichen geworden; aber inkonſequent ſcheinen mir die Herren 
Regierungsvertreter zu ſein, 

(ſehr richtig!) 
die im Gegenteil ſagen: die Armen kommen auch noch an das 
Gericht heran. Aber trotz alledem kommt das nicht in Betracht. 
Ich ſage mir ſo: die Gerichtsgebühren ſind überhaupt ſchon ſo 


hoch, daß wir immer darüber geklagt haben, und die Rechts⸗ 


anwaltsgebühren ſind auch nicht niedrig. Wenn man nun 
bedenkt, daß die meiſten Objekte über 4000 & hinausgehen, ſo 
kann das Gericht recht gut damit zufrieden ſein, wenn es Ge⸗ 
bühren von dieſen hohen Objekten bekommt, und zufrieden 
können auch die Rechtsanwälte ſein, wenn ihnen jetzt die 
kleinen Klageſachen fortgenommen werden und ſie immer noch 
die Gebühren von ſo hohen Objekten zu fordern haben. Da 
ſtehen fie ſich ganz vorzüglich dabei. Es liegt gar keine Ver: 
anlaſſung vor, die Gebühren zu erhöhen. 

Allerdings hat der Herr Regierungsvertreter geſagt: das 
Reichsgericht iſt viel teurer, das hat 7 Richter, in anderen 
Inſtanzen ſind nur 5 Richter und in der erſten Inſtanz noch 
weniger. Das weiß ich wohl, daß die Rechtspflege in den 
unteren Inſtanzen billiger iſt. Es iſt mir aber aufgefallen, 
daß, als fie im vorigen Jahre die Sachen von 3⸗ bis 600 &, 
die früher bei den Landgerichten waren, an den Einzelrichter 
brachten und dadurch bewirkten, daß in erſter Inſtanz 1 Richter, 
in der zweiten Inſtanz 3 Richter urteilten, während bisher über 
dieſe Objekte in der erſten Inſtanz 3 und in der zweiten Inſtanz 
5 Richter geurteilt hatten, — da iſt es mir, wie geſagt, auf⸗ 
gefallen, daß der Fiskus nicht geſagt hat: ich brauche jetzt 
nicht mehr ſo viel Richter, ich komme viel billiger aus, jetzt 
kann ich die Gebühren herunterſetzen. 

(Sehr richtig! und Zurufe) 

Das iſt nicht geſchehen. Aber ich habe den Wunſch allerdings 
wohl gehabt, daß ſie herabgeſetzt würden; denn der Fiskus läßt 
ſich ganz dieſelbe Gebühr bezahlen wie bisher, obwohl er 
weniger Richter dazu braucht. Nun iſt allerdings geſagt, das 
Reichsgericht verdiene ja nur immer zweimal die Gebühren, 
die Gebühren ſeien ſchon an ſich beim Oberlandesgericht höher. 
Das hängt damit zuſammen, daß beim Reichsgericht keine 
Beweisaufnahme ſtattfindet, und wenn in erſter und zweiter 
Inſtanz keine Beweisaufnahme ſtattſindet, dann verdient der 
Anwalt auch nur zweimal die Gebühren. Daran liegt es 
lediglich, daß nur immer zweimal die Gebühren beim Reichs⸗ 
gericht bezahlt werden. Dafür ſpart der Anwalt aber auch 
die Arbeit, die Arbeit iſt viel einfacher; in der mündlichen 
Verhandlung bekommt er ſchon die zweite Gebühr, die unter 
Umſtänden beim Landgericht ſchwerer zu verdienen iſt, weil bei 
dem Vorbringen von Tatſachen die Sache viel umſtändlicher 
iſt. Die Herren werden nach ihrer Arbeit honoriert, und wenn 
ſie für Beweisaufnahmen mit ihrer ganzen Unannehmlichkeit, 
mit dem ſtundenlangen Hinziehen der Zeugenvernehmung und 
ihrer notwendigen Anweſenheit nichts bekommen, dann können 
ſie froh ſein, daß ſie ſolche Beweisaufnahmen nicht haben; 
weil ſie die Beweisaufnahme nicht haben, bekommen ſie natür⸗ 
lich auch keine Gebühren. Aber darum iſt keine Veranlaſſung 
vorhanden, daß wir ihnen ihre Gebühren erhöhen. 

Meine Herren, immer wird über die hohen Koſten geklagt, 
und jetzt ſollen ſie noch in die Höhe geſetzt werden. Ob es 
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ſiskaliſch it oder nicht fiskaliſch — es wirkt aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich fiskaliſch. Es ſoll ja, wie der Herr Regierungs⸗ 
kommiſſar ſagt, nur ein Abſchreckungsmittel ſein. Meine Herren, 


die Reichen laſſen ſich durch die hohen Koſten nicht abſchrecken, 


die werden es doch bezahlen, und die Anwälte werden ihre 
hohen Gebühren nach wie vor bekommen. Aber einen An⸗ 


ſpruch haben ſie nach Lage der Sache im Verhältnis zu den 


unteren Inſtanzen nicht. Ich bitte Sie alſo: lehnen Sie die 


Art. VIII und IX ab! 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Die Konſequenz iſt nicht, wie Herr 
Schmidt (Warburg) meint, bei der Regierung zu vermiſſen, 
ſondern bei ihr zu finden; denn die geſamten Anträge der 
Regierung laufen eben darauf hinaus, dem Publikum das 
Rechtsmittel der Reviſion zu erſchweren. Inſofern gehört auch 
die Erhöhung der Koſten unter die großen und kleinen Mittel 
zu dieſem Zwecke. Dieſe Konſequenz hätte aber weiter gezogen 
werden müſſen. Wie ich ſchon bei der Generaldebatte der erſten 
Leſung ſagte, hätte in Konſequenz dieſer Anſchauung die Reviſion 
überhaupt beſeitigt werden müſſen, und wenn die Regierung, 
das Staatsintereſſe in irgendeiner Sache eine prinzipielle Ent⸗ 
ſcheidung erforderte, müßte man dafür ein Kollegium bilden, 
das auf Koſten des Staates die Frage zum Austrag brächte, 
aber nicht auf Koſten des Publikums und noch dazu mit er⸗ 
höhten Gebühren. An dieſer Konſequenz hat es gefehlt. Man 
will den Schein eines Rechtsmittels wahren, in Wahrheit aber 
ſeine Benutzung nach Möglichkeit einſchränken. 

Im übrigen aber ſcheinen mir weitere Worte über die 
Sache nicht nötig zu ſein; es ſcheint hier eine Mehrheit für 
alle Beſchlüſſe der Kommiſſion vorhanden zu ſein. Unſerem 
Gewiſſen widerſpricht eine derartige Erhöhung der Koſten. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kirſch. 


Kirſch, Abgeordneter: Der Herr Regierungsvertreter hat 
eben erklärt, nicht aus Gründen der Fiskalität, ſondern aus 
einer gewiſſen Abſchreckungstheorie heraus ſei die Erhöhung 
der Gebühren hier in Vorſchlag gebracht worden. Ich frage 
ihn: wie verhält es ſich denn mit den ſämtlichen jetzt an⸗ 
hängigen Reviſionen, für welche die erſte Gerichtsgebühr bereits 
gezahlt iſt, die zweite Gebühr, die Entſcheidungsgebühr aber 
noch in Frage ſteht? Soll, wie es ſcheint, nach Art. XI auf 
dieſe alten Sachen die Erhöhung der Gebühren ſchon ein⸗ 
wirken? In Art. XI iſt nämlich nur eine Ausnahme getroffen 
bezüglich der Rechtsmittel gegen Entſcheidungen, die bereits 
verkündet oder zugeſtellt ſind. Danach ſcheint man anzunehmen, 
daß ſämtliche übrigen Beſtimmungen des Entwurfs ſofort in 
Kraft treten. Wenn alſo die Erhöhung der Gerichtskoſten hier 
beliebt würde, fo würde fie auch auf die heute beim Reichs⸗ 
gericht ſchon anhängigen Prozeſſe Anwendung finden, und deren 
find ja ungezählt viele. Wir wollen ja gerade ein Geſetz zu: 
ſtande bringen, um dieſe Reſte aufzuarbeiten. Bei all dieſen 
anhängigen Sachen kommt die Abſchreckungstheorie des Herrn 
Regierungsvertreters nicht in Betracht; da iſt die Reviſion 
bereits längere Zeit eingelegt, und die Reviſionskläger können 
nicht mehr zurück. Es würde alſo der Billigkeit entſprechen, 
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daß auf dieſe ſchwebenden Prozeſſe die bisherigen Gebühren 
Anwendung finden. Wenn die verbündeten Regierungen dieſer 
Auffaſſung zuſtimmen, dann würde eine entſprechende Anderung 


ſpäter wohl in Art. XI zu treffen ſein. Deshalb habe ich das 


an dieſer Stelle des Entwurfs ſchon angeregt. 


Präſideut: Das Wort bar der Herr Kommiſſar des 
Bundesrats, Königlich Preußiſche Wirkliche Geheime Ober⸗ 
Juſtizrat Mügel. 


Mügel, Königlich Preußiſcher Wirklicher Geheimer Ober⸗ 
Juſtizrat, Kommiſſar des Bundesrats: Meine Herren, ich habe 
keinen Zweifel, daß auf die gegenwärtig beim Reichsgericht 
anhängigen Prozeſſe die erhöhten Koſten keine Anwendung 
finden; denn Art. XI ſagt ganz allgemein: 

In Anſehung der Rechtsmittel gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Oberlandesgerichte, die bereits verkündet 
oder von Amts wegen zugeſtellt ſind, bevor dieſes Geſetz 
in Kraft getreten iſt, finden die bisherigen Vorſchriften 
Anwendung. 

Das heißt alſo: alle bisherigen Vorſchriften, auch die bisherigen 
Koſtenvorſchriften. Ich habe kein Bedenken, meine Herren, die 
Frage, die an mich geſtellt worden iſt, dahin zu beantworten, 
daß auf die anhängigen Reviſionen die erhöhten Koſten keine 
Anwendung finden. 


Präſident: Die Diskuſſion über Art. VIII und I iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche Art. VIII dem 
Beſchluß der Kommiſſion entſprechend annehmen wollen, ſich 
von ihren Plätzen erheben. 

Geſchieht) 
Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Pauſe) 
Das Bureau bleibt zweifelhaft; wir müſſen auszählen. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche der Faſſung der 
Kommiſſion zuſtimmen wollen, durch die Ja⸗Tür wieder eintreten, 
die Herren, die ſie ablehnen wollen, durch die Nein⸗Tür zu meiner 
Linken wieder eintreten. 

Ich bitte die Herren, den Saal zu verlaſſen. 

Geſchieht) 
Die Türen des Saales mit Ausnahme der beiden Ab— 
ſtimmungstüren ſind zu ſchließen. 
(Geſchieht — Glocke) 
Die Abſtimmung beginnt; ich bitte, den Eintritt zu be⸗ 
wirken. zZ 
(Der Wiedereintritt der Mitglieder und die Zählung erfolgt.) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Die Türen ſind wieder 


zu öffnen. 
Geſchieht) 
Das Bureau ſtimmt ab. 
Schriftführer Abgeordneter Rogalla v. Bieberftein: Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Dr. Doormann (Lüben): Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Rimpan: Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Engelen: Nein! 
Präſident: Ja! 
(Pauſe.) 
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Das Reſultat der Abſtimmung ift folgendes. Es haben 
geſtimmt 202 Mitglieder, davon mit Ja 104, mit Nein 98. 
Der Artikel iſt alſo nach den Anträgen der Kommiſſion ange⸗ 
nommen. 


Ich nehme das gleiche, wenn ein Widerſpruch nicht er⸗ 
folgt, für Art. IX an. — Das Haus iſt damit einver⸗ 
ſtanden. 

Art. X. — Ich erkläre auch dieſen Artikel für ange⸗ 
nommen. 


Art. XI. Dazu liegt vor der Antrag Dr. Junck auf 
Nr. 455 der Druckſachen unter 1. 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


(Abgeordneter Heine: Ich verzichte.) 
Der Herr Abgeordnete verzichtet. 


Wir kommen zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Junck. Ich bitte diejenigen Herren, welche 
dieſen Antrag zu Art. XI annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht) 


Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. Ich werde 
nunmehr, wenn kein Widerſpruch erfolgt, annehmen, daß Art. XI 
mit dieſem Antrage angenommen iſt. — Das Haus iſt damit 
einverſtanden. 

Wir kommen zu Art. XII. Dazu liegt vor ein Antrag 
des Herrn Abgeordneten Kirſch auf Nr. 454 der Druckſachen. 

Ich eröffne die Diskuſſion. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kirſch. 


Kirſch, Abgeordneter: Meine Herren, der kurze Artikel 
hat bereits eine kleine Geſchichte. In der erſten Leſung der 
Kommiſſion wurde die Beſtimmung, daß auch Mitglieder der 
Landgerichte als Hilfsrichter beim Reichsgericht zugezogen werden 
können, auf meinen Wunſch geſtrichen, und es wurde feſtgeſtellt, 
daß nur die Mitglieder der Oberlandesgerichte zu Hilfsrichtern 
beſtellt werden dürfen. In der zweiten Leſung der Kommiſſion, 
bei der ich nicht mehr zugegen war, wurde der entgegengeſetzte 
Standpunkt vertreten und wurde beſtimmt, daß auch die Mit⸗ 
glieder der Landgerichte zu Hilfsrichtern beſtellt werden können. 
Ich halte den Beſchluß der erſten Leſung für den einzig 
richtigen, ſchon von dem Geſichtspunkt aus, daß, als ſeinerzeit 
Hilfsſenate beim Reichsgericht eingeführt wurden, ausdrücklich 
vorgeſehen war, daß nur Mitglieder der oberſten Landesgerichte 
in dieſe Hilfsſenate eintreten durften. Vorausſichtlich ſind 
damals bei den Inſtanzgerichten ebenfalls ſehr tüchtige Richter 
geweſen, vielleicht gerade ſo tüchtig oder noch tüchtiger als die 
jetzigen bei den Oberlandesgerichten. Man hat fie aber nicht 
genommen, weil man von dem Prinzip ausging, daß zur Be⸗ 
kleidung des Richteramts am oberſten deutſchen Gerichte nicht 
nur wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung gehört, ſondern 
auch eine gewiſſe Lebenserfahrung. Es iſt deshalb auch vor⸗ 
geſehen, daß zu Reichsgerichtsräten nur Richter ernannt werden 
können, die ein Lebensalter von mindeſtens 35 Jahren haben. 

Nun kommt aber ferner folgendes in Betracht. Das Reichs⸗ 
gericht ſitzt über die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte zu 
Gericht, und da gehört es ſich nicht, daß ein Richter, der in 
erſter Inſtanz unter dem Oberlandesgericht ſteht, bei dem Reichs⸗ 
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gericht in die Lage verſetzt werden kann, über ein Urteil eines 
ihm vorgeſetzten Gerichts die Entſcheidung zu treffen. Ich meine, 
daß der frühere Grundſatz, daß nur die Richter eines Ober⸗ 
landesgerichts als Hilfsrichter eingezogen werden können, maß⸗ 
gebend bleiben muß. Meine Herren, was ſchlagen wir denn 
hier vor? Der Grundſatz des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes iſt 
doch der, der auch ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß die Zu⸗ 
ziehung von Hilfsrichtern am Reichsgericht unzuläffig iſt. Wenn 
wir alſo den vorliegenden Artikel hier überhaupt annehmen, 
dann derogieren wir, wenigſtens für eine Zeitlang, jene grund⸗ 
ſätzliche Vorſchrift der Gerichtsverfaſſung, und eine derartige 
Derogation ſoll möglichſt wenig eingreifend ſein. Auch von 
dieſem Geſichtspunkt aus empfiehlt es ſich, daß nur Mitglieder 
der Oberlandesgerichte an den Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts teilnehmen. 

Nun iſt geſagt worden, bei den Landgerichten könne man 
doch die Landgerichtsdirektoren nehmen, ſie ſtänden im Range 
mit den Oberlandesgerichtsräten gleich. Ich weiß nicht, 
ob das überall der Fall iſt. In Preußen iſt es ja 
fo; aber nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß in anderen Staaten eine Differenzierung in der 
Stellung eintritt. Von dieſem Geſichtspunkt aus würde man 
aber dazu kommen müſſen, wenn ſie dem Antrage zuſtimmen, 
in Konſequenz des Antrages die verbündeten Regierungen zu 
ermächtigen, nicht nur die Mitglieder der Landgerichte zuzu⸗ 
ziehen, ſondern auch andere Richter, alſo auch Amtsrichter. 
Sie wechſeln ja manchmal mit den Landrichtern, Landrichter 
werden Amtsrichter und Amtsrichter werden Landrichter. Es 
empfiehlt ſich alſo, zumal wenigſtens nach dem preußiſchen 
Ausführungsgeſetz feſtſteht, daß Rang und Gehalt der Richter 
am Landgericht und Amtsgericht gleiche ſind, wenn dann die 
Richter des Amtsgerichts ebenſo zuziehungsfähig zum Reichs⸗ 
gericht gemacht werden wie die des Landgerichts. 

Nun möchte ich noch eine Frage berühren. Es iſt bekannt, 
daß die Stellen der Reichsgerichtsräte unter die einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten gewiſſermaßen verteilt find, bzw. daß ihnen ein Vor: 
ſchlagsrecht für die etatsmäßigen Stellen nach einem gewiſſen 
Turnus zuſteht. Wie wird ſich das geſtalten, wenn Hilfskräfte 
genommen werden? Ich nehme an, daß nicht etwa nur aus 
dem Königreich Sachſen Hilfsrichter zugezogen werden. Das 
würde ja vielleicht bezüglich der Koſten etwas billiger ſein, weil 
die Reiſekoſten geringer find. Ich nehme vielmehr an, daß die 
Grundſätze, die bei der Beſtellung der etatsmäßigen Richter für 
das Reichsgericht maßgebend ſind, auch hier entſprechend ange⸗ 
wendet werden, daß alſo zunächſt keine Richter genommen werden, 
die unter 35 Jahre alt ſind, daß dann aber die Auswahl aus 
allen Bundesſtaaten ſo getroffen wird, wie ſie jetzt bei der 
1 8 Beſetzung von Richterſtellen am Reichsgericht 

olgt. 


N Meine Herren, was meine Anträge ſelbſt anbelangt, ſo 
bitte ich vor allen Dingen, den Antrag auf Streichung der 
Mitglieder der Landgerichte anzunehmen. Nur für den Fall 
der Ablehnung dieſes Antrags will ich auch die Amtsrichter 
* erachten mit den Mitgliedern der Laud⸗ 
erichte. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 
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Dr. Junck, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine Herren, 
ich habe den Antrag der Kommiſſion zur Annahme zu empfehlen, 
wonach auch Mitglieder der Landgerichte als Hilfsrichter an das 
Reichsgericht entſandt werden können. Es würde nicht gerecht 
ſein, wenn namentlich Landgerichtsdirektoren, die im Range den 
Oberlandesgerichtsräten vollkommen gleichſtehen und wohl auch 
in der Qualifikation, untauglich ſein ſollten, als Hilfsrichter beim 
Reichsgericht zu arbeiten. Noch mehr gilt dies ſelbſtverſtändlich für 
Landgerichtspräſidenten. Außerdem mache ich auf folgendes auf⸗ 
merkſam. Die an das Reichsgericht entſandten Hilfsrichter von 
heute ſollen doch wohl die Reichsgerichtsräte von morgen ſein, 
d. h. ſie ſollen einrücken können in etwa frei werdende Stellen, 
falls ſie ſich bewährt haben. Wenn nun nur Oberlandesgerichts⸗ 
räte als Hilfsrichter beim Reichsgerichte möglich ſind, ſo würde 
es für eine abſehbare Zeit ausgeſchloſſen fein, beſonders ge: 
eignete Mitglieder der Landgerichte, Landgerichtsdirektoren uſw. 
zu Reichsgerichtsräten zu ernennen. Aus dieſem Grunde dürfte 
der Antrag der Kommiſſion vorzuziehen ſein. 

Was den Antrag b anbelangt, auch die Amtsrichter ein⸗ 
zubeziehen, ſo glaube ich im Namen der Kommiſſion erklären 
zu dürfen, daß hiergegen keine Bedenken beſtehen, da es ſich 
nur um eine Befugnis der Juſtizverwaltung handelt, von der 
ſie Gebrauch machen kann, wie ſie will. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrat, Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Ge⸗ 
heime Rat Dr. Lisco. . 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichs juſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, 
wenn ſie großen Wert darauf legen, ſämtliche Richter bei dieſer 
Gelegenheit gleichzuſtellen, dann ſtellen Sie das Wort „Amts⸗ 
richter“ ein. Ich ſelbſt muß Wert darauf legen, das das Wort 
„Landgerichte“ nicht geſtrichen wird, weil dann die Möglichkeit 
beſteht, auch Landgerichts direktoren als Hilfsrichter einzuberufen. 
Alſo meinetwegen: „Oberlandesgerichtsräte, Mitglieder der 
Landgerichte und Amtsgerichte“. Tatſächlich wird es ſo kommen, 
daß die meiſten der einberufenen Richter Oberlandesgerichtsräte 
ſind, vielleicht auch einige Landgerichtsdirektoren. Es hat ſeinen 
guten Grund, wenn die Möglichkeit beſtehen bleibt, auch Land⸗ 
gerichtsdirektoren als Hilfsrichter zu berufen. Die Landes⸗ 
regierungen werden vorausſichtlich nur ſolche Richter zu Hilfs⸗ 
richtern vorſchlagen, die bereits jetzt die Qualifikation zum 
Reichsgerichtsrat beſitzen. Wenn dann bei dem Reichsgericht 
Vakanzen eintreten, werden natürlich zunächſt diejenigen Herren 
zur Beförderung in Betracht kommen, die ſich ſchon beim 
Reichsgericht als Hilfsarbeiter befinden und ſich als ſolche 
bewährt haben. 


Präſident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Kirſch Nr. 454 der 
Druckſachen zerfällt in zwei Teile. Die Ziffer a will die Worte 
„und Landgerichte“ ſtreichen. g 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche hier dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Kirſch zuſtimmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen erheben. 

Geſchieht) 
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Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 

Für den Fall der Ablehnung dieſes Antrags — die 
erfolgt iſt — beantragt der Herr Abgeordnete Kirſch hinter 
das Wort „Landgerichte“ einzuſchieben: „ſowie der Amts⸗ 
richter“. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von ihren Plätzen erheben. 

(Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit. Alſo iſt der Antrag zu b angenommen. 

Ich werde nun, wenn ein Widerſpruch nicht erfolgt, an⸗ 
nehmen, daß der Art. XII in der ſo geſtalteten Faſſung vom 
Hauſe angenommen iſt. — Das iſt der Fall. 

Das gleiche ſtelle ich für Einleitung und Überſchrift feſt. 

Wir kommen zu der Reſolution auf Seite 44 des 
Kommiſſionsberichts Nr. 431 der Druckſachen. 


Ich eröffne die Diskuſſion. Das Wort hat der Herr 
Berichterſtatter. 


Dr. Junck, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine Herren, 
es liegt im Programme der Kommiſſion, daß ich bei dieſer 
Stelle den Herrn Staatsſekretär um eine Erklärung darüber 
bitte, ob er mit dem Inhalte der Reſulution einverſtanden iſt, 
und zwar wäre es beſonders wertvoll, wenn dieſe Erklärung 
nunmehr namens der verbündeten Regierungen abgegeben werden 
könnte. Ich habe zu fragen: für den Fall, daß die jetzt be⸗ 
willigten Mittel der Entlaſtung nicht mehr ausreichen ſollten — 
wahrſcheinlich wird dieſer Zeitpunkt ſchon zu Ende des Jahres 
1913 eingetreten ſein —, und für den weiteren Fall, daß es 
bis dahin nicht zu einer organiſchen Reviſion der Zivilprozeß⸗ 
ordnung gekommen ſein ſollte, gedenkt der Herr Staatsſekretär 
— das iſt die von ihm erwartete Erklärung — alsdann eine 
weitere Entlaſtung des Reichsgerichts nur dadurch zu ſuchen, 
daß ein neuer Senat geſchaffen wird? 


Präſident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrat, Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Ge⸗ 
heime Rat Dr. Lisco. 


Dr. Lisco, Wirklicher Geheimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Die ver⸗ 
bündeten Regierungen geben ſich der ſicheren Erwartung hin, 
daß durch die Heranziehung der erforderlichen Zahl von Hilfs⸗ 
richtern und durch die Erhöhung der Reviſionsſumme auf 
4000 & im Zuſammenhang mit den beſchloſſenen ſogenannten 
kleinen Entlaſtungsmitteln das Reichsgericht in den Stand ge⸗ 
ſetzt werden wird, die vorhandenen Rückſtände in gemeſſener 
Friſt aufzuarbeiten und alsdann die neu anfallenden Geſchäfte 
in einer Weiſe zu erledigen, die einem geordneten Geſchäftsgang 
entſpricht. Sie find der Aberzeugung, daß dieſer Zuſtand 
wenigſtens ſo lange andauern wird, bis es gelingt, eine 
organiſche Veränderung der Zivilprozeßordnung durchzuführen. 
Sollte ſich dieſe Annahme gleichwohl als irrig erweiſen, ſollte 
alſo eine Mberlaftung des Reichsgerichts vor jener in Ausſicht 
genommenen organiſchen Anderung der Zivilprozeßordnung ein⸗ 
treten, ſo ſind die verbündeten Regierungen damit einverſtanden, 
daß die dann etwa nötig werdende Entlaſtung durch Ver⸗ 
mehrung des Richterperſonals, nicht aber im Wege von Geſetzes⸗ 
vorſchlägen zu bewirken ſei, die die Einlegung des Rechtsmittels 
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der Reviſion von neuem von erſchwerenden Vorausſetzungen 
abhängig machen. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Die Erklärung des Herrn Staats⸗ 
ſekretärs, daß nun zum unwiderruflich letzten Male die Revifions⸗ 
ſumme erhöht ſein ſoll, nehmen wir entgegen. Wir hoffen 
bloß, daß es nicht ſo wie bei Theateraufführungen geſchieht, wo 
nachher immer noch eine noch weitere unwiderruflich letzte Vor⸗ 
ſtellung gegeben wird. 

Die Erklärung des Herrn Staatsſekretärs ſoll offenbar 
dienen, diejenigen zu entlaſten, die hier durch die Erhöhung der 
summa revisibilis eine ſchwere und vor der Nation kaum zu 
ertragende Verantwortung auf ſich genommen haben. Wir 
glauben, über die Sachlage müßte man ſo urteilen: die Rück⸗ 
ſtände, die jetzt vorhanden ſind, ſollen aufgearbeitet werden 
durch die Hilfsrichter nach Art. XII. Aber weiter ſollen die 
Hilfsrichter auch nichts tun. Das Prinzip, daß im Reichs⸗ 
gericht Hilfsrichter, als dauernde Inſtitution, nicht beſchäftigt 
werden ſollen, das muß feſtgehalten bleiben, und ich glaube, 
darüber war man in der Kommiſſion einig. Für den jedes 
Jahr nach dem bisherigen Geſetz zu erwartenden Zuwachs von 
zirka 250 neuen Sachen zu ſorgen, iſt die Aufgabe einer 
dauernden Einrichtung. 

Man hat nun zu unſerem großen Bedauern die Reviſions⸗ 
ſumme erhöht, und man hat die Vermehrung der Senate in die 
zweite Reihe geſchoben. Wir würden jetzt, nachdem die 
Reviſionsſumme erhöht iſt, dieſe, ich möchte ſagen, Feigenblatt⸗ 
reſolution gar nicht mehr akzeptieren, wenn wir ſie nicht an⸗ 
ſähen als eine Erklärung, in der nun wirklich der Reichstag 
ſeinen Willen ausſpricht, ſich keinesfalls auf noch weitere Er⸗ 
ſchwerungen der Reviſion einzulaſſen. Wir glauben nicht, daß 
die ſogenannte organiſche Reviſion der Zivilprozeßordnung im 
Jahre 1913 ſchon Geſetz geworden ſein wird; ſie wird ſehr 
viel länger dauern. Aus dieſem Grunde allein ſtimmen wir 
für die Reſolution, und nur deshalb hat ſie Wert für uns. 


Brafident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche der Reſolution 
auf Nr. 431 der Druckſachen zuzuſtimmen wünſchen, ſich von 
den Plätzen erheben. 

(Geſchieht) 


Das iſt die große Mehrheit; die Reſolution iſt angenommen. 
Wir gehen über zu den Petitionen. Ich frage, ob der 
Herr Berichterſtatter das Wort wünſcht. — Der Herr Bericht⸗ 
erſtatter verzichtet. Das Wort wird auch im übrigen nicht 
verlangt. Die Abſtimmung erfolgt bei der dritten Beratung. 
Wir kommen jetzt zu II., Entwurf eines Geſetzes betreffend 
Anderung der Rechtsanwaltsordnung, auf Seite 45 der 
Druckſache Nr. 431. N 
Ich rufe auf Nr. I Ziffer 1. — Das Wort wird nicht 
verlangt. Ich konſtatiere die Annahme der Ziffer 1. 
Ziffer 1a. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Der § 41a iſt in den Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Rechtsanwaltsordnung in der 
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Kommiſſion eingeſchoben worden. Die Abſicht iſt, dadurch die 
Möglichkeit zu ſchaffen, um es einmal gleich herauszuſagen, 
den Anwaltskammerbezirk in Berlin in mehrere Teile zu zer⸗ 
legen. Wir haben die Ubelſtände anerkennen müſſen, die dadurch 
entſtehen, daß der Bezirk zu groß iſt, und daß ſpeziell die in 
Berlin zugelaſſenen Rechtsanwälte, die ihre beſonderen Intereſſen 
haben, nicht genügend das Intereſſe der Anwälte in der Provinz 
Brandenburg wahrnehmen können. Aus dieſem Grunde, und 
nur aus dieſem Grunde iſt der § 41a in dieſer Form von der 
Kommiſſion angenommen worden. Es lag eine Petition vor, 
welche das Verlangen nach dieſer Abänderung mit höchſt in⸗ 
juriöſen Angriffen gegen die Rechtsanwälte bei den Berliner 
Landgerichten begründete. Es liegt mir daran, zu erklären, 
daß in der Kommiſſion ſich niemand dieſe beleidigenden Angriffe 
zu eigen gemacht hat, ſondern daß man lediglich aus ſach⸗ 
lichen Gründen den § 41 a in der jetzt geltenden Faſſung be⸗ 


ſchloſſen hat. 
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Vizepräſident Dr. Spahn: Ziffer 1a iſt nicht angefochten; 
ſie iſt genehmigt. Ebenſo Ziffer 2. Zu Nr. II iſt ein Antrag 
von dem Herrn Abgeordneten Dr. Junck auf Nr. 455 der Druck⸗ 
ſachen geſtellt, die Nr. II wie folgt zu faſſen: 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Juni 1910 in Kraft. 

Das Wort wird nicht verlangt. Ich bitte die Herren, die 

dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu 


erheben. 
(Geſchieht) 
Das iſt die große Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

Wir gehen über zu Einleitung und Überſchriſt. — An⸗ 
genommen. 

Die Kommiſſion hat auf Nr. 431 beantragt, die zu dieſem 
Geſetzentwurf eingegangenen Petitionen durch die Beſchluß⸗ 
faſſung über denſelben für erledigt zu erklären. Das Wort 
wird vom Herrn Berichterftatter nicht verlangt. Die Abſtimmung 
über den Antrag kann erſt in dritter Leſung erfolgen. 


N Sͤtenographiſcher Bericht der dritten Beratung 
ſiehe Seite 565. 
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Bericht der 14. Rommiſſion 


über 
die Entwürfe 
a) eines Geſetzes, betreffend die Fuſtändigkeit des Reichsgerichts, 
b) eines Geſetzes, betreffend Anderungen der Rechtsanwaltsordnung 
= Nr. 509 der Druckſachen —. 


Dem Reichstage erſtattet am 29. April 1910. 


Die vorbezeichneten Geſetzentwürfe gelangten in der 
61. und 63. Plenarſitzung des Reichstags vom 12. und 
14. April 1910 zur erſten Beratung und wurden durch Be⸗ 
ſchluß des Reichstags vom 14. April 1910 der 14. Kom⸗ 
miſſion überwieſen. 

Die Kommiſſion konſtituierte ſich am 15. April 1910 
und wählte zum Vorſitzenden den Abgeordneten Gyßling, 
zum Stellvertreter des Vorſitzenden den Abgeordneten 
v. Damm. Zum Berichterſtatter wurde der Abgeordnete 
Dr. Junck gewählt. 


Vom Reichsjuſtizamte war weiteres ſtatiſtiſches Material 


BR laut Druckſache 1 eingegangen. 


Als Vertreter der verbündeten Regierungen nahmen 
an den Kommiſſionsberatungen teil: 
A. die Bevollmächtigten zum Bundesrat: 

Dr. B 105 er, Königlich Preußiſcher Staats- und Juſtiz⸗ 
miniſter 

Dr. Lisco, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer Rat, 
Staatsſekretär des Reichs⸗Juſtizamts, 

Ritter v. Treutlein⸗Moerdes, Königlich bayeriſcher 
Miniſterialdirektor, . 

Dr. Mayer, us ſichſiſcher Geheimer Juſtizrat, 

) 


Dr. v. Köhler, Königlich württembergiſcher Mini⸗ 
ſterialrat, 

l Großherzoglich badiſcher Miniſterial⸗ 
irektor, 

Dr. Nebe, Großherzoglich ſächſiſcher Miniſterial— 
direktor, 

Boden, Herzoglich braunſchweigiſcher Geheimer Le— 
gationsrat, 


B. die vom Bundesrat ernannten Kommiſſare: 
Delbrück, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrat, 
Dr. Lucas, Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrat, 
Mügel, Königlich Preußiſcher Wirklicher Geheimer 
Obel ungen, | 
v. Flotow, Königlich Preußischer Gerichtsaſſeſſor. 


1. Leſung. 
Die Kommiſſion hielt im ganzen 5 Sitzungen ab. Sie 


in der erſten Sitzung das ſogenannte Difformitäts⸗ 
— zunächft zurüctzuſtellen und zuerſt die Abſchnitte der 


Vorlage zu beraten, die ſich auf die Abänderung des Gerichts⸗ 
verfojings eſetzes und die ſogenannten kleinen Entlaſtungs⸗ 
mitte Nee Von einer Generaldebatte zu dieſen Punkten 
nahm man Abſtand. 


I. Anderung in der Vorausſetzung für den Auſpruch auf 
Auhegehalt der aus dem Dienfle ſcheidenden Mitglieder des 
Reichsgerichts. 

(Artikel J Nr. 1 der Vorlage.) 


Die Regierungsvorlage ſchlägt in Artikel 1 Nr. 1 vor, 
dem $ 130 Abſ. 1 folgenden Satz 2 hinzuzufügen: 
ine e 1 nicht Vorbedingung auf An⸗ 
pruch auf Ruhegehalt, wenn das aus dem Dienſte 
ſcheidende Mitglied das 65. Lebensjahr vollendet hat. 
Hierzu liegt vor Antrag Nr. 2 der Druckſachen: 

in $ 130 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes: 

a) dem Abſ. 1 nach Annahme der Regierungsvorlage 
Artikel I sub 1 folgenden dritten Satz hinzu⸗ 
zufügen: | 

Ein nach Vollendung dieſes Lebensjahres aus 
dem Dienſte ſcheidendes Mitglied erhält ſein 
volles Gehalt als Ruhegehalt. 

b) dem Abſ. 2 folgende Faſſung zu geben: 

7 5 jährliche Ruhegehalt beträgt bis zur 
Vollendung des zehnten Dienſtjahres ' des 
Gehalts; es erhöht ſich mit der Vollendung 
eines jeden folgenden Dienſtjahres und bis zur 
Vollendung des vierzigſten Dienſtjahres um 
je /s des Gehalts. 

c) dem Abſ. 3 folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 

5 Jedoch le die Seren nicht mitgerechnet, 
die vor dem vollendeten 25. Lebensjahre des 
Mitglieds liegt. 9 

Zur Begründung wurde ausgeführt: zurzeit könne das 
Höchſtruhegehalt, das nach einer 50 jährigen Dienſtzeit ge⸗ 
währt werde, in der Regel erſt mit dem 73. IBAN: 
erreicht werden. Dadurch würden zahlreiche Mitglieder 10 
Reichsgerichts veranlaßt, über das 65. Lebensjahr don scho 5 
Dienſte zu bleiben. Gewähre man die Höchſtpen 17 11 
nach dem Ablauf von 40 Dienſtjahren, und ſpäteſtens un 


39. Jahrgang. 


dem 65. Lebensjahre, fo a man den Anreiz für die 
Mitglieder des Reichsgerichts über dieſen Zeitpunkt hinaus 
im Dienſte zu bleiben und ebene für eine wünſchenswerte 
Verjüngung des Gerichtshofes die Wege. Wenn auch regel⸗ 
mäß der richterliche Beamte mit dem 65. N eine 
40jäh ige Dienſtzeit vollendet a werde, fo ſei doch die 
Beſtimmung nötig, daß nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
die Höchſtpenſion ohne Rückſicht auf die Dienſtzeit gewährt 
werde, dies auch deswegen, weil bisweilen auch Rechtsanwälte 
als Richter an das Reichsgericht berufen würden. Der bean⸗ 
tragte Zuſatz zu Abſ. 3, daß die Dienſtzeit nicht mitgerechnet 
werde, die vor dem vollendeten 25. Lebensjahre liege, 
ſolle dafür Sorge tragen, daß der Anſpruch auf das volle 
Gehalt nicht ſchon vor dem vollendeten 65. Lebensjahre ein⸗ 
treten könne. 

Von mehreren Mitgliedern der Kommiſſion wurde dieſer 
Antrag bekämpft. Der Gedanke, die Stellung der Reichs⸗ 
i herauszuheben, ſei allerdings ſympathiſch, 
önne aber zurzeit aus ſozialen und finanziellen Gründen 
nicht weiter lg werden. Einerſeits ſeien ſie ſchon da⸗ 
durch hervorgehoben, daß ſie im all erhielt zu den übrigen 
Beamten. als Penſion das volle Gehalt erhielten. Andererſeits 
habe man erſt bei der letzten allgemeinen Gehaltsaufbeſſerung 
der Reichsbeamten die Gehälter der Reichsgerichtsräte erhöht 
und könne nicht jetzt ſchon wieder mit einer Aufbeſſerung vor 
das Volk treten. Endlich würde ſich die Annahme, daß eine 
Verjüngung des Reichsgerichts durch die vorgeſchlagene Maß⸗ 
nahme her an werde, kaum erfüllen, da nur felten ein 
pekuniärer Vorteil die 1 des Reichsgerichts beſtimme, 
länger im Dienſte zu bleiben. 

Von en u eines Kommiſſars des Reichsjuſtizamts 
wurde dieſen Ausführungen beigepflichtet und die Ablehnung 
des Antrags befürwortet; die Stellung der Reichs⸗Juſtiz⸗ 
verwaltung zu dem u hänge übrigens im weſentlichen 
ab von dem Standpunkt, den das Reichsſchatzamt dazu ein⸗ 
nehmen werde. Dieſes werde ſich vermutlich aber nicht nur 
wegen der nicht W nanziellen Tragweite, die 
die Neuerung ſpeziell für das Reichsgericht haben werde, 
ablehnend verhalten, ſondern auch deshalb, weil dann wieder 
eine Gleichſtellung der Mitglieder des Reichs⸗Militärgerichts 
und des demnächſt zu errichtenden Oberſten Kolonialgerichts⸗ 
hofes erforderlich ſein werde. Der Antrag werde nach ſeiner 
perſönlichen Überzeugung für die verbündeten Regierungen 
unannehmbar ſein. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde der Tendenz des 
Antrages zugeſtimmt und bemerkt: man möge doch bei 
Beginn diefer nicht unſchwierigen Beratungen und bei dem 
allſeitigen Wunſche, etwas zuſtande zu bringen, gemachte 
Vorſchläge nicht gleich als unannehmbar bezeichnen. Man 
werde gegenſeitig noch vielfach nachgeben müſſen. Das Be⸗ 
denken, daß das Volk eine abermalige Beſſerſtellung der 
richterlichen Beamten des Reichsgerichts nicht verſtehen 
würde, teile man nicht, zumal da es ſich nicht um eine Er— 
höhung der Gehälter, ſondern nur darum handle, den Mit⸗ 
9 des Reichsgerichts einige Jahre früher das höchſte 

uhegehalt zu gewähren. Man könne nicht anerkennen, daß 
eine Bevorzugung der 1 des Reichsgerichts eine 
gleiche Maßnahme für die Mitglieder des Reichs-Militär⸗ 
erichts und des Kolonialgerichtshofes bedinge. Es ſei im 
Gegenteil geboten, die 1 Stellung der Richter am 
Reichsgericht als der höchſten Richter des Deutſchen Reichs 
vor allen andern richterlichen Beamten zu betonen, und jedes 
Mittel, das man dieſem Zwecke dienlich machen könne, ſei 
mit Freude zu begrüßen. 

Nach dieſen Erörterungen wurde zunächſt Artikel I Nr. 1 
der Vorlage einſtimmig angenommen. 

Zur Abſtimmung gelangte ſodann Ziffer a des Antrags 
Nr. 2 und wurde mit 13 gegen 7 Stimmen abgelehnt. 
Darauf zog der Antragſteller die übrigen Teile feines An 
trags zurück. 
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II. Die „Aleinen“ Entlaſtungsmittel. 


1. Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts auf dem 
en Gebicte der Beſchwerden. 


Wie die Begründung der Vorlage (S. 13 unten) näher 
darlegt, ſoll nach dem Entwurfe gegen Entſcheidungen, 
welche die Oberlandesgerichte in der Beſchwerdeinſtanz 
erlaſſen, eine Beſchwerde nicht ſtattfinden. Darauf beziehen 
ſich die Vorſchläge in Artikel 1 Nr. 2, II, III Nr. 3, 11 
bis 16, IV. 

Hierzu lag Antra on Nr. 3 vor: , 
der § 567 uhr. 3 der Zivilprozeßordnung erhält 
folgende Faſſung: 

Gegen die Entſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte iſt eine Beſchwerde nur inſoweit zuläſſig, 
als es ſich um die Verſagung des Armenrechts 
handelt. 

Zur Begründung des Antrags wurde bemerkt: es be⸗ 
deute eine Härte für die arme Partei, wenn man ihr die 
Reichsgerichtsinſtanz nehmen wolle. Die Prüfung der Armen⸗ 
rechtsgeſuche he ſummariſch inſofern, als fie nicht a 
Grund einer mündlichen Verhandlung, ſondern lediglich au 
Grund der Akten ſtattfinde. Deshalb müſſe es gegen die 
Verweigerung des Armenrechts in der Berufungsinſtanz ein 
Rechtsmittel gegen den ablehnenden Beſchluß des Oberlandes⸗ 

erichts geben, zumal es ſich dabei nicht nur um Tatfragen, 

. meiſtens auch um Rechtsfragen handle. Die Fälle 
ſeien nicht ſelten, in denen das Reichsgericht als Beſchwerde⸗ 
inſtanz das Armenrecht ne habe. 

Von einem Regierungskommiſſar wurde demgegen⸗ 
über ausgeführt, daß man durch die Beſeitigung der Zuſtändig⸗ 
keit des Reichsgerichts in Beſchwerdeſachen die gewünſchte 
Entlaſtung nicht erreiche, wenn man die Armenrechtsſachen 
ausnehme. Auf letzteren beruhe die hauptſächlichſte Belaſtung 
des Reichsgerichts mit Beſchwerden. So fänden ſich im 
Jahre 1907 unter 1438 Beſchwerden allein 1177 Beſchwerden 
über Verweigerung des Armenrechts (vgl. Anlage V der Vor⸗ 
lage). Abgesehen davon beſtehe auch kein ſachliches Bedürf⸗ 
nis, die . in dieſen Sachen an das Reichsgericht 
zu leiten. Die Praxis der Gerichte ſei hier außerordentlich 
liberal und pflege das Armenrecht nur dann zu verſagen, 
wenn die Rechtsverfolgung als gänzlich ausſichtslos anzu⸗ 
ſehen ſei. Übrigens bedeute jede Bewilligung des Armen⸗ 
rechts eine Härte für die andere Partei, die dadurch gezwungen 
werde, Unkoſten aufzuwenden, die ſie in der Regel nicht er⸗ 
ſtattet erhalte. Die Zulaſſung der Beſchwerde gegen die 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts verſtoße aber auch 
gegen das vom Entwurf angenommene Difformitätsprinzip, 
da der Verſagung des Armenrechts durch das Ober⸗ 
landesgericht eine eingehende materielle Prüfung voran- 
gehen müſſe darüber, ob zu erwarten ſei, daß es zu einem 
von der Entſcheidung der erſten Inſtanz abweichenden Urteil 
kommen werde. 

Gegen letzteren Grund wurde aus der Mitte der Kom— 
miſſion ausgeführt, daß eine ausreichende Prüfung durch das 
Oberlandesgericht, wie ſie im mündlichen Verfahren ſtatt⸗ 
finde, nicht erfolge. Man dürfe nicht auf die Nachteile hin⸗ 
weiſen, welche die Bewilligung des Armenrechts für die Gegen⸗ 
partei haben könne. Solche Nachteile ſeien lediglich eine 
Folge der in der Zivilprozeßordnung getroffenen Regelung 
des Inſtituts des Armenrechts überhaupt, die man nur be⸗ 
ſeitigen könne, wenn man die Wirkung des Armenrechts ſelbſt 
in anderer Weiſe regele. 

Verſchiedene Mitglieder der Kommiſſion ſtimmten jedoch 
der Regierungsvorlage zu und ſchloſſen ſich den gegen die 
Beibehaltung des Reichsgerichts als Beſchwerdeinſtanz in 
Armenrechtsſachen angeführten Argumenten an. Wolle man 
einmal das Reichsgericht entlaſten, ſo müſſe man unter zwei 
Übeln das kleinere wählen und für die vereinzelten Fälle, 
in denen das Reichsgericht über das Armenrecht wirklich 
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abweichend von den Oberlandesgerichten entſchieden habe, 
on! eine Entſcheidung des Reichsgerichts verzichten; das 
rößere Übel, welches die ganze Vorlage bekämpfen wolle, 
fei die ÜUberlaſtung des Reichsgerichts. Man könne auch 
ak wohl von einem gewiſſen Widerſpruch mit dem . 
ormitätsprinzip reden, trotzdem noch gar nicht zwei forma 
Urteile vorlägen; denn die Prüfung des Geſuchs durch das 
Oberlandesgericht erfolge, wenn auch nur auf Grund der 
Akten, darum 11 weniger ſorgfältig und müſſe ſich auch 
auf die materielle ne en Laſſe man die 
Beſchwerde an das Reichsgericht gehen, ſo eröffne man damit 
den 1 ur dritten Inſtanz, obwohl eine Reviſion ſelbſt 
nicht zuläſſig ſein ſolle; man müßte daher zum 1 
die Möglichkeit einer Beſchwerde auf die Fälle beſchränken, 
in denen die Reviſion zuläſſig ſei. 

Im Anſchluſſe an dieſe Ausführungen wurde von einem 
Mitgliede der Kommiſſion beantragt (Druckſache Za): 

im Antrag — Nr. 3 der Kommiſſionsdruckſachen — 
nach „Armenrechts“ fortzufahren: 
„in den achen handelt, in denen die Reviſion 
zulä 8 ſein würde /. 

Von dritter Seite wurde endlich angeregt, im Anſchluß 
an den Vorſchlag des Anwaltvereins die Entſcheidung in 
Armenrechtsſachen zwei oder drei Mitgliedern des Reichs⸗ 
gerichts zuzuweiſen. 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag (Druckſache 3), 
dem Reichsgericht die Beſchwerden in Armenſachen zu be⸗ 
laſſen, abgelehnt. Antrag 3a wurde alsdann zurückgezogen. 

Die Artikel I Nr. 2, II, III Nr. 3, 11 bis 16 und IV 
der Regierungsvorlage wurden angenommen. 

Der Artikel III Nr. 1 wurde 9 Debatte angenommen. 


2. Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts über 
Arreſte und einftweilige Verfügungen. 


Der Artikel III Nr. 2 der Regierungsvorlage wurde 
ohne Debatte angenommen, nachdem man ſich allſeitig damit 
einverſtanden erklärt hatte, daß, wenn man das Reichsgericht 
überhaupt einmal entlaſten wolle, hier eine Verkürzung ſeiner 
Kompetenz am 1 5 zuläſſig ſei, wenngleich es an ſich be⸗ 
dauerlich ſei, daß damit ein ganzer Kreis von Rechtsfragen 
dem höchſten Gerichtshofe entzogen werde. 


3. Beſchränkung des Reichsgerichts in der Nachprüfung der 
Tatfrage. 


Die Vorlage erſtrebt, die Reviſion als Rechtsmittel 
dritter Feſten grundſätzlich auf die n der recht⸗ 
lichen Seite der Berufungsentſcheidung zu beſchränken. 
Dieſem Zwecke dient folgende in Artikel III Nr. 4 als neuer 
Abſatz des § 549 borgefülagene Vorſchrift: 

„Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß das Gericht von ſeinem Fragerecht keinen oder 
keinen richtigen Gebrauch gemacht (§ 139), daß es 
bei der Entſcheidung, ob eine tatſächliche Behauptung 
für wahr oder für nicht wahr zu erachten ſei, den 
geſamten Inhalt der Verhandlungen und das Er⸗ 
gebnis einer etwaigen Beweisaufnahme nicht zu⸗ 


treffend oder nicht erſchöpfend gewürdigt oder die 


Gründe, welche für ſeine Überzeugung leitend ge⸗ 
weſen find, nicht angegeben habe ($ 286 Abſ. 1), 
oder daß es von ſeiner Befugnis zur Auferlegung 
eines richterlichen Eides keinen oder keinen richtigen 
Gebrauch gemacht habe (SS 475, 476). 
Zur Begründung wurde von einem Regierungs— 
kommiſſar A 
Der Vorſchlag des Entwurfs ji § 549 3PO., durch 
den die Unanfechtbarkeit der tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts geſichert werden ſoll, iſt damit bekämpft 
worden, daß durch ihn dem Reichsgericht die Nachprüfung 
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der Subſumption der Tatſachen unter die Rechtsbegriffe ent⸗ 
zogen würde und daß gerade auf dieſem Gebiete das Reichs⸗ 
ericht diefe eine beſonders e Tätigkeit entfaltet 
habe. Dieſe Bekämpfung beruht auf einem Mißverſtändniſſe 
des Entwurfs. Die Prüfung der Frage, welche rechtliche 
Beurteilung die feſtgeſtellten Tatſachen zu erfahren haben, 
wird dem Reichsgericht durch die e ee Vorſchrift 
in keiner Weiſe verſchränkt, das Reichsgericht wird nach wie 
vor darüber zu befinden haben, ob ein zum Schadenserſatze 
verpflichtendes Verſchulden oder ein este gegen die guten 
Sitten vorliegt, welche . ich aus den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben ergeben uſw. Was der Ent⸗ 
wurf will, iſt lediglich die entläsloffene ah rung des 
ſchon jetzt geltenden Grundſatzes, daß die Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes die Aufgabe des Berufun Fa nicht die⸗ 
jenige des Reichsgerichts iſt. Die Vorſchriften der 88 139, 
286 Abſ. 1, 475, 476 ZPO. bieten Handhaben dazu, die 
vom Geſetz feſtgeſtellten Grenzen zwiſchen Tat⸗ und Rechts⸗ 
fragen zu verſchieben; dieſe Handhaben will der Entwurf 
im . einer Einſchränkung der Zahl der Reviſionen 
und der Auſgube der des Reichsgerichts auf die ihm ob⸗ 
liegende Aufgabe der Erhaltung der Rechtseinheit beſeitigen. 
Man hat geſagt, es dürfe dem Reichsgericht nicht zu⸗ 
gemutet werden, eine nach 1 Überzeugung materiell un⸗ 
richtige Entſcheidun deshalb zu fällen, weil das Berufungs⸗ 
gericht bei der Würdigung des Beweisergebniſſes fehl⸗ 
geariffen habe und das Reichsgericht hieran gebunden ſei; das 
nſehen des Reichsgerichts im Volke würde leiden, wenn es 
nicht in der Lage ſei, unrichtige tatſächliche e zu 
beanſtanden. Stellt man ſich auf dieſen Boden, ſo muß 
man die Reviſion durch eine Oberberufung erſetzen, bei der 
das Reichsgericht in gleicher Weiſe Tat⸗ wie Rechtsfragen 
i ne hat. Dann muß man 1 dritte Inſtanz, 
will man folgerichtig handeln, in jedem Prozeſſe 1 
Dies iſt aber ausgeſchloſſen. Das Reichsgericht würde dann 
einen Umfang erhalten, bei dem es nicht mehr möglich wäre, 
es nur mit auserleſenen Juriſten allererſten Ranges zu be⸗ 
ſetzen und der ganze Zweck der Einrichtung des Reichs⸗ 
gerichts, das durch den inneren Wert ſeiner Rechtſprechung 
vorbildlich für alle Gerichte wirken ſoll, wäre verfehlt. Dazu 
kommt, daß eine Oberberufung keineswegs eine Gewähr für 
die Erzielung materiell richtiger Entſcheidungen wäre. Die 
Schaffung eines einheitlichen höchſten Gerichtshofs verbürgt 
die tunlichſt richtige Entſcheidung der Rechtsfragen. Es iſt 
aber nicht ohne weiteres argunehmen, daß das Reichsgericht, 
welches in Anſehung des Beweisergebniſſes nur auf den 
9 00 der Akten angewieſen iſt, Tatfragen beſſer entſcheiden 
wird, als die unteren Gerichte, die den 1 näher⸗ 
ſtehen und vor denen die Beweisaufnahme ſtattfindet. Daß 
das a eines oberſten Gerichtshofes darunter nicht 
leidet, daß er ſich ſtreng an die geſetzliche Schranke ſeiner 
Tätigkeit hält, a zur Genüge das Beiſpiel des fran⸗ 
zöſiſchen Kaſſationshofs, deſſen Rechtſprechung ſich über die 
Grenzen Frankreichs hinaus eines feſtbegründeten Anſehens 
erfreut. 

Der Entwurf will auch die Begründung der Reviſion 
auf die Verletzung der Vorſchriften über das Fragerecht 
ausſchließen. Es iſt dies notwendig, weil ſonſt auf einem 
Umwege tatſächliche Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
beſeitigt werden könnten, und es iſt zuläſſig, weil der Partei 
in zwei Inſtanzen Rechtsanwälte zur Seite geſtanden haben 
und daher erwartet werden darf, daß alle erheblichen Tat⸗ 
ſachen angeführt worden ſind. An dem Grundſatze, daß das 
Gericht in den Grenzen des $ 139 ZPO. auf die Aufklärung 
des Tatbeſtandes hinzuwirken hat, wird durch den Entwurf 
nichts geändert, es iſt auch nicht zu beſorgen, daß die Hand⸗ 
92 9 5 des Fragerechts unter dem Vorſchlage des Entwurfs 
eiden würde, da der Gedanke, daß das Gericht bei der 
Verhandlung des Streitſtoffes nicht untätig gegenüber dem 
Vorbringen der Parteien zu bleiben habe, in den 30, Jahren 
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der Geltung der „ Gemeingut der Auf⸗ 
faſſung des Juriſten geworden iſt. Im übrigen iſt nicht zu 
überſehen, daß die Aufhebung eines Urteils wegen Nicht: 
ausübung des Fragerechts ſchon deshalb Bedenken begegnet, 
weil nirgend vorgeſchrieben iſt, daß die erfolgloſe Ausübung 
des Fragerechts im Protokoll oder im Urteil feſtzuſtellen ift; 
es kann alſo daraus, daß das Urteil die Ausübung des 
Fragerechts nicht ergibt, noch nicht geſchloſſen werden, daß 
es in der Tat nicht ausgeübt iſt. 

Eine jeden Zweifel ausſchließende Beſtimmung, daß eine 
tatſächliche Feſtſtellung des Berufungsgerichts auch nicht auf 
einem Umwege umgeſtoßen werden kann, erſcheint um ſo mehr 
geboten, als die Praxis der einzelnen Senate des Reichs⸗ 
gerichts in dieſer at eine verſchiedene iſt, ſo daß häufig 
der Erfolg einer Reviſion davon abhängt, vor welchen Senat 
die Sn kommt. Auch in den Kreiſen des Reichsgerichts 
iſt die Meinung vertreten, daß die beſtehende Praxis zu 
Nachteilen führe und Vorſchriften, wie ſie der Entwurf vor⸗ 
uhläg, ee ſeien. Es darf in dieſer Hinficht auf die 
vor kurzem erſchienenen Ausführungen des n tsrats 
Skonietzki in der Juriſtiſchen Wochenſchriſt und des Reichs⸗ 
un Dr. Düringer in der Deutſchen Juriſtenzeitung 

ezug genommen werden. 

ieſen Ausführungen wurde aus der Kommilfion ent⸗ 
gegengehalten: man könnte ihnen ame wenn 8 286 
lediglich vom formalen Standpunkt betrachtet werden dürfte. 
Das ſei aber nicht angängig, denn ihm wohne, ebenſo wie 
dem § 139, auch eine materielle Bedeutung inne. Das Weſen 
der Rechtsfindung beſchränke ſich nicht auf die richtige Aus⸗ 
legung von en ſondern ziele auf die richtige An⸗ 
wendung der Rechtsſätze auf den konkreten Tatbeſtand. 
Dieſe materielle Bedeutung der genannten Paragraphen 
habe das Reichsgericht immer in den Vordergrund geſtellt, 
indem es bei Aufhebung einer Vorentſcheidung auf Grund 
einer Verletzung der SS 139, 286 ſtets Woran hingewieſen 
habe, daß der Vorderrichter den vorhandenen e 
nicht richtig erfaßt und nicht richtig ewürdigt habe. an 
dürfe das Reichsgericht nicht in er ſeiner vornehmſten 
Aufgabe lahmlegen. Was die Annäherung des Reichsgerichts 
an den franzöſiſchen Kaſſationshof anlange, ſo ſei eine Parallele 
hier nicht möglich, da dieſer nur zu prüfen habe, ob eine 
beſtimmt bezeichnete Rechtsnorm verletzt ſei, während das 
Reichsgericht ſtets unterſuchen müſſe, ob überhaupt eine 
Rechtsnorm verletzt ſei. 

Ein anderes Kommiſſionsmitglied meinte: die einzelnen 
Senate 5 das Rechtsmittel der Reviſion ungleich 
und die Annahme des Vorſchlags in Nr. 4 Abſ. 1 ſolle die 
Ungleichheit nach den in ihm aufgeführten Richtungen aus⸗ 
gleichen. Dieſer Ausgleich ſei aber durch die Verſtändigung 
der Senate zu ei e auf die der Herr Staatsſekretär 
hinwirken wolle. Die Reichsgerichtsſenate in einer Frage 
der Auslegung der ZPO. durch Geſetz zu zwingen, ihre 
Auslegung aufzugeben, widerſtrebe ihm. Er ſei überdies 
der Anſicht, ſo ſehr er beklage, wenn das Reichsgericht in 
die Prüfung von Tatfragen eintrete, das Geſetz dürfe dem 
Reichsgericht nicht unmöglich machen, dem materiellen Recht 
um Siege zu verhelfen, wenn dies durch Handhabung der 
§§ 139, 286 ZPO. zu ermöglichen ſei. Es ſei der Stellung 
des höchſten Gerichtshofs nicht h erkanntes Unrecht 
durch Zurückweiſung der Reviſion zu beſiegeln, obwohl die 
formellen Vorſchriften der ZPO. ihm die Aufhebung des 
Berufungsurteils geſtatteten. 

Ein drittes Mitglied führte aus: das Reichsgericht 
habe zu einem gewiſſen Teile die vorhandene Belaſtung ſelbſt 
verſchuldet, indem es über ſeine Aufgabe hinausgegangen ſei 
und ſich gewiſſermaßen zu einem Oberappellationsgericht ent⸗ 
wickelt habe. Faſſe man lediglich dies ins Auge, ſo müſſe 
man dem Vorſchlage zuſtimmen. Dies würde aber doch nicht 
ganz unbedenklich ſein, denn ein großer Teil der Wirkſamkeit 
des Reichsgerichts beruhe gerade darauf, daß es Anlaß 
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Be eben habe, materiell richtig zu entſcheiden. Solange es 
aher möglich ſei, auf andere Weiſe eine Entlaſtung herbei⸗ 


zuführen, dürfe man dem Reichsgericht nicht die Grundlage 
nehmen, auf der es ſeine jetzige Stellung aufgebaut habe. 

Von anderer Seite wurde bezweifelt, ob es richtig ſei, 
daß die Wünſche des Reichsgerichts ſelbſt mit dem Inhalt 
der Vorlage übereinſtimmten, andernfalls müſſe man ſich 
fragen, weshalb das Reichsgericht nicht ſchon von ſich aus 
von dem Mittel der Entlaſtung, das es angeblich in der 
Hand habe, Gebrauch mache. Es wurde ferner die Befürchtung 
ausgeſprochen, die Annahme der Vorlage werde dazu führen, 
daß die Oberlandesgerichte ihre Entſcheidungen weniger ſorg⸗ 
fältiger begründen und die Beweiswürdigung ſummariſcher 
erledigen würden. 

chließlich bemerkte ein Mitglied: man könnte der 

Vorlage ir weiteres darin folgen, daß die Reviſion nicht 
auf eine Verletzung der 88 475, 476 geſtützt werden dürfe; 
ein Angriff dagegen, daß der Richter nicht zu einem richter⸗ 
lichen Eide gelangt ſei, ſei in der Regel unberechtigt. Im 
übrigen aber müßte man den Entwurf auf das nachdrücklichſte 
bekämpfen, weil er, wie aus der auf Seite 17 gegebenen 
Begründung deutlich hervorgehe, eine Anderung in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts herbeiführen und an ſeiner bis⸗ 
herigen Rechtsprechung Kritik üben wolle. Man dürfe dem 
Reichsgericht nicht in den Arm fallen, das ſich übrigens 
gerade die Rechtſprechung auf Grund des 8 139 ſelbſt 
geſchaffen habe. Die Fortbildung unſeres Rechts ſei 
vornehmlich von den Senaten ausgegangen, die eine ara 
Stellung in der a. e eingenommen hätten. Dieſe freiere 
Stellung habe das eichsgericht groß gemacht. Man würde 
durch die Annahme der Vorlage einen ideellen Schaden 
ſchaffen, indem man die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
verſchlechtere und den Reichsrichter in unwürdiger Weiſe 
zwinge, materiell unrichtige Urteile zu beſtätigen. . 

Darauf wurde die Regierungsvorlage von der Kommiſſion 
einſtimmig abgelehnt. 


4. Vorſchriften über die Verlängerung der Friſt zur Be⸗ 
gründung der Reviſion. rtikel III Nr. 5a.) 


Die Kommiſſion war mit dem e der wünſan, 
einverſtanden. r wurde von einem Mitgliede gewünſcht, 
gegen die en der Friſt die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand zuzulaſſen. Demgemäß wurde beantragt 
(Nr. 6 der 2 900 
in § 233 Abſ. 1 hinter „Notfriſt“ zu ſetzen: 
„oder die Neviſionsbegründungsfriſt“ . 

Seitens der verbündeten Regierungen wurde erklärt, 
daß Bedenken gegen dieſen Antrag nicht vorliegen. 

Darauf wurde die Regierungsvorlage und der Ab⸗ 
änderungsantrag angenommen. 


5. Verpflichtung des Reviſionsklägers, innerhalb einer vom 
Vorſitzenden zu 5 Fit den Gebührenvorſchußz 
zu zahlen. 


Hierzu lag der Antrag Nr. 5 Ziffer 1 der Druck⸗ 

ſachen vor 
dem Schlußſatze des § 554 hinzuzufügen: 

„Hat der Reviſionskläger die Bewilligung des 
Armenrechts vor Ablauf der Friſt beantragt, ſo 
wird der Lauf der Friſt bis zur des gehen des 
auf dieſes Geſuch ergehenden Entſchluſſes gehemmt.“ 

Zur Begründung wurde ausgeführt: Es werde häufig 
vorkommen, daß bis zur Entſcheidung über den Antrag au 
Bewilligung des Armenrechts die Friſt zur Einzahlung des 
erforderten Gebührenvorſchuſſes verſtrichen ſei. Darin liege 
eine Unbilligkeit, die vermieden werden müſſe. 

Die verbündeten Regierungen erhoben kein Bedenken 
gegen dieſen Vorſchlag. Die Regierungsvorlage und der 
Antrag wurden einſtimmig angenommen. 
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6. Erhöhung der Gerichts⸗ und Rechtsanwalts⸗Gebühren 
(Artikel VIII und N der Anlage). 


Gegen Artikel VIII wurde aus de be man müſſe der 
plutokratiſchen Tendenz, die an ſich ſchon hohen Gerichts⸗ 
koſten noch weiter zu erhöhen, entgegentreten. Auf ſolche 
Weiſe das Reichsgericht zu entlaſten, ſei Mag untunlich. 
Es handle ſich um eine lediglich fiskaliſche Maßregel. 

Regierungsſeitig wurde erwidert: letzteres ſei nicht 
richtig, denn die Vorlage werde im Falle ihrer Annahme 
eine weſentliche Schmälerung der Einnahmen des Reichs⸗ 
fiskus aus den Gebühren der Reviſionsinſtanz ergeben. 

1 VIII wurde mit 10 gegen 9 Stimmen ab⸗ 
gelehnt. 

Zu Artikel IX wurde bemerkt: aus der Ablehnung von 
Artikel VIII folge als notwendige Konſequenz die len 
auch des Artikels IX. 

Dem wurde widerſprochen: es handele ſich bei Artikel IX 
um die a der Anwälte beim Reichsgericht für 
den Ausfall durch die Beſchränkung der Reviſionspraxis, 
während Artikel VIII den Zweck habe, die Zahl der Re⸗ 
viſionen zu beſchränken. an werde übrigens bei der 
zweiten Leſung verſuchen, auch Artikel VIII zur Annahme 
zu bringen. 

Artikel IX wurde abgelehnt mit 14 gegen 5 Stimmen 
(1 Stimmenthaltung). 


7. Vorläufige Vollſtreckbarkeit der Urteile der Oberlandes⸗ 
gerichte. 


Artikel III Nr. 17 bis 19 wurde ohne Debatte an⸗ 
enommen. Zu Artikel III Nr. 20 lag der Antrag (Nr. 5 

Ziffer 2 der Druckſachen) vor: 
den Zuſatz zu § 713 rl 1 zu Streichen. 

Der Antrag wurde nach kurzer Ausſprache zurück⸗ 
gezogen. 

Darauf wurde die Regierungsvorlage (Artikel III Nr. 20) 
angenommen. 

Zu Artikel III Nr. 21 lag der Antrag Nr. 5 Ziffer 3 
der Druckſachen vor: ö 

in § 717 Abſ. 3 hinter dem Worte „Geleiſteten“ 
einzuſchalten „ſamt Zinſen“. 

Seitens eines Regierungskommiſſars wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich mit Rückſicht darauf, daß nach der Vor⸗ 
age die Vorſchriften des 8 541 Abſ. 2 Satz 2 und 3 An⸗ 
wendung finden ſollen, die beſondere Feſtſtellung der Ver⸗ 
pflichtung zur Zinszahlung im Geſetz erübrige. Der Antrag 
wurde darauf zurückgezogen. 

Im übrigen ſprachen ſich verſchiedene Mitglieder der 
Kommiſſion ge en die Regierungsvorlage aus. Sie waren 
der Anſicht, aß es jeder Folgerichtigkeit entbehre, wenn 
man nur bei kleineren Objekten den Vollſtreckenden für den 
Schaden haften laſſe, der durch die e Zwangs⸗ 
vollſtreckung entſtehe. Die vorläufige Vollſtreckbarkeit eines 
Urteils ſei nur dort berechtigt, wo den Beklagten ſelbſt die 
Schuld an der Hinausſchiebung der Entſcheidung treffe, z. B. 
bei Urteilen unter Vorbehalt der Beweismittel. Dieſer 
Grund treffe aber nicht zu, wo es ſich um Urteile handele, 
gegen die das Rechtsmittel der Reviſion noch offenſtehe. 

an ſolle daran feſthalten, daß jeder, der ein noch nicht 
N Urteil vollſtrecke, dies auf ſeine eigene Ge— 
ahr tue. 

Von anderer Seite wurde dem Vorſchlage der Re— 
ierungsvorlage zugeſtimmt: man werde dem wirtſchaftlichen 
eben und dem Volksvermögen einen Dienſt leiſten, wenn 
man in die lange Dauer der Prozeſſe eingreife. Es er⸗ 
mangele eigentlich die Grundlage für eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht desjenigen, der ein Urteil des Oberlandesgerichts 
vollſtrecke, denn er dürfe ſich für vollberechtigt halten, das 
Urteil der zweiten Inſtanz zu vollſtrecken. Die Schadens— 
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erſatzprozeſſe wegen unberechtigter Zwangsvollſtreckung ſeien 
„ efährlich, man ſolle nicht die vielleicht ſehr 
erhebliche Ent 1 0 des Reichsgerichts, welche die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit der Oberlandesgerichtsurteile bringen werde, 
auf einem Umwege wieder aufheben. Nur für einzelne 
Fälle, in denen die Zwangsvollſtreckung zu ungewollten und 
übertriebenen Härten führen könne, müſſe man dem Reichs⸗ 
gericht die Möglichkeit geben, die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verfügen zu können. Dies würde am zweck⸗ 
mäßigſten durch eine geen e zu dem § 719 der 
Zivilprozeßordnung geſchehen. 
Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvorlage 
(Artikel III Nr. 21) mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen. 
Zu Artikel III Nr. 22 lag Antrag Nr. 7 der Druck⸗ 
ſachen vor: 
in § 719 der Zivilprozeßordnung folgenden Abſ. 2 
einzuſtellen: 
Wird Reviſion gegen ein für vorläufig voll⸗ 
nn erklärtes Urteil eingelegt, jo hat das 
eviſionsgericht auf Antrag die e 
einſtweilen ein „ wenn glaubhaft gemacht 
wird, daß die 90 ſtreckung einen nicht zu erſetzenden 
Nachteil bringen würde. N N 
Zur Begründung wurde angeführt: im allgemeinen 
dürfe man allerdings davon ausgehen, daß die Partei ſich 
egen Schäden, die ihr aus einer Vollſtreckung des Ober⸗ 
andesgerichtsurteils erwachſen könnten, durch entſprechende 
Anträge in der Berufungsinſtanz ſichern könne. Dieſe 
Möglichkeit gerlige jedoch nicht für alle Fälle, weil ſich häufig 
erſt nach Erlaß des Urteils zeigen werde, daß durch die ſo⸗ 
fortige Vollſtreckung des Urteils ein unerſetzlicher Nachteil 
entftehen könne. Für dieſe Fälle ſolle die beantragte Vor: 
ſchrift die erforderliche Abhilfe 5 
Die Regierungsvorlage und der Zuſatzantrag Nr. 7 der 
Druckſachen wurden angenommen. 
Ohne Debatte wurden die Artikel V, VI, VII der Vor⸗ 
lage angenommen. 


8. Weitere „kleine“ Entlaſtungsmittel. 


Nunmehr trat man in die Beratung derjenigen Vor⸗ 
ſchläge zur Entlaſtung des Reichsgerichts ein, die über die 
Vorlage der verbündeten Regierungen hinaus aus der Mitte 
der Kommiſſion gemacht worden waren. Es handelte ſich 
bei dieſen Vorſchlägen zum Teil darum, einzelne Reviſions⸗ 
gründe in Wegfall zu bringen, zum Teil darum, gewiſſen 

achen den Zugang zum Reichsgericht zu verſperren. 

Antrag Nr. 4 der Druckſachen: | 

70 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes Abſ. 3 erhält 
1 Faſſung: _ 

Der Landesgeſetzgebung bleibt überlaſſen, Ent- 
ſchädigungsanſprüche gegen den Staat wegen Ver⸗ 
fügungen der Verwaltungsbehörden, wegen Ver⸗ 
ſchuldung von Staatsbeamten und wegen Aufhebung 
von Privilegien, Anſprüche gegen Beamte wegen 
Überſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen 
pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlungen, 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes, 
den Landgerichten ausſchließlich zuzuweiſen. 

Der Antragſteller erklärte, daß er ſich eine Anregung 
zu eigen gemacht habe, die der Hamburger Rat Dr. Hart⸗ 
mann in einem Aufſatze in Nr. 23 der Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung von 1909 gegeben habe. Er gehe mit dem Ber: 
faſſer dieſes Aufſatzes davon aus, daß der eigentliche 
Wirkungskreis des Reichsgerichts ſich auf bürgerliche Rechts- 
treitigkeiten und Strafſachen beſchränken ſolle. Daneben 
pole as Reichsgericht für Fragen des Landesrechts nur 
unter beſonderen Vorausſetzungen zuſtändig ſein. Unter 
Beachtung dieſer beiden Grundſätze könnten der Entſcheidung 
des Reichsgerichts entzogen werden: 
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1. Streitigkeiten über landesrechtliche Stempel⸗ und 
ee 
2. Progeſſe üb der Beamten gegen den Staat und 
3. Prozeſſe über Verfügungen der landesſtaatlichen 
Verwaltungsbehörden. 

Im einzelnen verweiſe der Antragſteller auf die der 
Kommiſſion bekannten Darlegungen der Deutſchen Juriſten⸗ 
eitung und er bemerke zum Schluß, daß er ſich wohl 
darüber im klaren ſei, daß ſein Vorſchlag lediglich ein kleines 
Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts bedeute. 

Seitens des Reichs⸗Juſtizamts wurde die Ablehnung 
des Antrags befürwortet: Die Fälle, in denen das Reichs⸗ 
gericht gewiſſermaßen als oberſte Verwaltungsgerichtsbehörde 
entſcheide, ſeien ſehr ſelten und bedeuteten keine beſondere 
Belaſtung des Reichsgerichts. Zudem bedürfe man zu ihrer 
Beſeitigung der Zuſtimmung der einzelnen, von der Auf⸗ 
hebung betroffenen Bundesſtaaten. oweit es ſich ee 
um Anſprüche in betreff öffentlicher Abgaben handle, könne 
die Entſcheidung des Reichsgerichts als höchſte Inſtanz nicht 
entbehrt werden. Schon im Jahre 1905 bei der Beratung 
der Zivilprozeßnovelle habe man den gleichen Antrag geſtellt, 
er ſei jedoch zurückgezogen worden, weil man ſich damals 
überzeugt habe, daß die Möglichkeit einer Entſcheidung des 
Reichsgerichts in Stempelfragen im Intereſſe des Publikums 
liege. Die Erwägungen, die im Jahre 1905 gegen den 
Antrag geſprochen hätten, beſtänden auch jetzt noch fort. Man 
könne ebenſowenig wie damals auch heute von einem fis⸗ 
kaliſchen Steuerprivileg ſprechen, da zwei Drittel aller 
Reviſionen in a Sachen vom Publikum eingelegt würden. 
Es handle ſich hier ſehr oft um recht ſchwierige Fragen, 
deren Entſcheidung die Intereſſen der Steuerpflichtigen nicht 
minder berührten wie die des Staates. Jetzt beſtehe vielfach 
die Praxis, der Koſtenerſparnis wegen in dieſen Sachen 
einen geringfügigen Betrag in den Streit zu bringen. Würde 
für dieſe Prozeſſe der Zugang zum Reichs ericht von einer 
beſtimmten Reviſionsſumme abhängig N t, jo werde dieſe 
Erleichterung in Wegfall kommen. Endlich müſſe man in 
Betracht ziehen, daß es bei den engen Beziehungen zwiſchen 
Reichs⸗ und Landesſtempel die Rückſicht auf die Einheitlich⸗ 
keit auf dieſem Gebiete un erſcheinen laſſe, daß für die 
Landesſtempelſachen die letzte Inſtanz die gleiche ſei, wie bei 
den Reichsſtempelſachen. 

Darauf wurde der Antrag zurückgezogen. 

Ferner wurde der Antrag Nr. 5 Ziffer 4a und b geſtellt: 

in 8 547 
a) in Nummer 1 die Worte „die ſachliche Unzu— 
ſtändigkeit des Gerichts oder“ zu ſtreichen, 
b) Nummer 2 zu ſtreichen. 

a Begründung wurde auf die dem Reichstage vor: 
liegende Eingabe des Vorſtandes des deutſchen Anwaltvereins 
Bezug genommen. 

Seitens der verbündeten Regierungen wurden gegen den 
Antrag zu a Bedenken nicht erhoben; ein Regierungskommiſſar 
wies nur darauf hin, daß ein gleicher Vorſchlag bereits im 
Jahre 1905 in der Regierungsvorlage enthalten geweſen, 
vom Reichstage jedoch 0 worden ſei, weil man es in 
Anſehung der Zuſtändigkeit der a oder der Ge⸗ 
werbegerichte für ftreitig gehalten habe, ob es fich hier um 
Fragen der Unzuſtändigkeit des Gerichts oder der Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs handle. Was den Antrag zu b 
anlange, ſo ſei bereits bei der Beratung des Antrags Nr. 4 
der Druckſachen die Stellung der verbündeten Regierungen 
präziſiert, ſoweit Stempelſachen in Frage kämen. Auch gegen 
die Ausſcheidung der übrigen Anſprüche aus der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts erhöben ſich gewichtige Bedenken. Die 
Anſprüche der Beamten gegen den Staat aus ihrem Dienſt⸗ 
verhältnis habe man gerade unter den Schutz eines Gerichts⸗ 
hofs ſtellen wollen, der über den Gerichten der Einzelſtaaten 
ſtehe. 1 Erwägungen ſeien 1 eweſen, als 
man die Anſprüche gegen den Staat und die Beamten von 
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ſeiten der durch ein amtliches Vorgehen betroffenen Privat⸗ 
perſonen unter den reichsgeri lichen Schutz geſtellt habe. 
Alle dieſe Vorſchriften ſeien auf die beſtimmten ne 
des Reichstags u uführen, denen die Regierung ſchließlich 
nachgegeben habe. Vom Standpunkte der Regierung könne 
es aber ſchließlich der Erwägung der Kommiſſton überlaſſen 
bleiben, ob die geringe Entlaſtung des Reichsgerichts, welche 
durch den Antrag auf Streichung der Nr. 2 des 8 547 er: 
ſtrebt werde, ausreiche, um mit dem früher vom Reichstag 
vertretenen Standpunkt zu brechen. Es falle ferner unter 
den 8 547 Nr. 2 auch die Anfechtung von General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſen der Aktiengeſellſchaften und von 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung; dieſe für den 
„ r überaus wichtigen Materien auch nur in 
eſchränktem Umfange der Entſcheidung durch das Reichs⸗ 
gericht zu entziehen, np le ſich nicht. 

Auch einzelne Mitglieder der Kommiſſion . ſich 
gegen den Antrag 4b aus. Man wies insbeſondere auf die 
durch den jetzigen Rechtszuſtand gewährleiſtete größere 
Sicherheit des Publikums in ſeiner Stellung gegenüber den 
Behörden hin; die durch den Antrag bezweckte Entlaſtung 
des Reichsgerichts werde nicht groß ſein. 

Demgegenüber hielt der Antragſteller eine nachhaltige 
Entlaſtung des Reichsgerichts für wahrſcheinlich. 

on einem Kommiſſionsmitgliede wurden auch 
die Annahme des Antrages 4a Bedenken erhoben, weil die 
Frage über den Charakter der Einrede der ſachlichen 
Unzuſtändigkeit des Gerichts noch immer ſtreitig ſei. 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Nr. 5 Ziffer 4a 
angenommen, Ziffer 4b abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag (Nr. 5 Ziffer 5 der Druckſache 1) 
ging dahin: 

zu § 549 hinzuzufügen: 

Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß die Beeidigung von Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen ae ba bl lt oder unter: 
blieben ſei, oder darauf, daß das F 
das Vorliegen einer Klageänderung zu Unrecht 
angenommen hat. 


Der Antragſteller führte aus: Eine gewiſſe Entlaſtung 
des Reichsgerichts könne man auch 1 erzielen, daß man 
die Reviſionsgründe vermindere. Am eheſten ſei ein Verzicht 
auf die im Antrage ner Reviſionsgründe möglich, 
umal es ſchon 10 unzuläſſig ſei, die Reviſion darauf zu 
ſtützen, daß eine Klageänderung zu Unrecht verneint ſei. 

Die verbündeten Regierungen erklärten ſich mit dieſen 
Vorſchlägen einverſtanden. 

Ein Mitglied der Kommiſſion äußerte Bedenken gegen 
die Beſeitigung des im erſten Teile des Antrags bezeichneten 
Reviſionsgrundes und beantragte, die Abſtimmung über die 
beiden Teile des Antrags zu trennen. Die Frage könne 
unter Umſtänden von großer Bedeutung werden, wenn au 
Grund eines unbeeidigten dee e eine Tatſache falſch 
feſtgeſtellt ſei. Für die verletzte Partei werde es bei der 
Annahme des Antrags keine Möglichkeit mehr geben, ſolche 
Feſtſtellungen zu beſeitigen. 

Ein anderes Mitglied trug Bedenken gegen den zweiten 
Teil des Antrages, weil die Frage, ob eine Klageänderung 
gu Unrecht angenommen ſei, ſehr oft auf dem Rechtsgebiete 
iege. Die Beeidigung ſei im Fugen Nutze mehr tatſächlicher 
Natur, die man dem prozeſſualen Takte der Oberlandes⸗ 
gerichte überlaſſen könne. 

Von dritter Seite wurde dem widerſprochen, weil der 
Nachteil für die Partei, zu deren Ungunſten eine Klage⸗ 
änderung nn ſei, lediglich darin beſtehe, daß ſie 
noch einmal klagen müſſe. 

Dem wurde wiederum entgegengehalten, daß auch ein 
materieller Nachteil durch die Verjährung des Anſpruchs 
entſtehen könne. 


egen 


534 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— — mn 


Bei der Abſtimmung wurde der erſte Teil des Antrags 
Nr. 5 Ziffer 5 angenommen. Der zweite Teil (daß die 
Reviſion nicht darauf geſtützt werden könne, daß das Be⸗ 
rufungsgericht das Vorliegen einer Klageänderung zu Unrecht 
angenommen habe) wurde abgelehnt. 


Antrag Nr. 5 Ziffer 6 der Druckſachen: 
zu § 549 hinzuzufügen: 
„Die Reviſion kann nicht auf Verletzung auf⸗ 
gehobenen Landesrechts geſtützt werden.“ 

wurde von dem oe aus dem Geſichtspunkte gerecht⸗ 
fertigt, daß mit dem oberſten Zwecke des Reichsgerichts, für 
die Aufrechterhaltung und Förderung der Rechtseinheit zu 
ſorgen, die 0 einer Zuſtändigkeit auf dem Gebiete 
abgeſtorbenen Landesrechts wohl vereinbar ſei. 

Dieſem Vorſchlage wurde von mehreren Seiten bei⸗ 
getreten mit dem Bemerken, daß man dem nicht mehr geltenden 
Landesrechte auch das erledigte Reichsrecht gleichſtellen könne. 

Von anderer Seite wurde der Antrag bekämpft, weil 
ein Eingriff in den Wirkungskreis des Reichsgerichts nach 
dieſer Seite hin prinzipiell nicht wünſchenswert erſcheine. 
Der Antrag ſtehe auch im Widerſpruche mit der Auffaſſung, 
daß die Reviſionsinſtanz eine dritte Inſtanz ſei, die nicht 
nur eisen pol formulieren, ſondern lebendig in das Leben 
eingreifen ſolle. 

Antrag Nr. 5 Ziffer 6 wurde hierauf abgelehnt. 


a wurde noch beantragt (Nr. 5 Ziffer 7 der 
Druckſachen): 
den § 9a des 5 als 8 9a in 
die Zivilprozeßordnung aufzunehmen. 

Ausgeführt wurde: Es ſei nicht einzuſehen, weshalb für 
die Bemeſſung der Gerichtskoſten in den in § 9a benannten 

ällen die Höhe des Streitwerts andere Bedeutung haben 
olle, als für die Zivilprozeßordnung und damit für die 

eviſionsſumme. Man werde eine nicht unerhebliche Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts 5 wenn man den Streit⸗ 
wert bei Mietverträgen und wiederkehrenden Leiſtungen nur 
nach ſe. einjährigen bezw. fünfjährigen Wert der Leiſtungen 
bemeſſe. 

Von ſeiten der verbündeten Regierungen wurde der 
Vorſchlag als nicht ganz unbedenklich bezeichnet. Den 8 9a 
des Gerichts ko A 185 man nur mit Rückſicht auf 
die Koſtenberechnung geſchaffen, um nicht die Rechtsſuchenden 
mit allzu hohen Kosten zu belaſten. Man habe aber ſeinerzeit 
Abſtand davon genommen, die Zivilprozeßordnung zu ändern, 
weil man gerade dieſen Anſprüchen den Sugar zu den 
höheren Gerichten 115 beſchränken wollte. Unter die Be⸗ 
timmung des 8 ga falle ein großer Teil der Haftpflicht⸗ 
treitigkeiten, für die mit der Annahme des Antrags die 

köglichkeit einer Entſcheidung des Reichsgerichts genommen 
werde. Das Reichsgericht babe aber gerade auf dieſem 
Gebiete eine außerordentlich ſanne Täg und für die Fort⸗ 
entwicklung des Rechts bedeutſame Tätigkeit entfaltet. 

Der Antrag wurde daraufhin abgelehnt. 


Im Anſchluß an die Vorſchläge des Anwaltvereins, 
deſſen Bereitwilligkeit, der Entlaſtung des 5 
beizutragen, betont werden ſolle, war endlich der Antrag 
Nr. 5 Ziffer 8 der Druckſachen geſtellt: 

zu 8 566 hinzuzuſetzen: 
„wenn beim bleiben des Reviſionsbeklagten die 
Sache verhandelt wird, iſt der Einſpruch gegen 
das Urteil des Reichsgerichts ausgeſchloſſen.“ 

Von einer Seite wurde dieſem Vorſchlage keine er— 
hebliche Wirkung für die Entlaſtung beigemeſſen. Der Fall, 
daß der Vorſchlag praktiſch werden könne, ſei überhaupt nur 


denkbar, wenn die Partei aus Unkenntnis es unterlaſſen 


habe, einen Anwalt zu beſtellen; dann bedeute es aber eine 
Unbilligkeit, wenn man dem Reviſionsbeklagten ſeine Aus⸗ 
ſührungen auf dieſe Weiſe abſchneiden wolle. 


N 10. 1910. 


Andere Kommiſſionsmitglieder wieſen jedoch darauf hin, 
daß beim Reichsgericht auch im Verſäumnisverfahren der 
Streitſtoff erſchöpfend geprüft werde. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 


III. Zuläſſigäeit der > der Aeviſion durch 
Beſchlu 


Die Haan ale e ſieht in §S 554c die Möglichkeit 
vor, die Reviſion nn eſchluß zurückzuweiſen, wenn das 
Gericht ſie ung ür unbegründet erachtet. 

Ein Regierungskommiſſar begründete den Vorſchlag in 
folgender Weiſe: 

Wenn in 8 554 vorgeſchlagen wird, dem Reichsgericht 
die Befugnis zu geben, eine Reviſion ohne mündliche Ver⸗ 
handlung zurückzuweiſen, wenn es einſtimmig die Reviſion 
für unbegründet erachtet, ſo beruht dieſer Vorſchlag in keiner 
Weiſe auf einer 1 durch Ausſe der mündlichen Verhandlung, 
vielmehr will er durch Ausſcheidung derjenigen Reviſionen, 
die die ee einer mündlichen Verhandlung nicht verdienen, 
die mündliche Verhandlung der übrigen fördern. Es gibt 
eine große Zahl von Reviſſonen, die nach Anſicht des Senats 
weifellos unbegründet ſind. Hier bedarf es keiner mündlichen 
Verhandlung. Reviſionen dieſer Art 0 mit ſo wenig 
Aufwand an Zeit und Kraft als möglich erledigt werden. 
Auch der unterliegende A hat Vorteil von der 
Erledigung me mündliche Verhandlung, da er hierdurch 
erheblich an Gerichts⸗ und ee ſpart. Nach be: 
ſtehendem Recht müſſen für alle Reviſionen, die nicht als 
unzuläſſig verworfen werden, Verhandlungstermine angejett 
werden. Dies hat zur Folge, daß eine erhebliche Zahl von 
Reviſionen auf einen Tag anberaumt werden müſſen und 
daß trotzdem die Termine weit hinausgerückt werden müſſen, 
Iſt der Senat in der Lage, Reviſionen, bei denen er eine 
mündliche Verhandlung nicht für angezeigt erachtet, ohne eine 
ſolche zu erledigen, 0 können die Termine kürzer angeſetzt 
werden, und es wird mehr Muße für eine mündliche Ver⸗ 
handlung derjenigen Reviſionen gewonnen, deren Erörterungen 
in Rede und Gegenrede nützlich iſt. 

So gewiß es richtig il, daß bei vielen Reviſionen die 
mündliche Erörterung durch die Anwälte beider Parteien 
5 iſt, als der Vortrag des Akteninhalts durch die Bericht⸗ 
erſtatter, ebenſo ſicher it es aber, daß bei derjenigen Art 
von Reviſionen, welche § 554 allein im Auge hat, die 
Arbeitslaſt des Senats durch den Wegfall der mündlichen 
e erleichtert wird, ohne daß die Güte der Ent: 
ba ung darunter litte. Wie ſehr die Entſcheidung des 

eviſionsgerichts ohne mündliche nn die raſche 
Erledigung der Geſchäfte begünſtigt, beweiſt das Beiſpiel 
des öſterreichiſchen oberſten Geri 0 deſſen Räte infolge 
des Wegfalls der mündlichen Verhandlung imſtande ſind, 
eine ſehr viel N Zahl von Sachen zu bearbeiten als 
die Räte des Reichsgerichts. Es iſt die Beſorgnis geäußert 
worden, daß der Vorſchlag des Entwurfs nlolern 8 zu 
einer Belaſtung des Reichsgerichts führen werde, als häufig 
ſich erſt am Schluſſe der Beratung die Notwendigkeit ergeben 
werde, eine mündliche Verhandlung der Sache anzuordnen. 
Dieſe Beſorgnis entbehrt der Begründung. Nur wenn Vor⸗ 
ſitzender und Berichterſtatter übereinſtimmend der Anſicht ſind, 
daß eine Sache ſich zur Erledigung nach § 554 C eigne, 
kommt ſie zum Vortrag in der beratenden Sitzung, ſonſt wird 
gleich ein Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt. 
Die Fälle, in denen ſich beide in ihrer Anſicht über die vor⸗ 
ausſichtliche Stellungnahme des Senats irren, werden aller 
Wahrſcheinlichkeit nach ſehr ſelten ſein. Hierfür ſprechen auch 
Erfahrungen, die man beim Preußiſchen Oberverwaltungs 
gericht gemacht hat, wo Fälle, in denen gegen die Anſicht 
des Vorſitzenden und des Berichterſtattters die mündliche 
Verhandlung für erforderlich erachtet wird, ſo gut wie gar 
nicht vorkommen. 


39. Jahrgang. 


Die Kommiſſion ſah ſich jedoch nicht in der Lage, dieſen 
Ausführungen beizutreten und erblickte in dem e einen 
Einbruch in das Prinzip der Mündlichkeit, der ſchlechterdings 
nicht angängig ſei. 

Ein Mitglied meinte: Das Beſchlußverfahren laufe im 
Grunde auf eine Bekanntgabe der Auffaſfung des Referenten 
und Präſidenten hinaus, der ja in den meiſten Fällen die 
Mitglieder des Senats beipflichten würden. Gerade durch 
den mündlichen Vortrag der Anwälte werde aber ſehr oft die 
Rechts⸗ und Sachlage in ein anderes Licht gerückt. Zudem 
werde ſich eine Verſchiedenheit in der Handhabung des Beſchluß⸗ 
verfahrens in den einzelnen Senaten geltend machen und zwar 
nicht nur zum Nachteil für die Parteien, 1 auch zum 
Nachteil der Rechtsentwicklung. Eine Parallele mit dem öſter⸗ 
reichiſchen Rechtsmittelverfahren ſei nicht möglich. Denn in 
Oſterreich bedeute ſchon die Berufung eine Reviſion und die 
Entſcheidung des oberſten Gerichts habe lediglich den 
Charakter einer Superreviſion. 

Von anderer Seite wurde eine ſtarke Belaſtung des 
Reichsgerichts durch den ale der Regierung befürchtet 
da Reviſionen in größerer Zahl auch in uh Sachen 
eingelegt werden würden, um dre Beruhigung der Partei 
wenigſtens einen Beſchluß des Reichsgerichts zu erhalten. 
Auch zwinge die Gefahr, daß die Reviſion eventuell ohne 
mündliche Behandlung verabſchiedet werden könne, den Anwalt 
u immer ausführlicheren Begründungsſchriftſätzen, mit denen 
ſich dann die Beſchlüſſe abfinden müßten. Es ſei unerwünſcht, 
daß die bei der Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht zurzeit 
beſtehende Tendenz abgeſchwächt werde, Sachen, die bereits 
entſchieden ſeien, oder in denen die Reviſion offenbar un⸗ 
begründet ſei, vor dem Senate nicht zu vertreten und ſo vom 
Reichsgericht fernzuhalten. Es werde auch dadurch die Arbeits⸗ 
laft leicht vermehrt werden, daß bei dem Nichtzuſtande⸗ 
kommen eines e Beſchluſſes, was gar nicht ſelten 
eintreten werde, die Sache doch noch zur mündlichen Ver⸗ 
handlung verwieſen werden müſſe. 

§ 554 der Vorlage wurde einſtimmig abgelehnt. 


IV. Difformitätsprinzip. 


Man trat nunmehr in die Beratung der zurückgeſtellten 

Vorſchriften über die Vorlage betreffend das Difformitäts⸗ 

rinzip Art. III Nr. 4 Abſ. 2, Nr. 5b 2, Nr. 6 (8 554 b), 
Nr. 7—9 ein. 

Die Kommiſſion beſchloß, zunächſt in eine Generaldebatte 
einzutreten, um ein Geſamtbild über die Stimmung der 
Kommiſſion zu gewinnen. 

Einleitend legte der Herr Staatsſekretär des Reichs— 
Juſtizamts dar, in welchem Umfange zurzeit eine Belaſtung 
des Reichsgerichts beſtehe. Er nahm Be ug auf das der 
Kommiſſion nachträglich in Druckſache Nr. 1 überreichte 
tatiſtiſche Material und führte aus: Ende Dezember 1909 
eien 3084, Ende März 1910 bereits 3241 unerledigte Revi⸗ 
ionen vorhanden geweſen. Dieſe Zahl werde ſich dauernd 
vermehren, ſelbſt wenn man annehme, daß die jährliche 
Vermehrung der Reviſionen nicht mehr als 250 pro Jahr 
betragen werde. Seit dem Jahre 1900 zeige ſich eine be⸗ 
ſtändige Aufwärtsbewegung und zwar in jeder einzelnen 
Wertſtufe um etwa 100 bis 130 Prozent. Man dürfe im 
Intereſſe einer ordnungsgemäßen Erledigung der Geſchäfte 
mit einer Reform jetzt nicht mehr zurückhalten. Einerſeits 
inüffe man dafür ſorgen, daß wieder normale Verhältniſſe 
geſchaffen würden, und dann weiter verhüten, daß ein der⸗ 
artiger Zuſtand wieder eintreten könne. Nachdem die Novelle 
des Jahres 1905 die erhoffte Wirkung nicht geseitigt habe, 
et man jetzt zu einem Mittel greifen, das bis zur 
Reform der Zivilprozeßordnung ausreichend ſei. Jede 
Novelle trage in die Kreiſe des rechtſuchenden Publikums 
und der Rechtsanwälte eine ſtarke Beunruhigung, die un⸗ 
bedingt vermieden werden müſſe. Die Abhilfe könne ein— 
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mal beſtehen in der Vermehrung der Senate. Allein dieſer 
könne er nicht zuſtimmen. Nachdem dit verbündeten Re⸗ 
ierungen ſich früher durchaus ablehnend verhalten hätten 
fei eine Anderung ihrer u c in nicht zu erwarten. Au 

im Reichstage habe man ſich im Jahre 1905 gegen dieſes 
Mittel ausgeſprochen. Er perſönlich könne den von der 
Reichsregierung früher vertretenen Standpunkt nur teilen 
und ſei überzeugt, daß es ſachlich falſch ſein würde, die 
ar der Senate zu vermehren. Auch das Reichsgericht 
abe, ſo wie früher, auch neuerdings dieſen Standpunkt ver⸗ 
treten. Daher müſſe man den 5 der Sachen zum 
Reichsgericht erſchweren. 15 ebe es nur zwei Mittel: 
entweder die Erhöhung der Reviſionsſumme oder das 
Difformitätsprinzip. Die Regierung habe mit Rückſicht auf 
die frühere Stellungnahme des Reichstags es 5 ür an⸗ 
ezeigt gehalten, ihre eits eine Erhöhung der Reviſions⸗ 
one vorzuschlagen, und 99 zum Difformitätsprinzip ge⸗ 
griffen, das eine Ben e Entlaſtung des Reichsgerichts 
ermögliche. Von der Ausführung des in der fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Preſſe mehrfach i Gedankens, wie 
im Jahre 1879 Hilfsſenate zu bilden, werde PR fein. 
Damals habe es ſich um eine große Anzahl von Prozeſſen 
ehandelt, die bisher bei den oberſten Landesgerichten an⸗ 
hängig geweſen ſeien und wegen des Wegfalls dieſer Ge⸗ 
richte an das Reichsgericht hätten geleitet werden le 
Dieſe Sachen Is von den Richtern der früheren oberſten 
Landesgerichte bearbeitet worden; dieſe hätten jedoch nur in 
einem loſen Zuſammenhange mit dem Reichs en Pl ge⸗ 
ſtanden, was auch daraus hervorgehe, daß ſie an den Plenar⸗ 
beratungen nicht teilgenommen hätten. 

miele Ausführungen wurden von einem Regierungs- 
kommiſſar durch den Hinweis darauf ergänzt: Man dürſe 
über dem Vorteil, den das Beſtehen einer dritten Inſtanz 
für die Entſcheidung der Rechtsſtreitigkeiten habe, nicht die 
Kehrſeite vergeſſen, den das erfolglos eingelegte Rechtsmittel 
für die unterliegende Partei bedeute. Nach einer Berechnung, 
die angeſtellt worden ſei, beliefen ſich die Koſten, die an 
Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren für erfolgloſe Reviſionen 
jährlich aufgewendet würden, auf ungefähr 2 Millionen 
Mark. Wenn man hiervon ausgehe und weiter berückſichtige, 
daß im Durchſchnitte nur der achte Teil aller Reviſionen 
von Erfolg begleitet ſei, und daß wiederum ein größerer 
Prozentſatz der erfolgreichen Reviſionen auf die Sachen ent⸗ 
falle, in denen die beiden Vorinſtanzen difform entſchieden 
hätten, könne man dem Vorſchlage des Entwurfs die Be⸗ 
rechtigung nicht abſprechen. 

Aus der Mitte der Kommiſſion teilte man die Auf⸗ 
faſſung, daß eine alsbaldige nachhaltig wirkende Entlaſtung 
des on: not tue. Bei der ſich anſchließenden aus: 
führlichen Ausſprache, in der man mit Rückſicht auf die 
ausgedehnte publiziſtiſche Behandlung in der Preſſe und in 
der Fachliteratur von einer Erörterung der einzelnen Be⸗ 
denken gegen das e bſtand nahm, ergab 
ſich Abereinſtimmung darüber, daß das Difformitätsprinzip 
in der Form des Entwurfs keine geeignete Grundlage für 
eine Entlaſtung des Reichsgerichts bilden könne. Jus 
beſondere von einem Mitgliede wurde im Anſchluß an den 
in der len au vom 15. April 1910 er: 
ſchienenen Aufſatz des Rechtsanwalts Breit darauf hin: 
gewieſen, Bar das Difformitätsprinzip des Entwurfs eher 
1 einer Belaſtung des Reichsgerichts führen würde. So- 
ange das Geſetz, was in der Regierungsvorlage nicht der 
Fall ſei, nicht unbedingte Klarheit darüber ſchaffe, ob etwa 
bei ſonſt übereinſtimmender Entſcheidung in der Hauptſache 
eine Differenz im Zinſen⸗ oder Koſtenpuntte, das An⸗ 
erkenntnis oder die Zahlung eines geringfügigen Betrags in 
der 77 Inſtanz, 1 ſchaffe werde ſich eine, 
das Reichsgericht erheblich belaſtende, unfruchtbare Recht⸗ 
ſprechung über dieſe Frage entwickeln. Wirkliche Abhilfe 
werde man nur ſchaſſen, wenn man einmal das Difformitäts⸗ 
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prinzip mit einer Erhöhung der Reviſionsſumme verbinde 
und andererſeits bei im übrigen konformen Urteilen die 
Reviſion nur zulaſſe, wenn die Entſcheidung bezüglich des 
difformen Teils des Urteils den Betrag der cen nene 
erreiche. Man ſolle ferner in Fällen, in denen es ſich um 
Rechtsfragen handle, die für die Fortentwicklung des Rechtes 
ein beſonderes Intereſſe böten, den Oberlandesgerichten die 
Möglichkeit eröffnen, die Entſcheidung des Reichsgerichts 
herbeizuführen. Dementſprechend wurde der Antrag Nr. 9 
der Druckſachen geſtellt: 

1. unter Ablehnung des § 549 Abſ. 3, $ 554 Abſ. 3 
Nr. 2c, 8 554b und $ 559 der Vorlage an die Stelle 
des § 546 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung folgende 
Porſchriften zu ſetzen: 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche wird die Zuläſſigkeit der Reviſion durch 
einen den Betrag von 5000 / überſteigenden Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes bedingt. Es genügt 
jedoch ein Wert des Beſchwerdegegenſtandes von 
mehr als 2500 &, ſofern der Reviſionskläger durch 
eine in der Berufun ae erfolgte Abanderung 
einer der Rechtskraft ähigen Entſcheidung des 
Landgerichts in dieſer Höhe beſchwert iſt. 

2. den § 554 b der Vorlage abzulehnen; 

3. in dem Art. III Ziffer 8 der Vorlage die Worte 
„SS 554 a, 554 b, 5540“ durch die Worte „des § 554 a“ 
zu erſetzen. 

Ferner wurde geſtellt Antrag Nr. 10 der Druckſachen: 
hinter $ 546 folgenden § 546 a einzuſtellen: 
9.546a. 

Das Berufungsgericht kann in dem Urteile die 
Reviſion für zu äßſg erklären, wenn es die An⸗ 
rufung des Reichsgerichts für die Einheit oder 
Fortentwicklung des Rechtes als förderlich erachtet. 

n dieſem Falle iſt die Reviſion ſtets zuläſſig, 
wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes den 
Betrag von 2500 & überſteigt. 


Der aan vertrat weiter die Auffaſſung, daß 
durch die vorgeſchlagenen Maßnahmen zwar der G 
neuer Sachen zum Reichsgericht vermindert, dagegen die 
Aufarbeitung der vorhandenen Reſte nicht gefördert werden 
würde. Gerade in dieſem Punkte ſei jedoch ſofortige Ab⸗ 
hilfe nötig, die nur durch die Einberufung von 19 äften 
getroffen werden könne. Dieſes Ziel verfolge der Antrag 
Nr. 8 der Druckſachen: 

dem Geſetze, betreffend die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 

gerichts, als Artikel XII hinzuzufügen: 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, auf die Zeit 
bis 31. Dezember 1913 Hilfsrichter aus der Zahl 
der Mitglieder der Oberlandesgerichte und Land⸗ 

erichte zum Zwecke der Beſchäftigung bei den 

Jiwilſenaten des Reichsgerichts . mit 

der Maßgabe, daß der ig it, er Beſtellung 

zum Hilfsrichter unzuläſſig iſt, ſowie die hierzu 
erforderlichen Mittel in den Etat einzuſtellen. 

Dieſer . im Verlaufe der Verhandlung 

durch den Antrag Nr. 15 der Druckſachen 
dem (gelte betreffend die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts als Artikel XII hinzuzufügen: 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, für die 155 
bis längſtens zum 31. Dezember 1913 9 ter 
aus der Zahl der Mitglieder der Oberlandesgerichte 
zum Zwecke der Erledigung der Geſchäfte der 
Ziwilſenate einzuberufen, ſowie die hierzu erforder⸗ 
lichen Mittel in den Etat einzuſtellen. Die Ab⸗ 
ordnung eines jeden N iſt bis zu dem 
Zeitpunkte unwiderruflich, in welchem die Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Tätigkeit nicht mehr erforderlich iſt, 


erſetzt. 
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Nachdem ſich Di durch weitere Ausſprache ergeben 

hatte, daß für das Di Bl weder in der bon der 

Regierung vorgeſchlagenen, noch in der abgeänderten Form 

eine Mehrheit zu finden ſein würde, taucht der Gedanke auf, 

die nötige Abhilfe durch die Erhöhung der Reviſions— 
ſumme au ſchaffen. Man ging vor allem davon aus, daß 
die ne prozeßordnung von vornherein dieſen Weg vor⸗ 
gezeichnet habe, und daß es nur einer organiſchen Weiter⸗ 
entwicklung des Gedankens, die Zuläſſigkeit der Reviſion von 
einer beſtimmten Summe el zu machen, bedeute, wenn 
man die Reviſionsſumme abermals heraufſetze. Die Durch: 
führung dieſes Gedankens bezweckt der Antrag: 

in dem Antrag Nr. 9 Ziffer 1 den zweiten Satz 

des § 546 Abf. 1 zu ſtreichen 

und ferner der Antrag Nr. 12 der Druckſachen: 

für den Fall der Ablehnung des Antrags auf 
Nr. 9 der Kommiſſions-Drlückſachen Abſ. 1 in 
§ 546 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung die Worte 
„zweitauſendfünfhundert“ zu ändern in „vier⸗ 
tauſend !. 

Von anderer Seite wurde als das allein geeignete 
Mittel zur ü des Reichsgerichts die Bildung neuer 
Senate empfohlen. Der Vermehrung der Bevölkerung des 
Deutſchen Reichs und dem großen Aufſchwung im wirtſchaft⸗ 
lichen Leben entſpreche eine geſteigerte Arbeitslaſt bei dem 
höchſten Gerichte, der man naturgemäß durch eine Vermehrung 
der Arbeitskräfte begegnen muͤſſe. Durch die abermalige 
Erhöhung der Reviſtonsſumme werde das Reichsgericht 
B zu einem Gerichtshofe für die Reichen gemacht. 

ies 1 15 dem Geiſte einer Zeit, deren Geſetzgebung 
auf allen Gebieten bemüht ſei, den ärmeren Klaſſen der 

Bevölkerung, dem Arbeiterſtande, dem Handwerkerſtande, 

dem kleinen und mittleren Bauern⸗ und Bürgerſtande auf⸗ 

1 1 59 Es könne nicht beſtritten werden, daß ein Rechts⸗ 

anſpruch begründetere Ausſicht auf richtige Entſcheidung bei 

drei als bei zwei Inſtanzen habe; dann werde durch eine 
höhere Reviſionsſumme den ärmeren Klaſſen tatſächlich eine 
minderwertige Rechtspflege geboten als den Reichen. Man 

105 zudem nicht in der Lage, eine größere Anzahl von Rechts⸗ 

en über kleinere Objekte dem Reichsgericht zu 

entziehen, ohne die Rechtseinheit zu gefährden. 

Eine vermittelnde Stellung nahm ein der Antrag Nr. 14 
der Druckſachen: 

1. in f 546 Zivilprozeßordnung die Worte „zweitauſend⸗ 

fün „ zu erſetzen durch „biertaufend“; 
2. als Artikel XII in die Vorlage aufzunehmen: 
Der Reichskanzler wird ermächtigt: 
a) die Mittel für einen weiteren Senatspräſidenten 
und ſechs weitere Reichsgerichtsräte für die 
Zeit vom 16. September 1910 ab in den Etat 
einzuſtellen, 

b) AR die Zeit bis zum 31. Dezember 1913 ilfs⸗ 
richter aus der Zahl der Mitglieder der Ober⸗ 
landesgerichte zum Zwecke der Beſchäftigung 
bei den Zivilſenaten des Reichsgerichts einzu⸗ 
berufen mit der Maßgabe, daß die Beſtellun 
zum Hilfsrichter, ſolange das Bedürfnis, durch 
das ſie veranlaßt wurde, fortdauert, nicht 
widerrufen werden darf, ſowie die hierzu er⸗ 
forderlichen Mittel in den Etat einzuſtellen. 

Zur Begründung wurde ausgeführt: man werde im 
neu um jo eher eine Mehrheit für etwaige Beſchlüſſe 
der Kommiſſion finden können, je einhelliger dieſe gefaßt ſeien. 
Zu dieſem Zwecke müſſe man ſich aber auf halbem Wege 
entgegenkommen und den Mitgliedern der Kommiſſion, die 
eine Reform nur durch die Vermehrung der Senate für 
möglich hielten, die Zuſtimmung zu dem Vorſchlag der Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme durch Entgegenkommen erleichtern. 

Dieſen Anträgen gegenüber nahm 15 Staatsſekretär 
in folgender Weile 


tellung: Mit der Einberufung von 


39. Jahrgang. 


Hilfskräften zur Aufarbeitung der noch unerledigten Sachen 
wolle er ſich einverſtanden erklären. Er müſſe ſich jedoch 
vorbehalten, in welcher Weiſe er von der ihm erteilten Er— 
mächtigung Gebrauch machen wolle. Was die Bildung eines 
neuen Senats anlange, ſo könne er ohne vorhergehende Er— 
örterung im Bundesrat eine bindende Erklärung nicht 
abgeben. Seine perſönliche Stellungnahme in dieſem Punkte, 
die ſich mit der der verbündeten Regierung decke, habe er 
bereits präziſiert, und dabei dargelegt, daß er perſönlich nicht 
gewillt ſei, wieder mit einer Entlaſtungsvorlage wie der 
egenwärtigen an den Reichstag heranzutreten. Unter der 
Boran e g daß jetzt die Bedingungen zu einer aus⸗ 
reichenden Entlaſtung geſchaffen würden, ſei er bereit zu 
erklären, daß er perſönlich im Bundesrate für eine Ver⸗ 
mehrung der Arbeitskräfte des Reichsgerichts wirken werde, 
wenn ſich bis zur allgemeinen Reform der Zivilprozeßordnung 
eine abermalige Mberlajtung des le herausſtellen 
ſollte. Er bitte jedoch, von der alsbaldigen Bildung eines 
neuen Senats abzuſehen. Durch die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme und die Einberufung der Hilfskräfte werde eine aus⸗ 
reichende Entlaſtung des Reichsgerichts eintreten, ſo daß die 
Ochaffeng eines neuen Senats ſich Ak erübrige. Die 
Bildung dieſes Senats ſei auch mit N ichen Schwierig⸗ 
keiten verknüpft, da dann eine vollſtändige Neuverteilung 
ſowohl der ichter des Reichsgerichts als auch der vor⸗ 
handenen Prozeßſachen unter acht Senate vorgenommen 
werden müſſe. 

Auch ein Mitglied der Kommiſſion ſprach ſich gegen die 
Errichtung eines neuen Senats aus. Die Vergrößerung der 
Zahl der Mitglieder des Reichsgerichts habe eine Grenze, 
die durch die Beſtimmung des oberſten Gerichtshofs, für die 
einheitliche Fortbildung des Rechts zu ſorgen, gezogen werde. 
Je kleiner der Kreis und je enger die erfönliche Fühlung 
der an der Rechtſprechung beteiligten Richter ſei, deſto beſſer 
und fruchtbringender werde die Rechtfprechung ſein. Eine 
Zuweiſung beſtimmter Materien an die einzelnen Senate ſei 
ja elfe iſoliere aber die Senate nicht ganz, da ein und 
dieſelbe Rechtsfrage auf den verſchiedenſten Gebieten wieder⸗ 
kehren könne. Jeder neue Senat vermehre aber auch die 
Gefahr, daß zwei Senate gleichzeitig widerſprechende Er⸗ 
kenntniſſe in ein und derſelben Frage an sich Nach den 
Entſcheidungen des Reichsgerichts richte man ſich im Geſchäfts⸗ 
leben, und die Sicherheit des 8 und wichtige Inter⸗ 
eſſen ſeien durch die Zwieſpältigkeit der Rechtſprechung einer 
erheblichen Gefährdung ausgeſetzt. Die Möglichkeit, durch 
das Plenum eine endgültige Entſcheidung der ſtreitig ge⸗ 
wordenen Rechtsfragen zu erreichen, habe ihre Grenze an 
der Zahl der beteiligten Mitglieder. Schon jetzt ſei der 
Perſonalbeſtand eigentlich zu groß, um Entſcheidungen zu er— 
zielen, die auf der Durchdringung der Materie durch jedes 
einzelne Mitglied des Plenums beruhen. Bei weiterer Er⸗ 
1 0 der Zahl der Senate werde das Reichsgericht 
ſchließlich in ſo viele Einzelgerichte, als es Zivilſenate habe, 
. und damit an Anſehen und Wert erhebliche Ein⸗ 
uße erleiden. 

Ein anderes Mitglied der Kommiſſion zog aus den 
Darlegungen des Herrn Staatsſekretärs den Schluß, daß 
der Staatsſekretär die puzichung von Hilfsrichtern zur Auf- 
arbeitung der Reſte akzeptiere, daß er bei Nichtzureichen 
dieſer Verbeſſerung der Errichtung eines neuen Senats nicht 
prinzipiell ablehnend gegenüberſtehe und daß bei Gewährung 
dieſer beiden Mittel die Notlage des Reichsgerichts für 
längere Zeit behoben wäre. Es könnte und ſollte ſonach 
davon Abſtand genommen werden, durch gleichzeitige Er— 


höhung der Reviſionsſumme für weite Kreiſe des Volkes 
eine Verringerung der Rechtswohltat der Reviſion herbei⸗ 
zuführen. 


Die N 1 ſich ſodann auf die Frage, 
wie hoch man die Reviſionsſumme bemeſſen müſſe, um zu 
einer ausreichenden Entlaſtung des Reichsgerichts zu ge— 
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langen. Von dem Reichsjuſtizamt war an der Hand der 
Statiſtik eine Zuſammenſtellung darüber angefertigt worden, 
welche Wirkungen unter Zugrundelegung der Zahlen des 
Geſchäftsjahres 1909 und einer jährlichen Steigerung der 
Zahl der Reviſionen um etwa 250 die einzelnen im Laufe 
der Verhandlungen gemachten Vorſchläge vorausſichtlich in 
bezug auf den beabſichtigten Erfolg haben würden. Das 
Ergebnis iſt aus der Druckſache Nr. 11 in Anlage 3 er⸗ 
ſichtlich. Der Erläuterung der Zuſammenſtellung wurde 
von einem Regierungskommiſſare hinzugefügt, daß bei einer 
Hinaufſetzun 155 Reviſionsſumme auf 5000 & der Jahres⸗ 
eingang im Jahre 1913 ſich auf etwa 3564 Reviſionen be⸗ 
laufen würde, während 7 Senate ungefähr 4150 Reviſionen 
jährlich erledigen könnten. Im Jahre 1916, jedenfalls aber 
1917 würde alsdann die Zahl der Eingänge die Zahl der⸗ 
jenigen Sachen ſchon wieder überſteigen, die vom Reichs⸗ 
gericht in ſeiner jetzigen e mit 7 Senaten erledigt 
werden könnten. Zu einem gleichen Ergebniſſe würde man 
etwa gelangen, wenn man die Reviſtonsfimmme auf 4000 4 
erhöhe und einen neuen Senat bilde. 

Irn Anſchluß an dieſe Darlegungen wurde von 5 
Mitgliedern der Kommiſſion betont: es unterliege keinem 
Zweifel, daß es auf die Dauer bei der legen eſtaltung 
des Rechtsmittels nicht bewenden könne. Der gegn Zivil⸗ 
prozeß müſſe revidiert, und die Reviſion dem Vorbilde einer 
Kafſation genähert werden. Die Statiſtik des Reichsjuſtiz⸗ 
amts weiſe auf die Notwendigkeit hin, alsbald in eine 
Reform nach dieſer Richtung einzutreten. Hierdurch werde 
man 9 90 nicht der Verpflichtung enthoben, für eine augen⸗ 
blickliche Entlaſtung des Reichsgerichts zu c en. Man 
ſolle energiſch zugreifen und Bedingungen geen unter 
denen das Reichsgericht aller Vorausſicht Auß bis zu einer 
1 der Zivilprozeßordnung ſeine Aufgabe erfüllen 
könne. Dies würde aber nur dann der fe ſein, wenn 
man die Reviſionsſumme auf 5000 & heraufſetze. Von der 
Schaffung eines neuen Senats werde man abſehen können 
mit Nückiicht darauf, daß der Staatsſekretär des Reichs⸗ 
juſtizamts erklärt habe, er werde vor der allgemeinen Re⸗ 
viſion der Zivilprozeßordnung an den Reichstag mit einer 
gleichartigen oder ähnlichen Vorlage, wie der gegenwärtigen, 
nicht herantreten, ſondern einer etwa ſich zeigenden Über- 
9 durch Bildung neuer Senate zu ſteuern ſuchen. 

on anderer Seite wurde an dem Standpunkt feſt⸗ 
ehalten, daß man ſich mit der Erhöhung der Reviſions⸗ 
me und zwar auf höchſtens 4000 & nur befreunden 
könne, wenn zugleich die ſofortige Einrichtung eines neuen 
Senats gewährleiſtet werde. Der Wert eines neuen Senats 
werde neben ſeiner Bedeutung für eine ſchnelle Beſeitigung 
der Reſte auch darin beſtehen, daß er zu einer Verringerung 
der zwiſchen dem Eingang der Reviſionsbegründung und dem 
Verhandlungstermine liegenden Friſt beitragen werde. 

Darauf wurde die Generaldebatte geſchloſſen 

Von einer Spezialdebatte über das von der Regie- 
rung vorgeſchlagene Difformitätsprinzip und die infolge 
der etwaigen Annahme des Prinzips notwendig werdenden 
Anderungen der Zwilprozeßordnung nahm man Abſtand. 

Bei der Abſtimmung wurden Artikel III Ziffer 4 Abi. 2, 
Silfer 5b 2c, Ziffer 6 ($ 554 b), Ziffer 7 bis 9 abgelehnt, 
und zwar einſtimmig. 

uch die Anträge Nr. 9 und 10 der Druckſachen, be⸗ 
treffend die Verbindung des Difformitätsprinzips mit einer 
Erhöhung der Reviſionsſumme, wurden abgelehnt. 

Ebenſo wurde der Antrag, die Reviſionsſumme auf 
5000 zu erhöhen, Aer e mit 12 gegen 9 Stimmen. 

Die Abſtimmung über den Antrag Nr. 12 und den 
Antrag Nr. 14 Ziffer 1 der Druckſachen wurde verbunden, 
da ſich beide Anträge im Ergebniſſe decken. Die Anträge 
wurden angenommen. 

Ferner wurde der Antrag Nr. 14 Ziffer 2 unter a, be: 
treſſend die Errichtung eines neuen Senats, angenommen. 
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Antrag Nr. 15 wurde mit 20 gegen 1 Stimme an⸗ 
1 und darauf feſtgeſtellt, daß ſich dadurch Antrag 
r. 14 Ziffer 2 b erledigt habe. 

Es folgte ſodann eine Abſtimmung über den ganzen 
Antrag Nr. 14 — Ziffer 2b erſetzt durch Antrag Nr. 15 —. 
Er wurde mit 16 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Artikel III ifer 5 b, betreffend $ 554 Abſ. 3 Ziffer 1, 
2a und b, wurde ohne Debatte abgelehnt, da man der 
Anſicht war, daß die Anderung des § 554 durch die Ab⸗ 
lehnung der Vorlage zu § 549 erledigt ſei. 

Bei der Beratung des Artikels III Ziffer 10 wurde 
von einzelnen Seiten die Meinung geäußert, daß die neue 
Faſſung wohl bedingt 15 durch die Vorſchläge, welche die 

egierungsvorlage in Artikel III Ziffer 4 Abſ. 1 gemacht 
habe, die jedoch abgelehnt worden ſeien. Auch errege die 
Begründung der Vorlage, insbeſondere S. 18 Abſ. 2, Be⸗ 
denken, indem daſelbſt geſagt ſei, die neue Faſſung des § 561 
ſolle die Grenze zwiſchen Tat⸗ und Rechtsfrage ſchärfer 
en — ein Standpunkt, den man bei $ 549 (III Ziff. 4 
Ab). 2 des Entwurfs) eben 55 habe. Eine Erklärung 
der Regierung werde erbeten. an müſſe vorſichtig ſein 
und 59 daß die abgelehnte Beſchränkung der Reviſions⸗ 
inſtanz gegenüber der Tatfrage nicht doch in das Geſetz 
hinein gerate. 

Seitens eines Regierungskommiſſars wurde hierauf 
erklärt, daß dem Vorſchlage Artikel III Ziffer 1 des Ent⸗ 
wurfs lediglich redaktionelle Bedeutung beizulegen ſei. Er 
iele nur A eine klarere Feſſan der bisherigen Be⸗ 
Kin en ab. Eine materielle Anderung des bestehenden 

echtszuſtandes ſei nicht beabſichtigt. 

Hiergegen erhob ſich kein Widerſpruch. 

Artikel III Ziffer 10 wurde darauf angenommen. 

Endlich wurde Artikel X und XI des Entwurfs ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 


V. Anderungen der Rechtsanwaltsordnung. 


Die Kommiſſion beſchloß, von einer Generaldebatte 
Abſtand zu nehmen. 


I Ziffer 1 des Entwurfs wurde ohne Debatte an⸗ 
genommen. g 
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Bei der Beratung von I Ziffer 2 wurde im Anſchluß 
an eine Petition des Vereins der Amtsgerichtsanwälte 
bemerkt, daß es gewiß ein erſtrebenswertes Ziel ſei, daß 
der n für Rechtsanwälte lediglich aus Mit⸗ 
gliedern des Anwaltſtandes zuſammengeſetzt werde. Man 
wolle jedoch keine Gelegenheit nehmen, dieſe Frage hier 
aufzurollen und zwar mit Rückſicht darauf, daß bei einer 
kürzlich ſtatt 1 Beſprechung der Vorſtände der Anwalts⸗ 
kammern ſich die Mehrzahl der Mitglieder für eine Aufrecht⸗ 
erhaltung des jetzigen Zustandes ausgeſprochen habe. 

Von anderer Seite wurde dazu bemerkt, daß man bei 
der bezeichneten Beſprechung zu einer förmlichen Abſtimmung 
über den Antrag, den Ehrengerichtshof nur aus Rechts⸗ 
anwälten zu bilden, nicht gekommen ſei, weil das Ergebnis 
der Abſtimmung zum mindeſten , daß b. geweſen wäre. 
Maßgebend ſei insbeſondere geweſen, daß die bisherige Zu⸗ 
ſammenſetzung des Ehrengerichtshofs aus Richtern und An⸗ 
wälten zu Differenzen, bei denen ſich die Vertreter dieſer 
beiden Berufe als ſolche gegenübergeſtanden hätten, nicht 
geführt habe und daß man den splendor, den der Vorſitz 
des höchſten Richters des Reichs dem Ehrengerichtshofe ver⸗ 
leihe, ungern aufgeben möchte. 


1 Ziffer 2 des Entwurfs wurde hierauf einſtimmig an⸗ 
genommen. 


Der zur Abänderung der Rechtsanwaltsordnung ge⸗ 
ſtellte Antrag Nr. 13 der Druckſachen: 


in die Rechtsanwaltsordnung folgenden 8 41a ein⸗ 
zufügen: f 
S 41a. 


Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung 
können im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei 
Anwaltskammern errichtet werden, wenn die Zahl 
der im Bezirke zugelaſſenen Rechtsanwälte 600 
überſteigt. Die Landesjuſtizverwaltung beſtimmt, 
welche Landgerichtsbezirke zu jeder der Kammern 
gehören, und welcher der Kammern die beim 
erlandesgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte an⸗ 


gehören. 
wurde für die 1. Leſung zurückgezogen. 


39. Jahrgang. 


Vorlage. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 

des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


Artikel J. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: 
1. Der $ 130 Abj. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Dienſtunfähigkeit iſt nicht Vorbedingung des 
Anſpruchs auf Ruhegehalt, wenn das aus dem 
Dienſte ſcheidende Mitglied das fünfundſechzigſte 
Lebensjahr vollendet hat.“ 

2. Der $ 135 erhält folgende Faſſung: 

„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt das 
Reichsgericht zuſtändig für die Verhandlung und 
Entſcheidung über das Rechtsmittel der Reviſion 
gegen die Endurteile der Oberlandesgerichte.“ 


Artikel U. 


Im 8 8 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts— 
verfaſſungsgeſetze werden die Worte „und Beſchwerden“ 


geſtrichen. 
Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 


1. Im § 97 Abſ. 3 wird das Wort „dreihundert“ durch 
das Wort „ſechshundert“ erſetzt. 


2. Der $ 545 erhält folgenden Abſ. 2: 

„Gegen Urteile, durch welche über die An— 
ordnung, Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes 
oder einer einſtweiligen Verfügung entſchieden 
wird, iſt die Reviſion nicht zuläſſig.“ 


3. Im 8 548 werden die Worte „oder mit der Beſchwerde 


anfechtbar“ geſtrichen. 
4. Im 8 549 werden on Abſ. 1 und 2 als 
neue Abſätze folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
„Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 

daß das Gericht von ſeinem Fragerechte 
keinen oder keinen 1 Gebrauch ge— 
macht ($ 139), daß es bei der Entſcheidung, 

ob eine 0 dhe Behauptung für wa: 
oder für nicht N erachten ſei, den ge— 
ſamten Inhalt der Verhandlungen und das 
Ergebnis einer etwaigen Beweisaufnahme 
nicht zutreffend oder nicht erſchöpfend ge— 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 
die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
Artikel J. 
Unverändert. 


Artikel II. 
Unverändert. 


Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
1. Unverändert. 


1a. (Neu.) Jun § 233 Abſ. 1 werden fn dem Worte 
„Notfriſt“ die Worte „oder die Reviſionsbegründungs— 
iſt“ eingefügt. 
2. Unverändert. 


2a. (Neu.) Im 8 546 Abſ. 1 wird das Wort „zweitauſend⸗ 
nfhundert“ durch das Wort „viertauſend“ erſetzt. 
2 b. (Neu.) In S 547 Ziffer 1 werden die Worte „die 
ſachliche Unzuſtändigkeit des Gerichts oder“ geſtrichen. 
3. Unverändert. 


4. Zu ſtreichen. 


68 * 
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würdigt oder die Gründe, welche für ſeine 
Überzeugung leitend geweſen ſind, nicht an⸗ 
egeben habe ($ 286 Abſ. 1), oder daß es von 
ie: Befugnis zur Auferlegung eines 
richterlichen Eides keinen oder keinen rich⸗ 
tigen Gebrauch gemacht habe (88 475, 476). 
Iſt in Rechtsſtreitigkeiten über ver⸗ 
nıö i nſprüche die der Rechts- 
kraft Beh ntſcheidung nicht abgeändert 
) und die Berufung nicht als unzuläfſig ver⸗ 
worfen, ſo kann die Reviſion nur darauf 
| geftüßt werden, daß das Geſetz durch eine 
uslegung me ſei, welche mit einer 
Entſcheidung des Reichsgerichts oder eines 
Oberſten Landesgerichts in Widerſpruch 
ſte ht.“ 
4a. Dem 8 549 wird folgender Schlußabſatz an⸗ 
gefügt: 

„Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß die Beeidignng von Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen unzuläſſigerweiſe erfolgt oder 

| | unterblieben jei.“ 
' 5. Im 8 554 erhält 5. Im 8 554 erhält 
a) der Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 folgende Pauli. a) der Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 1 Faſſung: 
i „Sie beginnt mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt „ſie beginnt mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt 
5 und kann auf Antrag von dem Vorſitzenden und kann auf Antrag von dem Vorſitzenden ver⸗ 
verlängert werden; eine e Parsen if der längert werden; eine Verlängerung der Friſt 
| Friſt durch Vereinbarung der Parteien iſt nicht durch Vereinbarung der Parteien iſt nicht zu⸗ 
| zuläſſig.“ läſſig.“ 
i b) der Abſ. 3 folgende Faſſung: 
a „Die Reviſionsbegründung muß ent— 
ö halten: 
: 1. die Erklärung, inwieweit das Urteil 
| angefochten und deſſen Aufhebung 
f beantragt werde (Reviſionsanträge)); 
2. die Angabe der Reviſionsgründe, und 
| zwar: 
a) die Bezeichnung der verletzten 
Rechtsnorm; 
b) infoweit die Reviſion darauf ge- 
ſtützt wird, daß das as in be- 
zug auf das Verfahren verletzt ſei, 
die Bezeichnung der Tatſachen, 
welche den Mangel ergeben; 
e) inſoweit die Reviſion nur darauf 
geſtützt werden kann, daß ein Geſetz 
durch eine Auslegung verletzt ſei, 
welche mit einer Entſcheidung des 
Reichsgerichts oder eines Oberſten 
Landesgerichts in Widerſpruch ſteht 
(S 549 Abſ. 3), die Bezeichnung des 
Geſetzes und der Entſcheidung des 
Reichsgerichts oder des Oberſten 


= 28 mn — — — 


Landesgerichts. 
Ferner wird Ferner wird 
c) folgender Schlußabſatz angefügt: b) folgender Schlußabſatz angefügt: 

„Sofern nicht dem Rediſtonstlä er das Armen⸗ N „Sofern nicht 1 Fuviſionskläger das 
recht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit 
hat der Vorſitzende eine Friſt zu beſtimmen, zuſteht, hat der Vorſitzende eine Friſt zu be 
innerhalb deren der Reviſionskläger den Nach⸗ ſtimmen, innerhalb deren der Reviſionskläger 
weis zu erbringen hat, daß er den für die den Nachweis zu erbringen hat, daß er den 
Reviſionsinſtanz von ihm erforderten Gebühren für die Reviſionsinſtanz von ihm erforderten 
vorſchuß (8 81 des Gerichtskoſtengeſetzes) . Gebührenvorſchuß (8 81 des Gerichtskoſten 
hat. Wird der Nachweis nicht vor dem Ab 


f 7 se W geſetzes) gezahlt hat. Wird der Nachweis nicht 
der Friſt erbracht, ſo gilt die Reviſion als nicht vor dem Ablauſe der Friſt erbracht, ſo gilt die 
in geſetzlicher Form begründet.“ Reviſion als nicht in geſetzlicher Form begründet. 
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Vorlage. 


— 


Hat der Reviſionskläger die Bewilligun 

des Armenrechts vor Ablauf der Fri 

beantragt, fo wird der Lauf der Friſt bis 
zur Zuſtellung des auf dieſes Geſuch er⸗ 
gehenden Beſchluſſes gehemmt.“ 


6. Hinter dem § 554 a werden folgende Vorſchriften ein: 


geſtellt: 
„S 554b. 
Ergibt die Prüfung einer gemäß § 549 Abſ. 3 
begründeten Reviſion, daß der behauptete Wider⸗ 
ſpruch nicht vorliegt oder daß das bezeichnete Geſetz 
nicht verletzt 1 ſo iſt die Reviſion e 


Liegt der behauptete Widerſpruch nicht vor, ſo 
kann die Entſcheidung ohne vorgängige mündliche 


Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. 
Eine Reviſion k g ai d Fäll 
Eine Reviſion kann auch in anderen Fällen 5 6. pi f 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch e ee 
1 zurück en werden, wenn das Gericht 
einſtimmig die Reviſion für unbegründet erachtet.“ 
7. Der Eingang des § 555 Abſ. 1 erhält ſolgende aſſung: 
„Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß ver: 
worfen oder zurückgewieſen, ſo u 
N Im $ 556 10 2 Satz 3 werden die Worte „des 
§ 554 a“ durch die Worte „der SS 554 a, 554 b, 5540” 


erſetzt. | 
9. Im f 559 Satz 2 werden hinter den Worten „das 
Reviſionsgericht“ die Worte „unbeſchadet der Vorſchrift 
des § 554 b Abſ. 1” eingeſchaltet. 
10. Der $ 561 erhält folgende Faſſung: 
„Der Beurteilung des Neviſtonsgerichts unter⸗ 

e nur dasjenige mündliche Parteivorbringen, 

welches aus dem Tatbeſtande des Berufungsurteils 

oder dem Sitzungsprotokoll erſichtlich iſt. ußerdem 

können nur die im $ 554 Abſ. 3 Nr. 2b erwähnten 

Tatſachen berückſichtigt werden. 

Hat das Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß eine 

latſächliche Behauptung wahr oder nicht wahr ſei, 

ſo iſt dieſe Feſtſtellung für das Reviſionsgericht 

bindend, es ſei denn, daß in bezug auf die Feſt⸗ 

ſtellung ein zuläſſiger und begründeter Revifions- 

angriff erhoben iſt.“ 

11. Im § 567 Abſ. 2 werden die Worte „in betreff der | 
Prozeßkoſten erlaſſenen“ geſtrichen. ö 
12. Im 8 568 wird der Abſ. 4 geſtrichen. 
13. Im 8 569 werden 
a) im Abſ. 1 die Worte „Beſchwerden gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Amts⸗ und Landgerichte können“ 
durch die Worte „ſie kann“ erſetzt. 
5 erner wird 
b) im Abſ. 2 Satz 2 der Halbſatz 2 geſtrichen. 
14. Im $ 574 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 
15. Der § 576 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: N 
„Die Beſtimmung des erſten abs gilt auch 
für das Reichsgericht und die Oberlandesgerichte.“ 
16. Im 8 577 Abſ. 2 7 der Satz 2 folgende Faſſung: 

„Die Einlegung bei dem Beſchwerdegerichte genügt 

zur Wahrung der Notfriſt, auch wenn der Fall 

für Pr nicht erachtet wird.“ 
17. Der 8 708 erhält folgenden Zuſatz: . 

„7. Urteile der Oberlandeögerichte in vermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten mit Ausnahme der 
Verſäumnisurteile.“ 

18. Der 8 711 wird geſtrichen. 
19. Der § 712 erhält folgenden Abſ. 2: 
„Die Vorſchrift des Abſ. 1 Halbſatz ! findet 
auf die im 8 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile keine 


10. bis 21. Unverändert. 
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Vorlage. 


Anwendung, wenn die d en der SS 546, 
547 für die Zuläſſigkeit der eviſion nach dem 
Ermeſſen des Gerichts unzweifelhaft nicht vor⸗ 
liegen.“ 

20. Der § 713 Abſ. 1 a folgenden Zuſatz: 
„Dieſe Vorſchrift findet auf die im § 708 Nr. 7 
bezeichneten Urteile keine Anwendung.“ 

21. Der N 717 enthält folgenden Abl 3: 

„Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auf die 

im $ 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile der Ober⸗ 
landesgerichte keine Anwendung. Soweit ein 
ſolches Urteil aufgehoben oder abgeändert wird, 
iſt der Kläger auf Antrag des Beklagten zur 
Erſtattung des von en auf Grund des Urteils 
Gezahlten oder Geleifteten zu verurteilen. Die 
Vorſchriften des § 541 Abſ. 2 Satz 2, 3 finden 
Anwendung.“ 

22. Im 8 719 werden die Worte „ein Rechtsmittel“ durch 

die Worte „die Berufung“ erſetzt. 


Artikel IV. 


Im 87 des Geſetzes, betreffend die Einführung der 
Zivilprozeßordnung wird der Abſ. 5 geſtrichen. 


Artikel V. 


In einem Bundesſtaat, in welchem mehrere Oberlandes⸗ 
erichte errichtet find, ein Oberſtes Landesgericht für bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeiten aber nicht beſteht, können die Be⸗ 
ſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach 8 36 der Zivil⸗ 
prozeßordnung, die Entſcheidung nach § 650 Abſ. 3 der 
Zivilprozeßordnung und die Beſtellung zum Vollſtreckungs⸗ 
gerichte nach § 2 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung für alle Gerichte des Bundes: 
ſtaats an Stelle des Reichsgerichts einem der Oberlandes— 
gerichte übertragen werden. 

Die Übertragung erfolgt durch die Landesjuſtizver— 
waltung. 

Artikel VI 


Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird un geändert: 
1. Der 85 eh 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Beſteht Streit oder Ungewißheit darüber, 
welches von mehreren Gerichten örtlich zuſtändig 
iſt, ſo wird das zuſtändige Gericht durch das 
emeinſchaftliche obere Gericht und, falls dieſes das 
eichsgericht iſt, durch Sen: Oberlandesgericht 
beſtimmt, zu deſſen Bezirke das zuerſt mit der 
Sache beſaßte Gericht gehört.“ 
2. Der $ 46 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Einigen ſich die Gerichte nicht oder verweigert 
der Vormund oder, wenn mehrere Vormünder die 
Vormundſchaft gemeinſchaftlich führen, einer von 
ihnen ſeine Zuſtimmung, ſo entſcheidet das gemein⸗ 
ſchaftliche obere Gericht und, falls dieſes das Reichs⸗ 
8 iſt, dasjenige Oberlandesgericht, zu deſſen 
ezirke das Gericht gehört, an welches die Vor⸗ 
mundſchaft abgegeben werden ſoll.“ 


M 10. 1910, 


Beſchlüſſe der Kommiſſion in erfter Leſung. 


10. bis 21. Unverändert. 


22. Im $ 719 werden | 
a) die Worte „ein Rechtsmittel“ durch die Worte „die 
Berufung“ erſetzt; | 
b) wird 8 Abſatz 2 neu eingeſtellt: 
Wird Reviſion gegen ein für vorläuſig 
vollſtreckbar erklärtes Urteil eingelegt, ſo 
hat das Reviſionsgericht auf Antrag 
die Zwangsvollſtreckung einſtweilen ein⸗ 
zuſtellen, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß die Vollſtreckung einen nicht zu er: 
ſetzenden Nachteil bringen würde. 


Artikel IV. 


Unverändert. 

Artikel V. 
Unverändert. 

Artikel VI. 
Unverändert. 


— 


39. Jahrgang. 
Vorlage. 


Artikel VII. 


Iſt in den Fällen des § 5 und des § 46 Abi. 2 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ein Konſul, dem ſolche Angelegenheiten übertragen 
ſind, oder ein Gericht in den Schutzgebieten beteiligt, ſo 
finden die Vorſchriften des Artikel VI mit der Maßgabe 
Anwendung, daß, wenn ein Konſul oder ein Gericht in den 
Schutzgebieten zuerſt mit der Sache befaßt iſt oder wenn die 
Vormundſchaft an eine ſolche Behörde abgegeben werden ſoll, 
das dieſer Behörde im Inſtanzenzuge vorgeordnete oberſte 
Gericht die Entſcheidung zu treffen hat. 


Artikel VIII. 


Der 8 49 Abſ. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes erhält 
folgende Faſſung: 

„In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die 
Gebührenſätze um ein Vierteil, in der Reviſions⸗ 
inſtanz auf das Doppelte; in der Reviſionsinſtanz 
beträgt die volle Gebühr mindeſtens fünfzig Mark.“ 


Artikel IX. 


Der § 52 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
erhält ſolgende Faſſung: 

„Die Gebührenſätze erhöhen ſich in der Be— 
rufungsinſtanz um drei Zehnteile und in der 
Reviſionsinſtanz um fünf Zehnteile; in der Re⸗ 
viſionsinſtanz beträgt die volle Gebühr mindeſtens 
fünfzig Mark.“ 


Artikel X. 


Soweit in Reichsgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen 
iſt, welche durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die 


entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


Artikel XL 


In Anſehung der Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte, die bereits verkündet oder von Amts 
wegen zugeſtellt ſind, bevor dieſes Geſetz in Kraft getreten 
iſt, finden die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 
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Artikel VII. 


Unverändert. 


Artikel VIII. 


Zu ſtreichen. 


Artikel IX. 


Zu ſtreichen. 


Artikel X. 


Unverändert. 


Artikel XI. 


Unverändert. 


Artikel XII. (Neu.) 


Der Reichskanzler wird ermächtigt: 
a) die Mittel für einen weiteren Senatspräſidenten 


und ſechs weitere Reichsgerichtsräte für die Zeit 
vom 16. September 1910 ab in den Etat ein— 
zuſtellen, 


b) für die Zeit bis längſtens zum 31. Dezember 1913 


Hilfsrichter aus der Zahl der Mitglieder der Ober: 
landesgerichte zum Zwecke der Erledigung der 
Geſchäfte der Zöwilſenate einzuberufen, 11555 die 
hierzu erforderlichen Mittel in den Etat einzuſtellen. 
Die Abordnung eines jeden Hilfsrichters iſt bis zu 
dem Zeitpunkte unwiderruflich, in welchem die Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Tätigkeit nicht mehr erforderlich iſt. 


“a 
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2. Leſung. 


Vor Beginn der 2. Leſung war von ſeiten des Reichs⸗ 
Juſtizamts bei der Kommiſſion die unter Nr. 16 der Druckſachen 


K. erſichtliche Nachweiſung über die bei dem Reichsgericht an⸗ 
man hängig gewordenen Reviſtonen nach dem Stande der Reviſions⸗ 


kläger eingegangen. Dieſelbe wurde zum Gegenſtande der Ver⸗ 
handlungen in der 2. 1 gemacht. 


Zunächſt einigte man ſich dahin, die Beratung derjenigen 


Beſchlüſſe 1. Leſung vorauszunehmen, die ſich mit der Erhöhung 


der Reviſionsſumme, der Schaffung eines neuen Senates und 
der Einberufung von Hilfskräften beſchäftigen, vgl. die Be⸗ 
ſchlüſſe 1. Leſung Artikel III 2a und Artikel XII. 
Hierzu lagen folgende Anträge vor: 
1. Antrag Nr. 21: 
in Artikel XIIb zu ſetzen: | 
„der Oberlandesgerichte und Landesgerichte“. 
2. Antrag Nr. 22: 
in Artikel XII unter 2a die Worte „für die Zeit 
vom 16. September 1910 ab“ zu ſtreichen und 
dafür nach dem Worte „einzuſtellen“, hinzuzufügen: 
„ſobald ſich ergibt, daß ungeachtet der durch 
das Geſetz herbeigeführten Entlaſtung die vor⸗ 
handenen Richter des Reichsgerichts zur unver⸗ 
züglichen Erledigung der Geſchäfte nicht aus⸗ 
reichen“. | 
3. Antrag Nr. 23: 
a) Artikel XITa in der Faſſung der Beſchlüſſe erſter 
Leſung zu ſtreichen. 
b) folgende Reſolution . 
Der ee eſchließen: 
den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die Mittel 
für einen weiteren Senatspräſidenten und 
ſechs weitere Reichsgerichtsräte in den Etat 
einzuſtellen, ſobald ſich ergibt, daß ungeachtet 
der durch dieſes Geſetz herbeigeführten Ent⸗ 
laſtung die vorhandenen Kräfte zur Be⸗ 
wältigung der Arbeitslaſt auf die Dauer 
nicht ausreichen. 

Zur Begründung des Antrages Nr. 21 wurde bemerkt: 
es müſſe dem Reichs⸗Juſtizamt die Möglichkeit offengelaſſen 
werden, auch beſonders geeignete Kräfte aus Mitgliedern der 
Landgerichte zur aushilfsweiſen Tätigkeit an das Reichs⸗ 
gericht zu entſenden. Insbeſondere gelte dies für die Land⸗ 
gerichtsdirektoren, die ja an ſich im Range den Oberlandes⸗ 
gerichtsräten gleich ſtünden. Man könne erſtere gerechterweiſe 
nicht prinzipiell ausſchließen. 

Zur Begründung des Antrags Nr. 23 wurde ausgeführt: 
es empfehle ſich nicht, die Beſtimmung, wonach ein neuer Senat 
geſchaffen werden ſolle, in das Geſetz aufzunehmen und dadurch 
einen Druck in der Richtung auszuüben, den neuen Senat ſchon 
zum 16. September 1910 ins Leben treten zu laſſen. Einmal 
beſtünden hiergegen etatsrechtliche Bedenken; mit der Einſtellung 
der erforderlichen Mittel in den Etat werde eine ſtaatsrechtliche 


Wirkung gar nicht hervorgebracht, indem die etwaigen Forde⸗ 


rungen eines Nachtragsetats — und ein ſolcher werde ſich not⸗ 
wendig machen — immer noch der beſonderen Zuſtimmung des 


Reichstags bedürften, der künftigen Entſchließung des Reichs⸗ 


tags hierüber könne nicht vorgegriffen werden. Außerdem ſei 
es ſtaatsrechtlich unzutreffend, dem Reichskanzler die „Ermäch⸗ 
tigung“ zur Einſtellung einer Forderung in den Etat zu erteilen: 
der Reichskanzler bedürfe einer ſolchen Ermächtigung nicht und 
ſie binde, wie ſchon bemerkt, den Reichstag gegenüber dem 
eventuellen Nachtragsetat in keiner Weiſe. Es ſei aber auch 
ſachlich nicht empfehlenswert, den Reichskanzler zur ſofortigen 
Bildung eines neuen Senates — und darum handle es ſich 
doch, wenn man den Senat ſchon zum 16. September 1910 
verlange — zwingen zu wollen. Die Angelegenheit ſtehe jetzt 
fo: die Erhöhung der Reviſionsſumme werde die Überlaſtung 
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des Reichsgerichts für die nächſten Jahre beſeitigen; zugleich 
ſei durch die beantragte und vom Reichsjuſtizamt zugeſagte 
Stellung von Hilfskräften a Ben daß die jetzt auf⸗ 
i Rückſtände in abſehbarer Zeit aufgearbeitet werden 
önnten. Auf ſolange nun, als die Entlaſtung durch Erhöhung 
der Reviſionsſumme wirken werde und ſolange die Hilfskräfte 
beim Reichsgericht beſchäftigt ſein werden, erübrige ſich wohl 
die Schaffung eines neuen ſtändigen Senats. Erſt dann werde 
das Bedürfnis, einen achten Senat zu ſchaffen, eintreten, wenn 
ſich trotz Erhöhung der Reviſionsſumme und nach Aufarbeitung 
der Rückſtände wiederum eine durch den Zuwachs der Reviſionen 
veranlaßte Diberlaftung des Reichsgerichts herausſtellen würde. 
Für dieſen Fall habe aber der Herr Staatsſekretär die beſtimmte 
Zuſicherung gegeben, daß er — vorbehaltlich einer allgemeinen 
Reviſion der Zivilprozeßordnung und einer dadurch herbei⸗ 
eführten Umgeſtaltung der Reviſtonsinſtanz — die nötige Ab⸗ 
hilfe nicht wieder durch Vorlagen wie die jetzige, ſondern nur 
durch Vermehrung des ſtändigen Arbeitsperſonels am Reichs⸗ 
gerichte ſuchen werde. Unter dieſen Umſtänden könnte man ſich 
damit begnügen, den beſtimmten Wunſch der Kommiſſion, daß 
eventuell ein neuer Senat gebildet werden ſolle, in der Form 
einer Reſolution, wie ſie in Antrag Nr. 23 formuliert ſei, zum 
Ausdruck zu bringen. 

Von verſchiedenen Seiten wurde dieſen Ausführungen zu⸗ 
geſtimmt, jedoch für unbedingt notwendig erklärt, die Anſicht 
der Kommiſſion, daß eventuell eine Vermehrung der Senate er: 
forderlich ſei, zum mindeſten in einer Reſolution auszuſprechen. 
Nur von einer Seite wurde betont, daß man ſich der Anſicht, 
eine Vermehrung der Senate werde eventuell nötig und ohne 
Gefahr für die Rechtſprechung des Reichsgerichts auch zuläſſig 
ſein, nicht anſchließen könne. 

Entgegnet wurde: wenn man ſich über die Schaffung eines 
neuen Senats einig ſei, ſo könne man die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme ganz entbehren, da — unter gleichzeitiger Aufarbeitung 
der Rückſtände durch Hilfskräfte — ein neuer Senat im Sinne 
einer Entlaſtung des Reichsgerichts ungefähr dasſelbe leiſten 
würde, wie die Erhöhung der Reviſionsſumme auf 4000 &. 
Auch werde man durch die Schaffung eines neuen Senats einen 
indirekten Zwang in der Richtung auf eine allgemeine Reviſion 
der Zivilprozeßordnung ausüben, die doch von allen Seiten 
als das zur definitiven Entlaſtung des Reichsgerichts erſtrebens⸗ 
werte Ziel bezeichnet worden ſei. 

Letzterem wurde widerſprochen: wenn ſich nach Aufarbeitung 
der Reſte und nach Ausgleich der 855 geſchaffenen Entlaſtung 
wiederum eine Überlaſtung infolge Vermehrung der Reviſionen 
zeigen werde, ſo werde die Reichsregierung vor der Frage ſtehen, 
ob ſie die Reviſion der Zivilprozeßordnung ſchleunigſt in Angriff 
nehmen oder einen neuen Senat ſchaffen ſolle. Dieſer Stand 
der Dinge werde aber, da der Reichsregierung die Schaffung 
eines neuen Senats im allgemeinen unerwünſcht ſei, gerade im 
Gegenteil dazu führen, die allgemeine Reviſion der Zivilprozeß⸗ 
ordnung vorwärtszuſchieben. 

Der Staatsſekretär führte aus: es handle ſich um ein 
Doppeltes. Erſtens darum, die aufgelaufenen Rückſtände zu 
beſeitigen: dies werde ermöglicht durch die Einberufung von 
Hilfskräften, zu der er ſich hiermit nochmals bereit erkläre. 
Zweitens darum, für die Zukunft die Wiederkehr ſolcher 
Mißſtände zu verhüten und den durch die Aufarbeitung der 
Reſte geſchaffenen normalen Zuſtand dauernd aufrechtzuer⸗ 
halten. Als normal ſei es aber zu bezeichnen, daß der Termin 
zur Verhandlung nicht weiter als 5 bis höchſtens 6 Monate 
von der Zuſtellung des Berufungsurteils ab hinausgeſchoben 
werde, denn man müſſe berückſichtigen, daß von der Zuſtellung 
des Berufungsurteils erſt ein Monat als Reviſionsfriſt und 
dann ein weiterer Monat als Begründungsfriſt laufe. Für den 
Fall, daß dann wiederum eine UÜlberlaſtung des Reichsgerichts 
eintreten ſollte, gebe er nochmals die Erklärung ab, daß er, 
ſolange er die Ehre haben werde, ſein jetziges Amt zu bekleiden, 
die Entlaſtung nur durch Vermehrung des Perſonalbeſtandes 
erſtreben wolle, falls man nicht inzwiſchen zu einer allgemeinen 


— 
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Reviſion der Zivilprozeßordnung gekommen ſei. Er nehme auch 
an, daß dieſer Standpunkt von den verbündeten Regierungen 
geteilt werde. Die Einberufung von Hilfskräften und die gleich⸗ 
zeitige Schaffung eines neuen Zivilſenats werde ſehr erheblichen 
verwaltungstechniſchen Schwierigkeiten bei Verteilung der Richter 
und der deere unter die Senate begegnen 

Aus der Mitte der Kommiſſion kam man auf die prin⸗ 
zipiellen Gründe gegen die Erhöhung der Reviſionsſumme zurück. 
Schon gegen die letzte Erhöhung auf 2500 & hätten ſchwere 
ſozialpolitiſche Bedenken beſtanden; jetzt wolle man den kleinen 
Leuten den Zugang zum Reichsgericht noch mehr erſchweren, 
wie ja aus der vom Reichs⸗Juſtizamt für die 2. Leſung bei⸗ 
gebrachten Nachweiſung auf Druckſache 16 deutlich hervorgehe. 

Der Staatsſekretär erwiderte: aus der Nachweiſun 
in Druckſache 16 gehe, wie die Spalte 4 zeige, hervor, da ſich 
die Zahl der von kleineren Leuten eingelegten Reviſionen 
vermehrt babe: 

Ein Mitglied der Kommiſſion beantragte, auch im Artikel XII 
unter b die Ermächtigung des Reichskanzlers zur Einſtellung 
der erforderlichen Mittel in den Etat zu ſrreichen, da hiergegen 
dieſelben etatsrechtlichen Gründe wie bei Artikel XII a ſprächen; 
es ſei ſelbſtverſtändlich, daß der Reichskanzler um die erforder⸗ 
lichen Mittel nachſuchen müſſe und daß man den Reichstag auf 
die Bewilligung dieſer Mittel nicht im voraus feſtlegen könne. 

Der Antrag Druckſache Nr. 22 wurde zurückgezogen. 

Bei der Abſtimmung wurde zunächſt Artikel III 2a der 
Beſchlüſſe 1. Leſung — Erhöhung der Reviſionsſumme auf 
4000 & — mit 16 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Artikel XIIa in der Faſſung 1. Leſung wurde mit 15 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Antrag 21, wonach als Hilfsrichter auch Mitglieder der 
Landgerichte zuläſſig ſein ſollen, wurde mit 17 gegen 4 Stimmen 
angenommen. 

Der Antrag in Artikel XIIb die Worte zu ſtreichen: 


„ſowie die hierzu erforderlichen Mittel in den Etat 


einzuſtellen“ 
wurde mit 20 gegen 1 Stimme angenommen. 


Artikel XIIb — die Hilfskräfte betreffend — wurde nun: 
mehr einſtimmig angenommen. 
Die Reſolution Nr. 23 der Druckſachen wurde ebenfalls 
einſtimmig angenommen. 
Die Kommiſſion wandte ſich hierauf zur Erledigung der 
Artikel I ff. der Vorlage nach den Beſchlüſſen 1. Leſung. 
Artikel 11 wird einſtimmig angenommen. 
Zu Artikel I2 wurde beantragt (Druckſache Nr. 18): 
in § 548 die Worte „oder mit der Beſchwerde an⸗ 
ſechtbar“ wieder herzuſtellen. 


Dieſer Antrag erſtrebte die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der 
Oberlandesgerichte wieder herzuſtellen, was zuläſſig und geboten 
erſcheine, nachdem man das Reichsgericht durch die Erhöhung 
der Reviſionsſumme entlaſtet habe. 

Die Kommiſſion beſchloß zunächſt, mit der Beratung dieſes 
Antrags die Beratung der ſämtlichen die Beſchwerden be⸗ 
treffenden Beſtimmungen des Entwurfs zu verbinden. 

Ein Regierungskommiſſar bat dringend, den Antrag ab⸗ 
zulehnen. Wenn ſich die Reichsregierung mit einer Erhöhung 
der Reviſionsſumme auf nur 4000 & Ade ſo geſchehe dies 
bauptſächlich im Hinblick darauf, daß zu dieſer Entlaſtung des 
Reichsgerichts, die ja keine endgültige und ein für allemal 
genügende ſei, die Befreiung des Reichsgerichts von den 
Beſchwerden hinzukomme. 

Antrag Nr. 18 wurde hierauf mit 16 gegen 5 Stimmen 
abgelehnt, womit ſich — wie der Vorſitzende widerſpruchslos 
feſtſtellte — eine weitere Beratung über die anderen die Be: 
ſchwerden betreffenden Beſtimmungen erledigte. 

Artikel 12 wurde hierauf einſtimmig angenommen. 

Einſtimmig angenommen wurden ferner die Artikel II, III, 
1, 1a, 2, 2b, 3 in der Faſſung erſter Leſung. 
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Ein Antrag auf Wiederherſtellung des Artikels III Ziffer 4 
wurde nicht geſtellt. | 

Zu dem in zweiter Leſung beſchloſſenen Schlußſatze zu 
S 549, III Ziffer 4a der erſten Leſung, die Beeidigung von 
Zeugen oder Sachverſtändigen betreffend, wurde ausgeführt: 
dieſe Beſtimmung ſei der beſcheidene Reſt einer Anzahl von 
Anregungen, die aus der Mitte der Kommiſſion im Anſchluß 
an die Eingaben des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
gebracht worden ſeien, die jedoch weder bei der Reichsregierung, 
noch bei der Mehrheit der Kommiſſion Gegenliebe gefunden 
hätten. Es wäre geradezu ein Schönheitsfehler des Geſetzes, 
wenn dieſe einzelne Beſtimmung, die eine Beſchränkung der in 
der Reviſionsinſtanz zuläſſigen Angriffe enthalte, ſtehen bleibe; 
ihre Bedeutung im Sinne einer Entlaſtung des Reichsgerichts 
ſei kaum nennenswert. 

Gegenüber einer Bemerkung aus der Mitte der Kommiſſion, 
daß man doch auf dieſe Weiſe immerhin die Neugeſtaltung des 
Rechtsmittels vorbereite, wurde erwidert: Dieſe Einzelbeſtimmung 
ſei ſogar nicht ungefährlich, da ſie ein gewiſſes argumentum e 
contrario dafür ſchaffe, daß im übrigen ein Eindringen in das 
Beweismaterial der zweiten Inſtanz zuläſſig ſei. 

Von ſeiten der Reichsregierung wurde erklärt: man lege 
auf die Beibehaltung der Beſtimmung keinen Wert. 

Der in erſter Leſung beſchloſſene Schlußſatz zu § 549 
(Artikel III Ziffer 4a) wurde hierauf einſtimmig abgelehnt. 

Zu Artikel III 5 wurde aus der Mitte der Kommiſſion 
beantragt: 0 
die Regierungsvorlage inſoweit wiederherzuſtellen, als 
der Abſatz 3 des § 554 (die Reviſionsbegründung 
betreffend) eine andere Faſſung erhalten ſolle. 

Es handele ſich hierbei nur um 5b 1 und 2a und b 
der e en, während Punkt b 2 mit dem Diffor⸗ 
mitätsprinzip endgültig gefallen ſei. Die Beſtimmungen über 
den Inhalt der Reviſionsbegründung, deren Wiederherſtellung 
jetzt beantragt werde, brächten keine materielle Anderung und 
ſeien wohl auch von vornherein nicht beſtimmt geweſen, die 
Reviſion etwa im Sinne der abgelehnten Vorſchläge unter 
Artikel III 4 der Vorlage gegenüber der Praxis des Reichs: 
gerichts zu beſchräünken. Wohl aber bringe die Vorlage in 
formaler Hinſicht eine Beſſerung, inſofern die Vorſchriften über 
den notwendigen Inhalt der Reviſionsbegründung im Anſchluſſe 
an Stimmen in der Literatur, insbeſondere in Kommentaren, 
klarer zum Ausdruck gebracht würden als bisher. Man erbitte 
eine Erklärung der Reichsregierung über dieſe Auffaſſung. 

Ein Kommiſſar des Reichs⸗Juſtizamts beſtätigt: der Ent⸗ 
wurf habe in dieſem Punkte keinerlei materielle Anderung 
vornehmen, ſondern nur eine beſſere Faſſung bringen wollen. 

Nachdem ſich aus der Kommiſſion kein Widerſpruch gegen 
dieſe Feſtſtellung erhoben hatte, wurde der Antrg angenommen 
und damit Artikel III 5b 1 und 2a und b des Entwurfs 
wiederhergeſtellt. 

Im ganzen wurde Artikel III 5 des Entwurfs mit Aus⸗ 
nahme der Beſtimmung unter b2c, jedoch einſchließlich des 
Schlußabſatzes (betreffend die Stellung einer Friſt für Zahlung 
des Gebührenvorſchuſſes), und zwar mit dem in erſter Leſung 
beſchloſſenen Zuſatze, der nunmehr wieder die Bezeichnung 56 
zu erhalten hat, einſtimmig angenommen. 

Artikel III 6 bis 9 werden gemäß den Beſchlüſſen 
1. Leſung einſtimmig abgelehnt. 

Dagegen werden die Beſtimmungen in Artikel III 10 bis 21 
gemäß den Beſchlüſſen 1. Leſung einſtimmig angenommen. 

Zu Artikel III Ziffer 22 lagen vor 

1. Antrag Druckſache 19 
in § 719 der Zivilprozeßordnung ſoll der neuein⸗ 
geſtellte Abſ. 2 folgenden Wortlaut erhalten: 

Wird Reviſion gegen ein für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärtes Urteil eingelegt, ſo kann das 
Reviſionsgericht auf Antrag die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen oder ohne Sicherheitsleiſtung einſt⸗ 
weilen einſtellen, wenn glaubhaft gemacht wird, 
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daß die Vollſtreckung einen nicht zu erſetzenden 
Nachteil bringen werde. 
2. Antrag Druckſache 20 
in § 719 folgenden Abſ. 2 hinzuzuſetzen: 

Wird Reviſion gegen ein für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärtes Urteil eingelegt, ſo hat das 
Reviſionsgericht auf Antrag anzuordnen, daß die 
Zwangsvollſtreckung einſtweilen eingeſtellt werde, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Voll⸗ 
1 0 einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen 
würde. 

Die Entſcheidung kann ohne mündliche Ver⸗ 
handlung erfolgen. 

Zur Begründung des Antrags 20 wurde angeführt: im 
Anſchluſſe an § 707 Zivilprozeßordnung empfehle ſich die Vor⸗ 
ſchrift, daß die mündliche Verhandlung entbehrlich ſei. Wenn 
vorgeſchlagen werde: „das Reichsgericht hat ... anzuordnen“, 
ſo ſolle damit zum Ausdruck gelangen, daß das Reichsgericht 
in eine materielle Prüfung über die Ausſichten der Reviſion 
nicht einzutreten habe, ſondern beſchränkt werde auf die Prüfung 
der Glaubhaftmachung des unerſetzlichen Nachteils. Richtiger 
Jet endlich, in der Faſſung des Geſetzes dem Rechnung zu 
tragen, daß das Reichsgericht die Zwangsvollſtreckung nicht 
ſelbſt einſtellen, ſondern nur die Einſtellung anordnen könne. 
Gegenüber Antrag 19, der die Einſtellung eventuell nur gegen 
Sicherheitsleiſtung zulaſſen wolle, ſei darauf hinzuweiſen, daß 
dies dem § 712 der Zivilprozeßordnung widerſpreche, wo eben: 
falls das Drohen eines unerſetzlichen Nachteils als ſchlechthin 
entſcheidend behandelt werde. 

Ein Regierungskommiſſar pflichtet dieſen Ausführungen 
unter Hinweis auf Zivilprozeßordnung SS 707, 710 und 712 
bei und führt noch aus: wenn das Reichsgericht durch Stellung 
eines Antrags auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
anlaßt werden könne, die ganze Sachlage und die Ausſichten 
der Reviſion zu prüfen, ſo werde auf dieſem Wege die durch 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit der Oberlandesgerichtsurteile er⸗ 
ſtrebte Entlaſtung des Reichsgerichts zu einem großen Teile 
illuſoriſch gemacht. 

Aus der Kommiſſion wurde hinzugefügt: man komme dann 
zu einer Art von Beſchlußverfahren, das man bei Artikel III 6 
(S 554 betreffend) einſtimmig abgelehnt habe. 

Der Antragſteller zu 19 hielt hierauf — unter Fallen⸗ 
laſſen ſeines Antrags im übrigen — nur aufrecht, daß im 
Antrag Nr. 20 das Wort „hat“ durch „kann“ erſetzt werden 
ſolle (Antrag 25): letzteres ſei nötig, da man dem Reichs— 
ericht Freiheit laſſen müſſe, den Antrag bei ganz ausſichts⸗ 
oſen Reviſionen abzulehnen, man dürfe eben nicht nur an 
den Schuldner denken, auch der Gläubiger könne durch Ein⸗ 
ſtellung einer Zwangsvollſtreckung einen unwiederbringlichen 
Nachteil erleiden. 

Bei der Abſtimmung wurde Antrag 25. gegen zwei 
Stimmen abgelehnt, und ſodann Antrag 20 ſelbſt einſtimmig 
angenommen. 

Artikel IV, V, VI und VII wurden in Gemäßbheit der Be: 
ſchlüſſe erſter Leſung einſtimmig angenommen. 

Zu Artikel VIII lag der Antrag Druckſache Nr. 17 vor: 

den Entwurf wieder herzuſtellen. 

Zur Begründung wurde ausgeführt: Es handele ſich hier 
nicht um fiskaliſches Intereſſe, ſondern um die notwendige und 
gegenüber den unteren Inſtanzen auch ſachgemäße Erhöhung der 
Koſten der Reviſionsinſtanz, eine Maßregel, die im Ergebniſſe 
gewiß nicht fiskaliſch wirken, ſondern zu einer Fernhaltung un⸗ 
nützer Reviſionen, alſo zur Entlaſtung des Reichsgerichts und 
damit zur weſentlichen Verringerung der Gebühreneinnahmen 
des Reichsfiskus führen werde, gerade das Gegenteil von 
Fiskalismus. N 

Ein Regierungskommiſſar bezeichnete dieſe Ausführungen 
als zutreffend. . 

Von anderer Seite wurde die Erhöhung der Gerichtskoſten 
überhaupt, im beſonderen aber die Bemeſſung der vollen Gebühr 
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auf mindeſtens 50 &, als ſozialpolitiſch falſch, namentlich bei 
den nicht vermögensrechtlichen Sachen, bezeichnet. 

Bei der Abſtimmung wurde der erſte Halbſatz des Artikel VIII 
mit 11 gegen 9 Stimmen angenommen, dagegen der zweite 
Halbſatz (Mindeſtbetrag der Gebühr von 50 ) mit 12 gegen 
8 Stimmen abgelehnt und hierauf Artikel VIII ſelbſt (nur 
noch aus dem erſten Halbſatz beſtehend) mit 12 gegen 8 Stimmen 
angenommen. 

Zu Artikel N lag der Antrag Druckſache 17 vor: 

den Entwurf wieder herzuſtellen. 

Ausgeführt wurde außer den Erwägungen zu Artikel VIII: 
es ſei billig, die Anwälte beim Reichsgericht, denen deſſen 
Entlaſtung eine nicht unerhebliche Verminderung der Praxis 
bringe, durch Erhöhung der Gebührenſätze zu entſchädigen. 
Außerdem liege es ganz ſelbſtverſtändlich im Intereſſe des 
Reichsgerichts und der Sache ſelbſt, dieſe Anwälte durch 
. Bemeſſung ihrer Einkünfte möglichſt unabhängig 
zu ſtellen. 

Von anderer Seite wurde entgegengehalten: es empfehle 
ſich nicht, der geplanten allgemeinen Reviſion der Anwalts⸗ 
gebühren durch eine ausnahmsweiſe Bevorzugung der an ſich 
günſtig geſtellten Anwälte beim Reichsgericht vorzugreifen. Im 
beſonderen ſei wiederum die Bemeſſung der Mindeſtgebühr un⸗ 
annehmbar. 

Nachdem ein Regierungskommiſſar die Annahme des Ent: 
wurfs befürwortet hatte, unter Hinweis darauf, daß die Er— 
höhung nicht , wie in der Literatur behauptet, ſondern nur 
0 betrage, ſowie daß ohne die beantragte Erhöhung die 
Anwaltskoſten in der dritten Inſtanz in unrichtigem Verhältniſſe 
zu denen in der Berufungsinſtanz ſtehen würden, wurde der 
zweite Halbſatz des Artikels IX (Mindeſtbetrag der Gebühren 
betreffend) gegen 7 Stimmen abgelehnt, dagegen der erſte Halb— 
ſatz (Erhöhung der Gebühren um /i) mit großer Majorität 
angenommen. 

Artikel X und XI werden unverändert und zwar einſtimmig 
angenommen. 


In der Geſamtabſtimmung wurde das Geſetz, betreffend 
die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, gemäß den Beſchlüſſen der 
zweiten Leſung mit 13 gegen 6 Stimmen angenommen. 


Man wandte ſich nunmehr zu dem 


Geſetz, betreffend Anderungen der Rechtsanwaltsordnung. 


Es lag der Antrag Nr. 24 der Druckſachen vor: 
in die Rechtsanwaltsordnung folgenden $ 41a em: 
zufügen: 
S 41a. 
Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung können 
im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei Anwalts— 
kammern errichtet werden, wenn die Zahl der im 
Bezirk zugelaſſenen Rechtsanwälte 1000 überſteigt. 
Die Landesjuſtizverwaltung beſtimmt, welche Land— 
gerichtsbezirke zu jeder der Kammern gehören, und 
welcher der Kammern die beim Oberlandesgericht zu— 
gelaſſenen Rechtsanwälte angehören. 

Der Antragſteller führte zur Begründung ſeines Antrags 
aus: er habe die Anregung zu ſeinem Antrag einer Petition 
der Rechtsanwälte der Provinz Brandenburg entnommen, die 
auf eine Anderung der unzuträglichen Verhältniſſe in der Provinz 
Brandenburg hinziele; man müſſe in der Tat anerkennen, daß 
hier ein Zuſtand beſtehe, der wegen der großen Zahl der Mit⸗ 
glieder, welche die Anwaltskammer beim Kammergerichte bildeten, 
ein fruchtbringendes Zuſammenarbeiten der einzelnen Mitglieder 
faſt unmöglich macht. In Berlin ſeien ungefähr 1400 Anwälte 
anſäſſig, denen etwa 240 in der Provinz gegenüberſtänden. Es 
ſei ganz natürlich, daß die Berliner Anwälte in erſter Linie ihre 
eigenen Intereſſen verfolgten und die der Provinzanwälte nicht 
immer in vollem Maße zur Geltung gebracht werden könnten. 
Er müſſe aber Widerſpruch gegen einen Satz der Begründung 
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der Petition erheben; gerade dieſer Satz habe ihn veranlaßt, 
von einer Unterzeichnung der Petition abzuſehen. Er müſſe 
der Auffaſſung widerſprechen, daß die Führung der Geſchäfte 
der Berliner Anwaltskammer den Provinzanwälten Grund zur 
Unzufriedenheit gäbe, oder . eine Verſchiedenheit in der Auf⸗ 
faſſung der Standespflichten beſtehe. Er ſtebe auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Auffaſſung der Berliner Anwaltskammer in 
dieſem Punkte und die Handhabung der Diſziplinarbefugniſſe 
allen Anforderungen entſpreche, die man an eine gut geleitete 
Anwaltkammer ſtellen könne. Er halte eine Trennung der 
Berliner Anwälte und der Provinzanwälte nur deshalb für ge⸗ 
boten, weil ein Zuſammenwirken der Anwälte untereinander 
und eine perſönliche Fühlungnahme in einem ſo großen Gremium 
nicht möglich ſei. Nach ſeiner Anſicht befördere eine Teilung 
die Nutzbarmachung der Anwaltskammern für die gemeinſamen 
Intereſſen. 

Dieſen Ausführungen und der Tendenz des Antrags wurde 
allgemein zugeſtimmt; höchſtens könnte bedenklich erſcheinen, die 
Rechtsanwaltsordnung in dieſem einen, die Entlaſtung des 
Reichsgerichts nicht betreffenden Punkte zu ändern, dagegen die 
vielen in der Petition der Amtsgerichtsanwälte gebrachten 
Wünſche unter den Tiſch fallen zu laſſen. Zum mindeſten 
ſolle man dieſe Petition dem Reichskanzler zur Erwägung 
überweiſen. 

Von einer Seite wurde noch darauf hingewieſen, daß es 
unzweckmäßig ſein würde, wenn beide Anwaltskammern an dem 
Sitze des Oberlandesgerichts errichtet werden müßten. Gerade 
mit Rückſicht auf die Verhältniſſe in der Provinz Brandenburg 
empfehle es ſich, der Landesjuſtizverwaltung auch die Beſtimmung 
darüber zu überlaſſen, an welchem Orte die zweite Anwalts⸗ 
kammer zu bilden ſei. 

f 5 wurde der Antrag Nr. 26 der Druckſachen 
geſtellt: 
im Antrag Nr. 24 der Kommiſſionsdruckſachen in 
§ 41a am Schluſſe hinzuzufügen: 
„ſowie den Sitz der zweiten Kammer“. 

Von dem Staatsſckretär des Reichs⸗Juſtizamts wurde cr: 
klärt, daß er von ſeinem Standpunkt aus keine Einwendungen 
zu erheben habe. 

Von einem Mitgliede der Kommiſſion wurde endlich aus: 
geführt, daß es das Beſtreben des Anwaltsſtandes ſein müſſe, 
den Ehrengerichtshof nur mit Mitgliedern des Anwaltsſtandes 
zu beſetzen. Er wolle indes hier davon Abſtand nehmen, einen 
entſprechenden Antrag zu ſtellen, und zwar einmal, weil die 
verbündeten Regierungen bei der Beratung des Geſetzentwurfs 
im Plenum den Standpunkt vertreten hätten, daß der Zeitpunkt 
zu einer derartigen Reform noch nicht gekommen ſei. Anderer⸗ 
ſeits bedürfe es in dieſer Frage noch ausgedehnter Vorarbeiten, 
insbeſondere darüber, in welcher Weiſe man die Beſetzung des 
Ehrengerichtshofs regeln wolle. Nicht angängig würde es 
jedenfalls ſein, den Gerichtshof lediglich mit den beim Reichs⸗ 
gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälten zu beſetzen. Auf jeden 
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Fall halte auch er es für wünſchenswert, der Stellung der 
Kommiſſion dadurch Ausdruck zu geben, daß man die Petition 
der Amtsgerichtsanwälte, die in dieſem Punkte eine entſprechende 
Anderung der Rechtsanwaltsordnung angeregt hätte, dem 
Reichskanzler zur Erwägung überweiſe. 

Bei der Abſtimmung wurden die Anträge Nr. 24 und 26 
der Druckſachen ſowie ferner die Vorlage der Regierung unter I 
Ziffer 1 und 2 einſtimmig angenommen. 

Einleitung und Überſchrift des Geſetzentwurfs wurden 
ebenfalls genehmigt. 

Die zu dem Geſetzentwurf eingegangenen Petitionen wurden 
vom Referenten vorgetragen; die darin berührten Fragen ſind 
bei der Beratung des Entwurfs zur Beſprechung gelangt. 

Die Kommiſſion beſchloß, die Petition der Amtsgerichts⸗ 
anwälte dem Reichskanzler zur Erwägung zu überweiſen, die 
übrigen Petitionen durch die Beſchlußfaſſungen zum Geſetz⸗ 
entwurfe für erledigt zu erklären. 


Die Kommiſſion beantragt hiernach: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 


1. den vorliegenden Geſetzentwürfen in der aus 
der anliegenden Zuſammenſtellung erſicht— 
lichen Faſſung die verfaſſungsmäßige Zu— 
ſtimmung zu erteilen; 

2. folgende Reſolution anzunehmen: 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die 
Mittel für einen weiteren Senatspräſi— 
denten und ſechs weitere Reichsgerichtsräte 
in den Etat einzuſtellen, ſobald ſich er: 

ibt, daß ungeachtet der durch dieſes Geſetz 
BerbeineräbstenEntlanung die vorhandenen 
Kräfte zur Bewältigung der Arbeitslaſt auf 
die Dauer nicht ausreichen; 

3. a) die Petition Journ. II. Nr. 1340 den ver⸗ 
bündeten Regierungen zur Erwägung zu 
überweiſen; 

b) die übrigen zu den Geſetzentwürfen ein⸗ 
gegangenen Petitionen durch die Beſchluß— 
faſſung über dieſelben für erledigt zu 
erklären. 


Berlin, den 29. April 1910. 


Die 14. Kommiſſion. 
Gyfling, Vorſitzender. Dr. Junck, Berichterſtatter. Dr. Becker 


(Cöln). Dr. Bitter. v. Damm. Engelen. emann. 
Heine. Dr. Heinze. Dr. Heckſcher. Hildenbrand. 
1 Lehmann (Wiesbaden). Marx. erniock. 

chlüter. Schultz. Schmidt (Warburg). Seyda (Wreſchen). 


Dr. Spahn. Dr. Wagner (Sachſen). 


. ͤ. ̃ ͤ—U—— —— — 
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Anlage 1. 


Juſammenſtellung 
der Entwürfe 
a) eines Geſetzes, betreffend die Fuſtändigkeit des Neichsgerichts, 
b) eines Geſetzes, betreffend Anderungen der Nechtsanwaltsordnung 
— Nr. 309 der Druckſachen — 


mit 


den Beſchlüſſen der 14. Kommiſſion. 


Vorlage. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen uſw. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


Artikel J. 


Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: 
1. Der 8 130 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2: 
„Dienſtunfähigkeit iſt nicht Vorbedingung des An⸗ 
ſpruchs auf Ruhegehalt, wenn das aus dem Dienſte 
ſcheidende Mitglied das fünfundſechzigſte Lebensjahr 
vollendet hat.“ 5 
2. Der 5 135 erhält folgende Faſſung: 
„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt das Reichs⸗ 
gericht zuſtändig für die Verhandlung und Entſchei⸗ 


dung über das Rechtsmittel der Reviſion gegen die 


Endurteile der Oberlandesgerichte.“ 


Artikel II. 


Im 5 8 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze werden die Worte „und Beſchwerden“ ge⸗ 
ſtrichen. 

Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 

1. Im § 97 Abſ. 3 wird das Wort „dreihundert“ durch 

das Wort „ſechshundert“ erſetzt. 


2. Der 8 545 erhält folgenden Abſ. 2: 

„Gegen Urteile, durch welche über die Anordnung, 
Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer 
einſtweiligen Verfügung entſchieden wird, iſt die Re⸗ 
viſion nicht zuläſſig.“ 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreſſend 


die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen uſw. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
Artikel J. 
Unverändert. 


Artikel II. 
Unverändert. 


Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
1. Unverändert. 


1a. (Neu.) Im S 233 Abſ. 1 werden hinter dem Worte 
„Notfriſt“ die Worte „oder die Reviſionsbegründungs⸗ 
friſt“ eingefügt. 
2. Unverändert. 


28. (Neu.) Im 8 546 Abſ. 1 wird das Wort „zwei⸗ 
tauſend fünfhundert“ durch das Wort „viertauſend“ erſetzt. 

2b. (Neu.) In 8 547 Ziffer 1 werden die Worte „die 
ſachliche Unzuſtändigkeit des Gerichts oder“ geſtrichen. 
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3. Im $ 548 werden die Worte „oder mit der Beſchwerde 3. Unverändert. 
anfechtbar“ geſtrichen. . 
4. Im 8 549 werden zwiſchen Abſ. 1 und 2 als 4. zu ſtreichen. 
neue nur folgende Vorſchriften eingeſtellt: | 
„Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß das Gericht von ſeinem Fragerechte keinen 
oder keinen richtigen Gebrauch gemacht ($ 139), 
daß es bei der Entſcheidung, ob eine tat- 
ſächliche Behauptung für wahr oder für nicht 
wahr zu erachten ſei, den geſamten Inhalt 
der Verhandlungen und das Ergebnis einer 
et waigen Beweisaufnahme nicht zutreffend 
oder nicht erſchöpfend gewürdigt oder die 
Gründe, welche für ſeine Überzeugung leitend 
geweſen ſind, nicht angegeben habe (8 286 
Abſ. 1), oder daß es von feiner Befugnis zur 
Auferlegung eines richterlichen Eides keinen 
oder keinen richtigen Gebrauch gemacht habe 
(88 475, 476). 
Iſt in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens— 
rechtliche Anſprüche die der Rechtskraft fähige 
Entſcheidung nicht abgeändert und die Be— 
rufung nicht als unzuläſſig verworfen, ſo 
kann die Reviſion nur darauf geſtützt werden, 
daß das Geſetz durch eine Auslegung verletzt 
ſei, welche mit einer Entſcheidung des Reichs— 
gerichts oder eines Oberſten Landesgerichts 


in Widerſpruch ſteht.“ 
5. Im 8 554 erhält 5. Im 8 584 erhält 
a) der Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 folgende Falun a) der Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 folgende Faſſung: 

„Ne beginnt mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt „ſie beginnt mit dem Ablauf der Felsen 

und kann auf 1 von dem Vorſitzenden ver⸗ und kann auf Antrag von dem Vorſitzenden ver⸗ 

längert werden; eine Verlängerung der Friſt durch längert werden; eine Bd n der Friſt durch 

Vereinbarung der Parteien iſt nicht zuläſſig.“ Vereinbarung der Parteien iſt nich zuläffig." / 

b) der Abſ. 3 folgende Faſſung: b) der Abſ. 3 folgende Faſſung: ö 
„Die Reviſionsbegründung muß enthalten: „Die Revifionsbegründung muß enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten 1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten 
und deſſen Aufhebung beantragt werde (Re⸗ und deſſen Aufhebung beantragt werde (Re⸗ 
viſionsanträge); viſionsanträge); 

2. die Angabe der Reviſionsgründe, und zwar: 


2. die Angabe der Reviſionsgründe, und zwar: 
a) die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm; 
h) inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, 
daß das Geſetz in bezug auf das Ver⸗ daß das Geſetz in bezug auf das Ver⸗ 
fahren verletzt ſei, die Bezeichnung der 


fahren verletzt ſei, die Bezeichnung der 
Tatſachen, welche den Mangel ergeben; Tatſachen, welche den Mangel ergeben; 


c) inſoweit die Reviſion nur darauf 
geſtützt werden kann, daß ein Geſetz 
durch eine Auslegung verletzt ſei, 
welche mit einer Entſcheidung des 
Reichsgerichts oder eines Oberſten 
Landesgerichts in Widerſpruch ſteht 
(5 549 Abſ. 3), die Bezeichnung des 
Geſetzes und der Entiheibung des 
Reichsgerichts oder des Oberſten 


a) die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm: 
b) inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, 


Landesgerichts. 
Ferner wird Ferner wird 
c) folgender Schlußabſatz angefügt: c) folgender Schlußabſatz angefügt: 

„Sofern nicht dem Reviſionskläger das Armen⸗ „Sofern nicht dem Reviſionskläger das Armen⸗ 
recht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, recht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 
hat der Vorſitzende eine Friſt zu beſtimmen, inner⸗ hat der Vorſitzende eine Friſt zu beſtimmen, inner⸗ 
halb deren der Reviſionskläger den Nachweis zu halb deren der Reviſionskläger den Nachweis zu 
erbringen hat, daß er den für die Reviſions⸗ erbringen hat, daß er den für die Reviſionsinſtanz 
inſtanz von ihm erforderten Gebührenvorſchuß | von ihm erforderten Gebührenvorſchuß 9 81 des 
($ 81 des Gerichtskoſtengeſetzes) gezahlt hat. Gerichtskoſtengeſetzes) gezahlt hat. zird der 

5 Wird der Nachweis nicht vor dem ar 1750 9 155 115 11 on a oh erbracht, 
Fri t, ſo gilt die Reviſion als nicht in it die Reviſion als nicht in geſetzlicher Form 
Fat erbracht. jo g begründet. Hat der Nevifionskläger die 


geſetzlicher Form begründet.“ 


6. 


. 


10. 


11. 
12. 


15. 


17. 


18. 


Im 8 574 wird der Abſ. 2 ge 


Vorlage. 


Hinter dem § 554a werden folgende Vorſchriften ein⸗ 


geſtellt: 
„§ 554b. 

Ergibt die Prüfung einer gemäß § 549 Abſ. 3 
begründeten Reviſion, daß der behauptete Wider⸗ 
ſpruch nicht vorliegt oder daß das bezeichnete Geſetz 
nicht verletzt iſt, ſo iſt die Reviſion zurückzuweiſen. 

Liegt der behauptete Widerſpruch nicht vor, ſo 
kann die Entſcheidung ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. 

S 554. 

Eine Reviſion kann auch in anderen G. de ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß 
zurückgewieſen werden, wenn das Gericht einſtimmig 
die Reviſion für unbegründet erachtet.“ 


7. Der Eingang des § 555 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


„Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß ver⸗ 
worfen oder zurückgewieſen, ſo 5 


Im $ 556 Abſ. 2 Satz 3 werden die Worte „des 


§ 554 a“ durch die Worte „der SS 554 a, 554 b, 554 C“% 
erſetzt. 


Im 85 559 Satz 2 werden hinter den Worten „das 


Reviſionsgericht“ die Worte „unbeſchadet der Vorſchrift 
des 5 554 b Abſ. 1“ eingeſchaltet. 
Der 5 561 erhält folgende Faſſung: 


„Der Beurteilung des Reviſionsgerichts unterliegt 


nur dasjenige mündliche Parteivorbringen, welches 


aus dem Tatbeſtande des Berufungsurteils oder dem |- 


Sitzungsprotokoll erſichtlich iſt. Außerdem können 
nur die im § 554 Abſ. 3 Nr. 2b erwähnten Tat: 
ſachen berückſichtigt werden. 

Hat das Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß eine 
tatſächliche Behauptung wahr oder nicht wahr ſei, 
ſo iſt dieſe Feſtſtellung für das a 
bindend, es ſei denn, daß in bezug auf die Feſtſtellung 
ein zuläſſiger und begründeter Reviſionsangriff er⸗ 
hoben iſt.“ 

Im 8 567 Abſ. 2 werden die Worte „in betreff der 
Prozeßkoſten erlaſſenen“ geſtrichen. 
Im 5 568 wird der Ab. 4 geſtrichen. 
Im 8 569 werden 
a) im Abſ. 1 die Worte „Beſchwerden gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Amts⸗ und Landgerichte können“ 
durch die Worte „ſie kann“ erſetzt. 
Ferner wird 
b) im Abſ. 2 Satz 2 der 7 2 geſtrichen. 
trichen. 
Der 8 576 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Die Beſtimmung des erſten Abſatzes gilt auch 

für das Reichsgericht und die Oberlandesgerichte.“ 


Im 8 577 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 


„Die Einlegung bei dem Beſchwerdegerichte genügt 
zur Wahrung der Notfriſt, auch wenn der Fall für 
dringlich nicht erachtet wird.“ 

Der 5 708 erhält folgenden Zuſatz: 

„7. Urteile der Oberlandesgerichte in vermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten mit Ausnahme der Ver⸗ 
ſäumnisurteile.“ 

Der § 711 wird geſtrichen. 


Der $ 712 erhält folgenden Abſ. 2: 


„Die Vorſchrift des Abſ. 1 Halbſatz 1 findet auf 
die im S 708 r. 7 bezeichneten Urteile keine An⸗ 
wendung, wenn die Vorausſetzungen der 88 546, 
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Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Bewilligung des Armenrechts vor Ablauf 
der Friſt beantragt, ſo wird der Lauf der 
Friſt bis zur Zuſtellung des anf dieſes 

eſuch ergehenden Beichluffes gehemmt.“ 


6. bis 9. zu ftreichen. 


10. bis 21. Unverändert. 


1 4% Zu 


. 


39. Jahrgang. ?? 8 
Vorlage 


547 für die Zuläſſigkeit der Reviſion nach dem 
Ermeſſen des Gerichts e nicht vorliegen.“ 
Der $ 713 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Dieſe Vorſchrift findet auf die im § 708 Nr. 7 
bezeichneten Urteile keine Anwendung.“ 
Der § 717 erhält folgenden Abſ. 3: 

„Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auf die im 
$ 708 Nr. 7 bezeichneten Urteile der Oberlandes⸗ 
gerichte keine Anwendung. Soweit ein ſolches Urteil 
aufgehoben oder abgeändert wird, iſt der Kläger auf 
Antrag des Beklagten zur Erſtattung des von dieſem 
auf Grund des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten 
zu verurteilen. Die Vorſchriften des $ 541 Abſ. 2 
Satz 2, 3 finden Anwendung.“ 

Im $ 719 werden die Worte „ein Rechtsmittel“ durch 
die Worte „die Berufung“ erſetzt. 


TOD 
oO 


— 


21. 


IS 
22 


Artikel IV. 


Im 8 7 des Geſetzes, betreffend die Einführung der Zivil— 
prozeßordnung wird der Abſ. 5 geſtrichen. 


Artikel v. 


In einem Bundesſtaat, in welchem mehrere Oberlandes⸗ 
us errichtet find, ein oberſtes Landesgericht für bürgerliche 
echtsſtreitigkeiten aber nicht beſteht, können die Beſtimmung 
des . Gerichts nach § 36 der Zivilprozeßordnung, 
die Entſcheidung nach § 650 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung 
und die Beſtellung zum Vollſtreckungsgerichte nach § 2 des 
Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung für alle Gerichte des Bundesſtaats an Stelle des 
Reichsgerichts einem der Oberlandesgerichte übertragen werden. 
Die Übertragung erfolgt durch die Landesjuſtizverwaltung. 


Artikel VI. 


„Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird dahin geändert: 
1. Der § 5 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Beſteht Streit oder Ungewißheit darüber, welches 
von mehreren Gerichten örtlich zuſtändig iſt, ſo wird 
das zuſtändige Gericht durch das gemeinſchaftliche 
obere Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht iſt, 
durch dasjenige Oberlandesgericht beſtimmt, zu deſſen 
77 1 das zuerſt mit der Sache befaßte Gericht 
gehört.“ 
2. Der § 46 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Einigen ſich die Gerichte nicht oder verweigert 
der Vormund oder, wenn mehrere Vormünder die 
Vormundſchaft gemeinſchaftlich führen, einer von ihnen 
ſeines Zuſtimmung, fo entſcheidet das . 
obere Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht iſt, 
dasjenige Oberlandesgericht, zu deſſen Bezirke das 
Gericht gehört, an welches die Vormundſchaft ab- 
gegeben werden ſoll.“ 


. 
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10. bis 21. Unverändert. 


22. Im $ 719 werden 


a) die Worte „ein Rechtsmittel“ durch die Worte „die 
Berufung“ erſetzt; 
b) wird folgender Abſatz 2 neu eingeſtellt: 
Wird Reviſion gegen ein für vorläufig 
vollſtreckbar erklärtes Urteil eingelegt, ſo 
hat das 1 auf Antrag an⸗ 
zuordnen, daß die wangsvollſtreckung 
einſtweilen eingeſtellt werde, wenn glaub: 
haft gemacht wird, daß die Vollſtreckung 
einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen 
m Entſcheid 
ie Entſcheidung kann ohne mündli 
Verhandlung e i N 


Artikel IV. 


Unverändert. 

Artikel v. 
Unverändert. 

Artikel VI. 
Unverändert. 


— — — — 


— — — z 
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Artikel VII. 


Iſt in den Fällen des § 5 und des § 46 Abſ. 2 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ein Konſul, dem ſolche Angelegenheiten übertragen ſind, 
oder ein Gericht in den Schutzgebieten beteiligt, ſo finden die 
Vorſchriften des Artikel VI mit der Maßgabe Anwendung, daß, 
wenn ein Konſul oder ein Gericht in den Schutzgebieten zuerſt 
mit der Sache befaßt iſt oder wenn die Vormundſchaft an eine 
ſolche Behörde abgegeben werden ſoll, das dieſer Behörde im 
Inſtanzenzuge vorgeordnete oberſte Gericht die Entſcheidung zu 


treffen hat. 
Artikel VIII. 
Der § 49 Abſ. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes erhält folgende 


Faſſung: 
„In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Ge⸗ 
N um ein Vierteil, in der Reviſionsinſtanz 
auf das Doppelte; in der Reviſionsinſtanz beträgt 
die volle Gebühr mindeſtens fünfzig Mark.“ 


Artikel IX. 


Der 8 52 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte erhält 
folgende Faſſung: 

Die Gebührenſätze erhöhen ſich in der Berufungs⸗ 
inſtanz um drei Zehnteile und in der Reviſionsinſtanz 
um fünf Zehnteile; in der Reviſionsinſtanz be⸗ 
trägt die volle Gebühr mindeſtens fünfzig 


Mark.“ 
Artikel X. 


Soweit in Reichsgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, 
welche durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


Artikel XI. 


In Anſehung der Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte, die bereits verkündet oder von Amts 
wegen zugeſtellt ſind, bevor dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, 
ſinden die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 


Urkundlich uſw. 
Gegeben uſw. 
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Artikel VII. 
Unverändert. 


Artikel VIII. 
Der 8 49 Abſ. 1 des Gerichtskoſtengeſetzes erhält folgende 
Faſſung: 
„In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Ge⸗ 
bührenſätze um ein Vierteil, in der Reviſionsinſtanz 
auf das Doppelte.“ 


Artikel IX. 


Der 8 52 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte erhält 
folgende Faſſung: 
„Die Gebührenſätze erhöhen ſich in der Berufungs⸗ 
inſtanz um drei Zehnteile und in der Reviſionsinſtanz 
um fünf Zehnteile.“ 


Artikel X. 
Unverändert. 


Artikel XI. 
Unverändert. 


Artikel XII. (Neu.) 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, für die Zeit bis 
längſtens zum 31. Dezember 1913 Hilfsrichter aus der Zahl 
der Mitglieder der Oberlandesgerichte und Landgerichte zum 
Zwecke der Erledigung der Geſchäfte der Zivilſenate einzu⸗ 
berufen. Die Abordnung eines jeden Hilfsrichters iſt bis zu 
dem Zeitpunkt unwiderruflich, in welchem die Wahrnehmung 
ſeiner Tätigkeit nicht mehr erforderlich iſt. 


Urkundlich uſw. 
Gegeben uſw. 


Reſolution. 


Der Reichstag wolle beſchließen: 


den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die Mittel für einen weiteren Senatspräſidenten 
und ſechs weitere Reichsgerichtsräte in den Etat einzuſtellen, ſobald ſich ergibt, daß 


ungeachtet der durch dieſes Geſetz herbeigeführten Entlaſtung die vorhandenen 
Bewältigung der Arbeitslaſt auf die Dauer nicht ausreichen. 


räfte zur 


« 


1 — 


39. Jahrgang. 


— — 


— 


Vorlage. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


Anderungen der Rechtsanwaltsordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
I. Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 177) wird dahin geändert: 
1. Hinter den S 32 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
§ 32a. 
Der Anſpruch der Partei auf Schadenerſatz aus 
dem zwiſchen ihr und dem Rechtsanwalte beſtehenden 
Vertragsverhältniſſe verjährt in fünf Jahren. 


* 


2. Der $ 90 erhält folgende Faſſung: 

Gegen Urteile des Ehrengerichts iſt die Berufung 
an den Ehrengerichtshof zuläſſig. 

Der Ehrengerichtshof beſteht aus dem Präſidenten, 
zwei Senatspräſidenten und ſechs Mitgliedern des 
Reichsgerichts ſowie aus ſechs Mitgliedern der Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgerichte. 

Bei dem Ehrengerichtshofe werden zwei Senate 
gebildet. Jeder Senat entſcheidet in der Beſetzung 
von ſieben Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 
Den Vorſitz führt im erſten Senate der Präſident des 
Reichsgerichts oder in ſeiner Vertretung ein Senats⸗ 
präſident, im zweiten Senat ein Senatspräſident. 
Von den Beiſitzern müſſen drei Mitglieder des Reichs⸗ 
gerichts und drei Mitglieder der Anwaltskammer bei 
dem Reichsgerichte ſein. f . 

Auf die Beſtimmung des Senatspräſidenten finden 
die Vorſchriften des § 61 des Geri tsverfaſſungs⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. Die Beſtimmung 
der Mitglieder des Reichsgerichts ſowie ihre Zuteilung 
an die beiden Senate und die Verteilung der Geſchäfte 
unter die beiden Senate erfolgt nach den Vorſchriften 
der SS 62, 63, 133 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 

Die Mitglieder der Anwaltskammer werden von 
dieſer und zwar drei für jeden der Senate vor Beginn 
des Geſchäftsjahres für deſſen Dauer gewählt. 

Die beiden 5 und die Mitglieder 
der Senate vertreten ſich wechſelſeitig. Der Vor⸗ 
ſitzende des zweiten Senats kann auch von dem Präſi⸗ 
denten des Reichsgerichts vertreten werden. 


II. Dieſes Geſetz tritt am in Kraft. 


Urkundlich uſw. 
Gegeben uſw. 
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II. 


Entwurf eines Gefches, 
betreffend 


Anderungen der Rechtsanwaltsordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
I. Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 177) wird dahin geändert: 
1. Unverändert. 


1a. (Neu.) Hinter den § 41 wird folgende Vorſchrift 
eingeſtellt: ö 
§ 41a. 

„Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung können 
im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei Anwalts⸗ 
kammern errichtet werden, wenn die Zahl der im 
Bezirk zugelaſſenen Rechtsanwälte 1000 überſteigt. 
Die Landesjuſtizverwaltung beſtimmt, welche Land⸗ 
gerichtsbezirke zu jeder Kammer gehören, und welcher 
der Kammern die beim Oberlandesgericht zugelaſſenen 
e angehören, ſowie den Sitz der zweiten 
ammer. 


2. Unverändert. 


II. Unverändert. 
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Anlage 2. 
Reichs- Juſtizamt. Nr. 1. 


Nr. 2380. N 
Berlin W. 9, den 16. April 1910. 


Voßſtraße Nr. 4. 


Bei der erſten Beratung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts — Nr. 309 der Druckſachen des Reichstags —, iſt dem Wunſche Ausdruck 
Poeten worden, es möge dem Reichstage weiteres ſtatiſtiſches Material zur Beurteilung der 

orlage zugänglich gemacht werden. In Erfüllung dieſes Wunſches beehre ich mich Eurer 
1 e ee 4 Nachweiſungen mit dem ergebenſten Erſuchen zu überſenden, deren Vorlegung 
an die Mitglieder der Kommiſſion gefälligſt herbeiführen zu wollen. 


Der Staatsſekretär. 
Lisco. 


An 
den Herrn Vorſitzenden der XIV. Kommiſſion des Reichstags 
n, 
ier. 


— — ͤ —&œ－6j—mü—ͤ 


I. 
Überfidt 


über das Ergebnis der Urteile und Beſchlüſſe, welche in den Jahren 1899 bis 1909 von dem 
Reichsgericht in den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten in der 
Reviſionsinſtanz ergangen find, identiſch mit Anlage II der Begründung, efr. S. 4457, 4508 Steno⸗ 
graphiſche Berichte XI 103/105, Anlagen Band VIII. 


. —́—ĩ6j—ü—ͤ 2;—¼-¼— —:ͤ.—. i.—.. ü6üẽ⸗Sm. éö.w— ᷑ — ... —ö—!œ ü .:.ð5 ök rt ßvs̃eh q oꝗm ͤudlüſ᷑᷑ ũꝗd.e— U —⁵UTiDtT!ðv§vß,kx ͤ—ꝑPFfü 'ÜM :ü .....tirti.,K.,ßKr T5. ĩ¼mT.ʃ sky .!wyxsßxv . —¼ͤ...x;sßð»ð;˖;C˖ .Pů4 —ʃ—ʃ:̃̃ĩ :ʃʃ——8—' 


Von den Urteilen und Beſchlüſſen lauten auf 


Es ſind ergangen 9 A ; 5 
ufhebung des angefochtenen Zurückverweiſung oder Ver⸗ 
Fe der Urteils werfung der Reviſion 
| Spalten 2 | unter Zurüd: unter 
en, Re ee le gehe, ede ea | Zt | Pam 
Inſtanz ſelbſt 
1 222 33 33 5 6 7 8 
1899 2533 . 2533 363 112 2058 81,24 
1900 2 494 2494 428 114 1952 78,27 
1901 2593 g 2593 437 110 2046 78,90 
1902 2613 2613 473 108 2032 77,77 
1903 2873 a 2873 503 144 2226 77,48 
1904 3 371 a 3 371 586 171 2614 77,54 
1905 3402 71 3 473 513 156 2804 80,73 
1906 3 005 338 3 343 537 175 2631 78,70 
1907 2752 397 3 149 613 170 2366 75,13 
1908 2809 477 3286 697 182 2407 73,25 
1909 2848 492 3 340 545 175 2 620 78,44 


— 
— 


39. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 555 


II. 
Unter den bei dem Reichsgericht anhängig gewordenen Reviſionen in Zivilſachen befinden ſich 
ſolche mit einem Werte des Streitgegenſtandes: 


1900 | 1901 | 1902 1904 | 1905 | 1906 | 1907 | 1008. 1909 


a) bis 2500 & einfchließlih . 
b) von mehr als 2 500 & bis 2 700 & einſchließlich 


*) *) *) *) *) ) 555 | 567 | 566 | 586 
1023 1158 | 1298 | 1499 | 1555 1305 | 


164 | 207 | 161 | 219 


)- „ „ 270 = = 3400 : 235 298 292 332 368 399 463 | 555 546 | 590 
„ = . 3400 = = 4300 : ; 149 214| 237| 279 318 287 328 362 365 | 385 
) „ „ 4300 = 5 400 5 205 235 248 327 306 364 395 446 | 467 593 
))) „ „ 3400 6700 g 149 | 150 205 193 224 235 280 284 318 | 304 
) „ 6700 38200 f 101 121 136 155 207171 207 245 246 260 
h) = = 3200 10 000 167 182 211 234 233 273 258 | 346 352 328 
) = 10000 50 000 a 492 480 562 611 711 783 812 992 996 1086 
kl) = = = 50000 = = 100 000 - 76 73 68 107 95| 112| 111 | 114 | 105 | 116 
Den 100 O00 22 34 il 61 56 84 83 77 866 


) Anmerkung: Durch das Geſetz vom 5. Juni 1905 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 536) iſt die Reviſionsſumme auf 2500 4 erhöht worden 
Die Sachen mit einem Werte des Streitgegenſtandes bis 2500 & einſchließlich werden ſeitdem in der Statiſtik nicht mehr nach den einzel | 
Vertſtufen getrennt. Für die Jahre 1900 bis 1905 verteilen ſich die unter a) und b) gezählten Reviſionen auf folgende Wertſtufen: l 


— nn 


aa) bis 1500 xͤ 


bb) von mehr als 1500 bis 1600 . 
cc) ⸗ 2 : 1600 = = 2100 : 
dd) = 21002700 
a Summe 1022 | 1168 | 1298 | 1499 | 1555 1 365 
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III. 


Die kontradiktoriſchen Urteile, welche in den Jahren 1899 bis einſchließlich 1909 bei dem Reichsgericht 
in den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten in der Reviſionsinſtanz 
verkündet worden ſind, hatten folgende Rechtsmaterien zum Gegenſtande: 


| | Er | 
Nr. Rebtsmaterie 1899 1900 | 1901 1001 | 100 1904 | 1905 | 1906 1907 1908 | 1909 
| | | 
1 | Perſonenrecht | | | | 
a) Entmündigung 4 7 4 | 6 2 5 6 | 1! 10 3 > 
D 14 | — — 1 1̃— — — | — — — 
2 | Namenredht | | | | | | | | 
a) Familienamen r 2 3 4 1 2 3 1 3 2 — | 2 
b) Firmenrecht . n 3 2 11 2 5 11 4 1 2 8 1 
3 Juriſtiſche Perſonen (aach duet) | | | | | | 
a) Vereine rn 2 2 7 7 5 4 5 1 3 5 
b) Körperſchaften und Stiftungen n — 4 - 2 1 | — | — | 2 
4 | Geſellſchaftsverhältniſſe (nach innen) | | | | | 
a) Handelögejellichaften . . 43 30 4 | 35 62 41 48 55 48 47 42 
p) Geſellſchaften mit beſchräntter Haftung ; 12 18 5 9 5 4 9 17 17 37 18 
c) Genoſſenſchaften. 11 : — — 4 18 7 8 u 24 
d) Sonſtige Geſellſchaften und Gemeinſchaften 16 S Ir Ma BI WM | 41 37 51 53 
3 | | | | | 
5 | Kauf und Tauſch euch. eee | | | 
a) Grundſtücke . 145 | 163 142 115 | 136 143 140 158 175 161 169 
b) Wertpapiere er F 20 32 47 16 | 35 23 33 20 
c) Sonſtige Mobilien und Forderungen 1 188 | 202 242 | 244 268 243 269 | „230 242 202 179 
6 | Schenkungen | | | | 
a) Grundſtücke . en 2 I 6 1 ) 
b) Sonſtige Gegenftände . : ; a 7 5 5 5 3 9 3 4 | 2 | 2 4 
7 | Miete und Pacht (ſoweit sicht 9 Nr. 32— 36) | | | | | | 
a) Grundſtücke 56 % 62 52 55 84 75 68 73 58 71 
b) Sonſtige Gegenſtände FR 6 3 — | 6 4 — | 5 3 11 2 
8 Leihe, Verwahrung, Bintertegung ini | | | | | | 
Einbringen bei Wirten) 9 11 | 25 3 6 4 3 3 | 83 1 1 
4 // ĩ 0. 52 40 12 | 311 34 43 | 45 30 40 45 | 50 
b) Bürgfhaften. . . . 33 29 25 27 35 28 57 46 48 40 532 
10 a) Wechſel und kaufmännische ae 31 37 53 46 52 39 36 29 37 436 | 31 
b) Kontoturrente . ar 8 5 4 6 9 10 5 | 8 8 10 13 
e) Schuldverſchreibungen auf Inhaber .. — = — — — — — — — — — 
d) Sonſtige abſtrakte neee | | | | | | 
und Anweiſungen .. 4 8 8 16 12 | 5 | 12 20 | * 6 8 
11 Dienſtverhältniſſe | | | | Ä | 
a) Beamtenanſprüche (einſchl. Relitten) . . 43 28 30 32 27 383134 28 33 18 22 
b) Handels- und Gewerbebedienſtete und Lehr— | | | | | 
linge (einschl. F 85 37 40 47 46 50 46 60 | 51 45 46 46 
c) Agenten und Makler .. N 42 37 55 50 31 44 43 42 67 5451 
d) Sonftige Dienſte . 8 19 14 9 12 20 42 26 42 31 37 37 
12 | Werkverträge (einſchl. Baubanbiverfer) 8 55 56 45 59 56 66 88 91 88 97 108 
13 J Auftrag und Geſchäftsführunnn g 22 24 | 21 20 ieee | 11 9 
14 | Ungerechtfertigte Bereicherung 15 28 17 27 15 | 19 23 21 1417 | 32 
15 a) Verſicherungsverhältniſſe. 33 51 45 2 5 6 43 53 60 59 586 
b) Pfründverträge und Leibrenten .. 3 4 2 — | | 2 1 — Sn 
16 Kommiſſions-, Speditions- und Yager: Geſchäfte 22 17 15 | 160 32 31 18 18 685 11 10 
17 | Frachtgeſchäfte (einſchl. Eiſenbahnen) . . 6 13 13 8 19 13 7 21 6 10 6 
15 | Seeſachen (einſchl. n und Bumen⸗ | 
ſchiffahrtt. 116 11 2 al 27 37 32 17 31 44 33 
19 | Nicht beſonders aufgeführte Verträge RT TEN | | | | 
tragsähnliche Verhältnifie. . . . 62 | 60 | 74 57 88 103 69 76 59 48 57 
20 a) Vergleiche. . 4 15 6 10 17 | 26 23 22 29 21 32 30 
b) Schiedsverträge und Schiedsiprüche 8 8 | 163 _ 72. 307.39 16 20 16 16 8 
| | | 
zu übertragen. . . | 1022 | 1058 | 1098 | 1108 | 1227 | 1360 | 1317 | 1291 | 1281 1265 1260 
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Pr Ra RR | 
Nr. Rechts materie | 100 | 1000 1001 | 100 1903 1904| 1905 | 10061907 don 10 
| / 
flbertrag . . . | 1022 | 1058 | 1098 | 1108 | 1227 | 1360 | 1317 | 1291 | 1281 | 1265 | 1260 
21 | Schadenserjat wegen unerlaubter ae 
a) von Beamten . . 25 13 22 12 13 36 35 36 27 28 40 
b) aus Nachbarrecht Smmiffionen) be 40) 5 36 36 31 24 21 45 34 31 29 30 27 
c) in ſonſtigen Fällen .. 8 De au 64 | 100 | 108 | 123 132 161 | 205 | 282 | 223 271] 277 
22 a) Haftpflichtſachen .. 8 19 20 18 31 56 37 63 66 61 52 61 
b) Sonſtige Erſatzanſprüche ex lege . 21 9 5 13 11 3 21 7 14 16 21 
23 Anfechtungen (einſchließlich Simulation) von 
Schuldnergeſchäften in und außer Konkurs . 37 27 42 51 33 60 52 52 52 52 57 
24 Beſitz und Eigentum (einſchl. Vindikation und 
Erſatzleiſtung) 
a) Grundſtücke . de ie Ar 43 58 53 65 47 46 41 49 56 49 51 
b) an Mobilien und Rechten ach ; 50 45 38 38 47 50 öl 44 47 48 52 
25 | Grunddienſtbarkeiten und Verträge Rierüber 8 42 32 24 15 30 32 28 19 23 28 29 


26 | Perſonaldienſtbarkeiten (beſ. Nießbrauch) und 
Verträge hierüber 
a) an Grundſtücken . be a 8 5 8 2 4 8 1 1 6 4 l 
b) an Mobilien und Rechten. 2 


RT a) Erbbaurecht, Vorkaufsrecht, e und 


Verträge hierüber N 17 33 19 24 | 7 11 20 4 10 6 3 
b) Preußiſche Kulturgerichtsſachen . 4 5 5 24 — 2 1 31 — 1 3 
28 J Hypotheken und ene und Verträge 
hierüber 60 42 73 65 85 83 84 83 82 | 105 87 
29 ] Pfandrecht an Mobilien nd ebenen (einfeht, 
kaufm. Retentionsrecht) nebſt Verträgen hierüber 21 13 8 1 5 10 18 13 13 10 6 
30 | Zwangsvollſtreckung 
nenne 12 7 9 20 19 12 17 26 26 20 29 
b) ſonſtige Fälle. ei 7 16 12 16 19 14 11 12 17 4 1 
3l | Enteignungen (einſchließlich weben und 
Preußiſches e 5 m 40 51 40 38 38 35 34 38 48 53 61 
32 | Bergrecht Pete 23 18 28 30 16 28 28 15 19 18 14 
33 | Waſſerrecht und Flößerei * 6 17 13 12 15 12 11 12 15 6 — 
34 | Jagdrecht und ee W dandpadıt 
verträgen a 4 1 3 5 2 — 3 3 2 5 2 
35 Fiſchereirecht nebſt Pachtverträge D 12 7 5 8 18 12 11 6 1 5 1 


36 | Geiſtiges Eigentum 
a) Autorrecht an ee und Kunſt— 


werken ’ . 2 2 4 1 3 6 5 1 8 5 9 
b) Verlagsverträge. . „ 1 1 3 1 3 2 2 4 1 1 2 
d) Muſterſchut . . * 19 14 13 27 16 14 24 10 9 16 14 
e) Warenzeichen. „ 33 29 22 16 29 18 40 27 26 29 22 
1) Unlauterer Wettbewerb S 39 30 29 21 26 36 35 39 24 30 33 


37 Ehe (einſchließlich Verlöbniſſe) und Eheſcheidung 94 | 111 | 102 | 105 | 103 


38 | Ehegüterrecht (nach innen). A: 13 8 15 24 17 18 19 14 14 19 14 
39 | Elternrecht, Kindichaft, Unterhaltungspflicht. s 23 18 24 19 22 46 33 37 37 26 25 
40 | Vormundſchaft und Pflegſchaſſſl 1 1 — -- 4 24 — 1 — 1 


c) Patentrecht nebſt een vertragen „ 32 30 44 32 45 101 * 83 112 100 | 114 
41 | Erbrecht (einſchließlich EN EIERN) 


und Erbfäufe. . . 103 81 82 94 81 107 85 98 99 88 85 
42 Fideikommiſſſee 8 6 1 3 4 4 1 3 1 3 4 3 
43 | Kirchenrecht (Patronat, Baupflicht, ee 22 16 22 17 22 23 17 16 10 6 
44 | Steuern (RAUM ven) 

a) Reichsrecht De 11 10 3 4 7 5 8 5 10 11 10 

b) Landesrecht ... 49 63 45 29 46] 24 37 36 40 42 3 
45 | Sonſtige Rechtsſtreite auf or ı von 

a) Reichsgeſetzen — — = — — 4 4 6 9 7 12 

b) Landesgeſetzen — — — — 1 1 2 2 1| — 4 

Summe. . . 1 20253 | 2270 2617 2624 2621 | 264 
| 


2609 | 2619 
! 
| 


2033 | 2073 | 2097 


a, Google 
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Anlage 4. 
(Anlage 3 ſiehe S. 562 ff.) 


Nachweiſung 


der 


bei dem Reichsgericht in den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten anhängig gewordenen Reviſionen nach 
dem Stande der Reviſtonskläger. 


Geſchäftsjahre 1905 bis 1909. 


560 Juriſtiſche Wochenſchrift. J 10. 1910. 
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Im Jahre 1905 find Reviſionen“) 
: : 1906 : 2 
2 2 1907 7 

1908  : : 

1909 : : 


Davon entfielen nach dem Stande des 


Streitgegenſtand 


der 8 
Fiskus, Gemeinden, 
Korporationen, Aktiengeſell— 
Reviſionsinſtanz ſchaften, Geſellſchaften mit be— Arzte, Geiſtliche, Lehrer, 
ſchränkter Haftung, Genoſſen— 
ſchaften, offene Handelsgeſell— Beamte 
ſchaften, Bankiers, Großkauf— 
leute, Großgrundbeſitzer 


Zahl | in Prozenten Zahl in Prozenten 
0 | d 


1905 100 3,62 18S 065 
1906 114 3,72 836 1,08 
von mehr als 2500 .% bis 3000 „X 1 1907 17 3,55 42 1,17 
| 1908 152 4,24 44 | 13 

1909 157 4,10 40 1004 


1906 110 | 3,59 


| 0,88 

von mehr als 3000 % bis 4000 .% 1907 127 | 3,55 i 6,90 
| 1908 130 3,63 27 0,75 

1909 130 | 3,59 30 0,78 


| 1905 


115 | 3,16 | 0,88 


1906 
von mehr als 4000 % bis 5000 .# 1907 4 3,07 28 0,78 
| 1908 140 3,91 30 0,84 
1909 156 4,07 22 0,58 


1905 82 | 2,97 22 0,80 
27 | 
2 


1905 
1906 143 4,67 
über 5000 % 0 1907 167 4,66 
| 1908 163 4,55 
1909 


| 
| 
| 
| 1905 908 | 32,91 211 7,65 


1906 10344 33,78 230 7,51 
/ Arx v———1—12 —Ü, 08 1907 1128 31,50 269 7,51 
| 1908 1206 33,66 264 7,37 

1909 1196 | 3121 256 6,68 


) Reviſionen in Ehe- und Entmündigungsſachen, in Prozeſſen wegen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und 


N Google 
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anhängig geworden.. 2759, 


Reviſionsklägers auf: 


3 4 5 6 


Handwerker, kleine Haus: 


Gutsbeſitzer, Hausbeſitzer, beſitzer, kleine Landwirte, Arbeiter, Perſonen, 
Handlungsgehilfen > bei denen der Stand nicht 
Kaufleute, Rentner und ähnliche Angeſtellte unteres Dienſtperſonal angegeben iſt 


im Privatdienſt 


Zahl in Prozenten Zahl in Prozenten Zahl in Prozenten Zahl in Prozenten 


139 5,04 
178 5,82 
195 5,44 
178 4,97 
206 5,38 
145 5,26 26 0,94 
125 4.08 31 | 1.01 
168 4,69 30 0,84 
148 4,13 28 0,78 
184 4,80 5 1,18 
| 
114 4,13 18 0,66 
139 4,54 27 0,88 
155 4,33 35 D098 
153 4.27 33 0092 
173 4,51 3 D071 
| 
610 | 22711 101 3,66 
600 19,60 138 451 
773 21,59 150 44.19 
764 21,32 157 4.38 
889 23,20 175 | 457 
| 
1.008 36,54 432 15,65 31 1,12 169 | 6% 
1042 34,04 459 15,00 75 2,45 22] 7,22 
1291 36,05 558 15,58 81 230§7ũ26 254 7,10 
1243 34,69 542 15,13 60 | 1,87 268 7,48 
1452 | 37,89 541 14,12 84 23,19 38 | 79 
1 
1 


Kindern ſowie in Sachen mit einem Streitgegenſtande bis 2500 / find nicht mitgezählt. 
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Anlage 3. 


(Anlage 4 ſiehe S. 559 ff.) 


Anträge. 


Zur erſten Leſung. 


Nr. 2. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in 8 130 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes: 
a) dem Abſ. 1 nach Annahme der Regierungsvorlage 
Artikel I sub 1 folgenden dritten Satz hinzuzufügen: 
Ein nach . Lebensjahres aus dem 
Dienſte ſcheidendes Mitglied erhält ſeinen vollen 
Gehalt als Ruhegehalt. 
b) dem Abſ. 2 folgende Faſſung zu geben: 
Das jährliche Ruhegehalt beträgt bis zur Voll⸗ 
endung des zehnten . 20% des Gehalts; 
es erhöht ſich mit der en eines jeden 
folgenden Dienſtjahres und bis zur Vollendung des 
vierzigſten Dienſtjahres um je ein ½¼s des Gehalts. 
c) dem Abſ. 3 folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 
Jedoch wird die Dienſtzeit nicht mitgerechnet, die 
vor dem vollendeten 25. Lebensjahre des Mit⸗ 
gliedes liegt. 


Nr. 3. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
der 8567 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
Gegen die Entſcheidung der Oberlandesgerichte iſt 
eine Beſchwerde nur inſoweit zuläſſig, als es ſich um 
die Verſagung des Armenrechts handelt. 


Nr. 3a. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 


im Antrag Nr. 3 der Kommiſſions⸗Druckſachen nach 
„Armenrechts“ fortzufahren: 


„in ſolchen Sachen handelt, in denen die Reviſion 
zuläſſig ſein würde“. 


Nr. 4. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
Der § 70 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes Abſ. 3 erhält 
folgende Faſſung: 

Der Landesgeſetzgebung bleibt überlaſſen, Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche gegen den Staat wegen Ver⸗ 
fügungen der Verwaltungsbehörden, wegen Wer: 
ſchuldung von Staatsbeamten und wegen Aufhebung 
von Privilegien, Anſprüche gegen Beamte wegen 
Überſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen 
pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlungen, 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes, 
den Landgerichten ausſchließlich zuzuweiſen. 


Nr. 5. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
1. dem Schlußſatze des § 554 hinzuzufügen: 
„Hat der Reviſionskläger die Bewilligung des Armen— 
rechts beantragt, ſo beginnt der Lauf der Friſt nicht 
vor der Zuſtellung des auf dieſes Geſuch gehenden 
Beſchluſſes.“ 


2. den Zuſatz zu § 713 Abſ. 1 zu ſtreichen. 
3. in § 717 Abſ. 3 hinter dem Worte „Geleiſteten“ ein⸗ 
zuſchalten: „ſamt Zinſen“. 
4. in § 547: 
a) in Nummer 1 die Worte „die ſachliche Unzuſtändigkeit 
des Gerichts oder“ zu ſtreichen, 
b) Nummer 2 zu ſtreichen. 


5. zu § 549 hinzuzuſetzen: 

Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß die Beeidigung von Zeugen oder Sachverſtändigen 
unzuläſſigerweiſe erfolgt oder unterblieben ſei, oder 
darauf, daß das Berufungsgericht das Vorliegen einer 
Klageänderung zu Unrecht angenommen hat. 


. 


6. zu § 549 hinzuzufügen: 
„Die Reviſion kann nicht auf Verletzung aufgehobenen 
Landesrechts geſtützt werden.“ 


7. den § 9a des Gerichtskoſtengeſetzes als S 9a in die 
Zivilprozeßordnung aufzunehmen. 


8. zu § 566 hinzuzuſetzen: 
„wenn beim Ausbleiben des Reviſionsbeklagten die 
Sache verhandelt wird, iſt der Einſpruch gegen das 
Urteil des Reichsgerichts ausgeſchloſſen.“ 


Nr. 6. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in § 233 Abf. 1 hinter „Notfriſt“ zu ſetzen: 
„oder die Reviſionsbegründungsfriſt“. 


Nr. 7. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in § 719 der Zivilprozeßordnung folgenden Abſ. 2 ein⸗ 
zuſtellen: 

Wird Reviſion gegen ein für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtes Urteil eingelegt, ſo hat das Reviſionsgericht 
auf Antrag die Zwangsvollſtreckung einſtweilen ein⸗ 
uſtellen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die 

ollſtreckung einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen 
würde. N N 


Nr. 8. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
dem Geſetze, betreffend die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts, als Artikel XII hinzuzufügen: 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, auf die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1913 Hilfsrichter aus der 
Zahl der Mitglieder der Oberlandesgerichte und Land⸗ 
gerichte zum Zwecke der Beſchäftigung bei den Zivil⸗ 
ſenaten des Reichsgerichts einzuberufen, mit der 
Maßgabe, daß der Widerruf der Beſtellung zum 
Hilfsrichter unzuläſſig iſt, ſowie die hierzu erforderlichen 
Mittel in den Etat einzuſtellen. 
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Nr. 9. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 

1. unter Ablehnung des § 549 Abſ. 3, § 554 Abſ. 3 Nr. 2c, 
§ 554b und 5 559 der Vorlage an die Stelle des 
§ 546 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung folgende Vor⸗ 
ſchriften zu ſetzen: 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche wird die Zuläſſigkeit der Reviſion durch 
einen den Betrag von 5000 & überſteigenden Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes bedingt. Es genügt jedoch 
ein Wert des Beſchwerdegegenſtandes von mehr als 
2500 &, ſofern der Reviſtonskläger durch eine in der 
Berufungsinſtanz erfolgte Abänderung einer der Rechts⸗ 
kraft fähigen Entſcheidung des Landgerichts in dieſer 
Höhe beſchwert iſt. 

2. den $ 554b der Vorlage abzulehnen. 

3. in dem Art. III Ziffer 8 der Vorlage die Worte 
„SS 554 a, 554 b, 554 c“ durch die Worte „des § 554 a“ 
zu erſetzen. 


Nr. 10. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
hinter 8 546 folgenden § 546 a einzuſtellen: 
546 a. 
Das Berufungsgericht kann in dem Urteile die 
Reviſion für zuläfſig erklären, wenn es die Anrufung 
des Reichsgerichts für die Einheit oder Fortentwicklung 
des Rechtes als förderlich erachtet. In dieſem Falle 
iſt die Reviſion ſtets zuläſſig, wenn der Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 2500 .# 
überſteigt. | 


Nr. 11. 

J. Wirkung des Abänderungsantrags Nr. 9 (5000 # 
Reviſionsſumme für konforme Entſcheidungen) nach den 
Geſchäftszahlen für 1909. 

Auf die Wertklaſſen 2500 bis 50004 
entfielen. . 1527 Reviſionen. 
Hiervon ab 10 Prozent, die von den 
Wirkungen des Antrags über⸗ 
haupt nicht getroffen werden 153 : 
bleiben . . 1374 Reviſionen. 


Rechnet man hiervon 50 Prozent als 
infolge des Antrags wegfallend, 
ſo fallen weg 

oder 15,33 Prozent aller Revi⸗ 

ſionen oder rund 15 Prozent. 

II. Gleiche Berechnung unter Feſtſetzung 

der Reviſionsſumme für konforme Ent⸗ 
ſcheidungen auf 7000 . 

Auf die Wertklaſſe 2500 bis 7000 .# 


687 : 


entfielen 2073 Reviſionen. 
Hiervon ab 10 Prozent. . 207 - 
bleiben . . 1866 Reviſionen. 
Hiervon 50 Prozent wegfallend, 
gleichchch e . 933 . 
oder 20,8 oder rund 21 
| Prozent. 
III. Wirkung einer allgemeinen Erhöhung der 
Reviſionsſumme 


a) auf 5000 „# 
das Doppelte von I. gleich 30 Prozent 
aller Reviſionen, | 
b) auf 4000 l. 
Auf die Wertklaſſe von 2500 bis 
4000 l entfallen . . 1066 Reviſionen. 


Hiervon ab 10% . 107 : 
bleiben . . 959 Revifionen 


oder 21,4 oder rund 21 %. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 563 


IV. Durch die kleinen Maßnahmen fallen weg etwa 200 Re⸗ 
viſionen oder rund 5 % aller Reviſionen. 


V. Die neu eingehenden Reviſionen ſind in den Jahren 
1906 bis 1909 um 788 oder durchſchnittlich 263 Re⸗ 
viſionen jährlich geſtiegen. Es ſoll nur mit einer Steige⸗ 
rung von 250 gerechnet werden. 


VI. Die Zahl der Reviſionen im Jahre 1913 iſt demnach 
abgeſehen von der Novelle auf 5483 zu ſchätzen. 
Unter Berückſichtigung der Novelle würde ſich dieſe 
Zahl vermindern zu I (IW um 20 % oder 1097 Re: 
viſionen, jo daß verblieben (5483 — 1097) = 4386 Revi⸗ 
ſionen. 
VII. Nach dem Vorſchlage zu II (& IW würde ſich die Zahl 
der 5483 Reviſionen im Jahre 1913 um 26% ver: 
ringern oder um 1326, ſo daß verblieben 4157 Revi⸗ 


ſionen. 


VIII. Zurzeit werden jährlich erledigt rund 4000 Reviſionen. 


Durch den Wegfall der Beſchwerden können nach der 
Annahme des Anwaltsvereins weitere 150 Reviſionen 
erledigt werden, alſo insgeſamt 4150 Reviſionen. 

Demnach würden im Jahre 1913 nach dem Vor⸗ 
ſchlage zu I (4386 —4150) = 236 Reviſionen und nach 
dem Vorſchlage zu II (4157-4150) = 7 Reviſionen 
nicht erledigt werden können. 


Nr. 12. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 


für den Fall der Ablehnung des Antrags Dr. Junck 
auf Nr. 9 der Kommiſſions⸗Druckſachen Abſ. 1 in 
8 546 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung die Worte „zwei⸗ 
tauſendfünfhundert“ zu ändern in „viertauſend“. 


Nr. 13. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 


in die Rechtsanwaltsordnung folgenden § 41a ein⸗ 
zufügen: 


41 a. 

Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung 
können im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei An⸗ 
waltskammern errichtet werden, wenn die Zahl der 
im Bezirke zugelaſſenen Rechtsanwälte 600 überſteigt. 
Die Landes uſtizverwaltung beſtimmt, welche Land⸗ 
gerichtsbezirke zu jeder der Kammern gehören, und 
welcher der Kammern die beim Oberlandesgericht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte angehören. 


Nr. 14. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
1. in 8 546 der Zivilprozeßordnung die Worte „zweitauſend⸗ 


fünfhundert“ zu erſetzen durch „viertauſend“. 
2. als Artikel XII in die Vorlage aufzunehmen: 
Der Reichskanzler wird ermächtigt: 

a) die Mittel für einen weiteren Senatspräſidenten 
und ſechs weitere Reichsgerichtsräte für die Zeit 
vom 16. September 1910 ab in den Etat ein⸗ 
zuſtellen, 
auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1913 Hilfs⸗ 
richter aus der Zahl der Mitglieder der Ober: 
landesgerichte zum Zweck der Beſchäftigung bei 
den Zivilſenaten des Reichsgerichts einzuberufen 
mit der Maßgabe, daß die Beſtellung zum Hilfs⸗ 
richter, ſolange das Bedürfnis, durch das ſie 
veranlaßt wurde, fortdauert, nicht widerrufen 
werden darf, ſowie die hierzu erforderlichen Mittel 
in den Etat einzuſtellen. 


b 


— 


Nr. 15. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 


dem Geſetz, betreffend die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts, als Artikel XII hinzuzufügen: 
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Der Reichskanzler wird ermächtigt, für die Zeit 
bis längſtens zum 31. Dezember 1913 Hilfsrichter 
aus der Zahl der Mitglieder der Oberlandesgerichte 
zum [Zwecke der Erledigung der Geſchäfte der Zivil⸗ 
ſenate einzuberufen, ſowie die hierzu erforderlichen 
Mittel in den Etat einzuſtellen. Die Abordnung 
eines jeden Hilfsrichters iſt bis zu dem Zeitpunkte 
unwiderruflich, in welchem die Wahrnehmung ſeiner 
Tätigkeit nicht mehr erforderlich iſt. 


Nr. 17. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
Artikel VIII und IX des Entwurfs wiederherzuſtellen. 


Nr. 18. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in § 548 die Worte „oder mit der Beſchwerde anfechtbar“ 
wiederherzuſtellen. 


Nr. 19. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in § 719 der Zivilprozeßordnung ſoll der neu eingeſtellte 
Abſ. 2 folgenden Wortlaut erhalten: 

Wird Reviſion gegen ein für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtes Urteil eingelegt, ſo kann das Reviſionsgericht 
auf Antrag die Zwangsvollſtreckung gegen oder ohne 
Sicherheitsleiſtung einſtweilen einſtellen, wenn glaub⸗ 
haft gemacht wird, daß die Vollſtreckung einen nicht 
zu erſetzenden Nachteil bringen werde. 


Nr. 20. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in § 719 folgenden Abſ. 2 hinzuzuſetzen: 

Wird Reviſion gegen ein für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtes Urteil eingelegt, ſo hat das Reviſionsgericht 
auf Antrag anzuordnen, daß die Zwangsvollſtreckung 
einſtweilen 1 werde, wenn glaubhaft gemacht 
wird, daß die Vollſtreckung einen nicht zu erſetzenden 
Nachteil bringen würde. 

Die Entſcheidung kann ohne mündliche Verhand⸗ 
lung erfolgen. 


Zur zweiten Leſung. 


Nr. 21. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in Artikel XIIb zu ſetzen: ö 
„der Oberlandesgerichte und Landgerichte“. 


10. 1910. 


Nr. 22. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in Artikel XII unter 2a die Worte „für die Zeit vom 
16. September 1910 ab“ zu ſtreichen und dafür nach 
dem Worte „einzuſtellen“, hinzuzufügen: 
„ſobald ſich ergibt, daß ungeachtet der durch dieſes 
Geſetz herbeigeführten Entlaſtung die vorhandenen 
Richter des Reichsgerichts zur unverzüglichen Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte nicht ausreichen“. 


Nr. 23. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
1. Artikel XII a in der Faſſung der Beſchlüſſe erſter Leſung 
zu ſtreichen. 
2. folgende Reſolution anzunehmen: 
Der Reichstag wolle beſchließen: N 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die Mittel 
für einen weiteren Senatspräſidenten und ſechs 
weitere Reichsgerichtsräte in den Etat einzuſtellen, 
ſobald ſich ergibt, daß ungeachtet der durch dieſes 
Geſetz herbeigeführten Entlaſtung die vorhandenen 
Kräfte zur Bewältigung der Arbeitslaſt auf die 
Dauer nicht ausreichen. 


Nr. 24. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
in die Rechtsanwaltsordnung folgenden § 41a ein 
zufügen: 
S 4la. 

Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung 
können im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei An⸗ 
waltskammern errichtet werden, wenn die Zahl der 
im Bezirk zugelaſſenen Rechtsanwälte 1000 überfteigt. 
Die Landesjuſtizverwaltung beſtimmt, welche Land⸗ 
gerichtsbezirke zu jeder der Kammern gehören, und 
welcher der Kammern die beim Oberlandesgericht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte angehören. 


Nr. 25. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 


unter Zurückziehung des Antrags Nr. 19 
im Antrag Nr. 20 der Kommiſſions⸗Druckſachen in § 719 
Abſ. 2 das Wort „hat“ zu erſetzen durch „kann“. 


Nr. 26. Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
im Antrag Nr. 24 der Kommiſſions⸗Druckſachen in 5 41a 
am Schluſſe hinzuzufügen: 
„ſowie den Sitz der zweiten Kammer“. 


39. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Steuographiſcher Bericht der Reichskagsverhandlungen 


über die 


Dritte Beratung der Entwürfe 


eines Geſetes betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
ſowie eines Geſetzes betreffend Anderungen der Nechtsanwalts⸗ 


ordnung. 
80. Sitzung vom 6. Mai 1910. 
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80. Sitzung vom 6. Mai 1910. 


Präſident: Wir kommen zum vierten Gegenſtand der 
Tagesordnung: 

dritte Beratung der Entwürfe eines Geſetzes 
betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, 
ſowie eines Geſetzes betreffend Anderungen der 
Rechtsanwaltsordnung (Nr. 309 lberichtigt!, 431 
der Druckſachen). 

Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe zweiter Beratung, 

Nr. 473 der Druckſachen. 

Ich eröffne die Generaldiskuſſion. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Die liebenswürdige Begrüßung, 
die ich hiermit erfahre, follte ich ihnen eigentlich damit danken, 
daß ich ohne jede Rückſicht auf Ihren Wunſch recht lange ſpreche. 

(Heiterkeit und Zurufe) 
Aber da ich mehr Rückſicht auf meine Freunde nehme als auf 
Sie, werde ich mich ſehr kurz faſſen. 
(Bravo!) 

Meine Herren, ich habe nur kurz zu erklären, daß, wie 
das Geſetz in der zweiten Leſung geſtaltet worden iſt, es für 
meine Parteigenoſſen gänzlich unannehmbar iſt. Wir würden 
ſehr gern zur Entlaſtung des Reichsgerichts beigetragen haben 
und haben auch einer großen Anzahl von Anträgen in dieſer 
Gaichung zugeſtimmt. Unannehmbar ſind aber für uns die 
Orhöhung. der Reniſionsſumme, die Ausſchließung von Be⸗ 
1 in Armenrechtsſachen und die Erhöhung der Gerichts⸗ 
15 5 = Rechtsanwaltsgebühren der Reviſionsinſtanz. Auch 
i 5 der Reviſion gegen einſtweilige Verfügungen 
1 edenklich; indes würde dieſer Punkt für uns nicht 

1 95 Ausſchlag gegeben haben. 
Wapıbei ai mit Bedauern geſehen, daß. ſich zu dieſen in 
Waal Parteien 5 Schichten des Volkes feindlichen Maß⸗ 
rechts und links zuſanimengeſchloſſen haben. 


Wir haben namentlich bedauert, daß auch die Freiſinnige Volks⸗ 
partei unter ihrer jetzigen Führung wiederum ſich mit den 
Konſervativen zuſammengefunden hat, um im Sinne des alten 
Blocks zu votieren. 
(Widerſpruch bei der Fortſchrittlichen Volkspartei) 
Wir haben auf der anderen Seite geſehen, daß auch das 
Zentrum zu ſeinem erheblichſten Teile dieſen volksſchädlichen 
Beſtimmungen zuſtimmt. Wir bedauern — ich ſage es offen —, 
daß wir mit unſerer Ablehnung dieſes Geſetzes ziemlich allein 
ſtehen. Wir werden verſuchen 
(Zuruf von den Polen) 

— ich bitte um Verzeihung; Sie haben recht, Herr Kollege: 
die Polen ſtehen auf demſelben Standpunkt wie wir —, wir 
werden verſuchen, ob nicht in der dritten Leſung noch wenigſtens 
die Beſchwerden in Armenrechtsſachen gemäß dem Antrag 
Schmidt (Warburg) wieder eingefügt werden. Wir werden für 
den Antrag Schmidt (Warburg) ſtimmen, werden aber, da bei 
den Mehrheitsverhältniſſen des Hauſes keine Ausſicht vorhanden 
iſt, die Erhöhung der Reviſionsſumme wieder herauszubringen, 
ſchließlich doch wieder gegen das ganze Geſetz ſtimmen müſſen. 


Prafident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Strombeck. 


Strombeck, Abgeordneter: Im Intereſſe der Verkürzung 
der Debatten ziehe ich meinen Antrag auf Nr. 476 der Druck- 
ſachen ad Art. 12 dieſer Vorlage zurück. 


Präſident: Der Antrag auf Nr. 476 der Druckſachen 


von Strombeck und Genoſſen iſt zurückgezogen. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Seyda (WVreſchen). 


Seyda (Wreſchen), Abgeordneter: Meine Herren, da das 
Geſetz in der zweiten Leſung nicht diejenige Form erhalten hat, 
die wir für unumgänglich notwendig halten, um für das Geſetz 
ſtimmen zu können, da namentlich die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme beſchloſſen, während andererſeits das Rechtsmittel der 
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Beſchwerde an das Reichsgericht vollſtändig befeitigt worden 
iſt, ſo werden wir nicht in der Lage ſein, für dieſes Geſetz in 
der dritten Leſung zu ſtimmen. Da aber das Geſetz im ganzen 
vorausſichtlich eben eine Mehrheit finden wird, ſo werden wir 
bemüht ſein, jedenfalls diejenigen Verbeſſerungen, die vielleicht 
noch möglich ſind, durchzubringen; wir werden insbeſondere zu 
dem Antrag Schmidt (Warburg) und Dr. Bitter, welcher zum 
Zweck hat, das Rechtsmittel der Beſchwerde wenigſtens inſoweit 
aufrechtzuerhalten, als es ſich um die Verſagung des Armen⸗ 
rechts handelt, namentliche Abſtimmung beantragen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Seyda hat über den 
Antrag Schmidt (Warburg) namentliche Abſtimmung 
beantragt. Der Antrag ſelbſt bedarf noch der Unterſtützung. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag Schmidt (War⸗ 
burg) auf Nr. 482 (abgeändert) unterſtützen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. ' 

Geſchieht) 
Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte nun diejenigen Herren, welche den Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützen wollen, ſich zu erheben. 
Geſchieht) 
Die Unterſtützung reicht aus. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
habe Ihnen unter Nr. 482 einen Antrag geſtellt, der in letzter 
Stunde noch redaktionell etwas geändert iſt. Es handelt ſich 
nur um eine redaktionelle Anderung und vom Regierungstiſch 
aus wird das auch beſtätigt werden, daß es ſich lediglich um 
eine ſolche handelt. Es kommt vor allem darauf an, daß ich 
den Antrag wieder einbringe, der das vorige Mal geſtellt war, 
und der im Anfang auch ſo formuliert war. Ich habe in⸗ 
zwiſchen den Antrag zum § 567, das iſt der Schwerpunkt, 
etwas geändert, indem ich ihm folgende Faſſung gebe: 

Gegen die Entſcheidung der Oberlandesgerichte iſt eine 

Beſchwerde nur inſoweit zuläſſig, als ſie das Armenrecht 

betrifft. 
Materiell iſt das dasſelbe, aber es find redaktionelle Rückſichten, 
die ich Ihnen hier nicht näher auseinanderzuſetzen brauche, um 
die Sache nicht aufzuhalten; es iſt genau nach derſelben Richtung 
hin zielend. Der alte Antrag iſt alſo von mir zurückgenommen 
und der neue allein geſtellt. Alles übrige, was da beantragt 
iſt, bis auf den Antrag in der letzten Zeile Art. VIII und IX 
zu ſtreichen, gehört zuſammen. Es iſt alles Ausfluß der Ab⸗ 
änderung des 8 567. Ich gehe auch darauf nicht näher ein. 
Wer für die Erhaltung des Armenrechts iſt — — — 

(Ruf: Zur Geſchäftsordnung!) 

— Dann iſt damit meine Bemerkung erledigt. 


Präſident: Ich ſchließe die Generaldiskuſſion; wir treten 


in die Spezialdiskuſſion ein. Ich eröffne die Diskuſſion über 


Art. J Ziffer 1. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Ich beantrage, daß die namentliche 
Abſtimmung auf den nächſten Dienstag vertagt wird. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Präſident: Das würde alſo zu Ziffer 2 ſein. 

Bevor ich das Wort zur Geſchäftsordnung weiter gebe, 
möchte ich mitteilen, daß ich beabſichtige, erſt über den Art. I 
Ziffer 1 des Entwurfs abſtimmen zu laſſen und dann bei 
Ziffer 2, welche durch den Antrag Schmidt (Warburg) berührt 
wird, über den Antrag Schmidt (Warburg) abſtimmen zu laſſen, 
inſofern für dieſen Antrag nicht etwa eine getrennte Abſtimmung 
beantragt werden ſollte, was mir an ſich nicht erforderlich er— 
ſcheint. Sollte der Antrag Schmidt (Warburg) angenommen 
werden, ſo würde ſich daraus die Konſequenz in bezug auf die 
Streichung in den übrigen Artikeln von ſelbſt ergeben. Ich 
nehme an, daß die Herren damit einverſtanden ſind. 

Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Ich bin damit ein⸗ 
verſtanden. Man könnte es aber vielleicht auch anders machen. 
(Heiterkeit) 

Ich ſtelle es anheim. Ich ſetze voraus, daß es in der Intention 
des Herrn Präſidenten liegt, daß, wenn der Art. 1 Nr. 1 an⸗ 
genommen iſt, dann zuſammen beraten und abgeſtimmt wird 
über den ungeteilten Antrag Schmidt (Warburg), der bis auf 
die letzte Zeile — in bezug auf die Artikel VIII und IX — 
zuſammengehört. Mir iſt es gleich, ob erſt nur über Art. I 
Nr. 2 abgeſtimmt wird oder ſogleich auch über das andere. 
Da aber namentliche Abſtimmung beantragt iſt über den 
S 567, jo empfiehlt es ſich vielleicht, darüber zuerſt abſtimmen 
zu laſſen. Wird der Antrag dazu abgelehnt, ſo müßte ich das 
andere doch zurückziehen; wird jener Antrag angenommen, ſo 
muß konſequenterweiſe auch das übrige angenommen werden. 


Präfident: Von dem Antrag Schmidt (Warburg) wäre 
allerdings die letzte Zeile — in bezug auf die Art. VIII 
und IX —, welche ſich nicht auf das Beſchwerderecht bezieht, 
auszunehmen; darüber würde alſo beſonders abzuſtimmen 
ſein, während die übrigen Punkte, die alle dieſelbe 
Materie umfaſſen, durch eine Geſamtabſtimmung erledigt werden 
können. Dieſe Geſamtabſtimmung ſoll eine namentliche ſein, 
und zwar ſollte, nach dem Antrag Bebel, dieſelbe erſt am 
Dienstag ſtattfinden. Dann würden wir allerdings über die 
betreffenden Artikel heute gar nicht abſtimmen können. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Baſſermann. 


Baſſermann, Abgeordneter: Herr Präſident, ich beantrage, 
die namentliche Abſtimmung heute ſtattfinden zu laſſen. 
(Vielſeitige Zuſtimmung) 


Das Haus iſt voll beſetzt, und jeder Abgeordnete weiß, daß 


heute in dritter Leſung wichtige Entſcheidungen bei dieſem 

bedeutſamen Geſetze fallen. Es liegt alſo kein Grund vor, 

heute von dem an und für ſich richtigen Grundſatz, die nament⸗ 

lichen Abſtimmungen jeweils ſofort vorzunehmen, abzuweichen. 
(Sehr richtig!) 


Präſident: Ich werde das Haus darüber befragen. Ich 
bitte die Herren, ihre Plätze einzunehmen. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche, dem Antrag 
Bebel entſprechend, die namentliche Abſtimmung über den 


39. Jahrgang. 


Antrag Schmidt (Warburg) auf Nr. 482 der Druckſachen 
bis Dienstag auszuſetzen wünſchen, ſich von ihren Plätzen 


erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die Minderheit; wir treten alſo ſofort in die Ab⸗ 
ſtimmung ein. 

Die Abſtimmung wird nach dem Antrag Seyda eine 
namentliche ſein. Ich bitte die Herren, ihre Plätze ein⸗ 
zunehmen. ö 

Meine Herren, ich bitte um etwas Aufmerkſamkeit, damit 
keine Irrtümer eintreten. 

Diejenigen Herren, welche den Antrag Nr. 482 der Druck⸗ 
ſachen mit Ausſchluß der letzten Zeile, die ſich auf Art. VIII 
und IX bezieht, annehmen wollen, bitte ich, eine Karte mit 
„Ja“, — und diejenigen, welche dies nicht wollen, eine Karte 
mit „Nein“ abzugeben. Für diejenigen Herren, welche ihre 
Karten nicht zur Hand haben, ſtehen Karten ohne Namen auf 
dem Tiſch des Hauſes zur Verfügung. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, die Karten einzuſammeln. 

Geſchieht) 

Diejenigen Herren, welche noch nicht abgeſtimmt haben, 
fordere ich auf, ſich hierher zu bemühen, und ihre Karte abzugeben. 
(Baufe) 

Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
(Das Ergebnis wird ermittelt) 

Das vorläufige Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: 
es ſind abgegeben 251 Karten; davon gültig 249 und 2 ungültig. 
Es haben geſtimmt mit „Ja“ 115, mit „Nein“ 129; enthalten 
haben ſich der Abſtimmung 5. Danach iſt der Antrag auf 
Nr. 482 der Druckſachen abgelehnt. 

Damit, meine Herren, ſind gleichzeitig nach dem, was ich 
vorher erklärt habe, die in dieſem Antrage enthaltenen Artikel 
der Beſchlüſſe zweiter Leſung mit Ausnahme der Art. VIII 
und IX als angenommen zu betrachten, weil ihre Streichung 
abgelehnt worden iſt. 

Ich rufe daher die übrigbleibenden Artikel auf. 

Art. I Nr. 2 iſt alſo durch den eben gefaßten Beſchluß 
angenommen. Ebenſo Art. II. 

Von Art. III rufe ich auf: Ziffer 1, — 1a, — 2, — 
2a, — 2b. — 

Ziffer 3 iſt bereits angenommen. 

Ich rufe auf Nr. 5. — Die Ziffer 5 wird nicht an⸗ 
gefochten; angenommen; ebenſo Ziffer 10. 

Ziffer 11, — 12, — 13, — 14 ſind ebenfalls bereits 
angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 15, — 16, — 17, — 18, — 19, 
— 20, — 21, — 22; — angenommen. 

Art. IV iſt durch den eben erfolgten Beſchluß an⸗ 
genommen. 

Art. V rufe ich auf, 
Angenommen. 

Wir kommen zu Art. VIII und IX. Dazu liegt der 
Antrag Schmidt (Warburg) vor auf Nr. 482 der Druckſachen, 
die beiden Artikel zu ſtreichen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr AU 
Schmidt (Warburg). 


— Art. VI, — Art. VII. — 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Ich beantrage, die 
Diskuſſion über dieſe beiden Artikel zu verbinden. Außerdem 
beantrage ich namentliche Abſtimmung über Art. VIII und IX 
gemeinſam. 


Prafident: Der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg) 
beantragt, über Art. VIII und IX gemeinſam zu verhandeln. 
Wenn ein Widerſpruch nicht erfolgt, werde ich annehmen, daß 
die Herren mit der Verbindung der Diskuſſion über die beiden 
Paragraphen einverſtanden ſind. — Dagegen erhebt ſich ein 
Widerſpruch nicht. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Schmidt (Warburg) 
auf namentliche Abſtimmung bedarf der Unterſtützung. Ich 
bitte diejenigen Herren, die den Antrag unterſtützen wollen, 


b 
A (Geſchieht) 


Die Unterſtützung genügt. 

Ich eröffne die Diskuſſion über die Art. VIII und IX. 
— Das Wort wird nicht verlangt; ich ſchließe die Diskuſſion. 

Wir kommen zur Abſtimmung. Die Abſtimmung iſt nach 
dem Antrage des Herrn Abgeordneten Schmidt (Warburg) eine 
namentliche. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der ae Ab: 
geordnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präſident, ich möchte 
fragen, ob Sie nicht vorſchlagen werden, getrennt abzuſtimmen 
über Art. VIII und über Art. IX. Eine gemeinſame Ab⸗ 
ſtimmung iſt hier ſchwer durchzuführen, weil es ſich um ganz 
verſchiedene Materien handelt, über die man verſchieden denken 
kann. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg) 
hat eine namentliche Abſtimmung über beide Artikel zuſammen 
beantragt, und der Herr Abgeordnete Dr. Spahn beanſtandet 
die Möglichkeit, die Abſtimmung über beide Anträge zuſammen 
vorzunehmen. Ich werde das Haus darüber befragen. 

Ich werde alſo bitten, daß diejenigen Herren, welche dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Spahn entſprechend die 
Abſtimmung über beide Artikel zu trennen wünſchen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; die Abſtimmung erfolgt alſo nunmehr 
zunächſt nur über Art. VIII. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den Art. VIII 
aufrechtzuerhalten wünſchen, ihre Karten mit „Ja“, diejenigen, 
welche den Artikel zu ſtreichen wünſchen, ihre Karten mit „Nein“ 
abgeben. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, die Karten einzu⸗ 


ſammeln. 
(Geſchieht) 
Diejenigen Herren, welche noch nicht abgeſtimmt haben, 
fordere ich auf, ſich hierher zu bemühen und ihre Karten ab⸗ 


zugeben. 
auſe) 


Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 


das Ergebnis wird ermittelt) 
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Das vorläufige Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes. 
Es ſind 248 Stimmzettel abgegeben, davon mit Ja 122, mit 
Nein 121 © 
(große Heiterkeit) 
enthalten haben ſich 5. Der Art. VIII iſt damit aufrecht⸗ 
erhalten. 

Wir kommen zu Art. IX. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
die Abſtimmung ein ſolches Reſultat gezeitigt hat, ſo kann ich 
doch den Antrag nicht zurückziehen; ſonſt hätte ich es getan. 
Aber das Additionsexempel iſt mir noch nicht recht klar. Im 
ganzen ſind 248 Stimmzettel abgegeben worden; davon 122 mit 
Ja und 121 mit Nein? 


Präſident: Herr Abgeordneter Schmidt (Warburg), es 
haben 248 Abgeordnete abgeſtimmt. Davon haben ſich, wie 
ich mitteilte, der Stimme enthalten 5, es bleiben daher 
übrig 243, von denen 121 mit Nein und 122 mit Ja ge: 
ſtimmt haben. 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Schmidt (Warburg), 
ob er den Antrag auf namentliche Abftimmung auch bei Art. IX 
aufrechterhalten will. 


Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Ja, ich halte den 
Antrag aufrecht. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg) 
hält ſeinen Antrag auf namentliche Abſtimmung über 
Art. N aufrecht. 

(Unruhe) 
eine Herren, es find vorhin Zweifel entſtanden. Ich bitte 
um etwas Ruhe, damit bei der Abſtimmung keine Irrtümer 
entſtehen. 

Ich bitte diejenigen Herren, die den Art. IX aufrecht⸗ 
erhalten wollen, ihre Stimmkarten mit „Ja“, — diejenigen, 
welche ihn ablehnen wollen, mit „Nein“ abzugeben. Ich bitte 
die Herren Schriftführer, die Karten einzuſammeln. 

Geſchieht) 

Ich bitte diejenigen Herren, welche ihre Karten noch nicht 
abgegeben haben, ſich hierher zu bemühen und ihre Karte ab— 
zugeben. 


(Pauſe) 


Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich bitte die Herren 

Schriftführer, das Reſultat der Abſtimmung feſtzuſtellen. 
(Geſchieht) 

Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: abgegeben 
ſind 251 Stimmzettel, davon gültig 250, ungültig 1 Stimm⸗ 
zettel; es haben geſtimmt mit „Ja“ 134, mit „Nein“ 113, 
enthalten haben ſich der Abſtimmung 3. Art. IX iſt damit 
aufrechterhalten. 

Ich rufe auf Art. X, — Art. II, — Art. XII — der 
Antrag v. Strombeck auf Nr. 476 iſt zurückgezogen —, Ein: 
leitung und Überſchrift. — Ich ſtelle die Annahme feſt, da 
Widerſpruch nicht erfolgt. 

Wir kommen zur Geſamtabſtimmung. Ich bitte diejenigen 
Herren, welche das Geſetz in der ſo geſtalteten Faſſung im 
ganzen annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 

Geſchieht) 
Das iſt die große Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt angenommen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über die Petitionen. 
Wenn Widerſpruch nicht erfolgt, würde ich annehmen, daß das 
Haus den Vorſchlägen der Kommiſſion entſprechend die Petition 
Nr. 1340 dem Herrn Reichskanzler zur Erwägung überweiſen, 
die übrigen Petitionen für erledigt erklären will. — Das iſt der 
Fall; die Petitionen ſind damit erledigt. 

Wir gehen über zum Entwurf eines Geſetzes betreffend 
Anderungen der Rechtsanwaltsordnung. Ich rufe auf 
Abſchnitt I, Ziffer 1, — Ziffer la, — Ziffer 2; — Abſchnitt II. 
Ich ſtelle die Annahme dieſer Abſchnitte feſt, da Widerſpruch 
nicht erfolgt. Ebenſo erkläre ich Einleitung und Überſchrift 
für angenommen. 

Wir kommen zur Geſamtabſtimmung. Ich bitte, daß Die: 
jenigen Herren, welche den Geſetzentwurf in der ſo geſtalteten 
Faſſung annehmen wollen, ſich von den Plätzen erheben. 

(Geſchieht) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt angenommen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Antrag der 
Kommiſſion auf Druckſache Nr. 431, die zu dem Geſetzentwurfe 
eingegangenen Petitionen durch die Beſchlußfaſſung über den— 
ſelben für erledigt zu erklären. Wenn ein Widerſpruch nicht 
erfolgt, ſtelle ich feſt, daß das Haus dementſprechend beſchloſſen 
hat. — Das iſt der Fall. Der Gegenſtand iſt damit erledigt. 
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Zur Frage der Ausbildung des juriſtiſchen Nach⸗ 
wuchſes in Preußzen. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Neumann, Breslau. 


Auch bei der diesmaligen Beratung des Juſtizetats im 
Abgeordnetenhauſe wurden mannigfache Klagen über ungenügende 
Ausbildung unſeres juriſtiſchen Nachwuchſes laut, und dieſe 
Klagen finden ſtets ein lebhaftes Echo in der Tagespreſſe und 
in den juriſtiſchen Zeitſchriften, wo ſie ſich zu allen möglichen 
Reformvorſchlägen verdichten. Wollte man alle dieſe Reform⸗ 
vorſchläge auf einen Haufen legen, ſo würde ſich ein ganz 
ſtattlicher Berg ergeben. Am meiſten Beachtung haben in 
neueſter Zeit die Vorſchläge von Zitelmann!) und Staats⸗ 
anwaltſchaftsrat Dr. Schwickerath?) gefunden. Erſterer will die 
Vorbildung der Juriſten derart neu geſtalten, daß Univerſitäts⸗ 
ſtudium und praktiſcher Vorbereitungsdienſt in zweimaliger 
Folge miteinander abwechſeln, letzterer regt an, bei den Gerichten 
unter der Leitung erfahrener Juriſten etwa zwei Tage der 
Woche umfaſſende ſeminariſtiſche Mbungen für die Referendare 
einzuführen und den Beſuch dieſer Kurſe obligatoriſch zu machen. 

Die Schattenſeiten dieſer Vorſchläge liegen klar zutage. 
Die Realiſierung der Zitelmannſchen Vorſchläge würde das 
Ende der „alten Burſchenherrlichkeit“ für den Themisjünger 
bedeuten und die Einführung der von Schwickerath empfohlenen 
ſeminariſtiſchen Ubungen etwas Schulmäßiges in den Vor⸗ 
bereitungsdienſt hineintragen. Aber abgeſehen hiervon dürften 
jene Reformvorſchläge auch nicht den Kernpunkt der Sache 
treffen, der meines Erachtens darin zu finden iſt, daß auch die 
beſten Inſtitutionen bei der Einführung der Rechtsbefliſſenen 
in die Wiſſenſchaft und ſpäter in die juriſtiſche Praxis daran 
ſcheitern müſſen, daß ſie teilweiſe an untauglichen Objekten 
erprobt werden ſollen. Dieſer Satz bedarf einer näheren Er⸗ 
läuterung: 

Es erſcheint zunächſt auffällig, daß gerade jetzt die Aus⸗ 
bildung der Juriſten ſo ſehr im Argen liegen ſoll, obwohl doch 
ſeit Jahr und Tag viel mehr im Intereſſe dieſer Ausbildung 
geſchieht als in jenen Zeiten, in denen diejenigen, welche heute 


1) Die Vorbildung der Juriſten, Verlag von Duncker & Humblot, 
Leipzig 1909. 
2) DIZ. XV. Jahrg. S. 172 fl. 


ſo laute Klage führen, ihre Ausbildung genoſſen haben. Schon 
hieraus dürfte ſich ergeben, daß es ſich hier weniger um das 
Syſtem als um die Perſonenfrage handelt. Werfen wir einen 
Blick auf den preußiſchen Terminskalender für das Jahr 1910, 
ſo finden wir darin 7694 Referendare und 2806 Gerichts⸗ 
aſſeſſoren verzeichnet, während im Jahre 1899 die Zahl der 
Referendare nur 4062 und die der Gerichtsaſſeſſoren nur 1898 
betrug. Die Referendare haben ſich alſo während eines 
Dezenniums nahezu verdoppelt und die Aſſeſſoren nahezu um 
1000 vermehrt. Dieſe geradezu erſchreckende Zunahme kann 
aber nicht befremden, wenn man bedenkt, daß es heutzutage 
kaum eine beſſer ſituierte Familie gibt, in welcher mehrere 
Söhne vorhanden ſind, von denen nicht wenigſtens einer ſich 
dem Rechtsſtudium widmet. Aber auch weniger gut ſituierte 
Familien bringen jedes Opfer, um ihren Söhnen die juriſtiſche 
Laufbahn zu eröffnen. Ob der Betreffende die nötigen Fähig⸗ 
keiten für den Beruf hat, ja ob er auch nur Neigung hierfür 
empfindet, wird in den meiſten Fällen gar nicht näher unter⸗ 
ſucht. Er war ein leidlicher Schüler und wird ſich alſo auch 
für die juriſtiſche Laufbahn, von der man ſich goldene Berge 
verſpricht, eignen. Unter dieſen Umſtänden kann es nicht 
wunder nehmen, daß ſich unter den Rechtsbefliſſenen, auf deren 
Viſitenkarte die ſtolze Aufſchrift „stud. jur. et cam.“ prangt, 
eine nicht unbeträchtliche und von Jahr zu Jahr ſich ſteigernde 
Anzahl von für die juriſtiſche Laufbahn untauglichen Elementen 
befindet, und es entſteht nunmehr die Frage: Iſt die erſte 
Prüfung in ihrer heutigen Geſtalt geeignet, jene Elemente aus⸗ 
zumerzen? Dieſe Frage iſt nach meinen Erfahrungen unbedingt 
zu verneinen. Von Jahr zu Jahr wächſt die Zahl derjenigen 
Referendare, denen alles, aber auch geradezu alles fehlt, was 
den Juriſten ausmacht, die weder die nötige Urteilskraft, noch 
das erforderliche Wiſſen, noch Schlagfertigkeit, noch die Fähigkeit, 
ihren Gedanken den treffenden Ausdruck zu verleihen, beſitzen, 
ſo daß man ſich unwillkürlich fragen muß, wie iſt es möglich, 
daß ſo wenig qualifizierte Kandidaten die erſte Prüfung be⸗ 
ſtehen konnten. Betrachten wir nun dieſe Prüfung etwas 
näher. Sie beginnt mit einer wiſſenſchaftlichen Arbeit, die 
nicht ſonderlich hoch einzuſchätzen iſt. Ganz abgeſehen davon, 
daß die Möglichkeit einer Täuſchung nicht ausgeſchloſſen iſt, 
genügt hier ſchließlich auch eine nicht gerade ungeſchickte 
Zuſammenſtellung der einzelnen über die betreffende Frage 
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vorhandenen Meinungen. Höher ſchon dürften die neuerdings 
eingeführten Klauſurarbeiten zu bewerten ſein, vorausgeſetzt, 
daß verſtändige Aufgaben geſtellt werden. Daß dieſes nicht 
überall der Fall, haben die neulich im Parlament zur Sprache 
gebrachten Fälle bewieſen. Der Schwerpunkt liegt zweifellos in 
der den Abſchluß des Examens bildenden mündlichen Prüfung, 
in welcher fünf Kandidaten einige Stunden lang examiniert 
werden. Es liegt auf der Hand, daß dieſer Zeitraum viel zu 
kurz iſt, um ein durchgreifendes Urteil über die genannte Anzahl 
von Kandidaten zu gewinnen, zumal ſich Examinatoren und 
Examinanden häufig fremd gegenüberſtehen. Es müßten alſo 
entweder weniger Kandidaten einberufen oder die Prüfung auf einen 
zweiten Tag erſtreckt werden, und es müßte ferner mit unerbitt⸗ 
licher Strenge jedem Kandidaten der Eintritt in die juriſtiſche 
Laufbahn verwehrt werden, der nicht die nötige Urteilskraft be⸗ 
ſitzt. Wiſſen läßt ſich nachholen, wer aber nach einem drei⸗ 
jährigen Univerſitätsſtudium kein „judicium“ beſitzt, wird ſolches 
niemals erlangen und muß für die juriſtiſche Laufbahn als 
untauglich erachtet werden. Nun wird es ſich ja auch, wenn man 
einen noch ſo ſtrengen Maßſtab anlegt, nicht vermeiden laſſen, 


daß ab und zu ein Unberufener durch die Pforte ſchlüpft, die 


den Eingang zu dem Tempel der Juſtitia bildet. Hier bietet 
§ 84 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 dem Juſtizminiſter die Mög⸗ 
lichkeit, Referendare auf Vorſchlag des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten wegen nicht gehörigem Fortſchreiten in der Aus⸗ 
bildung zu entlaſſen; doch wird von dieſer Befugnis wohl nur 
ſelten Gebrauch gemacht. Jedenfalls aber ſollten diejenigen 
Referendare, die mit einem mäßigen oder gar ſchlechten Atteſte 
für die Staatsprüfung präſentiert werden, einem beſonders 
ſcharfen Examen in bezug auf die gerügten Mängel ausgeſetzt 
werden. 

Die Ausbildung der Referendare liegt zumeiſt in den 
Händen richterlicher Beamten. Nun beſteht wenigſtens bei den 
größeren Gerichten unter den einzelnen Richtern, die ſich zum 
Teil gar nicht kennen, keinerlei Kontakt bezüglich der für die 
Ausbildung der Referendare zu befolgenden Grundſätze, und es 
würde ſich deshalb empfehlen, wenn behufs Feſtſtellung ſolcher 
Grundſätze ab und zu Konferenzen der zum Landgerichts⸗ 
bezirk gehörigen Richter unter dem Vorſitze des betreffenden 
Landgerichtspräſidenten ſtattfänden. Hier könnten auch beſonders 
charakteriſtiſche Fälle beſprochen und das Zenſurenweſen einheit⸗ 
lich geregelt werden. 

Was die Staatsprüfung anbelangt, ſo bedarf auch dieſe 
einer gründlichen Moderniſierung. Sie ſpielt ſich jetzt in der 
Weiſe ab, daß nach der Anfertigung der etwa ein Vierteljahr 
in Anſpruch nehmenden ſchriftlichen Arbeiten eine mehrmonatliche 
Pauſe eintritt, an welche ſich dann das mündliche Examen mit 
einem ſchier unbegrenzten Prüfungsſtoff anſchließt. Eine etwas 
langatmige und komplizierte Prozedur, welche die von dem 
Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion ſchon wiederholt be⸗ 
klagte Tatſache, daß zahlreiche Kandidaten im Verlaufe des 
Examens an Neuraſthenie erkranken, erklärlich erſcheinen läßt. 
Trotz ihrer Umſtändlichkeit aber gewährt die Prüfung nicht 
einmal volle Garantie dafür, daß wirklich nur die Tüchtigen 
durchs Examen kommen, was ſich daraus ergibt, daß ſich nicht 
ſelten erſt nach beſtandener Staatsprüfung herausſtellt, daß der 
junge Aſſeſſor bei der ſelbſtändigen Bearbeitung richterlicher 
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Geſchäfte verſagt, und dann iſt es für eine Remedur zu ſpät. 
Es fragt ſich nun, wie läßt ſich einmal die Prüfung behufs 
Erforſchung der wahren Qualitäten der Kandidaten noch inten⸗ 
fiver geſtalten und andererſeits doch vereinfachen. Dieſer 
doppelte Zweck ließe ſich dadurch erreichen, daß man die rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche und praktiſche Arbeit durch Klauſuren erſetzte 
und in dem mündlichen Examen an der Hand der wichtigeren 
Beſtimmungen des geltenden Zivil⸗, Straf⸗ und öffentlichen 
Rechts die Schlagfertigkeit und Urteilskraft der Kandidaten einer 
Feuerprobe unterzöge, während die Kenntnis entlegnerer Ge⸗ 
ſetze und Rechtsgebiete höchſtens für die Bemeſſung des 
„Prädikats“ ausſchlaggebend ſein dürfte. Die Vorzüge einer 
ſo geſtalteten Prüfung liegen auf der Hand. Während der 
durch die Abſchaffung der bisherigen Arbeiten erſparten Zeit 
könnte der Kandidat mit Muße die in Betracht kommenden 
Materien im Zuſammenhange durcharbeiten, die Klauſuren gäben 
eine größere Garantie für die ſelbſtändige Anfertigung der 
Arbeiten, das präſente Wiſſen und die Schlagfertigkeit der 
Kandidaten, und endlich kämen dieſe mit friſchen Kräften und 
nicht bereits erſchöpft in das mündliche Examen, in welchem ſie 
doch erſt ihr Beſtes geben ſollen. 

In die Prüfungskommiſſion ſollten auch Amts⸗ und Land⸗ 
richter, denen doch die Kandidaten in der Hauptſache ihre 
Ausbildung zu verdanken haben, berufen werden; hervor⸗ 
ragende Praktiker würden auf einem ſolchen Poſten ſehr am 
Platze ſein. 

Gelingt es, auf die angegebene Weiſe eine reinliche Schei⸗ 
dung herbeizuführen, ſo erübrigt ſich eine fundamentale Um⸗ 
wälzung in bezug auf die Ausbildung unſeres juriſtiſchen 
Nachwuchſes. Die Richtigkeit dieſer meiner Auffaſſung wird 
ſchon dadurch bewieſen, daß wir trotz des heutigen ſo viel 
bemängelten Syſtems neben einer großen Anzahl durchaus 
brauchbarer auch eine ſtattliche Reihe ganz hervorragend tüch⸗ 
tiger junger Juriſten beſitzen, die jedem Zweige der juriſtiſchen 
Tätigkeit, mögen ſie ſich nun dem Berufe des Richters, Staats⸗ 
anwalts oder Rechtsanwalts zuwenden, zur Zierde gereichen 
werden. Holen ſich doch auch verſchiedene Verwaltungsbehörden, 
obwohl es ein eigenes Examen für den höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt gibt, mit Vorliebe ihr Beamtenmaterial aus dem Kreiſe 
der Gerichtsaſſeſſoren. 

Immerhin wären einige Neuerungen wünſchenswert. 

Vor allem könnten bei dem Univerſitätsſtudium manche 
etwas verſtaubten Rechtsgebiete, wie römiſcher Zivilprozeß, 
Lehnrecht, Kirchenrecht einigermaßen in den Hintergrund treten, 
während anderen aktuellen Materien, wie der Nationalökonomie 
und dem öffentlichen Recht ein breiterer Spielraum einzuräumen 
wäre. Auch wird infolge des ſich immermehr anhäufenden 
Rechtsſtoffes ein ſiebentes Studienſemeſter nicht zu umgehen 
ſein. Hingegen möchte ich im Intereſſe der akademiſchen Freiheit 
einem Kollegienzwang nicht das Wort reden. Der beſte An⸗ 
ſporn zum Beſuche der Vorleſungen würde durch die von mir 
vorgeſchlagene ſchärfere Handhabung der erſten Prüfung aus⸗ 
geübt werden. Wenn übrigens in neueſter Zeit gerade aus 
den Kreiſen der Dozenten ſo heftig gegen das Einpaukerweſen 
polemiſiert wird, ſo kann ich die Bemerkung nicht unterdrücken, 
daß doch von dieſer Seite durch anregende Geſtaltung der 
Vorleſungen und Anlegung eines ſtreng wiſſenſchaftlichen Maß⸗ 
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ſtabes an die Leiſtungen der Kandidaten in der erſten Prüfung 
am meiſten dazu beigetragen werden könnte, dem bewußten Übel 
zu ſteuern. Unterſtellt man das, was jene Hochſchullehrer in 
bezug auf die Vernachläſſigung des Studiums durch die Rechts⸗ 
befliſſenen behaupten, als richtig, ſo muß es befremdlich er⸗ 
ſcheinen, daß ein verhältnismäßig ſo großer Prozentſatz der 
Kandidaten jene Prüfung glatt beſteht. 

Neben den für den praktiſchen Vorbereitungsdienſt vor⸗ 
geſchriebenen Stationen laufen bei den größeren Gerichten 
zurzeit Kurſe teils theoretiſcher, teils praktiſcher Art einher. 
Falls dieſe Abungen von geeigneten Kräften in anregender Weiſe 
geleitet werden,) können fie ſicherlich Nutzen ſtiften. Man 
ſollte ſich aber vor einer Aberfpannung dieſer Kurſe hüten. Es 
gibt ſchon heute manchen Tag, an welchem der Referendar nicht 
zur Befinnung kommt, und es läßt ſich nicht leugnen, daß gerade 
die Tüchtigeren unter ihnen dieſen Kurſen nicht beſonders 
ſympathiſch gegenüberſtehen, weil ihnen doch immerhin etwas 
Schulmäßiges anhaftet, ſie auch den Teilnehmern viel Zeit 
entziehen, welche dieſelben beim Selbſtſtudium beſſer ausnützen 
zu können glauben. Für das Selbſtſtudium aber bleibt den 
Referendaren unter den heutigen Verhältniſſen in der Regel 
eigentlich nur die Zeit zwiſchen der Abgabe der Arbeiten und 
der Staatsprüfung, und daß dies eine kritiſche Periode, wird 
ſeitens des Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion nicht 
verkannt. Vielleicht empfiehlt es ſich, die ſechsmonatliche Station 
beim Oberlandesgericht ganz zu ſtreichen, um dadurch eine 
breitere Baſis für das Selbſtſtudium zu gewinnen. Der Vorteil 
dieſer Station ſcheint mir einigermaßen problematiſch zu ſein. 
Während ſich die Referendare ſonſt auf die verſchiedenen 
Gerichte verteilen, ſtrömen ſie alle bei dem einzigen Ober⸗ 
landesgericht der Provinz zuſammen, ſo daß es nicht ungewöhn⸗ 
lich iſt, daß einem einzigen Senate gleichzeitig zwanzig Referen⸗ 
dare und mehr überwieſen ſind. „Was ſoll ich mit ſo vielen 
Referendaren auf dem Oberlandesgericht anfangen?“ ſeufzte 
vor einiger Zeit Oberlandesgerichtspräfident Dr. Vierhaus bei 
einem in Breslau in der Geſellſchaft für vaterländiſche Kultur 
gehaltenen Vortrage, und in der Tat, wie ſoll ein an ſich 
ſchon belaſteter Richter gleichzeitig fünf oder noch mehr Referen⸗ 
dare zweckmäßig unterweiſen. Schließlich genügt ja auch die 
Beſchäftigung bei einem Kollegialgericht. Endlich dürfte es 
ſich auch empfehlen, die Station beim Rechtsanwalt an das 
Ende des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes zu legen, weil eine 
genaue Kenntnis der gerichtlichen Geſchäfte für eine erſprießliche 
Tätigkeit beim Anwalt als unerläßliche Vorausſetzung erſcheint. 
Wenn Prof. Dr. Jacobi in ſeinem in dieſer Zeitſchrift ver⸗ 
öffentlichten Aufſatze, der mir erſt nach Abſendung des meinigen 
an die Redaktion zu Geſicht gekommen iſt, verlangt, es ſolle 
den Rechtsanwälten unterſagt werden, ſich bei den Amts⸗ 
gerichten durch Referendare vertreten zu laſſen, weil dieſe Be⸗ 
ſchäftigung für die letzteren eine wenig nutzbringende ſei, fo 
möchte ich dem entſchieden entgegentreten. Es dürfte auf dem 
Gebiete des Ausbildungsweſens kaum eine inſtruktivere Tätig⸗ 


3) Die Ausbildung der Referendare ſollte überhaupt, wenigſtens 
bei den größeren Gerichten, bei denen die Aufſichtsbehörde die Aus⸗ 
wahl hat, nur ſolchen Richtern anvertraut werden, die hierfür Intereſſe 
haben und auch dazu befähigt ſind. 
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keit als gerade dieſe geben. Ebenſowenig kann ich mich für 
den Vorſchlag Jacobis begeiſtern, die erſte Amtsgerichtsſtation 
— vielleicht die wichtigſte des ganzen Vorbereitungsdienſtes — 
um ein Drittel abzukürzen. Endlich iſt auch nicht abzuſehen, 
weshalb die mit der Ausbildung der Referendare zu betrauen⸗ 
den Richter durch die Oberlandesgerichtspräſidenten ausgewählt 
werden ſollten, obwohl dieſe in der Regel doch erſt durch die Be⸗ 
richte der Landgerichtspräſidenten über die Qualifikation der 
einzelnen Richter informiert werden. 

Die Beſchäftigung der Referendare in der zweiten Amts⸗ 
gerichtsſtation verzettelt ſich zu ſehr, ſo daß einzelne Richter, 
denen die Referendare nur für ganz kurze Zeit überwieſen 
werden, zuweilen gar nicht in der Lage ſind, ein ſicheres Urteil 
über deren Leiſtungsfähigkeit zu gewinnen. Da die Referendare 
bereits in anderen Stationen in Prozeß⸗ und Strafſachen aus⸗ 
gebildet worden ſind, ſo müßte die Tätigkeit bei den größeren 
Amtsgerichten in der Regel auf gewiſſe Spezialgebiete ein⸗ 
geſchränkt werden, die wie die Zwangsvollſtreckungs⸗, Konkurs⸗, 
Regiſter⸗ und Aufgebotsſachen bei den kleineren Amtsgerichten 
nur eine geringe Rolle ſpielen. 

In bezug auf die von den Referendaren ſelbſtändig zu 
erledigenden amtsrichterlichen Geſchäfte (S 2 Abſ. 2 AGG.) 
beſtehen in den verſchiedenen Oberlandesgerichtsbezirken zum 
Teil verſchiedene Grundſätze. Eine einheitliche Praxis wäre 
aber erwünſcht. 

Zu begrüßen iſt, daß nach der allgemeinen Verfügung des 
Juſtizminiſters vom 11. Januar d. J. die Referendare nur noch 
in beſchränktem Maße zum Protokollieren herangezogen werden 
ſollen. So inſtruktiv dieſe Tätigkeit auch an ſich iſt, ſo wirkt 
fie doch im Übermaße geiſtestötend. 

Im allgemeinen wird man behaupten können, daß wenigſtens 
bei den tüchtigeren Referendaren die Kenntnis des geltenden 
Rechtes zugenommen hat. Verſchlechtert aber hat ſich der Stil, 
der ſelbſt bei den begabteren Referendaren nicht ſelten zu wünſchen 
übrig läßt. Inwieweit hier Mängel im Schulweſen mitſpielen, 
kann hier des näheren nicht unterſucht werden. 

Ich reſumiere mich dahin: 

Es muß unter allen Umſtänden auf eine Ausſchaltung der 
untauglichen Elemente aus der Juſtizkarriere hingearbeitet und 
zu dieſem Zwecke vor allem eine umfaſſende Neugeſtaltung der 
beiden Prüfungen in die Wege geleitet werden; dann läßt ſich 
auch mit kleineren Reformen, von denen die hauptſächlichſten 
hier angedeutet worden ſind, auskommen. 


Zur Erſatzpflicht des Tierhalters. 
Von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Fürſt, Karlsruhe. 


Zu der Streitfrage, inwieweit nach 8 833 Satz 2 der 
Tierhalter für ſeinen Tierhüter zu haften hat, ob er für deſſen 
Sorgfalt ſchlechthin einzuſtehen hat oder ob ihm der Exkulpations⸗ 
beweis nach 5 831 Abſ. 1 Satz 2 zuſteht, möchte ich folgende 
Bemerkungen machen. 

Nicht entſcheiden kann die Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes; aus ihr laſſen ſich, wie die Aufſätze von Cohn, JW. 
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1909, 264 einerfeit3 und Joſef, JW. 1909, 353 andrerſeits 
zeigen, Anhaltspunkte für beide Anſichten gewinnen. Zudem 
können bekanntlich einzelne Außerungen einzelner Geſetzgebungs⸗ 
faktoren nicht als der Wille des Geſetzes gelten. 

Von größerer Bedeutung dürfte die Berufung auf den 
Zweck des Geſetzes ſein, der dahin ging, den Tierhalter, der 
die Haustiere zu ſeinem Beruf uſw. braucht, möglichſt von der 
Haftbarkeit für dieſe zu befreien. Dieſer Zweck aber würde 
ſehr unvollkommen erreicht, wenn der Tierhalter für jedes 
Verſehen ſeines Tierhüters einzuſtehen hätte. Immerhin könnte 
dieſem Argument entgegengehalten werden, daß bei Abfaſſung 
des Geſetzes eine Gegenſtrömung dahin ging, die Entlaſtung 
des Tierhalters möglichſt einzuſchränken. 

Durchſchlagend erſcheinen mir folgende Erwägungen: 

Durch Satz 2 des § 833 wurde an Stelle der in Satz 1 
normierten Haftung aus der bloßen Verurſachung wieder die 
Haftung aus Verſchulden eingeführt. Dieſe Haftung des Tier⸗ 
hüters iſt eine ſolche aus unerlaubter Handlung; ſie hat ſich 
daher nach den allgemein für ſolche Haftung geltenden Grund⸗ 
ſätzen zu richten und kann mithin als Haftung für den Tier⸗ 
hüter nur eine ſolche im Umfange des § 831 Abf.1 Satz 2 BGB. 
ſein. Den Tierhalter ſchlechthin für die Sorgfalt ſeines Tier⸗ 
hüters haften zu laſſen, hieße ihm eine Haftung nach §S 278 BGB. 
auferlegen, für die bei unerlaubten Handlungen kein Raum iſt. 
Andernfalls würden Fälle einer verſchiedenen Behandlung zu 
unterliegen haben, die aufs engſte aneinander grenzen; überfährt 
3. B. der Kutſcher eines Fuhrhalters aus Unachtſamkeit jemanden 
auf der Straße, jo haftet der Fuhrhalter nur nach $ 831 Satz 1 
Abſ. 2; gehen dagegen dem Kutſcher, der abgeſtiegen iſt und 
die Zügel losgelaſſen hat, um ſeine Laterne anzuzünden, die 
Pferde durch und überrennen jemanden, ſo haftete der Fuhr⸗ 
halter gemäß § 833 Satz 2 nach der hier bekämpften Anſicht 
ſchlechthin für die Sorgfalt des Kutſchers. 

Die hier vertretene Anſicht iſt meines Erachtens aber auch 
in der Faſſung des Geſetzes wohl begründet: denn wenn dem 
Tierhalter bei Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt auferlegt wird, ſo kann dieſe Sorgfalt nur 
die ſein, die ihm auch ſonſt vom Geſetze hinſichtlich ſeiner 
Haftung bei unerlaubten Handlungen auferlegt iſt, das iſt aber, 
wenn er das Tier nicht ſelbſt beaufſichtigt, nur die nach § 831 
Abſ. 1 Satz 2 zu präſtierende Sorgfalt, nicht aber die für ver: 
tragliche Verhältniſſe geltende Haftung des § 278 für Sorgfalt 
ſchlechthin. 

Als ſelbſtverſtändliche Folgerung ergibt ſich aus dieſen 
Darlegungen, daß der Tierhalter nicht bloß für die Auswahl 
des Tierhüters ſelbſt, ſondern auch im übrigen für Anwendung 
der bei Beſchaffung und Leitung erforderlichen Sorgfalt gemäß 
§ 833 Abſ. 1 Satz 2 einzuſtehen hat, insbeſondere alſo auch 
gegebenen Falles die Aufſicht über den Tierhüter zu führen 
hat und für deren Unterbleiben verantwortlich iſt — ein Reſultat, 
zu dem auch Fürnrohr ZW. 1910, 95 auf Grund anderer Er: 
wägungen gelangt iſt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 213 EGBGB. verb. mit SS 2371 —2385 bei. 
55 2382 — 2384 BGB. Zur rechtlichen Beurteilung des Erb⸗ 
ſchaftskaufs.] 

Nach Art. 213 EGBGB. bleiben für die erbrechtlichen 
Verhältniſſe, wenn der Erblaſſer vor dem Inkrafttreten des 
BGB. geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze maßgebend. Das 
RG. hat bereits in dem Urteil vom 26. April 1900 (RG. 
46, 73) unter Hinweis auf die Motive zu dem der Vorſchrift 
des Art. 213 entſprechenden Art. 129 des Entwurfs — 
S. 305, 306 — ausgeſprochen, daß der Begriff „erbrechtliche 
Verhältniſſe“ im weiteſten Sinne aufzufaſſen ſei, und unter 
denſelben alle Verhältniſſe fallen, die mit dem Anfalle und dem 
Erwerbe einer Erbſchaft im Zuſammenhange ſtehen. (Vgl. 
RG. 50, 186.) Dies trifft bezüglich des Erbſchaftskaufes zu. 
Nach dem gemeinen Recht begründet zwar der Erbſchaftskauf 
keine Univerſalſukzeſſion; aber er ſteht doch in engem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Erbrecht, weil er Erbſchaft als Vermögens⸗ 
inbegriff im Gegenſatz zu einzelnen Nachlaßſachen zum Gegen⸗ 
ſtand hat und nicht bloß obligatoriſche Wirkungen unter den 
Parteien, ſondern auch Rechtsbeziehungen zu Dritten, ins⸗ 
beſondere den Nachlaßgläubigern erzeugt (vgl. Mot. zu § 488 
des L Entwurfes eines BGB. 2, 352) und dementſprechend in 
der Theorie des gemeinen Rechts in der Lehre vom Erbrecht 
dargeſtellt wird. — Die zu entſcheidende Frage darf aber auch 
nicht lediglich vom Standpunkte des gemeinen Rechts aus 
betrachtet werden; denn da der Art. 213 für die erbrechtlichen 
Verhältniſſe in dem angegebenen Fall die bisherigen Geſetze 
für maßgebend erklärt, ſchließt er die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. aus. Es würde alſo der Abſicht des 
Geſetzes widerſprechen, die Beſtimmungen des BGB. über den 
Erbſchaftskauf auf Erbverhältniſſe, die nach der eigenen An⸗ 
nahme des BG. dem früheren — gemeinen — Recht unterliegen, 
zur Anwendung zu bringen, wenn der Erbſchaftskauf vom BG. 
als erbrechtliches Verhältnis aufgefaßt wird. Dies iſt aber der 
Fall. Dafür ſpricht ſchon die Tatſache, daß die Vorſchriften 
über den Erbſchaftskauf in dem von dem Erbrecht handelnden 
fünften Buch des BGB. ihre Stelle gefunden haben, und ferner 
die Erwägung, daß dieſe Anordnung nicht eine bloß äußerliche 
iſt, ſondern innere Bedeutung hat; denn die Betrachtung, daß 
der Erbſchaftskauf ein Kaufgeſchäft iſt und als ſolches den 
allgemeinen Vorſchriften des BGB. über Rechtsgeſchäfte und 
über den Kauf unterliegt, mußte zurücktreten hinter der Er⸗ 
kenntnis, daß der Erbſchaftskauf im Zuſammenhang mit dem 
Erbrecht ſteht, da er rechtliche Beziehungen des Erbſchaftskäufers 
zu den Erben, zu den Erbſchaftsgläubigern und Erbſchafts⸗ 
ſchuldnern, zur Regulierung des Nachlaſſes und zur Auseinander⸗ 
ſetzung der Erben ſchafft. Der Zuſammenhang mit dem Erbrecht 
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tritt um ſo mehr hervor, als nach den vom gemeinen Recht 
erheblich abweichenden Beſtimmungen der SS 2382 — 2384 BGB. 
der Erbſchaftskäufer von dem Abſchluſſe des Kaufes an den 
Nachlaßgläubigern haftet, und hierdurch, wie die Motive zu 
den SS 497, 498 des erſten Entwurfs (Amtliche Ausgabe II 
S. 363, 364) ſich ausdrücken, eine Art von Rechts wegen 
eintretender, mit dem Abſchluſſe des obligatoriſchen Vertrages 
wirkſam werdender Univerſalſukzeſſion des Käufers in die Paſſiva 
der Erbſchaft begründet wird. Kämen für den Erbſchaftskauf 
und die Rechtsſtellung des Erbſchaftskäufers die Vorſchriften 
des BGB. 58 2371 — 2385 in einer dem früheren Recht unters 
liegenden Erbſchaft zur Anwendung, ſo würde dies zu dem 
Ergebnis führen, daß die auftretenden Rechtsfragen teils nach 
dem alten teils nach dem neuen Recht zu entſcheiden wären, 
ein Ergebnis, welches bei der Verſchiedenheit beider Rechte, 
insbeſondere der Auffaſſung des BGB. von der Erbengemeinſchaft 
als einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (vgl. Urteil des RG., 
IV. ZS., vom 9. Februar 1905, JW. 05, 205°), dem Art. 213 
EG BGB., der eine einheitliche Behandlung nach dem früheren 
Recht vorſchreibt, nicht entſprechen würde, (vgl. auch Urteil 
des RG., IV. ZS., vom 16. Januar 1905, IV. 335/04, in 
Gruchots Beitr. Jahrg. 49 S. 967, 968). G. c. R., U. v. 
5. April 10, 221/09 III. — Frankfurt. 

2. 88 31, 89, 254, 278, 328 BGB. verb. mit 88 434, 
435 HGB. und Eiſenbahnverkehrsordnung vom 26. Oktober 
1899 88 66, 68. Anſpruch auf Schadenserſatz auf Grund 
des Frachtvertrages. Mitwirkendes Verſchulden.] 

Abends, etiva 6 Uhr, wollte die Klägerin von einer Güter⸗ 
abfertigungsſtelle der Eiſenbahn einen als Frachtgut für ſie 
eingetroffenen Herd abholen. Dabei ſtürzte ſie von der Lade⸗ 
bühne des Güterſchuppens und brach den rechten Unterarm. 
Mit der Behauptung, daß ſie in der Dunkelheit von der un⸗ 
beleuchteten Ladebühne abgeſtürzt ſei, forderte ſie von dem 
Beklagten Erſatz des ihr durch den Unfall entſtandenen Schadens. 
Das LG. wies ab, das OLG. erklärte den Klageanſpruch dem 
Grunde nach inſoweit für gerechtfertigt, als die Klägerin Erſatz 
der Koſten für ärztliche Behandlung und die Zahlung einer 
Geldrente wegen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit fordert, 
und wies die Sache in dieſem Umfange zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das LG. zurück. Das RG. 
hob auf Reviſion des beklagten Fiskus auf und gab der Klage 
nur ſoweit ſtatt, als ihr Anſpruch auf mehr wie Dreiviertel des 
Schadens gerichtet war: Die Reviſion beſtreitet, daß der 
Beklagte der Klägerin für den entſtandenen Schaden aus dem 
Frachtvertrage hafte. Wenn ſie darauf hinweiſt, daß die Eiſen⸗ 
bahn nicht dafür einzuſtehen habe, daß die Klägerin die Ankunft 
des zum Fortſchaffen des Herdes beſtellten Arbeiters längere 
Zeit auf der Laderampe ungefährdet habe abwarten dürfen, ſo 
kommt auch hier in Betracht, daß für das Publikum der Weg 
über die Rampe nach dem Güterſchuppen führte, und hieraus 
ein zeitweiliger Aufenthalt auf der Rampe für den Empfänger 
des Frachtguts ſich mit Notwendigkeit ergab. Es ſpricht nichts 
dafür, daß die Klägerin die ihr an ſich zuſtehende Befugnis 
zum Betreten der Rampe überſchritten habe. Was die Haftung 
des Beklagten betrifft, ſo braucht zu der in der Rechtslehre 
herrſchenden Anſicht, wonach der Frachtvertrag, in dem als 
Empfänger ein anderer bezeichnet iſt als der Abſender, als ein 
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Vertrag zugunſten eines Dritten im Sinne der SS 328 ff. BGB. 
ſich darſtellt, keine Stellung genommen zu werden. Das OLG. 
hat nicht feſtgeſtellt, ob hier Abſender und Empfänger dieſelben 
oder, wie es die Regel iſt, verſchiedene Perſonen waren. In 
beiden Fällen war die Klägerin berechtigt, nach Ankunft des 
Gutes am Orte der Ablieferung die durch den Frachtvertrag 
begründeten Rechte gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden 
Verpflichtungen gegen die Eiſenbahn geltend zu machen. (S8 435, 
454 HGB., § 66 EiſenbVerkd. vom 26. Oktober 1899.) 
Dem hierher gehörigen Rechte auf Auslieferung des Fracht⸗ 
gutes entſpricht die Pflicht der Eiſenbahn, am Beſtimmungs⸗ 
orte dem Empfänger gegen Bezahlung ihrer durch den Fracht⸗ 
vertrag begründeten Forderungen das Gut auszuhändigen 
($ 66 a. a. O.). Wenn das Gut, wie im vorliegenden Falle, 
vom Empfänger abzuladen iſt, und die Eiſenbahn ihm von der 
Ankunft des Gutes Nachricht zu geben hat ($ 68 EiſenbVerkO.), 
gehört zur Erfüllung jener Pflicht die Gewährung eines ſicheren 
Zuganges zu dem Orte, wo die Auslieferung des Gutes er⸗ 
folgen ſoll. Inſoweit beſteht zwiſchen Eiſenbahn und Empfänger 
kraft Geſetzes ein Schuldverhältnis. Die Eiſenbahn hat daher 
ein Verſchulden der Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeit bedient, wenn der Empfänger infolge dieſes 
Verſchuldens verletzt wird, in gleichem Umfange zu vertreten 
wie eigenes Verſchulden, d. h. wie das Verſchulden ihrer ver⸗ 
faſſungsmäßig berufenen Vertreter (88 31, 89, 278 BGB.). 
Im Ergebnis war ſomit dem OLG. beizutreten. Mit 
Recht greift dagegen die Reviſion die Erwägungen des 
OLG. an, die die Zurückweiſung des Einwandes des eigenen 
Verſchuldens der Klägerin betreffen. Dieſe habe — führt 
das OLG. aus — zwar wiſſen müſſen, daß die Rampen⸗ 
treppe kein Geländer hätte, infolge der Dunkelheit aber das 
Ende der Rampe und die Lage der Treppe nicht erkennen 
können. Daß ſie bei dem Verſuche, die Treppe trotz der 
fehlenden Beleuchtung zu betreten, nicht die erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet hätte, ſei nicht erwieſen. Allein die Forderung 
eines ſolchen weiteren Nachweiſes iſt unvereinbar mit der 
vorausgeſchickten Feſtſtellung, daß die Klägerin, als ſie im 
Begriff geweſen ſei, die Treppe hinunterzugehen, infolge der 
Dunkelheit fehlgetreten und geſtürzt ſei. Hieraus geht her⸗ 
vor, daß ſie diejenige Sorgfalt unterlaſſen hat, die nach der 
Auffaſſung des Verkehrs ein ordentlicher Menſch anwenden 
muß, um Schaden von ſich abzuwenden. Da ihr die Ortlichkeit 
und das Fehlen des Geländers an der Treppe bekannt war, ſo 
hatte ſie um ſo mehr Veranlaſſung, Vorſicht zu beobachten. 
Ihre Fahrläſſigkeit hat bei der Entſtehung des Schadens mit⸗ 
gewirkt. (Hier folgen die Gründe für die Teilung des Klage⸗ 
anſpruchs.) Preuß. Eiſenbahnfiskus c. F., U. v. 9. März 10, 
161/09 I. — Düſſeldorf. 

3. § 144 BGB. Bei Aufhebung eines Urteils wegen 
nicht gehöriger Feſtſtellung der Tatſache, ob der Kläger durch 
ſeine Handlungsweiſe auf das Anfechtungsrecht Verzicht geleiſtet 
habe, ſprach ſich das RG. wie folgt aus:] 

Bei einer erneuten Prüfung der Frage, ob in dem Ver⸗ 
halten der Kläger deren Wille, auf das Anfechtungsrecht zu 
verzichten, zum Ausdrucke gekommen iſt, wird zu berückſichtigen 
ſein, daß in dieſer Beziehung zwar auch eine tatſächliche oder 
rechtliche Verfügung über die durch den Vertrag erlangte Sache 
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ausreichen kann, die unvereinbar iſt mit dem Willen des Ver⸗ 
fügenden, ſeiner ſpäteren, als notwendige Folge der Anfechtung 
ſich ergebenden Rückgabepflicht zu genügen, wie z. B. der Ver⸗ 
brauch oder die völlige Umgeſtaltung der Sache, deren Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung. Es wird aber ferner zu beachten 
„ſein, daß ſelbſt in dieſen Fällen ein Beſtätigungswille nicht an⸗ 
zunehmen ſein wird, wenn die Verfügungen durch eine wirtſchaft⸗ 
liche Notwendigkeit geboten waren. Zu der von ihm ganz 
außer acht gelaſſenen Prüfung in dieſer Richtung hatte das 
BG. um ſo mehr Anlaß, als die Kläger ausdrücklich ihre an 
dem Hauſe vorgenommenen Arbeiten damit gerechtfertigt hatten, 
es ſei doch „ſchlechterdings nicht möglich, daß die Kläger 
auf der Straße hätten bleiben ſollen oder daß ſie das Haus 
hätten verfallen laſſen ſollen, ſolange ſie darin wohnen mußten.“ 
O. c. R., U. v. 1. April 10, 365/09 II. — Cöln. 

4. 5 150 Abſ. 2 BGB.] 

Sachlich liegt der Streitfrage folgendes zugrunde: Nach 
ſeinem — den früheren Antrag vom 23. September 1905 inſo⸗ 
weit wiederholenden — Antrage vom 23. Februar 1906 hatte 
der Beklagte als Prüfungsunterlagen für die Darlehnsgewährung 
unter anderem „einen Auszug aus der Gebäude⸗ und Grund⸗ 
ſteuermutterrolle (Beſitzſtandsverzeichnis), ſowie einen Bau⸗ und 
Lageplan (Baubeſchreibung)“ beizubringen. Der von ihm darauf⸗ 
hin beſchaffte Lageplan des ſtädtiſchen Vermeſſungsamts vom 
April 1905 gab als Flächeninhalt des zu beleihenden Grund⸗ 
beſitzes 1217,79 qm an, während der amtlich revidierten Bau⸗ 
zeichnung die unvermeſſene Größe von 1215,81 qm zugrunde 
lag. Auf dieſen Nachweis ſagte die Klägerin in ihrem Schreiben 
vom 26. Februar dem Beklagten das Darlehen zu, fügte aber 
hinzu: „Vorausſetzung für die Durchführung des Geſchäfts 
bleibt, daß die Grundſtücksgröße mit 1216 qm in das Grund: 
buch eingetragen wird.“ Die Klägerin verlangte damit etwas, 
wozu der Beklagte nach dem Wortlaute ſeines Antrags ſich 
allerdings nicht ausdrücklich verpflichtet hatte, und es fragt ſich 
daher, ob ihr Verlangen die Verpflichtung des Beklagten über 
ſeinen Antrag vom 23. Februar hinaus erweitert und ihm im 
Sinne des § 150 Abſ. 2 BGB. die Erfüllung einer neuen 
Bedingung auferlegt hat. Für die Klägerin lag der Schwer⸗ 
punkt des Geſchäfts darin, daß ihr für das zu gewährende 
Darlehen eine Hypothek auf einem ordnungsmäßig angelegten 
Grundbuchblatte beſtellt wurde. Dazu ſollte der Beklagte ihr 
offenbar die Auszüge aus den Steuerbüchern beſchaffen. Denn 
in Preußen hat das Grundbuchblatt, das mit den Steuerbüchern 
in Übereinſtimmung zu halten iſt, auch die Größe des Grund⸗ 
ſtücks anzugeben; hierzu werden den Parteien zu Grundbuch⸗ 
zwecken Auszüge aus der Grundſteuermutterrolle und der Gebäude⸗ 
ſteuerrolle erteilt; die aus ihnen erſichtliche Größenangabe iſt 
dann im Grundbuch einzutragen. (Formulare zur Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Kataſterkontrolleure vom 21. Februar 1906, 
ebenſo jetzt die Geſchäftsanweiſung für die Königl. Preußiſchen 
Kataſterämter vom 16. März 1909; § 3 Nr. 5 der Allgemeinen 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 20. November 1899 zur 
Ausführung der GBO., IMBL S. 349.) Der Beklagte hatte 
ſolche Auszüge der Klägerin zwar nur als Prüfungsunterlage 
zu beſchaffen; aber er konnte bei der ihm bekannten Abſicht der 
Klägerin, durch jene Auszüge das zur Hypothek geſtellte Grund⸗ 
ſtück nach Lage, Grenze und Größe ausweiſen zu können, nicht 
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im Zweifel ſein, daß die Auszüge in dieſem Sinne auch vor 
dem Grundbuchamte beſtimmungsgemäß verwendet werden 
ſollten. Daher handelte er gegen den Sinn der Vertrags⸗ 
abmachungen und verſtieß gegen Treu und Glauben, wenn er 
ſich lediglich deshalb geweigert hat, die kataſtermäßige Größe 
im Grundbuch eintragen zu laſſen, weil er ſich hierzu nicht 
ausdrücklich und förmlich verpflichtet habe. Ein ſolches ab⸗ 
lehnendes Verhalten würde nur zu rechtfertigen ſein, wenn die 
von der Klägerin nachträglich verlangte Eintragung einer Größe 
von 1216 qm für ihn mit unverhältnismäßigen Schwierig: 
keiten verbunden geweſen wäre, die er ohne weiteres nicht zu 
übernehmen braucht. Die bloße Möglichkeit ſolcher Schwierig⸗ 
keiten reicht aber keineswegs aus, um mit dem BG. in dem 
Verlangen der Klägerin eine neue dem Beklagten geſtellte Be⸗ 
dingung zu erblicken und daraufhin nach § 150 Abſ. 2 BGB. 
die Klage abzuweiſen. Dafür, daß hier die Eintragung der 
Größe von 1215,81 qm, gleich rund 1216 qm, wirklich mit 
beſonderen Schwierigkeiten verbunden war, liegt nichts vor, iſt 
auch vom Beklagten bislang nicht behauptet worden und bleibt 
der weiteren Prüfung des BG. vorbehalten, ob es der Fall 
war. D. Grdkreditb. c. M., U. v. 7. April 10, 173/09 VI. — 
Berlin. 

5. 5 202 BGB. in Verb. mit Art. 77 WO. Hemmung 
der Verjährung.] 

Das Bu. iſt inſofern nicht bedenkenfrei, als nicht geprüft 
iſt, ob nicht die Bürgſchaftserklärung die Vereinbarung einer 
Stundung der Akzeptverbindlichkeiten enthält. Die oben wieder⸗ 
gegebene Klauſel wird auch von dem angefochtenen Urteil dahin 
verſtanden, daß der Sohn der Beklagten bis Ende 1906 Zeit 
haben ſollte, die Akzepte zu erledigen, daß alſo bis dahin 
weder er ſelbſt noch die Beklagte als Bürgin wegen derſelben 
in Anſpruch genommen werden ſollte. Hiermit würde aber, 
falls nicht beſondere Umſtände für das Gegenteil ſprechen, eine 
Stundung der Wechſelverbindlichkeit vereinbart ſein, die nach 
§ 202, 205 BGB. eine Hemmung der Verjährung herbei⸗ 
führen — und zugunſten aber auch zum Nachteil der Bürgin 
und des Hauptſchuldners wirken mußte, falls letzterer, und 
etwas Gegenteiliges iſt nicht feſtgeſtellt, mit ihr einverſtanden 
war. A. c. B., U. v. 11. April 10, 320/09 VI. — Cöln. 

6. 55 276, 288, 1357 BGB. Schadenserſatzanſpruch 
des in eine Heilanſtalt eingelieferten Geiſteskranken gegen 
deren Inhaber. — Vertretungsbefugnis der Ehefrau.] 

Der Kläger iſt am 4. Februar 1906 auf Grund eines 
Zeugniſſes des zuſtändigen Kreisarztes, das ihn als gemein⸗ 
gefährlichen Geiſteskranken bezeichnete, in die dem Beklagten 
gehörige Privat⸗Heilanſtalt für Gemüts⸗ und Nervenkranke auf⸗ 
genommen worden. Sein Portemonnaie mit Inhalt ſowie die 
Schlüſſel, welche er bei ſich führte, darunter der Schlüſſel zum 
Geldſchrank, wurden ihm bei der Aufnahme abgenommen und 
am folgenden Tage durch den Oberwärter E. im Beiſein des 
Sohnes und damaligen Vertreters des Beklagten in der 
Leitung der Anſtalt, der Ehefrau des Klägers ausgehändigt, 
obwohl der Kläger bei der Abnahme der Schlüſſel dem dabei 
anweſenden Arzte geſagt hatte, daß die Schlüſſel ſeiner Ehefrau 
nicht ausgehändigt werden dürften, und er auch dem Sohne des 
Beklagten geſagt hatte, daß er mit ſeiner Ehefrau in Mißhellig⸗ 
keiten ſich befinde und dieſe nach ſeinem Vermögen trachte. 
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Der Kläger, deſſen Entmündigung demnächſt abgelehnt worden 
iſt, weil er nicht geiſteskrank ſei, behauptet, daß ſeine Ehefrau, 
von der er inzwiſchen geſchieden iſt, mit Hilfe des ihr aus⸗ 
gehändigten Geldſchrankſchlüſſels ihm gehörige Wertpapiere an 
ſich genommen und veräußert und deren Erlös ſowie das in 
ſeinem Portemonnaie befindliche Bargeld verbraucht habe. Er 
fordert von dem Beklagten die Erſtattung dieſer Summe nach 
Abzug desjenigen Betrages, den er ſeiner Ehefrau zu ihrem 
Unterhalt hätte gewähren müſſen. Klage und Berufung wurden 
abgewieſen; das RG. hob auf: Der Leiter einer Heilanſtalt, 
welcher die Sachen der aufgenommenen Kranken in Verwahrung 
nehmen, oder, wie es bei Geiſteskranken üblich iſt, den ein⸗ 
gelieferten Kranken abnehmen läßt, hat die Verpflichtung, ſie für 
die Kranken aufzubewahren, mag er in einem unmittelbaren 
Vertragsverhältnis zu dem Kranken ſtehen oder nicht. Es kann 
aus dem Umſtande, daß ein Dritter die Einlieferung des Kranken 
veranlaßt und die Koſten des Aufenthalts in der Anſtalt trägt, 
nicht etwa gefolgert werden, daß dieſen Dritten ein Recht auf 
die Sachen des Kranken zuſtehe. Der Leiter der Anſtalt kann 
daher über dieſe Sachen grundſätzlich nur mit Zuſtimmung des 
Kranken ſelbſt, oder, wenn dieſer geſchäftsunfähig iſt, ſeines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters verfügen. Die Leiter ſolcher Anſtalten find 
deshalb auch durch die Verwaltungsbehörden angewieſen, dem 
Vormundſchaftsgericht Mitteilung zu machen, ſobald ſie bei 
einem Kranken, der nicht unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
ſteht, nach ihrer Kenntnis der Verhältniſſe die Beſtellung eines 
Vertreters für erforderlich halten. Vgl. den Erlaß der Preu⸗ 
ßiſchen Miniſter für die geiſtlichen uſw. Angelegenheiten und 
des Innern vom 5. März 1900, abgedruckt bei Wehmer Medi⸗ 
zinalgeſetze S. 503, den Erlaß des Miniſters für die geiſtlichen 
uſw. Angelegenheiten vom 22. Juli 1903 (Miniſterialblatt für 
die Medizinalangelegenheiten 1903 S. 326), ferner § 23 des 
Reglements für die Landirrenanſtalten des Provinzial⸗Verbandes 
von Brandenburg und § 11 des Reglements für die Irren⸗ 
anſtalten der Stadt Berlin, abgedruckt bei Unger Irrengeſetz⸗ 
gebung S. 106 bzw. S. 122. Hierdurch wird freilich nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Anſtaltsleiter als unbeauftragter Ge: 
ſchäftsführer des Kranken über deſſen in die Anſtalt gebrachte 
Sachen verfügt, insbeſondere Sachen von geringem Werte den 
Angehörigen des Kranken herausgibt. Selbſt eine entgegen⸗ 
ſtehende Willenserklärung des Kranken braucht ihn hiervon 
nicht zurückhalten, wenn dieſer geſchäftsunfähig iſt oder doch 
dafür gehalten werden durfte. In weiterem Umfange iſt dem 
Anſtaltsleiter das Recht zuzugeſtehen, im Einvernehmen mit 
dem Ehegatten des Kranken über deſſen Sachen zu verfügen, 
nämlich ſoweit nach den Beſtimmungen des Eherechts dem einen 
Gatten für den andern eine Vertretungsmacht oder eine Ver⸗ 
fügungsgewalt über deſſen Vermögen zuſteht. Danach wird 
der Ehefrau eines Kranken unbedenklich alles herausgegeben 
werden dürfen, was dieſe braucht, um die häusliche Wirtſchaft 
fortzuführen, um innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die 
Geſchäfte des Mannes für dieſen zu beſorgen und ihn zu ver⸗ 
treten. Die Vertretungsbefugnis der Ehefrau iſt aber nach 
§ 1357 BGB. auf ihren häuslichen Wirkungskreis be⸗ 
ſchränkt. Eine Befugnis, den Mann auch ſonſt in Abweſenheits⸗ 
oder Krankheitsfällen zu vertreten, wie nach 88 202 — 204, 
326— 328 II, 1 AL R., ſteht ihr nach geltendem Rechte nicht 
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zu. Die Motive, Anhang zu $ 1278 Entwurf I BGB., Bd. IV 
S. 120/121, lehnen die Aufnahme einer entſprechenden Be⸗ 
ſtimmung als für den behinderten Ehegatten gefährlich ab. 
Der Ehefrau ſteht daher auch kein Recht zu, die Herausgabe 
ſolcher Sachen ihres Ehemannes zu verlangen, deren ſie zur 
Erfüllung ihrer durch 88 1356, 1357 gegebenen Pflichten und 
zur Ausübung der daraus entſpringenden Rechte nicht bedarf. 
Es fehlt daher auch für den Anſtaltsleiter jeder berechtigte 
Anlaß, ſolche Sachen der Ehefrau des Kranken herauszugeben, 
wenn nicht beſondere Gründe hierfür vorliegen. Im vor⸗ 
liegenden Falle wird dem Beklagten beſonders zum Vorwurf 
gemacht, daß der Ehefrau des Klägers der Schlüſſel zu ſeinem 
Geldſchrank herausgegeben worden iſt. Dies war in der Tat 
nach dem zurzeit vorliegenden Sachverhalt nicht gerechtfertigt. 
Ein Recht, über den Inhalt dieſes Schrankes zu verfügen, ſtand 
der Ehefrau des Klägers um ſo weniger zu, als der Kläger Ge⸗ 
ſchäftsmann war. Daß ein dringendes Bedürfnis der Ehefrau 
des Klägers vorgelegen hätte, Gelder für den häuslichen Bedarf 
oder zur Deckung dringender ſonſtiger Ausgaben dem Schranke 
zu entnehmen, iſt nicht behauptet. Die bloße Möglichkeit eines 
ſolchen Bedürfniſſes, mit der der Vertreter des Beklagten, nach 
ſeiner Ausſage, gerechnet zu haben ſcheint, genügte nicht, die 
Herausgabe des Geldſchrankſchlüſſels zu rechtfertigen. Hätte 
aber wirklich ein ſolches Bedürfnis vorgelegen, ſo wäre es an⸗ 
gezeigt geweſen, der Frau die Möglichkeit zu gewähren, die be⸗ 
ſtimmte nötige Summe zu entnehmen, nicht aber ihr den 
Schlüſſel ohne jede Kontrolle auszuhändigen. War danach, 
wie auch das BG. anerkennt, die Herausgabe dieſes Schlüſſels 
nicht gerechtfertigt, ſo ſind auch der Beklagte und deſſen An⸗ 
geſtellte, ſoweit der Sachverhalt bisher feſtgeſtellt iſt, keines⸗ 
wegs von einem Verſchulden freizuſprechen. Es liegt den 
Leitern ſolcher Anſtalten, wie der Beklagte ſie beſitzt, ob, ſich 
jedes unberechtigten Eingriffs in die Vermögensrechte der auf⸗ 
genommenen Kranken zu enthalten. Wollen ſie die dem 
Kranken abgenommenen Sachen anderen herausgeben, ſo darf 
dies nur nach gewiſſenhafter Prüfung der Sachlage ge⸗ 
ſchehen. Daß eine ſolche Prüfung hier vorgenommen worden 
wäre, dafür fehlt bisher jeder Anhalt. Daß die Sachen des 
Kranken nicht ſchlechthin den Angehörigen, insbeſondere der 
Ehefrau, herausgegeben werden dürfen, darüber müſſen die 
Leiter ſolcher Anſtalten unterrichtet ſein. Gerade ſie müſſen 
auch notwendig mit der Möglichkeit rechnen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe in der Familie des Geiſteskranken zerrüttet ſind und 
die Gefahr eines Mißbrauches gegeben iſt. E. c. E., U. v. 
11. April 10, 251/09 III. — Berlin. 

7. 58 313, 779 BGB. Beſteht Formzwang für einen 
Vergleich über Abänderung eines Immobiliarvertrags, wodurch 
die Beſeitigung der Anfechtungs⸗ und Wandelungsabſicht erledigt 
wird e! 

Der Beklagte kaufte laut notariellen Urkunden von den 
Klägern deren Grundſtück für 50 500 &, zahlte 7000 & an, 
erhielt es am 22. April 1907 übergeben und ſollte weitere 
27 300 & bei der Auflaſſung zahlen. Hierzu kam es aber 
nicht; denn ſchon Mitte Mai 1907 ſtellte der Beklagte die 
„Mühle“ wegen Baufälligkeit und Zubehörminderwerts „zur 
ſofortigen Verfügung“. Durch ein Schriftſtück vom 7. Juni 1907 
ließen die Kläger zur „Vermeidung langwieriger Prozeſſe und 
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um des lieben Friedens willen“ von der weiteren Anzahlung 
5000 & nach und der Beklagte ſchrieb am gleichen Tage darunter: 
„Ich erkläre mich mit vorſtehendem gleichfalls einverſtanden.“ 
Da aber der Beklagte trotzdem die Entgegennahme der Auf⸗ 
laſſung verweigerte, erhoben die Kläger gegen ihn Klage auf 
Entgegennahme der Auflaſſung und auf Zug um Zug damit 
zu leiſtende Zahlung von 22 300 #4. Das BG. verurteilte, 
Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: Es handelt ſich 
um die einzige Frage, ob das BG. mit Recht die Form⸗ 
bedürftigkeit des Vergleiches nach S 313 BGB. angenommen 
hat. Dieſe Frage muß jedoch verneint werden. Der Vorder⸗ 
richter gibt ſelbſt zu, daß der von dem Kläger ausgeſprochene 
Wunſch möglichſt baldiger Auflaſſung den Formzwang des 
8 313 BGB. nicht begründe, er läßt auch dahingeſtellt, ob 
der vom Beklagten erklärte nachträgliche Verzicht auf ſeine 
Einreden der in § 313 vorgeſchriebenen Beurkundung beburft 
hätte; er hält dieſe aber wegen der im Vergleich vorgenommenen 
Anderung des Kaufpreiſes für unumgänglich nötig und beruft 
ſich in dieſer Hinſicht auf den in RG. 51, 179 abgedruckten 
Beſchluß des erkennenden Senats. Allein dieſe Entſcheidung 
hatte einen Vertragsnachtrag zum Gegenſtande, wodurch das 
Recht des Verkäufers, die Auflaſſung nur Zug um Zug gegen 
Empfang des ganzen Reſtkaufpreiſes zu erteilen, aufgehoben 
und durch ſeine Verpflichtung erſetzt wurde, das Eigentum 
ohne gleichzeitigen Empfang der vollen Gegenleiſtung zu über⸗ 
tragen. Von einem „Vergleiche“, einem „gegenſeitigen 
Nachgeben“ beider Teile war in dieſem Falle nicht die Rede, 
ſondern nur von einer einſeitigen Abänderung des Immobiliar⸗ 
vertrags in weſentlichen Stücken zugunſten des Käufers. In 
der hier gegebenen Sache liegt dagegen, wie gezeigt, ein wahrer 
Vergleich nach S 779 BGB. vor, der an ſich keiner Form 
bedurfte und der ſich auch nicht unmittelbar auf die Über: 
tragung des Eigentums an einem Grundſtücke, ſondern auf die 
vom Käufer nach rechtsgültig geſchloſſenem Kaufvertrag erklärte 
Anfechtungs⸗ und Wandelungsabſicht bezogen hat. Das Geſetz 
wollte unzweifelhaft die Abſchneidung von Rechtsſtreitigkeiten 
mittels beiderſeitigen Nachgebens dadurch erleichtern, daß es 
die Formfreiheit der Vergleiche anerkannte. Für ſolche Ver⸗ 
gleiche, wodurch mittelbar Grundſtücksübertragungen betroffen 
werden, hat es Ausnahmen nicht feſtgeſetzt. So hat denn auch 
das RG. und insbſondere auch der erkennende Senat ſchon 
wiederholt Vergleiche, die bei Streitigkeiten über die Erfüllung 
von Verträgen über Grundſtücke abgeſchloſſen worden ſind, für 
den Beurkundungszwang des § 313 BGB. nicht unterworfen 
erklärt (vgl. JW. 02 Beil. S. 233 Nr. 105; Bay Not. 09, 
208, Urteil des RG. V 112/09 vom 19. Januar 1910. 
G. c. J., U. v. 2. April 10, 263/09 V. — Berlin. 

8. § 607 BGB. Darlehen.] 

Die Beklagten wandten ſich im November 1904 wegen 
Beſchaffung eines Darlehns an den Kläger. Dieſer konnte das 
Geld nicht aufbringen, er trat ihnen aber mittels Urkunde vom 
12. und 20. Januar 1905 eine für ihn auf den zur Zwangs⸗ 
verſteigerung ſtehenden Grundſtücken Rutenberg Bd. II Bl. 38 
und Lychen Bd. XI Bl. 327 eingetragene Hypothek von 3000 KA 
ohne jegliche Gewährleiſtung ab. In einer anderen Urkunde 
vom 12. und 20. Januar 1905 bekannten die Beklagten, vom 
Kläger den Betrag von 3000 & als Darlehn erhalten zu 
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haben. Sie verpflichteten ſich, das Kapital mit 4½ Prozent 
zu verzinſen und nach vierteljähriger Kündigung zurückzuzahlen; 
ferner bewilligten ſie die Eintragung einer Hypothek für die 
Forderung des Klägers auf ihrem Grundſtück Bd. I Bl. 11 
des Grundbuchs von Buchholz und die Anshändigung des 
Hypothekenbriefs an den Kläger. Auf Grund dieſer notariell 
beglaubigten Urkunde wurde am 23. Januar 1905 die Darlehns⸗ 
hypothek von 3000 & auf ihrem genannten Grundſtück ein⸗ 
getragen. Die den Beklagten vom Kläger abgetretene Hypothek 
fiel in der Zwangsverſteigerung bei einem Meiſtgebot von 
14 200 & bis auf einen Betrag von 19,08 4 aus. Der 
Kläger hat ſeine Hypothekenforderung am 8. November 1906 
gekündigt und auf ſeine im Urkundenprozeſſe erhobene Klage 
ſind die Beklagten als Geſamtſchuldner verurteilt, an ihn 
3000 & zu zahlen Zug um Zug gegen Erteilung einer 
löſchungsfähigen Quittung und wegen der 3000 & die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ihr Grundſtück zu dulden. Im Nachverfahren 
hat das LG. dem Kläger folgenden ihm von den Beklagten 
zugeſchobenen Eid auferlegt: „es iſt nicht wahr, daß ich vor 
oder bei Beſtellung der für mich auf dem Grundſtücke der 
Beklagten eingetragenen Hypothek von 3000 „ den Beklagten 
erklärt habe: ich würde in dem von mir wahrzunehmenden 
Verſteigerungstermine in Lychen dafür ſorgen, daß die von mir 
an die Beklagten abgetretene Hypothek von 3000 & heraus⸗ 
geboten würde; dabei würden die 3000 & zur Hebung kommen 
und bar gezahlt werden, und dieſe 3000 , ſollten die Valuta 
für die mir von den Beklagten beſtellte Hypothek ſein.“ Für 
den Fall der Eidesleiſtung hat das LG. die Aufrechterhaltung 
des früheren Urteils, für den Fall der Nichtleiſtung des Eides 
deſſen Aufhebung und die Abweiſung der Klage vorgeſehen. 
Dies Urteil hat das KG. auf die Berufung der Beklagten 
abgeändert. Es hat dem verklagten Ehemann über die in der 
vorſtehenden Eidesnorm wiedergegebene Behauptung der Be⸗ 
klagten den richterlichen Eid auferlegt und von deſſen Leiſtung 
die Aufhebung des im Urkundenprozeſſe erlaſſenen Urteils und 
die Abweiſung der Klage, von der Eidesweigerung dagegen die 
Aufrechterhaltung jenes Urteils abhängig gemacht. Der Re⸗ 
viſion wurde ſtattgegeben: Nicht ohne Grund wirft die Reviſion 
dem BG. Verletzung des 2. Abſatzes des 8 607 BGB. vor. 
Das BG. nimmt zu Unrecht an, daß die Unrichtigkeit des für 
die dem Kläger beſtellte Hypothek in der Eintragung und in 
der Eintragungsbewilligung angegebenen Schuldgrundes „Dar⸗ 
lehen“ ſchon aus ſeiner Erklärung hervorgehe: daß die von 
ihm den Beklagten abgetretene Rutenberg⸗Lychener Hypothek 
vereinbarungsgemäß die Gegenleiſtung für jene ihm beſtellte 
Buchholzer Hypothek geweſen ſei. Aus dieſer Erklärung ergab 
ſich allerdings, daß die Beklagten dem Kläger die letztere 
Hypothek nicht dafür beſtellt haben, daß ſie von ihm Geld oder 
andere vertretbare Sachen, daß fie von ihm insbeſondere 
3000 & bar als Darlehn empfangen hatten (vgl. Abſ. 1 
8 607). Eine Darlehnsſchuld konnte aber nicht nur auf dieſem 
Wege, ſie konnte vielmehr auch durch eine dem 2. Abſatze des 
8 607 entſprechende Vereinbarung zwiſchen den Parteien be⸗ 
gründet werden, und eine ſolche Vereinbarung wird durch jene 
Erklärung des Klägers nicht ausgeſchloſſen, ſondern bezeichnet; 
denn im Zuſammenhalt mit dem Bekenntnis der Beklagten in 
der Schul durkunde vom 12. und 20. Januar 1905 beſagt fie 
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der Sache nach: die Beklagten ſeien dem Kläger für die Ab⸗ 
tretung der Rutenberg⸗Lychener Hypothek 3000 & ſchuldig 
geworden und dieſe Schuld ſei vereinbarungsgemäß in die 
durch die Buchholzer Hypothek geſicherte Darlehnsſchuld um⸗ 
gewandelt worden. Dem widerſpricht auch das Bekenntnis 
der Beklagten in der Schuldurkunde nicht: vom Kläger „den 
Betrag von 3000 & als Darlehn erhalten zu haben“, da 
dieſes nicht zwingend auf einen Empfang in barem Gelde 
hinweiſt. (Vgl. RG. 56, 237; ferner bei Gruchot 49, 912 und 
916/17; ſowie 51, 941/42.) Die durch die Eintragung und — 
betreffs des perſönlichen Anſpruchs — durch die Schuldurkunde 
begründete Annahme, daß die Beklagten dem Kläger 3000 4 
als Darlehn ſchulden, iſt alſo durch die aus jener Erklärung 
und aus der inſoweit damit übereinſtimmenden Gegenbehauptung 
der Beklagten zu entnehmende Tatſache, daß die Beklagten vom 
Kläger nicht 3000 & bar empfangen haben, nicht entkräftet, 
und entgegen der Anſicht des BG. war es Sache der Be⸗ 
klagten, jene Annahme anderweit zu widerlegen, alſo den 
Beweis für die Richtigkeit ihrer bei Lage der Sache zu ſolcher 
Widerlegung geeigneten Behauptung zu führen. Nicht mit 
Unrecht beanſtandet die Reviſion aber auch die weiteren Aus⸗ 
führungen, mit denen das BG. ſeine Eidesauflage begründet 
hat. Für die Behauptung des Klägers und gegen die Be⸗ 
hauptung der Beklagten ſpricht der Inhalt der Abtretungs⸗ 
und der Schuldurkunde vom 12. und 20. Januar 1905. Daß 
dieſe Urkunden über das ſtreitige Rechtsgeſchäft errichtet find, 
iſt unbeſtritten, und wenn inhalts der erſteren der Kläger den 
Beklagten die Rutenberg⸗Lychener Hypothek von 3000 & ohne 
Gewährleiſtung abtritt und in der letzteren die Beklagten 
bekennen, vom Kläger 3000 & als Darlehn empfangen zu 
haben, ſo beſagt das doch, daß die den Beklagten abgetretene 
Hypothek und nicht erſt ein bei der Verſteigerung der Pfand⸗ 
grundſtücke etwa darauf entfallender Geldbetrag von 3000 & 
als die Darlehnsvaluta angeſehen werden ſoll. Der ſo zwiſchen 
dem Urkundeninhalt und der Behauptung der Beklagten be⸗ 
ſtehende Widerſpruch aber war nicht nur, wie es das BG. 
getan hat, als Beweismoment zu würdigen; er ergab vielmehr 
die Einrede, daß der Inhalt der über den Vertrag errichteten 
Urkunden das tatſächlich Vereinbarte unrichtig wiedergebe, und 
bedurfte einer Würdigung auf der Grundlage der nach ſtändiger 
Rechtſprechung durch eine Vertragsbeurkundung begründeten 
Vermutung: daß der Inhalt der Urkunde der richtige und 
vollſtändige Ausdruck deſſen ſei, was die Vertragsteile endgültig 
gewollt haben (vgl. RG. 52 Nr. 7). B. c. H., U. v. 9. April 10, 
265/09 V. — Berlin. 

9. 5 607 BGB. Darlehn. 

Bezüglich der ſpäteren Einlagen iſt dem BerR. darin bei⸗ 
zuſtimmen, daß es für die Frage, wer der Sparkaſſe gegenüber 
Gläubiger geworden iſt, nicht entſcheidend darauf ankommt, aus 
weſſen Mitteln die fragliche Einzahlung erfolgt iſt, daß viel⸗ 
mehr allein entſcheidend iſt, wer bei der Einzahlung der Spar⸗ 
kaſſe gegenüber als Darlehnsgeber zu betrachten iſt. Unter 
Berückſichtigung der beſonderen Umſtände jedes einzelnen Falles 
iſt zu prüfen, wer nach dem erkennbaren Willen des die Ein⸗ 
zahlung Bewirkenden Darlehnsgeber ſein, Gläubiger werden 
ſoll. Das allein entſcheidet. Dabei kann die Auffaſſung des 
Ber R., daß durch das Recht des BGB. in dieſer Richtung eine 
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Anderung herbeigeführt ſei, für richtig nicht erachtet werden. 
Nach jetzigem wie nach früherem Recht wird Gläubiger nicht 
derjenige, auf deſſen Namen das Sparkaſſenbuch ausgeſtellt iſt, 
ſondern derjenige, der ſelbſt im eigenen Namen oder in deſſen 
Vertretung ein anderer die Einzahlung macht, das Darlehn 
gibt. Es handelt ſich für das neue wie für das alte Recht 
um Deutung der Vorgänge, um Ermittelung der Willens⸗ 
richtung des Einzahlenden aus ihnen. Bei dieſer wird aller⸗ 
dings mit in Betracht zu ziehen ſein, auf weſſen Namen ein 
ſchon vorhandenes Sparkaſſenbuch, auf das eine weitere Ein⸗ 
zahlung erfolgt, ausgeſtellt iſt. Iſt, wie vorliegend geſchehen, 
unter Beweis geſtellt, daß das Sparkaſſenbuch und mit ihm 
das Sparkaſſenguthaben zur Zeit der ſpäteren Einlage bereits 
an einen andern rechtswirkſam übertragen war, ſo wird auch 
dieſer Umſtand bei Entſcheidung der Frage, für wen der Ein⸗ 
zahlende das Darlehnsgeſchäft abſchließen wollte, als von 
weſentlicher Bedeutung zu berückſichtigen ſein. In ſolchen 
Fällen wird beim Mangel beſonderer, für eine abweichende 
Auffaſſung ſprechender Umſtände regelmäßig davon auszugehen 
fein, daß der Einzahlende, dem die Übertragung des Eigentums 
an dem Sparkaſſenbuch und der Gläubigerrechte an dem Spar⸗ 
kaſſenguthaben bekannt war, nicht für den früheren, ſondern 
für den zur Zeit der Einzahlung tatſächlich berechtigten Inhaber 
des Buches handelte. St. c. L., U. v. 8. April 10, 318/09 VII. 
— Jena. | 

10. 5 626 BGB. Wichtiger Grund zur Kündigung 
ohne Kündigungsfriſt.] | 

Die beklagte Ehefrau hat im Mai 1908, als fie noch 
nicht verheiratet war, mit der Klägerin einen Vertrag geſchloſſen, 
in dem ſie ſich verpflichtete, dem Trianontheater für die Spiel⸗ 
zeit vom 16. September 1908 bis zum 1. September 1909 als 
Schauspielerin anzugehören. Im 8 8 des Vertrages war 
beſtimmt, daß die Beklagte durch Eingehung der Ehe nicht 
berechtigt werde, ihr Engagement vertragswidrig und eigen⸗ 
mächtig zu löſen, und ſie in eine Konventionalſtrafe verfalle, 
wenn ſie demungeachtet aus eigenem Antriebe oder auf 
Geheiß des Ehemannes dies täte. Bald nach Abſchluß des 
Vertrages heiratete die Beklagte den Beklagten zu 2, den 
Kaufmann W. in Wien. Sie zeigte ihre Verheiratung der 
Direktion der Klägerin an und teilte zugleich mit, daß ſie 
„ſelbſtverſtändlich trotzdem pünktlich“ eintreffen werde. Sie hat 
jedoch ihre Stellung nicht angetreten, und zwar weil ihr Ehe⸗ 
mann ihr nicht geſtatte, Wien, den ehelichen Wohnort zu ver⸗ 
laſſen. Die Klägerin hat hiernach eine Vertragsſtrafe von 
11000 & gegen die Ehefrau W.⸗H. eingeklagt. Dieſer An⸗ 
ſpruch iſt vom BG. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
worden. Der gegen dieſe Entſcheidung gerichteten Reviſion iſt 
der Erfolg zu verſagen, wenn auch der Begründung des an⸗ 
gefochtenen Urteils nicht überall beigetreten werden kann. Das 
BG. nimmt an, daß ein wichtiger Kündigungsgrund im Sinne 
des 8 626 BGB. nur dann gegeben ſei, wenn dem Kündigenden 
eine Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes nach der objektiven 
Lage der Umſtände nicht zugemutet werden kann, und der 
Kündigende ohne eigenes Zutun in dieſe Lage geraten iſt. 
Dies iſt nicht richtig. Daß der Kündigende ſelbſt die Umſtände 
herbeigeführt hat, auf die er die Kündigung ſtützt, ſchließt nicht 
grundſätzlich die Rechtmäßigkeit der Kündigung aus. Wie 
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überhaupt nach der Lage des Einzelfalles ſich entſcheidet, ob 
ein Grund zur Kündigung ein wichtiger im Sinne des 5 626 
BGB. iſt, ſo iſt auch nach der Geſamtheit der beſonderen 
Umſtände zu prüfen, ob einem Kündigungsgrunde um des⸗ 
willen die Anerkennung zu verſagen iſt, weil der Kündigende 
ihn durch ſein eigenes Verhalten herbeigeführt hat. Unrichtig 
iſt danach auch, daß die Verheiratung einer weiblichen Dienſt⸗ 
verpflichteten überhaupt nicht einen Kündigungsgrund bilden 
könne. Im vorliegenden Falle aber kann die Eheſchließung der 
Beklagten als ein Kündigungsgrund nicht angeſehen werden. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht auch mangels der 
beſonderen Vereinbarung der Parteien ebenſo zu entſcheiden 
wäre. Es entſpricht jedenfalls der in der Rechtſprechung des 
Bühnenſchiedsgerichts bekundeten Anſchauung der beteiligten 
Kreiſe ſelbſt, daß die Verheiratung die Schauſpielerin nicht 
berechtigt, den Vertrag zu löſen. Die naheliegende Möglichkeit 
einer ſolchen Verheiratung würde, wenn dieſe der Schauſpielerin 
das Recht zur Löſung des Vertrages gäbe, die Intereſſen des 
anderen Teils erheblich gefährden. Auch ſind gerade die hervor⸗ 
ragenden Künſtlerinnen, und um eine ſolche handelt es ſich nach 
den Vertragsbedingungen, vielfach nicht geneigt, ihrem Berufe 
zu entſagen, auch wenn ſie eine vorteilhafte Ehe eingehen. 
Jedenfalls aber iſt eine Kündigung aus dem Grunde der 
Verheiratung der Künſtlerin unſtatthaft, wenn ſie, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, vertraglich ausgeſchloſſen iſt. Daß die vertrag⸗ 
ſchließenden Teile beſtimmte Tatſachen als zur Kündigung nicht 
berechtigend bezeichnen, iſt mit dem BG. unbedenklich für zu⸗ 
läſſig zu erachten. Die hier getroffene Vereinbarung verſtößt 
auch nicht gegen die guten Sitten. Die Freiheit der Ehe⸗ 
ſchließung wird dadurch in einer irgendwie erheblichen Weiſe 
nicht beeinträchtigt, zumal die Beklagte ſich nur auf ein Jahr 
gebunden hatte. Die Verpflichtung zur Innehaltung des 
Vertrages konnte allerdings unter Umſtänden zu einem Wider⸗ 
ſtreit mit den Rechten des Ehemannes nach vollzogener Ehe 
führen, und hat im vorliegenden Falle dazu geführt. Die 
Möglichkeit eines ſolchen Widerſtreites kann aber im allgemeinen 
nicht als eine beſonders naheliegende angeſehen werden. Der 
Beruf einer Bühnenkünſtlerin bringt es mit ſich, daß ihr regel⸗ 
mäßig eine größere Unabhängigkeit der Lebensführung von dem 
Ehemanne geſtattet wird, als ſie andere Frauen genießen und 
beanſpruchen. Es iſt insbeſondere nicht außergewöhnlich, daß 
eine verheiratete Schauspielerin an einem andern Orte wirkt, 
als dem Wohnorte ihres Mannes, mag dieſer ſelbſt der Bühne 
angehören oder nicht. Das eigene Intereſſe, welches ſie darauf 
hinweiſt, zur Entſaltung ihres Talentes oder zur Mehrung 
ihres künſtleriſchen Ruhms beſtimmte Bühnen aufzuſuchen, ver⸗ 
anlaßt ſie, ſolche Verträge, die bis zu einem gewiſſen Grade 
die ehelichen Intereſſen beeinträchtigen können, einzugehen. Ihr 
eigenes Intereſſe erheiſcht es danach auch, daß ſolchen Be⸗ 
ſtimmungen die rechtliche Anerkennung nicht verſagt werde. 
Beſondere Umſtände, welche der fraglichen Vertragsbeſtimmung 
den Charakter des Sittenwidrigen verleihen konnten, find nicht 
geltend gemacht und nicht erſichtlich. Die beklagte Ehefrau 
war daher ungeachtet ihrer Verheiratung zur Innehaltung des 
Vertrages verpflichtet. Es kann auch die, nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BU. als richtig zu unterſtellende Tatſache, daß 
ſie lediglich deshalb ihre Stellung nicht angetreten habe, weil 
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ihr Mann ihr dies verboten habe und er nach dem maßgebenden 
Oſterreichiſchen Rechte zu dieſem Verbot berechtigt geweſen ſei, 
nicht als ein berechtigter Grund zur Kündigung des Vertrags- 
verhältniſſes angeſehen werden. Allerdings muß das vertrag⸗ 
liche Recht des Theaterleiters dem ſtärkeren Recht des Ehe⸗ 
mannes weichen, aber nur ſo weit, als die ehelichen Intereſſen 
der Vertragserfüllung entgegenſtehen. Die beklagte Ehefrau 
könnte deshalb nicht zur tatſächlichen Innehaltung ihrer Ver⸗ 
pflichtung zum Wirken auf der klägeriſchen Bühne verurteilt 
werden, wie die zwangsweiſe Durchführung dieſer Verpflichtung 
ohnehin nach 5 888 Abſ. 2 ZPO. unzuläſſig wäre. Aber die 
Beklagte trägt die Verantwortung für die Unmöglichkeit der 
Erfüllung der geſchuldeten Hauptleiſtung und haftet daher der 
Klägerin für die vermögensrechtlichen Nachteile der Nicht⸗ 
erfüllung; ſie ſchuldet insbeſondere auch die Vertragsſtrafe, da 
ſie die Nichterfüllung zu vertreten hat. Sie mußte bei der 
Eheſchließung mit der Möglichkeit rechnen, daß ihr Ehemann 
kraft ſeines Rechtes ihr das Verlaſſen ſeines Wohnortes unter⸗ 
ſagen werde. Unterließ ſie es, die Zuſtimmung ihres Ehe⸗ 
mannes zur Innehaltung des Vertrages ſich zu ſichern, ſo handelte 
ſie zwar nicht, wie das BG. ſagt, grobfahrläſſig, wenn ſie 
gleichwohl die Ehe ſchloß — erſcheint es doch mindeſtens 
zweifelhaft, ob der Ehemann durch eine ſolche Zuſtimmung 
rechtlich gebunden worden wäre. Aber ſie wurde dadurch, daß 
ſie, gebrauchmachend von dem uneingeſchränkten Rechts ihrer 
perſönlichen Freiheit, die Ehe ſchloß, nicht befreit von der 
Verantwortung für die vermögensrechtlichen Folgen, welche für 
die Klägerin aus einem etwaigen Widerſtreit zwiſchen ihren 
Vertragsrechten und dem durch die Verheiratung für den Ehe⸗ 
mann begründeten perſönlichen Rechte entſtehen konnten. Gerade 
dieſe Verantwortung hat fie in der Beſtimmung des 8 8 des 
Vertrages ausdrücklich übernommen. W.⸗H. c. Trianon⸗Geſ., 
U. v. 12. April 10, 189,09 III. — Berlin. 

11. 5 656 BGB. Ehemakellohn.] 

Das BG. nimmt an, daß der Beklagte dem Kläger den 
von dieſem eingeklagten Schaden dadurch vorſätzlich in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zugefügt habe, daß 
er einen vom Kläger akzeptierten und von dieſem ihm als Bro- 
viſion für die Vermittlung der Ehe des Klägers mit deſſen 
jetziger Frau im voraus gegebenen Wechſel über 3000 & an 
einen gewiſſen R. weiterbegeben habe, ſo daß der Kläger 
dieſem als gutgläubigem Indoſſatar habe zahlen müſſen, während 
er dem Beklagten ſelbſt aus dem dem Wechſel unterliegenden 
Verhältniſſe die auf $ 656 BGB. zu ſtützende Einrede würde 
haben entgegenhalten können. Ob in der Weiterbegebung eines 
ſolchen Wechſels an einen Dritten ohne weiteres ſchon ein den 
guten Sitten widerſtreitendes Verhalten gefunden werden könne, 
darüber laſſen ſich ſtarke Bedenken erheben. Dieſer Punkt bedarf 
jedoch hier keiner Entſcheidung, da hier dieſe Weiterbegebung an 
ſich jedenfalls deshalb gegen die guten Sitten verſtieß, weil die 
der Hingabe des Akzeptes zugrunde gelegte Vorausſetzung, daß 
die vom Beklagten dem Kläger nachgewieſene zukünftige Ehefrau 
wenigſtens 30 000 / an Vermögen beſitze, in Wirklichkeit nicht 
vorlag. Andrerſeits iſt aber dem Reviſionskläger darin recht 
zu geben, daß, wenn gewiſſe von ihm ſchon in der I. Inſtanz 
aufgeſtellte Behauptungen ſich bewahrheiten ſollten, feine Ver: 
urteilung aus 3 826 BGB. doch nicht gerechtfertigt fein würde. 


39. Jahrgang. 


Er hat behauptet, daß der Kläger, nachdem dieſer beſchloſſen 
hatte, die ihm durch Vermittlung des Beklagten Nachgewieſene 
notz ihres Mangels an Vermögen zu heiraten, dem Beklagten 
geſagt habe, er, der Kläger, wolle den Wechſel dennoch ein⸗ 
löſen, und der Beklagte könne denſelben jederzeit in Zahlung 
geben. Hierüber hätte das OLG. erſt noch Beweis erheben 
ſollen, falls der Beklagte, eventuell auf Befragen, Beweismittel 
dafür benannt hätte. Denn wenn der Kläger in dieſer Weiſe 
im voraus ſein Einverſtändnis mit dem Vorgehen des Beklagten 
erklärt haben ſollte, ſo könnte von einem Verſtoße des letztern 
gegen die guten Sitten nicht die Rede ſein. B. c. B., U. v. 
7. April 10, 262/09 VI. — Naumburg. 

12. SS 830, 840 BGB. Grundſatz von der Geſamt⸗ 
kauſalität.] 

Die Rüge der Klägerin iſt begründet, daß das BG. zu 
Unrecht den Schadensbetrag auf die beiden Auskünfte verteilt 
habe. Zwar iſt es nach dem Geſagten nur folgerichtig geweſen, 
daß das BG. bezüglich des über 6000 & hinausgehenden 
Kredit⸗ und Schadensbetrags von 1068,25 & eine Erſatzpflicht 
der Beklagten nur angenommen hat, wenn H. die Auskunft 
an S., bei der er für die Kreditwürdigkeit des V. eine Höchſt⸗ 
grenze nicht geſetzt hat, betrügeriſch erteilt haben ſollte. Dann 
aber hat es die noch verbleibenden 6000 4 je zur Hälfte auf 
die beiden Auskünfte verteilt; dazu hat es erwogen: weil die 
Schädigung der Klägerin in Höhe von 6000 nur durch 
beide Auskünfte zuſammen verurſacht ſei, jedoch nicht feſtgeſtellt 
werden könne, daß jede für ſich allein den Schaden herbei⸗ 
geführt habe, bleibe nichts anderes übrig, als auf jede dieſer 
Auskünfte den Schaden zur Hälfte mit 3000 & zurückzuführen. 
Dieſe Halbierung iſt rechtsirrig. Denn es handelt ſich nach 
den eigenen Feſtſtellungen des BG. hier nicht darum, daß jede 
der beiden Auskünfte einen beſonderen, für ſich abgeſchloſſenen 
Schaden verurſacht hat, ſondern es beſteht eine Geſamt⸗ 
kauſalität in der Art, daß nur beide Auskünfte insgeſamt 
den ganzen Schaden verurſacht haben. Beide Auskünfte bilden 
nur zuſammen die gemeinſame Urſache, die weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung, die die Klägerin zur Kreditgewährung beſtimmt hat. 
Das BG. begeht mit feiner Halbierung einen Trugſchluß, der 
Mar wird, wenn gefragt wird, wie groß der Schaden der 
Klägerin ſein würde, wenn ſie überhaupt nur eine der beiden 
Auskünfte erhalten hätte, — eine Frage, die keinenfalls 
dahin zu beantworten iſt, daß fie dann bloß für 3000 4 
Kredit gewährt haben würde und infolgedeſſen nur in Höhe 
von 3000 & geſchädigt worden wäre. Denn wo zwei Urſachen 
weſentlich ſind, um einen Erfolg herbeizuführen, beruhen auch 
die ganzen Folgen weſentlich auf jeder dieſer Urſachen. Da 
in dieſem Sinne auch die beiden Auskünfte für die Kredit⸗ 
gewährung an V. geſamtkauſal geweſen ſind, ſo iſt auch der 
infolge jener Kreditgewährung entſtandene Schaden der Klägerin 
durch jede dieſer Auskünfte im ganzen verurſacht worden. 
Demgemäß iſt es nicht zuläſſig, einen ſolchen nur durch das 
weſentliche Zuſammenwirken beider Auskünfte herbeigeführten 
Schaden ſo zu behandeln, als hätte jede der beiden Auskünfte 
für ſich ſelbſtändig und geſondert nur einen Teil, die Hälfte 
dieſes Schadens verurſacht. Dieſem Grundſatze der Geſamt⸗ 
kauſalität trägt auch das BGB. Rechnung. Nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 830, 840, — von denen der $ 830 den 
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Schaden betrifft, den mehrere durch eine gemeinſchaftlich be: 
gangene unerlaubte Handlung verurſacht haben, während der 
8 840 ſich auf den Schaden bezieht, der aus einer unerlaubten 
Handlung entſtanden iſt, für den mehrere Perſonen verantwort⸗ 
lich ſind, — iſt jeder für den ganzen Schaden verantwortlich. 
Dieſer Grundſatz greift aber notwendig auch über den Rahmen 
dieſer beiden Vorſchriften dort Platz, wo mehrere, teils erlaubte, 
teils unerlaubte Handlungen als einheitliche Urſache einen 
Schaden herbeigeführt haben. Dann iſt nur derjenige, dem 
eine unerlaubte Handlung zur Laſt fällt, für den ganzen 
Schaden haftbar, während die anderen, deren Mitwirkung auf 
erlaubten Handlungen beruht, haftungsfrei bleiben müſſen. 
Das gleiche gilt, wenn dieſe mehreren Handlungen von einer 
und derſelben Perſon begangen worden ſind; in dieſem Falle 
haftet ſie für den ganzen Schaden, ſofern nur eine ihrer 
Handlungen, die für den herbeigeführten Schaden geſamtkauſal 
waren, eine unerlaubte iſt. So liegt die Sache auch hier, 
wenn im Falle der Eidesleiſtung anzunehmen ſein wird, daß 
H. durch ſeine Auskunft an S. keinen Betrug gegen den 
Auskunftempfänger verübt hat, inſoweit alſo nur durch eine 
im Sinne des § 823 Abſ. 2 und des $ 826 BGB. nicht zu 
beanſtandende Auskunft die Kreditgewährung an V. mitveranlaßt 
hat; alsdann würde die Beklagte ſchon auf Grund der betrüge⸗ 
riſchen Auskunft an L. für den ganzen, in Höhe von 6000 
verurſachten Schaden zu haften haben. L. & S. c. H., U. v. 
10. März 10, 211/09 VL — Bamberg. | 

13. 5 833 BGB. Zum Begriffe des Tierſchadens bei 
Behandlung eines Pferdes durch den Tierarzt.] 

Der Kläger, ein Tierarzt, iſt bei der tierärztlichen Be⸗ 
handlung eines dem Beklagten gehörigen Pferdes durch Aus⸗ 
ſchlagen verletzt worden und nimmt den Beklagten deshalb auf 
Schadenserſatz in Anſpruch. Seine Klage iſt von beiden Vor⸗ 


inſtanzen abgewieſen worden; das RG. hob auf: Nach den 


Feſtſtellungen des Ber R. war dem Pferde des Beklagten die 
Naſenbremſe aufgeſetzt worden, ſein geſunder rechter Vorderfuß 
wurde von einer dritten Perſon hochgehalten. Als der Kläger 
den Eiterbeutel durchſtach, der ſich am Knie des erkrankten 
linken Vorderbeins gebildet hatte, ſprang das Pferd nach vorn, 
ſchlug aus und verletzte den Kläger. Der BerR. geht bei der 
rechtlichen Beurteilung von dem an ſich richtigen Satze aus, 
daß ein Tierſchaden im Sinne von § 833 BGB. nicht gegeben 
ſei, wenn das Tier bei ſeinem ſchadenbringenden Tun unter 
einem äußeren phyſiſchen Zwange geſtanden habe, dem auch 
normale Tiere nicht widerſtehen können. Die richtige An⸗ 
wendung dieſes Rechtsſatzes auf den Streitfall iſt aber in 
keiner Weiſe gewährleiſtet, wenn er ſich demnächſt, ohne näher 
auf die beſonderen Umſtände einzugehen, mit der allgemeinen 
Bemerkung begnügt, das Zucken und Umfichſchlagen des Pferdes 
bilde den typiſchen Fall einer ſogenannten „Reflexbewegung“, 
für deren Folgen der Tierhalter nicht aufzukommen habe. 
Einmal handelt es ſich nach obigen Feſtſtellungen nicht um ein 
bloßes Zucken und Umſichſchlagen, ſondern darum, daß das 
Pferd einen Sprung vorwärts getan und — wie man an⸗ 
nehmen muß — demnächſt, nach Niederſetzen der kranken Vor⸗ 
hand, mit den geſunden Hinterfüßen gegen den Kläger aus⸗ 
geſchlagen hat. Es mag ferner zwar zutreffen, gewiſſe durch 


einen operativen Eingriff oder Gewalteinwirkungen anderer Art 
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am Tier unmittelbar hervorgerufene Bewegungen, wie z. B. 
das krampfartige Zuſammenzucken, ſich krümmen, das Zurück⸗ 
ſchnellen der in eine fremde Lage gebrachten Muskelteile u. dgl. 
als Reflexbewegungen zu bezeichnen und damit auszuſprechen, 
daß es ſich hierbei nur um unbewußte, rein mechaniſche Gegen⸗ 
wirkungen des Tierkörpers gegen einen darauf ausgeübten Reiz 
handelt. Allein dadurch wird nicht gerechtfertigt, auch eine 
Reihe dem eigentlichen Reflexe nachfolgender Bewegungen des 
Tieres bloß deshalb der gleichen Beurteilung zu unterſtellen, 
weil der auf das Tier ausgeübte Reiz dazu mittelbar den 
Anlaß gegeben hat. Im Streitſalle iſt nicht zu erkennen, 
inwiefern unter gleichen Verhältniſſen auch das normale Pferd 
zu dem Sprunge nach vorwärts und vollends zum Ausſchlagen 
mit den Hinterfüßen nach rückwärts als zu unwillkürlichen 
Zwangsbewegungen genötigt geweſen ſei. Der BerR. geht 
ferner ſelbſt davon aus, das Pferd ſei „etwas empfindlich“ und 
„beſonders unruhig“ geweſen. Er hätte ſich deshalb damit 
abfinden müſſen, ob das Verhalten des Pferdes nicht auf dieſe 
beſonderen Eigenſchaften des Tieres zurückzuführen war. Endlich 
iſt eine bündige Feſtſtellung darüber zu vermiſſen, daß das 
Offnen der Eiterbeule — erfahrungsmäßig ein nahezu ſchmerz⸗ 
loſer⸗ Eingriff — bei dem Pferde überhaupt ein Schmerzgefühl, 
und noch dazu von einer Stärke erzeugt habe, daß dadurch ein 
ganzer Komplex äußerſt gewalttätiger Bewegungen des Pferdes 
hervorgerufen werden mußte. Nach dem Ausgeführten iſt die 
Nichtanwendung des § 833 BGB. im BU. in keiner Weiſe, 
auch nicht durch Bezugnahme auf die mißverſtandene Ent⸗ 
ſcheidung des RG. (RG. 69, 399), gerechtfertigt. P. c. L., 
U. v. 7. April 10, 327/09 IV. — Hamm. 

14. 5 892 BGB. Bedeutung der Vermutung für die 
Richtigkeit des Grundbuchs. 

Das BG. ſtellt auf Grund des Beweisergebniſſes feſt, 
daß die Streitfläche ſeit jeher dem Gründſtücke des Klägers, 
Parzelle Nr. 90 von S., zugehört, daß mindeſtens aber der 
Kläger ſie im Wege der Erſitzung eigentümlich erworben hat. 
Das Gericht nimmt auf Grund deſſen auch an, daß auch gegen⸗ 
wärtig noch als der wirkliche Eigentümer der Streitfläche der 
Kläger anzuſehen ſei. Dagegen erachtet das BG. den Ein⸗ 
wand der Beklagten, daß ſie die Streitfläche im Jahre 1904 
bei Erwerb ihres Parzellengrundſtücks S. 379/89 gemäß 8 892 
BGB. gutgläubig miterworben habe, und daß ſie auch gemäß 
8 891 BGB. gegenwärtig als die Eigentümerin der Streit⸗ 
fläche gelten müſſe, als hinfällig. Sonach iſt es zu dem Er⸗ 
gebniſſe gelangt, ſchon den Hauptanſpruch der Klage als be⸗ 
gründet zu erachten. Das BG. bezweifelt zwar nicht, daß auf 
dem Grundbuchblatte des der Beklagten gehörigen Parzellen⸗ 
grundſtücks die Größe dieſer Parzelle nach dem Steuerkataſter 
zu einem Betrage eingetragen worden iſt, der die Streitfläche 
mitumfaßt, und daß dieſer Eintrag auch bereits im Jahre 
1904 im Grundbuche vorhanden war. Es meint jedoch, daß 
der bezeichnete Eintrag die von der Beklagten beanſpruchten 
Vermutungen der SS 891, 892 zu ſtützen überhaupt nicht ge⸗ 
eignet ſei, weil er nur eine rein tatſächliche Angabe enthalte, 
dagegen kein Rechtsverhältnis betreffe und ſonach vom guten 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs nicht gedeckt worden 
ſei und auch jetzt nicht gedeckt werde. Was die Vermutung 
des § 892 betrifft, ſo kann der Standpunkt des BU. nicht ge⸗ 
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billigt werden. Das BG. hat allerdings die angeblich 
herrſchende Anſicht für ſich. Auch finden ſich in früheren Ent⸗ 
ſcheidungen des erkennenden Senats beiläufige Bemerkungen, 
die dieſer Anſicht zuzuneigen ſcheinen. (RG. 61, 188; ferner 
die Urteile vom 23. März 1901 Rep. 40/01; vom 9. Januar 
1904 Rep. 287/03 und 29. Juni 1904 Rep. 74/04.) Bei 
nochmaliger Prüfung der bisher von ihm nicht näher erörterten 
Frage iſt indes der Senat zu anderer Auffaſſung gelangt, die 
auch in der Theorie zahlreiche und namhafte Vertreter gefunden 
hat. (Vgl. die Zuſammenſtellung bei Oberneck „das Reichs⸗ 
grundbuchrecht“ 4. Aufl. 1909 S. 390 A. 61.) S. c. v. B., 
U. v. 12. Febr. 10, 72/09 V. — Celle. 

15. 8 906 BGB. verb. mit 88 6, 26 RGewO., Art. 125 
EGBGB. und 8 14 PrEiſenbG. vom 3. November 1838. 
Immiſſion von Ruß und Rauch durch Lokomotiven. Zum Be⸗ 
griffe: „Beförderung“. 

Der erſte Richter erachtet den Beklagten für ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, zwar nicht auf Grund des § 14 EiſenbG. vom 3. No⸗ 
vember 1838, der nur das öffentlich⸗rechtliche Verhältnis zwiſchen 
dem Eiſenbahnunternehmer und der Regierung regle, wohl aber 
nach $ 906 BGB., $ 26 RGewd., Art. 125 EGBGB, weil 
über das nach $ 906 BGB. zuläſſige Maß hinaus der Qualm 
von den Lokomotiven der Weſterwaldbahn ſchädlich auf die 
Häuſer der Kläger einwirke, die Kläger aber Beſeitigung der 
ſchädlichen Einwirkungen wegen Konzeſſionierung der Bahn⸗ 
anlage nicht verlangen könnten und Einrichtungen zur Ver⸗ 
hütung der Einwirkungen untunlich ſeien, daher der Beklagte 
die Kläger ſchadlos halten müſſe. Der BerR. dagegen erklärt 
die unmittelbare Anwendung der zuletzt genannten Geſetzes⸗ 
vorſchriften für verfehlt, weil nach §8 6 GewO. dieſes Geſetz 
auf Eiſenbahnunternehmungen keine Anwendung finde und in 
Preußen die durch Art. 125 EGBGB. geſtattete Ausdehnung 
auf Eiſenbahnen nicht erfolgt ſei. Ob das in dieſen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zum Ausdruck gelangte Prinzip einen 
Erſatzanſpruch im vorliegenden Falle zu rechtfertigen vermöchte, 
läßt der BerR. dahingeſtellt. Er erachtet die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Beklagten bei Zugrundelegung der tatſächlichen Be⸗ 
hauptungen der Kläger über die Einwirkungen durch Rauch, 
Ruß, Geräuſch und dergl. auf ihre Grundſtücke auf Grund 
des § 25 EiſenbG. für gegeben. Da dieſe Einwirkungen von 
den Maſchinen der in der Station Engers einlaufenden und 
von dort abgehenden Züge der Weſterwaldbahn ausgehen 
ſollten, ſei ein durch ſie hervorgerufener Schaden als bei der 
Beförderung auf der Eiſenbahn entſtanden anzuſehen. Daß 
aber übermäßige Einwirkungen durch Ruß und Rauch ſtatt⸗ 
gefunden hätten, ſei durch die Beweisaufnahme I. Inſtanz feſt⸗ 
geſtellt. Auf ein Verſchulden des Beklagten komme es hierbei 
nicht an. Die Reviſion macht hiergegen geltend, der § 25 
EiſenbGG. könne auf den vorliegenden Sachverhalt keine An⸗ 
wendung finden, weil es ſich nicht um einen Schaden handle, 
der „bei der Beförderung auf der Bahn“ entſtanden ſei. Nach 
den bisherigen Behauptungen der Kläger hätten ihre Häuſer 
dadurch Schaden erlitten, daß die nach dem Weſterwald gehenden 
Züge längere Zeit auf dem für dieſe Züge beſtimmten Gleiſe 
ſtehen blieben und daß während dieſer Zeit der Rauch der 
Maſchinen gegen die Häuſer der Kläger geweht werde. Der 
behauptete Schaden ſolle alſo nicht „bei der Beförderung“ ent⸗ 


39. Jahrgang. 


ſtanden ſein. Es kann jedoch auf ſich beruhen, ob auf einen 
Fall, wie den vorliegenden, § 25 EiſenbG. unmittelbar an⸗ 
wendbar iſt, ob alſo der Eiſenbahnunternehmer auf Grund 
dieſer Geſetzesvorſchrift, wie die Reviſion wohl meint, nur für 
den Schaden haftet, der während der Fortbewegung von Per⸗ 
ſonen⸗ oder Güterzügen oder von einzelnen Maſchinen oder 
Wagen auf den Eiſenbahngleiſen und aus Veranlaſſung dieſer 
Tätigkeit der Beförderungsmittel verurſacht wird (vgl. Strieth Arch. 
5, 362; 36, 69; 52, 33; 62, 51; OTTr. 28, 270; RG. in 
Gruchots Beitr. 26, 1068), oder ob aus der Geſetzesvorſchrift 
unmittelbar die Haftung des Unternehmers auch für den 
Schaden zu entnehmen iſt, der während des Haltens eines 
Zuges auf dem Bahnhof durch Entſendung von Ruß und Rauch 
aus den Lokomotiven entſteht (vgl. ROSE. 8, 420; 9, 211). 
Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG., von der abzugehen 
fein Anlaß vorliegt, iſt aus den Rechtsgedanken, die beſonders 
zum Ausdrucke gelangt find im $ 26 RGewdo. und in den 
landesgeſetzlichen Vorſchriften Art. 9 der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde, § 25 des genannten Eifenb®., SS 1, 2 Enteign®. 
vom 11. Juni 1874, der allgemeine Grundſatz zu entnehmen, 
daß, wenn von einem ſtaatlich genehmigten Betriebe, ins⸗ 
beſondere einem Eiſenbahnbetriebe, übermäßige ($ 906 BGB.) 
ſchädliche Einwirkungen auf angrenzende Grundſtücke derart er⸗ 


folgen, daß für einen Anſpruch auf Beſeitigung der Einwirkungen 


die Vorausſetzungen der 88 903, 906, 1004 BGB. an fi 
gegeben wären, die Geltendmachung eines ſolchen Anſpruches 
aber wegen der ſtaatlichen Genehmigung der Anlage aus⸗ 
geſchloſſen iſt, den Eigentümern der benachteiligten Grundſtücke 
gegen den Betriebsunternehmer ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz zuſteht, ohne daß der Nachweis eines Verſchuldens er⸗ 
forderlich iſt (RG. 58, 130; 70, 150; vgl. auch 7, 265; 17, 103; 
31, 287; 32, 337; RG. in Gruchots Beitr. 27 S. 438, 907; 
36, 459; 49, 1132). Die Erforderniſſe für einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auf dieſer rechtlichen Grundlage ſind vorliegend 
nach den Feſtſtellungen des BerR. gegeben. Auch beurteilt der 
BerR., wiewohl er 8 25 EiſenbG. unmittelbar für anwendbar 
erklärt, in Wirklichkeit die Sachlage doch in der Weiſe, wie 
wenn die Schadenserſatzanſprüche der Kläger ſich nur von dem 
vorerörterten rechtlichen Geſichtspunkte aus rechtfertigen ließen. 
Denn er ſtellt feſt, daß übermäßige und ungewöhnliche Ein⸗ 
wirkungen durch Rauch und Ruß aus den Lokomotiven auf die 
Häuſer der Kläger ſtattgefunden hätten und ſtattfänden, alſo 
Einwirkungen, die über das nach $ 906 BGB. zuläſſige Maß 
hinausgehen, er zieht ferner die Behauptung des Beklagten in 
Betracht, daß durch ein in der Nähe befindliches Hüttenwerk 
ebenfalls Beläſtigungen durch Rauch und Ruß erfolgten, und 
läßt die Richtigkeit dieſer Behauptung nur deshalb dahingeſtellt, 
weil in dem Verfahren über den Betrag des Anſpruchs hier⸗ 
über zu entſcheiden ſei, und er verurteilt weiter auf den Eventual⸗ 
antrag zu 2 den Beklagten nur zum Erſatze des durch „un: 
zuläſſige“ Einwirkungen entſtehenden Schadens. Wäre aber 
3 25 EifenbG. unmittelbar anwendbar, wäre alfo den Häufern 
der Kläger durch Ruß und Rauch aus den Lokomotiven „bei 
der Beförderung auf der Bahn“ Schaden zugefügt, ſo könnte 
ſic fragen, ob nicht der Beklagte als Eiſenbahnbetriebsunter⸗ 
nehmer für jeden Schaden aufzukommen hätte, auch für den, 
der nicht durch übermäßige und nach den örtlichen Verhältniſſen 
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ungewöhnliche Einwirkungen verurſacht wäre. Wenn daher 
auch zu Unrecht § 25 EiſenbG. vom Bert. angewendet wäre, 
ſo würde doch der revidierende Beklagte dadurch nicht beſchwert 
ſein, weil der BerR. den Beklagten nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen für ſchadenserſatzpflichtig erklärt hat, die nach dem 
vorgenannten allgemeinen Grundſatz eine Schadenserſatzpflicht 
des Eiſenbahnbetriebsunternehmers begründen. Preuß. Eiſen⸗ 
bahnfiskus c. B., U. v. 2. April 10, 328/09 V. — Frankfurt. 

16. 58 1567, 1568 BGB. Bösliche Verlaſſung als 
relativer Scheidungsgrund. ] 

Allerdings ſind die Vorausſetzungen der böslichen Ver⸗ 
laſſung als abſoluten Scheidungsgrundes nach § 1567 Abſ. 2 
Nr. 1 BGB. gemäß den Feſtſtellungen des BG. nicht nach⸗ 
gewieſen. Allein die bösliche Verlaſſung kann, wie das RG. 
ſchon wiederholt, insbeſondere im Urteile vom 17. Oktober 1907, 
JW. 07, 701, ausgeſprochen hat, beim Hinzutritt der weiteren 
geſetzlichen Vorausſetzungen auch einen Scheidungsgrund aus 
§ 1568 BGB. abgeben. Wenn es zutreffend ift, daß die Be⸗ 
klagte ohne berechtigten Grund ſchon am Hochzeitsabend dem 
Kläger nicht in die eheliche Wohnung folgte und ſeitdem längere 
Zeit ihr grundlos fern blieb, ſo können recht wohl in dieſem 
Verhalten der Beklagten die Tatbeſtandsmerkmale des relativen 
Scheidungsgrundes aus § 1568 gefunden werden. Es iſt auch 
anzunehmen, daß der Kläger bei dieſer Sachlage ſein Scheidungs⸗ 
verlangen nicht bloß auf 8 1567, ſondern auch auf § 1568 
hat ſtützen wollen. Eine Prüfung aus dieſem weiteren recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte hat das BG. mit Unrecht unterlaſſen. 
B. c. B., U. v. 7. April 10, 309/09 IV. — Düſſeldorf. 


Zivilprozeßordnung. 
17. § 148 3PO. Vorausſetzung für die Ausſetzung eines 
Prozeſſes.] 


Die Klägerin hat auf Herausgabe einer Wieſe, die der 
Beklagte von T. gekauft und aufgelaſſen erhalten hat, mit der 
Behauptung geklagt, der Erwerb der Wieſe durch den Beklagten 
habe für ihre, der Klägerin, Rechnung und aus den Mitteln 
der klägeriſchen Geſellſchaft ſtattgefunden. Nachdem die Klägerin 
in I. Inſtanz ein obſiegliches Urteil erſtritten hatte, beantragte 
der Beklagte in II. Inſtanz gemäß 8 148 ZPO. die Ausſetzung 
der Verhandlung, weil der Verkäufer T. das Kaufgeſchäft in⸗ 
zwiſchen wegen argliſtiger Täuſchung, begangen von ſeiten des 
Beklagten durch Verſchweigung der Tatſache, daß der Erwerb 
für Rechnung der klägeriſchen Geſellſchaft erfolgt ſei, angefochten 
und dieſerhalb einen Rechteſtreit gegen ihn, den Beklagten, an⸗ 
hängig gemacht habe. Das OLG. hat durch den angefochtenen 
Beſchluß den Ausſetzungsantrag abgelehnt und die dagegen ein⸗ 
gelegte ſofortige Beſchwerde iſt zwar nach § 252 3P0. zuläſſig, 
jedoch unbegründet. Irrig iſt es allerdings, wenn die Ablehnung 
des Ausſetzungsantrags in dem angefochtenen Beſchluß darauf 
geſtützt wird, daß das in dem anderen Rechtsſtreit ergehende 
Urteil keine Rechtskraft zwiſchen den Parteien des gegenwärtigen 
Prozeſſes ſchaffe. Hierauf kommt es nicht an, vielmehr bezweckt 
die in §S 148 ZPO. dem Gericht eingeräumte Befugnis lediglich, 
zu verhüten, daß in zwei nebeneinander anhängigen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten widerſprechende Entſcheidungen über dieſelben Streit⸗ 
punkte ergehen und dadurch unerwünſchte Verwickelungen in den 
gegenſeitigen Verhältniſſen der Beteiligten hervorrufen. Von 
einer ſolchen Gefahr kann indeſſen im vorliegenden Falle nicht 
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die Rede fein. Sollte im gegenwärtigen Prozeß ſchließlich die 
Klägerin mit ihrer Klage abgewieſen werden, ſo iſt dies, wie 
es keiner weiteren Darlegung bedarf, für den anderen Rechts⸗ 
ſtreit völlig bedeutungslos. Aber auch wenn der von dem 
Beſchwerdeführer als möglich hingeſtellte Fall eintreten würde, 
daß Beklagter in beiden Prozeſſen unterliegt, ſo würde daraus 
noch keineswegs ohne weiteres die Erledigung des gegenwärtigen 
Prozeſſes in der Hauptſache folgen; es käme alsdann zunächſt 
in Frage, ob nicht nach dem zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Auftragsverhältnis dem Beklagten die Verpflichtung oblag, der 
Klägerin den Beſitz der Wieſe zu verſchaffen, und welche Folgen 
die etwaige Unmöglichkeit, dieſer Verpflichtung zu genügen, für 
den Beklagten hat. Dieſe Fragen haben mit der in dem anderen 
Rechtsſtreit zur Entſcheidung gelangenden Frage, ob der dortige 
Kläger T. mit ſeiner Anfechtung durchdringt, unmittelbar nichts 
zu tun. R. c. R. & Co., Beſchl. v. 2. April 10, B 65/10 V. — 
Karlsruhe. | 

18. 588 286, 551 Nr. 7 ZPO. Mangelnde Begründung.] 

Wegen einer vollſtreckbaren Forderung des H.er Kredit⸗ 
vereins gegen den Bergwerksbeſitzer Auguſt S. waren bei dieſem 
die in der Klage aufgeführten Sachen gepfändet worden. Durch 
das Vollſtreckungsgericht wurde der freihändige Verkauf der 
gepfändeten Sachen, die in der Wohnung des Schuldners ver⸗ 
blieben waren, angeordnet. Am 25. Januar 1906 meldete ſich 
Fritz V. als Bevollmächtigter des Klägers bei dem Gerichts⸗ 
vollzieher und kaufte von dieſem die Sachen zum Preiſe von 
zuſammen 7272 & für den Kläger. Die Sachen blieben auch jetzt 
im Beſitze des Schuldners S. Dieſer ſtarb ſpäter, und Über ſeinen 
Nachlaß wurde das Konkursverfahren eröffnet. Der Konkurs⸗ 
verwalter nahm die Sachen für die Konkursmaſſe in Beſitz. 
Der Kläger hat unter der Behauptung, daß er die gekauften 
Sachen dem Schuldner leihweiſe (gemeint iſt: mietweiſe) belaſſen 
habe, gegen den Konkursverwalter Klage auf Anerkennung ſeines 
Eigentums an den Sachen und auf deren Freigabe erhoben. 
Das LG. hat die Klage abgewieſen. Die Berufung des Klägers 
wurde durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen. Auf Einſpruch 
des Klägers hat das OLG. dieſe Entſcheidung aufrechterhalten. 
Der Reviſion wurde ſtattgegeben: Der Ausſonderungsanſpruch 
des Klägers ($ 43 KO.) gründet ſich auf die Behauptung, daß 
der Kläger auf Grund des durch den Gerichtsvollzieher erfolgten 
Verkaufs der ſtreitigen Sachen an ihn deren Eigentum erworben 
habe. Wenn eine Eigentumsübertragung auf den Kläger über⸗ 
haupt erfolgt iſt, ſo iſt ſie, davon muß vorerſt ausgegangen 
werden, nicht durch den Schuldner S., der bis dahin der Eigen⸗ 
tümer war, erfolgt, ſondern durch den mit der Zwangsvollſtreckung 
für den H. er Kreditverein beauftragten Gerichtsvollzieher, der 
den Verkauf der gepfändeten Sachen gemäß § 825 ZPO., und 
ſomit auch deren Übereignung an den Käufer zu bewirken hatte. 
Daß aber zwiſchen dem Gerichtsvollzieher und dem Kläger eine 
bloße Sicherungsübereignung vereinbart worden ſei, darf ohne 
weiteres als ausgeſchloſſen bezeichnet werden, iſt auch von keiner 
Seite behauptet. Denkbar wäre freilich, und das hat das BG. 
vielleicht im Sinne gehabt, daß der Eigentumsübertragung durch 
den Gerichtsvollzieher eine Vereinbarung zwiſchen S. und dem 
Kläger hinzugetreten iſt, wonach das erworbene Eigentum dem 
Kläger nur zur Sicherung einer Forderung gegen S. dienen 
ſollte. Als ſolche Forderung hätten nach den Ausführungen 
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des BG. die 8000 & in Betracht zu kommen, die, wie es 
einmal „zugunſten des Klägers unterſtellt“, dieſer dem S. zum 
Ankaufe der Sachen für den Kläger „vorgeſtreckt“ habe, oder, 
wie es ſich ein andermal ausdrückt, Kläger dem S. „zur Ver⸗ 
fügung geſtellt“ habe. Ohne die bisher fehlende Aufklärung 
und beſtimmte Feſtſtellung der Bewandtnis, die es mit dieſen 
8000 & hat, ſchwebt jedoch die Annahme eines fiduziariſchen 
Verhältniſſes völlig in der Luft. Sollte aber auf Grund der 
hiernach noch notwendigen tatſächlichen Feſtſtellungen ſich ein 
fiduziariſches oder Fiduzia ähnliches Verhältnis ergeben, ſo 
bliebe doch zu prüfen, ob es von der Art iſt, daß dadurch der 
Klageanſpruch ausgeſchloſſen würde. Aus einer Vereinbarung 
zwiſchen S. und dem Kläger, wonach dieſem das ihm durch den 
Gerichtsvollzieher übertragene Eigentum nur zur Sicherung einer 
Forderung an S. dienen ſollte, würde nicht ohne weiteres folgen, 
daß Kläger nicht, ſolange die Forderung nicht getilgt wird, 
und gar, wenn feſtſteht, daß dies nicht geſchieht, die Rechte des 
Eigentümers ausüben dürfe. Einer Beſchränkung hat ſich der 
Kläger in dieſer Hinſicht nach ſeinem Vorbringen dadurch unter⸗ 
worfen, daß er die erworbenen Sachen „bis auf weiteres der 
Familie S. leihweiſe .... gegen Erſtattung von 4 Prozent 
Zinſen als Miete“ überließ. Dies nimmt aber das BG. nicht 
als Grundlage dafür, daß S., und nunmehr der beklagte 
Konkursverwalter, dem Herausgabeanſpruche des Klägers die 
Einrede aus dem Rechte zum Beſitze (S 986 BGB.) entgegen⸗ 
ſtellen könne; dabei würde es, zumal im Hinblick auf die der 
Mietabrede beigefügten Worte „bis auf weiteres“, auch der 
Prüfung bedurft haben, ob der Kläger nicht zur Kündigung 
des Mietverhältniſſes befugt wäre. Das BG. leitet vielmehr 
die Berechtigung jener Einrede daraus her, daß der Kläger „im 
Verhältniſſe zu Dritten .... zwar als wirklicher Eigentümer 
erſcheinen, im Innenverhältniſſe zu S. aber nicht berechtigt ſein 
ſollte, ſeinen Eigentumsanſpruch zur Geltung zu bringen.“ Das 
BG. ſcheint alſo anzunehmen, daß der Kläger dem S. gegen-« 
über (im Innenverhältniſſe) auf die Geltendmachung des Eigen⸗ 
tums dauernd verzichtet habe. Ob eine ſolche, die Geltend⸗ 
machung des Eigentums, wenn auch nur einer beſtimmten Perſon 
gegenüber, ſchlechthin und dauernd ausſchließende Verpflichtung 
mit dem vom BG. doch unterſtellten Beſtehen des Eigentums 
vereinbar iſt, kann angezweifelt werden. Jedenfalls aber iſt, 
wie die Reviſion mit Recht geltend macht, eine prozeſſuale 
Grundlage, auf der die Annahme, daß der Kläger eine ſolche 
Verpflichtung gegen S. eingegangen ſei, beruhen möchte, nirgends, 
auch in den Zeugenausſagen nicht, erſichtlich, vom BG. auch 
nicht bezeichnet. Auch hier zeigt ſich vielmehr die der Auffaſſung 
des BG. anhaftende Unklarheit in dem unmittelbar folgenden 
Satze, wo es ausſpricht: „Vielmehr ſollten die Möbel dem 
Kläger nur als Unterpfand für die dem S. zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten 8000 & dienen.“ Wenn das BG. damit, wie doch 
angenommen werden muß, die rechtliche (nicht die wirtſchaftliche) 
Seite des Verhältniſſes im Auge hat, ſo tritt es in einen offenen 
Widerſpruch mit der von ihm ſelbſt unterſtellten Tatſache, daß 
der Kläger (nicht Pfandnehmer, ſondern) Eigentümer geworden 
war. Nach alledem mußte, unter Aufhebung des BU., zwecks 
Herbeiführung der noch erforderlichen tatſächlichen Erörterungen 
die Sache in die Berufungsinſtanz zurückverwieſen werden. 
B. c. H., U. v. 8. April 10, 15/10 VII. — Frankfurt. 
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19. 8 313 ZPO. Zur Frage des Tatbeſtandes.] 

Das Teilurteil des OLG. verweiſt auf den in erfter 
Inſtanz ſtattgehabten Vortrag des Streitverhältniſſes, auf das 
Ergebnis der erſtinſtanzlichen, wieder vorgetragenen Beweis⸗ 
aufnahme, auf vier in der Berufungsinſtanz gewechſelte Schrift⸗ 
ſätze, auf das von der Beklagten „ſchon in erſter Inſtanz Aus⸗ 
geführte“ und auf mehrere von den Parteien beigebrachte 
Urkunden. Im übrigen enthält der Tatbeſtand eine ſelbſtändige 
Darſtellung nur hinſichtlich der erſt⸗ und zweitinſtanzlichen 
Parteianträge ſowie hinſichtlich eines Teils der ſogenannten 
Prozeßgeſchichte (Klagerhebung, Berufungseinlegung, Zurück⸗ 
nahme der Berufung der Beklagten). Außerdem wird erwähnt, 
daß die Klägerin das auf die Ortsüblichkeit der in Frage 
kommenden Immiſſionen bezügliche Vorbringen der Beklagten 
beſtritten habe. Der Tatbeſtand des erſten Urteils, der nach 
dem Bemerkten als vom Ber R. in Bezug genommen angeſehen 
werden muß, gibt zwar eine eingehende Sachdarſtellung, enthält 
aber daneben ebenfalls eine überaus umfangreiche Verweiſung. 
Es iſt darin Bezug genommen: auf Polizeiakten, auf ſchöffen⸗ 
gerichtliche Strafakten, auf vier Zivilprozeßaktenſtücke (unter 
beſonderer Hervorhebung dreier dort befindlicher Gutachten), 
auf den Inhalt einer Miniſterialentſcheidung, auf 19 Schrift⸗ 
ſätze, zum Teil übergroßen Umfangs, endlich auf das „in 
diſem Prozeß und in den Nebenprozeſſen überreichte Karten⸗ 
material“. — Noch weniger läßt ſich aus dem Schlußurteil 
des BerR. der Umfang und Inhalt deſſen, was mündlicher 
Streitſtoff geworden iſt, mit Sicherheit feſtſtellen. Der Tat⸗ 
beſtand beſchränkt ſich hier auf die Wiedergabe der noch in 
Frage kommenden Parteianträge und auf die Bemerkung: „Die 
Parteien haben ihr geſamtes mündliches Vorbringen, ſoweit es 
ſich nicht durch die Zurücknahme der Anſchlußberufung der 
Beklagten und durch die Erledigung der durch das Teilurteil 
des Senats betroffenen Streitpunkte erübrigt, wiederholt. Sie 
haben die in den früheren mündlichen Verhandlungen vor⸗ 
gelegten, in den Tatbeſtänden des Urteils des LG. und des 
Teilurteils näher bezeichneten Urkunden erneut vorgelegt und 
darüber verhandelt.“ Sodann wird Bezug genommen auf die 
Beweisaufnahmeverhandlungen in dieſem Prozeſſe (Augenſcheins⸗ 
einnahme) und in zwei Nebenprozeſſen (ohne nähere Bezeichnung 
des Gegenſtandes) und auf 7 vorbereitende Schriftſätze ſowie 
auf einen Miniſterialbeſcheid. Nun ſteht es allerdings in der 
Rechtſprechung des RG. feſt, daß die prozeßordnungswidrige 
Beſchaffenheit des Tatbeſtandes eines BU. für ſich allein noch 
keinen Reviſionsgrund bildet, vielmehr weiterhin auch der 
materielle Inhalt des Urteils ſelbſt irgendwie durch den Verſtoß 
beeinflußt ſein muß. An dieſer Vorausſetzung fehlt es, ſoweit 
die Anſchlußreviſion der Klägerin in Frage kommt. Der bei 
ihrer Beurteilung zu berückſichtigende Teil des Sach⸗ und 
Streitſtandes ift ein fo einfacher, daß er ſich aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen in Verbindung mit dem unſtreitigen Sach⸗ 
verhalt ohne weiteres entnehmen läßt. Dagegen handelt es 
ſich für die Hauptreviſion darum, wie die Beklagte gegenüber 
den gegen ſie erhobenen Schadenserſatzanſprüchen ihre Ver⸗ 
teidigung geführt hat. Hierüber ergeben weder die Tatbeſtände 
noch die Entſcheidungsgründe beider Urteile ein ausreichendes 
Material. (Das Urteil geht auf die Frage nach dem Ver⸗ 
ſchulden und auf die Beweisfrage ein — und fährt dann 
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fort:) Der von der Klägerin zu führende Nachweis des 
Verſchuldens gehört zur Anſpruchsbegründung. Der BerR. 
iſt indeſſen weder auf die Beweislaſtfrage eingegangen 
noch hat er das Entlaſtungsvorbringen der Beklagten in 
feinen Einzelheiten erörtert und gewürdigt. Nach der Über⸗ 
zeugung des erkennenden Senats ſteht dieſer Mangel in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhange mit dem Fehlen eines prozeßordnungs⸗ 
mäßigen Tatbeſtandes. Deshalb war dem gegen letzteren 
gerichteten Reviſionsangriffe ſtattzugeben. K. c. B., U. v. 
2. April 10, 268/09 V. — Cöln. 

20. 5 313 Nr. 4 ZPO. Bezeichnung des Vertreters 
einer Gemeinde, welche wegen nicht gehöriger Beſchaffenheit 
einer zum Gemeindehaus führenden Treppe in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, iſt nicht erforderlich.] 

Die Reviſion wendet ein, das BG. ſage nicht, welche 
Perſon als berufener Vertreter der beklagten Gemeinde in 
Betracht komme und inwiefern ſein Verſchulden der Beklagten 
zuzurechnen ſei. Die Rüge iſt nicht begründet. Ein ſicherheits⸗ 
gefährlicher Zuſtand der Treppe von der Art, wie er hier 
feſtgeſtellt iſt, muß naturgemäß ſchon längere Zeit vor dem 
Unfalle des Klägers beſtanden haben; und er war alsdann, 
wie gleichfalls auf der Hand liegt, für die dienſtlich in dem 
Gebäude (dem Sitze der Gemeindeverwaltung) verkehrenden 
Vertreter der beklagten Gemeinde ſo offenſichtlich, daß ohne 
weiteres der Rückſchluß aus dem Beſtehen des Mangels auf 
eine Vernachläſſigung der Fürſorgepflicht ſeitens der Gemeinde 
zuläſſig war. In ſolchen Fällen hat der Kläger nicht nötig, 
einen beſtimmten verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter als 
den im gegebenen Falle verantwortlichen, namhaft zu machen. 
Die Vorſchrift des § 831 BGB. ſteht hier nicht in Frage. 
Der Umſtand, daß die Treppe im Zeitpunkte des Unfalles 
durch Schneeſchmutz verunreinigt war, wird der Beklagten vom 
BG. nicht ſelbſtändig als Haftungsgrund angerechnet. Es 
leuchtet ein, daß bei der Art des Verkehrs in dieſem Hauſe 
eine fortdauernde Säuberung der Treppe von Schnee oder 
Schmutz — wie die Beklagte ſelbſt vorgebracht hat — unaus⸗ 
führbar und zwecklos geweſen wäre. Aber gerade deshalb 
hätte nach Anſicht des BG. um ſo eher einer Glätte der 
Schienen abgeholfen werden ſollen, deren Gefährlichkeit durch den 
Schnee erhöht wurde. O. c. D., U. v. 11. April 10, 203/09 VI. 
— Berlin. 

21. 55 463, 580, 581 ZPO. verb. mit Beſchluß des 
Deutſchen Bundes vom 26. Januar 1854 und der preußiſchen 
Miniſterialerklärung vom 20. Oktober 1854. Bedeutung der 
Ablehnung ſeitens der Staatsanwaltſchaft für die Frage der 
Undurchführbarkeit des Strafverfahrens. 

In einem gegen die Beklagten auf Bezahlung eines 
Wechſelanſpruchs erhobenen Prozeſſe hatten ſie geltend gemacht: 
ſie hätten bei Ausſtellung des Wechſels dem Vorſtandsmitgliede 
der Klägerin, Direktor S., erklärt, daß ſie nur ein Jahr aus 
dem Wechſel haften wollten. Hierüber ſchoben ſie den Eid zu; 
der Eid wurde von der Klägerin angenommen und am 
4. Januar 1905 von S. als ihrem geſetzlichen Vertreter ge- 
leiſtet. Das LG. erließ ein Vorbehaltsurteil, durch welches 
die Beklagten verurteilt wurden; dann aber erkannte es auf 
Abweiſung der Klage, weil die Zahlungseinrede im Nach⸗ 
verfahren bewieſen ſei. Die Klägerin legte Berufung ein. In⸗ 
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zwiſchen war S. aus dem Vorſtande der Klägerin ausgeſchieden 
und nach Oſterreich ausgewandert; zugleich war gegen ihn 
wegen des Verdachts, den Eid wiſſentlich oder fahrläſſig falſch 
geſchworen zu haben, ein Unterſuchungsverfahren anhängig 
gemacht. Aus dieſem Anlaß traten die Beklagten auch wegen 
der Einrede der Befriſtung ihrer Haftung von neuem Beweis 
an. Das OLG. hob auf. Es erachtete die Zahlung der 
Schuld für nicht bewieſen. Im übrigen war es der Meinung, 
daß der Beweis der Befriſtungsabrede zuläſſig ſei. Indem es 
die Zeugenausſage berückſichtigte und ferner erwog, daß die 
Beklagten über eigene Wahrnehmungen ſchwören könnten, legte 
es ihnen den richterlichen Eid darüber auf, daß ſie dem S. 
bei Unterſchreibung des Klagwechſels erklärt hätten, ſie wollten 
nur ein Jahr aus dem Wechſel haften. Die Reviſion der 
Klägerin blieb erfolglos: Die Reviſion wendet ſich vor allem 
dagegen, daß das OLG. mit Rückſicht auf das gegen S. ein⸗ 
geleitete Strafverfahren den Beweis des Gegenteils der von 
ihm beſchworenen Tatſache zugelaſſen hat. Die Vorausſetzung, 
unter der dies ohne rechtskräftige Verurteilung des Beſchuldigten 
geſtattet iſt, wird in ZPO. § 581 Abſ. 1 verb. mit § 463 
Abſ. 2, S 580 Nr. 1 dahin beſtimmt, daß die Durchführung 
des Strafverfahrens aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweis „nicht erfolgen kann“. Das OLG. hält dieſe 
Vorausſetzung nach einer amtlichen Erklärung der Staats⸗ 
anwaltſchaft beim LG. B., ſowie nach dem Inhalt der ihm 
vorgelegten Unterſuchungsakten für erfüllt. Die Reviſion be⸗ 
mängelt, aus jener Erklärung ergebe ſich nur, daß S. ſich in 
Bad R. in Galizien aufhalte und Ladungen vor inländiſche 
Gerichte keine Folge leiſte; es bleibe hierbei die Möglichkeit, 
auf Grund des Beſchluſſes des Deutſchen Bundes vom 
26. Januar 1854 und der ſpäteren Abkommen, vgl. ins⸗ 
beſondere die preußiſche Miniſterialerklärung vom 20. Oktober 
j. J. (Preuß. Geſ.⸗Samml. S. 359, 555), ſeine Auslieferung 
zu verlangen; daß ein Antrag auf Auslieferung abgelehnt 
werden würde, habe das OLG. nicht feſtgeſtellt. Indes müſſen 
die Erwägungen des OLG. ſo verſtanden werden, daß die 
Staats anwaltſchaft, trotz Überzeugung von der Beweis⸗ 
barkeit der Beſchuldigung, das Strafverfahren für undurchführ⸗ 
bar erachtet. Hierauf allein aber kommt es an. Erklärt die 
Behörde, zu deren amtlichen Obliegenheiten die Verfolgung der 
Straftat gehört, daß ſie das Verfahren aus anderen Gründen 
als wegen Mangels an Beweis nicht durchführen könne, ſo iſt 
den Anforderungen, die das Geſetz in 8 581 Abſ. 1 aufſtellt, 
Genüge geſchehen. Der geleiſtete Eid kann nunmehr durch 
andere Beweismittel widerlegt werden. Wollte man der Partei, 
der der Eid zum Vorteil gereicht, den Nachweis geſtatten, daß 
die Anſicht der Staatsanwaltſchaft ſachlich unrichtig ſei, ſo 
würde die Gegenpartei in ſchwere Bedrängnis gebracht. Da 
ihr ein Mittel, die abweichende Anſicht der Staatsanwaltſchaft 
gegenüber durchzuſetzen, nicht zu Gebote ſteht, müßte ſie das unge⸗ 
rechte Urteil über ſich ergehen laſſen. Das kann nicht der Wille des 
Geſetzes fein. B. c. G., U. v. 9. März 10, 147/09 J. — Breslau. 

22. SS 577, 578, 793, 869 3PO. verb. mit ING. 88 göff. 
Rechtsmittel im Zwangsverſteigerungsverfahren. Unzuläſſigkeit der 
Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage. Elſaß⸗Lothringiſches Recht.] 

§ 869 ZPO. beſtimmt: „Die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung werden durch ein beſonderes Geſetz ge— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 11. 1910. 


regelt.“ Daraus folgt, daß das ZVG. vom 24. März 1897, 
neue Faſſung vom 20. Mai 1898, als ein Teil der ZPO. an⸗ 
zuſehen iſt. Deshalb finden die Vorſchriften der ZPO., nament⸗ 
lich die des achten Buches über die Zwangsvollſtreckung, auch 
auf das Zwangsverſteigerungsverfahren Anwendung, ſoweit ſich 
nicht aus dem genannten Geſetze etwas anderes ergibt. Nach 
§ 793 ZPO. findet gegen Entſcheidungen, die im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren ohne mündliche Verhandlung erfolgen 
können, ſofortige Beſchwerde ſtatt. Dies gilt ſonach auch für 
das Zwangsverſteigerungsverfahren. Daneben enthalten die 
ss 95 ff. ZVG. Sonderbeſtimmungen. 8 95 ſchränkt die Zu⸗ 
läſſigkeit der Beſchwerde gegen Entſcheidungen, die vor der 
Beſchlußfaſſung über den Zuſchlag erfolgen, auf beſtimmte Ent⸗ 
ſcheidungsfälle ein. Nach $ 96 finden auf die Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung über den Zuſchlag die Vorſchriften der ZPO. 
über die ſofortige Beſchwerde nur inſoweit Anwendung, als 
nicht in den SS 97 bis 104 ein anderes vorgeſchrieben iſt. 
§ 100 beſchränkt die Zuläſſigkeit dieſer Beſchwerde auf be⸗ 
ſtimmte Beſchwerdegründe. § 98 trifft Beſtimmung darüber, 
von wann ab die Friſt für dieſe ſofortige Beſchwerde beginnt. 
Die letztere Vorſchrift bezieht ſich aber nur auf die gewöhnliche 
ſofortige Beſchwerde. Daneben findet die Vorſchrift des § 577 
Abſ. 2 Satz 2 ZPO. über die außerordentliche ſofortige Be⸗ 
ſchwerde Anwendung, wonach, wenn die Erforderniſſe der 
Nichtigkeits⸗ oder der Reſtitutionsklage vorliegen, die Beſchwerde 
auch nach Ablauf der Beſchwerdefriſt innerhalb der für dieſe 
Klagen geltenden Notfriſten erhoben werden kann. Vorliegend 
kommt nach der Sachdarſtellung der Kläger in Frage, ob hin⸗ 
ſichtlich der Entſcheidung über die Erteilung des Zuſchlags ein 
Nichtigkeitsgrund aus 5 579 Nr. 2 ZPO., nämlich Mitwirkung 
eines Richters, der von der Ausübung des Richteramtes kraft 
des Geſetzes ausgeſchloſſen war, gegeben iſt. Gegen Ent⸗ 
ſcheidungen im Zwangsverſteigerungsverfahren, insbeſondere auch 
gegen die Erteilung des Zuſchlags iſt die ſofortige Beſchwerde 
der einzige vom Geſetz zugelaſſene Rechtsbehelf und dies gilt 
auch dann, wenn ein Nichtigkeitsgrund vorliegt. Eine Nichtig⸗ 
keits⸗ oder Reſtitutionsklage iſt ſchon deshalb unſtatthaft, weil 
dieſe Klagen nur gegen Endurteile vom Geſetz (S 578 ZPO.) 
zugelaſſen ſind. Aber auch durch eine gewöhnliche Klage, ins⸗ 
beſondere, wie vorliegend, gegen den Verſteigerungsbeamten und 
den Erſteher, kann die Entſcheidung über die Zuſchlagserteilung 
nicht angefochten werden, weil das Geſetz den vermeintlich Ver⸗ 
letzten lediglich auf den Weg der Beſchwerde verweiſt. In 
Elſaß⸗Lothringen iſt auf Grund des Vorbehaltes für die Landes⸗ 
geſetzgebung im § 13 Abſ. 1 EGZLE. durch 8 1 AGG. 
vom 13. November 1899 die im ZVG. dem Vollſtreckungs⸗ 
gerichte zugewieſene Leitung der Zwangsverſteigerung den Notaren 
übertragen. Wird die Anderung einer Entſcheidung des Notars 
verlangt, fo iſt nach §S 13 Abſ. 2 EG3Z WG. unter entſprechender 
Anwendung der §§ 96 bis 104 ZVG. die Entſcheidung des 
Vollſtreckungsgerichts nachzuſuchen, und gegen dieſe Entſcheidung 
findet die Beſchwerde ſtatt. Danach iſt auch in Elſaß⸗Lothringen 
für die Anfechtung der vom Notar erlaſſenen Entſcheidung über 
die Erteilung des Zuſchlags kein anderer Weg gegeben, als der 
der Nachſuchung der Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts und 
demnächſt der ſofortigen Beſchwerde. Demnach haben die Bor: 
inſtanzen die Klage gegen den Notar und den Erſteher auf Feſt⸗ 
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ſtellung der Nichtigkeit des Zwangsverſteigerungsverfahrens und 
des erteilten Zuſchlages mit Recht als unzuläſſig abgewieſen. 
M. c. S., U. v. 30. März 10, 318/09 V. — Colmar. 

23. 51041 Ziff. 4 ZPO. Mangelndes rechtliches Gehör 
im ſchiedsgerichtlichen Verfahren.] 

Nach dem Tatbeſtande hatte die Beklagte behauptet und 
unter Beweis geſtellt, es ſei in der Sitzung des Schiedsgerichts 
vom 30. Januar 1905 beſchloſſen, daß beim Scheitern der 
Vergleichsverhandlungen und nach Vernehmung von zwei Zeugen 
noch eine weitere mündliche Verhandlung ſtattfinden ſollte. 
Offenbar ſollte dieſe Behauptung zur Begründung des Ein⸗ 
wandes dienen, daß der Beklagten das rechtliche Gehör ver⸗ 
weigert oder beſchränkt worden ſei, denn es ſteht feſt, daß der 
Schiedsſpruch vom 3. Januar 1908 erlaſſen iſt, ohne daß eine 
zweite mündliche Verhandlung ſtattgefunden hätte, und es iſt 
vom Bert. nicht feſtgeſtellt, daß der Beklagten vom Wegfalle 
dieſer zweiten Verhandlung vorher Mitteilung gemacht worden 
wäre. Jene Behauptung war aber erheblich, denn es iſt ſehr 
wohl möglich, daß die Beklagte durch die ihr nicht mitgeteilte 
Abweichung von dem beſchloſſenen Verfahren in ihrem recht⸗ 
lichen Gehör verkürzt worden iſt (vgl. RG. 35, 425; 40, 405). 
Der BerR. geht ſelbſt davon aus, daß das Schiedsgericht 
einen Gegenanſpruch der Beklagten zum Betrage von 1200 # 
nur deshalb abgewieſen hat, weil es irrtümlich annahm, daß 
die Beklagte einen Beweis für ihre in dieſer Beziehung auf⸗ 
geſtellten tatſächlichen Behauptungen nicht antreten wolle, 
während die Beklagte, wie der Ber. gleichfalls annimmt, 
diefen Beweisantritt in ihrem Schriftſatze vom 31. Januar 
1905 nur verſehentlich ausgelaſſen hatte. Hätte aber, wie am 
30. Januar 1905 beſchloſſen war, noch eine mündliche Ver⸗ 
handlung ftattgefunden, fo würde der vom Schiedsgericht ver⸗ 
mißte Beweis von der Beklagten vorausſichtlich noch rechtzeitig 
angetreten worden ſein. Wenn dem BerR. alſo auch darin bei⸗ 
getreten werden kann, daß der dem Schiedsgericht vorgeworfene 
Mangel an Sorgfalt bei Prüfung des Schriftſatzes vom 
31. Januar 1905 zur Annahme eines Verſtoßes gegen § 1041“ 
allein noch nicht genügen würde, ſo müßte ein ſolcher Verſtoß 
doch jedenfalls dann angenommen werden, wenn es richtig ſein 
ſollte, daß das Schiedsgericht feinen Spruch gefällt hat, während 
die Beklagte annahm und auch annehmen durfte, daß zunächſt 
noch eine mündliche Verhandlung ſtattfinden würde. B. c. L., 
U. v. 5. April 10, 327/09 VII. — Karlsruhe. 

Handelsgeſetzbuch. 

24. 8 60 HGB. in Verb. mit 8 611 BGB. Anſpruch 
des Prinzipals gegen den Handlungsgehilfen auf Unterlaſſung 
von Dienftleiftungen einem anderen Prinzipal gegenüber?! 

Unter Berufung auf die Entſcheidung des RG. (II. 3S.) 
vom 20. September 1907 (vgl. IW. 07, 6726; RG. 67, 3), 
hat das OLG. ausgeführt, der Erfüllungsanſpruch des Prinzipals 
gegen den Handlungsgehilfen beſchränke ſich nicht auf das Ver⸗ 
langen, daß dieſer ſeinen Vertragspflichten poſitiv durch Leiſtung 
der verſprochenen Dienſte nachkomme, ſondern umfaſſe auch 
negativ das Recht auf Unterlaſſung jeden Verhaltens, das 
dieſen Pflichten zuwiderläuft. Es hat hiernach auch die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten, ſich jeder Tätigkeit bei der P. er Fabrik 
au enthalten, wie fie das LG. ausgeſprochen hat, gebilligt. 
Der erkennende Senat hat dieſe Rechtsauffaſſung nicht für zus 
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treffend erachtet. Die Ver ZS. haben durch Beſchluß vom 
24. Januar 1910 ausgeſprochen, daß dem Prinzipal ein klag⸗ 
barer Anſpruch gegen den Handlungsgehilfen, welcher den Dienſt 
vor Ablauf der Dienſtzeit verläßt, während der Zeit, in der 
er ſich vom Dienſte fern hält, einem anderen Prinzipal keine 
Dienſte zu leiſten, kraft Geſetzes nicht zuſteht. Die Verpflichtung 
des Handlungsgehilfen iſt auf ein poſitives Tun gerichtet. 
Dieſes bildet den Inhalt ſeiner Leiſtung. Die Erfüllungsklage 
des Prinzipals erſchöpft ſich in dem Anſpruch auf die Leiſtung; 
er hat nicht daneben noch einen beſonderen Klageanſpruch auf 
Unterlaſſung des mit der Leiſtung Unvereinbaren. W. c. W., 
U. v. 12. März 10, 188/08 I. — Celle. 

25. 8 243 968] 

Unbedenklich iſt den beiden Vorinſtanzen darin beizutreten, 
daß einerſeits die Entſcheidung durch das Los kein geeignetes 
Mittel zur Herſtellung eines gültigen Beſchluſſes des Aufſichts⸗ 
rates darſtellt, und daß andrerſeits, wenn wegen Stimmen⸗ 
gleichheit ein Beſchluß des Aufſichtsrates nicht zuſtande kommt 
und der Ausweg durch Stichentſcheid des Vorſitzenden gemäß 
5 14 des Statutes verſagt, die Generalverſammlung der 
Aktionäre zur Entſcheidung berufen iſt. Die Entſcheidung durch 
das Los iſt weder im Geſetze noch im Statute vorgeſehen. 
Hiernach ſpitzt ſich die Entſcheidung allerdings auf die von den 
Vorinſtanzen verſchieden beantwortete Frage zu, ob der Vor⸗ 
ſitzende des Aufſichtsrates auch über die dem Wortlaute des 
8 13 des Statutes entſprechende Amtsdauer hinaus fo lange 
im Amte bleibt, bis ſein Nachfolger gewählt iſt, und demnach 
auch nach Ablauf des auf ſeine Wahl folgenden Jahres bei 
der Wahl ſeines Nachfolgers durch Stichentſcheid den Ausſchlag 
geben kann. Bezüglich dieſer Frage verdient aber die Antwort 
des LG. den Vorzug. Sie entſpricht dem Wortlaute des 
Statuts, ohne daß überzeugende ſachliche Gründe dagegen 
ſprächen. (Wird ausgeführt.) G. c. H., U. v. 19. März 10, 
149/09 L — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

26. Anzeigepflicht. 

Auch wenn man von jenen Einſchaltungen, denen das BG. 
die Unklarheit entnimmt, ganz abſieht, kann für den Beginn des 
Friſtenlaufs das ſubjektive Moment der Erkenntnis der Unfall⸗ 
folgen nicht völlig ausgeſchieden werden. In der kurzen Friſt 
von drei Tagen nach dem Unfallereigniſſe wird häufig noch gar 
nicht erſichtlich ſein, ob Folgen, die einen Anſpruch aus der 
Verſicherung begründen, eingetreten oder auch nur zu erwarten 
ſind. Mußte gleichwohl, zur Verhütung des Verluſtes ſolcher 
Anſprüche, die vorläufige Unfallanzeige ſchlechterdings in jener 
Friſt erfolgen, alſo auch in Fällen, die nachher gar nicht zur 
Erhebung eines Anſpruchs führen, ſo würde bald eine Über⸗ 
häufung der Beklagten mit Unfallanzeigen eintreten, die ihre 
Geſchäftsführung nicht fördern, ſondern ohne Zweck ſtören und 
erſchweren würde und ihren eigenen Abſichten ohne Zweifel nicht 
entſpräche. Auf Erwägungen ähnlicher Art beruht es ſicher, 
daß die Beklagte im $ 3 die in dreitägiger Friſt von dem Unfall⸗ 
ereignis an zu erſtattende Anzeige von dem Verſicherungsnehmer 
nur bei „ſchweren Verletzungen“ fordert. Damit wird aber 
notwendig das ſubjektive Moment des Erkennens in die Beur⸗ 
teilung des Friſtenlaufs eingeführt. Objektive Merkmale, an 
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ſchieden werden ſoll, ftellt der Vertrag nicht auf, und es kommt 
alſo in weitem Umfang auf die ſubjektive Beurteilung an, die 
aber von der Grundlage deſſen, was wahrgenommen worden 
iſt oder wahrgenommen werden mußte, nicht losgelöſt werden 
kann. Solange nicht entſprechende Wahrnehmungen von dem 
Verſicherungsnehmer gemacht wurden oder gemacht werden 
mußten, ſolange beſtand für ihn nach der vorliegenden Vertrags⸗ 
beſtimmung (durch die ſich der gegenwärtige Fall von dem durch 
das Urteil in RG. 71, 437 entſchiedenen unterſcheidet) die An⸗ 
zeigepflicht ſelbſt nicht, und ſolange kann infolgedeſſen auch von 
einem Friſtlauf für die Anzeige nicht die Rede ſein. Gilt dies 
aber ſchon, wenn eine Verletzung ſofort erkennbar wird und nur 
noch nicht wahrzunehmen iſt, daß die Verletzung eine ſchwere iſt, 
ſo muß es folgerichtig um ſo mehr gelten, ſolange der Eintritt 
einer Verletzung überhaupt dem Verſicherungsnehmer noch nicht 
bemerkbar geworden iſt. N. c. St., U. v. 1. April 10, 285/09 VII. 
— Frankfurt a. M. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 7. Mai 1889/20. Mai 1898. 

27. SS 136, 137 GenG. 1. Inhalt der Beitrittserklärung, 
2. Wirkung des Ausſcheidens, 3. Beteiligung mit weiteren 
Geſchäftsanteilen.] 

1. Die Erklärung des Klägers muß als der Vorſchrift des 
GenG. (S 137 Abſ. 1) entſprechend angeſehen werden. Ein 
genau beſtimmter Wortlaut wird vom Geſetze nicht vorgeſchrieben, 
vielmehr iſt jede deutliche Willenserklärung des Inhalts, auf 
einen oder mehrere weitere Geſchäftsanteile „beteiligt ſein zu 
wollen“, als ausreichend anzuſehen. Wenn der Kläger ſich 
bereit erklärt, „noch weitere 99 Stück Geſchäftsanteile von der 
Genoſſenſchaft .. .. zu übernehmen“, fo läßt ſich nicht miß⸗ 


verſtehen, was damit geſagt ſein ſoll. Ausgedrückt wird freilich, 


daß der Kläger die Anteile noch nicht beſitzt, ſie vielmehr erſt 
in Zukunft erwerben will; aber dies entſpricht durchaus der 
Sachlage, da die Beteiligung auf die weiteren Geſchäftsanteile 
erſt mit der ſpäter erfolgenden Eintragung in Kraft tritt 
($ 137 Abſ. 3 GenG.). 2. Der Angriff, den die Reviſion da⸗ 
gegen erhebt, daß das BG. die Kündigung des Klägers für 
„wirkungslos“ erklärt hat, geht fehl. Ob der Kläger bereits 
im Mai 1905 oder ſpäter ſeine Mitgliedſchaft gekündigt hatte, 
iſt unerheblich. Als Zeitpunkt des Ausſcheidens kam der 
31. Dezember 1907 in Betracht. Wurde die Genoſſenſchaft 
binnen ſechs Monaten nach dem Ausſcheiden aufgelöſt, ſo galt 
das Ausſcheiden als nicht erfolgt (S 75 GenG.). Im vor: 
liegenden Falle iſt es überhaupt nicht zum Ausſcheiden des 
Klägers gekommen, da die Auflöſung ſchon am 12. Oktober 1907 
beſchloſſen wurde. Es iſt daher nicht erfindlich, aus welchem 
Grunde die bereits März / April 1906 erfolgte Erhöhung des 
Geſchäftsanteils den Kläger nicht treffen ſollte. Die Erhöhung 
würde ihn ſogar dann treffen, wenn ſie in der Zwiſchenzeit 
zwiſchen dem Ausſcheiden und einer ſpäteren, aber noch inner⸗ 
halb der ſechsmonatigen Friſt des § 75 GenG. geſchehenen 
Auflöſung beſchloſſen worden wäre (vgl. RG. 30, 37 und das 
Urteil des erkennenden Senats vom 13. Oktober 1909, I. 424/08). 
3. Die gleichzeitige Beteiligung mit mehreren weiteren Geſchäfts— 
anteilen in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Rechts⸗ 
anſchauung kann nicht für unzuläſſig gehalten werden (vgl. 
RG. 62, 309). Offen bleibt — wenigſtens nach dem Wort⸗ 
laut der angezogenen Entſcheidung — die Frage, ob im Falle 
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dieſer gleichzeitigen Mehrbeteiligung alle Geſchäftsanteile, welche 
dem letzten vorhergehen, alle Geſchäftsanteile bis auf den letzten 
erreicht ſein müſſen. Allein ſelbſt wenn dieſe Frage bejaht 
werden müßte, ſo würde dies nicht zu einem dem Kläger 
günſtigen Ergebniſſe führen. Denn es iſt zu beachten, daß der 
Kläger nach den in den Urteilen der Vorinſtanzen getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen ſämtliche Anteile — bis auf die hier 
nicht in Betracht zu ziehende ſpätere Erhöhung der Geſchäfts⸗ 
anteile — jedenfalls ſpäter voll eingezahlt hat. Daß aber der 
Kläger ſich bei dieſer Sachlage nicht auf die Vorſchriften der 
8S 136, 137 GenG. zu feiner Entlaſtung berufen kann, erſcheint 
unzweifelhaft. Wenn im § 136 beſtimmt wird, daß ein Ge⸗ 
noſſe zu einem weiteren Geſchäftsanteil erſt zugelaſſen wird, 
nachdem die früheren Anteile erreicht ſind, ſo ſoll damit nach 
der Begründung des GenG. von 1889 der ſonſt „leicht ein⸗ 
tretenden Täuſchung vorgebeugt werden, als ob jeder Erhöhung 
der Garantiepflicht des einzelnen Genoſſen auch wirklich eine 
größere Leiſtungsfähigkeit desſelben zugrunde liegt“ (Verhandl. 
des RT., 7. LP., IV. Seſſ. 1888/89, Anl. Nr. 28 S. 135). Die 
vorgeſchriebene Vollzahlung der vorhergehenden Geſchäftsanteile 
bewirkt, daß die Vermehrung der Geſchäftsanteile der Erhöhung 
des eingezahlten Genoſſenſchaftsvermögens entſpricht. Auf dieſe 
Weiſe ſoll die Vollzahlung eine Überſchätzung der Kredit⸗ 
würdigkeit der Genoſſenſchaft verhindern und dem Schutze der 
Kreditgeber dienen. Die Vorſchriften der SS 136, 137 GenG. 
verfolgen inſoweit einen gleichen Zweck mit den Vorſchriften der 
8S 15 und 70, welche die Entſtehung und Endigung der Mit⸗ 
gliedſchaft von der Eintragung in die jedermann zugängliche 
Liſte der Genoſſen abhängig machen. Dort handelt es ſich 
um die Zahl der haftenden Genoſſen, hier um die Höhe 
des Geſchäftsanteils und der entſprechenden Haftſumme eines 
einzelnen Genoſſen; durch beide Maßnahmen wird der Schutz 
der Genoſſenſchaftsgläubiger bezweckt. Dabei kommt der den 
Gläubigern gewährte Vorteil im Innenverhältniſſe auch der 
Genoſſenſchaft ſelbſt zugute (vgl. Begründung a. a. O. S. 46, 
RG. 57, 299). Der hervorgehobenen Geſetzesabſicht würde nun 
unmittelbar entgegengewirkt werden, wenn ein Genoſſe trotz der 
vorgenommenen Eintragung weiterer Geſchäftsanteile ſich nach⸗ 
träglich, auch nachdem inzwiſchen ſämtliche Geſchäftsanteile er⸗ 
reicht ſind und der Vorſchrift des Geſetzes Genüge geſchehen 
iſt, der Haftung entziehen könnte. Das Geſetz kann nicht zu⸗ 
laſſen wollen, daß der Genoſſe eine Vorſchrift, die weder 
unmittelbar noch mittelbar ihn ſelbſt zu ſchützen beſtimmt iſt, 
die vielmehr den Schutz der Gläubiger ſowie der Mitgenoſſen 
bezweckt, zur Handhabe dafür macht, unter Beeinträchtigung 
dieſes Zweckes perſönliche Vorteile zu erlangen. W. c. L., 
U. v. 12. März 10, 175/09 J. — Berlin. 

Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April 1892. 

28. 5 50 KrankVG.] 

Die Klägerin hat den erhobenen Anſpruch auf zwei völlig 
verſchiedene Tatbeſtände geſtützt, die auch einer durchaus ver⸗ 
ſchiedenen rechtlichen Beurteilung unterliegen. Sie hat geltend 
gemacht: 1. die Beklagte habe den W. dem § 49 KrankVG. 
zuwider bei ihr zu ſpät angemeldet, ſei daher nach § 50 ver: 
pflichtet, alle zur Unterſtützung des Genannten gemachten Auf- 
wendungen ihr zu erſtatten; 2. die Beklagte habe den W. 
dem § 49 KrankVG. zuwider bei ihr zu ſpät ab gemeldet und 
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dabei zugleich wiſſentlich wider die Wahrheit in betrügeriſcher 
Abſicht den Tag des Austritts aus der verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung falſch angegeben; ſie ſei daher nach 8 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 263 RStGB. zum 
Schadenserſatz verpflichtet. Mit der Klagebegründung zu 2 
wird ein Tatbeſtand geltend gemacht, der überhaupt nicht unter 
5 50 fällt und auch dann nicht fällt, wenn man die Behauptung 
einer Täuſchung oder auch nur einer objektiv falſchen Angabe 
des Tags des Austritts aus der verſicherungspflichtigen Be⸗ 
ſchäftigung außer Betracht läßt. Der § 50 bezieht ſich nicht 
auf die Fälle einer verſpäteten Abmeldung; nach ihm hat eine 
ſolche die Verpflichtung zur Erſtattung des Unterſtützungs⸗ 
aufwanded nicht zur Folge. Dagegen kann unter Umſtänden 
eine Schadenserſatzpflicht aus 8 823 Abſ. 2 BGB. ſich 
ergeben, wenn die Ortskrankenkaſſe infolge ſchuldvoll unterlaſſener 
Abmeldung ein bereits ausgeſchiedenes Mitglied unterſtützt hat; 
denn dann liegt ein Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz vor; 
9 49 Krank VG. will die Krankenkaſſe auch gegen die Inanſpruch⸗ 
nahme durch nicht mehr berechtigte Perſonen ſchützen. Für 
Kechtsſtreitigkeiten, die -fih auf einen ſolchen, nach den Be⸗ 
ſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts zu beurteilenden 
Anſpruch beziehen, iſt in Ermangelung einer gegenteiligen ge⸗ 
ſezlichen Beſtimmung der Rechtsweg ohne weiteres zuläſſig. 
B. & K. c. Krankenk. zu S., U. v. 7. April 10, 209/09 VI. — 
Berlin. 

Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

29. SS 12, 15 Waren 38G. 5 15 ſetzt Täuſchunge⸗ 
abſicht voraus.] 

Mit Recht geht das BG. davon aus, daß nach dem 
Waren g G. vom 12. Mai 1894 demjenigen, der für feine Ware 
eine beſtimmte, innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe als Kenn⸗ 
zeichen feiner Ware geltende Ausſtattung benutzt, gegen einen 
anderen, der dieſe Ausſtattung für gleichartige Waren verwendet, 
auch ein Anſpruch auf Unterlaſſung nur dann zuſtehe, 
wenn die Verwendung zum Zwecke der Täuſchung in Handel 
und Verkehr geſchieht. Die Anſicht der Reviſion, daß der 
negatoriſche Anſpruch auf Unterlaffung einen ſolchen Täuſchungs⸗ 
zweck nicht vorausſetze, vielmehr ſchon gegeben ſei durch die 
Tatſache der Verwendung einer als Kennzeichen der Ware eines 
anderen geltenden Ausſtattung, kann für zutreffend nicht erachtet 
werden, ſie wäre nur zutreffend, wenn demjenigen, der eine 
beſimmte, als Kennzeichen ſeiner Ware geltende Ausſtattung 
gebraucht, ein ausſchließliches Recht, dieſe Ausſtattung für 
ſeine Waren zu verwenden, zuſtände. Ein ſolches Recht gewährt 
ihm das Waren 3G. nicht. (Wird ausgeführt.) ... Unrichtig ist 
insbeſondere die Anſicht (OLG 14, 430), daß das Geſetz ein 
Gut dadurch, daß es deſſen Verletzung unter beftimmten 
Vorausſetzungen für jeden Dritten unter Erſatzpflicht ſtelle, 
als Rechts gut anerkenne. Danach würde jede vorteilhafte an 
ſich kein Recht darſtellende Vermögenslage ein Rechtsgut ſein, 


weil ihre Beeinträchtigung unter beſtimmten Vorausſetzungen — 


wenn fie vorſätzlich und in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe geſchieht — jeden Dritten nach 8 826 BGB. 
zum Schadenserſatze verpflichtet. Aus dem Umſtande, daß ein 
talſächlicher Zuſtand gegen Beeinträchtigungen beſtimmter Art 
rechtlich geſchützt ift, läßt ſich nicht folgern, daß er ſchlechthin 
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gegen Beeinträchtigungen jeder Art geſchützt iſt. Vielmehr 
ergibt ſich, daß der Rechtsſchutz gewährt wird nicht infolge einer 
dem Zuſtande als ſolchen innewohnenden Eigenſchaft, die den⸗ 
ſelben zu einem Rechtsgute machen würde, ſondern wegen der 
beſonderen Art der ſich gegen den Zuſtand richtenden Handlung. 
Endlich kann von dem Erforderniſſe der Täuſchungsabſicht für 
den Unterlaſſungsanſpruch im vorliegenden Falle ſelbſt dann 
nicht abgeſehen werden, wenn die Ausübung eines Gewerbes 
als Rechtsgut im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. anzuſehen, 
mithin gegen jede objektive Beeinträchtigung desſelben nach 
Analogie des $ 1004 BGB. der Unterlaſſungsanſpruch gegeben 
wäre. Denn eine Verletzung dieſes Rechsguts der Klägerin 
würde nur vorliegen, wenn in ihr Recht auf ungeſtörte und 
uneingeſchränkte Betätigung der eigenen gewerblichen Tätigkeit 
eingegriffen wäre. Dem Beklagten wird lediglich vorgeworfen, 
daß er die von ihm hergeſtellten Huſtentropfen, mit denen er 
denjenigen der Klägerin Konkurrenz macht, mit einer als Kenn⸗ 
zeichen der Ware der Klägerin geltenden Ausſtattung in den 
Verkehr gebracht habe. Damit aber würde er nicht etwas getan 
haben, was die Klägerin in ihrer eigenen gewerblichen Tätigkeit 
ſtört oder beeinträchtigt, mithin in bezug auf letztere ihr Recht 
verletzen könnte. R. c. J., U. v. 8. April 10, 364/09 II. — 
Berlin. ö 

30. § 13 Waren 3G. Veranſtaltungen zum Zwecke der 
Täuſchung.] 

Für die Klägerin iſt unter Nr. 86 567 am 4. April 1906 
in die Zeichenrolle das Warenzeichen „Autonapht“ für Naphta 
und Naphtaprodukte eingetragen. Das iſt ein Betriebsſtoff für 
Automobile, Motorräder und Motore und ſtellt einen Erſatz für 
Automobilbenzin dar. Seit Juli 1907 bietet die Beklagte in 
Preisliſten und Briefen einen Brennſtoff für Automobile an, 
den ſie „Autonaphta“ nennt. Die Klägerin verlangt, daß 
der Beklagten bei Strafvermeiden unterſagt werde, ſich des 
Warenzeichens „Autonaphta“ im Geſchäftsverkehr zu bedienen. 
Beklagte wurde verurteilt, Berufung und Reviſion blieben erfolg⸗ 
los: Die Beklagte meint, daß im Gebiet des Warenzeichenrechts 
Rückſichten auf unlautern Wettbewerb keinen Raum finden, die 
Anwendung des UnlWG. vom 27. Mai 1896 aber vom BerR. 
nicht zur Grundlage ſeiner Entſcheidung gemacht worden iſt. 
Dieſer Angriff hat keinen Erfolg. Der BerR. gibt ſeiner an⸗ 
gegriffenen Erwägung die tatſächliche Feſtſtellung zur Unter⸗ 
lage, daß die Beklagte ihre Bezeichnung „Autonaphta“ gewählt 
habe, nachdem die Klägerin ihr Fabrikat unter der Bezeichnung 
„Autonapht“ in langwierigen Bemühungen mit großen Koſten 
in den Verkehr eingeführt hatte, und zwar lediglich zu dem 
Zwecke, ſich dieſe Einführung des Fabrikats der Klägerin zu⸗ 
nutze zu machen und mit der Klägerin in unlauteren Wett⸗ 
bewerb zu treten. Das Warenzeichenrecht ſchütze nur den red⸗ 
lichen Gewerbebetrieb. Was der BerR. hiermit zum Ausdruck 
bringen will, wird deutlicher durch die Ausführungen des erſten 
Richters, welche der BerR. billigt. Der erſte Richter ſtützt 
feine Entſcheidung darauf, daß die Beklagte die offenfichtlich 
verwechſlungsfähige Bezeichnung Autonaphta gewählt habe, um 
die Konſumenten nicht erkennen zu laſſen, daß ihre Ware nicht 
das bekannte Autonapht der Klägerin ſei. Die Inſtanzen wollen 
damit ſagen, die Beklagte habe ihre Bezeichnung in der er⸗ 
folgreichen Abſicht gewählt, das Publikum zu täuſchen 
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und den Anſchein zu erwecken, es handle ſich bei dem An⸗ 
gebot ihres Fabrikats um das Fabrikat der Klägerin. 
So verſtanden erweiſt ſich das Urteil als wohlbegründet, ohne 
daß es nötig iſt, den Begriff des unlauteren Wettbewerbs in 
dem engeren Sinn wie ihn das Wettbewerbsgeſetz auffaßt, in 
das Warenzeichenrecht einzuführen, und ohne auf den Begriff 
eines Verſtoßes gegen die guten Sitten im Sinne des § 826 
BGB. einzugehen. Durch die Eintragung erlangt der Ein⸗ 
getragene das ausſchließliche Recht, Waren der angemeldeten Art 
mit dem Warenzeichen zu verſehen, die ſo bezeichneten Waren 
in Verkehr zu ſetzen ſowie auf Ankündigungen, Preisliſten, 
Geſchäftsbriefen und dergleichen das Zeichen anzubringen. 
Dieſes ausſchließliche in 8 12 Waren G. geſchützte Recht fol 
den Eingetragenen in die Lage verſetzen, ſich des Warenzeichens 
zur Unterſcheidung ſeiner Waren von denjenigen aller andern 
zu bedienen. Andererfeits ſchützt 8S 13 Waren ZG. den Verkehr 
davor, daß ein Zeicheninhaber durch Eintragung von Angaben 
der in $ 13 Waren 3G. aufgeführten Art als Warenzeichen 
ein Monopol erlangt. Allein das Geſetz will auch nicht, daß 
von dieſem in $ 13 Waren 8G. gewährleiſteten Recht ein den 
Abſichten des Geſetzes zuwiderlaufender Gebrauch gemacht werde. 
Inſofern unterliegt S 13 Waren 3G. einer Einſchränkung. Ein 
den Abſichten und dem Willen des Geſetzgebers zuwiderlaufender 
Mißbrauch des § 13 WarenZG. liegt vor, wenn beſondere 
Veranſtaltungen getroffen werden, um das dem Eingetragenen 
gewährleiſtete Recht illuſoriſch zu machen. Eine ſolche beſondere 
Veranſtaltung iſt es, wenn zur Bezeichnung von Waren Schein⸗ 
angaben gewählt werden, die mit dem geſchützten Zeichen gleich⸗ 
lauten oder ihm ähnlich find; denn $ 13 Waren. deckt nur 
ernſtgemeinte, wahre Angaben (JW. 06, 49646). Eine beſondere 
Veranſtaltung liegt ferner vor, wenn durch die Art und Weiſe 
der Benützung, z. B. durch die Form des Gebrauchs der 
Warenbezeichnung, das Publikum getäuſcht und in den Glauben 
verſetzt werden ſoll, es habe das durch das Warenzeichen ge⸗ 
ſchützte Fabrikat des Konkurrenten vor ſich, das ſich im Verkehr 
eingebürgert hat (vgl. das Urteil des RG. vom 2. Dezember 
1896 im Pat Muſt Zeich Bl. 3. Jahrg. S. 33). So kann auch 
nicht die Beſchaffenheitsangabe über eine Ware und die abge⸗ 
kürzte Firma derart willkürlich aneinander gereiht werden, daß 
nun das Ganze mit dem für die gleiche Ware eines andern 
eingetragenen Warenzeichen übereinſtimmt, obgleich jede der 
beiden Bezeichnungen für ſich erlaubt iſt (Urteil des erkennenden 
Senats vom 2. Juni 1905 II. 586/04); auch kann nicht der 
eigene Name und das eigene Warenzeichen zu einer derartigen 
Kombination von Wort und Bildzeichen benutzt werden, daß 
das Ganze die Eigenart eines fremden Warenzeichens täuſchend 
wiedergibt (Urteil des RG., Strafſenat II, vom 6. März 1908 
2. D. 18/08). Der dieſen Entſcheidungen zugrunde liegende 
Rechtsgedanke trifft auch auf den hier zu entſcheidenden Fall zu. 
Die Beklagte, welche ihr Fabrikat auf vielfache andere Weiſe 
richtig bezeichnen konnte, hat ſich die dem Warenzeichen der 
Klägerin täuſchend ähnliche Bezeichnung in der Abſicht heraus⸗ 
geſucht, ihr Fabrikat als das der Klägerin erſcheinen zu laſſen. 
Will ſie die Auffaſſung ernſtlich vertreten, daß das Waren⸗ 
zeichen der Klägerin eine reine Beſchaffenheitsangabe und daher 
nicht ſchutzfähig ſei, ſo muß ſie die Löſchungsklage erheben. 
R. c. D., U. v. 22. März 10, 333/09 II. — Cöln. 


M11. 1910. 


Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897/7 
20. Mai 1898. N 

31. 5 117 3G. in Verb. mit $ 839 BGB.] 

Mit Recht iſt gerügt, daß der Beklagte den 8 117 3G. 
überſehen, und daß von dieſer Norm aus der BerR. das Ver⸗ 
fahren des Beklagten nicht geprüft hat. Die den Kläger 
ſchädigende Handlung war die Auszahlung des Erlöſes an O., 
und von der Auszahlung des Verſteigerungserlöſes handelt 
gerade der §S 117 3G. Hier iſt Zahlung an den Berechtigten 
angeordnet, nicht an den beteiligten Berechtigten. Daß hier⸗ 
nach gerade bei der Auszahlung die gegenwärtige 
Berechtigung, die jetzige Legitimation geprüft werden 
muß, ſtellt der § 126 nebſt den Verfahrensvorſchriften für 
den Fall der Unbekanntſchaft der Perſon des Berechtigten 
SS 135 ff. außer Zweifel. 8 126 bezeichnet den Berechtigten 
als unbekannt, wenn der vor dem Verſteigerungsvermerk im 
Grundbuch eingetragene Inhaber einer Briefhypothek den Brief 
nicht vorlegt. An ihn darf alſo nicht ausgezahlt werden, 
auch wenn er zu dieſer Briefhypothek alleiniger Beteiligter 
im Sinne des § 9 if. Und an den Zeſſionar, der den 
Brief vorlegt und ſich gemäß § 1155 BGB. legitimiert, iſt 
auszuzahlen, auch wenn er ſein Recht niemals angemeldet 
hatte, und auch wenn die Zeſſion etwa erſt nach dem Ver⸗ 
teilungstermin unmittelbar vor der Auszahlung erfolgte. Die 
Bedeutung dieſer Norm für die Buchhypothek liegt auf der 
Hand: berechtigt iſt der zur Zeit der Auszahlung im 
Grundbuch eingetragene Hypothekargläubiger, und den 
Eintrag des Klägers hatte vorliegend der Beklagte ſelbſt beſorgt 
und er hatte ſelbſt Nachricht davon zu den Verſteigerungsakten 
gegeben. Es kann nicht anerkannt werden, daß das Geſetz 
irgendeiner Unklarheit oder Unſicherheit Raum gibt. (Wird 
ausgeführt.) Nach dem Rechtsſtandpunkt des Beklagten gäbe 
es keinen unbekannten Berechtigten, wäre mangels eines 
anderweiten Beteiligten ohne weiteres an den eingetragenen 
Briefhypothekargläubiger auszuzahlen, und wäre an den nicht 
eingetragenen, ſich nicht beteiligenden Zeſſionar nicht aus⸗ 
zuzahlen. Dieſer Standpunkt war nur möglich infolge völligen 
Aberſehens der gerade die Auszahlung treffenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen: dieſen gegenüber mußte er ſofort unhaltbar 
werden. (Wird ausgeführt.) W. c. D., U. v. 8. April 10, 
265/09 III. — Frankfurt. 

Unfall verſicherungsgeſetz für Land: und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 30. Juni 1900. 

32. Bedeutung der Entſcheidung der Unfallverſicherungs⸗ 
behörde für die Frage, ob ein entſchädigungspflichtiger Unfall 
vorliegt. Folgerung aus einem Aberzeugungseid.] 

Nach § 146 Abi. 4 Lwu VG. vom 30. Juni 1900 iſt für 
das erkennende ordentliche Gericht die Entſcheidung der Unfall⸗ 
verſicherungsbehörde bezüglich der Frage bindend, ob ein nach 
dem Verſicherungsgeſetz entſchädigungspflichtiger Unfall vorliegt, 
und zwar bezieht ſich dieſe Bindung auf alle Schadenserſatz⸗ 
anſprüche des verſicherten Verletzten gegen den Betriebsunter⸗ 
nehmer und deſſen Angeſtellte (RG. 71, 5; vgl. auch das 
Urteil des erkennenden Senats vom 24. Januar 1910 in Sachen 
Koder gegen Koder IV 164/09). Da das RA. rechtskräftig 
entſchieden hat, ein Betriebsunfall liege nicht vor, ſo muß es 
hierbei bewenden und der Beklagte kann nicht zu dem Beweiſe 
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des Gegenteils zu dem Zwecke, den Kläger mit ſeinen Anſprüchen 
an die Berufsgenoſſenſchaft zu verweiſen, zugelaſſen werden. 
Etwas anderes iſt es freilich, wenn der Beklagte dartun will, 
der Kläger habe die Feſtſtellung der Verſicherungsbehörde, daß 
lein Betriebsunfall vorliege, ſchuldhaft — ſei es vorſätzlich, ſei 
es fahrläſſig — herbeigeführt. Dieſer Einwand wäre erheblich. 
Der Beklagte hat ihn auch erhoben, aber das BG. hat den 
erhobenen Einwand für unbegründet erachtet. Die dieſer An⸗ 
nahme zugrunde liegenden Erwägungen laſſen ſich rechtlich 
nicht beanſtanden. Das BG. hat das Verhalten des Klägers 
in dem Verfahren vor den Verſicherungsbehörden, insbeſondere 
weſentlich in Betracht kommenden Inhalt der Rekursſchrift des 
Klägers eingehend geprüft und ein ſchuldhaftes Verhalten des 
Klägers verneint. Der Kläger hat in der Rekursſchrift be⸗ 
hauptet, ſeiner Erinnerung nach habe er nicht verſucht, die 
Pferde aufzuhalten; vielmehr ſei er, ohne ſich mit den Pferden 
abgeben zu wollen, einfach überfahren worden, weil er nicht 
habe ausweichen können. Immerhin hat er ſich daneben — 
um dem Vorwurfe mangelhafter Rechtsverfolgung vorzubeugen — 
die Behauptung zu eigen gemacht, er habe den Pferden ent⸗ 
gegentreten wollen. Das RVG. hat die Annahme, ein Betriebs⸗ 
unfall laſſe ſich nicht feſtſtellen, nicht bloß auf die Erklärungen 
des Klägers in der Rekursſchriſt, ſondern auch auf die ſonſtigen 
Ergebnifje der Beweisaufnahme geſtützt. Dies alles würde 
allerdings die Möglichkeit nicht ausſchließen, daß der Kläger 
doch verſucht hat, die Pferde aufzuhalten, und daß alſo in 
Wahrheit ein Betriebsunfall vorliegt. Es hätte dann eben 
nur an der Führung des vollen Beweiſes gefehlt. Wird als 
wahr unterſtellt, der Kläger habe verſucht, die Pferde auf⸗ 
zuhalten, ſo wird er ſich annehmbarerweiſe deſſen auch bewußt 
geweſen ſein. Er würde dann gegen ſein beſſeres Wiſſen in 
der Rekursſchrift den Hergang ſo dargeſtellt haben, als ſei er 
ohne ſein Zutun einfach überfahren worden. Gerade die 
letztere Folgerung wird nun aber durch den vom Kläger 
geleifteten Eid widerlegt. Der Kläger hatte inhalts der 
Eidesnorm nicht die Überzeugung, er habe die Pferde auf⸗ 
halten wollen. Damit wird die Grundlage für die An⸗ 
nahme eines Verſchuldens ebenſo zerſtört, als wenn er 
beſchworen hätte, er habe tatſächlich nicht verſucht, die Pferde 
aufzuhalten. Auf die letztere Tatſache kam es demzufolge 
nicht mehr an. Daß es zuläſſig war, den Eid durch Beweis⸗ 
beſchluß aufzuerlegen, hat das BG. in bedenkenfreier Weiſe 
dargelegt. v. K. c. R., U. v. 11. April 10, 325/09 IV. 
Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz von 1900. 

33. Gewu VG. 8 135 verb. mit § 135 und 9 154 Gewd. 
von 1900. Vorausſetzung für die Schadenserſatzpflicht. Zum 
Begriffe des „Arbeiters“ ] 

„Die Klage verlangt den Erſatz des Schadens, der dem 
Kläger, als er dreizehnjähriger Schulknabe war, dadurch ent⸗ 
anden fei, daß er im Schlachthauſe des Beklagten feine rechte 
Hand in den Trichter des zum Zerkleinern des Fleiſches 
dienenden ſogenannten Wolfes ſteckte, der durch einen außerhalb 
des Schlachthauſes befindlichen elektriſchen Motor angetrieben 
wurde, und daß die Hand dann von den an der im Wolfe ſich 
drehenden Walze ſitzenden Meſſern zerſchnitten und zerriſſen 
wurde. Das BG. hält den Beklagten deshalb nach 8 823 
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Abſ. 2 BGB. an ſich für dieſen Schaden für verantwortlich, 
weil er ſchuldhafterweiſe gegen ein Schutzgeſetz verſtoßen habe, 
nämlich gegen § 154 Abſ. 3 vgl. m. § 135 Abſ. 1 Gewd., 
wonach Kinder, die noch ſchulpflichtig ſind, in Werkſtätten, in 
welchen durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht bloß 
vorübergehend zur Anwendung kommen, nicht beſchäftigt werden 
dürfen; es ſchränkt indeſſen ſeine Haftung wegen des über⸗ 
wiegend mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Klägers auf 
ein Viertel ein (8 254 Abſ. 1 BGB.). Es iſt zu bemerken, 
daß die GewO. hier in der Faſſung vom Jahre 1900 in Frage 
kommt, und daß das Geſetz betr. die Abänderung der GewO. 
vom 28. Dezember 1908, durch deſſen Art. 1 und 3 die hier 
fraglichen Paragraphen etwas anders gefaßt worden ſind, das 
übrigens nach ſeinem Art. 5 erſt mit dem 1. Januar 1910 in 
Kraft getreten iſt, hier ſchon deshalb außer Betracht bleibt, 
weil jener Unfall ſich ſchon am 1. Oktober 1907 zugetragen 
hat. Wenn übrigens das OLG. neben der GewO. noch die 
Kaiſerliche Verordnung vom 9. Juli 1900 anführt, ſo war das 
eigentlich überflüſſig; denn es bedurfte allerdings nach Art. 9 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891, durch welches der 
§ 154 Abſ. 3 in die GewO. eingefügt worden iſt, noch der 
Kaiſerlichen Verordnung, um dieſe Beſtimmung in Kraft zu 
ſetzen; aber inzwiſchen iſt die GewO. in neuer Faſſung vom 
26. Juli 1900, die auch den § 154 enthielt, verkündet worden, 
mit Geltung vom 1. Oktober 1900 an, ſo daß ſeitdem die 
Kaiſerliche Verordnung keine Bedeutung mehr hatte. Die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. kann nun aber aus folgenden Gründen 
nicht aufrechterhalten werden. Gegen die Annahme, daß der 
Kläger im Sinne des § 135 GewO. vom Beklagten „beſchäftigt“ 


worden ſei, ließen ſich ſchon vielleicht begründete Bedenken er⸗ 


heben. Es braucht jedoch dieſen nicht weiter nachgegangen zu 
werden; denn wenn jene Annahme zutrifft, dann iſt nach 
9 135 Abſ. 1 Gewu VG. von 1900 der Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Beklagten, als den Betriebsunternehmer, aus⸗ 
geſchloſſen, da nicht durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt iſt, 
daß er den Unfall vorſätzlich herbeigeführt habe. So beſtimmt 
nämlich dieſer $ 135 zum Nachteil der „nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes verſicherten Perſonen“; welche Perſonen dies ſind, ſagt 
§ 1 Abſ. 1 desſelben Geſetzes: u. a. alle Arbeiter, wenn fie 
beſchäftigt ſind (unter Nr. 2) im Fleiſchergewerbe. Es iſt 
nicht denkbar, daß der Ausdruck „beſchäftigt“ im Gew VG. 
eine andere Bedeutung hat, als in der GewdO.; vgl. auch 
RG. 66, 45 f. Mit Unrecht hat der Reviſionsbeklagte geltend 
machen wollen, daß er doch kein „Arbeiter“ geweſen ſei. Wenn 
er wirklich im Sinne des § 135 Gew. vom Beklagten in 
deſſen Gewerbebetriebe „beſchäftigt“ wurde, dann war er auch 
im Sinne des § 1 Abſ. 1 Gew VG. ein „Arbeiter“. Andere 
Gründe zur Aufrechthaltung des angefochtenen Urteils ſind 
nicht erſichtlich. Insbeſondere iſt dem OLG. darin beizutreten, 
daß dem Beklagten, wenn der Verſtoß gegen das Schutzgeſetz 
ausſcheiden, d. h. wenn der Kläger in Wirklichkeit nicht in 
der Werkſtätte „beſchäftigt“ geweſen ſein ſollte, kein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fallen, und daher der Abſ. 1 des 8 823 
BGB. nicht gegen ihn anwendbar ſein würde; wie ja 
auch der Kläger dieſe Entſcheidung des BG. nicht an⸗ 
gegriffen hat. H. c. R., U. v. 4. April 10, 219/09 VI. — 


Hamburg. 
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Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906. 

34. Tarifnummer 1a RStempG. Berechnung des Stempel⸗ 
betrages bei Ausgabe von Aktien nach dem Ausgabepreis, falls 
er den Nennwert überſteigt.] 

Die Tarifnummer 1a RStempG. vom 3. Juni 1906 be⸗ 
ſtimmt, daß bei inländiſchen Aktien die Verſteuerung vom Nenn⸗ 
werte zuzüglich des Betrages erfolgt, zu dem ſie höher, als der 
Nennwert lautet, ausgegeben werden. Nach dem klaren Wort⸗ 
laute dieſer Vorſchrift iſt alſo der Verſteuerung lediglich 'der 
Ausgabepreis, falls er den Nennwert überſteigt, zugrunde zu 
legen. Dabei iſt es gleichgültig, aus welchen Gründen der 
Ausgabepreis feſtgeſetzt worden iſt und ob insbeſondere — was 
regelmäßig zutreffen wird — ein Teil des der Aktiengeſellſchaft 
durch die Ausgabe der Aktien zugefloſſenen Vermögens zur 
Deckung der aus Anlaß der Ausgabe erwachſenden Auslagen 
an Stempelabgaben und ſonſtigen Unkoſten dienen ſoll oder ob 
dieſe Deckung aus anderen Beſtänden oder dadurch erfolgen 
ſoll, daß die Aktiengeſellſchaft ſich die Ausgabe von den Er⸗ 
werbern der neuen Aktien beſonders erſetzen läßt. Daß die 
Klägerin einen Teil der Stempelkoſten hätte ſparen können, 
wenn ſie die Aktien zum Nennwert ausgegeben und daneben 
den UÜbernehmern die Verpflichtung beſonders aufgelegt hätte, 
den Aktienſtempel zu tragen, macht keinen Unterſchied. Sie hat 
dieſen ihr offenſtehenden Weg nicht gewählt und es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß ſie ihres Vorteils wegen den anderen Weg 
eingeſchlagen hat in der Annahme, daß die Ausgabe zum 
Aberparipreiſe anſtatt zum Nennwerte für die Bildung eines 
höheren Börſenkurſes förderlich ſein werde. Der Anſpruch der 
Klägerin auf teilweiſe Rückerſtattung der entrichteten Stempel- 
abgabe iſt hiernach unbegründet. Preuß. Fiskus c. H., U. v. 
22. März 10, 311/09 VII. — Naumburg. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

35. 8 91 II, 10 AL R.] 

Nach 8 19 RBG. und 8 91 II, 10 ALR. iſt der Kläger 
dem Beklagten zum Erſatze des durch das Verſehen J. ver⸗ 
urſachten Schadens nur verpflichtet, „wenn kein anderes geſetz⸗ 
mäßiges Mittel, wodurch den nachteiligen Folgen“ — — „ab⸗ 
geholfen werden könnte, mehr übrig iſt“. Bei der Anwendung 
dieſer Vorſchrift hat die preußiſche Rechtſprechung, dem erkenn⸗ 
baren Sinne des Geſetzes gemäß, als Regel feſtgehalten, daß 
vor der Inanſpruchnahme des Beamten der in erſter Reihe 
haftende Dritte nicht nur zu der von ihm geſchuldeten Leiſtung 
aufgefordert, ſondern nötigenfalls auch verklagt und die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Urteile betrieben worden ſei. 
Vgl. Erkenntnis des OTr. vom 10. Oktober 1856 in Strieth⸗ 
Arch. 23, 1 ff. Nur die Erſchöpfung aller Rechtszüge iſt, 
wenn die Klage aus zureichenden Gründen abgewieſen worden, 
nicht für notwendig erachtet worden. Vgl. Erkenntnis desſelben 
Gerichts vom 22. Juni 1857 (Strieth Arch. 25, 254), und nur, 
wenn im voraus klar zu überſehen iſt, daß die Ausklagung 
der Forderung gegen den Dritten doch nicht zur Befriedigung 
des Gläubigers führen werde, iſt ſelbſt deren Unterlaſſung für 
ſtatthaft erachtet worden. Vgl. Förſter⸗Eccius, 6. Aufl 
Bd. 2 8 154 Anm. 19 S. 512. An dieſen Grundſätzen hat 
auch die Rechtſprechung des RG. feſtgehalten, insbeſondere die 
des jetzt erkennenden Senats. Ihnen entſpricht aber die Ent⸗ 
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ſcheidung des BG. nicht. Dieſes geht davon aus, daß von 
dem Architekten J. deshalb keine Zahlung des Schadenerſatz⸗ 
betrages von 513,98 & zu erlangen ſei, weil nur das eine 
feiner Hausgrundſtücke einen Überfhuß abwerfe, den er zur 
Deckung des Verluſtes aus ſeinen übrigen Häuſern verwenden 
müſſe. Rechtsirrtümlich iſt es nun in dieſer Hinſicht noch 
beſonders, wenn das BG. annimmt, J. habe die ihm zur 
Verfügung ſtehenden Mittel in erſter Reihe nur zur Deckung 
der Zinſen der auf den Grundſtücken eingetragenen Hypotheken 
und zur Beſtreitung der durch den Beſitz und die Verwaltung 
der Häuſer entſtehenden Koſten verwenden müſſen. Grund⸗ 
ſätzlich hatte er vielmehr allen ſeinen Gläubigern gegenüber, 
auch denjenigen, deren Forderungen aus anderen Gründen 
rechtsgültig entſtanden waren, die gleiche Verpflichtung zur 
Tilgung ſeiner Verbindlichkeiten, und es läßt ſich nicht ſagen, 
daß er nicht, wenn der Anſpruch auf den Erſatz der 513,98 % 
von ihm verurſachten Schadens gegen ihn ernſtlich geltend 
gemacht wäre, nicht Mittel und Wege gefunden hätte, die 
Forderung, ſogar ohne es auf einen Rechtsſtreit ankommen zu 
laſſen, zu tilgen. Mindeſtens aber fehlt es bei dem feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe an einem ausreichenden Anhalte dafür, daß 
feine Verurteilung und nötigenfalls die gegen ihn betriebene 
Zwangsvollſtreckung ihn nicht zur Deckung der Forderung ver⸗ 
anlaßt oder daß durch die Vollſtreckung nicht ſoviel der Pfändung 
unterliegende Vermögensſtücke, insbeſondere Mietzinſen, bereit⸗ 
geſtellt worden wären, daß eine Befriedigung des Beklagten 
daraus zu erzielen geweſen wäre. Jedenfalls reichen die von 
dem BG. getroffenen Feſtſtellungen nicht aus, damit daraufhin 
ohne Rechtsirrtum angenommen werden könnte, „es ſei kein 
anderes geſetzmäßiges Mittel mehr übrig“, wodurch der dem 
Beklagten erwachſene Schaden gedeckt werden könnte. S. c. Reichs⸗ 
militärfiskus, U. v. 12. April 10, 233/09 III. — Königsberg. 

36. SS 676, 685 II, 11 ALR. verb. mit $ 546 ZPO. 
Durch Verjährung erworbenes Ehrenrecht des Ritterguts auf 
einen Kirchenſtuhl nach Ausſcheiden des Ritterguts aus der 
Parodie. — Zur Reviſionsſumme.] 

Das Rittergut W., deſſen Eigentümer die Kläger ſind, 
iſt kurze Zeit vor Anſtellung des gegenwärtigen Prozeſſes aus 
der Parochie S. ausgepfarrt und bildet jetzt zuſammen mit 
der Dorfgemeinde W. eine ſelbſtändige Kirchengemeinde. Mit 
Rückſicht hierauf verweigert die beklagte Kirchengemeinde S. 
den Klägern die fernere unentgeltliche Benutzung der in der 
Kirche zu S. als Kirchenſtuhl bisher innegehabten Hälfte des 
über der Sakriſtei befindlichen ſogenannten Betſtübchens. Die 
Kläger nehmen dieſe Benutzung als ein Recht, das ſeit 
Menſchengedenken zu dem Rittergut W. gehöre und für dieſes 
Rittergut durch vierundvierzigjährige Erſitzung erworben ſei, in 
Anſpruch und haben deshalb auf fernere Überlaſſung der 
Benutzung des Kirchenſtuhls geklagt. Die Beklagte beſtreitet 
dieſe Behauptungen und wendet ein, daß mit dem Ausſcheiden 
aus der Parochie ein jedes Recht der Kläger fortgefallen ſei. 
Das OLG. verurteilte, die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Gegen die Zuläſſigkeit der Reviſion walten Bedenken nicht ob. 
Das von den Klägern in Anſpruch genommene Recht auf den 
nach ſeinem Platze über der Sakriſtei und nach ſeiner äußeren 
Ausgeſtaltung bevorzugten Kirchenſitz ſtellt ſich weſentlich als 
ein Ehrenrecht dar (vgl. Dernburg, Preußiſches Privatrecht 
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Bd. 3 $ 96 S. 302 unter III, Delius in Gruchots Beitr. 34, 680). 
Die Reviſion erſcheint hiernach, da es ſich nicht um einen 
vermögensrechtlichen Anſpruch handelt, ohne Rückſicht auf den 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes zuläſſig (8 546 ZPO.). Was 
die Sache ſelbſt betrifft, ſo haben nach der Feſtſtellung des 
BG. die Kläger als Eigentümer des Ritterguts W. und deren 
Vorbeſitzer das Recht auf ausſchließliche Benutzung der Hälfte 
des in der Kirche zu S. über der Sakriſtei befindlichen ſo⸗ 
genannten Betſtübchens als ein mit dem Rittergut W. ver⸗ 
bundenes Recht durch vierundvierzigjährige Erſitzung erworben. 
Auf ein ſolches Recht findet der $ 685 U, 11 ALR. An⸗ 
wendung. Es iſt hier verordnet, daß Kirchſtühle, die einem 
Hauſe oder Gute für beſtändig zugeſchlagen werden, mit dieſem 
Grundſtück zugleich auf jeden Beſitzer übergehen, auch wenn er 
einer anderen Religionspartei zugetan iſt. Es frägt ſich aber, 
ob ein derartiges Kirchſtuhlrecht, das als ein ſubjektiv dingliches 
mit einem Grundſtück verbunden iſt, unverändert beſtehen bleibt, 
wenn das berechtigte Grundſtück aus der alten Parochie aus⸗ 
ſcheidet. Dieſer Fall liegt hier vor. Unſtreitig iſt aus dem 
Rittergute W., dem Dorfe W. und anderen Ortſchaften eine 
ſelbſtändige Parochie und Kirchengemeinde unter Abtrennung 
von der Parochie und Kirchengemeinde S. gebildet worden. 
Im Gegenſatz zum erſten Richter nimmt das BG. an, daß 
durch das Ausſcheiden des Ritterguts aus der Parochie S. 
das Kirchſtuhlrecht nicht erloſchen ſei. Dagegen iſt die Reviſion 
der Anſicht, daß die Zugehörigkeit des berechtigten Grundſtücks 
zur Parochie die Vorausſetzung für das Recht auf den Kirch⸗ 
fuhl bilde, das Ausſcheiden aus der Parochie ſomit den Verluſt 
des Kirchſtuhlrechts zur Folge habe. Eine beſondere Beſtimmung 
hierüber iſt in dem die Kirchſtellen und Kirchſtühle betreffenden 
Abſchnitt des PrAxR. (SS 676 ff. II, 11) nicht getroffen. Auch 
der bereits erwähnte § 685 II, 11, der nur den Fall eines 
Konfeſſionswechſels berückſichtigt, bietet für die Entſcheidung 
keinen ſicheren Anhalt. Würde es ſich um einen Kirchenſitz 
handeln, der gewiſſen Perſonen oder Familien erblich verliehen 
it, jo würde nach der Vorſchrift des § 683 II, 11, wenn der 
berechtigte Inhaber die Parochie verläßt, der Kirchenſitz an die 
Kirche zurückfallen. Mit einem gewiſſen Recht kann daraus, 
daß eine entſprechende Vorſchrift für das mit einem Grundſtück 
verbundene Kirchſtuhlrecht nicht gegeben iſt, gefolgert werden, 
daß das Ausſcheiden des Grundſtücks aus der Parochie die 
gleiche Folge des Verluſtes des Rechts nicht haben ſoll. 
Immerhin iſt zuzugeben, daß dieſe Schlußfolgerung keine 
zwingende iſt. Auch der von der Beklagten in ihrem Schreiben 
vom 3. Oktober 1907 hervorgehobene Geſichtspunkt, daß die 
Kläger, die durch die Auspfarrung des Ritterguts aller Pflichten 
gegen die Kirchengemeinde S. ſich für entbunden hielten, nicht 
lernerhin die Benutzung des Kirchſtuhls beanſpruchen könnten, 
kann nicht durchgreifen. Das Kirchſtuhlrecht iſt nach dem 
Inhalt des BU. von den Beſitzern des Ritterguts W. als ein 
für ſich beſtehendes Recht erſeſſen worden, das durch beſondere 
Leiſtungen an die Kirchengemeinde S. nicht bedingt iſt und 
deſſen Fortbeſtand von dieſen Leiſtungen nicht abhängig iſt. 
Mögen auch die in früherer Zeit gewährten Leiſtungen den 
Anlaß zur Entſtehung des Rechts gegeben haben, ſo ſind doch 
0 früheren Leiſtungen allein genügend, den Fortbeſtand des 
Rechts zu rechtfertigen. Auch die Annahme der Revifion, daß 
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der Beſitz des Rechts während der Erſitzungszeit von der 
Kirchengemeinde nur geduldet ſei, weil das Rittergut zur 
Parochie gehört habe, iſt nicht geeignet, zu einer anderen 
Beurteilung zu führen. Zur Erſitzung des Rechts mit einem 
derartigen beſonderen Inhalt, daß bei Ausſcheiden des Grund⸗ 
ſtücks aus der Parochie das Kirchſtuhlrecht von ſelbſt fortfiel, 
würde — vorausgeſetzt, daß es ſich hierbei um eine dem Kirch⸗ 
ſtuhlrecht an ſich nicht anhaftende Beſonderheit handelt — 
erforderlich geweſen ſein, daß dieſer Inhalt des Rechts während 
der Erſitzungszeit in die äußere Erſcheinung trat. Es iſt des⸗ 
halb, um eine Entſcheidung der ſtreitigen Frage zu gewinnen, 
notwendig, auf die allgemeine Natur des in 8 685 II, 11 ALR. 
behandelten Rechts einzugehen. Dieſes Recht, das die Eigen⸗ 
ſchaft eines dinglichen Rechts hat, iſt als ein beſtändiges Privat⸗ 
recht gewährt, das gleicherweiſe wie das Privateigentum das 
Moment der Fortdauer in ſich trägt. Wird das Kirchen⸗ 
gebäude zerſtört, ſo geht das Kirchſtuhlrecht, da nicht das 
Kirchengebäude allein haftet, ſondern zugleich die Kirchen⸗ 
gemeinde belaſtet iſt, noch nicht verloren. Der Berechtigte 
kann nach Wiederaufbau der Kirche den Anſpruch erheben, daß 
ihm das gleiche Recht in entſprechender Weiſe wieder ein⸗ 
geräumt werde (RG. 24, 176). Daß die Kirchſtühle zu den 
Zwecken des Gottesdienſtes gebraucht werden, ſchließt das 
Beſtehen eines Privatrechts an ihnen nicht aus. Es folgt 
hieraus nur, daß das Kirchſtuhlrecht den Einſchränkungen 
unterworfen iſt, die aus dieſem Gebrauchszweck und der kirch⸗ 
lichen Ordnung ſich ergeben (Richter, Kirchenrecht §S 318 Anm. 6; 
Schulte, Lehrbuch des katholiſchen und evangeliſchen Kirchen⸗ 
rechts, S 219 Anm. 76; Jacobſon, das Preußiſche evangeliſche 
Kirchenrecht, S 164 Anm. 37a; RG. 7, 137; 16, 159). Gegen 
Anordnungen der kirchlichen Verwaltung, durch welche die 
Ausübung des Kirchſtuhlrechts im Intereſſe des Kultus oder 
der kirchlichen Ordnung beeinträchtigt oder ſelbſt völlig vereitelt 
wird, iſt der ordentliche Rechtsweg nicht gegeben, es findet nur 
ein Entſchädigungsanſpruch ſtatt (RG. 16, 159; Urteile des 
erkennenden Senats vom 1. Februar 1897 in JW. 180%, 
vom 5. Januar 1903 IV. 284/02 in Sachen Nußbaum und 
Genoſſen wider Pfarrgemeinde Leinefelde und vom 9. Januar 1905 
IV. 316/04 in gleicher Sache). Ohne Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung muß ſich der Berechtigte die Verlegung des Kirchen⸗ 
ſitzes gefallen laſſen, wenn dies durch bauliche Veränderungen 
nötig geworden iſt (vgl. Arch KathKR. 85, 151; RG. 24, 176). 
Es fragt ſich, ob hiernach die Kläger, nachdem aus der bis⸗ 
herigen Kirchengemeinde S. eine neue Kirchengemeinde ab⸗ 
getrennt und dieſer das Rittergut W. zugelegt iſt, dem im 
Intereſſe der kirchlichen Ordnung ergangenen Beſchluſſe auch 
hinſichtlich ihres Kirchſtuhlrechts ſich zu fügen haben und dem⸗ 
gemäß ſich ohne Anſpruch auf Entſchädigung damit begnügen 
müſſen, daß nach Erbauung einer Kirche in der neuen 
Gemeinde ihnen ein gleichwertiger Erſatz in dieſer Kirche 
gewährt wird. Zu der aufgeworfenen Frage braucht indes, 
da ein Einwand in dieſer Richtung von der Beklagten nicht 
erhoben iſt, für den gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht Stellung 
genommen zu werden. Selbſt wenn die Frage, was unerörtert 
bleiben kann, zu bejahen iſt, ſo ſind doch keinesfalls die Kläger 
ſogleich mit der Auspfarrrung des Ritterguts W. des Kirch⸗ 
ſtuhlrechts in der alten Kirche, ſolange nicht ein gleichwertiger 
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Erſatz in der neuen Kirche gewährt iſt, verluſtig gegangen 
und ſie können, ohne daß wegen des Kirchſtuhlrechts eine Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen den beteiligten Kirchengemeinden unter 
Zuziehung der Kläger ſtattgefunden hat, nicht mit ihren An⸗ 
ſprüchen auf den Kirchenſitz an die neu gebildete Kirchen⸗ 
gemeinde verwieſen werden (vgl. Hinſchius, das Preußiſche 
Kirchenrecht, zu 8 239 II, 11 ALR. Anm. 8 aus Kochs 
Kommentar). K. c. H., U. v. 31. März 10, 333/09 IV. — 
Naumburg. 

Patronatsrecht. 

37. Zur Baulaſt des Patrons.] 

Die klagende Kirchengemeinde verlangt von dem Beklagten 
als Patron die Baukoſten eines zur Unterbringung ſtändiger 
Arbeiter erforderlichen Zweifamilienhauſes. Das BG. hat dem 
Klagantrage ſtattgegeben. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Der Patron hat die Pflicht, die kirchliche Anſtalt in ihrer 
Geſamtheit dauernd in dem erforderlichen baulichen Zuſtande 
zu erhalten. Rechtsgrundſätzlich erſtreckt ſich daher die Patronats⸗ 
laſt auch auf Um⸗ und Neubauten, die bei der Kirche oder 
Pfarrei infolge der geſteigerten Bedürfniſſe notwendig geworden 
find. Der erkennende Senat iſt hiervon in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung, insbeſondere auch in der Entſcheidung in Bd. 65 
S. 150, 151 ausgegangen. Freilich gilt dieſes Prinzip nicht 
ſchlechthin und abſolut auch bezüglich der Pfarrwirtſchaftsgebäude 
und iſt daher ſchon in der Entſcheidung in Bd. 65 unter Bezug⸗ 
nahme auf die Entſcheidung des RG. in Bd. 5 S. 240, 241 
ein Vorbehalt gemacht. Iſt die Kirche bei ihrer Gründung mit 
Pfarrländereien aber ohne Wirtſchaftsgebäude ausgeſtattet 
worden, ſo kann der Dotationszweck im Sinne der Stiftung 
auch dadurch ſeine Verwirklichung finden, daß dieſe Ländereien 
von dem Nießbraucher der Pfarrgüter verpachtet werden und 
den Pächtern, die nicht etwa von ihrem eigenen Beſitze aus das 
Land bewirtſchaften können, überlaſſen bleibt, für die zur Be⸗ 
wirtſchaftung nötigen Gebäude ſelbſt Sorge zu tragen. Dann 
entfällt inſoweit die Baupflicht des Patrons. Anders verhält 
es ſich aber, wenn die Dotation von vornherein keine ſolche 
beſchränkte war, wenn vielmehr mit den Pfarrländereien behufs 
deren Bewirtſchaftung auch Gebäude zum Gegenſtande der 
Dotation gemacht worden ſind. Im Falle einer dermaßen 
unbeſchränkten Dotation liegt es regelmäßig dem Patron ob, 
auch für die Herſtellung und Unterhaltung der erforderlichen 
Pfarrwirtſchaftsgebäude Sorge zu tragen (vgl. Entſcheidung 
des erkennenden Senats vom 20. Dezember 1909, Rep. IV. 
112/09). Ein ſolcher Fall iſt hier gegeben. Denn nach den 
bedenkenfreien Feſtſtellungen des BG. ſind die Pfarrländereien 
von jeher mit Wirtſchaftsgebäuden ausgeſtattet geweſen. 
Preuß. Fiskus c. kath. Kirchengemeinde K., U. v. 31. März 10, 
316/09 IV. — Poſen. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

38. § 15 FluchtlG. Entſchädigungsanſprüche für die 
Aufwendung von Straßenbaukoſten im Falle der Ent⸗ 
eignung. 

Der Anſpruch auf Entſchädigung für die Aufwendung der 
Straßenbaukoſten, die dem an die neue Straße angrenzenden 
Eigentümer im Falle der Errichtung eines Gebäudes an dieſer 
Straße nach § 15 Fluchtl. vom 2. Juli 1875 obliegt, iſt 
kein ſelbſtändiger, ſondern ein untrennbarer Beſtandteil des 
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einheitlichen Anſpruchs auf die dem enteigneten Eigentümer 
nach dem Enteignungsgeſetz zuſtehende Geſamtentſchädigung für 
die erzwungene Abtretung des Eigentums. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß dieſer Anſpruch im einzelnen Fall ganz oder 
doch teilweiſe ſeine Ausgleichung durch die infolge der Neu⸗ 
anlegung der Straße eintretende Werterhöhung des Reſt⸗ 
grundſtücks findet (vgl. RG. 67, 173). Es entſteht daher die 
Frage, ob ein derartiger an ſich unſelbſtändiger Faktor der 
Geſamtentſchädigung aus dieſer rechtlich ausgeſondert und zum 
Gegenſtand einer beſonderen Abtretung gemacht werden durſte, 
und ob deshalb der Kläger Leo F. zur Durchführung ſeines 
Klageanſpruchs befugt iſt, obſchon der Rechtsſtreit über die 
Höhe der Entſchädigung im übrigen noch zwiſchen dem Ent⸗ 
eigneten und dem Enteignungsunternehmer in der Berufungs⸗ 
inſtanz ſchwebt. Dieſe Frage kann aber hier auf ſich beruhen; 
denn nimmt man auch die Aktivlegitimation des Klägers als 
dargetan an, ſo iſt er doch mit der Klage abzuweiſen, da der 
erhobene Anſpruch ſachlich unbegründet iſt. Nach ſtändiger 
Rechtſprechung des RG. iſt der Enteignete nicht befugt, die 
ihm nach $ 15 a. a. O. ortsſtatutariſch zur Laſt fallenden 
Straßenanlieger⸗Beiträge unter dem Titel der Enteignungs⸗ 
Entſchädigung von der Stadtgemeinde wieder einzuziehen. Zur 
Begründung reicht hier der Hinweis auf die Urteile des RG. 
in den Sachen V. 194/87 (Gruchots Beitr. 32, 718; JMBl. 
1888 S. 236), II. 107/07 Schrader wider Cöln vom 12. Juli 
1907, insbeſondere des erkennenden Senats in den Sachen 
VII. 179/03, VII. 420/03 (RG. 57, 249) und VII. 9/07 hin. 
Der Anwendung dieſer Rechtſprechung auf den vorliegenden 
Fall ſucht der Kläger vergebens durch die Ausführung entgegen⸗ 
zutreten, die Rechtſprechung beruhe auf der regelmäßig auch 
den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechenden Annahme, für 
das Reſtgrundſtück trete durch die Anlegung der neuen Straße 
eine Wertſteigerung ein; im vorliegenden Fall aber habe dieſe 
Anlegung infolge der durch ſie hervorgerufenen Entſtellung des 
Grundſtücks für das letztere geradezu ſchädlich gewirkt. Es 
bedarf nicht der Erörterung, ob eine Wertſteigerung nicht ſchon 
dadurch herbeigeführt iſt, daß das Grundſtück nicht mehr, wie 
früher, durch nur zwei Straßen, ſondern jetzt außerdem noch 
durch die neu angelegte, dritte Straße zugänglich geworden iſt. 
Auch kann außer Betracht bleiben, daß eine etwa eingetretene 
Entſtellung des Grundſtücks für die Höhe der Entſchädigung 
von weſentlichem Einfluß ſein wird, die in dem jetzt noch 
zwiſchen Bernhard F. und der Stadtgemeinde über die Ent⸗ 
eignungsentſchädigung ſchwebenden Rechtsſtreit feſtzuſetzen ſein 
wird. Denn jedenfalls iſt die Anwendung der allgemeinen 
und uneingeſchränkten Vorſchrift des $ 15 FluchtlG. nicht aus: 
geſchloſſen, wenn im Einzelfalle dargetan wird, daß dieſe An⸗ 
wendung den Straßenanlieger in außergewöhnlich hohem Grade 
belaſtet. Schon im Urteil vom 18. September 1903 VII. 179/03 
hat der erkennende Senat ausgeſprochen, durch die Anwendung 
des § 15 möge hier und da vielleicht eine Härte für den ent⸗ 
eigneten Eigentümer des Reſtgrundſtücks erwachſen; der Geſetz⸗ 
geber habe hieraus aber keinen Anlaß genommen, eine ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift in das Geſetz aufzunehmen, insbeſondere 
etwa eine Ausnahme für den Fall der Enteignung eines Eck⸗ 
grundſtücks aufzuſtellen. F. e. Stadtgemeinde E., U. v. 1. April 10, 
301/09 VII. — Hamm. 


39. Jahrgang. 


Landgemeinde ordnung für die ſieben öſtlichen Pro⸗ 
vinzen der Monarchie vom 3. Juli 1891. 

39. 5 88 LandgemO. Gemeindeſiegel.] 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben, da ihr gegen 
das Urteil des BG. erhobener Angriff, daß es auf unrichtiger 
Anwendung des § 88 LandgemO. (G.⸗S. S. 233) beruhe, der 
Begründung entbehrt. Das BG. hat den Vertrag vom 
23. April 1907, in dem nach den zutreffenden Ausführungen 
des BU. die Gemeinde Z. der Beklagten gegenüber Ber: 
bindlichkeiten übernommen hat, für ungültig erklärt; weil 
in der Urkunde der betreffende Gemeindebeſchluß nicht an⸗ 
geführt, die Urkunde auch nicht mit dem Gemeindeſiegel ver⸗ 
ſehen iſt. Mit dieſem Ergebnis befindet ſich das BG. in 
Übereinftimmung mit den Urteilen des RG. vom 2. Juni 1905 
(III. Senat; JW. 05, 446), vom 4. Dezember 1906 (II. Senat; 
RG. 64, 409), vom 20. Dezember 1907 (VII. Senat; JW. 
08, 118 und RG. 67, 269) und vom 22. Mai 1908 (VII. Senat; 
RG. 68, 407). Auch die Wiſſenſchaft vertritt faſt ausſchließlich 
dieſen Standpunkt (ſ. Schneider im VerwArch. 07, 252; 
Keil, LandgemO. 8 88 Anm. 31; Böhm im ArchOffR. 21, 
245, VerwBl. 30, 329 und für 8 56 Nr. 8 Städteordnung, 
Ledermann, 8 56 Nr. 8 Anm. 4; a. M.: Nußbaum im 
Arch BürgR. 21, 8). Die ſämtlichen Gründe, die die Reviſion 
für ihre dem Ergebniſſe des BU. entgegenſtehende Anſicht an⸗ 
führt, ſind, ſoweit ſie die Beifügung des Gemeindeſiegels be⸗ 
treffen, nicht ſtichhaltig. Gemeinde Z. c. Z.⸗W.⸗T.⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft, U. v. 6. April 10, 193/09 V. — Berlin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

40. Tarifnummer 711 Abſ. 3 StempſtG.] 

Am 30. März 1906 verkauften der Bauunternehmer Ferdi⸗ 
nand L. und deſſen mit ihm in Gütergemeinfchaft lebende Ehe: 
frau in K. ein ihnen gehöriges Grundſtück an ihren Sohn 
Emil L. für die darauf eingetragenen Hypotheken und ein 
anderes ihnen gleichfalls gehöriges Grundſtück an ihre Tochter 
Anna L. für die auf dieſem Grundſtück eingetragenen Hypotheken. 
Am 19. Mai 1906, nachdem inzwiſchen die Auflaſſung erfolgt 
war, wurden die Käufe von den Beteiligten durch zwei beſondere 
ſchriftliche Verträge wieder aufgehoben, weil ſie von Gläubigern 
der Eheleute L. angefochten waren. Dabei wurde beſtimmt, 
daß die Rückauflaſſung an die Eheleute L. unverzüglich ſtatt⸗ 
finden ſollte. Zu den beiden Wiederaufhebungsverträgen wurde 
auf Verlangen der Steuerbehörde ein Stempel von 2710 & 
verwendet. Am 5. Juni 1906 beantragte L. die Rückzahlung 
des Stempels, da es ſich nach ſeiner Meinung um reine Auf⸗ 
hebungsverträge im Sinne des Tarifs Nr. 711 handelte. Am 
14. Auguſt 1906 wurde er vom Provinzialſteuerdirektor benach⸗ 
richtigt, daß der Stempel vom Finanzminiſter auf ½ Prozent 
= 135,50 & ermäßigt worden ſei. Auch wurde das Haupt⸗ 
ſteueramt angewieſen, den Betrag von 2574,50 & an L. zurück⸗ 
zuzahlen. Inzwiſchen, nämlich am 30. Juni 1906, war aber 
über das Vermögen des L. der Konkurs eröffnet, und der 
Konkursverwalter verlangte die Zahlung an die Konkursmaſſe. 
Da L. hiermit nicht einverſtanden war, ließ der Provinzial⸗ 
ſteuerdirektor die 2574,50 & am 15. November 1906 hinter⸗ 
legen. Am 16. November 1906 wurde ihm jedoch eine Klage 
des Konkursverwalters zugeſtellt, worin Zahlung von 2707 * 
nebſt Zinſen zur Konkursmaſſe verlangt wurde. In I. Inſtanz 
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wurde der Fiskus zur Zahlung von 2574 & nebſt Zinſen ver⸗ 
urteilt und die Mehrforderung abgewieſen. Auf Berufung des 
Beklagten wurde die Klage gänzlich abgewieſen, weil die Hinter⸗ 
legung berechtigt geweſen ſei. Die Reviſion des Klägers blieb 
ohne Erfolg. Nunmehr klagte der Konkursverwalter gegen die 
Eheleute L. auf Einwilligung in die Auszahlung der hinter⸗ 
legten 2574,50 & an die Konkursmaſſe. Die Eheleute L. 
wurden auch demgemäß durch Verſäumnisurteil vom 21. Mai 
1908 verurteilt. Noch ehe dieſes Urteil rechtskräftig wurde, 
nahm jedoch das Hauptzollamt den hinterlegten Betrag zurück 
und zahlte ihn am 2. Juli 1908 an die Eheleute L. aus. Der 
Verſuch des Klägers, den Betrag von dieſen wieder einzuziehen, 
fiel fruchtlos aus. Der Konkursverwalter klagte deshalb nun⸗ 
mehr gegen den Fiskus auf Zahlung von 2500 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit 16. November 1906. Beklagter wurde 
verurteilt. RG. hob auf: Die Reviſion muß für begründet 
erachtet werden. Der BerR. gelangt auf Grund ſeiner Auf⸗ 
faſſung von der Bedeutung des Abf. 3 der Tarifnummer 711 
zu dem Ergebnis, daß der Rückzahlungsanſpruch zur Konkurs⸗ 
maſſe gehöre, obgleich die Entſcheidung des Finanzminiſters über 
die Ermäßigung des Stempels erſt im Laufe des Konkurs⸗ 
verfahrens ergangen iſt. Jene Auffaſſung iſt aber rechtsirrig. 
Zu ihrer Begründung iſt im BU. ausgeführt, ſchon die Auf⸗ 
nahme der fraglichen Beſtimmung in das Stempelſteuer⸗ 
geſetz ſpreche dafür, daß der Geſetzgeber die hiermit zugelaſſene 
Stempelermäßigung nicht als einen reinen Gnadenakt ge⸗ 
dacht habe. Außerdem ſpreche hierfür, daß dem entſcheidenden 
Ermeſſen des Finanzminiſters mit den Worten „aus Billigkeits⸗ 
rückſichten“ eine gewiſſe Richtſchnur gegeben ſei. Allein für 
die Frage, ob für den Finanzminiſter nicht bloß ein Er⸗ 
mäßigungsrecht, ſondern unter Umſtänden auch eine Ermäßigungs⸗ 
pflicht feſtgeſetzt werden ſollte, iſt der Umſtand, daß ſich jene 
Beſtimmung im Stempelſteuergeſetze befindet, ohne jede Be⸗ 
deutung, denn hier konnte ſowohl das eine wie das andere be⸗ 
ſtimmt werden. Wenn im übrigen die Ermäßigung davon ab⸗ 
hängig gemacht iſt, daß Billigkeitsgründe vorliegen, ſo hat damit 
nur geſagt werden ſollen, daß ohne ſolche Gründe die Ermäßi- 
gung nicht bewilligt werden darf, aber nicht, daß ſie im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle bewilligt werden müßte, aus dem Gebrauche 
des Wortes „kann“ ergibt ſich vielmehr ganz zweifellos, daß 
es auch dann, wenn Billigkeitsgründe vorliegen, im völlig freien 
Ermeſſen des Finanzminiſters ſtehen ſoll, ob er eine Ermäßigung 
bewilligen und ebenſo, welche Ermäßigung innerhalb des geſetz⸗ 
lichen Rahmens er eintreten laſſen will. Hieraus folgt, daß 
vor dem Erlaſſe des Finanzminiſters L. auch nicht einen bloß 
bedingten Rückzahlungsanſpruch beſaß und daß ſonach ein ſolcher 
Anſpruch auch nicht mit in die Konkursmaſſe gelangen konnte. 
Das angefochtene Urteil unterliegt deshalb der Aufhebung. 
Preuß. Fiskus c. P., U. v. 8. April 10, 366/09 VII. — 
Königsberg. 

III. Württembergiſches Recht. 

Beamten⸗Unfallfürſorgegeſetz vom 18. Juni 1901. 

41. 8 1 BeamtlUFürfG.] i 

Der klagende Fiskus macht Schadenserſatzanſprüche geltend, 
die entweder nach Art. 10 Württ FürſGG. vom 23. Mai 1890, 
oder nach Art. 12 WürttuFürſc. vom 23. Dezember 1902 
aus der Perſon des am 25. November 1901 verunglückten und 
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vom Finanzminiſterium infolgedeſſen am 10. September 1907 
penſionierten Beamten H. auf ihn übergegangen ſein ſollen. 
Das BG. ſteht nun auf dem Standpunkte, daß hier ein 
Schadenserſatzanſpruch des H. gegen den Beklagten deshalb auf 
den Kläger nicht habe übergehen können, weil H., ſoweit er 
vom Kläger nach Maßgabe des Württ BeamtenG. ein 
(66 ͤ Prozent feines Gehalts überſteigendes) Ruhegehalt beziehe, 
gar keinen Schaden durch den Unfall erlitten habe. Indem 
das BeamtlFürſG. poſitiv beſtimmt, daß die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche gegen Dritte in Höhe der nach ihm oder nach landes⸗ 
geſetzlicher Fürſorge dem im Dienſte verunglückten Beamten 
geſchuldeten Leiſtungen auf das Reich, den Einzelſtaat oder die 
Gemeinde übergehen, hat es damit zugleich ausgeſprochen, daß 
ſie inſoweit ungeachtet dieſer Leiſtungen als beſtehend zu gelten 
haben. Man muß deshalb das Sachverhältnis jetzt ſo auffaſſen, 
daß auch inſoweit trotz des Ruhegehaltes uſw. ein Schade ent⸗ 
ſtanden iſt, weil dieſe Leiſtungen eben nicht anders geſchuldet 
werden, als gegen den Übergang jener Anſprüche auf den 
Leiſtenden, wie auch ſonſt im Rechte Fälle vorkommen, wo 
jemandem nur für Rechnung eines andern Schadenserſatz⸗ 
anſprüche gegen einen Dritten zuſtehen. Hier dient dieſe Auf⸗ 
faſſung dazu, um derjenigen Perſon, die ein Ergebnis durch den 
von dem Dritten zu vertretenden Unfall inſoweit wirklich an 
ihrem Vermögen beſchädigt iſt, nämlich dem Staat uſw., der 
vorzeitig den Beamten penſionieren und zugleich an ſeiner Stelle 
einen neuen Beamten anſtellen muß, auf einem Umwege den 
Schadenserſatz zu verſchaffen, der ihm vom Geſetze, da in 
88 844, 845 BGB. ſolche Fälle nicht vorgeſehen find, in direkter 
Weiſe nicht gewährt iſt. Das entſpricht aber auch völlig der 
Billigkeit. Das OLG. denkt darüber anders, weil hier von 
Fällen die Rede iſt, wo der Staat nur eine Penſion zahlt, die 
nicht auf den beſonderen Beſtimmungen des UFUrf®. beruht, 
ſondern die nach den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorſchriften 
in gleicher Höhe auch dann würde geſchuldet werden, wenn der 
Beamte aus irgendeinem anderen Grunde hätte penſioniert 
werden müſſen. Darauf kommt es indeſſen nicht an. (Wird 
ausgeführt.) Kgl. Württemb. Fiskus c. N., U. v. 7. April 10, 
229/09 VI. — Stuttgart. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 
Sitzungen vom 10. 11., 12. Mai 1910. 


S 56 der Vorlage wurde angenommen. Zu Abſ. 2 
wurde feſtgeſtellt, daß es hiernach zwar unzuläſſig ſei, die Aus⸗ 
ſage eines nachträglich ſein Zeugnis verweigernden Zeugen 
durch Vernehmung der Polizeibeamten, des Unterſuchungs⸗ 
richters uſw. zu rekonſtruieren, daß das Gericht durch dieſe 
Vorſchrift aber nicht daran gehindert ſei, Briefe des Zeugen 
oder Mitteilungen desſelben an dritte Perſonen bei der Urteils⸗ 
findung zu verwerten; ein abſolutes Beweisverbot ſolle nicht 
eingeführt werden. 

Bei § 57 wurde der Antrag geſtellt, daß über das Recht, 
nachträglich die Beeidigung verweigern zu dürfen, nicht nur die 
Angehörigen, ſondern alle zeugnisverweigerungsberechtigten Per⸗ 
ſonen zu belehren ſeien. Da der Gedanke Anklang fand, wurde 
dem Abſ. 2 folgende Faſſung gegeben: | 
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M 11. 1910. 
„Zeugen, die das Recht zur Verweigerung des Zeug: 
niſſes nicht geltend gemacht haben, können die Beeidigung 
der Ausſage verweigern; in den Fällen der SS 47 bis 50 
ſind ſie darauf hinzuweiſen.“ 

In dieſer Faſſung gelangte $ 57 zur Annahme. 

Zu § 58 (Ausſchluß der Beeidigung) lagen verſchiedene 
Anträge vor. Von einer Seite war beantragt, in der Ziff. 1 
die Worte zuzufügen: 

„oder deſſen Ausſage oder Wahrnehmungen durch 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche beeinflußt ſind.“ 

Der Antrag wurde jedoch abgelehnt; die Kommiſſion ging 
davon aus, daß der Begriff des „Beeinflußtſeins durch Geiſtes⸗ 
krankheit oder Geiſtesſchwäche“ zu unſicher und ſchwankend ſei, 
um verwertet werden zu können; dem Bedürfniſſe werde durch 
den Vorſchlag der Regierungsvorlage genügend Rechnung ge⸗ 
tragen. 

Die gleiche Ablehnung erfuhr ein Antrag, der Ziff. 3 fol⸗ 
genden Zuſatz zu geben: 

„Auf Antrag ſind die Tatſachen, auf welche der Ver⸗ 
dacht ſich ſtützt, aktenkundig zu machen und kundzugeben. 
Die Stellung des Antrags iſt bis zum Schluſſe der 
Hauptverhandlung zuläſſig.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß in der Praxis 
die Nichtbeeidigung eines Zeugen wegen Verdachts der Teil⸗ 
nahme vielfach ſchablonenhaft und namentlich bei unbequemen 
Entlaſtungszeugen beſchloſſen werde; das Gericht ſolle durch 
den Antrag gezwungen werden, ſich im einzelnen Falle genauer 
wie bisher Rechenſchaft zu geben. Die Mehrheit war dem⸗ 
gegenüber der Meinung, daß der von dem Antragſteller be⸗ 
hauptete Mißſtand nicht in dem Maße exiſtiere und daß der 
Antrag auf ein umſtändliches und zeitraubendes Verfahren 
hinauslaufe. 

§ 58 wurde daher unverändert angenommen. 

Bei 8 59 (Nichtbeeidigung nach dem Ermeſſen des Richters) 
ſchlägt der Entwurf unter Ziff. 2 vor, daß im Verfahren auf 
Privatklage auch Angehörige des Privatklägers nicht beeidigt 
zu werden brauchen. Der Gedanke fand allgemeine Billigung; 
man ging ſogar darüber noch hinaus; man war der Meinung, 
daß die gleichen Erwägungen, die zu der Vorſchrift der Ziff. 2 
geführt hätten, im Offizialverfahren auf den Verletzten und 
deſſen Angehörige zutreffend ſeien; dieſe hätten an dem Ausgang 
der Sache das gleiche Intereſſe wie der Privatkläger und deſſen 
Angehörige an dem Ausgang der Privatklage. Es wurde 
daher beſchloſſen, die Ziff. 2 durch folgende Vorſchrift zu 
erſetzen: 

„der Verletzte und Angehörige (5 50) des Verletzten.“ 

Weiter wurde, entſprechend dem Vorſchlag des deutſchen 
Medizinalbeamtenvereins, folgende neue Ziffer hinzugefügt: 

Ziff. 4. „Zeugen, welche zur Zeit ihrer Vernehmung 
wegen Geiſteskrankheit entmündigt ſind.“ 

Nach der geltenden StPO. müſſen ſolche Zeugen unter 
Umſtänden beeidigt werden, obwohl ſie wegen Verletzung der 
Eidespflicht nicht beſtraft werden können. Man war der 
Anſicht, daß dieſer Zuſtand im Intereſſe der Heiligkeit des 
Eides beſeitigt und die Möglichkeit eröffnet werden müſſe, einen 
ſolchen Zeugen unvereidigt zu laſſen. Ein weitergehender 
Antrag, wonach die Beeidigung ſchon dann unterbleiben ſollte, 


39. Jahrgang. 


wenn der Zeuge zur Zeit des Vorgangs, über den er Auskunft 
erteilen ſoll, wegen Geiſteskrankheit entmündigt war, wurde 


abgelehnt. | 
Mit den vorbezeichneten Anderungen fand der § 59 


Annahme. | 
Bei § 60 (Einſchränkung der Eidesleiſtungen in Bagatell⸗ 
ſachen) erklärte der Wortführer des Zentrums, eine ſolche Ein⸗ 
ſchränkung der Eidesleiſtungen ſei für feine Partei nur dann 
diskutabel, wenn die uneidliche falſche Ausſage unter Strafe 
geſtellt werde; er brachte auch einen dahingehenden Antrag ein, 
zog ihn aber vorläufig bis zur Beratung des Einführungs⸗ 
geſetzes wieder zurück und behielt ſich feine endgültige Stellung 
zum § 60 vor. Ein weiterer Antrag, im ſchwurgerichtlichen 
Verfahren die Geſchworenen über die Beeidigung entſcheiden zu 
laſſen, oder ihnen ein Mitwirkungsrecht hierbei einzuräumen, 
wurde, weil grundſätzlicher Natur, bis zur Beratung des ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verfahrens zurückgeſtellt und § 60 nach der Vor: 
lage angenommen. 
§ 61, insbeſondere die Einführung des Nacheides, wurde 
nicht beanſtandet, obgleich die Anſichten darüber, welche Form 
des Eides die zweckmäßigere ſei, ob der Voreid oder der 
Nacheid, auseinandergingen; es war auch die Meinung vertreten, 
daß der Richter die Wahl zwiſchen beiden haben müſſe. 
Zu $ 62 (konfeſſionelle Eidesformel) lagen von freiſinniger 
und ſozialdemokratiſcher Seite Anträge vor. Die Freiſinnigen 
wollen zwar die konfeſſionelle Eidesformel als Regel bei⸗ 
behalten, beantragten aber, auf Antrag eines Zeugen die Eides⸗ 
formel fo zu faſſen, daß ihm die Anrufung Gottes erſpart bleibe. 
Die Eidesformel ſoll dann wie folgt lauten: 
„Sie ſchwören, nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit 
geſagt und nichts verſchwiegen zu haben“, 

worauf der Zeuge lediglich zu antworten hat: 
„ich ſchwöre es.“ 

Die Sozialdemokraten beantragten, die Sache umgekehrt 
zu regeln; danach ſoll der religionsloſe Eid die Regel bilden, 
dem Zeugen aber geſtattet ſein, bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwiſſenden zu ſchwören. 

N Beide Anträge wurden damit begründet, daß es für den⸗ 
jenigen, der nicht an einen perſönlichen Gott glaube, ein un⸗ 
erträglicher Gewiſſenszwang ſei, bei Gott ſchwören zu müſſen, 
und daß der Staat ihn vor dieſem Zwange ſchützen müſſe, 
wenn er nicht Heuchelei züchten wolle. Beide Anträge fanden 
indeſſen auf keiner Seite Unterſtützung und ſtießen auf den ent⸗ 
ſchiedenen Widerſpruch der Regierung. Es wurde ausgeführt, 
daß für die große Maſſe der Bevölkerung der Eid nach ſeiner 
geſchichtlichen Entwicklung ſich von der Gottheit nicht trennen 
laſſe, und daß gerade das ihm innewohnende religiöſe Moment 
einen beſonders ſtarken Anreiz bilde, die Wahrheit zu ſagen, 
auf den der Staat im Intereſſe der Strafrechtspflege nicht ver⸗ 
lichten könne. Die kleine Minderheit derer, die an Gott nicht 
glaubten, müſſe ſich den Gefühlen und Anſchauungen der großen 
Mehrheit unterordnen; es ſei auch zu befürchten, daß Zeugen 
bie abgeſchwächte Eidesformel wählen würden mit dem Hinter⸗ 
bedanken, einen verpflichtenden Eid nicht zu leiſten. 
a Ein Antrag des Zentrums, daß es jedem Zeugen — wie 
es nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſchon für die 
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geltende StPO. angenommen wird — freiſtehen ſolle, der 
Eidesformel einen ſeinem Religionsbekenntnis entſprechenden 
Zuſatz hinzuzufügen, wurde abgelehnt und damit zum Ausdruck 
gebracht, daß § 62 die Eidesformel poſitiv und negativ er⸗ 
ſchöpfend behandele. § 62 iſt danach unverändert geblieben. 

Die 88 63 bis 66 gelangten debattelos zur Annahme. Bei 
8 67 (Zwangsmaßregeln gegen ungehorſame Zeugen) wurde ein 
nationalliberaler Antrag abgelehnt, der verlangte, daß die 
Zwangshaft neben, nicht an Stelle der wiederholten Beſtrafung 
des Zeugen zuläſſig ſein ſolle; ebenſo ein Zuſatz, wonach die 
Zwangshaft nur dann ſolle verhängt werden dürfen, wenn es 
das Gericht für „unerläßlich“ halte; man hielt dafür, daß ſich 
das ſchon ſelbſt verſtehe. 

Nach dem Abſ. 5 ſoll die Zwangshaft in Privatklageſachen und 
in Sachen, die in erſter Inſtanz vor den Amtsgerichten ohne 
Schöffen zu verhandeln ſind, unzuläſſig ſein. Ein Antrag auf 
Streichung des ganzen Abſatzes wurde abgelehnt, dagegen 
wurde ein freiſinniger Antrag angenommen, die Privatklage⸗ 
ſachen hier zu ſtreichen. Man ging davon aus, daß nach dem 
Entwurf in einer Privatklageſache doch ſo erhebliche und ſchutz⸗ 
bedürftige Intereſſen auf dem Spiele ſtehen könnten, daß man 
auf Zwangsmaßregeln gegenüber ungehorſamen Zeugen nicht 
verzichten könne. 

Die 88 68, 69 wurden ohne Widerſpruch angenommen; 
die bei § 68 aufgeworfene Frage, ob auch den vom Staats: 
anwalt oder der Polizei vernommenen Zeugen Gebühren zuzu⸗ 
billigen ſeien, wurde für die zweite Leſung zurückgeſtellt, bis 
man überſehen könne, welche Geſtalt das Vorverfahren bekomme. 


6. Abſchnitt. 
Sachverſtändige und Augenſchein. 

Bei § 70 legte ein Vertreter des bayeriſchen Zentrums dar, 
daß nach ſeinen Erfahrungen die Gerichte in vielen Fällen das 
Gutachten Sachverſtändiger einzuholen pflegten, wo ſie nach 
ihrer Lebenserfahrung und Bildung in der Lage ſein müßten, 
ein eigenes Urteil zu haben, namentlich, wo es ſich um An⸗ 
klagen aus SS 184, 184 a StGB. handele, werde hiermit viel 
Unfug getrieben. Er beantragte daher, dem $ 70 folgenden 
Abſ. 1 zu geben: 

„Der Richter kann in Fragen, welche eine über die 
allgemeine Lebenserfahrung und Bildung hinausgehende 
beſondere Sachkunde erfordern, Gutachten Sachverſtändiger 
einholen. Ob und inwieweit ſolche Gutachten erforderlich 
ſind, entſcheidet das Gericht. In den Fällen der 
88 184, 1844 StGB. iſt die Notwendigkeit der Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen zu begründen.“ 

Der Antrag wurde abgelehnt. Es wurde zwar von allen 
Rednern anerkannt, daß der von dem Antragfteller gekennzeichnete 
Mißſtand in der Tat beſtehe, und als wünſchenswert bezeichnet, 
daß die Gerichte in größerem Umfang, wie bisher, ihr eigenes 
Urteil ſprechen laſſen möchten, die Regelung ſei jedoch zu 
kaſuiſtiſch; die Frage ſei in erſter Linie eine Taktfrage, die ſich 
zu geſetzlicher Behandlung nicht eigene. 

Bei Abſ. 2 (ſachverſtändige Zeugen) wurde beantragt, die 
Gebühren dieſer Zeugen nach der Gebührenordnung für Sach⸗ 


verſtändige zu beſtimmen, wenn es nach den Umſtänden des 
75 * 


== — — 


596 


Falles angemeſſen erſcheine. Der Antrag wurde jedoch wieder 
zurückgezogen, nachdem eingewendet worden war, daß die An⸗ 
gelegenheit nicht hier, ſondern in der Gebührenordnung zu 
regeln ſei. 

In dem $ 71 wurde der Abſ. 2 geſtrichen, um zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß die öffentlich beſtellten Sachverſtändigen 
vor den übrigen nicht privilegiert ſeien; im übrigen wurde der 
Paragraph angenommen. 

Die SS 72 bis 77 fanden unverändert Annahme, zu Abi. 3 
des § 77 wurden die Worte „vor Schluß der Beweisaufnahmen“ 
geſtrichen, derſelbe Abſtrich ſoll in der 2. Leſung bei dem § 60 
nachgeholt werden. Man war darüber einig, daß, wenn ein 
Antrag auf Beeidigung nachträglich geſtellt werde, jederzeit 
wieder in die Beweisaufnahmen eingetreten werden müſſe, ſolange 
nicht das Urteil erlaſſen ſei. 

Gegen die 88 78 bis 80 wurden Einwendungen nicht er⸗ 
hoben. Als § 80a war von einem Mitglied folgender Antrag 
eingebracht: 

5 80a. „Zur Prüfung der Fähigkeiten eines Zeugen, 
die erforderlich ſind, um die Richtigkeit ſeiner Ausſage 
zu gewährleiſten, können erforderlichenfalls Sachverſtändige 
vernommen werden. 

Die Vorſchrift des § 80 Abſ. 1 findet entsprechende 
Anwendung. Der Zeuge iſt verpflichtet, ſich der an⸗ 
geordneten Beobachtung zu unterziehen. Gegen die 
Anordnung iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig; ſie hat auf⸗ 
ſchiebende Wirkung.“ 

Der Antrag wurde indeſſen von keiner Seite unterſtützt. 
Man gab zu, daß es mitunter ſehr wünſchenswert ſein könne, 
einen Zeugen, auf deſſen Zeugnis ſehr viel ankomme, einer 
ärztlichen Beobachtung zu unterwerfen, erklärte den Antrag 
aber als einen viel zu weitgehenden Eingriff in die körperliche 
Integrität des Zeugen, trotzdem der Antragſteller darauf hinwies, 
daß § 82 mit ſeiner körperlichen Unterſuchung unverdächtiger 
Zeugen viel weiter gehe. Der Antrag wurde daher wieder 
zurückgezogen. 

§ 81 wurde nicht beanſtandet. 

Bei 9 82 beantragten die Sozialdemokraten Streichung; das 
Zentrum ſchlug folgenden Abſ. 3 vor: 

„Perſonen, die zur Verweigerung des Zeugniſſes 
berechtigt ſind, können die körperliche Unterſuchung ver⸗ 
weigern.“ 

Es wurde ausgeführt, daß das Recht die Unterſuchung zu 
verweigern, eine logiſche Konſequenz des Zeugnisverweigerungs⸗ 
rechts ſei, und daß bei einem Konflikt zwiſchen den Intereſſen 
der Strafrechtspflege und dem Perſönlichkeitsrecht des Zeugen 
die erſteren zurücktreten müßten. 

Dieſe Ausführungen wurden von anderer Seite beſtritten; 
das Zeugnisverweigerungsrecht ſolle den Zeugen nur davor 
beſchützen, daß er durch ſeine eigene Tätigkeit zur Überführung 
des Angeklagten beitrage; viele ſchwere Verbrechen, wie Blut⸗ 
ſchande, Abtreibungen, Vergiftungsverſuche, Kindermißhand⸗ 
lungen uſw. würden ungeſühnt bleiben, wenn der Antrag an⸗ 
genommen werde. 

Dieſen Ausführungen Rechnung tragend, ergänzte der 
Antragſteller ſeinen Antrag durch den Zuſatz: 
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„es ſei denn, daß es ſich um die Verfolgung eines Ver⸗ 
brechens handelt.“ 
Die Anträge wurden jedoch ſämtlich abgelehnt und der § 82 
angenommen, ebenſo die SS 83 bis 86. G. 


Praxis der Prozeßnovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Die Frage der Erſtattungsfähigkeit der Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr im Falle des S 105 Abſ. 2 ZPO. n. F. 
hat das Landgericht Kottbus in bejahendem Sinne ent⸗ 
ſchieden. Dieſe Anſicht vertraten u. a. bereits Zelter (JW. 09, 
258) und Stein (Kommentar z. Novelle S. 23). 


3. Weſchluß 
des Kgl. Landgerichts in Kottbus vom 4. Mai 1910 
(2 T. 121/10). 

Die Klägerin, die gegen den Beklagten im April 1910 eine 
Wechſelklage angeſtrengt hatte, hat in dem auf den 8. April an⸗ 
beraumten Termine vor der Verkündung des Urteils die Berechnung 
ihrer Koſten mit zuſammen 7,80 & eingereicht. 

Der Beklagte iſt durch Verſäumnisurteil nach dem Klageantrage 
verurteilt worden, der Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts hat in dem 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 9. April die Koſten auf 6,80 & feſt⸗ 
geſetzt, dagegen 1 & Koſtenfeſtſetzungsgebühr abgeſetzt, da ein dies⸗ 
bezüglicher Antrag ſich erübrigte. Dieſe Entſcheidung iſt unter 
Zurückweiſung der von der Klägerin hiergegen erhobenen Erinnerung 
durch den jetzt angefochtenen Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts 
Spremberg aufrechterhalten worden, da es nach § 105 Abſ. 2 ZPO. 
(n. F.) der Anbringung eines Feſtſetzungsgeſuchs nicht bedurft hätte, 
ſomit ein Feſtſetzungsantrag zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
nicht erforderlich geweſen wäre. 

Hiergegen hat die Klägerin die nach § 104 Abſ. 3 Satz 5 ZP. 
zuläſſige ſofortige Beſchwerde eingereicht mit dem Antrage, die 14 
abgeſetzte Gebühr wieder zuzubilligen. Denn nach § 103 ZRO. a. F. 
habe es der Einreichung einer Koſtenrechnung, die jetzt notwendig ſei, 
nicht bedurft, der Betrag der Prozeßkoſten habe früher auch aus den 
Akten ermittelt werden können. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt gerechtfertigt. Nach 8 231 Gebo. 
für Rechtsanwälte erhält der Rechtsanwalt 30 der in den SS 13— 17 
beſtimmten Gebühren, wenn ſeine Tätigkeit betrifft: „Die Feſtſetzung 
der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten“ (8 381 GKG.). Tiefe 
letzte Beſtimmung hat durch die Novelle vom 1. Juni 1909 (Art. III 
Nr. 3) ihre gegenwärtige Faſſung erhalten, da die Worte: „ſofern 
dieſelbe im beſonderen Verfahren erfolgt (ZPO. 105)“ geſtrichen 
worden ſind. Die Koſtenfeſtſetzung iſt mithin ſtets nur im beſonderen 
Verfahren möglich. Die Tätigkeit des Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin hat hier die Feſtſetzung betroffen, es wird durch die Gebühr 
des § 23 Gebo. nicht die Anbringung des Feſtſetzungsgeſuchs ab: 
gegolten, ſondern die Vorbereitung der Koſtenfeſtſetzung, die durch 
Beifügung der Koſtenberechnung mit Abſchrift und Belegen nach 
8 103 3PO. (n. F.) erfolgt und nach § 105 Abſ. 2 daſelbſt durch 
Einreichung der Koſtenberechnung vor der Verkündung des Urteils er⸗ 
folgen muß. Die Klägerin war von der Formulierung eines aus: 
drücklichen Geſuches befreit, ein ſolches wird vielmehr kraft Geſetzes 
in der Einreichung der Berechnung gefunden (Stein, Novelle Anm. V 
Abſ. 1 zu $ 105 S. 22). 

Die Prüfung, ob das durch § 105 Abf. 2 (n. F.) zugelaſſene 
Verfahren zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war, 
kommt ſomit nicht in Frage. Vielmehr iſt die Koſtenfeſtſetzungsgebühr 


39. Jahrgang. 


gerade auch mit Rückſicht auf die jetzige Faſſung des 8 381 GKG. in 
jedem Falle zuzubilligen. Dieſe Anſicht wird u. a. vertreten von 
Stein (Anm. VI zu § 105 S. 23) und von Zelter: „Die Erledigung 
der Juſtiznovelle“ (JW. 09, 258). Die Koſtenentſcheidung beruht auf 
§ 91 38D. 


Zu § 497 ZPO. in der neuen Faſſung hat das Land⸗ 
gericht Güſtrow auf Beſchwerde dahin entſchieden, daß es 
bei der Ladung zum Offenbarungseide einer Zuſtellung 
des Antrags auf Anberaumung des Termins nicht 


bedarf. 

4. Beſchluß 
des Großherzoglichen Landgerichts zu Güſtrow vom 
27. April 1910 (1 T. 34/10). 


Auf den Antrag der Gläubigerin .... war nach Beſtimmung 
des Termins lediglich gemäß § 497 ZPO. die Ladung der Parteien 
durch den Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen. Durch die Ladung wurde 
dem Schuldner auch bekanntgegeben, daß die Gläubigerin einen Antrag 
auf Beſtimmung eines Termins zur Leiſtung des Offenbarungseides 
geſtellt hatte. Daß mit dem Antrage ein Vollſtreckungstitel und Ur⸗ 
kunden, aus denen ſich die Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung 
des Eides ergab, dem Gerichte vorgelegt waren, erſah der Schuldner 
aus der Tatſache, daß das Gericht, welches die Zuläſſigkeit des An⸗ 
trages von Amts wegen zu prüfen hat, den erbetenen Termin be⸗ 
ſtimmt hatte. Ein weiterer Inhalt des Antrages iſt für den Schuldner 
bedeutungslos. Danach iſt es zwecklos, mit der Ladung des Schuldners 
zur Leiſtung des Offenbarungseides ihm eine Abſchrift des von dem 
Gläubiger geſtellten Antrages zuzuſtellen. Eine entſprechende An⸗ 
wendung des § 498 ZPO. iſt auch in den den Oſſenbarungseid be: 
handelnden 8$ 899 ff. ZPO. nicht vorgeſchrieben. 

War danach der fragliche Antrag dem Schuldner nicht von Amts 
wegen zuzuſtellen, ſo durften für die dem Schuldner tatſächlich zu⸗ 
geſtellte Abſchrift Schreibgebühren nach § 79 Ziff. 1 GKG. nicht, wie 
geſchehen, berechnet werden. Die berechneten 0,40 „ find, nachdem 
die Erinnerung vom 16. d. Mts. erfolglos geblieben war, auf die 
begründete Beſchwerde von der Koſtenrechnung abzuſetzen. 

Nur der Bemerkung bedarf es, daß das Großherzogliche Amts⸗ 
gericht nicht durch das von ihm benutzte Formular Nr. 59 b genötigt 
wird, dem Schuldner den Antrag des Gläubigers zuzuſtellen, daß 
vielmehr die in dem Formular enthaltenen unzutreffenden Worte „laut 
Anlage“ zu ſtreichen ſind. 

Die Koſten der begründeten Beſchwerde bilden einen Teil der 
Koſten der Zwangsvollſtreckung. Sie ſallen deshalb der Partei zur 
Laſt, die die Koſten der Zwangsvollſtreckung zu tragen hat. 


Zu 8 505 ZPO. in der neuen Faſſung hat das Land⸗ 
gericht in Hof eine intereſſante Entſcheidung erlaſſen. Das 
Amtsgericht hatte ſich für unzuſtändig erklärt und den Rechts⸗ 
ſtreit — unter Berufung auf Stein, Kommentar zu 8 505, 
und DIZ. 12, 1285 — an das Gewer begericht verwieſen. 
Das Landgericht hat dieſen Beſchluß aufgehoben. 


5. Weſchluß 

des Kgl. Landgerichts Hof vom 3. Mai 1910. 

Entſprechend dem Antrag des Klägers hat das Kgl. Amtsgericht 
Hof am 11. April 1910 in dem Rechtsſtreit des Webers H. 
gegen die Firma L. & H. wegen Forderung durch Beſchluß ſich 
für unzuſtändig erklärt und die Sache an das Gewerbegericht 
Hof als das ausſchließlich zuſtändige Gericht verwieſen unter 
Bezugnahme auf die 88 5, 6 GKG. und 5505 ZPO. mit der Be: 
gründung, der 8 505 ZPO. — in der Faſſung der Novelle vom 
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1. Juni 1909 — gelte auch im Verhältnis vom ordentlichen Gericht 
zum Sondergericht, Verweiſung an das zuſtändige Sondergericht ſei 
zuläſſig. 

Gegen dieſen Beſchluß erhebt der Prozeßbevollmächtigte der be⸗ 
klagten Firma Beſchwerde zum Kgl. Landgericht Hof und behauptet, das 
Amtsgericht Hof hätte die Klage, wenn es ſich für unzuſtändig hielt, 
durch Urteil abweiſen müſſen, an das Sondergericht hätte es den 
Rechtsſtreit nicht verweiſen dürfen. Es wird daher Aufhebung des 
amtsgerichtlichen Beſchluſſes begehrt. 

In dem Kommentar zur Novelle der ZPO. vom 1. Juni 1909 
von Gaupp⸗Stein iſt allerdings die Anſicht vertreten, daß das ordent⸗ 
liche Gericht beim Vorliegen aller Vorausſetzungen des § 505 3D. 
den Rechtsſtreit nicht nur an das zuſtändige ordentliche, ſondern auch 
an das zuſtändige Sondergericht, insbeſondere Kaufmanns⸗ und Ge⸗ 
werbegericht verweiſen könne. 

Dieſer Anſicht vermag ſich aber das Beſchwerdegericht nicht an⸗ 
zuſchließen; ſie ſteht, wie ſich der genannte Kommentator ſelbſt nicht 
verhehlt, im offenbaren Widerſpruch mit der Begründung des Ge⸗ 
ſetzentwurfes. 

Die Möglichkeit der Verweiſung eines Rechtsſtreites an das 
Sondergericht, die bisher zweifellos unzuläſſig war, iſt zwar in der 
Literatur ſeit langem als wünſchenswert und praktiſch gefordert 
worden; allein, wenn der Geſetzgeber dieſem Verlangen hätte entſprechen 
wollen, wäre feine Anſicht bei der neuen Faſſung des 8 505 ZO. 
ſicherlich unzweideutig zum Ausdruck gekommen. 

Die Begründung der Novelle vom 1. Juni 1909 zumal läßt 
keinen Zweifel darüber zu, daß die Verweiſung eines Rechtsſtreites 
vom ordentlichen Gericht an das Sondergericht unzuläſſig ſein ſoll. 
In einem ſolchen Fall iſt vielmehr, ſofern alle Vorausſetzungen des 
§ 505 ZPO. gegeben find, die erhobene Klage durch Urteil abzuweiſen, 
ohne daß eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt zu treffen iſt. (Vgl. 
auch Freudenthal zu 8 505 ZPO. A. 2—4). 

Iſt aber der Beſchluß des Kgl. Amtsgerichts Hof, wie oben 
ausgeführt, unter Aberſchreitung der den Amtsgerichten durch § 505 
Abſ. 1 ZPO. verliehenen Macht zuſtande gekommen, fo kann derſelbe 
zweifellos trotz der Beſtimmung des § 505 Abſ. II ZPO. und trotz 
der Faſſung des § 567 a. a. O. mit Beſchwerde angefochten werden, 
weil es mit den Aufgaben einer geordneten Rechtspflege unvereinbar 
iſt, einen geſetzwidrigen Beſchluß beſtehen zu laſſen, derſelbe vielmehr 
in freier Handhabung des Geſetzes beſeitigt werden muß. (S. hierzu 
Gaupp⸗Stein 8. / 9. Aufl. 2, 5). 

Es war demgemäß, wie geſchehen, der amtsgerichtliche Beſchluß 
aufzuheben und das Amtsgericht anzuweiſen, anderweitig zu entſcheiden. 

Koſtenpunkt: 8 91 ZPO. 


Zu 8 80 1 GKG. Nach 8 158 der bayeriſchen Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und in Konkurſen vom 2. März 
1910 iſt die Auskunft über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
einer beſtimmten Eintragung im Schuldnerverzeichnis (§ 915 
ZPO.) gebührenfrei; „im Falle ſchriftlicher Auskunft werden 
Schreibgebühren und Portokoſten erhoben.“ Demgemäß hatte 
die Gerichtsſchreiberei des Vollſtreckungsgerichts Schreibgebühren 
gefordert. Auf die erhobene Erinnerung hat das Amtsgericht 
den Anſatz der Gebühr für unzuläſſig erklärt. 


6. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts München vom 14. April 1910. 
| Gründe: | 
Auf Anfrage bei der Gerichtsſchreiberei wurde dem Gläubiger 
kurzhändig die ſchriftliche Auskunft erteilt, daß der Schuldner in 
München innerhalb der letzten 5 Jahre den Offenbarungseid nicht 
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geleiftet habe. Hiefür wurden 20 A Schreibgebühr und 10 A Ein: 
hebgebühr angeſetzt. 

Gläubiger erhebt hiegegen Erinnerungen nach §S 4 GKG. Die 
Erinnerungen find begründet, da gemäß § 80 1 GKG. Schreibgebühren 
nur für Ausfertigungen und Abſchriften, nicht aber für Auskünfte 
erhoben werden können. Gemäß § 4 GKG. beſteht Gebührenfreiheit. 


Zu § 76 Gebo. hat das Amtsgericht Augsburg aus: 
geſprochen, daß der Rechtsanwalt, welcher eine beglaubigte 
Abſchrift der Klage mit Urteilsvermerk zwecks Zuſtellung des 
Urteils herſtellt, für dieſe Abſchrift Schreibgebühren nach § 76 
Abſ. 6 Ziff. 2 verlangen kann. 


7. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Augsburg vom 8. Mai 1910 
(K. 597/10). 


Unterm 26. April cr. beantragten die Rechtsanwälte O. und D. 
hier namens der Bankfirma N. & H. hier bei der Gerichtsvollzieherei 
am Amtsgerichte Augsburg, unter anderem wegen 2 , 40 M Kopialien 
für Abſchrift des Vollſtreckungstitels zur Zuſtellung Zwangsvollſtreckung 
vorzunehmen. 

Der Gerichtsvollzieher lehnte die Vornahme der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen dieſer 2 .4 40 /f Kopialien unter Hinweis darauf, 
daß dieſe Kopialien nicht unter § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAGEbD. fallen, ab. 

Gläubigerteil erhebt hiergegen Einwendungen mit dem Antrage, 
den Gerichtsvollzieher als zur Beitreibung dieſer Kopialien für ver⸗ 
pflichtet zu erklären. Der Antrag iſt formell zuläſſig (§ 766 Abſ. 2 
ZPO.) und materiell gerechtfertigt. 

§ 76 Abſ. 6 Gebd. zählt die Fälle auf, in denen dem Rechts⸗ 
anwalte neben den Pauſchſätzen Schreibgebühren zuſtehen, und er be⸗ 
zeichnet als einen dieſer Fälle den, wenn der Rechtsanwalt eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der Klageſchrift herſtellt, falls dieſe zur Herſtellung 
einer Urteilsausfertigung benutzt wird (Abſ. 6 Ziff. 2). 

Der Standpunkt des Gerichtsvollziehers, daß der Rechtsanwalt 
Schreibgebühren nicht verlangen kann, wenn er eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift der Klage mit Urteilsvermerk zwecks Zuſtellung des Urteils 
herſtellt, weil dieſe Tätigkeit nicht unter §8 76 Abſ. 6 Ziff. 2 fällt, 
geht fehl. 

Der Anlaß für die Sondervorſchrift des Abſ. 6 Ziff. 2 war 
offenbar der, den Anwalt für Extraarbeit, zu der er nicht verpflichtet 
iſt, und die durch den Gerichtsſchreiber gemacht werden kann, beſonders 
zu honorieren. Der Gerichts ſchreiber ſollte entlaſtet werden. Tiefe 
Entlaſtung würde aber zunichte gemacht werden, wenn dem Anwalte 
die Schreibgebühren für die zur Zwangsvollſtreckung erforderlichen 
Abſchriften nicht bewilligt würden, denn es würde dann ſchließlich 
keinem Anwalte mehr einfallen, dieſe Abſchriften felbft zu fertigen, 
der Anwalt würde von der Befugnis des § 508 Abſ. 1 ZPO., das 
Urteil ſelbſt zuzuſtellen, dann einfach keinen Gebrauch mehr machen, 
und der Gerichtsſchreiber müßte die Abſchriften fertigen. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber aber hinwiederum müßte für dieſe Abſchriften der Partei 
Schreibgebühren in Anſatz bringen (§§ 79 ff. GKG.). 

Es iſt alſo nicht einzuſehen, warum nicht der Anwalt, wenn er 
dem Gerichtsſchreiber die Arbeit abnimmt, dieſelben Schreibgebühren 
wie der Gerichtsſchreiber in Anſatz bringen darf. 

Aus dieſen Geſichtspunkten heraus war der Gerichtsvollzieher 
für verpflichtet zu erklären, wegen der für die Urteilsabſchrift an⸗ 
geſetzten Kopialien die Zwangsvollſtreckung vorzunehmen. 

Die Koſten der Entſcheidung waren dem Schuldner als unter⸗ 
liegender Teil gemäß § 91 ZO. zu überbürden, die Gerichtsgebühren 
für dieſen Beſchluß gemäß $ 6 Gx. niederzuſchlagen. 
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Leitſätze der Kommiſſion des Münchener Anwalt- 
vereins zu den ab 1. April 1910 eingetretenen 
Gebührenänderungen. 


I. 


Die Kommiſſion ſchließt ſich im allgemeinen den von den Kammer: 
gerichtsanwälten aufgeſtellten Leitſätzen (JW. 10, 275 ff.) im Er⸗ 
gebnis an. Nur in ſolgenden Punkten weicht ſie von dieſen Leit⸗ 
ſätzen ab: 

1. Unter A. Ja der von den Kammergerichtsanwälten auf: 
geſtellten Leitſätze heißt es: „Erledigt iſt ein Verfahren mit der Ver⸗ 
kündigung des Urteils.“ Dies kann nicht für zutreffend erachtet werden. 
Maßgebend iſt vielmehr der allgemein für die RAG O. geltende 
Inſtanzbegriff. Wenn alſo nach dem 1. April ein vorher erlaſſenes 
Urteil noch zuzuſtellen iſt, oder für dasſelbe ein Rechtskraftzeugnis 
erholt wird, fo erhöht ſich die Prozeßgebühr um 3 Zehnteile. Dies 
ergibt ſich aus 8 29 RAG O. Um ſich die Richtigkeit dieſes Satzes 
klar zu machen, denke man an den Fall, daß ein Anwalt erſt nach 
dem 1. April lediglich zwecks Zuſtellung des Berufungsurteils oder 
Erwirkung einer Urteilsergänzung (SS 320 ff. ZPO.) aufgeſtellt wird. 
Niemand wird bezweifeln, daß dieſer Anwalt 13 Zehntel als Prozeß⸗ 
gebühr zu erhalten habe. 

2. Zu B. III b. Eine allgemeine Übung, Schriftſätze der Gegen⸗ 
partei und der Streitgenoſſen der eigenen Partei in wörtlicher Ab⸗ 
ſchrift bekanntzugeben, hat ſich in München nicht ausgebildet. 

Die Kommiſſion iſt daher der Anſicht, daß ſolche Abſchriften in 
der Regel nur auf Erſuchen der Partei zu erteilen und dann ſchreib⸗ 
gebührenpflichtig ſind. 

II. 
Koſtenfeſtſetzung. 

Auch aus der Gebühr für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren erhält 
der Rechtsanwalt das Schreib: und Portogebührenpauſchale von min: 
deſtens 50 % Bei Berechnung der in einer Inſtanz in Anſatz zu 
bringenden Pauſchſätze nach 8 76 Abſ. 3 RAO. iſt der Pauſchſatz 
für die Koſtenfeſtſetzung unter den erſtinſtanziellen Gebühren mitzu⸗ 
zählen. ft alſo z. B. bei einem Streitwert von 70 & Klage geſtellt, 
verhandelt und Koſtenfeſtſetzung aus 20—60 &, beantragt, fo betragen 
die Einzelpauſchſätze 80 „ ＋ 80 , ＋ 50 % = 2, 10 &, erhöht auf 
4 & (nicht auf 4,50 %), dagegen bei einem Streitwert von 250 & 
bzw. 20—60 A: 2. T 24 ＋ 50 1 = 4,50 . Wird die Klage 
auf 400 = erhoben, dann über 100 . verhandelt und Koſten⸗ 
feſtſetzung auf 20 —60 l beantragt, fo betragen die Pauſchſätze: 
2,30 ＋ 80 N ＋ 50 % = 4, 10. . 


Begründung: 

Es iſt die Meinung vertreten worden, daß der Anwalt für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren überhaupt keine Pauſchſätze erhalte. Dieſe 
Meinung iſt unhaltbar. Denn nach § 76 Abſ. 2 iſt aus jeder Ge: 
bühr ein Pauſchſatz und zwar ein folder von mindeſtens 50 ½ zu 
berechnen. Der Schlußſatz des § 76 Abſ. 3 im Zuſammenhalt mit 
§ 30 Abſ. I Nr. 3 RAGO. und § 38 N.. I Gx GG. bedeutet nur, daß 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren keine eigene Inſtanz im Sinne des 
§ 76 Abſ. 3 darſtellt (vgl. auch Amtliche Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs Seite 58/59 und 61). 


III. 
Mahnverfahren ($ 38 Gebo. ). 
1. Die Auslagen im Mahnverfahren ſind nach § 76 Abſ. 2, 
nicht nach § 76 Abſ. 3 zu berechnen. 
2. In einem dem Mahnverfahren nachfolgenden Rechtsſtreit ſind 
ohne Rückſicht auf die im Mahnverfahren gemäß § 76 Abſ. 2 errechneten 
Pauſchſätze die Minimalpauſchſätze des § 76 Abſ. 3 anſetzbar. 


39. Jahrgang. 


Begründung: 

§ 76 Abf. 3 hat den Anſatz einer Prozeßgebühr nach § 13 Nr. 1, 
SS 19, 52 zur Vorausſetzung; die Gebühr nach § 38 Ziff. 1 dagegen 
iſt nur der Höhe nach („die Sätze des § 9“), nicht aber ihrem Charakter 
nach mit einer Prozeßgebühr identiſch; vielmehr ſtehen die Gebühren 
nach § 38, ebenfo wie die Gebühren des § 37 in keinerlei Beziehung 
zu $ 13; insbeſondere find fie nicht etwa Teile oder Ermäßigungen 
einer Prozeßgebühr, ſondern völlig ſelbſtändig (Walter⸗Joachim Gebo. 
4. Aufl. Anm. 2 zu § 38). 

Daraus ſolgt, daß dieſe ſelbſtändige Gebühr und der daraus 
berechnete Pauſchſatz beſtehen bleibt, auch wenn im nachfolgenden 
Rechtsſtreit die Gebühren des § 38 ganz oder teilweiſe auf die er⸗ 
wachſende Prozeßgebühr „anzurechnen“ ſind; denn durch die An⸗ 
rechnung ermäßigt ſich nicht nachträglich die Gebühr im Mahnverfahren, 
ſondern lediglich der Anſatz für die Prozeßgebühr, ohne daß dadurch 
der Charakter der Prozeßgebühr als der Gebühr nach § 13 Nr. 1 
verändert wird. 

Infolgedeſſen find bei Anfall der ohne Rückſicht auf ihre Höhe 
Prozeßgebühr bleibenden Gebühr des § 13 Nr. 1 auch die Pauſch⸗ 
minimalſätze des 8 76 Abſ. 3 anſetzbar. 


IV. 
Gebührenordnung $ 6. 


Nach 876 Abſ. 6 Nr. 3 ſtehen dem Rechtsanwalte neben den 
Pauſchſätzen Schreibgebühren zu für ein Schreibwerk, ſoweit es außer⸗ 
halb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit entfteht: 

Nach $ 6 kann der Rechtsanwalt für Anfertigung und Überſendung 
von Rechnungen über Gebühren und Auslagen und für Zahlungs⸗ 
aufforderungen wegen derſelben eine Gebühr nicht beanſpruchen. 

Infolgedeſſen kann der Rechtsanwalt für Koſtenrechnungen und 
Zahlungsaufforderungen wegen der Koſten Schreibgebühren mit 20 7 
pro Seite berechnen. 


v. 
Bayeriſche Landesgebührenorduung. 


1. Das Schreib⸗ und Poſtgebührenpauſchale beträgt in allen 
Sachen, welche nach Art. 6 bis 12 LG O. zu beurteilen find, alſo ins⸗ 
beſondere bei Mahnbriefen, mindeſtens 1 M. 

2. Für eine Tätigkeit, für welche eine landesrechtliche Gebühr 
erwächſt, erhält der Rechtsanwalt die entſprechende Pauſchgebühr nach 
§ 76 RAGD. Für diejenigen Handlungen aber, welche nach der 
LGoO. gebührenfrei find, erhält er Schreibgebühren zum Satz von 
20 & pro Seite, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſpäter die 
Prozeß⸗ bzw. Vollſtreckungsgebühr erwächſt oder nicht. Das Geſagte 
gilt alſo insbeſondere von Briefen an den Auftraggeber, die keinen 
Rat enthalten, von kurzen, an Behörden gerichteten Anzeigen, Geſuchen 
um Abſchriften, von Mitteilungen an den Gegner, welche weder 
ſachliche Auseinanderſetzungen noch rechtliche Ausführungen ent⸗ 
halten uſw. 

3. In den Fällen, in welchen nach Landesrecht zwar eine Ge⸗ 
bühr urſprünglich erwächſt, dann aber — insbeſondere wegen eines 
nachfolgenden Prozeſſes — in Wegfall kommt, wird das zunächſt in Anſatz 
zu bringende Auslagenpauſchale nachträglich wieder geſtrichen; an 
feiner Stelle werden Schreibgebühren zum Satz von 20 X pro Seite 
erhoben. Dies gilt z. B., wenn zunächſt ein Mahnbrief an den 
Gegner geſchrieben, dann aber die Klage erhoben wurde, wenn eine 
Kündigung vorgenommen und ſpäter vollſtreckt wurde uſw. 

4. In denjenigen Fällen, in welchen Schreibgebühren zum Anſatz 
kommen, ſind dem Rechtsanwalt auch die Portoauslagen zu erſetzen. 
Begründung: 

Zu 1. In den nach Art. 6 bis 12 RAGO. zu beurteilenden 
Sachen erwachſen ſtets mehrere Gebühren, nämlich eine Informations⸗ 
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gebühr und mindeſtens eine weitere Einzelgebühr. So ſetzt ſich z. B. 
die Gebühr für den Mahnbrief aus einer Informationsgebühr nach 
Art. 6 (mindeſtens 2/0) und einer Briefgebühr nach Art. 9 Abſ. 1 
(1/10) zuſammen. Da die Pauſchſätze des 8 76 RAG O. aus den 
einzelnen zum Anſatz gelangenden Gebühren berechnet werden, und 
da ihr Minimum für jede einzelne Gebühr 50 & beträgt, fo iſt fo: 
wohl aus der Informationsgebühr als auch aus der weiteren landes⸗ 
rechtlichen Gebühr (Briefgebühr, Konſultationsgebühr uſw.) ein Minimum 
von je 50 & anzuſetzen. 

Zu 2. Die RAGO. ſteht durchweg auf dem Standpunkt der 
Pauſchgebühren. Nach ihr iſt prinzipiell jede vertragsmäßige Handlung 
des Anwalts gebührenpflichtig. 

Wenn auch nicht für jede einzelne Handlung eine Vergütung bes 
ſonders ausgeſchieden iſt, ſo wird doch begrifflich jede Handlung 
durch eine Pauſchgebühr mit entgolten. (Ausnahme: § 6 RAGO.) 
Die Bayès GO. ſteht dagegen gerade in denjenigen Beſtimmungen, 
welche am meiſten Anwendung finden (Korreſpondenz, Ratserteilung, 
Anträge bei Behörden) nicht auf dem Standpunkt der Pauſchgebühren, 
ſondern dem der Einzelgebühren. Sie kennt auf der anderen Seite 
auch ganze Gruppen von Handlungen des Rechtsanwalts, welche im 
eigentlichen Sinne des Wortes nicht gebührenpflichtig ſind (Art. 8 
Abſ. 3, Art. 9 Abſ. 4 LGO.). Soweit dies der Fall iſt, greift § 76 
Abſ. 6 Z. 3 RAG. ein. Für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ſpricht 
auch der Wortlaut der beiden eben erwähnten Beſtimmungen, in denen 
es heißt, daß der Rechtsanwalt für die betreffende Tätigkeit „nur 
Schreibgebühren“ erhalte. 

Zu 3. Aus dem zu 2 Geſagten ergibt ſich als weitere Kon⸗ 
ſequenz der dritte Leitſatz. Die LGO. kennt Fälle, in welchen zunächſt 
eine Gebühr erwächſt, während dieſe Gebühr nachträglich wieder weg⸗ 
fällt, wenn es zum Prozeſſe, zur Zwangsvollſtreckung uſw. kommt. 
In dieſen Fällen iſt zwar zunächſt das Schreib⸗ und Poſtgebühren⸗ 
pauſchale ebenſo wie die entſprechende Gebühr anzuſetzen. Fällt aber 
nachträglich die Gebühr fort, ſo muß auch das Pauſchale in Wegfall 
kommen. Dagegen erſcheint nunmehr die urſprünglich zu honorierende 
Tätigkeit (Mahnbrief, Kündigung uſw.) als eine nicht gebühren⸗ 
pflichtige, und deshalb greift auch hier 8 76 Abſ. 6 Z. 3 
RAG. ein. 

Zu 4. Es handelt ſich hier um die Auslegung des § 76 Abſ. 6 
RAG. Es wird die Meinung vertreten, daß in den Fällen des 
§ 76 Abſ. 6 nur Schreibgebühren anfallen, nicht aber Portoerſatz 
ſtattfinde. Für dieſe Auslegung ſpricht der Wortlaut der Geſetzes⸗ 
beſtimmung, in welcher es heißt: „Neben den Pauſchſätzen ſtehen dem 
Rechtsanwalte Schreibgebühren zu.“ Gegen die Auslegung ſpricht 
aber der Zweck des Geſetzes. Es iſt abſolut nicht einzuſehen, warum 
z. B. in einem Falle, in welchem der Rechtsanwalt, ohne daß ſonſt 
hiezu eine Veranlaſſung beſtände, auf ausdrückliche Beſtellung der 
Partei Abſchriften von umfangreichen Urkunden fertigt und der Partei 
als Poſtpaket zuſendet, dieſe Verſendung auf ſeine Koſten erfolgen 
ſollte, während ihm die Schreibgebühren vergütet werden. 

Man muß berückſichtigen, daß gerade in den Fällen des § 76 
Abi. 6 Z. 3 ein Pauſchſatz überhaupt nicht in Betracht kommt, weil 
es an der entſprechenden Gebühr fehlt, ſo daß alſo in dieſen Fällen 
der Anwalt die Portoauslagen tatſächlich aus eigener Taſche beftreiten 
müßte, ohne daß er hiefür, ſei es auch nur in Form eines Pauſchales, 
irgendeinen Erſatz erhielte. Man denke an den Fall, daß der An⸗ 
walt ein ihm überſandtes Mandat ablehnt ($ 30 RAG D.). Bei An⸗ 
wendung des § 76 Abf. 6 auf die Fälle der LGO. würde die gegen: 
teilige Auslegung zu kaum begreiflichen Härten führen. Übrigens 
ſpricht auch der Kommiſſionsbericht zu § 76 Abf. 6 ganz allgemein 
davon, daß „z. B. Auslagen, die nach Erledigung des Prozeſſes 
durch erneute Anfragen der Partei entſtünden, durch die Pauſchſätze 
nicht abgegolten werden“. 


VI. 
Siſtierungen von Verſteigerungsterminen. 


Die Kommiſſion ſtellt den Kollegen Einführung nachſtehenden 
Reverſes anheim: 

Verſchiebungen von Fahrnisverſteigerungsverfahren über mehr 
als drei Terminsanſetzungen werden davon abhängig gemacht, daß 
der Vollſtreckungsſchuldner ſich verpflichtet, für diejenigen Schreib⸗ 
gebühren und Poſtgebühren Erſatz zu leiſten, welche bei Erſtreckung 
des Zwangsbeitreibungsverfahrens über drei Verſteigerungstermine 
hinaus entſtehen. Die Schreibgebühren werden hiebei mit 20 % für 
die Schreibſeite (§ 80 GKG.) berechnet. 


Begründung. 
Die Neuordnung des Auslagenerſatzes ſoll nicht zu ſachlichen 
Nachteilen für die Parteien führen; anderſeits ſoll die Rückſichtnahme 


auf individuelle Leiſtungsfähigkeit des Schuldners, nicht auf Koſten 
des Anwalts erfolgen. 


Deutſcher Juriſtentag. 


Die Ständige Deputation des Deutſchen Juriſtentages, der in 
dieſem Jahre das Jubiläum ſeines fünfzigjährigen Beſtehens begeht, 
hat in ihrer am 16. Mai zu Friedrichroda unter dem Vorſitze des 
Geheimen Juſtizrat Profeſſor Dr. Brunner abgehaltenen Pfingſtſitzung 
beſchloſſen, den diesjährigen dreißigſten Juriſtentag für die Zeit vom 
12. bis 14. September nach Danzig einzuberufen. 

Auf die Tagesordnung ſind folgende Fragen geſetzt worden: 

1. Empfehlen ſich geſetzgeberiſche Maßnahmen, durch welche 
die Haftung des perſönlichen Schuldners für den Hypotheken⸗ 
ausfall beſchränkt wird, wenn der Gläubiger ſeine Hypothek 
nicht ausgeboten und das Grundſtück weit unter dem 
Werte erſtanden hat? 

2. Empfiehlt es ſich, ſoziale Schutzvorſchriften, in der Art 
der für die Handlungsgehilfen beſtehenden, für Privat⸗ 
angeſtellte überhaupt zu treffen? 

Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über die rechtliche 
Stellung des Sammelvermögens? 

4. Die Straſmittel nach dem Vorentwurfe zum Deutſchen 

Strafgeſetzbuche 
a) die Strafmittel im allgemeinen, 
p) die Freiheitsſtrafe im beſonderen. 

5. Empfehlen ſich Sondergerichtshöfe in Streitigkeiten aus 
dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes? 

6. Liegt ein Bedürfnis für ein deutſches Reichsverwaltungs⸗ 
gericht vor? 

Von den Gutachten ſind bereits zwei Hefte erſchienen; Beitritts⸗ 
erklärungen ſind an J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H., 


Berlin W. 35, unter Einſendung des Jahresbeitrages von 6 , zu 
richten. 


© 


Joſef Stranz 7. 

Einen herben Verluſt hat die Rechtsanwaltſchaft erlitten. 
Unſer Kollege Joſef Stranz iſt nach ſchwerem Leiden am 
27. Mai von hinnen gegangen. Mit Herz und Verſtand, mit 
Mut und Kraft hat er ſich in den Dienſt ſeines Standes 
geftellt, zugleich ein Kämpfer und ein Mahner. Seine Standes⸗ 
genoſſen an die Erfüllung ihrer ſozialen Pflichten als Berater 
auch der Armſten des Volkes zu erinnern, wie er dies noch 
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zuletzt auf dem Roſtocker Anwaltstage tat, war dem von edlem 
Sinne getragenen Manne Herzensſache. 

Sein Name wird in der deutſchen, zumal in der Berliner 
Rechtsanwaltſchaft, in Ehren genannt werden. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Für den Kauf einer vor dem Inkrafttreten des BGB. 
angefallenen Erbſchaft ſind, wie Entſch. Nr. 1 ausführt, die 
früheren Geſetze maßgebend. 

Ein Verzicht auf das Anfechtungsrecht iſt nach Entſch. 
Nr. 3 aus einer tatſächlichen oder rechtlichen Verfügung über 
die durch den Vertrag erlangte Sache zu entnehmen, die un⸗ 
vereinbar iſt mit dem Willen des Verfügenden, ſeiner als Folge 
der Anfechtung ſich ergebenden Rückgabepflicht zu genügen. 
Ein Beſtätigungswillen iſt jedoch in ſolchen Fällen nicht ohne 
weiteres anzunehmen, wenn die Verfügungen durch eine wirt⸗ 
ſchaftliche Notwendigkeit geboten waren. 

In Entſch. Nr. 6 wird der Inhaber einer Heilanſtalt für 
den Schaden haftbar gemacht, der durch Herausgabe der einem 
eingelieferten Geiſteskranken abgenommenen Sachen an deſſen nicht 
als geſetzliche Vertreter legitimierten Angehörigen entſtanden iſt. 

Ein Vergleich über Abänderung eines Immobiliarvertrags, 
durch den die Anfechtungs⸗ und Wandelungsabſicht beſeitigt 
wird, fällt nach Entſch. Nr. 7 nicht unter den Formzwang des 
§ 313 BGB. 


Entſch. Nr. 9 führt aus, daß es für die Frage, wer einer 
Sparkaſſe gegenüber Gläubiger geworden iſt, nicht entſcheidend 
darauf ankommt, aus weſſen Mitteln die fragliche Einzahlung 
erfolgt iſt, daß vielmehr entſcheidend iſt, wer nach dem Willen 
des Einzahlenden der Sparkaſſe gegenüber als Darlehnsgeber 
zu betrachten iſt. 

Ertſch. Nr. 11 behandelt die Frage, ob und inwiefern einer 
Er N im Falle ihrer Verheiratung ein Kündigungsrecht 
erwächſt. 

Haben mehrere, teils erlaubte, teils unerlaubte Handlungen 
als einheitliche Urſache einen Schaden herbeigeführt, ſo iſt nur 
derjenige, dem eine unerlaubte Handlung zur Laſt fällt, für 
den ganzen Schaden haftbar, während die anderen, deren Mit⸗ 
wirkung auf erlaubten Handlungen beruht, haftfrei bleiben 
müſſen. Das gleiche gilt, wenn dieſe mehreren Handlungen 
von einer und derſelben Perſon begangen worden ſind; in 
dieſem Falle haftet ſie für den ganzen Schaden, ſofern nur 
eine ihrer Handlungen, die für den herbeigeführten Schaden 
geſamtkauſal waren, eine unerlaubte iſt (Entſch. Nr. 12). 

Im Gegenſatze zu der herrſchenden Meinung führt Entſch. 
Nr. 14 aus, daß die in 8 892 BGB. ſtatuierte Vermutung 
für die Richtigkeit des Grundbuches ſich auch auf rein tat⸗ 
ſächliche Angaben, insbeſondere auf die eingetragene Größe des 
Grundſtücks erſtreckt. 

Wenn von einem ſtaatlich genehmigten Betriebe, ins⸗ 
beſondere einem Eiſenbahnbetriebe, übermäßige ſchädliche Ein⸗ 
wirkungen auf angrenzende Grundſtücke derart erfolgen, daß 
für einen Anſpruch auf Beſeitigung der Einwirkungen die 
Vorausſetzungen der 88 903, 906, 1004 BGB. an ſich gegeben 
wären, die Geltendmachung eines ſolchen Anſpruches aber wegen 
der ſtaatlichen Genehmigung der Anlage ausgeſchloſſen iſt, ſo 
ſteht nach Entſch. Nr. 15 den Eigentümern der benachteiligten 
Grundſtücke gegen den Betriebsunternehmer ein Anſpruch auf 
Seerderlic ii zu, ohne daß der Nachweis eines Verſchuldens 
erforderlich iſt. 

Wenn die Ehefrau ohne berechtigten Grund ſchon am 
Hochzeitsabend dem Manne nicht in die eheliche Wohnung folgte 
und ſeitdem ihr längere Zeit grundlos fern blieb, ſo können 
nach Entſch. Nr. 16 in dieſem Verhalten die Tatbeſtands⸗ 


merkmale eines relativen Scheidungsgrundes aus § 1568 ge⸗ 
funden werden. | N. 
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Vereins nachrichten. 

In der Nr. 8 der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 
15. April d. Js. findet ſich folgende Anzeige: 

„Geſucht Rechtsanwalt! Die Niederlaſſung eines 
Rechtsanwalts beim Amtsgericht Norburg a. Alſen 
wünſchen viele Gewerbetreibende und Bürger Nor- 
burgs und Umgegend.“ 

Es iſt uus von ſehr ſachkundiger Seite mitgeteilt worden, 
daß die Praxis in Norburg in den Händen eines ſeit langen 
Jahren eingeſeſſenen Prozeßagenten liege und daß, ſelbſt 
wenn ein Auwalt die geſamte Praxis au ſich ziehen könnte, 
es ausgeſchloſſen wäre, daß er aus ihr ſeinen ſtandesgemäßen 
Unterhalt erlangen würde. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

Der am 10. Januar 1910 verſtorbene Herr Ober⸗ 
juftizrat Ferdinand Richard Opitz in Dresden ⸗N. hat 
der Hülfskaſſe ſür deutſche Rechtsanwälte in ſeinem Teſta⸗ 
mente 5000 % vermacht. Das der Hülfskaſſe bewieſene 
Wohlwollen wird hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 5000 % 
und eine bejoudere Jubiläumszuwendung von 5000 / ge⸗ 
währt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die reiche 
Beihilfe und Zuwendung der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Mitglieder werden darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Beiträge für das dritte Quartal 1910 innerhalb der erſten 
Woche des Juli einzuzahlen ſind, und zwar am beſten durch 
Zahlkarte für das Poſtſcheckkonto der Kaſſe Nr. 7913, Poſt⸗ 
ſcheckamt Leipzig. 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


Entgegengenommen werden die Beiträge ſchon jetzt. 
Vorauszahlung iſt zuläſſig, und es dürfen als Zwiſchenzins 
abgezogen werden: n 

in Klaſſe 


1 II III IV V 
bei Vorauszahlung auf ¼ M M NM M 


vier Quartale 0,64 132 2,62 3,94 5,24 
bei Vorauszahlung auf N 
drei Quartale. 0,32 0,66 1,31 1,97 2, 62 


bei Vorauszahlung auf zwei Quartale nichts. 


Mit Eingang der Julibeiträge wird das Vermögen der 
Kaſſe, nach noch nicht einjähriger Wirkſamkeit, die erſte 
Million überſchritten haben. Man vergleiche damit z. B. die 
Erfolge des Preußiſchen Beamtenvereins, welcher, auf un— 
vergleichlich breiterer Grundlage und mit Lebensverſicherung 
arbeitend, im erſten Jahre nicht mehr als etwas über 400 000 4 
angeſammelt hatte, heute freilich, nach 34 Jahren, über 87 Mil⸗ 
lionen gebietet. 

Das Vermögen der Kaſſe wird nur in allererſten Sicher⸗ 
heiten, bis jetzt ausſchließlich in deutſchen Staatspapieren, an⸗ 
gelegt. Die Bedingungen für Hypothekenbeleihungen werden 
ſoeben ausgearbeitet; auch ſie werden mit größter Strenge 
abgefaßt ſein. 

Die bisherigen Erfahrungen haben dazu geführt, ſchon jetzt 
eine weitere Ausgeſtaltung der Kaſſe in Ausſicht zu nehmen. 
Geplant werden 

die Angliederung einer Sterbekaſſe; 

die Einführung der Beitrags rückgewähr, d. i. der Ein⸗ 
richtung, vermöge welcher die Beiträge zurückgezahlt 
werden, wenn der Verſicherungsfall nicht eintritt; 

die Einführung der Altersverſicherung, vermöge 
welcher das Ruhegehalt mit Erreichung eines 
beſtimmten Lebensalters ohne Nachweis der Arbeits— 
unfähigkeit eintritt. 

Die Kaſſe iſt mit dem Wirtſchaftlichen Verbande der 
Rechtsanwälte in Verbindung getreten, welcher ihr nicht nur 
koſtenlos gewiſſe techniſche Dienſte leiſten, ſondern auch aus 
feinen Überſchüſſen Zuwendungen machen wird. 

Wir empfehlen den Herren Kollegen aufs dringendſte, die 
jetzt geſchaffene und aller Vorausſicht nach einer hohen Blüte 
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entgegengehende Anſtalt zur Sicherung ihrer und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen Zukunft kräftig zu benutzen, verweiſen auf unſere in 
den Anwaltszimmern ausgehängten Druckſachen und legen 
außerdem Beitrittsformulare bei, aus denen das Nötigſte 
erſichtlich iſt. 

Die Geſchäftsſtelle iſt zu Halle a. d. S., Große Stein⸗ 


ſtraße 12. 
Der Vorſtand. 
Weiß ler. 


Die Abgeltung des anwaltlichen Schreibwerks 
bei der Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung nach dem 
Geſetze vom 1. Juni 1909. 

Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Rieß, Berlin. 


Nach § 76 Abſ. 1 RAGebd. in der Faſſung der Novelle 
vom 1. Juni 1909 erhält der Rechtsanwalt für die Herſtellung 
des Schreibwerks ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren ſeiner 
Sendungen Pauſchſätze, ſoweit Schreibwerk und Poſtſendung 
innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen 
Tätigkeit vorkommen. Der einzelne Pauſchſatz beträgt 20 vom 
Hundert der zum Anſatz gelangenden Gebühr, jedoch 
höchſtens 30 & und in der Zdwangsvollſtreckungsinſtanz 
mindeſtens 2 &. 

Die Tätigkeit des Anwalts, der als Prozeßbevollmächtigter 
des Klägers ein obſiegendes Urteil erſtritten hat und weiter 
mit der Vollſtreckung in das bewegliche Vermögen beauftragt 
bleibt — nur das Auslagenkonto der Anwälte bei dieſem Teil 
ihrer Tätigkeit iſt der Gegenſtand der folgenden Erörterungen —, 
endet in der Regel dann, wenn die Exekution in das Vermögen 
des Schuldners zu einem Erfolg für den Gläubiger geführt 
hat oder fruchtlos ausgefallen iſt. Bei der Aufſtellung ſeiner 
Note für ſeinen Klienten oder für den Gegner hat der Anwalt 
das gefamte aus feinem Bureau herausgegangene Schreibwerk 
und ſeine ſonſtigen Auslagen unter dem Geſichtspunkte zu 
prüfen, ob ſie mit einer der von ihm liquidierten Gebühren in 
Zuſammenhang ſtehen. Dieſe gedankliche Arbeit wird für das 
Schreibwerk bis zur Erwirkung des Urteils bei der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Prozeſſe keine Schwierigkeiten machen, 
ja ſogar wegen des ausgeprägten juriſtiſchen Charakters der 
Normalgebühren verhältnismäßig einfach fein. Ungleich 
ſchwieriger dagegen iſt die Prüfung der Erſtattungsfähigkeit 
des Schreibwerks, das nach der Verkündung des Urteils not⸗ 
wendig iſt, da hier entlegenere juriſtiſche Oberſätze in Frage 
kommen. 

J. Der obſiegende Anwalt des Klägers hat nach der 
Urteilsverkündung zunächſt Maßnahmen zu treffen, um ſich in 
den Beſitz einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils 
zu ſetzen. 

a) Wird durch Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnisurteil nach 
dem Antrag des Klägers erkannt, ſo iſt der Anwalt befugt, 
zur Herſtellung der Urteilsausfertigungen Abſchriften der Klage⸗ 
ſchrift dem Gericht einzureichen (88 313 Abſ. 3, 317 Abſ. 4 ZPO.). 
Jede Seite dieſer Klageſchriften darf mit 20 Schreibgebühr 
liquidiert werden (8 76 Abſ. 6 und 7 GebdO.). Mit Recht 
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führt Langenbach (JW. 1910 S. 274, 275) aus, wie unpraktiſch 
es namentlich bei einem Rechtsſtreit mit mehreren Beklagten 
iſt, Klageabſchriften fur Urteilsausfertigungen zu verwenden, 
und ebenſowenig iſt zu verkennen, daß dem Beklagten, wenn 
der Anwalt dieſen Weg geht, beiſpielsweiſe bei Wechſelklagen 
mit mehreren Wechſeln, nicht unerhebliche Koſten entſtehen 
können, die zu vermeiden oder wenigſtens zu verringern ſind, 
falls der Anwalt ſich Urteilsausfertigungen in abgekürzter 
Form gemäß § 313 Abſ. 3 ZPO. erteilen läßt. Aber gerade 
weil die Prozeßnovelle die Verwendung von Klageabſchriften 
für Urteile, offenbar in der Tendenz, die Anwälte hierzu an⸗ 
zuſpornen, durch Zubilligung von beſonderen Schreibgebühren 
prämiiert, wird man derartige Schreibgebühren auch unbedingt 
als erſtattungsfähig im Sinne des § 91 ZPO. anſehen müſſen. 
Folgerichtig darf auch der Anwalt Erſatz bzw. Erſtattung für 
das Porto oder Mehrporto beanſpruchen, das durch Überſendung 
der Urteilsabſchriften an das Gericht entſtanden iſt. 

b) Dagegen hat der Anwalt kein Recht, für den ſchrift⸗ 
lichen Antrag auf Erteilung von Urteilsausfertigungen Schreib: 
gebühren oder Portoauslagen in Rechnung zu ſtellen, ebenſo⸗ 
wenig für Mitteilungen an ſeinen Klienten über den Inhalt 
des Urteils, da die hierbei entwickelte anwaltliche Tätigkeit 
durch die Prozeßgebühr (§S 29 Nr. 8 GebO.; RG. 10, 347) 
und das Schreibwerk demgemäß durch den mit der Prozeß⸗ 
gebühr zum Anſatz gebrachten Pauſchſatz abgegolten wird 
(S 76 Abſ. 1 GebO.). Wünſcht der Klient noch für feine 
beſonderen Zwecke eine Abſchrift des Urteils, ſo iſt der Anwalt 
ſelbſtwerſtändlich ermächtigt, hierfür dem Klienten Schreibgebühren 
zu berechnen ($ 76 Abſ. 6 Nr. 1 Geb.), deren Erſtattungs⸗ 
fähigkeit von den Umſtänden des einzelnen Falls abhängt. 

c) Das Schreibwerk, das durch die unmittelbar auf Er: 
zielung der Vollſtreckungsklauſel gerichtete Tätigkeit des 
Anwalts entſteht, iſt dem Klienten und eventuell dem Schuldner 
nach Maßgabe folgender ziemlich verwickelter Grundſätze in 
Rechnung zu ſtellen: | 

1. Iſt der Anwalt, der die Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel beantragt, zugleich Prozeßbevollmächtigter des 
Gläubigers, oder iſt er wenigſtens mit dem Betrieb 
der Zwangsvollſtreckung beauftragt, ſo ſteht ihm für 
die Tätigkeit, die auf die erſtmalige (einmalige) 
Erwirkung der Vollſtreckungsklauſel hinzielt, eine 
Gebühr und folgeweiſe auch für das Schreibwerk 
und die Portoauslagen ein Erſatzanſpruch nicht zu 
(SS 35, 24 Gebo.) . Dies gilt gleichmäßig für die 
ganz einfachen Fälle, in denen der Gerichtsſchreiber 
ſelbſtändig die Vollſtreckungsklauſel erteilt, wie für die 
ſchwierigeren Tatbeſtände, in denen dies auf An⸗ 
ordnung des Vorſitzenden geſchieht (88 35, 24 Geb. O., 
88 726 Abſ. 1, 727 bis 729, 738, 742, 744, 745 
Abf. 2, 749, 795, 796 Abſ. 1, 797 Abſ. 1 und 2, 
929 ZRD.). 

2. Wird ein Anwalt von einem Klienten lediglich mit 
der Erwirkung der Vollſtreckungsklauſel betraut, z. B. 
für eine notarielle Schuldurkunde, ohne gleichzeitig 
Prozeß⸗ oder Zwangsvollſtreckungsvollmacht zu er⸗ 
halten, ſo iſt die von dem Anwalt hierbei entwickelte 
Tätigkeit gebührenpflichtig (S 24 GebD. in Verb. mit 
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85 38 Nr. 3, 47 Nr. 15 GG.). Der Anwalt iſt 
daher befugt, zur Erſtattung des Schreibwerks und 
der Auslagen gemäß § 76 Abf. 1 und 2 GebD. den 
Pauſchſatz von mindeſtens 2 & zu fordern, ebenſo auch 

3. bei Entwicklung einer Tätigkeit, die zur Erteilung 
einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung des 
Schuldtitels ($ 727 ZPO.) oder (nach bereits ers 
folgter Erteilung der Vollſtreckungsklauſel) im Fall 
des Eintritts der Rechtsnachfolge (S 727 ZRD.), 
ferner in den analogen Fällen der §§ 728, 729, 
738, 742, 744, 745, 749, 795, 796 Abſ. 1, 929 
ZPO., oder endlich bei dem Tatbeſtand des § 732 
ZPO. notwendig iſt (§ 24 Gebo.) 

Bei der vorſtehend unter 3. erörterten Tätigkeit 
dürfen auch prozeß bevollmächtigte oder mit dem 
weiteren Betrieb der Zwangsvollſtreckung beauftragte 
Anwälte Schreibwerk und Auslagen nach $ 76 
Abſ. 1 und 2 Geb. liquidieren. 

4. Muß die Vollſtreckungsklauſel im Wege der Klage 
beantragt werden (SS 731, 738, 744, 745 Abi. 2, 
749 3PO.), oder wird der Anwalt mit der Wahr: 
nehmung der Intereſſen des Schuldners beauftragt, 
der die Erwirkung der Vollſtreckungsklauſel durch 
Klage anficht (§S 768 ZPO.), fo erhält der Anwalt 
hierfür gemäß § 20 GebO. in Verb. mit § 26 
Nr. 8 GKG. Gebühren und dementſprechend auch 
Erſatz des Schreibwerks und der Auslagen. 

II. Abgeſehen von dem ſehr ſeltenen Fall, daß die Tätigkeit 
eines Anwalts, der nach Verkündung des Urteils zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellt wird, ſich auf die Zuſtellung des 
Urteils beſchränkt — nach ſtändiger reichsgerichtlicher 
Judikatur verdient der Anwalt dann die volle Prozeßgebühr; 
vgl. z. B. JW. 1891, 4 Nr. 6 —, wird nach der ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift des §8 29 Nr. 8 GebD. die bei der Zuſtellung 
und Empfangnahme von Entſcheidungen entwickelte anwaltliche 
Mühewaltung durch die Prozeßgebühr abgegolten. Schriftſtücke 
und Portoauslagen des Anwalts bei Zuſtellung von Voll⸗ 
ſtreckungstiteln ſind alſo nicht gebührenpflichtig, insbeſondere 
alſo auch nicht Auftragsſchreiben an den Gerichtsvollzieher, 
Anfragen an den Klienten oder Schriftwechſel, der zur Er⸗ 
mittelung des Wohnortes des unbekannten Schuldners entſteht, 
mit Behörden oder dritten Perſonen, oder endlich Anträge an 
das Gericht wegen Bewirkung der öffentlichen Zuſtellung oder 
Zuſtellung des Urteils im Auslande. Die Gebühren, die 
der Anwalt hierbei im Intereſſe ſeines Klienten an Behörden, 
3. B. Einwohnermeldeämter, entrichten muß, find ſelbſtverſtändlich 
erſtattungsfähig. 

Viele Anwälte erachten es für ihre Pflicht, dem Schuldner 
neben der vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils noch eine 
einfache Ausfertigung zuzuſtellen, um in den Fällen der Aus⸗ 
händigung des Schuldtitels an den Schuldner in der Lage zu 
ſein, ſich durch Vorlegung der einfachen mit Zuſtellungsurkunde 
verſehenen Ausfertigung das Rechtskraftatteſt zu beſchaffen. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Anwalt für das 
Schreibwerk und die Portoauslagen, die bei dieſer Tätigkeit 
entſtehen, einen Erſatz nicht beanſpruchen darf (8 29 Nr. 8 
Geb.). 
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Eine eigentümliche Konſequenz der SS 76 Abſ. 1 und 6 
Nr. 2 und 29 Nr. 8 GebO. iſt es, daß dem Anwalt für die 
in ſeinem Bureau zur Zuſtellung gefertigten beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften des Urteils im Gegenſatz zu den von ihm nach 
§ 76 Abſ. 6 Nr. 2 GebD. gefertigten beglaubigten Abſchriften 
der Klageſchrift Schreibgebühren nicht zuſtehen. 

III. Die Vollſtreckung eines Urteils hängt ſehr häufig davon 
ab, daß der Gläubiger vorher Sicherheit leiſtet. Nach kon⸗ 
ſtanter Rechtſprechung, der ſich auch die Literatur mit Aus⸗ 
nahme von Walter⸗Joachim (S. 171—173) angeſchloſſen hat, 
wird die geſamte anwaltliche Tätigkeit, die eine Hinterlegung 
prozeſſualer Sicherheiten zur Herbeiführung (oder auch zur Ab: 
wendung) der Vollſtreckung zum Ziele hat, durch die Prozeß⸗ 
gebühr abgegolten (vgl. beſonders RG. 9, 329 und 11, 364), 
ſo daß alſo auch ein Anſpruch des Anwalts auf Erſatz von 
Schreibgebühren und Portoauslagen hierfür nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen kann. 

Dagegen muß der Anwalt ſeine Tätigkeit zur Heraus⸗ 
gabe geleiſteter Sicherheiten ſorgfältig daraufhin unterfuchen, 
ob es ſich um eine Bemühung handelt, die unter §S 109 ZPO. 
fällt — Herausgabe der Sicherheit nach Wegfall der Ver⸗ 
anlaſſung —, oder die gemäß $ 715 3PO. gewertet wird — 
Rechtskraft eines gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärten Urteils —. 

Im erſteren Falle iſt die anwaltliche Tätigkeit ſtets ge⸗ 
bührenpflichtig, auch wenn ſie ſeitens des eigentlichen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten erfolgt ($ 23 GebO. in Verb. mit § 38 Nr. 2 
GKG.; drei Zehnteile der Gebühr). Das Verfahren iſt ſogar 
zur beſonderen Inſtanz erhoben (S 30 Abf. 1 Nr. 3 und Abſ. 3 
GebO.); Schreibwerk und Portoauslagen des Anwalts find 
alſo gebührenpflichtig und erſtattungsfähig. 

Beantragt der Anwalt des Gläubigers, der zur Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils Sicherheit geleiſtet hat, gemäß § 715 ZPO. 
die Rückgabe der Sicherheit, fo kann er auf Grund des 8 24 
Gebo. in Verb. mit $ 47 Nr. 16 GKG. hierfür zwei Zehn⸗ 
teile der in den SS 13 bis 18 beſtimmten Gebühren verlangen, 
und zwar nach diesſeitiger Anſicht, gleichviel ob der Anwalt 
bereits Prozeßbevollmächtigter geweſen iſt oder ſich feine Boll: 
macht und Tätigkeit auf den obigen Antrag und weitere in 
Verbindung damit ſtehende Akte beſchränkt.!) Ebenſo wie das 
durch die letztere anwaltliche Tätigkeit veranlaßte Schreibwerk 
nebſt Portoauslagen erachte ich auch die Schriftſtücke und 
Portis gemäß § 76 Abſ. 1 und 2 Gebd. für gebührenpflichtig, 
die entſtehen, wenn der Anwalt den Antrag auf Rückzahlung 
der geleiſteten Sicherheit nicht bei Gericht, ſondern unmittelbar 
bei der Hinterlegungsſtelle unter Vorlegung des mit Rechts⸗ 
kraftatteſtes verſehenen Urteils ſtellt ($ 89 in Verb. mit 8 24 
GebO. und § 47 Nr. 16 GͤG.). Ich ſchlage mich hierbei 
auf die Seite der Autoren, die eine derartige Tätigkeit als 
außerhalb des Rahmens der Prozeßgebühr fallend anſehen. 

Hat der Schuldner zur Abwendung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung die ihm nachgelaſſene Summe hinterlegt und be: 


1) Die Erörterung dieſer in Rechtſprechung und Literatur ſehr 
beſtrittenen Streitfrage fällt außerhalb des Rahmens dieſer Arbeit. 
Die Anſicht des Verfaſſers wird beſonders eingehend begründet in 
der Entſcheidung JW. 1893, 561 Nr. 15. 
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antragt der Anwalt des Gläubigers unter Überreichung des 
rechtskräftigen Urteils bei der Hinterlegungsſtelle die Aus⸗ 
zahlung der hinterlegten Summe an den Gläubiger zu deſſen 
Befriedigung, ſo fällt dieſe anwaltliche Tätigkeit unter § 23 
Nr. 2 GebD., und folgeweiſe find Schreibwerk und Auslagen 
des Anwalts zu erſtatten. 

IV. Ein großer Teil der anwaltlichen Tätigkeit bei der 
Zwangsvollſtreckung wird ausgefüllt durch die Überwachung 
der Gerichtsvollzieher und die Erledigung von Interventions⸗ 
anſprüchen. Es iſt hier ſtreng zu unterſcheiden zwiſchen dem 
Anwalt des Gläubigers und dem des Schuldners. 

a) Anwaltliche Bemühungen ſeitens des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Gläubigers für Erinnerungen gegen das 
Verfahren des Gerichtsvollziehers oder zur Abwehr von An 
trägen, Einwendungen und Erinnerungen des Schuldners gegen 
die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung und das vom 
Gerichtsvollzieher hierbei beobachtete Verfahren ($ 766 ZPO.) 
find auf Grund der Beſtimmung des § 31 GebdO. nicht 
gebührenpflichtig (vgl. IW. 1898, 481 Nr. 19). Dasſelbe 
gilt für die Tätigkeit des Anwalts, die dadurch entſteht, daß 
vor Klageerhebung der Intervenient zur Freigabe auffordert, 
und für die Prüfung und Erledigung der Interventionsanſprüche 
($ 31 Geb.). Infolgedeſſen iſt eine Liquidation für das 
geſamte, oft nicht unerhebliche Schreibwerk in den obigen Fällen 
nicht angängig, und zwar weder für die Korreſpondenz mit dem 
Klienten, noch für die mit dem Intervenienten und Gerichts⸗ 
vollzieher. 

b) Hingegen hat der Anwalt des Schuldners, der im 
Intereſſe feines Klienten nach Maßgabe des § 766 ZPO. tätig 
wird, Anſpruch auf Gebühren ($ 23 GebO.), mithin auch auf 
Erſtattung des Schreibwerks und der Portoauslagen gemäß 
§ 76 Abſ. 1 und 2 Gebo. 

V. Bei der Entſchädigung der anwaltlichen Tätigkeit, die 
ſich auf die vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder 
Aufhebung einer Zwangsvollſtreckung bezieht, macht die 
Gebührenordnung einen ſcharfen Unterſchied zwiſchen anwalt⸗ 
lichen Bemühungen, die unter die Beſtimmungen der SS 707, 
719 ZPO. fallen und ſolchen, die den Tatbeſtand der SS 769, 
771 Abſ. 3, 785, 786, 805 Abſ. 4 und 810 Abſ. 2 30. 
erfüllen: 

a) Beantragt der Anwalt als Prozeßbevollmächtigter 
des Schuldners, nachdem er die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand oder die Wiederaufnahme des Verfahrens ($ 707 
ZPO.) betrieben oder gegen ein für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtes Urteil Einſpruch oder ein Rechtsmittel eingelegt hat 
(S 719 3P .), gleichzeitig hiermit oder vor- oder nachher die 
Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil, 
oder wird er als Prozeßbevollmächtigter des Gläubigers 
bei einer derartigen Rechtslage tätig, ſo ſind weder der Prozeß— 
bevollmächtigte des Gläubigers noch der des Schuldners für 
dieſe ihre beſondere Mühewaltung Gebühren und folgeweiſe 
für das bei dieſer Gelegenheit entſtandene Schreibwerk eine 
Abgeltung zu fordern ermächtigt (8 29 Abſ. 2 Nr. 4 Gebo. 
in Verb. mit § 30 Abſ. 1 Nr. 2, in dem die SS 707, 719 
ZPO. nach der herrſchenden Anſicht abſichtlich nicht miterwähnt 
ſind). 
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Lediglich, wenn ſich die Tätigkeit des Anwalts, ohne daß 

er Prozeßbevollmächtigter iſt, auf Einſtellungs⸗, Beſchränkungs⸗ 

oder Aufhebungsanträge aus den SS 707, 719 ZPO. be⸗ 

ſchränkt, iſt der Anwalt befugt, Gebühren und Schreibgebühren 

in Gemäßheit des § 76 Abſ. 1 und 2 Gebo. in Rechnung 
zu ſtellen (5 23 GebO. in Verb. mit $ 35 Nr. 1 GG.). 

b) Von der Gebührenordnung gleichmäßig behandelt ſind 
die ferneren Tatbeſtände, in denen anwaltliche Anträge auf 
Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Betracht kommen, nämlich 

1. bei den nach Schluß der entſcheidenden mündlichen Ver⸗ 
handlung entſtandenen Einwendungen des Schuldners 
gegen den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch 
oder bei Einwendungen gegen die Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel (SS 767, 768, 769 ZPO.), 

2. bei Erhebung von Interventionsanſprüchen für 
außerhalb des Prozeſſes ſtehende Dritte (S 771 
Abſ. 3 ZPO.), 

3. bei den — in der Praxis ſeltenen — Einwendungen 
der Erben und Eheleute zur Wahrung ihrer be⸗ 
ſchränkten Haftbarkeit (SS 785, 786 in Verb. mit 
SS 780 bis 784 3p O.), 

4. bei Geltendmachung von Pfand- und Vorzugsrechten 
für Dritte, die nicht im Beſitz der Sachen ſind 
(S 805 Abſ. 4 ZPO.), endlich 

5. bei Widerſpruch eines Gläubigers, der ein Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück hat, gegen eine 
Pfändung von Früchten, die vom Boden noch nicht 
getrennt find (S 810 ZPO.). 

Bei allen derartigen Tatbeſtänden iſt nach den SS 29 
Abſ. 1 Nr. 4 und 30 Abſ. 1 Nr. 2 Gebo. zu prüfen, ob eine 
Trennung des Einſtellungsverfahrens von dem Verfahren 
über die Hauptſache ſtattgefunden hat, oder beide Verfahren 
verbunden geblieben ſind.?) Nur im erſteren Falle iſt es dem 
Anwalt, der zugleich Prozeßbevollmächtigter des Schuldners 
oder Gläubigers oder Dritten im Hauptprozeß iſt, geſtattet, 
für den Antrag auf Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung 
der Zwangsvollſtreckung beſonders zu liquidieren (drei Zehn— 
teile der ordentlichen Gebühren; $ 23 GebO. in Verb. mit 
8 35 GG.). 

Iſt dagegen der Einſtellungsantrag mit der Hauptſache 
verbunden geblieben, dann findet mangels einer beſonderen 
gebührenpflichtigen Tätigkeit des Anwalts eine Entſchädigung 
für Schreibwerk nicht ſtatt. Der Anwalt, der ausſchließlich 


2) Es darf hierbei daran erinnert werden, daß nach der 
herrſchenden Anſicht in Rechtſprechung und Praxis eine Trennung 
nur dann vorliegt, wenn über den Einſtellungsantrag eine be— 
ſondere mündliche Verhandlung mit oder ohne Beweisaufnahme vor 
ſich gegangen iſt, nicht ſchon dann, wenn das Einſtellungsgeſuch in 
einem beſonderen Schriftſatze oder vor Erhebung der Klage geſtellt 
iſt. (Vgl. insbeſondere ZW. 1890, 360 Nr. 4 und JW. 1895, 299 
Nr. 22; 1893, 353 Nr. 38; 1889, 43 Nr. 10.) Die Argumente der 
drei letztgedachten Entſcheidungen, die eigentlich für den Arreſtprozeß 
ergangen ſind, werden, trotzdem der Begriff der Trennung für dieſes 
Verfahren nach dem § 28 der Novelle zur Gebo. feine Bedeutung 
verliert, für die oben zur Erörterung ſtehenden Fälle von Wichtigkeit 
bleiben. 


39. Jahrgang. 


mit der Herbeiführung der Einitellung der Zwangsvollſtreckung 
beauftragt iſt, oder bei einem derartigen Antrag als Vertreter 
des Gegners des Antragſtellers tätig wird, hat ſelbſtverſtändlich 
Anſpruch auf Erſtattung von Gebühren und Schreibgebühren.“) 

c) Dem Anwalt, der die Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
maßregel veranlaßt hat — beiſpielsweiſe einer Mobiliar⸗ 
pfändung — oder mit dem Betrieb der weiteren Zwangs⸗ 
vollſtreckung beauftragt iſt, ſteht für die Aufhebung dieſer 
Maßregel — z. B. Freigabe der Pfandſtücke — nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des § 35 Gebo. eine beſondere Gebühr 
nicht zu, ſo daß er ebenſowenig ſein Schreibwerk in Anſatz 
bringen darf. 

VI. Die Gebühren für die einzelnen Akte der Mobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung werden normiert in $ 23 Gebo. — drei 
Zehnteile der ordentlichen Gebühren — und in 8 31 Gebd.: 
„In der Zwangsvollſtreckung bildet eine jede Vollſtreckungs⸗ 
maßregel zuſammen mit den durch dieſelbe vorbereiteten weiteren 
Vollſtreckungshandlungen bis zu der durch die Maßregel zu er⸗ 
langenden Befriedigung des Gläubigers eine Inſtanz.“ Im 
Rahmen dieſes Aufſatzes können hier nur die wichtigſten Fragen 
erörtert werden, die bei Durchführung der Mobiliar⸗Zwangs⸗ 
vollſtreckung praktiſch werden: 

a) Für den Auftrag zur Pfändung in das bewegliche 
Vermögen des Schuldners erhält der Anwalt an Gebühren 
drei Zehnteile der ordentlichen Gebühren und für Schreibwerk 
und Portoauslagen den Pauſchſatz aus § 76 Abſ. 1 und 2 Gebo. 
Durch dieſen einen Pauſchſatz wird die geſamte anwaltliche 
Korreſpondenz abgegolten, die mit dem Gerichtsvollzieher und 
der Partei zwecks Einleitung und Erledigung des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsauftrags bis zur Befriedigung des Gläubigers oder 
Feſtſtellung des fruchtloſen Ausfalls der Exekution entſteht, 
insbeſondere auch wegen Verlegung von Verſteigerungsterminen 
oder wegen Hinterlegung des Auktionserlöſes oder Auszahlung 
von hinterlegtem Verſteigerungserlös bei Beteiligung mehrerer 
Gläubiger an der Pfändung (KGBl. 1894, 84 ff., ins⸗ 
beſondere 85). 

Erledigt ſich dagegen der Pfändungsauftrag an den 
Gerichtsvollzieher vor der Pfändung durch Befriedigung des 
Gläubigers oder in ſonſtiger Weiſe, ſo iſt trotzdeſſen die Ge⸗ 
bühr aus § 23 Nr. 2 Geb. und der Pauſchſatz des S 76 
Abi. 1 und 2 Geb. verdient. 

b) Für jeden neuen Pfändungsauftrag ſowie überhaupt 
für jede Inangriffnahme neuer Vollſtreckungsmaßregeln nach 
Aufhebung einer Pfändung durch Freigabe der Pfandſtücke darf 
der Anwalt die Gebühren und den Pauſchſatz aus den zuletzt 
gedachten geſetzlichen Beſtimmungen erneut in Rechnung ſtellen 
(KGBl. 1906, 7 und 8), ebenſo ferner dann, wenn der 
Schuldner nach Erlaß des Urteils verzogen, hierdurch der erſte 
Zwangsvollſtreckungsauftrag unrealiſierbar und ein neuer 
Exekutionsauftrag notwendig geworden iſt (KGBl. 1908, 73). 

c) Nach bekannter Judikatur ſteht dem Anwalt das Recht 
nicht zu, für die ſogenannten Pfändungsankündigungen 


9) Vgl. hierzu noch § 30 Abſ. 2 Gebd.: „Wird die vorläufige 
Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung bei dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht und bei dem Prozeßgericht beantragt, ſo wird die Prozeß⸗ 
gebühr nur einmal erhoben.“ 
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aus 8 845 ZPO. eine beſondere Gebühr zu fordern, wenn bei 
der Vorpfändung und dem eigentlichen Pfändungsantrag 
Identität der Forderungen vorliegt, wegen deren vollſtreckt 
wird, und die den Gegenſtand der Vollſtreckung bilden (JW. 
1897, 468 Nr. 29). Für den Pfändungsantrag und die Vor⸗ 
pfändung kommt die Gebühr des § 23 Gebo. nur einmal in 
Anſatz, fo daß der Anwalt folgerichtig den Pauſchſatz des $ 76 
Abſ. 1 und 2 GebD. nur einmal zu berechnen befugt iſt.“) 

d) Mehrere Pfändungsankündigungen gegen verſchiedene 
Drittſchuldner des Beklagten berechtigen den Anwalt auch zum 
entſprechenden mehrfachen Anſatz der Gebühr des § 23 und des 
Pauſchſatzes des S 76 Abſ. 1 und 2 Gebo. (JW. 1898, 644 
Nr. 15). Derſelbe Grundſatz muß ſelbſtverſtändlich auch für 
mehrere Pfändungsanträge des Anwalts des Gläubigers wegen 
verſchiedener Anſprüche des Schuldners Platz greifen. 

e) Wird der Antrag auf Überweiſung einer Forderung 
gleichzeitig mit dem Antrag auf Pfändung geſtellt, ſo kommt 
die Gebühr aus § 23 Gebo. nur einmal zum Anſatz. 

Zur Inſtanz im Sinne des § 31 Gebo. gehört auch 
noch die Einziehungstätigkeit des Anwalts, im Fall ſeinem 
Klienten eine gepfändete Forderung zur Einziehung überwieſen 
wird, ſo daß das hierfür verwandte anwaltliche Schreibwerk 
nicht abgeltungsfähig iſt. 

f) Gibt der Anwalt des Schuldners dem Gläubiger 
oder deſſen Anwalt gegenüber Erklärungen gemäß $ 840 ZPO. 
ab, fo kann er hierfür und für das Schreibwerk gemäß § 23 
bzw. § 76 Abſ. 1 und 2 GebO. liquidieren. 

g) Für das Offenbarungseids⸗ und Verteilungsverfahren 
enthalten die SS 32 und 39 GebdO. klare Vorſchriften, fo daß 
die Berechnung der anwaltlichen Schreibgebühren und Auslagen 
kaum Schwierigkeit machen wird. Hervorgehoben ſei an dieſer 
Stelle nur, daß der Anwalt für den Antrag auf Termins⸗ 
anberaumung zur Leiſtung des Offenbarungseides, für den 
Antrag auf Erlaß des Haftbefehls und für den Auftrag zur 
Verhaftung insgeſamt die Gebühr des § 23 Geb. und in 
Konſequenz deſſen auch den Pauſchſatz aus § 76 Abſ. 1 und 2 
Gebo. nur einmal zum Anſatz zu bringen berechtigt iſt 
(KGBl. 1894, 90). 


Zur Behandlung der Sicherungsverträge in Recht⸗ 
ſprechung und Geſetzgebung. 
Von Rehbein, Rechtsanwalt und Notar, Pinneberg. 


Es gibt brennende juriſtiſche Tagesfragen, deren baldigſte 
Löſung not tut. Dazu gehört die Stellungnahme der Recht⸗ 
ſprechung und Geſetzgebung gegenüber den ſogenannten Siche⸗ 
rungsverträgen. 

Schuldner, die zahlungsfähig, aber nicht gewillt ſind, ihre 
Gläubiger zufrieden zu ſtellen, übereignen einem guten Freunde, 
dem fie eine Summe ſchuldig zu fein bekennen, ihr Hab und 
Gut, ſoweit es der Pfändung unterliegt. Sie nehmen den 


4) An ſich iſt die Pfändungsankündigung eine ſelbſtändige Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregel und es kann dafür nach § 23 GebD. beſonders 
liquidiert werden, wenn der Anwalt lediglich mit ihr betraut iſt 
(JW. 1897, 468 Nr. 29). 
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Kredit bei anderen in weitgehendem Maße in Anſpruch, be⸗ 
zahlen aber nur, wenn ſie wollen. Auf dem Rechtswege iſt 
gegen ſie nichts zu erreichen. Die Verträge ſind gültig, wie 
das Reichsgericht entſchieden hat. Die Anfechtbarkeit unterliegt 
den engen Schranken, die das Anfechtungsgeſetz und die Konkurs⸗ 
ordnung gegeben haben. Grundſätzlich iſt ein Geſchäft nur 
anfechtbar, wenn der Schuldner beabſichtigt, ſeine Gläubiger 
zu benachteiligen, und wenn der an dem Geſchäft beteiligte 
Dritte dieſe Abſicht kannte. Bei der Feſtſtellung der Benach⸗ 
teiligungsabſicht und deren Kenntnis gehen unſere deutſchen 
Gerichte, voran das Reichsgericht, mit der dem deutſchen Richter 
eigenen Gewiſſenhaftigkeit vor. So hat das Reichsgericht feſt⸗ 
geſtellt, daß das bloße Bewußtſein des Schuldners, ſich durch 
Befriedigung eines Gläubigers die Unmöglichkeit zu ſchaffen, 
andere Gläubiger zu befriedigen, einen Schluß auf die Benach⸗ 
teiligungsabſicht nicht zulaſſe. IW. 1898, 52; 1901, 93. 
Bezeichnend für die Stellungnahme der heutigen Recht⸗ 
ſprechung iſt folgender Fall: 

Ein Student C iſt feinen Gläubigern A und B größere 
Beträge ſchuldig. A klagt gegen ihn. Kurz vor Erlaß des 
Urteils ſchließt C mit dem zweiten Gläubiger B einen Vertrag 
ab, wonach dieſer ihm Stundung ſeiner Forderung gewährt, 
während ihm C zur Sicherung ſein Hab und Gut überträgt. 
A ficht dieſen Vertrag an, wird aber abgewieſen. In der Bes 
gründung heißt es: C habe mit ſeinem Vermögen nur den 
einen oder anderen Gläubiger zufriedenſtellen können, nicht aber 
beide. Beide Gläubiger hätten auf Zahlung gedrungen. Wenn 
auch C das Bewußtſein gehabt habe, dem A die Möglichkeit 
der Befriedigung zu nehmen, ſo erweiſe das nicht ſeine Benach⸗ 
teiligungsabſicht. (Schleswig⸗Holſteiniſcher Anzeiger 1908, 219.) 

Ich will mich auf eine Kritik dieſer Entſcheidung hier 
nicht einlaſſen, auch nicht auf die Frage eingehen, ob hier nicht 
die böſe Abſicht des C daraus feſtzuſtellen iſt, daß C gerade 
den B zufriedenſtellt, der ihn am wenigſten drängt und der 
ihm Vorteile bietet, indem er ihm Stundung gewährt. Ich 
will an dieſer Stelle nur feſtſtellen, daß der Student nach dem 
heutigen Rechtszuſtande nicht verpflichtet iſt, ſein Vermögen 
unter ſeine Gläubiger anteilmäßig zu verteilen. Der Schuldner 
kann vielmehr in einem derartigen Falle mit ſeinem Vermögen 
nach Belieben ſchalten und walten. Erſt wenn Konkurs eröffnet 
wird, erlangt der Gläubiger Anſpruch auf anteilmäßige Be⸗ 
friedigung, und in dieſem Falle auch erſt von dem Zeitpunkte 
an, wo der Schuldner ſeine Zahlungen formell eingeſtellt hat. 
(KO. S 30; Jäger, Kommentar 3 KO. 1904 zu § 30.) 

Dieſe Ergebniſſe entſprechen dem natürlichen Rechtsgefühl 
meines Erachtens nicht. Auch das Strafgeſetz kann nicht helfen. 
Der Schuldner iſt im allgemeinen nicht verpflichtet zu ſagen, 
daß er zahlungsunfähig iſt, und der häufige Verſuch, derartige 
Schuldner zu beſtraſen, ſcheitert entweder ſchon daran, daß die 
Betrugsabſicht nicht nachweisbar iſt, oder daß in dem Schweigen 
des Schuldners über ſeine Vermögensverhältniſſe eine Unter⸗ 
drückung von Tatſachen im Sinne von $ 263 StGB. nicht 
gefunden wird. Vergl. RG. 24, 216. 

Die einzige Hilfe, die für den benachteiligten Gläubiger 
denkbar iſt, wäre vielleicht darin zu finden, daß er den An⸗ 
ſpruch des Schuldners auf Aberlaſſung des Gebrauchs der 
Sachen pfändet und ihm auf dieſe Weiſe die Sorgloſigkeit 
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nimmt, mit der er feine Gläubiger prellt. Aber praktiſch durch⸗ 
geführt habe ich es ſelbſt noch nicht. Dieſe Pfändung würde 
wohl auch nur dazu führen, daß die Sachen vom dritten, ge: 
ſicherten Gläubiger herausverlangt würden, ſobald ſie in den 
Beſitz des Pfandgläubigers kämen. 

Der Gläubiger muß alſo nach dem heutigen Stande der 
Geſetzgebung und Rechtſprechung wehrlos warten, bis ihm ein 
günſtiger Zufall oder das Mitleid des Schuldners etwas in den 
Schoß wirft. Dieſer Zuſtand iſt unhaltbar. So hochſtehend 
der Grundſatz des Staates auch iſt, den wirtſchaftlich Schwachen 
zu ſchützen, hier wächſt er in ſeinen Folgerungen zu einem 
Krebsſchaden aus, der den Schuldner unter dem Deckmantel des 
Rechts in den Stand ſetzt, ſich ohne Mühe ſeiner Gläubiger zu 
erwehren; der die „Waffe der Zwangsvollſtreckung ſtumpf werden 
läßt“, wie Noeſt⸗Solingen in der DIZ. 1909, 707 jagt. 

Wenn auch die Erfahrung lehrt, daß ein Schuldner immer 
neue Wege findet, ſich ſeinen Gläubigern zu entziehen, ſo hat 
doch der Staat die Pflicht, ihm dies möglichſt ſchwer zu machen 
und die Durchführung individuellen Rechts zu fördern. Die 
Rechtſprechung kann über das beſtehende Recht nicht hinaus, 
daher muß das Geſetz geändert werden. 

Man hat vorgeſchlagen, den Betrugsparagraphen zu er⸗ 
weitern und jeden, der zahlungsunfähig iſt, trotzdem aber Kredit 
in Anſpruch nimmt, in Strafe zu nehmen, wenn er nicht die 
Schuld demnächſt begleicht. (Deutſche Rechtsanwaltſchaftszeitung 
1909, 121.) 

Ich halte dies Mittel für allzu hart, und eine derartige 
Beſtimmung für zu eng, weil ſie ſich nur gegen eine beſtimmte 
Kategorie von Menſchen richtet. Meines Erachtens genügt der 
zurzeit herrſchende Betrugsparagraph, wenn ſich die Verkehrs⸗ 
welt und mit ihr die Rechtſprechung mehr und mehr auf den 
Standpunkt ſtellt, daß es Pflicht des Kreditſuchers ſei, dem 
Gläubiger eine ſchwierige Vermögenslage zu offenbaren und 
beiſpielsweiſe ihm Kenntnis von beſtehenden Sicherungsverträgen 
zu geben. Auf zivilrechtlichem Gebiete ſuche ich die Hilfe und 
bin der Meinung, daß man dem Sicherungsvertrag ſelbſt zu 
Leibe gehen muß. Das einfachſte wäre, die Beſtimmungen des 
Pfandrechts auf ihn anzuwenden, damit die Überlaſſung der 
Sachen zum mittelbaren Beſitz ungültig wäre. Auf dieſe Weiſe 
würde dem Sicherungsvertrage in der heute üblichen Form der 
Boden entzogen. Dadurch würden aber wieder berechtigte Sicher⸗ 
ſtellungen unmöglich gemacht. Man wird daher guttun, dem 
Gläubiger die Anfechtung des Vertrages zu überlaſſen. Aber 
unter welchen Vorausſetzungen? 

Bei der Beantwortung dieſer Frage möchte ich an die 
ſchlimmen Erfahrungen erinnern, die man mit den engen Be⸗ 
ſtimmungen des Anfechtungsgeſetzes und der Konkursordnung 
gemacht hat. Ich ſchlage vor, den Sicherungsvertrag für an⸗ 
fechtbar zu erklären, ſoweit durch ihn Gläubiger in unbilliger 
Weiſe, insbeſondere durch Verletzung des Rechts auf anteil⸗ 
mäßige Befriedigung, benachteiligt werden. Dann wäre dem 
richterlichen Ermeſſen Raum gegeben, von Fall zu Fall zu ent⸗ 
ſcheiden, wie weit ein Schuldner Recht daran hat, ſeine Gläubiger 
ſicher zu ſtellen. 

Es werden ſich wie einſt im römiſchen Recht durch die 
Rechtſprechung feſte Leitſätze für die Beurteilung derartiger 
Fälle bilden. 


39. Jahrgang. 


Außerdem iſt die Gültigkeit der Sicherheitsverträge auf 
eine beſtimmte Zeitdauer zu beſchränken. Es wäre feſtzuſetzen, 
daß Sicherungsübereignungen nach Verlauf eines Jahres nichtig 
werden. Dies iſt beſonders wichtig, weil die nicht geſicherten 
Gläubiger gerade dadurch geſchädigt werden, daß der einmal 
geſicherte für alle, auch für ſpäter entſtehende Anſprüche ſtets 
geſichert bleibt. Was über die Sicherungsübereignung geſagt 
iſt, gilt für alle Sicherſtellungen. Eine Geſetzesänderung, die 
ſich lediglich auf die Sicherungsübereignung bezöge, wäre ver⸗ 
fehlt; denn der zahlungsfähige, aber böswillige Schuldner fände 
allzu leicht neue Wege, ſich dem Zugriff ſeiner Gläubiger zu 
entziehen. 

Mögen dieſe Zeilen Berufeneren Anregung zur Löſung der 
brennenden Fragen geben. 


Die Rechtswirkſamkeit der Tarifgemeinſchaften und 
die neueſte Indikatur des Reichsgerichts. 
Von Dr. Georg Baum, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


Durch Urteil vom 30. April 1903 hatte der dritte Straf⸗ 
ſenat des Reichsgerichts die Reviſion eines Gewerkſchaftsbeamten 
verworfen, der wegen Vergehens gegen SS 152, 153 Gewd. 


verurteilt war, weil er verſucht hatte, einen Arbeitgeber durch 


Verhängung der Sperre zur Unterwerfung unter einen Lohn⸗ 
tarif zu bewegen. Das Urteil (Strafſ. 36 S. 236), durch das 
man die Rechtswirkſamkeit der für die deutſche Volkswirtſchaft 
immer wichtiger werdenden Tarifverträge überhaupt bedroht 
ſah, hat in der Literatur, insbeſondere in den Gutachten und 
Verhandlungen des Karlsruher Juriſtentages wie auch im Reichs⸗ 


tage ſtarke Angriffe erfahren, denen gegenüber ſogar der Staats⸗ 


ſekretär des Reichsjuſtizamts erklärte, daß die Entſcheidung 
noch ernſter Prüfung unterzogen zu werden verdiene. — Spätere 
Urteile verſchiedener Strafſenate (Bd. 41 S. 365) und Zivil⸗ 
ſenaten (Bd. 64 S. 60) ließen auch bereits erkennen, daß man 
den Standpunkt des dritten Strafſenats nicht mehr unbedingt 
teile. Jedoch war ein direkter Ausſpruch über die Frage, ob 
die Tarifgemeinſchaften Koalitionen im Sinne des § 152 Gewd. 
ſeien, bisher umgangen worden. Nunmehr hat in dem Urteil 
vom 20. Januar 1910 660/08. VII der ſechſte Zivilſenat des 
Reichsgerichts den diesmal von der Arbeiterſeite erhobenen 
Einwand verworfen, daß der zwiſchen dem Arbeitgeberſchutz⸗ 
verband der Holzinduſtrie von Hamburg und dem Deutſchen 
Holzarbeiterverband geſchloſſene Tarifvertrag unter die Be⸗ 
ſtimmung des 8 152 der Gewerbeordnung falle und gleichzeitig 
ausgeſprochen, „daß kein Grund vorliege, ſolchen Verein⸗ 
barungen abweichend von den allgemeinen über die Klag⸗ 
barkeit der Verträge beſtehenden Rechtsgrundſätzen dieſe ab⸗ 
zuſprechen.“ 

Man hatte in den beteiligten Kreiſen der Entſcheidung des 
auch ſonſt in ſozialrechtlicher Hinſicht ſehr interreſſanten 
Prozeſſes durch das Reichsgericht mit einer gewiſſen Spannung 
entgegengeſehen. Nachdem das Hamburger Oberlandesgericht 
direkt erklärt hatte, es könne ſich hinſichtlich des $ 152 GewO. 
der Entſcheidung des dritten Strafſenats nicht anſchließen, 
ſchien es, falls das Reichsgericht die Klage aus dem Tarif⸗ 
vertrag nicht wiederum abweiſen wollte, nur die Möglichkeit 
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zu geben, eine Entſcheidung der vereinigten Zivil⸗ und Straf⸗ 
ſenate herbeizuführen. Das Reichsgericht hat es jedoch 
auch diesmal verſtanden, die Klippe der Plenarentſcheidung 


zu umſchiffen, allerdings in einer Weiſe, die als etwas gewalt⸗ 


ſam bezeichnet werden muß. Die Entſcheidung des dritten 
Strafſenats beginnt: 

„Nach den Feſtſtellungen des Vorderrichters hatte 
die Siebener⸗Kommiſſion, ein aus Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern des Maurer- und Zimmergewerbes ge⸗ 
bildeter Verband, für die Zeit vom Juni 1902 bis 
Ende März 1903 den tarifmäßigen Lohn für Maurer⸗ 
geſellen auf 47 bis 50 „ die Stunde, für Bauarbeiter 
auf 35 bis 39 & die Stunde feſtgeſetzt. Ingenieur K., 
der dieſem Verbande nicht angehörte, zahlte ſeinen 
Arbeitern niedrigere als die tarifmäßigen Löhne. Der 
Angeklagte S., Vertrauensmann des Zentralverbandes 
der Maurer, beauftragt, darüber zu wachen, daß die 
von der Siebener⸗Kommiſſion feſtgeſetzten Löhne von 
allen Arbeitgebern bezahlt wurden, drohte K. wiederholt 
mit Arbeitsſperre, verhängte auch ſolche mehrfach über 
den K.ſchen Neubau und ſuchte hierdurch K. zu be⸗ 
ſtimmen, ſich dem Lohntarife der Siebener⸗Kommiſſion 
zu unterwerfen.“ 

Hierzu führen die Gründe wörtlich aus: 

„Die Annahme, daß die von der Siebener⸗ 
Kommiſſion gebildete Vereinigung und die von dieſer 
getroffenen Vereinbarungen unter SS 152, 153 Gewd. 
fallen, iſt nicht zu beanſtanden.“ 

Demgegenüber führt der ſechſte Zivilſenat!) folgendes aus: 

„Unrichtig iſt es zunächſt, wenn die Reviſion meint, 
die Annahme der Vorinſtanz, daß durch einen Tarif⸗ 
vertrag der in Rede ſtehenden Art klagbare Rechte auf 
deſſen Erfüllung oder der Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung des Vertrages begründet werden 
könnten, ſtehen in Widerſpruch mit der von mehreren 
Strafſenaten des Reichsgerichts vertretenen Rechtsauf⸗ 
faſſung. In den inſoweit in Bezug genommenen Urteilen 
(Entſcheidung in Strafſ. Bd. 36 S. 236 ff., Bd. 40 
S. 226 ff., Bd. 41 S. 367 ff.) iſt lediglich angenommen 
worden, ein von einer Vereinigung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern geſchloſſener Tarifvertrag könne dazu 
beſtimmt und geeignet ſein, auf dritte der Vereinigung 
nicht angehörende Perſonen einen Zwang, ſich der Ver⸗ 
einigung anzuſchließen oder ſich doch den von ihr feſt⸗ 
geſetzten Arbeitsbedingungen zu unterwerfen, auszuüben, 
und es habe, wo dies geſchehe, die Vorſchrift in 8 153 
GewO. Platz zu greifen. 

Die Auffaſſung, daß jeder Tarifvertrag eine unter 
5 152 Gewd. fallende Vereinbarung ſei, iſt in jenen 
Urteilen weder ausdrücklich ausgeſprochen, noch ergibt 
ſie ſich mittelbar aus den dort dargelegten Erwägungen.“ 

Dieſe Ausführungen erſcheinen ſchwer verſtändlich. Die 


Entſcheidung vom 30. April 1903 wendet doch ausdrücklich auf 
den Tarif der Siebenerkommiſſion den § 153 Gewd. an, nach⸗ 


) DJ. 15. Ig. Sp. 813. — In dem Abdruck JW. 10, 184 
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dem fie von dieſer nichts weiter feſtgeſtellt hat, als daß fie ein 
aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern gebildeter Verband iſt, 
der für eine beſtimmte Zeit beſtimmte Löhne feſtgeſetzt hat. Die 
Anwendung konnte offenbar doch nur geſchehen, wenn man eine 
ſolche Abrede als Verabredung zur Erzielung günſtiger Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen anſieht. Daß aber eine ſolche Verein⸗ 
barung der typiſche Tarifvertrag iſt, und daß ſie jedenfalls in 
keiner Weiſe von dem jetzt dem Reichsgericht zur Entſcheidung 
vorliegenden Vertrag in der Hamburger Tiſchlereibranche abwich, 
der gleichfalls, wie der Tatbeſtand des Urteils feſtſtellt, zwiſchen 
den beiderſeitigen Organiſationen geſchloſſen iſt, und Ver⸗ 
einbarungen über die Arbeitszeit und die Stundenlöhne enthält, 
iſt offenbar. Es wird daher wohl nicht zu umgehen ſein, daß 
ſich doch noch einmal das Plenum des Reichsgerichts, wenn 
wieder einmal die Klagbarkeit der Tarifverträge vor das Forum 
eines Senats kommt, definitiv hierüber auszuſprechen haben wird. 

Wie ſchon bemerkt, tritt die erwähnte Entſcheidung der 
Auffaſſung entgegen, daß jeder Tarifvertrag unter 8 152 GewO. 
fällt. Sie führt in dieſer Beziehung aus: 

„Allerdings werden die Tarifverträge zu dem Zwecke 
abgeſchloſſen, eine für die Arbeitgeber und für die Arbeit⸗ 
nehmer erwünſchte Geſtaltung der Arbeits- und Lohn⸗ 
verhältniſſe oder doch einen Zuſtand herbeizuführen, der 
den beiderſeitigen Wünſchen ſo weit gerecht wird, daß er 
von ihnen als erträglich angeſehen wird. Daraus folgt 
aber noch keineswegs die Richtigkeit der vorſtehend be⸗ 
zeichneten Auffaſſung. 

Wenn in § 152 Abſ. 1 GewO. durch Aufhebung aller 
entgegenſtehenden Verbote beſtimmt worden iſt, es ſolle 
im Gebiet des Gewerberechts ſowohl den Arbeitgebern 
als den Arbeitnehmern erlaubt ſein, ſich zur Erlangung 
günſtiger Arbeitsbedingungen zuſammenzutun, um ge⸗ 
meinſam ihre Wünſche betreffs dieſer Bedingungen durch⸗ 
zuſetzen, und wenn weiter zugelaſſen worden iſt, daß 
jeder Teil, um den Widerſtand der Gegenpartei zu über⸗ 
winden, auch die im Schlußſatz des Abſ. 1 gekennzeichneten 
Kampfmittel anwenden dürfe, ſo haben dieſe Vorſchriften 
überall nur die Frage zum Gegenſtande, in welcher 
Weiſe beim Widerſtreit der gegenſeitigen Intereſſen der 
Kampf geführt werden darf. Danach kann auch die 
Vorſchrift in Abſ. 2 nur auf Vereinigungen, die zum 
Zwecke des Kampfes geſchloſſen, auf Verabredungen, 
die über den Kampf und ſeine Führung getroffen ſind, 
bezogen werden. Ein Tarifvertrag iſt aber an ſich kein 
Kampfmittel, deſſen ſich die ſtreitenden Parteien zur 
Erreichung des von ihnen angeſtrebten Zieles bedienen; 
der Abſchluß des Tarifvertrags ſtellt vielmehr, wenn 
ihm ein Kampf vorangegangen iſt, entweder ſelbſt das 
Ziel, das durch dieſen erreicht werden ſollte, dar, oder 
iſt doch deſſen Ergebnis, ganz ebenſo, wie dann, wenn 
eine Partei in dem Streite völlig unterlegen iſt, ihre 
Unterwerfung unter die Forderungen des obſiegenden 
Teils keine deſſen Bekämpfung bezweckende Maßgabe, 
ſondern der den Kampf beendende Friedensſchluß iſt. 
Kommt aber der Tarifvertrag zuſtande, ohne daß bereits 
zur Berechnung des vom Gegner geleiſteten Widerſtandes 
beſtimmte Maßregeln ergriffen worden waren, ſo iſt der 
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Vertrag ein Akt, der zur Abwendung des Kampfes vor⸗ 
genommen wird. 

Der Meinung, daß auf die Tarifverträge die Be⸗ 
ſtimmung in § 152 Abſ. 2 GewO. Anwendung zu 
finden habe, ſteht übrigens auch die Erwägung entgegen, 
daß es nicht als die Abſicht des Geſetzgebers angeſehen 
werden kann, Einigungen zwiſchen Gruppen von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern über Lohn und ſonſtige 
Arbeitsbedingungen zur Verſagung jeden Rechtsſchutzes 
für die hierauf abzielenden Vereinbarungen zu entwerten 
und damit mittelbar zu verhindern. 

Das Reichsgericht hat ſich hier der überwiegend in der 
Literatur vertretenen Anſchauung angeſchloſſen. In der Tat 
wird ſich auch nicht beſtreiten laſſen, daß nach Abſicht des 
Geſetzgebers unter 8 152 GewO. im weſentlichen nur ſoziale 
Kampfmittel fallen ſollen. Andererſeits iſt aber mit dieſer 
Entſcheidung durchaus noch nicht geſagt, daß es nun auf dem 
Gebiete des Tarifvertragsweſens keinerlei Gebilde mehr gibt, 
welche dem § 152 GewO. unterfallen. Es hat vielmehr auf 
gewiſſen Gebieten die neueſte Entwicklung das Reſultat gezeitigt, 
daß auch Tarifvereinbarungen zu ſozialen Kampfmitteln werden 
können. Dies ſoll im folgenden näher dargelegt werden: Der 
einfache Tarifvertrag, der lediglich zwiſchen den beteiligten 
einzelnen Intereſſenten bzw. Intereſſentenverbänden die Arbeits⸗ 
bedingungen feſtſetzt, iſt weder Kampfmittel noch Verabredung 
über Führung des Kampfes. Hierzu fehlt ihm die für den 
Begriff des Kampfes unerläßliche Beſtimmung zur Wirkung 
nach außen. Was nicht nach außen wirkt, kann nicht gegenüber 
einem Gegner zur Anwendung gebracht werden. Man kann 
auch nicht etwa das Argument heranziehen, daß auch ſchon 
Erhaltung der beſtehenden Arbeitsbedingungen unter den 
Koalitionszweck des § 152 fällt. (Reichsgericht JW. 99, 308.) 
Auch ein Kampf um Erhaltung der beſtehenden Arbeits⸗ 
bedingungen iſt nur gegenüber demjenigen denkbar, der nicht 
bereits zu ihrer Einhaltung gewillt iſt und ſich hierzu vertrag⸗ 
lich verpflichtet hat. Der Tarifvertrag iſt deswegen, weil er 
die Arbeitsbedingungen feſtſetzt, ebenſowenig eine Verabredung 
zur Erzielung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, als es 
etwa der Einzelarbeitsvertrag iſt, in dem für alle von einem 
beſtimmten Arbeiter zu leiſtenden Arbeiten beſtimmte Akkordſätze 
feſtgeſetzt werden. Der Tarifvertrag iſt auch noch dann keine 
Kampfabrede im Sinne des § 152, wenn die Parteien beim 
Abſchluß verabredet haben, daß Außenſtehende zum Beitritt 
veranlaßt werden ſollen. Die Verabredung im Sinne des 
8 152 iſt vielmehr hier nur dieſe beſondere neben dem Tarif⸗ 
vertrag getroffene Vereinbarung. Nur die Sonderabrede über 
die Agitation entbehrt dann der Klagbarkeit, und nur die 
Nötigung zum Beitritt zur Sonderabrede, nicht aber ſchon die 
Nötigung zum Beitritt zum Tarifvertrag, unterſteht dem $ 153 
(vgl. Landmann GewO. § 152 Anm. 3d Abſ. 2). 

Anders wird es erſt, wenn die Tarifvereinbarung ſelbſt 
nach dem Willen der Vertragsſchließenden eine Wirkung nach 
außen haben ſoll, wenn ſie einen beſonderen von der Perſön⸗ 
lichkeit der vertragsſchließenden Einzelperſonen bzw. vertrags⸗ 
ſchließenden Verbände losgelöſten Vertrag darſtellen ſoll. Dies 
iſt der Fall bei den ſogenannten Tarif gemeinſchaften, wie 
ſie ſich in letzter Zeit herausgebildet haben. Die Tarifgemein⸗ 
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ſchaft kennzeichnet ſich dadurch, daß fie beſondere Organe hat, 
welche ihrem Aufbau nach nicht mehr von den vertrags⸗ 
ſchließenden Verbänden, ſondern von der Tarifgemeinſchaft 
ſelbſt reſſortieren, und dieſe befähigen, als ſelbſtändiges Subjekt 
in das ſoziale Leben zu treten. Auch die gewöhnlichen Tarif⸗ 
verträge ſehen ſchon vielfach Einrichtungen vor, kraft deren 
gewiſſe Organe tätig werden, insbeſondere zur Entſcheidung von 
Streitigkeiten und zur Auslegung des Vertrages (Schlichtungs⸗ 
kommiſſionen, Einigungsämter). Dieſe Organe leiten aber ihre 
Wirkſamkeit noch unmittelbar von den vertragsſchließenden 
Perſönlichkeiten her. Die ſelbſtändigen eigenen Organe der 
Tarifgemeinſchaft dagegen treten nach innen und außen hin 
lediglich als Vertreter der Tarifgemeinſchaft ſelbſt auf und 
ſtehen mit den Verbänden oder Einzelperſönlichkeiten, die die 
Tarifgemeinſchaft begründet haben, in keinem unmittelbaren 
Konnex. Dies ſchafft der Tarifgemeinſchaft die Möglichkeit, 
ſich ſelbſtändig im ſozialen Leben zu betätigen. Hat ſie aber 
eine ſolche ſelbſtändige Vertretung nach außen hin, ſo erlangt 
ihr Handeln auch ſelbſtändige rechtliche Bedeutung. Die Tarif⸗ 
gemeinſchaft iſt dann Verein im Sinne der SS 54 ff. BGB. 
„Gleichgültig iſt es hierbei, ob Mitglieder lediglich die vertrags⸗ 
ſchließenden Korporationen ſind oder ob lediglich die einzelnen 
Arbeitgeber und Arbeiter Mitglieder ſind und ob, ſei es nur 
für Arbeitgeber, ſei es auch für die Arbeiter, beſondere Auf⸗ 
nahmebeſtimmungen vorgeſehen find (vgl. insbeſondere Wölbling, 
Akkordvertrag und Tarifvertrag S. 419 ff., auch Sinzheimer, 
Arbeitsnormenvertrag Bd. I S. 104). Als Muſter einer Tarif⸗ 
gemeinſchaft in letzterem Sinne kann die Tarifgemeinſchaft im 
deutſchen Buchdruckgewerbe nach dem deutſchen Buchdruckertarif 
vom 1. Januar 1907 ($ 82) und die Tarifgemeinſchaft der 
Metallſchläger in Fürth und Nürnberg („Die Weiterbildung 
des Tarifvertrags im Deutſchen Reiche“, bearbeitet im Kaiſer⸗ 
lichen Statiſtiſchen Amt, S. 324) angeſehen werden.“) 

Die ſelbſtändige organiſierte Tarifgemeinſchaft hat auch die 
Möglichkeit, ſelbſtändig in den ſozialen Kampf einzutreten. Die 
in der Tarifgemeinſchaft vereinigten Arbeitgeber und Arbeiter 
haben gewöhnlich das gemeinſchaftliche Intereſſe, die Durch⸗ 
führung des Tarifs und den Anſchluß an die Tarifgemeinſchaft 
auch bei den Außenſtehenden durchzuſetzen. Daß eine Kampf⸗ 
partei im wirtſchaftlichen Kampf Arbeitgeber und Arbeiter 
gemeinſchaftlich umfaßt, iſt durchaus nichts Seltenes. Es 
braucht gar nicht an den Fall gedacht zu werden, daß Arbeit⸗ 
geber einen Streik unterſtützen, um einem mißliebigen Kon⸗ 
kurrenten zu ſchaden. Auch bei den Kämpfen um Einführung 
oder Beſeitigung der Akkordarbeit, um den Achtuhrladenſchluß, 
um die Beſeitigung der Sonntagsarbeit uſw. kämpfen auf 
beiden Intereſſenſeiten Arbeitgeber und Arbeiter gemeinſam. 
Ein gemeinſchaftlicher Kampf der tariftreuen Arbeiter und 
Arbeitgeber gegen die Außenſeiter mit dem Ziele der Durch⸗ 
führung der Tarifgemeinſchaft hat daher nichts Befremdendes. 

Die Möglichkeit eines ſolchen Kampfes allein macht aber 
die Tarifgemeinſchaft auch noch nicht zur Koalition im Sinne 


2) Die Tarifgemeinſchaft der deutſchen Buchdrucker iſt vom 
Kammergericht in dem allerdings noch nicht rechtskräftigen Urteil vom 
26. November 1909 (Tarifgemeinſchaft c. Zilleſſen — 2. U. 68/09) 
als nicht rechtsfähiger Verein erachtet. 
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des 5 152 GewO. Wenn man es (das iſt das Naturgemäß), 
den beteiligten Verbänden überläßt, für die Durchführung und 
Weiterverbreitung der Tarifgemeinſchaft zu agitieren, ſo haben 
lediglich dieſe Verbände die Aufgabe, „Arbeitsbedingungen zu 
erlangen“, und die Tarifgemeinſchaft kommt mit dem Außen⸗ 
ſtehenden erſt in Berührung, wenn dieſer infolge der Agitation 
der beteiligten Verbände ſich zur Aufnahme meldet. Auch bei 
dieſer Struktur entbehren lediglich die beteiligten Verbände 
gemäß § 152 GewO. der Klagbarkeit, und die Strafbeſtimmung 
des § 153 richtet ſich nur gegen die Nötigung zum Beitritt zu 
den Verbänden, nicht aber gegen die Nötigung zum Beitritt 
zur Tarifgemeinſchaft. f 

Erſt wenn die Agitation für Ausbreitung des Tarifs zur 
Aufgabe der Tarifgemeinſchaft ſelbſt und der eigenen Organe 
der Tarifgemeinſchaft geſetzt wird (wie dies beiſpielsweiſe in 
§ 10 Nr. 3 der Tarifgemeinſchaft der Metallſchläger in Fürth 
und Nürnberg und in 8 87 Anm. 6 des Kommentars zum 
Deutſchen Buchdruckertarif geſchieht), ändert ſich die Sachlage. 
Nunmehr wird die Tarifgemeinſchaft ſelbſt zur Kampforganiſation 
gegen die Tarifuntreuen und ſie kann daher, ſolange einmal 
die Vorſchriften der SS 152, 153 GewO. gelten, nicht ver⸗ 
langen, daß ſie anders behandelt wird, als andere für den 
wirtſchaftlichen Kampf geſchloſſene Koalitionen. Sie kann dies 
um ſo weniger, als gewiſſe Erſcheinungen der neueſten Zeit ge⸗ 
zeigt haben, daß die ſelbſtändigen organiſierten Tarifgemein⸗ 
ſchaften mit ihrer Erſtarkung ein gewiſſes Machtbewußtſein zu 
ſpüren beginnen und gegenüber denjenigen, die den Anſchluß 
an ſie weigern, teilweiſe mit Mitteln vorgehen, die ſonſt im 
wirtſchaftlichen Kampfe als Terrorismus begeichnet werden. 
Die vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt herausgegebene Schriſt 
„Die Weiterbildung des Tarifvertrages im Deutſchen Reiche“ 
S. 228 führt ſogar ſchon Fälle an, wo dieſe Tarifgemein⸗ 
ſchaften ſelbſt, nicht etwa bloß die beteiligten Verbände, Streiks 
und Ausſperrungen organiſiert haben. Die Entwicklung der 
Tarifgemeinſchaften nach dieſer Richtung verdient gerade vom 
Standpunkt der Freunde des Tarifvertragsweſens um ſo mehr 
Bekämpfung, als es ſich hier um eine Fortbildung handelt, für 
die wirtſchaftlich und ſozialpolitiſch nicht das geringſte Bedürfnis 
beſteht. Die Tarifgemeinſchaften ſollten ſich auch fernerhin 
darauf beſchränken, lediglich nach innen zu wirken, die Agitation 
für ihre Ausbreitung aber den beteiligten Koalitionen über⸗ 
laſſen. Findet dieſe reinliche Scheidung der Aufgaben ſtatt, ſo 
ſind nach wie vor die am Tarif beteiligten Koalitionen Kampf⸗ 
vereinigungen im Sinne des § 152, und die Tarifgemein⸗ 
ſchaften ſelbſt aber reine Friedensvereinigungen, welche den Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen über die Koalitionen nicht unterſtehen 
Dann aber iſt mit Hilfe der Reichsgerichtsentſcheidung vom 
20. Januar 1910 die Feſſel der SS 152, 153 für eine gedeih⸗ 
liche Fortentwicklung des Tarifvertragsweſens beſeitigt. 


Zur Frage der Bedeutung des Berufungsurteils. 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Stölzel, Celle. 


Im Prozeß A gegen B iſt B in erſter Inſtanz zur 
Zahlung von 1000 & verurteilt worden. Er legt Berufung 
ein und ſtirbt, die Erben nehmen im Laufe der Berufungs⸗ 

77 


610 


inftanz das Verfahren auf, und es ergeht das Berufungsurteil 
„in Sachen A gegen die B.ſchen Erben C, D, E“ dahin: die 
Berufung der Beklagten wird zurückgewieſen, die Beklagten 
tragen die Koſten der Berufung. Dies Urteil wird rechts⸗ 
kräftig. Hierauf läßt ſich A das erſte Urteil unter An⸗ 
wendung des § 727 ZPO. (d. h. gegen die Erben C, D, E 
des in dieſem Urteil bezeichneten Schuldners B) vollſtreckbar 
ausfertigen. Und C, D, E machen trotz 8 780 ZPO. die 
Beſchränkung ihrer Erbenhaftung geltend, weil ſie nicht als 
»Erben des Schuldners verurteilt ſeien, verurteilt vielmehr noch 
ihr Erblaſſer ſei. 

Iſt das Verfahren richtig? Nein. 

Verurteilt iſt hier nicht der Erblaſſer B, ſondern verurteilt 
find die Erben C, D, E. Wenn auch das Berufungsurteil 
die Form erhalten hat: die Berufung wird zurückgewieſen, ſo 
liegt darin doch materiell eine Verurteilung und zwar eine 
Verurteilung der damaligen Beklagten, der Erben C, D, E. 
Aufgabe des Berufungsgerickts iſt nicht ſowohl, nachzuprüfen, 
ob das erſte Urteil damals mit Recht erlaſſen iſt, ſondern 
vielmehr den Sad: und Rechtsſtoff ſelbſtändig, wie das erſte 
Gericht, durchzuprüfen und die Entſcheidung ſo zu treffen, wie 
es die Sachlage am Tage der zweitinſtanzlichen Echlup- 
verhandlung erfordert (vgl. S 525 ZPO.). Das Berufungs⸗ 
gericht beſtätigt alſo hier nicht die Verurteilung des B, ſondern 
es verurteilt C, D. und E. Einem Urteile, das die Berufung 
des klaggemäß verurteilten Beklagten zurückweiſt, kann keine 
andere Bedeutung zukommen als demjenigen, das auf die Be— 
rufung des abgewieſenen Klägers den Beklagten verurteilt: in 
beiden liegt eine zweitinſtanzliche „Verurteilung“. 

Allerdings wird die Vollſtreckungsklauſel, wenn ein Rechts⸗ 
mittel ohne Ergebnis eingelegt iſt, regelmäßig ohne weiteren 
Zuſatz auf das angefochtene Urteil geſetzt. Das geht aber 
nicht an, wenn ſich aus dem Urteil der höheren Inſtanz 
irgendeine Einſchränkung oder Anderung der Verurteilung 
ergibt, z. B. wenn die Berufung zurückgewieſen wird mit der 
Maßgabe, daß der Kläger ſtatt 6 Prozent nur 5 Prozent 
Zinſen der Urteilsſumme fordern kann, oder mit der Maßgabe, 
daß dem Beklagten die Beſchränkung ſeiner Haftung vor⸗ 
behalten bleibt. In ſolchen Fällen wird die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel entweder unter Erwähnung der zweitinſtanzlichen 
Anderung auf das Urteil erſter Inſtanz geſetzt, oder beide 
Urteile werden, mit Schnur und Siegel verbunden, zuſammen 
ausgefertigt und mit einer gemeinſamen Vollſtreckungsklauſel 
verſehen. So hat es auch in unſerem Falle zu geſchehen. 
Der Eintritt der Erben in die Rolle des Beklagten und ſomit 
in die Rolle des Verurteilten, wie er im Eingang (Rubrum) 
des zweiten Urteils zum Ausdruck kommt, iſt eine ſehr weſent⸗ 
liche Anderung der erſtinſtanzlichen Entſcheidung, wenn auch 
im Tenor die Berufung ohne weiteres zurückgewieſen iſt. 

Hieraus ergibt ſich: Der Gläubiger A braucht zur Bei- 
treibung der 1000 ./ von C, D, E nicht noch die (im Prozeß 
von C, D, E ſelbſt behauptete) Tatſache der Beerbung des B 
durch C, D, E gemäß 8 727 3PO. durch öffentliche Urkunden 
nachzuweiſen, es bedarf nicht der Anordnung des Vorſitzenden 
gemäß § 730, ſondern der Gerichtsſchreiber fertigt das erſte 
Urteil, indem er die laut Berufungsurteil eingetretene Rechts⸗ 
nachfolge in der Perſon des Schuldners ausdrücklich anführt, 
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alsbald gegen die Erben C, D, E vollſtreckbar aus, oder er 
ſetzt die Klauſel ohne weiteres unter die beiden zuſammen⸗ 
gehefteten Urteile. 

Und die Erben C, D, E können ſich, da fie verſäumt 
haben, in der Berufungsinſtanz die Beſchränkung ihrer Haftung 
geltend zu machen, nicht mehr auf dieſe Beſchränkung berufen, 
denn fie find als Erben des Schuldners verurteilt (S 780 ZPO.). 


Das Verſäumnis verfahren in Strafſachen. 
Von Rechtsanwalt Paul Schwartz, Berlin. 


Eine Hauptverhandlung ohne den Angeklagten, die man in 
unrichtiger Analogie mit dem Zivilprozeß als Verſäumnis⸗ 
verfahren zu bezeichnen pflegt, kennt unſere Strafprozeßordnung, 
von dem beſonders gearteten Verfahren gegen abweſende Wehr⸗ 
pflichtige und gegen Abweſende, denen die Ladung öffentlich zuge⸗ 
ſtellt iſt, abgeſehen, nur in Ausnahmefällen. Beim Ausbleiben 
des Angeklagten kann zur Hauptverhandlung geſchritten werden, 
wenn die zur Anklage ſtehende Tat nur mit Geldſtrafe, Haft 
oder Einziehung, allein oder in Verbindung miteinander, bedroht 
iſt. Hiernach iſt die Verhandlung ohne den Angeklagten im 
weſentlichen nur vor dem Schöffengericht, und auch hier nur 
in den leichteſten Fällen, hauptſächlich bei Übertretungen, 
möglich. | 

Nach dem Entwurf einer Strafprozeßordnung ſoll für die 
Frage der Zuläſſigkeit des Verſäumnisverfahrens nicht, wie bis⸗ 
her, die im Geſetz für den betreffenden Straffall angedrohte 
Strafe zugrunde gelegt werden, ſondern es ſoll lediglich darauf 
ankommen, ob nach dem Ermeſſen des Gerichts in dem konkreten 
Falle nur eine geringfügige Strafe zu erwarten iſt. Aber die 
Grenze, die der Entwurf hierbei zieht, iſt eine ſo weite, daß wir, 
falls er Geſetz wird, eine nicht unbeträchtliche Ausdehnung 
des Verſäumnisverfahrens in Strafſachen erhalten werden. 
Der Entwurf ſchlägt im § 225 folgende Beſtimmung vor: 
Bleibt der Angeklagte auf ordnungsmäßige Ladung ohne ge⸗ 
nügende Entſchuldigung aus, ſo kann in Sachen, die vor den 
Amtsgerichten oder den Landgerichten zu verhandeln ſind, ohne 
ihn verhandelt werden, wenn das Gericht annimmt, daß auf 
keine ſchwerere Strafe als 6 Wochen Gefängnis, allein oder in 
Verbindung mit Geldſtrafe, zu erkennen ſein wird. Danach ſoll 
bei einer großen Reihe von Delikten, bei denen gegenwärtig ein 
Verſäumnisverfahren ausgeſchloſſen iſt, ohne den Angeklagten 
verhandelt werden dürfen, z. B. bei Widerſtand gegen die 
Staatsgewalt, Vergehen gegen § 175, Kuppelei, Ehebruch, 
Verführung, Erregung öffentlichen Argerniſſes, fahrläſſiger 
Tötung, gefährlicher Körperverletzung, Entführung, Freiheits⸗ 
beraubung, Nötigung, Bedrohung, Erpreſſung, Diebſtahl, Unter⸗ 
ſchlagung, Begünſtigung, Hehlerei, fahrläſſiger Brandſtiftung u. a. 
Ja, unter Umſtänden werden auch ſtrafbare Handlungen, die 
ſich nach der heutigen Terminologie als Verbrechen darſtellen, 
in Abweſenheit des Angeklagten verhandelt werden können, z. B. 
die ſchwere Urkundenfälſchung im Falle des $ 268 Nr. 1 des 
Strafgeſetzbuchs, die Beamtenbeſtechung im Falle des 5 332 
ebenda. N 

Begründet wird der Geſetzesvorſchlag in erſter Linie damit, 
daß das Ausbleiben des Angeklagten keine Seltenheit ſei, was 
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zur Folge habe, daß häufiger als erwünſcht die Vorführung 
oder Verhaftung angeordnet und die Verhandlung vertagt 
werden müßte. Dies führe zu Verſchleppungen, die mit einer 
Störung der geordneten Tätigkeit der Gerichte und einer Be⸗ 
läſtigung der vergeblich vorgeladenen Zeugen verbunden ſei. In 
der voraufgeſchickten Zuſammenſtellung der leitenden Geſichts⸗ 
punkte der Reform findet ſich denn auch der hier in Rede 
ſtehende Geſetzesvorſchlag unter den „die Beſchleunigung des 
Verfahrens betreffenden Maßnahmen (S. 142). 

Zunächſt kann nicht zugegeben werden, daß das Ausbleiben 
des Angeklagten eine beſonders häufige Erſcheinung ſei, ſo daß 
durch eine hierauf bezügliche Maßnahme eine weſentliche Be⸗ 
ſchleunigung der Strafpraxis als ſolcher zu erreichen wäre. Denn 
die Fälle, in denen der Angeklagte vor Empfang der Ladung 
die Flucht ergreift, oder in denen er durch Krankheit oder ſonſtige 
Hinderniſſe entſchuldigt ausbleibt, ſcheiden aus, da § 225 des 
Entwurfs nur diejenigen Fälle treffen will, in denen der An⸗ 
geklagte „auf ordnungsmäßige Ladung ohne genügende Ent⸗ 
ſchuldigung“ ausbleibt. Aber wenn wirklich mit dem $ 225 in 
einzelnen Fällen eine ſchnellere Durchführung des Strafprozeſſes 
ſich ermöglichen läßt, ſo kann dies jedenfalls nur auf Koſten 
der Gründlichkeit und Zuverläſſigkeit des Verfahrens geſchehen. 
Indem das Geſetz dem Angeklagten das Recht gibt, jederzeit 
in den Gang der Verhandlung einzugreifen und Fragen an die 
Zeugen und Sachverſtändigen zu ſtellen, will es eine Garantie 
für die Ermittlung der Wahrheit geben. Wie häufig kommt es 
vor, daß ein Zeuge oder Sachverſtändiger nach Ausübung des 
Fragerechts ſeitens des Angeklagten ſeine Ausſage ergänzen oder 
richtigſtellen muß! Bei Nichtanweſenheit des Angeklagten 
ſind objektiv falſche Ausſagen bisweilen unvermeidlich. Man 
denke z. B. an den Fall, daß ein Zeuge infolge einer Namens⸗ 
verwechſlung ſich über die Identität des Angeklagten irrt. Es 
kommt hinzu, daß die Erklärungen des Angeklagten ſelbſt für 
die Ermittlung der Wahrheit oft von entſcheidender Bedeutung 
find. Bei ſich widerſprechenden Zeugenausſagen wird der Richter 
auf die dem Angeklagten ungünſtige Ausſage eines Zeugen 
weniger Gewicht legen, wenn die ihm günſtige eines andern 
Zeugen durch den guten perſönlichen Eindruck des Angeklagten 
und die Glaubhaftigkeit ſeiner eigenen Darſtellung unterſtützt 
wird. Andererſeits wird der Richter die Erklärungen des An⸗ 
geklagten und ſein ganzes Verhalten auch zu ſeinen Ungunſten 
verwerten dürfen; ſo, wenn er ſich in Widerſprüche verwickelt, 
bie er nicht aufklären kann, oder wenn er auf Fragen, die an 
ihn gerichtet werden, verlegen ſchweigt. Man denke ferner an 
den Fall, daß bei mehreren Angeklagten die Erklärungen des 
einen zur Entlaſtung oder Belaſtung des andern herangezogen 
werden können. Geradezu unentbehrlich aber ſcheint mir die 
Anpeſenheit des Angeklagten für die Beurteilung aller der⸗ 
lenigen Fragen, die die ſubjektive Seite der Tat betreffen. Der 
Richter muß ſich über die geiſtigen Qualitäten des Angeklagten 
ſtets ein Bild aus eigener Anſchauung machen können. In 
erhöhtem Maße wird dieſer Satz für das künftige Strafgeſetzbuch 
Geltung haben, in welchem aller Vorausſicht nach die ge⸗ 
minderte Zurechnungsfähigkeit Berückſichtigung finden wird. 
Auch zur richtigen Entſcheidung über Art und Höhe der Strafe 
it die perſönliche Vernehmung des Angeklagten unbedingtes 
Erfordernis. Ohne ihn zu ſehen und zu hören, ift ein Eindringen 
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in die Pſyche des Angeklagten nicht möglich, und vielfach wire 
der Richter nur aus dem Munde des Angeklagten über die 
Motive der Tat und über die perſönlichen Verhältniſſe des 
Angeklagten Aufſchluß erhalten. 

Man wird nicht ſagen können, daß die vorſtehend an⸗ 
gedeuteten, aus der Abweſenheit des Angeklagten ſich ergebenden 
Nachteile durch den etwaigen Vorteil einer Beſchleunigung des 
Verfahrens im entfernteſten aufgewogen werden. Aber die 
Motive führen noch einen zweiten Grund für die Ausdehnung 
des Verſäumnisverfahrens an: Mit dem geltenden Rechts⸗ 
zuſtand ſei auch dem Angeklagten ſelbſt nicht gedient; denn 
nicht ſelten ſcheue er ſich vor dem Gange auf das Gericht oder 
fürchte die ihm bevorſtehende Bloßſtellung in öffentlicher 
Gerichtsſitzung, wäre aber an ſich bereit, eine geringe Strafe 
auf ſich zu nehmen. Dieſe Erwägung iſt an ſich richtig. Aber 
es iſt nicht zu verſtehen, inwiefern ſie die Einführung des 
§ 225 rechtfertigen könnte. Denn der Angeklagte, der, von 
ſolchen Motiven geleitet, der Hauptverhandlung fernbliebe, 
würde höchſt unſachgemäß handeln. Er hat ja keinerlei Gewähr, 
daß das Gericht von dem § 225 wirklich Gebrauch machen 
wird. Er würde alſo durch ſein Fernbleiben ſeine Verhaftung 
oder Vorführung riskieren, alſo vielfach gerade das Gegenteil 
von dem erreichen, was er bezweckte, nämlich die öffentliche 
Bloßſtellung, ſtatt ſie zu vermeiden, vergrößern. Die Erwägung 
der Motive kann logiſcherweiſe nur zur Erweiterung derjenigen 
Beſtimmungen führen, welche von der Befugnis des Gerichts 
handeln, den Angeklagten auf ſeinen Antrag vom Erſcheinen 
in der Hauptverhandlung zu entbinden. In der Tat hat 
der Entwurf eine ähnliche Erwägung zur Begründung des 
dieſe Befugnis behandelnden § 220 angeſtellt. 

Weitere Gründe für die Einführung des § 225 bringt 
der Entwurf nicht und laſſen ſich auch nicht bringen. Dagegen 
kann man noch manches gegen ſeine Einführung geltend machen. 
Insbeſondere ſei hier auf die Schwierigkeit hingewieſen, die 
darin liegt, beim Beginn der Verhandlung ſich ein Urteil über 
die Höhe der vorausſichtlichen Strafe zu bilden. Wenn die 
Möglichkeit eines ſolchen Urteils bei dem Vorſitzenden und dem 
Referenten auf Grund ihrer Kenntnis der Akten vielleicht noch 
beſteht, ſo iſt ſie bei den Beiſitzern, beſonders den Laienrichtern, 
als ausgeſchloſſen zu betrachten. In allen denjenigen Fällen 
aber, in denen das Gericht ſich über die Höhe der voraus⸗ 
ſichtlichen Strafe getäuſcht hat, wird es entweder gemäß dem 
Schlußſatz in Abſ. 1 des § 225 die Verhandlung ausſetzen, 
wenn ſich auf Grund der Beweisaufnahme herausſtellt, daß 
auf eine ſchwerere Strafe zu erkennen iſt; und in dieſem Falle 
iſt das Ziel des Entwurfs, das Verfahren zu beſchleunigen, 
nicht nur illuſoriſch gemacht, ſondern es iſt durch eine unnötige 
Beweisaufnahme das Verfahren ſogar verzögert worden. Oder 
das Gericht wird, um die Vertagung zu verhüten, beſonders 
bei einer geringen Differenz zwiſchen der erwarteten und der 
erforderlichen Strafe (handelt es ſich doch hier um Imponde⸗ 
rabilien!) leicht geneigt ſein, Milde walten zu laſſen, womit den 
Intereſſen der Strafverfolgung nicht gedient iſt. 

Hiernach bin ich der Meinung, daß kein Anlaß vorliegt, 
an dem bewährten Grundſatz unſerer Strafprozeßordnung zu 
rütteln, wonach regelmäßig kein Angeklagter ungehört verurteilt 
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Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 11, 30 EGBGB. Unanwendbarkeit der Grund’ 
ſätze des internationalen Privatrechts. 

Die Reviſionskläger haben die Ausführungen zunächſt des⸗ 
halb angefochten, weil das BG. mit Unrecht den ſtreitigen 
Anſpruch nach deutſchem Recht beurteilt habe, weil nament⸗ 
lich ſeine mit der Gleichberechtigung aller Kulturſtaaten und 
den Bedürfniſſen des modernen Verkehrs unvereinbare Auf⸗ 
faſſung verfehlt ſei, der deutſche Richter habe, abgeſehen von 
den hervorgehobenen Ausnahmefällen, grund ſätzlich davon 
auszugehen, daß er auf einen zwiſchen einem Inländer und 
einem Ausländer geſchloſſenen Vertrag deutſches Recht an⸗ 
zuwenden habe. Dieſer Angriff erſcheint auch im weſentlichen 
als begründet. Zwar iſt die Frage, nach welchem örtlichen 
Rechte die ſtreitige Schadenserſatzpflicht des Verkäufers im 
vorliegenden Falle zu beurteilen iſt, von den deutſchen Ge⸗ 
richten nach den ſeit dem 1. Januar 1900 geltenden Grund⸗ 
ſätzen des deutſchen Rechts zu entſcheiden, ſo daß die bis 
dahin in der deutſchen Rechtſprechung für die Beurteilung der⸗ 
artiger Fälle anerkannten Grundſätze nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung als auf den gegebenen Fall anwendbar zu erachten 
ſind, daß deren Anwendung als dem jetzt geltenden Rechte ent⸗ 
ſprechend anzuſehen iſt (vgl. auch RG. 61, 344). Dies trifft 
aber hier zu. Das BGB. und das CG. hierzu enthalten näm⸗ 
lich, abgeſehen von den hier nicht in Frage kommenden Vor⸗ 
ſchriften der Art. 11 und 30 des letzteren Geſetzes, keine Be⸗ 
ſtimmungen, aus welchen unmittelbar entnommen werden könnte, 
welches örtliche Recht auf derartige zwiſchen einem Inländer 
und einem Ausländer geſchloſſenen, teilweiſe im Ausland zu 
erfüllenden gegenſeitigen Verträge von den deutſchen Gerichten 
anzuwenden iſt. . .. Die Entſtehungsgeſchichte der neuen Ge⸗ 
ſetze weiſt aber darauf hin, daß der Geſetzgeber für die Ent⸗ 
ſcheidung der unter der Herrſchaft dieſer Geſetze ſich ergebenden 
Fälle der Kolliſion deutſcher und ausländiſcher Rechtsnormen, 
ſoweit hierüber keine ausdrücklichen Beſtimmungen im EGBGB. 
erlaſſen ſind, keineswegs die bis dahin in der Rechtslehre und 
der Rechtſprechung der deutſchen Gerichte anerkannten Grund⸗ 
ſätze des internationalen Privatrechts ausſchalten, ſondern daß 
er ſie im allgemeinen auch für das neue deutſche Recht als 
grundſätzlich maßgebend angeſehen wiſſen wollte, ohne daß 
damit aber die ſeither in Deutſchland angewendeten Grundſätze 
des internationalen Privatrechts im einzelnen Geſetzeskraft 
erlangen ſollten. Dafür aber, daß in dieſer Hinſicht gerade 
für die Rechtsmaterie des Kaufs nach dem Willen des Geſetz— 
gebers etwas Abweichendes gelten, namentlich daß auf dieſes 
Rechtsgeſchäft auch dann, wenn es zwiſchen einem Deutſchen 
und einem Ausländer abgeſchloſſen iſt, dennoch nicht das gemäß 
den Grundſätzen des internationalen Privatrechts zu be— 
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ſtimmende örtliche Recht, ſondern ohne weiteres unter allen 
Umſtänden ausſchließlich die Beſtimmungen des BGB. über 
den Kauf maßgebend ſein ſollten, liegt kein Anhalt, jedenfalls 
kein zwingender Grund vor. Aber auch der vom BG. 
hervorgehobene Unterſchied zwiſchen dem früheren und dem ſeit 
Einführung des BGB. in ganz Deutſchland beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtand in bezug auf die Häufigkeit derartiger örtlicher Statuten⸗ 
kolliſionen kann nicht dazu führen, bei Entſcheidung der ſich 
hieraus ergebenden Fragen den unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts anerkannten Grundſätzen des internationalen Privatrechts 
die Anwendung für das jetzt geltende Recht überhaupt oder 
wenigſtens inſoweit zu verſagen, als es ſich um einen zwiſchen 
einem Deutſchen und einem Ausländer geſchloſſenen Vertrag 
handelt; denn nach der dargelegten Entſtehungsgeſchichte des 
BGB. und des CG. iſt nicht anzunehmen, daß mit Rückſicht 
auf das für die Zeit nach dem Inkrafttreten des BGB. zu 
erwartende ſeltenere Vorkommen örtlicher Statutenkolliſionen, 
die von da an hauptſächlich nur bezüglich des deutſchen Rechts 
einerſeits und des nichtdeutſchen Rechts anderſeits in Ausſicht 
ſtanden, die geſetzgebenden Faktoren beabſichtigt haben ſollten, 
daß künftig die Entſcheidung ſolcher Konflikte nicht unter An⸗ 
wendung der Grundſätze des internationalen Privatrechts, 
ſondern gemäß dem Geſichtspunkt, daß der deutſche Richter 
deutſches Recht ſchlechthin anzuwenden habe, erfolgen ſollte. 
Wenn aber hiernach die erörterte Anſicht des BG. nicht als 
dem Willen des Geſetzes entſprechend zu erachten iſt, ſo er⸗ 
ſcheint es als unbedenklich, auch für das jetzt geltende Recht 
trotz der abweichenden Meinung mehrerer neuerer Schriftſteller 
an dem in der herrſchenden Rechtſprechung des RG. für Fälle 
des alten und des neuen Rechts anerkannten Grundſatz des 
internationalen Privatrechts feſtzuhalten, wonach dann, wenn 
bei Schuldverhältniſſen aus Verträgen die Anwendung örtlich 
verſchiedener Rechte in Frage ſteht, im Zweifel, d. h. ſofern 
kein gegenteiliger Vertragswille der Parteien ſich ergibt, das 
Recht des für die ſtreitige Verpflichtung gegebenen Erfüllungs⸗ 
orts — in dem die wichtigſte örtliche Beziehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes liegt — als maßgebend anzuſehen iſt. (Vgl. RG. 9, 
227; 14, 239; 55, 108; 66, 75, und folgende weitere Urteile 
des RG., des III. ZS. vom 8. April 1904 III 373/04, des 
VII. ZS. vom 22. November 1901 VII 285/01 und des 
erkennenden Senats vom 22. Januar 1909 II 324,08.) 
Auf Grund dieſer Rechtsanſicht hätte aber das BG. ein: 
gehender, namentlich unter Berückſichtigung der früheren ge= 
ſchäftlichen Beziehungen der Vertragſchließenden und der zur 
Zeit des Vertragſchluſſes gegebenen Sachlage prüfen ſollen, ob 
die Parteien nicht das von ihnen begründete Vertragsver⸗ 
hältnis einem einheitlichen Rechte, eventuell welchem, haben 
unterwerfen wollen, namentlich was ſie bei vernünftiger und 
billiger Berückſichtigung aller Umſtände, wäre ihnen die Frage 
entgegengetreten, mutmaßlich über das anzuwendende Recht be: 
ſtimmt haben würden (vgl. RG. 68, 205 und die Zitate da⸗ 
ſelbſt, in demſelben Sinne ein Urteil des erkennenden Senats 
vom 15. Oktober 1909 II 668,08). Erſt wenn die hiernach 
gebotene eingehendere Prüfung zu keinem Ergebnis geführt hätte, 
würde es nach obiger Darlegung auf die weitere Frage an⸗ 
gekommen ſein, welches örtliche Recht als dasjenige des Er— 
füllungsorts für die ſtreitigen Verpflichtungen als maßgebend 


39. Jahrgang. 


anzuſehen ſei, eine Frage, die auch hier der näheren Erörterung 
für den Fall bedarf, daß die nach Aufhebung des angefochtenen 
Urteils vom BG. vorzunehmende nochmalige Prüfung der erſteren 
Frage keine genügende Feſtſtellung zur Folge haben ſollte. Für 
die erwähnte Erörterung kommt es aber vor allem darauf an, 
an welchem Orte die den unmittelbaren Gegenſtand des Klage⸗ 
anſpruchs bildende Schadenserſatzpflicht des Verkäufers A. und 
die damit zuſammenhängende Lieferungsverpflichtung desſelben, auf 
deren mangelhafte Erfüllung der Schadenserſatzanpruch der 
Klägerin geſtützt wird, zu erfüllen waren. Als Erfüllungsort 
für beide Verpflichtungen iſt der damalige Wohn⸗ und gewerb⸗ 
liche Niederlaſſungsort des A., A. in Finnland, anzuſehen, (ſo 
daß die Frage hier keiner Entſcheidung bedarf, welcher Ort 
dann, wenn beide Verpflichtungen an zwei in verſchiedenen 
Rechtsgebieten liegenden Orten zu erfüllen wären, für die Be⸗ 
ſtimmung des anzuwendenden Rechts maßgebend ſein würde). 
Aus dem bezeichneten Erfüllungsort folgt aber, daß für den 
ſich auf dieſe Verpflichtungen ſtützenden Klageanſpruch und die 
damit zuſammenhängende Frage, ob der Verkäufer ſeiner Ver⸗ 
tragspflicht vollſtändig dadurch genügt hat, daß er an Stelle 
der einen Teil ſeiner erſten Lieferung bildendenden mangel⸗ 
haften Felle vertragsmäßige Erſatzware anbot, das in Finnland 
geltende Recht maßgebend iſt; denn es handelt ſich hierbei im 
weſentlichen um die Lieferungs⸗ und die damit zuſammenhängende 
Schadenserſatzpflicht des Verkäufers. Iſt die erwähnte Frage 
zugunſten desſelben zu bejahen, ſo ergibt ſich hieraus ohne 
weiteres die Verpflichtung der Klägerin, dieſe Erſatzware an⸗ 
zunehmen, und es erſcheint der von der Klägerin geltend ge⸗ 
machte Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung als hinfällig. 
Bei der erwähnten Annahmeverpflichtung der Klägerin handelt 
es ſich auch, ſoweit der Klageanſpruch in Frage ſteht — zum 
Unterſchied von dem in RG. 34, 391 entſchiedenen Falle —, 
nicht um eine die Erſatzware betreffende Schuldnerver⸗ 
pflichtung derſelben gemäß § 433 Abſ. 2 BGB., namentlich nicht 
um die Verpflichtung, dieſe Ware zu bezahlen, ſondern um 
einen Annahme» und Gläubigerverzug derſelben, der nach S 300 
Abſ. 2 BGB. für den Übergang der Gefahr von Bedeutung 
iſt. Hiernach iſt aus dem Zuſammenhang, indem die Frage, 
ob A. durch nachträgliche Lieferung vertragsmäßiger Erſatzware 
feine vertragliche Lieferungsfriſt erfüllt hat, mit der weiteren 
akzeſſoriſchen Frage ſteht, ob die Klägerin verpflichtet war, dieſe 
Erſatzware anzunehmen, nicht zu folgern, daß etwa dieſe beiden 
Fragen nach dem für die Vertragserfüllung der Klägerin maß⸗ 
gebenden deutſchen Rechte zu beurteilen ſeien. Vielmehr ſind 
die beiden eng zuſammenhängenden Fragen nach einem ört⸗ 
lichen Rechte und zwar im Hinblick auf das dargelegte Ver⸗ 
hältnis der erwähnten beiderſeitigen Verpflichtungen zuein⸗ 
ander nach dem Rechte zu beurteilen, das auf die Lieferungs⸗ 
und Schadenserſatzpflicht des Verkäufers A. anzuwenden iſt, 
alſo nach finnländiſchem Rechte. Daher würde, wenn A. nach 
finnländiſchem Rechte befugt geweſen ſein ſollte, durch die nach⸗ 
trägliche Lieferung mangelfreier Erſatzware ſeine geſamte Leiſtung 
zu einer vertragsmäßigen zu machen, was das BG. unterſtellt 
hat, jedenfalls ein Schadenserſatzanſpruch der Klägerin wegen 
Nichterfüllung des ganzen Vertrags gemäß 8 480 Abſ. 2 
BGB. nicht begründet ſein. A. c. W., U. v. 19. April 10, 
394/09 II. — Hamburg. 
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2. 88 119, 306, 320 bis 327, 433, 437 BGB. Irrtum 
des Käufers bei rechtlich nicht beſtehenden Kuxen. Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung? Kann der Käufer eines nicht beſtehenden 
Rechtes ſtatt das Erfüllungsintereſſe zu fordern die Zahlung 
des Kaufpreiſes verweigern?] 

Bei rechtlich gar nicht beſtehenden Kuren kann nicht von 
einem Irrtum über eine „Eigenſchaft“ — BGB. 8 119 Abſ. 1 — 
geſprochen werden, ſo daß die nicht zweifelsfreie Frage hier 
nicht der Entſcheidung bedarf, ob nicht auch ein Kux im Sinne 
des §S 119 BGB. als „Sache“ anzuſehen iſt. Das BG. hat 
mit Recht angenommen, daß trotz der mangelnden Rechts⸗ 
beſtändigkeit der Gewerkſchaft der Kaufvertrag nicht aus § 306 
BGB. wegen Unmöglichkeit der Leiſtung nichtig war. Kuxe 
ſind Anteilsrechte am Vermögen der Gewerkſchaft, und bei ihnen 
beſtimmt ſich daher die Haftung des Verkäufers nach der Vor⸗ 
ſchrift der 88 433 und 437 BGB. Nach der erſteren Vor⸗ 
ſchrift iſt der Verkäufer eines Rechts verpflichtet, dem Käufer 
das Recht zu verſchaffen, und nach der letzteren Vorſchrift hat 
er für den Beſtand des Rechts einzuſtehen. Nach dem Geſetze 
haftet die Klägerin als Verkäuferin — RG. 68, 292 — nach 
Art eines Garantieverſprechens, und der Beklagte war daher, 
wenn es für die Kuxe an dem rechtlichen Beſtande fehlte, 
berechtigt, die Leiſtung des Erfüllungsintereſſes zu bean⸗ 
ſpruchen. Allein der Käufer des Rechts hat nicht nur dieſe 
Befugnis. Der § 440 BGB. gibt allgemein für den Fall, 
daß der Verkäufer eines Rechts ſeine Verpflichtungen aus den 
SS 433, 437 nicht erfüllt, dem Käufer die Rechte aus den 
SS 320 bis 327. Dieſe Vorſchriften treffen nicht unmittelbar 
den Tatbeſtand des Verkaufs eines nicht beſtehenden Rechts, in 
welchem Falle die Unmöglichkeit der Leiſtung von Anfang an 
vorhanden iſt und nicht erſt nach dem Vertragsſchluß eintritt. 
Aber aus dem Grundgedanken, auf dem die SS 320 flg. beruhen, 
darf der Satz entnommen werden, daß beim Verkaufe eines 
nicht beſtehenden Rechts der Käufer berechtigt iſt, anſtatt das 
Erfüllungsintereſſe zu fordern, die Zahlung des Kaufpreiſes zu 
verweigern. H. c. B., U. v. 6. April 10, 261/09 V. — Berlin. 

3. § 138 BG. 

Darin allein, daß ein mit ſeinen Gläubigern über den 
Erlaß eines gleichmäßigen Teiles ihrer Forderungen ein Privat⸗ 
abkommen treffender Schuldner mit einem ſcheinbar jenem Ab⸗ 
kommen beitretenden Gläubiger eine Sonderabrede trifft, wonach 
er demſelben trotzdem deſſen ganze urſprüngliche Forderung 
bezahlen wolle, iſt der Tatbeſtand einer die guten Sitten ver⸗ 
letzenden Handlung nicht zu finden. Der den anderen Gläubigern 
gegenüber Begünftigte erhält nur dasjenige, worauf er Anſpruch 
hatte. Weiß er, daß der Schuldner den übrigen Gläubigern 
den Nachweis des Beitritts aller Gläubiger zu erbringen hat, 
ſo kann allerdings unter Umſtänden in ſeinem Verhalten eine 
Beihilfe zum Betruge geſehen werden. Dies würde ihn den 
getäuſchten Gläubigern gegenüber zum Schadenserſatze verpflichten. 
Der Schuldner aber könnte hieraus keine Einrede gegenüber 
dem beſſergeſtellten Gläubiger ableiten. Von dieſen Rechts⸗ 
grundſätzen iſt das RG. wiederholt ausgegangen (vgl. RG. 
6, 227 ff.). R. c. S., U. v. 25. April 10, 412/09 IV. — Berlin. 

4. 5 254 BGB. Aber den Einwand des Verkäufers, 
der Käufer habe ſich billiger gedeckt oder decken können.] 

Die gehörig eingelegte Reviſion hat keinen Erfolg. Der 
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Bert. geht davon aus, daß der Beklagte am 17. Februar 1906 
wegen poſitiver Vertragsverletzung der Klägerin berechtigt war, 
ohne vorgängige Nachfriſtſetzung die rückſtändige Leiſtung ab⸗ 
zulehnen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung hinſichtlich 
aller aus dem Vertrage rückſtändigen Lieferungen zu verlangen. 
Die Klägerin meint, der Beklagte hätte ihr Angebot vom 
24. Februar 1906 als Angebot für einen Deckungskauf zum 
Zweck der Schadensminderung annehmen müſſen (S 254 BGB.), 
auch hätte der Beklagte ſich mindeſtens ſo günſtig wie nach dem 
Vertrage eingedeckt oder doch eindecken können. Der BerR. hat 
dieſe Einwendung der Klägerin abgelehnt und dem Beklagten, 
der die abſtrakte Schadensberechnung aufgeſtellt hat, dem⸗ 
entſprechend den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und 
dem höheren Verkäuflichkeitspreiſe zuerkannt ... Schon unter der 
Herrſchaft des alten Rechts ging die Rechtſprechung dahin, daß der 
Käufer, der die abſtrakte Schadensberechnung wählt, als Geringſtes 
den Anſpruch auf Zahlung des Unterſchieds zwiſchen dem Vertrags⸗ 
preis und (dem Marktpreis oder) dem Verkäuflichkeitspreiſe ver⸗ 
langen kann, weil bei allen Waren deren Verkäuflichkeit bis 
zum Beweis des Gegenteils anzunehmen iſt. Der Verkäufer 
kann an ſich nicht einwenden, daß der Käufer ſich tatſächlich 
billiger gedeckt habe oder ſich billiger hätte decken können. Auch 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts iſt an dieſem Standpunkt 
feſtgehalten worden. Nur unter beſonderen Umſtänden kann 
dem Käufer ein Deckungskauf angeſonnen werden (vgl. RG. 4, 3; 
58, 327; 68, 165), wenn nämlich unter beſonderen Umſtänden 
§ 254 BGB. anzuwenden iſt (hierüber Entſcheidungen des RG. 
in Leipziger Z. 09, 143100). An ſolchen beſonderen Umſtänden 
fehlt es hier nicht allein, ſondern es iſt grundſätzlich davon 
auszugehen, daß der Käufer, nachdem er mit Recht Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangt hat, nicht das nachträgliche 
Angebot des Verkäufers, mit dem er ſo ſchlechte Erfahrungen 
gemacht hat, als Angebot zu einem Deckungskauf anzunehmen 
braucht. Der BerR. führt auch noch weiter hierzu an, daß der 
Beklagte Grund zu der Befürchtung hatte, es könne ihm die 
Klägerin, wenn er deren Angebot annehme, weitere unberechtigte 
Schwierigkeiten machen. Dieſe Feſtſtellung läßt die Anwendbarkeit 
des 5 254 BGB. als ausgeſchloſſen erſcheinen, weil die An⸗ 
nahme des Angebots eine Schadensminderung nicht erwarten 
ließ. W. c. D., U. v. 15. April 10, 381/09 II. — Hamburg. 

5. 5 254 BGB. Mitwirkendes Verſchulden des Be⸗ 
ſchädigten?! 

Infolge einer von dem Beklagten erhaltenen Ohrfeige will 
der Kläger zu Boden geſtürzt ſein und ſich an Schulter und 
Arm ſchwer verletzt haben. Er verklagte den Beklagten mit 
der vorliegenden Klage auf Schadenserfatz. Das OLG. hat 
dem Kläger einen Eid dahin auferlegt, daß er vom 
Beklagten auf die Backe geſchlagen und infolge des 
Schlages zu Boden geſtürzt ſei, ſich hierbei auch eine 
Verletzung an der rechten Schulter zugezogen habe. Bei 
Leiſtung des Eides ſoll der Anſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, bei Weigerung aber abgewieſen werden. 
Das RG. hob auf: Mit Recht rügt die Reviſion Verletzung 
des § 254 Abſ. 1 BGB. Das angefochtene Urteil lehnt die 
Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift ab, weil kein bei der Entſtehung 
des Schadens mitwirkendes Verſchulden des Klägers zutage 
getreten ſei, es liege insbeſondere auch nicht vor, wenn Kläger 
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das vom Beklagten gefundene Maisſchrot letzterem geſtohlen 
haben ſollte, denn der Schlag ſtelle eine vollſtändig freie 
Willensbetätigung des Beklagten dar. Nach der Darſtellung 
des Beklagten glaubte dieſer, vom Kläger beſtohlen zu ſein. 
Er ſtellte daher den Kläger unter Vorzeigung eines Säckchens 
mit Maisſchrot zur Rede und es entſtand ein Wortwechſel, in 
deſſen Verlauf der Kläger nach der Behauptung des Beklagten 
ihm das Säckchen entreißen wollte, hierbei aber zu Boden fiel, 
während nach der Behauptung des Klägers Beklagter ihn dabei 
geſchlagen hat. Da Kläger wegen Diebſtahls beſtraft worden 
iſt, ſo muß unterſtellt werden, daß Beklagter den Kläger mit 
Recht für ſchuldig hielt und hierüber aufgebracht war. Ob 
dieſe von dem Kläger verſchuldete Aufregung des Beklagten für 
ſich allein die Anwendung des § 254 Abſ. 1 cit. rechtfertigen 
würde, mag zweifelhaft ſein. Es kommt aber noch hinzu, daß 
der Kläger den Diebſtahl nicht etwa zugab, ſondern nach An⸗ 
gabe des Beklagten ſogar verſuchte, ihm das Säckchen zu ent⸗ 
reißen. Bei dieſer Sachlage wäre zu prüfen geweſen, ob dieſe 
Umſtände zuſammengenommen, falls ſie erweislich ſind, ein 
Verſchulden des Klägers enthalten, das für die Ohrfeige mit- 


beſtimmend geweſen iſt. Daß letztere zur unmittelbaren Urſache 


eine Willensentſchließung des Beklagten hatte, ſchließt ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Klägers mindeſtens dann nicht aus, 
wenn der Beklagte unter dem unmittelbaren Eindruck des vom 
Kläger begangenen Diebſtahls und gereizt durch das Benehmen 
des Klägers bei der Unterredung ſich zu einer Ohrfeige hätte 
hinreißen laſſen. R. c. S., U. v. 25. April 10, 239/09 VI. — 
Darmſtadt. 

6. SS 259, 260, 1375, 1376, 1379, 1412 bis 1414, 
2006 BGB. verb. mit 8 739 3PO. und §S 2 KO. Über das 
Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht des Ehemannes an dem 
konkursfreien Vermögen der in Konkurs verfallenen Ehefrau. 
Anſprüche des Konkursverwalters gegen den Ehemann. Be⸗ 
deutung vorgängiger Verurteilung des Ehemannes auf Klage 
von Gläubigern der Ehefrau. Umfang der Verurteilung zur 
Rechnungslegung. Unzuläſſigkeit der Auferlegung eines Offen⸗ 
barungseides.] 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
der Ehefrau hat nicht zur Folge, daß der Mann das an dem 
eingebrachten Gute ihm zuſtehende Verwaltungs⸗ und Nutz⸗ 
nießungsrecht verliert. Es verbleibt ihm dieſes Recht an dem 
konkursfreien Vermögen, insbeſondere an dem von der Ehefrau 
erſt nach der Konkurseröffnung erworbenen Vermögen. Eine 
Einſchränkung ſeiner Rechte tritt aber inſofern ein, als der 
Mann die Befriedigung derjenigen Gläubiger, welchen das ein⸗ 
gebrachte Gut haftet, aus dieſem Gute und zum Zwecke dieſer 
Befriedigung auch die Verwaltung des eingebrachten Gutes 
durch den Konkursverwalter ſich gefallen laſſen muß. Während 
ſonſt der Ehemann es iſt, der in Ausübung ſeines Verwaltungs⸗ 
rechts — nötigenfalls nach Einholung der Zuſtimmung der 
Frau (vgl. SS 1375, 1376 Nr. 3, 1379 BGB.) — für die 
Befriedigung dieſer Gläubiger zu ſorgen hat, geht nach der 
Konkurseröffnung über das Vermögen der Frau dieſe Sorge 
auf den Konkursverwalter über, der die allgemeine Aufgabe 
hat, die geordnete Befriedigung der Gläubiger des Gemein⸗ 
ſchuldners herbeizuführen. Das Verwaltungsrecht des Ehe⸗ 
mannes muß hier dem Verwaltungsrecht des Konkursverwalters 
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weichen. Der Konkurseröffnung über das Vermögen der Ehe⸗ 
frau kann allerdings nicht die Wirkung beigelegt werden, daß 
der Konkursverwalter befugt wäre, ſich eigenmächtig, wider den 
Willen des beſitzenden Ehemannes, in den Beſitz des zur 
Konkursmaſſe gehörigen eingebrachten Gutes zu ſetzen. Er iſt, 
wenn der Ehemann nicht zur Herausgabe bereit iſt, auf den 
Weg der Klage angewieſen (vgl. Ullmann, Das geſetzliche ehe⸗ 
liche Güterrecht 2. Aufl. S. 249; Quaatz im Archiv für bürger⸗ 
liches Recht Bd. 24 S. 34; Jäger, Konkursordnung Anm. 33 
zu $ 2). Anderſeits iſt der Ehemann den Gläubigern feiner 
Frau gegenüber, deren Befriedigung er aus dem eingebrachten 
Gute dulden muß (58 1412 bis 1414 BGB.), nach der Konkurs⸗ 
eröffnung über das Vermögen ſeiner Frau zu etwas mehrerem 
als zur Herausgabe an den Konkursverwalter nicht verpflichtet. 
Wie der Herausgabeanſpruch ſich geſtaltet, wenn die Schulden, 
für die das eingebrachte Gut haftet, den Betrag dieſes Gutes 
nicht erreichen, ob der Konkursverwalter in ſolchem Falle nur 
die Herausgabe der zur Berichtigung jener Schulden erforder⸗ 
lichen Mittel fordern darf, braucht nicht unterſucht zu werden. 
Denn jedenfalls kann er, worüber auch in der Rechtslehre kein 
Streit beſteht, die Herausgabe des ganzen eingebrachten Gutes 
verlangen, wenn deſſen Wert durch den Betrag jener Schulden 
erſchöpft wird. Hinſichtlich des Herausgabeanſpruchs wird nun 
der Umſtand von Bedeutung, daß der Ehemann nicht Gemein⸗ 
ſchuldner, ſondern ein außerhalb des Konkursverfahrens ſtehender 
Dritter iſt. Die Tatſache, daß es zur Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens über das Vermögen der Frau, über das eingebrachte 
Gut und das Vorbehaltsgut, gekommen iſt, genügt deshalb 
nicht, um ihn zur Herausgabe des ganzen eingebrachten Gutes 
zu verpflichten. Es muß vielmehr ihm gegenüber der Nachweis 
geführt werden, daß Schulden in dieſer Höhe beſtehen, für die 
das eingebrachte Gut haftet. Hierüber iſt, falls der Ehemann 
das Vorhandenſein der Schulden beſtreitet und aus dieſem 
Grunde die Herausgabe verweigert, in dem über die Herausgabe⸗ 
pflicht zwiſchen dem Konkursverwalter und dem Ehemann ge⸗ 
führten Prozeſſe zu entſcheiden. Einer erneuten Feſtſtellung 
bedarf es jedoch nicht, wenn bereits vor der Konkurseröffnung 
der Ehemann auf Klage des Gläubigers wegen der fraglichen 
Schuld zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte 
Gut ($ 739 ZPO.) verurteilt iſt. Die Reviſion vermeint zwar, 
daß das in dieſem Prozeſſe ergangene Urteil zugunſten des 
Konkursverwalters keine Wirkung habe. Das Urteil mache 
nicht Rechtskraft für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ehe⸗ 
mann und dem Konkursverwalter. Letzterer ſei nicht Vertreter 
oder Rechtsnachfolger der Konkursgläubiger. Dieſer Reviſions⸗ 
angriff kann nicht für begründet erachtet werden. In dem 
Konkursverfahren über das Vermögen der Ehefrau liegt es 
dem Verwalter ob, die Rechte der Gläubiger auch hinſichtlich 
der Befriedigung aus dem eingebrachten Gute wahrzunehmen. 
Die praktiſche Bedeutung dieſes Konkurſes beſteht hauptſächlich 
eben darin, daß unter Vermeidung der Einzelvollſtreckung die 
gleichmäßige Befriedigung der Gläubiger, denen das eingebrachte 
Gut haftet, ermöglicht werden ſoll. Die Überſchuldung des 
bloßen Vorbehaltsguts wird nur ſelten zur Konkurseröffnung 
führen. Aus jener dem Konkursverwalter geſtellten Aufgabe 
folgt, daß er befugt iſt, in Wahrnehmung der Rechte jener 
Gläubiger die Herausgabe des eingebrachten Gutes von dem 
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Ehemann zu verlangen, obſchon der Konkursverwalter ſonſt 
mit der Verfolgung der Rechte der Konkursgläubiger gegen 
dritte Perſonen (vgl. hierüber Urteile des RG. vom 5. 3. und 
19. 3. 1900 in JW. S. 34211, 393 und Jäger Anm. 33 zu 
§ 2 KO.) nichts zu tun hat. Aus der gleichen Aufgabe des 
Konkursverwalters ergibt ſich weiter, daß er bei dem Heraus⸗ 


gabeverlangen die Forderungen jener Gläubiger mit den 


Rechten, die ihnen zur Zeit der Konkurseröffnung gegen den 
Ehemann zuſtanden, geltend zu machen hat. Der Konkurs⸗ 
verwalter kann deshalb auch diejenigen Rechte, welche die 
Gläubiger aus der rechtskräftigen Verurteilung des Ehemanns 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung bereits erlangt hatten, 
in dem wegen der Herausgabe geführten Rechtsſtreit zur 
Geltung bringen. Hierfür kommt es auf die Frage, ob der 
Konkursverwalter nach begrifflichen Regeln als Vertreter oder 
Rechtsnachfolger der Konkursgläubiger anzuſehen iſt, nicht an. 
Entſcheidend iſt für den Umfang ſeiner Befugniſſe die ihm 
zugewieſene amtliche Stellung. Das auf Klage der Di. ſchen 
Erben gegen den Beklagten ergangene Urteil, das dieſen wegen 
einer Forderung der Kläger von 13 000 & nebſt Zinſen zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
ſeiner Ehefrau verurteilt, iſt deshalb auch zugunſten des 
Konkursverwalters wirkſam. Dies iſt um ſo weniger zu be⸗ 
zweifeln, als die Verpflichtung zur Herausgabe des eingebrachten 
Gutes an den Konkursverwalter an die Stelle der Zwangs⸗ 
vollſtreckung tritt, welche bei nicht beſtehendem Konkurſe die 
D. ſchen Erben auf Grund des gegen den Beklagten und feine 
Ehefrau ergangenen Urteils vornehmen könnten und als die 
Erhebung des Herausgabeanſpruchs ſich in gewiſſer Hinſicht 
als eine Erweiterung der Zwangsvollſtreckung gegen die Ehe⸗ 
frau darſtellt (vgl. die einen ähnlichen Fall behandelnde Ent⸗ 
ſcheidung des RG. 68, 138). Iſt hiernach der Veklagte zur 
Herausgabe des eingebrachten Gutes an den klagenden Konkurs⸗ 
verwalter verbunden, ſo iſt ſeine Verurteilung, über den Beſtand 
des in ſeinem Beſitz befindlichen eingebrachten Gutes ein Ver⸗ 
zeichnis vorzulegen, nach 8 260 BGB. begründet. Bei der 
Herausgabe des eingebrachten Gutes handelt es ſich um die 
Herausgabe eines Inbegriffs von Gegenſtänden im Sinne des 
§ 260. Dieſe Verurteilung iſt auch von der Reviſion nicht 
beſonders angefochten. Aber auch die Verurteilung zur 
Rechnungslegung (Nr. 2 der Urteilsformel) iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden. Mit Recht hat das BG. hierauf die Beſtimmung 
des 8 1421 BGB. zur entſprechenden Anwendung gebracht. 
Iſt auch nach § 1421 die Verpflichtung zur Rechenſchafts⸗ 
ablegung, die nach $ 259 die Verpflichtung zur Rechnungs⸗ 
legung in ſich ſchließt, nur für den Fall vorgeſchrieben, daß 
die Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, ſo iſt 
doch der vorliegende Fall, daß der Mann das zur Konkurs⸗ 
maſſe der Ehefrau gehörige eingebrachte Gut unter Wegfall 
feines Verwaltungs: und Nutznießungsrechts an den Konkurs⸗ 
verwalter herauszugeben hat, ein ſo ähnlicher, daß die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 1421 ſich rechtfertigt. Dagegen 
geht der BerR. darin zuweit, daß er den Beklagten ohne 
jede Einſchränkung verurteilt, über alle Einnahmen und Aus⸗ 
gaben, die das eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau betreffen, 
Rechnung zu legen. Zutreffend weiſt die Reviſion darauf hin, 
daß der Ehemann infolge ſeines Nutznießungsrechts zur 
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Rechnungslegung über die Einnahmen aus Nutzungen und 
über die Ausgaben, die er aus dieſen Nutzungen beſtritten hat, 
nicht verbunden iſt. Die Rechnungslegungspflicht iſt auf den 
Stamm des eingebrachten Gutes und auf die Nutzungen ſeit 
der Zeit, wo der Konkursverwalter zuerſt die Herausgabe des 
eingebrachten Gutes gefordert hat, beſchränkt. Es iſt dies, da 
eine frühere Zeit der Inverzugſetzung nicht behauptet iſt, der 
15. April 1908, an welchem Tage unſtreitig die Klage zugeſtellt 
iſt. Auch der weitere Reviſionsangriff iſt berechtigt, daß der 
Beklagte nicht ſogleich zur Leiſtung des Offenbarungseides habe 
verurteilt werden dürfen. Die Verurteilung iſt nach den 
SS 259, 260 BGB. — abweichend vom § 2006 BGB. — 
nur zuläſſig, wenn Grund zu der Annahme beſteht, das Ver⸗ 
zeichnis über den Beſtand des Inbegriffs ſei nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden oder, was die 
Rechnungslegung betrifft, die in der Rechnung enthaltenen 
Angaben über die Einnahmen ſeien nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt gemacht worden. Vorausſetzung iſt alſo, daß das 
Verzeichnis bereits aufgeſtellt und die Rechnung bereits gelegt 
iſt. An dieſer Vorausſetzung fehlt es hier. Abrigens würde, 
wenn es zuläſſig wäre, die Verurteilung zur Leiſtung des 
Offenbarungseides im voraus auszuſprechen, ſofern mit Sicher⸗ 
heit vorhergeſehen werden kann, daß die erforderliche Sorgfalt 
nicht betätigt werden wird, auch dieſes Erfordernis nicht vor⸗ 
liegen. Die von dem Beklagten zu anderen Zwecken bei 
Leiſtung des Offenbarungseides am 24. Januar 1907 in der 
Zwangsvollſtreckungsſache 3 M. 390/06 des Amtsgerichts über⸗ 
reichte Vermögensaufſtellung wird von dem Kläger nach dem 
im Tatbeſtand angezogenen Schriftſatz vom 26. Mai 1908 im 
weſentlichen nur hinſichtlich der Ausgaben bemängelt, während 
nach §S 259 BGB. Grund zu der Annahme beſtehen muß, daß 
die Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt gemacht ſind. Das Bu. unterlag deshalb, was die 
Verurteilung zu 2 und 3 der Urteilsformel betrifft, der Auf⸗ 
hebung. Zugleich war, da nach dem feſtſtehenden Sachverhalt 
die anderweit zu treffende Entſcheidung ohne weiteres aus 
Anwendung des Geſetzes ſich ergibt, in der Sache dahin zu 
erkennen, daß die Verurteilung zur Rechnungslegung (Nr. 2 
der Urteilsformel) auf das zuläſſige Maß einzuſchränken und 
die Verurteilung zur Leiſtung des Offenbarungseides (Nr. 3 
der Urteilsformel) für das gegenwärtige Teilurteil zu beſeitigen 
war. Im übrigen war die Reviſion als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. F. c. Konk. F., U. v. 4. April 10, 301/09 IV. — 
Naumburg. 

7. 88752, 753 BGB., Art. 40 PrAGBGB. und Preußiſches 
Geſetz vom 2. März 1850. Vom Fährrecht auf öffentlichen 
Strömen. Veräußerungsrecht. Aufhebung einer beſtehenden 
Gemeinſchaft.] 

Es unterliegt keinem Bedenken, daß die Fährgerechtigkeiten 
auf öffentlichen Strömen nach Allgemeinem Deutſchen Privat⸗ 
recht wie nach dem PLALR. zu den Regalien und zwar zu den 
eigentlichen, den ſogenannten niederen Regalien gehören. Dieſe 
niederen Regalien ſind, insbeſondere auch nach der für alle 
Gerichte der Monarchie erlaſſenen Preußiſchen Kabinettsorder 
vom 4. Dezember 1831 (Geſetzſamml. S. 255), nicht Staats: 
hoheits⸗(Majeſtäts⸗), ſondern fiskaliſche Rechte. Letztere 
können auf Privatperſonen übertragen werden und ſind, inſoweit 
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N 12. 1910. 
die Übertragung ftattgefunden hat, in vollem Umfange und 
nach allen Richtungen Gegenſtand des Privateigentums (Gerber, 
Syſtem des Deutſchen Privatrechts 8 67; Gierke, Deutſches 
Privatrecht 2, 27 Anm. 33 S. 396, 398 bis 404, 621, 622 
Anm. 10; Rhein Arch. Bd. 53 Abt. 1 S. 137 ff., Bd. 57 Abt. 2 
S. 77 ff.; PrALR. II, 15 § 51; II, 14 SS 24 ff.; Entſch. des 
PröTr 34, 297; Striethorſt Arch. 92, 105). Es handelt ſich 
im vorliegenden Falle nicht um ein Staatshoheitsrecht, ſondern 
um ein von dem Staate abgeleitetes Nutzungsrecht rein privat⸗ 
rechtlicher Natur, nämlich um das von den Parteien erworbene, 
ihnen gemeinſchaftlich zuſtehende Recht, auf einem von Natur 
ſchiffbaren Strom Fähren und Prahmen zur Überſetzung für 
Geld zu halten. Dieſes Recht ſtellt eine Gerechtigkeit dar 
und zwar, da ſie unſtreitig jetzt jedenfalls losgelöſt iſt von dem 
Beſitz eines Grundſtücks, eine ſelbſtändige Gerechtigkeit 
(RG. 57, 34). Die ſelbſtändigen Gerechtigkeiten ſind frei ver⸗ 
äußerungsfähig. Es gelten für ſie, wenn die Gerechtigkeit ein 
Grundbuchblatt erhalten hat, gemäß Art. 40 PrAGBGB. die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des BGB. Die 
hier in Frage ſtehende Fährgerechtigkeit hat ein Grundbuchblatt 
unſtreitig nicht erhalten. Ihre Teilung in Natur iſt, wie 
der BerR. des weiteren ebenfalls zutreffend angenommen hat, 
nach den Vorſchriften der SS 752, 753 BGG. ausgeſchloſſen. 
Die Aufhebung der bezüglich der Gerechtigkeit zwiſchen Parteien 
beſtehenden Gemeinſchaft hat danach durch Verkauf der Ge⸗ 
rechtigkeit nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf zu er⸗ 
folgen ($ 753). Für eine derartige Aufhebung der Gemein 
ſchaft iſt es, wie der Ber R. mit Recht annimmt, insbeſondere 
auch ohne Belang, wenn Rechtsvorgänger der Parteien die 
Gerechtigkeit nicht zu (vollem) Eigentum, ſondern nur in Erb⸗ 
pacht erworben haben; durch § 2 des Geſetzes vom 2. März 
1850 betr. die Ablöſung der Reallaſten (Geſetzſamml. S. 77) — 
welches Geſetz für den ganzen Umfang der Monarchie, 
ausgenommen das linke Rheinufer, das hier nicht in Betracht 
kommt, erlaſſen iſt — iſt das Eigentumsrecht des Erbverpächters 
jedenfalls aufgehoben, ſofern es damals in den hier in Frage 
ſtehenden Landesteilen überhaupt noch beſtanden haben ſollte 
(vgl. Zachariae-Crome, 8. Aufl., Bd. 1 § 183). Wenn mit 
der Reviſion geltend gemacht iſt: Die Fähren ſeien öffentliche 
Straßen und es komme hier die Straßenhoheit in Be⸗ 
tracht, ſo iſt auch das nicht zutreffend. Die Fähren über 
öffentliche Ströme bilden keinen Teil der öffentlichen Wege 
(vgl. auch PrOVG. 22, 179 ff.); irgendwelche ſtaatsrechtliche 
Befugniſſe, insbeſondere ſolche polizeilicher Natur werden zudem 
durch den Verkauf der Gerechtigkeit nach den Vorſchriften über 
den Pfandverkauf naturgemäß genau ebenſowenig berührt, wie 
durch irgendwelchen ſonſtigen rein freiwilligen Verkauf. H. e. R., 
U. v. 22. April 10, 416/09 II. — Düſſeldorf. 

8. 55 767, 269 BGB. Wo hat der Bürge zu er 
füllen?! 

Bei ihrem ſachlichen Angriff, durch welchen unrichtige An⸗ 
wendung der 88 767 und 269 BGB. gerügt wird, geht die 
Reviſion von dem an die Spitze ihrer Erörterungen geſtellten 
Satze aus: „der Bürge hat prinzipiell am Erfüllungsorte des 
Hauptſchuldners zu leiſten“. Daß dies kein Rechtsſatz des 
gemeinen Rechts geweſen ift, hat das RG. bereits in der Ent 
ſcheidung in RG. 9, 185 dargelegt, und auch für das Gebiet 
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des preußiſchen, ſächſiſchen und franzöſiſchen Rechtes war in der 
Rechtſprechung des RG. RG. 10, 283; 34, 15; IV 28. 11. 1892 
Seuff Bl. 11. Erg.⸗Bd. S. 241 und IV 15. 2. 1894 Seuff Bl. 
12. Erg.⸗Bd. S. 282) die Richtigkeit jenes Satzes ausdrücklich 
verneint und daran feſtgehalten, daß aus der akzeſſoriſchen 
Natur des Bürgſchaftsvertrags keineswegs folge, es habe der 
Bürge am Wohnſitz des Hauptſchuldners zu erfüllen. Es war 
anerkannt, daß für den Bürgen, der allerdings eine fremde 
Schuld, aber für eigene Rechnung und kraft eigenen Rechts 
zu bezahlen ſich verpflichtet, ſelbſtändig der Erfüllungsort zu 
beſtimmen ſei, und der Bürge an demjenigen Ort zu erfüllen 
habe, welcher in dem Bürgſchaftsvertrage beſtimmt oder nach 
der Natur dieſes Vertrags und der Abſicht der Kontrahenten 
als Ort der Erfüllung der Bürgſchaft anzuſehen iſt, und, wenn 
es an dieſen Vorausſetzungen fehlt, an demjenigen Orte, an 
welchem der Bürge zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſeine 
Handelsniederlaſſung oder in Ermangelung derſelben ſeinen 
Wohnort gehabt hat. Der von der Revifion vertretene Satz, 
daß der Bürge ſchon wegen der akzeſſoriſchen Natur der Bürg⸗ 
ſchaft grundſätzlich ſeine Verpflichtung am Wohnorte des Haupt⸗ 
ſchuldners zu erfüllen habe, war hiernach vor Einführung des 
BGB. durch eine gleichmäßige und in ihrer Richtigkeit nicht 
bezweifelte Rechtſprechung abgelehnt worden. Daß an dieſer 
rechtlichen Lage durch die Einführung des BGB. ſich etwas 
geändert habe, iſt nicht anzuerkennen, und es iſt verfehlt, wenn 
die Reviſion ſich zur Rechtfertigung ihres entgegengeſetzten 
Standpunktes auf die Beſtimmung in $ 767 Abſ. 1 Satz 1 
BGB. glaubt berufen zu können. (Wird ausgeführt.) F. c. M., 
U. v. 6. April 10, 201/09 I. — Hamm. 

9. § 823 BGB. verb. mit 8 52 GmbHG. Enthält das 
Geſetz eine Verpflichtung der Aufſichtsratsmitglieder behufs 
Anmeldung der Geſellſchaftsbeſchlüſſe zum Hanbelöregifter?] 

Die in völligen Vermögensverfall geratene und jetzt auf⸗ 
gelöſte Geſellſchaft m. b. H. Berliner Hartſteinwerke, ſpäter 
Berlin⸗Woltersdorfer Hartſteinwerke, wurde im Jahre 1903 mit 
einem Stammkapital von 100 000 & errichtet. Durch notariellen 
Vertrag vom 12. Auguſt 1904 wurde das Stammkapital um 
120000 & erhöht. Davon übernahm der Geſellſchafter Adolf W., 
der ſich ſchon bei der Errichtung der Geſellſchaft mit 50 000 4 
beteiligt hatte, wieder 50 000 . Den gleichen Betrag über⸗ 
nahm der neu hinzutretende Beklagte zu 1, den Reſt der bis⸗ 
herige Geſellſchafter J. Die beiden Beklagten waren Mit⸗ 
glieder des in dem Geſellſchaftsvertrage vorgeſehenen Aufſichts⸗ 
rats. Durch amtsgerichtlichen Beſchluß vom 27. September 1907 
wurden zur Beitreibung von Forderungen, welche die Ehefrau 
Emma R. gegen die Geſellſchaft erlangt hatte, Zahlungs⸗ 
anſprüche gepfändet, die angeblich der Geſellſchaft in Höhe von 
23 333,32 & gegen den Kläger zuſtanden. Dieſe gepfändeten 
Anſprüche ſollten daher rühren, daß in unzuläſſiger Weiſe ſtatt 
der von W. und J. auf das erhöhte Stammkapital zu leiſtenden 
Pareinlagen zum Teil eine Sacheinlage (durch Einbringung 
ned Grundſtücks) gemacht worden ſei, daß der Kläger einen 
Teil des von W. bei der Erhöhung des Kapitals über⸗ 
nommenen Geſchäftsanteils in Höhe von 20 000 & erworben 
habe, und daß er nach 88 16 Abſ. 3, 24 GmbHG. als Er: 
werber des Teiles in Höhe der gepfändeten Forderung für die 
noch ausſtehenden Bareinlagen der Geſellſchaft hafte. Der 
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Kläger behauptet, er habe auf Grund des auf Antrag einer 
nachmals in Vermögensverfall geratenen und aufgelöſten Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. erlaſſenen Pfändungsbeſchluſſes 23 000 
der Pfändungsgläubigerin gezahlt, ſeine Inanſpruchnahme als 
Drittſchuldner ſei gerechtfertigt geweſen; den hierdurch erlittenen 
Schaden hätten ihm die beiden Beklagten zu erſetzen, weil ſie 
als Mitglieder des Aufſichtsrats die unzuläſſige Einbringung 
der Sacheinlage zugelaſſen und dadurch Schutzgeſetze im Sinne 
des § 823 Abſ. 2 BGB. verletzt hätten. Das LG. wies die 
Klage ab, Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: Das 
BG. hat unter Hinweis auf ein für das Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften ergangenes Urteil des I. ZS. des RG. vom 
23. Mai 1906 (RG. 63, 324) zutreffend ausgeführt, daß die 
nach § 52 Abſ. 1 GmbHG. auf den Aufſichtsrat einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. entſprechend anwendbaren Vorſchriften des 
8 249 Abſ. 1, 2 HGB., wonach die Mitglieder des Auſſichts⸗ 
rats bei der Erfüllung ihrer Obliegenheiten die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes anzuwenden haben und im Falle 
der Verletzung ihrer Obliegenheiten der Geſellſchaft ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig ſind, nur das zwiſchen der Geſellſchaft und den Auf⸗ 
ſichtsratsmitgliedern beſtehende Vertragsverhältnis regeln, aber 
nicht den Schutz Dritter bezwecken. Für den Auſſichtsrat einer 
Geſellſchaft m. b. H. — im Gegenſatze zu demjenigen einer 
Aktiengeſellſchaft — iſt dies um ſo mehr anzunehmen, als der 
Aufſichtsrat bei dieſer Geſellſchaftsform kein notwendiges Organ 
iſt, Pflichtverletzungen, anders als bei dem Aufſichtsrat einer 
Aktiengeſellſchaft, nur in dem vereinzelten Falle des 8 82 
Abſ. 1 Ziff. 3 mit öffentlicher Strafe bedroht find und die 
Vorſchrift des §8 249 Abſ. 3 letzter Satz HGB., wonach bei 
der Aktiengeſellſchaft wenigſtens in beſchränktem Umfange Dritten, 
nämlich den Gläubigern, Erſatzanſprüche gegen pflichtwidrige 
Aufſichtsratsmitglieder gewährt ſind, nicht für anwendbar erklärt 
iſt. Der Reviſionskläger greift denn auch die Anſicht des 
BerR., daß die Vorſchriften über die Verantwortlichkeit des 
Aufſichtsrats keine ſeinen Anſpruch ergebenden Schutzgeſetze 
ſeien, an ſich nicht an. Er ſucht aber der Reviſion dadurch 
Eingang zu verſchaffen, daß er geltend macht, auf die Frage, 
ob jene Vorſchriften Schutzgeſetze ſeien, komme es nicht an, 
ſondern darauf, ob die Vorſchriften über die Beurkundung der 
Geſellſchaftsbeſchlüſſe und über deren Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter es ſeien, dieſe Vorſchriften aber, die der Offenlegung 
der Rechtsverhältniſſe der Geſellſchaft, insbeſondere auch der 
die Stammeinlagen betreffenden Umſtände dienten, bezweckten 
den Schutz eines jeden, der zu der Geſellſchaft in Beziehung 
trete, ſo daß ihm diejenigen, die an der Unrichtigkeit ſchuld 
ſeien, den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen hätten, zu 
den danach haftenden Perſonen gehörten vermöge ihrer Über⸗ 
wachungspflicht (58 52 Abſ. 1 GmbH., 246 Abſ. 1 HGB.) 
auch die Aufſichtsratsmitglieder. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigetreten werden. Die Mitglieder des Aufſichtsrats haben 
Geſellſchaftsbeſchlüſſe weder zu beurkunden noch beim Regiſter⸗ 
richter anzumelden. Ihre geſetzlichen Obliegenheiten ſind auf 
die Überwachung beſchränkt. Gegen ein ihre Obliegenheiten 
betreffendes Schutzgeſetz könnten ſie deshalb bei unrichtiger 
Beurkundung und Anmeldung immer nur durch die Verletzung 
dieſer Uberwachungspflicht verſtoßen. Inſoweit liegt aber nach 
dem zuvor Ausgeführten kein Schutzgeſetz vor, auf das ſich der 
78 
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Kläger berufen könnte. F. c. K. u. S., U. v. 19. April 10, 
400/09 II. — Berlin. 

10. 558 823, 254 BGB. Haftung einer Stadtgemeinde 
für Verkehrsſicherheit öffentlicher Straßen.] 

Eine Stadtgemeinde iſt verpflichtet, die Bürgerſteige und 
Straßenübergänge der ſtädtiſchen Straßen und Plätze bei 
Glatteis oder Schneeglätte für Fußgänger in einem verkehrs⸗ 
ſicheren Zuſtande zu erhalten (vgl. RG. 54, 53; Warneyergſpr. 
08, Nr. 47; 09, Nr. 264); darüber hinaus kann eine ſolche 
Verpflichtung angenommen werden bei nicht angebauten Wegen, 
wenn ſie die notwendige Verbindung von Teilen der Stadt 
miteinander darſtellen (RG. bei WarneyerRſpr. 08, Nr. 373). 
Nun mag der hier in Rede ſtehende Weg in früheren Jahren 
die einzige Verbindung zwiſchen der S.⸗Straße und der 
B.⸗Straße hergeſtellt haben; gegenwärtig wird die Haupt⸗ 
verbindung durch eine fertige, mit Bürgerſteigen verſehene, 
gepflaſterte ſtädtiſche Straße, die Br.⸗Straße, gebildet; die 
Stadtgemeinde genügt nunmehr ihrer Verpflichtung, wenn ſie 
die Bürgerſteige dieſer Straße bei Winterglätte verkehrsſicher 
erhält; nur der bequemeren Verbindung, nicht einem anerkannten 
Bedürfnis dienende, wenn auch öffentliche Wege, müſſen ebenſo 
wie öffentliche Promenadenwege keineswegs bei jedem Wetter 
und zu jeder Jahreszeit gegen die durch die Witterungseinflüſſe 
gegebenen Gefahren geſchützt werden (Entſch. des erkennenden 
Senats in JW. 00, 164; 14. Januar 1907 VI 196/06). Das 
gilt insbeſondere bei Wegen der hier fraglichen Art, die nur 
einen Fahrdamm und keinen Bürgerſteig oder abgeſonderten 
Fußweg haben. Mit Recht hat das BG. angenommen, daß, 
wer unter den gegebenen Umſtänden anſtatt der regulierten 
öffentlichen Straße den unausgebauten Verbindungsweg bei 
Winterglätte benutzte, dies auf eigene Gefahr tat. Die 
Schadenserſatzklage des Klägers iſt ſomit zu Recht abgewieſen. 
K. c. B., U. v. 18. April 10, 196/09 VI. — Berlin. 

11. 8 823 BGB. Zur Lehre vom urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang.] f 

Das LG. hat die auf Schadenserſatz wegen eines erlittenen 
Unfalls gerichtete Klage abgewieſen, das OLG. den Anſpruch 
dem Grunde nach zur Hälfte für begründet erklärt. Die Re⸗ 
viſion des Beklagten blieb erfolglos: Nach den Feſtſtellungen 
des OLG. haben ſich alle erheblichen Vorgänge im unmittel- 
baren Zuſammenhange abgeſpielt. Zunächſt nahm der Kläger 
im Scherze dem Beklagten ein Stück Butterbrot weg, worauf 
letzterer mit Schimpfworten erwiderte. Kläger warf nun dem 
Beklagten Meineid vor und holte aus ſeiner Wohnung ein 
Schriftſtück zum Beweiſe des angeblichen Meineids. Jetzt ver⸗ 
ſetzte der Beklagte dem Kläger eine Ohrfeige, die die Ver⸗ 
anlaſſung zu einem Handgemenge gab, in dem Beklagter den 
Kläger zu Boden warf und letzterer ein Bein brach. Wenn 
das OLG. dieſen ganzen Vorgang als einen einheitlichen Vorfall 
betrachtet, ſo iſt das nicht zu beanſtanden. Es nimmt auch 
mit Recht an, daß beide Parteien Schuld tragen. Kläger hat 
den erſten Anlaß dadurch gegeben, daß er nachdrücklich und 
wiederholt den Beklagten des Meineids beſchuldigte, letzterer iſt 
darauf zu Tätlichkeiten übergegangen, was durch das Verhalten 
des Klägers nicht gerechtfertigt werden kann. Wenn bei dem 
nun entſtehenden Handgemenge der Kläger durch einen unglück⸗ 
lichen Zufall ein Bein gebrochen hat, ſo iſt dieſes Ergebnis 
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von beiden Parteien gleichmäßig verſchuldet. Allerdings ſind 
die Parteien, nachdem die Tätlichkeiten begonnen hatten, von 
den Zeugen Z. und M. getrennt worden, ſie gerieten dann 
wieder aneinander, und nun erſt erlitt Kläger den Beinbruch. 
Da es ſich aber bei dem Dazwiſchentreten der Zeugen nur um 
eine augenblickliche Unterbrechung des Handgemenges handelt, 
ſo rechtfertigt ſie es nicht, das Folgende losgelöſt von den 
früheren Vorgängen zu betrachten und den Kläger, wenn er 
nach dem Eingreifen der Zeugen auf den Beklagten losgegangen 
ſein ſollte, als Angreifer zu betrachten, dem gegenüber Beklagter 
in Notwehr geweſen ſei. Von dieſem Standpunkt aus konnte 
es das OLG. dahingeſtellt laſſen, ob der Beklagte den von 
neuem auf ihn eindringenden Kläger nur zurückſtoßen wollte, 
oder ob die erneuten Tätlichkeiten nicht durch einen Angriff des 
Klägers verurſacht wurden. In beiden Fällen bildeten ſie mit 
den vor der Intervention der Zeugen liegenden Vorgängen ein 
einheitliches Ganze. S. c. B., U. v. 25. April 10, 246/09 VI. 
— Poſen. 

12. 8 826 BGB. Liegt ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten vor, wenn das rechtswidrige Handeln einer Sonder⸗ 
geſetzgebung unterliegt.] 

Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen läßt die Klägerin 
unter Aufwendung großer Koſten Wachsplattenphonogramme 
herſtellen; hiervon werden unter Verwendung von Matrizen 
(dem Negativ der Phonogramme) die in den Handel kommenden 
Schallplatten (das Poſitiv) angefertigt. Es iſt nun möglich, 
von dieſen fertigen Platten auf galvanoplaſtiſchem Wege eine 
Mater zu gewinnen, mit der wieder Platten hergeſtellt werden 
können. Mit auf ſolche billige Art hergeſtellten Matrizen hat 
der Beklagte M. neue Platten hergeſtellt, die der Beklagte A. 
in Kenntnis von ihrer Herſtellungsart zu weſentlich niedrigeren 
Preiſen als die Klägerin vertreibt. Die Klägerin iſt der An⸗ 
ſicht, daß ſie hierdurch in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe vorſätzlich geſchädigt werde, fo daß der Tat- 
beſtand des § 826 BGB. gegeben ſei. Das LG. hat den 
Beklagten A. verurteilt, bei Vermeidung einer fiskaliſchen 
Geldſtrafe die Feilhaltung oder das Inverkehrbringen von 
Platten zu unterlaſſen, die nach Matrizen, deren Phonogramm 
von der Klägerin hergeſtellt iſt, von anderen angefertigt worden 
ſind. Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: Obgleich 
nach dem Stande der jetzigen Geſetzgebung (vgl. dagegen den 
Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung der revidierten Berner 
Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und Kunſt 
vom 13. November 1908) die Platten der Klägerin gegen 
Nachahmung durch ein Sondergeſetz nicht geſchützt ſind, ſo 
kann doch in der Nachahmung und in dem Vertrieb der ſo 
hergeſtellten Platten ein Verſtoß gegen die guten Sitten ges 
funden werden, der die Anwendung des § 826 BGB. recht⸗ 
fertigt, wenn der Klägerin durch die Nachahmung und den 
Vertrieb ein Schaden vorſätzlich zugefügt wird. Das RG. hat 
in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß durch die be⸗ 
ſtehenden Sondergeſetze die Anwendung derjenigen Vorſchriften 
des BGB., die den Schutz gegen illoyale Handlungen im 
Verkehrsleben bezwecken, insbeſondere des § 826 nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird, und dieſe Auffaſſung hat auch im 8 1 des 
am 1. Oktober 1909 in Kraft getretenen Geſetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 ausdrückliche An⸗ 
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erkennung gefunden. Allerdings ergibt ſich aus dem Weſen 
der Sondergeſetzgebung, daß die darin feſtgelegten Tatbeſtände 
rechtswidrigen Handelns nicht unter anderen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten anders betrachtet werden können und daß da, wo die 
Urheberrechtsſchutzgeſetzgebung ausdrücklich und abſichtlich den 
Schutz für einen gewiſſen Tatbeſtand ausſchließt, ein ſolcher 
auch nicht aus allgemeinen Geſichtspunkten des BGB. her⸗ 
geleitet werden kann. Allein im vorliegenden Fall handelt es 
ſich um einen, durch ein Sondergeſetz zurzeit nicht geregelten, 
insbeſondere um einen dem Urheberrecht fremden Tatbeſtand, 
nämlich darum, ob der gewerbsmäßige Erzeuger der Verviel⸗ 
fältigungen eines künſtleriſchen Vortrags einem Dritten unter⸗ 
ſagen kann, nach dieſen Vervielfältigungen wiederum Nach⸗ 
bildungen zu veranſtalten und in den Handel zu bringen. 
Den Vorinſtanzen iſt nun darin beizutreten, daß mit Rückſicht 
auf die beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles das Ver⸗ 
halten des Beklagten A. gegen die guten Sitten verſtößt. 
Der Beklagte M. hat ſich nicht etwa das Verfahren der 
Klägerin zur Herſtellung der Platten angeeignet und auf 
Grund dieſes Verfahrens Platten hergeſtellt; er benutzt viel⸗ 
mehr die fertige Arbeitsleiſtung der Klägerin, um dieſer 
eine gefährliche Konkurrenz zu machen. Dieſe Arbeitsleiſtung 
iſt das Ergebnis ſehr erheblicher Mühen und Koſten, die der 
Klägerin durch die Beſchäftigung eigener Aufnahmeingenieure, 
wie durch Zahlung außerordentlich hoher Honorare an die von 
ihr gedungenen Künſtler entſtehen. Dieſe Mühen und Koſten 
erſpart der Beklagte M. bei der Herſtellung ſeiner Platten 
durch die Ausnutzung der Arbeitsleiſtung der Klägerin; nur 
die techniſchen Unkoſten hat er aufzuwenden, die im Vergleich 
zu jenen außerordentlich gering ſind. Der Beklagte A. ver⸗ 
treibt in voller Kenntnis dieſer Verhältniſſe die vom Be⸗ 
klagten M. auf jene Weiſe treffend nachgeahmten Platten; 
beide Beklagte ſind infolge der Ausnutzung der Arbeitsleiſtung 
der Klägerin in der Lage, dieſe Platten zu erheblich niedrigeren 
Preiſen in den Handel zu bringen, als die Klägerin es tun 
kann, und der Beklagte A. macht hiervon Gebrauch, ſo daß die 
Klägerin mit ihm nicht konkurrieren kann. Ein ſolches Vor⸗ 
gehen, das die Klägerin um die Früchte ihrer Arbeit bringt, 
durch das ſie zu Erwerbszwecken mit ihren eigenen Waffen 
bekämpft wird, verſtößt, mag es auch formell berechtigt ſein, 
gegen die guten Sitten des anſtändigen Geſchäftsverkehrs. 
Hiergegen läßt ſich auch nicht der Einwand erheben, daß ſich 
der Gewerbebetrieb der Klägerin auf der Verletzung eines 
fremden Rechtes aufbaue, nämlich des Urheberrechts an den 
Schrift⸗ und Tonwerken. Dem Urheber ſteht nach dem jetzt 
geltenden Rechte überhaupt nicht die Befugnis zu, die Über: 
tragung des Werkes auf Grammophonplatten zu unterſagen 
(RG. 71, 127 ff.). Ob auf eine ſolche Übertragung ohne 
Genehmigung des Urhebers unter beſonderen Umſtänden § 826 
BGB. angewendet werden könnte oder ob dies nicht vielmehr 
grundſätzlich zu verneinen wäre, weil das Geſetz, betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt 
vom 19. Juni 1901, die Rechte des Urhebers feſt umgrenzt, 
kann hier dahingeſtellt bleiben, weil der Beklagte ſolche be⸗ 
ſondere Umſtände, die das Verhalten der Klägerin als gegen 
die guten Sitten verſtoßend kennzeichnen würden, nicht behauptet 
hat. A. u. M. c. D., U. v. 7. April 10, 88/09 VI. — Berlin. 
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13. 88 903, 906, 1004 BGB. verb. mit 8 75 Einl. 
und 88 29— 31 J, 8 ALR. ſowie Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 
1892. Anſprüche wegen Funkenauswurf gegen die Eiſenbahn. 
Außergewöhnliche Umſtände? Höhere Gewalt?] 

Die Beklagte iſt Eigentümerin der Kleinbahn G.— GM., 
für deren Betrieb ihr die ſtaatliche Genehmigung erteilt iſt. 
Sie hat zwar durch Vertrag, vom Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten genehmigt, den geſamten Betrieb dem preußiſchen 
Eiſenbahnfiskus übertragen, bezieht aber die Reineinnahme und 
hat die beim Betriebe entſtehenden Koſten für Unfälle und 
Schäden zu tragen. Am 4. Mai 1907 geriet bei ſtarkem Weſt⸗ 
wind, den die Beklagte als Orkan bezeichnet, kurz nach dem 
Vorbeifahren des Nachmittagszuges das öſtlich der Bahnſtrecke 
in einer Entfernung von 50 m gelegene, mit Stroh und Rohr 
gedeckte Wohnhaus des Maurers W. in Brand. Flugfeuer 
entzündete dann auf dem noch 50 m weiter nach Oſten liegenden 
Grundſtück des Klägers 2 Tagelöhnerhäuſer und 3 Stallungen, 
die ſämtlich abbrannten. Der Kläger, der die Entzündung des 
W. ſchen Hauſes auf den Funkenauswurf der Lokomotive zurück⸗ 
führt, hat gegen die Beklagte einen Teilbetrag ſeines Schadens 
in Höhe von 3000 & nebſt 4%, Zinſen ſeit dem Tage der 
Klagezuſtellung eingeklagt. Der Anſpruch wurde dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Berufung und Reviſion 
blieben erfolglos: Der BerR. hat im Anſchluß an die 
Rechtſprechung des RG. — vgl. für das landrechtliche Rechts⸗ 
gebiet RG. 7, 266; Gruchot 49, 1132; RG. 59, 70; für. das 
rheiniſche Rechtsgebiet RG. 58, 130; JW. 07, 2991, für 
das gemeinrechtliche RG. 17, 103; 70, 152 — ausgeführt, 
daß an ſich nach 88 903, 1004 BGB. der Eigentümer gegen 
ſchädigende Eingriffe, auch ſolche mittelbarer Natur, durch die 
Eigentumsfreiheitsklage ſich ſchützen dürfe, daß ihm jedoch gegen⸗ 
über dem auf ſtaatlicher Genehmigung beruhenden Betriebe der 
Kleinbahn dieſes Recht genommen ſei und daß er daher für die 
dadurch herbeigeführte Eigentumseinſchränkung und Beein⸗ 
trächtigung nach den Grundſätzen des § 75 Einl. und der 
85 29—31 I, 8 ALR. Entſchädigung zu fordern berechtigt 
ſei. Entſchädigungspflichtig ſei, ohne daß es auf den 
Nachweis eines Verſchuldens ankomme, derjenige, zu deſſen 
Gunſten die Eigentumsbeſchränkung vom Staate angeordnet 
fi (58 29—31 J, 8 WR; OcTr.⸗Entſch. in Striet⸗ 
horſts Arch. 75, 217), im vorliegenden Falle die Beklagte. 
Die Reviſion macht demgegenüber geltend, daß, wenn die 
Entſchädigungsklage als Erſatz für die entzogene Eigentums⸗ 
klage ſich darſtelle, im einzelnen Falle zu prüfen ſei, ob dem 
Kläger die Eigentumsſtörungsklage zugeſtanden hätte. Das ſei 
aber im vorliegenden Falle zu verneinen, weil Funken unter 
normalen Verhältniſſen in einer Entfernung von 50 m nicht 
mehr zu zünden pflegten und daher nicht als eine weſentliche 
Beeinträchtigung im Sinne des §8 906 BGB. anzuſehen, 
übrigens auch nichts Ungewöhnliches ſeien (RG. 70, 154). 
Selbſt wenn ein jo außergewöhnlicher, durch Sturm verurſachter 
Brandfall ſich ereignet habe, könne dem Eigentümer die Eigen⸗ 
tumsfreiheitsklage nicht zugeſtanden werden, weil bei der außer⸗ 
gewöhnlichen Natur des Ereigniſſes eine Beſorgnis ſeiner 
Wiederholung ſich nicht rechtfertigen laſſe. Dieſe Einwendungen 
ſind jedoch nicht ſtichhaltig. Etwas ſo Außergewöhnliches, daß 
ſeine Wiederkehr nicht zu beſorgen wäre, iſt das Ereignis, zu: 
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mal in der Nähe des offenen Meeres, wo häufig ſtarke Weit: 
ſtürme herrſchen, nach der Annahme der Vorinſtanzen (S. 17 
des I., S. 6, 9, 10 des II. Urteils) keineswegs, auch kann der 
Funkenauswurf wegen ſeiner Gefährlichkeit zu den Einwirkungen, 
die 8 906 BGB. unter Umſtänden zuläßt und von denen in 
dem Urteil Bd. 70 S. 154 die Rede iſt, überhaupt nicht 
gerechnet werden. Die Ausführungen des BerR., daß die 
Beklagte für den angerichteten Schaden haften müſſe, ſind daher 
zutreffend. Die Beklagte kann ſich auch, wie das Vorderurteil 
mit Recht hervorhebt, nicht darauf berufen, daß höhere Gewalt 
vorliege und daß für dieſe die Beklagte nicht haftbar gemacht 
werden könne. Denn nimmt man auch an, daß ebenſo, wie im 
Falle des (nach § 1 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 
nicht anwendbaren) § 25 des preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 und im Falle des §8 1 RhaftpflG. 
höhere Gewalt die Haftung ausſchließe, ſo können doch Unfälle, 
wie der vorliegende, die in dem regelmäßigen Eiſenbahnbetriebe 
und den damit verbundenen eigentümlichen Gefahren ihren 
Grund haben und mit denen der Unternehmer, weil ſie — nach 
der Feſtſtellung des Ber R. — nichts ganz Ungewöhnliches find, 
rechnen muß, nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. nicht 
als höhere Gewalt oder unabwendbarer Zufall betrachtet werden. 
(Vgl. die Urteile des RG. in Gruchots Beitr. 47, 442; RG. 
11, 146; 44, 27; 50, 95; 54, 406 u. a. m.) G. c. P., U. v. 
13. April 10, 293/09 V. — Stettin. 

14. 5 906 BGB. verb. mit 8 5 Gewd., § 452 HGB. 
Aber Anſprüche gegen den Reichsfiskus wegen Unterlaſſung der 
Zuführung von Geräuſchen beim Rohrpoſtbetrieb. Ausführ⸗ 
barkeit von Beſeitigungsmaßregeln.] 

Nach der Behauptung der Kläger dringen auf das ihnen 
gehörige Grundſtück von dem fiskaliſchen Nachbargrundſtück, 
auf dem die Reichspoſtverwaltung eine Rohrpoſtanlage unter⸗ 
hält, zufolge des dortigen Maſchinenbetriebs Tag und Nacht 
anhaltende übermäßige Geräuſche (Maſchinenlärm) hinüber. Sie 
haben auf Unterlaſſung dieſer Geräuſche geklagt. Der beklagte 
Reichsfiskus erhebt die beiden, in § 906 gegen das nachbarliche 
Verbietungsrecht zugelaſſenen Einwendungen und wendet ein, es 
ſeien durch die von ihm im Laufe des Rechtsſtreits getroffenen 
maſchinellen Vorkehrungen und Betriebsänderungen die Geräuſche 
auf ein Maß, das ertragen werden müſſe, herabgemindert 
worden. Das LG. hat klageantragsgemäß zur Unterlaſſung 
der durch den Maſchinenbetrieb verurſachten Geräuſche verurteilt, 
der zweite Richter die Verurteilung dahin eingeſchränkt, daß 
die Unterlaſſung nur inſoweit ſtattzufinden habe, als die 
Geräuſche das in $ 906 BGB. bezeichnete Maß überſchreiten. 
Auf Reviſion des Beklagten wurde die Unterlaſſungsklage ab⸗ 
gewieſen, im übrigen die Sache zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung zurückverwieſen: Das im Poſt⸗, insbeſondere 
auch im Rohrpoſtbetrieb liegende gewerbliche Unternehmen des 
Reichs unterſcheidet ſich von den ſonſtigen gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen des bürgerlichen Verkehrs dadurch, daß es nicht 
gleich dieſen ausſchließlich auf Vermögenserwerb gerichtet iſt, 
ſondern in erſter Linie dem Gemeinwohl, deſſen Pflege zu den 
oberſten ſtaatlichen Aufgaben gehört, dienen will, vgl. Laband, 
Deutſches Reichsſtaatsrecht, 5. Aufl. 1909, 221. Wie mit 
Rückſicht auf dieſe Beſonderheit einerſeits der Poſtbetrieb weder 
den Vorſchriften der GewO. noch denjenigen des HGB. unter⸗ 
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ſtellt iſt, S 5. GewO., $ 452 HGB., jo muß andererſeits 
daraus auch die weitere Folgerung gezogen werden, daß, ſoweit 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts Rechte Dritter 
beſtehen, deren unbeſchränkte Verfolgung gegenüber der Reichs⸗ 
poſtverwaltung die Tätigkeit der letzteren lahmlegen oder er⸗ 
heblich beeinträchtigen würde, die Geltendmachung ſolcher Rechte 
unzuläſſig iſt und der Berechtigte ſich gemäß SS 74, 75 Einl. 
z. ALR. (Art. 89 PrAusfG. z. BGB.) mit einer Entſchädigung 
für die ihm auferlegte Aufopferung ſeiner Rechte begnügen 
muß. Hiernach können die Kläger, unbeſchadet ihrer ſonſtigen 
Anſprüche gegenüber dem Beklagten, nicht verlangen, daß dieſer, 
um der nachbarrechtlichen Vorſchrift des 8 906 BGB. zu 
genügen, den Betrieb der Rohrpoſtanlage dort, wo er gegen⸗ 
wärtig ſtattfindet, einſchränkt oder gar völlig einſtellt; inſoweit 
iſt, da es ſich hierbei um einen Eingriff Privater in Verhältniſſe 
des öffentlichen Rechts handeln würde, der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen und es war demzufolge dieſer Teil der Klage ſchon 
jetzt durch abweiſendes Endurteil zu erledigen. Dagegen erſchien 
hinſichtlich des Eventualantrages, mit dem die Kläger nach 
Ausweis des erſtinſtanzlichen Tatbeſtandes vom Beklagten 
geräuſchmindernde Veranſtaltungen und äußerſtenfalls Schadens⸗ 
erſatz verlangen, der Rechtsſtreit noch nicht ſpruchreif. Bei der 
erneuten Verhandlung wird es ſich darum handeln, ob es über⸗ 
haupt ausführbar iſt, die klägeriſcherſeits verlangten Vor⸗ 
kehrungen zu treffen, ohne daß dadurch der Rohrpoſtbetrieb 
beeinträchtigt wird, und es wird in dieſem Zuſammenhange der 
BerR. nochmals zu erwägen haben, ob die Ablehnung der 
geſtellten Beweisanträge aufrechterhalten werden kann. Reichs⸗ 
fiskus c. B. u. P., U. v. 16. April 10, 374/09 V. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 5 29 ZPO. Unzuſtändigkeit des Gerichts. Zum 
Begriff der ſtreitigen Verpflichtung.] 

Der in D. wohnende Kläger und der in E. wohnende 
Beklagte verpflichteten ſich wechſelſeitig zum Abſchluß eines 
Kaufvertrags über ein dem Kläger gehöriges, in D. gelegenes 
Hausgrundſtück nebſt Wirtſchaftsinventar. Von dem Kaufpreis 
von 168 000 & ſollte ein Teilbetrag von 20 000 & „ſofort 
bei Tätigung des abzuſchließenden Kaufvertrags“ fällig und 
zahlbar fein. Zur Tilgung des Reſtkaufpreiſes von 148 000 & 
ſollte der Beklagte die auf dem Grundſtück laſtenden Hypotheken 
in gleicher Höhe übernehmen. Dieſe Verpflichtung ſollte jedoch nur 
für den Fall gelten, daß dem Beklagten die Konzeſſion zur Fort⸗ 
führung der Wirtſchaft auf dem erwähnten Grundftüd erteilt werde. 
Ferner wurde beſtimmt: „Beide Teile verpflichten ſich ſodann, 
alle Schritte zu tun, die dazu erforderlich ſind, daß dem W. 
die erwähnte Konzeſſion erteilt wird,“ und: „Wer von den 
beiden Vertragſchließenden ſeiner vorſtehend eingegangenen Ver⸗ 
pflichtung nicht nachkommt, verfällt zugunſten des anderen in 
eine ſofort zahlbare Vertragsſtrafe von 10 000 &.“ Der Kläger 
erhob nun mit der Behauptung, der Beklagte ſei von ihm 
wiederholt zur Erfüllung des erwähnten Vertrags aufgefordert 
worden, habe aber die Erfüllung abgelehnt, bei dem LG. in 
D. Klage auf Zahlung der Vertragsſtrafe, Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, an Kläger 10 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 
dem Klagetage, 30. Januar 1909, zu zahlen. Der Beklagte 
erhob die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts. Das 
LG. zu D. verwarf dieſe Einrede. Das OLG. wies die 
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Klage wegen Unzuſtändigkeit des angegangenen Gerichts ab. 
Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: Das BG. 
hat verneint, daß der hier allein in Frage kommende Gerichts⸗ 
ſtand des Erfüllungsorts gemäß § 29 ZPO. bei dem LG. 
Düſſeldorf begründet ſei, in welcher Hinſicht es im weſentlichen 
folgendes ausgeführt hat: Streitige Verpflichtung ſei vorliegend 
diejenige Vertragspflicht, für deren Nichterfüllung der Kläger 
die eingeklagte Vertragsſtrafe begehre. Dieſe Vertragspflicht 
habe für den Beklagten darin beſtanden, daß er mit dem Kläger 
über deſſen in D. gelegenes Hausgrundſtück einen Kaufvertrag 
unter den im Vorvertrag vom 8. Dezember 1908 vorgeſehenen 
Bedingungen abzuſchließen gehabt habe. Der Abſchluß dieſes 
Kaufvertrages habe aber nicht in D. zu erfolgen brauchen, er 
habe ebenſowohl am Wohnſitz des Beklagten in E. geſchehen 
können. Auch der bar zu zahlende Kaufgeldbetrag von 20000 &, 
der „ſofort bei Tätigung des abzuſchließenden Kaufvertrags“ 
fällig ſein ſollte und die Hauptverpflichtung des Beklagten aus 
dieſem Kaufvertrag gebildet habe, ſei gemäß 8 269 BGB. im 
Zweifel an dem Orte zu entrichten geweſen, an welchem der 
Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
ſeinen Wohnſitz gehabt habe. Dieſer Ort ſei aber nicht D. 
ſondern E. Die Annahme des LG., daß nach den Umſtänden, 
insbeſondere nach der Natur des Schuldverhältniſſes der Beklagte 
ſeine Verpflichtungen aus dem Vorvertrag in D. habe erfüllen 
müſſen, ſei unbegründet. Die Abnahme des in D. gelegenen 
„Grundſtücks gehöre überhaupt nicht zu den vom Beklagten im 
Vorvertrag übernommenen Verpflichtungen. Es fehle auch an 
allen tatſächlichen Anhaltspunkten dafür, daß der Beklagte 
bereits zu dem maßgebenden Zeitpunkt des Abſchluſſes des in 
Ausſicht genommenen Kaufvertrags und der gleichzeitig zu 
leiſtenden Zahlung ſeinen Wohnſitz nach D. verlegt gehabt 
haben würde. Mangels ſonſtiger eine abweichende Beurteilung 
rechtfertigender Tatumſtände ſei daher für die ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten nach der Regel des 8 269 BGB. 
nicht D., ſondern E. als Erfüllungsort anzuſehen. Die Aus⸗ 
führungen des BG. erſcheinen als rechtlich einwandfrei, vor 
allem der Ausgangspunkt, die „ſtreitige“ Verpflichtung im 
Sinne des 5 29 ZPO. ſei im gegebenen Falle diejenige, für 
deren Nichterfüllung der Kläger die Vertragsſtrafe begehre; denn 
das Strafverſprechen hat für ſich allein keine ſelbſtändige 
Bedeutung, ſondern es hängt mit der Verbindlichkeit, deren 
Erfüllung dadurch geſichert werden ſoll, ſo eng zuſammen, daß 
beide wenigſtens in bezug auf den Gerichtsſtand als Teile 
eines Schuldverhältniſſes aufzufaſſen ſind (vgl. RG. 69, 11/12). 
Da die durch ein ſolches Strafverſprechen begründete Verbindlich⸗ 
keit aber als Nebenverpflichtung im Verhältnis zu der Haupt⸗ 
verpflichtung anzuſehen iſt, deren Erfüllung dadurch geſichert 
werden ſoll (vgl. RG. 57, 15), ſo iſt für die Beſtimmung des 
für dieſe beiden Verbindlichkeiten gegebenen gemeinſamen 
Gerichtsſtands des Erfüllungsorts lediglich der Inhalt der 
Hauptverpflichtung maßgebend (vgl. RG. 15, 435 f.). Dasſelbe 
muß aber auch dann gelten, wenn die Vertragsſtrafe zur 
Sicherung der Erfüllung mehrerer Verpflichtungen verſprochen 
worden iſt, die im Verhältnis von Haupt⸗ und Neben⸗ 
verpflichtungen zueinander ſtehen (vgl. RG. 56, 138; 57, 15). 
Hiernach iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, daß das BG. 
den Ort, wo die von ihm zutreffend hervorgehobenen Haupt⸗ 
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verpflichtungen des Beklagten aus dem Vorvertrag vom 
8. Dezember 1908 zu erfüllen ſind, E., als für die Beſtimmung 
des Gerichtsſtands des Erfüllungsorts maßgebend angeſehen, 
daß es aber die offenbar als Nebenverpflichtung anzuſehende 
weitere Verbindlichkeit des Beklagten aus dieſem Vorvertrag, 
nämlich alle zur Erteilung der Wirtſchaftskonzeſſion an ihn 
erforderlichen Schritte zu tun, hierbei nicht beſonders in Betracht 
gezogen hat. Letzteres war um ſo weniger veranlaßt, als nicht 
erhellt, daß etwa in den Vorinſtanzen eine Verletzung gerade 
dieſer die Konzeſſionserteilung betreffenden Verpflichtung des 
Beklagten vom Kläger behauptet worden wäre. Es bedurfte 
daher auch keiner beſonderen Erörterung der Frage, an welchem 
Orte die letztere Verpflichtung zu erfüllen war. Der bezügliche 
Reviſionsangriff iſt daher unbegründet. Im übrigen hat aber 
das BG. mit rechtlich einwandfreier tatſächlicher Begründung, 
namentlich unter genügender Berückſichtigung der beſonderen 
Umſtände des vorliegenden Falls, dargelegt, daß die nach obigen 
Ausführungen allein in Betracht kommenden ſtreitigen Haupt⸗ 
verpflichtungen des Beklagten aus dem Vorvertrag gemäß 
8 269 BGB. nicht in D., ſondern in E. zu erfüllen find, 
woraus folgt, daß die lediglich auf 8 29 ZP. geſtützte Zu⸗ 
ſtändigkeit des LG. zu D. für die vorliegende Klage nicht 
S. c. W., U. v. 26. April 10, 429/09 IL — 
Düſſeldorf. 

16. 5 101 3P O.] 

Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, ſich der Rechts⸗ 
auffaſſung, die der II. ZS. des RG. in dem in RG. 56, 113 
abgedruckten Beſchluß zur Geltung gebracht hat, anzuſchließen. 
Danach hat der Nebenintervenient, der zu einem zwiſchen den 
Hauptparteien über den Streitgegenſtand abgeſchloſſenen Vergleich 
nicht zugezogen worden iſt, das ſelbſtändige Recht, zur Wahrung 
ſeines Koſtenintereſſes eine richterliche Entſcheidung über die 
ihm vom Gegner der Hauptpartei zu erſtattenden Koſten herbei⸗ 
zuführen, und ſteht ihm ſachlich ein ſolcher Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch inſoweit zu, als der Gegner gegenüber der Haupt⸗ 
partei die Prozeßkoſten übernommen hat. Im vorliegenden 
Falle ergibt der Vergleich, daß der Beklagte zur Tragung aller 
gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten des Rechtsſtreits, die 
den Klägern bereits erwachſen ſind oder noch erwachſen ſollten, 
verpflichtet iſt. Hieraus folgt nach dem Bemerkten ohne weiteres, 
daß darunter auch die Nebeninterventionskoſten als miteinbegriffen 
anzuſehen find. M. c. L., U. v. 20. April 10, 57/09 V. — 
Berlin. 

17. 8 268 3PO. Klageänderung. - 

Für die Frage, ob eine Klageänderung vorliegt, find, wie 
das RG. bereits öfter ausgeſprochen hat (ſiehe namentlich 
JW. 06, 71817), die Anführungen der dem Gegner zugeſtellten 
Klageſchrift entſcheidend. In der Klage iſt nun aber bereits 
geſagt, daß die meiſten Rechnungen über die für den Gärtnerei⸗ 
betrieb des Beklagten gemachten Anſchaffungen durch die Zeugin 
K. von dem Gelde bezahlt ſeien, das die Eltern des Beklagten 
hingegeben hätten. Es iſt danach bereits in der Klage die 
Behauptung aufgeſtellt, die in größerer Ausführlichkeit in der 
Berufungsinſtanz wiederholt iſt, daß der Beklagte den von ihm 
zu erſtattenden Betrag nicht, oder doch nicht allein durch Uber⸗ 
gabe baren Geldes, ſondern durch Bezahlung von Rechnungen 
erhalten habe, und iſt hierauf die Klage gegründet. Wenn im 
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zweiten Rechtszuge Klägerin weiter angegeben hat, es ſeien 
nicht bloß die Rechnungen der in der Klageſchrift aufgeführten 
Gläubiger, ſondern noch andere Rechnungen (Rechnungen des 
Gutsbeſitzers E. und des Zimmermeiſters O.) bezahlt worden 
und die ausdrückliche Behauptung erhoben hat (die ſchon im 
Sinne der Klageanführungen lag), daß die Zahlung mit Ein⸗ 
verſtändnis des Beklagten erfolgt ſei, ſo iſt hierin nur eine 
nach 8 268 Nr. 1 ZPO. ſtatthafte Ergänzung des Klagevor⸗ 
bringens zu finden. An der Grundlage der Klage iſt hiernach 
feſtgehalten worden und es kann ſchon aus dieſem Grunde von 
einer Klageänderung keine Rede ſein. Der Vorderrichter hat 


außerdem unberückſichtigt gelaſſen, daß ein Darlehn nicht bloß 


durch Hingabe des Geldes unmittelbar an den Darlehnsnehmer, 
ſondern auch mittelbar in der Weiſe gewährt werden kann, 
daß mit ſeinem Einverſtändnis das Geld für ſeine Rechnung 
an einen Dritten, insbeſondere an einen Gläubiger des Dar⸗ 
lehnsnehmers, gezahlt wird. Es gilt dies auch nach PrAL R., 
unter deſſen Herrſchaft der Vertrag geſchloſſen iſt (vgl. Förſter⸗ 
Eccius 8 137 unter 2, Dernburg, Preußiſches Privatrecht 
Bd. II 8 176 unter 2b). In eine Erörterung darüber, welchen 
Sinn im vorliegenden Falle die von den Parteien getroffene 
Vereinbarung gehabt hat, ob durch Bezahlung der Schulden 
ein Darlehnsſchuldverhältnis begründet werden ſollte, iſt das 
BG. nicht eingetreten. Sollte aber auch aus der Bezahlung 
der Schulden ein von dem Darlehnsverhältnis verſchiedener An⸗ 
ſpruch (Anſpruch aus Eintritt in die Rechte des bezahlten 
Gläubigers nach 88 46 ff. I, 16 AL R., aus Auftrag nach 
88 5 ff. I, 13; § 239 J, 13, aus Geſchäftsführung ohne Auf: 
trag nach SS 228 ff. I, 13) herzuleiten fein, fo würde in Frage 
kommen, ob dieſer Anſpruch nicht in einen Darlehnsanſpruch 
umgewandelt iſt, ob das von Klägerin behauptete Anerkenntnis 
der Darlehnsſchuld in dem Sinne aufzufaſſen iſt, daß die aus 
anderem Grunde entſpringende Schuld nicht bloß hinſichtlich 
der Verzinslichkeit und Rückzahlung, ſondern allgemein den 
Charakter eines Darlehns annehmen ſollte. In jedem Falle, 
auch wenn eine ſolche Umwandlung nicht ſtattgefunden hat, 
ſteht aber der Annahme der Klageänderung entgegen, daß der 
Gläubiger, der Anſprüche aus einem von ihm als Darlehn 
bezeichneten Rechtsgeſchäft einklagt, nicht gehindert iſt, in dieſem 
Rechtsſtreit die Anſprüche aus dem zugrunde liegenden Rechts⸗ 
geſchäft geltend zu machen, das unter der allgemein lautenden 
Bezeichnung „Darlehn“ ſich verbirgt. Daß in dieſem Zurück⸗ 
gehen auf das urſprüngliche Rechtsgeſchäft keine Klageänderung 
zu finden iſt, iſt auch für das frühere Recht bereits anerkannt 
(Urteil des RG. vom 14. Februar 1891 in Gruchots Beitr. 35, 
1196, vgl. auch RG. 10, 395). U. c. U., U. v. 21. März 10, 
282/09 IV. — Naumburg. 

18. 5 301 3PO. Teilurteil.] 

Die Reviſion bekämpft den Entſcheidungsgrund des BerR., 
weil durch das erſte Urteil der mit dem Prinzipalantrage der 
Klage geltend gemachte Anſpruch definitiv aberkannt ſei, daher 
bezüglich dieſes Urteils der Fall des S 301 ZPO. vorliege. 
Der Angriff erledigt ſich nicht ſchon dadurch, daß der Prinzipal⸗ 
antrag noch auf andere Klagegründe, über die das erſte Urteil 
nicht entſchieden hat, geſtützt iſt. Denn auch über einen einzelnen 
Klagegrund kann, wenn er verworfen wird, unter Umſtänden 
ein Teilurteil ergehen (vgl. den Beſchluß der Ver 3 S. des RG. 
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vom 9. Februar 1891, RG. 27, 391). Im vorliegenden Falle 
hat indeſſen, wie der Ber R. zutreffend annimmt, nur der Erlaß 
eines gewöhnlichen Zwiſchenurteils aus §S 303 ZPO., nicht der 
Erlaß eines Teilurteils in der Abſicht des erſten Richters ge⸗ 
legen, und der danach dem Urteil zukommende prozeſſuale 
Charakter wird nicht dadurch berührt, daß etwa die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für ein Teilurteil vorgelegen haben ſollten. 
Denn wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. die 
Nachweiſe bei Skonietzki-Gelpcke, Kommentar zur ZPO. 
Anm. 6 zu § 301), kann ſelbſt die ſachwidrige Unterlaſſung 
der Fällung eines Teilurteils bei einer Prozeßlage, nach der 
ein ſolches Urteil angemeſſen geweſen wäre, in der Rechts⸗ 
mittelinſtanz nicht angefochten werden. Hiernach hat der BerR. 
mit Recht die eingelegte Berufung als unzuläſſig verworfen. 
W. c. N.⸗W.⸗A.⸗G., U. v. 20. April 10, 512,09 V. — Berlin. 

19. S 554 Abi. 3 Ziff. 2 ZPO. Erforderniſſe der 
Reviſionsbegründung. Gehörige Bezeichnung von Tatſachen 
und Beweismitteln.] 

Die Reviſion rügt, daß die Beweiserbieten der Beklagten 
laut Tatbeſtand und Schriftſätzen vom 3. und 4. März 1909 
mit ungenügender Begründung abgelehnt ſeien. Der Schriftſatz 
vom 3. März 1909 nimmt auf umfangreiche Beweisanträge 
Bezug, die in vier Schriftſätzen enthalten ſind. Die prozeſſuale 
Rüge entſpricht nicht den Vorſchriften des § 554 Abſ. 3 
Ziff. 2 b, c 3PO., nach welchen die Bezeichnung der Tatſachen 
erforderlich iſt, die den Mangel des Verfahrens ergeben ſollen. 
Die Reviſion greift hier auf Beweisantretungen zurück, die teils 
zur Beweisaufnahme geführt haben und dadurch erledigt ſind, 
teils für die Reviſionsinſtanz nicht in Betracht kommen, weil 
ſie zurückgewieſene Anſprüche des Klägers oder für unbegründet 
erklärte Einwendungen der Beklagten betreffen, die in der 
Reviſionsinſtanz nicht wiederholt ſind, teils auch vom BG. ohne 
Prozeßverſtoß abgelehnt worden ſind. Bei dieſer Sachlage war 
es Aufgabe der Reviſion, diejenigen Tatſachen und Beweismitttel 
beſtimmt zu bezeichnen, welche im Rahmen der Reviſions— 
angriffe noch in Betracht kommen könnten, und darzulegen, 
daß ſie vom BG. übergangen oder unter Verletzung des Geſetzes 
abgelehnt worden ſeien. An dieſer Darlegung fehlt es. K. c. P., 
U. v. 29. April 10, 266/09 III. — Colmar. 

Konkursordnung. 

20. 8 30 Nr. 2 KO. Zum Begriffe der Zahlungs: 
einſtellung.] 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Schuldner zur Zeit 
der vom klagenden Konkursverwalter nach §S 30 Nr. 2 KO. 
angefochtenen Pfändungen vom 19. und 22. Juli 1907 bereits 
ſeine Zahlungen eingeſtellt hatte. Der BerR. bejaht die Frage, 
indem er den 10. Juli 1907 als den maßgebenden Tag be⸗ 
zeichnet. Dagegen richten ſich die Hauptangriffe der Reviſion 
der Beklagten. Wenn die Zahlungseinſtellung, wie der BerR. 
zutreffend annimmt, die nach außen erkennbar gewordene Tat⸗ 
ſache der allgemeinen Nichterfüllung der fälligen und ein⸗ 
geforderten Geldſchulden wegen vorausſichtlich dauernden 
Mangels an Zahlungsmitteln iſt, ſo kann ſie ſich gewiß in der 
Proteſtierung von Wechſeln offenbaren. Gelingt es indeſſen 
dem Schuldner, die Wechſelgläubiger nach erhobenem Proteſte 
zu befriedigen oder auch nur Stundung von ihnen zu erhalten, 
ſo iſt die Zahlungseinſtellung, wofern eine ſolche und nicht 
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bloß eine Zahlungsſtockung vorgelegen hat, wieder beſeitigt; 
die Kriſis iſt aufgeſchoben. Deshalb bedeutet es keine end⸗ 
gültige Zahlungseinſtellung, wenn Wechſel des Gemeinſchuldners 
prolongiert und proteſtiert worden ſind, und wenn er auf 
Stundung und Borg des Kreditvereins N.s angewieſen war. 
Solange dieſer Kredit gewährte und es ihm oder dem Gemein⸗ 
ſchuldner gelang, die Gläubiger zu beſchwichtigen, ſolange 
hatte der letztere ſeine Zahlungen nicht eingeſtellt. Eine bedingte 
Erklärung der Zahlungseinſtellung, die der BerR. in den 
wiederholten Kundgebungen des Schuldners gegenüber dem 
Kreditverein findet, daß er im Falle der Kreditentziehung in die 
größte Verlegenheit gerate, iſt nicht eine ſolche. Erſt wenn in⸗ 
folge der Kreditentziehung die Erfüllung der weiter fällig wer⸗ 
denden Verbindlichkeiten unterbleibt und die drängenden Gläu⸗ 
biger nicht befriedigt werden, weil es an bereiten Mitteln fehlt, 
kann von der in die Erſcheinung getretenen Zahlungsunfähigkeit 
die Rede fein. Nun ſagt der Ber R., daß der Kreditverein dem 
H. „im allgemeinen“ am 10. Juli 1907 den Kredit entzogen 
habe. Aber er fügt bei, daß er als „bewußte“ Ausnahme 
noch ein einziges Mal am 15. Juli 1907 einen beſonderen 
Kredit zur Einlöſung eines Wechſels und zur Bezahlung von 
Löhnen gewährt habe. Danach iſt nicht erſichtlich, daß der 
Gemeinſchuldner ſchon am 10. Juli 1907 in der Allgemeinheit 
zu zahlen aufgehört habe, vielmehr muß davon ausgegangen 
werden, daß die „ausnahmsweiſe“ bewilligte Einräumung von 
Mitteln den Schuldner noch in den Stand geſetzt hat, den am 
15. Juli 1907 fälligen Wechſel einzulöſen. H. u. J. c. Hs. Konk., 
U. v. 15. April 10, 282/09 VII. — Düſſeldorf. 

21. 58 190, 76 KO.] 

Nach SS 190, 76 KO. war das über das Vermögen des 
Gemeinſchuldners H. eröffnete Konkursverfahren mit Ablauf 
des 7. Januar 1909 aufgehoben geweſen. Infolgedeſſen iſt 
von dieſem Zeitpunkt an die Parteirolle des Konkursverwalters 
als Kläger, welcher in dieſer Eigenſchaft die Klage erhoben 
und gemäß 5 78 Abſ. 3 ZPO. als bei dem Prozeßgericht 
I. Inſtanz zugelaſſener Rechtsanwalt ſich felbſt vertreten hatte, 
erloſchen und kraft Geſetzes der frühere Gemeinſchuldner Kläger 
geworden (RG. 58 Nr. 95). Dies hatte zur Folge, daß die 
am 8. Januar 1909 an den ehemaligen Konkursverwalter, der 
nach der tatſächlichen Feſtſtellung des BG. Prozeßbevollmächtigter 
des früheren Gemeinſchuldners an dieſem Tage nicht geweſen 
iſt, erfolgte Zuſtellung des beklagtiſchen Berufungsſchriftſatzes 
ungültig war. Demgemäß kann auch von einer Anwendung 
des § 87 ZPO. vorliegend nicht die Rede fein, da der Konkurs⸗ 
verwalter als ſolcher auf Grund des § 78 Abſ. 3 ZPO. nur 
ſich ſelbſt, nicht auch den Gemeinſchuldner vertreten hat. Hieran 
ändert nichts, daß der Konkursverwalter in ſeiner formellen 
Parteirolle als Kläger materiell fremde Intereſſen vertreten 
hat (RG. 29 Nr. 10) und letztere durch die Aufhebung des 
Konkursverfahrens materiell und formell diejenigen des ehe⸗ 
maligen Gemeinſchuldners als Klägers geworden ſind. Denn 
hierdurch allein iſt die Sachlage nicht ſo geſtaltet, daß der 
Konkursverwalter zugleich neben ſeiner Parteirolle als Kläger 
als Prozeßbevollmächtigter eines Dritten (des Gemeinſchuldners) 
anzuſehen wäre, wenn auch die Beſtimmung des S 78 Abf. 3 
ZPO. nicht bewirkt, daß der Rechtsſtreit nicht als Anwalts⸗ 
prozeß im Sinne des $ 78 Abſ. 1 ZPO. anzuſehen wäre. 
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Daher iſt die Berufung mit Recht für unzuläſſig erachtet 
worden. R. c. R., U. v. 26. April 10, 383,09 III. — 
Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

22. 58 185, 211, 300 HGB. Schaffung von Vorzugs⸗ 
aktien. 

Die Auffaſſung der Reviſion, daß die den Vorzugs⸗ 
aktionären im vorliegenden Falle eingeräumten Vorrechte gegen 
Grundſätze des Aktienrechts oder allgemein gegen die guten 
Sitten verſtoßen, iſt nicht zutreffend. Den Aktiengeſellſchaften 
ſteht es frei, über den jährlich erzielten Reingewinn, ſowie für 
den Fall der Liquidation über das freie Aktivvermögen Ver⸗ 
fügung zu treffen. Dies iſt im vorliegenden Falle in geſetzlich 
zuläſſiger Weiſe geſchehen (RG. 68, 238 ff.). Sonderrechte 
von Aktionären ſind dabei nicht berührt und der Grundſatz der 
Gleichheit iſt dadurch gewahrt, daß es jedem Aktionär frei⸗ 
ſtand, ſich durch Zuzahlung von 40 Prozent die Vorteile zu 
verſchaffen, welche die Aktiengeſellſchaft in geſetzlich zuläſſiger 
Weiſe denjenigen ihrer Mitglieder zugeſteht, die ihr jene Zu⸗ 
zahlung gewähren. Daß die zugeſtandene Bevorzugung außer 
Verhältnis zu der Leiſtung der zuzahlenden Aktionäre ſtehe 
und inſofern gegen die guten Sitten verſtoße, iſt nicht zu⸗ 
zugeben. Die 140 Prozent, welche die Vorzugsaktionäre im 
Falle der Auflöſung der Geſellſchaft im voraus aus der 
Liquidationsmaſſe — natürlich unter Wahrung des Grund⸗ 
ſatzes des § 300, wonach nur das nach Berichtigung der 
Schulden verbleibende Vermögen verteilt werden darf — er⸗ 
halten, entſpricht dem Betrage ihrer auf das Grundkapital 
gemachten Einzahlungen. Daß durch die Gewährung von 
Vorteilen an die Vorzugsaktionäre inſofern ein gewiſſer in⸗ 
direkter Zwang ausgeübt wird, als die Bevorzugung auf Koſten 
derjenigen geſchieht, die von der Möglichkeit des Erwerbs der 
Vorzugsaktien keinen Gebrauch machen, iſt nicht zu leugnen. 
Dies iſt aber keine Beſonderheit des vorliegenden Falles, liegt 
vielmehr regelmäßig vor, wenn die Geſellſchaft im Wege der 
Statutenänderung Vorzugsaktien ſchafft. Die ſchon oben be⸗ 
rührte Zuläſſigkeit dieſer Maßregel folgt aus § 262 Nr. 3 
HGB. und wird im Intereſſe der freien Entwickelung der 
Aktiengeſellſchaften für notwendig erachtet. K. c. Berl. Hotel⸗ 
geſellſchaft, U. v. 6. April 10, 148/09 I. — Berlin. 

23. 8 375 HGB.] 

Der Ber. ſtützt feine Entſcheidung darauf, daß der Kläger 
am 22. Februar 1907 nicht 555 Zentner harte und 139 Zentner 
weiche Seife hätte abrufen und ſpezifizieren dürfen. Zu dieſem 
Ausſpruch hätte es der Feſtſtellung bedurft, daß bei jedem 
einzelnen Abruf ein beſtimmtes Verhältnis von harten zu 
weichen Seifenſorten eingehalten werden müßte, und daß dieſes 
Erfordernis gerade auch dem Abruf vom 22. Februar 1907 zu 
gelten hätte. Eine ſolche Feſtſtellung trifft der BerR. jedoch 
nicht. Er führt im Gegenteil aus, es müſſe für den ganzen 
Jahresbezug, alſo für das ganze Quantum der beſtellten 
1000 Zentner, ein beſtimmtes Gewichtsverhältnis der weichen 
zu den harten Sorten eingehalten werden. Bezog ſich alſo, 
wie der BerR. ſehr eingehend wiederholt ausführt, das ein⸗ 
zuhaltende Verhältnis nur auf die Geſamtmenge von 
1000 Zentnern, ſo hätte ermittelt werden müſſen, welches 
Gewicht an harten und weichen Seifenſorten der Kläger bis 
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zum 22. Februar ſpezifiziert und erhalten hatte. Erſt dann 
konnte feſtgeſtellt werden, wie viel der Kläger am 22. Februar 
an weicher und harter Seife noch zu empfangen hatte, und ob 
er danach ſo, wie geſchehen, ſpezifizieren durfte. Möglicher⸗ 
weiſe hatte der Kläger am 22. Februar 1907 bereits etwa 
500 Zentner einſchließlich der am 22. Februar verlangten 
139 Zentner weiche Seife ſpezifiziert, fo daß er nun für den 
Reſt harte Seife begehren konnte. Über dieſen Punkt fehlt es 
aber an jeder Erörterung in den Inſtanzen. Folglich konnte 
der BerR. nach ſeinen eigenen Feſtſtellungen die Ungehörigkeit 
der Spezifikation vom 22. Februar 1907 noch nicht ausſprechen. 
H. c. G., U. v. 22. April 10, 412/09 II. — Marienwerder. 

Verſicherungsrecht. 

24. Erklärungen des Agenten über den Verſicherungs⸗ 
vertrag bei deſſen. Abſchluß.] 

Der BerR. führt aus: Zwar ſei vom Agenten L. gegen⸗ 
über der Klägerin die Erklärung abgegeben, ihr ſtehe nach 
dreijährigem Beſtehen der Verſicherung die Wahl offen, das 
eingezahlte Geld ohne Zinſen zurückzufordern und den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag aufzulöſen oder aber weiter verſichert zu 
bleiben. Dieſe Erklärung ſtelle aber nicht eine Erläuterung 
des § 4 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen dar, der 
für die Frage der Rückzahlung der gezahlten Prämien an den 
Verſicherungsnehmer allein in Betracht komme, ſondern eine 
neue, den Beſtimmungen des § 4 zuwiderlaufende Verſprechung, 
für die der Inhalt des § 4 nicht den mindeſten Anhalt gebe. 
Es ſei ausgeſchloſſen, daß die Klägerin den § 4 infolge der 
Erklärungen des L. falſch aufgefaßt habe, vielmehr könne nur 
angenommen werden, daß ſie eine ſelbſtändige Abrede mit dem 
Vertragsgegner unbeſchadet der ſonſt üblichen Verſicherungs⸗ 
bedingungen zu treffen gedacht hätte. Hätte ſie die Verſicherungs⸗ 
bedingungen geleſen, ſo würde ſie bei Beobachtung der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt ohne weiteres den Gegenſatz zwiſchen den 
gedruckten, nach 8 1 allein maßgebenden Beſtimmungen und 
den Zuſicherungen des L. erkannt haben. Dieſe Ausführungen 
geben mehrfach zu Bedenken Anlaß. Der Prozeßſtoff gibt nicht 
den mindeſten Anhalt für die Feſtſtellung, die Klägerin habe 
angenommen oder annehmen müſſen, daß L. die fragliche Er⸗ 
klärung ihr gegenüber eigenmächtig und im Gegenſatz zu den 
von der Geſellſchaft aufgeſtellten allgemeinen Bedingungen ab⸗ 
gegeben habe. Dieſer Annahme ſteht noch beſonders entgegen, 
daß nach der Ausſage des Zeugen K. die Klägerin zunächſt 
ſich geweigert hat, die Verſicherung einzugehen, und daß ſie 
dieſen Entſchluß erſt geändert hat, nachdem L. aus eigenem 
Antrieb, offenbar um ihre Bedenken zu zerſtreuen, ihr aus⸗ 
einandergeſetzt hatte, ſie könne nach drei Jahren wieder aus⸗ 
treten und werde dann das eingezahlte Geld zinslos zurück⸗ 
bekommen. Daß L. im Rahmen ſeiner Befugniſſe handelte, 
konnte die Klägerin um ſo eher annehmen, als die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, wie deren früheres Vorſtandsmitglied bezeugt hat, 
dem L. damals ſchon den Titel eines „Generalagenten“ und 
„Bezirksdirektors“ beigelegt hatte, die in dem Publikum leicht 
den Glauben hervorrufen konnten, ſeine Fähigkeiten und 
Kenntniſſe, ſeine Zuverläſſigkeit und ſeine Befugniſſe gingen 
über diejenigen eines bloßen „Agenten“ hinaus und ſeine Aus⸗ 
kunft über die Bedingungen des Vertragsabſchluſſes ſei deshalb 
mit beſonderer Sicherheit als den Abſichten ſeiner Auftraggeberin 
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entſprechend anzuſehen. Es kann auch nicht anerkannt werden, 
daß die Klägerin, die als eine nicht im geſchäftlichen Leben 
ſtehende Frau kaum als geſchäftsgewandt wird angeſehen werden 
können, ſich einer beſonderen Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht hat, 
wenn ſie bei der Durchleſung der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen nicht erkannt hat, daß die Erklärung des L. in 
dieſen keine Stütze finde. Daß die Erklärung mit dem Inhalte 
des § 4 geradezu in Widerſpruch ſtehe, iſt nicht zuzugeben; 
es erſcheint vielmehr nicht ausgeſchloſſen, daß die Klägerin die 
Auskunft des als vertrauenswürdig anzuſehenden Bezirksdirektors 
als eine maßgebende Erläuterung des § 4 angeſehen hat, deſſen 
Tragweite von Perſonen, die von den verſicherungsrechtlichen 
Verhältniſſen beſondere Sachkunde nicht beſitzen, nicht leicht 
überſehen werden kann; dieſe Sachkunde brauchte der Klägerin 
auch dann nicht beizuwohnen, wenn ſie, was der BerR. hervor⸗ 
hebt, ſchon einmal, — übrigens damals bei einer amerikaniſchen 
Geſellſchaft, — ihr Leben verſichert hatte. Der § 4 Abſ. 4 
beſtimmt im einzelnen, daß nach dere i jährigem Beſtehen der 
Verſicherung die Beleihung der Police oder deren „Rückkauf“ 
von der Geſellſchaft beanſprucht werden kann, daß der Be⸗ 
leihungs⸗ und der Rückkaufswert ſich nach der Höhe der 
„Prämienreſerve“ richtet und daß der „volle Betrag“ gewährt 
wird, wenn die Prämienreſerve mehr als 80 v. H. der Ver⸗ 
ſicherungsſumme beträgt. Da erfahrungsmäßig die rechtliche 
Natur der Prämienreſerve geſchäftsungewandten Verſicherungs⸗ 
nehmern bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages nicht bekannt 
zu ſein pflegt, iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß die Klägerin 
geglaubt hat, der richtige Sinn der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen und insbeſondere des § 4 Abſ. 4 werde erſt durch 
die Erklärung des L. in einer dem Laien verſtändlichen Weiſe 
wiedergegeben. B. c. A., U. v. 26. April 10, 355/09 VII. 
— Berlin. 

25. Aufnahme des Verfahrens betreffend.] 

W. hatte bei einer Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft Lebens. 
verſicherung in Höhe von 3000 & genommen. Als er ſich 
verheiratete, ſchloß er mit der Ehefrau einen Ehevertrag, durch 
den die Gemeinſchaft der Güter und des Erwerbes aus⸗ 
geſchloſſen wurde; die Forderung aus der Verſicherung übertrug 
er als Morgengabe auf ſeine Ehefrau. Am 18. Juli 1904 
ſtarb W. Vorher hatte die klagende Firma gegen ihn und 
ſeine Ehefrau wegen einer Forderung Zahlungsbefehl und Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl erwirkt. Wegen dieſer Forderung wurde der 
Anſpruch der Witwe W. gegen die Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
für die Klägerin gepfändet und ihr zur Einziehung überwieſen. 
Die Geſellſchaft verweigerte die Zahlung an die Klägerin, weil 
ihr angezeigt wurde, daß Frau W. den gepfändeten Anſpruch 
ſchon vorher an den Beklagten abgetreten habe. Die Klägerin 
behauptete, die Abtretungsurkunde ſei zurückdatiert, in Wahrheit 
ſei die Abtretung erſt nach der Zuſtellung des Pfändungs- und 
Aberweiſungsbeſchluſſes erfolgt; außerdem focht die Klägerin 
die Abtretung auch auf Grund des Geſetzes vom 21. Juli 
1879 / 20. Mai 1898 als ihr gegenüber unwirkſam an. Das 
LG. hat den Beklagten verurteilt, anzuerkennen, daß die Ab⸗ 
tretung der Klägerin gegenüber in Höhe von 2641,90 & un⸗ 
wirkſam iſt. Hiergegen legte der Beklagte Berufung ein, die 
jedoch zurückgewieſen worden iſt. Die klagende offene Handels⸗ 
geſellſchaft iſt im Laufe der Berufungsinſtanz durch den Tod 
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des Geſellſchafters B. aufgelöſt worden; an ihrer Stelle haben 
deſſen Erben und der andere Geſellſchafter den Rechts⸗ 
ſtreit als Kläger fortgeſetzt. Die vom Beklagten ein⸗ 
gelegte Reviſion iſt, nachdem inzwiſchen über das Vermögen 
des Beklagten das Konkursverfahren eröffnet worden war, 
durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen worden. Unter Bei⸗ 
bringung einer von der Gegenſeite als echt anerkannten Er⸗ 
klärung des Konkursverwalters, wonach dieſer die abgetretene 
Forderung nicht zur Konkursmaſſe ziehen will, ſondern dem 
Gemeinſchuldner überläßt, hat der Beklagte gegen das Ver⸗ 
ſäumnisurteil Einſpruch eingelegt. Die in dem Verſäumnisurteil 
enthaltene Entſcheidung wurde aufrechterhalten: Durch die im 
Laufe der Reviſionsinſtanz eingetretene Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Beklagten war, da die Forde⸗ 
rung aus dem Verſicherungsvertrage, wenn ſie dem Beklagten 
zuſteht, an ſich zur Konkursmaſſe gehört ($ 1 KO.), das Vers 
fahren im gegenwärtigen Rechtsſtreit unterbrochen worden (§ 240 
ZPO.). Ob die Kläger ihrerſeits das Verfahren durch ihre 
dem Verſäumnisurteile voraufgegangenen Prozeßhandlungen, 
nämlich durch die Zuſtellung ihrer Schriftſätze wirkſam haben 
aufnehmen können, bedarf hier nicht der Erörterung; denn 
jedenfalls iſt die Aufnahme auch vom Beklagten, dem Gemein⸗ 
ſchuldner, durch Einlegung des Einſpruchs rechtsgültig erfolgt. 
Die unſtreitig vom Konkursverwalter abgegebene Erklärung, die 
genannte Forderung nicht zur Konkursmaſſe ziehen zu wollen, 
ſondern dem Gemeinſchuldner zu überlaſſen, ſchließt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Ablehnung der Aufnahme des unterbrochenen Ver⸗ 
fahrens ſeitens des Konkursverwalters in ſich. Daraus ergab 
ſich nach S 10 KO. für den Gemeinſchuldner das Recht zur 
Aufnahme, ſofern es ſich um einen „für“ ihn anhängigen 
Rechtsſtreit handelte. Hätte man nur auf die Parteirolle zu 
ſehen, ſo müßte der Rechtsſtreit, da der Gemeinſchuldner der 
Beklagte iſt, nicht als für, ſondern als gegen ihn anhängig 
erachtet werden. Die Parteirolle kann aber in dieſer Hinſicht 
nicht das Ausſchlaggebende ſein (vgl. auch RG. 45, 376). Sie 
bezeichnet nur die äußere, prozeſſuale Stellung der ſtreitenden 
Teile. Für und gegen wen der Rechtsſtreit ſachlich anhängig 
iſt, muß nach Art und Inhalt des Streits beurteilt werden. 
Durch die am 21. Juli 1904 erfolgte Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluſſes an die Drittſchuldnerin hatten die 
Kläger das Pfandrecht an der Forderung und die Befugnis 
zu deren Einziehung erlangt (88 835 ff. ZPO.). Sie befanden 
ſich in der Rechtsſtellung, die auf dem Gebiete des Sachenrechts 
der Beſitzer hat. Der Beklagte, der ihnen bei dem Verſuche 
der Einziehung unter Berufung auf die angeblich ſchon am 
18. Juli erfolgte Abtretung an ihn in den Weg trat, nahm 
die Forderung als eine mit jenen Rechten der Kläger nicht 
belaſtete für ſich in Anſpruch. Der gewöhnliche Weg, auf dem 
dies zu geſchehen hatte, wäre die Widerſpruchsklage des 5 771 
ZPO. geweſen. In dieſem Falle wäre das auch in der äußeren 
Parteiſtellung zum Ausdrucke gekommen, daß es ſich um einen 
„für“ den ſpäteren Gemeinſchuldner anhängigen Rechtsſtreit 
handelte. Sachlich kann ſich in dem Verhältniſſe nichts dadurch 
ändern, daß die Erhebung der Widerſpruchsklage nicht ab⸗ 
gewartet, ſondern ihr von dem andern Teile mit der, in ihrer 
ſchon in L Inſtanz erfolgten nachträglichen Umgeſtaltung vom 
BG. zutreffend als negative Feſtſtellungsklage beurteilten Klage 
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zuvorgekommen worden iſt. Dieſe Klage iſt ſachlich nicht ein 
Angriffs⸗, ſondern ein Abwehrmittel, wodurch die durch den 
Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß gewonnene Rechtsſtellung 
geſchützt werden ſoll. Sachlich bleibt bei dieſer Klage der Be⸗ 
klagte der angreifende Teil, der die gerichtlich den Klägern 
überwieſene Forderung als eine pfandfreie für ſich in Anſpruch 
nimmt und dem denn auch, wie noch weiter unten in Betracht 
kommen wird, die Beweislaſt zufällt für die Tatſachen, aus 
denen ſich rechtlich ſeine Befugnis zur Ausſchließung der Kläger 
von der Forderung ergeben ſoll. Gelänge es dem Beklagten, 
auf Grund ſeines Vorbringens rechtskräftig die Abweiſung der 
Klage zu erreichen, ſo würde das zugleich die Feſtſtellung in 
ſich ſchließen, daß die Forderung pfandfrei ihm gehört, was 
ohne die erwähnte Freigabeerklärung des Konkursverwalters 
eine entſprechende Vergrößerung der Teilungsmaſſe im Konkurſe 
mit ſich brächte. Nach alledem iſt der Rechtsſtreit ſachlich als 
„für“ den Gemeinſchuldner anhängig anzuſehen, und die Auf 
nahme des Verfahrens durch ihn kann deshalb nach 8 10 KO. 
einem Bedenken nicht begegnen. (Hier folgen die Gründe für 
die Zurückweiſung der Reviſion bez. der Hauptſache.) S. c. B., 
U. v. 19. April 10, 69/09 VII. — Königsberg. 

Wechſelordnung. . 

26. Art. 91 Satz 3 WO.] 

Das Geſetz vom 30. Mai 1908, betr. die Erleichterung 
des Wechſelproteſtes, hat den bisherigen Art. 91 Satz 3 in 
mehrfacher Richtung geändert. An die Stelle des Vermerks 
über erfolgloſe Nachfrage bei der Polizei iſt nach Art. 88 Nr. 2 
der neuen Faſſung die Angabe getreten, daß das Geſchäftslokal 
oder die Wohnung ſich nicht habe ermitteln laſſen. Die un⸗ 
bedingte Nötigung des Proteſtbeamten, die Polizeibehörde an⸗ 
zugehen, iſt durch einen allgemeinen Hinweis auf die Anſtellung 
geeigneter Ermittelungen erfetzt (Art. 91 Abſ. 3 Satz 1), fo 
jedoch, daß der Beamte, wenn eine Nachfrage bei der Polizei 
ohne Erfolg geblieben iſt, weitere Nachforſchungen nicht zu 
unternehmen braucht (Art. 91 Abſ. 3 Satz 2). Endlich iſt 
beſtimmt, daß ein Proteſt mit dem Vermerke, das Geſchäfts⸗ 
lokal oder die Wohnung habe ſich nicht ermitteln laſſen, nicht 
aus dem Grunde ungültig ſein ſoll, weil in Wahrheit die Er⸗ 
mittelung möglich war (Art. 91 Abſ. 2). Dieſe Anderungen 
des Geſetzes müſſen zu einer andern Beurteilung auch des be⸗ 
ſonderen Unterfalls führen, wenn eine Lokalität im Wechſel 
bezeichnet iſt. Hat der Proteſtbeamte, wie hier, vergeblich bei 
der Polizeibehörde nachgefragt, ſo werden durch den neuen 
Abſ. 3 Satz 2 Zweifel daran erweckt, ob ihm eine Verpflichtung, 
außerdem noch das im Wechſel notierte Lokal aufzuſuchen, über⸗ 
haupt obliegt. Müßte eine ſolche Verpflichtung verneint werden, 
ſo würde ſchon dieſer Grund die Bemängelung der erhobenen 
Proteſte als hinfällig erſcheinen laſſen. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß ein Proteſt nicht wegen ungenügender Nachforſchungen 
ungültig ſein kann, wenn der Beamte in Anſehung der Art 
und des Umfangs der Nachforſchungen ſeinen Pflichten genügt 
hat. Indeſſen braucht hierauf nicht eingegangen zu werden, 
da die Gültigkeitserforderniſſe der Wechſelproteſte durch das 
neue Geſetz eine ſelbſtändige Regelung erfahren haben. Darauf, 
ob vom Proteſtbeamten alles aufgeboten iſt, was dazu gehört, 
um Schadenserſatzanſprüche und Difziplinarftrafe zu vermeiden, 
kann nicht wie früher das Gewicht gelegt werden. Der Ver⸗ 
79 
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merk nach Art. 88 Nr. 2, daß ein Geſchäftslokal oder eine 
Wohnung ſich nicht habe ermitteln laſſen, hat durch den Abſ. 2 
des Art. 91 die Eigenſchaft einer Form gewonnen, deren 
Beobachtung die Gültigkeit des Proteſtes ſichert, auch wenn 
der Beamte unter gröblichſter Verletzung ſeiner Pflichten nicht 
das geringſte zur Ermittelung getan hat. Der einſchränkenden 
Auslegung, die von der Reviſion verſucht wird, läßt ſich nicht 
beitreten. (Wird ausgeführt.) J. c. E., U. v. 6. April 10, 
447/09 I. — Frankfurt a. M. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

27. 8 27 GenG. Zuläſſigkeit der Errichtung eines Ge⸗ 
noſſenſchaftsrats neben Vorſtand, Aufſichtsrat und General⸗ 
verſammlung.] 

Die Generalverſammlung des beklagten Konſumvereins be⸗ 
ſchloß 1908 eine Anderung des Statuts. Die Anderung betraf 
die Einſetzung eines ſog. Genoſſenſchaftsrats. Der Kläger, ein 
Genoſſe des Vereins, hat die Statutenänderung durch Klage 
gemäß 8 51 GenG. angefochten. Das OLG. wies ab, die 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Mit Recht gehen beide Vor⸗ 
inſtanzen davon aus, daß das GenG. es zuläßt, neben dem 
Vorſtande, dem Aufſichtsrat und der Generalverſammlung ein 
viertes Organ einzurichten. Es ergibt ſich dies unmittelbar 
aus 8 27 Abſ. 2 GenG., wo „ein anderes Organ“ als möglich 
vorausgeſetzt wird. Der Reviſion kann nicht zugegeben werden, 
daß damit nur ſog. Kommiſſionen gemeint ſeien. Auch die 
Vorſchrift des S 9 Gen., nach der „die Genoſſenſchaft einen 
Vorſtand und einen Aufſichtsrat haben muß“, bezieht ſich offen⸗ 
ſichtlich nur auf die Mindeſtzahl der Organe und will keines⸗ 
wegs die Einſetzung eines weiteren Organs ausſchließen. Iſt 
hiernach die Einſetzung eines Genoſſenſchaftsrats an ſich 
zuläſſig, ſo betonen doch die Vorinſtanzen ferner mit Recht, daß 
durch den Genoſſenſchaftsrat die unentziehbaren Befugniſſe der 
geſetzlich notwendigen Organe nicht beſchränkt werden dürfen. 
Es iſt alſo zu prüfen, ob die dem Genoſſenſchaftsrate zu⸗ 
gewieſenen Rechte mit den Vorſchriften des GenG. über die 
Obliegenheiten von Generalverſammlung, Aufſichtsrat und Vor⸗ 
ſtand vereinbar ſind. Dieſe Prüfung hat das BG. im An⸗ 
ſchluſſe an den § 45 des abgeänderten Statuts vorgenommen 
und iſt dabei aus Gründen, die im weſentlichen als zutreffend 
anzuſehen ſind, zu einem der beklagten Genoſſenſchaft günſtigen 
Ergebniſſe gelangt. (Wird weiter ausgeführt.) S. c. Konſum⸗ 
verein, U. v. 12. März 10, 150/09 I. — Kiel. 

28. Geſetz vom 12. Juni 1889 8 3 Abſ. 3, Geſetz vom 
13. Juli 1899 $ 4 Abſ. 1 verb. mit § 3, 19 bis 211, 6 ALR. 
und § 254 BGB. Verpflichtung des Arbeitgebers zur Ent⸗ 
richtung von Verſicherungsbeiträgen. Zeitweiſe Beſchäftigung 
des Verſicherungspflichtigen.] 

Die Klägerin, welche mit einem Bureaudiener der beklagten 
Geſellſchaft verheiratet war, hat in den Ihren 1883 bis 1903 
die Reinigung der Geſchäftsräume der Beklagten gegen einen 
monatlichen Lohn von 16 & beſorgt. Beiträge zur In⸗ 
validitäts⸗ und Altersverſicherung ſind für ſie nicht entrichtet 
worden. Sie iſt daher mit einem im Jahre 1907 erhobenen 
Anſpruch auf Invalidenrente abgewieſen worden. Sie begehrt 
den Erſatz des ihr hierdurch entſtandenen Schadens von der 
Beklagten. Ihr Anſpruch iſt in beiden Vorinſtanzen abgewieſen. 
Die Reviſion iſt nicht begründet: Daß die durch die Geſetze 
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vom 22. Juni 1889 und 13. Juli 1899 gegebene Verpflichtung 
des Arbeitgebers, für die rechtzeitige Entrichtung der Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge zu ſorgen, an ſich nicht zu den durch den 
Dienſtvertrag begründeten Pflichten gehört, hat das RG. in 
feſter Rechtſprechung angenommen. Eine beſondere Vereinbarung, 
durch welche die Beklagte die Fürſorge für die Entrichtung der 
Beiträge auch für die Klägerin übernommen hätte, iſt nach der 
einwandfreien Feſtſtellung des BG. auch nicht ſtillſchweigend 
getroffen. Die Beklagte hatte allerdings dieſe Fürſorge für 
ihre gewerklichen Arbeiter übernommen, nicht aber für die 
Klägerin, deren Tätigkeit eine völlig andere und derart unter⸗ 
geordnete war, daß Zweifel entſtehen konnten, ob ſie überhaupt 
eine verſicherungspflichtige war. Nach den in Gemäßheit des 
8 3 Abſ. 3 des Geſetzes vom 22. Juni 1889 bzw. des $ 4 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1899 erlaſſenen, am 27. No⸗ 
vember 1890 bzw. 27. Dezember 1899 bekanntgegebenen Bundes⸗ 
ratsbeſchlüſſen (RZ Bl. 89, 369 bzw. RGBl. 99, 725) find 
vorübergehende Dienſtleiſtungen als eine die Verſicherungspflicht 
begründende Beſchäftigung nicht anzuſehen, wenn ſie von ſolchen 
Perſonen, welche berufsmäßige Lohnarbeit überhaupt nicht ver⸗ 
richten, zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher 
und gegen ein geringfügiges Entgelt verrichtet werden. Ob die 
Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung vorliegen, iſt, wie mit der 
Anleitung des NVA. vom 6. Dezember 1905 (RVANachr. 
S. 613 zu W anzunehmen iſt, nach der Lage des Einzelfalles 
zu ermeſſen. Mag nun danach auch mit Rückſicht auf den 
nicht ganz unbeträchtlichen der Klägerin gezahlten Lohn die 
Verſicherungspflicht ihrer Tätigkeit zu bejahen ſein, ſo lagen die 
Verhältniſſe doch ſo, daß die Beklagte ohne ein irgendwie er⸗ 
hebliches Verſchulden zu der Annahme kommen konnte, daß die 
Klägerin gar nicht in verſicherungspflichtiger Weiſe beſchäftigt 
ſei. Von Bedeutung hierfür war beſonders der Umſtand, daß 
der Ehemann der Klägerin in den Dienſten der Beklagten ſtand 
und die Tätigkeit der Klägerin darnach leicht nur als eine 
„nebenher“, neben ihren häuslichen Arbeiten, verrichtete er⸗ 
ſcheinen konnte. Jedenfalls lag es unter den hier obwaltenden 
Umſtänden ganz beſonders der Klägerin ob, für die Erfüllung 
der Beitragspflicht ſelbſt zu ſorgen. Sie wußte, wie das BG. 
feſtſtellt, daß die Beklagte keine Beiträge für ſie entrichte, hat 
aber gleichwohl nichts getan, um ſich den Anſpruch auf die 
Alters⸗ und Invalidenrente zu ſichern. Ihr Verſchulden muß 
danach nicht nur als ein dem der Beklagten gleiches, ſondern 
als ein weitaus überwiegendes angeſehen werden. Ihr 
Schadenserſatzanſpruch iſt deshalb unbegründet, und zwar, ſo⸗ 
weit das Pr ALR. anzuwenden iſt, nach SS 19 bis 21 ALR. 
I, 6, ſoweit das jetzt geltende Recht in Betracht kommt, nach 
5 254 BGB. Mit Recht hat übrigens das BG. angenommen, 
daß der Verluſt des Rentenanſpruchs nur als ein mittelbarer 
Schaden im Sinne des § 3 ALR. I, 6 angeſehen werden könne, 
gegenüber der abweichenden Meinung der Reviſion iſt auf die 
eingehende Darlegung in dem Urteil des RG. vom 19. Januar 
1905 IV 441/04, bei Gruchot Bd. 49 S. 1129/1130, 
zu verweiſen — vgl. auch die Urteile des RG. vom 10. April 
1905 VI 300/04, bei Gruchot Bd. 50 S. 141/142 und vom 
16. November 1905 IV 62,05, bei Gruchot Bd. 50 S. 1180. 
Es bedarf nach Vorſtehendem nicht der Stellungnahme zu 
der Frage, ob die Beſtimmung des § 176 InvVerſG. als ein 
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den Schutz der verſicherungspflichtigen Arbeitnehmer be⸗ 
zweckendes Geſetz im Sinne des 8 823 Abſ. 2 BGB. an⸗ 
zuſehen iſt, einer Frage, welche das BG. in Übereinſtimmung 
mit dem Urteil des RG. vom 12. März 1906 — RG. 63, 53 — 
verneint habt. S. c. G., U. v. 22. April 10, 659/09 III. — 
Breslau. g 

Wettbewerbsgeſetz. 

29. § 1 UnlWG. Inwieweit enthält der Nachdruck von 
Stellenanzeigen einen Verſtoß gegen das Geſetz?! 

Die Beklagte hat fortgeſetzt und planmäßig Stellenaus⸗ 
ſchreibungsinſerate aus der Vakanzenzeitung des Klägers ent- 


nommen und in ihrem Vakanzenanzeiger in einem Maße ab⸗ 


gedruckt, daß die abgedruckten Inſerate den hauptſächlichſten 
Inhalt des Vakanzenanzeigers ausmachten. Hierin hat das 
BG. eine Veranſtaltung im Sinne des § 1 Abſ. 4 UnlWG. 
erblickt, die darauf berechnet und geeignet ſei, die unrichtige An⸗ 
gabe tatſächlicher Art, daß die abgedruckten Inſerate von den 
darin bezeichneten Behörden beſtellt ſeien, zu erſetzen und den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. 
Zur Begründung iſt ausgeführt, durch die große Zahl der in 
Wahrheit gar nicht beſtellten Stellenausſchreibungsinſerate werde 
dem Leſerkreiſe, der ſich aus Inſertionsluſtigen und Stellen⸗ 
ſuchenden zuſammenſetze, in beſonders anſchaulicher Weiſe vor 
Augen geführt, daß der mit Inſeraten und insbeſondere mit 
Stellenausſchreibungen gefüllte Vakanzenanzeiger ein von In⸗ 
ſerenten und zwar von Behörden ſehr geſuchtes Inſertionsorgan 
und zugleich eine vom Publikum vielgeleſene Zeitung ſei, was 
bei einer Zeitung mit wenig Inſeraten nicht anzunehmen ſei. 
Anderſeits geht aus den Gründen zur Widerklage hervor, daß 
das BG. nicht jedweden Abdruck unbeſtellter Inſerate als un⸗ 
lauteren Wettbewerb anſieht, ſondern vielmehr die Entſcheidung, 
ob ſich ein ſolcher Abdruck als unlauterer Wettbewerb kenn⸗ 
zeichnet, ausſchließlich von dem Umfange des Abdrucks abhängig 
macht und einen unlauteren Wettbewerb nur dann annimmt, 
wenn der Abdruck einen ſolchen Umfang angenommen hat, 
daß das Blatt eine weſentlich andere Geſtalt erhält. Von 
dieſem grundſätzlichen Standpunkte aus iſt die Klage für 
gerechtfertigt, dagegen die Widerklage, der gemäß nach den Be⸗ 
hauptungen der Beklagten auf je 50 Inſerate bloß ein un⸗ 
beſtelltes Inſerat entfalle, für unbegründet erachtet worden: 
Die Erwägungen des BG. geben zu rechtlichen Bedenken keinen An⸗ 
laß. Entſcheidend iſt nach dem Grunde und Zwecke des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes, das in erſter Linie den Schutz der Gewerbetreibenden 
gegen unlautere Machenſchaften der Konkurrenten bezweckt und 
nur mittelbar auf den Schutz des Publikums abzielt, das Ver⸗ 
hältnis der Beklagten zu ihrer Konkurrenz, insbeſondere zu dem 
Kläger. Durch ihr vom BG. gekennzeichnetes Verfahren beutet 
ſie nun aber ohne Mühe und Koſten das geſchäftliche Unter⸗ 
nehmen des Klägers und die Vertrauensſtellung aus, die er ſich 
erworben hat. Durch die große Zahl ihrer Inſerate maßt ſie 
ſich einesteils einen ungerechtfertigten Vorzug gegenüber ſolchen 
Konkurrenzblättern an, die weniger Inſerate enthalten. Andern⸗ 
teils tritt ſie durch den Abdruck der Inſerate mit ungleich 
günſtigeren Mitteln in Wettbewerb mit dem Kläger, aus deſſen 
Zeitung ſie die Inſerate abgedruckt hat. Dem BG. iſt ins⸗ 
beſondere auch darin beizutreten, daß der Abdruck von Inſeraten 
nicht unter allen Umſtänden als unlauterer Wettbewerb ſich 
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darſtellt. Dem Preßgewerbe iſt aus geſchäftlichen und tech⸗ 
niſchen Rückſichten die Gepflogenheit nicht fremd, anders woher 
unbeſtellte und unbezahlte Anzeigen (Füllinſerate) aufzunehmen. 
Das Publikum weiß das und rechnet damit, namentlich bei einem 
Inſertionsorgan, das keinen redaktionellen Teil hat. Die gute 
Sitte verlangt indeſſen, daß der Abdruck als ſolcher erkennbar 
gemacht iſt und ſich in denjenigen Grenzen hält, die im Zeitungs⸗ 
weſen gebräuchlich ſind. v. D. c. S., U. v. 15. April 10, 
380/09 II. — Berlin. 

Depotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

30. 88 3 und 4 Depot®.] 

Die 88 3 und 4 DepotG. legen dem Kommiſſionär die 
Verpflichtung zur Mberfendung des Stückeverzeichniſſes auf, um 
dem Kommittenten eine größere Sicherheit gegen Veruntreuung 
des Depots zu verſchaffen. Der Kommiſſionär erkennt damit 
die bezeichneten Stücke als Eigentum des Kommittenten und 
als diejenigen an, die er ihm nach dem Kommiſſionsverhältniſſe 
zu liefern hat. Iſt er ſpäter außerſtande, genau dieſe Stücke 
zu liefern, ſo ſetzt er ſich dem Verdachte der Veruntreuung und 
der Gefahr aus, daß das Geſchäft zurückgewieſen und Schadens⸗ 
erſatz von ihm gefordert wird. Das Geſetz verlangt prinzipiell, 
daß das Stückeverzeichnis unmittelbar nach Ausführung des 
Auftrages in der im § 3 beſtimmten kurzbemeſſenen Friſt erteilt 
wird. Iſt dies aber verſäumt worden, fo fol die Uberſendung 
jedenfalls auf entſprechende Aufforderung des Kommittenten 
binnen drei Tagen erfolgen, widrigenfalls der Kommittent das 
Geſchäft binnen weiteren drei Tagen zurückweiſen und Schadens⸗ 
erſatz fordern kann. In dieſem Falle wird dem Kommittenten 
diejenige Sicherheit, die ihm das Geſetz gewähren will, wenigſtens 
nachträglich verſchafft; ſind ihm vorher Nachteile dadurch er⸗ 
wachſen, daß der Bankier die ihm prinzipiell obliegende Pflicht 
verſäumt hat, ſo bietet dieſes Geſetz keine Handhabe, ſie aus⸗ 
zugleichen. Es begnügt ſich damit, dem Kommittenten in der 
ihm zuſtehenden Aufforderung und den an ihre Nichtbeachtung 
geknüpften Folgen ein Mittel zu geben, bei ſorgfältiger Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Geſchäfte tunlichſt raſch die erwähnte Sicherheit 
zu erlangen. Das Geſetz ſagt nicht, daß das Stückeverzeichnis 
unbedingt diejenigen Stücke enthalten muß, die der Kommiſſionär 
bei Ausführung des Auftrages für den Kommittenten angeſchafft 
hat. Es kann dies auch nicht wohl ausſprechen ... Damit ergibt 
ſich für den Bankier die Möglichkeit, die infolge mehrerer Auf⸗ 
träge erworbenen gleichartigen Stücke ungeſondert vorrätig zu 
haben, dieſem Vorrat nachträglich erworbene Stücke hinzu⸗ 
zufügen, und aus ihm Stücke ohne Rückſicht auf die Zeit ihres 
Erwerbes für einzelne Kommittenten auszuſondern, ſo daß ein 
Umtauſch der urſprünglich für beſtimmte Kommittenten er⸗ 
worbenen Stücke ſtattfinden kann. Bei dieſem Standpunkte 
des Geſetzes iſt es verſtändlich, daß das Geſetz keinerlei Be⸗ 
ſtimmungen über den materiellen Inhalt des Stückeverzeichniſſes 
oder über die Folgen einer unrichtigen Angabe von Nummern 
trifft. Das Stückeverzeichnis enthält eben lediglich eine Er⸗ 
klärung des Bankiers dahin, daß er die betreffenden Stücke 
dem Kommittenten in Ausführung der Kommiſſion zu liefern 
bereit ſei, nicht dahin, daß er gerade dieſe Stücke von Anfang 
an in Ausführung des Auftrages für den Kommittenten beſeſſen 
habe. Es wäre geradezu widerſinnig, wenn der Bankier, dem 
eine Aufforderung des Kommittenten gemäß § 4 des Geſetzes 
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zugeht, dieſer dadurch entſprechen würde, daß er Nummern auf⸗ 
gibt, die er nicht mehr im Beſitz hat und gar nicht mehr im⸗ 
ſtande iſt, zu liefern. Der Hauptzweck der ganzen Einrichtung, 
dem Kommittenten in der Verſchaffung des Eigentums an den 
Stücken, wenn er es infolge Säumnis des Bankiers in der 
Ausſonderung nicht ſchon vorher erworben hat, gemäß 8 7 des 
Geſetzes wenigſtens jetzt durch Abſendung des Stückeverzeichniſſes 
eine größere Sicherheit zu geben, würde vereitelt, wenn der 
Bankier Stücke aufgeben müßte, die nicht mehr zu ſeiner Ver⸗ 
fügung ſtehen. B. c. F., U. v. 6. April 10, 169/09 L — 
Berlin. 

Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

31. 88 538, 539 3PO. Haftung des Notars aus einer 
unrichtigen Beglaubigung. Zurückverweiſung in die I. Inſtanz 
ſeitens des BG] 

Die Angriffe der Reviſion ſind in der Hauptſache un⸗ 
begründet. Der Beklagte hat am 25. Juli 1901 die vor ihm 
erfolgte Unterſchrift unter einer Bürgſchaftserklärung als von 
dem ihm, dem Notar, von Perſon bekannten Ki. aus M. ab⸗ 
gegeben beurkundet, während ſie tatſächlich von einem Neffen 
des Ki. namens Ke. herrührt. Ke. brauchte die Bürgſchaft, 
um ein Darlehn von der Klägerin zu erhalten. Er hatte ſich 
bereits einige Zeit vorher an den Beklagten gewendet, um 
eine gleiche Unterſchriftsbeglaubigung zu erhalten, und hierbei 
einen an Ki. gerichteten, angeblich von der Klägerin herrührenden, 
möglicherweiſe aber auch gefälſchten Brief vorgelegt. Hierdurch, 
ſowie durch die Kenntnis des Ke. von Meer Verhältniſſen, 
hatte ſich der Beklagte täuſchen laſſen und die Unterſchrift des 
Ke. als von Ki. herrührend beglaubigt. Am 25. Juli 1901 
führte ſich Ke. wieder als Ki. beim Beklagten ein und erklärte, 
daß er ſchon einmal in dieſer Angelegenheit bei ihm geweſen 
ſei, er aber von neuem ſeine Unterſchrift beglaubigen laſſen 
müſſe, da ſich das erſtemal in den mit der Bürgſchaftserklärung 
zuſammenhängenden Darlehnsvertrag ein Fehler eingeſchlichen 
habe. Der Beklagte erkannte, wie das BG. für erwieſen er⸗ 
achtet, den Ke. nicht wieder, beglaubigte aber deſſen Unter⸗ 
ſchrift als von Ki. herrührend, nachdem er ſich aus ſeinen 
Akten überzeugt hatte, daß er in der Tat vor einiger Zeit 
eine ſolche Beglaubigung vorgenommen habe. Mit Recht 
nimmt das BG. an, daß der Beklagte durch die Vornahme 
dieſer Beglaubigungen die ihm als Notar obliegende Amts“ 
pflicht fahrläſſig verletzt hat. Die Sicherheit des Verkehrs er 
fordert, daß die zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugten 
Beamten bei der Feſtſtellung der Perſon desjenigen, deſſen Erklä⸗ 
rungen ſie beurkunden oder beglaubigen, mit äußerſter Sorgfalt ver⸗ 
fahren. Die Ausführung der Reviſion, daß der Notar nur ſoweit 
ſich die Gewißheit über die Perſönlichkeit des Erſchienenen zu 
verſchaffen brauche, als dies tunlich ſei, verkennt völlig die 
Bedeutung des Schlußſatzes des § 176 FGG., auf den fie 
ſich beruft. Allerdings iſt die Aufnahme einer öffentlichen 
Urkunde auf Verlangen auch dann zuläſſig, wenn der Notar 
ſich die Gewißheit über die Perſon des Erſchienenen nicht zu 
verſchaffen vermag; alsdann iſt aber auch in der Urkunde zum 
Ausdruck zu bringen, daß er ſich dieſe Gewißheit nicht ver⸗ 
ſchafft hat. Der Dritte, der in ſolchem Falle auf die 
Richtigkeit der Perſonenangabe vertraut, tut dies auf eigene 
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Gefahr. Erklärt aber der Notar in der Urkunde, daß er den 
Erſchienenen kenne oder ſich die Gewißheit über ſeine Perſon 
verſchafft habe, ſo iſt der Dritte, dem die Urkunde vorgelegt 
wird, berechtigt, auf die Richtigkeit dieſer Erklärung ſich zu 
verlaſſen. Der Beklagte hat nun, als er zum erften Male die 
Unterſchrift des Ke. als die des Ki. beglaubigte, der Angabe 
des ihm bis dahin völlig Unbekannten lediglich auf die Vor⸗ 
weiſung eines an den Ki. gerichteten Privatbriefes und auf 
eine gewiſſe allgemeine Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe hin 
Glauben geſchenkt. Das durfte er nicht. Iſt es auch nicht 
grundſätzlich auszuſchließen, daß der Urkundsbeamte ſich die 
Gewißheit über die Perſon des Erſchienenen aus vorgelegten 
Urkunden verſchafft, ſo iſt doch hierbei beſondere Vorſicht ge⸗ 
boten. Bloße Privatbriefe, die von den Empfängern nicht wie 
eigentliche Legitimationspapiere, öffentliche Urkunden uſw. ver⸗ 
wahrt, ſondern vielfach achtlos weggeworfen werden und deshalb 
beſonders leicht in die Hände Unberufener kommen können, 
werden regelmäßig nicht genügen, auch dann nicht, wenn der 
Vorweiſende eine gewiſſe allgemeine Sachkunde zeigt. Mit der 
Möglichkeit eines Täuſchungsverſuches muß der Notar rechnen. 
So handelte der Beklagte jedenfalls bei der erſten Unterſchrifts⸗ 
beglaubigung nicht mit der in dieſem Falle erforderlichen 
Sorgfalt. Ein weiteres Verſchulden trifft ihn nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Bu. bei der Unterſchriftsbeglaubigung vom 
25. Juli 1901, indem er lediglich auf die Angaben des Ke. 
über die Aufnahme der früheren Beglaubigung die Identität 
des Erſchienenen mit demjenigen annahm, der die frühere Be⸗ 
glaubigung veranlaßt hatte, und ſo ihn als von Perſon bekannt 
bezeichnete, obwohl er ihn tatſächlich nicht wiedererkannt hatte. 
Dieſe Feſtſtellungen werden nun freilich von der Reviſion mit 
der Rüge unrichtiger Würdigung der Ausſage des Zeugen S. 
angegriffen. Dieſe Rüge iſt jedoch nicht begründet. Es kann 
der Reviſion zugegeben werden, daß die Ausſage des Zeugen S. 
auch anders aufgefaßt werden kann, als ſie von dem BG. 
aufgefaßt worden iſt, allein auch die Auslegung des BG. iſt 
möglich. Nimmt man übrigens an, daß der Beklagte, wenn 
auch nicht von vornherein, ſo doch nachdem Ke. ihm den 
früheren Vorgang in Erinnerung gebracht und er ſich aus 
ſeinen Akten über die Richtigkeit der früheren Beglaubigungs⸗ 
aufnahme vergewiſſert hatte, den Ke. als dieſelbe Perſon 
wiedererkannt habe, deren Unterſchrift er bei der früheren Ge⸗ 
legenheit beglaubigt hatte, ſo würde doch jedenfalls ſein Ver⸗ 
halten bei der erſten Beglaubigung ſeine Verantwortung auch 
für die Unrichtigkeit der Beglaubigung vom 25. Juli 1901 
begründen. Denn die ungenügende Feſtſtellung der Perſönlichkeit 
des Erſchienenen bei dem früheren Vorfall war die Haupt⸗ 
urſache auch der zweiten unrichtigen Beurkundung. Auch im 
übrigen find die Angriffe der Reviſion gegen die Entſcheidung 
des BG. über den Grund des Anſpruchs unbegründet. Darauf, 
ob der Beklagte die Entſtehung eines Schadens für die Klägerin 
hätte vorausſehen müſſen, kommt es überhaupt nicht an; es 
genügt, um ſeine Verantwortung zu begründen, daß er die ihm 
obliegende Amtspflicht ſchuldhaft verletzt hat. Übrigens iſt die 
Feſtſtellung, daß der Beklagte einen ſolchen Schaden voraus- 
ſehen konnte, völlig bedenkenfrei. Ebenſo ſind die Ausführungen 
des BG. über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem 
Verſchulden des Beklagten und dem der Klägerin entſtandenen 
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Schaden, ſowie über das Nichtvorliegen eines mitwirkenden 
Verſchuldens der Klägerin durchaus zutreffend und die gegens 
teiligen Ausführungen der Reviſion verfehlt. Dagegen kann 
der Entſcheidung des BG. inſoweit nicht beigetreten werden, 
als es die weitere Verhandlung dem Gericht I. Inſtanz über⸗ 
weiſt. Die Ausführungen des BU. geben dem erkennenden 
Senat keine Veranlaſſung, von der in dem Urteil des VII. ZS. 
des RG. — RG. 59, 427 — ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung 
abzuweichen. Wie die Begründung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend Anderungen der ZPO. zu $ 300 ZPO. ä. F. S. 119 
— Hahn, Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen 8, 113 — 
ergibt, bezweckte die Abänderung des § 500 Ziff. 3 ZPO. ä. F. 
(S 538 Ziff. 3 der geltenden Faſſung) lediglich, die Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die I Inſtanz auch dann ſtattfinden 
zu laſſen, wenn der erſte Richter den Anſpruch dem Grunde 
nach für nicht gerechtfertigt erklärt und deshalb die Klage 
abgewieſen hat. Wenn der erſte Richter den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch abweiſt, weil ein Schaden nicht entſtanden 
oder doch nicht nachweisbar oder nicht ſubſtanziiert ſei, 
ſo hat er bereits die Frage des Betrages geprüft. Nach 
den ſonſtigen Beſtimmungen der Prozeßordnung kann eine 
Sache zur nochmaligen Verhandlung in die L Inſtanz nur 
dann zurückverwieſen werden, wenn das Verfahren an einem 
weſentlichen Mangel litt (S 539). Die Beſtimmungen des 
8 538 ZPO. aber betreffen, jedenfalls in ihrer älteren Faſſung, 
nur Fälle, in denen das erſtinſtanzliche Gericht in eine ſachliche 
Prüfung des Einſpruchs überhaupt nicht oder doch nur in be⸗ 
ſchränktem Umfange eingetreten iſt. Daß hierin durch die Novelle 
vom 17. Mai 1898 eine Anderung herbeigeführt werden ſollte, 
iſt trotz des Wortlauts der neuen Faſſung der Ziff. 3 nicht 
anzunehmen. Es ſollte der Partei die ſachliche Prüfung ihres 
Anſpruchs in vollem Umfange, alſo bei einem nach Grund und 
Betrag ſtreitigen Anſpruch auch über den Betrag, in zwei 
Inſtanzen geſichert werden, nicht dieſelbe Frage einer wieder⸗ 
holten Prüfung in L Inſtanz unterworfen werden. Die Auf⸗ 
faſſung des BG. würde auch, wie gerade im vorliegenden 
Falle erhellt, leicht zu einer Verſchleppung des Prozeſſes führen. 
Das BG. hat ſich nicht darüber ausgeſprochen, ob der erhobene 
Schadenserſatzanſpruch inſoweit begründet iſt, als er ſich auf 
Zinſen und auf mehr als den Unterſchied zwiſchen dem bar 
hingegebenen und dem bar zurückerhaltenen Betrag richtet. 
Das LG. würde danach ohne Verſtoß gegen die Prozeßgeſetze 
von neuem zu dem Ergebnis kommen können, daß dieſer Teil 
des Anſpruchs nicht ſubſtanziiert ſei, und die Sache würde ſo, 
ohne irgendwie gefördert zu ſein, wiederum, hier zum dritten 
Male in die Berufungsinſtanz gelangen. Hieraus ergibt ſich 
auch, daß der Beklagte ſehr wohl ein Intereſſe daran⸗ haben 
kann, die Zurückverweiſung in die I. Inſtanz zu beanſtanden. 
B. c. H., U. v. 26. April 10, 230/09 III. — Naumburg. 

Gewerbe-Unfall⸗Verſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 
5. Juli 1900. | 

32. 5 135 GewuVG. Bedeutung des Ablehnungs⸗ 
beſcheides der Berufsgenoſſenſchaft, ob ein zu entſchädigender 
Unfall vorliege, für den Prozeßrichter.] 

Das BG. ſpricht aus, es ſei an den Ablehnungsbeſcheid der 
Berufsgenoſſenſchaft, der einen Betriebsunfall verneine, nicht ge⸗ 
bunden, da der § 135 Abſ. 3 Gew uV. ſich nur auf die 
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Anſprüche aus § 135 Abſ. 2 beziehe. Aber es iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt, die Vorſchrift des § 135 Abſ. 3, welche die Entſcheidung 
der berufsgenoſſenſchaftlichen Inſtanzen über die Frage, ob ein 
nach dem UVG. zu entſchädigender Unfall vorliege nach 
poſitiver wie negativer Richtung für das Prozeßgericht für 
bindend erklärt, nur auf die feltenen Anſprüche aus § 135 
Abſ. 2 wegen ſtrafgerichtlich feſtgeſtellter vorſätzlicher Schadens⸗ 
zufügung zu beſchränken. Sie gilt vielmehr, wie der erkennende 
Senat in dem Urteile vom 23. Januar 1905, VI 137/04 
(RG. 60, 36) ausgeführt und in dem Urteile vom 4. März 
1909, VI 117/08 (RG. 71, 3) nochmals ausgeſprochen hat, 
für alle aus 88 1, 135 Abſ. 1 ſich ergebenden Schadenserſatz⸗ 
anſprüche des verſicherten Verletzten gegen den Betriebsunter⸗ 
nehmer; dieſelbe Rechtsauffaſſung liegt dem Urteile des 
IV. Senats vom 24. Januar 1910, IV 164/09 (JW. 10, 194) 
zugrunde. (Aufhebung.) C. c. K., U. v. 18. April 10, 
341/09 VI. — Hamm. 

Schutzgebietsgeſetz vom 10. September 1900. 

33. 5 3 SchutzgebG.] 

Durch 8 3 SchubgebG. vom 10. September 1900 
(RGBl. 813) ſind in den Schutzgebieten, zu denen Südweſt⸗ 
afrika gehört, die dem bürgerlichen Recht angehörenden Vor⸗ 
ſchriften der Reichsgeſetze ($ 19 KonſGGG.) eingeführt. Von 
dem Vorbehalt, die „Rechte an Grundſtücken“ durch Kaiſerliche 
Verordnung abweichend zu regeln (§ 3 a. a. O., 8 21 KonſGG.), 
hat die Kaiſerliche Verordnung vom 21. November 1902 
(RGBl. 283) im allgemeinen keinen Gebrauch gemacht, viel⸗ 
mehr grundſätzlich die bezüglichen reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
gleichfalls für anwendbar erklärt (§ 1 a. a. O.). Nur für die 
Auflaſſung find im § 3 Erleichterungen geſchaffen und für 
Grundſtücke, die ein Grundbuchblatt noch nicht beſitzen, in den 
SS 18 ff. beſondere Beſtimmungen getroffen. Danach find (§ 18) 
für „die Abertragung des Eigentums“ an ſolchen Grundſtücken 
die reichsgeſetzlichen Vorſchriften außer Anwendung geſetzt. Zu 
dieſer Mbertragung iſt die Einigung des Veräußerers und des 
Erwerbers für erforderlich und ausreichend erklärt, als Form 
die Beglaubigung durch eine öffentliche Behörde des Schutz⸗ 
gebietes vorgeſchrieben und die Beifügung von Bedingungen 
und Zeitbeſtimmungen ausgeſchloſſen. Im § 19 iſt dem Eigen⸗ 
tümer nachgelaſſen, ſein Eigentum in ein vom Grundbuchamte 
geführtes Landregiſter eintragen zu laſſen. Dieſe Eintragung 
begründet nach § 21 a. a. O. Eigentumsvermutung. Der Bert. 
entnimmt dieſen Vorſchriften mit Recht, daß nur der dingliche, 
die Eigentumsübertragung bezweckende Vertrag abweichend geregelt 
iſt und daß für das obligatoriſche Grundgeſchäft auch in den 
Schutzgebieten $ 313 BGB. zur Anwendung kommt. S. c. Dtſch. 
Kol.⸗Geſellſch., U. v. 16. April 10, 359/09 V. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

34. 5 75 Einl. zum ALR. Rechte der Grundbeſitzer 
an einer ſtädtiſchen Kanaliſationsanlage.] 

In der Rechtslehre wird allerdings die Anſicht vertreten, 
daß die Verwaltung der örtlichen Polizei ihrem Weſen nach 
Gemeindeſache ſei, daß ſie daher der Gemeinde als ſolcher kraft 
eigenen Rechts gebühre. (S. u. a. Schulze, Preußiſches Staats⸗ 
recht 1, 452; 2, 310.) Allein dieſe Anſchauung hat in dem 
geltenden preußiſchen Staatsrecht keine Anerkennung gefunden, 
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vielmehr iſt dadurch, daß im $ 1 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 geſagt iſt, „die örtliche Po⸗ 
lizeiverwaltung wird von den nach den Vorſchriften der Ge⸗ 
meindeordnung dazu beſtimmten Beamten (Bürgermeiſter uſw.) 
im Namen des Königs geführt“, zum Ausdruck gebracht 
worden, und ſollte zum Ausdruck gebracht werden, daß die mit 
der örtlichen Polizeiverwaltung betrauten Gemeindebeamten 
lediglich eine ihnen übertragene ſtaatliche Tätigkeit aus⸗ 
üben. Dieſe Gemeindebeamten haben daher weder die Fähig⸗ 
keit noch die Macht, durch das, was ſie in Ausübung dieſer 
Tätigkeit tun, die Gemeinde zu verpflichten und hierbei in 
deren Vertretung zu handeln. . Mit der Ablehnung der 
rechtlich unzutreffenden Auffaſſung des BerR. iſt indeſſen die 
Frage, ob hinſichtlich der Anſchlüſſe an den alten Kanal ein 
Rechtsverhältnis zwiſchen der Stadt und den Grundſtücks⸗ 
eigentümern geſchaffen worden iſt und welche Beurteilung dieſes 
eventuell zu erfahren hat, noch nicht beantwortet. Hierfür ſind 
die folgenden Erwägungen maßgebend. Wie jetzt, ſo hat auch 
für die früheren Anſchlüſſe an den alten Kanal zweifellos ein 
polizeilicher Zwang beſtanden. (Wird ausgeführt.) Diefer 
Umſtand des polizeilichen Zwangs iſt es, der das Verhältnis 
der Stadt zu den Grundeigentümern bei der Kanaliſation von 
demjenigen zwiſchen der Stadt und den Hauseigentümern hin⸗ 
ſichtlich der ſtädtiſchen Straße weſentlich unterſcheidet und der 
deshalb die Bezugnahme der Reviſion auf die betreffs dieſes 
Verhältniſſes geltenden Rechtsgrundſätze als unberechtigt er⸗ 
ſcheinen läßt. (Wird ausgeführt.) Mit dem Vorſtehenden iſt 
bereits derjenige Punkt berührt worden, der für die vorliegende 
Streitfrage entſcheidend iſt, nämlich das Weſen der ſtädtiſchen 
Kanaliſationsanlage. Dieſe ſtellt eine dem öffentlichen Intereſſe 
dienende öffentliche Gemeindeeinrichtung dar. Das gilt zu⸗ 
nächſt, ſo weit die Straßen, in denen der Kanal ſich befindet, 
in Betracht kommen .. Ganz dasſelbe muß aber gelten, ſoweit 
die ſtädtiſche Kanaliſation nicht nur der Entwäſſerung der 
Straßen, ſondern auch derjenigen der angrenzenden Grundſtücke 
dient und zu dienen beſtimmt ift... Wenn nun bei ſolcher Sach⸗ 
lage die Stadtgemeinde behufs dieſer im öffentlichen Intereſſe 
gebotenen Ableitung der Abwäſſer der einzelnen Grundſtücke 
einen hierzu mitbeſtimmten Kanal in den Straßen herſtellt 
und den angrenzenden Grundbeſitzern dieſem Zweck gemäß die 
Einführung von Seitenkanälen in den Straßenkanal und deren 
Benutzung zur Abwäſſerung ihrer Grundſtücke geſtattet, fo bes 
wegen ſich die Stadt ſowohl wie die Grundbeſitzer hierbei 
lediglich auf dem Gebiet öffentlicher Intereſſen und öffentlich⸗ 
rechtlicher Verhältniſſe. Es würde dieſen öffentlich⸗ rechtlichen 
Verhältniſſen völlig weſensfremd ſein, wenn man an ſie privat⸗ 
rechtliche Geſichtspunkte heranbringen und das durch den Kanal⸗ 
anſchluß begründete Verhältnis zwiſchen der Stadt und den 
Grundbeſitzern in irgendein privatrechtliches Schema, ſei es der 
Grunddienſtbarkeit, oder eines ſchuldrechtlichen Verhältniſſes, 
zwängen wollte. Es kann hiernach nicht anerkannt werden, 
daß durch die früheren Anſchlüſſe an den alten Kanal für die 
Grundbeſitzer Rechte und Vorteile begründet worden ſind, für 
deren Entziehung fie nach § 75 Einl. zum ALR. oder nach 
irgendeiner ſonſtigen Beſtimmung einen Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung erheben könnten. B. c. Stadtgem. H., U. v. 5. April 10, 
335/09 VII. — Naumburg. 
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Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

35. Über Berechnung des Reinertrages.] 

Die Anſchlußreviſion der Beklagten rügt, daß die Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen, denen ſich das Gericht angeſchloſſen 
hat, für die Wertermittelung weſentliche Umſtände unbeachtet 
laſſen. Es ſei bei der Berechnung des nachhaltigen Rein⸗ 
ertrages die Notwendigkeit eines zukünftigen Neubaues nicht in 
Betracht gezogen; es ſeien ferner Laſten, Abgaben und Un⸗ 
koſten nur ſummariſch, nicht im einzelnen berechnet, und es ſei 
endlich nicht ausreichend, daß bei der Bewertung der Miet⸗ 
erträge der Zweizimmer⸗ und Fünfzimmerwohnungen nur je 
ein anderes Haus zum Vergleiche herangezogen ſei. Der Re⸗ 
viſion iſt zuzugeben, daß in der Rechtſprechung des RG. (RG. 54, 
115 und 68, 311) als Grundſatz aufgeſtellt worden iſt, daß 
bei der Berechnung des Reinertrages eines Grundſtücks, das 
mit Gebäuden beſetzt iſt, die Notwendigkeit eines zukünftigen 
Neubaues zu berückſichtigen iſt, ſowie daß die Laſten, Abgaben 
und Unkoſten in der Regel nicht ſummariſch nach einer Scha⸗ 
blone, ſondern im einzelnen unter Beachtung des Alters und 
der Beſchaffenheit der Gebäude berechnet werden ſollen. An 
dieſen Grundſätzen wird auch hier feſtgehalten. Nur kann der 
Reviſion nicht zugegeben werden, daß die Nichtbeachtung dieſer 
Grundſätze in allen Fällen eine Reviſionsrüge mit dem Erfolge 
der Aufhebung des mit ihr angefochtenen Urteils rechtfertigt. 
Wenn in den Vorinſtanzen darüber, in welcher Höhe der Ertrag 
zu kürzen iſt, gar kein Streit herrſchte, kann es für zuläſſig 
nicht erachtet werden, die Reviſion darauf zu ſtützen, daß bei 
der Ermittelung der an ſich nicht beſtrittenen Abzüge formell 
nicht korrekt verfahren ſei. So aber liegt die Sache hier. (Wird 
ausgeführt.) S. c. Ch., U. v. 19. April 10, 307/09 VII. — Berlin. 

36. Bewertung der Baulandeigenſchaft.] 

Das den Klägern entzogene Grundſtück war unſtreitig nicht 
bebaut. Es lag aber, wie das BG. feſtſtellt und wie auch 
die die Ortlichkeit veranſchaulichende Flurkarte ergibt, unmittelbar 
an der das Dorf K. durchziehenden und die Dorfſtraße 
bildenden Provinzialchauſſee innerhalb der Reihe der bebauten 
Grundſtücke. Unbefangener Betrachtung möchte ſchon hiernach 
die Annahme naheliegend erſcheinen, daß das Grundſtück Bau⸗ 
land bildete. Gleichwohl glaubt die Reviſion dem BG. in der 
ſeiner Wertbeſtimmung zugrunde gelegten Annahme der Bau⸗ 
landeigenſchaft entgegentreten zu können. Indes läßt dieſe 
Annahme eine Geſetzesverletzung nicht erkennen. Das BG. 
ſieht, wie die Entſcheidungsgründe und auch die dort in Bezug 
genommenen Ausführungen des an demſelben Tage in Sachen 
Fiskus c. Jungbluth und Gen. verkündeten Urteils ergeben, 
als feſtgeſtellt an, daß die Bebauung des Grundſtücks für ab⸗ 
ſehbare Zeit in ſicherer Ausſicht war. Das genügt rechtlich, 
um das Grundſtück mindeſtens als ſogenanntes merkantiles 
Bauland erſcheinen zu laſſen, d. h. als ein Stück Land, für 
das der Verkehr bei der Preisbildung bereits mit der künftigen 
Bebauung rechnet, dieſe ſchon als werterhöhenden Umſtand 
berückſichtigt. Ob die erwähnte Feſtſtellung tatſächlich richtig 
iſt, unterliegt nicht der Nachprüfung in der Revifionsinftanz. 
In Frage kann nur kommen, ob die von der Reviſion dagegen 
erhobenen prozeſſualen Angriffe begründet ſind. Dies iſt zu 
verneinen. Pr. Fiskus c N., U. v. 15. April 10, 
321/09 VII. — Cöln. 
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Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. | 

37. Zur Verſtempelung neuer Aktien. Stempelpflicht 
eines Anſchaffungsgeſchäftes zwiſchen einem Konſortium einer⸗ 
ſeits, das bei Übernahme von neuen Aktien einer Aktien⸗ 
geſellſchaft ſich verpflichtet hatte, dieſe Aktien den alten Aktionären 
zu einem beſtimmten Preiſe anzubieten, und dieſen Aktionären 
andererſeits.] 

Die Klägerin hat namens eines Bankkonſortiums die 
ſämtlichen 14 000 neuen Aktien der Allgemeinen Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft im Betrage von 14 000 000 & zum Preiſe von 
194 ½ v. H. für jede Aktie mit der Maßgabe übernommen, daß fie 
ſich dabei verpflichtete, den Teilbetrag von 10 750 000 & den 
alten Aktionären zur Ausübung des Bezugsrechts nach dem 
Verhältnis von einer neuen Aktie zu acht alten Aktien „an⸗ 
zubieten“ und ihnen die Ausübung des Bezugsrechts binnen 
einer zweiwöchigen Friſt zu geſtatten. Die auf Rückzahlung des 
gezahlten Stempels gerichtete Klage iſt vom KG. abgewieſen, die 
Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Das Konſortium hat 
mit der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft ein entgeltliches, auf 
Erwerb des Eigentums an Wertpapieren im Betrage von 
14 000 000 & gerichtetes Geſchäft, alſo ein — übrigens aus⸗ 
reichend verſteuertes — Anſchaffungsgeſchäft geſchloſſen. Dieſer 
Anſpruch auf Eigentumserwerb war ein unbedingter, und nicht 
etwa bezüglich eines Teiles der Aktien dadurch bedingt, daß die 
Aktionäre von ihrem Bezugsrecht keinen Gebrauch machten. 
Das Konſortium hat vielmehr nur ſeinerſeits gleichzeitig die 
perſönliche Verpflichtung gegenüber der Allgemeinen 
Elektrizitätsgeſellſchaft übernommen, einen Teil der Aktien 
den alten Aktionären zum Bezuge „anzubieten“. Auf das 
dingliche, ſeiner Natur nach abſtrakte Geſchäft, durch das die 
Eigentumsrechte an den neuen Aktien auf die beziehenden alten 
Aktionäre übertragen worden ſind — ſei es von der Klägerin 
als Erwerberin, ſei es auf deren Anweiſung unmittelbar von 
der urſprünglichen Eigentümerin, der Allgemeinen Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft —, kommt es hier nicht an. Denn der Stempel iſt 
nach feſtſtehender Rechtſprechung (JW. 02, 638) nicht für die 
dingliche Übereignung zu entrichten, ſondern für das dieſer zu⸗ 
grunde liegende obligatoriſche Geſchäft, durch das der 
Anſpruch auf Auslieferung der Aktie begründet iſt. Daß ein 
ſolches obligatoriſches Geſchäft zwiſchen der Allgemeinen 
Elektrizitätsgeſellſchaft und den Aktionären zuſtande ge⸗ 
kommen ſei, behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. Es kann 
alſo, wenn überhaupt, nur zwiſchen den Aktionären und dem 
Konſortium abgeſchloſſen ſein. Das Entgelt für die Aktien 
war an das den Bezug der Aktien anbietende Konſortium zu 
leiften, nicht aber an die Allgemeine Elektrizitätsgeſellſchaft, 
der gegenüber die Aktionäre zur Abnahme nicht verpflichtet 
waren, die auch zur Verfügung über die von ihr vertraglich 
dem Konſortium zu liefernden Aktien nicht mehr berechtigt war, 
und die den Anſpruch auf Vollzahlung des vereinbarten Preiſes 
von 194 ½ v. H. bereits dem Konſortium gegenüber erworben 
hatte. Soweit die alten Aktionäre den Erwerbspreis zum Teil, 
nämlich mit 75 v. H., unmittelbar an die Allgemeine Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft, der gegenüber für fie weder eine geſetzliche noch 
eme vertragliche Zahlungspflicht beſtand, entrichtet haben, ers 
folgte die Zahlung für Rechnung des Konſortiums, dem allein 
gegenüber die Aktionäre zur Zahlung ſich verbindlich gemacht 
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hatten und das ſeinerſeits der Allgemeinen Elektrizitätsgeſell⸗ 
ſchaft dieſe 75 v. H. vertraglich zu zahlen hatte. Daß die 
Aktionäre auch den anderen Teil des Kaufpreiſes für die Aktien, 
nämlich 25 v. H. und das Aufgeld mit 94½ v. H., der All: 
gemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft gezahlt hätten, be⸗ 
hauptet die Klägerin ſelbſt nicht. Dieſen Kaufpreisteil haben 
ſie jedenfalls dem Konſortium gezahlt. 

Die geplante Durchführung war nach der eigenen Aus⸗ 
führung der Klägerin mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 
§ 179 HGB. nur auf dem Wege zu erreichen, daß das 
Konſortium die geſamten neuen Aktien unter voller Leiſtung des 
Ausgabepreiſes feſt übernahm. Wurde hierdurch, um ungeachtet 
dieſer Vollübernahme den alten Aktionären die Ausübung des 
Bezugsrechts zu gewähren, der Abſchluß eines weiteren An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfts erforderlich, ſo war zur Erreichung des 
beabſichtigten Endzwecks auch die Aufwendung des dazu 
erforderlichen geſetzlichen Stempels nötig. Im bloß wirtſchaft⸗ 
lichen Sinne mag die Ausführung der Klägerin richtig ſein, 
das Konſortium habe lediglich die Rolle eines Garantie⸗ 
konſortiums gehabt, das nur diejenigen neuen Aktien endgültig 
übernommen habe, die von den Aktionären nicht bezogen 
wurden. Für die Beurteilung der Frage aber, ob ein ſtempel⸗ 
pflichtiges Anſchaffungsgeſchäft vorhanden ſei, iſt nicht der 
wirtſchaftliche Erfolg eines Geſchäfts maßgebend, ſondern die 
rechtliche Geſtaltung der durch das Geſchäft entſtehenden 
Beziehungen der Beteiligten untereinander. Dieſe Geſtaltung 


"ging dahin, daß das Konſortium den uneingeſchränkten Anſpruch 


auf die Übereignung der ſämtlichen Aktien erwarb, und daß 
ihm gegenüber wieder die alten Aktionäre und, ſoweit für 
ſolche ein Bezugsrecht nicht gegeben war oder ſie von dem 
gewährten keinen Gebrauch machten, die dritten Abnehmer durch 
freiwilliges Rechtsgeſchäft ſich den Anſpruch auf Übereignung der 
einzelnen Aktien an ſie verſchafften. B. c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 12. April 10, 297/09 VII. — Berlin. 

38. 8 10 Abſ. 3 und Tarifſtelle 58 I StempſtG. 
Stempelpflichtigkeit einer Urkunde, in welcher nur der Käufer 
die Zahlung des Kaufpreiſes verfpricht.] 

Der Kläger, der Möbel und Haushaltungsgegenſtände auf 
Abzahlung verkauft, hat gedruckte Formulare über dieſe Kauf⸗ 
geſchäfte anfertigen laſſen, die allein von den Käufern unter⸗ 
ſchrieben werden. Die Stempelſteuerbehörde faßt die in dieſen 
Urkunden enthaltenen Erklärungen der Käufer über ihre Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der Kaufpreiſe als Schuldverſchreibungen 
im Sinne der Tarifſtelle 58 I. PrStempſt Gh. vom 31. Juli 
1895 auf. Kläger zahlte den geforderten Stempelbetrag, klagte 
auf Rückzahlung und erreichte in den Vorinſtanzen obſiegende 
Urteile; das RG. hob auf und wies die Klage ab: Wenn 


aus einem gegenſeitigen Vertrage nur die Erklärungen des einen 


Teiles herausgehoben und urkundlich feſtgelegt werden, ſo iſt 
nicht der ganze Vertrag, ſondern eben nur dieſer Teil der Ur⸗ 
kundenbeſteuerung unterworfen, aber er muß inſoweit auch dieſer 
Beſteuerung unterworfen ſein, falls die urkundlichen Erklärungen 
für ſich allein genommen den Erforderniſſen einer der Tarif⸗ 
beſtimmungen des Geſetzes entſprechen. Der BerR. irrt, wenn 
er annimmt, daß im Fall eines mündlichen Kaufvertrags der 
8 10 StempſtG. der Beſteuerung der einſeitigen ſchriftlichen 
Erklärung des Käufers über ſeine Verbindlichkeit zur Zahlung 
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des Kaufpreiſes entgegenſtehe, weil dieſe Erklärung mit den 
Gegenleiſtungen des Verkäufers in urſächlichem Zuſammenhange 
ſtehe. Er hat nicht beachtet, daß entſprechend dem, was im 
vorſtehenden ausgeführt iſt, der $ 10 Ab. 3 beſagt, es ſei, 
ſofern die einzelnen in einer Urkunde enthaltenen Geſchäfte ſich 
als Beſtandteile eines einheitlichen nach dem Tarif ſteuer⸗ 
pflichtigen Rechtsgeſchäfts darſtellten, nur der für das letztere 
vorgeſehene Stempelbetrag zu entrichten. Steuerpflichtig iſt 
nach dem Tarif nur ein ſchriftlich beurkundeter, nicht 
ein mündlicher Kaufvertrag; deshalb kann von einem Wider⸗ 
ſpruch mit dem § 10 Abſ. 3 bei Anwendung der Tarifſtelle 58 I 
auf die vorliegenden Erklärungen der Käufer keine Rede ſein. 
Die Erklärungen der Käufer über ihre Verpflichtung zur Zahlung 
der Kaufpreiſe ſind verſelbſtändigt worden, d. h. ſie ſtellen aus 
dem mündlichen Kaufvertrag herausgehobene einſeitige, neue und 
ſelbſtändige urkundliche Erklärungen der Käufer über ihre Ver⸗ 
pflichtung, an den Verkäufer beſtimmte Geldbeträge, das ſind 
eben die Kaufpreiſe, zu bezahlen, dar. Preuß. Fiskus c. T., 
U. v. 12. April 10, 310/09 VII. — Cöln. 

III. Rheiniſches Recht. 

39. Eigenes konkurrierendes Verſchulden des Verletzten.] 

Die Reviſion kann keinen Erfolg haben. Zwar durften 
die von der Klägerin geltend gemachten prozeſſualen Geſichts⸗ 
punkte nicht durchſchlagen. Die Frage eines mitwirkenden 
eigenen Verſchuldens gehört allerdings grundſätzlich in das Ver⸗ 
fahren über den Grund des Anſpruchs. Hat aber das über 


den Grund des Anſpruchs erkennende Urteil die Frage des Mit⸗ 


verſchuldens des Beſchädigten dem Verfahren über den Betrag 
vorbehalten, und iſt dieſes Urteil rechtskräftig geworden, ſo iſt ſie 
in dieſem Verfahren zu erörtern. Dasſelbe gilt auch, wenn 
ohne einen ſolchen ausdrücklichen Vorbehalt die Auslegung der 
Entſcheidungsgründe des über den Grund des Anſpruchs er⸗ 
kennenden rechtskräftigen Urteils zu der Annahme führen muß, 
daß die Frage der Anwendbarkeit des 8 254 BGB. in das 
Nachverfahren über den Betrag des Anſpruchs verwieſen wurde. 
(Vgl. die Urteile des RG. vom 24. Januar 1907, VI. 245/06 
und vom 27. Oktober 1908, VII. 589/07, letzteres teilweiſe 
veröffentlicht in Warneyers J. Ergänzungsband 1909 S. 118). 
Da der neuerdings geltend gemachte Einwand des mitwirkenden 
Verſchuldens der Klägerin bereits vor der über den Grund 
des Anſpruchs erlaſſenen Entſcheidung vorgetragen iſt, die Urteile 
vom 9. April 1902 und 7. Dezember 1904 aber ſich über ihn 
nicht ausſprechen, fo kann es zweifelhaft erſcheinen, ob ein 
ſolcher ſtillſchweigender Vorbehalt im vorliegenden Falle beab⸗ 
ſichtigt war. Die Entſcheidung dieſer Frage kann jedoch dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da ſich das angefochtene Urteil des OLG. in 
jedem Falle materiell als durchaus gerechtfertigt darſtellt. Das 
RG. hat in konſtanter Rechtſprechung und in bewußter Ab⸗ 
weichung von der in der franzöſiſchen Praxis und Rechtslehre 
vertretenen Auffaſſung daran feſtgehalten, daß es für die Be⸗ 
urteilung von Schadenserſatzanſprüchen lediglich darauf ankommt, 
die eigentlich kauſale Urſache des Schadens und damit die Ver⸗ 
antwortlichkeit für ihn feſtzuſtellen und daß, falls dieſe eigent⸗ 
liche Urſache feſtgeſtellt iſt, daneben ein eigenes Verſchulden 
des Geſchädigten ſelbſt nicht weiter in Betracht kommt (vgl. 
ElſLoth Z. 9, 305; Puchelts Z. 23, 426; Rhein Arch. Bd. 76 III, 
150; JW. 07, 1191). Von dieſer Rechtsauffaſſung abzuweichen, 
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lag für den erkennenden Senat keine Veranlaſſung vor. Rhein. 


Seeſchiffahrts⸗Geſellſchaft c. M., U. v. 16. Febr. 10, 83/09 J. 
— Cöln. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 
Sitzungen vom 23. bis 25. Mai 1910. 


7. Abſchnitt. 
Beſchlagnahme und Durchſuchung. 


Der 8 87 wurde nach der Regierungsvorlage angenommen. 
Um jedoch noch ſchärfer zum Ausdruck zu bringen, daß die 
Zwangsmaßregeln des § 67 nur ſubſidiärer Natur find, wurde 
der letzte Satz des Abſ. 2 durch folgende Faſſung erſetzt: 
„Führt die Durchſuchung nicht zur Beibringung der 
Sachen, ſo kann die Perſon, wenn ſie nicht verdächtig 
iſt, an der Tat als Täter, Teilnehmer, Begünſtiger oder 
Hehler beteiligt zu ſein, zur Vorlegung und Auslieferung 
der Sachen gemäß § 67 angehalten werden.“ 
Zu § 88 war beantragt, nicht nur die ſchriftlichen Mits 
teilungen zwiſchen den zur Verweigerung des Zeugniſſes be⸗ 
rechtigten Perſonen und dem Verdächtigen ſowie ihre Auf⸗ 
zeichnungen über Mitteilungen des Verdächtigen vor der 
Beſchlagnahme zu ſchützen, ſondern alle Papiere, die ſich im 
Gewahrſam ſolcher Perſonen befinden. Hiergegen wurde ein⸗ 
gewendet, daß der Verdächtige es dann in der Hand habe, 
für alle verfänglichen Schriftſtücke (z. B. Geſchäftsbücher bei 
Bankerott) dadurch ein Aſyl zu ſchaffen, daß er ſie ſeinen Ver⸗ 
wandten übergebe. Der Antrag wurde abgelehnt, der Abſ. 2 
der Vorlage aber noch dadurch erweitert, daß hinter den Worten 
„Aufzeichnungen über Mitteilungen des Verdächtigen“ die Worte 
eingeſchaltet werden: „ferner die auf den Verdächtigen bezüglichen 
Aufzeichnungen der Rechtsanwälte und Arzte ſowie deren An⸗ 
geſtellten“. Der § 88 bezieht ſich in der Hauptſache auf den 
Brieſwechſel des Verdächtigen mit ſeinen Angehörigen und auf 
die Handakten und Krankenjournale der Rechtsanwälte und Arzte. 
In 8 89 (Beſchlagnahme durch nichtrichterliche Beamte) 
wurde die Vorſchrift, daß binnen drei Tagen die richterliche 
Beſtätigung eingeholt werden ſoll, durch eine „Mußvorſchrift“ 
erſetzt, und in dieſer Faſſung der Paragraph angenommen. 
Die SS 90, 91 wurden nicht beanſtandet, ebenſowenig 
§ 92, aus deſſen Eingang nur die Worte „insbeſondere Akten 
und andere Schriſtſtücke“ geſtrichen wurden, weil ſie ſchon unter 
den Begriff „Sachen“ zu ſubſumieren ſeien, und § 93, der nur 
redaktionell geändert wurde. 
In 8 94 wurde der Abſ. 3, wonach die Staatsanwaltſchaft 
beſchlagnahmte Poſtſendungen ſofort dem Richter vorzulegen 
hat, durch folgende Beſtimmung erſetzt: | 
„Die Behörden des Poſt⸗ und Telegraphendienſtes haben 
die beſchlagnahmten verſchloſſenen Sendungen uneröffnet, 
Telegramme verſchloſſen vorzulegen. Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft hat die ihr vorgelegten Sendungen, ohne ſie zu 
öffnen, ſofort dem Richter zu übergeben; dieſer entſcheidet, 
ob ſie eröffnet und zurückbehalten werden ſollen.“ 

Die Vorſchrift bezweckt einen wirkſameren Schutz des Poſt- und 

Telegraphengeheimniſſes und verhindert die Kenntnisnahme 


0, 
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durch die Staatsanwaltſchaft. Mit dieſer Abänderung fand 
§ 94 Annahme. 

In $ 95 (Benachrichtigung der Beteiligten von der Aus⸗ 
lieferung uſw. einer Sendung) wurden in dem Abſ. 1 die 
Worte eingeſchaltet: „oder über die Beförderung einer Sendung 
oder deren Inhalt Auskunft erteilt.“ Danach beſteht die Benach⸗ 
richtigungspflicht auch im Falle des § 93 Abſ. 2. 

Die SS 96, 97 wurden unverändert angenommen. Bei 
der Beratung des § 98 (Durchſuchung unverdächtiger Perſonen) 
wurde trotz des bereits zu § 82 (Körperliche Unterſuchung 
Unverdächtiger) gefaßten gegenteiligen Beſchluſſes der Antrag 
geſtellt, die Durchſuchung unverdächtiger Perſonen zu verbieten. 
Der Antrag wurde aber, weil die Energie der Strafverfolgung 
lähmend, wiederum abgelehnt und der $ 98 angenommen. 

Bei 8 99 lag der Antrag vor, den Abſ. 2 durch folgende 
Faſſung zu erſetzen: ö 

„Als Nacht gelten die Stunden von 9 Uhr abends bis 
7 Uhr morgens.“ 
Die Tendenz des Antrages iſt alſo eine Erweiterung der 
Nachtruhe; der Antrag wurde aber abgelehnt, weil er den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen und Gewohnheiten nicht gerecht werde, 
und die Regierungsvorlage angenommen; ebenſo bei § 100. 

Bei § 101 lagen verſchiedene Anträge vor, deren gemein⸗ 
ſames Ziel darin beſtand, die in Abſ. 2 bei der Durchſuchung 
in Abweſenheit des Richters oder Staatsanwalts vorgeſehene 
Zuziehung von Gemeindemitgliedern oder Gemeindebeamten 
obligatoriſch zu machen. Die Anträge wurden damit bekämpft, 
daß unter Umſtänden hierdurch die Durchſuchung vereitelt werden 
könne, weil oft viel Zeit verſtreichen könne und ſich nicht immer 
Nachbarn fänden, die ſich bereiterklärten, der Durchſuchung 
beizuwohnen, z. B. wenn der Verdächtige wegen ſeiner Gefähr⸗ 
lichkeit im Dorfe bekannt ſei. Um dieſen Bedenken Rechnung 
zu tragen, wurde folgende Faſſung beſchloſſen: 

„ſo ſind tunlichſt ein Beamter oder zwei Mitglieder der 
Gemeinde.. zuzuziehen.“ 
Die gleiche Anderung wurde alsbald zu 88 102 und 103 vor⸗ 
genommen. 

In $ 102 iſt vorgeſchrieben, daß dem Inhaber der Räume 
oder ſeinem Vertreter der Zweck der Durchſuchung vor ihrem 
Beginn mitzuteilen iſt, wenn nicht der Inhaber der Verdächtige 
it. Es lag der Antrag vor, dieſen Zuſatz zu ſtreichen; danach 
wäre der Inhaber in allen Fällen vor dem Zweck der Durch⸗ 
ſuchung vorher in Kenntnis zu ſetzen, ſelbſt, wenn er der Ver⸗ 
dächtige iſt. Hiergegen wurde eingewandt, daß dann der Ver⸗ 
dächtige leicht in der Lage ſein werde, durch Winke, Zeichen 
oder ſonſtige Verſtändigung mit ſeinen Hausgenoſſen die ge⸗ 
ſuchten Gegenſtände verſchwinden zu laſſen. Um dieſen Be⸗ 
denken, die ſich allerdings nicht ganz von der Hand weiſen 
ließen, abzuhelfen, wurde von anderer Seite beantragt, die 
Worte: „wenn nicht der Inhaber der Verdächtige iſt“ durch 
die Worte zu erſetzen: „wenn nicht der Inhaber der Beſchuldigte 
it“. In dieſer Faſſung fand der Gedanke eine Mehrheit. 
Danach braucht der Inhaber der Räume von dem Zwecke der 
Durchſuchung nur dann nicht vorher in Kenntnis geſetzt zu werden, 
wenn er der Beſchuldigte iſt, d. h. wenn er als ſolcher vom Richter 
vernommen oder wenn Haftbefehl gegen ihn erlaſſen iſt. Solange 
er nur verdächtig iſt, greift die vorherige Benachrichtigung Platz- 
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Der § 103 erhielt folgenden Abſ. 3: 
„Findet der Richter bei Durchſicht der Papiere Mit⸗ 
teilungen oder Aufzeichnungen der in § 88 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Art, ſo hat er ſie den Beteiligten ſofort 
zurückzugeben; auch darf der Inhalt dieſer Papiere 
weiter nicht berückſichtigt werden.“ 

Dadurch iſt klargeſtellt, daß, wenn der Richter Schrift⸗ 
ſtücke, die der Beſchlagnahme nicht unterliegen, gefunden hat, 
dieſe aus dem Verfahren ganz auszuſcheiden haben; es iſt ihm 
aber nicht verwehrt, Spuren weiter zu verfolgen, auf die in 
ſolchen Schriftſtücken vielleicht hingedeutet wird. 

Der $ 104 Abſ. 1 erhielt folgenden Satz 2: 

„Geſchäftspapiere, die in Beſchlag genommen ſind, 
werden der Benutzung des Betroffenen und ſeines Ver⸗ 
treters zugänglich gehalten, ſoweit es nicht den Zweck 
der Unterſuchung gefährdet.“ 

Dieſe Vorſchrift bezweckt, möglichſt den Schaden zu ver⸗ 
hindern, der dem Betroffenen dadurch erwachſen kann, daß ihm 
ſeine Geſchäftsbücher längere Zeit vorenthalten werden. 

Weiter wurde dem Abſ. 1 hinzugefügt: 

„Der Betroffene iſt auf ſein Recht hinzuweiſen.“ 

Die 88 105 bis 107 wurden nach der Vorlage an⸗ 
genommen. Hinter § 106 beantragte das Zentrum, wohl im 
Anſchluß an den bekannten Fall Erzberger⸗Poeplau, folgenden 
8 106 a aufzunehmen: 

„Beſchlagnahmen und Durchſuchungen in den Dienſt⸗ 
räumen einer geſetzgebenden Verſammlung dürfen nur 
mit Genehmigung des Vorſitzenden der Verſammlung 
oder ſeines Stellvertreters vorgenommen werden. 

Bei ihrer Vornahme iſt der mit der Beaufſichtigung 
der Räume beauftragte Beamte der Verſammlung zu: 
zuziehen.“ 

Der Antrag wurde von den Sozialdemokraten, Freiſinnigen 
und Polen unterſtützt und in der Hauptſache damit begründet, 
daß im Intereſſe des Anſehens der Parlamente Staatsanwalt, 
Richter und Polizei vor den Parlamentsgebäuden haltzumachen 
hätten. 

Der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts gab eine ab⸗ 
lehnende Erklärung ab, weil durch den Antrag die Gebäude 
der Parlamente in ungerechtfertigter Weiſe vor der Krone, dem 
Bundesrat, den Kirchen und anderen öffentlichen Gebäuden be⸗ 
vorzugt würden; der Antrag wurde aber gleichwohl gegen die 
Stimmen der Rechten und der Nationalliberalen angenommen. 


8. Abſchnitt. 
Vernehmung, Verhaftung, Vorführung. 

8 108 der Vorlage wurde angenommen. Hierbei wurde 
die Frage aufgeworfen, ob die Terminologie des Entwurfes 
„Verdächtiger, Beſchuldigter, Angeſchuldigter, Angeklagter“ 
richtig ſei. Die Regierung erklärte, daß eine feſte Terminologie 
ſehr erwünſcht ſeit, über die Bezeichnungen im einzelnen könne 
man verſchiedener Anſicht ſein. Die Frage wurde der 
Redaktionskommiſſion überwieſen. 

Der Verdächtige erwirkt ein Mitwirkungsrecht an dem Straf⸗ 
verfahren erſt dann, wenn er Beſchuldigter iſt, d. h. wenn er als 
ſolcher vom Richter vernommen iſt oder wenn ein Haftbefehl oder 
Vorführungsbefehl gegen ihn erlaſſen iſt. Die Sozialdemokraten 
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beantragten, die Worte: „vom Richter“ zu erſetzen durch die Worte: 
„von einer Behörde“, damit der Verdächtige auch ſchon dann zur 
Mitwirkung herangezogen werden müſſe, wenn er vom Staats⸗ 
anwalt oder der Polizei vernommen ſei; der Antrag wurde 
jedoch abgelehnt. 

Annahme fand auch nach umfangreicher Debatte der 
8 109 (Vernehmung); der Abſatz 4 erhielt auf Antrag Gröber 
folgenden Zuſatz: 

„Die Wiedergabe dieſer Ausſagen des Beſchuldigten 
darf nicht durch Bezugnahme auf deſſen Angaben in 
nichtrichterlichen Protokollen erſetzt werden.“ 

Hierdurch ſoll dem namentlich in Preußen verbreiteten 
Mißſtand geſteuert werden, daß der Richter, ſtatt den Be⸗ 
ſchuldigten eingehend ſelbſt zu vernehmen, ihn ſich auf das 
polizeiliche Vernehmungsprotokoll beziehen läßt. Abgelehnt 
wurde ein Antrag der Freiſinnigen und Sozialdemokraten, wo⸗ 
nach der Beſchuldigte ſich während der Vernehmung ſolle Auf⸗ 
zeichnungen machen dürfen; man war der Meinung, daß in 
geeigneten Fällen ſich dieſes Recht des Beſchuldigten von ſelbſt 
verſtehe, daß aber eine geſetzliche Feſtlegung in zahlreichen 
Fällen zu Mißbräuchen führen müſſe. 

Abgelehnt wurde endlich auch ein Antrag Stadthagen 
(Soz.), über die Verhandlung ein Phonogramm aufzunehmen, 
damit der Wortlaut der Ausſage des Beſchuldigten und der 
Tonfall der Fragen des Richters möglichſt getreu wiedergegeben 
werde. 

Bei der Beratung des S 110 beantragte Abg. Gröber 
(Zentrum) Beſeitigung der Kolluſionshaft. Er führte aus, die 
Kolluſionshaft ſei ein Überbleibſel aus dem mittelalterlichen 
Inquiſitionsprozeß und mit dem modernen Akkuſationsprozeß 
unvereinbar; ſie hemme den Angeſchuldigten in ſeiner Ver⸗ 
teidigung und ſei praktiſch nicht notwendig, weil die Strafen 
auf Meineid und Falſcheid ſowie die wahrſcheinlich einzuführende 
Beſtrafung uneidlicher falſcher Ausſagen für die Zeugen ein 
genügender Antrieb bilde, die Wahrheit zu ſagen. Eventuell 
beantragte er die Kolluſionshaft nur dann zuzulaſſen, wenn 
der Angeſchuldigte bereits Kolluſionsverſuche unternommen habe, 
und Beſchränkung ihrer Dauer nach öſterreichiſchem Muſter auf 
2 oder 3 Monate, da beim Fortſchreiten der Unterſuchung der 
Kolluſionsverdacht ſich vermindere. 

Der Staatsſekretär erklärte, daß die Beſeitigung der 
Kolluſionshaft die Vorlage ernſtlich gefährden werde. Die 
Kolluſionshaft ſei im Intereſſe einer geordneten Strafrechts⸗ 
pflege unentbehrlich, wie z. B. der bekannte Prozeß „Sternberg“ 
bewieſen habe; der Staat könne und dürfe nicht ruhig zuſehen, 
wenn der Angeſchuldigte Zeugen zu ſeinen Gunſten zu beein⸗ 
fluſſen ſuche; die Beſeitigung der Kolluſionshaft werde ein 
Privileg für den reichen Mann bilden, der dann ungehindert 
alle Minen ſpringen laſſen könne, und werde zu einer erheb⸗ 
lichen Vermehrung der ſtrafbaren Verletzungen der Eidespflicht 
führen. Die Vorſchrift des Entwurfs, daß auch hier, wie 
beim Fluchtverdacht, beſtimmte Tatſachen vorliegen müßten, 
aus denen der Kolluſionsverdacht zu ſchließen ſei, genüge, um 
die mißbräuchliche Anwendung der Kolluſionshaft zu verhindern; 
die Beſchränkung auf Verſuch ſei unmöglich, da die Haft dann 
häufig zu ſpät kommen werde, auch unter Umſtänden bloße 
Vorbereitungshandlungen genügen müßten; die Befriſtung auf 
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2 oder 3 Monate werde in großen Sachen nicht ausreichend 
ſein. Dieſen Gründen traten mehrere Kommiſſionsmitglieder 
bei; der Antrag Gröber wurde in allen ſeinen Teilen abgelehnt, 
und zwar der Hauptantrag mit 18 gegen 10 Stimmen. 

Zu Abſ. 2 (Präſumtion der Fluchtgefahr bei ſchweren 
Straftaten) lag ein Antrag der Freiſinnigen auf Streichung 
vor, ein Antrag der Polen auf Beibehaltung des jetzigen 
Rechtszuſtandes, wonach das Vorliegen eines Verbrechens ge⸗ 
nügt, um den Fluchtverdacht zu rechtfertigen. Beide Anträge 
wurden abgelehnt und der § 110 unverändert angenommen. 
Es wurde erwogen, daß man ohne eine Präſumtion des Flucht⸗ 
verdachts bei ſchweren Straftaten nicht auskommen könne, daß 
es aber den Richter zum Schematismus verleite, wenn das 
Vorliegen eines Verbrechens genügend ſein ſolle, während er 
nach der Vorlage jeden Fall individuell darauf unterſuchen müſſe, 
ob wirklich in concreto eine ſchwere Strafe zu erwarten ſei. 

Zu 8 111 (Ausſchluß der Kolluſionshaft in Bagatell⸗ 
ſachen) lag der Antrag vor, in Abſ. 1 die Worte: „Gefängnis 
bis zu 3 Monaten“ zu erſetzen durch die Worte: „Gefängnis 
bis zu 6 Monaten“, und ebenſo in dem Abſ. 2 ſtatt: „Ge⸗ 
fängnis von 1 Monat“ zu ſagen: „Gefängnis von 3 Monaten“. 
Die Anträge wurden jedoch abgelehnt, da der Fall dann ſo 
ſchwer liegen könne, daß die Erleichterungen des § 111 nicht 
am Platze ſeien; dieſer Paragraph blieb danach gleichfalls un⸗ 
verändert. 

§ 112 wurde mit der Maßgabe angenommen, daß dem 
Abſ. 2 die Worte hinzugefügt wurden: „oder der Verdächtige 
ſich aufhält“. Dieſer Zuſatz erſchien geboten, da nach den Be⸗ 
ſchlüſſen der Kommiſſion zu § 4 ein Gerichtsſtand des Aufent⸗ 
halts nur mit Zuſtimmung des Verdächtigen begründet 
werden kann. 

Bei § 113 (Verhaftung bei Antragsdelikten) erhob ſich 
längerer Streit darüber, ob es grundſätzlich gebilligt werden 
könne, daß der Erlaß des Haftbefehls vor Stellung des Straf⸗ 
antrags zuläſſig ſein ſoll. Die Frage wurde bejaht, namentlich 
mit Rückſicht darauf, daß der Kreis der Antragsdelikte eine 
Reihe ſchwerer Sittlichkeitsvergehen und Vergehen gegen die 
perſönliche Freiheit umfaſſe, bei denen erhebliches öffentliches 
Intereſſe vorliege (vgl. SS 170, 179, 236, 237 StGB.). Um 
jedoch der mißbräuchlichen Anwendung insbeſondere bei Beleidi⸗ 
gungen und Körperverletzungen vorzubeugen, wurde dem § 113 
folgender Zuſatz gegeben: 

„Wegen der auch durch Privatklage verfolgbaren 
Straftaten darf ein Haftbefehl nur nach Stellung des 
Strafantrags erlaſſen werden.“ 

Die Anträge, die darauf hinausliefen, die in Abſ. 2 vor⸗ 
geſchriebene Friſt von 1 Woche zu verlängern, wurden abgelehnt, 
ebenſo ein Antrag Stadthagen (Soz.), dem Verhafteten, wenn 
der Strafantrag nicht geſtellt werde, einen Entſchädigungsanſpruch 
gegen denjenigen Beamten zuzubilligen, der den Haftbefehl er⸗ 
laſſen habe. 

Der § 114 (Erforderniſſe und Bekanntmachung des Haft: 
befehls) wurde angenommen, nachdem der Abſ. 2 folgenden 
Zuſatz erhalten hatte: 

„Auf Verlangen des Verhafteten iſt ihm eine Abſchrift 
des Haftbefehls zu behändigen; hierauf iſt der Verhaftete 
hinzuweiſen.“ 
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Sodann wurde folgender Abf. 3 beſchloſſen: 
„Auf Verlangen des Verhafteten iſt ihm Gelegenheit 
zu geben, einen Angehörigen oder einen Dritten von der 
Haft zu benachrichtigen, falls hierdurch nicht der Zweck 
der Unterſuchung gefährdet wird.“ 

$ 115 (Einlieferung des Verhafteten) wurde nicht be⸗ 
anſtandet; ein Antrag Stadthagen, der wegen verzögerter Ein⸗ 
lieferung dem Verhafteten einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
den ſchuldigen Beamten gewähren wollte, wurde abgelehnt. 

Der $ 116, der ein „Einwendungsverfahren“ mit münd⸗ 
licher Verhandlung gegen den Haftbefehl einführt, verurſachte 
eine längere Debatte. Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde 
beantragt, bei Verbrechen und Vergehen jedem Verhafteten auf 
Antrag einen Verteidiger zu beſtellen; die Freiſinnigen wollten 
die Beſtellung des Verteidigers auf das Einwendungsverfahren 
beſchränkt wiſſen. Von dieſen Gedanken fand jedoch keiner 
eine Mehrheit, und zwar hauptſächlich deswegen, weil davon 
eine übermäßige Belaſtung des Anwaltsſtandes und der Staats⸗ 
kaſſe befürchtet wurde. 

Nach dem Entwurfe findet in der mündlichen Verhandlung 
über die Einwendungen eine Beweisaufnahme nicht ſtatt, doch 
ſind Beweiserhebungen außerhalb der Sitzung möglich, auf ſie 
finden 88 166 bis 171 Anwendung. Das Zentrum beantragte, 
die Beweisaufnahme in die mündliche Verhandlung zu verlegen 
und ſie mit denſelben Garantien auszuſtatten wie bei dem 
Vortermin (58 216, 217). Es brachte folgenden Antrag ein: 


8 116. 

„Vernimmt den Verhafteten der zur Entſcheidung über 
die Unterſuchungshaft berufene Richter (8 125), fo hat 
er über die Einwendungen gegen den Haftbefehl, falls 
nicht ſofortige Freilaſſung anzuordnen iſt, in nichtöffent⸗ 
licher mündlicher Verhandlung nach Anhörung des Ver⸗ 
hafteten zu beſchließen. 

Beantragt der Verhaftete die Herbeiſchaffung beſtimmter 
Beweismittel, ſo hat er anzugeben, welche Tatſachen 
durch die Beweismittel bewieſen werden ſollen. Dem 
Antrag iſt ſtattzugeben, ſoweit die Beweismittel für den 
Beſchluß über die Fortdauer der Unterſuchungshaft von 
Bedeutung ſind. Hierauf iſt der Verhaftete, welcher 
Einwendungen gegen den Haftbefehl erhoben hat, hin⸗ 
zuweiſen. 

Soweit der Antrag abgelehnt wird, iſt dem Ver⸗ 
hafteten zu eröffnen, daß er befugt ſei, auch Beweis⸗ 
mittel ſelbſt herbeizuſchaffen, insbeſondere Zeugen und 
Sachverſtändige unmittelbar zu laden oder ohne Ladung 
zur Verhandlung zu ſtellen. Der Verhaftete hat der 
Staatsanwaltſchaft rechtzeitig vor der Verhandlung die 
Beweismittel zu bezeichnen, die er ſelbſt herbeiſchaffen 
will oder herbeigeſchafft hat. 

Von der Zeit der Verhandlung und der den Beweis⸗ 
anträgen des Verhafteten ſtattgebenden Entſcheidung ſind 
die übrigen Prozeßbeteiligten und der Verteidiger zu 
benachrichtigen; ihres Erſcheinens bedarf es nicht. 

Weiſt der Richter die Einwendungen zurück, ſo hat 
er dem Verhafteten zu eröffnen, daß ihm das Recht der 
Beſchwerde zuſtehe. 
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„Vernimmt ben Verhafteten ein anderer Richter, fo 
hat er ihn zu befragen, ob er Einwendungen gegen den 
Haftbefehl erhebe, und wenn dies geſchieht, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß er verlangen kann, dem zur Entſcheidung 
über die Unterſuchungshaft berufenen Richter zur münd⸗ 
lichen Verhandlung über die Einwendungen zugeführt zu 
werden.“ 

Gegen dieſe Anträge wurden ſeitens der Regierungs⸗ 
vertreter und aus der Kommiſſion heraus ſchwere Bedenken 
erhoben; es werde dadurch insbeſondere der Schwerpunkt des 
Verfahrens aus der Hauptverhandlung in das Vorverfahren 
verlegt, die Reihe der mündlichen Verhandlungen, namentlich 
bei Einführung des Vortermins und der Berufung ins Un⸗ 
gemeſſene geſteigert und das Verfahren ſelbſt langſam und 
ſchleppend; die Anträge wurden trotzdem mit geringer Mehrheit 
angenommen, weil man glaubte, gegen eine Verhaftung die 
denkbar größten Garantien geben zu müſſen. 

§ 117 (Vollzug der Unterſuchungshaft) wurde angenommen, 
jedoch wurden die Schlußworte des Abf. 3 wie folgt gefaßt: 

„unter dieſen Vorausſetzungen darf er ſich insbeſondere 
Bekleidung und Beköſtigung ſelbſt beſchaffen und ſich 
nach eigener Wahl beſchäftigen, auch einen Arzt, Geiſt⸗ 
lichen, Rechtsanwalt und Notar zuziehen. Zur Reinigung 
und Inſtandhaltung des Gefängniſſes dürfen Unter⸗ 
ſuchungsgefangene nur mit ihrer Zuſtimmung angehalten 
werden.“ 

Eine Minderheit ſprach ſich gegen dieſe kaſuiſtiſche Regelung 
aus und hielt die leitenden Gedanken in Abſ. 1 und 3 für 
genügend. 

In 5 118 6icherheitsleiſtung) wurde der erſte Satz in 
folgender Faſſung angenommen: 

„Iſt die Unterſuchungsgefahr nur wegen Fluchtgefahr 
verhängt, ſo ſoll die Vollziehung der Haft unterbleiben, 
wenn der Beſchuldigte genügende Sicherheit leiftet.“ 

Die 88 119 bis 121 fanden mit unweſentlichen redaktionellen 
Anderungen gleichfalls Annahme. 

Zu $ 122 (Aufenthaltsbeſchränkungen uſw.) wurde zunächſt 
feſtgeſtellt, daß die hier für die Haft eingeführten Erſatz⸗ 
maßregeln keine Unterſuchungshaft darſtellen, mithin auch nicht 
nach § 60 StGB. anrechnungsfähig find. Der Paragraph 
erhielt folgenden Abſ. 3, mit dem er ſodann angenommen wurde: 

„Kann eine verhaftete Perſon mit Rückſicht auf ihren 
Geſundheitszuſtand in das Unterſuchungsgefängnis nicht 
eingeliefert werden, ſo darf der Richter ihre Unter⸗ 
bringung in einer Krankenanſtalt anordnen und ihre 
Vernehmung ſo lange ausſetzen, als hierdurch ihre 
Geſundheit einer nahen und erheblichen Gefahr ausgeſetzt 
wird.“ 

Die 88 123, 124 fanden mit geringfügigen redaktionellen 
Anderungen Annahme, ebenſo 8 125, bei dem jedoch in Abſ. 2 
Satz 1 der zweite Halbſatz folgende Faſſung erhielt: 

„in den Fällen des 5 124 Abi. 2 hat das Reviſions⸗ 

gericht den Haftbefehl aufzuheben.“ 

Zu 8 126 beantragten die Sozialdemokraten eine Ber: 
kürzung der Haftfriſten, und zwar bei Verbrechen und Vergehen 
von 4 Wochen auf 2 Wochen, und bei ä von 
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2 Wochen auf 1 Woche. Der Antrag fand jedoch von keiner 
Seite Unterſtützung und wurde abgelehnt. Man war durchweg 
der Meinung, daß kürzere Haftfriſten regelmäßig für die Vor⸗ 
bereitung der Anklage nicht ausreichend ſeien, und eine Ver⸗ 
kürzung dahin führen werde, daß häufiger, als erforderlich, 
Vorunterſuchung beantragt werden müſſe. 

Der $ 127 (periodiſche Haftkontrolle während der Vor⸗ 
unterſuchung) wurde von mehreren Seiten bekämpft. Es wurde 
ausgeführt, daß neben dem Einwendungsverfahren des § 116, 
dem Beſchwerderecht und der Möglichkeit, jederzeit Haft⸗ 
entlaſſungsanträge zu ſtellen, die periodiſche Haftkontrolle über⸗ 
flüſſig ſei und die Unterſuchungsrichter und Strafkammern über 
die Gebühr belaſte. Die Mehrheit erkannte dieſe Bedenken 
nicht als gerechtfertigt an, erachtete vielmehr den § 127 im 
Intereſſe des Verhafteten als notwendig und nahm ihn an. 
Der Antrag, an die Spitze des § 127 folgenden Abſ. zu ſetzen: 

„Strafſachen, welche mit Unterſuchungshaft verbunden 
ſind, müſſen von den Unterſuchungsbehörden vor anderen 
Sachen behandelt und ſoviel als möglich beſchleunigt 
werden,“ 

wurde abgelehnt, weil er etwas Selbſtverſtändliches beſage und 
in die StPO. nicht gehöre. 

Als § 1274 wurde von dem Abg. Gröber (Zentrum) 
folgender Antrag geſtellt: 

„Der in Unterſuchungshaft befindliche Beſchuldigte 
darf in Beziehung auf die zur Unterſuchung ſtehende 
Tat nur durch den Richter vernommen werden.“ 

Der Antrag will den Staatsanwalt von der Vernehmung 
verhafteter Beſchuldigter ausſchließen, da er naturgemäß dazu 
neige, ſie zu einem Geſtändnis zu veranlaſſen. Gegen ihn 
wurden lebhafte Bedenken geltend gemacht; es ſei im Intereſſe 
der Strafrechtspflege und des Beſchuldigten viel richtiger, wenn 
man dem Staatsanwalt die Möglichkeit gewähre, ſich durch die 
perſönliche Vernehmung von dem Beſchuldigten einen perſön⸗ 
lichen Eindruck zu verſchaffen. Dieſes Verfahren führe viel 
häufiger zur Einſtellung des Verfahrens und verhindere die 
Erhebung von Anklagen, die ſich in der Hauptverhandlung als 
unbegründet herausſtellten; namentlich in Sachſen habe man 
damit durchaus günſtige Erfahrungen gemacht. Der Antrag 
wurde, trotzdem auch die Regierungsvertreter entſchiedenen 
Widerſpruch dagegen erhoben hatten, angenommen. 

Schließlich fanden die SS 128 bis 136, teilweiſe mit re⸗ 
daktionellen Anderungen, Annahme. G. 


Praxis der Prozefnovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Eine Entſcheidung des Amtsgerichts Schlüchtern ſpricht 
ſich für die Übergangszeit dahin aus, daß bei Zuſtellung des 
Einſpruchs nach dem 1. April 1910 eine Ladung keinesfalls 
mehr erforderlich iſt. | 

| | 8. Arteil 
des Kgl. Amtsgerichts Schlüchtern vom 13. April 1910 
(C. 63/10). 
| Gegen das am 23. Februar 1910 erlaſſene Verſäumnisurteil 
hat der Beklagte friſt⸗ und ſormgerecht Einſpruch eingelegt; denn in 
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einem am 27. März bei dem erkennenden Gericht eingegangenen 
Briefe hat er gebeten, daß „die Sache in den vorigen Stand wieder 
eingeſetzt werde“. Auch iſt dieſes Schreiben dem Prozeßbevollmächtigten 
der Kläger innerhalb der geſetzlichen Friſt von der Gerichtsſchreiberei 
durch den Poſtboten zugeſtellt worden (88 339, 207 3 NO.). 

. . . Allerdings iſt in dieſem Briefe des Beklagten eine Ladung 
der Gegenpartei nicht enthalten. Dieſe iſt aber nach Art. VII 
des Geſetzes betr. Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw. 
vom 1. Juni 1909 nicht mehr nötig, da § 342 ZPO., der dieſes 
bisher vorſchrieb, abgeändert iſt. Dieſe Beſtimmung trat nach 
Art. VII am 1. April 1910 in Kraft (vgl. die Begründung des 
Geſetzes). Eine gegenteilige beſondere Beſtimmung darüber, daß die 
Vorſchriften des ſeit dem 1. April 1910 geltenden Geſetzes auf 
Prozeſſe, die ſchon vorher anhängig geworden ſind, in dieſer Hinſicht 
keine Anwendung finden, iſt aber nicht vorhanden. Da die Zuſtellung 
des Einſpruchs nach dem 1. April 1910 erfolgte, ſo konnte ſie alſo 
rechtsgültig durch die Gerichtsſchreiberei erfolgen. Die nach dieſem 
Zeitpunkt nicht mehr erforderliche Ladung konnte fehlen. 


Zu der praktiſch wichtigen Frage der Zuläſſigkeit des 
bedingten Antrages auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls, 
welche die Amtsgerichte allem Anſcheine nach zu verneinen 
geneigt find (vgl. RA Z. 1910 Nr. 6 S. 69), liegt nunmehr 
eine Entſcheidung der Beſchwerdeinſtanz vor, die die Zuläſſigkeit 
mit guter Begründung bejaht. Der fragliche Antrag lautete: 

„Wird Widerſpruch nicht erhoben, jo beantragen wir, 
den Zahlungsbefehl für vorläufig vollſtreckbar zu er⸗ 
klären und uns dann eine Ausfertigung davon zu er⸗ 
teilen.“ 
Dieſen Antrag wies das Amtsgericht zurück mit folgender Be⸗ 
gründung: 

„Nach allgemeinen Prozeßregeln find bedingte Anträge 
nur für den Fall, daß ein gleichzeitig geſtellter Hauptantrag 
abgewieſen wird, zuläſſig. Ausnahmen von dieſem Grundſatz 
können nur dann für ſtatthaft erachtet werden, wenn ſie das 
Geſetz, beſonders wie in den SS 696 Abſ. 2 und 697 Abſ. 2 
ZPO., vorſieht. In Ermangelung einer Sonderbeſtimmung 
für den vorliegenden Fall muß es daher bei der Regel bleiben 
und die Zuläſſigkeit der Verbindung der beiden genannten An⸗ 
träge verneint werden. (Vgl. Sydow⸗Buſch Anm. 1 zu 8 399 
ZPO. und Gaupp⸗Stein Anm. II, 1 a. a. O.)“ 

Auf die Beſchwerde hat das Landgericht Neiſſe dieſen 
Beſchluß aufgehoben und den Gerichtsſchreiber angewieſen, „dem 
in dem Mahngeſuche geſtellten Antrag auf Erlaß des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls — ſofern nicht vor der Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung Widerſpruch erhoben wird oder andere Hinderungs⸗ 
gründe entgegenſtehen — ſtattzugeben.“ 


9. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Neiſſe vom 18. Mai 
(2 T. 34/10). 

Der Wortlaut des Abſ. 1 des § 699 ZPO. rechtfertigt den auf 
Stein (Novelle Anm. 2 Nr. 1 zu 699 S. 150) und Sydow-Buſch 
(Anm. 1 zu 699) geſtützten Standpunkt des Amtsgerichts nicht. 

Nach § 699 Abſ. 1 ZPO. iſt der Zahlungsbefehl auf Geſuch des 
Gläubigers für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Irgendeinen 
Anhalt für den Zeitpunkt, an welchem früheſtens das Geſuch geſtellt 
werden darf, enthalten § 699 Abſ. 1 ZPO. oder die übrigen, das 
Mahnverfahren betreffenden Vorſchriften nicht. Aus § 696 Abſ. 2 
oder § 697 Abſ. 2 3PPO. argumento e contrario herzuleiten, daß 
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mangels einer entſprechenden Vorſchrift der Antrag erſt nach Eintritt 
der erforderlichen Prozeßvorausſetzungen: Zuſtellung und fruchtloſer 
Ablauf der Widerſpruchsfriſt geſtellt werden könne, erſcheint nicht ge: 
rechtfertigt, da die Fälle der &S 6962, 6972 ZPO. nicht analog 
liegen, wie die Gegenüberſtellung der §8§ 6962, 697? ZPO. mit 
§ 6991 a. a. O. ohne weiteres ergibt. 

Es bleibt daher lediglich zu prüfen, ob etwa allgemeine Prozeß— 
regeln der Stellung des Geſuchs auf Erteilung des Vollſtreckungs— 
befehls gleich bei Einreichung des Antrages auf Erlaß des Zahlungs— 
befehls entgegenſtehen. Stein (Novelle Anm. 2, 1 S. 150) meint, 
ein bedingter Antrag für eine künftige Prozeßlage, der nicht für den 
Fall der Abweiſung eines erſten prinzipiellen Antrages geſtellt werde, 
bilde eine fo ſtarke Abweichung von der Regel, daß es bedenklich er: 
ſcheine, über die beiden Fälle der §§ 6962, 6972 ZPO. hinaus⸗ 
zugehen. Daß die beiden letzteren Paragraphen nach der Auffaſſung 
der Kammer nicht herangezogen werden können, iſt bereits ausgeführt. 
Es handelt ſich aber auch gar nicht um einen bedingten Antrag (im 
Sinne einer conditio), ſondern um die Stellung eines Antrags 
(Geſuchs), deſſen ſogenannte Vorausſetzungen im Augenblick der Ein: 
reichung noch nicht ſämtlich vorliegen. Warum ein ſolches aus Gründen 
der Beſchleunigung verfrüht eingereichtes, aber erſt auf den Zeitpunkt 
des Eintritts der Vorausſetzungen des 8 6991 ZPO. abgeſtelltes 
Geſuch, insbeſondere in einem Verfahren, deſſen möglichſte Beſchleuni⸗ 
gung der Geſetzgeber durch die Novelle noch beſonders fördern wollte, 
nicht zuzulaſſen fein ſollte, iſt nicht zu erſehen (cfr. auch Golden: 
ring in Buſchs Z. 1, 488 bereits für die alte Faſſung der ZPO.; 
ferner Tilling, Neuerungen Anm. 1 zu § 88 Ziff. 4 S. 40). 

Ein gewiſſes Analogon bietet das Verfahren bei Abnahme des 
Offenbarungseides 88 901, 900 ZPO. Hier hat ſogar Stein (Novelle 
Anm. 2, 3 zu § 900 S. 165) keine Bedenken, den Autrag auf Erlaß 
des Haſtbefehls zuzulaſſen, obwohl hier der Antrag weit eher als 
(durch das Nichterſcheinen des Schuldners) bedingt erachtet werden 
könnte, als in dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle. Läßt man 
aber im Offenbarungseidverfahren einen auf eine ſpätere Prozeßlage 
abgeſtellten, erſt nach Eintritt der erforderlichen Prozeßvorausſetzungen 
zu erledigenden Antrag zu, fo iſt nicht erfindlich, warum im Mahn 
verfahren, das auch ein reines Beſchlußverfahren iſt, nicht ebenſo zu 
verfahren ſein ſollte. 


In einem im Jahre 1909 bei dem Landgericht Metz an⸗ 
hängig gewordenen Rechtsſtreite brachte der Gerichtsſchreiber für 
die Ausfertigung eines 4 Seiten umfaſſenden Beweisaufnahme⸗ 
protokolls vom 18. April 1910 der Beklagten eine Schreib⸗ 
gebühr von 4 & 20 = 80 M, d. h. alſo 20 . für die Seite, 
in Anſatz. Auf Erinnerung der Beklagten minderte das Land⸗ 
gericht den Anſatz auf 4X 10 = 40 ½, indem es den § 80 
GKG. alter Faſſung für anwendbar erklärte. Die von der 
Staatskaſſe hiergegen erhobene Beſchwerde hat das Oberlandes⸗ 
gericht Colmar als unbegründet zurückgewieſen. 


| 10. Beſchluß 
des Kaiſerlichen Oberlandesgerichts Colmar vom 
24. Mai 1910 (11 W. 48/10). 


Die Beſchwerde iſt unbegründet. 

Die Begründung zu Art. X des Geſetzes vom 1. Juni 1909 
(Reichstag Bd. 246 S. 4583) bemerkt: 

„Endlich kann, da die Koſten einer Rechtsſache ſich für eine 
Inſtanz nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen laſſen, die An: 
wendung der neuen Vorſchriften über die Schreib- und Poſtgebühren 
(Art. III Nr. 7, 9) auf die vor dem bezeichneten Zeitpunkt anhängig 
gewordenen Rechtsſachen nur inſoweit zugelaſſen werden, als die 
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Sachen nach dem Inkrafttreten des Geſetzes an eine neue Inſtanz 
gelangen.“ 

Hiernach ſoll in Abweichung von dem Grundſatze, daß Prozeß⸗ 
geſetze auch für anhängige Sachen ſofort in Kraft treten, für die 
Inſtanz die Einheitlichkeit gewahrt bleiben, d. h. es ſollen weder 
verſchiedene Sätze für die Schreibgebühren, noch teils ſolche nach 
Seiten und Zeilen, teils Pauſchſätze zur Anwendung kommen, vielmehr 
ſind, wie Art. X unzweideutig beſtimmt, die Schreibgebühren in den 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen 
bis zur Beendigung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften 
des GKG. in Anſatz zu bringen. Zu den bisherigen Vorſchriften 
gehört aber insbeſondere der bisherige § 80, wonach die Schreib: 
gebühren für Ausfertigungen und zwar mit 10 J für die Seite er: 
hoben werden. Gegenüber dem klaren Wortlaut und Sinne des 
Art. X kann dem Umſtande, daß die Begründung nur den Art. III 
Nr. 7 § 79, Abſ. 1, Ziff. 1 GKG. nicht auch den 8 80 GKG an: 
führt, um ſo weniger Bedeutung beigelegt werden, als Art. III Nr. 7 
nicht dem früheren § 79 Ziff. 1, ſondern dieſem in Verbindung mit 
dem früheren $ 80 GKG. entſpricht. Bringt man alſo jenen zur 
Anwendung, ſo muß auch dieſer noch in gleicher Weiſe Geltung 
haben. Endlich weiſt der Ausdruck „in Anſatz bringen“ darauf hin, 
daß Art. X auch für die Höhe der Schreibgebühren die bisherigen 
Vorſchriften in Kraft belaſſen will. 


In einer Sache, in der der Zahlungsbefehl vor dem 
1. April 1910 zugeſtellt, der Erlaß des Vollſtreckungsbefehls 
aber erſt nach dieſem Zeitpunkt beantragt worden war, hat das 
Landgericht III Berlin auf Beſchwerde dahin entſchieden, daß 
dem Rechtsanwalt für den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
befehls die höheren Gebühren der Novelle zuſtehen. 


11. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts III Berlin in Charlottenburg 
vom 6. Mai 1910 (5 T. 368/10). 

Die Beſchwerde iſt in der geſetzlichen Friſt eingelegt, auch in der 
Sache ſelbſt begründet. 

In den am 1. April 1910 anhängigen Sachen hat der Rechts— 
anwalt auf die erhöhten Gebühren dann Anſpruch, wenn er nach 
dieſem Zeitpunkt eine Tätigkeit entwickelt hat, die für ſich allein, ab⸗ 
geſehen von einer etwaigen gleichartigen Tätigkeit in dem voran⸗ 
gegangenen Verfahren, den nunmehr erhöhten Gebührenſatz begründet. 
Dieſer Fall liegt hier vor. Die erhöhten Gebühren der Novelle 
würden dem Rechtsanwalt Dr. L. ſchon dann zuſtehen, wenn er nur 
den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls geſtellt hätte, ohne in 
dem vorangegangenen Verfahren überhaupt tätig geweſen zu ſein. 
Damit iſt der Vergütungsanſpruch nach dem höheren Satze begründet, 
denn er entſteht mit der Leiſtung der ihn rechtfertigenden Dienſte. 
Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben und das Amtsgericht 
anzuweiſen, den Vollſtreckungsbefehl auch wegen der höheren Gebühr, 
gleichzeitig auch wegen der Gebühr für die Tätigkeit in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz, zu erlaſſen. 


Die Frage, ob in den vor dem 1. April anhängig ge⸗ 
wordenen Prozeſſen für das nach dieſem Zeitpunkt erfolgende 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren ein Pauſchſatz erhoben werden kann, 
oder ob nur die tatſächlich entſtandenen Schreibgebühren nach 
den alten Sätzen beanſprucht werden können, iſt verſchieden 
beantwortet worden. In letzterem Sinne haben ſich die Land⸗ 
gerichte Magdeburg und Duisburg und die 14. Kammer 
für Handelsſachen des Landgerichts I Berlin ent⸗ 
ſchieden, während die 1. und die 18. Kammer für Handels- 
ſachen desſelben Gerichts und das Amtsgericht Eſſen 


— 


den Pauſchſatz zubilligen. Von dieſen Entſcheidungen ſeien nur 
einige näher begründete mitgeteilt. | 


12. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Magdeburg, K. f. H., vom 
30. April 1910. 


Im Artikel X des Geſetzes vom 1. Juni 1909 begreift das Wort 
„Inſtanz“ das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in ſich als Teil der erſten 
Inſtanz. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß in den bereits anhängigen Sachen 
die Schreibgebühren um einen Pauſchſatz höher bemeſſen werden 
ſollten, der im § 76 Abſ. 3 letzter Satz der RAGO. ausdrücklich für 
die ſpäter anhängig gewordenen Sachen verweigert iſt. 


13. Weſchluß 
des Kgl. Landgerichts Duisburg vom 21. Mai 1910 
(7 P. 53/10). 


Die Klägerin hat laut Rechnung vom 24. März 1910 einſchließlich 

Einſendeporto 9,45 & an Gerichtskoſten bezahlt und beantragt, 
dieſen Betrag zuzüglich 1 für dieſen Antrag ſowie 0,50 
Pauſchſatz als von der Beklagten an die Klägerin zu erſtatten 
nachträglich feſtzuſetzen. 

Der Gerichtsſchreiber hat daraufhin am 15. April 1910 einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erlaſſen, in dem mit der Begründung, der 
Pauſchſatz komme hier nicht in Betracht, da es ſich bezüglich der ge⸗ 
forderten Gerichtskoſten um dieſelbe Inſtanz handele, unter Zubilligung 
von 0,10 & an Schreibgebühren, der Pauſchſatz von 0,50 & ab: 
geſetzt iſt. Gegen dieſen, am 26. April 1910 zugeſtellten Beſchluß, 
hat die Klägerin am 30. April 1910, alſo rechtzeitig, Erinnerung 
erhoben mit dem Antrage: 

abändernd nach dem Koſtenfeſtſetzungsgeſuche vom 9. April 
1910 zu erkennen. 

Sie macht geltend, die Inſtanz ſei mit der Verkündung des 
Urteils, alſo am 28. März 1910, beendet geweſen, der gebühren⸗ 
pflichtige Akt falle in die Zeit nach dem 1. April 1910, ſo daß für 
ihn die Pauſchſätze des § 76 GO. Platz griffen. Der § 76 GO. 
f. R., welcher die Höhe der in Anſatz zu bringenden Pauſchbeträge 
regelt, beſtimmt in feinem Abſ. 3 (letzter Satz), daß die Vorſchrift 
des § 30 Abſ. 1 Nr. 3 keine Anwendung findet. Nach dieſer Vor: 
ſchrift in Verbindung mit § 38 Nr. 1 GKG. werden für Anträge 
auf Feſtſetzung der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten die Ge⸗ 
bühren des Prozeßbevollmächtigten beſonders erhoben. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſoll alſo auf die Pauſchſchreibgebühren keine Anwendung 
finden. 

Daraus folgt, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren bezüglich der 
Schreibgebühr mit dem Hauptverfahren eine Inſtanz bildet. Nach 
Art. X der Novelle vom 1. Juni 1909 find in den vor dem In: 
krafttreten des Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen die Schreib⸗ 
gebühren bis zur Beendigung der Inſtanz nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften der GO. in Anſatz zu bringen. Da nun die Inſtanz im 
vorliegenden Falle noch nicht beendet war, ſo rechtfertigt ſich die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichtsſchreibers. 


14. Beſchluß 

des Kgl. Amtsgerichts Eſſen vom 30. April 1910 
(1 C. 471/10). 

In Sachen .. .. wird auf die Erinnerung des Rechtsanwalts 
Dr. G. der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 16. April 1910 abgeändert, 
und die von dem Beklagten an die Klägerin zu erſtattenden Koſten 
auf 10,10 & feſtgeſetzt. Nach der Gebührenordnung der Rechts: 
anwälte ſteht den Rechtsanwälten für den Koſtenſeſtſetzungsantrag ein 
Pauſchſatz zu, ſobald ihre Tätigkeit nach der Inkrafttretung der Ge⸗ 
bührenordnung fällt. 
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Ebenfalls mit dem Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren beſchäftigt ſich eine Entſcheidung des Amtsgerichts 
Berlin⸗Mitte. In dieſem Falle handelte es ſich darum, daß in 
einem nach dem 1. April anhängig gewordenen Rechtsſtreit neben 
dem Pauſchſatz für das Hauptverfahren — Objekt 200 &, An⸗ 
erkenntnisurteil, daher 4 Pauſchſatz — noch der Pauſchſatz 
für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Anſatz gebracht war, und 
zwar wahrſcheinlich, weil das verwendete Formular durch ſeine 
Faſſung hierzu verführte. Das Amtsgericht hat dieſen Pauſchſatz, 
offenbar zu Recht, abgeſetzt. 


15. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Berlin-Mitte vom 9. Mai 1910 
(22 C. 681/10). 

Abgeſetzt iſt der Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
mit 0,50 &. Nach § 76 Abſ. 8 letzter Satz der RAG. findet die 
Vorſchrift des §S 30 Abſ. 1 Nr. 3 eod. beim Anſatz des Pauſchſatzes 
keine Anwendung, d. h. der Pauſchſatz für die im Gerichtskoſtengeſetze 


§ 38 Nr. 1 u. 2 bezeichneten Angelegenheiten wird nicht beſonders 
erhoben, bleibt alſo außer Anſatz. 


Die Frage, ob der Anwalt für die zwecks Zuſtellung des 
Urteils hergeſtellte Abſchrift der Klage mit Urteilsvermerk neben 
dem Pauſchſatz beſondere Schreibgebühren nach § 76 Abi. 6 
Ziff. 2 GebD. verlangen kann, haben das Amtsgericht Reut⸗ 
lingen und die Landgerichte Tübingen und Duisburg — 
im Gegenſatz zu der in dem vorigen Bericht mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidung des Amtsgerichts Augsburg (S. 598) — verneint. 
(Ebenſo: Sydow-Buſch, GebD. Anmerk. 13 zu § 76; a. A.: 
Langenbach, JW. 1910, 274; Beſchlüſſe der Rechtsan⸗ 
wälte am Kammergericht, JW. 1910, 277.) 


16. Weſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Reutlingen. 

Der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte hat mit der Urſchrift der 
Klage und der für den Beklagten bei der Ladung zur mündlichen 
Verhandlung beſtimmten Abſchrift der Klagſchrift zwei weitere be⸗ 
glaubigte Abſchriften vorgelegt, von denen nach Erlaß des Anerkenntnis⸗ 
urteils dem Antrag des klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten ent⸗ 
ſprechend die eine gemäß 88 317 Abſ. 4, 313 Abſ. 3 ZPO. zur Her⸗ 
ſtellung der Ausfertigung, die andere zur Zuſtellung des Urteils an 
den Beklagten benützt wurde. In ſeinem Koſtenfeſtſetzungsantrag 
verlangt der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte neben dem „Pauſchſatz 
für Schreibwerk und Poſtgebühren“ mit 4 l noch die beſondere 
Schreibgebühr für die zuletzt genannten beiden Abſchriften mit je 
80 „ In dem dem klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten am 25. April 
1910 zugeſtellten Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 20. April 1910 hat 
der Gerichtsſchreiber die Schreibgebühr mit 80 für diejenige 
Abſchrift der Klagſchrift, die zur Urteilszuſtellung an den Beklagten 
benützt worden iſt, abgeſetzt. Hiergegen wendet ſich die rechtzeitig und 
formrichtig erhobene Erinnerung. 

Die Erinnerung iſt unbegründet. 

Nach § 76 1 RAGO. erhält der Rechtsanwalt für Herſtellung 
des Schreibwerks ſowie zum Erſatz der Poſtgebühren ſeiner Sendungen 
Pauſchſätze, ſoweit Schreibwerk und Poſtſendungen innerhalb des 
Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen. In den 
Rahmen der gebührenpflichtigen Tätigkeit fällt die Zuſtellung des 
Urteils; denn erſt hiermit wird die Inſtanz abgeſchloſſen (vgl. 
RG. 41, 426; 68, 251), innerhalb welcher der Rechtsanwalt die 
Tätigkeit zu entwickeln hat, für welche nach 8 13 RAGD. Gebühren⸗ 
pflicht des Auftraggebers beſteht. 


rt! 


e 


39. Jahrgang. 


Von der Beſtimmung des $ 76 Abſ. 1 enthält der Abſ. 6 dieſes 
Paragraphen in Ziff. 1 bis 3 drei Ausnahmen. Die Ausnahme 
Ziff. 1 kommt hier nicht in Frage. Diejenige in Ziff 3 hat nach 
vorſtehendem außer Anwendung zu bleiben. Es kann ſich mithin nur 
um 8 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAGO. handeln. 

Hiernach ſtehen dem Rechtsanwalt neben dem Pauſchſatz Schreib: 
gebühren zu „für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der 
Klagſchrift, falls dieſe zur Herſtellung einer Ausfertigung des Urteils 
(S 317 Abſ. 4 ZPO.) benutzt wird.“ 

Zur Begründung dafür, daß dieſe Beſtimmung auch auf die zur 
Zuſtellung des mit der Klagſchrift verbundenen Urteils an den Be⸗ 
klagten benützte Abſchrift zutreffe, beruft ſich der klägeriſche Prozeß⸗ 
bevollmächtigte auf die Ausführungen des Rechtsanwalts Dr. Langen⸗ 
bach in Nr. 7 der IW. Jahrg. 1910, 274. Dem genannten Ber: 
faſſer iſt zuzugeben, daß, wenn das Geſetz von „einer“ Abſchrift 
ſpricht, hierunter nicht das Zahlwort, ſondern das unperſönliche 
Fürwort gemeint iſt. Denn es iſt ſehr wohl möglich, daß für eine 
Partei mehrere Ausfertigungen notwendig werden und der Anwalt 
erhält in ſolchem Fall zweifellos für jede zur Ausfertigung benützte 
Abſchrift ſeine beſondere Schreibgebühr. Was aber das Geſetz will, 
liegt nicht in dem Vorderſatz der Ziff. 2, ſondern in dem Bedingungs⸗ 
ſatz: für diejenige Abſchrift, welche zur Herſtellung einer Aus⸗ 
fertigung des Urteils benützt wird, erhält der Rechtsanwalt die 
Schreibgebühr. 

Dies trifft aber im vorliegenden Falle nur auf eine Abſchrift 
zu. Denn was dem Beklagten zugeſtellt wurde, war keine Aus⸗ 
fertigung, ſondern eine Abſchrift (vgl. auch RGZ. 3, 435; 4, 426). 
Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht hiernach gegen die Anſicht Langen⸗ 
bachs 1. c. und des Beſchwerdeführers. 

Aber auch das, was Langenbach 1. c. als Begründung feiner 
Anſicht aus dem Entſtehungsgrund der Geſetzesbeſtimmung entnimmt, 
ift nicht ſtichhaltig. Grund zur Einführung der Pauſchſätze war wohl 
die Vereinfachung des Schreibwerks bei Aufſtellung der Koſtenrechnungen. 
Nun war im bisherigen Verfahren die Regel, daß die Ausfertigung 
des Urteils von der Gerichtsſchreiberei beſorgt wurde, während die 
an den Beklagten zuzuſtellende Urteilsabſchrift auf dem Anwalts⸗ 
bureau gefertigt wurde. Durch Einführung der Urteilsausfertigung 
gemäß § 817 Abſ. 4 ZPO. tritt für die an ſich zu ihrer Herſtellung 
verpflichtete Gerichtsſchreiberei eine Geſchäftsbelaſtung ein, die dadurch 
beſeitigt werden kann, daß der Anwalt gleich von Anfang an eine 
Abſchrift der Klagſchrift zur Herſtellung der Ausfertigung einreicht. 
Dadurch aber beſorgt er ein Geſchäft, das bisher nicht in den Rahmen 
ſeiner Tätigkeit fiel, und deswegen ſoll er hierfür auch beſonders ent⸗ 
ſchädigt werden. Dies trifft aber nur für die zur Herſtellung der 
Ausfertigung benützte Abſchrift zu. Die Herſtellung der an den Be⸗ 
klagten zuzuſtellenden Urteilsabſchrift iſt Sache der Partei, wie ſie 
es auch bisher war, wenn auch im amtsgerichtlichen Verfahren die 
Partei ſich zur Zuſtellung der Vermittlung der Gerichtsſchreiberei be⸗ 
dienen kann. 

Es entſpricht mithin dem Geſetz, wenn dieſe Tätigkeit vom 
Pauſchſatz umfaßt wird. Die von Langenbach 1. c. ausgeſprochene 
Drohung, daß, wenn der Rechtsanwalt die beſondere Schreibgebühr 
für die an den Beklagten zuzuſtellende Urteilsabſchrift nicht erhalte, 
er dieſe Abſchrift auch nicht mehr liefern werde, wird wohl kaum zur 
Ausführung kommen. 

Muß auch in ſolchem Fall bei Zuſtellung durch Vermittelung 
des Gerichtsſchreibers dieſer die Abſchrift herſtellen, ſo entſtehen 
hierfür nach 8 79 Ziff. 1 GKG. Schreibgebühren, die der Rechts⸗ 
anwalt, in deſſen Auftrag die Zuſtellung bewirkt wird, zu tragen 
hat. Erſtattungsfähig ſind ſie nicht, weil die Zuſtellung des Urteils 
zu derjenigen Tätigkeit des Rechtsanwalts gehört, für welche er ſeine 
Gebühren und den Pauſchſatz für Schreibwerk erhält. 
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Hiernach ſpricht ſowohl der Wortlaut als auch der Sinn des 
Geſetzes dafür, daß der Rechtsanwalt nur für die zur Herſtellung der 
Ausfertigung des Urteils benutzte von ihm gefertigte Abſchrift die 
beſondere Schreibgebühr des § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAO. erhält, 
weshalb die Abſetzung der Schreibgebühr für die weitere dem Beklagten 
zugeſtellte Abſchrift des mit der Klagſchrift verbundenen urteils mit 


Recht erſolgt iſt. 
17. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts zu Tübingen vom 11. Mai 1910. 

Der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte hat gegen den ihm am 
30. April 1910 zugeſtellten Beſchluß des Amtsgerichts Reutlingen 
durch einen am 6. Mai beim Amtsgericht Reutlingen eingekommenen 
Schriftſatz, ſonach rechtzeitig und formrichtig, die Beſchwerde eingelegt. 
Die Beſchwerde iſt jedoch nicht begründet. Die Beſchwerde richtet ſich 
dagegen, daß das Amtsgericht die Schreibgebühren von 80 & für 
die dem Beklagten zugeſtellte Abſchrift des mit der Klageſchrift ver⸗ 
bundenen Urteils abgeſetzt hat. Nach § 76 Abſ. 1 RAG0. erhält 
der Rechtsanwalt für die Herſtellung des Schreibwerks Pauſchſätze, 
ſoweit Schreibwerk innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen 
Tätigkeit vorkommt. Unter dieſe Tätigkeit fällt auch die Herbeiführung 
der Zuſtellung des Urteils und hierzu gehört die Herſtellung der 
Urteilsabſchrift. Es war bisher üblich, daß dieſe Abſchriften in dem 
Bureau des Rechtsanwalts angefertigt worden ſind. Die Pauſchſätze 
für das Schreibwerk des Rechtsanwalts ſind nun vom Geſetz gerade 
als Vergütung desjenigen Schreibwerks gedacht, das in dem Bureau 
des Rechtsanwalts angefertigt wird. Der Rechtsanwalt kann ſonach | 
für die Anfertigung der Urteilsabſchrift keine beſonderen Schreib: 
gebühren beanſpruchen und zwar auch dann nicht, wenn er bei Gericht 
im Fall eines gemäß § 313 Abſ. 3 ZPO. in abgekürzter Form ge⸗ 
faßten Urteils eine Abſchrift der Klagſchrift eingereicht hat, und 
daraufhin der Gerichtsſchreiber das Urteil auf dieſer Abſchrift ver⸗ 
merkt hat. Nach § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG O. ſtehen dem Rechtsanwalte 
Schreibgebühren neben den Pauſchſätzen zu für eine von ihm gefertigte 
beglaubigte Abſchrift der Klagſchrift, falls dieſe zur Herſtellung einer 
Ausfertigung des Urteils (8 317 Abſ. 3 [richtig Abſ. 4] ZPO.) 
benutzt wird. 

Im vorliegenden Fall ſind nun aber dieſe Schreibgebühren für 
eine zur Herſtellung einer Ausfertigung benutzten Klagabſchrift feſt⸗ 
geſetzt. Die Ausnahmebeſtimmung des § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. 
auch auf Klagabſchriften, die nicht zur Herſtellung der Urteilsaus⸗ 
fertigung benutzt worden ſind, anzuwenden, iſt weder bei dem Wortlaut, 
noch bei dem Grund dieſer Beſtimmung angängig. Der Grund dieſer 
Sonderbeſtimmung iſt nämlich der, daß durch die Benützung der 
Klagabſchrift zur Herſtellung einer Ausfertigung die Gerichtsſchreiberei 
inſofern entlaſtet wird, als bisher die Gerichtsſchreiberei die Her⸗ 
ſtellung der Urteilsausfertigung beſorgt hat; für die Herſtellung der 
Abſchrift des Urteils trifft dies aber, wie oben bemerkt, nicht zu. 

Hiernach war die Beſchwerde mit den zutreffenden Gründen des 
Amtsgerichts als unbegründet zurückzuweiſen. 


18. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Duisburg vom 10. Mai 1910 
(2 T. 161/10) 

Die Gläubigerin hat gegen den Schuldner wegen ihrer Forderung 
auf 3709,90 x aus dem Urteil vom 14. April 1910 nebſt Zinſen 
und auf angeblich 17,70 & Zwangsvollſtreckungskoſten den Erlaß 
eines Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes beantragt. Durch den 
angefochtenen Beſchluß iſt dem Antrage im weſentlichen ſtattgegeben 
worden; jedoch iſt in Höhe von 0,85 & Schreibgebühren und Porti 
Abweiſung erfolgt, weil dieſe neben der Gebühr des jetzigen § 76 
RAGD. nicht zum Anſatz kommen. Mit friſt⸗ und formgerechter 
ſofortiger Beſchwerde verlangt die Gläubigerin Erlaß des Pfändungs⸗ 
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und Überweiſungsbeſchluſſes auch wegen der abgeſetzten 0,85 /. Der 
Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. Die abgeſetzten 0,60 % 
Schreibgebühren ſtellen die vom Prozeßbevollmächtigten der Gläubigerin 
ſür die zur Zuſtellung des Urteils an den Beklagten beſtimmte 
Urteilsabſchrift liquidierten Schreibgebühren dar. Sie fallen ſomit 
unter die in § 76 Abſ. 1 RAG. bezeichnete Herſtellung des Schreib⸗ 
werkes, für welche der Rechtsanwalt Pauſchſätze erhält, neben denen 
er einen beſonderen Erſatz für ſeine Auslagen nicht beanſpruchen kann. 

Eine der Ausnahmen des Abſ. 6 dieſer Geſetzbeſtimmung liegt 
nicht vor. Die im Beſchluſſe der Rechtsanwälte des Kammergerichts 
in betreff der Handhabung des neuen Gebührengeſetzes (JW. 1910, 277) 
vertretene Anſchauung, daß die zwecks Zuſtellung angefertigten be: 
glaubigten Abſchriften gebührenpflichtig ſeien, findet im Geſetz keine 
Stütze. 

Auch die Billigkeitserwägung, daß für ſolche Abſchriften, wenn 
ſie vom Gericht erteilt werden, ebenfalls beſondere Schreibgebühren 
zu berechnen ſeien, kann hieran nichts ändern. Im Gegenteil folgt 
grade aus der Tatſache, daß § 79 Ziff. 1 GR. die Gebühren: 
pflichtigkeit dieſer Abſchriften ausdrücklich vorſchreibt, während es in 
der RAG. an einer entſprechenden Beſtimmung fehlt, daß das Geſetz 
bewußtermaßen die Herſtellung von beglaubigten Abſchriften des 
Urteils hat verſchieden behandeln wollen, je nach dem, ob ſie durch 
die Gerichtsſchreiberei oder durch den Anwalt erfolgt. Hierbei mag 
die Erwägung Platz gegriffen haben, daß derartige Abſchriften in der 
Regel durch den Anwalt hergeſtellt werden und dann keine beſonderen 
Koſten machen ſollen, und daß demgegenüber die ausnahmsweiſe 
Inanſpruchnahme des Gerichts im allgemeinen nur im Nichtanmwalts: 
prozeſſe erfolgen wird, wo die Koſten ohnehin geringer ſind. 

Daß die 25 ½ Porto gleichfalls unter den Pauſchſatz fallen, 
folgt aus dem klaren Wortlaute des Geſetzes ohne weitere Begründung. 
Wenn der bezeichnete Beſchluß der Rechtsanwälte am Kammergericht 
in anderem Zuſammenhange den Satz enthält, daß ein Verfahren 
mit der Verkündung des Urteils erledigt ſei, ſo hat dieſe an ſich 
richtige Feſtſtellung mit der Abmeſſung des Umfanges der durch den 
Pauſchſatz abgegoltenen Poſtgebühren nichts zu tun. 


Als Kurioſum mitgeteilt ſei ſchließlich folgender Fall. In 
Sachen des Anſtreichermeiſters X gegen die Frau Y fchlofien 
die Parteien einen Vergleich: die Beklagte zahlt an den Kläger 
einen Teil der Klageſumme, von den Koſten des Rechtsſtreits 
trägt die Beklagte / der Kläger /. Es erging darauf der 
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des Gerichtsſchreibers des Kgl. Landgerichts zu C. 
vom 26. April 1910. 


In Sachen .... werden die von der Beklagten an die Kgl. 
Pr. Staatskaſſe, vertreten durch die Kgl. Gerichtskaſſe zu Cöln, nach 
dem rechtskräftigen Vergleich vom 15. Dezember 1909 zu erſtattenden, 
in der Anlage berechneten Koſten feſtgeſetzt auf 4,84 % nebſt 30 , 
Koſten dieſes Beſchluſſes. 


Albert Traeger. 


Am 12. Juni cr. vollendete der u der Berliner Rechts⸗ 


anwälte, der Geheime Juſtizrat Albert Traeger, ſein 
80. Lebensjahr. 


Weit über den Kreis der Fachgenoſſen hinaus iſt der 
Jubilar als Dichter und Politiker, als Mitglied des Reichstags 
und des Abgeordnetenhauſes bekannt. Der Anwaltſchaft gehört 
er ſeit mehr als 50 Jahren zu und hat ſich ſowohl während 
ſeiner Berufstätigkeit in Naumburg und Nordhauſen als in der 
20 jährigen Wirkſamkeit bei den Berliner Landgerichten die 
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herzlichſten Sympathien und die Verehrung der Kollegenſchaft 
erworben. . f N 

Wir wünſchen dem jugendlichen Achtziger, daß er in un⸗ 
verminderter Geiſtesfriſche und Schaffensfreude ſeiner Tätigkeit 
und uns noch lange erhalten bleiben möge. 


Zuſammenſetzung des Ehrengerichtshofs. 


Auf Grund des Geſetzes vom 22. Mai d. J. ſind bei dem 
Ehrengerichtshofe zwei Senate gebildet worden. 


Den Vorſitz im erſten Senate führt der Präſident des 
Reichsgerichts, im zweiten Senate der Senatspräſident 
v. Kolb. Als Mitglieder ſind dem Ehrengerichtshofe für das 
laufende Geſchäftsjahr zugeteilt: | 

die Reichsgerichtsräte Ebermeyer, Ungewitter, 
Backs, ſowie die Juſtizräte Dr. Eickhoff, Dr. Schall 
und Malkwitz (für den I. Senat), | 

und die Reichsgerichtsräte Behringer, Dr. v. Metzen, 
Schmitt, ſowie die Juſtizräte Syring und Zenetti 
und Rechtsanwalt Dr. Kaiſer (für den II. Senat). 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Wenn bei Schuldverhältniſſen aus Verträgen die An⸗ 
wendung örtlich verſchiedener Rechte in Frage ſteht, ſo läßt 
Entſch. Nr. 1, ſofern kein gegenteiliger Vertragswille der Par⸗ 
teien ſich ergibt, das Recht des für die ſtreitige Verpflichtung 
gegebenen Erfüllungsorts maßgebend ſein. 

Beim Verkaufe eines nicht beſtehenden Rechts iſt der 
Käufer nach Entſch. Nr. 2 berechtigt, anſtatt das Erfüllungs⸗ 
intereſſe zu fordern, die Zahlung des Kaufpreiſes zu verweigern. 
Der Käufer, der bei poſitiver Vertragsverletzung des Ver: 
käufers die abſtrakte Schadensberechnung wählt, kann, wie 
Entſch. Nr. 4 ausführt, als geringſtes Zahlung des Unterſchieds 
zwiſchen dem Vertragspreis und dem Verkäuflichkeitspreiſe ver⸗ 
langen. Der Verkäufer kann nicht einwenden, daß der Käufer 
ſich tatſächlich billiger gedeckt habe oder dies hätte tun können. 

Über die Rechte des Ehemanns an dem Vermögen der in 
Konkurs verfallenen Ehefrau verhält ſich Entſch. Nr. 6. 

Aus der akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft folgt nach 
Entſch. Nr. 8 keineswegs, daß der Bürge am Wohnſitz des 
Hauptſchuldners zu erfüllen habe. Erfüllungsort für den Bürgen 
iſt derjenige Ort, der im Bürgſchaftsvertrage beſtimmt oder nach 
der Natur dieſes Vertrages und der Abſicht der Kontrahenten 
als Ort der Erfüllung der Bürgſchaft anzuſehen iſt, und, wenn 
es an dieſen Vorausſetzungen fehlt, derjenige Ort, an welchem 
der Bürge zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſeine Handels⸗ 
niederlaſſung oder in Ermangelung derſelben ſeinen Wohnort hat. 

Die nach § 52 Abſ. 1 GmbHG. auf den Aufſichtsrat einer 
GmbH. entſprechend anwendbaren Vorſchriften des $ 249 
Abſ. 1, 2 HGB., wonach die Mitglieder des Aufſichtsrats bei 
der Erfüllung ihrer Obliegenheiten die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Geſchäftsmannes anzuwenden haben und im Falle 
der et ihrer Obliegenheiten der Geſellſchaft ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ſind, regeln, wie Entſch. Nr. 9 ausführt, nur das 
zwiſchen der Geſellſchaft und den Aufſichtsratsmitgliedern bes 
ſtehende Vertragsverhältnis, aber ſind keine „den Schutz eines 
anderen bezweckender Geſetze“, deren Verletzung eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht gemäß 8.823 Abſ. 2 begründet. 

„Dringen von einem fiskaliſchen Grundſtücke, auf dem die 
Reichspoſtverwaltung eine Rohrpoſtanlage unterhält, zufolge des 
Maſchinenbetriebes übermäßige Geräuſche auf ein Nachbargrund⸗ 
ſtück, ſo kann nach Entſch. Nr. 14 eine Einſtellung oder Ein⸗ 
59 des poſtaliſchen Betriebes nicht beanſprucht werden, 
dagegen iſt dem Eigentümer des Nachbargrundſtücks der Anſpruch 
auf geräuſchmindernde Veranſtaltungen und eventuell auf 
Schadenserſatz zuzubilligen. N. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die ſechsundzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird auf 
Sonntag, den 25. September 1910, mittags 12 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
auwaltſchaft bei dem Reichsgerichte, berufen. 
Gegenftände der Tagesordnung find: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit dem 
30. Juni 1910 abgelaufene Geſchäftsjahr, 
2. Prüfung der Jahresrechuung und Entlaſtung des 


Borftandes, 
3. Wahl von Vorſtaudsmitgliedern in Gemäßheit des 


8 9 der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsreviſoren, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 18. Juni 1910. 
Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für a reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Anhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 

für dentſche Rechtsanwälte. 
Die Mitglieder werden hiermit noch einmal an die Zahlung 
der Vierteljahrsbeiträge erinnert. Die Zahlung geſchieht am beſten 
durch Einzahlung auf das Poſtſcheckkonto der Kaſſe, Nr. 7913 
Poſtſcheckamt Leipzig. Die binnen einer Woche nach Erſcheinen 
dieſer Nummer nicht eingegangenen Beiträge werden durch Nach⸗ 
nahme eingezogen werden. 

Die übrigen Leſer dieſer Zeitſchrift werden darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß der Anfang eines Quartals die für den Bei⸗ 
itt günftigfte Zeit iſt, weil der Beitrag für das Beitrittsquartal 
ſtets voll gezahlt werden muß. Es wird auf die Mitteilungen 
in Nr. 19 verwieſen, welcher Beitrittsformulare beigelegen haben. 
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Mit Rückſicht auf den Aufſatz von Dr. Hans Stölzle in 
Nr. 9 muß hier erwähnt werden, daß die Kaſſe bereits mehr⸗ 
fach Zuwendungen erhalten hat. Schon im Vorbereitungs⸗ 
ſtadium hat Herr Kollege Dr. Richard Alexander⸗Katz in 
Berlin anläßlich ſeiner ſilbernen Hochzeit ihr 1000 & geſchenkt 
und hat Herr Kollege Felix Herz ebendort ihr 80 2 zu⸗ 
gewendet. Herr Kollege Stölzle ſelbſt hat ihr eine im 
Vergleichswege erwirkte Buße von 80 & überwieſen, und Herr 
Kollege Dr. Oskar Langbein zu Leipzig hat auf eine Zahlung 
von 75 & verzichtet, die ihm gebührt hätte. Für dieſe Zu⸗ 
wendungen wird hiermit der herzlichſte Dank ausgeſprochen, und 
dem guten Beiſpiele recht häufige Nachfolge gewünſcht. Es 
iſt einer der Vorzüge ſolcher berufsgenoſſenſchaftlichen Kaſſen, 
daß ihnen freiwillige Zuwendungen in großem Maße zufließen. 
Die Penſionskaſſen der Schriftſteller und der Bühnenangehörigen 
ziehen einen weſentlichen Teil ihrer Einkünfte aus den Erträgen 
feſtlicher Veranſtaltungen; die bayriſche Advokaten⸗Witwenkaſſe 
ſowie das Penſionsinſtitut der öſterreichiſchen Notare haben 
große Erbſchaften gemacht. Vielleicht finden ſich auch für unſre 
Kaſſe weiterhin edle Spender. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von Profeſſor Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim 
Oberlandesgericht Jena. 

LXVIII. 

Der unregelmäßige Verwahrungsvertrag, 
unter beſonderer Verückſichtigung des Vankdepotgeſetzes. 

Erſt v. Ihering hat in feinem „Zweck im Recht“ mit 
vollem Bewußtſein über die Tragweite ſeiner Betrachtungsweiſe 
darauf hingewieſen, wie die geſamte Privatrechtswiſſenſchaft ge⸗ 
wiſſermaßen einer Verjüngung fähig iſt, ſobald man ſie unter 
den Geſichtspunkt einer Pſychologie des Verkehrs bringt: 

el 
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Der unſchätzbare Vorteil, daß fie alsdann fofort ihren trockenen 
ſcholaſtiſchen Charakter verliert, iſt gewiß nicht gering zu ſchätzen. 
Noch höher aber iſt in einer Zeit, die, wie die unſrige, ſich ent⸗ 
ſchieden danach ſehnt, wenigſtens im Zivilrecht einer freieren Rechts⸗ 
anwendung die Wege gebahnt zu ſehen und die des ſklaviſchen 
Hantierens mit ſog. Geſetzesmaterialen (Motiven und Protokollen) 
und einer rein philologiſchen Auslegungsmethode nicht minder 
wie eines übermäßigen Präjudizienkults überdrüſſig zu werden 
beginnt, die von v. Ihering mit großem Recht betonte Bedeutung 
einer ſolchen Verkehrspſychologie in Verbindung mit der Einſicht 
in die wirtſchaftlichen Zwecke als des beſten Schlüſſels zur Aus⸗ 
legung und Anwendung der Geſetze anzuſchlagen. Leider ſind 
wir noch weit entfernt von einer Darſtellung aller Schuldver⸗ 
hältniſſe aus dem v. Iheringſchen großzügigen Geſichtspunkte. 
Immerhin erſcheint es angezeigt, fortan in keine Erörterung 
eines typiſchen Vertrags: oder Schuldverhältniſſes ohne eine vor⸗ 
läufige Orientierung über das Verkehrsmotiv einzutreten, das 
ihm ſeine charakteriſtiſche Prägung verleiht. 

Es liegt nun beim Verwahrungsvertrag auf der Hand, daß 
derſelbe vor allem auf dem perſönlichen Zutrauen bexuht, das 
der Hinterleger zum Verwahrer betätigt, da der Verwahrer die 
ſog. Inhabung und den unmittelbaren Beſitz der hinterlegten 
Sache bekommt. 

Abgeſehen von den bereits beſprochenen zivilrechtlichen 
(obligatoriſchen und dinglichen) Anſprüchen beſitzt freilich der 
Hinterleger dem Verwahrer gegenüber auch eine wichtige Bürg⸗ 
ſchaft ſeines Rechts im Strafrecht, da letzterer, wenn er vor⸗ 
ſätzlich rechtswidrig ſein Vertrauen täuſcht, entweder eine Unter⸗ 
ſchlagung oder eine Veruntreuung begeht. Wenn aber das 
perſönliche Vertrauen noch über dieſe ſtrafrechtlich geſicherte 
Grenze hinausgeht, ſo pflegt ſich die Hinterlegung vertretbarer 
Gegenſtände, insbeſondere bei Hinterlegung von Geldſummen 
der Verwahrungsvertrag wirtſchaftlich und ſelbſt juriſtiſch dem 
Darlehns vertrage anzunähern, d. h. der Verwahrer wird von 
vornherein nicht zur Rückgewähr der hinterlegten Sache in 
specie, ſondern nur zur Rückgewähr einer gleichen Menge der⸗ 
ſelben Gattung verpflichtet. Der Verwahrungsvertrag wird ein 
ſog. unregelmäßiger, (irreguläres Depoſitum), auf den $ 700 
des BGB. Anwendung findet: 

„Werden vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, 
daß das Eigentum auf den Verwahrer übergehen und 
dieſer verpflichtet ſein ſoll, Sachen von gleicher Art, Güte 
und Menge zurückzugewähren, ſo finden die Vorſchriften 
über das Darlehn Anwendung. Geſtattet der Hinter⸗ 
leger dem Verwahrer, hinterlegte vertretbare 
Sachen zu verbrauchen, ſo finden die Vorſchriften 
über das Darlehn von dem Zeitpunkt an An⸗ 
wendung, in welchem der Verwahrer ſich die 
Sachen aneignet. In beiden Fällen beſtimmen ſich 
jedoch Zeit und Ort der Rückgabe im Zweifel nach den 
Vorſchriften über den Verwahrungsvertrag. 

Bei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt eine Ver⸗ 
einbarung der in Abſ. 1 bezeichneten Art nur gültig, 
wenn ſie ausdrücklich getroffen wird.“ 

Die wirtſchaftlichen und rechtlichen Vorteile, welche 
für beide Teile aus dieſem gemiſchten Vertragstypus er⸗ 
wachſen, ſind folgende: 
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a) Für den Verwahrer entfällt die ſtrenge Haftung für 
Verwahrung einer Spezies und die Gefahr einer 
ſtrafrechtlichen Verantwortung für Unterſchlagung; 
er wird Eigentümer. Dafür übernimmt er jedoch 
die Gefahr des Hinterlegten, ſodaß er zivilrechtlich 
dieſes auch dann zurückerſtatten muß, wenn es ohne 
ſein Verſchulden zugrunde geht. 

Der Hinterleger tauſcht für die Aufgabe ſeiner 
dinglichen Sicherheit die volle perſönliche Haftung 
des Verwahrers (deſſen Gefahr) ein; da ferner dem 
Verwahrer eine beſondere Mühewaltung bezüglich 
der Aufbewahrung abgenommen iſt und dieſer ſchon 
den Vorteil des Darlehnsempfängers erlangt hat, 
das hinterlegte Geld im eigenen Geſchäft zu ver⸗ 
wenden, ſo wird in der Regel der Verwahrer auf 
eine Vergütung verzichten und vielmehr umgekehrt 
in der Regel geneigt ſein, genau ſo wie der 
Darlehnsempfänger dem Hinterleger ſelbſt eine 
Zinsvergütung zuzuwenden. 

Wichtiger aber als dieſer Vorteil einer Zins⸗ 
vergütung im Falle des fog. irregulären Depoſitums 
iſt nun der dieſes vom reinen Darlehen unter⸗ 
ſcheidende Umſtand, daß nach Abſ. 1 Satz 3 des 
8 700 der Verwahrer, wenn eine Zeit für die Auf⸗ 
bewahrung nicht beſtimmt iſt, jederzeit die Rück⸗ 
nahme der hinterlegten Sache verlangen kann, ja 
auch, wenn eine Zeit beſtimmt iſt, vorzeitige Rück⸗ 
nahme verlangen kann, wenn ein gewichtiger Grund 
vorliegt (S 696 BGB.). 

Eine hervorragende Rolle ſpielt der unregelmäßige Ver⸗ 
wahrungsvertrag im heutigen Bankverkehr. Er bildet eins 
der gewerblichen Grund⸗ oder Hauptgeſchäfte des Bankweſens. 
Auch der rechtliche Charakter der mit einem Bankier möglichen 
und üblichen Verwahrungsverträge ſtuft ſich ab, ſoweit nicht 
unvertretbare Gegenſtände, z. B. Pretioſen, wichtige Dokumente 
in Frage kommen, nach dem perſönlichen Vertrauen, das der 
Hinterleger dem Verwahrer ſchenken kann. Beſchränkt ſich das 
Vertrauen auf die getroffenen Sicherheitsvorrichtungen ſelbſt 
und entbehrt es der perſönlichen Färbung, ſo bietet ſich dem 
Kunden des Bankiers im ſogenannten Schrankfachvertrag 
das geeignete Mittel. Dieſer Vertrag, den man natürlich 
zunächſt nach ſeinen jeweiligen konkreten Vereinbarungen zu 
beurteilen hat, iſt begrifflich eher dem Mietvertrag als dem 
eigentlichen Verwahrungsvertrag verwandt. Vgl. darüber die zu⸗ 
treffenden Ausführungen von Prof. Dr. Regelsberger (Göttingen) 
im Bankarchiv 1907 S. 2 ff.; „Die Rechtsverhältniſſe, die auf 
Grund eines ſogenannten Schrankfachvertrages entſtehen“; ferner 
Cohn im Archiv für bürgerliches Recht Bd. 30 Heft 2: „Die 
Rechtsbeziehungen an den in die Stahlkammer einer Bank 
hineingelegten Wertpapieren uſw.“ 

Geht das Vertrauen, das der Bank gezollt wird, über die 
dort gebotenen Sicherheitseinrichtungen hinaus und wird es 
perſönlicher Natur, ſo iſt zunächſt der regelmäßige Verwahrungs⸗ 
vertrag als gewollt zu präſumieren. Von größter Bedeutung 
iſt hierfür das Bankdepotgeſetz bei Hinterlegung von Wert⸗ 
papieren, die auf den Inhaber lauten oder durch Indoſſement 
übertragbar ſind. Vgl. deſſen 8 2: 
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§ 2. „Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, 
durch welche der Verwahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt 
wird, an Stelle hinterlegter oder verpfändeter Wertpapiere der 
im § 1 bezeichneten Art gleichartige Wertpapiere zurückzugewähren 
oder über die Papiere zu ſeinem Nutzen zu verfügen, iſt, falls 
der Hinterleger oder Verpfänder nicht gewerbsmäßig Bank⸗ oder 
Geldwechſlergeſchäfte betreibt, nur gültig, ſoweit ſie für das 
einzelne Geſchäft ausdrücklich und ſchriftlich abgegeben wird.“ 

Über die Auslegung des Wortes „ausdrücklich“ in dieſem 
§ 2 des Bankdepotgeſetzes ſowie in $ 700 BGB., Abſ. 2, hat 
eine auch für die Tragweite dieſes Wortes in andern Geſetzen 
und im Rechtsverkehr überhaupt bemerkenswerte Entſcheidung 
des RG. in Bd. 65 S. 177 (Nr. 48; I. Zivilſenat, Urt. v. 
13. II. 1909, Rep. 348 u. 444/06) ſich folgendermaßen aus⸗ 
geſprochen: 

„Das Berufungsgericht will in dieſer Ausdrücklichkeit 
nur den Gegenſatz zu der Willenserklärung durch kon⸗ 
kludente Handlungen, der ſog. ſtillſchweigenden Willens⸗ 
erklärung, finden und hält — von dieſem Standpunkte 
aus mit Recht — die Verzichtserklärungen für ,ausdrück⸗ 
lich'. Dieſe Auslegung iſt rechtsirrtümlich. Das Wort 
zausdrücklich' muß in einem engeren Sinne ver— 
ſtanden werden. Auch das BGB. ſpricht an einigen 
Stellen — 58 164, 244, 700 — von „ausdrücklicher“ 
Erklärung. Darüber, was die Willenserklärung zu einer 
ausdrücklichen mache und namentlich, was als der begriff⸗ 
liche Gegenſatz zur ausdrücklichen Willenserklärung zu 
denken ſei, beſteht weder im allgemeinen Übereinftimmung, 
noch hat der Ausdruck an den einzelnen Stellen, wo er 
vorkommt, eine übereinſtimmende Auslegung gefunden. 
Das kann hier dahingeſtellt bleiben. Denn der Ausdruck 
hat überhaupt keine ſichere und für alle Fälle gleiche, 
techniſche Bedeutung. Es muß im einzelnen Falle geprüft 
werden, was der Geſetzgeber damit gemeint habe. 

Dieſe Notwendigkeit beſteht ganz beſonders für den 
Sprachgebrauch des Geſetzes vom 5. Juli 1896, das mit 
feinen gleichmäßigen Vorſchriften in § 2 für die Er⸗ 
mächtigung in § 3 für Verzicht eigenartige Zwecke ver⸗ 
folgt. Ohne Berückſichtigung dieſer Geſetzesabſichten kann 
hier die Auslegung des an ſich mehrdeutigen Wortes ‚aus- 
drücklich“ zu keinem richtigen Ergebniſſe führen. 

Über die Zwecke, die das Geſetz mit feinen Be⸗ 
ſtimmungen über Form und Inhalt der Ermächtigung und 
des Verzichtes erreichen will, gibt die Begründung zum 
Entwurfe — Druckſache Nr. 14 des Reichstages, 9. Legis⸗ 
laturperiode IV. Seſſion 1895/97 — deutliche Auskunft. 
Es kommen vor allem in Betracht die Stellen: 

Seite 79 —80: ... ‚Ein Verzicht auf das Nummer⸗ 
verzeichnis wird deshalb von Vorausſetzungen abhängig 
zu machen ſein, welche Gewähr dafür bieten, daß der 
Kunde bei der Erklärung dieſes Verzichtes ſich der Be⸗ 
deutung und der Folgen des Verzichtes wohl bewußt war. 

Aus dieſer Erwägung wird ſowohl einem formlos er⸗ 
klärten Verzicht ... die Gültigkeit zu verſagen fein, als 
einem allgemeinen Verzicht, weil ſonſt leicht der Fall ein⸗ 
treten könnte, daß durch Aufnahme einer entſprechenden 
Klauſel in die Geſchäftsbedingungen .., die Vorſchrift 
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wegen des Stückeverzeichniſſes unwirkſam gemacht, und 
die beabſichtigte Sicherung des Publikums, namentlich 
für den weniger erfahrenen Teil desſelben vereitelt 
würde. 

Seite 87 zu § 2: „Die Vorſchrift, daß die ... Ermächtigungs⸗ 
erklärung ... ausdrücklich abgegeben werden müſſe, bezweckt 
eine klare, unzweifelhafte Ausdrucksweiſe zu fordern, um zu 
verhüten, daß aus unklaren, in ihrer Bedeutung dem Hinter⸗ 
leger nicht genügend zum Bewußtſein gelangten Ausdrücken in 
den ihm zur Anerkennung vorgelegten Schriftſtücken, namentlich 
in ſog. Geſchäftsbedingungen, als ein von demſelben nicht ge⸗ 
wollter Verzicht hergeleitet werden kann.“ Vgl. S. 75 daſelbſt. 

In dem Falle, wo der Hinterleger oder Verpfänder ($ 2) 
oder der Kommittent ($ 3) gewerbsmäßig Bank⸗ oder Geld⸗ 
wechſlergeſchäfte betreibt, hält es das Geſetz nicht für erforder⸗ 
lich, beſondere Schutzvorſchriften aufzuſtellen. Für dieſe Perſonen 
gelten die beſchränkenden Beſtimmungen über die Wirkſamkeit 
der Ermächtigung und des Verzichtes nicht. Andere Hinterleger 
und Verpfänder ſowie Kommittenten aber ſieht das Geſetz für 
ſchutzbedürftig an, um hier den beabſichtigten Schutz „nament⸗ 
lich für den weniger erfahrenen Teil“ des Publikums mit 
Sicherheit zu erreichen, ſtellt es gleichmäßig an die Ermächtigung 
des § 2 wie an den Verzicht des §S 3 Anforderungen nach 
drei Seiten: der Wortlaut der Erklärung muß feſtſtehen — 
„ſchriftlich“ —, es muß feſtſtehen, daß die Erklärung in jedem 
Falle beſonders überlegt und gewollt iſt — „für das einzelne 
Geſchäft“ —, endlich muß ſich aus dem Wortlaute mit Be⸗ 
ſtimmtheit ergeben, daß eine Ermächtigung oder ein Verzicht 
mit dem vom Geſetz vorgeſehenen Inhalt gewollt ſei — „aus⸗ 
drücklich“. Für das letztere aber folgt aus der Begründung, 
wie es auch der Schutztendenz des Geſetzes durchaus entſpricht, 
daß nicht ſchon das Wollen der Willenserklärung ge: 
nügen ſoll, ſondern daß der Erklärende ſich auch des Inhalts, 
der Bedeutung ſeiner Willenserklärung bewußt, darüber im Klaren 
ſein muß. „Ausdrücklich“ heißt alſo hier, daß die Ermächtigung, 
der Verzicht in der Willenserklärung ſelbſt den vollen, 
unzweideutigen Ausdruck gefunden haben muß. Und da 
nach der geſetzlichen Beſtimmung die Willenserklärung ſchriftlich 
ſein muß, ſo ergibt ſich weiter, daß für die Beurteilung, ob 
die Ermächtigung oder der Verzicht inhaltlich dieſer Anforderung 
genüge, nur die ſchriftliche Erklärung maßgebend ſein kann. 
Nur ſo iſt, ſoweit überhaupt erreichbar, die vom Geſetze an⸗ 
geſtrebte Garantie dafür gegeben, daß der Erklärende die Trag⸗ 
weite ſeiner Erklärung erkannt habe. 

Bei dieſer Auslegung iſt es klar, daß ein Verzicht auf 
das Stückeverzeichnis, das nur, wie hier, durch Bezugnahme 
auf den — felbft nicht mitgeteilten — Inhalt des S 3 des 
Geſetzes erklärt wird, kein im Sinne des Geſetzes „ausdrücklich“ 
erklärter Verzicht ſein kann. Er iſt es ſchon durch dieſe Bezug⸗ 
nahme nicht; man braucht gar nicht Gewicht darauf zu legen, 
daß die Verzichtserklärung hier noch ein weiteres Moment der 
Unbeſtimmtheit dadurch erhalten hat, daß die Bezugnahme all⸗ 
gemein auf die Beſtimmungen der 88 3 bis 5 des Geſetzes 
gerichtet iſt. Der Mangel der Erklärung wird auch nicht ge⸗ 
heilt durch den Umſtand, daß dem Ingenieur H., wie das 
Berufungsgericht angenommen hat, der Inhalt der angezogenen 
Geſetzesbeſtimmungen bekannt war; denn dieſe Kenntnis läßt 
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ſich nicht aus der schriftlichen Verzichtserklärung ſelbſt ent: 
nehmen. 

Daß Ermächtigungs⸗ und Verzichtserklärungen mit bloßer 
Bezugnahme auf die einſchlagenden Paragraphen den Anforde⸗ 
rungen des Geſetzes nicht genügen, iſt auch die Anſicht der 
berufenſten Kommentatoren des Bankdepotgeſetzes. Vgl. Luſensky 
a. a. O. S. 67 zu $ 2 Anm. 3; Rießer a. a. O. S. 256 ff., 
S. 49 Anm. 1. 

Liegt ein unregelmäßiger Verwahrungsvertrag vor, ſo ſind 
zunächſt die rein obligatoriſchen Folgen von den ding— 
lichen ſcharf zu unterſcheiden. Auch das Bankdepotgeſetz hat 
nicht etwa den Zweck, Beſtimmungen über die Frage des Eigen⸗ 
tumsübergangs hinſichtlich der in unregelmäßige Verwahrung 
gegebene Wertpapiere zu treffen und hat ſolche nicht getroffen. 
Die rechtlichen Folgen einer gemäß 8 2 cit. erteilten Er: 
mächtigung find nach deren Inhalt gemäß den Grundſätzen des 
BGB. zu beſtimmen. Ausdrücklich wird dies vom Reichs⸗ 
gericht anerkannt in der Entſcheidung, RG. 52, 204 — 206. 
Danach wird der Verwahrer nicht ſchon mit der Übergabe 
bzw. der Ermächtigung zum Verbrauche, ſondern erſt mit einem 
auf Grund letzterer erfolgenden Aneignungsakt Eigentümer 
der hinterlegten Papiere. 

Als ein Aneignungsakt iſt aber eine bloße Verpfändung 
oder Weiterverpfändung nicht aufzufaſſen. Zutreffend und 
bemerkenswert iſt in dieſer Hinſicht die Entſcheidung des 
RG. 58, 290 ff., aus der ein Teil der Begründung wört⸗ 
liche Anführung verdient: 

„Sowohl dem Berufungsgericht als dem erſten Richter 

gegenüber iſt zu bemerken, daß eine Weiterverpfändung 
einen Eigentumserwerbsakt im Rechtsſinn auch dann 
mit Notwendigkeit darſtellt, wenn der Bankier die Un⸗ 
möglichkeit, die verpfändeten Wertpapiere wieder ein⸗ 
zulöſen, ſich nicht verhehlt. Entſcheidend ſind die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. in den von dem Übergang des 
Eigentums von beweglichen Sachen handelnden SS 929 ff. 
desſelben. Beſitzer der Wertpapiere wird der Bankier be⸗ 
reits infolge der Verpfändung derſelben. In der mit 
Bezug auf § 2 des Geſetzes vom 5. Juli 1896 (Bank⸗ 
depotgeſetz) erteilten Ermächtigung und ihrer Annahme 
muß eine auf den Eigentumserwerb gerichtete, in der 
Weiſe bedingte Einigung gefunden werden, daß das 
Eigentum auf den Bankier dann übergehen ſollte, wenn 
er ſeinerſeits es erwerben wollte und dieſen Willen an 
den Tag legte; nicht aber hatte die Vereinbarung die 
Bedeutung, daß wenn er irgendwie eine Verfügung über 
die Sache traf, die an ſich nur dem Eigentümer zuſteht, 
die er aber vermöge der ihm erteilten Ermächtigung vor⸗ 
nehmen durfte, dies unter allen Umſtänden den 
Übergang des Eigentums auf ihn nach ſich zu ziehen 
hat. Für eine Weiterverpfändung war der Erwerb des 
Eigentums durch den Bankier nicht notwendig; er konnte 
ſie auch ohne dieſen rechtlich wirkſam vornehmen, mochte 
er dabei im eigenen Namen oder in dem des Beklagten 
handeln. Konnte er aber ein Papier verpfänden, ohne 
daß er das Eigentum des Beklagten in anderer Weiſe, 
als in Geſtalt der durch die Verpfändung bewirkten 
Eigentums beſchränkung berührt und insbeſondere, ohne 
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daß das Eigentumsrecht ſelbſt dem Beklagten entzogen 
wurde, ſo iſt auch die Kenntnis des Bankiers von der 
ſo ungünſtigen Vertragslage und der vorausſichtlichen 
Untunlichkeit, die Papiere wieder einzulöſen, an und für 
ſich nicht geeignet, einen Schluß auf den Eigentums⸗ 
übergang zu rechtfertigen. Denn aus ihr ergibt ſich 
zwar ſein Bewußtſein, durch die Weiterverpfändung in 
Höhe der Forderung, welche durch dieſe geſichert wird, 
dem Eigentümer endgültig einen Nachteil zuzufügen, nicht 
aber ſein Wille, darüber hinaus noch den Eigentümer 
in der Weiſe zu ſchädigen, daß ſein Eigentum ihm ent⸗ 
zogen wird, ſondern dafür bedarf es weiterer Anhalts⸗ 
punkte. Der Berufungsrichter zieht nun allerdings auch 
die gewiſſenloſe Art heran, in welcher F. mit den Wert⸗ 
papieren anderer Perſönlichkeiten verfahren iſt. Aber, 
wenn derſelbe auch nicht vor widerrechtlichen Verfügungen 
da nicht zurückſchreckte, wo es ihm für ſeine Perſon Nutzen 
brachte, fo iſt doch bisher nicht erſichtlich, was ihn be 
ſtimmt haben könnte, den Beklagten, welchen er durch 
formell berechtigte Weiterverpfändung in der Grenze 
derſelben unredlichen Weiſe ſchon Nachteil zufügte, außer⸗ 
dem noch dadurch zu benachteiligen, daß er ihm das 
Eigentum und ihm ſo die Wiedereinlöſung der Pfand⸗ 
objekte unmöglich machte, obwohl er dadurch für ſich 
nichts gewinnen, ſondern nur ſeinen Konkursgläubigern 
einen Vorteil verſchaffen konnte. — — Und wenn ſelbſt 
erhebliche Anzeichen für das Vorhandenſein des ge: 
nannten Willens anzunehmen ſein ſollten, ſo würde es 
doch weiter der Darlegung bedürfen, in welcher Art 
derſelbe ſich verkörpert hat, da die Weiter⸗ 
verpfändung für ſich allein betrachtet, dazu nicht 
geeignet iſt.“ 

Der unregelmäßige Verwahrungsvertrag iſt praktiſch be⸗ 
ſonders häufig als normalſtes und geſchichtlich urſprünglichſtes 
Grundgeſchäft des Scheckweſens. Vgl. darüber meinen 
Kommentar zum Scheckgeſetz S. 2 u. 15. Der Scheckvertrag als 
ſolcher iſt ein abſtrakter Vertrag, dem die verſchiedenſten Grund⸗ 
geſchäfte zur wirtſchaftlichen Unterlage dienen können, beiſpiels⸗ 
weiſe ſogar ein Darlehnsvertrag, indem der Bankier dem 
Darlehnsnehmer verſtattet, die geliehene Summe durch Scheck 
abzuheben; ferner ein Krediteröffnungsvertrag. Vgl. meinen 
Kommentar a. a. O. ö 

Da das Scheckgeſetz ſich darauf beſchränkt, die Voraus⸗ 
ſetzungen und Rechtsfolgen des Schecks an ſich als einer ſo⸗ 
genannten qualifizierten Anweiſungsurkunde zu regeln und auf 
die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Scheckausſteller und dem 
Bankier nicht eingeht, ſo kommen in dieſer Hinſicht ausſchließ⸗ 
lich die Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts zur Anwendung, 
alfo, wenn das Guthaben im Sinne des 8 3 des Scheck⸗ 
geſetzes durch einen unregelmäßigen Verwahrungsvertrag be⸗ 
gründet worden iſt, die hierauf bezüglichen Vorſchriften. Aus 
den Entſcheidungen des Reichsgerichts bleibt in dieſer Richtung 
die Entſcheidung in Bd. 12 S. 85 ff. (Nr. 20) auch jetzt noch 
beachtenswert. Zwar iſt der Ausſchluß der Kompenſations⸗ 
einrede gegenüber dem Hinterleger, der im gemeinen Recht, das 
dieſer Entſcheidung zugrunde lag, geſetzlich war, nach dem 
BGB. nicht mehr geſetzlich geboten. Die Motive II, 577 ff., 
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Prot. II, 397 ff. ergeben jedoch, daß nach den Umſtänden des 
einzelnen Falls ein ſolcher Ausſchluß der Kompenſation (und 
Retention) ſehr wohl als vereinbart unterſtellt werden darf. 
Eine ſolche Vereinbarung kann ſich nun vor allem auch aus 
dem wirtſchaftlichen Zweck des Hauptvertrages als konkludent 
ergeben. So heben denn die Prot. a. a. O. unter ausdrück⸗ 
licher Bezugnahme auf die erwähnte Reichsgerichts⸗Ent⸗ 
ſcheidung hervor, daß man bisweilen es allerdings als die 
Meinung der Parteien werde anſehen müſſen, daß die Rück⸗ 
gewähr ohne Rückſicht auf Gegenforderungen des Verwahrers 
jederzeit erfolgen müſſe, ſo beim Giroverkehr der Banken. 
Daher mag aus der gedachten Reichsgerichts⸗Entſcheidung hier 
folgender Teil der Gründe auch jetzt noch, unter Subſtitution 
der konkludenten Parteiabſicht an Stelle der hier erwähnten 
Geſetzesbeſtimmungen, als zutreffend bezeichnet werden: 

„Der Umſtand, daß die beklagte Bank nicht eine 
Girobank iſt, ſondern Bankgeſchäfte verſchiedener Art 
macht, und daß auch Kläger mit ihr nicht lediglich in 
Giroverkehr geſtanden, ſondern auch andere Geſchäfte, 
unter anderem ein Anlehn gegen Verpfändung von 
Aktien, mit ihr negoziiert haben, nötigt keineswegs zu 
der Annahme, daß ſämtliche beiderſeitige Geſchäfte, wie 
beim Kontokorrentverhältniſſe, als ein Ganzes zuſammen⸗ 
zufaſſen ſeien, ſo daß die Aufrechnung der Forderungen 
und Gegenforderungen beim Rechnungsabſchluſſe ſich von 
ſelbſt verſtehe. — Der Abſchluß eines Kontokorrentvertrages 
aber iſt von der Beklagten nicht einmal behauptet und 
es fehlen weſentliche oder doch regelmäßige Merkmale 
desſelben, wie die Verabredung periodiſcher rechtsgeſchäft⸗ 
licher Rechnungsabſchlüſſe und die gegenſeitige Ver⸗ 
zinſung der Rechnungspoſten. Die auf Girokonto ein⸗ 
gegangenen Beträge erſcheinen daher nicht als Zahlungen 
a conto, die beim Rechnungsabſchluſſe als Faktoren in 
Verrechnung zu kommen beſtimmt find, ſondern als 
Kaſſenbeſtände, welche die Beklagte zur Ber: 
fügung der Kläger bereit zu halten verpflichtet 
war(!) 

Daß bei der Benutzung von Girokonten auch Mandats⸗ 
verhältniſſe, Zahlungs⸗ und Einkaſſierungsaufträge vor⸗ 
kommen, berechtigt nicht, das geſamte Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Kontoinhaber und der Bank mit Thöl, 
Handelsrecht 1, 311 auf ein Mandatsverhältnis zurück⸗ 
zuführen. Die Aufbewahrungspflicht beſteht unabhängig 
von den Aufträgen, welche ſich auf Vereinnahmung und 
Verausgabung der Gelder für den Kontoinhaber beziehen. 
Durch Übergabe und Übernahme derſelben zur Aufbewah⸗ 
rung entſteht ein vom Mandate zu unterſcheidender Real⸗ 
vertrag. 

Daß dieſer Realvertrag als Darlehnsvertrag aufzu⸗ 
faſſen ſei, weil die Beklagte die bei ihr eingegangenen 
Gelder nicht in Natur aufzubewahren, ſondern nur die 
gleiche Summe zur Verfügung des Kontoinhabers bereit 
zu halten verpflichtet war, kann nach dem hier maß⸗ 
gebenden gemeinen Rechte nicht angenommen werden, nach 
welchem nicht allein die Vereinbarung, daß der Depoſitar 
die Gefahr des Unterganges oder Verluſtes der hinter⸗ 
legten Sache übernimmt (l. 7 § 15 Dig. de, pact. 2, 14), 
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ſondern auch die Abrede, daß der Depoſitar den hinter⸗ 

legten Gegenſtand nur der Gattung nach zur Verfügung 

des Hinterlegenden zu halten verpflichtet ſei (l. 31 Dig. 
loc. cond. 19, 2), ja ſogar die Verabredung einer Ver⸗ 
zinſung der hinterlegten Gelder mit dem Begriffe des 

Depoſitum nicht unerträglich gilt. Bei dem hier in Rede 

ſtehenden Girokonto iſt es ganz unzuläſſig, einen Darlehns⸗ 

vertrag anzunehmen, da die Beklagte die bei ihr auf 

Girokonto eingegangenen Gelder nicht zu verzinſen hatte, 

unverzinsliche Darlehen aber im Handelsverkehre als un⸗ 

gebräuchlich im Zweifel nicht anzunehmen ſind. 

Sprechen ſomit alle Gründe für die Annahme eines 
Depoſitum, ſo kann ein Bedenken gegen dieſe Annahme 
auch nicht daraus entnommen werden, daß bei der be⸗ 
klagten Bank (wie auch bei der Reichsbank, vgl. Reichs⸗ 
bankgeſetz vom 14. März 1875 $ 13 Nr. 7 und bei 
anderen Banken) das Girokonto von dem Depofitenkonto 
unterſchieden wird. 

Die Unterſcheidung dieſer Konten beruht nicht auf 
rechtlichen, ſondern auf wirtſchaftlichen Rückſichten; nicht 
wegen der Verſchiedenheit der ſinanziellen Bedingungen, 
unter welchen die Bank Gelder auf Girokonto oder auf 
Depoſitenkonto annimmt, erfolgt die Buchung auf ver⸗ 
ſchiedenen Konten. Welcher rechtliche Charakter den auf 
Depoſitenkonto ſtehenden Depoſiten (im kaufmänniſchen 
Sinne des Wortes) zukommt, kann hier dahingeſtellt 
bleiben; jedenfalls gibt der Umſtand, daß Gelder nicht 
auf Depoſitenkonto, ſondern auf Girokonto eingezahlt, 
angenommen und gebucht worden ſind, keinen Grund 
ab, ihnen die Eigenſchaft von Depoſiten im recht⸗ 
lichen Sinne des Wortes abzuſprechen. 

Prüft man nun von der Annahme eines depositum 
irregulare aus die von der Beklagten erhobenen Ein⸗ 
reden, ſo unterliegt es: 

1. keinem Bedenken, daß die Kompenſationseinrede 
unzuläſſig iſt. (In der Begründung, die freilich 
zunächſt auf jetzt nicht mehr praktiſch intereſſierende 
römiſch⸗rechtliche Sätze Bezug nimmt, wird vor allem 
hervorgehoben, daß der Grund der Ausſchließung 
der Kompenſatian hier darin zu finden iſt, daß 
regelmäßig der Wille der Vertragſchließenden 
dahin geht, wegen des dem Hinterlegenden 
jederzeit zuſtehenden Rückforderungsrechtes 
dem Depoſitar unter keinen Umſtänden ein 
Zurückbehaltungsrecht zuzugeſtehen und daß 
dieſer Grund, welcher auch beim depositum 
irregulare zutrifft, auch für das heutige 
Recht Geltung hat); 

2. daß die Retentionseinrede unzuläſſig iſt. (Die 
Begründung geht dahin, daß hierfür der damals 
noch gültige Art. 314, 2 des alten HGB. nicht in 
Betracht komme, da die Beklagte ſich verpflichtet 
hat, ungeachtet des ihr nach dieſem Artikel wegen der 
Zahlungseinſtellung der Kläger zuſtehenden Zurück⸗ 
behaltungsrechtes, die eingegangenen Gelder 
jederzeit zur Verfügung der Kläger bereit zu 
halten.)“ 
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Ich trage kein Bedenken, dieſe für die Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen dem Scheckkunden und Bankier prinzipiell bedeutſame 
Entſcheidung unter Hinweis auf 88 157, 242 BGB. (Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte) auch jetzt 
noch für zutreffend zu erklären. 

Schließlich iſt noch hervorzuheben, daß durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts in Bd. 67 Nr. 67 S. 263 (vom 
9. Dezember 1907) anerkannt worden iſt, daß ein depositum 
irregulare auch durch Novationsvertrag, durch Umwandlung 
einer beſtehenden Schuld in eine ſolche aus einem unregel⸗ 
mäßigen Verwahrungsvertrag begründet werden kann: 

„Der Schein iſt als Beweisurkunde anzuſehen für eine 
nach Maßgabe von § 700 Abſ. 1 BGB. vorgenommene 
Hinterlegung der 6000 /, und zwar fo, daß gemäß des 
hier nach dem angeführten 8 700 Abſ. 1 ebenfalls an⸗ 
zuwendenden § 607 Abſ. 1 eine ſchon beſtehende Schuld 
dieſes Betrages als in ein ſog. depositum irregulare 
umgewandelt bezeichnet iſt, und zugleich als ſchriftliches 
Verſprechen die Hinterlegung vorzunehmen, wie dies nach 
dem gleichfalls hier anwendbaren S 687 BGB. auch 
beim eigentlichen depositum ſtatthaft iſt.“ 


Handlungen und Unterlaſſungen von Kindern als 
höhere Gewalt. 


Von Dr. jur. Ernſt Eckſtein, Frankfurt a. O. 


Die Frage, ob beim Überfahren von Kindern eine Haft⸗ 
pflicht verneint werden kann auf Grund höherer Gewalt, 
iſt vielfach zur Entſcheidung gekommen. Nach anfänglichem 
Schwanken iſt die Rechtſprechung jetzt einigermaßen konſtant. 
Die Praxis unterſcheidet zwiſchen den Unfällen auf verkehrs⸗ 
reicher Straße und den übrigen Unfällen. Bei den erſteren 
ſieht ſie höhere Gewalt als nicht vorhanden an, da ſolche Un⸗ 
fälle mit einer gewiſſen Häufigkeit ſich wiederholen, nach der 
Natur des Betriebes nicht vermeidbar ſind, und der Betriebs⸗ 
unternehmer ſie von vornherein in Ausſicht zu nehmen hat als 
mit dem Betriebe und ſeinen Gefahren im Zuſammenhange 
ſtehend. So RG. 44, 27 und 54, 405; Eger, RHaftpflG. 
6. Aufl. 144/45. 

Im anderen Falle wird anders entſchieden mit der Be⸗ 
gründung, es könne ein Umſtand in der Perſon des Verletzten, 
insbeſondere der Mangel an Einſicht eines Kindes, wenn der 
Unfall darauf zurückzuführen iſt, wohl als höhere Gewalt an⸗ 
zuſehen fein. Vgl. Eger a. a. O. 140/41; ſ. auch RG. 54, 405. 

So erfreulich eine Konſtanz in der Rechtſprechung auch iſt, 
ſo wenig iſt es der Zwieſpalt durch die erwähnte Unterſcheidung; 
und es dürfte angebracht ſein, die Anſchauung der Praxis 
kritiſch zu prüfen. 

Mir ſcheint nur die Entſcheidung beider Fälle einheitlich 
möglich, und zwar dahin, daß höhere Gewalt auf jeden Fall 
nicht anzunehmen iſt. 

So umſtritten der Begriff der höheren Gewalt auch iſt, 
ſo herrſcht Einigkeit doch über eines darüber, daß höhere Gewalt 
nur auf ein von außen kommendes, unvorherſehbares 
Einwirken zurückzuführen ſein muß. (Staub, HGB. 8. Aufl. 
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8 456 Anm. 8.) Ein Umſtand, der in der Perſon des Ver⸗ 
letzten liegt, kann meines Erachtens darum nie ein äußeres 
Einwirken ſein, kann überhaupt nicht, wie es der Begriff der 
höheren Gewalt erfordert, verurſachend wirken. (Anders 
RG. 54, 406; vgl. auch 21, 19/20.) Scharf zu trennen iſt 
zwiſchen Verurſachen und Ermöglichen. Die mangelnde 
Einſicht, der Unverſtand eines Kindes, das ſelbſt überfahren 
wird, kann nicht den Unfall verurſachen, die mangelnde 
Einſicht ſchafft die Bedingungen, die Vorausſetzungen, unter 
denen der Unfall möglich iſt. 

Gegen dieſe Überlegungen, die ſich mit denen des RG. 1, 
276 ff. berühren, wendet Eger a. a. O. ein: Die Geiſtesſtörung 
eines Erwachſenen könne nicht anders zu behandeln ſein, als 
der Unverſtand von Kindern; nehme man dort höhere Gewalt 
an, ſo könne man ſie hier nicht verneinen. Mir ſcheint hierin 
eine Widerlegung nicht zu liegen. Es iſt zu ſcheiden, ob es 
ſich um die Perſon des Verletzten oder eines Dritten handelt. 
Wenn ein Geiſteskranker als Dritter einen Unfall herbeiführt, 
ſo kann das natürlich höhere Gewalt ſein, denn es iſt ein 
äußeres Einwirken. Das gleiche gilt von dem Unverſtand 
eines Kindes, und dieſen Fall, das Einwirken ſeitens eines 
dritten Kindes hat auch Staub im Auge, wenn er den Un⸗ 
verſtand eines Kindes als Beiſpiel der höheren Gewalt anführt. 
Mit Unrecht beruft ſich Eger alſo auf Staub. — In unſerem 
Fall aber ſoll ja die höhere Gewalt begründet werden nicht 
durch das Einwirken eines dritten Kindes, ſondern durch den 
Zuſtand des Überfahrenen ſelbſt. Gewiß ſind auch hier Fälle 
der höheren Gewalt möglich, wenn nämlich der Zuſtand des 
Verletzten, der den Unfall ermöglicht hat, ſelbſt wieder auf 
höhere Gewalt zurückzuführen iſt. So, wenn jemand in einem 
unvorherſehbaren Anfall von Krämpfen oder Beſtürzung, ) alfo 
indirekt durch höhere Gewalt, auf die Schienen gerät. Dieſes 
Moment trifft aber auf den Unverſtand von Kindern nicht zu; 
der Unverſtand ſelbſt iſt nicht auf höhere Gewalt zurückzuführen, 
liegt vielmehr in der Natur des Kindes. Wir müſſen alſo in 
dem fraglichen Fall an der Verneinung des Vorliegens höherer 
Gewalt feſthalten. 

Die Härte, zu der dieſe Überlegungen führen könnten, 
wird dadurch gemildert, daß viele Unfälle auf das eigene Ver⸗ 
ſchulden der Kinder zurückzuführen ſind. 

Es iſt freilich ſehr beſtritten, unter welchen Vorausſetzungen 
Verſchulden eines Kindes möglich iſt. Ich möchte die Alters⸗ 
grenze nicht ſo eng ziehen, wie die Praxis es vielfach tut. Es 
ſcheint mir unzuläſſig, wie Eger a. a. O. 153 im Anſchluß an 
mehrere Entſcheidungen, z. B. EiſenbE. 13, 163 und 20, 71 
es will, unter Heranziehung des § 828 BGB. das ſiebente 
Jahr ausſchlaggebend ſein zu laſſen. Dieſe Beſtimmung nor⸗ 
miert nur die Haftbarkeit für ein etwaiges Verſchulden. Hier 
handelt es ſich nicht darum, ob das Kind für ſein Verſchulden 
ſich ſelbſt gegenüber haften ſoll, ſondern darum, ob der Be: 
triebsunternehmer ſeine Haftung wegen Verſchuldens des 
Kindes ablehnen kann. Ausſchlaggebend iſt meines Erachtens 
allein die Einſicht des Kindes. Ein Kind, das das Verbot 
des Spielens in der Nähe von Schienen oder auch nur die 


1) Eger a. a. O. 145/46 will die Beſtürzung nie als höhere 
Gewalt anſehen. 
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Gefährlichkeit eines Betriebes zu verſtehen vermag, iſt darum 
des Verſchuldens fähig. Ein Stadtkind, das durch unachtſames 
Spielen ſich überfahren läßt, hat in der Regel ſelbſt den Unfall 
verſchuldet, auch wenn es noch nicht 7 Jahre alt iſt. Wo aber 
dieſe Einſicht fehlt — zuweilen auch bei Kindern über 7 Jahren —, 
da beſteht eine Aufſichtspflicht des geſetzlichen Vertreters, auf 
deren Vernachläſſigung vielfach der Unfall zurückzuführen iſt; 
fo in den Fällen EifenbE. 17, 209 und RG. 54, 404. Das 
Verſchulden des Aufſichtspflichtigen iſt natürlich nicht 
Verſchulden des Kindes. Die Bahn iſt alſo an ſich haftbar, 
aber gegen den Aufſichtspflichtigen regreßberechtigt. (Die gleichen 
Erwägungen treffen übrigens zu, wenn die Bahn wegen Ver⸗ 
ſchuldens ihrerſeits die Haftung nicht ablehnen kann, ſich aber 
auf mitwirkendes Verſchulden und 8 254 BGB. bezieht.) 
Vgl. über die neueſte Wendung der Rechtſprechung hin⸗ 
ſichtlich des Verſchuldens im Sinne obiger Ausführungen 
IDR. 7, 1033, insbeſondere die Anmerkung der Redaktion. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

s l. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 203 EGBGB. Vorbereitung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs der Kinder wegen des mütterlichen Nachlaſſes bei 
Wiederverheiratung des Vaters.] 

Die Kläger als Kinder ſind geſetzliche Erben der am 
18. Januar 1898 verſtorbenen Ehefrau des Beklagten. An⸗ 
läßlich der Wiederverheiratung ihres Vaters, des Beklagten, 
iſt im Jahre 1899 von dem AG. ein Inventar über den 
Nachlaß der verehel. R. aufgenommen und gerichtlich beſtätigt 
worden, nach welchem ein Nachlaßbeſtand von 71 116,59 4 
feftgeftellt worden iſt. Die Kläger fordern von dem Beklagten 
Vorlegung und eidliche Beſtärkung eines Inventars über den 
Nachlaß ihrer Mutter. Das OLG. verurteilte, das RG. hob 
auf: Da lediglich die Kinder Erben ihrer Mutter geworden 
ſind, ſo handelt es ſich bei dem Klaganſpruch allerdings nicht 
um ein erbrechtliches Verhältnis, insbeſondere nicht um das 
erbſchaftliche Liquidationsverfahren im Sinne von Art. 213 
EGBGB. Dem Ber. iſt vielmehr grundſätzlich darin bei⸗ 
zutreten, wenn er das ſtreitige Rechtsverhältnis: die Verpflichtung 
des Beklagten zur Herausgabe des Kindervermögens und zur 
Vorbereitung deſſen die Inventarlegung, als ein familienrecht⸗ 
liches bezeichnet und gemäß Art. 203 a. a. O. hierauf das neue 
Recht, insbeſondere die SS 1681, 260 BGB. anwendet. Allein 
wenn hiernach die drei klagenden volljährig gewordenen Kinder 
vom Vater Herausgabe ihres Vermögens begehren, ſo be⸗ 
durfte es von vornherein der Aufklärung und gegebenenfalls 
der Richtigſtellung (8 139 ZPO.) des Antrags, der ſich nur 
mit dem Nachlaß der verſtorbenen Mutter beſchäftigt. 
Keinesfalls war der BerR. berechtigt, den Beklagten ohne 
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weiteres zur Offenlegung des Vermögens der verſtorbenen 
Mutter zu verurteilen. Die Kläger waren vor allem zu der 
Darlegung verpflichtet, worin denn eigentlich ihr noch in den 
Händen des Vaters befindliches Vermögen beſtehe. Wollen ſie, 
wie es den Anſchein hat, behaupten, dieſes Vermögen ſei mit 
dem Nachlaß der Mutter identiſch, ſo kommt weiter in Betracht, 
daß Vater und Mutter in Errungenſchaftsgemeinſchaft gelebt 
haben. Darüber, ob und mit welchem Erfolge eine Aus⸗ 
einanderſetzung dieſer Errungenſchaft ſtattgefunden habe oder 
wie ſich weiter nach dem Tode der Mutter die Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem Nachlaßvermögen der Mutter und dem eigenen 
Vermögen des Beklagten geſtaltet haben, iſt überhaupt nichts 
vorgetragen. Insbeſondere erhellt nicht, ob die in dem älteren 
Inventar vorgenommene Ermittelung des mütterlichen Nach⸗ 
laſſes von 71 116,59 & nur eine rechnungsmäßige Bedeutung 
gehabt habe, ob und bis wann die ſeinerzeit zwiſchen den 
R. ſchen Eheleuten beſtandene Vermögensgemeinſchaft auch zwiſchen 
den Kindern und dem Vater fortgedauert habe, oder ob ſeiner 
Zeit etwa bloß ein Forderungsrecht der Kinder gegen den 
Vater begründet worden iſt. In dieſem Zuſammenhange mußte 
auch, wie die Reviſion zur Beſchwerde zieht, die vom BerR. 
gänzlich übergangene Behauptung des Beklagten näher erörtert 
werden, die Kläger hätten das frühere Inventar nach erlangter 
Volljährigkeit anerkannt und er habe auf Grund desſelben eine 
Reihe von Zahlungen an ſie geleiſtet, eine Behauptung, deren 
Bewahrheitung jedem Verlangen der Kläger auf neue Inventar⸗ 
legung den Boden entziehen würde. Aber auch wenn ſich er⸗ 
geben ſollte, daß zwiſchen Vater und Kindern eine Vermögens⸗ 
gemeinſchaft näher feſtzuſtellender Art fortgedauert hat, vielleicht 
noch heute fortdauert, jo mußte ſich der Ber R. darüber aus⸗ 
ſprechen, ob ſich die Inventarpflicht des Vaters auf den ganzen 
Umfang des gemeinſchaftlichen Vermögens, oder etwa nur auf 
Teile dieſes Vermögens erſtreckt und namentlich welcher Stichtag 
für die Vermögensaufſtellung maßgebend ſein ſoll. Es fehlt 
an jeder Darlegung, ob von den drei zu verſchiedenen Zeiten 
volljährig gewordenen Klägern jeder etwa den Tag der Voll: 
jährigkeitserlangung als entſcheidend bezeichnen will und darf, 
ob ſie hiernach, je nach dem wechſelnden Beſtande des Ver⸗ 
mögens (zu dem anſcheinend auch eine kaufmänniſch betriebene 
Verlagsbuchhandlung gehört) drei verſchiedene Verzeichniſſe, oder 
ob und für welchen Tag ſie nur ein Verzeichnis beanſpruchen. 
Endlich hätte ſich der Ber R. auch mit dem Umſtande aus⸗ 
einanderzuſetzen gehabt, daß die Klage nur von den drei voll⸗ 
jährigen Söhnen, nicht aber auch von ihrer noch minderjährigen 
Schweſter und Miterbin erhoben worden iſt. Nach alledem 
erweiſt ſich das bisherige Streitverhältnis als völlig ungenügend, 
um zu einer die Erforderniſſe der sententia certa erfüllenden 
Entſcheidung zu gelangen. R. c. R., U. v. 4. Mai 10, 418/09 IV. 
— Darmſtadt. 

2. 58 119, 123, 141, 144, 812 BGB. Folgen der Er: 
klärung, betr. die Anfechtung eines Vertrages. Rücktritt von 
der Anfechtungserklärung.] 

Kläger forderte auf Grund eines Gutsverkaufs an den 
Beklagten Wirtſchaftskoſten bis zur Abergabe. Beklagter beſtritt 
den Klaganſpruch, verkaufte das Gut während des Prozeſſes 
und erhob Widerklage, indem er Nichtigkeit des Kaufvertrags 
wegen unwahrer Zuſicherungen des Klägers behauptet. Seine 
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Forderung war auf Minderung des Kaufpreiſes gerichtet. Das 
LG. wies die Klage ab. Die Entſcheidung über die Wider⸗ 
klage machte es abhängig von einem dem Kläger zugeſchobenen 
Eide. Die Berufung beider Teile und die Reviſion des Be⸗ 
klagten wurden zurückgewieſen: Die auf Grund von 8 119 
oder §8 123 BGB. erklärte Anfechtung eines anfechtbaren 
Rechtsgeſchäfts hat nach S 142 Abſ. 1 zur Folge, daß das 
Geſchäft als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt. Die Nichtig⸗ 
keit tritt alſo mit der Wirkſamkeit der die Anfechtung ent⸗ 
haltenden Erklärung unmittelbar ein, ohne daß es der An⸗ 
nahme oder ſonſtigen Mitwirkung des Gegners bedürfen würde. 
Iſt die Nichtigkeit aber einmal eingetreten, dann kann ſie nicht 
durch einſeitige Zurücknahme der Anfechtung wieder beſeitigt 
werden. Denn die Wiederherſtellung eines nichtig gewordenen 
und damit nicht mehr vorhandenen Vertrags iſt nur bei beider⸗ 
ſeitigem Einverſtändniſſe möglich. (Wird ausgeführt.) Im 
Prozeſſe kann freilich zufolge der Grundſätze der Verhandlungs⸗ 
maxime der Fall eintreten, daß ein angefochtener Vertrag trotz 
Fehlens der beiderſeitigen Beſtätigung ebenſo zu behandeln iſt, 
wie wenn keine Anfechtung ſtattgefunden hätte, nämlich dann, 
wenn keine Partei die Tatſache der Anfechtung für ſich geltend 
macht. Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor, weil ſich der 
Kläger nach der Feſtſtellung des BG. der Widerklage gegen⸗ 
über auf die Anfechtung berufen hat. Nun hat ſich der Kläger 
allerdings der Anfechtung nicht gefügt, ſie nicht angenommen, 
vielmehr hat er die zu ihrer Begründung und nachher zur Recht⸗ 
fertigung des Anſpruchs aus 8 826 BGB. vorgetragenen Tat- 
ſachen beſtritten und ſelbſt aus dem Vertrage Klage erhoben. 
Allein ſeine Verteidigung gegenüber der Widerklage beruht nicht 
darauf, daß das von dem Gegner Vorgebrachte richtig und 
die Anfechtung begründet ſei, ſondern auf der Tatſache, daß 
der Beklagte die Anfechtung erklärt und ſich damit für die 
Geltendmachung der Nichtigkeit des Vertrags entſchieden hat. 
An dieſe Entſcheidung iſt der Beklagte vermöge der Unwider⸗ 
ruflichkeit der Anfechtung gebunden. Zwar hat er durch ſie 
nicht unbedingt das Recht verloren, noch ſolche Anſprüche 
zu verfolgen, die den Beſtand des Vertrags vorausſetzen, denn 
nur die berechtigte Anfechtung beſeitigt den Vertrag. Er 
kann aber nicht mehr, wie es hier geſchieht, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der die Anfechtbarkeit begründenden Behauptungen 
ſtatt die Anfechtung weiter zu verfolgen, Anſprüche aus 
dem Vertrage geltend machen. Auf die Frage, wieweit der 
Beklagte eventuell oder alternativ ſolche Anſprüche hätte erheben 
können, kommt es hier nicht an, weil er die Anfechtung über⸗ 
haupt zurücknehmen will und nur Anſprüche erhebt, die aus 
einem nichtigen Vertrage nicht erhoben werden können. Eben⸗ 
ſowenig braucht nach Sachlage erörtert zu werden, welche 
Bedeutung die Anfechtung noch hätte, wenn der Beklagte die 
ſie begründenden Tatſachen nicht mehr behaupten würde. Dem 
Kläger kann, wenn er ſich auf die Anfechtung beruft, auch nicht 
etwa die Gegeneinrede der Argliſt entgegengehalten werden. 
Solange ein wegen eines Willensmangels anfechtbares Rechts⸗ 
tzeſchäft nicht angefochten iſt, beſteht ein Schwebezuſtand, der 
durch die Anfechtung im Sinne der Nichtigkeit ſein Ende 
erreicht. Die Dauer dieſes Schwebezuſtandes iſt von dem 
Geſetze in den SS 121 und 124 dadurch begrenzt, daß der 
Ausübung des Anfechtungsrechts gewiſſe zeitliche Schranken 
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geſetzt ſind. Damit bringt das Geſetz ſelbſt unzweideutig zum 
Ausdruck, daß der Gegner ein ſchutzwürdiges Intereſſe an der 
Beſeitigung der Unſicherheit hat. Er handelt darum nicht arg⸗ 
liſtig, wenn er ſich auf die durch die Entſchließung des anderen 
Teils geſchaffene Rechtslage beruft. Bei der Erhebung der 
Widerklage hat der Beklagte den Übergang von der Anfechtung 
zu dem Widerklageanſpruche damit begründet, daß er das Gut 
inzwiſchen weiterveräußert habe, und deshalb die Nichtigkeit 
nicht mehr geltend machen könne. Dieſe Rechtsauffaſſung trifft 
nicht zu. Die durch die Anfechtung herbeigeführte Nichtigkeit 
eines Vertrags hat zur Folge, daß die Parteien ſich das Er⸗ 
langte nach den Grundſätzen der SS 812 ff. BGB. heraus⸗ 
zugeben haben. Ob der Anfechtende die Herausgabe bewirken 
kann, iſt nicht nur für den Eintritt, ſondern auch für den Fort⸗ 
beſtand der Nichtigkeit ohne Belang. Das etwa vorhandene 
Unvermögen des Anfechtenden zur Herausgabe hat nur zur 
Folge, daß nach Umſtänden Schadenserſatz zu leiſten iſt. D. c. 
S., U. v. 22. April 10, 401/09 II. — Roſtock. 

3. SS 123, 142, 144 BGB. Zur Anfechtung eines 
Rechtsgeſchäfts wegen Argliſt. Beſtätigung bei Unkenntnis der 
Argliſt ?! 

Das BG. hat die Vertragsanfechtung für unbegründet 
erklärt, ſoweit ſie auf die Behauptung geſtützt war, M., der Be⸗ 
vollmächtigte des Beklagten, habe dem Kläger das Geſchäft bei 
den Vertragsverhandlungen als ein „beſtrenommiertes“, gut⸗ 
gehendes Geſchäft angeprieſen, während es infolge des unſoliden 
Geſchäftsgebahrens des Beklagten in ſchlechten Ruf gekommen, 
abjolut wertlos und nicht mehr exiſtenzfähig geweſen ſei. In 
dieſer Beziehung iſt erwogen, aus den vom Kläger angeführten 
Umſtänden folge noch keineswegs, daß das Geſchäft in einem 
ſo ſchlechten Rufe geſtanden habe, daß es, ſelbſt bei einem 
Wechſel in der Leitung, als nicht lebensfähig erachtet werden müßte. 
Schon dieſe Erwägung iſt rechtlich zu beanſtanden und muß 
zur Aufhebung des Urteils führen. Das BG. iſt bei 
Würdigung des Anfechtungsgrundes von einem falſchen Stand⸗ 
punkte ausgegangen. Nach den Feſtſtellungen des BG. hat 
M. dem Kläger das Geſchäft bei den Verhandlungen dauernd 
als ein gutes, mit beſtgeſchultem Perſonal verſehenes Geſchäft 
geſchildert, deſſen jährlicher, 12 000 & betragender Reingewinn 
bei intenſiver Bearbeitung ſich noch erhöhen laſſe. Auf dieſer 
Grundlage iſt der Kaufvertrag abgeſchloſſen worden. Der 
Kläger wollte ein Geſchäft von der angeprieſenen Güte kaufen. 
Selbſtverſtändlich wird ein Kaufliebhaber ſehr geneigt ſein, ein 
gutgehendes und in günſtigem Rufe ſtehendes Geſchäft zu er⸗ 
werben und dafür einen entſprechend hohen Preis zu zahlen, 
während er erhebliche Bedenken haben wird, ein ſchlechtgehendes 
und durch unſolides Geſchäftsgebahren des Inhabers in Verruf 
geratenes Geſchäft zu kaufen. Regelmäßig wird er, wenn er 
dennoch zum Kauf ſich entſchließt, einen entſprechend niedrigen 
Preis zahlen. Dieſen in der Natur der Verhältniſſe be⸗ 
gründeten weſentlichen Unterſchied hat das BG. rechtsirrig ver⸗ 
kannt, indem es die Entſcheidung über den Anfechtungsgrund 
darauf abſtellt, ob das Geſchäft in ſo ſchlechtem Rufe ſtand, 
daß es, ſelbſt bei einem Wechſel in der Leitung, als nicht 
lebensfähig erachtet werden müßte, während die Entſcheidung 
darauf abzuſtellen war, ob der Kläger, der ein gutgehendes, 
reelles und in gutem Rufe ſtehendes Geſchäft kaufen wollte, 
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überhaupt ein derartiges in Mißkredit geratenes Geſchäft 
gekauft hätte und, wenn er hierzu bereit geweſen wäre, ob er 
dafür auch den vereinbarten oder bloß einen geringeren Preis 
gezahlt haben würde. Denn eine Vertragsanfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung iſt nicht bloß dann zuläſſig, wenn der Ge⸗ 
täuſchte bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag über⸗ 
haupt nicht abgeſchloſſen hätte, ſondern auch dann, wenn er 
den Vertrag nicht mit dem beſtimmten Inhalte abgeſchloſſen 
hätte, insbeſondere alſo bei einem Kaufvertrage nur einen 
geringeren als den vereinbarten Preis bezahlt haben würde. 
Hiernach hat das BG. den Anfechtungsgrund rechtsirrig von 
einem Standpunkte gewürdigt, welcher der Grundlage des Ver⸗ 
trages nicht entſpricht. In Würdigung des Beweisergebniſſes 
hat das BG. feſtgeſtellt, M. habe den Kläger argliſtig durch 
die wiſſentlich unwahre Angabe getäuſcht, im März 1908 
ſeien ungefähr 1900 & Einnahmen im Sinne von Netto⸗ 
einnahmen geweſen, während in Wahrheit im März mit einem 
Verluſte von ungefähr 200 „/ gearbeitet worden ſei. Es 
nimmt ſonach an, daß eine Kenntnis von dem wahren März⸗ 
abſchluß ohne Einfluß auf den Willen des Klägers zum Vertrags⸗ 
abſchluſſe geweſen wäre, wenn er trotz Kenntnis des im März, 
April und Mai entſtandenen Geſchäftsverluſtes am 31. Mai 1908 
die angeführte, zum Gegenſtande der Eidesauflage gemachte Er⸗ 
klärung dem Beklagten gegenüber abgegeben hätte. Dieſe Er⸗ 
wägung wäre rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn der Kläger 
in voller Kenntnis der Sachlage, alſo auch des ihm zuſtehenden 
Anfechtungsrechts, die fragliche Erklärung abgegeben hätte. Denn 
dann hätte er damit unter Verzicht auf das Anfechtungsrecht 
den anfechtbaren Vertrag beſtätigt und hieraus wäre auch der 
Rückſchluß zuläſſig, daß die Täuſchung über den Märzabſchluß 
nicht kauſal für den Vertragsabſchluß geweſen wäre. Eine 
weſentlich andere rechtliche Beurteilung hätte dagegen Platz zu 
greifen, wenn der Kläger Ende Mai 1908 zwar den März⸗ 
verluſt gekannt, aber die von M. verübte Täuſchung und damit 
ſein Anfechtungsrecht nicht gekannt hätte. In dem letzteren 
Falle wäre eine Beſtätigung des Vertrages, d. h. ein Verzicht 
auf das Anfechtungsrecht, der die Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
rechts vorausſetzt, ausgeſchloſſen, ebenſo aber auch der Schluß, 
daß der Märzverluſt für den Geſchäftsabſchluß des Klägers 
nicht kauſal geweſen wäre. Denn in dieſem Falle mußte 
Kläger ſich notgedrungen ſagen, er ſei an den Vertrag gebunden, 
er habe ein ſchlechtes Geſchäft gemacht und müſſe nun noch zu 
retten ſuchen, was noch zu retten ſei, zumal ihm bei den Ver⸗ 
tragsverhandlungen erklärt worden war, daß die Einnahmen 
des Geſchäfts bei intentenſiver Bearbeitung ſich noch erhöhen 
ließen. Dieſer weſentlich verſchiedenen Rechtslage in dem einen 
und in dem anderen Falle iſt das BG. ſich nicht bewußt ge⸗ 
weſen, indem es die Erheblichkeit des auferlegten Eides ſchon 
mit der Kenntnis des Klägers von dem Märzverlufte als 
gegeben erachtete, während der Eid nur unter der weiteren 
Vorausſetzung erheblich ſein konnte, daß der Kläger im Zeit⸗ 
punkte der fraglichen Erklärung auch Kenntnis von ſeinem An⸗ 
fechtungsrechte hatte. In anderem Zuſammenhange hat aber 
das BG. zutreffend erwogen, die Kenntnis des Klägers von 
dem Märzverluſte ergebe noch nicht zugleich ſeine Kenntnis von 
der argliſtigen Täuſchung des M. und dem damit begründeten 
Anfechtungsrechte. Auch aus dieſem vom Revifionskläger mit 
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Recht geltend gemachten Grunde war die Aufhebung des BU- 
geboten. L. c. B., U. v. 3. Mai 10, 452/09 II. — Berlin. 

4. SS 157, 705, 708 BGB. Zum Begriffe des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages. Vertragsauslegung.] 

Der Kläger iſt Inhaber eines Trinkhallengeſchäfts in B. 
Ein gleichartiges Geſchäft wurde von ſeinem Bruder K. in K. 
betrieben. Letzterer iſt am 2. Juni 1904 verſtorben und von 
der Beklagten allein beerbt. Der Kläger behauptet, er habe 
im Jahre 1901 nach dem 19. September mit K. vereinbart, 
daß dieſer wegen des größeren Ertrages des Kler Geſchäfts 
und wegen der damit verbundenen größeren Arbeit eine jähr⸗ 
liche Vergünſtigung von 3000 & vorweg erhalten, im übrigen 
aber der Gewinn und Verluſt aus den beiden Geſchäften gleich⸗ 
mäßig zwiſchen ihnen geteilt werden ſolle. Er verlangt Rech⸗ 
nungslegung über das von K. in K. betriebene Trinkhallen⸗ 
geſchäft für die Zeit vom September 1901 bis zum 2. Juni 
1904. Das OLG. hat auf einen richterlichen Eid des Klägers 
erkannt, die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Die 
Reviſion leugnet die Schlüſſigkeit des Klagevorbringens aus 
dem Grunde, weil das OLG. darin mit Unrecht die Behauptung 
eines Geſellſchaftsvertrags erblickt habe. Es fehlten Merkmale, 
die für den Begriff der Geſellſchaft weſentlich ſeien, vor allem 
die Vereinbarung eines gemeinſamen Zwecks und die Ver⸗ 
pflichtung der Brüder, den Zweck zu fördern. An dieſer Aus⸗ 
führung iſt ſo viel richtig, daß eine Geſellſchaft nicht vorgelegen 
haben würde, wenn die getroffene Abmachung es den Kon⸗ 
trahenten freigelaſſen hätte, ob ſie ihr Geſchäft nach Kräften 
betreiben wollten oder nicht. Eine Verabredung zwiſchen zwei 
Inhabern gleichartiger Geſchäfte, daß jeder am Gewinn des 
andern teilnehmen ſolle, ohne daß er das andere Geſchäft 
förderte oder verpflichtet wäre, in ſeinem eigenen auf die Er⸗ 
zielung von Gewinn hinzuwirken, iſt kein Geſellſchaftsvertrag. 
In dieſer ungewöhnlichen Weiſe aber hat das OLG. die Be⸗ 
hauptung des Klägers nicht aufgefaßt. Wie aus der Bemerkung 
über den gemeinſamen Zweck S. 16 des Urteils hervorgeht, 
hat es als ſelbſtwerſtändlich betrachtet, daß die Brüder nach 
Möglichkeit das Ihrige tun mußten, um Gewinn zu erzielen. 
Legt man dieſe nach $ 157 BGB. nur zu billigende Inter⸗ 
pretation zugrunde, ſo bildete in der Tat, die Wahrheit des 
Klagvorbringens vorausgeſetzt, der Betrieb des Trinkhallen⸗ 
gewerbes einen gemeinſamen Zweck. Daß das Gewerbe vom 
Kläger in B., von K. in K. in getrennten Geſchäften betrieben 
werden ſollte und eine wechſelſeitige Einmiſchung des einen 
Geſchäftsinhabers in die Geſchäftsführung des andern aus⸗ 
geſchloſſen war, würde ſich nach Anſicht des OLG. aus dem 
brüderlichen Vertrauen der Inhaber erklären. Rechtlich kann 
nicht bezweifelt werden, daß eine ſolche Selbſtändigkeit ſowohl 
mit der Identität des Zwecks (8 705 BGB.) wie mit einer 
Verpflichtung zur Entfaltung der in § 708 beſtimmten Sorg⸗ 
falt vereinbar iſt. W. c. W., U. v. 23. April 10, 217/09 J. 
— Kiel. 

5. § 157 BGB. verb. mit § 346 HGB. Bedeutung 
eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens auch bei Ablehnung 
der Vertragsofferte. Stillſchweigendes Einverſtändnis.] 

Das BG. unterſtellt, daß das Beſtätigungsſchreiben der 
Klägerin vom 12. Mai 1908 ein Vertragsangebot enthalten und 
daß die Beklagte gegen den Inhalt dieſes Schreibens nach der 
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Handelsſitte nicht rechtzeitig genug mit ihrem Schreiben 
vom 14. Mai 1908 Widerſpruch erhoben hat. Indes erachtet 
es die „ſtillſchweigende Entgegennahme“ des Schreibens vom 
12. Mai 1908 nicht für eine Annahme des Vertragsangebots. 
Zur Begründung hierfür führt es lediglich an, die ſtill⸗ 
ſchweigende Empfangnahme eines Beſtätigungsſchreibens könne 
höchſtens als Genehmigung vorher noch nicht anderweitig 
geregelter Punkte eines bereits abgeſchloſſenen Vertrages 
aufgefaßt werden. Dieſe Begründung iſt rechtsirrig. Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß ein Schreiben, welches erſichtlich dem 
Zwecke dient, ein nach der Überzeugung des Schreibenden 
mündlich oder telephoniſch abgeſchloſſenes Geſchäft zu beſtätigen, 
den Willen des Schreibenden zum Ausdruck bringen kann, den 
in dem Schreiben niedergelegten Vertragsinhalt ſchlechthin gelten 
zu laſſen, auch für den Fall, daß der vorausgeſetzte Vertrags⸗ 
abſchluß nicht erfolgt iſt. Eine ſolche Erklärung würde ein 
erneutes Vertragsangebot darſtellen, wie es von dem BG. im 
vorliegenden Falle unterſtellt iſt. Wird es angenommen, ſo 
kommt ein Vertrag zuſtande, auch wenn die Verhandlungen 
vorher zu einem Vertragsabſchluſſe nicht geführt haben. Die 
Annahme aber kann nicht nur ausdrücklich, ſondern auch durch 
ſchlüſſige Handlungen, unter beſonderen Umſtänden auch durch 
eine Unterlaſſung, ein Stillſchweigen erklärt werden. So iſt es 
namentlich für den Handelsverkehr unter Kaufleuten in der 
Rechtſprechung anerkannt, daß ein Vertrag durch Stillſchweigen 
auf ein Vertragsanerbieten zuſtande kommen kann. Dies iſt 
namentlich für die Fälle anerkannt, in denen der Empfänger 
des ein Angebot enthaltenden Schreibens nach den im Handels⸗ 
verkehre geltenden Gewohnheiten und Gebräuchen (§ 346 HGB.) 
oder nach den Grundſätzen von Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte ($ 157 BGB.) im Falle ſeines Nicht- 
einverſtändniſſes mit dem Inhalte des Schreibens zur 
alsbaldigen Beantwortung verpflichtet war, ſo daß aus 
dem Unterbleiben der letzteren ſein Einverſtändnis zu entnehmen 
iſt. (RG. 54, 176 ff.). Im gegenwärtigen Rechtsſtreite nun 
hatte die Klägerin ausdrücklich behauptet, daß auf ihr Schreiben 
vom 12. Mai 1908 die Beklagte die Antwort erſt am 14. Mai 
abends abgeſandt habe und daß dies nach der Verkehrsſitte 
zu ſpät war, da ein Widerſpruch, wie er in der Antwort 
enthalten war, ſofort hätte erklärt werden müſſen. Damit 
hatte die Klägerin geltend gemacht, daß der Widerſpruch der 
Beklagten keine Wirkung mehr habe hervorrufen können, weil 
bereits vorher, durch das Unterlaſſen ſofortigen Widerſpruchs, 
nach der Bedeutung, die dieſem Unterlaſſen nach der Verkehrs⸗ 
ſitte zukomme, infolge der dadurch bekundeten Genehmigung des 
Inhalts des Schreibens vom 12. Mai 1908, ein dem: 
entſprechender Vertrag zuſtande gekommen ſei. Das BG. hat 
zwar unterſtellt, daß der Widerſpruch der Beklagten nach der 
Handelsſitte nicht rechtzeitig genug erfolgte, iſt aber in eine 
Prüfung der Frage, ob das Unterlaſſen rechtzeitigen Wider⸗ 
ſpruchs nach der Verkehrsſitte als Erklärung des Einverſtänd⸗ 
niſſes zu gelten habe, nicht eingetreten, weil es von dem 
unrichtigen Satze ausging, das Stillſchweigen auf ein Be— 
ſtätigungsſchreiben, auch wenn dasſelbe ein erneutes Vertrags— 
angebot enthalte, könne dann niemals als Annahme dieſes 
Angebots gelten, wenn das nach Inhalt des Schreibens als 
abgeſchloſſen beſtätigte Geſchäft tatſächlich nicht abgeſchloſſen 
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worden ſei. Verfolgt aber ein Beſtätigungsſchreiben nicht nur 
den Zweck, ein Beweismittel für den Inhalt eines abgeſchloſſenen 
Geſchäfts zu beſchaffen, bekundet dasſelbe vielmehr auch die 
fortbeſtehende Bereitwilligkeit, ein Geſchäft des in dem Schreiben 
erwähnten Inhalts einzugehen, fo kann rechtsgrundſätzlich 
unter beſonderen Umſtänden das Stillſchweigen auf dieſes 
Schreiben, in Anwendung der SS 346 HGB., 157 BGB., 
dieſelbe vertragsbegründende Bedeutung haben wie eine aus: 
drückliche Zuſtimmung (vgl. Staub: Könige, Kommentar zum 
HGB., Exkurs zu § 372 u. 38). In Verkennung dieſes Rechts⸗ 
ſatzes hat das BG. es unterlaſſen, die eingenartigen Umſtände 
des Falles in Erwägung zu ziehen. Beide Parteien gingen 
davon aus, und es hatte den äußeren Anſchein, daß ein Vertrag 
bereits durch das Ferngeſpräch abgeſchloſſen ſei. Die Klägerin 
für die ein Makler das Geſpräch geführt hatte, wollte offen⸗ 
ſichtlich durch das Schreiben vom 12. Mai 1908 der Beklagten 
ihre Auffaſſung über den Inhalt dieſes Vertragsſchluſſes mit⸗ 
teilen. Die Beklagte mußte demnach von ihrem Standpunkte 
aus in dem Schreiben ein Mißverſtändnis der Klägerin über 
den Inhalt des Vertrages erblicken, das auf die Dispoſitionen 
der Klägerin einen nachteiligen Einfluß haben konnte, zumal 
wenn es ſich, wie die Klägerin behauptet hat, um eine den 
Preisſchwankungen an der Börſe ausgeſetzte, auf weit aus: 
gedehnte Liefertermine gekaufte Ware handelte. Alsdann konnte, 
wenn, wie behauptet, die Beklagte das Schreiben vom 12. Mai 
noch an demſelben Tage erhielt und es erſt am 14. Mai abends 
nach Schluß der Börſe beantwortete, infolge der dazwiſchen— 
liegenden zwei Börſentage, Klägerin verhindert werden, die 
Konjunktur auszunutzen und es war der Beklagten Gelegenheit 
gegeben, auf Koſten der Klägerin zu ſpekulieren. — Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß das BG., wenn es dieſe Umſtände 
unter Berückſichtigung der von der Klägerin behaupteten Handels: 
ſitte oder des §S 157 BGB. in Erwägung gezogen hätte, zur 
Annahme eines Vertragsſchluſſes durch das Stillſchweigen der 
Beklagten auf das Schreiben der Klägerin gelangt wäre, falls, 
was die Beklagte beſtritten hat, die nicht rechtzeitige Antwort 
der Beklagten auf ſchuldhafter Verzögerung beruht. F. c. K., 
U. v. 6. Mai 10, 474,09 II. — Naumburg. 

6. S 249 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang.] 

Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. braucht ein 
beſtimmter tatſächlicher Umſtand nicht die alleinige Urſache 
eines eingetretenen Schadens zu ſein, damit die vom Geſetze, 
ſei es mit oder ohne die gleichzeitige Annahme eines Ver⸗ 
ſchuldens einer beſtimmten Perſon, an den Eintritt des Schadens 
geknüpfte Rechtsfolge eintrete, vielmehr genügt es, daß er 
eine der mehreren zuſammenwirkenden Urſachen, alſo eine 
bloß mitwirkende Urſache für den ſchädigenden Erfolg dar: 
ſtelle, ſofern nur nicht die Verbindung zwiſchen beiden ſo loſe 
iſt, daß nach der Auffaſſung des Lebens der eingetretene 
Schaden nicht mehr als eine Folge auch der mitwirkenden 
Urſache in Betracht gezogen wird. Vgl. RG. 23, 160; 42, 291; 
44, 152; ferner Planck, 3. Aufl. Anm. 1b zu § 249 BGB., 
und die dort angezogene Literatur. Nun liegt nach dem vom 
BG. feſtgeſtellten Sachverhältniſſe, insbeſondere nach dem Gut⸗ 
achten der beiden Sachverſtändigen L. und St., denen es ſich 
angeſchloſſen hat, der Fall hier folgendermaßen: Das Austreten 
des linksſeitigen Leiſtenbruchs bei dem Kläger, d. h. eines Teils 
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der Eingeweide durch die Bruchpforte des Leiſtenkanals, iſt bei 
Gelegenheit des vom Kläger am 25. September 1899 er⸗ 
littenen Unfalls erfolgt. Hiernach muß angenommen werden, 
daß dies ohne den Unfall nicht, mindeſtens nicht zu dieſer 
Zeit geſchehen wäre, wie denn auch der Sachverſtändige St. 
ausdrücklich erklärt hat, jener Umſtand ſchließe nicht aus, daß, 
wenn keine Gelegenheit zum Hervortreten des Bruches 
gekommen wäre, der Kläger noch lange ſeinen Dienſt hätte tun 
können. Damit wird zunächſt der Annahme des BG. der 
Boden entzogen, daß der Leiſtenbruch auch dann ent⸗ 
ſtanden wäre, wenn der Unfall nicht ſtattgefunden hätte. 
Vielmehr hätte, damit dies hätte geſchehen können, eben eine 
andere Gelegenheit eintreten müſſen, und über die Notwendig⸗ 
keit oder auch nur Wahrſcheinlichkeit eines ſolchen Eintritts 
hat das Gericht nichts feſtgeſtellt, waren auch von dem 
Beklagten keine Behauptungen aufgeſtellt. Im übrigen aber 
geht aus jenem Gutachten der Sachverſtändigen hervor, daß der 
Unfall die unmittelbare Urſache der körperlichen Beſchädigung 
des Klägers und damit ſeiner Dienſtunfähigkeit geworden iſt. 
Dies genügt zu der Annahme des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs zwiſchen beiden. Daß der Bruch infolge des Unfalls 
nicht hervorgetreten wäre, wenn der Kläger nicht eine Anlage 
dazu, eine ſog. Dispoſition beſeſſen hätte, ändert hieran nichts. 
Denn dann war die Entſtehung des Schadens eben auf zwei 
Urſachen zurückzuführen, deren jede als mitwirkende in 
Betracht kam, und es reichte aus, daß deren eine eben der 
vom Kläger erlittene Unfall war. Die Unterſcheidung zwiſchen 
„Gelegenheit“ und „Urſache“, wie ihn die Sachverſtändigen 
und ihnen folgend das BG. machten, iſt demnach in einem Falle wie 
dem vorliegenden nicht gerechtfertigt. Übrigens hat in einem 
dem gegenwärtigen in der hier in Frage ſtehenden Beziehungen 
ganz ähnlichen Fall der I. ZS. RG. bereits durch Urteil vom 
16. November 1881 in ganz gleicher Weiſe wie hier geurteilt; 
RG. 60, 1—7. Insbeſondere iſt auch hier der Unterſchied 
zwiſchen der Dispoſition zu einem Leiſtenbruche als der „Ur: 
ſache“ und der durch den Unfall herbeigeführten Körper⸗ 
verletzung als der „Veranlaſſung“ des Bruchs verworfen. 
S. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 3. Mai 10, 318/09 III. 
— Breslau. 

7. 5 414 BGB. Schuld⸗ oder Erfüllungsübernahme.] 

Der Beklagte betrieb früher mit ſeinem Bruder Johannes 
ein Handelsgeſchäft unter gemeinſchaftlicher Firma. Am 
12. Februar 1907 wurde ins Handelsregiſter eingetragen, daß 
der Beklagte aus der Firma ausgeſchieden ſei und der Bruder 
allein unter der Ubernahme der Aktiva und Paſſiva die Firma 
ſortführe. Der Kläger, ein Vetter der Brüder, nimmt wegen 
einer Forderung an die Firma den Beklagten auf Grund 
ſeiner früheren Teilhaberſchaft in Anſpruch. Der Beklagte hat 
eingewandt, der Kläger habe ihn aus der Haftung für die 
Schuld entlaſſen. Das LG. verurteilte, das OLG. legte dem 
Beklagten einen richterlichen Eid über die Einrede auf. Die 
Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: Wenn eine 
offene Handelsgeſellſchaft durch Vereinbarung aufgelöſt wird 
und dabei der eine Teilhaber das Geſchäft mit Aktiven und 
Paſſiven übernimmt, ſo wird dabei allerdings in der Regel 
der Gedanke völlig fernliegen, daß die Rechte der Gläubiger 
gegen den ausſcheidenden Geſellſchafter hierdurch berührt 
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würden. Wird die Übernahme den Gläubigern in handels⸗ 


üblicher Weiſe mitgeteilt, ſo kann deswegen aus dem bloßen 


Schweigen des Gläubigers auch bei Fortſetzung des Geſchäfts⸗ 
verkehres nicht ohne weiteres geſchloſſen werden, es ſei eine 
befreiende Schuldübernahme genehmigt und der ausſcheidende 
Geſellſchafter frei geworden. Vgl. RG. 65, 27. Hier liegen 
aber beſondere Umſtände vor, die eine abweichende Beurteilung 
rechtfertigen. Es handelt ſich im vorliegenden Falle nicht 
darum, daß dem Kläger die Vereinbarung zwiſchen den beiden 
Teilhabern nur in geſchäftsüblicher Weiſe bekannt gemacht 
worden wäre, vielmehr hat der Kläger ſelbſt dieſe Vereinbarung 
durch ſeine Vermittelung herbeigeführt. Die Mißhelligkeiten, 
die unter den Brüdern beſtanden, bezogen ſich, wie dem Kläger 
bekannt war, gerade auf die hier in Rede ſtehenden Wechſel, 
von denen der Beklagte behauptete, ſein Bruder habe ſie unter 
Mißbrauch der Firma für Privatzwecke ausgeſtellt. Wenn 
unter dieſen Umſtänden nicht bloß allgemein die Abernahme 
der Paſſiva vereinbart, ſondern vom Beklagten im Beiſein 
und ohne Widerſpruch des Klägers noch beſonders befürwortet 
wurde, daß der Bruder dieſe Wechſelſchulden allein übernehmen 
und der Beklagte ſelbſt mit den Wechſeln nichts mehr zu tun 
haben ſolle, ſo kann es nicht für rechtsirrtümlich erachtet 
werden, wenn das BG. hierin eine wirkliche Schuldübernahme 
im Sinne des § 414 BGB. erblickt hat, die vom Kläger ge⸗ 
nehmigt worden iſt. Es lag auf der Hand, daß dem Be⸗ 
klagten mit einer bloßen Erfüllungsübernahme nicht gedient 
ſein konnte und daß er für eine ſolche ſchwerlich auf jede Ab⸗ 
findungsſumme verzichtet haben würde. Dem Kläger aber 
waren bei ſeinen nahen verwandtſchaftlichen Beziehungen zu 
beiden Teilhabern die Verhältniſſe der Firma wohl bekannt. 
W. c. Z., U. v. 27. April 10, 206/09 I. — Marienwerder. 

8. 8 567 BGB. Kündigung bei einem länger als 
30 Jahre dauernden Mietvertrag. Entſchädigungspflicht bei 
Geltendmachung der vorbehaltenen Kündigung.] 

Der Kläger hat fein Apothekenprivilegium für 170 000 %, 
das Apothekeninventar nebſt Vorräten für 50000 1 an 
den Beklagten verkauft und die Räume ſeines Hauſes, welche 
er zum Betriebe der Apotheke verwendet hatte, zu einem 
Mietzins von 16 000 l jährlich an den Beklagten vermietet. 
Im J 5 des Vertrages iſt beſtimmt: „Eine Vertragsdauer wird 
nicht feſtgeſetzt, ſo daß es an ſich beiden Parteien unbenommen 
bleibt, mit geſetzlicher Friſt zu kündigen. Wenn jedoch der 
Vermieter kündigt, und der Mieter infolgedeſſen auszieht, ſo 
hat er den Kaufpreis für das Privilegium dem Mieter ohne 
Zinſen (ohne die bisher gezogenen Zinſen und ohne Zinſen 
für die Zukunft) zurückzuzahlen. . ..“ Der Kläger behauptet, 
daß dieſe Vertragsbeſtimmung gegen das Verbotsgeſetz des 
S 567 BGB. verſtoße und beantragt: feſtzuſtellen, daß das 
Mietverhältnis nach Ablauf des dreißigſten Mietjahres von 
ihm oder ſeinem Rechtsnachfolger gekündigt werden könne, ohne 
daß er oder ſein Rechtsnachfolger verpflichtet ſei, den Kauf⸗ 
preis für das Privileg in Höhe von 170 000 an den Be: 
klagten zurückzuzahlen. Das KG. wies die Klage ab, die 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Der $ 567 BGB. beſtimmt, 
daß, wenn ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig 
Jahre geſchloſſen wird, nach dreißig Jahren jeder Teil das 
Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen 
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kann. Dieſe Beſtimmung iſt aus volkswirtſchaftlichen Gründen 
für erforderlich erachtet worden, um die Erbmiete oder ein dieſer 
ähnliches Verhältnis auszuſchließen (Mot. zu § 523 des I. Entw. 
Bd. II S. 413). Der § 567 BGB. hat hiernach den Zweck, 
eine Gebundenheit der Kontrahenten und ihrer Erben für 
lange Zeiträume auszuſchließen; nicht abſolut für dreißig Jahre; 
denn nach § 567 Satz 2 BGB. kann der Vertrag auf die 
Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geſchloſſen werden, 
alſo auf eine Zeit, die erheblich länger als dreißig Jahre 
dauern kann. Der $ 567 BGB. verbietet aber nicht eine 
Vereinbarung, daß eine Vertragspartei, wenn ſie von dem ihr 
vorbehaltenen Kündigungsrecht Gebrauch mache, zu einer Ent⸗ 
ſchädigung an die andere Partei verpflichtet ſei. Ein ſolches 
Verbot kann auch nicht aus dem angegebenen Zweck des § 567 
BGB. hergeleitet werden; denn dieſer Zweck iſt erreicht, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, jeder Partei freiſteht, mit geſetzlicher 
Friſt zu kündigen, mag auch die für dieſen Fall der kündigenden 
Partei auferlegte Entſchädigungspflicht geeignet ſein, die Freiheit 
ihrer Entſchließung hinſichtlich der Kündigung zu beeinfluſſen. 
Eine andere Beurteilung würde nur einzutreten haben, wenn 
die Vereinbarung den Zweck und den Erfolg hätte, die geſetz⸗ 
liche Beſtimmung zu umgehen und zu vereiteln. Ein ſolcher 
Zweck kann auch in dem Falle angenommen werden, wenn die 
für zuläſſig erklärte Kündigung von Bedingungen oder Ver⸗ 
pflichtungen abhängig gemacht wird, deren Erfüllung un⸗ 
möglich iſt, oder eine übermäßige wirtſchaftliche Erſchwerung 
für den Kündigenden enthält, ſo daß auf dieſe Weiſe tatſächlich 
eine Gebundenheit eintritt, welche dem Geſetz widerſpricht. Daß 
aber im vorliegenden Falle die dem Kläger auferlegte Ver⸗ 
pflichtung zur Zurückzahlung der 170 000 & die Kündigung 
weder unmöglich macht noch übermäßig erſchwert, iſt vom BG. 
zutreffend ausgeführt worden. R. c. L., U. v. 26. Mai 10, 
234/09 III. — Berlin. 

9. § 823 BGB. Schadenserſatzanſpruch der Ehefrau.] 

Der erkennende Senat hat keineswegs im allgemeinen 
ausgeſprochen, daß eine verheiratete Frau keinen Schadenserſatz 
für die Minderung ihrer lediglich im Hausweſen und im Ge⸗ 
werbe des Mannes betätigten Erwerbsfähigkeit fordern könne; 
er hat vielmehr einen ſolchen Erſatzanſpruch nur der im geſetz⸗ 
lichen Güterrecht lebenden Frau verſagt, weil dieſe in jenem 
Umfang nur für ihren Mann tätig iſt und nur für ihn erwirbt, 
weil daher nur der Mann, nicht ſie ſelbſt einen Schaden er⸗ 
litten hat. Auch in dem Falle, der dem von dem BG. an⸗ 
gezogenen Urteil zugrunde liegt, lebten die Eheleute im geſetz⸗ 
lichen Güterſtande. Jene Erwägungen treffen aber nicht zu 
bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft. Zwar gilt auch 
hier, wie bei jedem Güterſtande, die Vorſchrift des § 1356 
BGB. Aber der eheliche Aufwand fällt nicht dem Mann, 
ſondern dem Geſamtgut zur Laſt ($ 1458 BGB.) und zu dem 
Geſamtgut — dem gemeinſchaftlichen Vermögen der Ehegatten — 
gehört auch das, was der Mann und die Frau während der 
Gütergemeinſchaft erwerben ($ 1438). Durch die Tätigkeit der 
Frau im Hausweſen wird alſo nicht dem Manne, ſondern dem 
Geſamtgut eine Ausgabe erſpart, und was ſie durch ihre Tätig⸗ 
keit im Gewerbe des Mannes erwirbt, erwirbt ſie nicht dem 
Manne, ſondern dem Geſamtgut. Wird ihr jene und dieſe 
Tätigkeit unmöglich gemacht oder erſchwert, ſo erleiden daher 
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beide Ehegatten Schaden, fie find Geſamtgläubiger des 
Schädigers ($ 428 BGB.; vgl. das Urteil des erkennenden 
Senats vom 4. März 1909 Rep. VI 159/08, abgedruckt in 
Warneyer, Jahrbuch der Entſch. Ergänzungsband, 2. Jahrgang 
Nr. 300). St. c. U., U. v. 28. April 10, 218/09 VI. — 
Hamm. 

10. S 831 BGB.] 

I. Die Anſchlußreviſion der Klägerin rügt Verletzung des 
§ 831 BGB. Schon die im BU. feſtgeſtellte Tatſache, daß 
St. aus einer Wahnidee heraus angenommen habe, er ſei zu 
der von ihm verübten Handlung berechtigt und verpflichtet, 
hätte die Anwendung des § 831 BGB. gerechtfertigt. Denn 
im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift handle auch derjenige „in 
Ausführung der Verrichtung“, der irrtümlich annehme, daß 
ſeine Handlung zur Ausführung der Verrichtung gehöre; es ſei 
nicht erforderlich, daß ſeine Handlung inſtruktionsgemäß 
ſei. St. habe ſich bei der Tat als Wächter gefühlt und ge⸗ 
rade deshalb den K. niedergeſchoſſen. Auf die größere oder 
geringere Entfernung von dem Wachtpoſten könne es nicht an⸗ 
kommen; St. könnte ja auch den K. von der Wachtſtelle aus 
verfolgt haben. Wenn er nur über die Grenzen ſeines Auf⸗ 
trages hinausgegangen ſei, ſo ſtehe das der Anwendung des 
8 831 nicht im Wege. Im übrigen würden die Ausführungen 
des BU., welche die Nichtanwendung des § 831 rechtfertigen 
ſollen, durch die auf den § 823 BGB. bezüglichen Urteils⸗ 
gründe erſchüttert; dieſe ſtänden mit jenen im Widerſpruch. — 
Dieſe Einwendungen können nicht als begründet anerkannt 
werden. Es mag ſein, daß der gegenwärtige Fall nahe an der 
Grenze des §S 831 BGB. liegt, aber dem BU. iſt darin, daß 
dieſe Beſtimmung hier nicht Platz greife, doch nicht Unrecht zu 
geben. So viel iſt ſchon nach dem Wortlaute des Geſetzes 
zweifellos, daß der Schaden zugefügt ſein muß in Ausführung 
der Verrichtung, daß hierunter alſo die bloß bei Gelegenheit 
oder aus Anlaß der Verrichtung verurſachten Schäden nicht 
fallen. Allerdings iſt es, um die Anwendung des 8 831 
BGB. herbeizuführen, nicht notwendig, daß die den Schaden 
unmittelbar verurſachende körperliche Handlung ſelbſt dem Be⸗ 
ſtellten aufgetragen worden war, oder daß ſie „inſtruktions⸗ 
gemäß“ geweſen iſt. Es genügt, wenn die ſchädigende Hand⸗ 
lung in den Kreis derjenigen Maßnahmen fällt, welche die 
Ausführung der Verrichtung darſtellen. Eine willkürliche oder 
irrtümliche Überjchreitung der Grenzen des Auftrages ſtellt die 
ſchädigende Handlung noch nicht immer außerhalb jenes Kreiſes; 
andererſeits kann nicht zugegeben werden, daß die irrtümliche 
Annahme des Täters, er handle in Ausführung der ihm auf⸗ 
getragenen Verrichtung, an ſich genüge, um den Tatbeſtand 
des 8 831 BGB. zu erfüllen. Ob die unter dem Einfluſſe 
eines derartigen Irrtums vorgenommene Handlung noch in dem 
vom Geſetze verlangten inneren Zuſammenhang mit der Ver⸗ 
richtung ſteht, wird nur im Einzelfalle nach den konkreten Ver⸗ 
hältniſſen, namentlich der Art und dem Zwecke der auf⸗ 
getragenen und der vom Beſtellten tatſächlich vorgenommenen 
Manipulationen, mit Sicherheit beurteilt werden können. Jeden⸗ 
falls ſcheiden aus dem Haftbereiche des Geſchäftsherrn ſolche 
Handlungen aus, die objektiv der dem Beſtellten zugewieſenen 
Funktion ganz fremd ſind und zur Vollziehung des Auftrags 
gar nicht dienen konnten. Im vorliegenden Falle nun handelt 
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es ſich nicht um den Irrtum oder den Exzeß einer mit 
freier Willensbeſtimmung ſich betätigenden Perſon, ſondern 
um die Tat eines Geiſteskranken. Nach der Annahme 
des BerR. iſt zwar eine gewiſſe Beziehung der Tat des St. zu 
dem ihm übertragenen Wächteramte gegeben, eine Beziehung 
jedoch, die nur durch die krankhafte Einbildung dieſes Wächters 
geſchaffen oder vermittelt wird. Tatſächlich lag die Tötung 
des K. völlig außerhalb des Kreiſes der dem St. übertragenen 
Verrichtung; die hierüber im BU. getroffenen Feſtſtellungen find 
inſofern durchweg unanfechtbar. Die weite Entfernung des 
Tatortes von dem Wächterpoſten iſt mit Recht als erheblich in 
Betracht gezogen. Von der ſeitens der Anſchlußreviſion an⸗ 
gedeuteten Möglichkeit, daß St. den K. vom Wachtpoſten aus 
verfolgt haben ſollte, kann nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte 
nicht die Rede ſein. Hätte St. etwa ſchon gleich nach dem 
Verlaſſen ſeiner Wohnung — oder ſonſt irgendwo vielleicht 
mehrere Kilometer von der Bauſtelle entfernt, ſich eingebildet, 
er befinde ſich in ſeinem Wachtrevier und dürfe auf der Orts⸗ 
ſtraße ihm begegnende Leute vermöge ſeines Wächteramtes an⸗ 
halten, von der Waffe gegen ſie Gebrauch machen, ſo würde 
man gewiß nicht an eine Anwendung des § 831 BGB. denken, 
aber auch bei dem Vorgange, wie er ſich wirklich zugetragen 
hat, trifft die Vorausſetzung dieſes Geſetzes nicht zu. Ledig⸗ 
lich durch die Wahnidee eines Geiſteskranken wird der ſonſt 
fehlende innere Zuſammenhang der Schadenszufügung, mit der 
Ausführung der dem Beſtellten aufgetragenen Verrichtung nicht 
hergeſtellt. II. Die Reviſion des Beklagten will ihrerſeits in 
den Ausführungen des BU. einen inneren Widerſpruch finden. 
Werde die Haftbarkeit aus $ 831 BGB. um des willen verneint, 
weil ein Zuſammenhang der Tat des St. mit der ihm auf⸗ 
getragenen Verrichtung nicht nachgewieſen ſei, ſo ergebe ſich 
daraus ohne weiteres, daß der Beklagte auch nicht aus § 823 
BGB. verhaftet fein könne für ein Verfchulden, das in der 
Abertragung der betreffenden Verrichtung beſtehen ſolle. Dieſer 
Angriff iſt nicht berechtigt, denn der vermeintliche Widerſpruch 
liegt nicht vor. Ein Zuſammenhang der Tat des St. mit ſeiner 
Beſtellung zum Wächter beſteht nach der Auffaſſung des BG. 
zwar nicht im Sinne des 8 831, wohl aber infofern, als der 
Beklagte durch die Beſtellung des St. dieſem Anlaß oder Ge⸗ 
legenheit gegeben hat, dritte Perſonen zu ſchädigen. Daß in 
einem derartigen Falle der Geſchäftsherr ſich bei Nichtzutreffen des 
§ 831 BGB. aus anderem Rechtsgrunde, namentlich deliktiſch 
den Geſchädigten haftbar machen kann, ſteht außer Zweifel. 
Der 5 831 ſtellt eine Vermutung für Verſchulden des Geſchäfts⸗ 
herrn eben nur für den Fall auf, wenn der zur Verrichtung 
Beſtellte in Ausführung gerade dieſer Verrichtung Schaden 
geſtiftet hat. Liegt dieſer Tatbeſtand nicht vor, ſo gelten die 
allgemeinen Grundſätze, insbeſondere die der 88 276, 823 BGB., 
nach denen dann freilich der Geſchädigte den Beweis zu führen 
hat, daß durch ein ſchuldhaftes Handeln oder Unterlaſſen des 
Herrn bei der Beſtellung die Schadenszufügung verurſacht worden 
iſt. Eine Haftbarkeit dieſer Art iſt rechtlich ſelbſt in ſolchen 
Fällen denkbar, wenn der Angeſtellte aus eigenem freien Willen 
einen Dritten vorſätzlich ſchädigt (z. B. wenn der Dienſtherr in 
Kenntnis der diebiſchen Neigung ſeines Angeſtellten dieſen zu 
einem Geſchäfte und an einem Orte verwendet, wo er günſtige 
Gelegenheit zum Stehlen findet, oder wenn der Meiſter einen 
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notoriſch händelſüchtigen Geſellen zu einer Verrichtung entſendet, 
die beſonders geeignet iſt, dieſem Anlaß zu Ausſchreitungen zu 
gewähren). Um ſo mehr iſt es gerechtfertigt, denjenigen für den 
Schaden verantwortlich zu machen, der zu einem Geſchäfte einen 
geiſtig unfreien Menſchen, einen Geiſteskranken verwendet, bei 
dem von vornherein in Rechnung zu nehmen iſt, daß er aus 
Anlaß der ihm anvertrauten Funktion Unheil anrichten könne. 
Die in der allgemeinen Lebenserfahrung begründete Vorher⸗ 
ſehbarkeit einer Schadensfolge ergibt diesfalls auch einen 
adäquaten Kauſalzuſammenhang. Der BerR. geht nun zu⸗ 
treffend davon aus, daß der Beklagte die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt außer acht gelaſſen habe, wenn er den St. zum 
Wächter beſtellt hatte, obwohl ihm nicht bloß die aus der Mit⸗ 
teilung und Warnung des Wachtmeiſters R. erhellenden üblen 
Eigenſchaften jenes Mannes, Trunkſucht und Neigung zu Ge⸗ 
walttätigkeit, ſondern weiter auch eine Geiſteskrankheit desſelben 
bekannt geweſen ſind. Treffen dieſe Momente zuſammen, dann 
hatte der Beklagte allen Anlaß, bei der Verwendung des St. 
— wenn er dieſen überhaupt noch in ſeinem Betriebe (wie 
er angibt aus Mitleid) beſchäftigen wollte — Vorſicht zu 
beobachten, und durfte er einer ſolchen Perſönlichkeit keinenfalls 
das Amt eines Wächters anvertrauen. Dieſe Funktion ge⸗ 
währte, wie auf der Hand liegt, dem St. in beſonderem Maße 
Gelegenheit und Anreiz zu gewalttätigem Aufreten gegen Dritte; 
zumal wenn der Wächter auch noch bewaffnet war. E. c. K., 
U. v. 25. April 10, 256/09 VI. — Berlin. 

11. 5 837 BGB.] 

Wie bereits in RG. 59, 8 flg. näher dargelegt iſt, ſetzt 
§ 837 zu feiner Anwendung einen Beſitz voraus, der ab⸗ 
geſondert von dem Beſitz an dem Grundſtück beſteht und ledig⸗ 
lich in Ausübung eines Rechts betätigt wird. Hat deshalb, 
wie im Streitfalle, der Eigentümer das Grundſtück einem 
Dritten verpachtet und ihm dabei den Beſitz ſowohl am Grund⸗ 
ſtücke ſelbſt wie an den darauf anſtehenden Baulichkeiten und 
vorhandenen Einrichtungen übertragen, ſo iſt der in dieſer Weiſe 
erlangte Beſitz des Dritten an einem auf dem Grundſtück be⸗ 
findlichen Drahtzaun nicht Beſitz in dem beſondern Sinne des 
§ 837, gleichviel ob der Zaun ſeinerzeit vom Eigentümer 
ſelbſt oder von einem früheren Pächter des Grundſtücks er⸗ 
richtet worden war. Nur dann könnte die Anwendbarkeit des 
8 837 in Frage kommen, wenn der gegenwärtige Pächter des 
Grundſtücks etwa Rechtsnachfolger und zugleich Beſitznachfolger 
eben desjenigen früheren Pächters geworden wäre, der ehedem 
in Ausübung ſeines Pachtrechtes den Zaun aufgeführt hat. 
Das BU. läßt aber jede nähere Prüfung des Sachverhalts in 
dieſer Hinſicht vermiſſen. Namentlich kann in der Bemerkung: 
der jetzige Pächter L. habe von ſeinem Vorpächter mit dem 
Grundſtücke auch den Zaun übernommen, nicht die Feſtſtellung 
entnommen werden, er habe nicht ſelbſt und unmittelbar von 
der Beklagten gepachtet, ſondern ſei bloß „als Rechtsnachfolger 
oder auch als Unterpächter in den von jenem Vorpächter mit 
der Beklagten abgeſchloſſenen Pachtvertrag eingetreten. Da die 
Klage lediglich auf Grund des 8 837 abgewieſen iſt, fo fehlt 
es mithin an einer Klarſtellung der weſentlichſten Voraus⸗ 
ſetzungen, um die in $ 836 Abſ. 3 der Beklagten als Eigen⸗ 
beſitzerin grundſätzlich auferlegte Verantwortlichkeit verneinen zu 
können. P. c. F. u. S., U. v. 9. Mai 10, 392/09 IV. — Hamm. 
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12. SS 906, 907 BGB. Über die Errichtung von An⸗ 
lagen, welche die beſchwerliche Zuführung zu befeitigen ge: 
eignet ſind.] 

Bei Klagen wegen beläſtigender Zuführungen wird häufig 
der Einwand erhoben, daß im Laufe des Rechtsſtreits ab⸗ 
helfende Einrichtungen getroffen worden ſeien und daher eine 
Verurteilung ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Einwendung hat das 
RG. in einer Reihe von Entſcheidungen als grundſätzlich be⸗ 
rechtigt nicht anerkannt, vielmehr ſich dahin ausgeſprochen, daß 
in ſolchem Falle eine Verurteilung nur dann ausgeſchloſſen ſei, 
wenn eine Beſeitigung oder Nichtbenutzung dieſer Einrichtungen 
als unmöglich erſcheine und nicht in Frage kommen könne 
(Urteile des erkennenden Senats vom 10. Juli 1901, V 154/01, 
vom 11. Dezember 1901 in JW. 02, 70; 17. Juni und 
28. Dezember 1907, V. 547/06 und 165/07, und vom 
23. März 1910, 232/09). Dieſe wie auch andere zu dem 
gleichen Ergebniſſe führende Entſcheidungen betrafen indeſſen 
ſämtlich Fälle, in denen die Möglichkeit der Wiederaufnahme 
des ſchädigenden Betriebs an ſich oder ohne die ſchützenden 
Einrichtungen immerhin nicht als ausgeſchloſſen zu betrachten 
war, wie z. B. die Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
27. Juni 1906 (JW. 06, 556), die die völlige Einſtellung des 
ſchädlich einwirkenden Fabrikbetriebs im Laufe des Rechtsſtreits 
für die Ausſchließung einer Verurteilung als nicht geeignet 
bezeichnet, weil die Möglichkeit einer beliebigen Wiederaufnahme 
des Betriebs zur Verurteilung genüge, da, ſolange dieſe 
Möglichkeit vorliege, der einmal begründete Anſpruch des 
Nachbarn auf Schutz gegen Wiederholungen nicht als be⸗ 
ſeitigt gelten könne. Über das Ergebnis dieſer Entſcheidungen 
geht aber das BU. in nicht zu billigendem Maße hinaus, das 
dieſe Möglichkeit ſchädigender Einwirkung, ſo lange als das 
Zementwerk der Beklagten beſteht, nicht als ausgeſchloſſen an⸗ 
ſieht, da die neue Entſtaubungsanlage gelegentlich verſagen, 
ſchlecht bedient werden und deshalb zeitweis unwirkſam ſein, 
die Beklagte ſie auch vorübergehend außer Tätigkeit ſetzen 
könne, eine Begründung, die an die des Urteils des VII. ZS. vom 
29. September 1899 (Gruchot 44, 886) anklingt. Während 
aber letzterer Entſcheidung inſofern durchaus beizutreten iſt, als 
ſie darauf beruht, daß das BG. die Möglichkeit ſolchen Eintritts 
feſtgeſtellt hatte, begnügt ſich hier das angegriffene Urteil mit 
der Annahme dieſer Möglichkeit aus allgemeinen, nicht aus 
der Lage des Falles ſelbſt entnommenen Erwägungen. Ob 
mit einer der erwähnten Möglichkeiten zu rechnen ſei, iſt eine 
Tatfrage, deren Prüſung ſich das BG. nicht hätte entziehen 
dürfen. Hat die Beklagte wirklich, wie ſie behauptet und 
unter Beweis ſtellt, im Laufe des Rechtsſtreits eine große und 
koſtſpielige Entſtaubungsanlage hergeſtellt, die jedes, d. h. jedes 
übermäßige, Entweichen von Staub vollſtändig verhindert, ſo 
erſcheint die Annahme ausgeſchloſſen, daß die Beklagte dieſe 
Anlage gelegentlich oder dauernd außer Betrieb ſetzen möchte. 
Iſt die Einrichtung ſo vollkommen, daß kein Anhalt für ein 
gelegentliches längeres oder häufigeres kurzes Verſagen gegeben 
iſt, ſo würde damit ausreichende Gewähr dafür geboten ſein, 
daß Störungen der Art, wie ſie hier den Grund zum Klage⸗ 
anſpruch gegeben haben, nicht wiederkehren werden. Dies muß 
aber zum Ausſchluß einer Verurteilung genügen (ſ. Urteile des 
erkennenden Senats vom 15./19. November 1906, V. 191/06 
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und vom 28. Dezember 1907 im „Recht“ 1908 Beilage II S. 92 
Nr. 529), da es nicht, wie der Reviſionsgegner meint, auf den 
Zuſtand zur Zeit der Klageerhebung ausſchließlich ankommen 
kann. Denn wenn in der Tat im Laufe des Retchtsſtreits 
alles geſchehen iſt, was geſchehen kann, um nach menſchlicher 
Vorausſicht dauernd die ſchädliche Einwirkung auf ein Maß 
einzuſchränken, das wegen ſeiner Geringfügigkeit ertragen 
werden muß, ſo würde eine trotzdem ergehende Verurteilung, 
die ſchützende Einrichtungen verlangt, der Möglichkeit der Ver⸗ 
wirklichung entbehren. Es würde aber auch, wenn man in 
ſolchem Falle trotzdem eine Verurteilung für zuläſſig erachtete, 
damit die Möglichkeit der Abwendung der Verurteilung durch 
inzwiſchen getroffene ſchützende Vorrichtungen an ſich und un⸗ 
bedingt geleugnet werden. Dieſer Standpunkt iſt aber weder 
vom RG. noch in der Rechtslehre bisher vertreten worden und 
erſcheint auch nicht haltbar. E. c. M., U. v. 4. Mai 10, 
348/09 V. — Hamm. 

13. 81004 BGB. Störung durch übermäßiges Quaken 
von Fröſchen.] | 

8 1004 BGB., auf den ſich die Klage gründet, ſpricht 
allerdings von einer Beeinträchtigung des Eigentums durch 
„Störung“, es iſt aber anerkannten Rechtens, daß dazu eine 
ſchuldhafte Handlung des „Störers“ nicht erforderlich iſt, daß 
es vielmehr genügt, wenn mit ſeinem Willen ein das Eigentum 
beeinträchtigender, mit ſeinem Inhalt im Widerſpruch ſtehender 
Zuſtand aufrechterhalten wird. (Mot. zum I. Entw. S. 943] 
BGB. Bd. III S. 424, 425; RG. 47, 164; Gruchot 46, 653 
48 S. 950, 951 u. a. m.) Ein ſolcher Zuſtand liegt insbeſondere 
dann vor, wenn Anlagen (vgl. $ 907 BGB.) auf dem Nach⸗ 
bargrundſtücke „gehalten“ werden, von denen beinträchtigende 
Einwirkungen ausgehen, gleichviel, wer die Anlagen errichtet 
hat. (Mot. a. a. O.; RG. 47, 164; auch RG. 60, 140; 
Gruchot 38, 952.) Daß die ſchädlichen Einwirkungen menſch⸗ 
licher Tätigkeit ihre Entſtehung verdanken, iſt nicht erforderlich. 
Naturgeſetze und Naturkräfte wirken ſchon bei den gewöhnlichen, 
im 8 906 BGB. aufgeführten Einwirkungen, wie Gaſen, 
Dämpfen, Gerüchen uſw. inſofern mit, als ſie dieſe Erſcheinungen 
auf das Nachbargrundſtück hinüberleiten. Die Einwirkungen 
können aber auch geradezu in Naturereigniſſen, z. B. Halden⸗ 
einſtürzen bei anhaltenden Regengüſſen, beſtehen. (Gruchot 54 
S. 156, 158; SeuffArch. 60, 103; RG. 51 S. 408, 411.) 
Nicht notwendig iſt es weiter, daß die Einwirkungen lediglich 
durch Naturgeſetze und unbelebte Naturkräfte vermittelt werden, 
ſie können vielmehr auch durch das Wachstum von Pflanzen 
(BGB. 8 910; EG. Art. 122, 124, 183; ALR. I, 9 88 287ff., 
I. 6 $ 2 D. arborum furtim caes. 47, 7; Wochenblatt für 
merkw. Rechtsfälle 1855 S. 185, 187 ff.) oder durch Außerungen 
tieriſcher Tätigkeit veranlaßt ſein. (Vgl. über das Eindringen 
von Bienen: Mot. zum BGB. Bd. III S. 265 Anm. 1 S. 373; 
RG. 12, 173; Seuff Arch. 47, 140; bezüglich der Schädigungen 
durch Tauben: Urteil des BayObsGG. in Seuff Arch. Bd. 33 
S. 8 Nr. 5.) Mit dem Halten von Teichen iſt die Anſiedelung 
von Fröſchen und der von dieſen ausgehende Geſang als vor⸗ 
ausſehbare Folge verbunden. Wird hierdurch der Eigentümer 
des Nachbargrundſtücks in einer das Maß des Gemeingewöhn⸗ 
lichen und Erträglichen überſchreitenden Weiſe beläſtigt, ſo kann 
er nach dem Vorſtehenden die Beſeitigung der Störung jedenſalls 


none 
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dann verlangen, wenn der Teich als eine künſtliche, von 
Menſchenhand geſchaffene Anlage ſich darſtellt. Das iſt im 
vorliegenden Fall unſtreitig der Fall, die Anlage kann auch 
ohne große Schwierigkeit durch Ablaſſen des Waſſers jederzeit 
beſeitigt oder außer Tätigkeit geſetzt werden. R. c. B., U. v. 
27. April 10, 319/09 V. — Naumburg. 

14. Präparatoriſche Klage des Miterben auf Richtigkeit 
des behaupteten Nachlaßbeſtandes.] 

Der BerR. vermißt ein rechtliches Intereſſe des Klägers 
an der alsbaldigen Feſtſtellung. Er führt aus, dem Kläger 
ſtehe jetzt ſchon die Leiſtungsklage, nämlich die Erbauseinander⸗ 
ſetzungsklage zur Verfügung. Kläger könne unter der Be⸗ 
hauptung, daß die von ihm aufgezählten Sachen Beſtandteile 
des Nachlaſſes ſeien, ſogleich auf Teilung des Nachlaſſes und 
auf Herausgabe des auf ihn bei der Auseinanderſetzung Ge⸗ 
fallenen klagen. Dem kann nicht beigetreten werden. Die 
Erbauseinanderſetzung vollzieht ſich, auch ſoweit ſie in einer 
Teilung von Nachlaßgegenſtänden oder des Erlöſes von 
Nachlaßgegenſtänden beſteht ($ 2042 Abſ. 2, 752, 753, 754 
BGB.), nicht unmittelbar durch richterliches Urteil, ſondern 
durch Abſchließung eines Auseinanderſetzungsvertrages. Die 
Klage auf Abſchließung eines ſolchen Vertrages hat, von dem 
im gegebenen Falle unſtreitigen Verhältniſſe der Erbbeteiligung 
abgeſehen, zur nächſten Vorausſetzung, daß die Gegenſtände 
feſtſtehen, auf welche er ſich beziehen fol. Hieraus allein ſchon 
ergibt ſich, daß der Kläger den Geſetzesvorſchriften entſprechend 
vorgeht, wenn er, um den Inhalt des Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrages angeben zu können, der Klage auf deſſen Ab⸗ 
ſchließung eine Feſtſtellungsklage vorausgehen läßt und mit 
ihr verlangt, daß der Miterbe die Richtigkeit des behaupteten 
Nachlaßbeſtandes anerkenne. Dies um ſo mehr, weil ſich nicht 
abſehen läßt, ob, ſobald durch richterliches Urteil hierüber 
Gewißheit hergeſtellt worden iſt, die Art und Weiſe der Erb— 
auseinanderſetzung überhaupt zu einem Streite unter den be⸗ 
teiligten Erben Veranlaſſung geben wird. Es kommt aber 
auch der von der Reviſion geltend gemachte Grund hinzu, aus 
dem ſich die Rüge der Verletzung des § 256 ZPO. gleichfalls 
als gerechtfertigt erweiſt, daß nämlich der Miterbe zwar be⸗ 
rechtigt nicht aber auch verpflichtet iſt, ſofort auf Auseinander⸗ 
ſetzung zu dringen. Er handelt daher in den Grenzen feines 
Rechts und unter den Vorausſetzungen des § 256, wenn er 
ſich zunächſt darauf beſchränkt, die Klarſtellung des Nachlaß⸗ 
beſtandes zu fordern und im übrigen abwartet, bis er den ihm 


zünſtigen Zeitpunkt einer Teilung oder anderweiten Aus⸗ 


einanderſetzung für gekommen hält. D. o. D., U. v. 2. Mai 10, 
323/09 IV. — Celle. 

15. 8 1568 BGB. Annahme eines Eheſcheidungsgrundes 
wegen einer einmaligen Beleidigung ohne Rückſicht auf das 
geſamte Verhalten. Zum Begriffe der „tiefen Zerrüttung“. ] 

Das BG. erachtet einen Scheidungsgrund aus § 1568 
6B. für gegeben, falls Klägerin beſchwört, daß Beklagter 
nach Weihnachten 1907 die Außerung zu ihr getan habe, ſie 
lei ein gemeines Frauenzimmer, er verachte ſie. Die in dieſer 
Außerung enthaltene Beleidigung ſei eine ſo ſchwere, daß ſie 
einen Scheidungsgrund bilde, ohne daß es der unterſtützenden 
Berückſichtigung der eine „Eheanfechtung“ enthaltenden Vor⸗ 
hänge bedürfe und ohne daß auf etwaige Verfehlungen des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Beklagten aus der Zeit vor Weihnachten 1907, die durch das 
Verhalten der Klägerin zu Weihnachten verziehen ſeien, weiter 
eingegangen zu werden brauche. Mit Grund wird dieſe Ent⸗ 
ſcheidung von der Reviſion angefochten. Nach § 1568 BGB., 
der dem richterlichen Ermeſſen einen weiten Spielraum läßt, 
iſt es zwar nicht ausgeſchloſſen, daß ſchon eine einzelne Be⸗ 
leidigung zur Scheidung führt. In dieſem Falle ſind aber 
die geſamten Umſtände ſorgfältig daraufhin zu prüfen, ob eine 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten an⸗ 
genommen werden darf. Iſt die Beleidigung der Ausfluß 
einer ehewidrigen, durch längeres Verhalten betätigten Ge⸗ 
ſinnung, ſo daß durch die beleidigende Außerung nur die Miß⸗ 
achtung zum Ausdruck gebracht iſt, die dem bisherigen Ver⸗ 
halten bereits zugrunde lag, ſo kann je nach Lage des Falles 
ſchon der einzelnen Beleidigung, die für ſich nicht ſo ſchwer 
wiegt, die Bedeutung einer ſchweren Eheverfehlung beigelegt 
werden. An einer derartigen Würdigung hat es aber das 
BG. gänzlich fehlen laſſen. Vor allem aber kommt in Be⸗ 
tracht, daß das Vorhandenſein einer ſchweren Eheverfehlung 
zur Anwendung des § 1568 BGB. noch nicht genügt. Zur 
Eheſcheidung iſt nach § 1568 weiter erforderlich, daß der Be⸗ 
klagte durch die Beleidigung eine ſo tiefe Zerrüttung des ehe⸗ 
lichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß der Klägerin die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. Dieſe 
Feſtſtellung iſt von dem OLG. nicht getroffen und noch 
weniger ſind die Umſtände dargelegt, die eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigen könnten. E. c. E., U. v. 9. Mai 10, 
654/09 IV. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 8 29 ZPO] 

Der Kläger hat von dem Beklagten durch notariellen in 
P. am 30. Oktober 1906 geſchloſſenen Vertrag deſſen Apotheke 
in H. gekauft und aufgelaſſen erhalten. Da der Beklagte ihn 
bei dem Kaufabſchluß argliſtig getäuſcht habe, hat er den Ver⸗ 
trag angefochten, er erachtet ſich aber auch zur Wandelung für 
befugt, da der verkaufte Gegenſtand oder das verkaufte Recht 
mit Mängeln behaftet ſei. Er hat daher verlangt, die Ent⸗ 
gegennahme der Rückauflaſſung des Grundſtücks, die Zahlung 
von 70 000 & nebſt Zinſen, Befreiung von der Verbindlichkeit 
zur Bezahlung der auf dem Grundſtücke haftenden Hypotheken 
und Anerkennung, daß er die für den Beklagten eingetragene 
Hypothek nicht zu bezahlen brauche und daß dieſe Verbindlich⸗ 
keit nicht beſtehe. Der Beklagte hat die prozeßhindernde Ein⸗ 
rede der Unzuſtändigkeit des Gerichts erhoben und daraufhin die 
Verhandlung zur Hauptſache verweigert. Nachdem das LG. 
die Einrede verworfen hatte, iſt auf die Berufung des Be⸗ 
klagten durch das Urteil des OLG. der Kläger mit ſeiner 
Klage, ſoweit er ſeine Anſprüche auf die Anfechtung des Ver⸗ 
trags ſtützt, abgewieſen, im übrigen die Berufung zurückgewieſen 
und die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das 


LG. zurückverwieſen worden. Die Reviſion konnte keinen Erfolg 


haben: Sie bemerkt zwar mit Recht, daß die Annahme, für alle 
Anſprüche des Klägers könne die Zuſtändigkeit des Gerichts nur 
einheitlich begründet ſein, unrichtig ſei. Die Zuſtändigkeit für jeden 
der erhobenen Anſprüche iſt vielmehr ſelbſtändig zu prüfen, ein 
allgemeiner Gerichtsſtand des Sachzuſammenhanges iſt der ZPO. 
unbekannt und vom NG. bisher auch nicht angenommen worden 
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(Gruchot 50, 424). Daß aber das BG. trotz des etwas unklaren 
Relativſatzes im Eingange ſeiner Urteilsbegründung hiergegen 
nicht verſtößt, ergibt ſich aus ſeiner Entſcheidung ſelbſt wie aus 
deren Begründung, die das vom Kläger angerufene Gericht für 
deſſen Anſprüche für zuſtändig erklärt, ſoweit ſie nicht auf An⸗ 
fechtung des Vertrags vom 30. Oktober 1906 geſtützt ſind. 
Wie der Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteils ergibt, gründet 
der Kläger ſeine Klage auf Anfechtung, Wandelung und zum 
Schadenserſatz verpflichtende unerlaubte. Handlung. Dement⸗ 
ſprechend prüft auch das BG. die Frage der Zuſtändigkeit für 
jeden dieſer drei Klagegründe beſonders und verneint ſie ledig⸗ 
lich für den erſten, bejaht ſie aber insbeſondere für den dritten. 
Darin aber, daß es, ſoweit die Klage auf Anfechtung geſtützt 
iſt, d. h. für den daraus hergeleiteten Bereicherungsanſpruch, 
ſeine Zuſtändigkeit verneint, befindet das BG. ſich in Aber⸗ 
einſtimmung mit der Rechtſprechung des RG. (RG. 49, 421; 
Gruchot 50, 423), wonach dieſer Anſpruch nur im allgemeinen 
Gerichtsſtande des Beklagten geltend gemacht werden kann. 
K. c. H. U. v. 30. April 10, 459/09 V. — Naumburg. 

17. 588 52, 86, 176, 179 ZPO. verb. mit 8 76 KO. Zus 
läſſigkeit der Berufung des früheren Prozeßbevollmächtigten des 
Konkursverwalters nach der Aufhebung des Konkurſes für den 
Gemeinſchuldner.] 

In einem gegen W. als Verwalter im Konkurs über das 
Vermögen einer Geſellſchaft m. b. H. anhängigen Prozeſſe beſtritt 
der Beklagte ſeine Paffivlegitimation, weil das Konkursverfahren 
durch Beſchluß eingeſtellt worden ſei. Die Klägerin erklärte, 
ſie richte die Klage, weil das Konkursverfahren aufgehoben ſei, 
gegen den Liquidator, und der Prozeßbevollmächtigte des Be⸗ 
klagten, daß er für den Liquidator in den Rechtsſtreit ein⸗ 
trete. Das KG. verwarf die Berufung als unzuläſſig, das 
RG. hob auf: Für die Frage der Zuläſſigkeit der Berufung 
kommt es weſentlich darauf an, ob die Zuſtellung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils und diejenige der Berufungsſchrift an den 
vom Konkursverwalter für die erſte Inſtanz beſtellten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten gültig erfolgt ſind, ob insbeſondere die dem 
letzteren vom Konkursverwalter erteilte Prozeßvollmacht, deren 
Fortbeſtehen zur Zeit dieſer Zuſtellungen nach 88 176, 179 
ZPO. Vorausſetzung für die Gültigkeit derſelben war, trotz der 
ſchon vorher wirkſam gewordenen Einſtellung des Konkurs⸗ 
verfahrens fortgedauert hat. Dies iſt vom BG. hauptſächlich 
deshalb verneint worden, weil der Anwalt erſter Inſtanz zwar 
Prozeßbevollmächtigter, des Konkursverwalters, nicht aber auch 
„der damaligen wirklichen Partei“ d. h. der früheren Gemein⸗ 
ſchuldnerin geweſen ſei. Dieſe Anſicht erſcheint aber als rechts⸗ 
irrtümlich. Daraus, daß mit der Einſtellung des Konkurs⸗ 
verfahrens die Vertretungsmacht des Konkursverwalters erloſchen 
iſt und die ſeitherige Gemeinſchuldnerin die freie Verfügung über 
ihr Vermögen zurückerlangt hat, iſt nicht zu folgern, daß damit 


auch die Prozeßvollmacht des vom Konkursverwalter für die. 


erſte Inſtanz beſtellten Rechtsanwalts von Rechts wegen er⸗ 
loſchen ſei; denn nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. (vgl. 
RG. 58, 370 f. und die dort angeführten Entſcheidungen ſowie 
das Urteil des VI. 35. vom 13. April 1908 VI 184/07 bei 
Warneyer Jahrbuch 1 363) iſt infolge des Erlöſchens der Ver⸗ 
tretungsmacht des Konkursverwalters keine Unterbrechung des 
zwiſchen ihm und der Klägerin anhängig gewordenen Prozeß⸗ 
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verfahrens eingetreten und hat es ſomit auch keiner Aufnahme 
dieſes Verfahrens bedurft. Vielmehr war der Prozeß in dem 
Stande, in dem er ſich damals befand, ohne weiteres gegen die 
ſeitherige Gemeinſchuldnerin als nunmehrige Prozeßpartei fort⸗ 
zuſetzen, bezüglich deren mit der Beendigung des Konkurs⸗ 
verfahrens das Hindernis weggefallen war, das bis dahin einer 
Führung des Prozeſſes ihrerſeits entgegengeſtanden hatte. Aus 
der geſetzlichen Verfügungsgewalt, welche dem Konkursverwalter 
während der Dauer des Konkursverfahrens in bezug auf den 
anhängigen, die Konkursmaſſe betreffenden Rechtsſtreit zuſtand, 
ergibt ſich zugleich, daß die von ihm in dieſer Zeit dem Anwalt 
erſter Inſtanz erteilte Prozeßvollmacht ihre Wirkſamkeit auch 
der früheren Gemeinſchuldnerin gegenüber für die Zeit nach 
Beendigung des Konkursverfahrens behielt (vgl. RG. 29, 36/37). 
Zu demſelben Ergebnis führt auch die Vorſchrift des § 86 
ZPO., wonach die Prozeßvollmacht weder durch den Tod des 
Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in betreff ſeiner 
Prozeßfähigkeit oder ſeiner geſetzlichen Vertretung aufgehoben 
wird. (Wird ausgeführt.) Mag auch der bei der Gemein⸗ 
ſchuldnerin urſprünglich in bezug auf den Gegenſtand des 
Rechtsſtreits vorhandene Mangel des Verfügungsrechts und die 
hierdurch bedingte Unfähigkeit, dieſen Rechtsſtreit ſelbſt zu 
führen, nicht als Prozeßunfähigkeit im Sinne des $ 52 ZPO. und 
der Konkursverwalter nicht als geſetzlicher Vertreter der Gemein⸗ 
ſchuldnerin, ſondern als amtliches Organ für die Durchführung 
des Konkurszwecks, das die Rechte der Gläubiger und der 
Gemeinſchuldnerin mit eigener Parteiſtellung zu vertreten hatte, 
anzuſehen ſein (vgl. RG. 29, 36/37; JW. 03, 4“), jo ſteht 
doch die erſtere Beſtimmung und die letztere Auffaſſung dem 
nicht entgegen, die in §S 86 ZPO. gebrauchten Ausdrücke „Ver⸗ 
änderung in betreff ſeiner Prozeßfähigkeit oder ſeiner geſetzlichen 
Vertretung“ in einem dem Zwecke dieſer Vorſchrift entſprechenden 
weiteren, auch den vorliegenden Fall mitumfaſſenden Sinne zu 
verſtehen. Jedenfalls erſcheint hiernach die analoge Anwendung 
des 5 86 auf dieſen Fall als gerechtfertigt. Auch der VI. 38. 
des RG. hat in dem oben angeführten Urteil vom 13. April 
1908 den 8 86 dahin ausgelegt, daß hiernach die mit der 
Aufhebung des Konkurſes eingetretene Veränderung in der 
Perſon des ſeitherigen Gemeinſchuldners nicht die Wirkung 
habe, daß durch ſie die vom Konkursverwalter erteilte Prozeß⸗ 
vollmacht aufgehoben werde. K. c. M., U. v. 3. Mai 10, 
440/09 II. — Berlin. 

18. 88 171, 825 ZPO. in Verb. m. Art. 84 PrAGBGB. 
Zuſtellung im Fall einer vorläufigen Verwahrung im Sinne von 
88 70 ff. der Preuß. Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879. 

Die Frage, wer im Falle einer vorläufigen Verwahrung 
im Sinne von 55 70 ff. der Preuß. Hinterlegungsordnung vom 
14. März 1879 (vgl. Art. 84 PrAGBGB.) geſetzlicher Ver⸗ 
treter des Fiskus als Drittſchuldner (§S 171 Abſ. 1 und 8 829 
ZPO.) iſt und an wen alſo ein Pfändungs⸗ und Aberweiſungs⸗ 
beſchluß in einem derartigen Falle zuzuſtellen iſt, iſt (vgl. 
Gruchots Beitr. 37, 114) dahin zu beantworten, daß als dieſer 
Vertreter nicht das AG. erſcheint, welches das Geld zur vor⸗ 
läufigen Verwahrung angenommen hat (§ 71 Hinterlegungs⸗ 
ordnung), ſondern diejenige Behörde, welche die bezügliche 
materielle Entſcheidung, daß das Geld zur vorläufigen Ver⸗ 
wahrung zu bringen ſei, erlaſſen hat (Hinterlegungsordnung 
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88 76, 77 in Verb. mit SS 20, 21). Dies iſt aber vorliegend 
der Unterſuchungsrichter bei dem LG. zu St. geweſen, der das 
Geld auf Grund einer auf Grund der StPO. von ihm ver⸗ 
fügten Beſchlagnahme zunächſt erhalten und auf deſſen Erſuchen 
das AG. zu St. die fragliche Geldſumme zur vorläufigen 
Verwahrung angenommen hat (vgl. Allgemeine Verfügung des 
Juſtizminiſters vom 26. Dezember 1899 zur Ausführung des 
2. und 3. Abſchnitts der Hinterlegungsordnung in § 12: 
IMBl. 99, 870). An die Stelle des Unterſuchungsrichters iſt 
aber nach Schluß der Vorunterſuchung und Eröffnung des 
Hauptverſahrens unter Überweiſung der Sache an das bei dem 
AG. zu L. errichtete Schöffengericht gemäß §S 30 Abſ. 2 GVG. 
entgegen der Anficht der Revifion das AG. zu L. getreten. 
Es iſt daher die am 9. Februar 1907 an das AG. zu L. er⸗ 
folgte Zuſtellung des Pfändungs⸗ und Aberweiſungsbeſchluſſes 
rechtswirkſam geweſen. L. c. Preuß. Juſtizfiskus, U. v. 
6. Mai 10, 261/09 III. — Stettin. 

19. 8 251 3PO.] 

Die Anſicht des OL G., daß die durch die Klagerhebung 
nach § 209 Abſ. 2 unterbrochene Verjährung mit dem Still⸗ 
ſtande des Prozeſſes auf Grund von § 211 Abſ. 2 wieder zu 
laufen begonnen habe, iſt nicht zu beanſtanden. Dagegen iſt 
das in dieſem Zuſammenhang Ausgeführte in einer anderen 
Beziehung nicht bedenkenfrei, ohne daß jedoch das Ergebnis 
unrichtig wäre. Das BG. führt aus, nach dem Termine 
vom 11. März 1903 habe der Rechtsſtreit auf unbeſtimmte 
Zeit geruht, durch die in jenem Termine abgegebenen über⸗ 
einſtimmenden Erklärungen der Parteien, daß die Sache be⸗ 
ruhen ſolle, ſei der Prozeß infolge einer Vereinbarung in 
Stillſtand geraten, der — unerhebliche — Beweggrund zu 
jener Erklärung ſei in der Abſicht gelegen, die rechtskräftige 
Erledigung des anderen Prozeſſes abzuwarten. Von dem 
Standpunkt aus, daß ein Ruhen auf unbeſtimmte Zeit ver⸗ 
einbart worden ſei, nimmt der BerR. dann an, der Kläger ſei 
nicht gehindert geweſen, den Beklagten ſchon vor Ablauf der 
vom 11. März 1903 zu berechnenden zweijährigen Verjährungs⸗ 
friſt zur weiteren Verhandlung zu laden. Demgegenüber wird 
zur Begründung der Reviſion mit Recht darauf hingewieſen, 
daß nach dem von dem Kläger Vorgetragenen das Abwarten 
der Erledigung des anderen Prozeſſes nicht nur als ein 
Beweggrund in Betracht kommt. Nach dem Vorgetragenen 
haben ſich vielmehr die Parteien geeinigt, den Prozeß bis 
zur Erledigung der anderen Sache nicht zu betreiben. Danach 
wäre zwar kein Ruhen bis zu einem nach dem Kalender be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkte, wohl aber ein Ruhen bis zum Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes und damit eine Bindung vereinbart 
worden, die es der einzelnen Partei nicht freiließ, zu einem 
beliebigen Zeitpunkte das Verfahren fortzuſetzen. In dem 
Verhandlungstermine vom 11. März 1903 haben die Parteien 
nach dem Sitzungsprotokoll allerdings nur erklärt, daß das 
Verfahren beruhen ſolle und über die Dauer des Ruhens 
nichts angegeben. Allein maßgebend iſt nicht die dem Gerichte 
gegenüber abgegebene Erklärung, ſondern der Inhalt des Ver⸗ 
einbarten; zur Herbeiführung der Wirkungen der über das 
Ruhen getroffenen Abrede bedurfte es überhaupt nicht einer 
dem Gerichte gegenüber abgegebenen Erklärung. Daraus folgt 
indeſſen nicht, daß der Kläger durch die Vereinbarung ge⸗ 
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hindert geweſen wäre, durch rechtzeitige neue Ladung die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen (S 211 Abſ. 2 Satz 2 BGB.) und daß 
— was aus einer ſolchen Verhinderung abgeleitet werden 
könnte — der Einrede der Verjährung die Gegeneinrede der 
Argliſt entgegenſtände. Denn ſollte das Vereinbarte etwa 
dahin zu verſtehen geweſen ſein, daß die weitere Betreibung 
des Prozeſſes je nach der Erledigung des anderen Rechts⸗ 
ſtreits auch über den Ablauf der Verjährungszeit verſchoben 
werde und daß dabei nicht die Notwendigkeit und folglich auch 
die Befugnis des Klägers beſtehe, durch eine rechtzeitige neue 
Ladung zu unterbrechen, ſo wäre hierin eine Erſtreckung der 
Verjährungszeit und damit eine nach $ 225 BGB. unzuläſſige 
Erſchwerung der Verjährung gelegen geweſen. B. c. M., U. 
v. 29. April 10, 435/09 II. — Karlsruhe. 

20. 5 256 3PO. Feſtſtellungsklage.] 

Der Kläger hat kein rechtliches Intereſſe an der Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens des alten Vertrages, ſoweit er aus 
eigenem Rechte klagt. Zwar ſollen die ihm eingeräumten Rechte 
auf Gewinnung von Petroleum uſw. erſt dann in Wirkſamkeit 
treten, wenn der alte Vertrag für nichtig oder erloſchen erklärt 
iſt. Aber durch ſeine in Wahrnehmung dieſer Vertragsrechte 
erhobene Klage kann die Erfüllung der Bedingung nicht herbei⸗ 
geführt werden. Auch wenn ihm gegenüber die Hinfälligkeit 
des alten Vertrages ausgeſprochen würde, ſtände doch noch 
nicht feſt, daß der Vertrag tatſächlich hinfällig iſt. Dazu 
bedurfte es vielmehr eines rechtskräftigen Urteils in einem 
Rechtsſtreite zwiſchen den Vertragſchließenden ſelbſt, den Grund⸗ 
beſitzern und dem Beklagten. Die Meinung der Reviſion, aus 
§ 36 des neuen Vertrages ergebe ſich, daß als Bedingung für 
die Wirkſamkeit dieſes Vertrages die Durchführung einer auf 
die bezeichnete Feſtſtellung gerichteten Klage geſetzt ſei, mit der 
vom Kläger ſeine Vertragsrechte auf Gewinnung von Petroleum 
uſw. gegen den Beklagten geltend gemacht würden, iſt nicht 
zutreffend. In § 36 haben die Grundbeſitzer ihre Rechte 
hinſichtlich der fraglichen Feſtſtellung behufs Durchführung in 
einem Prozeſſe an den Kläger abgetreten. Daraus erhellt 
deutlich, daß, wie auch ſelbſtverſtändlich, das Vertragsrecht des 
Beklagten als gegenüber den Grundbeſitzern nicht beſtehend 
rechtskräftig feſtgeſtellt werden ſollte. Iſt dies aber der Fall, 
fo iſt die auf das Gewinnungsrecht des Klägers geſtützte Klage 
auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des alten Vertrages zweck⸗ 
los. Daraus folgt, daß dem Kläger aus eigenem Recht ein 
zur Erhebung der Feſtſtellungsklage berechtigendes Intereſſe 
im Sinne des § 256 ZPO. nicht zur Seite ſteht (vgl. RG. 
in Gruchots Beitr. 38 S. 1042, 1048). Dagegen greift die 


Reviſion mit Recht die Entſcheidung des BerR. an, durch die 


ein Klagerecht des Klägers auch auf Grund der Abtretung der 
beteiligten Grunbbefiter verneint wird. Der BerR. meint, es 
handle ſich um Abtretung eines Feſtſtellungsanſpruchs. Ein 
ſolcher Anſpruch ſei aber nicht abtretbar, weil er keine 
Forderung des materiellen Rechtes, kein Anſpruch auf An⸗ 
erkennung gegen den Gegner ſei, ſondern ein gegen den Staat 
gerichteter Anſpruch auf Rechtsſchutz. Es kann jedoch dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Abtretung des Rechtes auf Geltend⸗ 
machung der Nichtigkeit eines Vertrages in dem Sinne zuläſſig 
iſt, daß das Recht dem Zeſſionar als ein eigenes Vermögens⸗ 
recht zuſteht und aus der Machtbefugnis des Zedenten gänzlich 
83 
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ausſcheidet. Vorliegend iſt im § 36 des Vertrages vom 
16. März 1907 zwar zunächſt von einer Abtretung „ins⸗ 
beſondere des Anſpruchs der Grundbeſitzer auf Feſtſtellung des 
Nichtbeſtehens oder der Hinfälligkeit des alten Vertrages“ die 
Rede. Demnächſt aber verpflichtet ſich der Kläger, auf ſeine 
eigene Gefahr und Koſten ſofort gegen den Beklagten Klage 
zu erheben und dieſe mit aller Beſchleunigung zu Ende zu 
führen. Ferner ſollen die Grundbeſitzer, falls durch Verſchulden 
des Klägers eine Verzögerung des Rechtsſtreites eintritt, zum 
Rücktritt vom Vertrage berechtigt ſein. Weiter ſoll der Kläger 
alle drei Monate den Grundbeſitzern zu Händen des von ihnen 
zu wählenden Rechtsanwalts über den jeweiligen Stand des 
Rechtsſtreites derart berichten, daß der Anwalt für die Grund⸗ 
beſitzer über die ordnungsmäßige und unverzügliche Durch⸗ 
führung des Rechtsſtreits die Kontrolle ausüben kann. Daraus 
erhellt deutlich, daß dem Kläger von den Grundbeſitzern die 
Ermächtigung erteilt worden iſt, für ſie, aber in eigenem 
Namen und auf eigene Gefahr und Koſten, die Nichtigkeit des 
alten Vertrages im Prozeßwege zur Feſtſtellung zu bringen. 
Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Ermächtigung zur Geltendmachung 
eines Rechtes des Ermächtigenden durch den Ermächtigten in 
eigenem Namen und auf eigene Gefahr und Koſten iſt vom 
RG. ſowohl nach früherem wie nach dem jetzt geltenden Rechte 
wiederholt anerkannt worden (RG. in Gruchots Beitr. 35, 1014; 
RG. 10, 48; 53, 275; 58, 411). H. c. K., U. v. 27. April 10, 
309/09 V. — Celle. | 

21. 88 445, 451 3PO.] 

Ob St. an Geiſteskrankheit und insbeſondere an Ver⸗ 
folgungswahnſinn litt, ſei (wird weiter gerügt) keine Tatfrage, 
ſondern ein, und zwar juriſtiſch und mediziniſch ſehr ſchwieriges 
Urteil, über das ein Eid nach 8 445 ZPO. nicht habe auf⸗ 
erlegt werden dürfen. — In der Tat erweiſt ſich die ſe Eides⸗ 
auflage als unzuläſſig. Fraglich kann ſchon ſein, ob als Tat⸗ 
ſache im Sinne von SS 445, 451 ZPO. die „Geiſteskrankheit“ 
einer dritten Perſon anzuſehen iſt. Es wird auf die Art der 
Geiſteskrankheit und ihre Erſcheinungsform ankommen, ob der 
Laie die Krankheit zu erkennen und zu beurteilen vermag. Im 
Einzelfalle mag die ſinnliche Wahrnehmung äußerer Merkmale 
der Krankheit in Verbindung mit der gewöhnlichen Lebens⸗ 
erfahrung ausreichen, um die ſchwurpflichtige Partei für das 
entſprechende Tatſachenurteil zu befähigen; nötigenfalls müßte 
das Eidesthema durch Angabe konkreter, Gegenſtand der 
Wahrnehmung gewordener Tatſachen näher präziſiert werden. 
Als eine Wiſſensquelle für den Schwurpflichtigen kann es 
immerhin auch in Betracht kommen und nach Umſtänden genügen, 
die ihm bekannte frühere Unterbringung des Betreffenden in 
einer Irrenanſtalt oder möglicherweiſe auch der Umſtand, daß 
dieſer in weiterem Kreiſe — bei der Einwohnerſchaft ſeines 
Wohnorts, bei ſeinen Berufsgenoſſen uſw. — allgemein als 
geiſteskrank gilt. Das letztere hatte wohl die Klägerin bei 
der Eideszuſchiebung vornehmlich im Auge. Nun ſoll aber hier 
der Beklagte beſchwören, daß er den Verfolgungswahnſinn 
des St. vor dem 5. Oktober 1906 nicht gekannt habe; und 
hiergegen verwahrt er ſich mit Recht. Es handelt ſich dabei 
um eine beſondere Art von Geiſteskrankheit, deren Begriff und 
Erſcheinungsformen, ſelbſt wenn ſie von der Irrenheilkunde be⸗ 
ſtimmt feſtgeſtellt und abgegrenzt fein ſollten, doch keinenfalls 
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dem Laien fo geläufig und leicht erkennbar find, daß ihm ein 
Eid hierüber zugemutet werden könnte. — Auf die erforderliche 
Spezialiſierung der Eidesnorm hat das Gericht ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf SS 451, 462 ZPO., eventuell auch durch Frageſtellung 
nach 8 139 ZPO. hinzuwirken. E. c. K., U. v. 25. April 10, 
256/09 VI. — Berlin. 

22. 5 794 ZPO. Zwangsvollſtreckung aus Urkunden.] 

Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteil vom 
9. Oktober 1909 V. 60/09 (teilweiſe abgedruckt in JW. 09, 
73130) ausgeſprochen, bei vollſtreckbaren Urkunden finde die 
Vollſtreckungsfähigkeit ihre Rechtfertigung allein in der frei⸗ 
willigen Unterwerfung des Schuldners und der Feſtſtellung 
dieſer Unterwerfung durch die öffentliche Urkunde; daher dürften 
bei Feſtſtellung der Vollſtreckbarkeit nur diejenigen die Leiſtungs⸗ 
pflicht des Schuldners bedingenden Tatſachen berückſichtigt 
werden, von deren Eintritt die Urkunde ſelbſt die Leiſtungspflicht 
und damit ihre Vollſtreckbarkeit abhängig mache. Demgemäß 
wurde durch die außerhalb der Urkunde vom 14. Juni 1905 
liegende Tatſache der fraglichen Vereinbarung, wodurch ein 
Fälligkeitstermin für das ganze Kapital abweichend von dem 
Urkundeninhalt feſtgeſetzt wurde, und zwar auf Verlangen des 
Schuldners (Klägers), der damals dieſen vorzeitigen Termin ein⸗ 
halten zu können glaubte, nicht die Vorausſetzung geſchaffen, 
von der die Vollſtreckbarkeit der Urkunde abhing. Die Beklagte 
durfte daher nicht deswegen, weil der Kläger binnen der in 
der Urkunde vom 14. Juni 1905 beſtimmten Friſt von 
7 Tagen nach der durch die fragliche Vereinbarung auf den 
30. November 1905 feſtgeſetzten Fälligkeit des Kapitals keine 
Zahlung leiſtete, ſich die vollſtreckbaren Ausfertigungen der 
Urkunde vom 12. Dezember 1905 und 20. Januar 1905 erteilen 
laſſen. Deshalb waren die von ihr auf Grund dieſer Aus⸗ 
fertigungen veranlaßten Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren ſowie die von ihr eingelegten Beſchwerden 
über die Zurückweiſung ihrer auf Grund der Ausfertigungen 
geſtellten Anträge ſachlich unbegründete Maßnahmen. Sie kann 
daher die ihr durch die betreffenden gerichtlichen Entſcheidungen 
ſonach mit Recht auferlegten Koſten dieſer Verfahren gemäß der 
von ihr ſelbſt behaupteten Vereinbarung mit K. auf die Kaution 
nicht in Anrechnung bringen. D. c. H., U. v. 27. April 10, 
320/09 V. — Berlin. N 

23. 58 1041 Nr. 5, 1039 ZPO. Schiedsspruch. Aus⸗ 
reichende Begründung. Unterjchrift.] 

Die Revifion ſtützt den Anſpruch auf Aufhebung des 
Schiedsſpruchs in erſter Reihe auf die Rüge, der Spruch ſei 
nicht in einer dem Geſetz entſprechenden Weiſe mit Gründen 
verſehen (8 1041 Nr. 5 ZPO.). Die Rüge iſt unbegründet. 
Die dem Spruch beigefügten Gründe beſchränken ſich zwar auf 
die Ausſührung: Nach Anſicht der Schiedsrichter und genauer 
Konſtatierung der vernommenen Hauptzeugen M. und Z. ſei 
für richtig erklärt, in die eingereichte Klage einzuſtimmen; nur 
um die weiteren gerichtlichen Streitigkeiten zu vermeiden, hätten 
die Schiedsrichter dieſen Vergleich angeſetzt. Dieſe Begründung 
entſpricht freilich in keiner Weiſe der für gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen üblichen und erforderlichen Art der Begründung; 
ſie läßt aber erkennen, daß die Schiedsrichter ihrer Überzeugung 
haben Ausdruck geben wollen, daß ſie nach ſachlicher Prüfung 
auf Grund der tatſächlichen Erklärungen der Zeugen M. und 
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Z. zum Ergebnis gelangt find, der im Vorprozeß vom Kläger 
erhobene Anſpruch ſei begründet, daß die Schiedsrichter auch 
eine beide Parteien bindende Entſcheidung haben treffen wollen. 
Weitere Anforderungen ſind aber an die Begründung eines 
ſchiedsgerichtlichen Spruchs nicht zu ſtellen. Daß die Be⸗ 
gründung vollſtändig, erſchöpfend und ſachgemäß ſei, können 
Parteien, die ſich dem Spruch von Schiedsrichtern unterworfen 
haben, nicht beanſpruchen; denn die Befugniſſe der letzteren 
ſind nach Sache und Form nur durch die in den 88 1025 bis 
1048 ZPO. gegebenen Vorſchriften eingeſchränkt, während fie 
im übrigen lediglich ihrer gewiſſenhaften Überzeugung zu folgen 


haben. Diefe Einſchränkung geht nach § 1041 Nr. 5 nur 


dahin, daß der Spruch „mit Gründen“, d. h. ſachlichen 
Gründen verſehen ſein muß. Daß es im vorliegenden Fall an 
einer ſachlichen Begründung fehle, iſt nicht zuzugeben. Auch 
eine Verletzung des §S 1039 ZPO. iſt nicht dargetan. Nach 
dieſer Vorſchrift iſt der Spruch von den Schiedsrichtern zu 
„unterſchreiben“ und dieſem Erfordernis iſt hier genügt. Die 
Reviſion führt zwar aus, das Unterſchreiben ſetze voraus, daß 
der Unterſchreibende den Text leſen könne und eine Unterſchrift 
im Sinne des § 1039 liege nicht vor, wenn die Unterſchrift 
erſchlichen ſei; die hier in Betracht kommenden Schiedsrichter 
könnten aber außer ihrem Namen Deutſch weder leſen noch 
ſchreiben und hätten den Spruch ſo, wie er ihnen von Z. vor⸗ 
gelegt ſei, unterſchrieben. Dieſer Auffaſſung der Reviſion iſt 
aber nicht beizutreten. Durch die unter den Spruch geſetzte 
Unterſchrift übernehmen die Schiedsrichter die Verantwortung 
dafür, daß der über der Unterſchrift ſtehende Text ihrer 
Willensmeinung entſpricht. Wie fie ſich von dieſer Über⸗ 
einſtimmung überzeugen, iſt ihre Sache. Ein Erfordernis dahin, 
daß Schiedsrichter leſen und mehr als ihren Namen ſchreiben 
können müßten, iſt aus der ZPO. nicht zu entnehmen. Sollten 
die Schiedsrichter bei Vollziehung des Spruchs oder in irgend⸗ 
einem anderen Punkte des Schiedsverfahrens ſich vorſätzlich 
oder fahrläſſig einer Verletzung ihrer Amtspflichten in Be⸗ 
ziehung auf den Rechtsſtreit in ſtrafbarer Weiſe (88 1041 
Nr. 6 und § 580 Nr. 5 ZBO.) ſchuldig gemacht haben, fo 
lönnte auch dies zurzeit den Anſpruch auf Aufhebung des 
Spruchs nicht begründen, da hier die Vorausſetzung des auf 
einen ſolchen Fall anzuwendenden 8 581 ZPO. (vgl. das 
Urteil des RG. vom 17. September 1901, JW. 01 ©. 721, 
7221) nicht gegeben iſt, wonach die Aufhebung nur erfolgen 
darf, wenn wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechtskräftige 
Verurteilung ergangen iſt oder wenn die Einleitung oder Durch⸗ 
führung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen als wegen 
Mangels an Beweis nicht erfolgen kann. W. c. E., U. v. 
3. Mai 10, 639/09 VII. — Celle. 

Handelsgeſetzbuch. 
24. 5235 HGB. Vertrag eines Aufſichtsratsmitgliedes 
einer Aktiengeſellſchaft mit deren Vorſtand, wobei er die Be⸗ 
ſchränkung der Befugniſſe des letzteren (Erſordernis der Zu⸗ 
ſtimmung des Aufſichts rats) und den ſchadenbringenden Erfolg 
für die Aktiengeſellſchaft kennt.] N 

Es ift dem BerR. darin allerdings beizuſtimmen, daß ein 
Auffichtsratsmitglied einer Aktiengeſellſchaft, welches mit dem 
Vorſtande der Geſellſchaft einen Kaufvertrag über Waren ab⸗ 
ſchließt, an ſich Dritter im Sinn des 8235 HGB. ift; jeder, dem⸗ 
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gegenüber der Vorſtand der Geſellſchaft dieſe in Geſchäften der 
bezeichneten Art vertritt, iſt Dritter im Sinne des Geſetzes 
(ROG. 6, 140/41). Es iſt auch unbeſtrittenen Rechtens, 
daß die Rechtsverbindlichkeit eines vom Vorſtand mit einem 
Dritten abgeſchloſſenen Vertrages nicht dadurch in Frage geſtellt 
wird, daß dem Dritten die Beſchränkung, welche der Vorſtand — 
der Geſellſchaft gegenüber — hätte einhalten ſollen, bekannt 
war, und die Rechtsverbindlichkeit eines ſolchen Vertrages 
mag auch um deswillen noch nicht zu bezweifeln ſein, weil der 
Dritte Mitbegründer und Aufſichtsratsmitglied der be⸗ 
treffenden Geſellſchaft iſt und in dieſer ſeiner Eigenſchaft 
die Beſchränkung des Vorſtandes in der Vertragsbefugnis ge⸗ 
kannt hat. Hier gehen aber die von der Beklagten zu ihrer 
Verteidigung geltend gemachten Tatſachen weiter. Die Be⸗ 
klagte hat behauptet gehabt: Der Inhaber der klagenden 
Handlung habe bei dem in Frage ſtehenden Vertragsabſchluß 
die ihm als Mitglied des Aufſichtsrats der Beklagten ob⸗ 
liegenden Pflichten (auch durch den Abſchluß ohne Zuſtimmung 
des Aufſichtsrats) gröblich verletzt und er habe ſich als Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied ſagen müſſen, daß der (enorme) Abſchluß 
mit ihm neben dem früheren Abſchluß mit einer andern Firma 
nicht im Intereſſe der noch jungen Geſellſchaft gelegen 
habe. Die Beklagte hat nach ihrem geſamten Vorbringen auch 
geltend gemacht, der Vertrag ſei für ſie ein ſchaden⸗ 
bringenderz; fie werde geſchädigt, wenn fie den Vertrag durch 
Abnahme der großen, von ihr nicht gebrauchten Waren⸗ 
menge erfüllen müſſe. Iſt es aber wahr, daß der Inhaber 
der klagenden Handlung mit dem Abſchluß des Vertrages die 
ihm als Mitglied des Aufſichtsrats der Beklagten obliegenden 
Verpflichtungen verletzte und daß der Beklagten aus dieſer Ver⸗ 
letzung Schaden entſtanden iſt, bzw., wenn ſie den Vertrag er⸗ 
füllen müßte, Schaden entſtehen würde, ſo liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 249 Abſ. 2 BGB. vor. Der Inhaber der 
klägeriſchen Handlung wäre — ob er mit dem Vorſtande der 
Beklagten kolludiert hat oder nicht — der Beklagten für ihren 
Schaden haftbar. Daraus ergibt ſich vor allem aber auch, daß 
er der Beklagten gegenüber einen Anſpruch aus dem Vertrage 
nicht geltend machen könnte ($ 249 BGB.; RG. 58, 356/57); 
er würde dolose handeln, wenn er Erfüllung des Vertrages 
fordert, während er ſelbſt der Beklagten den ihr durch die Er⸗ 
füllung entſtehenden Schaden erſetzen müßte. A. c. H., U. v. 
10. Mai 10, 603/09 II. — Hamm. 

25. 5 381 Abſ. 2 HGB. in Verb. mit § 639 Abſ. 2 
BGB.] 

Die Klägerin begehrt als Erbin ihres Mannes Wandelung 
der zwiſchen dieſem und den Beklagten geſchloſſenen Werklieferungs⸗ 
verträge und Erſatz des durch die mangelhafte Lieferung ent⸗ 
ſtandenen Schadens. Die Beklagten haben zunächſt die Einrede 
der Verjährung vorgebracht. Sie bekämpfen die Anſicht des 
Vorderrichters, daß dieſe Einrede auf Grund des 8 639 Abſ. 2 
BGB. zurückzuweiſen ſei, mit der Ausführung, nach § 381 
Abſ. 2 HGB. fänden auf die Werklieferungsverträge nicht die 
55638, 639 BGB. ſondern die für den Kauf geltenden Verjährungs⸗ 
vorſchriften Anwendung. Dieſe Rüge iſt verfehlt. Wie das 
RG. bereits wiederholt erkannt hat (Urteile des VII. ZS. vom 
21. Dezember 1906, VII. 149/06, und des erkennenden Senats 
vom 7. April 1908, III. 374/07), unterſtellt der § 381 Abſ. 2 
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HGB. nach feinem Wortlaut und nach dem aus der Denkſchrift 
(Guttentagſche Ausgabe S. 245) erkennbaren Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers die daſelbſt bezeichneten Werklieferungsverträge nicht 
in jeder Hinſicht den Vorſchriften über den Kauf, ſondern fügt 
nur zu den nach 8 651 BGB. anwendbaren Beſtimmungen 
über den Kauf die der SS 373 ff. HGB. hinzu und beläßt es 
im übrigen bei den Vorſchriften des S 651 BGB., insbeſondere 
auch bei der Anwendbarkeit der Verjährungsvorſchriften der 
85 638, 639 BGB. Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob 
die hier fraglichen Werklieferungsverträge die Herſtellung beweg⸗ 
licher Sachen im Sinne des § 381 Abſ. 2 HGB. zum Gegen⸗ 
ſtande haben. B. c. P. & Co., U. v. 3. Mai 10, 224/09 III. 
— Marienwerder. 

Wechſelordnung. 

26. Art. 4 Nr. 7, Art. 21 WO. Muß die Identität 
des Bezogenen mit dem Akzeptanten aus dem Wechſel hervor⸗ 
gehen?! 

Der Beklagte iſt Inhaber zweier Fahrradgeſchäfte, von 
denen er das eine in S. unter dem bürgerlichen Namen 
betreibt, während er ſich zum Betriebe des andern in Z. be⸗ 
findlichen Geſchäfts der auf den früheren Inhaber hindeutenden 
Firma M. 3.3 Nachf. bedient. Die Klage ſtützt ſich auf einen 
Wechſel, der vom Kläger M. auf den Beklagten gezogen und 
von N. N., dem Angeſtellten des Beklagten, in deſſen Namen 
akzeptiert iſt. Die Adreſſe lautet: „Herrn Emil D. in S.“; 
in dem Akzepwermerk folgen auf den Farbſtempelaufdruck 
„M. 3.3 Nachf. Inhaber E. D. i. Z. i. Sa.‘ die von dem An⸗ 
geſtellten geſchriebenen Worte „gez. N. N., Bevollmächtigter.“ 
Das OLG. wies ab, das RG. hob auf: Das OLG. weiſt 
die Klage deshalb ab, weil die Identität aus dem Wechſel 
nicht hervorgehe. Allerdings entſpricht der Ausgangspunkt des 
OLG. der herrſchenden Lehre. In den Entſcheidungen der 
höchſten Gerichte kehrt nicht ſelten der Satz wieder, daß die 
Übereinftimmung des Bezogenen mit dem Akzeptanten aus dem 
Wechſel ſelber hervorgehen müſſe. Bei der praktiſchen An⸗ 
wendung freilich iſt dem Satze zumeiſt die Spitze abgebrochen, 
indem „geringfügige Abweichungen“, da ſie „keine unzerſtörbaren 
Zweifel an der Identität wachriefen“, für unerheblich erklärt 
wurden (vgl. ROG. 3, 271; 14 S. 172, 247; 15, 285; 21, 
417; in Seufferts Arch. Bd. 31 Nr. 371; RG. I. 3S. in 
JW. 00, 52720; 02, 63619). Auch die Schriftſteller haben ſich 
vorwiegend in demſelben Sinne geäußert (vgl. Grünhut, 
Wechſelrecht 2, 213 flg.; Dernburg, Bürg. Recht Bd. 2 
S 263 Anm. 2; Düringer⸗ Hachenburg, HGB. 8 17 
Anm. 3 und die Kommentare zur WO. von Staub⸗Stranz, 
Art. 21 Anm. 6; Rehbein, Art. 21 flg. Anm. 9; Bernſtein, 
S. 125; anders mit einer unzutreffenden Diſtinktion H. O. Leh⸗ 
mann, Wechſelrecht S. 446). In Wahrheit wird die Identitäts⸗ 
frage durch die Urkunde allein niemals gelöſt. Die Möglichkeit, 
daß an demſelben Orte mehrere Perſonen leben, auf welche die 
Adreſſe paßt, iſt ſtets vorhanden. Auch wenn das Akzept ſich 
vollſtändig mit der Adreſſe deckt, iſt es genau betrachtet nicht 


die Übereinſtimmung der Worte, die den Beweis erbringt, daß 


gerade die mit der Zahlung beauftragte Perſon den Wechſel 
akzeptiert hat. Überzeugend wirkt in erſter Linie die außerhalb 
der Urkunde begründete Erwägung, daß Perſonen, an die der 
Auftrag nicht gerichtet iſt, ſchwerlich geneigt ſein werden, zu 


akzeptieren. Dazu tritt das dem Wechſel zugrunde liegende 
Rechtsverhältnis, das häufig über die ins Auge gefaßte Perſon 
Aufſchluß gibt. Dieſe Momente, die ein Akzept des Nicht⸗ 
bezogenen zu einer Seltenheit machen, mit der kaum gerechnet 
zu werden braucht, kommen auch dann zur Geltung, wenn die 
Faſſungen des Akzepts und der Adreſſe mehr oder weniger von⸗ 
einander abweichen. Vor allem aber muß der herrſchenden 
Meinung entgegengehalten werden, daß das Geſetz eine Be⸗ 
ſtimmung, durch die das angebliche Formerfordernis klar vor⸗ 
geſchrieben würde, nicht enthält. Zweifellos kann nach Art. 4 
Nr. 7 ein Kaufmann ſowohl unter ſeiner Firma wie unter 
dem bürgerlichen Namen bezogen werden, und ebenſo ſicher iſt 
nach Art. 21, daß für das Akzept des Kaufmanns an ſich ſo⸗ 
wohl der Name wie die Firma genügt. Der Satz aber, daß 
im Akzept die vom Namen verſchiedene Firma dann nicht ge⸗ 
braucht werden dürfe, wenn in der Adreſſe der Name ſteht, und 
umgekehrt, hat in der WO. keinen Ausdruck gefunden. Es kann 
nicht als Aufgabe der Jurisprudenz anerkannt werden, Form⸗ 
vorſchriften aus allgemeinen Erwägungen herzuleiten, da dies 
den Erfolg haben müßte, ernſthaft gemeinte Verkehrsgeſchäfte 
zu vereiteln. M. c. D., U. v. 23. April 10, 459/09 J. — 
Dresden. 

Militärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 1871. 

27. 88 58, 64 MilPenf®. in Verb. mit Geſetz vom 4. April 
1874 § 10, Offizierpenſionsgeſetz vom 31. Mai 1906 § 47 
und Mannſchaftsverſorgungsgeſetz vom 31. Mai 1896.] 

Der Kläger erhielt nach einer zwölfjährigen Dienſtzeit im 
Unteroffizierſtande im Oktober 1894 den Zivilverſorgungsſchein 
ausgehändigt, blieb aber als Zeugfeldwebel im Dienſte und 
wurde am 19. März 1896 zum Zeugleutnant befördert. Am 
27. März 1904 wurde er zur Verfügung geſtellt. Er erhielt 
das Ruhegehalt eines Zeugleutnants. Das Kriegsminiſterium 
hat ihm eröffnet, daß der Zivilverſorgungsſchein mit ſeiner Er⸗ 
nennung zum Zeugleutnant ſeine Gültigkeit verloren habe. Der 
Kläger hat beantragt, feſtzuſtellen, daß der von ihm als Zeug⸗ 
feldwebel im Jahre 1894 erworbene Zivilverſorgungsſchein durch 
ſeine vom 19. März 1896 erfolgte Ernennung zum Zeugleutnant 
ſeine Gültigkeit nicht verloren habe. Der Beklagte beantragt 
Klageabweiſung und widerklagend: den Kläger und Wider⸗ 
beklagten zur Herausgabe des ihm erteilten Zivilverſorgungs⸗ 
ſcheins zu verurteilen. Der Kläger hat um Abweiſung der 
Widerklage gebeten. Das LG. hat den Anträgen des Beklagten 
entſprechend erkannt. Das KG. wies die Berufung des Be⸗ 
klagten zurück; das RG. hob auf und verurteilte unter Abweiſung 
der Widerklage in ausführlicher Bezugnahme auf die oben an⸗ 
geführten Geſetze und andere ähnliche Beſtimmungen, ſowie auf 
die Entſtehungsgeſchichte der Geſetze. L. c. Reichsmilitärfiskus, 
U. v. 6. Mai 10, 583/09 III. — Berlin. 

Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1907. 

28. 58 9, 63 RStemp® Entſchädigung von Auſſichts⸗ 
ratsmitgliedern einer Aktiengeſellſchaft, welche nicht zur Ab⸗ 
geltung der Überwachungstätigkeit dienen.] 

Der § 15 der Satzungen der klagenden Aktiengeſellſchaft 
lautet dahin: „Der Aufſichtsrat erhält für die Überwachung 
der Geſchäftsführung außer ſeinen baren Auslagen eine feſte 
Vergütung von 5000 l. Fernerhin wird dem Auffichtsrat 
auf deſſen Verlangen eine weitere Summe bis zum Höchſt⸗ 


39. Jahrgang. 

betrage von 5000 & zur Verfügung geſtellt zur Gewährung 
von dieſen Geldern an ſeine Mitglieder ſowie für deren 
Beſoldung für ſolche Tätigkeit derſelben, welche nicht in der 
fiberwahung der Geſchäftsführung beſteht. Die Tagegelder 
dürfen den Betrag von 50 „ für den Tag nicht überſteigen. 
fiber die Verteilung der dem Aufſichtsrat zur Verfügüng ge⸗ 
ſtellten Beträge unter feine Mitglieder beſchließt der Aufſichts⸗ 
rat.” Nach der gemäß § 63 RStempG. (RGBl. 695 ff.) vom 
Vorſtande der Klägerin angefertigten Aufſtellung für das 
Geſchäftsjahr vom 1. Juli 1906 bis zum 30. Juni 1907 
waren den Mitgliedern des Aufſichtsrats außer den hier nicht 
in Betracht kommenden Tagegeldern von zuſammen 1100 4 
an feſten Bezügen 5000 & gewährt und ferner war dem 
Aufſichtsrat eine weitere Summe von 3900 & zur Beſoldung 
von Mitgliedern für deren Tätigkeit, die nicht in der Über: 
wachung der Geſchäftsführung beſteht, zur Verfügung geſtellt 
worden. Dieſe Summe erhielt nach Angabe der Klägerin mit 
3000 & C. als Juſtitiar und mit 900 & E. als techniſcher 
Berater der Geſellſchaft. Den von der Steuerbehörde geforderten 
Betrag zahlte die Klägerin; ihre Klage wurde abgewieſen. Die 
Reviſion blieb ohne Erfolg: Gegenſtand der ſog. Vergütungs⸗ 
ſteuer iſt nach Tarifnummer 9 zu dem für den vorliegenden 
Fall maßgebenden RStempG. die „Aufſtellung“ der Aktien⸗ 
geſellſchaften uſw. über die Höhe der geſamten Vergütungen 
(Tantiemen uſw.), die den zur Überwachung der Geſchäfts⸗ 
führung beſtellten Perſonen (Mitgliedern des Aufſichtsrats) ſeit 
der letzten Bilanzaufſtellung gewährt worden find (vgl. 5 63 
des Geſetzes). Die Klägerin will deshalb den ſtreitigen Betrag 
von 3900 & der ſteuerpflichtigen Vergütung nicht hinzurechnen, 
weil er nicht für die überwachende Tätigkeit der Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder gewährt ſei. Sie iſt der Meinung, daß 
nur die für dieſe Tätigkeit gemachte Zuwendung der Steuer 
unterliege, und hat dementſprechend in der mitgeteilten Be⸗ 
ſtimmung ihrer Satzung die für die Überwachung der Geſchäfts⸗ 
ſührung bewilligte feſte Vergütung geſchieden von der Summe, 
die dem Aufſichtsrate zur Abgeltung der nicht in der Über⸗ 
wachung beſtehenden Tätigkeit ſeiner Mitglieder zur Verfügung 
geſtellt worden iſt. Jene Meinung findet indeſſen im Geſetze 
leine Stütze. Wenn es heißt, daß die Vergütung zu beſteuern 
ſei, die an die zur Überwachung der Geſchäftsführung beſtellten 
Perſonen (Mitglieder des Aufſichtsrats) gezahlt werde, fo iſt 
damit nur der Kreis der eigentlich ſteuer⸗ und der Geſellſchaft 
rückgriffspflichtigen Perſonen und das Gebiet ihrer Haupttätig⸗ 
keit bezeichnet, nicht aber eine Beſchränkung der der Beſteuerung 
zugrunde zu legenden Beträge ausgeſprochen. Nach der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſollten alle geldwerten Bezüge, 
die den Aufſichtsratsmitgliedern als ſolchen zufließen, der 
Steuer unterworfen werden. Eine Unterſcheidung der Bezüge 
nach Art und Umfang der entwickelten Tätigkeit würde der 
erkennbaren, auf die ſteuerliche Erfaſſung der Geſamtvergütung 
der Aufſichtsratsmitglieder gerichteten Abſicht des Geſetzes zu⸗ 
widerlaufen, ſeine Umgehung fördern und ſeine finanzielle 
Wirkung zweifelhaft machen. Daß aber der Geſchäftskreis des 
Aufſichtsrats ſich nicht lediglich auf die Kontrolle der Ver⸗ 
waltung beſchränkt, ergeben die Vorſchriften des HGB. Nach 
ihnen hat er u. a. der Beſtellung eines Prokuriſten zuzuſtimmen 
und eine Generalverſammlung zu berufen, wenn es das Intereſſe 
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der Geſellſchaft erfordern ſollte (SS 238, 246 Abſ. 2). Im 
übrigen erklärt der Abſ. 3 des § 246: „Weitere Obliegenheiten 
des Aufſichtsrats werden durch den Geſellſchaftsvertrag be⸗ 
ſtimmt.“ Es können alſo dem Aufſichtsrat auch ſonſtige, außer⸗ 
halb des Rahmens der Kontrollführung liegende Verwaltungs⸗ 
geſchäfte durch die Satzung übertragen werden, wofern nur im 
Auge behalten wird, daß der Vorſtand als geſetzlicher Vertreter 
der Geſellſchaft nicht durch den Aufſichtsrat erſetzt und aus⸗ 
geſchaltet werden darf. Iſt hiernach grundſätzlich auch eine 
Tätigkeit der Aufſichtsratsmitglieder denkbar, die nicht unmittelbar 
die Führung der Aufſicht ſelbſt betrifft, jo fällt die für. fie 
gewährte Vergütung ebenſo unter die Steuervorſchrift, wie das 
Entgelt für die Übung der eigentlichen Kontrolle. Stempel⸗ 
rechtlich iſt die im § 15 der Satzung gemachte Unterſcheidung 
ohne Bedeutung. S. c. Preuß. Fiskus, U. v. 13. Mai 10, 
419/09 VII. — Cöln. 


II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

29. SS 42, 43, 44 I, 2, § 594 I, 20 ALR. verb. mit 
Ablöſungsgeſetz vom 2. März 1850 $ 4, Enteignungsgeſetz vom 
11. Juni 1874 8 8 Abſ. 2, 8 9 Abf. 4, 8 57 und BGB. 88 514, 
1103.] 
Die Kläger find Rechtsnachfolger des B. in Schöneberg, 
von deſſen Grundſtück in Schöneberg durch Reſolut der Königlichen 
Regierung in Potsdam vom 10. Dezember 1855 im Wege der 
Enteignung zur Erweiterung des Botaniſchen Gartens an der 
Potsdamer Straße ein Streifen Landes in Anſpruch genommen 
worden iſt. Die Kläger nehmen als Eigentümer des Stamm⸗ 
grundſtücks ein geſetzliches Vorkaufsrecht an der enteigneten 
Fläche gemäß 5 4 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 
und § 57 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 in An⸗ 
ſpruch. Sie behaupten, daß das Recht bei allen Abveräußerungen 
dem Stammgrundſtück vorbehalten worden ſei. Sie haben 
beantragt: in erſter Linie feſtzuſtellen, daß ihnen allein das 
Vorkaufsrecht an dem Grundſtück E 3 zuſtehe, eventuell feſtzu⸗ 
ſtellen, daß es ihnen in Gemeinſchaft mit den andern 160 in 
dem Verzeichnis des Kataſterkontrolleurs aufgeführten Teileigen⸗ 
tümern zuſtehe. Das KG. hat nach dieſem eventuellen Antrag 
erkannt und den weitergehenden Antrag abgewieſen. Reviſion 
des Beklagten und Anſchlußreviſion der Kläger wurden zurück⸗ 
gewieſen: Der Beklagte ſtellt das Vorkaufsrecht in Abrede, 
weil die durch das Reſolut vom 10. Dezember 1855 dem Be⸗ 
ſitzer des Grundſtücks Schöneberg Bd. I Bl. 30 enteignete 
Fläche mit dem Reſtbeſtand des Grundſtücks nicht in örtlichen 
Zuſammenhang geſtanden, vielmehr ganz getrennt gelegen habe 
und das geſetzliche Vorkaufsrecht auf ſolche Fälle nicht auszu⸗ 
dehnen ſei. Dem BerR. war jedoch darin beizutreten, daß das 
Geſetz eine ſolche Unterſcheidung nicht rechtfertigt. Es handelt 
ſich dabei im weſentlichen um die Auslegung des nach der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. Bd. 34 S. 290 allein in Betracht kommenden, 
übrigens dem 5 4 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 von 
der Herrenhauskommiſſion — Drucks. Nr. 108 Anlageband II 
zu den ſtenographiſchen Berichten 187374 zu 8 58 (57) des 
Entwurfs S. 551 — wörtlich nachgebildeten 8 57 Enteign®. 
vom 11. Juni 1874. Das von dem Beklagten beigebrachte 
Gutachten folgert aus den Worten „Teilung“ und „Verkleinerung 
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eines Grundſtücks“, daß nur die Abtrennung räumlich zuſammen⸗ 
hängender Flächen, nicht auch, wie vorliegend, die Enteignung ge⸗ 
trennt liegender Flächen in Frage kommen könne; dieſe Anſicht findet 
aber weder in dem Wortlaut des Geſetzes, noch in deſſen Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte genügenden Anhalt. Es mag fein, daß § 8 
Abſ. 2 und 8 9 Abſ. 4 Enteign®. die den Begriff des Grund⸗ 
ſtücks auf allen „in örtlichem oder wirtſchaftlichem“ Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden „Grundbeſitz“ desſelben Eigentümers ausdehnen 
— Eger, Handbuch Anm. 35 zu § 8, Anm. 42 zu § 9 a. a. O., 
Materialien (zuſammengeſtellt in der RG.⸗Biblioth.) S. 632, 
645; (Abg. Komm.) S. 713 ff. (S. 1271 ff. des Sten. Ber. der 
Abg.) S. 783, 816 (S. 1504 des Sten. Ber.) —, auf den 
ſpäter von der Herrenhauskommiſſion eingefügten § 57 Enteign®. 
nicht ohne weiteres anwendbar find, wie dies Koffka, Enteign®. 
S. 267 will; daraus folgt aber nicht, daß der § 57 unter 
„Grundſtücken“ und „Teilen von Grundſtücken“ nur örtlich zu⸗ 
ſammenhängende Flächen verſteht. In den 55 8, 9 iſt der Be⸗ 
griff des Grundſtücks auf eine Mehrheit von Grundſtücken 
(den Grundbeſitz) desſelben Eigentümers, die in örtlichem, 
(nach dem Zuſatz des Abgeordnetenhauſes) auch in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhang ſtehen, ausgedehnt worden, im § 57 
handelt es ſich allerdings nur um Einzelgrundſtücke, dies ſchließt 
aber nicht aus, daß die einzelnen Teile dieſes Grundſtücks ge⸗ 
trennt liegen und keinen örtlichen, ſondern nur rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Zuſammenhang haben. Wenn der Gutachter 
unter Berufung auf 88 42, 43 f. ALR. I, 2 und auf die An- 
merkung Kochs zu § 43 behauptet, daß getrennt liegende Flächen 
nicht Subſtanzteile, ſondern nur Pertinenzen des Grundſtücks 
fein könnten, fo mißverſteht er beide. § 43 a. a. O. und Koch 
ſprechen nur von der natürlichen Verbindung mit einem Grund⸗ 
ſtück (Alluvion, Baumwuchs) und rechnen ſie zur Subſtanz, 
88 42, 44 ſprechen von der „Zuſchlagung“ beweglicher oder 
unbeweglicher Sachen zu einem „Ganzen“ und legen ihnen 
dann die Eigenſchaft von Pertinenzen bei. Dies hindert nicht, 
daß das Ganze von vornherein aus mehreren getrennt 
liegenden Teilen beſtehen kann oder daß Grundſtücke als 
Beſtandteil zu einem andern hinzutreten können. (Wird 
weiter ausgeführt.) Nach den Ausführungen des OTr. in 
der Entſch. Bd. 79 S. 181 findet das Vorkaufsrecht ſeine 
Rechtfertigung in dem, auch in den Vorſchriften der 88 74 ff. 
Einl. SS 4 ff. ALR. I, 11 anerkannten Grundſatz, daß das 
Privateigentum nicht mehr und nicht länger beſchränkt werden 
darf, als das öffentliche Intereſſe es erfordert, ſo daß nach dem 
Wegfall der Gründe, die zu ſeiner Entziehung führten, der 
Wiedererwerb zu geſtatten iſt. Die Wiedervereinigung mit dem 
verkleinerten Grundſtück dagegen erachtet das OTr. nicht für 
weſentlich. Geht man von dieſer zutreffenden Erwägung aus, 
ſo kann es darauf, ob das enteignete Stück mit dem Reſtgrund⸗ 
ſtück im räumlichen Zuſammenhange ſtand, nicht ankommen. 
Vielmehr genügt dann der rechtliche und wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenhang, wie er in der Zuſammenfaſſung und Eintragung auf 
einem Grundbuchblatte ſich kundgibt. — Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, Bd. I S 380 Anm. 9; Koffka, Enteignungsgeſetz, § 57 
Anm. II, 1; Eger, Handausgabe, $ 57 Anm. 239 Ja, auch 
Förſter⸗Eccius II 8 131 bei Anm. 50 (Teil eines Grundbeſitzes); 
Kloſtermann⸗Fürſt, Berggeſetz, 5. Aufl. S. 427 Anm. 3 zu 
§ 141. — Unbegründet iſt aber auch die Anſchlußreviſion. 
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Wie bereits in dem Urteil des OTr. vom 15. Januar 1877 
(OTr. 79 S. 166, 177 ff.) ausführlich dargelegt und auch von 
dem RG. in dem Urteil vom 18. Juni 1895 (RG. 35, 306) 
angenommen worden iſt, haftet das geſetzliche Vorkaufsrecht 
nicht lediglich an dem Stammgrundſtück, von deſſen Vorhanden⸗ 
ſein im vorliegenden Falle übrigens kaum noch die Rede ſein 
kann, ſondern geht im Falle der Zerteilung des nach der Ent⸗ 
eignung verbliebenen Reſtgrundſtücks auf alle Teileigentümer 
dergeſtalt über, daß es ihnen nur noch gemeinſchaftlich zuſteht. 
Daran wird nach den vorerwähnten Entſcheidungen, von denen 
abzugehen keine Veranlaſſung vorliegt, auch durch Vorbehalte 
bei der Teilung nichts geändert, weil das Vorkaufsrecht ſeiner 
Natur nach von dem Eigentum des berechtigten Grundſtücks 
nicht getrennt und den Eigentümern anderer Teilſtücke nicht 
übertragen, folgeweiſe auch nicht vorbehalten werden kann (ALR. 
I. 20 8 594, BGB. 88 514, 1103). Preuß. Fiskus c. B., 
U. v. 4. Mai 10, 455/09 V. — Berlin. 

30. Obſervanz.] 

Die Reviſion bekämpft die Ausführungen des BG. über 
das Beſtehen der von ihm angenommenen Obſervanz. Die 
Rüge muß ohne Erfolg bleiben. Rechtsgrundſätzlich bleibt 
die Feſtſtellung des BG. über das Beſtehen und den Inhalt einer 
ſolchen Obſervanz als örtlichen Gewohnheitsrechts nach den 
85 562, 549 ZPO. für das Reviſionsgericht maßgebend. 
Allerdings behauptet die Reviſion, daß das BG. die über die 
Bildung von Obſervanzen beſtehenden revifiblen allgemeinen 
Grundſätze verletzt habe, weil von ihm verkannt ſei, daß der 
ſich betätigenden Rechtsüberzeugung Irrtümer zugrunde ge⸗ 
legen haben. Dies trifft jedoch nicht zu. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. beruhte die ſich bildende Rechtsüberzeugung 
des Beklagten darauf, daß das Kapitel ſäkulariſiert iſt 
und daß vordem und zwar vor Einführung des Allgemeinen 
Landrechts die Baulaſt bezüglich des Domes nach gemeinem 
katholiſchen Kirchenrechte dem Kapitel obgelegen habe. Beide 
Vorausſetzungen ſind zutreffend. Insbeſondere iſt es richtig, 
daß nach dem kanoniſchen Recht beim Wegfall des Biſchofs die 
Baulaſt dem Kapitel zugefallen war (vgl. v. Schulte, Lehrbuch 
des katholiſchen und evangeliſchen Kirchenrechts IV. Aufl. S. 502A; 
Heiner, Katholiſches Kirchenrecht V. Aufl. Bd. II S. 476 Nr. 3). 
Ein Irrtum des Beklagten über ſein Eigentum an der Domkirche 
aber kam nach der weſentlich tatſächlichen Feſtſtellung des BG. 
bei der Bildung der Obſervanz überhaupt nicht in Betracht. 
In der mündlichen Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte 
machte der Beklagte noch geltend, daß es von vornherein an 
den rechtlichen Vorausſetzungen einer Obſervanzbildung deshalb 
gefehlt habe, weil es ſich lediglich um die Geſtaltung rein 
individueller Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Beklagten und der 
Klägerin gehandelt habe. In ſolchem Falle ſei nur Raum für 
die erwerbende Verjährung, nicht für die Entſtehung einer Ob⸗ 
ſervanz. Auch dieſe Rüge geht fehl. Zur Bildung einer Ob⸗ 
ſervanz iſt allerdings erforderlich, daß ſich die Beteiligten in 
einem wie immer gearteten, durch einen gemeinſamen Zuſtand 
hervorgerufenen Verbande befinden. Dieſe Vorausſetzung wäre 
unbedenklich gegeben, wenn der Beklagte zu der klagenden Kirche 
im Verhältniſſe eines Patrons ſtände (vgl. RG. 12, 292). 
Und in der Tat hatte der Beklagte in erſter Inſtanz nicht be⸗ 
ſtritten, Patron zu ſein. In der Berufungsinſtanz hat er aller⸗ 
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dings ſein Patronat nicht mehr anerkannt, und es fehlt eine 
pofitive Feſtſtellung des BG. bezüglich der Patronatseigenſchaft 
des Beklagten. Aber auch abgeſehen vom Patronatsverhältnis 
ſind die geſetzlichen Bedingungen für die Entſtehung einer 
Obſervanz nach der Sachlage gegeben. Denn zwiſchen dem 
Kapitelſtift und ſeiner Stifts⸗ und Pfarrkirche hatte unbedenklich 
der oben hervorgehobene Verband und Zuſammenhang beſtanden. 
In eben dieſe Rechtsbeziehungen des Kapitelſtifts zur Kirche iſt 
aber demnächſt der Beklagte eingetreten. Kgl. Preuß. Domänen⸗ 
fiskus c. Domkirche M., U. v. 2. Mai 10, 378/09 IV. — 
Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

31. SS 1, 8 EnteignG. Verhältnis des Unternehmens 
zum enteigneten Grundſtücksbeſitzer und deſſen Mieter, bzw. 
zwiſchen den beiden letzteren.] 

Der Eigentümer hat gegen den Unternehmer aus SS 1, 8 
EnteignG. ein durch etwaige Anſprüche der Mieter nicht be⸗ 


rührtes Recht auf vollſtändige Entſchädigung; daß Mieter neben 


dem Eigentümer Sonderanſprüche aus der Enteignung erheben, 
iſt für die Entſchädigungspflicht des Unternehmers dem Eigen⸗ 
tümer gegenüber einflußlos. Eine andere, aber nicht in dem 
Rechtsſtreite des Eigentümers mit dem Unternehmer, ſondern 
im Streite der Mieter mit dem Unternehmer zu entſcheidende 
Frage iſt, ob und inwieweit der Unternehmer nach § 11 des 
Geſetzes die Mieter mit ihren Anſprüchen auf die dem Eigen⸗ 
tümer gewährte Entſchädigung verweiſen kann. Ch. c. H., U. 
v. 22. April 10, 221/10 VII. — Berlin. 


Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Pro— 
vinzen der (preußiſchen) Monarchie vom 3. Juli 1891. 

32. 5 88 Abſ. 4 Ziff. 7 Landgemeinde O.] 

Es entſpricht dem Wortlaut und Sinne des § 88 Abſ. 4 
Ziff. 7 LandgemeindeO. für die ſieben öſtlichen Provinzen 
der preußiſchen Monarchie vom 3. Juli 1891, daß der 
Ausdruck „Urkunden“ darin einſchränkend auszulegen iſt und 
nicht etwa die Beurkundung des fertigen Rechtsgeſchäfts beider 
Vertragsteile, ſondern nur die einſeitige Verpflichtungserklärung, 
das verbindlichmachende Vertragsangebot der Gemeinde betrifft. 
Dies ergibt ſich ſchon daraus, daß den „Urkunden“ die „Voll⸗ 
machten“, alſo ganz einſeitige Willenserklärungen, die aber 
die Gemeinde verpflichten und die ſchwerſten wirtſchaftlichen 
Folgen nach ſich ziehen können, gleichgeſtellt find. So deutet 
bereits die Entſcheidung in RG. 64, 408 an ihrem Schluſſe 
(S. 415) an, daß ſchon der nach außen kundbar gemachte 


Gemeindebeſchluß von rechtlicher Bedeutung fein könne. Der 


VI. 38. des RG. führt dieſen Gedanken in Bd. 68 der Ent⸗ 
ſcheidungen S. 407 ff. weiter aus und entſcheidet, daß es 
genügt, wenn nur die Verbindlichkeitserklärung der Gemeinde 
gemäß der Vorſchrift der Landgemeindeordnung beurkundet iſt, 
ohne daß auch die Erklärung des anderen Teils ſchriftlich (und in 
den Formen des 888 Landgemeinde O.) abzugeben wäre. Allerdings 
erfordert auch er, daß die einſeitige Gemeindeurkunde nicht eine 
innere Angelegenheit der Gemeinde bleibt, ſondern daß fie dem 
anderen Vertragsteil kundgegeben worden ſein muß, und weil 
lezteres in dem ihm zur Entſcheidung vorgelegen Fall nicht 
geihehen war, hat er keinen gültigen Vertrag, der die Gemeinde 
verpflichtete, angenommen. Der erkennende Senat ſchließt ſich 
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den genannten Entſcheidungen des II. und VII. ZS. des RG. 
an. R. c. J., U. v. 7. Mai 10, 407/09 V. — Berlin. 

33. Fakultative Bewilligung eines Ruhegehalts durch 
Miniſterialerlaß.] 

Es ſteht feſt, daß der Kläger, nachdem er ſchon am 
16. Juli 1875 den Dienſteid geleiſtet hatte, durch Verfügung 
vom 26. September 1883 vom 1. Oktober 1883 ab als Hilfs⸗ 
bahnwärter gegen eine in monatlichen Veträgen zahlbare Tages⸗ 
vergütung angenommen worden iſt. In dieſer Stellung war 
er, inſofern ihm die Ausübung der ſtaatlichen Bahnpolizeigewalt 
zuſtand, Beamter (Bahnpolizeireglement für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 4. Januar 1875 858 66, 67, 68 Abſ. 2 
3Bl. für das Deutſche Reich 1875 S. 57ff.] und vom 30. No: 
vember 1885 [RG Bl. 1885 S. 289] 88 66, 67, 68 Abſ. 2). 
Hieran ändert der Umſtand nichts, daß ihm bei ſeiner Beſtallung 
zum Hilfsbahnwärter eröffnet wurde, ſeine Stellung ſei die 
eines Tagegeldarbeiters, und er könne jederzeit aus dem Dienſte 
der Eiſenbahnverwaltung entlaſſen werden. Dieſe Eröffnung 
hatte nur die Bedeutung, daß der Kläger im übrigen nicht die 
Rechte eines unmittelbaren Staatsbeamten, insbeſondere keine 
Penſions berechtigung habe. Das entſprach dem $ 2 des Penſions⸗ 
geſetzes vom 27. März 1872, wonach die unter dem Vorbehalte 
des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten Beamten einen 
Anſpruch auf Penſion nach Maßgabe dieſes Geſetzes nur dann 
haben, wenn ſie eine in den Beſoldungsetats aufgeführte 
Stelle bekleiden. Dieſe Geſetzesbeſtimmung ſchließt aber die 
fakultative Bewilligung eines Ruhegehalts nicht aus, (vgl. Mot. 
zum $ 2, Druckſ. des Hauſes der Abgeordneten XI. Legislatur⸗ 
periode II. Seſſion 1871/72 Bd. II Nr. 105 S. 13), und 
dieſe Bewilligung iſt durch den Miniſterialerlaß vom 21. Sep⸗ 
tember 1888 unter den in demſelben angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen für die vereidigten ſtändigen Hilfsbeamten erfolgt. 
Stand hiernach der Kläger als vereidigter Hilfsbeamter, 
mindeſtens ſoweit er bahnpolizeiliche Funktionen auszuüben 
hatte, in einem Beamtenverhältnis, ſo handelt es ſich nicht, 
wie die Reviſion behauptet, um ein rein privatrechtliches Dienſt⸗ 
verhältnis. Unbegründet iſt ferner die Ausführung der Reviſion, 
daß der Erlaß vom 21. September 1888 den Anſpruch des 
Klägers nicht begründen könne, weil er keine dienſtpragmatiſche 
Beſtimmung, ſondern nur eine interne Verwaltungsvorſchrift 
enthalte, welche die Direktion als penſionsfeſtſetzende Behörde 
nur dem vorgeſetzten Miniſterium gegenüber verpflichte, Rechts⸗ 
anſprüche Dritter aber nicht erzeuge. Für die Anſprüche der 
Staatsbeamten wegen ihrer Dienſteinkünfte ſind auch die ſeitens 
der Zentralbehörden ergangenen, den Provinzial— 
behörden mitgeteilten allgemeinen Verfügungen, ſoweit 
ſolche nicht den Geſetzen oder Königlichen Anordnungen zuwider⸗ 
laufen, maßgebend (vgl. § 6 des Geſetzes betreffend die Er⸗ 
weiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 und Mot. 
S. 538 in den Verhandlungen des Preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſes Bd. 4, 5 1861 Anlage 1, 2 Bericht der XVII. Kom⸗ 
miſſion, Verhandlungen des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
Bd. 6 Tl. 3 Nr. 132 S. 944, S. 947 zu § 6). Der Kläger 
kann daher ſeinen Anſpruch auf den Inhalt des den Eiſenbahn⸗ 
direktionen mitgeteilten Miniſterialerlaſſes vom 21. September 
1888 ſtützen. Der Inhalt dieſes Erlaſſes ergibt aber auch klar, 
daß objektive Rechtsnormen und klagbare Rechts- 
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anſprüche der betreffenden Beamten geſchaffen werden follten. 
Das folgt ſchon daraus, daß der Erlaß an die den Eiſenbahn⸗ 
behörden mitgeteilten „Grundſätze für die Berechnung der 
penſionsberechtigten Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten“ 
anknüpft und dann für die vor dem 1. April 1884 angenommenen 
Unterbeamten Beſtimmungen trifft. Dieſe Beſtimmungen ſollen 
für die früher eingetretenen Beamten, — ebenſo wie jener 
Erlaß für die Zukunft, wenngleich inhaltlich verſchieden — 
eine grund ſätzliche Regelung enthalten. Es wird ſodann 
unter Hinweis darauf, daß früher feſte Vorſchriften, welche das 
Verbleiben der Hilfsbeamten im Arbeiterverhältnis bis zu ihrer 
etatsmäßigen Anſtellung ausdrücklich anordneten, nicht beſtanden, 
vielmehr in den einzelnen Direktionsbezirken in dieſer Beziehung 
verſchieden verfahren wurde, als angemeſſen bezeichnet, die 
betreffenden Bedienſteten in bezug auf die Feſtſetzung des 
Zeitpunktes, von welchem die penſionsfähige Staats- 
dienſtzeit zu rechnen iſt, gleichmäßig zu behandeln. Daß 
eine feſte und allgemein gültige Regel in der dann 
folgenden, oben wiedergegebenen Beſtimmung aufgeſtellt werden 
ſollte, wird dadurch beſtätigt, daß im Abſ. 3 Ausnahmen 
angegeben werden, in denen die Anrechnung ausgeſchloſſen 
iſt. Auch der weitere Inhalt des Erlaſſes ſpricht für eine 
allgemein gültige Regelung, die eine bindende Norm enthält 
und dem Ermeſſen der Eiſenbahndirektion keinen Raum läßt. 
Hiernach kommt es nur noch auf die Frage an, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen, von denen der Erlaß vom 21. September 1888 die 
Anrechnung der „dauernden Beſchäftigung in der Eigenſchaft 
vereidigter ſtändiger Hilfsbeamten“ abhängig macht, beim Kläger 
vorliegt. Das BG. hat dieſe Frage mit Recht bejaht. Es 
ſtellt feſt, daß der Kläger vom 1. Oktober 1883 bis zu ſeiner 
etatsmäßigen Anſtellung am 1. April 1890 — abgeſehen von 
der kurzen Zwiſchenzeit vom 9. Auguſt 1886 bis 22. Oktober 
1886 — einen Bahnwärterpoſten verſehen hat, alſo zur Be⸗ 
friedigung eines dauernden Bedürfniſſes der Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung angenommen und demnächſt in 
unmittelbarem Anſchluß an ſeine Hilfsbahnwärterzeit in eine 
etatsmäßige Stelle aufgerückt iſt, und es führt mit Recht 
aus, daß die in der Zeit vom 9. Auguſt bis 22. Oktober 1886 
erfolgte Beſchäftigung des Klägers als Schachtarbeiter die An⸗ 
rechnungs fähigkeit der Hilfsbahnwärterzeit um deswillen nicht 
beeinträchtige, weil es ſich nur um eine durch Erkrankung 
des Klägers veranlaßte, vorübergehende Maßnahne handele, 
die mit der Abſicht erfolgt ſei, den Kläger bei Bewährung 
ſeines Geſundheitszuſtandes wieder in ſeinen früheren Hilfs⸗ 
bahnwärterdienſt zu übernehmen, und weil aus dem Miniſterial⸗ 
erlaß vom 21. September 1888, insbeſondere aus den im 
Abſ. 3 enthaltenen Beſtimmungen zu folgern ſei, daß eine der⸗ 
artige vorübergehende Unterbrechung der Beamtentätigkeit nach 
dem Sinne des Miniſterialerlaſſes die Anrechnung nicht aus⸗ 
ſchließen ſolle. Kgl. Preuß. E.⸗Fiskus c. K., U. v. 6. Mai 10, 
281/09 III. — Caſſel. 


III. Das Franzöſiſche Recht (Badiſches Landrecht). 

34. LRS. 643. Zum Unterſchiede zwiſchen unterirdiſchen 
Waſſeradern und Quellen.] 

Auf einem der Klägerin gehörenden Grundſtücke hat eine 
Quelle, der ſogen. Klingenbrunnen, ihren Ausfluß, die von dem 
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benachbarten Grundſtücke des Beklagten herkommt. Beide 
Grundſtücke gehörten früher demſelben Eigentümer. Der Be⸗ 
klagte hat das unterirdiſch fließende Waſſer an einer beſtimmten 
Stelle, bevor es den von der Klägerin errrichteten Gußſteim er⸗ 
reicht, abgegraben und in ſeinen Keller geleitet, ſo daß kein 
Waſſer mehr in den Dohlen ſtrömte und die Quelle verſiegte. 
Die Klägerin hat die Verurteilung des Beklagten dahin ver⸗ 
langt, daß er jede Störung ihres Rechtes an der ſogen. 
Klingenbrunnenquelle, insbeſondere jede Veränderung ihres 
natürlichen Laufes unterlaſſe. Der Beklagte hat die Ab⸗ 
weiſung der Klage und widerklagend die Verurteilung der 
Klägerin zur Anerkennung ſeines Rechtes beantragt. Das LG. 
verurteilte unter Abweiſung der Widerklage, das OLG. wies 
die Berufung des Beklagten zurück. Das RG. hob auf: Das 
BG. hat ausgeführt, daß der Satz 643 des Badiſchen Land⸗ 
rechts zwar ſeit 1. Januar 1900 aufgehoben iſt, daß nach 8 4 
des badiſchen Waſſergeſetzes vom 26. Juni 1899 ſich zwar das 
Eigentumsrecht an einem Grundſtück auch auf das Waſſer er⸗ 
ſtreckt, das, ohne zu einem oberirdiſchen Waſſerlaufe zu ge⸗ 
hören, ſich auf oder unter der Oberfläche des Grundſtücks be⸗ 
findet, insbeſondere auch auf die Quellen, ſoweit nicht Rechte 
Dritter entgegenſtehen, daß aber ein ſolches Recht Dritter aus 
LRS. 643 begründet ſein könne, wenn es vor dem 1. Januar 
1900 erworben war. Dieſe, von der Reviſion übrigens auch 
nicht angegriffenen Ausführungen, ſind der Nachprüfung ent⸗ 
zogen, da ſie ſich auf das erwähnte badiſche Waſſergeſetz ſtützen, 
und gemäß § 549 ZPO. in Verbindung mit der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879, und den Reichsgeſetzen 
vom 15. März 1881, 24. Juni 1886 und 30. März 1893 die 
Reviſion auf Verletzung dieſes Geſetzes nicht geſtützt werden 
kann. Das BG. bezeichnet unter Bezugnahme auf mehrere 
Schriftſteller und ein Urteil des Franzöſiſchen Kaſſationshofes 
als Quelle im Gegenſatze zu den unterirdiſchen Waſſeradern 


„das Waſſer, das aus unterirdiſchen Läufen oder Ausbreitungen 


an einer beſtimmten Stelle eines Grundſtücks als ein nicht 
lediglich vorübergehender Waſſerabfluß an die Oberfläche tritt“, 
eine Begriffsbeſtimmung, die wörtlich aus Schenkel (Bad. Waſſer⸗ 
recht, WG. § 4 Anm. 99) entnommen iſt und ſich mit mehr: 
fachen Entſcheidungen des RG. in Übereinſtimmung befindet. 
Bereits das Urteil des III. ZS. vom 3. Oktober 1884 (RG. 
12, 183) ſpricht von der auf der Oberfläche zutage tretenden 
Quelle im Gegenſatze zu den unterirdiſchen Waſſeradern, und 
der erkennende Senat hat in ſeinen Urteilen vom 26. Juni 
1886 (RG. 16, 231) und vom 28. Februar 1899 (JW. 99, 246) 
ausgeſprochen, daß die Quelle ſich durch das Zutagetreten der 
unterirdiſchen Waſſerader bildet und erſt an dem Punkte be⸗ 
ginnt, wo das Waſſer quillt, d. h. an die Oberfläche zutage 
tritt. Ebenſo macht das Urteil des II. ZS. vom 11. November 
1890 (RG. 27, 328 und JW. 91, 60) einen Unterſchied 
zwiſchen unterirdiſchen Waſſeradern und Quellen. Von Badiſches 
Recht behandelnden Schriftſtellern vertreten, außer Schenkel, 
auch Dorner und Seng (Bad. Landesprivatr. $ 48 Nr. 5a) 
die Anſicht, daß die Quelle da entſpringt, wo ſie an die Erd⸗ 
oberfläche tritt, wie auch Behaghel (Bad. bürgerl. R. I 
8 107 IA 2b) das im LRS. 643 begründete geſetzliche 
Dienſtbarkeitsrecht gegen den Eigentümer desjenigen Grund⸗ 
ſtücks annimmt, auf dem die Quelle zutage tritt. Auch das 
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vom BG. angezogene Urteil des Franzöſiſchen Kaſſationshofes 
vom 28. Mai 1872 (Sirey, Recueil General des Lois et des 
Arrets 1872, S. 218) macht einen Unterſchied zwiſchen einem 
cours extérieur und eaux souterraines. Wenn hiernach das 
BG. in feiner Begriffsbeſtimmung der Quelle von der all⸗ 
gemein herrſchenden, in der Reviſionsbegründung zutreffend 
wiedergegebenen Auffaſſung nicht abweicht, ſo verletzt es ſie 
doch, wenn es „hiernach“ den Klingenbrunnen als eine auf 
dem Grundſtücke des Beklagten entſpringende Quelle bezeichnet. 
Es gelangt hierzu, indem es der Stelle, an der ein unter⸗ 
irdiſcher natürlicher Waſſerlauf zutage, an die Erdoberfläche 
tritt, quillt, d. h. zur Quelle wird, den Punkt im Erdinnern 
gleichſtellt, wo es in eine von Menſchenhand gefertigte Höhlung 
tritt und einen künſtlichen Weiterlauf, eine Faſſung behufs 
Beförderung an das Tageslicht erhält. Damit ſetzt ſich das 
Urteil, wie die Reviſion mit Recht bemerkt, in Widerſpruch mit 
ſeiner eigenen unmittelbar vorher gegebenen Begriffsbeſtimmung. 
Es kann unentſchieden bleiben, ob überhaupt eine „Quelle“ 
dadurch entſteht, daß unterirdiſche Waſſeradern durch eine von 
Menſchen geſchaffene Vorrichtung an die Oberfläche geleitet 
werden. Denn ſelbſt im bejahenden Falle würde nach der 
oben erwähnten Begriffsbeſtimmung das Entſpringen einer ſo 
entſtandenen Quelle doch nur an der Stelle anzunehmen ſein, 
wo die hergeſtellte Leitung an der Oberfläche mündet. Dann 
aber würde, da nach dem bisher Feſtgeſtellten dieſe „Quelle“ 
nicht auf dem Grundſtücke des Beklagten entſpringt, er nicht 
Eigentümer der Quelle fein. Das Urteil des IL ZS. vom 
29. November 1892 (JW. 93, 48) kann nicht im Sinne des 
BU. verwendet werden. Denn wenn es ausführt, daß die 
Quelle da entſpringt, wo ſie im Inneren eines Bergwerkſtollens 
infolge äußerer menſchlicher Einwirkung zum Vorſchein ge⸗ 
kommen iſt, und nicht etwa am Stollenmunde, wo der Waſſer⸗ 
lauf zutage tritt, ſo handelt es ſich um weſentlich andere als 
hier liegende Verhältniſſe. Da derartige Bergwerkſtollen einen 
ſolchen Umfang haben, daß ſie von Menſchen betreten werden 
können, das menſchliche Auge dort alſo die Stelle des Zum⸗ 
vorſcheinkommens des Waſſers aus unmittelbarer Nähe erblicken 
kann, fo mag man in einem ſolchen Falle von einem Zum: 
vorſcheinkommen in gleicher Bedeutung mit einem Andieober⸗ 
flächetreten ſprechen können, während im vorliegenden Falle bei 
dem unterirdiſchen Abfangen des Waſſers in einem Dohlen und 
Hineinleiten in einen anſcheinend ebenfalls unterirdiſchen Guß⸗ 
ſteintrog, aus dem es dann an das Tageslicht fließt, von einem 
Zumvorſcheinkommen an jener unterirdiſchen Stelle nicht die 
Rede fein kann. S. c. K., U. v. 23. April 10, 317/09 V. — 
Karlsruhe. 


Berichtigung. 
Seite 393 Zeile 7 von unten muß es ſtatt „Beklagten“ 
Kläger“ und Zeile 6 von unten ſtatt „Klägers“ „Be⸗ 
klagten“ heißen. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
[Entſcheidungen vom 29. Dezember 1909 bis 26. April 1910. *)] 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. SS 41, 184 StGB. Vorausſetzungen der Einziehung 
im objektiven Verfahren. Unzüchtigkeit einer Schrift und 
künſtleriſcher Zweck.] Der Inhalt einer Schrift (gegebenenfalls 
einſchließlich der ihr eingefügten Abbildungen) iſt im Sinne des 
§ 41 StGB. für ſtrafbar zu erklären, wenn zufolge der Kund⸗ 
gebung der Schrift oder einer der Kundgebung vom Geſetze 
gleichgeſtellten Handlung (3 184 Nr. 1 StGB.) der Tat⸗ 
beſtand einer Straftat verwirklicht iſt, wobei es in den Fällen 
des § 42 StGB. nur der Verwirklichung des äußeren Tat⸗ 
beſtands bedarf und es im übrigen genügt, daß irgendeine 
Perfon denkbar iſt, die als Täter verfolgt und verurteilt werden 
könnte (RGSt. 30 S. 194, 198, 199). Der Grund der 
Strafbarkeit der Tat muß in allen Fällen in dem Inhalt der 
Schrift liegen, und es darf als äußeres Merkmal zur Erfüllung 
des ſtrafrechtlichen Tatbeſtands nur mehr die bloße Kund⸗ 
gebungshandlung oder die ihr gleichgeſtellte Handlung und 
etwa noch ein zum Tatbeſtande gehöriger äußerer Erfolg (3. B. 
im Falle des $ 166; RGSt. a. a. O.) erforderlich ſein. Wird 
ein ſtrafrechtlicher Tatbeſtand erſt und nur dadurch hergeſtellt, 
daß zum Gedankeninhalt der Schrift noch eine Gedanken⸗ und 
Willensäußerung des Täters hinzutritt, die über die vorhin 
erwähnte Handlung hinausgeht und in beſonderen, dieſe 
Handlung begleitenden oder ihr anhaftenden äußeren Umſtänden 
zum Ausdrucke kommt, ſo ſind für die Strafbarkeit der Tat 
dieſe beſonderen Umſtände entſcheidend, nicht der Inhalt der 
Schrift, und kann in ſolchem Falle von einem ſtrafbaren 
Inhalt der Schrift nicht geſprochen werden. Eine Schrift kann 
daher nur dann den Maßnahmen des $ 41 StGB. unter: 
worfen werden, wenn ihr Inhalt derart iſt, daß für den Nach⸗ 
weis eines ſtrafrechtlichen Tatbeſtands neben der Feſtſtellung 
dieſes Inhalts nur mehr die Feſtſtellung einer bloßen Kund⸗ 
gebungshandlung und einer ihr gleichgeſtellten Handlung 
ſowie ein etwa noch erforderlicher äußerer Erfolg in Betracht 
zu kommen hat, und in den Fällen des § 42 StGB. können 
die Maßnahmen ſchon dann angeordnet werden, wenn auch 
nur irgendeine Perſon zu dem verwirklichten äußeren Tatbeſtand 
als Täter denkbar iſt. Nach dem eben Ausgeführten war es 
für die angefochtene Entſcheidung belanglos, ob die Straf⸗ 
kammer nur Verbreitungshandlungen des Buchhändlers Sch. 
oder auch die des H. als die eines denkbaren Täters für die 
Herſtellung des objektiven Tatbeſtands aus § 184 Nr. 1 StGB. 
herangezogen hat. Es genügte, daß ſie überhaupt eine im In⸗ 
lande durch eine Perſon erfolgte Verbreitung der Schrift als 
nachgewieſen erachtet und zur Grundlage des Urteils gemacht 
hat. Ferner war es aber auch für die Frage, ob der Inhalt 
der verbreiteten Schrift an ſich unzüchtig und im Sinne des 


*) Mit zwei Nachträgen aus September und Oktober 1909 am 
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8 41 StGB. ſtrafbar iſt, völlig gleichgültig, ob der Verbreiter 
perſönlich mit der Verbreitung der Schrift unzüchtige Zwecke 
verfolgt und dieſe durch beſondere Umſtände der Verbreitung 
zum Ausdruck gebracht hat oder nicht. Derartige rein 
perſönliche Zwecke, die in der körperlichen Geſtaltung der 
Schrift ſelbſt nicht zum Ausdruck kommen, können für die ſtraf⸗ 
rechtliche Natur der Schrift im Sinne des § 41 StGB. nicht 
von Belang ſein. War der Inhalt der Schrift nach der 
Geſamtheit ihrer äußeren Erſcheinung, den darin verkörperten 
Gedanken und den daraus erkennbaren Zwecken nicht unzüchtig, 
ſo konnte er nicht allgemein die Eigenſchaft der Unzüchtigkeit 
und Strafbarkeit dadurch erhalten, daß ein Täter die Schrift 
den von ihm perſönlich verfolgten unzüchtigen Zwecken dienſtbar 
machte und ſie demzufolge in einer Weiſe und unter Umſtänden 
verbreitete, die dem Weſen und den Zwecken der Schrift ſelbſt 
widerſprach. In ſolchem Falle könnte wohl hinſichtlich der 
mißbrauchten Exemplare von einer „relativ“ unzüchtigen Schrift 
im Sinne des § 184 Nr. 1 StGB. geſprochen werden, nicht 
aber von einem unzüchtigen und ſtrafbaren Inhalt der Schrift 
ſchlechthin. Hiernach kann zunächſt unerörtert bleiben, ob die 
Anſicht der Strafkammer richtig iſt, daß die Außerverfolgung⸗ 
ſetzung des H. ein Hindernis gebildet habe, deſſen Handlungen 
im jetzigen Verfahren zur Herſtellung des ſtrafrechtlichen Tat⸗ 
beſtands zu benutzen, und weiterhin muß es auf den Beſtand 
des Urteils ohne Einfluß ſein, ob H. das Werk beſtimmungs⸗ 
widrig verbreitet und ob die Strafkammer dies berückſichtigt 
hat oder nicht; übrigens iſt die Strafkammer doch bei ihren 
Erwägungen nebenbei auch auf die Art der Verbreitung durch 
H. eingegangen und hat eine beſtimmungswidrige Verwendung 
durch dieſen deutlich verneint. Zur Entſcheidung der Frage, 
ob der Inhalt des zu beurteilenden Werkes des Kunſthiſtorikers 
F. als unzüchtig ſtrafbar im Sinne des § 41 StGB. ſei, hat 
die Strafkammer zutreffend den Geſamteindruck des Werkes, 
die daraus erkennbaren Zwecke desſelben und die ſchließliche 
Wirkung auf den Leſer und Beſchauer als maßgebend ins Auge 
gefaßt. Sie iſt bei ihren Erwägungen von den Abſichten des 
Verfaſſers ausgegangen, nach denen das Werk ausſchließlich 
ſtreng wiſſenſchaftlichen, kulturgeſchichtlichen Zwecken dienen und 
nur für einen dieſen Zwecken entſprechend beſchränkten Leſerkreis 
beſtimmt ſein ſollte, und hat feſtgeſtellt, „daß das Werk nach 
Anlage, Inhalt und Ausſtattung ſeiner Aufgabe auf denkbar 
ſchickliche Manier gerecht“ und „der endgültige Eindruck auf den 
gebildeten und ſittlich reifen Leſer nur der einer kulturgeſchicht⸗ 
lich bedeutſamen und inſtruktiven Arbeit ſein werde, vermöge 
welcher ſich ein Ein⸗ und Überblick über die erotiſchen Zuſtände 
der verſchiedenen Zeitalter gewinnen laſſe“. Die Ausführungen 
der Strafkammer ergeben deutlich, daß nach ihrer Annahme in 
der Zuſammenwirkung von Text und Abbildungen das dort 
ſich zeigende grob Sinnliche die unter gewöhnlichen Umſtänden 
vorhandene Eigenſchaft des Unzüchtigen dadurch verliert, daß es 
durch den in der Abfaſſung des ganzen Werkes zum Ausdruck 
kommenden wiſſenſchaftlichen Zweck desſelben in den Hinter⸗ 
grund gedrückt wird und danach nicht geeignet iſt, das Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl des Leſers desjenigen Perſonenkreiſes, 
für den das Werk nach dem aus ſeiner Verkörperung erſichtlichen 
Zwecke ausſchließlich beſtimmt erſcheint, zu verletzen. Daß die 
Strafkammer aus dieſen Geſichtspunkten den Inhalt des Werkes 
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als nicht unzüchtig erklärt hat, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden 
(RGSt. 37, 315; 32, 418; 27, 114). Die Zwecke des Ver⸗ 
legers werden im Urteil denen des Verfaſſers gleichgeſtellt und 
es wird in dieſer Hinſicht beſonders das Fehlen von Anhalts⸗ 
punkten dafür betont, daß der Verfaſſer und ſein Verleger auf 
die Lüſternheit des Publikums ſpekulieren wollten und der 
wiſſenſchaftliche Teil des Buches nur den Deckmankel für un⸗ 
ſaubere Beſtrebungen abgeben ſollte. Mit den bezüglichen Aus⸗ 
führungen will die Strafkammer offenbar dartun, daß gerade 
das Werk ſelbſt in ſeiner gegenſtändlichen „Geſtaltung“ bei der 
überall zutage tretenden Zurückhaltung ſolche Anhaltspunkte, 
durch die ſeine ausſchließliche Beſtimmung für einen ent⸗ 
ſprechenden Leſerkreis in Zweifel geſtellt werden könnte, nicht 
bietet. Wenn die Strafkammer für ihre Entſcheidung dem 
Umſtande keine Bedeutung beigelegt hat, daß auf den vom 
Verleger den einzelnen Lieferungsheften gegebenen Umſchlägen 
ſich Literaturanzeigen finden, in denen neben anderen Schriften 
auch ſolche pornographiſcher Natur angeboten werden, ſo gibt 
auch das zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Ob die Straf: 
kammer tatſächlich richtig aus dieſem Umſtand einen Schluß 
darauf ablehnt, daß der Verleger mit dem Buche andere 
Zwecke verfolge als der Verfaſſer, kann vom Reviſionsgerichte 
nicht nachgeprüft werden; ſelbſt wenn aber die Strafkammer 
dies zu Unrecht verneint hätte, ſo würde das die getroffene 
Entſcheidung in der Sache ſelbſt nicht beeinträchtigen; denn der 
Inhalt des Werkes an ſich — und nur dies für ſich allein 
betrachtet, ſteht in Frage — wird durch die Umſchläge einzelner 
Lieferungshefte, die das Erſcheinen des Werkes nur vorüber⸗ 
gehend begleiten ſollen, und mit der gegenſtändlichen Erſcheinung 
des Werkes als ſolchen nichts zu tun haben, nicht berührt oder 
geändert. Urt. d. I. Sen. v. 20. Jan. 1910 (582/09). 

2. 5 61 StGB. Beginn der Strafantragsfriſt.] In den 
Urteilsgründen iſt die Rechtzeitigkeit des Strafantrages damit 
begründet, daß der Antragſteller am 12. Januar 1909 den 
„Betrug der Angeklagten als ſolchen“ mit Sicherheit noch nicht 
gekannt hat. Und in der Tat iſt auf Grund der von dem RG. 
herbeigezogenen Vormundſchaftsakten des Königlichen Amts⸗ 
gerichts zu B., in denen ſich die in den Urteilsgründen be⸗ 
zogene Verhandlung vom 12. Januar 1909 befindet, an⸗ 
zunehmen, daß der Antragſteller damals Tatſachen, die zu 
einem ſicheren Schluſſe auf die bewußt unrichtige Angabe von 
Schulden berechtigen, noch nicht gekannt hat. Denn in der un⸗ 
mittelbar vorausgehenden Verhandlung vom 27. Oktober 1908 
hatte der Vormund P. ſich darauf beſchränkt, nachdem der An⸗ 
geklagte H. 17 Rechnungen als Beläge für die in dem In⸗ 
ventar aufgeführten Schulden überreicht hatte, deren Richtigkeit 
teilweiſe zu beſtreiten und um Aushändigungen der Rechnungen 
zu bitten, da er ſich durch Nachfragen bei den Gläubigern 
von der Richtigkeit derſelben überzeugen wolle. Nachdem ihm 
die Rechnungen ausgehändigt waren, berichtete der Vormund 
am 8. Dezember 1908, daß er die Rechnungen geprüft habe. 
Daß dieſe Prüfung ſchon bewußt unrichtige Angaben der An⸗ 
geklagten bezüglich der Schulden ergeben habe, iſt nicht an⸗ 
zunehmen, da der Vormund am 3. Januar 1909 das Gericht 
bat, von dem Hauptgläubiger eine Rechnung, die dieſer ihm 
verweigere, einzufordern, und da in der nun folgenden Ver⸗ 
handlung vom 12. Januar 1909 der Vormund 14 Rechnungen 
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ganz, 3 teilweiſe lediglich beftritt und damit einverſtanden war, 
daß der Angeklagte H. ſich binnen 4 Wochen nochmals genau 
über die beſtrittenen Schuldpoſten informiere und daß dem⸗ 
nächſt beide Angeklagte, wie er es bis dahin ſtets verlangt hatte, 
das Inventar durch ihren Eid beſtärkten. Als nun die beiden 
Angeklagten in dem zur Eidesleiſtung anberaumten Termin am 
16. März 1909 nicht erſchienen, äußerte der Vormund zu erſt 
die Anſicht, daß die Angeklagten die Schulden wiſſentlich viel 
zu hoch angegeben hätten, und er legte 7 Rechnungen vor, 
unter welche er die Angaben geſchrieben habe, die ihm die 
Gläubiger bei ſeiner Nachfrage gemacht hätten. Auch äußerte 
er die Meinung, daß der Angeklagte H. einzelne Gläubiger 
durch Zureden dahin gebracht habe, zu hohe Schuldbeträge an⸗ 
zugeben, und erklärte ſich bereit, die einzelnen Nachforſchungen, die 
er gemacht habe, anzugeben. Hiernach iſt anzunehmen, daß der 
Vormund erſt durch ſeine nach dem 12. Januar 1909 an⸗ 
geſtellten Nachforſchungen und die dabei erhaltenen Angaben der 
Gläubiger, ſowie durch das Verhalten der Angeklagten, die, ob⸗ 
wohl ſie ſich ſchon im Oktober 1908 zur eidlichen Beſtärkung 
des Inventars bereit erklärt hatten, doch in dem bis zum 
16. März 1909 hinausgeſchobenen Eidesleiſtungstermine nicht 
erſchienen, die Überzeugung erlangt hat, daß die Angeklagten 
bezüglich der Schulden wiſſentlich unrichtige Angaben in dem 
Inventar gemacht hatten. Demnach iſt der Antrag rechtzeitig 
geſtellt. Urt. d. V. Sen. v. 29. Dez. 1909 (874 09). 

3. 5 95 StGB. Vorbedacht und Überlegung.] Hin: 
ſichtlich der Majeſtätsbeleidigung hat die Strafkammer für 
erwieſen erachtet, daß die feſtgeſtellte Außerung eine gegen den 
Kaiſer gerichtete ehrverletzende Kundgebung enthält. Dieſe ſei 
aber nicht in der Abſicht der Ehrverletzung, böswillig und mit 
Aberlegung erfolgt, weil der Angeklagte fie nicht „prämeditiert“, 
ſondern nur gelegentlich während eines langen freien Vortrages, 
in dem er nicht jedes Wort abwog, gebraucht habe. Dieſe 
Begründung gibt inſofern zu Bedenken Anlaß, als das Geſetz 
vom 17. Februar 1908 (RGBl. 25) eine „prämeditierte“ Tat 
nicht vorausſetzt. Nach deſſen Entwurf (Nr. 348 der Druckſ. 
des RT., 12. Legislatur⸗Periode I. Seſſion 1907) ſollte zwar 
Beſtrafung nur dann eintreten, wenn die Beleidigung böswillig 
und mit Vorbedacht begangen wird; letzteres iſt indes im 
Laufe der Beratungen in „mit Überlegung” abgeändert worden, 
wofür hauptſächlich der Wunſch maßgebend war, einen bereits 
im StGB. (vgl. $ 211) verwendeten, durch Wiſſenſchaft und 
Praxis in ſeiner Bedeutung feſtgeſtellten Begriff zugrunde 
zu legen. Dabei iſt man ſich allerſeits klar darüber geweſen, 
daß durch dieſe Anderung die im Entwurf für die Strafbarkeit 
aufgeſtellten Bedingungen abgeſchwächt wurden. Denn ſeitens 
der Regierungsvertreter ward erklärt, daß der Entwurf mit 
ſeinem Wortlaut das Gebiet der ſtrafbaren Majeſtätsbeleidigung 
am weiteſten einſchränke. Man ſei davon ausgegangen, daß 
„Vorbedacht“ mindeſtens gleichbedeutend ſei mit „Über: 
legung“, indem erfordert werde, daß der Täter die Außerung 
„vorher bedacht“ habe. Man dürfe ſich aber keinem Zweifel 
darüber hingeben, daß „Vorbedacht“ ein engerer Begriff ſei 
als „Überlegung“. Dieſer Auffaſſung iſt nicht nur von keiner 
Seite widerſprochen, ſie iſt vielmehr von dem Antragſteller, der 
die Anderung in Vorſchlag gebracht hatte, ausdrücklich als zu⸗ 
treffend anerkannt worden (vgl. Kommiſſionsbericht Nr. 564 der 
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Druckſ. des RT., 12. Legislatur⸗Periode I. Seſſion 1907/08, 
S. 6, 9, 10). Tatſächlich kommt dann auch ein „Prämeditieren“, 
das Vorher bedenken und Voraus berechnen, wohl als Beweis⸗ 
moment für ein Begehen der Tat „mit Überlegung“ in Betracht, 
bildet jedoch kein Begriffsmerkmal der letzteren, welche nur eine 
im Augenblick der Tat vorhandene genügend klare Erwägung 
über die zur Herbeiführung des gewollten Erfolges erforderliche 
Tätigkeit, ſowie über die zum Handeln drängenden und von 
dieſem abhaltenden Beweggründe verlangt, und zwar, wie an⸗ 
erkannten Rechts iſt, ganz gleichgültig, ob ein etwa ſchon 
vorher gefaßter Entſchluß zur Tat ebenfalls auf einer der⸗ 
artigen Erwägung beruht oder im Affekt gefaßt war (vgl. 
RGSt. 42 S. 260, 262). Soweit der erſte Richter daher ein 
vorbedachtes Handeln als Vorausſetzung der Strafbarkeit 
für erforderlich erachtet, hat er zuviel verlangt, und es erſcheint 
nicht ausgeſchloſſen, daß infolgedeſſen eine Prüfung des möglichen 
Vorhandenſeins der geringeren Erforderniſſe des nicht ſo engen 
Begriffs der Überlegung überhaupt unterlaſſen oder unter 
dem Einfluß jenes Rechtsirrtums verneint iſt. Dies vermag 
indes den Beſtand des Urteils nicht zu gefährden. Denn die 
Strafkammer hat weiter feſtgeſtellt, daß der Angeklagte weder 
in der Abſicht der Ehrverletzung, noch böswillig gehandelt habe, 
weil er die Außerung nur gelegentlich während eines langen 
freien Vortrags, in dem er nicht jedes Wort abwog, gebrauchte. 
Dieſe hiernach keineswegs als allgemein gültig hingeſtellte, 
ſondern lediglich die Umſtände des gegebenen Falles würdigende 
Erwägung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden und wird als rein 
tatſächlich von der beſchwerdeführenden Staatsanwaltſchaft ver⸗ 
geblich bekämpft. Sie trägt aber die getroffene Entſcheidung, da 
die Strafbarkeit der Majeſtätsbeleidigung ſchon bei dem Fehlen 
auch nur eines der kumulativ dafür aufgeſtellten Erforderniſſe 
entfällt. Urt. d. IV. Sen. v. 8. März 1910 (139/10). 

4. 858 113 StGB. Rechtswidrige Amtsausübung. 

a, Nach dem, was die Strafkammer über das Verhalten 
des Polizeiſergeanten F. feſtſtellt, würde deſſen Vorgehen gegen 
die Angeklagte als unmittelbar geſetzwidrig erſcheinen, und es iſt 
unerfindlich, wie die Strafkammer auf dieſer tatſächlichen Grund⸗ 
lage angenommen haben kann, daß er ſich in der rechtmäßigen 
Ausübung ſeines Amtes befand, ſofern ſie dieſes Tatbeſtands⸗ 
merkmal, worüber das Urteil, wie geſagt, keinen Aufſchluß gibt, 
überhaupt in den Kreis ihrer rechtlichen Erwägungen gezogen 
hat. Nach ihren Feſtſtellungen begab ſich F. in die Wohnung 
der Angeklagten, „um einen Strafbefehl in Höhe von 1,25 4 
zu vollſtrecken“. Man muß danach, mangels weiterer Klar: 
legung des Sachverhalts, annehmen, daß er — vermutlich als 
Vollziehungsbeamter — beauftragt war, die in einer polizei: 
lichen Strafverfügung feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt Koſten 
zwangsweiſe beizutreiben. Zu einer ſolchen Beitreibung 
iſt er aber nicht geſchritten, vielmehr hat er die Angeklagte 
lediglich befragt, ob ſie das Geld zahlen wolle, und hat hin⸗ 
zugefügt, „im Weigerungsfalle müſſe ſie mit zur Polizeiwache 
kommen und an Stelle der Geldſtrafe einen Tag Haft ver⸗ 
büßen“. Als ſie darauf die Zahlung verweigerte, iſt er zu 
ihrer „Verhaftung“ geſchritten und hat ſie unter Anwendung 
der im Urteile beſchriebenen Zwangsmaßregeln in Gemeinſchaft 
mit einem zu ſeiner Hilfe herbeigezogenen anderen Polizei⸗ 
beamten gewaltſam unter Überwindung ihres Widerſtandes zur 
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Polizeiwache gebracht. Ein ſolches Verfahren wäre — abgeſehen 
von der Zahlungsaufforderung als ſolcher — durchaus ungeſetz⸗ 
lich. Nach § 58 StGB., ſowie nach dem auch für die Landes⸗ 
geſetzgebung hinſichtlich des Erlaſſes polizeilicher Strafverfügungen 
maßgebenden reichsgeſetzlichen Grundſatze ſteht die Vollſtreckung 
einer hilfsweiſe feſtgeſetzten Freiheitsſtrafe unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die an erſter Stelle feſtgeſetzte „Geldſtrafe nicht 
beigetrieben werden kann“. In dieſen reichsgeſetzlich gezogenen 
Grenzen halten ſich auch die einſchlägigen preußiſch⸗ rechtlichen 
Vorſchriften — des Geſetzes vom 23. April 1883, betreffend 
den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen — 
G.⸗S. S. 65 —, der Ausführungsanweiſung vom 8. Juni 1883 
— MB. f. d. i. V. S. 152 — und der Verordnung vom 
15. November 1899, betreffend das Verwaltungsſtrafverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen — G.⸗S. S. 545 —. 
Danach iſt „der die Strafverfügung betreffende Aktenbogen 
derjenigen Kaſſe zu überſenden, zu der ... die Geldſtrafen ein⸗ 
zuziehen ſind“. „Dieſe Kaſſe zieht die Geldſtrafe ein; iſt 
letztere nicht beizutreiben, ſo vermerkt dies die Kaſſe auf dem 
Aktenbogen und ſendet ihn an die Stelle, die die Straf⸗ 
verfügung erlaſſen hat, worauf von dieſer nach den hierfür 
geltenden Vorſchriften die Haft zu vollſtrecken iſt“ (58 15, 16 
der Anw. vom 8. Juni 1883). Die Zwangsbeitreibung iſt von 
der betreffenden Kaſſe als zuſtändige Vollſtreckungsbehörde durch 
die hierfür beſtimmten Vollziehungsbeamten nach Maßgabe der 
88 6, 17 flg. der Verordnung vom 15. November 1899 zu be⸗ 
wirken bzw. zu verſuchen. Erſt wenn dieſes Verfahren erfolglos 
blieb und die zuerſt bezeichnete Amtsſtelle in der angegebenen 
Weiſe wieder mit der weiteren Vollſtreckung der Strafverfügung 
befaßt wurde, hat die Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe nach 
Maßgabe des S 17 der Anw. vom 8. Juni 1883 einzutreten, 
wobei übrigens vorausgeſetzt wird, daß der zu Verhaftende eine 
Ladung zum Antritt der Freiheitsſtrafe erhalten, aber nicht be⸗ 
folgt hat. Es kann deshalb keine Rede davon ſein, daß der⸗ 
jenige, gegen den eine polizeiliche Strafverfügung erlaſſen iſt, 
durch ſeine bloße Weigerung, die Geldſtrafe zu zahlen, die 
Vorausſetzung für die unmittelbare Vollſtreckung ſchaffen könnte 
und dieſe dann ohne Beachtung des vorgeſchriebenen, hier ge⸗ 
kennzeichneten Verfahrens erfolgen dürfte. Urt. d. V. Sen. v. 
21. Jan. 1910 (951/09). 

b. Die Beſtrafung des Angeklagten aus 5 113 StGB. 
iſt abgelehnt worden; zunächſt für die bei dem Befühlen der 
Kleider verübte Tätlichkeit, weil der Feldſchütze auch bei der 
ihm amtlich obliegenden Verfolgung der in ſeinem Schutzbezirke 
begangenen Feldentwendung nicht befugt geweſen ſei, den An⸗ 
geklagten trotz des gegen ihn beſtehenden Verdachts der Täter⸗ 
ſchaft gegen deſſen Willen nach den entwendeten Spargeln zu 
durchſuchen; für die bei der Abnahme des Revolvers und zum 
Zwecke ſeiner Wiedererlangung verübten Tätlichkeiten iſt der 
Tatbeſtand des § 113 deshalb verneint, weil der Feldſchütze 
wegen des Tragens des Revolvers in amtlicher Eigenſchaft 
überhaupt nicht einzuſchreiten und daher, auch wenn er ſich 
durch die Wegnahme des Revolvers habe ſchützen und Angriffen 
des Angeklagten habe vorbeugen wollen, auf den der Amts⸗ 
ausübung gewährten beſonderen Schutz keinen Anſpruch gehabt 
habe. Zu rechtlichen Bedenken gibt dieſe Begründung keinen 
Anlaß. 1. In dem Heſſiſchen Geſetz vom 2. November 1904 
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betr. das Verfahren in Forſt⸗ und Feldrügeſachen ſind für 
das Strafverfahren weitere Eingriffe in die perſönliche Frei⸗ 
heit oder in das Eigentum, als die in der StPO. vorgeſehenen, 
nicht zugelaſſen. Deshalb kommen für Durchſuchungen und 
Beſchlagnahmen, die zum Zwecke der Erforſchung des Sach⸗ 
verhalts im Feldrügeverfahren ſtattfinden, ebenſo wie für Ver⸗ 
haftung und vorläufige Feſtnahme ausſchließlich die reichsgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zur Anwendung ($ 3 EGSMO.; RGSt. 
11 S. 175/179 und 321, 326; 13, 383 / 386; 38, 218/219). 
In der StpO. (58 98, 105) iſt die Anordnung von Beſchlag⸗ 
nahmen und Durchſuchungen nur denjenigen Polizeibeamten 
überlaſſen, die Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft ſind. Dazu 
gehören in Heſſen die Feldſchützen nicht. Der Feldſchütze war 
daher nicht befugt, zu einer körperlichen Durchſuchung des An⸗ 
geklagten gegen deſſen Willen zu ſchreiten. (Heſſiſche Verordnung 
vom 2. November 1904 zur Ausführung des Geſetzes betr. das 
Verfahren in Forſt⸗ und Feldrügeſachen 88 6 bis 8, DAnw. 
für die Feldſchützen vom 17. Dezember 1904 88 12, 14, 15). 
Auch aus den weiteren, von der Staatsanwaltſchaft geltend 
gemachten Geſichtspunkten läßt ſich die zum Zwecke der Weg⸗ 
nahme und Beſchlagnahme der geſtohlenen Spargeln unter⸗ 
nommene Durchſuchung nicht als zuläſſige Amtshandlung recht⸗ 
fertigen. Das den Feldſchützen übertragene Pfändungsrecht 
(Art. 89 EGBGB., Art. 11 Feldſtrafgeſetzes) kam bei der 
Aufſuchung der entwendeten Spargeln nicht in Betracht, eben⸗ 
ſowenig aber auch die den Feldſchützen als Polizeibeamten zu⸗ 
ſtehende Befugnis, durch vorbeugende Maßnahmen der Verübung 
von Feldfreveln entgegenzuwirken, namentlich die Vollendung 
und Durchführung ſolcher Frevel zu verhindern ($ 12 DAnw.), 
denn nicht um die polizeiliche Verhinderung des Felddiebſtahls 
und Abwendung eines dem Grundeigentümer drohenden Schadens 
handelte es ſich bei dem Einſchreiten gegen den Angeklagten, 
ſondern um Maßnahmen zur Aufklärung eines begangenen, 
vollendeten Frevels, bei denen der Feldſchütze die geſetzlichen 
Beſtimmungen über die zur Erforſchung des Sachverhalts 
gegebenen Mittel zu beachten hatte. Unter den Begleitumſtänden, 
wie ſie das Urteil feſtſtellt, kann auch eine amtliche Befugnis 
des Feldſchützen zur körperlichen Durchſuchung des Angeklagten 
nicht aus den geſetzlichen Beſtimmungen über vorläufige Feſt⸗ 
nahme hergeleitet werden. Zwar wird das Recht zur Feſtnahme 
einer Perſon in der Regel auch die Befugnis in ſich begreifen, 
ihr die Sachen, die ſie bei ſich führt, für die Dauer der Feſt⸗ 
nahme abzunehmen; auch wird, wie die Rechtſprechung anerkennt, 
regelmäßig das Recht zur Feſtnahme die Befugnis dazu ver⸗ 
leihen, einer Perſon, die ſich der Feſtnahme entzieht, einzelne 
Sachen abzunehmen, und ſelbſt dazu, an Stelle der Feſtnahme 
dieſe Maßregel treten zu laſſen, wenn ſie ausreicht, um den 
Tatbeſtand aufzuklären, namentlich die Perſönlichkeit des Ver⸗ 
dächtigen ſicherzuſtellen, ſo daß der Zweck der Feſtnahme erreicht 
und eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit in dem weiten 
Umfang, wie fie das Geſetz zuläßt, dadurch erübrigt wird. Allein 
hier ergeben die Urteilsgründe klar, daß die Ausübung einer 
ſolchen in dem Recht zur Feſtnahme liegenden Befugnis über⸗ 
haupt nicht beabſichtigt war, da der Feldſchütze die mittels der 
Durchſuchung zu erreichende Wegnahme der Spargeln nicht als 
Erſatz für die Feſtnahme des Angeklagten ins Auge gefaßt, und 
dieſe ſelbſt noch gar nicht in Ausſicht genommen hatte; es iſt 
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vielmehr offenbar angenommen, daß der Feldſchütze erſt mittels 
der Durchſuchung Beweiſe für die Täterſchaft des Angeklagten 
gewinnen wollte, um erſt dann, wenn dies gelang, weitere 
Maßnahmen zu treffen. Weiter iſt aber in den Ausführungen 
der Staatsanwaltſchaft überſehen, daß der Feldſchütze zur Feſt⸗ 
nahme des Angeklagten überhaupt nicht befugt war. Auf 
friſcher Tat, war der Angeklagte nicht betroffen oder verfolgt 
worden, die Befugnis zur Feſtnahme ſtand dem Angeklagten 
nur in ſeiner Eigenſchaft als Feldpolizeibeamter zu, ſofern die 
geſetzlichen Vorausſetzungen eines Haftbefehls gegeben waren, 
5 127 Abſ. 2 StPO., § 6 Verordnung vom 2. November 1904, 
9 15 DAnw.). Das war aber nach den Urteilsfeſtſtellungen 
nicht der Fall. Danach war die Tat, wegen der der Feld⸗ 
ſchütze einſchritt, eine Feldentwendung (Art. 17 Abf. 1 Nr. 1 
Feldſtrafgeſetzes); auch der Feldſchütze kann ſie nicht anders 
beurteilt haben, denn es iſt ausgeſchloſſen, daß die ent⸗ 
wendeten Spargeln, die der Feldſchütze unter den Kleidern des 
Angeklagten verſteckt glaubte, eine Menge im Werte von mehr 
als 15 & dargeſtellt hatten (Art. 17 Abſ. 2 Feldſtrafgeſetzes). 
Die Feldentwendung iſt nur mit Geldſtrafe oder Haft bedroht. 
In ſolchen Fällen bildet aber nach $ 113 StPO. die Gefahr 
der Verdunklung, der nach den Ausführungen der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft durch Feſtnahme vorgebeugt werden ſollte, überhaupt 
leinen Haftgrund; ja ſelbſt die Fluchtgefahr würde Verhaftung 
und Feſtnahme nur in den Fällen des 8 112 Nr. 2 und 3 
SPD. rechtfertigen, die hier nicht nachgewieſen find. Nach 
alledem war die von dem Feldſchützen unternommene Durch⸗ 
ſuchung keine rechtmäßige Amtshandlung und der ihr entgegen⸗ 
geſetzte Widerſtand iſt daher nicht ſtrafbar. 2. Die Tatſache, 
daß der Angeklagte einen Revolver mit ſich führte, kann an ſich, 
da in Heſſen Verbote gegen das Waffentragen nicht beſtehen, 
weder die Beſchlagnahme der Waffe noch ſonſtige gegen deren 
Träger gerichtete Maßnahmen rechtfertigen. Aus der unter 
Umſtänden begründeten Befugnis der Polizeibeamten, unmittelbar 
bevorſtehenden Gefährdungen der Sicherheit durch Wegnahme 
von Waffen vorzubeugen, iſt ein Recht des Feldſchützen zur 
Abnahme des Revolvers gleichfalls nicht herzuleiten, denn ſeine 
Befugnis zur Anordnung von polizeilichen Vorbeugungsmaß⸗ 
regeln erſtreckt ſich jedenfalls nicht über das Gebiet des Feld⸗ 
ſchutzes hinaus. (58 6, 8, 15 DAnw.) Zum Erſatz der 
Feſtnahme wegen der Feldentwendung war die Wegnahme 
gleichfalls nicht beſtimmt und nach Vorſtehendem auch nicht zu⸗ 
läſſig. Eine rechtsmäßige Amts handlung, die der Angeklagte 
durch Widerſtand zu vereiteln verſucht hätte, bildete aber weder 
die Wegnahme des Revolvers noch deſſen Verwahrung. Beide 
Maßnahmen waren entweder verbotene Eigenmacht, die den 
Angeklagten berechtigt, ſich zu widerſetzen und die Wieder⸗ 
erlangung des Beſitzes ſelbſt mit Gewalt zu unternehmen, oder 
es handelte ſich, wie die Urteilsgründe zulaſſen, um ein aus 
dem Geſichtspunkt der Notwehr gegen einen gegenwärtigen oder 
unmittelbar bevorſtehenden Angriff mit der Waffe erlaubte 
Maßnahme, der gegenüber die Tätlichkeiten des Angeklagten 
neue widerrechtliche Angriffe waren. Wenn nun auch das 
letztere zutreffen ſollte, ſo wären die widerrechtlichen An⸗ 
griffe doch nur dann aus 8 113 StGB. zu beurteilen, wenn 
lie während der rechtmäßigen Amtsausübung gegen den Feld⸗ 
ſchützen unternommen wären. Nach den rein tatſächlichen Feſt⸗ 
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ſtellungen des Urteils war aber der Feldſchütze weder auf einem 
Dienſtgang begriffen, noch dauerte ſeine Amtsausübung noch 
fort, nachdem er die Durchſuchung des Angeklagten nach den 
Spargeln beendet hatte. Seine Notwehrhandlungen wären alſo 
nicht während der Amtsausübung unternommen, ſondern er 
wollte, wie es im Urteil heißt „als Privatmann eine ihm 
drohende Gefahr abwenden“. Ob die Tätlichkeiten als Be⸗ 
leidigung oder Körperverletzung ſtrafbar ſind trotz der Feſtſtellnng, 
daß der Angeklagte ſich zu ſeinem Vorgehen berechtigt gehalten 
habe und halten konnte, muß unerörtert bleiben, da Strafantrag 
nicht geftellt if. Urt. d. I. Sen. v. 19. März 1910 (1002/09). 

5. 5114 StB. Störung eines Wahlaktes.] Nach 
der Feſtſtellung hat der Angeklagte nach Beginn der Wahl⸗ 
handlung erklärt: „Ihr braucht kein Protokoll zu ſchreiben, es 
wird doch zerriſſen, das Wählen hat keinen Zweck!“ und er hat 
ſpäter das Wahlprotokoll von dem er glaubte, daß es unrichtig 
ſei, während einer der Beiſitzer es unterſchrieb, plötzlich angefaßt, 
nicht um es zu zerreißen, ſondern um es durchzuleſen, und 
daran gezerrt, als es feſtgehalten wurde. Dabei iſt es in drei 
Stücke zerriſſen, von denen der Angeklagte das eine mitgenommen 
hat. Daß er das Protokoll zerriſſen habe, iſt nicht für erwieſen 
erachtet. Hierin findet die Strafkammer den Tatbeſtand des 
§ 114 StGB. Der Angeklagte habe die Abſicht gehabt, die 
Wahl des neuen Bürgermeiſters zu verhindern, bis über die 
bei dem Regierungspräſidenten erhobene Beſchwerde entſchieden 
worden ſei. Er habe in dieſer Abſicht den die Wahl leitenden 
Bürgermeiſter D. zur Unterlaſſung der Wahlhandlung zu nötigen 
unternommen, und zwar durch Drohung und durch Gewalt. 
Die Anwendung dieſes Geſetzes auf den feſtgeſtellten Tatbeſtand 
iſt rechtlich bedenklich. Zwar kann der in der NRevifiong- 
begründung ausgeſprochenen Meinung nicht beigetreten werden, 
es habe keine Amtshandlung des Bürgermeiſters, ſondern nur 
eine ſolche des geſamten Wahlkörpers vorgelegen. Denn der 
Bürgermeiſter hatte die Wahl zu leiten, und wenn der An⸗ 
geklagte es unternommen hätte, die Wahl durch Drohung oder 
Gewalt zu verhindern, ſo würde darin zugleich die Verhinderung 
des Bürgermeiſters an der Leitung der Wahl liegen. Allein 
es fehlt in den Urteilsgründen an jeder Erörterung, inwiefern 
in der oben wiedergegebenen Außerung des Angeklagten eine 
Drohung im Sinne des $ 114 StGB., d. h. die Androhung eines 
Übels, deſſen Inausſichtſtehen wenigſtens in der Meinung des 
Täters den Bedrohten in ſeiner Willensrichtung beeinfluſſen ſollte, 
zu finden iſt. Es iſt zunächſt nicht unterſucht, was der Angeklagte 
mit ſeinen Worten gemeint hat, ob er das wirkliche Zerreißen 
des Protokolls in Ausſicht geſtellt oder nur die Aufhebung des 
ſeiner Anſicht nach nichtigen Wahlaktes als vorausſichtlich und 
deshalb dieſen für unnütz erklärt hat. Sodann aber iſt nicht 
ohne weiteres erſichtlich, inwiefern das Zerreißen des Protokolls 
für den Bürgermeiſter ein Mbel enthalten konnte. Was die 
Gewalt betrifft, ſo iſt es zwar nicht richtig, wenn der Verteidiger 
meint, die Wahlhandlung ſei bei der Zerreißung des Protokolls 
ſchon beendigt geweſen, denn das Protokoll ſollte noch, wie der 
Angeklagte wußte, vorgeleſen werden; allein die Feſtſtellung, 
daß der Angeklagte das Protokoll nur durchleſen wollte, 
ſteht der Annahme ſeiner Abſicht entgegen, daß er damit die 
noch nicht beendete Wahlhandlung verhindern wollte. Hatte 
er nur die Abſicht, das ſeiner Anſicht nach unrichtige Protokoll 
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auf ſeinen Inhalt zu prüfen, ſo kann in deſſen gewaltſamer 
Wegnahme zu dieſem Zweck nicht die Nötigung des Bürger⸗ 
meiſters zur Unterlaſſung der Leitung der Wahlhandlung gefunden 
werden. Urt. d. I. Sen. v. 10. März 1910 (28/10). 

6. 5 163 Abſ. 2 StGB. Widerruf und Berichtigung. 
Da eine beſtimmte Form für den Widerruf im Geſetz nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, ſo muß jede Erklärung als genügend angeſehen 
werden, durch die der Erklärende den Inhalt einer von ihm 
früher abgegebenen eidlichen Erklärung als unrichtig anerkennt. 
Dieſes Anerkenntnis braucht kein ausdrückliches zu fein, viel⸗ 
mehr reicht auch ein indirektes aus (RGSt. 7, 154; 24, 259). 
Die Behauptung der Staatsanwaltſchaft, ein Widerruf erfordere 
ferner, daß die Unrichtigkeit der eidlichen Erklärung vollſtändig 
beſeitigt werde, kann als richtig nicht anerkannt werden. Unter 
einer vollſtändigen Beſeitigung der Unrichtigkeit verſteht die 
Staatsanwaltſchaft nämlich, wie aus dem Zuſammenhange der 
Reviſionsbegründung hervorgeht, die Angabe der richtigen Tat⸗ 
ſachen. Eine ſolche Richtigſtellung der Ausſage geht jedoch 
über den Begriff des Widerrufes hinaus, dem keine den ge⸗ 
wöhnlichen Sprachgebrauch überſchreitende Bedeutung beizulegen 
iſt. Eine behauptete Tatſache widerrufen iſt gleichbedeutend 
mit „ſie zurücknehmen“, für falſch erklären. Dieſer Begriff 
enthält daher nur die eine Seite einer „Berichtigung“. Denn 
nur zu einer ſolchen gehört es, daß gleichzeitig diejenigen Tat⸗ 
ſachen angegeben werden, die an die Stelle der beſeitigten 
treten ſollen. Urt. d. V. Sen. v. 19. April 1910 (57/10). 

7. 8 166 StB. Gebräuche und Einrichtungen der 
Kirche.] Nach den erſtrichterlichen Feſtſtellungen war am Abend 
des 21. Auguſt 1909 in der katholiſchen Kirche zu G. Beichte 
für die polniſchen Wanderarbeiter abgehalten worden, die ſich 
bis tief in die Nacht hinzog, ſo daß gegen Mitternacht noch 
eine größere Anzahl polniſcher Arbeiter in der Kirche weilte. 
Zu einem Teil ſchliefen dieſe, zu einem anderen Teil beteten 
ſie und wollten die am anderen Morgen ſtattfindende Früh⸗ 
meſſe erwarten. In dem Beten der Arbeiter hat nun der 
Vorderrichter einmal einen „Gebrauch“ der katholiſchen Kirche 
erblickt, dann, hiervon abweichend, dies Beten als eine „gottes⸗ 
dienſtliche Verrichtung“ und ſchließlich als „einen Teil des 
Gottesdienſtes“ erachtet, weil er den „Übergang in andächtiger 
Vorbereitung von der Beichte zur Frühmeſſe“ bildete, ohne die 
Verſchiedenheit dieſer in den 8S 166 und 167 StGB. aus⸗ 
einandergehaltenen Begriffe zu beachten. Dabei konnte der 
Strafkammer in keiner dieſer Richtungen beigetreten werden. 
Was zunächſt die Frage betrifft, ob es ſich um einen „Gebrauch“ 
der katholiſchen Kirche handeln kann, ſo iſt davon auszugehen, 
daß in Rechtſprechung und Wiſſenſchaft unter „Gebrauch“ einer 
Kirche allgemein hergebrachte Gewohnheiten angeſehen werden, 
die auf einer gewiſſen allgemeinen Abung im chriſtlichen Kirchen⸗ 
leben und Kirchenweſen beruhen und mit dieſen in inniger Be⸗ 
ziehung ſtehen, wie z. B. Hauskollekten (RGRſpr. 2, 582), die 
Amtstracht der Geiſtlichen (RGSt. 6, 88), die Einweihung eines 
zum Gottesdienſte beſtimmten Gebäudes (Goltd Arch. 45, 45), 
die kirchlichen Beerdigungsgebräuche (RGSt. 31, 133), Aus⸗ 
ſtellung von Reliquien (RGSt. 24, 12), das Bekreuzigen der 
Katholiken (RGSt. 33, 222) und andere mehr. Nichts ſpricht 
aber im vorliegenden Falle dafür, daß es ſich um einen der⸗ 
artigen Gebrauch handeln kann. Es ſteht nur feſt, daß polniſche 
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Arbeiter, denen geſtattet worden iſt, in der katholiſchen Kirche 
zu G. die Nacht zuzubringen, zum Teil dort gebetet haben. 
Ebenſowenig kann in dieſem Beten eine „gottesdienſtliche Ver⸗ 
richtung“, eine Handlung der Religionsübung gefunden werden, 
die an ſich allerdings keinen Beſtandteil des ordentlichen, regel⸗ 
mäßigen Gottesdienſtes bildet und daher nicht unter den Begriff 
des Gottesdienſtes im engeren Sinne fällt (vgl. RGSt. 20, 200) 
aber doch einen auf dem kirchlichen Ritus beruhenden Akt der 
Religionsübung erfordert, der neben dem eigentlichen Gottes⸗ 
dienſte einem beſonderen religiöſen Bedürfniſſe zu dienen ſowie 
eine Gottesverehrung zu betätigen beſtimmt iſt (RGSt. 27, 296; 
28, 303). Es verſagt aber auch der Begriff des „Gottes⸗ 
dienftes”. Unter „Gottesdienſt“ im Sinne des $ 167 StGB. 
it (vgl. RGRſpr. 7, 363) die Vereinigung von Mitgliedern 
einer im Staate beſtehenden Religionsgeſellſchaft zur religiöſen 
Erbauung durch Verehrung und Anbetung Gottes nach den 
Vorſchriften und Gebräuchen und in den Formen ihrer Ge⸗ 
meinſchaft zu verſtehen. Dieſen Erforderniſſen entſprach das 
Beten der polniſchen Arbeiter nicht. Scheidet hiermit die Mög⸗ 
lichkeit der Anwendung der bisher beſprochenen Tatbeſtands⸗ 
merkmale aus, ſo wird in der erneuten Verhandlung zu unter⸗ 
ſuchen ſein, ob nicht eine „Einrichtung“ der katholiſchen Kirche 
im Sinne des § 166 StGB. zur Frage ſteht. Zu dieſem 
Zwecke wird näher zu ermitteln ſein, welche Bedeutung dem 
Beten der polniſchen Arbeiter innegewohnt hat. Nach den erſt⸗ 
richterlichen Feſtſtellungen hatten ſie am Abend zuvor gebeichtet. 
Diente ihr Beten nur zur Vorbereitung auf die Kommunion — 
nicht die Meſſe, wie das angefochtene Urteil annimmt —, und 
ſchreibt die katholiſche Kirche eine Vorbereitung zum Empfang 
der Kommunion durch Gebet oder fromme Betrachtungen vor, 
ſo könnte hierin allerdings unter Umſtänden eine Einrichtung 
der katholiſchen Kirche gefunden werden (vgl. RGSt. 5, 354 
[356 unter Nr. 3); Goltd Arch. 37, 362). Urt. d. III. Sen. 
v. 3. März 1910 (38/10). 

8. 8 169 StGB. Kindesverleugnung im Rechtsſtreit.] 
Die Angeklagte M. G. gebar, wie das angefochtene Urteil er⸗ 
gibt, nach ſiebenmonatlicher Ehe mit dem Angeklagten G. ein 
Kind. Deſſen Empfängniszeit fiel teilweiſe außerhalb der Ehe, 
es ſteht aber feſt, daß die Eheleute G. ſchon vor Eingehung 
der Ehe und während der Empfängniszeit vom Februar 1904 
an im Geſchlechtsverkehr ſtanden. Das Kind hatte daher nach 
8 1591 Abſ. 1 Satz 1 BGB. ein Recht darauf als eheliches 
Kind der Angeklagten anerkannt zu werden. Dieſes Recht 
haben ihm die Angeklagten entzogen, indem ſie, durch gemein⸗ 
ſchaftliche Veranſtaltungen, d. h. im gegenſeitigen Einverſtändnis 
und gemäß zuvor getroffener Verabredung den Anfechtungs⸗ 
prozeß nach 88 1593 ff. BGB. gegen die Vormundſchaft durch⸗ 
führten, das Prozeßgericht zu täuſchen wußten und die rechts⸗ 
kräftige Feſtſtellung erlangten, daß das Kind nicht vom Che 
mann erzeugt wurde und als uneheliche Tochter der An⸗ 
geklagten M. G. zu gelten habe. G. trat als Kläger mit 
dem unwahren Vorbringen auf, ſeine Ehefrau ſei von ihm in 
der Empfängniszeit geſchlechtlich nicht berührt worden, ſie habe 
während dieſer Zeit mit dem Dienſtknecht B. verkehrt und ſei 
von ihm geſchwängert worden. Die als Zeugin benannte und 
gerichtlich vernommene M. G. beſtätigte dies. Wenn das 
Zivilgericht ihrer Ausſage vollen Glauben beimaß und, dadurch 
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in Irrtum verſetzt, das das Kind ſeines wahren Perſonen⸗ 
ſtandes beraubende Erkenntnis erließ, ſo machte es zwar von 
ſeinem Rechte freier Beweiswürdigung hierbei Gebrauch, ver⸗ 
ſtieß aber nicht gegen feine Pflicht der Wahrheitserforſchung, 
indem es einer durch ein Beweismittel unterſtützten Partei⸗ 
behauptung Glauben ſchenkte, und ſeine Täuſchung und das 
auf ihr beruhende Urteil ſtehen im urſächlichen Zuſammenhang 
mit dem trügeriſchen Vorgehen der Angeklagten. Sie haben 
jedenfalls eine der Urſachen des Erfolges, die Veränderung 
des Perſonenſtandes des Kindes geſetzt und konnten daher 
dafür ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht werden. — RGSt. 36, 
114; 39, 143; 40, 9. — Zutreffend hat hiernach die Straf⸗ 
kammer den äußeren Tatbeſtand des Vergehens aus § 169 StGB. 
für erfüllt angeſehen. Die Angeklagten haben durch die Herbei⸗ 
führung des Zivilurteils einen Zuſtand geſchaffen, der dem 
wahren Perſonenſtand des Kindes nicht entſprach und ſeine 
tatſächliche Wirkſamkeit verhinderte. Urt. d. I. Sen. v. 
31. Jan. 1910 (1013/09). 

9 § 181 StGB. Herbeiführung eines Ehebruchs als 
Scheidungsgrund.] Nach den Feſtſtellungen des Urteils trat 
Zeuge J. an den Angeklagten mit der Außerung heran, er 
wolle ihm eine Scheidung ſeiner Ehe möglich machen, er habe 
ſchon vor 20 Jahren mit des Angeklagten Ehefrau geſchlechtlich 
verkehrt, dieſe würde ſich auch jetzt noch mit ihm einlaſſen, er 
könne dem Angeklagten dann eine Frau mit 5000 Taler 
Vermögen anſchaffen. Angeklagter zweifelte daran, daß dem J. 
ſeine Abſicht gelingen würde, rechnete aber mit der Möglichkeit, 
daß es zu einem Geſchlechtsverkehre zwiſchen J. und ſeiner 
Frau kommen könne, begleitete J. zur Wohnung ſeiner Frau, 
wartete, bis J. wieder herauskam und fraßte ihn, wie es ab⸗ 
gelaufen ſei. J. hat mit der Frau den Beiſchlaf vollzogen. 
Die Strafkammer verneint auf Grund dieſes Tatbeſtandes mit 
Recht, daß Angeklagter der Unzucht ſeiner Frau mit J. durch 
Vermittelung oder Gewährung von Gelegenheit oder auch durch 
Verſchaffung von Gelegenheit in der Form aktiven Tätigwerdens 
Vorſchub geleiſtet habe. Sie prüft weiter die Frage, ob er 
etwa durch pflichtwidriges Unterlaſſen günſtigere Bedingungen 
für die Ausübung der Unzucht ſeiner Ehefrau geſchaffen habe 
und verneint auch dieſe Frage in der Erwägung, daß An⸗ 
geklagter, ſelbſt wenn man annehmen wollte, es ſei mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß er von ſeiner Ehefrau getrennt lebte und alle 
Beziehungen mit ihr abgebrochen hatte, trotzdem rechtlich ver⸗ 
pflichtet geweſen, deren Unzucht zu hindern, tatſächlich zu ſolcher 
Hinderung nicht in der Lage geweſen ſei. Daß er nicht in der 
Lage war, wird daraus hergeleitet, daß die Ehefrau eine eigene 
Wohnung von ihrem eigenen Gelde gemietet hatte, daß dem 
Angeklagten über dieſe Wohnung keinerlei Verfügung zuſtand, 
er von ſeiner Ehefrau aus dieſer Wohnung ſchon einmal aus⸗ 
drücklich hinausgewieſen war, daß er die Beziehungen zu ſeiner 
Frau völlig abgebrochen hatte. Dieſe Feſtſtellungen werden von 
der Staatsanwaltſchaft ohne Grund als ungenügend angegriffen. 
Wenn in der Nevifion geltend gemacht wird, nach den Urteils⸗ 
gründen ſei anzunehmen, J. habe nur mit Rückſicht auf das 
Einverſtändnis des Angeklagten gehandelt und würde ſich durch 
deſſen künftigen Widerſtand von ſeinem Vorhaben haben ab⸗ 
halten laſſen, ſo wird hiermit ein neuer tatſächlicher Geſichts⸗ 
punkt in das Urteil hineingetragen; die Strafkammer hat dieſen 
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Schluß nicht gezogen und war nach der Sachlage nicht ver 
anlaßt, ihn zu ziehen. Aber ſelbſt angenommen, die Unter⸗ 
ſtellung der Reviſion wäre richtig, ſo hat doch Angeklagter der 
Unzucht J. mit feiner Ehefrau durch deſſen Nichtzurückhalten 
nicht objektiv günſtigere Bedingungen durch Gewährung von 
Gelegenheit geſchaffen. Es könnte nur ein Unterlaſſen in Frage 
kommen. Dieſes ſteht dem Vorſchubleiſten durch poſitives Tun 
nur gleich, wenn der Angeklagte rechtlich verpflichtet und tat⸗ 
ſächlich in der Lage iſt, die Unzucht zu verhindern und trotzdem 
dies wiſſentlich unterläßt. Die rechtliche Verpflichtung, der 
Unzucht ſeiner Ehefrau entgegenzutreten, beſtand für den An⸗ 
geklagten und zwar ohne Rückſicht auf die nur tatſächlich, nicht 
rechtlich aufgehobene eheliche Gemeinſchaft. 88 1354, 1575, 
1586 BGB. Die Strafkammer hat aber, wie ſchon oben 
erwähnt, unter Anführung der vorliegenden beſonderen Um⸗ 
ſtände feſtgeſtellt, daß dem Angeklagten die Geltendmachung 
ſeiner ehelichen Rechte und Pflichten tatſächlich nicht möglich 
war. Den ihm fremden J. von der beabſichtigten Unzucht 
fernzuhalten, war er rechtlich nicht verpflichtet, auch dann nicht, 
wenn die Unzucht mit ſeiner Ehefrau getrieben werden ſollte, 
und er hatte nach dieſer Richtung auch keine Machtmittel. 
Daß er auf J. irgendwie auch nur intellektuell eingewirkt hat, 
RES. 8, 236; RGgRſpr. 10, 133, oder daß er deſſen Bereit⸗ 
willigkeit zur Unzucht durch irgendeine getroffene Veranſtaltung 
hervorgerufen oder befördert hat, RGSt. 30, 321, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt; letzteres iſt insbeſondere in dem bloßen Begleiten des 
J. zu der dieſem bekannten eigenen Wohnung der Ehefrau nicht 
gefunden. Urt. d. III. Sen. v. 21. März 1910 (47/10). 

10. 5 182 StGB. Unbeſcholtenheit.] Rechtsirrtümlich 
würde die Annahme ſein, daß allein eine freiwillige und be⸗ 
wußte Hingabe zum außerehelichen Beiſchlafe die Annahme 
einer Beſcholtenheit zu rechtfertigen vermöchte. Wie von dem 
RG. wiederholt anerkannt und ausgeſprochen worden — vgl. 
RGRſpr. 4, 468/469; RGSt. 37, 94 (96/97) — kann auch 
ein ſonſtiges in der eigenen ſittenloſen Geſinnung des Mädchens 
wurzelndes unzüchtiges Treiben geeignet ſein, die Annahme der 
geſchlechtlichen Beſcholtenheit zu begründen. Dabei iſt aber zu 
beachten, daß nicht jede Herabminderung des Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühles im allgemeinen ausreicht; erfordert wird 
vielmehr vornehmlich in der Richtung auf geſchlechtliche Un⸗ 
berührtheit, daß das „in ſittenloſer Geſinnung wurzelnde 
unzüchtige Treiben“ eine geſchlechtliche Verdorbenheit, einen 
Mangel an Ehrgefühl für die eigene geſchlechtliche Rein⸗ 
heit erkennen laſſen muß, dergeſtalt, daß der Zweck des Ge⸗ 
ſetzes, die weibliche Jugend bis zur Vollendung des 16. Lebens⸗ 
jahres vor Mißbrauch zum Beiſchlaf mittels Verführung zu 
ſchützen, einem ſolchen Mädchen gegenüber nicht erreichbar, 
dieſes ſeines Schutzes unwert erſcheint. Wann dieſe Voraus⸗ 
ſetzung im Einzelfalle zutrifft, wann der Lebenswandel eines 
Mädchens in dieſem Lichte zu beurteilen iſt, das fällt tat⸗ 
ſächlicher Beurteilung anheim, wobei es zuläſſig erſcheint, 
zwecks Schlußfolgerungen aus Reden und Handlungen auf die 
Geſinnung des Mädchens, den Anſchauungen und Gepflogen⸗ 
heiten der verſchiedenen Stände und Geſellſchaftsklaſſen Rechnung 
zu tragen. In dem vorliegenden Falle erachtet die Straſ⸗ 
kammer den Vorgang aus Juli 1904, bei welchem die damals 
12¼ Jahre alte A. längere Zeit in ſpäter Abendſtunde und 
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nur leicht bekleidet mit dem 14 jährigen H. in der dunklen 
Schlafſtube geſchäkert und es geduldet hat, daß dieſer in ſeiner 
Kleidung ſtundenlang auf ihre beſondere Einladung neben ihr 
in ihrem Bette gelegen, ſie geküßt und an der Bruſt gekitzelt, 
unter Berückſichtigung des ſchulpflichtigen Lebensalters der 
beiden und des Umſtandes, daß es zu weiteren geſchlechtlichen 
Ausſchreitungen nicht gekommen iſt, als eine unüberlegte kindiſche 
Abermütigkeit, nicht aber für ausreichend, um deswillen die A. 
als „geſchlechtlich beſcholten“ anzuſehen. Der Vorderrichter ver⸗ 
kennt weiter nicht, daß auch im übrigen das Verhalten der⸗ 
ſelben keineswegs einwandfrei erſcheint, er hält aber dafür, daß 
dies ſonſtige leichtfertige und unvorſichtige Verhalten der A. 
auch in Verbindung mit dem Vorgange aus Juli 1904 nicht 
dazu führt, ſie nicht mehr als „geſchlechtlich unbeſcholten“ an⸗ 
zuſehen. Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu erblicken, die 
Strafkammer befindet ſich vielmehr in Übereinſtimmung mit der 
insbeſondere in RGSt. 37, 94 ff. dargelegten Rechtsauffaſſung 
des RG. Urt. d. III. Sen. v. 3. März 1910 (23/10). 

11. 8 184 StB. Unzüchtigkeit und künſtleriſcher 
Zweck (ſ. a. Nr. 1).] Das Gericht verkennt nicht, daß das 
vom Angeklagten verfaßte Gedicht in ſeiner Schilderung des 
ehebrecheriſchen Zuſammenſeins, der faſt völligen Nacktheit und 
der allmählich ſich ſteigernden Geſchlechtsluſt das Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl verletzt und deshalb eine unzüchtige Schrift 
iſt. Es ſpricht aber den Angeklagten frei, weil es nicht zur 
Überzeugung gelangt iſt, daß der Angeklagte ſich des un⸗ 
züchtigen Charakters des Gedichtes bewußt geweſen ſei. Es 
ſchließt auf den Mangel dieſes Bewußtſeins aus gewiſſen, 
mit dem Gutachten eines Sachverſtändigen übereinſtimmenden 
Angaben des Angeklagten, denen es folgt. Dieſe Angaben 
des Angeklagten gehen dahin, daß er ſowohl im allgemeinen 
wie auch mit der von ihm verlegten Zeitſchrift ſchriftſtelleriſche 
Ziele ernſter Natur verfolge und dem Rufe eines pornographiſchen 
Schriftſtellers fernſtehe, daß er mit dem fraglichen Gedicht nur 
die Torheiten und Laſter der Zeit in ſatiriſcher Form habe 
verſpotten wollen, daß der künſtleriſche Zweck der Satire derbe 
Worte und Wendungen bedingt habe, daß aber dieſe Derbheit 
durchgehend im Rahmen der Ironie und des Witzes bleibe und 
daher ſeiner Auffaſſung nach nicht geeignet ſei, das Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl der Allgemeinheit zu verletzen. Es 
fragt ſich, da der Vorderrichter die Verneinung des Bewußt⸗ 
ſeins von der Unzüchtigkeit des Gedichts auf die ihm glaubhaft 
erſcheinenden Anſchauungen des Angeklagten, neben den 
gleichartigen Anſchauungen des Sachverſtändigen, ſtützt, ob 
dieſe Anſchauungen über die Natur des Unzüchtigen und über 
das, was hierbei von Bedeutung iſt, zutreffende ſind. Die 
Frage muß verneint werden. Eine Schrift kann ſehr wohl 
die Abſicht, die Torheiten und Laſter der Zeit in ſatiriſcher 
Form zu verſpotten, in unzüchtiger Weiſe zum Ausdruck 
bringen: ſie verliert den Charakter der Unzüchtigkeit nicht 
durch jene Abſicht. Und ebenſowenig braucht dem Schriftſteller, 
dem weſentlich die Satire als Zweck ſeiner Arbeit vorſchwebt, 
die nebenherlaufende Unzüchtigkeit derſelben unbewußt zu 
bleiben. Die Unzüchtigkeit braucht nicht beabſichtigt zu ſein: 
es genügt, daß ſie zum Bewußtſein gekommen iſt, um ſtrafbar 
zu machen. Der „künſtleriſche Zweck“ der Satire mag mit 
unter „derbe“ Worte und Wendungen bedingen: er rechtfertigt 
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aber niemals eine ſolche Geſtaltung des Werkes, daß es den 
Charakter einer unzüchtigen Schrift annimmt. Die Annahme, 
der Wille, eine Satire zu ſchreiben, ſei von entſcheidender 
Bedeutung für die Frage des Bewußtſeins von der Unzüchtigkeit 
eines Schriftwerks, iſt daher eine rechtsirrtümliche. Der Vorder⸗ 
richter legt entſcheidendes Gewicht auf dieſe Anſchauung des 
Angeklagten und gibt damit zu erkennen, daß er ſelbſt von 
einer rechtlich unhaltbaren Anſchauung ausgegangen iſt. Nicht 
minder gibt zu Bedenken die Erwägung des Vorderrichters 
Anlaß, daß nach des Angeklagten Auffaſſung das fragliche 
Gedicht nicht geeignet fei, das Scham: und Sittlichkeitsgefühl 
der Allgemeinheit zu verletzen. Wenn der Angeklagte eine 
rechtsirrige Anſchauung darüber gehabt hat, was unzüchtig 
iſt und was nicht, ſo hat er über den Inhalt und die Trag⸗ 
weite des Strafgeſetzes geirrt, und der Mangel dieſes 
Bewußtſeins kann ihn nicht ſtraflos machen. Das Urteil läßt 
nicht erkennen, daß es den Irrtum des Angeklagten auf 
andrem Gebiete findet. Urt. d. II. Sen. v. 19. April 1910 
(21/10). 

12. SS 185, 193 StGB. Beleidigung in Ausübung des 
Anwaltsberufs.] Der Angeklagte hatte in feiner Eigenſchaft 
als Rechtsanwalt in einer Hauptverhandlung vor dem Schöffen⸗ 
gericht den Korbmacher C. zu verteidigen, dem neben anderen 
Straftaten eine Beleidigung des Polizeidieners N. zur Laſt 
gelegt war. Das Gericht ſieht nun als erwieſen an, daß der 
jetzige Angeklagte in jener Hauptverhandlung bei ſeinem zur 
Verteidigung des C. gehaltenen Schlußvortrage zweimal in 
bezug auf N. das Wort „Meineid“ gebraucht habe, den dieſer 
in einem Zivilprozeſſe, bei dem die Familie C. beteiligt war, 
geleiſtet haben folltt. Die näheren Umſtände, unter denen das 
Wort gefallen iſt, konnten nicht feſtgeſtellt werden. Das Gericht 
legt jedoch erſichtlich ſeinen weiteren Ausführungen die Annahme 
zugrunde, daß die Angabe des Angeklagten richtig ſei, wonach 
er geſagt habe, N. habe nach Anſicht ſeiner Partei (d. h. des C.) 
einen Meineid geleiſtet. Strafbar iſt die Behauptung einer 
Tatſache der in § 186 StGB. gedachten Art nur dann, wenn 
ſie nicht erweislich wahr iſt, da die Erweislichkeit einen Straf⸗ 
ausſchließungsgrund darſtellt, deſſen Fehlen alſo zunächſt der 
Feſtſtellung bedarf (RGSt. 19 S. 386, 388). Ausdrückliche 
Erörterungen darüber fehlen. Rechtsirrig wäre es, wenn das 
Gericht ſich derſelben überhoben geglaubt hätte, weil der An⸗ 
geklagte ſeinerſeits den Beweis der Wahrheit anzutreten ab⸗ 
gelehnt hatte (RGRſpr. 6, 788). Im Strafprozeſſe liegt dem 
Angeklagten, abgeſehen von ausdrücklichen, das Gegenteil vor⸗ 
ſchreibenden geſetzlichen Beſtimmungen, eine Beweislaſt grund⸗ 
ſätzlich nicht ob. Die Urteilsgründe werden aber in ihrem 
Zuſammenhange unbedenklich dahin zu verſtehen ſein, daß das 
Gericht von der Nichterweislichkeit der behaupteten Tatſache, 
N. habe einen Meineid geleiſtet, ausging. Damit war die 
Grundlage für die Anwendung des 8 193 StGB. geſchaffen. 
Bedeutungslos iſt dabei der Umſtand, daß der Angeklagte nach 
dem Wortlaut der in Rede ſtehenden Bemerkung anſcheinend 
nur die Anſicht ſeiner Partei über das Vorliegen eines 
Meineides wiedergegeben hat (RGSt. 38, 368). Dadurch 
würde der Tatbeſtand einer ſtrafbaren üblen Nachrede im 
Sinne des § 186 StGB. nicht beſeitigt werden. Daß der 
Angeklagte zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen handelte, 
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als er in der Hauptverhandlung zur Verteidigung des C. ſprach, 
bedarf keiner Begründung. Daraus folgt aber keineswegs, daß 
der Verteidiger rechtsgrundſätzlich bezüglich aller ſeiner Be⸗ 
merkungen dabei unter dem Schutze des § 193 StGB. ſtehe 
und infolgedeſſen jeden ſtraflos beleidigen dürfe. Insbeſondere 
bleibt im einzelnen Falle zu unterſuchen, ob der Verteidiger 
mit einer in Betracht zu nehmenden Außerung berechtigte 
Intereſſen überhaupt wahrnehmen wollte. Denn wer von 
dieſer Abſicht tatſächlich nicht geleitet würde, kann den Schutz 
des 8 193 StGB. für ſich nicht in Anſpruch nehmen, ſelbſt 
wenn er berechtigte Intereſſen hätte wahrnehmen können 
(RGSt. 34, 216). Die Bemerkung würde dann nicht zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, ſondern nur bei Ge⸗ 
legenheit einer ſolchen Wahrnehmung gemacht ſein (RGSt. 4, 316). 
Nun ſagt das Gericht ausdrücklich, die Behauptung des An⸗ 
geklagten, er habe auch die in Rede ſtehende Bemerkung zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht, habe ſich nicht 
widerlegen laſſen, da die Hauptverhandlung keinen Anhalt für 
das Gegenteil ergeben habe. Muß man demnach davon aus⸗ 
gehen, daß die unter Anklage ſtehende Bemerkung zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen gemacht worden iſt, dann iſt 
ihretwegen eine Beſtrafung grundſätzlich ausgeſchloſſen und nur 
dann zuläſſig, wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung aus 
der Form der Außerung oder den Umſtänden, unter denen ſie 
geſchah, hervorgeht. Das Inſtanzgericht hat dies geprüft, es 
iſt aber zur Verneinung der Frage gelangt. Das muß nach 
Lage der Sache als zutreffend bezeichnet werden. Konnte 
nämlich der Angeklagte unter den obwaltenden Umſtänden der 
Meinung ſein, daß ſich N. früher eines „Meineides“ ſchuldig 
gemacht habe, dann war er berechtigt, bei ſeinen Ausführungen 
zur Verteidigung des C. dies darzulegen. Denn ſelbſtverſtänd⸗ 
lich hing die Bedeutung von Nis belaſtender Ausſage weſentlich 
davon ab, ob der Zeuge eine vertrauenerweckende Perſönlichkeit 
war, oder ob man ſich von ihm eines „Meineides“ verſehen 
konnte. Den gegenteiligen Ausführungen der Reviſion, mit 
denen die hier in Betracht kommenden Entſcheidungsgründe des 
Gerichtes bekämpft werden ſollen, ſind rechtsirrtümlich. Es 
liegt ihnen eine Verwechſelung von Inhalt und Form zu⸗ 
Grunde. Ein „Meineid“ kann eben nicht anders als mit 
dieſem Worte bezeichnet werden, und jeder, der befugt iſt, die 
Behauptung auszuſprechen, eine gewiſſe Perſönlichkeit habe 
wiſſentlich unter dem Eide die Unwahrheit ausgeſagt, kann ſich 
dieſes Ausdruckes bedienen und iſt zu deſſen Umſchreibung 
nicht verpflichtet. Fraglich kann aber ſein, wie demgegenüber 
die Schlußausführungen des Vorderrichters zu verſtehen ſind. 
Das Gericht ſpricht dort aus, der Vorwurf des Meineides ſei 
im Verhältnis zu der Geringfügigkeit der verhandelten Sache 
und der Schwäche des gegen N. vorliegenden Materials ſtark, 
auch hätte der Angeklagte ſich vorſichtiger und für den Zeugen 
ſchonender ausdrücken können. Anerkannt muß ferner werden, 
daß ein Teil der Erwägungen, mit denen das Gericht dieſe 
von ihm ſelbſt geltend gemachten Bedenken zu entkräften ſucht, 
nicht frei von Rechtsirrtum ſind. Es wird nämlich darauf 
hingewieſen, daß der Angeklagte es für erforderlich gehalten 
haben mochte, ſeine Bedenken gegen den Zeugen „in beſonders 
ſcharfer Form“ dem damals erkennenden Gerichte zu über⸗ 
mitteln. Ein ſolch weitgehendes Recht des Verteidigers beſteht 
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nicht. Wenn ein Zeuge ſich unter den hier beſprochenen be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen auch gefallen laſſen muß, des 
Meineides bezichtigt zu werden, ſo kann dies doch nur als 
Ausnahmefall anerkannt, und es muß unbedingt verlangt 
werden, daß der Verteidiger bei dieſem Teil ſeiner Aus⸗ 
führungen ſtreng ſachlich bleibt und unter allen Umſtänden 
jede „beſonders ſcharfe Form“ vermeidet. Denn dem vom 
Verteidiger in berechtigter Weiſe wahrzunehmenden Intereſſe 
ſteht das Recht des Zeugen auf Achtung ſeiner Perſönlichkeit 
gleichwertig gegenüber. Der letztere braucht ſich deshalb eine 
das ſachlich Gebotene überſchreitende „beſonders ſcharfe“ Form 
bei den gegen ihn gerichteten Angriffen keinesfalls gefallen zu 
laſſen. Vielmehr würde in ihr eben. die „Form“ im Sinne 
des § 193 StGB. zu erblicken fein, durch die ſelbſt eine zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aufgeſtellte Behauptung 
ſtrafbar wird. Allein hier ſteht, wie bereits nachgewieſen, 
tatſächlich nicht eine „beſonders ſcharfe Form“ in Frage, auch 
iſt der Ausgangspunkt des Vorderrichters fehlſam. Denn auf 
die „Geringfügigkeit der verhandelten Sache“ kommt es nicht 
an, weil jeder Angeklagte jede auch die geringfügigſte Anklage 
mit allen erlaubten Mitteln von ſich abzuwehren befugt und 
grundſätzlich berechtigt iſt, einem gegen ihn in der entſcheidenden 
Hauptverhandlung auftretenden Zeugen einen „Meineid“ zum 
Vorwurf zu machen, wenn er trotz der Schwäche des gegen 
denſelben vorliegenden Beweiſes von deſſen Schuld überzeugt 
iſt. Nur ſo viel iſt richtig, daß die „Schwäche des Beweiſes“ 
den Angeklagten zu beſonders ſorgfältiger Prüfung nötigt, und 
es iſt eine auf dem Boden der Tatſachenwürdigung liegende 
Frage, ob das Gericht dem Angeklagten glauben wird, wenn 
er behauptet, er ſei trotz der Schwäche der Beweiſe von der 
Schuld des Zeugen überzeugt geweſen. Dieſer zuletzt er⸗ 
wähnte Teil der Ausführungen des Vorderrichters vermag des⸗ 
halb den Beſtand des angegriffenen Urteils nicht in Frage zu 
ſtellen, da die Urteilsbegründung in ihrem Zuſammenhange, 
wie bereits betont, dahin zu verſtehen iſt, daß der Angeklagte 
nach Anſicht des Gerichtes von der Wahrheit des von ihm er⸗ 
hobenen Vorwurfes überzeugt war. Urt. d. V. Sen. v. 
18. Jan. 1910 (981/09). 

13. 55 186, 193 StGB. Streikbrecherbeleidigung.] 
Auf dem Wege der Annahme einer ſogenannten Kollektiv⸗ 
beleidigung iſt das LG. zu der Feſtſtellung gelangt, daß die 
fünf Arbeiter, die den Strafantrag geſtellt haben, durch die 
beiden Zeitungsaufſätze beleidigt worden ſeien. Ein Rechts⸗ 
irrtum iſt dieſer Erwägung nicht zu entnehmen. Das Urteil 
ſtellt im Gegenſatz zur Reviſion in bindender Weiſe feſt, daß 
aus den Zeitungsaufſätzen die Beziehbarkeit der darin enthaltenen 
Ehrenkränkungen auf die Geſamtheit derjenigen Arbeiter erkenn⸗ 
bar hervortritt, die bei dem Arbeitsausſtande der ſtädtiſchen 
Abfuhrarbeiter an deren Stelle getreten und in dem Straßen⸗ 
reinigungsdepot untergebracht waren. Es iſt ferner feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte ſich dieſer allgemeinen Beziehbarkeit ſeiner 
Außerungen bewußt geweſen iſt, daß er ſie ſogar beabſichtigt 
hat. Die Beleidigung jeder einzelnen zu dieſem Kreiſe gehörigen 
Perſon iſt hiernach rechtsirrtumsfrei dargetan (RGSt. 23, 246). 
Es wäre Sache des Angeklagten geweſen, um dieſe Wirkung 
zu vermeiden, den Aufſätzen eine nach Form und Inhalt ein⸗ 
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und nicht hat tun wollen, ſteht für die Reviſionsinſtanz feſt. 
Auch eine Verletzung der ſonſtigen angewendeten Strafrechts⸗ 
vorſchriften iſt der Urteilsbegründung nicht zu entnehmen. Die 
Ablehnung der drei Beweisanträge verſtößt nicht gegen geſetzliche 
Vorſchriften. Der erſte Antrag enthielt den Beweisſatz, daß die 
Arbeitswilligen der Hefe des Volkes angehörten und verhältnis⸗ 
mäßig viele Vorbeſtrafte darunter waren. Durch das angegebene 
Beweismittel, nämlich die Einforderung der Strafregiſterauszüge 
auf Grund vorheriger amtlicher Feſtſtellung der Perſonalien, 
konnte nur der zweite Teil des Antrages, die Vorbeſtrafung 
eines verhältnismäßig großen Teiles der Arbeitswilligen, be⸗ 
wieſen worden. Daß, wie die Reviſion anzunehmen ſcheint, 
auch die Vorbeſtrafung der fünf Strafantragſteller behauptet 
war, um deren Beleidigung es ſich hier handelt, trifft nach 
dem Inhalt des Beweisantrages nicht zu. Der zweite Antrag 
führt unter a bis k eine Reihe von Fällen auf, in denen einzelne 
Arbeitswillige Ausſchreitungen verſchiedener Art begangen haben 
ſollen, die übrigens zum Teil der Veröffentlichung der Zeitungs⸗ 
aufſätze zeitlich gefolgt ſind. Daß die fünf Strafantragſteller 
bei einem dieſer Fälle beteiligt geweſen ſeien, iſt nicht behauptet 
worden. Wenn das LG. dieſe Beweisanträge als unerheblich 
bezeichnet, und zwar nicht bloß hinſichtlich der Schuldfrage, 
ſondern auch hinſichtlich der Strafabmeſſung, ſo legte es nach 
der in der Urteilsbegründung enthaltenen Erläuterung dieſes 
Ablehnungsgrundes gerade Gewicht auf den Umſtand, daß die 
fünf Strafantragſteller, auf die es hier allein ankam, von den 
unter Beweis geſtellten Vorwürfen nicht berührt waren. So 
aufgefaßt, beruht die Ablehnung auf dem Grunde der tatſäch⸗ 
lichen Unerheblichkeit und läßt einen Rechtsverſtoß nicht erkennen. 
Die Reviſion, die aus den Anträgen die Berechtigung der Vor⸗ 
würfe wenigſtens für den Durchſchnitt der beleidigten Arbeiter 
herleiten will, verkennt, daß es ſich im vorliegenden Verfahren 
um die, wenn auch unter einer Kollektivbezeichnung erſolgte 
Beleidigung fünf beſtimmter Einzelperſonen handelt. Der dritte 
Beweisantrag war auf die Vernehmung eines Sachverſtändigen 
gerichtet und iſt nach dem maßgebenden Sitzungsprotokoll ab⸗ 
gelehnt, mit der Begründung, daß das Gericht in der Lage 
ſei, ſich ſelbſt ein Urteil über die Frage zu bilden. Nach der 
Urteilsbegründung hat das Gericht auch ſeine eigene Sachkunde 
walten laſſen. Nach dem Grundſatze der freien Beweiswürdigung 
war es hierzu berechtigt. Schließlich wendet ſich die Reviſion 
ohne Erfolg gegen die Annahme des Urteils, daß es zur Ent⸗ 
ſchuldigung des Angeklagten nicht dienen könne, wenn er in der 
von Ort zu Ort geführten Arbeiterkolonne eine öffentliche und 
ſoziale Gefahr erblickt habe, deren tatſächliches Beſtehen durch 
den dritten Beweisantrag bewieſen werden ſollte. Es handelte 
ſich hier offenbar um einen für die Beurteilung der Sache ein⸗ 
flußloſen vermeintlichen Beweggrund, aus dem ein Fall des 
§ 193 StGB. vom Angeklagten nicht hergeleitet war. Urt. d. 
III. Sen. v. 10. Febr. 1910 (1043/09) 

14. 5 235 StGB. Kurze Dauer der Entziehung.] Der 
Tatbeſtand wird auch erfüllt, wenn ein Elternteil dem anderen, 
dem das Erziehungs- und Aufſichtsrecht zuſteht, das minder: 
jährige Kind entzieht (RGSt. 22, 166). Dieſe Vorausſetzung 
trifft hier zu, da nach der fehlerfreien Feſtſtellung des Urteils 
die Sorge für die Perſon des Kindes mit Wirkſamkeit für die 
Dauer des Eheſcheidungsſtreites von dem nach § 627 3PO. 
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zuſtändigen Prozeßgericht dem Ehemanne der Angeklagten zu⸗ 
geſprochen war und die Begehung des Delikts in die Zeit der 
Rechtshängigkeit des Eheſcheidungsprozeſſes fällt. Die in der 
Hauptverhandlung vor dem Reviſionsgericht aufgeſtellte Be: 
hauptung des Verteidigers, daß dieſe Entſcheidung außer Kraft 
geſetzt ſei durch einen Vergleich der Parteien, kann, weil nur 
der im Urteil feſtgeſtellte Sachverhalt zugrunde gelegt werden 
kann, nicht berückſichtigt werden. Trotzdem mußte die Reviſion 
Erfolg haben, da die Feſtſtellung, wie ſie nach dem Urteils⸗ 
inhalt der Entſcheidung zugrunde liegt, nicht frei von rechtlichen 
Bedenken iſt. Die Begehung der ſtrafbaren Handlung hat 
hiernach am 9. März 1909 mit der Abholung des Kindes von 
ſeinem Vater begonnen. Die Frage, ob ſchon in dieſem Ab⸗ 
holenlaſſen zu dem angeblichen Zwecke der Teilnahme an einer 
Geburtstagsfeier ein auf Täuſchung gerichteter Anſchlag oder 
Kunſtgriff der Angeklagten lag, läßt das Urteil ausdrücklich 
offen. Hiernach iſt es aber auch nicht zweifelsfrei, ob, worüber 
das Urteil ſich nicht ausſpricht, ſchon damals die für den 
Begriff der Entziehung notwendige Abſicht der Aufhebung der 
bisherigen Verbindung für eine längere Dauer bei der An⸗ 
geklagten beſtanden hat. Wenn, wofür das Urteil Raum läßt, 
der Wille der Angeklagten, ihr Kind für einen längeren, über 
die Geburtstagsfeier hinausreichenden Zeitraum von ſeinem 
Vater fernzuhalten, erſt ſpäter zur Entſtehung gelangte, ſo 
vollendete ſich das Delikt erſt in dem Zeitpunkte, wo dieſer 
Wille durch eine äußere Handlung betätigt worden iſt. Ein 
anderes Bedenken aber leitet ſich aus der Erwägung her, daß 
der Tatbeſtand des § 235 StGB. erſt erfüllt wird, wenn durch 
eines der dort erwähnten Mittel, von denen hier nur das 
Mittel der Liſt in Frage kommt, die Entziehung verurſacht iſt. 
Ob ſchon bei Vornahme der Handlungen vom 9. März und 
17. April 1909 dieſes Mittel angewendet wurde, läßt das 
Urteil dahingeſtellt und begnügt ſich mit der Feſtſtellung, daß 
jedenfalls am 26. Mai 1909 durch Verbergen und Verſteckt⸗ 
halten des Kindes die Angeklagte ſich des Mittels der Liſt 
bedient und hierdurch erreicht hat, das Kind dem Vater „weiter⸗ 
hin um die Dauer einer reichlichen Stunde“ zu entziehen. Bei 
dieſer Sachlage muß die am Schluſſe getroffene zuſammenfaſſende 
Feſtſtellung, daß die Angeklagte in der Zeit vom 9. März bis 
26. Mai 1909 eine minderjährige Perſon durch Liſt ihrem 
Vater entzogen hat, der Annahme einer Verkennung des § 235 
StGB. Raum laſſen. Denn dieſer Strafbeſtimmung unterfiel 
die Entziehung nur, inſoweit ſie in urſächlichem Zuſammenhange 
mit dem Gebrauche der Lit ſtand, und wenn zum erſten Male 
am 26. Mai 1909 dieſes Mittel angewendet iſt, ſo ſcheiden 
alle früheren Handlungen, wenn ſie auch bereits den Zuſtand 
herbeigeführt haben, der demnächſt durch die Anwendung der 
Liſt fortgeſetzt wurde, aus dem Rahmen der Stra pvorſchrift 
aus. Die Wirkung dieſes Rechtsirrtums erſtreckt ſich nicht 
bloß auf die Strafbemeſſung, ſondern auch auf die Entſcheidung 
der Schuldfrage. Denn wenn nur in dem Verhalten vom 
26. Mai 1909 das Merkmal der Liſt gefunden wird, ſo iſt 
durch dieſes Mittel nur der Erfolg erreicht, daß die durch⸗ 
ſuchenden Beamten erſt nach etwa einſtündigem vergeblichen 
Suchen das Kind gefunden haben. Es bedarf dann einer 
beſonderen Prüfung nach Maßgabe der obwaltenden Verhält⸗ 
niſſe, ob dieſe Hinausſchiebung der Auffindung des Kindes ſich 
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objektiv als ein Zuſtand darſtellt, der tatſächlich die Ausübung 
des väterlichen Erziehungs⸗ und Aufſichtsrechts vereitelt, alſo 
den Vater an der Geltendmachung dieſes Rechts verhindert hat. 
Nur bei Bejahung dieſer Frage wäre ein vollendetes Vergehen 
nach $ 235 StGB. anzunehmen. Die Ermächtigung der 
Beamten zur Vornahme der Durchſuchung, welche die Reviſion 
in Zweifel zieht, iſt dagegen belanglos, ſofern nur die An⸗ 
wendung der Liſt ihnen gegenüber in ihrem urſächlichen Ver⸗ 
laufe dazu geführt hat, den Vater des Kindes an der Ausübung 
feines Erziehungs⸗ und Auſſichtsrechts tatſächlich zu hindern. 
Urt. d. III. Sen. v. 3. Febr. 1910 (1026/09). 

15. § 239 StGB. Freiheitsberaubung durch vermeint⸗ 
liche Einſperrung.] Nach den Feſtſtellungen hatte die Frau M., 
welche ſich zum erſten Male in dem Laden des Angeklagten 
befand, von den zwei neben der eigentlichen Ladentür noch be⸗ 
findlichen Ausgängen keine Ahnung und wurde ſie, die bis 
dahin ihr Augenmerk einzig und allein auf das Anprobieren 
der Schuhe gerichtet, durch das plötzliche Verriegeln der Ladentür 
ſeitens des Beſchwerdeführers derartig beſtürzt und aufgeregt, 
daß ihr gar nicht der Gedanke kam, ſich nach den ſonſt noch 
vorhandenen Ausgängen umzuſehen, daß ſie vielmehr nur das 
Beitreben hatte, die von dem Angeklagten verlangten 50 
zu zahlen und auf dieſe Weiſe die Freiheit wiederzuerlangen. 
Die hierauf geſtützte Annahme, daß objektiv eine Freiheits⸗ 
beraubung der Zeugin M. vorgelegen, iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Urt. d. III. Sen. v. 31. Jan. 1910 (1022/09). 

16. 5 253 StGB. Zwang. ] Im angefochtenen Urteil 
iſt feſtgeſtellt, daß dem Kinde der H. ein Rechtsanſpruch auf 
Unterhalt gegen F. nach $ 1717 BGB. nicht zuſtand, daß der 
Angeklagte dies gewußt und bei der Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs auf Unterhalt für das Kind der H. in dem an F. 
gerichteten Schreiben bewußtermaßen einen rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvorteil für das Kind erſtrebt hat. Zutreffend iſt die 
Anſicht des Beſchwerdeführers, daß der Tatbeſtand der Er⸗ 
preſſung ausgeſchloſſen iſt, wo der Wille des das Übel An⸗ 
kündigenden dahin geht, dem andern die Freiheit ſeiner Ent⸗ 
ſchließung zu wahren. Es iſt aber nicht erſichtlich, daß die 
Strafkammer dies verkannt habe. In der Entſcheidung des 
RG. vom 7. April 1893 (abgedruckt in Goltd Arch. 41, 39) iſt 
ausgeführt, daß unter der Vorausſetzung der Anſtrebung eines 
rechtswidrigen Vermögensvorteils auch eine Drohung mit 
einer Handlung, welcher unter anderen Vorausſetzungen eine 
Berechtigung zukommen würde, zum rechtswidrigen Zwange 
werde. Die Bezugnahme auf dieſe Entſcheidung in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil läßt erkennen, daß die Strafkammer von 
gleicher Rechtsanſchauung ausgegangen iſt und mit der Feſt⸗ 
ſtellung, Angeklagter habe die in ſeinem Schreiben erwähnten 
Übel angekündigt, indem er fie für geeignet hielt, beſtimmend 
auf die freie Willensbeſtimmung des F. einzuwirken, zum Aus⸗ 
druck gebracht hat, daß er dem F. zwangsweiſe ein anderes 
Verhalten, als es ſeinem freien Willen entſprochen haben würde, 
durch die Ankündigung der in Ausſicht geſtellten Übel habe 
aufbringen wollen. Urt. d. IV. Sen. v. 4. Febr. 1910 (1147/09). 

17. § 263 StGB. Erlangung eines Gefälligkeitsakzepts 
durch Täuſchung.] In allen Fällen hat der Angeklagte in den 
Beſchädigten durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen einen Irrtum 
erregt, und zwar durch die Verſicherung, der Solawechſel ſei 
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bedeutungslos und der Ausſteller werde aus ihm nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Der Angeklagte wußte, daß jene 
Verſicherung falſch war: ihm war es klar, daß unabhängig 
von ſeinem Willen eine Verwertung der Wechſel bewirkt werden 
konnte. Wenn das Urteil darlegt, daß der Angeklagte „mit 
der durchaus nicht fernen Möglichkeit“ ſolcher Verwertung rechnen 
mußte, fo meint es erſichtlich, daß der Angeklagte damit auch 
gerechnet hat, und dieſer Feſtſtellung gegenüber iſt die Aus⸗ 
führung der Reviſion belanglos, es habe der „Anſchauung und 
Abſicht“ des Angeklagten entſprochen, daß die Wechſel nicht 
würden begeben werden. Urt. d. II. Sen. v. 25. Jan. 1910 
(1024/09). 

18. 5 263 StGB. Unerlaubte Wechſelzeichnung mit 
der Geſellſchaftsfirma.] 1. Die Nehmer der von A. R. mit den 
Geſellſchaftsſirmen gezeichneten Wechſel konnten zwar darüber 
nicht im Zweifel ſein, daß es ſich hierbei um Geſchäfts⸗ oder 
Kundenwechſel der Firmen nicht handelte. Wohl aber „mußten 
ſie nach Lage der Sache annehmen“ — und ſie haben alſo 
auch, wie damit als bewieſen hingeſtellt iſt, tatſächlich an⸗ 
genommen —, daß dem A. R. die Genehmigung zur Verwendung 
der Wechſel für ſeine Privatzwecke von den Mitgeſellſchaftern 
L. und Z. erteilt worden, die letzteren alſo mit dem Vorgehen 
ihres Geſellſchafters einverſtanden ſeien. Dieſe „Annahme“ der 
Wechſelempfänger gründete ſich — das iſt erkennbar der Stand⸗ 
punkt des LG. — auf die unter redlichen Geſellſchaftern übliche 
Art der Geſchäftsführung. Ein Geſellſchafter, der für ſeine 
Privatſchulden die Geſellſchaft wechſelmäßig verpflichtet, kann 
damit das Geſellſchaftsintereſſe wahrnehmen. Es kann für die 
Geſellſchaft unter Umſtänden vorteilhafter ſein, wechſelmäßig 
verpflichtet zu werden, als eine dem Geſellſchafter geſchuldete 
Geldſumme bei Fälligkeit bar der Kaſſe entnehmen zu müſſen. 
Der Geſellſchafter kann durch Begründung einer Wechſel⸗ 
verbindlichkeit für die Geſellſchaft ſelbſt dann deren Intereſſe 
wahrnehmen, wenn die Eingehung des Wechſelgeſchäfts gegen 
den Geſellſchaftsvertrag verſtößt, ſofern er ſich dabei nach der 
beſonderen Belegenheit des Falles der Zuſtimmung ſeiner Mit⸗ 
geſellſchafter verſichert halten darf. Er iſt nicht verpflichtet, 
über ſolche, das innere Verhältnis der Geſellſchafter zueinander 
betreffende Umſtände Dritten ungefragt Aufklärung zu geben. 
Immerhin erſcheint aber der Geſellſchafter, der — wenn auch 
nur „im Rahmen ſeines Geſchäftsanteils“ — Wechſel mit der 
Geſellſchaftsfirma zeichnet, bierbei nach außen hin als ein die 
Geſchäfte der Weſellſchaft Wahrnehmender, und nur unter 
dem Einfluſſe dieſer Vorſtellung laſſen ſich redliche Wechſel⸗ 
nehmer auf das Wechſelgeſchäft ein. Ein Geſellſchafter, der 
für private Zwecke zum Schaden der Geſellſchaft dieſe mit 
Wechſelſchulden belaſtet, verſchweigt nicht nur innere Angelegen⸗ 
heiten der Geſellſchaft, die er nicht zu offenbaren braucht, ſondern 
er gibt ſich damit den Anſchein, die Geſchäfte der Geſellſchaft 
zu führen, während er in Wahrheit das Gegenteil tut und tun 
will. In der Hingabe der hier fraglichen Wechſel ohne Mit⸗ 
teilung des zugrunde liegenden Sachverhalts konnte demnach 
ein aktives, über bloßes Verſchweigen oder Unterdrücken hinaus⸗ 
gehendes, auf Täuſchung berechnetes Handeln gefunden und 
daher rechtlich bedenkenfrei angenommen werden, daß R. eine 
erklärte oder von ihm vorausgeſetzte Zuſtimmung ſeiner Mits 
geſellſchafter, eine ihm in Wahrheit nicht zuſtehende ſachliche 
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Befugnis, den Geſellſchaften dieſe Wechſelverpflichtungen auf⸗ 
zuerlegen, vorgeſpiegelt habe. Dabei bleibt die Tatſache der 
Ausſchließung des A. R. von der Vertretung durch den Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, ſoweit eine ſolche überhaupt feſtgeſtellt iſt, dem 
Angeklagten gegenüber, der hiervon nicht erweislich Kenntnis 
hatte, vom Standpunkte des Vorderrichters außer Betracht; 
das Urteil brauchte ſich deshalb auch nicht darüber auszuſprechen, 
ob in der vom Verteidiger unter Nr. V der Reviſionsſchrift 
vom 26. Oktober 1909 geſchilderten Handlungsweiſe der Geſell⸗ 
ſchafter L. und Z. ein dem Ausſchließungswillen widerſprechendes 
Verhalten geſehen werden konnte, wodurch die Wirkung der 
Ausſchließung Dritten gegenüber beſeitigt wurde. 2. Daß die 
gekennzeichnete, in dem Verhalten R.s bei dem Begebungs⸗ 
geſchäft liegende Irrtumserregung für die Annahme der Wechſel 
und die dadurch begründete wechſelmäßige Verpflichtung der 
beiden Geſellſchaften urſachlich geweſen iſt, ſtellt die Straf⸗ 
kammer für das Reviſionsgericht bindend feſt, indem ſie ſich 
überzeugt erklärt, daß durch die Vorſpiegelung eines in Wahr⸗ 
heit nicht vorhandenen Einverſtändniſſes der Geſellſchafter L. 
und Z. die Wechſelnehmer beſtimmt worden ſind, ſich auf das 
Geſchäft einzulaſſen, während ſie bei Kenntnis der wahren 
Sachlage die Wechſel nicht angenommen haben würden. Ob 
der Beweggrund, der nach dieſer Feſtſtellung die Wechſelnehmer 
von dem Erwerb der Wechſel abgehalten hätte — nämlich die 
Befürchtung, ſich bei Geltendmachung ihrer Forderung gegen 
die Geſellſchaften der Einrede des betrügeriſchen Zuſammen⸗ 
wirkens mit A. R. auszuſetzen —, objektiv gerechtfertigt war, 
iſt nicht ausſchlaggebend für die Frage, ob nicht jedenfalls tat⸗ 
ſächlich jene Wirkung eingetreten wäre. Übrigens wird im 
redlichen Verkehr ſchon die Kenntnis von der Unlauterkeit 
eines wenngleich rechtlich nicht anfechtbaren Geſchäfts zur Folge 
haben, daß eine Beteiligung daran abgelehnt wird. 3. Was 
die übrigen Begriffsmerkmale des in Rede ſtehenden Betruges 
anlangt, nämlich die infolge der Begebung der Wechſel ein⸗ 
getretene vermögensrechtliche Schädigung der beiden Geſell⸗ 
ſchaften — durch ihre Belaſtung mit wechſelmäßigen Verbind⸗ 
lichkeiten ohne gleichzeitige Deckung oder Gegenleiſtung —, ſowie 
die auf Erlangung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils ge⸗ 
richtete Abſicht des A. R., ſo iſt gleichfalls der Auffaſſung des 
Vorderrichters lediglich zuzuſtimmen. Der Inhalt der Reviſions⸗ 
ſchriften bietet in dieſer Richtung zu weiteren Ausführungen 
keinen Anlaß. Urt. d. II. Sen. v. 8. März 1910 (1145/09). 

19. 5 271 StGB. Falſche Angabe des Perſonenſtandes.] 
Die beiden Angeklagten haben vor dem AG. ihren Willen er⸗ 
klärt, aus der Landeskirche auszutreten. Die Zweitangeklagte 
hat ſich fälſchlich für die Ehefrau des Erſtangeklagten aus⸗ 
gegeben und dieſer hat verſichert, die Mitangeklagte ſei ſeine 
Ehefrau. Über die Verhandlung iſt ein Protokoll aufgenommen, 
deſſen Inhalt im einzelnen im Urteil nicht wiedergegeben iſt. 
Vgl. Geſetz, betr. den Austritt aus der Kirche, vom 
14. Mai 1873 88 1, 2. Dies Protokoll iſt weder beſtimmt 
noch geeignet, die Tatſache des Eheſchluſſes der beiden 
Angeklagten für und gegen jedermann zu beweiſen; im Sinne 
des $ 271 StGB. „beurkundet“ es dieſe Tatſache nicht. Die Er⸗ 
klärung des Austritts aus der Kirche iſt auch von den An⸗ 
geklagten nicht in einer ihnen nicht zuſtehenden Eigenſchaft 
abgegeben; der Umſtand, ob ſie miteinander verheiratet waren 
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oder nicht, hatte für ihre Berechtigung zur Austrittserklärung 
keine Bedeutung. Wohl aber wird durch das Protokoll be⸗ 
urkundet, welche Perſonen die protokollierte Erklärung ab⸗ 
gegeben haben. Vgl. § 415 ZPO. Die Verurteilung wegen 
gemeinſchaftlichen Vergehens gegen S 271 StGB. wäre daher 
rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das Protokoll bewieſe, daß 
die von der erſchienenen weiblichen Perſon abgegebene Austritts⸗ 
erklärung nicht von der Zweitangeklagten, alſo von einer 
andern Perſon als dieſer abgegeben ſei. Bei der Beurteilung, 
ob das der Fall, muß der geſamte Inhalt des Protokolls be⸗ 
rückſichtigt werden, ſoweit er ſich auf die Identität der er⸗ 
ſchienenen weiblichen Perſon bezieht. Die Würdigung der 
verſchiedenen, die Feſtſtellung ihrer Perſönlichkeit betreffenden 
Umſtände, zu denen die im Urteil erwähnte Vorlegung einer 
Quittungskarte auf den — richtigen — Namen H. P. gehört, 
kann zu der Auslegung führen, daß das Protokoll die Aus⸗ 
trittserklärung der Frau P., alſo nicht einer andern als der 
Zweitangeklagten beweiſt, obgleich ſie ſich als Ehefrau M. aus⸗ 
gegeben hat. Eine ausreichende Prüfung in der bezeichneten 
Richtung iſt aus dem Urteil nicht zu erſehen. Es unterliegt 
daher der Aufhebung, nach 8 397 StPO. auch zugunſten der 
Mitangeklagten, die keine Reviſion eingelegt hat. Urt. d. II. Sen. 
v. 4. Jan. 1910 (836/09). 

20. 5 274 Nr. 1 StGB. Begriff der Urkunde.] Nach 
Feſtſtellung der Strafkammer enthielten die im Kuhſtalle über 
den einzelnen Ständen angebrachten Tafeln Kreidevermerke 
über den Tag, an dem die betreffende Kuh beim Bullen ge⸗ 
weſen war. Dieſe Tafelaufſchriften hat der Angeklagte in der 
Abſicht, ſeinem Dienſtherrn Nachteile zuzufügen, ausgelöſcht. 
Hierin konnte ohne Rechtsirrtum der Tatbeſtand eines Ver⸗ 
gehens gegen 5 274 Nr. 1 StGB. gefunden werden. Urt. d. 
II. Sen. v. 22. April 1910 (213/10). 

21. 5345 Abſ. 2 StGB. Fahrläſſige Strafvollſtreckung.] 
Die Feſtſtellung, daß die Beſchwerdeführer als Beamte aus 
Fahrläſſigkeit eine Strafe haben vollſtrecken laſſen, die über⸗ 
haupt nicht vollſtreckt werden durfte, weil das ſie ausſprechende 
Urteil noch nicht rechtskräftig war, iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Die Strafkammer geht hierbei zunächſt davon aus, daß 
die genannten Angeklagten die Rechtskraft des zu vollſtreckenden 
Urteils ſelbſtändig zu prüfen verpflichtet waren und ſich in dieſer 
Beziehung weder auf die Verfügungsentwürfe der Gerichts⸗ 
ſchreibereibeamten, noch auf deren Vollziehung durch ihre Amts⸗ 
vorgänger ohne weiteres deshalb verlaſſen durften, weil bereits 
jene die Rechtskraft des Urteils zur geſetzmäßigen Vorausſetzung 
hatten. Dieſe Auffaſſung kann als rechtsirrig nicht erachtet 
werden. Denn ſchon nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen beſteht 
für jeden Beamten die Verpflichtung zu einer ſelbſtändigen 
Prüfung, ob die geſetzlichen Bedingungen für die von ihm 
getroffenen Anordnungen erfüllt ſind. Im vorliegenden Falle 
kommt noch hinzu, daß die durch § 483 StPO. den Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörden zugewieſene Tätigkeit die Pflicht ſelb⸗ 
ſtändiger Prüfung jedenfalls denjenigen Beamten auferlegt, 
welche unmittelbar eine auf die Einleitung oder Durchführung 
der Vollſtreckung abzielende Verfügung treffen, und daß die Rechts⸗ 
kraft des Urteils, wie der erſte Richter zutreffend hervorhebt, 
nach § 481 a. a. O. die unerläßliche und ausſchlaggebende 
Grundlage für jede auf die Herbeiführung der Vollſtreckung 
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gerichtete Anordnung bildet. Sich über ihr Vorhandenſein 
durch eigene Prüfung Gewißheit zu verſchaffen, iſt daher die 
erſte Pflicht eines Beamten, der in der erwähnten Richtung 
tätig wird. Eine Befugnis, ſich dieſer Prüfung in Rückſicht 
darauf, daß hinſichtlich derſelben Strafvollſtreckung bereits von 
Amtsvorgängern durch die Rechtskraft des Urteils bedingte 
Verfügungen erlaſſen ſind, wenigſtens inſoweit zu entſchlagen, 
als nicht beſondere Umſtände Anlaß bieten, deren Zuverläſſigkeit 
in Zweifel zu ziehen, iſt weder im Geſetz noch ſonſt begründet. 
Ebenſo unzutreffend iſt die Auffaſſung, daß die Rechtskraft des 
Urteils durch einen Richter beſcheinigt und hierdurch der Nach⸗ 
folger gedeckt geweſen ſei; denn zu einer ſolchen Beſcheinigung 
iſt nach § 483 a. a. O. der Richter überhaupt nicht berufen, und 
es kann deshalb der von ihm erlaſſenen Verfügung nur die 
Bedeutung beigemeſſen werden, daß er ſeinerſeits jene Voraus⸗ 
ſetzung als gegeben angenommen hat. Daß ſich die An⸗ 
geklagten über das Beſtehen dieſer im Geſetz ſelbſt begründeten 
Prüfungspflicht in einem gemäß § 59 StGB. beachtlichen Irr⸗ 
tum befunden hätten, iſt nicht erſichtlich, wie auch ihr jetziges 
Vorbringen nicht gegen das Obwalten jener Verpflichtung 
als ſolcher, ſondern nur gegen deren Umfang gerichtet iſt. 
Der erſte Richter hat aber ferner dargelegt, daß die Beſchwerde⸗ 
führer, obſchon ſie bei vorſchriftsmäßiger Prüfung erkannt 
hätten, daß das Urteil in Abweſenheit des damaligen An⸗ 
geklagten verkündet war, möglicherweiſe dennoch die fraglichen 
Vollſtreckungshandlungen auf Grund der, wenn auch falſchen 
Rechtsauffaſſung angeordnet hätten, daß die Rechtskraft ohne 
Urteilszuſtellung an jenen mit Ablauf einer Woche nach der 
Verkündung eingetreten ſei, weil letztere in Gegenwart des 
Vaters des erſt fünfzehnjährigen Angeklagten als deſſen Ver⸗ 
treters erfolgt war. Hiernach iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die 
in der unzureichenden Prüfung liegende Fahrläſſigkeit für den 
eingetretenen Erfolg nur dann kauſal war, wenn auch das zuletzt 
erwähnte Verhalten der Angeklagten auf Fahrläſſigkeit beruhte. 
Die Straflämmer hat dies bejaht, weil die Angeklagten bei der 
für ihr Handeln grundlegenden Wichtigkeit der Frage es nicht 
unterlaſſen durften, die Richtigkeit ihrer bloß auf einer aus der 
Betrachtung der Tatſachen gezogenen Schlußfolgerung beruhenden 
Anſicht an der Hand des Geſetzes und wiſſenſchaftlicher Hilfs⸗ 
mittel, wie eines Kommentars zur StPO., näher feſtzuſtellen, 
wodurch ſie dann zu der Überzeugung des Unzutreffenden ihrer 
Auffaſſung gelangt wären. Damit iſt ausgeſprochen, daß die 
Angeklagten bei Beobachtung der von ihnen nach den Umſtänden 
des Falles anzuwendenden Aufmerkſamkeit die hervorgehobenen, 
ihnen bekannten Tatſachen in Betracht ziehen und hierdurch zu 
Zweifeln und Nachprüfung veranlaßt werden mußten, welche 
zur Vermeidung des rechtswidrigen Erfolges geführt haben 
würden. Hierin konnte aber ohne Rechtsirrtum ein fahrläſſiges 
Verhalten gefunden werden, zumal auch die Vorherſehbarkeit 
ausreichend feſtgeſtellt und die Vorſchrift des §S 355 StPO., 
daß bei Verkündung des Urteils in Abweſenheit des Angeklagten 
die Friſt zur Einlegung der Berufung für dieſen erſt mit der 
Zuſtellung beginnt, völlig klar und beſtimmt lautet. Der Ein⸗ 
wand, daß eine genaue Prüfung infolge von Mberlaftung mit 
Amtsgeſchäften unmöglich geweſen ſei, iſt vom erſten Richter für 
widerlegt erachtet, weil hierzu trotz des großen Geſchäftsdrangs Zeit 
zu erübrigen war. Urt. d. IV. Sen. v. 22. April 1910 (205/10). 
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ſtändigkeit gerichteten Beſtrebungen, 
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B. Zu den Prozeßgeſetzen. 

22. 56. Bad. Einführungsgeſetz zu den Reichsjuſtizgeſetzen.! 
1. Die Frage, welches Gericht für die Strafverfolgung von 
Beleidigungen durch die Preſſe zuſtändig iſt, falls der Beleidigte 
die Beamteneigenſchaft beſitzt und die Staatsanwaltſchaft die 
öffentliche Klage erhoben hat, entſcheidet für das Großherzogtum 
Baden der § 6 des Badiſchen Einführungsgeſetzes zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen vom 3. März 1879. Dieſe Beſtimmung be⸗ 
ſagt, die Schwurgerichte bleiben zuſtändig für die mittels der 
Preſſe verübten Verbrechen und Vergehen, mit Ausnahme der 
Beleidigungen, die nicht unter $ 196 oder 197 RStGB. fallen 
oder nur im Wege der Privatklage verfolgt werden. Sie ſoll, 
wie auch die Motive ausdrücklich betonen, lediglich die be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften über die Zuſtändigkeit bei Preßdelikten 
wiederholen. Soweit hiernach Zweifel über Sinn und Trag⸗ 
weite des Geſetzes beſtehen, muß der Stand der voraus⸗ 
gegangenen Geſetzgebung in Berückſichtigung gezogen werden. 
Nach dem im Großherzogtum Baden bis zum 1. Oktober 1879 
in Geltung gebliebenen Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 19. Mai 1864 
und zwar nach Beilage II Ziffer 42 zu dieſem Geſetz gehörten 
zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte: „von Amts wegen zu ver⸗ 
folgende Preßvergehen, wenn der Staatsanwalt auf eine höhere 
Freiheitsſtrafe als 6 Monate angetragen hatte.“ Auch durch 
das Badiſche Geſetz über die Preſſe vom 2. April 1868 wurde, 
trotz der damals auf Erweiterung der ſchwurgerichtlichen Zu⸗ 
hieran nichts geändert. 
Es handelt zwar ein beſonderer Titel (der III.) dieſes Geſetzes 
„Von der Verantwortlichkeit und der gerichtlichen Verfolgung 
wegen Preßvergehen“ (§ 12— 18). Allein ihre Uberweiſung an 
die Schwurgerichte enthielten dieſe Beſtimmungen nicht. (Vgl. 
über den damaligen Rechtszuſtand: Puchelt, Kommentar zum 
Preßgeſetz zu $ 13 S. 229 Anm. 16 (in „Ergänzende Geſetze“). 
Doch ſchon im folgenden Jahr kam es zum Erlaß eines be⸗ 
ſonderen, ausſchließlich dieſen Gegenſtand betreffenden Geſetzes 
vom 2. Dezember 1869 (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Ziff. 34), 
welches eine Reihe ſtrafbarer Handlungen der Aburteilung der 
Schwurgerichte überwies, indem es der Beilage II zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz Ziff. 42 folgende Faſſung gab: „42. ſonſtige, 
mittels der Preſſe verübte Vergehen, ſofern der Staatsanwalt 
die Anklage erhoben und ſich derſelben angeſchloſſen hat.“ 
Damit waren zwar die Preßvergehen dem Schwurgericht über⸗ 
wieſen, Beleidigungen von Beamten konnten aber von der 
Staatsanwaltſchaft nur auf Verlangen der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde, nicht auf Antrag des Beamten ſelbſt angeklagt werden 
und deshalb auch nur im erſteren Fall vor das Schwur⸗ 
gericht gelangen, weil nämlich der § 31 der Dienſtanweiſung 
für die Staatsanwaltſchaft vom 17. Auguſt 1864 in Wirkſam⸗ 
keit blieb, des Inhalts „Anklagen wegen Beleidigung öffent⸗ 
licher Diener ſind von dem Staatsanwalt nur auf Verlangen 
der Dienſtbehörde des Beleidigten zu erheben“. Dieſes Geſetz 
vom 2. Dezember 1869 wurde jedoch durch das Einführungs⸗ 
geſetz zum Reichsſtrafgeſetzbuch vom 23. Dezember 1871 wieder 
beſeitigt, deſſen Aufgabe es war, die Zuſtändigkeit der nach dem 
badiſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz fortbeſtehenden Gerichte für 
die einzelnen Arten der nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch ſtraf⸗ 
baren Handlungen zu beſtimmen. Aus demſelben ſind für die 
hier zu beantwortende Frage die Art. 21 und 15 von Be: 
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deutung. Die erſtere Geſetzesſtelle beſagt: „Der 5 3 der 
Badiſchen Strafprozeßordnung erhält folgende Faſſung: Nur 
eine Privatanklage des Verletzten oder ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters findet ſtatt: bei Beleidigungen Teil II Abſchnitt XIV 
88 185 — 200 RStGB. Bei Beleidigungen gegen eine Behörde, 
einen Beamten oder ein Mitglied der bewaffneten Macht bei 
Ausübung ihres Berufes oder in Beziehung auf ihren Beruf 
(§ 196 RStGB.) kann übrigens der Staatsanwalt auf Ver: 
langen der dem Beleidigten vorgeſetzten Staatsbehörde ſich der 
erhobenen Anklage anſchließen oder die Erhebung der Anklage 
im Namen dieſer Behörde ſelbſt übernehmen.“ Es enthält 
dieſer Artikel hinſichtlich der Verfolgung der Beamtenbeleidigungen 
keine materiell rechtliche Neuerung gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtand, es iſt nur diejenige Beſchränkung der Straf⸗ 
verfolgung, die ſich bis dahin aus der Dienſtweiſung der Staats⸗ 
anwaltſchaft ergab, in das Geſetz ſelbſt aufgenommen worden. 
Art. 15 unterwirft der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit außer 
den Verbrechen folgende ſtrafbare Handlungen: a) Beleidigungen 
des Kaiſers und des Landesherrn, b-h) andere hier nicht in⸗ 
tereſſierende Vergehen, i) ſonſtige, mittels der Preſſe verübte 
Vergehen, ſofern der Staatsanwalt die Anklage erhoben oder 
ſich ihr angeſchloſſen hatte. Zur Erläuterung dieſer Beſtimmung 
führt Bingner, das Badiſche Strafrecht zu Art. 15 S. 43 
Nr. 3 aus: „Die ausnahmsweiſe Verweiſung von Vergehen an 
die Schwurgerichte beruht auf der Beibehaltung des dem Geſetz 
vom 2. Dezember 1869 zugrunde liegenden Prinzips, alle 
politiſchen oder mittels der Preſſe verübten Vergehen durch 
Gerichte mit bürgerlichen Elementen aburteilen zu laſſen. Dabei 
überträgt der Artikel lediglich die ſeitherigen Beſtimmungen auf 
die entſprechenden Vergehen des Reichsſtrafgeſetzbuchs.“ Zieht 
man den Art. 15 mit dem Art. 21 in vergleichende Berück⸗ 
ſichtigung, ſo ergibt ſich, daß, weil der Staatsanwalt nur auf 
Verlangen der vorgeſetzten Dienſtbehörde ein Beleidigungs⸗ 
verfahren einleiten durfte, nur im Fall eines ſolchen Antrags 
eine Anklage des Staatsanwalts wegen Beamtenbeleidigung 
vor das Schwurgericht gelangen konnte. Dieſen Rechtszuſtand 
wollte der § 6 des Geſetzes vom 3. März 1879 aufrecht⸗ 
erhalten. Der geſchilderte Entwickelungsgang nötigt zu dem 
Schluß, daß, wenn in dieſer Geſetzesſtelle von Beleidigungen, 
die unter 8 196 RStGB. fallen, die Rede iſt, hierunter nur 
ſolche begriffen werden können, bei denen ſämtliche Merkmale 
des § 196 gegeben ſind, nämlich nicht nur der Beleidigte als 
Beamter in Beziehung auf ſeinen Beruf oder bei Ausübung 
ſeines Berufs beleidigt ſein muß, ſondern auch der Fall eines 
Strafantrags der vorgeſetzten Dienſtbehörde vorliegen muß. 
Denn es ſollte der frühere Zuſtand, wonach nur die vorgeſetzte 
Staatsbehörde die Veranlaſſung zum Einſchreiten geben konnte, 
aufrechterhalten werden. Andernfalls wäre, dem früheren 
Zuſtand gegenüber, eine Erweiterung der Zuſtändigkeit des 
Schwurgerichts eingetreten, die, wie der Wortlaut des Geſetzes 
ſelbſt ergibt, unterbleiben ſollte. Das Ergebnis dieſer Schluß⸗ 
folgerungen gibt auch nicht zu beſonderen Bedenken Veranlaſſung. 
Es iſt hierdurch der Gedanke zum Ausdruck gebracht, daß, falls 
die Staatsbehörde den Strafantrag ſtellt, ſie dadurch zu er⸗ 
kennen gibt, daß ſie den dem Beamten gemachten Vorwurf miß⸗ 
billigt und ihm den ſtaatlichen Rechtsſchutz gewähren will. In 
dieſem Fall wird über eine ſtaatliche Angelegenheit, mit 
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politiſchem Charakter entſchieden und deshalb ſoll das Schwur⸗ 
gericht mit der Sache befaßt werden. Aberläßt ſie dem 
Beamten die Stellung des Strafantrags, ſo treffen dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte nicht zu. Eine Vertretung der Handlungsweiſe des 
Beamten findet nicht ſtatt. Auch ſoll durch die Vorſchrift ver⸗ 
mieden werden, daß nicht jeder einzelne, auch in untergeordneter 
Stellung befindliche Beamte durch einen Strafantrag befugt 
ſein ſoll, das die Mitwirkung zahlreicher Perſonen erfordernde 
koſtſpielige Verfahren vor dem Schwurgericht herbeizuführen. 
Urt. d. I. Sen. v. 10. Jan. / 3. Febr. 1910 (899/09). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


23. 58 152, 153 GewO. Koalitionsrecht.] Die Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde, daß der Arbeitsausſtand im Mansfelder Berg: 
reviere mit dem Ziele der Durchſetzung der Anerkennung des 
geſetzlichen Koalitionsrechts, worunter das Recht des Beitritts 
zur Organiſation der Bergarbeiter Deutſchlands im Bochumer 
Verbande verſtanden wird, keine Verabredung zur Erlangung 
günſtiger Arbeitsbedingungen im Sinne des § 152 Gewd. 
darſtelle, geht fehl. Dieſe Rüge iſt gegenſtandslos, ſoweit es 
ſich um die Feſtſtellung des Urteils handelt, daß die beiden 
Arbeitswilligen durch den Angeklagten dazu beſtimmt werden 
ſollten, dem Bochumer Verbande beizutreten, der ohne erſichtlichen 
Rechtsirrtum für eine Vereinigung zur Erlangung günſtiger 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen erachtet iſt. Soweit der Beitritt 
zum Arbeitsausſtande im Mansfelder Bergrevier erzwungen 
werden ſollte, iſt die Rüge unbegründet. Wenn durch § 152 
Gewd. die Beſchränkungen der Koalitionsfreiheit der Arbeiter 
aufgehoben ſind, ſo ſteht doch auf der anderen Seite dem 
Arbeitgeber das Recht zu, Arbeiter, die von dieſem Rechte 
Gebrauch machen, mangels einer entgegenſtehenden Vertrags⸗ 
beſtimmung zu entlaſſen. Wenn im Urteil von einer Erkämpfung 
des geſetzlichen Organiſationsrechts die Rede iſt, ſo verſteht es, 
wie aus den weiteren Ausführungen klar hervorgeht, darunter 
die Beſeitigung der erwähnten Befugnis des Arbeitgebers, alſo 
die Erzwingung der Übernahme einer Verpflichtung des Arbeit⸗ 
gebers, für die Zukunft ſich einer Entlaſſung der Arbeiter aus 
dem Grunde ihres Beitritts zu einer Organiſation zu enthalten. 
Durch dieſe Beſchränkung des Rechts des Arbeitgebers zur ein⸗ 
ſeitigen Auflöſung des Arbeitsvertrages wäre eine günſtigere 
Geſtaltung der Entlaſſungsbedingungen und ſomit auch 
der Arbeitsbedingungen erzielt worden (RGSt. 38, 161). 
Und wenn der Arbeitsausſtand zugleich die Wieder⸗ 
einſtellung der aus dem angeführten Grunde entlaſſenen 
Arbeiter bezweckte, ſo bildete die Verfolgung dieſes Zieles nur 
die notwendige Folgerung aus dem Streben nach Erringung 
des Organiſationsrechts in dem erwähnten Sinne. Sofern die 
Wiedereinſtellung der entlaſſenen Arbeiter eine tatſächliche An⸗ 
erkennung des Arbeitgebers enthielt, daß er der Zugehörigkeit 
eines Arbeiters zur Organiſation einen Entlaſſungsgrund nicht 
entnehmen dürfe, wurden auch dadurch die Arbeitsbedingungen 
ſämtlicher ausſtändiger Arbeiter verbeſſert. Urt. d. III. Sen. 
v. 14. April 1910 (239/10). 

24. 8 153 GewO. Verabredungen und Vereinigungen.] 
Wenngleich der $ 153 GewO. feinem Wortlaut nach nur von 
„Verabredungen“ ſpricht, ſo läßt doch der neben dieſem Worte 
befindliche Hinweis auf 8 152 erkennen, daß im § 153 unter 
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den „Verabredungen“ auch die im § 152 erwähnten „Ver⸗ 
einigungen“ einbegriffen ſind, zumal auch „Vereinigungen“, die 
auf Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen abzielen, 
derartige „Verabredungen“ darſtellen. Denn es iſt gleichgültig, 
ob ſich die Verabredungen auf ein konkretes Arbeitsverhältnis 
beziehen, oder ob ſie im allgemeinen die Verbeſſerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Teilnehmer bezwecken. (Vgl. RGSt. 35, 205.) 
Der Hinweis der Reviſion auf die Entſcheidung des RG. in 
Strafſachen vom 14. Januar 1908 (JW. 08, 387) iſt verfehlt, 
da der dort zur Aburteilung gelangte Fall ganz anders liegt 
als der gegenwärtige. Insbeſondere iſt es unrichtig, daß der 
Angeklagte lediglich verſucht hätte, den Zeugen K. nur zur 
Niederlegung der Arbeit, alſo zu einem rein paſſiven Verhalten 
zu beſtimmen. Vielmehr ſtellt das Urteil ausdrücklich feſt, daß 
der Angeklagte verſucht hat, „den K. durch Drohungen zur 
Teilnahme an einer auf die Erlangung günſtiger Arbeits⸗ 
bedingungen mittels Einſtellung der Arbeit gerichteten Ver⸗ 
einigung oder Verabredung zu beſtimmen“. Damit ſind die 
Tatbeſtandsmerkmale des § 153 GewO. in rechtsbedenkenfreier 
Weiſe feſtgeſtellt. Denn wenn dem gegenüber die Verteidigung 
in der mündlichen Verhandlung geleugnet hat, die Vereinigung 
der Ausſtändigen ſei auf die Erlangung günſtiger Arbeits⸗ 
bedingungen gerichtet geweſen, ſo überſieht ſie, daß, wie der 
erſte Richter feſtſtellt, der Zweck dieſer Vereinigung dahin ging, 
ſowohl das Recht, ſich beliebig zu organiſieren, wie die Wieder⸗ 
anſtellung der organiſierten und wegen ihrer Zugehörigkeit zur 
Organiſation von der Mansfelder Gewerkſchaft entlaſſenen 
Arbeiter zu erzwingen. Damit war alſo das Ziel der Ver⸗ 
einigung der Ausſtändigen dahin gerichtet, das Recht der Arbeit⸗ 
geberin, den von ihr angeſtellten Arbeitern gegenüber das ihr 
geſetzlich zuſtehende Kündigungs⸗ (und Entlaſſungs⸗) recht aus 
einem beliebigen Grunde ausüben zu können, einer vertrags⸗ 
mäßigen Beſchränkung zu unterwerfen, ein Ziel, das zweifellos 
die Erlangung einer für die Arbeiter günſtigen Arbeitsbedingung 
darſtellte. Wie ſich ſchon aus dem Wortlaut des $ 153 Gewdo. 
ergibt, wonach deſſen Strafnorm nur dann zur Anwendung 
kommt, „ſofern nach dem allgemeinen Strafgeſetze nicht eine 
härtere Strafe eintritt“, iſt für eine gleichzeitige Anwendung 
des 8 153 GewO. neben dem eine härtere Strafe androhenden 
allgemeinen Strafgeſetze kein Raum. Vielmehr hat in dieſem 
Falle der 8 153 GewO. den Charakter einer ſubſidiären 
Strafnorm, wie dies in dem zum Abdruck beſtimmten Urteil 
des erkennenden Senats vom 14. April 1910 — 3 D. 138/10 — 
des näheren ausgeführt iſt. Urt. d. III. Sen. v. 14. April 1910 
(436/10). 

25. § 241 KO. Sicherſtellung eheweiblichen Einbringens.] 
Obwohl nämlich das erſte Urteil davon ausgeht, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der S 1391 BGB. Platz greift, wonach die 
Ehefrau des Angeklagten von dieſem Sicherheitsleiſtung für die 
Rückgewähr der von ihr eingebrachten 3000 & verlangen 
durfte, hält es gleichwohl die Anwendbarkeit des 8 241 KO. 
für geboten, weil der Angeklagte feiner Ehefrau eine Sicherung 
gewährte, die dieſe nicht in der Art und zu der Zeit der Sicher⸗ 
heitsleiſtung zu beanſpruchen hatte. Das Urteil läßt aber jede 
Klarlegung über die für die Anwendbarkeit des $ 1391 BGB. 
maßgebenden Güterrechtsverhältniſſe der Eheleute R., ſowie 
darüber vermiſſen, warum die Sicherheit nicht in der geſchehenen 
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Art und nicht zu der Zeit beſtellt werden durfte, zu welcher die 
Beſtellung erfolgt ſein ſoll. Hierzu wäre der erſte Richter 
um ſo eher verpflichtet geweſen, als die Sicherheitsbeſtellung auf 
Andrängen der Ehefrau erfolgt iſt, nachdem der Angeklagte ihr 
von ſeinem Spielverluſt und dem Diebſtahl, von dem er be⸗ 
troffen ſein will, ſowie von dem Umfange ſeiner pekuniären 
Verpflichtungen Kenntnis gegeben hatte. Dieſe Umſtände ſtellten 
an ſich ein Verhalten des Mannes dar, das die Beſorgnis 
begründete, es werde dadurch das Recht der Frau in einer 
das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzt 
werden, ſo daß an und für ſich und mangels Darlegung beſonderer 
Umſtände gerade zu jener Zeit der Anſpruch der Frau auf 
Sicherheitsleiſtung begründet war. Aber auch der Art nach 
konnte gemäß § 232 BGB. die Sicherheitsleiſtung, wie nach 
den Feſtſtellungen des erſten Richters anzunehmen iſt, im Wege 
der Sicherungsübereignung beweglicher Gegenſtände erfolgen, 
da dieſe den wirtſchaftlichen Zweck einer Sicherheitsleiſtung hat. 
Wenn demgegenüber der erſte Richter die Anwendung des 8 241 
KO. lediglich um deswillen für geboten erachtet, weil dasjenige 
Vermögen des Angeklagten, mittels deſſen er die Sicherheit 
beſtellt hatte, gemäß 88 1, 2 KO. zur Konkursmaſſe gehörte, 
ſo mag dieſer Umſtand eine zivilrechtliche Anfechtbarkeit jenes 
Aktes (gemäß SS 29 ff. KO.) begründen: dadurch wird aber 
die Handlungsweiſe des Angeklagten noch nicht zu einer ſtraf⸗ 
baren im Sinne des § 241 KO. (Vgl. RGSt. 5, 116, 
insbeſ. 118). Ergibt ſich ſchon danach, daß die Erwägungen, mittels 
deren der erſte Richter zu einer Verurteilung des Angeklagten 
wegen Vergehens gegen $ 241 KO. gelangt iſt, von einer rechts⸗ 
irrtümlichen Auffaſſung nicht frei ſind, ſo kommt des weiteren 
in Betracht, daß das Urteil auch jede Klarheit darüber ver⸗ 
miſſen läßt, an welchen Vermögensgegenſtänden der Angeklagte 
ſeiner Ehefrau eine Sicherheit beſtellt haben ſoll. Einmal heißt 
es nämlich, daß der Angeklagte „fein ganzes gewerbliches Unter⸗ 
nehmen“ ſeiner Ehefrau zu eigen übertragen und das Unter⸗ 
nehmen auf ihren Namen angemeldet habe, daß aber eine ÜUber⸗ 
tragung des Inventars an die Ehefrau nicht erfolgt ſei. Hätte 
der Angeklagte, wie hiernach angenommen werden muß, lediglich 
ſeine Firma und ſeine Kundſchaft auf ſeine Frau übertragen, ſo 
könnte in dieſer Übertragung eine „Sicherheitsbeſtellung“ und 
gar eine nach $ 241 KO. verbotene Sicherheitsbeſtellung ſchon 
um deswillen nicht gefunden werden, weil einmal mit dieſen 
Gegenſtänden eine Sicherheitsbeſtellung gar nicht bewirkt werden 
kann, ſodann aber auch weder die Firma, noch die Kundſchaft 
zur Konkursmaſſe gehört. Wenn es ſodann in dem Urteil 
weiter heißt: „Offenbar hat hiernach nach Abſicht des Ange⸗ 
klagten und ſeiner Ehefrau letztere die etwa vorhandenen zum 
Fortbetriebe des Geſchäfts erforderlichen Warenvorräte für 
10 Tage erwerben ſollen“, ſo iſt auch dieſer Satz unverſtändlich 
und vermag insbeſondere die Feſtſtellung, in dieſer Übertragung 
für 10 Tage ſei eine nach § 241 KO. ſtrafbare Sicherheits⸗ 
beſtellung zu finden, nicht zu rechtfertigen. Schon die Ein⸗ 
ſchaltung des Wortes „etwa“ läßt es zweiſelhaft erſcheinen, ob 
wirklich der Ehefrau des Angeklagten Warenvorräte übertragen 
ſind; auch läßt die Faſſung des Satzes, daß „nach Abſicht des 
Angeklagten“ eine Übertragung von Warenvorräten „für 10 Tage“ 
hat ſtattfinden ſollen, dem Zweifel Raum, ob eine ſolche fiber: 
tragung lediglich beabſichtigt war, oder ob ſie in Wirklichkeit 
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erfolgt iſt. Wenn es endlich an einer anderen Stelle des Urteils 
heißt, daß die Abſicht des Angeklagten dahin ging, ſeine Ehe⸗ 
frau bezüglich der ſpäteren Zurückerſtattung der 3000 & durch 
die Ubertragung des „Geſchäftsbetriebes“ zu ſichern, fo gibt 
auch dieſe Ausdrucksweiſe zu dem Zweifel darüber Anlaß, 
mit welchen Vermögensſtücken der Angeklagte ſeiner Ehe⸗ 
frau Sicherheit beſtellt hat. Urt. d. III. Sen. v. 20. Jan. 1910 
(951/09). 

26. 5 14. Warenzeichengeſetz. Kennzeichnung der Ware 
des Zeichenberechtigten mit ſeinem Zeichen durch einen dazu 
nicht ermächtigten Dritten.] Richtig iſt, daß eine Zuwider⸗ 
handlung gegen $ 14 Waren ZG. auch dadurch begangen 
werden kann, daß ein Dritter ohne Genehmigung des Zeichen⸗ 
berechtigten deſſen eigene, durch das Zeichen zu ſchützende Waren 
mit dem Zeichen verſieht. Allein es iſt davon auszugehen, daß 
eine Firma, die einem Apotheker einen Heilmittelſtoff in 
größeren Mengen zu dem Zwecke liefert, damit dieſer ihn zu 
Pulver, Pillen uſw. verarbeitet, in kleineren Doſen, ſei es nach, 
ſei es ohne Rezept an das Publikum abgibt, in der Regel da⸗ 
mit einverſtanden iſt, daß der Apotheker das fragliche Heilmittel 
unter dem richtigen Namen in Verkehr bringt und den zeichen⸗ 
rechtlich geſchützten Namen auf der Umhüllung der von ihm 
aus den bezogenen echten Vorräten hergeſtellten Ware anbringt, 
und daß mindeſtens der Apotheker in allen ſolchen Fällen, 
ſofern ihm nicht ein entgegenſtehender Wille des Zeichen⸗ 
berechtigten ausdrücklich kundgegeben iſt, ein derartiges Ein⸗ 
verſtändnis vorausſetzen darf, ſo daß bei dem Verſehen und 
Inverkehrbringen derartiger aus den echten Stoffen gefertigter 
Waren mit dem geſchützten Zeichen in der Regel die objektive, 
mindeſtens aber, von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, die 
ſubjektive Rechtswidrigkeit fehlen wird. Urt. d. III. Sen. 
v. 18. April 1910 (208/10). | 
27. 88 14, 19 WarenZG. Vernichtung der widerrechtlich 

gekennzeichneten Umhüllungen.] In Verfolg dieſer Vorſchriften 
hat das Gericht in der Urteilsformel die Vernichtung der in 
dem Beſitz des Angeklagten befindlichen, das Warenzeichen 
tragenden „Hüllen“, in denen der von dem Angeklagten ver⸗ 
triebene Kaffee in den Verkehr gebracht werden ſollte, an⸗ 
geordnet, dieſe Anordnung aber in den Urteilsgründen lediglich 
durch den Hinweis gerechtfertigt, daß auf Beſeitigung der 
„Nachahmungen“ gemäß § 19 Waren ZG. zu erkennen ſei. 
Was darunter zu verſtehen iſt, bleibt unklar. Denn eine 
Vernichtung irgendeines widerrechtlich gekennzeichneten Gegen⸗ 
ſtandes darf nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes nur aus⸗ 
geſprochen werden, wenn eine „Beſeitigung der widerrechtlichen 
Kennzeichnung“ nicht möglich iſt. Gekennzeichnet iſt und ſoll 
nur werden die Ware, im vorliegenden Falle alſo der Kaffee, 
wenn auch die Kennzeichnung auf der Verpackung (den Hüllen) 
angebracht worden war. Das Gericht hatte alſo zu prüfen, 
ob dieſe widerrechtliche Kennzeichnung des Kaffees zu beſeitigen 
ſei, was vorausſichtlich dadurch möglich ſein dürfte, daß man 
den Kaffee aus den ihn umſchließenden „Hüllen“ herausnimmt. 
Eine Vernichtung der Hüllen für ſich allein läßt ſich in 
keinem Falle auf §S 19 Waren. ſtützen, ſondern iſt nur für 
den Fall, daß die widerrechtliche Kennzeichnung der Ware auf 
andere Weiſe nicht „beſeitigt“ werden kann, mit dieſer zuſammen 
zuläſſig (vgl. RGSt. 37, 327). Dagegen wäre das Gericht 
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rechtlich nicht behindert geweſen, bezüglich der Hüllen den 
8 40 StGB. anzuwenden, falls es deſſen Vorausſetzungen feſt⸗ 
ſtellte. Urt. d. V. Sen. v. 26. April 1910 (114/10). 

28. 88 5, 8, 16, 17, 20, 26, 27. Zigarettenſteuergeſetz 
vom 3. Juni 1906. Defraudation und Ordnungswidrigkeiten.] 
Zu I. § 16 Abſ. 1 Satz 4 Zigarettenſteuer G. ſchreibt vor, daß 
die geleerten Umſchließungen alsbald zu vernichten ſind. In 
fibereinftimmung mit der in den Kommiſſionsbeſchlüſſen zutage 
tretenden Auffaſſung dieſer Vorſchrift beſtimmt § 42 Abſ. 1 der 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats, daß die völlige 
Vernichtung der Subſtanz der Umſchließungen nicht erforderlich 
iſt, letztere aber unter Beſeitigung oder Unkenntlichmachung der 
Steuerzeichen zur Wiederverwendung als Zigarettenpackung 
unbrauchbar zu machen und aus der Verkaufsſtätte zu entfernen 
ſind. Dieſer Vorſchrift hat der Angeklagte dadurch zuwider⸗ 
gehandelt, daß er „zu zahlreichen Malen entleerte Zigaretten⸗ 
packungen eigener und fremder Fabrikate geſammelt und nach 
Entfernung der Steuerzeichen mit ſeinen Zigaretten gefüllt hat“. 
Da er die aufgefüllten alten Packungen mit neuen Steuerzeichen 
verſah, iſt ihm eine Steuerhinterziehung nicht zur Laſt gelegt. 
Ohne Rechtsirrtum hat die Strafkammer in ſeinem Tun ein 
nach § 20 Abſ. 1 Zigarettenſteuer G. mit einer Ordnungsſtrafe zu 
belegendes Vergehen gefunden. Sollte der Angeklagte den 
Inhalt des § 42 der Ausführungsbeſtimmungen nicht gekannt 
haben, ſo kann ihn das nicht vor Strafe ſchützen. § 20 Abſ. 1 
ZigarettenfteuerG. bedroht Zuwiderhandlungen gegen die zu 
dieſem Geſetze erlaſſenen Verwaltungsbeſtimmungen mit Strafe. 
Dadurch erhielten letztere den Charakter ſtrafrechtlicher Normen. 
Ein Irrtum über ihren Inhalt wäre alſo ein Irrtum über den 
Inhalt des Strafgeſetzes, nicht über das Vorhandenſein von 
Tatumſtänden. Zu II. Angewendet iſt gegen den Angeklagten 
§ 17 Abſ. 2 Zigarettenſteuer. Danach wird die Defraudation 
als vollbracht angenommen, wenn geöffnete, mit Steuerzeichen 
verſehene Packungen der Vorſchrift des § 16 Abſ. 1 Satz 2 
zuwider nachgefüllt werden. Die Bezugnahme auf letztere 
Vorſchrift ergibt, daß der Tatbeſtand des § 17 Abſ. 2 nur 
dann verwirklicht wird, wenn Zigaretten in ganz oder teil⸗ 
weiſe entleerte Packungen nachgefüllt werden. Nach den im 
Urteil getroffenen Feſtſtellungen ſind die Zigaretten aber nicht 
in ganz oder teilweiſe entleerte ſondern in volle Packungen 
„nachgefüllt“ worden. Auch dem Sprachgebrauch nach kann 
dieſes Verfahren nicht als „Nachfüllung“ bezeichnet werden. 
Es kommt hinzu, daß die zur Nachfüllung benützten Zigaretten, 
wie nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt anzunehmen iſt, mit 
vorſchriftsmäßigen Steuerzeichen verſehenen Umſchließungen ent⸗ 
nommen, alſo bereits verſteuert waren, ſo daß, wenn eine Uber⸗ 
tretung im Sinne des § 17 Abſ. 2f Zigarettenſteuer G. oder 
einer anderen Beſtimmung dieſes Paragraphen vorgelegen hätte, 
gemäß Abſ. 3 desſelben zu prüfen geweſen wäre, ob mit der 
Handlung eine Steuerhinterziehung verübt werden konnte 
oder dabei beabſichtigt war. Das Tun des Angeklagten ver⸗ 
ſtieß allerdings anſcheinend gegen $ 42 Abſ. 1 Satz 2 der 
Ausführungsbeſtimmungen, wonach für den Einzelverkauf von 
jeder Zigarettenſorte nur eine Umſchließung geöffnet ſein darf. 
Die begründet aber keine Defraudation, ſondern ein nach 5 20 
Abſ. 1 Zigarettenſteuer G. mit einer Ordnungsſtrafe zu belegendes 
Vergehen. Zu III. Auf der bei dem Angeklagten vorgefundenen 


39. Jahrgang. 


für 100 Zigaretten beſtimmten Schachtel waren die in S 5 
Abſ. 2 Zigarettenſteuer G. vorgeſchriebenen Angaben nicht gemacht. 
Auch war die Schachtel nicht gemäß § 8 Abſ. 2 vgl. mit 8 25 
der Ausführungsbeſtimmungen mit einem Steuerzeichen, ſondern 
mit 5 Steuerzeichen verſehen. Eine nach § 20 Abſ. 1 Zigaretten⸗ 
ſteuer G. ſtrafbare Ordnungswidrigkeit lag alſo vor. Das Gericht 
hat den Angeklagten aber wegen Defraudation geſtraft. 
Hierzu reichen die getroffenen Feſtſtellungen nicht aus. Das 
Urteil enthält keine Angaben darüber, welchen Wert die auf 
der Schachtel angebrachten 5 Steuerzeichen der Klaſſe 1 d hatten, 
ſo daß nicht feſtſteht, daß ihr Wert hinter dem Betrag der zu 
entrichtenden Steuer zurückblieb. Danach entbehrt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein Steuerbetrag von 25 % hinterzogen worden 
ſei, jeglicher Unterlage und bietet keine Gewähr dafür, daß ſie 
ohne Rechtsirrtum zuſtande gekommen iſt. Die Verurteilung 
des Angeklagten wegen Defraudation, die ſich übrigens als 
Abertretung, nicht, wie der erſte Richter angenommen hat, als 
Vergehen darſtellen würde, kann mithin nicht aufrechterhalten 
werden. Zu IV. Das Kontor war kein für die Herſtellung 
und Verpackung von Zigaretten angemeldeter Raum. Es 
durften dort Zigaretten nach §S 7 Abſ. 2 Zigarettenſteuer G. 
nicht hergeſtellt und nach § 11 a. a. O. nicht verpackt werden. 
Beides iſt geſchehen. Der Angeklagte hat ſich ſonach einer 
Übertretung nach $ 17 Abſ. 2 b, zugleich aber auch einer in 
Idealkonkurrenz hiermit begangenen Übertretung nach 8 17 
Abſ. 2 e Zigarettenſteuer G. ſchuldig gemacht. Nach § 3 a. a. O. 
vgl. mit 88 23, 24 der Ausführungsbeſtimmungen durften 
außerhalb der angemeldeten Erzeugungsſtätte Zigaretten, welche 
nicht mit den erforderlichen Steuerzeichen verſehen waren, nicht 
aufbewahrt werden. Die Zigaretten wurden durch ihre Ver⸗ 
bringung in das Kontor Waren, welche den Vorſchriften des 
Zigarettenſteuer G. zuwider mit den erforderlichen Steuerzeichen 
nicht verſehen waren. Da der Angeklagte die ſo beſchaffenen, aus 
der angemeldeten Erzeugungsſtätte entfernten Waren in dem 
neben dem Verkaufsraume befindlichen und mit dieſem im Zu⸗ 
ſammenhange ſtehenden Kontor im Gewahrſam hatte, ſo konnte 
ohne Rechtsirrtum auf die Zuwiderhandlung die für den 
Verkäufer geltende Strafbeſtimmung des § 17 Abſ. 2e An⸗ 
wendung finden. Zu V. Als verwendet im Sinne des S 26 
Zigarettenſteuer G. iſt ein Steuerzeichen dann anzuſehen, wenn 
es zur Erfüllung der Steuerpflicht auf einer Packung angebracht 
iſt. Solche Zeichen dürfen nach ihrer Ablöſung unter keinen 
Umſtänden nochmals verwendet werden, insbeſondere auch 
dann nicht, wenn ſie auf den früheren Packungen verſehentlich 
angebracht waren und letztere mit neuen Steuerzeichen verſehen 
worden ſind. In derartigen Fällen iſt lediglich ein nach Maß⸗ 
gabe des § 3 Abſ. 2 Zigarettenſteuer. und § 21 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen geltend zu machender Erſatzanſpruch 
gegeben. Daß für das feſtgeſtellte Vergehen neben der Strafe 
des § 26 Zigarettenſteuer G. noch die Defraudationsſtrafe aus: 
geſprochen iſt, entſpricht der Vorſchrift des § 27 a. a. O. Urt. 
d. IV. Sen. v. 18. Jan. 1910 (1057/09). 

29. SS 3, 37 Abſ. 5. Brauſteuergeſetz vom 7. Juni 1906. 
Bierähnliche Getränke.] Der Angeklagte, der Kaufmann iſt, 
hatte im Laufe des Jahres 1908 nach den Feſtſtellungen des 
Gerichtes eine als Bierertralt bezeichnete Flüſſigkeit hergeſtellt 
und in ſeinem Laden verkauft, die nach ſeinen beim Verkauf 
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gegebenen mündlichen Weiſungen zur Herſtellung eines Haus⸗ 
trunkes von bierähnlicher Farbe und bierähnlichem Geſchmack 
verwendet werden konnte. Dieſer „Bierextrakt“ beſtand aus 
einer zwanzigprozentigen Löſung einer aus Stärke oder Stärke⸗ 
zucker hergeſtellten Zuckerkouleur. Das Gericht erklärt dabei 
ausdrücklich, es ſei nicht nachzuweiſen geweſen, daß der Extrakt 
aus anderen Stoffen als techniſch reinem Stärkezucker bereitet 
worden ſei, und es hat den Angeklagten von der gegen ihn 
erhobenen Anklage, ſich eines Verſtoßes gegen § 3 Abſ. 2 in 
Verbindung mit § 37 Abſ. 5 Braufteuer®. vom 7. Juni 1906 
ſchuldig gemacht zu haben, freigeſprochen in der Erwägung, daß 
das aus dem erwähnten „Bierextrakt“ hergeſtellte Getränk kein 
„bierähnliches“ im Sinne des § 3 Abſ. 2 a. a. O. darſtelle, der 
Extrakt ſelbſt aber auch den Anforderungen des § 1 Abſ. 1 
Braufteuer®. entſpreche. Die gegen dieſes Urteil von dem als 
Nebenkläger zugelaſſenen Präſidenten der Oberzolldirektion zu H. 
eingelegte Reviſion konnte nicht für begründet erachtet werden, 
obwohl ihr zuzugeben iſt, daß die Ausführungen des Vorder⸗ 
richters über den Begriff der Bierähnlichkeit nicht frei von 
Rechtsirrtum find. Allein die im übrigen getroffenen tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen laſſen unzweifelhaft erkennen, daß im vor⸗ 
liegenden Falle ein „bierähnliches“ Getränk nicht in Frage 
kommt. Nach § 3 Abſ. 2 des hier allein zur Anwendung 
kommenden BraufteuerG. vom 7. Juni 1906 iſt es grund⸗ 
ſätzlich, d. h. abgeſehen von gewiſſen Ausnahmen, verboten, Zu⸗ 
bereitungen, die zur Herſtellung von Bier oder bierähnlichen 
Getränken beſtimmt ſind, in den Verkehr zu bringen. Der 
Vorderrichter iſt nun der Anſicht, daß der Haustrunk, deſſen 
Herſtellung der von dem Angeklagten vertriebene „Bierextrakt“ 
zu dienen beſtimmt war, kein bierähnliches Getränk ſei, weil bei 
ſeiner Herſtellung weder Malz noch ein Malzſurrogat Ver⸗ 
wendung gefunden habe. Dabei wird aber überſehen, daß nicht 
nur der Bierextrakt ſelbſt nach den eigenen Feſtſtellungen des 
Gerichtes aus Zucker beſtand, ſondern daß auch im übrigen zur 
Herſtellung des Haustrunkes weiter Zucker verwendet werden 
ſollte. Jede Zuckerart iſt aber zweifellos ein Malzſurrogat. 
Wäre deshalb die vom Vorderrichter gegebene Begriffs⸗ 
beſtimmung der Bierähnlichkeit richtig, dann würde das an⸗ 
gegriffene Urteil wegen des ihm zugrunde liegenden inneren 
Widerſpruches unhaltbar ſein. Es liegt nahe, bei Beſtimmung 
des Begriffes der Bierähnlichkeit von der Verkehrsanſchauung 
auszugehen und zu unterſuchen, ob der Geſamtcharakter des im 
einzelnen Falle als bierähnlich in Betracht kommenden Ge⸗ 
tränkes dem Geſamtcharakter des Bieres unter Berückſichtigung 
der hauptſächlichſten Merkmale desſelben ähnlich iſt, ein Rechts⸗ 
ſtandpunkt, der vom RG. bezüglich der Weinähnlichkeit im 
Sinne des Weingeſetzes vom 24. Mai 1901 in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung eingenommen worden iſt (vgl. RGSt. 37, 422; 
Goltd Arch. 53, 288). Es würde dann die Entſcheidung ſtets 
von den Umſtänden des einzelnen Falles abhängen. Ob das 
RG. bei der bisherigen Rechtſprechung über den Begriff der 
Bierähnlichkeit von dem gleichen Geſichtspunkt ausgegangen iſt, 
kann zweifelhaft ſein. Jedenfalls vermag der erkennende Senat, 
ſollte dieſe Annahme zutreffen, ſich einer ſolchen Auffaſſung 
angeſichts des Wortlautes der vom Bundesrate zu dem Brau⸗ 
ſteuergeſetze erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen nicht an⸗ 
zuſchließen. Nach § 3 Abſ. 1 Brauſteuer G. vom 7. Juni 1906 
86 
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können auch die „bierähnlichen“ Getränke der Brauſteuer und 
ihre Herſtellung gewiſſen Beſchränkungen unterworfen werden. 
Die näheren Beſtimmungen darüber hat der Bundesrat zu 
treffen. In Ausführung dieſer Ermächtigung hat derſelbe nun 
in § 5 der erwähnten, zum Brauſteuergeſetz erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 18. Juni 1906 (RZ3Bl. 709) ſich 
dahin ausgeſprochen, daß als bierähnlich ſolche Getränke an⸗ 
zuſehen ſind, die aus Malz oder Mitverwendung von Malz 
hergeſtellt ſind und als Erſatz für Bier genoſſen zu werden 
pflegen. Daraus folgt, daß der Beſteuerung und gewiſſen 
Beſchränkungen nach Maßgabe des § 3 Abſ. 1 des Geſetzes 
nur diejenigen bierähnlichen Getränke unterworfen werden 
dürfen, die aus Malz oder unter Mitverwendung von Malz 
hergeſtellt ſind. Wenn im Anſchluß daran in Abſ. 2 desſelben 
Paragraphen verboten wird, Zubereitungen zu Bier oder bier⸗ 
ähnlichen Getränken in Verkehr zu bringen, ſo erſcheint die 
Annahme zwingend, daß der Begriff der Bierähnlichkeit in 
Abſ. 2 in keinem andern Sinne als in Abſ. 1 verſtanden 
werden kann. Denn es handelt ſich um Vorſchriften eines und 
desſelben Steuergeſetzes, das die zur Herſtellung von Bier 
oder bierähnlichen Getränken beſtimmten Stoffe zur Steuer 
heranzieht und daneben in zweiter Linie auf die Reinheit der⸗ 
ſelben hinzuwirken ſucht. Das in Abſ. 2 a. a. O. ausgeſprochene 
Verkehrsverbot kann demnach nur den Zweck verfolgen, die 
Verſteuerung derjenigen Stoffe ſicherzuſtellen, die zu Bier 
oder bierähnlichen Getränken verwendet werden ſollen. Denn 
beim Mangel einer unzweideutigen Vorſchrift muß es als aus⸗ 
geſchloſſen bezeichnet werden, daß ein Steuergeſetz den Verkehr 
mit ſolchen Stoffen unterſagen ſollte, an denen nicht das ge⸗ 
ringſte ſteuerliche Intereſſe hängt. Es iſt auch kein geſetz⸗ 
geberiſcher Grund erſichtlich, der für ein Verkehrsverbot der⸗ 
artiger Stoffe geltend gemacht werden könnte, wenn von vorn⸗ 
herein feſtſteht, daß ſie zu einer Hinterziehung der Brauſteuer 
nicht dienen können. Dem Zwecke, auf Reinheit und Güte der 
hier in Betracht kommenden Stoffe hinzuwirken, iſt aber 
unmöglich dadurch gedient, abgeſehen von den in $ 1 Abf. 1 
des Geſetzes erwähnten Zuckerarten, den Verkehr mit ſämtlichen 
auch den geeignetſten und beſten auszuſchließen. Dieſes um⸗ 
faſſende Verbot läßt ſich demgemäß nur durch die Rückſicht auf 
die Gefährdung von Steuerintereſſen erklären. Es kann des⸗ 
halb nicht Platz greifen, wo eine derartige Gefährdung nicht 
beſteht. Es muß ferner die Annahme abgelehnt werden, es 
könnte der Geſetzgeber in einem und demſelben Paragraphen 
desſelben Geſetzes mit der nämlichen Bezeichnung verſchiedene 
Begriffe verbinden. Vielmehr kann die Beſtimmung in Abſ. 2 
des § 3 des Geſetzes nur dahin verſtanden werden, es ſollten 
die Zubereitungen zu denjenigen Getränken dem Verkehrs⸗ 
verbot unterliegen, die der Bundesrat nach der ihm in Abſ. 1 
gegebenen Befugnis als bierähnlich bezeichnen würde. Daß 
wenigſtens der Bundesrat, alſo der eine von den beiden geſetz⸗ 
gebenden Gewalten, das Geſetz in dieſem Sinne auslegt, folgt 
aus dem Inhalt der zu dem Brauſteuergeſetz vom 21. Juli 
1909 erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 24. Juli 1909 
(RgBl. 413). Dort wird in § 8 Abſ. 1 beſtimmt, daß als 
bierähnlich im Sinne des „S 3 des Geſetzes“ gewiſſe näher 
— aber anders als in $ 5 der zu dem Geſetze vom 7. Juni 
1906 erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Juni 1906 
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— bezeichnete Getränke anzuſehen fein. Dann heißt es in 
§ 9: „Das Verbot des § 3 Abſ. 2 des Geſetzes bezieht ſich 
auf ſolche Zubereitungen, die nach ihrer Bezeichnung, Gebrauchs⸗ 
anweiſung oder Anpreiſung uſw. zur Herſtellung der in 8 8 
Abſ. 1 genannten bierähnlichen Getränke beſtimmt ſind.“ 
Damit iſt für die jetzt geltenden Vorſchriften unzweideutig zum 
Ausdruck gebracht, daß der Begriff „bierähnlich“ in Abſ. 2 in 
demſelben Sinne wie in Abf. 1 des S 3 des Geſetzes ver: 
ſtanden werden ſoll. Es iſt nicht der geringſte Umſtand 
irgendwie dafür erſichtlich, daß für das Geſetz von 1906 etwas 
anderes Rechtens ſein ſollte, da an den maßgebenden Be⸗ 
ſtimmungen durch das Geſetz von 1909 etwas Grundſätzliches 
nicht geändert worden iſt. Daraus ergibt ſich die Folgerung, 
daß bis zu dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 21. Juli 1909 
nur Zubereitungen zu ſolchen Getränken nicht in den Verkehr 
gebracht werden dürften, die aus Malz oder unter Mitverwendung 
von Malz hergeſtellt werden ſollten. Die bisher vom RG. über 
dieſelbe Frage erlaſſenen Urteile nötigen nicht zu der Annahme, 
daß die anderen Strafſenate von einer anderen Rechtsauffaſſung 
ausgegangen ſind, da überall ein anders gearteter Tatbeſtand 
der Entſcheidung zugrunde lag. Der erkennende Senat hat 
deshalb keine Veranlaſſung, ein Verfahren gemäß § 137 GVG. 
ins Auge zu faſſen. Da nun hier feſtſteht, daß der aus dem 
„Bierextrakt“ herzuſtellende Haustrunk kein Malz in irgend⸗ 
einer Form enthielt, ſo war er kein „bierähnliches“ Getränk 
im Sinne der damals maßgebenden Vorſchriften. Es war 
deshalb nicht verboten, die dazu beſtimmte Zubereitung in Ver⸗ 
kehr zu bringen. Urt. d. V. Sen. v. 11. Febr. 1910 (818/09). 

30. 58 27, 28 Liturh. Mufſikaufführungen.] Nach 
§ 27 LitUrhG. find frei öffentliche, keinem gewerblichen Zwecke 
dienende unentgeltliche Aufführungen erſchienener Werke. Nach 
den Motiven S. 32, 33 „gehören dahin die üblichen Ver⸗ 
anſtaltungen im Bereiche der Kirche, der Schule, des Heeres 
und der Flotte. Im Gegenſatze hierzu dienen die Konzerte in 
Gaſtwirtſchaften einem gewerblichen Zwecke: ſie können deshalb, 
auch wenn ſie ohne Entgelt und unter freiem Himmel ſtatt⸗ 
finden, um ſo weniger freigegeben werden, als dadurch dem Be⸗ 
rechtigten ein empfindlicher Ausfall an Einnahmen lediglich 
zugunſten der gewerblichen Unternehmer angeſonnen würde“. 
Nach den Stenographiſchen Berichten S. 2151, 2447 und den 
Kommiſſionsberichten S. 60 kommen insbeſondere in Frage 
„Militärparaden, dienſtliche Promenadekonzerte der Militär⸗ 
kapellen, Aufführungen bei Schulfeſten, im Gottesdienſte, bei 
öffentlichen Umzügen, Leichenbegängniſſen; ferner Kirchenkonzerte, 
Veranſtaltungen in Offizierskaſinos, Morgenſtändchen für 
Offiziere uſw.“. Aus dieſer beiſpielsweiſen Aufzählung ergibt 
ſich klar, daß § 27 nur ſolche Aufführungen freigeben will, bei 
welchen jede Abſicht, aus ihnen mittelbar oder unmittelbar 
einen Erwerb zu erzielen, ſie mittelbar oder unmittelbar in den 
Dienſt eines gewerblichen Unternehmens zu ſtellen, von vorn⸗ 
herein ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft im vor⸗ 
liegenden Falle nicht zu. Der Mitangeklagte H. war von der 
Stadtgemeinde K. gegen ein Firum von 6000 & zur Der: 
anſtaltung von Kurkonzerten für die Zeit vom 15. Mai bis 
15. September engagiert. Die Stadt iſt an dem Badbetriebe 
finanziell beteiligt, ſie erhebt auch eine Kurtaxe. Die Kur⸗ 
konzerte ſollen als weſentliches Mittel dienen, die Annehmlich⸗ 
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keiten des Badelebens zu erhöhen und den Beſuch des Bades 
zu ſteigern. Gegenüber dieſen Feſtſtellungen des Urteils kann 
kein Zweifel ſein, daß die Kurkonzerte ſchon aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Dienens für gewerbliche Zwecke nicht unter § 27 
fallen. Der Badebetrieb iſt ein gewerbliches Unternehmen, 
deſſen Ertrag im weſentlichen von der Frequenz des Bades 
abhängt. Dieſe wird nicht nur durch die Bedeutung der vor⸗ 
handenen Heilmittel, ſondern daneben nicht unweſentlich durch 
die am Badeorte gebotenen Annchmlichkeiten bedingt. Zu dieſen 
Annehmlichkeiten des Badelebens gehört in erſter Linie eine 
gute Kurmuſik. Sie erhöht die Annehmlichkeit des Aufenthalts, 
fördert hierdurch die Frequenz und dementſprechend auch den 
Ertrag des Unternehmens, dient alſo gewerblichen Zwecken. 
Steht dies feſt, fo ſcheidet §8 27 ohne weiteres aus, und es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die Konzerte als entgeltliche Auf⸗ 
führungen zu erachten waren und auch aus dieſem Grunde 
nicht unter § 27 fielen. Daß die Aufführungen „öffentlich“ 
waren und dieſe Eigenſchaft auch inſoweit nicht verloren, als 
zu gewiſſen Konzerten nur mit Kurkarten verſehene Perſonen 
Zutritt hatten, ſtellt das Urteil rechtsirrtumsfrei feſt. Die 
Annahme der Strafkammer, daß der Beſchwerdeführer Bürger⸗ 
meiſter K. gemeinſchaftlich mit dem Angeklagten H. die in Frage 
kommenden Werke der Tonkunſt „aufgeführt“ hat, Mittäter 
nach § 38 Nr. 2 LitUrhG. war, iſt nicht zu beanſtanden. „Auf: 
führender“ im Sinne dieſer Beſtimmung iſt derjenige, welcher 
die Aufführung veranſtaltet, ſie beſtimmt und angeordnet hat, 
alſo derjenige, deſſen Tätigkeitswille auf Veranſtaltung der 
Aufführung gerichtet geweſen und durch deſſen Tätigkeit die 
Aufführung ins Werk geſetzt iſt. Daß er das Werk perſönlich 
vorführt, iſt weder nötig noch ausreichend. Beſtimmt und an⸗ 
geordnet wird vielmehr die Aufführung auch von demjenigen, 
welcher die von einem anderen zur Darſtellung gebrachten 
Werke auswählt, deſſen Wille alſo in dieſer Beziehung maß⸗ 
gebend iſt. Dabei iſt es keineswegs erforderlich, daß er für 
die Aufführung jedes einzelne Werk, bei Konzerten jedes 


—— —2—ͤ: b 


einzelne Muſikſtück auswählt und beſtimmt, vielmehr können 


auch nach dieſer Richtung gegebene Anordnungen allgemeiner 
Natur genügen, z. B. die Bezeichnung eines beſtimmten Kom⸗ 


poniſten, deſſen Werke aufgeführt werden ſollen, während der⸗ 


jenige nicht als Aufführender erachtet werden kann, welcher 
lediglich die für das Konzert erforderlichen äußeren Vorkehrungen 
trifft, bei Aufſtellung des Programms jedoch in keiner Weiſe 
einen maßgebenden Einfluß ausübt. Andererſeits kann jemand 
auch ohne poſitives Handeln dadurch zum „Aufführenden“ 
werden, daß er vorſätzlich unterläßt, die Aufführung zu ver⸗ 
hindern, obwohl er zu ſolcher Verhinderung rechtlich verpflichtet 
und tatſächlich in der Lage iſt und weiß, daß ohne ſein Ein⸗ 
greifen verbotene Werke aufgeführt werden. RGZ. 38, 22; 
RGSt. 41, 287, ferner II 29. Mai 1908 JW. 08, 605127, 
V 18. Juni 1909 V 359/09 gegen Rütten. Im vorliegenden 
Falle iſt, wie ſchon erwähnt, feſtgeſtellt, daß der Mitangeklagte H. 
von der Stadtgemeinde K. gegen ein Fixum von 6000 „ zur 
Veranſtaltung von Kurkonzerten für die Zeit vom 15. Mai bis 
15. September engagiert war, daß die Konzerte, in welchen die 
geſchützten Stücke ohne Genehmigung der Berechtigten auf⸗ 
geführt wurden, unter ſeiner Leitung ſtattfanden, ferner, daß 
zwar im allgemeinen die Auswahl der aufzuführenden Stücke 
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ihm oblag, er aber ſtets die von ihm zuſammengeſtellten Muſik⸗ 
programme auf dem Rathaus abzugeben hatte, von wo aus 
ihre Veröffentlichung in der Kur⸗ und Fremdenliſte erfolgte, 
daß Angeklagter K. gegenüber von H. einmal den Wunſch 
äußerte, es möchten häufiger Werke von Beethoven zur Auf⸗ 
führung kommen, daß H. ſich verpflichtet erachtete, ſolchen 
Wünſchen, die in Wirklichkeit Anordnungen waren, zu ent⸗ 
ſprechen, und daß K., als H. bei Beginn der Spielzeit 1908 
ihm geſagt hatte, der Vertreter der Tonſetzergenoſſenſchaft habe 
ihm erklärt, geſchützte Stücke dürfe er nicht aufführen, geäußert 
hat, er ſolle ſich hieran nicht kehren, ſondern auch die modernen 
Sachen ruhig ſpielen. Der Beſchwerdeführer K. hat ſonach 
nicht nur, was genügen würde, um ihn als Täter verantwortlich 
zu machen, unterlaſſen, die Aufführung geſchützter Stücke zu 
verhindern, obwohl er hierzu als Vertreter der die Unter⸗ 
nehmerin der Konzerte bildenden Stadtgemeinde K. verpflichtet 
und in der Lage war und obwohl er wußte, oder mindeſtens 
mit der Möglichkeit rechnete, daß ohne ſein Einſchreiten geſchützte 
Stücke ohne Einwilligung der Berechtigten zur Aufführung 
kommen würden, ſondern er hat darüber hinaus direkt maß⸗ 
gebenden Einfluß auf die Auswahl der Konzertprogramme aus⸗ 
geübt, wenn er auch nicht die einzelnen Stücke, die geſpielt 
werden ſollten, beſtimmt hat, und er hat weiter, ſtatt pflicht⸗ 
gemäß die Aufführung zu hindern, im Gegenteile die Be⸗ 
denken H.s gegen eine Aufführung geſchützter Stücke beſeitigt. 
Unter dieſen Umſtänden konnte er zutreffend neben H. als „Auf⸗ 
führender“ angeſehen werden. Die Annahme der Mittäterſchaft 
begegnet keinen Bedenken. Urt. d. III. Sen. v. 18. Okt. 1909 
(504/09). 

31. S 53 Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906.] Die 
Beſchwerdeführer wollen die Auffaſſung der Strafkammer des⸗ 
halb nicht gelten laſſen, weil außer den zwei im Geſchäfte an⸗ 
geſtellten Söhnen des Fabrikanten auch noch deren Schweſter 
ſich an der Fahrt mitbeteiligt habe; durch deren Mitnahme ſei 
die Fahrt aus dem Rahmen einer Probefahrt herausgefallen 
und ſei zur Vergnügungsfahrt geworden. Allein ein ſolcher 
Schluß iſt nicht zwingend. Gewiß iſt richtig, daß bei der Teil⸗ 
nahme anderer Perſonen als derer, die an der Erprobung des 
Kraftfahrzeuges ein geſchäftliches Intereſſe haben, leicht die 
Vermutung Platz greifen kann, der Zweck der Probe werde von 
dem Veranſtalter der Fahrt nur vorgeſchoben, um das Fahrzeug 
ohne die Löſung einer ſteuerpflichtigen Erlaubniskarte in Gebrauch 
nehmen zu können. Das wird aber auch vom Vorderrichter 
nicht verkannt. Aus beſonderen, von ihm dargelegten Gründen 
entſcheidet er ſich gleichwohl dafür, hier das Vorhandenſein 
einer Probefahrt anzunehmen, indem er es für nicht unglaub⸗ 
haft erklärt, daß der vom Angeklagten geführte Wagen, der in 
fertig montiertem Zuſtande bis dahin überhaupt noch nicht ge⸗ 
prüft worden war, bei der Fahrt vom 20. April 1908, der 
erſten, die er nach ſeiner „völlig verkaufsfähigen Herſtellung“ 
unternahm, hat ausprobiert werden ſollen. Ein Rechts⸗ 
irrtum tritt hierin nicht zutage. In welcher Abſicht das 
Fräulein R. ſich an der Fahrt beteiligt hat und ob ſie etwa 
ihres Vergnügens halber mitgefahren iſt, ſteht nicht zu unter⸗ 
ſuchen. Maßgebend iſt in dieſer Beziehung allein der Stand⸗ 
punkt desjenigen, der die Fahrt veranſtaltet, hier alſo des 
Fabrikanten des Wagens, ſo daß die Frage nur darauf zu richten 
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iſt, welche Abſichten ihn bei der Anordnung der Fahrt geleitet 
haben. Verfolgte er keinen anderen Zweck damit, als das in 
ſeiner Fabrik gebaute Fahrzeug vor ſeiner Inbetriebnahme oder 
bevor er es zum Verkauf ſtellte, auf ſein ordnungsmäßiges 
Funktionieren zu prüfen oder es zur Erprobung ſeiner Eigen⸗ 
ſchaften einem kaufluſtigen Erwerber vor Augen zu führen, ſo 
kommt es auf die Meinung der Teilnehmer der Fahrt nicht 
weiter an. Daß er als Unternehmer der Fahrt andere Perſonen 
überhaupt mit daran teilnehmen ließ, war ihm nicht verwehrt 
und konnte inſonderheit durch den Zweck der Probe, zur Herbei⸗ 
führung einer, dem beſtimmungsgemäßen Gebrauche entſprechenden 
Belaſtung des Wagens geboten ſein. Darüber aber, aus 
welchen Perſonenkreiſen die Teilnehmer einer Probefahrt zu 
wählen ſeien, enthält das Geſetz keine Vorſchriften. Nirgends 
beſteht eine Beſtimmung, die den Veranſtalter der Fahrt hierbei 
auf die Mitwirkung ſeiner Geſchäftsangeſtellten, Arbeiter oder 
Beamten der Fabrik, beſchränkte und die die Zulaſſung von 
Familienangehörigen als mit dem Begriffe der Probefahrt 
grundſätzlich unvereinbar erklärte. Die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung ſteht mit der in den RGSt. 40, 256 flg. entwickelten, 
auf die ſich die Reviſion der Königlichen Oberzolldirektion ſtützen 
zu dürfen glaubt, nicht in Widerſpruch. Wenn dort aus⸗ 
geſprochen iſt, im Sinne des Stempelgeſetzes und der dazu er⸗ 
laſſenen Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 15. Juli 
1906 (§ 106 Abſ. 1) werde eine Probefahrt regelmäßig nur 
da anzunehmen ſein, wo ſie zur Vorbereitung eines mit einer 
beſtimmten Perſon ins Auge gefaßten Kaufgeſchäfts unter⸗ 
nommen werde, ſo beruht dies auf der beſonderen Rechtslage 
des Falles und kann — wie das übrigens jene Entſcheidung 
auf S. 259 ſelbſt andeutet — bei einer Sachgeſtaltung der hier 
vorliegenden Art keine Anwendung leiden; denn hier handelt 
es ſich nicht um den Gebrauch eines bereits früher ausprobierten 
und als verkaufsfertig auf Lager genommenen Fahrzeuges, 
ſondern um einen Kraftwagen, der aus dem Stadium der Her⸗ 
ſtellung noch nicht herausgekommen war und der erſt auf ſeine 
Verkaufsfähigkeit geprüft werden ſollte. Urt. d. II. Sen. 
v. 21. Sept. 1909 (437/09). 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


9. Abſchnitt. 
Verteidigung. 


In § 137 wurden die Worte „der Beſchuldigte“ durch die 
Worte „der Verdächtige“ erſetzt, um klarer zum Ausdruck zu 
bringen, daß der Verteidiger auch ſchon vor der Vernehmung 
als Beſchuldigter bzw. vor Erlaß des Haftbefehls gewählt 
werden könne. Mit dieſer Anderung wurde der § 137 ans 
genommen. 

Bei § 138 (gewählter Verteidiger) wurde der Antrag 
geſtellt, dem zum Verteidiger gewählten Rechtsanwalt die 
Subſtitution eines Rechtskundigen nur dann zu geſtatten, wenn 
dieſer ſeit mindeſtens 2 Jahren im Vorbereitungsdienſt beſchäftigt 
ſei. Damit werde der bisherige Rechtszuſtand ($ 139 StPO.) 
wiederhergeſtellt. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt, nach⸗ 


13. 1910. 


dem der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts für die Vorlage 
namentlich den Geſichtspunkt hervorgehoben hatte, daß es 
wünſchenswert ſei, jungen Referendaren möglichſt frühzeitig 
Gelegenheit zu geben, ſelbſtändig vor Gericht aufzutreten. 

Zu 8 139 (notwendige Verteidigung) beantragte Abg. 
Gröber (Zentr.) die Ausdehnung der notwendigen Verteidigung 
auf alle Vergehen, ſobald der eines ſolchen Beſchuldigte in 
Unterſuchungshaft genommen fei. 

Er ſtellte folgenden Antrag: 

Abſatz 2. 

„In Sachen, die in erſter Inſtanz uſw. wie in der 

Vorlage .. wenn | 

1. die ihm zur Laſt gelegte Tat, und zwar nicht nur 
wegen Rückfalls, ein Verbrechen darſtellt, oder 
wenn er 

2. wegen Vergehens in Unterſuchungshaft ge⸗ 
nommen iſt. 

Der Antrag kann nur bis zum Ablauf der in § 203 

Abſ. 3 vorgeſehenen Friſt geſtellt werden, in der 

Berufungsinſtanz noch drei Tage nach Zuſtellung der 

Ladung zur Hauptverhandlung. Auf dieſes Antrags⸗ 

recht und ſeine Befriſtung ſoll der Angeſchuldigte und 

deſſen geſetzlicher Vertreter unverzüglich hingewieſen 

werden, ſobald der Angeſchuldigte wegen des Verbrechens 

vernommen oder wegen des Vergehens in Unterſuchungs⸗ 

haft genommen iſt.“ 


Der Antrag wurde von den Regierungskommiſſaren und 
aus der Kommiſſion heraus lebhaft bekämpft; man machte 
namentlich geltend, daß bei der übergroßen Mehrzahl der Ver⸗ 
gehen, auch wenn Unterſuchungshaft verhängt ſei, ein Bedürfnis 
der Verteidigung nicht vorliege und daß der Anwaltſtand bei 
Annahme des Antrags eine ungeheure Belaſtung erfahre. Der 
Antrag wurde trotzdem angenommen; die Mehrheit war der 
Meinung, daß die Verhaftung ſchon für ſich allein ein Bedürf⸗ 


nis zur Verteidigung ſchaffe. 


In dieſer geänderten Faſſung wurde §S 139 angenommen. 
Hinter dem § 139 wurde folgender $ 139 a neu eingefchaltet: 


S 139a. 

„Dem Beſchuldigten ift auf Antrag ein Rechtsanwalt 
als Verteidiger zu beſtellen, wenn er glaubhaft macht, 
daß er einen am Sitze des Gerichts oder in deſſen Nähe 
wohnenden Verteidiger nicht finden kann. Die Bei⸗ 
ordnung unterbleibt, wenn eine Entſcheidung angefochten 
werden ſoll und die Anfechtung ausſichtslos erſcheint. 
Der beigeordnete Rechtsanwalt kann die Übernahme der 
Verteidigung davon abhängig machen, daß ihm von dem 
Beſchuldigten ein nach den Vorſchriften der Gebühren⸗ 
ordnung zu bemeſſender Vorſchuß bezahlt wird. Auf den 
beigeordneten Verteidiger finden die Vorſchriften über den 
gewählten Verteidiger entſprechende Anwendung.“ 

Der Antrag will dem Mißſtande abhelfen, daß bei ver⸗ 
ſchiedenen Landgerichten Anwaltskartelle beſtehen, die ihre Mit⸗ 
glieder verpflichten, Verteidigungen nur gegen beſtimmte Mindeſt⸗ 
honorare zu übernehmen, ſo daß ein Beſchuldigter häufig gegen 
Angebot des geſetzlichen Honorars einen Verteidiger nicht 
finden kann. 
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§ 140 wurde debattelos genehmigt. Bei § 141 (Be: 
ſtellung des Verteidigers) wurde bemängelt, daß nach Abſ. 2 
auch in Schwurgerichts⸗ und Reichsgerichtsſachen Juſtizbeamte 
und Rechtskundige zu Verteidigern beſtellt werden könnten, dieſes 
entſpreche nicht der Wichtigkeit ſolcher Fälle. Es wurde daher 
der Antrag geſtellt, dem Abſ. 2 folgenden Zuſatz zu geben: 

„ſofern es ſich nicht um einen Fall der notwendigen 
Verteidigung im Sinne des § 139 Abſ. 1 handelt.“ 

Dieſer Antrag und ſodann der ganze § 141 wurden an⸗ 
genommen; ebenſo fanden die SS 142 bis 146 mit unerheblichen 
redaktionellen Anderungen Annahme. 

Hinter $ 146 wurde von den Konſervativen die Aufnahme 
folgenden §S 146 a empfohlen: 

8 146a. 

„Der Verteidiger iſt verpflichtet, dem Beſchuldigten bei 
Wahrnehmung der prozeſſualen Rechte beizuſtehen und 
beſonders dafür zu ſorgen, daß nichts unbeachtet bleibe, 
was zu ſeinen Gunſten ſprechen könnte. Er darf jedoch 
keine Handlungen vornehmen, die den Zweck verfolgen, 
die Ermittelung der Wahrheit zu verhindern oder zu 
erſchweren oder den ſchuldigen Täter der Beſtrafung zu 
entziehen.“ | 

Der Antrag wurde damit begründet, daß es gegenüber den 
zahlreichen Rechten der Verteidigung angezeigt erſcheine, auch die 
Pflichten des Verteidigers geſetzlich feſtzulegen. Der Antrag 
wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt. Von der gegneriſchen 
Seite wurde ausgeführt, daß der Antrag in ſeinem erſten Teile 
etwas Selbſtverſtändliches enthalte, was ſchon in dem Ausdruck 
„Verteidiger“ begrifflich zum Ausdruck komme; der zweite Satz 
ſei beſtritten und laſſe die Hauptfrage offen, wie ſich nämlich 
der Verteidiger zu verhalten habe, wenn ſich ihm gegenüber 
der Angeklagte als ſchuldig bekenne. 

§ 147 regelt das Recht der Akteneinſicht durch den Per: 
teidiger. Ein Antrag Gröber begehrt die Streichung des Ab]. 1 
Satz 2 und die Gewährung des uneingeſchränkten Akteneinſichts⸗ 
rechts an den Verteidiger; der Antrag wurde damit begründet, 
daß eine wirkſame Verteidigung nur dann entfaltet werden 
könne, wenn der Verteidiger in jeder Lage des Verfahrens alle 
dem Gerichte vorliegenden Akten, einſchließlich der Beiakten, ein⸗ 
ſehen könne, dem wurde entgegengehalten, daß der Verteidiger, 
wenn ihm vor der Eröffnung des Hauptverfahrens nicht die 
Einſicht in gewiſſe Schriftſtücke verſagt werden dürfe, in der 
Lage ſei, das Verfahren zu durchkreuzen; Mißbräuchen werde 
durch den Zwang, eine ſolche Maßnahme. zu begründen, und 
durch das Recht der Beſchwerde genügend vorgebeugt. 

Der Antrag wurde abgelehnt und die Regierungsvorlage 
angenommen. Ablehnung erfuhr auch ein Antrag v. Dziembowski 
(Pole), der die Gewährung des vollen uneingeſchränkten Akten⸗ 
einſichtsrechts an den Verteidiger davon abhängig machen wollte, 
daß dieſer ſich auf Verlangen verpflichtet, einzelne Aktenſtücke 
ſeinem Auftraggeber gegenüber geheimzuhalten. 

(Vorſchlag des Berliner Anwaltvereins.) Hiergegen wurde 
geltend gemacht, daß einmal der Beſchuldigte auf Grund des 
beſtehenden Vertrauensverhältniſſes ein Recht darauf habe, von 
ſeinem Verteidiger alles Wiſſenswerte zu erfahren, und daß 
auf der andern Seite vom Standpunkt der Unterſuchung aus 
die Übernahme der Geheimhaltungspflicht dadurch den Ver⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


685 


teidigern inſofern nicht ausreichend ſei, als ſie ihn nicht daran 
hindern, ſeine Maßnahmen nach demjenigen einzurichten, was er 
aus den Akten erſehen habe, ohne ſeinem Auftraggeber direkt 
Mitteilung zu machen; gerade das aber müſſe unter Umſtänden 
auch verhütet werden können. 

Bei § 148 (Verkehr des verhafteten Beſchuldigten mit dem 
Verteidiger) wurde vom Abg. Gröber (Zentr.) beantragt. Den 
Abſ. 2 der Vorlage, der die Möglichkeit eröffnet, den Verkehr 
des Beſchuldigten mit dem Verteidiger zu überwachen, wenn er 
ihn zu Kolluſionszwecken mißbraucht, zu ſtreichen und den 
ſchriftlichen und mündlichen Verkehr ganz freizugeben. Der 
Antragſteller führte aus, daß die Vorlage ein unbegründetes 
Mißtrauen gegen die Anwaltſchaft bedeute, und daß der Ver⸗ 
teidiger ſeiner Aufgabe nur dann gerecht werden könne, wenn 
ſein mündlicher und ſchriftlicher Verkehr mit dem Beſchuldigten 
ungehindert ſei. Von anderer Seite lag hierzu der Antrag vor, 
den Verkehr mit dem Verteidiger wenigſtens inſoweit ganz frei⸗ 
zugeben, als dieſer ein Rechtsanwalt ſei. Die Mehrheit lehnte 
dieſe Anträge ab; ſie erwog, daß zwar die Anwaltſchaft ſich zu 
Durchſtechereien nicht hergeben werde, daß aber zum Verteidiger 
auch andere Perſonen, insbeſondere Angehörige des Beſchuldigten 
beſtellt werden könnten, bei denen dieſe Gewißheit nicht beſtehe, 
und daß auch der Fall ſehr wohl denkbar ſei, daß der Ver⸗ 
teidiger bona fide vom Beſchuldigten zu Kolluſionszwecken miß⸗ 
braucht werde. Die Regelung des Entwurfs ſei lediglich eine 
logiſche Konſequenz der Beibehaltung der Kolluſionshaft. Den 
Anwälten vor den übrigen Verteidigern eine Vorzugsſtellung 
einzuräumen, laufe auf eine Deklaſſierung der letzteren hinaus. 

Dagegen konnte ſich die Mehrheit auch nicht mit einem 
nationalliberalen Antrag befreunden, der die Kontrolle des Ver⸗ 
kehrs in die Hände des Staatsanwalts legen will; auch dieſer 
Antrag wurde abgelehnt. Der Satz 1 des Abſ. 2 wurde ge⸗ 
ſtrichen, weil die hier vorgeſehene Identitätskontrolle ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſei, und im übrigen der §8 148 angenommen. 

Die SS 149 und 150 wurden von keiner Seite be: 
anſtandet. f 

Am Schluſſe dieſes Abſchnitts fand eine Reſolution ein⸗ 
ſtimmige Annahme, wonach das Reichsjuſtizamt erſucht wird, 
bis zur 2. Leſung eine Statiſtik über die Anwendung und den 
Vollzug der Unterſuchungshaft, insbeſondere auch der Kolluſions⸗ 
haft in den einzelnen Bundesſtaaten vorzulegen, wozu ſich der 
Staatsſekretär bereit erklärte. i 


Zweites Buch. 
Verfahren in erſter Inflanz. 


1. Abſchnitt. 
Offentliche Klage. 


Die SS 151, 152 wurden nach der Vorlage angenommen. 
Nach einem Antrage Dr. Heinze (natl.) ſollte dem Abſ. 3 des 
§ 152 folgende Faſſung gegeben werden: 

„Die Klage kann nach Eröffnung der Unterſuchung nur 
mit Zuſtimmung des Angeſchuldigten zurückgenommen 
werden“, 
während nach der Vorlage die Zurücknahme der Klage nach 
Eröffnung der Unterſuchung unzuläſſig iſt. Der Antragſteller 
begründete ſeinen Antrag namentlich mit praktiſchen Erwägungen, 
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ſtieß aber auf entſchiedenen Widerſpruch der Mehrheit, welcher 
eine Zurücknahme der Klage mit Zuſtimmung des Angeſchuldigten 
höchſt anſtößig erſchien. Als Beiſpiel wurde beſonders der 
Fall Eulenburg angeführt, und die Wirkung, die die Zurück⸗ 
nahme der Klage in einem ſolchen Falle auf die Offentlichkeit 
notgedrungen machen müſſe. 

Eine außerordentlich umfangreiche Debatte entfeſſelte der 
8 153. (Einſchränkung des Legalitätsprinzips in minderwichtigen 
Sachen.) Dieſe Neuerung wurde von einer ſtarken Minderheit 
lebhaft bekämpft. Es wurde dargelegt, daß das Legalitäts⸗ 
prinzip, wenn es auch die Staatsanwaltſchaft und die Polizei 
zur Verfolgung der geringfügigſten Delikte nötige, doch die 
richtigſte Garantie für eine gleichmäßige und unparteiiſche 
Strafverfolgung bilde, die nicht fo erheblich durchbrochen 
werden dürfe, wenn man nicht das Vertrauen zur Strafrechts⸗ 
pflege untergraben wolle. Selbſt bei gewiſſenhafteſter An⸗ 
wendung würden ſich Ungleichheiten nicht vermeiden laſſen, 
wodurch dem Vorwurf der Klaſſenjuſtiz neue Nahrung zu⸗ 
geführt werde; der Begriff der „Geringfügigkeit der Ver⸗ 
fehlung“ ſei namentlich nach der ſubjektiven Seite viel zu 
ſchwankend, um in dem erſten Stadium der Unterſuchung ein 
ſicheres Kriterium zu bilden, für Vergehen gehe der Vorſchlag des 
Entwurfs auch viel zu weit. Die Vorſchrift des Abſ. 2, wonach 
der Verletzte die Verfolgung erzwingen könne, ſei ungenügend, 
weil in den meiſten Fällen ein „Verletzter“ nicht vorhanden ſei. 

Eine kleine Mehrheit verkannte das Gewicht dieſer Be⸗ 
denken nicht, hielt aber gleichwohl eine Einengung des 
Legalitätsprinzips für durchaus erforderlich. Das Prinzip als 
ſolches ſolle aufrechterhalten werden, vertrage aber durchaus 
eine Einſchränkung in Bagatellſachen. Der jetzige Zuſtand, 
wonach jede, auch die geringfügigſte Straftat verfolgt werden 
müſſe, widrigenfalls nach dem StGB. Zuchthausſtrafe verwirkt 
ſei, laſſe ſich nicht aufrechterhalten; in der Praxis drücke die 
Polizei ſehr vernünftigerweiſe häufig ein Auge zu und be⸗ 
gnüge ſich mit Ermahnungen; ein ſolches Verfahren entſpreche 
aber nicht dem Geſetze und ſolle durch den Entwurf legaliſiert 
werden. Man ſei aber bereit, jede nur denkbare Kautel zu 
ſchaffen, damit der Verletzte und der ſonſtige Anzeigende zu 
ihrem Rechte kämen. 

In gleichem Sinne ſprechen ſich die Vertreter des Reichs⸗ 
juſtizamts, des preußiſchen Juſtizminiſteriums, des preußiſchen 
Miniſteriums des Innern und der preußiſche Generalſtaats⸗ 
anwalt aus. 

Schließlich wurde unter Ablehnung des § 153 Abſ. 1, 2 
folgender Kompromißantrag mit 15 gegen 13 Stimmen an⸗ 
genommen: 

„Bei Übertretungen kann die Staatsanwaltſchaft mit 
Zuſtimmung des zuſtändigen Gerichts von Erhebung der 
Klage abſehen, wenn die Verfolgung des Verdächtigen 
durch das öffentliche Intereſſe oder wegen Geringfügigkeit 
der Verfehlung nicht geboten erſcheint. Von dieſer Ent⸗ 
ſchließung iſt der Anzeigende in Kenntnis zu ſetzen. 

Wird die Verfolgung von demjenigen beantragt, der 
ein berechtigtes Intereſſe an ihr hat, ſo darf der Antrag 
nur abgelehnt werden, weil die tatſächlichen Unterlagen 
nicht ausreichen.“ 

Der Abſ. 3 des § 153 bleibt unverändert. 
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Gegen den § 154 wurden Angriffe nicht erhoben; doch 
erhielt der Abſ. 2 Satz 2 folgende Faſſung: 

„Stellt ſich nach der Entſcheidung über die Be⸗ 
ſtrafung der anderen Tat die Nichterhebung der Klage 
oder die Einſtellung des Verfahrens als unbegründet 
dar, ſo hat die Staatsanwaltſchaft die Klage zu erheben 
und im Falle der Einſtellung des Verfahrens binnen 
3 Monaten, nachdem über die andere Tat rechtskräftig 
entſchieden iſt, die Fortſetzung des Verfahrens zu be⸗ 
antragen, von dem Einſtellungsbeſchluß an bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung über die andere Tat ruht 
die Verjährung.“ 

Die SS 155 bis 159 fanden unverändert Annahme. 


2. Abſchnitt. 
Ermittelungsverfahren. 


In dem 8 160 Abſ. 1 wurden die Worte: „ſowie An⸗ 
träge auf Strafverfolgung“ geſtrichen, weil man davon aus⸗ 
ging, daß ſie in dem allgemeinen Begriff der „Anzeigen“ ſchon 
mitenthalten ſeien. Ein Antrag, in dem letzten Satze des 
Abſ. 2 die Unterſchrift des Antragſtellers zwingend vorzu⸗ 
ſchreiben, wurde abgelehnt und der § 160 angenommen. 

8 161 wurde nicht beanſtandet. Bei § 162 wurde es 
allſeitig als wünſchenswert bezeichnet, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in wichtigen Sachen die Ermittelungen möglichſt ſelbſt 
vornehmen ſolle. Um dieſen Grundſatz auch geſetzlich feſt⸗ 
zulegen, wurde hinter Abſ. 2 Satz 1 folgendes eingeſchaltet: 

„Bei Verbrechen und Vergehen ſollen wichtigere Er⸗ 
mittelungen durch die Staatsanwaltſchaft ſelbſt vor: 
genommen werden.“ 

Sodann wurde die Frage aufgeworfen, ob man nicht den 
Zeugen und Sachverſtändigen, die zur Verweigerung des Zeug⸗ 
niſſes berechtigt ſeien, auch das Recht einräumen müſſe, vor 
dem Staatsanwalt und der Polizei das Zeugnis zu verweigern. 
Von mehreren Seiten wurde dies als überflüſſig bezeichnet, da 
dieſen Behörden gegenüber eine Verpflichtung zur Ausſage 
überhaupt nicht beſtehe. Einſtimmigkeit herrſchte darüber, daß 
es nicht angängig erſcheine, dieſen Behörden Zwangsbefugniſſe 
gegen Zeugen und Sachverſtändige zu verleihen. Es wurde 
ſchließlich folgender 8 162 a angenommen: 

8 162a. 

„Zeugen und Sachverſtändige, welche nach den Be⸗ 
ſtimmungen des erſten Buches zur Verweigerung des 
Zeugniſſes oder Gutachtens gegenüber dem Richter be- 
rechtigt ſind, können das Zeugnis oder Gutachten auch 
gegenüber der Staatsanwaltſchaft ſowie gegenüber den 
Behörden des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes verweigern. 
Sie ſind vor ihrer Vernehmung darauf hinzuweiſen. 
Zwangsmaßregeln gegen Zeugen und Sachverſtändige 
ſtehen der Staatsanwaltſchaft ſowie den Behörden des 
Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes nicht zu.“ 

Der § 163, der die grundſätzliche Stellung der Staats⸗ 
anwaltſchaft behandelt und im übrigen gebilligt wurde, erhielt 
folgenden Abſ. 2: 

„Auf die Vernehmung des Verdächtigen durch die 
Staatsanwaltſchaft finden die Beſtimmungen des § 109 
Abſ. 1—3 entſprechende Anwendung. Lehnt die Staats⸗ 
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anwaltſchaft einen Antrag des Verdächtigen auf Er⸗ 
hebung von Entlaſtungsbeweiſen ab, ſo hat ſie den 
Antragſteller unter Angabe der Gründe zu beſcheiden.“ 

Die 55 164 bis 166 wurden mit redaktionellen Anderungen 
angenommen. 

Zu $ 167 Charteienöffentlichkeit bei Vernehmung des 
Beſchuldigten) lagen verſchiedene Anträge vor. Von einer Seite 
wurde beantragt, dem Prozeßbeteiligten, insbeſondere dem Ver⸗ 
teidiger ein unbedingtes Recht auf Anweſenheit bei der Ver⸗ 
nehmung des Beſchuldigten einzuräumen. Der Antrag wurde 
abgelehnt; die Mehrheit ging davon aus, daß hier vernünftiges Er⸗ 
meſſen des Richters obwalten müſſe; es gäbe Fälle, in denen 
eine offene Ausſprache mit dem Beſchuldigten in Gegenwart des 
Staatsanwalts und des Verteidigers nicht möglich ſei; in 
ſolchen Fällen müſſe der Richter die Möglichkeit haben, ſich mit 
dem Beſchuldigten unter 4 Augen auszuſprechen. Andere Mit⸗ 
glieder bezeichneten es als anſtößig, daß der Richter während 
der Vernehmung das Recht habe, den Staatsanwalt und den 
Verteidiger von der Vernehmung auszuſchließen, wenn er es für 
ſachdienlich halte; ein ſolches Verfahren drücke die Stellung des 
davon Betroffenen herab und werde dazu führen, daß die Be⸗ 
teiligten den Vernehmungen fernblieben, um ſich dem Riſiko 
der Ausſchließung nicht auszuſetzen. 

Die Mehrheit glaubte indeſſen, auch hieran feſthalten zu 
müſſen, da die Notwendigkeit, mit dem Beſchuldigten allein zu 
verhandeln, ſich gerade vielfach erſt während der Vernehmung 
herausſtelle. 

Unter Ablehnung aller Anträge wurde § 167 nach der 
Vorlage angenommen. 

Zu 8 168 (Parteienöffentlicleit bei Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen) wurde zunächſt beantragt, das 
Recht der Anweſenheit nicht nur dem Beſchuldigten, ſondern 
ſchon dem Verdächtigen zu gewähren. Dieſer Antrag wurde 
abgelehnt, weil der Begriff des „Verdächtigen“ zu dehnbar ſei, 
und es richtiger ſei, die Rechte im Ermittelungsverfahren an 
die Tatſache zu knüpfen, daß der Verdächtige infolge ſeiner richter⸗ 
lichen Vernehmung oder Verhaftung zum „Beſchuldigten“ wird. 

Dagegen wurde einer Anregung Folge gegeben, den er⸗ 
ſchienenen Prozeßbeteiligten ein direktes Fragerecht an die 
Zeugen uſw. zu gewähren; es wurde daher in dem Abſ. 4 
das Wort „laſſen“ geſtrichen. Schließlich wurde ein Zuſatz 
beantragt, wonach dem Beſchuldigten, wenn er nach Abi. 3 
von der Anweſenheit bei Vernehmung eines Zeugen aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei, nach Schluß der Vernehmung von der 
Ausſage desſelben alsbald Kenntnis gegeben werden müſſe. 
Hiergegen wurde eingewendet, daß eine ſolche Regelung für die 
Hauptverhandlung zwar notwendig ſei, weil ſich daran alsbald 
das Urteil ſchließe, im Ermittelungsverfahren aber der Zweck 
der Maßregel direkt vereitelt werde. Der Antrag wurde ab⸗ 
gelehnt und § 168 angenommen. 

Gegen § 169 wurden Bedenken nicht erhoben, bei S 170 
wurde lediglich der Abſ. 3 beanſtandet, der die Beſchwerde 
gegen die auf Grund der SS 167 bis 170 ergebenden Ent: 
ſcheidungen ausſchließt. Die Anträge, die auf gänzliche oder 
teilweiſe Streichung dieſes Abſatzes abzielten, wurden indeſſen 
abgelehnt; die Mehrheit war der Anſicht, daß bei Zulaſſung 
der Beſchwerde das Verfahren verzettelt werde. 
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Auch S 171 fand Annahme; eine Anregung, dem Be⸗ 
ſchuldigten über den Rahmen des § 171 hinaus das Recht 
auf Vornahme von Ermittelungen zu geben, wurde von keiner 
Seite unterſtützt. 

Die Kommiſſion beſchäftigte ſich hierauf mit der Frage 
der anonymen Anzeigen. Es lag folgender Antrag vor: 

„Namenloſe oder von Unbekannten herrührende An⸗ 
zeigen genügen nicht zur Rechtfertigung von Maßregeln 
gegen die Perſon und die Rechte des Verdächtigen; ſie 
können zunächſt nur zu Nachforſchungen über die Zu⸗ 
verläſſigkeit der in der Anzeige bezeichneten Beweis⸗ 
mittel, und, falls ſich hierbei Bedenken nicht ergeben, 
zur Erhebung dieſer Beweiſe veranlaſſen. Derartige Er⸗ 
mittelungen ſollen mit beſonderer Vorſicht und Schonung 
der Ehre des Verdächtigen vorgenommen werden.“ 

Der Antrag fand nicht die Zuſtimmung der Mehrheit. 
Einſtimmigkeit beſtand darüber, daß bei anonymen Anzeigen 
beſondere Vorſicht geboten ſei; die Mehrheit war aber der 
Meinung, daß ſich die Frage zur geſetzlichen Regelung nicht 
eigne, da anonyme Anzeigen den verſchiedenartigſten Motiven ent⸗ 
ſprängen, die durchaus nicht immer verwerflicher Natur ſeien. 

Die SS 172, 173 wurden unverändert genehmigt. Hierbei 
kam zur Sprache, daß die Angehörigen des wirklichen, aber 
der Behörde unbekannten Täters in eine fchieje Lage kommen 
könnten, da ihnen, wenn ſie als Zeugen vernommen würden, 
ein Zeugnisverweigerungsrecht nicht zuſtehe, dieſes vielmehr 
das Vorhandenſein eines Verdächtigen vorausſetze. Um dieſem 
Mißſtand abzuhelfen, wurde folgender Antrag angenommen: 

„Im Ermittelungsverfahren gegen einen unbekannten 
Täter hat der Richter dem Zeugen mitzuteilen, welche 
Gründe ihn zur Zeugnisverweigerung berechtigen würden, 
wenn ihm der Täter bekannt wäre, und der Zeuge kann 
ohne Angabe des beſtimmten Zeugnisverweigerungs⸗ 
grundes glaubhaft machen, daß er zur Zeugnis⸗ 
verweigerung berechtigt ſei; es genügt die Verſicherung 
an Eidesſtatt.“ 


§ 174 wurde debattelos genehmigt. Zu § 175 wurde 


beantragt, dieſen Verhalt der Belaſtungsmomente durch den 


Staatsanwalt auf alle Vergehen auszudehnen, alſo auch wenn 
ſie vor dem Schöffengericht verhandelt werden. Der Antrag 
wurde indeſſen abgelehnt, weil dieſe Sachen nicht ſo wichtig 
ſeien und nach dem Entwurf auch in ſchöffengerichtlichen 
Sachen dem Beſchuldigten die Anklageſchrift mitgeteilt werde. 

Bei 8 176 war man einſtimmig der Anſicht, daß die 
Benachrichtigung von der Einſtellung des Verfahrens an einen 
früheren Zeitpunkt geknüpft werden müſſe; es wurde folgender 


Antrag angenommen: 
8 176. 


„. . . und benachrichtigt den Verdächtigen, wenn er 
als ſolcher vom Richter, von der Staatsanwaltſchaft oder 
auf ihre Veranlaſſung von einer Behörde des Polizei⸗ 
und Sicherheisdienſtes vernommen oder gegen ihn eine 
Durchſuchung oder Beſchlagnahme vollzogen war.“ 
In dieſer Faſſung wurde § 176 angenommen. 
Zu 8 177 beantragten die Sozialdemokraten, die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 3, wonach der Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein muß, zu 


688 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


beſeitigen, weil ſie plutokratiſch wirke. Der Antrag fand aber 
keine Mehrheit. In Konſequenz der zu § 153 gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe wurde der Abſ. 1 wie folgt gefaßt: 
„Gegen den Beſcheid kann der Anzeigeerſtatter binnen 
2 Wochen nach der Bekanntmachung auf Entſcheidung 
des vorgeſetzten Beamten der Staatsanwaltſchaft antragen. 
Hat der Verletzte oder eine ſolche Perſon den Antrag 
geſtellt, welche an der Beſtraſung ein berechtigtes Inter: 
eſſe hat, ſo kann ſie gegen den Beſcheid“ uſw. wie in 
der Vorlage. 
§ 178 wurde in der Faſſung der Vorlage angenommen; 
ebenſo 8 179, nachdem hier Anträge abgelehnt waren, die eine 
mündliche Verhandlung mit Beweisaufnahmen über den Antrag 
einführen und für die Entſcheidung des Gerichts Koſtenfreiheit 
feſtſetzen wollten. 
Die SS 180, 181 wurden nicht beanſtandet. 


3. Abſchnitt. 
Borunterfudung. 


Eine Generaldebatte über die Frage der Beibehaltung 
oder Abſchaffung der Vorunterſuchung fand nicht ſtatt; ein 
Antrag auf gänzliche Beſeitigung des Inſtituts wurde von 
keiner Seite geſtellt. | 

8 182. Hier beantragte das Zentrum Ausdehnung d 
Vorunterſuchung, und zwar einerſeits auf alle Verbrechen, 
ſofern ſie nicht lediglich Rückfallsverbrechen ſeien, andererſeits 
auf Vergehen gegen die Sittlichkeit gegenüber jugendlichen Per⸗ 
ſonen; letzteres namentlich aus dem Grunde, weil hier Zeugen⸗ 
ausſagen von Kindern in Betracht kämen, die ganz beſonders 
eingehender Prüfung bedürften. 

Der Hauptantrag wurde damit bekämpft, daß es nicht 
ſowohl auf den Charakter der Straftat ankommen dürfe — 
auch bei Verbrechen liege häufig die Sache ſehr einfach — 
als darauf, daß die Sache verwickelt ſei; die Ausdehnung 
der Vorunterſuchung auf alle Verbrechen führen zu einer un⸗ 
geheuren Belaſtung der Unterſuchungsrichter und folglich zu 
einer gewaltigen Perſonalvermehrung, drücke auch die Bedeutung 
der Vorunterſuchung herab. Die Anträge wurden trotz des 
lebhaften Widerſpruchs auch der Regierungskommiſſare an⸗ 
genommen, und demgemäß dem zweiten Satz des Abſ.! folgende 
Faſſung gegeben: | 

. . . iſt fie zu beantragen, wenn ein Verbrechen den 
Gegenſtand der Unterſuchung bildet und die ſtrafbare 
Handlung nicht lediglich wegen Rückfalls ſich als Ver⸗ 
brechen darſtellt, bei Vergehen gegen die Sittlichkeit 
gegenüber jugendlichen Perſonen ſowie in anderen Fällen, 
wenn ſie zur weiteren Aufklärung erforderlich iſt.“ 

Die SS 183 bis 186 wurden nach der Vorlage an⸗ 
genommen. G. 


Praxis der Prozeßnovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 

Die unter Nr. 5 (S. 597) mitgeteilte Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts Hof zu § 505 ZPO., welche die Verweiſung des 
Rechtsſtreits durch das Amtsgericht an das Gewerbe— 
gericht für unzuläſſig erklärt, iſt vom Oberlandesgericht 
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Bamberg unter Billigung der von dem Landgericht gegebenen Be: 
gründung beſtätigt worden. Aus dem, was die Begründung der 
zweifellos richtigen Entſcheidung Neues bringt, iſt intereſſant der 
Hinweis darauf, daß Stein früher ſelbſt auf dem Standpunkt ge⸗ 
ſtanden hat, den er jetzt verwirft. Dagegen iſt es verfehlt, wenn das 
Oberlandesgericht meint, ſchon aus der Stellung, die der Geſetz⸗ 
geber dem § 505 in dem „Verfahren vor den Amtsgerichten“ 
angewieſen habe, ſei zu entnehmen, daß er die Verweiſung an 
ein Sondergericht nicht habe zulaſſen wollen. Demgegenüber 
iſt einmal zu bemerken, daß doch auf Grund des S 505 auch 
Verweiſung an das Landgericht erfolgen kann, und weiter, daß 
auch auf das Verfahren vor jenen Sondergerichten — wenn 
auch eine Verweiſung von ihnen an das ordentliche Gericht 
unzuläffig iſt — prinzipiell die Vorſchriften über das a mts⸗ 
gerichtliche Verfahren Anwendung finden (§S 26 GewGG.; 
§ 16 Abſ. 1 KaufGG.). — Von Intereſſe iſt endlich, daß auch 
das Oberlandesgericht die Anfechtung des Verweiſungsbeſchluſſes 
des Amtsgerichts trotz der klaren Beſtimmung des § 505 Abſ. 2 
für zuläſſig erachtet. 


20. Beſchluß 


des Kgl. Oberlandesgerichts Bamberg, II. Zivilſenat, 
vom 6. Juni 1910. 


Das Oberlandesgericht pflichtet der Rechtsanſchauung des Land— 
gerichts aus den dem Beſchluß vom 3. Mai 1910 unterlegten Gründen 
bei. Sie vermögen durch die Ausführungen der weiteren Beſchwerde 
nicht widerlegt zu werden. Den Gründen der Vorinſtanz iſt kurz 
nur noch hinzuzufügen: 

Durch 8 505 I ZPO. iſt den Amtsgerichten eine weitgehende 
Machtbefugnis eingeräumt worden, die bis in die höchſte Inſtanz 
hinauf alle andern Gerichte bindet. Dieſe Machtbefugnis iſt jedoch 
nicht ſchrankenlos, ſondern ſie wird dadurch eingeſchränkt, daß der 
Amtsrichter eben nur vor die ordentlichen Gerichte verweiſen darf. 
Das Amtsgericht Hof hat für ſeine Anſicht, zur Verweiſung an das 
Gewerbegericht berechtigt zu fein, außer auf Gaupp-Stein, Kom: 
mentar zur Zivilprozeßnovelle, ſich auch auf DIZ. 12, 1285 berufen. 
An letzterer Stelle findet ſich eine Abhandlung des Profeſſors 
Dr. Stein in Halle „Zur Reform des Zivilprozeßrechts“. Dort 
ſagt aber Profeſſor Dr. Stein über den damaligen Entwurf zur 
Zivilprozeßnovelle u. a.: „Halbe Arbeit iſt es auch, daß die Ver 
weiſung für den praktiſch bedeutſamſten Fall ausgeſchloſſen wird, 
nämlich da, wo das Gewerbe- oder Kaufmannsgericht ſich als zu: 
ſtändig erweilt..... Während man nun Bedenken haben kann, ein 
auswärtiges Landgericht an die Zuſtändigkeitsentſcheidung des erſten 
beſten Amtsgerichts zu binden, kann ein ſolches Bedenken für das 
Gewerbe- oder Kaufmannsgericht gewiß nicht auftauchen. Hier ſcheint 
der Standpunkt des Entwurfs auch ſozialpolitiſch verfehlt.. N 
Der Verfaſſer der Abhandlung ſcheint alſo anzuerkennen, daß im Ent: 
wurf die Verweiſung vom Amtsgericht an das Gewerbe⸗ oder Kauf; 
mannsgericht ausgeſchloſſen iſt, und nur ſeine hiervon abweichende 
perſönliche Anſchauung — de lege ferenda — zum Ausdruck zu 
bringen. 

Über die Tragweite der Beſtimmung in § 505 I ZPO. geben 
die Motive durch den Hinweis darauf, daß § 505 nur für das Ver⸗ 
fahren vor den ordentlichen Gerichten gilt, Aufſchluß. 

Das Vorbringen des Beſchwerdeführers, die Motive ſeien nicht 
Geſetz, und der Geſetzgeber hätte, wenn er die Verweisung an ein 
Sondergericht für unzuläſſig hielt, dies im Geſetzestext zum Ausdruck 
bringen müſſen, iſt nicht beachtlich. Glaubte der Geſetzgeber, ſeinen 
Willen ſchon durch die Stellung, die er dem $ 505 im Abſchnitt 
„Verfahren vor den Amtsgerichten“ anwies, genugſam zum Ausdruck 
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gebracht zu haben, ſo brauchte er ihn nicht mit ausdrücklichen Worten 
auszuſprechen. Gewiß ſind die Motive nicht Geſetz, aber der § 505 
ZPO. iſt wohl nicht die einzige Stelle in den im Deutſchen Reiche 
geltenden Geſetzen, wo vielleicht eine deutlichere Ausdrucksweiſe des 
Geſetzgebers wünſchenswert geweſen wäre und wo zum vollen Ver⸗ 
ſtändnis der Geſetzesſtelle auf die Motive zurückgegangen werden muß. 

Iſt, wie das Oberlandesgericht mit Freudenthal, 3POO. (3) 
§ 505 Anm. 21, annimmt, die Verweiſung vom Amtsgericht an das 
Gewerbegericht ungeſetzlich, ſo fragt ſich weiter, ob gegen den dieſe 
Verweiſung ausſprechenden Beſchluß des Amtsgerichts trotz der Be⸗ 
ſtimmungen in $ 505 II mit § 567 J ZPO. Beſchwerde zuläſſig war. 
Auch dieſe Frage wird im Einklang mit der Vorinſtanz vom Ober⸗ 
landesgericht bejaht, weil eben die im § 505 dem Amtsrichter ein⸗ 
geräumte Machtbefugnis nur die ordentlichen Gerichte binden kann, 
nicht irgendein Sondergericht. Wenn $ 505 II beſtimmt, daß mit 
der Verkündung des Beſchluſſes der Rechtsſtreit als bei dem im Be⸗ 
ſchluß bezeichneten Gericht anhängig gilt, ſo hat der Geſetzgeber dabei 
nur den Fall im Auge, daß eben die Verweiſung an ein ordentliches 
Gericht erfolgt ſei, das dann freilich ſeine Zuſtändigkeit nicht nach⸗ 
prüfen dürfte. Iſt an ein Sondergericht verwieſen worden, ſo iſt 
Beſchwerde zuläſſig. Die Frage iſt ja beſtritten, das Oberlandes⸗ 
gericht neigt ſich aber der von der Vorinſtanz vertretenen Anſchauung 
zu und verweiſt dabei auch auf eine vom I. Senat des Oberlandes⸗ 
gerichts zu dem früheren §S 506 ZPO. getroffene, in Seufferts Archiv 
Bd. 61 Nr. 189 mitgeteilte Entſcheidung. 

Die in der Beſchwerdeſchrift vom 20. Mai 1910 enthaltene 
Aufſtellung, die die Beſchwerde gegen einen derartigen Beſchluß, wenn 
er materiell unrichtig iſt, für zuläſſig erachtende Rechtsanſchauung 
eröffne die Perſpektive, daß auch gegen ein landgerichtliches, in 
II. Inſtanz ergangenes Urteil, in welchem eine Geſetzesverletzung zu 
finden iſt, Reviſion zur nächſten Inſtanz zuläſſig wäre, iſt wohl nicht 
ernſtlich gemeint. Jedenfalls verdient ſie im Hinblick auf die klare 
Beſtimmung in § 545 ZPO. nicht eine ernſtliche Widerlegung. 


Die Frage der Zuläſſigkeit des bedingten Antrages 
auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehles hat das Landgericht 
Mainz — im Gegenſatz zu der unter Nr. 9 S. 636 mit⸗ 
geteilten Entſcheidung des Landgerichts Neiſſe — verneint. 
Die Begründung dieſer Entſcheidung iſt unzureichend. Nament⸗ 
lich das Argument, daß bei anderer Praxis in gewiſſen Einzel⸗ 
fällen Koſten erwachſen könnten, „wegen deren Erſatzes unter 
den Parteien Streitigkeiten entſtehen könnten,“ mutet merkwürdig 
an. Abrigens wird der Fall, daß der Schuldner während des 
Laufs der Widerſpruchsfriſt an den Gläubiger oder deſſen 
Bevollmächtigten zahlt, der Gerichtsſchreiber aber hiervon keine 
Kenntnis erhält, regelmäßig nur eintreten können, wenn der 
Gläubiger oder fein Prozeßbevollmächtigter es ſchuldhafterweiſe 
versäumt, den bedingten Antrag zurückzunehmen; dann iſt es aber 
ſelbſtverſtändlich, daß der, den das Verſchulden trifft, die durch 
den Erlaß des Vollſtreckungsbefehls entſtandenen Koſten trägt. 
— Die treffende Begründung der erwähnten Entſcheidung des 
Landgerichts Neiffe wird jedenfalls durch die Gründe des vor⸗ 
liegenden Beſchluſſes in keiner Weiſe widerlegt. 


21. Beſchluß 
des Großherzoglichen Landgerichts der Provinz Rhein⸗ 
heſſen, Dritte Zivilkammer, zu Mainz vom 25. April 1910 
(J. 137/10). 
8 Die Beſtimmung des § 699 ZPO. läßt klar erkennen, daß das 
eſuch des Gläubigers erſt nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt geſtellt 
werden kann, denn es fehlt eine die Zuläſſigkeit der Verbindung 
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dieſes Geſuchs mit dem auf Erlaß des Zahlungsbefehls ausſprechende 
Vorſchrift, wie fie in den SS 696 Abſ. 2, 697 Abſ. 2 ZPO. getroffen iſt. 

Der Geſetzgeber hat dies abſichtlich unterlaſſen, und es läßt 
ſich die Zuläſſigkeit weder auf dem Wege der Analogie noch aus 
den von dem Beſchwerdeführer angegebenen Gründen herleiten. 

In den Fällen der SS 696, 697 iſt der von dem Gläubiger 
geſtellte Antrag auf Terminsbeſtimmung oder Verweiſung dem Gericht 
in dem Augenblick zur Entſcheidung unterbreitet, in dem der Schuldner 
Widerſpruch erhebt. 

Würden aber die Geſuche auf Erlaß des Zahlungs- und Poll: 
ſtreckungsbefehls verbunden werden können, ſo würde dem Gerichts⸗ 
ſchreiber, wenn der Schuldner keinen Widerſpruch erhebt, eine Offizial⸗ 
tätigkeit zugewieſen, die nicht in der Abſicht des Geſetzgebers liegt, 
die aber auch unter Umſtänden zu einer Schädigung der Parteien 
führen könnte. Denn wenn der Schuldner während des Laufs der 
Widerſpruchsfriſt an den Gläubiger oder deſſen Bevollmächtigten 
zahlt, der Gerichtsſchreiber aber hiervon keine Kenntnis erhält und 
den Vollſtreckungsbefehl erläßt, ſo entſtehen Koſten, wegen deren Er⸗ 
ſatzes unter den Beteiligten Streitigkeiten entſtehen könnten. 


Zu 8 703 ZPO. haben das Amtsgericht Berlin⸗Mitte 
und das Landgericht I Berlin ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß dieſe Vorſchrift dann keine Anwendung finde, wenn gemäß 
8 697 ein Beſchluß auf Verweiſung des Rechtsſtreites an das 
Landgericht erfolgen ſolle, daß es alſo in dieſem Falle des 
Nachweiſes einer Vollmacht bedürfe. Das Amtsgericht 
hat demgemäß den Verweiſungsantrag des die Beibringung 
einer Vollmacht ablehnenden Rechtsanwalts zurückgewieſen, das 
Landgericht hat dieſen Beſchluß beſtätigt (a. A. Stein Kommentar, 
Anm. zu § 703; ebenſo anſcheinend Sydow-Buſch ebendah. 


22. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Berlin-Mitte vom 6. Mai 1910 
(10 B. 246/10). | 

Mahnklägerin, vertreten durch Rechtsanwalt B., hat in dem 
Geſuch auf Erlaß des Zahlungsbefehls den Antrag geſtellt, im Falle 
des Widerſpruchs den Rechtsſtreit an das Landgericht zu verweiſen. 
Rechtsanwalt B. hat aber nach erfolgtem Widerſpruch ſeitens der 
Mahnbeklagten auf Aufforderung des Gerichts die Beibringung einer 
Vollmacht abgelehnt. 

Nach § 88 Abſ. 2 ZPO. hat das Gericht den Mangel der Boll: 
macht von Amts wegen zu berückſichtigen, ſoweit eine Vertretung durch 
Anwälte nicht geboten iſt. Letzteres iſt zweifellos für den hier 
intereſſierenden Antrag nicht der Fall. | 

§ 703 ZPO. enthält von dieſer Regel eine Ausnahme, daß es 
einer Vollmacht nicht bedarf, wenn für den Gläubiger der Erlaß eines 
Zahlungsbefehls nachgeſucht oder für den Schuldner Widerſpruch er⸗ 
hoben werden ſoll. 

Als Ausnahmevorſchrift iſt dieſe Beſtimmung auf die angeführten 
beiden Rechtsakte zu beſchränken, und es iſt der Mahnklägerin nicht 
dahin beizutreten, daß durch dieſe Beſtimmung für das Mahnverfahren 
erſt mit der Nachſuchung des Vollſtreckungsbefehls die Verpflichtung 
zur Legitimationsprüfung beginnt. 5 

Daß der Antrag auf Verweiſung ans Landgericht mit dem An⸗ 
trag auf Erlaß des Zahlungsbefehls verbunden werden kann, hat 
nicht zur Folge, daß für den Antrag auf Verweiſung ans Landgericht 
Legitimationsprüfung des Gerichts zeſſiert. | 

23. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts J Berlin, 4. Zivilkammer, vom 
20. Mai 1910 (19 T. 14/10). | 

Das Beſchwerdegericht hat ſich der amtsgerichtlichen Begründung 

des angefochtenen Beſchluſſes durchweg angeſchloſſen. § 703 380. 
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ſtellt ſich als eine Ausnahme des allgemeinen Grundſatzes im 8 88 
Abſ. 2 ZPO. dar und iſt nicht ausdehnend zu interpretieren. Die 
entgegengeſetzte, übrigens nicht mit Gründen verſehene Anſicht von 
Stein in feiner Note zu 8 703 ZPO. iſt mit dem klaren Wortlaut 
des Geſetzes nicht in Einklang zu bringen. Die Beſchwerde war 
deshalb zurückzuweiſen. | 


Zu der wichtigen Frage der Berechnung der Gebühren 
des Rechtsanwalts in der Übergangszeit — 88 19, 52 
R AGO. — ſind verſchiedene intereflante Entſcheidungen er⸗ 
gangen. Zu $ 19 RAG. haben das Landgericht Greiz und 
das Oberlandesgericht Düſſeldorf — letzteres mit beſonders 
eingehender Begründung — entſchieden, daß die im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß vor dem 1. April entſtandenen Prozeß⸗ und 
und Verhandlungsgebühren ſich auf die Sätze der neuen 
Faſſung des § 19 erhöhen, wenn nach dem 1. April noch⸗ 
mals ſtreitig verhandelt worden iſt. 

Ebenſo ſollen zu §S 52 RAGD. im entſprechenden Falle 
das Oberlandesgericht Königsberg und das Landgericht 
Inſterburg die erhöhte Prozeßgebühr und Verhandlungs⸗ 
gebühr zugebilligt haben, und zwar das Landgericht Inſter⸗ 
burg auch für den extremen Fall, daß der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte nach dem 1. April nur noch die Urteils⸗ 
zuſtellung vorgenommen hat. Dieſe Entſcheidungen haben 
mir nicht vorgelegen. 

Den gegenteiligen Standpunkt hat das Landgericht 
Bayreuth eingenommen, indem es für $ 52 RAG. aus⸗ 
geſprochen hat, daß einmal erwachſene, der Höhe nach 
beſtimmte Gebühren eine Erhöhung durch das Inkrafttreten 
der Novelle nicht erfahren können. 

Die Anſicht der erſterwähnten Entſcheidungen verdient 
zweifellos den Vorzug; ſie iſt auch die herrſchende (vgl. außer 
den Literaturangaben in der unten abgedruckten Düſſeldorfer 
Entſcheidung: Sydow⸗Buſch, Gebo. S. 10; Pfafferoth, 
Novelle zur Gebd. S. 32 f.; Siecke, Anderungen im 
Gebührenweſen S. 8; Meyerowitz, JW. 1910, 326 ff.; 
Beſchlüſſe der Kammergerichtsanwälte, JW. 1910, 
275 f.; Rieß, die neuen Prozeßgeſetze, S. 63 f.; Lentz, 
Recht, 1910, 77). Der Fehler, den die Bayreuther Ent⸗ 
ſcheidung macht, liegt darin, daß ſie es auf das „Erwachſen“ 
der Gebühr abſtellt. Es kommt aber nicht darauf an, wann 
die Gebühr erwächſt, ſondern darauf, wann die Tätigkeit, 
die die Gebühr abgilt, entwickelt wird. Wird eine durch die 
Gebühr abzugeltende Tätigkeit in der Zeit nach dem 1. April 
unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes entwickelt, ſo erwächſt 
die Gebühr eben nach dieſem, und es iſt gleichgültig, ob die 
Tätigkeit ſchon vor dem 1. April begonnen hatte oder nicht. 


24. Beſchluß 
des Fürſtlichen Landgerichts Greiz vom 20. Mai 1910 
(P. 49/09). 


Die zu Prozeßbevollmächtigten beftellten Rechtsanwälte des 
Klägers berechnen Prozeßgebühr und Verhandlungsgebühr je 10/10 in 
Höhe von je 52 &, während der Gerichtsſchreiber nur ſechs Zehnteile 
dieſer Gebühren zugebilligt und daher je 20,80 & abgeſetzt hat. Hier⸗ 
gegen richtet ſich die rechtzeitig eingegangene, zuläſſige Erinnerung 
mit dem Antrage auf Feſtſetzung des abgeſetzten Betrags unter Hin⸗ 
weis darauf, daß am 19. April 1910 eine mündliche Verhandlung 
ſtattgefunden habe, daß daher für die Berechnung dieſer Gebühr bereits 
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der 8 19 GebD. für Rechtsanwälte in der Faſſung der Novelle vom 
1. Juni 1909, in Kraft ſeit 1. April 1910, Anwendung finde und 
daß dadurch ſich auch die Prozeßgebühr erhöhe. 

Die Erinnerung iſt begründet. 

Die Prozeßgebühr und auf Grund der vor dem 1. April 1910 
ſtattgefundenen Verhandlung war allerdings die Verhandlungsgebühr 
nach Maßgabe des § 19 alter Faſſung entſtanden. Am 19. April 
1910 iſt jedoch nochmals widerſtreitend verhandelt worden. Hierdurch 
iſt, da nach dem bis 1. April 1910 geltenden § 19 die darin be⸗ 
ſtimmten geringeren Gebührenſätze nur für den Fall einer nichtkontra⸗ 
diktoriſchen Verhandlung entſtehen, im Falle ſtreitiger Verhandlung 
auch hier die volle Gebühr dem Prozeßbevollmächtigten zukommt, der 
Anſpruch auf die inzwiſchen eingetretene Erhöhung der bisher niederen 
Verhandlungsgebühr von dem Prozeßbevollmächtigten dazu erworben 
worden. Aus dem gleichen Grunde ſteht ihm die jetzt auf 0/0 be⸗ 
meſſene Prozeßgebühr zu, da zum Termin vom 19. April 1910 eine 
neue Vorbereitung erforderlich war Danach iſt der im angefochtenen 
Beſchluß gemachte Abſtrich ungerechtfertigt und es ſind dem Antrage 
gemäß dieſe abgeſetzten Beträge von je 20,80 & als weitere erſtattungs⸗ 
fähige Koſten feſtzuſetzen geweſen. 


25. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Düſſeldorf, VII. Zivil— 
ſenat, vom 23. Mai 1910 (7 W. 70/10). 

Der Kläger hatte im März 1910 gegen den Beklagten Klage 
im Wechſelprozeß auf Zahlung von 5900 , und Nebenleiftungen 
erhoben. 

Der Beklagte hatte Klageabweiſung beantragt. 

Die erſte ſtreitige Verhandlung fand am 23. März 1910 ſtatt. 

Auf Grund dieſer Verhandlung erging Beweisbeſchluß, durch 
welchen den Vorſtandsbeamten des Klägers Eide auferlegt wurden. 

In dem auf den 6. April 1910 anberaumten Termine zur 
Eidesleiſtung und weiteren Verhandlung wurde der Beweisbeſchluß 
erledigt, ſtreitig weiter verhandelt und das den Beklagten antrags⸗ 
gemäß auch zur Tragung der Prozeßkoſten verurteilende Erkenntnis, 
welches für vorläufig vollſtreckbar erklärt wurde, verkündet. 

Auf Grund dieſes Urteils hat der Kläger die Feſtſetzung der 
von dem Beklagten zu erſtattenden Koſten, die er auf insgeſamt 
222,75 M berechnet hat, beantragt. Er hat in der Koſtenrechnung 
die ſämtlichen Hauptgebühren ſeines Prozeßvertreters nicht nach Maßgabe 
der früheren Beſtimmungen des § 19 RAG. zu 5/0, ſondern nach 


Maßgabe des Art. IV des Geſetzes vom 1. Juni 1909, betreffend 


Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw., als volle Gebühren 
in Anſatz gebracht und zwar: 


a) die Prozeßgebühr mit 56,.— A. 

b) die Verhandlungsgebühr mit . 56, — : 

c) die Beweisgebühr mit 28,.— : 

d) die Weiterverhandlungsgebühr mi 28, — =: 
Außerdem hat er: 

e) die Koſtenfeſtſetzungsgebühr mit . 8,— : 


(Objekt 222,75 0 
in Anſatz gebracht. 

Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts hat /1j der zu a bis d 
aufgeführten Gebühren und 90 K der Feſtſetzungsgebühr zu e, im 
ganzen 68,10 / von der Koſtenrechnung des Klägers abgeſetzt und 
demgemäß die zu erſtattenden Koſten auf 154,65 4 nebſt 1.4 Be: 


ſchlußkoſten feſtgeſetzt. 


Auf rechtzeitige Erinnerung des Klägers hin hat das Land⸗ 
gericht durch Beſchluß vom 28. April 1910 die zu erſtattenden Koſten 
auf 177,05 & nebſt Beſchlußkoſten feſtgeſetzt. Das Landgericht hat 
ſich hierbei von der Erwägung leiten laſſen, die Beweis⸗ und Weiter⸗ 
verhandlungsgebühr ſei nach dem 1. April 1910, dem Tage des 
Inkrafttretens des neuen Geſetzes, erwachſen und danach nach den 
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Vorſchriften dieſes Geſetzes zu berechnen; dagegen ſei die Prozeß⸗ und 
Verhandlungsgebühr, da der Rechtsſtreit vor dem 1. April 1910 ans 
hängig geworden und vor dieſem Tage bereits ſtreitig verhandelt 
worden ſei, nach den früheren Geſetzbeſtimmungen zu berechnen. Das 
Landgericht hat danach dem vom Gerichtsſchreiber feſtgeſetzten Betrag 
nur 22,40 & (gleich /10 von 28 mehr 28 H zugeſetzt. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Kläger form⸗ und friſtgerecht ſofortige 
Beſchwerde eingelegt und beantragt, die zu erſtattenden Koſten auf 
fernere 68,10 . feſtzuſetzen und dem Beklagten die weiteren Koſten 
zur Laſt zu legen. Er hat geltend gemacht, das Landgericht verkenne 
den Charakter der Prozeß⸗ und der Verhandlungsgebühr als Pauſch⸗ 
gebühren. Da nach dem 1. April 1910 der Geſchäftsbetrieb hinſichtlich 
des Prozeſſes fortgedauert habe und nach dem 1. April 1910 ver⸗ 
handelt worden ſei, ſeien beide Gebühren nach dem neuen Geſetz zu 
berechnen. 

Demgemäß erhöhe ſich auch die Koſtenfeſtſetzungsgebühr um die 
vom Landgericht gekürzten 0,90 &. 

Der Antrag des Beſchwerdeführers iſt zunächſt inſofern unzu⸗ 
läſſig, als ſein Verlangen das Maß deſſen, um was er durch die an⸗ 
gegriffene Entſcheidung „beſchwert“ iſt, überſchreitet. Durch den 
Beſchluß des Gerichtsſchreibers waren ihm zwar 68,20 & von feiner 
Koſtenrechnung gekürzt, das Landgericht hat aber auf die Erinnerung 
des Klägers hin 22,40 .½1 zugeſetzt, To daß die „Beſchwerde“ des 
Klägers durch den angegriffenen Beſchluß nur 45,70 & beträgt. Nur 
in Anſehung dieſes Betrages iſt die Beſchwerde alſo zuläſſig und in⸗ 
ſoweit auch begründet. 

Da nach $ 91 ZPO. die unterliegende Partei die Koſten des 
Rechtsſtreits nur inſoweit zu erſtatten hat, als dieſe Koſten zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
waren, können auch die nach § 91 Abſ. 2 ZPO. an ſich ſtets er⸗ 
ſtattungsfähigen Gebühren des Rechtsanwalts der obſiegenden Partei 
von der unterliegenden Partei nur in dem Umfange gefordert werden, 
als die obſiegende Partei nach den in Betracht kommenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen verpflichtet iſt, ihrem Anwalt die Gebühren zu 
gewähren. 

Nun hat im vorliegenden Falle der obſiegende Kläger ſeinen 
Anwalt mit der Wahrnehmung ſeiner Rechte im Wechſelprozeſſe zu 
einer Zeit betraut, zu der noch die früheren Vorſchriften des 8 19 
RABO. galten. Es könnte hier zunächſt die Frage auftauchen, ob 
nicht nach der Regel des § 612 Abſ. 2 BGB. durch die Auftrags⸗ 
erteilung zu jener früheren Zeit auch die nach dem früheren Geſetz 
zu beanſpruchenden Gebühren als zwiſchen dem Kläger und ſeinem 
Prozeßbevollmächtigten vereinbart zu gelten hätten. Die angeführte 
Geſetzesbeſtimmung des § 612 Abſ. 2 BGB. verbreitet ſich aber gar 
nicht über den hier in Betracht kommenden Fall, daß eine beſtehende 
„Taxe“, deren demnächſtige Anderung ſchon zur Zeit der Auftrags⸗ 
erteilung als ſicher bevorſtand, ſich in der Zwiſchenzeit zwiſchen der 
Erteilung und der Benutzung des Dienſtauftrages geändert hat. Die 
Vorſchrift des 8 612 Abſ. 2 BGB. iſt aber auch zunächſt gar nicht 
anwendbar. Nach Art. 32 EGBGB. find die Vorſchriften der Reichs⸗ 
geſetze, alſo auch der damals in Gebrauch befindlichen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte, in Kraft geblieben. Nach § 1 dieſer Ge: 
bührenordnung unterliegt die Beſtimmung der Höhe der Gebühren den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. i 

Eine „ſtillſchweigende“ Vereinbarung über die Höhe der 
Gebühren iſt danach ausgeſchloſſen, eine ausdrückliche nur nach 
Maßgabe der Vorſchrift des 8 93 dortſelbſt geſtattet. 

Daher kann ſich auch bei der geſetzlichen Anderung der Höhe der 
Gebühren die den Anwalt beauftragende Partei nicht darauf berufen, 
daß der Auftrag unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes erteilt und 
die durch das frühere Geſetz feſtgelegten geringeren Gebühren als 
vereinbart angeſehen ſeien. 
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Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts ſtehen danach der An⸗ 
wendbarkeit der neuen Gebührenbeſtimmungen des Geſetzes vom 1. Juni 
1909 auf anhängige Rechtsſtreitigkeiten nicht entgegen. 

Es iſt danach weiter in die Prüfung der Frage einzutreten, ob 
und inwieweit der Geſetzgeber die Anwendbarkeit der neuen Ge⸗ 
bührenvorſchriften auf die anhängigen Rechtsſtreitigkeiten gewollt hat. 

Der § 19 GebD., der früher lautete: 

„Sechs Zehnteile der in den 88 13 bis 18 beſtimmten Ge 
bühren erhält der zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechts⸗ 
anwalt für die Vertretung im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß“ 
iſt durch das Geſetz vom 1. Juni 1909 dahin geändert worden: 

„Für die Vertretung im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſe erhält 
der zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt nur ſechs 
Zehnteile der Prozeßgebühr, wenn eine kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung nicht ſtattfindet. Auch ſteht ihm die im 8 16 Abſ. 1 
Satz 1 beſtimmte Gebühr nur zu ſechs Zehnteilen zu.“ 

Hiernach ſind jetzt in Fällen, in welchen eine kontradiktoriſche 
Verhandlung ſtattgefunden hat, die Grundſätze in der Berechnung der 
Anwaltsgebühren im Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe die gleichen. 

In Art. VII des Geſetzes vom 1. Juni 1909 iſt beſtimmt: 

„dieſes Geſetz tritt am 1. April 1910 in Kraft.“ 
Die einzige Übergangsbeſtimmung, die das Geſetz wegen der 
Gebühren in den zurzeit anhängigen Prozeſſen enthält, iſt die des 
Art. X, wonach 
„die Schreib: und Poſtgebühren ... bis zur Beendigung der 
Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in Anſatz 
zu bringen ſind“. 
Da bezüglich der Gebühren der SS 13 bis 19 Gebo. eine gleiche 
Vorſchrift nicht getroffen iſt, ſich auch kein innerer Grund gegen die 
Anwendbarkeit des Geſetzes auf beſtehende Rechtsſtreitigkeiten in dieſem 
Punkte ergibt, fo muß bezüglich der Gebühren der §§ 13 bis 19 die 
Anwendbarkeit der abgeänderten Vorſchriften des § 19 auf die am 
1. April 1910 in der Inſtanz anhängigen Prozeſſe als Wille des Ge⸗ 
ſetzes angenommen werden. 
Allerdings ſcheint es, als ob die Motive zu 8 19 GebD. 
(S. 62 f.) dieſe ſich aus dem Geſetzestext ergebende Folgerung nicht 
ziehen wollen, indem es dort ohne weitere Beſchränkung heißt: 
„da die Koften einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz nur 
nach einheitlichen Grundſätzen berechnen laſſen“ 

und ſpäter: 
„Es kommen alſo, z. B. wenn ... die neuen Vorſchriften zur 
Anwendung, während für das Verfahren erſter Inſtanz, auch 
wenn es erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes beendet 
wird, die bisherigen Vorſchriften maßgebend bleiben.“ 

Koll in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1910 S. 455 ff. bezieht 
dieſe Bemerkung der Motive nur auf die dortſelbſt S. 62 voran⸗ 
geſchickten Beſtimmungen in Art. III Nr. 7, 9 und in Art. IV Nr. 3 
des Entwurfs, d. i. die abzuändernden Vorſchriften über die Schreib⸗ 
und Poſtgebühren ſowie die geplante Anderung des § 48 GKG. (von 
welcher ſpäter Abſtand genommen wurde). Auch Schwering in der 
IW. 1910, 382 weiſt darauf hin, daß die Motive nicht „unbedingt 
notwendig“ ſo aufgefaßt werden müßten, als ob ſich die übrigen 
Ausſprüche auf ſämtliche Koſten des Rechtsſtreits bezögen. Es 
kann aber dahingeſtellt bleiben, ob der Ausſpruch der Motive ſich 
auf ſämtliche Koſten des Prozeſſes oder nur auf die oben bezeichneten 
Schreib⸗ und Poſtgebühren und die geplante Anderung des § 48 
GKG. bezieht, da in erſterem Falle dem Ausſpruch der Motive nur 
die Bedeutung einer — nach der obigen Darlegung nicht für zu⸗ 
treffend zu erachtenden — Nechtsanficht beigelegt werden könnte. Es 
iſt hinſichtlich der Bedeutung des Ausſpruchs der Motive, wie 
Schwering mit Recht a. a. O. S. 382 hervorhebt, zu berüdfichtigen, 
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daß „der mitgeteilte Paſſus der Motive nicht etwa Fingerzeige für 
die Entſtehungsgeſchichte und den Zuſammenhang der geſetzlichen 
Vorſchriften gibt, ſondern ihre Tragweite durch Reflexion darzulegen 
unternimmt.“ 

Der gleichen Anſicht wie Koll und Schwering bezüglich der 
Anwendbarkeit der neuen Vorſchriften auf die ſchwebenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten find auch Flechtheim in der JW. 1909, 380 ff. und 
Koffka daſelbſt 1910, 274, a. M. Remelé im „Recht“ 1910, 196. 

Auch das Landgericht iſt bei ſeinem Beſchluß von der hier ver⸗ 
tretenen Anſicht ausgegangen, es erachtet die Vorſchriften des neuen 
Geſetzes aber nur in Anſehung der nach dem 1. April 1910 er⸗ 
wachſenen Beweisgebühr und der Zuſatzgebühr des § 17 GebD., nicht 
auch in Anſehung der Prozeß: und Verhandlungsgebühr des 8 13 
GebO. für anwendbar. Hierin liegt, wie der Beſchwerdeführer mit 
Recht ausführt, eine Verkennung des Charakters dieſer Gebühren. 
Nach § 29 GebD. umfaſſen die im § 13 benannten Gebühren „die 
geſamte Tätigkeit des Rechtsanwalts von dem Auftrage bis zur 


Beendigung der Inſtanz“. Die Prozeßgebühr bildet alſo nach 


§ 13 Ziff. 1 die Entſchädigung des Anwalts für den „Geſchäfts— 
betrieb“ bis zur Beendigung der Inſtanz, und da der Ge: 
ſchäftsbetrieb und die Inſtanz im gegenwärtigen Fall zur Zeit der 
Einführung der neuen Gebührenbeſtimmung, am 1. April 1910, noch 
nicht beendet waren, rechtfertigt ſich ohne weiteres das Verlangen der 
Prozeßgebühr nach dem neuen Geſetze. Das gleiche muß aber auch 
im gegenwärtigen Falle für die Verhandlungsgebühr gelten. Es iſt 
nach dem 1. April 1910 mündlich verhandelt worden und damit die 
Gebühr für mündliche (ſtreitige) Verhandlung nach den Vorſchriften 
des neuen Geſetzes in Höhe von 10% (ſtatt wie früher von 5/10) ver: 
allen. 

Daß die mündliche Verhandlung vom 6. April 1910 zugleich 
eine Weiter verhandlung nach ſtattgehabter Beweisaufnahme war, 
ändert nichts daran, daß ſie ſich begrifflich auch als Verhandlung im 
Sinne des § 13 Ziff. 2 GebD. darſtellt. Wie der Kläger mit Recht 
geltend gemacht hat, kennt das Geſetz nicht mehrere Verhandlungs⸗ 
gebühren, ſondern nur eine, in beſtimmten Fällen verminderte, im 
Fall des § 17 erhöhte Verhandlungsgebühr. (Vgl. Entſch. des RG. 
in Zivilſachen Bd. IX S. 333; anders, aber unzutreffend, Entſch. 
Bd. 42 Nr. 104 letzter Satz S. 412.) 

Schwierigkeiten irgendwelcher Art, aus denen eventuell ein ent⸗ 
ſprechender Wille des Geſetzgebers geſchloſſen werden könnte, können 
bei dieſer Berechnungsweiſe nicht entſtehen. Hätte die Beweis: 
aufnahme nur einen Teil des Streitgegenſtandes betroffen, die 
weitere mündliche Verhandlung ſich aber auf das ganze Ob— 
jekt erſtreckt, ſo käme ſowohl die Verhandlungsgebühr nach § 13 
ſowie nach § 17, die letztere von dem geminderten Objekt nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 1. Juni 1909 in Anſatz; hätte ſich 
die Weiterverhandlung nur auf einen Teil des Streitgegenſtandes 
erſtreckt, ſo würde nur von dieſem Teile die Verhandlungs⸗ und 
Zuſatzgebühr nach SS 13, 17 GebD. berechnet werden dürfen; falls 
die bereits vor dem 1. April 1910 verdiente Verhandlungsgebühr 
nach der früheren geſetzlichen Beſtimmung höher als die vom ver: 
minderten Objekt nach dem 1. April 1910 gemäß § 13 Gebo. er 
wachſenen Gebühr geweſen wäre, ſo würde dem obſiegenden Teil auch 
der Mehrbetrag der je vom Anwalt bereits verdienten Gebühr zu— 
kommen. 

Was endlich den Fall betrifft, daß bereits vor dem 1. April 
1910 die Beweisaufnahme und Weiterverhandlung, nach dem 1. April 
1910 aber noch eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hätte, ſo 
kämen auf die Berechnung der Zuſchlagsgebühr für Weiterverhandlung 
die gleichen Grundſätze zur Anwendung, wie fie in der oben an: 
gezogenen Entſch. des RG. Bd. 42 Nr. 104 für den Fall der Weiter: 
verhandlung über ein nur zum Teil der Beweisaufnahme unter: 
worfenes Streitobjekt ausgeſprochen ſind. 
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Hiernach war im gegenwärtigen Falle auch die Prozeß⸗ und 
Verhandlungsgebühr voll in Rechnung zu ſtellen, die erſtattungsfähigen 
Koſten erhöhen ſich alſo um zweimal 22,40 &, außerdem rechtfertigt 
ſich mit Rückſicht auf 8 23 Ziff. 1 RAGO. die Erhöhung der Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr um die gekürzten 90 &. 


26. Weſchluß 
des Kgl. Landgerichts Bayreuth vom 8. Juni 1910. 


Was den erſten Punkt der Beſchwerde betrifft, ſo will damit 
eine Streichung der auf den neuen & 52 RAG. geſtützten Erhöbung 
der Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr zu je 0,60 . herbeigeführt 
werden. 

Die Novelle zur Reichszivilprozeßordnung und die durch fie 
herbeigeführten Anderungen der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
ſind am 1. April 1910 in Kraft getreten. 

Die von Rechtsanwalt K. eingelegte Berufung iſt am 28. No⸗ 
vember 1909 eingereicht worden — die mündliche Verhandlung und 
die Beweiserhebung haben vor dem 1. April 1910, die Schluß: 
verhandlung hat am 19. April 1910 ſtattgefunden. 

Die Prozeßgebühr iſt erwirkt mit der Einreichung der Klage 
(Berufung), die Verhandlungsgebühr, ſobald einmal zur Hauptſache 
verhandelt worden iſt. Auch für die Berechnung der Gebühren iſt der 
Zeitpunkt maßgebend. 

Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr ſind alſo vor dem 1. April 1910 
nach Maßgabe der bis dahin geltenden Beſtimmungen der Gebühren⸗ 
ordnung bereits voll erwachſen. 

Einen Anhalt dafür, daß ſo erwachſene, der Höhe nach ſchon 
beſtimmte Gebühren wegen des am 1. April in Kraft getretenen 
§ 52 Gebd. nun anders berechnet werden müßten, bietet das Geſetz 
nicht. Art. X der Übergangsbeſtimmungen beſchränkt ſich auf die 
Schreib⸗ und Poſtgebühren. 

Nach der Natur der Sache muß angenommen werden, daß der 
Geſetzgeber Beſtimmungen geſchaffen hätte, wenn er eine Anderung 
des erwähnten Grundſatzes über den Zeitpunkt des Anfalls und der 
Berechnung der Gebühr in den am 1. April 1910 bereits anhängigen 
Berufungsſachen herbeiführen wollte. 

In dem Anhang zu Peterſen ZPO. geht Remelé noch weiter, 
indem er in allen am 1. April 1910 anhängigen Berufungsſachen 
nur die bisherigen Gebühren berechnet wiſſen will. Der Billigkeit 
entſpricht es, daß man ſcheidet zwiſchen den am 1. April erwachſenen 
und noch nicht erwachſenen Gebühren und für die letzteren die Be⸗ 
rechnung nach den neuen Beſtimmungen zuläßt. 

Die Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr iſt vor dem 1. April 1910 
ſchon angefallen geweſen, die zugebilligte erhöhte Gebühr nach $ 52 
GebᷣO. iſt nach dem Ausgeführten nicht berechtigt. 


Die Beſtimmung des § 76 Abſ. 3 a. E. RAG. legt die 
1. Kammer für Handelsſachen zu Breslau — und 
ebenſo die Kammer für Handelsſachen zu Halberſtadt — 
dahin aus, daß dieſe Beſtimmung ſich lediglich auf die in Abſ. 3 
behandelten Fälle der Mindeſt⸗ und Höchſtſätze bezieht, und daß 
deshalb der Anwalt ſtets dann, wenn der Geſamtpauſchſatz 
zwiſchen dem Mindeſt⸗ und dem Höchſtbetrag liegt, 
einen beſonderen Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zu berechnen berechtigt iſt. N 

Dagegen hat die 7. Zivilkammer des Landgerichts 
Breslau in gegenteiligem Sinne entſchieden. Die Begründung 
dieſes Beſchluſſes erſcheint verfehlt. Namentlich iſt gänzlich 
unverſtändlich, wie aus der Anſicht, daß die Beſtimmung 
des Schlußſatzes des Abſ. 3 ſich nur auf die in dieſem Abſatz 
behandelten Geſamtpauſchſätze beziehe, folgen ſoll, daß „beim 


39. Jahrgang. 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren die Pauſchgebühr unbeſchränkt hoch 
ſein könnte.“ Die Beſchränkung der Höhe dieſer Pauſchgebühr 
ergibt ſich ja aus Abſ. 2, der durch die Beſtimmung des 
Schlußſatzes des Abſ. 3 natürlich gar nicht berührt wird. 

(Vgl. hierzu Entſch. Nr. 15 S. 638, welche den Pauſch⸗ 
ſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren mit Recht abſetzt, weil 
der Geſamtpauſchſatz den Mindeſtbetrag nicht erreicht.) 


27. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Breslau, 1. Kammer für Handels— 
ſachen, vom 31. Mai 1910 (7 T. 6/10). 


Nach § 76 Abſ. 2 RAG O. erhält der Rechtsanwalt zur Her: 
ſtellung des Schreibwerks ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren ſeiner 
Sendungen einen Pauſchalſatz in Höhe von ein Fünftel von jeder 
einzelnen zum Anſatz gelangenden Gebühr. Der Abſ. 3 a. a. O. ent⸗ 
hält die Beſtimmung, daß die Summe der in einer Inſtanz anzu⸗ 
ſetzenden Pauſchalſätze einen gewiſſen Mindeſtbetrag erreichen muß und 
einen gewiſſen Höchſtbetrag nicht überſteigen darf. Durch den Unter⸗ 
ſatz 2 dieſes Abſatzes ſoll aber die Anwendung gewiſſer Vorſchriften, 
u. a. auch der des § 30 Abſ. 1 Nr. 3, ausgeſchloſſen werden. Der Vorder⸗ 
richter legt dieſen Satz dahin aus, daß für die in dieſen Vorſchriften 
genannten Gebühren beſondere Pauſchſätze nicht zu berechnen ſind. 
Wäre dies wirklich der Sinn der Beſtimmung, ſo müßte es befremdlich 
erſcheinen, warum ſie ſich nicht, da ſie doch eine Ausnahme von der 
allgemeinen Regel, daß von jeder zum Anſatz gelangenden Gebühr 
ein Pauſchſatz zu erheben iſt, bilden ſoll, im Abſ. 2 des § 76 befindet. 
Aus der Verbindung dieſer Vorſchrift mit der des erſten Teiles des 
Abſ. 3, wonach bei der Summierung der in einer Inſtanz anzuſetzenden 
Pauſchalſätze gewiſſe Höchſt⸗ und Mindeſtbeträge zu berechnen ſind, 
geht vielmehr hervor, daß die allerdings wenig glücklich gefaßte 
Beſtimmung einen anderen Inhalt hat. Nach den in Abſ. 3 Satz 2 a. a. O. 
angezogenen Vorſchriften gilt für die Berechnung der Gebühren des 
Anwalts das daſelbſt genannte Verfahren als eine Inſtanz oder als 
beſonderer Rechtsſtreit. Wenn nun Satz 2 des Abſ. 3 die Anwendung 
dieſer Beſtimmungen ausſchließt, ſo iſt damit lediglich geſagt, daß 
für die Berechnung des Geſamtpauſchſatzes die in Abſ. 3 genannten 
Verfahren nicht als beſondere Inſtanzen zu gelten haben, ſondern zur 
Inſtanz zu rechnen ſind. Demnach ſind für die im Satz 2 des Abſ. 3 
genannten Verfahren beſondere Pauſchſätze zu erheben, nur unterliegen 
fie bei der Berechnung des Mindeft: und Höchſtbetrages der an⸗ 
zuſetzenden Pauſchſätze den Vorſchriften des Abſ. 3 Satz 1. Es kann 
alſo, wenn und ſoweit die übrigen Pauſchſätze zuſammen bereits die 
Summe von 50 , erreichen, ein beſonderer Pauſchſatz für die Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr nicht berechnet werden. Bei der Berechnung des 
Mindeſtpauſchalſatzes hat die Vorſchrift in der Regel keine praktiſche 
Bedeutung, da ja ohnehin ſchon der Mindeſtbetrag auf 4 , erhöht 
werden muß, auch wenn die einzelnen Pauſchſätze dieſe Höhe nicht 
erreichen. Im vorliegenden Falle handelt es ſich nun um einen 
Geſamtpauſchſatz, der zwiſchen dem Höchſtbetrag von 50 K* und dem 
Mindeſtbetrage von 4 & liegt, fo daß alſo der Anwalt einen beſonderen 
Pauſchſatz für die Koſtenfeſtſetzungsgebühr zu berechnen berechtigt iſt. 
Da hiernach die Erinnerung gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des 
Gerichtsſchreibers gerechtfertigt war, muß auf die ſofortige Beſchwerde 
des Klägers der angefochtene Beſchluß des Amtsgerichts durch Feſt⸗ 
ſetzung auch der geſtrichenen 50 „ abgeändert werden. 


28. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Breslau, 7. Zivilkammer, vom 
10. Juni 1910 (17 T. 118/10). 
Durch Beſchluß des Kgl. Amtsgerichts in Breslau iſt die 
Erſtattung einer beſonderen Pauſchalgebühr für die Tätigkeit des An⸗ 
walts im Koſtenfeſtſetzungsverfahren für unzuläſſig erklärt worden. 
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Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die an ſich ſtatthafte, auch friſt⸗ 
und formgerecht eingelegte Beſchwerde der Klägerin. Sie iſt indeſſen 
materiell unbegründet. Der Abſ. 3 des 8 76 RAG. enthält in 
ſeinem erſten Halbſatze Beſtimmungen über den Höchſt⸗ und Mindeſtſatz 
der Pauſchalgebühren, die in einer Inſtanz gefordert werden können. 
Der zweite Halbſatz des Abſ. 3 enthält die Vorſchrift, daß § 30 Abſ. 1 
Nr. 3 RAGD., der wieder u. a. auf $ 88 GKG. verweiſt, keine An: 
wendung findet. Nach 8 38 GKG. iſt nun das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren als beſondere Inſtanz anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet 
alſo für die Berechnung der Pauſchalgebühr keine Anwendung, 
d. h. es gilt nicht als beſondere Inſtanz, es können demnach für dieſes 
nicht noch beſondere Schreib⸗ und Poſtgebühren erhoben werden. 

Die Ausſchließung der Anwendbarkeit des $ 80 RAG. bzw. 
§ 38 GKG. will nicht etwa beſagen, daß nur die Beſchränkung der 
Höhe des Pauſchalſatzes auf die Pauſchalgebühr für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren keine Anwendung findet; denn abgeſehen davon, daß 
nicht einzuſehen wäre, warum gerade beim Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
die Pauſchgebühr unbeſchränkt hoch ſein könnte, würde auch eine ſolche 
Auslegung nicht in Einklang zu bringen fen mit $ 80 b GKG., der 
analog dem 8 76 RAG. beſtimmt, daß eine beſondere Pauſchgebühr 
für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht erhoben wird. Die Beſchwerde 
war daher zurückzuweiſen. 


Zu 8 76 Abſ. 6 Nr. 2 GeboO. liegen zunächſt praktiſche 
wichtige Entſcheidungen des Amtsgerichts und des Landgerichts 
Dresden vor. In dem entſchiedenen Falle hatte der Rechtsanwalt 
eine beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift gefertigt und dieſe zur Her⸗ 
ſtellung einer Ausfertigung des Urteils nach §S 317 Abſ. 3 ZPO. 
eingereicht. Der Gerichtsſchreiber hatte dieſe Abſchrift auch 
zur Herſtellung der Ausfertigung des Urteils benutzt. 
Bei der Koſtenfeſtſetzung ſetzte der Gerichtsſchreiber nicht die 
entſtandenen Schreibgebühren von 1,60 , fondern nur 40 
feſt mit der Begründung, daß nur ſoviel Gebühren entſtanden 
ſein würden, wenn er nicht die eingereichte beglaubigte Abſchrift 
der Klage, ſondern das amtliche Formular benutzt hätte. 
Dieſe Entſcheidung wurde von dem Amtsgericht ſowohl als von 
dem Landgericht beſtätigt. 


29. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Dresden vom 7. Mai 1910 
(12 Cu. 74/10). 


In Sachen wird die Erinnerung des Klägers gegen 
den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 29. April 1910 als unbegründet 
zurückgewieſen. Der vom Gerichtsſchreiber angeführte Grund für den 
Abſtrich wird gebilligt. Daraus, daß die Herſtellung einer Urteile: 
ausfertigung unter Benutzung einer beglaubigten Abſchrift der Klag⸗ 
ſchrift vom Geſetze zugelaſſen iſt, folgt noch nicht, daß dies Verfahren 
in jedem einzelnen Falle zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig war, während das andere vom Geſetze vorgeſehene Ver⸗ 
fahren denſelben Erfolg in gleich zuverläſſiger Weiſe erreichen läßt, 
jedoch — im vorliegenden Falle — mit erheblich geringeren Koſten. 


30. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Dresden vom 18. Mai 1910 
(5 B. E. 400/10). 


Die Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. Dem Entſcheidungs⸗ 
grunde des Vorderrichters iſt beizutreten. Gewiß ſteht die berechnete 
Schreibgebühr dem Anwalte nach § 76 Abſ. 6 Z. 2 RAG. zu. 
Eine andere Frage iſt aber, ob ſie der Gegner zu erſtatten hat. 

Dies iſt nicht der Fall, da die Mehrkoſten, die durch die gemäß 
dem Antrage der Klägerin vom Gerichtsſchreiber gewählte Art der 


694 


„„ 


Ausfertigung entſtanden find, nicht zur zweckentſprechenden Rechts: 
verfolgung notwendig waren. Daß der Gerichtsſchreiber die erwähnte 
Form der Ausfertigung gewählt hätte, wenn ſie von der Klägerin 
nicht beantragt worden wäre, iſt nicht anzunehmen. 


Zu den in der vorigen Nummer ©. 638 ff. mitgeteilten Be⸗ 
ſchlüſſen Nr. 16, 17, 18, welche — im Gegenſatz zu dem 
Beſchluß des Amtsgerichts Augsburg, Nr. 7 S. 598 — für 
die zwecks Zuſtellung des Urteils hergeſtellte Abſchrift der 
Klage beſondere Schreibgebühren nach 8 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. 
nicht gewähren, geſellt ſich noch eine Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts Chemnitz, während das Amtsgericht Caſſel die 
Schreibgebühren mit guter Begründung zubilligt. 


31. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Chemnitz vom 4. Juni 1910 
(2 B. C. 16/10). 


Der Beſchwerdeführer verlangt die Erſtattung der Schreib⸗ 
gebühren für zwei Reinſchriften der Klage, von denen er die eine 
dem Gerichtsſchreiber zur Herſtellung einer Urteilsausfertigung ein⸗ 
gereicht hat, während die andere, wie die Beſchwerdeſchrift ergibt, 
zur Zuſtellung des Urteils beſtimmt war. Die Schreibgebühr für 
die erſterwähnte Abſchrift ſteht dem Rechtsanwalt nach der Sonder⸗ 
vorſchrift in § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. zu und iſt ihm auch zu: 
gebilligt worden; dagegen fällt die zweite Klagabſchrift nicht unter 
die Geſetzesbeſtimmung, da ſie nicht zur Herſtellung der Ausfertigung 
eines Urteils benutzt worden iſt, ſondern nur die Abſchrift einer 
ſolchen Ausfertigung darſtellt, die zur Zuſtellung des Urteils dient. 
Dieſe Zuſtellung gehört aber zum ordnungsmäßigen Prozeßbetriebe. 
Das hierdurch entſtandene Schreibwerk wird daher durch den in 
8 76 Abſ. 1 bis 3 RAG. geregelten Pauſchſatz mit abgegolten. 
Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß, wie der Beſchwerde⸗ 
führer geltend macht, gerichtliche Schreibgebühren für die Urteils⸗ 
abſchrift entſtehen würden, wenn die Zuſtellung des Verſäumnisurteils 
dem Gerichtsſchreiber überlaſſen würde (8 79 GRG., 8 508 ZPO.); 
dieſer Fall liegt nicht vor, und die Erwägung, daß der Anwalt unter 
Umſtänden durch ein ſolches Verfahren ſich die Auslagen für die 
Urteilsabſchrift erſparen könnte (JW. 1910, 598), iſt nicht durch⸗ 
ſchlagend, zumal bei der Begründung und Beratung der Koſtennovelle 
mehrfach die Erwartung ausgeſprochen worden iſt, der Anwalt werde 
ſich dadurch, daß die Schreibpauſchſätze nicht in jedem Falle ſeinen 
Aufwand voll decken, nicht abhalten laſſen, das nach Lage des Falles 
erforderliche oder angemeſſene Schreibwerk aufzuwenden. 

Nach alledem war die Beſchwerde in vollem Umfange zurück⸗ 


zuweiſen. 

32. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Caſſel vom 1. Juni 1910 
(19 M. 4/10). 


Auf die Erinnerung des Rechtsanwalts Dr. “ ). wird 
der Gerichtsvollzieher R. angewieſen, aus dem von ihm angegebenen 
Grund nicht die Zwangsvollſtreckung wegen des unter Nr. 3 des 
Pfändungsantrags genannten Betrags zu verſagen. Nach § 76 
Abſ. 6 Nr. 2 RAG. ſtehen neben den Pauſchſätzen, für die im vor: 
liegenden Falle 2 K in Anſatz gebracht find, dem Rechtsanwalt für 
eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift, falls 
dieſe zur Herſtellung des Urteils (§8 317 Abſ. 3 ZPO.) benutzt wird, 
Schreibgebühren zu. Das Geſetz ſpricht freilich hier nur von einer 
Abſchrift, doch kann unmöglich hierin die Betonung einer Zahl 
gefunden werden. Es muß vielmehr angenommen werden, daß ſich 
das „eine“ in die Mehrzahl umwandelt, wenn die Vollſtreckung des 
Urteils mehrere derartige Abſchriften erfordert. In der Tat ſind 
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ſtets mindeſtens zwei notwendig, nämlich eine für die vollſtreckbare 
Ausfertigung und eine für die Zuſtellung vor Beginn der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. — Dieſe Anſicht wird auch dadurch unterſtützt, daß der 
Anwalt hier eine beſondere Arbeit leiſtet, durch die er den Gerichts⸗ 
ſchreiber unterſtützt und entlaſtet. Liefert der Anwalt die beglaubigten 
Abſchriften nicht, muß ſie notwendig der Gerichtsſchreiber oder Gerichts⸗ 
vollzieher liefern und hierdurch entſtehen Schreibgebühren, die, falls 
der Anwalt dieſe Arbeit leiſtet, ihm notwendigerweiſe zugebilligt 
werden müſſen. 


Mit der Berechnung der Gerichtskoſten in der Übergangszeit 
(S 80 ff. GKG.) und mit dem Begriff der „Inſtanz“ nach 
Art. X der Novelle beſchäftigen ſich Entſcheidungen des Ober⸗ 
landesgerichts Celle und des Landgerichts I Berlin. (Vgl. 
die Entſch. Nr. 10 S. 637). 

In dem von dem erſteren entſchiedenen Falle hatte das 
Landgericht am 23. März 1910 Verſäumnisurteil erlaſſen. 
Nach Rechtskraft des Urteils nach dem 1. April 1910 wurde 
Koſtenfeſtſetzung beantragt. Für den darauf ergangenen Beſchluß 
wurden 30 % Gebühr und 20 „ Schreibgebühren berechnet. 
Gegen letzeren Anſatz wurde Erinnerung erhoben mit der Aus⸗ 
führung, daß an Schreibgebühren nach 8 80b GKG. in der 
neuen Faſſung nur ein Pauſchſatz von 10 KV zu berechnen ſei. 
Die Erinnerung wurde vom Landgericht zurückgewieſen, die 
Zurückweiſung vom Oberlandesgericht beſtätigt. 


33. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Celle, III. Zivilſenat, 
vom 24. Mai 1910 (3 W. 54/10). 


Die an ſich zuläſſige Beſchwerde erſcheint nicht begründet. 

Eine neue „Inſtanz“ beginnt erſt dann, wenn ein Gericht höherer 
Ordnung mit dem Rechtsſtreite befaßt wird. Daß von dieſer fomobI 
für die Zivilprozeßordnung als auch für das Gerichtskoſtengeſetz all⸗ 
gemein anerkannten Bedeutung des Begriffes der Inſtanz — vgl. 
RG. 52, 198, ſowie Rittmann, GKG. 3. Aufl. Note 3 zu 
§ 12 und die zu § 28 daſelbſt abgedruckten Motive — in Art. X 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909, betreffend Abänderungen des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes uſw., hat abgewichen werden ſollen, erhellt nicht. 
Insbeſondere iſt ſolches nicht etwa daraus zu folgern, daß der 
Art. X a. a. O. ſich auf Beſtimmungen des Gerichtskoſtengeſetzes 
bezieht, die mit der Vorſchrift des § 39 Abſ. 1 daſelbſt im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Durch die letztere Vorſchrift wird nur beſtimmt, daß die 
dort bezeichneten Angelegenheiten für die Gebührenerhebung als be⸗ 
ſonderer Rechtsſtreit zu gelten haben; an dem Begriff der Inſtanz 
wird damit nichts geändert. 

Hiernach iſt der Anſicht des Vorderrichters beizutreten, daß im 
vorliegenden Fall, in welchem der Rechtsſtreit bereits vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes vom 1. Juni 1909 anhängig geworden war 
(und auch ſpäter nicht in die Berufungsinſtanz gelangt iſt), bei der 
erſt nach dem Inkrafttreten jenes Geſetzes erfolgten Einreichung des 
fraglichen Koſtenfeſtſetzungsgeſuches die Inſtanz noch nicht beendigt 
geweſen ſei. Erſcheint es daher ſchon aus dieſem Grunde gemäß 
Art. X a. a. O. ohne weiteres gerechtfertigt, daß die Schreibgebühren 
für den ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nach den bisherigen 
Vorſchriften angeſetzt ſind, ſo mag es dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
auch die Erwägung, die zu dem gleichen Ergebnis führen würde, Platz 
greifen könnte, daß bei Anſatz eines Auslagenpauſchſatzes, um den es 
ſich hier handeln würde, nach Art. III S 80b Abſ. 2 Satz 1 des 
Geſetzes vom 1. Juni 1901 die Vorſchrift des § 39 Abſ. 1 GKG. 
keine Anwendung zu finden habe und deshalb das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren mit dem vorhergegangenen — vor dem Inkrafttreten des 
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Geſetzes vom 1. Juni 1909 anhängig gewordenen — Verfahren als ein 
Verfahren anzuſehen ſei. 

Somit war, da auch die Höhe der angeſetzten Schreibgebühren 
zu Bedenken keinen Anlaß bietet, die Beſchwerde zurückzuweiſen. 


In dem zur Entſcheidung des Landgerichts I Berlin 
ſtehenden Falle hatte der Gerichtsſchreiber die Schreibgebühren 
für eine am 11. April 1910 zum Zwecke der Zuſtellung 
erteilte Urteilsausfertigung des vor dem 1. April ergangenen 
Verſäumnisurteils nach der Novelle berechnet. Die hier⸗ 
gegen erhobene Erinnerung, welche Berechnung der Schreib⸗ 
gebühren nach dem alten Satze von 10 & forderte, wies das 
Amtsgericht zurück; das Landgericht gab der Beſchwerde ſtatt. 
Die Gründe beider Entſcheidungen ſind aus folgendem erſichtlich. 


34. Weſchluß | 
des Kgl. Landgerichts I Berlin, 36. Zivilkammer, vom 
20. Mai 1910 (71 T. 322/10). 

Der Beſchwerde war ſtattzugeben. Art. X beſtimmt, daß in den 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, alſo vor 1. April 1910, anhängig 
gewordenen Sachen bis zur Beendigung der Inſtanz die Schreib: 
gebühren nach den bisherigen Vorſchriften, alſo mit 10 & für die 
Seite, zu berechnen ſind. Die Inſtanz iſt aber beendigt mit der Zu⸗ 
ſtellung des in der Inſtanz ergangenen Urteils, nicht ſchon mit dem 
Erlaß des Urteils. Die in der angefochtenen Verfügung in Bezug 
genommene Beſtimmung der Kaſſenordnung, wonach das Verfahren 
bei dem Erlaß einer unbedingten Entſcheidung über die Koſten als 
beendigt gilt, will nur einen Zeitpunkt für die Berechnung der Koſten 
beſtimmen; ſie iſt nicht allgemein und kann insbeſondere nicht für die 
Auslegung des Art. X der Novelle herangezogen werden. Da es ſich 
hier um die am 11. April 1910 zum Zwecke der Zuſtellung erteilten 
Urteilsausfertigungen des am 9. März 1910 ergangenen Verſäumnis⸗ 
urteils handelt, ſo ſind die dafür berechneten Schreibgebühren noch 
innerhalb der erſten Inſtanz des vor dem 1. April 1910 anhängig 
gewordenen Rechtsſtreits entſtanden. Sie waren alſo mit 10 . 
für die Seite zu berechnen. §8 80 GKG. 


Aufruf zu Beiträgen für ein Saviguy- Denkmal. 
Berlin, im Juni 1910. 


Bei der bevorſtehenden Feier ihres hundertjährigen Be⸗ 
ſtandes wird die Berliner Univerfität in den Beſitz eines zweiten 
Univerſitätsgebäudes treten. Zu einem ſolchen wird das frühere 
Bibliotheksgebäude am Opernhausplatz unter Schonung feiner 
altertümlichen Faſſade umgebaut. In Ausführung eines ur⸗ 
ſprünglichen Plans ſollen vor der Gebäudefront zu beiden Seiten 
des Mittelportals Standbilder aus Kalkſtein aufgeſtellt werden. 
Als die zur Verewigung an dieſer Stätte berufenſten Männer 
find die beiden erſten gewählten Rektoren der Univerſität aus- 
erſehen: Johann Gottlieb Fichte und Karl Friedrich 
von Savigny. Die Königliche Staatsregierung hat in Ausſicht 
geſtellt, die Verwirklichung dieſes Plans in jeder Hinſicht nach⸗ 
haltig zu fördern. 

Für die Errichtung eines Fichtedenkmals iſt bereits ſeit 
längerer Zeit auf Anregung der hieſigen Philoſophiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft eine Sammlung in die Wege geleitet. Ihr Ertrag 
wird nunmehr für die Herſtellung des Fichteſtandbildes vor dem 
neuen Univerfitätsgebäude verwendet werden. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


695 


Für die Beſchaffung der Mittel zur Anfertigung des 
Saviguyſlaudbildes zu ſorgen, iſt eine Ehrenpflicht des 
Juriſtenſtandes. Der Juriſtenſtand muß es mit freudigem Stolze 
begrüßen, daß der große Rechtsgelehrte in Gemeinſchaft mit 
dem großen Philoſophen erkoren iſt, an dem Eingangstore zu 
dem neuen Feſtraume der Univerſität die Wiſſenſchaft zu re⸗ 
präſentieren und künftigen Geſchlechtern den Auſſchwung des 
geiſtigen Lebens ins Gedächtnis zu rufen, der vor 100 Jahren 
die ſtaatliche Wiedergeburt unſeres Volkes einleitete. Savignys 
ſchöpferiſche Gedanken haben weit über den Bereich ſeines Faches 
hinaus auf die Geiſteswiſſenſchaften befruchtend eingewirkt. Vor 
allem aber iſt es die Rechtswiſſenſchaft felbft, die er durch die 
Verkündigung des Programmes der hiſtoriſchen Rechtsſchule 
und durch deſſen Ausführung in tiefgründiger rechtsgeſchichtlicher 
und genialer rechtsdogmatiſcher Einzelarbeit bleibend gefördert 
hat. Niemand hat in gleichem Maße wie er dazu beigetragen, 
daß die Jurisprudenz eine höhere wiſſenſchaftliche Stufe erſtieg, 
die deutſche Jurisprudenz aber die Führerrolle übernahm. So 
iſt ſein Name unvergeſſen und weckt noch heute in jedem deutſchen 
Juriſten die lebendige Erinnerung an ſein ruhmvolles Lebenswerk. 

Die Berliner Juriſtiſche Geſellſchaft, die bei der von ihr 
veranſtalteten Gedächtnisfeier für Savigny die Savignyſtiftung 
ins Leben gerufen hat, betrachtet es auch jetzt als ihre Auf⸗ 
gabe, die Leitung der Denkmalsangelegenheit in die Hand zu 
nehmen. Noch hat Savigny kein öffentliches Denkmal. Es 
kann keine ſchönere Gelegenheit zur Abtragung der Dankesſchuld 
gegen den unvergleichlichen Mann geben, als die Jubelfeier der 
Univerſität, an der er fo lange Zeit gewirkt hat. Darum 
ſollen die Mittel zur Errichtung des Standbildes der Berliner 
Univerſität als Jubiläumsgabe dargebracht werden. Die 
Juriſtiſche Geſellſchaft ſtiftet zu dieſem Zwecke aus ihrem eigenen 
Vermögen 3000 &. Es bedarf aber einer erheblich größeren 
Summe. Wir fordern daher die deutſchen Juriſten zu Beiträgen 
für das Savignydenkmal auf. 

Die Beiträge bitten wir einzuſenden an den Schatzmeiſter 
der Juriſtiſchen Geſellſchaft, Herrn Juſtizrat Ernſt Heinitz, 
Berlin W., Mohrenſtraße 56, oder an die Bank für Handel 
und Induſtrie, Berlin W. 56, Schinkelplatz 1/2, auf das 
Separatkonto der Juriſtiſchen Geſellſchaft „Savignydenkmal“. 

Alles Weitere muß einem geſchäftsführenden Ausſchuß 
überlaſſen werden, der für die Ausführung des Planes zu 
ſorgen hat. Der Vorſtand der Juriſtiſchen Geſellſchaft hat ſich 
vorläufig als Komitee konſtituiert und wird durch Selbſt⸗ 
ergänzung den endgültigen Ausſchuß bilden. 


Der Vorſtand der Zuriſtiſchen Geſellſchaſt. 


Vom Oberverwaltungsgericht.) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 
Tolizeiliche Zufländigieit im Wrückenweſen. 


Die Klage muß Erfolg haben, wenn die Brücke im Zuge 
eines öffentlichen Weges liegt und alſo dem öffentlichen Verkehr 
dient. In dieſem Falle unterſteht die Brücke der Wegepolizei⸗ 
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behörde und ſie allein iſt zu der Anordnung der erforderlichen 
Umänderung der Brücke ermächtigt, gleichviel ob die Not⸗ 
wendigkeit der Umänderung auf verkehrs⸗ oder auf ſtrompolizei⸗ 
liche Rückſichten zurückzuführen iſt. 

Brücken über öffentliche Flüſſe ſind freilich im Gebiete des 
Allgemeinen Landrechts, wenn nicht ein anderes rechtlich wirk⸗ 
ſam ausgemacht worden iſt (ſ. OVG. 41, 236), nicht ein 
Beſtandteil des öffentlichen Wegezuges, ſondern ein ſelbſtändiges 
Kommunikationsmittel. Ihre Anlage gehört zu den Regalien 
des Staates (§ 52 Tit. 15 Tl. II Pr AL R.). Sie darf polizeilich 
nicht erzwungen und ebenſowenig darf ihre Beſeitigung polizeilich 
behindert werden (ſ. OVG. 22, 187 Anmerkung und 37, 262). 
Solange ſie aber beſtehen, iſt ihre Unterhaltung in dem 
durch die wege⸗ und ſtrompolizeiliche Rückſicht bedingten Zuſtand 
polizeilich erzwingbar (ſ. die erwähnten Urteile, auch Bd. 18 
S. 225; Bd. 21 S. 239). Die Pflicht zur Unterhaltung liegt 
nach $ 53 a. a. O. dem Staat nur in der Regel ob, fie kann 
alſo öffentlich⸗ rechtlich wirkſam auch abweichend geregelt fein. 

Aus der Eigenſchaft der Brücke als eines ſelbſtändigen 
Kommunikationsmittels folgt indes nicht, daß ſie der Aufſicht 
und der Verfügungsgewalt der Wegepolizeibehörde entzogen iſt 
oder daß die Wegepolizeibehörde zu den nach vorſtehenden 
Ausführungen erzwingbaren Auflagen nur unter Mitwirkung 
der Strompolizeibehörde zuſtändig iſt. Ihr kommt vielmehr 
nach der Zweckbeſtimmung der Brücken ausſchließlich 
die Verfügungsgewalt zu und deshalb auch die Wahrung 
der ſtrom⸗ und ſchiffahrtspolizeilichen Rückſichten. Zu dieſem 
Behufe hat ſich die Strom: und Schiffahrtspolizeibehörde mit 
der Wegepolizeibehörde ins Benehmen zu ſetzen. Zwiſchen beiden 
Behörden entſtehende Anſtände ſind von der Aufſichtsbehörde 
auszugleichen (ſ. Entſch. a. a. O. 18, 227 und die auf die Ab⸗ 
grenzung der Zuſtändigkeit der ordentlichen Polizeibehörde und 
der Eiſenbahnpolizeibehörde bezüglichen Urteile Bd. 32 S. 219ff.; 
Bd. 38 S. 261 ff.). 

Eine ausſchließliche Zuſtändigkeit der Strompolizei⸗ 
behörde kann nur bei Maßnahmen in Betracht kommen, die 
den Beſtand der Brücke und ihre Beſtimmung für den öffent⸗ 
lichen Verkehr nicht berühren. Dies traf nach dem Tat⸗ 
beſtand für den die hier in Rede ſtehende Brücke betreffenden 
Streit zu. Stadtgemeinde N. c. Königlichen Oberpräſidenten 
der Provinz Weſtpreußen. 17. Dez. 1908. OVG. Nr. III 2671. 
Rep. Nr. III A 88/07. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Nichtigkeit eines angefochtenen Vertrages tritt, wie 
Entſch. Nr. 2 ausführt, mit der Wirkſamkeit der die An⸗ 
fechtung enthaltenen Erklärung unmittelbar ein, ohne daß es der 
Annahme oder ſonſtigen Mitwirkung des Gegners bedürfen 

Iſt die Nichtigkeit aber einmal eingetreten, dann kann 
ſie nicht durch einſeitige Zurücknahme der Anfechtung wieder be⸗ 
ſeitigt werden, denn die Wiederherſtellung eines nichtig ge⸗ 
wordenen und damit nicht mehr vorhandenen Vertrages iſt nur 
bei e pe Einverſtändniſſe möglich. Der Anfechtende 
hat durch Erklärung der Anfechtung 7 nicht das Recht ver⸗ 
loren, noch ſolche Anſprüche zu verfolgen, die den Beſtand des 
Vertrages vorausſetzen, denn nur die berechtigte Anfechtung 
beſeitigt den Vertrag. Er kann aber nicht mehr unter Auf⸗ 
rechterhaltung der die Anfechtbarkeit begründenden Behauptungen, 
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ſtatt die Anfechtung weiter zu verfolgen, Anſprüche aus dem 
Vertrage geltend machen. N 

Eine Vertragsanfechtung wegen argliſtiger Täuſchung iſt 
nach Entſch. Nr. 3 nicht bloß dann zuläſſig, wenn der Ge⸗ 
täuſchte bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag über⸗ 
haupt nicht abgeſchloſſen hätte, ſondern auch dann, wenn er den 
Vertrag nicht mit dem beſtimmten Inhalte abgeſchloſſen hätte. 

Eine Verabredung zwiſchen 975 Inhabern gleichartiger 
Geſchäfte, daß jeder am Gewinn des andern teilnehmen ſolle, 
ohne daß er das andere Geſchäft förderte, oder verplichtet wäre, 
in ſeinem eigenen auf Erzielung von Gewinn hinzuwirken, iſt 
nach Entſch. Nr. 4 kein gesendet 

Verfolgt ein Beſtätigungsſchreiben nicht nur den Zweck, ein 
Beweismittel für den Inhalt eines vermeintlich abgeſchloſſenen 
Geſchäfts zu beſchaffen, bekundet dasſelbe vielmehr auch die 
fortbeſtehende Bereitwilligkeit, ein Geſchäft des in dem Schreiben 
erwähnten Inhalts einzugehen, ſo kann rechtsgrundſätzlich unter 
beſonderen Umſtänden das Stillſchweigen auf dieſes Schreiben 
in Anwendung der §8 346 HGB., 157 BGB. dieſelbe vertrags⸗ 
begründende Bedeutung haben wie eine ausdrückliche Zuſtimmung. 
(Entſch. Nr. 5.) 

Nach Entſch. Nr. 6 braucht ein beſtimmter tatſächlicher 
Umſtand nicht die alleinige Urſache eines eingetretenen Schadens 
zu ſein, damit die vom Geſetze, ſei es mit oder ohne 
die gleichzeitige Annahme eines Verſchuldens einer beſtimmten 
Perſon, an den Schaden geknüpfte Rechtsfolge eintrete, viel⸗ 
mehr genügt es, daß eine der mehreren zuſammenwirkenden 
Urſachen eine bloß mitwirkende Urſache für den ſchädigenden 
Erfolg darſtellt, ſofern nur nicht die Verbindung zwiſchen beiden 
ſo loſe iſt, daß nach der Auffaſſung des Lebens der eingetretene 
Schaden nicht mehr als Folge auch der mitwirkenden Urſache 
in Betracht gezogen wird. | 

§ 567 BGB. verbietet nicht, wie Entſch. Nr. 8 ausführt, eine 
Vereinbarung dahin, daß eine Vertragspartei, wenn ſie von 
dem ihr vorbehaltenen Rechte der Kündigung des Mietvertrages 
verpflicht 185 zu einer Entſchädigung an die andere Partei 
verpflichtet ſei. 

In Entſch. Nr. 9 hält das RG. an der Anſicht feſt, daß 
die im geſetzlichen Güterrechte lebende Ehefrau keinen Schadens⸗ 
erſatz für die Minderung ihrer lediglich im Hausweſen und im 
Gewerbe des Mannes betätigten Erwerbsfähigkeit fordern 
könne, billigt einen Schadenserſatzanſpruch jedoch der in all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehefrau zu, da dieſe, was 
durch ihre Tätigkeit erſpart wird, nicht dem Manne erwirbt, 
ſondern dem Gelamigute 

Um die Anwendung des § 831 BGB. herbeizuführen, iſt 
es nach Entſch. Nr. 10 nicht notwendig, daß die den Schaden 
unmittelbar verurſachende körperliche AA ſelbſt dem Be 
ſtellten aufgegeben war, oder daß ſie inſtruktionsmäßig ges 
weſen iſt. Es genügt, wenn die ſchädigende Handlung in den 
Kreis derjenigen Maßnahmen fällt, welche die Ausführung der 
Verrichtung darſtellen. Eine willkürliche oder irrtümliche 
Aberſchreitung der Grenzen des Auftrages ſtellt die ſchädigende 
Handlung noch nicht immer außerhalb jenes Kreiſes; anderer⸗ 
ſeits genügt die irrtümliche Annahme des Täters, er handle in 
Ausführung der ihm übertragenen Verrichtung, an ſich nicht, 
um den Tatbeſtand des § 831 BGB. zu erfüllen. Ob die 
unter dem Einfluſſe eines derartigen Irrtums vorgenommene 
Handlung noch in dem vom Geſetze verlangten inneren Zu⸗ 
ſammenhange mit der Verrichtung ſteht, iſt im Einzelfalle nach 
den konkreten Verhältniſſen zu beurteilen. 

Wenn im Laufe eines Rechtsſtreites wegen Unterlaſſung 
beläſtigender Zuführungen alles geſchehen iſt, was geſchehen 
kann, um nach menſchlicher Vorausſicht dauernd die ſchädliche 
Einwirkung auf ein Maß einzuſchränken, das wegen ſeiner 
Geringfügigkeit ertragen werden muß, ſo iſt eine Verurteilung 
188 e (Entſch. Nr. 12.) 8 985 

Froſchquaken in einem künſtlich angelegten Teiche wird in 
Entſch. Nr. 13 als eine Beeinträchtigung des Nachbarn im 
Sinne des $ 1004 BGB. anerkannt. N. 
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Vereinsnachrichten. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins empfiehlt 
den Mitgliedern des Vereins auf Vorſchlag des vierten 
Ausſchuſſes, bei der Anwendung des 8 76 Abſ. 4 RAG. 
die folgenden Leitſätze zu beobachten. 

Der Vorſtand iſt hierbei nicht im Zweifel darüber, daß 
es bei der Faſſung der Beſtimmung ſehr ſchwierig iſt, eine 
Auslegung zu finden, welche eine Anwendung der Beſtimmung 
im Sinne der ihr zugrunde liegenden Abſicht ermöglicht, ohne 
ſich mit ihrem Wortlaut in Widerſpruch zu ſetzen, und daß 
die Beſtimmung deshalb einer Anderung im Wege der Geſetz⸗ 
gebung bedarf. Da aber eine Anderung des Geſetzes zurzeit 
nicht in Frage kommen kann und der Vorſtand von verſchiedenen 
Seiten erſucht worden iſt, auf eine gleichmäßige Anwendung 
der Beſtimmung innerhalb der Anwaltſchaft hinzuwirken, ſo 
glaubt der Vorſtand, durch Veröffentlichung nachſtehender Leit⸗ 
läge*) dieſem Wunſche entſprechen zu ſollen. 


Ceitſätze zu 8 76 Abſ. 4 RA. 

1. Bei der Zuſammenrechnung der Gebühren, die auf 
ſeiten beider bei einer Subſtitution beteiligten 
Anwälte entſtanden ſind, ſind nur diejenigen Ge— 
bühren der Zuſammenrechnung zugrunde zu legen, 
die ſich auf eine gleichartige Tätigkeit beziehen. 
Im Falle des 8 43 ſind dieſes alſo regelmäßig 
alle bis zum Abſchluß der Tätigkeit des Subſtituten 
erwachſenen Gebühren, im Falle des 8 45 nur die 
Prozeßgebühr des Prozeßbevollmächtigten ($ 13 
Nr. 1), die dem Subſtituten zuſtehende Gebühr in 
Höhe von fünf Zehnteilen der Prozeßgebühr (8 45) 
und die bei beiden entſtandenen Beweisgebühren 
59 13 Nr. 4, 45). 

2. Bei dieſer Zuſammenrechnung ſind die Gebühren 
des Prozeßbevollmächtigten ſtets nach dem Objekt 
zu berechnen, das der Subſtitution zugrunde liegt. 

3. Die Abrechnung erfolgt auch bei mehreren Sub— 
ſtitutionsfällen mit jedem Subſtituten geſondert. 

4. Die endgültige Abrechnung des Subſtituten kann 
ſofort nach Erledigung des ihm erteilten Auftrages, 

rn 
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unabhängig von der Abrechnung des Prozeßbevoll— 
mächtigten oder ſpäterer Subſtituten erfolgen. 

5. Bei der Berechnung der den beiden Anwälten zu: 
ſtehenden und zuſammenzurechnenden Pauſchſätze 
find bei jedem der beteiligten Anwälte die im § 76 
Abſ. 2 und 3 vorgeſehenen Mindeſt-⸗ und Höchſtſätze 
zu beachten. Dagegen finden dieſe Mindeſt⸗ und 
Höchſtſätze keine Anwendung auf die infolge der 
Drittelung auf den einzelnen Anwalt entfallenden 
Anteile an der Geſamtſumme. 

Zur Erläuterung der Leitſätze wird bemerkt: 

I. Nach der Beſtimmung des § 76 Abſ. 4 RAGO. ſollen 
die den beteiligten Rechtsanwälten zuſtehenden Pauſchſätze „nach 
der Summe der beiden Anwälten zuſtehenden Gebühren be⸗ 
rechnet“ werden. Dieſer Satz muß dahin ausgelegt werden, 
daß auf beiden Seiten nur die für eine gleichartige 
Tätigkeit erwachſenen Gebühren der Berechnung zugrunde 
zu legen ſind. Dieſe Auslegung entſpricht der Billigkeit. 
Wollte man nämlich der Berechnung ſämtliche auf beiden 
Seiten erwachſenen Gebühren zugrunde legen, ſo würde dies 
in vielen Fällen dazu führen, daß der Subſtitut auf Koſten 
des Prozeßbevollmächtigten bevorzugt werden würde. Sind 
z. B. im Falle des § 45 auf ſeiten des Prozeßbevollmächtigten 
die Prozeßgebühr, die Verhandlungsgebühr, die Beweisgebühr 
und die weitere Verhandlungsgebühr, alſo 910, auf ſeiten des 
Subſtituten die Beweisgebühr und die Gebühr in Höhe der 
halben Prozeßgebühr, alſo 9/0, erwachſen, fo würden 9/10 
Gebühren im Verhältnis von 2:1 zu teilen fein, d. h. der 
Prozeßbevollmächtigte würde von dem Pauſchſatz, der ihm ohne 
die Anwendung des § 76 Abſ. 4 zuſtehen würde, noch etwas 
an den Subſtituten abgeben müſſen. Dieſes Ergebnis wider⸗ 
ſpricht dem Zwecke der Beſtimmung, die nach den Ausführungen 
von Storz, der die Aufnahme der Beſtimmung beantragt hat, 
dem Prozeßbevollmächtigten mit Rückſicht auf ſeine regelmäßig 
höheren Aufwendungen für Porto und Schreibwerk auch einen 
höheren Pauſchſatz auf Koſten des Subſtituten zuwenden will. 
Vgl. JW. 1909, 241 ff. Auch wäre es doch gar nicht zu 
verſtehen, wenn der Subſtitut eine Erhöhung des Pauſchſatzes 
lediglich deshalb erhielte, weil dem Prozeßbevollmächtigten auch 
die Verhandlungsgebühr oder die Vergleichsgebühr erwachſen 
iſt, während der Subſtitut weder mit der Verhandlung noch 
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mit dem Abſchluß des Vergleiches irgend etwas zu tun 
gehabt hat. 

Die Anwendung des Grundſatzes des Leitſatzes 1 ergibt 
für den Fall des § 45, daß der Prozeßbevollmächtigte die 
Prozeßgebühr und die Beweisgebühr, alſo 3/0, der 
Subſtitut die Gebühr in Höhe der halben Prozeßgebühr 
und die Beweisgebühr, alſo 9/0, in Anſatz bringt. Der 
von der Summe dieſer Gebühren berechnete Pauſchſatz wird 
dann nach 8 76 Abſ. 4 nicht im Verhältnis von 3:2, ſondern im 
Verhältnis von 2:1 geteilt, fo daß in dieſem Falle der Subſtitut 
I, feines Pauſchſatzes dem Prozeßbevollmächtigten zu überlaſſen 
hat. Bei dieſer Berechnungsart kann jedenfalls niemals das 
der Abſicht des Geſetzes zuwiderlaufende Ergebnis eintreten, 
daß der Subſtitut auf Grund der Beſtimmung des § 76 Abſ. 4 
mehr enthält, als er ohne die Beſtimmung erhalten haben würde. 

Die Anrechnung auch der Prozeßgebühr des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten erſcheint geboten, weil die durch dieſe Gebühr 
abgegoltene Tätigkeit des Prozeß bevollmächtigten und diejenige 
Tätigkeit, für welche der Subſtitut die beſondere Gebühr in 
Höhe von fünf Zehnteilen der Prozeßgebühr erhält, offenbar 
gleichartige Tätigkeiten ſind. 

Im Falle des § 43 werden regelmäßig ſämtliche bis 
zum Abſchluß der Tätigkeit des Subſtituten erwachſenen 
Gebühren gleichartige Tätigkeiten betreffen, es werden deshalb 
in der Regel ſämtliche Gebühren zuſammenzurechnen ſein. War 
an irgendeiner Art von Tätigkeit einer der Anwälte nicht 
beteiligt, ſo wird die für dieſe Tätigkeit erwachſene Gebühr 
nicht mitgerechnet; hat z. B. lediglich der Prozeß bevollmächtigte 
oder lediglich der Subſtitut beim Abſchluſſe eines Vergleichs 
mitgewirkt, fo bleibt die Vergleichsgebühr unberückſichtigt. 

II. Iſt das Objekt für die Subſtitution geringer als das 
Objekt, nach dem ſich die Gebühren des Prozeßbevollmächtigten 
bemeſſen, wie z. B. wenn die Beweisaufnahme, für welche die 
Subſtitution erfolgt, ſich nur auf einen Teil des Objekts des 
Prozeſſes bezieht, ſo ſind die der Verrechnung des Pauſchſatzes 
zugrunde zu legenden Gebühren ſämtlich nach dem geringeren 
Objekt zu berechnen, denn nur auf dieſes geringere Objekt 
bezieht ſich die gleichartige Tätigkeit des Prozeßbevollmächtigten 
und des Subſtituten. 

Allerdings werden bei der hier vorgeſchlagenen Methode 
die Pauſchſätze zum Teil nach Gebühren berechnet, die tat⸗ 
ſächlich gar nicht erwachſen. Iſt z. B. das Objekt des Prozeſſes 
1000 &, das Objekt der Subſtitution 300 4, ſo iſt für die 
Pauſchſatzverrechnung mit dem Subſtituten eine Prozeßgebühr 
des Prozeßbevollmächtigten von 300 &/ anzuſetzen, während 
tatſächlich nur eine Prozeßgebühr von 1000 & erwächſt. Dieſer 
Umſtand iſt aber nicht von Bedeutung, weil es ſich bei dieſer 
Berechnung um ein rein rechneriſches Verfahren zur Ver⸗ 
teilung der Pauſchſätze an die beteiligten Anwälte handelt. 
Für die Erhebung der Pauſchſätze verbleibt es natürlich bei 
den allgemeinen Regeln über die Objektsberechnung. 

III. Kommen in demſelben Prozeſſe mehrere Sub: 
ſtitutionen vor, ſo rechnet der Prozeß bevollmächtigte mit 
jedem Subſtituten geſondert ab. Dies entſpricht dem Wort⸗ 
laut und der Abſicht des Geſetzes. Der Prozeß bevollmächtigte 
hat jedem einzelnen Subſtituten gegenüber ein Recht auf Aus⸗ 
gleichung. Die einzelnen Subſtituten können ja auch unter Um⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1910. 


ſtänden ganz verſchieden beteiligt fein, wenn z. B. in dem Prozeſſe 
mehrere Beweisaufnahmen mit verſchiedenen Objekten ſtattfinden. 

IV. Die vorgeſchlagene Berechnungsmethode hat weiter den 
Vorzug, daß die endgültige Abrechnung des Subſtituten nicht 
bis zur Beendigung des dem Prozeßbevollmächtigten erteilten 
Auftrages verſchoben zu werden braucht, ſondern gleich nach 
Beendigung der Subſtitution erfolgen kann. Dieſe Ab⸗ 
rechnung erfolgt ſo, daß der Subſtitut ſeine Gebühren und 
unter Zugrundelegung desſelben Objekts die Gebühren des 
Prozeßbevollmächtigten berechnet; die hiervon berechneten Pauſch⸗ 
läge werden addiert und / davon von dem Subſtituten als 
Geſamtpauſchgebühr (zuzüglich etwaiger Pauſchſätze aus ungleich⸗ 
artigen Gebühren) in Rechnung geſtellt. Ebenſo verfahren die 
etwa folgenden Subſtituten. Der Prozeßbevollmächtigte anderer⸗ 
ſeits berechnet feine eigenen Pauſchgebühren gemäß 8 76 
Abſ. 1 bis 3 und erhöht den ſich ergebenden Betrag um die 
Poſten, welche ihm die Subſtituten auf Grund des Abſ. 4 von 
ihren Pauſchſätzen abzugeben haben. Das Reſultat der Ab⸗ 
rechnung iſt dann, daß die Partei dasſelbe zu zahlen hat, was 
ſie zu zahlen haben würde, wenn eine Verrechnung nach Abſ. 4 
nicht ſtattgefunden hätte. 

V. Daß die im $ 76 Abſ. 2 und 3 vorgeſehenen Mindeſt⸗ 
und Höchſtſätze nicht etwa für die Summe der ſämtlichen 
Pauſchſätze der verſchiedenen beteiligten Anwälte, ſondern viel⸗ 
mehr für die Summe der Pauſchſätze jedes einzelnen von 
ihnen anzuſetzen ſind, kann einem Zweifel kaum unterliegen, 
denn andernfalls würde die in Abſ. 4 angeordnete Verteilung 
der Pauſchſätze unter die Beteiligten gar nicht durchführbar ſein. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die ſechsundzwanzigſte ordentliche General⸗ 
verſammlung wird auf 


Sountag, den 25. September 1910, mittags 12 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebäude, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
auwaltſchaft bei dem Reichsgerichte, berufen. 

Gegenſtände der Tagesordnung find: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit dem 
30. Juni 1910 abgelaufene Geſchäftsjahr, 
2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes, 
3. Wahl von Vorftandsmitgliedern in Gemäßgheit des 
89 der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsreviſoren, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 18. Juni 1910. 


Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammeru im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Caſſel und Poſen haben der Kaſſe abermals Beihilfen 
von 500 und 2000 gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der auf 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 
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Die zweitinſtanzliche Zuſtändigkeit der Kammern 
für Handelsſachen. 
Von Rechtanwalt Dr. Kann, Berlin. 


Der an ſich ſchon keineswegs glückliche Gedanke des 
Geſetzgebers, die Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen 
auf Berufungs- und Beſchwerdeſachen auszudehnen, hat in den 
beiden neuen 88 1054 und 108 3a GVG. eine wenig be 
friedigende Formulierung erhalten. Der Inhalt der neuen 
Beſtimmungen gibt zu einer Fülle von Bedenken Anlaß, von 
welchen einige im folgenden erörtert werden ſollen. 


Berufung. 

Die Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen für 
Berufungsſachen regelt § 105 a, welcher lautet: 

„Die SS 102 bis 105 finden auf das Verfahren in 
der Berufungsinſtanz vor den Kammern für Handels⸗ 
ſachen entſprechende Anwendung.“ 

Die Anrufung der Kammer für Handelsſachen wird damit 
in das Belieben des Berufungsklägers geſtellt. Er iſt ſowohl 
in der Lage, in einer Handelsſache Berufung bei der Zivil⸗ 
kammer einzulegen, wie in einer Nichthandelsſache die Kammer 
für Handelsſachen anzurufen.!) Er kann ſogar, obwohl bereits 
eine Kammer mit der Berufung gegen ein vorausgegangenes 
Teilurteil, ein Vorbehaltsurteil oder ein Urteil über den Grund 
des Anſpruchs befaßt worden iſt oder noch befaßt iſt, ſeine Be⸗ 
rufung bei der anderen Kammer einreichen. Ja ſogar der Umſtand, 
daß dieſelbe Sache bereits in der Berufungsinſtanz verhandelt und 
zurückverwieſen worden iſt, beſchränkt ihn bei abermaliger Be⸗ 
rufungseinlegung nicht in ſeiner Wahlfreiheit. So iſt er in 
der Lage, bei der Auswahl der anzurufenden Kammer die Er⸗ 
fahrungen, welche er in der Verhandlung über die frühere Be⸗ 
rufung gemacht hat, zu verwerten. 

Eine eigentümliche Situation entsteht, wenn beide 
Parteien Berufung einlegen und die eine Partei ihre 
Berufung bei der Zivilkammer, die andere bei der 
Kammer für Handelsſachen anbringt. In dieſem Falle 
iſt zunächſt zweifellos von beiden Kammern gemäß $ 520 1 
Verhandlungstermin anzuberaumen. Für die weitere Behandlung 
der Sache iſt die Erwägung maßgebend, daß die Einlegung der 
Berufung durch beide Parteien keineswegs bewirkt, daß in 
zweiter Inſtanz zwei getrennte Prozeſſe entſtehen, die nur durch 
Verbindung gemäß § 147 ZPO. miteinander vereinigt werden 
könnten. Vielmehr iſt auch in ſolchem Falle in der Berufungs⸗ 
inſtanz ein einheitliches Prozeßverhältnis vorhanden, über 
welches einheitlich verhandelt und entſchieden werden muß (vgl. 
RG. 29, 350). Der Rechtsſtreit kann alſo, obwohl er bei 
beiden Kammern anhängig geworden iſt, nur von einer erledigt 
werden. Die Frage, welche von beiden Kammern dazu berufen 
iſt, löſt ſich bei entſprechender Anwendung des § 102 1 GVWG., 
wonach der Antrag des Klägers bewirkt, daß „die Verhandlung 
des Rechtsſtreits“ vor der Kammer für Handelsſachen er⸗ 
folgen muß. Was hier für den Antrag des Klägers beſtimmt 
iſt, gilt entſprechend für den des Berufungsklägers: der Rechts⸗ 


1) Natürlich unbeſchadet der gemäß SS 103, 104 GVG. zuläſſigen 
Verweiſung. 
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ſtreit alſo gelangt an die Kammer für Handelsſachen, d. h. nicht 
nur der durch die Berufung betroffene Teil, ſondern das ganze 
Prozeßverhältnis. Demgemäß muß die Kammer für Handels⸗ 
ſachen, ſobald ſie erfährt, daß auch die andere Partei Berufung 
eingelegt hat, von Amts wegen Termin zur Verhandlung auch 
über dieſe Berufung anberaumen, während die Zivilkammer 
ebenfalls von Amts wegen den von ihr angeſetzten Termin 
aufhebt. Dabei iſt es gleichgültig, ob zuerſt die Berufung bei 
der Zivilkammer oder zuerſt die bei der Kammer für Handels⸗ 
ſachen eingelegt worden iſt oder ob etwa beide Berufungen in 
demſelben Zeitpunkt eingereicht worden find.?) — Freilich kann 
ſich dabei die im Intereſſe der Vereinfachung und Beſchleunigung 
des Verfahrens wenig erwünſchte Folge ergeben, daß die Kammer 
für Handelsſachen auf Grund der erſten mündlichen Verhandlung 
gemäß § 103 GVG. zur Verweiſung an die Zivilkammer, der 
ſie die Sache gerade zuvor von Amts wegen abgenommen hatte, 
kommt. 

Iſt auf die Berufung der einen Partei Termin vor der 
Zivilkammer anberaumt worden, ſo muß der Antrag des 
gleichfalls Berufung einlegenden Berufungsbeklagten auf Ver⸗ 
handlung vor der Kammer für Handelsſachen berüdfichtigt 
werden, wenn er in einem Schriftſatz geſtellt wird, welcher ſich 
äußerlich als Berufungsſchrift darſtellt.?) Ob die Berufungs⸗ 
friſt gewahrt iſt, darf vor der Terminsanberaumung nicht 
geprüft werden, ebenſowenig, ob die Berufung ſachlich zuläſſig 
iſt. Dieſe Möglichkeit kann der Berufungsbeklagte, welcher in 
zweiter Inſtanz zu unterliegen fürchtet, benutzen, um die Ent⸗ 
ſcheidung in arger Weiſe zu verſchleppen, indem er in letzter 
Stunde, obwohl die Friſt längſt verſtrichen iſt und obwohl ihm 
das angefochtene Urteil nicht den mindeſten Anlaß zur Be⸗ 
ſchwerde gibt, ebenfalls eine Berufungsſchrift einreicht, in 
welcher er Verhandlung vor der Kammer für Handelsſachen 
beantragt. So erreicht er jedenfalls Aufhebung des Termins 
vor der Zivilkammer und Aufſchub bis zu dem von der Kammer 
für Handelsſachen anzuberaumenden Termin und womöglich, 
falls die letztere Kammer von ihrer Befugnis der Verweiſung 
der Nichthandelsſache von Amts wegen ($ 103 II GVG.) 
Gebrauch macht, weiteren Auſſchub bis zur Verhandlung vor 
der Zivilkammer! 


7) Es dürfte nicht allgemein bekannt fein, daß ein Fall, in 
welchem der Berufungskläger zwiſchen zwei Berufungsgerichten die 
Wahl hat, im Verfahren vor den Rheinſchiffahrtsgerichten vorkommt: 
nach Art. 17 der revidierten Rheinſchiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
darf der Berufungskläger die Berufung entweder bei dem von dem 
betreffenden Vertragsſtaate beſtellten Obergericht (in Preußen dem 
OLG. Cöln) oder bei der Zentralkommiſſion in Mannheim einlegen. 
Die Frage, wie zu verfahren ſei, wenn in derſelben Sache die eine 
Partei bei dem Obergericht, die andere bei der Zentralkommiſſion 
Berufung einlegt, wird in einem — von v. Voelderndorff, die richter⸗ 
liche Tätigkeit der Zentralkommiſſion, Frankſurt a. M. 1894, 27 
mitgeteilten — Beſchluſſe der letzteren Behörde dahin entſchieden, 
daß der in der zuerſt eingereichten Berufung enthaltene Antrag und 
bei gleichzeitiger Einreichung der Antrag des Beklagten maßgebend 
ſein ſolle. 

9) Daß der Antrag nur in der Berufungsſchrift, nicht in einem 
nachträglichen Schriftſatz geſtellt werden kann, nimmt auch Marcus, 
Holdheims MSchr. 19, 55 an. 

88 * 
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Für die Prüfung der Frage, ob der Gegenſtand des 
Rechtsſtreits eine Handelsſache iſt, gelten dieſelben Grund⸗ 
ſätze wie im Verfahren erſter Inſtanz. Da die Prüfung vor 
Eintritt in die Sachverhandlung ſtattfindet, ſo kann ſie ebenſo 
wie in der erſten Inſtanz nur auf Grund des Akteninhalts 
erfolgen. Es iſt ſomit möglich, daß der Rechtsſtreit, ſelbſt wenn 
er nach dem Sach⸗ und Streitſtand am Schluſſe der mündlichen 
Verhandlung in erſter Inſtanz keine Handelsſache war, in 
zweiter Inſtanz gleichwohl vor die Kammer für Handelsſachen 
gelangt, wenn nämlich der Kläger in einem vorbereitenden 
Schriftſatze für die Berufungsinſtanz Neuanführungen an⸗ 
gekündigt hat, welche einen der Tatbeſtände des 8 101 GVG. 
ergeben. Die Frage, ob ſich dieſe Anführungen als unzuläſſige 
Klagänderung darſtellen, hat dabei ganz außer Betracht 
zu bleiben und zwar ſelbſt dann, wenn der Beklagte be⸗ 
reits die Einrede der Klagänderung angekündigt hat. Es iſt 
ſomit möglich, daß der Kläger, der ſeine Berufung vor die 
Kammer für Handelsſachen bringen möchte, lediglich zu 
dieſem Zweck neue Behauptungen ankündigt, die er 
ſpäter gar nicht vorträgt. — Unter Umſtänden kann ſchon 
der Inhalt der vom Berufungskläger angekündigten Anträge 
von entſcheidender Bedeutung ſein; legt z. B. der Kläger, 
welcher zwei Anſprüche erhoben hatte, von denen nur der eine 
eine Handelsſache darſtellt, Berufung ein mit dem Antrage, 
nach dem Klagantrage zu erkennen, ſo gehört die Berufung vor 
die Zivilkammer (ebenſo übrigens auch, wenn er keinen Antrag 
ankündigt, da die Berufung im Zweifel die ganze Entſcheidung 
betrifft). Kündigt er aber einen Antrag an, durch welchen er 
nur Abänderung wegen des handelsrechtlichen Anſpruchs begehrt, 
ſo iſt die Kammer für Handelsſachen zuſtändig. (Erſtreckt der 
Kläger in ſolchem Falle im Laufe der Verhandlung ſeinen Be⸗ 
rufungsantrag auf den nichthandelsrechtlichen Anſpruch, ſo iſt 
auch für dieſen die Kammer für Handelsſachen zuſtändig.) 

Für die Abgrenzung des Begriffs der Handelsſache 
gelten in zweiter Inſtanz ebenfalls keine beſonderen Grundſätze. 
Nicht begründet ſcheint mir die Einſchränkung, welche Stein, 
Leipz Z. 3, 653 für die Berufungen in Arreſt⸗ und einſtweiligen 
Verfügungsſachen machen will; hier ſoll nämlich, auch wenn 
eine Handelsſache vorliegt, die Kammer für Handelsſachen nicht 
zuſtändig ſein, wenn die erſte Inſtanz nicht als Gericht der 
Hauptſache, ſondern als Gericht der Zwangsbereitſchaft gemäß 
88 919, 942 ZPO. entſchieden hatte; war die erſte Inſtanz 
aus beiden Geſichtspunkten zuſtändig, ſo ſoll der Berufungs⸗ 
kläger ein Wahlrecht zwiſchen beiden Kammern haben.“) Eben⸗ 
ſowenig iſt die Ausdehnung der zweitinſtanzlichen Zuſtändigkeit 
der Kammer für Handelsſachen auf „Anhangsprozeſſe“, ins⸗ 
beſondere auf Vollſtreckungsgegenklagen, wenn der Hauptprozeß 
eine Handelsſache war — ſo Stein a. a. O. —, im Geſetz 
begründet, ſo einleuchtend dieſer Gedanke de lege ferenda auch 


ſein mag. 
Beſchwerde. 
Aus drei Gründen kann gemäß $ 108a GVG. die Kammer 
für Handelsſachen als Beſchwerdegericht zuſtändig werden: weil die 
Hauptſache eine Handelsſache iſt, weil fie bereits bei der Kammer 


4) Hier würden ſich, wenn beide Parteien Berufung einlegen und 
jede eine andere Kammer wählt, unlösbare Schwierigkeiten ergeben. 


N 14. 1910. 


für Handelsſachen anhängig iſt und endlich, weil die Kammer für 
Handelsſachen eine Entſcheidung in der Hauptſache erlaſſen 
hat. Von dieſen drei Zuſtändigkeitsgründen iſt nur der erſte 
ein ſachlicher. Gleichwohl gewährleiſtet auch er keineswegs, 
daß nur ſolche Beſchwerdeſachen an die Kammer für Handels⸗ 
ſachen gelangen, die zur Entſcheidung durch dieſes Gericht 
beſonders geeignet ſind. So wird, um einige Beiſpiele zu 
nennen, die Kammer für Handelsſachen, wenn nur die Haupt⸗ 
ſache eine Handelsſache iſt, darüber zu befinden haben, ob ein 
Anwalt durch grobes Verſchulden Koſten verurſacht hat 
(S 102 ZPO.), ob ein Geiſtlicher ſich als Zeuge mit Recht 
auf fein Beichtgeheimnis beruft (8 383! ZPO.), ob den an 
einer unter Ausſchluß der Offentlichkeit geführten Verhandlung 
Beteiligten Verſchwiegenheit auferlegt werden durfte (§ 175 IIGVG.) 
und dergleichen mehr. Dagegen iſt die Kammer für Handels⸗ 
ſachen nicht zuſtändig für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des 
Vollſtreckungsgerichts, auch wenn das zu vollſtreckende Urteil 
in einer Handelsſache ergangen iſt, da das Vollſtreckungs⸗ 
verfahren gegenüber dem Hauptverfahren eine ſelbſtändige 
Inſtanz bildet, ſo auch Stein a. a. O. Ferner ſind niemals 
Handelsſachen die Aufgebotsſachen, ebenſowenig die Vereinsſachen: 
die in dieſen nach SS 60, 71, 73 BGB. zuläſſige Beſchwerde 
geht daher immer an die Zivilkammer. Dagegen gehört vor 
die Kammer für Handelsſachen die Beſchwerde im Beweis⸗ 
ſicherungsverfahren, ſofern das Rechtsverhältnis, deſſen 
Beweis geſichert werden foll, eine Handelsſache ift.5) 

das die beiden anderen Zuſtändigkeitsgründe — An⸗ 
hängigkeit der Hauptſache und Erlaß einer Entſcheidung zur 
Hauptſache durch die Kammer — betrifft, ſo bedeutet „Haupt⸗ 
ſache“ hier nach Stein, a. a. O. 655, „das Erkenntnisverfahren 
im Gegenſatz zum Beſchwerdeverfahren“. Damit hat der Geſetz⸗ 
geber, welcher die „Hauptſache“ in den Prozeßgeſetzen, wenn ich 
richtig zähle, bereits in ſechs verſchiedenen Bedeutungen benutzt, 
(vgl. die Zuſammenſtellung in Wach's Handbuch I, 292 den 
Begriff in einer neuen ſiebenten Bedeutung verwendet. — Eine 
Entſcheidung zur Hauptſache in dieſem Sinne iſt jedes in 
der Sache erlaſſene Urteil, z. B. das auf Zurückverweiſung oder 
auf Verwerfung einer prozeßhindernden Einrede lautende Urteil 
der Berufungsinſtanz, ferner auch der Beſchluß, durch welchen 
gemäß § 534 3P0O. der nicht angefochtene Teil des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils für vorläufig vollſtreckbar erklärt wird, da dieſer 
Beſchluß urteilsergänzende Natur hat. Keine Entſcheidung zur 
Hauptſache iſt dagegen die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts 
(S 36 3P0.), ferner der Verweiſungsbeſchluß gemäß 88 103, 
104 GVG. — Anhängig wird die Hauptſache bei der Kammer, 
bei welcher eine Berufungsſchrift (d. h. ein Schriftſatz, welcher 
als Grundlage für die Terminsbeſtimmung gemäß $ 520 30. 
genügt) eingereicht wird. Legt die eine Partei bei der Zivil: 
kammer, die andere bei der Kammer für Handelsſachen Berufung 


5) Hält man die außerhalb des Prozeſſes ſtattfindende Beweis⸗ 
ſicherung für einen Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit — ſo 
Schneider ZZP. 29, 104 —, fo iſt für die Zuſtändigkeit der Kammer 
für Handelsſachen als Beſchwerdegericht der 8 30 FGG. maßgebend. 
Nimmt man mit Hellwig 1, 56 an, daß die Beweisſicherung über⸗ 
haupt außerhalb beider Verfahrensarten ſtehe, jo kann die Kammer 
für Handelsſachen für Beſchwerden in dieſem Verfahren niemals 
zuſtändig werden. 


39. Jahrgang. 


ein, fo ift der Rechtsſtreit jo lange bei beiden Kammern anhängig, 
bis nach dem oben dargelegten Verfahren die Aufhebung des 
Termins vor der Zivilkammer erfolgt iſt. Die Hauptſache im 
Sinne des $ 108 a GVG. iſt auch dann anhängig, wenn auf 
Grund Anerkenntniſſes Verurteilung erfolgt und nur wegen 
der Koſten Berufung eingelegt worden, mithin im Sinne des 
899 II ZPO. die „Hauptſache“ erledigt iſt. 

Die Prüfung der Zuſtändigkeit geſchieht gemäß 
§ 108a GVG. von Amts wegen und zwar durch die Kammer, 
welche mit der Beſchwerdeſache befaßt wird, d. h. welcher ſie 
durch den Beſchwerdeführer, den Gerichtsſchreiber oder den 
Amtsrichter (gemäß S 571 ZPD.) vorgelegt wird. Die Unter⸗ 
laſſung der Zuſtändigkeitsprüfung bildet, wie Stein a. a. O. 659 
darlegt, einen die weitere Beſchwerde begründenden neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrund. Das Landgericht iſt ſomit fortan 
in jeder Beſchwerdeſache mit einer neuen Offizialprüfungspflicht 
belaſtet, die im einzelnen Falle ſehr ſchwierig und zeitraubend 
ſein kann und in der Regel überdies ohne jeden praktiſchen 
Nutzen iſt: auch hier führt alſo die neue Geſetzgebung ſtatt 
zur Vereinfachung zur Erſchwerung des Verfahrens. 

Iſt ſowohl die Zuſtändigkeit der Zivilkammer, wie 
die der Kammer für Handelsſachen begründet, ſo hat der 
Beſchwerdeführer zwiſchen beiden Kammern die Wahl. Macht 
der Beſchwerdeführer von ſeinem Wahlrecht keinen Gebrauch, 
ſondern adreſſiert er die Beſchwerde an das Landgericht ſchlecht⸗ 
hin, ſo trifft tatſächlich die Gerichtsſchreiberei die Entſcheidung, 
indem ſie die Akten der einen oder der anderen Kammer vor⸗ 
legt (vgl. dazu Stein). Grundſätze aufzustellen, nach welchen 
der Gerichtsſchreiber dabei zu verſahren hat, wird Aufgabe der 
Justizverwaltung fein. | 

Sind beide Kammern zuſtändig, fo entfteht, wenn gegen 
die gleiche Entſcheidung von der einen Partei bei ber Zivil: 
kammer, von der anderen bei der Kammer für Handelsſachen 
Beſchwerde eingelegt wird,) eine ähnliche Prozeßlage wie die 
oben für den Fall der beiderſeitigen Berufung erörterte. Die 
Löſung der Schwierigkeit ergibt ſich aus der gleichen Erwägung 
wie bei der Berufung: dadurch, daß ein und dieſelbe Entſchei⸗ 
dung von beiden Parteien zum Gegenſtand ihrer Beſchwerden 
gemacht wird, entſtehen nicht zwei ſelbſtändige Streitigkeiten, 
ſondern eine einheitliche Beſchwerdeſache, die nur durch eine 
Kammer entſchieden werden kann. Für die Überleitung auf 
eine Kammer iſt freilich die bei der Berufung entwickelte Methode 
nicht anwendbar, da hier 8 102 I GVG. nicht paßt und auch 
ſonſt kein Grund vorliegt, dem Antrage der einen Partei vor 
dem der anderen den Vorzug zu geben. Als Ausweg iſt viel 
mehr nur der der Verſtändigung zwiſchen den beiden Kammern 
denkbar, wobei Zweckmäßigkeitsgründe entſcheiden müſſen. (Da⸗ 


nach wird vielleicht die Kammer die Erledigung der Beſchwerde 


übernehmen müſſen, bei welcher die Hauptſache anhängig iſt, 
eventuell die, welche bereits eine Entſcheidung zur Hauptſache er⸗ 
laſſen hat und, wenn beide Kammern ſolche Entſcheidungen erlaſſen 
haben, diejenige, welche zuletzt mit der Sache befaßt geweſen ift.) 

9) Eine Beſchwerde beider Parteien kann z. B. veranlaßt werden 
durch ein Zwiſchenurteil, in welchem eine Nebeninterbention zugelaſſen 
wird (§ 71 ZPO.), ferner durch ein Koſtenurteil gemäß § 99 III ZPO. 
welches beiden Parteien Koſten auferlegt. 
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Eine unerwünſchte Situation kann ſich endlich ergeben, 
wenn die Beſchwerde an eine Kammer gelangt, bei welcher die 
Hauptſache mit Unrecht anhängig gemacht worden iſt. Erfolgt 
nämlich demnächſt die Verweiſung der Hauptſache an die zu⸗ 
ſtändige Kammer, ſo kann die Beſchwerde nicht mitverwieſen 
werden, da die zuerſt mit der Sache befaßte Kammer im maß⸗ 


gebenden Zeitpunkt für die Beſchwerde zuſtändig war. 


Der Kampf um die lex Storz. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Wohl ſelten iſt ein Geſetz ſo verſchiedenen Auslegungen 
unterworfen wie lex Storz. Ob die Norm zu ſolcher Divergenz 
Veranlaſſung bot, laſſe ich dahingeſtellt. Im weſentlichen er⸗ 
ſcheint nach den eigenen Erklärungen des Autors (Rechtsanwalts⸗ 
zeitung vom 20. Mai), der den Standpunkt von Moos akzeptiert, 
und durch die vom Ausſchuß des Deutſchen Anwaltvereins vor⸗ 
geſchlagenen, am Eingange dieſer Nummer abgedruckten Leitſätze, 
die manche Mißgriffe der Erflärer!) beſeitigen, der Rechtszuſtand ge⸗ 
klärt zu ſein, doch ſcheint mir noch eine kleine Ergänzung notwendig. 

Einen großen Teil des amtsgerichtlichen Prozeßbetriebes 
nimmt der ſogenannte Korreſpondenzprozeß ein, in welchem der 
Kläger den an einem andern, weit entfernten Amtsgericht 
wohnenden Beklagten in Anſpruch nimmt. 

Wohl der größte Teil der Verſäumnisurteile, der dem 
Handelsverkehr ſeine Exiſtenz verdankt, ergeht zwiſchen ſolchen 
Parteien. In welcher Weiſe durch die Erhöhung der Kompetenz 
dieſe Prozeſſe geſteigert werden, habe ich ſtatiſtiſch ſchon an 
anderer Stelle feſtgeſtellt.) Der Grund dieſes Verhältniſſes 
liegt darin, daß es für den klagenden Fabrikanten und Groß⸗ 
kaufmann bequemer iſt, ſeinen Anwalt am Wohnort mit der 
Führung des Prozeſſes zu beauftragen, weil er ihn und jener 
ſeine Geſchäftspraxis kennt, und weil er ihn ſtets konſultieren kann. 

Daraus folgt die Subſtitution am Amtsgericht des Be⸗ 
klagten. Für den Subſtituten entſtehen nur geringe Schreib⸗ und 
Portokoſten, während alles andere dem Prozeßbevollmächtigten 
zur Laſt fällt. Dieſer überaus häufige Fall hat offenbar allein 
zunächſt dem Kollegen Storz vorgeſchwebt. Das geht aus der 
Begründung hervor (Wahrnehmung des Termins an einem 
andern Amtsgericht, Auseinanderſetzung über den Anteil an 
den Pauſchgebühren). Erſt ſpäter wird man den Fall des 8 45 
mit hineingezogen haben, obwohl beide ganz verſchiedenartig ſind. 
Während in dem Regelfall des 8 43 in bezug auf die Ver⸗ 
tretung in der Verhandlung vor dem Amtsgericht nur diejenigen 
Koſten erſtattungsfähig ſind, welche entſtehen würden, wenn 
von vornherein dem dortigen Anwalt die Vertretung über⸗ 
tragen wäre, während demzufolge die ganzen in der Inſtanz 
entſtandenen Gebühren zwiſchen Mandatar und Subſtituten zu 
teilen ſind, und dementſprechend auch das ganze nur den 
Gebühren eines Anwalts entſprechende Pauſchquantum zu ver⸗ 


1) Darunter rechne ich die Erhöhung und Erniedrigung des 
Geſamtpauſchquantums über die Grenzen der Novelle, die Heraus⸗ 
ſchiebung der Abrechnung, die Feſtſetzung des Minimalſatzes für den 
Gebühren anteil. (Striemer, Lentz, Friedrichs.) 
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teilen war, erwächſt im Fall des § 45 die Gebühr neben 
den Gebühren des Prozeßbevollmächtigten. Eine Teilung der 
erſtattungsfähigen Gebühren des für einen Anwalt erwachſenen 
Pauſchquantums ſtand hier nicht in Frage. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte hatte an ſich von den ihm zuſtehenden Gebühren und 
Pauſchquantum nichts an den Subſtituten abzugeben. 

Dieſe ratio legis verſagt alſo hier. Will man trotzdem 
offenbar das Schreibpauſchquantum des Prozeßbevollmächtigten 
zu Laſten des Beweisſubſtituten erhöhen, fo könnte man als 
Grund nur annehmen, daß durch die Inſtruktion des „Beweis⸗ 
anwalts“, die Aktenverſendung, die Schreiblaſt des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten verhältnismäßig geſteigert wird, während die 
Schreibauslagen des Beweisanwalts ſehr geringe ſind. Die 
Schwierigkeit entſtand alſo dadurch, daß man zwei an ſich 
ungleichartige Fälle derſelben Norm unterwarf. 

Nun ſtatuiert auch der Ausſchuß des Anwaltvereins ein 
einheitliches Prinzip für beide Fälle. Der Leitſatz geht dahin: 
„Es ſind nur diejenigen Gebühren, die ſich auf eine gleich⸗ 
artige Tätigkeit beziehen, zuſammenzurechnen; im Fall des 
§ 43 regelmäßig iſt dies die Prozeßgebühr, ausnahmsweiſe auch 
die Beweisgebühr, im Falle des § 45 die Beweisgebühr und 
die Prozeßgebühr.“ 

Aber im Korreſpondenzprozeß ſind gar nicht gleichartige 
Gebühren zuſammenzurechnen, ſondern Gebühren und Pauſch⸗ 
quantum iſt zu teilen; nur im Fall der Beweisſub⸗ 
ſtitution iſt eine wahre Zuſammenrechnung möglich, während 
im Fall des § 43 (abgeſehen von § 27 NAD.) nur die 
Anteile zweier Anwälte an den Gebühren des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zuſammengerechnet werden. Man kann die Zu⸗ 
ſamenrechnung der Gebührenanteile im Korreſpondenzprozeß als 
Zuſammenrechnung gleichartiger Gebühren nicht anſehen, und 
gerade wenn man das Prinzip der Gleichartigkeit auf die 
Spitze ſtellt, kann man unmöglich die Verhandlungs⸗ und 
Prozeßgebühr als gleichartig bezeichnen. Trotzdem iſt das End⸗ 
ergebnis, wie ich es verſtehe, richtig, denn daß das Pauſch⸗ 
quantum von der Verhandlungsgebühr im Korreſpondenzprozeß 
zur Zuſammenrechnung verwandt wird, iſt ausgeſprochener Zweck 
des Geſetzes. Man wird alſo im Falle des § 43 und zwar, 
ſolange nur die Gebühren, die ein einzelner Anwalt erhalten 
würde, in Frage kommen, alle Gebühren zuſammen einzuſtellen 
haben. Das entſpricht auch der Billigkeit. Entſtehen im ganzen 
90 an Prozeß⸗, Verhandlungs-, Beweis⸗ und weiterer Ver⸗ 
handlungsgebühr, ſo hat der Prozeßbevollmächtigte doch die 
größere Schreiblaſt, während er bei der Teilung als erſtattungs⸗ 
fähig nur 10 erhält, aber es bedarf hier nicht der Feſtſtellung, 
was gleichartig oder nicht gleichartig iſt. Wenn man dieſen 
Leitſatz ſo anwendet, würde man gegen die Tendenz des Geſetzes 
verſtoßen. 

Anders im Falle des § 45, in dem Erhöhung der Gebühren 
und wirkliche Zuſammenrechnung von Pauſchquanten in Frage 
kommen. Daß hier nur gleichartige Gebühren zuſammengerechnet 
werden können, wenn ein Pauſchquantum von mehreren Ge: 
bühren anders als nach dem Verhältnis der Gebühren verteilt 
werden ſoll, liegt auf der Hand. Was ſind hier aber gleich⸗ 
artige Gebühren? Nach Moos und Storz hat der Prozeß— 
bevollmächtigte 5/10 Beweisgebühr, der Beweisanwalt 5/10 Beweis⸗ 
und 5/10 Prozeßgebühr einzuwerfen. Daraus würde folgen, daß 
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der Beweisanwalt / von ½ Anteilen, alſo immer nur die 
Hälfte des auf ihn ohne die lex Storz entfallenden Pauſchale 
erhalten, die andere Hälfte abgeben müſſe. Dies erſcheint als 
eine unnötige Bevorzugung des Prozeßanwalts, beſonders da 
jeder Beweisanwalt etwas abzugeben hat. Anſcheinend will 
auch der Ausſchuß des Anwaltvereins die Prozeßgebühr des 
Prozeßbevollmächtigten, die mit der Prozeßgebühr des Beweis⸗ 
anwalts ſelbſtverſtändlich gleichartig iſt, mit in die Addition 
ſtellen, freilich ſagt er nicht, ob % oder 10 der Prozeßgebühr 
einzuſtellen iſt. . 

Mir ſcheint es billig, daß für den Prozeßanwalt ein: 
zuſtellen iſt, was er für die gleiche Tätigkeit erhalten würde, 
ſoweit es erſtattungsfähig iſt. Da der Prozeßanwalt, abgeſehen 
von der Vertretung im Eidesleiſtungstermin, Prozeß⸗ und Be⸗ 
weisgebühr erhält, fo find auch hier 10 der Prozeßgebühr 
und 10 Beweisgebühr nach dem Objekt der Beweisaufnahme 
einzuſtellen. 

Das Reſultat iſt, daß im Regelfall nicht nur gleich⸗ 
artige, ſondern die gleichen Gebühren zuſammenzurechnen ſind, 
der Beweisanwalt als Schreibpauſchale immer !/s der doppelten 
Gebühr, alſo / von dem Pauſchale feiner Gebühr erhält, 
während er / an den Prozeßbevollmächtigten abzugeben hat. 
Wollte man für den Prozeßanwalt die ganze, von ihm verdiente 
Prozeßgebühr, die mit der Tätigkeit des Beweisanwalts nicht 
gleichartig iſt, mit hineinnehmen, ſo würde der Beweisanwalt 
2/0, alſo / des Pauſchale erhalten. Das Reſultat dürfte 
einfach, bequem und billig ſein. 

Ich glaube daher den Leitſatz noch etwas ſchärfer präziſieren 
zu können. 

Im amtsgerichtlichen Korreſpondenzprozeß werden nur die 
durch die gemeinſchaftliche Tätigkeit verdienten Gebühren zu⸗ 
ſammengerechnet. In den andern Fällen des 8 76 Abſ. 4 
werden die Gebühren nur zuſammengerechnet, ſoweit ſie ein⸗ 
ander gleich ſind. Soweit außerhalb dieſer beiden Grenzen 
der Prozeßanwalt oder Terminsſubſtitut ſelbſtändige Gebühren 
erwirbt, bleiben ſie von der Berechnung ausgeſchloſſen. 


Anwendung des Satzes auf beſondere Fälle. 


1. Der ſeltene Fall des §S 27 NAD. intereffiert wenig, weil 
er für die Erſtattung nicht in Frage kommt. Das Entgelt des 
in der Verhandlung auftretenden Anwalts wird faſt ſtets ver⸗ 
einbart. Ein Grund, daß er dem Prozeßbevollmächtigten von 
ſeinem Pauſchquantum etwas abgebe, exiſtiert nicht. Man wird 
hier alſo ſtets durch Vereinbarung die lex Storz außer Kraft 
ſetzen können, eventuell würde, da hier Zuſammenrechnung ein⸗ 
treten kann, wenn dem verhandelnden Anwalt ein Pauſchquantum 
zuſteht, dasſelbe analog wie im Falle des § 45 zu / eingeſetzt 
werden müſſen. 

2. Eidesleiſtungstermin. Bei Wahrnehmung eines 
Termins zur Ableiſtung eines durch Urteil auferlegten Eides 
durch einen Subſtituten ſteht dem Prozeßbevollmächtigten keine 
Beweisgebühr zu. Bei der Zuſammenrechnung würde der Termins⸗ 
ſubſtitut Schaden leiden, wenn man bei ihm 10/0 und bei dem 
Prozeßbevollmächtigten 5/ıo Prozeßgebühr einſtellt. Man muß 
alſo hier ſo rechnen, daß von ſeiner Beweisgebühr der Termins⸗ 
ſubſtitut das Pauſchquantum allein, von je / Prozeßgebühren 
zu / erhält. Der Terminsſubſtitut gibt in dieſem Fall / von 
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ſeinem Pauſchquantum ab, obwohl analog wie bei den Beweis⸗ 
aufnahmeterminen !/s angemefjen wäre. 

3. Vergleichsgebühr. Die Vergleichsgebühr wird ent⸗ 
weder allein von dem Prozeßbevollmächtigten, allein von dem 
Subſtituten oder von beiden gemeinſchaftlich verdient. Im erſten 
und zweiten Fall muß ſie meines Erachtens aus der Berechnung 
derjenigen Summe ausſcheiden, von der das Pauſchquantum nach 
88 43 oder 45 zu teilen iſt, und zwar deshalb, weil der Subſtitut 
hier nicht an der Tätigkeit des Prozeßbevollmächtigten teilnimmt. 
Im Falle der Teilung der Vergleichsgebühr, die eintritt, wenn 
der Auftrag zur Abſchließung ſeitens des Prozeßbevollmächtigten 
dem Subſtituten erteilt wird, wird das Pauſchquantum von der 
Gebühr zu 2 und 1 verteilt. Man könnte freilich auch weiter⸗ 
gehen und überhaupt die Vergleichsgebühr wegen ihres fpezifiſchen 
Charakters von der Drittelung ausſchließen, weil die ratio legis 
nicht auf ſie anwendbar iſt. 

4. Der Leitſatz des Ausſchuſſes ſagt ferner, daß im 


Falle des § 43 ausnahmsweiſe auch die Beweisgebühr zu⸗ 


zurechnen iſt. Auf welche Fälle dieſe Ausnahme ſich bezieht, 
erhellt nicht. Meines Erachtens iſt ſie nur einzuſtellen, wenn 
ſie bei der Teilung der Subſtitut erhält, obwohl ſie der 
Prozeß bevollmächtigte liquidiert, der fie auch liquidieren könnte, 
wenn der Subſtitut ſie nicht verdient. Wenn aber die Beweis⸗ 
gebühr bei der Teilung auf den Prozeßbevollmächtigten entfällt, 
alſo z. B. wenn nur am Orte des Prozeßbevollmächtigten ein 
Zeuge vernommen wird, und dieſer den Beweistermin wahr⸗ 
nimmt, dann iſt dieſe Beweisgebühr nicht miteinzuſtellen. Das 
gleiche gilt von ſeiner Beweisgebühr, wenn doppelte Beweis⸗ 
gebühr entſteht, wenn am Orte des Prozeßbevollmächtigten und 
am Orte des Subſtituten Zeugen vernommen werden und jeder 
den betreffenden Termin wahrnimmt. Die doppelte Beweis⸗ 
gebühr iſt in dieſem Fall berechtigt, weil ſie auch entſtehen 
würde, wenn der Subſtitut der Prozeß bevollmächtigte wäre 
und der Prozeßbevollmächtigte der Mandatar. Umgekehrt könnte 
im Fall der Beweisaufnahme im erſten Termin (88 501, 509 
ZPO.) die Beweisgebühr zugunſten des Subſtituten von der 
Drittelung ausgeſchloſſen bleiben, falls fie nur für ihn erwächſt. 


Die Ladung zum Offenbarungseide. 
Von Joſeph Tuma, Rechtsanwalt, Paſſau. 


Auf S. 597 des laufenden Jahrgangs der JW. iſt eine 
Entſcheidung des Landgerichts Güſtrow abgedruckt, welche, wenn 
ſie auch in ihrem praktiſchen Ergebniſſe richtig iſt, doch in ihrer 
Begründung meines Erachtens anfechtbar iſt. 

Dieſe Entſcheidung ſpricht aus, daß es bei der Ladung 
zum Offenbarungseide einer Zuſtellung des Antrages auf An⸗ 
beraumung des Termins nicht bedarf und wird begründet 
damit, daß in den Beſtimmungen des § 899 ZPO. eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 498 ZPO. nicht vorgeſchrieben 
ſei, daß vielmehr lediglich gemäß 8 497 3 BO. die Ladung der 
Parteien durch den Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen war. 

Meines Erachtens iſt dieſe Begründung unrichtig. 

Denn die Beſtimmungen der SS 495 ff. ZPO. beziehen 
ſich laut Überſchrift des 2. Buches lediglich auf das Verfahren 
vor den Amtsgerichten in erſter Inſtanz. 
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Das Verfahren zwecks Abnahme des Offenbarungseides 
aber gehört zur Zwangsvollſtreckung. 

Alſo ſind auf dieſes Verfahren die Vorſchriften der 88 495ff. 
nicht anwendbar. 

Nach § 900 beginnt das Verfahren auf Abnahme des 
Offenbarungseides mit dem Antrage des Gläubigers auf Be⸗ 
ſtimmung eines Termins. 

Es handelt ſich alſo um einen Antrag an das Gericht; 
mit dem Worte „Antrag“ iſt bereits geſagt, daß der Antrag⸗ 
ſteller das Recht hat zu verlangen, daß ſein Antrag geprüft 
und beſchieden werde, und zwar muß ſeinem Antrage 
ſtattgegeben werden, wenn die Vorausſetzungen desſelben ge⸗ 
geben ſind. 

Alſo muß die Beſcheidung erfolgen, und zwar durch 
Beſchluß. Dieſer Beſchluß ergeht ohne mündliche Verhandlung, 
wird alſo nicht verkündet, muß alſo nach $ 329 ZPO. von Amts 
wegen zugeſtellt werden. 

Da der Antrag auf Anberaumung eines Termins zur 
Abnahme des Offenbarungseides ein Antrag auf Vornahme 
einer Handlung durch das Gericht iſt, ſo erfolgt die bejahende 
Beſcheidung eben durch Vornahme dieſer Handlung, d. h. durch 
Anberaumung dieſes Termins. 

Es erfolgt alſo im Falle des § 900 nicht die Ladung des 
Schuldners durch das Gericht, ſondern die Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes, welcher den Termin anberaumt, von Amts wegen 
nach § 329 Abſ. 2. Zwar heißt es in der Begründung § 900 
der Novelle: 

Die vorgeſchlagene Anderung, nach der das Verfahren für 
die Abnahme des Offenbarungseides ſtatt mit der Ladung des 
Schuldners mit dem Antrage auf Beſtimmung eines Termins 
zur Leiſtung des Eides beginnen ſoll, hängt zuſammen mit der 
im $ 497 getroffenen Vorſchrift, daß vor den Amtsgerichten 
die Ladungen der Parteien durch den Gerichtsſchreiber zu ver⸗ 
anlaſſen ſind. Doch kann dieſer Paſſus der Begründung einer⸗ 
ſeits nicht bewirken, daß in das Geſetz etwas hineingetragen 
wird, was nicht im Geſetze ſteht: andererſeits macht dieſe 
Stelle der Begründung nur erſichtlich, daß die Novelle be⸗ 
abſichtigte, auch das Verfahren auf Abnahme des Offenbarungs⸗ 
eides konform mit dem gewöhnlichen amtsgerichtlichen Verfahren 
zu geſtalten, d. h. weil im amtsgerichtlichen Verfahren die Ladung 
der Parteien durch den Gerichtsſchreiber zu bewirken iſt, des⸗ 
halb ſoll auch im Verfahren auf Abnahme des Offenbarungseides 
eine Ladung durch die Partei nicht mehr ſtattfinden. Es muß 
aber die Beſtimmung wie ſie beſteht und im Zuſammenhange 
mit dem ganzen Geſetze ausgelegt werden, nicht aber darf der 
etwa aus den Materialien hervorgehende Wille des Geſetzgebers 
dazu benützt werden, um das Geſetz zu „interpretieren“. 

Der Aufbau der ZPO. macht aber ganz unzweideutig, 
daß die Beſtimmungen über das amtsgerichtliche Verfahren 
auf das Verfahren in der Zwangsvollſtreckung nicht anzu⸗ 
wenden ſind. 

Die Beſtimmung des 8 178 iſt eine nur für ganz bes 
ſondere Fälle, nämlich für Zuſtellung an den Anwalt. 

Schon nach der alten Faſſung der ZPO. war die Vor⸗ 
ſchrift, daß zum Offenbarungseide geladen wurde, eine Ana⸗ 
logie des eigentlichen Zivilprozeſſes. Das Verfahren auf Ab⸗ 
nahme des Offenbarungseides iſt nicht eigentlicher Prozeß, 
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ſondern es iſt bereits ein Akt der Zwangsvollſtreckung, welche 
ihrer Natur nach von dem eigentlichen Prozeſſe grund⸗ 
verſchieden iſt. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

JI. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 123 Abf. 1 BGB. Die Anfechtung wegen Drohung 
beruht auf der Verletzung der Willensfreiheit, nicht der Integrität 
des Vermögens.] 

Das BG. hat den Tatbeſtand der Drohung lediglich aus 
dem Grunde verneint, weil durch das Kaufgeſchäft, zu dem die 
Beklagte will gezwungen worden ſein, deren Vermögen keine 
Einbuße erlitten habe. Dieſer Grund iſt rechtsirrtümlich. Der 
§ 123 Abf. 1 BGB. ſchützt mit feinen Beſtimmungen über die 
Drohung grundſätzlich die Freiheit des Willens, nicht die 
Integrität des Vermögens. Zur Widerrechtlichkeit der Willens⸗ 
beeinfluſſung iſt nicht erforderlich die Abſicht eines rechts⸗ 
widrigen Vermögensvorteils auf ſeiten des Drohenden, noch 
ein Vermögensſchaden des Bedrohten. Es genügt in dieſer 
Richtung, daß der Bedrohte ohne die Drohung die Willens⸗ 
erklärung nicht abgegeben haben würde und daß der Drohende 
kein Recht auf dieſe Willenserklärung hatte. Z. u. Co. c. J., 
U. v. 27. April 10, 248/09 I. — Celle. 

2. 88 387, 1142, 1192 BGB. Kann der Eigentümer 
mit einer perſönlichen Forderung gegen eine Grundſchuld der 
Konkursmaſſe aufrechnen?] 

Der erſte Reviſionsangriff geht dahin, daß, wenn auch im 
Gegenſatz zu $ 387 BGB. der 8 1142 daſelbſt die Aufrechnung 
einer perſönlichen Forderung gegen eine Grundſchuld im all⸗ 
gemeinen geſtatte, doch immer Vorausſetzung hierbei ſei, daß 
durch dieſe Aufrechnung der Grundſchuldgläubiger befriedigt 
werde, was nicht der Fall ſei, wenn eine Konkursmaſſe Grund⸗ 
ſchuldgläubigerin ſei. Dieſer Angriff, womit gemeint iſt, daß 
die Konkursmaſſe bei ſolcher Aufrechnung den ganzen Betrag 
der Grundſchuld verliere, während ſie ohne Aufrechnung dieſen 
behalte und nur die auf die Gegenforderung treffende Divi⸗ 
dende zu zahlen habe, iſt hinfällig. Das Geſetz hat in dieſer 
Hinſicht keine Ausnahme gemacht. Nach $ 387 BGB. ſollen 
allerdings nur gleichartige Forderungen gegeneinander auf⸗ 
gerechnet werden. Wenn Hypotheken und Grundſchulden einer⸗ 
ſeits und perſönliche Forderungen andererſeits keine gleichartigen 
Anſprüche wären, was hier auf ſich beruhen kann, ſo wäre 
zwiſchen ihnen an und für ſich die Aufrechnung ausgeſchloſſen. 
Aber der Abſ. 2 des 8 1142 BGB. geſtattet jedenfalls dem 
Grundſtückseigentümer ausdrücklich, den Hypothek⸗ oder Grund⸗ 
ſchuldgläubiger außer durch Hinterlegung auch durch Aufrechnung 
zu befriedigen. Daß dieſe Geſetzesſtelle, die zunächſt nur für 
Hypotheken gegeben iſt, auch auf Grundſchulden angewendet 
werden muß (8 1192 BGB.), iſt in der Rechtslehre unbeſtritten. 
Der Grundſchuldgläubiger kann ebenſo wie der Hypothekgläubiger 
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Zahlung eines beſtimmten Geldbetrags aus dem Grundſtück 
verlangen, es kann und muß daher auch die Art, wie dies 
Verlangen anderweitig erfüllt werden kann, die gleiche bei beiden 
dinglichen Rechten ſein. Der Unterſchied, daß die Hypothek im 
Gegenſatz zur Grundſchuld eine Forderung vorausſetzt, kommt 
hierbei nicht in Betracht. Der angezogene § 1142 ſelbſt macht 
zugunſten der Konkursmaſſe als Grundſchuldgläubigerin eine 
Ausnahme, wie ſie die Reviſion will, nicht. Nach ihm muß 
ſich auch die Konkursmaſſe die Aufrechnung gefallen laſſen, und 
er denkt um ſo weniger daran, daß ſie durch ſolche Aufrechnung 
nicht „befriedigt“ werde, als er ſich mit den aus der Konkurs⸗ 
eröffnung ergebenden Rechtsverhältniſſen nicht zu befaſſen hatte 
und als ja das Sondergeſetz, die KO. ſelbſt, in ihren SS 53 ff. 
die Aufrechnung zwiſchen der Konkursmaſſe und ihren Gläubigern 
keineswegs grundſätzlich ausſchließt. Auch in allen den Fällen, 
in denen die KO. die Aufrechnung geſtattet, kann man — wie 
jetzt der Reviſionskläger — ſagen, daß dabei die Konkursmaſſe 
nicht ſo befriedigt wird, als wenn ſie ihre volle Forderung ein⸗ 
ziehen dürfte; ihrem Schuldner als Gläubiger aber nur die 
Konkursdividende zu zahlen brauchte. Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung haben ſich wenigſtens eingehend, ſoweit erſichtlich, mit 
der angeregten Frage noch nicht beſchäftigt, aber über ihre 
Beantwortung in obigem Sinne, wie ſie zutreffend auch vom 
BG. geſchehen iſt, kann wohl kein Zweifel beſtehen. Laut des 
Urteils des erkennenden Senats V. 207/05 vom 2. Dezember 
1905 wurde in allen drei Rechtszügen ohne weiteres und ohne 
erſichtlichen Widerſpruch angenommen, daß der Eigentümer mit 
einer perſönlichen Forderung gegen die Hypothek der Konkurs⸗ 
maſſe aufrechnen könne. T. Konk. c. T., U. v. 11. Mai 10, 
94/10 V. — Oldenburg. 

3. 5 607 Abſ. 2 BGB.] 

Die Urkunde vom 26. Juni 1907 enthält eine Verein⸗ 
barung im Sinne des § 607 Abſ. 2 BGB. In einer ſolchen 
Vereinbarung kann jedenfalls ein abſtraktes, d. h. von dem 
beſtimmten (konkreten) Schuldgrunde losgelöſtes, die Verpflichtung 
des Anerkennenden ſelbſtändig begründendes Schuldanerkenntnis 
im Sinne des $ 781 BGB. gefunden werden mit der Folge, 
daß dem Anerkenntnis dieſe Wirkung nur dadurch genommen 
werden kann, daß es gemäß den SS 812 ff. BGB. aus dem 
Geſichtspunkte einer ungerechtfertigten Bereicherung beſeitigt 
wird (vgl. RG. bei Gruchot Bd. 49 auf S. 916 /7 und noch 
weitergehend RG. IV 452/04 vom 6. März 1905). Ob die 
Vereinbarung im Einzelfalle in dieſem Sinne aufzufaſſen, iſt 
Auslegungsfrage und hängt grundſätzlich davon ab, ob die 
Vertragsteile einen betreffenden Vertragswillen gehabt haben. 
Dem BG., das ihr im vorliegenden Falle ſolche Bedeutung 
beimißt, entgegenzutreten, aber beſteht um ſo weniger Anlaß, als 
eine dem Formerfordernis des 8 781 entſprechende Verein⸗ 
barung des im 8 607 Abſ. 2 bezeichneten Inhalts regelmäßig 
der Abſicht einer Loslöſung der Schuld von ihrem urſprüng⸗ 
lichen, eigentlichen Schuldgrunde dient. Aus dem von der 
Reviſion herangezogenen Urteile des OLG. Caſſel (in Seufferts⸗ 
Arch. 09, 268/272) und aus den von ihr wiedergegebenen 
Stellen der Motive und Protokolle (ſ. bei Mugdan Bd. 2 auf 
S. 384 und auf S. 1043) ergibt ſich nichts der Auffaſſung 
des BG. Widerſprechendes. Insbeſondere ſteht ihr danach der 
Umſtand nicht entgegen, daß die Urkunde den urſprünglichen 
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Schuldgrund mit den Worten „aus der Bauausführung“ ganz 
allgemein bezeichnet. Die Rückgängigmachung des zum Zwecke 
der Erfüllung der Verbindlichkeit aus dem Bauvertrage ab⸗ 
gegebenen Schuldanerkenntniſſes auf Grund der SS 812 ff. iſt 
nun nach dem vom BG. in Bezug genommenen § 814 in der 
Tat ausgeſchloſſen, wenn die Beklagten bei ſeiner Abgabe 
gewußt haben, daß ſie zur Leiſtung nicht verpflichtet waren. 
Und dies hat das BG., wie auch die Reviſion nicht in Zweifel 
zieht, feſtgeſtellt, indem es ausführt, die Beklagten, auch die 
mitverklagte Ehefrau, hätten das Anerkenntnis in Kenntnis des 
von ihnen zur Begründung ihrer in Rede ſtehenden Einwen⸗ 
dungen geltend gemachten Mangels in der Bauausführung 
abgegeben. B. c. J., U. v. 21. Mai 10, 448/09 V. — Berlin. 

4. 58 823, 276 BGB. Nur ein entſchuld barer Rechts⸗ 
irrtum ſchließt die Annahme eines Verſchuldens aus.] 

Daß der Eigentümer, wenn er ſeine Genehmigung zum 
Herausreißen der Ofen und Kochmaſchinen aus dem Neubau 
erteilte, unwirtſchaftlich und zum Nachteil der Hypotheken⸗ 
gläubiger handelte, lag ſo klar zutage, daß die Beklagte als 
erfahrene Baulieferantin über die Unrechtmäßigkeit der Ge⸗ 
nehmigung gegenüber den hypothekariſchen Rechten nicht im 
Zweifel ſein konnte. Was ſodann den Eigentumsvorbehalt und 
das Wegnahmerecht anlangt, ſo würde die Beklagte, wenn ſie 
ſich daraufhin, was zu ihren Gunſten unterſtellt werden mag, 
für berechtigt gehalten haben ſollte, die Ofen und Kochmaſchinen 
wegzuſchaffen, nach obigen Ausführungen ſich in einem Rechts⸗ 
irrtum befunden haben und würde ihre widerrechtliche Verletzung 
des Hypothekenrechtes des Klägers als eine fahrläſſige im 
Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. zu erachten ſein. Allerdings 
kann auch ein Rechtsirrtum des Verletzenden die Annahme eines 
Verſchuldens ausſchließen. Jedoch muß der Irrtum ein ent⸗ 
ſchuldbarer fein (RG. in JW. 07, 25112; 08, 480. Ent⸗ 
ſchuldbar aber iſt der Rechtsirrtum gemäß § 276 BGB. nur 
dann, wenn der Verletzende bei Beobachtung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt zu der rechtsirrigen Auffaſſung gelangen 
konnte, ſeine beſchädigende Handlung ſei erlaubt (RG. in 
JW. 07, 2511). Vorliegend hatte die Beklagte die von ihr 
gelieferten Materialien zu Ofen und Kochmaſchinen in dem 
Neubau verbaut. Die auf dieſe Weiſe hergeſtellten Teile des 
Neubaues mußten bei der Wegſchaffung der Materialien wieder 
auseinandergeriſſen werden. Dieſe Sachlage hätte die Beklagte, 
wenn ſie die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hätte, 
dazu führen müſſen, vor der Wegſchaffung an rechtskundiger 
Stelle Belehrung darüber einzuholen, ob ſie nicht trotz des 
Cigentumsvorbehaltes und des Wegnahmerechtes die Rechte 
Dritter, insbeſondere der Hppothekengläubiger, verletzen würde, 
wenn ſie die Materialien herausriſſe und wegſchaffte. Hätte 
ſie dies getan, ſo würde ihr, wie nach der Rechtslage und den 
Ergebniſſen der damals veröffentlichten Rechtſprechung anzu⸗ 
nehmen iſt, die Auskunft erteilt worden ſein, daß der Eigentums⸗ 
vorbehalt und das Wegnahmerecht gegenüber den Hypotheken⸗ 
gläubigern wirkungslos ſeien, oder doch, daß nach den ob- 
waltenden Umſtänden die Frage der Berechtigung zur Weg⸗ 
ſchaffung ſehr zweifelhaft ſei, und ſie hätte daher zur Zeit der 
Wegſchaffung nicht der Überzeugung ſein können, daß dieſe die 
Hypothekenrechte am Grundſtück ſchädigende Handlung ihr erlaubt 
ſei. Auch wenn die vorbezeichnete Auffaſſung in Lieferanten⸗ 
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kreiſen herrſchen und die Beklagte darauf ihre Meinung, zur 
Wegſchaffung berechtigt zu fein, geftügt haben ſollte, würde ihr 
Irrtum nicht entſchuldbar ſein. Denn eine ſolche einſeitige 
Anſchauung in Intereſſentenkreiſen bot keine Gewähr für die 
Richtigkeit, und die Beklagte hätte deshalb die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen, wenn ſie ſich darauf 
verlaſſen hätte. Sollte demnach die Beklagte der Anſicht 
geweſen ſein, daß ſie wegen des Eigentumsvorbehaltes und des 
Wegnahmerechtes den Hypothekengläubigern gegenüber berechtigt 
ſei, die gelieferten Materialien aus dem Neubau herauszureißen 
und wegzuſchaffen, ſo würde ihr Fahrläſſigkeit zur Laſt zu legen 
ſein, weil ſie in dem Rechtsirrtum nicht befangen geweſen wäre, 
wenn ſie durch gehörige Erkundigung die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet hätte. W. & Co. u. G. c. L., U. v. 
7. Mai 10, 354/09 V. — Dresden. 

5. 8826 BGB. Sit jede wiſſentliche Beteiligung an der 
Vertragsverletzung eines anderen oder deſſen Verleitung hierzu 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten] 

M. verkaufte an St. eine Maſchinenanlage für 20 000 # 
gegen Vorbehalt des Eigentums bis zur vollſtändigen Tilgung 
des Kaufpreiſes. St. hat 15 — 16 000 , abbezahlt. Er war 
der Klägerin für Darlehn 20 000 & ſchuldig geworden und 
trat ihr zur Sicherheit für ihre Anſprüche alle gegenwärtigen 
und zukünftigen Rechte und Anſprüche aus dem Vertrage mit 
M. ab. Auch dem Beklagten war St. für Darlehn 60 000 4 
ſchuldig geworden und hatte ihm zugeſagt, die mit dieſem Geld 
anzuſchaffenden Maſchinen und Gegenſtände unmittelbar als 
ſein Eigentum zu erwerben. Als Beklagter von dem Eigen⸗ 
tumsvorbehalt des M. erfuhr, ließ er ſich von dieſem gegen 
eine Entſchädigung von 2750 & alle Rechte, insbeſondere das 
Eigentum an der von ihm gelieferten Einrichtung und den 
Anſpruch auf Herausgabe übertragen. Sodann ließ er ſich von 
St. eine Erklärung ausſtellen, wonach dieſer ſich verpflichtete, 
weder durch eigene Zahlung der M.ſchen Reſtforderung, noch 
durch Zahlung Dritter den Eigentumsvorbehalt des Beklagten 
inſolange nicht zum Erlöſchen zu bringen, als dieſer nicht für 
ſein Guthaben befriedigt worden ſei. Der Beklagte iſt auch in 
den Beſitz der Fabrikeinrichtung gelangt, die ihm von St. 
übergeben worden iſt. Die Klägerin hat den Beklagten ver: 
klagt, daß er ihr gegen Zahlung von 2750 , das Eigentum 
an der Fabrikeinrichtung übertrage und die Gegenſtände an ſie 
herausgebe. Das LG. wies die Klage ab, das OLG. ver: 
urteilte, das RG. wies die Berufung des Klägers zurück: Wie 
das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, bildet nicht jede wiſſentliche 
Beteiligung an der Vertragsverletzung eines andern oder die Ver⸗ 
leitung eines andern zu einer Vertragsverletzung ſchlechthin einen 
Verſtoß wider die guten Sitten. Es müſſen vielmehr Umſtände 
hinzutreten, die das Verhalten desjenigen, der an der Vertrags⸗ 
verletzung teilgenommen oder dazu angeſtiftet hat, vom Stand— 
punkt eines anſtändig und billig denkenden Menſchen als ver: 
werflich erſcheinen laſſen. Derartige Umſtände ſind aber vom 
BG. nicht feſtgeſtellt, von der Klägerin auch nicht behauptet. 
Der Beklagte hatte dem St. ein Geſamtdarlehn von 60 000 .% 
gegeben gegen das Verſprechen des St., die mit dem ent⸗ 
liehenen Geld anzuſchaffenden Maſchinen und ſonſtigen Fabrik⸗ 
einrichtungen unmittelbar als Eigentum des Beklagten zu 


erwerben. St. hat dieſes Verſprechen nicht gehalten, ſondern die 
89 


2 


706 


Maſchinen uſw. unter dem Eigentumsvorbehalt der Lieferanten 
für ſich gekauft. Die Klägerin,, die anſcheinend viel früher als 
der Beklagte Kenntnis von dem Eigentumsvorbehalt des M. 
an den hier fraglichen Gegenſtänden erhalten hat, begnügte 
ſich mit der Abtretung der Rechte ſeitens des St., tat aber 
keine Schritte, um ſich das Eigentum an den Gegenſtänden zu 
verſchaffen, ſei es, indem ſie ſelbſt den Reſtkaufpreis an M. 
bezahlte oder den St. dazu veranlaßte. Dagegen hat der 
Beklagte, als er von dem Eigentumsvorbehalt des M. erfuhr, 
das weitere Opfer nicht geſcheut und deſſen Rechte um 2750 4 
erſtanden. Dieſes Opfer wäre vergeblich geweſen, wenn Be⸗ 
klagter ſich nicht durch die Verpflichtung des St. dagegen zu ſichern 
geſucht hätte, daß ihm nicht St. ſelbſt oder ein Dritter, ſei es 
die Klägerin oder ein anderer Gläubiger, dem St. ebenſo mit⸗ 
geſpielt haben mochte wie den Parteien, durch Zahlung des 
Reſtſchillings das Eigentum an jenen Gegenſtänden wieder 
entwinde. Es braucht keiner Prüfung, ob nicht der Beklagte 
glauben durfte, daß die Klägerin, nachdem ſie ſo lange untätig 
geblieben war, die Reſtzahlung auf den Kaufpreis überhaupt 
nicht leiſten wolle. Sicherlich hat er bei der Vereinbarung mit 
St. berechtigte und wichtige Zwecke verfolgt. Mag es nun 
ſein, daß ein beſonders feinfühliger Mann von vornehmer 
Geſinnung lieber ſelbſt beträchtlichen Schaden erlitten hätte, 
als daß er ohne Rückſicht auf fremde Rechte die eigenen Inter⸗ 
eſſen vorangeſtellt hätte, ſo läßt ſich doch das Verfahren des 
Beklagten, falls er zur Rettung eines Teils ſeines Guthabens 
der ſäumigen Klägerin zuvorzukommen ſtrebte und dabei ihre 
Rechte aus dem Abtretungsvertrag mit St. unbeachtet ließ, 
nicht ohne weiteres als niedrig und unanſtändig und deshalb 
auch nicht als den guten Sitten widerſtreitend bezeichnen. 
Gerade beim Wettlauf gefährdeter Gläubiger wird, wenn dabei 
obligatoriſche Rechte eines Mitgläubigers wiſſentlich verletzt 
werden, von der Anwendung des § 826 BGB., den vielfach 
der anzurufen pflegt, der ſelbſt auf Koſten der übrigen als 
erſter das Ziel zu erreichen geſucht hatte, nur mit Vorſicht und 
Zurückhaltung Gebrauch gemacht werden dürfen. Anders wäre 
die Sache zu beurteilen, wenn der Beklagte den St. durch 
unlautere Mittel, durch Kunſtgriffe, Täuſchung, Drohung 
u. dgl. von ſeiner Verpflichtung gegen die Klägerin abwendig 
gemacht hätte. Dafür liegt jedoch nichts vor. Die Klage 
ſcheitert daher ſchon daran, daß dem Beklagten kein Verſtoß 
wider die guten Sitten zur Laſt fällt. B. c. D., U. v. 
30. Mai 10, 342/09 VI. — Nürnberg. 

6. 5 833 BGB. Zum Begriffe des Tierhalters. 

Der Kläger kaufte von der Beklagten ein ihr gehöriges, 
in ihrem Stalle ſtehendes Pferd und zahlte ihr alsbald den 
Kaufpreis. Ehe es zur Wegführung kam, begab ſich der Kläger 
aus der Wirtſchaft der Beklagten mit dem dort anweſenden 
R. in den Stall, um dieſem das Pferd zu zeigen. Bei der 
Annäherung an das Pferd ſchlug dasſelbe aus und verletzte den 
Kläger erheblich an der linken Stirnſeite. Wegen der Folgen 
des Unfalls forderte der Kläger von der Beklagten Schadens⸗ 
erſatz. Der Klageanſpruch wurde zum Teil dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Zur Reviſion der Beklagten: Es muß 
bei Beurteilung der Frage der Tierhalterſchaft zugunſten der 
Beklagten unterſtellt werden, daß der Kläger zur Zeit des Un— 
ſalls bereits Eigentümer des Pferdes war. Dies iſt aber nicht 
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von entſcheidender Bedeutung, denn der Begriff der Tierhalter⸗ 
ſchaft im Sinne des §8 833 BGB. deckt ſich nicht mit dem 
Eigentum an dem Tiere; es kam weſentlich darauf an, wer in 
eigenem Intereſſe durch Gewährung von Obdach und Unterhalt 
die Sorge für das Pferd bis zu dem in Betracht kommenden 
Zeitpunkte übernommen hatte. Nach der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des BG. ging die Willensmeinung der Parteien dahin: 
Der Kläger als Käufer ſollte« und wollte das im Stalle der 
Beklagten ſtehende Pferd ſchon nach Verlauf weniger Minuten 
mitnehmen, für die kurze Zeit dachten die Parteien nicht an 
den Abſchluß eines beſonderen Verwahrungsvertrags, die Be⸗ 
klagte ſollte bis zur tatſächlichen Mitnahme des Pferdes auch 
in eigenem, der Erfüllung des Kaufvertrags dienendem Intereſſe 
die Fürſorge für das Pferd fortſetzen. Eine derartige Regelung 
war an ſich möglich; ſie lief darauf hinaus, daß dem bisherigen 
Zuſtande der Gewährung von Obhut und Fürſorge im Stalle 
der Beklagten entſprechend die Beklagte bis zur Ergreifung und 
Fortführung des Pferdes durch den Kläger Tierhalterin bleiben 
ſolle. Unter den feſtgeſtellten Umſtänden iſt die Anwendung 
des § 833 BGB. rechtlich nicht zu beanſtanden. H. c. H., 
U. v. 26. Mai 10, 435/09 IV. — München. 

7. § 868 BGB. Mittelbarer Beſitz.] 

Es mag zugegeben werden, daß eine Leihe im Sinne der 
85 598 ff. BGB. deshalb nicht wohl beabſichtigt geweſen iſt, 
weil der Veräußerer S., dem die Sachen belaſſen wurden, den 
beſtimmungsmäßigen Gebrauch von ihnen nicht machen konnte, 
ſolange ſie nicht Beſtandteile des Hauſes geworden waren, und 
weil das von den Beteiligten als Leihe bezeichnete Verhältnis 
gerade mit dieſem Zeitpunkt aufhören ſollte und mußte. Aber 
der BerR. erkennt ſelbſt an, daß es nicht auf die von den 
Parteien gewählten Ausdrücke, ſondern auf ihren wirklichen, 
aus den Umſtänden zu ermittelnden Willen ankomme, wobei 
er auf den $ 133 BGB. verweiſt. Wenn er trotzdem verneint, 
daß ein Rechtsverhältnis erſichtlich ſei, vermöge deſſen S. dem 
Kläger gegenüber auf Zeit zum Beſitze der Sachen berechtigt 
oder verpflichtet ſei (S 868 BGB.), und dies damit begründet, 
daß für eine Verwahrung, an die etwa noch zu denken ſei, 
der Vertrag und das ſonſtige Vorbringen des Klägers nichts 
ergebe, fo iſt er dem 5 133 BGB. nicht ausreichend gerecht 
geworden, obwohl er ihn ſelbſt anführt. Hat man mit dem 
BerR. davon auszugehen, daß der Kläger zur Sicherung ſeiner 
Forderung von 3000 & das Eigentum an den Oſen und Koch⸗ 
maſchinen erwerben wollte und daß die Beteiligten auch ein 
den Beſitz des Klägers vermittelndes Rechtsverhältnis ſchaffen 
wollten, ſo bieten ſchon dieſe Umſtände einen Anhalt für 
eine Auslegung des Vertrages, die den Willen der Partcien 
zur Geltung bringt. Auch ohne daß der Wortlaut des Ver⸗ 
trages oder eine beſondere Behauptung des Klägers verwertet 
werden könnten, liegt es doch nahe, unter Berückſichtigung 
deſſen, was die Kontrahenten erkennbar bezweckt haben, in der 
Vereinbarung einer Leihe den Abſchluß eines Verwahrungs⸗ 
vertrages oder eines ähnlichen Rechtsverhältniſſes — das nicht 
ein benannter Vertrag zu ſein braucht (vgl. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 21. Mai 1909 bei Gruchot 53, 
1045) — zu finden. Auch der Entleiher hat die Pflicht der 
Obhut in Anſehung der Sache; er hat ſie zu erhalten und vor 
Nachteilen zu ſchützen. Darum kann, wenn die auf eine Leihe 
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abzielende Vereinbarung ſich nach der Richtung des Gebrauchs 
der Sache als nicht ausführbar erweiſt, ihr dennoch inſoweit 
Bedeutung beigemeſſen werden, als aus ihr der Wille erſichtlich 
wird, daß der, dem die Sache überlaſſen oder belaſſen iſt, 
jedenfalls die Stellung eines Verwahrers einnehmen, mithin 
die Sache bis zum Ablaufe der vereinbarten Zeit für den 
anderen Teil aufbewahren ſoll. Sonach kann die Vereinbarung 
einer Leihe den Abſchluß eines Verwahrungsvertrages in ſich 
begreifen. Dies hat der BerR. nicht genügend berückſichtigt 
und darum mußte ſein Urteil aufgehoben werden. S. c. J., 
U. v. 24. Mai 10, 483/09 VII. — Berlin. 

8. $ 1117 BGB. verb. mit 5 60 GBO. Bedeutung 
des Beſitzkonſtituts bezüglich eines Hypothekenbriefes, wenn 
derjenige, der den Brief vom Grundbuchamt ausgehändigt er⸗ 
halten hat, keine erkennbare Handlung vorgenommen hat, 
welche auf eine Beſitzübertragung ſchließen läßt.] 

Die Klägerin hat von P., dem früheren Beſitzer von Q., 
ein Darlehn von 15 000 & zu fordern, zu deſſen Rückzahlung 
er rechtskräftig verurteilt iſt. Die Zwangsvollſtreckung iſt 
ohne Erfolg geblieben. Die Beklagte, eine Nichte P.s, hat 
dieſem ebenfalls ein Darlehn von 6500 & gegeben. Es war 
früher auf Q. eingetragen, fiel aber dort bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung im Jahre 1900 aus. P. ließ es dann, nachdem 
er am 7. Mai 1900 ein Grundſtück in St. erworben hatte, 
am 7. Juni 1900 auf dieſem Grundſtück eintragen. Als er 
im Dezember 1900 das Grundſtück wieder verkaufte, bewilligte 
die Beklagte am 23. Januar 1901 die Löſchung ihrer Hypothek. 
Sie will damals das Geld zurückerhalten, auf Bitten P.s es 
dieſem aber wieder geliehen und dabei vereinbart haben, daß 
P. das Darlehn auf einem von ihm anzukaufenden anderen 
Grundſtück eintragen laſſen und den Hypothekenbrief in Ver⸗ 
wahrung nehmen ſolle. Am 1./2. Oktober 1901 erwarb P. 
ein anderes Grundſtück in St. und ließ für die Beklagte 
6500 Darlehn eintragen, erhielt auch den Hypothekenbrief 
vom Grundbuchamt. Damals ſtand in der Prozeßſache der 
Klägerin ein Termin vor dem RG. an, in dem P. geäußert 
haben ſoll, er hätte viel Geld, habe es aber auf fremden 
Namen eintragen laſſen, damit die Klägerin, wenn ſie gewinne, 
nichts erhalte. Die 6500 ließ die Klägerin durch Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß als Eigentümergrundſchuld P.s 
pfänden und dieſem den Hypothekenbrief im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung abnehmen. Sie hat dann mit dem Antrage 
geklagt, die Beklagte folle verurteilt werden, einzuwilligen, daß 
die beim Weiterverkauf hinterlegten 6695 &4 der Klägerin aus⸗ 
gezahlt würden. Der Beklagten wurde ein richterlicher Eid 
darüber auferlegt, daß ſie am 23. Januar 1901 bei der Hin⸗ 
gabe des Darlehns von 6500 mit P. vereinbart habe, dieſer 
ſolle das Darlehn auf einem von ihm anzukaufenden Grundſtücke 
eintragen laſſen und den Hypothekenbrief für ſie in Verwahrung 
nehmen. Das RG. hob auf: Das Abkommen vom 23. Januar 
1901 hatte nach der Annahme des Ber. nur obligatoriſche 
Bedeutung. Damit iſt die Feſtſtellung einer in die Zukunft 
wirkenden dinglichen Vereinbarung, wie fie der VII. 3. des 
RG. als möglich anficht (RG. 56, 52; IM. 07, 74718; 
Gruchots Beitr. 53, 1045/9), abgelehnt. Aber ſelbſt im Falle 
einer ſolchen in die Zukunft wirkenden Vereinbarung erfordert 
der VII. 3S. für den endgültigen Beſitz⸗ und Eigentums⸗ 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


707 


übergang eine äußerlich in die Erſcheinung tretende Aus⸗ 
führungshandlung, die den Ubertragungswillen erkennbar macht 
(ſ. a. a. O. insbeſondere Gruchot 53, 1049). Noch weniger 
iſt eine ſolche erkennbare Handlung (Willensäußerung) dann 
zu entbehren, wenn das Beſitzkonſtitut ſelbſt durch einen 
Vertrag, den der Bevollmächtigte oder Beauftragte mit ſich in 
fremdem Namen ſchließt, zuſtande kommen ſoll (vgl. RG. 52, 
130; 63 S. 16 und 405). Im vorliegenden Falle liegt nichts 
vor, was darauf ſchließen ließe, daß P., nachdem er den 
Hypothekenbrief gemäß 8 60 GBO., §S 1117 BGB. vom 
Grundbuchamte erhalten, den Beſitz durch Konſtitut auf die 
Beklagte übertragen habe. P. c. A., U. v. 21. Mai 10, 
335/09 V. — Stettin. 

9. $ 1333 BGB. Eheanfechtung, wenn der Ehemann 
zwar wußte, daß die Ehefrau ſich vor dem Eheabſchluſſe einem 
andern Manne hingegeben hatte, aber von der Geburt eines 
außerehelichen Kindes nichts wußte.] 

Der Ber. unterſtellt, der Kläger ſei vor Eingehung der 
Ehe davon unterrichtet geweſen, daß ſich die Beklagte bereits 
einem andern Manne hingegeben hatte. Wenn der Kläger 
geneigt war, darüber hinwegzuſehen, ſo folgt daraus keines⸗ 
wegs, daß ihm auch das Vorhandenſein eines außerehelichen 
Kindes der Klägerin hätte gleichgültig ſein müſſen, das ihm 
unter lügenhaften Vorſpiegelungen argliſtig verſchwiegen worden 
wäre. Vielmehr konnte gerade dieſer Umſtand, wie der BerR. 
unter einwandfreier Begründung näher darlegt, zu künftigen 
ſchweren Störungen des ehelichen Verhältniſſes und öffentlichen 
Bloßſtellungen führen und deshalb auch bei verſtändiger Würdi⸗ 
gung des Weſens der Ehe den Mann von der Eingehung der 
Ehe abhalten. H. c. H., U. v. 2. Juni 10, 387/09 IV. — 
Düſſeldorf. 

10. 8 1361 BGB. verb. mit § 627 ZPO.] 

Während eines Eheſcheidungsprozeſſes wurde der Ehefrau 
durch einſtweilige Verfügung eine Rente zugebilligt und die 
Benutzung der Ehewohnung geſtattet. In der letzteren Beziehung 
wies das KG. den Anſpruch der Klägerin ab. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Die Vorſchrift des § 627 ZRO. ver: 
weiſt ausdrücklich auf 8 1361 BGB. Bei dem Widerſpruche 
des ſchon ſeit Auguſt 1907 von der Ehefrau getrennt lebenden 
Ehemannes gegen die fernere Benutzung der früheren, in einem 
der Häuſer des Ehemannes befindlichen Ehewohnung ſeitens 
der Ehefrau iſt die hierüber vom BG. getroffene Entſcheidung 
rechtlich nicht zu beanſtanden. § 1361 BGB. gewährt dem 
unterhaltsberechtigten Ehegatten, abgeſehen von der hier nicht 
in Betracht kommenden Berechtigung auf Herausgabe von 
Haushaltungsſachen, nur einen geſetzlichen Anſpruch auf Ge⸗ 
währung von Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente, nicht 
aber einen Anſpruch auf fortdauernde Benutzung der Ehe⸗ 
wohnung. E. c. E., U. v. 30. Mai 10, 705/09 IV. — Berlin. 

11. S 1571 BGB.] 

Die vom LG. auf die Widerklage ausgeſprochene und vom 
OLG. gebilligte Scheidung ſtützt ſich auf die für erwieſen 
erachtete Tatſache, daß der Kläger im Jahre 1896, alſo länger 
als 10 Jahre vor Erhebung der gegenwärtigen Scheidungs⸗ 
klage, Ehebruch begangen habe. Beide Vorderrichter ſind der 
Anſicht, daß die zehnjährige Friſt des 8 1571 Abſ. 1 BGB. 
der Geltendmachung des Ehebruchs als Scheidungsgrund 
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nicht im Wege ſtehe, weil die häusliche Gemeinſchaft der Ehe⸗ 
gatten ſeit dem Jahre 1897 aufgehoben ſei und während der 
Aufhebung die Friſt gemäß § 1571 Abſ. 2 nicht laufe. Zu 
Unrecht bekämpft die Reviſion dieſe Anſicht, für deren Richtig⸗ 
keit die Entſtehungsgeſchichte der fraglichen Vorſchrift ſpricht. 
(Wird ausgeführt.) W. c. W., U. v. 26. Mai 10, 447/09 IV. 
— Naumburg. 

12. 88 1833, 1915, 1642, 1807 BGB. Pflichtver⸗ 
letzung des Pflegers.] 

Was die Frage anlangt, ſo mußte der Beklagte, wie das 
BG. zutreffend ausführt, die Vorſchriften der SS 1642, 1807 BGB. 
und Art. 73 PrAGBGB. über mündelſichere Anlegung baren 
Geldes beachten und er hätte in die Rangänderung nur willigen 
dürfen, wenn das Geld innerhalb der vom Geſetze für mündel⸗ 
ſichere Anlegung gezogenen Grenzen angelegt blieb. In dieſer 
Beziehung verneint das BG. ein Verſchulden des Beklagten. 
Allein feine Erwägungen werden von der Reviſion mit 
Recht bekämpft. Zunächſt iſt es richtig, aber auch vom 
BG. nicht verkannt, daß die Genehmigung der Vorrangsein⸗ 
räumung durch den Vormundſchaftsrichter die Haftung eines 
fahrläſſig handelnden Pflegers nicht notwendig ausſchließt 
(Mot. Bd. 4 S. 1177). Es iſt auch richtig, daß der Be⸗ 
klagte, wenn er ſich ohne Bedenken auf das Ergebnis der ge⸗ 
richtlichen Abſchätzung ſtützen durfte, die Vorrangseinräumung 
anſtandslos bewilligen konnte, denn die Mündelgelder blieben 
dann immer noch innerhalb der erſten Wertshälfte ſtehen. Zu 
Unrecht hat aber das BG. angenommen, der Beklagte habe ſich 
auf die gerichtliche Abſchätzung vollſtändig verlaſſen können, es 
treffe ihn deswegen um ſo weniger ein Vorwurf, als er gar nicht 
in der Lage geweſen ſei, Nachprüfungen anzuſtellen. Dieſe An⸗ 
nahme des BG. beruht bei der gegenwärtigen Sachlage auf 
Rechtsirrtum. Es trifft keineswegs zu, daß eine gerichtlich 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen aufgenommene Abſchätzung 
eines Grundſtücks unter allen Umſtänden, ſelbſt wenn bei der 
Aufnahme die geſetzlichen Vorſchriften beobachtet worden ſind, 
eine unanfechtbare Grundlage für die Aufgabe einer Sicherheit 
bildet und den ſich dazu verſtehenden Pfleger jeder Sorge für 
die Erzielung eines richtigen Schätzungsergebniſſes überhebt. Es 
iſt nicht zutreffend, daß der Pfleger das Schätzungsergebnis ge- 
wiſſermaßen blind hinnehmen dürfe und ſich um die für eine 
Überſchätzung des Grundſtückswertes ſprechenden Umſtände nicht 
zu kümmern brauche. Vielmehr iſt es im Mündelintereſſe ge⸗ 
boten, daß er derartige, ihm bekannte Umſtände durch geeignete 
Maßnahmen zur Geltung bringt und eine Überſchätzung zu ver: 
hindern ſucht. Mindeſtens muß er aus ſolchen Umſtänden eine 
Mahnung zu beſonderer Vorſicht bei der Aufgabe eines fremden 
Vorrechts ziehen. Im gegenwärtigen Falle war das Grund: 
ſtück, wie dem Beklagten als Pfleger bekannt, im Jahre 1893 
auf etwa 24 000 % und im Jahre 1894 auf 28144 / ab⸗ 
geſchätzt worden, jedesmal zum Zwecke gerichtlicher Auseinander⸗ 
ſetzungen. Die Verbeſſerungen, die das Grundſtück ſeitdem bis 
zum Jahre 1901 erfuhr, betrugen etwa 8000 , Im Jahre 
1901 wurde der Wert des Grundſtücks auf 67 920 / feſt⸗ 
geſtellt. Da es ſich um ein Mühlengrundſtück handelte und 
der Beklagte ſelbſt Mühlenbeſitzer iſt, auch die Verhältniſſe 
ſeines Bruders, des Vaters der Mündel, genau kannte, ſo war 
ihm um ſo eher ein Urteil über die Richtigkeit und Zuverläſſig⸗ 
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keit der Abſchätzungen zuzutrauen. Die Annahme des BG., 
der Beklagte ſei gar nicht in der Lage geweſen, Nachprüfungen 
anzuſtellen, entbehrt der Begründung und iſt nach dem Ge⸗ 
ſagten unzutreffend. Wenn ſchon eine ordnungsmäßig vor⸗ 
genommene gerichtliche Abſchätzung nicht unter allen Umſtänden 
geeignet iſt, den Pfleger zu decken und ihm die Verantwortlich⸗ 
keit abzunehmen, ſo muß dies in höherem Maße von einer Ab⸗ 
ſchätzung gelten, die — wie nach der Annahme des BG. die 
Abſchätzung vom Jahre 1901 — den geſetzlichen Vorſchriften 
nicht vollſtändig entſpricht. M. c. M., U. v. 4. Mai 10, 
393/09 IV. — Marienwerder. 

13. SS 2057, 2050 — 2053, 2316 BGB. Auskunfts⸗ 
pflicht wegen der Zuwendungen.] 

Die Verurteilung des Beklagten, ſeine Angabe über die 
empfangenen Zuwendungen gleichfalls mit dem Offenbarungs⸗ 
eide zu bekräftigen, iſt — wenn von dem Umfange der Ver⸗ 
pflichtung zunächſt abgeſehen wird — rechtsgrundſätzlich 
nicht zu beanſtanden. Sie beruht auf einer zutreffenden 
Anwendung des § 2057 BGB., wonach jeder Miterbe ver: 
pflichtet iſt, den übrigen Erben auf Verlangen Auskunft über 
die Zuwendungen zu erteilen, die er gemäß 88 2050 bis 2053 
zur Ausgleichung zu bringen hat, und wonach die Vorſchriften 
der SS 260, 261 in einem ſolchen Falle entſprechende An⸗ 
wendung zu finden haben. Der Anſpruch auf eine derartige 
Auskunft iſt freilich im § 2057 wörtlich genommen nur einem 
jeden der Erben beigelegt. Er würde alſo, wenn man die 
Geſetzesworte nicht in einem weiteren Sinne verſteht, dem 
Pflichtteilsberechtigten nur dann zuſtehen, wenn er zu den Erben 
gehört. Auf die Klägerin aber trifft das nicht zu, da ſie den 
Pflichtteil vom Beklagten nur als Nachlaßgläubigerin (88 1967 
Abſ. 2, 2317 BGB.) zu fordern hat. Allein zu einer er 
weiternden Geſetzesauslegung und zu einer Erſtreckung der Vor⸗ 
ſchriften des §S 2057 auf den Fall, wenn der Pflichtteil einem 
nicht erbenden Abkömmlinge von einem anderen Abkömmlinge 
geſchuldet wird, führt die durch § 2316 Abſ. 1 BGB. vor: 
geſchriebene Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der 
Beſtimmung des Pflichtteils. (Wird ausgeführt.) Allein der 
BerR. geht über das Ziel hinaus, indem er die durch § 2057 
BGB. vorgeſchriebene Offenbarungspflicht auf alle Zuwendungen 
ausdehnt, die der auskunftspflichtige Erbe bei Lebzeiten des 
Erblaſſers von dieſem empfangen hat. In dieſer Ausdehnung 
würde, wenn es ſich wie hier um Zuwendungen an einen Sohn 
handelt, die Offenbarungspflicht bis auf die früheſte Kindheit 
zurück nahezu alle Gaben und Wohltaten umfaſſen, die das 
Kind einem ſeiner Eltern zu verdanken hatte. Auf die Rechts⸗ 
form der Gewährung kommt es bei einer Zuwendung überhaupt 
nicht an. Eine Zuwendung braucht auch keine Schenkung zu 
fein. (Mot. zu SS 2158 bis 2159 J. Entw. 5, 704; 8 516 
Abſ. 1 BGB.) Nach dem Geſetze können, wie ſich u. a. aus 
den Eingangsworten des § 2050 Abſ. 3 („Andere Zuwendungen“) 
ergibt, darunter auch ſolche Leiſtungen verſtanden werden, durch 
die einer geſetzlichen Pflicht genügt wird (88 2050 Abſ. 1, 1620; 
SS 2050 Abſ. 2, 1601, 1610 Abſ. 2 BGB.). Der Ausdruck 
erſtreckt ſich nicht minder auf Fälle, in denen dem Empfänger 
ein Vermögensvorteil ohne eigenes mitwirkendes Handeln er⸗ 


wachſen iſt (8 516 Abſ. 2) und daß ſelbſt im Falle einer Ent⸗ 


geltlichkeit der Leiſtung es ſich um eine Zuwendung handeln 
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kann, ergibt ſich nicht nur aus S 516 Abſ. 1 ſondern auch 
daraus, daß man es bei der geſetzlichen Regelung der Aus⸗ 
gleichungspflicht mit Abſicht vermieden hat, dieſe Verpflichtung 
auf die „unentgeltlichen Zuwendungen“ einzuſchränken (Mot. 5, 
704; Urteile des Senats vom 30. Juni 1902 JW. Beil. 
S. 266 Nr. 198 und vom 4. Januar 1908, RG. 67, 308). 
Das Geſetz hat im § 2057 die Auskunftspflicht auf ganz be⸗ 


ſtimmte im § 2050 ſcharf und unzweideutig gekennzeichnete Fälle 


elterlicher oder vorelterlicher Zuwendungen ($ 2053) eingeſchränkt 
und die Rechtſprechung hat in dieſer Beziehung keinen Anlaß, 
über die Geſetzesvorſchrift hinauszugehen. (Wird ausgeführt.) 
H. c. H., U. v. 12. Mai 10, 411/09 IV. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

14. SS 32, 767 ZPO. Eingehen auf die Hauptſache 
ſeitens des Gerichts bei Prüfung ſeiner Zuſtändigkeit, auch 
Beurteilung der Frage, ob eine unerlaubte Handlung vorliegt. 
Einwendungen gemäß § 767 ZPO.] 

Der Beklagte hat am 29. November 1898 bei dem AG. 
in Kehl gegen die nunmehrigen Kläger ein Anerkenntnisurteil 
über 88408 & erwirkt. Auf Grund dieſes Urteils hat er 
durch Beſchluß des AG. zu Nürnberg vom 18. Januar 1909 
Forderungen des Ehemanns M. pfänden laſſen. Die Kläger 
behaupten nun, der Beklagte habe einer ſchon bei Erlaß des 
Anerkenntnisurteils von den Parteien getroffenen Vereinbarung 
zuwider von jenem Urteile gegen ſie Gebrauch gemacht. Sie 
erblicken insbeſondere in der Erwirkung der Pfändung eine 
unerlaubte Handlung des Beklagten, woraus er ihnen ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ſei. Der Beklagte hat den Einwand der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts erhoben, welchem das LG. ſtattgab. 
Das OLG. hob auf und wies die Sache an das LG. zurück. 
Die Revifion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Reviſion 
rügt Verletzung der SS 32, 767, 260, 538 ZPO.: Nach der 
Begründung der Klage — den Klagtatſachen — und dem 
Klagantrage ſtelle ſich die den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
bildende Klage als eine Klage im Sinne des § 767 ZPO. 
dar. Dieſe Natur der Klage erleide dadurch keine Anderung, 
daß der Kläger den Klaganſpruch als einen ſolchen aus un⸗ 
erlaubter Handlung charakteriſiere und zur Begründung der 
Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichtes auf § 32 der ZPO. 
verweiſe. Die Zuläſſigkeit der Klage nach 8 767 ZPO. könne 
auch nicht aus dem Grunde bezweifelt werden, weil die Ab⸗ 
machung, gegen die der Beklagte verſtoßen haben ſolle, ſchon 
vor Erlaß des Anerkenntnisurteils zuſtande gekommen ſei. 
Für Klagen aus § 767 ZPO. ſei im Geſetze ein ausſchließ⸗ 
licher örtlicher und ſachlicher Gerichtsſtand vorgeſchrieben, der 
hier beim Prozeßgericht I. Inſtanz begründet ſei. Das BG. 
verkenne aber auch den Inhalt und die Tragweite des auf 
Grund von Sachverhandlung ergangenen Urteiles I. Inſtanz. 
Nach den Entſcheidungsgründen ſei die Klage nicht nur aus 
dem Grunde mangelnder Zuſtändigkeit abgewieſen, ſondern in 
erſter Linie deswegen, weil angeſichts der Sachdarſtellung der 
Kläger und der geſetzlichen Beſtimmungen eine unerlaubte Hand⸗ 
lung des Beklagten überhaupt nicht vorliege. Es ſei alſo über 
den geltend gemachten Anſpruch ſelbſt entſchieden und treffe 
8538 Abſ. 1 Ziff. 2 ZPO. nicht zu. — Dieſe letztere Rüge 
iſt zweifellos unbegründet. Das LG. iſt auf die Hauptſache 
in den Gründen lediglich deshalb eingegangen, weil es dies 


für erforderlich hielt, um die Frage der Zuſtändigkeit zu 
entſcheiden; es will aber offenbar hierüber allein und nicht 
in der Sache ſelbſt erkennen. Dies erhellt klar namentlich aus 
den Schlußworten der Urteilsgründe. Eine Zurückverweiſung 
der Sache in die I. Inſtanz war daher für das BG. nach 
§ 538 Abſ. 1 Ziff. 2 ZPO. geboten, weil vom erſten Richter, 
obſchon zur Hauptſache verhandelt war, eben nur über die 
prozeßhindernde Einrede erkannt worden iſt. Aber auch die 
übrigen Reviſionsangriffe können keinen Erfolg haben. Was die 
Frage anlangt, ob und inwieweit für die Entſcheidung des Gerichts 
über feine Zuſtändigkeit nach §S 32 ZPO. eine ſachliche Prüfung 
des Rechtscharakters der Klage vorzunehmen ſei, ſo mag der 
Reviſion ſoviel zugegeben werden, daß der BerR. anſcheinend 
— nach dem Wortlaute der Urteilsgründe — jene Prüfung zu 
unbedingt und zu allgemein ablehnt. Gewiß kann die bloße 
Behauptung des Klägers über das Vorliegen einer unerlaubten 
Handlung nicht in dem Sinne maßgebend ſein, daß das Gericht 
hieran ſchlechthin gebunden und der eigenen Würdigung der 
Rechtsnatur des Klaganſpruches enthoben wäre. Eine rein 
willkürliche Bezeichnung des klagbegründenden Vorgangs als 
„unerlaubter Handlung“, eine vielleicht offenſichtlich verfehlte 
Rechtsanſicht des Klägers wäre natürlich nicht entſcheidend. Um 
die Zuſtändigkeit des Gerichts nach §S 32 ZPO. zu begründen, 
wird die Anführung ſolcher Tatſachen zu erfordern ſein, die ſich 
bei richtiger rechtlicher Würdigung ihrer Art nach als uner⸗ 
laubte Handlung darſtellen, wenigſtens eine ſolche enthalten 
können. (Vgl. Hellwig, Lehrb. d. Zivil⸗Prozeßrechts Bd. II 
8 103a S. 262; Peterſen⸗Remelé ZPO. § 32 V 5. Aufl. S. 82 
Nr. 18; Urteil des RG. II. 87/91 vom 23. Juni 1891 (Jur⸗ 
Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothr. Bd. 16 Nr. 66 S. 543 f. — Hierzu 
ferner Gaupp⸗Stein ZPO. 8/9. Aufl. §8 32 Nr. V S. 96 u. 
Not. 35, Vorbem. zu Tit. 2 S. 50. —) Allein es iſt nicht zu 
unterſtellen, daß das BG. auf einem abweichenden rechtlichen 
Standpunkte ſtehe; und richtig iſt jedenfalls, daß eine zu⸗ 
verläſſige, endgültige Beurteilung der Frage, ob eine unerlaubte 
Handlung wirklich vorliegt, erſt in dem Verfahren zur Sache 
ſelbſt erfolgen kann. — Im vorliegenden Falle aber iſt der in 
der Klage behauptete Tatbeſtand wohl geeignet, die Behauptung, 
daß der Beklagte ſich einer, zum Schadenserſatze verpflichtenden 
unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe, rechtlich zu be⸗ 
gründen. Denn die Ausbeutung der Rechtskraftwirkung eines 
gerichtlichen Urteils kann, wenn ſie in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe unternommen wird, nach Umſtänden 
eine doloſe, unerlaubte Schädigung und wofern das Recht des 
DBGB. anzuwenden iſt, eine unter $ 826 BGB. fallende 
unerlaubte Handlung darſtellen. Daß in dieſem Sinne die hier 
erhobene Klage aufzufaſſen ſei, hat der Vorderrichter mit Recht 
angenommen. Die rechtliche Klagbegründung entſpricht faſt 
wörtlich der Ausführung in dem Urteile des L Sen. des RG. 
vom 14. Oktober 1905 (RG. Bd. 61 Nr. 87 S. 364 f.). Sicher 
iſt ſodann, daß die Kläger keine Vollſtreckungsgegenklage nach 
§ 767 3P O. anſtellen wollten. Der Antrag auf Verurteilung 
des Beklagten zur Herausgabe des Anerkenntnisurteiles geht 
über den Bereich der Klage aus 8 767 ZPO., deren Ziel der 
Ausſpruch iſt, daß die ſchwebende Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteile unzuläſſig ſei, erheblich hinaus. (Vgl. auch RG. Bd. 36 
Nr. 63 S. 249.) Der beigefügte zweite Antrag aber, die 
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Zwangsvollſtreckung (Pfändung) für unzuläſſig zu erklären, 
bedeutet hier nicht die Geltendmachung eines zweiten ſelb⸗ 
ſtändigen Anſpruches oder Einwandes gegenüber dem Urteile. 
Vielmehr wollen die Kläger einen einheitlichen Anſpruch — 
Schadenserſatzanſpruch — erheben, eine Klagenhäufung im Sinne 
von § 260 ZPO. ſteht nicht in Frage. — Bei dieſer Sachlage 
könnte der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung (8 32 ZPO.) 
nur dann den Klägern verſchloſſen ſein, wenn die Ausſchließlich⸗ 
keit der in 8 767 ZPO. normierten Zuſtändigkeit des Prozeß⸗ 
gerichts I. Inſtanz dahin aufzufaſſen wäre, daß das Geſetz 
auch ſelbſtändige Klagen von der Art der gegenwärtigen als 
Vollſtreckungsgegenklagen behandeln und in zwingender Weiſe 
deren Gerichtsſtand unterwerfen wolle. Das iſt jedoch nicht 
anzunehmen. Es wäre ſchon fraglich, ob eine Klage wie die 
vorliegende auch nur nach Maßgabe des S 767 ZPO. erhoben 
werden könnte. Die Kläger machen nicht geltend, daß der Be⸗ 
klagte das Anerkenntnisurteil durch unerlaubte Handlung erwirkt, 
argliſtig erſchlichen habe, ſondern in erſter Linie, daß das Urteil, 
nur „zum Schein“ erwirkt ſei, im weiteren, daß der Beklagte 
der vor Erwirkung des Urteils von den Parteien getroffenen 
Abrede zuwider und argliſtigerweiſe von dem Urteile gegen die 
Kläger Gebrauch gemacht habe. Gegen die Zuläſſigkeit einer 
Klage nach $ 767 könnte alſo angeführt werden, daß es ſich 
hier entweder nicht um „Einwendungen“ handle, deren Gründe 
erſt nach dem Schluſſe der maßgebenden mündlichen Verhandlung, 
in der die Einwendungen ſpäteſtens hätten geltend gemacht 
werden müſſen, entſtanden ſind — oder daß die betreffende 
Einwendung gar nicht den durch das Urteil feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruch ſelbſt, ſondern die Vollſtreckung des Urteils betreffe. 
(Gaupp⸗Stein § 767 IIa S. 483, S. 484 Not. 48; Peterſen⸗ 
Remelé § 767 S. 379, Not. 17, Falkmann, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 2. Aufl. $ 36 S. 394). Indes wenn auch anzunehmen 
iſt, daß die Vorſchrift in 8 767 Abſ. 2 nur die Einwendungen 
im Auge hat, die ihrer Natur nach in der letzten mündlichen 
Verhandlung geltend gemacht werden konnten, alſo für Fälle 
der vorliegenden Art nicht zutreffe, (RG. Bd. 46 Nr. 91 S. 337, 
IW. 01, 1221 Urteil des erkennenden Senats vom 19. No: 
vember 1906 VI 106/06. Sintenis, Zeitſchr. f. ZP. Bd. 30 
§ 17 S. 406 ff.) und wenn man danach die Zuläſſigkeit 
einer Klage nach 8 767 ZPO. wegen einer dem Erlaſſe des 
Urteils nachfolgenden vertragswidrigen oder argliſtigen Aus— 
nutzung der Rechtskraft zu bejahen hätte, ſo nötigt doch auch 
dies nicht zum Ausſchluſſe des Gerichtsſtandes der unerlaubten 
Handlung für eine ſelbſtändige Deliktsklage. Da, wo mit 
einer ſolchen Klage nicht etwa nur die Umgehung der geſetzlichen 
Kompetenzvorſchrift bezweckt, ſondern in der Tat ein durch den 
Rechtsbehelf des 8 767 nicht gedeckter Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung verfolgt wird, ſteht auch die Abſicht des Geſetzgebers, 
welche bei den Vorſchriſten in Abſ. 1 und 3 des § 767 be⸗ 
ſtimmend geweſen iſt, (Motive zur ZPO. S. 406, Hahn, 
Materialien I. S. 436) der Zulaſſung einer Klagerhebung in 
dem Gerichtsſtande des §S 32 ZPO. nicht entgegen. Die bier: 
aus gegenüber einer Feſtſtellungsklage in dem Urteile des RG. 
vom 7. Februar 1889 VI 328/88 entnommenen Gründe greifen 
für den vorliegenden Fall nicht durch. Die Kläger begehren 
Rechtsſchutz gegen das Vorgehen des Beklagten überhaupt im 
Wege einer Schadenserſatzklage, wodurch ſie die Rechtskraft⸗ 
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wirkung des ergangenen Judikats beſeitigen wollen. Ob und 
inwieweit das von ihnen angegangene Gericht in der Lage ſein 
wird, den geſtellten Klaganträgen zu entſprechen, iſt eine andere, 
hier nicht zu erörternde Frage. G. c. M., U. v. 26. Mai 10, 
66/10 VI. — Nürnberg. 

15. SS 42, 406 ZPO. Ablehnung eines Sachverſtändigen 
wegen Mißtrauen gegen feine Unparteilichkeit. 

Die Klage iſt gerichtet auf Verurteilung der Beklagten 
zur Aufhebung der Verfügung, durch welche die Beklagte das 
Verbleiben des Klägers in der Irrenanſtalt L. angeordnet hat. 
In der Berufungsinſtanz hat das OLG. über den jetzigen 
Geiſteszuſtand des Klägers Beweis zu erheben beſchloſſen, ins⸗ 
beſondere wegen der Frage, ob er jetzt prozeßunfähig ſei, und 
aus welchen Gründen, und zu dieſem Zwecke den Direktor 
jener Irrenanſtalt zum Sachverſtändigen ernannt. Als ſolchen 
hat der Kläger ihn abgelehnt, weil gerade auf ſeinen Bericht 
hin die Beklagte die angefochtene Verfügung erlaſſen habe. 
Das OLG. hat das Ablehnungsgeſuch verworfen. Auf 
Beſchwerde des Klägers hob das RG. dieſen Beſchluß 
auf: Nach S 406 Abſ. 1 vgl. mit § 42 Abſ. 1, 2 ZPO. 
genügt als Ablehnungsgrund ſchon ein Grund, der geeignet 
iſt, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Sachverſtändigen 
zu rechtfertigen, d. h. ein ſubjektives Mißtrauen dieſer Art 
bei der Partei als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. 
R. c. Landherrenſchaft, Beſchl. v. 6. Juni 10, B 135/10 VI. 
— Hamburg. 

16. 88 263, 322, 323, 325 ZPO. Bedeutung der 
Rechtskraft einer negativen Feſtſtellungsklage. Bezieht ſich 
§ 323 nur auf künftig fällig werdende Leiſtungen?] 

Der bei einem Zuſammenſtoße zweier Wagen der von der 
Beklagten betriebenen Straßenbahn verunglückte Kläger ver⸗ 
klagte fie zunächſt auf Zahlung von 380,50 & für entſtandene 
Unkoſten und erlangte eine entſprechende Verurteilung durch das 
rechtskräftig gewordene Teilurteil vom 10. Februar 1908. In 
dieſem Rechtsſtreite erhob Beklagte Widerklage mit dem An⸗ 
trage, feſtzuſtellen, daß dem Kläger außer den ihm ausbezahlten 
Beträgen Anſprüche aus dem Unfalle nicht mehr zuſtänden, das 
LG. aber erkannte in dem gleichfalls rechtskräftig gewordenen 
Endurteile vom 2. April 1908 dahin: „Es wird feſtgeſtellt, daß 
dem Kläger ein höherer Rentenanſpruch als auf der Grundlage 
der zu ½ geminderten Erwerbsfähigkeit nicht zuſteht. Im 
übrigen wird die Beklagte mit ihrer Widerklage abgewieſen.“ 
Von dem Kläger war lediglich die Abweiſung der Widerklage 
verlangt worden, da ſeine Erwerbsfähigkeit durch den Unfall 
bis zu 2/5; herabgemindert ſei, und er daher Anſpruch auf 
Zahlung einer Rente habe. Um dieſen Rentenanſpruch handelt 
es ſich in dem vorliegenden Rechtsſtreite. Das LG. ſtellte ſich 
in dem jetzt rechtskräftigen Teilurteile vom 10. Dezember 1908 
auf den Standpunkt, daß durch das Urteil vom 2. April 1908 
poſitiv feſtſtehe, Kläger habe einen Schadenserſatzanſpruch auf 
der Grundlage der zu ½ geminderten Erwerbsfähigkeit, weiter 
nahm es an, daß ein Menſch, deſſen Arbeitsfähigkeit um die 
Hälfte herabgeſetzt ſei, höchſtens die Hälfte des ihm ſonſt mög⸗ 
lichen Verdienſtes erzielen könne, vielleicht aber auch weniger, 
daß demnach dem Kläger mindeſtens eine Rente gleich der 
Hälfte ſeines Einkommens gebühre. Auf dieſe Rente wurde 
die Hälfte der dem Kläger als früheren Verſicherungsbeamten 
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zuſtehenden Penſion angerechnet. In dem Endurteile vom 
18. Februar 1909 erachtete das LG. für erwieſen, daß Kläger 
bei ſeiner um die Hälfte geminderten Arbeitsfähigkeit höchſtens 
180 & jährlich verdienen könne und brachte daher dieſen Betrag 
bei Zuerkennung des vorbehaltenen Teils der Rente noch weiter 
in Abzug. Die Berufung der Beklagten gegen dieſes Urteil 
wurde vom OLG. zurückgewieſen. Das RG. hob auf: 
Die Abweiſung einer negativen Feſtſtellungsklage hat verſchiedene 
Tragweite, je nachdem ſie wegen Mangels des rechtlichen 
Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung oder aus ſachlichen 
Gründen erfolgt, in dem letzteren Falle enthält ſie, wie das 
RG. mehrfach ausgeſprochen hat (RG. 29, 347 ff.; 50, 416 ff.), 
poſitiv zugleich die Feſtſtellung des Beſtehens des Rechts⸗ 
verhältniſſes. Nun hat das LG. in dem Urteile vom 2. April 
1908 erwogen, daß Kläger infolge des Unfalls zu etwa 
50 Prozent in ſeiner Erwerbsfähigkeit beſchränkt ſei, daß dieſe 
Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit nicht nur zur Zeit des 
Urteils beſtehe, ſondern vorausſichtlich noch einige Jahre dauern 
werde, wenn überhaupt Beſſerung möglich ſei. Wenn es dann 
im entſcheidenden Teile ausſprach, es ſtehe dem Kläger ein 
höherer Rentenanſpruch als auf der Grundlage der zu ½ ge⸗ 
minderten Erwerbsfähigkeit nicht zu, und im übrigen die Wider⸗ 
klage abwies, ſo hat es damit zugleich poſitiv feſtgeſtellt, daß 
dem Kläger ein Rentenanſpruch, gegründet auf die Verminderung 
ſeiner Erwerbsfähigkeit um die Hälfte, rechtlich zuſteht. Dieſe 
rechtskräftig gewordene Entſcheidung iſt für den jetzigen Rechts⸗ 
ſtreit nach $ 325 ZPO. maßgebend. Das OLG. legt das 
Urteil nun dahin aus, daß es dem Kläger nicht eine der Hälfte 
des Einkommens, das er ohne den Unfall vorausſichtlich gehabt 
haben würde, gleiche Rente zubillige, ſondern findet in ihm nur 
abſtrakt die Feſtſtellung der dem Kläger verbliebenen Erwerbs⸗ 
möglichkeit. Kläger müſſe nachweiſen, welcher Nachteil ihm 
durch die Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit tatſächlich ent⸗ 
ſtanden ſei, dieſer Nachteil könne auch die Hälfte ſeines Ein⸗ 
kommens überſchreiten. In dieſen Ausführungen iſt kein Rechts⸗ 
irrtum erſichtlich. Nach dem Tatbeſtande des landgerichtlichen 
Teilurteils vom 10. Dezember 1908 hat Beklagte beftritten, 
daß die in dem Urteil vom 2. April 1908 feſtgeſtellte Ver⸗ 
minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers auf 50 Prozent 
beſtanden habe und noch beſtehe. Inſoweit hiermit geſagt ſein 
ſoll, die Verminderung habe bereits bei Erlaß des Urteils vom 
2. April 1908 nicht beſtanden, ſteht dem Vorbringen allerdings 
die Rechtskraft des Urteils entgegen, deſſen Feſtſtellung auf der 
Annahme des Gegenteils beruht. Für die ſpätere Zeit aber 
rechnet das Urteil ausdrücklich mit der Möglichkeit einer 
Beſſerung, es iſt daher nicht dahin zu verſtehen, daß es für 
alle Zeiten eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um die Hälfte 
feſtgeſtellt habe. Wenn daher Beklagte behauptet, Kläger 
mache jetzt längere Spaziergänge, ſogar größere Bergpartien, 
und eine Aufnahme des Klägers in die Göttinger Univerſitäts⸗ 
Mint auf ihre Koſten zur Feſtſtellung feines Geſundheits⸗ 
zuſtandes beantragte, fo erledigt ſich dieſes Vorbringen nicht 
mit der Rechtskraft des Urteils vom 2. April 1908, enthält 
vielmehr einen an ſich zuläſſigen Beweisantritt dafür, daß ſich 
das Befinden des Klägers gebeſſert habe und ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit nicht mehr um die Hälfte herabgemindert ſei. Daß 
die Vorinſtanzen auf dieſen Beweis nicht eingegangen ſind, 
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beruht, ſoweit erſichtlich, auf einer irrigen Anſicht über die 
Tragweite der Rechtskraft des Feſtſtellungsurteils. Selbſt 
dann, wenn in dem Urteile vom 2. April 1908 nicht ausdrück⸗ 
lich von einer möglichen Anderung in dem Zuſtande des Klägers 
die Rede wäre, würde ſich die in ihm enthaltene poſitive Feſt⸗ 
ſtellung nur auf die Zeit ſeines Erlaſſes beziehen und der 
Beklagten in einem ſpäteren auf Leiſtung gerichteten Prozeſſe 
nicht das Recht nehmen, Tatſachen vorzubringen, die die ge⸗ 
troffene Feſtſtellung als nicht mehr zutreffend erſcheinen laſſen. 
Im Wege des § 323 ZPO. kann dies nicht geſchehen, da 
dieſe Vorſchrift ſich nur auf den Fall der Verurteilung zu 
künftig fällig werdenden Leiſtungen bezieht und auf Feſt⸗ 
ſtellungsklagen nicht anwendbar iſt. St. c. H., U. v. 30. Mai 10, 
268/09 VI. — Celle. 

17. 8 274 ZPO. Einrede des Schiedsvertrages.] 

Der BerR. hat die von dem Beklagten vorgeſchützte Ein⸗ 
rede des Schiedsvertrages (§S 274 Abſ. 2 Ziff. 3 ZPO.) als 
unbegründet verworfen, weil vorliegend auf Grund des Schieds⸗ 
vertrages bereits ein Schiedsſpruch in formell gültiger Weiſe 
gefällt iſt und deshalb nur noch die nicht prozeßhindernde Ein⸗ 
rede der rechtskräftig entſchiedenen Sache gegeben ſei. Die 
Reviſion greift dieſe Auffaſſung als rechtsirrig an, ſie konnte 
Erfolg nicht haben. Zutreffend führt der Ber R. aus, daß aus 
der Faſſung der durch die Novelle vom 17. Mai 1898 auf 
eine Anregung in der Kommiſſion eingeführten Beſtimmung der 
Ziff. 3 des Abſ. 2 des § 274, nach der als prozeßhindernde 
Einrede angeſehen werden ſoll die Einrede, daß „die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreites durch Schiedsrichter zu erfolgen 
habe“, in Verbindung mit den übrigen Beſtimmungen der ZPO. 
über das ſchiedsrichterliche Verfahren, insbeſondere mit der im 
§ 1040 3P O. gegebenen Vorſchrift über die Rechtskraftwirkung 
des Schiedsſpruchs zu folgern iſt, daß die Einrede aus dem 
Schiedsvertrag nur ſo lange als eine prozeßhindernde gegeben 
iſt, als ein formell gültiger Schiedsſpruch noch nicht vorliegt. 
Von dieſer durch den erkennenden Senat bereits wiederholt 
gebilligten Anſicht — vgl. Gruchots Beitr. 51, 403 und Warneyers 
Jahrbuch der Rechtſprechung des RG. 1908 Nr. 425 — ab⸗ 
zugehen, liegt kein Anlaß vor. Mit dem Erlaß des Schieds⸗ 
ſpruches iſt nach 8 1040 das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
ſtreitigen Anſpruchs oder des ftreitigen Rechtsverhältniſſes rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt. Solang dieſer Spruch nicht im Wege der 
Klage aus § 1041 aufgehoben oder deſſen Ungültigkeit nicht 
durch Abweiſung der gemäß § 1042 erhobenen Klage aus⸗ 
geſprochen iſt, ſteht dem Beklagten nur noch die Einrede der 
entſchiedenen Sache zur Seite. Der Beklagte kann nicht mehr 
geltend machen, nach der getroffenen Vereinbarung ſolle der 
Streit durch ein Schiedsgericht entſchieden werden, ſondern er kann 
ſich nur darauf berufen, daß der Streit bereits für beide Teile 
bindend durch den Schiedsſpruch in dieſem oder jenem Sinn 
entſchieden ſei. Wie die auf Grund eines gerichtlichen Urteils 
gegebene Einrede der entſchiedenen Sache nicht prozeßhindernd 
im Sinne des 5 274 iſt, wie fie eine erneute gerichtliche 
Geltendmachung des Anſpruchs nicht hindert, ſondern mit ihr 
nur die Gebundenheit der Parteien an die bereits zwiſchen 
ihnen ergangene Entſcheidung geltend gemacht wird, ſo kann, 
falls ein formell gültiger Schiedsſpruch vorliegt, die dennoch 
gerichtlich belangte Partei die Einlaſſung nicht weigern, ſondern 
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ſich nur zum Nachweis, daß der mit der Klage verfolgte Anſpruch 
unbegründet iſt, auf den Inhalt des Schiedsſpruchs berufen; 
eine prozeßhindernde Einrede iſt dies nicht. Die Reviſion weiſt 
zur Begründung ihrer gegenteiligen Auffaſſung auf die 
Schwierigkeiten hin, die in der Zeit zwiſchen dem Erlaß des 
Schiedsſpruchs und der rechtskräftigen gerichtlichen Entſcheidung 
über die Rechtswirkſamkeit des Schiedsſpruches gemäß § 1041 
oder 8 1042 ZPO. entſtehen können. Allein gegenüber dem 
Wortlaut des 8 274 und mit Rückſicht darauf, daß die im 
8 1040 dem Schiedsſpruch zuerkannte Wirkung eines rechts⸗ 
kräftigen Urteils keineswegs von einer gerichtlichen Anerkennung 
der Rechtsbeſtändigkeit des Schiedsſpruches abhängig gemacht 
iſt, können die möglicherweiſe eintretenden Schwierigkeiten zur 
Rechtfertigung der von der Reviſion vertretenen Anſicht nicht 
verwertet werden und zwar um ſo weniger, als die 
gleichen Schwierigkeiten auch eintreten können, wenn durch 
Erlaß eines rechtskräftigen Urteils die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit überholt wird. Auch in einem ſolchen Fall wandelt 
ſich dieſe Einrede in die nichtprozeßhindernde Einrede der ent⸗ 
ſchiedenen Sache um. Übrigens laſſen ſich dieſe Schwierigkeiten 
dadurch vermeiden, daß die Verhandlung gemäß § 148 ZPO. 
bis zur Entſcheidung des gemäß § 1041 anhängig gemachten 
Rechtsſtreites ausgeſetzt wird. B. c. S., U. v. 20. Mai 10, 
272/10 VII. — Berlin. 

18. 5 291 3PO. Notorietät.] 

Das KG. läßt die Möglichkeit zu, daß die Differential⸗ 
bremſe nicht in Ordnung geweſen ſein könnte, verneint aber 
den urſächlichen Zuſammenhang, weil die am ſtärkſten wirkende 
Getriebebremſe untadelhaft funktioniert habe und es gerichts⸗ 
bekannt ſei, daß eine ſtärkere und ſchnellere Wirkung auch 
beim Zuſammenwirken aller Bremſen nicht erzielt werden könne. 
Die Reviſion beanſtandet das, weil nur Tatſachen oder all⸗ 
gemeine Erfahrungsſätze gerichtsbekannt ſein könnten, und es 
ſich hier um ſolche nicht handele. Daß unter den „Tatſachen“ 
des 8 291 ZPO., die offenkundig fein können, nicht nur konkrete, 
nach Zeit und Raum beſtimmte Geſchehniſſe und Zuſtände der 
Außenwelt (Gaupp⸗Stein, Anm. II 1 zu $ 282), ſondern auch 
allgemein anerkannte wiſſenſchaftliche Wahrheiten zu verſtehen 
ſind, hat das RG. bereits früher ausgeſprochen, RG. 17, 271. 
Eine ſolche allgemeine wiſſenſchaftliche Wahrheit hat das KG. 
erſichtlich nicht feſtſtellen wollen, die Feſtſtellung würde auch 
das Reviſionsgericht, wie in der zitierten Entſcheidung dar⸗ 
gelegt iſt, nicht binden und müßte für unzutreffend erachtet 
werden, weil die Wirkungsweiſe der Bremſen eines Berliner 
Automobil⸗Omnibus nicht allgemein bekannt iſt. Das KG. 
bezeichnet ſie als gerichtsbekannt, was bedeuten würde, dieſe 
Kenntnis der Gerichtsmitglieder beruhe auf ihren amtlichen 
Wahrnehmungen. Eine derartige Feſtſtellung unterliegt der 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz nur ſo weit, als ſie etwa 
auf einem Rechtsirrtum beruht, der ſich auch auf den Begriff 
der Offenkundigkeit erſtrecken kann. Nun iſt zwar der Reviſion 
nicht zuzugeben, daß die Wirkung einer Bremſe niemals gerichts⸗ 
kundig ſein könnte, denn eine Offenkundigkeit innerhalb eines 
begrenzten, dem Bereiche des BG. angehörigen Kreiſes iſt 
immerhin möglich, es beſteht aber das Bedenken, daß das BG. 
darüber keine näheren tatſächlichen Angaben macht, worauf die 
angenommene Gerichtskunde beruht, eine Nachprüfung, ob bei 
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der Feſtſtellung der Gerichtskunde nicht ein Rechtsirrtum vor⸗ 
gekommen iſt, daher nicht möglich iſt. Die Möglichkeit eines 
ſolchen liegt aber hier um ſo näher, als es ſich um techniſche 
Spezialfragen handelt, deren Kenntnis normalerweiſe nicht vor⸗ 
auszuſetzen iſt und die auch nur ſelten Gegenſtand amtlicher 
richterlicher Wahrnehmung fein werden. Der Reviſion iſt daher 
zuzugeben, daß die Entſcheidung der Vorinſtanz, die etwaige 
Unbrauchbarkeit der Differentialbremſe könne nicht kauſal für 
den Unfall geweſen ſein, der genügenden Begründung entbehrt. 
R. c. O., U. v. 12. Mai 10, 238/09 VI. — Berlin. 

19. 5 304 3PO. verb. mit SS 7 und 9 AnfG. Zuläſſig⸗ 
keit eines Zwiſchenurteils bei Geltendmachung eines Individual⸗ 
anſpruchs mittels Anfechtung ] 

S. verkaufte ein durch Tauſch erworbenes, ihm aber noch 
nicht aufgelaſſenes Gut an den Beklagten, ſeinen Schwager. 
Die Auflaſſung an S. erfolgte am 22., die an den Beklagten 
am 23. November 1907, die Eintragung des Beklagten am 
25. November 1907. Klägerin, die eine vollſtreckbare Forderung 
gegen S. beſaß, focht die Veräußerung mit dem Antrage an, 
den Kaufvertrag vom 19. November 1907 ihr gegenüber wegen 
ihrer Forderung für rechtsunwirkſam zu erklären und den Be⸗ 
klagten zu verurteilen, die Zwangsvollſtreckung in die im Ver⸗ 
trage bezeichneten Gegenſtände zu dulden. In J. Inſtanz wurde 
nach dem Klageantrage erkannt. Da über die Höhe der 
Forderung, die der Klägerin gegen S. zuſtand, unter den 
Parteien Streit herrſchte, erließ das BG. zunächſt ein Zwiſchen⸗ 
urteil, durch welches der Anfechtungsanſpruch der Klägerin dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt wurde. Das RG. hob 
auf: Der $ 304 ZPO. ſetzt ebenſo wie der § 5383 voraus, daß 
der Klageanſpruch nicht nur dem Grunde, ſondern auch dem 
Betrage nach ſtreitig iſt. Von einem „Betrage“ kann aber nur 
die Rede ſein, wenn Geld oder vertretbare Sachen den Gegen⸗ 
ſtand der Klage bilden (RG. 60, 366). Im vorliegenden Falle 
ging nun der Klageantrag im weſentlichen dahin, einen Kauf⸗ 
vertrag über ein Grundſtück und eine Reihe beſtimmt bezeichneter 
Sachen wegen der vollſtreckbaren Geldforderung der Klägerin 
gegen den Gutsbeſitzer S. der Klägerin gegenüber für rechts⸗ 
unwirkſam zu erklären und den Beklagten zu verurteilen, die 
Zwangsvollſtreckung in die bezeichneten Gegenſtände zu dulden. 
Der erſte die Unwirkſamkeit des Kaufvertrages betreffende Teil 
des Klageantrages kommt nicht in Betracht, da er keine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung hat, ſondern nur die Begründung des zweiten 
bildet. Aus dem Inhalte des letzteren ergibt ſich aber ohne 
weiteres, daß von der Klägerin nicht ein Gattungs⸗, ſondern 
ein Individualanſpruch geltend gemacht wird. Sie verlangt 
vom Beklagten keine Zahlung, wie ſie unter Umſtänden auch 
im Anfechtungsprozeſſe vorkommen kann, ſondern die Rückgewähr 
beſtimmter konkreter Sachen. Der Antrag gründet ſich auf die 
55 7 und 9 Anf G., wonach der Gläubiger, ſoweit es zu feiner 
Befriedigung erforderlich iſt, beanſpruchen kann, daß dasjenige, 
was durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des 
Schuldners veräußert, weggegeben oder aufgegeben iſt, als noch 
zu demſelben gehörig zurückgewährt wird, und wonach der 
Klageantrag beſtimmt bezeichnen muß, in welchem Umfange und 
in welcher Weiſe die Rückgewähr bewirkt werden ſoll. Neben⸗ 
her ſpielt allerdings auch die Geldforderung eine Rolle, die der 
Klägerin gegen den Veräußerer S. zuſteht und deren Betrag 
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unter den Parteien ſtreitig iſt; aber dieſe Forderung iſt nicht 
identiſch mit dem Klageanſpruch, kommt vielmehr nur infofern 
in Betracht, als ſie den Klageanſpruch begrenzt und einſchränkt, 
und dieſe Einſchränkung allein iſt nicht geeignet, die Natur des 
Anſpruchs zu ändern, ihn aus einem Individualanſpruch in einen 
Gattungsanſpruch zu verwandeln. F. c. R., U. v. 31. Mai 10, 
594/09 VII. — Naumburg. 

20. S 357 ZPO] 

Nach Inhalt der Akten ift die Zuftellung der Termins⸗ 
beſtimmung an den Rechtsanwalt St. in Berlin am 2. Januar 
1909 erfolgt, und zwar trägt die Zuſtellungsurkunde den 
Ankunftsſtempel Berlin 2. 1. 09, 10—11 vormittags. Mag 
nun auch die Zuſtellung erſt am Nachmittage erfolgt ſein, ſo 
konnte doch dem Umſtande, daß die Geſchäftszimmer der An⸗ 
wälte in Berlin jetzt regelmäßig des Sonnabends nachmittags 
geſchloſſen zu ſein pflegen, keine maßgebende Bedeutung bei⸗ 
gelegt werden. Jene Gewohnheit der Berliner Rechtsanwälte 
ſtellt ſich als eine rein private Maßnahme dar, die daran nichts 
ändern kann, daß der Sonnabend Nachmittag als Werktagsteil 
noch für die Beſorgungen in Betracht kam, die ſich aus der 
Vorverlegung des Termins vor dem erſuchten Richter in Poſen 
ergaben. Es wäre hiernach durchaus möglich geweſen, noch an 
jenem Sonnabende ein entſprechendes Erſuchungsſchreiben an 
irgendeinen Rechtsanwalt in Poſen unter Beifügung der Hand⸗ 
akten oder unter Erteilung entſprechender Information abzu⸗ 
ſenden, damit die Beklagten in dem erſt am Dienstag an⸗ 
ſtehenden Termin ſachgemäß vertreten wären. W. c. v. T., U. 
v. 13. Mai 10, 303/09 III. — Berlin. 

21. 8 529 ZPO. 

Es mußte die Aufhebung erfolgen, weil das BG. bei 
Zurückweiſung der Einrede des Zurückhaltungsrechts, die von 
dem Beklagten wegen verſchiedener Gegenanſprüche erhoben 
worden iſt, die 88 279, 540, 529 ZPO. verletzt hat. Der 
Beklagte hat dieſe Einrede in dem erſten Termin, in dem die 
Berufung zur Verhandlung ſtand, vorgeſchützt. Das BG. meint, 
in I. Inſtanz möge von nachträglichem Vorbringen eines Ver⸗ 
teidigungsmittels nicht geſprochen werden können, wenn ſein 
Vortrag im erſten Verhandlungstermin erſolge. Für die 
II. Inſtanz gelte, auch wenn das Verteidigungsmittel in der 
erſten Verhandlung vor dem Berufungsgericht vorgetragen 
werde, das Bedenken ſicher nicht. Hierin irrt das BG. Nach⸗ 
träglich kann ein Vorbringen nicht ſein, wenn es im erſten 
Verhandlungstermin erfolgt. Was in der Berufungsinſtanz 
als nachträglich vorgebracht anzuſehen iſt, entſcheidet ſich nach 
dem Zeitpunkt des Vorbringens in dieſer Inſtanz (Motive, 
Hahn, Mat. S. 360). Außer Betracht bleibt, daß es ſchon in 
der I. Inſtanz hätte geltend gemacht werden können. Denn 
§ 529 3P0O. geſtattet, Verteidigungsmittel, die in I. Inſtanz 
nicht geltend gemacht worden ſind, unbeſchränkt und nicht bloß 
inſoweit, als ſie in I. Inſtanz nicht geltend gemacht werden 
konnten, in II. Inſtanz nachzuholen. Das Ergebnis, daß nach 
vielleicht mehrjähriger Dauer des landgerichtlichen Verfahrens 
der unterlegene Beklagte in II. Inſtanz mit einer weitaus⸗ 
greifenden Einrede kommen darf, die ihm ſchon zu Beginn des 
Rechtſtreits zu Gebote geſtanden hatte, und die deſſen Erledigung 


in ungemeſſene Länge ziehen kann, iſt freilich wenig befriedigend. 


Das Geſetz bietet indes gegen einen derartigen Mißbrauch nur 
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den in § 97 Abſ. 2 ZPO. und gegebenenfalls den im § 48 
GKG. gewährten Schutz. Auf der andern Seite würde die 
Anſicht des BG. dazu führen, daß der Beklagte mit ſeinem 
Verteidigungsmittel, wenn es etwa ſchon in I. Inſtanz nach 
§ 279 ZPO. zurückgewieſen worden wäre und auch in II. Inſtanz 
trotz ſofortiger Geltendmachung abgelehnt werden dürfte, voll: 
ſtändig ausgeſchloſſen werden könnte. Der Geſetzgeber hat aber 
gerade dem Beklagten die Möglichkeit eröffnen wollen, Ver⸗ 
teidigungsmittel, mit denen er in I. Inſtanz gemäß S 279 nicht 
gehört worden iſt, in II. Inſtanz zur Geltung zu bringen. Die 
Einſchränkung des $ 529 Abſ. 3 ZPO. gilt ausdrücklich nur 
für die Aufrechnung von Gegenforderungen, kann alſo nicht 
wohl auf das Zurückbehaltungsrecht wegen der Gegen⸗ 
forderungen ausgedehnt werden, wenn auch der Grund der 
Vorſchrift: der Neigung des Beklagten zu begegnen, durch ver⸗ 
ſpätetes Erheben von Gegenforderungen den Prozeß zu ver⸗ 
ſchleppen, hier in ähnlicher Weiſe zutreffen mag. Immerhin 
iſt es dem Kläger nach §S 273 Abſ. 3 BGB. in die Hand ge⸗ 
geben, die Ausübung des Zürückbehaltungsrechts durch Sicher: 
heitsleiſtung abzuwenden. v. L. c. B., U. v. 4. Mai 10, 
243/09 VI. — Hamburg. N 

22. 8 995 ZPO. in Verb. mit 8 226 KO.] 

Die Kläger ſind Gläubiger des am 18. März 1905 zu 
H. verſtorbenen Kaufmanns S. Sie hatten den Rechtsanwalt 
Dr. K. beauftragt, ihre Rechte dem Nachlaß gegenüber zu 
vertreten. Auf Antrag der Erbin, vertreten durch Dr. K., 
ordnete das Nachlaßgericht die Nachlaßverwaltung an. Dr. K. 
wurde am 28. März 1905 zum Nachlaßverwalter beſtellt. In 
ſeiner Eigenſchaft als Nachlaßverwalter beantragte Dr. K. am 
12. April 1905 den Erlaß eines Aufgebots der Nachlaß⸗ 
gläubiger. Als bekannte Nachlaßgläubiger bezeichnete er in 
dem Antrag lediglich einen Gläubiger P. und das Zentral⸗ 
bureau der Kirchenſteuer, nicht auch die Kläger. Das Auf⸗ 
gebot wurde dem Antrage gemäß von dem AG. erlaſſen und 
ordnungsmäßig bekanntgemacht. In dem Aufgebot wurden 
alle Nachlaßgläubiger aufgefordert, ihre Forderungen ſpäteſtens 
in dem auf den 21. Juni 1905 angeſetzten Termin anzumelden; 
für den Fall der Unterlaſſung der Anmeldung wurde den 
Nachlaßgläubigern als Rechtsnachteil angedroht, daß ſie von 
der Erbin nur inſoweit Befriedigung verlangen könnten, als 
ſich nach Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger 
noch ein Mberfchuß ergebe. Unterm 21. Juni 1905 beantragte 
der Nachlaßverwalter den Erlaß des Ausſchlußurteils. Das 
Ausſchlußurteil erging am 28. Juni 1905; den Gläubigern, 
die ſich gemeldet hatten, wurden die angemeldeten Forderungen 
vorbehalten, gegen die übrigen Nachlaßgläubiger wurde der 
angedrohte Rechtsnachteil ausgeſprochen. Die Forderungen der 
Kläger waren nicht angemeldet worden. Am 26. Juli 1905 
wurde das Konkursverfahren über den Nachlaß eröffnet und 
der Beklagte als Konkursverwalter beſtellt. In dem Konkurs⸗ 
verfahren machten die Kläger ihre Forderungen geltend. Der 
Konkursverwalter erkannte die Forderungen an, wollte ſie aber 
erſt nach den Forderungen berückſichtigen, die in dem Auf: 
gebotsverfahren zur Anmeldung gekommen waren. Die Kläger 
verlangten darauf die Verurteilung des Konkursverwalters, 
ihre Forderungen bei der Verteilung der Maſſe in gleicher 
Weiſe zu berückſichtigen wie die Forderungen derjenigen 
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Gläubiger, die in dem Aufgebotsverfahren angemeldet hatten. 
Die Klage wurde abgewieſen. RG. beſtätigte: Die Reviſion 
ſtellt zur Nachprüfung, ob anzunehmen ſei, daß die dem 
Antragſteller bekannten Nachlaßgläubiger durch das Ausſchluß⸗ 
urteil betroffen werden, wenn ſie ihre Forderungen nicht an⸗ 
melden. Die Bejahung der Frage unterliegt keinem Zweifel. 
Der in 8 995 ZPO. bezeichnete Rechtsnachteil trifft alle 
Gläubiger, die ſich nicht melden, gleichviel, ob ſie von dem 
Antragſteller in dem Verzeichniſſe (8 992 ZPO.) benannt 
waren und die in 8 994 Abſ. 2 ZPO. vorgeſchriebene Zus 
ſtellung erhielten oder ob ſie dem Nachlaßgericht nicht angezeigt 
waren, daher keine beſondere Zuſtellung erhielten oder ob ſie 
dem Nachlaßgericht angezeigt waren, eine beſondere Zuſtellung 
ihnen aber trotzdem nicht zukam (vgl. Motive zu dem Entw. 
des BGB. Bd. 5 S. 647 Abſ. 5). Der Umſtand, daß unter 
der Herrſchaft des früheren Hamburgiſchen Rechts und des 
gemeinen Rechts ein Ausſchlußurteil ſolchen Anſprüchen nicht 
entgegenſtand, die dem Antragſteller bekannt waren (vgl. RG. 
20, 219), iſt nicht von Bedeutung. Das Aufgebotsverfahren 
iſt dem preußiſchen Geſetze vom 28. März 1879 nachgebildet 
(vgl. Begründung zu §8§ 836 ee ZPO.). Zur Nachprüfung iſt 
ſerner geſtellt, ob die Zurückweiſung der Replik der Argliſt die 
58 226, 826 BGB. nicht verletze. Auch dieſes Bedenken der 
Reviſion iſt unbegründet. Die Anwendung der 88 226,826 BGB. 
iſt ſchon aus dem Grunde ausgeſchloſſen, weil dem Nachlaß⸗ 
verwalter nur der Vorwurf eines Verſehens, einer bloßen 
Fahrläſſigkeit gemacht worden iſt. Ob auf Grund der 88 226, 
826 ein Anſpruch, wie ihn die Kläger geltend machen, ſich 
erheben ließe, kann dahingeſtellt bleiben. Solange das Aus⸗ 
ſchlußurteil in Kraft iſt — Anfechtung iſt nicht erfolgt —, 
können die Kläger Befriedigung nur nach Maßgabe des § 226 
Abſ. 4 KO. verlangen. Der Hinweis der Reviſion auf die 
Entſcheidung des RG. vom 1. Mai 1906 (JW. S. 424°) iſt 
nicht zutreffend; bei der Verwertung und Verteilung der Maſſe 
handelt der Konkursverwalter nicht als Vertreter des Gemein⸗ 
ſchuldners (vgl. ZW. 95, 29820). Der Tatſache, daß der 
Konkursverwalter Nachfolger des Nachlaßverwalters iſt, ſoweit 
es ſich um die Verwaltung und Verfügung über das Nachlaß⸗ 
vermögen handelt (S 1984 BGB., 8 6 KO.), hat das Geſetz 
in $ 224 (vgl. Nr. 4, 5, 6) KO. Rechnung getragen. Ebenſo⸗ 
wenig kann ſich die Reviſion auf §S 823 Abſ. 2 BGB. ſtützen. 
Ob die Vorſchrift des S 992 3PO. als ein Schutzgeſetz im 
Sinne des 5 823 Abſ. 2 ſich auffaſſen ließe, kann dahingeſtellt 
bleiben. Selbſt wenn der Nachlaßverwalter eine unerlaubte 
Handlung zum Nachteil der Kläger begangen hätte, könnten die 
Wirkungen des Ausſchlußurteils nicht beſeitigt werden. Der 
Konkursverwalter hätte ſich nach der Vorſchrift des §S 226 KO. 
zu richten. Daß ihnen Rechte nach §S 224 KO. zuſtünden, be⸗ 
haupten die Kläger ſelbſt nicht. D. c. K., U. v. 12. Mai 10, 
388/09 IV. — Hamburg. 

23. 88 1032, 1041, 1045 ZBO.] 

Den allein noch für die Reviſionsinſtanz in Betracht 
kommenden Einwand der Beklagten, daß das ſchiedsgerichtliche 
Verfahren deshalb unzuläſſig ſei, weil ſie den am Erlaß des 
Spruchs des örtlichen Schiedsgerichts beteiligten Schiedsrichter 
W. rechtzeitig als befangen abgelehnt habe, hat der BerR. in 
Übereinftimmung mit dem LG. verworfen, weil ein ausreichender 
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Ablehnungsgrund nicht behauptet ſei. Dabei iſt der BerR. 
davon ausgegangen, daß die im S 44 der Schiedsgerichts 
ordnung des deutſchen Bühnenſchiedsgerichts getroffenen Be⸗ 
ſtimmung, nach der über die Ablehnung eines Schiedsrichters, 
falls dieſer ſie nicht anerkennen ſollte, der Syndikus des 
deutſchen Bühnenvereins bzw. der Genoſſenſchaft deutſcher 
Bühnenangehöriger zu entſcheiden und bis zu dieſer Ent⸗ 
ſcheidung der abgelehnte Schiedsrichter ſich jeder Tätigkeit zu 
enthalten hat, als gegen die SS 1032 und 1045 ZPO. ver: 
ſtoßend. ungültig ſei. Dieſe Auffaſſung greift die Reviſion mit 
Recht als rechtsirrig an. Der erkennende Senat hat bereits 
in ſeinem in RG. 53, 387 abgedruckten Beſchluß vom 
29. Dezember 1902 ausgeführt, daß aus der allgemein an⸗ 
erkannten Zuläſſigkeit eines Verzichtes auf Geltendmachung 
eines Ablehnungsgrundes die weitere rechtliche Möglichkeit zu 
folgern iſt, daß die Parteien im Schiedsvertrag die Ent⸗ 
ſcheidung über eine etwa erfolgende Ablehnung eines Schieds⸗ 
richters im voraus einer dritten Perſon rechtswirkſam über⸗ 
tragen können. Erklärt der Syndikus die Ablehnung für be⸗ 
gründet, ſo entfällt damit nach dem Vertragswillen beider 
Teile die Befugnis des abgelehnten Schiedsrichters zu weiterer 
ſchiedsrichterlicher Tätigkeit. Weiſt aber der Syndikus die Ab⸗ 
lehnung als unbegründet ab, ſo iſt der Fall eingetreten, für 
den die Partei vertragsmäßig auf die Geltendmachung dieſes 
Ablehnungsgrundes verzichtet hat. Für eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung über die ſo erledigte Ablehnung bleibt kein Raum 
mehr. Der BerR. weiſt zur Begründung ſeiner Anſicht, daß 
das Gericht ausſchließlich zur Entſcheidung über die Ab⸗ 
lehnung berufen ſei, lediglich darauf hin, daß das Geſetz einem 
Schiedsſpruch die ihm zugeſtandene weitgehende Bedeutung nur 
mit Rückſicht darauf habe geben können, daß es beſtimmte 
Garantien für das Zuſtandekommen eines ſachgemäßen Spruches 
feſtgeſtellt habe, zu denen auch die Entſcheidung über Ab⸗ 
lehnungen eines Schiedsrichters durch das Gericht gehöre. 
Aber der BerR. hat es an jeder Begründung der letzteren 
Annahme fehlen laſſen. Wie der Geſetzgeber mit Rückſicht auf 
die Natur des Inſtituts des Schiedsgerichts und in Er⸗ 
mangelung eines ſtaatlichen Intereſſes für die paſſive Wahl⸗ 
fähigkeit zum Schiedsrichter beſondere Beſchränkungen nicht auf⸗ 
geſtellt hat, vielmehr den Parteien freie Hand gelaſſen hat, 
welchen Perſönlichkeiten ſie die Entſcheidung ihres Streites an⸗ 
vertrauen wollen, ſo hat er es auch dem freien Willen der 
Parteien überlaſſen, ob ſie einen Schiedsrichter ablehnen wollen 
oder nicht. (Vgl. Materialien zu $ 799 ZPO. Bd. IV S. 474.) 
Die ZPO. enthält keine Beſtimmung, durch die die Parteien 
gehindert wären, vertragsmäßig ſich in bezug auf die Ab⸗ 
lehnung eines Schiedsrichters der Entſcheidung einer Privat⸗ 
perſon zu unterwerfen. (Vgl. auch die Kommentare von 
Gaupp⸗Stein Nr. 3 zu § 1032 und von Remelé⸗Anger daſelbſt 
Nr. 3.) Iſt hiernach die Gültigkeit der im § 44 der Schieds⸗ 
gerichtsordnung getroffenen Beſtimmung nicht zu bezweifeln, fo 
würde in der von der Beklagten behaupteten Zurückweiſung 
der Ablehnung des Schiedsrichters W. durch das örtliche 
Schiedsgericht und in der ſich unmittelbar anſchließenden Ver⸗ 
kündung des Schiedsſpruches eine Unzuläſſigkeit des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens im Sinne des § 1041 Ziff. 1 ZPO. 
gegeben ſein, die zur Verſagung der Klage führen müßte, wenn 
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nicht dieſer eben vorliegende Mangel des Verfahrens vor dem 
örtlichen Schiedsgericht durch den weiteren Verlauf des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens ſeine Bedeutung verloren hätte. Für 
dieſes Verfahren ſieht die Schiedsgerichtsordnung 3 Inſtanzen 
vor. Ficht eine Partei den Spruch des örtlichen Schieds⸗ 
gerichts form⸗ und friſtgerecht an, fo hat nunmehr das Be⸗ 
rufungsſchiedsgericht nach erneuter Verhandlung, in der neue 
Tatſachen und Beweismittel zuzulaſſen ſind, auf Grund eigener 
Prüfung in der Sache ſelbſt zu entſcheiden; eine Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die I. Inſtanz iſt ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen. Die 3. Rekursinſtanz hat lediglich darüber zu 
entſcheiden, ob einer der im $ 1041 ZPO. unter Ziff. 4 und 5 
erwähnten, verzichtbaren Anfechtungsgründe gegeben iſt. Bei 
dieſer vertragsmäßigen, bezüglich ihrer rechtlichen Zuläſſigkeit 
nicht zu beanſtandenden Ordnung des ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahrens verliert ein dem Verfahren vor dem örtlichen Schieds⸗ 
gericht anhaftender Mangel durch die ſeitens der höheren 
Inſtanz erlaſſene ſachliche Entſcheidung jede Bedeutung. Auch 
wenn dieſe zweitinſtanzliche Entſcheidung, wie vorliegend der 
Fall iſt, auf Grund eingehender ſachlicher Prüfung zu dem 
gleichen Ergebnis, wie die I. Inſtanz, gelangt und deshalb 


durch Zurückweiſung des Rechtsmittels die angefochtene Ent⸗ 


ſcheidung aufrechterhält, ſo enthält doch der zweitinſtanzliche 
Spruch in Wirklichkeit nunmehr die maßgebende ſchiedsrichter⸗ 
liche Entſcheidung des zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Streites, und dieſer Spruch kann nicht um deswillen an⸗ 
gefochten werden, weil bei dem eine eigene ſachliche Bedeutung 
nicht mehr beſitzenden Spruch des örtlichen Schiedsgerichts ein 
abgelehnter Richter zu Unrecht mitgewirkt hat. Hiernach ſtellt 
ſich die angefochtene Entſcheidung des BerR., durch die der 
Erlaß des Vollſtreckungsurteils aufrechterhalten iſt, im Er⸗ 
gebnis als zutreffend dar. D. c. H., U. v. 20. Mai 10, 
447/09 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

24. 861 HGB. Eintritt des Prinzipals in das Geſchäft 
des vertragswidrig aus ſeinem Dienſt geſchiedenen Handlungs⸗ 
gehilſen bzw. einzelne Geſchäfte der neuen Handelsgeſellſchaft 
des Gehilfen anſtatt der Geltendmachung eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs.] 

Der Kläger iſt Ende Mai 1906 aus ſeiner Stellung als 
Reiſender des Beklagten, welcher ein Agenturgeſchäft in Getreide 
betreibt, ausgeſchieden und hat mit dem Kaufmann L. eine 
offene Handelsgeſellſchaft begründet, dieſe Geſellſchaft hat anfangs 
Juli 1906 ein Getreide⸗Importgeſchäft eröffnet. Der Beklagte 
behauptet, daß der Kläger ſich ihm im Dezember 1904, als der 
Ablauf ſeines urſprünglichen auf 3 Jahre geſchloſſenen Dienſt⸗ 
vertrages bevorſtand, auf weitere 3 Jahre, bis zum 31. Dezember 
1907, feſt verpflichtet habe und unberechtigt ſeine weiteren 
Dienſte verweigert habe. Er leitet hieraus nach 8 61 HGB. 
den Anſpruch auf Herausgabe des Gewinnes her, welchen Kläger 
aus den von der Handelsgeſellſchaft in der Zeit vom 1. Juli 
1906 bis 31. Dezember 1907 abgeſchloſſenen Geſchäften erzielt 
hat, und hat neben andern, hier nicht in Betracht kommenden 
Anſprüchen, dieſen durch Aufrechnung und Widerklage geltend 
gemacht. Die Forderungen des Beklagten wurden zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des RG.: Dem Anſpruch des Beklagten 
iſt die rechtliche Anerkennung grundſätzlich zu verſagen. Dem 
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Prinzipal, deſſen Handlungsgehilfe ohne ſeine Einwilligung 
einer offenen Handelsgeſellſchaft beigetreten iſt, ſteht ein 
Eintrittsrecht weder in dieſe Geſellſchaft ſelbſt noch in 
die einzelnen von dieſer geſchloſſenen Geſchäfte zu. Ein 
Eintritt des Prinzipals in die offene Handelsgeſellſchaft 
derart, daß er an Stelle des Handlungsgehilfen deſſen Rechte 
und Pflichten als Geſellſchafter übernähme, iſt ſelbſtverſtändlich 
mit dem Weſen der Geſellſchaft und den Rechten der übrigen 
Geſellſchafter unvereinbar. Eine Ausübung des Eintrittsrechtes 
könnte vielmehr nur in der Weiſe in Frage kommen und wird 
auch von dem Beklagten nur in der Weiſe in Anſpruch ge⸗ 
nommen, daß dem Prinzipal geſtattet werde, die Ergebniſſe des 
Geſchäftsbetriebes der Geſellſchaft, ſoweit ſie auf ſeinen Handlungs⸗ 
gehilfen entfallen, alſo deſſen Gewinnanteil ſowie dasjenige, was 
bei einer Auseinanderſetzung zwiſchen den Geſellſchaftern dem 
Handlungsgehilfen zukommt, ſich anzueignen. Dieſe Aneignungs⸗ 
befugnis könnte ſich natürlich keinesfalls auf denjenigen Teil 
des Gewinnes erſtrecken, welcher dem Handlungsgehilfen als Ver⸗ 
gütung für ſeine perſönliche der Geſellſchaft gewidmete Tätigkeit 
gewährt wird. Aber auch in der Beſchränkung auf den reinen 
Unternehmergewinn iſt eine ſolche Aneignungsbefugnis des 
Prinzipals unannehmbar und aus der Beſtimmung des § 61 
HGB. nicht herzuleiten. Das Eintrittsrecht des Prinzipals iſt 
nur gegeben hinſichtlich der vom Handlungsgehilfen „gemachten 
Geſchäfte“. Keinesfalls kann die Gründung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft als ein von dem Handlungsgehilfen „gemachtes 
Geſchäft“ im Sinne dieſer Beſtimmung angeſehen werden. Das 
Eintrittsrecht des Prinzipals in die Geſchäfte ſeines Handlungs⸗ 
gehilfen iſt eine rechtliche Befugnis ganz außergewöhnlicher Art 
und von großer Härte gegen den Dienſtverpflichteten. Schon 
der gewöhnliche Wortſinn des Ausdrucks des Geſetzes rechtfertigt, 
das Eintrittsrecht des Prinzipals in das Rechtsgeſchäft, durch 
welches der Handlungsgehilfe einer offenen Handelsgeſellſchaft 
beigetreten iſt, und damit auch den Anſpruch auf die Ausant⸗ 
wortung des Gewinnanteils im ganzen zu verſagen. Aber 
auch ein Eintrittsrecht des Prinzipals in die einzelnen, von der 
Handelsgeſellſchaft geſchloſſenen, Geſchäfte kann nicht anerkannt 
werden. Der Prinzipal iſt hier — abgeſehen von dem Unter⸗ 
laſſungsanſpruch — lediglich auf den Schadenserſatzanſpruch 
gegen den vertragsbrüchigen Handlungsgehilfen angewieſen. 
(Wird ausgeführt.) K. c. H., U. v. 27. Mai 10, 324/09 III. 
— Cöln. 

Wechſelordnung. 

25. Zur ſtatutenmäßigen Zeichnung eines Wechſels ſeitens 
einer Genoſſenſchaft.] 

Das Statut unterſcheidet in § 14f zwiſchen der Unter: 
zeichnung von Urkunden und von Verträgen für die Genoſſen⸗ 
ſchaft. Es kann nur gebilligt werden, wenn das OLG. dieſe 
Unterſcheidung nicht auf Grund der Fachſprache der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft durchgeführt hat, ſondern nach den Anſchauungen 
des Verkehrs, nach Zweck und Bedeutung der Beſtimmung und 
nach dem Zuſammenhange des Statuts. Daher muß es ab⸗ 
gelehnt werden, den Unterſchied ſo zu verſtehen, als wenn den 
Urkunden über Verträge die Urkunden über einſeitig über⸗ 
nommene Verpflichtungen gegenübergeſtellt wären; vielmehr iſt 
der Unterſchied dahin zu beſtimmen, daß auf der einen Seite 
Urkunden ſtehen, die eine rechtliche Verpflichtung für die 
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Genoſſenſchaft begründen ſollen, und auf der andern Seite 
Urkunden, die dieſe Bedeutung nicht haben. Daraus folgt, 
daß auch eine Wechſelerklärung für die Genoſſenſchaft nur wie 
ein Vertrag gezeichnet werden konnte, alſo außer der Unter⸗ 
ſchrift des Vorſtehers noch die Unterſchrift zweier Genoſſenſchafts⸗ 
mitglieder erfordert hätte. Ebenſo iſt es zu billigen, wenn das 
OLG. das Erfordernis der dreifachen Unterzeichnung nicht als 
eine bloße Ordnungsvorſchrift von inſtruktioneller Natur auf⸗ 
gefaßt hat, ſondern als weſentliche Formvorſchrift, bei deren 
Nichtbeobachtung eine die Genoſſenſchaft bindende Willens⸗ 
erklärung überhaupt nicht als abgegeben gelten kann. K. c. W., 
U. v. 11. Mai 10, 231/09 J. — Poſen. 

26. Art. 51 WO. Klaganſtellung des Wechſelinhabers 
unter Beiſeitelaſſung der im Regreßwege erfolgten Einlöſung 
auf Grund eines Blankoindoſſaments.] 

Die Kreditbank hatte die Wechſel, nachdem ſie dieſe hatte 
proteſtieren laſſen, an den Kläger zurückgegeben. Der Kläger 
hat dann im Vorprozeſſe auf Grund von Art. 51 WO. den 
Regreßanſpruch gegen die beklagte Firma verfolgt. Mit dieſem 
Anſpruche iſt der Kläger abgewieſen worden. Ob dieſe Ab⸗ 
weiſung begründet war, erſcheint zweifelhaft. War die genannte 
Bank die Inkaſſomandatarin des Klägers und hatte ſie bei der 
Indoſſierung der Wechſel auf ſie die Wechſelſummen an den 
Kläger nicht gezahlt, ſo hatte auch dieſer bei der Einlöſung der 
proteſtierten Wechſel nicht die Wechſelſummen, ſondern nur die 
Koſten an die Bank zu entrichten. Es ſtanden ihm aber bei 
dieſer Sachlage gemäß Art. 51 WO. auch in Anſehung der 
Wechſelſumme die Regreßanſprüche gegen die Beklagte zu (vgl. 
Grünhut, Wechſelrecht, II 8 126 Anm. 3 und Urteil des 
erkennenden Senats vom 31. März 1909 in JW. 09, 3232 
— ſ. S. 324 —; a. M. Staub⸗Stranz, Kommentar zur WO., 
Art. 55 Anm. 3 Ab. 1). Nachdem jedoch die Regreßanſprüche 
dem Kläger im Vorprozeſſe aberkannt ſind und das Urteil die 
Rechtskraft erlangt hat, kann inſoweit dem gegenwärtig geltend 
gemachten Anſpruche die Einrede der Rechtskraft entgegengeſetzt 
werden. Der Kläger macht nun den Verſuch, in dem jetzigen 
Rechtsſtreite die im Regreßwege erfolgte Einlöſung des Wechſels 
ganz außer acht zu laſſen und ſeine Anſprüche auf das Blanko⸗ 
indoſſament der beklagten Ausſtellerin zu ſtützen. Allein ſelbſt 
wenn es angängig wäre, die Tatſachen, welche die Wechſel⸗ 
einlöſung enthalten, auszuſcheiden, ſo könnte doch unter dieſer 
Vorausſetzung die Klage nur durchdringen, falls die von der 
Kreditbank, als letzten Indoſſatarin und Proteſterheberin, er⸗ 
worbenen Regreßrechte auf den Kläger durch Abtretung oder 
durch ein Nachindoſſament übergegangen wären. Ein ſolcher 
Rechtsübergang iſt indeſſen nicht dargetan. Daß der Kläger 
ſich auf das vor der Proteſterhebung ausgeſtellte Blanko⸗ 
indoſſament nicht berufen kann, hat ſchon das BG. unter 
Hinweis auf die Entſcheidungen in RG. 2, 75 und 33, 145 
zutreffend hervorgehoben. Z. c. K. und M., U. v. 30. April 10, 
123/10 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

27. Veränderung des Riſikos.] 

Bei der Frage, ob ein gewiſſer Umſtand den Kreis der 
verſicherten Gefahren ungünſtig zu beeinfluſſen geeignet iſt, ob 
alſo dieſer Kreis beim Fortbeſtehen der Verſicherung erweitert 
werden würde, kann nicht die beſondere Geſtaltung des einzelnen 
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Falles ausſchlaggebend fein. Ihre Beantwortung kann nicht 
von dem mehr oder minder unſicheren Ergebnis einer Unter⸗ 
ſuchung abhängen, die ſich damit beſchäftigt, ob eine an ſich 
vielleicht erhebliche Veränderung dennoch im Hinblick auf die 
Perſönlichkeit des Verſicherten und ſein Verhalten gegenüber der 
Veränderung nicht zu berückſichtigen ſei. Soll nicht an die 
Stelle einer Regel, an deren Hand die Entſcheidung zu gewinnen 
iſt, der Zufall treten, ſo iſt zu prüfen, ob die Veränderung all⸗ 
gemein nach den den Betrieb des betreffenden Verſicherungs⸗ 
zweiges beherrſchenden Anſchauungen dem Verſicherer vernünftiger⸗ 
weiſe hätte Anlaß bieten können, die Verſicherung aufzuheben 
oder nur gegen erhöhte Prämie fortzuſetzen (vgl. die Begründung 
zum Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag, ab⸗ 
gedruckt bei Gerhard⸗Menes, Kommentar S. 120). Es iſt die 
gleiche Frage, die ſich erhebt, wenn bei Abſchluß des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages gewiſſe Umſtände verſchwiegen ſind, und die 
der § 2026 II, 8 PrAL R. in einer auch für andere Rechts⸗ 
gebiete zutreffenden Weiſe dahin beantwortet, daß das Ver⸗ 
ſchweigen ſolcher Umſtände, die nach dem vernünftigen Ermeſſen 
der Sachkundigen auf den Entſchluß des Verſicherers, ſich auf 
den Vertrag einzulaſſen, hätten Einfluß haben können (vgl. auch 
Ehrenberg, Verſicherungsrecht S. 399, 335, der auf objektive 
Geſichtspunkte, auf die regelmäßige Anſchauung des Verkehrs 
und das vernünftige Ermeſſen Unbeteiligter hinweiſt). Als er⸗ 
heblich werden im Zweifel, wie dies der 8 18 Abſ. 1 des 
Geſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
nunmehr ausdrücklich beſtimmt, die Umſtände anzuſehen ſein, 
nach denen der Verſicherer beſonders gefragt hat. Treten ſie 
ſpäter im Laufe der Verſicherung ein, ſo hat ſich etwas geändert, 
worauf der Verſicherer Wert legte, und es kann nur darauf 
ankommen, ob dieſe Wertſchätzung nicht vom Geſichtspunkt ver⸗ 
nünftiger, ſachgemäßer Verſicherungstechnik aus übertrieben 
und ſonach ungerechtfertigt war, ob alſo nach der Sachlage nicht 
zu ſagen wäre, daß ein billig denkender Verſicherer dennoch die 
Verſicherung fortgeſetzt haben würde. O. c. L., U. v. 20. Mai 10, 
416/09 VII. — Dresden. 

28. Kommiſſionsberatung der Arzte oder Einzelgutachten?] 

Kläger, der bei der Beklagten gegen Unfall verſichert war, 
fiel am 22. März 1903 die zu ſeiner Wohnung gehörige 
Kellertreppe hinunter. Einige Tage darauf trat bei ihm grauer 
Star (Glaukom) des rechten Auges auf. Kläger zeigte den 
Unfall und dieſe Folgeerſcheinung vorſchriftsmäßig der Beklagten 
an und forderte die policenmäßige Entſchädigung. Es kam zur 
Beſtellung einer Sachverſtändigenkommiſſion gemäß § 13 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen. Die Kommiſſion trat 
zuſammen, gab aber keine gemeinſame Entſcheidung ab, ſondern 
die einzelnen Mitglieder äußerten ſich in beſonderen Gutachten. 
Auf Grund dieſer Außerungen verweigerte die Beklagte jede Ent⸗ 
ſchädigung, wurde aber auf die erhobene Klage verurteilt; die Re⸗ 
viſion wurde zurückgewieſen: Nach dem angezogenen $ 13 ſoll „eine 
Kommiſſion von 3 Arzten“ über die Frage, ob die Invalidität 
und in welchem Grade die unmittelbare Folge des Unfalls iſt, 
ſowie über die Höhe der Entſchädigung für vorübergehende Er⸗ 
werbsunfähigkeit entſcheiden. Dieſe Beſtimmung kann nach 
ihrem Wortlaut und dem mit ihr verfolgten Zweck mit dem 
BerR. nur dahin verſtanden werden, daß die drei gewählten 
Arzte zu einer gemeinſamen Beratung zuſammenzutreten und 
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deren Ergebnis als Entſcheidung der Kommiſſion in einem be⸗ 
ſtimmten, gemeinſamen Ausſpruch bekanntzugeben haben, daß 
es aber nicht genügt, wenn, wie es vorliegend nach den mit 
prozeſſualen Rügen nicht angegriffenen Feſtſtellungen des Ber. 
geſchehen iſt, die einzelnen Kommiſſionsmitglieder in getrennten 
gutachtlichen Außerungen ihre Auffaſſung zu den einzelnen 
Fragen darlegen und es den Parteien bzw. dem Gericht über⸗ 
laſſen, auf Grund dieſer Einzelgutachten zu entſcheiden, ob und 
inwieweit zu den der Entſcheidung der Kommiſſion unterbreiteten 
Fragen eine einſtimmige oder doch eine von der Mehrheit der 
Kommiſſionsmitglieder vertretene Anſicht ausgeſprochen iſt. 
Bei dem hiernach vorliegenden ergebnisloſen Verlauf der 
Kommiſſionsbeſtellung haben die Vorinſtanzen mit Recht ſich 
nunmehr für befugt erachtet, ihrerſeits auch die im § 13 auf⸗ 
geführten Fragen zu entſcheiden. Verſ.⸗A.⸗G. c. J., U. v. 
27. Mai 10, 350/09 VII. — Cöln. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

29. Begründung dafür, daß dem bei einem Straßen⸗ 
bahnunfall Verletzten eine Kapitalabfindung ſtatt einer Rente 
zugeſprochen worden iſt. Sind Heilungskoſten durch die 
Kapitalabfindung abgegolten?! 

I. Zur Reviſion der beklagten Straßenbahngeſellſchaft: 
Nur weil der krankhafte Zuſtand des wegen dauernder 
Nervenſchwäche als Lehrer penſionierten Klägers durch die 
Sorge um den Ausgang des Prozeſſes und die damit ver⸗ 
bundene Angſt um ſeine Zukunft noch verſchlimmert werde, 
will das BG. durch das Mittel einer endgültigen Kapital⸗ 
abfindung den Kläger von ſeiner ihn krankhaft beunruhigenden 
Ungewißheit befreien und dieſen heilungshemmenden Um⸗ 
ſtand beſeitigen. Dieſe krankhaft begründete Ungewißheit 
hat nichts gemein mit der Furcht deſſen, der aus geſchäft⸗ 
licher und gewinnſüchtiger Berechnung lieber ſeine Geſundung 
hintanhalten möchte als die ihm als Kranken zuſtehende Rente 
zu verlieren. Auch das BU. denkt nicht daran, derartige 
Furcht vor Geſundung zu begünſtigen, ſondern bezweckt nur 
durch das der Eigenart des Falles angepaßte Mittel einer 
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Kapitalabfindung auf den Zuſtand des Klägers, der ſonſt durch 
die Unſicherheit ſeiner Rechtslage weiterhin krankhaft geſtört 
bliebe, heilend einzuwirken. Unter dieſem Geſichtspunkte 
iſt die Zuerkennung der Kapitalabfindung aus einem wichtigen 
Grunde allerdings gerechtfertigt geweſen (Urteil des erkennenden 
Senats vom 28. Januar 1909, VI 36/08 in JW. 09, 136). — 
Jedoch muß die Kapitalabfindung, ſoweit angenommen iſt, daß 
ſie die Geſundung des Klägers beſchleunigen werde, ent⸗ 
ſprechend niedrig ausfallen. Dieſen heilenden Einfluß der 
Kapitalabfindung hat aber das BG. bei Bemeſſung des Be⸗ 
trags ausdrücklich mitberückſichtigt, indem es davon aus⸗ 
geht, daß die Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des 
Klägers wegen der zu hoffenden Geſundung nach einiger Zeit 
gehoben ſein werde. II. Zur Reviſion des Verletzten: Der 
Kläger rügt, daß in den für Erwerbsminderung zuerkannten 
Kapitalbetrag auch Heilungskoſten hineingezogen ſeien. Das 
BG. verkennt indes keineswegs, daß Heilungskoſten an ſich 
nicht durch Rente, demgemäß auch nicht durch Kapital⸗ 
abfindung abgegolten werden können, faßt aber hier die 
Poſten für Heilung in Wirklichkeit als Aufwendungen für ver⸗ 
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mehrte Bedürfniſſe auf, die nur durch die fortlaufende ärztliche 
Überwachung und Behandlung des Klägers notwendig ge⸗ 
worden ſind. Dieſe Auffaſſung iſt tatſächlicher Art und frei 
von Rechtsirrtum; ſie entſpricht zudem dem eigenen Stand⸗ 
punkte des Klägers, der nach dem Schlußſatze des Tat⸗ 
beſtandes ſelbſt ausdrücklich beantragt hat, ihm auch die 
liquidierten Arzt⸗ und Arzneikoſten durch Kapitalabfindung ge⸗ 
mäß 5 843 Abſ. 3 BGB. zu erſtatten, da ihre Aufwendung 
eine Folge ſeiner vermehrten Bedürfniſſe ſei. Die dem⸗ 
entſprechende Behandlung der Heilungskoſten bietet ſomit keinen 
Grund zu einer Reviſionsbeſchwerde. A. c. K., U. v. 23. Mai 10, 
452/09 VI. — Breslau. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

30. $ 160 GVG. verb. mit § 167 FGG. Ablehnung 
der Rechtshilfeleiſtung, die Vornahme einer Beurkundung be⸗ 
treffend. ] | 

Vor dem Meiningiſchen AG. in He. erſchienen die Eheleute 
H. und verlautbarten eine Schuldverpflichtung über ein von 
dem Spar⸗ und Vorſchußverein e. G. m. u. H. in He. empfangenes 
Darlehn von 6100 &, beſtellten dafür mit ihrem Grundbeſitze 
Hypothek und beantragten die Eintragung der Hypothek im 
Grundbuche. Gleichzeitig erklärten ſie, L. in Caſſel, für den 
auf dem einen der Grundſtücke eine Kaufgelderhypothek von 
1430 & eingetragen ſteht, ſei bereit, mit dieſer Hypothek hinter 
die für den Spar: und Vorſchußverein einzutragende Hypothek 
im Range zurückzutreten; ſie bäten, den Gläubiger darüber 
hören zu wollen. Daß L. zu einer ſolchen Erklärung bereit 
war, ergab ſich aus einer bei den Akten des AG. in He. be⸗ 
findlichen Poſtkarte, die er an den Spar⸗ und Vorſchußverein 
gerichtet hatte. Das AG. in He. erließ nunmehr an das AG. 
in Caſſel ein Schreiben, worin gebeten wurde, L. darüber zu ver⸗ 
nehmen, ob er die Rücktrittserklärung bewillige. Das AG. in 
Caſſel lehnte das Erſuchen ab. Das erſuchende Gericht trug auf 
Entſcheidung des OLG. in Caſſel an. Aber auch dieſes Gericht 
erklärte das Erſuchen um Rechtshilfe für unzuläſſig. Die ein⸗ 
gelegte Beſchwerde wurde vom RG. gleichfalls verworfen: Dem 
OLG. iſt darin beizutreten, daß es ſich um ein Rechtshilfe⸗ 
geſuch im geſetzlichen Sinne überhaupt nicht handelt. Freilich 
beſteht der Grund dafür nicht etwa darin, daß das AG. in He. 
ſeine Beſugniſſe überſchritten hätte, als es dem Anſuchen der 
H. ſchen Eheleute entſprach und das AG. in Caſſel aufforderte, 
die Beitrittserklärung des L. zu beurkunden. Dies geſchah viel⸗ 
mehr in einer zutreffenden Beurteilung allgemeiner richterlicher 
Pflichten. Denn daß L. bereit iſt, die erforderliche Erklärung 
abzugeben und er dazu nicht erſt, wie das OLG. annimmt, 
„veranlaßt“ zu werden brauchte, kann nach dem Inhalte der 
Akten nicht bezweifelt werden. Es kam alſo nur darauf an, 
ihm mitzuteilen, zu welcher Stunde und an welchem Orte ſich 
die nachgeſuchte Amtshandlung in einer dem Gerichte bequemen 
Weiſe am beſten erledigen ließ. Dabei wäre die dem Be⸗ 
urkundungsgericht obliegende Amtstätigkeit ſowie die mit dem 
Geſchäfte verbundene Mühewaltung der Beteiligten in beſonderem 
Maße auch noch dadurch erleichtert worden, daß dem Be⸗ 
urkundungsgerichte die Akten mit den bereits aufgenommenen 
beiden Verhandlungsprotokollen überſandt wurden. Nun find 
aber die Gerichte von der allen öffentlichen Behörden obliegenden 
Dienſtpflicht, die Erledigung ihrer Amtsgeſchäfte ſowohl ſich 
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wechſelſeitig als auch den beteiligten Privatperſonen nach Mög⸗ 
lichkeit zu erleichtern, keineswegs ausgenommen. Die in dem 
Schreiben enthaltene Aufforderung hielt ſich daher durchaus in 
den Grenzen dieſer zugleich dem Gemeinwohl förderlichen Ver⸗ 
pflichtung. Auf der anderen Seite kann kein Zweifel darüber 
gelaſſen werden, daß das angegangene AG. in Caſſel keine 
genügende Veranlaſſung hatte, dem durch das AG. in He. ver⸗ 
mittelten Beurkundungsgeſuche auszuweichen. Der Umſtand, 
daß dieſes Geſuch von L. nicht unmittelbar und in eigener 
Perſon ſchriftlich oder mündlich vorgetragen wurde, vermochte 
dies nicht zu rechtfertigen. So, wie das AG. in Caſſel ſeine 
Dienſtgeſchäfte handhabte, nötigte es die Beteiligten, ſich Aus⸗ 
fertigungen der bisherigen Verhandlungen oder andere die Sach⸗ 
lage klarſtellende Aufzeichnungen zu beſchaffen und alsdann von 
neuem den Verſuch zu machen, bei ihm anzukommen, während 
es ſich ſeine eigene Aufgabe bei der Abfaſſung der Erklärung 
unter Umſtänden gleichfalls erſchwerte. Allein das RG. be⸗ 
findet ſich nicht in der Lage, der Weigerung des AG. in Caſſel 
ſeinerſeits abzuhelfen. Es iſt richtig, daß die zur eigenen Sach⸗ 
zuſtändigkeit des AG. in He. gehörende Tätigkeit mit der 
Aufnahme des Protokolls abgeſchloſſen war. Die ihm nach 
§ 167 FGG. obliegende Beurkundungstätigkeit war beendet, 
und als Grundbuchbehörde wird es erſt wieder in Tätigkeit zu 
treten haben, ſobald alle Urkunden, auf die der Eintragungs⸗ 
antrag geſtützt iſt, ihm fertig vorliegen. Das Schreiben vom 
nämlichen Tage lag ſeinem Inhalte nach nicht im Bereich 
einer dieſer beiden Sachzuſtändigkeiten, ſondern es diente dem 
äußeren allgemeinen Geſchäftsverkehr, wie er zwiſchen den 
Behörden untereinander ſowie zwiſchen ihnen und den Privat⸗ 
beteiligten ſtattfindet. Unter einem ſachlichen Geſichtspunkte 
betrachtet, betraf es nicht eine eigene Angelegenheit des AG. 
in He., ſondern eine Angelegenheit des AG. in Caſſel und zwar 
einen unter § 167 a. a. O. fallenden einzelnen Beurkundungsakt. 
Aus dieſem Grunde allein kann dem Schreiben die Bedeutung 
eines Erſuchens um Rechtshilfe nicht beigemeſſen werden. Schon 
das OLG. in Caſſel war deshalb, und zwar in Konſequenz 
ſeiner eigenen Auffaſſung, nicht zuſtändig, über die Weigerung 
des AG. in Caſſel in dem durch S 160 Abſ. 1 GWG. ver⸗ 
ordneten Verfahren Entſcheidung zu treffen und damit einem 
Eingreifen der zuſtändigen Dienſtaufſichtsbehörde zuvorzukommen. 
Das gleiche gilt von der Zuſtändigkeit des RG. Beſchwerde 
des AG. He. in der H.ſchen Hypothekenſache. Beſchl. des RG. 
v. 2. Juni 10, B 188/10 IV. — Caſſel. 
Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 20. Mai 1898. 
31. SS 10, 152, 153 3VG. Notwendigkeit der Voll⸗ 
endung eines zur Zwangsverſteigerung ſtehenden unvollendeten 
Wohngebäudes und Berückſichtigung der von einem Hypothekarier 
vorgeſchoſſenen Koſten bei der Verteilung der Erſtehungsgelder.] 
Das Grundſtück des G. war, als auf Antrag des Klägers 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung eingeleitet 
wurde, mit einem im Rohbau vollendeten und eingedeckten 
Wohnhauſe bebaut. Der Zwangsverwalter, Baumeiſter Kr., 
wurde auf Antrag des Klägers und des Schuldners G. vom 
Vollſtreckungsgericht angewieſen, die Fertigſtellung des Baues 
möglichſt raſch zu betreiben, um eine baldige Vermietung der 
Wohnungen zu ermöglichen. Der Kläger erbot ſich, die Vor⸗ 
ſchüſſe für den Ausbau zu leiſten und hat ſie geleiſtet. Die 
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Zwangsverſteigerung, die liegen geblieben war, wurde dann 
auf Antrag der Beklagten wieder aufgenommen. Im Bietungs⸗ 
termin wurden von den Zwangsverwaltungskoſten, für die 
Kläger das Vorrecht des § 10 Ziff. 1 Z3VollſtrG. in Anſpruch 
nahm, nur 150 & Vergütung für den Zwangsverwalter und 
400 & Erhaltungskoſten in das geringſte Gebot aufgenommen. 
Der Kläger blieb Meiſtbietender und erhielt den Zuſchlag. 
In den Verteilungsterminen beanſpruchte er für ſeine geſamten 
auf 26 550,82 4 berechneten Auslagen das Vorrecht, erhob, 
als er nur mit 580,90 & berückſichtigt wurde, gegen die vor⸗ 
gängige Befriedigung der Hypothekengläubiger Widerſpruch 
und klagte dann mit dem Antrage: 1. feſtzuſtellen, daß den 
beklagten Hypothekengläubigern die ihnen übertragenen Beträge 
nicht zuſtänden, vielmehr die Widerſprüche des Klägers be⸗ 
gründet ſeien, 2. ſie zur Löſchung der für ihre Anſprüche ein⸗ 
getragenen Sicherungshypotheken zu verurteilen. Das OLG. 
hat den Hypothekariern den Erlös zum Teil, und dem Kläger 
den Reſt der Erſtehungsgelder zugeſprochen. Das RG. hob 
auf: Unzutreffend iſt es allerdings, wenn die Reviſion dem 
Ber R. das Recht, die Notwendigkeit des Ausbaus des Mohn: 
hauſes nachzuprüfen, um deswillen beſtreitet, weil der Ausbau 
nach Anhörung des betreibenden Gläubigers und des Schuldners 
nach Maßgabe des §S 153 JVollſtrG. von dem Vollſtreckungs⸗ 
richter angeordnet und dieſe Anweiſung für den Verwalter und 
den betreibenden Gläubiger maßgebend geweſen ſei. (Wird 
weiter ausgeführt.) Zu Unrecht hat ſich jedoch der BerR. bei 
der Prüfung der Notwendigkeit der Verbeſſerung auf einen 
andern Standpunkt geſtellt wie der Vollſtreckungsrichter. Die 
Zwangsverwaltung hat nach 8 152 3VollſtrG. nicht nur den 
Zweck, den beſtehenden Zuſtand zu erhalten, ſondern auch das 
Grundſtück ordnungsmäßig zu nutzen. Zu dieſem Zwecke muß 
das Grundſtück nötigenfalls auch inſtand geſetzt werden. Dies 
iſt bei angefangenen Bauten, insbeſondere der Vollendung im 
Bau begriffener Mietshäuſer von dem RG. wiederholt an⸗ 
erkannt worden (Urteil vom 14. März 1908 V 327/07 in 
Seuff Arch. 63, 254, Urteil vom 14. Oktober 1908 V 585/07 
im ZBlFG. 9, 469 und Urteil vom 12. Mai 1909 V 333/08). 
Wenn in dem letzten dieſer Urteile auch die Möglichkeit, den 
Rohbau durch Eindeckung gegen Witterungseinflüſſe zu ſchützen, 
in Betracht gezogen worden iſt, ſo lag die Sache inſofern 
anders, als es ſich dort um die Winterszeit handelte, wo 
Bauten regelmäßig nicht fortgeſetzt zu werden pflegen. Hier 
aber begann die Zwangsverwaltung im Frühling, wo der Bau 
fortgeſetzt werden mußte, wenn nicht ein ganzes Mietsjahr 
verloren gehen ſollte. Eine andere Frage iſt aber die, ob die 
Aufwendungen für die angeordnete Maßnahme in der Tat 
gemacht worden ſind und ob ſie im einzelnen eine Verbeſſerung 
des Grundſtücks, die auch den Realgläubigern zugute kommt, 
zur Folge gehabt haben. In dieſer Beziehung kommen nicht 
die Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung, ſondern 
lediglich die des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes zur Anwendung. 
Dabei aber find dieſelben Grundſätze maßgebend, die das NO. 
(RG. 17, 273; 25, 227; 41, 323; Denkſchrift zur Reichstags⸗ 
vorlage S. 36) für die gleichen Beſtimmungen des preußiſchen 
Zwangsvollſtreckungsgeſetzes aufgeſtellt hat. Haben die Auf: 
wendungen des betreibenden Gläubigers den Wert des Grund⸗ 
ſtücks geſteigert und ſo den Vorteil der Hypothekengläubiger 
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gefördert, fo müſſen dieſe auch das Vorrecht für die Auslagen 
zugeſtehen, ſoweit dieſer Vorteil reicht. Iſt eine Wertſteigerung 
nicht eingetreten, ſo trägt das Riſiko der betreibende Gläubiger. 
Auf die Ergebniſſe der Zwangsverſteigerung kann es dabei 
nicht ankommen, denn bleibt das Meiſtgebot hinter dem wahren 
Werte zurück, ſo haben ſich dies die Hypothekengläubiger, die 
nicht weit genug geboten haben, ſelbſt zuzuſchreiben. K. c. S. 
u. Gen., U. v. 4. Mai 10, 221/09 V. — Dresden. 

II. Prenßiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

32. 55 624 ff., 646 AL R.] 

Das BG. geht davon aus, daß die von der Witwe S. 
zu notariellem Protokoll vom 26. Dezember 1907 erklärte und 
von der Klägerin angenommene Schenkung einen Vertrag unter 
Lebenden enthalte, daß die Frage, ob und inwieweit dieſe 
Schenkung infolge der Bindung der Witwe S. an den Erb⸗ 
vertrag vom 19. Januar 1895 widerrufen werden könne, nach 
den Beſtimmungen des PrALR. zu beurteilen ſei, und daß in 
Gemäßheit dieſer Beſtimmungen die Beklagten als Vertrags⸗ 
erben der Witwe S. berechtigt ſeien, die Schenkung, ſoweit ſie 
die Hälfte des dieſer zur Zeit der Schenkung gehörigen Ver⸗ 
mögens überſteige, zu widerrufen. Die gegen dieſe Entſcheidung 
erhobenen Reviſionsangriffe erſcheinen nicht begründet. Die 
Reviſion der Klägerin wendet ſich dagegen, daß die Beklagten 
als Vertragserben der Witwe S. anzuſehen ſeien. Zuzugeben 
iſt der Reviſion, daß die Beklagten zu 1 bis 3, die Kinder des 
Rentiers Wilhelm S. und Stiefkinder ſeiner zweiten Ehe⸗ 
frau S. nicht ſchon deshalb, weil fie in dem von den S. ſchen 
Eheleuten geſchloſſenen Erbvertrage vom 19. Januar 1895 von 
der Ehefrau S. für den Fall des Vorverſterbens ihres Mannes 
als Erben eingeſetzt ſind, die Eigenſchaft von Vertragserben 
haben. Nach den in § 646 I, 12 ALR. ausgeſprochenen 
Grundſätzen des Preußiſchen Rechts, die mit den Beſtimmungen 
dieſes Rechts über Verträge zugunſten Dritter (SS 75 bis 77 J, 5) 
in Einklang ſtehen, gelten Erbverträge nur unter den Vertrag⸗ 
ſchließenden als Verträge; in Anſehung eines Dritten aber, 
dem darin etwas zugedacht iſt, und der dem Vertrage nicht 
mit Bewilligung der Hauptparteien ausdrücklich beigetreten iſt, 
haben ſie nur die Kraft einſeitiger letztwilliger Verfügungen. 
Es beſtand hiernach in Ermangelung eines Beitritts der Be⸗ 
klagten ihnen gegenüber keine vertragsmäßige Gebundenheit der 
Ehefrau S. und es ſtand ihr frei, die in $ 10 des Erbvertrags 
angeordnete Erbeinſetzung der Beklagten mit Zuſtimmung ihres 
Mannes, in deſſen Intereſſe die Beklagten als Erſatzerben ein⸗ 
geſetzt waren, zu widerrufen. Dieſe Rechtslage änderte ſich 
aber, als der Ehemann S. am 3. Juni 1906 verſtarb und die 
Witwe S. auf Grund des Erbvertrags ſeine Erbin wurde. 
Die Erbeseinſetzung der Beklagten konnte jetzt von der Witwe 
S. nicht mehr widerrufen werden und die Beklagten erlangten 
damit die Rechte eines Vertragserben in gleicher Weiſe, als 
wenn fie dem Erbvertrage beigetreten wären (vgl. OTr. 53, 67; 
Striethorſt Arch. 94, 211; Förſter⸗Eccius Bd. 4 8 247 unter I 
a. E.). Auch die Reviſionsangriffe der Beklagten können keinen 
Erfolg haben. Es kann zunächſt keinem Zweifel unterliegen, 
daß hinſichtlich der Frage, ob die Schenkung vom 26. Dezember 
1907 als ein Vertrag unter Lebenden oder als eine Verfügung 
von Todes wegen ſich darſtellt, das Recht des BGB. zur An⸗ 
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wendung kommt, da Art. 214 EG. hier nicht eingreift. Nach 
der Feſtſtellung des BG. iſt die Schenkung durch Übergabe 
nicht vollzogen worden. Eine Verfügung von Todes wegen, 
die gegenüber dem Erbvertrage vom 19. Januar 1895 ohne 
Beſtand fein würde (§ 627 I, 12 AL R.), würde ſomit nach § 2301 
BGB. vorliegen, wenn das Schenkungsverſprechen unter der 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Bedingung erteilt worden 
wäre, daß die Klägerin die Witwe S. überlebt. Dies iſt aber 
von dem BG. unter eingehender Begründung verneint worden. 
Das KG. entnimmt daraus, daß die Witwe S. zur Zeit der 
Schenkung lebensgefährlich und ohne jede Hoffnung auf 
Beſſerung erkrankt war, daß ihr Ableben, wie ihr bekannt war, 
nahe bevorſtand, und daß ſie bereits in der Schenkungsurkunde 
vom 25. Dezember 1907 auf das Beſtimmteſte erklärt hatte, 
die Zuwendung unter Lebenden machen zu wollen, den Willen 
der Parteien, daß das Schenkungsverſprechen ſofort Wirkſamkeit 
haben ſollte, ohne durch das Überleben der Klägerin bedingt zu 
ſein. Einen Rechtsirrtum läßt dieſe dem tatſächlichen Gebiet 
angehörende Würdigung nicht erkennen. Der Reviſion kann auch 
darin nicht gefolgt werden, daß ſchon nach dem Rechte des 
Preußiſchen Landrechts Schenkungen, die böswillig zur Ver⸗ 
eitelung der Rechte des Vertragserben gemacht ſeien, nicht als 
rechtsbeſtändig angeſehen werden könnten. Dieſe Auffaſſung 
entſpricht nicht dem Preußiſchen Recht. Wie in dem BU. zu⸗ 
treffend dargelegt iſt, geht das ALR. in § 624 I, 12 davon 
aus, daß grundſätzlich durch Eingehung eines Erbvertrags die 
Befugnis der Vertragſchließenden, über ihr Vermögen unter 
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von nur die beiden in SS 625 und 626 daſelbſt angeführten 
Ausnahmen zu, daß der Vertragserbe aus eigenem Recht zum 
Widerruf übermäßiger Schenkungen befugt iſt und daß er 
gegebenenfalls darauf antragen darf, den Erblaſſer als Ver⸗ 
ſchwender zu erklären. Eine weitere Einſchränkung des Erblaſſers 
iſt damit abgelehnt worden. Die von Dernburg (Bd. 3 § 177 
Anm. 6 des Preußiſchen Privatrechts) vertretene Anſicht, daß 
auch für das Preußiſche Recht eine auf Schadenserſatz gehende 
Dolusklage des Vertragserben wegen Veräußerungen unter 
Lebenden an Dritte, die mit dem Erblaſſer zur Vereitelung des 
Rechts des Vertragserben zuſammenwirken, zugelaſſen werden 
müſſe (vgl. dagegen Förſter⸗Eccius Bd. 4 § 247 Anm. 26), 
kann nicht gebilligt werden, und hat auch in der Praxis des 
Preußiſchen Rechts keinen Anklang gefunden. Dernburg beruft 
ſich für ſeine Anſicht darauf, daß der Vertragserbe nicht nur 
eine bloße Hoffnung auf Erlangung der Erbſchaft, ſondern ein 
Recht habe. Allein dieſe Erbanwartſchaft wird gegen nachteilige 
Veräußerungen des Erblaſſers unter Lebenden nur in dem durch 
§8 625, 626 I, 12 ALR. beſtimmten Umfange geſtützt und 
wird darüber hinaus nicht als ein Recht anerkannt. S. c. S., 
U. v. 9. Mai 10, 371/09 IV. — Berlin. 

Jagdordnung vom 15. Juli 1907. 

33. 58 7, 8, 24, 84 JagdO.] 

Läßt das Geſetz keinen Zweifel darüber, daß nur ein 
Jagdbezirk, wie er den dafür aufgeſtellten Normen gemäß 
iſt, ein tauglicher Gegenſtand der Eigenjagd ſowohl wie der 
Verpachtung ſein kann, ſo iſt es auch ferner nicht zweifelhaft, 
daß der Abſ. 1 des § 24, der die „gegen die vorſtehenden 
Vorſchriften“ verſtoßenden Pachtverträge für nichtig erklärt, 
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auch die Pachtverträge umfaßt, welche ſich auf Grundflächen 
beziehen, die nicht Jagdbezirke im Sinne des Geſetzes ſind. 
Der Jagdbezirk iſt durch die zwingenden, öffentlich⸗rechtlichen 
Normen der Jagdordnung beſtimmt; dieſe können durch 
Vereinbarungen der Beteiligten nicht beſeitigt oder geändert 
werden. Darum fehlt einem Pachtvertrage, der die Vor⸗ 
ſchriften über die Bildung von Jagdbezirken außer acht 
läßt, die für ſeinen Beſtand unerläßliche Vorausſetzung einer 
für die Ausübung der Jagd rechtlich geeigneten Ortlichkeit. 
Sie iſt auch nicht zu dem Teile vorhanden, der nach dem 
Geſetz als Jagdbezirk hätte gelten können, denn dieſer iſt nicht 
verpachtet, ſondern ein Bezirk, der ſich aus dem Teil und aus 
noch anderen Grundſtücken zuſammenſetzt und eben in ſolcher 
Zuſammenſetzung kein Jagdbezirk iſt. Der Vertrag iſt ſchlecht⸗ 
hin nichtig; für die Anwendung der von der Reviſion in Bezug 
genommenen 88 139, 323 BGB. iſt kein Raum. Es kann 
ſich demgemäß nur fragen, ob der Vertrag vom 23. Juli 1907, 
der dem neuen Geſetz über die Bildung der Jagdbezirke keine 
Rechnung trägt, deshalb gültig iſt, weil er vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes geſchloſſen iſt. Auch dieſe Frage verneint 
der BerR. mit Rückſicht auf §S 84 Abſ. 1 Jagd O. ohne Rechts⸗ 
irrtum. (Wird ausgeführt.) M. c. M., U. v. 24. Mai 10, 
467/09 VII. — Breslau. 

Geſetz vom 15. November 1811, wegen des Waſſer— 
ſtaues und Verſchaffung der Vorflut. 

34. 8 10 des Geſetzes. Rechtsweg. 

Zutreffend nimmt zunächſt der Ber R., und zwar nicht bloß 
in Beziehung auf den erſten Klageantrag, ſondern abweichend 
vom LG. auch in Beziehung auf den zweiten Klageantrag die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs an. Bei dem erſten Klageantrag 
liegt, wie bereits in dem früheren Reviſionsurteil vom 19. März 
1908 ausgeführt iſt, gar kein Zweifel vor, weil die Räumungs⸗ 
pflicht, deren Feſtſtellung verlangt wird, aus einem privat⸗ 
rechtlichen Titel, dem Erbzinsvertrag vom 30. Mai 1792, ab⸗ 
geleitet wird (8 7 I des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 
1883, $ 66 III des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883). 
Aber auch beim zweiten Klageantrag, der die Verurteilung zur 
Ausführung der Räumung verlangt, geben die Partei⸗ 
anführungen, wie der Ber R. mit Recht angenommen hat, keinen 
Anlaß, die Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu verneinen. § 10 
des Geſetzes vom 15. November 1811, wegen des Waſſerſtaues 
und Verſchaffung der Vorflut, der die Ausführung der Räumung, 
das Wann und Wie dieſer Räumung, ausſchließlich der Ent⸗ 
ſcheidung der Polizeibehörde zuweiſt, bezieht ſich allerdings nicht 
bloß auf eigentliche Vorflutgräben (SS 106 ff. ALR. I, 8) und 
auf Gräben, durch die das Waſſer feinen ordentlichen und ge⸗ 
wöhnlichen Ablauf hat (8 100 ALR. I, 8), ſondern auch auf 
künſtliche Gräben, die der Entwäſſerung und der Fortleitung 
des Waſſers für gewerbliche Zwecke dienen (Nieberding⸗Frank, 
Waſſerrecht und Waſſerpolizei, 85 29 bis 31, S. 121 ff., 127, 
133, 143; Erkenntnis des Kompetenzgerichtshofs vom 10. März 
1860 im JM Bl. 1861 S. 260, 264; OTr. 66, 263, Striet⸗ 
horſt urch. 84, 361), immerhin iſt aber Vorausſetzung des 
§ 10 a. a. O., daß ein „Waſſerabzug“ geſchaffen iſt und daß 
die Verſtopfung dieſes Waſſerabzugs Nachteile für die Anlieger 
zur Folge hat. Im vorliegenden Falle liegt die Annahme, 
daß der durch den Oderbruch von der Reglitz zur Oder ge— 
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zogene Graben Entwäſſerungszwecken diente, nahe; daß indeſſen 
die Verkrautung des Grabens ſo weit vorgeſchritten iſt, daß ſie 
den Waſſerabzug vollſtändig unterbunden und Nachteile der im 
§ 10 a. a. O. beſchriebenen Art zur Folge gehabt hat, iſt von 
den Parteien nicht geltend gemacht worden. Die Klägerin ver: 
langt Räumung nicht zur Wiederherſtellung des Waſſerabzugs, 
ſondern zur Wiederherſtellung der Schiffbarkeit auf Grund 
einer in dieſer Beziehung eingegangenen privatrechtlichen Ver⸗ 
pflichtung, die Durchführung einer ſolchen Verpflichtung aber 
iſt dem Rechtswege nicht entzogen. S. c. H., U. v. 7. Mai 10, 
478/09 V. — Stettin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

35. Tarifſtelle 25 c, d Stempſtß. Umwandlung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H.] 

Die Kläger zu 2 und 3 waren früher die alleinigen In⸗ 
haber einer offenen Handelsgeſellſchaft. Am 9. November 1905 
ſchloſſen ſie einen notariellen Vertrag zum Zweck der Um⸗ 
wandelung ihrer Firma in eine Geſellſchaft m. b. H. Das 
Stammkapital der neuen Geſellſchaft wurde auf 230 000 4 
und die Stammeinlage eines jeden der beiden Geſellſchafter auf 
115 000 & feſtgeſetzt. Der § 4 beſtimmt folgendes: „Die Ein⸗ 
lagen der Geſellſchaft werden dadurch gedeckt, daß jeder der 
beiden Geſellſchafter in die Geſellſchaft m. b. H. ſeinen Geſchäfts⸗ 
anteil an der offenen Handelsgeſellſchaft einbringt.“ Am 
Schluſſe des Vertrages erklären die Vertragſchließenden: „Nach⸗ 
dem wir in dem vorſtehenden Geſellſchaftsvertrage die Geſchäfts⸗ 
anteile der offenen Handelsgeſellſchaft in die hier gegründete 
Geſellſchaft m. b. H. eingebracht haben, iſt die Geſellſchaft 
m b. H. alleinige Inhaberin der offenen Handelsgeſellſchaft 
geworden. In Konſequenz dieſes Rechtsübergangs über⸗ 
tragen wir hierdurch das geſamte Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft auf die Geſellſchaft m. b. H., welche ihrer⸗ 
ſeits auch die aus der Bilanz ſich ergebenden Schulden über⸗ 
nimmt. Dieſe Übertragung geſchieht in Gemäßheit der Tarif⸗ 
ſtelle 250 Abſ. 2 ſtempelfrei, weil der Geſellſchaft m. b. H. nur 
ſo viel Vermögensgegenſtände der offenen Handelsgeſellſchaft 
übereignet werden, als ihrer Beteiligung an jener offenen 
Handelsgeſellſchaft entſpricht.“ Die Vertragſchließenden er: 
kennen dann noch ausdrücklich an, daß ſie „bzw. die offene 
Handelsgeſellſchaft“ die zu der letzteren gehörigen Grundſtücke 
der Geſellſchaft m. b. H. ſofort nach deren Eintragung auf⸗ 
zulaſſen haben. Für dieſen Vertrag hat der Notar nach der 
Tarifſtelle 25d Abſ. 2 PrStempſtGG. vom 31. Juli 1895 einen 
Stempel in Höhe von ½ v. H. des Stammkapitals von 
230 000 & mit 767 & verwendet. Der Beklagte hält dieſen 
Stempel nicht für ausreichend und forderte den Mehrbetrag an 
Steuer von Landesſtempel und Reichsſtempel von zuſammen 
171 lO MH. Die drei Kläger verlangten dieſe Beträge mit 
der Klage zurück. Klage, Berufung und Reviſion blieben er⸗ 
folglos: 1. Die Klägerin zu 1 hat der BerR. mit dem er⸗ 
hobenen Anſpruch abgewieſen, weil ſie zur Klage nicht legitimiert 
ſei. Dieſe Entſcheidung iſt zu billigen. Zur Rückforderung 
einer zu Unrecht erforderten Abgabe iſt regelmäßig nur der⸗ 
jenige befugt, der die Abgabe ſelbſt oder durch einen anderen, 
der für ihn gehandelt hat, entrichtet hat. Der Tatbeſtand er⸗ 
gibt hier nicht, wer den ſtreitigen Stempelbetrag an den Be: 
klagten gezahlt hat, vielmehr nur, daß die Zahlung erfolgt iſt. 


39. Jahrgang. 


Da aber nicht behauptet iſt, daß ein Dritter die Zahlung ge⸗ 
leiſtet hat, ſo iſt anzunehmen, daß die Zahlung durch die beiden 
Ausſteller der ſtempelpflichtigen Urkunde, alſo die Kläger zu 2 
und 3, erfolgt iſt, von denen der Beklagte die Steuer erfordert 
hat. Daß die nicht abgabenpflichtige klagende Geſellſchaft, die 
durch den ſtempelpflichtigen Akt erſt zur Entſtehung gelangt iſt, 
den jetzt eingeklagten Betrag für eigene Rechnung an den Be⸗ 
klagten gezahlt habe, erſcheint ausgeſchloſſen. 2. Der Anſpruch 
auf Rückzahlung der Steuer iſt aber auch ſachlich unbegründet. 
Das bürgerliche Recht und insbeſondere das Handelsrecht kennt 
nicht einen allgemeinen Rechtsbegriff der Umwandelung einer 
Geſellſchaft in eine andere, d. h. einer Umänderung der recht⸗ 
lichen Natur einer Geſellſchaft bei beſtehenbleibender Identität 
der Rechtsperſon. Nur in einzelnen Fällen ſpricht das Geſetz 
von der Umwandelung einer Geſellſchaft und regelt dabei die 
rechtlichen Folgen dieſes Vorgangs. Dies geſchieht im Falle 
des 5 332 HGB., der die „Umwandelung“ einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft betrifft. Auch 
die 98 80, 81 GmbHG. behandeln einen Fall, in dem die 
Umwandelung einer Aktiengeſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. 
„beabſichtigt“ wird. Hier handelt es ſich aber nur um eine 
Umwandelung im wirtſchaftlichen Sinne, nicht im Rechts⸗ 
ſinne. Das zeigt ſich ſchon darin, daß nach $ 80 daſ. die 
Aktiengeſellſchaft zum Zwecke der Umwandelung „aufgelöſt“ 
wird. Auch bei der Umwandelung einer Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftung in eine ſolche mit unbeſchränkter Nach⸗ 
ſchußpflicht oder einer von beiden in eine ſolche mit beſchränkter 
Haftpflicht (SS 143 bis 145 GenG. vom 20. Mai 1898) liegt 
in Wirklichkeit eine Auflöſung der früheren Geſellſchaft vor, 
wie ſich aus § 143 Abſ. 1 und 2 ergibt. Auch in ſonſtigen 
Fällen einer ſogenannten „Umwandelung“ einer Geſellſchaft 
wird die bisherige Geſellſchaft nicht aufrechterhalten. Viel⸗ 
mehr liegt rechtlich die Auflöſung der bisher beſtehenden 
Geſellſchaft vor, an die ſich die Gründung einer anderen neuen 
Geſellſchaft anſchließt (Urteile des RG. 32, 47 und JW. 00, 
5667). Die rechtlichen Träger der offenen Handelsgeſellſchaft, 
die keine ſelbſtändige Rechtsperſon darſtellt, ſind natürliche Per⸗ 
ſonen, nämlich die Geſellſchafter, denen das Vermögen der 
Geſellſchaft gemeinſchaftlich zur geſamten Hand gehört. Bei 
ihnen kann man von einer ſolchen Umwandelung der Gefell- 
ſchaft nur im wirtſchaftlichen Sinne dann ſprechen, wenn die 
Auflöſung und Neuerrichtung in einem äußerlich einheitlichen 
Rechtsakt erfolgt und die bei der aufgelöſten Geſellſchaft Be⸗ 
teiligten auch die Alleinbeteiligten bei der neuen Geſellſchaft 
ſind. Auch abgeſehen von dieſen rechtlichen Erwägungen ging 
im vorliegenden Fall der Vertragswille offenbar nicht dahin, 
daß beide Geſellſchaften nebeneinander beſtehen ſollten, 
ſondern es ſollte die offene Handelsgeſellſchaft im Augenblick 
der Neuerrichtung der Geſellſchaft m. b. H. zu beſtehen aufhören 
und durch dieſe erſetzt werden. Von dem Einbringen der Ge⸗ 
ſchäftsanteile einer beſtehenden und nach der Abſicht der Be⸗ 
teiligten wenn auch nur eine gewiſſe Zeitlang noch weiter 
beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft kann alſo hier nicht die 
Rede fein. Vielmehr ſtellte die Verhandlung vom 9. November 
1905 die Auflöfung der offenen Handelsgeſellſchaft durch Bes 
ſchluß der Geſellſchafter im Sinne des § 131 Ziff. 2 HGB. 
dar, welche die Liquidation der Geſellſchaft zur Folge gehabt 
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hätte, wenn die Geſellſchafter nicht eine andere Art der Aus 
einanderſetzung vereinbart hätten (8 145 daſ.). Die letztere 
beſtand darin, daß die Geſellſchafter das nach der Auflöſung 
der offenen Handelsgeſellſchaft ihnen zuſtehende Geſellſchafts⸗ 
vermögen gemeinſchaftlich an die neugegründete Geſellſchaft 
mit der Beſtimmung übertrugen, daß jeder von ihnen zur Hälfte 
an dem Vermögen der letzteren beteiligt ſein ſollte. Den 
Gegenſtand des Einbringens bildete im vorliegenden Fall alſo 
das geſamte Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft. Bei 
einem ſolchen ÜUbergange findet keine allgemeine Rechtsnachfolge 
ſtatt, das Vermögen geht vielmehr nur durch Übergabe, Auf: 
laſſung und Abtretung der einzelnen Vermögensgegenſtände und 
Rechte über (RG. 69 S. 283, 288). U. u. Gen. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 26. April 10, 364/09 VII. — Cöln. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


Zu 8 187 (Führung der Vorunterſuchung) wurde angeregt, 
die Möglichkeit zu eröffnen, auch dem Amtsrichter, der mit dem 
Unterſuchungsrichter nicht denſelben Amtsſitz habe, Vorunter⸗ 
ſuchungen zu übertragen; ein gegenteiliger Grund ſei nicht er⸗ 
ſichtlich; die Ausdehnung ſei auch gegenüber der Erweiterung 
des Kreiſes der Vorunterſuchungsſachen erwünſcht. Ein dahin⸗ 
gehender Antrag wurde jedoch abgelehnt; die Übertragung einer 
Vorunterſuchung auf einen Amtsrichter ſolle immer eine Aus⸗ 
nahme bilden und müſſe durch beſondere Verhältniſſe, wie weite 
Entfernung, Reiſekoſten uſw., gerechtfertigt ſein. 

§ 187 wurde nach der Regierungsvorlage angenommen, 
ebenſo 8 188. 

Dem $ 189 (Satz 1, Zweck und Ausdehnung der Vorunter⸗ 
ſuchung) wurde folgende Faſſung gegeben: 

„Die Vorunterſuchung iſt darauf zu richten, ob das 
Hauptverfahren zu eröffnen oder der Angeſchuldigte außer 
Verfolgung zu ſetzen iſt, und welche Tatſachen für die 
Strafzumeſſung weſentlich ſind, auch ſoll ſie die Durch⸗ 
ſuchung der Hauptverhandlung vorbereiten.“ 

Der Reit des 5 189 blieb unverändert, ebenſo die 88 190, 191. 

In 5 192 Abſ. 1 wurde der Satz 1 in folgender erweiterter 
Faſſung angenommen: 

„Der Angeſchuldigte iſt in der Vorunterſuchung zu 
vernehmen und aufzufordern, die zu ſeiner Entlaſtung 
dienenden Tatſachen und Beweismittel zu bezeichnen; die 
bezeichneten Beweismittel hat der Unterſuchungsrichter zu 
erheben, wenn ſie von Bedeutung ſind.“ 

Die Regierungskommiſſare erklärten dieſe erweiterte Faſſung 
für überflüſſig, da dasſelbe aus dem § 109 hervorgehe, der auf 
die Vernehmung anzuwenden ſei, und aus dem ſoeben ange⸗ 
nommenen § 189. 

Im Abſ. 2 (Schlußverhalt) wurde hinzugefügt: 

„Der Verteidiger iſt zu dieſem Termin zu laden, 
ſeiner Anweſenheit bedarf es nicht.“ 

Im übrigen blieb der $ 192 unverändert, ebenfo $ 193. 

Bei 8 194 wurde bemerkt, daß nicht einzuſehen fei, warum 
der Unterſuchungsrichter nicht einen verhafteten Angeſchuldigten 
ſelbſt außer Verfolgung ſolle ſetzen dürfen, ſondern gezwungen 
werde, einen Gerichtsbeſchluß herbeizuführen, Abf. 4 Satz 4. 
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Ein innerer Grund für dieſe verſchiedenartige Regelung ſei nicht 
vorhanden. Dem wurde entgegnet, daß dieſe Regelung mit 
Rückſicht auf die Vorſchriften des Geſetzes über die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft gewählt worden ſei; 
die Gewährung einer Entſchädigung ſetze nach dieſem Geſetze 
das Vorliegen eines Gerichtsbeſchluſſes über die Außerverfolgung⸗ 
ſetzung voraus. Um dem Rechnung zu tragen, wurde dem 
Abſ. 4 Satz 4 folgende Faſſung gegeben: 

„Hat der Unterſuchungsrichter einen Angeſchuldigten 
außer Verfolgung geſetzt, der Unterſuchungshaft erlitten 
hat, ſo ſteht dies einem Gerichtsbeſchluſſe gleich.“ 

Mit dieſer Anderung wurde auch $ 194 angenommen. 


4. Abſchnitt. 
Eröffnung des Hauptverfahrens. 


Dem § 195 Abf. 2 (Erforderniſſe der Anklageſchrift) wurde 
folgender Satz hinzugefügt: 

„Die Bezeichnung der Beweismittel ſoll erkennen 
laſſen, für welche Anklagebehauptungen ſie angeboten 
werden.“ 

Ein ſozialdemokratiſcher Antrag, wonach auch die vom 
Angeklagten geltend gemachten Einwendungen und Beweis⸗ 
angebote in die Anklageſchrift aufgenommen werden ſollten, wurde 
abgelehnt und § 195 mit dem beſchloſſenen Zuſatz angenommen. 

Nach § 203 Abſ. 2 und 3 iſt in den vor den Land⸗ 
gerichten, den Schwurgerichten und dem Reichsgerichte zu ver⸗ 
handelnden Sachen die Anklageſchrift mit einer Friſt für ſeine 
Anträge und Einwendungen mitzuteilen, während nach 8 213 
Abſ. 1 in allen anderen Sachen, alſo namentlich den ſchöffen⸗ 
gerichtlichen, die Anklageſchrift dem Angeklagten und dem Ver⸗ 
teidiger erſt mit der Ladung zur Hauptverhandlung zugeſtellt 
zu werden braucht. Auf Antrag des Zentrums wurde, da ein 
innerer Grund für eine ſolche Unterſcheidung nicht beſtehe und 
auch in Schöffenſachen der Fall ſo wichtig ſein könne, daß eine 
alsbaldige Mitteilung der Anklageſchrift am Platze ſei, beſchloſſen, 
beide Fälle gleichmäßig zu behandeln und demgemäß folgender 


S 195a aufgenommen: 
§ 195a. 


„Sobald die Anklageſchrift eingegangen iſt, hat ſie der 
Vorſitzende, in den vor den Amtsgerichten zu verhandelnden 
Strafſachen der Amtsrichter, dem Angeſchuldigten und 
dem Verteidiger mitzuteilen. 

Bei der Mitteilung iſt der Angeſchuldigte unter Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt darauf hinzuweiſen, daß er inner⸗ 
halb der Friſt Einwendungen gegen die Hauptverhandlung 
erheben oder Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung 
beantragen kann. In Fällen, in welchen eine Vorunter⸗ 
ſuchung geführt oder zuläſſig iſt, muß der Angeſchuldigte 
noch darauf hingewieſen werden, daß er die Eröffnung 
oder Ergänzung der Vorunterſuchung beantragen könne. 
Die Friſt beträgt in der Regel eine Woche. Dem Ver⸗ 
teidiger iſt die dem Angeſchuldigten beſtimmte Friſt mit⸗ 
zuteilen.“ 

Hierdurch find die SI 203 Abſ. 2, 3, 213 Abſ. 1 erledigt. 
Seitens der Gegner des Antrags wurde darauf hingewieſen, 
daß in ſchöffengerichtlichen Sachen eine erhebliche Verzögerung 
des Verfahrens eintreten werde. 


NE 14. 1910. 

Der § 196 wurde unverändert angenommen und redaktionell 

beſchloſſen, hinter $ 196 die Vorſchrift des § 206 Abſ. 2 als 
8 196 a folgen zu laſſen. 

Die SS 197 bis 200 wurden nicht beanſtandet. Eine ſehr 
umfangreiche Auseinanderſetzung erfolgte bei 8 201 (An⸗ 
fechtbarkeit des Eröffnungsbeſchluſſes). Während von ſozial⸗ 
demokratiſcher Seite die Streichung des Abſ. 1 beantragt wurde, 
wonach im Falle der Ablehnung des Hauptverfahrens der 
Staatsanwaltſchaft die ſofortige Beſchwerde zuſteht, beantragte 
Abg. Gröber (Zentr.), dem Angeſchuldigten gegen den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß die ſofortige Beſchwerde einzuräumen. Er be⸗ 
gründete dies in der Hauptſache damit, daß der Eröffnungs⸗ 
beſchluß eine in die Rechtsſtellung des Angeklagten ſo tief ein⸗ 
ſchneidende Maßregel ſei, daß er der Anfechtung unterliegen 
müſſe. Die Mehrheit verwarf indeſſen beide Anträge. Es 
wurde erwogen, daß die Ablehnung des Hauptverfahrens für 
die Staatsanwaltſchaft den Abſchluß der Sache bedeute, den 
ſie verhindern zu können in der Lage ſein müſſe, während die 
Eröffnung des Hauptverfahrens vom Standpunkt des An- 
geklagten aus betrachtet lediglich eine Zwiſchenverfügung ſei, 
durch die ihm keine ſeiner Zuſtändigkeiten genommen werde. 
Nach der dem Angeklagten ſo günſtigen Ausgeſtaltung des 
Vorverfahrens und des Zwiſchenverfahrens ſei für die An⸗ 
fechtung des Eröffnungsbeſchluſſes kein Bedürfnis anzuerkennen, 
die Einführung einer Beſchwerde ſei auch in den meiſten Fällen 
nutzlos und verzögere das Verfahren. 

§ 201 wurde hierauf unverändert genehmigt, ebenſo 
88 202, 203 Abſ. 1 und 4, 205 bis 207. 

In § 108 (Rückgängigmachung des Eröffnungsbeſchluſſes) 
wurden in Abſ. 1 die Worte „auf Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft“ erſetzt durch die Worte: „nach Anhörung der Prozeß⸗ 
beteiligten“. Mit dieſer Anderung wurde § 208 angenommen, 
desgleichen die SS 209 und 210. 


5. Abſchnitt. 
Vorbereitung der Hauptverhandlung. 


§ 211 wurde genehmigt. Bei $ 212 Abſ. 2 wurde geltend 
gemacht, daß kein Grund erſichtlich ſei, warum nur der ver⸗ 
haftete Angeklagte darauf hingewieſen werden ſolle, daß er für 
die Hauptverhandlung Anträge zu ſeiner Verteidigung ſtellen könne. 
Die Eingangsworte des Abſ. 2 erhielten daher folgende Faſſung: 

„der Angeklagte wird darauf hingewieſen“ uſw. wie in 
der Vorlage. 

Die 88 213, 214 wurden nicht beanſtandet; zu § 215 
wurden die Anträge auf Verlängerung der Ladungefriſt ab: 
gelehnt; der zweite Halbſatz aber wie folgt gefaßt: 

„Die Friſt kann mit Einwilligung des Angeklagten ab⸗ 
gekürzt werden.“ 

Die Ladungsfriſt beträgt daher in allen Sachen in der 
Regel eine Woche, Abkürzung iſt aber zuläſſig. 

Der 5 217 erhielt in dem Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

„Hierauf iſt der Angeklagte in der Ladung hinzuweiſen.“ 

Im Abſ. 2 wurden die Worte: „nach freiem Ermeſſen“ 
geſtrichen, weil dadurch der Anſchein erweckt werde, als ob der 
Vorſitzende willkürlich handeln dürfe; mit dieſer Maßgabe 
wurde der § 217 angenommen; ebenſo fanden die 88 218 
bis 221 Annahme. 
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6. Abſchnitt. 
Hauptverhandlung. 


Die 88 222 bis 224 wurden nach der Vorlage genehmigt. 

5 225 erweitert die Zuläſſigkeit des Kontumazialverfahrens 
gegenüber dem geltenden Geſetz erheblich. Hiergegen 
wurden lebhafte Bedenken geäußert. Es wurde aus⸗ 
geführt, daß die Ausdehnung des Kontumazialverfahrens durch 
kein Bedürfnis der Praxis gerechtfertigt ſei; das Prinzip der 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit dürfe nicht ſo weit durch⸗ 
brochen werden, daß man den Angeklagten, ohne ihn gehört 
und geſehen zu haben, zu 6 Wochen Gefängnis verurteilen 
könne; zudem könne, wenn der Fall der Wiedereinſetzung nicht 
vorliege, dem Angeklagten unter Umſtänden eine Inſtanz ver⸗ 
loren gehen. Das Kontumazialverfahren in der bisherigen 
Ausdehnung gehe ſchon weit genug. Von dieſer Seite wurde 
beantragt, den § 225 in folgender Faſſung anzunehmen: 


8 225. 

„Bleibt der Angeklagte auf ordnungsmäßige Ladung 
ohne genügende Entſchuldigung aus, ſo kann ohne ihn 
verhandelt werden, wenn die den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung bildende Tat nur mit Geldſtrafe, Haft oder 
Einziehung, allein oder in Verbindung miteinander, be⸗ 
droht iſt. In ſolchen Fällen muß der Angeklagte in der 
Ladung auf die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens aus⸗ 
drücklich hingewieſen werden. 

Gegen einen Abweſenden kann eine Hauptverhandlung 
nur dann ſtattfinden, wenn die den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildende Tat nur mit Geldſtrafe oder Ein⸗ 
ziehung, allein oder in Verbindung miteinander, bedroht 
iſt. Erſcheint für den Angeklagten ein Verteidiger, ſo 
kann das Gericht die Beibringung einer Vollmacht nicht 
verlangen. Angehörige des Angeklagten ſind als Ver⸗ 
teidiger zuzulaſſen.“ 

Dieſer Antrag wurde angenommen. Eine erhebliche 
Minderheit hielt die Regelung des Entwurfs für zutreffend; 
die Ausdehnung des Kontumazialverfahrens auf leichte Ver⸗ 
sehen ſei allerdings gerechtfertigt, um Vertagungen, Vor⸗ 
führungen, Verhaftungen und unnötige Koſten zu vermeiden; 
es müſſe auch in ſolchen Fällen dem Angeklagten ermöglicht 
werden, wenn er nichts gegen die Anklage vorzubringen habe, 
die Sache ohne perſönliche Anweſenheit in der Hauptverhand⸗ 
lung abzuwarten; den Verluſt der Inſtanz könne er abwenden, 
indem er der Ladung Folge leiſte, habe er ohne perſönliches 
Verſchulden von der Ladung keine Kenntnis erhalten, ſo ſtehe 
ihm nach 88 227, 39 Wiedereinſetzung zu. 

8 226 wurde angenommen, ebenſo § 227; dieſer jedoch 
mit einem Zuſatz, wonach der Angeklagte auf die Zuläſſigkeit 
der Wiedereinſetzung bei Zuſtellung des Urteils hingewieſen 
werden ſoll, und ebenſo die SS 228, 229. Ein zu dem 
letzteren Paragraph geſtellter Antrag, wonach der Angeklagte 
über ſein Recht, die Ausſage zu verweigern, vom Vorſitzenden 
ausdrücklich belehrt werden ſollte, wurde abgelehnt. 

Der 8 230 erhielt in dem Abſ. 2 einen Zuſatz, wonach 
der Angeklagte über ſein Recht, bei Nichteinhaltung der 
Ladungsfriſt Ausſetzung der Hauptverhandlung verlangen zu 
dürfen, in der Ladung belehrt werden ſoll. 
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Zu $ 231 Abſ. 1 lag der Antrag vor, daß die Ver⸗ 
nehmung des Angeklagten und die Beweisaufnahme nicht auf 
einen Hilfsrichter übertragen werden dürfe; der Antrag wurde 
namentlich mit der Rückſicht auf die übrigen, ſtändig angeſtellten 
Beiſitzer begründet, aber abgelehnt. Ebenfalls Ablehnung er⸗ 
fuhr der Antrag, aus dem Abſ. 3, wonach die Mitglieder des 
Gerichts es vermeiden ſollen, ihre Anſicht über die Schuld oder 
Nichtſchuld des Angeklagten kundzugeben, eine „Mußvorſchrift“ 
zu machen, man befürchtete von der Annahme dieſes Antrags 
eine Häufung der Reviſionsbeſchwerden. 

Eine längere Auseinanderſetzung verurſachte der 8 232 
(5 244 StPD., Umfang der Beweisaufnahme). Von mehreren 
Seiten wurde ausgeführt, daß der § 232 Abſ. 3 eine erheb⸗ 
liche Verſchlechterung der Rechtspflege bedeute, die auch nicht 
durch Einführung der Berufung ausgeglichen werde man 
dürfe in dem Angeklagten nicht das Gefühl erwecken, daß ihm 
ſeine Beweiſe zu Unrecht abgeſchnitten worden ſeien, das unter⸗ 
grabe das Vertrauen in die Rechtspflege. Von dieſer Seite 
wurde Wiederherſtellung des 8 244 der jetzigen StPO. be⸗ 
antragt und erklärt, daß auf die Annahme dieſes Antrags ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht gelegt werde. 

Von anderer Seite wurde betont, daß in dem Zwang, 
jedes herbeigeſchaffte Beweismittel benutzen zu müſſen, eine er⸗ 
hebliche Beläſtigung der Gerichte zu erblicken ſei und daß dieſe 
Vorſchrift des geltenden Rechts zu vielfachen Verzögerungen 
und Verſchleppungen Anlaß gegeben habe. Im Verfahren vor 
dem Reichsgericht und den Schwurgerichten, wo es keine Be⸗ 
rufung gebe, ſolle ja das geltende Recht aufrechterhalten 
werden, in den unteren Inſtanzen vertrage aber der Grundſatz, 
daß die Beweisaufnahme auf die ſämtlichen herbeigeſchafften 
Beweismittel zu erſtrecken ſei, recht wohl eine Einſchränkung. 

Das Geſamtergebnis der ſehr lebhaften Debatte über dieſe 
Frage, die von allen Seiten als eine der wichtigſten des 
ganzen Strafprozeſſes bezeichnet wurde, war folgendes: 

Im Abſ. 1 wurden die Worte „nach Ermeſſen des Ge⸗ 
richts“ geſtrichen, um auch hier den Anſchein zu vermeiden, als 
ob willkürliches Ermeſſen zugelaſſen ſei. Der Abſ. 2 (Be- 
weisanträge und deren Ablehnung) blieb unverändert; er deckt 
ſich hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter denen die Ablehnung 
eines Beweisantrages zuläſſig iſt, mit der bisherigen, ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts. 

Zu Abſ. 3 (Benutzung herbeigeſchaffter Beweismittel) 
wurde mit 18 gegen 8 Stimmen folgender Kompromißantrag 
Dr. Spahn (Zentr.) angenommen: 

„Iſt das Beweismittel zur Verhandlung herbeigeſchafft, 
ſo kann der Antrag nicht wegen Bedeutungsloſigkeit der 
Beweistatſache für die Entſcheidung abgelehnt werden.“ 

Die Nichterhebung eines herbeigeſchafften Beweiſes iſt 
alſo, und zwar in allen Inſtanzen, nur unter den übrigen 
Vorausſetzungen des Abſ. 2 zuläſſig; Bedeutungsloſigkeit recht⸗ 
fertigt die Nichterhebung nicht. 

Schließlich wurde ein neuer Abſ. 4 folgenden Inhalts 
angenommen: 

„Die Vernehmung eines von einem Prozeßbeteiligten 
unmittelbar geladenen Sachverſtändigen kann in allen 
Fällen abgelehnt werden, wenn das Gericht ein Gut⸗ 
achten überhaupt nicht für erforderlich hält.“ 
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Dieſe Beſtimmung ſoll dem Mißbrauch ſteuern, der namentlich 
vor ſüddeutſchen Gerichten in literariſchen Prozeſſen mit der Ladung 
und Vernehmung von Sachverſtändigen getrieben worden iſt. 

§ 234 wurde mit der Maßgabe angenommen, daß die 
Worte „vor Schluß der Beweisaufnahme“ durch die Worte: 
„vor Beendigung der Schlußverträge“ erfetzt wurden. 

Zu $ 235 (Fragerecht) lagen nach den verſchiedenſten 
Richtungen Anträge vor. Zunächſt wurde beantragt, den 
Prozeßbeteiligten auch dem Angeklagten gegenüber ein direktes 
Fragerecht einzuräumen. Dieſer Antrag wurde abgelehnt, weil 
man davon ausging, daß die Frageſtellung durch den Richter 
objektiver und weniger ſuggeſtiv erfolge, und daher ein 
Intereſſe des Angeklagten vorzuziehen ſei. Von anderer Seite 
wurde die Regelung des Abſ. 3 beanſtandet. Ein Antrag⸗ 
ſteller war der Anſicht, daß der hier beabſichtigte Schutz der 
Zeugen ungenügend ſei, und daß bei wiederholtem Mißbrauch 
des Fragerechts nur eine Entziehung desſelben in Frage 
kommen könne. Die Mehrheit ſchloß ſich dem nicht an, weil 


hierdurch die Ermittelung der Wahrheit vereitelt werden 


könne; ihr ging ſogar der Abſ. 3 ſchon zu weit; ſie hielt das 
Recht des Vorſitzenden, ungeeignete Fragen zurückzuweiſen, für 
durchaus ausreichend und ſtrich den Abſ. 3. Der Reit des 
§ 235 wurde angenommen. 

Die SS 236, 237 wurden ohne Anderungen angenommen. 
Zu 8 238 (Kreuzverhör) wurde von einer Seite die gänzliche 
Beſeitigung dieſer Einrichtung in Antrag gebracht. Es wurde 
dargelegt, daß dieſes Inſtitut mit den Grundlagen des Straf⸗ 
prozeſſes nicht im Einklang ſtehe und deshalb niemals in 
Deutſchland Wurzel geſchlagen habe; werde es angewendet, ſo 
ſtellt es für die Zeugen eine moraliſche Tortur dar und ſchaffe 
einen künſtlichen Gegenſatz zwiſchen Belaſtungs⸗ und Ent⸗ 
laſtungszeugen. Eine Minderheit wollte trotz Anerkennung 
dieſer Bedenken das Kreuzverhör beibehalten, weil es Mißſtände 
nicht gezeitigt habe; die Mehrheit trat jedoch für die gänzliche 
Streichung des § 238 ein. 

Die SS 239 bis 242 wurden nach der Regierungsvorlage 
angenommen. 

Zu 8243 (und ebenſo zu 88 244, 245) lag der Antrag 
vor, unter den in den genannten Paragraphen bezeichneten 
Vorausſetzungen auch die Verleſung der von dem Staatsanwalt 
aufgenommenen Protokolle für zuläſſig zu erklären. Es wurde 
ausgeführt, daß die Zuverläſſigkeit dieſer Protokolle keine 
geringere ſei als die der richterlichen, daß man auch nach 
einem früheren Beſchluſſe den Staatsanwalt angewieſen habe, 
richtige Ermittelungen ſelbſt vorzunehmen, in Zukunft alſo mit 
einer erheblichen Vermehrung ſtaatsanwaltlicher Protokolle 
rechnen müſſe und andernfalls dahin kommen werde, daß der 
Staatsanwalt in vielen Fällen als Zeuge vernommen werden 
müſſe, was doch nicht erfreulich ſei. Der Antrag wurde ab⸗ 
gelehnt, weil das Protokoll des Staatsanwalts der Mitwirkung 
des Gerichtsſchreibers entbehre und die Unterſchrift des Ver⸗ 
nommenen nicht zu tragen brauche, und 8 243 angenommen. 

Bei 88 244, 245 erhob ſich eine längere Debatte darüber, 
ob man Vorhalte an den Angeklagten und die Zeugen ſchlecht⸗ 
hin aus jeder früheren Ausſage oder nur aus richterlichen 
Protokollen zulaſſen ſolle. Ein Antrag, wonach ein ſolcher 
Vorhalt nur aus einem richterlichen Protokoll zuläſſig fein ſolle, 
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wurde indeſſen abgelehnt, weil er praktiſch undurchführbar ſei; 
nichts werde den Vorſitzenden, der ein gutes Gedächtnis und 
den Inhalt der polizeilichen Protokolle im Kopfe habe, daran 
hindern können, einen Vorhalt daraus zu tun, ohne das Protokoll 
direkt zu benutzen; überdies ſeien ſolche Vorhalte zur Herbei⸗ 
führung widerſpruchsloſer Ausſagen unentbehrlich. 

Die Paragraphen wurden hierauf unverändert angenommen, 
desgleichen die 88 246 bis 249. 

In 5 250 Abſ. 1 wurden zunächſt die Worte: „wenn ſich 


die Sachlage ſo verändert, daß“ geſtrichen und der Abſ. 1 


folgendermaßen gefaßt: | 
„das Gericht ſetzt die Verhandlung aus, wenn es zur 
weiteren Vorbereitung der Anklage oder Verteidigung 
geboten erſcheint.“ 

Zu Abſ. 2 wurde beantragt, die Befugnis, Ausſetzung zu 
verlangen, dem Angeklagten auch im Verfahren vor den Amts⸗ 
gerichten zu geben, wenn ſonſt die Vorausſetzungen des Abſ. 2 
gegeben ſeien; auch hier könne der Fall ſo liegen, daß der 
Angeklagte gegen Uberrumpelung geſchützt werden müſſe. Der 
Antrag fand jedoch keine Mehrheit; man befürchtete ſchikanöſe 
Verſchleppungen durch den Angeklagten; in wirklich wichtigen 
Fällen werde das Gericht ohnehin die Ausſetzung beſchließen. 
Der $ 250 wurde hierauf angenommen und ebenfo der 8 251, 
nachdem hier derſelbe Antrag abgelehnt worden war. 

Bei § 252 wurde bemängelt, daß, wenn z. B. eine Sache 
vom Amtsgericht an das Schwurgericht verwieſen werde, zwar 
das Gericht nach § 251 Ausſetzung der Hauptverhandlung und 
Anſtellung weiterer Ermittelungen beſchließen könne, wenn die 
Sache nicht genügend geklärt ſei, daß es aber dieſe Beſugnis 
vor der Hauptverhandlung nicht habe, was um ſo bedauerlicher 
ſei, als in einem ſolchen Falle die ſonſt für Schwurgerichtsſachen 
vorgeſchriebene Vorunterſuchung wegfalle. Um dieſen Ubelſtand 
zu beſeitigen, wurde dem Abſ. 3 folgendes hinzugeſetzt: 

„Das Landgericht oder das höhere Gericht kann, wenn 
die Sache nicht genügend aufgeklärt iſt, anordnen, daß 
weitere Ermittelungen angeſtellt und Beweiſe erhoben 
werden. Dieſe können dem Unterſuchungsrichter über: 
tragen werden. Die Anweſenheit bei den Beweiserhebungen 
darf den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger nicht 
verſagt werden; die Vorſchriften des § 166, des § 168 
Abſ. 3, 4 und der 88 169, 170 finden Anwendung.“ 

Der § 253 wurde nicht beanſtandet; der § 254 rief eine 
zweite Auflage der Auseinanderſetzung hervor, die ſchon bei der 
Beratung des § 46 erfolgt war. Es lag ein Antrag Gröber 
(Zentr.) vor, dem § 254 folgenden Abſ. 2 zu geben: 

„Wird in einem Strafverfahren wegen Beleidigung, 
welches auf Grund des von einem Beamten oder von 
deſſen Vorgeſetzten geſtellten Antrags auf Strafverfolgung 
eingeleitet iſt, die Ermittelung des Sachverhalts durch 
Verſagung der Genehmigung zur Ablegung des Zeug⸗ 
niſſes des Beamten ($ 46) gehindert, fo iſt, falls das 
Gericht nicht zu einem freiſprechenden Urteil gelangt, die 
Einſtellung des Verfahrens auszuſprechen.“ 

Der Antrag wurde trotz des lebhaften Widerſpruchs der 
Regierung und einer ſtarken Minderheit angenommen; aus⸗ 
ſchlaggebend war die Erwägung, daß es dem Rechtsgefühl 
widerſtreite, wenn der Staat, deſſen Organe den Angeklagten 
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an der Führung des Entlaſtungsbeweiſes hinderten, durch ſeine 
Gerichte eine Beſtrafung dieſes Angeklagten erzwingen könne. 

§ 255 wurde unverändert angenommen, ebenſo auch § 256. 
Hier wurde ein Antrag abgelehnt, den Satz 2 des Abſ. 2 


„fe umfaßt nicht die Vorausſetzungen des Rückfalls und der 


Verjährung“ zu ſtreichen. 

Die Ablehnung erfolgte namentlich mit Rückſicht auf die 
Schwurgerichte, die zur Entſcheidung zweifelhafter Rechtsfragen, 
wie ſie beſonders bei der Verjährung auftauchen könnten, nicht 
geeignet ſeien. 

Auch die SS 257, 258 erfuhren keine Veränderungen. 

Sehr eingehend war die Ausſprache über § 259 (Urteils⸗ 
gründe). Hier lagen zunächſt verſchiedene Anträge vor, die ſich 
auf die Frage der Anrechnung der Unterſuchungshaft bezogen. 
Der Hauptantrag ging dahin, allgemein für alle Fälle aus⸗ 
zuſprechen, daß Unterſuchungshaft auf die Strafe anzurechnen 
ſei. Er lautete: 

„Auf eine erkannte zeitige Freiheitsſtrafe und eine 
erkannte Geldſtrafe iſt die erlittene Unterſuchungshaft 
unverkürzt anzurechnen. 

Die Anrechnung iſt in der Urteilsformel auszu⸗ 
ſprechen.“ 

Der Eventualantrag lautete: 

„Auf eine erkannte zeitige Freiheitsſtrafe und eine 
erkannte Geldſtrafe iſt im Urteil die erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft unverkürzt anzurechnen, ſoweit ſie der Ver⸗ 
urteilte nicht, abgeſehen von der begangenen Tat, durch 
eigenes grobes Verſchulden ſich zugezogen hat. Auch in dieſem 
Falle kann ausnahmsweiſe die Anrechnung ganz oder teilweiſe 
erfolgen, wenn beſondere Billigkeitsgründe dafür ſprechen.“ 
Der Eventualantrag ſtimmt mit § 86 des Vorentwurfs 

zu einem neuen StGB. überein. Die Anträge wurden damit 
begründet, daß, wenn man ſchon die Unterſuchungshaft nicht 
entbehren könne, es doch der Gerechtigkeit und Billigkeit ent⸗ 
ſpräche, fie ganz oder wenigſtens in dem durch den Eventual⸗ 
antrag bezeichneten Umfang anzurechnen. Von der Regierung 
und aus der Kommiſſion heraus wurde dagegen eingewendet, 
daß dies eine Frage des materiellen Strafrechts ſei und in 
dem neuen StGB. zu regeln ſei, die Anträge gingen auch viel 
zu weit und ſtänden mit dem Rechtsbewußtſein des Volkes in 
Widerſpruch; ſchwere Verbrecher hätten es danach in der 
Hand, durch Einlegung von Rechtsmitteln uſw. einen Teil der 
ihnen in Ausſicht ſtehenden Zuchthausſtrafe in die viel angenehmere 
Unterſuchungshaft zu verwandeln; die Frage, inwieweit eine 
Unterſuchungshaft durch grobes Verſchulden verurſacht ſei, be⸗ 
dürfe noch der Klärung. 

Aus dieſen Gründen wurden ſämtliche hierauf zielenden 
Anträge abgelehnt. Dasſelbe Schickſal widerfuhr den Anträgen, 
die auf eine Verſchärfung der Anforderungen für die Urteils⸗ 
gründe hinausliefen. In der Hauptſache konzentrierte ſich die 
Debatte auf den Antrag: 

„Inſoweit der Beweis einer Tatſache aus anderen 
Tatſachen gefolgert wird, ſollen auch dieſe Tatſachen an⸗ 
gegeben werden“; 

und 


„das Gericht hat die Gründe anzugeben, weshalb es 


eine Tatſache für erwieſen oder nicht für erwieſen hält.“ 
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Die Mehrheit ging davon aus, daß mit Rückſicht auf die 
Einführung der Berufung gegen Strafkammerurteile die Er⸗ 
höhung der Anforderungen an die Urteilsgründe nicht geboten 
erſcheine; die für die richterliche Überzeugung leitend geweſenen 
Gründe ließen ſich auch nicht immer mit Sicherheit ermitteln 
und ſeien häufig bei den einzelnen Richtern verſchieden; die 
Annahme der Anträge werde auch eine ſehr erhebliche Ver⸗ 
mehrung des Schreibwerks und damit eine Belaſtung der Richter 
zur Folge haben. 

Danach wurde § 259 in der Faſſung der Regierungs⸗ 
vorlage angenommen, ebenſo die SS 260, 261. 

In 8 262 wurde die Friſt, innerhalb deren das Urteil 
in der Regel zu den Akten zu bringen iſt, auf eine Woche 
erſtreckt. 

Hinter § 262 wurde in Nachbildung des Berichtigungs⸗ 
verfahrens der Zivilprozeßordnung folgender § 262 a ein⸗ 
geſchaltet: 

8 262 a. 

„Iſt im Urteil eine geſetzliche Nebenfolge der ſtraf⸗ 
baren Handlung oder der Koſtenpunkt übergangen, ſo iſt, 
wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache 
ein Rechtsmittel eingelegt wird, das Urteil auf Antrag 
oder von Amts wegen innerhalb der Verjährung durch 
nachträgliche Entſcheidung zu ergänzen. Die Entſcheidung 
ergeht durch Beſchluß nach mündlicher Verhandlung. Die 
mündliche Verhandlung hat nur den nicht erledigten Teil 
der Anklage zum Gegenſtand. Dieſer iſt mit der Ladung 
den Beteiligten mitzuteilen. Die Entſcheidung kann er⸗ 
gehen, auch wenn die Beteiligten nicht erſchienen ſind. 
Der Beſchluß wird auf dem Urteil und den Aus⸗ 
fertigungen bemerkt. Gegen den Beſchluß, der eine Er⸗ 
gänzung ausſpricht, findet ſofortige Beſchwerde ſtatt.“ 

Der § 263 über das Hauptverhandlungsprotokoll wurde 
in Konſequenz des zu § 28b gefaßten Beſchluſſes in folgender 
Faſſung angenommen: 

8 263. 

„Über die Hauptverhandlung iſt ein Protokoll ($ 28 b) 
aufzunehmen. 

Im Protokolle iſt anzugeben, inwieweit öffentlich ver⸗ 
handelt worden iſt. Die Urteilsformel wird aufgenommen. 
Schriftſtücke, die verleſen ſind, werden aufgeführt. 
Schriftliche Anträge eines Prozeßbeteiligten werden auf 
Verlangen als Anlagen beigefügt; doch dürfen ſie keine 
Begründung enthalten. 

Das Protokoll wird verleſen, ſoweit es ſich auf Be⸗ 
weisanträge und die darauf erlaſſenen Enſcheidungen 
bezieht.“ 

Die SS 264, 265 find dadurch erledigt. 

Nach § 286 iſt nur der weſentliche Inhalt der Verhand⸗ 
lung in das Protokoll aufzunehmen; die Aufnahme der Aus⸗ 
ſagen der Zeugen und Sachverſtändigen iſt nicht mehr vor⸗ 
geſchrieben; in der geltenden Strafprozeßordnung iſt dies für 
die Verhandlung vor den Schöffengerichten der Fall. Mehrere 
Anträge wollten die Protokollierung der Zeugenausſagen prin⸗ 
zipaliter in allen Inſtanzen, eventuell in der Berufungsinſtanz, 
vorgeſchrieben wiſſen; dies ſei mit Rückſicht auf die Verbreitung 


126 


der Berufung, die Begnadigung und das Wiederaufnehmen von 
großem Wert. Die Anträge wurden jedoch abgelehnt. Da⸗ 
gegen wurde geltend gemacht: die Protokolle ſeien, da ſie ohne 
Mitwirkung der Beteiligten zuſtande kämen, unzulänglich, zudem 
komme eine Verleſung in der Berufungsinſtanz nicht mehr in 
Frage, da die Berufung eine völlig neue mündliche Verhand⸗ 
lung bringe, danach ſei ein Grund für dieſe die Gerichte über 
die Gebühr belaſtende Tätigkeit nicht mehr vorhanden. 

Zum Schluſſe entwickelte ſich über das Hauptverhandlungs⸗ 
protokoll, deſſen Berichtigung und Beweiskraft (S8 266, 267) 
eine ausgedehnte Debatte. Es lagen zunächſt Anträge des 
Zentrums und der Sozialdemokraten vor, welche gegen die 
Richtigkeit des Protokolls nicht nur den Nachweis der Fälſchung, 
ſondern auch den der Unrichtigkeit zulaſſen wollten. Eine 
Fälſchung ſei ſo gut wie niemals zu beweiſen. Die Anträge 
wurden abgelehnt, hauptſächlich aus dem Grunde, weil mit dem 
Nachweis der Unrichtigkeit eine Fülle von Beweiserhebungen 
verbunden ſei, zu deren Vornahme die Reviſionsgerichte nicht 
geeignet ſeien, und weil dadurch der Reviſionsverhandlung die 
feſte Grundlage entzogen werde. Auf der anderen Seite wurde 
aber auch der Antrag abgelehnt, der nach Einlegung eines 
Rechtsmittels die Berichtigung auch inſoweit zulaſſen wollte, 
als dadurch die Rüge nicht beſtätigt werde. Hierfür war haupt⸗ 
ſächlich geltend gemacht worden, daß es mit dem Grundſatz der 
Erforſchung der materiellen Warheit nicht verträglich ſei, die 
Berichtigung nur nach der einen Seite hin zu geſtatten, und 
daß es wider Treu und Glauben verſtoße, wenn ein An⸗ 
geklagter mit Erfolg ein Rechtsmittel auf ein objektiv unrichtiges 
Protokoll gründen dürfe. Die Mehrheit hielt für entſcheidend, 
daß durch Einlegung eines Rechtsmittels der Beſchwerdeführer 
ein unentziehbares Recht darauf erlange, daß das Protokoll zu 
ſeinem Nachteil nicht mehr verändert werden dürfe. (Beſchluß 
der vereinigten Strafſenate des Reichsgerichts.) 

Nachdem ſämtliche auf die Berichtigung ſich beziehenden 
Anträge abgelehnt waren, erhielt der § 266 folgenden Zuſatz: 

„Iſt ein Rechtsmittel gegen ein Urteil vorgelegt, ſo muß 

das Protokoll vor Zuſtellung des Urteils vollzogen ſein;“ 
und zu Abſ. 2: | | 

„Auf Antrag iſt ihnen eine Abſchrift des Protokolls zu 

erteilen.“ 

Der § 267 blieb unverändert. G. 


Praxis der Prozeßznovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Zur Frage der Beglaubigung der im amtsgericht— 
lichen Verfahren gemäß $ 496 ZPO. von Amts wegen 
zuzuſtellenden Abſchriften vertritt das Landgericht Ell⸗ 
wangen mit treffender Begründung im Anſchluß an Stein 
(Kommentar zur Novelle S. 71) die Anſicht, daß die Be: 
glaubigung durch den Anwalt genügt. (Ebenſo: Gold— 
mann, die Novelle zur ZPO., S. 34 f.; Pogge, Recht 1910 
Sp. 377; a. A.: Striemer, IW. 1910, 134; Frohmuth, 
daſelbſt S. 272; Dormitzer, Recht 1910 Sp. 310 f.). 
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35. Arteil 
des Kgl. Landgerichts Ellwangen, Zivilkammer, vom 
3. Juni 1910 (C. Nr. 1424). 


Ein Mangel der Klageerhebung liegt allerdings dann vor, wenn 
die Abſchrift der Klage, die dem Beklagten zwecks Zuſtellung über⸗ 
geben wird, entweder überhaupt nicht oder in geſetzwidriger Weiſe 
beglaubigt iſt. Denn ein Fehler in der Beglaubigung macht die Zu⸗ 
ſtellung unwirkſam und eine unwirkſame Zuſtellung kann, ſoweit § 498 
ZPO. zur Anwendung gelangt, auch im Verfahren vor den Amts: 
gerichten der Erhebung der Klage nicht dienen. Allein in der gegen⸗ 
wärtigen Sache muß die Rüge der mangelhaften Klageerhebung, die 
der Beklagte rechtzeitig im Sinne des § 295 ZPO. vorgebracht hat 
und die er auf eine Verletzung der Vorſchriften über die Beglaubigung 
der zwecks Zuſtellung zu übergebenden Abſchriften zu ſtützen ſucht, 
entgegen der Entſcheidung des Amtsgerichtes für unbegründet erachtet 
werden. 

Die ſeit 1. April 1910 in Kraft getretenen Anderungen der 
ZPO. ſehen für das Verfahren vor den Amtsgerichten, indem fie die 
Zuſtellungen von Amts wegen mit einer hierher nicht in Betracht 
kommenden Ausnahme in § 496 Abſ. 1 ZPO. anordnen, gemäß 
SS 496 Abf. 2 und 210 ZPO. als Regel vor, daß der Kläger die 
Urſchrift der Klage mit der für die Zuſtellung an den Beklagten er⸗ 
forderlichen Abſchrift bei dem Amtsgerichte einreicht, und daß der 
Gerichtsſchreiber, der für die Bewirkung der Zuſtellung nach § 209 
ZPO. Sorge zu tragen hat, dieſe Abſchrift beglaubigt. Doch folgt 
hieraus nicht, daß in dem Verfahren vor den Amtsgerichten die Be: 
glaubigung der dem Beklagten zwecks Zuſtellung zu übergebenden 
Abſchrift der Klage durch den Anwalt, der die Klage als Brosch: 
bevollmächtigter des Klägers gefertigt und eingereicht und hierdurch 
den Anſtoß zur Zuſtellung gegeben hat, mit den geſetzlichen Beftim: 
mungen unvereinbar ſei. 

Die Vorſchriften über die Beglaubigung der zwecks Zuſtellung 
zu übergebenden Abſchriften find in § 170 Abſ. 2 ZPO. für die Zu: 
ſtellungen auf Betreiben der Parteien und in § 210 3PO. für die 
Zuſtellungen von Amts wegen enthalten. Auch bei der Auslegung 
dieſer Vorſchriften iſt der wirkliche Wille insbeſondere durch Berüd: 
ſichtigung ihres Zweckes und ihres Zuſammenhanges untereinander, 
der ſich aus 8 208 ZPO. ergibt, zu erforſchen und iſt trotz ſorg⸗ 
fältiger Beachtung des Wortlautes doch ein enges Haften an dem 
buchſtäblichen Ausdrucke zu vermeiden. Weder der Wortlaut noch der 
Zweck der SS 170 Abſ. 2 und 210 ZRO. rechtfertigen aber die 
Folgerung, daß die Beglaubigungen für die Zuſtellungen auf Be⸗ 
treiben der Parteien einerſeits und für die Zuſtellungen von Amts 
wegen andrerſeits unter ſtrenger Scheidung voneinander je einer 
beſonderen Regelung unterworfen und ein Ineinandergreifen der für 
die beiden Fälle getroffenen Anordnungen ausgeſchloſſen ſei. Die 
88 170 Abſ. 2 und 210 ZPO. vermeiden in den Worten: „Die Be: 
glaubigung geſchieht durch den Anwalt“ bzw. „durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber“ die ſchroffe jeglicher Ausnahme entgegenſtehende Faſſung, 
wie eine ſolche unter den Vorſchriften über die Zuſtellungen beiſpiels⸗ 
weiſe in 8 176 3PO. mit den Worten gebraucht wird: „Die Zu: 
ſtellung muß an den Prozeßbevollmächtigten erfolgen.“ Während 
alſo der Wortlaut des 8210 ZPO. die Annahme, daß die Beglaubi⸗ 
gung der dem Beklagten zu übergebenden Abſchrift der Klage ſeitens 
des Anwaltes des Klägers zuläſſig ſei, nicht verwehrt, muß anerkannt 
werden, daß auch der Zweck der Beglaubigung erreicht wird, wenn 
ſie durch den Anwalt geſchieht. Die Beglaubigung ſtellt ſich als die 
an eine beſtimmte Form nicht gebundene Erklärung des Inhaltes 
dar, daß die Abſchrift, in deren Übergabe die Zuftellung beſteht, mit 
der Urſchrift übereinſtimme. § 170 Abſ. 2 ZP. weiſt dieſe Erklärung 
bei den auf Betreiben von Rechtsanwälten oder in Anwaltsprozeſſen 
zuzuſtellenden Schriftſtücken dem Anwalte zu. Hiermit wird dem An⸗ 
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walte in Rüdficht auf feine Stellung, ohne daß er mit öffentlichem 
Glauben verſehen wird, der Anſpruch darauf gewährt, daß ſeiner 
Erklärung in jenem begrenzten Gebiete geglaubt werde. Da demnach 
der Empfänger der bei der Zuſtellung zu übergebenden Abſchrift in 
dem Verfahren vor den Landgerichten der von dem Anwalte abge⸗ 
gebenen Erklärung der ÜUbereinſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift 
zu glauben hat, ſo iſt nicht einzuſehen, warum der Empfänger in 
dem Verfahren vor den Amtsgerichten Grund haben ſollte, der Er⸗ 
klärung des Anwaltes den Glauben zu verſagen, während doch in 
dem letzteren Verfahren dem Beſtreben nach Vereinfachung und nach 
tunlichſter Beſeitigung aller läſtigen Formvorſchriften durch das Geſetz 
vom 1. Juni 1909 weiterer Raum gegeben worden iſt. 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat wiederholt in Fällen, 
auf die 8 170 Abſ. 2 ZPO. anzuwenden geweſen iſt, der Beglaubigung 
durch den Gerichtsſchreiber rechtliche Wirkſamkeit zugebilligt. (Siehe 
insbeſondere RG. 46, 399 und folgende.) Die Erwägungen, auf denen 
die Zulaſſung einer Ausnahme von der in 8 170 Abſ. 2 ZPO. vor⸗ 
geſchriebenen Regel beruht, begründen auch die Auffaſſung, daß bei 
den im amtsgerichtlichen Verfahren gemäß § 496 ZPO. von Amts 
wegen zuzuſtellenden Schriftſtücken die Beglaubigung der Abſchriften 
ſeitens des Anwaltes genügt, wenn gleich dieſe Beglaubigung nach 
8210 3PO. regelmäßig dem Gerichtsſchreiber obliegt. 


Den unter Nr. 5 (S. 597) und Nr. 20 (S. 688) mit⸗ 
geteilten Entſcheidungen, welche ausſprechen, daß eine Ver⸗ 
weiſung des Rechtsſtreits durch das Amtsgericht an das 
Gewerbegericht nach 8 505 ZPO. unzuläſſig iſt und der 
hierauf lautende Beſchluß trotz der Beſtimmung des § 505 
Abſ. 2 mit der Beſchwerde angefochten werden kann, ſchließt 
ſich eine gut begründete Entſcheidung des Landgerichts Leipzig 
an, die zu denſelben Ergebniſſen gelangt. 


36. Veſchluß 
des Kgl. Landgerichts Leipzig, II. Zivilkammer, vom 
18. Juni 1910 (2 B. C. 387/10). 


Der angefochtene Beſchluß verweiſt die bei ihm anhängig ge⸗ 
wordene Sache auf Grund des § 4 Abſ. 1 Nr. 2, 4 8 6 GewGG. gemäß 
8 505 ZPO. an das für Leipzig zuſtändige Gewerbegericht. Dieſes 
hat durch Beſchluß vom 25. Mai 1910, ohne ſeine ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit anzuzweifeln, die Verweiſung für unſtatthaft erklärt und 
den Parteien anheimgegeben, ſich „zu erklären, ob ſie die Bl. 1 fl. 
der Akten erſichtliche Klage durch den Vortrag in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vom 10. Mai, nicht aber auf Grund der Beſtimmung des 
8 505 als erhoben wiſſen wollen.“ Hiervon hat das Gewerbegericht 
das Amtsgericht mit dem Bemerken in Kenntnis geſetzt, daß es nicht 
in der Lage ſein werde, die beim Amtsgericht erwachſenen Gerichts⸗ 
und Anwaltskoſten mit zu berechnen. 

Die Beſchwerde rügt die Unzuläſſigkeit der Verweiſung in ſach⸗ 
licher Übereinſtimmung mit dem Beſchluß des Gerwerbegerichts. 

Nach § 505 Abſ. 2 ZPO. tft ein auf Grund des Abſ. 1 ers 
gehender Verweiſungsbeſchluß unanfechtbar. Sollte aber dieſes Geſetz 
auf den vorliegenden Fall unanwendbar, alſo die Verweiſung geſetz⸗ 
widrig ſein, ſo ſtellt ſich dieſelbe als ſchlechthin nichtig dar. Dann 
iſt die Sache noch beim Amtsgericht anhängig und für dasſelbe die 
Entſcheidungsnotwendigkeit begründet. Für einen derartigen Fall 
find Vorſchriſten der Zivilprozeßordnung nicht gegeben, insbeſondere 
das Rechtsmittel der Beſchwerde nicht angeordnet. Aber die Rechts⸗ 
konſequenz erheiſcht, daß, wenn das Obergericht durch das Rechtsmittel 
mit dem Gegenſtand befaßt iſt, es jene Nichtigkeit genau ſo beobachtet, 
wie es dem Amtsgericht obliegt, ſie von Amts wegen zu würdigen. 

In der Tat erſtreckt ſich S 505 ZPO. neueſter Faſſung nicht 
auf das Verhältnis der ordentlichen und beſonderen Gerichte, ſpeziell 
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der Gewerbegerichte. Allerdings iſt die bisherige Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes, welches von der Verweiſung an das „Landgericht“ ſprach, durch 
die Novelle vom 1. Juni 1909 verallgemeinert. Jetzt iſt von der 
Verweiſung an das „zuſtändige Gericht“ ſchlechthin die Rede. Allein 
die hieraus von Stein in ſeiner „Novelle zur Zivilprozeßordnung 
vom 1. Juni 1909“ S. 100 f. gezogene Folgerung der Zuläſſigkeit 
der Verweiſung an beſondere Gerichte iſt unhaltbar. Ihm ſteht zu⸗ 
nächſt, wie er nicht verkennt, die unzweideutige Begründung der Novelle, 
auf die ſich auch das Gewerbegericht beruft, entgegen. Aber auch 
ohne derartige Begründung müßte man ſich gegen Stein entſcheiden. 
Er irrt, wenn er aus der Anwendbarkeit der Regeln des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens auf Gewerbe: und Kaufmannsgerichte (§ 26 
Gew. und § 16 KGG.) den Schluß ziehen will, daß im voraus 
die ordentlichen und dieſe beſonderen Gerichte untereinander Ver⸗ 
weiſungen ausſprechen dürften. Ob überhaupt den beſonderen Ge⸗ 
richten durch jene Adoption der amtsgerichtlichen Verfahrensnormen 
die Verweiſung an die ordentlichen Gerichte eröffnet wird, unterliegt 
berechtigtem Zweifel. Solcher iſt, daß die Zivilprozeßordnung ſich 
nach §S 3 EGZPO. nur auf das Verfahren vor den ordentlichen Ge: 
richten bezieht. Daher können auch unter den „Gerichten“ des § 505 
nur die ordentlichen begriffen ſein. 

Und das entſpricht auch allein dem Weſen der Sache. Die 
Verweiſung bewirkt einen Wechſel des Gerichts, läßt aber das Ver⸗ 
ſahren vor dem Gericht, an das verwieſen wird, als die Fortſetzung 
des bisherigen Prozeſſes erſcheinen. Daher auch die Einheit der 
Koſten gemäß § 505 ZPO. Abſ. 3. Derartiges paßt nicht für das 
Verhältnis von regelrechtem Verfahren und Sonderverfahren, wie es 
ſich abweichend vom allgemeinen Prozeßrecht vor den Sondergerichten 
abſpielt. Damit ergibt ſich die Unzuläſſigkeit des angefochtenen Ver⸗ 
weiſungsbeſchluſſes und ſeine Nichtigkeit. 

Unter der Vorausſetzung der ausſchließlichen Zuſtändigkeit des 
Gewerbegerichts hat das Untergericht die Klage durch Urteil ab⸗ 
zuweiſen, anderenfalls in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 

Sonach wird der angefochtene Beſchluß aufgehoben und dem 
Amtgericht aufgegeben, ſich dementſprechend erneuter Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung zu unterziehen. 


Den bedingten Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
befehls erklärt das Amtsgericht Neiſſe — wie ſchon das 
Landgericht daſelbſt (vgl. Entſch. Nr. 9 S. 636) — mit ſehr 
guter Begründung für zuläſſig. Namentlich der Hinweis auf 
die Geſamttendenz der Novelle, die ja gerade der ſtetig 
wachſenden Unbeliebtheit des Mahnverfahrens ſteuern will, iſt 
wichtig. Intereſſant iſt, daß der Präſident des Oberlandes⸗ 
gerichts Breslau in einer vor dem erwähnten Beſchluß er⸗ 
laſſenen Verfügung an die Amtsgerichte ſeines Bezirks den 
Gerichtsſchreibern empfohlen hat, Vollſtreckungsbefehle nur auf 
beſonderen Antrag zu erteilen. 

Für die Unzuläſſigkeit des bedingten Antrags hat ſich 
das Landgericht Wiesbaden ausgeſprochen mit ungeſähr der⸗ 
ſelben unzureichenden Begründung, die das Landgericht Mainz 
der gleichen Entſcheidung gegeben hat (Nr. 21 S. 689). 

37. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Neiſſe vom 22. Juni 1910 
(B. 735/10). 

Der Gerichtsſchreiber hatte der Gläubigerin auf den im 
Zahlungsbefehlsantrag geſtellten Antrag: „Wird Widerſpruch nicht 
erhoben, ſo beantragen wir, den Zahlungsbefehl für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären“, mitgeteilt, daß der Vollſtreckungsbefehl nur auf 


beſonderen Antrag erteilt werde. Gläubigerin hat dagegen Er: 
innerung eingelegt. 
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Der Fall einer Erinnerung iſt überhaupt nicht gegeben. Der 
Gerichtsſchreiber hatte den Antrag nicht abzulehnen, ſondern, wenn 
er dem Geſuche nicht entſprechen wollte, das Geſuch dem Gerichte 
zur Entſcheidung vorzulegen. Dieſe Vorlegung iſt mit der Er: 
innerung erfolgt. 

Die vorliegende Frage iſt zu einer Streitfrage geworden, mes: 
halb die Entſcheidung durch mit Gründen verſehenen Beſchluß erſolgt. 


Die eine Meinung geht dahin: Eventualanträge kennt die 
Zivilprozeßordnung nur in ausdrücklich beſtimmten Fällen. Zwei 
dieſer Fälle gehören dem Mahnverfahren an, der Antrag auf 
Terminsanberaumung, 8 696 Abf. 2, und der auf Verweiſung an das 
Landgericht, 8 697 Abſ. 2. Ein Eventualantrag auf Erteilung des 
Vollſtreckungsbefehls iſt nicht ausdrücklich zugelaſſen, alſo unzuläſſig, 
da nach allgemeinen Prozeßregeln bedingte Anträge nur für den Fall 
zuläſſig ſind, daß ein gleichzeitig geſtellter Hauptantrag abgewieſen 
wird. Die Gegenmeinung beſtreitet eine ſolche, nirgends aus⸗ 
geſprochene Prozeßregel und erklärt 8 699 ZPO. für maßgebend 
(z. B. Landgericht Neiſſe in JW. 1910, 636). Das Geſetz beſtimmt, 
daß der Zahlungsbefehl nach Ablauf der darin beſtimmten Friſt auf 
Geſuch des Gläubigers für vorläufig vollſtreckbar zu erklären ſei. 
Irgendeinen Inhalt für den Zeitpunkt, an welchem dieſer Antrag 
zu ſtellen iſt, enthält das Geſetz nicht. Alſo kann das Geſuch ſchon 
im Zahlungsbefehlsantrage geſtellt werden, zumal der Geſetzgeber 
das Zahlungsbefehlsverfahren beſonders fördern wollte. 


Die letztere Meinung verdient entſchieden den Vorzug. Gegen 
die erſte Meinung iſt zunächſt anzuführen, daß § 697 Abſ. 2 die 
Stellung des Antrages auf Verweiſung in dem Geſuch um Erlaffung 
des Zahlungsbefehls nicht zuläßt, ſondern grade die Zuläſſigkeit der 
Stellung des Verweiſungsantrages im Zahlungsbefehlsantrage als 
ſelbſtverſtändlich vorausſetzt. Der Geſetzestext lautet nämlich: „Iſt 
der Antrag auf Verweiſung ſchon im Geſuch um Erlaſſung des 
Zahlungsbefehls geſtellt, ſo .. ..“ und nicht: „Der Antrag auf 
Verweiſung kann ſchon in dem Geſuch um Erlaſſung des Zahlungs— 
befehls geſtellt werden.“ Damit entfällt nicht nur der Hauptgrund 
der erſten Meinung, ſondern man kann ſogar folgern, daß auch im 
bewußt unverändert gelaffenen zweitfolgenden Paragraphen vom Ge: 
ſetzgeber als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt wird, daß der betreffende 
Antrag ſchon im Zahlungsbefehlsgeſuch geſtellt werden kann. Was 
der Geſetzgeber gedacht und nicht geſagt hat, darauf kommt es jedoch 
nicht an. Der Geſetzestext eines formell⸗rechtlichen Geſetzes iſt jeden⸗ 
falls ſo auszulegen, wenn er verſchiedene Auslegungen zuläßt, daß 
das Ergebnis praktiſch iſt und dem Bedürfnis entſpricht. Im Gegen— 
ſatz zu früher erfährt der Gläubiger den Zuſtellungstag erſt durch die 
Nachricht, die der Gerichtsſchreiber nach Rückkunft der Zuſtellungs⸗ 
urkunde erteilt. Dieſe wird regelmäßig noch durch die Kaſſe gehen, 
nämlich wenn der Gläubiger auf das Geſuch keine Koſtenmarke ge 
klebt hat, wozu er einerſeits nicht verpflichtet iſt, was aber anderer⸗ 
ſeits für ihn mit Bedenklichkeiten und Unbequemlichkeiten verbunden 
iſt. Es beſteht für den Gläubiger nicht die Wahrſcheinlichkeit, daß 
er die Nachricht ſo rechtzeitig erhält, daß er nach Empfang der 
Nachricht den Vollſtreckungsbefehlsantrag unmittelbar nach Ablauf 
der Friſt ſtellen kann. Im praktiſchen Leben wird auch tatſächlich 
über außerordentliche Verzögerungen geklagt. Somit ſcheidet, wenn 
ſich die erſterwähnte Auffaſſung in der Praxis der Gerichte durch— 
ringen ſollte, für den Rechtsanwalt und die Erfahrungen habende 
Privatpartei das Zahlungsbefehlsverfahren zur Erlangung eines voll: 
ſtreckbaren Titels in allen Sachen, die nicht beſonders lange Zeit 
haben, aus. 


Die Folge iſt eine dem Gerichtsſchreiber und dem Richter viel 
mehr Arbeit machende Vermehrung der Klagen (Verſäumnisurteile). 
Wenn man die Frage nach dem Zeitpunkt des Vollſtreckungsbefehls— 
antrages nicht als durch § 699 dahin entſchieden anſieht, daß der 
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Geſetzgeber den Anfangszeitpunkt nicht hat beſchränken wollen, ſo muß 
man wenigſtens zugeben, daß darüber obige zwei Meinungen möglich 
ſind, eine den Gebrauch des Mahnverfahrens gefährdende und eine 
ihn fördernde. Unter dieſen Umſtänden muß man ſich der letzteren 
anſchließen. Wer die Abſicht des Geſetzgebers für maßgebend er⸗ 
achtet, muß dies um ſo mehr tun, als dieſe durch Erhöhung der 
Anwaltsgebühr, Beſeitigung des Sicherungshypothekenverbots § 866 
und Einführung der Zuſtellung von Amts wegen ſehr deutlich dahin 
zum Ausdruck gekommen iſt, daß der Geſetzgeber das Zahlungsbefehls— 
verfahren tunlichſt zu fördern ſucht. Es widerſpricht alſo den Ab: 
ſichten des Geſetzgebers, durch Einführung von Schwierigkeiten, zu 
denen der Geſetzestext nicht zwingt, das Mahnverfahren zu erſchweren 
und den Parteien zu verleiden. 


38. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Wiesbaden, V. Zivilkammer, 
vom 14. Juni 1910 (9 T. 263/10). 

Die Gläubiger haben beim Amtsgericht den Erlaß eines Zahlungs 
befehls gegen die Schuldner beantragt. In dem Antrag heißt es 
dann: „Sollte Widerſpruch erhoben werden, fo bitten wir um An: 
beraumung eines Termins. Sollte Widerſpruch nicht erhoben werden, 
ſo erſuchen wir um Erlaß des Vollſtreckungsbefehls, den wir ſelbſt 
zuſtellen werden.“ 

Das Amtsgericht hat am 26. April 1910 den Zahlungsbefehl 
dem Antrag der Gläubiger entſprechend erlaſſen. Zugeſtellt iſt er 
den Schuldnern am 28. April 1910. 

Am 7. Mai ging ein Antrag der Gläubiger vom gleichen Tage 
bei der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts ein, den geſtellten Antrag 
auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls dem Gericht zur Entſcheidung vor: 
zulegen. Der Gerichtsſchreiber legte darauf dem Gericht den Antrag 
vor mit der Bemerkung, daß er die Gläubiger bei der Benach⸗— 
richtigung gemäß § 693 Abſ. 4 ZPO. auf die Notwendigkeit eines 
beſonderen Antrages auf Erteilung des Vollſtreckungsbefehls auf— 
merkſam gemacht habe. 

Durch Beſchluß vom 7. Mai hat das Amtsgericht den Antrag 
der Gläubiger auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls zurückgewieſen, tn: 
dem es davon ausging, daß der Antrag beſonders zu ſtellen ſei 
und ein bedingter Antrag im Mahngeſuch unzuläſſig ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die Beſchwerde der Gläubiger, 
die form⸗ und friſtgerecht eingelegt iſt. Der Beſchwerde war aus 
folgenden Gründen der Erfolg nicht zu verſagen. 

Was zunächſt die prinzipielle Frage angeht, dahingehend, ob der 
Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls gleich mit dem Antrage 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls, und zwar bedingt für den Fall, daß 
Widerſpruch nicht erhoben wird, geſtellt werden kann, ſo erachtet auch 
das Beſchwerdegericht entſprechend dem Vorderrichter dies für unzuläſſig. 
Dafür ſpricht, daß der Geſetzgeber trotz eingehender Neuregelung des 
Mahnverfahrens eine derartige Beſtimmung nicht aufgenommen hat, 
was nahegelegen hätte, wenn der Geſetzgeber die bedingte Stellung 
des Antrags auf Vollſtreckungsbefehl hätte zulaſſen wollen, wie er in 
§ 6962, 6972 die gleichzeitige Stellung des Antrags auf Anberaumung 
eines Termins und auf Verweiſung an das Landgericht ausdrücklich 
zugelaſſen hat. In dieſem Sinne ſprechen ſich auch Gaupp-Stein 
und Sydow-Buſch aus. (Anm. zu § 699 ZERO.) Es ſprechen 
dafür aber auch innere Gründe. Wie die Juſtizſtatiſtik aus dem 
Jahre 1904 ergibt, wurde von 1413931 Zahlungsbefehlen im Jahre 
nur etwa für die Hälfte der Vollſtreckungsbefehl beantragt. Bei der 
großen Anzahl der von vornherein zur Erledigung kommenden 
Zahlungsbefehle würden alſo durch die Erlaſſung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls unnütze Koſten bereitet, da in der Mehrzahl der Fälle wohl 
der Gläubiger die Rücknahme ſeines Antrags auf Vollſtreckungs⸗ 
erklärung nach Erledigung der Sache verabſäumen wird. Dazu 
kommt, daß der betreibende und intereſſierte Gläubiger den Ablauf 
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der Widerſpruchsfriſt viel beſſer wird kontrollieren können, als das 
Gericht — das allerdings, da heute die Urſchrift des Zahlungsbefehls 
nebſt ſeiner Zuſtellungsurkunde bei Gericht bleibt, Akten anlegen 
muß — während die vorher beantragte Anberaumung eines Termins 
und die Verweiſung an das Landgericht durch den Widerſpruch des 
Schuldners unmittelbar veranlaßt wird. 

Weiter kommt hinzu, daß es nicht zweckmäßig erſcheint, ohne 
Not Vollſtreckungstitel zu ſchaffen, mit denen nachher unberechtigt 
Vollſtreckungshandlungen vorgenommen werden können. 

Indeſſen war der Beſchwerde ſtattgebend deshalb das Amts⸗ 
gericht anzuweiſen, den Vollſtreckungsbefehl zu erteilen, weil in dem 
Antrag vom 7. Mai 1910 ein beſonderer Antrag auf Erlaß des 
Vollſtreckungsbefehls zu erblicken, und dieſer nach Ablauf der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt eingegangen iſt. 


Aus § 80a GKG. zieht das Amtsgericht Erfurt die 
richtige Folgerung, daß, wenn die Zuſtellung des Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes nach 8 104 ZPO. an den Antragſteller 
nicht förmlich, ſondern durch Brief erfolgt, dem Antragſteller 
hierdurch Koſten nicht entſtehen dürfen. 


39. Meſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Erfurt vom 11. Juni 1910 
(13 D. 76/10). 

Die vom Kläger für Überſendung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
vom 13. Mai 1910 als portopflichtige Dienſtſache verauslagten 
0,10 & find dem Kläger zurückzuerſtatten. 

Gemäß § 104 380. iſt der Koſtenſeſtſetzungsbeſchluß von Amts 
wegen den Parteien zuzuſtellen und gemäß § 80a GKG. werden für 
die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen bare Auslagen nicht 
erhoben. 

Gemäß 8 79 Ziff. 2 ORG. gehören zu den baren Auslagen 
auch die Poſtgebühren. 

Wenn nun entſprechend den Erinnerungen und Anordnungen 
des Kgl. Oberlandesgerichts in Naumburg a. S. von 1894/95 Heft II 
Nr. 98 b S. 59 betr. die Zuſtellung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes an 
diejenige Partei, deren Anträgen vollſtändig entſprochen iſt, wie in vor⸗ 
liegendem Falle an den Kläger keine förmliche Zuſtellung erfolgt, ſo 
dürfen dadurch dieſer Partei nicht Koſten entſtehen. Vielmehr iſt 
diefe nicht förmliche Zuſtellung als eine ſolche anzuſehen, welche 
gemäß der Allgemeinen Verfügung vom 4. März 1894 betreffend 
die Behandlung der Poſtſendungen uſw. § 1 und zu § 1 VI 9 
J. N. Bl. 1894, 60) zu frankieren, d. h. gemäß 8 2 daſ. mit dem 
Vermerk „frei lt. Averſ. Nr. 21“ zu überſenden ift. 


Wie das Amtsgericht Dippoldiswalde ausführt, beſteht 
eine Vorſchußpflicht des Kl igers hinſichtlich des Aus lagen⸗ 
pauſchſatzes des 8 80b GKG. in Sachſen — im Gegenſatz 
zu Preußen — nicht. 

40. Reſchluß 


des Kgl. Amtsgerichts Dippoldiswalde vom 8. Juni 1910. 

In Zivilprozeßſachen Cg. 204%10 W. & N. gegen Z. hat der 
Gerichtsſchreiber der Klägerin außer dem Gebührenvorſchuſſe auch 
10 4 und 1,20 4 Auslagenpauſchſatz im Sinne von § 80 b GKG. 
in der Faſſung vom 1. Juni 1909 als Vorſchuß abgefordert. Hier⸗ 
gegen erhebt Rechtsanwalt Dr. Sch. als Prozeßbevollmächtigter der 
Klägerin Erinnerung im Sinne von § 104 Abſ. 3 ZPO. in der 
Faſſung vom 1. Juni 1909, da ein Kläger nur für die Gebühren, 
nicht für Auslagen vorſchußpflichtig fei. 

Die preußiſche Kaſſenordnung in der vom 1. April 1910 an 
geltenden Faſſung $ 8 Abs. 3 und 10 erklärt allerdings den Kläger 
auch wegen der neuen Auslagenpauſchſätze für vorſchußpflichtig, wie 
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in der Zeitſchrift für deutſche Juſtizſekretäre 1910 Nr. 6 S. 113 und 
Nr. 4 S. 71 ausgeführt. Die ſächſiſche Juſtizverwaltung aber hat 
den gegenteiligen Standpunkt eingenommen, denn ſie ſchreibt in 
§ 945 Abſ. 9 GeſchO. (JMBl. 1910, 60 oben) ausdrücklich vor: 
„Eine Vorſchußpflicht für Auslagenpauſchſätze beſteht nicht, die Pauſch⸗ 
ſätze werden mit den übrigen Koſten des Verfahrens fällig.“ 

Hiernach haben ſich die ſächſiſchen Gerichtsſchreiber zu richten, 
wenn ſchon dadurch dem ſächſiſchen Sportelfiskus namhafte Beträge 
entgehen und den Gerichts ſchreibern und Kaſſen eine nicht unerhebliche 
Mehrarbeit erwächſt. 

Die angefochtene Abforderung der 1,30 .4 Vorſchuß auf Pauſch⸗ 
ſätze wird deshalb hiermit aufgehoben. 


Eine Entſcheidung des Landgerichts Dresden vertritt den 
ſicher richtigen Standpunkt, daß der Art. X der Novelle ſich 
auch auf die auf Antrag erteilten Abſchriften bezieht. 


41. Beſchluß 

des Kgl. Landgerichts Dresden, II. Zivilkammer, vom 
18. Juni 1910 (2 Dg. 364/09). 

In Sachen . .. wird auf die Erinnerung des Beklagten vom 
25. Mai 1910 die ihm für die 12 Seiten betragende Abſchrift der 
Beweisprotokolle vom 9. Mai und 27. April 1910 auf 2 * 40 I 
berechnete Schreibgebühr unter Niederſchlagung des Mehranſatzes auf 
14 20 S herabgeſetzt, da der Rechtsſtreit in der gegenwärtig noch 
laufenden Berufungsinſtanz vor Inkrafttreten der Prozeßnovelle vom 
1. Juni 1909 anhängig geworden iſt und deshalb nach Art. X dieſer 
Novelle die Schreibgebühren gemäß der bisher in Geltung geweſenen 
Faſſung des 8 80 GKG. mit 10 für die Seite zu berechnen ſind. 

Es wird allerdings die Meinung vertreten, daß ſich Art. X nur 
auf die von Amts wegen herzuſtellenden Schriftſtücke beziehe, nicht 
auch auf Abſchriften, die, wie die vorliegende, nur auf Antrag 
erteilt werden. Sie wird damit begründet, daß Art. X lediglich in⸗ 
folge der veränderten Berechnung der Schreibgebühren für die amt⸗ 
lichen Abſchriften nach Pauſchſätzen nötig geworden und daß es des⸗ 
halb die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſei, nur dieſe mit der 
Beſtimmung des Art. X zu treffen. Dem widerſpricht aber der Wort⸗ 
laut dieſer Beſtimmung, in der ohne irgendwelche Unterſcheidung von 
Schreib⸗ und Poſtgebühren ſchlechthin geſprochen wird. Dieſer Wort⸗ 
laut iſt für den Richter bindend, ſelbſt wenn wirklich eine in ihm nicht 
zum Ausdruck gelangte Beſchränkung im oben gekennzeichneten Sinne 
beabſichtigt geweſen ſein ſollte. Übrigens wird der Art. X in der 
Regierungsvorlage (vgl. die Begründung dazu Art. VI bis X Abſ. 3) 
damit begründet, daß „die Koſten einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz 
nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen laſſen“. Die ſonach 
beabſichtigte Einheitlichkeit würde aber aufgehoben, wenn ein Unterſchied 
zwiſchen amtlichen und nur auf Antrag angefertigten Schriftſtücken 
gemacht würde. 


Zu den Übergangsfragen aus § 52 RA. liegen Ent⸗ 
ſcheidungen des Landgerichts Eſſ en, des Oberlandesgerichts 
Jena und des Landgerichts Nürnberg vor; ſie billigen 
ſämtlich — wie die Entſcheidungen Nr. 24 und 25 (S. 690 ff.) — 
die erhöhten Sätze zu, wenn der Anwalt nach dem 1. April 
1910 eine entſprechende Tätigkeit entwickelt hat. In einer mir 
nicht vorliegenden Entſcheidung zu 8 19 RAG. ſoll ſich das 
Landgericht II Berlin auf denſelben Standpunkt geſtellt 
baben. Außerdem iſt unten die bereits in dem letzten Bericht 
S. 690 erwähnte Entſcheidung des Landgerichts Inſterburg 
mitgeteilt, nach welcher die erhöhte Prozeßgebühr des 8 52 
auch dann erwächſt, wenn der Prozeßbevollmächtigte nach dem 
1. April nur die Urteilszuſtellung vorgenommen hat. 
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Die Entſcheidung des Landgerichts Eſſen ſagt kurz, daß 
der Erinnerung ſtattzugeben war, „da der § 52 RAG. in 
der Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1909 auch auf die vor 
dem 1. April 1910 anhängig gewordenen Prozeſſe An⸗ 
wendung findet.“ (Beſchluß der VI. Zivilkammer vom 
7. Juni 1910.) 

In dem von dem Oberlandesgericht Jena entſchiedenen 
Falle handelte es ſich um einen vor dem 1. April 1910 in der 
Berufungsinſtanz anhängig gewordenen Eheſcheidungsprozeß, in 
dem die nach altem Recht entſtandene Prozeßgebühr, Ver⸗ 
handlungsgebühr und Beweisgebühr im Wege der Vorſchuß⸗ 
zahlung an den Prozeßbevollmächtigten der Ehefrau gezahlt 
worden war. Nach dem Inkrafttreten der Novelle verlangte 
der Prozeßbevollmächtigte der Ehefrau von dem Ehemanne im 
Wege der einſtweiligen Verfügung Erhöhung des Vorſchuſſes 
nach Maßgabe der Gebührenſätze der Novelle. Das Ober⸗ 
landesgericht Jena erließ die einſtweilige Verfügung nach 


Antrag. 
42. Veſchluß 


des Oberlandesgerichts Jena, II. Zivilſenat, vom 
7. Mai 1910 (1 U. 44/09). 


Der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin verlangt eine Erhöhung 
des ihm bereits gezahlten Koſtenvorſchuſſes (§S 84 RAG.) um die 
Beträge, um die ſich die Anwaltsgebühren für die Berufungsinſtanz 
nach der am 1. April 1910 in Kraft getretenen Novelle zur Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte gegen früher geſteigert haben (je 46 .% 
80 Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr nach 58 9, 13 Ziff. 1 und 2, 
52 RAGO. ſtatt je 36 & und 23 A 40 , Beweisgebühr nach 
8 13 Ziff. 4 daſelbſt ſtatt 18 &, zuſammen 27 # mehr). 

Sein Verlangen iſt begründet. 

Das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1909 hat die Frage feiner An: 
wendung auf die am 1. April 1910 ſchwebenden Rechtsſachen 
(Gerufungsſachen) nicht ausdrücklich geordnet. Es beſtimmt nur in 


Art. X, daß die Schreib⸗ und Poſtgebühren in den vor ſeinem 


Inkrafttreten anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur Beendigung 
der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften (des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und) der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in Anſatz zu 
bringen ſind. In der Begründung des Geſetzentwurfs (Nr. 735 der 
Druckſachen des Reichstags 1907/08) wird dazu bemerkt, die An⸗ 
wendung (des abgeänderten 8 48 GKG. und) der neuen Vorſchriften 
über die Schreib⸗ und Poſtgebühren auf die vor dem 1. April 1910 
anhängig gewordenen Rechtsſachen könne nur inſoweit zugelaſſen 
werden, als die Sachen nach dieſem Zeitpunkt in eine neue Inſtanz 
gelangten, da die Koſten einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz nur 
nach einheitlichen Geſichtspunkten berechnen ließen. Damit wird 
keineswegs der allgemeine Grundſatz ausgeſprochen, daß die neuen 
Koſtenvorſchriften auf die am 1. April 1910 ſchwebenden Rechtsſachen 
nicht anzuwenden ſeien (abw. Recht 1910, 195 f.). Die Begründung 
iſt offenbar nur auf die in Art. X erwähnten Gebührenſätze zu⸗ 
geſchnitten. — Bei dieſen (der Pauſchgebühr für Schreib⸗ und Porto⸗ 
auslagen und der — nicht in das Geſetz übergegangenen — Straf⸗ 
gebühr für den fünften und jeden folgenden Verhandlungstermin) 
iſt es allerdings durch die Natur der Sache geboten, daß ſie nach 
einheitlichen Grundſätzen — und zwar nach denen des bisherigen 
Rechts — berechnet werden. Andernfalls würde, ſoweit bereits 
verdiente Schreibgebühren uſw. in Frage ſtehen, in wohl erworbene 
Rechte eingegriffen werden. Eher könnte man daher im Wege des 
Umtehrſchluſſes aus Art. X und feiner Begründung folgern, daß die 
veränderten Gebührenſätze — außer denen für Schreib⸗ und Portoaus⸗ 
lagen — mit dem 1. April 1910 auch in anhängigen Rechts ſachen zur 


N 14. 1910. 
Anwendung kommen follen. Es bedarf jedoch dieſer immerhin anfecht⸗ 
baren Beweisführung nicht. Denn es ergibt ſich ſchon aus den Grund⸗ 
ſätzen von der zeitlichen Herrſchaft der Geſetze (vgl. IW. 1900, 34510) 
und aus dem geſetzgeberiſchen Zweck der Koſtennovelle, daß die erhöhten 
Anwaltsgebühren für die Berufungsinſtanz ($ 52 RAG.) mit dem 
1. April 1910 auch in ſchwebenden Berufungsſachen in Anſatz kommen. 
Die Gebührenordnung iſt nicht Vertragsnorm, ſondern geſetzliche 
Regelung des Vergütungsanſpruchs; folglich ſind nicht die Gebühren⸗ 
ſätze, die zur Zeit der Übertragung des Mandats gelten, für die 
ganze Tätigkeit des Anwalts maßgebend, dieſe Tätigkeit wird vielmehr 
jeweils nach denjenigen Gebührenſätzen vergütet, in deren zeitlichem 
Geltungsbereich ſie liegt. Dieſe Annahme iſt auch allein mit dem 
Zweck der Koſtennovelle und der Billigkeit vereinbar. Die Erhöhung 
der Gebühren für die Berufungsinſtanz (S 52 RAG.) iſt ohne 
Zweifel deshalb erfolgt, weil man die bisherigen Sätze nicht für 
ausreichend erachtet hat; insbeſondere ſollte der Rechtsanwaltſchaſt 
durch die auskömmliche Bemeſſung der Vergütung für die Berufungs⸗ 
inſtanz der Übergang in die durch die Verſchiebung der Zuſtändigkeit 
der Gerichte veränderten Verhältniſſe erleichtert werden (Begründung 
des Geſetzentwurfs S. 59 f.). Dieſer Abſicht des Geſetzes würde es 
nicht entſprechen, wenn man dem Anwalt die ihm zugedachte Beſſer⸗ 
ſtellung für die ſchwebenden Rechtsſachen verſagte und ihn hier 
auf die alten niedrigeren Sätze beſchränkte (ſ. JW. 1909, 880 f., 
DIZ. 1910, 455 f. und dort Zitierte). 

Danach ſtehen dem Vertreter der Antragſtellerin die erhöhten 
Gebührenſätze des 8 52 RAGO. grundſätzlich zu. Die Frage iſt nur 
noch die, ob dadurch etwas geändert wird, daß er die Prozeß, 
Verhandlungs⸗ und Beweisgebühr bereits vor dem 1. April 1910 
verdient hat. Dies iſt zu verneinen. Die drei Gebühren ſind 
Pauſchgebühren, durch die der Anwalt für den geſamten Prozeß⸗ 
betrieb, die geſamte Verhandlungstätigkeit, die geſamte Wit: 
wirkung bei der Beweisaufnahme entſchädigt werden ſoll. Liegen 
dieſe Tätigkeiten, wie hier, zum Teil vor, zum Teil nach dem 
1. April 1910, ſo ſtehen dem Rechtsanwalte die erhöhten Gebühren: 
ſätze des $ 52 a. a. O. zu. Denn er hat auch unter ihrer zeitlichen 
Herrſchaft die gebührenpflichtigen Akte vorgenommen. Die gegen⸗ 
teilige Annahme würde zu dem befremdlichen Ergebniſſe führen, daß 
ein nach dem 1. April 1910 neu eintretender Anwalt für ſeine 
geringere Tätigkeit höhere Gebühren erhielte als der Anwalt, der 
den Prozeß über den 1. April hinaus von Anfang an bis zu Ende 
führt. Nur dann können die neuen Koſtenvorſchriften auf anhängige 
Sachen keine Anwendung finden, wenn die durch den Pauſchſatz zu 
vergütende Tätigkeit bereits vor dem 1. April 1910 abgeſchloſſen iſt 
(JW. 1909, 381 f.). Dieſer Fall liegt hier nicht vor. 


43. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Nürnberg, III. Zivilkammer, 
vom 23. Juni 1910 (Beſchw. Reg. 138/10). 

Die Novelle zur RAG. iſt mit der Novelle zum GBG. zur 
ZPO. und zum GKG. zu einem einheitlichen Geſetze vom 1. Juni 
1909 vereinigt und damit auch äußerlich in organiſche Verbindung 
gebracht. In Art. VII dieſes Geſetzes heißt es: „Dieſes Geſetz 
tritt am 1. April 1910 in Kraft.“ Bezüglich der Prozeßgeſetze und 
des GK G., die öffentlich⸗rechtliche Bedeutung haben, beſteht kein 
Zweifel, daß ſie mit dem Inkrafttreten auch auf anhängige Verfahren 
ſofort Anwendung finden ſollten, zumal eine ſyſtematiſche Umgeſtaltung 
des Verfahrens nicht zur Einführung kam. Hätte der Geſetzgeber 


die Wirkſamkeit der RAGD., die zwar im weſentlichen auf privat 


rechtlicher Grundlage beruht, aber auch von öffentlich⸗rechtlichen 
Geſichtspunkten beherrſcht wird, in andrer Weiſe regeln wollen, ſo 
hätte er bei der gewählten Einheitlichkeit des Geſetzes dies beſonders 
zum Ausdruck gebracht. Er hat aber eine beſondere Vorſchrifſt — 
die ſich namentlich mit Rückſicht auf das Geſetz als Ausnahme 
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darſtellt — nur in Art. X des Geſetzes bezüglich der Schreib: und 
Poſtgebühren getroffen, auf die bei anhängigen Nechtsſachen die bis⸗ 
herigen Vorſchriften maßgebend bleiben. Die ſyſtematiſche Anderung 
dieſer Vorſchriften gegenüber dem bisherigen Recht nötigten den Geſetz⸗ 
geber zu dieſer Ausnahmebeſtimmung, die demnach als argumentum e 
contrario zu verwerten iſt. 

Gegen dieſe Geſetzesauslegung läßt ſich auch nicht der Geſichts⸗ 
punkt geltend machen, daß ihr die wohlerworbenen Rechte des 
Auftraggebers auf die Zugrundelegung der zur Zeit des Auftrags 
anzuwendenden Gebührenvorſchriften entgegenſtehen, da ſich die 
Gebührenordnung nicht als Taxvorſchriften im Sinne des 8 612 
BGB., ſondern als eine beſondere geſetzliche Regelung des Vergütungs⸗ 
anſpruches des Rechtsanwalts, die nur in begrenztem Maße der 
Parteivereinbarung unterliegt, aufzufaſſen iſt. Überdied würde eine 
Auslegung des Auftragsverhältniſſes dahin, daß die bei der jeweils 
entwickelten Tätigkeit des Anwalts geltenden Gebührenvorſchriften 
maßgebend ſeien, dem Parteiwillen wohl gerecht werden. 

Demnach nimmt das Gericht, der in der Literatur bisher 
herrſchenden Anſicht folgend, an, daß die neuen Vorſchriften auch bei 
anhängigen Rechts ſachen auf diejenige Tätigkeit des Rechtsanwalts 
anzuwenden find, die unter der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes ent⸗ 
wickelt wurde, während eine am 1. April 1910 bereits abgeſchloſſene, 
durch eine Pauſchgebühr abgegoltene Tätigkeit nach den bisherigen 
Vorſchriften zu vergüten iſt. Vgl. DIZ. 1910, 455 und dort zit. 
Literatur, ferner JW. 1910 S. 326 u. 380. Daraus ergeben ſich 
folgende Folgerungen: 

Die Prozeßgebühr ſteht nach §8S 13 RAGO. dem Rechtsanwalt 
zu für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Information. Da im 
gegebenen Fall Beweisaufnahme und Schlußverhandlung nach dem 
1. April 1910 ſtattfanden, ſo hat der Rechtsanwalt auch nach dem 
1. April 1910 eine Tätigkeit entwickelt, die ſeinen Anſpruch auf die 
Prozeßgebühr und zwar nach der Novelle begründet. 

Für die mündliche Verhandlung — auch die nach dem 1. April 
betätigte — ſteht ihm nach § 13 RAG. die Verhandlungsgebühr 
zu und zwar, da es ſich um eine weitere mündliche Verhandlung nach 
erfolgter Beweisaufnahme handelt, nach §S 17 RAGO. zu dem er⸗ 
höhten Satze von 0. Nach der Anordnung des Geſetees tft dieſe 
erhöhte Verhandlungsgebühr eine einheitliche Gebühr. Da ein Teil 
der ſie begründenden Tätigkeit nach dem 1. April 1910 entwickelt 
wurde, geht es nicht an, dieſe Gebühr zu teilen, vielmehr hat der 
Rechtsanwalt Anſpruch auf Vergütung durch die ganze Gebühr nach 
der Novelle. Vgl. Pfafferotb Novelle zur RAGO. S. 32 f.; 
Recht 1910 Sp. 1987; JW. 10 S. 327. Die Prozeßgebühr und 
Verhandlungsgebühr war daher ſtatt mit je 24.4 mit je 31,204 
in Anſatz zu bringen, wie dies bezüglich der Beweis- und Schluß: 
verhandlungsgebühr ſchon geſchehen iſt, es war daher der Betrag der 
vom Beklagten zu erſtattenden Koſten um 14,40 K zu erhöhen. 


44. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Inſterburg, II. Zivilkammer, 
vom 3. Juni 1910 (3 O. 242/09). 


Das Gericht teilt den Standpunkt des Klägers, der auch von 
der Mehrheit der Meinungen vertreten wird, daß der Rechtsanwalt 
dann nach den Sätzen der neuen Gebührenordnung liquidieren kann, 
wenn er nach dem 1. April 1910 eine Tätigkeit entwickelt hat, für 
welche eine Gebühr erwirkt wird. 

Vorliegend hat der Rechtsanwalt Dr. S. als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter des Klägers in der Berufungsinſtanz das ihm am 
1. April 1910 erteilte Urteil des Oberlandesgerichts nach dieſem 
Tage zugeſtellt. 

Dieſes ſtellt eine Tätigkeit dar, welche durch die Prozeßgebühr 
abgegolten wird. Da fie nach dem 1. April 1910 erfolgt iſt, kann 
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der Kläger hierfür 3/10 an Prozeßgebühr beanſpruchen. Die Abſetzung 
von 90 & iſt demnach zu Unrecht erfolgt und waren auch dieſe dem 
Kläger zuzubilligen. 


Zu § 76 RAGD. haben das Amtsgericht und das Land⸗ 
gericht zu Dresden mit guten Gründen entſchieden, daß der 
Prozeßbevollmächtigte regelmäßig eine beſondere Vergütung für 
das Schreibwerk und das Porto des Schlußberichts über 
das Inſtanzverfahren nicht berechnen kann. 

Das Amtsgericht Dresden führt in der gleichen Ent⸗ 
ſcheidung zutreffend aus, daß bei der Berechnung der Pauſch⸗ 
ſätze nach Abſ. 2 und 3 des § 76 zunächſt der einzelne Pauſch⸗ 
ſatz auf den Mindeſtbetrag des Abſ. 2 zu bringen, erſt dann 
die Summe der Pauſchſätze zu ermitteln und gegebenenfalls 
dieſe wieder auf den Mindeſtſatz des Abſ. 3 zu erhöhen iſt. 


45. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Dresden vom 26. Mai 1910 
(16 Cu. 53/10). 

I. Der Gerichtsſchreiber hat als Pauſchſatz für dasjenige Schreib: 
werk und diejenigen Poſtgebühren des Anwaltes des Klägers, die im 
Koſtenfeſtſetzungsverſahren entſtehen, dem Kläger nur 20 9% ftatt der 
vom Kläger beanſpruchten 50 „ zugebilligt, nämlich 20 v. H. der 
Gebühr des Anwaltes (1 4) für den Koſtenfeſtſetzungsantrag (8 76 
Abf. 2 RAGD.). Aber nach 8 76 Abſ. 2 iſt der Mindeſtbetrag des 
einzelnen Pauſchſatzes 50 . Der Gerichtsſchreiber iſt davon aus: 
gegangen, daß, wenn der in § 76 Abſ. 8 vorgeſehene Mindeſtbetrag 
der Pauſchſätze zu gewähren ſei (4 4, 6. ), der in Abf. 2 des 8 76 
beſtimmte Mindeſtbetrag des einzelnen Pauſchſatzes nicht mehr in 
Frage komme. Dieſe Auffaſſung hat aber im Geſetze keine Stütze; 
vielmehr find zuerſt die einzelnen Pauſchſätze nach Abſ. 2 auf den 
Mindeſtbetrag des Abf. 2 heraufzubringen, ſoweit fie ihn nicht erreichen, 
und erſt dann iſt die Summe der Pauſchſätze zu ermitteln, die nach 
Abſ. 3 mindeſtens 4 ausmachen muß, fo daß unter Umſtänden eine 
doppelte Erhöhung auf den Mindeſtbetrag Platz greift: nach Abſ. 2 
auf das Minimum des einzelnen Satzes und hierauf nach Abſ. 3 auf 
das Minimum der Summe. 

II. Die Tätigkeit, die der Anwalt beim Schlußbericht über das 
Inſtanzverfahren entwickelt, wird durch die Prozeßgebühr mit ab⸗ 
gegolten. Das gilt ſicherlich, ſoweit der Schlußbericht das Obſiegen 
oder Unterliegen der Partei, Ausſicht auf Erfolg etwaiger künftiger 
Vollſtreckung und dergl. meldet, muß aber auch bezüglich der im 
Schlußbericht enthaltenen Koſtenabrechnung angenommen werden, denn 
dieſe gehört zum Geſchäftsbetrieb ($ 13 Ziff. 1 Geb.). Nur wenn 
der Anwalt über Erhebung und Ablieferung von Geldern verrechnet, 
alſo eine Inkaſſogebühr nach § 87 Gebo. verdient iſt, wird für 
Schreibwerk und Poſtgebühren des Schlußberichtes ein beſonderer 
Pauſchſatz nach § 76 Abſ. 2 zuzuerkennen ſein. Der Kläger behauptet 
weder, daß ſolche Inkaſſotätigkeit von ſeinem Anwalte entwickelt 
worden ſei, noch iſt dies aus den Handakten des Anwaltes erſichtlich; 
es braucht daher auch nicht geprüft zu werden, ob der Auslagen⸗ 
pauſchſatz für die Inkaſſotätigkeit dem Kläger vom Beklagten zu er⸗ 


ſtatten ſein würde. 

46. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Dresden, V. Zivilkammer, vom 
10. Juni 1910 (5 B. C. 458/10). 

Der Kläger hat bei der Koſtenberechnung neben der nach 
§ 76 RAG. berechneten Pauſchgebühr für Schreibarbeiten und Porti 
noch 50 „ Vergütung für Schreibwerk und Porto des Schlußberichts 
in Anſatz gebracht und deren Feſtſetzung begehrt. Im Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß vom 12. Mai 1910 find dieſe 50 M geſtrichen 
worden, weil die Entſchädigung für den Schlußbericht durch die 
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Pauſchſätze mit abgegolten werde. Die hiergegen erhobene Erinnerung 
hat das Amtsgericht durch Beſchluß vom 26. Mai 1910 zurückgewieſen. 

Hiergegen richtet ſich die friſt⸗ und formgerecht eingelegte ſofortige 
Beſchwerde, die zuläſſig, aber unbegründet iſt. 

Eine beſondere Vergütung für das Schreibwerk und das Porto 
des Schlußberichts würde der Prozeßbevollmächtigte des Klägers nur 
dann in Anſatz bringen können, wenn der Schlußbericht außerhalb 
des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit läge. § 761 RAG. 
— Das hat der erſte Richter mit Recht verneint, denn die Erſtattung 
des Schlußberichts wird durch die Prozeßgebühr mit abgegolten. 
§ 131 RAD. Dieſe umfaßt die geſamte Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts außerhalb der mündlichen Verhandlung, insbeſondere auch 
den zur Prozeßführung erforderlichen Verkehr mit den Parteien. 

Nach SS 675, 666 BGB. iſt der Rechtsanwalt zur Erſtattung 
des Schlußberichts verpflichtet. Dieſer gehört mithin zur Ausführung 
des ihm übertragenen Geſchäftes, er iſt ein Teil ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung, deren Gegenſtand die Prozeßführung bildet. Deshalb iſt 
auch im Geſetz für die Erſtattung des Schlußberichts keine beſondere 
Gebühr vorgeſehen, es wird vielmehr die hierbei vom Anwalte ent⸗ 
faltete Tätigkeit durch die Prozeßgebühr mit abgegolten. Die vom 
Beſchwerdeführer vertretene Auffaſſung, unter Geſchäftsbetrieb im 
Sinne der Gebührenordnung der Rechtsanwälte ſei lediglich die Ent⸗ 
faltung der zur Wahrnehmung der Rechte der Partei gegenüber dem 
Gegner erforderlichen Tätigkeit, nicht aber die lediglich das Forderungs⸗ 
verhältnis zwiſchen Anwalt und Auftraggeber berührende Koſten⸗ 
rechnung zu verſtehen, findet im Geſetze keine Stütze; vielmehr müſſen 
alle Geſchäfte, die ausſchließlich und unmittelbar in der Prozeß⸗ 
führung ihren Grund haben, wie dies zweifellos in Anſehung des 
Schlußberichts der Fall iſt, als zum Geſchäftsbetrieb gehörig an⸗ 
geſehen werden. Überdies bezieht ſich der Schlußbericht zumeiſt nicht 
nur auf die Koſtenrechnung, ſondern, wie dies ſchon der erſte Richter 
zutreffend hervorgehoben hat, auf eine Reihe anderer weſentlicher 
Punkte, die die Warnehmung der Rechte der Partei gegenüber dem 
Gegner unmittelbar betreffen. 

Dem Rechtsmittel war hiernach der Erfolg zu verſagen; die 
Beſchwerde mußte zurückgewieſen werden. 


Zu 8 76 Abſ. 3 RAG. hat das Landgericht München I 
offenbar richtig dahin entſchieden, daß beim Übergange des 
Mahnverfahrens in den ordentlichen Prozeß dem Anwalt nur 
eine Pauſchgebühr im Mindeſtſatze des Abſ. 3 zuſteht. (Ebenſo 
anſcheinend: Siecke, Anderungen im Gebührenweſen, S. 17; 
Leitſätze des Münchener Anwaltvereins JW. S. 598 f.) 


47. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts München I, VI. Zivilkammer, vom 
21. Juni 1910. 

Das Mahnverfahren bildet gegenüber dem nachfolgenden 
Rechtsſtreite am Amtsgericht keine neue Inſtanz, weil gemäß 
§ 696 ZPO. bei rechtzeitig erhobenem Widerſpruch die Klage als 
mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls bei dem Amtsgericht erhoben 
anzuſehen iſt, welches den Befehl erlaſſen hat. Sohin ſteht dem 
Kläger gemäß § 76 Abſ. 3 NAGD. für das ganze amtsgerichtliche 
Verfahren, einſchließlich des Mahnverfahrens nur eine Pauſch⸗ 
gebühr im Mindeſtſatze von 4 % zu. Das Pauſchale für die bei 
Erwirkung des Zahlungsbefehls erwachſene Gebühr war daher auf 
die Mindeſtpauſchgebühr des § 76 Abſ. 3 RAGO. in vollem Umfang 
anzurechnen. 


Den Schlußſatz des 8 76 Abſ. 3 RAG. legt das Amts⸗ 
gericht Königsberg — mit den Kammern für Handelsſachen 
zu Breslau und Halberſtadt (.. Entſch. Nr. 27 S. 292 f.) 
— zutreffend dahin aus, daß ein beſonderer Pauſchſatz für das 


Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſtets dann zu berechnen iſt, wenn die 
Mindeſt⸗ oder Höchſtgebühr des Abſ. 3 nicht in Frage kommt. 
Anders entſcheidet das Landgericht Neiſſe, indem es unrichtig 
den Schlußſatz des Abſ. 3 nicht allein auf dieſen Abſatz, ſondern 
auf Abſ. 1 und 2 bezieht. 


48. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Königsberg, 
10. Juni 1910 (8 C. 507/10). 

Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 30. Mai 1910 wird dahin 
abgeändert, daß außer den feſtgeſetzten Koſten von 29,80 L] noch 
weitere 0,50 &, alfo insgeſamt 30,30 = als von dem Beklagten an 
die Klägerin nach dem vorläufig vollſtreckbaren Urteil vom 27. Mai 1910 
zu erſtattende Koſten feſtgeſetzt werden. 

Nach § 76 Abſ. 3 RAG. find die dort genannten Verfahren 
für die Berechnung des Geſamtpauſchſatzes inſofern nicht als beſondere 
Inſtanzen anzuſehen, als die Pauſchſätze für dieſe Verfahren in die 
Mindeſt⸗ und Höchſtbeträge der Inſtanz miteinbegriffen werden. So⸗ 
weit die Berechnung der Mindeſt⸗ oder Höchſtbeträge nicht in Frage 
kommt, iſt von jeder Gebühr, alſo auch hier von der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
gebühr der Pauſchſatz nach § 76 Abſ. 1 und 2 in Anſatz zu bringen. 


49. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Neiſſe, II. Zivilkammer, vom 
14. Juni 1910 (2 T. 41/10). 
Das Amtsgericht Neuſtadt O.⸗S. hat durch Beſchluß vom 
28. Mai 1910 die Erinnerung der Klägerin gegen die im Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlus vom 12. Mai 1910 erfolgte Abſetzung eines Be 


Abt. 8, vom 


trages von 0,50 „ Auslagenpauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 


verfahren zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß hat die Klägerin 
form: und friſtgerecht ſofortige Beſchwerde erhoben und Feſtſetzung 
dieſer 0,50 & begehrt, da nach $ 76 Abſ. 2 RAG. aus jeder 
Gebühr ein Pauſchſatz von mindeſtens 0,50 & zu berechnen ſei. 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Davon, daß der Pauſchſatz von jeder Gebühr zu berechnen ſei, 
ſagt der § 76 Abſ. 2 a. a. O. nichts. | 

Der Abſ. 3 des genannten Paragraphen erwähnt die Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr ebenfalls nicht. Er verweiſt in feinem Schlußſatz 
auf den § 30 Abſ. 1 Nr. 3 und beſtimmt, daß dieſe Vorſchrift keine 
Anwendung findet. In jenem Paragraph heißt es, daß die Gebühren 
beſonders erhoben werden u. a. auch für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren; 
wenn dieſe Beſtimmung nach § 76 Abſ. 3 Schlußſatz keine Anwendung 
finden ſoll, ſo kann dies nur heißen, daß die Koſtenfeſtſetzungsgebühr 
nicht „beſonders erhoben“, d. h. nicht für die Bemeſſung des Pauſch⸗ 
ſatzes in Betracht kommen ſoll, daß der Pauſchſatz vielmehr nur von 
den drei Hauptgebühren berechnet werden ſoll. 

Danach ſtehen dem Anwalte die verlangten 0,50 4 nicht zu. 


Die Pauſchgebühr des Verteidigers im Strafper: 
fahren behandelt eine prinzipiell wichtige Entſcheidung des 
Amtsgerichts Kiel. Der in einer Schwurgerichtsſache beſtellte 
Verteidiger verlangte mit der Klage vom Juſtizfiskus eine 
Pauſchalgebühr von 18 4 mit der Begründung, als Herſtellung 
von Schreibwerk ſei auch die Anlage und Führung der Akten, 
Anfertigung und Überſendung der Koſtenrechnung anzuſehen. 

Beklagter beſtritt, daß Schreibwerk und Poſtſendungen in 
der Strafſache vorgekommen ſeien. Schreibgebühren ſeien vor 
dem Inkrafttreten der Novelle nur für Ausfertigungen und 
Abſchriften zu erheben geweſen, an deren Stelle der Pauſchſatz 
getreten ſei. Für Anlegung und Führung der Alten ſeien 
Schreibgebühren nicht zuläſſig geweſen, es ſei daher auch jetzt 
ein Pauſchſatz nicht gerechtfertigt. Die Ausfertigung und Über: 


39. Jahrgang. 


ſendung der Koſtenrechnung falle nicht in den Rahmen einer ge⸗ 
bührenpflichtigen Tätigkeit des Anwalts, deshalb ſei auch hierfür 
der Pauſchſatz nicht zuläſſig. 

Das Amtsgericht verurteilte den Fiskus zur Zahlung der 
Pauſchgebühr. 
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des Kgl. Amtsgerichts Kiel, Abt. 14, vom 20. Juni 1910 
(14 C. 735/10). 

Ob auch die Anlegung und Führung der Handakten des Anwalts 
im Sinne des § 76 RAG. als Schreibwerk anzuſehen find, kann 
dahingeſtellt bleiben, jedenfalls iſt es die Anfertigung und Ülberfendung 
der Koſtenrechnung. Da es nur eines von beiden bedarf, nämlich 
entweder Schreibwerks oder Poſtſendung, um die Pauſchgebühr zu 
verdienen, iſt es gleichgültig, daß durch die Poſt nichts geſandt iſt. 
Bloß das Wegfallen von beiden läßt auch die Gebühr fortfallen. 
Vgl. QOuednau, Kommentar zu $ 76 RAG. 


Beſondere Schreibgebühren nach 8 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. 
für die zwecks Zuſtellung des Urteils hergeſtellte Klageabſchrift 
werden von den Amtsgerichten Hildesheim — ohne aus⸗ 
führliche Begründung — und St. Goarshauſen zugebilligt; 
letztere Entſcheidung hat mir nicht vorgelegen. Dagegen ſtehen 
das Oberlandesgericht Roſtock, das Landgericht Stuttgart 
und die Amtsgerichte Göttingen und Kaiſerslautern auf 
dem Standpunkt, daß für dieſe Abſchrift beſondere Schreib⸗ 
gebühren nicht berechnet werden dürfen. Weſentliche neue 
Geſichtspunkte zur Begründung dieſer ſehr anfechtbaren Anſicht 
bringen dieſe Entſcheidungen nicht (vgl. hierzu die Entſcheidungen 
Nr. 7, 16, 17, 18, 31, 32 S. 598, 638 ff., 694). 

Das Landgericht Königsberg weiſt den Gerichtsſchreiber 
an, neben der vollſtreckbaren auch eine einfache Urteilsaus⸗ 
fertigung auf einer beglaubigten Abſchrift zu erteilen. Der 
Gerichtsſchreiber hatte dies abgelehnt, weil er die Ausfertigung 
gebührenfrei erteilen muß und zur Zuſtellung auch eine von 
dem Anwalt gefertigte beglaubigte Abſchrift genügt. Anderer: 
ſeits lehnt dasſelbe Gericht jedoch die Feſtſetzung von Schreib⸗ 
gebühren für die zweite beglaubigte Klageabſchrift ab und ſetzt 
nur die Schreibgebühren für die einfache Urteilsausfertigung 
feſt, indem es davon ausgeht, daß die Schreibgebühren für die 
zur vollſtreckbaren Urteilsausfertigung benutzte Klageabſchrift 
durch den Zwangsvollſtreckungspauſchſatz abgegolten werden. — 


51. Beſchluß 
des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Oberlandes— 
gerichts Roſtock vom 16. Juni 1910. 

In dem voraufgegangenen Rechtsſtreit iſt der Beklagte durch 
Urteil vom 28. April 1910 ſchuldig erkannt, die Koſten zu tragen. 
Der Kläger hat im Koſtenfeſtſetzungsverfahren auch 80 „ Schreib: 
gebühren unter dem Anſatz: Abſchrift des Urteils zur Zuſtellung, 
4 Seiten A 20 , in Rechnung geſetzt. Der Gerichtsſchreiber hat 
hiervon nur 40 4, nämlich die Schreibgebühren des Gerichts für die 
Urteilsausfertigung ſtehen laſſen, die weiteren 40 M für die vom 
Rechtsanwalt zur Bewirkung der Zuſtellung angefertigte Abſchrift aber 
geſtrichen. Die hiergegen erhobene Erinnerung des Klägers iſt vom 
Landgericht durch Beſchluß vom 27. Mai 1910 zurückgewieſen. Gegen 
dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige Beſchwerde des Klägers. 

Die Beſchwerde wird darauf geſtützt, daß auch das Gericht gemäß 
8 791 GKG. für Ausfertigungen und Abſchriften von Urteilen Schreib: 
gebühren beanſpruche und daß dementſprechend auch in den von den 
Rechtsanwälten des Kammergerichts aufgeſtellten Beſchlüſſen (JW. 1910, 
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277 unter B. IIId) die Gebührenpflichtigkeit der zwecks Zuſtellung 
angefertigten Abſchriften angenommen ſei, auch verweiſt der Beſchwerde⸗ 
führer auf den in JW. 1910, 598 abgedruckten Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts Augsburg vom 8. Mai 1910. . 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Die Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der Faffung der Novelle vom 1. Juni 1909 ge⸗ 
währt den Rechtsanwälten in der Regel nur eine Pauſchalvergütung 
für die Herſtellung des Schreibwerkes und läßt den Anſatz beſonderer 
Schreibgebühren nur in denjenigen Fällen zu, welche im 8 76 Abſ. 6 
unter Ziff. 1 bis 8 aufgeführt ſind. Dieſe Aufzählung iſt als eine 
erſchöpfende anzuſehen. Hinſichtlich der im § 76 Abſ. 6 bezeichneten 
Ausnahmen können die unter Ziff. 1 gedachten für unſeren Fall nicht 
in Betracht kommen. Ziff. 2 redet von der Ausfertigung des Urteils 
auf einer vom Rechtsanwalt gefertigten beglaubigten Abſchrift der 
Klageſchrift in Gemäßheit des 8 317 Abſ. 3 ZPO. und ſpricht hier 
dem Rechtsanwalt Schreibgebühren zu, eine Beſtimmung, welche mit 
879 GKG. letzter Satz, wo gerade für dieſen Fall das Gericht keine 
Schreibgebühren erhebt, in Zuſammenhang ſteht; für den vorliegenden 
Fall, wo der Rechtsanwalt von einer gerichtlichen Urteilsausfertigung 
Abſchrift genommen hat, kann aus dieſer Beſtimmung zugunſten der 
Auffaſſung des Beſchwerdeführers nichts hergeleitet werden. Die Ziff. 3 
endlich bewilligt Schreibgebühren für ein Schreibewerk, ſoweit es außer⸗ 
halb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit entſteht. Dies 
trifft für die Zuſtellung des Urteils nicht zu, die je nach dem Zwecke, 
zu dem ſie erfolgt, zu der Tätigkeit des Rechtsanwalts in derjenigen 
Inſtanz gerechnet werden muß, in welcher das Urteil erlaſſen iſt, oder 
zur Rechtsmittelinſtanz oder zur Zwangsvollſtreckung. 

Die Auffaſſung des Beſchwerdeführers, er ſei in der Lage, ſich 
eventuell auch die zur Zuſtellung erforderlichen Urteilsabſchriften vom 
Gerichtsſchreiber erteilen zu laſſen und könne dann die hierfür ge⸗ 
zahlten Schreibgebühren von dem koſtenpflichtigen Gegner einziehen, 
bedarf der Erörterung nicht, da dieſer Fall nicht vorliegt. 


52. Weſchluß 
des Kgl. Landgerichts Stuttgart, I Kammer für 
Handelsſachen, vom 23. Juni 1910. 

Die Erinnerung richtet ſich gegen den Abſtrich von 60 . für 
die Abſchrift von der Urteilsausfertigung, welche zur Zuſtellung an 
die Beklagte diente. Sie iſt nicht begründet. 

Die Zugehörigkeit der Urteilszuſtellung zur Inſtanz iſt in 
§ 29 Ziff. 7 RAG. beſtimmt. Dieſe Beſtimmung gilt ſowohl für 
die Gebühren als für die Auslagen, ſowohl bei Geltendmachung der 
Auslagen im ordentlichen wie im Vollſtreckungsverfahren. 

Die Pauſchalgebühr iſt der Erſatz für Auslagen des Anwalts 
an Schreibwerk und Porto. Ihr Zweck iſt die möglichſte Beſeitigung 
der Einzelanrechnung kleiner Auslagen. Die Novelle will alles 
Schreibwerk durch die eine Vergütung entlohnen, welches im regel: 
mäßigen Geſchäftsbetrieb vorkommt und für welches der Anwalt ſeit⸗ 
her Schreibgebühren bezogen hat. Was alles um den Pauſchſatz zu 
beſorgen iſt, konnte der Geſetzgeber nicht aufzählen, dagegen hat er 
erſchöpfend die Ausnahmen von der Regel feſtgeſtellt. 

8 76 Abſ. 6 NAGD. kennt nur drei Ausnahmen. Unter die 
erſte Ausnahme fällt die zur Zuſtellung an den Gegner beſtimmte, 
ſeither vom Anwalt gegen Schreibgebühr gefertigte Abſchrift von der 
Urteilsausfertigung nicht, weil die Zuſtellung des Urteils zu den 
ordentlichen, durch die Prozeßgebühr belohnten Aufgaben des An⸗ 
walts gehört. — Die zweite Ausnahme gewährt eine beſondere 
Schreibgebühr des Anwalts für das Exemplar der Klageſchrift, auf 
welches in Verſäumnisfällen die Urteilsausfertigung vom Gericht ge⸗ 
ſetzt wird. Auch dieſe Ausnahme trifft aber nicht auf die Abſchrift 
von der Ausfertigung zu. Es iſt zwar der Nachdruck nicht auf das 
Wort „eine“ (Abſchrift der Klageſchrift), wohl aber darauf zu legen, 
daß hier der Anwalt ein von ihm gefertigtes Schreibwerk dem Gericht 
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für die von dieſem — regelmäßig nur einmal — herzuſtellende, voll 
ſtreckbare Ausfertigung liefert. Dafür, aber auch nur dafür, wird er 
beſonders entſchädigt. Sowohl im Partei⸗ wie im Anwaltsprozeß, 
bei welch letzterem die vermittelnde Tätigkeit des Gerichtsſchreibers 
wegfällt, werden demnach die aus Anlaß der Zuſtellung dem Anwalt 
für Schreibwerk erwachſenden Auslagen durch die aus der Prozeß⸗ 
gebühr berechnete Pauſchgebühr vergütet. 

Daraus folgt weiter, daß beſondere Schreibgebühren auch dann 
nicht erſtattungsfähig wären, wenn der Anwalt — wie es die Er⸗ 
innerung in Ausſicht ſtellt — die zur Zuſtellung beſtimmte Abſchrift 
von der Urteilsaus fertigung vom Gericht gegen beſondere Bezahlung 
(§ 79 Ziff. 1 GKG.) fertigen ließe. Mit demſelben Recht oder Un: 
recht könnte er Schriftſätze nur einfach einreichen und vom Gericht 
die nötigen Abſchriften gegen Bezahlung machen laſſen. 

Allerdings wird bei den hieſigen Gerichten in kontradiktoriſchen 
Sachen jedem Anwalt auf deſſen ein für allemal geſtelltes Erſuchen 
eine Urteilsausfertigung oder Abſchrift erteilt. Die Schreibgebühren 
dafür bei der Feſtſetzung zu beanſtanden, liegt kein Anlaß vor, weil 
dieſe Ausfertigungen und Abſchriften nicht ausſchließlich Zuſtellungs⸗ 
zwecken dienen. Werden dieſelben wie bisher auch zur Zuſtellung 
benützt, ſo erwachſen dem Anwalt durch die Zuſtellung gerade in den 
großen Sachen beſondere Koſten nicht. 


53. Weſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Kaiſerslautern vom 27. Juni 1910 
(A. 911/10). 


Die Gläubigerin betreibt auf Grund Urteils des Kgl. Amts⸗ 
gerichts Kaiſerslautern vom 26. 4. 1910 die Zwangsvollſtreckung gegen 
den Schuldner. Ihr Prozeßbevollmächtigter verlangt die Vollſtreckung 
auch wegen 2,60 & Schreibgebühr für eine bloße Urteilsabſchrift. 

Der Gerichtsvollzieher lehnte es ab, die Vollſtreckung für dieſen 
Poſten vorzunehmen, da ſolche Schreibgebühren dem Anwalt neben 
den unter die feſtgeſetzten Koſten aufgenommenen Pauſchalien nicht 
zuſtänden, worauf der klägeriſche Vertreter die Entſcheidung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts gemäß § 766 ZPO. anrief und unter Bezugnahme 
auf § 76 Abſ. VI 3.2 RAGD., 8 508 Abſ. I 3PO., SI 79 ff. GKG. 
beantragte, 

den Gerichtsvollzieher anzuweiſen, auch für den Vetrag v von 
2,60 A für Urteilsabſchrift zur Zuſtellung zum Zwecke der 
Zwangsvollſtreckung auftragsgemäß die Vollſtreckung vor⸗ 
zunehmen und dem Schuldner die Koſten des Verfahrens zur 
Laſt zu legen. 

Der Standpunkt des Gerichtsvollziehers ſtellt ſich jedoch als 
gerechtfertigt dar. 

Schon die Faſſung des 8 76 RAG0O. läßt erkennen, daß die 
Aufzählung der Fälle, in welchen dem Rechtsanwalte neben den 
Pauſchſätzen ausnahmsweiſe Schreibgebühren zuſtehen, eine erſchöpfende 
ſein ſoll. 

Hiernach aber kann der Rechtsanwalt ſolche Schreibgebühren nur 
für diejenigen von ihm gefertigten und beglaubigten Abſchriften der 
Klage beſonders berechnen, welche zur Herſtellung einer Urteilsaus⸗ 
fertigung benutzt werden. 

Die Partei bzw. deren Prozeßbevollmächtigter — nicht der 
Gerichtsſchreiber — hat das Urteil zuzuſtellen, 8 317 ZPO. Auch 
die Zuſtellung von Verſäumnisurteilen hat der Gerichtsſchreiber ge⸗ 
gebenenfalls lediglich zu „vermitteln“, niemals ſeinerſeits zu bewirken, 
§ 508 Abſ. 1 3PO.; er handelt hier namens und im Auftrag der 
Partei, es braucht nur der Zuſtellungswille von dieſer nicht aus⸗ 
drücklich erklärt zu werden — Stein, Novelle zur ZPO. § 502 V 
und 508 II —, alſo auch hier keine Zuſtellung von Amts, ſondern 
von Partei wegen. Eine Zuſtellung von Amts wegen ſtatt im Partei⸗ 
betrieb wäre wirkungslos. 
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Wenn daher im Falle des § 508 I 30. der die Zuſtellung 
vermittelnde Gerichtsſchreiber ſeinerſeits Abſchriften des Vollſtreckungs⸗ 
titels fertigt, ſo nimmt er dem Rechtsanwalt eine Tätigkeit ab, zu 
welcher dieſer verpflichtet iſt, und es entlaſtet nicht umgekehrt der 
Rechtsanwalt durch ee der Urteilsabſchriften den Gerichts⸗ 
ſchreiber. 

Unterläßt darum der Anwalt die ihm obliegende Übergabe einer 
der Zahl der Perſonen, denen zuzuſtellen iſt, entſprechenden Anzahl 
von Abſchriften (8 169 3P O.), fo find für die vom Gerichtsſchreiber 
angefertigten Urteilsabſchriften beſondere Schreibgebühren als im 
Intereſſe des Auftraggebers erfolgte bare Auslagen von letzterem zu 
erheben (§S 79 GKG.). Es muß der Rechtsanwalt ſich das Pauſchale 
um den Betrag kürzen laſſen. 

Es iſt alſo nicht einzuſehen, aus welchem Geſichtspunkte der 
Anwalt, wenn er eine ihm obliegende Arbeit nur pflichtgemäß aus⸗ 
führt, neben dem ihm für ſolche Tätigkeit gewährten, bereits im 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß berückſichtigten Pauſchale noch beſondere 
Schreibgebühren in Anſatz zu bringen berechtigt ſein ſoll. 

Es darf daher für dieſe nicht ſelbſtändig vollſtreckt werden und 
war demgemäß zu beſchließen, wie geſchehen. 


54. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Königsberg, L Zivilkammer, 
vom 30. Mai 1910 (2 T. 141/10). 


Der Kläger hat bei dem Amtsgericht hierſelbſt zwei beglaubigte 
Abſchriften der Klage mit dem Antrage eingereicht, ihm eine vollftred: 
bare und eine einfache Ausfertigung des am 18. Mai 1910 gegen 
den Beklagten ergangenen vorläufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteils 
in abgekürzter Form unter Benutzung der überreichten Abſchriften zu 
erteilen. Das Amtsgericht hat dem Kläger die vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung erteilt, die Erteilung der einfachen Ausfertigung dagegen 
abgelehnt. Gegen die Ablehnung richtet ſich die Beſchwerde. 

Nach § 299 ZPO. können ſich die Parteien aus den Prozeßakten 
durch den Gerichtsſchreiber Ausfertigungen erteilen laſſen. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſchließt nun zwar eine ſachliche Prüfung des Geſuchs um 
Erteilung von Ausfertigungen nicht aus und ſie darf nicht dazu 
führen, die Gerichtsſchreiberei mit überflüſſigem Schreibwerk zu be⸗ 
laſten; ſie gibt aber jeder Partei das Recht, diejenige Zahl von Aus⸗ 
fertigungen zu verlangen, deren ſie bei ordnungsmäßigem Geſchäfts⸗ 
betriebe bedarf. 

Der Kläger bedarf aber neben der vollſtreckbaren Ausfertigung 
einer einfachen zum Zwecke der Zuſtellung des Urteils. Nach 8 169 
ZPO. hat die Partei dem Gerichtsvollzieher neben der Urſchrift des 
zuzuſtellenden Schriftſtückes eine der Zahl von Perſonen, welchen zu⸗ 
zuſtellen iſt, entſprechende Zahl von Abſchriften zu übergeben. Die 
Abſchrift übergibt gemäß § 170 ZPO. der Gerichtsvollzieher dem 
Gegner, die Urſchriſt verbindet er gemäß § 190 ZPO. mit der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde und übermittelt ſie der Partei, für welche die Zu⸗ 
ſtellung erfolgt. Die Urſchrift im Sinne dieſer Beſtimmungen iſt, 
wenn es ſich um die Zuſtellung eines Urteils handelt, eine gemäß 
§ 317 Abſ. 3 ZPO. von dem Gerichtsſchreiber erteilte Ausfertigung. 
Bei vorläufig vollſtreckbaren Urteilen aber bedarf die Partei, wenn 
eine den vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende Zuſtellung ſicher 
durchführbar ſein ſoll, außer der vollſtreckbaren noch einer einfachen 
Ausfertigung des Urteils. Denn die vollſtreckbare Ausfertigung iſt 
dem Schuldner, falls dieſer leiſtet, gemäß 8 757 ZPO. von dem Ge: 
richtsvollzieher auszuliefern. Auch in dieſem Falle aber hat die 
Partei, welche den Gerichtsvollzieher beauftragt hat, ein Intereſſe 
daran, eine nach 8 190 ZPO. mit der Zuſtellungsurkunde verbundene 
Urſchrift zurückzuerhalten. Dies iſt für ſie ſchon wegen der Rechts⸗ 
kraft des Urteils von Bedeutung. Daraus ergibt ſich, daß ſie in der 
Lage ſein muß, dem Gerichtsvollzieher außer der vollſtreckbaren Aus⸗ 
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fertigung, die zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung benutzt werden ſoll, 
als Urſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtückes noch eine einfache Aus⸗ 
fertigung zu übergeben. Sie hat daher auf Erteilung einer ſolchen 
Anſpruch. Daß dieſe vom Gericht gebührenfrei zu erteilen iſt, kann 
den Anſpruch der Partei nicht berühren. 

Da die Beſchwerde durch eine unrichtige Behandlung der Sache 
ohne Schuld der Beteiligten erforderlich geworden iſt, ſind Gebühren 
nicht in Anſatz zu bringen (S 6 GKG). 


55. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Königsberg, L Zivilkammer, 
vom 30. Mai 1910 (2 T. 143/10). 


Die Klägerin hat, nachdem gegen den Beklagten am 26. April 1910 
Verſäumnisurteil in abgekürzter Form ergangen iſt, unter Uberweiſung 
zweier beglaubigten Abſchriften der Klage beantragt, ihr unter Be⸗ 
nutzung dieſer Abſchriften eine Urteilsausfertigung zur Zuſtellung an 
den Beklagten und eine vollſtreckbare Urteilsausfertigung zu erteilen. 
Dies iſt auch geſchehen. Sie hat nun beantragt, außer den ihr zu⸗ 
ſtehenden Pauſchſätzen für Schreib⸗ und Poſtgebühren in Höhe von 
4 AM noch beſondere Schreibgebühren für Herſtellung der beiden be: 
glaubigten Klageabſchriften mit je 1 & als von dem Beklagten zu 
erſtattende Koſten feſtzuſetzen. Der Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts 
hat hiervon die Gebühren für die Herſtellung der einen beglaubigten 
Abſchrift mit 1, abgeſetzt, weil die Koſten der vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung Koſten der Zwangsvollſtreckung und als ſolche ohne beſonderen 
Beſchluß beitreibbar ſeien. 

Das Amtsgericht hat die hiergegen eingelegte Erinnerung durch 
Beſchluß vom 15. Mai 1910 zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß 
richtet ſich die rechtzeitig eingelegte ſofortige Beſchwerde. Dieſe 
gründet ſich insbeſondere darauf, daß eine Beitreibung der Koſten für 
die vollſtreckbare Ausfertigung im Zwangsvollſtreckungs verfahren im 
vorliegenden Falle nicht tunlich geweſen ſei. Der Beſchwerde war 
der Erfolg zu verſagen. Zwar iſt es zutreffend, daß eine Feſtſetzung 
der Koſten der Ausfertigung durch Beſchluß zuläſſig iſt, wenn ihre 
Beitreibung zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden An⸗ 
ſpruche nicht tunlich iſt. Die für die Herſtellung der zweiten be⸗ 
glaubigten Abſchriften beanſpruchten Schreibgebühren ſind aber über⸗ 
haupt nicht erſtattungsfähig. 

Nach § 76 Abſ. 1 RAG. in der feit dem 1. April 1910 
gültigen Faſſung erhält der Rechtsanwalt für die Herſtellung des 
Schreibwerks ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren ſeiner Sendungen 
Pauſchſätze, ſoweit Schreibwerk und Poſtſendung innerhalb des 
Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen. Einen 
ſolchen Pauſchſatz erhält der Anwalt namentlich auch für die Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz. Die Ausnahmen, in denen dem Rechtsanwalt 
neben den Pauſchſätzen beſondere Schreibgebühren zuſtehen, ſind in 
Abſ. 6 des § 76 a. a. O. aufgeführt. Für den vorliegenden Fall 
kommt die Nr. 2 des Abſ. 6 in Betracht, nach der der Anwalt Schreib: 
gebühren erhält, 

für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klage⸗ 
ſchrift, falls dieſe zur Herſtellung einer Ausfertigung des 
Urteils (8 317 Abſ. 83 ZPO.) benutzt wird. 

Schon die Bezugnahme auf § 317 ZRBO., der, wie aus dem 
Inhalt ſeines erſten Abſatzes erhellt, zunächſt nur von den Aus⸗ 
fertigungen zum Zwecke der Zuſtellung des Urteils handelt, zeigt, daß 
in der angeführten Vorſchrift der Gebührenordnung nur an eine 
Ausfertigung gedacht iſt, die zur Zuſtellung des Urteils verwendet 
wird. Läßt ſich der Anwalt daneben eine vollſtreckbare Ausfertigung, 
§ 724 3P O., geben, die er nur zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung, 
nicht der Zuſtellung verwenden will, ſo fällt die Ausfertigung einer 
beglaubigten Abſchrift zu dieſem Zwecke nicht unter die oben wieder⸗ 
gegebene Ausnahmevorſchrift. Für die Herſtellung einer ſolchen 
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beglaubigten Abſchrift kann er keine beſonderen Schreibgebühren außer 
dem Pauſchquantum beanſpruchen. Hätten dem Anwalt beſondere 
Schreibgebühren auch für beglaubigte Abſchriften der Klage, die zur 
Herſtellung vollſtreckbarer, nicht zur Zuſtellung dienender Aus⸗ 
fertigungen von ihm eingereicht werden, bewilligt werden ſollen, ſo 
wäre dies in Nr. 2 des Abf. 6 von § 79 RAG. durch eine Erwähnung 
des 8 724 ZPO. zum Ausdruck gebracht worden. | 


In einem vom Amtsgericht Berlin-Mitte emtfchiedenen 
Falle handelte es ſich um die Frage, ob die Beſtimmung des 
8 76 Abſ. 6 Nr. 2 über die beſondere Vergütung für die zur 
Urteilsausfertigung benutzte Klageabſchrift ſich auch auf die im 
vorliegenden Falle ſehr umfangreiche Klagerechnung beziehe. 
Das Amtsgericht hat die Frage bejaht, indem es richtig er⸗ 
kennt, daß die Rechnung einen Beſtandteil der Klageſchrift 


bildet. 

56. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Berlin⸗Mitte, Abt. 174, vom 
23. Mai 1910 (174 C. 92/10). 


In Sachen .... wird auf die Erinnerung des Klägers der 
im Beſchluß vom 4. Mai 1910 abgeſetzte Betrag von 4,80 K nach⸗ 
träglich feſtgeſetzt, denn nach 8 76 Abſ. 6 RAO. ſtehen dem Rechts⸗ 
anwalt neben den Pauſchſätzen Schreibgebühren für eine von ihm 
gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift dann zu, wenn die⸗ 
ſelbe zur Herſtellung einer Ausfertigung des Urteils gemäß § 317 
Abſ. 3 ZPO. benutzt wird. Dies iſt hier geſchehen. Die Klage: 
rechnung bildet aber einen Beſtandteil der Klageſchrift. Sie wird 
meiſt nur der Einfachheit halber in einem Anhang zur Klageſchrift 
beigefügt, da die Einfügung der einzelnen Poſten, aus denen ſich eine 
Klageforderung zuſammenſetzt, in der Klageſchrift die Überſichtlichkeit 
derſelben ſehr beeinträchtigen würde und dies ganz beſonders in einem 
ſolchen Fall wie dem vorliegenden beiſpielsweiſe, wo in einer Klage 
15 verſchiedene zum Teil ſehr umfangreiche Koſtenrechnungen ein⸗ 
geklagt werden. 


Die Berechnung der Schreibgebühren für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren in der Übergangszeit behandeln Ent: 
ſcheidungen des Oberlandesgerichts Hamm und des Landgerichts 
Dresden. In beiden Fällen war, nachdem der Rechtsſtreit 
vor dem 1. April 1910 entſchieden war, nach dieſem Zeitpunkt 
Koſtenfeſtſetzung beantragt worden; in beiden Fällen berechnete 
der Gerichtsſchreiber die Schreibgebühren für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren nach den bisherigen Vorſchriften. Das 
Landgericht Dresden billigt dies, während das Oberlandes⸗ 
gericht Hamm mit guter Begründung die Vorſchriften der Novelle 
für anwendbar erklärt. 

57. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Hamm, IX. Zivilſenat, 
vom 2. Juni 1910 (9 W. 132/10). 


An Gebühr für den Koſtenfeſtſetzungsantrag hat der Kläger 
gemäß § 23 RAG DO. 4,20 A und an Schreibgebühr für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren nach 8 76 RAG DO. in der Faſſung der am 
1. April 1910 in Kraft getretenen Novelle vom 1. Juni 1909 
0,90 & gleich 20 Prozent der Gebühr gefordert. Die Liquidation 
der Schreibgebühren iſt richtig, wenn auf ſie die Vorſchriften der 
Novelle Anwendung finden. Denn nach dieſer erhält der Rechts⸗ 
anwalt für die Herſtellung des Schreibwerks ſowie zum Erſatz der 
Portogebühren ſeiner Sendungen Pauſchſätze und es beträgt der 
einzelne Pauſchſatz grundſätzlich 20 Prozent der zum Anſatz 
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gelangenden Gebühren. Nach Art. X der Novelle ſind die Schreib⸗ 
und Poſtgebühren in den vor dem Inkrafttreten derſelben anhängig 
gewordenen Rechts ſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach 
den bisherigen Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes und der Ge⸗ 
bührenordnung in Anſatz zu bringen. 

Der vorliegende Rechtöftreit war nun bereits vor 1. April 1910 
in I. und II. Inſtanz entſchieden. Daraus folgt, daß die in dieſen 
Inſtanzen entſtandenen Schreib⸗ und Poſtgebühren nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften in Anſatz zu bringen ſind. Hier handelt es ſich 
aber um die Schreibgebühren für das nach dem 1. April 1910 be⸗ 
antragte Koftenfeſtſetzungsverſahren. Ob dieſe nach den alten Vor⸗ 
ſchriften oder nach Maßgabe der Novelle in Anſatz zu bringen ſind, 
hängt davon ab, ob hinſichtlich der Koſten und Gebühren das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren als neue Inſtanz gilt oder nicht. 

Es iſt nun im $ 39 GKG. beſtimmt, daß das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren für die Gebührenerhebung als beſonderer Rechtsſtreit gilt. 

Auch nach 8 30 RASD. werden beſondere Gebühren erhoben 
für die Tätigkeit des Rechtsanwalts und es wird dann weiter beſtimmt, 
daß die im beſonderen Verfahren erfolgte Feſtſetzung der Koſten und 
die Abänderung der Koſtenfeſtſetzung eine Inſtanz bilden. 

Hiernach iſt nicht zu bezweifeln, daß bezüglich der Koſten und 
Gebühren das Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine neue Inſtanz bildet. 
Da die neue Inſtanz erſt nach dem 1. April 1910 eingetreten iſt, ſind 
folgeweiſe die Schreibgebühren nach Maßgabe der Novelle in Anſatz 
zu bringen. 

Daraus ergibt ſich, daß die Beſchwerde begründet iſt, und daß 
ſomit unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes der Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsbeſchluß wie geſchehen zu ändern war. 


58. Beſchluß 
des Landgerichts Dresden, V. Zivilkammer, 
4. Mai 1910 (5 B. C. 352/10). 


Nach Art. X des Geſetzes vom 1. Juni 1909 ſind die Schreib⸗ 
gebühren in den vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes vom 1. April 
1910 (Art. VII), anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur Be⸗ 
endigung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften des 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in 
Anſatz zu bringen. Wann eine Inſtanz für beendet anzuſehen iſt, 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung in Verbindung mit denen der Zivilprozeßordnung 
(ſ. die Materialien zu dem Geſetze vom 1. Juni 1909 im Beihefte 
der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 1, 44 ff.). Hiernach kann 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht als ſelbſtändige Inſtanz im 
Gegenſatze zu dem durch Urteil beendeten Verfahren vor dem Amts⸗ 
gerichte angeſehen werden, da es lediglich die Folgen aus dieſem 
Urteile zieht (ſ. RG. 9, 892). Die in der Erinnerung Bl. 12 f. 
angezogene Beſtimmung in § 39 Abſ. 1 GKG. ſagt auch nicht, daß 
die dort bezeichneten Angelegenheiten, insbeſondere das Feſtſetzungs⸗ 
verfahren als beſondere Inſtanz, ſondern daß ſie als beſonderer 
Rechtsſtreit anzuſehen ſeien. Sie kann dies auch nicht wohl jagen, 
da es mit dem Begriff der Inſtanz als des Gerichts einer beſtimmten 
Ordnung in bezug auf den Rechtsmittelzug (Gaupp⸗Stein 
Anm. I, 1 zu 8 176) in Widerſpruch ſtehen würde. 

Auf dieſem Standpunkte ſteht offenbar auch die Begründung zu 
dem neuen Geſetze wie aus den darin aufgeführten Beiſpielen erhellt. 
Auch § 76 Abſ. 3 der neuen Gebührenordnung ſpricht dafür; denn 
dadurch iſt der Begriff der Inſtanz zuungunſten des prozeßbevoll⸗ 
mächtigten Anwaltes inſofern erweitert worden, als durch den 
Ausſchluß des § 30 Abſ. 1 Nr. 3 RAG. ($ 38 Nr. 1 GG.: Anträge 
auf Koſtenfeſtſetzung) die Pauſchſätze für dies Verfahren in die 
Mindeſt⸗ und Höchſtbeträge der Inſtanz mit einbegriffen ſind, ſo daß 


vom 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1910. 


dies Verfahren für die Berechnung des Gesees nicht als 
beſondere Inſtanz zu gelten hat. 
Hiernach war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Nach Entſch. Nr. 2 kann der Grundſtückseigentümer eine 
ihm zuſtehende perſönliche Forderung gegen eine einer Konkurs⸗ 
maſſe zuſtehende Grundſchuld aufrechnen. 

Die Annahme eines Verſchuldens eines widerrechtlich 
Handelnden kann nach Entſch. Nr. 4 dadurch ausgeſchloſſen 
werden, daß der das Recht eines anderen Verletzende bei Be⸗ 
obachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu der rechts⸗ 
irrigen Auffaſſung gelangte, ſeine ſchädigende Handlung ſei 
erlaubt. 

Nicht jede wiſſentliche Beteiligung an der Vertragsverletzung 
eines anderen oder die Verleitung eines anderen zu einer Ver⸗ 
tragsverletzung bildet ſchlechthin einen Verſtoß wider die guten 
Sitten. Es müſſen vielmehr, wie Entſch. Nr. 5 ausführt, Um⸗ 
ſtände hinzutreten, die das Verhalten desjenigen, der an der 
Vertragsverletzung teilgenommen oder dazu angeſtiftet hat, vom 
Standpunkte eines anſtändig und billig denkenden Menſchen als 
verwerflich erſcheinen laſſen. 

Für den endgültigen Beſitz⸗ und Eigentumsübergang bei 
Eigentumsübertragung mittels constitutum possessorium iſt 
nach Entſch. Nr. 8 eine äußerlich in die Erſcheinung tretende 
Ausführungshandlung, die den Übertragungswillen erkennbar 
macht, zu erfordern. Eine ſolche erkennbare Willensäußerung 
iſt insbeſondere nicht zu entbehren, wenn das Beſitzkonſtitut ſelbſt 
durch einen Vertrag, den der Bevollmächtigte oder Beauftragte 
mit ſich in fremdem Namen ſchließt, zuſtande kommen ſoll. 

In Entſch. Nr. 9 wird das Eheanfechtungsrecht eines 
Mannes anerkannt, der zwar wußte, daß die Ehefrau ſich vor 
Abſchluß der Ehe einem anderen Manne hingegeben hatte, dem 
aber die Geburt eines außerehelichen Kindes verborgen ge 
blieben war. 

Nach Entſch. Nr. 11 läuft auch die zehnjährige Friſt des 
§ 1571 Abſ. 1 BGB. nicht während der Aufhebung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft der Ehegatten. 

Ein Pfleger, der ſich zur Aufgabe einer Sicherheit an 
einem Grundſtücke verſteht, wird nicht unter allen Umſtänden 
durch das Vorhandenſein einer gerichtlichen, unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen aufgenommenen Abſchätzung des Pfand⸗ 
grundſtücks der Sorge für die Erzielung eines richtigen 
Schätzungsergebniſſes enthoben. Es iſt im Mündelintereſſe, wie 
Entſch. Nr. 12 darlegt, geboten, daß der Pfleger ihm bekannte, 
für die Überſchätzung des Grundſtückswertes bei der gerichtlichen 
Taxierung ſprechende Umſtände durch geeignete Maßnahmen 
zur Geltung bringt. 

Auch dem Pflichtteilsberechtigten, der nicht Erbe iſt, gegen⸗ 


über beſteht nach Entſch. Nr. 13 die dem Erben durch § 2057 


BGB. auferlegte Verpflichtung zur Auskunftserteilung über 
empfangene Zuwendungen und zur Bekräftigung der Angaben 
mit dem Offenbarungseide. Die Offenbarungspflicht erſtreckt 
ſich aber nur auf diejenigen Vorempfänger, welche zur Aus⸗ 
gleichung zu bringen ſind. N. 
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Vereinsnachrichten. 


Der vierte Ausſchuß des Dentſchen Anwaltvereins, dem 
die Behandlung der beſonderen Angelegenheiten der Rechts⸗ 
auwaltſchaft obliegt, iſt mit der Ausarbeitung des Eut⸗ 
wurfes einer Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
beſchäftigt. Die Herren Mitglieder des Vereins werden 
deshalb gebeten, etwaige Anregungen zur Geſtaltung dieſes 
Entwurfes, ſowie auf die einzelnen Reformfragen bezüg⸗ 
liches Material, an die Geſchäftsſtelle des Vereins in 
Leipzig, Schreberſtraße 3, einſenden zu wollen. Es 
erſcheint auch wünſchenswert, daß die verſchiedenen Fragen 
der Reform des Gebührenweſens in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift erörtert werden und wir bitten die Mitglieder des 
Vereins deshalb weiter, etwaige Beiträge zur Behandlung 
dieſes Themas der Redaktion der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
übermittelu zu wollen. 

Der Ausſchuß für Strafrecht und Strafprozeß iſt gegen⸗ 
wärtig mit der Behandlung des Entwurfs einer Straf⸗ 
prozeßordnung befaßt. Er hat aber weiter die Be⸗ 
ratung des Vorentwurfs eines Deutſchen Straf- 
geſetzbuchs in Ausſicht genommen. Auch zu dieſem Thema 
iſt die Mitteilung von Anregungen und Materialien an 
die Geſchäftsſtelle ſchou jetzt erwünſcht. 

Der Ausſchuß hat weiter bei dem Vorſtande des Vereins 
beantragt, der Borftand möge geeiguete Arbeiten aus dem 
Gebiete der Reform des materiellen Strafrechts namens 
des Vereins publizieren. Die Mitglieder des Vereins 
werden deshalb erſucht, dem Vorſtaude von ihnen etwa 
bekannt werdenden Arbeiten dieſer Art zum Zwecke even⸗ 
tueller Veröffentlichung Mitteilung zu machen. 


Kammer⸗ und Hülfskaſſenbeiträge. 
Von Rechtsanwalt Emil Werner, Magdeburg. 


1. Die Anwaltskammern erheben feſte Beiträge ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Einkommen des einzelnen Anwalts (im Bezirk 
Naumburg zurzeit 25 ). Außerdem zahlen die weitaus 
meiſten Anwälte 20 „ zur Hülfskaſſe. Endlich entrichten fait 
ausnahmslos die Anwälte 20 „ zum Anwaltsverein. 


Das letztere iſt ſachgemäß, weil der Anwaltsverein in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift eine dem Beitrag gleichwerte Leiſtung 
bietet. 
Dagegen iſt es gerechtfertigt, die anderen Beiträge nach 
Maßgabe des Einkommens abzuſtufen. 45 % bedeuten für 
den Anwalt mit einem Einkommen von 3000 & (bei Zugrunde⸗ 
legung von 300 Arbeitstagen) 4½ Arbeitstage, für den Anwalt 
mit einem Einkommen von 9000 & nur 1½½ Arbeitstage, für 
den Anwalt mit einem Einkommen von 30000 & weniger als 
½ Tag. 
Die Steuer dürfte je nach Bedarf auf etwa Mn bis 1 Prozent 


feſtzuſetzen ſein; bis das Geſamteinkommen der Anwälte feſt⸗ 


ſteht, auf etwa / Prozent. 


Dieſe Steuer wäre als Kammerbeitrag zu erheben; die 


beſonderen Hülfskaſſenbeiträge in Wegfall zu ſtellen. 

Von den eingehenden Beiträgen wären zunächſt die ſach⸗ 
lichen Ausgaben der Kammer zu . und der Überſchuß 
an die Hülfskaſſe abzuliefern. 

Dieſe Regelung würde ſämtliche Anwälte, nicht bloß wie 
bisher einen Teil, zu Leiſtungen im Intereſſe der Hülfskaſſe 
heranziehen. Sodann aber würde die erhebliche Mehreinnahme 
es ermöglichen, die Aufgaben der Hülfskaſſe zu ſteigern. 

a) Nach den bisherigen Verwaltungsgrundſätzen der Hülfa⸗ 
kaſſe fol eine jährliche Unterſtützung nicht 600 ½ 
überſteigen. Mögen auch Ausnahmen zuläſſig ſein, 
ſo erſcheint es doch ſachgemäß, dieſe Grenze auf 
1500 A zu erhöhen oder ganz in Wegfall zu ſtellen. 
Mit 600 l/ iſt einer armen Anwaltswitwe oder gar 
einer Familie nicht genügend geholfen. 

b) Die Anwaltſchaft genießt heute ein ſolches Vertrauen, 
daß jedem ihrer Mitglieder ohne nähere Prüfung 
große Beträge, oft ganze Vermögen, anvertraut 
werden. Es läßt ſich nicht in Abrede nehmen, daß 
— allerdings in vereinzelten Fällen — dieſes Ver⸗ 


trauen gemißbraucht worden, und daß g 


aufgedeckt ſind. 

Es ſteht der Anwaltſchaft wohl an, in einem 
ſolchen Falle einzutreten und, ſei es entweder vollen 
Erſatz zu leiſten oder doch wenigſtens von den Ge⸗ 
ſchädigten durch teilweiſen Erſatz, Not fernzuhalten. 
Ob und in welcher Weiſe Erſatz zu in ift, muß 
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aber der Prüfung jedes einzelnen Falles vorbehalten 
werden. Jede rechtliche Haftung der Anwaltſchaft 
iſt abzulehnen. 

Mit dieſem Vorſchlage wird der Anwaltſchaft 
keineswegs allzuviel zugemutet. Bei Fehlbeträgen von 
25000 & entfallen bei etwa 9000 Anwälten auf den ein⸗ 
zelnen noch nicht 3 , bei Fehlbeträgen von 1000004 
nicht weſentlich mehr als 10 &. | 

Wichtiger aber als die Deckung ſolcher Fehlbeträge 
iſt es, derartige Vorkommniſſe zu verhüten. Nicht 
immer haben die Anwälte, welche ſich vergangen, aus 
Leichtſinn gehandelt. Mehrfach war die Urſache des 
Vergehens bittere Not, namentlich Krankheit, welche 
einen Rückgang der Einnahme zur Folge hatte. Die 
reichen Mittel, welche der Hülfskaſſe zugeführt werden 
ſollen, werden es ermöglichen, bei derartiger Not, 
welche vielfach nicht unbekannt bleibt, rechtzeitig ein⸗ 
zugreifen. Die Vertrauensmänner werden anzuweiſen 
ſein, in ſolchen Fällen, auch ohne daß ein Antrag 
des bedürftigen Anwalts vorliegt, die Hülfskaſſe zu 
benachrichtigen und freiwillig Unterſtützung anzubieten. 

c) Endlich wird ein Kriegsfonds zu bilden fein. Bei 
Ausbruch eines Krieges werden eine Reihe von An⸗ 
wälten unter die Fahnen gerufen, und zwar gerade 
die jüngeren, welche noch nicht in der Lage geweſen 
ſind, erhebliche Erſparniſſe zu machen. Vielfach 
àawerden dann Anwaltsfamilien in Not geraten, weil 
die Einnahmequelle, die Berufstätigkeit, plötzlich ver⸗ 
ſiegt. Zudem werden eine Reihe von Anwälten nicht 
aus dem Felde zurückkehren, und es iſt die Aufgabe 
der Anwaltſchaft, dann in reichlicher Weiſe für die 
Witwen und für die Erziehung der Waiſen zu ſorgen. 


Mit Beträgen von 600 & wird da in den 


ſeltenſten Fällen zu helfen ſein; es werden vielmehr 
größere Mittel erforderlich werden, welche in der 
Friedenszeit angeſammelt werden müſſen. 

2. Als Grundlage für die Beſteuerung wird die Selbſt⸗ 
einſchätzung nach dem Muſter des preußiſchen Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes zu dienen haben. 

Jedoch iſt jede Beanſtandung der Selbſteinſchätzung abzu⸗ 
lehnen. Es darf von den Anwälten erwartet werden, daß 
dieſe ausnahmslos in gewiſſenhafter Weiſe ihr Einkommen 
angeben. 

Zu verſteuern iſt nicht bloß das Einkommen aus der An⸗ 
waltspraxis, ſondern das Geſamteinkommen aus beruflicher 
Tätigkeit. Die Hülfskaſſe kann nicht die Witwe des Anwalts 
mit dem doppelten Betrage unterſtützen, wie etwa die Witwe 
des Anwalts⸗Notars. 

Ebenſowenig kann bei Fehlbeträgen gefragt werden, ob 
dieſe aus der Tätigkeit als Anwalt, als Notar, Konkurs⸗ 
verwalter oder Nachlaßpfleger herrühren, und keinesfalls wäre 
es ſachgemäß, nur für Verfehlungen aus der Anwaltstätigkeit 
Erſatz zu leiſten. Vielmehr wird in jedem dieſer Fälle einzu⸗ 
treten ſein. Daraus ergibt ſich dann auch, daß auch das Ge— 
ſamteinkommen für die angeregte Steuer nicht auseinander⸗ 
geriſſen werden kann. Das würde in der Praxis auch kaum 
möglich ſein. 
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Die hier angeregte Steuer iſt auf Grund des § 48 
Nr. 2 RAD. ohne weiteres durchzuführen. Sollte dieſe 


Auffaſſung aber nicht zutreffen, fo wird es keine Schwierig⸗ 


keiten haben, die erforderlichen Anderungen im Wege der Geſetz⸗ 
gebung durchzuführen. 

Bei der Anderung des Geſetzes wird dann auch zu erwägen 
ſein, ob nicht die Notare an die Anwaltskammern anzugliedern 
ſind. Die Notare würden die angeregte Steuer zu zahlen 
haben, andererſeits wäre die Hülfskaſſe und das Geſamtein⸗ 
treten bei Verfehlungen auf die Notare auszudehnen. 


Ein Beitrag zur Lehre vom Luftrecht. 


Von Dr. jur. Alex Meyer, Gerichtsaſſeſſor, Homburg v. d. Höhe. 


Man konnte in letzter Zeit verſchiedentlich in Tageszeitungen 
über Beſchädigungen leſen, welche Sachen und unbeteiligte 
dritte Perſonen auf der Erde durch Abſtürze von Flugmaſchinen 
erlitten hatten.!) 

Es erſcheint deshalb nicht unangebracht, wieder einmal 
die Frage zu erörtern, welche Rechte die Menſchen auf der 
Erde derartigen Beſchädigungen gegenüber beſitzen. Als ich dieſe 
Frage zum erſten Male ſtreifte,?) war die Literatur hierüber 
noch ſehr gering,“) inzwiſchen iſt die Frage dagegen von den 
verſchiedenſten Seiten einer Betrachtung unterzogen worden,“) 
das Reſultat iſt jedoch ziemlich das gleiche geblieben. Es hat 
nämlich bis jetzt weder der Staat von dem ihm unzweifelhaft 


1) In der „Kölniſchen Zeitung“ Nr. 635 konnte man zum 
Beiſpiel leſen: 

Peſt, 10. Juni. (Telegr.) Während der heutigen Wettflüge 
ſtürzte Latham ab. Sein Apparat iſt zertrümmert, er ſelbſt un: 
verletzt. Frey ſtürzte mit ſeinem Apparat mitten in das 
Tribünenpublikum. Er brachte ſich durch einen Sprung in 
Sicherheit. Der Apparat verletzte fünf Perſonen ſchwer, darunter 
einen Advokaten und zwei Damen lebensgefährlich. , Gleich 
darauf ſtürzte Bielovucie ab, deſſen Apparat zertrümmert wurde. 
Der Aviatiker Illner, der trotz Verbots ſeine Fahrten immer 
über die Köpfe des Publikums lenkte, wird polizeilich beſtraft 
werden. 

London, 9. Juni. Als der Aſſiſtent des Aviatikers Clapton 
heute auf der landwirtſchaftlichen Ausſtellung zu Worceſter einen 
Auſſtieg unternahm, ſtürzte der Aeroplan plötzlich in die Menge 
nieder. Eine Frau wurde getötet, mehrere Zuſchauer wurden 
verletzt. Der Flieger blieb unverletzt. 

2) Vgl. meine Broſchüre, Die Erſchließung des Luftraums in ibren 
rechtlichen Folgen (Februar 1909) S. 43 ff. 

) Außer Kipp, Ludowieg und Linckelmann, welche darüber 
in kurzen, in der JW. erſchienenen Aufſätzen geſchrieben hatten (vgl. 
IW. 1908 Nr. 19 und 21, 1909 Nr ü 1), hatte dieſe Frage kaum 
jemand erörtert. 

4) Vor allem find zu erwähnen: Meurer, Luftſchiffahrtsrecht, 
1909, Zitelmann, Luftſchiffahrtsrecht, 1909; v. Lyncker, Das 
Recht der Luftſchiffahrt in privatrechtlicher Beziehung auf Grund der 
heutigen Geſetzesquellen, Diſſ. 1910; Bodenheim, Das Privatrecht 
der Luftſchiffahrt (Hannover 1909); v. Pfuhlſtein, Die privat: 
rechtliche Stellung des Ballonführers, in der Deutſchen Zeitſchrift für 
Luftſchiffahrt, 1910 Nr. 2; endlich in neueſter Zeit, Warſchauer, 
Luftrecht, 1910. 


39. Jahrgang. 
zuſtehenden Recht, die Freiheit des Luftverkehrs zu beſchränken, 
Gebrauch gemacht, noch ſteht dem einzelnen ein Vetorecht gegen 
den Luftverkehr zu. 

Daß der Staat dieſe Haltung alsbald wird aufgeben 
müſſen, iſt allerdings höchſt wahrſcheinlich und auch wünſchens⸗ 
wert; denn mit dem Anwachſen des Luftverkehrs muß der 
Staat ſowohl im Intereſſe der Staatsſicherheit (z. B. zur Ver⸗ 
hütung von Spionage), ſowie auch zum Schutze des einzelnen 
auf der Erde, hier regelnd eingreifen.“) 

Was die Abwehrrechte des einzelnen anbetrifft, ſo iſt 
allerdings von manchen behauptet worden, daß nach dem maß⸗ 
gebenden Rechte des BGB. auch der einzelne die Befugnis 
habe, das Überfliegen ſeines Grundſtückes ſtets zu verbieten.“) 
Die Anhänger dieſer Anſchauung gehen von dem, durch die Er⸗ 
oberung des Luftraums zu ungeahnter Bedeutung gelangten 
§ 905 BGB. aus, welcher folgendermaßen lautet: 

„Das Recht des Eigentümers eines Grundſtücks erſtreckt 
ſich auf den Raum über der Oberfläche und auf den 
Erdkörper unter der Oberfläche. Der Eigentümer kann 
jedoch Einwirkungen nicht verbieten, die in ſolcher Höhe 
oder Tiefe vorgenommen werden, daß er an der Aus⸗ 
ſchließung kein Intereſſe hat.“ 

Es wird nun geſagt: In Abweichung von dem in § 905 
Satz! ausgedrückten Grundſatz könne der Grundſtückseigentümer 
allerdings gemäß § 905 Satz 2 Einwirkungen Dritter im Luft⸗ 
raum über ſeinem Grundſtück nicht verbieten, wenn ſie in ſolcher 
Höhe vorgenommen würden, daß er an der Ausſchließung kein 
Intereſſe habe. Dieſe Vorſchrift beziehe ſich aber nur auf 
horizontale Einwirkungen. Bei der Luftſchiffahrt könne dagegen 
jederzeit, in welcher Höhe ſich ein Luftfahrzeug auch befinden 
möge, entweder etwas aus ihm oder es ſogar ſelbſt herunter⸗ 
fallen. Dieſen Gefahren vorzubeugen, habe aber der Grund⸗ 
eigentümer ſtets ein Intereſſe und deshalb könne er das Über⸗ 
fahren ſeines Grundſtücks mit Luftfahrzeugen ſchlechthin verbieten. 

Dieſe Schlußfolgerung wäre meines Erachtens zweifellos 
richtig, wenn das Überfahren eines Grundſtücks mit Luftfahr⸗ 
zeugen notwendig oder doch regelmäßig mit derartigen Ein⸗ 
wirkungen auf die darunter befindlichen Grundſtücke verbunden 
wäre; denn wenn auch 8 905 Satz 2 ſeinem Wortlaut nach 
nur diejenigen horizontalen Vorgänge im Auge hat, die wegen 
der geringen Höhe, in ber fie ſich ereignen, den Grund⸗ 
eigentümer beläſtigen, ſo muß man doch ſagen, daß der Grund⸗ 
eigentümer dann erſt recht im Luftraum über ſeinem Grundſtück 
horizontale Vorgänge, welche mit vertikalen Einwirkungen ver⸗ 
bunden ſind, zu verbieten berechtigt ſein muß. Wäre alſo mit 
der Luftſchiffahrt das Herabfallen von ſchadenbringenden Gegen⸗ 
ſtänden ſtets verbunden, ſo würde eine Ankündigung: „Das 
Überfliegen meines Grundſtücks iſt verboten“ ebenſo erlaubt 
ſein wie eine Tafel mit der Aufſchrift: „Das Befahren oder 
Betreten meines Grundſtücks iſt unterſagt“; der einſchränkende 


5) Bol. meinen Aufſatz in der Deutſchen Zeitſchrift für Luft: 
ſchiffahrt Nr. 11 „Internationale luftrechtliche Fragen“ und die dort 
zitierte Literatur, ſowie neuerdings Warſchauer, a. a. O. S. 44; 
dildebrandt, „Überlandflüge“ in der Woche Nr. 23 S. 943. 

6) Vgl. v. Pfuhlſtein, a. a. O.; Ludowieg, a. a. O.; Warſchauer, 
a. a. O. S. 31, vgl. jedoch auch S. 32 Note 5. 
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Satz 2 des $ 905 könnte dann nämlich wegen des ſtets vorhandenen 
Intereſſes an der Ausſchließung nicht in Anwendung treten, 
und der Eigentümer wäre infolgedeſſen berechtigt, alle Befug⸗ 
niſſe aus dem Eigentumsrecht uneingeſchränkt geltend zu machen. 

Iſt nun aber das Überfliegen der Erde mit der Gefahr 
des Herabfallens von ſchädigenden Gegenſtänden unbedingt oder 
auch nur regelmäßig verbunden? Meines Erachtens“) nein: 
Für Ballons kann dieſe Behauptung überhaupt nicht aufgeſtellt 
werden, da die Abſtürze von Ballons doch zu den größten Selten⸗ 
heiten gehören und außerdem auch gefahrbringende Gegenſtände nur 
ſelten herabfallen. (Das bloße Ballaſtwerfen behindert niemanden, 
wird ſogar meiſtens auf der Erde überhaupt nicht bemerkt werden.) 
Aber auch bei Flugmaſchinen kann man meines Erachtens nicht 
davon ſprechen, daß der Abſturz die Regel iſt, und die Gefahr 
wird in Zukunft in dieſer Hinſicht immer mehr gemindert werden, 
wenn erſt der Staat, wie dies allgemein gefordert wird, nur 
wirklich geprüften Fliegern mit ſtaatlich kontrollierten Flug⸗ 
maſchinen den Aufftieg geſtatten wird. f 

Der Umſtand aber, daß eine Handlung „möglicherweiſe bei 
Eintreten ganz beſonderer weiterer Umſtände den Grundeigen⸗ 
tümer ſchädigen könnte,“ kann, wie Zitelmann mit Recht hervor⸗ 
hebt,) dieſen noch nicht dazu berechtigen, zu ſagen, das vom 
BGB. in § 905 Satz 2 geforderte Intereſſe, die Unterlaſſung 
der Handlung fordern zu dürfen, läge vor. 

Sind andererſeits wirklich wiederholte Beeinträchtigungen 
zu befürchten, z. B. Flugſchüler ſtürzen wiederholt auf einem 
dem Flugplatz benachbarten Gelände ab, ſo kann in dieſem 
beſonderen Fall der hierdurch beeinträchtigte Grundeigentümer 
natürlich trotz des grundſätzlich anzuerkennenden freien Luft⸗ 
verkehrs, Unterlaſſung des Überfliegens ſeines Grundſtücks ver- 
langen, und zwar ebenſo wie bei ſonſtiger Beſchädigung des 
Grundeigentums auf Grund des § 1004 BGB.) Ob die 
Schädigungen im Luftraum ihren Urſprung haben oder auf 
der Erde, iſt für die Anwendbarkeit des § 1004 völlig gleich⸗ 
gültig. 
Außerdem kann natürlich der Grundeigentümer, deſſen 
Grundſtück durch herabfallende Gegenſtände geſchädigt iſt, nach 
den allgemeinen Regeln über die Schadenserſatzpflicht von dem 
Schädiger Schadenserſatz verlangen. Hierbei möchte ich jedoch 
wiederum 10) betonen, daß nach heutigem Recht der Schädiger 
Schadenserſatz 1) zu leiſten nur dann verpflichtet iſt, wenn er 
den Schaden verſchuldet, d. h. vorſätzlich oder fahrläſſig herbei⸗ 
geführt hat, nicht dagegen auch ſchon dann, wenn der Schaden 


7) A. M. Warſchauer, a. a. O. S. 29. 

8) Zitelmann, a. a. O. S. 35. 

9) 8 1004 lautet: „Wird das Eigentum in anderer Weiſe als 
durch Entziehung oder Vorenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt, ſo 
kann der Eigentümer von dem Störer die Beſeitigung der Beein⸗ 
trächtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen, 
ſo kann der Eigentümer auf Unterlaſſung klagen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigentümer zur 
Duldung verpflichtet iſt.“ 

10) Vgl. im einzelnen die Ausführungen in meiner Broſchüre, 
Die Erſchließung des Luftraums. 

11) Die Klage auf Unterlaſſung aus $ 1004 ift von einem 


Verſchulden des Schädigers unabhängig. 
98 * 
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durch Zufall eingetreten iſt, das Luſtfahrzeug z. B. infolge 
Blitzſchlags herabgeſtürzt iſt. “?) 

Es iſt zwar auch dies behauptet worden, insbeſondere 
hat Prof. Kipp, Berlin, dieſe Anſicht vertreten!) und zwar 
beruft er ſich auf einen Rechtsgedanken des Reichsgerichts, 
den dieſes bei Prozeſſen über den Funkenflug der Loko⸗ 
motiven von Kleinbahnen ausgeſprochen hat, daß, „wo 
immer einem beeinträchtigten Eigentümer der Anſpruch auf 
Beſeitigung und Unterlaſſung der Immiſſſion durch Sonder⸗ 
vorſchriften entzogen ſei,“ ihm als Erſatz hierfür ein vom Nach⸗ 
weis eines Verſchuldens unabhängiger Schadenserſatzanſpruch 
gewährt werden müſſe. Es könne daher auch der Grund⸗ 
eigentümer eine Einwirkung auf ſein Grundſtück in Höhe oder 
Tiefe nur dann zu dulden verpflichtet ſein, wenn der Urheber 
der Einwirkung für die mit ihr verbundenen Gefahren auf⸗ 
kommen müffe. !*) 

Hiergegen ift zu bemerken, daß die Analogie mit der 


Eiſenbahn nicht paßt, denn der Betrieb der Eiſenbahn ſtellt ſich, 


wie Bodenheim richtig bemerkt,“) als eine Verfügung der 
Staatsgewalt zugunſten einer beſtimmten Perſon dar, nicht 
dagegen aber auch die Luftſchiffahrt, welche allgemein frei iſt. 

Außerdem würde man bei Annahme der Anſicht von Kipp 
zu dem merkwürdigen Reſultat kommen, daß der Luft⸗ 
ſchiffer einen elwa angerichteten Sachſchaden ſtets zu erſetzen 
hätte, für die Beſchädigung von Perſonen jedoch nur bei Ver⸗ 
ſchulden verantwortlich wäre.““) 

Eine andere Frage iſt es natürlich, ob eine Haftung 
der Luftſchiffer auch für den unverſchuldet angerichteten 
Schaden nicht dem allgemeinen Rechtsbewußtſein mehr ent⸗ 
ſprechen würde. Dies dürfte wohl zu bejahen ſein, doch wird 
man, ehe man in dieſer Beziehung neue Geſetze ſchafft, am 
beſten wohl noch zunächſt die weitere Entwicklung des Luft⸗ 
verkehrs abwarten müſſen. 


12) Ebenſo Zitelmann, a. a. O. S. 38; Warſchauer, a. a. O. 
S. 34; Bodenheim, a. a. O. S. 26. 

13) JW. 1909, 643; ebenſo Meurer, a. a. O., S. 16; v. Lyncker, 
a. a. O., S. 47. 

1) Irrig iſt meines Erachtens die von Warſchauer, a. a. O. 
S. 33, aus dieſer Aufſaſſung Kipps gezogene Konſequenz, daß dem 
Grundeigentümer ein Einſpruchsrecht auf Grund des § 905 Satz 2 
dann überhaupt niemals zuſtehen könne; „denn es würde jedem noch 
ſo erheblichen Intereſſe an der Ausſchließung bei noch ſo großer 
Gefährdung von Leben und Gut der Einwand entgegengeſetzt werden 
können: Im Sinne des § 905 liegt die ſtrenge Haftung des Luft— 
ſchiffers; dadurch wird jedes Intereſſe an der Ausſchließung paralyſiert.“ 
Kipp meint offenbar nur, daß der Eigentümer ſelbſt für diejenigen 
Einwirkungen kein Riſiko tragen könne, die er dulden müſſe, weil er 
an und für ſich kein Intereſſe an ihrer Ausſchließung habe; (sgl. 
Kipp a. a. O. S. 645) z. B. ein Luftfahrzeug, deſſen Fahrt an ſich 
den Eigentümer nicht ſtört und die er deshalb zulaſſen muß, ſtürzt 
infolge höherer Gewalt ab. Ein Einſpruchsrecht gegen beſonders 
niedriges Fahren könnte der Grundſtückseigentümer jedoch auch bei 
Annahme der Kippſchen Meinung geltend machen. 

15) Bodenheim, a. a. O. S. 27. 

16) Vgl. meine Broſchüre: Die Erſchließung des Luftraums, 
S. 45; Bodenheim, a. a. O. S. 27. 
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Die Rechtskraft der Entſcheidungen 
in Grund buchſachen. 


Von Landgerichtsrat du Chesne, Leipzig. 


Man unterſcheidet bekanntlich zwiſchen formeller und 
materieller Rechtskraft. Formelle Rechtskraft iſt die Eigen⸗ 
ſchaft einer Entſcheidung, daß ſie mit einem ordentlichen 
Rechtsmittel nicht mehr angegriffen werden kann.!) Nach 8 71 
Abſ. 2 Satz 1 EBD. iſt die Beſchwerde gegen eine Eintragung 
unzuläſſig, und es kann eine Löſchung bzw. die Eintragung 
eines Widerſpruchs nur in den Fällen des S 54 GBO. ver: 
langt werden. Liegt in dieſer Regelung der Wille des Geſetzes 
ausgedrückt, daß die Eintragung in formelle Rechtskraft er⸗ 
wachſe? 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Die Eintragung iſt keine 
Entſcheidung im gewöhnlichen Sinne.?) Zwar liegt ihr eine 
Prüfung der Eintragungsunterlagen und eine Entſchließung, die 
Eintragung vorzunehmen, zugrunde. Aber dieſe Entſchließung 
tritt nicht als ſolche in die Außenwelt; vielmehr gebt fie ſofort 
und ohne äußerlichen Abſatz in die Ausführung über und er⸗ 
langt erſt als fait accompli eine Exiſtenz nach außen. Die 
Rechtslage, daß eine Eintragung im Rechtsmittelwege regel⸗ 
mäßig nicht zu beſeitigen iſt, iſt alſo nicht Wirkung der 
Rechtskraft, weil ſie nicht der — nach außen überhaupt nicht 
hervortretenden — Entſcheidung des Grundbuchamts entſpringt; 
fie ift vielmehr ansrkanntermaßen Folge des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs. 


Dagegen enthält die Ablehnung einer Eintragung ſowie 
eine jede ſonſtige endgültige Verfügung — einſchließlich der 
ſelbſtändig anfechtbaren Zwiſchenverfügung des 8 18 GBO. — 
eine Entſcheidung, d. i. Willensentſchließung und ⸗Kund⸗ 
gebung), und dasſelbe gilt von der Eintragungsentſchließung 
der Oberinſtanzen. Für ſie kann deshalb die formelle Rechts⸗ 
kraft in Frage kommen. Da aber eine Beſchwerdefriſt nirgendwo 
vorgeſehen iſt, durch deren Ablauf das Rechtsmittel aus⸗ 
geſchloſſen würde, ſo iſt auch für dieſe Entſcheidungen die 
formelle Rechtskraft im allgemeinen zu verneinen. Eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Ausnahme gilt nur für die Abweiſung und Ein⸗ 
tragungsentſchließung der letzten Inſtanz, die beide mit Rechts⸗ 
mitteln nicht mehr anfechtbar ſind, und für die gleiche Ent⸗ 
ſcheidung des erſten Beſchwerdegerichts, ſoweit ſie nicht auf 
einer Verletzung des Geſetzes beruht. Der bisherige Beſtand 
an Tatſachen und Urkunden darf im Wege der weitern Be⸗ 
ſchwerde nicht mehr verändert oder vermehrt werden; dasſelbe 
gilt von der Feſtſtellung des Willens der materiell Beteiligten, 
ſoweit ſie nur auf der Auslegungsvorſchrift des §S 133 BGB., 
nicht auf geſetzlichen, willensergänzenden oder »erſetzenden Aus: 
legungsregeln beruht.“) Inſoweit wird man formelle Rechts: 
kraft des Tatſachen (einfchließlih des Willens) feſtſtellenden 
Teils der Entſcheidung des erſten Beſchwerdegerichts anerkennen 


1) 3BlF G. 7, 126. 

2) ZBlFG. 8, 597 Anm. 2; mein „Prozeßgang des formalen 
Grundbuchrechts“, Dieterich 1908, 14 ff. 

3) S. vorige Anm. und meinen „Prozeßgang uſw.“ S. 15, 16. 

4) S. meine Ausf. in 33. 37, 37 ff. 


39. Jahrgang. 


müſſen.“) Hierauf wird weiter unten nochmals zurück⸗ 
zukommen ſein. 

Beſteht hiernach die Wirkung der formellen Rechtskraft 
zunächſt nur darin, daß ſie eine an ſich mögliche oder wenigſtens 
denkbare weitere Inſtanz abſchneidet, ſo iſt ſie damit auf das 
einzelne prozeſſuale Verfahren mit ſeinen Inſtanzen beſchränkt 
und reicht nicht darüber hinaus in andere prozeſſuale Ber: 
fahren hinein. 

Aber nicht die formelle Rechtskraſt, ſondern die materielle 
bildet das eigentliche Problem. Da dieſer Begriff ſeine Aus⸗ 
bildung im Zivilrecht und Zivilprozeß erfahren hat, ſo iſt es 
nötig, darauf zunächſt einzugehen. Da aber dies Eingehen 
nur Mittel zum Zweck ſein ſoll, ſo können alle Streitfragen 
beiſeite gelaſſen werden, ſalls nur eine aus ſich ſelbſt ver⸗ 
ſtändliche Grundlage geſchaffen wird. Hierauf allein ſoll ſich 
die Erörterung beſchränken. 

Was erlangt materielle Rechtskraft? Das Urteil. Das 
Urteil iſt aus verſchiedenen Beſtandteilen zuſammengeſetzt, aus 
tatſächlichen Feſtſtellungen, Feſtſtellungen von Rechtsverhältniſſen, 
Willensakten uff.; erlangen dieſe alle materielle Rechtskraft? 

Um der Beantwortung dieſer Frage näherzukommen, muß 
erſt feſtgeſtellt werden, was materielle Rechtskraft iſt. Sie iſt 
diejenige Eigenſchaft einer formell rechtskräftigen Entſcheidung, 
daß dieſe nicht mehr beſtritten werden kann und daß der 
Richter auch in einem anderen prozeſſualen Verfahren, wenn 
fie geltend gemacht wird, an fie gebunden iſt.“) Sonach wirkt 
ſie über das einzelne Verfahren hinaus. 

Kann ſich nun der Beklagte, der in X. eine ſchadenſtiftende 
Handlung vorgenommen haben ſoll, auf die Rechtskraft einer 
Vorentſcheidung berufen, in der feſtgeſtellt ſei, daß er an jenem 
Tage gar nicht in X., ſondern anderswo geweſen ſei? Sicher⸗ 
lich nicht, zumal ja jene Feſtſtellung auf ſeiner eignen, vom 
Gegner nicht beſtrittenen Behauptung beruhen kann. Tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellungen werden ſonach nicht rechtskräftig. 

Iſt es der richterliche Leiſtungsbefehl im kondemnatoriſchen 
Urteile, der rechtskräftig wird? Wäre er der eigentliche Träger 
der Rechtskraft, ſo könnten Urteile, die ihn nicht enthielten, 
nicht rechtskräftig werden, während doch z. B. Feſtſtellungs⸗ 
urteile unbezweifelt der Rechtskraft fähig find. Übrigens kann 
die das Weſen der Rechtskraft bildende Unbeſtreitbarkeit auf 
einen Willensakt grundſätzlich nicht bezogen werden; einem Be⸗ 
fehle kann man ungehorſam ſein, aber man kann nicht den 
Befehl beſtreiten, ſondern nur ſeine Rechtmäßigkeit und die 
Pflicht zum Gehorſam ihm gegenüber. Man kann auch nicht 
den klagabweiſenden Willensakt beſtreiten. 

So muß alſo der Teil des Urteils, der zwiſchen der Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung und dem richterlichen Willensakte liegt, der 
Sitz der Rechtskraft ſein. Dieſer Teil iſt die Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes, der Rechtslage, die zwiſchen den Parteien 
beſteht. Sie ruht auf der Feſtſtellung der rechtlich erheblichen 
Tatſachen und iſt ihrerſeits die Grundlage des richterlichen 
Willensaktes; ihr Inhalt iſt der, daß das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen einer rechtlichen Beziehung zwiſchen zwei (oder mehreren) 
Privatrechtsträgern durch einen logiſchen Schluß des Richters 


5) S. hierzu und zum vorigen meinen „Prozeßgang uſw.“ 39, 37. 
6) 3 BlFG. 7, 126 und Verw. 
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ergründet wird. Dieſen Akt enthalten auch — in der Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes — die 
Urteile, die aus ſachlichen Gründen die Klage abweiſen. Ein 
ſolches Urteil darf nicht ſagen: der Kläger hat jetzt nicht dartun 
können, was zur Rechtfertigung des Klagverlangens notwendig 
war; er kann es vielleicht ein andermal tun, zurzeit wird die 
Klage abgewieſen. Wenn der Kläger in dieſem Prozeſſe das 
erforderliche nicht dartun kann, ſo wird feſtgeſtellt, daß die 
behauptete Rechtsbeziehung nicht beſteht, und ihre nochmalige 
Geltendmachung kann vom Gegner ſtets vereitelt werden. Da⸗ 
gegen erlangen Urteile, die auf die Sache nicht eingehen und 
nur Formalien, z. B. Prozeßvorausſetzungen betreffen, keine 
materielle Rechtskraft; ſie ſtellen nicht das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen von Rechtsbeziehungen zwiſchen den Parteien, ſondern 
nur von ſolchen zwiſchen den Parteien einerſeits und dem Gericht 
andererſeits feſt, und machen nicht ius inter partes. Auf der 
andern Seite äußert ſelbſt das klagabweiſende Urteil auf 
negative Feſtſtellungsklage Rechtskraft; denn es ſtellt feſt, daß 
der prozeſſuale Anſpruch des Klägers auf Feſtſtellung des Nicht⸗ 
beſtehens des Rechtes des Beklagten nicht beſteht, und darin 
liegt die poſitive Feſtſtellung, daß das Recht des Beklagten, 
alſo eine Rechtsbeziehung zwiſchen den Parteien, beſteht (RG. 
in Gruchot 50, 1075 und Verw.). 

Die rechtliche Beziehung, deren poſitive oder negative Feſt⸗ 
ſtellung die Rechtskraft wirkt, braucht nicht notwendig ein privat⸗ 
rechtlicher Anſpruch zu ſein.)) Man kann — und muß meines 
Erachtens — ſich auf den Standpunkt ſtellen, das Interventions⸗ 
urteil aus §S 771 ZPO. ſei rein prozeſſualer Natur; auch das 
bekämpfte Zwangsvollſtreckungspfandrecht des Beklagten ſei gar 
kein privatrechtliches Pfandrecht, er habe vielmehr nur einen 
prozeſſualen Anſpruch auf Verwertung des Pfandgegenſtands zur 
Befriedigung ſeiner Forderung.“) Auch in einem ſolchen Verhältnis 
liegt eine rechtliche Beziehung der Parteien zueinander, deren 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Feſtſtellung zugänglich iſt, und es 
würde alſo auch unter dieſem Geſichtspunkte das Interventions⸗ 
urteil der materiellen Rechtskraft zugängig ſein. Nicht der zivil⸗ 
rechtliche Anſpruch wäre demnach nächſte Vorausſetzung oder 
überhaupt Vorausſetzung der materiellen Rechtskraft, ſondern 
die richterliche Entſcheidung zwiſchen zwei in einem Partei⸗ 
verhältniſſe ſtehenden Privatrechtsträgern, ſofern ihr eine Feſt⸗ 
ſtellung der gegenſeitigen rechtlichen Beziehungen zugrunde liegt 
oder in ihr zu ſelbſtändiger Exiſtenz gelangt. 

Wenden wir dieſe Ergebniſſe auf das Grundbuchverfahren 
an, ſo ergibt ſich folgendes. Auch das Grundbuchverfahren 
kennt, wie wir oben geſehen haben, Entſcheidungen, und auch 
in ihm handelt es ſich um rechtliche Beziehungen zwiſchen 
Privatrechtsträgern. Aber dieſe Privatrechtsträger ſtehen nicht 
in einem Parteienverhältniſſe zueinander, ſie ſtehen ſich nicht im 
Verfahren gegenüber. Das Verfahren ſpielt ſich vielmehr nur 
ab zwiſchen dem Antragſteller als dem, der den behaupteten 
prozeſſualen Anſpruch geltend macht, und der Grundbuchbehörde 
als derjenigen ſtaatlichen Stelle, die den Anſpruch prüft und 
befriedigt oder zurückweiſt. Nicht wird, wie im Prozeſſe, neben 


7) Von der Rechtskraft im Strafprozeſſe kann hierbei ganz 
abgeſehen werden. 
8) S. dazu meine Ausf. i. Sächſ. Arch. 13, 616 fl. 
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dem prozeſſualen Anſpruche zugleich die rechtliche Beziehung zu 
dem anderen Privatrechtsträger geltend gemacht. Und auch wo 
der letztere am Verfahren ſcheinbar beteiligt iſt, z. B. wenn er 
im Beſchwerdewege einen unberechtigten Eingriff in ſeine Rechte 
bekämpft, da macht er nicht gegenüber dem Antragſteller, der 
den Eingriff herbeigeführt hat, ſeine Rechte geltend, ſondern 
erhebt wieder nur einen prozeſſualen Anſpruch auf Beſeitigung 
— ſoweit zuläſſig — an die Grundbuchbehörde. Seine Be⸗ 
teiligung am Verfahren erweiſt ſich damit als Betreiben eines 
einſeitigen Verfahrens von der anderen Seite her.?) Eine 
dem Prozeß ähnliche Geſtaltung entſteht erſt wieder, wenn das 
Beſchwerdegericht über die eingelegte Beſchwerde entſcheidet. 
Hier ſteht auf der einen Seite der Beſchwerdeführer, auf der 
andern die erſtinſtanzliche Grundbuchbehörde, und über ihnen 
als entſcheidende Behörde das Beſchwerdegericht. Aber das 
Beſchwerdegericht entſcheidet hier ebenſowenig wie die erſtinſtanz⸗ 
liche Grundbuchbehörde über die rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
den beteiligten Privatrechtsträgern. Auch der Beſchwerdeführer 
und die erſtinſtanzliche Grundbuchbehörde find nicht Parteien; 0) 
es handelt ſich nicht um Feſtſtellung rechtlicher Beziehungen 
zwiſchen ihnen, bei der das Grundbuchamt eigene Intereſſen zu 
vertreten hätte, ſondern nur darum, daß der Beſchwerdeführer 
Befriedigung ſeines prozeſſualen Anſpruchs, die er bei der Unter⸗ 
inſtanz nicht erreicht hat, bei der Oberinſtanz ſucht. 

Nach alledem iſt eine Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens rechtlicher Beziehungen zwiſchen zwei am Verfahren 
beteiligten Privatrechtsträgern, die wir oben als den eigentlichen 
Sitz der materiellen Rechtskraft erkannten, im Grundbuch⸗ 
verfahren nicht vorhanden. Damit erſcheint eine Wirkung auch 
der formell rechtskräftigen Entſcheidung über das abgeſchloſſene 
Inſtanzenverfahren hinaus in Grundbuchſachen ausgeſchloſſen. ““) 
Das Grundbuchamt muß daher, auch wenn über einen Antrag 
bereits ein abgeſchloſſenes Verfahren mit formeller Rechtskraft 
vorliegt, einen erneuten, auf dieſelben Unterlagen geſtützten 
Antrag nochmals prüfen, ohne ſich auf die Rechtskraft des ab⸗ 
geſchloſſenen Verfahrens berufen zu können. Als Schranke 
gegen rechtsmißbräuchliche Ausnützung dieſer Rechtslage kommt 
nur die Koſtenlaſt in Frage. Natürlich kann eine ſolche erneute 
Entſcheidung des Grundbuchamts auch in der bloßen Verweiſung 
auf die Gründe der Entſcheidungen im abgeſchloſſenen Verfahren 
beſtehen.) Die erneute Prüfungs⸗ und Entſcheidungspflicht 
des Grundbuchamts muß ſich nach dem Geſagten auch auf die 
im erſten Verfahren vom Gerichte der erſten Beſchwerde mit 
formeller Rechtskraft feſtgeſtellten tatſächlichen Unterlagen und 
Auslegungsergebniſſe (ſ. o.) erſtrecken. 


9) S. meinen „Prozeßgang“ uſw. 40 ff. 

1) Deshalb ſteht anerkanntermaßen dem erſtinſtanzlichen Gericht 
kein Beſchwerderecht gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts zu. 

11) S. dazu KG. in ZAFG. 7, 126. Anders dürfte die Frage 
für echtes Streitverfahren in freiwilliger Gerichtsbarkeit zu be⸗ 
antworten ſein. ' 

12) S. noch meine Ausf. in Predari, GBO. 701 Anm. 4. 
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Einbringung einer dem Geſellſchafter nicht ge⸗ 
hörenden Sache in eine offene Handelsgeſellſchaft. 
Herausgabepflicht des Geſchäftsnachfolgers. 
Von Profeſſor Dr. Hans Reichel, Jena. 

T. beſaß eine Spindelpreſſe zu eigen, mit der er in ſeiner 
Ofenfabrik arbeitete. Dieſe Preſſe „verkaufte“ er (ſicherungs⸗ 
weiſe) an den Kläger, der ſie ihm unter kaſſatoriſcher Klauſel 
„zurückvermietete“. Bald darauf gründeten T. und der Be 
klagte eine offene Handelsgeſellſchaft, in die T. die Spindel⸗ 
preſſe inferierte. Da T. den „Mietzins“ nicht zahlte, ſo ver⸗ 
langte Kläger die Preſſe zurück, und zwar vom Beklagten, auf 
den inzwiſchen das Geſchäft der offenen Handelsgeſellſchaft mit 
Aktiven und Paſſiven übergegangen war!). 

Der einfache Sachſtand gibt Anlaß zu einer Reihe inter⸗ 
eſſanter Fragen. | 

I. Die Frage, ob der Beklagte dinglich zur Herausgabe 
verpflichtet iſt, hängt ab von der Beantwortung folgender all⸗ 
gemeiner Fragen: 

1. Erwirbt die offene Handelsgeſellſchaft Eigentum an 
inferierten Mobilien kraft des guten Glaubens der 
nichtinferierenden Mitgeſellſchafter? 

2. Wenn nein, erwirbt, wer die Aktiven dieſer offenen 
Handelsgeſellſchaft übernimmt und eine ſolche Sache 
demgemäß in Eigenbeſitz nimmt, die Sache kraft 
ſeines guten Glaubens? 

3. Wenn die Frage zu 2 zu bejahen iſt: gilt die Be⸗ 
jahung auch für den Fall, daß der Übernehmende ein 
bisheriger Mitgeſellſchafter der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft iſt? 

Frage 1 iſt zu verneinen. Da die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft keine juriſtiſche Perſon iſt, fo kann natürlich nur ein Erwerb 
zu Miteigentum oder Mit⸗Geſamteigentum der Mitgeſellſchafter 
in Frage kommen. Dieſer aber iſt zu leugnen, da meines Er⸗ 
achtens die Geſellſchaft den ſchlechten Glauben ihres inferierenden 
Geſellſchafters nach Analogie des $ 166 BGB. gegen ſich gelten 
zu laſſen hat. Von einem gutgläubigen Erwerb der auf die 
Mitgeſellſchafter entfallenden „Miteigentumsquote“ kann meines 
Erachtens nicht die Rede fein. 

Zu 2. Wer das Vermögen einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft erwirbt und zur Zeit der Beſitzerlangung gutgläubig iſt, 
erwirbt auch ſolche Fahrhabe, die der Geſellſchaft, insbeſondere 
auch aus dem zu 1 bezeichneten Grunde, nicht gehört. Maß⸗ 
gebend find die SS 932 ff. BGB., nicht aber § 366 HGB.; 
denn die Übertragung des Geſchäftsvermögens geſchieht nicht 
mehr „im Betriebe“ des Handelsgewerbes. 

Zu 3. Der das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft 
übernehmende vormalige Geſellſchafter erwirbt das Eigentum, 
wenn er zu der unter 2 bezeichneten Zeit (Übernahme des Ge: 
ſchäftes) noch im guten Glauben iſt; denn man darf ihn als⸗ 
dann nicht ſchlechter ſtellen als den Fremden, der das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen in gutem Glauben erwirbt. Der frühere Ge⸗ 
ſellſchafter erwirbt dagegen das Eigentum nicht, wenn fein 


) In beiden Inſtanzen wurde der Beklagte verurteilt, jedoch 
aus Gründen, die hier nicht intereſſieren. (LG. Leipzig, Berufungs⸗ 
urteil vom 11. Oktober 1909 in Sachen 3 Dg. 83 / 09.) 


wenn: 


39. Jahrgang. 


guter Glaube zwar zu dem unter 1 bezeichneten Zeitpunkte 
(Inferierung) beſtand, in der Zwiſchenzeit aber verloren ge: 
gangen iſt. Denn da die Inferierung ihm Eigentum (Mit⸗ 
eigentum zur Geſamthand) nicht verſchafft hat, fo weiß er, ſo⸗ 
bald er den wahren Sachſtand erfährt, daß die Sache zum 
Geſellſchaftsvermögen nicht gehört. Erwirbt er mithin den 
Gegenſtand ſpäterhin für ſich, ſo weiß er von Anfang an, daß 
er eine dem Veräußerer fremde Sache an ſich bringt; von einer 
mala fides superveniens kann ſomit keine Rede ſein. Das 
Entſprechende gilt im Falle grobfahrläſſiger Unkenntnis. 

II. Nehmen wir an, der übernehmende Exgeſellſchafter 
ſei bis zur Geſchäftsübernahme in entſchuldigtem guten Glauben 
geblieben, fo wäre der auf $ 9085 geſtützte dingliche Heraus⸗ 
gabeanſpruch abzuweiſen. Gleichwohl aber würde meines Er⸗ 
achtens der Klage zu folgen fein, und zwar aus ſchuldrecht⸗ 
lichen Gründen. Die offene Handelsgeſellſchaft hatte das Eigen⸗ 
tum an der Sache nicht erworben; ſie war mithin zu deren 
Herausgabe verpflichtet. Dieſe Herausgabeverpflichtung war 
ein Paſſivum der Geſellſchaft, mochte ſie auch in der Bilanz 
als ſolches nicht figurieren. Es iſt unzweifelhaft, daß auch 
auf dinglichem Grunde fußende Leiſtungspflichten zu den Paſſiven 
des Geſchäftes, zu den „Verbindlichkeiten der Geſellſchaft“ ge⸗ 
hören. Der Beklagte als Geſellſchafter haftete mithin von An⸗ 
fang an auch perſönlich für dieſe Verbindlichkeit ($ 128 HGB.), 
und dieſe Leiſtungspflicht blieb auch nach Beendigung des Ge⸗ 


ſellſchaftsverhältniſſes nach Maßgabe des § 159 HGB. auf ihm 


laſten. Aber geſetzt ſelbſt, der Geſchäftsübernehmer wäre nicht 
ein vormaliger Geſellſchafter, ſondern ein Fremder, ſo wäre 
dennoch nicht anders zu entſcheiden. Denn der Beklagte hat, 
ſei es nach § 25 Abſ. 1, ſei es nach § 25 Abſ. 3 HGB., die 
Paſſiven der Geſellſchaft übernommen. Irgendeine Verbind⸗ 
lichkeit der Geſellſchaft iſt von dieſer Übernahme nicht aus⸗ 
genommen worden. Der Beklagte haftet mithin auch für das⸗ 
jenige Paſſivum, das in der Herausgabepflicht der Geſellſchaft 
bezüglich der dem Dritten gehörenden Sache beſteht. Er haftet 
ſchuldrechtlich, mag er auch ſachenrechtlich dem Dritten zu nichts 
verbunden fein. Vgl. die analoge Rechtsfigur des §S 822 BGB. 

Das Ergebnis wird manchen befremden. Wo bleibt hier 
der Schutz des gutgläubigen Verkehrs? wird man einwenden. 
Indes dieſes Sentiment kann nichts verſchlagen. Die ſchuld⸗ 
rechtliche Pflicht, ein Stück Geſchäftsmobiliar herauszugeben, 
trifft den ahnungsloſen Geſchäftsübernehmer nicht anders und 
härter, als die ſchuldrechtliche Pflicht, ihm bisher nicht offen⸗ 
gelegte, aus den Büchern nicht erſichtliche ſonſtige Geſchäfts⸗ 
ſchulden der übernommenen Firma zu begleichen. 


Zum Recht der Beſchwerde im Zivilprozeß. 
Von Joſeph Tuma, Rechtsanwalt, Paſſau. 


Der auf S. 597 unter Nr. 5 mitgeteilte Beſchluß des 
Amtsgerichts Hof erregt Bedenken. | 

Nicht in der Hinſicht, daß die Verweiſung des Prozeſſes 
an ein Sondergericht zuläſſig wäre. 

Denn dieſes ſteht mit der Begründung des 8 505 nicht 
nur, ſondern auch mit dem Wortlaute des Geſetzes, welches 
ſchlechthin von den Beſtimmungen über örtliche und ſachliche 
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Zuſtändigkeit redet, worunter nur die Beſtimmungen des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung verſtanden 
ſein können, in Widerſpruch — aber mit Hinſicht auf die 
formelle Behandlung. 

Auch iſt zuzugeben, daß der betreffende Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts Hof in Überſchreitung nach der im § 505 ZPO. zu⸗ 
geſtandenen Macht gefaßt iſt, daß alſo ein Beſchluß gemäß 
8 505 gar nicht vorliegt. 

Wenn ein ſolcher Beſchluß für unanfechtbar erklärt iſt, 
ſo hat dies alſo im gegebenen Falle keine Bedeutung. Dennoch 
war in dieſem Falle keine Beſchwerde zuläſſig. Denn nach 
§ 567 ZPO. findet Beſchwerde nur dann ſtatt, wenn dieſes 
Rechtsmittel durch beſondere geſetzliche Vorſchrift gegeben iſt — 
ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor, und die allgemeine 
Erwägung, daß es mit den Aufgaben einer geordneten Rechts⸗ 
pflege unvereinbar ſei, geſetzwidrige Beſchlüſſe beſtehen zu laſſen, 
daß dieſelben vielmehr in freier Handhabung des Geſetzes be⸗ 
ſeitigt werden müſſen, iſt nicht genügend, eine rechtlich nicht 
zuläſſige Beſchwerde zu ſtützen. Es liegt hier überhaupt ein 
auf geſetzlicher Grundlage gefaßter Beſchluß des Amtsgerichts 
nicht vor und das Gewerbegericht iſt überhaupt nicht zuſtändig. 

Die Sache iſt alſo nicht ſchon durch die bloße Verweiſung 
an das Gewerbegericht bei dieſem anhängig und das Gewerbe⸗ 
gericht braucht dieſen Beſchluß nicht anzuerkennen. Es iſt viel⸗ 
mehr neue Klage bei dem Gewerbegerichte erforderlich. Es iſt 
aber Sache des Gewerbegerichts ſelbſt, bzw. der Parteien, für 
die Korrektur dieſes an ſich unbedeutenden Fehlers zu ſorgen. 

Die ganze Beſchwerde iſt nur dazu angetan, um das Ver⸗ 
fahren zu verſchleppen. Praktiſch wird der ganze Beſchluß erſt, 
wenn tatſächlich auf Grund der Verweiſung vor dem Gewerbe⸗ 
gerichte verhandelt werden ſoll, und dann iſt immerhin noch 
Zeit darauf hinzuweiſen, daß dieſer Beſchluß ungeſetzmäßig war. 


Die Koften der Verteidigung im Strafprozeſſe. 
Von Rechtsanwalt Kuhn, Lüben in Schleſien. 


Den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Teutſch in 
Nr. 2 der JW. muß durchaus beigepflichtet werden. Es iſt 
ſogar auffallend, daß eine Frage, die bei Schaffung unſerer 
jetzt geltenden Strafprozeßordnung zu den umſtrittenſten ge⸗ 
hörte, jetzt kaum noch einer Erörterung für nötig befunden 
wird, obgleich eine Neuregelung derſelben im Intereſſe der 
Billigkeit und zur Vermeidung einer dauernden Schädigung 
des Rechtsbewußtſeins eine gebieteriſche Notwendigkeit iſt. 

In dem Entwurf unſerer heutigen Strafprozeßordnung 
war bekanntlich eine Beſtimmung über die Auslagenerſtattung 
im Falle der Freiſprechung des Angeklagten nicht enthalten: 
Vielmehr war nur die (dem § 499 Abf. 1 SPD. entsprechende) 
Beſtimmung getroffen, daß einem freigeſprochenen oder außer 
Verfolgung geſetzten Angeſchuldigten nur ſolche Koſten aufzuerlegen 
ſeien, welche er durch eine ſchuldbare Verſäumnis verurſacht habe. 

Zur Beſeitigung dieſes allgemein als unbillig empfundenen 
Mangels fügte die Reichstagskommiſſion einen zweiten Abſatz 
hinzu, welcher lautete: 

Die dem Angeſchuldigten erwachſenen notwendigen 
Auslagen ſind der Staatskaſſe aufzuerlegen. 


744 


Der Bundesratsvertreter erklärte namens der verbündeten 
Regierungen eine ſolche Vorſchrift für nicht annehmbar: dabei 
beſtritt er das Obwalten fiskaliſcher Rückſichten, führte vielmehr 
aus, daß die Koſtenerſtattung zuweilen, z. B. wenn der 
zweifellos ſchuldige Angeklagte nur wegen Verjährung frei⸗ 
geſprochen werden müſſe, eine Verletzung des Rechtsgefühls zur 
Folge haben werde. 

Da andernfalls das ganze Werk der Strafprozeßordnung 
geſcheitert wäre, fo wurde von Miquel und Gen. ein Ab⸗ 
änderungsantrag mit dem Wortlaute des heutigen Abſ. 2 des 
8 499 StPO. eingebracht. 
| Der Abgeordnete Lasker erklärte nun, daß ſeine Partei 
(die damals größte) für dieſen Antrag nur deshalb zu haben 
ſei, weil fie es als ſelbſtverſtändlich anſehe, daß die deutſchen 
Gerichte entſprechend dem Erfordernis der Billigkeit im Falle 
der Freiſprechung regelmäßig den (ietzigen) 8 499 Abſ. 2 
SPD. anwenden, und nur in den Ausnahmefällen, in denen 
die Anwendung eine Verletzung des Rechtsbewußtſeins mit ſich 
bringen könne, hiervon abſehen würden. 

Ohne daß dieſer Auffaſſung von irgendeiner Seite wider⸗ 


ſprochen worden wäre, wurde alsdann der Abänderungsantrag 


angenommen. 

Die Praxis bekümmert ſich aber um dieſe Entſtehungs⸗ 
geſchichte nicht; im Widerſpruch zu derſelben und im Wider⸗ 
ſpruch zu dem Grundſatze der Billigkeit macht ſie von dem 
Abſ. 2 des § 499 StPO. nur in verſchwindend wenigen 
Ausnahmefällen Gebrauch. Wird aber ausnahmsweiſe einmal 
die Koſtenerſtattung angeordnet, ſo wird dieſe Wohltat häufig 
dadurch illuſoriſch gemacht, daß die Koſten der Verteidigung 
nicht als notwendige Auslagen erklärt werden. Die Gerichte 
irren ſich hier über die Bedeutung des Ausdrucks „notwendige 
Auslagen“; ſie verſtehen darunter nur die abſolut notwendigen 
Auslagen, während offenbar nur die ſubjektiv notwendigen, 
d. h. diejenigen Auslagen, die der Angeklagte nach vernünftigem 
Ermeſſen für notwendig halten mußte, gemeint ſein können. 
Daß die übliche Praxis nicht nur in hohem Grade unbillig iſt, 
ſondern auch, wenngleich es ſich meiſt nur um geringe Beträge 
handelt, eine ſchwere Verletzung des Rechtsgefühls zur Folge 
hat, dürfte nicht zu bezweifeln ſein; wohl den meiſten älteren 
Anwälten dürfte es häufig vorgekommen ſein, daß der frei⸗ 
geſprochene Angeklagte ſeine gerechte Entrüſtung darüber 
äußerte, daß ihm, nachdem er unſchuldigerweiſe angeklagt 
worden, nicht einmal ſeine Koſten erſtattet werden. 

Einige Beiſpiele mögen zeigen, wie unhaltbar die heutige 
Praxis iſt: 

1. Mehrere Former A, B, C hatten von dem Former X 
Fiſche gekauft. 

Später ſtellte ſich heraus, daß X die Fiſche ge⸗ 
ſtohlen hatte. Es wurde gegen X wegen Diebſtahls, 
gegen A, B, C wegen Hehlerei ein Ermittelungs⸗ 
verfahren eingeleitet. 

A, B und C gaben Zeugen dafür an, daß die von 
ihnen gezahlten Preiſe die üblichen geweſen ſeien, und 
daß X die Fiſche öffentlich verkauft habe, ſo daß ſie 
auf den Gedanken, er habe ſie geſtohlen, gar nicht 
hätten kommen können. Die Zeugen beſtätigten dies. 
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A, B und C hielten es nun für ſelbſtverſtändlich, daß 
das Verfahren eingeſtellt werden würde. 

Da zu ihrer Überraſchung das Hauptverfahren 
eröffnet wurde, wählten ſie einen Verteidiger. Die 
Hauptverhandlung ergab, genau wie das Ermittelungs⸗ 
verfahren, den von den Angeklagten behaupteten 
Sachverhalt. 

A, B und C wurden freigeſprochen: der Antrag, 
die Koſten der Verteidigung der Staatskaſſe auf 
zuerlegen, wurde dagegen abgelehnt, weil die An⸗ 
nahme eines Verteidigers nicht notwendig geweſen ſei. 

Muß ein ſolches Urteil auf die Angeklagten nicht 
geradezu verblüffend wirken? 

Der Richter, der ſelbſt das Beweismaterial für 
ausreichend hielt, um das Hauptverfahren zu eröffnen, 
verlangt von den Angeklagten, denen doch der Alten: 
inhalt nicht einmal bekannt ift, fie ſollen erkennen, 
daß auch ohne Verteidiger ihre Freiſprechung ge⸗ 
ſichert ſei. 

2. Auch im zweiten Falle handelt es ſich um das Ver⸗ 
gehen der Hehlerei. 

Ein Lehrling P geht mit dem Lehrling F ſpazieren. 

»Als es zu regnen anfängt, erklärte er, er müſſe 
nach Hauſe gehen, da ſeine Schuhe zerriſſen ſeien, 
und fügt hinzu, er müſſe ſich neue kaufen. Fer 
widert: Ich kann dir ein Paar verkaufen; ich habe 
ſie geſchenkt bekommen, ſie paſſen mir aber nicht; du 
kannſt ſie billiger bekommen. 

P kauft die Schuhe für 6 .. 

Später ſtellte ſich heraus, daß ſie geſtohlen find. 
Gegen F wird wegen Diebſtahls, gegen P wegen 
Hehlerei Anklage erhoben. Da P ebenſo wie ſein 
Meiſter, ſeine Freiſprechung für ſicher hält, nimmt er 
keinen Verteidiger. Er wird aber überraſchenderweiſe 
verurteilt. Er legt Berufung ein und wählt nun, 
was jeder vernünftige Menſch für erforderlich gehalten 
hätte, einen Verteidiger. Er wird auf Grund genau 
des gleichen Sachverhalts, den bereits die erſte Inſtanz 
ergeben hatte, freigeſprochen. 

Das Gericht legte auch, dem Antrage des Ver: 
teidigers entſprechend, die notwendigen Auslagen des 
Angeklagten der Staatskaſſe auf, erklärt aber die An⸗ 
nahme eines Verteidigers nicht für notwendig, weil in der 
Berufungsinſtanz nichts Neues vorgebracht worden ſei! 

Die Begründung iſt offenbar verfehlt; ſie macht 
den Eindruck, als ſei nur mit Mühe irgendein Grund 
geſucht worden, um der Staatskaſſe nicht die Koſten 
der Verteidigung auferlegen zu müſſen. 

Gerade weil der Angeklagte ſchon. in der erſten 
Inſtanz alle zu ſeinen Gunſten ſprechenden Tatſachen 
vorgebracht hatte und trotzdem verurteilt worden war, 
mußte er vernünftigerweiſe die Annahme eines Ber: 

dteidigers für notwendig halten. 
„Die Zahl der Beispiele ließe ſich verzehnfachen; faſt überall 
zeigt ſich, daß die Gerichte in der Vorſchrift des Abſ. 2 des 


8 499 StPO. eine Ausna mevor ift acht 
ungern anwenden. ſchrift ſehen, die fie nur höchf 
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om. 


39. Jahrgang. 


Gegen eine Abänderung der geſetzlichen Vorſchrift kann 
nicht eingewendet werden, daß der Fehler nicht im Geſetze liege, 
daß vielmehr das Geſetz nur unrichtig angewendet werde; denn 
wenn ein Geſetz von allen Gerichten faſt regelmäßig entgegen 
der Abſicht der geſetzgebenden Faktoren ausgelegt wird, ſo muß 
der Grund im Geſetze ſelbſt liegen. Tatſächlich verleitet auch 
die Faſſung des zweiten Abſatzes des § 499, ihn als eine 
Ausnahmevorſchrift anzuſehen. 

Der Abſ. 2 des § 487 des Entwurfs der neuen Straf: 
prozeßordnung wird eine Anderung nicht herbeiführen. Die 
Einfügung der Worte „ſoweit es angemeſſen erſcheint“ iſt un⸗ 
erheblich und überflüſſig. 

Nach meinem Dafürhalten müßte der $ 487 Abſ. 2 folgende 
Faſſung erhalten: 

Die dem Angeſchuldigten erwachſenen notwendigen Aus⸗ 
lagen, zu denen die Auslagen und geſetzlichen Gebühren 
eines Verteidigers gehören, ſind der Staatskaſſe auf⸗ 
zuerlegen, ſofern dies nicht der Billigkeit widerſprechen 
werde. Werden ſie nicht der Staatskaſſe auferlegt, ſo 
ſind die Gründe hierfür nicht mündlich zu verkünden. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 200, 213 EGBGB., Art. 46 SS 3, 4, 5 Pr AGBGB. 
und § 1948 BGB. Der nach Märkiſchem Provinzialrecht 
erbberechtigte Ehegatte kann das mit der Wahl der ſtatutariſchen 
Portion verbundene Erbrecht nur in Anſpruch nehmen, wenn er 
rechtzeitig die teſtamentariſche Erbſchaft ausgeſchlagen hat.] 

Es kommt in Frage, ob die Beklagte, die, wie vor⸗ 
ſtehend dargelegt, im Teſtament als Vorerbin eingeſetzt iſt, 
noch durch Erklärung vom 29. Oktober 1907 unter Aus⸗ 
ſchlagung des teſtamentariſchen Erbrechts die als Märkiſcher 
Ehefrau ihr zuſtehende ſtatutariſche Portion wählen durfte. 
Das BG. verneint dieſe Frage, ind em es ſich den Ausführungen 
des erſten Richters anſchließt. In dem Urteil des LG. iſt 
hierüber bemerkt, die nach dem Märkiſchen Provinzialrecht dem 
überlebenden Ehegatten an dem Vermögen des verſtorbenen 
Ehegatten zuſtehenden Rechte ſeien gemäß Art. 46 § 2 PırAG. 
erbrechtliche Wirkungen des Güterſtandes und zwar gelte dies 
nach § 5 dieſes Artikels auch für den Fall teſtamentariſcher 
Erbfolge. In dieſen Rechten ſei, abgeſehen von der durch § 3 


gewährten Befugnis, auch die Erbfolge nach dem BGB. zu 


wählen, nur das geändert, daß dem überlebenden Ehegatten 
nach der auch in § 5 angezogenen Beſtimmung des § 4 durch 
Beſchluß des Nachlaßgerichts (ſtatt, wie früher, durch Beſchluß 
des Prozeßgerichts) eine beſtimmte Friſt zur Erklärung darüber 
geſetzt werden könne, ob er die ſtatutariſche Portion oder die 
Rücknahme des eigenen Vermögens verlangen wolle. Nach 
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Märkiſchem Provinzialrecht werde der im Teſtament eingeſetzte 
Ehegatte nicht ſchlechtweg durch Verſäumung der geſetzlichen 
Ausſchlagungsfriſt ſeiner Rechte verluſtig. Es ſei deshalb nicht 
unbedenklich, mit der herrſchenden Meinung dieſe Wirkung als 
nach dem Recht des BGB. beſtehend anzunehmen. Doch ſei 
der herrſchenden Meinung, die bei dem zwiſchen Art. 213 und 
Art. 200 Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. beſtehenden Gegenſatz den 
richtigen Mittelweg einſchlage, beizutreten. Von dem BG. wird 
hiernach unter Anerkennung, daß nach Märkiſchem Provinzial⸗ 
recht ein ſolcher Rechtsſatz nicht gilt, der Verluſt der nach 
dieſem Provinzialrecht der Beklagten zuſtehenden Rechte aus den 
Vorſchriften des BGB. hergeleitet. Die Frage aber, ob und 
inwieweit das BGB. Anwendung findet, inwieweit es auf das 
Märkiſche Provinzialrecht ändernd einwirkt, iſt, da es ſich hier 
um reichsrechtliche Vorſchriften handelt, der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts nicht entzogen. Nach Art. 200 Abſ. 1 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 213 EG. bleiben nun die erbrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften des Märkiſchen Provinzialrechts, wenn der Erblaſſer 
nach dem Inkrafttreten des BGB. geſtorben iſt — abgeſehen 
von den hier nicht intereſſierenden Beſtimmungen der Art. 214 
und 215 — nur inſoweit in Kraft, als ſie als erbrechtliche 
Wirkungen des vor dem Geltungsbeginn des BGB. be⸗ 
gründeten Güterſtandes ſich darſtellen. Nach dem Märkiſchen 
Provinzialrecht beſteht der Güterſtand der Gütergemeinſchaft 
von Todes wegen, der ſich darin wirkſam zeigt, daß der über⸗ 
lebende Ehegatte unter Einwerfung ſeines eigenen Vermögens 
die Hälfte des Geſamtvermögens als ſtatutariſche Portion oder 
die Rücknahme ſeines Vermögens wählen kann. Dieſe Be⸗ 
ſtimmungen beruhen auf dem ehelichen Güterſtande, der durch 
Ausübung des Wahlrechts eine gewiſſe Umbildung erfährt. In 
Zuſammenhang hiermit ſtehen die Beſtimmungen des 8 4 
Art. 46 AG. über die Friſtſetzung und den Verluſt des Wahl⸗ 
rechts. Die allgemeinen Grundſätze des BGB. über den Erwerb 
und die Ausſchlagung der Erbſchaft können hier nur beſchränkte 
Anwendung finden. Hat der überlebende Ehegatte die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt des BGB. verſäumt, ſo iſt damit nach Art. 46 
§ 3 AG. nur das entſchieden, daß er nicht das geſetzliche 
Erbrecht des BGB. erhält. Dagegen iſt noch in der 
Schwebe, welches der nach dem Märkiſchen Provinzialrechte 
ihm zuſtehenden geſetzlichen Rechte er erwählt. Dieſe Un⸗ 
gewißheit kann nur dadurch beſeitigt werden, daß ihm nach 
Art. 46 5 4 AG. von dem Nachlaßgericht eine Friſt zur 
Ausübung des Wahlrechts geſetzt wird. Ebenſo hat die von 
dem überlebenden Ehegatten nach den Vorſchriften des BGB. 
wirkſam erklärte Ausſchlagung der Erbſchaft nach Art. 46 8 3 AG. 
nur Wirkung für das geſetzliche Erbrecht des BGB. Auf die 
Rechte des Märkiſchen Provinzialrechts kann dieſe Ausſchlagung 
keinen Einfluß haben, da ungewiß bleibt, welches dieſer Rechte 
ausgeſchlagen ſein ſoll. Fraglich iſt dagegen, wie ſich die 
Sache verhält, wenn der überlebende Ehegatte im Teſtamente 
des anderen Ehegatten als Erbe (Miterbe, Vorerbe) eingeſetzt 
iſt und hinſichtlich dieſer teſtamentariſchen Erbſchaft die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt des BGB. hat verſtreichen laſſen. Nach Märkiſchem 
Provinzialrecht blieb anerkanntermaßen trotz Verſäumung der 
im Preußiſchen Landrecht (Teil I Titel 9 88 383 ff.) beſtimmten 
Ausſchlagungsfriſt der überlebende Ehegatte berechtigt, auch 


gegenüber einer von dem anderen Ehegatten errichteten letzt⸗ 
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willigen Verfügung das aus dem Märkiſchen Provinzialrecht 
entſpringende Wahlrecht geltend zu machen. Hieran war er 
nur verhindert durch Abſchluß eines Erbvertrags mit dem 
anderen Ehegatten, da in dieſem Falle anzunehmen war, daß 
er durch Eingehung des Erbvertrags des ſtatutariſchen Erbrechts 
ſich begeben hatte. An dieſem Rechtszuſtand iſt auch durch 
Art. 46 8 5 PrAG. nichts geändert worden, der nur für den 
Fall, daß der überlebende Ehegatte die ihm nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen zuſtehenden Rechte geltend machen kann, die 
Vorſchriften des § 4 betreffs der Friſtſetzung für anwendbar 
erklärt, nicht aber darüber Beſtimmung trifft, unter welchen 
Vorausſetzungen er dieſe Rechte geltend machen kann. Die 
erbrechtlichen Vorſchriften des Märkiſchen Provinzialrechts find 
indes durch Art. 200 Abſ. 1 und 213 EGBGB. nur ſo weit 
aufrechterhalten, als ſie die erbrechtlichen Wirkungen des Güter⸗ 
ſtandes betreffen. Eine ſolche Wirkung des Güterſtandes iſt 
darin, daß nach Märkiſchem Provinzialrecht durch nicht friſt⸗ 
zeitige Ausſchlagung der teſtamentariſchen Erbſchaft dem über⸗ 
lebenden Ehegatten das ſtatutariſche Erbrecht nicht genommen 
wurde, nicht zu finden. Soweit das ſtatutariſche Erbrecht auf 
geſetzlicher Erbfolge beruht, kann zweifellos die geſetzliche Erb⸗ 
folge nach jetzt geltendem Recht erſt bei Nichtvorhandenſein 
einer letztwilligen Verfügung eintreten, wird alſo durch An⸗ 
nahme der teſtamentariſchen Erbſchaft ausgeſchloſſen. Nach 
Märkiſchem Provinzialrecht hat jedoch die ſtatutariſche Portion 
zugleich die Natur eines Pflichtteilsrechts. Es kann deshalb 
in Frage kommen, ob nicht hieraus die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften des BGB. ſich ergibt, wonach der Pflichtteils⸗ 
anſpruch (abgeſehen von der Verjährung) ſo lange beſtehen bleibt, 
bis der Pflichtteilsberechtigte ausdrücklich oder durch ſchlüſſige 
Handlungen hierauf verzichtet. Der Anſpruch auf die ſtatutariſche 
Portion, der nicht ein Recht auf Zahlung einer dem Werte 
des Erbteils entſprechenden Summe, ſondern das unentziehbare 
Recht auf Erbeſein gibt, iſt indes grundſätzlich verſchieden von 
dem Pflichtteilsanſpruche des BGB. und verbietet ſich damit 
die Anwendbarkeit der vorbezeichneten Vorſchriften wie auch 
der von Ergänzung des Pflichtteils handelnden Vorſchriften der 
88 2305, 2306 BGB. Es verbleibt deshalb bei dem 
allgemeinen Grundſatze des 8 1948 Abſ. 1 BGB., daß der 
durch Verfügung von Todes wegen berufene Erbe die Erbſchaft 
als eingeſetzter Erbe ausſchlagen und als geſetzlicher Erbe 
annehmen kann. Dieſer Grundſatz muß auf das Märkiſche 
Provinzialrecht auch inſoweit Anwendung finden, als der Märkiſche 
Ehegatte das mit der Wahl der ſtatutariſchen Portion ver⸗ 
bundene Erbrecht nur in Anſpruch nehmen kann, wenn er 
rechtzeitig die teſtamentariſche Erbſchaft ausgeſchlagen hat. Hat 
der Märkiſche Ehegatte die ihm von dem anderen Ehegatten 
zugewandte teſtamentariſche Erbſchaft durch nicht rechtzeitige 
Ausſchlagung endgültig erlangt, ſo würde es in einem unverein⸗ 
baren Widerſpruch hiermit ſtehen und zu einer vollſtändigen 
Umſtoßung des teſtamentariſchen Erbrechts führen, wenn der 
Ehegatte zugleich verlangen könnte, Erbe nach Märkiſchem 
Provinzialrecht zu ſein. Auf dieſem Standpunkt ſteht die 
Begründung zu dem PrAGBGB. S. 86. Der gleiche Stand⸗ 
punkt wird mit mehr oder weniger Klarheit auch vertreten von 
Cruſen⸗Müller Anm. B 2b A zu Art. 46 AG., von Maercker 
Nachlaßbehandlung S. 67 (17. Auflage) und von Dernburg 
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Bd. 5 S. 47 Anm. 7 unter II. Auch das KG. hat, wie das 
BG. bezeugt, in ſtändiger Rechtſprechung ſich zu der gleichen 
Auffaſſung bekannt (vgl. auch den Beſchluß des I. ZS. des KG. 
vom 7. März 1907, abgedruckt in dem KGJ. Bd. 34 ©. A 84). 
Das RG. trägt kein Bedenken, dieſer Rechtſprechung ſich an⸗ 
zuſchließen, die auch in Übereinſtimmung ſteht mit Art. 46 
§S 5 PrAG. Wenn hier beſtimmt ift, daß der Märkiſche Ehe 
gatte das Wahlrecht nur unter der Vorausſetzung habe, daß 
er die nach Märkiſchem Provinzialrecht ihm zuſtehenden Rechte 
geltend machen könne, ſo iſt damit zugleich auf die mit Ein⸗ 
führung des BGB. eintretenden Beſchränkungen in der Geltend⸗ 
machung dieſer Rechte hingewieſen. G. c. G., U. v. 2. Juni 10, 
495/09 IV. — Berlin. 

2. Internationales Privatrecht. Wirkungen des Rheini⸗ 
ſchen Rechts im Gebiete des Preußiſchen Allgemeinen Land⸗ 
rechts.] 

Das BG. hat das ſtreitige Rechtsverhältnis, was ſowohl 
Inhalt und Wirkſamkeit, wie die zu beobachtenden Förmlich⸗ 
keiten betrifft, nach dem zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrags 
vom April 1897 geltenden Rheiniſchen Rechte beurteilt, 
was vom Reviſionskläger angefochten wird. Es ift hierbei 
bezüglich der zunächſt zu prüfenden Frage, ob das von den 
Klägern behauptete Rechtsgeſchäft überhaupt in formell 
gültiger Weiſe vorgenommen worden iſt, mit Recht von dem 
im internationalen Privatrecht allgemein anerkannten Grundſatz 
ausgegangen, daß bezüglich der Förmlichkeiten eines Vertrags 
das Geſetz des Orts entſcheidet, wo derſelbe geſchloſſen iſt. 
Als Ort, wo der ſtreitige Vertrag geſchloſſen worden iſt, iſt 
aber vom BG. ferner mit Recht der im Gebiet des Rheiniſchen 
Rechts gelegene Wohnort des Beklagten, Sinzig, angeſehen 
worden; denn nach der von ihm getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung, die keine Geſetzesverletzung erkennen läßt, iſt der Ver⸗ 
trag am 23. April 1897 dadurch zum Abſchluß gelangt, daß 
der Vertreter des Klägers, S., dem Beklagten an deſſen 
Wohnort die Annahme des von ihm dem Kläger geſtellten 
Vertragsantrags im Namen desſelben mündlich erklärte. 
Im übrigen hat das BG. zu der hier in Rede ſtehenden Frage 
folgendes ausgeführt: Der Vertrag über die Verſchaffung der 
Anteile an den fraglichen Zechen in der durch deren beſtehende 
Geſtaltung gebotenen Form ſtelle ſich als ein obligatoriſcher 
Vertrag über Verſchaffung von Miteigentum an den Berg⸗ 
werken dar. Nach Rheiniſchem Rechte ſei für den obligatoriſchen 
Vertrag über Immobilien keine beſondere Form vorgeſchrieben. 
Auch ein mündlich geſchloſſener Kaufvertrag über unbewegliche 
Sachen gebe dem Käufer hiernach das Recht, auf Abgabe der 
zur Schließung des dinglichen Vertrags, der Auflaſſung, nach 
dem Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872 erforderlichen 
förmlichen Willenserklärung zu klagen. Wenn das PrALR. I, 
5 § 115 auch für den obligatoriſchen Vertrag über Immobilien 
ſchlechthin die Beobachtung der Förmlichkeiten der Geſetze der 
belegenen Sache, das iſt im gegenwärtigen Fall, wo die Berg⸗ 
werke im Geltungsbereich des Landrechts lägen, gemäß § 135 
a. a. O. die Schriftform verlange, ſo könne dieſer Beſtimmung 
nur die Bedeutung beigemeſſen werden, daß einem formloſen 
Vertrag über Immobilien im Gebiet des Landrechts ge 
gebenenfalls die Anerkennung zu verſagen fein werde, dagegen 
könne einem ſolchen im Gebiet des Rheiniſchen Rechts formlos 
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geſchloſſenen Vertrag die Rechtswirkſamkeit für dieſes Recht 
mit Nüdfiht auf die Beſtimmung des Landrechts nicht ab⸗ 
geſprochen werden. Dieſe Ausführungen erſcheinen in ihren 
weſentlichen Punkten als rechtlich einwandfrei. Es iſt namentlich 
nicht erſichtlich, daß die lediglich mit den obligatoriſchen 
Wirkungen dieſes Vertrages befaßten Gerichte der Vorinſtanzen 
verpflichtet geweſen ſein ſollten, dieſen Vertrag, der nach dem 
Geſetz, unter deſſen Herrſchaft er abgeſchloſſen war, jedenfalls 
in obligatoriſcher Hinſicht formell gültig war, lediglich 
deshalb auch inſoweit als ungültig anzuſehen, weil er be⸗ 
züglich ſeiner Form nicht dem Geſetz des Orts entſprach, wo 
er möglicherweiſe auch noch weitere, dingliche Wirkungen 
hätte äußern ſollen, die aber im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
nicht in Frage kommen. Eine Nachholung der nach Pr ALR. I, 
5 §§ 115, 135 für die Gültigkeit derartiger Verträge in deſſen 
Rechtsgebiet erforderlichen Form würde ja auch gegebenenfalls 
nicht ausgeſchloſſen geweſen ſein. B. c. C., U. v. 7. Juni 10, 
568/09 II. — Cöln. 

3. 88 161, 398 BGB.] 

Der BerR. geht davon aus, daß zur Zeit der Zeſſion vom 
13. Januar 1906 ein Anſpruch der Gebrüder F. gegen den 
Kaufmann St. auf Auszahlung des zugeſicherten Darlehens 
nicht beſtanden habe; er ſei durch die Beſchaffung der erſten 
Stelle und durch die Fertigſtellung des auf dem belaſteten 
Grundſtück zu errichtenden Neubaues aufſchiebend bedingt ge⸗ 
weſen. Darum ſeien das Darlehensverſprechen und ebenſo die 
Abtretung wirkungslos geweſen. Erſt durch die Erfüllung der 
einen Bedingung — durch Einräumung des Vorrangs — und 
durch das Fallenlaſſen der anderen — durch den Verzicht auf 
die Fertigſtellung des Baues — ſei die Abtretung wirkſam 
geworden. Daher ſei der 19. Mai 1906 als der Zeitpunkt 
der anfechtbaren Rechtshandlung anzuſehen. Damals habe die 
Beklagte die Zahlungseinſtellung des Paul und des Ernſt F. 
gekannt, und es greife daher der § 30 Nr. 1 Satz 1 KO. Platz. 
Dieſe Ausführungen des BerR. verkennen das Weſen des be⸗ 
dingten Rechtsgeſchäfts und beruhen auf einer Verwechſelung 
der Bedingtheit der abgetretenen Forderung mit der Bedingtheit 
der Abtretung. Daß durch die Eintragung der Hypothek und 
durch die ihr zugrunde liegenden Verabredungen zwiſchen St. 
und den Gebrüdern F. ein feſtes Rechtsverhältnis geſchaffen 
war, das für dieſe den — wenn auch bedingten — Anſpruch 
auf Gewährung des Darlehens begründete, iſt nicht zweifelhaft. 
Der Anſpruch war, was der Ber. gleichfalls nicht verkennt, 
abtretbar mit der Wirkung, daß durch die Zahlung des Dar⸗ 
lehens an die Zeſſionarin die Zedenten perſönliche und dingliche 
Schuldner des Darleihers St. wurden (RG. 66, 359; 68, 356; 
Gruchot 41 S. 926, 1015). Die Abtretung iſt unbedingt 
erfolgt. Damit ging die Forderung aus dem Darlehens⸗ 
vorvertrage ſo, wie ſie in der Perſon der Gebrüder F. ent⸗ 
ſtanden war, endgültig auf die Beklagte über. Nun iſt es 
richtig, daß wegen der nach der Annahme des BerR. dem 
Darlehensverſprechen beigefügten aufſchiebenden Bedingung die 
von dieſer abhängig gemachte Wirkung erſt mit der Erfüllung 
der Bedingung eintrat ($ 158 BGB.); der Anſpruch auf 
Zahlung des Darlehens entſtand erſt mit dem Eintritt der Be⸗ 
dingung. Aber es iſt nicht richtig, daß der Vertrag bis zu 
dieſem Zeitpunkte völlig wirkungslos geweſen ſei. Er erzeugte 
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eine rechtliche Gebundenheit für den Verſprechenden, vermöge 
deren bereits mit dem Abſchluß des Geſchäfts eine Rechtslage 
zugunſten der Verſprechensempfänger begründet wurde, die man 
Anwartichaft, Warterecht oder ſonſtwie nennen mag, die aber 
jedenfalls als von der Rechtsordnung anerkanntes und ge⸗ 
ſchütztes ſubjektives Recht vererblich, pfändbar und abtretbar 
war. Darüber kann kein Streit beſtehen (vgl. Planck, 3. Aufl., 
Anm. 3 zu § 158 BGB.). Dieſes Recht ſchied mit der Ab⸗ 
tretung, die unbedingt erklärt iſt, und nicht erſt mit der Ent⸗ 
ſtehung der Forderung infolge des Eintritts der Bedingung aus 
dem Vermögen des Zedenten aus. Mit der Abtretung begab 
ſich der Zedent des Verfügungsrechts über die Forderung; ſie 
war nicht ferner Gegenſtand des Zugriffs ſeiner Gläubiger 
(8 161 BGB.). Wenn fie entſtand, geſchah dies in der Perſon 
des Zeſſionars; dieſer hat fie — als bedingte und daher 
ungewiſſe, aber doch als mögliche und dem Rechtsverkehr zu⸗ 
gängliche — vom Zedenten mit der Abtretung, nicht erſt mit 
dem Eintritt der Bedingung erworben. Die anfechtbare, die 
Vermögensverſchiebung herbeiführende Rechtshandlung iſt danach 
lediglich die Abtretung. Sie iſt der Vorgang, der die Ver⸗ 
äußerung des Anſpruchs der Gemeinſchuldner in ſich ſchließt, 
und fie wied nicht erſt, wie der BerR. meint, durch die fpäter 
eingetretenen Umſtände, insbeſondere nicht durch die von der 
Beklagten übernommene Bürgſchaft, vollendet. Der BerR. 
ſetzt ſich mit dieſer Auffaſſung, die von dem erkennenden Senat 
bereits in dem Urteil vom 17. März 1908 für zutreffend erachtet 
worden iſt (RG. 67, 425 ff.), in Widerſpruch, indem er den 
Zeitpunkt der anfechtbaren Rechtshandlung auf den 19. Mai 
ſtatt auf den 13. Januar 1906 verlegt. Der Hinweis auf die 
Urteile in den Entſcheidungen in RG. 68, 150 und 375 iſt 
verfehlt; ſie beziehen ſich nicht auf den Fall der Verfügung 
über ein aufſchiebend bedingtes Recht. Darüber hat ſich der 
BerR. noch nicht ausgeſprochen, ob und unter welchem Geſichts⸗ 
punkt etwa die Abtretung vom 13. Januar 1906 anfechtbar 
fein könnte. W. c. H., U. v. 31. Mai 10, 423/09 VII. — 
Düſſeldorf. 

4. SS 276, 823, 831, 836 BGB. Haftung des Haus: 
wirts beim Herabfallen eines Steines bei Gelegenheit einer 
Dachreparatur. Auswahl des mit der Ausbeſſerung beſchäftigten 
Gewerbetreibenden.] 

Der Dachdecker K. war von einer der beklagten Mit⸗ 
beſitzerinnen eines Hauſes mit Ausbeſſerung der Dächer be⸗ 
auftragt worden. K. ließ die Arbeit durch einen Dachbeder- 
geſellen ausführen; dieſer wurde während der Arbeit von einem 
Arbeiter an einer etwa fingerdicken Leine gehalten. Als nun 
der Geſelle ſeinen Arbeitsſtandpunkt auf dem Dache änderte, 
ſtreifte die Leine beim Zuwerfen die Kappe eines Schorn⸗ 
ſteins, die infolgedeſſen einſtürzte. Die von der Leine ge⸗ 
ſtreiften Steine der Schornſteinkappe ſtürzten deshalb herunter, 
weil ſie nur loſe auf dem Schornſtein ſaßen, der inſofern ſich 
in einem mangelhaften Zuſtande befand. Der Kläger wurde 
von einem herabfallenden Steine getroffen; ſeine Schadens⸗ 
erfagflage wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; 
das RG. hob auf Reviſion der Beklagten auf: Der erkennende 
Senat hat ſchon in dem Urteile vom 17. April 1902 
RG. Bd. 51 Nr. 48 S. 199 ff. ausgeführt: die Stellung 
eines Geſchäftsherrn im Sinne von 8 831 BGB. komme dem 
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Beſteller nur dann zu, wenn er die erforderlichen Anordnungen 
zu erteilen hat, wenn dieſen von dem Beſtellten Folge zu 
leiſten iſt, letzterer alſo bei der Ausführung der ihm auf⸗ 
getragenen Handlung von dem Willen des Beſtellers abhängig 
iſt. Ein ſelbſtändiger Handwerker, der in Erfüllung eines ab⸗ 
geſchloſſenen Werkvertrages tätig wird, und ſeine Arbeiter ſind 
nicht Angeſtellte des Beſtellers im Sinne des $ 831 BGB. 
An dieſer Auslegung des S 831 BGB. hat das RG. auch in 
der bisherigen Rechtſprechung feſtgehalten. (So im Urteil 
vom 15. Juni 1908 VI 351/07; Urteil des V. 3 S. JW. 09, 
41613; Recht 1909 Nr. 2823, ebendort 1910 Nr. 903); und 
der Senat findet keinen Anlaß hiervon abzugehen. Im vor⸗ 
liegenden Falle war der das Gewerbe ſelbſtändig betreibende 
Dachdecker K. von einer der Beklagten mit Ausbeſſerung des 
Daches beauftragt worden — alſo ohne Zweifel vermöge eines 
mit ihm von den Beklagten abgeſchloſſenen Werkvertrages — 
wobei er, wie anzunehmen, auf Grund eigener Sachkunde und 
Erfahrung das Erforderliche zu beſorgen hatte. Daran ändert 
der Umſtand nichts, daß er nicht geprüfter Meiſter war. Nun 
iſt freilich der Beſteller, der einem Handwerker die ſelbſtändige 
Ausführung einer Arbeit überträgt, nicht unbedingt jeder eigenen 
Verantwortlichkeit wegen eines von dem Handwerker hierbei 
Dritten zugefügten Schadens enthoben. Wenn jemand die 
ſelbſtändige Arbeit einem Handwerker oder Baumeiſter an⸗ 
vertraut, deſſen Untüchtigkeit für die betreffende Verrichtung 
bekannt oder bei Anwendung der im Verkehre erforderlichen 
Sorgfalt erkennbar war, ſo kann er ſich für den durch einen 
ſolchen Beſtellten angerichteten Schaden haftbar machen; zwar 
nicht nach 8 831 BGB., wohl aber nach 5 823 BGB. In 
dieſem Falle liegt jedoch namentlich die Beweislaſt anders als 
in dem des 8 831 BGB. Zur Begründung des Anſpruches 
aus § 823 BGB. hätte der Kläger darzutun, daß dem Be⸗ 
klagten (hier: den drei Beklagten) bei Auswahl des Beſtellten 
eine Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt und daß hierdurch der Schaden 
verurſacht worden iſt. Eine poſitive Feſtſtellung, die in 
dieſem Sinne die Haftbarkeit der Beklagten begründen würde, 
it in dem BU. nicht zu finden. Der Bert. hat nicht einmal 
ausdrücklich feſtgeſtellt, daß K. dem Kläger den Schaden in 
Ausführung der Verrichtung zugefügt habe. Für die An⸗ 
wendung des 5 823 BGB. in der bezeichneten Richtung müßte 
der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Beſtellung des K. zu 
der fraglichen Arbeit und dem Unfalle des Klägers feſtſtehen; 
vor allem aber müßte nachgewieſen ſein, daß die Beklagten bei 
Auswahl des Genannten gegen die im Verkehre erforderliche 
Sorgfalt verſtoßen haben, und dieſe Sorgfalt erheiſcht keines⸗ 
wegs unter allen Umſtänden von dem Beſteller, daß er die 
Qualifikation eines beſtellten Handwerksmeiſters oder Fach⸗ 
mannes zuvor einer beſonderen Prüfung unterziehe. 

Die Empfehlung des K. ſeitens des Hauswarts konnte, 
wenn der letztere ſich in ſolchen Angelegenheiten ſtets zu⸗ 
verläſſig erwieſen hatte, den Beklagten immerhin einige Gewähr 
für die Tauglichkeit des Empfohlenen bieten. Daß der Be⸗ 
ſteller einen Handwerker (der öffentlich ſein Gewerbe treibt) 
ſelbſt über ſeine Befähigung zu der Arbeit (wofür er ſich an— 
bietet) zunächſt ausfrägt, iſt im Verkehr nicht üblich, die 
eigene Auskunft des Befragten würde auch in vielen Fällen 
für den Beſteller wertlos ſein, ihn keinenfalls gegenüber der 
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Vorſchrift des S 831 BGB. entlaſten können. Die Beklagten 
hätten, wofern die Empfehlung des Hauswarts nicht genügte, 
doch nur durch Erkundigung bei Dritten ſich über die Be⸗ 
fähigung des K. vergewiſſern können. Übrigens wird es häufig 
vorkommen, daß der Dachdecker um ſo eher, je größer ſein 
Gewerbebetrieb iſt —, kleinere Arbeiten durch feine Geſellen 
ohne ſeine perſönliche Mitwirkung oder ſtändige Aufſicht aus⸗ 
führen läßt. Wenn zwar die Beklagten nicht ausdrücklich 
geltend gemacht haben, daß der Schaden auch bei Anwendung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſtanden ſein würde 
(BGB. § 831 Abſ. 1 Satz 2 a. E.), fo hat doch der Sache 
nach ihre Verteidigung auf dieſen Entlaſtungsbeweis gleichfalls 
abgezielt, der allerdings im Falle des § 831 den Beklagten 
obläge. Die — tatſächlich nicht näher begründete — Unterſtellung 
des BG. aber, daß K. bei Befragen alle die, ſeine Qualifikation 
ungünſtig beeinfluſſenden Umſtände, wie ſie im BU. aufgezählt 
werden, von ſich aus dargelegt haben würde, entſpricht gewiß 
nicht der Erfahrung des gewöhnlichen Lebens und es mag 
dahinſtehen, ob der Handwerker eine derartige Ausforſchung 
über ſeine Verhältniſſe, wie ſie hier vorauszuſetzen wäre, von 
ſeiten des Beſtellers ſich gefallen zu laſſen brauchte. Würden 
andererſeits die Beklagten von Dritten — Kunden des K. — 
über deſſen Leiſtungen eine befriedigende Auskunft, die ſie als 
zuverläſſig anſehen durften, erhalten haben, ſo hätte unter den 
ſonſt feſtgeſtellten Umſtänden der Übertragung der Arbeit an K. 
durch die Beklagten nichts im Wege geſtanden. Die gegen⸗ 
teilige Erwägung des BerR. enthält eine nicht zu billigende 
Überfpannung des Begriffes der im Verkehre erforderlichen 
Sorgfalt. Auf all dieſes würde es indes für den Klagegrund 
des $ 831 BGB. hier nicht mehr ankommen, ſofern dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung, wie vorſtehend erörtert, im gegenwärtigen Falle 
überhaupt nicht Platz greift und ſchon aus dieſem Grunde das 
BU. der Aufhebung unterliegen muß. Doch erſchien ein Ein 
gehen auf die übrigen Angriffe der Reviſion ſchon um des⸗ 
willen angezeigt, weil die fraglichen Streitpunkte großenteils 
auch für eine etwaige Haftung der Beklagten aus § 823 Abſ. 1 
BGB. in Betracht kommen würden. Der Geſichtspunkt einer 
Verantwortlichkeit der Beklagten nach §S 823 Abſ. 1 BGB. iſt 
bisher von der Vorinſtanz nicht erörtert worden. Ob die 
Vorausſetzungen des $ 823 Abſ. 2 BGB. vorlägen, wird vom 
BG. dahingeſtellt gelaſſen. Der Kläger will die Beklagten 
auch deshalb haftbar machen, weil ſie entgegen den Polizei⸗ 
vorſchriften weder ihr Dach mit einem das Herabfallen von 
Steinen verhindernden Gitter verſehen, noch den Bürgerſteig 
durch Aufſtellen ſchräge an die Hausmauer gelehnter Bretter 
geſperrt hatten. Für die Befolgung eines ſolchen Schutzgeſetzes 
wären die Beklagten als Hausbeſitzer perſönlich verantwortlich, 
und ſie würden ſich dieſerhalb noch nicht ohne weiteres mit 
der Beauftragung eines Dachdeckers oder des Hauswartes ex⸗ 
kulpieren können. S. c. D., U. v. 13. Juni 10, 669/09 VL — 
Berlin. 

5. 88 276, 459 Abſ. 2, 463, 823 BGB. Verſchulden. 
Haftung des Verkäufers für die Güte eines nicht von ihm 
hergeſtellten Apparates. Zuſicherung.] 

Der Kläger C. hatte von dem Beklagten einen Apparat 
für Zimmergymnaſtik gekauft. Dem Apparate war ein Buch 
„Arztlicher Ratgeber für Zimmergymnaſtik“ beigegeben. Bei 


39. Jahrgang. 


einer bung, die C. nach Anleitung dieſes Buches mit dem 
Apparate vornahm und bei welcher er mit einem Fuße in eine 
an den Kabeln des Apparates befeſtigte Gurtſchlinge zu treten 
hatte, riß die aus Eiſengarnband beſtehende Schlinge. Infolge⸗ 
deſſen ſchnellte ein Eiſenſtück, welches die Schlinge mit dem 
Kabel verband, in die Höhe und traf das rechte Auge des C. 
Der letztere, der dadurch ſein rechtes Auge einbüßte, erachtete 
den Beklagten für ſchadenserſatzpflichtig, weil der Unfall durch 
die mangelnde Haltbarkeit des Bandes verurſacht ſei und der 
Beklagte als Verkäufer und Sachverſtändiger für Gurtwaren 
verpflichtet geweſen ſei, die Feſtigkeit und Haltbarkeit des 
Apparats zu prüfen. C. erhob deshalb gegen den Beklagten 
Klage auf Zahlung eines Teilbetrages des ihm entſtandenen 
Schadens in Höhe von 500 . Seine über 500 & hinaus⸗ 
gehenden Anſprüche trat C. an die Verſicherungsgeſellſchaft A. 
ab, die nun gleichfalls Klage erhob. Das KG. erklärte beide 
Klageanſprüche zu je / dem Grunde nach für berechtigt. Das 
RG. wies auf Reviſion beider Teile die Klagen ab: Nach 
$ 276 BGB. iſt nur ſchadenserſatzpflichtig, wer feine be⸗ 
ſtehende Verbindlichkeit ſchuldhaft verletzt. Ein Verſchulden 
desjenigen, der noch nicht Schuldner iſt, kann ſeine Haftung 
aus § 276 BGB. nicht begründen. Die Ausführungen des 
BG. laſſen nun zunächſt nicht klar erkennen, ob das von ihm 
angenommene Verſchulden des Beklagten, die unterlaſſene 
Prüfung der Tauglichkeit des den Gegenſtand des Kauf⸗ 
vertrages bildenden Apparates vor deſſen Ablieferung an C, 
in eine Zeit fällt, in der der Beklagte bereits Schuldner des 
C. war. Ob jedoch ein ſolches Schuldverhältnis zur Zeit der 
Zuſendung des Apparates an C. bereits beſtand und ob in dieſer 
Beziehung etwa der vorausgegangene Abſchluß eines bedingten 
Spezieskaufs, abhängig von der aufſchiebenden Bedingung der 
Billigung des C., genügen würde, oder ob das Schuldverhältnis 
erſt durch die Billigung eines der beiden ihm zur Auswahl 
zugeſandten Apparate ſeitens des C. begründet wurde, in 
welchem Falle $ 276 BGB. nicht anwendbar ſein würde, kann 
dahingeſtellt bleiben. Denn auch in dem erſteren Falle liegt 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhältnis ein Verſchulden des 
Beklagten in Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit nicht vor. Das 
Verſchulden iſt darin gefunden, daß der Beklagte vor der Ab⸗ 
lieferung an C. „die Art der Verwendung des Apparats nicht 
näher prüfte“. Er habe mit der Möglichkeit rechnen 
müſſen, es könne die Schlinge, deren Zerreißen die Verletzung 
des C. tatſächlich herbeiführte, in einer ihre Feſtigkeit über⸗ 
mäßig in Anſpruch nehmenden Art gebraucht werden, und es 
könne hierbei eine Schädigung der Geſundheit vorkommen. 
Bezüglich der Beſchaffenheit der Schlinge ift nur feſtgeſtellt, 
daß ſie nicht feſt genug war für ſolche Verwendungen des 
Apparates, die ihre Feſtigkeit übermäßig in Anſpruch nahmen. 
Es iſt ferner feſtgeſtellt, daß infolge einer ſolchen Verwendung 
durch den Kläger C. die Schlinge riß und daß auch der letztere 
als Laie bei Betrachtung des dünnen durchſcheinenden Stoffes 
ſich hätte ſagen müſſen, die Schlinge ſei für dieſe Verwendung 
nicht feſt genug. Unter dieſen Umſtänden beſtand aber für den 
Beklagten eine Pflicht zu der von dem BG. verlangten näheren 
Prüfung nicht. Eine ſolche Pflicht läßt ſich nicht, wie das 
BG. annimmt, damit begründen, daß der Beklagte Verkäufer und 
als Bandagiſt zugleich Sachverſtändiger bezüglich der verkauften 
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Ware war. Denn der Verkäufer einer individuell beſtimmten 
Ware iſt grundſätzlich nicht verpflichtet, die Ware auf ihre Taug⸗ 
lichkeit für den ihm bekannten Verwendungszweck des Käufers 
näher zu prüfen, vielmehr iſt dieſe Prüfung grundſätzlich Sache 


des Käufers. Auch aus dem Umſtande, daß der Verkäufer Sach⸗ 


verſtändiger iſt, läßt ſich deſſen Prüfungspflicht nicht herleiten, 
zumal im vorliegenden Falle, da Beklagter, wie der Käufer C. 


wußte, den Apparat nicht ſelbſt angefertigt, ſondern von einem 


Spezialgeſchäft bezogen hat, bezüglich deſſen Leiſtungen im all⸗ 
gemeinen nichts Nachteiliges behauptet iſt. Eine ſolche Prüfungs⸗ 
pflicht könnte ihm obliegen, wenn er dem Käufer gegenüber zur 
Erteilung ſeines ſachverſtändigen Rates ſich verpflichtet hätte. 
Dies könnte auch ohne beſondere Übernahme als Teil der 
Verpflichtung des Verkäufers angenommen werden, wenn eine 
dahingehende Verkehrsſitte beſtände. Indes eine ſolche Verkehrs⸗ 
ſitte iſt nicht feſtgeſtellt, auch nicht einmal von den Klägern 
behauptet. Zudem liegt kein Anlaß vor, von einer weiteren 
Verhandlung den Nachweis einer Verkehrsſitte zu erwarten, 
die, wie hier in Frage ſteht, dem ſachverſtändigen Verkäufer 
die Pflicht auferlegt, die Ware daraufhin zu prüfen, ob fie 
auch einem, vom Käufer als ſolchen erkennbaren, übermäßigen 


Gebrauche ſtandhalten würde, wenn dieſer Gebrauch lediglich 


im Bereiche der Möglichkeit liegt. Ebenſowenig wie die An⸗ 
wendbarkeit des $ 276 BGB. gegeben iſt, rechtfertigt der feſt⸗ 
geſtellte Sachverhalt die Anwendung der 88 459 Abſ. 2, 
463 BGB. Allerdings kann eine Zuſicherung im Sinne dieſer 
Paragraphen auch ſtillſchweigend erteilt werden. Eine ſolche 
Zuſicherung kann unter Umſtänden in dem beiden Vertrags⸗ 
teilen bekannten Verwendungszweck der Ware gefunden werden, 
wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt aufgenommen iſt. 
So könnte aus dem Verkaufe eines Apparats zur Muskel⸗ 
ſtärkung die Zuſicherung entnommen werden, es ſei ein 
Apparat von ſolcher Beſchaffenheit, daß er ohne Gefährdung 
des Gebrauchenden Übungen zur Muskelſtärkung geſtattet. Aber 
eine Zuſicherung, daß damit ohne Gefahr auch ſolche Ubungen 
vorgenommen werden können, die erkennbar den Apparat über⸗ 
mäßig belaſten, daß alſo der Apparat unbedingt gefahrlos ſei, 
iſt aus der Tatſache des Verkaufs zur Muskelſtärkung keines⸗ 
falls zu entnehmen. — Mit Unrecht rügt die Reviſion der 
Kläger, daß das BG. nicht die Zuſicherung der in dem bei⸗ 
gegebenen „Ratgeber“ gerühmten Eigenſchaften des Apparats, 
insbeſondere deſſen Gefahrloſigkeit, angenommen habe. In 
dieſer Beziehung iſt feſtgeſtellt, daß der Käufer C. nach den 
Umſtänden ſich nicht darauf verlaſſen konnte, Beklagter habe 
von dem Inhalte des „Ratgebers“ Kenntnis genommen, daß 
vielmehr in beiderſeitigem Einverſtändnis Beklagter dem 
C. die Benutzung des „Ratgebers“ vollkommen überließ. 
Daraus ergibt ſich, daß Beklagter dem C. die in dem „Rat⸗ 
geber“ erwähnten Eigenſchaften des Apparats nicht zugeſichert 
hat. Ob Beklagter als Sachverſtändiger den Inhalt des „Rat⸗ 
gebers“ geprüft hat oder hätte prüfen ſollen, iſt für die Frage 
der Zuſicherung bedeutungslos. In Frage könnte noch kommen, 


ob, unabhängig von einer vertraglichen Verpflichtung, eine 


Schadenserſatzpflicht des Beklagten aus 8 823 BGB. wegen 
fahrläſſiger Verletzung des C. herzuleiten ſei. Indes auch 
dieſe Frage iſt nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt zu verneinen. 
Denn danach kann als Fahrläſſigkeit nur in Betracht kommen, 
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daß Beklagter eine nähere Prüfung des Apparats unter- 
laſſen hat, bei der er die Gefahr einer Verletzung des C. im 
Falle eines übermäßigen Gebrauchs der Schlinge hätte erkennen 
müſſen. In der Unterlaſſung dieſer Prüfung kann aber eine 
Außerachtlaſſung der im Verkehre erforderlichen Sorgfalt nicht 
gefunden werden, da der Beklagte nach den feſtgeſtellten Um⸗ 
ſtänden nicht einmal als ſachverſtändiger Verkäufer zu der 
fraglichen Prüfung verpflichtet war. A. u. C. c. N., U. v. 
27. Mai 10, 409/09 II. — Berlin. 

6. 88 276, 254 BGB. Pferdeeinſtellungsvertrag. — 
Eigenes Verſchulden des Verletzten.] 

1. Hat die Beklagte ihren Verkehrsgäſten einen Gaſtſtall 
zur Benutzung nach eigenen Entſchließungen zur Verſügung 
geſtellt und daraufhin der Kläger feine Pferde eingeſtellt, fo iſt 
damit nach beiderſeitigem Willen allerdings ein Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen; auf dieſen ſind jedenfalls die allgemeinen Grundſätze 
über Schuldverhältniſſe, insbeſondere die SS 276, 278, 280 
BGB. über Haftung aus Verſchulden anzuwenden. Inſofern 
iſt der Standpunkt, daß der Gaſtwirt gegenüber den ſeinen 
Stall unentgeltlich benutzenden Gäſten überhaupt keine Ver⸗ 
tragspflichten übernehme (Urteil des Kammergerichts, 8. ZS., 
vom 15. Mai 1907 in OL GRſpr. 18, 26; Urteil des OLG. 
Kiel, 3. ZS. vom 20. Juni 1908, ebenda 18, 28), grund⸗ 
ſätzlich nicht zu billigen. In der Regel wird weder ein eigent⸗ 
licher Mietvertrag noch ein Verwahrungsvertrag vorliegen. 
So auch hier: Denn die Beklagte hat ſich weder einen Miet⸗ 
zins ausbedungen, noch die Pferde in eigene Verwahrung über⸗ 
nommen (Urteil des OLG. Stuttgart, 1. ZS., vom 28. Oktober 
1904 in DZ. 10, 176; Urteil des OLG. Braunſchweig, 
1. ZS., vom 5. Dezember 1902, ebenda 9, 224). Immerhin 
hat ſie wenigſtens dafür vertraglich einzuſtehen, daß der Stall 
überhaupt zur Einſtellung von Pferden geeignet iſt; dazu gehört 
aber nicht auch die Haftung für eine beſtimmte Stall größe, 
wo es, wie hier, dem Ermeſſen ihrer Gäſte überlaſſen war, 
nicht mehr Pferde, als ungefährlich war, einzuſtellen. Daher 
kann, was auch das BG. mit Recht annimmt, ein Verſchulden 
der Beklagten nicht ſchon darin gefunden werden, daß der Stall 
nur für zwei, nicht aber für drei Pferde ausgereicht haben ſoll. 
2. Aber hier ging die Vertragsleiſtung der Beklagten über die 
bloße UÜberlaſſung des Stalles an ihre Gäſte hinaus, 
wenn fie dieſen in herkömmlicher Weiſe auch ihren Haus: 
knecht zur Verfügung geſtellt hat, damit er bei der Unter⸗ 
bringung, Wartung und Aufſicht der Pferde behilflich ſei; war 
dieſer von ihr — was dahingeſtellt bleiben kann — auf die 
Trinkgelder angewieſen, die die Gäſte für die Stallbenutzung 
zu geben pflegen, ſo kann ſehr wohl der Pferdeeinſtellungs⸗ 
vertrag den Charakter eines entgeltlichen Vertrags annehmen. 
Alsdann war der Hausknecht St., ſoweit er ſich um die Pferde 
des Klägers zu kümmern hatte, Erfüllungsgehilfe der Beklagten 
nach 5 278 BGB. Wenn aber, wie die Beklagte ſelbſt be⸗ 
hauptet, St. den Unfall dadurch verſchuldet hat, daß er 
unvorſichtig zwiſchen Pferd und Wand getreten ſei, um dem 
Pferde des Klägers das abgefallene Geſchirr wieder aufzulegen, 
ſo würde die Beklagte dieſes Verſchulden ihres Erfüllungs⸗ 
gehilfen wie eigenes Verſchulden zu vertreten, alſo dafür zu 
haften haben, daß der Kläger als Tierhalter nach 8833 BGB. 
für den Schaden ihres verletzten Knechtes einſtehen ſoll. — 
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Andererſeits kommt in Frage, ob und wieweit die Haftung des 
Klägers als Tierhalter dadurch beeinflußt wird, daß im Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen der Berufsgenoſſenſchaft, die ihn aus den 
auf ſie übergegangenen Rechten des verletzten St. in Anſpruch 
genommen hat, und St. geltend gemacht werden könnte, es 
habe St. nach §S 254 BGB. durch eigenes Verſchulden feine 
Verletzung verurſacht. Aus dieſem Geſichtspunkte der 88 278, 
254 BGB. iſt das Sachverhältnis noch nicht geprüft und tat⸗ 
ſächlich aufgeklärt. Deshalb unterliegt das BU. der Aufhebung. 
S. c. B., U. v. 26. Mai 10, 295/09 VI. — Stuttgart. 

7. 5 284 BGB. Verzug. Beweislaſt.] 

Durch notariellen Vertrag vom 9. Mai 1908 verkaufte der 
Beklagte fein in Frankfurt a. M. unter der Firma L. und NR. 
betriebenes Handelsgeſchäft dem Ehemann der Klägerin Otto St. 
für 15 000 &, die in fünf Jahresbeträgen von je 3000 4 
berichtigt werden ſollten, und für den Wert der Lagerbeſtände, 
der auf ungefähr 10 000 & geſchätzt wurde, aber durch eine 
Inventur noch genauer feſtgeſtellt werden ſollte. Zur Sicherheit 
für dieſe Verbindlichkeiten ſollte der Käufer nach § 5 des Ver: 
trages eine ihm zuſtehende Hypothekenforderung von 44 000 4 
verpfänden. Die Klägerin, die in Gütertrennung mit ihrem 
Ehemann lebt, hat darauf in einer notariellen Erklärung vom 
12. Mai 1908 Hypotheken von zuſammen 45 000 &, die in 
Abt. III Nr. 4, 5 und 6 auf Grundſtücken in B. für ſie ein⸗ 
getragen waren, bis zur Höhe von 25 000 & verpfändet und 
es iſt dieſe Verpfändung am 19. Mai 1908 im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Die Übergabe des Geſchäfts ſollte nach § 10 
des Kaufvertrages am 1. Juni 1908 erfolgen, es entſtanden 
jedoch Streitigkeiten. Die Klägerin hat ſodann mit dem Antrag 
Klage erhoben, der Beklagte ſolle verurteilt werden, in die 
Löſchung der für ihn im Grundbuch von B. in Höhe von 
25 000 & eingetragenen Sicherheitshypothek zu willigen. Sie 
iſt jedoch vom LG. wegen unzureichenden Beweiſes mit ihrer 
Klage abgewieſen worden. Noch vor dieſem am 4./ 11. Mär; 
1909 ergangenen Urteil hatte der Beklagte durch Schreiben 
vom 25. Februar 1909 dem Ehemanne der Klägerin eine Friſt 
für die Übernahme des Geſchäfts bis zum 3. März 1909 mit 
der Erklärung beſtimmt, daß er nach deren Ablauf die Erfüllung 
ſeinerſeits ablehnen und einen Schadenserſatz von 5000 A 
wegen Nichterfüllung verlangen werde. Als Otto St. am 
26. Februar 1909 antworten ließ, daß die Sache für ihn mit 
der früheren Ablehnung der Übergabe erledigt ſei, erklärte am 
22. März 1909 der Beklagte unter Ablehnung der Erfüllung 
ſich bereit, bis auf den Betrag von 6500 & (5000 & Schaden 
und 1500 & Koſten) die Hypothekenverpfändung löſchen zu 
laſſen. Die Klägerin ſtellte gleichwohl in der Berufungsinſtanz 
den Antrag, unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
nach ihrem Klageantrage zu erkennen. Der Beklagte erkannte 
ihn unter Verwahrung gegen die bezüglichen Koſten in Höhe 
von 18500 & an und beantragte im übrigen Zurückweiſung 
der Berufung. Das OLG. hat darauf unter Abänderung des 
landgerichtlichen Urteils in vollem Umfang nach dem Klage⸗ 
antrage erkannt. RG. hob auf: Die Reviſion kann ſich nicht 
darauf berufen, daß der BerR. von ſeinem Fragerechte keinen 
Gebrauch gemacht habe, denn die Fragepflicht des $ 139 ZBO. 
greift, wie der Senat wiederholt entſchieden hat (JW. 08, 6841, 
Urteil vom 19. März 1910 V. 17.09), nur bei fehlendem, nicht 
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aber bei unzulänglichem Beweisantritt Platz. Der Reviſion 
war aber zuzugeben, daß der BerR. die dem Beklagten ob⸗ 
liegende Beweislaſt (Gruchot 30, 1027) überſpannt hat. Der 
Verzug des Ehemannes der Klägerin ergab ſich nach 88 284 
Abi. 2, 296, 295 BGB. ſchon aus dem Ablauf des kalender⸗ 
mäßig für die Übernahme des Geſchäfts feſtgeſetzten Termins 
in Verbindung mit der Tatſache, daß der Beklagte zur Er⸗ 
füllung bereit war, Otto St. aber die Übernahme verweigerte. 
Behauptete die Klägerin, daß er hierzu berechtigt geweſen ſei, 
ſo war es ihre Sache, dies zu beweiſen. Wäre aber auch, um 
Otto St. in Verzug zu ſetzen, noch eine beſondere Aufforderung 
erforderlich geweſen, ſo würde auch dieſe, wie die Reviſion mit 
Recht hervorhebt, da fie mit der Friſtſetzung des $ 326 BGB. 
verbunden werden konnte (RG. 50, 255; JW. 10, 3327), 
jedenfalls in dem Schreiben vom 25. Februar 1909 zu finden 
ſein. Auch hier fällt, wenn die Klägerin die Nichtbeachtung 
der Aufforderung für berechtigt erklärt, ihr die Beweislaſt zu. 
Die Berechtigung des Beklagten zur Friſtſetzung nach $ 326 
BGB. war nicht in Zweifel zu ziehen. Es handelte ſich zwar 
um eine Abnahmeverpflichtung Otto St.s, und bei einer ſolchen 
Abnahmeverpflichtung bedarf es nach den Entſcheidungen in 
RG. 53, 161; 57, 112 noch der beſonderen Prüfung, ob ſie 
als eine die Anwendung des $ 326 BGB. rechtfertigende Haupt⸗ 
leiſtung anzuſehen iſt; im vorliegenden Falle kann dies jedoch 
ebenſowenig wie in dem Falle der Entſcheidung in RG. 69, 107 
bezweifelt werden. Denn es handelte ſich um die Abnahme 
eines ganzen Handelsgeſchäfts, und es waren außerdem behufs 
Feſtſtellung des Kaufpreiſes die ganzen Warenbeſtände auf⸗ 
zunehmen. Hiernach war das Bu. in Höhe von 6500 & und 
im Koſtenpunkte aufzuheben und inſoweit die Sache in die 
Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. L. c. St., U. v. 1. Juni 10, 
493/09 V. — Frankfurt. 

8. Bürgſchaft verb. mit 88 537, 539 ZPO. Aktiv⸗ 
legitimation eines von mehreren Gläubigern gegen den Bürgen. 
Unzuläſſigkeit der Aufhebung des landgerichtlichen Urteils durch 
das OLG. beim Nichtvorhandenſein eines weſentlichen Mangels 
des Verfahrens. Reviſionsbegründung 21 

Die Klägerin und R. verpflichteten ſich, dem M. ein Dar⸗ 
lehen von 20 000 „ zu gewähren; der Beklagte hat ihnen 
gegenüber die Bürgſchaft übernommen. Das Darlehen iſt dem 
M. gewährt worden, ob von der Klägerin allein oder zugleich 
auch von dem R., darüber herrſcht Streit unter den Parteien. 
Die Klägerin, die das ihr und dem R. zur Sicherung vom 
Schuldner übereignete Mobiliar hat verſteigern laſſen und dabei 
einen Ausfall von 7785 & erlitten haben will, fordert den 
Betrag vom Beklagten als dem Bürgen. Dieſer hat ein⸗ 
gewendet, daß die Klägerin allein zur Klage nicht aktiv 
legitimiert ſei, da er ihr und dem R. gemeinſam hafte, müſſe 
er zu ſeiner eigenen Sicherheit verlangen, daß das Rechts⸗ 
verhältnis beiden Gläubigern gegenüber gemeinſchaftlich zur 
Entſcheidung gelange. Das LG. hat angeordnet, daß über die 
Aktivlegitimation der Klägerin vorweg zu verhandeln ſei, und 
die Klage mit der Begründung abgewieſen, daß die vom Be⸗ 
klagten beſtrittene Inanſpruchnahme aus der Bürgſchaft beiden 
Gläubigern gegenüber einheitlich feſtgeſtellt werden müſſe. Das 
OLG. hat angenommen, daß der Beklagte ſich demgegenüber 
habe verbürgen wollen, der gegen M. endgültig Gläubigerrechte 
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erwerben würde, daß die Klägerin allein — und nicht auch 
R. — Gläubigerrechte gegen M. und daher auch allein Rechte 
aus der Bürgſchaft gegen den Beklagten erlangt habe, daß ſie 
daher zur Klage allein aktiv legitimiert ſei. Es hat erwogen, 
ob es nunmehr in der Sache ſelbſt zu entſcheiden habe oder ob 
eine Zurückverweiſung an die I. Inſtanz geboten erſcheine, und 
ſich für die letztere Auffaſſung deswegen entſchieden, weil das 
landgerichtliche Urteil einen ausreichenden Tatbeſtand nicht ent⸗ 
halte, mithin ein weſentlicher Mangel des Verfahrens vorliege; 
es hat daher unter Bezugnahme auf § 539 ZPO. das land⸗ 
gerichtliche Urteil aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht I. Inſtanz 
zurückverwieſen. Die Angriffe der Reviſion richten ſich lediglich 
gegen die Auslegung der Klagurkunden, ſowie gegen die An⸗ 
nahme des BG., daß die Klägerin allein Gläubigerrechte gegen 
den Darlehnsſchuldner und daher auch allein Rechte aus der 
Bürgſchaft gegen den Beklagten erlangt habe. Hierauf braucht 
indeſſen gegenwärtig nicht eingegangen zu werden. Das an⸗ 
gefochtene Urteil unterliegt der Aufhebung, weil eine Verletzung 
der SS 537, 539 ZPO. vorliegt; das BG. durfte das land: 
gerichtliche Urteil nicht aufheben und die Sache an das LG. 
zurückverweiſen, ſondern mußte in der Sache ſelbſt entſcheiden. 
Denn wenn es auch nach $ 539 ZRD. im freien, in der 
Reviſionsinſtanz nicht anfechtbaren Ermeſſen des BG. liegt, ob 
es dieſes oder jenes tun will, ſo muß doch die geſetzliche 
Vorausſetzung einer Zurückverweiſung vorliegen, wenn es ſich für 
eine ſolche entſcheidet, nämlich ein weſentlicher Mangel des 
Verfahrens I. Inſtanz. Ein ſolcher liegt aber nicht vor, ins⸗ 
beſondere nicht ein mangelhafter Tatbeſtand. Das LG. brauchte 
über die ſonſtigen, die Klage und die Einwendungen des Be: 
klagten ſtützenden materiellen Anführungen der Parteien nicht 
zu verhandeln, wenn es der Anſicht war, daß der Klägerin 
ſchon die Berechtigung, allein — ohne R. — zu klagen, fehle, 
und daß deswegen ſchon die Klage abgewieſen werden müſſe; 
eine ſolche Verhandlung würde bei dieſer Sachlage völlig un⸗ 
nötig geweſen ſein. Das Urteil des LG. enthält vielmehr bei 
Zugrundelegung der Auffaſſung des BG. — und vielleicht auch 
ſonſt — lediglich einen Verſtoß gegen das materielle Recht. 
Auch der Hinweis des BG., daß, wenn es ſelbſt materiell ent⸗ 
ſcheiden wolle, die Parteien eine Inſtanz zur weiteren Prüfung 
des Klaganſpruchs verlieren würden, geht angeſichts der SS 537, 
539 ZPO. fehl. Die Reviſion hat zwar in der Begründungs⸗ 
ſchrift jenen Verſtoß des BG. gegen § 539 ZPD. nicht gerügt; 
einer ſolchen Rüge bedurfte es aber auch nicht, da der Verſtoß 
jedenfalls nicht allein das Verfahren, ſondern inſofern vor⸗ 
wiegend den Inhalt der Entſcheidung betrifft, als das 
Urteil des LG. aufgehoben worden iſt (ZPO. 8 554 Abſ. 2 
Z. 2a). H. c. K., U. v. 13. Juni 10, 514/09 VI. — Berlin. 

9. 8 326 BGB.] 

Zutreffend hebt die Anſchlußreviſion hervor, daß die Wider⸗ 
kläger nicht den Rücktritt vom Vertrage, ſondern Ablehnung 
der Leiſtung der Widerbeklagten und Schadenserſatz geltend 
gemacht haben, daß ferner das BG. zwar mit Recht den Wider⸗ 
klägern Schadenserſatz wegen verzögerter Erfüllung zugebilligt, 
ihn aber zu Unrecht auf die Zeit bis zum 12. Juni 1906 be⸗ 
ſchränkt habe. Wie das BG. ausgeführt hat, befanden ſich 
die Widerbeklagten mit einem Teil der ihnen obliegenden Ver⸗ 
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tragsleiſtung am 1. April 1906 im Verzuge. Hiernach waren 
die Widerkläger befugt, am 21. Mai 1906 ihnen eine Friſt zu 
ſetzen mit der Androhung, daß ſie nach deren fruchtloſem Ab⸗ 
laufe die Leiſtung nicht mehr annehmen werden, und ſie han⸗ 
delten innerhalb ihrer Befugniſſe aus S 326 BGB., wenn fie 
den Eintritt dieſer Folge, und ihren Entſchluß, Schadenserſatz 
zu fordern, den Gegnern nach Ablauf der angemeſſenen Friſt 
durch Schreiben vom 29. Mai 1906 mitteilten. Hatten ſie 
ſich damit ihres Rechtes, die Leiſtung der Widerbeklagten zu 
verlangen, begeben, ſo konnten auch letztere ihren Verzug jetzt 
nicht mehr dadurch heilen, daß ſie das zur Vertragserfüllung 
von ihnen noch zu Leiſtende nachlieferten, d. h. die vom Lehnhof 
erhobenen Bedenken beſeitigten. Vielmehr hatten ſie außerdem 
auch noch das Recht der Widerkläger auf Ablehnung der An⸗ 
nahme der Vertragsleiſtung zu beſeitigen. Ihr Verzug wurde 
daher erſt dadurch geheilt, daß die Parteien ſich ſpäter ander⸗ 
weit auf Vertragserfüllung einigten. Dieſe Einigung brachte 
zwar den vorher wegen Nichterfüllung geltend gemachten 
Schadenserſatzanſpruch mit rückwirkender Kraft zum Erlöſchen. 
Es blieb aber jetzt Raum für Anſprüche wegen verzögerter 
Erfüllung, und die Möglichkeit der Erhebung ſolcher Anſprüche 
wurde durch den der Einigung hinzugefügten Vorbehalt gewahrt. 
Hieraus ergibt ſich, daß es ungerechtfertigt iſt, wenn das BG. 
den von den Widerbeklagten zu vertretenden Zögerungsſchaden 
auf die Zeit bis zum 12. Juni 1906 beſchränkt. Sie haften 
für ſolchen vielmehr bis zu dem Zeitpunkte, wo ſie ihre Ver⸗ 
pflichtung zur laſtenfreien Eigentumsverſchaffung der Kaufſache 
erfüllt haben, d. h. bis zum 15. Oktober 1907, denn erſt dann 
haben ſie die auf dem Grundſtücke laſtende Erbanwartſchaft 
zur Löſchung gebracht. H. c. F., U. v. 1. Juni 10, 334/09 V. 
— Dresden. 

10. 5 387 BGB. Aufrechnung. 

Für die Rechtswirkſamkeit eines gegenſeitigen Aufrechnungs⸗ 
vertrags — wie er hier in Frage ſteht — iſt es weſentlich, 
daß zwei rechtsgültige Forderungen ſich gegenüberſtehen und 
wechſelſeitig getilgt werden; denn keine der Parteien kann 
bei dem Abſchluß eines ſolchen Vertrags vernünftigerweiſe den 
Willen haben, durch ihre Erklärung nur die Tilgung der ihr 
gegenüber der andern Partei zuſtehenden Forderung herbei⸗ 
zuführen, ohne daß gleichzeitig auch die der Gegenpartei ihr ſelbſt 
gegenüber zuſtehende Forderung getilgt werde. Gerade in der 
Tilgung dieſer Gegenforderung, d. h. ſeiner eigenen Schuld 
beſteht ja für jeden der Vertragſchließenden in der Regel der 
Hauptzweck des Aufrechnungsvertrags. Iſt daher eine Tilgung 
der einen der gegenſeitig aufzurechnenden Forderungen wegen 
Nichtbeſtehens derſelben unmöglich, ſo iſt auch die Tilgung der 
andern beſtehenden Forderung nicht als von den Parteien 
gewollt anzuſehen. Somit hat in einem ſolchen Falle der 
ganze Aufrechnungsvertrag, der ja das Beſtehen gegen⸗ 
ſeitiger Forderungen zur Vorausſetzung hat, als gegenſtandslos 
und unwirkſam zu gelten, ſo daß hierdurch auch nicht die 
Tilgung der beſtehenden Forderung herbeigeführt wird. Hier⸗ 
gegen kann auch nicht entſcheidend in Betracht kommen, daß der 
Abſchluß eines ſolchen Vertrags in der Regel dem Zwecke 
dient, die Bezahlung der beiderſeitigen Forderungsbeträge zu 
erſetzen; denn aus dieſer Zweckbeſtimmung des Rechtsgeſchäfts 
iſt nicht herzuleiten, daß es unmittelbar, ohne Rückſicht darauf, 


ob die von den Parteien gewollte Vorausſetzung für deſſen 
Wirkſamkeit, nämlich das Beſtehen beiderſeitiger Forderungen, 
vorliegt oder nicht, ebenſo wirke wie die Bezahlung der Forde⸗ 
rungen, daß namentlich die eine Forderung ſofort getilgt werde, 
obgleich dieſes bei der Gegenforderung deshalb nicht möglich iſt, 
weil ſie nicht beſteht; denn einer ſolchen Folgerung würde der 
ſich aus dem Abſchluß eines Aufrechnungsvertrags ohne 
weiteres ergebende Vertragswille der Parteien entgegenſtehen. 
Vielmehr iſt dann, wenn — wie bezüglich des hier in Rede 
ſtehenden Aufrechnungsvertrags für die Reviſionsinſtanz zu 
unterſtellen iſt — bei deſſen Abſchluß zwar die eine der auf⸗ 
zurechnenden Forderungen ſchon beſtand, die Entſtehung der 
Gegenforderung aber noch ungewiß war, der Aufrechnungs⸗ 
vertrag in ſeiner Geſamtheit als nur unter der aufſchiebenden 
Bedingung der Entſtehung der Gegenforderung abgeſchloſſen 
anzuſehen. R. c. R., U. v. 31. Mai 10, 494/10 II. — Celle. 

11. 5 812 BGB.] 

§ 812 BGB. gewährt unter den dort näher angegebenen 
Vorausſetzungen demjenigen das Zurückforderungsrecht, der an 
einen andern eine Leiſtung bewirkt hat. Zahlt er hierbei im 
Intereſſe eines Dritten, z. B. um eine Schuld des Dritten zu 
tilgen oder um für den Dritten eine Forderung zu begründen, 
ſo wird nicht ſelten zweifelhaft ſein, ob die Zahlung als Leiſtung 
des Zahlenden ſelbſt, oder ob ſie nicht vielmehr als Leiſtung 
des Dritten anzusprechen und deshalb ein Rückforderungsrecht 
des eigentlich Zahlenden von vornherein ausgeſchloſſen iſt. Dies 
iſt regelmäßig der Fall, wenn er, weil er die Zahlung nur 
als Bote überbringt, im Rechtsſinne überhaupt nicht leiſtet 
oder wenn er lediglich als Vertreter des Dritten zahlt oder 
endlich, wenn ſich, wie im gewöhnlichen Bank: oder Poſtverkehr, 
ſein Tätigwerden in der bloßen Vermittelung der Zahlung er⸗ 
ſchöpft. Dagegen iſt eignes Leiſten und gegebenenfalls der 
Rückforderungsanſpruch des Zahlenden nicht, wie die Reviſion 
darzulegen ſucht, ſchon durch die Tatſache ausgeſchloſſen, daß 
die Zahlung „für Rechnung“ des Dritten geleiſtet worden iſt. 
Dieſe Wendung kann, wie in der vom Reviſionsbeklagten an⸗ 
gezogenen Entſcheidung in RG. 18, 309 näher dargelegt iſt, 
zum Ausdruck bringen, daß ſchlechthin für den Dritten gezahlt 
werde. Sie hindert aber den Zahlenden nicht, hierbei dem 
Empfänger gegenüber noch einen beſonderen Zweck der Zahlung 
zu erklären und ſie damit als eigne, auf ein von ihm ſelbſt be⸗ 
ſtimmtes Ziel gerichtete Leiſtung zu kennzeichnen. Dies iſt nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des Ber R. im Streitfalle geſchehen. 
S. c. G., U. v. 2. Juni 10, 410/09 IV. — Berlin. 

12. 88 812, 814, 1708, 1714 BGB. Anfechtung des 
Vaterſchaftsanerkenntniſſes.] 

Der Beklagte iſt der am 27. Dezember 1906 geborene 
Sohn der G. Der Kläger hat am 1. Juli 1907 zu gericht⸗ 
lichem Protokoll erklärt, er erkenne an, daß er der Vater des 
Kindes ſei, und daß ihm infolgedeſſen die in den 88 1708 
bis 1713 BGB. beſtimmten Verbindlichkeiten oblägen, er ver: 
pflichte ſich, dem Kind eine Geldrente von 208 & jährlich zu 
zahlen. Der Vormund des Kindes hat die Erklärung an⸗ 
genommen. Das Vormundſchaftsgericht hat zu der Verein⸗ 
barung die Genehmigung erteilt. Kläger focht dieſe Erklärung 
an; das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: Der 
Ber. hat ausgeführt: „Der Klaganſpruch iſt nicht aus 8 812 
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BGB. herzuleiten. Der Kläger iſt zu dem Vaterſchafts⸗ 
anerkenntnis und zur Übernahme der Unterhaltspflicht dadurch 
bewogen worden, daß er annahm, das Kind ſei von ihm er⸗ 
zeugt worden. Er hat mithin lediglich einer ſittlichen Pflicht 
Genüge geleiſtet und iſt daher nicht berechtigt, den über⸗ 
nommenen Verpflichtungen ſich zu entziehen, ſelbſt wenn ein 
aus $ 1708 herzuleitender Grund zur Übernahme dieſer Ver: 
pflichtungen nicht beſtanden hat ($ 814).“ Die Reviſion macht 
hierzu geltend, gemäß § 1708 beſtehe für den Kläger keinerlei 
Unterhaltspflicht; es beſtehe für ihn wegen der vor der 
Empfängniszeit liegenden Beiwohnung auch keine ſittliche Pflicht 
zur Übernahme der Unterhaltspflicht; das BG. ſtelle nur feſt, 


daß der Kläger das Beſtehen einer ſittlichen Pflicht angenommen 


habe; ein ſolcher — möglicherweiſe irrtümlicher — Wille, eine 
vermeintliche ſittliche Pflicht zu erfüllen, genüge nicht zur An⸗ 
wendung des § 814. Die Ausführungen der Reviſion ſind 
zutreffend. Es iſt richtig, daß gemäß § 1717 die in 8 1718 
dem Vater des unehelichen Kindes auferlegte Verpflichtung nur 
denjenigen trifft, der der Mutter des Kindes innerhalb der in 
5 1717 Abſ. 2 feſtgeſetzten Zeit beigewohnt hat. Eine Bei- 
wohnung, die vor dem 302. Tage liegt, kann die Verpflichtung 
aus § 1708 nicht begründen. Hat alſo der Kläger das Be⸗ 
ſtehen einer Unterhaltsverbindlichkeit gegenüber dem Beklagten 
anerkannt, ohne daß er in der durch § 1717 Abſ. 2 beſtimmten 
Zeit der Mutter des Kindes beigewohnt hat, ſo hat er das 
Schuldanerkenntnis ohne rechtlichen Grund abgegeben ($ 812 
BGB.; RG. 58, 350). Der BerR. hat die Rückforderung nach 
9 814 für ausgeſchloſſen erklärt. Es iſt zuzugeben, daß, wenn 
der Beklagte von dem Kläger erzeugt iſt, die Anerkennung der 
Unterhaltsverbindlichkeit einer ſittlichen Pflicht entſprach. Allein 
die bloße Annahme des Klägers, das Kind ſei von ihm erzeugt, 
genügt nicht zu dem Nachweiſe, daß die Anerkennung der 
Unterhaltsverbindlichkeit einer ſittlichen Pflicht entſprach. Erſt 
der Nachweis, daß die G. das Kind aus der am 25. Februar 
1906 erfolgten Beiwohnung empfangen hat, begründet die An⸗ 
nahme, daß die Anerkennung der Schuldverbindlichkeit einer 
ſittlichen Pflicht entſprach. Beweispflichtig aber iſt für dieſe 
Vorausſetzung des § 814 der Beklagte. Der Ber. hat dies 
verkannt. H. c. G., U. v. 6. Juni 10, 422/09 IV. — Dresden. 
13. Zwangsweiſe Internierung eines Geiſteskranken.] 

Der Reviſion iſt nicht zuzugeben, daß der BerR. bei Ver⸗ 
neinung der objektiven Widerrechtlichkeit der Handlungen gegen 
Grundſätze des materiellen Rechtes, namentlich gegen die Regeln 
über Beweislaſt verſtoßen habe. Wenngleich dem Arzte als 
ſolchem ein beſonderes Berufsrecht zu Eingriffen in die körper⸗ 
liche Integrität oder in die Freiheit eines Kranken bzw. 
Geiſteskranken nicht zuerkannt werden könnte (vgl. NOS. 68, 
431, in RGSt. 25, 375 ff.), und wenn allerdings die gegen 
den Willen des anderen oder bei deſſen Willensunfähigkeit ohne 
Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters vorgenommene Ent⸗ 
ziehung oder Beſchränkung der Freiheit an ſich als widerrecht⸗ 
lich zu gelten hat, ſolange nicht ein beſonderer Grund für ihre 


Rechtmäßigkeit dargetan iſt, jo muß doch rückſichtlich des um⸗ 


fanges und der Richtung der Beweispflicht die Berufs⸗ oder 
Amtsſtellung des Arztes in Rückſicht genommen werden. Hat 
der ärztliche Vorſtand einer öffentlichen Irrenanſtalt eine gegen 
ihren Willen der Anſtalt als geiſteskrank zugeführte Perſon in 
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die Anſtalt aufgenommen und dort zurückbehalten, ſo wird er 
einer Schadenserſatzklage gegenüber zunächſt nicht mehr als das 
darzutun haben, daß die durch Geſetz oder Verwaltungsvorſchrift 
aufgeſtellten Vorausſetzungen für die zwangsweiſe Internierung 
eines Geiſteskranken formell erfüllt waren. Es iſt diesfalls bis 
auf weiteres („prima facie“) der Nachweis für ein befugtes, 
alſo nicht rechtswidriges Eingreifen als geführt zu erachten. 
Das gilt nun zwar nicht in gleichem Maße von jedem anderen 
ſtaatlich approbierten Arzte, der einen Patienten einer Irren⸗ 
anſtalt überweiſt, dieſen gewaltſam dorthin verbringt oder ver⸗ 
bringen läßt. Immerhin iſt auch dieſem Arzte zur Recht⸗ 
fertigung ſeines Eingreifens, ſei es als eines objektiv befugten 
oder doch ſubjektiv nicht widerrechtlichen die Berufung darauf 
zu verſtatten, daß triftige Gründe für ihn vorlagen, die ein 
ſolches Vorgehen als erforderlich erſcheinen ließen, und daß er 
bei Beachtung der beſtehenden Vorſchriften eine — ſelbſt gewalt⸗ 
ſame — Unterbringung der Kranken in die Irrenanſtalt für 
zuläſſig und geboten erachten durfte, wobei es dann freilich 
noch auf die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters oder der 


Angehörigen des Kranken ankommen kann. B. c. D., U. v. 


30. Mai 10, 271/09 VI. — Frankfurt. 

14. 58 831, 852 BGB. verb. mit Art. 169 EGBGB. 
Haftung des Vertreters wegen unerlaubter Handlungen. — 
Berechnung der begonnenen längeren Verjährungsfriſt des 
früheren Rechts im Falle ſtrengerer Vorausſetzungen gegenüber 
kurzer Verjährungsfriſt.] 

1. Die Erwägung, daß die Verrichtungen im Sinne des $ 831 
BGB. nicht auf tatſächliche Verrichtungen beſchränkt ſind, ſondern 
auch Rechtshandlungen zum Gegenſtande haben können, entſpricht 
der herrſchenden Rechtsauffaſſung. Namentlich kann die Ver⸗ 
richtung beſtehen in dem Auftrage zum Abſchluſſe eines Rechts⸗ 
geſchäfts. Auch braucht die Tätigkeit des Beauftragten nicht 
untergeordneter Art zu ſein. Insbeſondere kann derjenige, dem 
der Auftraggeber es im allgemeinen überlaſſen hat, Geſchäfte 
nach eigner Entſchließung zu vermitteln oder abzuſchließen, auch 
zu den einzelnen im Rahmen des allgemeinen Auftrages liegenden 
Handlungen als beſtellt angeſehen werden, ſofern dieſe nur 
inhaltlich mit der Ausführung des Auftrages in innerem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen und nicht bloß bei Gelegenheit der auf⸗ 
getragenen Verrichtung vorgenommen werden. Daß der Auf⸗ 
traggeber außerkontraktlich gemäß $ 831 BGB. für 
den Schaden haftet, den der Vertreter durch eine unerlaubte 
Handlung in Ausübung ſeiner Vertretungsmacht einem Dritten 
zufügt, iſt in den Motiven zu den SS 117, 118 (jetzt 
§ 164 u. fg.) ausdrücklich anerkannt. Dort (Bd. I, 228) 
heißt es: „Für den Schaden, den der Vertreter durch eine in 
Ausübung ſeiner Vertretungsmacht begangene widerrechtliche 
Handlung Dritten zufügt, iſt der Vertretene — von den für 
die juriſtiſchen Perſonen gegebenen beſondern Vorſchriften ab⸗ 
geſehen — nur innerhalb der aus 88 711, 712 (jetzt 831) 
erſichtlichen Schranken haftbar.“ Der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung ſtehen die bezogenen Urteile des V. 3S. RG. 61, 
207; 63, 146 nicht entgegen. Hierin iſt nur ausgeführt, eine 
allgemeine rechtsgeſchäftliche Haftung des Vertretenen für 
nicht vertragsmäßig, ſondern nur bei Gelegenheit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes gemachte argliſtige Angaben des Stellvertreters 
könne aus $ 166 BGB. nicht abgeleitet werden. Dies iſt 
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namentlich für den Fall geſetzlicher Vertretung von Wichtig: 
keit. Davon verſchieden iſt aber, wie aus dem bezogenen Urteile 
in RG. 61, 210 und den Motiven a. a. O. klar hervorgeht, 
die Frage, ob nicht eine Haftung gemäß § 831 aus unerlaubter 
Handlung im Falle einer gewählten Vertretung eintritt. 2. Die 
Anſchlußreviſion der Klägerin beſchwert ſich darüber, daß das 
BG. der Einrede der Verjährung bezüglich der vor dem 1. Januar 
1900 entſtandenen Schadenserſatzanſprüche ſtattgegeben hat. In 
dieſer Hinſicht hat das BG. erwogen, der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen dolus verjähre nach gemeinem Rechte, abgeſehen 
von einer Bereicherung, die auf ſeiten der Beklagten nicht vor⸗ 
liege, in zwei Jahren vom Zeitpunkte der Täuſchung an gerechnet. 
Damit ſoll offenbar nichts anderes geſagt ſein, als daß die Ver⸗ 
jährung des Anſpruches erſt mit ſeiner Entſtehung beginne. 
Dieſe Auffaſſung ſteht im Einklang mit der Rechtslehre. (Vgl. 
WindſcheidPand. Aufl. 5 Bd. II S. 697 Anm. 5 und Bd. I 
§ 107). Wenn die Klägerin aufſtellt, der Schaden ſei erſt mit 
der Zahlung der erſten am 2. Februar 1898 erfolgten Waren⸗ 
lieferungen entſtanden und es ſei demgemäß die Verjährung 
vor dem 1. Januar 1900 überhaupt noch nicht beendigt geweſen, 
ſo kann dieſer Auffaſſung nicht beigetreten werden. Entſtanden 
war vielmehr der Schaden der Klägerin ſchon mit vollendetem 
Betruge d. h. mit dem Vertragsſchluß, weil ſie an die 
höheren vereinbarten Beträge mangels einer Anfechtung des 
Vertrages vertraglich gebunden und hierdurch geſchädigt war, 
ohne daß es noch auf den Zeitpunkt der Zahlung ankam. 
Übrigens iſt dieſe Rüge nach Lage des Falles nicht an ſich, 
ſondern nur im Zuſammenhange mit der weiteren Rüge 
einer Verletzung des Art. 169 EGBGB. und des 8 852 
BGB. von Erheblichktit. Das BG. hat S 852 BGB., 
wonach die Verjährung erſt von dem Zeitpunkte beginnt, 
an dem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des 
Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt, nicht für anwendbar gehalten, 
weil für den Beginn der Verjährung gemäß Art. 169 Satz 2 
EGBGB. das frühere Recht maßgebend geblieben ſei. Es hat 
aber angenommen, die Verjährungszeit habe ſich mit dem Ein⸗ 
tritte der Geltung des BGB. für die damals noch nicht ver⸗ 
jährten Anſprüche gemäß Art. 169 EGBGB. in Verbindung mit 
§ 852 BGB. allerdings um ein Jahr verlängert; aber auch 
dieſe Friſt ſei bei Erhebung der Klage, die Ende 1906 bei 
Gericht eingereicht ſei, längſt verſtrichen geweſen. Demgegen⸗ 
über vertritt die Reviſionsklägerin die Meinung, für Fälle, wie 
den vorliegenden, in denen der Beginn der Verjährung nach 
altem und neuem Rechte an verſchiedene Vorausſetzungen 
geknüpft ſei, könne nicht einfach der Uberſchuß der nach neuem 
Rechte gegebenen Verjährungsfriſt der unter der Geltung des alten 
Rechts abgelaufenen Verjährungszeit hinzugezählt werden, ſondern 
die nach altem Recht noch nicht beendete Verjährung könne ſich viel⸗ 
mehr nach neuem Recht erſt dann vollenden, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen vorlägen, unter welchen nach neuem Recht die Verjäh⸗ 
rung hätte beginnen können. Bei dieſer Berechnungsweiſe habe 
ſich die Verjährung nach Maßgabe des §S 852 BGB. erſt nach 
ihrer durch D. im Jahre 1904 erlangten Kenntnis von den 
Machinationen des O. und ſeiner Agenten vollenden können. 
Das Bu. gibt indeſſen zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Nach Art. 169 EGBGB. finden die Vorſchriften des BGB. 
uͤber die Verjährung auf die vor dem Inkrafttreten des BGB. 
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entſtandenen, noch nicht verjährten Anſprüche Anwendung. 
Hiervon macht jedoch Art. 169 Satz 2 die Ausnahme, daß 
der Beginn ſowie die Hemmung und Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung für die Zeit vor dem Inkrafttreten des BGB. nach 
den bisherigen Geſetzen ſich beſtimmen. In dem Abſ. 2 des 
Art. 169 wird nun bloß der Fall geregelt, daß die Verjährungs⸗ 
zeit nach dem BGB. kürzer iſt als nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen, und für dieſen Fall wird der Billigkeit entſprechend zum 
Schutze des Berechtigten beſtimmt, daß die kürzere Friſt von 
dem Inkrafttreten des BGB. an berechnet wird, daß jedoch 
dann, wenn die längere Friſt des bisherigen Rechts früher 
abläuft als die kürzere Friſt des BGB., die Verjährung mit 

dem Ablauf der längeren Friſt vollendet iſt. In einem Falle, 
in dem die Verjährungszeit nach altem Recht länger iſt als 
die nach neuem Recht, dieſes aber an den Beginn der Ver⸗ 
jährung ſtrengere Erforderniſſe ſtellt als das alte Recht, ent⸗ 
ſpricht es dem natürlichen Schutzbedürfnis des Berechtigten 
und der Vorſchrift des Art. 169 Satz 1 EG., daß die Ver⸗ 
jährung des BGB. erſt von dem Zeitpunkte an beginnt, in 
welchem alle Vorausſetzungen dieſer kürzeren Verjährung erfüllt 
ſind. Dagegen liegt kein Grund vor, dann, wenn, wie im 
vorliegenden Falle, die Verjährung nach bisherigem Recht 
ſchon begonnen hat und kürzer iſt als die des BGB., von der 
klaren Vorſchrift des Art. 169 Abſ. 1 Satz 2 EG. in An⸗ 
ſehung des Beginns der Verjährung abzuweichen und eine 
weitere Anderung eintreten zu laſſen als die in Art. 169 
Satz 1 EG. vorgeſehene und vom BG. zugunſten der Klägerin 
berückſichtigte in betreff der Dauer der Verjährungszeit. Dieſer 
Auffaſſung ſteht das von der Reviſionsklägerin bezogene Urteil 
des erkennenden Senats in RG. 67, 141 keineswegs entgegen. 
S. c. R., U. v. 7. Juni 10, 559/09 II. — Frankfurt. 

15. 5 906 BGB. Unmöglichkeit der Erfüllung bei 
dinglichen Anfprüchen.] 

Die Reviſion meint, der Unmöglichkeit, dem Urteilsanſpruch 
nachzukommen, müſſe es gleichgeſtellt werden, wenn die Er: 
füllung des Anſpruchs nur mit ganz unverhältnismäßig hohen 
Aufwendungen möglich ſei. Die Frage, ob eine Verpflichtung 
infolge der Unmöglichkeit, ſie zu erfüllen, wegfällt, kann über⸗ 
haupt nur bei Schuldverhältniſſen, ſei es ſolchen vertraglicher 
Natur oder nicht vertraglichen Urſprungs, wie insbeſondere 
denen aus Bereicherung oder unerlaubter Handlung aufgeworfen 
werden. Dinglichen Anſprüchen gegenüber, mit denen die 
Beſeitigung des das Eigentum oder das Recht an fremder 
Sache beeinträchtigenden tatſächlichen Zuſtandes verlangt wird, 
greift eine Einrede der Unmöglichkeit der Erfüllung überhaupt 
niemals durch, vielmehr muß hier der geſetzmäßige Zuſtand, 
der dem Berechtigten die ungeſtörte Ausübung ſeines Rechts 
ermöglicht, unter allen Umſtänden hergeſtellt werden, ſofern 
ſeine Herſtellung überhaupt im Bereiche phyſiſcher Ausführ⸗ 
barkeit liegt (vgl. RG. 51 S. 411, 412). — W. c. S., U. v. 
4. Juni 10, 401/09 V. — Frankfurt. 

16. SS 987 ff. BGB.] 

Die Klage iſt im Gerichtsſtand des 8 32 ZPO. erhoben. 
Der BerR. hat dem Klagantrag ſtattgegeben auf Grund der 
Feſtſtellung, daß der Beklagte die Hölzer trotz Kenntnis des 
Sachverhalts verkauft und daher, wenn nicht vorſätzlich, ſo doch 
mindeſtens fahrläſſig das Eigentum der Klägerin widerrechtlich 
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verletzt habe. Der Ber. hat beigefügt, der Klaganſpruch 
wäre nach §S 816 BGB. gerechtfertigt, wenn der Beklagte ohne 
Kenntnis des Sachverhalts die Hölzer verkauft hätte. Hiernach 
hat das OLG. ſeine Entſcheidung nicht — unter Verkennung 
des in dem Beſchluſſe der Ver 3S. vom 9. Februar 1891 
(RG. 27, 385) aufgeſtellten Rechtsſatzes — auf die Vorſchriften 
über ungerechtfertigte Bereicherung, ſondern auf die Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen geſtützt. Durch die unmittelbare 
Anwendung des $ 823 BGB. aber hat das BG. die SS 987flg., 
insbeſondere $ 992 BGB. verletzt. Der BerR. hat überſehen, 
daß das BGB. die im Eigentum ſich gründenden perſönlichen 
Anſprüche beſonders geregelt und insbeſondere die deliktmäßige 
Haftung des Beſitzers eingeſchränkt hat (vgl. Mot. 3, 400 flg.; 
RG. 56, 316; JW. 10, 111%). P. c. S., U. v. 6. Juni 10, 
363/09 IV. — Stettin. 

17. Abtretung einer Baugeldhypothek.] 

Die Kläger übertrugen am 8. April 1905 dem Bau⸗ 
geſchäſte „B. F.“ die Ausführung eines Neubaues. Zur 
Sicherung der Bauforderung ließen die Kläger 2 Hypotheken 
von 100 000 & und von 34 500 & eintragen. Nach Fertig⸗ 
ftellung des Baues wurde die erſtere Hypothek ganz, die letztere 
bis auf einen Betrag von 7000 & gelöſcht. Dieſer Reſtbetrag 
der Hypothek wurde dann am 14. Mai 1906 unter Übergabe 
des Hypothekenbriefs an den Baumeiſter G. abgetreten, jedoch 
unterblieb die Umſchreibung der Poſt im Grundbuche. Noch 
während der Ausführung des Baues hatte der mitbeklagte Ehe⸗ 
mann F. das unter der Firma „B. F.“ auf den Namen der 
Ehefrau Bertha F. betriebene Baugeſchäft übernommen. Die 
Klage wurde unter der Behauptung, daß Anſprüche aus der 
Bauausführung nicht mehr beſtehen, gegen beide Eheleute er⸗ 
hoben, und zwar mit dem Antrage: „die Beklagten als Ge⸗ 
ſamtſchuldner zu verurteilen, den Hypothekenbrief über die 
7000 & herauszugeben und die zur Löſchung der Poſt er⸗ 
forderlichen Urkunden zu verſchaffen.“ Das LG. erkannte nach 
dieſem Antrage. Im Laufe der Berufungsinſtanz ſtarb die 
mitbeklagte Ehefrau, der Ehemann ſchlug die Erbſchaft aus, 
über den Nachlaß wurde Konkurs eröffnet. Das BG. wies 
durch Teilurteil die Klage gegen den Ehemann ab. RG. hob 
auf: Anlangend die Frage, ob aus dem Bauvertrage über⸗ 
haupt noch Anſprüche beſtehen, fo haben die Beklagten be 
hauptet, daß fie aus dem Bauvertrage unter Einſchluß der 
Vergütung für Mehrarbeiten und Auslagen insgeſamt 
142 849 4 34 & zu beanſpruchen haben, daß hierauf nur erſt 
133 750 & gezahlt und daher noch 9099 & 34 & rückſtändig 
ſeien. Die Kläger erkennen ein Guthaben der Beklagten nur 
in Höhe von 961 4 72 & an, machen demgegenüber aber 
wegen angeblich verſpäteter und auch mangelhafter Bauaus⸗ 
führung Gegenanſprüche im Betrage von 8311 4 40 & gel⸗ 
tend, jo daß fie bereits 7349 & zuviel gezahlt haben wollen. 
Das BG. erachtet im Gegenſatz zu der Anſicht der Kläger die 
Bauforderung noch nicht für getilgt, einmal, weil nach der 
Vertragsabſicht die während der Bauausführung geleiſteten 
Zahlungen erſt nach der Vollendung des Baues und nach der 
Abrechnung als geleiſtet haben gelten ſollen, und ſodann, weil 
die angeblichen Erſatzanſprüche eigentliche Gegenforderungen 
ſeien, die die Bauforderung an ſich nicht mindern. Gegen dieſe 
Ausführungen wendet ſich mit Recht die Reviſion. Darüber 
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beſtand, ſoweit zu erſehen ift, kein Streit, daß der Bau ſchon 
lange vor Erhebung der Klage vollendet und auch abgenommen 
war. Die Beklagten können daher jedenfalls jetzt der Ver⸗ 
wendung der geleiſteten Zahlungen zum Zwecke der Tilgung 
der Bauſchuld nicht mehr widerſprechen. Ob die geltend ge⸗ 
machten Erſatzanſprüche ſich rechtlich als Gegenanſprüche und 
wenigſtens teilweiſe nicht als Minderungsanſprüche darſtellen, 
kann dahingeſtellt bleiben. Ein rechtliches Hindernis, die An⸗ 
ſprüche, ſoweit ſie beſtehen, zur Tilgung der Bauſchuld zu ver⸗ 
wenden, beſteht nicht, um ſo weniger, als Forderung und Gegen⸗ 
forderung auf demſelben Rechtsverhältnis beruhen. Beſondere 
Abreden ſind, wie feſtgeſtellt iſt, nicht getroffen, und für die 
gegenteilige Anſicht kann auch aus dem Weſen des Bauvertrags 
nichts entnommen werden. Der Sicherungszweck, dem die Bau⸗ 
hypothek dient, iſt erreicht, wenn der Baugeldgläubiger tat⸗ 
ſächlich Anſprüche aus der Bauausführung mit Erfolg nicht 
mehr geltend machen kann. Bei einem Bauvertrage pflegen 
die Vertragsſchließenden, die regelmäßig nicht rechtskundig ſind, 
zwiſchen Minderungsanſprüchen und eigentlichen Gegenanſprüchen 
nicht zu unterſcheiden. Es entſpricht regelmäßig dem Vertrags⸗ 
willen, daß der Bauunternehmer die Baugeldhypothek, auch be⸗ 
vor ſie noch valutiert iſt, abtreten darf, um ſich auf dieſe Weiſe 
die Mittel zur Fortſetzung des Baues zu verſchaffen oder um 
ſich für die ihm erwachſenen Bauforderungen zu befriedigen. 
Allein nach der Verkehrsanſchauung und auch nach Treu und 
Glauben iſt es wenigſtens der Regel nach nicht ſtatthaft, die 
Hypothek auch dann noch abzutreten, wenn der Schuldner aus 
der vollendeten Bauausführung nichts mehr zu leiſten hat. Der 
beklagte Ehemann oder die Ehefrau haben die Hypothek am 
14. Mai 1906 abgetreten. Wann dies den Beklagten mit⸗ 
geteilt iſt, darüber fehlt eine Feſtſtellung, ebenſo auch darüber, 
ob damals die Kläger unter Berückſichtigung der Gegenanſprüche 
die Verbindlichkeiten aus dem Bauvertrage nicht bereits voll⸗ 
ſtändig erfüllt hatten. Der Baupreis betrug nur 128 000 &, 
gezahlt waren bereits 133 750 &. Bei dieſer Sachlage iſt 
deshalb auch die Annahme des BG., daß die Hypothek in 
jenem Zeitpunkte noch habe abgetreten werden dürfen, rechtlich 
nicht einwandfrei. Es bedarf der Feſtſtellung, ob und inwieweit 
die Kläger damals aus dem Bauvertrage noch Schuldner 
waren und ob danach der Reviſionsbeklagte oder ſeine Ehefrau 
durch die Abtretung nicht ihre Vertragsverpflichtung verletzt 
haben, nämlich die im Bauvertrage mitbegründete Verpflichtung, 
die Hypothek, nachdem ſie ihre Erledigung gefunden hatte, zur 
Löſchung zu bringen. T. c. F., U. v. 28. Mai 10, 460/09 V. 
— Poſen. 

18. SS 1395, 1400, 1403, 1406, 1413 BGB. verb. 
mit 55 829, 857 ZPO. Wirkung der Pfändung eines Erbteils 
eines Miterben gegenüber einer Miterbin, der der betreffende 
Grundſtücksanteil zum Alleineigentum überlaſſen iſt. Bedeutung 
des Umſtandes, daß das gerichtliche Verbot nur der Ehefrau, 
nicht auch dem Ehemann zugeſtellt worden ift.] 

Die Klägerin und ihr Bruder P. ſind die Erben ihres 
Vaters. Ein Gläubiger des P., K., hat den Anteil des P. 
an dem Nachlaſſe pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen. Der Beſchluß iſt der Klägerin, aber nicht ihrem Ehe⸗ 
mann zugeſtellt worden. Auf Antrag des K. iſt die Pfändung 
und ÜUberweiſung in dem Grundbuch vermerkt worden. K. hat 
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ſodann am 25. Februar 1908 ſeine Forderungen mit allen 
Rechten, insbeſondere mit allen Rechten aus den Eintragungen, 
an den Beklagten abgetreten. Die zu dem Nachlaſſe gehörigen 
Grundſtücke ſind in einer Nachlaßteilung der Klägerin zugeteilt 
worden; dieſe iſt nach den Grundbucheinträgen Alleineigen⸗ 
tümerin. Sie verlangt von dem Beklagten, daß er in die 
Löſchung des Pfändungsvermerks einwillige. Beklagter wurde 
verurteilt, das RG. hob auf: Die Vorſchrift des § 1403 
BGB. läßt ſich hier nicht zur Anwendung bringen. Es handelt 
ſich nicht um eine Privatwillenserklärung (vgl. RG. 68, 324), 
ſondern um ein gerichtliches Verbot, das auf Antrag eines 
Gläubigers des Miterben an die Ehefrau als Miterbin erlaſſen 
worden iſt ($ 829 Abſ. 1 Satz 1 ZPO.) Daß eine im 
geſetzlichen Güterſtand lebende Ehefrau für Paſſipprozeſſe der 
Zuſtimmung des Mannes nicht bedarf, ergibt ſich aus § 1400 
Abſ. 1 BGB.; um ſo weniger bedarf ſie der Mitwirkung des 
Mannes, wenn es ſich um die Erlaſſung eines Verbotes wie 
des bezeichneten handelt. Eine gerichtliche Entſcheidung, die 
gegen die Ehefrau geht, ſchafft allerdings keine Rechtskraft 
gegenüber dem Mann. Die Haftung des eingebrachten Gutes 
für eine Verbindlichkeit der Frau muß dem Mann gegenüber 
feſtgeſtellt werden und zur Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut der Frau bedarf es eines Titels gegen den 
Mann, wodurch er zur Duldung der gegen ſeine Frau gerichteten 
Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt ($ 739 ZPO.). Unabhängig 
aber davon, ob der Mann den Zugriff eines Gläubigers der 
Frau in das eingebrachte Gut zu dulden hat, iſt gegen die 
Frau die Feſtſtellung ihrer Leiſtungspflicht hinſichtlich ihres 
geſamten Vermögens einſchließlich des eingebrachten Gutes 
wirkſam (vgl. RG. 59, 235). Demgemäß iſt auch das gegen 
die Klägerin erlaſſene gerichtliche Verbot dieſer gegenüber wirkſam, 
gleichviel ob es dem Mann gegenüber eine Wirkung hat. Daß 
die Vorſchrift des 8 829 Abſ. 2 Satz 1 ZPO., wonach der 
Gläubiger den gerichtlichen Beſchluß dem Drittſchuldner zu⸗ 
zuſtellen hat, nicht zur unmittelbaren Anwendung des § 1403 
BGB. führen kann, erſcheint nicht zweifelhaft. Es handelt ſich 
hierbei um eine Vorſchrift darüber, wie die gerichtliche Ver⸗ 
fügung dem Drittſchuldner zu eröffnen iſt. Was die analoge 
Anwendung des § 1403 Abſ. 1 BGB. angeht, ſo hat das 
BG. überſehen, daß es ſich höchſtens um eine analoge An⸗ 
wendung des Abſ. 2 des § 1403 handeln könnte, da nach den 
eigenen Ausführungen des BG. eine Verbindlichkeit der Ehefrau 
in Frage ſteht. Eine analoge Anwendung des § 1403 Abſ. 2 
aber würde nicht zu dem Ergebniſſe führen, daß das Verbot 
der Frau gegenüber für unwirkſam zu erachten wäre, denn der 
Zuſtellung an den Mann bedürfte es auch nach § 1403 nur, 
wenn es dem Mann gegenüber wirkſam ſein ſoll. Fehl geht 
auch der Verſuch des BG., den Ehemann einer Miterbin für 
die Pfändung des Erbanteils eines Miterben als Drittſchuldner 
erſcheinen zu laſſen. Es kann, ohne daß zu der Frage Stellung 
genommen werden ſoll, davon ausgegangen werden, daß ebenſo, 
wie dies in dem Gebiete des PrALR. der Fall war (RG. 49, 
405), auch zur Wirkſamkeit der Pfändung eines Erbanteils im 
Sinne des $ 2033 BGB. die Zuſtellung des Verbotes nach 
8 829 ZPO. an die Miterben des Schuldners als Drittſchuldner 
erforderlich iſt (vgl. S 857 ZPO.). Es iſt aber, wenn die 
Erbſchaft einer Ehefrau zugefallen iſt, nur die Ehefrau, nicht 
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auch der Ehemann, Miterbe und als Miterbe Drittſchuldner 
Iſt der Erbteil der Frau (vgl. § 1406 Nr. 1 BGB.) ein⸗ 
gebrachtes Gut, ſo haftet das eingebrachte Gut auch für Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau, die infolge des Erwerbs der Erbſchaft 
entſtehen (vgl. 88 1413, 1411). Daraus ergibt ſich aber nicht, 
daß der Mann neben der Frau Schuldner wird. Die Ver⸗ 
bindlichkeiten bleiben Verbindlichkeiten der Frau, auch wenn 
der Ehemann dem Berechtigten gegenüber ſich auf ſein Recht 
der Verwaltung und Nutznießung nicht ſtützen und dem Ver⸗ 
langen des Berechtigten, den Zugriff in das eingebrachte Gut 
zu dulden, keinen begründeten Einwand entgegenſetzen kann. 
Richtig iſt, daß die Frau ohne die Einwilligung des Mannes 
nicht über ihr Erbteil verfügen, insbeſondere keinen Auseinander⸗ 
ſetzungsvertrag abſchließen kann ($ 1395 BGB.). Allein die 
Einwilligung macht den Mann nicht zum Mitverfügenden; der 
Ehemann ſchließt die Rechtsgeſchäfte über das eingebrachte Gut 
nicht als Mitkontrahent ab, ſondern ſeine Einwilligung ſtellt 
ſich als ein einſeitiges zu jenen Rechtsgeſchäften hinzutretendes 
Rechtsgeſchäft dar (vgl. Mot. 4, 226). Zweckmäßig mag es 
ſein, daß der pfändende Gläubiger den Ehemann von der 
durch die Zuſtellung an die Frau bewirkten Pfändung in 
Kenntnis ſetzt, allein es geht nicht an, aus dieſem Grunde die 
Wirkſamkeit der Pfändung von der Zuſtellung des gerichtlichen 
Verbots an den Ehemann abhängig zu machen. R. c. K., 
U. v. 6. Juni 10, 440/09 IV. — Caſſel. 

19. 88 1568, 1574 BGB. Bedeutung mehrerer 
Verfehlungen, von denen keine allein als ſchwere zu be⸗ 
zeichnen iſt. Trennung des Ausſpruches über Scheidung und 
Schuld ] 

Die Entſcheidung des BG. beruht auf Verletzung des 
§ 1574 BGB. Das Erkenntnis über die Schuld der Che: 
gatten darf nicht von dem Scheidungsausſpruch getrennt werden. 
Jedes Rechtsmittel, das gegen ein Scheidungserkenntnis ein⸗ 
gelegt wird, ergreift das ganze Urteil, auch wenn die Ab⸗ 
änderung der Entſcheidung nur hinſichtlich des Schuldpunktes 
begehrt wird und die Nachprüfung nur in den durch die An⸗ 
träge beſtimmten Grenzen zu erfolgen hat. Iſt rechtskräftig 
auf Scheidung erkannt, ſo iſt der Scheidungsprozeß einſchließlich 
der Feſtſtellung der Schuld erledigt; zu einer Eidesleiſtung und 
einem Läuterungsverfahren kann es dann nicht mehr kommen. 
Vgl. RG. 58 S. 311, 319; JW. 05, 154%; 06, 39117; 
ferner das Urteil vom 12. März 1906 IV. 464/05, ſowie 
RG. 64, 315. Auch § 1568 BGB. iſt verletzt. Der Ber. 
hat geprüft, ob jede einzelne der Klägerin zur Laſt gelegte 
Verfehlung eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten darſtelle, hat ſich aber nicht darüber ausgeſprochen, 


ob in dem Geſamtverhalten der Klägerin eine ſchwere Ber: 


letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten zu finden ſei. 
Daß die Klägerin die durch die Ehe begründeten Pflichten 
überhaupt verletzt habe, iſt von dem BerR. angenommen 
worden. Der BerR. hat ſonach verkannt, daß mehrere Ver⸗ 
fehlungen, von denen keine, für ſich allein betrachtet, als ſchwere 
zu bezeichnen iſt, in ihrer Geſamtheit eine ſchwere Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne des § 1568 bilden 
können (vgl. die Entſcheidungen des RG. in JW. 02, 2670, 
03 Beil. S. 367; 04, 47318). v. M. c. v. M., U. v. 
9. Juni 10, 709,09 IV. — Cöln. 
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30. Jahrgang. 
Zivilprozeßordnung. 
20. 5 109 3PO.] 
Nach dem früheren Prozeßrecht mußte regelmäßig der Be⸗ 

ſteller einer prozeſſualen Sicherheit gegen den Berechtigten auf 

Einwilligung in die Rückgabe der Sicherheit Klage erheben, 

wenn dieſer die Einwilligung in gehöriger Form zu erklären 

verweigerte. Erſt die Novelle vom 17. Mai 1898 beſtimmte 
durch den § 101 a, jetzt 109, zur Vereinfachung des Verfahrens, 
daß auf Antrag des Beſtellers, wenn die Veranlaſſung für die 

Sicherheitsleiſtung weggefallen iſt, das Gericht eine Friſt zu 

beſtimmen hat, binnen der ihm der Berechtigte die Einwilligung 

in die Rückgabe der Sicherheit zu erklären oder die Erhebung 
der Klage wegen ſeiner Anſprüche nachzuweiſen hat; nach Ab⸗ 
lauf der Friſt hat das Gericht auf Antrag die Rückgabe der 

Sicherheit durch Beſchluß anzuordnen, wenn nicht inzwiſchen 

die Erhebung der Klage nachgewieſen iſt. Die Einführung 

dieſes Beſchlußverfahrens ſollte nur zugunſten des Beſtellers 
die Zurückerlangung der Sicherheit erleichtern und beſchleunigen, 
nicht aber dem Beſteller die Möglichkeit nehmen, im Wege des 
gewöhnlichen Prozeſſes den ihm nach allgemeinen Grundſätzen 
des materiellen Rechts zuſtehenden Anſpruch auf Rückgabe der 

Sicherheit zur Geltung zu bringen. Dies hat der erkennende 

Senat unter Berückſichtigung der Entſtehungsgeſchichte der Vor⸗ 

ſchrift ſchon in feinem Urteil vom 28. April 1905 (JW. 05, 

37215) ausgeſprochen und hält an dieſer Anſicht feſt. E. c. S., 

U. v. 31. Mai 10, 417/09 VII. — Cöln. 

21. 5 303 3PO.] 

Das Bu. hat, während die Widerkläger Erſatz des 
Schadens beanſpruchen, der ihnen dadurch erwachſen ſei, daß 
ſie die Verfügung über das Rittergut nicht ſchon kurz nach dem 
1. März 1906 erlangt hätten, wovon ſie vorerſt unter Vor⸗ 
behalt weiterer Anſprüche 12000 & fordern, den Schaden ab⸗ 
gewieſen, der nicht in der Zeit vom 1. April bis zum 12. Juni 
1906 erwachſen iſt; dagegen hat es den in dieſer Zeit ent⸗ 
ſtandenen Schaden dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Eine derartige Entſcheidung iſt bereits durch Urteil des II. 3S. 
vom 2. Januar 1909 (II. 321/08) gemißbilligt worden, und 
es lag kein Grund vor, davon abzugehen, denn es fehlt in 
einem ſo gefaßten Urteil an jeglicher Klarſtellung, womit die 
Widerkläger abgewieſen ſind. Da ſie 12000 & mit Zinſen 
fordern und ihnen der Nachweis keineswegs benommen iſt, daß 
der in der Zeit vom 1. April bis 12. Juni 1906 er⸗ 
wachſene Schaden dieſen Betrag erreicht, ſo könnte es dahin 
kommen, daß trotz der Abweiſung den Widerklägern nichts ab⸗ 
geſprochen worden iſt. Solange aber dieſe Möglichkeit nicht 
ausgeſchloſſen war, weil die Widerklage nicht in Höhe eines 
beſtimmten Geldbetrags abgewieſen wurde, hätte nur ein 
Zwiſchenurteil aus $ 303 ZPO. auf Abweiſung erlaſſen werden 
dürfen. So, wie geſchehen, iſt, wie das angezogene Urteil mit 
Recht bemerkt, nicht zu erſehen, welcher Teil des Anſpruchs 
abgewieſen, und über welchen dem Grunde nach entſchieden iſt. 
H. c. F., U. v. 1. Juni 10, 334/09 V. — Dresden. 

22. § 304 ZPO] 

In erſter Reihe machen die Widerbeklagten geltend, daß 
ein Zwiſchenurteil aus § 304 ZPO. nicht hätte erlaſſen werden 
dürfen, weil das Urteil nicht feſtſtelle, daß den Widerklägern 
überhaupt ein Schaden entſtanden ſei. Wenn auch für den 
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Erlaß eines ſolchen Urteils die unumſtößliche Gewißheit des 
Eintritts eines Schadens nicht erforderlich iſt, es vielmehr ge⸗ 
nügt, wenn nach Lage der Sache anzunehmen iſt, daß nach dem 
regelmäßigen Verlaufe der Dinge irgendein Schaden ein⸗ 
getreten iſt oder vorausſichtlich eintreten werde (Gruchot 44975, 
45111), fo darf ſich doch das Gericht dieſer letzteren Feſtſtellung 
vor Erlaß eines Urteils aus S 304 ZPO. in der Regel nicht 
entziehen. Dagegen bedarf es einer ausdrücklichen Feſtſtellung 
nach dieſer Richtung dann nicht, wenn, wie hier, nach der Sach⸗ 
lage darüber kein Streit herrſchte, daß ein Schaden entſtanden 
iſt. Ohne Widerſpruch der Widerbeklagten hatten die Wider⸗ 
kläger vorgetragen, daß ſie den im voraus zahlbaren Kauf⸗ 
preisteil zu hohen Bankzinſen von der Reichsbank entnehmen 
mußten, während ſie, wenn ihre Eintragung als Grundſtücks⸗ 
eigentümer im Anſchluß an die Auflaſſung erfolgt wäre, ſofort 
eine ihnen bereits zugeſagte erheblich niedriger verzinsbare 
Hypothek erhalten haben würden. War hiernach der Eintritt 
eines Schadens nicht ſtreitig, ſo verletzte das BG. den § 304 
ZPO. nicht, wenn es dieſe Vorausſetzung für die Anwendung 
dieſer Beſtimmung als vorliegend nicht noch beſonders erwähnte. 
H. c. F., U. v. 1. Juni 10, 334/09 V. — Dresden. 

23. 5 445 ZPO. Zugeſchobener und angenommener 
ſtatt richterlicher Eid?! 

Daß das BG. die Entſcheidung von dem der Klägerin 
zugeſchobenen und von ihr angenommenen Eide abhängig 
gemacht und nicht dem Beklagten einen richterlichen Eid auf⸗ 
erlegt hat, fällt in das Gebiet der Beweiswürdigung, die in 
der Reviſionsinſtanz nicht mit Erfolg angefochten werden kann. 
H. c. S., U. v. 9. Juni 10, 465/09 IV. — Naumburg. 

24. 58 453, 461 Ab. 1, 463, 533 Abſ. 2 3PO. Eides⸗ 
auflage, wenn das BG. die vom LG. gewürdigte Bedeutung 
des Urkundenbeweiſes nicht teilt.] 

Nach § 533 Abſ. 2 ZPO. behält die Leiſtung eines Eides 
für die Berufungsinſtanz nur dann ihre Wirkſamkeit — d. h. nach 
8 463 die Wirkung, daß fie den vollen Beweis der beſchworenen 
Tatſache begründet —, „wenn die Entſcheidung, durch welche 
die Leiſtung des Eides angeordnet iſt, von dem BG. für gerecht⸗ 
fertigt erachtet wird“. Wird die Anordnung des Eides nicht 
für gerechtfertigt erachtet, ſo treten die geſetzlichen Folgen der 
Eidesleiſtung außer Kraft. Um zu entſcheiden, ob die An: 
ordnung des Eides gerechtfertigt war, hat das BG. nicht nur 
die Zuläſſigkeit der Eidesauflage durch Beſchluß zu prüfen, 
ſondern — wie der VI. ZS. in RG. 66, 214 richtig ſagt — 
„alle Vorausſetzungen der Anordnung des Eides: die Erheblich⸗ 
keit des Eides, die Beweislaſt, die Zuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung, die Richtigkeit und Sachgemäßheit der Eidesnorm“. 
In Frage kommt hier die Erheblichkeit des Eides und das 
Vorhandenſein einer wirkſamen Eideszuſchiebung. Der Beklagte 
hatte für den ihm obliegenden Beweis der Einredetatſache in 
der L Inſtanz Beweis angetreten durch Vorlegung von Urkunden 
und durch Eideszuſchiebung. Nach § 453 Abſ. 2 ZPO. galt 
der Eid daher nur für den Fall zugeſchoben, daß die Antretung 
des Urkundenbeweiſes erfolglos blieb. Indem das LG. durch 
Beſchluß auf den zugeſchobenen Eid erkannte, ſprach es daher 
mittelbar bereits aus, daß es aus den vorgelegten Urkunden 
den Beweis nicht entnehmen könne, und die Gründe des End- 
urteils haben dies beſtätigt. Fand das BG. bei der ihm ob- 
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liegenden Prüfung, daß die Urkunden vom LG. unrichtig ge⸗ 
würdigt ſeien und in Wahrheit den Beweis der Einredetatſache 
voll erbrächten, ſo fiel damit die Vorausſetzung weg, woran die 
Eideszuſchiebung nach § 453 Abſ. 2 geknüpft war, und die 
Eideszuſchiebung konnte daher rechtlich überhaupt nicht mehr in 
Betracht kommen. Die Anordnung der Eidesleiſtung ſtellte ſich 
damit als nicht gerechtfertigt heraus, weil der Eid nicht mehr 
erheblich und die Bedingung entfallen war, unter der die Zu⸗ 
ſchiebung erfolgt war. Ebenſo würde die Sache liegen, wenn 
ein Eid nicht nach S 595 Abſ. 4, fondern nach § 461 Abſ. 2 
{einzelne ſelbſtändige Angriffe: oder Verteidigungsmittel) durch 
Beſchluß auferlegt worden wäre, und auch wenn er nach S 461 
Abſ. 1 etwa zur Erledigung eines Zwiſchenſtreites dienen ſollte. 
Eine ganz andere Rechtslage aber ergibt ſich, wenn der erſte 
Fall des § 461 Abſ. 1 vorliegt, d. h. wenn die Leiſtung durch 
Beſchluß angeordnet iſt, weil die Parteien über die Erheblichkeit 
und die Norm des Eides einverſtanden waren. Hat die Partei 
neben dem Eide noch andere Beweismittel geltend gemacht, 
erklärt ſie ſich dann aber gleichwohl mit der Erheblichkeit des 
Eides einverſtanden, ſo verzichtet ſie damit auf die vorherige 
Erhebung und Würdigung der andern Beweiſe. Und dann 
kann ſie auch in der Berufungsinſtanz auf die andern Beweiſe 
nicht mehr zurückkommen. Denn die nach § 533 Abſ. 2 
dem BG. obliegende Prüfung, ob die Anordnung der Eides⸗ 
leiſtung gerechtfertigt war, hat ſich auf die Sachlage zu beziehen, 
die zur Zeit der Anordnung vorlag. Dies iſt der vom VII. ZS. 
des RG. am 26. Januar 1900 entſchiedene Fall (Rep. VIa 257,99, 
abgedruckt u. a. in Seuff Arch. Bd. 55 Nr. 244). N. c. B., 
U. v. 4. Juni 10, 23/10 J. — Frankfurt. 

Handelsgeſetzbuch. 

25. Art. 122 HGB. a. F.] 

In bezug auf ihre Behauptung, daß die Klage ver: 
früht fei, glaubt die Reviſion ſich auf Art. 122 AD HGB. 
berufen zu können. Allein dieſe Bezugnahme des Art. 122 
iſt verfehlt, weil dort nur der Fall geordnet iſt, daß die 
Geſellſchaft in Konkurs gerät. Dieſer Fall liegt hier aber 
nicht vor. Die Geſellſchaft H. G. u. Söhne iſt überhaupt 
nicht in Konkurs geraten, ſondern die Auflöſung dieſer 
Handelsgeſellſchaft iſt am 4. Oktober 1902 in das Handels⸗ 
regiſter in Oelde eingetragen worden, nachdem Leo G. ſich auf 
Grund des notariellen Vertrags vom 30. September 1902 mit 
ſeinem Bruder Joſeph auseinandergeſetzt, das Geſchäft mit allen 
Aktiven und Paſſiven übernommen, dabei aber auch die Be⸗ 
fugnis erhalten hatte (§ 10), die bisherige Firma H. G. u. Söhne 
als alleiniger Inhaber unverändert weiterzuführen. Erſt im 
Januar 1907 iſt Leo G. als Alleininhaber der alten Firma 
in Konkurs geraten. Der Fall des Art. 122 liegt alſo über⸗ 
haupt nicht vor, und der erkennende Senat hat bereits durch 
Urteil vom 4. Februar 1882 in der Sache Scheerer wider 
Scheerer 1 659/81 ſowie durch Urteil vom 10. Mai 1890 in 
der Sache Schreiner wider Meißig I 61/90 — auszugsweiſe mit: 
geteilt bei Bolze 10, 359 — anerkannt, daß es unzuläſſig iſt, 
den Art. 122 — ſeinem klaren Wortlaut zuwider — auf den Fall 
auszudehnen, wo ein Einzelkaufmann, der früher einer Handels— 
geſellſchaft angehörte, ſpäter in Konkurs verfällt. Es beſteht 
deshalb keine rechtliche Befugnis für den Beklagten, die Klägerin 
auf die Beendigung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
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des Leo G. zu verweiſen. G. c. G., U. v. 7. Mai 10, 
570/09 I. — Hamm. 

26. 5 28 HGB.] 

Das OLG. geht bei Anwendung des $ 28 HGB. auf 
den vorliegenden Fall von der unſtreitigen Tatſache aus, daß 
S. zur Zeit des Eintritts des Beklagten als perſönlich haftenden 
Geſellſchafters in ſein Geſchäft Einzelkaufmann war, und erwägt 
weiter: Die von S. übernommene Verbindlichkeit, den Kläger 
von der Darlehnsſchuld gegenüber den Eheleuten L. zu befreien, 
gelte als zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes gehörig, ſofern 
ſich nicht aus der Sachlage das Gegenteil ergebe oder der Be⸗ 
klagte den Gegenbeweis führe ($ 344 Abſ. 1 HGB.). Die 
Sachlage ſtreite für die Zugehörigkeit. Es handle ſich um eine 
Verpflichtung S.s aus dem Erwerb des vorher von ihm und 
dem Kläger betriebenen Geſchäfts, um ein ſogenanntes Vor⸗ 
bereitungsgeſchäft, das dem Betriebe des Handelsgeſchäfts zu: 
zurechnen ſei. Die Reviſion beſtreitet, daß die zum Erwerbe 
eines Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten zu den im Betriebe 
des Geſchäfts entſtandenen Verbindlichkeiten im Sinne des 
8 28 HGB. gehören. Dieſer Paragraph ſoll aber den Fall 
der Einbringung eines beſtehenden Handelsgeſchäfts in die 
gleichzeitig errichtete Geſellſchaft entſprechend dem Falle des 
Erwerbs eines Handelsgeſchäfts unter Lebenden (§S 25 HGB.) 
regeln. Unter den „im Betriebe des Geſchäfts entſtandenen 
Verbindlichkeiten“ (§S 28) werden daher, wie unter den „im 
Betriebe des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten“ ($ 25) 
alle Verpflichtungen verſtanden, die mit dem Geſchäfts betriebe 
in einer ſolchen engen inneren Verbindung ſtehen, daß ſie als 
eine Folge dieſes Geſchäftsbetriebes erſcheinen (vgl. RG. 58, 23). 
Hierher gehört auch die S. obliegende Verbindlichkeit, den 
Kläger von jener Darlehnsſchuld zu befreien. Sie iſt die Folge 
davon, daß S., als der Kläger aus der offenen Handelsgeſell— 
ſchaft S. & K. ausſchied, das Geſchäft der Geſellſchaft nebſt 
Aktiven und Paſſiven, und zwar die Paſſiven, darunter 
die Darlehnsſchuld, als Alleinſchuldner übernahm. Dieſe 
Geſchäftsübernahme verſchaffte ihm die Möglichkeit, das Geſchäft 
als Einzelkaufmann fortzuführen und gehörte, mag ſie als 
Vorbereitung dieſer gewerblichen Tätigkeit oder als deren erſter 
Akt aufgefaßt werden, zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes, 
daher zu feinen Handelsgeſchäften (S 343 Abſ. 1 HGB.). Tas: 
ſelbe gilt von der nur als Kehrſeite der Übernahme der 
Darlehnsſchuld ſich darſtellenden Befreiungsverbindlichkeit. Bei 
ihrer ſichtbaren Beziehung zum Handelsgewerbe bedarf es nicht, 
um die Zugehörigkeit zum Betriebe desſelben zu begründen, 
des Rückgriffs auf die geſetzliche Vermutung aus § 344 Abſ. 1 
HGB. L. c. K., U. v. 11. Mai 10, 221/09 I. — Poſen. 

27. 5 289 Abſ. 3 HGB. Anwendbarkeit des S 289 
Abſ. 3 gegenüber ausländiſchen Aktiengeſellſchaften.] 

Was aber die Hauptfrage anlangt, ſo beſtimmen ſich die 
Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaften im allgemeinen nach 
dem Rechte des Staates, in dem dieſelben gegründet find und 
ihren Sitz haben. Das gilt nicht nur für die Fragen der 
Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit, ſondern auch für die Fragen der 
Verfaſſung und Geſchäftsführung, für den Geſellſchaftsvertrag 
und deſſen Abänderungen, ſowie die rechtlichen Folgen dieſer 
Abänderungen. Zu den letzteren gehören auch die Beſtimmungen 
über die Herabſetzung des Grundkapitals und die in dieſer 


39. Jahrgang. 
Hinſicht zur Sicherung der Gläubiger gegebenen Vorſchriften, 
die, was insbeſondere das deutſche Aktienrecht anlangt, in dem 
4. Titel des 2. Buchs des HGB. unter „Abänderungen des 
Geſellſchaftsvertrages“ enthalten ſind. Es kann keinem be⸗ 
gründeten Bedenken unterliegen, daß dieſe Vorſchriften, in denen 
u. a. das für die Herabſetzung einzuſchlagende Verfahren, die 
Anmeldung des Beſchluſſes zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter, die Aufforderung an die Gläubiger zur Anmeldung 
ihrer Forderungen, die eventuellen Zahlungen an die Aktionäre 
uſw. eingehend geregelt ſind, nur für inländiſche Aktiengeſell⸗ 
ſchaften gegeben und auf dieſe anwendbar ſind. Es erſcheint 
aber nicht angängig, eine einzelne Beſtimmung, wie den Abſ. 3 
des § 289, aus dem Zuſammenhang dieſer Vorſchriften heraus⸗ 
zugreifen und dieſelbe insbeſondere aus dem Geſichtspunkte, daß 
es ſich inſoweit um eine Schutzvorſchrift für die inländiſchen 
Gläubiger handele, gegenüber ausländiſchen Aktiengeſellſchaften 
zur Anwendung zu bringen. Es kann ſich daher nur noch 
fragen, ob ſich die Klägerin gegenüber der Anwendung des 
ausländigen Rechts nicht mit Erfolg auf die Beſtimmung des 
von ihr angezogenen Art. 30 EGBGB. (vgl. auch § 328 Abſ. 1 
Nr. 4 ZPO.) berufen kann, wonach die Anwendung des aus: 
ländiſchen Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, wenn die Anwendung des⸗ 
ſelben gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines 
deutſchen Geſetzes verſtoßen würde. Indeſſen auch das iſt zu 
verneinen. (Wird ausgeführt.) E. c. R., U. v. 27. Mai 10, 
485/09 II. — Berlin. 

Wechſelrecht. 

28. SS 295, 356, 374, 440, 446, 554 ZPO. Zum 
Beweiſe von Fälſchungen der Wechſelſumme. Ablehnung der 
Zeugenabhörung. Erfordernis der Reviſionsbegründung.] 

Der Kläger klagte im Wechſelprozeß als Wechſelinhaber 
und Indoſſatar von Wechſeln gegen den Beklagten als In⸗ 
doſſanten auf Zahlung der Wechſelſummen. Der Beklagte ſetzte 
der Klage die Einrede der Verfälſchung entgegen mit dem 
Bemerken, daß in den Wechſeln erſt nach Erteilung feines 
Giros die Hunderter vor die Wechſelſummen geſchrieben worden 
ſeien. Das LG. gab der Klage ſtatt und behielt dem Be⸗ 
klagten die Ausführung ſeiner Rechte vor. Im Nachverfahren 
machte das LG. die Entſcheidung des Rechtsſtreites von der 
Leiſtung eines dem Beklagten auferlegten richterlichen Eides 
über die Verfälſchung abhängig. Auf die Berufung des 
Klägers beließ es das OLG. bei dem vom LG. dem Beklagten 
darüber auferlegten Eide, daß die ſtreitigen Wechſel zur Zeit 
des Indoſſaments des Beklagten über geringere Beträge 
lauteten. Ferner legte das OLG. dem Beklagten einen ihm 
vom Kläger zugeſchobenen Eid in folgender Norm auf: „Ich 
habe, als bald nach Mitte Juli 1906 die L—bank mir wieder 
Liſten über die von mir indoſſierten Wechſel ſandte, dem Kauf⸗ 
mann B. nicht erklärt: die Wechſel ſind nun einmal da und 
müſſen bezahlt werden, H. möge bei Verfall Prolongations⸗ 
wechſel ausſchreiben, welche ich unterzeichnen werde. B. müſſe 
aber ſchon allmählich abzutragen anfangen.“ Im Falle der 
Leiſtung beider Eide wurde der Kläger mit ſeinen Anſprüchen 
abgewieſen. Das RG. hob auf Reviſion des Klägers auf: 
Mit Recht fordert das OLG. von dem Beklagten den Beweis 
der Verfälſchung der Wechſelſummen. Dieſe Verteilung der 
Beweislaſt entſpricht, da der Rechtsſtreit Wechſel in äußerlich 
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mangelfreier Geſtalt betrifft, den in der Rechtſprechung des RG. 
anerkannten Grundſätzen. Zu demſelben Ergebnis führt die 
ſinngemäße Anwendung des § 440 Abſ. 2 3PO., weil bei der 
feſtſtehenden Echtheit des Blankoindoſſaments des Beklagten auch 
der Inhalt der Hauptwechſelerklärung die Vermutung der 
Echtheit für ſich hat. (Vgl. RG. 47, 68; 66, 202.) Aus 
tatſächlichen, auf dem Ergebnis der Verhandlung beruhenden 
Erwägungen hält das OLG. für erwieſen, daß die Wechſel⸗ 
ſummen durch Vorſchreiben der Hunderterzahlen verfälſcht, und 
für ſehr wahrſcheinlich, daß die Fälſchungen zur Zeit des 
Indoſſaments des Beklagten noch nicht verübt ſeien, dem es 
hierüber den richterlichen Eid in der ihm vom LG. gegebenen 
Faſſung auferlegt. Inſoweit hat die Reviſion eine Rüge nicht 
erhoben. Sie beſchwert ſich aber darüber, daß B., der Aus⸗ 
ſteller der Wechſel, der auf Antrag des Klägers über die in 
der Formel des angefochtenen Urteils unter II, 2 zum Eide 
des Beklagten geſtellten Tatſachen als Zeuge habe vernommen 
werden ſollen, nicht vernommen ſei. Seine Vernehmung war 
vom OLG. im Beweisbeſchluſſe angeordnet unter Beſtimmung 
einer Friſt, innerhalb deren der Kläger die Adreſſe des Zeugen, 
der ſich angeblich in Athen aufhielt, anzeigen ſollte, widrigen⸗ 
falls er mit dem Beweismittel ausgeſchloſſen wurde. Erſt in 
der Schlußverhandlung gab der Kläger die Adreſſe (Buenos⸗ 
Aires in Argentinien) an. Er ſei daher — erwägt das OLG. 
— mit dem Beweismittel ausgeſchloſſen, abgeſehen davon, daß 
durch die Vernehmung in Argentinien die Erledigung des 
Rechtsſtreits verzögert werden würde, und der Kläger aus 
grober Nachläſſigkeit die Adreſſe nicht früher mitgeteilt habe, 
obwohl er ſie bei hinreichenden Bemühungen früher hätte an⸗ 
geben können. Auf prozeßrechtliche Vorſchriften hat das OLG. 
hierbei nicht hingewieſen. Der für das Verfahren bei dem 
Beweisbeſchluſſe allein in Betracht kommende § 356 ZROD. 
ſetzt aber für die Beſtimmung der Friſt, nach deren fruchtloſem 
Ablaufe das Beweismittel nur benutzt werden kann, wenn da⸗ 
durch das Verfahren nicht verzögert wird, einen Antrag (des 
Beweisführers oder ſeines Gegners) voraus, der in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht geſtellt werden muß 
(vgl. RG. 39, 405). Es fehlt jede Feſtſtellung, und es iſt auch 
ſonſt nicht erſichtlich, daß hier ein Antrag vorgelegen hat. 
Gleichwohl tritt die im § 356 beſtimmte Folge auch dann ein, 
wenn der Mangel des Antrages nicht rechtzeitig im Sinne des 
§ 295 Abſ. 1 ZPO. gerügt wird. Gerade weil das Verfahren 
des § 356 nur auf Antrag erfolgen darf, handelt es ſich bei 
dieſer im Intereſſe der Parteien gegebenen Vorſchrift nicht um 
eine Vorſchrift, auf deren Befolgung eine Partei wirkſam nicht 
verzichten kann (§S 295 Abſ. 2 ZPO.). Da der Kläger in der 
Schlußverhandlung, die die nächſte mündliche Verhandlung im 
Sinne des § 295 war, einen Mangel des Antrages nicht 
gerügt hatte, obwohl ihm der Beweisbeſchluß bekannt war, ſo 
erloſch das ihm bis dahin etwa zuſtehende Rügerecht. Der 
von der Reviſion als verletzt bezeichnete S 374 ZPO. iſt nicht 
verletzt. Dieſer Paragraph betrifft den hier nicht gegebenen 
Fall der Benennung neuer Zeugen nach Erlaſſung eines 
Beweisbeſchluſſes. Die unrichtige Bezeichnung des Geſetzes 
würde der Wirkſamkeit der Rüge an ſich nicht ſchaden, weil 
die Tatſachen, die den Mangel ergeben ſollen, in der ſchriftlichen 
Reviſionsbegründung angeführt find (§ 554 Nr. 2b ZPO.) 
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Ob, wie das OLG. annimmt, den Kläger bei der verſpäteten 
Anzeige der Adreſſe des Zeugen B. der Vorwurf der groben 
Nachläſſigkeit trifft, kommt für die Anwendung des §S 356 ZPO. 
nicht in Betracht. Es genügt im übrigen das Vorhandenſein 
der aus der Sachlage ſich ergebenden Vorausſetzung, daß durch 
die Vernehmung des Zeugen in Argentinien das Verfahren 
verzögert worden wäre. Die angegriffenen Erwägungen des 
OLG. rechtfertigen auch die Ablehnung der Vernehmung dieſes 
Zeugen darüber, daß der Beklagte ſchon im Juli 1906 Kenntnis 
von den Fälſchungen gehabt und durch die weitere Indoſſierung 
die Fälſchungen genehmigt habe. War der Kläger von der 
Benutzung dieſes Beweismittels durch den fruchtloſen Ablauf 
der Friſt ausgeſchloſſen, ſo konnte dieſer Nachteil nicht dadurch 
beſeitigt werden, daß derſelbe Zeuge zum Beweiſe einer im 
weſentlichen gleichen Tatſache von neuem benannt wurde, 
nämlich über den Zeitpunkt, in welchem der Kläger von der 
Fälſchung der Wechſel Kenntnis erlangte, da nur aus der in 
Kenntnis der Fälſchungen erfolgten weiteren Indoſſierung die 
Genehmigung gefolgert werden ſollte. Damit fällt die Rüge 
der Reviſion, daß B. hierüber zu Unrecht nicht vernommen ſei. 
Mit Recht beſchwert ſie ſich dagegen über die Ablehnung der 
Vernehmung der über dieſelbe Behauptung als Zeugen benannten 
Bankvorſteher der L— bank. Das OLG. zieht aus anderen 
dargelegten Umſtänden den Schluß, daß der Beklagte jedenfalls 
bis Ende Juli 1906 keine Kenntnis von den Fälſchungen er⸗ 
halten habe und knüpft daran die Erwägung: Hiermit erübrige 
ſich die Vernehmung jener Zeugen, und es bleibe nur zu prüfen, 
ob der Kläger ſonſt für die B. gegenüber abgegebenen Er⸗ 
klärungen des Beklagten, aus denen auf deſſen Genehmigung 
der Fälſchungen zu ſchließen wäre, Beweis erbracht habe. Es 
verneint dieſe Frage und legt deshalb dem Beklagten den ihm 
zum Beweiſe jener Erklärungen zugeſchobenen, von ihm an⸗ 
genommenen Eid in der aus der Urteilsformel unter II, 2 er⸗ 
ſichtlichen Faſſung auf. Dieſe Begründung verletzt den § 286. 3PO. 
Sie rechtfertigt, da die ZPO. eine dem § 446 entſprechende 
Vorſchrift für den Zeugenbeweis nicht gegeben hat, nicht die 
Ablehnung des hier angebotenen Beweiſes durch Zeugen, deren 
Vernehmung gerade feſtſtellen ſoll, daß der Beklagte bereits im 


Juli 1906 Kenntnis von den Fälſchungen gehabt habe. H. c. P., 
U. v. 1. Juni 10, 244/09 I. — Celle. 


Verſicherungsrecht. 

29. Ausfüllung des Fragebogens durch den Agenten.] 

Es ſteht unbeſtritten feſt, daß der Kläger das Formular 
des Verſicherungsantrags nicht ſelbſt ausgefüllt, ſondern es, 
mit ſeiner Unterſchrift verſehen, dem Agenten der Beklagten 
zur Ausfüllung, insbeſondere auch zur Einſchreibung der Ant⸗ 
worten auf die vorgedruckten Fragen, übergeben und daß der 
Agent das von ihm ausgefüllte Formular, ohne es dem Kläger 
zur Nachprüfung vorzulegen, der Beklagten eingeſandt hat. 
Darin, daß der Kläger das hat geſchehen laſſen, ohne ſich um 
die Beantwortung der Fragen zu kümmern, findet die Reviſion 
das für die Anwendung der Verwirkungsklauſel erforderliche 
Berſchulden des Klägers. Sie beruft ſich für dieſe Auffaſſung 
auf das Urteil in RG. 46, 184 ff. Dort iſt ausgeſprochen, 
daß der Verſicherungsnehmer, der die Einſchreibungen in das 
Antragsformular ohne Nachprüfung der Richtigkeit der Fragen⸗ 
beantwortung dem Agenten überläßt, dies auf ſeine Gefahr 
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tue, und daß in der Unterlaſſung der Nachprüfung auch ein 
Verſchulden, ſoweit dieſes im Einzelfall erforderlich ſei, gefunden 
werden müſſe. An dieſem Grundſatz als ſolchem iſt auch feſt⸗ 
zuhalten. Nur darf er nicht ſchablonenmäßig und unterſchiedslos 
auf jeden Einzelfall ohne Rückſicht auf deſſen beſondere Ge⸗ 
ſtaltung angewandt werden. Handelt es ſich um Verhältniſſe, 
über die ihrer Natur nach nur der Antragſteller, oder doch nur 
er zuverläſſig, Auskunft zu geben vermag, ſo wird ihm ſicherlich 
der Vorwurf der Fahrläſſigkeit nicht erſpart werden können, 
wenn er die Beantwortung von Fragen, die nach ihrem Inhalt 
oder ihrer erkennbaren Bedeutung die Erwähnung jener Ver⸗ 
hältniſſe durch den Antwortenden erfordern, dem Agenten über⸗ 
läßt, ohne dieſen über die Verhältniſſe zu unterrichten und ohne 
ſich ſelbſt zu vergewiſſern, daß der Agent die Verhältniſſe nicht 
verſchwiegen hat. Es gibt jedoch Dinge, über die der Agent, 
wenn er gewiſſenhaft verfährt, die erforderliche Auskunft aus 
eigenem Wiſſen oder aus eigener Wahrnehmung ebenſo gut 
und ebenſo zuverläſſig geben kann wie der Antragſteller felbit. 
Der Agent aber iſt dem beteiligten Publikum von dem Ver⸗ 
ſicherer als deſſen Vertrauensmann bezeichnet. Dem Antrag⸗ 
ſteller kann es deshalb im Verhältniſſe zum Verſicherer nicht 
zum Verſchulden gereichen, wenn er dem Agenten in dieſer Be⸗ 
grenzung ebenfalls vertraut, wenn er insbeſondere ſich darauf 
verläßt, daß der Agent, ſofern dieſer die ſelbſtändige Beant- 
wortung von Fragen übernimmt, bei denen Dinge der zuletzt 
gedachten Art in Betracht kommen, ſich die erforderliche Kenntnis, 
falls er ſie nicht ſchon beſitzt, verſchaffen und die entſprechenden 
Angaben richtig und vollſtändig machen werde. Dieſen Stand⸗ 
punkt nimmt auch, was die Reviſion zu überſehen ſcheint, ſchon 
das Urteil vom 30. März 1900 ein. Es bezeichnet namentlich 
Verhältniſſe der Ortlichkeit als ſolche, deren Anzeige der Antrag⸗ 
ſteller ohne Nachprüfung dem Agenten überlaſſen könne, ohne 
ſich bei unrichtiger Anzeige dem Vorwurf eines Verſchuldens 
auszuſetzen. Nicht weſentlich anders liegt der gegenwärtige 
Fall. Hatte der Agent von den näheren Umſtänden der auf 
dem Grundſtücke betriebenen Weinhandlung, insbeſondere von 
den damit verbundenen Anlagen und Einrichtungen und von 
den dort lagernden Vorräten, ſoweit ſie für die Fragen⸗ 
beantwortung in Betracht kamen, keine Kenntnis, ſo erforderte 
es die übernommene Aufgabe und die Gewiſſenhaftigkeit von 
ihm, ſich dieſe Kenntnis durch örtliche Beſichtigung zu ver⸗ 
ſchaffen. Daß dies geſchehen werde, durfte nach dem vorhin 
Dargelegten der Kläger, auch bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt ſeinerſeits, erwarten. Bei gehöriger 
Beſichtigung hätte ſelbſtverſtändlich dem Agenten das Vor⸗ 
handenſein der Schreinerei, der elektriſchen Anlage und des 
Lagers von Kiſtenholz, Kiſten und Flaſchenhülſen nicht entgehen 
können; auch damit durfte der Kläger rechnen. Daß dem 
Agenten etwa der Zutritt verſagt worden ſei und daß er hier⸗ 
von dem Kläger Kenntnis gegeben habe, iſt nicht behauptet. 
Y. c. S., U. v. 27. Mai 10, 413/09 VII. — Zweibrücken. 

30. Zur Frage von der Doppelverſicherung.] 

Der BerR. hat die Klage auf Grund des 8 4 der All⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen, wonach jede Doppel⸗ 
verſicherung die Ungültigkeit der Verſicherung zur Folge hat, 
abgewieſen. Die Reviſion macht dagegen geltend, daß eine 
Doppelverſicherung i. S. des § 4 gar nicht vorliege, weil ſich 


39. Jahrgang. 


bei der Haftpflichtverſicherung der Verſicherungswert regelmäßig 
einer Schätzung entziehe. Dieſe Rüge iſt nicht begründet. Die 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen enthalten keine Definition 
des Begriffs der Doppelverſicherung. Es muß deshalb von 
der gewöhnlichen Bedeutung ausgegangen werden. Danach ſetzt 
die Doppelverſicherung voraus, daß ein und derſelbe Verſicherte 
Subjekt verſchiedener auf denſelben Gegenſtand für dieſelbe Zeit 
und gegen dieſelbe Gefahr bezüglicher Verſicherungsverträge iſt. 
RG. 35, 48 (60). Dieſe Vorausſetzungen liegen hier ſämtlich 
vor. Nach der unangefochtenen Feſtſtellung des Ber R. war 
Kläger in ſeiner Eigenſchaft als Jäger gegen die Folgen der 
geſetzlichen Haftpflicht für das Jahr 1907 ſowohl bei der Be⸗ 
klagten, als auch bei der Geſellſchaft Janus verſichert und 
zwar dergeſtalt, daß, je nachdem eine Einzelperſon oder mehrere 
verletzt waren, beide Geſellſchaften bis zu einem Schaden von 
20 000 & oder 100 000 & ſolidariſch hafteten. Kläger macht 
zwar geltend, daß es an der Identität des Verſicherungs⸗ 
nehmers fehle; bei dem Vertrage zwiſchen dem Allgemeinen 
Deutſchen Jagdſchutzverein und dem Janus ſei Verſicherungs⸗ 
nehmer nur der Verein ſelbſt, nicht das einzelne Mitglied, zu 
deſſen Gunſten der Vertrag geſchloſſen ſei. Dieſe Annahme 
ſteht jedoch im Widerſpruch mit den getroffenen Feſtſtellungen, 
denn danach gewährt der Janus die Verſicherung den Mit⸗ 
gliedern des Vereins. Die Verſicherung erfolgt allerdings in 
der Weiſe, daß die Prämie von 5 & an die Kaſſe des Jagd⸗ 
ſchutzvereins gezahlt wird; hieraus iſt aber ein Schluß auf die 
Perſon des Verſicherungsnehmers nicht zu ziehen. Jedenfalls 
iſt vom Ber. feſtgeſtellt, daß der Kläger es war, der ſich 
auf dieſe Weiſe, d. h. durch Einſendung von 5 & an den 
Verein, für das Jahr 1907 beim Janus verſichert hatte. 
Selbſt wenn aber anzunehmen wäre, daß es ſich nur um eine 
Verſicherung des Vereins zugunſten oder im Intereſſe ſeiner 
Mitglieder handelte, fo müßte doch der § 4 ſinngemäß auch 
auf einen ſolchen Fall angewendet werden. F. c. E. A. U., 
U. v. 10. Juni 10, 471/09 VII. — Karlsruhe. 

Konkursordnung. 

31. SS 30, 31 Nr. 1, 2 KO.] 

1. Der dem BG. vorgetragene Tatbeſtand des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils ergibt mit voller Klarheit, daß der Kläger 
mit der Behauptung, der Gemeinſchuldner habe bereits Ende 
April 1908 ſeine Zahlungen eingeſtellt, das am 15. Mai 1908 
getroffene Abkommen aus SS 30, 31 Nr. 1 KO. angefochten 
hat. Es trifft alſo nicht zu, wenn das BG. annimmt, dieſes 
Abkommen ſei überhaupt nicht angefochten, und daraus folgert, 
vom Vater des Gemeinſchuldners ſei eine gar nicht zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörende Forderung getilgt. Wenn die Anfechtung 
durchdringt, iſt das Abkommen vom 15. Mai 1908 und die 
darin enthaltene Abtretung der Forderung des Gemeinſchuldners 
an die Beklagten der Konkursmaſſe gegenüber unwirkſam 
($ 29 KO.), die Forderung iſt dann durch eine anfechtbare 
Handlung aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners weg⸗ 
gegeben, und ſie iſt deshalb an die Konkursmaſſe zurückzuüber⸗ 
tragen ($ 37 a. a. O.). Hat der Anfechtungsgegner die ihm 
anfechtbar abgetretene Forderung bereits eingezogen, ſo muß er 
den empfangenen Betrag zur Konkursmaſſe erftatten. So ſoll 
das Sachverhältnis nach der im Tatbeſtande des BU. wieder⸗ 
gegebenen Behauptung des Klägers hier ſein: der Vater des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


761 


Gemeinſchuldners ſoll für ſeine Schwiegertochter die den Be⸗ 
klagten abgetretene Forderung an dieſe bezahlt haben, die 


Schwiegertochter ſoll ihm dafür einen Schuldſchein in gleicher 


Höhe ausgeſtellt haben. Die den Beklagten abgetretene 
Forderung ſoll danach nicht durch einen unbeteiligten Dritten 
bezahlt, ſondern die Bezahlung derſelben ſoll für die Schuldnerin 
erfolgt ſein. Danach ſoll die Forderung auf Anweiſung der 
Schuldnerin getilgt ſein. Dieſes Vorbringen iſt im an⸗ 
gefochtenen Urteile rechtlich unzutreffend gewürdigt. Die dort 
dem Klageverlangen entgegengeſtellte Erwägung, daß der 
Schwiegervater der Schuldnerin durch die Tilgung der 
Forderung der Beklagten nach der Konkurseröffnung Anſprüche 
gegen die Konkursmaſſe nicht erworben habe und daß deshalh 
den Konkursgläubigern nichts entzogen ſei, trifft die zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehende Frage nicht. Der Kläger iſt beſchwert, weil 
bei der ihm ungünſtigen Beurteilung unbeachtet geblieben iſt, 
daß er das Abkommen vom 15. Mai 1908 angefochten hat, 
nicht geprüft worden iſt, ob die Anfechtung begründet iſt, und 
welche Folgerungen, wenn dieſes Abkommen den Konkurs⸗ 
gläubigern gegenüber unwirkſam iſt, ſich für das Klageverlangen 
ergeben. Es bedarf hierüber der erneuten Verhandlung und 
Entſcheidung. 2. Es handelt ſich hier um eine auf $ 30 
Nr. 2 KO. geſtützte Anfechtung. Dort ſind zwei Fälle unter⸗ 
ſchieden: Anfechtbar ſind Rechtshandlungen, die a) nach der 
Zahlungseinſtellung oder dem Antrage auf Eröffnung des 
Konkurſes und ſolche, die b) innerhalb der letzten zehn Tage 
vor der Zahlungseinſtellung oder dem Eröffnungsantrage 
erfolgt ſind. Im Falle a muß der Anfechtungsgegner beweiſen, 
daß ihm zur Zeit der Handlung weder Zahlungseinſtellung 
oder Eröffnungsantrag noch eine Begünſtigungsabſicht des 
ſpäteren Gemeinſchuldners bekannt waren. Im Falle d hat 
der Anfechtungsgegner nur die Nichtkenntnis der Begünſtigungs⸗ 
abſicht zu beweiſen. § 30 Nr. 2 enthält ſomit zwei verſchiedene 
Tatbeſtände, und der Umfang der Beweislaſt des Anfechtungs⸗ 
gegners beſtimmt ſich danach, wie der Anfechtende den erhobenen 
Anſpruch begründet. Im vorliegenden Fall iſt nun die Anfechtung 
nach dem vorgetragenen Tatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urteils 
darauf geſtützt, daß die Rückgabe der Ware nach der Zahlungs⸗ 
einſtellung des Gemeinſchuldners erfolgt ſei. Das BG. durfte 
deshalb nicht, wie dies geſchehen iſt, von der Feſtſtellung ab⸗ 
ſehen, ob am 15. Mai 1908 der ſpätere Gemeinſchuldner ſeine 
Zahlungen ſchon eingeſtellt hatte. Es mußte ferner auch von 
den Beklagten, wenn Zahlungseinſtellung damals ſchon vorlag, 
der Beweis ihrer Nichtkenntnis derſelben gefordert werden. Der 
Kläger erhebt deshalb zutreffend darüber Beſchwerde, daß ſein 
Anfechtungsanſpruch lediglich nach dem dem Anfechtungsgegner 
günſtigeren Tatbeſtande des vorerwähnten Falles b beurteilt 
und von den Beklagten nur der Beweis der Nichtkenntnis einer 
Begünſtigungsabſicht des Gemeinſchuldners verlangt iſt. H. c. H., 
U. v. 3. Juni 10, 369/09 VII. — Kiel. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

32. 8 1 HaftpflG. Betriebsunfall. 

Das BG. hat die Straßenbahngeſellſchaft lediglich auf Grund 
des § 1 HaftpflG. verurteilt und dahingeſtellt gelaſſen, ob die Klage 
nicht auch aus den 88 823, 276 BGB. begründet fein würde. Es 
nimmt hier einen Betriebsunfall, der mit den beſonderen Gefahren 
des Bahnbetriebs zuſammenhängt, deshalb an, weil die Witwe H. 
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in der zum Ausſteigen erforderlichen Eile den unmittelbar an 
der Halteſtelle ausgeworfenen Graben nicht beachtet habe und 
infolgedeſſen hineingeſtürzt ſei. — Die Reviſion rügt dieſe Feſt⸗ 
ſtellung als eine Verletzung des § 1 Haftpfl®., weil die Witwe 
H. bei ihrem Sturze den Straßenbahnwagen ſchon verlaſſen 
gehabt und der Graben mit dem Straßenbahnbetrieb in keinem 
Zuſammenhange geſtanden habe. Beides iſt richtig. Gleichwohl 
iſt die Rüge verfehlt. Die Witwe H. hatte den Griff am 
Wagen ſchon losgelaſſen und war bereits vollſtändig aus- 
geſtiegen, als der Wagen abſchellte und weiterfuhr; erſt darauf 
fiel ſie in den Kabelgraben. Ihr Unfall hängt alſo ebenſowenig 
zeitlich wie urſächlich mit dem bloßen in Eile vorgenommenen 
Ausſteigen zuſammen. Aber ſie wollte nicht bloß ausſteigen, 
ſondern wenige Schritte weiter an der Pfaffendorferbrücke in 
einen anderen Straßenbahnwagen der Erſtbeklagten umſteigen. 
Die bis zur Umſteigeſtelle zurückzulegende Strecke, ohne welche 
der Umſteigeverkehr nicht durchführbar iſt, gehört hier, wie die 
örtlichen Verhältniſſe liegen, noch in den Gefahrenbereich 
des Eiſenbahnbetriebs. In dieſem Bereiche befand ſich 
die Witwe H. noch, als ſie den Fehltritt in den Graben 
tat, vielleicht in der ihr vom Ausſteigen her noch an⸗ 
haftenden Eile. C. c. H., U. v. 6. Juni 10, 491/09 VI. — 
Cöln. 

Anfechtungsgeſetz. 

33. S 11 Abi. 2 AnfG. verb. mit S 892 BGB. Von 
der Kenntnis des Rechtsnachfolgers. Verhältnis des Grund⸗ 
buchs zur Anfechtung. 

In dem über ein Grundſtück des D. anhängigen Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren entfiel nach dem aufgeſtellten Teilungs⸗ 
plan der Betrag von 6874,80 & auf den nicht zur Entſtehung 
gelangten Teil einer eingetragenen Grundſchuld. Dieſer Betrag 
wurde den Beklagten auf Grund verſchiedener Pfändungen 
dieſer Eigentümergrundſchuld zugewieſen. Klägerin, die mit 
einer eingetragenen, durch Abtretung ſeitens der Ehefrau D. 
erworbenen Poſt nach dem Teilungsplan ausfiel, erhob gegen 
dieſe Berückſichtigung der Beklagten Widerſpruch; ihre Klage 
wurde abgewieſen, Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: 
Wenn die Reviſion meint, es habe der Erörterung bedurft, ob 
Klägerin mit einer Kenntnis der Frau D. rechnen mußte oder 
nicht, ſo findet dieſe Auffaſſung im Geſetz keine Stütze. Die 
Vorausſetzungen der Anfechtung gegen den Rechtsnachfolger 
des Erſterwerbers find im § 11 Abſ. 2 Ziff. 1 AnfG. er⸗ 
ſchöpfend angegeben. Die Kenntnis der Umſtände, die die 
Anfechtbarkeit des Erwerbes des Rechtsvorgängers zu begründen 
geeignet ſind, genügt; es wird nicht noch weiter gefordert, daß 
der Zweiterwerber wußte oder auch nur damit rechnen mußte, 
daß der Erſterwerber eine betrügeriſche Abſicht des Schuldners 
kannte. Zu Unrecht beruft die Klägerin ſich auf die Vorſchrift 
des 8 892 BGB. Dieſe geſetzliche Beſtimmung bezieht ſich 
überhaupt nicht auf die Anfechtbarkeit des dem Grundbuch⸗ 
eintrag zugrunde liegenden Rechtsgeſchäftes im Sinne des 
Anf. Das Grundbuch iſt nicht dazu beſtimmt, darüber 
Auskunft zu geben, ob ein unter den Zunächſtbeteiligten 
gültiger Eintrag auf einem Rechtsgeſchäft beruht, das 
den Gläubigern gegenüber nach dem angezogenen Geſetz 
unwirkſam iſt. V. c. P., U. v. 10. Juni 10, 391/09 VII. — 
Berlin. 
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Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

34. 88 3 Abſ. 2, 60 GmbHG. Ausſchluß des Kündigungs⸗ 
rechts. Verpflichtungen außer der Leiſtung von Kapitaleinlagen.] 

1. Nach der Regierungsbegründung zu $ 60 (und S. 30) 
des Geſetzentwurfs betr. die Geſellſchaften m. b. H. iſt es richtig, 
daß der Geſetzgeber den Ausſchluß des Kündigungsrechts für 
geboten hielt, weil ſämtliche Geſellſchafter nur mit ihren Einlagen 
haften und das Geſellſchaftsvermögen das einzige Befriedigungs⸗ 
objekt der Gläubiger bildet. Als Erſatz für die Kündbarkeit 
hat der Geſetzgeber die Veräußerlichkeit und Zugriffsfähigkeit 
der Geſchäſtsanteile gewährt und in SS 60, 61 GmbHG. be: 
ſondere Auflöſungsgründe aufgeſtellt. 2. Der § 3 Abſ. 2 
GmbHG. geſtattet es, daß die Geſellſchafter außer der Leiſtung 
von Kapitaleinlagen noch andere Verpflichtungen, nämlich die 
Verpflichtung übernehmen, ihre Produktion an die Geſellſchaft 
m. b. H. zu beſtimmten Preiſen zum Zwecke der Verwertung 
im gemeinſamen Intereſſe abzuliefern. Im Streitfalle iſt dieſe 
Verpflichtung im Geſellſchaftsvertrag übernommen und als ein 
Teil der Mitgliederpflichten und Rechte bezeichnet und aus⸗ 
gebildet. Daher macht es für ihren rechtlichen Charakter nichts 
aus, ob man dieſe Verpflichtungen als Hauptverpflichtung oder 
als Nebenverpflichtungen bezeichnet; ſie bleiben dem Geſellſchafts⸗ 
recht der Geſellſchaft m. b. H. unterworfen, bilden einen einheit⸗ 
lichen Vertrag zuſammen mit dem Geſellſchaftsvertrag und 
können daher bei der hier gegebenen Sachlage nicht als ſelb⸗ 
ſtändige Verträge behandelt werden, wie ſie ein Dritter mit der 
Geſellſchaft in Form eines Lieferungsvertrags einzugehen ver⸗ 
möchte. W. c. W., U. v. 7. Juni 10, 507/09 II. — Stuttgart. 

35. § 30 GmbHG. 

Durch notariellen Vertrag vom 6. April 1906 gründeten 
der Kaufmann Guſtav H. in Berlin und der Reſtaurateur 
Wilhelm H. in Wilmersdorf eine Geſellſchaft m. b. H. unter 
der Firma Guſtav H. Den Gegenſtand des Unternehmens, 
deſſen Dauer auf 22 Jahre beſtimmt wurde, ſollte der Betrieb 
von Reſtaurationsgeſchäften bilden. Die Einlage des Guſtav H. 
beſtand darin, daß er ſeine Rechte aus den Pachtverträgen, die 
er mit Unterpächtern über das Café Tiergartenhof in Charlotten- 
burg und über das Parkreſtaurant zu Südende geſchloſſen hatte, 
an die neu gegründete Geſellſchaft abtrat. Am 27. Dezember 
1906 wurde über ſein Vermögen das Konkursverfahren eröffnet. 
Der Konkursverwalter focht nunmehr die in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage enthaltene Abtretung auf Grund des § 311 KO. an 
und beantragte, die Beklagte zu verurteilen, die von H. ein⸗ 
gebrachten Rechte am Tiergartenhof und Parkreſtaurant zu 
Südende an den Kläger zurückzugewähren. Die Vorinſtanzen 
verurteilten, RG. beſtätigte: In der mündlichen Verhandlung 
vor dem Reviſionsgericht hat der Vertreter der Beklagten zunächſt 
ausgeführt, daß eine Rückgewähr der von H. in die Geſellſchaft 


eingebrachten Rechte ſchon um deswillen nicht verlangt werden 


könne, weil die Stammeinlage den Gläubigern der Geſellſchaft 
nicht entzogen werden dürfe. Dieſer Anſicht iſt jedoch nicht 
beizupflichten. Der Umſtand, daß die in die Geſellſchaft ein⸗ 
gebrachten Rechte Beſtandteile der Stammeinlage bilden, ſteht 
der Anfechtung keineswegs entgegen. Das RG. hat zwar ſchon 
ausgeſprochen, daß bei der Geſellſchaft m. b. H. weder der 
einzelne Geſellſchafter die Herausgabe, noch die Geſellſchaft die 
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Rücknahme der Einlage beanſpruchen können, und es iſt dieſe 
Anſicht damit begründet, daß in einer ſolchen Maßnahme eine 
Gefährdung der Gläubiger der Geſellſchaft liegen würde, gegen 
welche ſie mit Rückſicht auf die Regiſtereintragung Schutz ver⸗ 
langen könnten. (RG. 68, 271.) Ebenſo iſt bezüglich der 
Aktiengeſellſchaften in konſtanter Rechtſprechung angenommen, 
daß der Zeichner oder Käufer einer Aktie weder im Wege 
einer Anfechtung wegen Irrtums oder Betruges, noch durch 
Erhebung eines Schadensanſpruchs durchſetzen könne, daß ihm 
feine Einlage zurückgewährt werde. Die Vorſchrift des §S 213 
HGB., wonach die Aktionäre ihre Einlage nicht zurückfordern 
könnten, ſei zum Schutze des mit der Aktiengeſellſchaft kon⸗ 
trahierenden Publikums und im Intereſſe der Geſamtheit der 
Aktionäre getroffen, und dieſe Vorſchrift könne auch nicht dadurch 
außer Wirkſamkeit geſetzt werden, daß im Einzelfalle ein 
Aktionär durch ſchuldhaftes Verhalten der Geſellſchaftsorgane 
zu ſeiner Beteiligung veranlaßt worden ſei. (RG. 54, 128 
und die dort angeführten weiteren Entſcheidungen.) Allein im 
vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um das Verhältnis 
zwiſchen Geſellſchafter und Geſellſchaft, ſondern um das Ver⸗ 
hältnis des Gläubigers eines Geſellſchafters zur Geſellſchaft, 
und zwar eines Gläubigers, der nicht Rechte des Geſellſchafters, 
ſondern eigene Rechte wegen frauduloſen Zuſammenwirkens 
zwiſchen Geſellſchafter und Geſellſchaft geltend macht. Hier 
müſſen die Intereſſen der Geſellſchaftsgläubiger zurücktreten. 
(Wird ausgeführt.) H. c. G., U. v. 24. Mai 10, 390/09 VII. 
— Berlin. 

Genoſſenſchaftsgeſetz. 

36. 
verbunden mit SS 321, 323, 610 BGB. Gehören nach der 
Konkurseröffnung fällig werdende Einzahlungen auf den 
Geſchäftsanteil zur Konkursmaſſe ?! 

Die Frage, ob von den Genoſſen auch die nach der 
Konkurseröffnung fällig werdenden Einzahlungen auf den Ge⸗ 
ſchäftsanteil (S 7 Nr. 2 Abſ. 2 GenG.) noch entrichtet werden 
müſſen, iſt in der Rechtslehre und namentlich in der Recht⸗ 
ſprechung (vgl u. a. OLG. 6, 502 und 16, 104) ſtreitig und 
zu verneinen. Der Geſchäftsbetrieb der Genoſſenſchaft und 
Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil befinden ſich in einem 
ſo engen Zuſammenhange, daß mit dem Wegfalle der Mög⸗ 
lichkeit, den Betrieb der Genoſſenſchaft fortzuſetzen, auch die 
Verpflichtung der Genoſſen aufhört, auf den Geſchäftsanteil 
neue Einzahlungen zu machen. Den Genoſſen iſt zwar die 
Verpflichtung auferlegt, die beſtimmten Einzahlungen zu leiſten, 
dieſe Verpflichtung iſt aber keine unbedingte, ſie trägt vielmehr 
nach dem Sinne des Geſetzes und der Satzung die Be⸗ 
ſchränkung in ſich, daß die Einzahlungen nur für die Zwecke 
der ihren Betrieb fortſetzenden Genoſſenſchaft zu entrichten ſind. 
Hierbei leiden die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes keine 
unmittelbare Anwendung; es macht ſich indeſſen ein ähnlicher 
Rechtsgedanke geltend, wie er im § 323 (vgl. SS 321, 610 
BGB.) Ausdruck gefunden hat. Richtig iſt allerdings, daß 
durch die Bildung des Genoſſenſchaftsvermögens die Sicherheit 
der Gläubiger verſtärkt wird und daß die Vermögensbildung, 
wie ſchon bemerkt wurde, zu einem Teile auf den Einlagen be⸗ 
ruht. Es kann deswegen auch die Folgerung nicht abgelehnt 
werden, daß die Gläubiger der Genoſſenſchaft an den Ein⸗ 
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zahlungen auf den Geſchäftsanteil ein Intereſſe haben. Eine 
Verminderung oder Verzögerung dieſer Einzahlungen könnte die 
Entwickelung eines gedeihlichen Geſchäftsbetriebes gefährden, ja 
— namentlich bei größeren Genoſſenſchaften mit erheblichen 
Einzahlungsſummen — den geſchäftlichen Zuſammenbruch der 
Genoſſenſchaft herbeiführen. Hieraus erklären ſich die Vor⸗ 
ſchriften des §S 22 GenG., nach denen „eine Herabſetzung des 
Geſchäftsanteils oder der auf denſelben zu leiſtenden Ein⸗ 
zahlungen oder eine Verlängerung der für die letzteren feſt⸗ 
geſetzten Friſten“ ohne Tilgung oder Deckung der Genoſſenſchafts⸗ 
ſchulden nicht erfolgen darf. Aber auf der anderen Seite muß 
daran feſtgehalten werden, daß die Rechte der auf ihre 
Sicherheit bedachten Gläubiger in Anſehung der Einzahlung 
auf den Geſchäftsanteil ihre Grenzen in den Rechten finden, 
welche die Genoſſenſchaft ſelbſt gegen die Genoſſen geltend 
machen kann. Das Weſen der genoſſenſchaftlichen Einlagepflicht 
zeigt ſich nicht nur darin, daß die Generalverſammlung ohne 
Rückſichtnahme auf die Gläubiger darüber beſchließen kann, in 
welchen Beträgen und innerhalb welcher Friſten diejenigen Ge⸗ 
ſchäftsanteilsraten einzuzahlen ſind, für welche die Satzung 
zwar die Zahlungspflicht, aber nicht den Betrag und die Friſt 
feſtgeſetzt hat (S 50), ſondern auch darin, daß die inneren Ver⸗ 
hältniſſe der Genoſſenſchaft die in der Satzung im voraus ge⸗ 
regelte Einzahlungspflicht beeinfluſſen können. Darin kann 
keine unbillige Beeinträchtigung der Gläubigerrechte gefunden 
werden. Denn es iſt zu beachten, daß die Gläubiger bei der 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung in erſter Linie durch 
die Haftſumme der Genoſſen, welche in keinem Falle niedriger 
als der ganze Geſchäftsanteil fein darf ($ 131) und daher die 
Einlagen regelmäßig weit überragt, ſichergeſtellt werden. Die 
Haftſummen bilden die eigentliche Sicherheitsreſerve; ſie ſtehen 
völlig ſelbſtändig neben den Geſchäftsanteilen und werden durch 
Einzahlungen auf dieſe nicht verändert. Durch dieſe Ein⸗ 
richtung unterſcheidet ſich die Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht weſentlich von anderen Vereinen, insbeſondere auch 
von der Aktiengeſellſchaft und der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, bei denen das Aktienkapital und das Stammkapital 
allein die Sicherheit der Gläubiger bilden. Bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft geben die Haftſummen der Gläubigerſicherheit die un⸗ 
mittelbare und unbedingte Unterlage, wogegen die Geſchäfts⸗ 
anteile nur mittelbar und nur inſoweit die Gewähr der 
Sicherheit bieten, als die Einzahlungen nicht ſpäter der in der 
Auflöſung begriffenen Genoſſenſchaft gegenüber verweigert wer⸗ 
den können, ſondern wirklich erfolgen und das Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen dauernd vermehren. Dieſe Erwägungen finden ihre 
Beſtätigung in dem § 139 Gen®., der vorſchreibt, daß jährlich 
„der Geſamtbetrag, um welchen die Geſchäftsguthaben ſowie 
die Haftſummen der Genoſſen ſich vermehrt oder vermindert 
haben und der Betrag der Haftſummen zu veröffentlichen iſt, 
für welche am Jahresſchluß alle Genoſſen zuſammen auf⸗ 
zukommen haben“. Es werden alſo nur die Geſcheſtsgnthaben, 
in welchen die auf den Geſchäftsanteil wirklich gemachten Ein⸗ 
zahlungen enthalten ſind, nicht etwa auch die Beträge der noch 
ausſtehenden Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil, zugleich mit 
dem Geſamtbetrage der Haftſummen bekanntgemacht. Müßte 
angenommen werden, daß die Anſprüche der Genoſſenſchaft auf 
die Einzahlungen von der Fortſetzung des genoſſenſchaftlichen 
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Betriebes unabhängige Forderungen wären, ſo würden nicht 
bloß die während des Konkursverfahrens fällig werdenden Ge⸗ 
ſchäftsanteilsraten, ſondern auch die ſpäter fällig werdenden 
Beträge zur Konkursmaſſe gehören. Dieſe Forderungen müßten 
für die Maſſe verwertet werden. Und wäre die Verwertung 
der befriſteten Forderungen nicht ausführbar, ſo müßte, ab⸗ 
geſehen von einer etwaigen Befriedigung der Gläubiger oder 
von ihrer Zuſtimmung zur Einſtellung des Konkursverfahrens, 
deſſen Beendigung hinausgeſchoben werden, bis ſämtliche Ge⸗ 
ſchäftsanteilsraten fällig wären. Eine oft unerwünſchte Folge 
im Hinblicke darauf, daß zahlreiche Genoſſenſchaften in ihren 
Satzungen kleine und auf viele Jahre ſich erſtreckende Teil⸗ 
zahlungen vorſchreiben. Die Entſcheidung des BG., der das 
RG. beipflichtet, enthält auch keine Unbilligkeit gegenüber den 
Genoſſen, welche den ganzen Geſchäftsanteil bereits bei der 
Konkurseröffnung eingezahlt oder doch höhere Einzahlungen als 
andere Genoſſen gemacht haben. Denn die höheren Einzahlungen 
beruhen auf freiem Willen, und ihnen entſpricht der höhere 
Anteil an dem wirklich gemachten oder erwarteten Gewinne. 
Mit der hier gebilligten Rechtsauffaſſung — die von Pariſius⸗ 
Crüger, Kommentar zum Genoſſenſchaftsgeſetze, 8 7 Anm. 3 
S. 106 und von Maurer = Birkenbihl, Kommentar zu demſelben 
Geſetze, §S 125 (jetzt §S 131) Anm. 3 S. 404 geteilt wird — 
ſteht die Entſcheidung des erkennenden Senats vom 10. Januar 
1900 (vgl. RG. 45, 106) nicht im fachlichen Widerſpruche; 
dieſe Entſcheidung betrifft nicht die Einzahlung auf den Ge⸗ 
ſchäftsanteil, ſondern die Haftung des Genoſſen mit ſeiner 
Haftſumme. Nicht in Betracht kommen ferner diejenigen 
Urteile des erkennenden Senats, welche ſich mit der Frage be⸗ 
faſſen, inwieweit die Genoſſen während der Liquidation der 
Genoſſenſchaft noch zu — ſatzungsgemäß zu vergütenden — 
Sachleiſtungen herangezogen werden können. Konſumverein K. 
c. F. u. Gen., U. v. 7. Mai 10, 232/09 I. — Karlsruhe. 

Landwirtſchaftliches Unfallverſicherungsgeſetz. 

37. 8 146 MUNG. Ausſchluß des erlittenen im: 
materiellen Schadens gegen den Betriebsunternehmer?] 

Der Kläger iſt, während er in dem der Beklagten zu 1 
gehörigen Fürſorgehauſe untergebracht war, in dem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe der Beklagten zu 2, in welchem er an 
jenem Tage mit anderen Fürſorgezöglingen an einer Dreſch⸗ 
maſchine beſchäftigt war, verunglückt. Er erhält von der 
Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft eine ihm 
vom RWA. zuſprochene Unfallrente von vorerſt monatlich 15 &. 
Der Kläger hat nun die beiden Beklagten als Geſamtſchuldner 
auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen. Das LG. wies 
den Kläger mit der Klage ab. Das OLG. wies die Berufung 
bez. der Beklagten zu 2 zurück; die Reviſion hatte keinen 
Erfolg: Nach § 146 Abſ. 4 LwuG. iſt „für das über einen 
ſolchen Anſpruch erkennende ordentliche Gericht die Entſcheidung 
bindend, welche in dem durch dieſes Geſetz geordneten Ver⸗ 
fahren über die Frage ergeht, ob ein Unfall vorliegt, für 
welchen aus der Unfallverſicherung Entſchädigung zu leiſten iſt 
und in welchem Umfange Entſchädigung zu gewähren iſt.“ 
Dieſe Geſetzesvorſchrift bezieht ſich, wie der erkennende Senat 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat (RG. Bd. 60 Nr. 9 S. 36; 
Bd. 71 Nr. 2 S. 5 f.), nicht bloß auf die ſeltenen Anſprüche 
wegen ſtrafgerichtlich feſtgeſtellter vorſätzlicher Schadens⸗ 
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zufügung, ſondern auf alle Schadenserſatzanſprüche des ver⸗ 
ſicherten Verletzten gegen den Betriebsunternehmer und deſſen 
Betriebsbeamte. Hiernach ſteht im vorliegenden Falle zufolge 
der Entſcheidung der Verſicherungsinſtanz für das ordentliche 
Gericht unabänderlich bindend feſt, daß der Kläger in einem 
landwirtſchaftlichen Betriebe den Unfall erlitten hat und ihm 
hierfür aus der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Unfallverſicherung 
Entſchädigung zu leiſten iſt. Unternehmerin des betreffenden 
landwirtſchaftlichen Betriebes war unſtreitig die Beklagte zu 2. 
Der § 146 Abſ. 1 LwulVG. ſchließt ganz allgemein einen An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des infolge eines Unfalles erlittenen Schadens 
gegen den Betriebsunternehmer uſw. aus; alſo unterſchiedslos 
jeden Schadenserſatzanſpruch mit alleiniger Ausnahme des 
Falles einer ſtrafgerichtlich feſtgeſtellten vorſätzlich herbeigeführten 
Schädigung. Ein Schaden im Rechtsſinne iſt aber auch der 
„Schaden, der nicht Vermögensſchaden iſt“, für welchen der 
Verletzte nach §8 847 BGB. eine billige Entſchädigung ver⸗ 
langen kann (vgl. Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe, 
2. Aufl. zu §S 847 Bem. 3 S. 999). Es iſt nicht richtig, daß 
die Unfallverſicherungsgeſetze nur diejenigen Anſprüche dem 
Unternehmer gegenüber ausſchließen wollten, die auf Erſatz 
des zu der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit des Ver⸗ 
letzten in Beziehung ſtehenden Vermögensſchadens gerichtet ſind. 
(Wird weiter ausgeführt.) Nun beſtimmt allerdings in Ab⸗ 
weichung von dem Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetze der § 146 
LwuVG. im dritten Abſatze, „daß die auf geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen beruhenden Anſprüche eines Verletzten auf Erſatz 
des infolge des Unfalles erlittenen Schadens für die Dauer 
der erſten dreizehn Wochen nach dem Unfalle vorbehalten 
bleiben, wenn nicht durch die Landesgeſetzgebung oder durch 
ſtatutariſche Beſtimmung eine der Vorſchriften der SS 6 und 7 
KrankVG. bzw. der SS 137 ff. des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
mindeſtens gleichkommende Fürſorge für den Verletzten und 
ſeine Angehörigen getroffen iſt oder der Verletzte auf Grund 
von $ 136 a. a. O. von der Krankenverſicherung befreit iſt.“ 
Von dieſer Beſtimmung würde im gegenwärtigen Falle der 
vom Kläger geltend gemachte Rentenanſpruch nicht betroffen, 
da die Rente erſt von einem lange nach den erſten dreizehn 
Wochen liegenden Zeitpunkte ab gefordert wird. In Frage 
könnte nur der Anſpruch auf das Schmerzensgeld kommen. 
In der Tat iſt ſchon mehrfach, auch in der Judikatur, der 
Vorſchrift in §S 146 Abſ. 3 LUNG. auf Erſatzanſprüche wegen 
immateriellen Schadens Anwendung gegeben worden. So 
in betreff des Schmerzensgeldes OLG. Caſſel mit Urteil vom 
16. Mai 1904, Seuff A. Bd. 59 S. 400 und bezüglich der 
Buße Urteil des RG. III. StS. vom 20. März 1893 RGSt. 
Bd. 24 Nr. 24 S. 82 f.; vgl. auch Handbuch für Unfall 
verſicherung Bd. II zu §S 146 Lwu G. Nr. 3 S. 214. Allein 
dieſe Auffaſſung kann für den Anſpruch aus § 847 BGB. 
nicht als zutreffend anerkannt werden. (Wird dargelegt.) 
Der Geſetzgeber wollte dem landwirtſchaftlichen Arbeiter wegen 
der ihm abgehenden Fürſorge, die auf dem gewerblichen Gebiete 
während der erſten dreizehn Wochen dem Verletzten durch die 
Krankenverſicherung zuteil wird, und für welche auch die der 
Gemeinde obliegende notwendigſte Fürſorge (etzt 88 26, 27 
WURDE.) keinen genügenden Erſatz böte, einen Ausgleich 
dadurch gewähren, daß ihre geſetzlichen Erſatzanſprüche für jene 
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Zeitdauer von der Wirkung des § 146 Abf. 1 ausgenommen 
wurden. Bezweckt war eine wirtſchaftliche Gleichſtellung mit 
dem verſicherten gewerblichen Arbeiter. Keineswegs aber war 
die Abſicht, darüber hinausgehend den landwirtſchaftlichen 
Arbeiter zu bevorzugen. Bei der zeitlichen Begrenzung auf die 
erſten 13 Wochen nach dem Unfalle ſind ohne Zweifel Anſprüche 
vorausgeſetzt, für welche der Gegenſtand der Leiſtung ſich der 
Zeitdauer nach beſtimmt abgrenzen läßt, was bei dem Schaden, 
der nicht Vermögensſchaden iſt, auch dann, wenn er in jener 
Zeitfriſt bereits entſtanden und zutage getreten ſein ſollte, 
nicht immer tunlich ſein wird. Doch mag dieſer Erwägung 
(vgl. Urteil des OLG. in Celle vom 26. Februar 1901 in 
Seuff A. Bd. 56 Nr. 197 S. 349 ff.) ein ausſchlaggebendes 
Gewicht nicht beizumeſſen ſein; da es immerhin dem Richter 
durch §S 287 ZPO. ermöglicht fein könnte, nach freiem Ermeſſen 
ein Schmerzensgeld (im engeren Sinne) und allenfalls auch 
eine Vergütung wegen eingetretener Verunſtaltung nach einem 
zeitlichen Rahmen feſtzuſetzen. Entſcheidend aber iſt der vor⸗ 
ſtehend erörterte, im Geſetze ſelbſt deutlich zum Ausdrucke 
kommende Zweck der Vorſchrift in 8 146 Abſ. 3. Über den, 
dieſem beſonderen Zwecke entſprechenden, ſinngemäßen Inhalt 
der Beſtimmung hinaus iſt der Vorbehalt der Anſprüche nicht 
auszudehnen. Die hier vertretene Geſetzesauslegung tritt mit 
den Urteilen der Strafſenate des RG., in denen für den Fall 
des § 146 Abſ. 3 LwuVG. die Zuerkennung einer Buße 
gemäß § 231 StGB. für ſtatthaft erklärt worden iſt, nicht in 
einen Widerſpruch, der zur Einholung einer Entſcheidung des 
Plenums nach § 137 Abſ. 2 GVG. Anlaß geben könnte. In 
dem Urteile des III. StS. vom 20. März 1893 RGSt. Bd. 24 
Nr. 24 S. 82 f. iſt allerdings von einem, übrigens auf die 
Beſtimmungen des PrALN. geſtützten Anſpruch auf „Schmerzens⸗ 
geld“ die Rede. Ein Urteil des IV. StS. vom 23. Oktober 1906 
4 D 469/06 läßt nicht erſehen, ob in dieſem Falle mit der 
Buße auch Erſatz von immateriellem Schaden beanſprucht war. 
Aber der erkennende Zivilſenat hat lediglich über den zivil⸗ 
rechtlichen Anſpruch aus 8 847 BGB., nicht über die Voraus: 
ſetzungen einer im Strafverfahren zuzuſprechenden Buße zu 
entſcheiden. G. c. Z. u. K., U. v. 6. Juni 10, 110/09 VL — 
Breslau. a 

II. Preußiſches Recht. 

Geſetz vom 3. November 1838 über die Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen. 

38. § 4 und Geſetz, den Rechtsweg betreffend, vom 
11. Mai 1842. Zum Begriff der polizeilichen Verfügung. Un⸗ 
zuläſſigkeit einer negatoriſchen Klage. Nichtausführung oder 
Abänderung des genehmigten Bauplans.] 

Die Reviſion bekämpft die Auffaſſung des BG., die in 
der vorliegenden Genehmigung des Bauplans der Bahn durch 
den Miniſter der öffentlichen Arbeiten eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung im Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1842 ſieht, gegen 
die nach 8 4 des Geſetzes der Rechtsweg nur darüber zuläſſig iſt, ob 
ein Eingriff in Privatrechte vorliegt und zu welchem Betrage 
dafür Entſchädigung geleiſtet werden muß. Die Reviſion eignet 
ſich hierfür die Ausführungen des landgerichtlichen Urteils an, 
die einen Unterſchied machen, ob die Bahn bereits dem öffent⸗ 
lichen Verkehr übergeben iſt oder nicht, weil nur im erſteren 
Falle das öffentliche Intereſſe überwiege, und in der landes⸗ 
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polizeilichen Feſtſtellung des Bauplanes keine polizeiliche Ver⸗ 
fügung, ſondern nur eine, unbeſchadet aller Privatrechte, erteilte 
Erlaubnis finden. Dieſe Auffaſſung geht fehl. Dafür, daß 
das öffentliche Intereſſe dem privaten erſt dann vorgehe, wenn 
die Bahn dem öffentlichen Verkehr übergeben ſei, ſpricht nichts. 
Eine polizeiliche Anordnung oder Genehmigung iſt ſtets dann 
eine Verfügung im Sinne des erwähnten Geſetzes, wenn ſie 
allgemeine öffentliche Intereſſen berührt und nicht nur ſolchen 
privater Natur dient. Gegenüber überwiegenden öffentlichen 
Intereſſen müſſen die einzelnen Staatsbürger zurücktreten, denn 
die Verrichtungen der Staatsgewalt können nicht ſtillſtehen, bis 
alle einzelnen entgegenſtehenden Privatintereſſen im Wege der 
Enteignung beſeitigt ſind. Der Rechtsweg iſt daher aus⸗ 


geſchloſſen, wenn die Anordnung getroffen iſt, weil die Polizei⸗ 


behörde die Vornahme oder Genehmigung der Handlung als 
im öffentlichen Intereſſe notwendig oder doch wünſchenswert 
erkannt und bezeichnet hat (Gruchot 39, 682; Warneyer, Er⸗ 
gänzungsband 1908 Nr. 380; IW. 00, 6291). Durch eine 
Reihe von Entſcheidungen des PrOTr., des Gerichtshofs zur 
Entſcheidung der Kompetenzkonflikte und des RG. iſt der Satz 
feſtgelegt worden — von dem abzuweichen keine Veranlaſſung 
vorliegt —, daß die im § 4 des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen vom 3. November 1838 (G.⸗S. S. 505) dem 
Handelsminiſter, jetzt dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 
vorbehaltene Genehmigung des Bauplans nicht lediglich als 
eine, der Geltendmachung von Privatrechten in keiner Weiſe 
vorgreifende, Bedenken aus dem öffentlichen Rechte verneinende 
Bauerlaubnis, ſondern als eine polizeiliche Verfügung im Sinne 
des Geſetzes vom 11. Mai 1842 anzuſehen iſt, der gegenüber 
der Rechtsweg nur für Schadenserſatzanſprüche zuläſſig iſt. 
Dies wird ſtets damit begründet, daß es ſich im Falle des 
§ 4 Geſetz vom 3. November 1838 um Anlagen handelt, die 
im Intereſſe des öffentlichen Wohles, des öffentlichen 
Verkehrs, von der zuſtändigen Amtsſtelle als notwendig oder 
doch als wünſchenswert bezeichnet worden find (ſ. PrJMBl. 
1865, 106 und 1867, 93 die dort abgedruckten Urteile des 
Gerichtshofs zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 
11. Februar 1865 und 12. Januar 1867; OTr. vom 11. Ja⸗ 
nuar 1871 in Strieth Arch. 80, 210; RG. 7, 267; Gruchot 34, 
1132 JW. 92, 1084; Gruchot 39, 682; JW. 00, 6291; 
RG. 59, 72). Insbeſondere hat der erkennende Senat in 


ſeinem Urteile vom 13. Mai 1893 (RG. 31, 285) ausgeſprochen, 


daß „Eiſenbahnbauten, die nach Maßgabe des vom Minifter 
auf Grund des § 4 Eijenbahn®. vom 3. November 1838 feſt⸗ 
geſtellten Projektes zur Ausführung gelangen, nicht zum Gegen⸗ 
ſtande einer negatoriſchen Klage gemacht werden können“. In 
dieſen Entſcheidungen iſt auch mehrfach hervorgehoben, daß es 
keinen Unterſchied mache, ob es ſich um ein privates oder, wie 
hier, um ein vom Staate ſelbſt errichtetes Bahnunternehmen 
handle (ſ. auch Eger, EiſenbE. 9, 137). Es liegt ferner, um 
noch einmal auf den vom LG. gemachten Unterſchied zu kommen, 
auf der Hand, daß es hierbei von keiner Bedeutung ſein kann, 
ob die Bahn etwa noch im Bau begriffen oder doch noch nicht 
dem öffentlichen Verkehr übergeben iſt, denn auch dann würde 
ein Klaganſpruch, der die Nichtausführung oder eine Abänderung 
der Ausführung des genehmigten Bauplanes begehrt, ſich mit der 
polizeilichen Anordnung in Widerſpruch ſetzen (Gruchot 39, 682), 


wie ja auch, worauf Gleim (Recht der Eiſenbahnen 1, 364) 
mit Recht hinweiſt, der Inhalt des genehmigten Bauplanes, 
alſo auch vor ſeiner Ausführung, im Rechtsweg einer Nach⸗ 
prüfung nicht unterzogen werden darf. Dieſe von der Recht⸗ 
ſprechung vertretene Auffaſſung wird auch von der Fachwiſſen⸗ 
ſchaft vertreten (. Eger, EnteignG. 2, 28; Gleim a. a. O.; 
Eger, Eiſenbahnrecht 1, 536; a. M. Koffka, EnteignG. § 1 
Nr. 29 S. 41). Z. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 8. Juni 10, 
153/10 V. — Stettin. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

39. SS 11, 13 FluchtlG.] 

Was die Reviſion der Beklagten betrifft, fo richtet ſich ihr 
Hauptangriff dagegen, daß die dem Kläger zugebilligte Ent⸗ 
ſchädigung nach den Erträgen eines fingierten Neubaues be⸗ 
rechnet worden ſei. Dadurch ſoll der Ber R. gegen die SS 8, 10 
EnteignungsG. und gegen die SS 11, 13 FluchtlG. verſtoßen 
haben. Richtig iſt, daß die Gemeinden durch die auf Grund 
der Feſtſetzung der Fluchtlinien eintretende Baubeſchränkung 
(S 1 a. a. O.) vor Wertſteigerungen infolge von Neubauten, 
Um: und Ausbauten, die der Eigentümer des von der Flucht⸗ 
linie betroffenen Grundſtücks bis zu deſſen Inanſpruchnahme 
für Straßenzwecke ausführen läßt, geſchützt werden ſollen. Der 
bauliche Zuſtand wird für die künftige Entziehung des Grund⸗ 
eigentums dergeſtalt feſtgelegt, daß Veränderungen der im 
§ 11 gedachten Art ohne die Genehmigung der das Bauverbot 
handhabenden Polizeibehörde ausgeſchloſſen ſind und die Ent⸗ 
ſchädigung von dem Einfluſſe ſolcher Veränderungen freigemacht 
wird (vgl. Friedrichs, Fluchtliniengeſetz, 5. Aufl., Bem. 2 zu 
§ 11 S. 79). Damit tritt der andere Satz, den das RG. 
ausgeſprochen hat und an dem feſtzuhalten iſt, daß nämlich bei 
der demnächſtigen Enteignung der volle Wert des für den 
öffentlichen Verkehr beſtimmten Grundſtücks, wie er zur Zeit 
der Enteignung vorhanden iſt, ohne Rückſicht auf die mit der 
Fluchtlinienfeſtſetzung eintretende Baubeſchränkung zu erſetzen 
ſei (RG. 53, 133), nur in ſcheinbaren Widerſpruch. Das 
Bauverbot bleibt außer Betracht, foweit es ſich um die Frage 
handelt, ob die entzogene Grundfläche als Bauland zu be⸗ 
werten iſt; ſie iſt ſo zu beantworten, als wäre das durch das 
Fluchtliniengeſetz geſchaffene rechtliche Hindernis der baulichen 
Ausnutzung des Grundſtücks nicht gegeben. Aber das Bau⸗ 
verbot äußert ſeine Wirkung inſofern, als der Eigentümer bei 
Geltendmachung des Verbots rechtlich nicht in der Lage iſt, 
fein Grundſtück mit tatſächlich an ſich möglichen Neu-, Um: 
oder Ausbauten zu verſehen, und dadurch die Gemeinde den 
Vorteil erlangt, daß ſie ſolche Bauten nicht zu erſetzen braucht. 
Deren Koſten bleiben ihr erſpart, dafür hat ſie nichts zu zahlen 
(RG. 55, 73). Wenn die Reviſion meint, daß bei Ermittlung 
der Entſchädigung nach einem fingierten Neubau, alſo bei An⸗ 
nahme einer der vollen Ausnutzungsfähigkeit des Grundſtücks 
entſprechenden Bebauung, das Gegenteil der Fall ſei, ſo über⸗ 
ſieht ſie, daß bei einer ſolchen Schätzung auch nichts weiter 
feſtgeſtellt wird, als der derzeitige wirkliche Wert des Grund⸗ 
ſtücks, wie er iſt, nicht wie er ſein würde, wenn der Neubau 
tatſächlich ausgeführt wäre. Der Eigentümer erhält nicht den 
Wert des nur gedachten Gebäudes erſetzt, denn die Koſten der 
Errichtung dieſes Gebäudes, die notwendig aufgewendet werden 
müſſen, um den angemeſſenen Ertrag zu erzielen, werden in 
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Abzug gebracht (vgl. Gruchot 37, 125; 38, 1097). Dies 
dürfte nicht geſchehen, wenn es ſich um ein fertiges Gebäude 
handelte, das der Eigentümer der Gemeinde zu überlaſſen 
hätte; hier iſt ein bebautes, nicht bloß ein bebaubares Grund⸗ 
ſtück Gegenſtand der Schätzung und in der Entſchädigungs⸗ 
ſumme muß der Eigentümer für das erforderliche Baukapital 
die Deckung finden. Der Reviſion wäre daher nur zuzuſtimmen, 
ſofern der BerR. den Boden der Fiktion verlaſſen und den 
Kläger ſo entſchädigt hätte, als wäre der Neubau in Wahrheit 
errichtet. Dies trifft aber nicht zu. T. c. S., U. v. 27. Mai 10, 
501/09 VII. — Königsberg. 

40. 8 15 Fludtl®. Zuläſſigkeit des Rechtswegs.] 

Als der Kläger im Frühjahr 1903 um die Erlaubnis 
nachſuchte, auf ſeinem in M. an der Chauſſeeſtraße gelegenen 
Grundſtück ein Haus zu erbauen, wurde die Erteilung dieſer 
Erlaubnis davon abhängig gemacht, daß er ſich verpflichtete, 
die nach dem Bebauungsplane der Gemeinde zur Verbreiterung 
der Lichtenrader Chauſſee erforderlich Fläche des Grundſtücks 
unentgeltlich der Gemeinde zu übereignen und mit dem Grund⸗ 
ſtücke wegen der Straßenbaukoſten in Höhe von 1700 % 
Hypothek zu beſtellen. Beide Verpflichtungen übernahm der 
Kläger in einer von dem Gemeindevorſteher am 28. April 1903 
zu Protokoll genommenen Verhandlung. Die Hypothek ließ er 
auf dem Grundſtück eintragen, löſte ſie aber ſpäter dadurch 
ab, daß er am 1. April 1905 3½ prozentige Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen im Betrage von 1700 & bei der Gemeinde⸗ 
kaſſe hinterlegte. Er behauptet, ein Rechtsgrund, der Gemeinde 
für die Straßenbaukoſten Sicherheit zu leiſten, habe nicht 
beſtanden. Die Gemeinde habe ein ortsſtatutariſches Bau⸗ 
verbot am 28. April 1903 gegen ihn noch nicht zur An⸗ 
wendung bringen können; ein ſolches Verbot ſei vielmehr erſt 
im ſpäteren Ortsſtatute vom 14. Februar 1904 enthalten. Er 
habe ſich, als er die Erklärung vom 28. April 1903 abgab, 
deswegen in einem Irrtum befunden. Die Chauſſeeſtraße ſei 
damals ſchon eine ſog. hiſtoriſche Straße geweſen. Mit dieſer 
Begründung hat er gegen die Gemeinde Klage erhoben und 
den Antrag geſtellt, die Gemeinde zur Herausgabe der hinter⸗ 
legten Staatsſchuldſcheine nebſt Zins⸗ und Erneuerungsſcheinen 
oder für den Fall des Unvermögens zur Zahlung von 17004 
nebſt 31/s Prozent Zinſen ſeit dem 1. April 1905 zu verurteilen. 
Die Beklagte hat beſtritten, daß der ordentliche Rechtsweg zu⸗ 
läſſig ſei, und hat aus dieſem Grunde die Verhandlung zur 
Hauptſache verweigert. Das LG. hat durch Zwiſchenurteil die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges verworfen. Die 
dagegen eingelegte Berufung und die Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Von vornherein ſcheidet die Möglichkeit aus, daß 
das Vorgehen des Klägers im gegenwärtigen Prozeſſe etwa 
gegen eine baupolizeiliche Verfügung gerichtet ſein könnte. 
(Wird ausgeführt.) Iſt nun aber, ſei es aus Anlaß der 
polizeilichen Stellungnahme gegenüber dem Konſensgeſuche oder 
ohne eine ſolche ein Vertrag zwiſchen der Gemeinde und dem 
Geſuchſteller zuſtande gekommen, durch den die kommunale Zu⸗ 
ſtimmung zum Bau von irgendwelchen dem Geſuchſteller auf- 
erlegten Bedingungen abhängig gemacht wird, ſo iſt die 
Entſcheidung ſowohl über die Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages 
als auch über einen Anſpruch auf Zurückgewährung des an die 
Gemeinde Geleiſteten nur in einem ſpäter zu erwähnenden Aus: 
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nahmefalle dem ordentlichen Richter verwehrt, in aller Regel 
dagegen Sache der ordentlichen Gerichte. Es könnte nämlich 
fein, daß das Ortsſtatut, von dem die Gemeindebehörde aus— 
gegangen iſt, als ſie an den Kläger mit dem Verlangen der 
Sicherheitsleiſtung für die Straßenbaukoſten herantrat, nicht auf 
der Vorſchrift des S 12, ſondern auf der des § 15 FluchtlG. 
beruht. Der Rechtſprechung ſind Fälle bekannt, in denen nicht 
etwa erſt nach der Fertigſtellung einer neuen Straße die Koſten 
der Freilegung, der erſten Einrichtung, der Entwäſſerung und 
der Beleuchtungsvorrichtung ſowie ein Unterhaltungsbeitrag zu 
entſprechendem Teile von dem Erbauer eines Gebäudes erfordert 
wurden, in denen vielmehr die Gemeindebehörde ſchon vorher 
den angrenzenden Grundſtückseigentümer zur Sicherheitsleiſtung 
für die Erfüllung dieſer künftigen Verpflichtung als zu einer 
ihm obliegenden Gemeindelaſt herangezogen hat (vgl. die 
Urteile des OVG. vom 3. Mai 1892, Entſcheidungen Bd. 23 
S. 27 ff., und des RG. vom 4. Februar 1908, mitgeteilt im 
„Recht“ von 1908 S. 301 Nr. 7). Über die Unzuläſſigkeit 
einer derartigen Heranziehung und über die Unwirkſamkeit eines 
Ortsſtatuts, das auf Grund des § 15 den Straßenanliegern 
eine derartige Gemeindelaſt auferlegt, iſt hier nicht zu befinden. 
Iſt jedoch einmal auf dieſem Wege durch einen ſtaatshoheitlichen 
Akt der Gemeindebehörde vermöge des ihr übertragenen Rechtes, 
die Gemeindeangehörigen zu den auf öffentlich⸗rechtlichem Grunde 
beruhenden Gemeindelaſten heranzuziehen, ein Grundſtückseigen⸗ 
tümer angehalten worden, für künftige Anliegerbeiträge eine 
Kaution zu erlegen, ſo hat über die Rückforderung nicht der 
ordentliche Richter zu entſcheiden, vielmehr ſchließt das dafür 
in 88 69 ff. Kommunalabgaben®. vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 152) verordnete Einſpruchs⸗ und Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren gemäß §S 13 GVG. den ordentlichen Rechtsweg aus. Es 
ſind zwei voneinander grundverſchiedene Fälle, wenn auf der einen 
Seite der Grundſtückseigentümer freiwillig durch einen Vertrag 
mit der Gemeindebehörde vereinbarte Leiſtungen und ſo auch 
eine Sicherheitsleiſtung für künftige Anliegerbeiträge über⸗ 
nommen hat, um dadurch den Widerſpruch der Gemeinde⸗ 
behörde gegen einen Neubau an einer noch nicht fertiggeftellten 
Straße zu befeitigen, und wenn auf der anderen Seite der An- 
liegerbeitrag oder eine Sicherheitsleiſtung als eine von ſeinem 
Willen und ſeinen ferneren Entſchließungen unabhängige 
Laſt von ihm erfordert iſt, wie wenn die dem § 15 FluchtlG. 
entſprechenden ortsſtatutariſchen Vorausſetzungen einer ſolchen 
Verpflichtung ſich ihrem vollen Inhalte nach bereits erfüllt 
hätten. Dieſe beiden Fälle dürfen miteinander nicht verwechſelt 
werden. Es iſt in einem Falle der letzteren Art auch denkbar 
und begründet für die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden keine Veränderung, 
daß nach geſchehener öffentlich⸗ rechtlicher Einforderung einer 
Zahlung oder einer Kautionsleiſtung der Herangezogene ſich 
protokollariſch der ihm angeſonnenen Verpflichtung unter⸗ 
wirft, was den Rechtsgrund dieſer Verpflichtung in ſeinem 
Weſen nicht berührt. (So auch das OVG. in dem Urteile 
vom 1. November 1887, OVG. 15, 156 ff., insbeſondere 
S. 164 a. E.) Vorliegend beſteht jedoch für die Annahme, 
daß es ſich hier in der eben gekennzeichneten Art um eine 
nicht freiwillig übernommene Vertragsleiſtung, ſondern um eine 
unfreiwillig zunächſt anerkannte und demnächſt erfüllte Ver⸗ 
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pflichtung zur Entrichtung einer Gemeindelaſt handelt, zumal 
nach dem für die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges in erſter Linie maßgebenden Vorbringen der klagenden 
Partei, gar kein Anhalt. (Wird ausgeführt.) M. c. W., 
U. v. 9. Juni 10, 533/09 IV. — Berlin. 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 
41. Zu Tarifſtelle 58 Stempftß. Stempelpflichtigkeit 


von Urkunden, die zwar ein abgeſchloſſenes Darlehnsgeſchäft 


nicht enthalten, wohl aber ein zu gewährendes Darlehn und 
Nebenverpflichtungen — Verzinſung, Proviſion, Gewinnbeteili⸗ 
gung, Sicherſtellung uſw. — betreffen.] 

Ausgeſchloſſen iſt die Stempelpflicht von Schuld⸗ 
verſchreibungen, abgeſehen von den in der Tarifſtelle 58 ſelbſt 
enthaltenen Befreiungen, nur dann, wenn ein Zahlungs⸗ 
verſprechen durch eine engere Sondervorſchrift des Stempit®. 
getroffen wird, z. B. im Falle der Bürgſchaften (Tarifſtelle 13), 
Verſicherungspolicen (Tarifſtelle 50), Schenkungen (Tarifſtelle 56; 
vgl. jetzt SS 55, 56, 60 RErbſchſt. vom 3. Juni 1906), oder 
wenn es ſich als urkundlicher Beſtandteil eines einheitlichen, 
nach dem Tarife ſteuerpflichtigen beurkundeten Rechtsgeſchäfts 
darſtellt (§ 10 Abſ. 3 Stempft®.). Für die Stempelpflichtigkeit 
iſt es ohne Bedeutung, ob der Rechtsgrund, auf dem das 
Zahlungsverſprechen beruht, in der Urkunde angegeben iſt, und 
im Falle der Angabe, welcher Art der Rechtsgrund iſt, ob er 
z. B. auf einem Kauf⸗, Pacht⸗ oder Geſellſchaftsvertrage, einem 
Vergleich oder einem Darlehn beruht. Im vorliegenden Fall 
trifft auf die Urkunde vom 24. März 1908 eine andere für 
die Verſteuerung von Zahlungsverſprechen gegebene Vorſchrift 
des Tarifs als die der Tarifſtelle 58 nicht zu. Die Klägerin 
erſtrebte durch die Hergabe der in Ausſicht geſtellten Kapitalien 
an die Schuldner die Erreichung beſonderer, in Geld beſtehender 
Vorteile für ſich. .. Würde die Erklärung des Gläubigers, 
ebenſo wie die Erklärung des Schuldners, ſich zur Rückzahlung 
zu verpflichten, dem Stempel unterliegen, ſo würde dasſelbe 
wirtſchaftliche Geſchäft, nämlich das Darlehnsgeſchäft, mit einer 
doppelten Steuer belaſtet ſein, was der Geſetzgeber nicht gewollt 
hat. Die Erklärung der Schuldner geht nun nicht dahin, 
daß ſie die Verpflichtung zur Zahlung übernehmen oder an⸗ 
erkennen. Sie erklären vielmehr nur, verpflichtet zu ſein, für 
ſämtliche „zu leihenden“ Beträge der Klägerin beſtimmte Zinſen, 
Proviſion und Gewinnbeteiligung zu gewähren ſowie zur 
Sicherheit der Klägerin Dreimonatsakzepte zu geben und Hypothek 
zu beſtellen. Es mag zweifelhaft ſein, ob nicht ſchon in dem 
Anerkenntnis, daß die von der Klägerin herzugebenden Beträge 
„zu leihende“ ſind, d. h. den Charakter von Darlehen haben 
ſollen, die ausdrückliche Übernahme der Pflicht zu erblicken 
ſei, dieſe Beträge, nachdem ſie gezahlt ſind, wieder zurückzuzahlen. 
Wenn aber die Verpflichtung ausdrücklich übernommen wird, 
hinſichtlich darzuleihender Beträge gewiſſe Nebenverbindlichkeiten 
(Verzinſung, Sicherſtellung uſw.) vereinbarungsgemäß zu erfüllen, 
ſo iſt nicht zu bezweifeln, daß damit auch die Hauptverbind⸗ 
lichkeit, von der jene Nebenverbindlichkeiten abhängen, nämlich 
die Verpflichtung zur Rückzahlung des Darlehns, hat über⸗ 
nommen werden ſollen und übernommen worden iſt. Der Um⸗ 
ſtand, daß, wie die Urkunde ergibt, die darzuleihenden Beträge 
zur Zeit der Ausſtellung noch nicht gezahlt waren, ſteht der 
Stempelpflichtigkeit nicht im Wege. (Wird weiter ausgeführt.) 
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Preuß. Fiskus c. N., U. v. 10. Mai 10, 296/09 VII. — 
Marienwerder. 

42. Tarifſtelle 58 Ib Stempft®.] 

Die Befreiungsvorſchrift b der Tarifſtelle 58 I Stempft®. 
beſtimmt den Begriff des Lombarddarlehns dahin, daß dies 
ein zinsbares Darlehn iſt, welches gegen ſpezielle Verpfändung 
oder Hinterlegung von edlen Metallen, Waren, Wechſeln oder 
Wertpapieren gegeben wird. Daß hierbei unter Hinterlegung 
eine ſolche mit pfandrechtlicher Wirkung gemeint iſt, ergibt ſich 
aus dem Schluſſe der Beſtimmung, woſelbſt geſagt iſt, der 
Wert des „hinterlegten Pfandes“ müſſe dem gewährten 
Darlehn mindeſtens gleichkommen. (Vgl. auch Hummel⸗Specht, 
Kommentar zum Stempelſteuergeſetz, S. 1065, Amn. 45 IIb.) 
Aus dem Begriff des Pfandes folgt, daß das, was als ſolches 
hingegeben wird, neben der perſönlichen Darlehnsverpflichtung 
einen ſelbſtändigen für ſich beſtehenden Vermögenswert dar⸗ 
ſtellen muß, aus dem ſich der Pfandgläubiger im entſtehenden 
Falle befriedigen kann. An dieſem notwendigen Erfordernis 
des Lombarddarlehns fehlt es, wenn der Darlehnsnehmer dem 
Darlehnsgeber einen keine andere Wechſelverbindlichkeit als 
lediglich ſeine eigene enthaltenden Solawechſel über eben dieſelbe 
Darlehnsſchuld hingibt. Ein ſolcher Wechſel ſtellt keinen neben 
der Darlehnsſchuld für ſich beſtehenden eigenen ſelbſtändigen 
Vermögenswert dar, ſondern nur eine nochmalige, nur in eine 
andere Form gekleidete Schuldverſchreibung. Stadtgemeinde St. 
c. Preuß. Fiskus, U. v. 24. Mai 10, 348/09 VII. — Stettin. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


7. Abſchnitt. 
Hauptverhandlung vor dem Schwurgerichte. 


Zu dieſem Abſchnitt fand zunächſt eine Art Generaldebatte 
ſtatt. Es wurde der am Anfange der Beratung gefaßte Beſchluß, 
das Inſtitut der Schwurgerichte beizubehalten, zugrunde gelegt, 
aber die Frage aufgeworfen, ob man nicht, ohne den Kern des 
Schwurgerichts zu treffen, einige latente Mißſtände beſeitigen 
könne, die ſich in der Praxis als beſonders fühlbar herausgeſtellt 
hätten. Es lagen folgende Anträge vor: 

‚1. Die Zahl der Geſchworenen von 12 auf 9 herab⸗ 

zuſetzen. 

Hierfür wurde geltend gemacht, daß man bei dem zu 
erwartenden ſtarken Verbrauch an Schöffen mit der Zahl der 
Geſchworenen ſparſamer umgehen müſſe. 

2. Das Ablehnungsrecht, das ſich in der Praxis zu einer 
reinen Farce entwickelt habe und dem Angeklagten 
dazu diene, Intelligenzen von der Geſchworenenbank 
fernzuhalten, in der jetzigen Form zu beſeitigen und 
die Ablehnung eines Geſchworenen nur aus denſelben 
Gründen zuzulaſſen, wie die Ablehnung eines Richters 

oder Schöffen. 

3. Das Einberufungsverfahren für die Geſchworenen zu 
ändern, um zu verhindern, daß ſämtliche Geſchworenen 
an jedem Sitzungstage erſcheinen müßten, auf die 
Gefahr hin, nach kurzer Zeit wieder entlaſſen zu 
werden. f 
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4. Die Geſchworenen über die Straffrage, einſchließlich 
der Frage nach mildernden Umſtänden, mit dem 
Richterkollegium gemeinſchaftlich beraten und ent⸗ 
ſcheiden zu laſſen. 

Die Regierung verhielt ſich dieſen Anträgen gegenüber 
ablehnend. Sie gab zu, daß ſich auf den durch die Anträge 
berührten Gebieten Mißſtände herausgeſtellt hätten, deren Ab⸗ 
ſtellung an ſich erwünſcht ſei, war aber der Anſicht, daß ohne 
eine Anderung des Charakters der Schwurgerichte Abhilfe 
nicht geſchaffen werden könne; da der Bundesrat ſich für die 
Beibehaltung der Schwurgerichte entſchieden habe, könne ſie 
den Anträgen nicht nähertreten. 

Auch in der Kommiſſion fand ſich für die Anträge nur 
eine ſtarke Minderheit; ſie wurden daher nach mehrſtündiger 
Debatte wieder zurückgezogen. 

Der ganze Abſchnitt bis zum 8 300 wurde hierauf ohne 
weſentliche Debatte angenommen. Eine längere Auseinander⸗ 
ſetzung verurſachte lediglich der 8 289, der die Rechtsbelehrung 
des Vorſitzenden behandelt. Es wurde die Anſicht vertreten, 
daß gegen Rechtsirrtümer des Vorſitzenden in der Rechts⸗ 
belehrung dem Angeklagten und dem Staatsanwalt ein Schutz⸗ 
mittel gewährt werden müſſe. In dieſer Richtung wurden 
folgende Anträge geſtellt: 

1. Die Belehrung des Vorſitzenden iſt zu verleſen und 
dem Protokoll als Anlage beizufügen; ihre Anfechtung 
iſt nur mit der Reviſion zuläſſig. 

2. Staatsanwalt und Verteidiger können gegen beſtimmt 
bezeichnete Sätze der Belehrung des Vorſitzenden 
Einwendungen erheben und die Feſtſtellung dieſer 
Sätze im Protokoll verlangen. 

Beide Anträge wurden ſchließlich abgelehnt. Es wurde 
gegen ſie geltend gemacht, daß ein Bedürfnis hierzu in der 
Praxis doch nur in ganz vereinzelten Fällen hervorgetreten ſei, 
daß die Stellung des Vorſitzenden herabgedrückt werde, wenn 
man die Rechtsbelehrung der Kritik ausſetze, und daß die 
ſchriftliche Abfaſſung der Rechtsbelehrung praktiſch undurch⸗ 
führbar ſei. 


Drittes Euch. 
Rechtsmittel. Wiederaufnahmen. 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften über Rechtsmittel. 


Bei § 301 wurde zur Sprache gebracht, daß in einzelnen 
Bundesſtaaten, ſo z. B. in Württemberg, und in einzelnen 
Oberlandesgerichtsbezirken von Preußen Zeitungsnachrichten zu⸗ 
folge die Amtsanwälte angewieſen worden ſein ſollten, gegen 
jedes freiſprechende Urteil des Schöffengerichts Berufung ein⸗ 
zulegen. Ein derartiges Verfahren wurde allſeitig als durchaus 
ungeſetzlich bezeichnet, namentlich wenn das Rechtsmittel in der 
Abſicht eingelegt werde, auf den Angeklagten einen Druck dahin 
auszuüben, daß er aus Furcht vor höherer Strafe ſeinerſeits 
keine Berufung einlege oder ſie wieder zurückziehe. Die Re⸗ 
gierungskommiſſare beſtritten die Exiſtenz ſolcher Verfügungen, 
nur ausnahmsweiſe (3. B. in Hannover) ſei gegen freiſprechende 
Schöffengerichtsurteile anweiſungsgemäß Berufung eingelegt 
worden, weil die auffällig hohe Zahl der Freiſprechungen Be⸗ 
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denken erregt habe; hier ſei in der Berufungsinſtanz in ben’ 
meiſten Fällen dann ein verurteilendes Erkenntnis ergangen; 
das Reichsjuſtizamt wie die Landesjuſtizverwaltungen ſeien einig 
darin, daß die Staatsanwaltſchaften Berufung nur dann ein⸗ 
zulegen hätten, wenn ihnen das Urteil wirklich Anlaß zu be⸗ 
gründeten Beſchwerden biete. 

Die SS 301, 302 wurden hierauf angenommen. 

Zu S 303 wurde beantragt, die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels nicht nur dem Ehemann einer Beſchuldigten, ſondern 
auch der Ehefrau eines Beſchuldigten zu geſtatten: es erfordere 
dies die Gleichſtellung zwiſchen Mann und Frau. Der Antrag 
wurde indeſſen abgelehnt und der § 303 angenommen, ebenſo 
die SS 304 bis 307. 


2. Abſchnitt. 
Beſchwerde. 


Die SS 308 bis 311 wurden nicht beanſtandet. Zu $ 312 
lag der Antrag vor, den Abſ. 1 wie folgt zu faſſen: 

„Über die Beſchwerde entſcheidet das Beſchwerdegericht, 
wenn es ſich um Unterſuchungshaft, Zwangshaft oder 
Unterbringung in einer Irrenanſtalt handelt, auf Grund 
einer nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung, in welcher 
die Staatsanwaltſchaft und die Beteiligten zu hören 
ſind, in den übrigen Fällen ohne mündliche Verhandlung.“ 

Der Antragſteller führte aus, daß in den ſeinen Antrag 
bezeichneten wichtigen Fällen über die Beſchwerde nicht nach 
dem Akteninhalt, ſondern nur auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung entſchieden werden dürfe. Die Mehrheit erkannte 
ein Bedürfnis hierfür nicht an und lehnte den Antrag ab; da⸗ 
gegen fügte fie dem Abſ. 2 des § 312 folgendes hinzu: 

„Die zur Ausführung der Entſcheidung erforderlichen 
Anordnungen können demjenigen Gericht oder Richter, 
von dem die beſchwerende Entſcheidung erlaſſen war, 
übertragen werden.“ 

Die 88 313, 314 wurden nach der Vorlage genehmigt. 


3. Abſchnitt. 
Berufung. 


Der 8 315 läßt die Berufung gegen die Urteile der Amts⸗ 
gerichte zu und führt die Berufung gegen die Urteile der Straf⸗ 
kammern neu ein. Dies wurde einſtimmig und ohne Debatte 
gebilligt. Von einer Seite wurde beantragt, die Berufung auch 
gegen die Urteile der Schwurgerichte und des Reichsgerichts in 
erſter Inſtanz zuzulaſſen; die Berufung ſolle im erſteren Falle 
an ein anderes Schwurgericht, im letztgedachten Falle vielleicht 
an die vereinigten Strafſenate des Reichsgerichts gehen. Der 
Antrag wurde abgelehnt; die Mehrheit ging davon aus, daß, 
abgeſehen von den praktiſchen Schwierigkeiten, die dieſer Regelung 
entgegenſtänden, in ſchwurgerichtlichen und reichsgerichtlichen 
Sachen ſchon im Vorverſahren und in der Hauptverhandlung 
die Garantien für den Angeklagten derartig große ſeien, daß 
ein Bedürfnis für die Berufung, die natürlich auch dem Staats⸗ 
anwalt zuſtehen müſſe, nicht anzuerkennen ſei. 

Von derſelben Seite wurde weiter beantragt, dem Staats⸗ 
anwalt die Berufung gegen freiſprechende Urteile zu verſagen 
oder ſie wenigſtens dahin einzuſchränken, daß ſie bei einſtimmigem 
Freiſpruch unzuläſſig ſein ſolle. Auch dieſer Antrag wurde ab⸗ 
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gelehnt, da Staatsanwalt und Angeklagter grundſätzlich gleich⸗ 
geſtellt werden müßten, und es in erſter Linie darauf ankomme, 
die objektive Wahrheit zu ermitteln. 

Hierauf wurde der § 315 unverändert angenommen. 

Die SS 316 bis 318, 320, 322 wurden zuſammen behandelt. 
Es handelt ſich hier um die Frage, in welcher Form und Friſt 
die Berufung einzulegen iſt, und welche Folgen ſich an die 
Nichtbeobachtung der Förmlichkeiten knüpfen. Die Vorlage 
ſchlägt eine Anlehnung an die „Reviſionsanträge“ „Berufungs⸗ 
anträge“ vor (S 317) und knüpft an die Nichtbeobachtung dieſer 
Vorſchrift die Folge, daß die Berufung als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen iſt. Hierüber ſoll der Angeklagte durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber belehrt werden. (S8 320, 322, 316 Abſ. 2.) Die 
Regierungskommiſſare führten aus, daß der Angeklagte, wenn 
er Berufung einlege, gezwungen werden müſſe, genau anzugeben, 
wodurch er ſich beſchwert fühle; tue er das nicht, ſo müßten 
nach dem Entwurfe, da die ganze Hauptverhandlung zu wieder⸗ 
holen ſei, ſämtliche erſtinſtanzlichen Beweismittel wieder herbei⸗ 
geſchafft werden auf die Gefahr hin, daß in der Hauptverhandlung 
der Angeklagte erkläre, daß er ſich nur über die Höhe der 
Strafe beſchweren wolle. Hierdurch könnten, namentlich in 
umfangreichen Strafkammerſachen, unnötige Weiterungen und 
Koſten verurſacht werden. 

Die Kommiſſion erkannte als richtig an, daß, um dieſe 
Mißſtände möglichſt einzuſchränken, gewiſſe Anforderungen an 
die Berufung zu ſtellen ſeien; ſie erachtete es aber nicht für 
richtig, an die Nichtbeobachtung dieſer Vorſchriften die Rechts⸗ 
folge der Verwerfung des Rechtsmittels zu knüpfen. Habe der 
Angeklagte keinen Verteidiger, ſo werde er vielfach nicht in der 
Lage ſein, Berufung richtig einzulegen und zu begründen; hieran 
werde auch die Belehrung durch den Gerichtsſchreiber nichts 
ändern. Nach eingehender Erörterung wurden die Paragraphen 
in folgender Faſſung angenommen: 

8 316. 

„Die Berufung iſt binnen einer Woche nach Bekannt⸗ 
machung des Urteils einzulegen. Sie kann bei dem 
Gerichte, deſſen Urteil angefochten wird, oder bei dem 
Berufungsgerichte eingelegt werden. Iſt ſie bei dem 
Berufungsgerichte eingelegt, ſo iſt ſie unverzüglich an 
das Gericht abzugeben, deſſen Urteil angefochten iſt. 

Dem Beſchwerdeführer iſt das Urteil zuzuſtellen, wenn 
es noch nicht geſchehen iſt; hat der Angeklagte oder ſein 
geſetzlicher Vertreter Berufung eingelegt, ſo iſt das Urteil 
auch dem Verteidiger zuzuſtellen. Die Zuſtellung bewirkt 
der Gerichtsſchreiber. 

§ 317. 

Der Beſchwerdeführer ſoll erklären, inwieweit er das 
Urteil anficht und deſſen Aufhebung beantragt. Aus der 
Erklärung ſoll hervorgehen, ob die im Urteil feſtgeſtellten 
Tatſachen ganz oder zum Teil beſtritten werden, ob be⸗ 
hauptet wird, daß die Tatſachen anders zu beurteilen 
ſeien, oder ob nur die erkannte Strafe angefochten wird. 
Sie ſoll ſich darauf erſtrecken, welche Beweismittel benutzt 
und welche neuen Tatſachen vorgebracht werden ſollen. 
(Erläuterung der Berufung.) 

Die Erläuterung ſoll bei dem Gerichte, deſſen Urteil 
angefochten iſt, binnen einer Woche nach Ablauf der Be⸗ 
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rufungsfriſt, oder wenn zu dieſer Zeit das Urteil noch 
nicht zugeſtellt war, binnen einer Woche nach der Zu⸗ 
ſtellung angebracht werden. 

Sobald Berufung eingelegt iſt, hat der Gerichts⸗ 
ſchreiber den Beſchwerdeführer auf diefe Vorſchriften ſo⸗ 
wie darauf hinzuweiſen, daß er die Erklärung zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers abgeben könne. Der Hinweis 
unterbleibt, wenn die Staatsanwaltſchaft oder der Ver⸗ 
teidiger Berufung eingelegt hat. 

8 318. 

Wird die Berufung nicht erläutert, ſo gilt der ganze 

Inhalt des Urteils als angefochten. 
§ 320. 

Das Gericht, deſſen Urteil angefochten iſt, hat die 
Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, wenn ſie ver⸗ 
ſpätet eingelegt iſt oder wenn auf die Einlegung des 
Rechtsmittels verzichtet war.“ 

Abſ. 2 unverändert. 


Die 88 319, 321, 322 bis 326 wurden mit den aus der 
Ablehnung der „Berufungsanträge“ ſich ergebenden redaktionellen 
Anderungen angenommen. 

Im S 327 erhielt der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

„Nach Beginn der Verhandlung verlieſt ein Mitglied 
des Gerichts das Urteil erſter Inſtanz. Der Vorſitzende 

ſtellt feſt, inwieweit das Urteil angefochten iſt.“ 

88 327 Abſ. 2, 328 bleiben unverändert, ebenſo der 
§ 329. Hier wurde darauf hingewieſen, daß, wenn das Gericht 
erſter Inſtanz zu Unrecht auf Einſtellung des Verfahrens er⸗ 
kannt habe, dem Angeklagten eine Inſtanz verloren gehe, wenn 
auf die Berufung des Staatsanwalts das Berufungsgericht in 
der Sache ſelbſt entſcheide. Es wurde daher folgender Abf. 4 
beſchloſſen: 

„Hat das Gericht erſter Inſtanz zu Unrecht auf Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens erkannt, ſo hat das Berufungs⸗ 
gericht das Urteil aufzuheben und die Sache an das 
Gericht zurückzuverweiſen, deſſen Urteil aufgehoben iſt.“ 

Der § 330 blieb unverändert. 


4. Abſchnitt. 
Reviſion. 


Die 88 331, 332 wurden debattelos genehmigt. Zu $ 333 
(Reviſionsgründe) lag zunächſt der Antrag vor, folgende Ziff. 3 a 
einzuſchalten: 

„Za. Wenn bei der Aburteilung ein Richter mit⸗ 
gewirkt hat, deſſen Befangenheit in der Hauptverhandlung 
erſt hervorgetreten iſt, nachdem ſeine Ablehnung gemäß 
§ 19 nicht mehr möglich war.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß, wenn ein Ab⸗ 
lehnungsgrund in der Hauptverhandlung erſt nach Verleſung 
der Anklage hervortrete, die Ablehnung nicht mehr möglich ſei; 
es müſſe daher möglich ſein, die Reviſion hierauf zu ſtützen, 
denn es widerſtreite dem Rechtsgefühl, daß an der Urteils⸗ 
fällung ein befangener Richter teilnehme. Der Antrag wurde 
abgelehnt, hauptſächlich deswegen, weil eine Beweisaufnahme 
vor dem Reviſionsgericht über den Ablehnungsgrund nicht zu 
umgehen, das Reviſionsgericht aber hierzu nicht geeignet ſei. 
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Von mehreren Seiten wurde es als unhaltbarer Zuſtand 
bezeichnet, daß die Reviſion von Verteidigern auf die Verletzung 
von Verfahrensvorſchriften geſtützt zu werden pflege, obwohl 
der Verteidiger den Verſtoß ſofort bemerkt und ihn nicht gerügt 
habe. Das Geſetz müſſe zum Ausdruck bringen, daß ſolche 
Verſtöße, die nicht gerügt würden, dadurch geheilt würden, 
und dadurch verhindern, daß wochenlange Verhandlungen wegen 
eines geringfügigen Verſehens hinfällig würden. 

Es wurde daher der Antrag geſtellt, dem § 333 folgenden 
Abſ. 2 zu geben: 

„Auf eine andere Verletzung einer Rechtsnorm über das 
Verfahren kann die Reviſion von der Staatsanwaltſchaft, 
vom Nebenkläger und, wenn der Angeklagte zu der Zeit, 
wo die Verletzung noch gerügt werden konnte, von einer 
rechtskundigen Perſon verteidigt wurde, auch vom An⸗ 
geklagten nur dann geſtützt werden, wenn die Verletzung, 
ſolange Abhilfe noch möglich war, erfolglos gerügt 
worden iſt.“ a 

Der Antrag wurde lebhaft bekämpft und ſchließlich ab⸗ 
gelehnt. Es wurde namentlich gegen ihn eingewendet, daß die 
Verfahrensvorſchriften dazu da wären, um vom Vorſitzenden 
eingehalten zu werden, und daß der Verteidiger nur die Aufgabe 
habe, darüber zu wachen, daß dem Angeklagten kein Unrecht geſchehe. 

Die 88 334 bis 336 wurden ohne Anderung genehmigt. 

Der § 337 Ab. (Reviſionsanträge) wurde der Redaktions⸗ 
kommiſſion überwieſen; er ſoll, nachdem die „Berufungsanträge“ 
abgelehnt worden ſind, entſprechend den Vorſchlägen der Vorlage 
über die Form und den Inhalt der Berufungsanträge aus⸗ 
gearbeitet werden. Der Abſ. 2 wurde angenommen. 

Die 85 338 bis 345 wurden nicht beanſtandet. Bei 
§ 346 wurde ausgeführt, daß es richtiger ſei, das Gericht, an 
welches das Reviſionsgericht ein aufgehobenes Urteil zurück⸗ 
verweiſen könne, ein für allemal im voraus für jedes Geſchäfts⸗ 
jahr zu beſtimmen, um den Anſchein zu vermeiden, als ob die 
Auswahl dieſes Gerichts durch Rückſichten auf eine beſtimmte, 
dem Angeklagten vielleicht ungünſtige Judikatur beſtimmt werde. 
Der Anregung wurde jedoch keine Folge gegeben. Ausſchlag⸗ 
gebend waren die praktiſchen Schwierigkeiten, die einer ſolchen 
Regelung im Wege ſtänden, und die Erwägung, daß der bis⸗ 
herige, im weſentlichen gleiche Rechtszuſtand zu Mißſtänden 
nicht geführt habe. 

Schließlich wurde auch der Reſt des 4. Abſchnitts nach 
der Regierungsvorlage angenommen. 


5. Abſchnitt. 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Die 55 351, 352 blieben unverändert. In 8 353 Abſ. 1 
wurden die Worte: „das vorſätzlich falſch oder unter Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht fahrläſſig falſch abgegeben iſt“, erſetzt 
durch die Worte: „das unter Verletzung der Pflicht des Zeugen 
oder Sachverſtändigen falſch abgegeben iſt.“ Mit dieſer weiteren 
Faſſung ſollen auch die Fälle getroffen werden, wo keine ſtraf⸗ 
bare Fahrläſſigkeit vorliegt und wo die fahrläſſig falſche Aus⸗ 
ſage eine uneidliche war. Mit dieſer Maßgabe wurde der 
§ 353 angenommen. 

Lebhaft umſtritten wurde der S 354 (Wiederaufnahme bei 
Vorliegen neuer Tatſachen). Die Debatte drehte ſich in der 
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Hauptſache um die Frage, ob zur Begründung des Wieder⸗ 
aufnahmegeſuchs es ausreichend ſein ſolle, daß die neuen Tat⸗ 
ſachen die Freiſprechung des Angeklagten begründen können 
(geltende Strafprozeßordnung) oder ob ſie die Unſchuld des 
Verurteilten dartun müſſen. (Vorlage, Militär⸗Strafprozeß⸗ 
ordnung und Geſetz über die Entſchädigung unſchuldig Ver⸗ 
urteilter.) Übereinſtimmung herrſchte darüber, daß man von 
dem Verurteilten nicht einen direkten Unſchuldsbeweis verlangen 
könne, es müſſe genügen, daß nach dem neuen Vorbringen die 
Grundlagen des Urteils zerſtört erſchienen. Um dieſen Gedanken 
zum Ausdruck zu bringen, einigte man ſich dahin, im Abſ. 1 
die Worte „die Unſchuld des Verurteilten ergeben oder doch“ 
zu ſtreichen, ſo daß es zur Wiederaufnahme genügt, daß kein 
begründeter Verdacht mehr vorliegt. Die Regierungskommiſſare 
erklärten, daß das Geſetz über die Entſchädigung unſchuldig 
Verurteilter mit dieſer Faſſung alsbald in Einklang gebracht 
werden ſolle. 

Als § 354 a wurde hierauf von einer Seite folgende 
Vorſchrift in Antrag gebracht: | 

8 354a. 

„Das Verfahren wird ferner wieder aufgenommen, 
wenn bei dem Urteil ein Richter oder ein Geſchworener mit⸗ 
gewirkt hat, welcher ſpäter in Geiſteskrankheit verſtorben 
oder wegen Geiſteskrankheit gerichtlich entmündigt worden 
iſt, ſofern glaubhaft gemacht wird, daß ſich derſelbe 
bereits zur Zeit der Fällung des Urteils im Zuſtande 
der Geiſteskrankheit befunden hat.“ 

Der Antrag wurde abgelehnt; man ging davon aus, daß 
ein Urteil, bei dem ein ſolcher Richter mitgewirkt habe, deshalb 
noch lange nicht falſch zu ſein brauche. 

§ 355 wurde angenommen; zu $ 356 lag der Antrag 
vor, folgenden Abſ. 4 anzufügen: 

„Bei der Entſcheidung darf kein Richter mitwirken, der 
bei der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß hier dieſelben 
Gründe für die Ausſchließung vorlägen, wie bei der Entſcheidung 
in der Rechtsmittelinſtanz. Die Mehrheit, die den Antrag ab⸗ 
lehnte, konnte das nicht als zutreffend anerkennen; ſie ging 
davon aus, daß, wenn neue Tatſachen vorgebracht würden, 
der Richter gar keinen Grund habe, an ſeiner Entſcheidung feſt⸗ 
zuhalten, und daher durchaus unbefangen ſei. 5 

Der 5 356 und ebenfo der Reſt des Abſchnitts bis zu 
3 363 einſchließlich wurde hierauf angenommen; der § 362 
wurde nur dahin erweitert, daß die Bekanntmachung des Urteils 
nicht nur im Reichsanzeiger zu erfolgen hat, ſondern auch in 


denjenigen Blättern, in denen das erſte Urteil auf Grund be⸗ 


hördlicher Anordnung veröffentlicht worden war. 


Viertes Buch. 
Beſoudere Arten des Verfahrens. 


1. Abſchnitt. 
Verfahren gegen Ingendliche. 
Der 5 364 der Vorlage wurde debattelos angenommen. 
Bei § 365 (Durchbrechung des Legalitätsprinzips bei 
Jugendlichen) wurde von einer Seite ausgeführt, daß man die 
beſonderen Garantien des Strafverfahrens (SS 368 bis 375) 
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allen Jugendlichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahre zugute 
kommen laſſen wolle, daß es aber im Rahmen der SS 365, 366, 
wo es ſich darum handele, ob Erziehungsmaßregeln der Straf⸗ 
verfolgung vorzuziehen ſeien, richtiger ſei, die obere Altersgrenze 
auf 16 Jahre herabzuſetzen. Die Erfahrung lehre, daß bei 
jugendlichen Perſonen zwiſchen 16 und 18 Jahren Erziehungs⸗ 
maßregeln ſelten noch Erfolg hätten, und daß andererſeits ſolche 
Perſonen in den meiſten Fällen ſtrafrechtlich durchaus verant⸗ 
wortlich gemacht werden könnten. 

Dieſen Ausführungen wurde faſt allſeitig zugeſtimmt, und 
demgemäß im $ 365 Abſ. 1 hinter „Jugendlichen“ eingeſchaltet: 
„unter 16 Jahren“. 

Sodann lagen eine Reihe von Anträgen vor, deren gemein⸗ 
ſchaftlicher Grundgedanke darin beſtand, daß über die Erhebung 
der Klage gegen einen Jugendlichen nicht die Staatsanwaltſchaft, 
ſondern die Vormundſchaftsbehörde, nach dem einen Antrag 
unter Zuziehung von Laien, zu entſcheiden habe. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft habe nicht die hierzu erforderliche Kenntnis der 
ſozialen Verhältniſſe, am wenigſten hierzu berufen ſeien in ihrer 
heutigen Organiſation die Amtsanwaltſchaften, die teilweiſe von 
jungen Leuten geleitet würden, deren Erziehung ſelbſt kaum ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Bei der Mehrheit der Kommiſſion ſtieß dieſer 
Gedanke auf Widerſpruch; der erſte Zugriff müſſe der Staats⸗ 
anwaltſchaft vorbehalten bleiben, die nicht zum Vollzugsorgan 
der Vormundſchaftsbehörde herabgedrückt werden könne; kriminelle 
und vormundſchaftliche Maßregeln dürften nicht durcheinander 
geworfen werden; unbedenklich ſei, daß der Staatsanwalt am 
Landgericht unter Ausſchluß der Amtsanwälte die Entſchließung 
über die Erhebung der Anklage ſelbſt zu faſſen und zuvor die 
Anſicht der Vormundſchaftsbehörde zu hören habe. 

Unter Ablehnung aller weitergehenden Anträge wurde ſo⸗ 
dann der §S 365 mit der Maßgabe angenommen, daß „die 
Staatsanwaltſchaft“ durch „der Staatsanwalt“ erſetzt wurde, 
um die Amtsanwälte auszuſchließen, und daß der erſte Abſatz 
den Zuſatz erhielt: 

„Der Staatsanwalt ſoll vor ſeiner Entſchließung die 
Vormundſchaftsbehörde hören.“ 

Die SS 366, 367 wurden unverändert angenommen. 

Zu $ 368 (Verteidigung des Jugendlichen) wurde von 
mehreren Seiten beantragt, die notwendige Verteidigung zu 
erweitern. Unter Ablehnung aller weitergehenden Anträge 
wurde ſchließlich der 5 368 in folgender Faſſung angenommen: 

8 368. 

„In Sachen, die vor den Landgerichten oder auf Grund 
des § 232 Abſ. 4 GVG. vor den Amtsgerichten verhandelt 
werden, iſt dem Jugendlichen ein Verteidiger zu beſtellen; 
die Vorſchrift des § 143 bleibt unberührt. 

Der Verteidiger wird beſtellt, ſobald eine Vorunter⸗ 
ſuchung eröffnet oder die Eröffnung des Hauptverfahrens 
beantragt oder die Berufung eingelegt iſt.“ 

Der Beſchluß geht hiernach inſoweit über die Vorlage 
hinaus, als er die notwendige Verteidigung auch für die ſogen. 
Uberweiſungsdelikte und für die Berufungsinſtanz vorſieht. 

Der § 369 wurde mit der Maßgabe angenommen, daß 
in Abſ. 1 die Worte „in erſter Inſtanz“ geſtrichen wurden; der 


8 370 blieb unverändert, ebenſo der 8 371. Hier wurde ein 
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Antrag abgelehnt, aus der inſtruktionellen Vorſchrift des Abſ. 3, 
wonach jugendliche Unterſuchungsgefangene mit erwachſenen Ge⸗ 
fangenen in demſelben Raume nur vorübergehend und nur dann 
untergebracht werden ſollen, wenn es ihr körperlicher oder geiſtiger 
Zuſtand erſordert, eine zwingende Vorſchrift zu machen. Aus⸗ 
ſchlaggebend war die Rückſicht auf die kleinen Gefängniſſe bei 
den ländlichen Amtsgerichten. 

Von dem $ 372 (Hauptverhandlung gegen Jugendliche) 
wurde zunächſt der Abſ. 1 angenommen. Bei Abſ. 2 wurde 
bemängelt, daß nach dem Satz 1 das Gericht in dem Ausſchluß 
der Offentlichkeit abſolut freie Hand habe; das gehe zu weit; 
außer den allgemeinen Ausſchließungsgründen des GVG. dürfe 
die Offentlichkeit nur dann ausgeſchloſſen werden, wenn ſie einen 
nachteiligen Einfluß auf den Jugendlichen beſorgen laſſe. Die 
Kommiſſion ſtimmte dem bei und faßte den Satz 1 wie folgt: 
auch dann ganz oder teilweiſe ausſchließen, 

wenn ſie einen nachteiligen Einfluß auf den Jugendlichen 
beſorgen läßt.“ 

Aus der Erfahrung heraus, daß auch jugendliche An⸗ 
geklagte und Zeugen, die zu einer anderen Strafſache gehören 
und im Zuſchauerraum ſich befinden, dieſem nachteiligen Einfluß 
unterworfen ſein könnten, beſchloß die Kommiſſion ferner folgenden 
Zuſatz zu § 372: 

„Die Hauptverhandlung ſoll in Abweſenheit der jugend⸗ 
lichen Angeklagten und jugendlichen Zeugen der in der⸗ 
ſelben Sitzung zu verhandelnden anderen Fälle ſtatt⸗ 
finden.“ 


Endlich wurde darauf hingewieſen, daß es, auch außer den 
Fällen des § 236, möglich fein müſſe, jugendliche Perſonen 
aus erzieheriſchen Gründen zeitweilig aus der Hauptverhandlung 
zu entfernen, wenn z. B. peinliche Erörterungen über den Leu⸗ 
mund, das Vorleben, den Geſundheitszuſtand uſw. ihrer Eltern 
vorzunehmen ſeien. Dem wurde allſeitig zugeſtimmt und zu 
§ 372 folgender letzter Abſatz beſchloſſen: 

„Jugendliche Perſonen können zeitweiſe aus der Haupt⸗ 
verhandlung entfernt werden, wenn es im erzieheriſchen 
Intereſſe wünſchenswert erfcheint und ihr Vertreter oder 
Beiſtand zuſtimmt.“ 

Der § 373, wonach das Gericht auch noch auf Grund des 
Ergebniſſes der Hauptverhandlung das Verfahren einſtellen und 
die Sache an die Vormundſchaftsbehörde abgeben, auch Er⸗ 
ziehungs⸗ und Beſſerungsmaßregeln ſelbſt vornehmen könne, 
wurde von mehreren Seiten beanſtandet. Es wurde ausgeführt, 
dieſe Vorſchrift ſei einmal zu eng, die Abgabe an die Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde müſſe auch nach Erhebung der Klage jederzeit 
möglich ſein, nicht erſt auf Grund der Hauptverhandlung, 
ſondern vielleicht gerade im Intereſſe der Vermeidung der 
Hauptverhandlung. Andererſeits ſei es auch hier nicht rätlich, 
das Strafgericht mit erzieheriſchen Aufgaben zu befaſſen. 

Nach langer Debatte wurde der 8 373 durch folgende 
andere Faſſung erſetzt: 

§ 373. 

„Auch nach Erhebung der Klage gegen einen Jugend⸗ 
lichen unter 16 Jahren kann das Gericht jederzeit das 
Verfahren durch Beſchluß einſtellen und die Sache an 
die Vormundſchaftsbehörde abgeben, wenn ſich heraus— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


15. 1910. 


ſtellt, daß Erziehungs⸗ und Beſſerungsmaßregeln einer 
Beſtrafung vorzuziehen find; dabei find namentlich die 
Beſchaffenheit der Tat ſowie der Charakter und die bis⸗ 
herige Führung des Jugendlichen zu berüdfichtigen. 
Gegen den Beſchluß iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig.“ 

In Übereinſtimmung hiermit wurde der Abſ. 2 des § 374 
geſtrichen, der Abſ. 1 angenommen, ebenſo der § 375, und mit 
einer redaktionellen Anderung der § 376. 

Zum Schluſſe verhandelte man über einen Antrag, für die 
Jugendlichen die bedingte Verurteilung einzuführen; ein fertiger, 
im weſentlichen dem Vorentwurf zu einem neuen Strafgeſetzbuch 
entnommener Entwurf hierzu wurde vorgelegt. Der Staats⸗ 
ſekretär warnte dringend davor, dieſe Materie, die in das 
Strafgeſetzbuch gehöre, hier zu regeln; die Sache habe auch 
Zeit bis zur Reviſion des Strafgeſetzbuchs, da die bedingte 
Begnadigung überall durchgeführt ſei, mit der gute Erfahrungen 
gemacht wurden. 

Die Kommiſſion lehnte den Vorſchlag ab und begnügte 
ſich mit einer Reſolution auf alsbaldige Vorlegung eines ent⸗ 
ſprechenden Geſetzentwurfes. G. 


Praxis der Prozeßnovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Zu der unter Nr. 35 (S. 726 f.) abgedruckten Entſcheidung 
des Landgerichts Ellwangen, welche die Anſicht vertritt, daß 
bei den im amtsgerichtlichen Verfahren gemäß § 496 3 PO. 
von Amts wegen zuzuſtellenden Abſchriften die Beglaubigung 
durch den Anwalt genügt, iſt darauf hinzuweiſen, daß die 
Bayriſche Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsſchreiber 
der Amtsgerichte vom 2. März 1910 auf demſelben Stand⸗ 
punkt ſteht. Der § 15 daſelbſt beſtimmt: 

Die Beglaubigung der bei der Zuſtellung zu übergebenden 
Abſchriften obliegt dem Gerichtsſchreiber (ZPO. 8 210). 
Dies gilt auch, wenn das zuzuſtellende Schriftſtück, 
z. B. die Klage, von einer Partei eingereicht if. Die 
Abſchriften der von einem Rechtsanwalt eingereichten 
Schriftſtücke werden von dem Rechtsanwalte beglaubigt 
(vgl. ZPO. 58 170 Abſ. 2); unterläßt er die Be⸗ 
glaubigung, ſo geſchieht ſie durch den Gerichtsſchreiber. 

Weiter iſt zu der Entſcheidung des Amtsgerichts Dippoldis⸗ 
walde (Nr. 40 S. 729) zu bemerken, daß die Sächſiſche Juſtiz⸗ 
verwaltung inzwiſchen ihre Anſicht wegen der Vorſchußpflicht 
des Klägers hinſichtlich des Auslagenpauſchſatzes ge 
ändert und beſtimmt hat, daß neben dem im Einzelfalle an⸗ 
zuſetzenden Gebührenvorſchuſſe zugleich zehn vom Hundert 
nach Maßgabe von 8 80b GKG. als Vorſchuß für die 
von den Parteien nicht zu erſetzenden baren Auslagen 
anzuſetzen find (Sächſ. IM Bl. 1910 S. 107). — 


Zu § 202 Abſ. 3 GVG. (neue Faſſung) vertritt das 
Amtsgericht Magdeburg die Anſicht, daß das Amtsgericht 
dem Antrag auf Bezeichnung einer Sache als Ferienſache dann 
nicht ſtattzugeben braucht, wenn in der Sache bereits ein 
Termin nach den Ferien anberaumt iſt. Die Anſicht erſcheint 
nicht richtig; der klare Wortlaut der Beſtimmung ſteht ihr 


39. Jahrgang. 
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entgegen. Was die Begründung der Anſicht in der vor⸗ 
liegenden Entſcheidung anlangt, ſo wird ihr durch die Kon⸗ 
zeſſion im Schlußſatz jedes Gewicht genommen. 


59. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Magdeburg, Abt. 5, vom 
16. Juli 1910 (5 C. 1130/10). 

Es wird abgelehnt, die Sache S. c. M. nachträglich zur 
Ferienſache zu erklären und den am 24. September 1910 anſtehenden 
Termin zu verlegen. 

Nach § 202 Abſ. 3 GVG. (in der neuen Faſſung) kann ber 
Kläger beantragen, eine kontradiktoriſche Zivilprozeßſache zur Ferien⸗ 
ſache zu erklären. Das Amtsgericht muß einem ſolchen Antrage, 
ohne daß weitere Vorausſetzungen vorzuliegen brauchen, ſtattgeben. 
Vorausſetzung iſt aber, daß in der Sache noch kein Termin nach den 
Ferien anberaumt iſt. Der Antrag muß, wenn die nichtkontradik⸗ 
toriſche Sache bereits vor den Ferien anhängig iſt, in der Sitzung 
vor Anberaumung des neuen Termins oder bei dem Antrage auf 
Anberaumung des neuen Termins oder bei neuen Sachen bei Ein⸗ 
reichung der Klage geſtellt werden. In den beiden letzten Fällen 
muß der Antrag ſpäteſtens in dem Augenblicke bei den Akten ſein, 
wo der Richter den Termin feſtſetzt. Iſt aber in einer Sache, ohne 
daß ein Antrag nach § 202 Abſ. 3 GVG. geſtellt iſt, einmal Termin 
nach den Ferien anberaumt worden und hat der Kläger durch Nicht⸗ 
ſtellung des Antrages auf das ihm nach § 202 Abſ. 3 GVG. zu: 
ſtehende Recht verzichtet, dann kann das Gericht nicht nachträglich 
gezwungen werden, die Sache zur Ferienſache zu erklären und den 
Termin auf einen früheren Tag zu verlegen. 

In dieſem Falle finden vielmehr die Beſtimmungen über 
Terminsverlegung (vgl. § 227 Abſ. 2 ZPO. und Gaupp⸗Stein, die 
Ipo. für das Deutſche Reich, 8. und 9. Auflage, 1906, 
3 227 II, 2) Anwendung. Es ſteht im richterlichen Ermeſſen, ob 
ein Termin vorverlegt werden ſoll. Einem auf Vorverlegung ge⸗ 
richteten Antrage iſt ftattzugeben, wenn erhebliche Gründe glaubhaft 
gemacht werden (vgl. § 224 Abſ. 2 ZPO.), insbeſondere wenn die 
Sache beſonderer Beſchleunigung (vgl. § 202 Abſ. 3 GG.) bedarf. 
Solche Gründe ſind im vorliegenden Fall nicht glaubhaft gemacht. 
Die Klageſchrift trägt das Datum des 11. Juli 1910, ſie iſt am 
12. Juli 1910 beim Gericht eingegangen. Unter dieſen Umſtänden 
mußte ſich der klägeriſche Anwalt ſagen und hat ſich auch geſagt, 
daß, ſofern nicht ein Antrag gemäß § 202 Abſ. 3 GG. geſtellt 
wird, der Termin erſt nach den Ferien anberaumt werden würde. 
Es liegt kein Grund vor, nur wegen dieſer Verſäumnis des klägeriſchen 
Anwalts den auf den 24. September 1910 anberaumten Termin 
zu verlegen, nachdem die Ladungen den Parteien bereits zugeſtellt 
worden ſind. Für den Richter erfordert die Terminsverlegung 
allerdings geringe Mühe, wohl aber erwächſt durch die ſich häufenden 
Anträge auf Terminsverlegung für die in den Ferien in geringer 
Zahl vorhandenen Gerichtsſchreiber und Kanzleibeamten eine nicht 
unbeträchtliche Mehrarbeit. 

Schließlich ſei noch hervorgehoben, daß einer Terminsverlegung 
dann ftattzugeben iſt, wenn die Klage ſo zeitig vor den Ferien ein⸗ 
gereicht iſt, daß der Kläger noch Anberaumung des Termins vor den 
Ferien erwarten konnte und deshalb den Antrag des § 202 Abſ. 3 
62G. nicht geſtellt hat. Dieſer Fall liegt aber hier nicht vor. 


Eine zu § 505 ZPO. n. F. ergangene Entſcheidung des 
Landgerichts Caſſel legt die Beſtimmung des Abſ. 2 daſ. über 
die Unanfechtbarkeit des Verweiſungsbeſchluſſes dahin 
aus, daß ſie nur die materielle Nachprüfung des Beſchluſſes 
unterſage, nicht aber die Nachprüfung der Frage, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 505 für die Erlaſſung des Beſchluſſes gegeben 


ſeien. Das Amtsgericht hatte die Verweiſung durch Beſchluß 
ausgeſprochen, ohne daß ein dahingehender Antrag der Klägerin 
vorlag; das Landgericht hob dieſen Beſchluß auf. 


60. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Caſſel, II. Zivilkammer, vom 
29. Juni 1910 (2 T. 18/10). 

Zufolge des 8 505 ZPO. hat ſich das Fürſtliche Amtsgericht 
zu Wildungen durch Beſchluß vom 31. Mai 1910 für unzuſtändig 
erklärt und in Erwägung, daß der Beklagte zur Zeit der Klagzuſtellung 
feinen Wohnſitz in Eſſen gehabt, den Rechtäftreit an das Amtsgericht 
Eſſen verwieſen. 

Die hiergegen ſeitens der Klägerin erhobene Beſchwerde iſt an 
fh ſtatthaft. Wenn auch § 505 Abſ. 2 beſtimmt, daß eine An⸗ 
fechtung des Beſchluſſes nicht ſtattfindet, fo kann ſich dieſe Beſtimmung 
nur darauf beziehen, daß eine materielle Nachprüfung des Beſchluſſes 
ausgeſchloſſen iſt, nicht aber auf die Frage, ob die Vorausſetzungen 
des § 505 ZPO. überhaupt gegeben find, um welche es ſich vor⸗ 
liegend handelt. 

Ausweislich des Protokolls vom 31. Mai 1910 hat nun die 
Klägerin den Antrag aus der Klageſchrift, alſo auf klaggemäße Ver⸗ 
urteilung des Beklagten, geſtellt, es fehlt mithin der für die An⸗ 
wendung des § 505 ZPO. erforderliche diesbezügliche Antrag der 
Klägerin auf Überweiſung des Rechtsſtreits, und es war demzufolge 
in Gemäßheit der 88 274 Nr. 1 und 275 ZRO. zunächſt über die 
prozeßhindernde Einrede der Unzuſtändigkeit, deren abgeſonderte Ver⸗ 
handlung angeordnet war, durch Urteil zu entſcheiden. 

Darnach erſcheint die Beſchwerde der Klägerin begründet. 


Zur Frage der Zuläſſigkeit des bedingten Antrages 
auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls liegen wiederum 
einander widerſprechende Entſcheidungen vor: das Landgericht 
Inſterburg ſpricht ſich für, das Landgericht Leipzig gegen 
die Zuläſſigkeit aus. Daß die Grundgedanken der Novelle die 
erſtere Auslegung fordern, vermag die wenig eindringende Be⸗ 
gründung der zweiten Entſcheidung nicht zu widerlegen. Vgl. 
die Entſch. Nr. 9, 21, 37, 38 (S. 636, 689, 727 ff.). 


61. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Inſterburg, I. Zivilkammer, 
vom 11. Juli 1910 (2 T. 93/10.) 

Durch Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts in Inſterburg 
vom 10. Juni 1910 iſt der Antrag des Gläubigers vom 13. Mai 1910, 
wegen eines Anſpruchs von 8,10 , einen Zahlungsbefehl gegen den 
Schuldner zu erlaſſen und, falls Widerſpruch nicht erhoben wird, 
denſelben für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, zurückgewieſen worden, 
ſoweit er auf die Erteilung des Vollſtreckungsbefehls gerichtet worden 
iſt. Das Amtsgericht geht davon aus, daß für die Erteilung des 
Vollſtreckungsbefehls ein beſonderes nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt 
zu ſtellendes Geſuch erforderlich iſt. Die gegen dieſe Entſcheidung von 
dem Gläubiger eingelegte Beſchwerde iſt gemäß $ 567 ZBO. an ſich 
zuläſſig und auch ſachlich begründet. Der Wortlaut des 8 699 Abſ. 1 
ZPO. gibt keinen Anhalt dafür, in welchem Zeitpunkt das Geſuch 
des Gläubigers, den Zahlungsbefehl für vorläufig vollſtreckbar zu 
erklären, früheſtens geſtellt werden darf. Ebenſowenig läßt ſich ein 
ſolches aus den übrigen das Mahnverfahren betreffenden Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung entnehmen. Der Ausführung bei Stein 
(Novelle Anm. 2, 1 S. 150), ein bedingter Antrag für eine künftige 
Prozeßlage, der nicht für den Fall der Abweiſung eines erſten 
prinzipiellen Antrages geſtellt werde, bilde eine ſo ſtarke Abweichung 
von der Regel, daß es zu ſeiner Rechtfertigung einer ausdrücklichen 
Beſtimmung bedürfe, kann nicht beigetreten werden. Es fehlt an 


774 


jedem ſtichhaltigen Grunde, weshalb ein aus Gründen der Bes 
ſchleunigung verfrüht eingereichtes, aber erſt auf den Zeitpunkt des 
Eintritts der Vorausſetzung des 8 699 Abſ. 1 ZPO. abgeſtelltes, 
alſo noch nicht bedingtes Geſuch nicht zugelaſſen werden ſollte. 
Zudem iſt bereits im Offenbarungseidverfahren ein auf eine ſpätere 
Prozeßlage abgeſtellter, erſt nach Eintritt der erforderlichen Prozeß⸗ 
vorausſetzungen zu erledigender Antrag in der Rechtsſprechung all⸗ 
ſeitig für zuläſſig erachtet, indem man dem Gläubiger es ſchlechthin 
geſtattet hat, mit der Ladung des Schuldners zur Leiſtung des Eides 
den Antrag auf Erlaß eines Haftbefehls für den Fall des Nicht⸗ 
erſcheinens des Schuldners zu verbinden. Die Gefahr, daß der 
Gläubiger nach Erledigung des Zahlungsbefehls durch Zahlung oder 
in ſonſtiger Weiſe bisweilen verabſäumen würde, den Antrag recht⸗ 
zeitig zurückzunehmen, und daß auf dieſe Weiſe zu Unrecht Voll⸗ 
ſtreckungsbefehle mit Vollſtreckungsgefahr für den Schuldner entſtehen 
können, wird überwogen durch die erheblichen Vorteile, welche eine 
Durchführung des Mahnverfahrens auf den erſten Anſtoß der Partei 
hin infolge der damit erzielten Beſchleunigung bietet. Das Königliche 
Amtsgericht hat nunmehr unter Abſtandnahme von den in der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung erhobenen Bedenken anderweit über den 
Antrag des Gläubigers zu befinden. 


62. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Leipzig, II. Zivilkammer, vom 
28. Juni 1910 (2 B. C. 414/10). 

Der Gläubiger hat mit ſeinem Antrage auf Erlaß eines Zahlungs⸗ 
befehls gegen den Schuldner auf den Fall unterbleibenden Widerſpruchs 
das Geſuch um Vollſtreckbarkeitserklärung verbunden. Der Schuldner 
hat gegen den am 26. Mai 1910 vom Amtsgericht Leipzig gegen ihn 
erlaſſenen Zahlungsbefehl Widerſpruch nicht erhoben. Daraufhin hat 
der Gläubiger beantragt, ihm auf Grund des zugleich mit dem Antrage 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls geſtellten Antrags auf Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung im Falle unterbleibenden Widerſpruchs den Vollſtreckungs⸗ 
befehl zu erteilen, wobei er ausdrücklich abgelehnt hat, jetzt einen 
neuen Antrag zu ſtellen. Dieſen Antrag hat das genannte Gericht 
durch Beſchluß vom 17. Juni 1910 zurückgewieſen. 

Die dagegen am 24. Juni 1910 eingelegte ſofortige Beſchwerde 
iſt unbegründet. 

Nach § 699 3) O. iſt der Zahlungsbefehl nach Ablauf der darin 
beſtimmten Friſt für den Fall unterbliebenen Widerſpruchs auf Geſuch 
des Gläubigers für vollſtreckbar zu erklären. Das Geſetz geht hierbei 
von der Vorſtellung aus, daß das Verfahren ſich ſchrittweiſe zu ent⸗ 
wickeln habe, indem erſt nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt auf 
beſonderen Betriebsakt des Gläubigers der Vollſtreckungstitel durch 
die Vollſtreckbarkeitserklärung zur Entſtehung kommen ſoll. In dieſen 
Verfahrensgang durch Häufung des Geſuchs auf Erlaß des Zahlungs: 
befehls und des bedingten Antrags auf Erteilung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls eine Verſchiebung hineinzubringen und damit das Gericht 
ohne weiteren Betriebsakt zum Erlaß des Vollſtreckungsbefehls zu 
veranlaſſen, liegt nicht in der Machtvollkommenheit des Gläubigers. 
Wenn man vielleicht über dieſe Frage vor der Novelle zur ZPO. 
vom 1. Juni 1909 zweifelhaft ſein konnte, ſo kommt die Meinung 
des Geſetzes jetzt, wie auch der Amtsrichter richtig ausführt, in dieſem 
ſelbſt klar zum Ausdrucke; denn hätte es gewollt, daß der Antrag auf 
Erteilung des Vollſtreckungsbefehls auch ſchon im Geſuche um Erlaß 
des Zahlungsbefehls geſtellt werden könnte, ſo hätte es eine ähnliche 
Beſtimmung wie in dem § 696 Abſ. 2 und § 697 Abſ. 2 ZPO. auch 
in den $ 699 3PO. aufgenommen. 


In einem nach dem 1. April 1910 bei dem Amtsgericht 
anhängig gewordenen Rechtsſtreit wurde auf Antrag einer 
Partei der bereits bekanntgegebene Termin verlegt und neuer 
Termin beſtimmt. Die Terminsbeſtimmung wurde vom Gerichts⸗ 
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ſchreiber beiden Parteien von Amts wegen zugeſtellt. Für die 
Ausfertigung und die Zuſtellung des Terminsverlegungs⸗ 
beſchluſſes wurden gemäß 8 79 Abſ. 1 Ziff. 1 und 6 GKG. 
Schreibe und Poſtgebühren angeſetzt. Das Landgericht 
München II erklärte dieſen Anſatz für gerechtfertigt. 


63. Beſchtuß 

des Kgl. Landgerichts München II vom 30. Juni 1910. 

Nach 8 79 Abſ. 1 Ziff. 1 und 6 GKG. werden Schreib: und 
Poſtgebühren für ſolche Ausfertigungen erhoben, die nur auf Antrag er⸗ 
teilt werden. Wird auf Antrag einer Partei durch nicht verkündeten 
Beſchluß ein bereits bekanntgegebener Termin vertagt, ſo handelt es 
ſich bei der Bekanntgabe der Terminsverlegung an die Beteiligten 
nicht um ein kraft Geſetzes herzuſtellendes, ſondern um ein durch 
das nachträgliche Verhalten der Partei erforderliches und in ihrem 
einſeitigen Intereſſe vorgenommenes Schreibwerk, das außerhalb des 
regelmäßigen Ganges des Verfahrens liegt. Nun iſt es aber keines⸗ 
wegs Zweck eines Pauſchſatzes, Auslagen, die durch ein unvorher⸗ 
ſehbares, außerhalb des Rahmens eines ordentlichen Verfahrens ge⸗ 
legenes Verhalten der Partei verurſacht werden, zu decken. Durch 
den Pauſchſatz ſollen lediglich die bei einem regelmäßigen, durch 
keinen beſonderen Parteiantrag aufgehaltenen Gang des Verfahrens 
erwachſenen Koſten getroffen werden. Demzufolge iſt die ſofortige 
Beſchwerde unbegründet. 


Eine Entſcheidung des Amtsgerichts Gera will die Ge⸗ 
bührenfreiheit des 8 79 Abſ. 2 GKG. auf die vollſtreckbare 
Ausfertigung beſchränkt wiſſen. Das Landgericht Gera 
hat dieſe Entſcheidung aufgehoben und die Gebührenfreiheit 
auch für die neben der vollſtreckbaren erteilte einfache Ausfertigung 
gewährt. (Vgl. hierzu auch die Entſch. Nr. 76 bis 85.) 


64. 65. Beſchlüſſe 
a. des Fürſtlichen Amtsgerichts Gera vom 21. Mai 
1910 (4 C. 975/10); f 
b. des Gemeinſchaftlichen Landgerichts Gera vom 
9. Juli 1910 (T. 77/10). 
a. 

In Sachen U. c. H. wird der Antrag des klägeriſchen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten auf Niederſchlagung der unter Nr. 4350 liquidierten 
Schreibgebühren von 20 ½ zurückgewieſen. 

Die von dem Vertreter des Klägers beantragte vollſtreckbare 
Ausfertigung iſt gemäß § 79 GKG. vollſtändig frei erteilt worden. 
Dagegen iſt für die weiter beantragte einfache Ausfertigung des 
Urteils die entſtandene Schreibgebühr für eine Seite mit 20 5% 
berechnet worden. Die Anſicht des klägeriſchen Vertreters, daß auch 
für weitere Urteilsausfertigungen neben der ihm gebührenfrei zu⸗ 
ſtehenden Urteilsausfertigung Schreibgebühren nicht zu berechnen 
wären, kann nicht geteilt werden. 

Setzen wir den Fall, es ſind in einer Sache zehn Beklagte, 
gegen die Verſäumnisurteil ergangen iſt, der klagende Anwalt iſt 
wegen Mangel an Perſonal oder aus einem ſonſtigen Grunde nicht 
recht in der Lage, die zur Zuſtellung an die Beklagten erforderlichen 
Abſchriften mit möglichſter Beſchleunigung fertigſtellen zu laſſen, ſo 
beantragt er einfach, ihm die nötigen Ausfertigungen durch die 
Gerichtsſchreiberei zu erteilen, und das ſollte ohne Zahlung der 
Schreibgebühren erfolgen? Doch wohl nicht. 

Wenn im Geſetz nicht ausdrücklich von nur einer Ausfertigung 
geſprochen iſt, ſo hat man doch als ganz ſelbſtverſtändlich ange⸗ 
nommen, daß nur das unbedingt notwendige gebührenfrei zu liefern 
iſt. Dies ergibt ſich unſeres Erachtens aus den Motiven zu § 79 
GKG. klar und deutlich, wenn dort geſagt iſt: „Für Ausfertigungen 


39. Jahrgang. 


und Abſchriften, die nur auf Antrag erteilt werden, kann von der 
Anſetzung von Schreibgebühren nicht abgeſehen werden, weil ſonſt der 
Umfang der Leiſtungen des Gerichts von dem Belieben der Parteien 
abhängig wäre.“ 

b. 

Der Anwalt des Klägers hat bei der Gerichtsſchreiberei des 
Fürſtlichen Amtsgerichts hier die Erteilung einer vollſtreckbaren und 
einer einfachen Ausfertigung des erwähnten Verſäumnisurteils unter 
Verwendung von zwei gleichzeitig überreichten beglaubigten Klag⸗ 
abſchriften (vgl. $ 317 Abſ. 4 ZPO.) beantragt. Dem Antrage ift 
ftattgegeben, und es find dem Antragſteller lediglich für die beantragte 
einfache Urteilsausfertigung Schreibgebühren im Betrage von 20 . 
berechnet worden. 

Die hiergegen vom Kläger unter Berufung auf § 79 Abſ. 2 
GKG. erhobene Erinnerung iſt durch den angefochtenen Beſchluß 
zurückgewieſen worden mit der Begründung, daß auf Grund der vom 
Beſchwerdeführer angezogenen Vorſchrift nur eine, die vom Kläger 
benötigte vollſtreckbare Urteilsausfertigung, nicht aber auch jede weitere 
vom Kläger verlangte Ausfertigung des Urteils gebührenfrei zu 
erteilen ſei. a 

Dieſer Auslegung des § 79 Abf. 2 GKG. konnte das Beſchwerde⸗ 
gericht nicht beitreten, da dieſelbe im Geſetze keine Stütze findet und 
die vom Vorderrichter in Betracht gezogene mißbräuchliche Ausnützung 
der in § 79 Abſ. 2 GKG. geordneten Gebührenfreiheit im vorliegenden 
Falle, wo die Erteilung von im ganzen nur zwei Urteilsausfertigungen 
beantragt war, jedenfalls nicht in Frage kommt. 

Es war auf die nach § 4 GKG. zuläſſige Beſchwerde daher 
wie geſchehen zu entſcheiden. 


Eine Frage von nicht unweſentlicher praktiſcher Bedeutung 
hat das Landgericht Magdeburg beſchäftigt. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber des Amtsgerichts hatte in einer Prozeßſache dem 
Anwalt des Klägers den Termin mittels unfrankierter Sendung 
mitgeteilt und ſpäter ebenſo das Urteil dem Anwalt unfrankiert 
zugefertigt. Dem Anwalt waren hierdurch 10 % und 20 M 
Porto entſtanden. Der Kläger erhob Erinnerung mit dem 
Antrage, von dem Pauſchſatz, der mit 50 / erhoben war, 
30 & abzuſetzen, jedenfalls aber 30 „ an den Anwalt zurück⸗ 
zuzahlen. Das Amtsgericht lehnte das ab; die Beſchwerde 
wurde von dem Landgericht Magdeburg zurückgewieſen. Die 
Begründung des Beſchluſſes erſcheint rechtlich einwandfrei. 
Bürgert ſich aber bei den Gerichten die Gewohnheit ein, dem 
Anwalt die Sendungen regelmäßig unfrankiert zugehen zu 
laſſen, ſo wird der Hauptvorteil der Auslagenpauſchalierung, 
daß nämlich eine Nachprüfung der Akten und Beläge nicht mehr 
erforderlich iſt, zum guten Teil wieder beſeitigt. 


66. Beſchluß 

des Kgl. Landgerichts Magdeburg vom 4. Juli 1910. 

Einen Anſpruch auf Frankierung von Poſtſendungen durch das 
Gericht hat eine Partei jedenfalls nur in gewiſſen Fällen. Die Frage, 
wann eine Poſtſendung ſeitens des Gerichts portofrei zu erfolgen hat, 
findet ihre Entſcheidung in dem Staatsminiſterialbeſchluß vom 
7. Februar 1894 und der Allgemeinen Verfügung vom 4. März 1894 
(Juſtizminiſterialblatt S. 58). Nur auf dieſe Beſtimmungen, an 
denen die vorerwähnte Prozeßnovelle nichts geändert hat, kann ſomit 
die Klägerin ihren Anſpruch wegen Zuvielzahlung an Porto ſtützen. 
Eine Herabſetzung des in Anſatz gebrachten Pauſchſatzes von 50 . 
um den angeblich zuvielgezahlten Betrag iſt jedenfalls unzuläſſig, da 
dieſer Satz nach § 80 b Abſ. 2 GKG. bereits der geringſte geſetzlich 
zuläſſige iſt. 
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Es kann aber auch dahingeſtellt bleiben, ob die Klägerin auf 
Grund der vorgedachten Beſtimmungen einen Anſpruch auf portofreie 
Zuſendung der fraglichen Poſtſendungen hatte, da das Beſchwerde⸗ 
gericht nicht zuſtändig iſt, über einen dahingehenden Anſpruch zu 
entſcheiden. Inſoweit die Klägerin prinzipaliter verlangt, von dem 
Pauſchſatze 30 A abzuſetzen, ſtellt ſich ihr Begehren dar als Geltend⸗ 
machung einer Gegenforderung im Wege der Aufrechnung gegen den 
Koſtenanſpruch des Fiskus. Über den zur Aufrechnung geſtellten 
Anſpruch zu befinden, iſt aber Sache der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde (Kaſſenverwaltung), deren Entſcheidung nur im Wege der 
Beſchwerde an die vorgeſetzte Verwaltungsinſtanz angefochten 
werden kann. 

Der Eventualantrag der Klägerin, die zuvielgezahlten 30 % 
zurückzuzahlen, ſtellt ſich dar als Geltendmachung eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruches, der, wenn er von der Kaſſenverwaltung nicht anerkannt 
wird, im Wege der Klage gegen den Juſtizfiskus geltend zu machen iſt. 


Eine Entſcheidung des Landgerichts Paſſau billigt von 
der Gebühr des 8 65 NAGD. für die Beweisaufnahme im 
Privatklageverfahren einen beſonderen Auslagenpauſchſatz 
zu, indem ſie davon ausgeht, daß dieſe Gebühr als beſondere, 
ſelbſtändige Gebühr zu betrachten iſt. Den gegenteiligen Stand⸗ 
punkt vertritt das Landgericht Bielefeld. 


67. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Paſſau, II. Strafkammer, vom 
23. Juni 1910 (i. S. H. c. H.). 

Rechtsanwalt H. hat in feinem Koſtenverzeichnis 1,20 & Pauſch⸗ 
ſatz aus der Gebühr zu 6 & für Beweiserhebung eingeſetzt. Dieſen 
Pauſchſatz hat das Kgl. Amtsgericht Paſſau in ſeinem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß vom 10. Juni d. J. geſtrichen, da ein Pauſchſatz nur aus 
einer Gebühr ſelbſt, nicht aus deren Erhöhung verlangt werden könne. 
Gegen dieſen Abſtrich hat Rechtsanwalt H. Beſchwerde erhoben. 

Dieſe iſt ſachlich begründet. 

Nach der bisherigen in der Literatur (f. Quednau, Komm. 
zur GebD. für RA. § 76 Anm. 32) vertretenen Anſicht, welche mit 
den Beſtimmungen der Gebührenordnung im Einklang ſteht, iſt die 
Gebühr des 8 65 Gebo. als eine beſondere Gebühr zu erachten. 
Demnach iſt der weitere Pauſchſatz zu 1,20 & gerechtfertigt. 


68. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Bielefeld, III. Strafkammer, 
vom 8. Juli 1910 (i. S. Z. c. St.). 

Nach § 76 RAD. wird im Rahmen jeder ſelbſtändigen, zum 
Anſatze gelangenden Gebühr ein Pauſchſatz für Schreibgebühren und 
Porto zugebilligt (Quednau 1910 S. 566 Anm. 32 und S. 576). 

Eine ſelbſtändige Gebühr im Sinne dieſer Beſtimmung iſt die 
Gebühr des §S 67 für das Vorverfahren. Dagegen iſt die Gebühr 
des 8 65 keine ſelbſtändige Gebühr, weil fie nur eine Erhöhung 
der Gebühr des § 63 darſtellt. Die von Quednau in dieſer Hinſicht 
aufgeſtellte abweichende Anſicht widerſpricht dem Wortlaute und dem 
Sinne des § 65 Gebo. Es war alſo für die Gebühr aus §§ 63 
und 65 nach § 76 Abſ. 5 der GebO. der Mindeſtſatz von 4% 
und für die Gebühr aus § 67 der Pauſchſatz von 20% (Abſ. 2 des 
§ 76 Gebo.) = 1,20, zuſammen 5,20 „ ſtatt der liquidierten 
6,40 A und der feſtgeſetzten 4,80 K zu bewilligen. 


Daß 8 76 RAG. für den Rechtsanwalt nur die Porti 
ſeiner Sendungen pauſchaliert, daß alſo das Porto an ihn 
gerichteter Schreiben neben dem Pauſchſatz zu berechnen iſt, 
ſtellen Entſcheidungen des Landgerichts Stolp und der Amts⸗ 


gerichte Cöln und Dortmund (Nr. 76) zutreffend feſt. Ebenſo 
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richtig entſcheidet das Amtsgericht Stargard i. P., daß das 
Porto für die Namens der Partei erfolgte Aberſendung der 
Gebühren an den Subſtituten beſonders zu vergüten iſt, weil 
es ſich hier nicht um eine Sendung des Anwalts ſelbſt, 
ſondern um eine ſolche der Partei handelt. 


69. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Stolp, I Zivilkammer, vom 
2. Juli 1910 (2 T. 96/10). 

Porto, das der Rechtsanwalt bei Eingang von an ihn ge⸗ 
richteten Poſtſendungen entrichtet, ſind als Poſtgebühren ſeiner 
Sendungen nicht anzuſehen. Hierunter ſind nur die vom Rechts⸗ 
anwalt abgeſandten Sendungen zu verſtehen. 

Die von der Vorinſtanz abgeſetzten 25 „ Eingangsporto und 
5 & Abtrag durfte der Anwalt der Klägerin daher liquidieren. 
($ 76 Abſ. 1 RAGO.; Quednau ©. 562 Anm. 18 b). 


70. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Cöln, Abt. 50, vom 27. Juni 
1910 (50 C. 1616/10). 

Nach § 91 ZPO. kann die Klägerin von dem Beklagten die 
Beträge erſtattet verlangen, die ſie ſelbſt ihrem Prozeßbevollmächtigten 
verſchuldet. Die Klägerin hat an Auslagen ihres Rechtsanwalts 
außer dem Pauſchſatz von 4 , noch 10 A Porto erſtattet ver⸗ 
langt, die in dem angefochtenen Beſchluß, als unter den Pauſchſatz 
fallend, geſtrichen worden ſind. Wie die Klägerin durch Vorlage des 
Schreibens dargetan hat, handelt es ſich um einen als portopflichtige 
Dienſtſache geſandten Brief des unterzeichneten Gerichts vom 25. Mai 
1910, auf den der Rechtsanwalt der Klägerin 10 ½ Porto gezahlt 
hat. Es handelt ſich alſo um eine Auslage des Rechtsanwalts, die 
er von der Klägerin gemäß SS 675, 670 BGB. erſtattet verlangen 
kann, ſoweit nicht SS 76 ff. RAGD. etwas Abweichendes beſtimmen. 
S 76 RAG. pauſchaliert aber für den Rechtsanwalt nur die 
Poſtgebühren ſeiner Sendungen, nicht auch die Porti an ihn ge⸗ 
richteter Schreiben. Der Rechtsanwalt der Klägerin kann alſo von 
dieſer Erſtattung der 10 „ neben dem Pauſchſatz verlangen; hieraus 
ergibt ſich die Erſtattungspflicht des Beklagten. 


71. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Stargard i. P. vom 11. Juli 
1910 (3 C. 453/10). 

Der Gerichtsſchreiber hat 10 ½ Porto für Einſendung der 
Koſten an Juſtizrat F. abgeſetzt, da dieſe ſchon durch die Pauſchal⸗ 
gebühren mit 4 & abgegolten ſeien. Dies iſt zu Unrecht geſchehen, 
da gemäß 8 76 Abſ. 1 RAG. der Rechtsanwalt zum Erſatz der 
Poſtgebühren ſeiner Sendungen Pauſchſätze nur erhält, ſoweit die 
Poſtſendung innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätig: 
keit vorkommt. Wenn ein Anwalt im Namen ſeiner Partei an ſeinen 
Subſtituten deſſen Gebühren überſendet, fo liegt keine gebühren⸗ 
pflichtige Tätigkeit des Anwalts vor. Nur ſoweit es ſich um Poſt⸗ 
ſendungen des Anwalts ſelbſt handelt, iſt er durch Zubilligung des 
Pauſchſatzes abgegolten. Hier handelt es ſich aber um die Sendung 
feiner Partei. (Vgl. Quednau, Komm. zu § 76 Anm. 18 b). 


Zu der Beſtimmung des § 76 Abſ. 3 a. E. RAG0O. über 
den Auslagenpauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs— 
verfahren liegen mehrere Entſcheidungen vor. (Vgl. hierzu 
Entſch. Nr. 27, 28 S. 692 f., Nr. 48, 49 S. 732.) Sie er: 
kennen bis auf eine richtig, daß ein beſonderer Pauſchſatz 
für das Koſtenfeſtſetzungs verfahren zu berechnen iſt, und 
daß die Beſtimmung des Schlußſatzes des Abſ. 3 nur für die 
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in dieſem Abſatz behandelten Fälle der Mindeſt⸗ und Höchſtſätze 
in Betracht kommt. Dieſe zutreffende Anſchauung vertreten 
folgende Gerichte: die Landgerichte Breslau, VII. Zivilkammer, 
Memel, II. Zivilkammer, Frankfurt a. M., IX. Zivilkammer; 
dieſe Entſcheidungen ſind unten mitgeteilt; ferner: Landgericht 
Frankfurt a. M., VI. Zivilkammer, Entſch. vom 29. Juni 1910 
(12 O. 224/09), Amtsgericht Cottbus, Entſch. vom 23. Juni 
1910 (6 C. 520/10). Die VII. Zivilkammer des Landgerichts 
Breslau, welche in der unter Nr. 28 (S. 693) mitgeteilten 
Entſcheidung die Anſicht vertrat, daß ein Pauſchſatz für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren überhaupt nicht zu berechnen ſei, hat 
ſich inzwiſchen von der Unrichtigkeit dieſer Auffaſſung über⸗ 
zeugt. Dieſe wird dagegen von einer Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts Darmſtadt vertreten. In dem dieſer Entſcheidung 
zugrunde liegenden Falle handelte es ſich allerdings anſcheinend 
tatſächlich um einen Fall, auf den die fragliche Beſtimmung 
Anwendung findet (wie bei Entſch. Nr. 15 S. 638), aber die 
Begründung des Beſchluſſes läßt erkennen, daß das Gericht 
von jener falſchen Anſicht ausgeht. 


72. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Breslau, 
vom 11. Juli 1910 (17. T. 137/10). 

In dem am 2. Mai 1910 verkündeten, für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Urteile des Kgl. Amtsgerichts in Breslau find dem Be: 
klagten die Koſten des Rechtsſtreites auferlegt worden. Der Kläger 
hat beantragt, die ihm zu erſtattenden Koſten auf 27,55 K feſtzuſetzen. 
Unter den liquidierten Anſätzen befinden ſich 50 / Pauſchſatz des 
Anwalts für Herſtellung des Schreibwerks und zum Erſatz der Poſt⸗ 
Dieſen 
Pauſchſatz hat der Gerichtsſchreiber im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe vom 
11. Mai 1910 abgeſetzt. Die Erinnerung des Klägers hiergegen bat 
das Amtsgericht in dem angefochtenen Beſchluſſe zurückgewieſen. Der 
Kläger hat gegen den Beſchluß des Amtsgerichts friſt- und formgerecht 
ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

Der Beſchwerde ift ſtattzugeben. Nach § 76 Abſ. 1 und 2 RAG. 
erhält der Rechtsanwalt für die Herſtellung des Schreibwerks und 
zum Erſatz der Poſtgebühren ſeiner Sendungen Pauſchſätze in Höhe 
von 20 vom Hundert der zum Anſatz gelangenden Gebühr, jedoch 
mindeſtens 50 % und höchſtens 30 A. Abſ. 3 des 8 76 ſetzt im 
Halbſatz 1 die Summe der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze 
für den Fall, daß dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Rechts⸗ 
anwalt nach § 13 Nr. 1, SS 19, 52 die Prozeßgebühr zuſtebt, be 
ſtimmte Mindeſt⸗ und Höchſtſätze feſt und beſtimmt im Halbſatz 2 
ferner, daß die Vorſchrift des 5 80 Abſ. 1 Nr. 3 keine Anwendung 
findet. Die zuletzt zitierte Beſtimmung geht dahin, daß bei den im 
GKG. § 38 Nr. 1 bezeichneten Angelegenheiten, d. h. im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren, für die Tätigkeit des Rechtsanwalts bei Streitig⸗ 
keiten und Anträgen die Gebühren beſonders erhoben werden, daß 
alſo das Koſtenfeſtſetzungsverfahren im Sinne der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte nicht mit zur Inſtanz gehört. Mithin beſagt die 
Vorſchrift des Halbſatzes 2 im Abſ. 3, daß für die Berechnung der 
Pauſchſätze das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht als beſondere Inſtanz 
gilt, daß alſo die Beſtimmungen des Halbſatzes 1 über die Höchſt⸗ 
und Mindeſtſätze einer Inſtanz auf den Pauſchſatz, der für das Koſten⸗ 
feſtſetznngsverfahren nach Abſ. 1 und 2 liquidiert werden kann, nicht 
Anwendung findet. Der Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
beträgt alſo nicht mindeſtens 4 & und höchſtens 50 Al, wie es 
Halbſatz 1 im Abſ. 3 vorſchreiben würde, wenn Halbſatz 2 fehlen 
würde, ſondern iſt nach Abſ. 1 und 2 des § 76 zu berechnen. Sodann 
ſind, da für die Berechnung der Pauſchſätze das Koſtenfeſtſetzungs— 
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verfahren mit zur Inſtanz gehört, die einzelnen Pauſchſätze der Inſtanz, 
d. h. 20 % der zum Anſatz gelangenden Prozeß⸗, Verhandlungs-, 
Beweis⸗, Koſtenfeſtſetzungs⸗ und ſonſtigen Gebühren, eventuell der 
Mindeſtſatz von 50 Pf, einzeln zu berechnen und zuſammenzuzählen; 
ſoweit die im Abſ. 3 Halbſatz 1 bezeichneten Mindeſtgebühren nicht 
erreicht werden, erhöht ſich dann die Summe der Pauſchſätze auf den 
Mindeſtſatz, ſoweit die daſelbſt bezeichneten Höchſtbeträge überſchritten 
werden, ermäßigt ſich die Summe auf dieſen Höchſtbetrag. 

Die Kammer hat zwar bisher angenommen, daß der Pauſchſatz 
für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren durch den Halbſatz 2 im Abſ. 3 
des S 76 ausgeſchloſſen worden iſt. Bei erneuter Prüfung der Rechts⸗ 
frage hat die Kammer dieſe Anſicht aber nicht mehr aufrechterhalten 
können. 

Nach vorſtehenden Ausführungen iſt der Kläger berechtigt, 50% 
Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Anſatz zu bringen. 
Die Vorentſcheidungen ſind alſo dementſprechend abzuändern. 


73. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Memel, II. Zivilkammer, vom 
8. Juli 1910 (T. 104/10). 

Die Vorſchrift des § 76 Abſ. 3 letzter Halbſatz RAG O. könnte 
den Zweifel erregen, als ob dem Anwalt für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren eine Pauſchgebühr nicht zuſteht. Denn dort iſt der den 
§ 38 Nr. 1 GKG. allegierende 8 30 Abſ. 1 Nr. 3 angezogen, nach 
welchem die Gebühren beſonders erhoben werden für Tätigkeit bei 
Anträgen, welche betreffen (§ 38 Nr. 1 GKG.) die Feſtſetzung der 
vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten. Dieſe Vorſchriften ſollen 
nun nach § 76 Abſ. 3 letzter Halbſatz a. a. O. keine Anwendung 
finden. Hieraus könnte man ſchließen, daß für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren keine Pauſchgebühren zu berechnen find. Eine ſolche Auf: 
faſſung würde aber dem Sinne und der Stellung des § 76 Abſ. 3 
letzter Halbſatz im § 76 a. a. O. nicht gerecht. Um den $ 76 Abſ. 3 
richtig zu verſtehen, muß man den Nachdruck legen auf die Worte 
„in einer Inſtanz“. Für eine ſolche find als Minimal: bzw. 
Maximalgrenzen 4 bzw. 50 .% geſetzt. Nun könnte jemand aus SS 30 
Nr. 3, 29 Abſ. 2 RAG O., 38 Nr. 1 GKG. den Schluß ziehen, daß 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine beſondere Inſtanz vorliege. 
Er könnte alſo z. B. ſagen: die ſonſtigen Pauſchſätze betragen 
2＋1＋1 = 3.1; dieſe find gemäß § 76 erſter Halbſatz a. a. O. auf 
4. % abzurunden. Dazu kommt für die beſondere Inſtanz des Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens 0,50 4. Oder: das Maximum der ſonſtigen 
Pauſchſätze mit 50 & iſt erreicht. Da aber die Koſtenfeſtſetzung eine 
beſondere Inſtanz bildet, iſt die Höchſtſumme um den Pauſchſatz für 
die Koſtenfeſtſetzung zu erhöhen. Einer ſolchen Durchbrechung 
der Maximierung bzw. dem Mißbrauch der Minimierung 
der Pauſchſätze tritt § 76 Abſ. 3 letzter Halbſatz entgegen, indem er 
für die Maximierung bzw. Minimierung der Pauſchſätze dem Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsverſahren den Charakter der beſonderen Inſtanz nimmt, 
nicht aber für die Berechnung der Pauſchſätze überhaupt. Denn 
jener Halbſatz ſteht im engſten Anſchluß an die Vorſchriften des 
Abſ. 3, von dieſem nur durch ein Semikolon getrennt. Eine Aus: 
nahme zu Abſ. 2 § 76 a. a. O. kann er ſchon ſeiner grammatiſchen 
Stellung nach nicht bilden. Nach dieſem Abſ. 2 iſt aber der Pauſchſatz 
(innerhalb der Maximal- bzw. Minimalgrenzen des Abſ. 3) von jeder 
zum Anſatz gelangenden Gebühr zu berechnen, mithin auch von der 
Koſtenfeſtſetzungsgebühr. 


74. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Frankfurt a. M., IX. Zivil⸗ 
kammer, vom 9. Juni 1910 (9 T. 245/10). 
Die Beſchwerde erſcheint begründet, ſoweit mit ihr für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren der Pauſchalbetrag von 50 „ in voller 
Höhe verlangt wird. 
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§ 76 Abſ. 2 RAG. in der Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 
1909 beſtimmt: „Der einzelne Pauſchſatz beträgt 20 vom Hundert der 
zum Anſatze gelangenden Gebühr, jedoch höchſtens 30 L und mindeſtens 
50 ½, in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz mindeſtens 2 C.“ Hiernach 
iſt der Pauſchſatz nicht von der Geſamtſumme der Gebühren, ſondern 
von jeder einzelnen Gebühr zu berechnen, bei der es ſich um eine mit 
Schreibwerk und Poſtſendungen verbundene Tätigkeit des Anwalts 
handelt. Im vorliegenden Fall rechtfertigen ſonach die Prozeßgebühr, 
die Verhandlungsgebühr und die Beweis- und weitere Verhandlungs⸗ 
gebühr Pauſchalſätze von je 2 L und die Koſtenfeſtſetzungsgebühr den 
Mindeſtpauſchalſatz von 50 % 

§ 76 Abſ. 3 kommt bier gar nicht in Betracht, weil hier der 
Mindeſtſatz von 6 / überſchritten wird. Deshalb ſcheidet auch der 
Schlußſatz dieſes Abſatzes hier aus, der nur für den Fall, daß die 
Pauſchalgebühr gemäß § 76 Abſ. 3 auf 4 % oder 6 V erhöht wird, 
die Beſtimmung trifft, daß dann die Koſtenfeſtſetzung nicht noch als 
beſondere Inſtanz gilt. 


75. Beſchluß 
des Großherzogl. Landgerichts Darmſtadt, II. Zivil⸗ 
kammer, vom 17. Juni 1910 (T. 281/10). 

Wenn die Beſchwerde davon ausgeht, daß von jeder in Anſatz 
gebrachten Gebühr nach $ 76 RAG. der Pauſchſatz zu berechnen ſei, 
ſo iſt das an ſich richtig. Es iſt aber dabei die im Schlußſatz des 
§ 76 Abſ. 3 enthaltene Beſtimmung überſehen. Dort iſt u. a. beſtimmt, 
daß bei der Bemeſſung des Pauſchſatzes § 30 Abſ. 1 Nr. 83 RAG. 
keine Anwendung findet, d. h. die ſonſt gültige Beſtimmung, daß das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren im Sinne der Gebührenbemeſſung als be⸗ 
ſonderes Verfahren zu behandeln iſt, hier keine Anwendung findet. 
Es iſt alſo der Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht 
beſonders anzuſetzen, ſondern er iſt in dem Pauſchſatz des Haupt⸗ 
verfahrens mitinbegriffen. Val. Sydow⸗Buſch, § 76 Anm. 9, und 
Quednau, § 76 Anm. 31. Vgl. auch dort das in Anm. 30 ent: 
haltene Beiſpiel, in welchem der Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren beſonders berechnet, aber in den Pauſckſatz des Haupt: 
verfahrens einbezogen iſt. 


Eine große Anzahl von Entſcheidungen befaßt ſich mit der 
Frage, ob für die zwecks Zuſtellung des Urteils her— 
geſtellte Klagabſchrift beſondere Schreibgebühren berechnet 
werden dürfen. ($ 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG0O.; vgl. Entſch. 
Nr. 7, 16 bis 18, 31, 32, 51 bis 55; S. 598, 638 ff., 694, 
733 ff.) Bejaht wird die Frage vom Amtsgericht Dortmund. 
Vgl. hierzu auch die oben mitgeteilte Entſch. Nr. 65 des Land⸗ 
gerichts Gera. Dagegen billigen folgende Gerichte beſondere 
Schreibgebühren nicht zu: Landgerichte Zwickau, Königs⸗ 
berg, Amtsgericht Hamburg, Landgerichte Hamburg, 
Hirſchberg i. Schl., Dresden, Amtsgericht Dieburg, 
Landgerichte Darmſtadt, Paſſau, Amtsgericht Neumünſter 
(4. Juli 1910, M. 299/10), Landgericht Kiel (6. Juni 1910, 
M. 23/10), Landgericht Mannheim (21. Juni 1910, Nr. VI 1935). 


76. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Dortmund vom 29. Juni 1910 
(. S. M. & H. c. W.) 

Zu Unrecht find von dem Gerichtsvollzieher 10 & für Porto: 
auslagen abgezogen worden, da unter die Pauſchalſumme des 8 76 
Abſ. 1 RADO. nur die Poſtgebühren der eigenen Sendungen eines 
Anwalts fallen, während ihm Poſtgebühren, die er für andere 
Sendungen bezahlen muß, beſonders zu erſetzen find. (Sydow-Buſch, 
Gebo. 1910 Anm. 3 und 4 zu 8 76.) Auch wegen der 60 4 
Schreibgebühren für die zwecks Herſtellung des Urteils verwendete 
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beglaubigte Abſchrift der Klage war die Zwangsvollſtreckung zu be: 
treiben, da 8 76 Abſ. 6 Satz 2 a. a. O. ausdrücklich beſtimmt, daß 
dem Rechtsanwalte neben den Pauſchſätzen Schreibgebühren zuſtehen: 
„für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift, 
falls dieſe zur Herſtellung einer Ausfertigung benutzt wird.“ Be⸗ 
hauptetermaßen iſt dies vorliegend der Fall. 

Schließlich begehrt der Gläubiger noch die Ausdehnung der 
Zwangsvollſtreckung auf einen Betrag von 80 / Schreibgebühren 
für die beglaubigte Abſchrift des Urteils, die zu Zuſtellungszwecken 
an die Schuldnerin verwandt worden iſt. Auch hier war dem 
Gläubiger beizupflichten. Es handelt ſich hier um Gebühren, die 
auch gerichtsſeitig erhoben wären, wenn die Abſchrift gerichtsſeitig 
beſorgt ſein würde. Das Gericht war hierzu verpflichtet, falls der 
Anwalt von der Befugnis des §S 508 3 O., das Urteil ſelbſt zu: 
zuſtellen, keinen Gebrauch machte. In dieſem Falle waren nach § 80 
GKG. 20 J an Schreibgebühren pro Seite zu berechnen. Es iſt 
aber nicht unbillig, dem Anwalt für die gleiche, die Gerichtsſchreiberei 
entlaſtende Tätigkeit auch den gleichen Gebührenſatz zuzuerkennen. 


Aus dem Geſagten ergibt ſich auch, daß die Bedenken des 
Gerichtsvollziehers, als bedeute die Zubilligung derartiger Gebühren 
eine vom Geſetzgeber nicht gewollte Mehrbelaſtung der Schuldner, 
hinfällig ſind. 


77. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Zwickau, II. Zivilkammer, vom 
8. Juni 1910 (2 B. C. 55/10). 


Die Gläubigerin hat auf Grund eines gemäß § 313 Abi. 3 
ZPO. abgekürzten Urteils bei dem Schuldner die Zwangsvollſtreckung 
vornehmen laſſen und in der dem Pfändungsantrage beigefügten 
Koſtenberechnung außer 2 , Pauſchſatz für Schreibgebühren noch 
3,60 /, Kopialien für drei beglaubigte Abſchriften des Urteils an⸗ 
geſetzt. Der Gerichtsvollzieher hat hiervon 2,40 , mit der Be: 
gründung geſtrichen, daß die Schreibgebühren für die zwei beglaubigten 
Abſchriften zur Zuſtellung durch den Pauſchſatz abgegolten werden. 
Die hiergegen von der Gläubigerin gemäß § 766 ZPO. erhobene 
Erinnerung hat das Amtsgericht Kirchberg durch Beſchluß vom 
25. Mai 1910 als unbegründet zurückgewieſen. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die vorliegende ſofortige 
Beſchwerde der Gläubigerin mit dem Antrage, den Gerichtsvollzieher 
anzuweiſen, den geſtrichenen Betrag von 2,40 % nachträglich ein: 
zuziehen. 

Das Rechtsmittel iſt unbegründet. 

Nach § 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAG). in der Faſſung der Novelle 
vom 1. Juni 1909 ſtehen dem Anwalte neben den Pauſchſätzen des 
§ 76 Abſ. 1 Schreibgebühren für eine von ihm gefertigte beglaubigte 
Abſchrift der Klagſchrift zu, falls dieſe zur Herſtellung einer Aus: 
fertigung des Urteils (§S 317 Abſ. 3 ZPO. — richtiger Abſ. 4, vgl. 
Stein, Anhang S. 52, Anm. 2 —) benutzt wird. Die Frage, ob 
der Anwalt nach dieſer Beſtimmung für die zur Zuſtellung des 
Urteils hergeſtellte Klagabſchrift mit Urteilsvermerk neben den 
Pauſchſätzen beſondere Schreibgebühren verlangen kann, iſt bisher in 
der Literatur und Rechtſprechung verſchieden beantwortet worden. 
Dr. Langenbach (JW. 10, 274) vertritt die Meinung, daß der 
Anwalt auch für die zwecks Zuſtellung des Urteils gefertigten Klag— 
abſchriften beſonders honoriert werden müſſe. Auf demſelben Stand— 
punkte ſtehen die Beſchlüſſe der Anſdälte am Kammergerichte 
(IW. 10, 277). Auch das Amtsgericht Augsburg billigt in feiner 
Entſcheidung vom 8. Mai 1910 (JW. 10, 598) dem Anwalte für 
derartige Klagabſchriften beſondere Schreibgebühren zu. 

Gegenteiliger Anſicht find anſcheinend: Sydow-Buſch, Gebd. 
9. Aufl. 876 Anm. 13; Striemer, IW. 1910, 140 und Dr. Rieß, 
IW. 1910, 602 II a. E. Die Landgerichte Tübingen und Duis⸗ 
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burg ſowie das Amtsgericht Reutlingen, JW. 1910, 638 haben 
ſich ebenfalls dahin ausgeſprochen, daß die Herſtellung der beglaubigten 
Abſchriften der Klage zum Zwecke der Zuſtellung des Urteils durch 
die Pauſchſätze des 8 76 Abſ. 1 GebO. abgegolten werde. 


Eine Mittelmeinung vertritt Rechtsanwalt Dr. Siecke in ſeinem 
im Leipziger Anwaltsvereine gehaltenen Vortrage. Er ſagt (S. 27): 
„Der Anwalt erhält keine beſondere Schreibgebühr, wenn er, um 
die vom Gerichtsſchreiber erteilte Ausfertigung zuzuſtellen, hiervon 
eine beglaubigte Abſchrift herſtellt und auf dieſe den Urteilsſtempel 
überträgt: denn nach dem Wortlaute des Geſetzes können Extraſchreib⸗ 
gebühren nur gefordert werden für eine beglaubigte Klagabſchrift, 
die zur Herſtellung einer Ausfertigung benutzt wird, eine Ausfertigung 
kann aber nur der Gerichtsſchreiber herſtellen, während der Anwalt 
nur eine beglaubigte Abſchrift hiervon anfertigen kann.“ Er führt 
dann a. a. O. weiter aus: „Wenn man aber, wie dies bei den mit 
der Schreibmaſchine hergeſtellten Klagen in der Regel der Fall ſein 
wird, zwei beglaubigte Abſchriften für das Urteil und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung angefertigt hat, ſo ſteht nichts im Wege, dem Gerichts⸗ 
ſchreiber zwei beglaubigte Klagabſchriften zu überreichen mit dem Er⸗ 
ſuchen, eine vollſtreckbare und eine einfache Ausfertigung zu geben: 
dann können für beide Ausfertigungen Extraſchreibgebühren gefordert 
werden.“ 

Das Beſchwerdegericht ſchließt ſich auf Grund folgender Cr: 
wägungen der Anſicht an, daß der Anwalt im Falle des § 76 Ab}. 6 
Nr. 2 GebO. für die Herſtellung der beglaubigten Klagabſchriften, die 
zur Zuſtellung des Urteils beſtimmt find, keine beſonderen Schreib: 
gebühren beanſpruchen kann. 

Unter „Ausfertigung“ eines Urteils verſteht die ZPO. eine in 
geſetzlich beſtimmter Form gefertigte, die bei den Akten verbleibende 
Urſchrift nach außen vertretende Abſchrift, die nach § 317 Abſ. 3 
3PO. in einer vom Gerichtsſchreiber zu unterſchreibenden und mit 
dem Gerichtsſiegel zu verſehenden Reinſchrift beſteht (Gaupp: Stein, 
8./9. z. §S 170 II; JW. 08, 146). Nur von ſolchen, vom Gerichts: 
ſchreiber hergeſtellten Urteilsausfertigungen iſt in § 76 Abſ. 6 Nr. 2 
die Rede. Nach dem Wortlaute dieſer Beſtimmung kann deshalb der 
Anwalt nur für diejenige Abſchrift der Klage, welche der Gerichts⸗ 
ſchreiber zur Herſtellung einer Ausfertigung des Urteils nach § 313 
Abſ. 3 3]. benutzt, beſondere Schreibgebühren fordern, während die 
Abſchriften, die der Anwalt von dieſer Ausfertigung zum Zwecke der 
Zuſtellung des Urteils anfertigt, von den Pauſchſätzen des § 76 
Abſ. 1 RAO. mit abgegolten werden. 

Nun kann zwar der Anwalt, wie Dr. Siecke a. a. O. ausführt, 
dem Gerichtsſchreiber zwei beglaubigte Abſchriften der Klage über⸗ 
reichen und ſich eine vollſtreckbare und eine einfache zur Zuſtellung 
beſtimmte Ausfertigung des Urteils erteilen laſſen. In dieſem Falle 
würde an ſich der Wortlaut der Beſtimmung in § 76 Abſ. 6 Nr. 2 
RAGO. für die Anſicht Sieckes ſprechen, daß nun auch für beide 
„Ausfertigungen“ beſondere Schreibgebühren gefordert werden können. 
Einer derartigen Auslegung ſteht jedoch der Sinn des § 76 Abi. 6 
Nr. 2 entgegen. 

Wie bereits erwähnt, liegt dem Gerichtsſchreiber die Herſtellung 
der Ausfertigung des Urteils ob. Die Anfertigung der zur Zuſtellung 
an den Gegner beſtimmten Urteilsabſchrift iſt Sache der Partei. 
Grundſätzlich wird deshalb die Schreibarbeit des Anwalts für die 
zur Zuſtellung beſtimmten Urteilsabſchriften durch den Pauſchſatz des 
8 76 Abſ. 1 RAG. abgegolten, denn die Herbeiführung der Zu⸗ 
ſtellung des Urteils und die dazu erforderliche Herſtellung der Urteils⸗ 
abſchriften fällt in den Rahmen der gebührenpflichtigen Tätigkeit des 
Anwalts im Sinne jener Beſtimmung. Fertigt nun der Anwalt zur 
Herſtellung einer Urteilsausfertigung in der abgekürzten Form des 
$ 313 Abſ. 3 ZPO. eine beglaubigte Abſchrift der Klage an, ſo leiſtet 
er eine Arbeit, zu der er an ſich nicht verpflichtet iſt, und entlaſtet 
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damit gleichzeitig den Gerichtsſchreiber. Dies iſt offenbar der Grund 
zu der Sonderbeſtimmung in § 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAG. geweſen: 
Der Anwalt ſollte für dieſe an ſich nicht in den Rahmen ſeiner 
Tätigkeit ſallende Arbeit beſonders honoriert werden. Für die Her⸗ 
ſtelung der an den Gegner zuzuſtellenden Urteilsabſchriften trifft 
dies nicht zu, weil der Anwalt ſchon vor Einführung der 
Pauſchſätze zur Herſtellung der Urteilsabſchriften verpflichtet war 
und hieran durch die Novelle vom 1. Juni 1909 nichts geändert 
worden iſt. 

Aus dieſem Grunde erſcheint es auch nicht angängig, dem An⸗ 
walte für die Anfertigung der zur Zuſtellung beſtimmten Klag⸗ 
abſchriften beſondere Schreibgebühren zuzubilligen, wenn er durch den 
Gerichtsſchreiber von ihnen einfache Ausfertigungen zum Zwecke der 
Zuſtellung herſtellen läßt. In dieſem Falle leiſtet der Anwalt nicht 
mehr Arbeit, als wenn er ſich nur eine Ausfertigung erteilen läßt 
und hiervon eine beglaubigte Abſchrift herſtellt: im Gegenteil iſt ſeine 
Arbeit geringer, da er im erſten Falle nicht einmal den Urteils⸗ 
vermerk auf die Klagabſchrift zu übertragen braucht. Es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb der Anwalt beſſer geſtellt ſein ſoll, wenn er den 
für ihn bequemeren Weg wählt und ſich zwei Ausfertigungen erteilen 
läßt, als wenn er von der einen Ausfertigung eine beglaubigte 
Abſchrift herſtellt. 

Der Anwalt kann ſich auch nicht mit Grund beſchwert fühlen, 
wenn er für die Herſtellung der Klagabſchrift zum Zwecke der Zu— 
ſtellung des Urteils nicht beſonders honoriert wird. Es iſt zwar 
nicht zu verkennen, daß das Schreibwerk einen erheblichen Umfang 
gewinnen kann, wenn die Klagſchrift wie z. B. bei Wechſelklagen, 
eine größere Anzahl von Seiten umfaßt und die Zuſtellung an mehrere 
Beklagte zu erfolgen hat. Es erſcheint aber nicht zutreffend, daß ſich 
dadurch, wie Dr. Langenbach a. a. O. ausführt, eine übergroße 
Belaſtung des Anwalts mit koſtſpieligem Schreibwerke ergibt. In 
den meiſten Fällen bedient ſich der Anwalt zur Herſtellung der Klag⸗ 
ſchriften der Schreibmaſchine, ſo daß der Mehraufwand an Zeit und 
Koſten für den Durchſchlag der zur Zuſtellung der Urteile beſtimmten 
Exemplare der Klagſchrift nur geringfügig iſt. Hierzu kommt, daß 
der Anwalt einer übergroßen Belaſtung mit Schreibwerk bei den hier 
in Frage kommenden Urteilsabſchriſten im einzelnen Falle vorbeugen 
kann. Iſt ein Urteil in abgekürzter Form nach § 313 Abſ. 3 ZPO. 
erlaſſen, fo iſt die Ausfertigung nach der Vorſchrift in 8 317 Abſ. 4 
3PO. zu erteilen, entweder 

a) in gleicher Weiſe unter Benützung einer beglaubigten Abſchrift 

der Klage, oder 

b) in der Weiſe, daß das Urteil durch Aufnahme der in $ 313 

Abſ. 1 Nr. 1, 2 und 5 bezeichneten Angaben vervollſtändigt 

wird. 
Nach den Kommiſſionsberichten (Rechtſpr. d. OLG. 1909, 
3. Beiheft S. 115) ſoll es zwar im vollen Belieben des Gerichts 
ſtehen, wie die Ausfertigung zu erteilen ſei. In der Regel wird aber 
der Gerichtsſchreiber von der Form unter a nur dann Gebrauch 
machen, wenn eine Abſchrift der Klage eingereicht iſt; durch § 1406 
Abſ. 6 der Geſchäftsordnung für die Kgl. Sächſiſchen Juſtizbehörden 
ſind die Gerichtsſchreiber auch ausdrücklich angewieſen, nur beim Bor: 
5 einer Abſchrift der Klage nach a zu verfahren (JMBl. 1910 
1 Unterläßt nun der Anwalt die Einreichung einer beglaubigten 
a z Klage sur Herſtellung der Ausfertigung des Urteils, ſo 
g erichtsſchreiber die Ausfertigung in der Form unter b 
a 1 die Herſtellung einer beglaubigten Abſchrift von einer 
gebühren a 5 werden dem Anwalte nur geringe Schreib⸗ 
0 8 = = Beeinträchtigung der Intereſſen ſeines Auf: 
Bei den Kommiſſtonsb. VVV, ld 
davon ausgegan onsberatungen (a. a. O. S. 114) iſt man zwar 
gen, daß der Anwalt die Möglichkeit haben ſoll, die 
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Ausfertigung des Urteils ſofort im Termine zu erhalten. Allein in 
der Praxis wird ſich eine derartige Beſchleunigung des Verfahrens 
nur in den ſeltenſten Fällen durchführen laſſen. Erfolgt aber die 
Erteilung der Ausfertigung erſt nach dem Termin, ſo wird eine 
erhebliche Verzögerung auch nicht dadurch eintreten, daß der Gerichts: 
ſchreiber die Ausfertigung in der Form unter b erteilt. 

Hiernach war das Rechtsmittel als unbegründet mit der Koſten⸗ 
folge des § 97 Abſ. 1 ZPO. zurückzuweiſen. 


78. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Königsberg, Kammer für 
Handelsſachen, vom 28. Juni 1910 (H. 6 T. 4/10). 

Der Kläger hatte 2 beglaubigte Abſchriften der Klageſchriſt 
überreicht und beantragt, unter Benutzung dieſer beiden Abſchriften 
ihm eine vollſtreckbare und eine einfache Ausfertigung des Urteils 
vom 7. Mai 1910 in der abgekürzten Form zu erteilen. Dieſem 
Antrage war nachgekommen. In dem Antrage auf Feſtſetzung ſeiner 
außergerichtlichen Koſten vom 7. Mai 1910 hat der Kläger neben 
dem gemäß 8 76 Abſ. 3 RAG. geforderten Pauſchſatze von 4 A 
noch „8 Seiten Schreibgebühren für die 2 als Urteilsausfertigung 
benutzten Klageabſchriften“ mit 1,60 .% liquidiert. Hiervon find 
durch den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 9. Mai 1910 die Schreib: 
gebühren für die zweite Klageabſchrift mit 80 „ abgeſetzt und zwar 
unter der Begründung, daß nach 8 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAG. nur 
die Auslagen für eine Abſchrift erſtattet würden. Gegen dieſe Ab⸗ 
ſetzung hat der Kläger am 13. Mai 1910 die Erinnerung erhoben, 
und gegen den die Erinnerung zurückweiſenden Beſchluß des Kgl. 
Amtsgerichts, Abteilung 16 vom 17. Mai 1910 unter dem 2. Juni 1910 
ſofortige Beſchwerde erhoben, welche am 4. Juni 1910 bei dem Kgl. 
Amtsgerichte eingegangen iſt. 

Die an ſich zuläſſige Beſchwerde iſt in gehöriger Form und 
Friſt eingelegt. Sie iſt nicht begründet. 

Der 8 76 RAG. beſtimmt, daß der Rechtsanwalt für die 
Herſtellung des Schreibwerkes Pauſchſätze erhält, ſoweit das Schreib— 
werk innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vor: 
kommt. 

Die Zuſtellung eines Urteils erfolgt in der Regel durch Zu: 
ſtellung einer beglaubigten Abſchrift der Ausfertigung des Urteils. 
Die Herſtellung dieſer beglaubigten Abſchrift, oder wenn an mehrere 
Perſonen zuzuſtellen iſt, ſämtlicher beglaubigten Abſchriften, gehört 
nach § 169 Abſ. 1 ZPO. zum Geſchäftsbetriebe des Rechtsanwalts, 
welcher durch den Pauſchſatz abgegolten wird. 

Nach dem der Einführung des Pauſchſatzes zugrunde liegenden 
geſetzgeberiſchen Gedanken kann es einem begründeten Zweifel nicht 
unterliegen, daß die Ausnahmefälle des § 76 Abſ. 6 a. a. O. aufs 
engſte ausgelegt werden müſſen. Sie beruhen auf der Erwägung, 
daß es unter beſtimmten, beſonders gearteten Umſtänden billig er⸗ 
ſcheint, neben dem Pauſchſatz noch eine beſondere Gebühr zuzulaſſen. 
Für Schaffung der Sondergebühr der Nr. 2 war maßgebend, daß 
der Rechtsanwalt einer Gebühr nicht verluſtig gehen ſollte, wo er 
zur Leiſtung einer Schreibarbeit nicht verpflichtet und letztere ſonſt 
von der Kanzlei des Gerichts zu liefern geweſen wäre. Dieſe Gr: 
wägung trifft indeſſen nur für die Herſtellung einer Ausfertigung 
des Urteils zu. 

Die entgegenſtehenden Ausführungen des Beſchwerdeführers 
finden weder im Wortlaut noch im Sinne der angezogenen Be⸗ 
1 5 Stütze. = Kammer hat daher keine Per: 

g, von einer in einer anderen Sache er | 
Entſcheidung gleichen Inhalts abzugehen. e 

Die Abſetzung der 80 Schreibgebühren für die zweite ein⸗ 
gereichte Abſchrift iſt daher gerechtfertigt. 
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79. 80. Beſchlũſſe 
a. des Amtsgerichts Hamburg, Zivil-Abt. 17, vom 
16. Juni 1910 (XVII. 2340/10); 


b. des Landgerichts Hamburg, IX. Zivilkammer, vom 
4. Juli 1910 (Z. Bs. IX. 759/10). 


a. 

Der Standpunkt des Gerichtsvollzieheramts iſt richtig, denn 
§ 76 Abſ. 2 RAG. beſtimmt, daß der einzelne Pauſchſatz in der 
Zwangsvollſtreckungsinſtanz 2 & betrage, während es daſelbſt im 
Ab. 6 heißt, daß neben den Pauſchſätzen dem Rechtsanwalte Schreib: 
gebühren zuſtehen für eine von ihm gefertigte Abſchrift der Klagſchrift, 
falls dieſe zur Herſtellung einer Ausfertigung des Urteils (8 317 
Abſ. 3 ZPO.) benutzt wird. Davon, daß auch für Abſchriften der 
Klagſchrift, auf die die zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung an den 
Schuldner zuzuſtellenden Abſchriften der Urteile geſetzt werden, eine 
beſondere Schreibgebühr verlangt werden kann, ſagt der § 76 Abſ. 6 
RAG. nichts. Da ſomit eine geſetzliche Vorſchrift, wonach für die 
fraglichen Abſchriften beſondere Schreibgebühren gefordert werden 
können, nicht beſteht, werden dieſe durch den im § 76 Abſ. 2 RAG. 
beſtimmten Pauſchſatz mit abgegolten. 

Der Anſicht des Amtsgerichts Augsburg kann nicht beigetreten 
werden, denn es ſcheint zweifellos, daß das Geſetz nur für die Klag⸗ 
abſchrift, die zur Herſtellung einer Ausfertigung des Urteils benutzt 
wird, dem Rechtsanwalt beſondere Schreibgebühren zubilligen wollte, 
da es andernfalls auch die zwecks Zuſtellung und Vollſtreckung er⸗ 
forderlichen Abſchriften aufgezählt hätte. 


b. 

Die ſofortige Beſchwerde des Gläubigers gegen den Beſchluß 
des Amtsgerichts Hamburg, Zivil⸗Abt. 17, vom 16. Juni 1910 wird 
aus den zutreffenden Gründen des Vorderrichters koſten⸗ 
pflichtig verworfen. 


81. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Hirſchberg i. Schl., I. Zivil⸗ 
kammer, vom 8. Juli 1910 (2 T. 79/10). 

Der Kläger ſordert Erſtattung beider von ihm gefertigter Klage⸗ 
abſchriften, die zu einer einfachen und einer vollſtreckbaren Urteils⸗ 
ausfertigung benutzt werden ſollten; der Gerichtsſchreiber hat dagegen 
nur eine Abſchrift für erſtattungsfähig erklärt, der erſte Richter dieſes 
Verfahren gebilligt mit der Begründung, daß zur Herſtellung einer 
Urteilsausfertigung nur eine beglaubigte Klageabſchrift notwendig ſei, 
daher auch nur eine ſolche Abſchrift erſtattungsfähig ſei, während die 
zur Urteilszuſtellung nötig werdenden Abſchriften unter den Pauſchſatz 
fielen. Dieſer Anſicht kann nur beigetreten werden. Der § 76 Abſ. 6 
Nr. 2 RAGT. erklärt für beſonders erſtattungsfähig: „eine vom 
Rechtsanwalt gefertigte Abſchrift der Klage uſw.“ Es liegt kein 
Anlaß vor, dieſe Beſtimmung ertenfiv zu interpretieren. Das Geſetz 
ſpricht von einer Abſchrift und auch nur eine ſolche iſt erſtattungs⸗ 
fähig. Daß das Wort „eine“ eine gewiſſe Beachtung verdient, ergibt 
ſich ſchon aus dem Zuſammenhang der Worte, indem unmittelbar 
vorher unter Nr. 1 von „den auf beſonderes Verlangen gefertigten 
Abſchriften“, d. h. alſo allen ſolchen Abſchriften, geſprochen wird. 
Schon aus dieſem Gegenſatz ergibt ſich, daß das Geſetz nur eine 
Abſchrift für erſtattungsfähig hat erklären wollen. 


82. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Dresden, V. Zivilkammer, vom 
29. Juni 1910 (5 B. C. 502/10). 
Durch den angefochtenen Beſchluß hat das Amtsgericht abgelehnt, 
wegen 60 „) Schreibgebühr für eine zum Zwecke der Zuſtellung ver⸗ 
wendete Urteilsabſchrift die beantragte Forderungspfändung anzuordnen, 


Js 15. 1910. 


weil dieſer Aufwand zu den Zwangsvollſtreckungskoſten gehöre und 
durch das Pauſchale für den Pfändungsantrag mitabgegolten werde. 
Die gegen dieſen Beſchluß friſt⸗ und formgerecht eingelegte ſofortige 
Beſchwerde iſt zuläſſig, aber unbegründet. 

Daß die Koſten der Zuſtellung des Urteils als Koſten der 
Zwangsvollſtreckung anzuſehen ſind, iſt in § 788 Abſ. 1 Schlußſatz 
ZPO. ausdrücklich beſtimmt. Andrerſeits kaun nicht zweifelhaft fein, 
daß zu den Zuſtellungskoſten auch der Aufwand für die Anfertigung 
der dem Zuſtellungsgegner zu übergebenden Urteilsabſchrift zu rechnen 
iſt. Es handelt ſich alſo inſoweit um Herſtellung von Schreibwerk 
in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz, und deſſen Koſten werden durch 
den Pauſchſatz gedeckt. Daß im einzelnen Falle bei einem um⸗ 
fänglicheren Urteile der Pauſchſatz hinter dem Betrage zurückbleibt, 
der bei Zubilligung beſonderer Schreibgebühren zu entrichten ſein 
würde, iſt belanglos. In weitaus mehr Fällen trifft das ſicher nicht 
zu, ſo daß inſoweit ein Ausgleich eintritt, und die Pauſchalierung 
bezweckt ja gerade, den Aufwand im einzelnen Falle unberüdfichtigt 
zu laſſen. 

Wenn der Beſchwerdeführer ſeinen Anſpruch aus § 76 Abſ. 6 
Ziff. 2 RAO. zu begründen verſucht, fo überſieht er, daß dieſe Aus: 
nahmebeſtimmung nur in Anſehung ſolcher Abſchriften Platz greift, 
die zur Herſtellung der Ausfertigung eines Urteils benutzt werden. 
Daß dieſe Vorausſetzung hier vorliege, iſt aus dem Vorbringen des 
Beſchwerdeführers nicht zu entnehmen. Im übrigen aber find, auch 
wenn hier die Abſchrift der Anſertigung einer Ausfertigung gedient 
haben ſollte, die Koſten dafür doch nicht erſtattungsfähig, weil ſie 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht notwendig geweſen 
wären, denn zur Zuſtellung des Urteils hätte es nicht einer Aus⸗ 
fertigung bedurft, es hätte vielmehr eine Abſchrift des Urteils genügt, 
durch welche, wie oben ausgeführt, beſondere Koſten nicht entſtanden 
wären. 

Den Ausführungen in den vom Beſchwerdeführer angezogenen 
Beſchlüſſen und Abhandlungen vermag das Beſchwerdegericht nicht 
beizutreten. Dieſe ſtützen ſich im weſentlichen darauf, daß, wenn die 
Anfertigung der Ausfertigung dem Gerichte vollſtändig übertragen 
würde, die Schreibgebühr an das Gericht gezahlt werden müßte. 
Dieſe Erwägung läßt jedoch die Frage außer Betracht, ob dieſer 
Aufwand zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig und 
deshalb erſtattungsfähig ſein würde. Es erſcheint aber nicht angängig, 
dann, wenn einem Anwalte für die Herſtellung von Schreibarbeiten 
ein Pauſchalſatz zugebilligt wird, die erforderlichen Schreibarbeiten 
von dritter Seite anfertigen zu laſſen und dadurch beſondere Koſten 
zu verurſachen. 


Die Beſchwerde war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen. 


83. 84. VBeſchlüſſe 
a. des Großherzogl. Amtsgerichts Dieburg vom 
24. Juni 1910 (M. 96/10); 


b. des Großherzogl. Landgerichts Darmſtadt vom 
14. Juli 1910 (T. 335/10). 


a. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß man verſchiedentlich auf dem 
Standpunkt ſteht, dem Rechtsanwalt ſtehe für dieſe Abſchrift eine 
beſondere Schreibgebühr zu (Entſcheidung des Amtsgerichts Augsburg 
vom 8. Mai 1910; Langenbach: Die Zwangsvollſtreckung aus den 
abgekürzten Urteilen des § 313 Abſ. 3 pp., in JW. S. 598), und 
daß die dort aufgeführten Gründe etwas für ſich haben. Es iſt aber 
daran feftzubalten, daß, da bis jetzt die Entſcheidung einer oberen 
Inſtanz fehlt, die Frage bislang ungeklärt iſt, und daß es ſich bei 
dem Schriftſtück, für deſſen Herſtellung Schreibgebühren begehrt 
werden, nicht um eine Ausfertigung im Sinne des 5 76 Abſ. 6 Nr. 2, 
ſondern um die Abſchrift einer Ausfertigung handelt, für die die an 
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39. Jahrgang. 


gezogene Stelle keine beſondere Schreibgebühr vorſieht; für fie wird der 
Anwalt durch den Pauſchſatz abgegolten, einerlei, ob er das zuzuſtellende 
Urteil ſelbſt abſchreibt, oder ſolches durch den Gerichtsvollzieher ab⸗ 
ſchreiben läßt, der die Ausfertigung des Urteils durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber erhalten hat. 

b. 

Neben den Pauſchſätzen, die der Rechtsanwalt für die Herftellung 
des innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vor⸗ 
kommenden Schreibwerks bezieht, ſtehen ihm Schreibgebühren nur in 
den in § 76 Abſ. 6 RAG. beſonders hervorgehobenen drei Fällen 
zu. Danach hat der Rechtsanwalt Anſpruch auf Schreibgebühr 

für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klage⸗ 
ſchrift, falls dieſe zur Herſtellung einer Ausſertigung des 
Urteils benutzt wird (§ 317 Abſ. 3 ZPO.). 


Der Beſchwerdeführer verlangt die Beitreibung von Schreib⸗ 
gebühren für eine von ihm gefertigte Abſchrift der Klageſchrift, die 
zur Herſtellung nicht einer Ausfertigung, ſondern einer dem 
Schuldner zugeſtellten Abſchrift des Urteils benutzt worden iſt. 
Wenn der Geſetzgeber dem Rechtsanwalt auch für den letzteren Fall 
eine Schreibgebühr hätte zubilligen wollen, ſo hätte er es geſagt. 
Daß er unter einer Ausfertigung auch eine Abſchrift hätte ver⸗ 
ſtanden wiſſen wollen, iſt ausgeſchloſſen. Dies kann um ſo weniger 
angenommen werden, als in dem zu gleicher Zeit abgeänderten 8 79 
GK. beſtimmt iſt, daß Schreibgebühren für Ausfertigungen und 
Abſchriften, die nur auf Antrag erteilt werden, zu erheben ſind. 
Auch innere Gründe ſprechen gegen die von dem Beſchwerdeführer 
vertretene Auslegung des Geſetzes. Die zur Zuſtellung beſtimmten 
Urteilsabſchriften ſind von jeher von den Rechtsanwälten hergeſtellt 
worden. An die Stelle der Schreibgebühren, die ſie dafür früher zu 
beziehen gehabt, iſt die Pauſchalgebühr des § 76 Abſ. 1 RAG. 
getreten. Weshalb dem Rechtsanwalt neben dem reichlich bemeſſenen 
Pauſchſatz eine beſondere Schreibgebühr für die Herſtellung der hier 
in Rede ſtehenden Abſchriften bewilligt werden ſollte, iſt nicht erfindlich. 
Daß ihm die Schreibgebühr für die zur Herſtellung der Ausfertigung 
des Urteils benutzte Abſchrift gewährt wird, erklärt ſich daraus, daß 
er mit dieſer Abſchrift eine Arbeit leiſtet, die in den bisherigen 
Rahmen ſeiner Tätigkeit nicht gefallen iſt. 

Wenn darauf hingewieſen wird, daß, wenn dem Rechtsanwalt 
für die Herſtellung der hier in Rede ſtehenden Abſchriften eine 
Schreibgebühr nicht gewährt werde, er die Abſchriften nicht fertigen, 
die Fertigung vielmehr dem Gerichtsſchreiber überlaſſen werde, der 
die Zuſtellung nach § 508 Abſ. 1 3 O. zu vermitteln habe, fo iſt 
darauf folgendes zu bemerken. 


Wenn in einem derartigen Fall der Gerichtsſchreiber oder der 
Gerichtsvollzieher die Abſchrift herſtellt, jo find die dadurch ent: 
ſtandenen Koſten nicht erſtattungsfähig und ſie fallen nicht der Partei, 
ſondern dem Rechtsanwalt zur Laſt. Denn die Koſten ſind durch ein 
Schreibwerk entſtanden, das in den Rahmen der gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Anwalts (Zuſtellung des Urteils und die zu dieſem 
Zweck erforderliche Herſtellung der Urteilsabſchrift) fällt. Die Her⸗ 
ſtellung dieſes Schreibwerkes iſt durch den Pauſchſatz des § 76 Abſ. 1 
RAO. abgegolten, und es geht nicht an, daß die Partei oder der 
zur Tragung der Koſten verpflichtete Gegner neben dieſem Pauſchſatz 
Koſten für Schreibwerk erſetzen ſoll, die nur dadurch entſtanden ſind, 
daß der Rechtsanwalt die ihm obliegende und ihm durch den Pauſch⸗ 
ſatz vergütete Herſtellung der Abſchrift nicht ſelbſt beſorgt, ſondern 
durch andere Stellen beſorgen läßt. 

In dieſem Sinne iſt wiederholt auch von anderen Gerichten 
entſchieden worden (vgl. IW. 1910, 638 bis 640), und vorſtehender 
Auslegung des Geſetzes entſpricht die Praxis, wie ſie, ſoweit erſichtlich, 
von der großen Mehrzahl der Rechtsanwälte des Landgerichtsbezirks 
geübt wird. Die Beſchwerde war hiernach abzuweiſen. 
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85. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Paſſau vom 12. Juli 1910 
(i. S. H. c. K.) 

Ein beſonderer Anſpruch auf Schreibgebühr neben dem 
Pauſchſatz iſt dem Rechtsanwalt in § 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAGO. nur 
zugebilligt für die von ihm angefertigte Abſchrift der Klageſchrift, die 
zur Herſtellung der Ausfertigung des Urteils dient. Der Grund⸗ 
gedanke dieſer Beſtimmung iſt, daß hier der Rechtsanwalt eine 
Arbeit beſorgt, die an ſich dem Gerichtsſchreiber zukäme, und daher 
eine beſondere Vergütung angezeigt iſt. Auf die Herſtellung einer 
zweiten Abſchrift, die dem Zwecke des Prozeßbetriebes dient und dem 
Rechtsanwalt obliegt, findet dieſe Beſtimmung weder nach ihrem 


„Wortlaut noch nach ihrem Sinn Anwendung. Daß dieſe Abſchrift, 


wenn der Rechtsanwalt ſie nicht ſelbſt herſtellt, ſondern vom Gerichts⸗ 
ſchreiber anfertigen läßt, gegenüber der Staatskaſſe ſchreibgebühren⸗ 
pflichtig iſt, hat keinen Einfluß; denn wenn der Rechtsanwalt auf 
Grund einer ihm zuſtehenden Pauſchvergütung zur Herſtellung der 
Abſchrift verpflichtet iſt, aber die Arbeit dem Gerichtsſchreiber über⸗ 
trägt, ſo muß er die hierdurch entſtehenden Koſten ſelbſt bezahlen. 
Die abweichende Folgerung, wie ſie in JW. 1910 S. 277 vertreten 
wird, bewegt ſich im Kreiſe. Dagegen fällt die Herſtellung der 
zweiten Abſchrift hier überhaupt nicht unter einen Pauſchſatz. Die 
Koſten der Zuſtellung des Urteils gehören innerhalb der geſamten 
von der unterliegenden Partei zu tragenden Koſten ($ 91 3 PD.; 
Gaupp⸗Stein, Novelle § 91 Nr. II) zu den Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ($ 788 ZPO.), werden alſo, ſoweit fie in Schreib: 
gebühren beſtehen, vom Pauſchſatz für den Prozeßbetrieb nicht gedeckt. 

Andererſeits ſind für die Zwangsvollſtreckungsinſtanz noch keine 
Gebühren berechnet, es kommt alſo dafür ein Pauſchſatz, von dem 
die zweite Abſchrift umfaßt würde, nicht in Anſatz. Die Herſtellung 
dieſer Abſchrift iſt ſohin ein Schreibwerk, das außerhalb des Rahmens einer 
gebührenpflichtigen Tätigkeit entſtanden iſt, und daher im berechneten 
und zutreffenden Betrage zu vergüten (§ 76 Abſ. 6 Nr. 3 RAG.) 

Auf einen künftigen Pauſchſatz für die Zwangsvollſtreckung wird 
dieſe Vergütung anzurechnen ſein. 


Die Frage der Berechnung der Gebühren des Rechts- 
anwalts in der Übergangszeit (SS 19, 52 RAG.) wird 
jetzt durchweg dahin entſchieden, daß auch in den am 1. April 1910 
anhängig geweſenen Sachen dem Anwalt die höheren Sätze 
der Novelle zuſtehen, wenn ſeine Tätigkeit am 1. April noch 
nicht abgeſchloſſen war. Es liegen Entſcheidungen folgender 
Gerichte vor: Oberlandesgerichte Königsberg, Dresden und 
Colmar, Landgerichte Darmſtadt und Münſter; dieſe fünf 
Entſcheidungen ſind unten mitgeteilt; ferner: Oberlandesgericht 
Königsberg (III. Zivilſenat, vom 23. Juni 1910 i. S. N. c. St.), 
Landgericht Frankfurt a. M. (VI. Zivilkammer, vom 29. Juni 
1910, 12 0. 224/10), Landgericht Chemnitz (VII. Zivilkammer, 
vom 22. Juni 1910, 7 Cg. 442/08), Landgericht II Berlin 
(2 0. 209/09). Vgl. hierzu Entſch. Nr. 24, 25, 26, 42, 43, 44 
(S. 690 ff., 729 ff.). 

86. Beſchluß 


des Kgl. Oberlandesgerichts Königsberg, II. Zivil: 
ſenat, vom 7. Juli 1910 (3 W. 431/10). 

Den angefochtenen Entſcheidungen des Landgerichts liegt die 
Anſicht zugrunde, daß die einmal erwachſene Prozeßgebühr eines 
Rechtsanwalts dadurch, daß der Prozeß über den 1. April 1910 (Tag 
des Inkrafttretens der Novelle vom 1. Juni 1909) hinaus andauere, 
nicht gemäß dem abgeänderten 8 52 RAGO. eine Erhöhung um jo 
erfahre, vielmehr ein für allemal in der urſprünglich erwachſenen 
geringeren Höhe in Geltung verbleibe. 


En ı — 


Dieſe Anſicht kann indeffen nicht als zutreffend angeſehen wer— 
den. Weitaus überwiegend wird in der zurzeit hierüber be— 
ſtehenden Literatur angenommen, daß die Gebühren der Anwälte in 
den im Augenblick des Inkrafttretens der Novelle anhängigen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, ſofern die betreffende gebührenpflichtige Tätigkeit über 
den 1. April 1910 hinaus ſich erſtreckt, eben damit notwendiger⸗ 
weiſe die Erhöhung gemäß den Vorſchriften der Novelle erfahren. 
Für die Richtigkeit dieſer Anſicht ſpricht einerſeits die Erwägung, 
daß den Anwälten naturgemäß die Wohltaten des ihnen günſtigeren 
Geſetzes ſofort mit deſſen Inkrafttreten zugute kommen ſollen, 
gleichgültig, ob die Anwälte bereits zuvor unter den ungünſtigeren 
Bedingungen des früheren Geſetzes in derſelben Sache tätig geweſen 
ſind. Andererſeits läßt die vorſtehende Anſicht ſich auch im Wege 
des Rückſchluſſes aus dem Gegenteil aus der Beſtimmung des 
Artikel X der Novelle vom 1. Juni 1909 folgern. Denn wenn hier 
vorgeſchrieben iſt, daß die Schreib- und Poſtgebühren in den vor 
dem Inkrafttreten der Novelle anhängig gewordenen Rechtsſachen bis 
zur Beendigung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften 
in Anſatz zu bringen ſind, ſo ſpricht eben dieſe Hervorhebung dafür, 
daß eine gleiche Beſtimmung bezüglich der — hier nicht erwähnten — 
anderweitigen Gebühren der Anwälte, d. i. der „Gebühren“ im 
eigentlichen Sinne — Prozeß⸗, Beweis-, Verhandlungsgebühr uſw. — 
nicht getroffen werden ſollte. 

Vgl. im übrigen für die hier entwickelte Auffaſſung auch die 
Ausführungen von Flechtheim in JW. 1909 S. 378 bis 382, von 
Koffka in JW. 1910 S. 275 bis 277, von Meyerowitz ebenda 
S. 326, ferner DIZ. 1910 S. 455 ff., „Das Recht“ 1910 S. 78, 
Pfafferoth, Novelle zur Gebühren-Ordnung für Rechtsanwälte 
S. 17, 32 ff. u. a. m. 


übrigens iſt auch in dem landgerichtlichen Koſtenfeſtſetzungs—⸗ 
beſchluſſe die vorſtehend entwickelte Anſicht teilweiſe beſolgt worden, 
indem insbeſondere die Beweisgebühren der zweitinſtanzlichen 
Anwälte, die gleichfalls mit der durch die Novelle an die Hand ge— 
gebenen Erhöhung liquidiert waren, ohne Anſtand in der liqui— 
dierten Höhe feſtgeſetzt ſind, wiewohl auch hier diejenige Tätigkeit, zu 
deren Abgeltung die Beweisgebühr beſtimmt iſt, größtenteils vor 
dem 1. April 1910 geleiſtet worden iſt. 


87. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Dresden, I. Zivilſenat, 
vom 27. Juni 1910 (1 C. Reg. 231/10). 


Für das Gebiet der Zivilprozeßordnung, insbeſondere zu deren 
§§ 178, 176, iſt vom Reichsgericht mehrfach ausgeſprochen worden, 
daß die Inſtanz, wenn ein Urteil ergeht, nicht ſchon mit deſſen Ver⸗ 
kündung, ſondern erſt mit deſſen Zuſtellung beendet iſt; vgl. RG. 
10, 346, 13, 311; 19, 317; 39, 399; 41, 432. Dieſer Grundſatz 
muß aber auch allgemein außerhalb des Gebietes der Zivilprozeß— 
ordnung, insbeſondere für die Koſtengeſetze, Anwendung leiden, da 
zwar mit der Verkündung der Entſcheidung wohl regelmäßig deren 
Unabänderlichkeit für das Gericht, aber erſt mit der Zuſtellung ihre 
Wirkung gegenüber den Parteien eintritt. Insbeſondere iſt die 
Tätigkeit des Anwalts für die Partei noch nicht mit der Verkündung 
der Entſcheidung erledigt, wie das Landgericht annimmt. § 29 RAG. 
bezeichnet unter Ziff. 7 die Zuſtellung der Entſcheidung ausdrücklich 
als zur Inſtanz gehörig. Für ſie allein kann ſchon die volle Prozeß— 
gebühr gefordert werden, wenn die Beauftragung des Anwalts erſt 
nach der Verkündung des Urteils erfolgt; vgl. SW. 1891, 4, 528. 
Die Beſchwerdeführer und der Beſchluß des Münchener Anwaltvereins 
in der JW. 1910, 598 weiſen ferner zutreffend darauf hin, daß nach 
der Verkündung des Urteils dem Anwalte auch außer der Zuſtellung 
noch Prozeßhandlungen verſchiedener Art obliegen, die unter die 
Prozeßgebühr fallen, ſo Anträge auf Berichtigung des Tatbeſtandes, 
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auf Ergänzung des Urteils oder auf Ausſetzung des Verfahrens und 
die Vertretung der Partei in dieſem Verfahren. Die vom Landgericht 
zur Begründung der gegenteiligen Meinung angeführte Entſcheidung 
des Reichsgerichts RG. Bd. 68 S. 247 ff. behandelt einen anderen 
Fall, ſpricht aber gerade aus, daß die Anhängigkeit in der Inſtanz 
nicht vor der Zuſtellung des Urteils beendet iſt. Der vom Landgericht 
weiter angezogene Beſchluß der Anwälte des Kammergerichts in der 
IW. 1910, 277 ff. läßt feine Auffaſſung, daß das Verfahren der 
Inſtanz mit der Verkündung des Urteils erledigt ſei, unbegründet. 
Hiernach und da weiter die Anwendung der Novelle zur Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte auf die am 1. April 1910 anhängigen 
Prozeſſe nicht zweifelhaft ſein kann, war die Prozeßgebühr des zweit⸗ 
inſtanzlichen Anwalts des Beklagten auf 18,20 4 13/1 feſtzuſetzen. 


88. Beſchluß 
des Kaiſerl. Oberlandesgerichts Colmar, I. Zivil: 
ſenat, vom 27. Juni 1910 (II W. 60/10). 


Der Artikel VII des Geſetzes vom 1. Juni 1909 läßt dieſes 
vom 1. April 1910 ab uneingeſchränkt in Kraft treten; dasſelbe hat 
daher von dieſem Zeitpunkte ab in allen Punkten volle Anwendung 
zu finden und es werden von da ab, was insbeſondere die hier in 
Betracht kommenden Abänderungen der Rechtsanwaltsgebührenordnung 
angeht, von dieſen die Tätigkeit der Rechtsanwälte getroffen, ſoſern 
dieſelbe in die Zeit vom 1. April 1910 ab fällt und keine ander⸗ 


| weitige entgegenſtehende Beſtimmung im Geſetze getroffen iſt; eine 


Ausnahme ſieht aber nur der Artikel X des Geſetzes hinſichtlich der 
Schreib⸗ und Poſtgebühren vor, für welche in den vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur Be: 
endigung der Inſtanz die alten Vorſchriften maßgebend bleiben ſollen. 
Daß dieſe Beſtimmung auch für die übrigen Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte Anwendung zu finden habe, iſt im Geſetze nirgends zu cr: 
ſehen, vielmehr ſpricht gerade der Umſtand, daß für gewiſſe Gebühren 
jene Ausnahme getroffen wurde, für das Gegenteil. Jene Annahme 
läßt ſich auch aus der Begründung zum Geſetze, welche für die gegen: 
teilige Anſicht herangezogen wird, nicht rechtfertigen; denn wenn es 
dort zu dem Artikel X heißt, daß die Koſten einer Rechtsſache ſich 
für eine Inſtanz nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen laſſen, 
ſo kann dieſe Erwägung doch nur die Koſten im Auge haben, um die 
es ſich in dem Artikel X, der allein durch die Begründung gerecht⸗ 
fertigt werden ſoll, handelt. Die Ausnahme in dieſem Artikel hat 
aber für die darin vorgeſehenen Gebühren und nur für dieſe ihren 
guten Grund — abgeſehen von dem im Geſetze vorgeſehen geweſenen 
8 48 —; denn in dem neuen Geſetze wird die Entſchädigung für die 
Herſtellung des Schreibwerkes, ſowie für die Poſtgebühren in einer 
von den früheren Beſtimmungen völlig abweichenden Weiſe geregelt 
und es werden insbeſondere Pauſchalſätze hierfür gewährt, die das 
alte Geſetz nicht kannte und deren Anſätze mit der Berechnung von 
Schreibgebühren nach dem alten Geſetze in einer und derſelben Inſtanz 
ſich nicht vereinigen laſſen. Auch aus dem Umſtande, daß nach dem 
Entwurfe der Artikel X ſich auf den geſtrichenen § 48 mitbezog, kann 
nichts Entgegenſtehendes gefolgert werden, denn dieſer Paragraph ſah 
neue Gebühren, Strafgebühren für Prozeßverſchleppungen, vor, die in 
einer und derſelben Inſtanz mit dem bisherigen Verfahren zuſammen 
keine — oder doch nur unter Schwierigkeiten — Anwendung finden 
könnten. 

Alle dieſe Erwägungen zu Artikel X treffen aber hinſichtlich der 
übrigen Gebühren der Rechtsanwälte nicht zu, ſo daß im Hinblick auf 
obigen Artikel VII dieſelben in einer anhängigen Sache nach dem 
neuen Geſetze zu vergüten ſind, inſoweit dieſelben ſich auf eine 
Tätigkeit des Rechtsanwalts beziehen, die zur Zeit des Inkrafttretens 
des Geſetzes noch nicht abgeſchloſſen war, vielmehr über dieſen Zeit: 
punkt ſich hinauserſtreckte. 
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39. Jahrgang. 
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Im vorliegenden Falle handelt es ſich um die Prozeßgebühr 
und die weitere Verhandlungsgebühr des & 17 RAGO. Die erſte 
umfaßt die geſamte Tätigkeit des Rechtsanwaltes außerhalb der 
mündlichen Verhandlung. Da dieſelbe erft mit dem Prozeſſe ſelbſt 
ihr Ende erreicht, der Rechtsſtreit zwiſchen den Parteien zwar ſchon 
vor dem 1. April 1910 in der Berufungsinſtanz anhängig geworden 
war, aber erſt mit dem Läuterungsurteil vom 14. April 1910 zu 
Ende kam, ſo erſtreckte ſich die mit der Prozeßgebühr abzugeltende 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes über den 1. April 1910 hinaus, ſo daß 
nach obigem das neue Geſetz hier anzuwenden iſt. 

Da, wie geſagt, das Läuterungsurteil erſt am 14. April 1910 
erlaſſen wurde, ſo rechtfertigt ſich nach obigen Ausführungen auch 
hinſichtlich der Gebühr des §8 17 RAG O. die Anwendung des neuen 


Geſetzes. 89. Weſchtuß 
des Großherzogl. Landgerichts Darmſtadt, III. Zivil: 
kammer, vom 29. Juni 1910 (T. 328/10). 

Nach § 52 RAG. in der Faſſung der Novelle zur ZPO. vom 
1. Juni 1909 erhält der Rechtsanwalt in der Berufungsinſtanz eine 
um 10 erhöhte Gebühr. Der angefochtene Beſchluß hatte auf Er: 
innerung des Klägers gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Gerichts⸗ 
ſchreibers vom 6. Juni 1910 dieſe Erhöhung wieder geſtrichen, weil 
ſämtliche Gebühren noch unter Geltung der alten Gebührenordnung 
erwachſen ſeien. Hiergegen richtet ſich die rechtzeitig eingelegte ſo⸗ 
fortige Beſchwerde des Anwaltes des Beklagten unter Hinweis, daß 
vor dem Berufungsgericht eine mündliche Verhandlung noch am 
7. April 1910 ſtattgefunden habe. | 

Die Beſchwerde iſt begründet. Es ift richtig, daß am 7. April 1910 
das vom erſuchten Gericht aufgenommene Beweisergebnis dem Be— 
rufungsgericht vorgetragen und alsdann ſtreitig zur Sache verhandelt 
wurde. Dieſe Verhandlung ſichert dem Anwalt der Berufungsinſtanz 
die erhöhten Gebühren der am 1. April 1910 in Kraft getretenen 
3PO.⸗Novelle. Es ergibt ſich dies aus der Natur der in $ 13, 
517 RAG. feſtgeſetzten Gebühren als Pauſchgebühren. Durch dieſe 
ſoll die geſamte Tätigkeit des Anwaltes in den einzelnen Prozeß: 
abſchnitten abgegolten werden. Es iſt das nicht dahin zu verſtehen, 
daß nur die erſtmalige in dem betreffenden Prozeßabſchnitt vom 
Anwalt entwickelte Tätigkeit honoriert wird, die wiederholte gleich- 
artige Prozeßtätigkeit des Anwaltes in demſelben Prozeßabſchnitt aber 
eine unentgeltliche iſt, ſondern die Pauſchgebühr iſt die Vergütung 
für jede an ſich unter eine der in 8 13 RAG. aufgeführten Tätig: 
keiten fallende Prozeßhandlung des Anwalts, mag auch die gleich⸗ 
artige Prozeßhandlung ſchon wiederholt vorher vom Anwalt wahr⸗ 
genommen worden ſein. Hieraus folgt, daß die erhöhten Gebühren 
der Novelle dem Anwalt zuſtehen, wenn eine der a. a. O. erwähnten 
Prozeßhandlungen vom Anwalt der Berufungsinſtanz noch nach dem 
1. April 1910 wahrgenommen worden iſt, wobei gemäß dem Begriff 
der Pauſchgebühr nichts darauf ankommt, wenn gleichartige Prozeß⸗ 
handlungen auch ſchon vor dem 1. April 1910 lagen. Denn für eine 
Tätigkeit des Anwaltes nach dem 1. April 1910 kann mangels 
entgegenſtehender Ubergangsbeſtimmungen die Pauſchgebühr nur nach 
den erhöhten Sätzen der zu dieſer Zeit geltenden Gebührenordnung 
berechnet werden. 

Die Verhandlung vom 7. April 1910 betraf ein Beweisaufnahme⸗ 
verfahren durch Vortrag der Beweisprotokolle des erſuchten Gerichts 
und daran anſchließend die ſtreitige Schlußverhandlung. Es ſind 
alſo unzweifelhaft die Prozeßgebühr, Beweis⸗ und Schlußverhandlungs⸗ 
gebühr nach den erhöhten Sätzen zuzubilligen. Dasſelbe muß auch 
für die Verhandlungsgebühr des 8 13 Ziff. 2 RAG. gelten, obwohl 
Beweisbeſchlus und Beweisaufnahmeverfahren vor dem erſuchten 
Gericht bereits vor dem 1. April 1910 ſtattgehabt hatten. Denn die 
Gebühr des § 13 Ziff. 2 iſt nicht nur die Pauſchgebühr für die vor, 
und die Gebühr des § 17 für die nach einem Beweisaufnahme⸗ 
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verfahren ſtattfindenden mündlichen Verhandlungen, ſondern die 
Gebühr des § 13 Ziff. 2 iſt die Normalgebühr für die Geſamtheit 
aller mündlichen Verhandlungen, die ſich in den Fällen, wo der 
Anwalt eine Partei ſowohl bei einer der Beweisaufnahme voraus⸗ 
gegangenen, als bei einer derſelben nachfolgenden Verhandlung ver⸗ 
treten hat, auf das 1½ fache der Normalgebühr erhöht; ſ. RG. 
Bd. 9 S. 332. Das ergibt auch der Wortlaut des §S 17 RAG0O., 
nach dem für die Vertretung in der weiteren mündlichen Verhandlung 
nach erfolgter Beweisaufnahme ſich die dem Rechtsanwalt zuſtehende 
Verhandlungsgebühr um ¼0 erhöht. Der Wortlaut beweiſt, daß für 
die Normalgebühr des § 13 Ziff. 2 das Beweisaufnahmeverfahren 
nicht die Grenze bildet, bis zu der die Gebühr des § 13 Ziff. 2 die 
Pauſchgebühr für mündliche Verhandlungen bildet, ſondern dieſe 
darüber hinaus auch für die nach dem Beweisaufnahmeverfahren 
liegenden mündlichen Verhandlungen ein Teil des Honorars des An- 
waltes für die Vertretung in der weiteren mündlichen Verhandlung 
iſt. Denn die Gebühr des § 17 gelangt nur zur Entſtehung, wenn 
der Rechtsanwalt ſeine Partei auch in einer vor dem Beweis⸗ 
aufnahmeverfahren ſtattgefundenen mündlichen Verhandlung vertrat; 
andererſeits erhält er aber nicht etwa gar keine Gebühr, wenn er 
erſt nach der Beweisaufnahme bevollmächtigt wurde und ſeine Partei 
nur in einer nach der Beweisaufnahme liegenden Verhandlung ver, 
treten hat, ſondern nur nicht die erhöhte Gebühr des § 17, wohl 
aber die Normalgebühr des § 13 Ziff. 2 für dieſe Verhandlung. 
Man müßte endlich dem Wortlaut des § 17 Zwang antun, wenn 
man in Fällen der vorliegenden Art die Gebühr des § 13 Ziff. 2 
nach dem alten, die Zuſchlagsgebühr des § 17 aber nach den neuen 
Gebührenſätzen berechnen müßte. Die Zuſchlagsgebühr ſoll nach § 17 
eine Erhöhung der dem Anwalt zuſtehenden Verhandlungsgebühr des 
§ 13 Ziff. 2 um 50 fein; das wäre fie aber bei der Anwendung 
der alten Gebührenſätze für die Gebühr des § 13 Ziff. 2 nicht, ſondern 
fie betrüge mehr als 50. Man müßte alſo der Berechnung der 
Zuſchlagsgebühr in Höhe von 0 eine Fiktion zugrunde legen, und 
dieſe nach derjenigen Verhandlungsgebühr des § 13 Ziff. 2 berechnen, 
die dem Anwalt zugeſtanden haben würde, wenn eine Verhandlung 
vor dem Beweisaufnahmeverfahren noch nach dem 1. April 1910 


gefallen wäre. 90. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Münſter, Kammer für Handels— 
ſachen. 

Die friſtgerecht erhobene Erinnerung der Beklagten richtet ſich 
in erſter Linie gegen die Abſetzung der erhöhten Prozeßgebühr von 
1,20 , der Rechtsanwälte L. Sch. und F. Sch. in H. für die 
Berufungsinſtanz. 

Die Beklagte begründet ihre Erinnerung damit, daß ſie behauptet, 
die für die Berufungsinſtanz durch die Novelle vom 1. Juni 1909 
um 3/10 erhöhte Gebühr ſei auch für die bereits vor dem 1. April 
1910 in der Berufungsinſtanz anhängigen Prozeſſe zu liquidieren. 
Die Erinnerung iſt begründet. Art. VII der Novelle beſtimmt, daß 
das Geſetz am 1. April 1910 in Kraft tritt. Es müſſen alſo von 
dieſem Zeitpunkte an alle ſchwebenden Rechtsverhältniſſe, demnach 
auch die Neuerungen der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, von 
der Novelle betroffen werden, auch wenn die Rechtsſachen vor dem 
1. April anhängig geworden ſind, ſoweit allerdings nicht das Geſetz 
ausdrücklich etwas anderes beſtimmt. Eine ſolche Sondervorſchrift 
enthält nur Art. X, wonach für Schreib⸗ und Poſtgebühren in den 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen Rechts⸗ 
ſachen bis zur Beendigung der Inſtanz die bisherigen Vorſchriften 
zur Anwendung kommen. Aus dieſer Einſchränkung iſt mit Not⸗ 
wendigkeit zu folgern, daß für alle anderen Gebühren nach dem 
1. April ausſchließlich die neuen Vorſchriften maßgebend find. (Vgl. 
Schwering, Einwirkung der Vorſchriften der Novelle vom 1. Juni 
1909 zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte auf anhängige Prozeſſe 
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S. 5). Wenn nun auch — wie hier — in dem vor dem 1. April 
anhängig gewordenen Rechtsſtreite die Prozeßgebühr ſchon vor dem 
1. April verfallen war, ſo wird doch durch ſie die geſamte Tätigkeit 
des Anwalts vergolten, ſo daß, wenn der Anwalt auch noch nach dem 
1. April, wie im vorliegenden Prozeſſe, tätig geweſen iſt, die An⸗ 
wendung der neueren Vorſchriften gerechtfertigt erſcheint. Dem Anwalt 
des Beklagten in der Berufungsinſtanz ſteht hiernach die erhöhte 
Prozeßgebühr zu, da dieſelbe ſich erneuert, wenn ſie auch nur einmal 
liquidiert werden kann. (ef. Schwering a. a. O. S. 11). 


Dreißigſter Deutſcher Juriſtentag. 


I. 

Der 30. Deutſche Juriſtentag wird in dieſem Jubiläumsjahre 
vom 12. bis 14. September in Danzig ſtattfinden. 

Die Verhandlungen beginnen am Montag, den 12. September, 
vormittags 9 Uhr, mit einer Plenarverſammlung im großen Saale 
des Schützenhauſes. 1 

Seitens der Ständigen Deputation ſind folgende Beratungs⸗ 
gegenſtände auf die Tagesordnung geſetzt worden: 

1. Empfehlen ſich geſetzgeberiſche Maßnahmen, durch welche die 
Haftung des perſönlichen Schuldners für den Hypothekenausfall 
beſchränkt wird, wenn der Gläubiger ſeine Hypothek nicht aus⸗ 
geboten und das Grundſtück weit unter dem Werte erſtanden hat? 

Gutachter: 
Profeſſor Dr. Biermann, Gießen, 
Reichsgerichtsrat Predari, Leipzig. 
Berichterſtatter: 
Profeſſor Dr. Litten, Königsberg i. Pr., 
Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 

2. Empfiehlt es ſich, ſoziale Schutzvorſchriften, in der Art der für 
die Handlungsgehilfen beſtehenden, für Privatangeſtellte über⸗ 
haupt zu treffen? 

Gutachter: 
Profeſſor Dr. jur. et phil. Oertmann, Erlangen, 
Syndikus Dr. Heinz Potthoff, Mitglied des Reichstags, 
Düſſeldorf. 
Berichterſtatter: 
Juſtizminiſter Dr. Klein, Exzellenz, Wien, 
Juſtizrat Dr. Junck, Mitglied des Reichstags, Leipzig. 

3. Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über die rechtliche Stellung 
des Sammelvermögens? 

Gutachter: 

Privatdozent Dr. Robert Bartſch, Wien, 

Geheimer Juſtizrat, Profeſſor Dr. Seckel, Berlin.!) 
Berichterſtatter: 

Proſeſſor Dr. Knoke, Königsberg, 

Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Eduard Coumont, Wien. 

4. Die Strafmittel nach dem Vorentwurfe zum Deutſchen Straſ— 
geſetzbuche. 

a) Die Strafmittel im allgemeinen, 

b) Die Freiheitsſtrafe im beſonderen. 
Gutachter: 

Geheimer Oberregierungsrat Krohne, Berlin,?) 

Reichsgerichtsrat Ebermayer, Leipzig.“) 


1) Das Gutachten wird demnächſt erſcheinen. 


2) Abgedruckt in den Verhandlungen des 29. Juriſtentages Bd. 4, 
199 — 275. 


a en in den Verhandlungen des 29. Juriſtentages Bd. 1, 
97 —i 2. 


Berichterſtatter: 
zu a) Senatspräſident Dr. O lshauſen, Exzellenz, Leipzig, 
Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Kahl, Berlin, 
zu b) Proſeſſor Dr. James Gold ſchmidt, Berlin, 
Landgerichtspräſident Dr. v. Staff, Breslau. 
5. Empfehlen ſich Sondergerichtshöfe in Streitigkeiten aus dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes? 
Gutachter: 
Dr. Philipp Ritter von Stahl, Wien, 
Regierungsrat Dr. Rathenau, Berlin, 
Rechtsanwalt Dr. Hugo Cahn, Nürnberg.“) 
Berichterſtatter: 
Landgerichtsdirektor Dr. Degen, Leipzig, 
Rechtsanwalt Dr. Iſay, Berlin, 
Juſtizrat Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 


6. Liegt ein Bedürfnis für ein deutſches Reichsverwaltungs⸗ 
gericht vor? 

Gutachter: 
Senatspräſident Dr. Schultzenſtein, Berlin,“) 
Profeſſor Dr. Richard Thoma, Tübingen, 
Profeſſor Dr. Anſchütz, Berlin. 

Berichterſtatter: 
Wirkl. Geheimer Oberjuſtizrat Oberlandesgerichtspräſident 

Dr. Vierhaus, Breslau, 

Profeſſor Dr. J. Lukas, Königsberg. 


III. 

An Feſtlichkeiten ſind in Ausſicht genommen: 

1. Am Sonntag, den 11. September, abends 8 Uhr: Be: 
grüßungsabend im Franziskaner, veranſtaltet von der Stadt 
Danzig für die Teilnehmer am Juriſtentag und ihre Angehörigen. 

2. Am Montag, den 12. September, abends 8 Uhr: Geſellige 
Zuſammenkunft im Artushof und Ratskeller. 


3. Am Dienstag, den 13. September, nachmittags 3 Uhr: 
Dampferfahrt von Danzig auf die Reede und nach Zoppot. 
Abends 7½ Uhr: Gemeinſchaftliches Abendeſſen im Kurhauſe. 


4. Am Mittwoch, den 14. September, nachmittags 4 Uhr: 
Konzert im Garten des Schützenhauſes in Danzig, um 
6½ Uhr: Feſtmahl im Feſtſaale des Schützenhauſes. 


Für diejenigen Teilnehmer, die die Marienburg zu be⸗ 
ſichtigen gedenken, wird zum Donnerstag, den 15. September, 
vormittags für die Bereitſtellung eines Extrazuges und für die 
Führung auf der Marienburg Sorge getragen werden. 


IV. 

Anfragen, Wünſche und Anmeldungen, insbeſondere auch etwaige 
Wünſche wegen Privatlogis, nimmt der Arbeitsausſchuß des 
30. Deutſchen Juriſtentages in Danzig entgegen. Die Teilnehmer 
werden dringend erſucht, ihre Teilnahme unter Angobe der Zahl der 
ſich mitbeteiligenden Familienangehörigen bis ſpäteſtens den 15. Auguſt 
Herrn Juſtizrat Behrendt, Danzig, Brodbänkenſtr. 17, anzu— 
melden. 

V. 

Anmeldungen ſind unter Beifügung des Jahresbeitrages von 

5.4 an die Verlagsbuchhandlung von J. Guttentag, G. m. b. H., 


Berlin W. 35, zu richten, können aber auch in Danzig erklärt werden. 


4) Das Gutachten wird demnächſt erſcheinen. 
5) Abgedruckt in den Verhandlungen des 29. Juriſtentages Bd. 2, 
3-36. 
. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


NE 16 (Bogen 99 bis 106). 


Berlin, 15. September 1910. 


39. Jahrgang.] 785 


Juriſtiſche wochenſchrift 


Organ des deutſchen Anwalt⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 
Juſtizrat Dr. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


c Beſtellungen 


— — 


Vereinsnachrichten. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat an den 
Deutſchen Juriſtentag zu deſſen fünfzigjährigem Jubiläum die 
folgende Adreſſe gerichtet. Die Adreſſe iſt dem Juriſtentag 
am 12. September in Danzig durch den Vorſitzenden des Vor⸗ 
ſtandes überreicht worden: 

| Dem Deutſchen Juriſteutage 
ſprechen wir zur Feier ſeines fünfzigjährigen Beſtehens und 

ſeiner dreißigſten Tagung die herzlichſten Glückwünſche aus. 

Wir begrüßen zu dieſem Feſte erfolggekrönter Arbeit 
eines halben Jahrhunderts den Deutſchen Juriſtentag als 
die Vereinigung, welche die Geſamtheit der Juriſten deutſcher 
Zunge zu gemeinſamer Tätigkeit an der Fortbildung des 
Rechtes zuſammenführt und in dem Bereiche deutſcher Zunge 
die Früchte der wiſſenſchaftlichen Forſchung und die Ergebniſſe 
der praktiſchen Arbeit zum Segen der Allgemeinheit verbindet. 

Wir begrüßen in dem Deutſchen Juriſtentage den eifrigen 
Förderer der neuen deutſchen Rechtsentwicklung, den erfolg— 
reichen Mitarbeiter an dem gewaltigen Werke der Jahr: 
hundertwende, das dem Deutſchen Reiche die erſehnte Rechts⸗ 
einheit gab. 

Wir fühlen uns aber auch gedrängt, heute noch be— 
ſonders hervorzuheben die mächtige Förderung, die der 
Deutſche Juriſtentag dauernd unſerem Stande hat angedeihen 
laſſen. In der richtigen Erkenntnis, daß ein geſunder und 
blühender Anwaltſtand eine wichtige Vorbedingung für die 
gedeihliche Entwickelung der Rechtspflege, ein unentbehrliches 
Glied des modernen Staates iſt, hat der Deutſche Juriſtentag 
ſtets ſein Augenmerk auf die Feſtigung der Verhältniſſe der 
Rechtsanwaltſchaft gerichtet. Für die Freiheit und die Unab— 
hängigkeit der Advokatur, für die diſziplinare Zuſtändigkeit 
der Standesvertretungen der Rechtsanwaltſchaft, für die 
gleichmäßige Vorbildung der Richter und Rechtsanwälte iſt 
der Deutſche Juriſtentag eingetreten, und ſein Einfluß war 
vielfach mitbeſtimmend für die geſetzliche Regelung der Ver— 
hältniſſe des Anwaltſtandes. Wenn die deutſche Rechts— 
anwaltſchaft heute in der Lage iſt, in freier Betätigung ihrer 
Kräfte ihrer wichtigen Miſſion getreu an der Verwirklichung 
des Rechts mitzuarbeiten, ſo kann ſie nicht vergeſſen, mit 
welchem Eifer der Deutſche Juriſtentag beſtrebt geweſen iſt, 
ihr dies zu ermöglichen. 


Wir halten uns daher für berechtigt und für verpflichtet, 
dem Deutſchen Juriſtentage mit unſeren Glückwünſchen zu 
dem Abſchluß halbhundertjähriger opferwilliger Arbeit und 
mit unſeren herzlichen Wünſchen für ein ferneres ſegensreiches 
Wirken im Dienſte der Allgemeinheit den aufrichtigen Dank 
der deutſchen Rechtsanwälte auszuſprechen. 

Leipzig, am 10. September 1910. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


gez. Haber, gez. Dr. N. Drucker, 
Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. 


— — — m 


Zur Geſchichte des Deutſchen Juriſtentags. 
Ein Erinnerungsblatt zu ſeinem Jubiläum. 
Von Neumann. 5 


Das erſte Morgenrot der anbrechenden „neuen Ara“ er⸗ 
weckte wie überall im deutſchen Volke ſo namentlich in den 
Kreiſen der Berliner Juriſten die Hoffnung nicht nur auf ein 
politiſch geeintes Deutſchland, ſondern auch auf bald ins Leben 
tretende Reformen auf dem Gebiete des Privat: und Straf⸗ 
rechts. ö 

Dieſe Hoffnung blieb nicht ohne eine tiefe Wirkung auf 
den damaligen Juriſtenſtand. Brachte ſie ihm doch ſeine Pflicht, 
mitzuarbeiten an der Erreichung des großen Zieles, zum Be⸗ 
wußtſein. Dieſes Bewußtſein erzeugte alsbald den Willen zur 
Schaffung der für ſolche Mitarbeit des Standes notwendigen 
Gliederung. Es entſtanden in einem Jahre die Preußiſche 
Gerichtszeitung (18. April 1859), die Juriſtiſche Geſellſchaft zu 
Berlin (7. Mai 1859) und der Deutſche Juriſtentag. | 

Am 3. März 1860 beſchloß der Vorſtand der noch nicht 
ein volles Jahr beſtehenden Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin, 
auf Antrag des damaligen Privatdozenten Dr. v. Holtzendorff, 
in der nächſten Geſellſchaftsſitzung die Ausſchreibung eines 
Deutſchen Juriſtentags vorzuſchlagen. Am 10. März 1860 
erſtattete v. Holtzendorff der Geſellſchaft den Bericht, er wies 
auf das Vorbild anderer allgemeiner Verſammlungen zu wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Zwecken und das innere Bedürfnis für die nähere 
Verbindung der deutſchen Juriſten hin. Es ſei die Gemein⸗ 
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ſamkeit des deutſchen Rechtsbewußtſeins tatſächlich weniger 
gepflegt worden, als die Bemühungen, gewiſſe weſentliche 
Grundlagen für die materiellen Intereſſen des wirtſchaftlichen 
Lebens zu gewinnen. Eine allgemeine, periodiſch wiederkehrende 
Juriſtenverſammlung würde befähigt ſein, neben den poſitiven 
Leiſtungen und Vorarbeiten für gewiſſe Rechtszweige, das Ge⸗ 
fühl der Rechtsgemeinſamkeit zu beleben, eine Wechſelwirkung 
zwiſchen Theorie und Praxis herbeizuführen, einem einſeitigen 
mikroſkopiſchen Rechtsdogmatismus entgegenzutreten und, fern 
von allem blinden Zentraliſationseifer, denjenigen Beſonder⸗ 
heiten in den Landesrechten Geltung zu verſchaffen, welche in 
den Eigentümlichkeiten und Verhältniſſen ihre objektive Grund⸗ 
lage fänden. Nach lebhafter Beſprechung des Gegenſtandes 
wurde auf Vorſchlag Gneiſt's der Vorſtand ermächtigt, die 
Sache in die Hand zu nehmen und ſie bis zur öffentlichen 
Ausſchreibung des Deutſchen Juriſtentags vorzubereiten. 

Der Vorſtand entwarf unter Leitung ſeines Vorſitzenden, 
Stadtgerichtsrats Grafen v. Wartensleben, unter Zuziehung 
von beſonders geeigneten Vereinsmitgliedern ein Einladungs⸗ 
ſchreiben, ein vorläufiges Programm und Statut für den 
Deutſchen Juriſtentag. Bereits in der Sitzung der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft vom 14. April konnte er mitteilen, daß eine große 
Anzahl hervorragender deutſcher Juriſten ihre Teilnahme zu⸗ 
geſagt hatte. In dieſer Sitzung wurde auf Vorſchlag des 
Vorſtandes eine Kommiſſion für Ausſchreibung eines Deutſchen 
Juriſtentags gewählt und ihr die Befugnis gegeben, die Be⸗ 
rufung desſelben weiter zu fördern und hierbei ſelbſtändig nach 
eigenem Ermeſſen zu verfahren. Dieſe Kommiſſion, beſtehend 
aus Kammergerichtsrat Buddee, Juſtizrat Dorn, Geh. Juſtiz⸗ 
rat und Prof. Dr. Heydemann, Stadtrichter Hierſemenzel, 
Privatdozent Dr. v. Holtzendorff, Gerichtsaſſeſſor Makower, 
Obertribunalsrat Meyer, Kreisjuſtizrat Dr Straß, Juſtizrat 
Volkmar, Stadtgerichtsrat Graf v. Wartensleben (Bor: 
ſitzender), erließ in Nr. 20 der „Preußiſchen Gerichtszeitung“ 
vom 16. Mui 1860 die Einladung zum erſten Deutſchen 
Juriſtentag nach Berlin auf den 28., 29., 30. Auguſt 1860. 
Als Gegenſtände der Erörterung wurden darin vorläufig be⸗ 
zeichnet der Entwurf eines Statuts für den regelmäßigen 
Zuſammentritt des Juriſtentags; die Verſchiedenheiten, welche 
ſich in der Praxis der deutſchen Staaten bei Anwendung der 
Wechſelordnung ergeben haben; das Spezialitäts⸗ und Legalitäts⸗ 
prinzip im Hypothekenweſen; die Vollſtreckbarkeit der Urteile 
und die Formen der Hilfsvollſtreckung; die Art der Behändigung 
gerichtlicher Verfügungen und Erkenntniſſe; das Prinzip der 
Privatklage; die Trennung der Rechtsfrage und der Tatfrage 
im Kriminalprozeß. 

Der Kommiſſion waren als Miteinladende beigetreten 
hervorragendſte Juriſten, wie Aegidi, Bluntſchli, Baumeiſter— 
Hamburg, Fiſcher⸗ Breslau, v. Gerber, Glaſer, Ihering, 
Theodor Mommſen, Planck, Rießer-Hamburg, Schwarze, 
Sintenis, v. Stubenrauch-Wien, v. Wächter, Weiske, 
Zachariae. 

Siebenhundertundzehn deutſche Juriſten — d. h. in 
der Sprache der damaligen Zeit einſchließlich der Oſterreicher 
— erklärten ihre Teilnahme am erſten Deutſchen Juriſtentage. 
Von vielen Seiten gingen Anträge ein, von denen auf Beſchluß 
der Ausſchreibungskommiſſion die folgenden neun gedruckt 
wurden: der Antrag des Obergerichtsrats Bähr⸗Kaſſel über 
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Zuſatzparagraphen zur Ordnung für den Juriſtentag, der Antrag 
des Obertribunalsrats Dr. Waldeck, Berlin, über die einheit⸗ 
liche Zivilprozeßgeſetzgebung, drei Anträge betreffs eines gemein⸗ 
ſamen deutſchen Strafrechts, einzeln geſtellt von Appellationsrat 
v. Kräwel zu Naumburg, Oberſtaatsanwalt Dr. v. Groß zu 
Eiſenach, Prof. Dr. Wahlberg zu Wien; Antrag des Prof. 
Dr. Mittermaier zu Heidelberg über die Ausarbeitung von 
Geſetzentwürfen durch den Juriſtentag, Antrag des Kammer⸗ 
gerichtsrats Buddee zu Berlin über gewiſſe zivilprozeſſualiſche 
Grundſätze, Antrag des Rechtsanwalts Lewald zu Berlin über 
die Einführung der Privatklage und der Antrag des Stadt⸗ 
richters Primker zu Breslau über die Notwendigkeit einer 
ſchleunigen Reform der Geſetzgebung über die deutſche ſtille 
Geſellſchaft. Es waren ferner 18 Anträge, die zunächſt 
ungedruckt blieben, über die verſchiedenſten Rechts⸗ und Geſetz⸗ 
gebungsfragen geſtellt worden. 

Schon vor der Veröffentlichung der Einladung zum 
Deutſchen Juriſtentage und der vorläufigen Ordnung für 
denſelben hatte die Ausſchreibungskommiſſion von beiden 
Schriftſtücken den höchſten Juſtizverwaltungsſtellen der größeren 
deutſchen Staaten Kenntnis gegeben und den Juſtizverwaltungen 
aller deutſchen Staaten die Druckſachen des Juriſtentags mit⸗ 
geteilt. Von 19 Stellen kamen Antwortſchreiben, welche ſämtlich 
zum Teil im Namen der Souveräne das Unternehmen als ein 
dankens⸗ und anerkennenswertes bezeichnen. Nachdem der 
preußiſche Juſtizminiſter Simons bereits am 18. Mai 1860 
der Ausſchreibungskommiſſion Intereſſe und Förderung zugeſagt 
hatte, konnte er ihr unter dem 17. Auguſt 1860 bekanntgeben, 
daß der Prinzregent für den Deutſchen Juriſtentag die 
Summe von 2500 Talern aus Staatsmitteln bewilligt habe. 
Der Juſtizminiſter betätigte fein Intereſſe für den Juriſtentag 
aber noch anderweit. Er veranlaßte die Präſidenten des Stadt⸗ 
und Kreisgerichts, den Teilnehmern des Juriſtentags, die von den 
Einrichtungen des Berliner Gerichts und dem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren in Preußen Kenntnis nehmen wollten, „förderſamſt entgegen⸗ 
zukommen“, erwirkte von dem Miniſter des Innern für die 
Mitglieder des Juriſtentags die Erlaubnis zum Beſuche des 
Moabiter Zellengeſängniſſes und teilte namentlich der Aus⸗ 
ſchreibungskommiſſion mit, daß es ihm zum Vergnügen gereichen 
werde, die Mitglieder des Juriſtentags bei ſich zu empfangen. 
— — Aber eine noch größere Freude und Ehrung harrte der 
Teilnehmer am erſten Deutſchen Juriſtentage. Konnte doch auf 
das Programm für Donnerstag, den 29. Auguſt, nachmittags 
2½ Uhr, angeſetzt werden: Vorſtellung bei Sr. Königl. Hoheit 
dem Prinzen Friedrich Wilhelm von Preußen im Neuen 
Palais zu Potsdam! 

Das Programm des erſten Deutſchen Juriſtentags läßt 
uns anſchaulich die Art und Weiſe erkennen, in der er ab⸗ 
gehalten wurde. Es iſt typiſch für alle ſpäteren Juriſtentage 
geworden. Am Montag, dem 27. Auguſt, abends 7 Uhr, im 
Odeum (Tiergartenſtr. 22): Geſellſchaftliche Zuſammenkunft zur 
gegenfeitigen Begrüßung (Bewirtung durch die Juriſtiſche Ge⸗ 
ſellſchaft). Am Dienstag, Mittwoch und Donnerstag die Be⸗ 
ratungen, und zwar am Dienstag erſte Plenarverſammlung 
und Abteilungsſitzungen, am Mittwoch Abteilungsſitzungen, am 
Donnerstag die zweite Plenarverſammlung. Die Plenar- 
verſammlungen wurden in der Singakademie, die Abteilungs⸗ 
ſitzungen zum Teil ebenda, zum Teil in dem Odeum abgehalten. 


— 
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Am Dienstag und Mittwoch fand man ſich zu gemeinſchaftlichem 
Mittagsmahl (à Couvert 20 Sgr.) im Odeum zuſammen. Am 
Donnerstag um 4 Uhr war, ebenfalls im Odeum, das offizielle 
Feſteſſen (& Couvert 1 Taler 10 Sgr.). Am Dienstag abend 
fand der Empfang beim Juſtizminiſter Dr. Simons, am Mittwoch 
nachmittag Vorſtellung bei dem Prinzen Friedrich Wilhelm und 
darauf Beſichtigung der Königl. Gärten in Potsdam und ge⸗ 
meinſchaftliches Mittagsmahl im Saale der Kaſinogeſellſchaft 
zu Potsdam ſtatt. 

In der erſten Plenarverſammlung, die Prinz Friedrich 
Wilhelm von Preußen durch ſeinen Beſuch beehrte, wurde 
nach Eröffnung durch den Präſidenten Grafen v. Wartensleben 
Karl Georg v. Wächter zum Präſidenten des erſten Deutſchen 


Juriſtentags erwählt. 

Über die Verhandlungen wurde ein ſtenographiſcher Bericht 
unter Stolzes Leitung aufgenommen. 

Wir beſcheiden uns, von den Beſchlüſſen des Juriſtentags 
diejenigen mitzuteilen, welche ein Schlaglicht auf das Rechts⸗ 
leben jener Zeit werfen. 

„In Erwägung, daß die geſetzliche Regulierung der Ber: 
hältniſſe der ſtillen Geſellſchaft vor Publikation des Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs die Vollendung des nationalen Werkes nur 
von neuem verzögern würde, geht der Juriſtentag über den 
Antrag des Herrn Stadtrichters Primker zur Tagesordnung 
über. Der Deutſche Juriſtentag ſpricht jedoch hierbei die 
Erwartung aus, daß die Regierungen alles aufbieten werden, 
damit die Bearbeitung des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs ſo 
raſch als möglich zum Abſchluß gebracht werde und das Geſetz— 
buch ſelbſt ins Leben trete.“ 

„Ein allgemeines Deutſches Strafgeſetzbuch iſt ein dringendes 
Bedürfnis.“ N 

„Es iſt wünſchenswert, daß die deutſchen Regierungen in 
Verbindung mit den ſtatiſtiſchen Ausweiſen über Strafrechts⸗ 
fragen die Berichte über den Zuſtand der Gefängniſſe und 
über den Erfolg der Straſvollſtreckung in regelmäßigen Zeit: 


friſten durch den Druck veröffentlichen.“ 
„Zur Einheit in der Rechtsanwendung kann nur ein höchſter 


Gerichtshof führen, deſſen ſofortige Einführung bezüglich des 
bereits beſtehenden gemeinſchaſtlichen deutſchen Rechtes (Wechſel— 
rechts), ſowie des noch zu ſchaffenden (Handelsrechts) wünſchens⸗ 
wert erſcheint.“ 

„Eine allgemeine deutſche Zivilprozeßordnung, gebaut auf 
die Prinzipien der Sffentlichteit und Mündlichkeit, iſt ein 
dringendes Bedürfnis.“ 

„Für Deutſchland iſt eine allgemeine Eidesformel wünſchens⸗ 


wert.“ 
„Der baldige Erlaß eines für alle deutſchen Staaten 


geltenden Geſetzes über die gegenſeitige Vollſtreckbarkeit der 

rechtskräftigen Zivilerkenntniſſe iſt ein dringendes Bedürfnis.“ 
Die Verhandlungen waren zum Teil recht ſtürmiſch, auch 
ging es nicht völlig ohne perſönliche Konflikte ab. Als Mit⸗ 
glieder der erſten ſtändigen Deputation wurden 7 Berliner 
(Bräfident Dr. Bornemann, Juſtizrat Dorn, Geh. Ober: 
juſtizrat Dr. Friedberg, Prof. Dr. Heydemann, Stadtrichter 
Hierſemenzel, Juſtizrat Volkmar, Stadtgerichtsrat Graf 
v. Wartensleben) und 7 Mitglieder aus dem übrigen Deutſch⸗ 
land (die Profeſſoren Bluntſchli, Glaſer, Ihering, Ober— 
tribunalrat Faber⸗Stuttgart, die Oberſtaatsanwälte Dr. Keller: 
Wien, und Dr. Schwarze-Dresden, ſowie der Hofgerichtsrat 
v. Stoeſſer-Bruchſal) gewählt. Von ihnen iſt der lebt: 
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genannte zu aller Freude bis auf den heutigen Tag ununter⸗ 
brochen Mitglied der Ständigen Deputation und noch im 
Jahre 1900 in jugendlicher Friſche Präſident des 25. Juriſten⸗ 
tags geweſen. 
Es iſt ſchwer, ſich eine richtige Vorſtellung von der neuen 
Ara und dem ſie beſeelenden Schaffensdrange zu machen. Und 
doch können wir ohne ſie weder Perſonen noch Vorgänge der 
Zeit verſtehen und würdigen. Die Tatſachen mögen ſprechen. 
Am 17. November 1860 hatte die Ständige Deputation 
des Juriſtentags unter ihrem Präſidenten Bornemann mit 
Stimmeneinhelligkeit es für wünſchenswert erklärt, 
daß ſeitens der beiden deutſchen Großſtaaten, Oſterreich und 
Preußen, ſchleunigſt die Initiative wenigſtens für eine ge⸗ 
meinſame deutſche Zivil⸗ und Strafprozeßgeſetzgebung ergriſſen 
werde. | 
Abſchrift des Protokolls wurde dem preußifchen Juſtiz⸗ 
miniſter v. Bernuth und der Wiener Regierung überreicht. 
Am 20. März 1861 ift die Preußiſche Gerichtszeitung, Organ 
des Deutſchen Juriſtentags, in der Lage, an leitender Stelle 
unter der Rubrik „Deutſche Juriſtentags-Zeitung“ folgende 
Schriftſtücke abzudrucken: | 
Der verehrlichen Redaktion der Preußiſchen Gerichtszeitung 
überſende ich in der Anlage Abſchrift eines Allerhöchſten Er⸗ 
laſſes vom 25. Februar d. J. über die Einſetzung einer Kom⸗ 
miſſion zur Reviſion unſeres Zivil- und Strafprozeßrechts 
und — wenn möglich — zur Herbeiführung einer gemein⸗ 
ſamen Deutſchen Geſetzgebung auf dieſen Rechtsgebieten, mit 
dem Anheimſtellen, denſelben durch Ihr Blatt veröffentlichen 


zu wollen. 


Berlin, den 12. März 1861. 
Der Juſtizminiſter 


v. Bernuth. 


Anlage. 
Einverſtanden mit den in dem Berichte des Staats⸗ 


miniſteriums vom 14. Februar d. J. aufgeſtellten Anſichten, 
genehmige ich, daß zur Reviſion Unſeres Zivil- und Straf: 
prozeßrechts und — wenn möglich — zur Herbeiführung einer 
gemeinſamen Deutſchen Geſetzgebung auf dieſen Rechtsgebieten 
eine von dem Juſtizminiſter zu berufende Kommiſſion, zu 
deren Vorſitzenden Ich den zweiten Präſidenten des Ober— 
tribunals Dr. Bornemann hiermit ernenne, niedergeſetzt 


werde. 
Das Staatsminiſterium hat hiernach das Weitere zu ver⸗ 


anlaſſen. 
Berlin, den 25. Februar 1861. 
gez. Wilhelm. 
(gegengez.) Fürſt zu Hohenlohe-Sigmaringen, 
v. Auerswald, v. d. Heydt, Frhr. v. Schleinitz, 
v. Patow, Graf Pückler, v. Bethmann⸗Hollweg, 
Graf v. Schwerin, v. Roon, v. Bernuth. 

Mit Recht durfte Hierſemenzel in feiner Zeitung jubeln: 
Der Samen, den der erſte Deutſche Juriſtentag ausgeſtreut, 
treibt mächtige Keime, noch ehe der zweite Juriſtentag ſich 

verſammelt. | 
Dies war im März; es folgt am 24. Mai 1861 das 
Geſetz betr. die Erweiterung des Rechtswegs und genau einen 
Monat ſpäter das Einführungsgeſetz zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861, der erſte große Schritt 
zur deutſchen Rechtseinheit ſeit der Wechſelordnung. Am 
24. Juli 1861 bringt die Preußiſche Gerichtszeitung die Ein⸗ 


ladung zum erſten preußiſchen Anwaltstag und zur Gründung 
99 
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eines Vereins der preußiſchen Rechtsanwälte. Überall zeigt ſich 
Arbeitsluſt und Schaffenskraft. 

Der Deutſche Juriſtentag hat nunmehr das 50. Lebensjahr 
vollendet. Über fein Werden und Wirken iſt in der Feſt⸗ 
ſchrift Rechenſchaft abgelegt, die im Auftrage der Ständigen 
Deputation der Landrichter Dr. Olshauſen verfaßt hat.“) In 
ihr werden die Themata mitgeteilt, über die der Deutſche 
Juriſtentag Beſchlüſſe gefaßt hat, und der Einfluß klargeſtellt, 
den dieſe Beſchlüſſe auf faſt allen Gebieten der Geſetzgebung 
gehabt haben. 

Durch eine ruhmvolle Geſchichte hat der Deutſche Juriſtentag 
in 50 Jahren ſeine Lebensfähigkeit erwieſen. Seine nächſten 
Ziele von einſtmals ſind im weſentlichen erreicht, die Einheit 
des bürgerlichen Rechtes, des Straf: und Prozeßrechts ift erlangt. 
Aber das Leben, auch das Rechtsleben eines vorwärtsſtrebenden 
Volkes, ſteht nicht ſtill. Neue Ziele zeitigen neue Aufgaben 
wie für den einzelnen ſo auch für die Geſamtheit. Noch immer 
gilt es, das dem Buchſtaben nach einheitliche Recht mit dem 
Willen zur Einheit zu durchdringen, anzuwenden und aus⸗ 
zugeſtalten, Sondertümeleien aller Art, gewollte und ungewollte, 
zu bekämpfen. Wir ſind mitten in der Reviſion des Strafrechts, 
eine weiterbildende Durchſicht des Prozeßrechts ſteht bevor. Wie 
lange noch in unſerer kritiſchen und ſchnellebenden Zeit, und 
auch die dem BGB. gewährte Schonfriſt wird ihr Ende er⸗ 
reicht haben. 

An der Löſung dieſer Aufgaben tatkräftig mitzuarbeiten, 
wird, wie bisher, das Recht und die Pflicht des Deutſchen 
Juriſtentags ſein, der durch dieſe Mitarbeit die Berechtigung 
ſowohl als auch die Notwendigkeit ſeiner Exiſtenz erweiſt. 

Richter⸗ und Anwaltsvereine, ſo ſehr ſie auch zur Wahrung 
beſonderer Standesintereſſen berufen ſein mögen, ſind als ein⸗ 
ſeitige Standesvertretungen nicht geeignet, die Aufgaben des 
alle Gruppen von Juriſten, insbeſondere auch die Rechts⸗ 
lehrer, umfaſſenden Deutſchen Juriſtentags zu erfüllen. 

Auch der deutſche Juriſtenſtand der Gegenwart iſt es ſeinem 
Volke ſchuldig, zu einer volkstümlichen und ſachgemäßen Fort⸗ 
bildung des deutſchen Rechtslebens beizutragen. Das hiſtoriſch 
gegebene Organ, dieſe unſerm Stande obliegende Ehrenpflicht zu 
erfüllen, iſt der Deutſche Juriſtentag. Dafür zu ſorgen, daß 
der Juriſtentag befähigt bleibe, den an ihn zu ſtellenden An⸗ 
forderungen zu entſprechen, iſt Sache der deutſchen Juriſtenſchaft. 
Jeder deutſche Juriſt ſollte es als eine vornehme Standespflicht 
empfinden, dem Deutſchen Juriſtentag als Mitglied anzugehören. 
Seine gegenwärtigen Mitglieder müſſen ein jeder in ſeinem 
Kreiſe dafür ſorgen, daß dieſe Auffaſſung ſich durchſetze. Selten 
genug werden die deutſchen Juriſten aufgerufen, ihr wiſſen— 
ſchaftliches und ideales Intereſſe für die Aufgaben ihres Berufs 
zu betätigen. Mögen ſie ſich der ernſten Mahnung und dem 
an ſie ergehenden Rufe nicht verſchließen. Das Ziel iſt groß, 
gering die dem einzelnen angeſonnene Leiſtung! 

Werbend und wirkend, vorſtrebend auf der Bahn der 
Gerechtigkeit, getragen von dem Vertrauen der Berufsgenoſſen 
und des ganzen Volkes ſchreite der Deutſche Juriſtentag, ſeiner 
Geſchichte treu, die in ihm ruhenden Kräfte lebensvoll ent— 
wickelnd ſeiner Säkularfeier hoffnungsfreudig entgegen! 


*) Verlag J. Guttentag 1910. 
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Zur Geſchichte des Rechtsſtudiums. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Alfred Waller, Berlin. 


Die Frage der juriſtiſchen Studienreform iſt ſeit etwa 
Jahresfriſt wieder einmal in den Vordergrund der rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erörterungen getreten. Eine Fülle der beſtgemeinten 
Vorſchläge iſt an die Offentlichkeit gebracht worden, der deutſche 
Richtertag hat die Frage behandelt und ſchließlich hat auch die 
preußiſche Regierung ihre grundſätzliche Bereitſchaft zu Reformen 
bekundet, indem ſie im Mai d. J. eine Konferenz von Mit⸗ 
gliedern der Prüfungskommiſſionen berufen hat. In deren 
Beratungen war man, wie der Juſtizminiſter erklärt hat,) 
allerſeits darüber einig, daß eine Abkürzung der jetzigen Studien⸗ 
und Vorbereitungszeit unmöglich ſei. Die Konferenz hat ſich 
aber dem Vernehmen nach auch weiter gegen jede Verkürzung 
des Vorbereitungsdienſtes zugunſten des Studiums und gegen 
praktiſche Beſchäftigung vor Abſchluß der Univerſitätszeit aus⸗ 
geſprochen. Ihr hauptſächlichſter poſitiver Vorſchlag ſoll auf 
Verſchärfung des Referendarexamens durch Einführung einer 
römiſch- rechtlichen Klauſurarbeit (Pandekteninterpretation) 
hinauslaufen! Danach würde alſo im weſentlichen alles beim alten 
bleiben. Und das, obgleich die preußiſche Regierung ſelbſt im 
Jahre 1902 die Abkürzung des Vorbereitungsdienſtes und Ver⸗ 
längerung des Univerſitätsſtudiums in einem Geſetzentwurf 
gefordert hat! Wie damals, ſo droht auch heute wieder die 
Bewegung im Sande zu verlaufen. 

Dieſes Weckſelſpiel von Flut und Ebbe in der Erörterung 
der Studienreformfrage iſt nicht neu; es läßt ſich durch nun⸗ 
mehr 50 Jahre der deutſchen Rechtsentwicklung unausgeſetzt 
verfolgen. Für ſeine neueſte Phaſe iſt im Gegenſatz zu früheren 
höchſtens der Umſtand charakteriſtiſch, daß die Erörterungen ſich 
in einem recht engen Geſichtskreis bewegen. Vor 3 oder 4 Jahren 
waren es hauptſächlich Nichtjuriſten die beſſere praktiſche 
Schulung der „weltfremden“ Richter forderten. Staatliche und 
kommunale Verwaltung, Induſtrie⸗ und Handelsbetrieb, daneben 
Pſychiatrie und manches andere ſollten wir durch praktiſche 
Beſchäftigung verſchiedenſter Art kennen lernen; und bei Berück⸗ 
ſichtigung aller Wünſche wären wir wohl bei einer 10 jährigen 
Ausbildung angelangt. Inzwiſchen iſt durch die bekannten 
Vorſchläge Zitelmanns!) die Aufmerkſamkeit erfreulicherweiſe 
wieder darauf gelenkt worden, daß vor allem der Rechtsunterricht 
ſelbſt höchſt reformbedürftig iſt. Eine Menge Juriſten haben ſich 
darauf zum Worte gemeldet; ein jeder glaubt, feine perſön⸗ 
lichen Erfahrungen zur ausreichenden Grundlage von Reform: 
vorſchlägen machen zu können, und trägt keine Sorge, in feinen 
Ausführungen etwa nur längſt Geſagtes unvollkommen zu 
wiederholen. Und doch haben die ganzen Erörterungen der 
letzten Zeit nicht einen neuen Gedanken zu produzieren ver⸗ 
mocht! Was an Kritik des Beſtehenden, was an Reform: 
vorſchlägen vorgebracht wurde, das alles iſt vor 10, 20 und 
30 Jahren von Männern wie Gneift, Gierke, Dernburg, Gold⸗ 
ſchmidt, Wach und anderen ſchon weit beſſer geſagt worden. 
Daß ſo wenig noch erreicht wurde, beweiſt die Schwierigkeit 
des Problems. Seine Löſung läßt ſich nicht in empiriſche x 
Verſuchen finden. Gewiß ift auch heute zu einem Fortſchritt 


) Im Herrenbaufe am 31. V. 1910 Sten. 1910 S. 269. 
2) Die Vorbildung der Juriſten, Leipzig, 1909. 


39. Jahrgang. 


die öffentliche Diskuſſion und die Anteilnahme weiteſter Kreiſe 
nötig. Zu einem Urteil aber gehört auch für ſie die Möglich⸗ 
keit, den Stand der Frage in ihrem ganzen Umfange zu über⸗ 
ſehen. Meinungsäußerungen, die dieſer Grundlage entbehren, 
können nicht helfen, Poſitives zu ſchaffen. 

Es iſt charakteriſtiſch für die heutigen ebenſo wie für die 
früheren Reformbeſtrebungen, daß man ſtets verſucht hat, dem 
Problem der Studienreform von einer einzelnen Seite aus bei⸗ 
zukommen. Bald hat, wie heute wieder, die Frage der inhalt⸗ 
lichen Ausgeſtaltung des Studienganges, bald die ſeiner ein⸗ 
heitlichen Regelung für das ganze Reich im Vordergrund ae: 
ſtanden. Das kennzeichnet den Umfang dieſes Problems, iſt 
aber vielleicht auch die Urſache der geringen Erfolge aller bisher 
aufgewandten Mühe und Arbeit. Denn wie die Dinge liegen, 
muß ihre einſeitige Betrachtung notwendig zu unzulänglichen 
Ergebniſſen und damit zu wenig brauchbaren Vorſchlägen 
führen. Mit Recht haben aber Regierungen und Parlamente 
ein Experimentieren auf dieſem Gebiet ſtets abgelehnt. Nur 
einmal bisher hat ein einzelner den Verſuch unternommen, 
die Einrichtungen des Rechtsſtudiums in ihrer Totalität 
und von einer höheren wiſſenſchaftlichen Warte aus zu über⸗ 
ſehen. Der verſtorbene Altmeiſter des Handelsrechts, Gold⸗ 
ſchmidt, hat vor mehr als 20 Jahren in einem nur felten 
erwähnten und viel zu wenig beachteten Buches) ein außer: 
ordentliches hiſtoriſches und ſtatiſtiſches Material zuſammen⸗ 
zebracht, das das Verſtändnis der gegenwärtigen Einrichtungen 
durch die Einſicht in ihr Werden ermöglichen und die Kritik 
durch den Vergleich mit der Entwicklung in anderen Kultur: 
ſtaaten erleichtern ſollte. Vielleicht war ſeine Beweisführung 
zu erſchöpfend, um auf weitere Kreiſe zu wirken. Und vieles 
hat fi inzwiſchen verändert, wenn auch feine Forderungen noch 
heute zumeiſt unerfüllt ſind. Seine Methode aber ſcheint mir 
der einzige Weg, aus der heutigen Stagnation der Entwicklung 
und der unüberſehbaren Fülle der jahrzehntelangen Detail: 
erörterungen heraus zu einem klaren Reformziel zu gelangen. 
Auf das Prinzip dieſer Reform, nicht auf ihr Detail kommt 
es heute an. 

Darum möchte ich hier verſuchen, in kurzen Strichen die 
Entwicklung der heutigen deutſchen und ſpeziell preußiſchen Ein⸗ 
richtungen zu zeichnen und dann auch zu zeigen, was das Rechts— 
leben anderer Nationen aus der gleichen Staatsnotwendigkeit 
hat erwachſen laſſen. Dabei werden die Bedürfniſſe des älteren 
Rechts⸗ und Staatslebens hervortreten, an denen ſich die heutigen 
Studieneinrichtungen ankriſtalliſiert haben. Der Vergleich jener 
Bedürfniſſe mit denen unſerer Zeit wird dann ſpäter erkennen 
laſſen, wo der alte Lebensnerv noch lebendig, wo nur eine tote 
Schale übriggeblieben iſt, und muß dann weiter zeigen, wo 
neue Ziele neue Wege weiſen, auf denen vielleicht ſchon andere 
Völker uns voran ſind. 


Die Grundlage der etwas buntſcheckigen deutſchen Studien⸗ 
ordnungen bilden die vom Reichstag in das GWG. eingefügten 
Beſtimmungen über die Befähigung zum Richteramt. Drei 
Jahre Studium und drei Jahre Vorbereitungsdienſt mit je 
einer Abſchlußprüfung wurden hier als Minimalerfordernis feſt⸗ 


) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung. Ein Beitrag zur 
Preußiſchen und Deutſchen Rechtsgeſchichte, Stuttgart 1887, 450 S. 
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gelegt ($ 2 GG.), alles weitere wurde den Bundesſtaaten 
überlaſſen. Nach dem Kommiſſionsbericht iſt dieſe Regelung 
„dem preußiſchen Recht entnommen und ſchließt ſich an die 
von alters in Deutſchland beſtehenden Rechtsgrundſätze an“.“ 
In der Tat hatte der Grundgedanke des §S 2 GG., die 
Teilung in Rechtsſtudium und Vorbereitungsdienſt, ſchon eine 
recht lange Geſchichte. 

Am Beginn der Entwicklung des gelehrten Richtertums, 
das bekanntlich erſt mit dem römiſchen Recht in die weltlichen 
Gerichte Deutſchlands eindrang, wußte man von einem Vor⸗ 
bereitungsdienſt natürlich nichts. Die Doctores legum et de- 
cretorum von Bologna und Paris wurden als große Gelehrte 
geachtet, waren aber auch gereifte Männer. Denn für den 
Doktor beider Rechte war urſprünglich eine Studienzeit von 
mindeſtens zehn Jahren erforderlich. Allmählich ſanken dieſe 
Anforderungen, beſonders auch auf den deutſchen Univerſitäten, 
ſo daß im 18. Jahrhundert das Studium meiſt nur noch vier 
Jahre dauerte. Doch beſtand keine feſte Norm; Goethe war 
ſechs Jahre lang auf der Univerſität. Prüfungen, außer den 
akademiſchen, gab es lange Zeit nicht, und deren Ablegung 
befähigte ohne weiteres zu den richterlichen Amtern wie auch 
zur Advokatur. In ſpäterer Zeit führte die Abnahme der 
Studiendauer und die vielfache Verflachung des Rechtsunterrichts 
dazu, weitere Garantien für die Tüchtigkeit der Richter und 
Advokaten zu ſuchen. In Italien, Frankreich und England 
entſtanden Advokateninnungen, die für die Fortbildung ſorgten, 
und aus denen die Richter hervorgingen. In Deutſchland griff 
nach dem Vorgang der Reichs kammergerichtsordnung von 1521 
allenthalben die Staatsgewalt ein. Für die Beiſitzer im 
Reichskammergericht wurde ein fünfjähriges Univerſitätsſtudium 
vorgeſchrieben, auch ſollten ſie „in gerichtlichen Händeln advocirt 
und prakticirt haben“ und mußten ſchließlich ein „Spezial 
examen“ bei dem Gericht ſelbſt ablegen. 5) 

In Preußen insbeſondere war Univerſitätsunterricht und 
Beamtentum nach dem 30 jährigen Krieg ziemlich entartet. 
Zuerſt im Jahre 1693 erging ein Reſkript, daß „nach dem 
Exempel des Kayſerlichen Kammergerichts und anderer hohen 
Justitz collegiorum im Römiſchen Reich“, bei Beſetzung einer 
Kammergerichtsſtelle der Aſpirant vorher beim Kammergericht 
eine Proberelation anfertigen und examiniert werden ſolle. Doch 
der eigentliche Organiſator iſt auch auf dieſem Gebiet Friedrich 
Wilhelm I. geweſen. Schon wenige Wochen nach feinem Ne: 
gierungsantritt ſchrieb er: „Die ſchlimme Juſtiz ſchreyet gen 
Himmel und wenn ich's nicht remedire, ſo lade ich ſelber die 
Verantwortung auf mich.“ Und ſehr bald, am 21. Juni 1713, 
erließ er feine hochbedeutſame „Allgemeine Ordnung die Ver: 
beſſerung des Juſtitz-Weſens betr.“: „Umb dieſem mehr 
und mehr einreißenden Übel bei jetzigen Zeiten, da man die 
Gelahrſamkeit faſt hindanſetzen will, entgegen zu treten“, ſollte 
fortan zum Mitglied eines Juſtizkollegiums nur ernannt werden, 
wer eine Prüfung bei dem Gericht ablegte und eine Probe— 
relation (pro statu cum voto) fertigte. Ebenſo mußte ſich der 
Advokat „Examini rigoroso bei dem Collerio, wobey er 
recipiret ſein will, unterwerffen“. Außerdem wurde eine Art 


4) Vhdl. des RT. 1876 III S. 32. 
5) Goldſchmidt, 126 ff.; Stölzel, Brandenburgiſch Preußiſche 


Rechts⸗ und Staatsgeſchichte, 23 ff. 
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Vorbereitungsdienſt geſchaffen. Für Advokaten hieß es: „Und 
weil Keiner ein durch zulängliche Erfahrung bewehrter Patronus 
und Defensor causae ſeyn kann, der ſich nicht einige Jahre 
in praxi geübet, ſolchen aber auf Univerſitäten zu faſſen, die 
Jugend ſchlechte oder gar keine Gelegenheit hat, ſondern den⸗ 
ſelben erſt in foris et judiciis durch die Hand⸗Anlegung er: 
lernen muß, ſo werden die Ordinarii (zugelaſſene Advokaten) 
geſchickte Leute unter ihrer Aufſicht anziehen.“ Von Richtern 
dagegen ſollte nur die nötige Zahl angeſtellt werden. „Falls 
ſich jedoch zuweilen Männer finden, welche in der Theoria der 
Jurisprudentz einen guten Grund zwar geleget, die appli- 
cationem juris ad factum, praxin et observantiam aber 
füglich anderſtwo nicht als in denen Gerichten ſelbſt erlernen 
können: So ſeynd Wir auch nicht abgeneigt, dergleichen ſonſt 
gelehrte Leute als Auditores absque voto in ſolche Justitz- 
Collegia zu ſetzen, damit ſie ſich darin üben und hernach bei 
ſich eräugnender Vacanz zu der würcklichen Bedienung, praevia 
Relatione pro statu, gelangen mögen.” °) 

So war ein zweckmäßiger Ausbildungsgang geſchaffen, der 
in der Kammergerichtsordnung von 1748 noch ausgebaut wurde. 
Neben die „Auscultatores“ traten beim Kammergericht, „wegen 
der jetzo geringen Zahl der Räte“ noch „Referendarii“, das 
waren Hilfsarbeiter ohne Votum und Rang, die aber ſchon die 
Qualifikation zum Kammergerichtsrat beſitzen mußten. Und 
ſchließlich wurde 1755 die heute noch beſtehende Juſtizprüfungs⸗ 
kommiſſion eingeſetzt, „damit künftig niemand zu einer Rats⸗ 
ſtelle bei einem Juſtizcolleg vorgeſchlagen werde, der nicht die 
Fähigkeit beſitze, die Juſtiz auf kurze, jedoch ſolide Art zu ver⸗ 
walten.““) Tüchtige Leute konnten fo in wenigen Jahren 
Advokaten oder Räte bei einem Obergericht werden, denn eine 
Zeitdauer für die einzelnen Ausbildungsabſchnitte war ur⸗ 
ſprünglich nicht fixiert. All dies galt aber, wie nicht genug zu 
betonen, nur für einen kleinen Teil der Juſtizbehörden, nämlich 
für die die höhere Gerichtsbarkeit ausübenden Obergerichte. Für 
die Untergerichte, die Patrimonialgerichte, ſtädtiſchen Gerichte uff., 
die damals die niedere Gerichtsbarkeit übten, galt es nicht. 
Für ſie beſtanden beſondere Vorſchriften mit geringeren An⸗ 
forderungen. 8) 

In der ſpäteren friderizianiſchen Zeit (Carmer, Suarez) 
wurde dann dieſer Ausbildungsgang durch minutiöſe Detail⸗ 
vorſchriften allmählich ganz verkünſtelt. Es wurde eine weitere 
Prüfung der Auskultatoren (pro referendariatu) eingeführt, die 
nun auch Erſordernis für die Ratsſtellen bei den Untergerichten 
und für die Zulaſſung zur Advokatur (Juſtizkommiſſariat) wurde. 
Die Prüfung vor der Juſtizprüfungskommiſſion aber — nun⸗ 
mehr alſo dritte Prüſung (pro assessoratu) — blieb wie bisher 
den Anwärtern auf Ratsſtellen bei den Obergerichten vor: 
behalten; nur bei gutem Beſtehen dieſer Prüfung wurden ſie 
beim Obergericht angeſtellt. Die Kommiſſion hatte alfo lediglich 
die Aufgabe, eine Richterelite für die hohen Gerichte aus— 
zuſieben aus Beamten, die ſchon Richterqualifikation beſaßen 
und auch in weitem Umfange mit richterlichen Geſchäften befaßt 
wurden. So blieb es lange Zeit. Die Hardenbergſchen 


6) Goldſchmidt S. 158 ff. 

7) „Die Entwicklung der Juſtizprüfungskommiſſion.“ Jubiläums— 
bericht, JM Bl. 1898, 51 ff. 

e) Goldſchmidt S. 165. 


Reformen gingen an der Gerichtsverfaſſung vorüber, und die 
Hierarchie des Beamtentums wurde noch ſtrenger dadurch aus⸗ 
gebaut, daß allmählich auch die früher nicht ſixierte Zeitdauer 
der Ausbildungsabſchnitte feſtgelegt wurde, ſo daß ſchließlich 
drei Jahre zwiſchen dem Univerſitätsexamen (pro auscultatura) 
und der großen Staatsprüfung liegen mußten.“) 

So lagen die Dinge, als der Übergang Preußens zum 
Verfaſſungsſtaat auch die Gerichtsverfaſſung revolutionierte. 
Mit der Aufhebung der Ober⸗ und Untergerichte verſchwand 
der bisher grundlegende Unterſchied zwiſchen „höheren“ und 
„niederen Juſtizbedienten“. Alle Richter und Advokaten, ſowie 
die neuen Staatsanwälte mußten von jetzt an die gleiche Aus⸗ 
bildung haben und deshalb alle das (dritte) Examen vor der 
Juſtizprüfungskommiſſion ablegen. Erſt ſeit 1850 alſo hat 
dieſe ihre heutige Bedeutung, erſt ſeitdem exiſtiert auch der 
Gerichtsaſſeſſor im modernen Sinne. Da es nun galt, alle 
Juriſten bis zu dem Niveau der großen Staatsprüfung heran⸗ 
zubilden, griff man natürlich zunächſt zur weiteren Verlängerung 
der unmittelbaren Vorbereitung zur großen Staatsprüfung und 
fixierte die Auskultatur auf 1½, das Referendariat auf 2 Jahre. 
Erft ſeit 1850 exiſtiert rechtlich und ohne tatſächliche Ausnahmen 
die vierjährige Vorbereitungszeit in Preußen. Seit 1850 ertönt 
aber auch ununterbrochen der Ruf nach einer Studienreform. 
Und das deshalb, weil die Einführung eines vierjährigen Vor⸗ 
bereitungsdienſtes in zweifacher Hinſicht eine verfehlte Map: 
nahme war. Die neue Gerichtsverfaſſung drückte ja das 
Refendariat zum reinen Ausbildungsinſtitut hinab und nahm 
ihm damit ſeinen weſentlichen Gehalt, die hilfsrichterlichen 
Funktionen. Und zweitens: Das neu eingeführte mündliche 
Verfahren ſetzte den Ausbildungswert der Gerichtspraxis herab. 
Alle Praktiker der damaligen Zeit ſtimmen darin überein, daß 
in den weitläufigen Inſtruktionen der Prozeſſe und den ſchrift⸗ 
lichen Relationen nach der alten Preußiſchen Gerichtsordnung 
am meiſten gelernt wurde, und daß das heutige Verfahren 
nichts dem Gleichwertiges — für die Ausbildung — aufzuweiſen 
hat. 10) Und auf der anderen Seite wurden die ſechs Univerſitäts⸗ 
ſemeſter immer unzulänglicher für den gewaltig anſchwellenden 
theoretiſchen Lehrſtoff. Trotzdem kam es nie zu einer grund⸗ 
ſätzlichen Reform, und zwar aus ganz eigentümlichen Gründen. 

Die politiſche Entwicklung in Preußen zu Beginn der ſechziger 
Jahre ließ zunächſt keine Zeit für dieſe Dinge. Als dann aber 
der Erwerb neuer Landesteile 1866 zu einer einheitlichen Regelung 
des Rechtsſtudiums für die Geſamtmonarchie drängte, da ſtand 


auch ſchon eine einheitliche Regelung des Zivilprozeſſes und der 


Gerichtsverfaſſung durch den Norddeutſchen Bund am Horizont. 
„Ich möchte recht betonen, daß dieſer Geſetzentwurf ein provi⸗ 
ſoriſcher ſei, und möchte Sie dringend bitten, dieſem Geſichtspunkte 
volle Folge zu geben.“ Mit dieſen Worten führte der Miniſter 
Leonhardt das Geſetz vom 6. V. 1869 beim Landtag ein, durch 


„) So nach Goldſchmidt S. 192, doch ſcheint das keine allgemeine 
Norm geweſen zu ſein. Charakteriſtiſch iſt, daß 1868 im Abgeordneten: 
haus zwiſchen Gneiſt, Tweſten und Waldeck ſehr erhebliche Meinungs: 
verſchiedenheiten darüber beſtanden, wie lange der Vorbereitungsdienſt 
in Preußen vor 1850 tatſächlich gedauert hatte. N 

10) cf. Thveften im A. H. 1868, Sten B. S. 1829; Goldſchmidt 
S. 195, 225; Gneiſt, Rod. des 14. Juriſtentags II S. 210 ff. 
Auch Wach, Gutachten für den 25. Juriſtentag S. 19; Unger 
desgl. S. 91. 
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das der ſinnlos gewordene Unterſchied zwiſchen Auskultatur 
und Referendariat beſeitigt und unter Wegfall einer von den bis⸗ 
herigen drei Prüfungen ein einheitlicher Vorbereitungsdienſt von 
4 Jahren fixiert wurde. !!) Die Regierung ſelbſt hielt damals 
4 Jahre Gerichtspraxis für überflüſſig und forderte ein 
Verwaltungsjahr. Das ſtrich aber das Abgeordnetenhaus, wohl 
aus politiſchen Gründen. Die Regierung gab nach, beſtand 
aber nunmehr mit dem Herrenhaus auf 4jähriger Gerichts⸗ 
praxis. Dem fügte ſich das Abgeordnetenhaus nur, um den 
Hauptzweck des Geſetzes, Herſtellung einheitlicher Juſtizein⸗ 
richtungen in ganz Preußen nicht zu vereiteln. Nach Waldecks 
Vorſchlag nahm man einen „Kompromiß⸗Standpunkt“ gegen⸗ 
über dieſem Notgeſetz ein und ſtellte alle Reformwünſche für 
die Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes zurück.“?) An 
deſſen Stelle trat aber alsbald das Reich, und es folgten die 
Reichjuſtizgeſetze. 

Im Reich nun begegnete eine einheitliche Juſtizorganiſation 
weit größeren Schwierigkeiten, als wohl im Norddeutſchen Bund 
zu erwarten geweſen wären. Nur gegen den Einſpruch des 
Bundesrats hat der Reichstag dem GVG. den Titel vom 
Richteramt eingefügt. Um ſo mehr mußte er ſich mit dem ſchon er⸗ 
wähnten Minimalſtatut (S 2 GWG.) begnügen. Dieſes baſierte 
aber darauf, daß in faſt allen Bundesſtaaten außer Preußen 
das Univerſitätsſtudium geſetzlich oder doch faktiſch acht 
Semeſter dauerte, der Vorbereitungsdienſt dagegen nur 1 bis 
höchſtens 2½ Jahre umfaßte. Der Zwang zu Z jährigem 
Vorbereitungsdienſt ebenſo wie die Zulaſſung eines nur 3jährigen 
Univerſitätsſtudiums wurden lediglich mit Rückſicht auf 
Preußen beſchloſſen. Auf dieſer Grundlage ergingen nun die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten und zwar überall in 
tunlicher Anlehnung an die bisherigen Verhältniſſe. In Preußen 
war 1878 bei Beratung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz das Abgeordnetenhaus unter dem Eindruck der 


damaligen ſtarken literariſchen Bewegung und der Arbeiten für 


den 14. Juriſtentag Reformen wiederum geneigt. !“) Aber man 
wollte ein gemeinſames Prüfungsgeſetz für das Reich. Eine 
Reſolution wurde votiert, die die Regierung aufforderte „darauf 
hinzuwirken, daß das Prüfungsweſen und der Vorbereitungs⸗ 
dienſt reichsgeſetzlich geregelt werde“. Und deshalb, ließ man 
es wiederum „vorläufig“ beim alten. „Wir glaubten partiku⸗ 
lariſtiſch zu handeln, ſagte der Berichterſtatter, wenn wir jetzt 
mit beſonderen Beſtimmungen für Preußen vorgehen wollten“. “) 
Es iſt leider bei dem frommen Wunſche nach einem Reichs⸗ 
geſetz geblieben und damit auch bei den „vorläufigen“ Geſetzes⸗ 
beſtimmungen von 1869 und 1878 in Preußen. 

Zwar hat es inzwiſchen noch manche Anläufe gegeben. Gleich 
1878 erſuchte auch der Reichstag bei der Beratung der RAO. den 
Reichskanzler, baldmöglichſt einen Geſetzentwurf zur einheitlichen 
Regelung des juriſtiſchen Prüfungsweſens im Reich vorzulegen. 
Im gleichen Jahre noch erklärte die 4. Abteilung des 14. Juriſten⸗ 
tages auf Grund der Gutachten von Gneiſt und Gierke reichs 
geſetzliche Vorſchriften über die Grundnormen des Studiums und 
der Prüfungen für ein dringendes Bedürfnis; nur das Detail 


11) Sten B. des A.⸗H. 1868,69 S. 1826. 

12) Rede Waldecks, Sten. 1868,69 S. 1831. 

13) Genaue Schilderung bei Goldſchmidt S. 62 ff. 
14) Sten B. S. 1505 ff. Druckſ. 1877/78, Nr. 217. 
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der Ausführung ſollte den Bundesſtaaten überlaſſen bleiben. Eine 
neue Bewegung brachte dann das BGB. Die deutſchen Rechtslehrer 
verlangten 1896 auf der Konferenz in Eiſenach Erweiterung der 
Univerſitätszeit auf 7 Semeſter. Der 14. Anwaltstag empfahl 
1899 Neuregelung von Studium, Vorbereitungsdienſt und 
Prüfungsweſen im Wege der Reichsgeſetzgebung. Im folgenden 
Jahre zog der 25. Juriſtentag die Frage — zum dritten Male 
bereits — vor ſein Forum und verlangte wiederum einheitliche 
Ordnung der Grundnormen des Studienganges im Reich. 
Den ſtaatsrechtlichen und politiſchen Bedenken Kahls gegen 
die Durchführbarkeit einer geſetzgeberiſchen Aktion im Reich 
folgend, verwies er jedoch auf den Weg der freien Vereinbarung 
unter den Landesregierungen. Geſchehen iſt aber bislang nichts. 

In Preußen machte die Regierung 1902 noch einen ver⸗ 
geblichen Reformverſuch, freilich in beſcheidenen Grenzen. Sie 
forderte in einem Geſetzentwurf Verlängerung des Univerſitäts⸗ 
ſtudiums auf 7 Semeſter unter Kürzung des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes um dieſelbe Zeit. Sie war zu der Erkenntnis 
gekommen, daß Verlängerung des Univerſitätsſtudiums unum⸗ 
gänglich, Abkürzung des Vorbereitungsdienſtes aber möglich 
ſei, weil ein völliger Wandel ſeines Zwecks erfolgt ſei. „Nur 
um Vertiefung und Ergänzung, nicht mehr um Erwerb völlig 
neuer Rechtskenntniſſe handelt es ſich“, heißt es in der ſehr 
leſenswerten Begründung des Geſetzenwurfs.!“) Aber bekannt⸗ 
lich iſt damals nichts zuſtande gekommen, weil im Abgeordneten⸗ 
hauſe die Meinung überwog, daß das eine Semeſter mehr auch 
noch in der bisherigen wenig erfreulichen Weiſe vertan werden 
würde. In der Tat, dieſe Maßregel allein war unzulänglich. 
Von Studienzwang und Zwiſchenprüfung wollte aber niemand 
hören. So liegen die Dinge bis heute. 

Was waren nun die treibenden Faktoren dieſer Entwicklung? 
Der Schwerpunkt des Rechtsſtudiums lag urſprünglich durchaus 
im Univerſitätsunterricht. Begannen die Juſtizbehörden auch, 
ſich ſeines Erfolges durch eine Prüfung zu verſichern, ſo 
nahmen ſie die Ausbildung doch nicht ſelbſt in die Hand. Der 
Vorbereitungsdienſt, den ſie forderten, war ſchon weitgehend 
ſelbſtändige Betätigung der Kandidaten in Richteramt und 
Advokatur. Nur die „Hand⸗Anlegung“ ſollten ſie da erlernen; 
und daneben den weiten Spalt ausfüllen, der zwiſchen dem 
Gegenſtand des Univerſitätsſtudiums und der „Landes⸗Obſervantz“ 
ſowie dem Prozeßrecht klaffte. Die glänzenden Gedanken der 
Coccejiſchen Zeit ſind dann ſpäter verknöchert, da man immer 
mehr Details reglementierte und differenzierte. In dieſem 
Zuſtand überlebten ſie auch die Verwaltungsreorganiſation von 
1815, um ſchließlich mit einer modernen Gerichtsverfaſſung 
zuſammenzuſtoßen. Kein Wunder, daß man in jenen bewegten 
Zeiten das Vorhandene ſoweit es ging auch zu den neuen 
Aufgaben benutzte. Man übertrug einfach der Juſtizprüfungs⸗ 
kommiſſion die Examinierung aller Richter und Advokaten und 
degradierte das Referendariat zum allgemeinen Ausbildungs⸗ 
inſtitut. Ob es dazu geeignet war, oder ob man jetzt am 
Ende etwas ganz anderes brauchte, unterſuchte man nicht 
lange. Dann kam die politiſche Umgeſtaltung Deutſchlands 
und im neuen Reich wirkten die in Preußen beſtehenden Ein⸗ 
richtungen ohne weiteres ſtark auf die Entwicklung in den 
anderen Bundesſtaaten ein. Zu einem organiſchen Fortſchritt 


15) Druckſ. des A.⸗H. 1902, Nr. 43. Anlagen II, 1502. 
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aber, nach dem eigentlich ſchon ſeit den proviſoriſchen Map: 
nahmen des Jahres 1849 ſtändig verlangt wird, kam es nicht, 
weil ſeit 1868 Preußen und das Reich ſich dieſe Aufgabe wechſel⸗ 
ſeitig zuſchoben. !) Nichts iſt fo falſch wie das Märchen 
von dem „altbewährten“ preußiſchen Ausbildungs: 
ſyſtem. Wir ſtecken in Preußen und unter ſeinem Einfluß im Reich 
heute noch in Einrichtungen, die ihren Fortbeſtand nur politiſchen 
Zufälligkeiten verdanken und die in keiner Epoche des modernen 
Staates ſyſtematiſch und dem Bedürfniſſe der Zeit entſprechend 
geſtaltet wurden. Das waren ſie nur im Staate Friedrich 
Wilhelms L, und an feinem Erbe zehren wir heute noch. Wie 
dieſes Erbe „organiſch fortentwickelt“ wurde, glaube ich gezeigt 
zu haben. „Vernunft wird Unſinn, Wohltat Plage, weh dir, 
daß du ein Enkel biſt!“ 


Das heutige Deutſchland zeigt nun folgendes Geſamtbild: 1?) 

1. Der Geſamtſtudiengang dauert 

6 Jahre: In Hamburg und Bremen. 

6¼% Jahre: In Württemberg, Heſſen, Oldenburg, 
Mecklenburg, Braunſchweig, Sachſen⸗ Weimar, 
Lübeck. | 

7 Jahre: In Preußen, Bayern, Baden, Sachſen, 
Elſaß⸗Lothringen, Anhalt. 

2. Das Univerſitätsſtudium dauert: 

6 Semeſter: In Preußen, Oldenburg, Sachſen⸗ 
Weimar, Braunſchweig und den Hanſeſtädten; 
ebenſo in Mecklenburg, wo jedoch tatſächlich meiſt 
8 Semeſter auf der Univerſität verbracht werden. 

7 Semeſter: In Württemberg, Baden, Heſſen. 

Fakultativ 7 Semeſter (das etwaige 7. Semeſter 
wird auf den Vorbereitungsdienſt angerechnet): 
In Sachſen und Elſaß⸗Lothringen. 

8 Semeſter: In Bayern (2 philoſophiſche Semeſter 
zuläſſig, aber nicht üblich). 

Eine rechtshiſtoriſche Zwiſchenprüfung kennt nur Bayern. 

3. Der Vorbereitungsdienſt dauert: 

3 Jahre: In Bayern, Württemberg, Heſſen, Hamburg 
und Bremen. 

3½ Jahre: In Baden, Oldenburg, Mecklenburg, 
Braunſchweig, Sachſen⸗Weimar, Lübeck. 

Fakultativ 3½ Jahre (bei nur 6 Semeſtern 
Studium 4 Jahre): In Sachſen und Elſaß⸗ 
Lothringen. 

4 Jahre: In Preußen. 

Sämtliche Staaten außer Preußen geſtatten eine Be⸗ 
ſchäftigung in der Staatsverwaltung, bei Kommunalbehörden 
und ſogar in gewerblichen Betrieben (Sachſen⸗Weimar). Die 
meiſten ſchreiben / bis 1 Jahr Verwaltungsdienſt vor, da ſie 
keine getrennte Ausbildung der Verwaltungsbeamten kennen. 


16) Natürlich iſt ja am Detail im Laufe der Jahrzehnte viel 
geändert worden. Insbeſondere hat der Univerſitätsunterricht nicht 
nur feinem Gegenſtande nach durch das BGB., ſondern auch methodiſch 
durch Einführung der Praktika eine Umgeſtaltung erfahren. Ferner 
hat ſich die Ordnung der erſten Prüfung geändert. Auch das hat 
eine lange Geſchichte, auf die ich hier nicht eingehen kann, iſt aber 
doch nur von ſekundärer Bedeutung. 

17) Zuſammenſtellung der Beſtimmungen bei Kade, Der deutſche 
Richter, 2. Aufl. 1910. 


16. 1910. 


(Bayern, Baden, Sachſen, Elſaß⸗Lothringen, Heſſen, Oldenburg, 
Mecklenburg, Braunſchweig u. a.) Die Beſchäftigung bei 
Rechtsanwälten und Notaren dauert 6 Monate bis 1 Jahr 
(Heſſen). Die Beſchäftigung bei den Gerichten und der Staats⸗ 
anwaltſchaft dauert zwiſchen 1½ (Bayern, Heſſen) und 2 Jahren 
oder wenig mehr. Nur in Preußen dauert ſie volle 
3 Jahre und 4 Monate! 


Nun noch ein Blick auf das Ausland.!“ 

Die öſterreichiſchen Einrichtungen ſtehen den unſrigen 
noch am nächſten. Das Univerſitätsſtudium dauert 8 Semeſter, 
hat eine rechtshiſtoriſche Zwiſchenprüfung und als Abſchluß 
zwei Prüfungen, eine judizielle (Zivil⸗, Straf⸗ und Prozeßrecht) 
und eine ſtaatswiſſenſchaftliche (öffentliches Recht und National: 
ökonomie). Wer Advokat werden will, muß außerdem die 
Doktorprüfung, beſtehend aus drei Rigoroſen, ablegen. Alle 
Prüfungen geſchehen nur mündlich. Die Zulaſſung zur Advo⸗ 
katur ſetzt eine 7 jährige () praktiſche Verwendung, davon ein 
Jahr bei Gericht und drei Jahre bei einem Advokaten, 
ſowie Ablegung noch eines weiteren Examens, der Advokatur⸗ 
prüfung voraus. Dieſe Prüfung kann bereits nach vier⸗ 
jähriger Beſchäftigung abgelegt werden. Die geprüften 
Advokaturskandidaten find auch in Anwaltsprozeſſen ſub⸗ 
ſtitutionsberechtigt; ungeprüften kann dieſe Befugnis nach drei 
Jahren erteilt werden. Für die Richteramtskandidaten iſt eine 
Prüfung bei den Oberlandesgerichten nach dreijährigem, in 
einzelnen Provinzen auch ſchon nach zweijährigem Vorbereitungs⸗ 
dienſt vorgeſchrieben. Dieſer Vorbereitungsdienſt ähnelt dem 
unſrigen und iſt ſogar inhaltlich noch mehr beſchränkt. Er 
erfolgt nur bei den Gerichten und der Staatsanwaltſchaft und 
beſteht in Aufnahme von Anträgen, Protokollführung, Refe⸗ 
raten, Entwürfen uſw. Selbſtändige Vornahme richterlicher Amts⸗ 
handlungen iſt völlig ausgeſchloſſen. Beſchäftigung der Prakti⸗ 
kanten bei Anwälten iſt zuläſſig, aber wegen des unzureichenden 
Perſonalſtandes der Gerichte tatſächlich ungebräuchlich. 

In Italien dauert das Studium vier Jahre. Es iſt 
mit Prüfungen am Schluſſe jedes Univerſitätsjahres verbunden 
und ſchließt mit dem Doktorexamen (esame di laurea) ab. 
Der künftige Anwalt praktiziert zwei Jahre bei einem ſolchen 
und wird nach Ablegung eines Examens zunächſt proccuratore, 
Anwalt mit dem Recht zum Auftreten bei den Gerichten 
1. Inſtanz mit Ausnahme der Schwurgerichte. Zum Auftreten 
beim Schwurgericht, ſowie bei den Appell: und Kaſſationshöfen 
berechtigter avvocato wird der proccuratore entweder nach 
zweijähriger Praxis und Ablegung einer weiteren Prüfung, 
oder nach vierjähriger Praxis ohne Prüfung. Der künftige 
Richter arbeitet zwei Jahre bei Gericht und macht dann ſein 
Examen als vicepretore, Hilfsrichter bei der pretura, dem 
Stadtgericht (1. Inſtanz in Sachen bis 1500 Lire). Nach 
ein⸗ bis zweijähriger Praxis legt er vor der Anſtellung noch 
ein Richterexamen ab, oder kann auch bei beſonderen Leiſtungen 
ohne weitere Prüfung (per merito) zum pretore oder zum 


18) Wegen der Schwierigkeiten der Information mußten einige 
Länder unerwähnt bleiben. Ich hoffe aber, daß die gemachten An: 
gaben überall zutreffen. Für Auskunft bin ich einer Reihe von 
Herren, für eingehende Mitteilungen insbeſondere den Profeſſoren 
Hanauſek (Graz) und Münſterberg (Harward), ſowie Prof. Meili 
und Rechtsanwalt Mamelok (Zürich) zu Dank verbunden. 
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giudice beim tribunale (1. Inſtanz über 1500 Lire) ernannt 
werden. Die Stellung eines consigliere (Rat) am Appell⸗ 
oder Kaſſationshof iſt eine Auszeichnung, die ſowohl Richtern 
wie Anwälten und Rechtslehrern zuteil wird. 

In Frankreich beſteht ein Zjähriges Rechtsſtudium. 
Nach jedem Studienjahr findet eine Prüfung in den Unterrichts⸗ 
gegenſtänden ſtatt, die zweite macht zum bachelier, durch die 
dritte Prüfung wird der Grad eines licencie en droit erworben. 
Dieſer befähigt zum Auftreten als Advokat vor den Gerichten. 
Die jungen Advokaten müſſen aber 3 Jahre lang als avocats 
stagiaires bei älteren Advokaten arbeiten, ehe fie durch 
inscription au tableau ſelbſt avocats à la cour werden können. 
Sie können während des Stage — anders wie in Deutſchland — 
in Vertretung ihres maitre plädieren und ſogar vor den Aſſiſen 
auftreten. Die Richter und Verwaltungsbeamten wurden bis 
vor kurzem ohne ſpezielle Vorbildung ernannt, erſtere aus den 
Advokaten. Ihre Ernennung unterlag daher völlig politiſchen 
Einflüſſen. Neuerdings ſucht man dem zu ſteuern, was aber 
im heutigen Frankreich ſehr ſchwer iſt. 1906 wurde eine 
Wettbewerbsprüfung für die Bewerber um Hilfsrichterſtellen 
eingeführt. Seit 1908 gibt es für ſie einen Vorbereitungs⸗ 
dienſt mit anſchließendem Examen. Dieſe Dinge ſind noch in 
der Entwicklung begriffen. 1°) 

Belgien hat ähnliche Einrichtungen, doch iſt das 
Univerſitätsſtudium länger und gründlicher und ſchließt mit dem 
Erwerb des Doktorgrades ab, der in Frankreich nicht erfordert wird. 

In Holland iſt Univerſitätsbeſuch nicht vorgeſchrieben, 
doch laſſen ſich faſt alle, die die Examina ablegen, als studiosi 
juris immatrikulieren. Sie machen gewöhnlich nach 1—2 Jahren 
das Candidaats⸗Examen (Enzyklopädie, Römiſches Recht, National⸗ 
ökonomie) und 2— 3 Jahre ſpäter das Doktoraal⸗Examen (Zivil-, 
Straf⸗ und Prozeßrecht, ſowie Staatsrecht). Zur Erlangung 
der Doktorwürde iſt dann eine Diſſertation vorzulegen und ſind 
12 Theſen (eventuell 24 ohne Diſſertation) zu verteidigen. Die 
Doktorwürde berechtigt ſofort zur Advokatur. Praktizieren bei 
anderen Anwälten iſt ſogar nach holländiſcher Auffaſſung nicht 
erwünſcht. Jeder Doctor juris kann zum Richter oder Staats⸗ 
anwalt ernannt werden, doch ſind die meiſten vor ihrer An— 
ſtellung einige Jahre als Unter-Gerichtsſchreiber oder ſtell⸗ 
vertretende Richter beſchäftigt. Für das Notariat und die 
„indiſche Karriere“ beſtehen beſondere Vorſchriften. 

Rußlands Einrichtungen ſind nicht ganz einheitlich. Auf 
den ruſſiſchen Univerſitäten beſteht ein 5 jähriges Rechtsſtudium; 
nur die Kaiſerliche Rechtsſchule in St. Petersburg und ein 
anderes ähnliches Inſtitut — eine Art Ritterakademien — 
haben einen bloß 3jährigen Studiengang. Auf der polniſchen 
Univerität Warſchau dauert das Studium 4 Jahre. Es zer⸗ 
fällt überall in Jahreskurſe, die mit Prüfungen abſchließen, und 
endet zumeiſt mit einer juriſtiſchen Staatsprüfung. Deren Ab⸗ 
legung gewährt ohne weitere Prüfungen die Befähigung zu 
den Amtern in Juſtiz und Verwaltung. Praktiſche Arbeit pflegt 
jeboch einer Anſtellung voranzugehen. Anwälte insbeſondere 
müſſen noch 2 Jahre als Anwaltsgehilfen gearbeitet haben. 

Ganz eigenartig ſind die Verhältniſſe in der Schweiz. 
Trotz des hochentwickelten ſchweizeriſchen Rechtsweſens ſind die 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung zu Richteramt und Advokatur 


— 


19) Tiffier, Rhein. Zeitſchr. f. Ziv.: u. Prozeßrecht 1909, 567 ff. 
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in den Kantonen höchſt verſchieden, werden aber allgemein durch 
außerordentliche Freiheit charakteriſiert. Ein gelehrtes Berufs⸗ 
richtertum kennt die Schweiz grundſätzlich und de iure auch 
heute noch nicht. Die Richter werden vom Volk und teilmeife 
von den kantonalen Parlamenten gewählt; dabei werden nur 
de facto meiſt rechtsgelehrte Juriſten für die II. Inſtanz, in 
großen Städten auch ſchon für die L Inſtanz gewählt. Auch 
in das höchſte Gericht, das Bundesgericht, kann jeder in den 
Nationalrat wählbare Schweizerbürger gewählt werden. Für 
die Ausübung der Advokatur — die Schweiz kennt keinen 
Anwaltszwang — gibt es teils einen obligatoriſchen, teils 
einen fakultativen, teils keinerlei Beſähigungsnachweis. Maturität 
und akademiſches Rechtsſtudium werden auch hierbei meiſt nicht 
erfordert, vielmehr nur eine praktiſche Vorbereitungszeit bei 
einem Gericht oder einem Anwalt und der Nachweis irgendwie 
erworbener Rechtskenntniſſe. Dieſe ſchweizeriſchen Verhältniſſe 
beweiſen, daß nicht Studienordnungen allein Juriſten erziehen. Sie 
ähneln vielfach engliſchen Zuſtänden, geben aber für uns wegen der 
größeren Rechtsverwandtſchaft weit mehr noch zu denken wie jene. 
In England iſt, dem Charakter des engliſchen Rechts 
entſprechend, die Ausbildung eine weniger ſyſtematiſche als 
praktiſche. Es gibt zwar in Oxford und Cambridge einen 
3jährigen juriſtiſchen Studienkurs. Dieſer iſt aber nur ſehr 
reichen Leuten zugänglich und das juriſtiſche Studium tritt dort 
ſehr zurück hinter der allgemeinen Gentlemanausbildung der 
engliſchen Colleges. Im übrigen obliegt der Rechtsunterricht 
den Advokatenkorporationen in London, den Inns of court, 
die, wie alle engliſchen Juſtizeinrichtungen, ein ſehr ehrwürdiges 
Alter haben. Der Unterricht, der dort ſtattfindet, iſt ſehr ein⸗ 
geſchrumpft. Die jungen Juriſten müſſen 3 Jahre Mitglieder 
einer Inn ſein und dieſe Mitgliedſchaft durch Teilnahme an 
einer gewiſſen Anzahl von Mahlzeiten betätigen. Tatſächlich 
erfolgt die Ausbildung durch mehrjährige Beſchäftigung bei einem 
barrister, der hierfür ein hohes Honorar nimmt und mit dem 
Studenten die „Geſetze lieſt“ d. h. ihn unterweiſt. Wer keine 
Univerſitätsgrade von Oxford oder Cambridge beſitzt, muß, um 
barrister werden zu können, einige Prüfungen ablegen, die. 
allerdings auch nicht mehr ganz einfach ſein ſollen. Die künf⸗ 
tigen solicitors arbeiten mehrere Jahre bei einem ſolchen und 
legen dann eine Prüfung ab. Ins Richteramt werden in 
England bekanntlich nur hervorragende barristers berufen. 
Sehr überholt worden iſt England durch die neuere Ent- 
wicklung in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, deren 
Bildungsweſen überhaupt in einer großartigen Entwicklung 
begriffen iſt.“) Vereinzelt gehen ſchon junge Engländer zum 
Rechtsſtudium nach Amerika! In U. S. A. ſchließt die Schul⸗ 
bildung (Primary, Grammar und High School) etwa mit 
unferer Primareife. Das weitere obliegt der Univerſität. Das 
Univerſitätsſtudium hat ſich nun in Amerika in 2 Teile geſpalten, 
einen allgemeinen und einen fachwiſſenſchaftlichen. Der Student 
bezieht zunächſt 4 Jahre lang das College, treibt humaniſtiſche 
Studien und Sport und bildet ſich ſo zum Gentleman nach 
engliſchem Vorbild. Er arbeitet nicht übermäßig, kann aber 
doch nur durch Ablegung der halbjährlichen Fachprüfungen in 
einer beſtimmten Anzahl von Fächern den degree eines Bachelor 


20) Darüber Münſterberg, Die Amerikaner, Berlin 1904, 
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of art (A. B.) erwerben. Iſt er fo ein Graduate geworden, 
jo tritt er erſt in feine Fakultät, der Juriſt alfo in die law school 
ein. Hier ift die frohe Studentenzeit zu Ende. In einem 
Zjährigen Kurſus mit vorgeſchriebenen Kollegien und Prüfungen 
an jedem Jahresſchluß wird ſehr ernſt gearbeitet (an der 
Harwarduniverſität z. B. kann eine nicht beſtandene Prüfung 
nicht wiederholt werden!). Der Beſuch der law schools geſchieht 
freiwillig, iſt aber heute in den öſtlichen Staaten ausnahmsloſe 
Regel. Vorausſetzung für die Zulaſſung als Anwalt iſt lediglich 
Ablegung der bar examination vor einer Prüfungskommiſſion 
des Bundesſtaats, vor deſſen Gerichten der junge lawyer Zu⸗ 
laſſung begehrt. Für Graduierte einer angeſehenen law school 
iſt dieſe Prüfung eine Formalität. Die jungen Anwälte ſind 
meiſt zunächſt Hilfsarbeiter bei älteren Kollegen. Sehr viele 
werden auch Angeſtellte bei den großen Erwerbsgeſellſchaſten. 
Die Richter werden von den politiſchen Körperſchaften gewählt. 


So ſehen wir in der ganzen Kulturwelt, ſoweit überhaupt 
der Rechtsunterricht methodiſch betrieben wird, das Beſtreben, 
einen gründlichen wiſſenſchaftlichen Bildungsgang durch Studien⸗ 
zwang und Prüfungen auf der Univerſität zu gewährleiſten. 
Die ſonſtige Fortbildung überläßt man zumeiſt einer ziemlich 
freien Tätigkeit in der Advokatur und wendet nur vereinzelt 
und ſparſam auch eine gewiſſe bureaukratiſche Schulung an. 
Nur in Deutſchland nach Maßgabe des preußiſchen Einfluſſes 
und vor allem in Preußen ſelbſt ein relativ wenig hoch ent⸗ 
wickeltes Univerſitätsſtudium trotz höchſter Blüte der Univer⸗ 
ſitäten und der Rechtswiſſenſchaft, dagegen als Hauptſache ein 
anderwärts völlig ungekannter jahrelanger Drill in der bureau⸗ 
kratiſchen Routine auch für die Juriſten, die niemals Beamte 
werden. Dieſe Zuſtände haben ſich kraft des hiſtoriſchen Be: 
harrungsvermögens aus Einrichtungen entwickelt, die für ihre 
Zeit gewiß hervorragend waren. Sie waren aber ſchon längſt 
veraltet und reformbedürftig, als ſie durch die Vormachtſtellung 
Preußens tonangebend für das Rechtsſtudium im Deutſchen 
Reich wurden. Der heutige deutſche und vor allem der preußiſche 
Studiengang bedeutet für viele eine große Gefahr, weil er ſie 
nicht zur Arbeit erzieht, ſolange es dazu noch Zeit iſt. Er be: 
deutet für alle eine ſchwere Schädigung, weil er ihnen keine 
Gelegenheit gibt, nach intenſivem und rationellem Studium ihre 
friſche Kraft alsbald an praktiſchen Aufgaben zu erproben 
und ihren Jahren entſprechend werktätige Glieder des Volkes 
zu ſein. Es iſt bekannt, wie vernichtend Bismarck ſchon das 
altpreußiſche Ausbildungsweſen auf Grund feiner eigenen Er: 
fahrungen als Referendarius kritiſiert hat.“) Und nach den 
vielſeitigen Eindrücken ſeiner diplomatiſchen Laufbahn hat er 
als Miniſterpräſident mit jener Rückſichtsloſigkeit, die nur ſeiner 
Größe anſtand, über die preußiſche Beamtenerziehung vor dem 
Herrenhauſe geurteilt:?2) „Es Spricht. weſentlich für die Tüchtig⸗ 
keit der Menſchenrace, die Preußen bewohnt, wenn die aus 
ihr hervorgehenden Beamten durch die beſtehenden Einrichtungen 


nicht verhindert worden ſind, dem Staate ſo weſentliche 


Dienſte zu leiſten, wie ſie geleiſtet haben.“ 
So war das Rechtsſtudium in Vergangenheit und Gegen— 
wart. Von ſeiner Zukunft ein andermal. 


21) Gedanken und Erinnerungen I, 24 ff. 
22) Rede vom 19. Dezember 1868; Sten B. des HH. I, 119. 


Findet § 97 Abſ. 2 ZPO. auch auf die Beſchwerde⸗ 
inſtanz Anwendung? 
Von Oberlandesgerichtsrat Kreß, Augsburg. 


Die Frage wird — nach dem Vorgange von Altvater, 
Arch ZivPrax. 63, 443 — bejaht: von Gaupp⸗Stein, ZRD. 
(8,9) J S. 282, weil entſprechende Anwendung von Abſ. 2 auf 
die Beſchwerde durch 8575 geboten erſcheine, Seuffert, ZPO. (11) 
J S. 174, weil Abſ. 2 rationibus paribus auch in der Be 
ſchwerdeinſtanz entſprechend anzuwenden ſei, Förſter⸗Engelmann, 
ZPO. (2) 1 S. 136 f., da die Ausnahme des Abſ. 2 nur den 
allgemeinen Gedanken von der Verantwortlichkeit für die durch 
unnötige Handlungen verurſachten Koſten zum Ausdrucke bringe, 
Fitting, R3ZP. (9) S. 703, weil § 97 Abſ. 2 den Vorſchriften 
der SS 278 Abſ. 2, 283 Abſ. 2 entſpreche und wegen der 
Gleichheit des Grundſatzes auch auf die Beſchwerdeinſtanz 
anzuwenden ſei, Neumiller, ZPO. (3) S. 70 unter irriger 
Bezugnahme auf RG. 4, 365 und ObLG. 9, 85; dieſe Ent: 
ſcheidungen betreffen den Fall des Abſ. 1 8 97 mit § 92 ZRO.; 
Freudenthal, ZPO. (3) S. 110 — ohne Grundangabe, RG. 
(30. X. 88 Bolze 6, 339), Caſſel (12. XI. 88 Buſchs Z. 14, 150), 
Darmſtadt (12. V. 02 DIE. 03, 552). Braunſchweig (1897 
Braunfhwg. 45, 91), Karlsruhe (17. VI. 01 BabRpr. 02, 
244 und 21. II. 06 OL GRſpr. 15, 189), weil entſprechende An⸗ 
wendung per analogiam geboten ſei. 


Die Frage wird verneint: unter Bezugnahme auf $ 45 
GKG. von Pemſel, ZPO. S. 32, unter Hinweis auf den 
klaren Wortlaut von Peterſen, ZPO. (5) 1 S. 252, Naumburg 
(30. XI. 00 Naumburg AK. 01, 11) und Hamburg (26. VI. 08 
Seuff Arch. 64 Nr. 82), weil es ſich „von allem anderen 
abgeſehen“ um eine für die Koſten der Berufungsinſtanz ge⸗ 
gebene, eine analoge Ausdehnung nicht zulaſſende Ausnahme⸗ 
vorſchrift handle. Auf dieſem Standpunkt ſtehen wohl auch die 
Motive (Hahn, Mot. II 1 S. 200), da ſie ausdrücklich betonen, 
daß die Vorſchrift des § 97 Abſ. 1 als Ausfluß des allgemeinen 
Grundſatzes des § 91, wonach das Unterliegen in der Haupt: 
ſache als ſolches die Verantwortlichkeit für die Prozeßkoſten nach 
ſich ziehe, für alle Rechtsmittel Geltung habe, daß dagegen 
§ 97 Abſ. 2 ein Verſchulden der obſiegenden Partei für die 
Fälle anerkenne, in denen der Berufungskläger infolge eines 
neuen Vorbringens ganz oder teilweiſe obſiege, welches er nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts in der J. Inſtanz geltend zu 
machen imſtande geweſen ſei. 


Alle dieſe Gründe für und wider ſcheinen uns den Kern 
der Sache nicht zu treffen. Es ſoll verſucht werden, die auf⸗ 
geworfene Frage vom Geſichtspunkte der Verſchiedenheit des 
Rechtscharakters beider Rechtsmittel aus zu löſen. 

1. Der erkennende Richter hat in der Sache die Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen, alſo zu entſcheiden was unter den 
Parteien Rechtens iſt (vgl. unter 2 b und c), und zwar 
unter ausſchließlicher Zugrundelegung des ihm von den 
Parteien in mündlicher Rede und Gegenrede unterbreiteten 
Streitſtoffs. | 

a) Was nicht mündlich vorgetragen ift, darf er nicht be⸗ 
rückſichtigen, was mündlich vorgetragen iſt, muß er würdigen 
($ 128 ZPO). Da der erkennende Richter nicht auf einſeitigen 
Vortrag einer Partei, ſondern nach gegenfeitiger Ausſprache 
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der Parteien die Entſcheidung treffen darf, iſt es nicht in fein 
Belieben geſtellt, ob er die andere Partei hören will oder nicht, 
er muß ſie hören. Dieſer Pflicht des Richters, beide Parteien 
zu hören, entſpricht die Pflicht der anderen Partei, auf das 
vom Gegner Vorgetragene ſich zu erklären, Rede und Antwort 
zu ſtehen. Ohne dieſe korreſpondierende Verpflichtung wäre die 
dem Richter obliegende Pflicht zweck- und wirkungslos. Freilich 
wird die Erfüllung dieſer Parteipflicht nicht direkt erzwungen, 
wohl aber wird indirekt — durch beſtimmte Preſſionsmittel — 
auf die Erfüllung hingewirkt. Das hauptſächlichſte Preſſions⸗ 
mittel, die Parteien zum Erſcheinen vor Gericht und zur Rede 
und Gegenrede daſelbſt zu zwingen, ſind die vom Geſetze an 
die Verſäumnis, alſo an das Nichterſcheinen oder das Nichtrede⸗ 
ſtehen vor Gericht in SS 330 ff. ZPO. geknüpften Folgen. 

b) Allein der bloße Zwang, vor Gericht zu erſcheinen und 
zu reden, genügt nicht. Auch nach anderer Richtung muß 
Zwang geübt werden, wenn der erkennende Richter ſeiner Auf⸗ 
gabe gerecht werden ſoll. Infolge des Wegfalls der gemein⸗ 
rechtlichen Eventualmaxime mußten, um endloſer Prozeß⸗ 
verſchleppung vorzubeugen, als Erſatz Zwangsmittel zu dem 
Zwecke geſchaffen werden, um die Parteien zu nötigen, nicht, 
wann es ihnen beliebte, ſondern ſo rechtzeitig Rede und Antwort 
zu ſtehen, als dies nach dem ordentlichen, durch keine ſchuldhafte 
Verſäumnis verlängerten Prozeßgang ermöglicht iſt. Das 
Verfahren vor dem erkennenden Richter wird vom ſogen. 
Konzentrationsprinzip beherrſcht. Der Prozeßſtoff wird dem 
Gerichte nicht mehr wie im gemeinen ſchriftlichen Prozeß etappen⸗ 
weiſe, ſondern auf einmal unterbreitet. Entſcheidend iſt grund⸗ 
ſätzlich nur die der Urteilsfällung unmittelbar vorausgegangene 
Verhandlung. In ihr muß, mögen auch vielleicht ein Dutzend 
Verhandlungen vorausgegangen ſein, der ganze Prozeßſtoff dem 
Richter unterbreitet werden, geradeſo, wie wenn dieſe letzte 
Verhandlung die einzige geweſen wäre. Es liegt auf der 
Hand, daß, da es nach dieſem Prinzip eine Zeitgrenze für 
mündliches Parteivorbringen nicht gibt, ſolches Vorbringen alſo 
grundſätzlich in infinitum nachgeſchleppt werden kann, ohne die 
bezeichneten Zwangsmittel nicht auszukommen iſt. Solche 
Mittel bieten: 88 95, 278 Abſ. 2, 283 Abſ. 2 3P0., 8 48 


GKG. Danach treffen die Partei, welche durch ihr läſſiges 


Verhalten die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert hat, Nach⸗ 
teile im Koſtenpunkt und zwar auch dann, wenn ſie in der 
Hauptſache ſchließlich obſiegt. Dem gleichen Zwecke dienen die 
98 279, 523, 374, 402, 433 3PO., indem fie die Zurück⸗ 
weiſung in Verſchleppungsabſicht oder aus grober Nachläſſigkeit 
nachträglich vorgebrachter Verteidigungs- und Beweismittel 
geſtatten. 

c) Allein auch die Zwangsmittel genügen noch nicht. 
Damit der erkennende Richter ſeine Aufgabe, den Rechtsſtreit 
zu entſcheiden (vgl. oben!), erfüllen kann und weil er nur auf 
Grund des ihm mündlich Vorgetragenen die Entſcheidung treffen 
kann, müſſen die Parteien nicht bloß erſcheinen und mündlich 
verhandeln, fie müſſen nicht bloß ohne ſchuldhafte Zögerung 
erſcheinen und verhandeln, ſie müſſen auch alles vorbringen, 
was ſie an relevantem Prozeßſtoff darzubieten haben. Es 
darf ihnen nicht überlaſſen bleiben, dem Erftrichter nur einen 
Teil dieſes Stoffes zu unterbreiten und ſich vorzubehalten, dem 
Berufungsrichter den übrigen Stoff vorzulegen. Dieſe dreifache 
Verpflichtung der Parteien: überhaupt zu verhandeln, damit 
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eine Entſcheidung getroffen werden kann, rechtzeitig zu 
verhandeln, auf daß ohne Verzögerung die Entſcheidung 
ergehen kann und vollſtändig zu verhandeln, damit eine 
richtige Entſcheidung gefällt werden kann, iſt die notwendige, 
weil logiſche Folgerung aus dem Fundamentalſatze: daß der 
erkennende Richter ſeine Sachentſcheidung nur auf Grund 
des mündlichen Parteivorbringens und unter Würdigung des 
ganzen Parteivorbringens zu fällen hat. Auf der einen Seite 
dem Richter vorſchreiben: du darfſt die Entſcheidung nur auf 

den dir mündlich unterbreiteten Stoff ſtützen und um keinen 
Preis eine anderweitig erworbene Kenntnis verwerten, anderer⸗ 
ſeits der Partei geſtatten: du brauchſt dem Erſtrichter nicht 
allen Stoff zu unterbreiten, du kannſt damit bis zur Be⸗ 
rufungsinſtanz zurückhalten, hieße dem Richter einerſeits die 
Löſung einer Aufgabe zur Pflicht machen und ihm andererſeits 
die Mittel zur Löſung entziehen, alſo mit der anderen Hand 
nehmen, was die eine Hand gegeben. Aus dieſem Grunde 
mußte das Geſetz, wollte es nicht mit ſich ſelbſt in Wider⸗ 
ſpruch geraten, auch die vollſtändige Stoffunterbreitung er⸗ 
zwingen. Deshalb beſtimmt § 97 Abſ. 2 ZPO., daß die Koſten 
der Berufungsinſtanz der obſiegenden Partei dann auferlegt 
werden können, wenn ſie auf Grund eines neuen Vorbringens 
obſiegt, welches ſie nach freiem Ermeſſen des Gerichts in 
I. Inſtanz geltend zu machen imſtande war. Auch dieſe 
Beſtimmung iſt alſo nur die notwendige Folge eines grund⸗ 
legenden Satzes, ſozuſagen der Schlußſtein des Gebäudes. 

2. Grundverſchieden iſt das Verfahren vor dem be⸗ 
ſchließenden Richter, deſſen Entſcheidung mit Beſchwerde an⸗ 
fechtbar iſt, geordnet. Wohl entſcheidet auch er mitunter, dann 
nämlich, wenn er, wozu er berechtigt aber nicht verpflichtet iſt, 
mündliche Verhandlung anordnet, unter Benützung des von den 
Parteien ihm mündlich Vorgetragenen. Allein, während für 
den erkennenden Richter das mündlich Vorgetragene die einzig 
mögliche Urteilsgrundlage iſt, verwertet der beſchließende Richter 
das mündlich Vorgebrachte als eine der verſchiedenen ihm 
zur Verfügung ſtehenden Entſcheidungsbehelfen. Er kann daneben 
den Akteninhalt verwenden, die Parteien nach geſchloſſener 
mündlicher Verhandlung nochmals zu ſchriftlichen Erklärungen 
auffordern, er darf ſogar Stoff, der ihm von den Parteien 
gar nicht ſpeziell unterbreitet iſt, verwerten (OL G. Colmar 
25. J. 04, Recht 04, 578), kurz eine beſtimmte Stoffſchöpfungs⸗ 
quelle, wie dem erkennenden Richter, iſt dem beſchließenden 
Richter nicht vorgeſchrieben, konnte ihm auch nicht vorgeſchrieben 
werden; denn in jenen Fällen, in denen mündliche Verhand⸗ 
lung nur fakultativ, nicht obligatoriſch iſt, gilt — von zwei 
Ausnahmen abgeſehen (88 922, 936 ZPO.) — der Funda⸗ 
mentalſatz des 8 128 (vgl. oben unter 1) eben nicht, hat 
vielmehr die mündliche Verhandlung nur den Zweck der weiteren 
Information (Gaupp⸗Stein, ZPO. [8, 9] I S. 353 f.). 

Welche Folgen ergeben ſich aus dieſer grundſätzlich ver⸗ 
ſchiedenen, freieren Stellung des beſchließenden Richters gegen⸗ 
über jener des erkennenden Richters? 

Die Antwort ergibt ſich von ſelbſt: Alle diejenigen Zwangs⸗ 
mittel, welche aus Gründen innerer Notwendigkeit mit Rückficht 
auf die Bedeutung des mündlichen Parteivorbringens als der 
einzigen Erkenntnisquelle dem urteilenden Richter gegeben 
werden mußten, ſind dem beſchließenden Richter verſagt, 
da ihm mündliche Verhandlung nicht vorgeſchrieben, ſondern 
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nur geſtattet, mündliches Vorbringen demnach nur eine, nicht 
die Erkenntnisquelle iſt. 

a) Es können deshalb diejenige Partei, welche in der münd⸗ 
lichen Verhandlung nicht erſcheint oder nicht verhandelt, Nach⸗ 
teile, insbeſondere Verſäumnisfolgen nicht treffen. Der be⸗ 
ſchließende Richter iſt im Gegenſatze zum erkennenden Richter 
auf das von den Parteien in mündlicher Rede Vorgetragene 
nicht angewieſen, aus dieſem Grunde wird mündliche Aus⸗ 
ſprache nicht erzwungen, die Unterlaſſung dieſer Ausſprache 
nicht beſtraft, daher — keine Verſäumnisfolgen (Freudenthal, 
ZPO. (3) S. 144). | 

b) Daß auch das Verfahren vor dem beſchließenden 
Richter — mit und ohne mündliche Verhandlung — von den 
Parteien durch Nachſchleppen von Angriffe: und Verteidigungs⸗ 
mitteln verzögert werden kann, iſt nicht zu leugnen. Wenn 
trotzdem das Geſetz davon abgeſehen hat, Zwangsmittel gegen 
ſolche Verzögerung zu gewähren, ſo iſt der Grund hierfür eben⸗ 
falls in dem Rechtscharakter des Verfahrens zu ſuchen. Wenn 
der beſchließende Richter nicht erzwingen kann, daß überhaupt 
verhandelt wird (vgl. unter a), fo iſt damit auch ein auf recht⸗ 
zeitige Verhandlung abzielender Zwang ausgeſchloſſen. 
Wenn eine Partei trotz Aufforderung eine Erklärung weder 
ſchriftlich noch mündlich abgibt, wenn ſie in der mündlichen 
Verhandlung nicht erſcheint, muß ſich der Richter mit dem bereits 
vorliegenden Streitſtoff begnügen und die Entſcheidung „nach 
Lage der Akten“ fällen (Peterſen, ZPO. (5) I S. 314). 
Damit find Zwangsmaßregeln, die auf rechtzeitige Beſchaffung 
der Entſcheidungsunterlagen durch die Parteien abzielen, un⸗ 
vereinbar. Ein gewiſſer Ausgleich findet allerdings dadurch 
ſtatt, daß der beſchließende Richter nicht auf den von den 
Parteien vorgebrachten Stoff beſchränkt iſt, ſondern auch ſolches 
Material, welches die Parteien nicht ſpeziell vorgebracht haben, 
z. B. den nicht in Bezug genommenen Akteninhalt, ver: 
werten darf. 

Anders — in dem Verfahren vor dem erkennenden Richter. 
Er darf nur benützen, was die Parteien in mündlicher Aus⸗ 
ſprache vor ihm erörtern und dieſe mündliche Erörterung iſt 
an keine Zeitgrenze gebunden. Da der erkennende Richter nicht 
bloß — wie der beſchließende Richter — den ihm vor: 
gelegten Streitſtoff, mag er vollſtändig oder unvollſtändig 
ſein, würdigen, ſondern in der Sache entſcheiden ſoll, was 
unter den Parteien Rechtens iſt (Planck, ZP. II 2 S. 452 f.), 
ſo muß er es in der Hand haben, die Parteien zu zwingen, 
rechtzeitig vor ihm zu verhandeln; denn er darf nicht, wie der 
beſchließende Richter, wenn die Sache infolge der Läſſigkeit der 
Parteien nicht mehr vom Flecke rückt, abbrechen und nach 
Lage der Akten oder auf Grund des bis dahin geſammelten 
Stoffes, mag dieſer noch ſo lückenhaft ſein, entſcheiden. 

c) Dieſe Verſchiedenheit im Charakter beider Rechtsmittel 
iſt, wie bereits dargelegt, auch der Grund, weshalb dem er— 
kennenden, nicht dem beſchließenden Richter der Streitſtoff 
vollſtändig unterbreitet werden muß. So ſehr demnach 
Preſſionsmittel, welche, wie $ 97 Abſ. 2, die Vorlage des 
vollſtändigen Streitſtoffes erzwingen ſollen, in dem Verfahren 
vor dem erkennenden Richter gerechtfertigt ſind, ebenſo ent⸗ 
ſchieden müſſen der grundſätzlichen Verſchiedenheit der Rechts⸗ 
mittel halber derartige Mittel dem beſchließenden Richter ver⸗ 
ſagt ſein. Von ihm wird nicht verlangt, daß er den Fall 
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entſcheide, ſeine Aufgabe iſt lediglich, nach Lage der Sache 
zu entſcheiden. Aus dieſem Grunde ſind dem beſchließenden 
Richter auch keine von jenen Zwangsmitteln verliehen, die dem 
erkennenden Richter gegeben ſind und gegeben werden mußten, 
weil es ſeine Aufgabe iſt, den Fall zu entſcheiden, zu ſagen, 
wer recht hat, nicht bloß zu ſagen, wer nach Lage der Sache 
recht hat. Deshalb muß vor dem erkennenden Richter ver⸗ 
handelt, es muß rechtzeitig verhandelt und es muß voll: 
ſtändig verhandelt werden; denn nur in mündlicher Rede und 
Gegenrede unter Benützung des richterlichen Fragerechts (§ 139) 
gelingt es, den Fall aufzuklären. 

Würde der Beſchwerderichter der vor ihm obſiegenden 
Partei in Anwendung des § 97 Abſ. 2 Koſten überbürden, fo 
müßte er ſich den Einwand gefallen laſſen: du darfſt mich nicht 
dafür ſtrafen, daß ich das, was mir zum Siege verholfen hat, 
nicht ſchon dem Erſtrichter geſagt habe; denn dazu war ich 
nicht verpflichtet, weil ich vom Erſtrichter keine Entſcheidung 
des Falles, ſondern nur eine Entſcheidung nach Lage des 
Falles, d. i. nach dem Inhalt des ihm von mir unterbreiteten 
Stoffes, verlangt habe und nach dem Geſetze nur verlangen 
konnte. 

Freilich wird man den Einwand bringen: es widerſtreite 
dem Rechtsgefühl, daß es einer Partei überhaupt geſtattet ſein 
ſolle, mit ſacherheblichem Streitſtoffe bis zur II. Inſtanz zurück- 
zuhalten und dadurch der Gegenpartei vermeidbare Mehrkoſten 
zu verurſachen. Dagegen iſt folgendes zu ſagen: In der Praxis 
werden ſolche Fälle ſehr ſelten ſein. Jede Partei hat, zumal 
ſie in der Regel nicht im voraus weiß, auf welchen Punkt der 
beſchließende Richter entſcheidendes Gewicht legt, das lebhaſteſte 
Intereſſe, dem Richter alles anzugeben, was ihr ſachdienlich 
erſcheint. Sollten aber ſolche Fälle vorkommen, ſo müſſen eben 
die Konſequenzen ertragen werden. An dem Satze, daß das 
Preſſionsmittel des § 97 Abſ. 2 nicht allgemein gegen jede 
Nachſchleppung relevanten Streitſtoffes, ſondern lediglich 
gegen jene Nachſchleppung, welche in dem vom Prinzipe 
des 8 128 ZRO. beherrſchte Verfahren, alſo in dem 
Verfahren vor dem erkennenden Richter erfolgt, vom Geſetze 
verliehen ift, weil eben 8 97 Abſ. 2 gleich den übrigen be⸗ 
ſprochenen Preſſionsmitteln nur eine logiſch- notwendige 
Folge dieſes Prinzips iſt, kann unſeres Erachtens nicht 
gerüttelt werden. 

Ergebnis: Rationibus disparibus findet $ 97 Abſ. 2 
auf die Beſchwerdeinſtanz keine Anwendung. 


Die Zuläſſigkeit eines Verſäumnisurteils gegen den 
Beklagten im Fall des § 697 ZPO. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Rieß, Berlin. 


»Wenn im Mahnverfahren ein Anſpruch erhoben wird, der 
zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehört, ſo kann der Gläubiger 
ſchon in dem Geſuch auf Erlaß des Zahlungsbefehls den 
Antrag ſtellen, daß das Amtsgericht für den Fall, daß der 
Schuldner Widerſpruch erhebt, ſich für unzuſtändig erklärt und 
die Sache an das zuſtändige Landgericht verweiſt. Hat der 
Gläubiger einen derartigen Antrag geſtellt oder hat der 
Schuldner in Verbindung mit dem Widerſpruch die Verweiſung 
vor das Landgericht beantragt, ſo wird es in der Regel zu 
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einer mündlichen Verhandlung vor dem Amtsgericht nicht 
kommen, und die Frage der Zuläſſigkeit eines Verſäumnis⸗ 
urteils überhaupt nicht akut werden, da die Entſcheidung über 
den Verweiſungsantrag ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erfolgen kann (S 697 ZPO.), und der Amtsrichter wohl faſt 
immer in der Lage ſein wird, ohne mündliche Verhandlung die 
Sachlage zu überſehen. Wenn aber das Amtsgericht über den 
Verweiſungsantrag einer der beiden Parteien mündliche Ver⸗ 
handlung angeordnet hat, und in dem Termin der Beklagte 
nicht erſcheint, ſo tritt trotzdem ein Verſäumnisverfahren gegen 
den Beklagten nach Maßgabe der SS 330 ff. ZPO. nicht ein, 
da die Entſcheidung durch Beſchluß zu erfolgen hat und die 
ZPO. Verſäumnisbeſchlüſſe nicht kennt. (Vgl. Gaupp⸗Stein 
1, 347, Bem. zu § 128 ZPO.) Die Entſcheidung ergeht 
vielmehr dann nach Lage der Akten durch Beſchluß, 
der zu verkünden und daher nicht zuzuſtellen iſt (8 329 
3PO.). 

Neben den eben erörterten Tatbeſtänden iſt noch der weitere 
Fall möglich, daß weder der Kläger noch der Beklagte bei An⸗ 


ſprüchen, die zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehören, Ver⸗ 


weiſung beantragen. Der Rechtsſtreit entwickelt ſich hierauf 
nach dem Widerſpruch des Beklagten in folgender Bahn weiter: 
Auf Antrag des Klägers wird Termin zur Verhandlung vor 
dem Amtsgericht beſtimmt, zu dem beide Parteien geladen 
werden. Erſcheint der Beklagte, dann wird entweder über die 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts oder zur Hauptſache verhandelt. 
Bleibt dagegen der Beklagte aus, dann muß der Amtsrichter zu 
der Frage Stellung nehmen, ob er einem Antrage des Klägers 
auf Erlaß des Verſäumnisurteils Folge geben darf. 

Die Frage iſt in der Literatur höchſt beſtritten, eine gericht⸗ 
liche Entſcheidung iſt dem Verfaſſer bisher nicht bekannt ge⸗ 
worden. Struckmann⸗Koch („Die ZPO.“ 665°) iſt der Anſicht, 
„daß der Antrag des Klägers auf Erlaß des Verſäumnisurteils 
zurückzuweiſen iſt, es ſei denn, daß die Behauptung einer zu⸗ 
läſſigen Vereinbarung der Zuſtändigkeit rechtzeitig dem Schuldner 
zugeſtellt iſt“. Stein („Die Novelle zur ZPO.“ 145, 146°) 
verlangt, daß der Amtsrichter beim Ausbleiben des Beklagten 
die Zuſtändigkeit auf Grund der für zugeſtanden geltenden Be⸗ 
hauptungen des Klägers prüft und bei Verneinung der Zu⸗ 
ſtändigkeit die Klage durch Endurteil abweiſt. Remelé („Die 
durch das Geſetz vom 1. Juni 1909 geänderten Beſtimmungen“ 


S. 48) hingegen nimmt eine „ſillſchweigende Prorogation“ 


des Amtsgerichts beim Ausbleiben des Beklagten an und 
gibt dem Amtsrichter die Befugnis, ein Verſäumnisurteil zu 
erlaſſen, „falls nicht ausſchließliche Zuſtändigkeit in Frage 
kommt“. 
N Die Entſtehungsgeſchichte der SS 696, 697 ZPO., die für 
die Auslegung in erſter Reihe heranzuziehen iſt, gibt für 
die Entſcheidung der obigen Streitfrage indeſſen ein ſo klares 
Bild, daß Zweifel kaum beſtehen können. Der Verfaſſer der 
Regierungsvorlage hatte offenbar die — ſehr berechtigte — 
Tendenz, auf dem Wege des Mahnverfahrens Prozeſſe über 
beliebige Werte an das Amtsgericht zu leiten. In der 
Regierungsvorlage war daher als Abſ. 3 zu 8 696 BRD. 
folgende Norm eingeſtellt: 

„Eine Prüfung der Zuſtändigkeit von Amts wegen 

findet nicht ſtatt. Im übrigen bleiben die Vorſchriften 
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des § 505 unberührt.“ (Entwurf eines Geſetzes betr. 
Anderungen des GVG. uſw., dem Reichstage vorgelegt 
am 28. Februar 1908. Carl Heymann's Verlag, Verlags⸗ 
Archiv 4434 S. 42 ff.) 

Bei den Kommiſſionsberatungen wurde hervorgehoben, aus 
der Faſſung des § 696 Abſ. 3 ZPO. folge die Konſequenz, 
daß, wenn der Beklagte im Termin vor dem Amtsgericht nicht 
erſcheine, gegen ihn Verſäumnisurteil ergehe, gleichgültig, 
wie hoch der Anſpruch ſei. Dieſes Ergebnis wurde im 
Schoß der Kommiſſion heftig angegriffen und nach mehreren 
Schwankungen (Bericht der 30. Kommiſſion; Carl Heymann's 
Verlag, Verlags⸗Archiv 4620 S. 65 ff.) wurde in zweiter Leſung 
beſchloſſen, den oben erwähnten Abſ. 3 des §8 696 ZPO. des 
Regierungsentwurfs zu ſtreichen, es im übrigen aber bei der 
Vorlage zu belaſſen. Denn „es ſei dann ganz klar aus⸗ 
geſprochen, daß im Mahnverfahren auf Widerſpruch hin der 
Anſpruch zwar ohne Rückſicht auf ſeine Höhe beim Amtsgericht 
verbleibe, daß das Amtsgericht aber ſeine Zuſtändigkeit zu 
prüfen und im Fall ſeiner Unzuſtändigkeit den Beklagten hierauf 
hinzuweiſen und einen etwaigen Antrag auf Erlaß 
eines Verſäumnisurteils zurückzuweiſen habe. Der 
Rechtsſtreit könne dann ohne Willen des Schuldners beim 
Amtsgericht nicht durchgeführt werden, und damit ſeien die be⸗ 
rechtigten Intereſſen des Schuldners voll gewahrt“ (a. a. O. 
S. 67). An den Beſchlüſſen der Kommiſſion hat das Plenum 
des Reichstags und der Bundesrat nichts mehr geändert, ſo 
daß ſie Geſetz geworden ſind. 

In dem Streit der Kommentatoren der Novelle iſt alſo 
die ebenfalls auf der Prüfung der Entſtehungsgeſchichte der 
85 696, 697 ZPO. aufgebaute Anſicht Steins die richtige. 
Remelés Auffaſſung wird durch die Entſtehungsgeſchichte der 
Novelle direkt widerlegt, Struckmann⸗Koch ſetzt ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit § 335 ZPO., in dem die Fälle einer Zurückweiſung 
des Antrags auf Erlaß des Verſäumnisurteils erſchöpfend auf⸗ 
gezählt ſind. Beim Ausbleiben des Beklagten würde alſo für 
Anſprüche, die zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehören, der 
Kläger ein Verſäumnisurteil nicht erzielen können, ſondern 
müßte mit der Klage abgewieſen werden, wenn er auf Ver⸗ 
handlung vor dem Amtsgericht beharrt. 

Dieſes Ergebnis iſt mit Rückſicht auf die Tendenz der 
Novelle und der mit ihr gleichzeitig in Kraft getretenen 
Anderungen der Gebührenordnung für Anwälte nicht ſehr be⸗ 
friedigend. Denn es ſollte durch die neuen Prozeßgeſetze eine 
Ausbreitung und Populariſierung des Mahnverfahrens erſtrebt 
und für dieſen Zweck ſollten vor allem die Anwälte durch eine Er⸗ 
höhung ihrer Gebühren gewonnen werden. Gerade die Anwälte 
jedoch, die nur an einem Amtsgericht zugelaſſen ſind, werden 
davon Abſtand nehmen, ſich des Mahnverfahrens zu bedienen, 
wenn es ihnen unmöglich iſt, vor ihrem Wohnſitzgericht ein 
Verſäumnisurteil gegen den Beklagten zu erlangen. Es iſt ja 
eine allgemein bekannte Tatſache, daß hartnäckige Schuldner 
gegen jeden Zahlungsbefehl zunächſt Widerſpruch erheben, um 
Zeit zu gewinnen, und daß dieſe Schuldner dann im Ver⸗ 
handlungstermin nicht erſcheinen und ſogar mit der Gewißheit 
eines Verſäumnisurteils gegen ſie rechnen. Gegenüber dieſer 
Klaſſe von Schuldnern wird leider durch die Neufaſſung der 
55 696, 697 ZPO. eine weſentlich erhöhte Schnelligkeit des 
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Verfahrens kaum erzielt werden. Angeſichts der klaren Ent; 
ſtehungsgeſchichte der letztgedachten Normen wird eine andere 
Auslegung als die oben gefundene nicht möglich ſein. 


Gefahrübergang beim Verkauf unter Eigentums⸗ 
vorbehalt. 


Von Rpr. Dr. G. Ziegler, Erlangen. 


Die Frage, ob beim Verkanf einer beweglichen Sache unter 
Eigentumsvorbehalt nach 8 455 BGB. die Gefahr bis zur 
Zahlung des Kaufpreiſes beim Verkäufer bleibt oder ſofort mit 
der Übergabe der Sache auf den Käufer übergeht, iſt noch nicht 
endgültig entſchieden. Staudinger (BB. § 455 Anm. 8) und 
mit ihm die Praxis der Gerichte (LG. Dresden 6. VI. 02, 
JW. 02, 496; OLG. Stuttgart 11. VII. 05, SeuffBl. 
71, 139; ferner OLG. 12, 53 und 13, 409), dann Kahn im 
„Recht“ 03, 546 machen geltend, daß der Kaufvertrag un⸗ 
bedingt abgeſchloſſen und nur der Eigentumsübergang bedingt 
ſei, daß weiter die Übergabe im Sinne des § 446 BGB. 
gleich Befitzverſchaffung und nicht gleich Übertragung voller 
rechtlicher Verfügungsmacht ſei; daher trage der Käufer vom 
Augenblick der Übergabe an die Gefahr, 8446 BGB. Dagegen 
betonen — in der Begründung voneinander in manchen Punkten 
abweichend — Dernburg (Lehrb. II, 2 S. 18), Crome (Syſtem 
des bürgerl. R. II, S. 416, 2a), Oertmann (Schuldverhältniſſe, 
8 455 Anm. 5), Planck (BGB. 8 455 Anm. 2), daß die Über: 
gabe der unter Eigentumsvorbehalt verkauften Sache dem 
Käufer keine volle rechtliche Verfügungsmacht verſchaffe (ſo be⸗ 
ſonders Dernburg) und daß kein Anlaß beſtehe, abzugehen von 
dem Grundſatze, daß Rechts⸗ und Gefahrübergang beim Kauf 


prinzipiell zuſammenfallen (ſo Oertmann). Dieſer führt noch 


als „inneren Grund“ an: Der Eigentumsvorbehalt hindere den 
Käufer, durch anderweitige Dispoſitionen über die Ware die 
Gefahr von ſich abzuwälzen. Aus all dieſen Gründen bleibe 
die Gefahr bis zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes 
beim Verkäufer. 

Das Reichsgericht hat zu unſerer Frage meines Wiſſens 
noch nicht Stellung genommen!); doch erfährt die zweite Gruppe 
von Schriftſtellern zweifellos eine beträchtliche Stärkung ihrer 
Poſition durch die folgenden in Bd. 64 S. 336 f, abgedruckten 
Auslaſſungen des Reichsgerichts: Erfüllung iſt die Leiſtung des 
nach Inhalt des Vertrags Geſchuldeten. Wenn die Leiſtung 
des Verkäufers in der Übertragung des Eigentums beſteht, ſo 
kann unmöglich geſagt werden, die Leiſtung ſei erfüllt, ſolange 
das Eigentum noch beim Verkäufer bleibt. Solange dies der 
Fall, iſt eben das Eigentum nicht übertragen, der Vertrag alſo 
nicht erfüllt ... Die Übergabe mit Eigentumsvorbehalt macht 
den Käufer nicht zum Eigenbeſitzer der Sache, ſie gewährt ihm 
nicht die volle rechtliche Herrſchaft über die Sache, ſie geſchieht 
nicht zwecks gegenwärtiger, ſondern zwecks künftiger Erfüllung 
des Kaufvertrags. Der aufſchiebende Eigentumsvorbehalt ent⸗ 
hält begrifflich die vertragsmäßige Hinausſchiebung der voll⸗ 


) In Bd. 64 S. 337 wird die Anſicht von Planck uſw. als die 
herrſchende bezeichnet, jedoch die Frage ſelbſt offengelaſſen. 
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ſtändigen Erfüllung von ſeiten des Verkäufers auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt. | 

Trotzdem dürfte der Meinung beizupflichten fein, welche 
die Gefahr mit der Übergabe der Sache auf den Käufer über: 
gehen läßt. Denn: 

a) Daß unter Übergabe im Sinne des § 446 BGB. 
weiter nichts zu verſtehen iſt als Verſchaffung des Beſitzes, 
ergibt ſich außer aus den bei Staudinger aufgeführten Gründen 
auch aus den Motiven, die in Bd. II S. 3242) als Prinzip 
des Entwurfes den Satz bezeichnen, daß der Käufer die Gefahr 
von dem Zeitpunkt an trägt, wo er, ſei es die tatſächliche, 
ſei es (vorher) die rechtliche Herrſchaft über die Sache erlangt 
hats). Die zweite Alternative — die ſich offenſichtlich auf 
5 446 Abſ. 2 BGB. bezieht — ſcheidet ſchon um deswillen aus, 
weil in unſerm Fall der Käufer erſt nachher die rechtliche 
Herrſchaft erlangt. Entſcheidend iſt alſo hier die Erlangung 
der tatſächlichen Herrſchaft. 

b) Es iſt aber auch die oben zitierte Deduktion des Reichs⸗ 
gerichts anfechtbar, die leugnet, daß der Verkäufer erſüllt hat 
mit der Übergabe der Sache. Freilich muß nach S 433 BGB. 
der Verkäufer dem Käufer auch das Eigentum an der gekauften 
Sache verſchaffen. Im Falle des Verkaufs unter Eigentums⸗ 
vorbehalt nach §S 455 BGB. aber iſt meines Erachtens eine 
die reguläre Art der Erfüllung der Verkäuferpflichten 
modifizierende — ſtillſchweigende — Parteivereinbarung an 
zunehmen dahingehend, daß die Erfüllung der Verpflichtung 
des Verkäufers Eigentum zu verſchaffen durch den Käufer 
und zwar mit der Zahlung des (vollen) Kaufpreiſes an den 
Verkäufer, d. i. mit der Erfüllung der nach 8 455 BGB. vor: 
liegenden aufſchiebenden Bedingung erfolgen ſoll!). 

c) Weiter iſt darauf hinzuweiſen, daß nach $ 459 BGB. 
für die Gewährleiſtung wegen Sachmängel der Zeitpunkt 
entſcheidend iſt, zu dem die Gefahr auf den Käufer übergeht. 
Wäre alſo die von Planck uſw. vertretene Anſchauung richtig, 
ſo haftete der Verkäufer für Mängel, die vorhanden wären im 
Augenblick der Zahlung des Kaufpreiſes (die vielleicht erſt nach 
monatelangem Beſitz ſeitens des Käufers erfolgt), ganz zu 
ſchweigen vom Beweis im Prozeß. 

d) Dies ſcheint mir in der Tat ein innerer Grund zu 
ſein, der ſür die zuerſt erwähnte Meinung ſpricht. Was hin⸗ 
gegen Oertmann (f. o.) als innern Grund für die Gegenanſicht 
anführt, dünkt mich nicht durchſchlagend. Denn wieſo ſoll der 
Käufer durch Weiterverkauf an einen Gutgläubigen die Gefahr 
nicht abwälzen können? Doch nur dann wäre die Frage zu 
verneinen, wenn man a priori annähme, die Gefahr bleibe 
beim Verkäufer. In dieſem Fall aber läge eine petitio prin- 
cipii vor. 


2) An dieſer Stelle allerdings für Grundſtücke; aber § 446 Abi. ! 
unterſcheidet nicht zwiſchen Übergabe von Grundſtücken und Übergabe 
von Mobilien. 

) Das Prinzip — E. 1 8 463 — iſt das gleiche geblieben. 

) Vgl. hierher RG. 67, 21: Der Käufer hat die Sache im 
Beſitz mit dem Recht, jeden Augenblick durch Zahlung des jeweiligen 
Kauſpreisreſtes das volle Eigentum daran zu erwerben. 


39. Jahrgang. 
Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 

zu Leipzig. . 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. § 12 BGB. Namenrecht.] 

Was den § 12 BGB. anlangt, fo gehört er allerdings 
nach ſeiner Stellung im Syſtem des BGB. zu den unter der 
Betitelung „Natürliche Perſonen“ zuſammengefaßten Geſetzes⸗ 
vorſchriften und erſt der nächſtfolgende Titel handelt von den 
„juriſtiſchen Perſonen“. Allein der Wortlaut geſtattet und die 
Gleichheit des Geſetzeszwecks erfordert eine Ausdehnung dieſer 
Vorſchrift auf den Namen wie der juriſtiſchen Perſonen über⸗ 
haupt ſo auch der rechtsfähigen Vereine und unter ihnen ins⸗ 
beſondere der eingetragenen Vereine. (Wird ausgeführt.) Verein 
für deutſche Schäferhunde c. Süddeutſcher Verein für deutſche 
Schäferhunde, U. v. 7. Juli 10, 532/09 IV. — München. 

2. 88 30, 31, 89 BGB. Verfaſſungsmäßiger Vertreter.] 

Da gegen die ſonſt noch in den Entſcheidungsgründen des 
vorigen Urteils vorkommenden Rechtsanſichten keinerlei Bedenken 
vorliegen, ſo bleibt nur noch die Frage zu erörtern übrig, ob 


das BG. mit Recht die Eigenſchaft des Gasdirektors K. als 


verfaſſungsmäßig berufenen Vertreters der Beklagten verneint 
hat. Allerdings muß der Klägerin zugegeben werden, daß ſie 
ſchwer zu vereinigen iſt mit der Auffaſſung, welche dem in 
RG. 70, 119f. abgedruckten Urteile des erkennenden Senates 
zugrunde liegt, in dem ein ordnungsmäßig angeſtellter Stadt⸗ 
baumeiſter ohne Rückſicht darauf, ob die Anſtellung auf Grund 
einer organiſatoriſchen Verwaltungsbeſtimmung, oder nur durch 
einen einzelnen Beſchluß von Magiſtrat und Stadtverordneten 
erfolgt war, für einen verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter 
der Stadtgemeinde im Sinne von 88 30, 31, 89 Abſ. 1 BGB. 
erklärt worden iſt. Aber dieſe Auffaſſung kann auch nicht auf⸗ 
rechterhalten, und es muß zu dem wahren Sinne der a. a. O. 
Bd. 53 S. 277 ff. veröffentlichten Entſcheidung zurückgegriffen 
werden, wonach nur die durch ein Geſetz oder durch eine gleich⸗ 
wertige allgemeine (bei einer Stadtgemeinde alſo ſtatutariſche) 
organiſatoriſche Beſtimmung vorgeſehenen Beamten als Ver⸗ 
treter dieſer Art zu gelten haben, vorausgeſetzt natürlich, daß 
ſie nach der betreffenden Beſtimmung überhaupt Vertretungs⸗ 
gewalt Dritten gegenüber haben ſollen. Daß ein ſolcher Fall 
hier nicht vorliegt, iſt vom BG. bedenkenfrei feſtgeſtellt worden. 
E. e. Stadtgemeinde St., U. v. 2. Juni 10, 329/09 VI. — 
Stettin. 

3. 9 123 BGB. Wegfall des Rücktrittsrechts aus § 123 
wegen eingetretener Zwangsverſteigerung.] | 

In einer Reihe von Urteilen hat das RG., teilweiſe mit 
ſehr eingehender Begründung, ausgeſprochen, daß auf den aus 
98 119, 123 BGB. erſtrebten Rücktritt vom Vertrage die 
98 346 bis 348, 350 bis 354, 356 BGB. weder unmittelbar 
noch ſinngemäß Anwendung finden, der Anſpruch des Ge 
tiuſchten ſich vielmehr als ein folder aus ungerechtfertigter 
Bereicherung nach $ 812 BGB. darſtellt und unabhängig von 
r 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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dem des Gegners auf Rückgewähr ſeiner Leiſtung beſteht, der 
Satz der Zug⸗ um Zug⸗Leiſtung daher hier nicht zur Anwendung 
kommt (RG. 49, 421; II 110/03 vom 24. November 1903; 
II 540/05 vom 12. Juni 1906; V 577/06 vom 3. Juli 1907). 
Die Reviſion hält dieſe früheren Rechtsausführungen des Be: 
klagten denn auch nicht mehr aufrecht, aber ſie behauptet, ſich 
auf ein Urteil des erkennenden Senats vom 14. März 1903 
(RG. 54, 137) ſtützend, daß gegenüber einer Klage, wie der 
vorliegenden, eine Abgleichung der beiderſeitigen Vorteile und 
Nachteile aus dem Kaufvertrage vorgenommen werden müſſe, 
und daß das Gericht die, wenn auch unter einem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkte vorgetragenen Behauptungen daraufhin 
hätte prüfen müſſen, ob nicht aus ihnen der Anſpruch des 
Beklagten auf Ausgleichung herzuleiten ſei. Hiergegen iſt zu 


bemerken, daß das Urteil vom 14. März 1903 den Fall der 


Zwangsverſteigerung nicht behandelt, während dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 15. Oktober 1904 (RG. 59, 92) der⸗ 
ſelbe Sachverhalt zugrunde lag wie im vorliegenden Falle. 
Dieſes Urteil, das ebenfalls wie die vorerwähnten den Wegfall 
des Rücktrittsrechts aus § 123 BGB. wegen eingetretener 
Zwangsverſteigerung an ſich mit Entſchiedenheit leugnet, führt 
aus — und davon abzugehen, lag hier keine Veranlaſſung 
vor —, daß es im Falle des 8 123 BGB. Sache des Gegners 
ſei, die Rückgabe zu verlangen und — wofern ſie nicht mehr 
geleiſtet werden kann — etwaige an ihre Stelle getretene Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche geltend zu machen, daß aber der Richter 
zu dieſer Frage der Ausgleichung nicht Stellung zu nehmen 
und die Fragepflicht aus S 139 ZPO. nicht auszuüben habe, 
wenn der Gegner ſeinen Anſpruch auf Entſchädigung nicht 
geltend macht. Im vorliegenden Rechtsſtreite hat der Beklagte 
Schadenserſatzanſprüche nie erhoben. Er hat vielmehr alle die 
Umſtände, aus denen eine Verſchlechterung des Grundſtücks 
entnommen werden könnte, lediglich geltend gemacht, um dar⸗ 
zutun, daß der Kläger das Grundſtück (vor der Zwangs⸗ 
verſteigerung) ohne weſentliche Verſchlechterung nicht zurückgeben 
könne, ein Umſtand, der nur gegenüber dem vertragsmäßigen 
Rücktritt oder dem aus der Wandelung, nicht aber gegenüber 
der Anfechtungsklage wegen Argliſt, von Bedeutung iſt. Auch 
der Widerklageanſpruch auf Zahlung des Ausfalls der Kauf: 
gelderreſthypothek ſtellt ſich nicht als Schadenserſatzanſpruch dar, 
denn der Beklagte hat den Kläger lediglich als perſönlichen 
Schuldner aus der Hypothek in Anſpruch genommen. Es kann 
daher hier nicht auf die Frage ankommen, ob der Kläger die 
Unmöglichkeit, ſei es der unbeſchädigten Rückgabe vor der Zwangs⸗ 
verſteigerung, ſei es der Rückgabe überhaupt nach der Zwangs⸗ 
verſteigerung, verſchuldet hat, wobei bemerkt werden darf, daß 
das BG. in einer Weiſe, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
läßt, ausgeführt hat, wie es die Schuld des Beklagten ſei, daß 
der Kläger ſich auf dem Grundſtücke nicht halten konnte, und 
es zur Zwangsverſteigerung auch dann hätte kommen müſſen, 
wenn die Geſchäftsführung des Klägers, im Gegenſatze zu den 
Behauptungen des Beklagten, einwandsfrei geweſen wäre. 
B. c. H., U. v. 29. Juni 10, 34/09 V. — Dresden. 

4. § 123 BGB. Kennt das BGB. eine Unterſcheidung 
zwiſchen dolus causam dans und dolus incidens?] 

Die in früheren Rechten, insbeſondere im preußiſchen ALR. 
(ſ. 88 84, 87, 88 I, 4) gemachte Unterſcheidung zwiſchen dem 


— — 
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dolus causam dans und dem dolus incidens (vgl. RG. in 
JW. 85, 13236) iſt dem BGB. fremd. Sie hat namentlich 
im § 123 keine Stütze und wird auch nicht durch die von der 
Reviſion angerufene Bemerkung in den Motiven zum § 103 
des I. Entwurfes getragen: „Es iſt dies eine Geſtaltung, 
welche im Ergebniſſe von den Beſtimmungen der neueren 
Geſetze über den ſogenannten metus und dolus incidens nicht 
weſentlich verſchieden iſt.“ Die von der Reviſion heran⸗ 
gezogenen Urteile beziehen ſich ſämtlich auf früheres Recht. 
Für das Recht des BGB. hat das RG. jene Unterſcheidung 
in keiner ſeiner einſchlagenden Entſcheidungen anerkannt; in 
dem Urteile des II. ZS. II 452/09 vom 3. Mai 1910 iſt fie 
ausdrücklich abgelehnt. S. c. S., U. v. 6. Juli 10, 318/10 V. — 
Berlin. 

5. Urkundenbeweis.] 

Allerdings gilt auch nach dem neuen deutſchen bürgerlichen 
Rechte der Satz, daß die Urkunde die Vermutung der Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit für ſich habe, daß ſie die ſchließliche 
endgültige Zuſammenfaſſung des Vertragswillens der Parteien 
enthalte, und daß derjenige, der behauptet, daß neben oder 
ſtatt des in der Urkunde Feſtgelegten etwas anderes habe 
Vertragsinhalt werden ſollen, darlegen und beweiſen muß, daß 
der Wille der Parteien gerade hierauf gerichtet geweſen 
und warum trotzdem das mündlich Verabredete nicht in die 
Urkunde aufgenommen worden ſei. (Vgl. RG. 52, 23.) Allein 
damit iſt nicht ausgeſprochen, daß, wie es anſcheinend die 
Reviſion fordert, noch ein beſonderer Beweis auch dahin 
zu erbringen iſt, daß noch bei der Vollziehung der Urkunde 
zum Ausdrucke gekommen ſei, es ſolle das mündlich Verab⸗ 
redete noch neben deren Inhalte oder ſtatt eines Teils ſeine 
Geltung haben. Der hierfür erforderliche Beweis kann viel⸗ 
mehr auch ſehr wohl durch die Darlegung früherer Vorgänge 
erbracht werden, wenn dieſe ſo kennzeichnend und ſo ſchlüſſig 
dafür ſind, daß die Parteien beabſichtigten, das mündlich Ver⸗ 
einbarte unter allen Umſtänden Vertragsinhalt werden zu 
laſſen. Ein ſolcher Fall liegt aber hier nach den Feſtſtellungen 
des BG. vor. G. c. St., U. v. 17. Juni 10, 441/09 III. — 
Berlin. 

6. SS 133, 157 BGB. in Verb. mit $ 207 HGB.] 

Durch notariellen Vertrag vom 27. Dezember 1901 wurde 
die Klägerin mit einem Kapital von 3 Millionen Mark ge⸗ 
gründet. In dieſem Vertrag übernahmen die Gründer alle 
Aktien gegen bar und wurde zugleich der Geſellſchaftsvertrag 
feſtgeſtellt. Als Geſellſchaftszweck wurde angegeben, vorzugs⸗ 
weiſe im Würmtal und im Anſchluß an die Entwicklung und 
Förderung desſelben alle Arten von geſchäftlichen Unternehmungen 
in Immobilien für eigene wie für fremde Rechnung durch⸗ 
zuführen. An demſelben Tage, ſofort nach dieſer Gründung, 
ſchloß die Beklagte mit den Gründern der Klägerin, „handelnd 
für die heute gegründete, noch nicht regiſtrierte“ Klägerin einen 
notariellen Kaufvertrag. Durch dieſen Kaufvertrag verkaufte 
die Beklagte an die Klägerin, vertreten durch ihre Gründer, 
Grundſtücke für 3 Millionen Mark, worauf 500 000 & ſofort 
angezahlt wurden. Für den nachher eingetretenen Fall der 
Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen unterwarf ſich die 
Klägerin der ſofortigen Zwangsvollſtreckung, am 9. Januar 1902 
wurde die Klägerin zum Handelsregiſter eingetragen. Am 


24. Januar 1902 ſchloß die nunmehr eingetragene Klägerin, 
vertreten durch ihren Vorſtand, mit der Beklagten einen 
notariellen Vertrag, worin die Klägerin den Kaufvertrag vom 
27. Dezember 1901 genehmigte und die Beklagte ihre Zu⸗ 
ſtimmung erteilte, der Kaufvertrag wurde ſodann am 4. Juni 
1902 in das Hypothekenbuch eingetragen mit Ausnahme einiger 
Grundſtücke. Die Beklagte ließ für einen Teil des Kaufpreiſes 
auf Grund der vollſtreckbaren Kaufvertragsurkunden vom 


27. Dezember 1901 . 8 
24. Januar 1902 am 11. Dezember 1908 bei der Klägerin 


pfänden und durch Beſchluß des Amtsgerichts M. vom 
9. Dezember 1908 eine Reihe von Forderungen der Klägerin 
pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Die Klägerin 
hat beim LG. M., gemäß SS 767, 794 Nr. 5, 795, 797 
ZPO. Klage mit dem Antrag erhoben, dieſe Zwangsvollſtreckung 
für unzuläſſig zu erklären und die Unwirkſamſeit der beiden 
Kaufverträge vom 27. Dezember 1901 und vom 24. Januar 
1902 feſtzuſtellen. Die Klägerin erblickt in den beiden Ver⸗ 
trägen eine nach 8 186 Abſ. 2 und 4 HGB. unwirkſame. 
Übernahme von Grundſtücken, die im Geſellſchaftsvertrag keine 
Aufnahme gefunden hat. Das OLG. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion hatte Erfolg: Der Ber. erachtet 
den Kaufvertrag vom 27. Dezember 1901, weil er ein Über⸗ 
nahmevertrag im Sinne des § 186 Abſ. 2 HGB. ſei, für 
nichtig gemäß § 186 Abſ. 4 HGB. Der BerR. will weder 
dieſem Kaufvertrag noch der Genehmigung vom 24. Januar 
1902 die Ausnahmevorſchrift des §S 207 Abſ. 5 HGB. zuſtatten 
kommen laſſen. Die Genehmigung vom 24. Januar 1902 
wolle mit rückwirkender Kraft dem Kauf vom 27. Dezember 
1901, einem nichtigen Abernahmevertrag, Rechtsgültigkeit ver⸗ 
leihen; ein nichtiges Rechtsgeſchäſt könne aber nur in der 
Form beſtätigt werden, welche zu deſſen rechtswirkſamer Ent⸗ 
ſtehung erforderlich ſei (8 141 BGB.), zu dieſer Form der 
Entſtehung gehöre nach $ 186 HGB. die Aufnahme in den 
Geſellſchaftsvertrag; folglich gehöre zur Beſtätigung die Ab⸗ 
änderung des Geſellſchaftsvertrags gemäß $ 274 HGB. dahin, 
daß die Übernahme der Grundſtücke zum Inhalt des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags gemacht werde; eine ſolche Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrags habe nicht ſtattgefunden, ſo daß es bei 


der Nichtigkeit des Kaufs vom 27. Dezember 1901 verblieben 


ſei. Die Vorſchriften über die Nachgründung ($ 207 HGB.) 
erachtet der BerR. nicht für anwendbar, weil die Nachgründungs⸗ 
vorſchriften nur Rechtsgeſchäfte im Auge haben, welche die 
entſtandene d. h. die eingetragene Aktiengeſellſchaft ($ 200 
HGB.) innerhalb des dort angegebenen Zeitraums abſchließe, 
wenn in Umgehung des § 186 HGB. Erwerbungen, geplant 
waren, ihre Ausführung aber bis zur Eintragung hinaus 
geſchoben werden wollte. Hier handle es ſich aber umgekehrt 
um einen vor der Eintragung abgeſchloſſenen Kauf der Gründer 
und ſeine nachträgliche Genehmigung durch die eingetragene 
Geſellſchaft. Der BerR. ſtößt ſich in ſeinen Ausführungen 
daran, daß in der notariellen Urkunde vom 24. Januar 1902 
von „Genehmigung“ des Kaufs vom 27. Dezember 1901 die 
Rede iſt. Dieſe Auffaſſung haftet zu ſehr am Wortlaut. In 
der ſog. Genehmigungsurkunde vom 24. Januar 1902 erklärt 
der alleinige Vertreter der eingetragenen Klägerin in Gegenwart 
der Vertreter der Beklagten, es ſei ihm der Inhalt des Kauf⸗ 
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vertrags vom 27. Dezember 1901 wohl bekannt, er genehmige 
deſſen Inhalt in allen Punkten ausnahmslos und ſchließe ſich 
den in dieſer Notariatsurkunde vom 27. Dezember 1901 ge⸗ 
ſtellten Anträgen vollinhaltlich an. In jener Urkunde vom 
27. Dezember 1901 hatten die Gründer der Klägerin und die 
Beklagte vereinbart, daß die Klägerin, ſobald ſie eingetragen 
ſei, die Käuferin ſein ſolle. Somit hat der Vertreter der 
Klägerin in der Notariatsurkunde vom 24. Januar 1902, 
wenn er ſich auch des Ausdrucks „genehmigen“ bediente, nichts 
anderes ſagen wollen, als daß er hier einen neuen Kauf mit 
dem vollen Inhalte des Vertrags vom 27. Dezember 1901 im 
Namen der nun eingetragenen Aktiengeſellſchaft mit der Be⸗ 
klagten abſchließen wolle; dieſer neu abzuſchließende Vertrag 
ſolle frei von dem Kauf vom 27. Dezember 1901 getätigt 
werden und völlig ſelbſtändigen Charakter haben; der Vertreter 
der Klägerin wollte nicht den Kauf vom 27. Dezember 1901 
rückwärts genehmigen oder dieſen beſtätigen, ſondern es ſollte 
und wollte ein neuer ſelbſtändiger Kauf abgeſchloſſen werden. 
Die Vertreter der Beklagten haben gleichzeitig vor dem Notar 
die Erklärung der Gegenſeite entgegengenommen und vor dem 
Notar in Gegenwart des Vertreters der Klägerin ausdrücklich 
ihre Zuſtimmung ausgeſprochen. Hiermit war der Kaufvertrag 
am 24. Januar 1902 neu mit der eingetragenen Klägerin 
geſchloſſen, obgleich dieſer neue Vertrag äußerlich in die Form 
einer Genehmigung gekleidet war. Nun verfügt der Abſ. 5 
des § 207 HGB., daß die erſchwerenden Formen der Nach⸗ 
gründung (8 207 Abſ. 1 bis 4 HGB.) keine Anwendung 
finden, wenn der Erwerb von Grundſtücken den Gegenſtand des 
Unternehmens bildet. Dieſe Vorausſetzung trifft hier zu. Die 
Klägerin iſt eine Terrainaktiengeſellſchaft. Nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag bezweckt die Klägerin die Durchführung aller 
Arten von geſchäftlichen Unternehmungen in Immobilien. Es 
bedurfte daher zur Rechtsgültigkeit des Kaufabſchluſſes vom 
24. Januar 1902 nur der Beobachtung der Form des $ 313 
BGB.; dieſe Form ift aber unſtreitig gewahrt. Der Abſ. 5 
des 8 207 HGB. verdankt feine Exiſtenz einem Kommiſſions⸗ 
beſchluſſe. Es wurde damals in der Kommiſſion zu Art. 213 
des Allgemeinen Deutſchen HGB. (Bericht der IX. Kommiſſion 
vom 17. Juni 1884 über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, V. LP. IV. Seſſ. 1884) erwogen, daß durch die 
Nachgründungsvorſchriften der Betrieb von Baugeſellſchaften, 
Hypothekenbanken, vielleicht ſelbſt von Schiffsgeſellſchaften in 
den erſten zwei Jahren nach der Eintragung nahezu lahm⸗ 
gelegt werden könne. Deshalb erachtete man die Nachgründungs⸗ 
vorſchriften des 8 207 Abſ. 1 bis 4 HGB. für nicht an⸗ 
wendbar und ſtellte die jetzt zu Abi. 5 des $ 207 HGB. ge: 
wordene Ausnahmevorſchrift für Immobilienaktiengeſellſchaften 
als Abſ. 6 des Art. 213 des Allgemeinen Deutſchen HGB. 
ein. Aus dem Erörterten folgt die Rechtsgültigkeit des 
Vertrags vom 24. Januar 1902, die Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils. H. c. T., U. v. 24. Juni 10, 692/09 II. 
— München. 

7. 8 133 BGB. Auslegungspflicht des Richters. 

Das BG. lehnt es ab, eine Entſcheidung darüber zu 
fällen, wie die gerichtliche Urkunde auszulegen ſei, weil ſowohl 
gegen die eine als die andere Art der Auslegung Bedenken 
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geltend zu machen ſeien. Eine ſolche Ablehnung iſt ungerecht⸗ 
fertigt. Der Pflicht zur Auslegung iſt der Richter nur dann 
überhoben, wenn die Auslegung unmöglich iſt, wenn ins⸗ 
beſondere der Inhalt der Urkunde ein ſo widerſpruchsvoller oder 
ſo widerſinniger iſt, daß daraus nicht feſtgeſtellt werden kann, 
was die Parteien gewollt haben. Ein ſolcher Fall liegt hier 
aber nicht vor. B. c. R., U. v. 4. Juli 10, 487/09 IV. 
— Celle. N 

8. 88 140, 1059 BGB. Konverſion. Überlaſſung der 
Ausübung eines Nießbrauchsrechts.] 

Die Abtretung des Nießbrauchsrechtes erachtet der BerR. 
zwar für nichtig, jedoch erklärt er auf Grund der Beſtimmung 
des § 140 BGB. den Vertrag trotzdem für rechtsgültig, weil 
in der Abtretung die bloße Überlafjung der Ausübung des 
Nießbrauchs mitenthalten, die Form für dieſe Überlaſſung ge⸗ 
wahrt und auch anzunehmen ſei, daß die Parteien bei Kenntnis 
der Nichtigkeit der Abtretung die bloße Übertragung der Aus⸗ 
übung des Nießbrauchs als ausreichend angeſehen und gewollt 
haben würden, da im praktiſchen Reſultate die Ausübungs⸗ 
überlaſſung der Veräußerung des Nießbrauchs faſt gleich ſtehe. 
Auch dies iſt nicht zu beanſtanden. Allerdings würde in einer 
Vereinbarung der Übertragung des Nießbrauchsrechtes, wenn ſie 
zuläſſig wäre, ein dinglicher Vertrag zu erblicken ſein, der den 
Übergang des Nießbrauchsrechtes auf den Erwerber als Rechts⸗ 
nachfolger des urſprünglichen Nießbrauchsberechtigten bewirkte 
(Mot. 3, 526). Die Parteien müßten alſo, wenn das von 
ihnen in dem Vertrage Erklärte, wie der Ber R. annimmt, als 
Abtretung des hier fraglichen Nießbrauchsrechtes aufzufaſſen iſt, ge⸗ 
wollt haben, daß das Recht der Klägerin aufhören und der Beklagte 
nunmehr alleiniger Berechtigter fein ſolle. Die Überlaſſung der 
Ausübung des Nießbrauchs an einen anderen, die der S 1059 
BGB. geſtattet, iſt dagegen ein obligatoriſcher Vertrag, der die 
Berechtigung des Überlaſſenden beſtehen läßt, insbeſondere auch 
nach der Richtung, daß das Recht an die Perſon des Über⸗ 
laſſenden gebunden bleibt, und zwiſchen dieſem und dem andern 
Teil nur ſchuldrechtliche Beziehungen ſchafft, nach denen namentlich 
die Ziehung der Nutzungen für eine beſtimmte Zeit oder auch 
für die ganze Dauer des Nießbrauchsrechtes dem anderen Teil 
gemäß dem Abkommen zu geſtatten iſt. Da der Nießbrauch 
im gegebenen Falle auf dem belaſteten Grundſtück eingetragen 
ſtand, würden mithin die Parteien, wenn man der Auffaſſung 
des BerR. folgt, bei Kenntnis der Nichtigkeit der Abtretung 
gewollt haben: Daß der Nießbrauch für die Klägerin im Grund⸗ 
buch eingetragen bleiben und die Klägerin auch ferner die Nieß⸗ 
brauchsberechtigte ſein, der Beklagte aber die Nutzungen des 
Hausgrundſtückes ziehen ſolle. Es könnte ſich fragen, ob die 
Annahme, gegebenenfalls hätten die Parteien ſolches gewollt, 
damit vereinbar iſt, daß die Klägerin nicht nur ein Nießbrauchs⸗ 
recht, ſondern auch ein Auflaſſungsrecht bezüglich des nämlichen 
Grundſtückes an den Beklagten übertragen hat, daß alſo das 
der Klägerin zuſtehende Recht, von dem Grundſtückseigentümer 
K. die Übereignung des Grundſtückes und ſomit auch die Über: 
laſſung der Nutznießung zu verlangen, dem Beklagten zu— 
gewieſen worden iſt. Anderſeits könnte in Anbetracht dieſer 
Abtretung auch des Auflaſſungsrechtes in Frage gezogen werden, 
ob nicht der Wille der Parteien in Wirklichkeit darauf gerichtet 
geweſen ſei, daß die Klägerin auf ihr Nießbrauchsrecht zugunſten 

101 


802 Juriſtiſche Wochenschrift. 


des Beklagten verzichtete, vorläufig jedoch das Recht für die 
Klägerin gegenüber dem Eigentümer K. fortbeſtehen, dem Be⸗ 
klagten aber die Ausübung des Rechtes bis zur Erlangung der 
Auflaſſung zuſtehen ſollte, und ob nicht demgemäß in der Er⸗ 
klärung der Parteien, daß das Nießbrauchsrecht abgetreten 
werde, nur eine unſchädliche, falſche Bezeichnung desjenigen, 
was von den Parteien übereinſtimmend gewollt war, zu erblicken 
wäre (vgl. RG. 60, 339; 61, 265; 70, 393). Indes, auch 
wenn mit dem BerR. davon auszugehen iſt, daß die Abtretung 
des Nießbrauchsrechtes, weil ſie als ſolche nicht nur erklärt, 
ſondern auch gewollt war, an ſich nichtig iſt, kann in der An⸗ 
nahme des Ber R., daß der Vertrag auf Grund des § 140 
BGB. dennoch aufrechtzuerhalten ſei, eine Geſetzesverletzung 
nicht gefunden werden. Ausgeſchloſſen iſt es nach der Sachlage 
nicht, daß die Parteien bei Kenntnis der Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung gewollt haben würden, es ſolle zwar das Nießbrauchs⸗ 
recht der Klägerin, auch nachdem der Beklagte Eigentümer des 
Grundſtückes geworden ſein würde, beſtehen bleiben, doch ſolle 
dem Beklagten fortdauernd die Ausübung des Rechtes zuſtehen; 
denn es war dann, da die Klägerin dem Beklagten die Nutzungen 
in vollem Umfange fortdauernd überlaſſen mußte, das wirt⸗ 
ſchaftlich allein Wertvolle, der materielle Inhalt des Nieß⸗ 
brauchsrechtes tatſächlich nicht bei der Klägerin verblieben, 
ſondern dem Beklagten zuteil geworden. Daher kann der An⸗ 
nahme des BerR., daß von den Parteien bei Kenntnis der 
Nichtigkeit der Abtretung die Geltung des vorbezeichneten Ver⸗ 
trages gewollt ſein würde, ſeitens des Reviſionsgerichtes nicht 
entgegengetreten werden. Die Vorſchrift des 8 140 BGB. 
aber hat die Bedeutung: ein nichtiges Rechtsgeſchäft ſoll in der 
Geſtalt eines anderen Rechtsgeſchäfts gelten, wenn des letzteren 
Erforderniſſe erfüllt ſind und durch dieſes Rechtsgeſchäft der 
beim Abſchluß des nichtigen Rechtsgeſchäſtes beabſichtigte Erfolg 
in gleicher oder doch in ähnlicher Weiſe erreicht wird (RG. 66, 28). 
Vorliegend entſpricht die nach der Annahme des Bert. erfolgte 
Abtretung des Nießbrauchsrechtes den Erforderniſſen des Rechts⸗ 
geſchäftes, das nach der weiteren Annahme des Bert. die 
Parteien bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt haben würden, 
da für die Mberlaflung der Ausübung des Nießbrauchsrechtes 
keine beſonderen Formvorſchriften gegeben ſind und die Ab⸗ 
tretung des Rechtes auch deſſen Ausübung umfaßt, und ferner 
wurde durch den Vertrag, der die fortdauernde Überlaſſung 
aller dem Nießbrauchsrechte zugehörenden Nutzungen zum Gegen⸗ 
ſtande hatte, im weſentlichen der gleiche wirtſchaftliche Erfolg 
wie durch die nichtige Abtretung des Nießbrauchsrechtes erreicht. 
Demnach liegen die Vorausſetzungen vor, unter denen nach 
8 140 BGB. im Wege der Umdeutung des Vertragswillens 
der Beteiligten einem nichtigen Vertrage in der Geſtalt eines 
anderen Vertrages Geltung zu geben iſt. Der hier fragliche 
Vertrag gilt daher mit dem Inhalt, daß die Klägerin zwar 
das Nießbrauchsrecht als ſolches behalten, ſie aber die Aus⸗ 
übung des Rechtes dem ganzen Umfange nach fortdauernd dem 
Beklagten überlaſſen hat. F. c. L., U. v. 9. Juli 10, 545/09 V.— 
Berlin. 

9. 88 167 ff., 2368 BGB. verb. mit SS 56, 79 ff. 
BRD. Zur Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers.] 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt nicht bevollmächtigter Vertreter 
des Erben; er bekleidet ein Amt (privatrechtlicher Natur), handelt 


N16. 1910. 
vermöge eigenen, durch dieſes Amt ihm übertragenen Rechtes 
und iſt im Prozeſſe als Partei zu betrachten. (RG. Bd. 56 Nr. 82 
S. 330; Bd. 61 Nr. 34 S. 145.) Bei dieſer Rechts⸗ und 
Parteiſtellung des Teſtamentsvollſtreckers können bezüglich des 
Nachweiſes ſeiner Legitimation zur Prozeßführung nicht die 
Vorſchriften des BGB. über die Vollmacht (SS 167 ff.) oder 
diejenigen der ZPO. über die Legitimation von geſetzlichen Ver⸗ 
tretern (8 56) oder von Prozeßbevollmächtigten (SS 79 ff.) maß⸗ 
gebend fein. Grundſätzlich beſteht für den Nachweis der Aktiv: 
legitimation keine Beſchränkung in der Art der Beweismittel. 
Nun beſtimmt der § 2368 BGB. in Abſ. 1, „daß einem 
Teſtamentsvollſtrecker das Nachlaßgericht auf Antrag ein Zeugnis 
über die Ernennung zu erteilen hat“. Nach Abſ. 3 1. Halb: 
ſatz finden auf dieſes Zeugnis die Vorſchriften über den Erb⸗ 
ſchein entſprechende Anwendung. Weder aus dem Wortlaute, 
noch aus dem Sinne und Zweck des $ 2368 iſt zu entnehmen, 
daß der Teſtamentsvollſtrecker ſeine Legitimation Dritten gegen⸗ 
über ausſchließlich nur mittels dieſes gerichtlichen Zeugniſſes 
darzutun vermöge. Die im erſten Entwurfe zum BGB. noch 
nicht enthaltene, zufolge eines Beſchluſſes der zweiten Kommiſſion 
eingeſtellte Vorſchrift des jetzigen § 2368 bezweckte weſentlich, 
dem Teſtamentsvollſtrecker eine Erleichterung ſeiner Legitimation 
zu verſchaffen, allerdings zugleich, den Dritten, die ſich mit dem 
durch das Zeugnis Ausgewieſenen in Rechtsgeſchäfte einlaſſen, 
den Schutz des öffentlichen Glaubens zu gewähren, ähnlich wie 
das bei dem Erbſcheine im Verhältniſſe zum Erben der Fall 
iſt (85 2365 ff. BGB.). (Vgl. Mot. z. BGB. 5, 222; Prot. 
der II. Kommiſſion S. 7039 ff.; Mugdan Mat. 5, 841 ff.) 
Aber aus der letzteren, der Legitimation durch das ausgeſtellte 
Teſtamentsvollſtreckerzeugnis vom Geſetze beigelegten Rechts⸗ 
wirkung darf nicht gefolgert werden, daß der Dritte, welcher 
mit dem Teſtamentsvollſtrecker rechtsgeſchäftlich oder als Prozeß⸗ 
partei zu tun hat, unbedingt die Vorlegung eines ſolchen Zeug⸗ 


niſſes zu verlangen, berechtigt ſei. Für den Erbſchein beſteht 


keine Beſtimmung, wonach (allgemein) nur durch dieſen Schein 
der Nachweis der Erbfolge erbracht werden könnte. Das 
Gegenteil ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte der 
55 2366, 2367 BGB. und iſt auch vom NG. wiederholt aus: 
geſprochen worden. (Prot. der II. Kommiſſion S. 7787 ff. 
Bd. 5 S. 686 f.]; Mugdan Mat. 5, 840; RG. Bd. 54 Nr. 89 
S. 344; Urteil vom 19. September 1900 V. N. 122/00; Be⸗ 
ſchluß vom 19. November 1901 VII B. 121/01; Urteil vom 
25. November 1907 IV 164/07.) Gleiches muß auch von 
dem Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe gelten; auch dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker muß es geſtattet ſein, ſeine Legitimation, insbeſondere 
im Prozeſſe, auf andere Weiſe, als durch Vorlegung eines 
Zeugniſſes nach §S 2368 BGB. zu erweiſen. Das wird auch 
von der Rechtslehre allgemein angenommen. (Planck, Kommentar 
§ 2368 3. Aufl. Anm. 13 S. 927; Staudinger, Kommentar 
zu § 2368 3./4. Aufl. Anm. 4 S. 804 ff.; Strohal, Erbrecht, 
Bd. II 8 69 III S. 174; Kretſchmar, das Erbrecht, 5 45 
Ziff. V S. 182.) Beſondere Vorſchriften find nur für den 
Grundbuchverkehr getroffen, inſofern nach § 36 Abſ. 2 in Ver⸗ 
bindung mit Abſ. 2 GBO. die Verfügungsbefugnis eines 
Teſtamentsvollſtreckers dem Grundbuchamte gegenüber (übrigens 
auch hier nicht unbedingt) nur durch ein Zeugnis nach 
8 2368 BGB. nachgewieſen werden kann. Dieſer Ausnahme 
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vorſchrift darf jedoch für den ſonſtigen Rechtsverkehr keine An⸗ 
wendung gegeben werden. Für die Annahmeerklärung des 
Teſtamentsvollſtreckers, BGB. § 2202 Abſ. 2, iſt vom Geſetze 
eine beſtimmte Form nicht vorgeſchrieben, es genügt alſo eine 
privatſchriftliche Erklärung. Konk. E. c. M.s Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, U. v. 4. Juli 10, 343/09 VI. — Berlin. 

10. 5 196 BGB. Verjährung. Zum Begriffe des 
Gewerbebetriebes.] 

Die Klägerin hatte für H. auf deſſen Grundſtück einen 
Neubau aufgeführt. Noch während des Baues hat H. den 
Neubau im ganzen an den Beklagten vermietet, der die ein⸗ 
zelnen Räume des Baues dann an verſchiedene Geſchäftsleute 
weitervermietet hat. Die Klägerin behauptet, ſie habe, nachdem 
der Beklagte den Bau von H. gemietet hatte, auf Beſtellung 
des Beklagten verſchiedene Arbeiten und Materialien in den 
Bau geliefert. Der Beklagte beantragte die Abweiſung der 
Klage. Er erhob den Einwand der Verjährung, indem er be⸗ 
hauptete, ſämtliche Arbeiten ſeien im Jahre 1904 ausgeführt 
worden. Das LG. und das KG. verurteilten zur Bezahlung 
eines Teiles der Forderung, die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Der Angriff der Reviſion, das BG. verkenne 
den Begriff des Gewerbebetriebs im Sinne des § 196 Nr. 1 
BGB., iſt verfehlt. Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit in 
dieſem Sinne ſetzt voraus, daß die Abſicht nicht auf ein ein⸗ 
zelnes oder mehrere einzelne Geſchäfte gerichtet ſein muß, 
ſondern auf einen Kreis auf die Dauer unternommener Geſchäfte 
als Ganzes, das als eine dauernd und berufsmäßig fließende 
Einnahmequelle dienen ſoll (RG. 38, 18 ff.; 66, 51). Dieſe 
Vorausſetzungen treffen im vorliegenden Fall zu. Die Abſicht 
des Beklagten ging offenbar nicht bloß dahin, einzelne Weiter⸗ 
vermietungen vorzunehmen, ſondern die Benutzbarkeit des von 
ihm im ganzen gemieteten Hauſes unter Verwendung ſeiner 
perſönlichen Arbeitskraft durch Weitervermieten der einzelnen 
Räume zu einer dauernden, berufsmäßigen Einnahmequelle für 
ſich zu machen. Nur zu dieſem Zweck hatte der Beklagte ſich 
die Möglichkeit des Gebrauchs des Hauſes durch den mit H. 
geſchloſſenen Mietvertrag geſichert. Daß er die durch Weiter⸗ 
vermieten zu erzielenden Mietzinsbeträge zu einer dauernden 
Einnahmequelle machen wollte, ergibt ſich ſchon daraus, daß er 
erhebliche Aufwendungen aus eigener Taſche für bauliche Ver⸗ 
änderungen des gemieteten Hauſes gemacht hat, die es zum 
lohnenden Weitervermieten ſeiner einzelnen Räume geeignet 
machen ſollten. Der Bert. ſtellt überdies ausdrücklich feſt, daß 
es ſich bei dem Weitervermieten um eine dauernde, gleichartige, 
in der Abſicht der Gewinnerzielung vorgenommene Tätigkeit 
handelte. Auch der gewöhnliche Sprachgebrauch bezeichnet eine 
derartige Tätigkeit als einen Gewerbebetrieb. Ob die vor⸗ 
ſtehenden Erwägungen auch dann überall zutreffen, wenn der 
Eigentümer eines Hauſes oder mehrerer Häuſer durch deren 
Vermieten ſich eine dauernde Einnahmequelle ſchafft, braucht 
hier nicht entſchieden zu werden. Es ſei aber bemerkt, daß 
auch in einem ſolchen Falle die Annahme eines Geiverbe: 
betriebs nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen erſcheint. K. c. B., 
U. v. 5. Juli 10, 252/10 VII. — Berlin. 

11. S 256 BGB. Begriff der Aufwendungen.] 

Den Anſpruch auf Erſtattung der Frachtdifferenz und der 
Frachtzuſchläge erachtet das OLG. ſchon nach dem Geſichts⸗ 
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punkt des Aufwendungserſatzes (BGB. SS 670, 675) für be⸗ 
gründet, ohne daß es darauf ankomme, ob der Beklagte die 
Entſtehung der fiskaliſchen Forderung verſchuldet habe. Mit 
Unrecht meint die Reviſion, daß hier der Begriff der Auf⸗ 
wendungen verkannt ſei. Aufwendungserſatz und Schadens⸗ 
erſatz ſind allerdings verſchieden und vom Geſetze (BGB. 
SS 249 ff. vgl. mit SS 256 ff.) verſchieden geregelt. Der jetzt 
erkennende Senat ſteht durchaus auf dem Standpunkt des 
VI. 3S. des RG., der es in der bei Gruchot 53, 975 ab: 
gedruckten Entſcheidung abgelehnt hat, alle bei Ausführung des 
Auftrags entſtandenen Schäden den Aufwendungen unterzuordnen. 
Grundſätzlich iſt unter Aufwendung nur die auf freiem Willen 
beruhende Auslage und Aufopferung von Vermögenswerten zur 
Erreichung eines gewiſſen Zweckes zu verſtehen. H. c. L., U. 
v. 9. Juli 10, 298/09 I. — Darmſtadt. 

12. Verſteckter Diſſens.] | 

Die Vereinbarung ſoll nach der Behauptung des Beklagten 
ſich aus den beiden Depeſchen ergeben, die aus Anlaß eines 
damals vorliegenden Kaufangebots aus Schanghai für den in 
Hongkong befindlichen Dampfer in Höhe von 4700 &, am 
6. und 9. Juli 1906 gewechſelt worden ſind. Die Depeſche 
vom 6. Juli war im Auftrage des Beklagten von der Firma 
Lauts, Wegener & Cie. in Hongkong an den Kläger gerichtet 
und lautete: captain refuses sale unless authorised 
retaining fifth part gross proceeds. Reply. Die Depeſche 
vom 9. Juli war die Antwort des Klägers darauf, mit 
dem Wortlaute: Accept Shanghai and Captains claims. 
Das BG. läßt es unentſchieden, ob etwa die erſte Depeſche im 
Sinne des Beklagten die Bedeutung gehabt habe, die dieſer 
ihr beilegt. Dagegen ſtellt es feſt, daß der Kläger ſie nicht 
in dieſem Sinne, vielmehr im Sinne ſeiner Auslegung ver⸗ 
ſtanden und ſo das Verkaufsangebot (Shanghai) und die An⸗ 
ſprüche des Beklagten (captains claims) durch die Depeſche 
vom 9. Juli angenommen habe. Darauf ſtützt das BG. den 
Schluß, daß, wenn man zugunſten des Beklagten unterſtelle, 
dieſer habe die Depeſche in dem von ihm behaupteten Sinne 
verſtanden und gewollt, zwiſchen den Parteien keine Verein⸗ 
barung zuſtande gekommen ſei, vielmehr eines ſog. verſteckten 
Diſſenſes vorgelegen habe, daß aber bei Unterſtellung der noch 
übrigbleibenden anderen Möglichkeit, wonach die Depeſche auch 
nach Abſicht und Willen des Beklagten die ihr vom Kläger 
beigelegte Bedeutung würde gehabt haben, zwar wohl eine 
Einigung der Parteien über dieſen Inhalt erreicht worden wäre, 
dieſe Vereinbarung jedoch dem Beklagten auch in betreff des 


Fünftels des Verkauferlöſes keinen ſelbſtändigen Anſpruch auf 


Zurückbehaltung für ſich würde gegeben haben. Die Aus⸗ 
führungen des BG. laſſen nun allerdings erkennen, daß ſeine 
Annahme, der Depeſchenwechſel habe zu keiner Einigung der 
Parteien in dem vom Beklagten behaupteten Sinne geführt, 
weil inſoweit ein ſog. verſteckter Diſſens vorgelegen habe, dem 
Geſetze nicht entſpricht. Das BG. hat nur geprüft und feſt⸗ 
geſtellt, wie der Kläger die Depeſche vom 6. Juli 1906 ver⸗ 
ſtanden habe, und hat lediglich auf Grund dieſer ſubjektiven 
Auslegung des Klägers das Vorhandenſein des verſteckten 
Diſſenſes angenommen. Es hat nicht unterſucht, ob auch ob⸗ 
jektiv, nach den Anſchauungen des Verkehrs unter Berück⸗ 
ſichtigung der einſchlagenden Verhältniſſe, dieſe Auslegung der 
101 * 


804 


Depeſche möglich war. Dieſe Möglichkeit ergibt ſich auch nicht 
ohne weiteres aus den ſonſtigen Erwägungen des BG. Denn 
wenngleich die zugunſten der klägeriſchen Auslegung geltend 
gemachten Gründe neben ihrer vorwiegend ſubjektiven Bedeutung 
für den Kläger auch für das objektive Verſtändnis der Depeſche 
nicht ganz ohne Wert ſein mögen, ſo kommen für dieſes doch 
noch andere ſchwerwiegende Umſtände in Betracht, die das 
Bu. nicht berückſichtigt hat. Folgt man der Auslegung des 
Klägers, ſo drängt ſich vor allem die Frage auf, warum wegen 
eines ſachlich ſo unbedeutenden und dazu ſelbſtverſtändlichen 
Vorbehalts der Beklagte noch eine beſondere telegraphiſche Ver⸗ 
handlung mit dem Kläger nötig finden könnte. Wenn es ſich nur 
darum handelte, ob der Verkaufserlös ſofort an den Kläger 
übermittelt werden ſolle oder ob der Beklagte einen Teil davon, 
nicht für ſich und in eigenem Nutzen, ſondern zur Deckung von 
Schiffsſchulden zurückbehalten dürfe, ſo iſt ſchwer verſtändlich, 
warum zu dieſem Zwecke Mühe und Koſten eines Kabel⸗ 
telegramms aufgewendet wurden und warum der Beklagte hätte 
Veranlaſſung haben können, von dieſer Entſcheidung ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zum Verkaufe des Schiffes abhängig zu machen. 
Um ſo mehr, als gar nicht einzuſehen iſt, weshalb der Beklagte, 
als Kapitän des Schiffes, noch erſt einer beſonderen Autoriſation 
des Klägers bedurft hätte, um im auswärtigen Hafen die 
Schiffsbedürfniſſe und die fälligen Schiffsſchulden zu decken. 
Daß das BG. dieſe Bedenken, die ſich aus dem Inhalte der 
Depeſche vom 6. Juli 1906 von ſelbſt ergeben, nicht berück⸗ 
ſichtigt hat, kommt hier nicht unter dem Geſichtspunkte mangel⸗ 
hafter Begründung der tatſächlichen Feſtſtellung über die Aus⸗ 
legung des Klägers in Betracht, ſondern zum Nachweiſe dafür, 
daß dieſe Feſtſtellung nur die ſubjektive Auffaſſung des Klägers 
wiedergibt. Solange aber nichts weiter feſtſteht, als daß der 
Kläger die Depeſche tatſächlich in dem vom BG. angenommenen 
Sinne verſtanden hat, iſt der Schluß, daß durch die Annahme⸗ 
depeſche vom 9. Juli 1906 wegen verſteckten Diſſenſes keine 
Vereinbarung zuſtande gekommen ſei, nicht gerechtfertigt. Zwar 
würde dann feſtſtehen, daß er die Erklärung vom 4. Juli nur 
mit dem Willen abgegeben hat, den Vorſchlag in der Depeſche 
vom 6. Juli ſo anzunehmen, wie er ihn verſtanden hatte. Dies 
würde aber nach dem Rechte des BGB., das nicht der reinen 
Willenstheorie folgt — RG. 58, 235 — nicht genügen, um 
die vertragliche Einigung auszuſchließen. War vielmehr nach 
den im Verkehr geltenden Anſchauungen die Bedeutung der 
Depeſche vom 6. Juli eine andere, mit der Auffaſſung des 
Klägers nicht vereinbare, der Kläger alſo in einem ſubjektiven 
Irrtum über deren Inhalt, ſo muß er gelten laſſen, daß ſeine 
Annahmeerklärung, die keinen Hinweis auf ſeine irrtümliche 
Auslegung enthielt, die vertragliche Einigung im Sinne jener 
anderen, verkehrsgerechten Auffaſſung vollendet hat und kann 
ſich dagegen nur durch Irrtumsanfechtung, wenn deren Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben find, ſchützen. K. e. W., U. v. 13. Juli 10, 
69/10 I. — Kiel. 

13. 88 284 ff., 293— 295 BGB. Verhältnis des Gläubiger: 
verzuges zum Verzuge des Schuldners bei Teilzahlungen. 

Die Vorſchrift des 8 295 BGB. betrifft an ſich nur den 
Annahmeverzug des Gläubigers, nicht den Leiſtungsverzug 
(des Schuldners), welch letzterer in 88 284 ff. BGB. behandelt 
iſt. Aber eine gegenſeitige Beziehung liegt immerhin vor; in 
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8 295 wird im Anſchluſſe an SS 293, 294 die Tätigkeit 
erörtert, welche der Schuldner behufs der Leiſtungsbewirkung 
zu entwickeln hat und die, wenn der Gläubiger das von ſeiner 
Seite zu beobachtende Verhalten betätigt, zur Erfüllung der 
Obligation führt, andernfalls aber den Gläubiger in Annahme⸗ 
verzug verſetzt. Durch den Annahmeverzug wird immer ein 
Leiſtungsverzug des Schuldners ausgeſchloſſen. Aber allerdings 
iſt das keineswegs der einzige Fall des Ausſchluſſes; ganz all⸗ 
gemein beſtimmt §8S 285 BGB., daß der Schuldner nicht in 
Verzug kommt, ſolange die Leiſtung infolge eines Umſtandes 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. — Wenn nun die 
Schuld vertragsmäßig durch Teilzahlungen zu erfüllen iſt, ſo 
kann nach Umſtänden die von dem Gläubiger erklärte Wei⸗ 
gerung, eine ihm angebotene Ratenzahlung anzunehmen, den 
Schuldner der Verpflichtung des Angebotes, auch eines nur 
mündlichen, bezüglich der weiterhin fällig werdenden Raten ent⸗ 
heben, wofern das Verhalten des Gläubigers die beſtimmte 
Annahme rechtfertigt, daß dieſer auf dem Standpunkte der 
Ablehnung fortdauernd beharre. Solchenfalls iſt, wenn auch 
die Vorausſetzungen des Annahmeverzuges nicht vorlägen, doch 
der Schuldner für exkulpiert zu erachten. So aber liegt der 
Fall hier. H. c. B., U. v. 23. Juni 10, 302/09 VI. — Breslau. 

14. 5 285 BGB. Verzug.] 

Die Klägerin hat von der Beklagten 300 t groben Gas⸗ 
koks zu 365 Kronen für 10 t ab Gasanſtalt Salzburg gekauſt. 
Nach Ziff. 9 der Bedingungen darf der Vertrieb, wenn nichts 
anderes vereinbart iſt, überallhin erfolgen mit Ausnahme der 
Reviere 2, 4, 5 und 17 des rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlen: 
ſyndikats. Die Beklagte behauptet, es ſei über den Vertrieb 
etwas anderes vereinbart im Sinne der ſoeben erwähnten 
Ziff. 9 der Verkaufsbedingungen, da für Abſchlüſſe im Groß⸗ 
handel, wie hier, ein Handelsgebrauch dahin beſtehe, daß der 
Käufer mit dem liefernden Gaswerk — hier mit dem Gaswerk 
Salzburg — nicht durch Kleinverkauf am Platze ſelbſt in Wett⸗ 
bewerb treten dürfe. Die Klägerin hat am 26. Oktober 1908 
beim Gaswerk Salzburg 10 t Koks, lieferbar an Gebrüder P. 
zu Salzburg, Station Salzburg, abgerufen, auch der Beklagten 
ſelbſt Nachfriſt bis 31. Oktober 1908 unter Androhung des 
Rücktritts geſetzt und am 2. November 1908 den Rücktritt vom 
ganzen Vertrag erklärt. Die Beklagte hat nicht geliefert. Die 
Klägerin hat am Kaufpreis 8462,67 & bezahlt. Sie hat die 
Beklagte auf Grund ihres Rücktritts auf Rückerſtattung dieſer 
8462,67 & nebſt 5 Prozent Zinſen vom 15. April 1908 ver⸗ 
klagt, indem fie ihren urſprünglichen Klagantrag von 8717,67 4 
auf dieſen Betrag ermäßigte. Die Klägerin beſtreitet den oben⸗ 
erwähnten Handelsbrauch. Die Beklagte wendet ein, die Klägerin 
habe entgegen dem erwähnten Handelsbrauch die Gebrüder P. 
lediglich deshalb als Verſandadreſſe aufgegeben, weil ſie die 
Gebrüder P. beauftragt habe, den vom Gaswerk Salzburg zu 
liefernden Koks aus dem Waggon zu entladen und in Salzburg 
ſelbſt im kleinen zu verkaufen, alſo mit dem Gaswerk Salzburg 
in vertragswidrigen Mitbewerb zu treten; aus dieſem Grunde 
habe ſie nicht zu liefern brauchen, ſei alſo nicht in Verzug ge⸗ 
raten. Die Beklagte hat widerklagend den Reſtkaufpreis von 
300 Kronen nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 18. Dezember 1908 
verlangt. Das LG. hat die Beklagte unter Abweiſung der 
Widerklage und der Mehrforderung der Klägerin zu 8462,67 A 
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39. Jahrgang. 


nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 14. September 1908 verurteilt. Die 
Berufung wurde zurückgewieſen. Der Reviſion wurde ſtatt⸗ 
gegeben: Der BerR. will den behaupteten Handelsbrauch nicht 
beachten, weil die Klägerin mit dem Gaswerk Salzburg nicht 
in Rechtsbeziehung ſtehe, der Brauch alſo nur für das Ver⸗ 
hältnis der Beklagten zum Gaswerk von Bedeutung ſein könne 
und die Beklagte daher mit Unrecht dem Abruf vom 26. Oktober 
1908 keine Folge gegeben habe. Allein aus dieſem Grunde 
hält der Ber R. den in den Formen des § 326 BGB. vor ſich 
gegangenen Rücktritt der Klägerin vom 2. November 1908, und 
damit auch die Klage für berechtigt, die Leiſtungsklage der Be⸗ 
klagten aber für nicht begründet. Gegen dieſe Erwägung iſt 
von der Beklagten mit Recht eingewendet, daß ſie die Be⸗ 
hauptung der Beklagten, Widerklägerin, nicht beſeitigen kann, 
wonach der Handelsbrauch, daß der Käufer am Orte des 
liefernden Gaswerks nicht im kleinen verkaufen darf, gerade 
zwiſchen Großhändlern Geltung hat. Beide Teile ſind Groß⸗ 
händler. Die Klägerin wußte, daß die Beklagte nicht ſelbſt 
Koks fabriziert. Der Vertrag beſagt ausdrücklich, daß das 
Gaswerk Salzburg den Koks liefert, und das Gaswerk Salz⸗ 
burg wie die Beklagte haben vor wie nach dem Abruf die 
Lieferung mit der Begründung abgelehnt, daß die Klägerin 
nach ihrem mit der Beklagten abgeſchloſſenen Vertrag, der den 
Handelsbrauch in ſich ſchließe, im kleinen in Salzburg verkaufen 
wolle, damit aber den Vertrag verletze. Man kann alſo nicht 
mit dem BerR. die Entſcheidung darauf ſtellen, daß der be⸗ 


hauptete Handelsbrauch die Klägerin nichts angehe. Darüber, 


ob ein ſolcher Handelsbrauch beſteht, hat der BerR. nichts feſt⸗ 
geſtellt, weil er den angebotenen Beweis nicht erhoben hat. 
Beſteht der Handelsbrauch und iſt die Klägerin durch ihn ge⸗ 
bunden, ſo kommt es darauf an, ob die Klägerin in der Tat 
die Gebrüder P. in Salzburg deshalb als Verſandadreſſe auf⸗ 
gegeben hat, weil ſie die Gebrüder P. beauftragt hat, den vom 
Gaswerk Salzburg zu liefernden, abgerufenen Waggon Koks in 
Salzburg ſelbſt im kleinen zu verkaufen. Steht es feſt, daß 
die Klägerin die Lieferung ſeitens der Beklagten verlangte, um 
mit dem Gaswerk Salzburg in vertragswidrigen Wettbewerb 
zu treten, alſo um dieſe Lieferung zu einer Vertragsverletzung 
zu verwenden, ſo kann die Beklagte dem Abruf entgegenhalten, 
daß die Klägerin von ihr die Leiſtung nicht ſo begehrt, wie es 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordert 
(5 242 BGB.). Die Beklagte brauchte nicht zu liefern, wenn 
ſie die berechtigte Beſorgnis hegen durfte, daß die Lieferung in 
einer dem Vertrag zuwiderlaufenden Weiſe von der Klägerin 
werde verwendet werden, und zwar in Sckädigung der Be⸗ 
klagten, welche ſich dem Gaswerk gegenüber dafür haftbar 
gemacht hatte, daß der Koks nicht zum Wettbewerb im Klein⸗ 
verkauf in Salzburg verwendet werde. Alsdann wäre die 
Beklagte durch Nichtlieferung des Waggons nicht in Verzug 
gekommen, weil ihr ein berechtigter Entſchuldigungsgrund zur 
Seite ſtände (8 285 BGB.). Darüber, ob die Gebrüder P. 
einen ſolchen Auftrag von der Klägerin hatten, wie ihn die 
Beklagte behauptet, hat der BerR. aber nichts feſtgeſtellt. 
K. c. B., U. v. 17. Juni 10, 476/09 II. — Celle. 

15. § 325 BGB.] 

Was die Frage betrifft, wer das dargelegte Unvermögen 
zu vertreten hat, ſo hat das BG. mit Recht das entſcheidende 
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Gewicht nicht darauf gelegt, daß der Kläger durch den von 
ihm nachträglich mit K. abgeſchloſſenen Kauf die beklagte Ehe⸗ 
frau in die Unmöglichkeit verſetzt hat, ihrerſeits dem Kläger 
das Eigentum an dem Grundſtück zu übertragen, ſondern darauf, 
daß der Kläger zum Abſchluß dieſes Kaufvertrages durch ſeine 
von der beklagten Ehefrau verſchuldete Zwangslage 
veranlaßt worden iſt. Dieſer grundſätzliche Standpunkt des 
BG. rechtfertigt ſich namentlich dadurch, daß bei Beantwortung 
der Frage, welche der Vertragsparteien im einzelnen Falle eine 
bezüglich einer Vertragsleiſtung eingetretene Unmöglichkeit zu 
vertreten hat, nicht ausſchließlich die dieſe Unmöglichkeit un⸗ 
mittelbar bewirkende Tatſache, ſondern auch die geſamten 
Umſtände des Falls, alſo auch ſolche Tatſachen zu berück⸗ 
ſichtigen ſind, welche dieſe Unmöglichkeit mittelbar herbei⸗ 
geführt haben. Wenn ſich daher bei Betrachtung der ganzen 
Sachlage ergibt, daß der Vertragſchließende, welcher die die 
Unmöglichkeit der Leiſtung unmittelbar bewirkende Handlung 


vorgenommen hat, hierzu durch das vertragswidrige Verhalten 


des andern derart veranlaßt worden iſt, daß dieſe Handlung 
nach Treu und Glauben als durch die Umſtände gerechtfertigt 
erſcheint, ſo hat nicht der erſtere, ſondern der letztere, deſſen 
vertragswidriges Verhalten als wirkende Urſache der ein⸗ 
getretenen Unmöglichkeit anzuſehen iſt, dieſe Unmöglichkeit gemäß 
§ 325 BGB. zu vertreten. Von dieſem Geſichtspunkt aus, 
von dem der erkennende Senat auch in dem die Anwendung 
des § 325 betreffenden Urteil vom 4. Oktober 1907 (RG. 66 
S. 347, 348, 350) ausgegangen iſt (vgl. auch RG. 60 
S. 163/164), hat aber das BG. mit Recht angenommen, daß 
die hier in Rede ſtehende, nachträglich für die beklagte Ehefrau 
eingetretene Unmöglichkeit der Eigentumsübertragung von ihr 
ſelbſt und nicht vom Kläger zu vertreten iſt. Namentlich iſt 
zur Genüge feſtgeſtellt, daß die beklagte Ehefrau trotz ſehr 
häufigen Drängens des Klägers und anderer Beteiligter 
die Löſchung der auf dem ihrerſeits dem K. tauſchweiſe ab⸗ 
getretenen Hauſe laſtenden Hypotheken — welche Löſchung die 
vertragliche Vorbedingung für die Übertragung des Eigentums 
an dem ihr verkauften Grundſtück ſeitens des K. auf ſie und 
ſomit auch für die von ihr vorzunehmende Übertragung diefes 
Eigentums auf den Kläger war — längere Zeit hindurch nicht 
bewirkt hat und auch nicht bewirken konnte. Sie würde aber 
nur im Falle der Herbeiführung dieſer Löſchung dem K. gegen⸗ 
über einen Anſpruch auf die Übereignung des fraglichen Grund⸗ 
ſtücks auf fie gehabt haben und nur im Falle dieſer Über: 
eignung ſelbſt in den Stand geſetzt worden ſeien, dem Kläger 
das Eigentum am Grundſtück zu verſchaffen. Unter dieſen 
Umſtänden und im Hinblick auf die vom BG. auseinander: 
geſetzte Zwangslage, in der ſich der Kläger damals nad) Fertig: 
ſtellung des von ihm auf dieſem Grundſtück erbauten Hauſes 
befand, und auf die erwähnten wiederholten fruchtloſen Auf⸗ 
forderungen der beklagten Ehefrau zur Herbeiführung der 
Hypothekenlöſchung war auch der Kläger nicht verpflichtet, die, 
wie oben erwähnt, durch §S 325 BGB. ja nicht vorgeſchriebene 
Friſtſetzung für die Vornahme der von der beklagten Ehefrau 
geſchuldeten Eigentumsübertragung deshalb zu bewirken, um 
die für ihn eingetretene Notwendigkeit, das Grundſtück un⸗ 
mittelbar von K. zu kaufen, noch beſonders darzutun, zumal da 
auch nach den von dem BG. dargelegten Umſtänden auch von 
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einer ſolchen Friſtſetzung die Erfüllung der fraglichen Ber: 
pflichtung ſeitens der beklagten Ehefrau nicht zu erwarten war. 
R. c. H., U. v. 14. Juni 10, 489/09 II. — Cöln. 

16. SS 326, 634 Abſ. 1, 636 BGB. Erforderniſſe für 
den Rücktritt vom Werkvertrag. 

Den Rücktritt des Beklagten von dem Werkvertrage hat 
der Vorderrichter für nicht berechtigt erklärt, weil der Beklagte 
die in 88 326 Abſ. 1, 634 Abſ. 1, 636 BGB. aufgeſtellten 
Erforderniſſe des Rücktritts, die Friſtbeſtimmung unter An⸗ 
drohung der Ablehnung der Abnahme nicht erfüllt habe, und 
weil die Vorausſetzungen des 8 326 Abſ. 2 und des § 634 
Abſ. 2 für den Rücktritt ohne Friſtbeſtimmung nicht gegeben 
ſeien. Der Beklagte greift die letztere Feſtſtellung an, ſie iſt 
aber — ebenſo wie jene — ohne Rechtsverſtoß getroffen. Der 
8 326 findet nach den zutreffenden Ausführungen des Vorder⸗ 
richters keine Anwendung, weil der Kläger das Werk, das 
nach dem Vertrage „nach Möglichkeit zum 1. Juni 1905“ über⸗ 
geben werden ſollte, im Laufe des Juni rechtzeitig, wenn auch 
mangelhaft vollendet hat und weil der Kläger an der Feſt⸗ 
ſtellung und der Beſeitigung der Mängel des Werkes durch 
einen von ihm nicht zu vertretenden Umſtand, die Verweigerung 
der dazu erforderlichen Mitwirkung des Beklagten, gehindert 
worden iſt; demnach liegt weder ein Verzug in der Herſtellung 
des Werkes, noch ein Verzug in der Beſeitigung der Mängel 
vor. K. c. J., U. v. 28. Juni 10, 42209 III. — Marien⸗ 
werder. 

17. 8 328 BGB.] 

Der von der Klägerin eingelegten Reviſion war der Erfolg 
nicht zu verſagen, weil die dem angefochtenen Urteil zugrunde 
liegende Rechtsanſicht, daß die Klägerin zur Geltendmachung 
der in der Klage aus dem Vertrage vom 18./22. Auguſt 1903 
gegen den Beklagten hergeleiteten Anſprüche nicht legimitiert ſei, 
eine irrige iſt und auf einer Verletzung des S 328 BGB. beruht. 
In dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt der allgemeine Grundſatz 
aufgeſtellt, daß durch Vertrag eine Leiſtung an einen Dritten 
mit der Wirkung bedungen werden kann, daß der Dritte un⸗ 
mittelbar das Recht erwirbt, die Leiſtung zu fordern. Ob der 
Dritte das Recht erworben, ob das Recht ſofort oder nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen entſtehen ſoll, iſt nach Abſ. 2 des 
§ 328 in Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung aus den 
Umſtänden, insbeſondere dem Zweck des Vertrags zu entnehmen. 
Ein Vertrag der durch § 328 Abſ. 1 zugelaſſenen Art liegt 
hier vor, und zwar ein ſolcher, in welchem durch eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung vereinbart worden iſt, daß der Dritte 
unmittelbar das Recht erwerben ſolle, die Leiſtung zu fordern. 
In dem Lizenzvertrag vom 18./22. Auguſt 1903, den die Klägerin 
Firma P. N. als Bevollmächtigte des Patentinhabers J. unter 
Vorbehalt deſſen — auch erteilter — genehmigender Unterſchrift 
abgeſchloſſen hat, waren zwar der Patentinhaber J. und der 
Lizenzinhaber W. in Breslau, der Beklagte, die eigentlichen 
Parteien. Damit iſt aber der Inhalt dieſes Vertrags noch nicht 
erſchöpft. Denn der Beklagte hat weiter in dieſem Vertrage 
verſchiedene Verſprechungen dem Patentinhaber J. gegenüber 
gemacht, welche Leiſtungen des W. an die Firma P. N. in 
Poſen betrafen, und dieſer Firma beſondere Berechtigungen gegen⸗ 
über dem W. gewähren ſollten. Dies geht aus verſchiedenen 
Stellen des Vertrags hervor. Nach § 4 Abſ. 7 ſollten ſämtliche 
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aus dem Vertrage fich ergebende Zahlungen an die Firma P. N., 
die Klägerin, zu entrichten fein, nach § 5 lit. 6 und 8 7 
W. die Pflicht haben, ſämtliche Maſchinen durch Vermittelung der 
Klägerin bei dem Patentinhaber J. zu beziehen, und weiter auch 
gehalten ſein, nicht nur die Kaufpreiſe für die beſtellten im 
voraus zu bezahlenden Maſchinen, ſondern auch die ſämtlichen 
Lizenzgebühren zu Händen der Firma P. N. zu zahlen. Dabei 
wurde in $ 10 des Vertrags ausdrücklich feſtgeſetzt, daß die 
Firma P. N. ſelbſtändig berechtigt iſt, alle aus dieſem Vertrag 
dem J. zuſtehenden Rechte geltend zu machen, insbeſondere 
Prozeſſe im eigenen Namen zu führen. Hiernach iſt es irrig, 
wenn das BG. auf S. 6 des angefochtenen Urteils ſagt, daß 
J. allein aus dem Vertrag Rechte und Pflichten gegenüber dem 
Beklagten W. haben ſollte. J. hat vielmehr durch den Vertrag 
auch noch das Verſprechen des W. empfangen, daß dieſer die 
obenerwähnten Leiſtungen an die Firma P. N. mache, und zwar 
in der Weiſe, daß dieſe Firma gemäß S 10 ſelbſtändig berechtigt 
ſein ſollte, alle dem J. aus dem Vertrag zuſtehenden Rechte 
für ſich geltend zu machen und insbeſondere auch Prozeſſe im 
eigenen Namen zu führen. Eine Verpflichtung dieſer Art, wie 
fie der Beklagte übernahm, verſchaffte kraft des §S 328 BGB. 
der Klägerin das Recht, die von W. dem J. verſprochenen 
Leiſtungen im Wege der Klage im eigenen Namen einzufordern. 
Es fehlt deshalb der erhobenen Klage keineswegs an dem nach 
5 253 Ziff. 2 ZPO. erforderlichen, in der Perſon des Klägers 
zur Entſtehung gekommenen Grunde des Anſpruchs, und die 
Bezugnahme des BG. auf das in JW. 08, 47910 ver 
öffentlichte Urteil des RG. vom 19. Mai 1908 iſt unbehelflich, 
weil es ſich dort nicht um die Einforderung einer auf einem 
Vertrag beruhenden Leiſtung, ſondern um einen Auftrag an 
einen Bevollmächtigten, die Forderung des Auftraggebers ein⸗ 
zuklagen, ohne eigene Anſpruchsberechtigung des Beauftragten 
und Klägers gehandelt hat. Die Rechte deſſen, der ſich, wie 
hier W. zur Leiſtung an einen Dritten verpflichtet hat, ſind im 
Geſetze durch die Beſtimmung des $ 334 gewahrt, wonach 
Einwendungen aus dem Vertrage dem Verſprechenden auch 
gegenüber dem Dritten zuſtehen. N. c. W., U. v. 22. Juni 10, 
319,09 I. — Poſen. 

18. SS 376, 378, 1124, 1127-1129 BGB. verb. mit 
55 20, 90 3VG. Bedeutung der Zwangsverſteigerung hin⸗ 
ſichtlich hinterlegter Verſicherungsgelder. Vertretung ab⸗ 
ſonderungsberechtigter Hypothekengläubiger durch den Konkurs⸗ 
verwalter.] 

Für die Beklagte waren auf dem Grundſtück ihres Ehe⸗ 
mannes Hypotheken eingetragen. Das Mühlengebäude mit der 
darin befindlichen Mühlen⸗ und Speicher⸗Einrichtung brannte 
ab. Für die Einrichtungsgegenſtände, die — neben den 
Gebäuden — bei der freiwilligen Abteilung der Königlich 
Sächſiſchen Landesbrandverſicherungs⸗Anſtalt mit 35 180 4 
verſichert waren, wurde die Entſchädigungsſumme im vollen 
Betrage feſtgeſtellt. Sie wurde jedoch zugunſten zweier perſön⸗ 
licher Gläubiger im Arreſtwege gepfändet. Auch widerſprach 
die Beklagte, die als letzte Hypothekengläubigerin die Ver⸗ 
ſicherungsſumme von ihrem Ehemann abgetreten erhalten haben 
will, der Auszahlung. Die Amtshauptmannſchaft in F. hinter⸗ 
legte darauf zufolge Weiſung der Landesbrandverſicherungs⸗ 
anſtalt den Betrag gemäß $ 372 BGB., wegen Ungewißheit 
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über die Perſon des Gläubigers, bei der Hinterlegungsſtelle. 
Sie verzichtete gleichzeitig auf das Recht der Rücknahme. In⸗ 
zwiſchen war der Konkurs über das Vermögen des Ehemannes 
der Beklagten eröffnet worden. Der Antrag des Konkurs⸗ 
verwalters auf Auszahlung der hinterlegten 29 540 & wurde, 
obwohl die Pfändungsgläubiger ihr Pfandrecht aufgaben, 
wegen des Widerſpruchs der Beklagten vom AG. abgelehnt. 
Durch Beſchluß vom 22. Oktober 1908 wurde die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Mühlengrundſtücks eingeleitet und das Grund⸗ 
ſtück mit allem Zubehör der Beklagten zugeſchlagen. Der 
Wiederaufbau der Gebäude war vom Konkursverwalter ab⸗ 
gelehnt worden, die Hypotheken der Beklagten fielen aus. Der 
Verwalter hat darauf gegen die Beklagte mit dem Antrag 
geklagt, feſtzuſtellen, daß ihr Widerſpruch gegen die Auszahlung 
der 29 540 & unwirkſam ſei oder ſie zur Einwilligung in die 
Auszahlung zu verurteilen. Das LG. verurteilte, das OLG. 
wies die Klage ab, die Reviſion blieb ohne Erfolg: Die Klage 
ſtützt ſich darauf, daß infolge des Verzichts auf die Rücknahme 
der hinterlegten Summe gemäß 8$ 3761, 378 BGB. die 
Forderung gegen die Landesbrandverſicherungsanſtalt, ſelbſt 
wenn man davon ausgehe, daß fie nach §S 1127 BGB. der 
Beklagten als Hypothekengläuberin bis dahin gehaftet habe, 
doch erloſchen ſei, und daß die Beklagte auf die an ihre Stelle 
getretene, in das Vermögen des Gemeinſchuldners übergegangene 
Hinterlegungsſumme (RG. 49, 358) keinen Anſpruch erheben 
könne, weil fie weder nach Maßgabe der SS 1129, 1124 
BGB. eine Beſchlagnahme der Forderung erwirkt, noch auch 
den Anſpruch an die Hinterlegungsſtelle, der nicht Gegenſtand 
des Zwangsverſteigerungsverfahrens geweſen ſei, als Erſteherin 
erworben habe. Der BerR. iſt in dieſer Beziehung anderer 
Anſicht. Er führt aus, die Hinterlegung und der Verzicht auf 
die Rücknahme hätten nur für die Schuldnerſeite Bedeutung 
und die Verſicherungsanſtalt zwar von ihrer Verpflichtung 
befreit, aber an den Rechten auf der Gläubigerſeite nichts 
geändert. Die Verſicherungsforderung habe der Beklagten 
gehaftet, da die verſicherten Gegenſtände, wie anzunehmen ſei, 
zum mindeſtens Zubehör, wenn nicht Beſtandteil des Mühlen⸗ 
grundſtücks geweſen ſeien. Weſentlich mit Rückſicht auf den 
Widerſpruch der Beklagten und unter Vorbehalt ihrer Rechte 
ſei die Hinterlegung erfolgt. Der Anſpruch an die Hinter⸗ 
legungsſtelle ſei daher der Hypothek verhaftet geblieben und 
durch den Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren auf die 
Beklagte übergegangen. Hiergegen waren Bedenken nicht zu 
erheben. Die Beſchlagnahme und der Zuſchlag im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren umfaſſen nach 88 20 II, 90 II 3G. 
auch die Gegenſtände, auf welche ſich bei einem Grundſtücke 
die Hypothek erſtreckt, ſonach gemäß § 1127 BGB. auch die 
Forderungen „gegen den Verſicherer“. Auf dieſen Wortlaut, 
den die Reviſion für ihre Ausführungen verwertet, iſt jedoch 
ein übertriebenes Gewicht nicht zu legen. Er iſt lediglich im 
Wege einer redaktionellen Anderung, nach dem Abſchluß der 
zweiten Kommiſſionsleſung (Prot. VI S. 243, 244), an die 
Stelle des im Entwurf I (8 1067 Nr. 5, Mot. 3 S. 659, 
660) und II (§ 1035) gebrauchten Ausdrucks „Forderungen 
aus der Verſicherung“ getreten, will alſo nur den Rechtsgrund 
der Forderung bezeichnen. Dieſer Rechtsgrund aber bleibt 
beſtehen, auch wenn der geſchuldete Gegenſtand unter Verzicht 
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auf die Rücknahme hinterlegt und infolge ſeines Überganges in 
das Vermögen des Staats durch eine Forderung gegen dieſen 
erſetzt wird. Auf den ſo hinterlegten Gegenſtand der erloſchenen 
Forderung gehen die auf der Gläubigerſeite begründeten Rechte 
über. Auf die SS 1129, 1124 BGB. kann fi die Klägerin 
nicht berufen. An ſich zwar fällt nach den von dem RG. in 
RG. 69, 316 entwickelten Grundſätzen die Verſicherung, obwohl 
ſie Beſtandteile oder Zubehör von Gebäuden betrifft, nicht 
unter den § 1128, fondern unter den 8 1129 BGB. Denn 
das ſächſiſche Geſetz über die Landesbrandverſicherungsanſtalt 
vom 15. Oktober 1886 (Geſ.⸗ u. VBl. 240), das in den SS 6b, 
149 ff. Maſchinen und Gerätſchaften, die einem gewerblichen 
Betriebe dienen, zwar für beitrittsfähig, aber nicht für beitritts⸗ 
pflichtig erklärt, beſtimmt in § 9 Abſ. 2 ausdrücklich, daß die 
Verſicherungen dieſer Gegenſtände eine eigene, von der Gebäude⸗ 
verſicherung getrennte Verſicherungsabteilung bilden, die ohne 
Mitleidenſchaft der Gebäudeverſicherung nach dem Grundſatze 
der Gegenſeitigkeit ſich ſelbſt unterhält. Indeſſen kann darin, 
daß vor der Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungsverfahren 
eine Hinterlegung der Enſchädigungsſumme mit dem Verzicht 
auf die Rücknahme ſtattgefunden hat, weder eine Einziehung 
noch eine ſonſtige die Rechte der Hypothekengläubiger be⸗ 
ſeitigende Verfügung über die Verſicherungsforderung im Sinne 
des § 1124 BGB. gefunden werden. Die Rechte auf der 
Gläubigerſeite blieben, wie bereits erwähnt, beſtehen. Der 
Konkursverwalter erlangte, abweichend von dem Falle in RG. 
64 S. 29, 31, die Verfügungsgewalt über das Geld nicht, viel⸗ 
mehr wurde es gemäß SS 372, 1281 BGB. auch zugunſten der 
Beklagten, die ihr Hypotheken⸗ und Abſonderungsrecht geltend 
gemacht hatte, hinterlegt. Der Konkursverwalter hat, wie von 
dem RG. wiederholt hervorgehoben worden iſt (RG. 42, 87; 
69, 90), nicht bloß die Rechte der Konkursgläubiger, ſondern 
auch die der abſonderungsberechtigten Hypothekengläubiger 
wahrzunehmen, und er kann nicht verlangen, daß Gegenſtände, 
die dieſen haften, ihnen entzogen und den Konkursgläubigern 
zugewendet werden. Durch den Zuſchlag im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren, der erfolgt iſt, bevor es dem Konkurs⸗ 
verwalter gelungen iſt, das Geld in ſeine Verfügungsgewalt 
zu bringen, iſt aber dieſe ganze Frage erledigt. Der BerR. 
iſt daher mit Recht auf die Frage, ob nicht ſchon vor Er⸗ 
öffnung des Konkurſes von dem Ehemann der Beklagten zu 
deren Gunſten durch Abtretung verfügt worden iſt, nicht 
eingegangen. Konkursmaſſe P. c. P., U. v. 6. Juli 10, 
569/09 V. — Dresden. 

19. 5 433 BGB.] 

Ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, daß derjenige, 
der in einem Haus ein Gewerbe betreibt, das den Eintritt von 
Käufern mit ſich bringt, kraft Vertrags den kaufenden Perſonen 
für eine die Sicherheit nicht gefährdende Beſchaffenheit der 
Räumlichkeiten oder der Zugänge des Hauſes einzuſtehen hat, 
iſt nicht anzuerkennen. Aus dem Weſen des Kaufvertrags läßt 
ſich ein folder Satz nicht ableiten. Denn nach 8 433 BGB. 
beſtehen die weſentlichen Verpflichtungen des Verkäufers einer 
Sache nur darin, daß er dem Käufer die Sache zu übergeben 
und das Eigentum daran zu verſchaffen hat. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. liegt allerdings jedem, der in ſeinem Haus 
einen Verkehr eröffnet, die Pflicht ob, für die Sicherheit der⸗ 
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jenigen, denen er Einlaß gewährt, zu ſorgen. Allein die Ber: 
letzung dieſer allgemeinen Pflicht begründet im Falle der ſchuld⸗ 
haften Schadenszufügung nur einen Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung, nicht auch aus Vertrag. Eine vertragliche Haftung 
tritt nur dann und nur inſoweit ein, als Vertragsbeziehungen 
vorhanden ſind, die ſich gerade auf die Benutzung eines Raumes 
erſtrecken. (Wird ausgeführt.) H. c. H., U. v. 14. Juni 10, 
90/10 II. — Stuttgart. 

20. 8 516 BGB. Schenkung. 

Eine Vermutung für den Schenkungscharakter von Leiſtungen 
und Zuwendungen unter nahen Verwandten kennt das BGB. 
nur in den eng geſteckten Grenzen der 8S 685 und 1618; die 
Entſcheidung, ob eine Dienſtleiſtung entgeltlich oder unentgeltlich 
übernommen ſei, hat deshalb in Würdigung aller Umſtände 
und nicht unter von vornherein vorzugsweiſer Berückſichtigung 
des Verwandtſchaftsverhältniſſes zu erfolgen. Der Umſtand, 
daß eine Leiſtung aus Beweggründen der Verwandtſchaft über: 
nommen wird, ſchließt die gewollte Entgeltlichkeit der Leiſtung 
keineswegs aus (vgl. RG. in JW. 09, 670260). . .. Selbſt 
aber, wenn davon ausgegangen wird, daß die Frau v. B. zu⸗ 
nächſt die Dienſtleiſtung unentgeltlich und lediglich aus ver: 
wandtſchaftlicher Gefälligkeit übernommen habe, rechtfertigt dies 
nicht den Schluß, daß die in der Urkunde vom 26. Juli 1903 
vom Beklagten ſeiner Schweſter gegenüber eingegangene Ver⸗ 
pflichtung, ihr die Hälfte der von ihm erwarteten Proviſion 
auszuzahlen, als eine Schenkung aufzufaſſen ſei, die nun 
mangels der für dieſe vorgeſchriebenen Form ungültig ſein 
würde. Eine Schenkung ſetzt nach S 516 BGB. notwendig 
die Einigung und Einigkeit des Gebers und des Empfängers 
der Leiſtung voraus, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolge. 
Wenn der Lauf der Dinge ergeben hätte, daß die Unterſtützung 
des Beklagten durch die Dienſte der Schweſter, wie ſeitens 
des Klägers behauptet worden iſt, ganz weſentlich und vielleicht 
ausſchlaggebend für den glücklichen Erfolg war, oder wenn die 
Schweſter erſt nachträglich von der Höhe der ihrem Bruder 
zufließenden Proviſion Kenntnis erhielt, und wenn ſie dann 
den Rechtsanſpruch erhob, daraus für ihre Dienſte ebenfalls 
vergütet zu werden, und wenn daraufhin der Beklagte ſich zur 
Ausſtellung der Urkunde vom 26. Juli 1903 verſtand, ohne 
dabei zu erklären, daß er einen Rechtsanſpruch nicht anerkenne, 
aber aus Dankbarkeit der Schweſter eine Zuwendung machen 
wolle, dann kann von der zu einer Schenkung erforderlichen 
Einigung nicht die Rede ſein. Ebenſo liegt aber die Sache, 
wenn der Beklagte freiwillig, von der Rechtsmeinung aus⸗ 
gehend, daß der Schweſter eine Vergütung für ihre Dienſte 
zukomme, die Verpflichtung der Urkunde eingegangen iſt, um 
ihr damit einen Entgelt für die Dienſte zukommen zu laſſen 
(vgl. über alles dies den ähnlich gelagerten Fall in RG. 72, 188). 
Die Anſicht, daß die nachträgliche Gewährung einer Vergütung 
für zunächſt unentgeltlich übernommene Leiſtungen ſtets oder 
auch nur der Regel nach als Schenkung aufzufaſſen ſei, iſt 
abzulehnen. Eine Schenkung kann immer nur angenommen 
werden, wenn ihre Tatbeſtandsmerkmale dargetan ſind. H. c. S., 
U. v. 30. Juni 10, 400/09 VI. — Cöln. 

21. Auslegung des $ 569 Satz 2 BGB.] 

Es fragt ſich aber, in welcher Weiſe S 569 Satz 2 BGB. 
auszulegen iſt, ob die Beſtimmung, daß die Kündigung nur 
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für den erſten Termin erfolgen kann, für den ſie zuläſſig iſt, 
dahin auszulegen iſt, ob es lediglich auf die abſtrakte Zu⸗ 
läſſigkeit der Kündigung zur Zeit des Todes des Mieters an⸗ 
kommt, oder ob die Möglichkeit, von dieſer Befugnis Gebrauch 
zu machen, hinzukommen muß. Wenn das BG. zugunſten der 
zweiten Meinung anführt, daß die Faſſung des Geſetzes nicht 
dazu nötige, unter dem Zeitpunkt der Zuläſſigkeit der Kündigung 
einen lediglich nach S 565 BGB. zu berechnenden Zeitpunkt 
zu verſtehen, und das Geſetz, wenn es dies hätte beſtimmen 
wollen, wohl auf § 565 Bezug genommen hätte, fo iſt dies 
zwar nicht zutreffend. Denn dieſe Bezugnahme iſt bereits in 
8 565 BGB. enthalten, nach deſſen Abſ. 1 Satz 1 in Verbin⸗ 
dung mit Abſ. 4 bei Grundſtücken (alſo nach 8 580 BGB. 
auch bei Wohnräumen und anderen Räumen) die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres zuläſſig iſt und 
ſpäteſtens am dritten Werktage des Vierteljahres zu erfolgen 
hat, ſowie dieſe Vorſchrift auch für die Fälle (d. h. die Fälle 
der 8$ 569, 570) gilt, in denen das Mietverhältnis unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann. 
Allein der Anſicht des BG. iſt trotzdem beizutreten. Es iſt in 
dieſer Beziehung davon auszugehen, daß, wie oben erwähnt, 
die Vorſchrift des S 569 BGB. dem präſumtiven Willen der 
Parteien entſprechen wird, und es hat daher die Auslegung 
dieſer Geſetzesvorſchrift in einer Weiſe zu erfolgen, welche mit 
dieſem Willen übereinſtimmt. Es kann nun aber dieſem Willen 
eine Auslegung nicht entſprechen, welche es unter Umſtänden 
(ſei es beiden Teilen, ſei es dem einen oder anderen derſelben) 
unmöglich erſcheinen läßt, von jener Kündigungsbefugnis auch 
wirklich Gebrauch zu machen. (Wird weiter ausgeführt.) 
U. c. P., U. v. 21. Juni 10, 390/09 III. — Berlin. 

22. § 676 BGB. Raterteilung.] 

Zwar war den Erwägungen, aus denen das BG. eine 
Vertragshaftung der Beklagten für die aus der erteilten Aus⸗ 
kunft dem Kläger erwachſenen Schaden verneint, durchweg bei⸗ 
zutreten. Es iſt anerkannten Rechtens, daß der Bankkaufmann 
für einen Rat oder eine Auskunft haftet, die er fahrläſſig falſch 
einem Kunden hinſichtlich der Anlegung von Kapitalien und 
Ankauf von Wertpapieren in Verbindung mit einem Kauf: oder 
Kommiſſionsgeſchäft über Wertpapiere erteilt. Die Raterteilung 
iſt hier eine Nebenleiſtung des Kauf: oder Kommiſſionsvertrages, 
den der Kunde mit ihm abſchließt (RG. 42, 125; 67, 394; 
IW. 05, 50235; WarneyerRechtſpr. 1908 Nr. 462, 463; 
1909 Nr. 85). Um eine ſolche Raterteilung handelt es ſich 
aber im gegebenen Falle nicht. Rat über die Güte von Wert⸗ 
papieren zu erteilen, gehört zu den gewerblichen Pflichten des 
Bankkaufmannes; ein Auskunftsbureau iſt das Bankhaus aber 
nicht. Einen rechtsgeſchäftlich verpflichtenden Auftrag enthält 
eine Anfrage um Auskunft, wie das BG. zutreffend annimmt, 
nicht; eine Auskunft iſt keine Geſchäftsbeſorgung; und die Be⸗ 
ſchaffung einer Auskunft könnte eine ſolche ſein. Eine Haftung 
der Beklagten für die fahrläſſig unrichtig erteilte Auskunft kann 
auch damit nicht begründet werden, daß die vom Ausfalle der 
Auskunft abhängigen Geſchäfte des Klägers mit R. tatſächlich 
durch die Beklagten vermittelt worden ſind, was nach der Aus⸗ 
führung der Reviſion eine Befragung des Klägers auf Grund 
des § 139 ZPO. ergeben haben würde, ſofern nicht darüber 
etwas zwiſchen den Parteien bei der Auskunftserteilung ver⸗ 
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einbart wurde oder nach dem Verhältniſſe der Parteien zu⸗ 
einander als ſelbſtverſtändlich zu erwarten war. Es kann nicht 
anerkannt werden, daß es Aufgabe des Gerichts im Zivil⸗ 
prozeſſe wäre, nach Art eines Unterſuchungsrichters durch Be⸗ 
fragung Sacherklärungen der Parteien herbeizuführen über Tat⸗ 
ſachen, die dieſe nicht einmal angedeutet haben. R. c. H., 
U. v. 7. Juli 10, 546/09 VI. — Kiel. 

23. 8 705 BGB. Geſellſchaftsvertrag ?! 

Durch Vertrag vom 29. Oktober 1904 errichteten mehrere 
Zementwerke, darunter die Klägerin, die Geſellſchaft m. b. H. 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſches Zementſyndikat zu B. Die Geſellſchaft 
bezweckt die Regelung des Abſatzes und die Erzielung an⸗ 
gemeſſener Verkaufspreiſe; Gegenſtand des Unternehmens iſt 
u. a. der Erwerb und die Verwertung von Zement. An dem⸗ 
ſelben Tage ſchloſſen dieſelben Werke mit der neu errichteten 
Geſellſchaft einen „Lieferungsvertrag“, wonach ſie — unter 
Vorbehalt gewiſſer Ausnahmen — ihre geſamte Zementproduktion 
der Geſellſchaft zu liefern hatten. Die Geſellſchaft ſollte den 
Zement in ihrem eigenen Namen verkaufen, die Preiſe und 
Bedingungen des Verkaufs und den den liefernden Werken zu⸗ 
kommenden Verrechnungspreis beſtimmen und den von dem 
Verkaufserlöſe bleibenden Überſchuß unter den Liefernden ver: 
teilen. Der Geſellſchaftsvertrag ſollte bis 31. Dezember 1913 
unkündbar ſein, der Lieferungsvertrag wurde geſchloſſen auf die 
Dauer des Beſtehens der Geſellſchaft. Mit der vorliegenden, 
gegen die Geſellſchaft erhobenen Klage beantragte die Klägerin 
die Feſtſtellung, daß durch die von ihr erklärte Kündigung der 
zwiſchen ihr und der beklagten Geſellſchaft m. b. H. geſchloſſene 
Lieferungsvertrag aufgelöſt ſei. Sie behauptete, fie ſei nach 
5 723 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zur Kündigung befugt geweſen, 
weil der Lieferungsvertrag als ein den Vorſchriften des BGB. 
unterliegendes Geſellſchaftsverhältnis aufzufaſſen ſei, und die 
Beklagte weſentliche Vertragspflichten vorſätzlich oder doch aus 
grober Fahrläſſigkeit verletzt habe. Das LG. erkannte auf Ab⸗ 
weiſung der Klage. Es nahm an, daß zwar die Vorſchriften 
des 8 723 des BGB. unmittelbar oder doch entſprechend auf 
das ſtreitige Verhältnis anwendbar ſeien, daß aber die von 
der Klägerin vorgebrachten Gründe die Kündigung nicht recht⸗ 
fertigen. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die 
Klägerin iſt der Anſicht, der „Lieferungsvertrag“ vom 29. Ok⸗ 
tober 1904 ſei als eine Geſellſchaft des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Rechtes, 88 705 flg. BGB., zu beurteilen. Daraus leitet 
ſie die — in ihrem prinzipalen Antrage geltend gemachte — 
Befugnis her, den Lieferungsvertrag, und zwar dieſen allein, 
nach § 723 a. a. O. zu kündigen. Sie ſtützt dieſe Auffaſſung 
auf ein Urteil des I. ZS. des RG. vom 4. Januar 1905, 
durch das einem Mitgliede des Nordweſt⸗Mitteldeutſchen Port⸗ 
landzementſyndikats ein Kündigungsrecht nach § 723 an ſich 
zugeſtanden wurde. Zutreffend hat jedoch das BG. an⸗ 
genommen, daß die Ausführungen jenes Urteils auf den hier 
zu entſcheidenden, ganz anders gearteten Fall nicht anwendbar 
ſeien. Damals beruhte das Syndikatsverhältnis, das in ſeiner 
Geſamtheit gelöſt werden ſollte, auf einem Vertrage, bei dem 
als wechſelſeitig berechtigte und verpflichtete Vertragsparteien 
beteiligt waren die einzelnen Mitglieder des Syndikats und die 
zur Erreichung des Vereinigungszweckes als gemeinſame 
Geſchäftsſtelle gegründete Aktiengeſellſchaft. Dieſe Vertrags⸗ 
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beziehungen, für welche die Beteiligten keine beſondere 
Geſellſchaftsform gewählt hatten, wurde in ihrer Geſamtheit 
als eine Geſellſchaft nach SS 705 flg. BGB. angeſehen. Im 
vorliegenden Falle haben ſich die Syndikatsmitglieder zunächſt 
zu einer Geſellſchaft m. b. H. vereinigt und ſchon durch dieſen 
Vertrag diejenige Regelung der gegenſeitigen Rechte und Pflichten 
vereinbart, die ihnen zur Erreichung des gemeinſamen Zweckes 
erforderlich erſchien. Im Anſchluß daran wurde dann in einem 
zweiten, mit dem neuen Rechtsſubjekte geſchloſſenen Vertrage 
das Lieferungsverhältnis, aber auch nur dieſes, geordnet. Bei 
dieſem zweiten Vertrage ſtanden ſich als Vertragsparteien nicht 
mehr gegenüber die einzelnen Mitglieder des Syndikats, viel⸗ 
mehr wurde der Vertrag, wie auch ſchon die Uberſchrift und 
die Bezeichnung der Vertragsparteien als Kontrahentin zu 1 
(die Geſellſchaft m. b. H.) und Kontrahenten zu 2 (die be⸗ 
teiligten Zementwerke) ergibt, geſchloſſen zwiſchen der Geſellſchaft 
m. b. H. einerſeits und den Mitgliedern des Syndikats ander⸗ 
ſeits. Damit iſt aber die Annahme, daß der Lieferungsvertrag 
als ſolcher ein Geſellſchaftsvertrag des allgemeinen bürgerlichen 
Rechtes ſei, unvereinbar. (Wird ausgeführt.) M. c. Z., U. v. 
10. Juni 10, 478/09 II. — Hamm. 

24. 58 766, 778 BGB. Bürgſchaft oder Kredit⸗ 
auftrag?! a 

Die Rechtsannahme des BG., die die Grundlage ſeiner 
den Beklagten verurteilenden Entſcheidung bildet, daß die von 
dem Beklagten übernommene Verpflichtung nicht, wie das LG. 
angenommen hatte, eine nach 8 766 BGB. der Schriftform 
bedürfende Bürgſchaft, ſondern einen mündlich gültigen Kredit⸗ 
auftrag gemäß § 778 BGB. darſtelle, war nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Wenn der Beklagte bei Anknüpfung der Geſchäfts⸗ 
verbindung zwiſchen der Klägerin und N. der erſteren erklärt 
hat: ſie brauche wegen der Bezahlung keine Angſt zu haben, 
dafür ſei er da, ſo kann dies zwar ebenſowohl eine Bürgſchafts⸗ 
erklärung bedeuten, als den von dem BG. angenommenen 
Kreditauftrag; die Außerung iſt zunächſt nichts, als die Er⸗ 
klärung, für den anderen einſtehen zu wollen. Und auch der 
Vorbehalt, den der Beklagte als Bedingung ſeiner Haftung 
hinzufügte, daß die Beſtellungen durch ſeine Hand gehen müßten, 
iſt mit der Erklärung einer Bürgſchaft für erſt künftig ent⸗ 
ſtehende Schulden — um ſolche handelt es ſich hier — ſehr 
wohl verträglich. Aber das BG. hat im Eingange des Tat⸗ 
beſtandes des Zwiſchenurteils vom 13. Juli 1907 als unſtreitig 
feſtgeſtellt, daß der Beklagte, ſein Bruder N. in B. und S. 
ſich zuſammengetan hatten, den Farbſtoff Temperin herzuſtellen 
und zu vertreiben. Hierzu wurde das Kaſein gebraucht, das 
die Klägerin lieferte. Dann hatte alſo der Beklagte ein eigenes 
Intereſſe an den Lieferungen der Klägerin, und unter dieſen 
Umſtänden kann ſeine Verpflichtungserklärung gegenüber der 
Klägerin allerdings als Auftrag an dieſe, auf ſeinen Kredit 
hin dem N. zu liefern, ja ſogar als Mitbeſtellung, die ihn 
gemeinſchaftlich mit N. für den Kaufpreis verpflichtete, mithin 
als Kreditauftrag gemäß §8 778 BGB. oder als Geſamtſchuld 
nach 5 421 BGB. aufgefaßt werden. Es iſt alſo mit Recht 
angenommen worden, daß die Verpflichtungserklärung des Be⸗ 
klagten, auch wenn er nicht ſelbſtändiger Kaufmann war, in 
mündlicher Form gültig abgegeben worden iſt. B. c. H., U. v. 
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25. S 816 Abſ. 1 Satz 1 BGB.] 

Die Klägerin verkaufte durch ſchriftlichen Vertrag vom 
12. Dezember 1905 an den Beklagten, der Mitglied der offenen 
Handelsgeſellſchaft in Firma D., Kunſt⸗ und Antiquitäten⸗ 
handlung zu M. iſt und als ſolches in dem Vertrage bezeichnet 
war, einen ihr gehörenden ſilbernen vergoldeten Trinkbecher, 
der als ein aus dem Anfange des 17. Jahrhunderts ſtammendes 
Werk einen erheblichen Kunſtwert beſaß, für den Preis von 
15 000 % und gegen die Verpflichtung, eine genaue Nach⸗ 
bildung des Bechers zu liefern. Der Vertrag iſt beiderſeits 
erfüllt worden. Die durch S 89b GO. in der Faſſung des 
Geſetzes vom 26. Juli 1897 vorgeſchriebene Genehmigung des 
Magiſtrats der Stadt B. als Aufſichtsbehörde der klagenden 
Innung iſt nicht erfolgt. Am 20. Februar 1906 iſt der Becher 
an den Geheimen Kommerzienrat. G. zu B. weiterveräußert 
worden, nach Angabe der Klägerin für den Preis von 50 000 &.. 
Im Mai 1906 erhob die Klägerin, indem ſie die Nichtigkeit 
der Veräußerung des Bechers geltend machte, gegen den Be⸗ 
klagten Klage auf Herausgabe, eventuell Wiederbeſchaffung des 
Bechers gegen Rückempfang des Kaufgeldes und der Nach⸗ 
bildung oder doch auf Bewirkung, daß die Firma D. den 
Becher gegen Rückgewähr der Gegenleiſtung herausgebe oder 
wiederbeſchaffe. Der Beklagte begehrte Abweiſung der Klage. 
Das LG. verurteilte den Beklagten, den Becher gegen Rück⸗ 
empfang des Kaufgeldes und einer Nachbildung des Bechers 
herauszugeben oder zu bewirken, daß die Firma D. den Becher 
gegen dieſe Rückgewähr herausgebe. Der Beklagte legte Be⸗ 
rufung mit dem Antrag auf Abweiſung der Klage ein. Die 
Klägerin begehrte in erſter Reihe die Zurückweiſung der Be⸗ 
rufung, eventuell aber erhob ſie Anſchlußberufung mit dem 
Antrage, den Beklagten zu verurteilen, an ſie 50 000 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit Klagzuſtellung gegen Abzug von 15 000 % 
und Rückgabe der gelieferten Nachbildung zu zahlen. Das 
OLG. erkannte abändernd auf einen Eid für den Beklagten 
dahin, daß ihm bei der Weiterveräußerung des Bechers das 
Erfordernis der Genehmigung der Aufſichtsbehörde nicht bekannt 
geweſen ſei, und wies für den Fall der Leiſtung des Eides die 
Klage ab, wogegen es für den Fall der Nichtleiſtung den 
eventuell geltend gemachten Schadenserſatzanſpruch aus SS 989, 
990 BGB. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärte. Der 
Reviſion der Klägerin wurde ſtattgegeben: Der BerR. hat zu 
Unrecht den Geſichtspunkt der Bereicherung zurückgewieſen. 
Der § 816 Abſ. 1 Satz 1 BGB. beſtimmt: „Trifft ein Nicht: 
berechtigter über einen Gegenſtand eine Verfügung, die dem 
Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, ſo iſt er dem Berechtigten 
zur Herausgabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet.“ 
Dieſe Vorſchrift ſoll gegen die Gefahr des Verluſtes des Eigen⸗ 
tums, die durch den im Intereſſe des gutgläubigen Erwerbers 
einer Sache eingeführten Verkehrsſchutz (S 932 BGB.) geſchaffen 
iſt, einen Ausgleich gewähren. Das Vertrauensprinzip bewirkt 
zwar den endgültigen Eigentumserwerb, aber der Veräußerer, 
der objektiv widerrechtlich über fremdes Eigentum verfügt hat, 
ſoll den aus dieſer Verfügung gezogenen Vorteil nicht behalten, 
ſondern ihn dem Eigentümer ausliefern. Das Bedenken, daß 
im vorliegenden Falle die Innung ſelbſt infolge der — freilich 
unbefugten und rechtlich unwirkſamen — Handlung ihres 
Willensorgans dem Verfügenden die Möglichkeit der Ver⸗ 
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äußerung erſt geſchaffen hat, kann dem Wortlaut und der Ab: 
ſicht des Geſetzes gegenüber nicht durchſchlagen. Vermochte das 
Veräußerungsgeſchäft nicht das Eigentum zu übertragen und 
iſt alſo der Veräußerer Eigentümer geblieben, ſo hat er auch 
den ihm durch den $ 816 BGB. gegebenen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch, wenn der Erwerber durch ſeine nach dem Geſetze 
wirkſame Verfügung nun doch das Eigentum beſeitigt hat. Auf 
ein Verſchulden des Verfügenden kommt es nicht an. Ein 
ſolches kann immerhin darin gefunden werden, daß der Beklagte 
ſich nicht genügend nach den einſchlägigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, die längſt beſtanden, erkundigt hat. Die Anſicht 
des BerR., daß im Hinblick auf 8 817 Satz 2 BGB. der 
Klägerin der Rechtsſchutz aus dem Geſichtspunkt irgendeines 
Bereicherungsanſpruchs ſchlechthin zu verſagen ſei, iſt unhaltbar. 
Der Bert. verkennt ſelbſt nicht, daß, wenn nicht der Becher 
weiterveräußert worden wäre, die Klägerin ihn mit der Eigen⸗ 
tumsklage zurückfordern könnte. Um die Rückforderung einer 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden Leiſtung handelt es 
ſich dabei nicht, ſondern um den Eigentumsanſpruch, der durch 
die nichtige Veräußerung nicht berührt worden iſt. Beſeitigt 
iſt er erſt durch die infolge des Schutzes des guten Glaubens 
wirkſame Verfügung des Erſterwerbers, und weil das Eigentum 
nunmehr untergegangen iſt, gibt der S 816 BGB. einen Be 
reicherungsanſpruch, mit dem nicht eine verbotswidrige Leiſtung 
zurückgefordert, ſondern die Herausgabe deſſen verlangt wird, 
was durch die objektiv rechtswidrige, aber gültige Verfügung 
erzielt iſt. Es wäre nicht zu verſtehen, wenn das Geſetz das, 
was es mit dem § 816 gibt, wieder durch den § 817 Satz 2 
nehmen wollte. Die Tatbeſtände beider Vorſchriften ſind völlig 
verſchieden voneinander. Indem der BerR. dies verkennt und 
den Erſatzanſpruch lediglich nach Maßgabe der SS 990, 989 BGB. 
geprüft hat, zeigt ſeine Entſcheidung einen Mangel, der die 
Aufhebung und Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz 
erforderlich macht. Es iſt anderweit zu erwägen, ob nicht die 
Klage aus $ 816 BGB. begründet iſt. Fleiſcherinnung zu B. 
c. St., U. v. 28. Juni 10, 493/09 VII. — München. 

26. 88 828, 829, 830 BGB. Verantwortlichkeit 
Jugendlicher. § 829 iſt auch im Falle des S 830 Ab. 1 
Satz 2 anwendbar.] 

Es iſt hier materiell der §S 828 BGB. verletzt, wie der 
Kläger mit Recht gerügt hat. Dieſes Geſetz geht davon aus, 
daß ein neunjähriges Kind im Zweifel die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſitze, und zwar nicht 
bloß, wie auch das BG. anzunehmen ſcheint, bei abſichtlichen 
Beſchädigungen, ſondern auch bei ſolchen, die nur aus Fahr⸗ 
läſſigkeit zugefügt werden. Es müſſen immer erſt beſondere 
Gegengründe dargelegt werden, wenn davon abgegangen werden 
ſoll; Gegengründe, bei denen auch die Individualität des 
Jugendlichen eine Rolle zu ſpielen hat. Hier hat aber das 
OLG. nur deswegen den Anſpruch abgewieſen, weil ein neun 
jähriger Knabe gewöhnlich noch nicht diejenige geiſtige Reife 
habe, um einſehen zu können, daß er ſeine Spielkameraden 
einer ſolchen Gefahr, wie ſie im Werfen mit Steinen liege, 
nicht ausſetzen dürfe; eine Annahme, die zudem mit der all- 
gemeinen Lebenserfahrung im Widerſpruche ſteht. Solange 
alſo der Beklagte zu 1 nicht beſondere Gründe für das Gegen⸗ 
teil beibringt, iſt von ſeiner Verantwortlichkeit auszugehen. 
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Bei dieſer Sachlage kommt es zunächſt auf die Bedenken nicht 
mehr an, die der Kläger dagegen erhoben hat, daß das BG. 
jede Erörterung darüber für ausgeſchloſſen erachtet, ob ihm 
nicht wenigſtens gemäß 5 829 BGB. der Beklagte zu 1 den 
Schaden inſoweit erſetzen müſſe, als die Billigkeit nach den 
Umſtänden eine Schadloshaltung erfordere uſw; denn der § 829 
kommt ja erſt dann in Frage, wenn nach S 827 oder 828 die 
Verantwortlichkeit des Täters ausgeſchloſſen iſt. Dennoch 
iſt hier auf jene Frage noch einzugehen, für den Fall, daß ſie 
nach der Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz, die 
erforderlich iſt, noch erheblich werden ſollte. Da iſt nun dem 
Kläger allerdings darin Recht zu geben, daß die Anſicht des 
OL G., wonach § 829 in den Fällen des § 830 Ab. 1 Satz 2 
unanwendbar ſein ſoll, nicht gebilligt werden kann. Aus der 
ausdrücklichen Nennung der „in den 88 823 bis 826 bezeichneten 
Fälle“ in § 829 wird zwar mit Recht gefolgert, daß dieſer 
auf andere Arten unerlaubter Handlungen (z. B. 8$ 831, 836, 
839) nicht analog anzuwenden ſei; aber bei § 830 ſtehen zu⸗ 
nächſt gerade die erſteren Fälle in Frage (vgl. auch Neumann, 
Handausg. des BGB. Aufl. 5, Bd. 1 Bem. 6 zu 8 829 
S. 618), und wenn es auch richtig ſein mag, daß ſtreng 
genommen jener Satz 2 eine ganz beſondere Art von uner⸗ 
laubter Handlung einführt, fo iſt doch die Meinung des Geſetzes 
offenbar die, daß dieſer Fall als ganz gleichartig mit dem des 
Satzes 1 gelten fol. K. c. U., U. v. 30. Juni 10, 534/09 VI. 
— Breslau. 

27. § 839 BGB.] 

Der beklagte Notar hat am 2. April 1901 einen Vertrag 
zwiſchen dem Vater der klagenden Ehefrau, dem Winzer Franz 
Heinrich M., und deſſen Sohn Jacob Hubert M. aufgenommen, 
durch welchen der Vater M. dieſem ſeinem Sohn ſein Grund⸗ 
ſtück Bd. 49 Art. 1951 des Grundbuchs von A. verkauft und 
den von Jacob Hubert M. nach dem Tode des Vaters zu 
zahlenden Kaufpreis an ſeine 6 Kinder, darunter an die 
klagende Ehefrau den Betrag von 3000 &, abtritt, Jacob 
Hubert M. auch die Eintragung des Kaufpreiſes in das Grund⸗ 
buch bewilligt. Der Beklagte beantragte am 20. Mai 1901 
die Eintragung der Eigentumsübertragung in das Grundbuch 
gemäß dem Vertrage, bemerkte aber dabei, daß auf die Ein⸗ 
tragung des Kaufpreiſes verzichtet werde. Die Eintragung 
des Kaufpreiſes unterblieb deshalb, Jacob Hubert M. belaſtete 
das Grundſtück mit andern Hypotheken und geriet in Ver⸗ 
mögensverfall. Die Kläger verlangen von dem Beklagten den 
Erſatz ihres Schadens, weil der Beklagte unberechtigterweiſe 
die Eintragung des Kaufgeldes herbeizuführen unterlaſſen habe. 
Ihre Klage iſt vom LG. abgewieſen und ihre Berufung zurück⸗ 
gewieſen, weil Franz Heinrich M. auf die Eintragung des 
Kaufgeldes verzichtet habe und der Beklagte danach berechtigt 
geweſen ſei, zu bewirken, daß die Eintragung unterblieb. Die 
Reviſion führt aus, daß der Beklagte, auch wenn ein folder 
Verzicht erfolgt wäre, hierdurch nicht berechtigt worden wäre, 
die Nichteintragung des Kaufpreiſes zu veranlaſſen, da die 
Forderung mit dem Abſchluß des Kaufvertrages auf die Kinder 
des Verkäufers übergegangen ſei, der angebliche Verzicht des 
Verkäufers aber nach der Ausſage des Zeugen K., auf welche 
ſich die Feſtſtellung des BG. gründet, möglicherweiſe erft nach 
Abſchluß des notariellen Protokolles erfolgt ſei. Dieſen Aus⸗ 
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führungen kann nicht beigetreten werden. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BU. hat der Verkäufer Franz Heinrich M. bei 
derſelben Verhandlung, in der die Eintragung der Hypothek 
von dem Käufer bewilligt wurde, erklärt, daß die Eintragung 
— vorläufig — nicht erfolgen ſolle. Das BG. folgert daraus, 
daß der Verkäufer ſeinen Kindern die Forderung nur als eine 
nichteingetragene habe abtreten wollen. Jedenfalls war der 
Verkäufer, auch wenn man annimmt, daß ſeinen Kindern gemäß 
§ 330 BGB. ein unmittelbares Recht an der Kaufpreis: 
forderung begründet werden ſollte, oder daß die Abtretung 
dieſer Forderung von ſeinen Kindern ſchon im voraus an⸗ 
genommen geweſen ſei, bis zum endgültigen Abſchluß der 
Verhandlung zu der ſtreitigen Verfügung berechtigt, mochte 
ſelbſt der formelle Abſchluß des Protokolles der notariellen 
Verhandlung, in welches dieſe Verfügung nicht aufgenommen 
zu werden brauchte, bereits erfolgt ſein. U. c. B., U. v. 
14. Juni 10, 385/09 III. — Cöln. 

28. 88 843, 845 BGB.] 

Die Behandlung der Klaganſprüche ſeitens der Klagpartei 
und des Gerichts hat im gegenwärtigen Prozeſſe darunter ge⸗ 
litten, daß nicht von vornherein die Rechtsnatur der Anſprüche 
und die Aktivlegitimation völlig klargeſtellt worden ſind. Der 
Kläger hatte urſprünglich Zahlung der geforderten Beträge „an 
den Kläger und deſſen Ehefrau“ verlangt und in der Klage 
vorgebracht, daß er „für ſich und ſeine Ehefrau Schadenserſatz 
begehre“. In der Berufungsinſtanz aber hat er kundgegeben, 
daß er ſowohl die tägliche Rente von 1 , als auch die ein⸗ 
geklagten Koſten für Arzt, Apotheker, Krücken „und dergleichen“ 
aus eigenem Rechte verlange. Dementſprechend hat der Kläger 
alsdann „den Klagantrag erläutert“. In den danach formu⸗ 
lierten Anträgen iſt Zahlung an den Kläger verlangt und in 
dem beigefügten Eventualantrage iſt nur der „dem Kläger“ 
aus dem Unfalle ſeiner Frau entſtandene Schaden erwähnt. 
Ein ſolcher Schaden, der allein dem Kläger entſtanden iſt 
und weiterhin entſteht, iſt nun allerdings, wie auch der BerR. 
anführt, der nach § 845 BGB. zu erſetzende Verluſt der 
Dienſte der Verletzten im Haushalte des Klägers. Der An- 
ſpruch auf Erſatz von Kurkoſten ſteht an ſich aus 5 823 BGB. 
der Verletzten ſelbſt zu. Doch könnte auch der Ehemann in⸗ 
ſoweit, als er ſolche Koſten für die Ehefrau bereits aufgewendet 
hat, von der Beklagten Erſatz aus dem Rechtsgrunde einer 
Geſchäftsführung ohne Auftrag beanſpruchen. Wegen der erſt 
in der Zukunft zu machenden Aufwendungen würde der letztere 
Geſichtspunkt wohl nicht zu verwerten ſein. Ob der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers aus dem von ihm mit der Beklagten 
abgeſchloſſenen Mietvertrage zu begründen wäre, läßt der 
BerR. dahingeſtellt. Es bedarf auch hier eines Eingehens auf 
dieſe Frage nicht. Denn die Erklärung des Klägers, daß er 
den Anſpruch auf Erſatz der Kurkoſten uſw. „aus eigenem 
Rechte“ geltend mache, darf unbedenklich dahin verſtanden 
werden, daß er, ſoweit es ſich nicht um einen eigenen, ſondern 
um einen der Ehefrau zuſtehenden Anſpruch handeln würde, 
dieſen als Ehemann, kraft ſeines ehemännlichen Verwaltungs⸗ 
rechtes in eigenem Namen gerichtlich geltend mache. Hierzu 
iſt der Kläger nach 5 1380 BGB. befugt, ſofern, wie mangels 
einer gegenteiligen Behauptung zu unterſtellen iſt, die Eheleute 
in dem geſetzlichen Güterſtande leben. Eine Verurteilung der 
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Beklagten zur Zahlung an den Ehemann wäre auch im letz⸗ 
teren Falle, zum mindeſten bei Zuſtimmung der Ehefrau hierzu 
nicht ausgeſchloſſen. Nun hat die Reviſion darin Recht, daß 
die Rente von 1 l täglich nicht bloß für die dem Kläger 
entgehenden häuslichen Dienſte der Ehefrau, ſondern namentlich 
auch als Erſatz für den durch Anſtellung einer beſonderen 
Hilfsperſon zur Pflege, dem Ausfahren uſw. der kranken 
Frau entſtehenden Aufwand beanſprucht iſt. Inſoweit, als 
ſolche Koſten bereits entſtanden ſind, könnten ſie wohl unter 
die in dem Tenor des BU. Ziffer a genannten Kurkoſten ein⸗ 
begriffen ſein; aber jedenfalls für die fernere Zeit ſind jene 
Pflegekoſten in der geforderten Rente mitenthalten, und es 
wäre alſo der Erſatzanſpruch auch hierwegen nur auf Lebens⸗ 
zeit des Ehemannes und bis zum erreichten 70. Lebensjahre 
der Verletzten zur Hälfte zuerkannt. Dieſe zeitliche Begrenzung 
iſt jedoch bezüglich des Anſpruches der Ehefrau auf Erſatz 
wegen jener Pflegekoſten — einer Vermehrung ihrer Bedürf⸗ 
niſſe — BGB. § 843 Abſ. 1 — keinenfalls berechtigt. Iſt, 
wie der Kläger behauptet, das Beinleiden der Frau voraus⸗ 
ſichtlich unheilbar, ſo könnten ſich mit zunehmendem Alter der 
Leidenden die fraglichen Pflegekoſten bis zum Lebensende der 
Leidenden fortſetzen und vielleicht ſich eher vermehren als ver⸗ 
mindern. Aber auch rückſichtlich des Erſatzanſpruches des 
Klägers ſelbſt aus 8 845 BGB. erſcheint diejenige Ein⸗ 
ſchränkung, welche im BU. gemacht iſt, nicht gerechtfertigt. 
Zwar verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Kläger den Schadens⸗ 
erſatz aus S 845 BGB. nur auf feine eigene Lebenszeit zu 
beanſpruchen hat. Er kann Erſatz für die ihm entgehenden 
Dienſte ſeiner Frau nur für die Zeit verlangen, ſolange ſie 
dieſe Dienſte zu leiſten imſtande und kraft Geſetzes verpflichtet 
ſein würde, wenn der Unfall nicht dazwiſchengetreten wäre. 
Warum aber jene Vorausſetzungen mit Erreichung des 70. Lebens⸗ 
jahres der Ehefrau F. entfallen ſollten, iſt nicht erfindlich. Es 
kommt für die Frage, wie lange die Ehefrau im Hausweſen 
des Ehemannes Dienſte leiſten kann und muß, auf die Lebens⸗ 
verhältniſſe der Eheleute, auf die Geſundheit oder Rüſtigkeit 
der Frau im Einzelfalle an. Rüſtige Hausfrauen vom Stande 
der Ehefrau F. ſind ſehr häufig noch lange über das 70. Lebens⸗ 
jahr hinaus im Haushalte tätig, und zwar in einer Weiſe, 
daß der Ausfall ihrer Arbeit für den Ehemann eine Vermögens⸗ 
einbuße bedeuten wird. Bezüglich der mutmaßlichen Lebens⸗ 
dauer der Frau war das Gericht an irgendeine geſetzliche Ver⸗ 
mutung oder eine übliche Mortalitätsberechnung nicht gebunden. 
Die Ehefrau des Klägers war zur Zeit des Unfalles 67 Jahre, 
bei Erlaſſung des BU. alſo ſchon über 68 Jahre alt. Es iſt 
bei dieſer Sachlage nicht verſtändlich, weshalb der BerR. ihre 
„mutmaßliche Lebensdauer“ nur bis zum 70. Lebensjahre ein⸗ 
ſchätzt. — Das BU. muß alſo jedenfalls inſoweit, als der 
Rentenanſpruch zeitlich, auf die Dauer bis zum 70. Lebensjahre 
der Ehefrau des Klägers und deſſen Lebenszeit beſchränkt worden 
iſt, der Aufhebung unterliegen. F. c. S., U. v. 16. Juni 10, 
361/09 VI. — Berlin. 

29. § 843 BGB. Zeitliche Begrenzung der Rente.] 

Der BerR. hat nicht verkannt, daß bei Zubilligung einer 
Rente regelmäßig der Einfluß zu berückſichtigen iſt, den das 
zunehmende Alter erfahrungsgemäß auf die Erwerbsfähigkeit 
ausübt oder ohne das ſchädigende Ereignis nach dem natür— 
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lichen und normalen Verlaufe der Dinge ausüben würde. Von 
der zeitlichen Begrenzung der Rente ſah der Ber R. aus dem 
Grunde ab, weil der Geſchäftsführer der Steinbruchs⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft erklärt hatte, er könne keine Auskunft darüber 
geben, mit welchem Lebensalter bei den Steinrichtern unter 
normalen Verhältniſſen eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
und mit welchem Lebensalter völlige Erwerbsunfähigkeit ein⸗ 
trete, denn nach dem Gewu VG. erfolge keine Herabſetzung 
oder Einſtellung der Rente wegen zunehmenden Alters. Mit 
Recht rügt die Reviſion, daß der Ber. das Geſetz ver⸗ 
letzte, indem er aus dieſem Grunde die Rente ohne zeitliche 
Begrenzung zubilligte. Der BerR. kann durch Vernehmung 
Sachverſtändiger, insbeſondere erfahrener Arzte, den erforder⸗ 
lichen Aufſchluß erhalten. Dabei wird übrigens auch 
darauf Rückſicht zu nehmen ſein, ob Perſonen in den Lebens⸗ 
verhältniſſen des Klägers, die infolge zunehmenden Alters als 
Steinrichter nur geringen oder keinen Erwerb mehr haben, 
nicht noch längere Zeit, gegebenenfalls, wie lange, durch land⸗ 
wirtſchaftliche oder ſonſtige Arbeiten ſich Erwerb, und in welcher 
Höhe, verſchaffen können. M. c. N., U. v. 11. Juli 10, 503.09 IV. 
— Frankfurt. 

30. 5 843 BGB. Rente.] 

Bei Feſtſetzung einer Rente gemäß $ 843 BGB., 5 Za, 
8 7 HaftpflG. iſt allerdings für die Regel dem Einfluſſe, den 
das zunehmende Alter, dem natürlichen Laufe der Dinge ent⸗ 
ſprechend, auf die Arbeitskraft und Erwerbsfähigkeit des Menſchen 
ausübt, Rechnung zu tragen; und zwar mit Rückſicht darauf, 
daß normalerweiſe im hohen Alter die Arbeitsfähigkeit ſchließ⸗ 
lich ganz aufzuhören pflegt, durch Begrenzung der Rente nach 
einem beſtimmten Lebensalter. Allein es können, wie auch vom 
erkennenden Senate wiederholt anerkannt worden iſt, Sachlagen 
gegeben ſein, bei denen unbedenklich angenommen werden darf, 
daß ein beſtimmter Erwerb dem Schadenserſatzberechtigten ohne 
den vom Gegner zu vertretenden Vorgang bis ins ſpäteſte 
Greiſenalter oder bis ans Lebensende möglich geweſen ſein 
würde. Ob ein ſolcher Ausnahmefall vorliegt, iſt eine vom 
Gericht gemäß § 287 ZPO. nach den konkreten Umſtänden, 
insbeſondere auch den Berufs verhältniſſen des Erſatzberechtigten 
zu entſcheidende, tatſächliche Frage. Die angefochtene Feſt⸗ 
ſtellung des BU. erweiſt ſich ſchon aus dieſem Grunde als 
unanfechtbar. D. c. B., U. v. 11. Juli 10, 518/09 VI. — 
Marienwerder. 

31. S 844 BGB. Rente. 

Unbegründet iſt die Rüge, die SS 304 ZPO., 844 Abſ. 2 
BGB. ſeien dadurch verletzt, daß der Vorderrichter keine zeitliche 
Begrenzung der dem Grunde nach zu ¼ zuerkannten Renten 
ausgeſprochen, ſondern die Sache inſoweit an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen bat. Wie der Klageantrag ergibt, verlangt die 
Klägerin zu 1 jeweils am 28. September, 28. Dezember, 
28. März und 28. Juni jeden Jahres 180 &, der Kläger zu 2 
an den gleichen Tagen und zwar zuletzt am 28. Juni 1913 
je 90 Al. Aus der im Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils 
inſoweit in Bezug genommenen Klageſchrift ergibt ſich, daß die 
Klägerin zu 1 auf dem Standpunkte ſtand, daß ihr Mann ohne 
den Unfall mindeſtens ebenſo lange gelebt haben würde als ſie 
ſelbſt, und daß ſie deswegen die Rente als lebenslängliche in 
Anſpruch nimmt, ferner daß der Kläger zu 2 die Rente bis zur 


39. Jahrgang. 


Vollendung des ſiebzehnten Lebensjahres verlangt. Daß der 
Vorderrichter hierüber nicht entſchieden hat, iſt im entſcheidenden 
Teile und in den Gründen ſeines Urteils deutlich zum Aus⸗ 
druck gebracht. Dieſes Verfahren kann nicht für unzuläſſig 
erachtet werden. Anders lag der vom RG. in RG. 64, 34 
behandelte Fall, in dem eine Rente für die Lebensdauer der 
damaligen Klägerin gefordert und der Anſpruch in dieſem 
Umfange dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden 
war, ohne daß das BG. ſich darüber ausgeſprochen hatte, wie 
lange der Verſtorbene ohne den Unfall noch gelebt haben würde. 
V. c. S., U. v. 7. Juli 10, 115/10 VI. — Berlin. 

32. 5 892 BGB. Offentlicher Glaube des Inhalts des 
Grundbuchs. 

Nach der unangefochtenen Feſtſtellung des Ber R. war der 
Kaufmann Louis B. zur Zeit der Auflaſſung vom 16. De⸗ 
zember 1901 im Grundbuch als Eigentümer der aufgelaſſenen 
Parzelle Flur 7 Nr. 1416/136 eingetragen. Dieſe Eintragung 
ſtand allerdings, wie weiter feſtgeſtellt iſt, mit der wirklichen 
Rechtslage nicht im Einklange, inſofern die Parzelle ſchon ſeit 
dem Jahre 1877 Eigentum der Beklagten war; ohne Rechts⸗ 
irrtum iſt aber im Hinblick auf 8 892 BGB. angenommen, 


daß Kläger Eigentümer geworden iſt, wenn ihm bei der Auf⸗ 


laſſung die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht bekannt geweſen 
war. Es kann in dieſer Beziehung auf das zum Abdruck be⸗ 
ſtimmte Urteil des V. ZS. vom 15. Januar 1910 V 72/09 ver: 
wieſen werden. Der Umſtand, daß die örtliche Lage und Be⸗ 
grenzung der ſtreitigen Parzelle mit dem Auge nicht wahr⸗ 
genommen werden konnte, iſt ohne Bedeutung; es genügt, daß 
ſie, was unſtreitig iſt, auf der Kataſterkarte verzeichnet war 
und daß ſich ihre Grenzen demnach jederzeit ermitteln ließen. 
Es kann auch keine Rede davon ſein, daß Kläger, wie die 
Reviſion auszuführen ſucht, deshalb nicht hätte Eigentum er⸗ 
werben können, weil die Parzelle weſentlicher Beſtandteil der 
Hoheſtraße geweſen wäre. Freilich iſt in $ 93 BGB. beftimmt, 
daß weſentliche Beſtandteile einer Sache nicht Gegenſtand be⸗ 
ſonderer Rechte ſein können; aber auf Straßen und Wege iſt 
dieſe Vorſchrift nicht anwendbar, denn dieſe können durch Ziehen 
von Grenzlinien jederzeit in verſchiedene Teile zerlegt werden, 
ohne daß ihr Weſen dadurch irgendwie verändert wird. Die 
Beklagte hatte nun aber behauptet, daß dem Kläger die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs bei der Auflaſſung bekannt geweſen 
ſei. Die Erheblichkeit dieſer Behauptung hat der BerR. zwar 
an ſich nicht verkannt, aber die rechtlichen Erwägungen, die ihn 
bei Beurteilung des Parteivorbringens im einzelnen geleitet 
haben, ſind nicht durchweg bedenkenfrei. Nach dem Tatbeſtande 
hatte die Beklagte dem Kläger den Eid darüber zugeſchoben, 
daß ihm B. oder ein Dritter vor Tätigung der Auflaſſung 
davon Kenntnis gegeben, daß dem B., ehe dieſer das Haus⸗ 
grundſtück erwarb, von F. oder Fr. geſagt worden ſei, das zu 
verkaufende Terrain gehe nur bis zu einer gewiſſen näher be⸗ 
zeichneten Linie. Auf dieſen vom Kläger angenommenen Eid 
hat der BerR. erkannt, jedoch mit der Einſchränkung, daß Kläger 
nur Mitteilungen von ſeiten des B. eidlich in Abrede ſtellen 
ſoll. In den Gründen wird zu dieſem Punkte bemerkt, es 
komme bloß darauf an, was B. felbft dem Kläger geſagt habe. 
Wenn Kläger jene Tatſache bloß von Dritten erfahren hätte, 


ohne daß ſie ihm von B. beſtätigt worden wäre, ſo hätte er 
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ſich nicht darum zu kümmern brauchen. Es könne zwar in 
dieſem Falle möglicherweiſe eine Fahrläſſigkeit vorliegen, aber 
keine Bösgläubigkeit. Dieſe Ausführungen werden von der 
Reviſion mit Grund beanſtandet. Richtig iſt zwar, daß dem 
Erwerber nach 8 892 BGB. nur die Kenntnis, nicht auch die 
fahrläſſige Nichtkenntnis der Unrichtigkeit entgegenſteht; warum 
aber die Kenntnis lediglich durch Mitteilungen des Veräußerers 
und nicht auch durch Mitteilungen glaubwürdiger Dritter ſollte 
erlangt werden können, iſt nicht einzuſehen. Die grundſätzliche 
Ausſchließung anderer Erkenntnisquellen findet im Geſetz ſelbſt 
keine Stütze und enthält deshalb eine Verletzung des § 892. 
Nun ſoll Kläger zwar an erſter Stelle auch beſchwören, er habe 
bei der Auflaſſung keine Kenntnis davon gehabt, daß die 
Parzelle nicht Eigentum des B. war, und hier wird nicht unter⸗ 
ſchieden, ob er die Kenntnis durch B. oder durch Dritte erlangt 
hat; aber dieſer allgemeine Eid kann ſich nicht auch auf die 
demnächſt beſonders hervorgehobenen Tatſachen beziehen, die 
allerdings auch das Nichteigentum des B. betreffen, bei denen 
aber nur eine Mitteilung von ſeiten des B. für erheblich er⸗ 
achtet worden iſt. Das angefochtene Urteil unterliegt deshalb 
ſchon aus dieſem Grunde der Aufhebung. Aber auch die Frage, 
wie eventuell die Entſchädigung des Klägers zu beſtimmen iſt, 
hat eine zutreffende Beurteilung nicht gefunden. Der BerR. 
will, wenn Kläger gutgläubig war, die Beklagte verurteilen, 
wegen der ganzen Parzelle das Enteignungsverfahren nach dem 
Fluchtliniengeſetze vom 2. Juli 1875 zu beantragen. Es iſt 
nicht richtig, wenn der Ber R. davon ausgeht, daß Kläger ohne 
weiteres auch für diejenigen Eingriffe Entſchädigung fordern 
könnte, die ſchon vorgenommen waren, bevor er das Eigentum 
erwarb, und es iſt ferner nicht richtig, daß auch bezüglich des⸗ 
jenigen Teiles der Parzelle, der ſchon früher zur Straße ge: 
zogen war, die Art der Entſchädigung dem Enteignungsverfahren 
überlaſſen werden könnte. Wird die Beklagte verurteilt, be⸗ 
züglich der ganzen Parzelle das Enteignungsverfahren zu 
beantragen, ſo muß ſie dafür auch die geſetzliche Enteignungs⸗ 
entſchädigung gewähren, alſo den vollen Wert des Grund und 
Bodens erſetzen. Ein ſolcher Anſpruch ſteht dem Kläger aber 
hinſichtlich des ſchon früher zur Straße gezogenen Teiles nicht 
zu. Der Umſtand, daß dieſer Teil ſchon öffentlicher Weg ge⸗ 
worden war, konnte zwar nicht verhindern, daß Kläger ſeine 
Gutgläubigkeit vorausgeſetzt, das Eigentum erwarb; aber die 
Natur als öffentlicher Weg behielt das Teilſtück, die hierin⸗ 
liegende Belaſtung zugunſten der Beklagten blieb beſtehen, auch. 
wenn Kläger davon keine Kenntnis gehabt hatte. Der 8 892 
ſchützt den gutgläubigen Erwerber nur gegen ſolche dinglichen 
Rechte, die zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Eintragung bedürfen; 
dazu gehört aber das hier in Rede ſtehende Recht nicht. Konnte 
Kläger alſo an jenem Teilſtück nur ein Eigentum erwerben, 
das ſeines weſentlichſten Inhalts bereits entkleidet war, ſo kann 
er inſoweit auch nicht die volle Entſchädigung in Gemäßheit 
des Enteignungsgeſetzes beanſpruchen. Sollte das BG. auf 
Grund der neuen Verhandlung wieder dahin gelangen, die Be⸗ 
klagte zur Einleitung des Enteignungsverfahrens zu verurteilen, 
ſo würde hiernach beſonders zum Ausdruck zu bringen ſein, daß 
derjenige Teil der Parzelle, der bereits öffentlicher Weg geworden 
war, auch nur unter Berückſichtigung dieſer Belaſtung geſchätzt 
werden darf. C. c. T., U. v. 5. Juli 10, 431/09 VII. — Cöln. 
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33. SS 912, 915 BGB. verb. mit 88 251, 252 BGB. 
Gelten für Anſprüche wegen Überbaues die Grundſätze über 
Schadenserſatz?] 

Die Eheleute M. errichteten auf ihrer Bauſtelle recht⸗ 
winklig zur Straße mit polizeilicher Bauerlaubnis ein Wohn⸗ 
haus und überbauten dabei ein Dreieck vom Grundſtück der 
Kläger. Letztere erhoben gegen die Eheleute M. Klage auf 
Entfernung deren Neubaues von ihrem zuerſt erwähnten Dreieck, 
„fürſorglich“ auf angemeſſene Rentenzahlung. Dieſe Klage 
wurde aber vom LG. abgewieſen, weil ein Mitkläger zugleich 
als Generalbevollmächtigter ſeiner Miterben den Überbau ge⸗ 
nehmigt habe, und weil die Eheleute M. vorſätzlich und in 
voller Kenntnis der Grenze über dieſe hinübergebaut hätten, 
daher § 912 BGB. keine Anwendung finde, während eine 
etwa denkbare Bereicherungsklage nicht erhoben ſei. Die 
Kläger haben Berufung eingelegt und zwar gegen den Maurer⸗ 
meiſter K., als den zur Übernahme des Rechtsſtreits verpflich⸗ 
teten Beſitznachfolger in das M.ſche Grundſtück, ſie haben den 
Berufungsantrag geſtellt, den Beklagten zu verurteilen: 1. den 
Neubau auf ihrem Grundſtück zu beſeitigen, 2. fürſorglich 
a) eine Kapitalsentſchädigung von 10 000 & oder wieviel 
ſonſt nach Sachverſtändigengutachten Zug um Zug gegen Auf⸗ 
laſſung des überbauten Teils zu bezahlen; b) bis zu dieſer 


Eigentumsübertragung eine jährliche, je am 15. November im 


voraus zu entrichtende Jahresrente von 500 , gegebenfalls 
in einer der Kapitalsabfindung entſprechenden Höhe, zu ent⸗ 
richten; 3. ganz fürſorglich eine jährliche, am 15. November 
jeden Jahres vorauszahlbare Rente im Betrage von 500 M, 
gegebenenfalls in zu begutachtender Höhe, zu bezahlen. Das 
OLG. hat unter Zurückweiſung der Berufung im übrigen den 
Beklagten verurteilt, an die Kläger zu zahlen: a) eine Kapitals⸗ 
entſchädigung von 5000 & gegen Auflaſſung des überbauten 
Teils (8 915 BGB.); b) für die Zeit bis zur Übertragung des 
Eigentums eine jährliche am 15. November jeden Jahres voraus⸗ 
zahlbare Rente von 250 , gerechnet vom 15. November 1905 
an, ſomit die ſeit 15. November 1905 verfallenen Rentenbeträge 
in Höhe von 4 X 250 A = 1000 & (8 912 BGB.). Es 
hat ſeine Entſcheidung im weſentlichen damit begründet, daß die 
Eheleute M. angeſichts der Zuſtimmung des Mitklägers durch 
ihren Überbau weder vorſätzlich noch grob fahrläſſig das Eigentum 
der Kläger verletzt hätten, daß ſie aber, weil jene Zuſtimmung 
nicht unter Verzicht auf jede Entſchädigung erfolgt ſei, Grund⸗ 
rente und Abfindung dafür gegen Auflaſſung des überbauten 
Teils in der von Sachverſtändigen angegebenen Höhe zahlen 
müßten. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Der Beklagte beſchwert ſich nicht darüber, daß er im zweiten 
Rechtszuge ohne weiteres als Partei an Stelle der Miſchen 
Eheleute behandelt wurde. Ein Rechtsverſtoß iu dieſer Richtung, 
der übrigens nach §S 295 ZPO. geheilt wäre, liegt auch nicht 
vor. (Vergl. $ 266 ZPO.; Bolze II Nr. 1554 b). Der Reviſions⸗ 
kläger meint zunächſt, angeſichts der vom Vorderrichter feſt⸗ 
geſtellten Überbaugenehmigung des Mitklägers und des glaub: 
haften Willens der Eheleute M., gar nicht zu bauen, wenn ſie 
Entſchädigung zahlen müßten, handelten die Kläger wider Treu 
und Glauben und argliſtig, wenn fie nun Rechte aus § 912 ff. 
BGB. geltend machten. Dies wäre richtig, wenn die Kläger 
für alle Fälle auf dieſe Rechte verzichtet hätten. Aber das 
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Gegenteil ſteht feſt. (Wird ausgeführt.) Das Haus des Be 
klagten ſteht zurzeit teilweiſe auf einer noch im Eigentum der 
Kläger befindlichen Fläche; wegen der von dem Mitkläger er⸗ 
teilten Bauerlaubnis braucht er nach S 912 BGB. fein Gebäude 
zwar nicht zurückzurücken, aber er kann nicht verlangen, von 
Renten⸗ und Abfindungszahlung nach SS 912, 915 daſelbſt 
freizubleiben, auf die von den Klägern nach den einwandfreien 
Feſtſtellungen des Bu. keineswegs für alle Fälle verzichtet 
worden iſt. Nach dieſen Feſtſtellungen haben die Kläger an 
die Möglichkeit, daß fie aus dem Mr ſchen Grundſtück nicht 
entſchädigt werden würden, gar nicht gedacht, ſie haben ſich 
deswegen alſo die Anſprüche aus den genannten Geſetzesſtellen 
nicht ausdrücklich vorbehalten, aber ebenſowenig darauf verzichtet 
und deshalb iſt der Beklagte vom Vorderrichter mit Recht zu 
deren Erfüllung verurteilt worden. Eine nach § 313 BGB. 
formgerechte Überlafjung oder auch nur ein derartiges Angebot 
des Erſatzdreiecks an die Kläger liegt nicht vor, dieſe können 
daher ſchon aus dieſem Grunde nicht auf jene Fläche an Stelle 
der ihnen nach SS 912, 915 BGB. gebührenden Vergütungen 
verwieſen werden. Zwar hat das OLG. auf die Anſprüche 
aus 88 912 und 915 Schadenserſatzgrundſätze, insbeſondere 
die der SS 251, 252 BGB. für anwendbar erklärt. Wäre dies 
richtig, fo könnte vielleicht auch an Heranziehung des § 254 
daſelbſt, an ein Mitverſchulden des Mitklägers an der über⸗ 
eilten Überbauung des beſtrittenen Dreiecks, gedacht werden. 
Die Reviſion hat jedoch ihren in dieſer Richtung ſchriftlich an⸗ 
gekündigten Angriff mündlich nicht wiederholt und er wäre auch 
ſchon deswegen hinfällig, weil wenigſtens bei bewilligter, ohne 
rechtswidrigen Vorſatz und ohne Fahrläſſigkeit erfolgter Uber⸗ 
bauung Schadenserſatz⸗Grundſätze überhaupt nicht einſchlagen, 
ſondern nur ſolche des Wertserſatzes — vgl. den Wortlaut 
von § 915 — für die dem Eigentümer entzogene Grundfläche. 
K. c. H., U. v. 2. Juli 10, 454/09 V. — Karlsruhe. 

34. 58 931, 934, 868 BGB. Eigentumsübergabe 
durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe. Mittelbarer 
Beſitz. 

Klägerin ſtützt ihren Anſpruch auf ihr Eigentum an den 
bei dem Bankhaus E. hinterlegten Wertpapieren. Das BG. 
ſieht als erwieſen an, daß die beiden Konſols zur Zeit der 
Hinterlegung bei dem genannten Bankhaus Eigentum der 
Klägerin waren und daß durch die Hinterlegung dieſes Eigentum 
der Klägerin nicht verloren, insbeſondere nicht auf die N.fchen 
Erben übergegangen iſt. Inſoweit ſind von der Reviſion Rügen 
nicht erhoben und auch von Amts wegen Bedenken nicht geltend 
zu machen. Der BerR. verneint ſodann, daß der Beklagte 
durch die Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß 88 934 
und 931 BGB. Eigentümer der Wertpapiere geworden ſei. 
Er gibt hierfür eine dreifache Begründung: 1. W. habe nie⸗ 
mals auch nur mittelbaren Beſitz an den Wertpapieren 
gehabt und habe deshalb an den Beklagten einen ſolchen Beſiz 
und zugleich damit Eigentum an den Wertpapieren nicht über⸗ 
tragen können; 2. W. habe gar nicht den ihm gegen das 
Bankhaus E. zuſtehenden Anſpruch, ſondern nur einen Anſpruch 
gegen die R.ſchen Erben abgetreten; 3. eine Einigung zwiſchen 
W. und dem Beklagten dahin, daß letzterer Eigentümer der 
Konſols werden ſollte, ſei nicht dargetan. Keine dieſer Be⸗ 
gründungen iſt geeignet die Entſcheidung zu tragen. Zunächſt 
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beruht die Annahme des Berft., daß W. niemals mittelbaren 
Beſitz an den Konſols erlangt habe, auf einer rechtlich unzu⸗ 
treffenden Beurteilung der Sachlage. Die der Klägerin ge⸗ 
hörigen Wertpapiere wurden mit ihrem Einverſtändnis dem 
Bankhaus E. übergeben, um als die vom Direktor W. zu 
ſtellende Sicherheit zu dienen. Dies hätte in zweifacher Weiſe 
geſchehen können. Klägerin konnte dem Bankhaus E. gegenüber 
als Beſtellerin der Sicherheit, als Vertragsgenoſſin auftreten, 
ſo daß für ſie ſelbſt die Rechte aus der Hinterlegung erwuchſen, 
oder W., der den R.ſchen Erben die Sicherſtellung ſchuldete, 
ſchloß für ſeine Perſon mit dem Bankhaus E. den Vertrag, 
durch den dieſes die Pflichten eines Treuhänders oder Pfand⸗ 
halters übernahm. Vorliegend hat das Bankhaus E. bei 
Empfang der ihm in Gegenwart des Direktors W. durch den 
Angeſtellten der Klägerin L. überreichten Wertpapiere ihren 
Willen, lediglich in ein Vertragsverhältnis zu dem R.ſchen 
Mieter treten, lediglich dieſen als Hinterleger betrachten zu 
wollen durch ihre „doppelt für einfach“ ausgeſtellte Beſcheinigung 
vom 10. Juli 1906 allen Beteiligten gegenüber unzweideutig 
zu erkennen gegeben. Nach der eigenen Darſtellung der Klägerin 
wurde ihrem Vertreter ſofort bei der Hinterlegung ein Exemplar 
der Beſcheinigung ausgehändigt. Da von keiner Seite ein 
Widerſpruch gegen den klar zum Ausdruck gebrachten Vertrags⸗ 
willen des Bankhauſes E. erfolgte, ſo kam nur zwiſchen dieſem 
und dem Direktor W. ein Vertrag zuſtande. Für das ſo 
zwiſchen W. und dem Bankhaus E. entſtandene Vertragsver⸗ 
hältnis bleiben diejenigen Abmachungen, die W. und die Klägerin 
bezüglich des Eigentums an den hinterlegten Wertpapieren 
unter ſich und ohne Bekanntmachung an jenes Bankhaus trafen, 
ohne Einfluß. Dieſe in dem Schreiben W.s vom 10. Juli 1906 
niedergelegten Vereinbarungen ſind nur für das Rechtsver⸗ 
hältnis der Klägerin zu W. von Bedeutung und es könnte 
höchſtens die Frage aufgeworfen werden, ob nicht in dieſer 
Erklärung W.s eine Abtretung der ihm aus der Hinterlegung 
erwachſenen Rechte gefunden werden könnte. Der Ber R. nimmt 
denn auch ſelbſt an, daß W. durch die Hinterlegung einen 
Vertrag mit dem Bankhaus E. abgeſchloſſen und auf Grund 
desſelben einen Anſpruch auf Herausgabe gehabt hat. Nechts- 
irrtümlich verneint der BerR. trotzdem, daß durch die Hinter⸗ 
legung für W. ein mittelbarer Beſitz an dem Hinterlegten ent⸗ 
fanden ſei. Nach dem im übrigen vom Berg. richtig charak⸗ 
teriſierten Vertragsverhältnis beſaß das Bankhaus E. die 
Papiere in einem einem Pfandgläubiger oder einem Verwahrer 
ähnlichen Verhältnis, vermöge deſſen es dem Hinterleger W. 
gegenüber auf Zeit zum Beſitz berechtigt und verpflichtet war, 
und damit wurde nach § 868 BGB. W. ohne weiteres mittel⸗ 
barer Beſitzer. Dabei kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
Klägerin auf Grund des zwiſchen ihr und W. beſtehenden 
Vertragsverhältniſſes gleichfalls als mittelbare Beſitzerin zu 
betrachten iſt, denn ein ſolcher weiterer mittelbarer Beſitz würde 
einem gutgläubigen Eigentumserwerb des Beklagten gemäß der 
88 934 und 931 BGB. nicht entgegenſtehen. Zu einem ſolchen 
Eigentumserwerb iſt weiter, wie das BU. zutreffend hervorhebt, 
der übereinſtimmende Wille des Veräußerers und des Erwerbers 
erforderlich, daß das Eigentum an den Sachen, die den Gegen⸗ 
ſtand des Herausgabeanſpruchs bilden, von dem Zeſſionar er⸗ 
worben werden ſoll. Die Ausführungen, mit denen der BerR. 
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das Vorliegen einer ſolchen Einigung verneint, werden der 
Sachlage nicht gerecht; ſie ſind nicht erſchöpfend und berück⸗ 
ſichtigen insbeſondere nicht in ausreichender Weiſe den Zweck, 
den der Zedent und der Zeſſionar nach der eigenen Auffaſſung 
des BerR. mit der Abtretung verfolgten. Der BerR. ent⸗ 
nimmt aus der Darſtellung des Beklagten und der eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherung wie aus der Ausſage des Zeugen L., daß 
die Abtretung erfolgt ſei, damit Beklagte ſich aus der Kaution 
befriedigen und einen etwaigen Überſchuß herausgeben ſollte. 
Daraus folgert der BerR. weiter, daß es ſich lediglich um eine 
„Ermächtigung“ handele, ſich die Wertpapiere zum Zwecke der 
Befriedigung aushändigen zu laſſen und ſie zu verkaufen, daß 
aber „an die Herbeiführung dinglicher Rechtsveränderungen nicht 
gedacht“ ſei. Abgeſehen davon, daß unklar bleibt, ob der BerR. 
auch die dingliche Wirkung der Abtretung in bezug auf den 
obligatoriſchen Herausgabeanſpruch hat verneinen wollen, recht⸗ 
fertigt der Umſtand, daß mit der Abtretung die Befriedigung 
des Beklagten wegen einer beſtehenden Honorarforderung be⸗ 
zweckt wurde, keineswegs den Schluß, daß ein auf Übertragung 
des Eigentums an den Konſols gerichteter Parteiwille nicht 
beſtand. Wie aus der Bemerkung des BerR., daß mit der 
Abtretung ein Erfolg ähnlich wie bei der Überweiſung zur 
Einziehung bezweckt worden ſei, zu entnehmen iſt, iſt der BerR. 
ſelbſt der Anſicht, daß mit der Abtretung eine Sicherſtellung 
des Beklagten insbeſondere auch vor dem Zugriff anderer 
Gläubiger bezweckt wurde. Eine ſolche wirkſame Sicherſtellung 
konnte aber nur dadurch erreicht werden, daß dem Beklagten 
ein ſchädigende Zugriffe anderer Gläubiger ausſchließendes, ein 
dingliches Recht und zwar nicht nur an dem obligatoriſchen 
Anſpruch, ſondern auch an den Gegenſtänden desſelben ver⸗ 
ſchafft wurde. Als ſolches war vorliegend auch ein bloß fidu⸗ 
ziariſches Eigentumsrecht in Betracht zu ziehen. Bei der 
Prüfung der Frage nach dem Eigentumserwerb durch den Be⸗ 
klagten hätte der Ber R. aber auch zu dem Umſtand Stellung 
nehmen müſſen, daß W. nach der Ausſage des Zeugen L. bei 
der Abtretung dem Beklagten gegenüber nicht nur das Beſtehen 
eines obligatoriſchen Anſpruchs, ſondern ſein Eigentum an 
der hinterlegten Sicherheit betont hat. Der Ber. hat ſchließlich 
den vom Beklagten geltend gemachten Eigentumserwerb deshalb 
verneint, weil in dem bei den Akten befindlichen Entwurf des 
Schreibens W.s, durch das er das Bankhaus E. und den 
Vertreter der R.ſchen Erben von der Abtretung benachrichtigte, 
als abgetreten ein Anſpruch gegen dieſe Erben bezeichnet 
werde. Allein nach der Ausſage des Zeugen L. und nach der 
ganzen Sachlage kann es nicht dem geringſten Zweifel unter⸗ 
liegen, daß tatſächlich derjenige Anſpruch den Gegenſtand der 
Abtretung bildete, den der Direktor W. infolge der Hinter⸗ 
legung der 10 000 % bei dem Bankhaus E. hatte, das iſt aber 
der Anſpruch gegen dieſes Bankhaus auf Herausgabe der bei 
ihm hinterlegten Werte. Die Auslegung des Berg. hält ſich 
an einzelne Worte jener Urkunde, ohne die Urkunde in ihrem 
Zuſammenhang und im Zuſammenhalt mit den übrigen Er⸗ 
gebniſſen der Verhandlung zu würdigen. Hiernach iſt das 
BU. wegen des oben dargelegten materiellen Verſtoßes und 
wegen der Mängel in der Würdigung des Sachverhalts be⸗ 
züglich der Frage nach dem Vorliegen einer zum Eigentums⸗ 
erwerb erforderlichen Einigung aufzuheben und die Sache zur 
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erneuten Verhandlung an die Vorinſtanz zurückzuweiſen. S. c. B. 
& Co., U. v. 12. Juli 10, 489/09 VII. — Berlin. 

35. 5 1205 BGB. Beſtellung des Pfandrechts. Beſitz⸗ 
übergabe. 

Auch in der geſonderten Aufſtapelung der für die Ver⸗ 
pfändung beſtimmten Hölzer und in der Anbringung von 
Pfandtafeln mit entſprechender Aufſchrift an den Stapeln iſt 
die Abergabe nicht zu finden. Allerdings beruht das in § 1205 
vorgeſchriebene Erfordernis der Übergabe auf dem der Rückſicht 
auf die Verkehrsſicherheit entſprungenen Gedanken, daß das 
rechtsgeſchäftliche Fahrnispfandrecht nach außen erkennbar ge⸗ 
macht werden ſoll; und daß die geſonderte Stapelung in Ver⸗ 
bindung mit den Pfandtafeln zur Kundmachung des beabſichtigten 
Pfandrechts nach außen geeignet war, iſt zuzugeben. Das 
Geſetz fordert aber, abgeſehen von den hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahmen, als Mittel zur Kundmachung den 
Beſitzwechſel, und ein ſolcher iſt durch jene Maßnahmen nicht 
herbeigeführt worden, da durch fie die Hölzer dem tatjächlichen 
Machtbereiche des Gemeinſchuldners in keiner Weiſe entzogen 
wurden, in dieſer Hinſicht vielmehr alles beim alten blieb. 
Ebenſo kann die in der Urkunde vom 26. Februar 1907 ent⸗ 
haltene Erklärung, daß „der Lagerort der Hölzer“ von dem 
Gemeinſchuldner gegen einen Jahreszins von 15 & an den 
Beklagten „verpachtet“ werde, zu einer anderen Beurteilung 
um ſo weniger führen, ald nicht behauptet noch erſichtlich iſt, 
daß und in welcher Weiſe der Teil des Holzplatzes, wo die 
vermeintlich verpfändeten Hölzer jeweils lagerten, in den Beſitz 
des Beklagten gelangt wäre. Trotz jener Erklärung blieb der 
Gemeinſchuldner nach wie vor in der Lage, ohne Zuziehung 
des Beklagten beliebig über die Hölzer tatſächlich zu verfügen. 
Dies wurde endlich auch durch die Umhegung der Stapel 
mittels eines Schwartenzauns nicht verhindert oder auch nur 


erſchwert. Wäre an dem Zauneingang ein Verſchluß angebracht 


und der Schlüſſel dem Beklagten oder ſeinem Beſitzdiener aus⸗ 
gehändigt worden, ſo würde kein Bedenken beſtehen, hierin die 
Übertragung der tatſächlichen Gewalt über die eingeſchloſſenen 
Hölzer auf den Beklagten zu finden (vgl. $ 854 Abi. 2 BGB.). 
Ein Verſchluß ſolcher Art iſt aber nicht behauptet. Die inner⸗ 
halb des Holzplatzes des Gemeinſchuldners erfolgende beſondere 
Einzäunung ohne Verſchluß diente, wie ſchon die geſonderte 
Aufſtapelung und die Anbringung der Pfandtafeln, der erkenn⸗ 
baren Ausſcheidung der Hölzer aus dem allgemeinen Holzlager 
des Gemeinſchuldners, und es kann darin die Vorbereitung und 
Einleitung einer Übertragung der tatſächlichen Gewalt über die 
Hölzer erblickt werden; eine Vollziehung dieſer Übertragung iſt 
aber durch die erfolgten Maßnahmen, auch in ihrem Zuſammen⸗ 
hang miteinander, nicht bewirkt worden, da die innerhalb des 
beſonderen Zaunes aufgeſtapelten Hölzer jeder Handlung tat⸗ 
ſächlicher Herrſchaft ſeitens des Gemeinſchuldners nicht weniger 
zugänglich blieben, als die außerhalb dieſes Zaunes auf dem 
Holzplatze befindlichen. Vorſchußverein zu St. c. A., U. v. 
1. Juli 10, 399/09 VII. — Marienwerder. 

36. 88 1228 ff., 1233 ff., 240 BGB. Wirkung des 
Erſuchens, die Pfandbriefe baldmöglichſt verſilbern zu laſſen, 
und ſich wegen des Guthabens aus dem Erlöſe zu befriedigen.] 

Im Jahre 1904 bezog der Kläger vom Beklagten größere 
Mengen von Düngemitteln. Vorher waren dem Beklagten 


16. 1910. 
zur Sicherung der aus dieſem Geſchäftsverkehr entſtehenden 
Forderungen 27000 Rubel 4½ prozentige polniſche Pfandbriefe 
in Pfand gegeben worden. Durch Schreiben des Juſtizrats J 
vom 15. Auguſt 1905 wurde der Beklagte namens des Klägers 
erſucht, baldigſt die Pfandbriefe durch ein Bankhaus beſtmöglich 
verſilbern zu laſſen, ſich wegen ſeines Guthabens aus dem 
Erlöſe zu befriedigen und dem Kläger Abrechnung zu über⸗ 
ſenden. Den größeren Teil der Pfandbriefe, nämlich 17000 Rubel, 
hat der Beklagte erſt im Jahre 1907 verkauſen laſſen. Der 
Kläger behauptete, daß dies auf ſchuldhaftem Zögern des 
Beklagten beruhe und daß hierdurch dem Kläger, infolge der 
entſprechend längeren Zinſenberechnung des Beklagten und in⸗ 
folge des inzwiſchen eingetretenen Kursrückgangs der Pfand⸗ 
briefe, ein Schaden von insgeſamt 5193,15 K entſtanden fei. 
Die auf Zahlung dieſer Summe nebſt Zinſen gerichtete Klage 
iſt durch das LG. abgewieſen, die Berufung des Klägers durch 
das OLG. zurückgewieſen worden. Der Reviſion des Klägers 
wurde ſtattgegeben. Das BG. verwirft den Klageanſpruch, 
indem es ausführt, Vorausſetzung des Anſpruchs ſei, daß für 
den Beklagten eine Verpflichtung beſtanden habe, auf Ver⸗ 
langen des Klägers zum Pfandverkaufe zu ſchreiten, eine ſolche 
Verpflichtung ſei aber nicht anzuerkennen. Daß der in 
SS 1228 ff., 1233 ff. BGB. geordnete Pfandverkauf nach dem 
geltenden Geſetz ein Recht, nicht eine Pflicht des Gläubigers 
bildet, iſt richtig. Wäre aber damit die Sache abgetan, ſo 
würde einem Schuldner gegenüber, dem zur Befriedigung des 
Gläubigers andere Mittel als der dem Pfande innewohnende 
Geldwert dauernd fehlen, der Gläubiger, dem mehr am Beſitze 
des Pfandes als an der Bezahlung ſeiner Forderung liegt, 
die Macht haben, das Pfand dauernd zu behalten, möchte 
auch deſſen Wert den Betrag der Forderung, ſelbſt bei Hinzu⸗ 
rechnung jahrzehntelanger Zinſen, um ein Vielfaches überſteigen. 
Damit würde, zwar nicht rechtlich, aber dem tatſächlichen Zu⸗ 
ſtande nach, die Wirkung eintreten, die das Geſetz durch das 
Verbot der Verfallklauſel (lex commissoria) hat ausſchließen 
wollen, 8 1229 BGB. Hieraus hätte das BG. den Zweifel 
darüber entnehmen ſollen, ob mit ſeiner vorhin wiedergegebenen 
Erwägung die Sache rechtlich erſchöpft werde. Dieſe Frage 
muß denn auch verneint werden. Die Beurteilung des BG. 
nimmt zum Ausgangspunkte die Annahme, daß das, was der 
Kläger vom Beklagten begehrt hat, der durch die oben an⸗ 
geführten Geſetzesvorſchriften geregelte Pfandverkauf ſei, während 
dafür eine andere rechtliche Auffaſſung nicht nur möglich, 
ſondern nach der Sachlage geboten iſt. Der Kläger befand 
ſich nach ſeinem hier als richtig zu unterſtellenden Vorbringen 
in einer Lage, deren Fortdauer große wirtſchaftliche Nachteile 
für ihn erwarten ließ; auf der einen Seite mußte er ſich vom 
Beklagten die Anſchreibung ungewöhnlich hoher Zinſen von 
deſſen Forderung gefallen laſſen, auf der anderen Seite drohte 
den verpfändeten polniſchen Pfandbriefen die Wertminderung 
durch Kursrückgang. Die erforderlichen Gelder aber zur 
Bezahlung der Forderung und damit zur Beendung des Zinſen⸗ 
laufes und zugleich zur Befreiung des Pfandes, um es vor 
Eintritt der ungünſtigeren Verhältniſſe in Geld umſetzen zu 
können, beſaß der Kläger nicht, wie nach ſeinek Sachdarſtellung 
anzunehmen iſt. Er mußte hiernach fürchten, daß der Beklagte, 
um den hohen Zinsgewinn ſolange als möglich zu genießen, 
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den Pfandverkauf, deſſen Zeitpunkt er als der Gläubiger nach 
ſeinem Belieben wählen durfte, ſo lange hinausſchieben würde, 
als der Kurs die Forderung ſamt Zinſen noch ſicher deckte. 
In ſolcher Lage wird ſich dem Schuldner der Weg bieten, 
einen dritten Geldgeber zu gewinnen, der die zur Befriedigung 
des Gläubigers erforderliche Summe vorſchießt, das Pfand in 
Empfang nimmt, es verſilbert, ſich aus dem Erlöſe deckt und 
den etwaigen ÜUberſchuß an den Schuldner herauszahlt. Ein 
Bankier würde hierfür gegen entſprechende Proviſion wohl 
immer unſchwer zu haben ſein. Warum der Kläger dieſen 
Weg nicht gewählt hat, iſt nicht erſichtlich, kann aber auch auf 
ſich beruhen. Statt ſich an einen Dritten zu wenden, kann 
der Schuldner mit einem entſprechenden Antrag auch an den 
Gläubiger ſelbſt herantreten. Dieſer Antrag kann dahin gehen, 
das Pfand unter angezeigt erſcheinenden Sicherungsvorkehrungen, 
> B. an einen Vertrauensmann, behufs Verfilberung heraus⸗ 
zugeben. Der Schuldner kann aber auch, wenn der Gläubiger 
hierauf nicht eingehen will oder wenn ſolches zu erwarten iſt, 
dem Gläubiger, geſchehe das auch in der Form einer Auf⸗ 
forderung oder eines Erſuchens, vorſchlagen, ſich ſelbſt der 
Beſorgung der Verſilberung zu unterziehen, wofür der Gläubiger 
unter Umſtänden ebenfalls eine Proviſion oder ſonſtige Ver⸗ 
gütung mag in Rechnung ſtellen dürfen. In beiden Fällen 
handelt es ſich alsdann nicht um einen gegen den Schuldner 
gerichteten Pfandverkauf, für den die mehrerwähnten Beſtim⸗ 
mungen des BGB. (58 1228 ff., 1233 ff.) maßgebend wären, 
ſondern um Maßnahmen, die dazu dienen ſollen, dem Schuldner 
das Geld zur Befriedigung des Gläubigers zu verſchaffen, ſei 
es auch, daß dieſe Befriedigung (im zuletzt genannten Falle) 
durch Verrechnung des in die Hände des Gläubigers gelangten 
Erlöſes zu erfolgen hat. Dieſer Auffaſſung läßt ſich auch nicht 
mit der Erwägung entgegentreten, daß in den gedachten Vor⸗ 
ſchlägen an den Gläubiger Vertragsanträge zu finden ſeien, 
und daß der, dem ein Vertragsantrag gemacht werde, die 
Freiheit habe, ihn anzunehmen oder abzulehnen. (Wird aus⸗ 
geführt.) L. c. R., U. v. 8. Juli 10, 499/09 VII. — Breslau. 

37. Auslegung des 8 1325 BGB.] 

Nach 8 1325 Abſ. 1 BGB. ift eine Ehe nichtig, wenn 
einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig 
war oder ſich im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder vorüber⸗ 
gehender Störung der Geiſtestätigkeit befand. Von den Fällen 
der Geſchäftsunfähigkeit kam für die Klage der in § 104 Nr. 2 
bezeichnete in Betracht. Schon in I. Inſtanz hatte der Kläger 
ferner geltend gemacht, er habe ſich im Zeitpunkte der Ehe⸗ 
ſchließung in einem Zuſtande vorübergehender Störung der 
Geiſtestätigkeit befunden. Die Ehe der Parteien war mithin 
für nichtig zu erklären: 1. wenn der Kläger zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung ſich in einem die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Zustand krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit 
befand, der feiner Natur nach kein vorübergehender war (§ 104 
Nr. 2, oder 2. wenn der Kläger zur Zeit der Eheſchließung 
ſich im Zuſtande vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit 
befand ($ 1325 Abſ. 1). Wäre die Faſſung des Geſetzes 
genau, ſo müßte nach dieſen Beſtimmungen der Nachweis, daß 
einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung in einem Zu⸗ 
ſtande der Störung der Geiſtestätigkeit ſich befunden 
habe, zur Nichtigerklärung der Ehe genügen, falls die Störung 
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der Geiſtestätigkeit vorübergehend war, dagegen müßte, 
wenn die Störung krankhaft und der Zuſtand kein vorüber⸗ 
gehender war, der Zuſtand ein die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließender geweſen ſein. Daß dies nicht der Sinn 
des Geſetzes ſein kann, unterliegt keinem Zweifel. Die vorüber⸗ 
gehende Störung der Geiſtestätigkeit iſt der leichtere geiſtige 
Mangel; es iſt undenkbar, daß, wenn der Zuſtand der Störung 
der Geiſtestätigkeit ſeiner Natur nach dauernd, die Störung der 
Geiſtestätigkeit krankhaft iſt, das Erfordernis des Ausſchluſſes 
der freien Willensbeſtimmung hinzutreten muß, dieſes Moment 
dagegen fehlen dürfte, wenn die Störung nicht dauernd iſt. 
Vielmehr iſt anzunehmen, daß in jedem der beiden Fälle der 
Zuſtand ein die freie Willensbeſtimmung ausſchließender 
ſein muß. (Wird ausgeführt.) v. D. c. v. D., U. v. 7. Juli 10, 
498/09 IV. — Jena. 

38. 88 1353 BGB. Unzuläſſigkeit einer Unterſcheidung 
zwiſchen häuslicher und ehelicher Gemeinſchaft.] 

Die Parteien ſind ſeit dem 1. November 1890 mit⸗ 
einander verheiratet. Bis zum Jahre 1902 lebten die Parteien 
zuſammen in Hamburg. Von dort begab ſich der Kläger im 
Jahre 1902 nach Kuba und die Beklagte im Jahre 1904 nach 
Heidelberg. Kläger begehrte Herſtellung der Gemeinſchaft und 
zwar in erſter Reihe der häuslichen, in zweiter Reihe der 
ehelichen Gemeinſchaft. Die Beklagte erhob Widerklage auf 
Scheidung der Ehe. Nachdem das LG. die Scheidungswider⸗ 
klage der Ehefrau abgewieſen und die Ehefrau zur Wieder⸗ 
herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft mit dem Kläger ver⸗ 
urteilt hatte, erkannte das OLG. dahin, daß es die Berufung 
der Beklagten bez. der Widerklage zurückwies, dagegen im 
übrigen inſofern abänderte, daß die Beklagte verurteilt wurde, 
mit dem Kläger die eheliche (nicht aber die häusliche) Gemein⸗ 
ſchaft herzuſtellen. Beide Teile legten Reviſion ein, das RG. 
hob auf: Wie die Reviſion der Beklagten mit Recht rügt, 
verkennt das BG. das Weſen der ehelichen Gemeinſchaft, wenn 
es die in Deutſchland lebende Beklagte verurteilt, mit dem in 
Habana (Kuba) wohnenden Kläger zwar nicht die häusliche, 
aber doch die eheliche Gemeinſchaft wiederherzuſtellen. Nach 
8 1353 Abſ. 1 BGB. find die Ehegatten einander zur ehelichen 
Lebensgemeinſchaft verpflichtet. Dieſe Verpflichtung umfaßt 
alle dem ſittlichen Weſen der Ehe entſprechende Pflichten, 
namentlich die Pflichten zum Zuſammenleben, zum Geſchlechts⸗ 
verkehre, zur Treue und zum gegenſeitigen Beiſtande (Mot. 4, 
104). Wegen jeder Verletzung der bezeichneten Pflichten iſt die 
Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens zuläſſig ($ 615 ZBO., 
Mot. 4, 108 ff. zu § 1276 des Entwurfs; RG. 51, 182). 
Auf dieſem Wege kann der verletzte Ehegatte zwar nicht die 
Erfüllung der Pflichten erzwingen, wohl aber ſein verletztes 
Recht zur richterlichen Anerkennung durch Urteil bringen und 
geeignetenfalls die rechtliche Grundlage für einen Scheidungs⸗ 
anſpruch erwerben. Allerdings iſt die Möglichkeit der Fort⸗ 
ſetzung einer Ehe ohne räumliches Zuſammenleben nicht 
ausgeſchloſſen. Derartige Verhältniſſe beruhen in der Regel 
darauf, daß ſich die Ehegatten gegenſeitig von gewiſſen, aus 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft folgenden Rechtspflichten ent⸗ 
binden, und haben nur ſo lange Beſtand, als das beiderſeitige 
Einverſtändnis fortdauert. Der Ehegatte hat aber grundſätzlich 


kein Recht, gegen den Willen des anderen Ehegatten die 
103 
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häusliche Gemeinſchaft zu verweigern. Die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft folgt als eine Rechtspflicht aus dem im § 1353 Abſ. 1 
ausgeſprochenen allgemeinen Grundſatze. Sie gehört begrifflich 
zur ehelichen Lebensgemeinſchaft. JW. 00, 658° und 
RG. 53, 340. Dieſen Grundſätzen widerſpricht es, wenn das 
BG. meint, der Beklagten ſei wegen des immerhin mindeſtens 
unfreundlichen Verhaltens des Klägers zwar nicht zuzumuten, 
ihm nach Habana in ſeine Wohnung zu folgen, wohl aber 
müſſe die Beklagte mit dem Kläger, der möglicherweiſe feine 
Ehefrau in Deutſchland vorübergehend beſuchen oder nach 
Deutſchland dauernd zurückkehren werde, eheliche Gemeinſchaft 
halten. Mit Recht führt die Reviſion des näheren aus, daß 
es an einer geſetzlichen Grundlage für die Geſtaltung einer der⸗ 
artigen Ehegemeinſchaft zweier ſich vielleicht nur beſuchsweiſe 
wiederſehender Ehegatten fehle und daß es völlig im Unklaren 
bleibe, wie ſich eine Ehefrau in derartiger Lage zu verhalten 
habe, um nicht gegen eheliche Pflichten zu verſtoßen. Das BG. 
hätte prüfen ſollen, ob die Beklagte zur Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft mit dem Kläger in dem oben gekennzeichneten 
Sinne verpflichtet ſei, und hätte dann, je nachdem es zur Ver⸗ 
neinung oder Bejahung der Frage gelangt wäre, die ſich daraus für 
die Ab⸗ oder Zuſprechung der Klageanträge ergebenden Folgen 
ziehen ſollen. Da dies nicht geſchehen, mußte das Urteil wegen 
rechtsirriger Auslegung des § 1353 Abf. 1 BGB. aufgehoben 
werden. Wenn das BG. feine Entſcheidung auf $ 1354 BGB. 
zu ftüßen ſucht, und einen auf ſeiten des Klägers vorliegenden 
Mißbrauch ſeines Rechtes, Wohnort und Wohnung der Parteien 
zu beſtimmen, annimmt, ſo können dieſe Ausführungen auf ſich 
beruhen. Die Entſcheidung der Frage, ob die Frau zur Her⸗ 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verpflichtet iſt, iſt grund⸗ 
ſätzlich den Beſtimmungen des 8 1353 zu entnehmen, denn es 
begehrt der Kläger nicht Anerkennung ſeines Wohnungs⸗ 
beſtimmungsrechtes, ſondern Wiederherſtellung des ehelichen 
Lebens. Übrigens entfällt das Wohnungsbeſtimmungsrecht des 
Mannes ſelbſtverſtändlich einer Frau gegenüber, die die eheliche 
Gemeinſchaft mit Recht verweigert. Letztere Frage iſt alſo 
zunächſt zu entſcheiden. Auch die Reviſion des Klägers iſt 
begründet. Er iſt inſoweit formell beſchwert, als ſeinem in 
erſter Reihe geſtellten Antrage, die Beklagte zur häuslichen 
Gemeinſchaft zu verurteilen, nicht ſtattgegeben worden iſt. Die 
Reviſion rügt Verkennung des Weſens der ehelichen Gemeinſchaft 
und zwar, wie aus dem oben Dargelegten hervorgeht, mit Recht. 
Der Kläger ſteht auf dem Standpunkte, daß, wenn die Beklagte 
zur Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft überhaupt ver⸗ 
pflichtet ſei, ſie ihm auch in ſeinen Wohnort Habana folgen 
müſſe, denn — wie das BG. annimmt — bilden die weite 
Entfernung und fremdländiſchen Verhältniſſe an ſich keine 
Hinderniſſe für die Fortſetzung eines ordentlichen Ehelebens. 
E. c. E., U. v. 23. Juni 10, 433/09 IV. — Hamburg. 

39. 88 1400, 1443, 1519, 1550 BGB. Legitimation 
der Ehefrau zur Geltendmachung von Schadensanſprüchen.] 

Am 26. Mai 1907 fuhr ein Zug der von der Beklagten 
betriebenen elektriſchen Straßenbahn in Oliva heftig gegen den 
Prellbock. Durch den Stoß wurde die auf dem Perron des 
Anhängewagens ſtehende Klägerin gegen den Wagenkaſten 
geſchleudert und körperlich dadurch beſchädigt, daß bei ihr eine 
Wanderniere entſtand. Sie belangte die Beklagte auf Schadens⸗ 
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erſatz und begründete ihren Anſpruch nach drei Richtungen. 
Einmal verlangte ſie Entſchädigung dafür, daß ſie nicht mehr 
imſtande ſei, für die Firma S. Nähmaſchinenarbeit zu liefern, 
ferner behauptete ſie, beſſere Ernährung als früher nötig zu 
haben, endlich müſſe jetzt zur Beſorgung des Haushaltes eine 


Bedienung gehalten werden, während ſie früher dieſe Arbeiten 


ſelbſt erledigt habe. Das LG. erkannte ihr eine Rente von 
924 & zu, wovon jedoch 264 4 am 11. Juli 1938 wegfallen 
ſollen, weil Klägerin über dieſen Zeitpunkt hinaus, zu dem ſie 
65 Jahre alt werden wird, nicht imſtande geweſen wäre, 
Maſchinenarbeiten zu liefern. Das OLG. hat auf die Berufung 
der Beklagten die Rente auf 864 & ermäßigt, läßt die 2644 
bereits am 11. Juli 1933 wegfallen und verfügt weiter den 
Wegfall von 240 &, Entſchädigung für häusliche Dienſte, 
mit Auflöſung der Ehe der Klägerin. Die Reviſion der Be⸗ 
klagten wurde zurückgewieſen: Die Reviſion beſtreitet zwar 
nicht, daß der Klägerin wegen Erwerbsverluſt und wegen der 
Notwendigkeit beſſerer Ernährung Anſprüche auf eine Rente 
entſtanden ſind, ſie meint aber, daß ihre Zulaſſung die 
SS 1443, 1519 BGB. verletze, auch in RG. 60, 147 habe 
das RG. die Legitimation nur deshalb bejaht, weil der Klage⸗ 
antrag alternativ zugunſten beider Ehegatten geſtellt geweſen 
ſei. Dieſen Ausführungen war nicht beizutreten. Wie das 
BG. feſtſtellt, haben die Eheleute B. nach ihrer am 29. Oktober 
1896 erfolgten Verheiratung ihren erſten ehelichen Wohnſitz in 
Düſſeldorf genommen, ſie haben keinen Ehevertrag abgeſchloſſen 
und bis zum 31. Dezember 1899 in der geſetzlichen Güter⸗ 
gemeinſchaft des franzöſiſchen Rechtes gelebt, an deren Stelle 
ſeitdem das Recht der Fahrnisgemeinſchaft getreten iſt. Die 
erwähnten beiden Anſprüche betrachtet das BG. als eingebrachtes 
Gut und unterſtellt fie daher nach 8 1550 Abi. 2 BGB. den 
bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut 
geltenden Vorſchriften, den dritten Anſpruch wegen des Haltens 
einer Bedienung im Haushalte erachtet es als Geſamtgut. 
Nach 88 1525 Abſ. 2, 1400 Abſ. 2 BGB. könne die Klägerin 
mithin die zwei erſten Anſprüche jedenfalls mit Zuſtimmung 
des Mannes geltend machen, die erteilt worden iſt. Das 
gleiche gelte aber infolge der erteilten Zuſtimmung des Mannes 
auch für den dritten Anſpruch. Dieſen Erwägungen it jeden: 
falls inſoweit zuzuſtimmen, als ſie die Aktivlegitimation der 
Klägerin bejahen. Für eingebrachtes Gut ergibt ſie ſich aus 
den angezogenen geſetzlichen Vorſchriften, ſie iſt aber auch für 
Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das Geſamtgut beziehen, an⸗ 
zunehmen, wie dies in der von der Reviſion ſelbſt angezogenen 
Entſcheidung in RG. 60, 146 ausgeführt iſt. Die Reviſion 
irrt aber, wenn ſie ausführt, dieſes Urteil beruhe darauf, daß 
der Klageantrag damals alternativ zugunſten beider Ehegatten 
gelautet habe, was jetzt nicht der Fall iſt. (Wird ausgeführt.) 
In bezug auf den Schadenserſatzanſpruch wegen Haltens einer 
Bedienung für den Haushalt beanſtandet die Beklagte weiter, 
daß das BG. ihn fachlich zugelaſſen hat. Aus dem HaftpflG. 
ſei er nicht herzuleiten und nur auf dieſes habe ſich Klägerin 
geftügt. Für die vom Vorderrichter gemachte Annahme eines 
Beförderungsvertrags fehlte es an den nötigen prozeſſualen 
Grundlagen, ebenſo an der Feſtſtellung, daß den Wagenführer 
ein Verſchulden treffe. Klägerin habe ein ſolches nie behauptet, 


und Beklagte habe hierzu daher auch nicht Stellung nehmen 
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können, das Verfahren des BG. verſtoße gegen die 88 276, 
278 BGB., § 286 ZPO. ſowie gegen die Verhandlungsmaxime. 
Dieſer Angriff iſt zum Teil berechtigt. Das OLG. nimmt an, 
daß der fragliche Anſpruch ein ſolcher des Mannes, nicht der 
Frau, ſei, da nur er durch den Wegfall der Dienſte der Frau 
im Hausweſen geſchädigt werde, und daß er ſich daher nicht 
auf das HaftpflG. ſtützen laſſe, es ſei aber nach der Erfahrung 
des täglichen Lebens anzunehmen, daß der Mann im eigenen 
Namen einen Vertrag über die Beförderung beider Eheleute 
mit der Beklagten geſchloſſen habe, nach dem dieſe beide Ehe: 
leute unverletzt an das Reiſeziel zu befördern gehabt habe. 
Infolge Fahrläſſigkeit des Wagenführers habe fie dieſen Ver⸗ 
trag nicht erfüllt. Der hieraus folgende Schadenserſatzanſpruch 
gehöre zum Geſamtgut und könne mit Zuſtimmung des Mannes 
von der Ehefrau eingeklagt werden. Ob der Auffaſſung des 
Vorderrichters zuzuſtimmen wäre, daß bei einer gemeinſamen 
Reiſe zweier Eheleute im Zweifel ein Vertrag des Mannes auf 
Beförderung beider Gatten mit der Transportanſtalt vorliegt, 
mag auf ſich beruhen bleiben, denn die Reviſion hat jedenfalls 
darin Recht, daß das Parteivorbringen für eine Beurteilung 
der Sachlage vom Vertragsſtandpunkte aus keine genügende 
Grundlage bietet. Die Klage iſt nach dem Tatbeſtand des 
Urteils I. Inſtanz darauf geſtützt, daß Klägerin mit der 
Straßenbahn der Beklagten gefahren und hierbei verletzt iſt, 
weil der Wagen infolge falſchen Bremſens heftig gegen einen 
Prellbock ſtieß. Nach § 1 Haftpfl®. war die Klage hiermit 
ausreichend begründet, dagegen fehlen genügende Anhaltspunkte 
dafür, daß fie auch auf den Beförderungsvertrag geftügt fein 
ſollte, ebenſo iſt nicht erſichtlich, daß darüber verhandelt worden 
lei, ob das falſche Bremſen auf einer Nachläſfigkeit des Wagen⸗ 
führers beruhte. Daß die Beklagte, wie das OLG. ſagt, keine 
entgegenſtehenden Ausführungen gemacht hat, genügt deswegen 
nicht, weil fie vom Standpunkte des Haftpfl®. aus und in 
Ermangelung beſonderer Behauptungen der Klägerin hierzu 
leine Veranlaſſung hatte. Durch die Heranziehung des Be 
förderungsvertrags und des Geſichtspunktes des Verſchuldens 
des Wagenführers iſt ſomit das BG. über den Inhalt der 
Verhandlungen hinausgegangen und hat den 8 286 ZPO. 
verletzt. Hiermit entfallen auch alle Folgerungen, die das an⸗ 
gefochtene Urteil auf dieſe Grundlage ſtützt. Trotzdem war 
dasſelbe aufrechtzuerhalten, weil der erwähnte Anſpruch der 


Frau, wie ſchon das LG. richtig angenommen hat, ſich unmittel⸗ 


bar aus dem HaftpflG. ergibt. Nach 8 3a daſelbſt iſt ihr 
Schadenserſatz dahin zu leiſten, daß infolge der Verletzung 
zeitweiſe oder dauernd ihre Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert wird, oder eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe eintritt. 
Daß im vorliegenden Falle die Erwerbsfähigkeit der Klägerin 
gemindert iſt, ſteht tatſächlich feſt, es handelt ſich alſo nur 
darum, ob dadurch, daß ſie im Haushalte nicht mehr wie vor 
dem Unfalle arbeiten kann und deswegen eine Bedienung an⸗ 
genommen werden mußte, ihr und nicht dem Manne allein 
Schaden erwachſen iſt. Nur für den geſetzlichen Güterſtand 
„hat das R., vgl. RG. 63, 195 flg., das letztere angenommen, 

dagegen hat der Senat bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
erwogen, daß hier der eheliche Aufwand nicht dem Manne, 
ſondern dem Geſamtgute zur Laſt fällt und daher dieſes ge⸗ 
ſchädigt wird, wenn die Frau im Hausweſen nicht mehr tätig 
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ſein kann. Eine Schädigung des Geſamtgutes bedeutet aber 
eine Schädigung beider Ehegatten, die als Geſamtgläubiger des 
Schädigers anzuſehen ſind, vgl. die Urteile dieſes Senats vom 
28. April 1910, VI 218/09, vom 4. März 1909, VI 159/08 
(Warneyer, Ergänzungsband II Nr. 300). Iſt aber hiernach 
die Klägerin dadurch geſchädigt, daß jetzt im Hausweſen eine 
Hilfskraft gehalten werden muß, ſo kann die Erſtattung dieſes 
Schadens auch auf Grund des $ 3a HaftpflG. von ihr verlangt 
werden. D. c. B., U. v. 7. Juli 10, 356/09 VI. — Marien⸗ 
werder. 

40. 5 1568 BGB. Zum Begriff der groben Miß⸗ 
handlung.] 

Es iſt nicht rechtsirrtümlich, wenn der BerR. unter den 
beſonderen von ihm näher dargelegten Umſtänden des Falls die 
Ohrfeige, die der Beklagte der Klägerin im Februar 1908 ge⸗ 
geben hat, nicht als grobe Mißhandlung im Sinne des Geſetzes 
aufgefaßt hat. Abgeſehen davon, daß der Schlag „keinesfalls 
ſchwer“ geweſen iſt, war er nach den getroffenen Feſtſtellungen 
dadurch veranlaßt, daß der Beklagte von einem hinter ſeinem 
Rücken an dritte, fremde Perſonen geſchriebenen Briefe der 
Klägerin Kenntnis erlangt hat, der, wie mit Recht hervor⸗ 
gehoben iſt, unerhörte Beleidigungen gegen ihn enthielt, daß 
die Klägerin auf Vorhalt hierüber keinerlei Reue zeigte und 
daß ſie auch ſonſt durch ein beſonderes zänkiſches und ſtreit⸗ 
ſüchtiges Weſen ſchon jahrelang die Geduld des Beklagten auf 
das äußerſte herausgefordert hatte. Unter dieſen Umſtänden 
war der BerR. berechtigt, dieſen einmaligen, auch von ihm 
gemißbilligten Vorgang, ſelbſt in Verbindung mit der Tatſache, 
daß Beklagter dem körperlichen Leiden der Klägerin nicht immer 
die gebührende Rückſicht entgegengebracht hat, die Bedeutung 
eines Scheidungsgrundes im Sinne von $ 1568 abzuſprechen. 
P. c. P., U. v. 27. Juni 10, 166/10 IV. — Düſſeldorf. 

41. 5 1635 BGB.] 

Richtig iſt, daß der Beklagte im Rechtsſtreite verlangt 
hatte, daß die beiden gemeinſchaftlichen Kinder L. und R. den 
Unterhalt in Natur bei den von ihm bezeichneten, mit dem 
Beklagten verwandten Familien entgegennehmen ſollten. Die 
Reviſion weiſt auf § 1612 Abſ. 2 BGB. hin, wonach die 
Eltern, wenn ſie einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu 
gewähren haben, beſtimmen können, in welcher Art (Verpflegung 
in Natur oder Zahlung einer Geldrente) der Unterhalt gewährt 
werden ſoll. Allein das hieraus für den Beklagten als Vater 
zu entnehmende Beſtimmungsrecht muß gegenüber dem Rechte 
der Klägerin, der gemäß § 1635 die Sorge für die Perſon 
der Kinder zuſteht, zurücktreten. Die Sorge für die Perſon 
der Kinder umfaßt für die Klägerin nach § 1631 das Recht 
und die Pflicht, die Kinder zu erziehen, zu beaufſichtigen und 
ihren Aufenthalt zu beſtimmen. In welcher Weiſe die 
Klägerin dieſe Angelegenheiten ordnen will, iſt in ihr pflicht⸗ 
mäßiges freies, von dem Willen des Beklagten unabhängiges 
Ermeſſen geſtellt. Dieſer Rechtslage muß der Beklagte Rechnung 
tragen und er darf fein Beſtimmungsrecht aus 8 1612 Abſ. 2 
nicht in einer Weiſe ausüben, daß dadurch die Befugniſſe der 
Klägerin beeinträchtigt oder gar vereitelt würden. Feſtgeſtellter⸗ 
maßen will die Klägerin ihre Söhne bei ſich behalten und ſie 
iſt auch in der Lage, ihnen an ihrem jetzigen gemeinſamen 
Wohnort eine gute Schulbildung zuteil werden zu laſſen. Ihre 
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Abſichten und Pläne würden völlig durchkreuzt und unausführ⸗ 
bar werden, wenn der Beklagte gegen den Willen der Klägerin 
verlangen könnte, daß die Söhne ihren Unterhalt in den von 
ihm bezeichneten, an anderen Orten als die Klägerin wohnenden, 
mit dem Beklagten verwandten Familien entgegennehmen. 
Dieſes Verlangen des Beklagten brauchte die Klägerin nicht zu 
beachten, ohne daß fie genötigt war, zuvor gemäß 8 1635 
Abſ. 1 Satz 2 das Vormundſchaftsgericht anzurufen. Für eine 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts war kein Raum, da 
eine Gefährdung des Wohles der Kinder gar nicht in Frage 
ſtand, vielmehr lediglich ein Widerſtreit zweier, ſich gegenüber⸗ 
ſtehender Elternrechte zu löſen war. Daher hat das BG. den 
Einwand des Beklagten mit Recht verworfen und ihn verurteilt, 
ſeiner Unterhaltspflicht gegenüber ſeinem Kinde durch Zahlung 
einer Geldrente an die Klägerin nachzukommen. Vgl. 
RG. 57, 77. F. c. F., U. v. 27. Juni 10, 469/09 IV. — 
Karlsruhe. 

42. 58 2100, 2074, 2075 BGB. Bedingte Nacherbſchaft.] 

Schon der Wortlaut des ſtreitigen Teſtaments bringt 
deutlich zum Ausdruck, daß nach dem Willen des Erblaſſers 
zunächſt ſein Sohn Hermann und nach deſſen Tode Hermanns 
geſetzliche Erben, wiewohl dieſe nur bedingungsweiſe, zu einem 
Dritteile Erben des Ludwig M.ſchen Nachlaſſes werden ſollten. 
Damit ſind die Kläger — unſtreitig die geſetzlichen Erben 
Hermann M. — und zwar vom Erblaſſer ſelbſt im Sinne von 
8 2100 BGB. als feine Nacherben eingeſetzt. Insbeſondere 
kann nicht davon die Rede ſein, daß dem Hermann M. durch 
die ihm erteilte „Berechtigung von Todes wegen über ſein 
Erbteil zu verfügen,“ überlaſſen worden wäre, ſeinerſeits die 
Perſon des Nacherben zu beſtimmen (§ 2065 Abſ. 2). Zwar 
hätte es vermöge dieſer Berechtigung Hermann M. freigeſtanden, 
die in der Einſetzung eines Nacherben liegende Beſchränkung 
feines Erbteils ($ 2306), wenn auch erſt mit feinem Tode, 
dadurch zu beſeitigen, daß er, insbeſondere zugunſten Fremder, 
über den ihm angefallenen Erbteil verfügte. Allein damit war 
ihm nicht im Sinne von § 2065 Abf. 1 die Beſtimmung über 
Gültigkeit oder Ungültigkeit der Nacherbeinſetzung übertragen. 
Vielmehr hatte, wie der Ber. zutreffend ausführt, der Erb: 
laſſer mit der dem Erben erteilten Ermächtigung eine in ſein 
Unterlaſſen geſtellte Bedingung geſetzt, von deren Eintritt der 
Anfall des Erbteils an die eingeſetzten Nacherben abhängig ſein 
ſollte. Das BGB. läßt keinen Zweifel darüber, daß derartige 
aufſchiebend oder auflöſend bedingte letztwillige Zuwendungen 
zuläſſig find (vgl. SS 2074, 2075). Sogar einer in das Tun 
oder Unterlaſſen des Bedachten ſelbſt — das hier auf ſeiten 
der bedachten Nacherben übrigens gar nicht in Frage kommt — 
geſtellten Bedingung iſt die Wirkſamkeit nicht abgeſprochen 
($ 2075). Der Reviſion kann zugegeben werden, daß ange: 
ſichts der ſoeben beſprochenen Teſtamentsklauſel bis zum Tode 


Hermann M. im ungewiſſen geblieben iſt, ob ſeine geſetzlichen 


Erben dereinſt wirklich zur Nacherbefolge gelangen würden. 
Allein eine ſolche Ungewißheit iſt bei bedingten letztwilligen 
Zuwendungen regelmäßig vorhanden. Trotzdem läßt das Geſetz 
die Einſetzung auch des Nacherben unter einer aufſchiebenden 
Bedingung zu (8 2108 a. E.); es behandelt ferner in 
85 2104, 2109 die Einſetzung von zur Zeit des Erbfalls noch 
unbekannten Nacherben als wirkſam und ſtellt in $ 2106 Abſ. 1 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 16. 1910. 


— —— — — ————u — — 07 terre ⅛—«—ç——G— ———ůðv—t — —ä—— 


gerade als Regel auf, daß die Erbſchaft dem Nacherben erſt 
mit dem Tode des Vorerben anfällt. Wie es bis dahin mit 
Ausübung der Rechte zu halten ſei, die dem Nacherben ſchon 
vor dem Anfall der Nacherbſchaft gegen den Vorerben zuſtehen, 
wenn der Nacherbe nur bedingt berufen iſt, braucht im. Streit⸗ 
falle nicht unterſucht zu werden. Jedenfalls blieb Hermann M. 
nach der unzweideutigen Beſtimmung des Teſtaments durch die 
angeordnete Nacherbſchaft auf ſolange in ſeinem Erbteile 
beſchränkt, als nicht mit ſeinem Ableben gewiß geworden war, 
daß er eine anderweite, die Nacherbfolge ſeiner geſetzlichen Erben 
beſeitigende Verfügung von Todes wegen getroffen hatte. 
Hieran würde auch dadurch nicht geändert worden ſein, daß die 
Teſtamentsvollſtrecker, wie ihnen vom Erblaſſer geſtattet war, 
noch bei Lebzeiten Hermann M. die Subſtanz der Erbſchaſt an 
ihn ausgehändigt hätten. Die Reviſionsbeklagten heben mit 
Recht hervor, daß damit nur der Regelfall, das Recht des 
Vorerben auf den Beſitz der Erbſchaft, verwirklicht worden 
wäre. Wie die Rechtslage zu beurteilen wäre, wenn Hermann 
M. zwar letztwillig verfügt, ſich aber darauf beſchränkt hätte, 
die Kläger entſprechend den Grundſätzen der geſetzlichen Erb⸗ 
folge als Erben zu berufen, braucht ebenfalls nicht erörtert zu 
werden, da dieſer Fall nicht eingetreten iſt. Endlich iſt nicht 
abwegig, wenn der Ber R. den § 2338 BGB. zur Auslegung 
des Teſtaments herangezogen hat, indem er darauf Gewicht 
legt, daß auch das Geſetz die Anordnung einer Nacherbfolge 
an die Hand gibt, wenn es dem Erblaſſer, wie er für den 
Streitfall tatſächlich feſtſtellt, um die ſog. Enterbung in guter 
Abſicht zu tun geweſen iſt. Mit Recht haben hiernach die 
Vorinſtanzen das von den Klägern geltend gemachte Nackerb⸗ 
recht am Ludwig M.ſchen Nachlaß anerkannt und demgemäß 
die vom Beklagten ausgebrachte Pfändung als unwirkſam erklärt. 
T. c. M., U. v. 16. Juni 10, 535/09 IV. — Berlin. 

43. 88 2211, 569 BGB.] 8 

Die Frage, ob der Erbe des Mieters oder nur der 
Teſtamentsvollſtrecker zur Kündigung des Mietverhältniſſes, das 
vorliegend gemäß Art. 171 EGBGB. den Vorſchriften des 
letzteren unterliegt, nach S 569 BGB. befugt ſei, iſt in letzterem 
Sinne zu beantworten. Es handelt ſich hierbei um kein höchſt⸗ 
perſönliches Recht des Erben des Mieters, ſondern um einen 
der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Nachlaß⸗ 
gegenſtand im Sinne des §S 2211 BGB., über den der Erbe 
nicht verfügen kann. (Wird ausgeführt.) U. c. P., U. v. 
21. Juni 10, 390/09 III. — Berlin. 

44. 5 2332 BGB. Beginn der Verjährung des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs.] 

Der Ber. iſt bei der Anwendung des § 2332 mit Recht 
davon ausgegangen, daß die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs 
mit dem Zeitpunkte, in welchem der Pflichtteilsberechtigte von 
dem Eintritte des Erbfalls und von der ihn beeinträchtigenden 
Verfügung Kenntnis erlangt, auch dann beginnt, wenn das 
Pflichtteilsrecht einer Ehefrau zuſteht und dieſe nach dem für 
ihre Ehe geltenden Güterſtande zur Verfügung über den Anſpruch 
und darum auch zur Erhebung der Pflichtteilsklage nicht befugt 
iſt. Er weiſt zutreffend darauf hin, daß dieſe Annahme zunächſt 
dem Wortlaute des §S 2332 BGB. entſpricht, weil darin die 
Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten in eigener Perſon für maß⸗ 
gebend erklärt und der Beginn des Friſtenlaufs nicht gleichzeitig 
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oder gar ausſchließlich davon abhängig gemacht worden iſt, 
daß entſprechendenfalls ein anderer, der ſein Recht von dem 
Pflichtteilsberechtigten ableitet, jene Kenntnis gleichfalls erlangt 
hat. Das Erfordernis der Kenntnis nicht nur von dem für die 
Entſtehung des Pflichtteilsanſpruchs maßgebenden Erbfalle, 
ſondern auch von der den Berechtigten in feinem Pflichtteils⸗ 
rechte verkürzenden letztwilligen Verfügung bildet, wie der BerR. 
des weiteren zutreffend erwogen hat, eine von den allgemeinen 
Vorſchriften über die Verjährung abweichende Beſonderheit des 
Erbrechts nach dem BGB. Denn der Regel nach beginnt die 
Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruchs, auch ohne daß 
der Berechtigte von der Entſtehung oder von den die Entſtehung 
des Anſpruchs begründenden Umſtänden Kenntnis erlangt ($ 198 
Satz 1 BGB.). Irgendwelche weiteren im Gebiete des Erb⸗ 
rechts liegenden Vorſchriften, durch die der Beginn der Ver⸗ 
jährung zum Nachteil des Pflichtteilsſchuldners noch von anderen 
Vorausſetzungen als der perſönlichen Kenntnis des Pflichtteils⸗ 
berechtigten abhängig gemacht oder wonach die Kenntnis des 
Pflichtteilsberechtigten durch die Kenntnis einer anderen Perſon 
erſetzt würde, beſtehen nicht. Nur außerhalb des Erbrechts 
könnten entweder die allgemeinen Vorſchriften über die geſetzliche 
Vertretung geſchäftsunfähiger oder gewaltunterworfener Perſonen 
oder die Vorſchriften über den Einfluß des ehelichen Güterrechts 
auf die Vermögensrechte der Ehegatten Abweichungen mit Bezug 
auf die Perſon, in der die nach § 2332 maßgebende Kenntnis 
entſtehen muß, zur Folge haben. Im gegebenen Falle kommen 
nur die ehegüterrechtlichen Geſetzesvorſchriſten in Betracht. Da 
aber der Güterſtand in der Ehe des Klägers auf dem Geſetze 
vom 16. April 1860 beruht, ſo iſt alles, was der BerR. in 
dieſer Beziehung rechtsgrundſätzlich angenommen hat, gemäß 
§ 1 der Kaiſerlichen VO. vom 28. September 1879 in Ver⸗ 
bindung mit $ 562 ZBO. für die auf die Reviſion ergehende 
Entſcheidung maßgebend. Der BerR. hat nun erwogen, daß 
nach dem Geſetze vom 16. April 1860 der Ehemann dem in 
die allgemeine Gütergemeinſchaft fallenden Erbrechte und 
Pflichtteilsrechte der Frau gegenüber allerdings weſentlich freier 
daſtehe als nach dem BGB. und auch nach den Vorſchriften 
des ALR., daß insbeſondere die ehegüterrechtlichen Vorſchriften 
der SS 1406 Nr. 1, 1453 bei dem in der Provinz Weſtfalen 
und in den Kreiſen Rees, Eſſen und Duisburg geltenden alt⸗ 
rechtlichen Güterſtande keine Anwendung fänden. Die dem 
Manne nach 8 3 des Geſetzes zuſtehende umfaſſende Verfügungs⸗ 
befugnis ſchließe es aus, daß die Frau bei der Annahme oder 
Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, ſowie 
bei dem Verzicht auf den Pflichtteil ſelbſtändig und ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes zu handeln befugt ſei; deſſenungeachtet 
laufen die Erwägungen des BerR. darauf hinaus, daß ſich aus 
den altrechtlichen, gemäß Art. 200 EGBGB. in Geltung ge: 
bliebenen Normen des Geſetzes vom 16. April 1860 eine auf 
dem Ehegüterrechte beruhende Beeinfluſſung der Verjährungs⸗ 
vorſchrift des 8 2332 in der Frage, weſſen Kenntnis für den 
Beginn des Friſtenlaufs entſcheidend iſt, nicht ergibt. An der 
Irreviſibilität dieſer dem BU. zugrunde liegenden rechtsgrundſätz⸗ 
lichen Erwägungen ſcheitern alle Ausführungen der Reviſion, 
mit denen dargelegt wird, daß ſich aus der provinzialrechtlichen 
Unumſchränktheit des klagenden Ehemannes in der Verfügung 
über das Pflichtteilsrecht der Frau die Annahme ergebe, der 
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Beginn der Verjährung des § 2332 hänge ausſchließlich oder 
doch mindeſtens gleichzeitig davon ab, daß ihm, dem Kläger, 
die im § 2332 bezeichneten Tatumſtände bekannt geworden feien. 
Von dem Standpunkt aus, den der Ber R. zu SS 1406 Nr. 1, 
1453 BGB. inſofern einnimmt, als er im gegebenen Falle dieſe 
Geſetzesvorſchriften durch die altrechtlichen, in der Provinz 
Weſtfalen geltenden Vorſchriften über das eheliche Güterrecht 
für außer Wirkſamkeit geſetzt erachtet, iſt es ſchließlich auch zu⸗ 
treffend, wenn er dieſe Geſetzesvorſchriften nur mittelbar und 
unterſtützend zur Auslegung des § 2332 BGB. heranzieht. Er 
erblickt in ihnen eine Beſtätigung ſeiner Annahme, daß dem neu⸗ 
rechtlichen Pflichtteilsanſpruch ein höchſtperſönlicher Charakter 
beiwohnt, der es mit ſich bringt, daß die für den Beginn der 
Verjährung maßgebende Wiſſenſchaft in der eigenen Perſon 
einer pflichtteilsberechtigten Ehefrau entſtehen muß, auch wenn 
aus Gründen der ehegüterrechtlichen Gebundenheit ihr die 
Möglichkeit fehlt, unabhängig von dem Willen des Mannes 
durch ſelbſtändige Klageerhebung die Verjährung zu unterbrechen. 
Eine Verletzung des §8 2332 BGB. liegt hiernach dem BU. 
nicht zugrunde. E. c. S., U. v. 30. Juni 10, 560/09 IV. — 
Hamm. 

Zivilprozeßordnung. 

45. 58 59, 62 ZPO. Notwendige Streitgenoſſenſchaft. 
Urteilszuſtellung an einen der Streitgenoſſen.] | 

Der Kläger iſt durch Beſchluß des AG. in L. vom 
16. Oktober 1906 wegen Geiſtesſchwäche entmündigt worden 
und hat dieſe Entmündigung angefochten. Durch das Urteil 
des LG. in K. vom 1. Juli 1907 iſt er mit der deswegen 
erhobenen Klage abgewieſen. Das Urteil erging gegenüber 
dem Staatsanwalt bei dem genannten LG. ſowie gegenüber 
einer Enkelin des Klägers Auguſte K. Dieſe hatte die Ent⸗ 
mündigung des Klägers beantragt und war, nachdem der Kläger 
ſie unter Mitteilung der Klage zur mündlichen Verhandlung 
geladen hatte, dem Staatsanwalt als Nebenintervenientin bei⸗ 
getreten. Durch ein Ergänzungsurteil des LG. vom 7. Auguſt 1907 
wurde ausgeſprochen, daß der Kläger auch die durch die Neben⸗ 
intervention verurſachten Koſten zu tragen habe. Die Neben⸗ 
intervenientin K. ließ beide Urteile dem Kläger zuſtellen und 
zwar: das Urteil vom 1. Juli 1907 am 22. Juli 1907 und 
das Urteil vom 7. Auguſt am 26. Auguſt 1707. Der Kläger 
hat darauf dreimal Berufung eingelegt. 1. gegen das Urteil 
vom 1. Juli 1907 durch Schriftſatz vom 20. Auguſt 1907, 
zugeſtellt am gleichen Tage an den Oberſtaatsanwalt in A. 
und an die Nebenintervenientin; eine gleichzeitige oder vorherige 
Zuſtellung des Urteils vom Kläger an die Staatsanwaltſchaft 
oder umgekehrt hatte nicht ſtattgefunden. Ebenſowenig als 
2. Kläger gegen das Urteil vom 7. Auguſt 1907 durch Schrift⸗ 
ſatz vom 27. Auguſt 1907, zugeſtellt dem Oberſtaatsanwalt am 
31. Auguſt 1907 und der Nebenintervenientin am 2. September 
1907, Berufung einlegte. Dieſe beiden Berufungen nahm der 
Kläger ſpäter der Nebenintervenientin gegenüber zurück. Der ſeine 
Zurücknahmeerklärung enthaltende Schriftſatz wurde der Neben⸗ 
intervenientin am 13. Juli 1908 zugeſtellt. Inzwiſchen ließ 
der Kläger die beiden Urteile vom 1. Juli und 7. Auguſt 1907 
nochmals am 27. Juni 1908 und zwar ſowohl dem 
Oberſtaatsanwalt und dem Staatsanwalt als auch der 
Nebenintervenientin zuſtellen. Er legte demnächſt 3. die 
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dritte Berufung dadurch ein, daß er einen Schriftſatz vom 
13. Juli 1908 am 16. Juli 1908 ſowohl dem Oberſtaats⸗ 
anwalt als auch der Nebenintervenientin zuſtellen ließ. 
Durch das jetzt mit der Reviſion angefochtene Urteil vom 
22. Februar 1907 hat das OLG. ſämtliche drei Berufungen 
als unzuläſſig verworfen. Das Urteil beruht auf einer zu⸗ 
treffenden Anwendung des geltenden Prozeßrechts. Dadurch, 
daß die Nebenintervenientin beide landgerichtlichen Urteile 
zunächſt dem Kläger zuſtellen ließ, ohne daß im Verhältnis 
zwiſchen dem Kläger und der Staatsanwaltſchaft eine Zuſtellung 
ſtattfand, wurde der Kläger in die Lage gebracht, die gemäß 
§ 517 Satz 1 ZPO. mit der Zuſtellung des Ergänzungs⸗ 
urteils von neuem in Lauf geſetzte Berufungsfriſt der Neben⸗ 
intervenientin gegenüber wahren zu müſſen (Beſchluß Ver ZS. 
in RG. 48, 417ff.). Die Friſt begann am 26. Auguſt 1907, 
fie wurde gewahrt dadurch, daß der Kläger feine zweite 
Berufung am 2. September 1907 der Nebenintervenientin zu⸗ 
ſtellen ließ. Der Kläger ging jedoch des Rechtsmittels der 
Nebenintervenientin gegenüber gemäß S 515 Abſ. 3 dadurch 
verluſtig, daß er dieſe Berufung am 13. Juli 1908 zurücknahm. 
Da die Zurücknahme nach dem Friſtablauf folgte und es nach 
dem geltenden Recht unmöglich war, daß im Verhältnis zwiſchen 
dem Kläger und der Nebenintervenientin die Rechtsmittelfriſt 
nochmals in Lauf kommen konnte, ſo hatte es der Kläger durch 
ſein Verhalten ſelbſt dahin gebracht, daß er das ſeine An⸗ 
fechtungsklage abweiſende Urteil in der Richtung auf die 
Nebenintervenientin nun überhaupt nicht mehr anfechten konnte. 
Daß hinterher am 16. Juli 1908 der Kläger nochmals (zum 
dritten Male) die Berufung der Nebenintervenientin gegenüber 
einlegte, war verfehlt. Die Friſt war abgelaufen, durch die 
Urteilszuſtellung vom 27. Juni 1908 vermochte ſich der Kläger 
nicht eine neue Friſt zu ſchaffen. Das endgültige Unterliegen 
der Nebenintervenientin gegenüber entzog aber dem Kläger 
gleichzeitig die Möglichkeit einer erfolgreichen Anfechtung der 
landgerichtlichen Entſcheidungen im Verhältnis zwiſchen ihm 
und der Staatsanwaltſchaft. Es war Sache des das Rechts⸗ 
mittel einlegenden Klägers, da ihm nicht ein ſondern zwei 
Gegner gegenüberſtanden und dieſe nach der Geſetzesvorſchrift 
des § 666 Abſ. 3 in Verbindung mit § 62 ZPO. als not⸗ 
wendige Streitgenoſſen zu gelten hatten, eine Prozeßlage 
herzuſtellen, die es dem BG. ermöglichte, dieſen beiden Streit⸗ 
genoſſen gegenüber eine einheitliche Entſcheidung zu erlaſſen. 
Nun war es jedoch zunächſt ſachlich unmöglich, daß im Wider⸗ 
ſpruch mit der endgültigen Abweiſung der Anfechtungsklage, an 
der ſich im Verhältnis zwiſchen der Nebenintervenientin und 
dem Kläger nichts mehr ändern ließ, die Entmündigung etwa 
im übrigen auf erfolgreiche Berufung des Klägers aufgehoben 
werden konnte. In prozeſſualer Beziehung war dem Kläger 
durch die einſeitige Urteilszuſtellung vom 26. Auguſt 1907 der 
Weg zum BG. nicht etwa überhaupt verlegt. Er vermochte 
vielmehr eine einheitliche fachliche Entſcheidung des Ber R. da⸗ 
durch herbeizuführen, daß er, anſtatt die in der Richtung auf 
die Nebenintervenientin am 2. September 1907 eingelegte 
Berufung zurückzunehmen, ſie rechtzeitig auch der Staats⸗ 
anwaltſchaft gegenüber einlegte. Dazu gehörte, daß, bevor 
über jene Berufung mündlich verhandelt wurde, er die land⸗ 
gerichtlichen Urteile der Staatsanwaltſchaft zuſtellen ließ und 
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entweder gleichzeitig mit dieſer Urteilszuſtellung oder aber 
zwar nach ihr aber immer noch vor jener mündlichen Ver⸗ 
handlung die Berufungsſchrift der Staatsanwaltſchaft zuſtellen 
ließ. Er iſt in der Rechtſprechung der höchſten Gerichtshöfe 
bereits darauf hingewieſen worden, daß bei einer Prozeßklage 
wie ſie hier gegeben iſt, es bis zum Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 1. Juni 1909 nicht möglich war, ſich in anderer Weiſe 
mit den geltenden Prozeßvorſchriften abzufinden. Inwieweit 
nach der jetzt geltenden Faſſung des §8 518 ZPO. hierin eine 
Anderung eingetreten iſt, bedarf für den vorliegenden Fall keiner 
Erörterung — vgl. außer dem bereits erwähnten Beſchluſſe der 
Ver ZS. vom 29. Juni 1901 die Urteile des RG. in RG. 49, 
427 und des Obe G. in München in Seuff Arch. Bd. 47 Nr. 58. — 
Der Staatsanwaltſchaft gegenüber waren die beiden erſten 
Berufungen des Klägers gemäß § 515 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. 
wirkungslos, weil die Zuſtellung des Urteils an die Staats⸗ 
anwaltſchaft ihrer Einlegung erſt nachfolgte. Mit der dritten 
Berufung wahrte der Kläger zwar der Staatsanwaltſchaft, nicht 
aber auch der Klägerin gegenüber die Friſt. Sie brachte daher 
den Prozeß nicht in die Lage, daß in der Richtung auf beide 
Gegner des Klägers die nach SS 666 Abſ. 3, 62 ZPO. er⸗ 
forderliche einheitliche Entſcheidung ergehen konnte. Mit Recht 
hat deshalb der BerR. dieſe Berufung gleichfalls wegen Nicht⸗ 
wahrung der Förmlichkeiten des Rechtsmittels als unzuläſſig 
verworfen. H. c. St., U. v. 11. Juli 10, 240/09 IV. — 
Augsburg. 2 

46. 88 253, 529 ZPO. Neuer Anſpruch. Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs.] 

Die klagende Gemeinde hat ſich durch Gemeindebeſchluß 
vom 31. Auguſt 1904 zur unentgeltlichen Hergabe von Grund 
und Boden zum Zwecke des Eiſenbahnbaues oder zur Erſtattung 
hierfür aufzuwendender Koſten bereit erklärt, dieſen Beſchluß 
aber am 23. Oktober 1907 noch vor der durch den Kreis⸗ 
ausſchuß C. erklärten Genehmigung des erſten Beſchluſſes 
widerrufen. Der Landrat des Kreiſes S. forderte hierauf unter 
Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen die klagende Gemeinde zur 
Vollziehung eines ihr mitgeteilten, obigem Beſchluſſe ent⸗ 
ſprechenden Vertragsentwurfs auf, der ſodann nur vom 
Gemeindevorſteher überdies mit dem Zuſatze „ohne Willens⸗ 
verpflichtung“ unterſchrieben worden iſt. Auf Klage der 
Gemeinde iſt entſprechend den geſtellten Klaganträgen vom LG. 
G. der beklagte Kreis für nicht berechtigt erklärt worden, aus 
dem erwähnten Gemeindebeſchluſſe und aus der Unterſchrift des 
Gemeindevorſtehers Rechte herzuleiten, auch nicht auf Grund 
deſſen von der Klägerin Erſtattung gewiſſer im Enteignungs⸗ 
verfahren vom Kreiſe hinterlegter Beträge zu fordern. Da⸗ 
gegen hat das OLG. M. auf Berufung des Beklagten die 
Klage abgewieſen und zugleich, weil eine Klagänderung ent⸗ 
haltend, die Anſchlußberufung der Klägerin zurückgewieſen, mit 
der die fernere Feſtſtellung beantragt war: der Beklagte ſei 
nicht berechtigt, Rechte gegen die Klägerin aus Unterſchriften 
herzuleiten, die zur Vollziehung des Vertrags vom November 
oder Dezember 1908 dadurch erzwungen find, daß der Landrat 
des Kreiſes S. dem Gemeindevorſteher oder den Schöffen der 
Klägerin im Aufſichtswege die Anweiſung erteilt, dieſe Unter⸗ 
ſchriften zu leiſten. Der Reviſion der Klägerin wurde ſtatt⸗ 
gegeben: Der BerR. gibt dem urſprünglichen Klagantrage 
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eine zu enge, weder mit dem Wortlaute noch mit den Dar 
legungen der Klagſchrift verträgliche Auslegung, wenn er ihn 
dahin verſteht, als wolle die klagende Gemeinde nur dagegen 
geſchützt ſein, daß aus dem Gemeindebeſchluſſe vom 31. Auguſt 
1904 unmittelbar und für ſich allein betrachtet Rechte gegen 
ſie abgeleitet werden könnten. Daß der beklagte Kreis dieſen 
von ihm früher eingenommenen Rechtsſtandpunkt bereits vor der 
Klagerhebung aufgegeben hat, iſt allerdings feſtgeſtellt. Da⸗ 
gegen ſteht keineswegs feſt, daß er nicht künftig verſuchen werde, 
den ſtreitigen Gemeindebeſchluß mittelbar zur Begründung 
eines Verpflichtungsverhältniſſes gegen die Klägerin zu ver⸗ 
werten, indem er fie auf dem Wege der Dienftauffiht zum 
Abſchluß eines formgerechten jenem Beſchluſſe entſprechenden 
Vertrages nötigt. Dies iſt im Jahre 1908 bereits geſchehen, 
die Klagſchrift und deren Anlagen bringen aber deutlich zum 
Ausdruck, daß die Klägerin eine Wiederholung dieſer Verſuche 
befürchtet und dagegen geſichert ſein will, daß ſie auf dieſem 
Wege künftig mit privatrechtlichen Verpflichtungen belaſtet wird. 
Dieſer Beſorgnis iſt dadurch nicht der Boden entzogen, daß ſich 
der Beklagte bereits vor der Klagerhebung deſſen beſchieden hat, 
er könne aus der Unterzeichnung des Vertragsentwurfs vom 
Jahre 1908 keine Rechte gegen die Klägerin ableiten. Blieb, 
worüber keine Feſtſtellungen getroffen ſind, dieſe Befugnis für 
die Zukunft begründet, fo durfte der Ber R. auch den urſprüng⸗ 
lichen Klagantrag nicht unter der Begründung abweiſen, daß 
es an einem rechtlichen Intereſſe im Sinne von § 256 ZPO. 
gebreche. Zugleich ergibt ſich, daß der in der Berufungs⸗ 
inſtanz geſtellte fernere Klagantrag die gleichen Zwecke verfolgt, 
die ſchon in dem erſten Antrag Ausdruck gefunden hatten, und 
nur die Unwirkſamkeit künftiger Vertragsunterſchriften feſtgeſtellt 
wiſſen will, die auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 
Jahre 1904 gegen die Gemeinde erzwungen werden ſollten. 
Es handelte ſich deshalb inſoweit nur um eine Verdeutlichung, 
äußerſtenfalls um eine zuläſſige Erweiterung des urſprünglichen 
Klagantrags, keinesfalls aber, wie der BerR. meint, um einen 
neuen Anſpruch, deſſen Abweiſung durch § 529 Abſ. 2 ZROD. 
gerechtfertigt geweſen wäre. Aus dieſem Grunde mußte das 
BU. aufgehoben und auf Zurückverweiſung in die Vorinſtanz 
erlannt werden. Insbeſondere konnte auch eine Klagabweiſung 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, die, wenn deren Voraus⸗ 
ſetzungen zuträfen, auch in der Reviſionsinſtanz geboten wäre 
(RG. 22, 4 ff.; 40, 271), nicht in Frage kommen. Die klagende 
Gemeinde will keinen Ausſpruch des Zivilrichters darüber, daß 
die gegen ihre Vertreter im Auffichtötvege vorgenommenen 
Zwangsmaßregeln unzuläffig ſeien, fie verlangt auch keine Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Gemeindebeſchluß vom 31. Auguſt 1904 
wirſam aufgehoben worden ſei. Nur darüber wird ein Aus⸗ 
ſpruch begehrt, daß ſie durch formell eingegangene Ver⸗ 
pflichtungen, zu denen ſie auf der Grundlage jenes Beſchluſſes 
mit Hilfe von Zwangsmaßregeln genötigt werden könnte, privat⸗ 
rechtlich ihr gegenüber unwirkſam ſein würden. Wenn bei 
Erledigung dieſer rein bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit inzidenter 
auch über öffentlich⸗rechtliche Fragen zu entſcheiden ſein wird, 
ſo iſt deshalb die Zuläſſigkeit des Rechtsweges nach feſtſtehender 
Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 67, 293) nicht zu be 
anſtanden. S. c. S., U. v. 30. Juni 10, 564/09 IV. — 
Marienwerder. 
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47. 8 256 ZPO. Feſtſtellungsklage.] 

Der Kläger verkaufte durch Vertrag vom 18. Juli 1906 
ſein Gut an einen gewiſſen W. Er erhielt auf den Kaufpreis 
eine Anzahlung von 85 000 & und ließ dagegen in gleicher 
Höhe auf dem veräußerten Gute eine Grundſchuld eintragen, 
und zwar für die Beklagte, welche die Anzahlung geleiſtet 
hatte. Zur Auflaſſung des Grundſtücks kam es nicht, da der 
Käufer ſich als mittellos erwies. Die Beklagte kündigte dann 
am 27. Februar 1907 die Grundſchuld dem Kläger. Diefer 
wies die Kündigung unter der Behauptung zurück, es ſei bei 
Beſtellung der Grundſchuld vereinbart worden, daß die Grund⸗ 
ſchuld nicht gegen ihn, ſondern erſt nach der Auflaſſung des 
Grundſtücks gegen den Käufer geltend gemacht werden dürfe. 
Die Klage ging dahin, feſtzuſtellen, daß der Kläger nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, die Beklagte aus der eingetragenen Grundſchuld 
zu befriedigen. Die Vorinſtanzen erkannten nach dieſem Antrage. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Nach der 
Feſtſtellung des BG. hatten die Parteien vereinbart, daß die 
Beklagte, ſolange das Gut noch nicht an den Käufer aufgelaſſen 
war, die Grundſchuld nicht geltend machen durfte. Dieſer 
Vereinbarung lief die Kündigung vom 27. Februar 1907 zu⸗ 
wider, ſo daß unbedenklich der Kläger an der Erhebung der 
Feſtſtellungsklage ein berechtigtes Intereſſe hatte. Die Reviſion 
ſelbſt beſtreitet auch nur, daß dies Intereſſe zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung noch fortbeſtanden habe. Sie führt aus, die Grund⸗ 
ſchuld ſei damals bereits, wie der Kläger gewußt habe, an die 
Bank für Handel und Induſtrie abgetreten geweſen. Die neue 
Gläubigerin habe die Grundſchuld gutgläubig erworben, und 
ihr gegenüber ſtehen deshalb dem Kläger Einreden aus dem 
Rechtsverhältnis zu der Beklagten nicht zu. Die Beklagte 
ihrerſeits mache, wie ſie ſelbſt erkläre, Anſprüche aus der Grund⸗ 
ſchuld nicht mehr geltend. Der Zweck der Klage könne des⸗ 
halb jetzt nur noch der ſein, das ehemals zwiſchen den 
Parteien beſtandene Rechtsverhältnis zur Feſtſtellung zu bringen, 
hierfür aber fehle es an dem rechtlichen Intereſſe. Eine Feſt⸗ 
ſtellung darüber, ob vor der Abtretung ein Anſpruch der Be⸗ 
klagten auf Befriedigung aus der Grundſchuld beſtanden, habe 
auch nach dem Wortlaute des Klageantrags der Kläger gar 
nicht begehrt. Sodann komme es für die Klage auch nicht in 
Betracht, ob der Kläger wegen Zahlungen, die er etwa an die 
Bank für Handel und Induſtrie leiſten müſſe, Erſatzanſprüche 
gegen die Beklagte geltend machen könne. Das Urteil verhalte 
ſich nicht über einen ſolchen Anſpruch, ſondern höchſtens über 
eine die Berechtigung betreffende „Vorfrage“. — Der Rechts⸗ 
auffaſſung der Reviſion konnte nicht beigetreten werden. Die 
im Bu. getroffene Feſtſtellung, daß der Kläger nicht ver⸗ 
pflichtet ift, die Beklagte aus der Grundſchuld zu befriedigen, 
bedeutet ſachlich nichts anderes, als daß die Beklagte ent⸗ 
ſprechend der getroffenen Vereinbarung die Grundſchuld dem 
Kläger gegenüber nicht geltend machen darf und auch bisher 
nicht geltend machen durfte. Hieraus ergibt ſich in Verbindung 
mit den geſetzlichen Vorſchriften unmittelbar, daß die Beklagte, 
wenn ſie die Grundſchuld an die Bank für Handel und Induſtrie 
abgetreten haben ſollte, vertragswidrig gehandelt hat und 
daher verpflichtet iſt, die Abtretung rückgängig zu machen oder 
doch den Kläger ſchadlos zu halten. Sofern der Kläger künftig 
Anſprüche geltend macht, die in dem gegenwärtig feſtgeſtellten 
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Rechtsverhältniſſe ihre rechtliche Grundlage haben, hat dieſe 
Grundlage auch für den ſpäteren Rechtsſtreit die endgültige 
Feſtſtellung gefunden. Feſtſtellungsurteile ſchaffen auch Rechts⸗ 
kraft, ſoweit in ihnen bloße für das Beſtehen von Anſprüchen 
erhebliche „Vorfragen“ richterlich zur Entſcheidung gebracht 
werden. (RG. 50, 416.) Hiernach iſt durch die Abtretung 
der Grundſchuld das Intereſſe des Klägers an der beantragten 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes keineswegs beſeitigt worden, 
ſo daß es einer Prüfung der Frage, ob ein Wegfall des 
Intereſſes zur Abweiſung der Klage hätte führen müſſen 
(RG. 71, 68), vorliegend nicht bedarf. R. & Co. c. O., U. v. 
2. Juli 10, 408/09 V. — Celle. 

48. 5 256 ZPO. Feſtſtellungsklage.] 

Am 30. Juli 1901 ſchoß der am 29. November 1892 ge⸗ 
borene, damals 8 Jahre 7 Monate alte Beklagte dem damals 
fünfjährigen Kläger durch einen fahrläſſigen Schuß mit dem 
Flitzbogen das linke Auge aus. Die Schadenserſatzklage aus 
§ 832 BGB. gegen die Eltern des Beklagten iſt in zwei 
Inſtanzen abgewieſen worden, weil dieſe ihrer Auffichtöpflicht 
genügt hätten. Mit der jetzigen Klage hat der Kläger gegen 
den Beklagten auf Zahlung von Schmerzensgeld und einer 
Rente geklagt. Das LG. hat nach Beweisaufnahme die Klage 
abgewieſen; es hat verneint, daß der Beklagte für ſeinen 
ſchädlichen Schuß hafte, weil ihm die zur Erkenntnis der Ver⸗ 
antwortlichkeit erforderliche Einſicht gefehlt habe (88 823, 828 
BGB.), und weil er eigenes Vermögen nicht beſitze (§ 829 
BGB.). Auch das OLG. hat durch Urteil vom 24. März 
1909 angenommen, daß der Beklagte vor der Haftbarkeit aus 
§ 823 durch $ 828 geſchützt ſei, aber auf einen zweit⸗ 
inſtanzlichen Hilfsantrag des Klägers feſtgeſtellt, daß der Be⸗ 
klagte verpflichtet ſei, ihm den infolge der Verletzung des 
Auges ſpäter entſtehenden Schaden zu erſetzen, ſoweit die 
Billigkeit nach den Umſtänden, insbeſondere nach den Ver⸗ 
hältniſſen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert und 
ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalte ſowie zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflichten bedarf. Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Das BG. führt aus: Ob die Billigkeitsgründe 
des § 829 BGB. zutreffen, ſei erſt nach dem Zeitpunkte zu 
prüfen, in dem der Kläger Anſpruch auf Erſatz eines ſpäter 
entſtehenden Schadens geltend gemacht habe; aber ſchon jetzt 
habe er zur Verhinderung der Verjährung ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe, daß die ſchon gegenwärtig bedingt feſtſtehende Verpflichtung 
des Beklagten alsbald im Rahmen des § 829 BGB. feſtgeſtellt 
werde. Hierzu rügt die Reviſion: Der Anſpruch aus 8 829 
ſetze zu ſeiner Begründung voraus, daß auch die Umſtände, 
die eine Schadloshaltung aus Billigkeit rechtfertigen, ſchon zur 
Zeit ſeiner Geltendmachung vorhanden ſeien; ſolange dieſe 
nicht eingetreten ſeien, fehle ein nach $ 256 ZPO. feſtſtellungs⸗ 
fähiges Rechtsverhältnis. Das BU. ſtelle nur feſt, daß unter 
beſtimmten, jetzt noch nicht vorliegenden Umſtänden eine Norm 
des objektiven Rechtes anzuwenden ſein werde. Ob der Kläger 
die Entſtehung des Anſpruchs erleben, ob alſo der Anſpruch 
entſtehen werde, ſtehe nicht feſt. Wenn der Anſpruch nach 
§ 852 BGB. in drei Jahren ſeit Kenntnis vom Schaden und 
der Perſon des Erſatzpflichtigen verjähre, ſo ſei doch zur Zeit 
ein Erſatzpflichtiger noch nicht vorhanden. Die Reviſion iſt 
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nicht begründet. — Mit Recht hat das BG. die Erſatzpflicht 
des Beklagten im Rahmen des § 829 BGB. nach Lage der 
Sache ſchon daraufhin feſtgeſtellt, 1. weil der zur Zeit der Tat 
erſt achtjährige Beklagte für die Folgen ſeines fahrläſſigen 
Schuſſes nach §8S 823 BGB. nicht hafte, da feine Verant⸗ 
wortlichkeit nach 8 828 Abſ. 2 BGB. zu verneinen war, — 
2. weil nach dem Mißerfolge der Klage gegen ſeine Eltern an⸗ 
zunehmen iſt, daß Schadenserſatz nicht von einem auſſichts⸗ 
pflichtigen Dritten erlangt werden kann. Denn gerade dieſe 
beiden Vorausſetzungen gehören zu der unerläßlichen und 
weſentlichen Grundlage für den im § 829 gegen den nicht 
verantwortlichen Schädiger geregelten Erſatzanſpruch, wenn auch 
weitere Umſtände hinzutreten müſſen, um den Anſpruch vom 
Billigkeitsſtandpunkte zu rechtfertigen. Inſofern liegt hier aller⸗ 
dings noch kein völlig abgeſchloſſenes Rechtsverhältnis vor, 
da ſolche für den ſchließlichen Beſtand des Erſatzanſpruchs 
maßgeblichen Umſtände zur Zeit noch fehlen und ihre zukünftige 
Geſtaltung ungewiß iſt. Aber deshalb iſt die Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage nicht zu verneinen, da der Gegenſtand einer 
ſolchen auch ein aufſchiebend bedingter Anſpruch ſein kann. 
Um einen ſolchen handelt es ſich hier. Der Beklagte hat ſich 
nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz gegenüber dem Kläger 
einer Handlung ſchuldig gemacht, für die er gemäß $ 829 BGB. 
Schadenerſatz zu leiſten hat, dafern ſich die Verhältniſſe des 
Klägers einer⸗ und die des Beklagten andererſeits in Zukunft 
ſo geſtalten, daß bei billiger Beurteilung der Sachlage eine 
Schadloshaltung des Klägers geboten und ohne Beeinträchtigung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts des Beklagten und der Er⸗ 
füllung der ihm obliegenden Unterhaltspflichten möglich erſcheint. 
Es beſteht alſo ein Anſpruch des Klägers auf Schadloshaltung 
in der Weiſe, daß er von dem Eintritt tatſächlicher Vorgänge, 
die eine ſolche Sachgeſtaltung begründen, abhängig iſt. Was 
ferner das rechtliche Intereſſe des Klägers betrifft, dieſes Rechts⸗ 
verhältnis ſchon alsbald im Rahmen des § 829 BGB. feſt⸗ 
ſtellen zu laſſen, ſo nimmt das BG. an, daß der Anſpruch 
nach § 852 ſonſt mit Ablauf von drei Jahren ſeit Kenntnis 
der Perſon des Beklagten als Täter verjähren würde. Ob 
dieſe Erwägung zutrifft, oder ob nicht vielmehr, was die 
Reviſion behauptet, die dreijährige Verjährung erſt beginnt, 
wenn der Kläger davon Kenntnis erlangt hat, daß der Beklagte 
infolge Eintritts der den Erſatzanſpruch billigkeitshalber be⸗ 
gründenden Umſtände die erſatzpflichtige Perſon geworden 
iſt, kann auf ſich beruhen. Unverjährbar wäre der Anſpruch, 
ſolange dem Kläger ſolche Kenntnis fehlt, keineswegs; denn 
dann unterliegt er nach § 852 der Verjährung von dreißig 
Jahren. — Übrigens ergibt ſich das Feſtſtellungsintereſſe des 
Klägers daraus, daß bei dem jetzt alles beſtreitenden Verhalten 
des Beklagten die ſpätere Durchführung eines Erſatzanſpruchs 
gegen ihn gefährdet erſcheint. Vor allem muß dem Kläger 
daran liegen, den letzten Grund für die Erſatzpflicht des Be⸗ 
klagten, nämlich den objektiv rechtswidrigen Schuß, der das 
Auge des Klägers getroffen hat, als eine Tat des Be— 
klagten klarzuſtellen und mit dem hierfür zu erbringenden 
Beweiſe nicht warten zu müſſen, bis vielleicht nach Jahren, 
wo dieſer Beweis kaum oder gar nicht mehr zu führen wäre, 
die weiteren im $ 829 BGB. erforderten Umſtände ſich ver⸗ 
wirklicht haben und den Erſatzanſpruch auch vom Billigkeits⸗ 
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ſtandpunkt begründen laſſen. G. c. C., U. v. 11. Juli 10, 
392/09 VL — Eöln. 

49. S 256 3P0.] 

Die Kläger behaupten, daß ihnen die ausſchließliche Fiſcherei⸗ 
berechtigung in dem Flüßchen Sülz auf der Strecke von der 
Einmündung des Dürſcheider Baches bis zum Eiſerpuhl zuſtehe. 
Auf dieſer Strecke durchfließt die Sülz die Gebiete der beiden 
beklagten Gemeinden. Dieſe haben, und zwar B. ſchon ſeit 
dem Jahre 1900, H. ſeit 1906, die Fiſcherei je in dem zu 
ihrem Gebiete gehörenden Flußteile trotz Einſpruchs der Kläger 
verpachtet. Mit der Klage iſt der Antrag geſtellt: a) feſt⸗ 
zuſtellen, daß die Kläger ausſchließlich berechtigt ſind zur Aus⸗ 
übung der Fiſcherei auf der bezeichneten Strecke, ſoweit die 
Sülz das Gebiet der Beklagten durchfließt oder berührt, b) die 
Beklagten zu verurteilen, den Klägern den durch das Beſtreiten 
der Fiſchereiberechtigung und durch die Verpachtung der Fiſcherei 
entſtandenen, nach richterlichem Ermeſſen, nötigenfalls unter 
Zuziehung von Sachverſtändigen, feſtzuſtellenden Schaden zu 
erſetzen, mindeſtens aber die beklagte Gemeinde H. zur Zahlung 
von 357 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Klagetage, die 
beklagte Gemeinde B. zur Zahlung von 699 & nebſt gleichen 
Zinſen an die Kläger zu verurteilen. Die Beklagten haben der 
Klage widerſprochen. Das LG. hat durch das als „Teilurteil“ 
bezeichnete Urteil vom 2. November 1908 a) feſtgeſtellt, daß die 
Kläger berechtigt ſind zur Ausübung der Fiſcherei auf der 
Strecke der Sülz vom Einfluſſe des Dürſcheider Baches abwärts 
bis zum Eiſerpuhl, ſoweit die Sülz das Gebiet der Gemeinde 
B. — Gemarkung J. — und der Gemeinde H. durchfließt oder 
berührt; b) im übrigen die Entſcheidung dem Schlußurteil vor⸗ 
behalten. Auf Berufung der Beklagten hat das OL G., unter 
Abänderung des landgerichtlichen Urteils, den Klageantrag zu a 
abgewieſen. Hiergegen richtet ſich die Reviſion der Kläger, der 
ſtattgegeben wurde: Das BG. findet in dem Klageantrage zu a 


einen Feſtſtellungsanſpruch, für den es aber an der durch 


§ 256 ZPO. beſtimmten Vorausſetzung fehle; der Antrag zu a 
enthalte nichts anderes als die Begründung für den Leiſtungs⸗ 
anſpruch zu b; der Antrag zu b bilde ein majus gegenüber 
dem zu a, umfaſſe dieſen; in dem Verfahren über den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch zu b müſſe zugleich über die von den Klägern 
bei a in Anſpruch genommene Fiſchereigerechtigkeit entſchieden 
werden, und es mangle ihnen ſomit an jedem rechtlichen 
Intereſſe, eine beſondere Feſtſtellung dieſer Gerechtigkeit zu er⸗ 
wirken. Auf der Grundlage dieſer Auffaſſung hätte vielleicht 
für das BG. die Frage entſtehen müſſen, ob das als Teilurteil 
bezeichnete Urteil des LG. wirklich ein Teilurteil oder nicht 
vielmehr ein Zwiſchenurteil gemäß § 303 ZPO. bildete, gegen 
das die Berufung unzuläſſig geweſen wäre. Eines näheren 
Eingehens hierauf bedarf es indes nicht, weil die Auffaſſung 
des BG. rechtsirrig iſt und deshalb verworfen werden muß. 
Gegen ſie macht die Reviſion zunächſt geltend, daß es ſich 
überhaupt nicht um eine Feſtſtellungsklage im Sinne des § 256 
ZPO. handle. In der Tat ſind nach dieſer Richtung Zweifel 
zu erheben, da es keineswegs ausgeſchloſſen erſcheint, bei zu⸗ 
ſammenfaſſender Betrachtung der Anträge zu a und b in ihnen 
lediglich eine der Eigentumsſchutzklage verwandte Klage gegen 
unberechtigte Eingriffe in die den Klägern behauptetermaßen 
zuſtehende Fiſchereigerechtigkeit zu finden. Inſoweit nicht nach 
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§ 906 BGB. oder aus ſonſtigen Gründen Eingriffe in das 


„Eigentum geduldet werden müſſen, kann der Eigentümer gegen 


den, der in anderer Weiſe als durch Entziehung oder Vor⸗ 
enthaltung des Beſitzes das Eigentum beeinträchtigt, die in 
§ 1004 BGB. geordnete Klage auf Beſeitigung der Be: 
einträchtigung und auf Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen 
erheben, mit der gegebenenfalls auch der Schadenserſatzanſpruch 
verbunden werden kann. Dieſelben Rechtsbehelfe finden auch 
zum Schutze einer Dienſtbarkeit ſtatt (SS 1027, 1090 Abf. 2 
BGB.). Sieht man nun, was rechtlich nicht zu beanſtanden 
wäre, in dem Verhalten der Beklagten eine gegen die behauptete 
Fiſchereigerechtigkeit der Kläger gerichtete Beeinträchtigung oder 
Störung der gedachten Art, ſo kann der Antrag zu a als das 
mit der Schadenserſatzforderung zu b verbundene Beſeitigungs⸗ 
begehren aufgefaßt werden. Daß nicht auch der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch erhoben worden iſt, könnte an der rechtlichen Beurteilung 
der Klage nichts ändern. In dieſem Falle hätte die von dem 
BG. vermißte Vorausſetzung des $ 256 ZPO. überhaupt nicht 
in Betracht zu kommen. Stellt man ſich aber auch auf den 
Boden des BG. und ſieht man in dem Antrage zu a eine reine 
Feſtſtellungsklage im Sinne des § 256 ZPO., fo wird doch 
durch die weitere Beurteilung des BG. das Geſetz verletzt. 
Richtig iſt freilich, daß der zu b geforderte Schadenserſatz den 
Klägern nicht zugeſprochen werden könnte, wenn nicht die be⸗ 
hauptete Fiſchereigerechtigkeit als ihnen zuſtehend anerkannt 
würde. Daraus folgt aber nicht, wie das BG. erſichtlich an⸗ 
nimmt, daß die Entſcheidung über die Schadenserſatzforderung 
auch bezüglich des Beſtehens der Fiſchereigerechtigkeit überhaupt 
Rechtskraft wirken würde. Das Gegenteil ergibt ſich aus 
5 322 ZPO. Das, was die Kläger mit dem Antrage zu a 
begehren, iſt demnach keineswegs in dem Antrage zu b ohnehin 
mitenthalten. Vielmehr enthält der Antrag zu a ein beſonderes, 
ſelbſtändiges und über den Bereich des Antrags zu b hinaus⸗ 
gehendes Begehren. Hätten die Kläger nur den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch geltend gemacht, ſo würde es, um über die Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit überhaupt eine der Rechtskraft fähige Entſcheidung 
herbeizuführen, der Erhebung der Inzidentfeſtſtellungsklage oder 
zwiderklage des §S 280 ZPO. bedurft haben. Daß es aber für 
die ſtatt deſſen von den Klägern von vornherein miterhobene 
Feſtſtellungsklage nicht an dem in § 256 ZPO. bezeichneten 
Intereſſe fehlt, kann nicht zweifelhaft ſein, wenn man erwägt, 
daß den Klägern, auch abgeſehen von dem geltend gemachten 
Schadenserſatzanſpruch und über dieſen hinaus, daran liegen 
muß, zu wiſſen, wie es um die Fiſchereigerechtigkeit ſteht, ob ſie 
ſie beiſpielsweiſe ihrerſeits mit entſprechender Rechtswirkung zu 
verpachten in der Lage ſind. Hiernach mußte auf Aufhebung 
des BU. und behufs ſachlicher Entſcheidung über die durch das 
Teilurteil des LG. feſtgeſtellte Fiſchereigerechtigkeit auf Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die Berufungsinſtanz erkannt werden. 
J. c. B., U. v. 12. Juli 10, 470/09 VII. — Cöln. 

50. 8 256 ZPO.] 

Die Beklagte iſt ſeit dem 23. April 1902 eingetragene 
Eigentümerin des Grundſtücks St.⸗O. Bd. XV Blatt Nr. 143, 
auf dem unter 2 der II. Abteilung folgendes eingetragen ſteht: 
Der Beſitzer darf nicht mehr als ein Wohnhaus erbauen und 
muß ein jährliches Grundgeld von 7 Taler 18 Groſchen an 
den Untererbzins herrn, der ſich zugleich das Vorkaufsrecht vor⸗ 
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behalten hat, entrichten.. Die Klägerin nimmt das ein 
getragene Grundgeld als Eigentümerin des Grundſtücks für 
ſich in Anſpruch und hat dieſen Anſpruch für die vier Jahre 
von 1903 bis 1906 mit dem Antrage geltend gemacht: die 
Beklagte zur Zahlung von 91,20 & nebſt Prozeßzinſen an ſie 
zu verurteilen. Das LG. hat ſie mit dieſer Klage abgewieſen 
und auf die Widerklage der Beklagten feſtgeſtellt, daß der 
Klägerin aus der Eintragung Nr. 2 der Abteilung II des 
Grundbuchblattes St.⸗O. Bd. XV Nr. 143 keine Rechte zu⸗ 
ſtehen. Die Klägerin hat Berufung eingelegt. Das OLG. 
hat die Berufung zur Klage zurückgewieſen, aber zur Wider⸗ 
klage das landgerichtliche Urteil dahin abgeändert: daß die 
Widerklage, ſoweit ſie auf die Feſtſtellung gerichtet iſt, daß der 
Klägerin ein Verkaufsrecht und ein Recht auf die Bau⸗ 


beſchränkung nicht oder nur in Gemeinſchaft mit anderen 


Perſonen zuſtehe, abgewieſen wird. Der Berufung der Be⸗ 
klagten wurde ſtattgegeben: Mit Recht findet die Reviſion eine 
Verletzung des 8 256 ZPO. darin, daß das BG. das Vor⸗ 
liegen auch der Vorausſetzungen für die Erhebung einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage nach dieſem Paragraphen inſofern verneint, als 
es der Reviſionsklägerin ein rechtliches Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des Vorkaufsrechts und 
der Baubeſchränkung abſpricht. Das RG. hat wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß unter einem rechtlichen Intereſſe im Sinne des 
§ 256 jedes Intereſſe begriffen ſei, das ſich in irgendeiner 
Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe des Feſtſtellungsklägers bezieht, 
und daß darunter ſchon deſſen wirtſchaftliches Intereſſe falle, 
zu wiſſen, woran er in Anſehung eines gewiſſen Rechtsverhält⸗ 
niſſes iſt, um ſein Verhalten danach einzurichten (vgl. RG. 35, 
Nr. 104, ferner bei Gruchot Bd. 46 auf S. 1062 und Bd. 49 
auf S. 658/ 9). Das Vorhandenſein eines ſolchen Intereſſes 
an der Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines dem Feſtſtellungs⸗ 
beklagten gegen den Feſtſtellungskläger zuſtehenden Rechts hat 
das RG. namentlich dann anerkannt, wenn erſterer ſich eines 
ſolchen Rechts berühmt hatte (vgl. bei Gruchot Bd. 41 auf 
S. 175, Bd. 50 auf S. 1149/50, ferner JW. 99, 2567). 
Dem aber ſteht der vorliegende Fall im weſentlichen gleich, wo 
die Widerbeklagte aus der Eintragung auf dem Grundſtücke 
der Widerklägerin Rechte gegen dieſe hergeleitet und ſich damit 
als die aus der Eintragung Berechtigte hingeſtellt hat. Daran 
ändert der vom BG. betonte Umſtand nichts, daß die Wider⸗ 
beklagte das Verkaufsrecht und die Bebauungsbeſchränkung 
bisher nicht geltend gemacht, ſondern ihre Klage auf das Grund⸗ 
geld beſchränkt hat; denn die in derſelben Eintragung bezeich⸗ 
neten, auf demſelben Erbzinsvertrage beruhenden Rechte ſtehen 
miteinander fo ſehr im Zuſammenhang, daß aus der Geltend⸗ 
machung des einen ſehr wohl auf die Anmaßung auch der 
anderen geſchloſſen werden kann. Die durch die Klagerhebung 
hiernach auch hinſichtlich dieſer weiteren Rechte geſchaffene 
Unſicherheit, deren Beſeitigung die Widerklage bezielt, iſt durch 
die ausweichende Erklärung der Widerbeklagten: ſie habe die 
Rechte bisher nicht in Anſpruch genommen und gebe darüber 
keine Erklärung ab, nicht beſeitigt. Anzuerkennen iſt auch ein 
Intereſſe der Widerklägerin an alsbaldiger Feſtſtellung, 
obgleich ſie nicht behauptet hat, daß ſie ihr Grundſtück ver⸗ 
kaufen oder bebauen wolle. Die Entſcheidung über das Be⸗ 
ſtehen oder Nichtbeſtehen des Vorkaufsrechts und der Be⸗ 
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bauungsbeſchränkung hängt von der Beantwortung der Nechts⸗ 
fragen ab, die die Vorinſtanzgerichte zu beantworten hatten, 
um zu einer Entſcheidung über das mit der Klage geltend 
gemachte Recht auf das Grundgeld zu kommen. Die Wider⸗ 
klägerin hat aber ein berechtigtes Intereſſe daran, daß der 
Streit über dieſe Rechtsfragen in einem Prozeſſe ausgetragen 
und die Entſcheidung darüber einheitlich und von denſelben 
Richtern getroffen wird (vgl. RG. Bd. 72 Nr. 35 auf S. 160 / 1). 
Das hiernach gegebene rechtliche Intereſſe der Widerklägerin 
an der alsbaldigen Feſtſtellung entfällt endlich auch nicht, wie 
die Reviſionsgegnerin meint, deshalb, weil jene auf Leiſtung 
hätte klagen können. Die Leiſtungsklage, an die hierbei 
gedacht iſt, iſt die Klage auf Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs durch Löſchung der in Rede ſtehenden Eintragung. 
Dieſe Klage iſt aber nach dem 8 894 BGB. gegen denjenigen 
zu richten, „deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen wird“. 
Dies iſt da, wo es ſich um die Löſchung einer Eintragung 
handelt, derjenige, zu deſſen Gunſten dieſe Eintragung erfolgt 
iſt oder beſteht. Und daß dies hier die Widerbeklagte iſt, 
erhellt weder aus der Eintragung noch aus dem ſonſtigen 
Sachverhalt. Die Widerklägerin hat es mit dem, was ſie zur 
Klage gegen die Sachlegitimation der Widerbeklagten vor⸗ 
gebracht hat, entſchieden verneint, und nach den vom BG. in 
dieſer Beziehung getroffenen Feſtſtellungen kann als durch die 
Eintragung Berechtigte die Klägerin (Widerbeklagte) nur in 
Gemeinſchaft mit anderen in Frage kommen. Dies alles ſchließt 
die Annahme, daß die Widerklägerin ihre Widerklage auf eine 
Leiſtung, nämlich auf die im § 894 BGB. bezeichnete Zu⸗ 
ſtimmung, hätte richten können, aus. Stadtgemeinde St. 
c. B., U. v. 2. Juli 10, 562/09 V. — Stettin. 

51. 5 263 3PO. Rechtshängigkeit. 

Der Kläger verkaufte durch Vertrag vom 18. Juli 1906 
ſein Gut an einen gewiſſen W. Er erhielt auf den Kaufpreis 
eine Anzahlung von 85 000 & und ließ dagegen auf dem 
Gute, deſſen Auflaſſung zunächſt ausgeſetzt blieb, für die Be⸗ 
klagte zu 1, die die Mittel zur Anzahlung hergegeben hatte, 
eine Grundſchuld eintragen. Die Beklagte zu 1 kündigte die 
Grundſchuld, der Kläger behauptete, die Geltendmachung der 
Grundſchuld gegen ihn ſei durch Vertrag ausgeſchloſſen worden, 
und er beantragte, gegen die jetzige Beklagte zu 1 feſtzuſtellen, 
daß dieſe ihm gegenüber auf Befriedigung aus der Grundſchuld 
keinen Anſpruch habe. — Das LG. erkannte nach dieſem An⸗ 
trage. In der Berufungsinſtanz behauptete die Beklagte, die 
Grundſchuld an die Bank für Handel und Induſtrie abgetreten 
zu haben. Der Kläger beſtritt dies, ſtellte aber einen Hilfs⸗ 
antrag dahin, die Beklagte zu verurteilen, ihn von den An⸗ 
ſprüchen der Bank zu befreien. Das OLG. wies, ohne auf 
dieſen Hilfsantrag einzugehen, die Berufung zurück. Die Be⸗ 
klagte zu 1 legte gegen dieſes Urteil Reviſion ein. Nachdem 
das BU. ergangen war, erhob der Kläger gegen die inmittelſt 
in Liquidation getretene Geſellſchaft und deren 4 Teilhaber die 
jetzige Klage mit dem Antrage: die Beklagten als Geſamt⸗ 
ſchuldner zu verurteilen, ihn von den Anſprüchen der Bank für 
Handel und Induſtrie auf Zahlung von 85 000 & und 5666 4 
65 & Zinſen zu befreien. Die Beklagten erhoben die Einrede 
der Rechtshängigkeit. Das LG. verwarf die Einrede, das BG. 
hielt ſie für begründet und wies die Klage ab. Der Reviſion 


39. Jahrgang. 


des Klägers wurde ftattgegeben: Im Vorprozeſſe haben beide 
Inſtanzen nur über den Hauptantrag erkannt, mit dem die 
Feſtſtellung begehrt war, daß die beklagte Geſellſchaft vom 
Kläger Befriedigung aus der Grundſchuld nicht beanſpruchen 
könne. Die Rechtshängigkeit dieſes Feſtſtellungsanſpruchs ſtand, 
wie erſichtlich auch das BG. annimmt, der Erhebung der vor⸗ 
liegenden Leiſtungsklage — vgl. RG. 40, 362; 71, 68 — 
nicht entgegen. Anders aber würde es ſich verhalten, wenn im 
Vorprozeſſe auch der Hilfsantrag rechtshängig geworden wäre. 
Er deckt ſich mit dem Leiſtungsanſpruche, den der Kläger im 
vorliegenden Rechtsſtreite verfolgt. Das BG. hat die Rechts⸗ 
hängigkeit des Hilfsantrags bejaht. Es führt aus, der Klage⸗ 
grund ſei bei dem Haupt⸗ und bei dem Hilfsantrage der gleiche. 
Die Begründung des Hilfsantrags enthalte nur ein neues 
Element, nämlich die Abtretung der Grundſchuld, die aber als 
eine im Laufe des Rechtsſtreits eingetretene Veränderung ſich 
darſtelle und auf die deshalb die Vorſchrift des § 268 Ziff. 3 
ZPO. Anwendung finde. Es liege keine unzuläſſige eventuelle 
Klageanhäufung vor; der Kläger habe im Vorprozeſſe den Feſt⸗ 
ſtellungsantrag aufrechterhalten und den Leiſtungsklageantrag 
nur eventuell geſtellt, weil er damals die Abtretung der Grund⸗ 
ſchuld beſtritten habe. Dieſer Rechtsauffaſſung konnte nicht 
beigetreten werden. Daß im Vorprozeſſe der Kläger die Ab⸗ 
tretung der Grundſchuld beſtritten, hat das BG. auch im Tat⸗ 
beſtande beſonders hervorgehoben. Der Anſpruch, der den 
Gegenſtand des Hilfsantrags bildete, ſtand hiernach zu dem 
tatſächlichen Vorbringen, mit dem er begründet wurde, geradezu 
in Widerſpruch. Der Kläger begehrte Befreiung von Ver⸗ 
bindlichkeiten, die ihm aus einer Abtretung der Grundſchuld 
erwachſen ſein ſollten, und beſtritt, daß eine Abtretung erfolgt 
ſei. Er machte an Stelle des Feſtſtellungsanſpruchs einen Leiſtungs⸗ 
anſpruch geltend, leugnete aber ſelbſt die Tatſache, aus der er 
die Leiſtungspflicht folgerte. Ein ſolches in ſich widerſpruchs⸗ 
volles Klagebegehren war — Cccius bei Gruchot 33, 144; 
Peterſen in der BP. 16, 517 — prozeſſual unſtatthaft und 
konnte die Wirkung der Rechtshängigkeit nicht begründen. Es 
erſcheint auch ausgeſchloſſen, daß es dem Willen des Klägers 
oder ſeines Prozeßvertreters entſprochen hat, den Anſpruch rechts⸗ 
hängig zu machen. Die Sachlage geſtattet nur die Annahme, 
daß der Antrag zunächſt dem Richter noch nicht zur Entſcheidung 
hat unterbreitet, ſondern daß er ihn nur als für den Fall be⸗ 
abſichtigt hat angekündigt werden ſollen, daß der Kläger dem⸗ 
nächſt die Behauptung von der Abtretung der Grundſchuld ſich 
aneignen werde. Hiernach war die Einrede der Rechtshängigkeit 
nicht begründet. O. c. R. & Co., U. v. 2. Juli 10, 90/10 V. 
— Naumburg. 

52. 89 268, 271, 306 ZPO.] 

Ausweislich der Klageſchrift war der Klageantrag darauf 
gerichtet, die Beklagten zu verurteilen, den aus dem Unfall 
„erwachſenen und erwachſenden Schaden zu erſetzen, und zwar 
an den Kläger S. 1608 & ſ. A. zu zahlen, der Klägerin ©. 
aber bis auf weiteres eine jährliche Rente ... zu gewähren“. 
So iſt auch der Antrag in der erſten mündlichen Verhandlung 
verleſen (Sitzungsprotokoll vom 14. Dezember 1902). Erſt in 
der Verhandlung vom 14. November 1906 ſind vor dem 
anders zuſammengeſetzten Richterkollegium die Worte: „den aus 
dem Unfall“ bis mit „und zwar“ unverleſen gelaſſen worden. 
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Es beſteht kein Anhalt dafür, hierin eine Zurücknahme des mit 
dem nicht verleſenen Teile des Sachgeſuchs erhobenen Klag⸗ 
anſpruchs zu erblicken (RG. 66, 14), auch dieſer Teil des An⸗ 
ſpruchs blieb deshalb rechtshängig, wenn auch ſeine Weiter⸗ 
verfolgung zunächſt nicht betrieben wurde. K. c. Kn., U. v. 
13. Juli 10, 356/10 IV. — Dresden. 

53. 8 286 3P0O.] 

Nach dem Tatbeſtand⸗Berichtigungsbeſchluſſe vom 9. Juni 
1909 hat der Anwalt des Klägers in der letzten Verhandlung 
vor dem BG. erklärt, es ſei ihm aufgefallen, daß der Kläger 
von einem Preiſe von 1 & 50 & pro Kubikmeter ſpreche, 
während in dem ſchriftlichen Vertrage nur von einem Preiſe 
von 1 & pro Kubikmeter die Rede ſei; ſollte es hierauf an⸗ 
kommen, ſo werde er um einen neuen Termin bitten. Der 
BerR. hat dieſen neuen Termin nicht gewährt, ſondern hat 
aus eigenen Erwägungen die Verſchiedenheit der Preisangaben 
zu erklären verſucht. Der Kläger beſchwert ſich über dies Ver⸗ 
fahren nicht ohne Grund. Daß der Unterſchied in den Preis⸗ 
angaben nicht ohne Bedeutung iſt, liegt auf der Hand und 
wird vom BerR. angenommen, namentlich konnte er für die 
Eidesfaſſung von Belang ſein. Unter dieſen Umſtänden mußte 
dem Kläger Gelegenheit geboten werden, den Widerſpruch auf⸗ 
zuklären und eventuell ſeine Behauptungen zu berichtigen. Da 
dies nicht geſchehen iſt, war dem Kläger die Möglichkeit hierzu 
in einem erneuten Berufungsverfahren zu geben. S. c. S., U. v. 
27. Mai 10, 326/09 VII. — Poſen. 

54. 5 286 ZRO.] 

Das BG. hat von der Erhebung des Zeugenbeweiſes aus 
folgenden Gründen abgeſehen: Der Zeuge He. habe bei ſeiner 
bereits ſtattgehabten Vernehmung die Frage 1 verneinend be⸗ 
antwortet. Würde auch Ha. je die Behauptung der Klägerin 
beſtätigen, ſo ſtände ſeinem Zeugnis das des He. als jedenfalls 
gleichwertig gegenüber. Der der Klägerin obliegende Beweis 
könnte alſo auch durch dieſes Zeugnis nicht erbracht werden. 
Dieſe Ablehnung der Vernehmung des Ha. iſt von der Revi⸗ 
ſionsklägerin mit Recht als gegen 8 286 ZPO. verſtoßend an⸗ 
gefochten worden. Dieſelbe beruht weſentlich auf einer Wür⸗ 
digung des Werts einer etwaigen, noch gar nicht vorliegenden 
Ausſage des Ha. über das Beweisthema. Zu einer ſach⸗ 
gemäßen und prozeſſual genügenden Würdigung des Werts 
einer ſolchen Zeugenausſage auch im Verhältnis zu der bereits 
vorliegenden Ausſage des Zeugen He. würde das BG. aber 
erſt nach erfolgter Vernehmung des Ha. in der Lage ge: 
weſen ſein. M. c. K. & S., U. v. 28. Juni 10, 501/09 II. — 
Stuttgart. 

55. 8 287 8PO. 5 287 auch anwendbar in den Fällen 
der 88 613, 652 und 430 HGB.] 

Die Reviſion rügt die Verletzung des 8 287 ZPO. Die 
Rüge muß als gerechtfertigt angeſehen werden. Daß die Vor⸗ 
ſchriften des § 287 auf den vorliegenden Fall anzuwenden find, 
erſcheint nicht zweifelhaft. Sowohl im Falle des vom BerR. 
angezogenen § 613, als in den Fällen des § 652 ſowie des 
§ 430 HGB., deſſen Abſ. 2 ſich mit der Vorſchrift des § 613 
deckt, handelt es ſich um den Erſatz entſtandenen Schadens. 
Die geſetzliche Beordnung dieſer Fälle iſt nur inſoweit eine 
eigenartige, als für die Berechnung des Schadens beſondere 


Regeln aufgeſtellt werden. Dieſe Regeln können im Einzelfalle 
| 104 * 


828 


den Umfang des beanſpruchten Schadenserſatzes einſchränken; 
es kann aus ihnen aber nicht abgeleitet werden, daß der Be⸗ 
griff des Schadens im Sinne des § 287 ZRD. ausſcheide. 
(Vgl. auch Skonietzki⸗Gelpcke, ZPO., A. 3 zu § 287.) Mußte 
danach der $ 287 angewandt werden, fo liegt es auf der Hand, 
daß der Ber R. die Anſprüche der Beklagten nicht aus den an⸗ 
geführten Gründen zurückweiſen konnte. Die Beklagten waren 
im Hinblicke auf 8 287 ZPO. nicht gehalten, über die Höhe 
des Schadens die vom BG. geforderten genauen Darlegungen zu 
machen. B. & B. c. G., U. v. 6. Juli 10, 219/09 J. — Hamburg. 

56. 5 295 3PO. Rügerecht.] 

Faßt man den bezeichneten Einwand mit dem LG. und 
dem OLG. als die prozeßhindernde Einrede auf, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, 
ſo hat die Beklagte dadurch, daß ſie erſt nach Beginn ihrer 
mündlichen Verhandlung zur Hauptſache jenen Einwand vor⸗ 
brachte, gegen die prozeßrechtliche Vorſchrift des S 274 Abj.e1 
PO. verſtoßen. Denn es liegt hier keiner der beiden Aus⸗ 
nahmefälle vor, für welche der Abſ. 3 dieſer Vorſchrift die 
Geltendmachung prozeßhindernder Einreden nach Beginn der 
mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache zuläßt. 
Allein es iſt ſchon vom BG. darauf hingewieſen, daß nach 
herrſchender Meinung die Vorſchrift des S 274 Abſ. 1 und 3 
eine ſolche iſt, auf deren Beobachtung die Partei wirkſam ver⸗ 
zichten kann, und daß daher Beklagte mit der Einrede des 
Schiedsvertrages noch gehört werden muß, da der Kläger es 
verſäumt hat, das nachträgliche Vorbringen zu rügen ($ 295 
ZPO.). In der Reviſionsverhandlung regte der Vertreter des 
Klägers das Bedenken an, ob hier $ 295 ZPO. überhaupt in 
Betracht kommen könne, da dieſer in bezug auf die Partei⸗ 
prozeßhandlungen ausdrücklich von der „Form einer Prozeß⸗ 
handlung“ ſpreche. Dies Bedenken iſt unbegründet. § 295 
bezieht ſich auf alle prozeßrechtlichen Normen, welche die prozeß⸗ 
leitende Tätigkeit des Gerichts, die Tätigkeit der ſonſtigen bei 
dem Gange des Prozeſſes mitwirkenden Amtsperſonen und die 
prozeßführende Tätigkeit der Parteien regeln. Wenn es die 
Verletzung einer die Form einer Prozeßhandlung betreffenden 
Vorſchrift beſonders hervorhebt, ſo ſind damit anderweite 
prozeſſuale Verſtöße, namentlich Nichtbeachtung der für eine 
Parteihandlung vorgeſchriebenen Zeit oder Friſt von der Be⸗ 
rückſichtigung bei Anwendung des § 295 keineswegs aus⸗ 
geſchloſſen. Für die Frage aber, ob auf die Beobachtung der 
Vorſchrift des S 274 Abſ. 1 und 3 wirkſam verzichtet werden 
kann, und daher Kläger, der es in der nächſten mündlichen 
Verhandlung nach Erhebung des in Rede ſtehenden Einwandes 
unterlaſſen hat, die Verſpätung der Einrede des Schiedsvertrages 
zu rügen, dieſe Verſpätung nicht weiter rügen darf, ſchließt ſich 
der erkennende Senat der im Urteil des I. ZS. vom 18. Mai 
1904 — RG. 58, 152 —, hier einem inſofern gleichliegenden 
Fall, vertretenen bejahenden Meinung an. Die Meinung ent⸗ 
ſpricht auch der zurzeit in der Rechtslehre weitaus vorherrſchenden 
Auslegung des §S 274. T. F.⸗V. c. B., U. v. 8. Juli 10, 
229/10 VII. — Düſſeldorf. 

57. 8 313 Ziff. 1 ZPO. verb. mit S 17 HGB. Be⸗ 
zeichnung des Einzelkaufmanns in der Urteilsformel.] 

Die Bezeichnung des Beklagten in der Überſchrift, die 
bisher immer „die Firma J. L., Inhaber der Kaufmann J. L.“ 
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gelautet hatte, war wegen ihrer Sinnloſigkeit zu berichtigen. 
(Die Urteilsformel des RG. führt als Beklagten nur den Kauf⸗ 
mann J. L. auf.) L. c. B., U. v. 16. Juni 10, 281/09 VI. 
— Berlin. 

58. 5 323 ZPO. Einheitlichkeit der Rente.] 

Mit Recht erklärt das BG. die zuerkannte Rente von 
62,50 , die allerdings aus zwei beſonders bezifferten Poſten 
für Erwerbsunfähigkeit mit 50 „ und für Bedürfnisvermehrung 
mit 12,50 „/ zuſammengeſetzt iſt, als eine einheitliche, die 
nicht in zwei dieſen Poſten entſprechende ſelbſtändige Renten 
zerlegbar iſt. Dieſe Einheitlichkeit der Rente beruht notwendig 
darauf, daß grundſätzlich auch der auf Entrichtung einer Rente 
gemäß den SS 3a, 7 Haftpfl®. wie nach den SS 843, 844 BGB. 
erhobene Schadenserſatzanſpruch ein einheitlicher iſt. Einen 
ſolchen Anſpruch hat das Gericht auf Grund der Unfallfolgen, 
wie ſie zur Zeit ſeiner Urteilsfindung vorgelegen haben, unter 
Würdigung aller Umſtände allſeitig und im ganzen zu 
prüfen, insbeſondere auch, ob die Erwerbsfähigkeit und die 
Geſundheit des Verletzten beeinträchtigt ſind. Iſt demnach der 
durch Rente zu entrichtende Schadensbetrag nur auf eine alle 
Unfallwirkungen einheitlich umfaſſende Geſamtprüfung hin zu 
ermitteln, ſo könnte die in der Geſamtſchadensberechnung der 
einheitlich geforderten und zugeſprochenen Rente bloß ziffermäßig 
ſteckenden Poſten, wie hier die beiden Poſten von 50 & und 
von 12,50 &, nicht als ſelbſtändige, auf einen eigenen 
Schadensbereich abgegrenzte Quoten des Geſamtſchadens 
und daher ebenſowenig als ſelbſtändige Renten für eine einzelne 
Unfallwirkung und Schadensfolge behandelt werden. Alſo iſt 
auch die als Erſatz für den geſamten Schaden zuzuerkennende 
Rente ein einheitliches, ziffermäßig und quantitativ nicht reil⸗ 
bares Ganzes. Dieſer bereits mehrfach vom erkennenden Senat 
vertretene Grundſatz von der Einheitlichkeit der Rente (Urteil 
vom 13. Dezember 1900, VI 356/00 in RG. 47, 405; vom 
1. März 1906, VI 231/05 in JW. 06, 236; vom 9. Juli 
1908, VI 490/09 in RG. 69, 296) muß auch bei den Klagen 
aus § 323 ZPO. feine Geltung behalten. (Wird ausgeführt.) 
Gr. Berl. Straßenbahn c. K., U. v. 20. Juni 10, 331/09 VI. — 
Berlin. 

59. 8 547 Ziff. 2 ZPO.] 

Der Kläger hat den Anſpruch auf Erſatz der von ihm für 
die Pflege ſeiner Ehefrau verauslagten Koſten aus eigenem 
Rechte und nur eventuell als Zeſſionar ſeiner Ehefrau 
erhoben, und der BerR. hat dieſen Anſpruch als einen dem 
Kläger ſelbſt erwachſenen für die Zeit vom 21. Mai 1907 
bis 12. Juni 1907 dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Der Wert dieſes Anſpruchs fällt in die zweite Wertsklaſſe 
(20 bis 60 .#). Die Reviſion macht geltend, dieſer Anſpruch 
ſei ſeiner rechtlichen Natur nach identiſch mit dem der Ehefrau 
des Klägers, einer nach dem BeamtUFürſG. vom 18. Juni 
1901 penſionierten Beamtin, zuſtehenden Anſpruche auf Erſatz 
der Heilverfahrenskoſten. Trifft dieſe Auffaſſung zu, 
dann mußte der Klage eine Vorentſcheidung der oberſten Ver⸗ 
waltungsbehörde vorhergehen, und dann war die Reviſion 
gemäß § 70 Abi. 3 GVG. und § 39 Ziff. 1 PrAGGVG. 
verglichen mit § 547 Ziff. 2 ZPO. trotz Fehlens der Reviſions⸗ 
ſumme zuläſſig. Dieſe Auffaſſung trifft aber nicht zu. 
Wie die auch hierher anwendbaren Gründe des Beſchluſſes der 


39. Jahrgang. 


Ver ZS. des RG. vom 27. April 1898 in RG. 41, 267/281 
ergeben, iſt der Anſpruch für den Kläger als ein ſelbſtändiger 
erwachſen, weil ſich für ſeine Perſon beſondere zivilrechtliche 
Tatbeſtände, Geſchäftsführung ohne Auftrag und ungerechtfertigte 
Bereicherung, verwirklicht haben. Der Beamtenanſpruch der 
Ehefrau des Klägers war lediglich die Grundlage, auf der ſich 
jene beſonderen Tatbeſtände aufbauten, er war nur ein einzelnes 
tatſächliches Element für den Klageanſpruch: Der Beamten⸗ 
anſpruch der Ehefrau und der Klageanſpruch des Ehemannes 
decken ſich keineswegs, jener iſt nur eine Vorfrage für dieſen. 
Daß ſich aber die Tatbeſtände der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag und der ungerechtfertigten Bereicherung für die Perſon 
des Klägers verwirklicht haben, nimmt der BerR. mit Recht 
an. Der Kläger hat die Pflegekoſten nicht nur in Erfüllung 
ſeiner ehemännlichen Unterhaltspflicht aufgewendet, ſondern er 
hat ſie zugleich vorgeſchoſſen, um die Geſchäfte des Beklagten 
zu beſorgen. Die Abſicht, Erſatz vom Beklagten zu verlangen, 
geht unzweideutig hervor aus den alsbaldigen Mitteilungen von 
der Bettlägerigkeit der Ehefrau an die Oberpoſtdirektion. Und 
eine ungerechtfertigte Bereicherung des Beklagten folgt daraus, 
daß er den ihm obliegenden Pflegekoſtenerſatz auf Koſten des 
Klägers erſpart hat (JW. 99, 13716). Der Hauptangriff der 
Reviſion iſt alſo unbegründet: der Klageanſpruch iſt in Wahr⸗ 
heit nicht ein Beamtenanſpruch aus dem Dienſtverhältniſſe. 
Folgeweiſe brauchte der Klage eine Vorentſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörde nicht vorherzugehen, und folgeweiſe iſt die 
Reviſion, weil in dieſem Punkte unbegründet, im weiteren auch 
unzuläſſig, da § 547 Ziff. 2 ZPO. nicht zutrifft. Reichspoſt⸗ 
ſiskus c. S., U. v. 21. Juni 10, 371/09 III. — Berlin. 

60. SS 554, 559 ZPO. Reviſionsbegründung.] 

Der Erwerb des Eigentums beſtimmt ſich nach dem 
Rechte, das zu der Zeit galt, wo die für den Erwerb geltend 
gemachten Umſtände eingetreten ſind. Maßgebend für die Be⸗ 
urteilung jener Behauptung iſt deshalb das im Jahre 1881 in 
S. und A. in Geltung geweſene Recht der preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung (Eigentumserwerbsgeſetz und GBO.) vom 5. Mai 1872, 
und danach beſtand der in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltene 
Rechtsſatz: daß der gutgläubige Erwerber, der nach Zurück⸗ 
führung des Grundbuchs auf das Steuerbuch durch Auflaſſung 
die Eintragung als Eigentümer eines Grundſtücks erlangt, das 
Eigentum an allen Beſtandteilen erwirbt, die aus dem mit dem 
Grundbuch in Verbindung gebrachten Kataſter erſichtlich ſind, 
und zwar in dem Umfange, den die der Kataſtrierung zugrunde 
liegende Kataſterkarte, in die Wirklichkeit übertragen, ergibt 
(vgl. RG. Bd. 29 Nr. 50, bei Gruchot Bd. 34 auf S. 134, 
Bd. 37 auf S. 1097/8, auch RG. Bd. 47 Nr. 68). Auf dieſen 
Rechtsſatz bezieht ſich das BG. Aber die Anwendung, die es 
ihm hier gibt, iſt unhaltbar. Nach den Feſtſtellungen unter II 
des Tatbeſtandes des BU. iſt das Amt und Rittergut S. 
ſamt W. von Bd. II Bl. 405 nach Bd. 1 Art. 41 des Grund⸗ 
buchs von S. unter Zurückführung auf das Steuerbuch 
erſt übertragen worden, nachdem am 4. November 1881 die 
Auflaſſung ſeitens der Erben des Grafen v. J. an den Erblaſſer 
der jetzigen Kläger und deſſen Eintragung als Eigentümer 
erfolgt war. Hiernach war das betreffende Grundbuch zur Zeit 
der Auflaſſung und Eintragung noch nicht auf das Steuer⸗ 
buch zurückgeführt und kann davon, daß ſich der gute Glaube 
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des Erblaſſers der Kläger an die Richtigkeit des Grundbuchs 
beim Erwerbe auch auf die — in das Grundbuch noch gar 
nicht übernommenen — Angaben des Kataſters erſtreckt hat, 
keine Rede ſein. Auf die nicht in das Grundbuch übergegangenen 
Angaben des Kataſters bezieht ſich der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs nicht, und die dem Eigentumserwerbe erſt nach⸗ 
folgende Zurückführung iſt auf die Geſtaltung der Eigentums⸗ 
verhältniſſe an ſich ohne Einfluß (vgl. RG. bei Gruchot Bd. 27 
auf S. 1028, RG. Bd. 42 Nr. 47 auf S. 203/4). Mit Unrecht 
ſtützt ſich daher das BG., indem es bei ſeiner Grenzfeſtſtellung 
von derjenigen Grenzlinie ausgeht, die die der Zurückführung 
zugrunde liegende Kataſterkarte von 1864 ausweiſt, auf den in 
Rede ſtehenden Rechtsſatz. Daran ändert auch der Umſtand 
nichts, daß die Zurückführung noch an demſelben 4. November 
1881 erfolgt iſt. Die dem BG. zur Laſt fallende Geſetzes⸗ 
verletzung iſt von der Reviſion nicht, insbeſondere nicht gemäß 
dem § 554 ZPO. gerügt. Sie würde deshalb nach dem 5 559 
daſelbſt unberückſichtigt zu bleiben haben, wenn es ſich dabei 
um die Verletzung eines Geſetzes in bezug auf das Verfahren 
handelte, wenn die unrichtige Anwendung, die das BG. von 
dem ohne Frage dem materiellen Rechte angehörigen Rechtsſatze 
macht, nicht ſowohl auf Verkennung ſeines Inhaltes und ſeiner 
Tragweite, als vielmehr darauf beruhte, daß das Gericht den 
bezeichneten von ihm feſtgeſtellten Sachverhalt bei der rechtlichen 
Beurteilung nicht richtig ins Auge geſaßt, ſondern in einer die 
Anwendung des Rechtsſatzes zulaſſenden Weiſe verkannt hat. 
Davon, daß dies zutrifft, hat ſich der Senat indes nicht über⸗ 
zeugen können. (Wird ausgeführt.) R. c. W., U. v. 13. Juli 10, 
494/09 V. — Naumburg. 

61. SS 767, 769 ZPO. Einwendungen, welche den 
durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, ſind nach 
Vorſchrift des S 769 und nicht im Wege der einſtweiligen 
Verfügung geltend zu machen.] 

Das RG. hat bereits mehrfach erkannt (z. B. RG. 25, 
407; RG. III 336/94 vom 22. März 1895, abgedruckt in 
Seuff Arch. 50, 476 Nr. 295 und in der JW. 95, 225%), 
daß bei der Verfolgung von Einwendungen, welche den durch 
das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen (ZPO. § 767), 
Anträge auf Einſtellung oder Aufhebung der bereits ein⸗ 
geleiteten Zwangsvollſtreckung mur nach Vorſchrift des § 769 
ZPO. zuläſſig find und einſtweilige Verfügungen zu dieſem 
Zwecke nicht ergehen dürfen. An dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten; 
ſie beruht auf der Erwägung, daß für jene Anträge ein be⸗ 
ſonderes Verfahren vorgeſchrieben iſt, das von dem die einſt⸗ 
weiligen Verfügungen betreffenden Verfahren in weſentlichen 
Punkten abweicht und als ein ausſchließliches anzuſehen iſt. 
Es iſt demnach rechtsirrig, wenn der Kläger in der mündlichen 
Verhandlung ausgeführt hat, die Parteien und das Gericht 
hätten die Wahl, ob fie eine Anordnung gemäß § 769 ZPO. 
oder eine einſtweilige Verfügung beantragen oder erlaſſen 
wollten; die Entſcheidungen des RG., auf die der Kläger dieſe 
Anſicht gründet, beſagen nur, daß, wenn in ſolchen Fällen 
eine einſtweilige Verfügung erlaſſen iſt, gegen dieſe der Wider⸗ 
ſpruch gemäß SS 936, 924 ZPD. und nicht die ſofortige Be: 
ſchwerde gemäß § 793 ſtattfindet, einerlei, ob man die einſt⸗ 
weilige Verfügung für zuläſſig hält oder nicht (vgl. z. B. 
RG. 30, 432; JW. 01, 1605; 514). Daß der obige 


Grundſatz ferner auch dann Anwendung findet, wenn es ſich 
nicht um die Zwangsvollſtreckung aus einem Urteile, ſondern 
aus einem anderen vollſtreckbaren Schuldtitel, insbeſondere aus 
einer vollſtreckbaren notariellen Urkunde (S 794 Nr. 5 ZPO.) 
handelt, unterliegt nach SS 795, 797 Abſ. 4, 5 ZPO. keinem 
Zweifel. Ebenſowenig macht es einen Unterſchied, ob die 
Zwangsvollſtreckung bereits begonnen hat oder nicht; wie die 
Widerſpruchsklage aus 5 767 ZPO. (vgl. RG. 38, 428; 45, 
344; JW. 95, 517) und die Anordnung der Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung auf Grund des § 707 (vgl. RG. 32, 393; 
JW. 97, 5420) iſt auch die Anordnung aus 8 769 bereits 
vor dem Beginne der Zwangsvollſtreckung, wenn dieſe droht, 
zuzulaſſen. B. c. L., U. v. 12. Juli 10, 205/10 III. — Cöln. 

62. 88 829, 830, 851, 857 ZPO. verb. mit 88 135, 
136, 399, 892, 1159 BGB. und § 42 GBO. Iſt das Zins⸗ 
genußrecht ein unpfändbares und veräußerliches Recht? Ab⸗ 
tretung künftiger Forderungen. Übergabe des Hypothekenbriefes 
bei Pfändung von Briefhypotheken.] 

Zu den in der ZPO. als unpfändbar bezeichneten Rechten 
gehört das Zinsgenußrecht oder das damit zuſammenfallende 
Recht des Gläubigers der Hauptforderung auf die noch aus⸗ 
ſtehenden Zinszahlungen nicht (vgl. SS 851 ff. ZPO.); es 
handelt ſich dabei insbeſondere nicht um Forderungen, die nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, namentlich nach dem 
8 399 BGB. nicht übertragbar find (8 851 ZPO.). Das BE. 
leitet die Unpfändbarkeit zu Unrecht aus dem „akzeſſoriſchen 
Charakter“ der Zinſen her. Gewiß iſt das Recht auf Zinſen ein 
akzeſſoriſches Recht inſofern, als es das Beſtehen einer Haupt⸗ 
(Kapital-) Forderung vorausſetzt. Daraus folgt aber nicht, daß 
das Zinsrecht und das Hauptrecht nur in einer Hand ſein 
können, ſondern allein, daß das Zinsrecht auch dann, wenn es 
ſich in anderer Hand befindet wie das Hauptrecht, von deſſen 
Fortbeſtehen abhängt und mit ihm erliſcht. Die rechtliche 
Möglichkeit deſſen, daß ein anderer als der Gläubiger der 
Hauptforderung das Recht auf die Zinſen hat, iſt beim Nieß⸗ 
brauch an einer verzinslichen Forderung (8 1076 BGB.), bei 
der ehemännlichen und der elterlichen Nutznießung (88 1383, 
1649) anerkannt und im § 101 Ziff. 2 BGB. vorausgeſetzt. 
Der erſte Satz des 2. Abſ. des § 1145 ergibt insbeſondere 
die Möglichkeit, daß der Eigentümer die Hypothek in Anſehung 
künftiger Zinſen erwirbt, während die Hypothek im übrigen 
beim Gläubiger bleibt. (Wird weiter ausgeführt.) Ebenſo⸗ 
wenig wird die Annahme der Nichtabtretbarkeit und Unpfänd⸗ 
barkeit noch nicht fälliger Zinsraten durch die Erwägung 
getragen: daß es ſich dabei nicht um bloß betagte, ſondern um 
künftige, alſo um ſolche Forderungen handele, hinſichtlich deren 
der Entſtehungstatbeſtand noch nicht gegeben iſt. Es kann 
dabei dahingeſtellt bleiben, ob dies inſofern zutrifft, als die 
Entſtehung des Zinsanſpruchs, wie bemerkt, vom Fortbeſtehen 
der Hauptforderung während der Zeit abhängig iſt, für die 
der Zins beanſprucht wird. Denn die Abtretbarkeit zukünftiger 
Forderungen iſt in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. RG. Bd. 55 
Nr. 83, Bd. 58 Nr. 19 auf S. 72, Bd. 67 Nr. 47, ferner bei 
Gruchot 48, 891/2 und 52, 958/62) und ihre Pfändbarkeit im 
Urteile des VII. ZS. vom 29. April 1904 (VII 571/03 in der 
DIZ. 1904 S. 696) wenigſtens für den auch hier vorliegenden 
Fall anerkannt, daß für die Forderung in einem Vertrags⸗ 
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verhältniſſe zwiſchen dem Schuldner und dem Drittſchuldner 
eine ausreichende rechtliche Grundlage gegeben iſt. — Die Be⸗ 
ſtimmung des § 830 ZPO., wonach zur Pfändung einer 
Forderung, für die eine Briefhypothek beſteht, die Abergabe 
des Hypothekenbriefs an den Gläubiger oder ſeine Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher zwecks Ablieferung an den Gläubiger 
erforderlich iſt, gilt nicht, ſoweit es ſich um die Pfändung der 
Anſprüche auf Zinsrückſtände handelt ($ 830 Abſ. 3 und § 1159 
BGB.). Sie gilt aber für die Pfändung des Zinsgenußrechts 
oder der Anſprüche auf künftige Zinſen, und befindet ſich, wie 
hier, ein Dritter im Beſitze des Hypothekenbriefs, ſo kann der 
Gläubiger dieſe Pfändung nur in der Weiſe durchführen, daß 
er den Anſpruch des Schuldners gegen den Dritten auf Heraus⸗ 
gabe des Briefs pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
läßt und dann dieſen Anſpruch gegen den nicht zur Herausgabe 
bereiten Dritten im Klagewege geltend macht, um ſo in den 
Beſitz des Briefes zu gelangen ($ 886 ZPO., vgl. RG. Bd. 63 
Nr. 53 auf S. 217/8). — Nach dem 3. Abſ. des § 857 ZPO. 
iſt ein unveräußerliches Recht der Pfändung inſoweit unterworfen, 
als die Ausübung einem anderen überlaſſen werden kann. Daß 
ſich dieſe Beſtimmung auf den Nießbrauch bezieht, iſt angeſichts 
des 8 1059 BGB. nicht zweifelhaft, auch vom BG. nicht ver⸗ 
kannt. (Wird weiter dargelegt.) Auch wenn man aber mit dem BG. 
und der in der Rechtslehre herrſchenden Meinung annimmt, die 
Pfändung ergreife nicht den Nießbrauch, ſondern nur ſeine Aus⸗ 
übung, iſt der Annahme des BG., es bedürfe zur Durchführung 
der Pfändung der Herausgabe oder Vorlegung des Hypotheken⸗ 
briefs nicht, nicht beizutreten. Mit der Pfändung iſt in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des § 829 3PO. (f. $ 857 Abſ. 1) das 
Gebot an den Schuldner (Nießbraucher) zu verbinden, ſich jeder 
Verfügung über das gepfändete Recht zu enthalten. Die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes Gebots wird hier durch die SS 135, 136 BGB. 
nicht gewährleiſtet. Um den Gläubiger gegen eine Vereitelung 
ſeiner Pfändungspfandrechte namentlich durch Löſchung des 
Nießbrauchs auf Verzicht oder Löſchungsbewilligung des Nieß⸗ 
brauchers zu ſchützen, bedarf es mit Rückſicht auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs und insbeſondere auf den 2. Satz des 
§ 892 BGB. der Eintragung der Verfügungsbeſchränkung ins 
Grundbuch, und dieſe erfordert, da der Nießbrauch an einer 
Briefhypothek in Frage ſteht, nach dem §S 42 GBO. die Vor⸗ 
legung des Hypothekenbriefs.“) W. c. H., U. v. 29. Juni 10, 
425/09 V. — Berlin. 

63. 58 923, 928, 775, 776 ZPO. Auszahlungsbefugnis 
der Hinterlegungsſtelle nach einem für vorläufig vollſtreckbaren 
den Arreſtbefehl aufhebenden erſtinſtanzlichen Urteil.] 

Der Kläger hatte gegen ſeinen Schuldner G. einen Arreſt⸗ 
befehl erwirkt. Zur Abwendung der Vollziehung dieſes Arreſtes 
hatte G. gemäß § 923 ZPO. bei der Königlichen Minifterial;, 
Militär⸗ und Baukommiſſion als der zuſtändigen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle den Betrag von 1068 & in barem Gelde hinterlegt. 
Zugleich erhob er gegen den Arreſtbefehl Widerſpruch und 
erzielte ein Urteil des LG., durch welches der Arreſtbefehl auf⸗ 
gehoben wurde. Dieſes Urteil war für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt. Nachdem G. den Anſpruch auf Rückzahlung der hinter⸗ 
legten Summe an einen gewiſſen H. abgetreten hatte, verlangte 


—— — 


*) Vgl. Predari a. a. O. auf S. HU. 


betätigt wurde. 
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dieſer auf Grund des erwähnten Urteils die Auszahlung der 
Arreſtſicherheit. Die Hinterlegungsſtelle zahlte ihm auch den 
Betrag von 1070 & 21 & aus. Später erging im Arreſt⸗ 
verfahren vom BG. zugunſten des Klägers ein Urteil dahin, 
daß das landgerichtliche Urteil aufgehoben und der Arreſt 
Der Kläger ſteht nun auf dem Standpunkte, 
daß die Hinterlegungsſtelle die Arreſtſicherheit an H. nicht habe 
auszahlen dürfen, daß die hinterlegte Summe vielmehr ihm 
ſelbſt gebühre, und hat unter der Behauptung, daß dem die 
Auszahlung verfügenden Beamten ein Verſehen zur Laſt falle, 
für welches der Fiskus hafte, gegen dieſen Klage erhoben. Die 
Klage iſt in beiden Inſtanzen abgewieſen worden. Die Reviſion 
des Klägers iſt nur inſoweit zuläſſig, als ſie in der mündlichen 
Verhandlung aufrechterhalten worden iſt, nämlich ſoweit der 
Klaganſpruch auf die Verſchuldung eines Staatsbeamten geſtützt 
wird (§ 547 Ziff. 2 ZPO., $ 70 Abſ. 2 GVG., $ 39 Ziff. 2 
des Preuß. AG. z. GVG). Sachlich iſt ſie unbegründet. Mit 
Recht hat das BG. angenommen, daß dem Kläger, wenn die 
Auszahlung der Arreſtſicherheit an H. wirklich unberechtigt 
geweſen wäre, nach wie vor der Erfüllungsanſpruch aus §8 8 
der Hinterlegungsordnung gegen die Staatskaſſe zuſtehen würde, 
und weiter, daß jene Auszahlung durchaus dem Rechte gemäß 
erfolgt iſt. In dem vom BG. angeſührten Urteile des RG. 
in RG. 18, 284 ff. iſt für einen rechtlich gleichliegenden Fall 
ausgeſprochen, daß die Hinterlegungsſtelle eine zur Abwendung 
der Vollziehung eines Arreſtes hinterlegte Summe auf Verlangen 
des Schuldners an dieſen zurückzuzahlen hat, wenn er ein 
vorläufig vollſtreckbares Urteil vorlegt, durch welches der 
Arreſt aufgehoben wird. Wenn demgegenüber die Reviſion 
auszuführen ſucht, daß nur die rechtskräftige Aufhebung des 
Arreſtes die Berechtigung des Schuldners, die Sicherheit zurück⸗ 
zufordern, ergebe, und ſich hierfür auf das Urteil des RG. in 
RG. 56, 146 ff. beruft, fo find dieſe Darlegungen verfehlt. 
Die nach 8 923 ZPO. hinterlegte Geldſumme ſoll dem Arreſt⸗ 
gläubiger dieſelbe Sicherheit gewähren, die er durch die Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes haben würde. Mehr Rechte, als an einem 
durch Arreſtpfändung geſchaffenen Pfandrechte, hat der Arreſt⸗ 
gläubiger an der Sicherheit nicht. Nach 8 928 in Verbindung mit 
den 88 775 Ziff. 1 und 776 ZPO. würde der Arreſtſchuldner, 
gegen den der Arreſt durch Pfändung vollzogen wäre, unter 
Vorlegung einer vollſtreckbaren Entſcheidung, die den Arreſt 
aufhebt, berechtigt ſein, von den Vollſtreckungsorganen (Gerichts⸗ 
vollzieher, Vollſtreckungsgericht) die Aufhebung der Pfändung 
zu verlangen. Hat er nach 8 923 ZPO. Sicherheit hinterlegt, 
ſo muß ihm unter den gleichen Vorausſetzungen das Recht 
zuſtehen, von der Hinterlegungsſtelle die Rückgabe der Sicherheit 
zu fordern. Das iſt nicht nur in dem Urteile des RG. 18, 
284 ff., ſondern auch in dem Bd. 56 S. 146 ff. anerkannt, in 
letzterem iſt nur ausgeſprochen, daß bis zur Rückgabe der 
Sicherheit das Pfandrecht daran trotz des vorläufig vollitred- 
baren Urteils beſtehen bleibt, keineswegs aber, wie die Reviſion 
meint, die Befugnis des Schuldners, die Rückgabe zu fordern, 
verneint worden. Daß dieſes Verlangen unmittelbar. an die 
Hinterlegungsſtelle gerichtet werden kann und dieſe ſelbſtändig 


darüber zu befinden hat, iſt anerkannt Rechtens, wie das BG. 


zutreffend dargelegt hat. Somit entſprach die Auszahlung der 


Arreſtſicherheit an H. durchweg den geſetzlichen Beftimmungen, 
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woran die in der Hinterlegungserklärung enthaltene einſeitige 
Bemerkung des Hinterlegenden: es ſolle nach „rechtskräftiger“ 
Entſcheidung der Sache ausgezahlt werden, nichts ändern konnte 
und, wie das BG. in tatſächlicher Willensauslegung feſtſtellt, 
auch nichts ändern ſollte. K. c. Preuß. Fiskus, U. v. 24. Juni 10, 
351/09 III. — Berlin. 

64. 88 936, 929 ZPO. Zuſtellung einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen.] 

Allerdings iſt eine Vollziehung bei mehreren Arten von 
einſtweiligen Verfügungen nicht in der Weiſe möglich wie bei 
Arreſtbefehlen. Bei dieſen erfolgt die Sicherung des Gläubigers 
wegen ſeiner Geldforderung, ſoweit es ſich um den dinglichen 
Arreſt handelt, nach den 88 930, 932 ZPO. durch Pfändung 
oder durch Eintragung einer Sicherheitshypothek. Sie entzieht 
alſo dem Schuldner unmittelbar die Befugnis, über den ge⸗ 
pfändeten Gegenſtand in dem feſtgeſetzten Umfange zu verfügen. 
Bei einſtweiligen Verfügungen kann die Vollziehung in ähn⸗ 


lichen Maßregeln beſtehen, ja ſie kann noch darüber hinaus 


darin beſtehen, daß dem Gegner als Geſuchſteller beſtimmte 
poſitive Leiſtungen, wie Zahlung gewiſſer Beträge zum Unter⸗ 
halte des letzteren, auferlegt werden. Das hängt von dem 
Gehalte der Anordnung ab, die das Gericht zur Erreichung des 
Zweckes der einſtweiligen Verfügung für erforderlich erachtet 
($ 938 ZPO.) Es kann aber auch eine unmittelbare Boll: 
ziehung der einſtweiligen Verfügung gerade durch den Inhalt 
der getroffenen Anordnung ausgeſchloſſen ſein. So in dem 
Falle, daß ein bereits beſtehender Zuſtand, wie das Getrennt⸗ 
leben von Ehegatten während der Dauer des Rechtsſtreits über 
die Scheidung, die Nichtigkeit oder die Anfechtung der Ehe, 
vom Gerichte geſtattet wird (§ 627 ZPO.) oder daß ein be⸗ 
ſtimmter, tatſächlich bereits beſtehender Beſitzſtand als ein von 
beiden Teilen während des Rechtsſtreits über die Hauptſache zu 
achtender bezeichnet wird. Auch bei einem Verbote, das eine 
einſtweilige Verfügung ausſpricht, iſt eine äußerlich wirkende 
unmittelbare Vollziehung begrifflich nicht denkbar, weil, ſo⸗ 
lange ihm nicht entgegengehandelt wird, äußerlich eben der 
Zuſtand beſteht, der durch das Verbot verwirklicht werden 
ſoll, es alſo eines körperlichen Zwanges oder einer 
ſonſtigen unmittelbaren Einwirkung auf den Gegner 
des Geſuchſtellers oder ſeinen Rechtskreis nicht bedarf. Trotzdem 
iſt auch bei einer ſolchen einftweiligen Verfügung eine Voll⸗ 
ziehung möglich und auch erforderlich. Damit ſie nämlich 
als nicht vollzogen, gelten kann, iſt begrifflich notwendig, daß 
die Handlungen, gegen deren Vornahme das Verbot ſich richtet, 
auch gerade wegen dieſes Verbotes unterlaſſen werden, 
daß die Unterlaſſung nicht als Gegenſtand des freien Be— 
liebens des Gegners des Geſuchſtellers erſcheine. Denn ein 
der einſtweiligen Verfügung entſprechender Zuſtand iſt nur 
dann hergeſtellt — und nur dies bezweckt ihre „Boll: 
ziehung“ —, wenn der von ihr Betroffene durch die Staats⸗ 
gewalt, die dem Geſuchſteller durch fie zur Verfügung geſtellt 
iſt, gezwungen erſcheint, dem Befehle zu gehorchen, alſo 
bei Verboten, die ihm unterſagten Handlungen zu unterlaſſen. 
Da aber die Ausführung der Arreſtbefehle und der einſt⸗ 
weiligen Verfügungen wie die der Urteile im ordentlichen oder 
einem ſummariſchen Verfahren nicht von Amts wegen erfolgt, 
ſondern gemäß den 88 929 und 758 ff., 764 3PO. dem 
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Parteibetriebe überlaſſen iſt, ſo muß auch zur Vollziehung 
einer ein Verbot enthaltenden einſtweiligen Verfügung zunächſt 
durch eine beſtimmte Handlung des Geſuchsſtellers deſſen 
Gegner davon Kenntnis gegeben werden, daß jener nunmehr 
von der ihm durch die Verfügung bereitgeſtellten ſtaatlichen 
Zwangsgewalt Gebrauch mache und demgemäß von ihm 
die Unterwerfung unter das ausgeſprochene Verbot fordere. 
Das geſchieht aber durch die Zuſtellung der einſtweiligen 
Verfügung, weil ſich darin der Wille des Geſuchſtellers, das 
Verbot auch wirklich durchzuſetzen, am deutlichſten kundgibt. 
Aus dieſem Grunde iſt daher die Zuſtellung der einſtweiligen 
Verfügung an den Gegner gerade dann, wenn ſie ein Verbot 
enthält, als erſte Handlung des wirklichen Vollziehungs— 
verfahrens notwendig. Weitere Vollziehungshandlungen 
brauchen ſich nicht immer an ſie anzuſchließen. Sie werden 
erſt erforderlich, wenn der Gegner trotz der Zuſtellung der 
Verfügung dem Verbote zuwiderhandelt. Dann zeigt ſich 
aber auch anderweit, wie dieſe vorgängige Zuſtellung erforder⸗ 
lich war. Denn ohne ſie könnte von den nach dem ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden 8 890 ZPO. nunmehr ſtatthaften 
unmittelbaren Zwange durch Feſtſetzung der im voraus be— 
ſtimmten Geldſtrafen oder der vorher angedrohten Haftſtrafen 
keine Rede ſein, weil deſſen Anwendung vorausſetzt, daß der 
Gegner wirkſam verpflichtet war, die Handlung zu unterlaſſen, 
und weil dieſe Verpflichtung erſt durch die Zuſtellung der 
einſtweiligen Verfügung an ihn begründet wurde. Ins⸗ 
beſondere war ſie nicht ſchon durch den Erlaß der einſt⸗ 
weiligen Verfügung begründet worden, weil dieſe, mag ſie in 
der Geſtalt eines Beſchluſſes oder eines Urteils erlaſſen ſein, 
gleich wie ein Urteil im ordentlichen Prozeſſe, nur eine Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts enthält, von der Gebrauch zu machen, 
ſelbſt ſoweit es ſich nicht unmittelbar um die Vollſtreckung 
handelt, nach 8 312 ZPO. dem Ermeſſen der Partei über: 
laſſen iſt. Vgl. Skonietzki⸗Gelpcke, Anm. 1 bis 3 zu § 312. 
Es kann deshalb ganz dahingeſtellt bleiben, ob eine entſprechende 
Anwendung des §S 750 ZPO. nach 8 928 auch bei einſtweiligen 
Verfügungen, die ein Verbot enthalten, erforderlich und auch 
aus dieſem Grunde die Zuſtellung der Verfügung an den 
Gegner des Geſuchſtellers notwendig wäre, damit die Voll⸗ 
ziehung überhaupt erſt beginnen könnte. Jedenfalls entſpricht 
die vorher erörterte Funktion der Zuſtellung des die einſt⸗ 
weilige Verfügung enthaltenden Beſchluſſes oder Urteils an den 
Gegner des Geſuchſtellers gerade auch dann, wenn ſie ein 
Gebot oder ein Verbot ausſpricht, auch der Abſicht des 
Geſetzgebers, wie daraus erhellt, daß die Begründung zu 
dem Entwurfe der ZPO. zu den SS 620 bis 622 des Entwurfs, 
den SS 750 bis 752 der jetzigen Faſſung des Geſetzes, im Ein⸗ 
gange ausdrücklich bemerkt: „Die Zuſtellung des zu voll⸗ 
ſtreckenden Urteils oder ſonſtigen Schuldtitels (SS 651, 652) vor 
der Zwangsvollſtreckung vermittelt die Kenntnis des Schuldners 
von demſelben. Zugleich wird damit in gewiſſem 
Maße ein vor der Zwangsvollſtreckung zu erlaſſendes 
Vollziehungs- oder Befriedigungsgebot erſetzt.“ Vgl. 
Hahn, Materialien zur ZPO., 2. Aufl., Bd. 1 S. 439. Hier⸗ 
nach erweiſen ſich die Bedenken des BG. gegen das Urteil 
des II. ZS. des RG. vom 21. März 1902 (NG. 51, 129) 
als unbegründet, wie denn auch ſchon der jetzt erkennende 
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16. 1910. 
Senat in dem Urteile vom 1. Mai 1888 (RG. 21, 416) die 
Notwendigkeit der Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung an 
den Gegner des Geſuchſtellers gerade auch wenn ſie ein Verbot 
enthalte zum Zwecke der Vollziehung zum Teil mit ähnlichen 
Erwägungen begründet hatte, wie es hier geſchehen iſt. 
S. c. v. W., U. v. 8. Juli 10, 595/09 III. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

65. 55 131 ff., 142 ff. HGB. Ausſchließung eines Geſell⸗ 
ſchafters iſt nicht mehr im Stadium der Liquidation zuläffig.] 
Die Revifion rügt Verletzung der SS 131 ff., 142 HGB. 
Sie meint, es ſei nicht einzuſehen, warum nicht auch im Stadium 
der Liquidation der Geſellſchaft der Antrag auf Ausſchließung 
des Geſellſchafters aus der Geſellſchaft ſtatthaft ſein ſollte. 
Der Senat hat ſich jedoch in dieſer Frage der Auffaſſung der 
Vorinſtanz angeſchloſſen. Die zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Geſellſchaft hatte ſchon am 1. Januar 1908 infolge der im 
Herbſt 1906 erfolgten Aufkündigung ſeitens des Beklagten ihr 
Ende erreicht. Sie war in Liquidation getreten. Zwar wird 
auch die in Liquidation befindliche Geſellſchaft als fortbeſtehend 
behandelt, aber nur inſoweit, als dies für den Liquidations⸗ 
zweck erforderlich iſt. Sie iſt gleichwohl eine aufgelöſte Geſell⸗ 
ſchaft; die Anwendung des § 142 Abſ. 1 ſetzt aber eine noch 
beſtehende Geſellſchaft voraus. Der Antrag nach $ 142 Abſ. 1 
HGB. iſt unter den geſetzlichen Vorausſetzungen zuläſſig, um 
eine Aufhebung des Geſellſchaftsverhältniſſes herbeizuführen und 
die Fortſetzung des Geſchäfts unter Ausſchluß einer Liquidation 
zu ermöglichen. Weder der eine noch der andere Zweck kann 
noch weiter in Frage kommen, wenn die Geſellſchaft bereits 
aufgelöſt und in das Liquidationsſtadium getreten iſt. H. c. S., 
U. v. 22. Juni 10, 300/09 I. — Berlin. 

66. Diſſoziationsvertrag. Verpflichtung, unter der alten 
Firma kein Geſchäft zu betreiben.] . 

In dem Diſſoziationsvertrag vom 18. April 1898 erfuhr 
der Geſchäftszweig der Riemenfabrikation eine beſondere Be⸗ 
handlung; dem austretenden Geſellſchafter S. wurde ausdrück⸗ 
lich vorbehalten, unter ſeiner eigenen Firma die Riemenfabri⸗ 
kation zu betreiben (S 7); der Geſellſchafter N. dagegen, der 
nach § 2 des Vertrags das Geſchäft der bisherigen Geſellſchaft 
mit Aktiven und Paſſiven und mit der bisherigen Firma über⸗ 
nahm, verpflichtete ſich ausdrücklich, unter dieſer Firma keine 
Riemenfabrik zu betreiben (§S 9). Hiernach hat der Beklagte 
das Geſchäft und die Geſellſchaftsfirma nicht bedingungs⸗ oder 
vorbehaltlos erworben. Sein Recht zur Fortführung der Firma 
war vertragsgemäß an die Beſchränkung geknüpft, daß keine 
Riemenfabrikation unter ihr betrieben werden dürfe. Nur mit 
dieſer Beſchränkung konnte der Beklagte das ihm nach dem 
Vertrag zuſtehende Recht zur Führung der früheren Geſell⸗ 
ſchaftsfirma gebrauchen, nur mit dieſer Beſchränkung konnte er 
es auf andere übertragen. Nun hat zwar die Aktiengeſellſchaft 
Nürnberger Lederfabrik vormals S. & N. eine eigene Firma 
angenommen, allein in dem Zuſatz „vormals S. & N.“ liegt, 
wie das RG. bereits in dem Urteile vom 12. Dezember 1903 
Rep. I 313/03 (vgl. RG. 56, 137) ausgeſprochen hat, eine 
Fortführung der früheren Firma S. & N. Wenn nun die 
Aktiengeſellſchaft unter der eben angegebenen Firma die Riemen⸗ 
fabrikation betreibt, ſo tritt gerade das ein, was nach dem 
89 des Diſſoziationsvertrags vermieden werden ſollte: es wird 
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unter der Firma der früheren offenen Handelsgeſellſchaft eine 
Riemenfabrik betrieben. Allerdings iſt der Beklagte nicht der 
Inhaber des Geſchäfts; allein die Grundſätze von Treu und 
Glauben im Verkehr erfordern, daß der Beklagte, welcher ſein 
Geſchäft und das Recht zur Führung der Firma in die Aktien⸗ 
geſellſchaft eingebracht hat, dafür Sorge trägt, daß eine im 
Sinne des Vertrags nicht geſtattete Fortführung der Firma 
S. & N. (nämlich ihre Fortführung für eine Riemenfabrik) 
unterbleibt (Klageantrag 1). Der Beklagte hat ſeine Vertrags⸗ 
pflicht gegenüber dem früheren Geſellſchafter S. und ſeinen 
Rechtsnachfolgern verletzt, wenn er der Aktiengeſellſchaft das 
Recht zur Fortführung der Firma S. & N. ohne die Be⸗ 
ſchränkung übertrug, an welche er ſeinerſeits gebunden war. 
Dieſe Vertragswidrigkeit verpflichtet ihn dem Beklagten gegen⸗ 
über zum Schadenserſatz (Klageantrag 2). Die Erwägungen, 
aus welchen das OLG. die Klageanſprüche ablehnen zu können 
glaubte, find nicht ſtichhaltig. (Wird ausgeführt.) S. c. N., 
U. v. 8. Juni 10, 296/09 L — Nürnberg. 

67. Außerkontraktliche Schadenserſatzanſprüche werden nicht 
ohne weiteres durch das Konnoſſement übertragen.] 

Wie in dem Urteile des RG. in der ebenfalls am 6. Juli 
1910 verhandelten Sache G. c. S. näher ausgeführt iſt, kommt 
für den vorliegenden Anſpruch auf Schadenserſatz aus Schiffs⸗ 
zuſammenſtoß das franzöſiſche Recht zur Anwendung, weil der 
Zuſammenſtoß lediglich auf Verſchulden der Beſatzung des die 
franzöſiſche Flagge führenden Dampfers „Seine“ beruht. Nach 
Art. 436 C. de commerce ſind daher die Klageanſprüche ver⸗ 
jährt, ſoweit ſie auf eine Zeſſion der Firma L. gegründet 
werden, da ſie mit dieſer Begründung erſt ſpäter als nach 
Ablauf eines Jahres nach der Kolliſion gerichtlich geltend gemacht 
ſind. Es kann nur in Betracht kommen, ob ſie auf die Zeſſion 
der Firma Th. — eine ſolche iſt in deren Blankoindoſſament 
unbedenklich zu erblicken — geſtützt werden können. Dies iſt 
aber im Gegenſatze zu der Annahme des OLG. zu verneinen. 
Es iſt der Reviſion darin beizutreten, daß außerkontraktliche 
Anſprüche wegen Beſchädigung oder Zerſtörung der verſchifften 
Waren nur für denjenigen entſtanden ſind, welcher zur Zeit 


der Beſchädigung oder Zerſtörung, mit anderen Worten zur Zeit 


des Zuſammenſtoßes, der Eigentümer war. Dies war aber 
nicht die Firma Th., weil ihr zu dieſer Zeit das Konnoſſement 
noch nicht zugegangen war. Es kann daher dahingeſtellt 
bleiben, ob fie nachträglich — wie das OLG. annimmt — an 
den untergegangenen Waren noch Eigentum erworben hat, weil 
damals der Schaden bereits einem anderen Eigentümer — 
mutmaßlich der Firma L. — entſtanden war. Für die Rechts⸗ 
ausführung der Klägerin, daß derartige Schadenserſatzanſprüche 
ohne weiteres als mit dem Konnoſſemente, insbeſondere in 
dem Falle, wenn mit dieſem eine Verſicherungspolice verbunden 
ſei, übertragen gelten müßten, fehlt es an einem Anhalte im 
Geſetze, wenn ſchon die Zweckmäßigkeit einer derartigen geſetz⸗ 
lichen Regelung vielleicht anzuerkennen iſt. G. c. J. & Sons, 
U. v. 13. Juli 10, 292/09 I. — Hamburg. 

Seerecht. 

68. Seeverſicherung „von Duisburg nach Harburg durch 
die Zuider⸗See.“] 

Die Beklagte hatte geltend gemacht, daß ſchon der Wort⸗ 
laut der Police die Fahrt durch die Nordſee ausſchließe, und 
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dieſe Ausführung hat das OLG. gebilligt. Sie kann indes 
nicht für richtig erachtet werden und beruht auf einer unzu⸗ 
reichenden Würdigung des Inhalts der Police. Auf Grund 
der Angaben des von ihm zugezogenen Sachverſtändigen ſtellt 
das OLG. in rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſt, daß ſich aus 
der Bezeichnung der Reiſe in der Police „von Duisburg nach 
Harburg durch die Zuider⸗See“ nach den Anſchauungen der 
beteiligten Verkehrskreiſe kein Anhaltspunkt dafür gewinnen 
laſſe, ob die Strecke von der Zuider⸗See bis zur Elbmündung 
nördlich der frieſiſchen Inſeln durch die Nordſee oder ſüdlich 
der Inſeln durch das Wattenmeer zurückgelegt werden ſollte. 
Soweit daher dieſe ſchriftliche Angabe der Reiſe in Betracht 
kommt, nimmt das OLG. ſelbſt durchaus mit Recht an, daß 
beide Wege durch die Verſicherung gedeckt ſein würden. Den 
Ausſchluß des Weges durch die Nordſee leitet das OLG. 
daraus ab, daß in den gedruckten „Beſonderen Bedingungen“ 
unter Nr. 1 die frieſiſchen Inſeln als die Grenzen der Ver⸗ 
ſicherung bezeichnet ſeien. Enthielte die Nr. 1 lediglich dieſe 
Grenzangabe, ſo würde der Auslegung des OLG. beigepflichtet 
werden müſſen. Es würde dann unbedenklich fein, die schriftliche 
Angabe des Reiſeweges durch die gedruckte Beſtimmung zu 
ergänzen. In Wahrheit aber iſt der Inhalt der Nr. 1 ein 
anderer. Der allein in Betracht kommende Satz 1 lautet: 
„Die Grenzen der Verſicherung ſind einerſeits die Küſte, die 
Nord⸗Holländiſchen, Frieſiſchen und Groningſchen Inſeln, in 
Dollart die Küſte von Oſtfriesland und für die Mündungen 
die Außentonnen, jedoch mit der Maßgabe, daß die Fahrt von 
der einen Mündung nach der andern und (oder die Küſte ent⸗ 
lang von der Verſicherung ausgeſchloſſen iſt; andererſeits rhein⸗ 
aufwärts bis Mannheim (Rheinau⸗Hafen) — Ludwigshafen.“ 
Dieſer Satz will in ſeinem Zuſammenhange und als Beſtand⸗ 
teil eines nur für die Flußſchiffahrt beſtimmten Policenformulars 
gewürdigt werden. In einheitlichem Geſüge gibt er die Grenzen 
an, wie weit die Geſellſchaft ſeewärts den Begriff der Fluß⸗ 
ſchiffahrt erſtreckt wiſſen will, und ſchließt im Zuſammenhange 
hiermit inſonderheit die Fahrt von einer Flußmündung zur 
anderen von der Verſicherung aus, und zwar vollſtändig, alſo 
nicht nur dann, wenn der Weg jenſeits der angegebenen Inſel⸗ 
grenzen, ſondern auch wenn er innerhalb dieſer Grenzen „der 
Küſte entlang“ genommen wird. Bei Berückſichtigung des 
geſamten Inhalts ergibt ſich ſonach, daß die Nr. 1 der 
„Beſonderen Bedingungen“ der ſchriftlichen Angabe des Reiſe⸗ 
weges widerſpricht, und dieſer Widerſpruch muß nach § 25 der 
„Allgemeinen Bedingungen“ dahin gelöſt werden, daß die ge⸗ 
ſchriebene Bedingung der gedruckten vorzugehen hat. Die ver⸗ 
ſicherte Neiſe mußte entweder jenſeits der frieſiſchen Inſeln 
durch die offene See oder diesſeits der Inſeln durch das 
Wattenmeer „der Küſte entlang“ gemacht werden. In einem, 
wie im anderen Falle fiel ſie aus den Grenzen heraus, die die 
Beklagte für den Begriff der Flußſchiffahrt in ihren Police⸗ 
bedingungen aufgeſtellt hatte. Daraus ergibt ſich, daß der an⸗ 
gezogene Satz der gedruckten „Beſonderen Bedingungen“ ſeinem 
ganzen Inhalte nach für die vorliegende Verſicherung aus⸗ 
zuſcheiden hat. Aus der Kennzeichnung der verſicherten Reiſe 
ergibt ſich unmittelbar, daß ſie die Grenzen überſchreiten mußte, 
die die Beklagte grundſätzlich für das aufgeſtellt hatte, was ſie 


noch als Flußſchiffahrt gelten laſſen wollte. Legt man die 
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Begriffsbeſtimmung der Nr. 1 zugrunde, fo war hier Gegen: 
ſtand der Verſicherung eine Reiſe, die zum Teil Flußſchiffahrt, 
zum Teil aber Seeſchiffahrt war. Hiernach iſt der Einwand 
der Beklagten, den das OLG. für durchgreifend erachtet hat, 
zu verwerfen. B. c. N., U. v. 8. Juni 10, 273/09 I. — 
Karlsruhe. 

69. Bei Schiffskolliſionen auf hoher See iſt prin⸗ 
zipiell das Recht der Flagge des beſchuldigten Schiffes an⸗ 
zuwenden.] 

Die deutſche Rechtſprechung hat ſich nach mehrfachem 
Schwanken in der Entſcheidung des RG. in RG. 49, 182 zu 
dem Grundſatze bekannt, daß bei Schiffskolliſionen auf hoher 
See prinzipiell das Recht der Flagge des ſchuldigen (bzw. be⸗ 
ſchuldigten) Schiffes anzuwenden iſt. Dieſer Grundſatz ent⸗ 
ſpricht der Natur der Sache und wird auch überwiegend in 
der Literatur und in den Vorſchlägen der internationalen Kon⸗ 
greſſe vertreten. Vgl. die Nachweiſungen bei Boyens, See⸗ 
recht 1, 67 ff. und Schaps § 485 Anm. 14; § 734 Anm. 15. 
Nur dann iſt ſtatt des Rechtes der Flagge des ſchuldigen 
Schiffes die Lex fori anzuwenden, wenn wegen der beſonderen 
Geſtaltung des Falles die Anwendung des erſteren undurch⸗ 
führbar iſt oder eine ungleiche Behandlung der Parteien mit 
ſich bringt. Dieſer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn 
bei Zuſammenſtoß von Schiffen verſchiedener Nationalität und 
verſchiedenen Rechts die mehreren beteiligten Reeder An⸗ 
ſprüche gegeneinander erheben. Entſcheidung des RG. a. a. O. 


S. 187. G. c. S., U. v. 6. Juli 10, 293,09 J. — 
Hamburg. 
Wechſelrecht. 


70. Legitimation des Ausſtellers.] 

Der Beklagte iſt Akzeptant eines vom Kläger am 
4. Oktober 1907 an eigene Order gezogenen, am 4. Januar 
1908 fälligen Wechſels über 4000 &. Auf der Rückſeite des 
Wechſels folgen auf das Blankoindoſſament des Klägers ein 
Vollgiro der Firma C. & F. an die Firma B. K. & P., 
ein anderes Vollgiro dieſer letzteren Firma an die Reichsbank⸗ 
hauptſtelle Cöln, und endlich ein Quittungsvermerk der Reichs⸗ 
bank. Am Dienstag, den 7. Januar 1908, ließ der Kläger, 
der wieder in den Beſitz des Wechſels gelangt war, Proteſt 
mangels Zahlung erheben, ohne die Vollindoſſamente zu durch⸗ 
ſtreichen. Mit der im Wechſelprozeß erhobenen Klage verlangte 
er die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der Wechſel⸗ 
ſumme nebſt Zinſen und Unkoſten, wogegen der Beklagte um 
Abweiſung der Klage bat. Durch Vorbehaltsurteil vom 
21. Mai 1909 gab das LG. der Klage ſtatt. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Der Reviſion des Be⸗ 
klagten wurde ſtattgegeben: Die Entſcheidung des OLG. beruht 
auf einem Mißverſtändnis der Grundſätze, die das ROHG. 
und das RG. in gleichmäßiger Rechtſprechung vertreten haben. 
Danach geht die Legitimation des Ausſteller⸗Remittenten durch 
Indoſſierung des Wechſels verloren. Erwirbt er den rückläufig 
gewordenen Wechſel nach gehörig erhobenem Proteſt mangels 
Zahlung zurück, ſo bewirkt der Beſitz des Wechſels und des 
Proteſtes, daß er auch ohne Durchſtreichung und ohne Rückgiro 
legitimiert iſt, vgl. ROH G. 14, 153; 18, 274. In dem hier 
zu entſcheidenden Fall iſt der Sachverhalt indeſſen ein anderer. 
Der Wechſel iſt im Auftrage des Klägers, nicht im Auftrage 
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des letzten Inhabers, der Reichsbank, proteſtiert. Der Proteſt, 
der ſelber vom Unlegitimierten ausgegangen iſt, kann 
legitimierende Kraft nicht ausüben. Die Legitimation, im 
eigenen Namen zu klagen, wird dem Kläger auch durch den 
Quittungsvermerk der Reichsbank nicht verſchafft; nach § 370 
BGB. könnte ihn der Vermerk höchſtens als Bevollmächtigten 
der Reichsbank erſcheinen laſſen. Vgl. ROHG. 22, 320; 
RG. 1, 33; 27, 43; 69, 101. Mit Unrecht glaubt das OLG. 
Gewicht darauf legen zu dürfen, daß es ſich in den beiden 
zuletzt erwähnten Entſcheidungen um Domizilwechſel und um 
den Art. 43 Satz 2 ADW). gehandelt hat. Die damit an⸗ 
gedeutete Unterſcheidung kommt nur für die Frage in Betracht, 
ob die Verpflichtung des Beklagten aus dem Akzept erloſchen 
iſt. Für die hier allein intereſſierende Frage der Legitimation 
des Klägers hat der Unterſchied keine Bedeutung. Nach wie 
vor wird allein die Reichsbank als Wechſelgläubigerin gehörig 
ausgewieſen. Durch die Quittung wird ihre Legitimation nicht 
geſtört. Die Möglichkeit, daß der Kläger in ſein urſprüngliches 
Wechſelrecht wiedereintritt, iſt mit dem Ablauf der durch den 
Akt vom 7. Januar 1908 nicht gewahrten Proteſtfriſt verloren 
gegangen. Hat er an die Reichsbank gezahlt, ſo mag er ſich 
deren Wechſelrecht durch Nachindoſſament oder Zeſſion über⸗ 
tragen laſſen. An der Unbegründetheit der jetzigen Klage 
wird dadurch nichts geändert. B. c. C., U. v. 25. Juni 10, 
47/10 I. — Cöln. ö 

71. Beweismittel im Wechſelprozeß. Zweifel über die 
Perſon das Alzeptanten.] 

J. Die Klägerin war nach dem Inhalt des von ihr gebilligten 
Schreibens der Beklagten verpflichtet, die ihr von dieſer zum 
Diskont gegebenen Wechſel „jeweils um diejenige Summe zu 
prolongieren, welche bei Fälligkeit der Wechſel auf Einzahlung 
aus Genoſſenſchaftskreiſen nicht zur Verfügung ſteht“. Allein 
der Nachweis dieſer negativen Vorausſetzung der Prolongations⸗ 
pflicht lag den Beklagten ob. Er iſt mit den im Wechſelprozeß 
zuläſſigen Beweismitteln nicht angetreten worden. Die Tatſache 
des Nichtvorhandenſeins der erforderlichen Zahlungsmittel aus 
den Leiſtungen der Genoſſenſchafter kann nicht erſetzt werden 
durch die behauptete Tatſache der Kenntnis der Klägerin von 
dieſem Nichtvorhandenſein. Auf den der Klägerin über dieſe 
Kenntnis zugeſchobenen Eid kann es hiernach nicht ankommen. 
Denn dieſe Kenntnis an ſich iſt für die Stundungsverpflichtung 
der Klägerin völlig unerheblich. Ebenſo verfehlt iſt der materielle 
Einwand, die Klägerin habe, ehe ſie den Wechſel einklagte, der 
Beklagten eine Nachfriſt nach $ 326 BGB. für die Einſendung 
des Prolongationswechſels ſetzen müſſen. Da die Vorausſetzung 
nicht nachgewieſen iſt, unter der die Klägerin zur Prolongation 
verpflichtet war, ſo kann die Frage, ob der Prolongations⸗ 
wechſel, der am Verfalltag des eingeklagten Wechſels in den 
Beſitz der Klägerin gelangte, noch rechtzeitig eingeſandt wurde, 
dahingeſtellt bleiben. Nach dem Sachvortrag iſt der Wechſel 
überdies für ein Darlehen gegeben, ſo daß die Anwendung der 
für gegenſeitige Verträge geltenden Beſtimmungen hier nicht in 
Frage kommt. II. Der Einwand, die Klage ſei gegen die Genoſſen⸗ 
ſchaftsbrauerei Radau⸗ Harzburg in Bad Harzburg erhoben; 
verurteilt ſei aber die Genoſſenſchaftsbrauerei Radau⸗Harzburg, 
e. G. m. b. H. in Bettingerode, alſo eine ganz andere Firma, iſt 
unbegründet. Nach den Feſtſtellungen des OLG. handelt es 
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ſich um eine und dieſelbe juriſtiſche Perſon: Die Genoſſenſchaſts⸗ 
brauerei Radau⸗ Harzburg, e. G. m. b. H.; die Firma und der 
Sitz der Beklagten iſt in durchaus zuläſſiger Weiſe nachträglich 
richtiggeſtellt worden. Die Beklagten beanſtanden ferner die 
Gültigkeit des aufgenommenen Proteſtes. Der eingeklagte 
Wechſel iſt von dem Brauereidirektor K. in Bettingerode bei 
Harzburg auf die „Genoſſenſchaftsbrauerei Radau⸗Harzburg, 
e. G. m. b. H., Harzburg“ gezogen und von der „Genoſſenſchafts⸗ 
brauerei Radau⸗ Harzburg, e. G. m. b. H.“ akzeptiert. Der von 
dem Gerichtsvollzieher V. am 18. November 1909 aufgenommene 
Proteſt hat folgenden Wortlaut: „Im Auftrage der Harzburger 
Bank, e. G. m. b. H. in Bündheim ſuchte ich heute die Genoffen- 
ſchaftsbrauerei Radau⸗ Harzburg in ihrem auf Bettingeroder 
Gebiete belegenen Geſchäftslokal auß, um den angeſchloſſenen 
Wechſel zur Zahlung vorzulegen. In Harzburg hat die Bezogene 
kein Geſchäftskokal und keine Wohnung. Nachdem ich dort die 
Geſchäftsführer H. und B. nicht, wohl aber den angeſtellten 
Buchhalter K. angetroffen, denſelben ohne Erfolg zur Zahlung 
des Wechſels aufgefordert hatte, habe ich Proteſt mangels 
Zahlung erhoben. Bettingerode, den 18. November 1909. 


gez. V., Gerichtsvollzieher in Harzburg.“ Nach Art. 4 Nr. 8 


WO. gilt der bei der Firma der Bezogenen angegebene Ort 
für den Wechſel, da in ihm ein anderer Zahlungsort nicht an⸗ 
gegeben iſt, als Zahlungsort und zugleich als Wohnort (Sitz) 
der Bezogenen. Aus dem Umſtand, daß die Bezogene im vor: 
liegenden Falle in Harzburg, dem bei ihrer Firma angegebenen 
Orte, ihren Sitz nicht hat, folgt nicht, wie die Reviſion meint, 
daß die Bezogene überhaupt nicht exiſtiert, ſondern nur, daß ihr 
Sitz ungenau oder unrichtig angegeben iſt. Nun kann aller⸗ 
dings die Vorſchrift des Art. 914 WO. hier nicht zur Anwendung 
kommen. Nach dieſer Beſtimmung iſt eine im Geſchäftslokal 
oder in der Wohnung eines Beteiligten vorgenommene Handlung 
auch dann gültig, wenn an Stelle des Ortes, in welchem das 
Geſchäftslokal oder die Wohnung liegt, ein benachbarter Ort in 
dem Wechſel angegeben iſt. Denn welche Orte als „benachbart“ 
im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen ſind, wird durch Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats beſtimmt und nach der im RGBl. 1909 
S. 249 und 256 erfolgten Bekanntmachung gelten als benach⸗ 
barte Orte Harzburg und Bündheim und Schlewerke, aber nicht 
Bettingerode. Gleichwohl iſt der Proteſt vom 18. November 1909 
als gültig zu betrachten. Denn er enthält die für die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Proteſthandlung entſcheidende Angabe, daß die 
Bezogene in Harzburg keine Wohnung und kein Geſchäftslokal 
habe. Damit ift dem Erfordernis des Art. 88 Nr. 2 WO. genügt. 
Es muß aus dieſer Beurkundung der Schluß gezogen werden, 
daß der Gerichtsvollzieher durch pflichtmäßige Erkundigung an 
Ort und Stelle ſich von der Richtigkeit der feſtgeſtellten Tatſache 
überzeugt hat. In welcher Weiſe dies geſchehen iſt, braucht nach 
der Novelle (Geſetz betr. die Erleichterung des Wechſelproteſtes 
vom 30. Mai 1908) im Proteſt nicht angegeben zu ſein. Daß 
der Proteſt noch andere Beurkundungen enthält, welche an ſich 
überflüſſig find, iſt, da fie mit der eben erwähnten nicht im 
Widerſpruch ſtehen, unſchädlich. Ebenſo iſt es für die Gültig⸗ 
keit der Proteſthandlung unerheblich, daß ihre Beurkundung in 
Bettingerode erfolgt iſt (vgl. hierzu Staub⸗Stranz VI. Aufl. 
Art. 88 Anm. 55, Art. 91 Anm. 5 und 17). G. c. B., U. v. 
2. Juli 10, 176/10 I. — Braunſchweig. 3 
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Verſicherungsrecht. 

72. Intereſſe desjenigen an der Feuerverſicherung, der 
einen Gegenſtand unter dem von ihm zugeſtandenen Eigentums⸗ 
vorbehalt gekauft hat.] 

M. hatte im Jahre 1906 ein Landgut gepachtet. Die 
Verpachtung an ihn war durch B. für die Eigentümer erfolgt. 
B. war auch mit der Einziehung des Pachtgeldes beauftragt 
und hatte den Verpächtern gegenüber die Haftung für den 
Eingang des Pachtzinſes übernommen. Nach dem Pachtvertrage 
war M. zur Verſicherung des Inventars gegen Feuersgefahr 
verpflichtet. Die Klägerin verkaufte und übergab im Jahre 1906 
dem M. eine Ergomobile mit Dreſchmaſchine zum Preiſe von 
3150 &. Sie behielt ſich das Eigentum an derſelben bis zur 
Bezahlung des Kaufpreiſes vor. Letztere iſt nicht erfolgt. Im 
Dezember 1906 verſicherte der Auktionator B. die Maſchine 
und eine Plüſchgarnitur bei der Beklagten gegen Feuersgefahr 
und bezahlte die Prämie. Im Januar 1907 brach Feuer auf 
dem M. ſchen Pachtgute aus, die Maſchine iſt verbrannt. M. 
geriet darauf in Konkurs, der Konkursverwalter und B. traten 
die aus dem von B. geſchloſſenen Verſicherungsvertrage M. 
und B. erwachſenen Rechte gegen die Beklagte auf Erſatz des 
durch die Vernichtung der Maſchine entſtandenen Schadens der 
Klägerin ab, und letztere hat Klage erhoben. Das OLG. hat 
die Beklagte verurteilt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Nach dem Verſicherungsantrage hat B. die Verſicherung der 
ſich in und bei dem vom Pächter M. bewohnten Hauſe be⸗ 
findlichen Mobilien — der Dreſchmaſchine, des Ergomotors 
und einer Plüſchgarnitur — bei der Beklagten beantragt, von 
ihm iſt auch die erſte, vor dem Brande allein fällig gewordene 
Prämie bezahlt. Der Antrag iſt, wie nicht beſtritten iſt, an⸗ 
genommen und damit formell ein Verſicherungsvertrag ab⸗ 
geſchloſſen. Das Eigentum an den noch nicht bezahlten Maſchinen 
ſtand zur Zeit des Brandes, wie das BG. ſeſtſtellt, der Klägerin 
zu. In ihrem Intereſſe ſieht indeſſen das BG. die Verſicherung 
als nicht geſchloſſen an, da, wie weiter feſtgeſtellt wird, B. das 
Eigentum der Klägerin gar nicht gekannt habe und deshalb 
für ſie auch nicht habe verſichern wollen. Ein unmittelbarer 
Anſpruch aus dem Verſicherungsvertrage iſt deshalb der Klägerin 
verſagt; für berechtigt zur Einziehung der Entſchädigung iſt ſie 
nur als Zeſſionarin des B. und M. unter der ſchon vorſtehend 
erwähnten Annahme erachtet, daß B. für M. verſichert habe. 
Ob hierbei den Ausführungen des angefochtenen Urteils bei⸗ 
zutreten iſt, daß beim Kaufe unter Vorbehalt des Eigentums 
des Verkäufers mit der Übergabe die Gefahr auf den Käufer 
in dem Sinne übergeht, daß derſelbe für die zufällige Ver⸗ 
ſchlechterung oder den zufälligen Untergang der verkauften 
Sache einzuſtehen hat, kann dahingeſtellt bleiben. Iſt damit 
die ſehr beſtrittene Frage, welcher der Kontrahenten bei einem 
ſolchen Kaufe die Gefahr des Untergangs zu tragen hat, richtig 
entſchieden, fo. iſt ein Verſicherungsintereſſe des M. unbedenklich 
dargetan. Aber auch, wenn der entgegengeſetzte Standpunkt 
der Reviſion zu billigen iſt, und die Klägerin als Verkäuferin 
die erwähnte Gefahr zu tragen hatte, iſt bei M. das Vor⸗ 
handenſein eines der genommenen Verſicherung entſprechenden 
Intereſſes doch noch zu bejahen. Wenn beim Kaufe unter 
Eigentumsvorbehalt die Übergabe der Sache den Käufer auch 
nicht zum Eigenbeſitzer derſelben macht, ihm nicht die volle 
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rechtliche Herrſchaft über die Sache gewährt, nicht zwecks gegen⸗ 
wärtiger, ſondern zwecks künftiger Erfüllung des Kaufvertrages 


geſchieht, ſo tritt doch immerhin der Käufer ſchon in rechtliche 


und wirtſchaftliche Beziehung zu der ihm übergebenen Sache. 
Er wird Verwalter und Verwahrer derfelben (RG. 64, 337). 
Auch als ſolcher hat der Käufer im Regelfalle ein Intereſſe 
an der Verſicherung der ihm bereits übergebenen Sachen, denn 
er ſchließt den Kaufvertrag in der Abſicht, den Eigentums⸗ 
vorbehalt des Verkäufers durch Befriedigung desſelben zu be⸗ 
ſeitigen und Eigentum an den gekauften Sachen zu erwerben; 
er hat alſo ſchon ein eventuelles Eigentumsintereſſe. C. c. W., 
U. v. 14. Juni 10, 442/09 VII. — Celle. | 

73. Zur Frage der Anzeige vom Berufswechſel.] 

Kläger hat ſich bei der Beklagten gegen Unfall verſichert 
und zwar als perſönlich arbeitender, kaufmänniſcher Leiter eines 
Zigarrendetailgeſchäftes. Im Jahre 1902 übernahm er pacht⸗ 
weis ein Hotel⸗Reſtaurant. Er erlitt durch Ausgleiten auf einer 
Treppe einen Unfall. Die Beklagte, die jede Verpflichtung 
beſtreitet, hat eingewendet, die Verſicherung ſei nach 8 8 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen dadurch erloſchen, daß 
Kläger ſeinen, die Unfallsgefahr vergrößernden, eine Erhöhung 
der Prämie rechtfertigenden Berufswechſel nicht angezeigt habe. 
Das OLG. verurteilte die Beklagte, die im 8 15 ihrer Allge⸗ 
meinen Bedingungen vorgeſehene Schätzungskommiſſion einzu⸗ 
berufen. Die Reviſion blieb erfolglos: Die Angriffe der Reviſion 
richten ſich gegen die Zurückweiſung des auf § 8 der Allge⸗ 
meinen Verſicherungsbedingungen geſtützten Einwandes. Nach 
dieſem Paragraphen erliſcht die Verſicherung nicht etwa durch 
jede Anderung im Beruf, ſofern ſie nicht vom Verſicherten 
angezeigt und vom Verſicherer gutgeheißen wird, ſondern das 
Erlöſchen verlangt eine beſonders geartete Berufsänderung. Es 
hat eine zweifache Vorausſetzung. Durch die Berufsänderung 
muß einmal die Unfallsgefahr erhöht und weiter muß dieſe 
Erhöhung eine derartige ſein, daß ſie eine Erhöhung der Prämie 
rechtfertigt. Mit Recht nimmt der BerR. an, daß die Beklagte, 
die ſich auf das Erlöſchen der Verſicherung beruft, das 
Vorliegen der Vorausſetzungen des Erlöſchens nachzuweiſen 
hat. Dieſen Nachweis ſieht der BerR. nicht als erbracht an. 
Er geht zunächſt zutreffend davon aus, daß dem Prämientarif 
der Beklagten, auf den weder im Verſicherungsantrag noch in 
der Police noch in den Allgemeinen Bedingungen irgendwie 
verwieſen iſt, für die Frage, ob in dem Berufswechſel des 
Klägers eine zu deſſen Anzeige verpflichtende Gefahrserhöhung 
zu finden iſt, entſcheidende Bedeutung nicht beizumeſſen iſt. Es 
kann nicht als übereinſtimmender Vertragswille beider Teile 
angeſehen werden, daß für die Frage, ob eine bei nicht recht⸗ 
zeitiger Anzeige das ganze Verſicherungsverhältnis aufhebende 
Gefahrserhöhung im einzelnen Fall vorliegt oder nicht, der 
Inhalt des dem Verſicherten unbekannt bleibenden Tarifs maß⸗ 
gebend ſein ſoll. Andererſeits verlangt die auf die berechtigten 
Intereſſen der Verſicherungsgeſellſchaft zu nehmende Rückſicht, 
daß nicht lediglich die Auffaſſung des Verſicherten entſcheidend 
ſein kann. Es muß daher nach einem objektiven Maßſtab als 
dem gewollten entſchieden werden und danach iſt eine unter § 8 
fallende Anderung im Beruf dann anzunehmen, wenn nach der 
regelmäßigen Auffaſſung des Verkehrs und unter Berückſichtigung 
der im Verſicherungsbetrieb herrſchenden Anſchauungen ver⸗ 
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nünftigerweiſe in der vorliegenden Veränderung eine Erhöhung 
der Unfallsgefahr erblickt werden muß, die geeignet iſt, den 
Verſicherer zur Aufgabe der Verſicherung oder doch zur Forde⸗ 
rung einer erhöhten Prämie zu beſtimmen. Daß der BerR. 
von einer abweichenden Auffaſſung ausgegangen wäre, iſt nicht 
erſichtlich. Er hat die das Publikum ſelbſt bedienende Stellung 
eines Zigarrenhändlers mit der Stellung eines die Gäſte nur 
ausnahmsweiſe mitbedienenden Inhabers eines Hotel⸗Reſtaurants 
verglichen und iſt auf Grund der erhobenen Beweiſe, ins⸗ 
beſondere mit Rückſicht auf die Auskunft der Ortspolizei zu 
dem Ergebnis gekommen, daß keinerlei Tatſachen vorliegen, aus 
denen auf das Vorhandenſein irgendeiner Erhöhung der 
Unfallsgefahr zu ſchließen ſei. Wenn auch bei der Beurteilung 
der Berufsänderung mit Rückſicht auf die Intereſſen des Ver⸗ 
ſicherers nicht nur die tatfächlich eingetretene, ſondern die mögliche 
Geſtaltung der geänderten Tätigkeit zu beachten iſt, ſo iſt doch 
auch für die letztere immerhin ein feſter Rahmen in der Eigenart 
des neu übernommenen Betriebes gegeben, die der Ber R. des⸗ 
halb ohne Rechtsverſtoß mitberückſichtigen durfte. Iſt hiernach 
die auf Erwägungen tatſächlicher Art beruhende Annahme des 


BerR., daß irgendeine Erhöhung der Unfallsgefahr als Folge 


der Berufsänderung des Klägers nicht dargetan iſt, aus Rechts⸗ 
gründen nicht zu beanſtanden, ſo trägt ſie für ſich allein die 
angefochtene Zurückweiſung des aus dem $ 8 entnommenen 
Einwandes. F. c. B., U. v. 21. Juni 10, 41509 VII. — 
Düſſeldorf. 

74. Schiedsgutachten. 

Nach § 12 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der 
Beklagten hat u. a. über die Frage, ob die Invalidität des 
Verſicherten als unmittelbare Folge des Unfalls im Sinne des 
8 1 Abſ. 1 der Verſicherungsbedingungen eingetreten iſt, eine 
Kommiſſion von drei Mitgliedern zu entſcheiden, von denen je 
ein Mitglied von der Verſicherungsgeſellſchaft und dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer gewählt wird, während als drittes Mitglied 
der für den Unfallsort zuſtändige Kreisphyfikus oder Gerichts⸗ 
arzt oder eine mediziniſche Autorität an einer öffentlichen Heil: 
anſtalt oder einer Univerſität berufen wird. Der Ausſpruch der 
Kommiſſion, welcher ſchriftlich begründet fein und ſich genau 
und erſchöpfend über die Frage ausſprechen muß, ſoll für beide 
Teile unbedingt endgültig ſein, ſo daß der Rechtsweg in dieſer 
Beziehung keinem derſelben mehr zuſteht. Mit dieſen Be⸗ 
ſtiimmungen iſt, wie ſchon das BG. zutreffend angenommen 
hat, nicht die Bildung eines Schiedsgerichts im Sinne der 
SS 1025 fg. ZPO., ſondern die Tätigkeit einer Kommiſſion 
von Schiedsgutachtern vorgeſehen. Die Vertragsparteien 
wollten gewiſſe für Rechtsſtreitigkeiten, erhebliche Tatfragen, 
deren Löſung mediziniſch fachwiſſenſchaftliche Kenntniſſe und 
Erfahrung vorausſetzt, zwecks Vermeidung eines umſtändlichen 
gerichtlichen Beweisverfahrens der Entſcheidung geeigneter 
Schiedsgutachter zuweiſen. Dabei wollte man einen Spruch 
herbeiführen, der nicht willkürlich und nach freiem Belieben 
getroffen iſt, ſondern auf objektiver, ſachverſtändiger Beurteilung 
der vorgelegten Frage oder Fragen beruht. Haften dem 
Schiedsgutachten weſentliche Mängel an, welche einem Sach⸗ 
verſtändigen bei unparteiiſcher und ſachgemäßer Prüfung nicht 
hätten entgehen können, ſo hat die Kommiſſion ihrer Aufgabe 
nicht genügt (vgl. RG. 69, 168). Das Schiedsgutachten iſt 
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dann unter entſprechender Anwendung der 88 317-319 BGB. 
als offenbar unbillig anfechtbar. Andererſeits iſt auch ein 
Schiedsgutachten für die Parteien und den Prozeßrichter inſoweit 
ohne bindende Kraft, als es über den Rahmen der der Kom⸗ 
miſſion geſtellten Aufgabe hinausgeht. Hervorzuheben iſt hier, 
daß die Kommiſſion weder unmittelbar über Entſchädigungs⸗ 
anſprüche des Verſicherten zu entſcheiden noch auch eine für 
die Vortragsparteien und das Prozeßgericht maßgebliche Aus⸗ 
legung der Beſtimmungen des Verſicherungsvertrages zu treffen 
hat. Ergibt ſich, daß die Kommiſſion einer Verſicherungs⸗ 
bedingung eine unzutreffende Deutung gegeben hat, ſo kann 
dies im Prozeſſe des Verſicherten und der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft geltend gemacht und vom Prozeßgerichte berück⸗ 
ſichtigt werden (vgl. Urteil des RG. bei Gruchot 50, 828 flg.). 
S. c. N., U. v. 21. Juni 10, 435/09 VII. — Berlin. 

Konkursordnung. 

75. 8 30 KO. Zahlungseinſtellung wegen Verlaufs 
des Betriebsmaterials eines Fuhrgeſchäfts 

Das BG. ſieht die Begriffsmerkmale der Zahlungs⸗ 
einſtellung ſchoön dadurch für dargetan an, daß der Gemein⸗ 
ſchuldner mit der Klägerin einen Vertrag geſchloſſen hat, in 
dem er ſeiner Gläubigerin das zur Fortſetzung des Fuhr⸗ 
geſchäfts notwendige Betriebsmaterial übereignet, dasſelbe nur 
in leihweiſer Benutzung behält und der Gläubigerin ein weit⸗ 
gehendes Aufſichtsrecht über die Art dieſer Benutzung einräumt. 
Von einem weiteren Eingehen auf die geſchäftliche Lage des 
Gemeinſchuldners wird dabei Abſtand genommen. Wenn nun 
auch die Zuläſſigkeit einer Schlußſolgerung, wie ſie die vor⸗ 
ſtehende iſt, an ſich nicht zu beanſtanden iſt, dürfen doch dabei 
Gegenanführungen, welche ihre Richtigkeit eventuell widerlegen 
können, nicht unberückſichtigt bleiben. Das iſt aber geſchehen. 
Die Klägerin hat geltend gemacht, daß ſie den Vertrag ab⸗ 
geſchloſſen hat, um den Gemeinſchuldner zu halten und um ihn 
durch weitere Kreditgewährung in die Lage zu ſetzen, ſeinen 
Verpflichtungen nach und nach gerecht werden zu können. Von 
dieſem Geſichtspunkte iſt der Vertragsinhalt nicht geprüft. Als 
mit den Vertragsbeſtimmungen unvereinbar aber iſt der von 
der Klägerin behauptete Vertragszweck nicht ohne weiteres an⸗ 
zuſehen. Die Klägerin iſt Fouragehändlerin, ihre Forderung 
an den Gemeinſchuldner iſt, ſoweit erſichtlich, für ihm gelieferte 
Fourage entſtanden. Sie kann, um ihrem Schuldner die Fort⸗ 
ſetzung des Fuhrwerksbetriebes zu ermöglichen, zur weiteren 
Lieferung und Kreditgewährung gegen Sicherſtellung bereit 
geweſen und der Vertrag kann geſchloſſen ſein, nicht, weil der 
Schuldner ſchon ſeine Zahlungen eingeſtellt hatte, ſondern um 
die Zahlungseinſtellung desſelben zu vermeiden. Dieſes Vor⸗ 
bringen bedarf noch der Prüfung; es wird auch dabei von 
Erheblichkeit ſein, feſtzuſtellen, ob die Klägerin zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes auf Zahlung gedrängt oder nur Sicher⸗ 
ſtellung verlangt hat. D. c. S. Konkurs, U. v. 17. Juni 10, 
463/09 VII. — Berlin. 

Geſetz wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870/22. März 1909. 

76. 8 3 des Geſetzes in Verb. mit $ 7 des Hamburger 
Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Februar 1903. 

Der Kläger, der ſeinen Wohnſitz in Hamburg hat, war 


bis Ende des Jahres 1907 Prokuriſt der J. G.⸗Geſellſchaft 
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H. & Co., die ihr Gewerbe in Harburg betreibt, und bezog als 
ſolcher im Jahre 1907 an Gehalt und Tantieme ein Einkommen 
von 25 980 72 AN. Nach Maßgabe dieſer Einkommen wurde 
er im Jahre 1908 in Hamburg mit einem Betrage von 1764 4 
zur Einkommenſteuer herangezogen. Mit dem 1. Januar 1908 
wurde Kläger perſönlich haftender Teilhaber der genannten 
Kommanditgeſellſchaft und auf Grund deſſen auch in Harburg 
für das Jahr 1908 wegen des Einkommens aus dem dort be⸗ 
triebenen Gewerbe zur Einkommenſteuer herangezogen. Da er 
im Jahre 1908 ein anderes Einkommen als das vorbezeichnete 
nicht hatte, klagte er gegen den Hamburger Staat auf Rück⸗ 
zahlung der im Jahre 1908 entrichteten Einkommenſteuer von 
1764 A nebſt Zinſen, indem er geltend machte, daß nach 8 3 
des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
ſein im Jahre 1908 bezogenes Einkommen der Hamburger 
Steuer nicht unterliege. Das OLG. wies die Klage ab. RG. 
reformierte: Die für das Jahr 1908 erfolgte Heranziehung 
des Klägers zur Hamburger Einkommenſteuer verletzt den § 3 
des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung. 
Nach dieſer Beſtimmung darf das aus dem Betriebe eines Ge⸗ 
werbes als ſeiner Quelle herrührende Einkommen nur von 
demjenigen Bundesſtaat beſteuert werden, in welchem das Ge⸗ 
werbe betrieben wird. Es fragt ſich deshalb, ob das Ein⸗ 
kommen, welches der Kläger im Jahre 1908 aus dem von 
ihm in Harburg betriebenen Gewerbe bezogen hat, Gegenſtand 
der im Jahre 1908 in Hamburg erfolgten Heranziehung des 
Klägers zur dortigen Einkommenſteuer war. Iſt dieſe Frage 
zu bejahen, ſo iſt die Klage begründet, und ſie iſt zu bejahen. 
Das BG. iſt zu ſeiner die Klage abweiſenden Entſcheidung 
auf folgendem Wege gelangt. § 7 des Hamburger Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 2. Februar 1903 lautet: „Als Grundlage 
für die Berechnung des für das Steuerjahr zu ver— 
ſteuernden Einkommens dient das Einkommen, welches 
der Steuerpflichtige in dem der Steuerausſchreibung vorher⸗ 
gegangenen Kalenderjahre bezogen hat.“ Im Anſchluß an 
dieſe Beſtimmung führt das BG. aus: Demgemäß (d. h. 
gemäß jener Beſtimmung) ſei die Hamburger Steuer⸗ 
behörde verfahren: ſie habe der Berechnung der Steuer 
unſtreitig nur das vom Kläger im Jahre 1907 erzielte 
Einkommen zugrunde gelegt: in dieſem Jahre habe Kläger ein 
Einkommen aus einem in einem anderen Bundesſtaat betriebenen 
Gewerbe nicht gehabt; von einem ſolchen ſei daher die 
Einkommenſteuer nicht erhoben worden; welches Ein— 
kommen der Kläger im Jahre 1908 erzielen würde, ſei für 
feine Veranlagung zur Steuer im Jahre 1908 völlig gleich- 
gültig geweſen; ſelbſt wenn er in dieſem Jahre gar kein Ein⸗ 
kommen gehabt hätte, hätte er dennoch zu der ſtreitigen Steuer 
herangezogen werden müſſen; wider das Reichsgeſetz wegen 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung ſei daher nicht verſtoßen. 
Dieſe Beweisführung geht fehl. Das BG. verkennt, worauf 
es nach dem Doppelbeſteuerungsgeſetz ankommt. Entſcheidend 
iſt danach nicht, nach welchen Geſichtspunkten die Steuer 
„berechnet“ wird und welche Grundſätze für die „Veranlagung“ 
zur Steuer leitend ſind — dieſe Grundſätze können die aller⸗ 
verſchiedenſten ſein und können möglicherweiſe mit der Art und 
der Quelle des Einkommens, das beſteuert wird, gar nichts zu 
tun haben — maßgebend iſt vielmehr für die Anwendung oder 
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Nichtanwendung des Doppelbeſteuerungsgeſetzes allein die Frage, 
ob das Einkommen, welches der Steuerpflichtige im Steuerjahr 
zu verſteuern hat, oder anders ausgedrückt, ob das Ein⸗ 
kommen, aus dem und für das er die Steuer zu entrichten 
hat, dasjenige Einkommen iſt, welches er in dieſem Jahre be⸗ 
zieht, oder ob es dasjenige Einkommen iſt, welches er im Vorjahre 
bezogen hat. Es kommt alſo, wie ſchon oben hervorgehoben, darauf 
an, welches Einkommen den Gegenſtand der Beſteuerung — 
nach der Ausdrucksweiſe der Schriftſteller, die ſich mit dem 
Doppelbeſteuerungsgeſetz beſchäftigt haben, das „Steuerobjekt“ — 
bildet. Nun hat das BG. ſelbſt nicht nur bezüglich des früheren 
Hamburger Einkommenſteuergeſetzes vom 22. Februar 1895 
(HanſGGZ. 1899, Beiblatt Nr. 99), ſondern auch in wiederholten 
Entſcheidungen bezüglich des jetzt geltenden Hamburger Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes vom 2. Februar 1903 (Hanſ Z. 1904, 
Beiblatt Nr. 87, 162, 175) ausgeſprochen, daß nach dieſem 
Geſetze nicht das Einkommen des vorhergehenden Jahres, 
ſondern dasjenige des laufenden Steuerjahres der Steuer 
unterliege. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung kann auch keinem 
Zweifel unterliegen. Sie ergibt ſich zunächſt aus dem mit⸗ 
geteilten Wortlaut des erſten Abſatzes des § 7 des Hamburger 
Einkommenſteuergeſetzes, ferner aus der weiteren Beſtimmung 
des § 7 daſelbſt, wonach Perſonen, welche erſt mit Beginn 
des Steuerjahres ſteuerpflichtig werden, die Steuer nach Maß⸗ 
gabe ihrer laufenden Einnahme zu entrichten haben, aus der 
Beſtimmung des § 8 daſelbſt, wonach bei Inhabern kauf⸗ 
männiſcher Geſchäfte der Berechnung des zu verſteuernden Ein⸗ 
kommens das durchſchnittliche Jahreseinkommen der drei letzten 
bei Beginn des Steuerjahres abgelaufenen Geſchäftsjahre 
zugrunde zu legen iſt, ſowie endlich aus dem Inhalt des 8 9 
daſelbſt, wonach die Steuerbehörde auf Antrag eine Ermäßigung 
der Steuer eintreten laſſen kann, wenn infolge dauernden 
Wegfalls einer Einnahmequelle das Einkommen des Steuer⸗ 
jahres weniger als die Hälfte des nach den SS 7 und 8 zu 
berechnenden Betrages und zugleich weniger als 2000 & beträgt. 
Alle dieſe Vorſchriften ſind mit dem Gedanken, daß das Ein⸗ 
kommen des Steuerpflichtigen aus dem dem Steuerjahre vorher⸗ 
gehenden Jahre den Gegenſtand der Beſteuerung darſtelle, nicht 
vereinbar. Sinn und Grund der oben mitgeteilten Beſtimmung 
im erſten Abſatz des § 7 iſt folgender: Weil die Schätzung 
der vorausſichtlichen Einnahme des laufenden Steuerjahres 
unſicher und zweifelhaft iſt, wird zum Maßſtabe für die 
Bemeſſung dieſes Einkommens das Einkommen des vorher⸗ 
gehenden Jahres genommen. Dieſer Grundfatz, der übrigens an 
ſich genommen dem Hamburger Einkommenſteuergeſetz keineswegs 
beſonders eigentümlich iſt, kann mehr oder weniger ſchroff durch⸗ 
geführt werden. Zu einer ſolchen ſchroffen Verfolgung jenes Grund⸗ 
gedankens iſt es zu rechnen, wenn der Steuerpflichtige in 
Hamburg, wie das BG. ſagt, nach Maßgabe ſeines Einkommens 
aus dem Vorjahr auch dann ſteuern muß, wenn ihm im 
Steuerjahre ſelbſt gar kein Einkommen zufließt. Auch dieſe 
Konſequenz kann indeſſen nichts daran ändern, daß in Wahrheit 
doch ſtets das Einkommen des laufenden Steuerjahres das 
Steuerobjekt bildet. Das Gefetz iſt nur bis zu einer Art von 
Fiktion vorgegangen, es fingiert, daß der Steuerpflichtige das 
Einkommen des Vorjahres verſteuern oder es auch im Steuer⸗ 
jahre genieße. Ubrigens tritt in ſolchen Fällen die mitgeteilte 
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Vorſchrift des § 9 zur Milderung von Härten ein; aber gerade 
dieſe Vorſchrift beweiſt auch die Richtigkeit des vorher Geſagten; 
denn wenn es ſich wirklich um das Einkommen des Vorjahres 
handelte, müßte es für dieſes gleichgültig ſein, ob nachher 
eine Anderung in dem Einkommen des Steuerpflichtigen erfolgt 
iſt. Die Lage der Dinge wird am beſten durch die Begründung 
zu § 7. a. a. O. beleuchtet. Hier heißt es (ſ. Verhandlungen 
1901 S. 341): „Die Erſchließung einer neuen Einnahmequelle 
im Beginn oder im Laufe des Steuerjahres ebenſo auf der 
anderen Seite der Wegfall einer im Vorjahre noch vor⸗ 
handen geweſenen Einnahmequelle bleiben unberück⸗ 
ſichtigt. In beiden Fällen tritt genau die gleiche Behand⸗ 
lung ein, „wie wenn“ das Einkommen des Vorjahres den 
Gegenſtand der Beſteuerung „bildete“ und die darauf zu er⸗ 
hebende Steuer erſt in dem auf den Bezug des Einkommens 
folgenden Jahre fällig „würde“. Klarer kann die Fiktion 
und die Anerkennung, daß es in Wirklichkeit ſich anders ver⸗ 
hält, nicht ausgeſprochen werden. Übrigens gilt ähnliches auch 
für das heute in Kraft befindliche preußiſche Einkommenſteuer⸗ 
geſetz. Hier lautet § 9 Abſ. 3: „Soweit. nicht unter Ziff. 3 
und 4 etwas anderes beſtimmt iſt, erfolgt die Veranlagung der 
phyſiſchen Perſon nach dem Ergebniſſe des dem Steuerjahr 
unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahres.“ Hierzu bemerkte 
der preußiſche Finanzminiſter in der Sitzung des Abgeordneten⸗ 
hauſes vom 9. Mai 1906 (Verhandlung des Abgeordneten⸗ 
hauſes 1905/1906 S. 4544) ähnlich, wie die oben mitgeteilte 
Begründung zu § 7 des Hamburger Geſetzes: „Es wird 
‚gewiffermaßen‘ die Einkommenſteuer ex post gezahlt. 
Nach einem Einkommen, das ein Mann wirklich in einem Jahre 
gehabt hat, bezahlt er im nächſten Jahre die Einkommenſteuer.“ 
Es kann nun der Landesgeſetzgebung nicht die Macht zu⸗ 
erkannt werden, gegenüber dem Reichsgeſetz wegen Beſeitigung 
der Doppelbeſteuerung an die Stelle der Wirklichkeit mit Rechts⸗ 
wirkſamkeit Fiktionen zu ſetzen. Tatſache iſt, daß nach dem 
Hamburger Einkommenſteuergeſetz den Gegenſtand der Beſteuerung 
das Einkommen des Steuerpflichtigen aus dem Steuer⸗ 
jahre bildet; das BG. ſtellt auch im vorliegenden Falle nicht 
etwa, entgegen feinen früheren Entſcheidungen, das Gegenteil 
feſt. Unſtreitige Tatſache iſt ferner, daß der Kläger im Jahre 
1908 kein anderes Einkommen bezogen hat als dasjenige aus 
dem von ihm in Preußen betriebenen Gewerbe. Deshalb 
konnte er für das Jahr 1908 wegen dieſes Einkommens nur 
in Preußen, nicht in Hamburg, zur Steuer herangezogen 
werden. Sein Anſpruch auf Freiſtellung von der Hamburger 
Steuer iſt demnach gerechtfertigt. K. c. Hamb. Staat, u. v. 
28. Juni 10, 479/09 VII. — Hamburg. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

77. 8 3 Ziff. 1 AnfG. ] 

Der Ber. ſtellt unter eingehender Beweiswürdigung auf 
Grund lediglich tatſächlicher Erwägungen feſt, daß die Abtretung 
des Anſpruchs des G. auf die Verſicherungsgelder durch G. 
an den Beklagten W. am 8. Juli 1903 vor der an demſelben 
Tage bewirkten Abtretung desſelben Anſpruchs durch G. an 
den Kläger erfolgt iſt, und daß daher W. an ſich ein beſſeres 
Recht auf die Auszahlung der Verſicherungsgelder hat als der 
Kläger. Inſoweit iſt die Entſcheidung des BerR. nicht zu be⸗ 
anſtanden, auch von der Reviſion nicht angefochten. Das BU 
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unterlag aber, ſoweit es den Beklagten W. betrifft, der Auf⸗ 
hebung, weil der BerR. die vom Kläger gegenüber der Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf die Verſicherungsgelder an dem 
Beklagten W. geltend gemachte Gläubigeranfechtung aus 8 3 
Ziff. 1 AnfG. nicht dem Geſetz entſprechend gewürdigt hat. 
Nach der genannten Vorſchrift ſind anfechtbar Rechtshandlungen, 
die der Schuldner in der dem anderen Teile bekannten Abſicht 


vorgenommen hat, „ſeine Gläubiger“ zu benachteiligen. Der 


BerR. erklärt die Anfechtung für ungerechtfertigt mit der Be⸗ 
gründung: G. ſei zur Zeit der Abtretung ſich weder über die 
Höhe der ihm zukommenden Brandentſchädigungsgelder noch 
über ſeine Schuldverhältniſſe, insbeſondere über ſeine Schulden 
an den Kläger oder den Beklagten, klar geweſen und habe 
jedenfalls geglaubt, dieſe beiden Gläubiger aus den Ent⸗ 
ſchädigungsgeldern befriedigen zu können; ihm habe ſonach das 
Bewußtſein gefehlt, daß durch die zugunſten des Beklagten W. 
vorgenommene Abtretung „der Kläger zu Schaden kommen 
könne“. Dieſe Begründung reicht nicht aus, um die Anfechtung 
aus der genannten Geſetzesvorſchrift auszuſchließen. Hat der 
Beklagte auch nicht die Abſicht gehabt, den anfechtenden Kläger 
durch die Abtretung zu ſchädigen, ſo bleibt doch die Möglichkeit, 
daß er beabſichtigt hat, andere Gläubiger zu benachteiligen, und 
ſchon bei dem Nachweiſe dieſer Abſicht würde der Kläger mit 
der Anfechtung durchdringen. Denn das Geſetz knüpft die 
Anfechtungsmöglichkeit nicht an die Abſicht des Schuldners, den 
anfechtenden Gläubiger zu benachteiligen, ſondern an die 
Abſicht „ſeine Gläubiger“ zu benachteiligen; es iſt daher einerlei, 
ob die Abſicht gegen einzelne oder alle, gegen derzeitige oder 
künftige Gläubiger gerichtet iſt. P. c. W., U. v. 17. Juni 10, 


506/09 VII. — Hamm. 


Gewerbegerichtsgeſetz vom 29. Juli 1890 und Kauf: 
mannsgerichtsgeſetz vom 6. Juli 1904. 

78. 8 4 ff. GewGG. in Verb. mit § 5 ff. KfmGG. 
Handlungs⸗ oder Gewerbegehilfe ?! 

Die Einrede der Beklagten, daß nicht das angerufene 
Gericht, ſondern das KfmG. in E. zuftändig ſei, iſt vom BG. 
mit Recht verworfen worden. Das Urteil geht davon aus, 
daß wenn ein Angeſtellter zugleich kaufmänniſche und gewerb⸗ 
liche Tätigkeit leiſte, für ſeine Eigenſchaft als Handlungs⸗ oder 
Gewerbegehilfe die überwiegende Tätigkeit maßgebend ſei; es 
ſtellt ſodann feſt, daß die überwiegende Tätigkeit der Beklagten 
die gewerbliche geweſen iſt; die Beklagte habe als Direktrice 
das Schneiden der Stoffe zu Damenroben, das Anprobieren 
und die Beaufſichtigung der Fertigſtellung durch Arbeiterinnen 
zu beſorgen gehabt; ihre Behauptung, daß ihre Tätigkeit eine 
vorwiegend kaufmänniſche geweſen ſei, würde, wenn die von 
ihr unter Beweis geſtellten Tatſachen von den Zeugen beſtätigt 
würden, nicht dargetan ſein, vielmehr würde ſich höchſtens er⸗ 
geben, daß ſie neben ihrer gewerblichen Tätigkeit und im 
Zuſammenhange mit dieſer einzelne kaufmänniſche Dienſte 
geleiſtet habe. Die Beklagte ſei hiernach Gewerbegehilfin ge⸗ 
weſen, die Zuſtändigkeit des GewG. komme aber nicht in 
Frage, weil es ſich um eine Streitigkeit über eine Vertrags⸗ 
ſtrafe handele und weil die Beklagte ein Gehalt von über 
2000 & bezogen habe (8 3 Abſ. 2, 8 4 Abſ. 2 GewGG.). 
Die Reviſion macht geltend, es komme, da die Beklagte neben 
ihrer gewerblichen Tätigkeit auch kaufmänniſche Dienſte geleiſtet 
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habe, auf den vornehmeren Teil der Tätigkeit, auf den 
höheren Rang an, und danach verdiene die Stellung als 
Handlungsgehilfin den Vorzug. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteil vom 
24. April 1906 (RG. 63 S. 202, 203) ausgeſprochen, daß 
eine geſetzliche Vorſchrift, wonach die Eigenſchaft eines Hand⸗ 
lungsgehilfen der gleichzeitigen Eigenſchaft eines Gewerbegehilfen 
vorgeht, nicht beſtehe, und demnach als maßgebend nur er⸗ 
achtet werden könne, welche Eigenſchaft nach den Anſchauungen 
des Lebens die Haupteigenſchaft iſt. In der ſchriftlichen 
Reviſionsbegründung war ausgeführt worden, daß zwar die⸗ 
jenige Eigenſchaft entſcheiden müſſe, welche die vorwiegende iſt; 
ſeien aber die Vorſchriften über Gewerbegehilfen aus beſonderen 
Gründen nicht anwendbar, und handele es ſich um die Frage, 
ob nun die Vorſchriften über Handlungsgehilfen oder die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts anzuwenden ſeien, 
ſo müſſe für die Anwendung der Geſetze über Handlungsgehilfen 
entſcheiden, daß die Beklagte, wenn auch überwiegend Gewerbe⸗ 
gehilfin, doch immerhin daneben auch Handlungsgehilfin geweſen 
ſei. Wollte man dieſer Ausführung beitreten, ſo würde jener 
Grundſatz, wonach es auf die überwiegende, hauptſächliche 
Tätigkeit ankommt, aufgegeben und der andere an die Stelle 
geſetzt werden, daß in einem Falle der vorliegenden Art, — 
wenn ein Arbeitgeber neben ſeinem Gewerbebetrieb kaufmänniſche 
Geſchäfte betreibt, und ſein Angeſtellter in beiden Betrieben 
tätig iſt — die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte nur 
dann begründet wäre, wenn, gleichviel welchen Umfang die 
eine oder andere Tätigkeit hat, weder die Zuſtändigkeit des 
GewG., noch diejenige des KfmG. Platz greift. Ein ſolcher 
Rechtsſatz läßt ſich aber aus dem Inhalt des GewGG. und 
des KfmGG. nicht begründen, und auch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte iſt ein Anhalt dafür nicht zu entnehmen. (Wird 
ausgeführt.) D. c. D., U. v. 14. Juni 10, 354/09 III. — 
Düſſeldorf. 

Warenbezeichnungsgeſetz vom 12. Mai 1894. 

79. 55 12, 20 Waren 3G. Verletzung des Waren⸗ 
zeichenrechts bei Lieferung von Erſatzteilen für geſchützte 
Mafchinen?] 

Die Klägerin, die Verletzung der SS 12, 20 WarenZG. 
und des § 286 ZPO. rügt, macht unter Berufung auf einen 
Aufſatz Kohlers („Markenbezeichnung einer produzierenden 
Maſchine. Mittelbare Markenverletzung“), abgedruckt in Gewerbl. 
Rechtsſchutz und Urheberrecht 1909 S. 121/23, geltend: Der 
Beklagte verletze die Warenzeichen der Klägerin ſchon aus dem 
Grunde, weil er Erſatzteile für Maſchinen liefere, von denen 
er wiſſe, daß ſie an mit dem Warenzeichen der Klägerin ver⸗ 
ſehenen Maſchinen angebracht werden ſollen und ſogar nur für 
ſolche Maſchinen verwendet werden können. Liege ſchon in 
der Lieferung der Erſatzteile, auch wenn dieſelben ohne jeden 
von dem Beklagten ausgehenden Hinweis auf Warenzeichen der 
Klägerin erfolge, eine Verletzung dieſer Warenzeichen, ſo müſſe 
eine ſolche um fo mehr in dem Angebot der Maſchinenteile al s 
zu den unter Zeichenſchutz ſtehenden Maſchinen paſſend und 
unter Erwähnung des zur Kennzeichnung der Maſchinen und 
damit auch zur Kennzeichnung der Erſatzteile, beſtimmten 
Warenzeichens gefunden werden. Die Rüge iſt nicht beachtlich. 
Es iſt in der mit der Reviſion aufgeſtellten Allgemeinheit nicht 
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richtig (und von Kohler a. a. O. auch nicht geſagt worden), 
daß die Lieferung von Erſatzteilen zu Maſchinen, die mit einem 
Warenzeichen verſehen ſind, ohne weiteres und ohne das 
Hinzutreten anderweiter Umſtände das Warenzeichen 
desjenigen anderen verletze, der die Maſchine mit ſeinem Waren⸗ 
zeichen verſehen hat. M. c. L., U. v. 24. Juni 10, 512/09 II. 
— Berlin. 

Schiffsvermeſſungsordnung vom 1. März 1895. 

80. 5 33 SchiffsvermeſſungsO.] 

Das Schiff der Klägerin „Eriphia“ iſt im Jahre 1902 zu 
Roſtock zum erſtenmal vermeſſen worden. Damals hatte das 
Brückenhaus nach hinten zwei Offnungen und wurde als offener 
Aufbau nicht in die Vermeſſung mit einbezogen. Der Meßbrief 
vom 15. September 1902 enthält den Vermerk, daß in den 
Bruttoraumgehalt des Schiffs u. a. das offene Brückendeck nicht 
eingeſchloſſen ſei. Später hat die Klägerin dieſe Offnungen in 
der Weiſe verſchloſſen, daß ſie zwei Platten, die türartig an 
der einen Seite des Brückenhauſes in Scharnieren und Angeln 
eingehängt wurden, vor die Offnungen legte und ſie mit 
Schrauben und Muttern befeſtigte. Von dieſem Verſchluß hat 
ſie der Beklagten keine Anzeige gemacht. Die Beamten der 
Beklagten entdeckten erſt bei einer Nachvermeſſung im Januar 
1908 den Verſchluß. Alsbald danach hat Klägerin den Ver⸗ 
ſchluß geändert; die Platten wurden nicht mehr in Angeln 
aufgehängt, ſondern Bolzen in je drei Reihen an die Innen⸗ 
ſeite der Platten angenietet und, nachdem die Platten vor die 
Offnungen gelegt waren, durch Stege hindurchgeführt und an 
den Stegen mit Schrauben und Muttern befeſtigt, durch deren 
Anziehen ein ſicherer Verſchluß hergeſtellt werden konnte. Nach 
dieſer Anderung wurde das Schiff wiederum vermeſſen, das 
Brückenhaus aber nicht in den Raumgehalt eingerechnet. Die 
Beklagte erachtet den letzteren Verſchluß als proviſoriſch, den 
erſteren dagegen als eine räumliche Veränderung durch Umbau 
und hat auf Grund des S 36 Ziff. 5 SchiffsvermeſſungsO. 
vom 1. März 1895 von der Klägerin eine Gebühr für die — 
erſtmalige — Nachvermeſſung im Betrage von 3580 A, näm⸗ 
lich für 7159,9 ebm Bruttoraumgehalt des ganzen Schiffs 
50 % für den Kubikmeter, gefordert. Klägerin weigert ſich, 
die Gebühr zu bezahlen und hat auf Feſtſtellung geklagt, daß 
der Anſpruch der Beklagten auf Zahlung von 3580 & nicht 
zu Recht beſtehe. Sie will den erſten Verſchluß ebenſowenig 
wie den zweiten als eine räumliche Veränderung durch Umbau 
angeſehen wiſſen. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion 
zurückgewieſen: In der Sache ſelbſt war der Vorentſcheidung 
im weſentlichen beizutreten. Nach § 33 SchiffsvermeſſungsO. 
iſt, wenn an einem Schiffe räumliche Veränderungen durch 
Umbau vorgenommen worden ſind, die bei Ausſtellung des 
Meßbriefes nicht berückſichtigt ſind, der Vermeſſungsbehörde 
eine ſchriftliche Anzeige von dem Umbau zu erſtatten. Ohne 
Rechtsirrtum hat das BG. in der Anbringung des von der 
Beklagten beanſtandeten Verſchluſſes eine ſolche Veränderung 
durch Umbau erblickt. Der Reviſion mag zwar zugegeben 
werden, daß nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch die Her⸗ 
ſtellung eines Verſchluſſes an der Offnung eines im übrigen 
umfchloffenen Raumes nicht als Umbau bezeichnet wird. Die 
Richtigkeit der angefochtenen Auslegung ergibt ſich indes ſowohl 
daraus, daß in 8 33 ſelbſt die Veränderung durch Umbau als 
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eine ſolche erläutert wird, die in dem Meßbrief nicht berüd: 
ſichtigt iſt, wie vornehmlich aus dem übrigen Inhalt und dem 
Zweck der Vermeſſungsordnung. (Wird ausgeführt.) H. c. Schiffe: 
vermeſſungsbehörde in H., U. v. 30. Juni 10, 185/09 VI. — 
Hamburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896 und Patent⸗ 
geſetz vom 7. April 1891. 

81. 5 1 UnlWG., $ 40 PatG. Zum Begriffe des 
Gewerbetreibenden.] 

Der Kläger hat eine federnde Einlageſohle für Plattfüße 
erfunden und zum Patent angemeldet. Dieſe Einlageſohle hat 
die Beklagte in den Jahren 1906 und 1907, nach Behauptung 
des Klägers bis zum 9. Oktober 1907, von dem Kläger bezogen 
und in ihrem Geſchäfte vertrieben. Die Beklagte, der auf An⸗ 
meldung vom 4. Auguſt 1906 das Patent 191 446 auf eine 
„verſtellbare federnde Stütze für Plattfüße mit an ihrer inneren 
Längsſeite vorſpringendem Lappen“ erteilt worden iſt, hat in 
ihrem Geſchäft auch andere Einlageſohlen geführt, insbeſondere 
aber ſeit Oktober und November 1907 eine Einlageſohle unter 
der Bezeichnung „Supinator“ in den Handel gebracht. Die 
„Supinator“⸗Einlageſohlen tragen an verſchiedenen Stellen die 
Buchſtaben D. R. P. Außerdem hat die Beklagte im Früh⸗ 
jahr 1908 eine Reklame⸗Broſchüre über den „Supinator“ 
herſtellen laſſen und verbreitet, worin eine große Zahl von 
Anerkennungsſchreiben veröffentlicht ſind. Auf dem Titel dieſer 
Broſchüre finden ſich unter dem Worte „Supinator“ ebenfalls 
die Buchſtaben D. R. P. Der Kläger — ein Arzt — behauptet, 
daß die von der Beklagten vertriebene „Supinator“⸗Einlageſohle 
völlig verſchieden ſei von dem Gegenſtande ihres Patents 191 446, 
ſo daß ſie durch dieſes Patent nicht geſchützt werde, und die 
Beklagte kein Recht habe, fie als patentiert zu bezeichnen. 
Weiter behauptet er, daß die Anerkennungsſchreiben der Reklame⸗ 
broſchüre der Beklagten ſich nicht auf den „Supinator“, ſondern 
auf ſeine eigene von der Beklagten vertriebene und auch auf 
andere in ihrem Geſchäfte geführte Einlageſohlen bezögen. Er 
hat deshalb, unter Berufung auf § 40 Pat G., die Beſtimmungen 
des Unl WG. vom 27. Mai 1896 und SS 823, 826 BGB. Klage 
erhoben auf Unterlaſſung der Bezeichnung der „Supinator“⸗Ein⸗ 
lageſohle mit den Buchſtaben D. R. P. ſowie der Verbreitung 
und Benutzung der Anerkennungsſchreiben und auf Zuſprechung 
der Publikationsbefugnis. Das LG. hat der Klage entſprochen, 
in betreff der Anerkennungsſchreiben jedoch mit Beſchränkung 
auf die aus der Zeit vor dem 1. Dezember 1907 herrührenden. 
Berufung und Reviſion blieben erfolglos: Die Reviſion beſtreitet 
die Aktivlegitimation des Klägers zur Erhebung der Klage aus 
8 des Geſetzes vom 27. Mai 1896. Darauf würde es zwar 
nicht ankommen inſoweit das Verbot der Bezeichnung mit den 
Buchſtaben D. R. P. ausgeſprochen iſt, da dieſes feine Recht⸗ 
fertigung ſchon in § 40 PatG. findet. (Urt. I 266/00 vom 
28. November 1900; I 247/01 vom 27. November 1901.) 
Wohl aber ſetzen die weiteren Verurteilungen eine Klage aus 
§ 1 uUnlWG. voraus. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt, ſo⸗ 
weit ſie hier in Betracht kommt, zur Anſtellung der Klage nur 
berechtigt ein Gewerbetreibender, der Waren oder Leiſtungen 
gleicher oder verwandter Art herſtellt oder in den geſchäftlichen 
Verkehr bringt. Das LG. hatte als unbeſtritten angenommen, 
daß der Kläger die Einlage Ia — d. i. feine eigene ſedernde 
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Einlageſohle — erfunden und gewerblich ausgenützt habe, auch 
ihre weitere Ausnutzung betreibe. Bei dieſer Unterſtellung war 
die Zulaſſung zur Klage nicht bedenklich. Dieſe tatſächliche 
Grundlage iſt aber von der Beklagten in der Berufungsinſtanz 
beſtritten worden, ohne daß erhellt, daß ſie etwa durch ein 
Geſtändnis daran gebunden war. Nach dem Berufungstat⸗ 
beſtande geht die zweitinſtanzliche Behauptung der Beklagten 
dahin: der Kläger ſei Arzt, kein Gewerbetreibender. Weder 
ſtelle er die von ihm erfundenen Einlageſohlen ſelbſt her, noch 
vertreibe er ſie ſelbſt. Herſtellung und Vertrieb habe er viel⸗ 
mehr einer ſelbſtändigen Firma gegen eine beſtimmte Abgabe 
übertragen. Tatſächliche Feſtſtellungen hat das BG. über dieſen 
Punkt nicht getroffen. Es hält das Vorbringen für nicht 
geeignet, um die Aktivlegitimation des Klägers auszuſchließen. 
Der Ausdruck „Gewerbetreibender“ in 8 1 Unl WG. ſei im 
weiteſten Sinne aufzufaſſen, das Geſetz diene zum Schutze der 
gefährdeten Konkurrenten. Unter dieſen Begriff falle der Kläger, 
auch wenn er den betreffenden Gegenſtand nicht perfönlich her⸗ 
ſtelle oder vertreibe; es genüge, daß er am Vertriebe des von 
ihm erfundenen Gegenſtandes beteiligt ſei und inſofern die 
gewerbliche Benutzung betreibe. Dem iſt beizutreten. Dahin⸗ 
geſtellt kann bleiben, ob der Kläger, der praktiſcher Arzt iſt, 


ſchon deshalb im Sinne des UnlWG. als ein Gewerbetreibender 


anzuſehen wäre (Müller, Kommentar IV. Aufl. S. 32). Die 
Beziehung des Klägers zu der unſtreitig gewerblichen Herſtellung 
und Inverkehrbringung der Einlageſohle Ia, deren Zugehörigkeit 
zu einer dem „Supinator“ verwandten Warenart nicht bezweifelt 
werden kann, iſt, auch wenn man die Behauptungen der Be⸗ 
klagten zugrunde legt, dadurch hinreichend gegeben, daß er das 
ihm an dieſer Sohle kraft ſeines Patents ausſchließlich zu⸗ 
ſtehende Recht zur Herſtellung und zum Vertriebe zum Zwecke 
der gewerblichen Ausnutzung an die Firma übertragen hat und 
dafür eine Abgabe bezieht. Indem er hiernach aus der von ihm 
gebilligten und veranlaßten Herſtellungs⸗ und Vertriebstätigkeit 
der Lizenzträgerin eine Erwerbsquelle macht, kann man mit dem 
OLG. ſagen, daß auch er die gewerbliche Benutzung feiner Sohle 
betreibe. F. e. W., U. v. 8. Juni 10, 277/09 I. — Frankfurt. 

Schutztruppengeſetz vom 7./18. Juli 1896 in Ver⸗ 
bindung mit dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz vom 
31. Mai 1906. 

82. 8 13 SchutztrG.] 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob Perſonen der Unterklaſſen 
der Kaiſerlichen Schutztruppen bei ihrem Ausſcheiden aus dieſen 
bis zum Beginne der Zahlung der Verſorgungsgebührniſſe, d. i. 
bis zum Ablaufe des auf den Monat der Entlaſſung folgenden 
Vierteljahrs auf Grund des § 13 Satz 2 SchutztrG. vom 
7.18. Juli 1896 Anſpruch auf ihr bisheriges Gehalt haben 
oder ob dieſer Satz 2 durch SS 71, 76 Abſ. 2 Ziff. 3 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 aufgehoben 
und die Regelung der Gebührniſſe für das Gnadenvierteljahr 
dem Reichskanzler (gemäß 8 27 SchutztrG.) überlaſſen iſt. 
Dem Kläger ſind an Gnadengebührniſſen für dieſes Vierteljahr 
auf Grund einer Zuſatzbeſtimmung des Reichskanzlers vom 
18. Januar 1907 zu 8 29 der Schutztruppenordnung feine 
bisherigen Bezüge nur „in Höhe der im Falle eines Heimats⸗ 
urlaubs während dieſer Zeit zuſtändigen Beträge“ zugebilligt 
und ausgezahlt worden; er beanſprucht jetzt den Unterſchied 
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zwiſchen ſeinem bisherigen Vierteljahrsgehalt und den gezahlten 
Beträgen. Das KG. hat der Klage entſprochen, ſeinen Aus⸗ 
führungen, daß der 8 13 Satz 2 SchutztrG. für die Perfonen 
der Unterklaſſen noch in Geltung ſei, iſt beizupflichten, die 
Gegenausführungen des Reviſionsklägers ſind nicht zutreffend. 
(Wird ausgeführt.) Landesfiskus von Deutſch⸗Südweſtafrika c. G., 
U. v. 28. Juni 10, 74/10 III. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897 / 
20. Mai 1898. 

83. 88 37 Nr. 5, 55 Abſ. 2, 90 Abſ. 2 3VG. Be: 
deutung der Einſtellung der Zwangsverſteigerung bezüglich Zu⸗ 
bebörftüde.] 

Die Klägerin ſchloß mit dem beklagten Ehemann einen 
Mietvertrag, inhalts deſſen ſie ihm zum Betriebe ſeiner Wind⸗ 
mühle einen 16pferdigen Sauggasmotor im Geſamtwerte von 
6800 & vermittelte. Nach Zahlung des Mietbetrages, die in 
Teilen zu erfolgen hatte, ſollte der Mieter das Recht auf 
käufliche Uberlaſſung des Motors erwerben, bei unpünktlicher 
Zahlung der Raten dagegen der Vertrag als aufgelöſt gelten. 
Der Motor wurde in einem beſonderen Gebäude aufgeſtellt. 
Da der beklagte Ehemann nicht friſtgemäß zahlte, klagte die 
Klägerin auf Herausgabe des Motors und erſtritt ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil gegen den Beklagten in dieſem Sinne. In⸗ 
zwiſchen hatte eine Hypothekengläubigerin, die Witwe D., gegen 
die jetzige Klägerin Klage mit dem Antrag erhoben, daß ſie 
nicht berechtigt ſei, den Motor von dem Mühlengrundſtück 
fortzunehmen. Sie betrieb auch die Zwangsverſteigerung und 
hatte eine einſtweilige Verfügung erwirkt, durch die angeordnet 
wurde, daß der Motor nicht entfernt werden dürfe, daß 
aber auch andererfeits die Zwangsvollſtreckung ſeitens der 
Witwe D. einſtweilen einzuſtellen ſei. Mit ihrer Klage iſt die 
Witwe D. demnächſt abgewieſen; auf die Vollziehung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung hat ſie verzichtet. In dem Termin zur Ver⸗ 
ſteigerung der Grundſtücke machte der Verſteigerungsrichter die 
einſtweilige Verfügung bekannt mit dem ausdrücklichen „Betonen“, 
daß der Motor von der Zwangsverſteigerung ausgeſchloſſen 
bleibe. Den Zuſchlag erhielt die beklagte Ehefrau. Der Be⸗ 
ſchluß erwähnt den Motor nicht, aber die Erſteherin betrachtet 
ihn als ihr Eigentum und verbot der Klägerin die Wegnahme 
von dem Grundſtück. Dieſe erhob deshalb Klage mit dem 
Antrage, die beklagte Ehefrau als Eigentümerin der Grundſtücke 
zu verurteilen, zu dulden, daß ſie, die Klägerin, den Motor 
nebſt Zubehör entferne. Das OLG. wies die Klage ab, 
das RG. hob auf und wies die Berufung der Beklagten 
gegen das verurteilende Urteil des LG. zurück: Der 
BerR. nimmt an, daß der von der Klägerin dem beklagten 
Ehemanne vermietete Sauggasmotor zwar nur Zubehör des 
demnächſt verſteigerten Windmühlengrundſtücks geworden, aber 
dennoch durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung in das 
Eigentum der beklagten Ehefrau als Erſteherin übergegangen 
ſei, weil die Klägerin nicht gemäß § 37 Nr. 5 ZVG. die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung in den Motor erwirkt und 
deshalb die Verſteigerung auch auf ihn ſich erſtreckt habe (SS 55 
Abi. 2, 90 Abſ. 2 ZVG.) . Der einſtweiligen Verfügung des 
AG. Schivelbein vom 18. Februar 1907 und der Eröffnung 
des Vollſtreckungsrichters im Verſteigerungstermine mißt er keine 
Bedeutung bei; es handle ſich um eine nicht in den Zuſchlags⸗ 
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beſchluß aufgenommene und darum unwirkſame Verſteigerungs⸗ 
bedingung. Dieſe Erwägung iſt, wie die Reviſion mit Recht 
geltend macht, nicht frei von Rechtsirrtum. Wenn der BerR. 
auf das Urteil des V. ZS. des RG. vom 9. Mai 1908, ab⸗ 
gedruckt bei Gruchot 52, 877, hinweiſt, ſo hat ſich dieſer Senat 
in dem ſpäteren Urteile vom 13. März 1909 (RG. 70, 399) 
dahin ausgeſprochen, daß, wenn die Verſteigerung der von einem 
Dritten als ſein Eigentum in Anſpruch genommene Zubehör⸗ 
ſtücke nach Maßgabe der SS 37 Nr. 5, 55 Abſ. 2 3G. ein⸗ 
geſtellt worden ſei, dieſe Gegenſtände kraft Geſetzes durch den 
Zuſchlag nicht betroffen würden und daher auch bei Erteilung 
des Zuſchlages ſchlechthin unter den geſetzlichen Bedingungen 
nicht auf den Erſteher mitübergingen. Der erkennende Senat 
tritt dieſer Auffaſſung bei. Iſt ein Zubehörſtück, auf welches 
die Verſteigerung nach 8 55 ZVG. ſich erſtrecken würde, infolge 
rechtsgültigen Einſtellungsbeſchluſſes aus dem Verfahren aus⸗ 
geſchieden, ſo kann es bei Erörterung der Verſteigerungs⸗ 
bedingungen nicht weiter in Betracht kommen. Der Übergang 


des ſog. tatſachlichen Zubehörs auf den Erſteher iſt nur dann 


eine geſetzliche Verſteigerungsbedingung, wenn es noch Gegen⸗ 
ſtand des Verfahrens iſt. Hiernach kann es ſich nur fragen, 
ob ein dem Geſetz entſprechender Beſchluß wegen Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung in den Motor vorliegt. Der Voll⸗ 
ſtreckungsrichter hat die einſtweilige Verfügung des AG., durch 
welche die Zwangsvollſtreckung in den Motor vorläufig ein⸗ 
geſtellt worden war, mitgeteilt und dabei „betont“, daß er von 
der Verſteigerung ausgeſchloſſen bleibe. Damit iſt unzweideutig 
der Wille des Richters zum Ausdruck gebracht, daß der Motor 
nicht mitverfteigert werden ſollte. Dies genügt aber, wie auch 
in dem Urteile des V. Senats vom 13. März 1909 ausgeführt 
iſt, zu der Annahme, daß ein die Anordnung der Einſtellung 
enthaltender Beſchluß des Verſteigerungsrichters gegeben ſei. 
Einer beſonderen Form bedurfte die Entſcheidung ebenſowenig 
wie der Zuſtellung, die nur für den Lauf der Beſchwerdefriſt 
von Bedeutung war. Bedenken können ſich lediglich nach der 
auch vom BerR. bezeichneten Richtung erheben, daß die einſt⸗ 
weilige Verfügung nicht auf Antrag der Klägerin in Verfolgung 
ihres Eigentums, ſondern auf Anſuchen der betreibenden Hypo⸗ 
thekengläubigerin erlaſſen war. Allein nach Lage des Falles 
ſind auch dieſe Bedenken nicht durchſchlagend. Die Klägerin 
hatte den Schuldner bereits auf Herausgabe des Motors ver⸗ 
klagt und ein obſiegliches Urteil erſtritten. Sie ſchickte ſich an, 
das Urteil vollſtrecken und die Maſchine von dem Grundſtück 
entfernen zu laſſen. Dem trat die Witwe D. mit ihrem Antrag 
auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung entgegen, die den Ver⸗ 
bleib der Anlage auf dem Grundſtück ſichern ſollte. Das nach 
§ 942 BRD. angerufene AG. entſprach dem Geſuch in der 
Weiſe, daß es zwar die Entfernung des Motors von dem 
Grundſtück verbot, gleichzeitig aber die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verfügte. Unter dieſen Umſtänden hätte die Klägerin 
mit einem auf die SS 771, 769 ZPO. geſtützten Antrag auch 
kein anderes Ergebnis erzielen können. Er erwies ſich als 
überflüſſig und man wird daher der Verfügung des AG. nicht 
deshalb die Wirkſamkeit für das Verſteigerungsverfahren ab⸗ 
ſprechen können, weil ſie nicht auf einem beſonderen Antrage 
der Klägerin beruhte; ſie entſprach immerhin dem erſichtlichen 
Willen der Klägerin, die den Motor für ſich beanſpruchte und 
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ſogar in erſter Linie deſſen Herausgabe verlangt hatte. Dazu 
kommt, daß jedenfalls der Verſteigerungsrichter jene Verfügung 
als eine ihn bindende und von ihm zu vollziehende Anordnung 
des — die Stelle des Prozeßgerichts vertretenden — AG. an⸗ 
geſehen und ſie tatſächlich, indem er den Motor von der Ver⸗ 
ſteigerung ausſchloß, vollzogen hat. Dieſer Beſchluß war 
möglicherweiſe anfechtbar und hätte im Beſchwerdewege beſeitigt 
werden können, aber er war nicht dergeſtalt unwirkſam, daß er 
als nicht vorhanden zu betrachten wäre und der Ausſchluß des 
Motors von der Verſteigerung als nicht erfolgt zu gelten hätte. 
Der Anordnung des Vollſtreckungsrichters gegenüber läßt fich 
nicht ſagen, daß die Erſteherin mit dem Kaufgeld auch das Ent⸗ 
gelt für den Motor bezahlt habe, und darum kann auch die 
Klägerin mit ihrem Anſpruche nicht auf den Erlös verwieſen 
werden. H. c. N., U. v. 21. Juni 10, 519/09 VII. — Stettin. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 20. Mai 1898. 

84. 5 88 Gen®. Berechtigung der Liquidatoren.] 

Feſt ſteht, daß der Milchpachtvertrag ſich auf Milch be⸗ 
ziehen ſollte, die auch noch der liquidierenden Genoſſenſchaft 
anzuliefern war und inſofern zu ihrem Vermögen gehörte. 
Die im Vertrage ſelbſt zum Ausdrucke gelangte Abſicht der 
Liquidatoren ging hiernach auf die Verwertung eines zum 
Vermögen der Genoſſenſchaft gehörigen Gegenſtandes, und zwar 
auf eine Verwertung, die unmittelbar den Umſatz in Geld be⸗ 
zweckte. Daß an ſich die Liquidatoren zum Abſchluſſe ſolcher 
Geſchäfte befugt find, ergibt der Wortlaut des $ 88 Gen. 
Es fragt ſich aber, ob und von welcher Vedeutung es dabei 
iſt, wenn ſich die Liquidatoren über die Zugehörigkeit des ver⸗ 
werteten Gegenſtandes zum Genoſſenſchaftsvermögen geirrt 
haben, im vorliegenden Falle alſo, wenn eine ſtatutariſche 
Milchanlieferungspflicht der Tarnower Genoſſen und ihr ent⸗ 
ſprechend eine Milchannahmepflicht der Klägerin nicht beſtanden 
hat. Darauf iſt zu antworten, daß ein ſolcher Irrtum die 
Wirkung nicht haben könnte, das ſonſt zuläſſige Geſchäft zu 
einem geſetzwidrigen zu machen. Die Entſcheidung kann nicht 
darin liegen, ob die Verpflichtung wirklich vorhanden war, alſo 
dem widerſtrebenden Genoſſen durch Rechtszwang hätte geltend 
gemacht werden können. Das Verhältnis zwiſchen der Klägerin 
und ihren Genoſſen berührt an ſich den Beklagten nicht, eine 
Berufung darauf wäre ein Einwand aus fremdem Rechte. 
Aus den Verhandlungen ergibt ſich aber jedenfalls ſo viel als 
unzweifelhaft, daß die liquidierende Genoſſenſchaft den Anſpruch 
auf die Milchanlieferung noch als rechtsbeſtändig behandelte 
und ſomit ſich ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt hatte, daß 
dabei ein ihr zukommendes Vermögensſtück in Frage ſtehe. 
Wenn die Liquidatoren im Intereſſe der Liquidation über einen 
ſolchen Vermögensgegenſtand verfügen, ſo rechtfertigt weder der 
Wortlaut noch der Zweck des Geſetzes die Annahme, daß ein 
derartiges Geſchäft nicht unter ihre Pflicht und Befugnis falle, 
„das Vermögen der Genoſſenſchaft in Geld umzuſetzen“. Es 
kommt folgendes hinzu: das KG. prüft, aber verneint die 
Erheblichkeit des Umſtandes, daß die Tarnower Genoſſenſchafter 
den Milchpachtvertrag unterſchrieben haben. Es erwägt: dieſer 
Vertrag ſei nur unter der Vorausſetzung wirkſam, daß er dazu 
diene, vorhandenes Vermögen der Genoſſenſchaft in Geld um⸗ 
zuſetzen, und dieſe Vorausſetzung ſei nicht gegeben, wenn das 
Recht, welches Gegenſtand des Milchpachtvertrages ſei, erſt 
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durch den Vertrag erworben werde. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Vielmehr iſt es, wenn man zunächſt die Befugnis 
der Liquidatoren unterſtellt, durch Vereinbarung mit den 
Tarnower Genoſſenſchaftern den Anſpruch auf deren Milch für 
die Milchzentrale zu erwerben, gleichgültig, ob dieſer Erwerb 
vor dem Milchpachtvertrag oder gleichzeitig mit und in dieſem 
oder ſogar erſt nachträglich erfolgt wäre, inſofern in allen 
Fällen die Beziehung der Milchverpachtung auf dieſen Erwerb 
nicht zweifelhaft ſein konnte und insbeſondere auch die Ver⸗ 
pachtung von Milch, die erſt erworben werden mußte, nicht 
zu beanſtanden ſein würde. Es iſt nicht begründet, im Sinne 
des § 88 GenG. zu verlangen, daß das in Geld umzuſetzende 
Vermögen der Genoſſenſchaft bei der Betätigung des auf Um⸗ 
ſetzung gerichteten Vertrages bereits „vorhanden“ fein müſſe. 


In Frage kommen könnte alſo nur, ob die Liquidatoren zu der 


Vereinbarung mit den Tarnower Genoſſenſchaftern befugt 
waren. Allein auch, wenn man dies verneinen müßte, ſo 
kommt dabei doch in Betracht, daß es ſich um ein dem Be⸗ 
klagten völlig fremdes Rechtsverhältnis handelt, worauf er 
ſeine Einwendung gegen die Gültigkeit des mit ihm ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages nicht ſtützen kann. Wenn die klägeriſchen 
Liquidatoren die Milch verpachteten, welche die Tarnower 
Genoſſenſchafter der liquidierenden Milchzentrale anlieferten, 
mögen dieſe nun nach Statut oder aus Vertrag rechtswirkſam 
dazu verpflichtet geweſen ſein, oder mag eine rechtliche Ver⸗ 
pflichtung dazu nicht mehr beſtanden haben und auch durch das 


Anerkenntnis in § 14 des Milchpachtvertrages nicht begründet 


worden ſein, ſo iſt dies ein Geſchäft, das zur Umſetzung von 
Genoſſenſchaftsvermögen beſtimmt war und dazu auch dienen 
konnte. Im Gegenſatze zur Anſicht des KG. iſt hiernach die 
Gültigkeit des ſtreitigen Milchpachtvertrages zu bejahen. Zentrale 
für Milchverwertung c. K., U. v. 1. Juni 10, 263/09 I. — Berlin. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. Mai 1898. 

85. § 17 GmbHG. verb. mit SS 182 bis 184 BGB. 
Bedeutung der Überreichung der Mitgliederliſte an den Regiſter⸗ 
richter für die Frage, ob die Abtretung eines Geſchäftsanteils 
die Genehmigung der Geſellſchaft gefunden hat.] 

Wenn das BG. eine den Erforderniſſen des § 17 Abſ. 2 
GmbHG. genügende Genehmigung der Geſellſchaft in der von 
den Geſchäftsführern der Geſellſchaft im Februar 1901 zum 
Handelsregiſter eingereichten, von den Geſchäftsführern unter⸗ 
ſchriebenen Liſte der Geſellſchafter Bl. 33 der Regiſterakten 
erblickt, wobei noch erwogen iſt, daß die Anmeldung für die 
Allgemeinheit beſtimmt ſei, ſo hat hiergegen die Reviſion unter 
Hinweis auf das Urteil des RG., I. 3S., vom 3. Oktober 
1906 — RG. 64, 149 — mit Recht das Bedenken erhoben, 
es fehle die Feſtſtellung, daß die Liſte dem einen oder anderen 
Teile der Vertragſchließenden mitgeteilt worden ſei. Das RG. 
hat in dem vorerwähnten Urteile insbeſondere ausgeführt, feit 
Geltung des BGB. finde dieſe Vorſchrift des § 17 Abſ. 1 
GmbHG. ihre Ergänzung in den 88 182 bis 184 BGB., da 
in dieſen Paragraphen allgemeine Rechtsgrundſätze aufgeſtellt 
ſeien, die hier, wo die Wirkſamkeit der Abtretung eines Teils 
von einem Geſchäftsanteil von der Zuſtimmung eines Dritten, 
nämlich der Geſellſchaft, abhänge, zutreffen, nach 8 182 Abſ. 1 
BGB. könne aber die Erteilung wie die Verweigerung der 
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Zuſtimmung des Dritten wirkſam nur dem einen oder anderen 
der Vertragsteilnehmer erklärt werden. Folgeweiſe iſt in dem 
damals zur Entſcheidung ſtehenden Falle eine wirkſame Ge⸗ 
nehmigung nicht darin gefunden worden, daß die Klägerin und 
Erwerberin als Geſellſchafterin in die Mitgliederliſte bei gewiſſen 
Anteilſcheinen eingetragen worden war. Das Urteil des I. 38. 
ſteht nicht im Widerſpruche mit dem in der JW. 04, 12328 
veröffentlichten Urteile des II. ZS. Im letzteren Rechtsfalle 
hatte nicht nur die Eintragung des Erwerbers eines Teiles 
eines Geſchäftsanteils in die Liſte der Geſellſchafter, ſondern 
auch die Vorlegung dieſer Liſte bei Anmeldung der Geſellſchaft 
zum Handelsregiſter ſtattgefunden, und war ferner der Geſchäfts⸗ 
führer, welcher die Liſte unterſchrieben und vorgelegt hat, 
identiſch mit dem Geſellſchafter, welcher einen Teil ſeines 
Geſchäftsanteils abgetreten hat. Unter dieſen Umſtänden lag 
kein Anlaß vor, auf die Frage der Anwendbarkeit der 88 182 flg. 
BGB. einzugehen. Auch für den vorliegenden Fall könnte man, 
ohne mit dem erwähnten Urteile des I. ZS., welches auch der 
erkennende Senat für zutreffend hält, in Widerſpruch zu geraten, 
daraus, daß im Februar 1901 eine Mitgliederliſte mit dem vom 
BG. feſtgeſtellten Inhalte zum Handelsregiſter eingereicht 
worden iſt, eine wirkſame Genehmigung des Abtretungsaktes 
vom 17. Juli 1900 ſeitens der Geſellſchaft entnehmen, wenn 
nur zugleich feſtzuſtellen wäre, daß die Liſte dem J. oder E. 
zugegangen iſt. Denn aus der Anwendbarkeit des 8 182 BGB. 
folgt, daß es ſich bei der Genehmigung der Gefellſchaft um ein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft handelt. Ein ſolches wird 
aber gemäß $ 130 BGB. Abweſenden gegenüber erſt im Zeit⸗ 
punkte des Zugehens wirkſam. Wenn nun das BG. geltend 
gemacht hat, die Anmeldung zum Handelsregiſter ſei für die 
Allgemeinheit beſtimmt, ſo bedarf der Ausſpruch in bezug auf 
die Einreichung der Liſte der Geſellſchafter zum Handelsregiſter 
weſentlicher Einſchränkungen. Die Liſte wird dem Regiſter⸗ 
richter überreicht und zu den Regiſterakten genommen, ſie wird 
nicht veröffentlicht und genießt nicht den öffentlichen Glauben 
des 815 HGB. Nur fo viel iſt dem BG. zuzugeben, daß die 
Einſicht der zum Handelsregiſter eingereichten Geſellſchafterliſte 
jedem geſtattet iſt (5 9 HGB.), und daß ſonach die Einreichung 
der Liſte als Willensausdruck der Geſchäftsführer aufgefaßt 
werden darf, jedem, welcher von der Befugnis zur Einſicht des 
Handelsregiſters Gebrauch macht, auch den Inhalt der Liſte der 
Geſellſchafter kundbar zu machen. Ließe ſich alſo feſtſtellen, daß 
J. oder E. von der zum Handelsregiſter eingereichten Liſte der 
Geſellſchafter Kenntnis genommen haben, oder daß die Liſte 
einem von ihnen anderweit von ſeiten der Geſchäftsführer vor: 
gelegt worden iſt, ſo könnte eine wirkſame Erteilung der in 
Rede ſtehenden Genehmigung der Geſellſchaft angenommen 
werden. Der vorliegende Tatbeſtand läßt zwar dahingehende 
Feſtſtellungen noch nicht zu, ſchließt aber andererſeits die 
Möglichkeit nicht aus, daß, wenn von einer richtigen Auffaſſung 
des Geſetzes ausgegangen wird, eine rechtlich wirkſame Erteilung 
der Genehmigung der Geſellſchaft dargelegt werden kann und 
wird. C. c. S., U. v. 10. Juni 10, 512/09 VII. — Cöln. 

Reichsunfallfürſorgegeſetz vom 18. Juni 1901. 

86. Zum Begriffe des Betriebsunfalls.] 

Das BG. ſtellt feſt, daß der Oberpoſtinſpektor N. ſich ent⸗ 

weder die Influenza, die ſchließlich ſeinen Tod herbeigeführt hat, 
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während der Dienſtreiſe vom 14. bis 16. Januar 1907 zu⸗ 
gezogen hat oder den Krankheitskeim bei Beginn der Reiſe 
ſchon in ſich trug oder daß vielleicht damals die Krankheit ſchon 
bis zu einem gewiſſen Grade entwickelt war, daß dann aber die 
Witterungsunbilden während der Dienſtreiſe den bösartigen, 
ſchließlich tödlichen Charakter der Krankheit bewirkt haben. Das 
BG. ſtellt weiter feſt, daß eine Individualiſierung und zeitliche 
Begrenzung des ſchädlichen Ereigniſſes während der Reiſe nicht 
möalich iſt, ſondern daß ſich nur feſtſtellen läßt, die Witterungs⸗ 
unbilden während der ganzen Dienſtreiſe hätten entweder die 
Erkrankung oder die Verſchlimmerung ſeines Krankheitszuſtandes 
herbeigeführt. Wenn das BG. unter dieſen Umſtänden einen im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfall im Sinne des BeamtlUFürſG. 
vom 18. Juni 1901 verneint, ſo iſt dies nicht rechtsirrtümlich. 
Denn ein ſolcher Betriebsunfall ſetzt (wie bei den übrigen Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzen) ein zeitlich beſtimmtes Ereignis voraus, 
auf deſſen plötzliche, nicht allmähliche Einwirkung die Krankheit 
zurückzuführen iſt, im Gegenſatz zu der als Endergebnis von 
auf einen längeren Zeitraum ſich verteilenden nachteiligen Ein⸗ 
wirkungen in die Erſcheinung tretenden gewerblichen Krankheit 
(RG. Bd. 44 Nr. 63 S. 265). Demgemäß iſt denn auch als 
ein Betriebsunfall erachtet worden ein Hitzſchlag (RG. Bd. 44 
Nr. 63) oder ein Blitzſchlag (RG. Bd. 52 Nr. 19), nicht aber 
eine chroniſche Erkrankung (RG. Bd. 21 Nr. 16), die Wurm⸗ 
krankheit (RG. Bd. 66 Nr. 106) oder die Bleivergiftung infolge 
dreitägiger Beſchäftigung (JW. 98, 1707). N. c. Reichspoſt⸗ 
fiskus, U. v. 24. Juni 10, 347/09 III. — Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 1900. 

87. 5 135 Gewu VG. Betriebsunternehmer?] 

Der verw. W., deren Fuhrwerksbetrieb zur klagenden 
Berufsgenoſſenſchaft gehört, iſt durch Vertrag vom 25. Januar 1906 
die Güterbeförderung auf der Station M. vom Beklagten über⸗ 
tragen worden. Im Einverſtändnis mit dem Stationsvorſteher 
hatte ſie den Arbeiter S. als Arbeiter für ihren geſamten 
Betrieb angeſtellt. S. iſt am 2. Dezember 1907 auf dem 
Bahnhof in ſeinem Dienſt verunglückt; er ſollte im Auftrag 
der verw. W. ein ſchweres Faß (Stückgut) vom Güterſchuppen 
aus zur Verladung auf einen vom gegenüberliegenden Bahn⸗ 
ſteig abgehenden Zug bringen und wurde beim Überſchreiten 
eines Gleiſes von einem Rangierwagen erſaßt und getötet. 
Das Einladen des Faſſes war nach dem in Betracht kommenden 
Tarif von der Eiſenbahnverwaltung zu beſorgen. Die Klägerin 
hat den Hinterlaſſenen S.s Entſchädigung gewährt und fordert 
vom Beklagten Erſatz auf Grund des § 140 Gew VG. in 
Verb. mit $ 1 NHaftpflG. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen, das OLG. die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das BG. hat den Ein⸗ 
wand des Beklagten, daß er dem S., als dieſer verunglückte, 
nicht als Dritter im Sinne von 8 140 Gew G., ſondern als 
Betriebsunternehmer im Sinne von § 135 gegenübergeſtanden 
habe, als begründet angeſehen und deswegen die Klage ab⸗ 
gewieſen. Hierzu hat es folgendes ausgeführt: Das Gew. 
fordere, um den Arbeiter mit den aus der Unfallverſicherung 
ſich ergebenden Rechten auszuſtatten, lediglich die Beſchäftigung 
im Betriebe, ſomit weder eine beſtimmte Form des Arbeits⸗ 
vertrags, noch überhaupt den Abſchluß eines Arbeitsvertrags 
zwiſchen dem Unternehmer und dem Arbeiter in der Weiſe, 
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daß zwiſchen ihnen obligatoriſche Beziehungen entſtehen; viel⸗ 
mehr ſeien, wenn der Unternehmer ſeinen Betrieb im ganzen 
oder in einzelnen Zweigen durch Beauftragte betätigen laſſe, 
auch alle mit dem Willen dieſer Beauftragten im Betriebe 
beſchäftigten Arbeiter gegen Unfälle verſichert, ſei es auch, daß 
ihnen aus dieſer Beſchäftigung Anſprüche auf Lohn nur gegen 
den Beauftragten ſelbſt erwachſen, weil dieſer ſie im eigenen 
Namen angenommen habe. Durch den mit der verw. W. 
abgeſchloſſenen Vertrag habe der Beklagte einen Teil des zum 
Betrieb der Eiſenbahnverwaltung (vgl. 88 1 Ziff. 3, 128 Gew VG.) 
gehörigen Frachtgeſchäfts auf die verw. W. übertragen und 
zwar u. a. auch die Beſorgung des der Eiſenbahn tarifmäßig 
obliegenden Auf⸗ und Abladens der Stückgüter und des Ver⸗ 
bringens dieſer Güter von und zu den Eiſenbahnwagen; zur 
Beſorgung dieſes Dienſtes habe die verw. W. auf Grund 
dieſes Vertrags die erforderlichen Arbeiter zu ſtellen gehabt 
und auch den S. zu dieſem Zwecke mit Genehmigung der 
Eiſenbahnverwaltung angeſtellt. Hiernach ſei der Beklagte 
Unternehmer desjenigen Betriebs geweſen, in dem S. bei 
Beſorgung jenes Dienſtes beſchäftigt worden und gegen die 
Folgen der ſich ereignenden Unfälle verſichert geweſen ſei. 
Hieran werde auch dadurch nichts geändert, daß die der verw. 
W. von dem Beklagten übertragenen Geſchäfte zu ihrem Güter⸗ 
befördererbetrieb gehören, und daß daher S. inſoweit, als er 
ſolche Arbeiten ausgeführt habe, zugleich in ihrem Geſchäfts⸗ 
betrieb beſchäftigt geweſen ſei; denn eine derartige gleichzeitige 
Beſchäftigung in verſchiedenen Betrieben ſei durch das Gew. 
nicht ausgeſchloſſen. Der Unfall habe ſich bei einer Beſchäftigung 
ereignet, die für den Betrieb des Beklagten und zugleich für 
den der verw. W. ſtattgefunden habe, und S. ſei hiernach 
damals in beiden Betrieben beſchäftigt geweſen; ſowohl der 
Beklagte als die verw. W. ſeien als die Betriebsunternehmer 
anzuſehen, was im gegenwärtigen Prozeſſe jedenfalls für den 
Beklagten feſtzuſtellen geweſen ſei. Dieſen Ausführungen iſt 
im weſentlichen beizutreten; ſie werden von der Reviſion ohne 
Grund bekämpft. (Wird ausgeführt.) Fuhrwerksberufsgen. B. 
c. Kgl. Württb. Fiskus, U. v. 4. Juli 10, 348/09 VI. — Stuttgart. 

Reichsſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909. 

88. 8 106 RStempG. Urkundenſtempel bei Grundſtücks⸗ 
übertragungen.] 

Der Kläger hat durch die notariellen Verträge vom 16. Juli 
1909 zwei im Grundbuche von Berlin⸗Wedding verzeichnete 
Grundſtücke gekauft. Die Auflaffung erfolgte am 9. Auguſt 1909. 
Mit den Gerichtskoſten wurden, obwohl die mit dem preußiſchen 
Landesſtempel verſteuerten Kaufverträge vorgelegt worden waren, 
1122 4 als der nach dem RStempG. vom 15. Juli 1909 
Tarifnummer 11 d in Verbindung mit § 90 Abſ. 4 zu erhebende 
Auflaſſungsſtempel eingezogen. Der Kläger forderte im Rechts⸗ 
wege die Rückzahlung dieſes Betrages. Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen. Berufung und Revifion blieben erfolglos: Durch das 
RStempG. vom 15. Juli 1909 (RGBl. 833) ift in Anlehnung 
an landesrechtliche Vorgänge, insbeſondere an das preußiſche 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895, ein Urkundenſtempel 
bei „Grundſtücksübertragungen“ eingeführt, deſſen Ertrag mit 
gewiſſen Abzügen in die Reichskaſſe fließt (§ 106) und der 
neben einer etwaigen, auf Landesgeſetz beruhenden Abgabe zu 
erheben iſt. Der Eigentumswechſel vollzieht ſich bei Grund⸗ 


39. Jahrgang. 


ftüden und bei Berechtigungen, für welche die fih auf Grund⸗ 


ſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, im Falle der freiwilligen 


Veräußerung nach bürgerlichem Rechte durch Auflaſſung. Ihr 
liegt, wenn ſie nicht des Rechtsgrundes entbehren ſoll, das 
Veräußerungsgeſchäft zugrunde, aus dem die Verpflichtung zum 
Abſchluß des dinglichen Vertrages erwächſt. Schon dieſes 
Zweckgeſchäft, das auf die Grundſtücksübertragung gerichtet iſt 
und regelmäßig den Eigentums wechſel herbeiführt, wird, ſoſern 
es rechtsgültig beurkundet iſt, von der neuen Reichsſtempel⸗ 
abgabe betroffen (Tarifnummer 11a, b, c), wie dies auch nach 
dem preußiſchen Stempelgeſetze geſchieht. Soweit es der Fall 
iſt, ſoll, da eine doppelte Beſteuerung der Eigentumsveränderung 
nach der ſchuldrechtlichen wie nach der ſachenrechtlichen Seite 
nicht beabſichtigt war, die Auflaſſung nicht auch noch verſteuert 
werden. Der grundſätzlich von ihr zu entrichtende Stempel 
fällt fort, wenn das Veräußerungsgeſchäft in einer Form 
errichtet und vorgelegt wird, die es den für ſolche Geſchäfte 
beſtehenden Stempelvorſchriften zugänglich macht, alſo die Ein⸗ 
ziehung des Stempels geſtattet. Dadurch iſt das finanzielle 
Ziel gewährleiſtet. In gewiſſen Fällen ſoll auch dann der 
Auflaſſungsſtempel nicht gefordert werden, wenn das zugrunde 
liegende Geſchäft ausnahmsweiſe ſteuerfrei iſt. Daraus ergibt 
ſich, daß der Auflaſſungsſtempel kein ſubſidiärer Stempel iſt; 
er tritt jedenfalls neben den Stempel für das obligatoriſche 
Geſchäft und bleibt nur unerhoben, wenn dieſes ſtempelrechtlich 
faßbar iſt. Dieſer Gedanke iſt auch in der Begründung des 
RStempG. (S. 10 Abſ. 2) klar ausgeſprochen. Sit daher das 
RStempG., ſoweit es hier in Betracht kommt, mit dem 1. Auguſt 
1909 in Kraft getreten (S 107) und ſoll von dieſem Tage ab 
dem Reich eine beſondere Abgabe vom Eigentums wechſel bei 
Grundſtücken zufließen, ſo kann die Frage, ob der Auflaſſungs⸗ 
ſtempel außer Anſatz zu bleiben hat, nur nach dem neuen Rechte 
beantwortet werden. Eine Urkunde, die lediglich den einzel⸗ 
ſtaatlichen Steuervorſchriften unterliegt, vermag die Einziehung 
des Reichsſtempels nicht zu hindern. Wenn nach Abſ. 3 der 
Tarifnummer 11d zur Abwendung des Auflaſſungsſtempels die 
Vorlegung einer Urkunde genügt, die das Veräußerungsgeſchäft 
in an ſich ſtempelpflichtiger Form enthält, ſo iſt damit eine 
die Anwendung des RStempG. geſtattende Urkunde ge⸗ 
meint. Nur bei dieſer Annahme iſt der Zweck des Geſetzes, 
vom 1. Auguſt 1909 ab dem Reiche eine Beſitzwechſelabgabe 
von Prozent vom Entgelt oder Werte des Grundſtücks in 
der Form der Beſteuerung, ſei es der Auflaſſung, ſei es des 
Veräußerungsgeſchäftes, zuzuführen, erreichbar. Hätte das Reich 
auf dieſe Abgabe für den Fall verzichten wollen, daß das 
Zweckgeſchäft vor dem Tage des Inkrafttretens des Geſetzes 
rechtsgültig und für den Landesſtempel erreichbar abgeſchloſſen 
worden ſei, ſo wäre eine dies ausſprechende Abergangsbeſtimmung 
erforderlich geweſen. An ihr fehlt es, und daß jener Verzicht 
nicht beabſichtigt war, ergibt die — bei der Beratung des 
Geſetzes unbeanſtandet gebliebene — Begründung (S. 14). Mit 
Recht hat der BerR. in Übereinſtimmung mit dem Beſchluſſe 
des I. ZS. des KG. vom 15. November 1909 (JMBl. 374) 
die nur dem Landesſtempel unterworfenen Kaufverträge vom 
16. Juli 1909 als nicht geeignet zur Abwendung des neuen 
Reichsſtempels erklärt. O. c. Preuß. Fiskus, U. v. 24. Juni 10, 
238/10 VII. — Berlin. 
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II. Gemeines Recht. 

89. Nach welchem Recht iſt der Anſpruch aus einer un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung zu beurteilen?! 

Für die Verjährung eines Forderungsrechtes iſt dasjenige 
örtliche Recht maßgebend, welchem die betreffende Obligation 
überhaupt unterworfen iſt (RG. 9, 226, Urteil des RG. vom 
17. Januar 1880 Seuff Arch. 35 Nr. 87 und vom 9. März 1908, 
VI 208/07). Für die Beurteilung der vorliegenden Statuten⸗ 
kolliſion kommen folgende Tatumſtände in Betracht: die 12000 % 
wurden in Magdeburg gezahlt; der Empfänger B. hatte damals 
ſeinen Wohnſitz in Schöppenſtedt im Herzogtum Braunſchweig, 
die zahlende Wittwe P. in Dodendorf in der preußiſchen Provinz 
Sachſen; die Schuld, welche getilgt werden ſollte, rührte aus 
Kaufverträgen über in Dodendorf gelegene Grundſtücke her. 
Das LG. hatte die Verjährungseinrede verworfen, weil für die 
Verjährung eines vor 1900 entſtandenen Bereicherungsanſpruches 
das Recht des Ortes maßgebend ſei, wo die Bereicherung ſtatt⸗ 
gefunden habe, und die hiernach zur Anwendung kommende 
dreißigjährige Friſt des PrALR. noch nicht abgelaufen ſei. 
Das BG. führt dagegen aus, daß nach der herrſchend geweſenen 
gemeinrechtlichen Wiſſenſchaft und Braunſchweigiſchen Praxis 
ſowie nach der Rechtſprechung des RG. für die Verjährung 
eines obligatoriſchen Rechtsverhältniſſes das Recht des Sitzes 
dieſer Obligation beſtimmend ſei, und daß als Sitz der Ob⸗ 
ligation deren Erfüllungsort oder der Wohnſitz des Schuldners 
jedenfalls dann maßgebend ſei, wenn keine andere Abſicht der 
Vertragsparteien zutage trete. Den obligatoriſchen Bereicherungs⸗ 
anſpruch andern Rechtsregeln zu unterwerfen, fehle es an jedem 
Grunde. Insbeſondere ſei nicht einzuſehen, wie der oft von 
Zufälligkeiten beſtimmte Ort, wo die Bereicherung ſtattgefunden 
hat, entſcheidend geweſen ſein könnte. Da nun B. zur Zeit der 
angeblichen Bereicherung unſtreitig ſeinen Wohnſitz in Schöppen⸗ 
ſtedt alſo im Herzogtum Braunſchweig hatte, ſo ſeien auf die 
Verjährung des am 15. Januar 1889 entſtandenen Bereicherungs⸗ 
anſpruches die Beſtimmungen des bis 1900 in Geltung ge⸗ 
weſenen Landesgeſetzes vom 3. Juli 1853 anzuwenden. Nach 
deſſen § 1 betrage die Verjährungsfriſt für dieſen Anſpruch 
10 Jahre. Die Verjährung ſei demnach am 15. Januar 1899 
vollendet geweſen. Die Reviſion bezeichnet die Annahme, daß 
nach gemeinem Recht der Anſpruch aus einer ungerechtfertigten 
Bereicherung nach dem am Wohnſitz des Schuldners geltenden 
Recht zu beurteilen ſei, als rechtsirrtümlich. An ſich ſei die 
Frage, welches Recht zur Anwendung komme, nach dem mut⸗ 
maßlichen Willen der Parteien zu entſcheiden (RG. 20, 335). 
Bei Obligationen aus Verträgen führe dieſer Geſichtspunkt zur 
Anwendung des Rechtes des Erfüllungsortes; anders bei Delikten, 
anders bei ungerechtfertigter Bereicherung. Ob auf Grund be⸗ 
ſtimmter Vorgänge eine Forderung entſtehe, beſtimme ſich nach 


dem Rechte des Ortes, wo der fragliche Vorgang ſich ereignet 


habe. Wenn ſie entſtehe, ſo geſchehe dies ohne den Willen 
des Geſchädigten. Es könne davon, daß die Parteien das 
Rechtsverhältnis einem beſtimmten Recht hätten unterwerfen 
wollen, nicht die Rede ſein. Dieſe Ausführungen können für 
zutreffend nicht erachtet werden. Es iſt nicht richtig, daß die 
Frage, welches Recht Anwendung finde, nach dem mutmaß⸗ 
lichen Willen der Parteien zu entſcheiden ſei. Das RG. hat 
in konſtanter Rechtſprechung angenommen, daß für vertragliche 
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Verpflichtungen das Recht des Erfüllungsortes maßgebend 
ſei, ſofern nicht ein anderer Parteiwillen erkennbar iſt 
(RG. 58, 367; 55, 117; 54, 316; 20, 335; 9, 227; 4, 247). 
Es iſt die Regel, daß die rechtlichen Wirkungen obligatoriſcher 
Verträge durch das Recht des Erfüllungsortes normiert 
werden. Eine Ausnahme greift Platz, wenn in Wirklichkeit 
die Vertragsparteien in den der Vertragsfreiheit gezogenen 
Grenzen (vgl. RG. 44, 301 ff.) die Anwendung eines anderen 
Rechtes gewollt haben, ſei es daß ſie dies ausdrücklich ver⸗ 
einbarten, oder daß ihr Wille aus den Umſtänden unzweideutig 
erhellt (RG. 9, 227; 44, 154; ROH G. 12, 55 ff.), oder wenn 
nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles ein 
anderes Recht Anwendung zu finden hat. Jene Regel enthält 
einen durch die gerichtliche Praxis feſtgeſtellten Satz des ob⸗ 
jektiven Rechts. Wenn in einigen Entſcheidungen davon aus⸗ 
gegangen wird, daß es ſich in Ermangelung einer Vertrags⸗ 
beſtimmung nicht ſowohl um die Feſtſtellung des konkreten 
Willens der Parteien als um die Ermittelung deſſen handelt, 
was die Parteien bei vernünftiger und billiger Berückſichtigung 
aller Umſtände, wäre ihnen die Frage entgegengetreten, mut⸗ 
maßlich über das anzuwendende Recht beſtimmt haben würden 
(NG. 68, 205; 40, 197; 6 S. 130, 131, Urteil des RG. 
vom 15. Oktober 1909, IW. 09, 7157), fo wird tatſächlich 
ganz unabhängig von einem Willen der Parteien nach ob⸗ 
jektiven Geſichtspunkten die Frage nach dem anzuwendenden 
örtlichen Recht entſchieden (vgl. RG. 12, 36); immer handelt 
ds ſich aber in dieſen Fällen um Ausnahmen von der oben 
erwähnten Regel. Aber auch die Schlußfolgerungen, zu denen 
die Reviſion gelangt, ſind nicht begründet. Wäre nämlich 
davon auszugehen, daß die Frage, welches örtliche Recht An⸗ 
wendung zu finden habe, nach dem mutmaßlichen Willen der 
Parteien zu entſcheiden ſei, ſo würde die Erwägung, daß bei 
Delikten und bei ungerechtfertigter Bereicherung die Forderung 
ohne den Willen des Geſchädigten entſteht, und von einem auf 
Unterwerfung des Rechtsverhältniſſes unter ein beſtimmtes 
örtliches Recht gerichteten Willen der Parteien keine Rede ſein 
könne, den Schluß nicht rechtfertigen, daß Anſprüche aus un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung in bezug auf die zu entſcheidende 
Frage ebenſo zu behandeln feien wie Anſprüche aus Delikten. 
Für eine ſolche allgemeine Gleichſtellung ſind auch ſonſtige 
ausreichende Gründe nicht vorhanden. (Wird ausgeführt.) 
N. c. B., U. v. 5. Juli 10, 400/09 III. — Braunſchweig. 


III. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

90. 5851, 4 ALR. Betrug.] 

Fehl geht die Meinung der Reviſion, eine Haftung aus 
dem feſtgeſtellten Betruge entfalle deshalb, weil G. davon 
ausgegangen ſei, der Betrug würde nie bekannt werden, weil 
er alſo eine Beſchädigung des Klägers gar nicht beabſichtigt 
habe. Für die zivilrechtliche Haftung aus Betrug iſt es nicht 
unbedingt erforderlich, daß ſich der Vorſatz des betrüglich 
Handelnden von vornherein gerade gegen die Perſon richtet, die 
den Vermögensſchaden erleidet. Es genügt, daß der Handelnde 
das Bewußtſein hatte, er werde das Vermögen eines anderen 
ſchädigen und daß er in Vorausſicht der Möglichkeit eines 
ſchädlichen Erfolgs die Handlung mit allen als möglich voraus⸗ 
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geſehenen, wenn auch in gewiſſer Richtung dem Handelnden 
nicht gerade erwünſchten Folgen auf ſich nehmen wollte. Urteil 
des RG. vom 25. Oktober 1906, VI 47/06, Gruchots Beitr. 52, 
1040. v. V. c. v. G., U. v. 7. Juli 10, 446/09 IV. — Berlin. 


91. 8 80 1, 7, 88 579, 625, 629 I, 9 ALR. Erſitzbarkeit 
obligatoriſcher Rechte, die auf fortlaufende, ſich ſtets wieder⸗ 
holende Leiſtungen gehen.] 

Es iſt an der bisherigen Rechtſprechung des RG. feſtzu⸗ 
halten, wonach, ähnlich wie im gemeinen Recht (vgl. die bei 
Windſcheid Bd. 2 § 302 Anm. 2 und Bd. 1 $ 113 Anm. 5 
mitgeteilte Rechtſprechung ſowie RG. 26 S. 143, 144), obli⸗ 
gatoriſche Rechte, die auf fortlaufende, ſich ſtets wiederholende 
Leiſtungen gehen, auch wenn fie nicht an Grundbeſitz geknüpft 
ſind, durch Erſitzung jedenfalls in dem Falle erworben werden, 
wenn ſich dabei als berechtigt und verpflichtet „dauernde Rechts⸗ 
ſubjekte“, nämlich juriſtiſche Perſonen gegenüberſtehen. — Vgl. 
die Urteile des Senats in Sachen Fiskus wider Kirchengemeinde 
Schönwald IV 386/87 vom 12. März 1888, (JW. 17226) 
ſowie in Sachen Stadtgemeinde Berlin wider Kirchengemeinde 
St. Petri IV 376/94 vom 9. Mai 1895 (JW. 344%) und 
des III. 3S. in Sachen Evangeliſche Kirchengemeinde Emden 
wider Stadt Emden III 90/94 vom 13. November 1894 
(JW. 95, 22%) — Die Feſtſtellungen des Ber. ergeben 
auch, daß es ſich um ein einheitliches Recht und nicht um 
mehrere ſelbſtändige Einzelforderungen und Einzelleiſtungen 
gehandelt hat. Eine weitergehende innere Geſchloſſenheit des 
Rechts gehört nach § 80 J, 7 ALR. nicht dazu, daß es Gegen⸗ 
ſtand des Beſitzes und darum auch der Erſitzung ſein könnte. 
Insbeſondere iſt der Reviſion nicht zuzugeben, daß die Grund⸗ 
ſätze, die nach der Entſcheidung des RG. in RG. 67, 208 ff. 
für die Leibrente im Sinne der SS 759 ff. BGB. gelten, ohne 
weiteres auch zur näheren Beſtimmung des Begriffes der erſitz⸗ 
baren affirmativen Rechte im Sinne des ALR. verwendbar ſeien. 
Preuß. Fiskus c. St., U. v. 16. Juni 10, 543/09 IV. — 
Stettin. 


92. S 166 I, 17 ALR. (S 2042 BGB.). 

Grundſätzlich iſt weder durch die allgemein lautende Be⸗ 
ſtimmung des § 166 I, 17 ALR. noch durch die ähnliche Be⸗ 
ſtimmung des § 2042 BGB. (vgl. Urteil des erkennenden 
Senats vom 23. Januar 1905 in Sachen Nill und Genoſſen 
wider Schmidt IV 298/04 und Kreß, Erbengemeinſchaft in den 
Abhandlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß Bd. 10 S. 228) 
eine Erbauseinanderſetzung ausgeſchloſſen, die wegen der zwiſchen 
den Teilnehmern beſtehenden Streitigkeiten nur teilweiſe zur 
Vollziehung kommt, indem ein beſtimmter Teil des Nachlaſſes, 
der je nach dem Ausgang des Streites dem einen oder dem 
anderen Teilnehmer zufällt, von der Vollziehung zurückbehalten 
wird. Es kommt hierfür darauf an, ob durch eine ſolche 
Teilung den Intereſſen der Teilnehmer Eintrag geſchieht. G. c. 
M., U. v. 16. Juni 10, 545/09 IV. — Poſen. 


Geſetz vom 2. März 1850, betr. die Ablöſung der 
Reallaſten. 

93. S 4 des Geſetzes.] 

Das Geſetz vom 2. März 1850 betreffend die Ablöſung 
der Reallaſten hat die Vorkaufsrechte an Grundſtücken ohne 
Entſchädigung aufgehoben; aufrechterhalten find nach §S 4 nur 
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die Vorkaufsrechte, die auf Vertrag oder letztwilliger Verfügung 
beruhen. Von Vorkaufsrechten, die in Erbzinsverträgen dem 
Erbzinsherrn ausdrücklich vorbehalten worden ſind, hat das 
OdTr. 42, 1 flg. in dem Plenarbeſchluſſe vom 5. März 1860 
angenommen, daß ſie als durch Vertrag begründet anzuſehen 
ſind. Jedoch gilt dies nicht ſchlechthin. Das RG. hat bereits 
in dem Urteile in RG. 5, 223 flg. ausgeſprochen, daß bei 


jenem Plenarbeſchluſſe des OTr. nur an ſolche Vorbehalte 


gedacht worden iſt, die den Zweck haben, neben dem geſetzlichen 
Vorkaufsrechte ein vom Geſetze unabhängiges Recht zu begründen, 
und nicht bloß den Zweck, das bereits beſtehende geſetzliche 
Recht als ſolches anzuerkennen. Solle das Recht als Ver⸗ 
tragsrecht gelten, ſo müſſe es der Verfügende unabhängig 
vom Geſetze durch ſeine Verfügung haben einräumen wollen. 
Dies iſt zutreffend. Ob der Verfügende das ohnhin beſtehende 
geſetzliche Vorkaufsrecht bloß hat beſtätigen oder ob er ihm im 
Vertrage eine weitere ſelbſtändige Grundlage hat geben wollen, 
it — Dernburg, PreußPrivR. Bd. 1 8 380 Nr. 10 — lediglich 
Sache der Vertragsauslegung. K. c. W., U. v. 20. Juni 10, 
461/09 V. — Marienwerder. 


Geſetz über die Erweiterung des Rechtsweges vom 
24. Mai 1861. Penſionsgeſetz vom 27. März 1872. 

94. Die Reviſion der Beklagten rügt Verletzung des § 5 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861, des § 1 des Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872 und des Kommunalbeamtengeſetzes vom 
30. Juli 1899 ſowie des $ 288 ZPO. Sie führt aus: bei 
der Entſcheidung, ob Dienſtunfähigkeit vorliege, ſeien notwendig 
deren Gründe zu erörtern. Deshalb ſei, indem das Geſetz 
die Entſcheidung über die Dienſtunfähigkeit den Gerichten ent⸗ 
zogen habe, ihnen auch die Erörterung ihrer Gründe entzogen 
worden. Damit ſei aber auch die Entſcheidung darüber, ob 
der Beamte auf die Gründe der Dienſtunfähigkeit beſondere 
Anſprüche ſtützen könne, lediglich den Verwaltungsbehörden 
überlaſſen. Die Angriffe der Reviſion gehen fehl. (Wird ausge⸗ 
19219 Stadtgemeinde C. c. C., U. v. 5. Juli 10, 513/09 III. — 

erlin. 


Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

95. § 8 EnteignG. (verb. mit $ 246 BGB.) und 
98 30 und 36 Enteign®. (verb. mit Art. 109 EGBGB. und § 291 
BGB.). Kapitaliſierungsmaßſtab bei Ermittelung des Minder⸗ 
werts eines Reſtgrundſtücks. Verſchonung des Enteigneten mit 
der Entrichtung von Zinſen bei Ermäßigung der ihm gezahlten 
Entſchädigung durch den Prozeßrichter.] 

Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, daß es ſich bei 
der Feſtſetzung des Kapitaliſierungsmaßſtabes nicht um eine 
Rechtsfrage, ſondern um die Würdigung tatſächlicher Verhält⸗ 
niſſe handle, deren Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz nicht 
erfolgen könne. In den entſchiedenen Fällen war freilich der 
Kapitalwert von Reinerträgen eines Grundſtücks zu ermitteln, 
während hier ein in Kapital ausgedrückter Ausgleich für den 
durch die Enteignung verurſachten Minderwert des Reſtbeſitzes 
zu finden iſt. Aber ein rechtlicher Unterſchied wird dadurch 
nicht begründet. Wenn ſonach die Feſtſtellung des maßgebenden 
Zinsſatzes im weſentlichen dem Tatſachengebiet angehört, ſo 
konnte, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, der § 246 


BGB. als durchgreifende Norm nicht in Betracht kommen. Es 
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ſetzt vorbehaltlich anderweiter Beſtimmungen den Zinsfuß für 
eine nach Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu verzinſende Schuld auf 
4 v. H. feſt, beſagt aber nicht, daß dieſer Zinsſatz auch bei 
Berechnung eines Kapitals anzuwenden ſei, das den Enteigneten 
für die ſeinem Reſtbeſitze zugefügten Nachteile entſchädigen ſoll. 
Hier ſind die zur Zeit des Feſtſtellungsbeſchluſſes beſtehenden 
örtlichen Zinsverhältniſſe zu berückſichtigen, die einen höheren 
oder auch niedrigeren Zinsſatz je nach der Sachlage rechtfertigen 
können. Dies hat aber ſchließlich auch der BerR. getan. Er 
geht zutreffend davon aus, daß die Beklagten ein Kapital er⸗ 
halten müſſen, deſſen Zinſen ihnen die infolge der Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe aufzuwendenden Mehrbeträge gewähren, und ſtellt 
feſt, daß gute ſichere Hypotheken zu 4 Prozent leicht zu haben 
ſeien. Er hätte noch hinzufügen können, daß überhaupt ſeit 
einer Reihe von Jahren Geld zu 4 Prozent ſicher unterzubringen 
iſt. Dieſe Erwägungen tragen die Entſcheidung. Die Beklagten 
bedürfen nicht eines höheren, auf dem Zinsſatz zu 3½ Prozent 
beruhenden Kapitals, weil der normale Zinsfuß auch ſchon im 
Jahre 1905 wieder auf 4 Prozent geſtiegen war. Den § 8 
Enteign®. hat der Ber. nicht verletzt. Die Beklagten werden 
durch ein nach den entwickelten Grundſätzen gefundenes Kapital 
voll entſchädigt. Auf die Möglichkeit, daß der Zinsfuß denk⸗ 
barerweiſe wieder niedriger werden kann, brauchte keine 
Rückſicht genommen zu werden. — Der Abſ. 3 des § 36 Enteign®. 
beſtimmt: „Wird die durch Beſchluß der Regierung feſtgeſetzte 
Entſchädigungsſumme durch die gerichtliche Entſcheidung herab⸗ 
geſetzt, ſo erhält der Unternehmer den gezahlten Mehrbetrag 
ohne Zinſen, den hinterlegten Mehrbetrag aber mit den davon 
in der Zwiſchenzeit etwa aufgeſammelten Zinſen zurück.“ Dieſe 
Beſtimmung iſt eine Sondernorm des preußiſchen Enteignungs⸗ 
rechts. Der Enteignete, dem die Verwaltungsbehörde eine 
gewiſſe Summe zuerkannt hat, ſoll, wenn ſie ihm auf Grund 
dieſer Entſcheidung gezahlt worden iſt, demnächſt aber der 
Prozeßrichter findet, daß ſie zu hoch ſei, mit der Pflicht, den 
nunmehr zurückzuzahlenden Betrag zu verzinſen, verſchont 
werden; der Zinsverluſt geht zu Laſten des Unternehmers. 
Darin liegt eine Begünſtigung des Enteigneten, die ſich nach 
dem Wortlaut und der erkennbaren Abſicht des Geſetzes nicht 
auf die Zeit vor der Klagerhebung (§ 30 EnteignG.) beſchränkt; 
in ſolcher Beſchränkung würde ſie im Hinblick auf die erfahrungs⸗ 
mäßig lange Dauer der Enteignungsprozeſſe wenig bedeuten. 
Die Vorſchrift befreit den Enteigneten ganz allgemein von der 
Zinsverbindlichkeit. Der Unternehmer erhält den durch den 
Richterſpruch feſtgeſtellten Mehrbetrag ſchlechtweg ohne Zinſen, 
alſo auch ohne Prozeßzinſen, zurück. Als Sondernorm des 
Enteignungsrechts iſt ſie aber durch den Art. 109 EGBGB. 
aufrechterhalten und wird durch den § 291 BGB. nicht berührt. 
J. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 1. Juli 10, 450/09 VII. — 
Celle. | | | 


Juſtizrat Behrendt in Danzig 
ift im kräftigſten Mannesalter am 19. Auguſt d. J. geftorben. 
Die Ruhegehaltskaſſe betrauert in ihm einen ihrer Gründer 


und tatkräftigſten Förderer. Von vornherein hat er ſich mit 


größter Energie in den Dienſt unſerer Beſtrebungen geſtellt; 
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der Entwurf unſerer Satzung ift fen Werk; im Auffichtörate 
war er der Rührigſten einer. Wir werden ſein Andenken ſtets 
in Ehren halten. 


Die Nuhegehalts⸗, witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Der Auſſichtsrat. Der Vorſtand. 
Elze, Halle. Weißler, Halle. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 führt aus, daß der Wortlaut des $ 12 BGB. 
eine Ausdehnung dieſer Geſetzesvorſchrift auf den Namen 
juriſtiſcher Perſonen, insbeſondere eingetragener Vereine geſtatte. 

Im Gegenſatze zu dem in RG. 70, 119 abgedruckten Er⸗ 
kenntnis wird in Entſch. Nr. 2 die Auffaſſung vertreten, daß 
nur die durch ein Geſetz oder durch eine gleichwertige allgemeine 
(bei einer Stadtgemeinde alſo ſtatutariſche) organiſatoriſche Be⸗ 
ſtimmung vorgeſehenen Beamten als „verfaſſungsmäßige Ver⸗ 
treter“ im Sinne der SS 30, 31, 89 BGB. zu gelten haben, 
vorausgeſetzt, daß ſie nach der betreffenden Beſtimmung über⸗ 
haupt Vertretungsgewalt Dritten gegenüber haben ſollen. 


Dem Teſtamentsvollſtrecker iſt es nach Entſch. Nr. 9 ge⸗ 
ſtattet, ſeine Legitimation, insbeſondere im Prozeſſe, auf andere 
Weiſe, als durch Vorlegung eines Zeugniſſes nach 8 2368 
BGB. zu erreichen. 

Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit im Sinne des § 196 
BGB. ſetzt voraus, daß die Abſicht nicht auf ein einzelnes oder 
mehrere einzelne Geſchäfte gerichtet ſein muß, ſondern auf einen 
Kreis auf die Dauer unternommener Geſchäfte als Ganzes, das 
als eine dauernd und berufsmäßig fließende Einnahmequelle 
dienen ſoll. Entſch. Nr. 10. 

Nicht alle bei Ausführung eines Auftrages entſtandenen 
Schäden ſind nach Entſch. Nr. 11 den Aufwendungen unter⸗ 
zuordnen. Grundſätzlich iſt unter Aufwendung nur die auf 
freiem Willen beruhende Auslage und Aufopferung von Ver⸗ 
mögenswerten zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes zu verſtehen. 


Bei einer vertragsmäßig durch Teilzahlungen zu erfüllenden 
Schuld kann unter Umſtänden die von dem Gläubiger erklärte 
Weigerung, eine ihm angebotene Ratenzahlung anzunehmen, 
den Schuldner der Verpflichtung des auch nur mündlichen An⸗ 
gebots bezüglich der weiterhin fällig werdenden Raten entheben, 
wofern das Verhalten des Gläubigers die beſtimmte Annahme 
rechtfertigt, daß dieſer auf dem Standpunkte der Ablehnung 
fortdauernd verharre. Entſch. Nr. 13. 

Bei Beantwortung der Frage, welche der Vertragsparteien 
im einzelnen Falle eine bezüglich einer Vertragsleiſtung ein⸗ 
getretene Unmöglichkeit zu vertreten hat, ſind nach Entſch. 
Nr. 16 nicht ausſchließlich die dieſe Unmöglichkeit unmittelbar 
bewirkenden Tatſachen, ſondern die geſamten Umſtände des 
Falles, alſo auch ſolche Tatſachen zu berüdfichtigen, welche 
dieſe Unmöglichkeit mittelbar herbeigeführt haben. 
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Nach Entſch. Nr. 19 iſt ein allgemeiner Rechtsſatz des 
Inhalts, daß derjenige, der in einem Haufe ein Gewerbe be— 
treibt, das den Eintritt von Käufern mit ſich bringt, kraft 
Vertrags den kaufenden Perſonen für eine die Sicherheit nicht 
gefährdende Beſchaffenheit der Räumlichkeiten oder der Zugänge 
des Hauſes einzuſtehen hat, nicht anzuerkennen. 

Entſch. Nr. 20 lehnt die Anſicht ab, daß die nachträgliche 
Gewährung einer Vergütung für zunächſt unentgeltlich über⸗ 
nommene Leiſtungen ſtets oder auch nur der Regel nach als 
Schenkung aufzufaſſen ſei. Eine Schenkung kann immer nur 
da angenommen werden, wenn ihre Tatbeſtandsmerkmale dar⸗ 
getan ſind. 

Die Beſtimmung des 5 569 Satz 2 BGB., daß die 
Kündigung nur für den erſten Termin erfolgen kann, für den 
ſie zuläſſig iſt, wird von Entſch. Nr. 21 dahin ausgelegt, daß 
es nicht lediglich auf die abſtrakte Zuläſſigkeit der Kündigung 
zur Zeit des Todes des Mieters ankommt, ſondern daß die 
Möglichkeit, von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen, hinzu⸗ 
kommen muß. 

Entſch. Nr. 26 führt aus, daß $ 829 BGB., wonach ein 
wegen mangelnder Verantwortlichkeit vom Schadenserſatz Be⸗ 
freiter dennoch nach Billigkeit haftet, auch anwendbar ſei, wenn 
ſich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten durch 
ſeine Handlung den entſtandenen Schaden verurſacht hat. 

Bei bewilligter, ohne rechtswidrigen Vorſatz und ohne 
Fahrläſſigkeit erfolgter Aberbauung des Nachbargrundſtücks 
finden nach Entſch. Nr. 33 nicht Schadenserſatzgrundſätze, 
ſondern nur ſolche des Werterſatzes für die dem Eigentümer 
entzogene Grundfläche Anwendung. 

In der geſonderten Aufſtapelung der für die Verpfändung 
beſtimmten Hölzer auf dem Holzplatze des Schuldners und in 
der Anbringung von Pfandtafeln mit entſprechender Aufſchrift 
an den Stapeln iſt nach Entſch. Nr. 35 eine Übergabe nicht 
zu finden. 

Die vorübergehende Störung der Geiſtestätigkeit eines Che: 
gatten zur Zeit der Eheſchließung muß die freie Willens— 
beſtimmung ausgeſchloſſen haben, um zur Nichtigkeitserklärung 
der Ehe zu genügen. Entſch. Nr. 37. 

Der ſeinen minderjährigen unverheirateten Kindern gegen⸗ 
über unterhaltspflichtige Vater kann nicht mehr beſtimmen, in 
welcher Art der Unterhalt gewährt werden ſoll, wenn ſeiner 
geſchiedenen Ehefrau die Sorge für die Perſon der Kinder zu⸗ 
ſteht. Entſch. Nr. 41. 

Zur Kündigung des vom Erblaſſer eingegangenen Miet⸗ 
verhältniſſes gemäß 8 569 BGB. iſt nach Entſch. Nr. 43 nicht 
der Erbe des Mieters, ſondern nur der Teſtamentsvollſtrecker 
befugt. 

Die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs beginnt auch 
dann mit dem Zeitpunkte, in welchem der Pflichtteilsberechtigte 
von dem Eintritte des Erbfalls und von der ihn beeinträchtigenden 
Verſügung Kenntnis erlangt, wenn das Pflichtteilsrecht einer 
Ehefrau zuſteht und dieſe nach dem für ihre Ehe geltenden 
Güterſtande zur Verfügung über den Anſpruch und damit auch 
zur Erhebung der Pflichtteilsklage nicht befugt iſt. Entſch. 
Nr. 44. N. 
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Bereins nachrichten. 


Die Herren Vereinsmitglieder werden um Einſendung 
des Jahresbeitrages von 15 % gebeten. Am 15. Oktober 
1910 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Ritterſtr. 1, den 25. September 1910. 


Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriſtführer. 


Der Terminkalender für 1911 kommt Ende Oktober d. J. 
zur Verſendung. Beſtellnugen auf durchſchoſſene Exem ef 
ſind umgehend unter Einſendung von 0,60 ½ in Brief. 

marken an das Bureau des Deutſchen Anwaltvereins in 


Leipzig, Schreberſtr. 3 I zu bewirken. 
Leipzig, den 25. September 1910. 
Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriſtführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Geheimer Juſtizrat Julius Heymann in Altona 
dat aus Anlaß feines 50 jährigen Dienſtjubiläums der Hülfs⸗ 
10 für deutſche Rechtsanwälte eine Zuwendung von 
1000 gemacht, wofür ihm der herzlichſte Dank aus⸗ 
geſprochen er iſt. 


Anhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Mitglieder werden erſucht, die Beiträge für das 
vierte Quartal 1910 in den erſten 8 Tagen des Oktober zu 
entrichten. Dies geſchieht am beſten durch Zahlkarte für das 
Poſtſcheckkonto der Kaſſe Nr. 7913, Poſtſcheckamt Leipzig. 

Vorauszahlungen find ſtets zuläffig; es dürfen als Zwiſchen⸗ 
zins abgezogen werden: in Klaſſe 

1 II III IV V 
bei Vorauszahlung auf h. % % , M 
vier Vierteljahre... 0,64 1,32 2,62 3,94 5,24 


bei Vorauszahlung auf 
drei i Vierteljahre. .. 0,32 0,66 1,31 1,97 2,62 


nicht ver Für 9 ellngs auf zwei Vierteljahre werden Zinſen 
Fee a. d. Saale, Große Steinftraße 12. 
Der Vorſtand. 
Weißler. 


XXX. Deutſcher Juriſtentag. 


Das Ereignis der diesmaligen Tagung in Danzig (12. bis 
14. September) waren nicht die viel Lärm und Aufſehen 
erregenden Verhandlungen über die faſt allzu populäre Frage 
der Todesſtrafe, ſondern die neuerliche Begegnung mit 
der hervorragenden Perſönlichkeit des ehemaligen öſterreichiſchen 
Juſtizminiſters Profeſſor Dr. Klein. Für denjenigen, der 
ihn ſeit dem Jahre 1904, dem Jahre des unvergeßlichen 
Innsbrucker Juriſtentages, nicht mehr geſehen und gehört 
hatte, ergaben ſich ungewollt mancherlei Anläſſe zu Vergleichen 
und Erinnerungen. Ich ſchrieb an dieſer Stelle damals (Jahr⸗ 
gang 1904 S. 464) über dieſen Mann folgendes: 
„Wer ihn noch nicht kannte, der lernte hier einen Meiſter 
der lebendigen Rede, einen wundervollen Sprecher, zugleich 
eine faszinierende Perſönlichkeit und einen großen Juriſten 
kennen, dem alle Quellen der oratoriſchen Kunſt er⸗ 
„ſchloſſen und alle Künſte dieſer Kunſt aufs innigſte ver⸗ 
traut ſind, der aus einem ſchier unerſchöpflichen Sprach⸗ 
ſchatz zu ſchöpfen weiß und dem vor allem ein nie ver⸗ 
ſiegender und verſagender Born tiefer Bildung und 
allgemeiner Kenntniſſe fließt.“ 
Wer, mit dieſem Bilde ausgerüſtet, diesmal in die erſte 
Abteilung kam, in der Klein über die Frage 
„Empfiehlt es ſich, ſoziale Schutzvorſchriften in der Art 
der für die Handlungsgehilfen beſtehenden für Privat⸗ 
angeſtellte überhaupt zu treffen?“ 
zu ſprechen hatte, der erlebte zunächſt eine leiſe Enttäuſchung. 
Der Redner war ſtimmlich nicht gleich auf der Höhe. Auch 
der Vortrag ſelbſt war nicht, was man in vielleicht über⸗ 
triebenen Anforderungen von dem Redner begehrte; eine 
faſt allzu große Sachlichkeit ſchien den Fluß der Ge⸗ 
danken einigermaßen zu beſchweren. Aber wer auf⸗ 
merkſam hinhörte, merkte doch ſchon die Quellen ſolcher 
Mängel. Der allzu reich ſtrömende Born der Gedanken war 
ſchließlich der Grund, daß der Redner im erſten Anlauf nicht 
ſchrankenlos die Verſammlung zu erobern vermochte. Man 
merkte, wie er dauernd beſtrebt war, in kurzen Sätzen alles 
zu ſagen; ſo wurde immer ein neuer Gedanke zum Feind ſeines 
noch gar nicht zu Ende formulierten Vorgängers, und als der 


Redner nach verhältnismäßig kurzen Ausführungen ſchloß, hatten 


107 


— a a — — 


— — —— 


850 3 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


viele das Gefühl, daß er noch zehnmal mehr auf dem Herzen 
hatte. In dieſem Gefühl wurde man nicht getäuſcht. Denn 
erſt in dem Schlußwort entfaltete der Redner den ganzen 
Glanz ſeiner reichen Gaben. Erſt dieſes Meiſterſtück oratoriſcher 
Kunſt ließ erkennen, daß ſein Urheber noch der alte war, dem 
im Reichtum an Mitteln jeglicher Art wohl nur wenige Juriſten 
heute gleichkommen. Erſt dieſes Schlußwort entſchied endgültig 
zugunſten ſeiner Anſchauungen. Dieſe ſelbſt waren von 
ſozialem Geiſt getränkt und ſtanden auf einer ungewöhnlich 
hohen Warte umfaſſender Geſetzespolitik. Klein packte das 
Problem ſofort originell durch die Umkehrung der Frage an, 
indem er ſie ſo ſtellte: „Warum ſollten wohl die Schutz⸗ 
vorſchriften auf die Handlungsgehilfen beſchränkt ſein?“ Er 
trat für den Schutz der Privatbeamten ſo weit ein, als es ſich 
darum handelt, ihnen ein ſoziales Exiſtenzminimum zu 
gewähren. Die hierdurch den Unternehmern entſtehenden Laſten 
müſſen aber mit den Erträgniſſen der Unternehmungen in einem 
angemeſſenen Verhältnis ſtehen. Das waren ſeine leitenden 
Grundſätze. Auf ihnen weiterbauend, empfahl er die über: 
nahme beſtimmter Schutzvorſchriften. 

Einen etwas abweichenden Standpunkt nahm der zweite 
Berichterſtatter, der Reichstagsabgeordnete und Rechtsanwalt 
am Reichsgericht Dr. Junck ein. Für ihn war die Frage im 
Grunde eine mehr ſozialpolitiſche. Er erklärte es zwar für 
zweifellos, daß die Frage des Themas bejaht werden müſſe, 
erblickte aber das Endziel weniger in der Feſtſtellung von 
Einzelheiten, als in der Schaffung eines einheitlichen Angeſtellten⸗ 
rechts, wofür er die Vorarbeiten der öſterreichiſchen Geſetz⸗ 
gebung zu verwerten empfahl. — Die anſchließende Debatte 
ſtand nicht auf der Höhe der beiden Referate. Kleine und 
kleinliche Intereſſen verſuchten mehrfach ſich durch entſprechende 
Perſönlichkeiten eine ihnen nicht gebührende Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. Ich kann die Einzelheiten hier übergehen, weil ſie 
keinen Einfluß auf den ſchließlichen Ausgang der Verhandlung 
gewannen. Mehrfache Anträge wurden geſtellt, aber nach und 
nach zugunſten der Kleinſchen Theſen zurückgezogen. 

Klein verſtand es in ſeinem Schlußwort, ihnen faſt un⸗ 
eingeſchränkt zum Siege zu verhelfen. Einen ganz beſonderen 
Genuß gewährte es, zu beobachten, wie dieſer Mann bei jedem 
Teil ſeiner Ausführungen den Blick auf die großen Zuſammen⸗ 
hänge gerichtet hielt. Klein ſelbſt iſt wohl der Schöpfer des 
öſterreichiſchen Handlungsgehilfengeſetzes vom 16. Januar 1910. 
Er hat alſo an der Quelle des Problems geſeſſen und mußte 
als der Berufenſte erſcheinen, es zu beurteilen. Es war des⸗ 
halb beſonders reizvoll, wie er vor der Überſchätzung feiner 
eigenen geſetzgeberiſchen Gedanken und vor der ungebundenen 
Ubernahme dieſer öſterreichiſchen Dinge in deutſche Verhältniſſe 
warnte. Kein Zweifel, daß in dieſer ſicherlich genau ab⸗ 
geſchätzten Beſcheidenheit ein ausgezeichneter Schachzug lag, der 
ſeine Wirkung nicht verfehlen konnte. In der Art, wie er das 
„Geſetz“ als ſolches im allgemeinen und das ebenerwähnte im 
beſonderen als Kinder ihrer Zeit und Ausdrucksformen des 
Zeitgeiſtes wertete, lag und liegt gleichzeitig etwas Vorbild⸗ 
liches. Man gewann den Eindruck, als ob, wenn man heute 
nach einer Verkörperung des viel berufenen und myſteriöſen 
„Geſetzgebers“ ſuchen wollte, man am beſten auf die Perſon 
dieſes Mannes verfallen könnte; denn es hat den Anſchein, 


M17. 1910. 


als ob kein anderer wie er mit dieſem Geſetzgeber auf fo ver: 
trautem Fuße ſtünde; er hat ſeinen Atem belauſcht und ſeinen 
Pulsſchlag beobachtet, und in keinem Teil ſeiner Betrachtungen 
läßt er je die Rückſichtnahme auf ihn, ſeinen „Geiſt“ und ſeine 
Schöpfungen vermiſſen. Die Theſen, die nach dieſem Kleinſchen 
Schlußwort zur Annahme gelangten, lauten folgendermaßen: 
„Die für Handlungsgehilfen beſtehenden ſozialen Schutz⸗ 
vorſchriften ſind als zwingendes Recht auf alle Privat⸗ 
angeſtellten auszudehnen, die höhere Dienſte zu leiſten 
haben. Hierbei empfiehlt es ſich, betreffs der Fürſorge 
für den Fall unverſchuldeten Unglücks oder Erkrankung 
an der Nichtanrechnung der Beträge feſtzuhalten, die 
dem Dienſtnehmer für die Zeit ſeiner Verhinderung aus 
ſeiner Kranken⸗ oder Unfallverſicherung zukommen. Die 
Ausdehnung der Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über 
die Konkurrenzklauſel wird mit dem Vorbehalt empfohlen, 
daß Verbeſſerungen dieſer Vorſchriften ſich auf alle im 
erſten Satz bezeichneten Angeſtellten zu erſtrecken haben. 
Die Ständige Deputation hat erſucht, auf die Tages⸗ 
ordnung des nächſten Juriſtentages die Frage zu ſetzen, 
welche ſonſtigen ſozialen Schutzvorſchriften gleichmäßig 
für alle im erſten Satz bezeichneten Privatangeſtellten zu 
treffen ſeien, um die Schaffung eines einheitlichen Rechts für 
den Dienſtvertrag der Privatangeſtellten vorzubereiten.“ 
Der zweite in dieſer Abteilung behandelte Beratungs⸗ 
gegenſtand 
„Empfehlen ſich geſetzgeberiſche Maßnahmen, durch welche 
die Haftung des perſönlichen Schuldners für den Hypo⸗ 
thekenausfall beſchränkt wird, wenn der Gläubiger ſeine 
Hypothek nicht ausgeboten und das Grundſtück weit 
unter dem Werte erſtanden hat?“ 
betraf ein, wie ohne weiteres erkennbar, außerordentlich praktiſches 
Problem von allgemeiner Bedeutung, wenn auch nicht von all⸗ 
gemeinem Intereſſe. Die beiden Gutachter, Profeſſor Dr. Bier⸗ 
mann (Gießen) und Reichsgerichtsrat Predari (Leipzig), hatten 
die Frage verſchieden beantwortet. Während Biermann der 
Meinung iſt, daß ſchon der gegenwärtige Rechtszuſtand dem 
perſönlichen Schuldner die exceptio doli gibt, wenn der Hypo⸗ 
thekengläubiger noch nachträglich ſeine durch Wegfall der 
Hypothek nicht erloſchene Forderung einzutreiben ſucht, eben weil 
er durch das Grundſtück volle Befriedigung gefunden hat, ver⸗ 
neint Predari die Möglichkeit, dem Schuldner auf Grund der 
beſtehenden Geſetze einen Schutz zuteil werden zu laſſen. Auch 
Profeſſor Dr. Litten (Königsberg), der erſte Berichterſtatter, 
bewies, von einem praktiſchen Fall ausgehend, die Unbilligkeit 
des jetzigen Zuſtandes. Gleichwohl wandte er ſich gegen Ab⸗ 
hilfe durch eine Anderung des geltenden Zwangsverſteigerungs⸗ 
rechts. Er ſetzte ſeine Hoffnung in die exceptio doli generalis 
und empfahl die Ablehnung einer Geſetzesänderung. Nur 
eventuell trat er mit beſtimmten poſitiven Abänderungs⸗ 
vorſchlägen hervor. Demgegenüber empfahl der zweite Bericht⸗ 
erſtatter, Juſtizrat Dr. Fuchs (Berlin), eine Reihe beftimmter 
und genau erwogener Anderungen des 8 1166 BGB. und des 
5 85 Abi. 1 35G. Er führte aus, daß nach dem geltenden 
Recht weder mit dem Einwand der Bereicherung, noch mit dem 
der Argliſt geholfen werden könne, dieſe Hilfe aber auch nicht 
wünſchenswert ſei. In der Diskuſſion wandte ſich die Mehrzahl 
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der Redner, unter ihnen Freiherr von Pechmann, der Direktor 
der Bayeriſchen Hypothekenbank, gegen die Vorſchläge auf Ab⸗ 
änderung der beſtehenden Geſetze. Profeſſor Strohal (Leipzig), 
Juſtizrat Haber (Leipzig) und Profeſſor von Blume (Halle) 
traten dagegen für eine Vertagung der Frage ein. Ein ſolcher 
Antrag hat erfahrungsgemäß in aller Regel die größte Ausſicht 
auf Erfolg. So kam es auch diesmal. Die Verſammlung er⸗ 
kannte die Bedeutung der Frage an, dankte in höflicher Weiſe allen 
Beteiligten für die weſentliche Förderung, erachtete aber das weit⸗ 
verzweigte, durch die vorliegende Einzelfrage keineswegs erſchöpfte 
und geſetzgeberiſch überaus ſchwierige Problem für noch nicht völlig 
ſpruchreif und überwies deshalb ſeine durch umfaſſende Erhebungen 
vorzubereitende ſachliche Erledigung dem nächſten Juriſtentag. 

Weit einfacher erledigte ſich die dritte der Abteilung ge⸗ 
ſtellte Aufgabe 

„Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über die rechtliche 

Stellung des Sammelvermögens?“ 

Dieſe Frage, die eigentlich nicht auf einen Juriſtentag gehört, 
war durch ausgezeichnete Gutachten von dem Privatdozenten 
Dr. Bartſch (Wien) und insbeſondere von Profeſſor Dr. Seckel 
(Berlin) vorbereitet. Im Anſchluß an die Berichte des Pro⸗ 
feſſors Dr. Knoke (Königsberg) und des Advokaten Dr. Coumont 
(Wien) wurden folgende Grundſätze zum Beſchluß erhoben: 

1. „Für das Deutſche Reich empfiehlt ſich die Schaffung 
geſetzlicher Vorſchriften über die rechtliche Stellung des 
Sammelvermögens nicht. 

2. Im Hinblick auf die in Oſterreich im Zuge befindliche 
Geſetzreform empfiehlt der Juriſtentag für Oſterreich 
folgende Leitſätze: 1. Vermögen, welche durch Samm⸗ 
lung für vorübergehende Zwecke zuſammengebracht 
ſind, müſſen abgeſondert verwaltet werden und unter⸗ 
liegen dann nicht dem Zugriff der perſönlichen 
Gläubiger der Spender und Sammler. 2. Bei Weg⸗ 
fall des Sammlers oder bei vorkommenden Mip- 
bräuchen darf die Beſtellung eines Klägers durch das 
Gericht erfolgen. 3. Für die Vereinigung mehrerer 
Perſonen zur Erreichung eines vorübergehenden ge: 
meinnützigen Zweckes hat unter der Vorausſetzung, 
daß fie einen vom Zwecke des Unternehmers ab: 
zuleitenden Namen annehmen und die Geſchäfts⸗ 
führung ſchriftlich beſtellen, folgendes zu gelten: 

a) Sie können unter dem angenommenen Namen 
Rechte erwerben, Verbindlichkeiten eingehen, vor 
Gericht klagen und verklagt werden. 

b) Für die im Namen der Vereinigung eingegangenen 

Verbindlichkeiten haftet den Gläubigern das Ver⸗ 
mögen der Vereinigung. 

c) Die Geſchäftsführung der Vereinigung haftet bei 
ordnungswidriger Gebarung auch den Gläubigern 
der Vereinigung auf den Erſatz des Schadens, 
welchen die Gläubiger hierdurch erlitten haben.“ 

Die zweite Abteilung hatte ſich als Hauptaufgabe mit 
der Frage zu beſchäftigen 

„Empfehlen ſich Sondergerichtshöfe in Streitigkeiten aus 

dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes?“ 

Zu dieſem Thema hatten Dr. Philipp Ritter v. Stahl 
(Wien), Regierungsrat Dr. Rathenau (Berlin) und Rechts: 
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anwalt Dr. Cahn (Nürnberg) eingehende Gutachten erſtattet. Im 
weſentlichen gelangen ſie zu dem Ergebnis, die Frage zu verneinen. 

Als erſter Berichterſtatter ſprach auf dem Juriſtentag 
ebenfalls gegen die Sondergerichte der Leipziger Land⸗ 
gerichtsdirektor Dr. Degen, der, wie man hörte, Vorſitzender 
der einſchlägigen Zivilkammer ſein und ſeiner Aufgabe als 
Richter ausgezeichnet gerecht werden ſoll. Vielleicht war es 
dieſer Umſtand, der den Referenten dazu verleitete, in eine 
Verherrlichung des rechtsgelehrten Richtertums zu verfallen, 
die ſicherlich nicht jeder mitmachen kann. „Das rechtsgelehrte 
Richtertum iſt das erreichbar beſte, ſoweit Gott ſelbſt nicht das 
Schwert in die Hand nimmt.“ Darauf kann man nur ſagen: 
möglich iſt das ja, — aber wiſſen kann man's nicht. Die 
Ausführungen dieſes ſächſiſchen Richters entſprangen zweifellos 
einer tiefen und innerlichen Überzeugung, entbehrten aber durch 
mancherlei pathetiſche Übertreibung doch gelegentlich der Über: 
zeugungskraft. Es geht nicht an, dieſe außerordentlich tief⸗ 
greifende Frage im weſentlichen mit einer Apotheoſe auf das 
deutſche rechtsgelehrte Richtertum zu beantworten, wie es der 
Redner im Grunde genommen tat. Seine Ausführungen, ſo 
erfriſchend ſie im Grunde durch manche humorvolle und manche 
auch unfreiwillig komiſche Wendung wirkten, überredeten mehr, 
als daß ſie überzeugten. Die Entgegnung des zweiten Bericht⸗ 
erſtatters, des Rechtsanwalts Dr. Iſay (Berlin), ſchürfte, von 
einem entgegengeſetzten Standpunkte aus, tiefer. Mit Recht wandte 
er ſich gegen die Unterſchätzung des Wachstums der deutſchen 
Induſtrie durch Degen, die dieſer als noch in den Kinder⸗ 
ſchuhen ſteckend hingeſtellt hatte. Dies war zweifellos falſch, 
wobei der Streit darüber müßig iſt, ob man dieſe Induſtrie 
mit Iſay bereits auf der Höhe ihrer Blüte und ihres Mannes⸗ 
tums ſtehend bezeichnen will. Der Ausgangspunkt Iſays war 
ein theoretiſch⸗analytiſcher. Er legte ſeinen Ausführungen den 
Umſtand zugrunde, daß im Gegenſatz zu einer früheren Auſ— 
faſſung heute die ganze Patentrechtswiſſenſchaft, an der Spitze 
das Reichsgericht, der Anſicht iſt, daß die Tätigkeit des Prozeß⸗ 
richters im Patentverletzungsprozeß nicht darin beſteht, den 
Willen des Patentamts, des Anmelders im Patenterteilungs⸗ 
verfahren zu ermitteln, um danach den Umfang des Patentes 
feſtzuſetzen, ſondern darin, abzugrenzen, was alles unter den 
Schutz des Patentes fällt, auch wenn es ſich nicht mit dem 
Gegenſtand der Erfindung völlig deckt. Die ſouveräne Auf: 
gabe des Richters ſei heute, das Gebiet abzugrenzen, das dem 
Erfinder, dem Patentanmelder gebührt, und zwar faſt aus⸗ 
ſchließlich nach dem Stande der Technik, nach dem Fortſchritte, 
den ſie dem techniſchen Beſitzſtande der Nation gebracht hat. 
Nicht um die Löſung einer Rechtsfrage handele es ſich bei der 
Tätigkeit des Richters, ſondern vorzugsweiſe um Rechtsſchöpfung. 
Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend, gelangte er zu dem 
Ergebnis, daß die Frage des Themas im weſentlichen mit der 
Frage nach der Vorbildung des Richters zuſammenfällt. Der 
Richter in dieſen Prozeſſen bedarf, meint Iſay, außer der 
juriſtiſchen auch einer beſonderen techniſchen Vorbildung. Da 
der Weg, dem Richter noch eine abgeſchloſſene techniſche Fach⸗ 
bildung angedeihen zu laſſen, heute nicht gangbar erſchiene, ſo 
ſollte der Juriſtentag den zweiten Weg empfehlen: daß die 
Gerichtsbarkeit in Patent⸗ und Gebrauchsmuſterprozeſſen durch 
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Technikern zuſammengeſetzt werden ſollten. Seine Anſichten 
erlitten Widerſpruch durch den dritten Berichterſtatter, den 
Berliner Juſtizrat Seligſohn, der auf Grund ſeiner prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen die Zuſtände ſeit dem Miniſterialerlaß von 
1907 für gebeſſert erachtete und vielfach auf die vorbildliche 
Rechtſprechung der 16. Zivilkammer des Berliner Land— 
gerichts J abſtellte. In der reichhaltigen Diskuſſion, an der 
ſich die Gutachter Rathenau und Cahn, Geheimrat Kübler 
vom preußiſchen Juſtizminiſterium, Regierungsrat Dr. Bartels 
vom Zentralverband Deutſcher Induſtrieller, Kloeppel, Wild— 
hagen, Edwin Katz, Profeſſor Pappenheim, Rechtsanwalt 
Mittelſtaedt und andere beteiligten, neigte ſich mehr und 
mehr die Schale zugunſten der die Sondergerichte bekämpfenden 
Anſchauung. Deshalb wohl ſah ſich Iſay in feinem Schluß 
wort veranlaßt, der Verſammlung vollends den Fehdehandſchuh 
entgegenzuſchleudern und ihr die Möglichkeit und Legitimation 
zu beſtreiten, über die Frage zu urteilen. Ich halte ein der⸗ 
artiges Verfahren für unangebracht, auf keinen Fall für logiſch; 
es ſollte niemals in Anwendung kommen. Wer an eine 
beſchließende Verſammlung einen Antrag richtet, von ihr alſo 
jedenfalls die Annahme dieſes Antrages erwartet, ſollte ihr 
nicht die Fähigkeit, ihn zu beurteilen, abſprechen. Hielt der 
Redner den Juriſtentag in ſeiner konkreten Zuſammenſetzung, 
wie er ſagte, zum größten Teil für nicht ſachverſtändig, ſo 
wäre es angemeſſener geweſen, die Anträge zurückzuziehen, als 
von Sachunkundigen die Annahme ſeiner Anträge zu erbitten. 
Ein mit logiſchen Begriffen ſo fein operierender Redner, wie 
Iſay in ſeinen teilweiſe ſogar allzu logiſchen Ausführungen, 
hätte dieſen Widerſpruch in ſeinem Verhalten erkennen müſſen. 
Es iſt möglich, daß dieſes Verhalten dazu beitrug, daß ſeine 
ſo manches Zutreffende enthaltenden, namentlich in vielen 
Einzelheiten richtigen Ausführungen keinen Anklang bei der 
Verſammlung fanden. Die Abſtimmung ergab eine grundſätz⸗ 
liche Ablehnung der Sondergerichte, mit einem Zuſatzantrag 
Dr. Rathenau) des Inhalts, daß der Juriſtentag es für 
wünſchenswert erachtet, daß die Bundesregierungen ermächtigt 
werden, die Verhandlung und Entſcheidung von Streitigkeiten 
aus dem Gebiet des Patent: und Gebrauchsmuſterrechts für 
alle oder mehrere Landgerichte je eines oder mehrerer Ober⸗ 
landesgerichtsbezirke nur einem Landgericht als örtlich aus— 
ſchließlich zuſtändig zu überweiſen und auch dieſem Landgericht 
die Entſcheidung in zweiter Inſtanz gegen das amtsgerichtliche 
Urteil zu übertragen. Ferner ſoll bei der Auswahl der für ſolche 
Sonderkammern und ⸗ſenate beſtimmten Richter auf ihre allgemeine 
techniſche Ausbildung beſondere Rückſicht genommen werden. 

Zu dieſen Beſchlüſſen iſt zu bemerken, daß ſie zwar ein Ergebnis 
darſtellen, daß aber die doch ziemlich tief in unſere Gerichtsverfaſſung 
eingreifenden Vorſchläge in der Verhandlung ſelbſt nur eine gering⸗ 
fügige Erörterung, dagegen mancherlei in ihr zur Sprache gekomme⸗ 
nen Willensmeinungen in ihnen keinen Ausdruck gefunden haben. Es 
wird ſich fragen, ob mit ihnen das ſchwerwiegende Problem erledigt 
iſt, wenn auch die grundſätzliche Ablehnung der Einführung weiterer 
Sondergerichte mit Genugtuung begrüßt werden darf. 

Die nicht minder wichtige zweite Frage derſelben Ab— 
teilung 

„Liegt ein Bedürfnis für ein Deutſches Reichsverwaltungs⸗ 
gericht vor?“ 
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fand leider nicht die ihr an ſich zukommende Beachtung und 
Beteiligung. Gutachten hatten hier der Senatspräſident 
Dr. Schultzenſtein (Berlin) und die Profeſſoren Thoma 
(Tübingen) und Anſchütz (Berlin) vorgelegt. Als Bericht⸗ 
erſtatter verfochten Präſident Dr. Vierhaus (Breslau) und 
Profeſſor Dr. Lukas (Königsberg) ihre umfangreichen gedruckten 
Theſen. Sie im einzelnen an dieſer Stelle zu behandeln, fehlt 
es an Raum. Beide Redner bejahten bis zu einem gewiſſen 
Grade — Profeſſor Lukas ohne jede Einſchränkung — die 
Frage. Zu einer Feſtſtellung von Einzelpunkten, wie die beiden 
Berichterſtatter, gelangte jedoch die Abſtimmung nicht. Als 
Hauptdifferenzpunkt ergab ſich die Frage, ob das zu ſchaffende 
Reichsverwaltungsgericht beſchränkt werden ſoll auf Angelegen⸗ 
heiten, in denen ein verwaltungsgerichtliches Verfahren nach 
Reichsrecht oder nach Landesrecht Platz greift, wie insbeſondere 
Vierhaus vorſchlug. Im Gegenſatz dazu befürwotitete in der 
Debatte Profeſſor Dr. Apt (Berlin), daß auch die Fälle ge: 
troffen werden ſollten, wo weder ein Landesverwaltungs⸗ 
verfahren, noch ein reichsrechtlich geordnetes Verfahren beſteht, 
wo aber das Landesrecht endgültig über reichsrechtlich geordnete 
Materien zu entſcheiden hat. Die Verſammlung einigte ſich 
ſchließlich auf einen von Profeſſor Gierke und Juſtizrat 
Wildhagen gemeinſchaftlich formulierten Antrag, den ſie zum 
Beſchluß erhob, und der lautet: 
„Es beſteht ein Bedürfnis nach Schaffung einer reichs⸗ 
gerichtlich geordneten höchſtrichterlichen Inſtanz für Ver⸗ 
waltungsſachen, um die Einheitlichkeit in der Anwendung 
des Reichsverwaltungsrechts zu ſichern.“ 

Der dritten Abteilung war als einzige, allerdings ſehr 
umfaſſende Aufgabe zugefallen, die Strafmittel nach dem 
Vorentwurf zum Deutſchen Strafgeſetzbuch zu erörtern. 

Es lagen treffliche und umfaſſende Gutachten des Geheimen 
Oberregierungsrats Krohne (Berlin) und des Reichsgerichtsrats 
Ebermayer (Leipzig) vor. Über die Strafmittel im all: 
gemeinen berichteten Senatspräſident Dr. Olshauſen (Leipzig) 
und Profeſſor Dr. Kahl (Berlin), über die Freiheitsſtrafen 
im beſonderen Profeſſor Dr. Goldſchmidt (Berlin) und der 
Landgerichtspräſident von Staff (Breslau). Die Herren 
Olshauſen und Kahl ſtellten ſich im weſentlichen auf den 
Boden des Vorentwurfs zum Deutſchen Strafgeſetzbuch. Ols⸗ 
haufen billigte das Strafmittelſyſtem im allgemeinen und die 
Anwendung der Todesſtrafe, Geldſtrafe, des Verweiſes und des 
Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte im beſonderen. Seine 
Abänderungsvorſchläge betreffen nur verhältnismäßig gering⸗ 
fügige Dinge, auf die hier nicht eingegangen zu werden braucht. 
Denſelben Standpunkt teilte im allgemeinen Profeſſor Kahl. 
Soweit er von den Referenten abwich, betrafen ſeine Vor⸗ 
ſchläge ebenfalls im Rahmen des Ganzen nur verhältnismäßig 
unbedeutende Einzelheiten. 

Auch die beiden anderen Redner über die Freiheitsſtrafe 
im beſonderen hatten zahlreiche Leitſätze vorgelegt. Die Auf⸗ 
ſtellung von Zuchthaus, Gefängnis und Haft als Art der 
Freiheitsſtrafe billigte der erſte Redner grundſätzlich. Zur Be: 
ſtimmung des Anwendungsgebietes der Freiheitsſtrafe machte 
er eine Reihe von Abänderungsvorſchlägen, auf die ich hier 
nur verweiſen kann. Weitere Abänderungsvorſchläge betrafen 
die Beſtimmung der Mittel- und Höchſtbeträge und den Vollzug 
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In ähnlichen Gedankengängen bewegten 
ſich die Leitſätze des Herrn v. Staff. Nach ihm ſoll auch im 
künftigen Strafrecht die Freiheitsſtrafe die hauptſächlichſte 
Strafe bleiben. Als wichtigſter Gedanke erſchien der von ihm 
unter Ziffer 3 formulierte Vorſchlag, daß mit der Aus— 
arbeitung eines neuen Strafgeſetzbuches gleichzeitig 
diejenige eines Reichsſtrafvollzuggeſetzes erfolgen 
ſollte. Dieſe Theſe wurde ſogar als einzige von der Ber: 
ſammlung angenommen, im übrigen jedoch über die Vorſchläge 
der Referenten nicht abgeſtimmt. Dagegen gelangten von den 
Leitſätzen über das Strafmittelſyſtem im allgemeinen die grund⸗ 
ſätzliche Stellungnahme Olshauſens und auch im übrigen ſeine 
Leitſätze im weſentlichen zur Annahme. — Eine umfangreiche 
Erörterung veranlaßte jedoch die Frage der Todesſtrafe. 
Die Stellungnahme des Juriſtentages, oder vielmehr ſeiner 
drei Abteilungen zu ihr, iſt inzwiſchen durch die Zeitungen ſehr 
bekannt geworden. Der Beſchluß, zu dem ſich die Mehrheit 
ſchließlich zuſammenfand, lautete: 
„Die Androhung der Todesſtrafe iſt nicht über das 
geltende Recht hinaus auszudehnen. Beim Vorliegen 
mildernder Umſtände iſt dem Richter allgemein ein nach 
dem ordentlichen Strafrahmen abgeſtuftes Milderungs— 
recht einzuräumen. Der Vollzug der Todesſtrafe iſt für 
das Reichsgebiet einheitlich zu regeln. Mit der Todes⸗ 
ſtrafe ſoll der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte von 
Rechts wegen verbunden ſein.“ 

Die ver⸗ und überſtimmte Minderheit gab ſich jedoch damit 
nicht zufrieden, ſondern machte den Verſuch, dieſe Einzelfrage 
zur Erörterung vor die abſchließende Plenarverſammlung des 
Juriſtentages zu bringen. Insbeſondere befürwortete Profeſſor 
Liepmann (Kiel) die Erörterung dieſer tiefgreifenden Frage 
vor dem ganzen Juriſtentag. Senatspräſident Olshauſen be— 
kämpfte den Antrag im Namen der Abteilungsmehrheit. Er 
wurde auch ſchließlich, wenn auch nur mit einer knappen Mehr⸗ 
heit, abgelehnt. Über dieſe ganze Frage kann man mancherlei 
denken und erwägen. Zahlreiche Gründe, die gegen die Ab— 
ſchaffung der Todesſtrafe ins Feld geführt worden find, er: 
ſcheinen nicht ſehr ſtichhaltig. Das Gefühl, das Profeſſor Kahl 
bei ſeiner perſönlichen Anweſenheit bei vielen Hinrichtungen 
empfunden haben will — das der Gerechtigkeit — dürfte nach 
ebenſo vielen Richtungen hin mancherlei Befremden hervorrufen, 
weil es ſtark nach der alten Vergeltung ſchmeckt, die z. B. die 
zahlreichen Anhänger der neuen kriminaliſtiſchen Schule nicht 
anerkennen können. Auch der Umſtand, daß heute ein Antrag 
auf Beſeitigung der Todesſtrafe angeblich bei der Regierung 
keine Ausſicht auf Erfolg haben würde, ſollte, wie Liepmann 
mit Recht ausführte, einen Deutſchen Juriſtentag nicht abhalten, 
ſeine Meinung zu ſagen. Aber auf der anderen Seite erſcheint 
die ganze Frage verhältnismäßig unbedeutend. Ob die aller⸗ 
ſchwerſten Verbrecher ſo oder ſo dauernd unſchädlich gemacht 
werden ſollen, dürfte vom Standpunkt vernünftiger juriſtiſcher 
Zweckpolitik heute doch nur noch eine Frage von Gradunterſchieden 
fein. Und gäbe es nicht die Möglichkeit des nicht wieder gutzu— 
machenden Juſtizirrtums, ſo könnte vielleicht vom Standpunkt 
der Moral, der Aſthetik, der Philoſophie, kaum aber wohl von 
demjenigen juriſtiſcher Geſetzespolitik ein ſtichhaltiger Einwand 
gegen die Todesſtrafe erhoben werden. Es iſt übrigens kaum 


der Freiheitsſtrafe. 
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anzunehmen, daß mit den Beſchlüſſen des 30. Juriſtentages einer 
etwaigen nochmaligen Beratung auf einem folgenden Juriſtentag 
präjudiziert ſein ſollte. 

So verlief der Juriſtentag alles in allem doch harmoniſch 
und bot der Anregungen mannigfache. Der Umſtand, daß er 
wieder von Heinrich Brunner geleitet wurde, vermittelte die 
bekannten, immer wieder neuempfundenen eigenartigen Genüſſe. 
Seine Art, dieſe Tagungen zu leiten, habe ich an dieſer Stelle 
bei jeder Gelegenheit geſchildert und gerühmt. Ich kann Neues 
nicht hinzufügen, ſondern nur immer von neuem wiederholen, 
daß die Meiſterſchaft dieſes geborenen Präſidenten im Laufe 
der Jahre an Fülle und Reichtum, Wärme und Glanz, Innigkeit 
und Ausdrucksfähigkeit noch gewonnen zu haben ſcheint, ſo daß 
ſein Mund ihn Lügen ſtrafte, der da behauptete, daß er willig 
die Laſt auf ſeine „altgewordenen Schultern“ nähme. Der 
Ortsausſchuß, der es an nichts hatte fehlen laſſen, wurde von 
der überaus anmutvollen Natur Danzigs und um Danzig 
ſelbſt gütig unterſtützt. Die Lieblichkeit der Umgebung, Orte 


wie Zoppot, Oliva und Hela etablierten ſich als ſtarkes 


Konkurrenzunternehmen in faſt allzu großer Nähe des Juriſten⸗ 
tages. Es gab ſo manchen, der nur in der Liſte als Mitglied 
erſchien, während er ſich im übrigen mit der goldenen Herbſt⸗ 
ſonne beſchäftigte, die weit wärmer — als ungerechte Richterin 
— über die Unfleißigen, als über die Fleißigen leuchtete. Aber 
auch dieſe konnten da und dort noch etwas von ihr erhaſchen. 
Der diesmalige Juriſtentag war ein Jubiläumstag; er 
war der dreißigſte; gleichzeitig aber feierte man das Beſtehen 
ſeit fünfzig Jahren. Dieſem Umſtand war in einer trefflichen 
Feſtſchrift (Guttentag, Berlin) im Auftrage der Ständigen 
Deputation der Landrichter Dr. Olshauſen (Potsdam) gerecht 
geworden. Dieſes Buch ſchildert Zweck, Aufgabe und Geſchichte 
des Deutſchen Juriſtentages. Des weiteren werden in ihm 
in einem beſonders dankenswerten Abſchnitte die Beſchlüſſe und 
Gutachten ſowie ihr Einfluß auf die Geſetzgebung mitgeteilt. 
Das Studium der Schrift dürfte von Fall zu Fall ſich 
empfehlen, nützlich ſein und den künftigen Juriſtentagen neue 
Anhänger und Teilnehmer zu den alten gewinnen. 
Brückmann. 


Zur Reform des Rechtsſtudiums. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Alfred Waller, Berlin. 


In einem früheren Aufſatze“) habe ich hier den Nachweis 
zu führen verſucht, daß die heutigen deutſchen und preußiſchen 
Einrichtungen des Rechtsſtudiums ein aus den UÜberreſten einer 


*) Meine S. 788 an den jüngſten Erörterungen über die Studien— 
reformfrage geübte Kritik iſt, wie ich höre, ſtellenweiſe mißverſtändlich 
auch auf die angeführte Schrift von Zitelmahn bezogen worden. 
Da ich ſchon früher (Berliner Tageblatt vom 28. Mai d. J.) das 
Verdienſt dieſer Schrift und die Bedeutung des gemachten Vorſchlags 
hervorgehoben habe, kann meine wahre Abſicht, nur gewiſſe der durch 
den Zitelmannſchen Vorſchlag hervorgerufenen Veröffentlichungen 
zu treffen, wohl keinem Zweifel unterliegen. Gegenüber Zitelmann 
wäre dieſe Kritik fachlich volllrommen unbegründet, liegt mir auch per— 
ſönlich gänzlich fern. — Die Darſtellung der ruſſiſchen Einrichtungen 
muß ich auf Grund nachträglich erhaltener weiterer Information wie 
folgt ergänzen: Die Staatsprüfung befähigt nicht ohne weiteres zum 
Richteramt, vielmehr gibt es einen dreijährigen Vorbereitungsdienſt 
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vergangenen und den Bedürfniſſen einer neuen Epoche planlos 
zuſammengewachſenes Gebilde bedeuten, das Zeit ſeines Be⸗ 
ſtehens als unzulänglich empfunden wurde, auch in den Ein⸗ 
richtungen anderer Kulturſtaaten nicht ſeinesgleichen findet. 
Wollen wir endlich eine Reform und kein Flickwerk, ſo müſſen 
wir, wie es vor bald 200 Jahren geſchah, aus den Bedürfniſſen 
der Gegenwart heraus den Bauplan ſchaffen und von den alten 
Quadern nur verwenden, was auch für uns noch lebendigen 


Wert hat. i 


Vielfach ſind die Gegenſätze, die uns von der Geburtszeit 
der Auskultatur und des Referendariats trennen. 

Der gewaltigſte Unterſchied liegt in der Entwicklung des 
Rechts ſelbſt als Objekt der Wiſſenſchaft wie als Faktor des 
Staatlichen Lebens. Der moderne Rechtsſtaat mit ſeinen ge⸗ 
ſteigerten ſozialen Aufgaben hat eine Reihe von Rechtsdiſziplinen 
entſtehen laſſen, die früher völlig unbekannt waren, andere un: 
geahnt entwickelt. Die kulturelle Entwicklung hat mit der Er⸗ 
ſchließung neuer Schaffensgebiete auch dem Recht neue Bahnen 
gewieſen und die alten unendlich erweitert. Die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft vergangener Jahrhunderte iſt nichts wie ein kleiner 
Ausſchnitt der heutigen Diſziplin, deren allſeitige Beherrſchung 
längſt zur völligen Unmöglichkeit auch für den größten Juriſten 
geworden iſt. Trotzdem iſt im Laufe der Entwicklung das 
Univerſitätsſtudium zurückgedrängt und der Schwerpunkt der 
Ausbildung immer mehr in den Vorbereitungsdienſt verlegt 
worden. Daß die ſechs Semeſter weder für die Zwecke eines 
ordentlichen Rechtsunterrichts, noch vollends für die ſo wichtige 
allgemeine Bildung, die die Univerſität verleihen ſoll, entfernt 
hinreichen, iſt eine ſo hundertfach nachgewieſene Tatſache, daß 
darüber kein Wort mehr zu verlieren iſt. Was Gneiſt, 
Dernburg, Goldſchmidt u. a. ſchon vor 30 Jahren dargetan 
haben, gilt natürlich nach Einführung des BGB. und der 
ſonſtigen Rechtsentwicklung des letzten Menſchenalters in noch 
weit höherem Maße. Es ſei hier nur noch einmal an das 
einſtimmige Votum der deutſchen Juriſtenfakultäten von 1896 
und an die Begründung des Geſetzentwurfs von 1902 erinnert. 
Nach einer Berechnung, die ich 1902 aufſtellte, und deren 
Grundlagen wohl unverändert ſind, erfordern die Vorleſungen, 
über die ein Teſtat beim Referendarexamen verlangt wird, zu⸗ 
ſammen rund 110 wöchentliche Vorleſungsſtunden. Mehr wie 
höchſtens 4 bis 5 Stunden Vorleſung täglich, alſo wöchentlich 
25 bis 27, kann ein Student nicht mit wirklichem Nutzen hören, 
denn nur hören und nicht in ſich verarbeiten hat keinen Zweck. 
Im 5. und 6. Semeſter kann er wegen der Examensvorbereitung 
höchſtens noch 15 bzw. 10 Vorleſungen wöchentlich beſuchen. 
Er hat alſo im ganzen in 6 Semeſtern nur etwa 130 wöchent⸗ 
liche Vorleſungsſtunden verfügbar. Bleiben mithin nur 
130 — 110 = 20 Stunden, alſo etwas über 3 in jedem 
Semeſter für Wahlvorleſungen, Seminarien uſw., und zwar 
bei den Gerichten. Während desſelben erfolgt ſchon nach 1½ bis 
2 Jahren eine Prüfung, nach deren Ablegung der Kandidat Unter— 
ſuchungsrichter und Staatsanwalt vertreten kann. Nach Ablauf der 
3 Jahre kann der Kandidat angeſtellt werden. Der künftige Anwalt 
kann, wenn er 2 Jahre als Anwaltsgehilfe gearbeitet hat, ſelbſtändig 
Prozeſſe beim Bezirksgericht fübren, wird aber erſt nach weiteren 
3 Fahren in den Verband der vereidigten Rechtsanwälte aufgenommen. 
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für juriſtiſche und andere Gegenſtände. Das iſt natürlich 


völlig unzulänglich und zwingt auch den Fleißigſten zur Ver⸗ 


nachläſſigung unentbehrlicher Fächer. 

Und nun zu unſerem eigentlichen Krebsſchaden, dem Vor⸗ 
bereitungsdienſt. Es wird heute viel zu wenig beachtet, daß 
ſeine Organiſation, nicht die des Univerſitätsſtudiums, der 
wundeſte Punkt unſerer Inſtitutionen iſt, daß hier Jahre in 
planloſer Arbeit vertan werden, deren zielbewußte Ausnutzung 
ganz andere Früchte tragen könnte. Der Grund liegt wohl 
darin, daß den Univerſitätslehrern, von denen die meiſten Ver⸗ 
öffentlichungen über dieſe Fragen ſtammen, die praktiſche Er⸗ 
fahrung im Vorbereitungsdienſt zumeiſt fehlt.!) Aber auch 
die älteren Juſtizpraktiker überſehen den heutigen Ausbildungs⸗ 
gang nicht mehr in ſeiner Geſamtheit. Und gerade wenn 
ſie ſelbſt für die Ausbildung Intereſſe haben und ihren 
Referendaren Tüchtiges beibringen, ſchließen ſie mit Unrecht 
von ihrer Unterweiſung auf den ganzen Vorbereitungsdienſt. 
Und doch hat ſich gerade im letzten Dezennium hier jo 
vieles geändert. Ich habe mich während der eigenen 4 Vor⸗ 
bereitungsjahre, die noch nicht ſo lange zurückliegen, bemüht, 
die Eindrücke von Reſerendaren aus den verſchiedenſten Bundes⸗ 
ſtaaten und preußiſchen Provinzen zu erfahren — und der 
Referendar als vollmündiger, wahlberechtigter Staatsbürger iſt 
doch wohl alt und verſtändig genug, um auch eine Meinung 
zu beſitzen — ich habe nicht einen gefunden, den ſeine Be⸗ 
ſchäftigung befriedigt hätte. Überall das Gefühl, ſeine Zeit 
abſitzen zu müſſen, keine Liebe zum Beruf, keine Schaffens⸗ 
freude. Und das kann auch gar nicht anders ſein. Denn der 
Referendar wird ja von vornherein vor eine völlig unlösbare 
Aufgabe geſtellt. Seit dem Geſetz von 1869 iſt in Preußen 
auch formell mit aller Schärfe ausgeſprochen, daß der Vor⸗ 
bereitungsdienſt den Referendar zur ſelbſtändigen Tätigkeit in 
allen Dienſtzweigen, mit denen er befaßt wird, geſchickt machen 
ſoll. Er ſoll ſich vor der Juſtizprüfungskommiſſion als ein 
fertiger, überall verwendbarer Gerichtsbeamter ausweiſen. Auch 
in den jüngſten Erörterungen tritt die Anſicht noch vielfach 
hervor, daß dieſes Ziel erreicht werden könne und müſſe. Und 
doch iſt keine größere Utopie denkbar wie dieſe, wenn etwas 
Ahnliches wohl auch in den kleinen Verhältniſſen des 
friderizianiſchen Polizeiſtaats und bei den beſchränklen Auf 
gaben der damaligen Juſtizbehörden zu erreichen war. Dieſe 
Forderung ſtempelt den Vorbereitungsdienſt von vornherein zu 
einem Verſuch mit untauglichen Mitteln und nimmt ihm jeden 
inneren ſyſtematiſchen Halt. Sie hat das Stationenweſen 
immer vielſeitiger und beweglicher, aber damit auch unruhiger 
und äußerlicher gemacht. Man kann doch auch in 6 Wochen 
kein Konkursrichter werden oder die Zwangsverſteigerung be⸗ 
herrſchen lernen. Bei der zunehmenden Spezialiſierung der 
Gerichte bekommen die Referendare gar nicht alles zu ſehen, 
und wechſeln doch zu oft. Auch iſt die moderne konzentriertere 
Arbeitsweiſe dem Ausbildungszweck abträglich. Die „Be⸗ 
haglichkeit“ der fünfziger Jahre?) iſt dahin und ſchon vor 


1) Goldſchmidt, der ja erſt ſpät aus der Praxis ins Lehramt 
übergetreten iſt, hat auch am Vorbereitungsdienſt unübertreffliche Kritik 
geübt, Rechtsſtudium und Prüfungsordnung 225 ff. 

2) Goldſchmidt S. 225. 
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langen Jahren hat Stölzel beklagt, daß den Referendaren 
nicht mehr, wie an den kleinſtaatlichen Gerichten ſeiner 
Jugendzeit, Gelegenheit geboten werden könne, aus der ein⸗ 
gehenden und ſorgſamen Behandlung des einzelnen Rechtsſtreits 
zu lernen.?) Der moderne Prozeß kennt die wichtigſten Bil⸗ 
dungsmittel der alten Praxis, die Inſtruktion und Relation 
nicht mehr.“) Die Relationen, die heute noch übungshalber 
gefertigt werden, verlieren dadurch an Wert, daß die Sache 


ganz unſyſtematiſch betrieben wird. Der Referendar fertigt die 


vorgeſchriebenen Relationen, ſo gut er es fertig bringt, und 
legt ſie dem Richter vor, bei dem er gerade arbeitet. Nur eine 
kleine Zahl von Richtern aber hat heute noch Intereſſe für die 
nicht mehr praktiſch geübte Kunſt der Relation. Die meiſten 
können den Referendar weder anleiten noch ſo korrigieren, daß 
er die Relation gründlich erlernt. Zwar werden jetzt bei den 
Gerichten Ubungen für die Referendare von beauftragten 
Richtern und Anwälten abgehalten. Aber auch dabei fehlt 
jedes Syſtem. Jeder doziert, was er für nützlich hält, und 
lann bei den wenigen verfügbaren Stunden und bei dem 
ſtändigen Zu⸗ und Abgang ſeiner Hörer keinerlei weit⸗ 
ausſchauendes Programm durchführen. Und auch was die 
praktiſche Beſchäftigung angeht, kann man von den Richtern 
ſchließlich nicht verlangen, daß ſie alle paar Wochen neue 
Schüler gründlich ausbilden ſollen; wie viele beſitzen auch die 
nötige Lehrgabe dazu? Zudem iſt das Verhältnis zwiſchen 
dem Richter und ſeinem jungen „Kollegen“ ein mißliches. 
Er kann den Referendar doch nicht wie einen Schulknaben be⸗ 
handeln, und mitreden kann dieſer auch noch nicht recht. Was 
er tut, iſt eine unglückliche Miſchung aus ſubalternen Geſchäften, 
für die er eigentlich nicht da iſt, und aus richterlichen Funktionen, 
die er noch nicht eigentlich verſehen kann. Daneben ſoll er 
ſich nun wiſſenſchaftlich fortbilden; wie, bleibt ihm überlaſſen. 
Während der größeren Hälfte der Geſamtausbildung muß ſomit 
jeder ſehen, wo und wie er die eigentlichen Rechtskenntniſſe 
erwirbt, die nachher von ihm verlangt werden. Schließlich 
könnte man es ja mit dem Univerſitätsſtudium ebenſo machen 
und damit dem Beiſpiel der Schweiz, Englands und Amerikas 
folgen. Indes daran iſt bei uns nicht zu denken, und ſchon 
ein liberaler Individualiſt alten Schlages wie Tweſten hat 
derlei für ausgeſchloſſen erklärt.?) Die gegenwärtige Einrichtung 
des Vorbereitungsdienſtes aber iſt ſelbſtändiger wiſſenſchaftlicher 
Fortbildung eher hinderlich wie nützlich. Die Dienſtgeſchäfte 
nehmen doch ſelbſtverſtändlich die meiſte Zeit weg, und be⸗ 
kanntlich glaubt die große Mehrzahl der Referendare, mit der 
bureaumäßigen Erledigung der dienſtlichen Obliegenheiten auch 
ihrer Berufspflicht genügt zu haben. Gewiß kann der 
Referendar aus jedem praktiſchen Fall bei tieferem Eindringen 
ſehr viel lernen. Aber dieſes Eindringen iſt für die meiſten 
ohne die nötige Anregung und Leitung zu ſchwierig. Der 
Referendar kommt von der Univerſität mit Intereſſen für die 
allgemeinen Geſichtspunkte und die großen Probleme der 
Theorie. Kauſalität, Schuldbegriff, Rechtsperſönlichkeit und 
ähnliche Dinge ſind ihm der Kern der Jurisprudenz. Er findet 


3) Stölzel, Schulung f. d. ziv. Praxis 1, 9. 
4) Vgl. Zur Geſchichte des Rechtsſtudiums, hier S. 79010. 
5) Sten B. des Abgeordnetenhauſes 1868/69 S. 1829. 
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in der Praxis niemand, der ihm da weiterhilft. Er findet in 
den mageren Gerichtsbibliotheken nicht einmal die ihm von der 
Univerſität her vertraute Literatur. Denn dieſe Bibliotheken 
ſind ja nur auf die Bedürfniſſe der Praxis zugeſchnitten. Er 
gerät jetzt unter den Einfluß des Juſtizpraktikers, der eine ganz 
andere Stellung zur Rechtswiſſenſchaft einnimmt, der gerade 
umgekehrt wie der Student, von der Fülle des praktiſchen 
Materials aus einzelne Rechtsfragen löſt, ſynthetiſch arbeitet, 
nicht analytiſch. Es gibt leider kurzſichtige Richter, die nicht 
wiſſen, daß die Fähigkeit zur richtigen Erfaſſung des Einzel⸗ 
falles nur aus der Beherrſchung der Zuſammenhänge des 
Rechts erworben werden kann, und auf die „Profeſſoren⸗ 
weisheit“ ſchimpfen, die ihre Referendare mitbringen.?) Der 
Einfluß ſolcher Leute — und ſie finden ſich gerade unter den 
Amtsrichtern, denen der Referendar zuerſt zugewieſen wird, 
wenn ſie auch zum Glück eine Minderheit bilden — muß ver⸗ 
hängnisvoll auf die Ausbildung wirken. So bleibt tatſächlich 
die theoretiſche Fortbildung den Repetitoren überlaſſen, die zur 
Vorbereitung auf das Aſſeſſorexamen ſchließlich aufgeſucht 
werden. Das Referendariat aber iſt zu einer Verzettelung 
beſter Lebensjahre geworden. Daher die Verdroſſenheit der 
jungen Juriſten, denen mit 25 Jahren noch nicht die geringſte 
Möglichkeit geboten iſt, im Leben ihren Mann zu ſtehen, und 
denen andererſeits auch keine greifbare feſtbeſtimmte Studien⸗ 
aufgabe geſtellt iſt. Was ſie ſchließlich profitieren und nicht 
ſchon auf der Univerſität, wenn ihnen dort Gelegenheit geboten 
wäre, erwerben könnten, iſt eine oberflächliche Kenntnis des 
Geſchäftsganges der Gerichte. Auch die iſt natürlich unerläß⸗ 
lich; ihr Erwerb darf aber doch nicht den größeren Teil der 
Studienzeit in Anſpruch nehmen! 

Zu dieſen alten, doch ſtändig wachſenden Fehlern des be⸗ 
ſtehenden Studienganges hat die jüngſte Rechtsentwicklung ein 
neues Moment gefügt. Mit dem Ausbau des Reichsrechts, 
der Einführung des BGB. zumal, ſind die Schranken gefallen, 
die früher Theorie und Praxis trennten, und mit denen das 
fortbeſtehende alte Ausbildungsſyſtem rechnet. Als Ludwig 
Bamberger 1845 in Heſſen „Acceſſiſt“ wurde, da mußte er 
„ein ganz neues Studium theoretiſch in Angriff nehmen zugleich 
mit der Einführung in die praktiſche Arbeit unter dieſen un⸗ 
bekannten Vorausſetzungen“.“) Der älteren heutigen Juriſten⸗ 
generation erging es noch ähnlich.?) Uns Jüngere dagegen 
hat ſchon die Univerſität mit allen Materien der praktiſchen 
Rechtspflege in Berührung gebracht, unzureichend natürlich für 
den gewaltig geſteigerten Lehrſtoff, was wir ſchon als Studenten 
empfinden konnten. Aber noch immer erfolgt die Zäſur durch 
das Referendarexamen. Die Ausbildung bricht hier ab; ſie 
beginnt von neuem in anderer Weiſe, aber über denſelben 
Gegenſtand. Warum? Der alte Unterſchied iſt doch geſchwunden! 


II. 
Und damit zeigt ſich, wo allein das Ziel einer Reform zu 
ſuchen iſt. Theorie und Praxis des heutigen deutſchen Rechts 
ſind keine Gegenſätze mehr, ſondern eine Einheit und müſſen 


6) Vgl. die bedauerlichen Auslaſſungen von Eddelshagen auf 


dem deutſchen Richtertag 1910. 
7) Bamberger, „Erinnerungen“ S. 17. 


8) Zitelmann S. 32. 
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daher auch in einem einheitlichen Studiengang gelehrt werden. 
Es iſt zwar ſchon längſt verlangt worden, daß „die beiden 
Stadien der juriſtiſchen Ausbildung eine Einheit ſind und ſein 
müſſen“, ?) jedoch immer nur in dem Sinne, daß Univerſitäts⸗ 
ſtudium und Vorbereitungsdienſt ſelbſtändige und gleichberechtigte 
Ausbildungsabſchnitte bleiben ſollten. Aber das Juſtizweſen 
iſt längſt über die Möglichkeit hinausgewachſen, in allen 
Sätteln gerechte Praktiker in wenigen Jahren heranzubilden 
und ihre allſeitige Beſchlagenheit zum Gegenſtand einer Prüfung 
zu machen. Darum genügt es auch nicht, eine Verſchmelzung 
beider Bildungsſtadien durch zeitweife Abwechſlung zwiſchen 
dem einen und anderen herbeizuführen.!) Dieſen Gedanken 
gerade hat ja neuerdings Zitelmann in eigenartiger Weiſe 
ausgebaut, indem er ein Programm zu einem zweimaligen, 
zunächſt informatoriſchen, dann eingehenden Studium des ge⸗ 
ſamten Lehrſtoffs aufgeſtellt hat, dem er die praktiſche Aus⸗ 
bildung in der Hauptſache zwiſchenſchalten will. Aber auch 
dieſer Reformplan iſt nicht radikal genug, weil er ſich auf den 
Univerſitätsunterricht beſchränkt und den in ſeinem Rahmen 
noch mehr entwerteten Vorbereitungsdienſt in der bisherigen 
Art beſtehen laſſen will. Zwei volle Jahre Vorbereitungsdienſt 
nach einer bloß anderthalbjährigen Einführung in die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft auf der Univerſität wären eine Verſchwendung in An⸗ 
betracht des Wenigen, was in dieſen zwei Jahren erreicht werden 
könnte. In dieſem Stadium könnten die Studenten doch höchſtens 
wie Juſtizanwärter beſchäftigt werden. Was der Vorbereitungs⸗ 
dienſt in ſeiner heutigen Form überhaupt leiſtet, beruht auf 
den beſchränkten richterlichen und vor allem anwaltlichen Funk⸗ 
tionen der Referendare. Für bloßen Anſchauungsunterricht iſt 
eine viel kürzere Zeit wie zwei Jahre ausreichend. 

Mit allen Anderungen an den beſtehenden alten Ein⸗ 
richtungen iſt eben ein wirklicher Fortſchritt nicht mehr zu 
erzielen. Wir müſſen vielmehr das Syſtem ſelbſt verlaſſen, das 
ſich völlig überlebt hat. Die Trennung von Univerſitäts⸗ 
ſtudium und Referendariat muß fortfallen! Wir 
brauchen einen einheitlichen Studiengang, der nicht 
mehr fertige Juſtizpraktiker erzieht, ſondern wiſſen⸗ 
ſchaftlich durchgebildete Juriſten, die in vertieftem 
Studium der juriſtiſchen Methodik die Fähigkeit 
erworben haben, auch auf ihnen weniger vertrauten 
Gebieten des poſitiven Rechts ſich ſicheren Schrittes 
zu bewegen. Wir brauchen dann für dieſe jungen 
Juriſten Gelegenheit, ſich als verantwortliche Hilfs— 
arbeiter in die Praxis hinein- und zu ſelbſtändigen 
Stellungen emporzuarbeiten. 

III. 

Zur Durchführung dieſes Programmes gehört natürlich in 
erſter Linie Abänderung des S 2 GVG. und damit ein Ein⸗ 
greifen der Reichsgeſetzgebung. Iſt dies aber einmal nötig, ſo 
entfallen auch die — übrigens wenig überzeugenden — Be: 
denken, die den 25. Juriſtentag abhielten, eine einheitliche 
Ordnung im Reich durch Geſetz zu verlangen. So undurch— 
führbar und fo wenig wünſchenswert eine gemeinſame Reiche: 


9) Kahl, Vhdl. d. 25. Juriſtentages S. 88. 
10) Vgl. Wach, Gutachten für den 25. Juriſtentag S. 6. — 
Unger desgl. S. 107. 
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juſtizverwaltung erſcheint, !!) die den Bundesstaaten viel von 
ihrer berechtigten und dem Reiche nützlichen Eigenart nehmen 
würde, ſo ſehr ſind Normativbeſtimmungen für das juriſtiſche 
Bildungsweſen im Rahmen des jetzigen 2. Titels des GVG. 
politiſch möglich. Nur ſolche Reichsgrundnormen forderte auch 
die 4. Abteilung des 14. Juriſtentags im Jahre 1878. Und 
dieſer Forderung beizutreten, war die Juſtizkommiſſion des 
Reichstags ſchon 1898 bereit. Wenn damals der Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamts die Schwierigkeiten der Durchführung für 
zu groß hielt, obgleich er erklären konnte, daß die Tendenz 
des vorliegenden Antrags der Reichsverwaltung genehm ſei, !?) 
ſo haben ſich dieſe Schwierigkeiten in der Rechtsentwicklung der 
letzten zwölf Jahre ſicher ganz weſentlich vermindert. Es wird 
nur auf eine richtige Begrenzung der Aufgabe unter Schonung 
der bundesſtaatlichen Sonderintereſſen und dann vor allem auf 
die Bereitwilligkeit Preußens ankommen, dem ſicher neue Ein⸗ 
richtungen am meiſten not tun. 

Die Reform muß unſere Rechtsfakultäten wieder zu dem 
machen, was ſie ſein ſollen, zu den alleinigen Lehrſtätten der 
Rechtswiſſenſchaft. Liegt der Schwerpunkt des Rechtsunterrichts 
weiter im Vorbereitungsdienſt und bei den Repetitoren, ſo ver⸗ 
lieren die koſtſpieligen Staatsinſtitute ihre Exiſtenzberechtigung. ““) 
Die Organiſation der Univerſitäten muß deshalb dem Umſtand 
Rechnung tragen, daß Rechtſprechung und Wiſſenſchaft heute 
an einem einheitlichen Werke ſchaffen. Die Wiſſenſchaft der 
Jurisprudenz, für die unſere Rechtsfakultäten geſchaffen ſind, 
iſt aus der Renaiſſance hervorgegangen. Ihre hiſtoriſche Auf⸗ 
gabe war zunächſt die Übertragung des Kulturgehalts des 
römiſchen Rechts auf unſere eigene Kulturepoche. Dieſe Auf: 
gabe iſt heute in einem gewiſſen Sinne erfüllt. Behält das 
römiſche Recht auch ſeine Bedeutung als Faktor der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, in ihren Mittelpunkt ſind allenthalben die modernen 
Zivilrechtskodifikationen getreten. Darum darf auch die Methode 
des Rechtsunterrichts nicht länger einen Spalt zwiſchen Theorie 
und Praxis künſtlich offen halten. Auch die Römer kannten 
keine abſtrakte Rechtswiſſenſchaft, und ihre großen Juriſten 
waren alles andere wie „Theoretiker“. Der Rechtsunterricht 
muß alſo künftig von der unmittelbaren Anſchauung und Er⸗ 
klärung des Rechtslebens ausgehen und ſich dann durch die 
hiſtoriſchen Fächer zur Rechtswiſſenſchaft vertiefen. Dazu bedarf 
es der Einführung des Anfängers in das Rechtsleben und 
einer organiſchen Verbindung der Fakultäten mit den Gerichten 
für die Darſtellung des modernen Zivil-, Straf: und Prozeß⸗ 
rechts.“) Wie Medizin und Technik kennt die moderne Juris⸗ 
prudenz zwar noch theoretiſche Fächer, aber keine Theorie als 
ſelbſtändiges und zur praktiſchen Anwendung gegenſätzliches 


11) Dieſe Forderung ſtellt neuerdings Kade auf, Der deutſche 
Richter S. 283. 

12) Unger, Gutachten S. 92. 

13) Zitelmann S. 9. 

11) Der moderne amerikaniſche Rechtsunterricht erfolgt aus: 
ſchließlich nach dem ſog. Caſeſyſtem, d. h. an Hand praktiſcher 
Fälle. Eignet ſich dieſe der Natur des common law entipringende 
Methode natürlich nicht für den deutſchen Rechtsunterricht, ſo kann ſie 
doch vielleicht Anregungen bieten. Eine Schilderung dieſes Syſtems, 
über das ich näheres nicht erfahren konnte, von ſachkundiger Seite 
wäre dankenswert. 


39. Jahrgang. 


Ganzes. Die Relation aus Prozeßakten, der Urteilsentwurf, 
die Durchführung ganzer Prozeſſe mit verteilten Rollen 16) find 
alſo ſchon auf der Univerfität in ausgedehntem Maße zu üben. 
So werden Beſchluß und Urteil, Schriftſatz und Plaidoyer 
auch endlich Gegenſtand der Wiſſenſchaft und der ſyſtematiſchen 
Unterweiſung werden. Das tut gerade für die Praxis dringend 
not und wird der Rechtspflege großen Nutzen bringen. 0) 

Die erweiterten Aufgaben der Univerſitäten bedingen eine 
erhebliche Verlängerung dieſes nunmehr einheitlichen Studien⸗ 
gangs, die aber immer noch Verkürzung gegenüber dem bis⸗ 
herigen Zuſtand bedeuten kann. Damit wird natürlich eine 
Neugeſtaltung des Examensweſens notwendig. Die 
Univerſität bringt die Ausbildung zum Abſchluß, und an dieſen 
Abſchluß muß alſo die Staatsprüfung treten, durch deren Ab⸗ 
legung der Nachweis der wiſſenſchaftlichen Befähigung zum 
Richteramt zu erbringen iſt. Damit gerade wird das unge⸗ 
ſundeſte Moment in den heutigen Einrichtungen beſeitigt. 
Gegenſtand einer Prüfung können, dem Weſen der Sache nach, 
immer nur poſitive Kenntniſſe aus einem beſtimmten Wiſſens⸗ 
gebiet ſein. Uber praktiſche Fähigkeiten kann keine Prüfung 
Aufſchluß geben, ſondern höchſtens ein Probeſtück, wie es noch 
heute in den gewerblichen Prüfungen verlangt wird, und wie 
es auch in alter Zeit zur alleinigen Vorbedingung für die 
ſchließliche Erlangung des Richteramtes gemacht wurde (praevia 
relatione pro statu); die Prüfung geſchah damals weit früher. 
Ein ſolches Probeſtück kann aber der künftige Richter im heutigen 
mündlichen Verfahren nicht mehr ablegen; die ſog. Probe⸗ 
relation iſt zwar noch ein ſehr wertvolles Prüfungsmittel, zeigt 
aber doch nicht entfernt wie damals den guten oder ſchlechten 
Richter. Im übrigen aber iſt die heutige „praktiſche Prüfung“ 
ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. Ihr Gegenſtand iſt eben doch 
nur poſitives Wiſſen und juriſtiſch⸗methodiſches Können, alſo 
etwas, was am beſten durch einen mit der nötigen Anſchauung 
verbundenen ſyſtematiſchen Unterricht erworben wird. Auch in 
der Praxis lernt man, aber wahllos, zufällig, bald hier, bald 
da, was der Tag bringt. Niemals kann da ein gleich⸗ 
mäßiges, präſentes Wiſſen erzielt werden, wie es in jedem 
Examen verlangt werden muß. Darum liegt ja auch tatſächlich 
die Vorbereitung zum Aſſeſſorexamen heute völlig in Händen 
der Repetitoren. Der Wert der praktiſchen Übung im Vor⸗ 
bereitungsdienſt wird andererſeits gerade dadurch ſo ſehr herab⸗ 
gedrückt, daß die Referendare ſich nicht frei und rückhaltlos den 
Aufgaben widmen können, die die Praxis dem einzelnen ent⸗ 
gegenträgt, und ihren Blick ſtändig auf die bevorſtehende 
Prüfung gebannt halten. Ein Examen iſt nun einmal nicht 
das Allheilmittel, durch das man für alle Amter die geeigneten 
Bewerber gewiſſermaßen mechaniſch ausſieben kann. Es iſt ein 
bei uns vielleicht noch zu wenig verwendetes Erziehungsmittel 
beim eigentlichen Unterricht, aber es iſt ungeeignet und nur ein 
Stein im Wege für Leute, die ſchon in der Praxis ſtehen. In 
dieſem Sinne war es vollauf zutreffend, wenn der Juſtiz⸗ 
miniſter Schönſtedt 1902 erklärte: „Wir kranken in Preußen 


15) Nach den Vorſchlägen von Küttner und anderen; Referendare 
ſind viel zu alt dafür. 

16) Auch die Literatur dieſes Gebietes (Stölzel, Daubenſpeck, 
Lucas, Kroſchel) ſteht ja noch in den Anfängen. 
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einigermaßen an den vielfachen Prüfungen, die vor dem Eintritt 
in eine Staatslaufbahn gefordert werden.“ !“) So wird auch 
in Oſterreich die viel zu ſpät erfolgende Advokaturprüfung als 
höchſt läſtig und ſchädlich empfunden. Bei einer gründlichen 
Verbeſſerung des juriſtiſchen Univerſitätsſtudiums können wir, 
ebenſogut wie viele andere Staaten und wie wir ſelbſt auf 
anderen Wiſſensgebieten, auf die praktiſche Prüfung verzichten 
und für eine Anſtellung die praktiſche Bewährung allein ent⸗ 
ſcheiden laſſen. Die künftige Abſchlußprüfung ſollte, wie bisher 
in den meiſten Bundesſtaaten, eine Proberelation und eine — 
vielleicht verkürzte — wiſſenſchaftliche Arbeit erfordern, daneben 
Klauſurarbeiten, wenn auch nicht im Umfange des bayeriſchen 
Staatsexamens. Das jetzige komplizierte Zenſurenweſen der 
ſüddeutſchen Staaten verliert ſeinen Zweck ohnedies, wenn der 
Prüfling nicht mehr ohne weiteres zur Anſtellung reif iſt. 
Bayern wird ſicher nicht unbedingt an dieſem Syſtem feſthalten, 
das das Prüfungsergebnis zur alleinigen Grundlage für die 
ganze künftige Karriere macht und unter den bayeriſchen Juriſten 
auch gegenwärtig ſehr wenig Freunde hat. Die mündliche: 
Prüfung wird vielleicht zweckmäßig in zwei Abſchnitte zu teilen 
ſein, einen judiziellen und einen ſtaatswiſſenſchaftlichen wie in 
Oſterreich. Die Prüfungskommiſſionen werden in Preußen wohl 
bei den Univerſitäten ſelbſt zu bilden, aber nach dem Vorbild der 
jetzigen Kommiſſionen für das Referendarexamen zu organiſieren 
ſein. Der Juſtizprüfungskommiſſion wäre die einheitliche Leitung 
des Prüfungsweſens zu übertragen, wozu ihre Mitglieder den 
Vorſitz in den lokalen Prüfungen führen würden. 

Natürlich werden dann auch Zwiſchenprüfungen nötig. 
In allen fremden Staaten, auch in dem freiheitlichſten, beſteht ein 
viel ſchärferer Studienzwang wie bei uns; ihn zu verbürgen eignen 
ſich Examina allerdings. Wir ſehen, daß die Franzoſen, deren 
Bildungsweſen überhaupt auf ſehr hoher Stufe fteht, weit 
mehr mit Prüfungen und ſogar mit Wettbewerben arbeiten 
wie wir; freilich nur bis zu einem beſtimmten Punkt. Trotzdem 
begegnet bei uns ein ſchärferer Studienzwang vielfacher Ab⸗ 
neigung, einmal bei denen, die fürchten, das Niveau des 
Studiums und die Freizügigkeit der Studierenden würden 
beeinträchtigt, die geiſtige Freiheit und die Entwicklung der 
Perſönlichkeit geſchädigt werden, dann aber auch bei ſolchen, 
die meinen, tüchtige Menſchen hätten auch bisher Ordentliches 
gelernt und den anderen ſei doch nicht zu helfen. Indes ohne 
einen gelinden Zwang geht es nun einmal nicht, gewiß nicht, 
wenn wir einen höheren Ertrag des Univerſitatsſtudiums er⸗ 
zielen wollen. Den Durchſchnittsſtudenten zu einer möglichſt hohen 
Durchſchnittsleiſtung zu bringen, das muß doch das Hauptziel 
unſerer Einrichtungen ſein. Für das höchſte Ausbildungsmittel, 
die Lernfreiheit, wird ſich immer nur eine kleine Minderheit 
von Begabten eignen. Der Name der akademiſchen Freiheit 
aber wird viel mißbraucht von denen, die nur alademiſcher 
Faulheit die Stange halten. Kann es denn eine richtig ver⸗ 
ſtandene Freiheit 19 jähriger Jünglinge gefährden, wenn fie 
genötigt ſind, täglich 3 oder 4 Stunden lang die Vorträge 
der geiſtigen Elite unſerer Nation entgegenzunehmen? Schon 
Goldſchmidt hat mit Recht gefragt, ob unſere Offiziere weniger 
tüchtige Menſchen ſeien, die doch ſolche „Freiheit“ niemals ſehen! 


17) Druckſ. d. AH. 1902 II, 1294. 
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Und fie find doch das verehrte Vorbild gerade derer, die um 
ihre akademiſche „Freiheit“ fo ängſtlich beſorgt find! Freilich 
werden die künftigen Zwiſchenprüfungen auch mehr innere 
Berechtigung haben, wie die heutige verfrühte rechtshiſtoriſche 
Prüfung in Bayern und Oſterreich. Sie werden ſich zwanglos 
aus dem Aufbau des künftigen Studienplans ergeben. 

Dieſer künftige Studienplan wird, wie das ſchon 
Zitelmann vorgeſchlagen hat, “) in 3 Hauptabſchnitte zerfallen 
müſſen: 1. Einführung in die Rechtswiſſenſchaft und allgemeine 
Ausbildung, 2. Einführung in die Gerichtspraxis und dann 
erſt 3. das eigentliche Rechtsſtudium. Den erſten dieſer Ab⸗ 
ſchnitte wird man vielleicht künftig nach dem Vorbild der 
modernen amerikaniſchen Einrichtungen ausbauen können, wenn 
eine allgemeine Schulreform eine Verkürzung der Gymnaſialzeit 
zugunſten der Univerſität möglich macht. Einſtweilen wird 
es genügen müſſen, dieſem Abſchnitt ein Jahr zu widmen; ein 
drittes Semeſter für die theoretiſche Einführung in Prozeß⸗ 
und Konkursrecht hat wenig Wert, denn dieſe Einführung kann 
wirkſam nur in der Praxis ſelbſt geſchehen. Die Rückſicht auf 
die Studentenverbindungen iſt kein hinreichender Grund, dieſen 
Abſchnitt zu verlängern, zumal an ihn das militäriſche Dienſt⸗ 
jahr ſehr gut angeſchloſſen werden kann, das ſich heute ſchlecht 
für das Studium, doch trefflich für geſellige Zwecke eignet. 
Denn die militäriſchen Anforderungen ſind bei allen Waffen 
und in allen Dienſtzweigen im letzten Jahrzehnt ſo ſehr ge⸗ 
ſteigert worden, daß von Kollegienbeſuch und ernſthaftem 
Studium während des Dienſtjahres keine Rede mehr ſein kann. 
Darum darf das Dienſtjahr auch keinesfalls auf das Studium 
angerechnet werden.“) Als zweiter Abſchnitt genügt ein fünf⸗ 
monatlicher praktiſcher Kurſus bei einem Gerichte, der den 
jungen Juriſten in ſtraffer Arbeit mit dem Rechtsleben bekannt 
macht und ihm nach dem frohen erſten Studienjahr und dem 
militäriſchen Dienſtjahr zum Bewußtſein bringt, daß nunmehr 
für ihn, gerade wie für den amerikaniſchen Graduate (A. B.) 
beim Eintritt in die law school, die ernſte Berufsarbeit 
beginnt. Mehr iſt in dieſem Stadium noch nicht zu erreichen. 
Der Kurſus beginnt mit einer Aufnahmeprüfung — ſo wird 
jede Beeinträchtigung der Freizügigkeit im erſten Studienjahr 
vermieden — und nur das Zeugnis über erfolgreiche Ab⸗ 
ſolvierung dieſes Kurſus berechtigt zur Fortſetzung des Uni⸗ 
verſitätsſtudiums. Zur Durchführung des Kurſus iſt eine 
beſondere, mit den Gerichten organiſch verbundene Einrichtung 
zu ſchaffen, etwa nach dem Vorſchlag in $ 3 des nachſtehenden 
Entwurfs. Der dritte Abſchnitt bringt dann das eigentliche 
Rechtsſtudium. Es wird in Anbetracht ſeiner bedeutend er⸗ 
weiterten Aufgaben auf 7 Semeſter zu bemeſſen ſein, ſo daß 
das ganze Studium 5 Jahre dauert. Durch die theoretiſche 
und praktiſche Einführung hinreichend vorbereitet, wird der 
Student ſofort zu Beginn des dritten Abſchnitts die hiſtoriſchen 
Studien mit Erfolg abſolvieren können. Eine rechtshiſtoriſche 
Prüfung iſt daher ſchon nach einem Jahre möglich. Und ſie 
iſt nötig, weil die Abſchlußprüfung zum Teil die Gegenſtände 
des heutigen Aſſeſſorexamens übernimmt und nicht überlaſtet 


19) Zitelmann S. 27 ff. 
19) Vgl. die Vhdl. des preuß. Herrenhaus v. 31. V. 1910, Sten. 
S. 269. 
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werden darf, weil dieſe Zwiſchenprüfung auch einen zunächſt 
noch unbedingt nötigen Studienzwang ausübt. Im weiteren 
Studium werden die hiſtoriſchen Fächer dann allerdings zurück⸗ 
treten. Was ſchadet das aber? Vergeſſen werden die hiſtoriſchen 
Kenntniſſe auch nach einer ſpäteren Prüfung, und ihr Wert 
liegt lediglich in dem Verſtändnis für das hiſtoriſch Gewordene, 
zu dem auch ihr einmaliger Erwerb dauernd befähigt, zumal 
wenn eine ausreichende allgemeine Vorbereitung vorangegangen iſt. 
In den letzten 5 Semeſtern kann man dann wohl ohne weitere 
Prüfungen auskommen, denn wer zunächſt durch den gelinden 
Zwang des gerichtlichen Studienkurſus, dann durch den ſchärſeren 
der hiſtoriſchen Prüfung an die Arbeit gewöhnt worden iſt, wird 
in den letzten Studienjahren auch ohne direkten Zwang weiter⸗ 
arbeiten; nur die ſüßen Gewohnheiten der erſten Semeſter ſind 
gefährlich. Die letzten 5 Semeſter bieten dann Raum für ein 
gründliches Rechtsſtudium unter Aufnahme neuer Fächer 
(Handelsbetriebslehre, gerichtliche Psychiatrie u. a.), ſowie vor 
allem auch unter methodiſcher Anleitung zur gerichtlichen Praxis 
(praktiſche Prozeßlehre). Profeſſur und Richteramt werden in 
Zukunft weit mehr als bisher vereinigt werden müſſen. Die 
Lehrer des Zivil⸗ und Prozeßrechts könnten ſehr wohl auch 
einer amtsgerichtlichen Prozeßabteilung mit entſprechend geringem 
Geſchäftsumfang vorſtehen, oder, ähnlich wie heute die un⸗ 
beſoldeten Aſſeſſoren in Preußen, einen Teil des Sitzungs⸗ 
dienſtes einer Abteilung übernehmen, natürlich nur ſo wenig, 
daß jede einzelne Sache ſorgfältig wie in alten Zeiten behandelt 
werden kann. Das wären dann Luxusgerichte im Intereſſe der 
Ausbildung, die der Rechtspflege jedenfalls nicht ſchaden würden. 
Dort würden die Profeſſoren einmal in der Woche vor ihren 
Hörern als Richter wirken und daraus die unmittelbare An⸗ 
regung für die Praktika, die ſie abhalten, entnehmen können. 
Dazu treten dann noch die Referierübungen, ſowie die Durch⸗ 
führung von Prozeſſen mit verteilten Rollen (Prozeßſpiel). 
Hierzu müſſen dann wieder geeignete Richter und Anwälte im 
Nebenamt als Dozenten wirken, ſo daß ſich enge Wechſel⸗ 
beziehungen zwiſchen Rechtsfakultäten und Gerichten, gewiß zu 
beiderſeitigem Nutzen, ergeben werden. Das wiſſenſchaftliche 
Niveau der Abſchlußprüfung wird ſicher ein weit höheres werden 
als das des heutigen Aſſeſſorexamens. 

Den fertigen jungen Juriſten — man mag ſie Referendare 
oder anders betiteln — muß dann ein Übergang in die Praxis 
eröffnet werden. Der Staat braucht keine Routiniers mehr zu 
erziehen, da ihm die gründliche Vorbildung Gewähr dafür 
bietet, daß jeder in ſeinem Fach die Routine in verantwort⸗ 
licher Arbeit bald ſelbſt erwerben wird. Unſere jungen Juriſten 
werden vor allem Hilfsarbeiter bei Anwälten werden müſſen. 
Sie müſſen aber, wie der franzöſiſche avocat stagiaire und 
der öſterreichiſche geprüfte Advokaturskandidat, das Recht be⸗ 
kommen, vor dem Landgericht als Anwaltsvertreter aufzutreten. 
Die heutigen Referendare können dazu bekanntlich nur aus⸗ 
nahmsweiſe gelangen, wenn ſie zu Vertretern für an der 
Berufsausübung verhinderte Anwälte beſtellt werden; dieſe 
Beſchränkung muß fallen. Dann wird ihre Tätigkeit auch 
dem Anwalt wertvoll werden und ein mäßiges Honorar be⸗ 
rechtigt erſcheinen laſſen, das im Verein mit der Freiheit von 
weiteren Prüfungen ſofort eine ganz andere Berufsfreudigkeit 
wecken wird. Für die Vorbereitung zur Richterlaufbahn aber 
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wird es genügen, den Grundgedanken Friedrich Wilhelms I. 
frei von aller ſpäteren Verknöcherung zu neuem Leben zu 
erwecken, und die ſpäteren Richter als Hilfsarbeiter mit be⸗ 
ratender Stimme (Auditores absque voto) in die Kollegial⸗ 
gerichte I. Inſtanz und damit in ihre künftige ſelbſtändige 
Tätigkeit einzuführen. Und es wird gut fein, auch die 
ſpäteren Anwälte zu dieſer Beſchäftigung, wenn auch für 
kürzere Zeit, heranzuziehen. Dem Geſchäftsgang der Land⸗ 
gerichte kann die Tätigkeit von zwei weiteren Beiſitzern in den 
Zivilkammern nur nützen. In der Beratung ſind ſie ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf den Vortrag der Sachen zu beſchränken, in 
denen ſie zu Berichterſtattern beſtellt werden. Nach zweijähriger 
Bewährung als Hilfsarbeiter kann dann die Ernennung zum 
Gerichtsaſſeſſor und Zulaſſung zur Advokatur ruhig ohne 
weitere Prüfung geſchehen. 

Auch für die künftigen Verwaltungsbeamten kann eine 
Vertiefung des geſamten Rechtsſtudiums nur förderlich ſein. 
Ihren beſonderen Intereſſen kann in einem erweiterten Studien⸗ 
gang durch Ausbau der ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminare 
Rechnung getragen werden. Eine Verwaltungsautorität, wie 
Schulzenſtein, hat ſchon vor zehn Jahren geäußert, daß das 
Verhältnis der Verwaltung zur Juſtiz nicht einmal einen Er⸗ 
ſchwerungsgrund für eine gemeinſame Studienordnung bilde; 
denn ein öffentliches Recht und Nationalökonomie angemeſſen 
berückſichtigender Studiengang befähige den künftigen Ver⸗ 
waltungsbeamten, ſich, was er außerdem an ſpeziellen Kennt⸗ 
niſſen benötige, in einer kurzen Übergangszeit ſelbſt anzueignen. 
Gründliche juriſtiſche Schulung werde aber auch für ihn 
immer unentbehrlicher.) Wollen Preußen und Württemberg 
auch jetzt noch nicht den übrigen Bundesſtaaten folgend die 
getrennte Ausbildung der Verwaltungsbeamten aufgeben — und 
auch davon war in Preußen ſchon 1869 die Rede —, ſo ſteht 
es ihnen frei, ein weiteres Examen für den Eintritt in die 
Verwaltung zu fordern. In das Verwaltungsgebiet darf die 
Reform überhaupt, wenn ſie gelingen ſoll, nicht zu weit hin⸗ 
übergreifen. Insbeſondere muß es den Bundesſtaaten auch 
ferner zuſtehen, ſouverän zu beſtimmen, inwieweit ſie Befähigung 
zum Richteramt von Verwaltungsbeamten erfordern. ) 


IV. 

Zum Schluß nun möchte ich verſuchen, das Fazit meiner 
Ausführungen in einem Entwurf zu einer Reichsſtudienordnung 
zum Ausdruck zu bringen. Nebenſächliches laſſe ich mit Abſicht 
beiſeite, bin mir aber auch ſo der Unvollkommenheit dieſes 
Verſuches ſehr wohl bewußt. Es wird ja auch der Arbeit 
Vieler und Berufenerer, als ich es bin, bedürfen, um eine 
Organiſation zu ſchaffen, die dieſer großen Aufgabe voll gerecht 
wird. Gelingt es mir nur, dem Gedanken Freunde zu werben, 
ſo iſt der Zweck dieſer Zeilen erreicht. 


Entwurf eines Reichsgeſetzes betr. das Nechtsſtudinm. 
8 1. 
Die Fähigkeit zum Richteramte wird erlangt durch fünfjähriges 
Studium der Rechtswiſſenſchaft, mindeſtens zweijährige praktiſche 
20) Schulzenſtein, Gutachten für den 25. Juriſtentag, S. 230 ff. 
2) Vgl. die Rede Bismarcks vom 19. Dez. 1868. Sten. 
des H.⸗H. 1, 119. 
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Beſchäftigung, ſowie Ablegung der in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Prüfungen. | 

Das Studium erfolgt, mit Ausnahme des dritten Halbjahres, 
auf einer deutſchen Univerſität. Es können jedoch drei auf einer 
ausländiſchen Univerſität verbrachte Halbjahre zur Anrechnung ge⸗ 
langen; die näheren Vorausſetzungen hierfür werden durch bundes⸗ 
ratliche Verordnung beſtimmt. 

Die aktive Militärdienſtzeit wird auf das Studium nicht an⸗ 
gerechnet. 

§ 2. 

In den beiden erſten Halbjahren ſind folgende Vorleſungen zu 
hören: 
Einführung in das geſamte öffentliche Recht (einſchließlich 
Völkerrecht); Einführung in das geſamte Bürgerliche Recht; 
Einführung in das Strafrecht; Theoretiſche und praktiſche 
Nationalökonomie; 2) vier ordentliche Vorleſungen aus dem 
Bereiche der allgemeinen Wiſſenſchaften. ?) 


8 8. 

Im dritten Studienhalbjahr erſolgt eine fünfmonatliche Unter⸗ 
weiſung bei einem Gericht. Hierfür wird nach Bedürfnis bei einzelnen 
Landgerichten ein Studiendirektor beſtellt. Der Studiendirektor regelt 
zuſammen mit dem Gerichtsvorſtand den Arbeitsplan des Vor⸗ 
bereitungskurſes. 

Der Eintritt in den Vorbereitungskurs findet nur am 1. April 
und 1. Oktober ſtatt und hat zur Vorausſetzung, daß der Student 
in einer kurzen Prüfung den erfolgreichen Beſuch der in § 1 vor⸗ 
geſchriebenen Vorleſungen dartut. 

Die Rechtsbefliſſenen werden an vier Vormittagen der Woche 
während der Geſchäftsſtunden auf den Gerichtsſchreibereien eines 
Amtsgerichts beſchäftigt. Sie ſollen auch in Gerichtsſitzungen Neben⸗ 
protokolle führen und als Protokollführer auf den Anmeldeſtuben 
verwendet werden. Der Studiendirektor hat die Rechtsbefliſſenen in 
einer wenigſtens achtſtündigen Vorleſung in die Gerichtsverfaſſung, 
das Zivil⸗ und Strafprozeßrecht, das Konkursrecht und das Grund⸗ 
buchweſen einzuführen in tunlichſtem Anſchluß an die Anweſenheit 
in Gerichtsſitzungen und Terminen aller Art. Er hat ſie ferner durch 
gemeinſame Beſichtigung von polizeilichen Einrichtungen, Gefängniſſen, 
Arbeitsanſtalten u. a. mit allen Einrichtungen der praktiſchen Rechts⸗ 
pflege bekannt zu machen. 

Über den erfolgreichen Beſuch des Kurſes erteilt er eine 
Beſcheinigung, die zur Fortſetzung des Univerſitätsſtudiums ers 


forderlich iſt. 
8 4. 


Im vierten und fünften Halbjahr find folgende Vorleſungen 
zu hören: 
Deutſche Rechtsgeſchichte; Geſchichte und Syſtem des römiſchen 

Rechts; Pandektenexegeſe; Staatsrecht (allgemeiner und 
hiſtoriſcher Teil;?) Kirchenrecht; Strafrecht (allgemeiner und 
hiſtoriſcher Teil). 

Vor Eintritt in das ſechſte Halbjahr iſt eine rechtsgeſchichtliche 
Zwiſchenprüfung abzulegen. (Folgt Näheres.) Dieſe Prüfung kann 
nicht an derjenigen Univerſität abgelegt werden, auf welcher die vor⸗ 
bezeichneten Vorleſungen gehört wurden.“) ' 


22) Als Einführung gedacht, cf. Zitelmann S. 29. 

20) Ahnlich den Vorſchriften in Bayern, Baden und Oſterreich. 

20) In Oſterreich wird vor der hiſtoriſchen Prüfung öſterreichiſche 
Keichsgeſchichte (Geſchichte der Staatsbildung und des öffentlichen 
Rechts) geleſen. 

25) Um die Freizügigkeit zu ſichern gegenüber dem Beſtreben, 


beim Examinator zu belegen. Vgl. Jacobi, hier S. 268. 
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§ 5. 

Im ſechſten bis zehnten Halbjahr ſind folgende Vorleſungen 
zu hören: 

(Aufzählung der bisher üblichen ſonſtigen Vorleſungen ſowie 
neuer Vorleſungen über gerichtliche Pſychiatrie, Handelsbetriebs⸗ 
lehre u. a.) 

Die Darftellung des modernen Zivil-, Straf: und Prozeßrechts 
iſt mit praktiſcher Anſchauung der Rechtspflege zu verbinden. 

Außerdem ſind in dieſer Zeit mindeſtens vier ſechsſtündige 
prozeſſuale Übungen (praktiſche Prozeßlehre) zu beſuchen. Dieſe 
Ubungen erſtrecken ſich auf die Relation aus Prozeßakten und die 
Durchführung ganzer Prozeſſe mit verteilten Rollen. Als Dozenten 
hierfür ſind Richter oder Rechtsanwälte zu beſtellen. Vor Zulaſſung 
zur Staatsprüfung müſſen mindeſtens zehn genügend befundene 
Arbeiten, darunter vier vollſtändige Relationen nebſt Urteilsentwurf, 
vorgelegt werden. 

8 6. 

Den Abſchluß des Studiums bildet die rechtswiſſenſchaftliche 
Staatsprüfung. Sie erfolgt ſchriftlich und mündlich durch eine aus 
Profeſſoren der Rechtswiſſenſchaft und der Nationalökonomie, Richtern, 
Verwaltungsbeamten und Rechtsanwälten nach näherer Maßgabe der 
Landesgeſetze gebildete Kommiſſion. 

Die ſchriftliche Prüfung umfaßt eine Arbeit über ein wiſſen⸗ 
ſchaftliches Thema binnen höchſtens vier Wochen, eine Relation aus 
Prozeßakten mit Urteilsentwurf binnen drei Wochen, ſowie Klauſur⸗ 
arbeiten (Näheres). 

Die mündliche Prüfung zerfällt in eine rechtswiſſenſchaftliche 
und eine ſtaatswiſſenſchaftliche Prüfung (Einteilung). 

(Näheres über Zahl der Examinanden, Zenſuren uſw.) 


§ 7. 

Wer die rechtswiſſenſchaftliche Staatsprüfung abgelegt hat, kann 
in Untervollmacht eines Rechtsanwalts vor allen Gerichten I. Inſtanz 
als Parteivertreter und Verteidiger auftreten, ſowie als außerordent⸗ 
liches Mitglied einer Zivilkammer mit beratender Stimme beſchäftigt 
werden.) 

§ 8. 

Die Ernennung zum Richter, Staatsanwalt und Notar ſowie 
die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ſetzt eine erfolgreiche zweijährige 
praktiſche Beſchäftigung voraus, davon mindeſtens ein Jahr bei einem 
deutſchen Rechtsanwalt und ſechs Monate bei einer Zivilkammer. 
Im übrigen kann Beſchäftigung in allen öffentlichen Verwaltungen, 
in Handels- und Induſtrieunternehmungen ſowie bei ausländiſchen 
Anwälten angerechnet werden. Der Erfolg der Beſchäftigung iſt durch 
Zeugniſſe ſowie durch abſchriftliche Vorlage praktiſcher Arbeiten nach⸗ 
zuweiſen. 

89. 


Wer eine erfolgreiche zweijährige Beſchäftigung nach Ablegung 
der rechtswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung nachweiſt, iſt auf ſeinen 
Antrag von der Landesregierung zum Gerichtsaſſeſſor zu ernennen 
und kann zur Rechtsanwaltſchaft gemäß der Rechtsanwaltsordnung 
zugelaſſen werden. 26) 

§ 10. 


Die Verwendung der Gerichtsaſſeſſoren beſtimmt das Landesrecht. 


20) Dieſe Beſtimmungen wären ſpäter in die Juſtizgeſetze ſelbſt 
einzufügen. Vgl. §S 116 ZPO., 8 139 StPD.; $ 31 öſterreich. ZPO. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 


[Anapper Bericht über Entſcheidungen, die in RGSt. 8d. 42, 43 
zum Abdruck gelangt find.) 
Im Auftrage des Vereinsvorſtandes erſtattet von Friedrich 
Kloeppel, Blaſewitz, Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 5 4 Abſ. 2 Nr. 3 StGB.] Die Staatsangehörigkeit 
des Angeklagten iſt vom Gericht feſtzuſtellen und gehört nicht 
in die von den Geſchworenen zu beantwortende Schuldfrage. 
Zur Anwendung der fremdländiſchen Regeln über Verbrechens— 
konkurrenz iſt der deutſche Richter nicht verpflichtet. Es iſt korrekt, 
den Geſchworenen die Schuldfrage in doppelter Formulierung, 
zunächſt nach inländiſchem, dann nochmals nach ausländiſchem 
Strafgeſetz vorzulegen. Urt. d. II. Sen. v. 11. Mai 1909 
(397/09). RGSt. 42, 331. 

2. S 40 StGB.] Sit ein Jagdvergehen feſtgeſtellt, ſo 
unterliegen der Einziehung alle zur Verwendung dabei be— 
ſtimmten Gegenſtände, auch wenn ſie teilweiſe noch nicht zur 
tatſächlichen Verwendung gelangt ſind. Urt. d. I. Sen. v. 
6. Mai 1909 (303,09). RGSt. 42, 315. 

3. SS 43, 46 StGB.] Der Rücktritt vom Verſuch der 
Abtreibung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Angeklagte 
von dem Abtreibungsmittel bereits „mehrere Mund voll“ zu 
ſich genommen hat. Es muß unterſucht werden, ob die tat— 
ſächlich genoſſene Menge nach der Vorſtellung der Angeklagten 
zur Wirkung ausreichte oder nicht, d. h. ob der Verſuch bereits 
beendet war. Urt. d. V. Sen. v. 21. Dez. 1909 (854,09). 
RGSt. 42, 138. 

4. 8 61 StGB.] Strafantrag eines Gewerbsſchutzvereins 
ſ. Wettbewerbsgeſetz Nr. 88. 

5. § 67 StGB.] Beginn der Verjährung bei längerem 
Zeitabſtande zwiſchen Handlung und Wirkung |. § 263 Nr. 24. 

6. 573 StGB.] Idealkonkurrenz zwiſchen Totſchlag und 
Vergiftung |. SS 212, 229 StGB. Nr. 21; |. a. 96, 104. 

7. 88 73, 74 StGB., ſ. a. SS 180, 181 StGB. Nr. 15.1 
Beharrt der Angeklagte bei feinem gewerbsmäßig, gewohnbeits⸗ 
mäßig oder überhaupt fortgeſetzten ſtrafbaren Handeln, nachdem 
er wegen desſelben bereits zur Strafe verurteilt iſt, ſo bilden 
die auf die Urteilsverkündung folgenden Einzelhandlungen mit 
rechtlicher Notwendigkeit eine neue Tat, ſelbſt wenn der An— 
geklagte von der Verurteilung noch nichts wußte. Durch Auf⸗ 
hebung des Urteils in der Reviſionsinſtanz wird daran 
nichts geändert. Urt. d. II. Sen. v. 23. Juni 1909 (421/09). 
RGSt. 42, 373. 

8. § 113 StGB. Eiſenbahnbau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 SS 75, 76, 78.] Die Ortspolizei iſt 
für den Sicherheitsdienſt auf den Bahnhofsvorplätzen zuſtändig, 
weil dieſe dem öffentlichen Verkehr, wenn ſchon nur zu Zwecken 
des Bahnverkehrs, freigegeben ſind. Urt. d. III. Sen. v. 
26. April 1909 (1116/08). RGsSt. 42, 313. 

9. SS 117, 118 StGB.] Zuerkennung einer Buße auf 
Grund einer dieſen Beſtimmungen unterliegenden Handlung iſt 
nur zuläſſig, wenn die Verurteilung zugleich auf eine damit 
einheitlich zuſammentreffende Körperverletzung gerichtet iſt. 
Urt. d. III. Sen. v. 10. Mai 1909 (139,09). NG St. 42, 317. 


39. Jahrgang. 


10. § 127 StGB.] Der Begriff des Unternehmens 
umfaßt den Verſuch, ſchließt aber bloße Vorbereitungshandlungen 
aus. Urt. d. V. Sen. v. 26. März 1909 (217/09). RGSt. 42, 266. 

11. SS 153, 163 StGB.] Bei Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides brauchen Vermögensbeſtandteile, die unter keinen 
Umſtänden der Pfändung zugänglich ſind, wie Kundſchaft, 
Schankkonzeſſion, nicht angegeben zu werden. Urt. d. II. Sen. 
1909 (571/09). RGSt. 42, 424. 

12. 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB.] Um den Schutz des 
§ 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. zu ſichern, genügt nicht die irrige 
Annahme des Vorhandenſeins der im Geſetze bezeichneten Tat: 
ſachen, ſondern die Vorausſetzung dafür bildete deren tat: 
ſächliches Vorhandenſein. Urt. d. IV. Sen. v. 7. Dez. 1909 
(785/09). RGSt. 43, 67. 

13. 5 163 StGB.] Der Ausſpruch des Reichsgerichts, 
daß das Gedächtnis nicht durch bloße Willensanſtrengung dazu 
gebracht werden kann, richtig zu arbeiten, bezieht ſich nur auf 
die Fälle feſtgewurzelten Irrtums. Fahrläſſig handelt, wer, 
ohne ſich zu „beſinnen“, vorſchnell und leichtfertig feine Aus⸗ 
ſagen macht. Urt. d. I. Sen. v. 8. März 1909 (52/09). 
RGSt. 42, 237. 

14. 5 174 Nr. 2.] Die Lehrer der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen in Anhalt ſind Staatsbeamte. Jedem Lehrer ſind alle 
Kinder, die ſeine Schule beſuchen, auch außerhalb der Schule 
zur „Obhut anvertraut“. Urt. d. III. Sen. v. 18. März 1909 
(163/09). RGSt. 42, 251. 

15. SS 180, 181 StGB.] Wird ſchwere Kuppelei 
gewohnheitsmäßig geübt, ſo ſtehen die Einzelfälle unter ſich als 
ſchwere Kuppelei in Realkonkurrenz und gleichzeitig alle zuſammen 
in Idealkonkurrenz mit einem Falle gewohnheitsmäßiger Kuppelei. 
Urt. d. III. Sen. v. 15. Febr. 1909 (1007/08). RGSt. 42, 203. 

16. S 184 Nr. 1 StGB.] Verkauf eines einzelnen 
Exemplars iſt nur dann Verbreitung, wenn damit der Vertrieb 
einer größeren Anzahl begonnen werden ſollte. Dagegen kann 
ein Exemplar zum Zwecke der Verbreitung vorrätig gehalten 
werden. Urt. d. II. Sen. v. 17. Febr. 1909 (1171/08). 
RGSt. 42, 209. 

17. 8 184 Nr. 3 StGB.] Die Anzeige von Empfängnis: 
ſchutzmitteln in einer Fachzeitſchrift enthält eine Ankündigung 
an das Publikum, wenn der Anpreiſende den Erfolg vorausſah 
und wollte, daß auch andere als Fachleute davon Kenntnis 
erhielten. Dahingeſtellt bleibt, ob ſchon der Kreis der Fach— 
leute ein Publikum bildet, RGSt. 34, 81; 38, 16. Nicht er: 
forderlich iſt die Abſicht, daß die angeprieſenen Mittel zu un: 
züchtigen Zwecken verwendet werden ſollten. Ebenſowenig kann 
ſich der Angeklagte darauf berufen, daß ihm für den Artikel 
ein Warenzeichen eingetragen iſt. Ob die Eintragung hätte 
verſagt werden ſollen, kann unentſchieden bleiben. Urt. d. 
V. Sen. v. 21. Dez. 1909 (831/09). RGSt. 43, 146. 

18. S 188 StGB] Die Koſten eines nach $ 429 
Stq;pO. eingeſtellten Privatklagverfahrens find nicht Folgen der 
Beleidigung im Sinne $ 188 StGB. Der Beleidigte kann fie 
nicht unter dem Titel Buße als Nebenkläger im Offizialverfahren 
erſtattet verlangen. Urt. d. III. Sen. v. 28. Jan. 1909 (928/08). 
RGSt. 42, 175. 

19. S 193 StGB.] Auch der unſchuldige Angeklagte 
hat nicht unter allen Umſtänden das Recht, wiſſentlich unwahre, 
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ehrverletzende Behauptungen über Dritte aufzuſtellen; es iſt ihm 
beiſpielsweiſe zu verſagen, wenn er ſich einerſeits die Straf⸗ 
verfolgung durch eigene Schuld zugezogen, anderſeits noch 
andere gangbare Wege zu ſeiner Verteidigung offen hat. Urt. 
d. IV. Sen. v. 19. Okt. 1909 (604/09). RGSt. 42, 441. 

20. 5 211 StGB.] Das Merkmal der Überlegung muß 
unabhängig vom Vorſatz und über ihn hinausgehend feſtgeſtellt 
werden. Urt. d. IV. Sen. v. 26. März 1909 (198/09). RGSt. 
42, 260. 

21. SS 212, 279 StGB.] Totſchlag und Körper: 
verletzung durch Vergiftung können in Idealkonkurrenz ſtehen. 
Urt. d. IV. Sen. v. 23. Febr. 1909 (83/09). RGSt. 42, 214. 

22. 58 239, 240 StGB.] 8 239 bezieht ſich auf alle 
tatſächlich geführten Bücher, $ 240 erfordert das weitere 
Merkmal, daß eine Verpflichtung zur Buchführung vorlag. Urt. 
d. V. Sen. v. 30. März 1909 (86/09). RGSt. 42, 284. 

23. 8 246 StGB.] Gläubiger der Sparkaſſe und Eigen⸗ 
tümer des Buches iſt der wirkliche Einleger, darauf, welcher 
Name eingetragen iſt, kommt es nicht an, mehrere, die auf ein 
Buch Einlagen machen, erlangen Miteigentum. Abhebung einer 
fremden Einlage iſt Unterſchlagung, ſie kann auch von einem 
Miteigentümer gegen den andern begangen werden. Urt. d. 
III. Sen. v. 28. Okt. 1909 (582/09). RGSt. 43, 17. 

24. 5 263 StGB.] Iſt ein Betrug dadurch begangen, 
daß ein Vermächtnis ohne Wiſſen und Willen des Erblaſſers 
in die letztwillige Verfügung hineingebracht worden iſt, ſo tritt 
die Vollendung der Tat und der Beginn der Verjährung erſt 
mit dem Erbfalle ein. Urt. d. II. Sen. v. 29. Jan. 1909 
(967/08). RGSt. 42, 171. 

25. 5 263 StGB.] Ankauf in der Abſicht, die zu: 
geſagten Ratenzahlungen nicht zu leiſten, ſondern ſich durch 
ſofortige Verpfändung Geld zu verſchaffen, enthält bei Wert⸗ 
loſigkeit der Kaufpreisforderung einen Betrug, auch bei Eigen⸗ 
tumsvorbehalt. Urt. d. III. Sen. v. 1. Febr. 1909 (377/08). 
RGSt. 42, 181. 

26. 5 263 StGB.] In der Erwirkung eines Zahlungs⸗ 
befehls wegen einer nicht beſtehenden Forderung liegt keine 
Täuſchung des Richters, weil dem Antrage ohne Sachprüfung 
zu entſprechen iſt. Urt. d. II. Sen. v. 24. Sept. 1909 (555/09). 
RGSt. 42, 410. 

27. 55 263, 267, 268 Nr. 2, 242 StGB.] Wenn im 
Zuſammenhange mit Diebſtahl und Unterſchlagung betrügeriſche 
Handlungen oder ſolche Verfügungen über die Sache vor— 
genommen werden, die nur eine fortgeſetzte Betätigung der 
Zueignungsabſicht enthalten, ſo liegt nur eine Straftat vor, 
z. B. bei Verſilberung eines geſtohlenen Sparkaſſenbuchs 
(RGSt. 35, 64; 38, 192; 39, 239). Anders, wenn der Täter 
über den durch die erſte Handlung bereits zugefügten Schaden 
hinaus eine neue und andere Schädigung durch Verfügung 
über den entwendeten Gegenſtand ins Werk ſetzt. Eine ſelb— 
ſtändige Urkundenfälſchung iſt darin zu erblicken, daß entwendete 
Freifahrſcheinformulare durch widerrechtliche Ausfüllung zur 
Benutzung eingerichtet werden, mag dies auch von vornherein 
der Zweck der Entwendung geweſen ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 
3. Dez. 1909 (778/09). RGSt. 43, 60. 

28. 8 266 StGB.] Ebenſo wie ein zur Vertretung 
einer offenen Handelsgeſellſchaft berechtigtes Mitglied (RGSt. 
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19, 271; 23, 315) iſt auch der gemäß SS 710, 714 BGB. zur 
Führung der Geſchäfte ermächtigte Geſellſchafter als Bevoll⸗ 
mächtigter im Sinne des § 266 StGB. anzuſehen. Eine ſolche 
Geſellſchaft entſteht durch die Vereinbarung, ein Lotterielos 
gemeinſchaftlich zu ſpielen. Der bevollmächtigte Geſellſchafter 
erwirbt an dem Loſe nicht Alleineigentum, ſondern gemeinſchaft⸗ 
liches Eigentum zur geſamten Hand, ohne daß es einer dahin⸗ 
gehenden Erklärung bedarf und ſelbſt dann, wenn er von 
vornherein die Abſicht hatte, den Gewinn allein einzuſtecken. 
Durch Ausführung dieſer Abſicht macht er ſich der Untreue 
ſchuldig. Urt. d. III. Sen. v. 2. Dez. 1909 (738/09). 
RGSt. 43, 55. 

29. 8 266 Nr. 2 StGB.] Boten ſind nicht Bevoll⸗ 
mächtigte im Sinne des Geſetzes, auch dann nicht, wenn ſie 
als Überbringer einer Quittung geſetzlich zum Zahlungs⸗ 
empfang legitimiert ſind. Urt. d. IV. Sen. v. 23. Febr. 1909 
(34/09). RGSt. 42, 211. 


30. 5 266 Nr. 2 StGB.] Wechſel, die ein nicht ver: 
tretungs berechtigter Geſellſchafter zum Zwecke feiner eigenen 
Bereicherung mit der Geſellſchaftsfirma zeichnet, werden nicht 
Vermögensſtücke der Geſellſchaft. Urt. d. II. Sen. v. 5. März 
1909 (980/08). RGSt. 42, 227. 

31. SS 266, 246, 73 StGB.] Eine durch Einziehung 
von Forderungen begangene Untreue enthält bereits die An⸗ 
eignung der eingezogenen Gelder. In dem Verbrauch kann 
alſo nicht eine ſelbſtändige Unterſchlagungshandlung erblickt 
werden. Urt. d. V. Sen. v. 28. Sept. 1909 (548/09). 
RGSt. 42, 420. 

32. § 267 StGB.] Die nachträgliche Einſchaltung einer 
Klatſchkopie iſt wenigſtens für den Minderkaufmann keine 
Urkundenfälſchung. Es beſteht die begriffliche Möglichkeit, das 
Kopierbuch als geſchloſſene Urkunde zu betrachten, durch welche 
der Nachweis geführt oder wenigſtens geſtützt werden kann, 
daß alle kopierten Urkunden, andere aber nicht, aus dem Ge⸗ 
ſchäfte Ausgang gefunden haben. Eine ſolche Beweiserheblichkeit 
iſt aber dem Kopierbuche durch keine Rechtsnorm zugeſprochen, 
und die bloß einſeitige und vollends nur innerliche Willens⸗ 
beſtimmung reicht dazu um ſo weniger aus, als ſie beliebig 
und ohne Rechtswidrigkeit wieder aufgehoben werden kann. 
Urt. d. IV. Sen. v. 26. Nov. 1909 (809/09). RGSt. 43, 52. 


33. 5267 StGB.] Die unberechtigte Ausfüllung einer 
Anlage, auf welche in einer Urkunde verwieſen wird, iſt 
Urkundenfälſchung. Dies gilt ſelbſt dann, wenn der vorgedruckte 
Hinweis auf die Anlage durchſtrichen iſt, denn dadurch wird 
nur die materielle, nicht die formelle Beweiskraft der Anlage 
beſeitigt. Urt. d. IV. Sen. v. 17. Dez. 1909 (942/09). 
RGSt. 43, 140. 

34. 5 267 StGB.] Der Abſendervermerk auf dem 
Abſchnitt einer Poſtpaketadreſſe iſt eine rechtserhebliche Urkunde, 
zwar nicht im Verhältnis zwiſchen Abſender und Poſt, wohl 
aber im Verhältnis zwiſchen Abſender und Empfänger. Urt. 
d. II. Sen. v. 5. März 1909 (1014/08). RGSt. 42, 226. 

35. SS 267, 268 StGB.] Der geſamte Inhalt des 
Poſteinlieferungsbuchs wird durch die Unterzeichnung des Poſt— 
beamten zur öffentlichen Urkunde. Urt. d. V. Sen. v. 6. April 
1909 (100/09). RGSt. 42, 287. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


17. 1910. 
36. SS 267, 268 StGB.] Darin, daß eine gefälſchte 
Urkunde der Behörde zur Stempelung vorgelegt wird, liegt ein 
Gebrauchmachen zum Zweck der Täuſchung inſofern, als eine 
ſtempelpflichtige Erklärung, wie bei Blankettfälſchungen, in 
Wirklichkeit nicht abgegeben iſt. Die Abſicht, ſich einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen, iſt darin zu finden, daß die Ver⸗ 
ſtempelung zu dem Zwecke geſchieht, den Schein der Echtheit 
zu erhöhen und dadurch die Urkunden als Beweismittel für 
Erreichung des Vermögensvorteils geeigneter zu machen. Urt. 
d. III. Sen. v. 30. Okt. 1909 (808/09). RGSt. 43, 20. 


37. 58 269, 268 Nr. 1 StGB.] Sit vereinbart, daß das 
Wechſelblankett erſt nach Bezahlung des Stempels, der Koſten uſw. 
ausgefüllt werden durfte, ſo liegt in der vorherigen Ausfüllung 
und Begebung eine Fälſchung. Urt. d. II. Sen. v. 21. Sept. 
1909 (612/09). RGSt. 42, 406. 

38. 5 284 StGB.] Wenn die Angeklagten aus richtiger 
Kenntnis der Spieleinrichtungen unrichtige Schlußfolgerungen 
über die Natur der Spiele gezogen hätten, ſich alſo in einem 
Irrtum über die rechtliche Abgrenzung der Begriffe des Zufalls⸗ 
und Geſchicklichkeitsſpiels befunden hätten, wäre 8 59 StGB. 
nicht anwendbar. Anders, wenn ſie irrtümlich das Beſtehen 
einer Einrichtung angenommen hätten, die den Ausfall des 
Spiels von der Geſchicklichkeit der Spieler abhängig machte. 
Urt. d. III. Sen. v. 8. Nov. 1909 (730/09). RGSt. 43, 23. 

39. 5 284 StGB.] Ein Geſchicklichkeitsſpiel wird zum 
Glücksſpiel, wenn es einem unbegrenzten Kreiſe ſolcher Teil- 
nehmer eröffnet wird, die „im Durchſchnitt“ nur dem Zufall 
ihre Gewinnausſichten anvertrauen wollen oder können, mögen 
auch einzelne Spieler ein ausreichendes Geſchick anwenden. 
Urt. d. I. Sen. v. 20. Dez. 1909 (912/09). RGSt. 43, 155. 


40. § 297 StGB.] Die Tat iſt vollendet, fobald die 
Sachen an Bord gelangen, nicht erſt wenn das Schiff in See 
ſticht. Urt. d. III. Sen. v. 15. April 1909 (1184/08). RGSt. 
42, 294. 

41. 5 304 StGB.] 85 304 findet nur Anwendung, 
wenn die Beſchädigung diejenige Eigenſchaft der Sache be: 
einträchtigt, durch die ſie dem öffentlichen Nutzen diente. Urt. 
d. IV. Sen. v. 19. Nov. 1909 (781/09). RGSt. 43, 31. 


42. 55 315, 316 StGB.] Zu dem „Transport“, deſſen 
Gefährdung unter Strafe ſteht, gehört nicht nur die Zugs⸗ 
bemannung, ſondern auch das mit dem Zuſammenſtellen des 
Zuges befaßte Rangierperſonal. Urt. d. III. Sen. v. 19. April 
1909 (55/09). RGSt. 42, 301. 

43. SS 331 bis 333 StGB.] Bei der paſſiven Be: 
ſtrafung iſt die Mittäterſchaft eines Nichtbeamten ausgeſchloſſen 
und die Anſtiftung kann nicht nach SS 331, 332 beſtraft werden, 
ſoweit fie von der beſonderen Strafdrohung des § 333 getroffen 
wird. Sonſtige Teilnahmehandlungen ſind nach allgemeinen 
Grundſätzen zu beurteilen, insbeſondere die Beihilfe, die ein 
Dritter dem Beamten durch Empfangnahme des Geſchenks ge- 
währt. § 332 iſt dann anwendbar, wenn die Wahl des Beamten 
zwiſchen mehreren an ſich gleich pflichtmäßigen Handlungen be⸗ 
einflußt werden ſoll. Handelt es ſich dagegen um Verhütung 
pflichtwidrigen Verhaltens, z. B. unangemeſſener Strenge, ſo 
ſchlägt nur $ 331 ein. Urt. d. V. Sen. v. 25. Juni 1909 
(209/09). RGsSt. 42, 382. 


39. Jahrgang. 


44. § 340 StGB.] Es gibt kein körperliches Züchtigungs⸗ 
recht gegen Schüler höherer Lehranſtalten, die dem ſchulpflichtigen 
Alter entwachſen find. Urt d. II. Sen. v. 2. März 1909 (46/09). 
REES. 42, 221. | 

45. 5 346 StGB.] Ein Gefängnisbeamter, deſſen Be: 
fugnis und Auftrag darauf beſchränkt ift, den Verurteilten zur 
Strafverbüßung aufzunehmen, verſtößt nicht dadurch gegen 
8 346, daß er die Einlieferung nicht betreibt oder ſelbſt 
geradezu vereitelt. Hierfür kann nur § 257 StGB. in Frage 
kommen. Urt. d. II. Sen. v. 12. Febr. 1909 (1068/08). 
RGSt. 42, 200. 

46. 5 348 StGB.] Der falſche (zurückdatierte) Eingangs⸗ 
vermerk auf einem Abmeldezettel für die Invalidenverſicherung 
iſt keine öffentliche Urkunde, weil ſie bloß für den inneren 
Dienſt von Bedeutung iſt, alſo der „ſtaatliche Wille“ fehlt, ihr 
öffentlichen Glauben beizulegen. Anders bei den Eingangs⸗ 
vermerken des Grundbuchführers, des Patentamts u. dgl., durch 
welche die Priorität von Privatrechten begründet wird. Anders 
auch bei der Krankenverſicherung. Urt. d. I. Sen. v. 18./28. Jan. 
1909 (881/08). RGSt. 42, 161. 

47. 8 348 StGB.] Ein Vollziehungsbeamter genießt 
als ſolcher nicht öffentlichen Glauben, es ſteht auch nicht in der 
Befugnis jeder Behörde, ihren Vollziehungsbeamten öffentlichen 
Glauben zu verleihen. Der Vermerk des Zuſtellungsbeamten 
über die Zeit der formloſen Zuſtellung polizeilicher Verfügungen 
iſt auch nicht bloß aus dem Grunde öffentliche Urkunde, weil 
eine Rechtsmittelfriſt durch die Behändigung in Lauf geſetzt wird. 
Urt. d. II. Sen. v. 5. März 1909 (1059/08). RGSt. 42, 234. 

48. § 355 StGB.] Telephongeſpräche find keine Depeſchen. 
Telephoniſch aufgegebene Telegramme werden es erſt durch die 
Niederſchrift des Beamten. Urt. d. I. Sen. v. 5. Juli 1909 


(4020/08). RGSt. 42, 412. 
49. 5 363 StGB.] Der Wandergewerbeſchein iſt kein 


Legitimationspapier, weil er ein konkretes Recht verleiht und 
nicht zum Ausweis über perſönliche Verhältniſſe beſtimmt 
iſt. Urt. d. III. Sen. v. 18. März 1909 (1032/08). 
RGSt. 42, 249. 

50. 8 360 Nr. 8 StGB.] Der Ausſpruch des Herolds⸗ 
amts, einer Unterabteilung des preußiſchen Hausminiſteriums, 
wonach die Befugnis zur Führung eines niederen Adelsprädikats 
verneint wird, bindet den Strafrichter. Anders in Zivilſachen. 
Urt. d. IV. Sen. v. 6. April 1898 (320/97). Gruchots Beitr. 
42, 982; RGZ. 2, 145; 5, 171; 29, 123. Urt. d. II. Sen. 
v. 19. Nov. 1909 (641/09). RGSt. 43, 33. 

51. § 367 Nr. 9 StGB.] Dieſe Beſtimmung enthält 
keine abſchließende Regelung, daher iſt in Elſaß⸗Lothringen nach 
wie vor das Geſetz vom 24. Mai 1834 anzuwenden, wonach 
das Tragen von Taſchenpiſtolen unter Strafe ſteht. Urt. d. 
I. Sen. v. 22. April 1909 (197/09). RGSt. 42, 302. 


B. Zu den Prozeßgeſetzen. 

52. $ 10 GG.] Es gibt keine reichsgeſetzliche Be⸗ 
ſtimmung, welche die Geſetzgebung eines Bundesſtaats daran 
hindert, anzuordnen, daß Rechtsanwälte zu Hilfsrichtern beſtellt 
werden können — gleichviel, ob fie ihre Anwaltstätigkeit zeit⸗ 
weilig aufgeben oder nicht. Urt. d. III. Sen. v. 19. April 1909 
(67/09). RGSt. 42, 295. 
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53. § 51 StPO.] Der Angehörige, der von feinem 
Zeugnisverweigerungsrechte nach Belehrung darüber keinen Ge⸗ 
brauch macht, muß über ſein Recht, uneidlich auszuſagen, auch 
bei Abnahme des Voreides beſonders belehrt werden. Urt. d. 
V. Sen. v. 27. April 1909 (216/09). RGSt. 42, 321. 

54. 5 56 Nr. 3 StPO.] Der beſtrafte Dieb kann im 
ſpäteren Verfahren gegen den Hehler nicht eidlich als Zeuge 
vernommen werden. Das gleiche gilt für den erſten Hehler 
im Verfahren gegen den zweiten Hehler. Urt. d. II. Sen. v. 
16. März 1909 (1232/08). RGSt. 42, 248. 

55. 5 79 StPO.] Der Dienſteid des Gerichtsarztes 
deckt ſeine im Strafprozeſſe erſtatteten Gutachten. Urt. d. V. Sen. 
v. 18. Juni 1909 (386/09). RGSt. 42, 369. 

56. 5 79 StpO.] Der Dienſteid des Kreisphyſikus 
deckt ſeine gerichtlichen Bekundungen über Gegenſtände, die in 
den Bereich ſeiner Amtstätigkeit gehören, gleichgültig, vor 
welchem Gerichte er vernommen wird. Handelt es ſich um 
eine in ſeinem Bezirke begangene Tat, ſo kann er auch den 
Geiſteszuſtand des Angeklagten unter Berufung auf ſeinen 
Dienſteid begutachten; es iſt dazu nicht erforderlich, daß der 
Gerichtsſitz zu ſeinem Dienſtbezirke gehört, wenn nur der Bezirk 
einen Teil des Gerichtsſprengels bildet. Urt. d. III. Sen. v. 
22. Dez. 1909 (973/09). RGSt. 43, 158. 

57. 58 102, 103 StPO.] Durch Ablehnung des An⸗ 
trags, einen Zeugen körperlich zu unterſuchen, iſt der Angeklagte 
nicht beſchwert, wenn der Zeuge ſich weigert, da er nicht ge 
zwungen werden kann. Urt. d. III. Sen. v. 20. Sept. 1909 
(344/09). RGSt. 42, 440. 

58. 5 147 Abſ. 1 StPO.] Als „dem Gericht vor⸗ 
liegend“ können nur ſolche Akten angeſehen werden, welche die 
zur Beſtimmung darüber befugte Behörde dem Gerichte ohne 
Vorbehalt überlaſſen hat. Das trifft nicht zu für ſolche Akten, 
die der Staatsanwaltſchaft „vertraulich“ überlaſſen ſind. Durch 
Weitergabe der Akten ans Gericht wird daran nichts geändert, 
auch nicht dadurch, daß der Aktenband in der Hauptverhandlung 
„neben dem Vorfitzenden liegt“. Urt. d. II. Sen. v. 6. April 1909 
(103/09). RGSt. 42, 291. 

59. SS 210, 436, 442 StPO.] Durch Aufhebung des 
Einſtellungsbeſchluſſes infolge Wiederaufnahme der Anklage wird 
das eingeſtellte Verfahren wiedereröffnet, es wird nicht ein 
neues Verfahren eingeleitet; daher wirkt die vor dem Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſe ausgeſprochene Zulaſſung des Nebenklägers 
auch für das fortgeſetzte Verfahren. Urt. d. I. Sen. v. 29. Nov., 
16. Dez. 1909 (636/09). RGSt. 43, 150. 

60. 5 216 StPO.] Nach Aufhebung des erſten Urteils 
in der Reviſionsinſtanz muß bei der neuen Ladung die Friſt 
des § 216 innegehalten werden. Urt. d. II. Sen. v. 24. Sept. 
1909 (854/09). RGSt. 42, 407. 

61. 8 228 StPO.] Das Verfahren muß unterbrochen 
und nach viertägiger Unterbrechung vollſtändig wiederholt werden, 
auch wenn der Angeklagte erſt nach Fällung des Schuldſpruchs 
und dicht vor der Urteilsverkündung verhandlungsunfähig ge⸗ 
worden iſt. Urt. d. III. Sen. v. 15. März 1909 (54/09). 
RGSt. 42, 245. 

62. 88 229, 230 StPO.] Eine Ortsbeſichtigung durch 
Gericht und Geſchworene iſt Teil der Hauptverhandlung und 
kann daher ohne den Angeklagten auch mit deſſen Zuſtimmung 


* 
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nicht vorgenommen werden, es ſei denn, daß § 230 Abſ. 2 ein⸗ 
ſchlägt. Urt. d. II. Sen. v. 12. Febr. 1909 (98/09). RGSt. 42, 197. 
63. 5 256 StPO.] 8 256 iſt eine inſtruktionelle Vor: 


ſchrift, deren Nichtbefolgung als eine die Reviſion begründende 


Verletzung nicht angeſehen werden kann. Urt. d. II. Sen. v. 
29. Jan. 1909 (975/08). RGSt. 42, 168. 

64. 5259 StPO., SS 194 flg. GVG.] Wird nach der 
Beratung und vor der Verkündung des Urteils die Haupt⸗ 
verhandlung wiedereröffnet, ſo muß der Verkündung eine noch⸗ 
malige Beratung vorausgehen. Dieſe Regel erleidet jedoch eine 
Ausnahme, wenn die Wiedereröffnung keinerlei neuen Prozeßſtoff 
zum Ergebniſſe gehabt hat. Urt. d. III. Sen. v. 22. Nov. 1909 
(793/09). RGSt. 43, 51. 

65. 58 259, 267 StPO.] Nach Verkündung des Straf: 
urteils iſt die Zuerkennung einer Buße auf Grund wieder⸗ 
aufgenommener Verhandlung nicht mehr zuläſſig. Urt. d. I. Sen. 
v. 3. Mai 1909 (165/09). RGSt. 42, 341. 

66. SS 270, 394 Ab. 2 StPO.] Hat das Reichsgericht 
nach Aufhebung eines Strafurteils Verweiſung an die Straf⸗ 
kammer eines anderen Landgerichts ausgeſprochen, und erkennt 
dieſe ſich als ſachlich unzuſtändig, ſo hat ſie die Sache an ihr 
eigenes Schwurgericht abzugeben. Urt. d. IV. Sen. v. 26. Mai 
1909 (130/09). RGSt. 42, 263. 

67. § 274 SPD] Die bisherige Rechtſprechung, wo⸗ 
nach eine Protokollberichtigung wirkungslos iſt, die nach einer 
Reviſionsrüge zu deren Entkräftung vorgenommen wird, hat 
Beſtätigung gefunden im Plenarbeſchluß v. 13. Okt. 1909 (312/09). 
RGSt. 43, 1. 

68. 58 293 bis 295, 262, 268 StPO.] Die Frage, 
ob der Angeklagte wegen derſelben Tat rechtskräftig verurteilt, 
alſo die Strafklage als verbraucht anzuſehen iſt, gehört nicht 
zur Schuldfrage. Der Einſtellungsbeſchluß iſt daher von dem 
Gerichte zu erlaſſen, hält aber das Gericht den Einſtellungsfall 
nicht für gegeben, ſo iſt die einfache Schuldfrage zu ſtellen. 
Urt. d. IV. Sen. v. 3. Dez. 1909 (778/09). RGSt. 43, 60. 

69. SS 338, 374, 411 StpO.] Dadurch, daß ſtatt 
Freiſprechung auf Einſtellung erkannt wird, iſt der Angeklagte 
dann nicht beſchwert, wenn die Einſtellung der Freiſprechung 
darin gleichſteht, daß jede Verfolgung wegen der Tat für immer 
ausgeſchloſſen wird. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Sept. 1909 (511/09). 
RGSt. 42, 399. 

70. § 340 StPO.] Die vom geſetzlichen Vertreter ein⸗ 
gelegte Reviſion wird hinfällig, wenn die Vertretung vor der 
Reviſionsbegründung erliſcht. Beſchl. d. V. Sen. v. 11. Mai 
1909 (73/09). RGSt. 42, 342. 

71. S 376 StPO] Die Nichtigkeit des Patents iſt in 
der Reviſionsinſtanz zu beachten. Urt. d. I. Sen. v. 29. April 
1909 (351/07). RG St. 42, 340. 

72. 88 383, 384, 392 SPOT Die auf die Neben⸗ 
ſtrafe beſchränkte Reviſion kann nicht mit Ausführungen be⸗ 
gründet werden, welche die Rechtmäßigkeit der erkannten Haupt⸗ 
ſtrafe in Frage ſtellen. Urt. d. V. Sen. v. 12. März 1909 
(79/09). RGSt. 42, 241. 

73. 8 417 Abſ. 3 StPO.] Wird die Strafverfolgung 
von der Staatsanwaltſchaft erſt in der Berufungsinſtanz des 
Privatklagverfahrens übernommen und demgemäß das letztere 
eingeſtellt, ſo verliert das ergangene Urteil nicht ſeine relative 
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Rechtskraft. Urt. d. III. Sen. v. 23. Sept. 1909 (420/09). 
RGSt. 42, 422. 

74. SS 464, 467 StPO.] Auch als Nebenklägerin iſt 
die Verwaltungsbehörde Organ der Staatsgewalt, die Koſten 
ihres erfolgloſen Rechtsmittels ſind ſo zu behandeln, als wenn 
es von der Staatsanwaltſchaft eingelegt wäre, ſie ſind nicht der 
Verwaltungsbehörde aufzuerlegen. Urt. d. III. Sen. v. 1. Febr. 
1909 (933/08). RGSt. 42, 175. 

75. 88 468, 469, 439, 435 StpoO.] Die Beſtimmung, 
daß die Rechtsmittelfriſt für die Verwaltungsbehörde erſt be⸗ 
ginnt, nachdem ihr das Urteil zugeſtellt iſt, gilt auch dann, 
wenn ſie ihre Anſchlußerklärung erſt nach Verkündung des 
Urteils abgibt. Eine Friſt für dieſe Erklärung gibt es nicht, 
jedoch iſt ſie nicht mehr möglich, ſobald das Urteil gegenüber 
der Staatsanwaltſchaft rechtskräftig geworden iſt. Urt. d. 
IV. Sen. v. 3. Dez. 1909 (761/09). RGSt. 43, 57. 


0. Andere reichsrechtliche Strafgeſetze. 


76. Gewd. SS 115, 115a, 146 Abſ. 1 Nr. 1.] Das 
Verbot des Kreditierens von Waren gilt auch für Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen. Urt. d. I. Sen. v. 19. April 1909 (76,09). 
RGSt 42, 298. 

77. GewO. § 151.] Abgeſehen von der Beſtimmung 
in § 151 GewO. find Angeſtellte auch für Abertretung des 
Kinderſchutzgeſetzes vom 30. Auguſt 1903 nicht ſtrafrechtlich 
verantwortlich. Urt. d. III. Sen. v. 10. Mai 1909 (50/09). 
RGSt. 42, 318. 

78. Salzſteuergeſez vom 12. Oktober 1867 SS 13 
Nr. 6, 20 Nr. 4.] Zu den ausnahmsweiſe ſalzſteuerpflichtigen 
Gewerben, welche Nahrungs: und Genußmittel bereiten, gehört 
auch die Herſtellung von Halbfabrikaten, wie die Einſalzung 
von Kaldaunen zum Zwecke des Verkaufs an Fleiſcher, welche 
ſie zur Wurſtbereitung verwenden. Die Steuerpflicht wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß das Salz zum zweitenmal ver⸗ 
wendet wird, nachdem es ſchon einmal ſteuerfreie Verwendung 
gefunden hatte; vielmehr bedarf es der Wiederholung der für 
die Steuerbefreiung vorgeſchriebenen Bedingungen. Urt. d. 
II. Sen. v. 11. Mai 1909 (88/09). RGSt. 42, 334. 

79. Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869 § 154 Abſ. 2.] 
Frachtfuhrmann im Sinne dieſer Ausnahmsbeſtimmung iſt 
nur der gewerbsmäßige Frachtbeſorger. Urt. d. III. Sen. v. 
14. Juni 1909 (282/09). RGSt. 42, 366. 

80. Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 8 1.] Politiſch 
ſelbſtändige Gemeinden ſind verſchiedene Orte im Sinne des 
Geſetzes, auch wenn ſie tatſächlich verſchmolzen ſind. Poſt⸗ 
agenturen ſind Poſtanſtalten, auch wenn ſie keine eigenen 
Briefträger haben, wenn fie nur Briefe ſammeln und an die 
abholenden Adreſſaten verteilen. Urt. d. IV. Sen. v. 
19. Febr. 1909 (1082/08). RGSt. 42, 205. S. a. 81, 91, 92. 

81. Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871/20. Dezember 1899 
ss 1, la, 2a.] 1. Urſprungsort im Sinne $ la iſt der 
Gemeindebezirk. 2. Unter Privatbeförderungsanſtalten im Sinne 
des § 2a find nicht nur Briefbeförderungsanſtalten zu ver: 
ſtehen, ebenſowenig ſetzt der Begriff poſtähnliche Betriebsein⸗ 
richtungen voraus. Er iſt überall da anzuwenden, wo eine 
Anſtalt, d. h. eine irgendwie organiſierte Einrichtung, Be⸗ 
förderungen irgendwelcher Art zum Zwecke (nicht notwendig 
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39. Jahrgang. 
zum alleinigen Zwecke) hat. Urt. d. II. Sen. v. 9. Nov. 1909 
(629/09). RGSt. 43, 25. 

82. Geſchmacksmuſtergeſetz vom 11. Januar 1876 SS 1, 
7, 10, 13, 14.] Die Anmeldung begründet nicht das Recht 
ſelbſt, ſondern nur die Vorausſetzungen ſeiner Ausübung. Ver⸗ 
letzung eines Muſters bleibt daher ein und dieſelbe Tat, auch 
wenn ſich erweiſt, daß es zu Unrecht als neues Muſter an⸗ 
gemeldet, in Wirklichkeit durch eine frühere, noch zu Recht be⸗ 
ſtehende Anmeldung geſchützt iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 9. März 
1909 (87/09). RGSt. 42, 238. 

83. Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884 88 1, 9. 
Ob Sprengſtoffe im Sinne § 1 Abſ. 3 vorzugsweiſe als 
Schießmittel gebraucht werden und deshalb den Vorſchriften des 
Geſetzes nicht unterſtehen, wird vom Bundesrate feſtgeſtellt und 
iſt von den Gerichten nicht nachzuprüfen. Der ſprengſtoffgeſetz⸗ 
liche Beſitzbegriff deckt ſich weſentlich mit dem Beſitzbegriff des 
BGB. in der durch SS 854, 855 daſelbſt gegebenen Ein⸗ 
ſchränkung, und es kommt in Anwendung des $ 9 darauf an, 
ob der Arbeiter, der aus der Hand des Beſitzberechtigten den 
Sprengſtoff zu Betriebszwecken erhalten hat, derart an deſſen 
Weiſungen gebunden iſt, daß er tatſächlich für ſich ſelbſt darüber 
nicht zu verfügen in der Lage und an der Verwendung zu 
anderen als Betriebszwecken verhindert iſt. Kommt es bei 
ſolcher Ausderhandgabe nicht zu einem Beſitzwechſel, ſo liegt 
auch ein Uberlaſſen im Sinne des Geſetzes nicht vor. Urt. d. 
V. Sen. v. 15. Okt. 1909 (539/09). RGSt. 43, 10. 

84. Patentgeſetz vom 7. April 1891 SS 4, 5, 36.] 
Die Nichtigkeit des Patents kann in der Reviſionsinſtanz Be⸗ 
achtung finden. Urt. d. I. Sen. v. 29. April 1909 (351/07). 
RGSt. 42, 340. 

85. PatG. 58 4, 40.] Wird das patentierte Erzeugnis 
in einer Miſchung in den Handel gebracht, worin ungeſchützte 
Beſtandteile enthalten ſind, ſo darf das Gemiſch nicht als 
patentiert bezeichnet werden. Urt. d. III. Sen. v. 24. Mai 1909 
(201/09). RGSt. 42, 357. 

86. Handelsvertrag mit der Schweiz vom 10. Dezember 
1891. Zuſatz vom 12. November 1904. Art. VI, II.] Der 
ermäßigte Zollſatz gilt nur für Tiere, die ausſchließlich zu 
Zuchtzwecken beſtimmt find, und kann daher keine Anwendung 
finden, wenn die Tiere auf Beſicht gekauft ſind, da in ſolchen 
Fällen eine endgültige Zweckbeſtimmung zur Zeit der Einfuhr 
überhaupt noch nicht vorliegt. Urt. d. I. Sen. v. 4. März 1909 
(1059/08). RGSt. 42, 222. 

87. Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 88 1, 2, 
12, 14.] Die Wareneigenſchaft geht durch Verbindung mit 
andern Waren nicht verloren, ſolange Weſen und Erſcheinungs⸗ 
form auch in der Verbindung erkennbar bleibt. Urt. d. V. Sen. 
v. 5. Febr. 1909 (536/08). RGSt. 42, 185. 

88. Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896 SS 1, 12.] 
Der Strafantrag eines Gewerbsſchutzvereins iſt nicht wegen 
89 25, 26 BGB. aus dem Grunde ungültig, daß im Einklang 
mit den Statuten nur ein Teil der Vorſtandsmitglieder unter⸗ 
zeichnet hat. Urt. d. V. Sen. v. 26. Febr. 1909 (932/08). 
RGSt. 42, 216. 

89. UnlWG. 58 1 Abſ. 1, 4, 12 Abſ. 1.] 1. Zu den 
nach 8 1 Abſ. 1, 8 12 Abſ. 1 ſtrafantragsberechtigten Ver⸗ 
bänden gehören außer privaten Vereinen auch öffentlich- rechtliche 
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Korporationen, wie Handelskammern, Arztekammern. 2. Die 
Ankündigung des Totalausverkaufs wird nicht dadurch wiſſent⸗ 
lich unwahr, daß von vornherein Vorkehrungen für die Ver⸗ 
bringung ſolcher Waren getroffen ſind, die beim Ausverkauf 
gar nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Verluſte abſetzbar 
ſein ſollten, auch dann nicht, wenn dieſes Ergebnis mit Sicher⸗ 
heit vorausſehbar iſt. Beſtellte Waren, die erſt nach An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs geliefert werden, dürfen nicht nur, 
ſie müſſen ſogar vom Ausverkauf ausgeſchloſſen werden, weil 
ſie als nachgeſchobene Ware anzuſehen ſein würden. Urt. d. 
I. Sen. v. 22. Juni 1909 (711/09). RGSt. 43, 44. 

90. UnlWG. § 9 Abſ. 2.] Ein Muſterbuch, das gegen⸗ 
über der Konkurrenz geheimgehalten wird, hört nicht dadurch 
auf, Geſchäftsgeheimnis zu ſein, daß es zum Zwecke der Aus⸗ 
wahl privaten Beſtellern zugänglich gemacht wird, die durch 
die ihnen gewährte Einſicht nicht in die Lage kommen, die 
Muſter für ſich nutzbar zu machen. Urt. d. II. Sen. v. 2. Juli 
1909 (441/09). RGSt. 42, 394. 

91. Poſtnovelle vom 20. Dezember 1899 Art. 3.] Eine 
Verletzung des Poſtmonopols liegt ſchon in dem bloßen Ein⸗ 
ſammeln der zur Beförderung beſtimmten Proſpekte, ſelbſt wenn 
die Beſtimmung des Adreſſaten dem Sammler überlaſſen iſt 
und dieſer die Sendungen zuſammen mit eigenen Druckſachen 
der Poſt zur Beförderung übergibt. Urt. d. II. Sen. v. 
18. Mai 1909 (195/09). RGSt. 42, 350. 

92. Poſtnovelle Art. 3.] Das Poſtmonopol kann nicht 
mit Erfolg in der Weiſe umgangen werden, daß dem Empfänger 
ſtatt des Originalſchreibens eine von der Beförderungsanſtalt 
hergeſtellte Abſchrift ausgehändigt wird. Urt. d. IV. Sen. v. 
29. Juni 1909 (86/09). RGSt. 42, 386. ©. a. 81. 

93. Geſetz betr. Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
vom 20. Mai 1898 § 83.] Tibermäßiger Aufwand des Ge⸗ 
ſchäftsführers liegt vor, wenn er als Gehalt oder Nebenbezüge 
Summen aus der Geſchäftskaſſe entnimmt, deren Höhe außer 
Verhältnis zu der Vermögenslage der Geſellſchaft ſtehen. Wie 
er das entnommene Geld verwendet, iſt gleichgültig, auch macht 
es keinen Unterſchied, wenn der Geſchäftsführer zugleich einziger 
Geſellſchafter iſt. Urt. d. III. Sen. v. 29. März 1909 (877/08). 
RGSt. 42, 278. 

94. Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900 S8 1, 2, 
27 Nr. 3.] Das Geſetz iſt zwar nicht anwendbar, wenn die 
Verwendung des Fleiſches zu menſchlichem Genuſſe von vorn⸗ 
herein gar nicht der Zweck der Tötung war. Hat ſich aber 
die Unverwendbarkeit des Fleiſches zu dieſem Zwecke erſt nach 
der Schlachtung herausgeſtellt, ſo wird die einmal begründete 
Schaupflichtigkeit durch nachträgliche Veränderung der Zweck— 
beſtimmung nicht beſeitigt. Ohne vorgängige Unterſuchung darf 


alſo das Fleiſch nicht einmal als Dungmittel oder Vogelfutter 


verwendet werden. Der Unterſuchungspflicht wird auch dadurch 
nicht genügt, daß der Fleiſchbeſchauer das geſchlachtete Tier 
beſieht, wenn er dabei nicht den Willen hat, amtlich tätig zu 
ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 5. März 1909 (77/09). RGSt. 42, 230. 

95. Fleiſchbeſchaucß. SS 1, 27 Nr. 3.] Das Verbot, 
Fleiſch ohne die vorgeſchriebene Unterſuchung in Verkehr zu 
bringen, bezieht ſich nicht nur auf geſchlachtete, ſondern erſt 
recht auf umgeſtandene oder verunglückte Tiere. Urt. d. V. Sen. 


v. 4. Mai 1909 (28/09). RGSt. 42, 322. 
109 


866 


96. Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900.] In 8 7 
ſind nur echte Bedingungen gemeint. Ein Geſchäft, deſſen 
Rechtswirkſamkeit vom Eintreten einer „Bedingung“ abhängt, 
wird erſt ſtempelpflichtig, wenn es wirklich zuſtande kommt. 
Der Emiſſionsſtempel nach § 2 und der Kaufſtempel nach § 6 
ſind weſentlich verſchiedene Abgaben. Bei Verletzung beider 
kommt Idealkonkurrenz nicht in Frage. Urt. d. V. Sen. v. 
23. März 1909 (869/08). RGSt. 42, 254. 

97. Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906.] 8 72 gilt 
auch für die nachträglich hinzugekommenen Stempelverpflichtungen, 
insbeſondere die Verſteuerung der Erlaubniskarten für Kraft⸗ 
fahrzeuge. Urt. d. III. Sen. v. 22. April 1909 (1144/08). 
RGSt. 42, 307. 

98. Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 88 19, 44 
Abſ. 2.] Die Anwendung des $ 19 erfordert keine Feſtſtellung 
des inneren Tatbeſtandes. Urt. d. V. Sen. v. 22. Juni 1909 
(338/09). RGSt. 42, 371. 

99. Weingeſetz vom 24. Mai 1901 8 3 Ab. 2.] Bloße 
Verkaufsbereitheit, ohne eigenes Zutun, um Nachfrage herbei⸗ 
zuführen, iſt noch nicht Feilhalten, Abſchluß des Kaufvertrags 
ohne Erfüllung noch nicht Verkauf im Sinne des Geſetzes. 
Urt. d. I. Sen. v. 1. Febr. 1909 (101508). RGSt. 42, 179. 

100. Literatururheberrechtsgeſetz vom 19. Juni 1901 
SS 2, 38, 40.] Der Verfaſſer einer Bearbeitung genießt den 
Urheberſchutz an den von ihm hinzugefügten Neuerungen und 
kann die Aufführung der Bearbeitung verbieten, auch wegen 
unbefugter Aufführung Buße beanſpruchen, ſogar wenn er ſelbſt 
zu der Bearbeitung nicht befugt war. Urt. d. IV. Sen. v. 
2. Juli 1909 (394/09). RGSt. 42, 390. 

101. LiturhG. § 38 Abſ. 1. Verlagsgeſetz vom 19. Juni 
1901 8 42.] Der Zeitungsverleger braucht zwar einen Abdruck 
des ihm überlaſſenen Artikels in Buchform nicht zu dulden, hat 
aber mangels ausdrücklicher Einräumung kein Recht darauf, ihn 
ſelbſt vorzunehmen. Urt. d. IV. Sen. v. 8. Febr. 1909 (991/08). 
RGSt. 42, 194. 

102. Kinderſchutzgeſetz vom 30. März 1903 § 123 |. Ge⸗ 
werbeordnung Nr. 77. 

103. Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906 §8 53, 54, 
56 Abſ. 3.] Der Erwerber eines Kraftfahrzeuges macht ſich 
nach § 53 Abſ. 1 ſtrafbar, wenn er dasſelbe ohne eine auf 
ſeinen Namen lautende Erlaubniskarte auf öffentlichen Verkehrs⸗ 
räumen verwendet. Daß der Vorbeſitzer eine noch gültige Er⸗ 
laubniskarte gelöſt und deren Umſchreibung auf den Erwerber 
beantragt hat, ändert nichts, da der Fall des § 54 Abſ. 1 S. 2 
nicht gegeben iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Sept. 1909 (532/09). 
RGSt. 42, 402. 

104. Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 $ 37 Abſ. 1. 
Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902 §§ 2, 7. Nahrungsmittel: 
geſetz vom 14. Mai 1879 S 10.] Die drei Beſtimmungen 
ſtehen nicht in Idealkonkurrenz. § 37 Brauft®. iſt nur ſubſidiär. 
§ 10 NMG. iſt gegenüber 8 7 Süßſtoff G. das ſtrengere Straf⸗ 
geſetz, weil es bei ſonſt gleichem Strafmaß die Veröffentlichung 
anordnet. Urt. d. V. Sen. v. 8. Okt. 1909 (424/09). RGSt. 42,427. 

105. Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 § 3 Abſ. 2.] 
Ob eine Zubereitung im Sinne der Ausnahmebeſtimmung 
bloßes Farbmittel iſt, richtet ſich nach ihrer Zweckbeſtimmung, 
d. h. nach ihrem ernſthaft ins Auge gefaßten Verwendungszweck, 
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nicht bloß danach, was darüber in der Ankündigung und Ge⸗ 
brauchsbeſtimmung zum Ausdrucke gebracht iſt. Urt. d. III. Sen. 
v. 1. Febr. 1909 (933/08). RGSt. 42, 175. 

106. Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906.] Zubereitungen 
zur Herſtellung von Bier im Sinne des § 3 Abſ. 2 können 
ſelbſt aus fertigem Bier bereitet ſein. Diesfalls wird das 
Verbot ihrer Verwendung nicht dadurch gegenſtandlos, daß ihre 
Beſtandteile bereits der Verſteuerung unterlegen haben. Urt. 
d. II. Sen. v. 3. Juni 1909 (356/09). RGSt. 42, 353. 

107. Kunſtſchutzgeſetz vom 9. Januar 1907 § 18 Abſ. 1.1 
Nachbildung zum eigenen, d. h. privaten perſönlichen Gebrauch 
liegt nicht vor, wenn die Nachbildung zu gewerblichem Nutzen, 
ſei es auch der eigene Nutzen des Nachbildens, beſtimmt iſt. 
Urt. d. V. Sen. v. 2. Juli 1909 (441/09). RGSt. 42, 394. 

108. Weingeſetz vom 24. Mai 1910 § 8 Abſ. 2. 
Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879 § 10.] Das Gipſen 
des Rotweins iſt zuläſſig, ſofern dabei der Schwefelſäuregehalt 
das geſetzliche Höchſtmaß nicht überſteigt. Iſt die Grenze über⸗ 
ſchritten, ſo wird dadurch der Wein nicht zum Kunſtwein oder 
verfälſchten Naturwein, iſt aber als geſundheitsſchädlicher, d. h. 
verdorbener Naturwein zu betrachten. Urt. d. I. Sen. v. 
22. März / 26. April 1909 (1006/08). RGSt. 42, 337. 


D. Landesrecht. 


109. Auslieferungsverträge.] Das erkennende Gericht 
hat ſich in den Grenzen der Auslieferungsbewilligung zu halten. 
Ob die Auslieferung vom Standpunkte des ausliefernden Staates 
aus hätte verſagt werden können oder ſollen, iſt nicht nachzu⸗ 
prüfen. Urt. d. V. Sen. v. 23. April 1909 (276/09). 
RGSt. 42, 310. 

110. StGB. § 286. Elſaß⸗Lothringiſches Geſetz vom 
21. Mai 1836 Art. 4.] Das Landesgeſetz kann nur noch auf 
die Beteiligung an ausländiſchen Lotterien Anwendung finden, 
da es für inländiſche Lotterien durch §S 286 StGB. überholt 
iſt. Das ſogenannte Kapitaliſationsgeſchäft der franzöſiſchen 
Spargeſellſchaften iſt als Lotterie zu beurteilen, wenn die nicht 
ausgeloſten Teilnehmer nur den Betrag ihrer ratenweiſe ge⸗ 
leiſteten Zahlungen ohne Verzinſung zurückerlangen, die aus⸗ 
geloſten aber die Kapitalzahlung früher erhalten und von weiteren 
Ratenzahlungen frei werden. Nicht verletzt ſind das Geſetz vom 
8. Juni 1871, betr. Inhaberpapiere mit Prämien, und das 
Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 1894. Urt. d. 
I. Sen. v. 18. Okt. 1909 (75/09). RGSt. 42, 430. 

111. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch vom 20. September 1899 Art. 6.] Letztwillige Zu⸗ 
wendungen an juriſtiſche Perſonen ſind nur dann genehmigungs⸗ 
pflichtig, wenn der freie Wert nach Abzug aller Belaſtungen, 
auch der bloßen Auflagen, 5000 & überſteigt. Urt. d. V. Sen. 
v. 26. Mai 1909 (240/09). RGSt. 42, 360. 

112. Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2. Juli 
1900 85 1, 9.] Das Züchtigungsrecht geht mit dem Erziehungs⸗ 
auftrag an den beauftragten Familienvorſtand oder Anſtalts⸗ 
leiter über. Urt. d. III. Sen. v. 17. Mai 1909 (203/09). 
RGsSt. 42, 347. 

113. Sächſiſches Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juli 1900 
8 68.] Zur Strafbarkeit genügt der Gefährdungsvorſatz. Ent⸗ 
ſchuldbar iſt nie die Unkenntnis des Geſetzes, und das Miß⸗ 
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verſtändnis nur dann, wenn der Irrtum nach den Umſtänden 
des Einzelfalles das Bewußtſein von der Möglichkeit einer Ver⸗ 
kürzung des Steuerintereſſes ausſchloß. Urt. d. IV. Sen. v. 
25. Juni 1909 (301/09). RGSt. 42, 376. 

114. StGB. § 1 Abſ. 3. Preußiſches Einkommenſteuer⸗ 
geſetz vom 24. Juni 1891/19. Juni 1906 § 72. Preußiſches 
Ergänzungsſteuergeſetz vom 14. Juli 1893/19. Juni 1906 
§ 44.] Die Abgrenzung zwiſchen Vergehen und Übertretungen 
richtet ſich nach dem Betrage der im konkreten Falle feſtgeſtellten 
Hinterziehung in der höchſten nach dem Strafrahmen abſtrakt 
zuläſſigen Vervielfältigung. Urt. d. IV. Sen. v. 17. Sept. 1909 
(570/09). RGSt. 42, 397. 

115. Bayriſche Juſtizminiſterialbekanntmachung, das Ver⸗ 
fahren gegen Jugendliche betreffend, vom 22. Juli 1908.] „Aus 
kunftsperſonen“ können in der Hauptverhandlung nur als 
Zeugen gehört werden. Urt. d. I. Sen. v. 1. März 1909 
(4909). RGSt. 42, 219. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


2. Abſchnitt. 
Privatklage. Nebenklage. 

Der § 377 umſchreibt den Kreis der Delikte, die durch 
Privatklage verfolgt werden können. 

Die Ziffern 1 und 2 wurden angenommen, nachdem ein 
Antrag, auch die Bundesfürſten und die Fürſten auswärtiger 
Staaten bei Beleidigung ihrer Perſon auf den Weg der Privat⸗ 
klage zu verweiſen, abgelehnt worden war. 

Zu Ziffer 3 (Körperverletzung) lag zunächſt der Antrag vor, 
hinter 98 223, 230 einzuſchalten: 

„ſoweit die Strafverfolgung nur auf Antrag eintritt“. 

Der Antrag bezweckt in der Hauptſache, das Vergehen des 
5 230 Abſ. 2 (fahrläſſige Körperverletzung unter Übertretung 
einer Amts⸗, Berufs⸗ uſw. Pflicht) der Privatklage zu entziehen, 
alſo das geltende Recht aufrechtzuerhalten, und wurde be⸗ 
ſonders mit dem Hinweis auf die Unzuträglichkeiten begründet, 
die dem Lehrerſtand erwachſen würden, wenn Lehrer wegen 
Ausübung ihres Züchtigungsrechts mit einer Privatklage be⸗ 
droht werden könnten. Die jetzige Verfolgung von Amts wegen 
gewährleiſte es, daß nur wirklich begründeten Anzeigen Folge 
gegeben werde. Der Antrag wurde angenommen. 

Weitere Anträge liefen darauf hinaus, das Vergehen des 
9 223 a (gefährliche Körperverletzung) von der Privatklage aus⸗ 
zunehmen, da dieſes Delikt ſo ſchwer ſein könne, daß es ſich 
zur Verfolgung im Privacklagewege nicht eigne, eventuell aber 
die Verfolgung mittelſt öffentlicher Klage dann vorzuſchreiben, 

„wenn die Körperverletzung mittelſt einer Stoß⸗, Hieb⸗ 
oder Schußwaffe oder mittelſt einer das Leben gefährdenden 
Behandlung begangen iſt“. 

Beide Anträge wurden abgelehnt; die Mehrheit erwog, daß 
der Abſ. 2 des § 377 den Staatsanwalt in die Lage ſetze, 
ſchwerere Fälle mit der öffentlichen Klage zu verfolgen, indem 
er ein öffentliches Intereſſe als vorhanden anſehe; dieſe Be⸗ 
ſtimmung reiche aus, um Härten zu verhindern. 

Die Ziffern 4 bis 8 der Vorlage wurden gleichfalls an⸗ 
genommen. Abgelehnt wurde zu Ziffer 8 der Antrag, die Ver⸗ 
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letzungen des literariſchen, künſtleriſchen und gewerblichen 
Urheberrechts der öffentlichen Klage vorzubehalten. Es wurde 
faſt allgemein anerkannt, daß bei dieſen Delikten der Staats⸗ 
anwalt in der Mehrzahl der Fälle lediglich als Vorſpann 
benutzt werde, um die Sache aufzuklären; ſpäter werde der 
Antrag zurückgezogen, und das von dem Staatsanwalt und den 
Gerichten zuſammengetragene Material werde dazu benutzt, um 
im Zivilprozeſſe eine Entſchädigung durchzuſetzen. 

Zu Abſ. 2 wurde von mehreren Seiten ausgeführt, daß es 
notwendig ſei, gegen die Entſcheidung des Staatsanwalts, daß 
ein öffentliches Intereſſe vorliege oder nicht vorliege, ein Rechts⸗ 
mittel an das Gericht einzuführen, damit willkürliche Ent⸗ 
ſcheidungen ausgeſchaltet werden. Von der Regierung und aus 
der Mitte der Kommiſſion wurde hiergegen grundſätzlich Wider⸗ 
ſpruch erhoben, da die Frage nach dem Vorliegen eines öffent⸗ 
lichen Intereſſes keine Rechts⸗ ſondern eine Zweckmäßigkeits⸗ 
frage ſei, deren Nachprüfung niemals einem Gericht übertragen 
werden könne. Der Antrag wurde gleichwohl angenommen und 
hinter dem Abſ. 2 folgender Abſ. 3 aufgenommen: 

„Hat der zur Erhebung der Privatklage Berechtigte die 
Erhebung der öffentlichen Klage beantragt, ſo hat die 
Staatsanwaltſchaft, wenn ſie die Erhebung der Klage 
ablehnt, den Antragſteller unter Angabe der Gründe zu 
beſcheiden. Gegen dieſen Beſcheid kann der Antragſteller 
die Entſcheidung des vorgeſetzten Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft und gerichtliche Entſcheidung gemäß § 117 
anrufen.“ 

Bei 8 378 wurde beanſtandet, daß nach Abſ. 2 Minder⸗ 
jährige auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres ſelbſtändig 
Privatklage nicht erheben könnten. Dies entſpreche meiſt der 
wirtſchaftlichen und ſozialen Stellung ſolcher Minderjähriger, 
ſtehe auch im inneren Widerſpruch zum BGB., das ihnen im 
gewiſſen Umfange Geſchäftsfähigkeit (SS 111, 112 BGB.) zu 
erkannt habe, und zur ZPO., die für die Prozeßfähigkeit die 
entſprechenden Konſequenzen ziehe. 

Von anderer Seite wurde zwar darauf hingewieſen, daß 
eine unglückliche Privatklage das Vermögen des Minderjährigen 
erheblich belaſten könne; der Antrag, den Minderjährigen über 
18 Jahre mit der Privatklage auszuſtatten, wurde jedoch an⸗ 
genommen, und der Abſ. 2 des 5 378 folgendermaßen gefaßt: 

„Minderjährige können ſelbſtändig Privatklage erheben, 
wenn ſie das 18. Lebensjahr vollendet haben.“ 
Mit dieſer Anderung fand der § 378 Annahme. 

§ 379 wurde nicht beanſtandet. Bei § 380 wurde die 
hier vorgeſchlagene Befriſtung der Privatklage auf drei Monate 
von einer Seite für eine Verſchlechterung erklärt; die über⸗ 
wiegende Mehrheit nahm jedoch den Paragraphen an, nachdem 
zu Abſ. 2 feſtgeſtellt worden war, daß die Friſt, wenn der 
Privatkläger den Staatsanwalt erfolglos angerufen habe, erſt 
von der Beſcheidung durch die höchſte angerufene Inſtanz an zu 
laufen beginne. 

Zu § 381 lag ein ſozialdemokratiſcher Antrag vor: 
„Perſonen, die demſelben Berufe wie der Privatkläger 
angehören, ſowie von der Berufsorganiſation, der er an⸗ 
gehört, angeſtellte Beamte (z. B. Arbeiterſekretäre) find 
als Vertreter des Privatklägers und auf Antrag des 
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Den hier bezeichneten Perſonen ſoll alſo ein Recht auf un⸗ 


bedingte Zulaſſung eingeräumt werden. Der Antrag wurde 
abgelehnt, weil er auf eine Privilegierung der Arbeiterklaſſe 
hinauslaufe, zu der ein Anlaß nicht vorliege, und der § 381 
angenommen. 

Der § 382 wurde unverändert genehmigt, ebenſo der 
8 383. Hier wurde angeregt, den Sühneverſuch auch auf die 
Beleidigung einer Behörde oder eines Beamten ($ 196 StGB.) 
ſowie auch auf die übrigen Privatklagedelikte des 8 377 aus: 
zudehnen; die dahinzielenden Anträge fanden aber keine Mehr⸗ 
heit, da man davon ausging, daß dieſe Vergehen ſich zur Ver⸗ 
handlung vor einem Schiedsmann oder Friedensrichter nicht 
eignen. 

Auch die SS 384, 385, 386 und 387 fanden unverändert 
Annahme. 

Hinter § 387 wurde folgender $ 387 eingeſchaltet: 

§ 387 a. 

„Der Amtsrichter kann nach Erhebung der Klage, 
wenn er es zur Vorbereitung der Hauptverhandlung oder 
aus anderen Gründen für zweckmäßig hält, eine Vor⸗ 
verhandlung anberaumen und hierzu das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Parteien anordnen. Kommt es bei der Vor⸗ 
verhandlung zu einem Vergleich, fo findet §S 383 Abſ. 3 

. entfprechende Anwendung.“ 

Die Kommiſſion ging davon aus, daß zur Vermeidung 
der mit erheblichen Koſten verbundenen Hauptverhandlungen 
dem Amtsrichter die Möglichkeit gegeben werden müſſe, eine 
Sache ſchon vor der Hauptverhandlung durch Vergleich aus 
der Welt zu ſchaffen. 

Die 88 388 bis 391 wurden nach der Vorlage an⸗ 
genommen. 

Bei § 392 wurde beantragt, im Abſ. 3 die Worte „oder 
wenn während des Verfahrens der Verletzte ſtirbt“ zu ſtreichen. 
Der Antrag verfolgt den Zweck, den Anſpruch auf die Buße, 
ſobald er rechtzeitig erhoben worden iſt, nach dem Tode des 
Privatklägers vererben zu laſſen, und wurde damit begründet, 
daß die Buße heutzutage kein pönales Element mehr enthalte, 
ſondern einen reinen Entſchädigungsanſpruch darſtelle, der der 
Vererbung unterliegen müſſe wie jeder ſonſtige Anſpruch des 
Zivilrechts. Von gegneriſcher Seite wurde darauf hingewieſen, 
daß der Antrag inſofern Verwicklungen hervorrufen werde, als 
der Bußanſpruch naturgemäß auf die Erben des Privatklägers 
überzugehen habe, während zur Durchführung der Privatklage 
möglicherweiſe Angehörige desſelben berufen ſeien, die nicht 
erbberechtigt ſeien. Der Antrag wurde indeſſen angenommen. 

Der § 393 wurde nicht beanſtandet; in § 394 wurde der 
Satz 2 des Abſ. 2 im Einverſtändnis der Regierungsvertreter 
geſtrichen, im übrigen aber der Paragraph angenommen, ebenſo 
der 8 395 mit einer redaktionellen Anderung. 

Zu § 396 wurde beantragt, die Zurücknahme der Privat⸗ 
klage auch noch in der Reviſionsinſtanz für zuläſſig zu erklären, 
und weiter zu beſtimmen, daß nach der Zurücknahme nicht nur 
keine neue Privatklage, ſondern auch die öffentliche Klage wegen 
derſelben Straftat nicht erhoben werden dürfe. Beide Anträge 
wurden abgelehnt, der erſtere, weil ein Bedürfnis hierzu nicht 
vorliege, der zweite, weil die öffentliche Klage durch Zurück⸗ 
nahme der Privatklage nicht beeinträchtigt werden dürfe. Der 
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§ 396 wurde hierauf nach der Vorlage angenommen, ebenfo 
die 88 397, 398. 

Zu § 399 wurde, um den bei § 392 gegen die Ver⸗ 
erblichkeit des Bußanſpruchs vorgebrachten Bedenken Rechnung 
zu tragen, folgender Zuſatz beſchloſſen: 

„den Anſpruch auf Buße können die in Abſ. 1 bezeichneten 
Perſonen nur fortſetzen, wenn ſie Erben des Privat⸗ 
klägers ſind.“ 

Mit dieſem Zuſatz fand § 399 Annahme. 

Bei § 400 (Widerklage) wurde es als ſchwerer Mißſtand 
bezeichnet, daß dem Beſchuldigten eine Widerklage häufig dadurch 
abgeſchnitten werde, daß die Privatklage kraft geſetzlichen 
Antragsrechts vom Ehemanne einer Ehefrau erhoben werde, 
während eigentlich die Ehefrau klagen müßte. Es herrſchte Über- 
einſtimmung darüber, daß dieſer Tibelftand zu beſeitigen ſei. 
Schließlich einigte man ſich dahin, zu dieſem Zwecke auf den 
§ 378 Abſ. 1 zurückzugreifen, und beſchloß den Satz 2: 

„Ferner ſteht die Privatklage ſolchen Perſonen zu, die 
ſelbſtändig zur Stellung des Strafantrags berechtigt 
ſind.“ 
zu ſtreichen. Danach kann künftig der Ehemann für ſeine 
Ehefrau nicht mehr klagen und der oben gekennzeichnete Miß⸗ 
ſtand hinſichtlich der Widerklage iſt beſeitigt. Eine Anzahl 
anderer Anträge, die ſich mit derſelben Frage befaßten, war 
hierdurch erledigt. 

Der Abſ. 2 wurde in Übereinſtimmung gebracht mit 
dem entſprechenden Beſchluſſe zu 8 378 Abſ. 2. Hiernach 
ſteht den Minderjährigen über 18 Jahren auch die Wider⸗ 
klage zu. 

Ein weiterer Antrag, der die Widerklage bis zur Be⸗ 
endigung der Schlußverträge zweiter Inſtanz für zuläſſig erklären 
wollte, wurde abgelehnt, weil dadurch unter Umſtänden dem 
Widerbeklagten eine Inſtanz abgeſchnitten werden könne; das⸗ 
ſelbe Schickſal erlitt der Antrag, zu beſtimmen, daß das Wider⸗ 
klagedelikt innerhalb der Verjährungsfriſt oder wenigſtens 
innerhalb eines Jahres ſeit Erhebung der Privatklage begangen 
ſein müſſe. Man war der Anſicht, daß es unter Umſtänden 
zuläſſig ſein müſſe, zur Begründung einer Widerklage auch auf 
ältere Vorfälle zurückzugreifen. 

In der aus obigem ſich ergebenden Faſſung wurde 
§ 480 hierauf angenommen. 

Unveränderte Annahme fanden die 88 401 bis 403. Der 
§ 404 Abſ. 3 erhielt entſprechend dem § 71 Abſ. 3 ZPO. 
folgenden Zuſatz: 5 

„Wird die Nebenklage als unzuläſſig verworfen, ſo findet 
ſofortige Beſchwerde ſtatt. Solange nicht die Unzuläſſigkeit 
der Nebenklage rechtskräftig ausgeſprochen iſt, wird der 
Nebenkläger im Hauptverfahren zugezogen.“ 

Die SS 405 bis 409 erfuhren keine Veränderung. G. 


Praxis der Prozeßnovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Zu $ 202 Abſ. 3 GWG. ſpricht eine Entſcheidung des 
Landgerichts II Berlin zutreffend aus, daß, wenn bereits ein 
Termin zur mündlichen Verhandlung ſtattgefunden hat, in dem 
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widerſprechende Anträge geftellt worden find, dem Antrage, die 
Sache zur Ferienſache zu erklären, nur ſtattgegeben werden 
darf, wenn die Sache beſonderer Beſchleunigung bedarf. 

Eine zu derſelben Beſtimmung ergangene Entſcheidung des 
Landgerichts Gera ſtellt — im Gegenſatz zu dem Amts— 
gericht Magdeburg Gr. 59 S. 773) — feſt, daß dem Antrag 
auf Erklärung einer Sache zur Ferienſache auch dann ſtatt— 
zugeben iſt, wenn in der Sache bereits ein Termin 
nach den Ferien anberaumt iſt. Es war bereits im vorigen 
Bericht bemerkt, daß die gegenteilige Anſicht keine Stütze im 


Geſetze findet. 

91. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts II Berlin, I. Ferien-Zivil⸗ 
kammer, vom 1. Auguſt 1910 (1 T. 17/10). 


Da in dem oben bezeichneten Termin bereits ein Termin zur 
mündlichen Verhandlung ſtattgefunden hat, in dem einander wider⸗ 
ſprechende Anträge geſtellt worden ſind, kann dem Antrage, die Sache 
zur Ferienſache zu erklären, nur ſtattgegeben werden, wenn die Sache 
beſonderer Beſchleunigung bedarf. Dies folgt unzweifelhaft ſinngemäß 
aus der Vorſchrift des § 202 Abſ. 3 GVG. Daß vorliegendenfalls 
die Sache einer beſonderen Beſchleunigung bedarf, hat die Klägerin 
in keiner Weiſe dargetan, vielmehr noch nicht einmal die Klage aus⸗ 


reichend begründet. 

92. Beſchluß 
des gemeinſchaftl. Landgerichts Gera, Ferien-Zivil— 
kammer, vom 12. Auguſt 1910 (W. c. B.). 

In Sachen .. .. hat die Ferien⸗Zivilkammer des gemeinſchaft⸗ 
lichen Landgerichts in Gera auf die ſofortige Beſchwerde der Klägerin 
gegen den Beſchluß des Fürſtl. Amtsgerichts in Gera vom 1. Auguſt 
1910 in der Sitzung vom 12. Auguſt 1910 in der Erwägung, daß 
nach § 202 Abſ. 3 GVG. in dem Verfahren vor den Amtsgerichten 
auf Antrag auch andere als die in Abſ. 2 daſelbſt bezeichneten Sachen 
als Ferienſache zu erklären ſind, und daß der Antrag auf Erklärung 
zur Ferienſache mangels entgegenſtehender geſetzlichen Beſtimmung auch 
noch nach Anberaumung des Verhandlungstermins wirkſam geſtellt 
werden kann, beſchloſſen: ä 

Der Beſchwerde wird ſtattgegeben, der Rechtsſtreit wird zur 
Ferienſache erklärt und das Fürſtl. Amtsgericht in Gera angewieſen, 
den auf 3. Oktober 1910 anberaumten Verhandlungstermin auf einen 
Tag innerhalb der Gerichtsferien zurückzuverlegen. 


Zu § 104 ZPO. hat ſich das Landgericht Liegnitz der 
Anſchauung Steins angeſchloſſen, wonach der Gerichtsſchreiber 
befugt iſt, auf die Erinnerung hin ſeinen Feſtſetzungsbeſchluß 


abzuändern. 
93. Beſchluß 


des Kgl. Landgerichts Liegnitz, II. Zivilkammer, vom 
12. Juli 1910 (3 T. 96/10). 


Durch Beſchluß vom 14. Juni 1910 hatte der Gerichtsſchreiber 
des Amtsgerichts Bunzlau die vom Kläger an den Beklagten zu 
erſtattenden Koſten auf 56,10 K, feſtgeſetzt. Hiergegen erhob der 
Kläger Erinnerung und beantragte die Abſetzung von 5 NM. Der 
Gerichtsſchreiber erkannte die Erinnerung an und erließ am 21. Juni 
einen neuen Beſchluß, worin er ſeinen früheren dahin abänderte, daß 
er die erſtattungsfähigen Koſten auf nur 51,10 & ‚feſtſetzte. Der 
Kläger erkannte die Berechtigung des Gerichtsſchreibers, ſeine Ent⸗ 
ſcheidung zu ändern, nicht an und beantragte bei dem Amtsgericht 
Bunzlau, über ſeine Erinnerung zu befinden. Das Amtsgericht 
lehnte in der angefochtenen Verfügung eine Entſcheidung auf die Er: 
innerung ab, weil ihr bereits durch den Gerichtsſchreiber abgeholfen 
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ſei, wozu dieſer ein Recht gehabt habe. Hiergegen richtet ſich die 
Beſchwerde des Klägers, in welcher er beantragt: 
das Amtsgericht Bunzlau anzuweiſen, über die Erinnerung zu 
entſcheiden. 
Er wiederholt unter Berufung auf SS 104, 576 ZPO. feine Anſicht, 
daß der Gerichtsſchreiber nicht befugt ſei, ſeinen Feſtſetzungsbeſchluß 
zu ändern, dieſe Anderung vielmehr vom Gericht vorgenommen 
werden müſſe. 

Die Beſchwerde iſt an ſich zuläſſig, entbehrt aber der Be: 
gründung. Der Wortlaut des § 104 ZPO. ſpricht allerdings für 
die Anſicht des Beſchwerdeführers, er iſt aber nicht allein entſcheidend. 
Das Naturgemäße iſt, daß jeder, dem das Geſetz eine ſelbſtändige 
Entſcheidung anvertraut, auch berechtigt iſt, auf eine Vorſtellung hin 
dieſe Entſcheidung zu ändern, wenn er ſich nachträglich von ihrer 
Unrichtigkeit überzeugt. Auf dieſer Erwägung beruht auch die Be⸗ 
ſtimmung des §S 571 ZPO. Wenn dort dem Gericht und dem Bor: 


. fitenden, deſſen Entſcheidung angefochten wird, die Abänderungs⸗ 


befugnis im Falle der Beſchwerde eingeräumt iſt, ſo muß die gleiche 
Befugnis in analoger Weiſe im Falle der Erinnerung dem Gerichts⸗ 
ſchreiber zuerkannt werden. Dabei muß noch berückſichtigt werden, 
daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren ein eigenartiges Verfahren iſt, 
bei welchem ſchon nach bisherigem Recht der Grundſatz der Unab⸗ 
änderlichkeit einer Entſcheidung im Falle der ſofortigen Beſchwerde 
durchbrochen war. War es ſchon vor dem 1. April 1910 zuläſſig, 
die angefochtene Koſtenfeſtſetzung abzuändern, ohne die höhere Inſtanz 
entſcheiden zu laſſen, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb die Novelle zur 
Zivilprozeßordnung, die ſo erhebliche Abkürzungen des Verfahrens 
eingeführt hat, nicht auch die Abänderungsbefugnis des Gerichts⸗ 
ſchreibers zulaſſen ſollte. (gl. Stein, Novelle zur ZPO., § 104 
Note V, 5.) Der § 576 ZPO. ſteht dem nicht entgegen. Der Be: 
ſchwerdeführer verkennt den Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung vollſtändig. 
Allerdings hat das Prozeßgericht zu entſcheiden, wenn die Anderung 
einer Entſcheidung des beauftragten oder erſuchten Richters oder des 
Gerichtsſchreibers verlangt wird. Dabei iſt doch aber nur an die 
Fälle gedacht, in denen derjenige, der die Entſcheidung erlaſſen hat, 
ihre Anderung in dem von der Partei gewünſchten Sinne ablehnt. 
Im anderen Falle gilt ſowohl der beauftragte und erſuchte Richter 
wie auch der Gerichtsſchreiber ohne weiteres als befugt, auf die 
Wünſche der Partei einzugehen, ohne die Angelegenheit dem Prozeß: 
gericht unterbreiten zu müſſen. 


Die Frage der Anfechtbarkeit des Beſchluſſes des Amts— 
gerichts, welches ſich für unzuſtändig erklärt und den Rechts⸗ 
ſtreit vor ein Sondergericht verweiſt ($ 505 Abſ. 2 ZPO.), 
verneinen das Landgericht München I und das Oberlandes⸗ 
gericht daſelbſt, und zwar mit der Begründung, daß der Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß nicht ein das Verfahren betreffendes Geſuch 
zurückweiſe und die Beſchwerde deshalb nach S 567 ZRD. 
nicht ſtattfinde. Vgl. hierzu die Entſcheidungen des Landgerichts 
Hof und des Oberlandesgerichts Bamberg (Nr. 5, 20 S. 597, 
688 f.), welche den gegenteiligen Standpunkt einnehmen. 


94. 95. Beſchlũſſe 
a. des Kgl. Landgerichts München I, II. Ferien-Zivil⸗ 
kammer, vom 11. Auguſt 1910 (X A. 2564/10); 
b. des Kgl. Oberlandesgerichts München, Ferienſenat, 
vom 24. Auguſt 1910 (Beſchw.⸗Reg. Nr. 524/10). 
z | 
Das Amtsgericht hat ſich durch den in mündlicher Verhandlung 
erlaſſenen, angefochtenen Beſchluß auf Antrag des Klägers für un⸗ 
zuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit vor das Kaufmannsgericht 
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München verwieſen. Der hiergegen eingelegten Beſchwerde des Be 
klagten vom 5. d. Mts. hat das Amtsgericht nicht abgeholfen; es 
erachtet die Beſchwerde wegen $ 505 Abſ. 2 ZPO. als unzuläffig. 

Das Beſchwerdegericht ſchließt ſich der Auffaſſung der Begründung 
des Entwurfs zur Zivilprozeßnovelle vom 1. Juni 1909 (ſ. Druckſ. des 
RT. 1907/08 Anl. Bd. 246 S. 4571) an, wonach eine Verweiſung 
ſeitens des Amtsgerichtes an ein Sondergericht nicht gemäß § 505 Abſ. 1 
ZPO. durch Beſchluß erfolgen kann, ſondern im Falle der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des ordentlichen Gerichts die Klage, wie bisher, durch 
Urteil abzuweiſen iſt. (Vgl. die in der Beſchwerdeſchrift enthaltenen 
Zitate, ferner Sydow⸗Buſch, ZPO. 12. Aufl. Bem. 4 zu § 505; 
Struckmann⸗Koch, ZPO. 9. Aufl. zu 8 505; dagegen Gaupp⸗ 
Stein, die Novelle zur Zivilprozeßordnung vom 1. Juni 1909, Bem. VI 
zu § 505.) 

Da § 505 Abſ. 2 ZPO. einen Beſchluß der in Abſ. 1 J. c. er: 
wähnten Art vorſieht, alſo nur einen Beſchluß auf Verweiſung an 


ein ordentliches Gericht, ſo ſtellt ſich der Beſchluß des Amtsgerichts 


vom 5. d. Mts. nicht als ein Beſchluß im Sinne des § 505 Abſ. 2 
38 O. dar, es findet alſo auf ihn auch nicht die Beſtimmung der 
Unanfechtbarkeit gemäß § 505 Abſ. 2 ZPO. Anwendung. 

Allein die Beſchwerde iſt trotzdem unſtatthaft, weil der Beſchluß 
vom 5. Ifd. Mts. nicht ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurück⸗ 
weiſt, ſondern einem Geſuche ſtattgibt, gleichviel von welcher Partei 
es geſtellt if. S. Gaupp⸗Stein, ZPO. Bem. 11 zu $ 567. 
Deshalb findet gemäß § 567 ZPO. eine Beſchwerde nicht ftatt, auch 
wenn der Beſchluß geſetzwidrig iſt. Der in dem Beſchluſſe des Land⸗ 
gerichts Hof vom 3. Mai 1910 (JW. 1910, 597) vertretenen Auf: 
faſſung über die bedingungsloſe Anfechtbarkeit geſetzwidriger Beſchlüſſe 
kann nicht beigetreten werden. 

Deshalb war die Beſchwerde, wie geſchehen, mit der Koſtenfolge 
aus § 97 ZRO. als unzuläſſig zu verwerfen. 


b. 

Das Kgl. Amtsgericht München hat ſich mit Beſchluß vom 
5. Auguſt 1910 für eine Klage des A. F. vom 21. Juli d. J. 
als unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit an das Kaufmanns⸗ 
gericht verwieſen, offenbar in Anwendung des 8 505 ZPO. n. F. 
Der Beklagte hat Beſchwerde erhoben, weil das Amtsgericht wegen 
ſeiner Unzuſtändigkeit die Klage hätte abweiſen ſollen, und hat ſich 
hierbei auf die gegen Steins Anm. VI zu § 505 (Novellenkommentar 
S. 100 f.) ſprechende Literatur und Rechtſprechung (insbeſondere 
Landgericht Hof und Oberlandesgericht Bamberg, IW. 1910 S. 597 
und 688) bezogen. Das Landgericht folgt zwar den Motiven zur 
Novelle (RT. Verh. Bd. 246 S. 4571 oben) und der eben zitierten 
Literatur, erachtet aber wegen § 505 Abſ. 2 die Anfechtung des amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes für unzuläſſig. 

Die weitere Beſchwerde des beklagten Anwalts gegen den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß, der in ſeiner Begründung einen neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrund — prozeſſualer Art — enthält, erſcheint 
nach § 568 Abſ. 2 ZPO. als zuläſſig, fachlich jedoch als nicht gerecht: 
fertigt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob für die Auslegung des § 505 
Abſ. 1 ZPO. der Wortlaut dieſer Geſetzesſtelle (vgl. Stein, Novelle) 
oder der Schlußſatz der hierzu vorliegenden Motive maßgebend ſein 
ſoll. Der landgerichtlichen Auslegung von § 505 Abſ. 2 vermag ſich 
jedenfalls der Senat nicht anzuſchließen. Dagegen erachtet er das 
hieran gereihte Argument aus 8 567 ZPO. für durchſchlagend und 
hiernach die jetzt erhobene weitere Beſchwerde für unbegründet. 


Zu 8 505 Z) O. liegt ferner eine intereſſante Entſcheidung 
des Landgerichts Hildesheim vor. Das Amtsgericht hatte 
ſich durch Erlaſſung des Endurteils ſtillſchweigend für zuſtändig 
erklärt. In der Berufungsinſtanz entſchied das Landgericht im 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


17. 1910. 


Sinne der ſachlichen Unzuſtändigkeit des Amtsgerichts, 
hob das Urteil auf und verwies die Sache gemäß 8 539 
ZPO. an das Amtsgericht zurück, damit dieſes ſich gemäß 
§ 505 ZPO. durch Beſchluß für unzuſtändig erkläre und den 
Rechtsſtreit an das zuſtändige Landgericht Hildesheim verweiſe. 
Die Entſcheidung iſt ſo unbefriedigend, daß man ohne weiteres wird 
ſagen müſſen, ſie kann nicht richtig ſein. Setzt ſie doch an 
Stelle der von der neuen Regelung des 8 505 ZPO. gewollten 
Beſchleunigung des Verfahrens eine Verſchleppung. Daß die 
Entſcheidung unrichtig iſt, ergibt ſich aus Steins treffendem 
Hinweis, daß ja das Amtsgericht durch die Entſcheidung 
des Landgerichts für unzuſtändig erklärt wird; eine 
Zurückverweiſung des Rechtsſtreites an dieſes ſoeben für un⸗ 
zuſtändig erklärte Gericht kann alſo nicht ſtattfinden. Das 
Landgericht hätte alſo den Rechtsſtreit — durch Urteil — an 
ſich ſelbſt als Gericht erſter Inſtanz verweiſen müſſen. 
(Vgl. hierzu Stein, Kommentar zur Novelle, S. 101.) 


96. Arteil 


des Kgl. Landgerichts Hildesheim, I. Zivilkammer, 


vom 18. Juni 1910 (. 207/10). 


Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des König⸗ 
lichen Amtsgerichts Hildesheim vom 26. April 1910 aufgehoben und 
die Sache an das genannte Gericht zurückverwieſen. 


Tatbeſtand. 

Gegen das vorbezeichnete Urteil, auf deſſen vorgetragenen Inhalt 
verwieſen wird, hat der Beklagte form- und friſtgerecht Berufung ein⸗ 
gelegt mit dem Antrage, 

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage abzu⸗ 
weiſen und dem Kläger die Koſten beider Inſtanzen aufzu⸗ 
erlegen. l 
Der Kläger hat beantragt, 

die Berufung der Gegenſeite auf deren Koſten zurückzuweiſen, 
eventuell die Sache an das zuſtändige Gericht zu verweiſen 
oder auf Grund des § 539 ZPO. den Rechtsſtreit an das 
Amtsgericht zurückzuverweiſen. 

Wegen der Begründung der Berufung wird auf den vorgetragenen 
Inhalt des beklagtiſchen Schriftſatzes vom 19. Mai 1910 verwieſen. 
Die Verhandlung hat ſich demgemäß auf die Frage der Zuſtändigkeit 
des vom Kläger angerufenen Gerichts beſchränkt. 


Entſcheidungsgründe. 

Die vom Beklagten vorgeſchützte Einrede der Unſtändigkeit des 
Gerichts iſt begründet. 

Bei dem Klaganſpruche handelt es ſich um einen Anſpruch nicht 
vermögensrechtlicher Natur. Die Mitgliedſchaft des Klägers bezüglich 
des beklagtiſchen Vereins bringt für ihn keine Veränderung in ſeinem 
Vermögen (des Klägers) mit ſich. Ausgeſprochener Zweck des Be⸗ 
klagten iſt, den deutſchen Geſang zu hegen und zu pflegen, geſellige 
Vergnügungen unter ſeinen Mitgliedern, daneben auch Bildung des 
einzelnen ſowie auch des ganzen nach Kräften zu fördern ($ 1 des 
Statuts). 

Daher iſt das vom Kläger angerufene Amtsgericht ſachlich nicht 
zuſtändig, und gemäß § 40 Abſ. 2 ZPO. war auch die ſtillſchweigende 
Vereinbarung feiner Zuſtändigkeit nach § 89 a. a. O. unzuläſſig. 

Da aus dieſem Grunde die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
Gerichts gemäß § 274 Nr. 1 ZPO. unverzichtbar iſt, kann der Beklagte 
fie nach 8 528 Abſ. 1 ZPO. noch in der Berufungsinſtanz wirkſam 
vorbringen. 

Demnach hatte die Aufhebung des angefochtenen Urteils zu 
erfolgen. 


39. Jahrgang. 


Zugleich aber war nach 8 539 ZPO. die Sache an das Amts⸗ 
gericht Hildesheim zurückzuverweiſen, das gemäß § 505 a. a. O. durch 
Beſchluß ſich für unzuſtändig zu erklären und den Rechtsſtreit an das 
zuſtändige Gericht — alſo das hieſige Landgericht — gemäß dem 
Antrage des Klägers zu verweiſen haben wird. 

Die Entſcheidung über die Koſten, auch der Berufungsinſtanz, 
iſt dem Endurteile vorzubehalten; vgl. 5 505 Abſ. 3 ZPO. 


Zu 8 52 RAG. liegen wiederum eine Anzahl von Ent⸗ 
ſcheidungen — der Oberlandesgerichte Breslau und Düſſel⸗ 
dorf und des Landgerichts Tilſit — vor, welche in den am 
1. April 1910 in der Berufungsinſtanz anhängig geweſenen 
Sachen dem Anwalte die erhöhten Gebühren der Novelle zu⸗ 
billigen, wenn ſeine Tätigkeit am 1. April noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen war. Die erſtgenannten Gerichte ſprechen ins⸗ 
beſondere auch aus, daß die erhöhte Gebühr auch dann erwächſt, 
wenn nur die Urteilszuſtellung oder die Annahme der 
Zuſtellung nach dem 1. April erfolgt iſt. (Vgl. hierzu die 
Entſcheidungen S. 690 ff., 729 ff., 781 ff.) 


97. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Breslau, II. Zivilſenat, 
vom 8. Juli 1910 (2 W. 103/10). 
Da das Geſetz vom 1. Juni 1909 Übergangsvorſchriſten darüber, 


wie die Prozeßgebühr in den vor dem 1. April 1910 anhängig ge⸗ 


wordenen Sachen zu berechnen iſt, nicht trifft, ſo iſt die Entſcheidung 
dieſer Frage aus dem Begriffe der Prozeßgebühr zu entnehmen. Dieſe 
Gebühr wird als Vergütung für den Geſchäftsbetrieb durch jede auf 
Erledigung der Prozeßſache gerichtete Tätigkeit des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, alſo dann nach dem Erhöhungſatze des § 52 verdient, 
wenn auch nur ein Teil der Tätigkeit nach dem 31. März 1910 vor⸗ 
genommen wird. Als eine ſolche auf die Erledigung der Prozeßſache 
gerichtete Tätigkeit ſtellen ſich die nach dem 1. April 1910 von dem 
Prozeß bevollmächtigten der Berufungsinſtanz vorgenommene Urteils⸗ 
zuſtellung und die Überſendung der Handakten dar. 


98. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Breslau, IV. Zivilſenat, 
vom 13. Juli 1910 (4 W. 85/10). 
Durch das am 12. März 1910 verkündete Urteil des Königlichen 
Oberlandesgerichts in Breslau iſt die Berufung gegen die Urteile 
der II. Zivilkammer des Königlichen Landgerichts in Görlitz vom 
15. Oktober 1909 und 26. November 1909 auf Koſten des Beklagten 
zurückgewieſen worden. Die Höhe des Streitwertes betrug 2000 M. 
Der Kläger hat im Koſtenfeſtſetzungsverfahren beantragt, die Prozeß⸗ 
gebühr des Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinſtanz ent⸗ 
ſprechend dem durch die Novelle vom 1. Juni 1909 geänderten 
9 52 RAD. in Höhe von 46,80 „ (36 & und 10,80 V feſt⸗ 
zuſezen. Hiervon find durch den Koſtenfeſtſetzungsbeſchlus vom 
16. Juni 1910 10,80 .# abgeſetzt worden. 
Der Kläger hat gegen dieſen Beſchluß Erinnerung erhoben mit 
der Begründung, daß dem Prozeß bevollmächtigten der Berufungs⸗ 
inſtanz die um 5/0 erhöhte Prozeßgebühr deshalb zuſtehe, weil die 
Zuſtellung des Berufungsurteils nach dem 1. April 1910 erfolgt ſei. 
Das Königliche Landgericht Görlitz hat durch den angefochtenen 
Beſchluß die Erinnerung als unbegründet zurückgewieſen. 
Der Kläger hat gegen dieſen Beſchluß rechtzeitig die ſofortige 
Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage: 
der Erinnerung abzuhelfen und die bei der Prozeßgebühr des 
Anwalts II. Inſtanz abgeſetzten 10,80 „& dem Beklagten zur 
Erſtattung aufzugeben. 

Dem Rechtsmittel war der Erfolg nicht zu verſagen. 
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Die Berufungsinſtanz iſt mit der Verkündung des Urteils 
noch nicht als beendet anzuſehen. Zu den Tätigkeiten des Rechts⸗ 
anwalts bis zur Beendigung der Inſtanz gehören nach der Beſtimmung 
des § 29 Ziffer 7 RAG. die Zuſtellung und Empfangnahme der 
Entſcheidungen und die Mitteilung derſelben an den Auftraggeber. 
Demgemäß wird auch regelmäßig die volle Prozeßgebühr einem 
Rechtsanwalt zugeſprochen, der lediglich zur Zuſtellung des Urteils 
oder zur Empfangnahme der Zuſtellung ſeitens der Gegenpartei 
beſtellt iſt (efr. dazu JW. 1891 S. 4 Nr. 6, und S. 528 Nr. 10, 
ſowie RG. 41, 427; 68, 250). 

Der Zeitpunkt der Übernahme der Vertretung der Partei in 
der Berufungsinſtanz iſt für die Beſtimmung der Höhe der Gebühr 
nicht maßgebend. Sonſt würden, wenn der Anwalt des Berufungs⸗ 
klägers den Vertretungsauftrag vor dem 1. April 1910, der Anwalt 
des Berufungsbeklagten nach dem 1. April 1910 übernommen 
hätte, beide Anwälte verſchieden hohe Gebühren bekommen. 

Es iſt ferner anzunehmen, daß die Anderung des §S 52 RAG. 
auf die am 1. April 1910 in der Berufungsinſtanz bereits anhängigen 
Sachen Anwendung findet. 

Denn die Anderungen zur RAGD. bilden den Art. IV des 
Geſetzes vom 1. Juni 1909, deſſen Art. I, II, III die Anderungen 
zum GVG. bzw. ZPO. und zum GKG. enthalten. Art. VII be 
ſtimmt: „dieſes Geſetz — alſo die Art. I, II, III, IV — tritt 
am 1. April 1910 in Kraft.“ Damit iſt ebenſo wie anerkannten 
Rechts für die ZPO., auch für die RADO. die ſofortige Anwendung 
der Novelle auf die zur Zeit ihres Inkrafttretens anhängigen Sachen 
angeordnet. 

Eine Ausnahme von dem in Art. VII enthaltenen Grundſatz 
und zugleich den Beweis für deſſen Richtigkeit per argumentum 
e contrario bildet der Art. X der Novelle, wonach die Schreib: 
und Poſtgebühren in dem vor dem Inkrafttreten des Geſetzes anhängig 
gewordenen Rechtsſachen bis zur Beendigung der Inſtanz nach den 
bisherigen Vorſchriften in Anſatz zu bringen ſind. Dieſe Ausnahme⸗ 
vorſchrift war notwendig, da nach Art. IV Nr. 15 an Stelle der 
früheren Berechnung der Schreibgebühren für jede Seite eine Pauſch⸗ 
gebühr, alſo eine grund ſätzliche Anderung in der Berechnungs⸗ 
weiſe eingetreten iſt. Sie iſt einer ausdehnenden Auslegung nicht 
fähig. Der hier vertretene Standpunkt ſteht der Begründung zum 
Entwurf der Novelle: „die Koſten einer Rechtsſache laſſen ſich für 
eine Inſtanz nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen“, nicht 
entgegen. Denn die grundſätzliche Anderung iſt nur hinſichtlich der 
Schreibgebühren nicht aber hinſichtlich der Gebührenſätze eingetreten. 
Letztere find nur der Höhe nach geändert worden (fr. Dr. Koll in 
der DIZ. 1910 Nr. 8 S. 456). 

Wäre die Beibehaltung der bisherigen Sätze für eine nach dem 
Inkrafttreten der Novelle entfaltete gebührenfähige Tätigkeit gewollt, 
ſo wäre dies in Art. X allgemein, und nicht nur für die Schreib⸗ 
und Poſtgebühren ausgeſprochen worden. An ſich ſtehen dem Anſatz 
einer kraft Geſetzes geänderten Gebühr in anhängigen Sachen keine 
Bedenken entgegen (ſ. a. Beſchluß des Oberlandesgerichts Königsberg 
vom 28. Februar 1900 in ROL G. 1, 41). 

Die Abſetzung der 10,80 & war ſomit zu Unrecht erſolgt. 


99. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Breslau, Ferienſenat, 
vom 30. Juli 1910 (8a W. 140/10). 

Durch den rechtzeitig und in der geſetzlichen Form mit der 
ſofortigen Beſchwerde angefochtenen Beſchluß iſt die Erinnerung des 
Beſchwerdeführers gegen die Koſtenfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers 
vom 11. Mai 1910 mit Unrecht zurückgewieſen worden. 

Die Prozeßgebühr des Anwalts bleibt nicht, wie das Landgericht 
in dem angefochtenen Beſchluß ausführt, von einer geſetzlichen Anderung 
des Gebührenſatzes, die während der Dauer der durch die Prozeß: 
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gebühr abzugeltenden Tätigkeit des Anwalts eintritt, ſchlechthin un: 
berührt. Die Ausführung des Landgerichts wäre nur zutreffend, 
wenn die Anwaltsgebühren die rechtliche Natur einer das Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Anwalt und ſeinem Auftraggeber nach ſeiner 
privatrechtlichen Seite hin ergänzenden obrigkeitlichen Taxe hätten. 
Dies iſt jedoch nicht der Fall; vielmehr bilden die im weſentlichen 
nach öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten geregelten Anwaltsgebühren 
keine bloße Ergänzung der privatrechtlichen Vereinbarungen zwiſchen 
dem Anwalt und ſeinem Auftraggeber. Eine poſitive Vorſchrift, 
wonach die durch das Geſetz vom 1. Juni 1909 angeordnete Er⸗ 
höhung der in der Berufungsinſtanz zum Anſatze gelangenden Anwalts⸗ 
gebühren keine Anwendung findet, wenn die gebührenpflichtige Tätig⸗ 
keit ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes begonnen hat, iſt in 
dem Geſetze nicht enthalten. Insbeſondere läßt ſich aus Art. X des 
Geſetzes ein nicht nur die dort ausdrücklich erwähnten Schreib⸗ und 
Poſtgebühren, ſondern auch die Anwaltsgebühren im engeren Sinne 
betreffender Grundſatz keineswegs herleiten. 

Steht ſonach dem Anwalte, der nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 1. Juni 1909 eine gebührenpflichtige Tätigkeit, mag ſie 
auch ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begonnen haben, in 
der Berufungsinſtanz entfaltet hat, die höhere Gebühr des 8 52 RAG. 
in ſeiner neuen Faſſung zu, ſo hat im vorliegenden Falle der Be⸗ 
ſchwerdeführer die Prozeßgebühr nach dem erhöhten Satze zu fordern. 
Denn er hat eine durch die Prozeßgebühr zur Abgeltung gelangende 
Tätigkeit, nämlich die Herbeiführung der Zuſtellung des in der Be⸗ 
rufungsinſtanz ergangenen Urteils, erſt nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 1. Juni 1909 vorgenommen. Der Ausführung des 
Landgerichts, wonach die auf die Zuſtellung des Urteils verwendete 
Tätigkeit des Anwalts, wenngleich ſie durch die Prozeßgebühr ab⸗ 
gegolten wird, nicht geeignet ſein ſoll, dem Anwalt die höhere Gebühr 
aus § 52 RAGD. n. F. zu verſchaffen, iſt nicht beizutreten. Sie 
findet namentlich in dem Hinweis auf die in § 29 Abſ. 2 RAG. 
aufgezählten einzelnen Fälle keine geeignete Stütze, da dieſe Fälle ſich 
zum Teil nur auf die dem Anwalt erſter Inſtanz obliegende Tätigkeit 
beziehen (vgl. die Beſchlüſſe des Oberlandesgerichts in Breslau vom 
6. und 9. Juli 1910 — 4 W. 79 / 10 und 3 W. 65/10 —). 


100. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Düſſeldorf, vn. Zivil— 
ſenat, vom 6. Juli 1910 (8 W. 97/10). 
Die an ſich zuläſſige, auch friſt⸗ und formgerecht eingelegte Be⸗ 
ſchwerde iſt begründet. | 
Das Landgericht hat, nachdem am 8. April 1910 kontradiktoriſch 
verhandelt worden, die erhöhte Verhandlungsgebühr zugebilligt, eine 


entſprechende Erhöhung der Prozeßgebühr dagegen abgelehnt, weil 


nach dem 1. April ein Prozeßbetrieb nicht mehr ſtattgefunden habe. 
Grundſätzlich vertritt alſo das Landgericht den Standpunkt, daß auf 
die am 1. April 1910 anhängig geweſenen Prozeſſe die abgeänderte 
Gebührenordnung zur Anwendung zu kommen hat, ſofern es ſich um 
nach dieſem Zeitpunkt liegende gebührenpflichtige Akte handelt. Dieſe 
Anſicht iſt zu billigen. Reichsgerichtsrat Remelé iſt zwar im „Recht“ 
1910 S. 192 der entgegengeſetzten Meinung, indem er unter Bezug⸗ 
nahme auf die Begründung der Novelle den Artikel X derſelben, 
wonach die Schreib⸗ und Poſtgebühren in den vor dem Inkrafttreten 
der Novelle anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur Beendigung 
der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes 
und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in Anſatz zu bringen 
ſind, verallgemeinert und auf alle Gerichtsgebühren und alle Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte erſtreckt. Dieſe Anſicht hat indes lebhaften 
Widerſpruch erfahren (vgl. Rechtsanwalt Dr. Lentz im „Recht“ 1910 
S. 77; Rechtsanwalt Dr. Flechtheim IW. 1909, 380; Beſchluß 
der Anwälte am Kammergericht in der SW. 1910, 275; Rechts⸗ 
anwalt Meyerowitz in der IW. 1910, 325; Rechtsanwalt 
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Dr. Schwering in der JW. 1910, 380 und Leitſätze der Kom: 
miſſion des Münchener Anwaltsvereins in der JW. 1910, 598) und 
es kann ihr auch nicht zugeſtimmt werden. 

Abgeſehen davon, daß die Motive eines Geſetzes überhaupt 
nicht von maßgebender Bedeutung für die Auslegung desſelben ſind, 
da ſie als eine nicht von den geſetzgebenden Faktoren herrührende 
Privatarbeit weder die Beſtimmung noch die Macht haben, das Geſetz 
zu deklarieren, zwingen ſie im vorliegenden Falle aber auch gar nicht 
zu dem von Remele gemachten Schluß; es genügt, in dieſer Be⸗ 
ziehung auf die genannte Abhandlung von Schwering hinzuweiſen. 

Nimmt man hinzu, daß der klare Wortlaut des Artikel X der 
Novelle, wonach nur die Schreib⸗ und Poſtgebühren nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften zu berechnen ſind, hinſichtlich der anderen Ge⸗ 
bühren viel eher einen Schluß auf das Gegenteil zuläßt, ſo iſt damit 
den Motiven jede Bedeutung genommen und können ſie bei der Be⸗ 
urteilung der vorliegenden Frage entſcheidend nicht verwertet werden. 

Es muß vielmehr, da die Novelle ſelbſt darüber nicht entſchieden 
hat, auf welche Verhältniſſe ſie Anwendung finden ſoll, bei der all⸗ 
gemeinen Regel verbleiben, daß die abſtrakte Geſetzesnorm in der 
Regel dazu beſtimmt iſt, diejenigen Tatbeſtände zu ergreifen, welche 
ſich während ihrer Geltung verwirklichen, und daß ein Tatbeſtand, 
der aus mehreren zeitlich aufeinanderfolgenden Tatſachen ſich zu⸗ 
ſammenſetzt, dem Rechte der Zeit angehört, in welchem ſich der Tat⸗ 
beſtand vollendet. Geht man von dieſem Geſichtspunkte aus, dann 
kann es keinem Bedenken unterligen, auch die erhöhte Prozeßgebühr 


in Anſatz zu bringen. Zwar iſt es nach den Akten nicht richtig, daß 


der Beſchwerdeführer nach dem 1. April 1910 noch Schriftſätze zu 
den Akten gebracht hat, dies war aber auch nicht nötig. Denn der 
Geſchäftsbetrieb, für den die Prozeßgebühr zu entgelten iſt, beſchränkt 
ſich nicht auf die ſchriftliche Bearbeitung des Prozeſſes; er umfaßt 
vielmehr die geſamte Tätigkeit des Rechtsanwalts von dem Auftrage 
bis zur Beendigung der Inſtanz und gehört zu der Inſtanz nach 
§ 29 Abſ. 2 Ziff. 7 RAG. unter anderem auch noch die Zuſtellung 
und Empfangnahme der Entſcheidungen und die Mitteilung derſelben 
an den Auftraggeber. Da dieſe Handlungen von dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Beſchwerdeführers der II. Inſtanz erſt nach dem 
1. April 1910 vorgenommen worden ſind, war deſſen Geſchäftsbetrieb 
zu dieſer Zeit alſo noch nicht beendet und iſt die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung des Landgerichts nicht haltbar. 

Letzteres ergibt ſich übrigens auch ſchon daraus, daß der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Beſchwerdeführers, wie er glaubhaft erklärt, noch 
nach dem 1. April 1910 mit ſeiner Partei konferiert hat, und ſich 
auf die Schlußverhandlung vom 8. April 1910 vorbereiten mußte, 
was beides zweifellos zum Geſchäftsbetrieb gehört. Der Anſpruch auf 
die erhöhte Prozeßgebühr iſt deshalb begründet, wie auch ſchon der 
VII. Zivilſenat des Oberlandesgerichts Düſſeldorf in feinem Be: 
ſchluß vom 23. Mai 1910 erkannt hat, abgedruckt in der JW. 1910, 690. 


| 101. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Tilſit, Ferien: Zivilkammer, 
vom 20. Juli 1910 (T. 168/10). 

Durch den angefochtenen Beſchluß ſind zufolge Erinnerung des 
Klägers die von demſelben an den Beklagten zu erſtattenden Koſten 
auf 79,70 & feſtgeſetzt worden. Dabei iſt von der vom Kläger für 
die Berufungsinſtanz mit je 3,90 l liquidierten Prozeßgebühr, Ber: 
handlungsgebühr und Beweis- und weiteren Verhandlungsgebühr der 
Betrag von dreimal 90H = 2 & 70 & abgeſetzt worden mit der 
Begründung, daß für den in Rede ſtehenden, vor dem 1. April 1910 
anhängig gewordenen Rechtsſtreit die genannten Gebühren nach den 
bis dahin geltenden Vorſchriften berechnet werden müßten. Die hier⸗ 
gegen eingelegte ſofortige Beſchwerde des Beklagten greift den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß inſoweit an, als die Prozeßgebühr und die Ver⸗ 
handlungsgebühr nach dem bis zum 1. April 1910 geltenden Recht 


— 


39. Jahrgang. 


ſeſtgeſetzt iſt. Beklagter beantragt, die ihm vom Kläger zu erſtattenden 
Koſten auf weitere 1,80 & feſtzuſetzen. 

Die Beſchwerde iſt friſt⸗ und formgerecht, auch begründet. Der 
in Rede ſtehende Prozeß iſt vor dem 1. April 1910 eingeleitet worden. 
Er hat durch das Berufungsurteil vom 22. April 1910 ſeine Er⸗ 
ledigung gefunden. In dem Termin am 22. April 1910 haben die 
Parteien mit entgegenſtehenden Anträgen zur Sache verhandelt. Die 
in dem Prozeßbetrieb und in der mündlichen Verhandlung beſtehende 
Tätigkeit des Beſchwerdeführers iſt alſo auch nach dem 1. April 1910 
ausgeübt, und es fragt ſich daher, ob für die Vergütung dieſer 
Tätigkeit der 8 52 RAG. in der Faſſung des Geſetzes vom 
1. Juni 1909 Platz greift. Dieſe Frage wird insbeſondere in dem 
Aufſatze des Senatspräſidenten Dr. Koll in der DIz. 1910, 455 
unter Berückſichtigung der einſchlägigen Literatur erörtert. Danach 
geht die herrſchende Anſicht dahin, daß die neuen Beſtimmungen der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte, insbeſondere die Gebühren⸗ 
erhöhung für die Berufungsinſtanz, abgeſehen von dem Falle des 
Art. X des zitierten Geſetzes vom 1. Juni 1909, mit dem am 
1. April 1910 erfolgten Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſofort Anwendung 
finden, ſoweit nicht eine gebührenpflichtige Tätigkeit bereits vor dem 
1. April 1910 derart abgeſchloſſen iſt, daß nach dieſem Zeitpunkte 
keine weitere, durch denſelben Pauſchſatz getroffene Tätigkeit aus⸗ 
zuüben iſt. Das Beſchwerdegericht hat ſich dieſer herrſchenden Anſicht 
angeſchloſſen. Das Geſetz vom 1. Juni 1909, welches in Art. IV 
Ziff. 14 dem § 52 RAO. die Faſſung gibt, daß die Gebührenſätze 
in der Berufungsinſtanz ſich um drei Zehnteile erhöhen, beſtimmt in 
Art. VII, daß es am 1. April 1910 in Kraft tritt. Im Art. X 
wird bezüglich der Schreib⸗ und Poſtgebühren die beſondere Be⸗ 
ſtimmung getroffen, daß dieſelben in den vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur Beendigung der 
Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften des GKG. und der RAG. 
in Anſatz zu bringen ſind. Dieſe beſondere Beſtimmung ſchlechthin 
auf alle Gebühren auszudehnen, erſcheint nach dem Wortlaut des 
Geſetzes nicht angängig, zumal dieſelbe ihren Grund offenſichtlich 
darin hat, daß nach dem Geſetze vom 1. Juni 1909 (Art. IV Ziff. 15) 
den Rechtsanwälten zum Erſatze ihres Schreibwerkes und ihrer Poſt⸗ 
gebühren Pauſchalſätze zugebilligt find. 

Für die übrigen Gebühren trifft dieſer Grund nicht zu, und es 
beſteht bezüglich derſelben nach dem Inhalt des Geſetzes auch ſonſt 
kein Anlaß, die Geltung des Geſetzes über den 1. April 1910 hin⸗ 
auszuſchieben, wenn zwar der Rechtsſtreit ſchon vorher anhängig 
geworden, die Gebühr aber nach dem 1. April 1910 verdient iſt. Da 
im gegebenen Falle die die Prozeßgebühr und Verhandlungsgebühr 
begründende Tätigkeit des Beſchwerdeführers nach dem 1. April 1910 
erfolgt iſt, muß ſie alſo nach Maßgabe des Geſetzes vom 1. Juni 1909 
abgegolten werden, ſo daß die Beſchwerde gerechtfertigt iſt und mit 
Koſtenfolge aus 8 91 ZBO., wie geſchehen, zu beſchließen blieb. 


Zu 8 76 Abſ. 1 RAG. hat das Landgericht Braun: 
ſchweig entſchieden, daß im Koſtenfeſtſetzungsverfahren bei 
einem auswärtigen Gericht das Porto für Rückſendung 
der Handakten vom Gericht an den Anwalt neben dem 
Pauſchſatze für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren beſonders zu 
erſtatten iſt: einerſeits handele es ſich nämlich hier nicht um 
eine Sendung des Anwalts, andererſeits ſei aber die Bei⸗ 
fügung der Handakten zum Koſtenfeſtſetzungsgeſuch ſtets zweck⸗ 
entſprechend, weil ja hierbei meiſt gar nicht zu beurteilen 
ſei, ob die Koſtenfeſtſetzung ohne die Handakten erfolgen 
könne. 

Ebenſo hat das Landgericht Gleiwitz, das von dem Rechts⸗ 
anwalt gezahlte Porto für die unfrankierte Rückſendung 
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der mit dem Pfändungsantrage eingereichten Schuld— 
titel ſeitens des Gerichts für erſtattungsfähig erklärt, 
dabei aber die intereſſanten Fragen, ob das Gericht die Schuld⸗ 
titel hätte frankiert zuſenden müſſen und ob die betreffenden 
Portoauslagen des Gerichts durch die Pauſchſätze des § 80 b 
GKG. abgegolten ſein würden, offen gelaſſen. 


102. Beſchluß 
des Herzogl. Langerichts Braunſchweig vom 14. Juli 
1910 (3 U. 22/10). 

Zufolge der Vorſchrift des § 76 Abſ. 1 RAG O. vom 1. Juni 
1909 werden durch den dem Rechtsanwalte im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zukommenden Koſtenpauſchſatz die Auslagen des Rechts⸗ 
anwalts im Koſtenfeſtſetzungsverfahren an Poſtgebühren für „ſeine 
Sendungen“ mitabgegolten. Unter dieſe Auslagen entfallen indes 
nicht ſolche, die dem Rechtsanwalt durch Poſtgebühren für bei ihm 
eingehende Sendungen erwachſen. Solche Auslagen darf der Rechts⸗ 
anwalt neben dem Koſtenpauſchſatze von ſeiner Partei ſich erſetzen 
laſſen. Das ergibt ſich ohne weiteres aus dem Wortlaute des & 76 
Abſ. 1 des bezeichneten Geſetzes, und das hat gerade durch die Faſſung 
der fraglichen Vorſchrift zum Ausdruck gebracht werden ſollen (Kom⸗ 
miſſionsbericht S. 88; Sydow⸗Buſch, Komm. zur RAG. zu 8 76 
Anm. 4). Die hier ſtreitigen 20 4 betreffen Portoauslagen, die den 
Prozeß bevollmächtigten der Klägerin im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
durch Rückſendung ihrer dem Herzoglichen Amtsgerichte S. eingeſandten 
Handakten erwachſen find. Die 20 & find ſonach durch den den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
zugebilligten Koſtenpauſchſatz nicht mitabgegolten. 

Gleichwohl würden die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin 
Erſtattung der 20 M von ihrer Partei nicht beanſpruchen können, 
wenn ſie durch die Verauslagung dieſes Betrages pflichtwidrig 
unnötige Koſten verurſacht hätten. Davon kann jedoch hier keine 
Rede ſein. 

Nach § 103 Abſ. 2 ZPO. find dem Geſuche um Koſtenfeſtſetzung 
die zur Rechtfertigung der einzelnen Anſätze dienenden Beläge bei⸗ 
zufügen. Zur Rechtfertigung der einzelnen Anſätze ſind in erſter Reihe 
die Handakten des Prozeßbevollmächtigten geeignet. Der Geſuchſteller 
iſt mithin zum mindeſten berechtigt, dieſe Handakten dem Prozeßgerichte 
mit dem Geſuche um Koſtenfeſtſetzung zuſammen einzuſenden. Dabei 
braucht er nicht zu unterſuchen, ob im Einzelfalle das Gericht nicht 
möglicherweiſe in der Lage iſt, auch ohne Einſichtnahme in die Hand⸗ 
akten die Koſtenanſätze nachzuprüfen, und die Überſendung der Hand⸗ 
akten aus dieſem Geſichtspunkte ſich vielleicht erübrigt. Er wird das 
meiſt nicht einmal beurteilen können. Selbſt wenn nur Gebühren 
und Pauſchſätze in Frage kommen, können die Handakten doch als 
Grundlage für die Koſtenfeſtſetzung von Bedeutung ſein, z. B. weil 
die Gerichtsakten und insbeſondere auch das Kontoregiſter anderweit 
benötigt werden. Iſt der Geſuchſteller aber berechtigt, in allen Fällen 
ſeinem Geſuche um Koſtenfeſtſetzung die Handakten ſeines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beizufügen, ſo folgt daraus, daß ſein Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter in allen Fällen nicht pflichtwidrig handelt, wenn er von 
dem fraglichen Rechte ſeiner Partei Gebrauch macht, und daraus ergibt 
ſich weiter, daß der Prozeßbevollmächtigte die durch die Einſendung 
der Handakten verurſachten, durch einen ihm zugebilligten Koſten⸗ 
pauſchſatz nicht bereits abgegoltenen Auslagen in allen Fällen erſetzt 
verlangen kann. 

Demzufolge iſt auch die Klägerin geſetzlich verpflichtet, ihren 
Prozeßbevollmächtigten die hier ſtreitigen 20 % zu erſetzen. Daraus 
folgt aber weiter, daß die Klägerin ihrerſeits auch berechtigt iſt, dieſen 
Betrag von dem Beklagten erſtattet zu verlangen. Die 20 7 ge: 
hören zu den notwendigen Koſten einer zweckentſprechenden Rechts⸗ 


verfolgung. an 


. 
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103. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Gleiwitz, Ferien-Zivilkammer, 
vom 18. Juli 1910 (2 T. 186/10). 

Der Gläubiger hatte auf Grund und unter Beifügung des voll: 
ſtreckbaren Urteils und Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes des Königlichen 
Amtsgerichts zu Zabrze vom 13. Mai und 19. Juni 1909 wegen 
Hauptgeld, Zinſen und Prozeßkoſten die Pfändung und Über⸗ 
weiſung der im angefochtenen Beſchluſſe erwähnten Anſprüche der 
Schuldnerin beantragt. 

Unter den berechneten Koſten befanden ſich auch 20 ½ Rückporto 
für die demnächſt vom Gerichte an den Rechtsanwalt des Gläubigers 
zu bewirkende Rückſendung der oben erwähnten vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel. Das Amtsgericht hat durch den angefochtenen Beſchluß dem 
Antrage des Gläubigers ſtattgegeben, jedoch nur mit der Maßgabe, 
daß die Pfändung nicht auch wegen der erwähnten 20 ½ Rückporto 
ausgeſprochen worden iſt. Das Amtsgericht iſt nämlich der Anſicht 
geweſen, daß dieſe Auslage des Rechtsanwalts durch deſſen Pauſch— 
ſätze (§S 76 RAGD.) gedeckt fer und nicht beſonders berechnet werden dürfe. 

Hiergegen hat der Gläubiger am 30. Juni 1910 beim Amts⸗ 
gericht ſchriftlich ſofortige Beſchwerde eingelegt. Er hat durch Vor⸗ 
legung eines Briefumſchlages glaubhaft gemacht, daß das Amtsgericht 
inzwiſchen ſeinem Rechtsanwalte am 23. Juni 1910 die oben er⸗ 
wähnten Schuldtitel unfrankiert zugeſchickt habe und daß dieſer hierfür 
20 % Porto habe zahlen müſſen. — 

Die ſofortige Beſchwerde iſt frift: und ſormgerecht eingelegt; fie 
erſcheint auch begründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das 
Amtsgericht die fraglichen Schuldtitel dem Rechtsanwalt frankiert 
hätte zuſenden müſſen und ob die betreffenden gerichtlichen Porto: 
auslagen durch die Pauſchſätze des §S 80b DGͤG. abgegolten fein 
würden. Da nun einmal der Rechtsanwalt die unfrankierte Sendung 
eingelöſt hat und dies zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung er: 
forderlich war, ſo iſt die Schuldnerin für die Auslagen des Gläubigers 
erſatzpflichtig. (§S 91 3PO.) Davon, daß dieſe Auslagen des 
Rechtsanwalts durch feine Pauſchſätze (§S 76 RAG.) ab: 
gegolten ſeien, kann keine Rede ſein, denn der Rechtsanwalt 
erhält die Pauſchſätze „. zum Erſatze der Poſtgebühren ſeiner 
Sendungen “ Hier handelt es ſich aber um die Poſtgebühr 
einer Sendung des Amtsgerichts. 

Der ſofortigen Beſchwerde mußte daher abgeholfen werden. 


Der Schlußſatz des 8 76 Abſ. 3 RAG. wird jetzt 
allgemein richtig ausgelegt; die Landgerichte Graudenz, 
Bayreuth und Flensburg billigen den Auslagenpauſchſatz 
für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu. Das Landgericht 
Graudenz entſcheidet weiter zutreffend, daß auch über den in 
Abſ. 3 des S 76 normierten Mindeſtſatz von 4.# hinaus noch 
eine Abrundung der einzelnen Pauſchſätze ſtattfindet. 


104. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts in Graudenz, Ferien-Zivil— 
kammer, vom 4. Auguſt 1910 (2a O. 169.10). 

Der Gerichtsſchreiber hat zu Unrecht von der bei der Koſten— 
feſtſetzungsgebühr von 1. / in Anſatz gebrachten Pauſchgebühr von 
50 % den Betrag von 30 abgeſetzt. 

Der Gerichtsſchreiber begründet die Abſetzung der 30 . mit der 
Anführung des § 76 Abſ. 3 GebO. Er ſcheint demnach von der 
Anſicht auszugehen, daß über den in Abſ. 3 für ſämtliche Pauſchſätze 
der Inſtanz normierten Mindeſtſatz von 4 % hinaus eine Abrundung 
der einzelnen Pauſchſätze nicht mehr ſtattfinde. Dieſe Anſicht hat aber 
im Geſetz keine Stütze. Während Abſ. 2 des 8 76 GebD. von der 
Höhe des einzelnen Pauſchſatzes handelt, regelt a. 3 die 
Summe der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze. 


In bewußter Abweichung von 8 80b GKG. find in der Ge: 
bührenordnung für beide Fälle Höchſt⸗ und Mindeſtſätze normiert 
(vgl. Begründung der Regierungsvorlage S. 60). Demnach werden 
die einzelnen Pauſchſätze zunächſt nach Abſ. 2 berechnet und 
addiert. Bleibt die Summe der Pauſchſätze einer Inſtan; 
unter 4. / zurück, fo erfolgt nach Abſ. 3 eine weitere Erhöhung bis 
zu 4 M, überſteigt die Summe dagegen den in Abſ. 3 normierten 
Maximalbetrag von 50. /, fo wird fie auf dieſen Betrag ermäßigt 
Da von einer Mberfteigung dieſes Maximalbetrages vorliegend nicht 
die Rede fein kann, fo tft eine Herabſetzung des Pauſchſatzes von 
50 J nicht gerechtfertigt. 

Der Erinnerung wäre aber der Erfolg zu verſagen, wenn für 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach dem Geſetze überhaupt keine Pauſch⸗ 
gebühr in Anſatz gebracht werden könnte. Dieſer in der Judikatur 
vertretenen Anſicht (vgl. Entſcheidung des Landgerichts Breslau vom 
10. Juni 1910, JW. 693; Entſcheidung des Oberlandesgerichts Marien⸗ 
werder vom 20. Juli 1910 2 U. 226/10) kann nicht beigetreten 
werden. Die Verſagung der Pauſchgebühr für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren wird aus dem zweiten Halbſatz des § 76 Abſ. 3 Gebd. 
hergeleitet, der beſtimmt, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht als 
beſondere Inſtanz anzuſehen ſei. Hieraus kann aber nicht gefolgert 
werden, daß hierfür nicht eine beſondere Pauſchgebühr in Anſatz 
gebracht werden könne. Das wird klar, wenn man ſich wieder das 
Verhältnis von Abſ. 2 und Abſ. 3 des § 76 Geb. vergegenwärtigt. 
Abſ. 2 enthält einen Minimal⸗ und Maximalſatz für die einzelne 
Pauſchgebühr, Abſ. 3 einen Minimal: und Maximalſatz für die Summe 
der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſchſätze. Wenn nun der zweite 
Halbſatz des Abſ. 3 beſtimmt, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht 
als beſondere Inſtanz anzuſehen ſei, ſo bedeutet das nichts anderes, 
als daß bei Prüfung der Frage, ob die Summe der einzelnen Pauſch⸗ 
ſätze der Inſtanz den Maximalbetrag des Abſ. 3 überſteigt, die Pauſch⸗ 
gebühr des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens mitzuberückſichtigen ſei. Sie 
iſt alſo den anderen Pauſchſätzen der „Inſtanz“ hinzuzurechnen und 
gleich dieſen zu erſtatten, ſoweit ſie nicht den Maximalbetrag von 
50 / überſteigt (fo auch Kommiſſionsbericht S. 88). 

Wenn ſich die angeführte Entſcheidung des Landgerichts in Breslau 
auf die analoge Beſtimmung des $ 80b GKG. beruft, der angeblich 
beſtimmen ſoll, daß eine beſondere Pauſchgebühr für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren nicht erhoben wird, ſo iſt nicht recht erſichtlich, 
wie eine ſolche Beſtimmung aus $ 80b GKG. herausgeleſen werden 
ſoll. Das Gegenteil ergibt ſich überdies aus den Materialien (vgl. 
Regierungsvorlage S. 58). 


105. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Bayreuth, Ferienkammer, vom 
2. Auguſt 1910 (i. S. D. e. K.). 

Nach § 76 Abſ. 2 RAG. beträgt der einzelne Schreibgebühren: 
pauſchſatz 20 v. H. der zum Anſatz gelangenden Gebühr, mindeſtens 
aber 50 % Hiernach wäre nicht zweifelhaft, daß für jede erwachſene 
Anwaltsgebühr, alſo auch nach § 30 Ziff. 3 RAGO. für die durch 
den Antrag auf Koſtenfeſtſetzung neben den Hauptgebühren des § 13 
J. c. begründete beſondere Gebühr ein Pauſchſatz für die Herſtellung 
des Schreibwerks anzuſetzen iſt. Dies entſpricht auch der Tatſache, 
daß der Antrag auf Koſtenfeſtſetzung ſtets ein verhältnismäßig um⸗ 
fangreiches Schreibwerk verlangt, auf das die aus den Hauptgebühren 
zu berechnenden Pauſchſätze keine Rückſicht nehmen. Zweifelhaft wird 
dies erſt durch Abſ. 3 des § 76 J. c. Hier wird der Mindeſt⸗ und 
Höchſtbetrag der Summe der in einer Inſtanz anzuſetzenden Pauſch⸗ 
ſätze beſtimmt und beigefügt, die Vorſchrift des § 30 Abſ. 1 finde 
keine Anwendung (vgl. hierzu die widerſprechenden Entſcheidungen in 
IW. 1910, 732). Aus dem Wortlaut und der Interpunktion ent⸗ 
nimmt das Beſchwerdegericht, daß das Geſetz mit dieſem Schlußſat 
nicht eine Ausnahme von der Regel des Abſ. 2 machen will, für 


39. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


875 


7 


welche Ausnahme ein praktiſcher und billiger Grund nicht einzuſehen 
wäre, ſondern daß das Geſetz nur für die Summe der in einer 
Inſtanz erwachſenen Pauſchſätze feſtſetzen will, daß die Koſtenfeſtſetzung 
nicht als beſondere Inſtanz, für die wieder ein beſonderes Maximum 
und Minimum der Pauſchſatzſumme zu berechnen wäre, gilt, wie dies 
ſonſt nach § 30 1. c., vgl. die Motive hierzu, anzunehmen wäre und 
zu einer übermäßigen Steigerung der Schreibgebühren führen könnte. 

Im gegebenen Falle aber kommen die Beſtimmungen über 
Mindeſt⸗ und Höchſtmaße der Pauſchſatzſummen nicht in Frage, da 
ſich die Summe auf jeden Fall innerhalb dieſer Grenzen hält. Der 
Anſatz der abgeſtrichenen Pauſchgebühr von 50 ./ erſcheint ſohin als 


gerechtfertigt. 
106. Beſchluß a 

des Kgl. Landgerichts Flensburg, Ferienkammer II, 
vom 27. Juli 1910 (6 O. 150/10). 

In Sachen .. .. wird auf die Erinnerung der Klägerin vom 
23. Juli 1910 die Koſtenfeſtſetzung vom 13. Juli 1910 dahin ab: 
geändert, daß der Beklagte der Klägerin weitere 50 %% als Auslagen: 
pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu erſtatten hat, weil 
in $ 76 RAG. die Vorſchrift: „Die Vorſchriften des 8 27 Abſ. 1, 
des 8 28 und des 8 30 Abſ. 1 Nr. 3 finden keine Anwendung“ 
ſich nach ihrer Stellung im Abſ. 3 nur auf das Mindeſt⸗ und 
Höchſtmaß der Pauſchgebühren bezieht, nach Abi. 2 daſelbſt alſo für 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine beſondere Auslagengebühr entſteht. 


Zu 8 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAG. hat das Landgericht 
Mannheim — im Gegenſatz zu dem Amtsgericht und dem 
Landgericht in Dresden, vgl. Entſch. Nr. 29, 30 (S. 693 f.) — 
mit guten Gründen entſchieden, daß der Anwalt, wenn die von 
ihm hergeſtellte Klagabſchrift gemäß SS 313 Abſ. 3, 317 Abſ. 4 
ZPO. zur Ausfertigung des Urteils verwendet worden iſt, die 
beſonderen Schreibgebühren nach Abſ. 6 Nr. 2 RAG. voll zu 
beanſpruchen hat, und nicht etwa nur fo weit als fie die Koſten 
der verkürzten Ausfertigung nach $ 317 Abſ. 4 ZPO. überſteigen. 
Dagegen haben ſich das Landgericht 1 Berlin und das Amts⸗ 
gericht Berlin-Mitte der letzteren, in den Dresdener Ent⸗ 
ſcheidungen vertretenen Anſchauung angeſchloſſen. 


107. Beſchluß 
des Großherzogl. Landgerichts Mannheim, L Kammer 
für Handelsſachen, vom 21. Juni 1910 (Nr. VI, 1935). 

Die Anſicht des Amtsgerichts, daß die Schreibgebühr für eine 
nach 8 317 Abſ. 4 ZPO. zur Urteilsausfertigung benützte Klage: 
abſchrift nur inſoweit erſatzmäßig ſei, als fie die Koſten der ver: 
kürzten Urteilsausfertigung i. S. der zweiten Alternative des § 317 
Abſ. 4 nicht überſteige, iſt mit der Beſtimmung des § 76 Abſ. 6 
Ziff. 2 RAG. nicht vereinbar. Danach kann der Anwalt die 
Schreibgebühr für die Klageabſchrift beanſpruchen, „falls dieſe zur 
Herſtellung der Ausfertigung des Urteils (S 317 Abſ. 3 ZPO.) 
benutzt wird“. Zur Klageabſchrift in dieſem Sinne gehören auch die 
Abſchriften der Klageanlagen (vgl. § 253 Abſ. 4 verb. mit § 131 
Abſ. 1 3 D.). 

Allerdings wird der Richter bei umfangreichen Klageſchriften bzw. 
Anlagen von dem abgekürzten Verfahren nach § 313 Abſ. 3 im 
Hinblick auf die bedeutenden Mehrkoſten Abſtand nehmen. (Vgl. 
Baupp: Stein, Ergänzungsband, Note IL, 3 zu § 313 3.) 
Wenn aber, wie im vorliegenden Falle, das abgekürzte Verfahren ein: 
geſchlagen und die vom Anwalte vorgelegte Klageabſchrift zur Urteils: 
ausfertigung benutzt wurde, ſo hat der Anwalt die Schreibgebühr nach 
§ 76 Abſ. 6 Ziff. 2 zu beanſpruchen, und dieſe Schreibgebühr iſt nach 
§ 91 ZPO. als notwendige Auslage erſatzmäßig. Dies gilt jedoch 
nur für die eine (vollſtreckbare) Urteilsausfertigung. Die weiter ver⸗ 


langte (einfache) Urteilsausfertigung vertritt die zur Zuſtellung 
benutzte Urteilsabſchrift, die in der Regel vom Anwalt gefertigt wird 
und deren Fertigung innerhalb des Rahmens der gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Anwalts i. S. des § 76 Abſ. 1 RAG. liegt. 

Die Schreibgebühr hierführ wird alſo durch den zur Prozeß⸗ 
gebühr gehörigen Pauſchſatz abgegolten (vgl. hierzu IW. 1910, 
S. 638 Nr. 16) und kann daher nicht beſonders liquidiert werden. 


108. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts I Berlin, XXXVI. Zivilkammer, 
vom 1. Juli 1910 (71 T. 380/10). 


Der Kläger hat für die zur Verwendung bei der Urteilsaus⸗ 
fertigung überreichte beglaubigte Abſchrift der Klage 80 J angeſetzt. 
Die Koſtenentſcheidung vom 23. Mai 1910 hatte 20 % von dieſem 
Betrage, als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht notwendig, 
geſtrichen. Die dagegen rechtzeitig eingelegte Erinnerung iſt durch 
den angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen worden, da nur der Betrag 
erſtattet verlangt werden könne, der entſtanden wäre, wenn die 
Urteilsausfertigung vom Gericht angefertigt worden wäre. Die hier⸗ 
gegen form: und friſtgerecht eingelegte Beſchwerde konnte Erfolg nicht 
haben. 

Die Ausfertigung abgekürzter Urteile gemäß § 317 Abſ. 4 ZPO. 
kann in doppelter Weiſe erfolgen, unter Benutzung einer beglaubigten 
Abſchrift der Klage und durch Vervollſtändigung des Urteils nach 
einem beſonderen Formular. Der obſiegende Teil hat zwar die Wahl 
zwiſchen den beiden Weiſen, bei der Wahl der koſtſpieligeren Weiſe 
muß er aber ihre Notwendigkeit zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung beſonders dartun, falls er die dadurch entſtandenen Mehr⸗ 
koſten von dem unterliegenden Teil erftattet verlangt. Die geſetzliche 
Zuläſſigkeit einer prozeſſualen Maßregel bedingt nicht notwendig die 
Erſtattung der durch die Maßregel entſtandenen Koſten; denn die 
Erſtattungsfähigkeit iſt vom Geſichtspunkt der Notwendigkeit aus 
§ 91 ZPO. zu prüfen. Und dieſe Notwendigkeit verlangt im Intereſſe 
des unterliegenden Teils von dem obſiegenden Teil, daß dieſer den 
billigeren Weg wählt, falls ihm mehrere Wege zur Erreichung ſeines 
Zweckes frei ſtehen. 

Es hätte alſo vorliegend dargetan werden müſſen, warum der 
Kläger die Herſtellung der Ausfertigung durch Vervollſtändigung des 
Urteils nach einem beſonderen Formular nicht hat abwarten können. 
Dies iſt nicht geſchehen. An Mehrkoſten ſind durch die von dem 
Kläger gewählte Weiſe 40 7% entſtanden, die hätten abgelegt werden 
müſſen. In der Koſtenentſcheidung find nur 20 ½ geſtrichen. Er 
hat alſo zuwenig und nicht zuviel abgeſetzt erhalten, und kann ſich 
deshalb nicht beſchwert fühlen. 

Es mußte demnach wie geſchehen auf Zurückweiſung der Be⸗ 
ſchwerde erkannt werden. 


109. Beſchluß 
des Kgl. Amtsgerichts Berlin-Mitte, Abt. 6, vom 
12. Juli 1910 (6 C. 1095/10). 

Die Frage, welche Koſten erſtattungsfähig find, iſt lediglich nach 
§ 91 ZPO. zu beantworten, der beſtimmt, daß die unterlegene Partei 
die der Gegenpartei erwachſenen Koſten nur inſoweit zu erſtatten hat, 
als ſie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren. Es 
find deshalb für Urteilsausſertigungen auch nur fo viel Koften zu 
erſtatten, als bei Benutzung des billigeren Weges entſtehen, und das 
iſt nicht die Herſtellung der Ausfertigung des Urteils unter Benutzung 
einer beglaubigten Abſchrift der Klage, ſondern die Herſtellung der 
Ausfertigung durch Vervollſtändigung des Urteils nach einem beſonderen 
Formular. 

Die durch die Wahl des koſtſpieligeren Weges entſtandenen 
Mehrkoſten find nur dann erſtattungsfähig, wenn beſondere Umſtände 
ſie rechtfertigen; ſolche ſind aber nicht dargetan. 
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In einem von dem Landgericht und dem Oberlandesgericht 
Karlsruhe entſchiedenen Fall war die Klageſchrift am 
31. März 1910 eingereicht und mit Terminsbeſtimmung ver⸗ 
ſehen, aber erſt am 2. April dem Beklagten zugeſtellt worden. 
Die Klägerin berechnete die Schreibgebühren ihres Anwalts 
nach der Novelle. Der Gerichtsſchreiber ſtrich dieſe Gebühren 
mit der Begründung, daß der Rechtsſtreit ſchon vor dem 
erſten April 1910 „anhängig“ geworden ſei und deshalb 
Art. X der Novelle Anwendung finde. Das Landgericht trat 
dem bei, während das Oberlandesgericht mit gutem Grunde 
aufhob und die liquidierten Schreibgebühren zubilligte. 


110. 111. 112. Beſchlüſſe 
a. des Gerichtsſchreibers des Großherzogl. Land— 
gerichts Karlsruhe vom 9. Juni 1910; 


b. des Großherzogl. Landgerichts Karlruhe, III. Zivil— 
kammer, vom 18. Juni 1910 (Nr. 3. 2922); 

c. des Großherzogl. Oberlandesgerichts Karlsruhe 
vom 1. Auguſt 1910 (Nr. 14 984). 


a. 

Der Anſicht des klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten, daß der 
Ausdruck „anhängig“ in Art. X des Geſetzes betr. Anderung des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw. vom 1. Juni 1910 gleichbedeutend 
ſei mit „rechtshängig“, kann nicht beigetreten werden. „Anhängig“ 
kann ein Rechtsſtreit bei Gericht werden, ohne daß er „rechtshängig“ 
wird. Dies erhellt z. B. aus der Vorſchrift des 8 46 GKG., die 
beſtimmt, daß im Fall eine Klage bei Gericht eingereicht, alſo an⸗ 
hängig gemacht iſt, nach Terminsbeſtimmung aber zurückgenommen 
wird, bereits eine Gebühr für die Angelegenheit zum Anſatz zu 
bringen iſt; mit der Beſtimmung des Termins gilt der Rechtsſtreit 
ſomit ſchon als anhängig. Wenn „anhängig“ mit „rechtshängig“ 
gleichbedeutend wäre, wäre vom Geſetzgeber doch ſicher der Ausdruck 
„techtshängig“, der der Zivilprozeßordnung geläufig iſt, im Art. X 
des genannten Geſetzes zur Anwendung gebracht worden. „Rechts⸗ 
hängig“ bedeutet ein beſtimmtes Prozeßſtadium, in welchem ſich ein 
„anhängiger“ Prozeß noch nicht zu befinden braucht. 

Die in Anſatz gebrachten Pauſchgebühren mußten ſomit, da der 
Rechtsſtreit bereits am 31. März d. J. bei Gericht „anhängig“ war, 
geſtrichen werden. | 

b. 

Die Erinnerung des klägeriſchen Bevollmächtigten gegen den 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Gerichtsſchreibers vom 9. Juni 1910 
wird zurückgewieſen, weil der Anſicht beizutreten iſt, daß der Ausdruck 
„anhängig“ in Art. X des Geſetzes vom 1. Juni 1909 nicht dasſelbe 
bedeutet wie „rechtshängig“. 

c. 

Es beſteht kein Anhaltspunkt dafür, daß das Wort „anhängig“ 
in Art. X a. a. O. einen anderen Sinn habe als in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. Hier iſt es aber, wie aus einer Reihe von Beſtimmungen 
hervorgeht und auch von ſämtlichen Kommentatoren anerkannt wird 
(vgl. z. B. § 64 ZPO. und Gaupp⸗Stein zu dieſem Paragraphen 
II. a. Anm. 7), gleichbedeutend mit „rechtshängig“. Die Rechts 
hängigkeit der Streitſache iſt aber erſt nach dem 31. März 1910 ein⸗ 
getreten, da erſt am 2. April 1910 die Zuſtellung der Klage erſolgt 
iſt (§S 263 Abſ. 1 ZPO.). Gemäß Art. X a. a. O. ſtehen alſo die 
fraglichen Pauſchalgebühren dem klägeriſchen Anwalt zu, und ſie ſind 
gemäß § 91 Abſ. 2 von dem Beklagten der Klägerin zu erſetzen. 


Mit der Bedeutung des Art. X der Novelle für das Straf⸗ 


verfahren beſchäftigt ſich eine Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Roſtock. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß im Sinne 
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dieſer Beſtimmung das Hauptverfahren gegenüber dem Vor: 
verfahren nicht als beſondere „Inſtanz“ anzuſehen iſt, 
und daß deshalb, wenn die Vorunterſuchung vor dem 1. April 
1910, das Hauptverfahren aber nach dieſem Zeitpunkt be⸗ 
gonnen hat, die Schreib: und Poſtgebühren nach den alten 
Vorſchriſten zu berechnen find, ein Pauſchſatz für das Haupt: 
verfahren alfo nicht angeſetzt werden kann. 


113. Beſchluß 
des Großherzogl. Oberlandesgerichts Roſtock, Straf— 
ſenat, vom 13. Juli 1910 (b. S. 06. 1/10). 


Die Beſchwerde richtet ſich gegen die Streichung des für das 
Hauptverfahren mit 8 / in Anſatz gebrachten Pauſchalſatzes an 
Schreib⸗ und Poſtgebühren und wird darauf geſtützt, daß das Haupt⸗ 
verfahren erſt nach dem 1. April 1910, dem Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1909 betr. Anderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw., eröffnet worden ſei und daher, da 
Vorverfahren und Hauptverfahren im Sinne der Gebührenordnung 
beſondere Inſtanzen eines Strafprozeſſes bildeten, gemäß Art. X jenes 
Reichsgeſetzes bereits der §S 76 RAGT. in feiner neuen Faſſung An⸗ 
wendung finden müſſe. 


Nach Art. X I. cit. ſind in den vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen die Schreib: und Poſtgebühren 
bis zur Beendigung der Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften in 
Anſatz zu bringen. Kommt es demnach darauf an, ob die vorliegende 
Strafſache, welche am 1. April 1910 ſich im Stadium der Vor⸗ 
unterſuchung befand, alſo bereits anhängig war, nach dieſem Zeitpunkt 
in eine neue Inſtanz gelangt iſt, ſo läßt ſich der Auffaſſung des 
Beſchwerdeführers nur dann beitreten, wenn im Sinne des Art. X 
das Hauptverfahren gegenüber dem Vorverfahren als eine beſondere 
„Inſtanz“ anzuſehen iſt. Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch um⸗ 
faßt die Inſtanz das geſamte Verfahren bis zur Erledigung der 
Rechtsſache, ſoweit es ſich vor einem Gerichte innerhalb der Gliederung 
der Gerichte nach dem Geſichtspunkt der Über⸗ und Unterordnung 
abſpielt. Dafür, daß der Ausdruck in Art. X eine andere Bedeutung 
hat, gibt jedenfalls die Begründung des Entwurfs nichts her. Es 
wird dort — S. 63 — nur geſagt, daß ſich auf Grund der Be 
ſtimmungen des GKG. und der RAG. in Verbindung mit den Bor: 
ſchriften der ZPO., KO. und StPO. ohne Schwierigkeiten feſtſtellen 
laſſe, wann eine Inſtanz als beendigt anzuſehen ſei. Man wird da 
nach anzunehmen haben, daß die beſonderen Vorſchriften, welche ſich 
im GKG. und in der RAGT. über den Umfang einer Inſtanz oder 
den Beginn einer neuen Inſtanz finden — vgl. z. B. SS 30, 31, 32 
KG., SS 26, 27 RAO. —, auch anwendbar find auf die Übergange 
beſtimmung des Art. X. Aber der Umſtand, daß in dieſen Fällen 
ausdrücklich beſtimmt iſt, welche Abſchnitte des Verfahrens abweichend 
von dem gewöhnlichen Sprachgebrauch für die Gebührenberechnung als 
zu derſelben Inſtanz gehörend oder als eine neue Inſtanz angeſehen 
werden ſollen, beweiſt gerade, daß beim Fehlen einer ſolchen Be 
ſtimmung in anderen Fällen die Koſtengeſetze den Begriff der Inſtanz 
unverändert zur Anwendung kommen laſſen wollen. Die Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte enthält nun eine ausdrückliche Vorſchriſt, 
daß das Vorverfahren und das Hauptverfahren für die Gebühren- 
berechnung als beſondere „Inſtanzen“ gelten ſollen, nicht. Dies ergibt 
ſich insbeſondere auch nicht aus 8 70 RAGT. Wenn hier „Inſtanz“ 
und „Vorverfahren“ nebeneinander genannt ſind, ſo erklärt ſich 85 
daraus, daß für das Vorverfahren in $ 67 eine beſondere Verteidigungs⸗ 
gebühr ausgeworfen iſt und § 70 beſtimmen will, welche Tätigkeiten 
durch die in den 8S 63 bis 67 geordneten Baufchverteidigungägebühren 
mitabgegolten fein ſollen. Dagegen wird der Ausdruck „Inſtanz 
auch hier nicht für das Vorverfahren gebraucht. 


— ñà— 


39. Jahrgang. 

Es kann deshalb nicht als zutreffend angeſehen werden, wenn 
Walter⸗Joachim (5. Aufl., Bem. II zu § 70) meint, daß man bie 
drei Abſchnitte: Vorverfahren, Hauptverfahren und Berufungs- bzw. 
Keviſionsinſtanz, Inſtanzen im Sinne des § 25 RAG. nennen 
tönnte — übrigens würden wegen der zwei Rechtsmittelinſtanzen vier 
Inſtanzen zu zählen ſein. Pfafferoth (3. Aufl.), Anm. 2 zu § 70, 
und Quednau, Bem. 2 zu $ 70, faſſen denn auch Vor: und Haupt⸗ 
verfahren nur als Teile bzw. Abſchnitte derſelben erſten Inſtanz auf. 

Mit Unrecht beruft ſich der Beſchwerdeführer endlich auf 
Pfafferoth, die Novelle zur Anwaltsgebührenordnung, Anm. zu 
Art. X. Denn dieſer Schriftſteller verſteht den Ausdruck „Inſtanz“ 
offenbar in dem oben gekennzeichneten gewöhnlichen Sinn, wenn er 
a. a. O. ſagt: „Inſtanz kann hier die erſte, zweite oder dritte ſein.“ 
Und von dem Vorverfahren als einer beſonderen Inſtanz ſpricht er 
uberhaupt nicht, ſondern bemerkt nur, daß, wenn in einer anhängigen 
Rechtsſache ein mit derſelben verbundenes, für den Gebührenanſatz 
als beſonderer Rechtsſtreit oder beſondere Inſtanz geltendes Verfahren 
erſt nach dem 1. April 1910 eingeleitet werde, ſür dieſes die Be: 
ſtimmungen der Novelle gelten müßten. Dieſe Bemerkung bezielt den 
Fall des § 28 RAO. n. F. —, läßt ſich aber auf das Vorverfahren 
bzw. Hauptverfahren des Strafprozeſſes keinesfalls beziehen. 

Demnach iſt die Pauſchalgebühr des 8 76 RABO. n. F. mit 
Recht durch den angefochtenen Beſchluß geſtrichen, und die Beſchwerde 
war als unbegründet und nach § 505 Abſ. 1 SIPT. koſtenpflichtig 
zu verwerfen. 


Petition des Sächſiſchen Anwaltvereins an den 
Reichstag. 

Entgegnung des Sächſiſchen Anwaltvereins auf die Eingabe, 
die der Verein Sächſiſcher Richter und Staatsanwälte zu den 
Entwürfen eines Geſetzes betreffend Anderungen des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes und einer Strafprozeßordnung an den Reichstag 
gerichtet hat. 


Der Verein Sächſiſcher Richter und Staatsanwälte (im folgenden 
kurz der Richterverein genannt) hat im Januar d. J. an den Reichstag 
eine Denkſchrift zur Novelle des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der 
Strafprozeßordnung gerichtet. Der Sächſiſche Anwaltverein (S AV.) 
würde die Denkſchrift, obwohl die in ihr ausgeſprochenen Anſichten 
von der Anwaltſchaft in weſentlichen Punkten nicht geteilt werden, 
unerwidert gelaſſen haben, wenn ſie nicht ſchwere Angriffe auf die 
Ehre unſeres Standes enthielte. Zur Abwehr dieſer Angriffe glaubt 
der SAV. legitimiert zu ſein, weil die Auffaſſung naheliegt, daß der 
Verein Sächſiſcher Richter und Staatsanwälte bei ſeiner Kritik des 
Anwaltſtandes ſpeziell ſächſiſche Verhältniſſe im Auge hat. 


I. 

In der Denkſchrift des Richtervereins wird zu § 148 des Ent: 
wurfs der Strafprozeßordnung folgende Faſſung der Abſätze 2 und 3 
vorgeſchlagen: 

„Solange das Hauptverfahren nicht eröffnet iſt, kann der 
Richter oder, wenn eine Vorunterſuchung nicht geführt wird, 
der Staatsanwalt ſchriftliche Mitteilungen zurückweiſen, falls 
ihm deren Einſicht nicht geſtattet wird. 

Bis zu demſelben Zeitpunkt kann, wenn die Verhaftung 
nicht lediglich wegen Verdachtes der Flucht gerechtfertigt iſt, 
den Unterredungen des Beſchuldigten mit dem Verteidiger ein 
richterlicher Beamter oder der Staatsanwalt beiwohnen.“ 


Während der Entwurf grundſätzlich, auch vor der Eröffnung des 
Hauptverfahrens, den ſchriftlichen und mündlichen Verkehr des Ver⸗ 
teidigers mit dem verhafteten Beſchuldigten (im Gegenſatz zum 
geltenden Recht) freigeben und nur dann eine Ausnahme machen will, 
wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß der Beſchuldigte den 
Verkehr mit dem Verteidiger zu Kolluſionszwecken mißbrauchen werde, 
will der Richterverein den gegenwärtigen Rechtszuſtand im weſent⸗ 
lichen aufrechterhalten: der Richter ſoll in jedem Fall in der Lage 
ſein, den ſchriftlichen Verkehr zu kontrollieren, den mündlichen Verkehr 
wenigſtens dann, wenn die Haft nicht nur wegen Fluchtverdachtes 
verfügt iſt, oder poſitiv geſprochen, wenn der Haftbefehl auf Kolluſions⸗ 
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verdacht gegründet iſt. Zur Begründung dieſes Verlangens wird 
folgendes ausgeführt: 

„Der Vorſchlag beruht auf der Erwägung, daß, wenn die 
Vorſchläge des Entwurfs Geſetzeskraft erlangen, der Unter⸗ 
ſuchungszweck namentlich durch ſkrupelloſe Verteidiger ge⸗ 
fährdet werden kann, und daß die im Entwurfe vorgeſehene 
Beſchränkung keine Gewähr bietet, da der Nachteil bereits 
eingetreten ſein wird, ehe Tatſachen feſtgeſtellt werden 
können, die die Annahme eines Mißbrauchs rechtfertigen. 
5 iſt eine ſolche Feſtſtellung meiſt ſogut wie un⸗ 
möglich. 

Nur dann wird er (der Beſchuldigte) die Aufſicht des 
Unterſuchungsrichters oder Staatsanwalts läſtig empfinden, 
wenn er beſtrebt iſt, ein unwahres Vorbringen der Nach— 
prüfung ſeitens des Richters oder Staatsanwalts zu ent: 


ziehen oder zu kolludieren — Fälle, die ſich leider in der 
Praxis immer mehr häufen. Dem Beſchuldigten aber von 
vornherein — nach Eröffnung des Hauptverfahrens 


findet völlig ungehinderter und unbeauſſichtigter ſchriftlicher 
und mündlicher Verkehr zwiſchen dem Angeklagten und dem 
Verteidiger ſtatt — durch freien Verkehr mit ſeinem Ver⸗ 
teidiger ſchon die Möglichkeit zur Anwendung ſolcher Mittel 
einzuräumen und dadurch den Unterſuchungszweck zu ge: 
ſährden — erſcheint ſehr bedenklich. Eine Gewähr dafür, 
daß der Verteidiger den Umtrieben des Beſchuldigten nicht 
die Hand reicht, beſteht nicht, und wenn auch der ſtrupelloſe 
Verteidiger erfreulicherweiſe zu den Ausnahmeerſcheinungen ge: 
hört, fo kann doch fein Vorkommen, beſonders in den Groß- 
ſtädten, leider nicht geleugnet werden.“ a 

Der Richterverein meint alſo, es ſei zu befürchten, daß der Ber: 
teidiger, der doch meiſt ein deutſcher Rechtsanwalt iſt, ſich an den 
Kolluſionsbeſtrebungen des Beſchuldigten beteiligt; derartige ſtrupel⸗ 
loſe Verteidiger ſeien zwar Ausnahmen; immerhin ſei auch mit ſolchen 
zu rechnen. 

Zwar hat ſich auch der Regierungsentwurf auf den Standpunkt 
geſtellt, daß Kautelen gegen den Mißbrauch des freien Verkehrsrechts 
nicht gänzlich entbehrt werden könnten; er hat aber die Einſchränkung 
des freien Verkehrs als eine Ausnahme ſtatuiert, die nur dann 
eintritt, wenn aus beſtimmten Tatſachen auf einen Mißbrauch zu 
ſchließen iſt, wobei der Entwurf nach ſeinem Wortlaut („daß der Be⸗ 
ſchuldigte den Verkehr ... mißbraucht“) nur an die Möglichkeit eines 
Mißbrauchs auf ſeiten des Beſchuldigten, nicht aber an eine 
Teilnahme des Verteidigers denkt. Denn hinſichtlich des Verteidigers 
ſagt die Begründung des Entwurfs auf Seite 138: 

„Es iſt nicht zu befürchten, daß dieſes freie Verkehrsrecht 
ſeitens der Verteidiger mißbraucht werden wird. In der Regel 
wird es ſich um Rechtsanwälte handeln, und es darf davon 
ausgegangen werden, daß hier das Bewußtſein der Standes⸗ 
pflichten und äußerſtenfalls die Kontrolle der Standesorgane 
die Einhaltung der dem Verteidiger gebotenen Schranken 
ſichern wird.“ 

Es iſt ein großer Unterſchied, ob man — mit dem Entwurf — 
grundſätzlich die Verkehrsfreiheit ſtatuiert und nur eine Einſchränkung 
für den Ausnahmefall trifft, daß beſtimmte Verdachtsgründe eines 
Mißbrauchs gegeben ſind, oder ob man, wie der Richterverein dies 
will, die Regelung des Verkehrs dem richterlichen Ermeſſen unterſtellt, 
mit der Motivierung, der Verteidiger biete keine Gewähr für eine 
pflichtmäßige Handhabung der Verkehrsfreiheik. Darin liegt ein all: 
gemeines Mißtrauen gegenüber dem Anwaltſtand, gegen das ſich dieſer 
verwahren muß. 

Der Richterverein würde wahrſcheinlich in Verlegenheit kommen, 
wenn er das dem Verteidiger ausgeſprochene Mißtrauen näher be⸗ 
gründen und beweiſen ſollte; man würde ſich vermutlich auf un⸗ 
kontrollierbare Erfahrungen und Überzeugungen einzelner Richter und 
Staatsanwälte ſtützen oder ſich in allgemeinen Redewendungen er⸗ 
gehen, daß die Qualität der einzelnen Verteidiger ſehr verſchieden ſei, 
daß Verfehlungen einzelner nicht geleugnet werden könnten, daß bei 
dem ſtarken Wettbewerb der Anwälte Übergriffe einzelner nahelägen, 
daß konkrete Verſtöße ſchwer nachweisbar ſeien uſw. Dies läuft 
ſchließlich auf die Binſenwahrheit hinaus, daß die Menſchen Menſchen 
find und daß Pflichtwidrigfeiten einzelner in jedem Stande vor: 
kommen. Auch beim Richterſtande beſteht keine Gewähr daſür, daß 
unter den Tauſenden von Richtern jeder einzelne in jeder amtlichen 
Lage ſeine Pflicht erfüllt; die Möglichkeit, daß einzelne ſtraucheln, 
beſteht immer. So ſind erfahrene Juriſten — nicht allein Ver⸗ 
teidiger — der Anſicht, daß die dem Schutz des Beſchuldigten 
dienenden prozeſſualen Vorſchriften insbeſ. bei Haftanordnungen nicht 
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immer ftreng eingehalten werden, daß die Staatsanwaltſchaft und 
der Unterſuchungsrichter oft nicht mit gleicher Sorgfalt den Ent⸗ 
laſtungsbeweis wie den Belaſtungsbeweis fördern, daß einzelne Richter 
dem Beſchuldigten gegenüber voreingenommen ſind, daß insbeſ. die 
Ausſagen der Entlaſtungszeugen nicht mit voller Unbefangenheit ge⸗ 
würdigt werden, daß der im Urteil feſtgeſtellte Tatbeſtand nicht 
immer mit dem Ergebnis der Hauptverhandlung ſtreng übereinſtimmt; 
es wird aber niemandem einfallen, deswegen beſondere Kautelen gegen 
etwa mögliche und denkbare Verſtöße der Richter und Staatsanwälte 
zu verlangen. Man muß ſich hüten, ſolche gefühlsmäßige An⸗ 
ſchauungen zu konkreten Behauptungen oder gar Geſetzesvorſchlägen 
zu verdichten; ſie erklären ſich für den unbefangenen Beobachter aus 
dem natürlichen Gegenſatz zwiſchen den W ec erden und 
dem Verteidiger. Derartige Gegenſätze in der Grundauffaſſung, 
deren ſachliche Behandlung durchaus erwünſcht und in jeder Be⸗ 
ziehung förderlich iſt, ſollten aber nicht zu Angriffen auf die Berufs⸗ 
ehre eines anderen Standes führen. Wir dürfen wohl in dieſem 
Zuſammenhang darauf verweiſen, wie empfindlich die Richter ſind, 
wenn ſie glauben, daß man ihrer Berufsehre zu nahe tritt; 
wir erinnern z. B. an den vor kurzem lautgewordenen Proteſt 
des Berliner Richtervereins, der Deutſchen Richterzeitung und eines 
richterlichen Abgeordneten des Preußiſchen Landtags gegen eine aus 
dem Zuſammenhang geriſſene und dadurch in ihrem Sinne veränderte 
Außerung, die auf dem Roſtocker Anwaltstag gefallen war; wir ver⸗ 
weiſen ferner auf die Empfindlichkeit, mit der die vorliegende Denk: 
ſchrift die in § 127 des Entwurfs vorgeſehene Kontrolle der Haft: 
dauer durch das Gericht als eine „durchaus nicht berechtigte Kund⸗ 
gebung des Mißtrauens in die Amtsführung des Unterſuchungsrichters“ 
hinſtellen will, obwohl doch die Begründung des Regierungsentwurfs 
bezeugt, daß die bisher im Verwaltungsweg verſuchten Kontroll: 
maßregeln gegen eine übermäßige Ausdehnung der Unterſuchungshaft 
ſich nicht als ausreichend erwieſen haben. 

Will der Richterverein behaupten, daß die Verteidiger das ihnen 
bisher nach der Eröffnung des Hauptverfahrens zuſtehende freie Der: 
kehrsrecht mißbraucht hätten? Will er deshalb einer Ausdehnung 
der Verkehrsfreiheit widerſtreben? 

Demgegenüber wäre darauf hinzuweiſen, daß in der ganzen 
Judikatur des Ehrengerichtshofes für deutſche Rechtsanwälte unſeres 
Wiſſens ſich nur ein Fall findet, in dem ein Anwalt wegen wiſſent⸗ 
licher Teilnahme an Kolluſionsbeſtrebungen des verhafteten Beſchul⸗ 
digten beſtraft worden iſt. (Bd. II S. 80 der Entſch. des Ehren⸗ 
gerichtshofes.) Der Fall hat ſich im Jahre 1885 ereignet und zur 
Ausſchließung des Anwalts aus dem Anwaltsſtande geführt. Außer 
mit dieſer nunmehr 25 Jahre zurückliegenden Verfehlung eines ſächſiſchen 
Anwaltes hat ſich das Ehrengericht der Sächſiſchen Anwaltskammer 
nur noch mit einem Falle, in dem eine Kolluſion in Frage kam, zu 
beſchäftigen gehabt. Im Jahre 1904 iſt ein ſächſiſcher Anwalt ehren⸗ 
gerichtlich mit einer Warnung beſtraft worden, weil er ohne Wiſſen 
des Gerichts einen von ſeinem in Unterſuchungshaft befindlichen 
Klienten verfaßten Geſchäftsbericht, in dem die den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildenden Vorgänge mitberührt waren, ſowie einen 
Brief, der den Druckauftrag enthielt, an einen Druckereibeſitzer über: 
mittelt hat und weil er ſpäterhin, nachdem er nicht mehr Verteidiger 
war und trotzdem Zutritt zu dem Unterſuchungsgefangenen, den er in 
Zivilſachen vertrat, erlangt hatte, einen korrigierten Druckabzug dem— 
ſelben Druckereibeſitzer hat zukommen laſſen. Das Ehrengericht hat 
aber ausdrücklich feitgeftellt, daß der Anwalt nur aus Unüberlegtheit 
gehandelt und nicht das Bewußtſein gehabt hat, daß der Inhalt der 
Druckſchrift eine Beeinfluſſung von Zeugen herbeiführen könne, daß 
nur ein formaler Verſtoß gegen die bezüglich der Unterſuchungs— 
gefangenen gegebenen beſchränkenden Vorſchriſten von ihm begangen ſei. 

Die Tatſache, daß Kolluſionsfälle ſo außerordentlich ſelten zu 
einem Diſziplinarverfahren geführt haben, kann man nicht mit dem 
Hinweis erklären, daß derartige Kolluſionen ſchwer nachweisbar ſind; 
denn man darf annehmen — und dies liegt ganz beſonders auch im 
Intereſſe der Anwaltſchaft — daß etwaige auch nur vermutete Pflicht: 
widrigkeiten der Verteidiger nach dieſer Richtung rückſichtslos beim 
Vorſtand der Anwaltskammer angezeigt werden. Alſo die Recht⸗ 
ſprechung des Ehrengerichts der Sächſiſchen Anwaltskammer läßt den 
Schluß zu, daß Kolluſionshandlungen der Verteidiger zu den aller: 
größten Ausnahmen gehören, ſo daß kein Anlaß vorliegt, dem ganzen 
Stand der Verteidiger mit Mißtrauen zu begegnen und aus dieſem 
Mißtrauen heraus die Stellung des Beſchuldigten im Strafprozeß zu 
verſchlechtern. Auch dem „ſtrupelloſen Verteidiger“ gebietet die Vorſicht, 
ſich vor der Teilnahme an den Kolluſionsbeſtrebungen des Beſchul— 
digten zu hüten, weil er dadurch in eine unwürdige und gefährliche 
Abhängigkeit vom Klienten gerät und weil er ſich der Gefahr nicht 
nur diſziplineller, ſondern auch gerichtlicher Beſtrafung S 257 StGB.) 
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ausſetzt. Mit ſolchen Verteidigern, welche nicht nur die gebotene 
Berufspflicht, ſondern auch die einfachſte Vorſicht außer acht laſſen, 
glaubt der Richterverein vom Standpunkt des Geſetzgebers aus rechnen 
zu müſſen und verlangt daher beſondere Kautelen, um die von ſolchen 
Verteidigern für die Rechtspflege drohende Gefahr abzuwenden. In 
dieſer Auffaſſung erblicken wir eine ſchwere und ungerechtfertigte 


Kränkung des Anwaltsſtandes, gegen die wir uns energiſch verwahren 
müſſen. 


Der Richterverein, der vom Entwurf eine Gefährdung des Unter⸗ 

ſuchungszweckes befürchtet, mag ſich das Wort Gneiſts geſagt ſein laſſen: 

„Der beſte Schutz gegen die angebliche Gefährdung des 

Unterſuchungszweckes wird darin liegen, daß die Geſetzgebung 

der Verteidigung die ihr gebührende Stellung im Verfahren 

einräumt und ihr mit demjenigen Vertrauen entgegenkommt, 

das am meiſten geeignet iſt, die Neigung zu Mißbräuchen zu 

verhindern. Das Mißtrauen regt zu Mißbräuchen an, das 
Vertrauen ſichert einen würdigen Gebrauch.“ 


II. 


Die Denkſchrift des Richtervereins enthält aber noch einen 
weiteren Angriff auf die Anwaltſchaft. Es wird vorgeſchlagen, dem 
§ 333 des Entwurfs einen Abſatz 2 folgenden Inhalts anzugliedern: 

„Auf eine andere Verletzung einer Rechtsnorm über das 


a Verfahren kann die Reviſion von der Staatsanwaltſchaſt, 


vom Nebenkläger und, wenn der Angeklagte zu der Zeit, wo 
die Verletzung noch gerügt werden konnte, von einer rechts⸗ 
kundigen Perſon verteidigt wurde, auch vom Angeklagten nur 
dann geſtützt werden, wenn die Verletzung, ſolange noch Ab: 
hilfe möglich war, erfolglos gerügt worden iſt.“ *° 

Hierzu heißt es in der Begründung: 

„Das Reichsgericht hat bedauerlicheriveije in ſtändiger 
Rechtſprechung die Frage, ob das Urteil auf einer Geſezes⸗ 
verletzung beruhe, bei prozeſſualen Verſtößen äußerſt ängſtlich 
beantwortet, . . . . 

Das hat dazu geführt, daß die Prozeßbeteiligten, vor allen 
Dingen die Verteidiger, geradezu auf Verletzungen der Ver⸗ 
fahrensvorſchriften lauern, dieſe aber nicht rügen, ſondern erſt 
nach der Urteilsverkündung vorbringen, um die Reviſion darauf 
zu ſtützen. 

Ein ſolcher Zuſtand iſt ungeſund. Alle Prozeßbeteiligten 
ſollen ehrlich mit dazu beitragen, daß dem Geſetze gemäß ver⸗ 
fahren werde. Sie ſollen Verſtöße gegen das Geſetz rügen 
und dürfen ſich dann, wenn ihre Rüge nicht beachtet wird, mit 
Recht beſchweren uſw.“ 


Wir brauchen wohl nicht zu fürchten, daß dieſer Vorſchlag von 
den geſetzgebenden Faktoren in ernſtliche Erwägung gezogen wird; 
denn ein ſtillſchweigender Verzicht auf Verfahrensvorſchriften nach 
Analogie von § 295 3 PO. iſt mit dem Weſen des Strafprozeſſes 
unvereinbar; auch würde hierdurch der nichtverteidigte Angeklagte 
günſtiger geſtellt werden als ein Angeklagter mit Verteidiger. 

Wo haben die Richter den „auf Verletzung der Verfahrensvor: 
ſchriften lauernden“ Verteidiger beobachtet? Handelt es ſich nicht auch 
hier wiederum um beweisloſe Vermutungen und um gefühlsmäßige 
Anſchauungen, die jeder tatſächlichen Grundlage entbehren? Es iſt ja 
ſehr ſchmeichelhaft für die Verteidiger wenn bei ihnen vorausgeſetzt 
wird, daß fie mehr feben und beobachten, als 5 bzw. 3 Richter und 
der Staatsanwalt zuſammen; während alle übrigen Rechtskundigen 
ahnungslos find, merkt der Verteidiger, der natürlich die Reviſions⸗ 
judikatur ex profundo kennt und weiter nichts zu tun hat, als auf 
derartige Verſtöße zu „lauern“, fofort, wenn ein ſolcher Verſtoß vor: 
kommt. In Wahrheit liegen die Dinge ganz anders: Der Verteidiger 
hat auf die Einhaltung der Verfahrensvorſchriften ſo gut wie keinen 
Einfluß; auch find die Vorſitzenden in der Regel geneigt, jede Ein: 
miſchung des Verteidigers in den Gang des Verfahrens zurückzuweiſen. 
Der Verteidiger zieht es deshalb vor, nur dann Bedenken gegen die 
Verhandlungsleitung zu äußern, wenn es ſich um weſentliche Intereſſen 
des Angeklagten zu handeln ſcheint; ſoweit das Intereſſe des Ange: 
klagten nach Meinung des Verteidigers nicht berührt wird, vermeidet 
er jede weitere Einmiſchung, ſchon um unnötige Konflikte mit dem Vor⸗ 
ſitzenden zu vermeiden. Er kann auch nicht in jedem einzelnen Stadium 
des Verfahrens ſofort überſehen, ob es ſich um einen weſentlichen 
Verſtoß, der einen Reviſionsgrund bildet, handelt oder nicht. Nun 
ſtelle man ſich im Gegenſatz zum geltenden Rechtszuſtand vor, welcher 
Konfliktſtoff in die Verhandlung getragen würde, wenn der Vorſchlag 
des Richtervereins Geſetz würde! Der gewiſſenhafte Verteidiger iſt 
verpflichtet, einen nach ſeiner Meinung begangenen Verſtoß gegen die 
Verfahrensvorſchriſten zu rugen, auch wenn er zurzeit noch nicht über: 
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ſehen kann, ob dieſer Verſtoß weſentlich iſt oder nicht, und ob der 
Angeklagte im konkreten Fall an der peinlichen Verfolgung der Ver— 
fahrensvorſchrift ein Intereſſe hat oder nicht. Damit würde dem 
Verteidiger eine unerträgliche Verantwortung aufgebürdet werden: 
er ſteht fortgeſetzt vor der Entſchließung, ob er auf Einhaltung wichtiger 
Verfahrensvorſchriften, deren Tragweite er für den konkreten Fall nicht 
überſehen kann, verzichten ſoll oder ob er, um den Rechten des An— 
geklagten nichts zu vergeben, peinlich ſein und, auf die Gefahr eines 
Konfliktes mit dem Vorſitzenden hin, jeden ſeiner Meinung nach be— 
gangenen Verſtoß rügen ſoll. 

Jedem Kenner der Verhältniſſe iſt es aber nicht zweifelhaft, daß 
faſt alle prozeſſualen Reviſionsgründe erſt an der Hand des Protokolls 
und des Urteils gefunden werden. Da der Verteidiger den Verſtoß 
aufgedeckt hat, ſo kommt er in den Verdacht, dieſe Wiſſenſchaft bereits 
aus der Verhandlung mitgebracht zu haben; auf dieſe Weiſe bildet 
ſich die Legende von dem auf prozeſſuale Verſtöße lauernden Ber: 
teidiger. 

III. 


Wir bedauern auch im allgemeinen Jutereſſe die in der Denk— 
ſchrift des Richtervereins enthaltenen Angriffe auf die Berufsehre der 
Anwaltſchaft, wir ſind der Überzeugung, daß durch die gegenſeitige 
Befehdung des Richter: und Anwaltſtandes die Intereſſen der Rechte: 
pflege nicht gefördert werden, wir glauben und wünſchen, daß die aus 
der Verſchiedenartigkeit der Aufgaben ſich ergebenden gegenſätzlichen 
Anſchauungen ohne verletzende Angriffe auf den anderen Stand be— 
handelt werden können. 


Der Sächſiſche Anwaltverein. 


Beutler⸗Chemnitz, Johannes Lehmann⸗Dresden, Dr. Sierfe : Leipzig. 


Umfrage der Ständigen Deputation des Deutſchen Juriſten⸗ 
tages über das Wohnungsweſen vom 15. Juli 1910. 


In Programmen, literariſchen Arbeiten und ſonſtigen Auße⸗ 
rungen über die Wohnungsfrage wird bei Unterſuchung der Urſachen 
der bekannten Mißſtände im Wohnungsweſen der minderbemittelten 
Klaſſen vielfach auch der heute geltenden Rechtsordnung und verſchiedenen 
Rechtseinrichtungen der Gegenwart Schuld daran zugemeſſen, daß ſich 
die Wohnungsverhältniſſe in dieſen Schichten der Bevölkerung ſo 
unbefriedigend geſtaltet haben. Wenn man auch in der Regel zu— 
gibt, daß anderen Faktoren eine viel unmittelbarere Bedeutung zu— 
kommt, ſo wird doch immer wieder ausgeſprochen, daß die gegen— 
wärtigen Rechtsgrundlagen in den beiden, ihrem Rechtsſyſteme nach 
nahe verwandten Staatsweſen, im Deutſchen Reiche und in Oſterreich, 
manches zu den Übelſtänden der Wohnweiſe beitragen oder deren 
Beſeitigung verhindern. Derlei Behauptungen werden dem objektiven 
Beobachter bald mehr, bald weniger begründet erſcheinen, aber es iſt 
bis jetzt unterblieben, auf die dadurch angeregte Frage näher einzu— 
gehen und unter Heranziehung der Erfahrungen zu prüfen, inwiefern 
wirklich die Rechtseinrichtungen mit den heutigen Zuſtänden der 
ſtädtiſchen Wohnverhältniſſe im Zuſammenhange ſteben und was in 
dieſer Richtung geſchehen könnte, um eine Beſſerung der Wohnweiſe 
herbeizuführen. 

Die Ständige Deputation des Deutſchen Juriſtentages hat vor 
kurzem beſchloſſen, in Anbetracht der überaus großen Bedeutung, 
welche die Wohnungsfrage für Staat, Geſellſchaft und Kultur hat, 
auch den Deutſchen Juriſtentag damit zu befaſſen. Nach deſſen Pro— 
gramm und nach der Berufswirkſamkeit feiner Mitglieder kann dabei 
hauptſächlich nur die rechtliche Seite des Wohnungsproblems in 
Betracht kommen, wenngleich hier wie in ähnlichen Fällen, wo Wirt⸗ 
ſchaft und Recht miteinander in Verbindung ſtehen, die Erörterung 
und Kritik des Juriſten ſelbſtverſtändlich auch die wirtſchaftlichen 
Momente nicht vernachläſſigen darf. Um es dem Juriſtentage zu 
ermöglichen, zur Löſung der großen und für die Zukunft der Gemein: 
weſen bedeutſamen Frage einen vollwertigen Beitrag zu liefern, hat 
es die Ständige Deputation für richtig gehalten, die Diskuſſion des 
Wohnungsproblems oder einzelner ſeiner Partien durch eine Umfrage 
bei denjenigen Stellen einzuleiten, die durch ihre Tätigkeit einen Ein⸗ 
blick in dieſen Bereich des Lebens beſitzen. Auf dieſe Weiſe wird 
vielleicht ein genügendes Material geſammelt werden können, um feſt⸗ 
zuſtellen, inwiefern Rechtsänderungen die Wohnverhältniſſe im günſtigen 
Sinne zu beeinfluſſen vermöchten. 

Um eine ſolche verläßliche Information von ſachkundiger Seite 
zu erlangen, wendet ſich die Ständige Deputation hiermit an die 
beſonders berufenen Stellen und bittet auch Sie, durch gefällige Be⸗ 
antwortung des beiliegenden Fragebogens die Ausführung des dar⸗ 


gelegten Planes zu unterſtützen. Die Abſichten der Ständigen 


Deputation gehen nicht dahin, bloß theoretiſche Anſichten über die in 
den Fragebogen aufgenommenen Punkte zu erhalten, ſondern es iſt 
ihr vor allem darum zu tun, einerſeits tatſächliches Material zu 
erlangen, das zur Vertiefung der Erkenntnis des Wohnungsproblems 
und ſeines Zuſammenhanges mit der Rechtsordnung dienen kann, und 
andererſeits zu ermitteln, welche Meinungen in den Kreiſen, die ſich 
zufolge ihres Berufes oder ihrer Intereſſen beſonders eindringlich 
mit dem Wohnungsweſen beſchäftigen, über den Einfluß, den die 
Rechtseinrichtungen auf die Wohnverhältniſſe ausüben, und über die 
etwa neu einzuſchlagenden Wege beſtehen. Solche aus der Erfahrung 
geſchöpften Vorſchläge werden für die weitere Behandlung der juriſtiſchen 
Seite der Wohnungsfrage ebenſo nützlich ſein, wie die Ablehnung 
einzelner in den Fragepunkten aufgenommenen Vorſchläge, denn es 
kann der Auffindung des richtigen Weges zur Abhilfe nur zuſtatten 
kommen, wenn nach Meinung der Fachmänner unausführbare Ge⸗ 
danken und Pläne aus den Erwägungen und Hoffnungen rechtzeitig 
ausgeſchieden werden. 

Es muß ſelbſtverſtändlich dem Ermeſſen jeder einzelnen der Be⸗ 
fragten überlaſſen bleiben, in welchem Umfange ſie den Fragebogen 
zu beantworten geneigt ſind. Sofern einzelne der aufgenommenen 
Fragen noch nicht genügend geklärt ſcheinen, um eine endgültige Be: 
antwortung zu geſtatten, wäre es von Vorteil, wenn auch dies zum 
Ausdrucke gebracht und tunlichſt die konkreten Punkte bezeichnet würden, 
auf die ſich dann die Unterſuchungen zunächſt zu beſchränken hätten. 
Aus techniſchen Gründen und mit Rückſicht auf die geplante Ber: 
arbeitung des Materials wäre es ſehr dankenswert, wenn die Außerungen 
über die einzelnen Abſchnitte des Fragebogens (J bis IX) jeweils ge⸗ 
ſondert und auf einſeitig beſchriebenen Blättern erfolgten. Die 
Ständige Deputation geſtattet ſich ferner das Anſuchen, gefälligſt 
anzugeben, ob und wieweit bei etwaiger Verarbeitung oder Publikation 
der eingehenden Antworten die Namen derjenigen genannt werden 
dürfen, die ſich über die vorgelegte Frage ausgeſprochen haben, da in 
dieſer Hinſicht ſelbſtverſtändlich ſtrenge nach Wunſch vorgegangen 
werden wird. Die Äußerungen werden bis Ende Dezember 1910 zu 
Händen des mitunterzeichneten Schriftführers erbeten, da, wenn es 
angeht, einige die Wohnungsfrage betreffende Themen ſchon auf die 
Tagesordnung des Juriſtentages von 1912 geſetzt werden ſollen. 

Die Ständige Deputation erwartet von dieſer Umfrage und von 
den ſich daran knüpfenden Bearbeitungen und Verhandlungen nach 
den verſchiedenſten Seiten günſtige Erfolge. Sie wird ſich denen 
verpflichtet fühlen, die geneigt wären, auf ihre Abſichten einzugehen 
und ihr Unterſtützung und Mitwirkung zu leihen. Sie glaubt auf 
ein ſolches Entgegenkommen um ſo mehr rechnen zu können, als es 
ſich um eine Angelegenheit handelt, die, von allen fonftigen Intereſſen⸗ 
beziehungen abgeſehen, für Staat und Geſellſchaft von eminenter 
Bedeutung iſt, und als kaum in anderer Weiſe die reichen Erfahrungen 
derjenigen, an die ſich dieſes Erſuchen richtet, für die Fortbildung des 
Rechts ſo unmittelbar fruchtbar gemacht werden könnten. Die 
Ständige Deputation hofft daher, keine Fehlbitte zu tun und erlaubt 
ſich im voraus, für die Berückſichtigung ihres Anliegens verbindlichſt 
zu danken. 

Fragebogen: 
IJ. Kommunale Bodenpolitik. 

1. Inwieweit iſt die Zonenenteignung, d. h. die Expropriation 
baureifen Geländes, das nicht zu Straßenzwecken beſtimmt iſt, durch 
öffentliche Körperſchaften (Staat, Gemeinde) nach geltendem Rechte 
zuläſſig, inwieweit und unter welchen Bedingungen wäre eine ſolche 
Enteignung de lege ferenda behufs Verbeſſerung der Wohn— 
verhältniſſe der minderbemittelten Klaſſen zu rechtfertigen? 

. 2. Nach welchen Grundſätzen find die Grundſtückspreiſe bei der: 
artigen Enteignungen zu beſtimmen? ö 

3. Iſt es wünſchenswert, Enteignung zugunſten von gemein— 
nützigen Bauvereinen zum Zwecke der Errichtung von gefunden Volks— 
wohnungen und deren Verbeſſerung zuzulaſſen, iſt hierfür ein ab— 
gekürztes Enteignungsverfahren nötig oder empfehlenswert und auf 
welche Weiſe kann Schutz gegen ungerechtfertigt hohe Entſchädigungen 
erreicht werden? 

4. Sind außer der Enteignung beſondere Rechtsnormen für die 
Behandlung des Grundeigentumes der Gemeinde erforderlich, um eine 
zweckmäßige und weitſichtige kommunale Boden- und Wohnungspolitik 
zu ermöglichen? 

5. Wäre es insbeſondere zweckmäßig oder wünſchenswert, nach 
Analogie der in manchen Geſetzgebungen vorgeſehenen Teilung des 
Eigentumes in ein Obereigentum und ein Nutzungseigentum dem 
Staate und den Gemeinden (eventuell auch gemeinnützigen Baus 
vereinen, Stiftungen u. dgl.) ein dingliches Recht an den von ihnen 
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veräußerten Grundſtücken einzuräumen, das ihnen Einſpruch gegen 
eine den Zwecken der Wohnungspolitik abträgliche Verwendung dieſer 
Grundſtücke ſichern würde? 

6. Inwieweit könnte gleiches durch Anderung der Vorſchriſten 
über das Wiederkaufsrecht oder durch Eintragung eines Konſensrechtes 
zur Veräußerung erreicht werden? 


II. Erbbaurecht. 


1. Iſt eine Beſchränkung des Erbbaurechtes in der Richtung 
zweckmäßig, daß nur vom Reiche, von Staaten, Ländern, Gemeinden 
und ſonſtigen Korporationen des öffentlichen Rechts, dann von 
Stiftungen und von gemeinnützigen Baugeſellſchaften, Grundſtücke zu 
Erbbaurecht verliehen werden dürfen? 

2. Wie iſt das Verhältnis zwiſchen dem Grundeigentümer und 
dem Erbbauberechtigten zu regeln: 

a) Im Hinblick auf die Dauer des Erbbaurechtes? Welche 
Höchſt⸗ oder Mindeſtdauer iſt hierbei in Ausſicht zu nehmen? 
Inwieweit iſt der Abſchluß reſolutiv bedingter Erbbau⸗ 
verträge zuläſſig? 

b) Im Hinblick auf die Verpflichtung des Erbbauberechtigten 
zur Inſtandhaltung der auf dem Baugrunde errichteten 
Gebäude? 

e) Hinſichtlich einer Steigerung des Bodenzinſes während 
der Vertragsdauer? 

d) Hinſichtlich der Eigentumsverhältniſſe an den auf dem 
Baugrunde errichteten Gebäuden nach Erlöſchen des Erb: 
baurechtes? 


3. Welche Anderungen des geltenden Hypothekarrechtes ſind 
erſorderlich: 

a) Um eine abgeſonderte Belaſtung des Erbbaurechtes zu er⸗ 
möglichen? 

b) Um die Vorſchriften betreffend die Pupillarſicherheit von 
Hypotheken bei grundbücherlicher Belaſtung des Erbbau⸗ 
rechtes zur Anwendung zu bringen und dadurch ins⸗ 
beſondere die Beleihung dieſes Rechtes durch Hypotheken⸗ 
banken, Sparkaſſen und Verſicherungsanſtalten zu er⸗ 
möglichen? 

I. Hypothekenrecht. 


1. Empfiehlt es ſich, im Grundbuchsrechte an der einheitlichen 
Behandlung von Grund und Boden und dem darauf errichteten 
Bauwerke feſtzuhalten oder anknüpfend an die volkswirtſchaftliche 
Unterſcheidung zwiſchen Boden und Kapital eine Trennung in der 
Belehnung von Boden und Bauwerk durchzuführen?!) 

2. Wird dieſe Frage bejaht, in welcher Weiſe wäre der Umkreis 
der als Bauwerk aufzufaſſenden Objekte abzugrenzen, wie wäre die 
Trennung grundbücherlich durchzuführen und auf welche Weiſe könnte 
der Bauwerkshypothek der Vorrang vor den auf dem Grundſtücke 
haftenden Hypotheken eingeräumt werden??) 

3. In welcher Weiſe wäre die Verwendung der Bauwerkshypothek 
für die Zwecke der Errichtung von Bauwerken ſicherzuſtellen? 

4. Welche Vorſchriften wären hinſichtlich der Amortiſation der 
Bauwerkskredite zu erlaſſen, damit eine Tilgung dieſer Darlehen 
während der Beſtanddauer des Gebäudes erfolgt? 

5. Empfiehlt es ſich, die Beleihungsfähigkeit eines ſtädtiſchen 
Grundſtückes auf den Betrag des von Sachverſtändigen ermittelten 
Taxwertes zu beſchränken (Verſchuldungsgrenze)? 

6. Welche Anderungen am geltenden Hypothekenrechte könnten 
ſonſt geeignet ſcheinen, zur Verbilligung und damit zur Verbeſſerung 
des Wohnens beizutragen? 


IV. Hypothekarverkehr der Baukeu. 


1. Welche Maßregeln empfehlen ſich zur Verhinderung der Über⸗ 
belehnung ſtädtiſcher Grundſtücke durch die Hypothekenbanken und 
Sparkaſſen? 

a) Inwieweit wäre zur Beſchränkung der Kokurrenz unter 
dieſen Kreditinſtituten eine Rayonierung ihrer Hypothekar⸗ 
geſchäfte möglich oder zweckmäßig? 

b) In welcher Weiſe wäre die Schätzung der ſtädtiſchen 
Realitäten geſetzlich zu regeln, um den heute viel beklagten 
Mängeln des Schätzungsweſens zu ſteuern? 


1) Vgl. die ähnliche Trennung bei landwirtſchaftlichen von ſtaat⸗ 


lichen Rentenbanken gewährten Krediten in der Form der ſog. 
Meliorationshypothek. 
2) Zwangspriorität = ſächſiſches Prinzip; Aufgebotsverfahren 
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c) Welche ſonſtigen Mittel ſind zweckmäßig, um den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Hypothekenbanken von Mißbräuchen zu be: 
freien?) 


v. Belehnung zweiter Hypotheken. 

1. Welchen Vorausſetzungen hätte ein Hypothekarkreditinſtitut zu 
genügen, damit es berechtigt werden könnte, Pfandbriefe gegen zweite 
Hypotheken auszugeben, und welche Mittel (Reſerve⸗ Garantiefonds und 
in welchem Verhältniſſe zu dem Betrage der zweiten Hypotheken?) 
wären erforderlich, um dieſen Pfandbriefen eine pupillarähnliche Sicher⸗ 
heit zu verleihen? 

VI. Mietrecht. 


Welche Anderungen des geltenden Mietrechtes find unerläßlich, 
um vom Standpunkte einer rationellen Wohnungspolitik den Intereſſen 
der Mieterſchaft Rechnung zu tragen? 


VII. Erbrecht. 

Welche Anderungen der geltenden Erbrechtsvorſchriften ſind not⸗ 
wendig oder empfehlenswert, um das Eigentum an Familienhäuſern 
der Familie des Erbauers oder Erwerbers zu erhalten? 

VIII. Zwangs vollſtreckung. 

Iſt es notwendig oder empfehlenswert, in bezug auf kleine 
Familienhäuſer die freie Verfügung des Eigentümers oder die 
Zwangsvollſtreckung auszuſchließen oder zu beſchränken? 

II. Schlußfrage. 

Welche Anderungen des geltenden Privatrechtes ſind ſonſt noch 
notwendig oder wünſchenswert, um die Ziele der Wohnungsreform 
zu fördern oder der Durchführung einer richtigen Wohnungspolitik 
entgegenſtehende Hinderniſſe zu beſeitigen oder zu mindern? 


Vom Bundesamt für Heimatweſen. 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Aumeldungszwang nach § 34 des Auterſtützungswohuſitz · 
geſetzes. : 

Auch der Rückforderungsanſpruch eines Armenverbandes, 
der in der irrtümlichen Meinung, der endgültig verpflichtete 
Armenverband zu ſein, ſich der Unterſtützung unterzogen oder 
dem unterſtützenden Armenverbande ſeine Aufwendungen er⸗ 
ſtattet hat, unterliegt dem in § 34 des Unterſtützungswohnſitz⸗ 
geſetzes feſtgeſetzten Anmeldungszwange. Ausweislich der Ber: 
waltungsakten des Klägers hat der Beklagte den Rückforderungs⸗ 
anſpruch zuerſt durch Schreiben vom 7. Juni — eingegangen 
den 9. Juni — 1909 bei dem Kläger geltend gemacht. Daher 
iſt der Rückerſtattungsanſpruch nur für die Zeit vom 9. De⸗ 
zember 1908 bis zum 1. April 1909 begründet. Urt. v. 26. Febr. 
1910 i. S. Ortsarmenverband G. c. Ortsarmenverband R. — 
H. Nr. 552. 


Berichtigung. 

Seite 705 2. Spalte Zeile 16 und 15 von unten ſind die 
Worte: „verurteilte, das RG. wies die Berufung des Klägers 
zurück“, in Wegfall zu ſtellen; ſtatt deſſen muß es heißen: 
„machte die Entſcheidung von Leiſtung eines dem Beklagten zu⸗ 
geſchobenen Eides abhängig, daß er bei Abſchluß des Vertrages 
mit M. von der Abtretung der St. chen Rechte an Klägerin 
keine Kenntnis gehabt habe, das RG. hob auf und wies die 
Berufung der Klägerin gegen das landgerichtliche Urteil zurück“. 


Y Verbot der Terrain⸗ und Bauſpekulation durch Bankbeamte; Verbot 
der Verſchleierung der Zinsſätze durch Abſchlußproviſionen uſw. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 3 


Erklärung. 


Der Kaufmann Johs. Peter Goos in Leipzig, Eijen- 
bahnſtraße 35 J, hat durch Zirkulare die Mitteilung verbreitet, 
daß er auf Wunſch vieler Herren eine „Einkaufs⸗ 
zentrale für Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins“ 
eröffnet habe, um den Herren den billigen Bezug von Kontor⸗ 
artikeln, Druckſachen und Schreibmaſchinenmaterialien zu er⸗ 
möglichen. Das Zirkular iſt unterzeichnet: „Johs. Peter 
Goos, Einkaufszentrale für Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins.“ 

Da dieſe Mitteilungen des Herrn Goos geeignet ſind den 
Anſchein zu erwecken, als beſtänden zwiſchen dem Deutſchen 
Anwaltverein und Herrn Goos geſchäftliche Beziehungen, die 
dieſen berechtigten, in geſchäftlichen Anpreiſungen auf den 
Deutſchen Anwaltverein Bezug zu nehmen, ſehen wir uns 
veranlaßt, zu erklären, 

daß geſchäftliche Beziehungen zwiſchen dem 
Deutſchen Anwaltverein und Herrn Goos nicht 
beſtehen und niemals beſtanden haben. 


Leipzig, den 5. Oktober 1910. 
Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Juſtizrat Felix Suckau, Rechtsanwalt beim König⸗ 
lichen Landgericht zu Danzig, iſt an Stelle des verſtorbenen 
Herrn Juſtizrats Johannes Behrendt in Danzig als Mit⸗ 
glied des Vorſtandes der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
zugewählt. 


Leipzig, den 3. Oktober 1910. 


Dr. Heiß, Spring, Aurldaum, 
Geheimer Juſtizrat, Juſtizrat, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


In der am 25. September 1910 zu Leipzig ſtattgehabten 
ſechsundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden 
der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes 
über das Verwaltungsjahr 1909/10 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe 5418 Mitglieder gegen 5422 im Vor⸗ 
jahre. Das Kapitalkonto beträgt 1 080 790 & 13 & Bis 
zum 30. Juni 1910 ſind für das Geſchäftsjahr 1910/11 bereits 
111124 K an Unterſtützungen bewilligt. Der Geſchäftsbericht 
und die Jahresrechnung wurden genehmigt und wurde dem Vor⸗ 
ſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden 
Vorſtandsmitglieder, Rechtsanwalt Böckh, Rechtsanwalt Kurl⸗ 
baum, Geheimer Juſtizrat Max Jacobſohn und Juſtizrat 
Elze, wurden wiedergewählt. An Stelle des verſtorbenen 
Juſtizrat Johannes Behrendt in Danzig wurde Juſtizrat 
Suckau in Danzig neu gewählt. Als Rechnungsprüfer für 
das nächſte Geſchäftsjahr wurden Juſtizrat Dr. Anſchütz und 
Juſtizrat Dr. Lengnick zu Leipzig beſtellt. Für die nächſte 
ordentliche Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der 
Vorſtand jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem 
anderen deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. 


Der Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
beſteht aus folgenden Perſonen: 

1. Dr. Max Deiß, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Paul Syring, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Schriftführer. 

4. Heinrich Malkwitz, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schrift⸗ 
führers, 

5. Alfred Kurlbaum, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Bruno Brücklmeier, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht 


zu Karlsruhe, N 
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8. Max Jacobſohn, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht I zu Berlin, 

9. Dr. Richard Schall, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 


10. Curt Elze, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Halle a. S., 


11. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den ö 
München I und II, 


12. Felix Suckau, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Danzig. 


Leipzig, den 3. Oktober 1910. 
Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Dr. Deiß, Syring, Kurlbaum. 
Geheimer Juſtizrat, Juſtizrat, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 

dem 30. Juni 1910 abgeſchloſſene ſechsund⸗ 

zwanzigſte Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für 
dentſche Rechtsanwäte. 


I. 


Heſchäſtsbericht. 


1. Die Mitgliederliſte des ſechsundzwanzigſten Verwaltungs⸗ 
jahrs ergibt für den 30. Juni 1910 eine Geſamtzahl von 
5418 gegen 5422 im Vorjahre. 


2. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des Schatz⸗ 
meiſters beträgt das Kapitalkonto 1 080 790 & 13 K. 

3. Bis zum 30. Juni 1910 ſind für das Geſchäftsjahr 
1910/1911 bereits 111124 4 bewilligt. 

4. Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 8. Sep⸗ 
tember 1909 zu Roſtock ſtattgefunden. In dieſer wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde 
dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig aus⸗ 
ſcheidenden Vorſtandsmitglieder, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, 
Juſtizrat Barth und Juſtizrat Behrendt wurden wiedergewählt. 
An Stelle der aus dem Vorſtande ausgetretenen Mitglieder 
Geheimer Juſtizrat Scheele, Juſtizrat Herr und Geheimer Juſtizrat 
Dr. Seelig wurden Juſtizrat Malkwitz, Rechtsanwalt Kurlbaum 
und Rechtsanwalt Brücklmeier, ſämtlich zu Leipzig, neu gewählt. 
Als Rechnungsprüfer wurden Juſtizrat Dr. Lengnick und Juſtizrat 
Dr. Anſchütz zu Leipzig beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort 
wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, falls 
im Jahre 1910 ein Anwaltstag im September ſtattſinden ſollte, 
die Generalverſammlung an den für die Abhaltung dieſes Tages 
zu beſtimmenden Ort zu berufen. 

5. Die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vorſtandes ſind durch 
Rundſchreiben gefaßt worden. 


138. 1910. 
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6. Die Anwaltskammern haben gewährt: 


Kammerbeiträge Kammerbeihilſen 


Augsburg. — 700 
Bamberg — 1500 ⸗ 
Berlin. 5000 J _- 

Breslau. 2000 = = 

Cellle — 2500 : 
Cöln — 2500 
Colmar — 500 
Darmſtade — 2000 : 
Dresden.. 5000 == 

Düſſeldorf . — 1000 : 
Frankfurt a. MW. 2000 = == 

Hamm — 3000 ⸗ 
Jena — 1000 ⸗ 
Karlsruhe — 1200 : 
Nell — 2000 = 
Königsberg. 2000 = — 

Marienwerder — 2000 ⸗ 
München — 2500 ⸗ 
Naumburg — 2000 ⸗ 
Nürnberg — 2500 ⸗ 
Oldenbung . — 200 = 
Poſen u 2000 : 
NRoltod. . » . . 500 u 

Stettin . 2... — 1000 ⸗ 
Stuttgart — 1500 ⸗ 

16 500 4 31 600 4 
48 100 #. 


An Geſchenken find eingegangen 24813 4 40 4 


7. Das Geſchäftsjahr 1909/1910 hat 4 neue im Cr: 
mittelungsverfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. 
Die Zahl der neu anhängig gewordenen Geſuche beträgt 50. 
Von dieſen 54 Geſuchen find abgelehnt 13, im Prüfungs⸗ 
verfahren befindlich 3, bewilligt 38. Im übrigen iſt hervor⸗ 
zuheben, daß der Vorſtand einzelne Darlehnsgeſuche abgelehnt 
und in einem Falle wie ſeit Jahren die Zahlung einer von Ver⸗ 
wandten für die Witwe eines Rechtsanwalts zuſammengebrachte 


Rente vermittelt hat, um die Empfindlichkeit der Bedachten zu 
ſchonen. 


Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
16 000 A. 


Es find im Geſchäftsjahr 19091910 bewilligt: 


I. II. 

an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 

und an Linterlaſſene von Rechts⸗ 
anwälten 


1. zum 1. Male 14 200 4% 


man in der Liſte noch nicht ge: 
loͤſchte Rechtsanwälte 


1. zum 1. Male 2700 % 


2. 2. 2600 ⸗ 2. 2. 10800 
a u 600 ũ„% 3. = 3. 10 000 
4. = 4, 7 750 = 4. 4. 8 7350 2 

— 


Seite. 6 650 4 Seite .. 423504 


an 


39. Jahrgang. 


| 
I. II. 
an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 


. % 1 2 
an in der Liſte noch nicht ge und an Hinterlaſſene von Rechts⸗ 


löſchte Rechtsanwälte 


anwälten 
Übertrag .. 6 650 4 Ubertrag.. 42 350 4 
5. zum 5. Male 600 = 5. zum 5. Male 9100 = 
65. 6 = 500 : 6. 6. 6100 = 
1 Te 6730 = 
zuſammen 7 750 4 8. 8 = 8600 ⸗ 
9.2: 9 2600 = 
10. = 10. = 2450 = 
Il. 1, % 5200 = 
12. =: 12% = 5000 : 
13. 13. 3250 = 
14. 14. 6080 ⸗ 
5 15. 15. 6 154 ⸗ 
16. 16. = 1700 = 
17. = 17%. =: 2870 : 
18. 18 = 2200 - 
19. = 19. 2470 ⸗ 
20. 20. =: 1840 ⸗ 
21. 21. 1310 = 
22. 22. 900 ⸗ 
23. = 23. 1430 - 
24. 24. 1700 - 
25. 25. 1390 ⸗ 
26. 26. = 1450. : 
zuſammen 122 874 N. 
Summe zu 1 7 750 
s „ II. 122 874 = 
Geſamtſumme 130 624 l. 


Hiervon entfallen noch auf das ſechsundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 19 500 &, während für das ſiebenundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 111 124 beſtimmt find. 


Es verteilen ſich am 1. Juli 1909 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 
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Augsbug . 25 Jena . 24 
Bamberg. . . 19 Karlsruhe . 19 
Berlin 77 Kiel . 20 
Braunſchweigg . 7 Königsberg.. 62 
Breslau. . 77 Marienwerder. . 42 
Caſſel. 25 München 40 
Celle. 70 Naumburg.. 59 

Cöln . 32 Nürnberg. . 32 

Colmaunu . 4 Poſen. . 69 
Darmſtadt 14 Roſtock 25 
Dresden . 77 Stettin 28 
Düſſeldorf 6 Stuttgart 32 
Frankfurt a. M. 11 Zweibrücken. 4 
Hamburg. 7 Reichsgericht 1 
Hamm 23 
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Für die im Geſchäftsjahre 1909/1910 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Bamberg. 1 Hamburg 1 
Berlin 3 Hamm 1 
Breslau . 3 Karlsruhe 2 
Caſſel. 1 Königsberg. 1 
Celle. 5 Marienwerder 1 
Cöln 1 Naumburg 3 
Darmſtadt 1 Nürnberg 1 
Dresden. . 4 Roſtock 1 
Düſſeldorf .. 2 Stettin „ : 
Frankfurt a. M. 2 Stuttgart 1 


Von den im Geſchäftsjahre 1909/1910 gewährten Unter⸗ 
ſtützungen entfallen auf: 


Augsburg 3 250 4 Hamm 2220 4 
Bamberg. 4300 = Jena 1800 = 
Berlin . 10304 = Karlsruhe 4200 = 
Braunschweig 600 = Kiel 3600 = 
Breslau . . 10170 = Königsberg. 8570 - 
Caſſel. . 3880 = Marienwerder. 5250 ⸗ 
Celle. 10 020 =: München. 6450 - 
Göln . 4450 = Naumburg . 7300 = 
Colmar 400 - Nürnberg 4850 ⸗ 
Darmſtadt 1400 = Poſen. 9270 : 
Dresden . 8550 = Roſtock 1930 - 
Düſſeldorf 3800 = Stettin 4560 - 
Frankfurt a. M. 3200 = Stuttgart 2900 ⸗ 
Hamburg. 2200 = Zboeibrücken 1200 = 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
gehabt. 

Aus Anlaß des 25 jährigen Jubiläums der Hülfskaſſe hat 
nach dem beiliegenden Verzeichniſſe eine große Anzahl von 
Kollegen aus allen Teilen des Vaterlandes 40 878 & 95 K 
zur Stiftung eines Jubiläumsfonds zuſammengebracht. Die 
Zinſen davon werden zu Unterſtützungszwecken Verwendung 
finden. 

Leipzig, den 10. Juli 1910. 


Der Schriftführer: 
Syring, Juſtizrat. 


* * 
* 


Für den Jubiläumsfonds find eingegangen: 


von der Anwaltskammer bei dem RG. 500,— 1 
** : in Poſen 1678,50 =: 
„3 s en 1000, — : 


„ s „Zweibrücken. . 1200,— : 
u - : Augsburg. 300,— : 


23 : Bamberg..  500,— 

23 * s „Hamburg.. 5 000,.— : 

ne - „München. . 3000,— = 

a : „Nürnberg.. 500, 

8 = - Berlin. . . 5000,— 

23 3 : „Frankfurt a. M. 2 000,—- : 

von den RA. im OxG.⸗Bez. Naumburg .. 1 492,50 
Seite . . 22 171, — u 


111 * 
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Übertrag . . 22 171, — 4 

von den RA. im ne Bez. Marienwerder. 1 555, — = 
= = : Stettin . . 117855 ⸗ 

. Königsberg .. 1162,05 = 
Kiel 335, — : 

Bamberg 417, — : 

: Roſtock 606,35 = 
Celle 1865, — : 

: : Karlsruhe. .. 1 090, — = 

* . Braunſchweig. 2 079,— = 

a 2 Di.üſſeldorf .. 1717,— =: 

8 : Caſſel 1753,30 - 

- Nürnberg... 19,— : 

2808 Stuttgart.. 950, «+ 
von den RA. im LG.⸗Bez. Bielefeld.. 185,— : 
„ s Freiburg i. Br. 330,— = 
Mannheim .. 1 995, — : 

- Nordhauſen.  230,— : 

„ 2 : Eſſen 264,70 = 
von RA. Dr. Wertheimer in Baden-Baden 500,— = 
= = N Levi in Stuttgart 300,— : 
40 878,95 M 


II. 


XXVI. Jahresrechnung der Sülfskaffe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1909 Bis 


30. Juni 1910. 
A. Kaſſa⸗Konto. 


Einnahme: 


Barſtand am 1. Juli 1909 


2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 


anſtalt erhoben 


Von der Deutſchen Bank Ciliale 


Leipzig) Rechnungsbuch erhoben 


Von der Deutſchen Bank (Filiale 


Leipzig) Giro⸗Konto erhoben 


5. Schenkungen und Vermächtniſſe 
6. Schenkungen für den Jubiläumsfonds 


11. 


a) von den Anwalts⸗ 
kammern 

b) von den einzelnen 
Mitgliedern 


21100 4 50 


. 19778 = 


Beihilfen und ni der Anwalts⸗ 


kammern. 


. Mitgliederbeiträge . 


Zinſen 
10. 


Wegen Todesfall uſw. . 
Unterſtützungen 
Erlös von Wertpapieren 


Summa 


40 878 ⸗ 


48 100 = 
109 480 : 
33 395 = 


340 = 
949 ⸗ 


466 053 M 


06 : 


„ 40 : 


Beſtand am 30. Juni 1910 (einfchl. des 
Martinyfonds) g 


Ausgabe: 


„ Unterſtützungen 
An die Allgemeine Deutſche Kredit⸗ 


anſtalt gezahlt . 


An die Deutſche Bank Gilial Seibyig) 


gezahlt: 
a) auf das Rechnungsbuch 
b) auf das Giro⸗Konto 


Ankauf von Wertpapieren 
Verwaltungskoſten. f 
. Binfen an die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ 


und Waiſenkaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte in Halle a. S. für die Zeit 
bis zum 30. Juni 1909 laut Bor: 
ſtandsbeſchluß 


Rückzahlung von Beiträgen. 
Beſtand am 30. Juni 1910 


Summa 


B. Kapital ⸗Konto. 


Dieſer Betrag ſetzt ſich zuſammen aus: 


3 
2. 


2. 


Barbeſtand 


Wertpapierkonto 


Guthaben auf das Rechnungsbuch bei 
der Allgemeinen N Kredit: 
anftalt 3 


Guthaben auf das Giro-Ronto bei der 


Deutſchen Bank (Filiale Leipzig) 


Summa wie oben 


C. Wertpapier ⸗Konto. 
. Beitand am 1. Juli 1909 . 


abzüglich die am 2. Juli 1909 ver- 
kauften 31/9 % Pfandbriefe der Aktien⸗ 
geſellſchaft für Boden⸗ und Kom⸗ 
munal⸗Kredit in Elſaß⸗Lothringen 


ei wer 
1317471 4 52 


Hiervon ab die im Juli 1909 der 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte in 
Halle a. S. überwieſenen 5000004 
nach dem Kurs vom 30. Juni 1909 


Für angekaufte Wertpapiere 


Die am 30. Juni 1910 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von 


M 18. 1910. 


1316234 94 


123 938 = 05 ⸗ 
17331 = 10 : 
124 874 = 49 : 
50900 = — : 
8491 : 87 ⸗ 
8680 = — : 
200 =: — : 

13 = 78 : 


466 053 4 BA 


. 1080 790 4 13% 


897 463 = 12 : 
93610 ⸗ 80 : 
89702 = 43 = 

13 = 18 : 


— AS u 


1 080 790 & 13% 


1318 420 4 62 K 


949 = 10 = 


449 800 = — ? 


867 6714 52K 
50 900 = — 2 


9185714 52K 


897 463 4 12% 
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An Wertpapieren find vorhanden: 


650 000 & königl. ſächſ. 3 % Rente 


à 83,40 ê—ümiei 5421000 — A 
Zinſen von 459 500 & vom 1. April 
bis 30. Juni 1910 .. 3446 25 
186 000 & königl. preuß. 3½ 3 konſ. 
Anleihe à 93, /ù 172 980 — - 
Zinſen von 38 500 & vom 1. April 
bis 30. Juni 191000 336 ⸗ 87 
80 000 & königl. preuß. 4 1 Staats⸗ f 
anleihe a 102, 1/ůöů n. 81600 = — - 
Zinſen von 30 000 & vom 1. April 
bis 30. Juni 1910 988 300 = — =: 
30000 & königl. preuß. 3% konſ. Anleihe 
à 84,75 HL... 3235 425 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1910 225 — = 
30 000 & 4% Hamburger Staatsanleihe 
à 101,0 mm: 30 420 - 
25 000 & königl. preuß. 4 % Staats⸗ | 
anleihe (Staffelanleihe) a 100,80 «k 25 200 — = 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1910 250 — = 
15 000 .# 4% Schuldverſchreibungen des 
Heſſiſchen Staates à 101,20 & 15 180 — : 


Summa wie oben 897 463 4 12 & 


(Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere ſind in das königlich 
ſächſiſche, das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das 
Staatsſchuldbuch des hamburgiſchen bezw. heſſiſchen Staates ein⸗ 


getragen und der außer dem Barbeſtande von 13,78 vorhandene 
Betrag iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen 
Kreditanſtalt zu Leipzig mit 93 610,80 & und mit 89 702,43 % 
auf ein Giro⸗Konto bei der Deutſchen Bank [Filiale Leipzig] ein⸗ 
gezahlt. Das erſtere lautete nach der XXV. Jahresrechnung über 


63 270 — & 

eingezahlt wurden. . 123 938 = 05 - 
187 208 6 05 # 

abgehoben wurden. 93 597 = 25 - 


Beltand . 93 610 * 80 


Das Rechnungsbuch bei der Deutſchen Bank iſt erloſchen 
und der Betrag iſt auf ein Giro⸗Konto bei der Deutſchen Bank 
[Filiale Leipzig! übertragen worden. 


Giro-Konto. 
Eingezahlt wurden. . 124 874 / 49 N 
abgehoben wurden 35172 = 06 ⸗ 
Beltand . 99 702 KA 43 


Leipzig, den 30. Juni 1910. 
. Kurlbaum. 


Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 

Leipzig, den 14. Juli 1910. 


gez. Juſtizrat Dr. Anſchütz. gez. Juſtizrat Dr. Lengnick. 


Vergleichung mit dem Vorjahr. 


Anwalts⸗ Ver⸗ Beſtand 
Mitglieder⸗ kammer⸗ Unter⸗ des Kapital⸗Konto 
\ beiträge | Schenkungen Zinſen waltungs⸗ f am Schluſſe 
Vom bis beiträge und ſtützungen des 

Beihilfen koſten Geſchäftsjahres 
Zee 22 M EL 
1. Juli 1908 30. Juni 1909| 117 670 —] 35 250 — ] 34 274 80] 47 037 95 8246 72 130 814 | 20 1 359 065 | 94 
1. Juli 1909 }30. Juni 1910| 109 480 — ] 48 100 — ] 24 813 40] 33 395 | 50 849187] 181323 94 1080 790 | 13 
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Die Zivilprozeßnovelle als Prozeß verſchlepperin. 
Von Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


J. Daß die am 1. Juni 1909 publizierte Novelle zur 
IPOD. hinſichtlich ihrer weſentlichſten Beſtimmungen unfruchtbar 
bleiben werde, haben kundige Praktiker — Richter wie An⸗ 
wälte — vorausgeſagt. Auch die Behauptung, daß Er⸗ 
ſparnisgründe für die erfolgte Ausdehnung der amtsgericht⸗ 
lichen Zuständigkeit das Hauptmotiv bildeten, iſt vom Moment 
des Auftauchens der Zuſtändigkeitsreformidee aufgeſtellt worden. 
Dem wurde ſeitens der Reformfreunde immer entgegengehalten, 
daß die SS 501 und 509 ZPO. zweifelsohne eine Be⸗ 
ſchleunigung des Amtsgerichtsverfahrens herbeiführen 
würden; dieſe Verfahrensbeſchleunigung wiege etwaige ſonſtige 


übrigens nicht zutreffende Bedenken auf, die rechtſuchenden 
Parteien erhielten ja eine prompte, raſch arbeitende Ziviljuſtiz, 
das ſei die Hauptſache. Die 88 501 ff. bilden nun aber neben 
der Zuſtändigkeitsverſchiebung den eigentlichen Kern des Geſetzes 
vom 1. Juni 1909. 

Ungehört blieben die vielfach gebrachten Bedenken gegen 
die Möglichkeit der Durchführung der 88 501, 509 in der 
Praxis; beiſeite geſchoben wurden auch die Einwendungen (vgl. 
JW. 07, 661), daß die tatſächliche Anwendung der 88 501 ff. 
nicht eine Beſchleunigung, ſondern eine Verzögerung der Rechts⸗ 
ſachen bringen müßte. | 

II. Da die Novelle ſchon länger als ein halbes Jahr in 
Kraft getreten iſt, drängt ſich die Frage auf, inwieweit die 
ſeitens der Reichsregierung gehegten Erwartungen in Erfüllung 
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gegangen ſind. Bisher iſt mir nicht bekannt geworden, daß 
irgendwelche Stimmen die Beſchleunigung der Prozeſſe zufolge 
der Novelle feſtgeſtellt hätten. Sie iſt denn wohl auch nirgends 
in nennenswertem Umfang eingetreten. Dagegen ſpricht Amts⸗ 
gerichtsrat Hörle — Recht 1910 Nr. 13 — offen aus, daß 
die 88 501 ff. die auf fie geſetzten Hoffnungen nicht 
erfüllt haben; Hörle weiſt mit Recht darauf hin, daß an den 
großen Amtsgerichten die Anwendung der angeführten Be⸗ 
ſtimmungen unmöglich durchführbar ſei, ſolange nicht eine 
gründliche Umgeſtaltung des bisherigen Geſchäftsbetriebes er⸗ 
folge, ſolange nicht an Stelle des bisherigen Maſſenbetriebs 
mit 60 und 100 Fällen eine auf die Durchführung der 
88 501 ff. bedachte Sitzungsordnung mit einer mäßigen Anzahl 
von Fällen träte. Dieſe Feſtſtellung bedeutet nichts anderes 
als die Beſtätigung der Richtigkeit der beſonders von anwalt⸗ 
ſchaftlicher Seite geltend gemachten Zweifel an der praktiſchen 
Durchführung der Hauptgrundſätze der Novelle. Ich kann 
hieher nur gleichfalls anführen, daß — ſoweit meine Wahr⸗ 
nehmungen reichen — die SS 501 ff. nirgends eine ins Gewicht 
fallende praktiſche Bedeutung erlangt haben. Das ſtand doch 
von Anfang an feſt: die kleinen Amtsgerichte hätten auch ohne 
Novelle eine größere Beſchleunigung der Prozeßführung er⸗ 
möglichen können, bei den großen aber — und dieſe ſind aus⸗ 
ſchlaggebend, weil ſie die Maſſe der Prozeſſe behandeln — iſt 
eine praktiſche Handhabung der SS 501 ff. wegen zu ſtarker 
Belaſtung der Richter (daneben auch aus ſonſtigen der Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer Vorſchriften entgegenſtehenden Gründen; vgl. 
Hörle) abſolut ausgeſchloſſen. Gewiß, man könnte durch ent⸗ 
ſprechende Vermehrung des amtsrichterlichen Perſonals Abhilfe 
ſchaffen! Aber gerade, daß es nicht oder in durchaus unzuläng⸗ 
lichem Maße geſchieht, hat man vorausgeſehen; darin zeigt ſich 
ja die Richtigkeit des dem Geſetzentwurf von Anfang an ent⸗ 
gegengehaltenen Vorwurfs der Fiskalität. Die Regierung 
wollte Richtererſparung und ſieht nun zu ſpät, daß eigentlich 
und zwar gerade wegen der SS 501 ff. eine ſolche Erſparnis 
im ganzen auch dann nicht eintreten kann, wenn an einzelnen 
großen Kollegialgerichten da und dort Richter erübrigt werden 
ſollten. Ganz kleine Landgerichte, wie ſie z. B. in Bayern 
beſtehen, haben — ſoweit nicht die Strafjuſtiz in Frage 
kommt — zurzeit keine Exiſtenzberechtigung mehr, da ſie den 
ſachlichen und perſonellen Aufwand kaum mehr lohnen; bisher 
iſt jedoch kein Landgericht aufgehoben worden. 

III. Im Lichte der Praxis zeigt ſich ſonach, daß die 
sS 501 ff. auf dem Papier geblieben find. Beſchleunigung 
wurde alſo bisher nirgends erreicht (auch Reidnitz DRA. 1910 
Nr. 10 beſtätigt dieſe Beobachtung). Aber das Gegenteil 
iſt eingetreten, eine Prozeßverzögerung, welche die natür— 
liche Folge der Amtsgerichtsbelaſtung ohne entſprechende Perſonal⸗ 
vermehrung ſein mußte; und das trotz der neuen Ferienſach— 
vorſchriften, welche doch gleichfalls die Richter für die Zeit 
nach den Ferien weſentlich entlaſten müßten, wären ſie von 
großem praktiſchen Wert! Es ſei geſtattet, zum Beweis 
meiner Ausführungen aus dem derzeitigen Betrieb am Nürn⸗ 
berger Amtsgericht zu ſchöpfen. Vor der Novelle übten die 
Zivilprozeßabteilungen auch kurz nach den Gerichtsferien trotz 
großer Be⸗ und Mberlaftung — etwa 60 bis 150 Streitſachen 
zählte regelmäßig eines einzigen Richters Tagesordnung, 


3 Sitzungen jedes Zivilrichters in der Woche, abgeſehen von 
Beweiserhebungen, waren vorgeſehen — raſche Rechtſprechung; 
die normale Vertagung erfolgte auf 14 Tage, erſte Klage⸗ 
termine ſtanden etwa 10 bis 14 Tage nach Einreichung, in 
Wechſelſachen früher an. Gegenwärtig erfolgt — offenbar 
nicht nur vorübergehend — eine Terminsverlegung normal auf 
5 oder 6 Wochen; der ganze Betrieb iſt weſentlich verlangſamt, 
die Parteien haben nicht nur keine Prozeßbeſchleunigung, 
ſondern vielmehr eine ganz erhebliche Prozeßverzögerung in 
den Kauf zu nehmen, ſo daß zurzeit die Kollegialgerichte 
erheblich raſcher judizieren als das mit durchichnittlich 
90 Fällen pro Sitzung beladene Amtsgericht; den Richtern 
kann daraus keinerlei Vorwurf erwachſen, daß ſie bei der 
enormen, ſachlich ruhige Bearbeitung ausſchließenden Geſchäfts⸗ 
überlaſtung den Prozeßbetrieb zu verlangſamen gezwungen ſind; 
bei allem Pflichteifer gibt es eine Grenze der Leiſtungsfähigkeit 
auch des tüchtigſten Juſtizbeamten, will er nicht als Opfer 
feines Berufs in Kürze phyſiſchen Zuſammenbruch erleiden. 
Ahnlich wie in Nürnberg liegen aber ſicherlich die Verhältniſſe 
auch an den meiſten ſonſtigen Amtsgerichten mit größerem 
Betrieb. Die Finanzverwaltungen werden auch anderwärts 
mit Mitteln nicht zur Hand ſein. Erwägt man, daß nach der 
eingetretenen Zuſtändigkeitsverſchiebung beinahe 90 Prozent 
aller Streitſachen dem Amtsgerichtsverfahren unterſtellt ſind, 
ſo gewinnt die Verlangſamung der Amtsgerichtsprozeſſe ver⸗ 
vielfachte Bedeutung. 

Prozeßbeſchleunigung war die Loſung, Prozeßverzögerung 
iſt das Reſultat und muß es bleiben, ſolange nicht die Juſtiz⸗ 
verwaltungen das durch die Novelle benötigte Mehrperfonal 
an Richtern und Gerichtsſchreibern wie an Räumen zur Unter⸗ 
bringung dieſer Beamten ſchaffen. Wo die erforderlichen 
Räumlichkeiten fehlen, müßte proviſoriſche Gewinnung von 
ſolchen ins Auge gefaßt werden. 

Dieſe nachteiligen Folgen ſind an den großen Amts⸗ 
gerichten eingetreten, trotzdem die 88 501 ff. keine An⸗ 
wendung fanden. Die Novelle hat alſo ihre Vollwirkung 
noch gar nicht zeigen können. Will man nicht nur die aus 
der Zuſtändigkeitsverſchiebung reſultierende Amtsgerichtsbelaſtung 
beſeitigt haben, ſondern auch die SS 501 ff. zum Leben er: 
wecken, dann iſt eine ganz erhebliche Richtervermehrung an den 
Amtsgerichten die notwendige Konſequenz der Novelle. 

IV. Als Schlußergebnis ergibt ſich daher ſolgende 
Konſtatierung: 

Was die Anwaltſchaft — neben anderen — prophezeit 
hat, iſt eingetreten. Der Kern der Novelle (SS 501 ff. ZPO.) 
iſt auf dem Papier geblieben und muß das mangels Perſonal⸗ 
vermehrung bleiben; eine nennenswerte Erſparung von Kollegial⸗ 
richtern iſt nicht eingetreten, weil man der Bevölkerung die 
kleinen nicht genügend beſchäftigten Landgerichte nicht nehmen 
kann oder will und ein Minimalbeſtand an Richterperſonal 
auch am kleinſten Landgericht vorhanden ſein muß (bezüglich 
der Oberlandesgerichte muß das Urteil zurückgeſtellt werden, 
bis die Wirkungen der Zuſtändigkeitsverſchiebung voll in Er⸗ 
ſcheinung treten können, zurzeit iſt das noch nicht der Fall); 
eine Prozeßbeſchleunigung iſt nicht feſtſtellbar; dagegen iſt eine 
Prozeßverzögerung die Folge der durch die Zuſtändigkeits⸗ 
ausdehnung verurſachten, durch Perſonalvermehrung nicht aus⸗ 
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geglichenen erhöhten Belaſtung an den großen Amtsgerichten; 
daneben beſteht die aus der Uberlaſtung ſich ergebende Gefahr 
einer weniger eingehenden Sachbehandlung. 

Dazu denke man ſich die bezüglich der Streitwerte von 
300 bis 600 & nun vielfach — das war ja auch eine, viel⸗ 
leicht die Haupttendenz der Reform — vom Anwalt nicht 
mehr beratene Partei, welche durch ſtückweiſes und umſtänd⸗ 
liches Beibringen des nicht mehr anwaltſchaftlich geſichteten 
Prozeßſtoffes, durch überflüſſiges oder nebenſächliches Beiwerk 
den Richter in einer einzigen Sache länger in Anſpruch nimmt, 
als der Rechtsanwalt mit einem Dutzend. Und mit dieſem 
Bild aus der Praxis vergleiche man das von Addickes pro⸗ 
pagierte Ideal des Einzelrichters, des Richterkönigs! Durch 
die Novelle ſind wir dieſem Ideal keinesfalls nähergekommen. 

Und zum Schluſſe noch eins: Hoffen wir, daß künftige 
Prozeßreformen nicht gegen den Rat der Anwaltſchaft, ſondern 
Hand in Hand mit ihr erwachſen! — — 


Die Höhe der Sicherheitsleiſtung beim vorlaufig 
vollſtreckbaren Urteil. 
Von Rechtsanwalt Mosler, Lüchow i. Han. 


Die Frage, ob es angängig iſt, das Urteil „gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung in Höhe des beizutreibenden Betrages“ für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar zu erklären, iſt in jüngſter Zeit lebhafter in 
Fluß gekommen, nachdem das RG. gelegentlich in dem Beſchluſſe 
des VII. 3S. vom 12. Juli 1907 (RG. 66, 305) Zweifel für 
möglich erklärt hatte, ob eine „derartig unbeſtimmte Feſtſetzung 
des Betrages der Sicherheit mit den Beſtimmungen der ZPO. 
verträglich ſei“. Sie iſt ſeitdem verneint worden vom KG. im 
Urteil des IV. 3S. vom 30. März 1908 (KGBl. 1908 S. 73) 
und in einem Aufſatz von Crönert im Recht 1908 Sp. 799 ff. 
aus weſentlich übereinſtimmenden Gründen, hauptſächlich, weil 
das gerügte Verfahren dem Willen des Geſetzgebers widerſpreche. 
Da es richtig iſt, daß es ſich hier um eine Frage von großer 
wirtſchaftlicher und rechtlicher Bedeutung handelt (Crönert a. a. O. 
Sp. 800), iſt eine Kritik der Gründe geboten, die gegen die 
Zuläſſigkeit jenes richterlichen Ausſpruchs angeführt werden, 
und eine Würdigung der Geſichtspunkte, die etwa für ſie 
ſprechen. Dies ift um fo mehr der Fall, als diefe Beſtimmung 
der Sicherheitsleiſtung einem ſehr verbreiteten usus fori ent⸗ 
ſpricht, der nicht bloß ein unbeachtetes Herübergleiten der 
Floskel aus den Parteianträgen in das Urteil iſt, und von an⸗ 
geſehener Seite bislang für zuläſſig erklärt und als zweckmäßig 
empfohlen worden iſt. (Vgl. Gaupp⸗Stein 6./7. A. § 710 
N. 12b, Struckmann⸗Koch Nr. 4, Peterſen 5. A. N. 2 zu § 710, 
Reinke 5. A. N. 1b zu 8 710, 711.) 

Entſprechend jener Bemerkung in dem reichsgerichtlichen 
Beſchluſſe ſteht an der Spitze der Gründe gegen die Zuläſſigkeit 
des ſtreitigen Ausſpruchs die Berufung auf den abweichenden 
Willen des Geſetzgebers, die Behauptung, dieſe Regelung 
der Sicherheitsleiſtung ſei mit den Beſtimmungen der ZPO. 
unvereinbar. Man wird, wenn die Unbeſtimmtheit des Be⸗ 
trages gerügt wird, ſich zuerſt daran erinnern, daß für den 
Kläger im Prozeß das Gebot der Beſtimmtheit für die be⸗ 
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ſtimmende Grundlage des ganzen Rechtsſtreits, die Klage, in 
5 253 ZPO. ausgeſprochen iſt, und geneigt ſein, dieſes 
prozeſſuale Prinzip ausdehnend auch in unſerem Falle anzu⸗ 
wenden. Indes lehrt eine nähere Betrachtung bald ein anderes. 
Im Falle der Klage iſt es nicht ſo ſehr die prozeſſuale Seite 
der Sache, die genau beſtimmte Angaben nötig macht, als die 
materiell⸗ rechtliche. In dem Rechtsſtreit, der ſich auf die Klage 
aufbaut, ſoll materielles Recht gefunden werden, aus der Fülle 
der einzelnen tatſächlichen Parteibehauptungen ſollen die für 
das konkrete Recht bedeutſamen zu einem lückenloſen Bilde von 
beſtimmter rechtlicher Zeichnung vereinigt werden. Iſt das 
Recht aber im Urteil gefunden, ſo hat jene prozeſſuale Vor⸗ 
ſchrift ihren Zweck erfüllt. Das Verfahren tritt nun in einen 
neuen Abſchnitt: Das theoretiſch gefundene Recht ſoll praktiſch 
verwirklicht werden; die Rechtsordnung hat geſprochen und ſoll 
jetzt handeln; an den theoretiſchen Kampf der Parteien um das 
Urteil ſchließt ſich der praktiſche um den wirklichen Wertumſatz 
mit den Mitteln des ſtaatlichen Zwangs gegen den Schuldner, 
der dem Urteil nicht freiwillig folgt. Der letzte Ausfluß jenes 
prozeſſualen Beſtimmtheitsprinzips iſt die Beſtimmtheit des 
Urteilsbefehles ſelber. Die Zwangsvollſtreckung aber lebt ihr 
eigenes Leben mit eigenen Aufgaben und Mitteln und Wegen 
zu ihrer Erfüllung. Dieſe Aufgaben haben mit jenen nichts 
gemein, die den Grundſatz der Beſtimmtheit in den Prozeß ein⸗ 
führten. Deshalb iſt die Ausdehnung dieſes Grundſatzes auf 
die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig; der Umſtand, daß das 
Sicherheitserbieten des Gläubigers dem Betrage nach zu un⸗ 
beſtimmt ſei, verletzt alſo keinen allgemeinen, auch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung beherrſchenden Grundſatz. 

Iſt nun das Begehren des Gläubigers aus anderen 
Gründen mit den Abſichten des Geſetzgebers unvereinbar? 

Die Abſichten des Geſetzgebers bei der Durchſetzung der 
Urteile im Zwangswege in richtiger Weiſe unter Würdigung 
der Intereſſen ſowohl des Gläubigers als des Schuldners und 
ohne Bevorzugung eines dieſer Streitteile zu ermitteln, iſt 
gewiß eine ſchwierige rechtspolitiſche Aufgabe. Sie fordert ein 
beſonderes Maß rechtspolitiſchen Taktes, eine vertraute Kenntnis 
der gewöhnlichen Phyſiognomie des Verhältniſſes der Gläubiger 
und Schuldner zueinander und dieſer beiden ſelbſt. Dies ſpricht 
auch aus den Motiven, die der Geſetzgeber ſelbſt erwähnt. Als 
legislatoriſchen Grund der allgemeinen vorläufigen Vollſtreckbar⸗ 
keit auf Antrag gegen das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung 
geben die Motive an, daß damit ein wirkſames Korrektiv gegen 
die Gefahr geſchaffen werden ſollte, daß die erſte Inſtanz gegen⸗ 
über der zweiten zu einer bloßen Verſuchsſtation herabgedrückt 
werde (vgl. OLG. Hamburg, Urteil vom 25. Juni 1904 
OL GRſpr. 9, 111). Dieſer Geſichtspunkt richtet feine volle 
Schärfe gegen den Schuldner, der damit gezwungen werden 
ſoll, ſich ſchon in der I. Inſtanz nach beſten Kräften zu wehren. 
Des weiteren wird — mit Crönert a. a. O. — ein legis⸗ 
latoriſcher Grund in dem Vertrauen auf die Richtigkeit des 
Urteils gefunden werden können, das es rechtfertige, den 
Schuldner unter Kautelen ſchon zur Leiſtung zu zwingen, bevor 
das Urteil rechtskräftig geworden iſt. Auch dieſer Geſichtspunkt 
richtet ſich gegen den Schuldner. Jenes Vertrauen wird erhöht 
durch die erſte Erwägung, die eine erſchöpfende Sachwürdigung 
der I. Inſtanz erwarten läßt. Ein weiterer Grund wird für 
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einen hohen Bruchteil aller Prozeſſe (fo der zahlreichen Ver⸗ 
ſäumnisurteile bei Warenklagen und dergl.) aus der Erfahrung 
herzuleiten ſein, daß der Schuldner nur nicht zahlen will oder 
kann, daß es in ſolchen Fallen aber ein unbilliger Formalismus 
wäre, die Vollſtreckung bis zur Rechtskraft aufzuſchieben über 
einen Zeitraum hin, den der mehr oder weniger böswillige 
oder bedrängte Schuldner oft zu frauduloſen Schiebungen be⸗ 
nutzen wird, ſo gut er kann. Im Intereſſe des Gläubigers 
hat alſo der Geſetzgeber dieſe allgemeine Vollſtreckbarkeit gegen 
Sicherheitsleiſtung vor der Rechtskraft geſchaffen, ihm wollte 
er eine Waffe in die Hand geben, die der Gläubiger gebrauchen 
ſoll mit der einzigen Einſchränkung, daß er vorher dem 
Schuldner Sicherheit leiſten muß, gegen Schädigungen, die 
dieſem aus der Vollſtreckung erwachſen können. Dieſe Gebrauchs⸗ 
möglichkeit wird indes durch die Auslegung der Gerichte gerade 
in dem hier behandelten Falle zu Unrecht ſehr erſchwert. Eine 
Kritik der Gründe, die für die Unzuläſſigkeit der ſtreitigen 
Formulierung geltend gemacht werden, wird dies ergeben. 

Aus dem Text des Geſetzes lieſt das KG. in dem ers 
wähnten Urteile vom 30. März 1908 dieſe Unzuläſſigkeit heraus, 
weil der Geſetzgeber nur von einer einmaligen Leiſtung der 
Sicherheit ſpreche. Wäre dies der Fall, ſo würde die ganze 
Frage nicht ſtreitig ſein. Das Geſetz ſpricht aber durchweg 
nur von Sicherheitsleiſtung überhaupt, nicht von der ein⸗ 
maligen Leiſtung einer Sicherheit, wenn auch in einem be⸗ 
trächtlichen Teile der Fälle prozeſſualiſcher Sicherheitsleiſtungen 
aus der Natur der Sache eine einmalige Leiſtung der ganzen 
Sicherheit gefolgert werden muß (ſo namentlich in allen den⸗ 
jenigen Fällen, wo der Schuldner durch eine Sicherheitsleiſtung 
Vollſtreckungsmaßregeln von ſich abwenden oder der Gläubiger 
aus einem gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbaren 
Urteile wegen einer Individualleiſtung vollſtrecken will). 

Des weiteren wird die Unzuläſſigkeit aus dem Zweck der 
Sicherheitsleiſtung gefolgert, der darauf gehe, den Schuldner 
aus dem Vermögen des Gläubigers gegen die aus der 
Vollſtreckung des Urteils drohende Gefährdung zu ſichern. 
Dies werde umgangen, wenn der Gläubiger einen Teilbetrag 
gegen Sicherheitsleiſtung in deſſen Höhe einziehe und mit dem 
ſo erlangten Betrage, der aus dem Vermögen des Schuldners 
herrührt, die zur Fortſetzung der Vollſtreckung erforderliche 
Sicherheit leiſte uff., bis allmählich der ganze Urteilsbetrag 
eingezogen ſei. Aus dem Geſetz ergibt ſich nicht, daß die 
Sicherheit aus dem Vermögen des Gläubigers herrühren muß, 
der Gläubiger muß ſie nur jedenfalls leiſten. Hat er ſie, 
gleichviel woher er ſie hat, geleiſtet, ſo haftet ſie dem Schuldner. 
Ob der Gläubiger den vom Schuldner im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung eingezogenen Betrag anderwärts ausgibt oder ob 
er damit weitere Sicherheit leiſtet zu dem angegebenen Zwecke, 
muß dem Schuldner völlig gleichgültig ſein. Für ihn iſt ledig⸗ 
lich von Intereſſe, daß auch wirklich ſchließlich die beſtimmte 
Summe Geldes (oder deren geſetzlich zugelaſſenes Surrogat) zu 
ſeiner Sicherheit durch die Hinterlegung der gläubigeriſchen Ver⸗ 
fügungsmacht entzogen iſt. 

Der Erfolg iſt in beiden Fällen für den Schuldner offen⸗ 
bar derſelbe: Mögen 5 mal 1000 & oder 1 mal 5000 M 
eingezogen und 5 mal 1000 & oder 1 mal 5000 & hinter⸗ 
legt worden ſein, in beiden Fällen liegt ſchließlich die Summe 
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von 5000 & zur Sicherung des Schuldners feſt, und mehr 
als das kann er nicht verlangen; woher die Summe ſtammt, 
geht ihn nichts an. Sieht man aber die Herkunft der hinter⸗ 
legten Sicherheit weniger wirtſchaftlich als juriſtiſch an, ſo 
entſtammt ſie auch in den Fällen der teilweiſen Beitreibung 
und der Hinterlegung des beigetriebenen Betrages dem Ver⸗ 
mögen des Gläubigers, in das ſie mit der Zahlung an den 
Gerichtsvollzieher gelangt war. 

Ein weiterer Geſichtspunkt, der vielleicht am ſchwerſten 
gegen die Zuläſſigkeit der teilweiſen Sicherheitsleiſtung gewertet 
wird, iſt die angeblich durch dieſes Verfahren dem Schuldner 
erwachſende, vom Geſetzgeber nicht gewollte erhebliche Beläſtigung 
der möglicherweiſe zahlreichen Teilvollſtreckungen. Man wird 
ſchwerlich, praktiſch betrachtet, ſagen können, daß der Schuldner 
durch die Vollſtreckung einer großen Forderung weniger beläſtigt 
werde als durch die Vollſtreckung kleinerer Teile derſelben 
Forderung. Soweit die Summen in Frage kommen, wird dem 
Schuldner vielmehr die kleinere Vollſtreckung meiſt „lieber“ ſein 
als die größere. Er iſt von Fall zu Fall dann viel leichter 
in der Lage, Geld flüſſig zu machen und ſo die bei einer großen 
Vollſtreckung oft unvermeidliche Pfändung ſelbſt durch Zahlung 
an den Gerichtsvollzieher zu vermeiden, alſo erhebliche Koſten 
zu ſparen. Alles das, was Crönert (a. a. O. Sp. 800) von 
der „Gnadenfriſt“ des Schuldners ſagt, könnte man alſo mit 
ebenſo gutem Grunde für dieſen Fall anführen. Eine andere 
Frage iſt es, ob der Schuldner nicht durch die bei mehrfachen 
Teilvollſtreckungen erwachſenden etwaigen Mehrkoſten in unbilliger 
Weiſe belaſtet würde. In dieſer Hinſicht wird aber das die 
Eigenheiten des einzelnen Falles nach den Grundſätzen der 
Billigkeit prüfende Ermeſſen des Richters auf Grund des 
§ 91 ZPO. das Richtige treffen können. 

Ob die mehrfachen Vollſtreckungen zur Rechtsverfolgung 
notwendig waren oder nicht, iſt nachzuprüfen, falls der Schuldner 
gegen die Vollſtreckung hinſichtlich der Koſten erinnert (vgl. 
Gaupp⸗Stein J, 3 zu § 710). Man wird allerdings dabei 
auch beſonders die konkreten Intereſſen des Gläubigers berück⸗ 
ſichtigen müſſen (vgl. Peterſen N. 3 zu § 713 Abſ. 2 30.) 
Dieſe Möglichkeit richterlicher Nachprüfung gewährt dem 
Schuldner hinreichenden Schutz gegen etwaige unbillige Härten, 
die ihm wegen der Koſtenlaſt aus mehreren Teilvollſtreckungen 
drohen. Im übrigen wird man aber die ſchon vielfach beklagte 
Neigung, von einem vielleicht zu humanen Standpunkte aus 
unbillige Härten gegenüber dem bedauernswerten Schuldner zu 
ſehen, etwas zurückdämmen müſſen. Für den wirtſchaftlichen 
Schutz des Schuldners hat der Geſetzgeber in den ausgedehnten 
Pfändungsbeſchränkungen ſchon genug getan. 

Begründen dieſe Erwägungen gegen die Zuläſſigkeit der 
teilweiſen Sicherheitsleiſtung bei der Vollſtreckung von Geld— 
forderungen nicht ihre Unzuläſſigkeit, ſo ſprechen auch noch 
beachtliche Erwägungen für ihre Zuläſſigkeit. Der Gläubiger 
hat in zahlreichen Fällen ein beſonderes Intereſſe daran, Teil⸗ 
vollſtreckungen vorzunehmen. Man wird von dem Falle ab- 
ſehen können, daß die Urteilsforderung teilweiſe durch Zahlung 
oder ſonſtwie erloſchen und deshalb überhaupt nur eine teil⸗ 
weiſe Vollſtreckung möglich iſt. Oft wird der Gläubiger ſelbſt 
nach ſeinen Vermögensverhältniſſen nicht in der Lage ſein, die 
große zur Leiſtung der ganzen Sicherheit erforderliche Summe 
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flüſſig zu machen, oft auch wird er den Schuldner, der zur 
Zahlung einer großen Summe verurteilt iſt, nur wegen eines 
Bruchteils derſelben für pfändbar halten. Man wird ſogar 
ganz allgemein den Satz aufſtellen dürfen, daß der Gläubiger, 
der nur eine Teilvollſtreckung vornimmt, das nicht ohne ſchwer⸗ 
wiegende und berechtigte ſachliche Gründe tut, da an ſich ganz 
natürlich an der Vornahme einer erfolgreichen vollen Pfändung 
gerade er ein beſonderes Intereſſe hat. Dem Gewicht dieſer 
Beweggründe des Gläubigers entzieht ſich auch Crönert 
(a. a. O. Sp. 802) nicht. Er gerät nur auf den etwas ab⸗ 
ſonderlichen Gedanken, an Stelle der Teilvollſtreckung die 
ſonſt ſo verpönte Teilklage dem Gläubiger als Aushilfsmittel 
vorzuſchlagen. Allein die Gefahr der Verjährung der Reſt⸗ 
forderung (vgl. RG. 57, 373 ff. und 66, 365 ff.), eine Gefahr, 
deren Vorteile der Schuldner nicht überſehen würde, macht 
dieſen Ausweg ungangbar. Die Koſten der Teilklagen würden 
ferner ein Vielfaches der Koſten der Teilvollſtreckungen betragen, 
und die Vollſtreckungen der auf die Teilklagen ergangenen 
Urteile würden zwar nicht dem Namen, aber doch dem Weſen 
nach wirkliche Teilvollſtreckungen ſein. Dem Schuldner würde 
alſo damit wenig geholfen, aber viel geſchadet werden. 

Dieſem berechtigten Intereſſe des Gläubigers an der Zu⸗ 
läſſigkeit von Teilvollſtreckungen wegen einer Geldforderung wider⸗ 
ſpricht das Verlangen der Leiſtung einer Sicherheit für die 
Beitreibung der ganzen Schuld. Es raubt ihm, obſchon er 
einen vollſtreckbaren Titel in der Hand hat, leicht die Möglichkeit 
überhaupt, auch nur einen Teil ſeiner oft unſtreitigen Forderung 
beizutreiben. Und doch weiß jeder Praktiker, wie oft gerade 
bei der Vollſtreckung nur ein ſchnelles Handelnkönnen die 
Möglichkeit eines Erfolges gewährt. 

Natur und Zweck der Sicherheitsleiſtung rechtfertigen gleich⸗ 
falls die Zulaſſung der teilweiſen Sicherheitsleiſtung auch vom 
Standpunkte des ſchuldneriſchen Intereſſes aus. Es herrſcht 
zwar unter den Kommentatoren der ZPO., ſoweit wir ſehen, 
Einigkeit darüber, daß die Sicherheit eine vollſtändige ſein d. h. 
vollen Erſatz für den dem Schuldner aus der Vollſtreckung 
drohenden Schaden gewähren müſſe (vgl. Gaupp⸗Stein I zu 
3 710, Seuffert Ib zu 8 710, Peterſen N. 2 zu 8 710 u. a. m.). 
Wenn aber irgendwo, ſo wird hier die Natur der Sache eine 
Einſchränkung nötig machen. Es iſt freilich richtig, daß der 
Gläubiger, der aus einem vorläufig vollſtreckbaren Urteile voll⸗ 
ſtreckt, im Falle der Aufhebung oder Abänderung des Urteils 
dem Schuldner den Schaden erſetzen muß, den dieſer durch die 
Vollſtreckung erlitten hat (8 717 Abſ. 2 ZPO.) Es iſt weiter 
auch richtig, daß die von dem Gläubiger hinterlegte Sicherheit 
dem Schuldner auch für dieſen Schadenserſatzanſpruch haftet. 
Dieſe Geſichtspunkte werden in dem Verfahren nach § 109 
IPOD. zu würdigen fein. Bei der Bemeſſung der Höhe der 
Sicherheit wird aber dieſer Schadenserſatzanſpruch nur mit 
größter Vorſicht zu bewerten ſein. Hier liegt eine derartige 
Unbeſtimmtheit und Unbeſtimmbarkeit des Maßſtabes vor, daß 
eine ziffernmäßige Bewertung faft regelmäßig zur reinen Will⸗ 
kür werden muß, deren ganze Schwere den Gläubiger trifft. 
Zu der Zeit, wo nach dieſem Geſichtspunkte die Summe beſtimmt 
werden ſoll, die „den vollen eventuellen Schadenserſatz“ darſtellt, 
fehlt jede Grundlage für ihre Berechnung. Der einzige einiger⸗ 
maßen beſtimmte und deshalb brauchbare Anhalt iſt die Er⸗ 
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wägung, daß die eingezogene Summe in dieſem Falle mit einer 
verzugsartigen Verzinſung zurückerſtattet werden muß. Tat⸗ 
ſächlich kommt denn auch die Mehrzahl der Kommentatoren und 
auch der gerichtlichen Erkenntniſſe (ſo namentlich das KG. in dem 
zit. Urteile) im Ergebnis darauf hinaus, daß die Sicherheit 
mindeſtens ungefähr in Höhe des Urteilsbetrages bemeſſen 
werden müſſe. Alſo auch da bleibt, wenn man die Einziehung 
des ganzen Urteilsbetrages unterſtellt, ſchließlich für den vagen 
Schadenserſatzanſpruch nicht viel übrig. 

Der erſte und nächſte Zweck der Sicherheitsleiſtung iſt 
immer, dem Schuldner die Rückerſtattung der eingezogenen 
Summe zu ſichern. Dazu tritt bei der Bemeſſung der Höhe 
der Sicherheit regelmäßig eine Summe (entweder als runde 
Summe oder ſonſtwie zu berechnen), die eine Sicherung des 
Schuldners für den nach der vorausſichtlichen Dauer eines 
Rechtsſtreits mit Wahrſcheinlichkeit zu veranſchlagenden Zins⸗ 
anſpruch und für die Koſten der Zwangsvollſtreckung, für beides 
hinſichtlich der ganzen Urteilsſumme, bilden ſoll. Rechtfertigen 
außerdem noch die beſonderen Umſtände des einzelnen Falles 
die Annahme, daß dem Schuldner vorausſichtlich ein weiter⸗ 
gehender Schade durch die Vollſtreckung erwachſen werde, ſo 
wird auch dies bei der Bemeſſung der Höhe der Sicherheit, 
aber doch immer nur in der Form eines Zuſchlages zu der 
Hauptſumme, berückſichtigt werden. So wird der regelmäßige 
Gedankengang des Richters bei der Ermittlung der Höhe der 
zu verlangenden Sicherheit ſein. Dieſer Gedankengang wird in 
dem Erkenntnis den adäquateſten Ausdruck finden, wenn zwar 
die Sicherheit prinzipaliter nur ſo hoch zu leiſten iſt, als die 
Beitreibung erfolgt, jedoch unter einmaliger Leiſtung eines Zu⸗ 
ſchlages, der alle dieſe unter der Eventualität der vollſtändigen 
Vollſtreckung zu berechnenden Summen umfaßt. 

Mit dieſen Maßgaben erfüllt die Sicherheitsleiſtung den 
Zweck, den Schuldner zu ſchützen, vollſtändig und legt anderer⸗ 
ſeits dem Gläubiger nicht Feſſeln an, die ihm, ohne dem Schuldner 
einen berechtigten Schutz zu gewähren, in zahlreichen Fällen die 
Vollſtreckung erſchweren oder unmöglich machen würden. Des⸗ 
halb iſt dieſer Weg, der in der Literatur verſchiedentlich an⸗ 
gedeutet iſt (vgl. Gaupp⸗Stein, Seuffert a. a. O.) der einzige, 
der zwiſchen den widerſtreitenden Intereſſen beider Parteien 
zu einem beiden Teilen gerecht werdendem Ergebnis führt. 


Bemerkungen zur Strafprozeßreform und deren 
Beratung. 
Von F. Liedtke, Kirchhain (Bez. Caſſel). 

Die Kommiffien zur Beratung der Strafprozeßreform und 
der Nebengeſetze hat nunmehr die erſte Leſung ihrer Beratungen 
beendet. Es iſt daher zweckmäßig, noch einzelne Punkte zur 
Erörterung zu ſtellen, zu deren Behandlung die bisherigen 
Beſchlüſſe der Kommiſſion oder der Entwurf ſelbſt Anlaß geben, 
ohne damit endgültig überall Stellung zu nehmen. 

In 5 10 des Strafprozeßordnungs⸗Entwurfs iſt die ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit geregelt. Nicht berückſichtigt iſt aber der 
Fall, in dem mehrere Angeklagte (A. und Gen.) vorhanden 
ſind. Hier kann man zwiſchen den Kammern, Abteilungen 
und Senaten je nach der Zuſammenſtellung der Buchſtaben 
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wählen. Eine Beſtimmung, daß die Reihenfolge des Alphabets 
entſcheidet, machte dies unmöglich. 

Bei der Ablehnung von Amtsrichtern fol der aufſichts⸗ 
führende Amtsrichter nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen entſcheiden 
(S 20). Ob dieſe Beſtimmung im Gegenſatz zur heutigen Lage 
praktiſch iſt, iſt mehr als fraglich. Da der aufſichtsführende 
Amtsrichter nicht der Sachlage und den Verhältniſſen ferner 
ſteht, ſo iſt mehr als zweifelhaft, ob er nicht oft die Ab⸗ 
lehnung verwerfen wird. Dadurch würden natürlich nur die 
Anzahl der Beſchwerden, Berufungen und Reviſionen geſteigert. 
Der Entwurf iſt in dieſer Hinſicht vorzuziehen. Der Kom⸗ 
miſſionsbeſchluß ſteht auch im Gegenſatz zu andern Verfahrens⸗ 
arten (Zivilprozeßordnung, Verwaltungsſtreitverfahren, Ver⸗ 
ſicherungsordnung). § 19 des Entwurfs verhindert, daß im 
Gegenſatz zu andern Verfahrensarten (Zivilprozeßordnung) Ab⸗ 
lehnungen wegen der erſt nach Beginn der Hauptverhandlung 
entſtandenen oder bekannten Gründe möglich ſind. Im Gegenſatz 
zur Zivilprozeßordnung ſind Ablehnungsbeſchlüſſe nicht immer 
zur Vermeidung überflüſſiger anderer Rechtsmittel ſelbſtändig 
anfechtbar (S 22). 

Im Gegenſatz zu allen anderen Verfahrensarten (Zivil⸗ 
prozeßordnung, Verwaltungsſtreitverfahren, Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung uſw.) fehlt im Entwurf und im § 28 b der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe jede Beſtimmung über Abſchriften aus den Akten 
und Einſicht in ſie ſeitens der Beteiligten ſelbſt, ſoweit es 
ſich nicht um die Entſcheidungen ſelbſt handelt. Der An⸗ 
geklagte wird dadurch auch in den geringfügigſten Sachen 
gezwungen, ſich lediglich hierzu einen Verteidiger zu beſtellen, 
was überflüſſig iſt. Vor allem kommen Abſchriften der Zeugen⸗ 
ausſagen in Betracht zur Entſchließung über weitere Schritte. 
Es kommt eine Vorſchrift in Betracht, nach der den Beteiligten 
und deren Vertretern auf deren Koſten und Antrag Abſchriften 
aus den Akten und Beiakten zu erteilen und die Einſicht in 
dieſe zu geſtatten ſei. Vor der Eröffnung des Hauptverfahrens 
könnte höchſtens beides verſagt werden, ſoweit Tatſachen vor⸗ 
liegen, die den Unterſuchungszweck gefährdet erſcheinen laſſen; 
durch dieſen Zuſatz, der übereinſtimmt mit den Beſtimmungen 
über die Einſicht des Verteidigers, erledigen ſich alle Bedenken. 
Aber die Erteilung von Abſchriften an den Verteidiger ent⸗ 
hält nämlich der Entwurf auch nichts. Ein auswärtiger Ver⸗ 
teidiger muß ſich die Akten alſo erſt ſchicken laſſen. Dritten 
Perſonen wären dieſe Rechte ebenfalls zu gewähren, wenn ein 
berechtigtes Intereſſe glaubhaft gemacht wird (vgl. §S 299 ZPO., 
Nebenkläger, Antragſteller uſw.). Antragſteller wiſſen heute 
im Vorverfahren gar nicht, was Zeugen ausgeſagt haben, und ob 
weitere Schritte, Beſchwerde über die Ablehnung des Ein: 
ſchreitens, Erfolg haben. Die Beſtimmung über die Akten⸗ 
einſicht durch den Vertreter des Privatklägers müßte dann 
fallen (8 385, 2). Die Kommiſſion hat an anderer Stelle die 
Erteilung der Abſchriften über die Hauptverhandlung an die 
Beteiligten feſtgelegt. Das genügt aber nicht.!) Bei 8 3] iſt 


1) Bei 8 28h empfiehlt ſich auch eine Vorſchrift, daß auf 
Antrag nicht nur Vorgänge protokolliert werden müſſen, ſondern 
auch Zeugenausſagen, z. B. wegen des Verfahrens wegen Meineids, 
der Reviſion uſw. Sonſt weiß ja auch niemand, ob nicht das Gericht 
Ausſagen mißverſtanden hat, und zwar in den Gründen. Der Ent: 
wurf hatte eine paſſendere Faſſung. 
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die Vereinfachung des Zuſtellungsweſens in der Kommiſſion 
behandelt worden. Solche erſcheint ſehr wohl möglich. 
Nach der Verſicherungsordnung z. B. können Zuſtellungen 
durch eingeſchriebenen Brief erfolgen. Mindeſtens mußte ähnlich 
wie in der Zivilprozeßnovelle beſtimmt werden, daß gewiſſe 
Sachen formlos mitgeteilt werden können. Im Vorverfahren 
haben z. B. förmliche Zuſtellungen bei Angeklagten gar keinen 
Wert, weil doch erſt eine zweite Vorführungsdrohung zugeſtellt 
werden muß, ehe weitere Schritte erfolgen können. Förmliche 
Zuſtellungen ſind nur wichtig bei Hauptverhandlungen und 
Friſten. Anheftungen an die Gerichtstafel als Bekanntmachung 
ſind überflüſſig, weil dieſe Tafeln gar nicht geleſen werden oder 
nur ausnahmsweiſe (§ 35). 

Bei den Zeugen iſt die polizeiliche Vernehmung der Zeugen 
im Vorverfahren zur Sprache gekommen. In Betracht kommt 
aber auch, ob dieſe Gebühren beanſpruchen können. In 
Preußen werden ſeit einer Reihe von Jahren ſolche nicht 
gewährt. ; 

Bei § 52 iſt in der Kommiſſion erörtert worden, die Ver⸗ 
weigerung der Zeugenausſage nicht nur bei der Gefahr ſtraf— 
gerichtlicher, ſondern der Gefahr der Strafverfolgung überhaupt 
zu geben, alſo auch bei diſziplinarer. Demgegenüber iſt das 
Bedenken erhoben, daß dann bei der kleinſten Sache die Ver⸗ 
weigerung ſtattfinden könne. Dieſes Bedenken ließe ſich beſeitigen, 
wenn man bei ganz geringfügigen diſziplinaren Straffolgen 
das Verweigerungsrecht ausſchließt. Zweifellos haben manche 
Diſziplinarſachen größere Bedeutung als Strafurteile. Im 
Diſziplinarverfahren find ja Angeklagte und Zeugen zur Ber: 
weigerung von Erklärungen berechtigt. 

Hinſichtlich der Zeugnisverweigerung der Beamten hat die 
Kommiſſion nur mit geringer Mehrheit die Beſchränkung auf 
militäriſch⸗techniſche und diplomatiſche Fragen abgelehnt (8 46). 
Nicht erörtert iſt dieſe Beſchränkung auch bei Beamten als 
Sachverſtändigen ($ 74) und ferner, ob nicht das Gericht 
ſelbſt über das Vorliegen jener Fragen zu entſcheiden hätte 
oder ob wenigſtens ein Verwaltungs rechts verfahren zu ſchaffen 
wäre. Heute entſcheidet lediglich der Verwaltungsweg ($ 46), 
nicht ein Verwaltungsgericht, wie Bezirksausſchuß oder Ober⸗ 
verwaltungsgericht. 

Bei Sachverſtändigen kommt auch die nicht unwichtige 
und das Ergebnis beeinfluſſende Gewährung unmittelbarer 
Ladung wie bei Zeugen in Frage (SS 72, 232). Im Zivil: 
prozeßverfahren haben die Parteien einigen Einfluß auf die 
Auswahl der Sachverſtändigen. Die Herausgabe der Akten 
der Parlamente hat die Kommiſſion geregelt ($ 92). Nicht 
erörtert ſind etwaige Beſtimmungen über die Herausgabe von 
Akten der Behörden, etwa die Beſchränkung ihrer Herausgabe auf 
militäriſch⸗techniſche und diplomatiſche Fragen ſowie die Schaffung 
eines Rechtsverfahrens hierüber. Die Erteilung von Abſchriften 
aus den Akten an Verteidiger iſt im Gegenſatz zu allen andern 
Verfahrensarten (Zivilprozeßordnung, Verwaltungsſtreitverfahren, 
Verſicherungsverfahren) nicht geregelt (S 147), nämlich dahin, daß 
Abſchriften zu erteilen ſind, ſoweit die Einſicht zuläſſig iſt, 
d. h. wenn der Unterſuchungszweck nicht gefährdet iſt. Die 
Einſicht der auf Grund ſtaatsanwaltlicher Anordnung bei⸗ 
gefügten Akten iſt dem Verteidiger entzogen. Es müßte auch 
die Beſtellung nicht am Ort wohnender Anwälte bei der Aus⸗ 
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dehnung der Pflichtverteidigung geſtattet ſein, weil nicht an 
allen Orten Anwälte vorhanden find ($ 148). 

Hinſichtlich des Anklagezwangs (8 154) kommt eine nähere 
Beſtimmung des öffentlichen Intereſſes in Betracht, etwa in 
der Weiſe des 8 83 des Vorentwurfs des Strafgeſetzbuchs, 
nämlich wenn der verbrecheriſche Wille und die Folgen der Tat 
geringfügig ſind. Es iſt überhaupt vorgeſchlagen, dieſe Frage 
der Nichtbeſtrafung geringerer Übertretungen als materielle 
Frage in die vorliegende Novelle zum Strafgeſetzbuch auf⸗ 
zunehmen, und zwar den § 83. Dann bliebe der Anklage: 
zwang unberührt. Im 8 177 hat die Kommiſſion allen rechtlich 
Intereſſierten im Fall der Nichtverfolgung durch die Staats⸗ 
anwaltſchaft den Antrag auf die Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts gegeben. Vollſtändig unfolgerichtig iſt, dieſen Antrag 
nicht zu Protokoll des Gerichtsſchreibers ſtellen zu laſſen, da 
dies ja ſogar bei der Reviſion zuläſſig iſt. Folgerichtig müßte 
auch bei § 200, der Einſtellung eines Verfahrens nachher durch 
das Gericht, die Beſchwerde an das Oberlandesgericht gegeben 
werden. Sonſt beſteht gar keine Möglichkeit, der Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts nachher wirklich Geltung zu verſchaffen. 
Die Staatsanwaltſchaft muß dann zwar verfolgen, aber die 
unteren Gerichte können trotzdem doch das Verfahren einſtellen, 
ohne daß es ein Mittel dagegen gibt.?) Die Ladung der 
Zeugen und Sachverſtändigen wäre zur Vermeidung unnützer 
Hin⸗ und Herſchreibereien wie beim Amtsgericht auch überall 
durch das Gericht möglich, und zwar durch die Gerichtsſchreiberei 
($ 216). In $ 232 hat die Kommiſſion, wohl unbeabſichtigt, 
die Ablehnung „ungeeigneter“ Beweiſe ſtehengelaſſen, und zwar 
auch im Fall der Stellung. Geſtellte Kinder brauchten alſo 
nicht vernommen zu werden. Die vom Entwurf beabſichtigte 
Beſchränkung der Begründung ($ 259) der Urteile ſteht im 
Widerſpruch zu allen Verfahrensarten, Zivilprozeßordnung, 
Verſicherungsverfahren, Verwaltungsbeſchluß⸗ und Streit⸗ 
verfahren, Militärſtrafprozeßordnung. Man könnte in Zukunft 
gar nicht mehr ſehen, ob Beweiſe genügend logiſch und der 
Erfahrung gemäß geprüft ſind, zumal noch dazu die Zeugen⸗ 
ausſagen nicht protokolliert werden. Niemand könnte genau 
wiſſen, warum Verurteilungen erfolgen. Die Protokollierung 
beanſtandeter Stellen der Rechtsbelehrung der Geſchworenen 
auf Antrag iſt von der Kommiſſion nicht eingefügt worden 
(3 289). Nicht erörtert iſt, die weſentlichſten Gründe des 
Wahrſpruchs der Geſchworenen zu den Akten zu bringen, etwa 
in der früher oft üblichen Erwägungsform der Urteile ($ 294). 
Schwierig dürfte eine ganz kurze Begründung nicht ſein. Nach 
neueren Verfahrensarten kann auch die Unrichtigkeit des 
Protokolls nachgewieſen werden (§ 267). 

Nicht erörtert iſt ferner die andere Geſtaltung des Be⸗ 
ſchwerdeverfahrens, vor allem die Schaffung einer allgemeinen 
weiteren Beſchwerde. Das Strapverfahren iſt jetzt trotz feiner 
Wichtigkeit gegenüber allen anderen Verfahrensarten in dieſer 
Hinſicht rückſtändig. Alle kennen die weitere Beſchwerde. Am 
praktiſchſten iſt die Zulaſſung der weiteren Beſchwerde an die 
höheren Gerichte allgemein, zumal die in Betracht kommenden 


2) Hierher gehört beſonders § 390, die Eröffnung des Privat⸗ 
klageverfahrens. Gegen die Ablehnung der Eröffnung durch das 
Landgericht gibt es keine Beſchwerde beim Oberlandesgericht. 
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Entſcheidungen der Gerichte durch die neue Strafrechtsreform 
eine größere Ausdehnung erfahren, z. B. die Schaffung der 
Strafausſetzung uſw. Zur Vermeidung unerheblicher Beſchwerden 
empfiehlt ſich aber die Beſtimmung des Verwaltungs⸗ und 
Verſicherungsverfahrens, nach der es eine weitere Beſchwerde 
gegen Entſcheidungen, die nur die Leitung der Verhandlung 
betreffen, nicht gibt. In Betracht kommt auch die Beſchwerde 
gegen das Oberlandesgericht. Von vorbildlicher Bedeutung im 
Intereſſe der Rechtseinheit iſt auch die Beſtimmung des Ver⸗ 
ſicherungsverfahrens und das der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
daß, wenn die Oberlandesgerichte endgültig entſcheiden und ſie 
von einer Entſcheidung eines anderen oberen Gerichts abweichen 
wollen, ſie die Sache dem Reichsgericht vorzulegen haben 
(SS 311, 313, 390). 

Die Friſten zur Begründung von Berufungen und Reviſionen 
ſind auch oft zu kurz, um ſich genügend mit Rechtskundigen 
beſprechen zu können. Es empfielt ſich, wie im Verwaltungs⸗ 
verfahren, fie auf 14 Tage zu erhöhen (§ 318) und auf Antrag 
eine Nachfriſt zu gewähren (vgl. Zivilprozeßordnung). Die grund⸗ 
ſätzliche Geſtaltung der Reviſion iſt ſehr erörterungsfähig. Nach 
Berichten ſoll nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen das Reviſionsgericht 
wie im Verwaltungsverfahren an die Begründung nie gebunden 
ſein (§ 344). Es iſt aber zweifelhaft, ob dieſer Beſchluß gefaßt 
iſt. Im Verſicherungsverfahren beſteht auch die neue Vorſchrift, 
daß das Geſetz verletzt iſt, wenn die Entſcheidung gegen den 
„offenbaren Akteninhalt“ verſtößt (S 332).) $ 333 Nr. 8, daß 
nämlich nur bei Beweisablehnungen aus rechtlichem Irrtum die 
Reviſion zuläſſig iſt, iſt durch die andere Faſſung von § 232 
hinfällig. Es empfiehlt ſich die heute geltende Faſſung daher. 
Bei § 333 Nr. 9 find Anträge geſtellt, daß die Reviſion auch 
auf die Verletzung der Logik der allgemeinen Erfahrung und 
auf den Widerſpruch zu den Zeugen⸗ und Sachverſtändigen⸗ 
ausſagen geſtützt werden kann. Dieſer Punkt iſt ein ſehr 
wichtiger. Eigentlich ſagen dieſe Anträge etwas Selbſtverſtänd⸗ 
liches. Nach ihrem Begriff ſollte ſicher auch im Zivil⸗ und 
Strafverfahren die Unmöglichkeit der Nachprüfung von Tat: 
fragen nicht bezwecken, ſolche Punkte auszuſchließen. Es hat 
ſich aber bei den Gerichten dieſe Praxis entwickelt. Die Ge⸗ 
richte ſind daher in großem Rückſtand gegenüber ſämtlichen 
anderen Verfahren. (Verwaltungsverfahren, Verſicherungs⸗ 
verfahren [vgl. Hue de Grais, Handbuch der Gejehgebung], 
Landesverwaltungsgeſetz'. Das Reichsverſicherungsamt und 
Reichsmilitärgericht hebt auf, wenn bei Beurteilung der Tat⸗ 
und Beweisfragen, bei den Feſtſtellungen die Logik oder 
allgemeine Erfahrung verletzt iſt (Gerichtsſaal Bd. 56, Heft 4—6 
S. 390). Das Reichsverſicherungsamt hat ſchon als ungenügende 
Begründung aufgehoben, wenn eine Entſcheidung lediglich auf 
einem Eid als Grundlage der Glaubwürdigkeit beruhte, weil 
nach den Lehren der Pöychologie daraus allein noch nichts für 
die Richtigkeit einer Tatſache zu folgen braucht. Die „Feſt⸗ 
ſtellungen“ ſind hier alſo wie bei den Gerichten nicht als 
unangreifbar betrachtet. Es kommt alſo in Betracht, die 
Gerichte nicht gegenüber dieſen vorgeſchritteneren Verfahrens⸗ 
arten im Rückſtand bleiben zu laſſen und ausdrückliche Be⸗ 


3) Solche Tatſachen können vorkommen (Tatſachen für Verjährung, 
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ſtimmungen zu ſchaffen. Im Intereſſe der Rechtseinheit verdient 
auch hier bei der Reviſion die ſchon erwähnte Beſtimmung des 
Verſicherungsverfahrens und des Verfahrens der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit Beachtung, daß die Oberlandesgerichte bei end⸗ 
gültiger Entſcheidung und Abweichung von Entſcheidungen der 
Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts dieſem die Sache 
vorzulegen haben. Im Militärgerichtsverfahren wird auch die 
Reviſionsbegründung nicht durch den Gerichtsſchreiber, ſondern 
Richter aufgenommen. Der Gerichtsſchreiber kann ja die rein 
rechtlichen Punkte oft gar nicht beurteilen (§ 334 ff.). 

Auch die Regelung des Wiederaufnahmeverfahrens in der 
Militärſtrafprozeßordnung übertrifft die der Strafprozeßordnung. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß ein Gericht mindeſtens 
teilweiſe bei der Auffaſſung bleiben wird, auf die es ſich einmal 
feſtgelegt hat. Nach der Militärſtrafprozeßordnung entſcheidet 
deshalb das Reichsmilitärgericht über alle Wiederaufnahme⸗ 
geſuche, das die Verhandlung ſpäter einem andern Gericht über⸗ 
weiſt. Es kommt deshalb in Frage, entweder allgemein die 
Oberlandesgerichte entſprechend entſcheiden und überweiſen zu 
laſſen oder das Geſuch bei einem von vornherein beſtimmten 
gleichartigen Gericht anbringen zu laſſen. Auch gibt es keine 
weitere Beſchwerde hier, noch hemmt die Einreichung des Geſuchs, 
wenigſtens bei der Todesſtrafe, die Vollſtreckung (SS 351, 353). 
Die Kommiſſion hat die Beſeitigung der geplanten Einſchränkung 
der Wiederaufnahme beabſichtigt. Eine andere Frage iſt, ob 
der jetzige Zuſtand dadurch wieder erreicht wird. Denn ein 
„begründeter Verdacht“ wird ſehr oft beſtehen, auch wenn eine 
Freiſprechung erfolgen muß (SS 354, 358). 

Bei Ablehnung der Verfolgungen durch die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und die Verweiſung auf den Weg der Privatklage hat 
die Kommiſſion den Antrag auf Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts gemäß § 177 gegeben (S 377). Nicht dagegen iſt 
eine ſolche bei der Ablehnung der Verfolgung Jugendlicher 
(S 365) gegeben; ob für dieſen Unterſchied genügend Gründe 
vorliegen, iſt eine andere Frage. Auch bei § 365 kommt eine 
nähere Beſtimmung über die Vorausſetzung des Ausſchluſſes 
der Verfolgung gemäß § 83 des Vorentwurfs zum Straf⸗ 
geſetzbuch in Betracht (geringer verbrecheriſcher Wille, geringe 
Folgen). Ob nicht eine nähere Beſtimmung des öffentlichen 
Intereſſes im 8 377 möglich wäre, iſt fraglich. Auch dem 
Privatkläger ſelbſt (S 385 Abſ. 2) dürfte zur Erſparnis von 
Koſten und Mühen mindeſtens in gewiſſem Umfang das Recht 
zur Einſicht in die Akten und auf Abſchrift zu geben ſein. 
Nach der Geſtaltung des § 232 hat das Beſtehenbleiben des 
Rechts des Vorſitzenden, bei Privatklagen den Umfang der 
Beweisaufnahme zu beſtimmen, keinen Zweck ($ 390). Gegen 
die Zuläſſigkeit der Zurücknahme der Privatklagen, der Wider⸗ 
ſprüche gegen Strafbefehle und Strafverfügungen in allen 
Inſtanzen zur Vermeidung der Belaſtung der Gerichte durch 
unnütze Entſcheidungen dürften keine Bedenken zu erheben ſein 
(SS 396, 428, 437, 438). In Betracht kommt, ob nicht die 
Bewilligung von Friſten bei Strafvollſtreckungen zum Teil den 
Gerichten zuzuweiſen iſt, zumal durch den Vorentwurf zum 
Strafgeſetzbuch die Tätigkeit der Gerichte in ähnlicher Hinſicht 
nicht unbeeinflußt bleibt (§ 478). 

Wichtig ſind zuletzt auch die Beſtimmungen über die Koſten 
des Verfahrens. Nach der Militärſtrafprozeßordnung trägt der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 18. 1910. 


Staat die Koſten des Verfahrens bei Freiſprechungen außer 
den Verteidigungskoſten. Im Verwaltungsſtreitverfahren haben 
ſämtliche Verwaltungen, die Polizei, Regierungen, ſämtliche 
Koſten zu tragen, die durch ihre Maßnahmen entſtehen. Nach 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 15. Auguſt 1910 war bei 
der Faſſung der jetzigen Beſtimmung (§ 487) der Reichstag 
der Meinung, daß im Fall der Freiſprechung die Staatskaſſe 
in der Regel alle Koſten tragen ſolle. Nur im Fall der Un⸗ 
billigkeit ſolle eine Ausnahme Platz greifen. Die Praxis hat 
ſich umgekehrt entwickelt. Eventuell käme in Betracht, wenigſtens 
dann ſtets die Koſten zu erſtatten, oder außer Anſatz zu laſſen, 
wenn ſie durch Rechtsirrtümer oder falſche Auffaſſung des 
Gerichts entſtanden ſind, z. B. wenn erſt in der Reviſions⸗ 
inſtanz eine Freiſprechung erfolgt, die Koſten einiger Inſtanzen. 
In Privatklageſachen muß ja ſtets auch bei irriger Auffaſſung 
des Gerichts der Gegner die Koſten tragen, obwohl eigentlich 
er doch keine Schuld hat. Im Verfahren der preußiſchen 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind nach den Koſtengeſetzen in 
weiterem Umfang Vorſchriften über die Nichtanſetzung von 
Koſten bei Irrtümern uſw. gegeben. Es fehlt im Privatklage⸗ 
verfahren das ſich auch im öffentlichen Recht vorfindende 
Armenrecht. Erörterungsfähig iſt, ob nicht auch anſtatt der zu 
erſetzenden, notwendigen Auslagen gemäß der Zivilprozeßordnung 
der Begriff der zur Rechtsverfolgung notwendigen Koſten zu ſetzen 
wäre ($ 91 ZPO.). Es fehlt beſonders die Beſtimmung des 
Umfangs der notwendigen Auslagen, z. B. Zeitverſäummis 
(S 91 ZPO), die Möglichkeit ſelbſtändiger Anfechtung der 
Koſtenentſcheidung, der weiteren Beſchwerde in Koſtenſachen in 
gewiſſem Umfang, der Haftung der Vertreter (S 102 ZRO.), 
der Koſtenpflicht im Fall des Siegs durch verſchuldetes Vor⸗ 
bringen neuer Tatſachen erſt in der Berufungsinſtanz (8 97 
3P0O.), ſowie eine Beſtimmung bei teilweiſer Aufhebung von 
Strafbefehlen und Strafverfügungen. Nach der Zivilprozeß⸗ 
ordnung müſſen ſchließlich bei teilweiſem Sieg in den höheren 
Inſtanzen die Koſten angemeſſen verteilt werden. 


Das preußiſche Heroldsamt als oberſtes 
Staatsorgan. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Hein, Marienwerder. 


Der Urſprung des preußiſchen Heroldsamtes iſt in ein 
gewiſſes Dunkel gehüllt. Bekannt iſt nur, daß das Staats⸗ 
miniſterium in einem ausführlichen Gutachten ſich gegen die 
Errichtung eines ſelbſtändigen Heroldsamtes ausgeſprochen hat. 
Der Königl. Erlaß vom 14. März 1855 ordnete danach die 
Errichtung eines Heroldsamtes an. Dieſer Erlaß iſt von 
keinem Miniſter gegengezeichnet, während die ſonſtigen Erlaſſe 
über die Bearbeitung der Standesſachen gegengezeichnet find. 
Die übrigen Erlaſſe, insbeſondere die vom 3. Oktober 1848 
und 16. Auguſt 1854, ſind in der Geſetzſammlung veröffent⸗ 
licht. Nur der Erlaß vom 14. März 1855 iſt in der Geſetz⸗ 
ſammlung nicht veröffentlicht, auch ſonſt nicht bekanntgemacht. 

Den Gerichten wurde von dem neu geſchaffenen Herolds⸗ 
amt durch die Verfügung des Juſtizminiſters vom 13. Juni 1855 
Kenntnis gegeben. Dieſe Verfügung gibt als die Veranlaſſung 
dieſer Mitteilung die Möglichkeit an, daß das Heroldsamt in 
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manchen Fällen Veranlaſſung haben könne, mit den Gerichten 
und den Beamten der Staatsanwaltſchaft in Kommunikation 
zu treten. Die Verfügung ſagt nicht, in welchen Fällen und 
zu welchem Zweck dieſe Kommunikation ſtattfinden werde. Der 
Wortlaut der Verfügung ſchließt jedenfalls die Annahme aus, 
daß die Gerichte ihrerſeits verpflichtet ſeien, Beſcheide des 
Heroldsamtes als für ſie bindend hinzunehmen. 

Nach dem Erlaß vom 14. März 1855 iſt das Heroldsamt 
„im“ Miniſterium des Königl. Hauſes errichtet; nach Inhalt 
des Erlaſſes iſt es dieſem untergeordnet. Es kann alfſo weiter⸗ 
gehende Befugniſſe als dieſes nicht haben. Das Miniſterium 
des Königl. Hauſes hat die Geſchäfte des Lehnsdepartements 
übernommen. Weder Lehnsdepartement noch Miniſterium des 
Königl. Hauſes haben den Anſpruch erhoben, durch ihre Be⸗ 
ſcheide die ordentlichen Gerichte zu binden, ſoweit dieſe in den 
ihnen geſteckten Grenzen Recht ſprechen. Auch das Heroldsamt 
iſt in den erſten 4 bis 5 Jahrzehnten ſeines Beſtehens mit 
ſolchen Anſprüchen nicht hervorgetreten. 

Das Heroldsamt müßte, ſo ſollte man meinen, wenn es 
jetzt dieſen Anſpruch erhebt, aufklären, wie es nahezu ein halbes 
Jahrhundert ſeine Zuſtändigkeit hat verkennen können. Nichts 
davon. Eine Zuſtändigkeitserweiterung durch ſpätere Erlaſſe 
wird nicht behauptet. Maßgebend für die Zuſtändigkeit des 
Heroldsamtes bleiben alſo die Vorgänge bei feiner Errichtung. 
Eine volle Aufklärung darüber iſt aber bisher nicht gegeben. 
Das amtliche Material iſt den Gerichten unbekannt. Die Ge⸗ 
richte können deshalb die Berechtigung der Anſprüche des 
Heroldsamtes nicht nachprüfen. Dazu reichen auch die Bruch⸗ 
ftüde, die das KG. in der Entſch. Johow 36 A. 54 mitteilt, 
nicht entfernt aus. Ohne Prüfung und ohne eigene fiber: 
legung ſollen die Gerichte ſich durch die Sprüche des Herolds⸗ 
amtes für gebunden erklären. 

Die Art, wie das Heroldsamt jetzt ſeine Anſprüche ver⸗ 
tritt, muß in mancher Hinſicht Bedenken erregen. Es handelt 
fh um Rechtsfragen, die von den Gerichten ohne Rückſicht 
auf Politik und die Perſon der Beteiligten zu löſen ſind. Wer 
ſich über ſolche Rechtsfragen äußern will, tat es bisher unter 
ſeinem Namen. Das Heroldsamt weicht von dieſem Herkommen 
ab. Seine Ausführungen im Archiv für öffentliches Recht und 
im Verwaltungsarchiv ſind nicht mit dem Namen des Ver⸗ 
faſſers gezeichnet. Sie erſcheinen als „Mitteilungen des Herolds⸗ 
amtes“, Zugunſten dieſer Ausführungen wird damit die 
Autorität der Behörde in die Wagſchale geworfen. Dadurch 
wird der Kritiker dieſer Aufſätze in die mißliche Lage gebracht, 
gegen eine Behörde und nicht gegen eine einzelne Perſon ſich 
äußern zu müſſen. So können nur Unzuträglichkeiten ent⸗ 
ſtehen, die dem Anſehen der Behörde niemals nützen, wohl 
aber ſchaden können. 

Das Heroldsamt geht noch weiter. Hier vertritt es ſeine 
Anſicht in der Offentlichkeit. Das Heroldsamt hat aber auch 
durch Druckſchriften, die nicht in die Offentlichkeit kommen und 
nicht dazu beſtimmt ſind, auf die Gerichte einwirken wollen. 
Es übernimmt damit gewiſſermaßen die Rolle einer Partei, die 
ſein Anſehen nur gefährdet und die Beziehungen zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Behörden ſtört. 

Das Heroldsamt hat gedruckte Zirkularſchreiben dieſer Art 
inzanhängigen Rechtsſtreitigkeiten den Gerichten zugehen laſſen. 
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Der Angeklagte iſt nicht in der Lage, in gleicher Weiſe ſeine 
Rechte zu verfechten. Er erhält auch keine Kenntnis von ſolchen 
Druckſachen und kann alſo darauf nicht antworten. Dadurch 
entſteht eine Ungleichheit im Strafprozeß. Auch der bloße 
Schein einer ſolchen Ungleichheit muß wegen des Anſehens der 
Juſtiz vermieden werden. 

Das Heroldsamt hat in einem gedruckten Aufſatz dieſer 
Art die Anſichten bekämpft, die ich öffentlich in der DIzZ. 
(Nr. 7 pro 1910) ausgeſprochen habe. Es hat nicht nur meine 
wiſſenſchaftliche Meinung zu widerlegen verſucht, ſondern auch 
Bemerkungen über meine angebliche politiſche Anſicht, wie 
ſie mir völlig fern gelegen hat, einfließen laſſen. Nur durch 
einen Zufall iſt die Druckſchrift in meine Hände gekommen. 
Das Heroldsamt hat mir davon keine Nachricht gegeben. 

Das Heroldsamt bekämpft Richter und Rechtsanwälte, die 
ſeine Anſicht nicht teilen durch die Ausführung, daß es ſich 
hier um Hoheitsrechte des Königs handele, die im monarchiſchen 
Staat keinen Widerſpruch finden dürften. Es handelt ſich aber 
nicht um Ausſprüche des Königs, ſondern nur um Ausſprüche des 
Heroldsamtes. In keinem einzigen Falle hat bisher ein Aus⸗ 
ſpruch des Königs in Frage geſtanden. Die Gerichte machen 
ebenſo wie das Heroldsamt den Anſpruch geltend, im mon⸗ 
archiſchen Sinne tätig zu ſein. Das Heroldsamt hat alſo kein 
Privileg auf die Wahrung Königlicher Rechte. Die Gerichte 
glauben nicht weniger als das Heroldsamt im Sinne des 
Königs zu handeln, wenn ſie ihre Zuſtändigkeit wahren. 

Es iſt den Gerichten nicht bekannt, daß die Art des 
jetzigen Vorgehens des Heroldsamtes die Billigung des Königs 
gefunden hat. Es würde dies mit anderen Tatfachen, die den 
Gerichten bekannt geworden ſind, nicht in Einklang ſtehen. 

Ohne das Gebiet der Politik zu berühren, möchte ich nur 
daran erinnern, daß äußerlich die Schaffung des Heroldsamtes 
ſich im Gegenſatz zu dem Vorſchlage des Staatsminiſteriums 
vollzog. Dies war wohl der Grund, warum zu jener Zeit 
gerade in monarchiſch geſinnten Kreiſen die Errichtung des 
Heroldsamtes ſo wenig als möglich berührt wurde. Jetzt hat 
das Heroldsamt dieſe Vorgänge in die Offentlichkeit gezogen. 
Den Anſpruch auf feine jelbftändige Stellung begründet das 
Heroldsamt gerade damit, daß der König dem Gutachten ſeiner 
Miniſter nicht gefolgt, ſich alſo über die ihm verfaſſungsmäßig 
vorgetragenen Bedenken hinweggeſetzt habe. Dabei ſprechen 
viele Umſtände gerade dafür, daß der König der Auffaſſung 
der Miniſter Rechnung getragen und ein ſelbſtändiges Herolds⸗ 
amt nicht hat ſchaffen wollen. 

Nach den bisher veröffentlichten Bruchſtücken aus den ge⸗ 
ſchichtlichen Vorgängen wäre die Einrichtung des Heroldsamtes 
lediglich wohl nur als eine neue Geſchäftsteilung innerhalb des 
Miniſteriums des Königl. Hauſes anzuſprechen. 

Dieſer Auffaſſung entſpricht die Tätigkeit des Herolds⸗ 
amtes in den erſten Jahrzehnten feines Beſtehens. Seine 
Adelsprüfungen bezogen ſich hauptſächlich auf die Armee, ſeine 
Beſcheide wollten nur im militärdienſtlichen Verhältniſſe maß⸗ 
gebend ſein. Entſprechend war das Verfahren und die Bekannt⸗ 
gabe ſolcher Beſcheide. Sie wurden wie Dienſtbefehle bekannt⸗ 
gegeben. Als ich in jener Zeit davon hörte, daß Hauptleute 
auf Erſuchen des Heroldsamtes Einjährigen die Führung des 
Adelsprädikates dienſtlich verboten, ahnte ich nicht, daß das 
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gleiche Heroldsamt jemals das Recht beanſpruchen würde, durch 
ſolche Beſcheide auch die höchſten Gerichtshöfe binden zu wollen. 

Das Heroldsamt fordert für ſich jetzt die Rechte einer 
oberſten Behörde. In der Strafſache gegen die Freifrau v. F. 
hat das Heroldsamt dies ausdrücklich betont, als es ſich um 
die Vorlegung ſeiner Akten an das Gericht handelte. In dem 
gedruckten Zirkularſchreiben vom 14. April 1910 finden ſich 
folgende Sätze als Erwiderung auf meine Ausführung S. 402 
DIZ. 1910: 

„Daß ferner ein Inſtanzenzug nicht ſtattfinden kann, wo 

einem oberſten Staatsorgan die Entſcheidung zuſteht, iſt 

ſelbſtverſtändlich. Entſcheidet doch auch das Reichsgericht 
mehrfach als einzige Inſtanz.“ 

Das Heroldsamt wäre hiernach alſo ein oberſtes Staats⸗ 
organ, das für ſeine Beſcheide die gleiche Autorität fordert, 
wie ſie dem Reichsgericht zukommt. Ein Staatsorgan aber, 
deſſen Mitglieder nicht unabhängige Richter, ſondern Hofbeamte 
ſind, für das ſomit die Rechtsgarantien fortfallen, mit denen 
die Gerichte umkleidet ſind, für das keine Verfahrensvorſchriften 
gelten, die den Beteiligten das Gehör und die Prüfung ihrer 
Anſprüche in beſtimmter Form gewährleiſten. Früher erließ 
das Heroldsamt nur formloſe Beſcheide, jetzt fertigt es ſie in 
Beſchlußform aus. Beim Fehlen jeder Vorſchrift würde auch 
der Ausfertigung in Urteilsform nichts entgegenſtehen. Soll 
eine ſolche willkürliche Anderung der Form der Beſcheide ihre 
Natur aber ändern? Wegen des Vergleiches mit dem Reichs⸗ 
gericht, den das Heroldsamt anſtellt, dürften Ausführungen 
nicht nötig ſein. Die Zuſammenſetzung des Heroldsamtes teilt 
der Staatskalender für 1855 mit. Danach beſtand das 
Heroldsamt aus den Herren: 

Frhr. v. Stillfried⸗Rattonitz, Ober⸗Zeremonienmeiſter 
und Kammerherr, Vorſitzender, 

Sulzer, Geh. Ob.-Reg.⸗Rat, Juſtitiar und Kommiſſarius 
des Miniſteriums des Innern für die Standeserhöhungs⸗ 
Angelegenheiten, 

Frhr. v. Ledebur, Hauptmann a. D. und Direktor der 
Königl. Kunſtkammer, 

Dr. Märcker, Archivrat. 


Haftung der Geſamtſchuldner für Prozeß⸗ und 
Vollſtreckungskoſten. 
Von Amtsrichter Laeſſig, Krotoſchin. 


Dieſe Frage, ob von mehreren durch ein Urteil verurteilten 
Geſamtſchuldnern der eine für die Koſten der gegen den andern 
betriebenen Zwangsvollſtreckung haftet, iſt von verſchiedenen 
Oberlandesgerichten verneint worden. (Vgl. OL GRſpr. 5, 119 
und 16, 326; ferner PoſMSchr. 1910, 48.) Ich halte das 
Ergebnis dieſer Entſcheidungen nicht für befriedigend und ihre 
Begründungen nicht für überzeugend. 

Das OLG. Kiel führt aus, nach $ 788 ZPO. habe der 
Schuldner nur die notwendigen Koſten zu tragen, und not⸗ 
wendig ſeien die Koſten ſo lange nicht, als noch ein anderer 
Schuldner vorhanden ſei, den der Gläubiger in Anſpruch 
nehmen könne. Dagegen iſt zu ſagen, daß der Gläubiger nicht 
im voraus wiſſen kann, ob eine Zwangsvollſtreckung Erfolg 
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haben wird oder nicht. Kein Gläubiger wird (von Böswillig⸗ 
keit oder anderen Ausnahmefällen abgeſehen) eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung vornehmen laſſen, wenn er ihre Erfolgloſigkeit 
vorausſieht, denn an fruchtloſen Zwangsvollſtreckungen hat 
regelmäßig kein Gläubiger ein Intereſſe. Bei einem der 
Geſamtſchuldner muß der Gläubiger notwendig zuerſt pfänden, 
wenn keiner freiwillig zahlt, die Koſten dieſer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſind daher notwendig, auch wenn die Vollſtreckung 
erfolglos verläuft. 

Der zweite Grund, der das OLG. Kiel zu ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung veranlaßt, iſt folgender: Nach 8 788 30. ſeien die 
Koſten der Zwangsvollſtreckung zugleich mit dem zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſtehenden Anſpruche beizutreiben, der § 788 ſetze 
demnach ein in ſich geſchloſſenes Verfahren voraus, welches von 
dem gegen einen anderen Geſamtſchuldner eingeleiteten Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren nicht beeinflußt werden könne. Auch dieſer 
Anſicht vermag ich nicht beizutreten. Die angezogene Be⸗ 
ſtimmung will in erſter Linie zum Ausdruck bringen, daß 
bezüglich der Zwangsvollſtreckungskoſten kein beſonderes Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren nötig iſt, wie es ohne die Vorſchrift nach 
8 104 ZRO. erforderlich fein würde, weil ſonſt das Verfahren 
niemals ſein Ende erreichen würde. Aus dieſer Vorſchrift das 
Prinzip ableiten, welches das OLG. Kiel darin findet, heißt 
nach meiner Anſicht etwas in die Vorſchriſt hineintragen, was 
nicht darin liegt. 

Das OLG. Hamburg führt aus, das Urteil über die 
Koſten ſei nicht maßgebend für die Koſten der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, deshalb ſei aus dem Umſtande, daß die Schuldner 
für die Prozeßkoſten als Geſamtſchuldner haften, noch nicht zu 
ſchließen, daß auch bezüglich der Zwangsvollſtreckungskoſten 
Geſamthaftung eintrete. Das iſt richtig, es beweiſt aber noch 
nicht, daß ſich nicht aus anderen Gründen die Geſamthaftung 
ergibt. 

In dem Falle, der dem OLG. Poſen vorgelegen hat, ſind 
die Geſamtſchuldner durch verſchiedene Urteile verurteilt worden. 
Die Entſcheidung lautet aber ſo allgemein und nimmt auf die 
vorangeführten Entſcheidungen Bezug, ſo daß anzunehmen iſt, 
daß das OLG. Poſen ſich dieſen Entſcheidungen hat anſchließen 
wollen. Die Begründung geht dahin: Nach § 788 ZRU. 
fielen die notwendigen Koſten der Zwangsvollſtreckung „dem 
Schuldner“ zur Laſt. Damit ſei derjenige Schuldner gemeint, 
gegen den das Vollſtreckungsverfahren ſich richte. Eine dem 
§ 100 Abſ. 4 entſprechende Beſtimmung enthalte der 8 788 
nicht. Es könne deshalb ein Geſamtſchuldner nicht mit den 


Koſten belaſtet werden, die durch die ihn gar nichts angehenden 


Vollſtreckungsmaßnahmen gegen einen anderen Geſamtſchuldner 
entſtanden ſeien. 

Ich halte die Auslegung des Wortes „Schuldner“ für zu 
eng. Richtig iſt zwar, daß die ZPO. dies Wort vielfach in 
dem angegebenen Sinne gebraucht. Es finden ſich aber auch 
zahlreiche Stellen, in denen das Wort „Schuldner“ diejenige 
Perſon bezeichnet, gegen die ſich das Urteil richtet, wo alſo 
das Wort „Schuldner“ lediglich im Gegenſatz zum Gläubiger 
gebraucht iſt, fo die SS 713 Abſ. 2, 721, 727. Von Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen iſt in allen dieſen Fällen noch nicht die 
Rede. Dieſelbe Bedeutung hat die Bezeichnung „Schuldner“ 
in $ 788 ZPO. Wollte man das Wort im engeren Sinne 
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auslegen, ſo müßte man, wie die ſpäteren Darlegungen ergeben 
werden, annehmen, die ZPO. habe bezüglich der Vollſtreckungs⸗ 
koſten eine von den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts ab⸗ 
weichende Regelung treffen wollen. Eine ſo weittragende 
Bedeutung kann man dem Ausdruck „Schuldner“ meines Er⸗ 
achtens nicht beilegen. 

Was den weiteren Grund betrifft, daß der §S 788 ZPO. 
eine dem $ 100 Abſ. 4 ZPO. entſprechende Beſtimmung nicht 
enthalte, ſo meine ich, eine ſolche beſondere Vorſchrift iſt nicht 
nötig, weil die Vorſchriften der SS 91 ff. ZPO. auch für die 
Koſten der Zwangsvollſtreckung gelten (vgl. Wilmowski⸗Lewy 
Anm. 1 zu § 697 a. F., Reincke Anm. 2a zu $ 788). 

Wenn ſchließlich das OLG. Poſen ſagt, die Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen gegen den einen Geſamtſchuldner gingen den anderen 
Geſamtſchuldner nichts an, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß die 
Prozeßkoſten, die durch das Verfahren gegen einen Geſamt⸗ 
ſchuldner entſtanden ſind, den anderen Geſamtſchuldner ebenſo⸗ 
wenig angehen, daß wegen der Prozeßkoſten aber trotzdem 
Geſamthaftung ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 

Dieſe letzte Erwägung beweiſt meines Erachtens ſchon 
allein, daß die angeführten Entſcheidungen nicht richtig ſein 
können. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb die Prozeßkoſten 
anders behandelt werden ſollen als die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
koſten, die doch ein Teil der Koſten des Prozeſſes im weiteren 
Sinne ſind. Dem Rechtsgefühl entſpricht auch wohl nur die 
Geſamthaftung für die Vollſtreckungskoſten. Die Geſamthaftung 
ergibt ſich aber meines Erachtens auch aus dem Geſetz. Wie 
bereits erwähnt, iſt nach meiner Anſicht $ 100 Abſ. 4 ZPO. 
auch auf die Koſten der Zwangsvollſtreckung anzuwenden, die 
Geſamthaftung iſt demnach im Geſetze ausdrücklich angeordnet. 

Ich gehe aber noch weiter und meine, die ausdrückliche 
Vorſchrift des §S 100 Abſ. 4 ZPO. iſt gar nicht erforderlich, 
weil ſich die Geſamthaftung ſchon aus dem Begriff der Geſamt⸗ 
ſchuld, wie er ſich im bürgerlichen Recht entwickelt hat, ableiten 
läßt. Das Reichsgericht hat denn auch bereits für das frühere 
Recht, als es die ausdrückliche Vorſchrift des 8 100 Abſ. 4 
ZPO. noch nicht gab, als es an der betreffenden Stelle 
nur hieß: 

„Durch die Beſtimmungen dieſes Paragraphen wird eine 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts begründete 
Verpflichtung, wegen der Koſten ſolidariſch zu haften, 
nicht berührt“ 
in dieſem Sinne erkannt. (RG. 15, 381; 30, 341; vol. 
auch Wilmowsky⸗Lewy Anm. 4 zu § 95). Was das Reichs⸗ 
gericht für die Prozeßkoſten angenommen hat, muß in gleicher 
Weiſe für die Vollſtreckungskoſten gelten, da eine verſchiedene 
Behandlung jedes inneren Grundes entbehrt. 

Das BGB. hat die Geſamtſchuld im weſentlichen in 
Übereinftimmung mit dem früheren Recht geregelt. Auch mit 
der neuen Faſſung des § 100 Abſ. 4 ZPO. iſt eine Anderung 
des früheren Rechtszuſtandes nicht beabſichtigt worden, es ſollte 
nur dem in den Entſcheidungen des Reichsgerichts ausgeſprochenen 
Grundſatze im Geſetz beſonderer Ausdruck verliehen werden. 

Daß die Geſamthaftung für Prozeß⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
koſten dem Geiſte des BGB. entſpricht, ergibt ſich auch aus 
folgendem: Beſtände für die Prozeß⸗ und Vollſtreckungskoſten 
das Prinzip der Teilhaftung, ſo würde dem Gläubiger ein 
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Schaden entſtehen, falls der auf den einen Geſamtſchuldner 
entfallende Teil der Koſten nicht beizutreiben iſt. Dieſer 
Schaden hat ſeine Urſache in dem Verzuge der Geſamtſchuldner. 
Nun beſtimmt der $ 286 BGB., daß der Schuldner dem 
Gläubiger den durch ſeinen Verzug entſtehenden Schaden zu 
erſetzen hat, und wenn ſich mehrere Geſamtſchuldner im Ver⸗ 
zuge befinden, ſo haften ſie, wie die analoge Anwendung der 
SS 830, 840 BGB. ergibt, für den Schaden geſamtſchuldneriſch. 
Der § 425 BGB. ſteht dieſer Auslegung nicht entgegen. Die 
Teilhaftung widerſpricht demnach den Grundſätzen des BGB. 
vom Verzuge. 


Rückgewähr der nach dem Reichsſtempelgeſetz vom 
15. Juli 1909 geleiſteten Sicherheit. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Rudolph, Oels in Schlefien: 


Der § 85 Abſ. 3 RStempG. vom 15. Juli 1909 lautet: 
„Die Eintragung des neuen Eigentümers in das Grundbuch 
iſt davon abhängig zu machen, daß für den Abgabenbetrag 
Sicherheit geleiſtet wird, ſofern nicht.. .. uſw.“ Nach dem 
dieſe Geſetzesvorſchrift erläuternden §S 127h der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats (vom 26. Juli 1909) und § 3 
der Allgemeinen Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters 
(vom 27. Juli 1909) hat demnach das Grundbuchamt, d. h. 
der Richter, in folgenden Fällen zu beſtimmen, ob und in 
welcher Weiſe und Höhe vor der Eintragung des neuen Eigen⸗ 
tümers Sicherheit zu leiſten iſt: 

A) wenn bei dem Antrag auf Entgegennahme einer Auf: 
laſſung eine die Erhebung des Auflaſſungsſtempels 
ausſchließende Urkunde nicht vorgelegt wird; 

B) wenn das der Auflaſſung zugrunde liegende Ber: 
äußerungsgeſchäft gerichtlich beurkundet wird oder iſt; 

C) wenn eine außergerichtliche ſtempelpflichtige Urkunde 
vorgelegt wird, welche nicht oder nicht genügend ver⸗ 
ſteuert iſt. 

Der Fall zu 4 war beſonders häufig in der Zeit un⸗ 
mittelbar nach dem 1. Auguſt 1909, als die Auflaſſungen auf 
Grund von notariellen, vor dem 1. Auguſt 1909 abgeſchloſſenen 
Verträgen ſtattfanden, alſo auf Grund von Urkunden in an ſich 
nicht ſtempelpflichtiger Form, die mithin die Erhebung des Auf⸗ 
laſſungsſtempels nicht ausſchloſſen. Allein, auch für die ſpätere 
Zeit konnten und können ſelbſtverſtändlich alle drei Fälle 
praktiſch werden. 

Liegt nun einer dieſer Fälle vor, ſo wird der Richter im 
allgemeinen ſchon vor oder doch bei der Auflaſſungsverhandlung 
die Leiſtung der Sicherheit vom Erwerber verlangen, um einen 
rechtlichen Schwebezuſtand zu vermeiden. Denn andernfalls 
müßte nach vollzogener Auflaſſung die Eintragungsverfügung 
bis zum etwaigen Eingang der Sicherheit verſchoben werden. 
Der Grundbuchrichter fordert alſo die Sicherheit bei der Auf⸗ 
laſſung (Fall A) oder bei der Beurkundung (Fall B) oder ſchon 
bei der Terminsanſetzung (Fall C und event. Fall B). In allen 
dieſen Fällen iſt es häufig nicht möglich zu überſehen, ob dem 
Erwerber die Befreiungsgründe des Schluſſes der Tarifſtelle 11 
(des Geſetzes vom 15. Juli 1909) zur Seite ſtehen, d. i.: 
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1. Wert des Objektes unter 20 000 bezw. 5000 &, 2. nicht 
gewerbsmäßiger Grundſtückshandel, 3. Einkommen unter 2000 &. 
Oder aber, wenn Befreiung beantragt iſt, ſind häufig die Be⸗ 
weiſe noch nicht erbracht. Dann wird alſo die Sicherheit ge⸗ 
fordert und geleiſtet. Werden dann aber nachträglich die Be⸗ 
freiungstatſachen geltend gemacht bezw. nachgewieſen, ſo muß 
die Sicherheit — d. h. in den meiſten Fällen der Geldbetrag 
in Höhe des Stempels — zurückgegeben werden. Es fragt ſich 
nur, wer dieſe Rückgewähr anzuordnen hat. Dieſe, wie oben 
bemerkt, ſchon ziemlich oft praktiſch gewordene Frage wird meiſt 
dahin beantwortet, daß der Landgerichtspräſident zuſtändig ſei. 
Meines Erachtens iſt das unzutreffend. 

Nach § 5 Abſ. 2 PrAVf. vom 27. Juli 1909 entſcheidet 
„über Anträge auf Erſtattung der Abgabe“ der Präſident des 
Landgerichts, in deſſen Bezirk die Abgabe erhoben ift. Der 
Abſ. 1 des § 5 lautet: „Die materiellen Vorausſetzungen für 
eine Erſtattung der Abgabe enthält §S 127m der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats vom 26. Juli 1909.“ Dieſer 
Paragraph zählt die Erſtattungsfälle auf: Nichtigkeit des Rechts⸗ 
vorgangs, Aufhebung des Zuſchlags uſw.; — Rückgabe der 
Sicherheit bei nachträglichem Nachweis der Befreiungstatſachen 
iſt nicht mitaufgezählt. Sie kann auch logiſcherweiſe nicht 
aufgeführt ſein, denn Rückgabe der Sicherheit iſt rechtlich 
etwas anderes als Erſtattung der Abgabe. Der $ 127 d 
Nr. 2 der Bundesrats⸗Ausführungs⸗Beſtimmungen ſetzt noch einen 
letzten Fall feſt, wann „der Steuerpflichtige auf den Erſtattungs⸗ 
weg zu verweiſen iſt“, nämlich, wenn die Vorausſetzungen der 
Steuerfreiheit nicht zur Überzeugung des beurkundenden Beamten 
dargetan ſind. Allein das iſt nicht unſer Fall. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß 8 127d auch auf die Notare Anwendung 
findet, handelt er überhaupt nur von der Erhebung der 
Abgabe, die, wie §8 1 PrAPf. erläutert, bei gerichtlichen Ur: 
kunden durch Einziehung zu den Gerichtskoſten ſtattfindet. Der 
Grundbuchrichter hat damit nichts zu tun; § 127d Nr. 2 be⸗ 
trifft nicht die Sicherheit. — 83 letzter Abſatz PrA Vf. vom 
27. Juli 1909 unterſcheidet ſogar nicht nur dem Sinne nach, 
ſondern auch ausdrücklich zwiſchen der Leiſtung der „Sicherheit“ 
und der „Einziehung“ der Abgabe. 

Sowenig alſo der Antrag auf Befreiung von der 
Stempelabgabe ein Antrag auf Erſtattung der Abgabe iſt, ſo 
wenig entſcheidet der Landgerichtspräſident über die Rückgabe 
der Sicherheit. Vielmehr beſagt der $ 9 PrAVf. — welcher 
ausdrücklich nur auf den Schlußabſatz des S 3 Bezug nimmt —, 
daß im Falle C (ſ. oben) das Hauptzollamt zu beſtimmen hat, 
„ob und inwieweit der eingezahlte Betrag als Reichsſtempel⸗ 
abgabe endgültig zu vereinnahmen oder die Nüderftattung zu 
bewirken iſt.“ An der rechtlichen Natur der Sicherheit wird 
auch dadurch nichts geändert, daß 89 letzter Satz beſtimmt, 
daß die vorläufig eingezahlten Beträge für die Abführung 
„wie“ endgültige Einnahmen zu behandeln ſind. Abrigens 
findet auch dieſer Satz nur auf den Fall C Anwendung, 
während in den Fällen A und B die vorläufig eingezahlten 
Beträge nach § 3 Abſ. 2 PrA Vf. vom 15. September 1895 
(JM Bl. S. 272) wie Koſtenvorſchüſſe zu behandeln ſind. Denn 
es greift in den Fällen A und B überhaupt 8 3 Abſ. 3 Pr AVf. 
vom 27. Juli 1909 ein; dieſe Vorſchrift verweiſt wiederum auf 
die Verfügung vom 15. September 1795, und nach. S 8 dieſer 


letzteren Verfügung hat über Rückgabe einer geleiſteten Sicherheit 
der Kaſſenkurator zu entſcheiden. . 
Keinesfalls alſo iſt der Landgerichtspräſident zuſtändig, 
ebenſowenig aber, wie man vielleicht aus der Art des Er⸗ 
forderns der Sicherheit folgen könnte, der Grundbuchrichter. 


Die Rechtsanwaltſchaft bei dem Haager Ständigen 
Schiedshofe. 
Von Dr. Hans Wehberg, Düſſeldorf. 


Das Anſehen des auf der erſten Friedenskonferenz von 1899 
errichteten Haager Ständigen Schiedshofes hat in den letzten 
Jahren immer mehr zugenommen. Dies ergibt ſich ſchon rein 
zahlenmäßig daraus, daß ihm in der Zeit von 1900 bis 1907 
nur vier, in der Zeit von 1907 bis 1910 dagegen fünf Streitig⸗ 
keiten anvertraut wurden, die freilich zurzeit noch nicht alle 
entſchieden ſind. Sogar diejenigen Staaten, die im Haag unter⸗ 
lagen, waren mit dem Urteile des Schiedshofes nicht unzufrieden. 
In dem am 8. Auguſt 1905 verkündeten Urteil zwiſchen England 
und Frankreich bezüglich der Maskatſchaluppen entſchied der 
Haager Hof zuungunſten Englands, und trotzdem vertraute 
England erſt kürzlich wieder ſeinen Streit mit Amerika wegen 
der Neufundlandfrage dem Schiedshofe an; auch Venezuela, 
das in dem bekannten Falle gegenüber Deutſchland, England 
und Italien verurteilt worden war, ließ im vorigen Jahre von 
neuem einen Streit dem Haager Tribunal überweiſen. Ins⸗ 
beſondere die Großmächte haben von dem Schiedshofe viel 
Gebrauch gemacht: Nordamerika und England haben ſich je 
viermal, Deutſchland und Frankreich je dreimal an ihn gewandt. 

Die große Anerkennung, die ſich der Schiedshof in dem 
erſten Jahrzehnt ſeines Beſtehens errungen hat, iſt zum Teil 
auf die großartige Beſchaffenheit des Schiedshofes zurückzuführen, 
vermöge deren er imſtande iſt, in kurzer Zeit eine das Ver⸗ 
trauen ſouveräner Staaten genießende Geſtalt anzunehmen. 
Der Haager Hof iſt nämlich kein eigentliches Gericht mit 
ſtändigen Richtern, ſondern beſteht von der Gerichtsſchreiberei 
und dem Verwaltungsrat abgeſehen nur aus einer Liſte von 
Schiedsrichtern. Jede Vertragsmacht benennt höchſtens vier 
Perſonen, die in dieſe Liſte eingetragen werden. Wenden ſich 
nun die Staaten zwecks Beilegung eines Konflikts an den 
Schiedshof, ſo muß die Auswahl der Richter aus dieſer Liſte 
erfolgen. Die Benutzung des Ständigen Schiedshofes bietet 
gegenüber einem vereinbarten Schiedsgerichte ſehr große Vorteile, 
indem ſie eine ſchnellere Erledigung des Streites ermöglicht, was 
ja gerade bei Zwiſtigkeiten zwiſchen Völkern ſehr wichtig iſt. 

Das wachſende Anſehen des Haager Schiedshofes iſt aber 
noch auf weitere Momente zurückzuführen, einmal auf die 
Perſönlichkeiten der Schiedsrichter, unter denen ſich Männer 


von der Bedeutung eines Aſſer, Renault, Beernaert, Lammaſch 


und v. Martens befanden, weiterhin aber auf die Perſönlich⸗ 
keiten der Rechtsanwälte, die vor dem Schiedshofe die Intereſſen 
der Staaten vertraten. Man bedenke, daß in dem am 
7. September 1910 beendeten Schiedsſtreite zwiſchen England 
und Amerika in der Neufundlandfrage die engliſche Regierung 
im ganzen durch 14 Rechtsanwälte vertreten war, daß ferner 
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in dieſem Prozeſſe, der 42 Sitzungstage dauerte, allein die 
Schriftſätze der nordamerikaniſchen Regierung drei ſtarke Druck⸗ 
bände von mehreren tauſend Seiten betrugen, und man erhält 
einen Begriff von der Bedeutung des Rechtsanwaltes in den 
Prozeſſen vor dem Haager Schiedshofe. Sind doch auch die 
Objekte hier beſonders wertvoll; ſo wurde in dem Prozeſſe 
bezüglich der Neufundlandfrage der Wert des Streitgegenſtandes 
auf 104 Millionen Mark geſchätzt; meiſt handelt es ſich noch 
um wertvollere Güter, die nicht in Geld tariert werden können. 
Durch die Beilegung des Caſablancaſtreitfalles zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich ſollte ein mörderiſcher Krieg der beiden 
Völler verhindert werden. 

Sehr bemerkenswert iſt, daß trotz der unzweifelhaften 
Bedeutung, die den Rechtsanwälten im Haager Schiedsprozeß 
zukommt, ein Anwaltszwang nicht beſteht; freilich hat von 
dieſer Möglichkeit, im Verfahren nicht vertreten zu ſein, bisher 
noch kein Staat Gebrauch gemacht. Selbſtverſtändlich wird die 
Vollmacht jedes Anwalts geprüft; allein dieſe Prüfung voll⸗ 
zieht ſich in ganz anderer Weiſe als bei uns. Jeder Staat 
teilt dem Internationalen Bureau des Schiedshofes, das die 
Stellung einer Gerichtsſchreiberei hat, möglichſt bald die Namen 
ſeiner Rechtsanwälte mit, falls das nicht bereits durch das 
Schiedsabkommen geſchehen iſt. Bei Beginn der mündlichen 
Verhandlung braucht ſich der Rechtsanwalt nicht mehr beſonders 
zu legitimieren; es wird lediglich vom Generalſekretär des 
Internationalen Bureaus, der die Funktion eines Gerichts⸗ 
ſchreibers hat, die Liſte der geſamten Rechtsanwälte verleſen. 
Das ſteht nicht ausdrücklich in dem „Abkommen zur friedlichen 
Erledigung internationaler Streitigkeiten“, iſt aber bis jetzt 
ſtets fo gehandhabt worden. Bei Beginn des erſten Prozeſſes 
vor dem Haager Tribunal wurden außerdem noch die Namen 
der Schiedsrichter verleſen; ſpäter hat man ſich mit der Ver⸗ 
kündigung der Namen der Anwälte begnügt. 

Die Rechtsanwälte im weiteren Sinne vor dem Haager 
Ständigen Schiedshof zerfallen in zwei Gruppen und zwar 
1. in die Agenten, die wohl auch Delegierte genannt werden, 
und 2. in die Rechtsbeiſtände, die auch einfach als Anwälte 
bezeichnet werden. Der Begriff der Agenten iſt ein weiterer, 
als der der Rechtsbeiſtände. Wer Agent iſt, darf ohne weiteres 
auch die Funktionen eines Rechtsbeiſtandes ausüben, nicht aber 
umgekehrt. 

Um ein Bild von der Tätigkeit der Agenten einerſeits 
und der Rechtsbeiſtände andererſeits zu geben, iſt zu erwähnen, 
daß das Verfahren vor dem Haager Ständigen Schiedshofe in 
zwei geſonderte Abſchnitte zerfällt: das ſchriftliche Vorverfahren 
und die mündliche Verhandlung. In dem ſchriftlichen Vor⸗ 
verfahren ſollen die Parteien die Sachlage in ihren Schrift⸗ 
ſätzen und Gegenſchriftſätzen ſo klären, daß nach Eröffnung der 
mündlichen Verhandlung keinerlei Schriftſätze mehr notwendig 
ſind. Die Einreichung der Schriftſätze an das Gericht ſteht 
nun ausſchließlich den Agenten zu, während der Rechtsbeiſtand 
erſt bei Beginn der Verhandlung in Aktion tritt. Überhaupt 
dienen die Agenten als Mittelsperſonen zwiſchen den Parteien 
und dem Gericht. Wenn das Gericht die Vorlegung von 
Urkunden verlangt, kann es ſich lediglich an die Agenten 
wenden; die Zuſtellung des Urteils erfolgt gleichfalls an die 
Agenten. 
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Im übrigen aber treten die Rechtsbeiſtände neben die 
Agenten als gleichberechtigt hin. In gleicher Weiſe haben 
beide die Intereſſen ihrer Partei vor dem Schiedsgerichte zu 
vertreten. Beide ſind in gleicher Weiſe befugt, beim Tribunal 
mündlich alle Rechtsbehelfe vorzubringen, die ſie zur Verteidigung 
der Sache für nützlich halten, oder die Aufmerkſamkeit des 
Gerichts auf neue Aktenſtücke und Urkunden zu lenken. Sie 
können ferner, wie ausdrücklich beſtimmt iſt, in gleicher Weiſe 
Einreden ſowie einen Zwiſchenſtreit erheben. Die Mitglieder 
des Schiedsgerichts können die zur Aufklärung der Sache 
nötigen Fragen ebenſogut an die Agenten wie an die Rechts⸗ 
beiſtände richten. Zur Verkündigung des Schiedsſpruches ſind 
ebenfalls die Agenten ſowohl wie die Rechtsbeiſtände zu laden. 

Es ſteht den Staaten vollkommen frei, ob ſie Agenten 
oder Rechtsbeiſtände beſtellen wollen. Faſt ſtets hat man 
ſowohl Agenten wie Rechtsbeiſtände beſtellt, vereinzelt auch 
nur einen Agenten oder nur einen Rechtsbeiſtand. Bei dem 
einzigen Falle, wo ein Staat nicht durch einen Agenten vertreten 
war, handelte es ſich lediglich um eine Hauptintervention. 
Kein Staat hat bisher jemals mehr als einen Agenten beſtellt; 
dagegen hat man meiſt mehrere Rechtsbeiſtände genommen. In 
dem Neufundlandprozeſſe war England durch einen Agenten 
und 13 Rechtsbeiſtände vertreten, Amerika durch einen Agenten 
und 6 Rechtsbeiſtände. Sonſt ſchwankte die Zahl meiſt zwiſchen 
2 und 3 Rechtsbeiſtänden; nur in dem Streite zwiſchen Amerika 
und Mexiko war Amerika durch 6 Rechtsbeiſtände vertreten, 
obwohl Mexiko nur 2 beſtellt hatte. Unter ſolchen Umſtänden 
find natürlich bei Beginn der Plaidoyers beſondere Verein⸗ 
barungen darüber erforderlich, wie oft jeder Agent und Rechts⸗ 
beiſtand zu Worte kommen darf. 

Die Rechtsanwälte ſind meiſt aus der Zahl der hohen 
Staatsbeamten — z. B. der amerikaniſche Staatsſekretär 
Elihu Root und die belgischen Miniſter Descamps und 
Beernaert —, der Univerſitätsprofeſſoren — z. B. Geheimrat 
Zorn und der Amerikaner Scott —, aber auch aus der Zahl 
der bei nationalen Gerichten zugelaſſenen Anwälte gewählt 
worden. Zum Agenten wurden insbeſondere der Rechtsanwalt 
Ralſton in Waſhington und der Rechtsanwalt Fromageot in 
Paris ernannt, zu Rechtsbeiſtänden der Pariſer Advokat Clunet, 
der Altmeiſter des internationalen Privatrechts, die Brüſſeler 
Anwälte Delacroix und Woeſte ſowie der Engländer Richards, 
ebenfalls Rechtsanwalt; es iſt durchaus nicht erforderlich, daß ein 
Staat einen Verteidiger aus den Reihen ſeiner eigenen Untertanen 
nimmt. So wurde einmal der Brüſſeler Anwalt Delacroix 
von Mexiko, ein anderes Mal der belgiſche Miniſter Descamps 
von Japan zum Rechtsbeiſtand auserwählt. 

Aber einen eventuellen Koſtenvorſchuß beſtimmt die Haager 
Prozeßordnung nichts; es iſt aber zweckmäßig, daß ſich Rechts⸗ 
anwälte, die von unſicheren Staaten ernannt ſind, einen ſolchen 
geben laſſen, zumal auch von den Staaten durch das Internationale 
Bureau ein folder Vorſchuß für die Gerichtskoſten unter Um: 
ſtänden verlangt werden kann. 

Außer dem eigentlichen Verfahren gibt es noch ein ſo⸗ 
genanntes abgekürztes Verfahren für kleinere Streitigkeiten, 
bei dem nur Agenten, nicht aber Rechtsbeiſtände zugelaſſen 
werden können, weil das Verfahren lediglich ein ſchriftliches 
iſt. Auf die durch dasſelbe Haager Abkommen geregelten 
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Unterſuchungskommiſſionen, möchte ich hier nicht weiter ein- 
gehen. [Vgl. hierzu meine Guttentagſche Textausgabe der 
Abkommen der Haager Friedenskonferenzen S. 55 ff.]*) Vor 
dieſen Kommiſſionen gibt es Agenten und Rechtsbeiſtände, die 
ähnliche Funktionen haben wie die Rechtsanwälte vor dem 
Ständigen Schiedshofe; in einzelnen Punkten kommen dadurch 
Abweichungen, daß bei den Unterſuchungskommiſſionen die 
Regel nicht das Plädieren, ſondern die ſchriftliche Niederlegung 
der Ausführungen iſt. Für die Unterſuchungskommiſſionen 
beſtehen insbeſondere noch Detailbeſtimmungen über Zeugen⸗ 
vernehmungen. 

Die in der Liſte des Ständigen Schiedshofes eingetragenen 
Perſonen konnten nach den Haager Beſtimmungen von 1899 
auch zu Rechtsanwälten vor dem Ständigen Schiedshofe ernannt 
werden, falls ſie nicht in demſelben Prozeſſe als Richter ſaßen. 
So wurde in dem Venezuelaſtreitfalle von Frankreich der 
berühmte Franzoſe Renault zum Agenten beſtellt, obwohl er 
auch auf der Liſte der Schiedsrichter ſtand. Das führte zu 
Unzuträglichkeiten, da ſich Venezuela über dieſe Ernennung — 
freilich vergebens — beſchwerte und ausführte, es ſei möglich, 
daß das Verhältnis der Kollegialität der Schiedsrichter zu 
Renault ungünſtig auf die Unparteilichkeit der Schiedsrichter 
einwirke und ihre Entſcheidung zugunſten Frankreichs beeinfluſſe. 
Demgemäß wollte man auf der Zweiten Haager Friedens⸗ 
konferenz den Richtern des Schiedshofs unter allen Umſtänden 
verbieten, vor dem Schiedshofe als Rechtsanwalt tätig zu ſein. 
Von anderer Seite wurde jedoch geltend gemacht, das würde 
ungünſtig auf die Bildung der Liſte einwirken, da ein Staat 
nicht gerne auf die Verwendung ſeiner beſten internationalen 
Juriſten als Rechtsanwälte vor dem Tribunal verzichten 
und ſomit vielleicht in Zukunft ſeine beſten Juriſten nicht in 
die Liſte eintragen werde. Schließlich einigte man ſich auf 
einen Kompromiß, wonach die Mitglieder des Schiedshofes als 
Agenten und Rechtsbeiſtände nur zugunſten der Macht tätig 
ſein dürfen, die ſie zu Mitgliedern des Schiedshofes ernannt 
hat, nicht aber einer fremden. Dagegen hat der Entwurf eines 
Abkommens über die Errichtung eines wirklich Ständigen 
Schiedshofes beſtimmt, daß ein Richter während der ganzen 
Dauer ſeines Amtes weder als Agent noch als Rechtsbeiſtand 
vor dem Schiedsgerichtshofe tätig ſein darf. 

Mit der Zahl der dem Haager Schiedshof überwieſenen 
Streitigkeiten wird auch das Bedürfnis nach einer Anwaltſchaft 
ſteigen, die nicht nur gelegentlich, ſondern berufsmäßig das 
Amt eines Verteidigers vor dem Haager Ständigen Schiedshofe 
ausübt. 


Aus der Inſtizkommiſſion. 
3. Abſchnitt. 


Schleuniges Verfahren. 


Zunächſt fand eine Generaldebatte darüber ſtatt, ob über⸗ 
haupt für ein ſchleuniges Verfahren im Sinne der SS 410 ff. 
ein Bedürfnis anzuerkennen ſei. Dagegen wurde geltend ge⸗ 
macht, daß neben dem Verfahren vor dem Einzelrichter ohne 
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Schöffen ($ 233 GWG.) noch ein beſonderes beſchleunigtes 
Verfahren nicht erforderlich ſei. Die Hauptſache ſei doch auch 
nicht die Schnelligkeit der Juſtiz, ſondern die Richtigkeit des 
Urteils, nach dieſer Richtung fehle es aber im Entwurfe an 
genügenden Kautelen; es ſei nicht richtig, von den Garantien, 
die das ordentliche Verfahren für den Angeklagten biete, im 
ſchleunigen Verfahren abzuſehen. Auf der anderen Seite wurde 
hervorgehoben, daß das ſchleunige Verfahren ſehr häufig gerade 
im Intereſſe des Angeklagten liegen werde, deſſen Unterſuchungs⸗ 
haft dadurch verkürzt werde. 

Das Ergebnis der Generaldebatte war, daß das Bedürfnis 
für ein „ſchleuniges Verfahren“ von der Mehrheit anerkannt 
wurde. 

Der § 410 wurde angenommen; ein Antrag, wonach das 
ſchleunige Verfahren gegen Jugendliche unzuläſſig ſein ſolle, da 
es eine zuverläſſige Gewähr für die Feſtſtellung des ſubjektiven 
Tatbeſtandes nicht biete, wurde abgelehnt, weil in zweifelhaften 
Fällen nach 8 414 der Richter die Sache in das ordentliche 
Verfahren hinüberleiten müſſe. 

Dagegen erhielt der § 410 mit Rückſicht auf die veränderte 
Faſſung des § 3 noch folgenden Zuſatz: 

„Durch die Vorführung des Feſtgenommenen wird die 
örtliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts für das ſchleunige 
Verfahren begründet.“ 

Im 8 411 Abſ. 2 wurden noch die Worte eingefügt: 
„ſowie die Beweismittel“; mit dieſer Maßgabe wurde der 
§ 411 angenommen. 

Als S Alla wurde eine Vorſchrift in Antrag gebracht, 
wonach das ſchleunige Verfahren nur zuläſſig ſein ſolle, wenn 
auf keine ſchwerere Strafe als ſechs Wochen Gefängnis voraus⸗ 
ſichtlich zu erkennen ſei, und wenn der Angeklagte nach aus⸗ 
drücklicher Belehrung ſich mit dieſem Verfahren einverſtanden 
erkläre. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt, nachdem darauf 
hingewieſen worden war, daß dann die Neuerung ihres Wertes 
beraubt werde, das Verfahren auch nicht von der Willkür des 
Angeklagten abhängig ſein dürfe. 

Der § 412 Abſ. 1 wurde angenommen. Der Ab}. 2, 
wonach im ſchleunigen Verfahren Schöffen zu der Verhandlung 
nicht zuzuziehen ſind, wurde durch folgenden Satz erſetzt: 

„Kann hiernach die Sache nicht auf die Tagesordnung 

einer Sitzung des Amtsgerichts geſetzt werden, ſo unter⸗ 

bleibt die Zuziehung von Schöffen zur Verhandlung. 

Dieſe Maßnahme kann nicht angefochten werden.“ 
Danach ſoll die Zuziehung von Schöffen nur dann unterbleiben 
dürfen, wenn nicht gerade an demſelben Tage oder am Tage 
danach eine Sitzung des Schöffengerichts ſtattfindet. 

Die Abſ. 3 und 4 erfuhren keine Veränderung. 

Bei $ 413 wurde beantragt. Die Verteidigung obligatoriſch 
vorzuſchreiben, eventuell wenigſtens bei Vergehen die Beſtellung 
eines Verteidigers anzuordnen. Die Anträge wurden jedoch 
abgelehnt, da nur ganz liquide Fälle ſich zum ſchleunigen Ver⸗ 
fahren eigneten, dann aber für eine obligatoriſche Verteidigung 
kein Bedürfnis anzuerkennen ſei, und der § 413 unverändert ans 
genommen. 

In 8 414 wurden die Eingangsworte des Abſ. 2: 

„Macht der Angeklagte glaubhaft, daß er auf ſeine Ver⸗ 
teidigung nicht genügend vorbereitet ſei.“ 
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durch die Faſſung erſetzt: „Iſt der Angeklagte auf feine 
Verteidigung nicht genügend vorbereitet“, um klarzuſtellen, daß 
eine Pflicht zur Glaubhaftmachung im techniſchen Sinne dem 
Angeklagten nicht obliege. Mit dieſer Anderung wurde der 
§ 414 genehmigt. 

An den 85 415 bis 420 wurden Anderungen nicht vor⸗ 
genommen. 

4. Abſchnitt. 
Strafbefehl. 

Die Kommiſſion beſchäftigte ſich zunächſt mit der Frage, 
ob dem Privatkläger die Möglichkeit eröffnet werden ſolle, ſtatt 
Erhebung der Privatklage einen Antrag auf Erlaß eines Straf— 
befehls zu ſtellen. Ein dahin zielender Antrag lag vor. Dafür 
wurde geltend gemacht, daß die Privatklage, deren Geltungs⸗ 
gebiet durch § 377 erheblich ausgedehnt worden ſei, mit ſo 
hohen Koſten für den unterliegenden Teil verknüpft ſei, daß 
dem Privatkläger im beiderſeitigen Intereſſe ein einfacheres, 
ſchnelleres und billigeres Verfahren an die Hand gegeben 
werden müſſe. Von der Regierung wurde erklärt, daß man 
dem Gedanken ſchon wiederholt nähergetreten, aber bei ſeiner 
Ausarbeitung ſtets auf unüberwindliche techniſche Schwierig⸗ 
keiten geſtoßen ſei, die namentlich mit der Geſtaltung des Ein⸗ 
ſpruchs und der Widerklage verbunden ſeien. Von verſchiedenen 
Seiten wurde dem beigetreten und darauf der Antrag vor⸗ 
läufig zurückgezogen. 

Zu § 421 wurde beantragt, das Strafbefehls verfahren 
gegen Jugendliche auszuſchließen, da eine Strafe nicht aus⸗ 
geſprochen werden dürfe, ehe nicht der Richter den Täter per⸗ 
ſönlich geſehen und ſich davon überzeugt habe, daß er die zur 
Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einſicht gehabt habe. 
Von mehreren Mitgliedern wurde dies zwar als richtig, aber 
bei geringfügigen Übertretungen als zu weitgehend bezeichnet, 
weil es gerade im Intereſſe des Angeklagten liegen müſſe, die 
Hauptverhandlung zu vermeiden. Es wurde daher folgender 
Zuſatz beſchloſſen: 

„Gegen Jugendliche iſt die Erlaſſung eines Strafbefehls 
ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich nicht um eine Übertretung 
handelt.“ | 

Statt der Worte des Abſ. 2: „Eine Buße kann der Straf: 
befehl nicht feſtſetzen,“ wurde das Gegenteil beſchloſſen: „Auch 
eine Buße kann im Strafbefehl feſtgeſetzt werden.“ Die Mehr⸗ 
heit erwog, daß es in einfachen und liquiden Fällen richtiger 
ſei, die Buße gleich im Strafbefehl feſtzuſetzen, anſtatt den 
Verletzten auf den Zivilweg zu verweiſen. Dies Verfahren 
habe ſich in Forſt⸗ und Feldrügeſachen bewährt. 

Die 88 422 bis 424 wurden nicht angefochten. Der $ 425 
erhielt im Abſ. 3 folgenden Zuſatz: 

„Offentliche Zuſtellung des Strafbefehls findet nicht ſtatt. 
Iſt hiernach die Zuſtellung des Strafbefehls an den An⸗ 
geklagten nicht möglich, ſo hat der Richter die Sache zum 
ordentlichen Verfahren zu verweiſen.“ 
Die Mehrheit war der Anſicht, daß bei Abweſenheit des An⸗ 
geklagten das Strafbefehlsverfahren ſich nicht eigne, da hier der 
Ablauf der Einſpruchsfriſt durchaus nicht die Vermutung be⸗ 
gründen könne, daß der Angeklagte ſich dem Strafbefehl unter⸗ 
werfen wolle. 
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Die SS 426, 427 wurden angenommen. Zu $ 428 lag 
der Antrag vor, dem Abſ. 4 hinzuzuſetzen: 
„Eine zurückgenommene Klage kann nur auf Grund neuer 
Tatſachen oder Beweismittel wiederaufgenommen werden.“ 
Der Antragſteller bezeichnete es als zuweitgehend, daß die 
Wiederaufnahme einer Klage unbeſchränkt zuläſſig ſein ſolle. 
Der Antrag wurde jedoch abgelehnt und der $ 428 angenommen. 
Die 88 429, 430 fanden ebenfalls unveränderte Annahme. 


5. Abſchnitt. 
Strafverfügung. Strafbeſcheid. 

Zu 8 431 lag folgender Antrag vor: 

„Die Befugnis darf nur gegen Volljährige eingeräumt 
werden.“ 

Der Antragſteller machte geltend, daß die Polizei, die die 
Strafverfügung erlaſſe, am wenigſten in der Lage ſei, feſtzu⸗ 
ſtellen, ob der Jugendliche die erforderliche Einſicht beſeſſen 
habe. Das Verfahren laufe direkt darauf hinaus, daß dem 
Jugendlichen das rechtliche Gehör verſagt werde. 

Der Antrag wurde abgelehnt; die Mehrheit ging davon 
aus, daß das Straffeſtſetzungsverfahren ebenſo wie das Straf⸗ 
befehlsverfahren im Intereſſe des Jugendlichen liegen könne, 
um geringfügige Sachen ohne Hauptverhandlung abzumachen. 

Der § 432 erhielt folgende Zuſätze: 

„Die Strafverfügung ſoll, wenn der Angeklagte einen 
geſetzlichen Vertreter hat, auch dieſem mitgeteilt werden. 

Das Landesgeſetz muß die zum Erlaß und zur Unter⸗ 
zeichnung der Strafverfügung ermächtigten Beamten be⸗ 
zeichnen.“ 

Es ſoll dadurch dem Mißſtand vorgebeugt werden, daß 
der geſetzliche Vertreter eines Jugendlichen von der Straf— 
verfügung nichts erfahre, während der Jugendliche ſelbſt aus 
Schamgefühl ſeinem Vertreter nichts davon verrate und die 
Erhebung des Einſpruchs unter Umſtänden da unterlaſſe, wo 
er wirklich unſchuldig ſei. 

Zu $ 433 wurde angeregt, ob es nicht richtiger ſei, erſt 
die Zuſtellung der Strafverfügung die Verjährungsfriſt unter⸗ 
brechen zu laſſen. Der Anregung wurde jedoch keine Folge 
gegeben und der § 433 angenommen. 

Bei 5 434 wurde bemängelt, daß der Beſchuldigte, wenn 
er die Aufſichtbeſchwerde erhebe, nicht auch den Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung ſtellen dürfe. Demgegenüber wurde 
darauf hingewieſen, daß dies zur Vermeidung widerſprechender 
Entſcheidungen erforderlich ſei. 

Im Abſ. 2 wurde der dem Beſchuldigten zu erteilende 
Hinweis wie folgt gefaßt: 

„Hierauf ſowie darauf, daß, wenn er den Antrag nicht 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt und in der vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe erhebt, die feſtgeſetzte Strafe voll⸗ 
ſtreckbar wird, iſt er in der Straffeſtſetzung unter Be: 
zeichnung der für die Anbringung des Antrags zuſtändigen 
Behörde hinzuweiſen.“ 

Der § 435 wurde lediglich dahin geändert, daß der An⸗ 
trag auf gerichtliche Entſcheidung nicht bei dem zuſtändigen 
Amtsgericht, ſondern bei irgendeinem Amtsgericht geſtellt 
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In 8 436 Abf. 2 wurde die Vorſchrift, daß der Staats: 
anwalt ſich der Zuſtimmung der Behörde verſichern ſoll, welche 
die Strafe feſtgeſetzt hat, geſtrichen, weil eine ſolche Vorſchrift 
nicht in das Geſetz, ſondern in die Dienſtinſtruktion gehöre. 

Im übrigen wurde der § 436 angenommen. 

Der § 437 blieb unverändert. 

Zu 8 438 Abſ. 2 wurde folgender Zuſatz beſchloſſen: 
„Der § 227 findet entſprechende Anwendung. Gegen 
den Einſtellungsbeſchluß iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig.“ 

Dadurch ſoll klargeſtellt werden, daß dem Beſchuldigten 
auch in dieſem Falle die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
zuſtehe. 

§ 439 wurde unverändert genehmigt. 

Der 8 440 wurde in Abſ. 2 folgendermaßen gefaßt: 
„Stellt ſich heraus, daß die Tat der Strafbeſugnis der 
Behörde entzogen war, ſo kann das Gericht auf Antrag 
der Staatsanwaltſchaft mit ausdrücklicher Zuſtimmung 
des Angeklagten in der Sache entſcheiden, wenn es ſachlich 
zuſtändig iſt oder der Staatsanwalt die Zuſtändigkeit 
begründen kann. Entſcheidet hiernach das Gericht in 
der Sache nicht, ſo hat es die Feſtſetzung (uſw. in der 
Porlage).“ 

Die Mehrheit erwog, daß es in einem ſolchen Falle auf 
eine unnötige Formalität hinauslaufe, wenn das Gericht nicht 
ſelbſt entſcheiden, ſondern die Akten an die Staatsanwaltſchaft 
abgeben ſolle. 

An den SS 441, 442 wurden nur redaktionelle Anderungen 
vorgenommen, während der Reſt des Abſchnitts bis § 448 un⸗ 
verändert genehmigt wurde. 


6. Abſchnitt. 
Verfahren gegen Wehrpflichtige. 
Dieſer Abſchnitt wurde ohne Anderungen nach der Vorlage 
genehmigt. 
7. Abſchnitt. 
Einziehung und Vermögensbeſchlagnahme. 


Auch dieſer Abſchnitt bis 8 461 wurde nach der Vorlage 
angenommen. 


Fünftes Bud. 
Vollſtreckung. Koſlen. 
1. Abſchnitt. 
Vollſtreckung. 


Die SS 462 bis 465 wurden nicht beanſtandet. 
Zu 8 466 lag folgender Antrag vor: 
„Todesſtrafe darf nicht vollſtreckt werden.“ 

Der Antragſteller erklärte, daß, wenn dieſe Materie ſtreng 
genommen in das Strafgeſetzbuch gehöre, man doch die Gelegen⸗ 
heit nicht verſäumen dürfe, ſchon hier gegen die Todesſtrafe 
Proteſt zu erheben. 

Der Antrag wurde abgelehnt, weil dieſe Frage bei der 
Reform des Strafgeſetzbuchs zu regeln ſei. 

Bei 8 467 wurde von einer Seite bemängelt, daß nach Abſ. 2 
der die Vollſtreckung leitende Beamte zur Hinrichtung noch einzelne 
andere Perſonen zulaſſen dürfe; dadurch werde nur der Neugier 
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und der Senſationsluſt Vorſchub geleiſtet. In einzelnen Fällen 
(3. B. Grete Beyer in Freiberg) habe dies zu unerträglichen 
Mißſtänden geführt. 

Die Kommiſſion trat dem bei und ſtrich den betreffenden 
Satz des Abſ. 2. 

Ein weiterer Antrag, wonach die Veröffentlichung der voll⸗ 
zogenen Hinrichtung, die auf landesgeſetzlicher Vorſchrift ruhe, 
unterſagt werden ſollte, wurde abgelehnt, indem man davon aus⸗ 
ging, daß die Veröffentlichung zur Beruhigung des Publikums 
und zur Befriedigung des Rechtsgefühls durchaus notwendig ſei. 

Der § 468 wurde angenommen, ebenſo der § 469 mit 
der Maßgabe, daß im Abſ. 2 die Worte: „noch im Laufe 
des nächſten Tages“ durch die Worte: „binnen drei Tagen“ 
erſetzt wurden. 

Die SS 470, 471 wurden nach der Vorlage angenommen. 

Als § 471 a wurde folgender Antrag geſtellt: 

„Gegen Mitglieder geſetzgebender Verſammlungen des 
Deutſchen Reichs oder eines Bundesſtaats darf während 
der Sitzungsperiode der Verſammlung nur mit deren 
vorheriger Genehmigung eine Freiheitsſtrafe in Vollzug 
geſetzt werden. 

Jede gegen ein Mitglied ſolcher Verſammlungen vor 
deren Zuſammentritt begonnene Vollſtreckung einer 
Freiheitsſtrafe wird auf Verlangen der Verſammlung für 
die Dauer der Sitzungsperiode ausgeſetzt.“ 

Der Antragſteller führte, von mehreren Seiten unterſtützt, 
aus: daß dieſe Vorſchriſt vom Reichstag ſchon wiederholt 
verlangt und im Intereſſe ſeines Anſehens und der Erledigung 
der parlamentariſchen Geſchäfte durchaus erforderlich ſei. 

Die Regierungsvertreter erhoben gegen den Antrag nament⸗ 
lich verfaſſungsrechtliche Bedenken und wurden hierin von einem 
Teile der Kommiſſionsmitglieder unterſtützt. 

Der Antrag wurde jedoch mit geringer Mehrheit an⸗ 
genommen. 

Die 88 472 bis 476 fanden unveränderte Annahnte. 

Als S 476 wurde folgende Vorſchrift beantragt: 

„Wegen eines dem Geſetz oder der Hausordnung der 
Strafanſtalt nicht entſprechenden Vollzugs der Freiheits- 
ſtrafe ſteht dem Verurteilten gegen die Maßnahmen des 
Strafanſtaltsvorſtandes die Beſchwerde an das Ober⸗ 
landesgericht zu. 

In einem mehrere Oberlandesgerichte umfaſſenden 
Bundesſtaate kann durch Landesgeſetz die Entſcheidung 
über alle ſolche Beſchwerden ausſchließlich einem der 
mehreren Oberlandesgerichte oder einem oberſten Landes⸗ 
gerichte übertragen werden.“ 

Zugunſten des Antrags wurde ausgeführt, daß man auf 
das in Ausſicht ſtehende Strafvollzugsgeſetz nicht warten könne, 
ſondern darauf dringen müſſe, dem Verurteilten ſchon jetzt 
gegen die Maßnahmen des Vorſtands der Strafanſtalt richter⸗ 
lichen Schutz zu gewähren. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, daß der Antrag 
nicht in die Strafprozeßordnung, ſondern in ein Geſetz über 
den Strafvollzug gehöre, und daß das Oberlandesgericht ſich 
am allerwenigſten zur Entſcheidung ſolcher mitunter recht klein⸗ 
lichen Beſchwerden eigne. 

Der Antrag wurde hierauf abgelehnt. 


39. Jahrgang. 


Zu $ 477 lag folgender Antrag vor: 

„In den Nachlaß des Verurteilten darf eine Geldſtrafe 
nicht vollſtreckt werden.“ 

Es wurde hervorgehoben, daß die Vollſtreckung in den 
Nachlaß mit dem Straſcharakter der Geldſtrafe in Wider⸗ 
ſpruch ſtehe. 

Regierungsſeitig wurde gebeten, die Vollſtreckung in den 
Nachlaß wenigſtens dann zuzulaſſen, wenn die Geldſtrafe wegen 
Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben oder Gefälle erkannt geweſen ſei. 

Die Mehrheit trat dem bei und beſchloß, dem 8 477 
folgenden Abſ. 3 zu geben: 

„In den Nachlaß des Verurteilten darf eine Geld⸗ 

ſtrafe nur vollſtreckt werden, wenn ſie wegen Zuwider⸗ 

handlung gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben oder Gefälle erkannt iſt.“ 

Die 88 478 bis 484 wurden unverändert angenommen. 

Zu dem letzteren Paragraphen lag noch ein Antrag vor: 

„Das Abolitionsrecht wird aufgehoben.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß man einen 
Eingriff in den Gang des Strafverfahrens nicht dulden dürfe, 
wenn man nicht das Vertrauen in die Unparteilichkeit der 
Strafrechtspflege erſchüttern wolle. Es ſei überhaupt zweifelhaft, 
ob ein ſolches Recht noch beſtehe. 

Der Antrag wurde abgelehnt, weil das Abolitionsrecht 
den Bundesfürſten als eine Art des Begnadigungsrechts 
verfaſſungsrechtlich garantiert fei und ohne eine Anderung der 
Reichsverfaſſung nicht angerührt werden dürfe. 


2. Abſchnitt. 
Koſten. 


Zu 8 485 wurde beſchloſſen, daß Auslagen ſtets der 
Staatskaſſe auferlegt werden müſſen, wenn ſie durch Unter⸗ 
ſuchungshandlungen entſtanden ſind, die für die Verurteilung 
nicht in Betracht kommen; außerdem ſollen ſie der Staats⸗ 
kaſſe zum Teil auferlegt werden, wenn es mit Rückſicht auf 
die Behandlung der Sache zur Vermeidung beſonderer Härten 
angemeſſen erſcheint. 

Im übrigen wurde der § 485 unverändert angenommen. 

Bei 8 486 wurde bemängelt, daß die Faſſung, wonach 
Auslagen, die durch Unterſuchungshaft oder durch die Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe entſtanden ſeien, nicht den Angeklagten 
als Geſamtſchuldner, ſondern nur dem betreffenden Angeklagten 
aufzuerlegen ſeien, zu eng ſei; die Befreiung von der Geſamt⸗ 
haftung ſei auch dann am Platze, wenn durch ſonſtige Maß⸗ 
nahmen, wie z. B. durch Beobachtung eines Angeklagten in 
einer Irrenanſtalt beſondere Auslagen erwachſen ſeien. 

Der Abſ. 1 wurde dahin erweitert: 

„Mehrere Angeklagte, die wegen derſelben Tat zu Strafe 
verurteilt ſind, haften als Geſamtſchuldner für die Aus⸗ 
lagen, ſoweit dieſe nicht durch die gegen einzelne An⸗ 
geſchuldigte gerichteten beſonderen Maßnahmen entſtanden 
ſind (uſw. wie in der Vorlage).“ 

Bei § 487 Abſ. 2 lag folgender Antrag vor: 

„Der Staatskaſſe ſind auch die notwendigen Auslagen 
des Angeklagten aufzuerlegen.“ 
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Es wurde darauf hingewieſen, daß die Vorlage zweierlei 
Arten von Freigeſprochenen ſchaffe, wodurch derjenige, deſſen 
Auslagen nicht auf die Staatskaſſe übernommen würden, mit 
einem Makel behaftet werde. 

Die Mehrheit ging demgegenüber davon aus, daß es im 
einzelnen Falle dem Rechtsgefühle widerſtreiten könne, wenn 
die Auslagen eines Beſchuldigten, der nur wegen mangelnder 
Überführung freigeſprochen werde, auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen werden müßten. 

Der Abſ. 2 wurde zur Herſtellung eines Kompromiſſes 
wie folgt gefaßt: 

„Der Staatskaſſe ſollen, ſoweit es angemeſſen erſcheint, 
auch die notwendigen Auslagen des Angeſchuldigten 
oder ſeines geſetzlichen Vertreters auferlegt werden.“ 

Zu 8 488 wurde folgender Zuſatz beſchloſſen: 

„Iſt anzunehmen, daß die Anzeige wider beſſeres Wiſſen 
erſtattet worden iſt, jo darf dem Beſchuldigten die Be⸗ 
zeichnung des Anzeigers nicht verſagt werden.“ 

Dieſe Vorſchrift ſoll den wider beſſeres Wiſſen Be⸗ 
ſchuldigten in den Stand ſetzen, feine verletzte Ehre gegen den 
Denunzianten zu wahren und etwaige Schadenerſatzanſprüche 
geltend zu machen.“ 

Der $ 489 wurde nicht beanſtandet. 

Zu 8 490 wurde entſprechend einer Petition des Deutſchen 
Medizinalbeamtenvereins der Abſ. 2 folgendermaßen gefaßt: 

„Wird den Anträgen des Privatklägers nur teilweiſe 
entſprochen oder iſt ein Teil der Auslagen von ihm 
verſchuldet, ſo ſollen die Koſten angemeſſen verteilt 
werden. Dasſelbe kann geſchehen, wenn der Angeſchuldigte 
auf Grund des § 51 des Strafgeſetzbuchs außer Ver⸗ 
folgung geſetzt oder freigeſprochen iſt.“ 

Es wurde erwogen, daß es für einen Privatkläger, der 
vom Staatsanwalt auf den Weg der Privatklage verwieſen 
worden ſei, eine große Härte bedeuten könne, wenn der Be⸗ 
ſchuldete wegen Geiſteskrankheit freigeſprochen worden ſei, alle 
Koſten des Verfahrens einſchließlich der Auslagen des Be⸗ 
ſchuldigten tragen zu müffen. 

Endlich erhielt der § 490 noch folgenden Abſ. 4: 

„Wird das Verfahren auf erhobene Privatklage eingeftellt, 
weil nicht der Tatbeſtand einer im Wege der Privatklage, 
ſondern einer durch öffentliche Klage zu verfolgenden 
Straftat vorliegt, ſo ſollen die Koſten des Privatklage⸗ 
verfahrens, ſoweit es angemeſſen erſcheint, auf die Koſten 
des öffentlichen Anklageverfahrens angerechnet werden.“ 

Der § 491 wurde angenommen. 

Der $ 492 wurde wie ſolgt gefaßt: 

„Hat ein zugunſten des Angeklagten eingelegtes Rechts⸗ 
mittel Erfolg, ſo trägt die Staatskaſſe die Koſten. 

Wird ein Rechtsmittel, ein Antrag auf Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens, der Einſpruch gegen einen Straf⸗ 
befehl oder der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gegen 
eine Straffeſtſetzung zurückgenommen oder verworfen, ſo 
trägt der Antragſteller die Koſten. War der Antrag 
von der Staatsanwaltſchaft geſtellt, ſo ſind der Staats⸗ 
kaſſe die Koſten, auch wenn das Rechtsmittel Erfolg 
gehabt hat, und, wenn es keinen Erfolg gehabt hat, auch 
die notwendigen Auslagen des Beſchuldigten aufzuerlegen. 
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Hat ein ſolcher Antrag nur zum Teil Erfolg, ſo 
können die Koſten angemeſſen verteilt werden. Das 
gleiche gilt, wenn ein derartiger vom geſetzlichen Ver⸗ 
treter geſtellter Antrag zwar Erfolg hat, aber nicht zur 
Freiſprechung führt.“ 

Die Abſ. 3 und 4 blieben unverändert. 

Die 88 493 bis 498 wurden nicht beanſtandet; der 5 499 
erlitt nur redaktionelle Anderungen, während der § 500 eben⸗ 
falls unverändert genehmigt wurde. 


Zum Schluß fand eine Reſolution einſtimmige Annahme, 
wonach die verbündeten Regierungen um baldige Vorlage eines 
neuen Gerichtskoſtengeſetzes erſucht werden; der Staatsſekretär 
ſtellte ein ſolches Geſetz in Ausſicht und erklärte, daß eine Er⸗ 
höhung der Gerichtskoſten nicht beabſichtigt werde. 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


Es wurde zunächſt die Frage erörtert, ob ſich die Kommiſſion 
auf die Beratung der von der Regierung vorgeſchlagenen 
Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu beſchränken habe, 
oder ob man darüber hinausgehend überall da Anderungen 
vornehmen dürfe, wo das geltende Geſetz Mißſtände gezeitigt 
habe. Die Frage wurde in dem letzteren Sinne entſchieden. 

Von einer Seite wurde beklagt, daß in einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten die Zulaſſung zum juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt vom 
Nachweis eines beſtimmten Einkommens abhängig gemacht würde; 
dadurch werde der Verdacht erweckt, als ob unter dieſem Vor⸗ 
wand nach politiſchen, konfeſſionellen oder ſonſtigen Rückſichten 
verfahren werde. 

Die Regierungsvertreter konnten das Beſtehen einer ſolchen 
Praxis nicht in Abrede ſtellen. Es wurde daher dem § 2 Abſ. 3 
folgender Zuſatz gegeben: 

„Die Zulaſſung zum Vorbereitungsdienſt darf nicht 

von dem Nachweis einer beſtimmten Vermögens- oder 

Einkommensſumme abhängig gemacht werden.“ 

Eine Reihe weiterer Anträge verlangte: 

1. daß die Diſziplinierung der Richter nur unter denſelben 
Vorausſetzungen erfolgen dürfe, unter denen nach 
88 128 bis 131 ein Mitglied des Reichsgerichts 
ſeines Amtes enthoben oder in den Ruheſtand verſetzt 
werden dürfe, und daß die Dißziplinargeſetze der 
Einzelſtaaten aufzuheben ſeien; 

2. zum Richter niemand ernannt werden dürfe, der länger 
als drei Jahre ein Verwaltungsamt oder das Amt 
eines Staatsanwaltes bekleidet habe; 

3. Richtern die Annahme von Orden und Titeln zu 
verbieten; 

4. den Richter in ſeinen Amtsverrichtungen von keiner 
Behörde abhängig zu machen, und das Recht, richter⸗ 
liche Entſcheidungen durch Rechtsmittel anzugreifen 
keiner Behörde einzuräumen; 

5. für das Gehalt des Richters ohne Rückſicht auf ſeine 
Stellung lediglich ſein Dienſtalter maßgebend ſein 
zu laſſen. 

Die Anträge wurden damit begründet, daß die richterliche 
Stellung möglichſt unabhängig geſtaltet werden müſſe; ſie 
wurden jedoch abgelehnt. 


i 18. 1910. 


Gegen den Antrag 1 wurde namentlich eingewendet, daß 
bei Amtsrichtern namentlich auch unwürdiges Verhalten außer⸗ 
halb des Dienſtes, das bei Mitgliedern des Reichsgerichts nicht 
vorkomme und deshalb in den SS 128 bis 131 nicht berück⸗ 
ſichtigt ſei, unter allen Umſtänden einen Grund zur Diſziplinierung 
bilden müſſe. 

Ein weiterer Antrag bezweckte, das Hilfsrichtertum gänzlich 
zu beſeitigen. 

Auch dieſer Antrag wurde abgelehnt; die Regierung erklärte, 
daß ſie durch ſtändige Vermehrung der Richterſtellen eine fort⸗ 
geſetzte Herabſetzung der Zahl der Hilfsrichter erzielt habe und 
weiter erzielen werde; gänzlich ſeien jedoch die Hilfsrichter 
namentlich bei plötzlichem Anſchwellen der Geſchäfte und z. B. 
bei Erkrankungen von Richtern und zur Vertretung von 
Parlamentariern nicht zu entbehren. 


Ziffer I bis IV. 


Die Ziffer I der Vorlage wurde unverändert angenommen, 
ebenſo die Ziffer II S 231 (Zuſtändigkeit der Amtsgerichte in 
Strafſachen). 

Zu 8 232 (Überweifungen an die Schöffengerichte) wurde 
von mehreren Seiten ausgeführt: 

Die Liſte der Straftaten, wegen deren der Staatsanwalt 
unter Umſtänden auch beim Amtsgericht Klage erheben könne, 
ſei kaſuiſtiſch und widerſpruchsvoll; man müſſe die Stellung des 
Einzelrichters dadurch zu heben ſuchen, daß man in der Über: 
weiſung der Vergehen und auch der Verbrechen, ſoweit bei ihnen 
mildernde Umſtände vorlägen, viel weiter gehe; man könne den 
Amtsgerichten ruhig erheblichere Straftaten anvertrauen, denn 
ſie hätten gezeigt, daß ſie ihrer Aburteilung durchaus gewachſen 
ſeien. Auch müſſe, wenn die Strafkammer mit Laien beſetzt 
werde, auf eine Dezentraliſation der Rechtspflege hingewirkt 
werden. Dieſen Ausführungen wurde faſt allſeitig und auch 
von der Regierung beigepflichtet und der 8 232 wie folgt gefaßt: 

„Soweit das Amtsgericht nicht ſchon nach § 23! zu: 
ſtändig iſt, kann der Staatsanwalt die Anklage bei ihm 
erheben, wenn anzunehmen iſt, daß wegen der ſtrafbaren 
Handlung auf keine ſchwerere Strafe als ſechs Monate 
Gefängnis oder Geldſtrafe von höchſtens eintauſendfünf⸗ 
hundert Mark, allein oder neben Haft oder in Verbindung 
miteinander oder mit Nebenſtrafen, erkannt wird. 

Handelt es ſich um ein Vergehen gegen die Vor⸗ 
ſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle, ſo kann die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts auch 
dadurch begründet werden, daß die Verwaltungsbehörde 
bei ihm die öffentliche Klage erhebt. Die Vorſchrift des 
Abſ. 1 findet entſprechende Anwendung. 

Die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts in I. Inſtanz 
und des Schwurgerichts wird hierdurch nicht berührt.“ 

Wenn das Schöffengericht Zuchthausſtrafe für erwirkt 
erachtet, fo tritt S 253 StPO. in Kraft. Der Abſ. 4 der 
Vorlage, wonach bei Jugendlichen auch ſchwerere Verbrechen 
dem Amtsgericht zugewieſen werden ſollten, iſt durch dieſe 
Faſſung beſeitigt. 

Bei 8 23 entſpann ſich eine lebhafte Debatte darüber, ob 
man dem Einzelrichter ohne Schöffen die in Abſ. 2 geforderte 
erweiterte Zuſtändigkeit anvertrauen könne. Es wurde darauf 
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hingewieſen, daß namentlich bei Ülbertretungen ſehr häufig 
politiſche Geſichtspunkte eine Rolle ſpielen würden, z. B. bei 
Übertretungen des Vereinsgeſetzes, der Plakatgeſetze uſw. und 
daß die Aburteilungen ſolcher Straftaten ohne Schöffen ſchwere 
Gefahren für den Angeklagten mit ſich bringe; es komme auch 
in Betracht, daß der Entwurf in der Berufungsinſtanz keine 
Laien vorſehe; die Regelung ſei daher unannehmbar. 

Die Mehrheit ſchloß ſich dem an und beſchloß den Abſ. 2 
zu ſtreichen, ſo daß in allen geringfügigen Sachen das Amts⸗ 
gericht nunmehr mit Schöffen zu verhandeln hat. 

Der § 23“ wurde angenommen, ebenſo die Ziffer III der 
Vorlage und Ziffer IV, mit der Maßgabe, daß in § 65 Abſ. 1 
die Worte: „im Falle der Verhinderung“ durch die Worte: „im 
Falle einer vorübergehenden Verhinderung“ erſetzt wurden. 

Ziffer v. 

Der § 72 wurde angenommen. 

Bei 8 73 (Zuſtändigkeit der Strafkammer) wurde die 
Streichung der Ziffern 3, 6 bis 8 verlangt. 

Es wurde ausgeführt, daß von der Zuſtändigkeit des 
Schwurgerichts nichts abgebröckelt werden dürfe; im Gegenteil 
ſei eine Erweiterung dieſer Zuſtändigkeit auf das Verbrechen 
der Unzucht nach 8 176 Ziffer 3 StGB. erwünſcht, weil hier 
die Strafkammer ſich in der Beurteilung von Kinderausſagen 
als unzulänglich erwieſen habe. 

Die Anträge wurden jedoch abgelehnt; die Mehrheit ging 
davon aus, daß das Schwurgericht zur Aburteilung der mit 
ſchwierigen Rechtsfragen verbundenen Delikte unter Ziffer 6 
bis 8 ſich nicht als geeignet erwieſen habe, und daß eine Er⸗ 
weiterung der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit nach den mit ihm 
gemachten Erfahrungen nicht in Frage kommen könne. 

Die 88 76 und 77 behandeln die Frage der Beſetzung 
der Strafkammern in I. und II. Inſtanz; hiermit wurde die 
Beratung des 5 991 (Berufungsſenate) verbunden. 

Die Kommiſſion erklärte ſich einſtimmig für den Vorſchlag 
der Regierung, bei der Strafkammer in I. Inſtanz Laien zu⸗ 
zuziehen; dagegen gingen die Anſichten darüber, wieviel Laien 
zuzuziehen ſeien, erheblich auseinander, ebenſo darüber, ob die 
Strafkammer in I. Inſtanz mit drei oder mit fünf Mitgliedern 
zu beſetzen ſei. Die Mehrheit erwog, daß das Laienelement 
an Zahl gegenüber den Berufsrichtern das Übergewicht haben 
müſſe, weil ſonſt ſeine Bedeutung verlorengehe. Der Vor⸗ 
ſchlag des Entwurfs erfuhr aber namentlich aus dem Grunde 
Anfechtung, weil die Mitwirkung zweier Berufsrichter dahin 
führen werde, daß bei verſchiedener Anſicht derſelben ſich ein 
Kampf um die Stimmen der Schöffen entwickeln werde. Es 
wurde daher beantragt, die Strafkammer mit einem Land⸗ 
gerichtsdirektor und zwei Schöffen zu beſetzen; dieſe Beſetzung 
bewirke eine Erſparung an Richterkräften und an Schöffen und 
genüge namentlich mit Rückſicht auf die Berufung. 

Von anderer Seite wurde darauf hingewieſen, daß die 
Fünfzahl im Intereſſe des Angeklagten unter allen Umſtänden 
beibehalten werden müſſe; die Berufung nütze nichts, wenn die 
J. Inſtanz verſchlechtert werde. Dur 

Von wieder anderer Seite wurde die Beſetzung mit einem 
Richter und vier Schöffen in Anregung gebracht. | 

Was die Berufungsinſtanz betrifft, fo war die Mehrheit 
der Meinung, daß die Zuziehung von Laien auch auf die 
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Berufungsinſtanz ausgedehnt werden müſſe; werde dem nicht 
Rechnung getragen, ſo ſei die Vorlage gefährdet; es dürfe dem 
Staatsanwalt nicht freiſtehen, wenn das Urteil ihm nicht paſſe, 
an ein Juriſtengericht zu appellieren. 

Die Regierung erklärte die Zuziehung von Laien in der 
Berufungsinſtanz für unannehmbar. 

Die Vorlage ſieht für die Berufungen gegen Strafkammer⸗ 
urteile Berufungsſenate bei den Landgerichten vor. 

Von einer Seite wurde ausgeführt, daß dieſe Regelung 
im Volk nicht verſtanden werde; die Berufung müſſe an ein 
höheres Gericht gehen, wenn nicht der Anſchein erweckt werden 
ſolle, als ob „eine Krähe der andern nicht die Augen aus⸗ 
hacke“. Es wurde beantragt, die Berufung an das Ober⸗ 
landesgericht zu leiten. 


Nach langer Debatte faßte die Kommiſſion folgende 
Beſchlüſſe: 
Die Geſtaltung der 88 76, 77 und 991 ſoll nach 
folgenden Geſichtspunkten erfolgen: 

1. In der I. Inſtanz ſollen Schöffen nur in der 
Hauptverhandlung mitwirken. 

2. In der Hauptverhandlung I. Inſtanz vor dem Land⸗ 
gericht ſoll die Kammer mit 2 Richtern und 
3 Schöffen beſetzt werden. 

3. Die Berufungsgerichte ſollen beim Landgericht ge⸗ 
bildet werden. 

4. Die Berufungskammern (für die Berufungen gegen 
die Urteile der Amtsgerichte) ſollen mit 3 Richtern 
und 2 Schöffen beſetzt werden. 

5. Die Berufungsſenate (für die Berufungen gegen die 
erſtinſtanzlichen Urteile der Landgerichte) ſollen mit 
3 Richtern und 2 Schöffen beſetzt werden. 

6. Die Berufungskollegien ſollen außerhalb der Haupt⸗ 
verhandlung in der Beſetzung von 3 Richtern ent⸗ 
ſcheiden. ö 


Für den Beſchluß unter 3 war die Erwägung ausſchlag⸗ 
gebend, daß in der Berufungsinſtanz der ganze Fall von neuem 
zu verhandeln iſt, und daß bei Zuweiſung der Berufung an 
das Oberlandesgericht ungeheure Koſten und Weiterungen zu 
erwarten ſeien. 

Die SS 76, 77 und 991 wurden hierauf der Redaktions⸗ 
kommiſſion überwieſen. 


Ziffer VI und VII 
wurden im übrigen unverändert angenommen. 

Zu Ziffer VII wurde noch folgender Zuſatz beſchloſſen: 
Der $ 101 GVG. erhält in feinen Ziffern 2 und 4 
folgende Faſſung: 

Ziffer 2. „aus einem Wechſel im Sinne der Wechſel⸗ 

ordnung, aus einem Scheck im Sinne des 
Scheckgeſetzes oder aus einer der im 8 363 
HGB. bezeichneten Urkunden.“ 
„auf Grund des Geſetzes gegen den un⸗ 
lauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909.“ 
(NGBl. S. 499.) 

Der Zuſatz bezweckt, ein Verſehen auszugleichen, welches 

bei Verabſchiedung der Zivilprozeßnovelle vom Jahre 1909 
untergelaufen iſt. 


Ziffer 4. 
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Ziffer VII. 
Titel 7a. 
Schöffen und Geſchworene. 
1. Gemeinſame Vorſchriften. 


§ 1181 wurde angenommen. Ein Antrag, 
Frauen zu dieſen Amtern zuzulaſſen, wurde abgelehnt. 

Die 88 1182 und 118° wurden ebenfalls genehmigt. Ein 
Antrag, auch die Dienſtboten (Ziffer 5) zuzulaſſen, wurde 
gleichfalls abgelehnt, weil dieſe nicht die erforderliche Un⸗ 
abhängigkeit beſitzen, die zur Ausübung des Richteramts er⸗ 
forderlich iſt. 

In § 118“ wurde als Ziffer 3a eingefügt: 

„vortragende Räte der oberſten Reichsbehörden“ 

Eine längere Auseinanderſetzung verurſachte ein Antrag, 
auch die Volksſchullehrer zum Amt eines Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen zuzulaſſen, während der Entwurf ſie nur bei den 
Jugendgerichten zulaſſen will. Es wurde als Ungerechtigkeit 
bezeichnet, daß der Lehrerſtand, der vorzügliches Material für 
die Rechtſprechung darſtelle, von dieſer ausgeſchloſſen werden 
ſolle; dieſer Ausſchluß bedeute eine ſchwere Kränkung und 
Herabſetzung der Lehrer. 

Die Regierungsvertreter erklärten, daß der Antrag im 
Intereſſe des Unterrichts bekämpft werden müſſe, weil die 
erforderliche Vertretung nicht zu beſchaffen ſei. Ein Vermittlungs⸗ 
antrag ging dahin, die Lehrer wenigſtens zur Ausübung des 
Schöffenamts zuzulaſſen, da bei dem Schwurgericht infolge der 
längeren Sitzungsperioden die Frage der Vertretung allerdings 
Schwierigkeiten machen könnte. 

Die Mehrheit beſchloß, die Volksſchullehrer unbeſchränkt 
zum Amt des Schöffen und Geſchworenen zuzulaſſen, und dem⸗ 
gemäß den Abſ. 2 des § 118 zu ſtreichen. 

Die SS 1185 bis 11839 wurden nach der Vorlage ge⸗ 
nehmigt; nur wurde in § 118° Abſ. 2 beſtimmt, daß die Ur⸗ 
liſte mindeſtens eine Woche auszuliegen habe. 

Ziffer N bis XII 
wurden unverändert angenommen. 
Ziffer XIII. 

Es lag folgender Antrag zu 8 143 vor: 

„Zum Amtsanwalt darf nur beſtellt werden, wer die 

erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden hat.“ 

Von anderer Seite wurde folgende Reſolution beantragt: 

„Der Reichstag wolle beſchließen: 

die verbündeten Regierungen zu erſuchen, auf eine 
Reorganiſation der Amtsanwaltſchaft in dem Sinne 
hinzuwirken, daß, ſoweit es möglich, nur juriſtiſch vor⸗ 
gebildete Kräfte zu dieſem Amte berufen werden.“ 

Es wurde ausgeführt, daß nach der beſchloſſenen Aus⸗ 
dehnung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit das Amt des Amts⸗ 
anwalts erhöhte Bedeutung gewinne; es müſſe dafür geſorgt 
werden, daß der Amtsanwalt eine gewiſſe juriſtiſche Vorbildung 
beſitze, was nicht überall der Fall ſei. 

Dem wurde entgegengehalten, daß dieſe Vorbildung aller⸗ 
dings erſtrebenswert ſei, die Frage laſſe ſich aber nicht reichs⸗ 
geſetzlich regeln, weil die Verhältniſſe in den einzelnen Landes⸗ 
teilen zu verſchieden lägen, auch der erforderliche juriſtiſche Nach⸗ 
wuchs nicht überall vorhanden ſei. 


auch die 
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Der Antrag wurde abgelehnt, die Reſolution dagegen an⸗ 

genommen, und die SS 143, 146 genehmigt. 
Ziffer XIV. 

Die Vorſchrift des S 1721, wonach das Gericht nach freiem 
Ermeſſen die Offentlichkeit für die Verhandlung oder für einen 
Teil der Verhandlung ausſchließen darf, wenn das Verfahren 
eine, nach den 88 185 bis 187, 189 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbare Beleidigungen betrifft und einer der prozeßbeteiligten 
die Ausſchließung der Offentlichkeit beantragt, wurde von mehreren 
Seiten lebhaft bekämpft, und der Antrag geſtellt, dem Gericht 
dieſe Befugnis nur dann zu geben, wenn ſämtliche Prozeß⸗ 
beteiligten damit einverſtanden ſeien. 

Es wurde ausgeführt, daß die Offentlichkeit der Haupt⸗ 
verhandlung die ſicherſte Garantie für die Gerechtigkeit darſtelle; 
beſchränke man die Offentlichkeit immer weiter, ſo werde das 
Volk glauben, daß etwas vertuſcht werden ſolle; die Vorlage 
ſtelle es in die Willkür des Richters, ob er von dem Para⸗ 
graphen Gebrauch machen wolle, und er werde, namentlich dann 
davon Gebrauch machen, wenn ein mißliebiger Wahrheits beweis 
angetreten werde. 

Von der Regierung und von anderer Seite wurde betont, 
daß der Ausſchluß der Offentlichkeit wegen Gefährdung der 
Sittlichkeit ſich bei verſchiedenen Senſationsprozeſſen, namentlich 
bei Beleidigungsprozeſſen als ungenügend erwieſen habe. Es 
gehe nicht an, daß die Ehre des Verletzten und der Zeugen 
von einem rachſüchtigen Angeklagten in öffentlicher Verhandlung 
mit Füßen getreten werde; wolle man die Zuſtimmung aller 
Prozeßbeteiligten verlangen, ſo verliere die Neuerung jeden 
Wert, da der Angeklagte natürlich ſeine Zuſtimmung meiſtens 
verſagen werde. 

Der Antrag wurde abgelehnt, es wurde aber an Stelle 
der Worte: „nach freiem Ermeſſen“ der Satz eingefügt: „ſofern 
ein öffentliches Intereſſe nicht entgegenſteht“. 


Ziffer XV. 

Der § 1751 wurde angenommen, dabei wurde zur Sprache 
gebracht, daß, wie z. B. der Allenſteiner Prozeß gezeigt habe, 
das Gericht zu nichtöffentlichen Verhandlungen Perſonen zulaſſe, 
die durch kein berechtigtes Intereſſe, ſondern lediglich durch 
Neugier oder ſonſtige Gründe getrieben, um Zulafjung nad): 
zuſuchen pflegten. Um dieſen Mißſtand, der den Ausſchluß der 
Offentlichkeit illuſoriſch machen könne, zu beſeitigen, wurde der 
8 176 Abſ. 2 wie folgt gefaßt: 

„Zu nichtöffentlichen Verhandlungen kann der Zutritt 
einzelnen Perſonen, die aus ſtaatlichen, wiſſenſchaftlichen 
oder perſönlichen Gründen ein beſonders berechtigtes 
Intereſſe daran haben, vom Gerichte geſtattet werden. 
Einer Anhörung der Beteiligten bedarf es nicht.“ 

Allgemein wurde die Anſicht vertreten, daß, wenn die 
Offentlichkeit aus irgendeinem Grunde ausgeſchloſſen ſei, ſtreng 
darauf geſehen werden müſſe, daß durch die zugelaſſenen 
Perſonen nichts in die Offentlichkeit dringe. So ſei es z. B. 
widerſinnig, wenn das Gericht die Vertreter der Preſſe zulaſſe, 
die dann in ihren Zeitungen ſpaltenlange Berichte über die 
Verhandlungen veröffentlichten; hier ſei ein Krebsſchaden, der 
unter allen Umſtänden beſeitigt werden müſſe, und zwar durch 
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Verſchärfung des 5 184b StGB. Wenn dieſe Strapvorſchrift 
in der Praxis ſo gut wie gar nicht angewendet worden ſei, ſo 
liege das daran, daß dem Täter faſt niemals nachgewieſen 
werden könne, daß er das Bewußtſein gehabt habe, mit ſeinen 
Mitteilungen Argernis zu erregen. 

Von anderer Seite wurde eine neue Strafvorſchrift gegen 
unbefugte Mitteilungen aus nichtöffentlichen Verhandlungen in 
Vorſchlag gebracht. 

Die Kommiſſion beſchloß, im $ 184b StGB. die Worte: 
„welche geeignet ſind Argernis zu erregen“ zu ſtreichen und 
dadurch dieſem Paragraph eine erweiterte Anwendung zu ſichern. 

Ziffer XVI. 
Zu $ 179 lag der Antrag vor: 
„Die Hafiſtrafe als Ordnungsſtrafe zu ſtreichen“ 
weil ſie, wenn die Beſchwerde keine aufſchiebende Wirkung habe, 
eine ungerechtfertigte Härte darſtelle. 

Der Antrag wurde abgelehnt; man war der Anſicht, daß 
in manchen Fällen die Haftſtrafe im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Autorität nicht entbehrt werden könne. 

Die gleiche Ablehnung erfuhr ein zu 8 180 geftellter 
Antrag, wonach das Gericht auch gegen den Staatsanwalt 
eine Ungebührſtrafe ſolle feſtſetzen dürfen. Ausſchlaggebend 
hierfür war die Erwägung, daß eine Behörde nicht gegen eine 
andere eine Strafe ausſprechen könne. 

Zu $ 187 lag der Antrag vor, den Eingang wie folgt 
zu faſſen: | 

„Wird unter Beteiligung von Perſonen verhandelt, 
welche nach ihrer Erklärung der deutſchen Sprache nicht 
mächtig find, fo ift ein Dolmetſcher zuzuziehen.“ 

Der Antrag bezweckt, den Bewohnern der polniſchen 
Landesteile ſchon dann das Recht auf Zuziehung eines 
Dolmetſchers zu ſichern, wenn fie erklären, nicht Deutſch sprechen 
zu können, während nach geltendem Recht das Gericht feſt⸗ 
zuſtellen hat, ob der Antragſteller der deutſchen Sprache mächtig 
it Zugunſten des Antrags wurde ausgeführt, daß das Gericht 
ſehr häufig ſchikanös dabei verfahre und Leute zwinge, ſich in 
gebrochenem Deutſch auszusprechen, die das Deutſche nicht voll 
beherrſchen und dadurch in ihrer Verteidigung beſchränkt würden. 

Von der Regierung und aus der Kommiſſion heraus wurde 
der Antrag lebhaft bekämpft. Es ſei zu befürchten, daß die 
polniſche Bevölkerung angeſtachelt werde, ſtets die Zuziehung 
eines Dolmetſchers zu verlangen, wozu ſie immer in der Lage 
ſei, wenn es lediglich auf ihre Erklärung ankommt. Hierdurch 
werde die Politik in den Gerichtsſaal hineingetragen. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 

Die 88 193, 195 wurden angenommen, letzterer mit der 
Maßgabe, daß die Worte „oder Beſchäftigung“ geſtrichen 
wurden, um die Verwendung von Aſſeſſoren auszuſchließen; 
desgleichen fand der 8 199 Annahme. 

Der 8 200 wurde folgendermaßen gefaßt: 

„Richter, Schöffen und Geſchworene, ſowie die bei der 
Beratung und Abſtimmung zugelaſſenen Perſonen (8 195) 
ſind verpflichtet, über den Hergang bei der Beratung 
und Abſtimmung Stillſchweigen zu beobachten.“ 

Endlich fand auch der § 203 unveränderte Annahme. 
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Einführungsgeſetz. 

Die SS 1 bis 11 wurden nach der Vorlage genehmigt. 

Als § 11a lag folgender Antrag vor: 

„Im Abſchnitt des Strafgeſetzbuchs über den Meineid 
werden hinter § 163 folgende Vorſchriften als $ 163 a 
aufgenommen: 

Wer in den Fällen der 88 60, 70 StPO. von einer 
zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen zuſtändigen Behörde als Zeuge oder 
Sachverſtändiger uneidlich vernommen, wiſſentlich falſch 
ausſagt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
beſtraft. Neben der Gefängnisſtrafe kann auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Iſt die Handlung aus Fahrläſſigkeit begangen, ſo 
iſt die Strafe Gefängnis bis zu einem Jahr. Die 
Strafbarkeit fällt weg, wenn der Täter die falſche 
Ausſage, bevor gegen ihn eine Anzeige erſtattet oder 
eine Unterſuchung eingeleitet und, bevor aus der Aus⸗ 
ſage ein Rechtsnachteil für einen anderen entſtanden iſt, 
bei der Behörde, der er ſie abgegeben hat, widerruft.“ 

Der Antrag bezweckt, die Beſtrafung falſcher uneidlicher 
Ausſagen, beſchränkt ſich aber auf die Fälle, in denen die 
Beeidigung nach 88 60, 70 StPO. unterblieben iſt. 

Der Antragſteller legte dar, daß ſein Antrag die not⸗ 
wendige Ergänzung zu den genannten Paragraphen bilde : 
man dürfe nicht geradezu eine Prämie darauf ſetzen, daß das 
Gericht angelogen werde. 

Die Regierung erhob gegen den Antrag keine ſachliche 
Bedenken, war aber der Meinung, daß dieſer Frage erſt bei 
der Reform des Strafgeſetzbuchs näher zu treten ſei. | 

Die Kommiſſion ſchloß ſich dem nicht an, ſondern nahm 
den Antrag mit großer Mehrheit an; Bedenken wurden nur 
von einzelnen Seiten gegen die Beſtrafung fahrläſſiger und un⸗ 
eidlicher Ausſagen laut. 

Endlich wurde die Frage aufgeworfen, ob man das Geſetz 
vom 14. Juli 1904, betreffend die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft, ergänzen ſolle. Nach 8 1 dieſes 
Geſetzes wird eine Entſchädigung nur demjenigen zuteil, welcher 
durch einen Beſchluß des Gerichts freigeſprochen oder außer 
Verfolgung geſetzt worden iſt; diejenigen, gegen welche das 
Verfahren von der Staatsanwaltſchaft eingeſtellt wird, gehen 
jedoch bekanntlich leer aus. 

Es lag der Antrag vor: 

„in 5 1 werden nach den Worten ‚außer Verfolgung 
geſetzt find‘ die Worte eingeſchaltet: 
ſowie Perſonen, gegen welche die Staatsanwaltſchaft 
das Strafverfahren eingeſtellt oder die Klage zurück⸗ 
genommen hat.“ | 

Der Antrag wurde mit großer Mehrheit angenommen, 
nachdem die Regierung erklärt hatte, daß in der Praxis meiſtens 
hiernach ſchon verfahren werde. 

Das Verfahren wurde für die oben bezeichneten Fälle wie 
folgt geſtaltet: Er 


„Iſt das Verfahren durch Einftellung oder Klage⸗ 
zurücknahme der Staatsanwaltſchaft erledigt, ſo entſcheidet 
über die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Entſchädigung 
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das Gericht, bei welchem die Staatsanwaltſchaft Klage 
erhoben hat oder nach dem Inhalt des Haftbefehls Klage 
hätte erheben können, wenn ſie die Sache vor das er⸗ 
kennende Gericht hätte bringen wollen. 

Die Staatsanwaltſchaft hat dem Gericht auf Ver⸗ 
langen die von ihr geführten Verhandlungen vorzulegen. 
Das Gericht kann weitere Ermittlungen vornehmen oder 
durch eines ſeiner Mitglieder vornehmen laſſen. 

Der Beſchluß des Gerichts, für welchen die Vor⸗ 
ſchriften des 8 4 Abſ. 3 gelten, darf erſt ergehen, wenn 
die in 8 177 StPO. beſtimmte Friſt zur Beantragung 
gerichtlicher Entſcheidung abgelaufen oder der eingebrachte 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung verworfen oder 
zurückgewieſen iſt.“ 

Die 88 12 und 13 wurden angenommen. 
Damit iſt die erſte Leſung der Entwürfe beendigt. G. 


Zweiter Deutſcher Jugendgerichtstag in München. 
Vom 29. September bis 1. Oktober d. 3. 


Die Zeitungen haben über den Münchener Jugendgerichtstag 
meiſt ungenügend berichtet; die bloße Wiedergabe der von den 
einzelnen Referenten aufgeſtellten Leitſätze gibt noch kein Bild von 
dem Gang und Inhalt der Verhandlungen. Bis das umfangreiche 
Stenogramm fertiggeſtellt ſein wird, das von der Deutſchen Zentrale 
für Jugendfürſorge (Berlin (. 19, Wallſtraße 89) zu 2 zu beziehen 
ſein wird, mögen unſere Leſer mit folgenden auszugsweiſe wieder⸗ 
gegebenen Aufzeichnungen eines Teilnehmers vorlieb nehmen. 

Der erſte Tag brachte nach den üblichen Begrüßungsanſprachen 
einen kurzen Bericht des Vorſitzenden, Amtsgerichtsrats Dr. Köhne— 
Berlin über den Stand der deutſchen Jugendgerichtsbewegung. 
Mehr als 200 Jugendgerichte beſtehen heute in Deutſchland, allerdings 
ſind die Verhältniſſe in den einzelnen deutſchen Staaten, beſonders 
auch die Beziehungen zwiſchen Vormundſchafts⸗ und Strafgericht noch 
ſehr verſchieden. Auch die Behandlung bei ſachlichem Zuſammenhang 
und bei der Verneinung der Einſichtsfrage zeigt partikularrechtliche 
Verſchiedenheit. Aber doch iſt der Gedanke, die kriminelle Jugend zu 
ſchützen, zu erziehen, zu beſſern, Gemeingut des Volkes geworden; 
die Preſſe, die organiſierte Arbeiterſchaft leiſten erfreuliches; auch die 
Gegner erkennen es an, daß die moderne Strafrechtsſchule auch 
ihrerſeits die Rechtsordnung und den Staat ſchützen will; die Reichs: 
regierung iſt in den dem Reichstag zurzeit vorliegenden Novellen zum 
Gerichtsverſaſſungsgeſetz und zur Strafprozeßordnung den Beſtrebungen 
der Jugendgerichtsbewegung entgegengekommen. Zu dieſen Gefek: 
entwürfen noch Stellung zu nehmen, iſt die Hauptaufgabe der Tagung. 

Oberlandgerichtsrat Dr. Warhanek-Wien berichtete über 
die Verhältniſſe in Oſterreich. Dort find ganz ähnlich wie bei uns 
die beſonderen Härten des veralteten Strafrechts in der kriminellen 
Behandlung der Jugendlichen im Verordnungsweg gemildert; eine 
gründliche Reform wird der vom Herrenhaus ſchon durchberatene 
Geſetzentwurf über die Reform des Vormundſchaftsweſens und die 
ſtrafrechtliche Behandlung Jugendlicher bringen. 

über weniger günſtige Ausſichten konnte aus der Schweiz 
Profeſſor Dr. Hafter⸗Zürich berichten. Dort fehlen ſowohl ein— 
heitliches Strafrecht als einheitliche Prozeßordnung und die kantonale 
Zerſplitterung erſchwert eine großzügige Erfaſſung der Jugendgerichts— 
frage; immerhin ſind in einzelnen Kantonen Anſätze zu beſonderer 
prozeſſualer Regelung des Strafverfahrens gegen Jugendliche vor: 
handen; auch die nach ganz eigenartigen Grundſätzen geregelte Rinder: 
und Schulgerichtsbarkeit einzelner Kantone, ſowie der neuerdings 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 18. 1910. 


aufgetauchte Vorſchlag auf Einſetzung von Jugendſchutzkommiſſtonen 
ſind beachtenswert. 

Amtsgerichtsrat Dr. Friedeberg-Weißenſee gab ein an⸗ 
ziehendes Bild über das engliſche Strafverfahren gegen Jutzendliche 
auf Grund eigener Anſchauung. Er bezeichnete, ohne die engliſchen Ber: 
hältniſſe kritiklos hinzunehmen, eine eigene Kodifikation des geſamten 
Jugendrechts und die Einführung der Fürſorger ohne Rückſicht auf 
etwaige Koſten als das wichtigſte, was wir den Engläudern nach⸗ 
ahmen ſollten. 


Amtsgerichtspräſident Dr. Becker-Dresden, der über 
Organiſation und Zuſtändigkeit der Jugendgerichte nach be: 
ſtehendem Recht und den Geſetzentwürfen referierte, begrüßte die 
in den letzteren getroffene Neuregelung des Syſtems und der Zu: 
ſtändigkeit der Jugendgerichte. Er wünſchte aber noch Schaffung von 
beſonderen Jugendſtrafkammern und als Grundſatz bei der Über: 
weiſung, daß nicht die Schwere des Delikts entſcheidend fein fell, 
ſondern lediglich die Rückſicht auf Erziehungsmaßnahmen. Auch die 
Strafkammer ſoll, entgegen dem Antrag der Staatsanwaltſchaft, über⸗ 
weiſen können. Ebenſo ſei die Befugnis des Gerichts zu erweitern, 
von ſich aus das Strafverfahren gegen Jugendliche einſtellen zu 
können. Das ſei ein Bedürfnis beſonders auch bei der Priwatklage, 
wo eine dem § 365 EGStpd. entſprechende Vorſchriſt fehle. Der 
Vormundſchaftsrichter dürfe nicht in das Strafverfahren hineingezogen 
werden, feine vorherige Anhörung — von der RNeichstagskommiſſion 
verlangt — verlangſame nur das Verfahren. Erziehungsmaßnahmen 
ſeien nach ganz anderen Vorausſetzungen anzuordnen als die kriminelle 
Strafe, und ein kriminelles Verhalten ſei noch nicht präjudiziell für 
Erziehungsmaßnahmen. Für den heute noch geltenden Rechtszuſtand 
ſei daran zu erinnern, daß eine bedingte Ausſetzung der Straſver⸗ 
folgung gegen Jugendliche im Abolitionsweg landesgeſetzlich vielfach 
möglich wäre. 

Die Ausführungen des Korreferenten, Profeſ ſors Dr. Kitzinger 
München, gingen mit dieſen Gedanken vielfach einig. Die zuſtimmende 
Stellungnahme zu den Geſetzentwürſen enthalte einen Verzicht auf 
Mehrforderungen. Die Forderung nach einem einheitlichen Spezial 
geſetz für alle Rechtsverhältniſſe der Jugend werde aber durch der⸗ 
artige Abſchlagozahlungen nicht aus der Welt geſchafft. Noch weiter⸗ 
gehend, als in den Entwürfen vorgeſchlagen, ſeien Jugendgerichte in 
erforderlichem Umfang zu ſchaffen: mindeſtens eine Jugendabteilung 
bei jedem Amtsgericht, das mehr als ein Schöffengericht hat; ſakultatire 
Einführung von Jugendſtrafkammern; Erweiterung der Zuſtändigkeit 
dieſer Jugendgerichte auch gegen Erwachſene, die gewiſſe Delikte a 
Jugendlichen begehen. Ständig ernannte Laienrichter paßten nicht in 
die Organiſation und zerſtörten die Popularität der Schöffen. Cr: 
ziehungsmaßnahmen ſoll das Gericht zwar anwenden können, der 
Vormundſchaftsrichter aber ſoll die weitere Entſcheidung haben, weil 
die vielfach geforderte Perſonalunion zwiſchen Strafrichter und Tor: 
mundſchaftsrichter landesgeſetzlich oft nicht durchführbar ſei. Die 
Jugendfürſorge ſoll neben der Strafrechtäpflege hergeben und ſich 
dieſer nicht unterordnen; darum habe ſie keinen Platz im Strafgericht. 

In der Diskuſſion wurde für und gegen eigene Jugendſchöffen 
geredet. Eine Rednerin verlangte die Zulaſſung der Frauen N 
Schöffenamt. Eine Abſtimmung fand nicht ſtatt. Vielmehr einigte 
man ſich darauf, daß die geſamten Verhandlungen von der deutſchen 
Zentrale für Jugendfürſorge geordnet und den geſetzgebenden Faktoren 
unterbreitet werden ſollten, daß aber die geäußerten Vorſchläge, welcke 
der Stimmung der Majorität entſprechen, kurz zuſammengefaßt 
beſonders hervorgehoben werden ſollen. Als Ergebnis der Ver⸗ 
handlungen des erſten Tages wurden demgemäß folgende Wünſche 
formuliert: ö 

1. Die Landesjuſtizverwaltungen ſollen allgemein Jugend⸗ 
gerichte ſchaſſen müſſen; 


— 
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2. es ſoll nicht ins alleinige Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft 
geſtellt ſein dürfen, was vor das Jugendgericht und was 
vor die anderen Gerichte gebracht werden ſoll; 

3. die Schaffung von Spezialſchöffen und Jugendſtrafkammern 
wird zur Erwägung geſtellt; 
4. die Perſonalunion zwiſchen 
Strafrichter iſt anzuſtreben. 


Am 2. Verhandlungstag referierten zunächſt Regierungsrat 
Dr. Lindenau-Berlin und Staatsanwalt Rupprecht⸗München 
über „Die Jugendgerichte im Vorverfahren“. 

Erſterer wies auf die mannigfaltigen Schwierigkeiten und Be⸗ 
ſonderheiten des Ermittlungsverfahrens überhaupt hin und bezeichnete 
es als eine praktiſche Unmöglichkeit, die Polizeiorgane auszuſcheiden, 
wenn es ſich um einen Jugendlichen handle, was man ja meiſt von 
Anfang an gar nicht wiſſe. Das Vorverfahren verlange vollſtändige 
Freiheit der Form ganz nach dem einzelnen Fall; allgemeine Vor⸗ 
ſchriften laſſen ſich darum auch nicht geben. Als beſondere Garantien 
ſeien jedoch zu fordern: tunlichſte Abkürzung des Vorverfahrens; 
genaue Auswahl und Vorbildung der Polizeiorgane, alſo Schaffung 
eigentlicher Jugendpoliziſten, wenigſtens in den größeren Städten; 
allgemeine Einführung des in Bayern ſchon erprobten Jugendſtaats⸗ 
anwalts; Übergabe der richterlichen Requiſitionstätigkeit an den 
Jugendrichter, und vor allem Appell an das Publikum, nicht allzuviel 
zu denunzieren. Auch das Vorverfahren im Jugendgericht müſſe eine 
Reform des ganzen Strafverfahrens durch Einführung lebendigen ſozialen 
Geiſtes und genauer Individualiſierung der Perſönlichkeit vorbereiten. 

Letzterer beſchäftigte ſich beſonders eingehend mit der Behandlung 
jugendlicher Bettler, Dirnen und Strichjungen, für die er Aſhle und 
Verwahrungsheime (zugleich Beobachtungsſtellen) forderte, befür— 
wortete gleichfalls, daß eigene Abteilungen für Jugendpolizei zu 
ſchaffen ſeien, welche mit dem Jugendſtaatsanwalt in ſteter enger 
Fühlung zu bleiben haben; bei der viel größeren Bedeutung, welche 
in Zukunft das Vorverfahren gegen Jugendliche gewinne, das die 
meiſten Fälle gar nicht mehr zur Eröffnung des Hauptverſahrens 
kommen laſſen werde, ſei verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten aller 
Beteiligten, insbeſondere auch der Schulbehörden, wichtiger als jede 
bureaukratiſche Prozedur. 

In der Diskuſſion zu dieſem Punkt der Tagesordnung wurde 
u. a. hervorgehoben, daß die Vorwürſe gegen die Polizei in der 
üblichen Allgemeinheit unbegründet ſeien, daß aber doch Fälle von 
ungeeigneter Vernehmung, namentlich Einſchüchterung vorkämen. 
Deshalb empfehle ſich Vernehmung durch die Organe der Fürforge: 
vereine oder auch Geiſtliche und Lehrer. Die beim Polizeipräſidium 
in Wien gebildete eigene Jugendzentrale wurde von öſterreichiſchen 
Rednern als muftergültig bezeichnet. 

Der Vorſitzende formulierte folgende Wünſche der Verſammlung 
als Ergebnis der Beratungen zu dieſem Punkt: 

1. Wenn im Vorverſahren richterliche Unterſuchungshandlungen 
notwendig werden, ſoll ſie der Jugendrichter vornehmen. 

2. Es muß nach dem Vorgang Bayerns ein eigener Jugend: 
ſtaatsanwalt überall geſchaffen werden. 

3. Auch unter den Polizei⸗Organen iſt, jedenfalls in den 
größeren Städten, ein Spezialiſtentum für die Behandlung 
Jugendlicher anzuſtreben. 

4. Die Unterſuchungshaft iſt gegen Jugendliche zwar nicht 
ganz entbehrlich, aber tunlichſt zu beſchränken. Es ſind 
geſonderte Schutzräume, zugleich Beobachtungsräume, für 
Jugendliche zu ſchaffen. 

5. Die Fürſorge für jugendliche Proſtituierte, Bettler uſw. 
hat möglichſt frühzeitig einzuſetzen. 

6. Die im jugendgerichtlichen Verfahren anzuſtrebende An: 
dividualiſierung ſoll ſich als Entwicklungskeim trieblräſtig 
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erweiſen für eine Neugeſtaltung des 
überhaupt. | 

über „die Beſonderheiten des Hanptverfahrens gegen 
Jugendliche“ ſprach ſodann als erſter Redner Amtsrichter 
Dr. Hertz⸗Hamburg. Er begrüßte es freudig, daß in den dies⸗ 
bezüglichen Vorſchlägen der neuen Geſetzentwürfe die Tendenz, die 
Erziehung wo irgend möglich an Stelle der Strafe zu ſetzen, überall 
hervortrete. Er wünſchte für die Zuſtändigkeit des Jugendgerichts 
Statuierung des Alters zur Zeit der Tat, nicht zur Zeit der An⸗ 
klageerhebung und genauere Präziſierung der Aufgaben und Rechte 
des Beiſtands, der unter Umſtänden vom Gericht auch Entſchädigung 
ſoll erhalten können. Die Teilnahme der Staatsanwaltſchaft im 
Termin ſoll fakultativ ſein; der jugendliche Angeklagte ſoll bei der 
Erhebung ſeiner perſönlichen Verhältniſſe aus der Sitzung entfernt 
werden können, wenn erzieheriſche Bedenken beſtehen. Zu § 373 der 
Reichstagsvorlage will er als Erziehungsmittel, die das Gericht, 
übrigens auch ohne Hauptverhandlung, ſoll anordnen können, Ver⸗ 
warnung oder Stellung unter einen Fürſorger oder, wenn landes⸗ 
geſetzlich zuläſſig, Zwangserziehung zur Wahl geben; die ſofortige 
Kechtskraft des Einſtellungsbeſchluſſes ſei der ſymptomatiſche Verſuch 
der Schaffung einer tadelloſen erſten Inſtanz. Die Vertreter der 
Fürſorgevereine, die der Staatsanwalt auch im Ermittelungsverſahren 
benützen ſoll, ſollen ganz allgemein in der Hauptverhandlung das 
Recht haben, gehört zu werden. 

Der zweite Redner zu dieſem Punkt, Staatsanwalt 
Dr. Elwert: Stuttgart, verlangte prinzipiellen Ausſchluß der 
Offentlichkeit, und auch der Preſſe, bei allen Jugendgerichtsverhand. 
lungen; nur gewiſſe vertrauenswürdige Perſonen ſoll das Gericht 
zulaſſen können. Der Angeklagte ſei aus der Verhandlung immer 
zu entfernen, wenn erzieheriſche Bedenken entſtehen, beſonders auch 
während der Plädoyers. Auch ſonſt ſei auf möglichſt allgemeine 
Entfernung der Jugend aus den Gerichtsſälen Bedacht zu nehmen 
durch allgemeine Freigabe der kommiſſariſchen Vernehmung Jugend: 
licher als Zeugen und ſtraſſere Anwendung des § 176 GVG. Zu 
§ 273 des Entwurfs wurde ſtatt der definitiven und ſofort rechts— 
kräftigen Einſtellung nur vorläufige Einſtellung (als Surrogat für 
die von der Reichstagskommiſſion verlangte, von der Regierung ab: 
gelehnte bedingte Verurteilung) mit eventueller ſpäterer Fortſetzungs— 
befugnis der Staatsanwaltſchaft und Anfechtbarkeit dieſes Ein: 
ſtellungsbeſchluſſes durch einfache Beſchwerde geſordert und als 
einzige vom Strafgericht künftig auszuſprechende Erziehungsmaßregel 
die Anordnung der Zwangserziehung, auch deren eventuelle ſofortige 
vorläufige Anordnung im Anſchluß an die Hauptverhandlung 
empfohlen. 

In der Debatte hierüber wurde für eine derartige vorläufige 
Einſtellung nach dem Muſter der amerikaniſchen und engliſchen Be— 
währung plädiert, die Notwendigkeit der Verteidigung und der 
Schaffung von weiblichen Polizeibeamten betont, auch ein Schweigegebot 
für die Vertreter der Preſſe, die man doch nicht ganz entbehren könne, 
verlangt. Die von der Reichstagskommiſſion eingeführte Unter: 
ſcheidung zwiſchen Jugendlichen über und unter 16 Jahren fand 
allgemeine Verurteilung. 

Schließlich wurden folgende Forderungen aufgeſtellt: 

1. Die Offentlichkeit im Verfahren gegen Jugendliche iſt zu 
beſchränken; 
das Gericht muß den Angeklagten aus dem Saal ent— 
fernen können, wenn dies erzieheriſche Intereſſen verlangen; 
3. die Stellung des Beiſtands verlangt nähere Klarſtellung; 
4. die Unterſcheidung zwiſchen Jugendlichen unter und über 
16 Jahren iſt falſch; 
. für bedingte Verurteilung, bedingte Urteilsausſetzung und 


Stellung unter Schutzaufſicht iſt Stimmung vorhanden. 
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Am 3. Verhandlungstag endlich referierten Oberamtsrichter 
Pemerl⸗München und Staatsanwalt Dr. Wulffen⸗Dresden 
über „Strafe und Erziehungsmaßnahmen ſowie deren Ab⸗ 
grenzung“. Erſterer wollte jugendlichen Delinquenten gegenüber 
nicht immer nur Milde und Liebe entgegengebracht wiſſen, ſondern 
auch Strafe, aber individuell verſchieden bemeſſen. Erziehungs⸗ 
maßnahmen ſoll nicht der Strafrichter, ſondern der Vormundſchafts⸗ 
richter anordnen. Bei Unverbeſſerlichkeit trotz Fürſorgeerziehung ſoll 
nachträgliche Erhebung der öffentlichen Klage erfolgen. Auch dem 
Jugendlichen über 18 Jahren iſt noch beſondere Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken. Der Strafvollzug iſt ſo zu geſtalten, daß die Strafe 
erzieheriſch wirkt, aber als Strafe empſunden wird. Der Verweis iſt zu 
beſeitigen, die Geldſtrafe, die auch viele Jugendliche abverdienen können, 
iſt zu verallgemeinern, die Einführung der Prügelſtrafe abzulehnen. 

Letzterer wollte die Antwort auf die Frage, ob Strafe oder 
Erziehungsmaßnahmen, von der Naturwiſſenſchaft und Pſychologie 
gegeben wiſſen. Eine gründliche kriminalpſychologiſche Unterſuchung 
des Jugendlichen und des Kindes zeige, daß dieſe meiſt gar nicht 
verantwortlich gemacht werden könnten. Denn gegenüber den durch 
die wachſende Genußſucht und den geſteigerten Luxus unſerer modernen 
Kultur erhöhten Anreizen zum Verbrechen ſetze Staat und Geſellſchaft 
in die Bruſt des Jugendlichen keine hemmenden ſittlichen Werte. Die 
abſchreckende Wirkung der Strafe ſei nicht zu leugnen, denn man 
müſſe in der Statiſtik nicht immer nur von den Delinquenten und 
Rückfälligen ſprechen, ſondern auch von den andern, die nicht delinquieren. 
Aber von einer Heilung und Beſſerung, ſtatt von der Abſchreckung 
und Vergeltung, wiſſe unſer Strafgeſetz nichts. Die ganze Erziehung 
der Jugend müſſe auf andere Grundlagen geſtellt werden, ftatt der 
einſeitigen Verſtandesbildung müſſe mehr Wert auf die Stärkung des 
Gefühlslebens gelegt werden. Insbeſondere in der Zeit von 14 bis 
18 Jahren, wo für die Weiterbildung, insbeſondere Charakter⸗ 
bildung, ſtaatsbürgerliche Erziehung in den unteren Schichten ſo gut 
wie gar nichts geſchehe. Da es aber auch vielfach an der richtigen 
Erziehung im Elternhaus fehle, müſſe auch die Bildung der Er⸗ 
wachſenen nachgeholt werden: Aufklärung der Maſſen, das allein 
verhüte die Kriminalität auch der Jugend. Die Koſten für eine 
beſſere Volksbildung dürfen nicht geſcheut werden. Die Schaffung 
des Inſtituts des Fürſorgers nach angloamerikaniſchem Recht ſei 


eine ſoziale Pflicht der Gegenwart. Jugendgericht und Jugendgerichts⸗ 


verfahren ſind nur geſetzliche Formen, in denen ſich ein neuer ſittlicher 
Gehalt betätigen ſoll. 

über „Zuſammenwirken der Ingendgerichte mit andern Be 
hörden, Vereinen und freiwilligen Helfern“ ſprach noch Rechtsrat 
Grießer⸗München. Er ſtellte die Verhältniſſe in Bayern und 
ſpeziell München als vorbildlich hin, ohne die Zuſtände in andern 
Ländern und Städten zu ignorieren. Er betonte die Notwendigkeit 
gründlicher Erforſchung der Lebensverhältniſſe durch freiwillige Helfer 
und ihrer Mitwirkung in der Hauptverhandlung und erwartete von 
einer ſozialen Mitwirkung aller Beteiligten, des Staats, der Geſell⸗ 
ſchaft und der Einzelnen die Beſſerung unſerer Verhältniſſe und die 
Beſeitigung der Verwahrloſungsgründe. 

In der Debatte wurde die Anlehnung der Jugendgerichtsfürſorge 
an andere charitative Beſtrebungen begrüßt, von dem Arbeitsfeld der 
Fürſorge berichtet, deren Bezahlung aus öffentlichen Mitteln verlangt, 
die ſofortige Abſchaffung des Verweiſes gefordert. Folgende gemein⸗ 
ſame Geſichtspunkte konnten herausgegriffen werden: 

1. Die Altersgrenze iſt auf das 14. Lebensjahr hinaufzuſetzen. 

2. Die Einſichtsfrage iſt zu beſeitigen. 

3. Der erzieheriſche Standpunkt iſt bei allen Maßnahmen zu 
betonen, ob Strafe oder Erziehung. 

4. Die Schutzaufſicht durch Fürſorger iſt einzuführen, öffent⸗ 
liche Mittel ſind dafür mobil zu machen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


A 18. 1910. 


5. Im Zuſammenarbeiten mit andern Ständen iſt an das 
ſoziale Leben der Gegenwart überhaupt anzuknüpfen. 


Mit einem Rückblick auf den 1. Jugendgerichtstag und das 
ſeitdem Erreichte ſchloß der Vorſitzende. Die nächſte Tagung ſoll in 
Dresden im Jahre 1912 ſtattfinden. 

Die Abende der Verhandlungstage wurden mit Beſichtigungen 
(Rettungshäuſer uſw.) ausgefüllt. Dr. E. 


Preisausſchreiben. 
Unfere Geſetzesſprache. 


Gewünſcht wird nicht eine ſprachwiſſenſchaftliche Unterſuchung, 
auch nicht ein juriſtiſches Fachwerk, ſondern eine knappe, für jeden 
Gebildeten verſtändliche Darlegung, welche Anforderungen an die 
Geſetzesſprache hinſichtlich ihrer Klarheit, Richtigkeit, Reinheit und 
Schönheit zu ſtellen ſind, und ob die Sprache unſerer Geſetze dieſen 
Anforderungen entſpricht. Damit verbindet ſich von ſelbſt eine 
Prüfung der Frage, wieweit die geſchichtlich gewordene beſondere, von 
der guten Umgangsſprache abweichende Geſetzesſprache heute noch be: 
rechtigt iſt. Wie hat ſich die wechſelſeitige Einwirkung der Geſetzes⸗ 
ſprache und der Sprache der Behörden, der Gebildeten überhaupt und 
des ganzen Volkes bisher geltend gemacht, und was iſt in dieſer 
Hinſicht in Zukunft zu erwarten, was zu erſtreben? Welchen Einfluß 
würde dieſer wünſchenswerte Zuſtand auf unſer ganzes Volkstum 
haben, was iſt, namentlich vom Allgemeinen Deutſchen Sprachverein, 
geſchehen, um ihm näherzukommen, und was hat noch zu geſchehen, um 
ihn möglichſt vollkommen zu erreichen? 

Erwartet wird die Berückſichtigung der geltenden Geſetze des 
Deutſchen Reiches, der das öffentliche Recht betreffenden nicht minder 
als der privatrechtlichen. Ein gelegentliches Heranziehen einzelner 
deutſcher Landesgeſetze, geeigneter Verordnungen oder reichsausländiſcher 
Geſetze iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Für die beſten Löſungen der Aufgabe ſind drei Preiſe im 
Geſamtbetrag von 1500 A ausgeſetzt, deren Verteilung den Preis: 
richtern überlaſſen wird. 

Die preisgekrönten Arbeiten gehen in das Eigentum des All⸗ 
gemeinen Deutſchen Sprachvereins über, der ſich das Recht ihrer Ver⸗ 
öffentlichung vorbehält. 

Die Arbeiten ſind, mit einem Kennwort verſehen, bis zum 
1. November 1911 einzuſenden an den Vorſitzenden des Allgemeinen 
Deutſchen Sprachvereins Geh. Oberbaurat Dr. Otto Sarrazin, 
Friedenau⸗Berlin, Kaiſerallee 117. Beizufügen iſt ein verſchloſſener 
Briefumſchlag, der auf der Außenſeite dasſelbe Kennwort trägt und 
innen den Namen, Stand und Wohnort des Verfaſſers angibt. 

Das Preisrichteramt haben freundlichſt übernommen die Herren 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Oskar Brenner in Würzburg, Kammer⸗ 
gerichtsrat Ernſt Dronke, Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt und 
Mitglied der Königlich Preußiſchen Juſtizprüfungskommiſſion in 
Wilmersdorf: Berlin, Reichsgerichtsrat Julius Erler in Leipzig, 
Miniſterialrat im Königlich Bayeriſchen Staatsminiſterium des Innern 
Julius Henle in München und Gymnaſialdirektor Profeſſor 
Dr. Oskar Streicher in Großlichterfelde⸗Berlin. 


Dresden, am 11. September 1910. 


Der Geſamtvorſtand 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. 


O. Sarrazin, Vorſitzender. 


39. Jahrgang. 


Literaturberichte. 


Eine Anzahl von Werken, die zu dem täglichen Hand⸗ 
werkszeug unſerer Berufsgenoſſen gehören, ſind ſoeben teils 
neu teils in neuer Auflage erſchienen. 

Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz und die Ge— 
bührenordnung für Notare ſind unter dem 25. Juli 1910 um⸗ 
eſtaltet und mit dem 1. Oktober 1910 in Kraft getreten. 
Die ‚alten Ausgaben find dementſprechend in neuen Auflagen 
erſchienen. An der Spitze marſchiert der Kommentar von 
Dr. Mügel, ) der wohl als der Vater des Geſetzes angeſprochen 
werden muß. In dieſem Kommentar ſind Rechtſprechung und 
Literatur vollſtändig mitgeteilt und auf die Unterſchiede zwiſchen 
altem und neuem Recht überall mit hervorragender Sachkunde 
hingewieſen. Außer den genannten Geſetzen werden in einem 
Anhange noch die Ausführungsbeſtimmungen des Juſtizminiſters 
und auszugsweiſe die Kaſſenordnungen abgedruckt. Wer in 
verantwortlicher Weiſe die Koſtengeſetze anzuwenden hat, wird 
ohne dieſen Kommentar nicht auskommen. Als Hilſsbücher für 
den täglichen Gebrauch, namentlich auch als Gebrauchsbuch 
für die Bureaus ſind kleine Ausgaben für das Gerichtskoſten⸗ 
geſetz') wie auch für die Notariatsgebührenordnungs) mit kurzen 
Anmerkungen und wertvollen Tabellen von demſelben Verfaſſer 
veranſtaltet. 

Die Ausgabe des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
von Siméon“) bringt außer dieſem Geſetze eine Reihe von 
Anhängen, in denen insbeſondere ſonſtige die Gerichtskoſten und 
das Stempelweſen betreffende Verfügungen des Juſtizminiſters 
wiedergegeben ſind. Die Einleitung und die Anme ungen ſind 
knapp und klar. 

In ſeiner mit viel Sachkenntnis gearbeiteten Gebühren: 
ordnung für Notare erläutert Raugnig:) dieſes Geſetz und 
die zu feiner Ergänzung dienenden Teile des Preußiſchen Gerichts: 
koſtengeſetzes in Form kurzer Anmerkungen. Der recht kompli⸗ 
zierten Vorſchrift des 8 41 PrGKG. widmet er aber 7 Seiten. 
Wenn es ihm nicht gelungen ſein ſollte alle Zweifel zu bannen, 
jo liegt die Schuld nicht an ihm, ſondern an dem Geſetze. 
Sollte es wirklich nicht möglich ſein, Koſtenvorſchriften 9 zu 
geſtalten, daß ſie verſtanden werden können, ohne daß ſich erſt 
eine beſondere Literatur und Wiſſenſchaft um ſie bildet? 

In erſter Linie für die Gerichtsſekretäre beſtimmt iſt die 
Ausgabe des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Notariats⸗ 
gebührenordnung, von Bartſcher, Drinnenberg und Wenz, ) 
drei Amtsgerichtsſekretären, von denen die beiden erſtgenannten als 


). Die Preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juli 1910. — Preußiſches 
Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung für Notare. Mit Kommentar 
in Anmerkungen und mit Koſtentabellen herausgegeben von Oskar 
Mügel, Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat und Direktor im Juſtizminiſterium. 


6. Auflage des Kommentars zu den Preußiſchen Koſtengeſetzen vom, 


25. Juni 1895. Berlin 1910. Franz Vahlen. 

) Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910. — Tert- 
auögabe mit kurzen erläuternden Bemerkungen und vollſtändigen 
Tabellen von Oskar Mügel, Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat und Direktor 
im Juſtizminiſtertum. Berlin 1910. Franz Vahlen. 

) Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910. — Text⸗ 
ausgabe mit kurzen erläuternden Bemerkungen und vollſtändigen 
Tabellen von Oskar Mügel, Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat und Direktor 
im en Berlin 1910. Franz Vahlen. 

) Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Auguſt 1910. Textausgabe mit 
mmerkungen, Koſtentabellen und Sachregiſter von Dr. P. Simé on, 
Kammergerichtsrat. 6. Auflage. Berlin 1910. J. Guttentag. 

4 ), Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 nebſt den 
einſchlägigen Vorſchriſten des Preußischen Gerichtskoſtengeſetzes. Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Koftentabellen von Juſtizrat J. Rausnitz, 
Rechtsanwalt und Notar in Berlin. Vierte, völlig umgearbeitete Auf⸗ 
lage der bisher von R. Sydow herausgegebenen Preußiſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Notare vom 25. Juni 1895. 

) Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910, die 
Öebüßrenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 und die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte. — 
Mit Anmerkungen und Tabellen von F. Bartſcher, Amtsgerichtsſekretär, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Landtagsabgeordnete der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes 
angehörten, der die Aufgabe geſtellt war, die Koſtennovelle 
vorzubereiten. Die Berfafter haben, wie fie ſelbſt angeben, ſich 
in Anſehung der zu berückſichtigenden Literatur im weſentlichen 
auf die Einſichtnahme des Kommentars von Mügel und der 
Zeitſchrift für deutſche Juſtizſekretäre beſchränkt. 

Zuweilen vielleicht als Wegweiſer durch das komplizierte 
Gebäude der Koſtengeſetzgebung verwendbar ſind die Gebühren⸗ 
tabellen für das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz und die 
Gebührenordnung für Notare von Guſtav Ziehl. “). 

Die (Reichs⸗) Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
hat in den Kollegen Dr. R. Fürſt und Dr. A. Roth)) zu 
Heidelberg neue Bearbeiter gefunden. Sie entſprechen mit dieſer 
handlichen Ausgabe, die ſich durch eingehende, klare und ſach⸗ 
gemäße Kommentierung auszeichnet, einem Bedürfniſſe. 

Eine angenehme Bereicherung hat die Zahl der kleinen 

Sammelausgaben erfahren durch Heinsheimers) Zivil— 
en des Deutſchen Reichs in der vom 1. Juni 1910 an 
geltenden Faſſung. Es kann den Kollegen nicht dringend genug 
empfohlen werden, ſich vor dem Gebrauch der den veralteten 
Geſetzestext enthaltenden Ausgaben, die oft genug die Quellen 
von Schaden und Verdruß ſind, zu hüten. 
Auch die bekannte Sammlung der Reichs juſtizgeſetze, die 
im Jahre 1879 von Paul Kayſer i) begründet und alsdann 
nach ſeinem Tode von Mugdan neu bearbeitet wurde, iſt 
wiederum in neu bearbeiteter, nunmehr 7. Auflage erſchienen. 
Außer dem ihrem Titel entſprechenden Inhalt enthält die 
Sammlung noch Teile, die das Stempel⸗, Kaſſen⸗, Etats⸗ und 
Bauweſen ſowie die Behandlung der Akten betreffen. 


Der Abſchluß der Sammlung iſt, wie der Nachtrag er⸗ 
kennen läßt, am 24. September 1910 erfolgt, fie iſt alfo 
zurzeit auf dem Laufenden. ber die Auswahl des zum Abdruck 
gelangten Materials kann man verſchiedener Meinung ſein, ſo 
3. B. ſind in dem neunten das Stempelmweſen betreffenden Teile 
nur die A Vf. vom 28. Juli 1910 und 25. März 1896, ſowie 
die Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats und des Juſtiz⸗ 
miniſters zur Tarifſtelle Nr. 11 des Reichsſtem elgeſetzes mit⸗ 
geteilt. Man kann zweifeln, ob die vorerwähnten Teile überhaupt 
in das Buch hineingehören, und es wäre gegen eine Verneinung 
dieſer Frage nichts einzuwenden; wird die Frage aber bejaht, 
ſo gehoren natürlich die Stempelgeſetze, namentlich auch — 
wenigſtens auszugsweiſe — das Reichsſtempelgeſetz hierher und 
dann dürfte wohl auch die Dienſtvorſchrift, betreffend die Aus⸗ 
führung des Stempelſteuergeſetzes, nicht ausgelaſſen werden; 
denn ſo wird den preußiſchen Juſtizbeamten eben nicht der 
ganze Stoff geboten, wie das programmatiſch in der Vorrede 
angekündigt wird. Drei Regiſter, ein ſyſtematiſches, ein chrono⸗ 
logiſches und ein alphabetiſches ermöglichen eine Orientierung 
in der Maſſe des Stoffes. 


Landtagsabgeordneter in Iſerlohn, A. Drinnenberg, Amtsgerichts⸗ 
ſekretär, Landtagsabgeordneter in Fulda und P. Wenz, Amtsgerichts⸗ 
ſekretär in Cöln. 2. Auflage. Cöln 1910. Cölner Verlags⸗Anſtalt. 

7) Gebühren⸗Tabellen für das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz und 
die Gebührenordnung für Notare in der vom 1. Oktober 1910 ab 
geltenden Faſſung. Von Guſtav Ziehl, Amtsgerichts ſekretär. Berlin 
1910. J. Guttentag. 

8) Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der Faſſung vom 
22. Mai 1898 mit den Abänderungen der Novellen vom 1. Juni 1909 
und vom 22. Mai 1910, erläutert von Dr. R. Fürſt und Dr. A. Roth, 
Rechtsanwälten in Heidelberg. Mannheim und Leipzig. J. Bensheimer. 

9) Die Zivilprozeßgeſetze des Deutſchen Reiches in der vom 
1. Juni 1910 an geltenden Faſſung nebſt landesrechtlichen Er: 
gänzungen für Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden. — 
Herausgegeben von Dr. K. Heinsheimer, Profeſſor in Heidelberg. 
2. Auflage. Stuttgart 1910. J. | 

10) Die Reichs⸗Juſtizgeſetze — mit Ausſchluß der Srafprozeß⸗ 
ordnung — und die für das Reich und in Preußen erlaſſenen Aus⸗ 
führungs⸗ und Ergänzungsgeſetze, Verordnungen, Erlaſſe und Ver⸗ 
fügungen. Mit Anmerkungen und Sachregiſter von Dr. P. Kayſer, 
weiland Senatspräſident beim Reichsgericht, Wirkl. Geh. Legationsrat. 
Siebente, neu bearbeitete Auflage. Berlin 1910. H. W. Müller. 
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Lehrbuch des internationalen Strafrechts und 
Strafprozeßrechts von Dr. F. Meili, o. ö. Profeſſor des 
internationalen Privatrechts an der Univerſität Zürich, Membre 
de l'Institut de droit international. Zürich, Orell Füßli. 

Wer des hervorragenden Internationaliſten anerkannte 
Werke insbeſondere ſein internationales Zivil⸗ und Handelsrecht 
ſowie ſein internationales Konkursrecht ſtudiert hat, erkennt 
ſofort auch in dieſem neuen Werke die alt erprobte Syſtematik 
und Darſtellungsart Meilis wieder. | 

Das ganze Werk zerfällt in zwei Bücher: das inter: 
nationale Strafrecht und das internationale 5 
Einer Überſicht der hiſtoriſchen Entwicklung vom Altertum bis 
in die neueſte Zeit folgen dogmatiſche Ausführungen. 

Überall find die Geſetzgebungen des Ins und Auslandes 
wie ihre Literatur und Rechtſprechung berückſichtigt. In der 
heutigen Zeit, in der auch Verbrecher und Verbrechen nicht an 
die politiſchen Grenzen gebunden ſind, mehren ſich die Fälle, in 
denen die Fragen des internationalen Straf⸗ und Prozeßrechts 
eine Rolle ſpielen. Der Praktiker, der einen ſolchen Fall zu 
bearbeiten hat, wird in dem Werke Meilis einen guten Berater 
finden. Intereſſieren wird es vielleicht, daß Meili „als früherer 
Berliner Student“ ſein ſtattliches Werk der Univerſität zu 
ihrem Jubelfeſt gewidmet hat. N. 


Die Formulare des deutſchen Rechtsauwalts, 


herausgegeben vom wirtſchaftlichen Ver band deutſcher Rechts; 
anwälte 


ſind ſoeben in zweiter Auflage als ſtattlicher Band unter Bei⸗ 
fügung von 26 „ Erläuterung und Begründung 
erſchienen. Das Intereſſanteſte und für jeden Anwalt 
Leſenswerteſte ſind die ausführlichen Vorbemerkungen und Er⸗ 
läuterungen zu den Formularen, die einen mit großer Sorgfalt 
auf Grund der ſeit 1. April 1910 geltenden Novelle aus⸗ 
gearbeiteten Motivenbericht für die Formulare darſtellen und 
um Teil eine ſehr lebhafte Polemik gegenüber entgegengeſetzten 
nſichten der Ausleger des Geſetzes enthalten. 
En Einige dieſer Bemerkungen aber unterliegen lebhaften 
edenken. 
Die Weglaſſung des Antrages, den Termin bei Wider⸗ 
ſpruch im Mahnverfahren in den Ferien anzuſetzen, wird (S. 10) 
damit begründet, „daß es ſich nur um einen Bruchteil des 
Jahres handle“; dieſer Bruchteil iſt aber doch recht erheblich, 
und es ſchadet keinenfalls, wenn dieſer Antrag auch außerhalb 
der Ferien geſtellt wird. Dann iſt er höchſtens überflüſſig, 
wird aber wenigſtens in den Ferien nicht vergeſſen. Im 
entſprechenden Formular (106) fehlt Angabe, an welches der 
mehreren nach dem Geſetz zuſtändigen Landgerichte die Ver⸗ 
weiſung erfolgen ſoll. Ebenda heißt es dann „Widerſpruch 


einlegen“. Solcher wird aber „erhoben“; „eingelegt“ wird 
„Einſpruch“. Irgendein Grund für dieſe irreführende Ab- 


weichung vom Sprachgebrauch des Geſetzes liegt nicht vor. 
Bei „ der Erklärung, daß der Anwalt ſelbſt den 
Vollſtreckungsbefehl zuſtellen wolle (S. 11), iſt der ſeit 
31 Jahren unverändert gültige $ 753 Abſ. 2 3] O. nicht 
beachtet. Fürſorglich und gut iſt der Hinweis (S. 15) bei 
Darlehnsklagen, daß ſeit 1. April 1910 auch bei Amtsgerichten 
die dreimonatliche Kündigungsfriſt zur Anwendung kommen 
kann. Aber in den Darlehnsklageformularen 113 und 114 
gehen dann vertragliche und geſetzliche Kündigungsfriſten wild 
durcheinander und verleiten geradezu zu Irrtümern. Die 
Anſicht (S. 15 am Ende) „es ſei ohne weiteres klar, daß 
der 8 510b bei Interventionsklagen nicht zur Anwendung 
kommen kann“, erſcheint nicht zutreffend. Vom § 510b wird 
aber aus den in der Begründung ſehr zutreffend dargelegten 
ſachlichen Gründen nur vorſichtig Gebrauch zu machen ſein. 
Auf S. 17 findet ſich eine ſehr ausführliche Darlegung, wie 
eine beglaubigte Abſchrift des Wechſels im Wechſelprozeß ber: 
zuſtellen ſei und daß dieſe Urkunde dem Gericht eingereicht 
werden müſſe; dies iſt nicht zutreffend. Das Geſetz enthält 
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klar und deutlich im § 593 Abſ. 2 die Vorſchrift: „Die 
Urkunden müſſen in Urſchrift oder in Abſchrift der Klage bei⸗ 
gefügt werden.“ 

Das ergibt zwingend und klar nach Grammatik und Logik, 
daß nur eines von beiden („oder“) zu geſchehen hat. Damit 
erledigen ſich die dort vorgebrachten, ſehr ſcharfſinnigen und 
eingehenden, aber unnötigen Ausführungen. a 

Die Erwägung S. 20 (zu Formular 137), in Landgerichts⸗ 
ladungen zu neuen Terminen ſei Aufforderung zur Anwalts⸗ 
beſtellung nicht nötig, berückſichtigt den Umſtand nicht, daß 
häufig ſolche Ladungen an die Partei gehen müſſen, beſonders 
wenn die Klage nicht rechtzeitig zugeſtellt war; jedenfalls 
ſchadet es doch nicht, wenn dieſe Aufforderung auch einem 
Anwalt zugeht. 

Auf S. 25 fehlt jede Darlegung wegen der Anſchluß⸗ 
berufung; eine Form für dieſe iſt ja allerdings im Geſetz nicht 
vorgeſchrieben (RG. 61, 257) aber da ſeit dem 1. April über 
Einlegung der Berufung ganz andere Beſtimmungen gelten, 
wäre ein wenn auch kurzer Exkurs (à la Staub) doch ſehr 
wünſchenswert. 

Betreffs der Formulare ſelbſt, deren ſachlicher Inhalt ſich 
ſelten über die ſonſt ſchon allgemein üblichen erhebt, fällt vor 
allem nicht angenehm auf, daß ſie übermäßig eng gedruckt ſind, ſo 
daß handſchriftliche Einſchaltungen oder Veränderungen, die doch 
recht oft nötig ſind, kaum oder nur mit größter Mühe eingefügt 
werden können; dabei iſt meiſt die zweite Seite zum größeren 
Teile leer, ſo daß eine ame Druckverteilung ohne Aufwendung 
von Mühe oder Koſten ſehr leicht zu ermöglichen war. 

Die . iſt vielfach überflüſſig breit; überall 
heißt es: Ich werde beantragen, „dahin“ zu erkennen. Das 
Wort „dahin“ iſt weder ſchön noch irgend nötig. Überall heißt 
es: In Sachen uſw. „teile ich Ihnen ergebenſt mit“, daß 
(Termin dann und dann anſteht, daß ſo und ſo erkannt iſt). 
Ja warum denn zweimal? Der Brief iſt dieſe Mitteilung. 
Man braucht doch nicht „mitzuteilen, daß man mitteilt“. Es 
genügt vollkommen und iſt ebenſo höflich als ſachlich, wenn es 
heißt: „In Ihrer Sache gegen uſw. ſteht dann und dann 
Termin an“ oder „hat das Gericht ſo und ſo entſchieden“. 
Aberall heißt es: „Ich überreiche anliegend“ oder „ich ſende 
in der Anlage“. Zunächſt genügt es doch zu ſchreiben „ich 
überreiche“ oder „ich überſende“. Außerdem find beide Aus: 
drücke grammatiſch falſch; „ich überreiche anliegend“ heißt 
grammatiſch: „ich (der Überſender) liege hier an“ und „ich 
überreiche in der Anlage“ bedeutet, daß die erwähnte Urkunde 
in eine Anlage noch beſonders eingeſchloſſen iſt. 

Obwohl die Vorbemerkungen Seite 6 lauten: „der Ton 
ſoll höflich, aber nicht zu devot ſein“ lauten die Koſten⸗ 
überſendungsſchreiben und ſogar die Erinnerungen deswegen 
immer: „ich erlaube mir meine Koſtenrechnung mit der Bitte 
um baldgefl. Berichtigung zu überſenden“. Alſo drei ſolche 
„Floskeln“ in einem einzigen Satz! „erlaube“, „bitte“ und „ge⸗ 
fälligſt“. Es fehlt eigentlich nur noch „meine Wenigkeit“. 

Empſindet denn der Verfaſſer das gar nicht als „devot“, 
um nicht zu ſagen als „überdevot“? Schreibt denn irgendein 
Mandant: „Ich erlaube mir, Sie zu bitten, meine Klageſache 
gegen X. gefälligſt zu führen“? 

Im Gegenſatz zu dieſer überhöflichen Art ſteht die Zahlungs⸗ 
aufforderung an den Schuldner (Nr. 104), in welcher jede der 
üblichen Umgangsformen abſichtlich aber grundlos weggelaſſen 
iſt; die Bemerkung der „Motive“ (S. 7 Spalte 2): „Eine Er⸗ 
gebenheitsfloskel erſcheint überflüſſig, ohne daß in ihrem Fort⸗ 
laſſen eine Beleidigung gefunden werden kann“ iſt unzutreffend. 
Der Schuldner iſt doch nicht darum, weil er (angeblich) ſchuldet 
(wir Anwälte vertreten doch auch Schuldner), ein Menſch, den 
man grundlos grob behandeln ſoll. 

In den Klageformularen für das Amtsgericht fehlt das 
Erbieten zur Sicherheit, welches jetzt, nachdem die Zuſtändigkeit 
auf über 300 / ausgedehnt iſt, erforderlich iſt. 

Bei allen Landgerichts-Klageformularen iſt Vollmacht über: 
reicht; dies iſt nicht noͤtig, macht überflüſſige Stempelkoſten 
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und iſt ſehr hinderlich, da dann die Vollmacht bei den Zwangs⸗ 
vollſtreckungsmaßregeln (Pfändung, Überweiſung und Offen⸗ 
barun 5 die bei dem Amtsgericht zu beantragen 
ind, fehlt. 

j Ri Interventionsklageformular (117 bis 118) fehlt jede 
Begründung dafür, daß und warum das Landgericht zuſtändig 
ji (§S 6 ZPO.), und es fehlt dort und in der Vorrechts⸗ 
klage (121) die doch faſt immer erforderliche Angabe, daß Be⸗ 
klagter „unter Glaubhaftmachung“ des Anſpruchs aufgefordert iſt. 

Bei den Klagen auf Mietzins (119) iſt Beifügung des 
ſchriftlichen Vertrages angeordnet, welcher, da dort zwei Be⸗ 
klagte (Ehepaar) angenommen ſind, ſogar zweimal abzuſchreiben 
wäre. Das iſt ganz überflüſſig, denn die Erfahrung zeigt, daß 
in tauſend Fällen ſolcher Art kaum ein einziges Mal Vor⸗ 
handenſein oder Wortlaut des Vertrages beſtritten wird. 

Solche Vertragsbeifügung iſt nur erforderlich, wenn der 
Mietsbetrag einmal ausnahmsweiſe im Wege des Urkunden⸗ 
prozeſſes eingeklagt werden fol. Dasſelbe ganz unnötige ſehr 
umfangreiche Schreibwerk iſt bei der Räumungsklage (Nr. 120) 
ja ſogar bei der Vorrechtsklage (Nr. 121) vorgeſehen. 

Die Übergabe zu Mietsbeſitz wird zwar dort erwähnt, 

aber es fehlt Zeitangabe hierüber, die nach dem ſonſtigen Inhalt 
des Formulars nötig iſt. 
„Auch der Text des Wechſelprozeßformulars (S 126 a, b) 
iſt viel zu weitſchweifig. en ſehlt Platz zur Einrückung 
der hier vorgeſehenen drei Be lagten. Die Proteſtkoſten werden 
aber in vier Zeilen mit 20 Worten begründet, während folgende 
vier Worte genügen: „Die Proteſtkoſten betragen . . I.“ 
Dagegen fehlt wieder der Antrag, den Beklagten „als Geſamt⸗ 
ſchuldnern“ die Koſten aufzulegen. 

Die Retourrechnung dient nur zur „Glaubhaftmachung“ 
($ 605 Abſ. 2 ZPO.), braucht alſo auch nicht eigefügt und 
alſo auch nicht abgeſchrieben zu werden. 

Bei der Überſendung an den Terminsvertreter (Nr. 131) 
fehlt die unter allen Umſtänden erforderliche Beifügung der 
vorbereitenden Schriflſä e; ohne dieſe kann ja der Vertreter 
gar nicht ſachgemäß Kl en 
„Das Formular 135 paßt trotz der gegenteiligen Verſicherung 
in S. 20 der Begründung nicht für das Landgericht, denn bei 
dieſem iſt es ja bei der Parteiladung verblieben. 

In der Nachricht über Terminsverlegung (136 a) fehlt 
Platz für Angabe der Gründe, die doch der Partei unbedingt 
mitgeteilt werden müſſen, ſchon um unnötige Rückfragen zu 
vermeiden. Die Nachricht wegen Wahrnehmung des Schwur⸗ 
termins (138 e) iſt unrichtig: wenn der Schwurpflichtige nicht 
erſcheint, „kann“ nicht nur der Eid als verweigert und das 
Gegenteil des zu beſchwörenden Umſtandes als bewieſen an⸗ 
geſehen werden, ſondern dieſe Vorſchriſt iſt eine zwingende. 

In der Nachricht über Verurteilung (140 d) fehlt Belehrung 
der Partei darüber, wann Rechtskraft eintritt, ob nach einer 
Woche, zwei Wochen oder einem Monat nad) Urteilszuſtellung; 
das iſt aber für die in dieſem Formular erforderte Erklärung 
über Hinterlegung von ausſchlaggebender Bedeutung für die 
Entſchließung der Partei, ob ſie hinterlegen will oder nicht. 

In der Nachricht über Verurteilung der eigenen Partei 
(140h) fehlt die unbedingt erforderliche Belehrung der Partei 

er die ihr nachgelaſſene Hinterlegung und deren Bewirkungs⸗ 
art und Folgen. 

Die Gebührenklage (144) iſt auffälligerweiſe nur für das 
Amtsgericht und nur für einen Streitwert bis 300 & ent⸗ 
worfen und trotz 8 34 ZPO. nicht für das Landgericht. Der 
Ausdruck: Beklagter hat auf die Koſtenrechnung nur die in der 
Anlage zabgeſchriebenen“ Zahlungen geleiſtet, iſt unpraktiſch 
weil zweideutig. Klarer wäre „gutgeſchriebenen“ oder „an⸗ 
gerechneten“ oder „angegebenen“. 

Im Vollſtreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher (147) 
iſt zwar fruchtloſe Vollſtreckung erwähnt; es fehlt aber das 
Erſuchen an den Gerichtsvollzieher, die Beſcheinigung hierüber, 
die doch zum Offenbarungsverfahren nötig iſt, einzusenden. 
Im Antrag auf Notfriſt, beſcheinigung“ (richtig fo, nicht 
wie in der Inhaltsangabe „Atteſt“) (153) und Vollſtreckungs⸗ 
lauſel (154) fehlt das Erſuchen um Rückgabe; beſſer und 
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ſicherer iſt eingeſchriebene Rückgabe dieſer ſo wichtigen Urkunde 
u beantragen. Dies Eingangsporto iſt ja auch erſtattungs⸗ 
ſähig Das Formular 161, enthaltend die drei Fragen aus 
§ 840 3PO. iſt wirkungslos, wenn die Zuſtellung ſchon „er: 
folgt“ iſt und unnötiges Schreibwerk, wenn „gleichzeitig zu⸗ 
geſtellt wird“, wie es wahlweiſe im Formular heißt. Es iſt 
unnötiges Schreibwerk, denn die Aufforderung muß ja in 
die Zuſtellungsurkunde aufgenommen werden, und dieſe Fragen 
können mit geſetzlicher Wirkung nicht brieflich, ſondern lediglich 
vom zuſtändigen Gerichtsvollzieher geſtellt werden. Der Dritt⸗ 
ſchuldner braucht auch kein Antwortporto zu verauslagen. 

Im Formular 163 wegen Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung eines Grundſtücks fehlt 
der Hinweis auf die unbedingt nötige vorherige Zuſtellung 
des Schuldtitels; auch iſt es recht unpraktiſch, beide Anträge 
in ein Formular zu preſſen. Das Gericht legt zwei Aktenſtücke 
dafür an; der Fortgang der Sachen, auch die Gebühren für die 
beiden Anträge ſind grundverſchieden. 

Die Anfragen wegen Offenbarungseid (165 und b) ſind 
unpraktiſch; es fehlt darin die Frage, ob zur Koſtenerſparnis 
wegen eines Teils der Forderung dieſes Verfahren eingeleitet 
werden ſoll, und es iſt viel beſſer behufs Vermeidung zeit⸗ 
raubender und unnötiger Rückfragen, wenn das Formular dahin 


lautet: „Wenn Sie nicht bis zum anders beſtimmen, 


werde ich den Gegner zum Offenbarungseid — nicht — laden.“ 

Im Formular (166), betreffend Antrag auf Offenbarungs⸗ 
eid, iſt kein 21 für einen Teilbetrag gelaſſen, und es fehlt 
der Antrag, entſprechenden Beſchluß zu erlaſſen, falls der 
Schuldner ſeine Verpflichtung beſtreitet, ſowie der Antrag auf 
eingeſchriebene Rückgabe der überreichten Urkunden mit Haft⸗ 
befehl. Erfahrungsgemäß müſſen ſonſt dieſe Anträge immer be⸗ 
ſonders geſtellt werden. Das Einſchreibporto iſt erſtattungsfähig. 

Einen ganz beſonders ſchwerwiegenden Irrtum enthalten 
aber die Amts⸗ und Landgerichtsformulare für Hypothekenklagen. 

Abgeſehen davon, daß es unjuriſtiſch iſt zu ſchreiben „im 
Grundbuch des dem Beklagten „gehörigen Grundſtücks“ Statt 
„ber Beklagte iſt als Eigentümer des im Antrage bezeichneten 
Grundſtücks eingetragen“, heißt es dann auf S. 2 dieſer 
Formulare 115 und 116 weiter: „Beklagter hat die Hypothek 
bei dem Grundſtückserwerb gemäß § 416 BGB. übernommen, 
haftet daher auch perſönlich.“ Mit Verlaub: Es genügt nicht 
die bloße Schuldübernahme aus 8 416, da ſolche „Schuld⸗ 
übernahme“ nach dem BGB. techniſcher Ausdruck nur für die 
privative Schuldübernahme, alſo unter Befreiung des urſprüng⸗ 
lichen Schuldners iſt; die Wirkung dieſer Schuldübernahme iſt 
ferner an die ſehr ausführlichen und tatſächlich und rechtlich 
verwickelten weiteren Vorgänge, die nach ebendemſelben Para⸗ 
graphen „ haben, geknüpft. Im „Formular“ ſind 
dieſe aber mit keiner Silbe erwähnt. 

Wenn dieſe Vorausſetzungen nicht alle bewieſen, mindeſtens 
doch als geſchehen behauptet werden, kann ja nur dinglich 
geklagt werden; die Klageformulare aber ſind ausdrücklich 
als perſönliche Klagen gefaßt. Dem Verfaſſer dieſer Formulare 
ſcheinen noch die Beſtimmungen der Preußiſchen Grundbuch⸗ 
ordnung vorgeſchwebt zu haben; nach dieſen preußiſchen Be⸗ 
ſtimmungen wäre es möglich geweſen, die Klage ſo zu begründen. 
Nach BGB. aber verpflichtet die „Übernahme“ der Hypothek 
zunächſt nur den Übernehmer gegenüber dem Veräußerer, nicht 
aber gegenüber dem Hypothekengläubiger und perſönlich dem 
letzteren gegenüber erſt nach Erfüllung aller weiteren Voraus⸗ 
ſetzungen des § 416. 

Das ſind die hauptſächlichſten Bedenken gegen Form und 
Inhalt dieſer Sammlung; kleinere Bedenken ſind nicht erwähnt. 

Im Vorwort zum Vorwort dieſer Sammlung, überſchrieben 
„Zum Geleit“, heißt es: 

„Wir wollen unſer Formularbuch als einen Grundſtock 
„anſehen, auf dem gebaut werden kann.“ „ 

Das iſt ſehr richtig; der Weiterbau iſt dringend nötig. 

Hoffentlich bieten die ebenfalls im „Geleit“ in Ausſicht 
geſtellten Formulare für Notariatsgeſchäfte nicht Anlaß zu ſo 


ken als dieſe Formulare für Rechtsanwälte. 
a we E. B. Auerbach, Berlin. 
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zu der ſeit 1. April 1910 in Kraft geltenden Abänderung 
der ZPO. find nun fertiggeſtellt. 

Die preußiſchen zeichnen ſich durch einfache und ver⸗ 
ſtändliche Faſſung, nicht minder durch ſehr gute, ſaubere und 
überſichtliche Anordnung des Druckes und gutes Papier“) aus, 
das bei dem vielfachen Hin⸗ und Herſenden dieſer Urkunden 
erforderlich erſcheint. 

Einige Bedenken ſind aber doch zu erheben: 

Bei den Klageformularen 3, 4, 7 iſt zwar auch auf eine 
Mehrheit von Schuldnern Bedacht genommen; aber es iſt kein 
Vermerk wegen Geſamthaftung der Schuldner für die 
Hauptſache oder für die Koſten aufgenommen. Bei den Klage⸗ 
formularen 5, 6 iſt zwar die Geſamthaftung wegen der Haupt⸗ 
forderung, nicht aber wegen der ⸗Koſten erwähnt. 

Das Formular 8a wegen Unterhalts für ein uneheliches 
Kind iſt für dieſes ſehr gefährlich; es iſt dort nämlich die 
Mutter wegen ihrer verhältnismäßig geringen Nebenanſprüche 
als mitklagend aufgeführt. Dadurch geht dem Kinde das 
wichtigſte, vielfach einzige Beweismittel außer der Eides⸗ 
zuſchiebung, nämlich das Zeugnis der Mutter, verloren. Auch 
fehlt in dieſem Formular jede Begründung für die Höhe des 
Unterhalts nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchrift, wonach 
die Verhältniſſe der Mutter hierfür maßgebend ſind. 

In Formular 8, betreffend Interventionsklage fehlt der 
ſehr notwendige Hinweis darauf, daß der Streitgegenſtand nach 
Maßgabe des § 6 ZPO. zu bemeſſen iſt. 

In den Ladungsformularen 9a, 19b, 97 b, 150c, 160b 
fehlt der Vermerk, daß die beigefügten Schriften beglaubigt 
find. Die Beglaubigung iſt auch nach der Novelle erforderlich; 
denn der § 170, nach welchem die Zuſtellung in Übergabe 
einer Ausfertigung oder beglaubigten Abſchrift beſteht, gilt 
nach wie vor. Es iſt zu befürchten, daß hierdurch Nachteile 
entſtehen. 

1 Vein Offenbarungsformular iſt Hinweis auf den ſehr 
häufigen Fall überſehen, daß der Gläubiger zur Erſparung 
von Koſten nur wegen eines Teils ſeiner Forderung dieſen Eid 
verlangt. 

Sehr bemerkenswert iſt das Zahlungsbefehlformular 42a 
und c, in welchem dem Ehemann aufgegeben wird, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen der Forderung gegen ſeine Ehefrau in ihr 
eingebrachtes Gut zu dulden. 

Das Reichsgericht hat zwar dieſen Zuſatz im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß zugelaſſen; ob er auch trotz 8 688 Abſ. 1 
(Zahlung einer beitinumten Geldſumme oder Leiſtung ver⸗ 
tretbarer Sachen oder Wertpapiere) zuläſſig iſt, erſcheint doch 
recht zweifelhaft. „Genehmigung“ kann kaum als „Zahlung“ 
von Geld oder „Leiſtung“ vertretbarer Sachen aufgefaßt werden. 

Die preußiſche Gerichtspraxis wird ſich allerdings wohl 
dieſem Formular anſchließen, ob die außerpreußiſche dies auch 
tun wird, iſt fraglich; eine einheitliche Entſcheidung iſt, da dieſe 
Frage nicht an das Reichsgericht kommen kann, ausgeſchloſſen. 

Unbedingt abänderungsbedürftig iſt Form. 42 d betreffend 
Benachrichtigung des Gläubigers von der Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls. Es beginnt mit dem höchſt verwickelten Schachtel⸗ 
ſatz: „Der auf Ihr am . . bei Gericht eingegangenes Geſuch 
and... erlaflene Zahlungsbefehl vom ... iſt am... zu 
geſtellt“ und hat keinen Raum für Angabe des Gläubigers, ſo 
daß den Anwälten bei Ermittelung der Sache große und 
unnötige Mühe und Arbeit entſteht. 


Die Formulare für das Königreich Sachſen ſind überaus 
zahlreich und mit der bekannten ſächſiſchen Sorgſamkeit aus⸗ 
earbeitet. Im allgemeinen ſtimmen ſie mit den preußiſchen 
ormularen überein. Auch fie enthalten (38a / e) beim Mahn⸗ 
verfahren den Zuſatz wegen Genehmigung des Ehemannes zur 


) Anmerkung. Dieſer Aufſatz iſt Anfang April 1910 ge⸗ 
ſchrieben; inzwiſchen hat ſich leider das Papier in Preußen ſehr ver⸗ 
ſchlechtert. 
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Vollſtreckung in das eingebrachte Gut, auch ſie laſſen bei 
Unterhaltsklagen für das uneheliche Kind die Mutter mitklagen, 
entziehen alſo dem Mündel das wichtigſte Beweismittel, nämlich 
das Zeugnis der Mutter, und laſſen hierbei ſeltſamerweiſe eine 
„beglaubigte Abſchrift der Geburtsurkunde überreichen“. Wer 
eine ſolche fertigen kann oder darf, und warum zu ſolchen 
sichtlich nicht die Geburtsurkunde ſelbſt überreicht wird, iſt nicht 
erſichtlich. 

In den Formularen 11 b, 20c, 53b und 153b fehlt der 
Zuſatz „beglaubigte“ bei der Abſchrift. 

Die Ladung zum Offenbarungstermin (521) enthält eine 
ſehr praktiſche Anleitung zur Aufſtellung des Vermögens⸗ 
verzeichniſſes und ebenſo die Formulare 20 und 11b den ſehr 
praktiſchen Hinweis auf den Tag des Eingangs. 

Dagegen wird beim Wechſelprozeß (Formular 9) über⸗ 
flüſſigerweiſe beantragt, beglaubigte Abſchriften der Klageanlagen 
(alſo wohl gar auch der Retourrechnung) zu fertigen und bei 
den Gerichtsakten zu behalten. Nach dem Geſetz § 593 Abſ. 2 
ZPO. braucht Kläger ja nur Abſchriften der Urkunden bei 
zufügen. Soll der Gerichtsſchreiber, der die Urſchriften nicht 
vor ſich hat, nun beglaubigte Abſchriften von einfachen Ab⸗ 
ſchriften fertigen? Dieſe haben doch gar keinen Wert. 

Im Antrage auf Sühnetermin in Eheſachen iſt als einzige 
Tatſache die Konfeſſion der Parteien angeführt, was nach 
dem Geſetze nicht erforderlich iſt; dagegen fehlt dort der Nach⸗ 
weis für die Eheſchließung, welcher unbedingt erforderlich iſt. 

. as Formular 39d enthält einen ſehr guten Entwurf 
für den Verweiſungsbeſchluß im Mahnverfahren. Es fehlt 
aber dort Vordruck für die Prozeßbevollmächtigten. 

Auch die bayriſchen Formulare zur Novelle ſchließen 
ſich im allgemeinen den preußiſchen Formularen an, wie aus 
der Gleichheit des Gegenſtandes ſich ergibt, erſcheinen aber 
ſelbſtändig bearbeitet. Als Abweichung von den preußiſchen 
allerdings viel zahlreicheren Formularen und als Beſonderheiten 
dürften folgende zu erwähnen ſein: 

Überall iſt im Gegenſatz zu den preußifchen Formularen 
wohlbedächtig darauf Bedacht genommen, daß den Ladungen 
„beglaubigte“ Abſchriften in mitzuſendenden Schriftſtücken dei⸗ 
zufügen ſind. 

Für norddeutſche Augen iſt es ungewohnt zu leſen, daß 
Klage „zum“ (nicht „beim“) Gericht erhoben wird. Dieſe 
Angabe ſelbſt iſt nach dem Geſetz auch gar nicht erforderlich. 

Nach den beigegebenen Motiwen ſoll überall Kürze erſtrebt 
werden; eine erhebliche Kürzung würde ſich dadurch herbei 
führen laſſen, wenn überall ſtatt „dies Urteil wird für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt“ geſetzt würde: „dies Urteil iſt 
vorläufig vollſtreckbar.“ 

Dieſe letztere Formel iſt ja eben die vom Geſetz verlangte 
„Erklärung“. Man braucht nicht „zu erklären, daß man erklärt“. 
Das einzige Klageformular für Kaufklagen (Anlage 13) 
iſt zu kurz und erfüllt vor allem nicht den ſehr beachtens⸗ 
werten an die „Anwälte“ gerichteten Hinweis der einleitenden 
Bekanntmachung (Nr. 3), daß ſchon in der Klage insbeſondere 
die Beweismittel zu bezeichnen ſind, damit Anordnung gemäß 
§ 501 getroffen werden kann. 

Die Formulare zu den Zahlungsbeſehlen enthalten nicht 

die in den preußiſchen Formularen gegenüber der Ehefrau 
hinzugefügten Beſtimmungen wegen Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung durch den Ehemann. 

Das Formular 21 über Mitteilung des Widerſpruchs 
gegen den Zahlungsbefehl enthält einen ſehr angemeſſenen Hin⸗ 
weis über die weitere Verhandlung, wenn der Gegenſtand zur 
Zuſtändigkeit des Landgerichts gehört. In den ßpreußiſchen 
Formularen findet ſich das nicht. 

Es iſt jedenfalls dringend zu wünſchen, daß durch das 
Reichsjuſtigamt zur Wahrung auch der äußeren Rechtseinheit 
und Rechteſicherheit für das ganze Deutſche Reich einheitliche 
Formulare veranlaßt würden, die alle Vorzüge der einzel: 
ſtaatlichen Formulare unter Vermeidung aller etwaigen Fehler 
in ſich vereinigen könnten und würden. A. 


—— — — 
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Bericht der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsauwälte für das Geſchäfts jahr 
vom 21. Juli 1909 bis zum 30. Inni 1910. 


Unterm 11. November 1907 hatte das Kaiſerliche Aufſichtsamt 
für Privatverſicherung unſerer Kaffe die Erlaubnis zum Geſchäfts⸗ 
betriebe erteilt, jedoch mit der Beſchränkung, daß ſie ihren Geſchäfts⸗ 
betrieb erft eröffnen dürfe, wenn das von der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte zu dieſem Zwecke aufgeſammelte Gründungskapital von 
500 000 % ihr überwieſen worden ſei. Die Hülfskaſſe ihrerſeits 
hatte in ihrer Generalverſammlung am 12. September 1907 zu 
Mannheim mit 1527 gegen 278 Stimmen beſchloſſen, unſerer Kaſſe, 
ſofern ihr 700 Anwälte beiträten, 500 000 ½ zur Hälfte in 
3½ prozentigen, zur anderen Hälfte in 3prozentigen Staatspapieren 
zu überweiſen. Es begann nun eine angeſtrengte Arbeit zur Ge⸗ 
winnung der erforderlichen 700 Mitglieder, einer Zahl, die nach dem 
Urteile aller Sachverſtändigen viel zu hoch bemeſſen worden war. 
Immerhin waren Anfang 1909 gegen 500 Mitglieder gewonnen 
worden; im Februar wurde ein Rundſchreiben an alle Rechtsanwälte 
erlaſſen, welches bewirkte, daß wir unterm 26. März 1909 an das 
Kaiſerliche Aufſichtsamt mit der Anfrage herantreten konnten, ob 
und nicht jetzt, bei einem Beſtande von 619 Mitgliedern, die Er⸗ 
öffnung des Geſchäftsbetriebs geſtattet und damit die für alle Be⸗ 
teiligten ſchwierige Übergangszeit abgekürzt werden könnte. Es 
erwies ſich dies aber als unnötig, denn ſchon Mitte Juni hatten wir 
die Zahl 700 erreicht. Wir ſtellten ſofort bei der Hülfskaſſe den 
Antrag auf Überweiſung des Gründungskapitals und, als wir dieſes 
erhalten hatten, unterm 12. Juli beim Aufſichtsamte den Antrag 
auf Erteilung der Betriebserlaubnis. Auch jetzt wurde noch einmal 
eine Reiſe nach Berlin nötig, wo der Vorſtand endlich am 21. Juli 1909 
die Erlaubnis in Empfang nehmen konnte. Auf ſeine telegraphiſche 
Anweiſung gingen noch an demſelben Tage die bereitgehaltenen 
Zahlungsaufforderungen an die Mitglieder ab. . 
Während dieſes langen Gründungsſtadiums waren bereits er⸗ 
hebliche Ausgaben geleiſtet worden, zu deren Deckung die Hülfskaſſe 
3000 & und ein Freund der Kaſſe, der Juſtizrat Dr. Richard 
Alexander⸗Katz zu Berlin, 1000 % zur Verfügung geſtellt hatten. 
Auch hatten einige wenige Mitglieder unaufgefordert ihre Beiträge 
vor der Betriebseröffnung eingeſendet. Über dieſe Einnahmen und 
Ausgaben iſt eine beſondere Rechnung geführt worden, die am 
„1. Juli 1909 einen Beſtand von 870. % 35 J ergab. Mit dieſem 
Veſtande iſt die ordentliche Buchführung eröffnet worden, in der deswegen 
die gedachten, vorzeitig gezahlten Mitgliederbeiträge nicht erſcheinen. 
Bis zu dem Tage der Betriebseröffnung, dem 21. Juli 1909, 
waren von 725 Rechtsanwälten 728 Verſicherungen genommen worden. 
Von dieſen waren 7, zumeiſt durch Tod, hinfällig geworden, ſo daß zur 
Zeit der Betriebseröffnung 718 Mitglieder vorhanden waren. Dieſe Zahl 


ſtieg bis zum Schluffe des Geſchäftsjahres um 161, alſo auf 879 
Es ſchieden aus durch Tod, durch Löſchung in der Anwalts⸗ 
liſte oder durch Austritt aus der Kaſſe . 28 


Es verblieben am Schluſſe des Geſchäftsjahres Mitglieder. 851 
Darunter ſind doppelt verſi che: 
Dies ergibt für den 30. Juni 1910 einen Beſtand von Ver⸗ 
ſicherungen . e ci al ah air u 


llſchreiberſtr. 34. 35. 


Eine Abgangsvergütung iſt keinem der Austretenden gewährt 
worden; jedoch ſind einige wegen beſonderer Umſtände auf Antrag 
von der Mitgliedſchaft, unter Erlaß der aufgelaufenen Beiträge, 
entbunden worden. 

Näheres ergibt ſich aus nachfolgender Überficht, in welcher jedoch 
die Angaben über Verheiratung unſicher ſind, da der Beitritt nach 
Tarif B eine Angabe über Verheiratung überhaupt nicht fordert, und 
da auch bei Tarif A und C wir keine Mittel haben, die vorfallenden 
Veränderungen in Erfahrung zu bringen. Es iſt dringend wünſchens⸗ 
wert, daß die in den Tarifen A und C Berficherten Verheiratungen, 
Todesfälle der Frauen und Wiederverheiratungen der Kaſſe anzeigen, 
damit eintretendenfalls die Altersunterſchiedszuſchläge berechnet werden, 
die ſonſt ſpäterhin dem Rentenberechtigten gekürzt werden müßten. 

Die Uberſicht zeigt eine befremdliche Zurückhaltung der jüngeren 
Lebensalter, die doch ſchon für geringe Beiträge ſich eine ausreichende 
Verſorgung ſichern könnten. Die Jahrgänge 1879 bis 1882 ſind 
viel ſchlechter beteiligt als die älteren, ſelbſt bis 1852 zurück. Da⸗ 
gegen ſind wider Erwarten auch ſehr alte Jahrgänge vertreten, hohe 
Sechziger und ſogar ein Fünfundſiebzigjähriger, — Lebensalter, für 
die nicht einmal unfere Tarife ausreichen. 

Die Verteilung nach Tarifen und Klaſſen, die Zahl der Ver⸗ 
jüngungs⸗ und der Altersunterſchiedszuſchläge ergibt umſtehende 

abelle. 


Es zeigt ſich, daß unter den Tarifen Tarif A, der Ruhegehalt 
und Witwenverſorgung gewährt, am meiſten bevorzugt wird, und daß 
unter den Beitragsklaſſen Klaſſe V mit dem höchſten Jahresbeitrage 
(400 &) am beliebteſten iſt. Tarif A umfaßt die Hälfte, Klaſſe V 
mehr als die Hälfte aller Verſicherungen. Dazu iſt die Zahl der 
Verjüngungszuſchläge in As V fo unverhältnismäßig viel höher 
als in den andern Klaſſen (88 gegen 4, 8, 4, 2), daß der Schluß 
berechtigt erſcheint, die Rechtsanwaltſchaft ſei bereit und imftande, 
noch höhere Beiträge für ihre Verſorgung zu leiſten, als die Kaffe 
für die Regel fordert. 


An Beiträgen und Eintrittsgeldern 


wurden im Geſchäftsjahre fällig AM 468 206,52 
Davon gingen ein „ 462 919,31 *) 
Es blieben alſo rückſtändig A 5287,21 


In dieſen Zahlen ſind auch diejenigen Verjüngungsnachzahlungen 
enthalten, die in Kapital geleiſtet wurden, ferner Beiträge, welche 
auf die Zeit vor der Betriebseröffnung entfallen. 

Da nämlich die Kaſſe, um das Gründungskapital zu erlangen, 
ſchon vor der Betriebseröffnung hatte Beitrittserklärungen entgegen⸗ 
nehmen müſſen, die Mitgliedſchaft aber nach 8 3 der Satzung mit 
dem Tage des Beitritts beginnt, ſo mußten auch die Beiträge von 
dieſem Tage ab berechnet werden, der für viele Mitglieder ein ganzes 
Jahr zurücklag. Es ſtellt daher die Einnahme des Geſchäftsjahres 
in Wahrheit die Einnahme zweier Jahre dar, und in gleicher Höhe 
laſſen ſc Einnahmen für die folgenden Jahre nicht erwarten. Die 


) Wenn dieſe Zahl mit der Jahresrechnung nicht übereinftimmt, 
ſo liegt dies daran, daß eine Anzahl Mitglieder Vorauszahlungen 
über den 1. Juli 1910 hinaus gemacht haben, die im Jahresberichte 
nicht berückſichtigt worden find. 

115 


914 
9 92 25 a 9 2 
=) 2 2 = 2 — 
S ＋ SEE 3 
3 - 1 =. ER 
NE 0 r 2 >» | 
e — "rg 3 2 0 2 | 
m | 
>>. 33 2 m | 8.22 | 
= 
d 5 = . 2 23 | oo BR 2 2 2 | 
-.: mn UR . 358. 
m ” m 22S 3. | 
I u Zr NE | 
3 a R S | 
nm S — “ 1 
EN 1 2 8 
2 * * * 
— — 2 ru 
zu 2 8 2 
2. * . u 
er: =; 2. 
u» F a - 5 
1 S8 8 
3 n 
— 2 S 
— — 2 O I 
1) 
St S er ” 
10 — — | | 
> 
8 5 1 5 
— — So 
= © | 2 3 
4 
— — — 7 3 
= f EZ ee | 
E = = 8 3, 
S . * am — 1 
8 
2 * 0 D 2 | 
— K I 
I — D = | 
* S * u 
| SE ER 
ni | — | ® | 
— — | a u 
or e U 
ES S S E 
Se) os | =) 9 
8 ot | | | — | 
— 8 I | 
| 
2 de d — 3 
= Ben 1 5 er 
es > > > = D 
— | 2 2 
E => | = 3 * 
— 5 | | 3 — 
E | | — | | 
— 1 | — N 
S es * 5 9 


zum Teil recht hohen Summen, die infolge dieſer Umſtände zur Zeit 
der Betriebseröffnung fällig waren, find im allgemeinen gut ein: 
gelaufen und mußten nur in einigen Fällen gegen 4prozentige Ber: 
zinſung geſtundet werden. Im ganzen waren am 30. Juni 1910 an 
ſolchen Beiträgen — einſchließlich der bisher weiter aufgelaufenen — 
rückſtändig 5055,10 „#4; fie bilden alſo den allergrößten Teil der 
Geſamtrückſtände. 

Dieſe Verhältniſſe in Verbindung mit dem bedeutenden Gründungs— 
kapital und der hervorgetretenen Vorliebe für hohe Verſicherungen 
haben zu dem für derartige Kaſſen ungewöhnlich günſtigen Ergebniſſe 
geführt, daß ſchon im erſten Geſchäftsjahre ein Vermögen von 
faſt einer Million angeſammelt werden konnte. Angelegt wurde 
dieſes ausſchließlich in mündelſicheren Wertpapieren, und zwar ſeit 
dem Auſſichtsratsbeſchluſſe vom 8. September 1909 nur in inländiſchen 
Staats papieren; das Gründungskapital war uns von vornherein 
in Reichs- und Staatsſchuldbuchforderungen überwieſen worden. 

Die geſetzlich gebotene Ausſonderung eines Prämienreſervefonds 
(S 56 des Geſetzes vom 19. Mai 1901) kann erſt nach Aufnahme 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 19. 1910. 


der erſten verſicherungstechniſchen Bilanz — nach § 24 unſerer 
Satzung alſo in vier Jahren — geſchehen. Auch ſind bereits Anträge 
geſtellt worden, die Kaſſe von der Pflicht geſonderter Buchung dieſes 
Fonds gemäß § 124 des Geſetzes zu befreien. 

Die Verwaltungskoſten ſind nicht ganz niedrig, weil noch 
ein Teil der Gründungskoſten in ihnen ſteckt, insbeſondere für größere 
mathematiſche Arbeiten erhebliche Beträge gezahlt werden mußten, die 
in Zukunft wegfallen werden; ferner, weil zu Werbezwecken recht 
bedeutende Aufwendungen gemacht wurden, deren Wegfall auch für 
die Zukunft nicht in Ausſicht geſtellt werden kann, die ſich aber durch 
den Zugang neuer Mitglieder reichlich bezahlt machen werden 


Halle a. d. S., am 2. Auguſt 1910. 


Der Vorſtand. 
Weißler. 


Jahresrechnung der Ruhegehalts-, Witwen- und Waifen- 


kaſſe für deutſche Rechtsanwälte für das Geſchüſts jahr 
21. Juli 1909 bis 30. Juni 1910. 


Betrag in Mark 


Gegenſtand = 
im 
ganzen 


im 
einzelnen 


| A. Einnahmen. | | 
| Barer Kaſſenbeſtand am Schlufie 
des Vorjahrs bei der Bank 
| In der ſog. Kleinen Kaffe befanden 
| ſich damals außerdem 48,20 % 
II. Beiträge (Prämien) für Renten 
und Penſionsverſicherungen .. | 
| wangen 25 800 — 
| 
| 
| 
| 


Vermögenserträge: | 
1.) Zinſen für Wertpapiere 29 547 75 | 
ni Gone Biel. ˙ĩ r 9 6980344 39 ei 


Sonſtige Einnahmen 80 — 


Geſamteinnahme in bar .. 516 11 


Zahlungen für freiwillig oder aus 

andern Gründen vorzeitig auf⸗ 
| gelöſte Verſicherungen (Rückgewähr 
| von Beiträgen uſw.) 
II. | Verwaltungskoſten und Steuern: 
1.] Gehälter, Remunerationen, Reiſe⸗ 
| koſten, Mietzins und Reinhaltung 

der Geſchäftsräume (perſönliche 
| Eiter 6929,23 % 
2. Druckkoſten, Porti, Bu⸗ 

reaubedürfniſſe uſw.. 4352,57 


3.] Unkoſten (Proviſionen und Stempel) 
| bei Veräußerungen und Ankauf 
von Wertpapieren uſ w.. 657 


III. Ausgaben für neue Kapitalanlagen 
(einſchließlich der Stückzinſen von 
Wertpapieren) 


IN, | Sonftige Ausgaben 251 
| Geſamtausgabe in bar. 


212435 


| 
| B. Ausgaben. 


11 281/80 


85] 11 950 65 


39. Jahrgang. 

C. Abſchluß der Jahresrechnung. 
Die Geſamteinnahme be träge 516 884,60 HK 
Die Geſamtausgabe beträgt. 506 748,65 : 


Mithin Barbeſtand am Jahresſchluſſe 10 135,95 M. 


D. Permögens veränderung. 


J. Das Vermögen (ohne den baren Kaſſenbeſtand) 
betrug am Schluſſe des Vorjahrs nach dem 
Nennwerte 500 000 A, nach dem Kurswerte 
vom 21. Juli 19)'0h“: .. 453 880,00 „# 


II. Im Laufe des Jahres wurden neu belegt 
(Ausgabe III): 
in Wertpapieren (einſchließlich der Stückzinſen) 


492 432,95 &, nach dem Erwerbskurſe .. 488 927,50 : 


Mithin Beſtand am Jahresſchluſſe (I und II zuſammen) 942 807,50 M. 


Halle a. d. S., den 2. Auguſt 1910. 


Ruhegehalts⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Der Vorſtand. 
Weißler. 


Der Aufſichtsrat hat die Rechnung geprüft und in ſeiner Sitzung 
vom 25. September 1910 dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. 
Der Vorſitzende des Auffichtsrats. 

Elze⸗Halle. 


* 
& 
Halle a. d. S., den 3. Auguſt 1910. 


Die von der Mitgliederverſammlung der Ruhegehalts-, Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte am 8. September 1909 
gewählten Reviſoren, 

Juſtizrat Pawel und Rechtsanwalt Herold zu Halle a. d. S., 
haben am 29. Juli und 1. Auguſt 1910 in den Geſchäftsräumen der 
Kaſſe und im Treſor der Bankfirma Reinhold Steckner die Bücher 
und Belege der Kaſſe der vorgeſchriebenen Prüfung unterzogen. In 
den Geſchäftsräumen der Kaſſe wurde Einſicht genommen von dem 
aus drei Bänden beſtehenden, die Entwicklung jeder Verſicherung dar⸗ 
ſtellenden Hauptbuche, von dem Einnahme: und von dem Ausgabe: 
buche ſowie von dem das Vermögen der Kaſſe, insbeſondere die Wert⸗ 
papiere enthaltenden Kontobuche. 

Mehrfache Nachrechnungen und eine Reihe von Stichproben er: 
gaben die Mbereinftimmung von Einnahme: und Ausgabekonto. 

Die in einem Stahlſchrankfach des Treſors der Bankfirma 
Reinhold Steckner ſicher verwahrten Mäntel der Wertpapiere im 
Geſamtnennwerte von 542 000 & wurden einzeln durchgezählt und 
dem Verzeichnis entſprechend vollſtändig vorgefunden. In derſelben 

erwahrung wurde die von genannter Bankfirma in 3½ v. H. 
Reichs anleihe geſtellte Sicherheit von 40 000 & nachgewieſen. 

Die von uns geprüften Bücher waren augenſcheinlich ſauber und 
ſorgfältig geführt und boten nirgends Anlaß zu Ausſtellungen. 


Pawel. Herold. 


Unterliegt der Verkauf des Tempelhofer Feldes 
der Genehmigung des Reichstags? 
Von Prof. Dr. Laband, Wirkl. Geh. Rat, Straßburg. 


In der verfaſſungsmäßigen Ordnung des deutſchen Heer- 
weſens find zwei Prinzipien, welche gewöhnlich miteinander 
untrennbar verbunden ſind, voneinander getrennt und in Gegen⸗ 
ſatz geſtellt; nämlich einerſeits iſt die geſamte Militärverwaltung 
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Uberſicht über die Bewegung des Mitgliederbeſtandes 
im Geſchüſts jahre 1909/1910. 


Im Laufe des Geſchäftsjahres ſind 
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den Bundesſtaaten (Kontingentsherren) als ihr eigenes Recht 
verblieben, andererſeits werden alle Koſten des Heerweſens vom 
Reich getragen. Das Reich hat keine eigene Militärverwaltung, 
andererſeits haben die Bundesſtaaten zur Beſtreitung der Koſten 
derſelben keine Geldmittel, als die ihnen vom Reich überwieſenen. 
Die zur Verwaltung der Kontingente gehörenden Rechtsgeſchäfte 
werden nicht von Reichsbehörden abgeſchloſſen, ſondern von den 
Behörden der Kontingentsherren, ihren Kriegsminiſterien und 
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Intendanturen; aber die vermögensrechtlichen Folgen dieſer 
Rechtsgeſchäfte treffen nicht die einzelnen Staaten, ſondern das 
Reich; und das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen, 
welches den Zwecken der Militärverwaltung dient, iſt nicht 
Eigentum der Einzelſtaaten, ſondern Eigentum des Reichs. Die 
Militärverwaltungsbehörden handeln bei allen Verwaltungsakten 
als Organe des Staats, als Behörden des Kontingentshetrn; 
ſie handeln aber zugleich, ſoweit aus dieſen Geſchäften ver⸗ 
mögensrechtliche Wirkungen hervorgehen, als Vertreter des 
Reichsfiskus, als Organe des Reichs. Der Militärfiskus iſt 
nach der übereinſtimmenden Anſicht des Bundesrats, des Reichs⸗ 
kanzlers, des Reichsjuſtizamts und des Reichsgerichts Reichs⸗ 
fiskus. | 
Vergl. die Denkſchrift des Reichskanzlers im Arch. 
f. öffentl. R. Bd. IV S. 150 ff.; Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 15 S. 37; 20 S. 148; 
24 S. 37. 

Zur Vornahme aller zur Militärverwaltung gehörenden 
Geſchäſte ſind daher die Kriegsminiſterien und Intendanturen 
Dritten gegenüber legitimiert und allein befugt; aber für dieſe 
Geſchäftsführung gelten die Grundſätze des Reichs finanzrechts, 
weil die Militärverwaltung der Einzelſtaaten in finanzieller 
Hinſicht eine Reichsverwaltung iſt. 

Zu dieſen das Reichsfinanzweſen betreffenden Rechts⸗ 
vorſchriſten gehört S 10 des Reichsgeſetzes vom 25. Mai 1873 
(RGBl. S. 113): | 

„Alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken, Materialien, Utenſilien oder ſonſtigen Gegen⸗ 
ſtänden, welche ſich im Beſitz der Reichsverwaltung 
befinden, müſſen für jedes Jahr veranſchlagt und auf den 
Reichshaushaltsetat gebracht werden (Art. 69 der Verf.)“ 

Dieſer Paragraph ſpricht ebenſo wie der in ihm zitierte 
Art. 69 RV. nur von der „Veranſchlagung“, nicht von der 
„Bewilligung“ der Einnahmen. Die Veranſchlagung bezweckt 
zunächſt nur die Vollſtändigkeit des Etats und ſoll ausſchließen, 
daß Einnahmen aus der Veräußerung von Reichsvermögen 
neben den etatsmäßigen hergehen. In der Tat gibt es zahl- 
reiche Einnahmen, welche im Etat nur veranſchlagt werden, 
dagegen nicht bewilligt, weil ſie nicht verweigert werden können; 
es ſind die auf dauernden Geſetzen beruhenden Steuern, Zölle, 
Gebühren, Überſchüſſe der Betriebsanſtalten uſw. Soweit da: 
gegen die Verwaltung nicht geſetzlich ermächtigt iſt, ſich eine 
Einnahme zu verſchaffen, kann die Einnahme im Etat nicht 
veranſchlagt werden, wenn nicht zugleich die Einnahme bewilligt 
und die Verwaltung zu ihrer Erhebung ermächtigt wird. Bei 
dem Verkauf von Staatseigentum iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
dem Veräußerungsgeſchäft und dem Erlöſe aus demſelben; das 
erſtere bedarf der Bewilligung, der letztere iſt im Etat zu ver⸗ 
anſchlagen. Tatſächlich fällt beides zuſammen; die Ver⸗ 
anſchlagung der Einnahme im Etatsgeſetz iſt zugleich ihre 
Bewilligung. Wenn daher ein Geſetz vorſchreibt, daß Ein- 
nahmen, zu welchen die Verwaltung geſetzlich nicht ermächtigt 
iſt, im Etatsgeſetz „veranſchlagt“ werden ſollen, ſo ſtellt es 
zugleich das Erfordernis auf, daß ſie von den an der Etats⸗ 
feſtſetzung beteiligten Faktoren „bewilligt“ werden müſſen. 

Daß dies auch von dem $ 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1873 
gilt, ergibt ſich mit unzweifelhafter Gewißheit aus der Ent⸗ 
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ſtehungsgeſchichte desſelben. Das Geſetz, in welchem er ent⸗ 
halten iſt, betrifft den Übergang des Eigentums an dem 
Inventar der aus Reichsmitteln zu unterhaltenden Verwaltungen 
von den Einzelſtaaten an das Reich. Der dem Reichstage 
vorgelegte Entwurf beſchränkte ſich auf dieſen Gegenſtand und 
enthielt nur die erſten neun Paragraphen. Die Kommiſſion des 
Reichstags, welcher der Entwurf überwieſen wurde, hielt es 
aber für geboten, in Anſehung der großen Bedeutung dieſer 
Vermögensverſchiebung die Budgetrechte des Reichstags 
zu ſichern und ausdrücklich feſtzuſtellen. 
Abg. Lasker in der Reichstagsſitzung vom 28. April 
1873, Sten. Ber. S. 369. 
Zu dieſem Zwecke wurden dem Geſetzentwurf drei Para⸗ 
graphen hinzugefügt, welche mit dem eigentlichen Gegenſtand 
des Geſetzes keinen inneren Zuſammenhang haben, ſondern das 


Etatsrecht betreffen. Wenn der $ 10 nur hätte beſtimmen wollen, 


daß Einnahmen aus dem Verkauf von Reichseigentum in den 
Reichshaushaltsetat aufzunehmen ſeien, ſo würde er ganz über⸗ 
flüſſig geweſen ſein, da ſchon Art. 69 RV. dies für alle Ein⸗ 
nahmen des Reichs vorgeſchrieben hat. 

Der Abg. Richter gab bei der Beratung des 8 10 in der 
erwähnten Sitzung des Reichstags über die Bedeutung desſelben 
folgende Erklärung ab (Sten. Ber. S. 368): 

„Wenn der § 11 angenommen wird und der 8 10 nickt, 
ſo könnte man vielleicht folgern, als ob dadurch indirekt 
die Verfaſſung in eine andere Lage gebracht werden 
ſollte, als ob es, nur darauf ankäme, daß der Erlös 
von Verkäufen ſichergeſtellt wird, als wenn wir darauf 
verzichteten, zu den Verkäufen ſelbſt, zu den Ein⸗ 
nahmen aus Verkäufen, unſere Genehmigung zu geben. 
Darauf kommt es uns aber durchaus an: nicht nur daß 
der Erlös unſerer Beſtimmung unterliegt, ſondern wir 
wollen auch mitſprechen dabei, wenn das Grund— 
ſtück überhaupt mobiliſiert wird. Das tun wir 
durch den 8 10. Ich bin freilich nicht der Anſicht, daß 
wenn der $ 10 nicht angenommen werden ſollte, dadurch 
unſer Verfaſſungsrecht in dieſer Beziehung alteriert würde; 
aber es könnte dadurch eine bedenkliche Praxis eine Stütze 
erhalten, die ſich bereits bei uns eingebürgert hat. Tat⸗ 
ſächlich werden im Widerſpruch mit der Verfaſſung jetzt 
die Einnahmen aus dem Verkauf von Grundſtücken bei 
der Militärverwaltung nicht auf den Etat gebracht. — — 
Wir wollen aber, daß ſolche Operationen unter die 
Kontrolle des Reichstags treten, daß ſie ſich nicht außer⸗ 
halb der Verfaſſung bewegen und deshalb iſt dieſer 
Paragraph nicht überflüſſig; vielmehr iſt er zur Be: 
ſtätigung auch nach dieſer Richtung hin außerordentlich 
notwendig.“ 

Hierauf erklärte der Präſident des Reichskanzleramts 
Delbrück, daß der $ 10 nach feiner Anſicht nichts enthalte 
als eine Wiederholung deſſen, was teils aus der Verfaſſung 
folgt, und was teils, ſoweit es ſich um den zweiten Saß handelt, 
der bis jetzt geübten Praxis entſpricht, und daß er ihn aus dieſem 
Grunde für entbehrlich halte. Gegen die Ausführungen des 
Abg. Richter über die Bedeutung und die Tragweite des 5 10 
machte Delbrück keinerlei Einwendungen. In dem gleichen Sinne 
wie der Abg. Richter ſprachen ſich auch der Abg. Lasker und 


— 
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der Berichterſtatter der Kommiſſion, Abg. Becker, ſowohl über 
den Sinn als über die Erforderlichkeit des S 10 aus, welcher 
darauf vom Reichstage angenommen wurde. 

Eine Beſtätigung iſt übrigens aus dem § 10 ſelbſt zu 
entnehmen. Er unterſcheidet, ob die Einnahme aus dem Ver⸗ 
kauf im Reichshaushaltsetat veranſchlagt iſt oder nicht. Im 
erſteren Falle bedarf es neben der Veranſchlagung nicht einer 
beſonderen Genehmigung; iſt dagegen die Einnahme im Etats⸗ 
geſetz nicht veranſchlagt, alſo eine außeretatsmäßige, ſo iſt 
ſie dem Bundesrat und dem Reichstage „zur nachträglichen 
Genehmigung“, nicht bloß zur Kenntnisnahme, vorzulegen. 
In beiden Fällen iſt alſo die Genehmigung (Bewilligung) des 
Reichstags erſorderlich; im erſten Falle iſt ſie in der Ver⸗ 
anſchlagung mitenthalten und deren notwendige Vorausſetzung; 
im andern Falle iſt ſie nachträglich beſonders und ausdrücklich 
zu erteilen. 

2. Da der vom preußiſchen Kriegsminiſterium an die Ge⸗ 
meinde Tempelhof verkaufte Grundſtückskomplex aus dem Eigen⸗ 
tum des preußiſchen Fiskus in das Eigentum des Reichs über⸗ 
gegangen iſt, fo findet auf die Veräußerung desſelben auch 
§ 5 des Reichsgeſetzes vom 25. Mai 1873 Anwendung. Der⸗ 
ſelbe lautet: 

„Das Reich iſt zur Veräußerung eines nach §! in fein 
Eigentum übergegangenen Grundſtücks nur dann befugt, 
wenn dasſelbe für die Zwecke der Reichsverwaltung ent: 
behrlich oder unbrauchbar wird, und der Erlös aus ſeinem 
Verkaufe dazu beſtimmt iſt, durch die Erwerbung eines 
anderen Grundſtücks oder die Herſtellung einer anderen 
Baulichkeit im Gebiete desſelben Bundesſtaats einen 
Erſatz für das entbehrlich oder unbrauchbar gewordene 
Grundſtück zu beſchaffen.“ 

Da der preußiſche Kriegsminiſter in Vertretung des Reichs 
den Verkauf abgeſchloſſen hat, alſo nicht mehr Rechte haben 
kann als das Reich ſelbſt, ſo gilt der § 5 für die von ihm 
abgeſchloſſenen Grundſtücksverkäufe. 

Die Veräußerung muß in Beziehung geſetzt werden zu 
einer Anſchaffung; beide Geſchäfte bilden zuſammen eine Operation, 
deren Glieder ſie ſind. Dem Verkauf entſpricht der Ankauf 
eines Erſatzgrundſtücks, der Einnahme aus dem Verkauf die 
Ausgabe für die Neuerwerbung. Nun beſtimmt $ 11 des Reiche: 
geſetzes vom 25. Mai 1873: 

„Die Einnahmen aus der Veräußerung der im Beſitz der 
Reichsverwaltung befindlichen Grundſtücke dürfen nur 
unter Genehmigung des Bundesrates und des Reichs— 
tages verausgabt werden und ſind, ſofern dieſe Ge⸗ 
nehmigung nicht anderweitig erfolgt iſt, im nächſten 
Reichshaushaltsetat in die zur Deckung der gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausgaben beſtimmten Einnahmen einzuftellen.” *) 

Der preußiſche Kriegsminiſter kann daher nach § 5 des 
Geſetzes das Tempelhofer Feld nicht veräußern, ohne ein Erſatz⸗ 
grundſtück für dasſelbe zu erwerben, und er kann nach § 11 
des Geſetzes das Erſatzgrundſtück nicht anſchaffen, ohne daß der 
Bundesrat und der Reichstag die dafür erforderlichen Geldmittel 


. ”) Eine damit übereinſtimmende Anordnung enthält bereits das 
Reichogeſetz, betreffend die franzöſiſche Kriegskoſtenentſchädigung vom 
8. Juli 1872 Art. IV (RG Bl. S. 290). gu > 


bewilligen. Die Veräußerung eines aus dem Eigentum Preußens 
in das Eigentum des Reichs übergegangenen Grundſtücks ohne 
Erwerbung eines Erſatzgrundſtücks würde eine Verletzung des 
§ 5 des Reichsgeſetzes vom 25. Mai 1873, die käufliche Er⸗ 
werbung eines Erſatzgrundſtücks ohne Genehmigung des Reichs⸗ 
tags eine Verletzung des § 11 dieſes Reichsgeſetzes fein. Die 
Veräußerung des bisher dem Reich gehörenden Grundſtücks iſt 
die Vorausſetzung der Bewilligung der Koſten für die Erwerbung 
des Erſatzgrundſtücks. Der Kriegsminiſter darf den Geldbetrag, 
den er aus dem Verkauf des Grundſtücks erlöſt hat, ohne die 
Bewilligung des Reichstags zum Erwerb eines Erſatzgrundſtücks 
nicht verwenden und er darf das Grundſtück nicht verkaufen, 
ohne daß die daraus erzielte Einnahme zum Erwerb eines Erſatz⸗ 
grundſtücks verwendet wird. Daraus ergibt ſich mit innerer 
Notwendigkeit, daß die ganze Operation der Genehmigung 
des Reichstags bedarf. Es kann nicht das eine Glied dieſer 
einheitlichen Operation an die Genehmigung des Reichstags 
gebunden, das andere von ihr frei fein. 

Man kann auch nicht einwenden, daß die Vorſchrift des 
§ 5 nur im Intereſſe des Staates getroffen iſt, aus deſſen 
Eigentum das Grundſtück in das Eigentum des Reichs über⸗ 
gegangen iſt. Denn viel mehr als das praktiſch ganz wertloſe, 
rein hypothetiſche Heimfallsrecht des Staates wird das Finanz: 
intereſſe des Reichs berührt. Der Erlös für das verkaufte 
Grundſtück braucht ſich nicht mit den Anſchaffungskoſten eines, 
den militäriſchen Bedürfniſſen entſprechenden Erſatzgrundſtücks zu 
decken, was in der Regel tatſächlich nicht der Fall ſein wird. 
Die Zahlung des Kaufpreiſes für das veräußerte Grundſtück 
kann, wie im vorliegenden Falle, in Raten erſolgen, welche auf 
eine lange Reihe von Jahren verteilt ſind; während der Kauf⸗ 
preis für das Erſatzgrundſtück ſogleich in vollem Betrage oder 
in Raten von anderer Höhe oder anderer Zahl zu entrichten iſt. 
Für die Finanzwirtſchaft des Reichs kommen daher nicht nur 
die Koſten der Erwerbung des Erſatzgrundſtücks, ſondern auch 
die Bedingungen des Verkaufs des bisherigen Reichseigentums 
in Betracht; beide haben Einfluß auf die Aufſtellung des Reichs⸗ 
etats, beide müſſen daher der Prüfung und Genehmigung der 
an der Feſtſtellung des Etats beteiligten Organe des Reichs 
unterliegen. 

3. Dieſen Grundſätzen entſpricht die im Reich konſtant 
befolgte Praxis. Zu Veräußerungen von Grundſtücken des 
Reichs wird die Genehmigung des Reichstags erſordert. 

Was insbeſondere den Verkauf des Tempelhofer Feldes 
anlangt, ſo enthielt der Entwurf eines Nachtragsetats für 1909 

Druckſachen des Reichstags. FJll. Legislaturperiode, 

I. Seſſion, Bd. 24 Nr. 1434 
einen durchlaufenden Poſten von 13 Millionen Mark in Ein⸗ 
nahme und Ausgabe. Eine beigefügte Denkſchrift gab Auskunft 
über die Gründe, welche eine Veräußerung eines Teils des 
Tempelhofer Feldes nötig machen, und über die in Ausſicht 
genommene Anſchaffung von Erſatzgrundſtücken. Der Verkauf 
des Tempelhofer Feldes war noch nicht erfolgt und es war 
noch völlig ungewiß, an wen, zu welchem Preiſe und zu welchen 
Bedingungen er erfolgen werde. Die Veranſchlagung einer 
Einnahme von 13 Millionen Mark war eine Fiktion. Der Grund 
dafür war nicht der Verkauf, ſondern die Rückſicht auf die Form 
des Etats. Für die Anſchaffung eines Teils der Erſatzgrund⸗ 
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ſtücke und für die Vorbereitung des Erwerbs anderer Grund⸗ 
ſtücke wurde die Bewilligung von 13 Millionen Mark nach⸗ 
geſucht, die Deckung dieſer Ausgabe ſollte aus dem Erlöſe des 
in Ausſicht genommenen Verkaufs des Tempelhofer Feldes er⸗ 
folgen, und um dieſes im Etat zum Ausdruck zu bringen und 
die Ausgabe als durchlaufenden Poſten erſcheinen zu laſſen, 
wurde unter die Einnahmen ein imaginärer Poſten von gleicher 
Höhe eingeſetzt. Die Genehmigung eines wirklichen konkreten 
Verkaufs des Tempelhofer Geländes war dies nicht. Der Be⸗ 
richterſtatter der Reichstagskommiſſion, Abg. Erzberger, gab 
in der Reichstagsſitzung vom 12. Februar 1910 
Sten. Ber. Bd. 259 S. 1204 
darüber folgende Erklärung: 
„In der Kommiſſion fand eine längere Debatte über den 
Verkauf des Tempelhofer Feldes ſtatt. Vom Kriegs⸗ 
miniſterium wurde zugeſagt, daß tunlichſt bald ein 
Nachtragsetat über den Verkauf des Tempel⸗ 
hofer Feldes dem Reichstag zugehen werde und 
daß nicht die geſamte Verkaufsſumme aus dieſem Rieſen⸗ 
areal ohne weiteres und ohne Zuſtimmung der geſetz⸗ 
gebenden Faktoren zum Ankauf von Truppenübungsplägen, 
Schießplätzen uſw. Verwendung finden werde.“ 
Die Genehmigung des Verkaufs wurde alſo der Beſchlußfaſſung 
des Reichstags über dieſen Nachtragsetat vorbehalten, welcher 
dem Reichstage zugehen wird. Die Entſcheidung des Reichs⸗ 
tags ſteht alſo noch aus. 

In der Sitzung der Budgetkommiſſion vom 9. Februar 1910 
hatte nach dem offiziellen Protokoll der Bevollmächtigte zum 
Bundesrat, Oberſt v. Zaſtrow, ausdrücklich erklärt: „es ſei 
nicht beabſichtigt, Verkäufe oder Verträge ohne Genehmigung 
des Reichstags vorzunehmen.“ 

In demſelben Nachtragsetatsentwurf wurde eine Einnahme 
von 18 308 & aus dem Verkauf einer Kaſerne veranſchlagt. 
Abg. Erzberger als Berichterſtatter der Kommiſſion ſagte 
darüber in derſelben Sitzung vom 12. Februar 1910: 

„Es handelt ſich um das Grundſtück der Plantagenkaſerne 

im ſtädtiſchen Plantagenwald in Memel, deſſen Verkauf 

zum Preiſe von 18 308 & vorgeſehen iſt. Die Kom⸗ 

miſſion hat es abgelehnt, dieſen Verkauf zu bewilligen, 

weil ihr die Verkaufs ſumme zu gering erſchien.“ 
Darauf wurde vom Reichstag einſtimmig und ohne Widerſpruch 
der Regierung die Einnahme aus dem Verkauf der Plantagen⸗ 
kaſerne geſtrichen. 

Dieſer Vorgang aus neueſter Zeit beweiſt, daß der Reichstag 
berechtigt iſt, die Bedingungen des Verkaufs zu prüfen und, 
wenn er dieſelben nicht billigt, den Verkauf ſelbſt zu unterſagen. 
Dies gilt nicht nur von der Höhe des Kaufpreiſes, ſondern von 
dem Inhalt des Verkaufsvertrages überhaupt. 

4. Die wichtigſte Frage, welche bei dem Verkauf des 
Tempelhofer Feldes in Betracht kam, war die, ob es an die 
Stadt Berlin oder an das Dorf Tempelhof veräußert werden 
ſollte. Hier fielen die von der Militärverwaltung wahr⸗ 
zunehmenden Intereſſen des Reiches und die von der preußiſchen 
Regierung (Miniſterium des Innern) wahrzunehmenden Inter⸗ 
eſſen des preußiſchen Staates nicht zuſammen. Das Kriegs⸗ 
miniſterium hatte ein Intereſſe nur daran, einen möglichſt hohen 
Preis für das Grundſtück zu erhalten und den Vertrag möglichſt 
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bald zum Abſchluß zu bringen, um die Einnahme aus dem Ver⸗ 
kauf und die Ausgabe für die Anſchaffung der Erſatzgrundſtücke 
rechtzeitig auf den Etat zu bringen; dagegen war es von ſeinem 
Standpunkt aus gleichgültig, ob die Stadt Berlin oder das 
Dorf Tempelhof ihm die Grundſtücke abkauft, wenn nur die 
Zahlung des Kaufpreiſes genügend ſichergeſtellt war, worauf 
das Reichsſchatzamt hindrängte. Für das Miniſterium des 
Innern aber lag die Sache umgekehrt; ſein Intereſſe betraf 
nicht den Kaufpreis, ſondern die Perſon des Käufers. Wenn 
die Stadt Berlin das Gelände erwarb, ſo wurde die Ein⸗ 
gemeindung desſelben oder wahrſcheinlich auch des ganzen Ge⸗ 
meindebezirks Tempelhof zu einer unabweislichen Notwendigkeit, 
und damit wäre der Kreis Teltow um ein wichtiges Stück 
zugunſten Berlins verringert worden. Wenn das Dorf Tempelhof 
das Grundſtück kaufte, ſo wurde die Entwicklung Berlins und 
die Befriedigung wichtiger ſtädtiſcher Intereſſen auf das Empfind⸗ 
lichſte geſchädigt. Es handelte ſich alſo um einen Konflikt der 
Intereſſen zwiſchen dem Landkreiſe und der Stadt, und das 
Miniſterium entſchied zugunſten des erſteren, indem es die Ein⸗ 
gemeindung von Tempelhof oder auch nur des Tempelhofer 
Feldes in Berlin nicht in Ausſicht ſtellte und ſich ihr abgeneigt 
zeigte. Da nun das Kriegsminiſterium nicht warten konnte, 
bis dieſe Frage entſchieden wird und eine Entſcheidung zugunſten 
der Stadt auch nicht ſo bald zu erwarten war, ſo ſchloß es 
den Verkaufsvertrag mit demjenigen Kontrahenten ab, welcher 
in der Lage war, ihn ohne verwaltungsrechtliche Hinderniſſe 
ſofort abzuſchließen. ö 

Das Kriegsminiſterium hatte nicht zu prüfen, ob die In⸗ 
tereſſen der Stadt Berlin oder die des Kreiſes Teltow die 
wichtigeren waren und ob das Verhalten des Miniſteriums des 
Innern den Intereſſen des Staates entſprach oder nicht. 

Anders verhält es ſich mit dem Reichstage. Die Kommiſſion 
desſelben zur Beratung des oben erwähnten Nachtragsetats 
beantragte eine Reſolution des Reichstags 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu 

tragen, daß bei Verkauf des Tempelhofer Feldes die 

öffentlichen Intereſſen in genügender Weiſe gewahrt 
werden. 

Dieſe Reſolution iſt einſtimmig angenommen worden. 

Sten. Ber. a. a. O. S. 1206. 

Der Reichstag hat alſo bereits erklärt, daß er den Beſchluß 
über den Verkauf des Tempelhofer Feldes nicht bloß von der 
Höhe des Preiſes abhängig machen will, ſondern auch von der 
Prüfung der Frage, ob die öffentlichen Intereſſen genügend 
gewahrt ſind. Dieſe Intereſſen ſind in erſter Reihe und in 
ihrer weſentlichſten Bedeutung Intereſſen der Stadt Berlin und 
des preußiſchen Staates, zu deren Wahrung der Reichstag nach 
ſeiner ſtaatsrechtlichen Stellung nicht berufen iſt. Aber es iſt 
nicht zu verkennen, daß grade in dem vorliegenden Falle auch 
Intereſſen des Reiches in Betracht kommen. Berlin iſt die 
Reſidenz des Kaiſers, der Sitz des Bundesrats und des Reichs⸗ 
tags, faſt aller oberſten Reichsbehörden, der auswärtigen Geſandt⸗ 
ſchaften uſw.; es iſt tatſächlich, wenn auch nicht nominell, die 
Hauptſtadt des Reiches, und es beſteht daher allerdings ein 
Intereſſe des Reiches an ſeiner Blüte und gedeihlichen Ent⸗ 
wicklung. Dem Reichstage iſt daher das Recht nicht abzufprechen, 
die Genehmigung zum Verkauf eines an Berlin unmittelbar 
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angrenzenden „Rieſengeländes“ zu verſagen, wenn durch die 
Art dieſes Verkaufes der Stadt eine unheilbare und ſchwere 
Schädigung zugefügt werden würde. Übrigens hängt der 
Beſchluß des Reichstags von feinem freien Willen ab; Rück⸗ 
ſichten politiſcher, wirtſchaftlicher, ſozialer Art können für ihn 
ebenſo maßgebend ſein wie finanzielle, und die Mitglieder des 
Reichstags ſind über die Gründe ihrer Abſtimmung nicht Rechen⸗ 
ſchaft zu legen ſchuldig. Der Reichstag iſt daher in der Lage, 
die Stadt Berlin vor dem ihr drohenden Unheil zu retten. 
Allerdings kann er dem preußiſchen Kriegsminiſterium oder dem 
Reichskanzler nicht vorſchreiben, daß der Verkauf an die Stadt 
Berlin erfolgen müſſe; dazu würde er unter keinen Umſtänden 
befugt ſein; er kann nur indirekt darauf einwirken, indem er 
dem Verkauf an Tempelhof die Genehmigung verſagt. 

5. Es iſt nun noch zu unterſuchen, welche zivilrechtliche 
Wirkung der zwiſchen dem preußiſchen Kriegsminiſterium und 
der Gemeinde Tempelhof abgeſchloſſene Vertrag hat, und welchen 
Einfluß die Nichtgenehmigung desſelben ſeitens des Reichstags 
haben würde. Man hat darauf hingewieſen, daß das Etats⸗ 
geſetz nur im Verhältnis der Organe des Reiches zueinander 
Rechtswirkungen hat, dagegen Rechte Dritter weder begründet 
noch vernichtet. Dies iſt richtig, kommt aber im vorliegenden 
Falle gar nicht in Betracht. Maßgebend iſt vielmehr der § 10 
des Geſetzes vom 25. Mai 1873. Durch dieſe Geſetzesvorſchrift 
iſt der Umfang der Vertretungsbefugnis der Reichsverwaltungs⸗ 
behörden und die ſelbſtändige Verfügungsmacht der Kriegsminiſter 
über das militäriſche Eigentum des Reiches beſchränkt. Eine 
definitive Veräußerung von Grundſtücken des Reiches liegt außer⸗ 
halb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit. Sie können ſolche Veräuße⸗ 
rungen rechtlich nicht anders vornehmen als unter der Bedingung, 
daß die geſetzgebenden Faktoren des Reiches ſie genehmigen 
werden, falls nicht die Genehmigung bereits erteilt worden iſt. 
Dieſe Klauſel wird den Verträgen auch regelmäßig beigefügt; 
ob ſie auch in dem das Tempelhofer Feld betreffenden Ver⸗ 
trage beigefügt iſt, iſt mir nicht bekannt, iſt aber zu vermuten. 
Es iſt dies aber unerheblich; denn die Klauſel verſteht ſich von 
ſelbſt; ſie iſt eine ſog. juris conditio; ſie gilt ganz unabhängig 
von dem Willen der Vertragſchließenden von Rechts wegen. 
Der Beſchluß des Reichstags über die Erteilung oder Verſagung 
der Genehmigung gibt nur darüber die Entſcheidung, ob die 
dem Vertrage von Rechts wegen anhaftende Bedingung eintritt 
oder nicht eintritt. Die Rechtswirkung, welche in jedem dieſer 
beiden Fälle eintritt, iſt nicht eine Rechtswirkung des Etats, 
ſondern des bürgerlichen Rechtes. 88 158 BGB. flg. Der 
Reichsfiskus wird vor erteilter Genehmigung des Bundesrats und 
Reichstags nicht verpflichtet, weil die Willenserklärung des Kriegs⸗ 
miniſters in Vertretung des Reichs, „nicht innerhalb der ihm zu⸗ 
ſtehenden Vertretungsmacht“ liegt. 88 164, 177 Abſ. 1 BGB. 
Wird die Genehmigung des Verkaufes vom Reichstag verſagt, ſo 
hat die Gemeinde Tempelhof auch keinen Anſpruch gegen den 
Kriegsminiſter auf Erfüllung oder Schadenserſatz, weil ſie 
den auf Geſetz beruhenden Mangel der Vertretungsmacht kannte 
oder kennen mußte. § 179 Abſ. 3 BGB. Der Beſchluß des 
Reichstags iſt daher durch keinen zivilrechtlichen Anſpruch der 
Gemeinde Tempelhof gebunden. Wäre dies der Fall, ſo würde 
der 8 10 des Reichsgeſetzes vom 25. Mai 1873 völlig bedeutungs⸗ 
los und das dem Reichstage gewährte Recht illuſoriſch ſein. 
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Es liegt auch kein Grund zu der Annahme vor, daß der Reichs⸗ 
kanzler den Vertrag über den Verkauf des Tempelhofer Feldes 
dem Reichstage nicht zur Genehmigung vorlegen werde. 


Klagen auf Leiſtung von Sachen oder auf Zahlung 
des Werts. 


Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


1. Bei dinglichen wie perſönlichen Anſprüchen auf Leiſtung 
von Sachen genügt dem Gläubiger zumeiſt eine bloße Ver⸗ 
urteilung des Schuldners zur Herausgabe oder Lieferung nicht; 
denn wenn ſich bei der Zwangsvollſtreckung herausſtellt, daß 
die ausgeurteilte Verpflichtung nicht erzwungen werden kann, 
ſo muß der Gläubiger eine neue Klage auf das Intereſſe er⸗ 
heben. Zur Vermeidung dieſes Mißſtandes wurden in der 
Rechtsübung des früheren Preußiſchen und des Gemeinen Rechts 
Klagen auf Leiſtung einer Sache oder Zahlung des an— 
gemeſſenen Werts für zuläſſig gehalten, und der Gläubiger 
pflegte ſonach auf Leiſtung oder Zahlung zu klagen; es 
wurde alſo der Anſpruch auf Erfüllung verbunden mit dem 
Anſpruch auf Wertserſatz. Eine ſolche Verbindung iſt aber 
wie nach den früheren Rechten, ſo noch mehr nach heutigem 
Rechte unzuläſſig. Denn der Schuldner iſt zur Leiſtung einer 
Sache verpflichtet; daher kann der Gläubiger nur auf Leiſtung 
der Sache klagen.) Klagt er auf Leiſtung oder Zahlung, 
ſo iſt das nur die Erklärung, alſo das Angebot des Gläubigers: 
er ſei bereit, an Stelle der geſchuldeten Sache deren Wert an⸗ 
zunehmen; auf dies Angebot braucht der Schuldner aber keine 
Erklärung abzugeben und er hat es auch nicht angenommen. 
Folglich rechtfertigt dies Angebot nicht eine Verurteilung des 
Schuldners nach der vom Gläubiger angebotenen Wahl. 
Übrigens läßt eine ſolche Klage auf Leiſtung der Sache oder 
Zahlung auch unklar, ob das Wahlrecht des Beklagten bis zur 
Zwangsvollſtreckung dauern und dann nach §S 264 BGB. auf 
den Kläger übergehen ſoll oder ob Kläger das Wahlrecht für 
ſich ſchon von einem früheren Zeitpunkt beanſprucht, ferner ob 
bei fruchtloſer Zwangsvollſtreckung auf Lieferung der Sache der 
Schuldner den Offenbarungseid (5 883 Abſ. 2 ZPO.) zu leiſten 
hat, und was zu geſchehen hat, wenn der Schuldner das ihm 
zuſtehende Wahlrecht dahin ausübt, daß er nur einen Teil der 
Sachen leiſtet. Vgl. OLG. Hamburg in SeuffArch. 47, Nr. 235 
und OLG. Kiel in Rſpr. 9, 134. 

2. Unter der Geltung der mit dem BGB. in Kraft ge⸗ 
tretenen Novelle zur ZPO. iſt aber die Zuläſſigkeit einer 
ähnlichen Verbindung von Anſprüchen mehrfach geſtützt worden 
auf die 88 255, 259 ZPO.; fo ſchlägt zur Vermeidung einer 
neuen Klage Marquardt in JW. 09, 37 einen Antrag dahin vor: 

zu erkennen: der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger 
das Pferd in einer Friſt von zehn Tagen nach der 
Rechtskraft herauszugeben. Gibt er es in dieſer Friſt 
nicht heraus, jo wird er verurteilt, dem Kläger 300 4 
zu zahlen. 


— — 


) Ausnahmen von dieſem Grundſatz ſ. unten bei 4. 


) 
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Dieſer Anſicht Marquardts iſt Siegel in JW. 10, 55 
entgegengetreten, deſſen Ausführungen im folgenden ergänzt 
werden ſollen. 

a) Der 5 255 ſpricht die Zuläſſigkeit der vorgeſchlagenen 
Verbindung nicht aus, ſondern gibt dem Gläubiger nur das 
Recht, zu verlangen, daß die Friſt, bei deren Ablauf dem 
Gläubiger das Recht auf Wertserſatz entſteht, im Urteil 
beſtimmt werde. Etwas anderes hat man bei der Vorſchrift 
des § 255 auch nicht beabſichtigt, wie ich in Gruchots Beitr. 47, 
493 aus der Entſtehung des § 255 dargelegt habe. Da 
Siegel (57) dieſen Nachweis für unzureichend hält und Hellwig 
(Lehrb. 1, 376) ſowie Eccius (Gruchots Beitr. 41, 885 u. 47, 152) 
die Zuläſſigkeit jener Klagenverbindung auf $ 255 ſtützen, fo 
ſei hier kurz folgendes angeſührt: 

Bei der Beratung des jetzigen 8 283 BGB. (8 243 E. ]) 
wurde nämlich im Abſ. 1 ein Satz 2 dahin beſchloſſen: „Auf 
Antrag des Gläubigers iſt die Friſt in dem Urteil zu beſtimmen.“ 
Es ſollte alſo behufs zweckmäßiger Abkürzung des dem Gläubiger 
eröffneten Weges zum Schadenserſatz zu gelangen, die Be⸗ 
ſtimmung der Friſt in dem die Verurteilung zur Leiſtung aus⸗ 
ſprechenden Urteil erfolgen. Hierzu wurde nun weiter beantragt, 
dem Abſ. 1 am Schluß hinzuzufügen: 

„Die Klage auf Schadenserſatz kann unter Vorbehalt 
der Feſtſtellung des Betrages fürſorglich mit der Klage 
auf Leiſtung verbunden werden.“ 

Dem Antrage lag die Abſicht zugrunde, „doppelte 
Prozeßführung zunächſt wegen der Leiſtung, dann wegen des 
Schadenserſatzes entbehrlich zu machen“. Dieſer Antrag wurde 
abgelehnt aus folgenden Gründen: 

„Man hielt es für bedenklich, die prozeßrechtliche Frage, 
ob mit der Klage auf die den Gegenſtand des Anſpruchs 
bildende Leiſtung die eventuelle Klage auf Schadens⸗ 
erſatz verbunden werden könne, hier zu entſcheiden, und 
vermochte ein Bedürfnis hierzu um ſo weniger an⸗ 

zuerkennen, als die Rechtſprechung ſchon jetzt eine ſolche 
Verbindung zulaſſe (v. Wilmowski und Levy, ZPO. I, 
5. Aufl. S. 337). Der Wert, welchen die Verbindung 
der beiden Klagen für den Gläubiger habe, dürfe nicht 
überſchätzt werden; denn das Urteil könne für den Fall, 
daß die Leiſtung nicht innerhalb der Friſt erfolge, nur 
die Schadenserſatzpflicht des Schuldners ausſprechen, 
aber nicht auch den Betrag des zu leiſtenden Schadens⸗ 
erſatzes feſtſtellen, weil für die Berechnung des Schadens 
der zukünftige Zeitpunkt des Friſtablaufs maßgebend 
ſei“ (Prot. 1 S. 321, 322). 

Bei der Reviſion des Entwurfes wurde ſodann ohne be⸗ 
ſondere Begründung beſchloſſen, den oben gedachten Satz 2 des 
Abſ. 1 zu ſtreichen und zum Erſatz in die ZPO. als § 2301 
die dem jetzigen $ 255 Abſ. 1 entſprechende Vorſchrift ein⸗ 
zuſtellen: 

„Hat der Kläger für den Fall, daß der Beklagte nicht 
vor dem Ablauf einer ihm zu beſtimmenden Friſt den 
erhobenen Anſpruch befriedigt, das Recht, Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder die Auf⸗ 
hebung eines Vertrags herbeizuführen, ſo kann er ver⸗ 
langen, daß die Friſt im Urteile beſtimmt wird“ 
(Prot. 6, 155). 
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Aus dem Vorgetragenen ergibt ſich, daß bei Feſtſetzung 
der Vorſchrift des 5 255 ZPO. keineswegs die Abſicht herrſchte, 
die Verbindung des Anſpruchs auf die (fällige) Erfüllung mit 
dem auf (künftigen) Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſür 
zuläſſig zu erklären. Gegenteils ſpricht auch der Umſtand, daß 
§ 255 als Zuſatz zu dem den Inhalt der Klageſchrift regelnden 
§ 253 (8 230 ä. F.) und nicht als Zuſatz zu den die Zuläffig: 
keit der Klage wegen künftiger Leiſtungen regelnden 88 257—259 
(SS 2314 —231 c des Entw.) aufgenommen wurde, dafür, daß 
§ 255 nichts mehr als feinem Wortlaut enſprechend beſagt: 
der Gläubiger kann die Beſtimmung der Friſt im Urteile ver⸗ 
langen. 

b) Der 8 259 ZPO. lautet: 

„Klage auf zukünftige Leiſtung kann ... erhoben 
werden, wenn den Umſtänden nach die Beſorgnis gerecht⸗ 
ſertigt iſt, daß der Schuldner ſich der rcchtzeitigen 
Leiftung entziehen werde.“ 

Nach feſtſtehender Rechtslehre und Rechtſprechung kann 
man von einer künftigen Leiſtung im Sinne des § 259 auch 
ſprechen, wenn der Anſpruch erſt in Zukunft zur Entſtehung 
gelangen ſoll beim Eintritt einer Tatſache, die Vorausſetzung 
für die Entſtehung des Anſpruchs iſt; insbeſondere findet § 259 
auch Anwendung auf ſolche Anſprüche, die von einer erſt nach 
dem Urteil eintretenden Bedingung abhängen und es kann 
z. B. die Tochter gegen den Vater auf Gewährung einer Aus⸗ 
ſteuer für den Fall einer Verheiratung mit ihrem Verlobten 
klagen (RG. 58, 141 und RG. in JW. 09, 393). Die 
Meinung von Siegel (56): nach § 259 könne wohl cin be: 
dingter und ein betagter Anſpruch, „nicht aber ein noch nicht 
entſtandener (zukünftiger)“ Anſpruch geltend gemacht werden, 
erſcheint ſonach unrichtig. Aber die herrſchende Meinung 
bedarf, wie zur Ergänzung der Ausführungen Siegels hervor⸗ 
zuheben, einer erheblichen Einſchränkung: nach den Umſtänden muß 
die Erwartung gerechtfertigt ſein, daß der Schuldner 
die zukünftige Leiſtung ſchulden werde;?) denn nur in 
dieſem Fall kann Raum ſein für die in § 259 weiter ver⸗ 
langte Beſorgnis, daß er ſich ihr entziehen werde. Die be⸗ 
zeichnete Erwartung iſt in unſerem Fall aber nicht gerecht⸗ 
fertigt: wenn der Beklagte das mir gehörige Pferd beſitzt oder 
obligatoriſch verpflichtet iſt, mir ein Pferd zu liefern, ſo ſchuldet 
er mir eben nur dieſe Sache; und die Möglichkeit, daß er an 
deren Stelle den Wert ſchulden werde, iſt nur in weiter Ferne 
vorhanden, nämlich, wenn zu der Tatſache der Beſitzes⸗ 
vorenthaltung die weitere Tatſache tritt, daß infolge eines 
Verſchuldens des rechtshängigen oder unredlichen Beſitzers dieſer 
das Pferd nicht herausgeben kann (SS 989, 990, 284, 292). 
Danach könnte, wenn man hier den 8 259 3 PO. anwenden 
wollte, das Urteil nur dahin ergehen: 

„Der Beklagte wird verurteilt, das Pferd dem Kläger 

herauszugeben und, falls er es nicht herausgeben kann, 


) Vgl. Moos: „Die Klage auf künftige Leiſtung (Tübinger 
Diſſ. 1902) 36, 37. So ſprechen die Geſetze Rechtsſchutz durch 
Arreſt und im Konkurs bedingten Anſprüchen ab, wenn ſie wegen 
der entfernten Möglichkeit des Eintritts der Bedingung zurzeit wert⸗ 
los ſind; § 916 ZPO. 88 154, 171 Abſſ. 2 KO. In ähnlicher 


Weiſe iſt die Abtretbarkeit zukünftiger Forderungen begrenzt in 
RG. 67, 166. 
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300 % zu zahlen, wenn a) die Unmöglichkeit der 
Herausgabe infolge eines Verſchuldens des Beklagten 
entſtanden iſt, b) Beklagter zur Zeit dieſes Verſchuldens 
entweder nicht in gutem Glauben oder der Herausgabe⸗ 
anſpruch gegen ihn bereits rechtshängig war.“ 

Nur in der eben dargelegten Faſſung und Beſchränkung 
aber kann das Urteil ergehen, wenn es der Sach- und Rechts⸗ 
lage entſprechen fol; ein Urteil einfach dahin: 

„Der Beklagte wird verurteilt, das Pferd herauszugeben 

und, falls er dies nicht kann, 300 / zu zahlen“ 
wäre alſo ſachwidrig und unrichtig. Es wäre ein Unrecht gegen 
den Beklagten, wenn man ihm einfach überlaſſen wollte,) eine 
unverſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe durch Klage aus 
§ 767 ZPO. geltend zu machen. — Im Vorſtehenden iſt nur 
der Fall des dinglichen Herausgabe-Anſpruchs erörtert; ähnlich 
liegt die Sache, wenn die Herausgabe auf Grund eines bloß 
perſönlichen Anſpruchs verlangt wird. Z. B. der Übernehmer 
des bäuerlichen Grundſtücks hat ſich verpflichtet, feinen Geſchwiſtern 
bei deren Volljährigkeit Gebrauchsgegenſtände (Betten, Schränke) 
zu liefern; oder der Erbe hat dem Vermächtnisnehmer ein Jahr 
nach des Erblaſſers Tode deſſen Hausgeräte herauszugeben; 
oder Eltern haben ſich verpflichtet, der Tochter als Ausſtener 
beſtimmte Sachen zu gewähren. In Fällen dieſer Art berechtigt 
§ 259 3PO. den Gläubiger, gegen den feine Verpflichtung 
beſtreitenden Schuldner ſchon vor der Fälligkeit auf Lieferung 
der Sachen zu klagen; aber ob, wenn dieſe nicht im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zu erlangen ſind, der Gläubiger ihren 
Wert verlangen kann, das hängt von den oben erörterten 
Vorausſetzungen (Verzug, Verſchulden, Rechtshängigkeit) ab. 
Anſprüche aber, deren Entſtehung eine ſo bedingte, nur entfernt 
mögliche iſt, geſtatten keine entſprechende Tenorierung des Urteils 
und keine Anwendung des § 259 ZPO. 

Übrigens würde auch die weitere Vorausſetzung des § 259: 
berechtigte Beſorgnis, daß Beklagter ſich der rechtzeitigen 
Leiſtung entziehen werde, nur ganz ausnahmsweiſe vor⸗ 
handen ſein. So rechtfertigt meine bloße Behauptung, daß 
Beklagter die Verpflichtung zur Herausgabe meines Pferdes 
beſtreite, noch nicht den Schluß, daß er ſich einer etwa be— 
gründeten Verpflichtung zum Wertserſatz entziehen, alſo den 
Geldbetrag, falls es zu deſſen Zahlung kommt, nicht rechtzeitig 
leiſten werde; vielmehr könnte die vorzeitige Klage auf Werterſatz 
auf § 259 nur etwa dann geſtützt werden, wenn ich behaupte 
und erweiſe, daß Beklagter wider beſſeres Willen die Heraus: 
gabe verweigere: nur ein Verhalten dieſer Art könnte die Be— 
ſorgnis rechtfertigen, Beklagter werde eine etwaige Verpflichtung 

zum Wertserſatz nicht rechtzeitig erfüllen.“ 
3. Verträge bei Abzahlungsgeſchäften lauten gewöhn⸗ 
lich dahin, daß, wenn Beklagter mit mehr als zwei aufeinander 
folgenden Raten im Verzug und mit mehr als dem zehnten Teil 


— — 
— ͤ C?J— 


) So Sellner in Seuff Bl. 69, 495; Anger in SächſgpflArch. 
08, 453. 

) Nicht beizutreten iſt alſo der Meinung von Hellwig Lehrb. I, 
377, Anm. 71 und von Sellner in SeuffBl. 69, 494, die die Be: 
ſorgnis ſür den Eventualanſpruch für gegeben erachten, wenn der 
Schuldner mit der Hauptleiſtung im Verzug iſt oder es zur Verur⸗ 
teilung wegen der prinzipalen Leiſtung kommen läßt. 


des Kaufpreiſes im Rückſtand iſt, der Reſtbetrag auf einmar 
fällig und Kläger berechtigt iſt, zurückzutreten und Rückgabe der 
Gegenſtände zu fordern. Während alſo in den oben beſprochenen 
Fällen dem Kläger nur der Anſpruch auf Leiſtung der Sache 
zuſteht, ſteht in dieſem Fall dem Kläger aus dem Vertrag das 
Recht zu, nach eigener Wahl entweder Zahlung (des Kauf: 
preiſes) oder (unter Rücktritt vom Vertrage) die Sache zu ver⸗ 
langen. Daher kann Kläger ein Urteil verlangen: 

Der Verklagte wird verurteilt, nach Wahl des 
Klägers an dieſen 100 % zu zahlen oder die Näh⸗ 
maſchine herauszugeben. 

Dieſes Urteil ſtellt nur die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrage feſt; aus dem Sinn und Zweck dieſes Vertrages aber 
folgt, daß das Wahlrecht des Gläubigers zunächſt zeitlich un⸗ 
beſchränkt fortbeſteht bis zu ſeiner Befriedigung, ſo daß er den 
Gerichtsvollzieher beauftragen kann, in erſter Linie den aus⸗ 
geurteilten Geldbetrag beizutreiben,“) falls dies aber erſolglos, 
die Sachen dem Schuldner wegzunehmen.“) Der Kläger braucht 
alſo das ihm zuſtehende Wahlrecht nicht etwa ſchon in der 
Klageſchrift auszuüben. Vgl. RG. in JW. 96, 655. 

4. Ganz das gleiche gilt in den Ausnahmefällen, wo wegen 
Verzug des Schuldners der Gläubiger an Stelle der geſchuldeten 
Sache deren Wert verlangen kann, nämlich dann, wenn die 
Leiſtung zur Verfallzeit ſo wichtig war, daß die verſpätete Leiſtung 
nicht mehr ihrem Zweck dienen kann, ſo bei Altenteils— 
leiftungen,?) ferner wenn der Übernehmer eines Bauernguts 
ſich verpflichtet hat, ſeinen Geſchwiſtern den „Einſegnungs— 
anzug“) zu liefern. Der Altſitzer kann alſo nach feiner Wahl 
die geſchuldeten Nahrungsmittel oder deren Wert verlangen 


) Die Meinung von Lazarus (DIZ. 08, 302): Der Kläger 
verlange nur Zahlung, ſei aber auch damit zufrieden, daß Veklagter 
die Sache zurückgibt, fo daß alſo ein Wahlrecht des Beklagten be: 
ſtände, dürfte kaum jemals zutreffen. — Behufs Erledigung der Sache 
kann der Schuldner dem Gläubiger Rückgabe oder Zahlung anbieten; 
hierdurch gerät der Gläubiger in Verzug (§ 295) und der Schuldner 
kann ihn dann zur Vornahme der Wahl mit der Rechtsfolge des 
§ 264 Abſ. 2 auffordern. 

e) Über alternative Urteile nach Wahl des Gläubigers ſ. Gaupp⸗ 
Stein (8. 9.) III 4 a. E. zu § 253. — Pähler in DI. 08, 190 
will den bei Klagen aus Abzahlungsgeſchäften üblichen Antrag auf 
Verurteilung: „100. zu zahlen oder im Nichtbeitreibungsfall die 
Sachen herauszugeben“ dahin auslegen, daß der Kläger im Fall der 
Nichtbeitreibbarkeit den Rücktritt vom Vertrage erklären wolle, was 
auch ſtillſchweigend dadurch geſchehen könne, daß er in dieſem Fall 
die Zwangsvollſtreckung auf die Herausgabe der Sachen richte; nach 
Pähler erhebt hier der Kläger neben der Klage auf das Reſtkaufgeld 
eine ſelbſtändige, unbedingte, nicht eventuelle Klage auf Rückgabe für 
den künftigen Fall, daß die Zahlung nicht beizutreiben iſt und in 
Verbindung hiermit der Rücktritt erklärt wird. — Bei dieſer Aus⸗ 
legung entſteht aber die überaus ſtreitige Frage, ob auf Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel der $ 726 ZBO. ſtattfindet: denn die Vol: 
ſtreckung auf Herausgabe der Sache hängt hier von zwei Tatſachen 
ab, nämlich von der Nichtbeitreibbarkeit der Geldforderung und ferner 
von der Rücktrittserklärung. Alle dieſe Schwierigkeiten erledigen ſich 
bei der oben im Text vorgeſchlagenen Faſſung der Klage und des 
Urteils. 

7) Joſef in Gruchots Beitr. 54, 87. 

*) Joſef in Gruchots Beitr. 47, 492. 
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und braucht dies Wahlrecht nicht ſchon in der Klageſchrift aus⸗ 
zuüben; vielmehr ergeht das Urteil dahin: 

„Der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger nach 
deſſen Wahl 5 Scheffel Kartoffeln zu liefern oder 
für jeden Scheffel 2 & zu zahlen.“ 

Das Wahlrecht ſteht dem Altſitzer zu bis zu ſeiner Be⸗ 
friedigung oder bis der Schuldner nach §S 264 Abſ. 2 BGB. 
das Wahlrecht auf ſich übergehen macht. 


5. Mit Ausnahme der unter 3 und 4 gedachten Fälle 
muß ſonach der Gläubiger, wenn die Zwangsvollſtreckung auf 
Leiſtung der Sache erfolglos war, noch einmal unter Be⸗ 
rückſichtigung des § 283 BGB. auf das Intereſſe “) klagen, 
das dem Wert der Sache regelmäßig entſprechen wird, 
aber nicht immer, ſo z. B. nicht, wenn der Nießbraucher, der 
Leiher oder Mieter gegen den Eigentümer, den Verleiher oder 
Vermieter auf Leiſtung des Nießbrauchsgegenſtandes, der ge⸗ 
liehenen oder gemieteten Sache klagt. Auch ſonſt wird in 
Fällen, wo der Klageanſpruch nicht vom Eigentümer erhoben 
wird, oft zweiſelhaft ſein, ob dem Kläger, wenn er die Sache 
nicht erhält, ein Anſpruch auf deren Wert zuſteht, ſo daß eine 
allgemeine Vorſchrift dahin, daß der auf Leiſtung einer Sache 
Berechtigte an deren Stelle ſchlechthin den Wert verlangen kann, 
auch de lege ferenda nicht zu begründen iſt. — Mit Aus⸗ 
nahme der Fälle zu 3 und 4 iſt nach dem Vorgetragenen alſo, 
wenn der Kläger auf Leiſtung der Sache oder auf Werts: 
erſatz klagt, nur auf Leiſtung der Sache zu verurteilen, der 
darüber hinausgehende Anſpruch aber abzuweiſen. 0) 

6. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 

a) Der auf Leiſtung einer Sache Berechtigte kann grund⸗ 
ſätzlich nur auf dieſe klagen, nicht aber auf Leiſtung der Sache 
oder Zahlung ihres Werts. Denn ein ſolcher auf Leiſtung der 
Sache oder Wertserſatz gerichteter Antrag enthält nur die 
Erklärung des Gläubigers, daß er bereit ſei, an Stelle der 
Sache deren Wert anzunehmen. Ein ſolches Angebot, auf das 
dem Beklagten keine Erklärung obliegt, rechtfertigt aber nicht 
eine Verurteilung nach der vom Kläger angebotenen Wahl. 
Jener Klageantrag kann auch nicht geſtützt werden a auf 
8 255 ZRO., denn dieſe Vorſchrift gibt nach ihrem Wortlaut 
und nach ihrer Entſtehung dem Gläubiger nur das Recht zu 
verlangen, daß ihm im Urteil eine Friſt beſtimmt werde, nach 
deren Ablauf er durch neue Klage Wertserſatz beanſpruchen 
kann; A auf § 259 ZPO., denn dem Gläubiger ſteht der 
Anſpruch auf Wertserſatz nur zu unter mehrfachen Voraus⸗ 
ſetzungen, wie Verſchulden, Bösgläubigkeit, Rechtshängigkeit; 
Anſprüche aber, deren Entſtehung eine ſo entfernte iſt, recht⸗ 
fertigen nicht eine Klage auf künftige Leiſtung. 

b) Klagt der Gläubiger dem zuwider auf Leiſtung der 
Sache oder Zahlung des Werts, ſo iſt der Beklagte ledig— 
lich zur Sachleiſtung zu verurteilen und der Kläger mit dem 
Anſpruch auf Wertszahlung abzuweiſen. Ausnahmsweiſe kann 
der Gläubiger auf Leiſtung der Sache oder auf Zahlung des 
Werts klagen, wenn ihm (wie z. B. bei Altenteilsleiſtungen) 


) Vergl. wegen der Anwendbarkeit des 8 283 BGB. Gaupp⸗ 
Stein Anm. I zu § 893 und Rehbein, Komm. z. BGB. 2, 118 u. 124. 

5) So OLG. Kiel und Kammergericht, OL GRſpr. 9, 134 und 
18, 2. 
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geſetzlich das Recht zuſteht, im Fall des Verzugs des Schuldners 
an Stelle der geſchuldeten Sachen deren Wert zu fordern. 
Denn dieſes ihm zuſtehende Wahlrecht braucht der Gläubiger 
nicht ſchon in der Klageſchrift auszuüben; er kann vielmehr die 
Verurteilung des Beklagten verlangen, nach des Klägers Wahl 
die Sache zu leiſten oder ihren Wert zu zahlen. In gleicher 
Weiſe kann der Gläubiger, wenn ihm (wie bei Abzahlungs⸗ 
geſchäften) laut Vertrag das Recht zuſteht, wegen Verzugs des 
Schuldners den rückſtändigen Geldbetrag oder (unter Rücktritt 
vom Vertrag) die Herausgabe der Sache zu verlangen, die 
Verurteilung des Beklagten zu einer oder der anderen dieſer 
Leiſtungen nach Wahl des Klägers verlangen. In dieſem Falle 
beſteht das Wahlrecht des Gläubigers fort bis zu ſeiner Be⸗ 
friedigung oder bis der Schuldner nach 8 264 Abſ. 2 BGB. 
den Übergang des Wahlrechts für ſich bewirkt. 


Praxis der Prozefmovelle. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


Das Landgericht Cöln (IV. Kammer f. Handelsſ., 4. Juli 
1910, 14 T. 37/10) erklärt das vom Gerichtsſchreiber geübte 
Verfahren, die Koſten gemäß $ 105 3PO. auf dem Urteile 
feſtzuſetzen, ehe eine Koſtenrechnung eingereicht oder 
ein Geſuch um Koſtenfeſtſetzung geſtellt iſt, und ohne 
daß in dem Feſtſetzungsbeſchluß die Einzelpoſten der feſt⸗ 
geſetzten Koſten bezeichnet werden, mit Recht für unzu⸗ 
läſſig. — 

Die Anſicht, daß im Wechſelprozeſſe die Einreichung ein⸗ 
facher Abſchriſten des Klagewechſels und der fonſtigen Ur: 
kunden genügt, vertritt neuerdings auch eine Entſcheidung des 
Landgerichts Caſſel (Kammer f. Handelsſ., 5. Juli 1910, 
6 T. 5/10). Ebenſo die Landgerichte Stendal und Düſſel⸗ 
dorf; vgl. Entſch. Nr. 1, 2 (S. 492). — 

Eine Entſcheidung des Landgerichts Dresden erklärt die 
Verbindung des Antrags auf Erlaß des Vollſtreckungs— 
befehls mit dem auf Erlaß des Zahlungsbefehls für zu⸗ 
läſſig. Der Beſchluß, welcher von einer früheren Entſcheidung 
desſelben Gerichts abweicht, iſt unten auszugsweiſe mitgeteilt, 
da ſeine Begründung wertvoll erſcheint. Für die Unzuläſſig⸗ 
keit der Verbindung haben ſich die Landgerichte Oels (Ferien⸗ 
Zivilkammer, 26. Auguſt 1910, 2 T. 96/10) und Braun: 
ſchweig (UI. Ferienkammer, 24. Auguſt 1910, 9 U. 25/10) 
ausgeſprochen. Vgl. die Entſch. S. 636, 689, 727 ff., 773 f. 


114. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Dresden, II. Ferien-Zivil— 
kammer, vom 27. Auguſt 1910 (5 BC. 673/10). 

Jede Anrufung des Gerichts enthält ein mehrfaches Begehren, 
gerichtet auf Erörterung und insbeſondere rechtliches Gehör der 
Parteien, auf Entſcheidung überhaupt und auf Entſcheidung zu ihren 
gunſten. Die Erfüllung dieſes mehrfachen Begehrens erfolgt erſt 
nach und nach, und zwar mit Notwendigkeit die weitere bedingt durch 
die frühere. Daraus folgt mindeſtens ſo viel, daß der Sachantrag 
auch an der Spitze des Verfahrens nie verfrüht erſcheinen kann, ob⸗ 
wohl er den wirklichen Antrieb für eine Tätigkeit des Gerichts, die 
gerade ihm entſpricht, erſt nach Zurücklegung der notwendigen Vor⸗ 
ſtufen des Verfahrens bilden wird. Läßt ſich behaupten, daß das 
Geſuch um den Vollſtreckungsbefehl der Sachantrag des ganzen Ber: 


39. Jahrgang. | 


fahrens iſt, fo iſt alſo auch gegen feine Stellung bei deſſen Ein: 
leitung nichts einzuwenden; und dasſelbe gilt, wenn er wenigſtens 
ein Teil des vollſtändigen Sachantrages iſt. Nun iſt der erwünſchte 
Erfolg des Mahnverfahrens allerdings die Befriedigung des Geſuch⸗ 
ſtellers auf den Zahlungsbefehl hin. Das Geſuch um den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl iſt der eigentliche Sachantrag des Mahn: 
verfahrens. Als Sachantrag muß aber das Geſuch gleich bei der 
Einleitung des Verfahrens geſtellt werden können, wenn hierzu, auch 
ein Zwang nicht beſteht, weil dem Gläubiger überlaſſen bleiben kann, 
wieweit er auf die tatſächliche, nicht rechtliche, Wirkung des Zahlungs⸗ 
befehls vertrauen will. Nur dieſe Erwägung rechtfertigt es über⸗ 
haupt, ein beſonderes Geſuch um den Vollſtreckungsbefehl neben 
dem Mahngeſuche zu fordern ($ 699 ZPO.). Die zwangsweiſe 
Hinausſchiebung dieſes Geſuches aber bis zum Ablaufe der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt iſt damit nicht zu begründen. Jener Aufſchub würde das 
Verfahren während der Widerſpruchsfriſt zu einem reinen Sühne⸗ 
verſuche herabdrücken, während es doch — anders als im Falle des 
§ 510 — von vornherein Rechtsſtreit fein will. 


Zu 8 697 Abſ. 2 ZPO. hat das Landgericht Cleve 
(IL Zivilkammer, 12. Juli 1910, 2 T. 58/10) eine Entſcheidung 
gefällt, die nicht unbedenklich iſt. In dem entſchiedenen Falle 
hatte das Amtsgericht nach Eingang des Widerſpruchs 
den Beklagten befragt, ob er nicht mit Rückſicht auf die Höhe 
der 600 & überſteigenden Forderung die Verweiſung an das 
Landgericht beantragen wolle; der Beklagte ſtellte nun den 
Antrag, und das Amtsgericht verwies die Sache ohne Ver⸗ 
handlung durch Beſchluß an das Landgericht. Auf die Be⸗ 
ſchwerde erklärte das Landgericht dieſes Verfahren für gerecht⸗ 
fertigt, indem es ausführte, es halte den nachträglich geſtellten 
Verweiſungsantrag als genügend im Sinne des 8 697 
Abſ. 2 ZPO. mit dem Widerſpruch verbunden; der 
Antrag ſei als Ergänzung des Widerſpruchs und daher 
als mit dem Widerſpruche verbunden anzuſehen. 

Dieſe Entſcheidung ſteht mit dem Wortlaute des 8 697 
Abſ. 2 im Widerſpruch. Wenn es dort heißt, daß der Antrag 
„mit dem Widerſpruche verbunden“ ſein müſſe, damit die Ver⸗ 
weiſung ohne Verhandlung möglich wird, ſo kann das doch 
nur bedeuten, daß der Antrag mit der Erhebung des Wider⸗ 
ſpruches zeitlich zu verbinden iſt. Die beiden Vorausſetzungen 
der Beſtimmung: Stellung des Antrags in dem Geſuch 
um Erlaſſung des Zahlungsbefehls und: Verbindung 
des Antrags mit dem Widerſpruche beſagen offenbar 
ganz dasſelbe, nur iſt im zweiten Falle die andere Faſſung 
gewählt, weil die Erbebung des Widerſpruchs nicht in einem 
„Geſuch“ erfolgt, auch eine Widerſpruchs ſchrift nach 8 702 
nicht vorzuliegen braucht, und deshalb von einer Stellung des 
Antrags „in dem Widerſpruch“ nicht geſprochen werden 
kann. Wie alſo für den Abſ. 2 des § 697 für den Gläubiger 
eine Nachholung des Antrags nach Stellung des Geſuchs um 
Erlaß des Zahlungsbefehls nicht möglich iſt (vgl. Stein, 
Kommentar zur Novelle, S. 146), ſo auch nicht für den 
Schuldner nach Erhebung des Widerſpruchs. Die Konſtruktion 
einer Verbindung durch nachträgliche Ergänzung iſt 
überaus gekünſtelt; ihre Aufnahme würde auch dazu führen, 
daß jeder Mangel einer Prozeßhandlung durch nachträgliche 
Ergänzung würde geheilt werden können. — 

Zu 88 497, 909 ZPO. haben fi das Amtsgericht 
Ueterſen und das Landgericht Altona auf den Standpunkt 


— — 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 923 


—— —ͤ— 


geſtellt, daß bei der Ladung zum Offenbarungseide das Gericht 
nach freiem Ermeſſen darüber zu entſcheiden hat, ob 
mit der Ladung der Antrag des Gläubigers auf An— 
beraumung des Termins zuzuſtellen iſt, daß es die 
Zuſtellung anordnen kann, auch wenn ein dahin— 
gehender Antrag des Gläubigers nicht vorliegt, und 
daß der Gläubiger deshalb gegebenenfalls, wenn er die Bei⸗ 
fügung der erforderlichen Zahl von Abſchriften unterlaſſen hat, 
die Koſten der Anfertigung dieſer Abſchriften zu tragen hat. 
Dieſer Standpunkt erſcheint nicht richtig, denn wie ſchon das 
Landgericht Güſtrow (Entſch. Nr. 4 S. 597) zutreffend aus⸗ 
geführt hat, iſt eine entſprechende Anwendung des § 498 ZPO. 
auf das Offenbarungseidverfahren nicht vorgeſchrieben und die 
Zuſtellung des Antrages des Gläubigers iſt überdies durchaus 
zwecklos. Kopfſchütteln muß es erregen, wenn man in der 
Begründung des Altonaer Beſchluſſes lieſt: daß der Antrag 
zu den zuzuſtellenden Schriftſtücken im Sinne des 
§ 496 Abſ. 2 gehöre, ſei aus der Faſſung des Formu— 
lars 59b zu entnehmen. Das dürfte einen Höhepunkt der 
Interpretationskunſt bedeuten, den allerdings das Landgericht 
Güſtrow in ſeiner oben zitierten Entſcheidung nicht erreicht 
hat, da es vorſchlägt, das Formular durch Streichung der 
auf den Antrag hinweiſenden unzutreffenden Worte „laut 
Anlage“ zu berichtigen und ſo mit dem Geſetz in Über⸗ 
einſtimmung zu bringen. 


115. 116. Beſchlüſſe 
a. des Kgl. Amtsgerichts Ueterſen vom 4. Auguſt 1910 
(M. 58/10); 
b. des Kgl. Landgerichts Altona, Ferien: Zivilkammer, 
ausgefertigt 21. September 1910 (5 T. 296/10). 


a. 

Die Gläubigerin hat durch ihren Prozeßbevollmächtigten be: 
antragt, den Schuldner zur Ableiſtung des Offenbarungseides zu 
laden. Bei der Terminsanberaumung hat das Amtsgericht aus⸗ 
drücklich verfügt, daß der Ladung des Schuldners in Gemäßheit des 
vorgedruckten Formulars Nr. 59 b eine Abſchrift des Antrages bei⸗ 
zufügen ſei; durch die Anfertigung dieſer Abſchrift find 80 „% Schreib: 
gebühren entſtanden und von der Gläubigerin eingezogen worden. 

Die Rückforderung dieſes Betrages wird von der Gläubigerin 
zu Unrecht verlangt. 

Die Verpflichtung der Gläubigerin, den hier ſtreitigen Betrag 
zu zahlen, beruht auf § 86 Abſ. 2 GKG., wonach Schuldner der 
Schreibgebühr die Partei iſt, welche es unterläßt, einem von Amts 
wegen zuzuſtellenden Schriftſatze die erforderliche Zahl von Abſchriften 
beizufügen. Welche Anträge und Erklärungen der Parteien — ab⸗ 
geſehen von der Klage — dem Gegner zuzuſtellen ſind, entſcheidet 
der Amtsrichter nach ſeinem Ermeſſen (vgl. Samter, Anderungen 
der ZPO. zu § 496 Nr. 4 S. 42). Erachtet er die Zuſtellung eines 
Antrages für geboten und ordnet er ſie an, ſo muß, wenn dem An⸗ 
trage eine Abſchrift nicht beigefügt war, eine ſolche gefertigt werden. 
Da im vorliegenden Fall die Gläubigerin ihrem Antrage eine Ab⸗ 
ſchrift nicht beigefügt hat, hat ſie die durch die Anfertigung der Ab⸗ 
ſchrift entſtandenen Schreibgebühren zu tragen, gleichgültig, ob ſie 
einen diesbezüglichen Antrag geſtellt hatte oder nicht. 

b. 

Das Formular für die Ladung zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides 59 b enthält den Vordruck: „In der Zwangsvollſtreckungsſache 
uſw. hat die Gläubigerin laut Anlage beantragt, Ihnen den Offen⸗ 


barungseid, abzunehmen.“ 
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Da nach Feſtſtellung der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts 
Ueterſen nur eine Abſchriſt von 2 Seiten geſertigt iſt, beträgt die 
Schreibgebühr nach §S 80 GKG. nur 40 % und war inſoweit der 
Beſchwerde ſtattzugeben. 


Im übrigen aber iſt die Schreibgebühr zu Recht angeſetzt nach 
§ 86 Abſ. 2 ERS. Daß ein Antrag der hier fraglichen Art zu den: 
jenigen gehört, die nach 8 496 Abſ. 2 ZPO. zugeſtellt werden ſollen, 
denen alſo die für die Zuſtellung erforderliche Zahl von Abſchriften 
beizufügen iſt, läßt ſich aus der obenbezeichneten, von der Gläubigerin 


ohne genügende Begründung bemängelten Faſſung des Formulars 59 
entnehmen. . | 


Der vierte Abſchnitt des achten Buches der ZPO. enthält keine 
Beſtimmung, aus der gefolgert werden könnte, daß die im § 496 ZPO. 
zugelaſſene Zuſtellung von Schriftſätzen von Amts wegen im Offen⸗ 
barungseidverfahren ausgeſchloſſen iſt, ſofern das Gericht die Ju: 
ſtellung für erforderlich erachtet. 

Da die Beifügung einer Abſchrift unterblieben war, war das 
Amtsgericht Ueterſen berechtigt, die Herſtellung einer ſolchen anzuordnen 
und die Koften von der Gläubigerin einzuziehen (§S 86 Abſ. 2 GK G.). 


Mit der Auslegung des § 28 der neuen Faſſung der 
RAGb0O. beſchäftigen ſich Entſcheidungen des Landgerichts und 
des Oberlandesgerichts Stuttgart, ſowie des Oberlandes⸗ 
gerichts Braunſchweig, die um ihrer prinzipiellen Bedeutung 
willen abgedruckt ſein mögen. Die erſtgenannten Gerichte legen 
die Beſtimmung des § 28 Abſ. 1 Satz 3 dahin aus, daß bei 
dem Zuſammentreffen des Arreſtverfahrens mit dem Verfahren 
über die Hauptſache die dem Anwalt im Arreſtverfahren 
erwachſenden Gebühren herabzuſetzen ſind, während 
umgekehrt das Oberlandesgericht Braunſchweig die Anſicht 
vertritt, daß die Gebühren des Arreſtverfahrens ſtets zum 
vollen Betrage zuzubilligen, dagegen die Gebühren des 
Hauptverfahrens gemäß § 28 Abſ. Satz 3 herabzuſetzen 
ſind, und zwar ohne Unterſchied, ob das Arreſtverfahren oder 
das Verfahren über die Hauptſache zuerſt zu Ende geführt wird. 


»Die erſtere Anſicht iſt mit dem Wortlaut des Geſetzes nicht zu 


vereinigen, ihre Begründung nur möglich, wenn man der 
Sprache Gewalt antut, denn daß die Gebühren des Arreſt⸗ 
verfahrens teilweiſe auf die Gebühren des Hauptverfahrens 
anzurechnen ſind, kann nur bedeuten, daß dieſe letzteren 
Gebühren ſich entſprechend vermindern. (Derſelben 
Anſicht: Mand, Die Anderungen des GG., S. 35; Jehle, 
Die Novelle zur ZPO., S. 31 f.; Siecke, Anderungen im 
Gebührenweſen, S. 5; a. A. Pfafſeroth, Novelle zur RAG0., 
S. 11.) 
117. 118. Beſchlüſſe 
a. des Kgl. Landgerichts Stuttgart, 1 Ferien-Zivil⸗ 
kammer, vom 26. Juli 1910 (D. c. D.); 
b. des Kgl. Oberlandesgerichts Stuttgart, Ferien- 
ſenat, vom 30. Auguſt 1910 (201/10). 


a. 

Gemäß § 28 RAGT. gilt das Verfahren über den Antrag auf 
Aufhebung des Arreſtes zwar für die Gebühren des Rechtsanwalts 
als beſonderer Rechtsſtreit, und es iſt daher im Arreſtverfahren je 
eine volle Prozeßgebühr und Verhandlungsgebühr erwachſen. Nach 
Satz 3 der erwähnten Geſetzesſtelle muß ſich jedoch der Rechtsanwalt 
die in dem Verfahren über den Arreſt erwachſenen Gebühren in Höhe 
von 5/10 auf die im Verfahren über die Hauptſache zuſtehenden ent⸗ 
ſprechenden Gebühren anrechnen, ſo daß, wenn ein Hauptverfahren 
ftattfindet, die betreffenden beſonderen Arreſtgebühren durch die gleich⸗ 
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artigen Hauptſachegebühren in Wirklichkeit auf 50 herabgeſetzt werden. 
Die Beſtimmung iſt nämlich nicht etwa dahin auszulegen, daß nun 
etwa die Gebühren für die Hauptſache auf 50 herabgeſetzt würden, 
ſondern dahin, daß die Gebühren für das Arreſtverfahren mit Rückſicht 
auf die Hauptſache herabgeſetzt werden ſollen. 

Dafür ſpricht nicht nur der Sinn, ſondern auch der Wortlaut 
des Geſetzes, wenn es ſagt, daß die Arreſtgebühren auf die Gebühren 
für die Haupt ſache angerechnet werden ſollen. 

Nun ſteht aber dem Prozeßbevollmächtigten der Arreſibeklagten 
ſowohl die Prozeßgebühr als die Verhandlungsgebühr für die Haupt⸗ 
ſache zu, iſt ſogar bereits erwachſen. Er muß alſo 50 der Arreſt⸗ 
gebühren auf die Gebühren für die Hauptſache anrechnen und kann 
für die Tätigkeit im Arreftverfahren nur 5/10 der Gebühren berechnen. 

Die Erinnerung des Arreſtklägers erſcheint daher begründet; es 
waren an den von ihm an die Arreſtbeklagte zu erftattenden Koſten 
2 mal Kj? Gebühr (Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr) mit zuſammen 
28 ./ abzuſetzen und der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß entſprechend ab: 
zuändern. 

b. 

Nach der Faſſung des § 28 Abſ. 1 Satz 3 RAG. iſt davon 
auszugeben, daß die Anrechnung von ¾ der Gebühren aus dem 
Arreſtverfahren auf die dem Rechtsanwalt im Verfahren über die 
Hauptſache zukommenden entſprechenden Gebühren von dem Zeitpunkt 
an einzutreten hat, da feltfteht, daß es zur Erhebung der betreffenden 
Gebühren zur Hauptſache kommt. Letzteres iſt aber, was die hier in 
Frage ſtehenden Gebühren (Prozeß- und Verhandlungsgebühr) angeht, 
ſchon dann der Fall, wenn eine ſtreitige Verhandlung zur Hauptſache 
ſtattgefunden hat. Von da an ſtehen dem Rechtsanwalt die genannten 
Gebühren zu, wenn auch zunächſt noch ungewiß iſt, ob er ſie bei 
ſeinem Auftraggeber oder bei einem erſtattungspflichtigen Gegner 
erheben wird. Wäre die Auffaſſung der Beſchwerde richtig, jo würde 
dann, wenn die Koſten des Hauptprozeſſes ſpäterhin nicht auch der 
im Arreſtverfahren unterlegenen Partei, ſondern dem andern Teil 
zugeſchieden werden, der Fall eintreten, daß die im Hauptprozeß 
Unterlegene für Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühren nur in Höhe von 
5/½10 aufzukommen hätte. Eine derartige Verſchiebung der Gebühren: 
ſätze kann aber nicht als Wille des Geſetzes angenommen werden; 
auch die Vorarbeiten zu § 28 a. a. O. laſſen eine ſolche Abſicht des 
Geſetzgebers nicht erkennen. 

Mit Recht hat daher das Landgericht an der Prozeß: und der 
Verhandlungsgebühr des beklagten Anwalts für das Arreſtverfahren 
je 5/0 auf die entſprechenden Gebühren zur Hauptſache angerechnet 
und obige 28. an der Rechnung der Beklagten abgeſetzt. Hieraus 
ergibt ſich die Zurückweiſung der Veſchwerde. 


119. Beſchluß 

des Herzogl. Oberlandesgerichts Braunſchweig, 
Ferienſenat, vom 22. Juli 1910 (K. c. K.). 

Kläger hat gegen die Beklagte auf Zahlung von 2000.4 nebſt 
4 Prozent Prozeßzinſen geklagt und mit der Klage den Antrag der: 
bunden, wegen ſeines Anſpruchs den dinglichen Arreſt in Höhe von 
2000 / in das Vermögen der Beklagten anzuordnen. Dem Antrage 
iſt durch Arreſtbeſehl vom 14. Mai d. J. ſtattgegeben. Nachdem 
Beklagte Widerſpruch erhoben hatte, it das Arreſtverfahren durch 
gerichtlichen Vergleich der Parteien vom 4. Juni d. J. beendet. 
Nach dem letzteren hat der Kläger die Koſten des Arreſtprozeſſes 
übernommen. Das Verfahren in der Hauptſache iſt noch im Gange. 

Auf Grund des Vergleichs hat die Beklagte die ihr im Arreſt⸗ 
prozeſſe erwachſenen Koſten mit insgeſamt 135,70 .H# liquidiert und 
um deren Feſtſetzung gebeten. Der obgedachte Beſchluß des Gerichts⸗ 
ſchreibers hat aber von den geforderten 36 und 86 .# für Prozeß⸗ 
reſp. Verhandlungsgebühr nur 5/0 zugebilligt, demzufolge auch die 
Poſten 4 und 5 ermäßigt, und den Geſamtbetrag der vom Alaͤger 
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zu erſtattenden Koſten auf 91,60 .% feſtgeſetzt. Die dagegen verfolgte 
Erinnerung iſt durch den landgerichtlichen Beſchluß vom 17. v. Mts. 
als unbegründet zurückgewieſen. Gegen ihn richtet ſich die vor⸗ 
liegende Beſchwerde. Sie verlangt, daß entſprechend ihrer Liquidation 
der zu erſtattende Koſtenbetrag feſtgeſetzt werde. Die Beſchwerde iſt 
form: und friſtgerecht eingelegt, nach § 104 Abſ. 3 ZPO. zuläſſig 
und auch ſachlich begründet. 

Die Ermäßigung der Poſten 4 und 5 der Koſtenrechnung des 
Klägers hängt allein davon ab, ob die geſchehene Herabſetzung der 
Poſten 1 und 2, Prozeß: und Verhandlungsgebühr, ſich rechtfertigt. 
In letzterer Beziehung aber berufen ſich beide vorerwähnten Beſchlüſſe 
auf § 28 Abſ. 1 RAG, und der Beſchluß des Prozeßgerichts meint, 
daß nach Sinn, Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſtimmung 
in den hier genannten Fällen die im Arreſtverfahren uſw. erwachſenen 
Anwaltsgebühren ſich ſofort um 0 verminderten, ſobald die ent: 
ſprechenden Gebühren wie im Fragefalle dem Anwalte im Haupt⸗ 
prozeſſe zuſtänden, und daß danach die erſteren nicht mehr zu 101% 
ſelbſtändig gefordert werden könnten. Dieſe Anſchauung kann in 
keinem Punkte gebilligt werden. Vor der Novelle vom 1. Juni 1909 
beſtimmte der $ 28 RAGO.: „Das ordentliche Verfahren ... nach 
Abſtandnahme vom Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſe ſowie nach dem 
mit Vorbehalt in demſelben erlaſſene Urteil... ($$ 599, 600 
ZPO.) gilt für die Berechnung der Gebühren des Rechtsanwalts als 
beſonderer Rechtäftreit, der Rechtsanwalt muß ſich jedoch die Prozeß: 
gebühr des Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſes auf die gleiche Gebühr 
des ordentlichen Verfahrens anrechnen“. Wenn jemand eine Geld: 
ſumme auf eine andere ſich anrechnen ſoll, ſo bedeutet das nach 
Sinn und Wortlaut, daß er die andere Summe nicht zum vollen 
Betrage einfordern dürfe, ſondern dieſelbe zum entſprechenden Betrage 
durch die aufzurechnende Summe im Wege der Aufrechnung tilgen 
müſſe. Solcher Vorſchrift liegt die Vorſtellung zugrunde, daß der 
Betreffende die anzurechnende Summe jedenfalls voll erhalte. Nach 
der früheren Beſtimmung konnte alſo die Prozeßgebühr des Urkunden: 
und Wechſelprozeſſes zunächſt voll liquidiert werden. Um ihren Betrag 
vermindert ſich aber die Prozeßgebühr des Hauptverfahrens. Daß 
dieſe nach der Natur der Sache erſt ſpäter erwachſen konnte als die 
Prozeßgebühr des Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſes, iſt für die voraus⸗ 
geſchickte Auslegung ohne Bedeutung. Die Novelle vom 1. Juni 1909 
hat den 8 28 RAGO. bedeutend erweitert. Sie hat den Fällen des 
ſog. Nachverfahrens die Fälle angereiht, in denen es ſich um ein 
„Verfahren über einen Antrag auf Anordnung, Abänderung oder 
Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung“ handelt, 
auch wenn es mit dem „Verfahren über die Hauptſache verbunden“ 
iſt, und nun auf alle dieſe Fälle die frühere Anordnung bezüglich 
der Berechnung und Anrechnung der Anwaltsgebühren übertragen, 
mit der Beſonderheit, daß der Rechtsanwalt ſich die in dem Verfahren 
über einen Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung erwachſenen Gebühren 
in Höhe von 5/0 auf die ihm in dem Verfahren zuſtehenden ent⸗ 
ſprechenden Gebühren anrechnen müſſe. In Anſehung der Prozedur 
der Anrechnung unterſcheidet das Geſetz nicht zwiſchen den einzelnen 
Fällen. Was in dieſer Beziehung für die früher geregelten ſchon 
galt, muß daher auch für die neu Hinzugekommenen gelten. Der 
neuen Faſſung des Geſetzes läßt ſich ein anderer Sinn nicht ent⸗ 
nehmen. Daraus folgt aber, daß in Fällen der vorliegenden Art 
die im Arreſtprozeß entſtandenen Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühren 
zum vollen Betrage anzuſetzen und zuzubilligen, um 5/10 derſelben 
die entſprechenden Gebühren des Hauptverfahrens aber ſchon in der 
Koſtenrechnung zu ermäßigen ſind. Dabei iſt es in Anbetracht des 
klar ausgeſprochenen Willens des Geſetzgebers ganz gleichgültig, ob das 
Arreſtverfahren oder das Hauptverfahren zuerſt zu Ende geführt wird. 

Auch die Entſtehungsgeſchichte der neuen Vorſchriften führt zu 
teinem anderen Ergebnis. Dieſelben verdanken ihre Entſtehung einem 
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Antrage der Reichstagskommiſſion, und dieſer bezweckte nach der ihm 
beigegebenen Begründung (Materialien zu dem Geſetz vom 1. Juni 1909, 
S. 144; Leipzig, Veit u. Co.) die bisherigen Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte in dem Verfahren über Arreſte uſw. in Rückſicht auf den 
Umfang der dabei zu entwickelnden Tätigkeit bis zu den vollen 
Gebührenſätzen zu erhöhen, mit der Maßgabe aber, daß in den Fällen, 
wo der Anwalt neben dem Arreſt⸗ uſw. Verfahren die Hauptſache 
führe, er ſich billigerweiſe die im Ar reſt verfahren erwachſenen Ge: 
bühren zu 5/10 auf die ihm im Verfahren über die Hauptſache zu: 
ſtehenden Gebühren anrechnen laſſe. An einen anderen Anrechnungs⸗ 
modus, als wie oben dargelegt wurde, iſt dabei nirgend gedacht 
worden. 
Hiernach erſcheint die Beſchwerde im vollen Umfange als 
begründet. 


Die Mitteilung des letzten Berichtes (S. 874), daß der 
Schlußſatz des $ 76 Abſ. 3 RAGd. allgemein richtig aus⸗ 
gelegt werde, war verfrüht: Die XXXVI. Zivilkammer des 
Landgerichts I Berlin (30. September 1910, 71 T. 527/10) 
hält an der ſchwer begreiflichen Anſicht feſt, daß die Be⸗ 
ſtimmung die Zubilligung eines Pauſchſatzes für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren überhaupt ausſchließe; die Begründung 
der Entſcheidung läßt dieſe Anſchauung nicht verſtändlicher er⸗ 
ſcheinen. Alle anderen hierzu vorliegenden Entſcheidungen 
hilligen den Pauſchſatz zu, indem ſie den erwähnten Satz 
nur auf den Abſ. 3 beziehen. Es ſind dies folgende Ent⸗ 
ſcheidungen: der Landgerichte I Berlin (V. Ferien⸗Zivilkammer, 
Beſchlüſſe vom 13. September 1910, 71 T. 501/10 und 71 J. 
492/10; vom 16. September 1910, 71 T. 467/10; XII. Zivil⸗ 
kammer, 12. September 1910, 28 T. 20/10), III Berlin 
(III. Ferien⸗Zivilkammer, 12. September 1910, 5 T. 726/10), 
Bochum (I. Zivilkammer, 27. September 1910, B. c. S.); 
der Oberlandesgerichte Hamm (VIII. Zivilſenat, 21. Juni 
1910, F. c. W.) und Jena Gyerienjenat, 12. Auguſt 1910, 
1 W. 146/10). Vgl. die Entſch. S. 292 f., 732, 776 f., 
874 ff. — 

Die viel erörterte Frage des § 76 Abſ. 6 Nr. 2 RAG ., 
ob für die zur Zuſtellung des Urteils verwendete Klage— 
abſchrift beſondere Schreibgebühren zuzubilligen ſind, 
iſt noch nicht geklärt (vgl. die Entſch. S. 598, 638 ff., 694, 
733 ff., 777 ff.). Für die Zubilligung haben ſich ausgeſprochen: 
die Amtsgerichte München (8. Juli 1910, IX A. 2080/10) 
und Würzburg (28. Juli 1910, A. 1389/10), das Land⸗ 
gericht München (II. Ferien⸗ Zivilkammer, 2. September 1910, 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 422/10). Es billigen nicht zu: die Land⸗ 
gerichte Schweinfurt (23. Juli 1910, W. c. R.), Meiningen 
(Ferien⸗ Zivilkammer, 25. Juli 1910, A. c. K.), Thorn 
(16. Auguſt 1910), Halle a. S. (serien: Zivilkammer, 1. Sep⸗ 
tember 1910, 4 T. 228/10), Hamburg (serien: Zivilkammer, 
10. Auguſt 1910, 2. Bs. X 820/10); die Oberlandesgerichte 
Bamberg (Ferienzivilſenat, 17. Auguſt 1910, Beſchw.⸗Reg. 
154/10) und Jena (II. Zivilſenat, 5. Oktober 1910, 2 W. 
98/10). — | 

Das Landgericht Leipzig (Serien-Zivillammer A, Beſchl. 
vom 2. September 1910, 2 B C. 538 10) billigt die Schreib⸗ 
gebühren für die zur vollſtreckbaren und einfachen Urteils⸗ 
ausfertigung benutzten Klageabſchriften zu, auch ſoweit ſie 
die Koſten der Urteilsausfertigung nach Formular 
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überfteigen, und zwar mit der Begründung, daß dem Kläger 
daraus, daß er von den beiden in $ 317 Abſ. 4 ZPO. ge 
gebenen Wegen den erſteren wählt, nicht der Vorwurf erwachſen 
könne, daß ſeine Rechtsverfolgung nicht zweckentſprechend geweſen 
ſei. Ebenſo entſcheidet das Amtsgericht Olbernhau (ĩBeſchl. 
vom 20. Juli 1910, Cg. 212/10). Anderer Anſicht ſind: 
Amtsgericht Berlin⸗Mitte (Abt. 4, Beſchl. vom 30. Juli 1910, 
4 C. 1080/10); Landgericht I Berlin (IV. Ferien⸗Zivilkammer, 
Beſchl. vom 22. Auguſt 1910, 71 T. 460/10; XXXVI. Zivil⸗ 
kammer, Beſchl. vom 12. Juli 1910, 71 T. 39/10); letzteres 
Gericht hatte ſchon früher in dieſem Sinne entſchieden: vgl. 
Entſch. Nr. 108 S. 875. Daß die erſtere Auslegung den 
Vorzug verdient, erhellt insbeſondere auch daraus, daß § 76 
Abſ. 6 Nr. 2 RAGbd. ſchlechthin die Tatſache der Be— 
nutzung der Abſchrift zur Vorausſetzung der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit macht. (Siehe hierzu die Entſch. Nr. 107 S. 875; 
vgl. auch die im folgenden erwähnte Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts Halle vom 22. Juni 1910). — 

In einem vom Landgericht Halle a. S. (II. Kammer f. 
Handelsſ., 22. Juni 1910, 5a T. 3/10) entſchiedenen Falle 
hatte der Gerichtsſchreiber von der Koſtenrechnung der Klägerin 
die Schreibgebühren der beglaubigten Klageabſchrift zur Urteils⸗ 
ausfertigung geſtrichen, weil die beglaubigte Abſchrift wegen 
einer nachträglich erfolgten Klageermäßigung nicht zur Herſtellung 
einer Urteilsausfertigung habe benutzt werden können. Die 
Beſchwerde, welche ausführte, daß die Abſchrift trotz der Er⸗ 
mäßigung zur Ausfertigung des Urteils habe benutzt werden 
können, wurde mit folgender Begründung zurückgewieſen: „Der 
Wortlaut des § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. läßt nur die 
Deutung zu, daß dem Rechtsanwalt die Schreibgebühr für 
die beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift nur dann zuſteht, 
wenn dieſe zur Herſtellung einer Urteilsausfertigung benutzt 
wird, nicht auch, wenn ſie zur Herſtellung einer Urteils⸗ 
ausfertigung hätte benutzt werden können.“ Die Entſcheidung 
dürfte richtig ſein: wie nach den obigen Ausführungen zu ver⸗ 
langen iſt, daß die Schreibgebühren unverkürzt zugebilligt 
werden, wenn die Abſchrift tatſächlich benutzt iſt, ſo muß 
zugeſtanden werden, daß die Schreibgebühren nicht zu gewähren 
ſind, wenn die Abſchrift aus irgendeinem Grunde nicht benutzt 
worden it. — 

Eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts Bamberg be⸗ 
ſchäftigt ſich mit der Frage, ob die zur Urteils ausfertigung 
dienende Klageabſchrift die ſämtlichen Beilagen der 
Klage enthalten muß oder darf (vgl. Entſch. Nr. 56 
S. 735). Sie kommt zu dem. Ergebnis, daß nur die für 
die erſchöpfende Beſtimmung des Streitgegenſtandes 
weſentlichen Klagebeilagen beizufügen und nur hinſichtlich 
ihrer gemäß § 76 Abſ. 6 Ziff. 2 RAG. Schreibgebühren zu⸗ 
zubilligen ſind. 

120. Beſchluß 
des Kgl. Oberlandesgerichts Bamberg, Ferien-Zivil⸗ 
ſenat, vom 17. Auguſt 1910 (Beſchw.⸗Reg. 154/10). 

Strittig iſt zunächſt, ob die nach 8 76 Abſ. VI Ziff. 2 RAD. 
neuer Faſſung dem Rechtsanwalt beſonders zu vergütende zur Her⸗ 
ſtellung einer Urteilsausfertigung (§S 317 Abſ. IV — nicht III, wie 
in § 76 Abſ. VI Ziff. 2 RAG. irrtümlich zitiert iſt —) dienende 
Klagabſchrift die ſämtlichen Beilagen der Klage enthalten muß oder 
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darf. Das Landgericht hat die Beifügung der 4 Seiten umfaſſenden 
Klageanlagen für überflüſſig und deshalb den Abſtrich von 80 FE für 
gerechtfertigt erklärt mit der Begründung, daß der Beklagte dieſe 
Klagebeilagen ja ſchon einmal mit der Ladung zugeſtellt erhalten 
habe. Dieſer Auffaſſung kann aber hier nicht beigetreten werden. 
Beim abgekürzten Urteil nach § 313 Abſ. III ZBO. vertritt der 
Inhalt der Klageſchrift gewiſſermaßen den Tatbeſtand des Urteils. 
Aus dem Zuſammenhalt der Klageſchrift mit dem Urteilsvermerk 
muß ſich genau ergeben, welcher Rechtsſtreit ſeine Erledigung gefunden 
hat. Die vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils muß ſelbſtverſtändlich 
den gleichen Anforderungen genügen. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt auch die vorliegende Streitfrage 
zu löſen. Die von Langenbach in JW. 1910, 274 vertretene Auf⸗ 
faſſung, daß die Klageanlagen in der vollſtreckbaren Ausfertigung 
vollzählig enthalten ſein müßten, kann in dieſer Allgemeinheit nicht 
gebilligt werden. Es muß vielmehr unterſchieden werden zwiſchen 
Klagebeilagen, welche die Klageſchrift ſelbſt hinſichtlich der geltend 
gemachten Tatſachen ergänzen, und ſolchen Beilagen, die lediglich zur 
Mitteilung von Beweisurkunden dienen. Eine für jeden Fall paſſende 
Abgrenzung, welche Urkunden die vollſtreckbare Ausfertigung enthalten 
muß, läßt ſich nicht aufſtellen, ſondern es muß im Einzelfalle geprüft 
werden, ob die Klageſchrift ohne die Beilagen den Streitgegenſtand 
erſchöpfend beſtimmt oder nicht. Erſterenfalls ſind die Beilagen 
unweſentlich und brauchen zur Ausfertigung des Urteils nicht beigefügt 
zu werden. Im zweiten Falle dagegen ſind die Klagebeilagen ein 
weſentlicher Beſtandteil des Klageinhalts und gehören zur Ausfertigung 
des auf die Klage geſetzten Urteils. Es kann auch ein Teil der 
Klageanlagen weſentlicher, der andere Teil unweſentlicher Beſtandteil 
der Klageſchrift ſein. 

Dieſe Grundſätze gelten ſowohl im ordentlichen Verfahren wie 
im Urkundenprozeß. Wenn z. B. in einer Klage eine Reihe von 
Poſten eingeklagt iſt, bezüglich deren die Klage auf beigefügte 
Rechnungsauszüge Bezug nimmt, fo gehören dieſe Rechnungsauszüge 
zum notwendigen Inhalt der Klageſchrift. (Bol. JW. 1910, 735 56.) 
Wenn aber der gleichen Klage neben den Rechnungsauszügen z. B. 
die Korreſpondenz der Parteien als Beweismittel abſchriftlich beigefügt 
iſt, ſo ſind dieſe Beilagen unweſentlich, zur Unterſcheidung des Klage⸗ 
anſpruchs von anderen Anſprüchen nicht notwendig und deshalb bei 
der Ausfertigung des Urteils entbehrlich. 

Im Urkundenprozeß müſſen die ſämtlichen Urkunden, welche die 
zur Begründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen beweiſen 
ſollen, in Urſchrift oder Abſchrift der Klageſchrift beigefügt ſein. 
($$ 593 II, 592 ZRO.) Solche Urkunden bilden daher einen not⸗ 
wendigen Beſtandteil der Klageſchrift und müſſen deshalb auch der 
Ausfertigung des abgekürzten Urteils beigefügt werden, es ſei denn, 
daß ausnahmsweiſe neben der Beifügung der Urkunden ſelbſt auch 
deren Inhalt in den Kontext der Klageſchrift in allen weſentlichen 
Beſtandteilen aufgenommen iſt. In dieſem Falle kann die Beifügung 
der Beilagen zur Urteilsausfertigung unterbleiben, weil die Identität 
des Klageanſpruchs durch die Klageſchrift allein genügend feſtgeſtellt 
wird. Wenn aber wie hier auf Wechſel und Proteſturkunden in der 
Klageſchrift lediglich Bezug genommen iſt, ſo müſſen dieſe Beilagen 
der Urteilsausfertigung abſchriftlich beigefügt ſein. Der Abſtrich von 
80 & iſt deshalb unbegründet und der Beſchluß des Königlichen 
Landgerichts wie geſchehen abzuändern. 


Zu § 76 Abſ. 6 RAG. führt ferner eine Entſcheidung 
des Amtsgerichts Reichenhall (13. September 1910, R. c. D.) 
aus, daß die Uberſendung der Gebühren an den Unter: 
bevollmächtigten nicht zur pflichtmäßigen Erledigung des 
dem Rechtsanwalte erteilten Prozeßauftrags gehört und damit 
nicht in den Rahmen der durch die Prozeßgebühr abgegoltenen 
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Tätigkeit fällt, das Porto für die Überſendung alſo beſonders 
zu erſtatten iſt. Vgl. Entſch. Nr. 71 S. 776. — 

Das Amtsgericht Würzburg (28. Juli 1910, A. 1389/10) 
erklärt den Anſatz von beſonderen Schreibgebühren für 
den Auftrag zur Zuſtellung der Urteilsabſchrift für 
ungerechtfertigt, da dieſe Gebühren „im Pauſchale, entweder 
dem des Prozeſſes oder dem der Zwangsvollſtreckung inbegriffen 
find und neben dem zum Anſatze zu bringenden Pauſchale nicht 
noch geſondert berechnet werden können.“ — 

Eine intereſſante Entſcheidung des Landgerichts Dresden 
beſchäftigt ſich mit der Gelderhebungsgebühr des $ 87 
RAG OO. und dem Paufhfage zu dieſer. In der zur 
Entſcheidung ſtehenden Unterhaltsſache wurde wegen 60 & der 
Gehalt des Schuldners gemäß § 845 ZPO. beſchlagnahmt. 
Daraufhin zahlte der Schuldner 30 & an den prozeßbevoll⸗ 
mächtigten Anwalt ab. Hierauf wurde Antrag auf Gehalts⸗ 
pfändung gemäß 88 829 ff. geſtellt; in der dieſem Antrage 
beigefügten Schuldberechnung wurden außer der Gebühr und 
dem Pauſchſatz für dieſen Antrag noch 1 Gebühr und 50 9 
Pauſchſatz nach SS 87, 76 RAG. für die erfolgte Empfang: 
nahme der Teilzahlung von 30 & und ebenſo 1 & Gebühr 
und 50 % Pauſchſatz für die künftige Gelderhebung in Anſatz 
gebracht. Das Amtsgericht Dresden ſtrich von dem Pauſchſatze 
für die bereits erfolgte Zahlung 30 „, weil der Pauſchſatz von 
der Gebühr des § 87 nicht zum Mindeſtſatze von 50 %, ſondern 
nur zu 20 Prozent der Gebühr zuſtehe; es ſtrich weiter die 
Gebühr für die künftige Gelderhebung und den Pauſchſatz dazu, 
weil deren Entſtehung noch nicht gewiß ſei. Auf die Beſchwerde 
wies das Landgericht das Amtsgericht an, den Pfändungs⸗ und 
Uberweiſungsbeſchluß auf 1 & (künftige) Erhebungskoſten „für 
den Fall einer Zahlung des Drittſchuldners an den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Gläubigers“ zu erſtrecken. Wegen des 
Abſtrichs von 30 X von dem Pauſchale der bereits erwachſenen 
Zählgebühr ſowie wegen des Abſtrichs des ganzen Pauſchale 
der künftigen Zählgebühr wurde die Beſchwerde verworfen. 
Das Landgericht iſt der Meinung, daß der Pauſchſatz von 
der Gelderhebungsgebühr im Zwangsvollſtreckungs— 
verfahren durch das Pauſchale für den Vollſtreckungs— 
antrag abgegolten ſei und bezweifelt offenbar zu Unrecht, 
ob die Gebühr des 8 87 RAG. überhaupt eine „Gebühr“ 
und nicht vielmehr eine Auslagenvergütung darſtelle. 


121. Beſchluß 
des Kgl. Landgerichts Dresden vom 18. Auguſt 1910 
6 B C. 654/10). 

I. Die Empfangnahme der Zahlung anläßlich einer Vollſtreckung 
ergibt in dieſer Weiſe beitreibungsfähige Koſten überhaupt nur unter 
der Vorausſetzung, daß man ſie ſelbſt als Beſtandteil der Vollſtreckung 
anfieht. Dann find aber auch die Auslagen hierbei Beſtandteil der 
geſamten Auslagen bei der Vollſtreckung. Sie erhalten alſo ihre 
Vergütung mit in dem Pauſchalſatze für dieſe Auslagen und nur in 
dieſer Weiſe. Schon damit entfällt in den Fällen der vorliegenden 
Art jede Möglichkeit, einen zweiten Pauſchſatz neben der Pauſchgebühr 
für die Vollſtreckung aus Anlaß der Gelderhebung anzuſetzen. Und 
es kann unerwogen bleiben, ob denn überhaupt die ſog. Gebühr des 
§ 87 RAG. eine Gebühr im Sinne des § 76 dort, und nicht 
vielmehr inſoweit gleich der Schreib⸗„Gebühr“ ſelbſt nur eine Auslage 
darſtellt. Der Abſtrich von 80 M von dem zweiten Pauſchſatze der 
Schuldberechnung beſchwert alſo den Beſchwerdeführer nicht, weil 
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ſeinem Anwalte ein Pauſchſatz von 2 & für den Betrieb der 
Forderungspfändung zugebilligt iſt, zu der er ſelbſt mit Recht auch 
das Verfahren der Pfändungsankündigung als Beſtandteil rechnet. 
Und dasſelbe gilt von der weiteren Pauſchgebühr von 50 „% für die 
demnächſtige Gelderhebung. Inſoweit iſt alſo die Beſchwerde zurück⸗ 
zuweiſen. 

II. Dagegen iſt ihr zuzuſtimmen, wenn ſie die Abſetzung der 
künftigen Zählgebühr bei weiterer Zahlung durch die Drittſchuldnerin 
rügt. Auf ſie läßt ſich jedenfalls bei der Forderungspfändung, die 
als reiner Rechtsakt im Gegenſatz zu der weſentlich tatſächlichen 
Pfändung des Gerichtsvollziehers die Beifügung jeder Art Bedingung 
verträgt, die Beitreibung recht wohl in der von der Beſchwerde vor⸗ 
geſchlagenen Form erſtrecken. Und nur ſo werden ganz unerträgliche 
Weiterungen vermieden. Das Bedenken des Vollſtreckungsgerichts 
erledigt ſich hier wie in anderen derartigen Fällen eben mit der 
Faſſung der Pfändungserklärung. 


Gegen die herrſchende Anſicht über die Berechnung der 
Gebühren des Rechtsanwalts in der Übergangszeit 
(Ss 19, 52 RAGD.; vgl. die Entſch. S. 690 ff., 729 ff., 
781 ff., 871 ff.) ſträubt ſich nur noch das Amtsgericht Pankow 
(Abt. 3, 30. Juli 1910, 2 C. 1524/09). Dagegen werden die 
höheren Sätze der Novelle von folgenden Gerichten zugebilligt: 
Amtsgericht Stettin (Abt. 19, Beſchl. vom 25. Juli 1910, 
19 C. 671/08); die Landgerichte Elberfeld (Ferien⸗ Zivilkammer, 
27. Auguſt 1910), Crefeld (IL Zivilkammer, 28. September 
1910, 2 0. 37/08) und Coblenz (Ferienkammer f. Handelsſ., 
23. Juli 1910, H. O. 168/08); die Oberlandesgerichte Frank⸗ 
furt a. M. (Ferienſenat, 27. Juli 1910, 2 W. 101/10), 
München (Ferienſenat, 12. Auguſt 1910, Nr. 508/10) und 
Hamm (Ferien Bivilfenat, 24. Auguſt 1910, 4 W. 90/10; 
VI. Zivilſenat, 8. September 1910, 6 W. 40/10; II. Zivilſenat, 
20. September 1910, 2 W. 105/10). — Das Oberlandesgericht 
München weiſt zur Begründung ſeiner Anſchauung beſonders 
auf den Bericht über die Praxis der Novelle in JW. 1910, 690 
hin, „woſelbſt unter Hinweis auf die überwiegende Recht⸗ 
ſprechung ausgeführt wird, daß es darauf ankommt, wann die 
Tätigkeit, die durch die Gebühr abgegolten wird, entwickelt 
wurde“. — Daß die Erhöhung nicht nur die allein nach dem 
1. April 1910 erwachſene weitere, ſondern die geſamte Ver⸗ 
handlungsgebühr erfaßt, betont — im Gegenſatz zum 
Landgericht Crefeld — beſonders die Entſcheidung des 
II. Ziwilſenats des Oberlandesgerichts Hamm, indem fie aus⸗ 
führt: „Es iſt ferner zu beachten, daß die weitere Verhand⸗ 
lungsgebühr des 5 17 RAG. nicht eine beſondere, für ſich 
beſtimmte Gebühr darſtellt, ſondern daß hierdurch lediglich der 
Normalſatz der Verhandlungsgebühr modifiziert wird. Hat der 
Anwalt eine Partei ſowohl bei einer der Beweisaufnahme 
voraufgegangenen als auch bei einer derſelben nachfolgenden 
kontradiktoriſchen Verhandlung vertreten, ſo ſind nicht zwei 
ſelbſtändige Gebühren fällig geworden, ſondern es ſteht ihm 
für dieſe geſamte Tätigkeit die einheitliche 1½ ſache Ver⸗ 
handlungsgebühr zu. Hat ſich daher im Falle des § 13 Nr. 4 
NAGO. die Vertretung auf eine weitere nach dem 1. April 
1910 ſtattgefundene mündliche Verhandlung erſtreckt, ſo iſt die 
einheitliche erhöhte Verhandlungsgebühr ſtets nach dem neuen 
Rechte zu bemeſſen.“ Vgl. Oberlandesgericht Düſſeldorf 
(Entſch. Nr. 25 S. 690); Landgericht Darmſtadt (Entſch. 
Nr. 89 S. 783). — 
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Der gut begründeten Anſicht des XI. Zivilſenats des Ober: 
landesgerichts Hamm, nach der das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
bezüglich der Koſten und Gebühren eine neue Inſtanz bildet 
und daß deshalb bei Eintreten dieſer Inſtanz nach dem 1. April 
1910 die Schreibgebühren nach der Novelle zu berechnen ſind 
(Entſch. Nr. 57 S. 735 f.), hat ſich der VIII. Zivilſenat des⸗ 
ſelben Gerichts angeſchloſſen (21. Juni 1910 in Sachen F. c. W.). 
Daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine beſondere Inſtanz 
bildet, erkennt auch das Oberlandesgericht Düſſeldorf an 
(VII. Zivilſenat, Beſchl. vom 1. Juli 1910, H. e. V.). Die 
Entſcheidung führt jedoch weiter aus: „Es muß angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber den Begriff der Inſtanz' in 
Art. X des Geſetzes in Anſehung der Berechnung der Schreib⸗ 
und Poſtgebühren für die Übergangszeit in dem Sinne ver⸗ 
ſtanden hat, daß auch ein nach dem 1. April 1910 eingeleitetes 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren als zu der betreffenden vor dem 
1. April 1910 in der Hauptſache in der Inſtanz anhängig ge⸗ 
weſenen Rechtsſache zugehörig anzuſehen iſt. Dies ergibt ſich 
mit Notwendigkeit aus der Erwägung: daß die Vorſchrift des 
8 76 Abſ. 2 RAG. neuer Faſſung untrennbar von der 
Vorſchrift des § 76 Abſ. 3 iſt, daß die Pauſchgebühr des Abſ. 2 
nur gewährt werden ſoll und kann, wenn ſie nicht etwa nach 
der Vorſchrift des Abſ. 3 in Wegfall kommt. Da nun aber 
die Vorſchrift des Abſ. 3 gänzlich unanwendbar auf die vor 
dem 1. April 1910 in der Hauptſache in der Inſtanz anhängig 
gewordenen Prozeſſe iſt, ſo entfällt damit auch die Möglichkeit 
der Anwendung der Vorſchrift des Abſ. 2 auf ein in ſolchem 
Falle nach dem 1. April 1910 anhängig gewordenes Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsverfahren. Iſt aber die Pauſchgebühr nicht zu⸗ 
zubilligen, ſo muß ſelbſtverſtändlich die Einzelgebühr nach den 
bisherigen Vorſchriften des GG. und der RAG. in Anſatz 
gebracht werden dürfen, mit anderen Worten: die Übergangs- 
vorſchrift des Art. X des Geſetzes vom 1. Juni 1909 umfaßt 
auch ein nach dem Inkrafttreten des Geſetzes eingeleitetes 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren, wenn der Rechtsſtreit, der Hauptſache 
nach, in der Inſtanz durch Urteil bereits vor dem Inkrafttreten 
erledigt war.“ 

Dieſe Ausführungen ſind nicht ſtichhaltig. Es iſt vielmehr 
davon auszugehen, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine 
ſelbſtändige Inſtanz bildet und daß deshalb auf dieſes Verfahren 
im vorliegenden Falle die Vorſchriften der Novelle Anwendung 
finden. Nach dieſen Vorſchriften, nämlich nach § 76 Abſ. 3 
RAGd., kommt nun der Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren unter gewiſſen Vorausſetzungen in Wegfall; 
dieſe Vorausſetzungen beſtehen aber im vorliegenden Falle nicht, 
was zur Folge hat, daß die Regel der Abſ. 1 und 2 des S 76 
ohne Ausnahme zur Anwendung kommt, daß alſo der 
Pauſchſatz für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in dieſen Sachen 
der Übergangszeit unter allen Umſtänden erwächſt. Dieſe 
offenbar allein mögliche Deduktion führt auch keineswegs zu 
einem unbilligen Reſultat. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Zur Geſchichte der Anlegung des Grundbuchs in 
Bayern. Von Staatsrat Dr. von Henle. Sonderabdruck 
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aus der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1910. 
Nr. 18/19. München und Berlin, Schweitzer, 1910. 


Berichte über einzelne Zeitſchriftenaufſätze, auch wenn ſie 
als Sonderabdruck erſcheinen, ſind Ausnahmen; iſt es doch nicht 
einmal möglich, alle ſelbſtändig erſcheinenden Werke anzuzeigen 
oder gar ausführlicher zu beſprechen. Die Erwähnung der vor⸗ 
liegenden Schrift rechtfertigt ſich aber durch die Wichtigkeit ihres 
Gegenſtandes: Der 1. Oktober 1910 wird in ihr von berufenfter 
Seite als ein für die bayeriſche Rechtsgeſchichte bedeutungsvolle 
Tag bezeichnet; von ihm ab iſt die Anlegung des Grundbuchs 
im ganzen Umfange des Königreichs Bayern als vollendet an⸗ 
aufehen und damit auch das geſamte Königreich Bayern dem 
Liegenſchaftsrecht des BGB. unterſtellt. Wer ſich für die 
näheren Angaben über den Umfang und die Bewältigung der 
großen in verhältnismäßig kurzer Zeit vollendeten Arbeit inter⸗ 
eſſiert, dem wird die Lektüre der ebenſo kurzen (16 S.) wie 
inhaltvollen Schrift empfohlen. 


2. Das Koſtenfeſtſetzungs verfahren, die Deutſche Ge: 
bührenordnung für Rechtsanwälte und die landes 
geſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 
in Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden 
mit Erläuterungen von Willenbücher, weil. Geh. Juſtizrat, 
Oberlandesgerichtsrat a. D. Siebente, neubearbeitete Auflage 
von Dr. Siméon, Kammergerichtsrat, und Fiſcher, Land— 
richter. Verlag H. W. Müller, Berlin. 


Auch dies in dem Kreiſe der Praktiker eingeführte Buch 
iſt nunmehr der neuen Geſetzgebung angepaßt worden. Dem 
Geſetzesterte der RAGdO. folgt die Darſtellung des Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
in Strafſachen. Daran reihen ſich ein Kommentar der 
RAGd. ſowie die Preußiſche Gebührenordnung und als 
Anhang hierzu auszugsweiſe das preußiſche Geſetz über die 
Freiwillige Gerichtsbarkeit, ferner die die Rechtsanwaltsgebühren 
betreffenden landesgeſetzlichen Gebührenvorſchriften der im Titel 
angegebenen Bundesſtaaten. Schließlich wird eine Ulberſicht 
über die in den einzelnen Bundesſtaaten und in Elſaß⸗Lothringen 
erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte gegeben. Den Schluß bilden eine Reihe von 
Tabellen und ein alphabetiſches Sachregiſter. Form und Inhalt 
des bewährten Buches iſt beibehalten, ſoweit die veränderte 
Geſetzgebung es zuließ. Die Bearbeiter der neuen Auflage 
haben ſich aber die Freiheit, ihre eigene Meinung zur Geltung 
zu bringen, gewahrt. Willenbüchers Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
wird ſo in dieſer neuen Auflage das bleiben, was es war, ein 
wertvolles Werkzeug für jeden Praktiker, der mit der Koſten⸗ 
feſtſetzung zu tun hat. 


3. Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin über Gebräuche im Handelsverkehr. Neue 
Sammlung. Zweiter Band. Im Auftrage des Alteſten⸗ 
Kollegiums herausgegeben von Profeſſor Dr. Max Apt, 
Syndikus der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. 
Berlin. Carl Heymanns Verlag. 1910. 


Wie der im Jahre 1907 erſchienene erſte Band der Gut 
achten verdient der anfangs Juli 1910 abgeſchloſſene zweite 
Band weitgehende Beachtung, nicht nur im Kreiſe der Kaufleute 
ſelbſt, ſondern auch der Gerichte und Rechtsanwälte. Zahlreiche 
Prozeſſe können beſchleunigt, wenn nicht überhaupt dadurch 
vermieden werden, daß eine etwa bereits vorliegende gutachtliche 
Außerung der Alteſten über die in Betracht kommende Streit 
frage den Richtern oder Rechtsberatern bekannt iſt und nicht 
erſt durch erneute Anfrage feſtgeſtellt werden muß. Die über⸗ 
ſichtliche Syſtematik und ein gutes Regiſter erleichtern den 
Gebrauch der verdienſtvollen Sammlung. N. 
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Vereinsnachrichten. 


Die Verſendung des Terminkalenders für 1911 iſt 
erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
berückſichtigt werden, wenn ſie bis 25. November 1910 bei 
dem Burean des Deutſchen Anwaltvereins in Leipzig, 
Schreberſtraßſe 3, eingehen. 

Leipzig, den 5. November 1910. 


Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Hülfskaffe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Düſſeldorf hat der Kaffe abermals eine Beihilfe von 
1000 % gewährt. Der Kammer und ihrem Borftande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgesprochen 
worden. 


Rechtsgültigkeit des Kaufvertrages über das 
Tempelhofer Feld. 
Von Wieſener, Syndikus der Gemeinde Tempelhof. 


In einem ausführlichen Gutachten in der „Juriſtiſchen 
Wochenſchrift“ ſucht der Wirkliche Geheime Rat Profeſſor 
Dr. Laband nachzuweiſen, daß der Reichstag den Kaufvertrag 
über das Tempelhofer Feld zu genehmigen hat und daß im 
Falle der Nichtgenehmigung des Vertrages durch den Reichstag 
eine zivilrechtliche Bindung des Reichsfiskus nicht vorliegt. 

1. Das Genehmigungsrecht des Reichstages folgert 
Laband zunächſt aus dem 8 10 des Reichsgeſetzes vom 
25. Mai 1873 (RGBl. S. 113); dieſer lautet: 

„Alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken oder ſonſtigen Gegenſtänden, welche ſich im 
Beſitze der Reichsverwaltung befinden, müſſen für jedes 
Jahr veranſchlagt und auf den Reichshaushaltsetat 
gebracht werden. (Art. 69 der Verfaſſung).“ 

Zutreffend führt Laband aus, daß zahlreiche Einnahmen 
im Etat nur veranſchlagt und nicht bewilligt werden, weil ſie 


nicht verweigert werden können. Es ſoll auch der weitere Leit⸗ 
ſatz als richtig unterſtellt werden, daß bei denjenigen Ein⸗ 
nahmen, zu denen die Reichsverwaltung nicht geſetzlich ermächtigt 
iſt, in der Veranſchlagung zugleich eine Bewilligung liegt. 
Nun fehlt aber, um aus dieſen beiden Leitſätzen zu dem obigen 
Schluß zu kommen, der Beweis dafür, daß die Reichsverwaltung 
zur Veräußerung geſetzlich nicht ermächtigt iſt. 

Dieſer Beweis kann nicht durch die Entſtehungsgeſchichte 
der zitierten Geſetzesbeſtimmung geführt werden. Der Wortlaut 
des 5 10 des Geſetzes von 1873 bietet keinen Anhalt für das 
Bewilligungsrecht des Reichstages. Da er vielmehr gleichlautend 
mit Art. 69 der Reichsverfaſſung gefaßt iſt und da bei den 
allgemeinen Einnahmen des Reiches anerkanntermaßen ſolche, 
wie Zölle und Steuern, vorhanden ſind, deren Bewilligung 
nicht verweigert werden kann, ſo läßt alſo der Wortlaut ſehr 
wohl die Auffaſſung zu, daß es ſich bei dem Verkauf von 
Reichseigentum um Einnahmen handelt, die nicht verweigert 
werden können. 

Dies iſt in der Tat auch der Fall. Der 8 11 desſelben 
Geſetzes lautet: N 

„Die Einnahmen aus der Veräußerung der im Beſitz 
der Reichsverwaltung befindlichen Grundſtücke dürfen nur 
mit Genehmigung des Bundesrats und des Reichstages 
verausgabt werden und ſind, ſofern dieſe Genehmigung 
nicht anderweitig erfolgt ift, im nächſten Reichshaushalts⸗ 
etat in die zur Deckung der gemeinſchaftlichen Ausgaben 
beſtimmten Einnahmen einzuſtellen.“ 

Bei der Gegenüberſtellung dieſes $ 11 mit 8 10 ergibt 
ſich, daß ſtreng zu unterſcheiden iſt: 

a) zwiſchen der Veräußerung von Reichsgrundſtücken ſowie 
von anderem Reichseigentum, und 
b) der Verausgabung des Erlöſes aus dem Verkauf von 
Reichsgrundſtücken. 
Was die Veräußerung anlangt, ſo iſt lediglich wiederholt, was 
ſchon Art. 69 der Verfaſſung vorſchreibt; es wird nochmals 
beſtimmt, daß dieſe Einnahmen ebenſo wie alle anderen Ein⸗ 
nahmen behandelt werden ſollen. Es iſt aber keineswegs geſagt, 
daß die Veräußerung der Genehmigung durch die geſetzgebenden 
Körperſchaften bedarf. 
Eine Genehmigung des Bundesrates und des Reichstages 


iſt nur vorgeſchrieben für die Verwendung der Einnahmen aus 
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der Veräußerung der Reichsgrundſtücke. Die Verwaltung, 
welche Grundſtücke veräußert, darf alſo nicht frei über die 
Einnahmen verfügen, ſondern hat die Genehmigung der geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften einzuholen, und wenn ein beſonderer 
Ausgabezweck nicht vorliegt, ſo ſind dieſe Einnahmen unter 
die allgemeinen Einnahmen einzuſtellen. 

Dieſe Schlußfolgerungen aus dem Wortlaut des Geſetzes 
werden durch die Entſtehungsgeſchichte der SS 10 und 11 be⸗ 
ſtätigt. Die von Laband zitierte Anſicht des Abgeordneten 
Richter widerſpricht dem tatſächlichen Wortlaut des Geſetzes; 
ſie würde nur zutreffen, wenn aus Art. 69 der Reichsverfaſſung 
zu folgern wäre, daß alle Einnahmen der Bewilligung unter⸗ 
lägen. Dies behauptet aber auch Laband nicht. Die Anſicht 
des Abgeordneten Richter kann alſo nur als eine perſönliche, 
ſich nicht mit dem tatſächlichen Wortlaut deckende angeſehen 
werden. In der Kommiſſion wurde — anſcheinend vom Ab⸗ 
geordneten Richter — folgende ausdrücklich als das Budget⸗ 
recht betreffende Zuſatzbeſtimmung vorgeſchlagen: 

Erwerbs⸗ und Veräußerungsverträge der Reichsverwaltung 
bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung des 
Bundesrates und des Reichstages. Dieſe Zuſtimmung 
gilt als erteilt, wenn entweder die Grundſtücke im Reichs⸗ 
haushaltsetat des betreffenden Jahres als zur Ver⸗ 
äußerung oder Erwerbung beſtimmt aufgeführt ſind, oder 
ebendaſelbſt der Reichsverwaltung eine Ermächtigung zur 
ſelbſtändigen Auswahl der für einen beſtimmten Zweck 
zu erwerbenden Grundſtücke ausdrücklich erteilt iſt. 

In dem Kommiſſionsbericht lautet es nun: 

Seine Aufnahme in dieſes Geſetz ward insbeſondere aus 
dem Grunde beſtritten, weil bei ſo großen Verwaltungen 
wie diejenigen des Deutſchen Reiches ſich gar nicht auf 
ein Jahr überſehen laſſe, was für Beſitzänderungen vor⸗ 
zunehmen ſeien; in kleinen Ländern und bei induſtriellen 
Etabliſſements möge dies tunlich ſein, hier nicht. Werde 
gar die Rechtsgültigkeit von der Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rates und Reichstages abhängig gemacht, während doch 
ſelbſt bei Geſellſchaften und Kommunen der Vorſtand 
nach außen rechtsgültig verpflichten könne, ſo ſei die 
Beweglichkeit der Verwaltung in unverhältnismäßigem 
Grade gehemmt und eine große Schädigung der Reichs⸗ 
finanzen unvermeidlich. Nachdem andererſeits erklärt 
wurde, daß bei Streichung der Worte „zu ihrer Rechts⸗ 
gültigkeit“ der Antrag ziemlich wertlos ſei, auch die 
Bereitwilligkeit zu Modifikationen im Intereſſe der Ver⸗ 
waltung, z. B. einer Ausnahme von Grundſtücken unter 
einem beſtimmten Werte, ausgeſprochen worden, ward der 
Antrag, die Worte „zu ihrer Rechtsgültigkeit“ zu ſtreichen, 
gegen vier und ſodann der § B gegen fünf Stimmen 
abgelehnt und in zweiter Leſung nicht wieder aufgenommen. 

Es geht alſo hieraus klar hervor, daß der Standpunkt 
Richters unrichtig iſt und bei der Beſchlußfaſſung erörtert 
und ausdrücklich abgelehnt iſt. Demgegenüber und gegenüber 
der obigen aus dem Wortlaut zu ziehenden Schlußfolgerung 
kann ſie um ſo weniger in Betracht kommen, als ſie die perſön⸗ 
liche Außerung eines Abgeordneten iſt, während jener Stand⸗ 
punkt in dem offiziellen Bericht der Kommiſſion als der der 
Kommiſſion niedergelegt iſt. 
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§ 10 ſpricht von allen Einnahmen aus Reichseigentum, 
§ 11 dagegen nur von der Verausgabung der Einnahmen aus 
Grundſtücksverkäufen. Jede Einnahme, mag ſie noch ſo klein 
ſein, iſt zu veranſchlagen. Die Verausgabung dieſer Einnahme 
unterliegt aber nur inſofern nach S 11 der Genehmigung, als 
es ſich um ſolche aus Grundſtücken handelt. Die Einnahmen 
aus Verkäufen von Reichseigentum gehören alſo zu denjenigen 
Einnahmen, die nicht verweigert werden können. Sie unter⸗ 
liegen alſo nicht der Bewilligung des Reichstages. 

2. Aus der Verbindung des § 5 mit § 11 des Geſetzes 
kann gleichfalls nicht die Richtigkeit der Labandſchen Auffaſſung 
gefolgert werden. Bei der gemeinſamen Betrachtung dieſer 
Paragraphen iſt zunächſt die Entſtehungsgeſchichte inſofern 
wichtig, als das Geſetz in der Form des dem Reichstag vor⸗ 
gelegten Entwurfes, alſo in den SS 1 bis 9 lediglich Vor: 
ſchriften enthält, die die Rechtsverhältniſſe des Reichseigentums 
zwiſchen dem Reiche einerſeits und dem einbringenden Staate 
oder Dritten andrerſeits feſtlegen. Die von dem Reichstage 
zugefügten 88 10 bis 12 betreffen dagegen nicht die Rechts⸗ 
verhältniſſe des Reichseigentums im Verhältnis des Reichs zum 
Staat oder Dritten, ſondern enthalten Beſtimmungen über die 
budgetmäßige Behandlung der Einnahmen und Ausgaben aus 
der Veräußerung von Eigentum, alſo Beſtimmungen über die 
Rechtsverhältniſſe innerhalb der eigenen Organe des Reichs. 
Die nachträgliche Zufügung der SS 10 bis 13 macht ſich auch 
im Geſetzestext ſelbſt bemerkbar, inſofern als die SS 1 bis 9 
von Reichseigentum ſprechen, das von Bundesſtaaten eingebracht 
iſt, während die SS 10 bis 13 von allen Gegenſtänden ſprechen, 
die im Befitz der Reichsverwaltung ftehen. 

Der 8 5 beſtimmt nun im Verhältnis zwiſchen Reich und 
Staat, daß der Erlös aus einem Grundſtück, das ein Bundes⸗ 
ſtaat eingebracht hat, zur Erwerbung eines anderen in dem⸗ 
ſelben Bundesſtaat gelegenen Grundſtückes für das Reich zu 
verwenden iſt, während § 11 vorſchreibt, daß die Reichs⸗ 
verwaltung zur Verausgabung des Erlöſes der Genehmigung 
der geſetzgebenden Körperſchaften bedarf. Die SS 5 bis 7 des 
Geſetzes von 1873 ſetzen feſt, wie vom Bundesſtaat eingebrachte 
Grundſtücke zu behandeln ſind, wenn ſie für die Reichs⸗ 
verwaltung entbehrlich und unbrauchbar ſind; ſie ſind an den 
Bundesſtaat, der ſie eingebracht hat, zurückzugeben und können 
von dem Reich nur dann veräußert werden, wenn der Erlös 
dazu beſtimmt iſt, ein Erſatzgrundſtück zu beſchaffen. Wie ſich 
das Reich nun ſeinerſeits das Erſatzgrundſtück beſchafft, darüber 
verhält ſich §S 11. Die Reichsverwaltung bedarf nämlich hierzu, 
alſo zur Verausgabung des Erlöſes der Genehmigung der 
geſetzgebenden Körperſchaften. Beide Beſtimmungen ſind nicht 
in dem Sinne von einander untrennbar, daß die Veräußerung 
erſt geſchehen dürfte, wenn die Verausgabung der Einnahmen 
durch den Reichstag genehmigt iſt. An der Befolgung der 
erſten Vorſchrift hat der Bundesſtaat, an der Befolgung der 
zweiten Vorſchrift der Reichstag ein Intereſſe. | 

3. Es kann ferner nicht anerkannt werden, daß die Praxis 
des Reichs dahin geht, die Grundſtücksveräußerung durch den 
Reichstag genehmigen zu laſſen. Richtig iſt, daß die Einnahmen 
aus dem Verkauf veranſchlagt und auf den Etat gebracht werden, 
wie dies der Reichsverfaſſung und dem § 10 des Geſetzes vom 
25. Mai 1873 entſpricht. Daraus folgt aber nicht, daß damit 


39. Jahrgang. 
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die Genehmigung eingeholt wird, vielmehr kann, wie oben aus⸗ 
geführt, die Veranſchlagung dieſer Etatspoſitionen nicht ver⸗ 
weigert werden. Nur in dieſem Sinne iſt ſeinerzeit der ſpäter 
zurückgezogene Nachtragsetat eingebracht worden, in dem aus 
dem Verkauf des Aufmarſchgeländes und des Tempelhofer Feldes 
13 Millionen Mark eingeſetzt worden ſind. Nur nebenher ſei 
bemerkt, daß der an Berlin im März 1910 erfolgte Verkauf 
des Aufmarſchgeländes ſich genau in demſelben Stadium befindet, 
wie der Verkauf des Feldes an Tempelhof. Auch der Erlös 
aus dieſem Verkauf iſt bisher noch nicht auf den Etat gebracht, 
obwohl er ſchon ganz vereinnahmt iſt und das Grundſtück auf⸗ 
gelaſſen iſt. 

Die von Laband zitierte Erklärung des Abgeordneten 
Erzberger deckt ſich auch mit den vorſtehenden Ausführungen. 
Er ſagte: 5 

Vom Kriegsminiſterium wurde zugeſagt, daß tunlichſt 
bald ein Nachtragsetat über den Verkauf des Tempel⸗ 
hofer Feldes dem Reichstag zugehen werde und daß 
nicht die genannte Verkaufsſumme aus dieſem Rieſenareal 
ohne weiteres und ohne Zuſtimmung der geſetzgebenden 
Faktoren zum Ankauf von Truppenübungsplätzen, Schieß⸗ 
plätzen uſw. Verwendung finden werde. 
Es ſoll alſo ein Nachtragsetat über den Verkauf zugehen. In 
dieſem wird die Einnahme veranſchlagt werden, und der Erlös 
ſoll nicht ohne Zuſtimmung des Reichstages verausgabt werden. 
Das Kriegsminiſterium hat nur zugeſagt, was ſich aus dem 
oben erörterten Sinn der 88 10 und 11 ergibt. Zu Unrecht 
wird alſo aus der Erklärung des Kriegsminiſteriums gefolgert, 
daß in ihr die Genehmigung zum Verkauf der Beſchlußfaſſung 
vorbehalten worden ſei. Gerade das Gegenteil iſt der Fall. 
Der Genehmigung vorbehalten worden iſt lediglich die Veraus⸗ 
gabung der Einnahmen. 

Wenn ein Bundesrats⸗Bevollmächtigter erklärt hat, es ſei 
nicht beabſichtigt, Verkäufe oder Verträge ohne Genehmigung 
des Reichstages vorzunehmen, ſo iſt dies eben eine unklare 
Ausdrucksform, in der gerade der Unterſchied zwiſchen Ver⸗ 
anſchlagung von Einnahmen mit Genehmigungsrecht des Reichs⸗ 


tages und Veranſchlagung von Einnahmen ohne ſpezielles 


Genehmigungsrecht nicht beachtet iſt. 

Der von Laband erwähnte Vorgang, betreffend Streichung 
der Einnahme aus dem Verkaufe der Plantagenkaſerne, ſtellt 
ſich bei genauer Prüfung als ein ſehr harmloſer dar, der auf 
den vorliegenden Fall keineswegs paßt. Bei jenem war nicht 
einmal ein Käufer, geſchweige denn ein Kaufvertrag vorhanden, 
und die Reichsverwaltung hat von dem Abſchluß eines Kauf⸗ 
vertrages Abſtand genommen. 

4. Hinſichtlich der Ausführungen Labands unter 4 mag 
es dahingeſtellt bleiben, ob dieſe als objektive juriftifche Aus⸗ 
einanderſetzungen oder als perſönliche Sentiments über die 
Frage anzuſprechen ſind, ob der Verkauf beſſer an Berlin als 
an Tempelhof hätte geſchehen ſollen. Ihre Unrichtigkeit geht 
ſchon daraus hervor, daß im Sinne der einſtimmig an⸗ 
genommenen Reſolution des Reichstages die Wahrung der 
öffentlichen Intereſſen in doppelter Weiſe erfolgt iſt, einmal 
in dem Verkauf an die Gemeinde Tempelhof und ferner 
in der Feſtlegung eines den modernen Anforderungen ent⸗ 
ſprechenden Bebauungsplanes. 
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In der Sitzung vom 12. Februar 1910 hat der Abgeordnete 
Erzberger als Berichterftatter die Worte „Wahrung der öffent⸗ 
lichen Intereſſen“ authentiſch interpretiert. Er ſagte: 

„Die Kommiſſion hat ſich abſichtlich nicht darauf feſtgelegt, 
in welcher Weiſe ſie ſich die Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen denkt. Man kann ſich darunter denken — ſo 
wurde in der Debatte ausgeführt — einen Verkauf an 
die Stadt Berlin mit Eingemeindung des ganzen Tempel⸗ 
hofer Feldes, einen Verkauf an die Gemeinde Tempelhof 
entweder an dieſe allein, oder wieder mit Eingemeindung. 
Man kann ſich aber auch darunter denken, daß die 
Militärverwaltung einen von modernen Rückſichten ge⸗ 
tragenen, großzügigen Bebauungsplan des ganzen Tempel⸗ 
hofer Feldes aufſtellen laſſen und ſtückweiſe das Gelände 
unter Einhaltung der gegebenen Bebauungsvorſchriften 
verkaufen würde.“ 


5. Selbſt wenn aber der Vertrag der Genehmigung des 
Reichstages bedürfen ſollte und ſelbſt wenn der Reichstag in 
dieſem Falle wider Erwarten die Genehmigung verſagen ſollte, 
ſo würde dies nichts an der Rechtsgültigkeit des Vertrages im 
Verhältnis zwiſchen Reichsfiskus und Gemeinde Tempelhof 
ändern. Zutreffend führt Laband im Anfang ſeines Gutachtens 
aus, daß zur Vornahme aller zur Militärverwaltung gehörigen 
Geſchäfte die Kriegsminiſterien und Intendanturen Dritten 
gegenüber legitimiert und allein befugt ſind. Die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuches im allgemeinen Teil, auf welche 
Laband ſeine Anſicht ſtützt, betreffen die Rechtsverhältniſſe 
von Vertretern auf Grund privatrechtlicher Vertretungsmacht. 
Hier handelt es ſich aber um eine Vertretung kraft öffentlichen 
Rechts, um einen Vertrag, den der verfaſſungsmäßige Vertreter 
des Reiches ohne Vorbehalt der Genehmigung durch den 
Reichstag abgeſchloſſen hat. Der Vertragsgegner bei einem 
privatrechtlichen Geſchäft mit dem Fiskus iſt weder autoriſiert, 
noch befugt, die Legitimation der für den Abſchluß zuſtändigen 
Behörden zu prüfen. Überſchreitet die zuſtändige Behörde in 
ſolchen Fällen ihre Kompetenz, fo wird dadurch die privat⸗ 
rechtliche Gültigkeit des abgeſchloſſenen Vertrages nicht beeinflußt. 
Es entſteht vielmehr nur die Frage nach der politiſchen Ver⸗ 
antwortlichkeit der betreffenden Verwaltungsbehörden und die 
Frage, ob der Fiskus einen Regreß gegen diejenigen Be⸗ 
amten geltend machen kann, die ihre Kompetenz überſchritten 

ben. 

Der Kaufvertrag über das Tempelhofer Feld unterliegt 
alſo nicht der Genehmigung des Reichstages; allerdings hat 
ſich der Reichstag inſofern mit ihm zu befaſſen, als die Ein⸗ 
nahme aus dem Kaufvertrag im Etat zu veranſchlagen iſt und 
als die Verausgabung der aus dem Kaufvertrag erzielten Ein⸗ 
nahmen der Genehmigung des Reichstages bedarf. Selbſt 
wenn aber der Kaufvertrag der Genehmigung bedürfen ſollte, 
und ſelbſt wenn ferner der Reichstag die Genehmigung ver⸗ 
weigern ſollte, iſt der Kaufvertrag trotzdem zivilrechtlich rechts⸗ 
gültig, die Rechte Tempelhofs als Käufer werden durch eine 
etwaige Nichtgenehmigung nicht berührt. 
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Die Ladung zum Offenbarungseide. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Neumann, Breslau. 


Das Landgericht in Breslau hat nach dem Vorgange des 
Großherzoglichen Landgerichts in Güſtrow!) in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz angenommen, daß es bei der Ladung zum Offenbarungs⸗ 
eide einer Zuſtellung des Antrags auf Anberaumung des 
Termins nicht bedarf. Motiviert wird dieſe Entſcheidung 
damit, daß eine ſolche Zuſtellung weder durch die Zivil⸗ 
prozeßordnung vorgeſchrieben noch auch von praktiſcher Be⸗ 
deutung ſei. Es mag erſtere Erwägung als richtig anerkannt 
werden, letztere dürfte in dieſer Allgemeinheit nicht zutreffen. 
Freilich genügt die bloße Ladung, wenn in dem Antrage 
lediglich um Beſtimmung eines Termins gebeten wird. Es 
laſſen ſich aber eine ganze Reihe von Fällen konſtruieren, 
in denen der Schuldner an der Zuſtellung des Antrages 
tatſächlich Intereſſe hat. Hierzu gehören zunächſt diejenigen, 
in welchen dem Gläubiger aus mehreren Schuldtiteln eine 
Forderung an den Schuldner zuſteht. Hier weiß der Schuldner 
nicht, ob es ſich um ſämtliche Forderungen oder nur um einzelne 
derſelben und bzw. um welche handelt. Hierzu gehören ferner 
die ſehr zahlreichen Fälle, in denen dem Gläubiger zwar nur aus 
einem Schuldtitel eine Forderung an den Schuldner zuſteht, 
Gläubiger den Schuldner aber nur wegen eines Teilbetrages 
geladen wiſſen will. Während nun der Schuldner außerſtande 
ſein kann, die ganze Forderung zu begleichen, iſt er doch möglicher⸗ 
weiſe in der Lage, den vielleicht nur geringfügigen Teilbetrag zu 
zahlen und damit die Sache noch vor dem Termine vorläufig 
aus der Welt zu ſchaffen. In Betracht kommen weiter die 
Fälle, in denen der Schuldner verurteilt iſt, eine Summe Geldes zu 
zahlen, für den Fall des Unvermögens aber gewiſſe Sachen 
herauszugeben. Hier kann ſowohl der Offenbarungseid aus 
8 807 als auch der aus §S 883 ZPO. gefordert werden, und 
es bleibt ſonach im Zweifel, ob Gläubiger beide Eide, bzw. 
welchen dieſer Eide er fordert. Am ſtärkſten aber erweiſt ſich 
das Intereſſe des Schuldners an der Zuſtellung des Antrags 
dann, wenn Gläubiger darin gemäß § 903 ZPO. glaubhaft 
macht, daß Schuldner ſeit der früheren Eidesleiſtung neues 
Vermögen erworben habe. Denn hier müßte gegen den im 
Termin nicht erſchienenen Schuldner Haftbefehl erlaſſen werden, 
obwohl derſelbe vielleicht nur deshalb ausblieb, weil er annahm, 
daß die frühere Eidesleiſtung dem Gericht bekannt ſei, und er 
ſich deshalb vor den Folgen der Nichtleiſtung des Eides ge⸗ 
ſchützt glaubte. 

Würde man an dem ſeitens der beiden Landgerichte auf⸗ 
geſtellten Grundſatze auch in Fällen der oben bezeichneten Art 
ſtrikte feſthalten, ſo würde das durch die allzu reichliche Zu⸗ 
laſſung von Einwendungen ſchon an ſich ſchwerfällige Offen⸗ 
barungseidverfahren durch zahlreiche notwendig werdende Ver⸗ 
tagungen noch weiter hingezogen werden, ſo z. B., wenn 
Schuldner im Falle des § 883 ZPO. erſt Nachforſchungen 
über den Verbleib eines beſtimmten Vermögensſtücks anſtellen 
muß oder im Falle des § 903 ZPO. die zur Glaubhaftmachung 
neuen Vermögenserwerbs vom Gläubiger angeführten Tatſachen 
nicht gleich zu entkräften vermag. 


— 


1) Bol. IW. 39. Jahrg. S. 597. 
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Es empfiehlt ſich deshalb aus Zweckmäßigkeitsgründen, 
den § 498 ZPO. auf das Offenbarungseidverfahren analog 
anzuwenden. Eine ſolche analoge Anwendung erſcheint aber 
auch an ſich durchaus gerechtfertigt, weil der Antrag auf Be⸗ 
ſtimmung des Termins in ähnlicher Weiſe das Offenbarungs⸗ 
eidverfahren einleitet wie die Klage das Prozeßverfahren. 

Solange aber die von uns vorgeſchlagene Praxis nicht 
zur herrſchenden geworden iſt, dürfte es angezeigt erſcheinen, 
daß entweder der Schuldner durch einen kurzen Vermerk in der 
Ladung auf die Beſonderheit des Falles aufmerkſam gemacht 
wird, oder der Vollſtreckungsrichter die Zuſtellung des Antrages 
gemäß § 496 ZPO. anordnet. Das Amtsgericht Ueterſen hat 
in einem vom Landgericht Altona beſtätigten Beſchluß kürzlich 
angenommen,?) daß beim Vorliegen einer ſolchen richterlichen 
Anordnung der Gläubiger die durch die Herſtellung der Abſchrift 
entſtandenen Koſten zu tragen habe. 

Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß auch das 
Formular für die Ladung des Schuldners zu dem zur Leiſtung 
des Offenbarungseides beſtimmten Termine 59b eine ſolche 
Zuſtellung vorſieht; denn es enthält den Vordruck: „In der 
Zwangsvollſtreckungsſache uſw. hat der Gläubiger laut Anlage 
beantragt, Ihnen den Offenbarungseid abzunehmen.“ 


Einſpruchsfriſt bei Zuſtellung im Ausland. 
Von Dr. Hein, Amtsgerichtsrat. 


Nach § 339 ZPO. hat der Richter bei Verſäumnisurteilen, 
deren Zuſtellung im Ausland erfolgen muß, die Einſpruchsfriſt 
nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen. Die Begründung zum Ent⸗ 
wurf III der ZPO. bemerkt dazu, die gewöhnliche Einſpruchsfriſt 
werde hier oft nicht ausreichen und müſſe deshalb der Partei 
durch Verlängerung der Friſt die Einlegung des Einſpruchs 
möglich gemacht werden. Die Art, wie das RG. den 
§ 339 auslegt, ſchließt die Erreichung dieſes Zweckes tat⸗ 
ſächlich aus. Das RG. knüpft an die SS 174, 175 3PO. 
an. Nach dieſen Vorſchriften muß jede im Ausland befindliche 
Partei ohne beſondere Aufforderung einen Zuſtellungs⸗Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellen; tut ſie es nicht, ſo gilt die Poſt als ihr 
Zuſtellungs⸗Bevollmächtigter (8 175). Das RG. führt aus, 
daß in dieſen Fällen die Zuſtellung nicht im Ausland, ſondern 
im Inland erfolge und daß deshalb § 339 hier nicht anwendbar 
ſei (RG. 57, 334). Danach würde die gewöhnliche Ein⸗ 
ſpruchsfriſt gegen die im Ausland aufhaltſame Partei von dem 
Augenblick an laufen, in dem das Verſäumnisurteil dem Zu⸗ 
ſtellungs⸗-Bevollmächtigten oder nach § 175 der Poſt übergeben 
wird; die Partei würde alſo niemals die volle Friſt von zwei 
Wochen haben, da die Zeit der Briefbeförderung ihr verloren 
geht, und ſie würde überhaupt keine Friſt zum Einſpruch mehr 
haben, wenn das Verſäumnisurteil länger als 2 Wochen unter⸗ 
wegs iſt. In den meiſten Fällen, beſonders bei allen Klagen 
gegen Deutſche in Amerika oder Afrika, würde das Urteil ſchon 
längſt rechtskräftig ſein, wenn es in die Hände der ſäumigen 
Partei kommt; für ſie gäbe es alſo die Möglichkeit eines Ein⸗ 
ſpruches überhaupt nicht. 


2) Vgl. IW. 39. Jahrg. S. 923, 924. 
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Das RG. hält den Verluſt des Einſpruchs bei der Zu: 
ſtellung durch Aufgabe zur Poſt für nicht ungerechtfertigt, weil 
die Partei die Pflicht zur Beſtellung eines Zuſtellungs⸗Bevoll⸗ 
mächtigten verſäumt habe. Die Folgen einer ſolchen Säumnis 
werden aber nicht ſo weit tragen können, daß dadurch der Säumige 
der vom Geſetz jeder Partei garantierten Rechtsbehelfe verluſtig 
geht. Dieſer Nachteil ſtünde in keinem Verhältnis zur Gering⸗ 
ſügigkeit des Unterlaſſens. Eine Säumnis der Partei liegt nun 
aber überhaupt nicht vor, wenn ſie einen Zuſtellungs⸗Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellt. Einen Prozeß⸗ Bevollmächtigten iſt fie zu 
beſtellen nicht verpflichtet. Der Zuſtellungs⸗Bevollmächtigte aber 
iſt zur Einlegung des Einſpruchs nicht legitimiert; ſeine Aufgabe 
iſt nur die Weitergabe der ihm ausgehändigten Schreiben an 
ſeine Partei. Hier hat alſo die Partei allen Anforderungen des 
Geſetzes genügt und verliert trotzdem das Recht des Einſpruchs. 

RG. 57, 334 behandelt einen Fall, in dem der Beklagte 
ſchon bei Klageerhebung im Ausland wohnte und die Klage ihm 
dort unter Vermittelung des Gerichts nach 8 199 ZPO. be: 
händigt war. Es erklärt ausdrücklich für alle derartigen Fälle 
die richterliche Beſtimmung der Einſpruchsfriſt für unzuläſſig. 
Damit wäre der Hauptfall der Anwendung des § 339 ausge⸗ 
ſchaltet. Mit der ganz allgemein gehaltenen Faſſung des $ 339 
iſt dieſe Auslegung ſchwer zu vereinen. Das RG. hält den 
$ 339 aber „auf beſchränktem Gebiet“ für anwendbar und führt 
als Beiſpiel für eine zuläſſige Anwendung den Fall an, daß 
Beklagter erſt nach Klageerhebung ins Ausland verzieht. Dies 
Beiſpiel, das bei der Auslegung des § 339 durch das RG. 
wohl der einzige übrigbleibende Anwendungsfall ſein könnte, 
trifft aber nicht zu. Abſ. 2 8 174 ZPO. lautet: „Wohnt die 
Partei nicht im Deutſchen Reiche,“ ſo hat ſie einen Zuſtellungs⸗ 
Bevollmächtigten zu beſtellen. Es iſt hier kein Unterſchied ge⸗ 
macht, ob die Partei ſchon bei Klageerhebung im Ausland wohnt 
oder erſt nach Klageerhebung ihren Wohnſitz dorthin verlegt. 
Es fehlt auch an einem inneren Grunde, warum ein ſolcher 
Unterſchied gemacht werden ſollte. Das RG. dürfte durch den 
Gedanken daran irregeführt ſein, daß der bei Klageerhebung ſchon im 
Ausland wohnhaften Partei die Klage erſt förmlich nach 8199. ZPO. 
zugeſtellt werden muß. Denn bis zur Klagezuſtellung iſt ſie 
noch nicht Partei im Sinne der ZPO. und hat deshalb auch 
noch nicht die Pflichten einer Partei. Erſt durch die Zuſtellung 
der Klage wird ſie Partei, und mit dieſem Augenblicke erſt zur 
Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten nach § 174 Abſ. 2 
verpflichtet. Verlegt aber eine im Inland beklagte Partei nach 
Klagezuſtellung ihren Wohnſitz ins Ausland, fo iſt $ 174 Abſ. 2 
ohne weiteres auf ſie anwendbar, da ſie ſchon Partei geworden 
iſt und deshalb ihr alle Pflichten einer Partei obliegen. Nach 
der Auslegung des RG. würde deshalb 8 339 in allen Fällen, 
in denen eine Partei im Ausland wohnt, außer Anwendung 
bleiben müſſen. Dieſer Paragraph wäre alſo nichts anderes 
als eine „zivilprozeſſuale Attrappe“, wie Ihering ſolche Normen 
bezeichnet. 

Dies Ergebnis läßt erkennen, daß den Erwägungen des 
RO. ein Fehler anhaften muß. Der Fehler dürfte darin zu 
finden ſein, daß das RG. die allgemeinen Vorſchriften der 
ZPO. über „Zuſtellungen“ zu Unrecht zur Erläuterung des 
3 339 heranzieht. In den SS 166 bis 213 ordnet die ZPO. 
das Zuſtellungsweſen. Dieſe Normen wenden ſich an den, der 
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eine Zuſtellung an einen anderen in die Wege leiten will, und 
regeln das Verhalten des Zuſtellenden. Im Gegenſatze hierzu 
geht der §S 339 vom Standpunkte desjenigen aus, dem zugeſtellt 
werden ſoll, und regelt die Einſpruchsfriſt nach dieſem Geſichts⸗ 
punkte. Wenn § 339 von „Zuſtellung im Ausland“ ſpricht, 
ſo will er damit nicht den Ort bezeichnen, wo der Zuſtellende 
den Akt der Zuſtellung vornimmt, ſondern den Ort, an dem 
die Zuſtellung dem Zuſtellungsgegner gegenüber zur Wirkung 
kommt. Da die Zuſtellung eine förmliche Mitteilung zwiſchen 
zwei Perſonen iſt, fo umfaßt „Zuſtellung“ ſowohl den Zu⸗ 
ſtellungsakt des Abſenders wie den Empfang der Mitteilung 
durch den Zuſtellungsgegner. Während die SS 166 bis 213 
den Zuſtellungsakt regeln, verſteht § 339 unter Zuſtellung im 
Auslande jede Zuſtellung, deren Wirkung im Ausland ſich 
äußert. Der Ausdruck „Zuſtellung im Ausland“ bedeutet hier 
alſo „Zuſtellung an eine im Ausland befindliche Perſon“. 
Deshalb können die SS 174, 175 ZPO. zu feiner Auslegung 
nicht herangezogen werden. Denn für die Beſtimmung des 
§ 339 iſt es ohne Bedeutung, welcher Form des Zuſtellungs⸗ 
aktes ſich der Abſendende bedient. Sein ausdrücklicher Zweck 
iſt nur, jeder im Ausland befindlichen Partei die Möglichkeit 
des Einſpruchs zu ſichern. Er ſetzt alſo nur voraus, daß die 
Wirkung der Zuſtellung im Ausland eintritt, unbekümmert 


darum, ob nach anderen Vorſchriften der Zuſtellende den Zu⸗ 


ſtellungsakt im Inlande vorzunehmen berechtigt iſt oder der 
Zuſtellungsakt dort als vollzogen gilt. Bei dieſer Auslegung 
des § 339 ſteht das Ergebnis auch mit dem Zwecke dieſer 


Schutzvorſchrift voll in Einklang. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. $ 110 BGB.] 

§ 110 BGB. enthält keine Ausnahme von dem Grundſatze 
des § 107, wonach der Minderjährige zu einer Willenserklärung, 
durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der 
Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters bedarf. Er geſtattet 
nur, der Sitte und dem Verkehrsbedürfnis Rechnung tragend 
(Begründung zu 5 69 des I. Entwurfs), daß dieſe Einwilligung 
durch ÜUberlaſſung gewiſſer Mittel an den Minderjährigen vom 
Vertreter im allgemeinen erklärt wird und läßt das vom Minder⸗ 
jährigen geſchloſſene Geſchäft auch ohne beſondere Zuſtimmung 
ſowohl nach der dinglichen wie nach der ſchuldrechtlichen Seite 
von Anfang an wirkſam werden, wenn es demnächſt vom Minder⸗ 
jährigen aus den überlaſſenen Mitteln erfüllt wird. Das weſent⸗ 
liche bleibt alſo auch in den Fällen des § 110 die Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters. Dafür, wie weit dieſe Einwilligung 
reicht, iſt einmal maßgebend das Geſetz, das ihr in den 


55 1644, 1824 verbunden mit 88 1821, 1822 von vornherein 
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beftimmte Grenzen zieht. Zum andern aber auch der Inhalt 
der Einwilligungserklärung ſelbſt, die, wie jede Willenserklärung, 
eine, ſei es auch nur ſtillſchweigend ausgedrückte, mehr oder 
minder weitgehende Beſchränkung in ſich tragen kann. (Wird 
ausgeführt.) S. c. V., U. v. 29. Sept. 10, 566/09 IV. — 
Frankfurt. 

2. § 133 BGB. Auslegung von Strafverfprechen.] 

Der angebliche Grundſatz, den der Ber R. in Übereinſtimmung 
mit einigen älteren Reichsgerichtsurteilen ausſpricht, daß Pönal⸗ 
ſtipulationen nicht extenſiv interpretiert werden dürften, läßt ſich 
nicht aufrechterhalten. Unter der Herrſchaft des jetzigen Rechts 
muß auch für Strafverſprechen der S 133 BGB. maßgebend 
fin. W. c. B., U. v. 1. Okt. 10, 406/09 L — Naumburg. 

3. § 196 Nr. 1 BGB. Kure keine „Ware“. 

Die Reviſion rügt, daß der vom Beklagten vorgeſchützte 
Einwand der Verjährung von dem OLG. im Gegenſatz zum 
LG. als nicht durchgreifend erachtet wurde. Mit der im De⸗ 
zember 1907 erhobenen Klage wird beantragt, den Beklagten 
zu verurteilen, die Umſchreibung der zwei von der Klägerin, 
einer Aktienbank, im März 1904 an ihn verkauften Kuxe der 
Gewerkſchaft Altendorf in das Gewerkenbuch zu bewirken. Das 
LG. hatte angenommen, daß es ſich hier um den Anſpruch 
eines Kaufmanns „für Lieferung von Waren“ handle, der der 
Verjährungsbeſtimmung des § 196 Nr. 1 BGB. unterliege. 
Es hat deshalb die Klage abgewieſen. Das OLG. faßt den 
Klageanſpruch gleichfalls als einen Anſpruch des Verkäufers 
auf Abnahme des Kaufgegenſtandes auf. Er läßt aber dahin⸗ 
geſtellt, ob der 8 196 Nr. 1 BGB. unter den Anſprüchen für 
Lieferung von Waren außer dem Kaufpreisanſpruch auch die 
Anſprüche auf Abnahme begreifen will. Es hält dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung ſchon deshalb für unanwendbar, weil Kupe jeden⸗ 
falls keine „Waren“ im Sinne des § 196 Nr. 1 a. a. O. ſeien. 
Kuxe find nach Auffaſſung des OLG. Urkunden über Anteils⸗ 
rechte an einem Bergwerke, keine Forderungen, keine Wert⸗ 
papiere und insbeſondere keine „Waren“. Der Entſcheidungs⸗ 
grund des OL G., daß Kuxe nicht als Waren im Sinne des 
8196 Nr. 1 a. a. O. aufgefaßt werden können, iſt zutreffend 
und trägt die ausgeſprochene Verwerfung des Verjährungs⸗ 
einwandes. F. c. E., U. v. 28. Sept. 10, 494/09 L — Hamm. 

4. 88 251, 463 BGB.] 

Das BG. irrt, wenn es erklärt, daß der Schaden des 
Klägers, der ohne die Täuſchung entweder zu einem angemeſſenen 
Preiſe oder überhaupt nicht gekauft haben würde, in dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen dem Kaufpreis und dem wahren Werte des 
Gutes beſtehe, zu welchem Zwecke es dann feſtſtellt, wie bereits 
erwieſen ſei, daß der wahre Wert des Gutes jedenfalls weniger 
als 225 000 & betrage. Bereits im Urteile vom 23. Januar 
1904 (JW. 04, 141) hat der erkennende Senat ausgeſprochen, 
daß der argliſtig Getäuſchte nicht auf die Anfechtung beſchränkt 
it, ſondern ſtatt deſſen gemäß SS 823, 826 BGB. Schadens⸗ 
erſatz fordern kann, ohne daß ihm eine Rückgabepflicht obliegt, 
eine Auffaſſung, die in vielfachen ſpäteren Entſcheidungen auf⸗ 
rechterhalten worden iſt (RG. 59, 157; 63, 110; JW. 05, 76; 
Gruchot 49 S. 889, 902; Urt. v. 22. März 1907, II. 466/06; 
RG. 66, 336). Dazu gehört aber der Nachweis einer Ver⸗ 
mögensbeſchädigung im vorliegenden Falle, und dieſer iſt nicht 
bereits dann gegeben, wenn der Getäuſchte eine ſein Vermögen 
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angehende Verfügung lediglich infolge der Täuſchung getroffen 
hat, die er ſonſt nicht getroffen haben würde, ſondern es muß 
durch die Täuſchung oder in deren Folge ſein Vermögen an 
ſich beeinträchtigt worden fein (Beſchluß der Ver StS. vom 
20. April 1887 [RGSt. 16, 1] und Endemann Bd. IS 128 
Anm. 9). Die Feſtſtellung des Schadens auf der Grundlage, 
daß der Unterſchied zwiſchen dem wahren Werte und dem 
infolge der Täuſchung gezahlten Preiſe zu ermitteln iſt, iſt 
daher nicht ohne weiteres zuläſſig. Lediglich bei wiſſentlich 
falſchen Verſicherungen über Eigenſchaften der Kaufſache hat das 
RG., unter ſinngemäßer Anwendung des § 463 BGB. wegen 
Gleichheit des Rechtsgrundes ausgeſprochen, daß der betrogene 
Käufer berechtigt iſt, den die Eigenſchaften vorſpiegelnden Ver⸗ 
käufer auf Schadenserſatz ſo in Anſpruch zu nehmen, wie wenn 
dieſer ihm die Eigenſchaften vertragsmäßig zugeſichert, ſie aber 
dann nicht gewährt hätte (RG. 63, 112; 66, 338, auch ab⸗ 
gedruckt in JW. 07, 670, Urteil vom 5. Okt 1907, v. 55/07). 
Wie aber der VI. ZS. in feinem Urteile vom 1. April 1909 
(VI. 232/654 08) bereits eingehend ausgeführt hat — und 
dieſen Ausführungen muß beigetreten werden —, hat der 
Selbſtkoſtenpreis des Verkäufers mit einer Eigenſchaft der Kauf⸗ 
ſache nichts gemein. Iſt ſomit eine ſinngemäße Anwendung 
des 8 463 BGB. hier nicht angängig, fo können nur die 
55 249 ff. BGB. die Grundlage für die Verwirklichung eines 
Schadenserſatzanſpruchs geben. Danach kann der Kläger, da 
das Vorliegen einer der in dem $ 251 BGB. verlangten Voraus: 
ſetzungen nicht geltend gemacht worden iſt, lediglich Herſtellung 
des Zuſtandes beanſpruchen, der beſtehen würde, wenn der zum 
Erſatze verpflichtende Umſtand, hier die Täuſchung, nicht ein⸗ 
getreten wäre. Der Verpflichtete hat den Gläubiger in dieſelbe 
Lage, ſei es auch nur wirtſchaftlich, zu bringen, in der dieſer 
ſich nunmehr befinden würde, falls er in ſeiner früheren Lage 
nicht die Verſchlimmerung erfahren hätte (Kommentar von 
Reichsgerichtsräten 8 249 Anm. 1). Dies würde im vor⸗ 
liegenden Falle nur dann zu einer Geldentſchädigung führen 
können, wenn feſtgeſtellt werden könnte, daß, wenn die Täuſchung 
nicht ſtattgefunden hätte, der Kaufvertrag zu einem geringeren 
Preiſe als 225 000 & abgeſchloſſen worden wäre, daß alſo 
nicht nur der Käufer einen geringeren Preis geboten, ſondern 
ſich auch der Verkäufer mit dieſem geringeren Gebot einver⸗ 
ſtanden erklärt hätte. Denn nur in dieſem Falle ließe ſich ein 
beſtimmter, in einem Geldbetrag ausdrückbarer Schaden, für 
den der Beklagte haftet, ermitteln. Falls dagegen eine derartige 
Feſtſtellung nicht erzielt werden kann, die allein eine Herſtellung 
des Zuſtandes durch Geld ermöglicht, der ohne die Täuſchung 
beſtehen würde, ſo würde nicht geſagt werden können, daß es 
überhaupt zu einem Kaufe gekommen wäre. Dann aber wäre 
für einen auf 8 249 BGB. zu ſtützenden Geld ſchadenanſpruch 
kein Raum. Da das BG. es unterlaſſen hat, nach dieſer 
Richtung Erwägungen und etwaige Ermittelungen anzuſtellen, 
und ſtatt deſſen Grundſätze angewendet hat, deren Verwendung 
nur zuläſſig erſcheint, wenn die Täuſchung Eigenſchaften der 
Kaufſache betrifft, ſo war das Urteil aufzuheben und die Sache 
in die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. S. c. L., U. v. 
1. Okt. 10, 575/09 V. — Hamm. 

5. 5 278 BGB. in Verbindung mit 88 165 ff. des 
Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes. Haftung des Knappſchafts⸗ 
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vereins für eine durch den Arzt herbeigeführte Körperverletzung. 
Knappſchaftsvereine ſind keine privatrechtlichen Verſicherungs⸗ 
vereine. 

Das PrABergG. ſchreibt in SS 165 flg. allgemein die 
Bildung von Knappſchaftsvereinen vor. Für den Verein iſt 
ein Statut abzufaſſen, das der Beſtätigung des Oberbergamts 
bedarf. Für alle Mitglieder beſteht der Verſicherungszwang, 
indem ſie zum Beitritt wie für berechtigt, ſo ausdrücklich auch 
für verpflichtet erklärt werden. Die Vereinsbeiträge ſind 
mindeſtens zur Hälfte von den Werksbeſitzern zu leiſten. Die 
Mitglieder haben Anſpruch auf umfangreiche Unterſtützungen, 
im Falle von Krankheit und Invalidität für ihre Perſon, im 
Falle des Todes für die hinterbliebenen Witwen und Kinder. — 
Alle dieſe Vorſchriften zeigen in ihrem Zuſammenhange, daß 
die Knappſchaftsvereine nicht auf der Grundlage privatrechtlicher 
Verſicherungsvereine aufgebaut ſind. Dies hat der erkennende 
Senat auch bereits in dem Urteile in RG. 38, 214 aus⸗ 
geſprochen, wo ausgeführt iſt, daß die Rechtsverhältniſſe von 
Mitgliedern der Knappſchaſtsvereine nicht den Inhalt eines 
Verſicherungsvertrags (lex contractus) bilden, ſondern nach den 
Satzungen des öffentlichen Rechts zu beurteilen ſeien. Hieran 
iſt feſtzuhalten. Die Knappſchaftskaſſen find öffentlich⸗rechtliche 
Zwangsgenoſſenſchaften und ihre Leiſtungen beruhen ebenſo wie 
die der reichsgeſetzlich geſchaffenen Krankenkaſſen auf der vom 
Staate anerkannten öffentlich⸗ rechtlichen Fürſorgepflicht. Zu 
dieſer Rechtsauffaſſung tritt das BG. in Gegenſatz, indem es 
annimmt, daß der Kläger zu dem beklagten Vereine in einem 
obligatoriſchen Verhältniſſe ſtehe und daß der Anſpruch, den 
er erlangt habe, ein privatrechtlicher ſei. Zuzugeben iſt, daß 
der Unterſtützungsanſpruch, der im ordentlichen Rechtswege ver⸗ 
folgbar iſt, auch ein privatrechtliches Element in ſich trägt, 
allein das Privatrecht iſt — Laband, Staatsrecht, IV. Aufl. 
Bd. III S. 264 bis 265 — in weitem Umfange durch das 
öffentliche Recht zurückgedrängt. Gleichwohl mag in Frage 
kommen können, ob die Vorſchriften des BGB. und insbeſondere 
die Vorſchrift des § 278 auf den vorliegenden Fall nicht ent: 
ſprechend anzuwenden ſind. Daß eine ſolche entſprechende 
Geſetzesanwendung bei Anſprüchen aus öffentlich⸗ rechtlichen 
Verhältniſſen nicht ausgeſchloſſen iſt, hat der VI. ZS. in dem 
Urteile in RG. 65, 113 gerade auch mit Bezug auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 278 BGB. anerkannt. Andererſeits hat derſelbe 
Senat — RG. 59, 197 — eine entſprechende Anwendung des 
§ 278 in einem Falle verneint, wo eine zum Bezuge von 
Invalidenrente berechtigte Perſon von der Verſicherungsanſtalt 
in einer ihrer Heilanſtalten untergebracht und dort durch ein 
Verſehen des Arztes zu Schaden gekommen war. Dabei iſt 
das entſcheidende Gewicht auf die Tatſache gelegt worden, daß 
die Verſicherungsanſtalt das „Heilverfahren“ aus 8 18 InvVerſG. 
kraft der ihr obliegenden öffentlich⸗rechtlichen Fürſorgepflicht 
hatte eintreten laſſen. — Ob der vorliegende Fall, in dem die 
Unterſtützung von einem Knappſchaftsvereine geleiftet iſt und es 
ſich um eine Krankenunterſtützung handelt, rechtlich anders bes 
urteilt werden kann, bedarf nicht der Erörterung, da die Abe 
weiſung der Klage ohnehin geboten iſt. — Nach $ 13 der 
Satzung vom 1. Janur 1900 konnte der beklagte Verein ſtatt 
der im 8 9 vorgeſehenen freien ärztlichen Behandlung und 
Arznei freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe ges 
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währen. Die Satzung ſtimmt im Wortlaute genau überein mit 
der Vorſchrift in 8 7 KrankVerſG. und dieſe Mbereinftimmung 
iſt ohne Zweifel eine bewußte und gewollte. Daß die Vorſchrift 
in anderem Sinne als das Geſetz zu verſtehen iſt oder auch nur 
verſtanden werden kann, läßt das BU. nicht erkennen. An ſich 
iſt es nun richtig, daß die Gewährung von freier ärztlicher 
Behandlung und Arznei ebenſo wie die Gewährung von freier 
Kur und Verpflegung im Krankenhauſe Naturalleiſtungen dar⸗ 
ſtellen und als ſolche zu erfüllen ſind. Allein dies gilt nicht 
uneingeſchränkt. Wählt der Erkrankte ſich ſelbſt den behandelnden 
Arzt, ſo kann für die Kaſſe nur der Erſatz der Auslagen in 
Frage kommen. Hat die Kaſſe ſatzungsgemäß das Recht der 
Beſtimmung des Arztes und macht ſie von dieſem Rechte 
Gebrauch, ſo geht die Fürſorgepflicht auf die Gewährung eines 
zur Behandlung geeigneten und bereiten Arztes, aber ſie erſtreckt 
ſich nicht auch auf die zum Zwecke der Heilung vom Arzte nach 
eigenem Ermeſſen getroffenen Anordnungen. Gewährt die Kaſſe 
innerhalb der ihr nach Geſetz oder Satzung zuſtehenden Befugnis 
an Stelle freier ärztlicher Behandlung und Arznei freie Kur 
und Verpflegung in einem Krankenhauſe, ſo genügt ſie der 
Fürſorgepflicht, wenn auf ihre Koſten der Erkrankte im Kranken⸗ 
hauſe Aufnahme und auch ärztliche Behandlung und Verpflegung 
findet. Die Durchführung der Behandlung und Verpflegung 
ſelbſt zählt zu den der Kaſſe gegenüber dem Erkrankten 
obliegenden Naturalleiſtungen nicht. Für eine ab⸗ 
weichende Beurteilung bietet auch die Entſcheidung des III. 38. 
in RG. 64, 234 keine Stütze. In dem dieſem Urteile zu⸗ 
grunde liegenden Falle hatte ein Kranker wegen eines Leidens, 
das eine Operation nötig machte, gegen Entgelt Aufnahme in 
einem ſtädtiſchen Krankenhauſe gefunden. Die Stadt wurde 
für das bei der Operation vorgekommene Verſehen aus 5 278 
BGB. für verantwortlich erklärt, weil angenommen wurde, daß 
die Vornahme der Operation mit einen Gegenſtand der durch 
den Aufnahmevertrag übernommenen vertraglichen Ver⸗ 
pflichtungen gebildet habe. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
würde eine Verantwortlichkeit des beklagten Vereins aus § 278 
BGB. gegeben ſein, wenn es ſich bei der ärztlichen Behandlung 
und Verpflegung um die Erfüllung einer Verbindlichkeit ge⸗ 
handelt hätte, die als Naturalleiſtung dem Beklagten dem 
Kläger gegenüber oblag. Allein eine Verbindlichkeit in dieſem 
Sinne, für deren Erfüllung ſich der Beklagte des ärztlichen 
und des Pflegeperſonals als ſeiner Hilfsperſonen bedient hat, 
beſtand weder als Vertragspflicht noch als geſetzliche Fürſorge⸗ 
pflicht. In einem Vertragsverhältniſſe ſtand der Beklagte zum 
behandelnden Arzte und dem Krankenhauſe, aber nicht zum 
Kläger. Nur die Fürſorgepflicht lag ihm dem Kläger gegenüber 
als öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung ob, aber ſie rechtfertigt 
nicht die Anwendung des § 278 BGB. Die Kaſſen für 
Handlungen und Unterlaſſungen des im Krankenhauſe tätigen 
ärztlichen Pflegeperſonals für verantwortlich zu erklären, würde 
dem Willen des Geſetzgebers nicht entſprechen. Die Kaſſen 
würden auch nach ihrer Organiſation eine ſolche Verantwortlichkeit 
unter Umſtänden kaum tragen können, und die Kaſſenorgane 
würden berechtigtes Bedenken tragen müſſen, die Krankenhaus⸗ 
behandlung in weiterem Umfange eintreten zu laſſen. Allgem. 
Knappſch.⸗Verein zu B. c. St., U. v. 1. Okt. 10, 175/09 V. — 


Hamm. 


936 


6. 5 313 BGB.] 

Begründete Bedenken ergeben ſich gegen die Stichhaltigkeit 
der Begründung, die das BG. ſeiner Annahme gegeben hat: 
der Beklagte habe für die von ihm gemachten Zuſicherungen 
einzuſtehen, auch ohne daß ihm Argliſt zur Laſt fällt. In 
den notariellen Kaufvertrag iſt insbeſondere von der be⸗ 
zeichneten Zuficherung nichts übergegangen. Der Formzwang 
des $ 313 BGB. aber erſtreckt ſich auf alle Vereinbarungen, 
aus denen ſich nach dem Willen der Vertragsteile der den 
einen Teil zur Übertragung des Eigentums an einem Grund⸗ 
ſtücke verpflichtende Vertrag zuſammenſetzen ſoll, insbeſondere 
auch die Zuſicherung einer Eigenſchaft (vgl. RG. 52 Nr. 1 auf 
S. 4), und im geſetzlichen Sinne zugeſichert iſt eine Eigenſchaft 
des Kaufgegenſtandes nur, wenn ſie in vertragsmäßig bindender 
Weiſe zugeſichert iſt (vgl. RG. 54 Nr. 61 auf S. 223, ferner 
bei Gruchot 48 S. 595 /6). Gemäß dem 2. Satze des § 313 
kann ein in dieſer Beziehung beſtehender Formmangel zwar 
durch nachfolgende Auflaſſung und Eintragung geheilt werden; 
das ſetzt aber voraus, daß die Vertragsteile bei dem die vom 
Formmangel betroffene Vereinbarung mitumfaſſenden Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrage noch zur Zeit der Auflaſſung ſtehen 
geblieben ſind, daß ihr Vertragswille ſich alſo auch zu dieſer 
Zeit nicht nur auf den Inhalt des förmlichen Vertrages, ſondern 
auch auf die formloſe Vereinbarung bezogen hat (vgl. Gruchot 48 
auf S. 793, RG. 51, 929/30). An einer betreffenden Feſt⸗ 
ſtellung fehlt es im BU. Allerdings heißt es dort: „daß dieſe 
Zuſicherungen den Charakter vertraglicher Zuficherungen, die 
auch neben dem ſchriftlichen Kaufvertrage Geltung haben ſollten, 
gehabt haben, kann nach dem Inhalte des Schreibens vom 
30. April 1904, das den Ausgangspunkt und die Grundlage 
der zwiſchen den Parteien geführten Verhandlungen gebildet 
hat, nicht zweifelhaft ſein.“ Dies aber reicht nur aus, um 
gegenüber der Vermutung, daß der förmliche Vertrag der 
richtige und vollſtändige Ausdruck des von den Vertrags⸗ 
ſchließenden endgültig Gewollten iſt, die Annahme zu be⸗ 
gründen, daß dies hier betreffs der in Rede ſtehenden Zu⸗ 
ſicherung nicht zutrifft, daß der Vertrags⸗ und Verpflichtungs⸗ 
wille der Parteien beim Abſchluß des förmlichen Vertrages 
dieſe Zuſicherung vielmehr mitumfaßt hat. Die Feſtſtellung der 
Heilung des Formmangels dagegen läßt ſich daraus nicht ent⸗ 
nehmen. K. c. C., U. v. 28. Sept. 10, 576/09 V. — Berlin. 

7. 58 313, 139 BGB.] 

Der BerR. ſtellt ausdrücklich feſt, daß der Kaufvertrag 
nicht ſo, wie er in notarieller Form vorliegt, ſondern mit 
weſentlich abweichendem Inhalt gewollt und vereinbart war. 
Der BerR. führt auch zutreffend aus, daß dieſe abweichende 
Vereinbarung notwendigerweiſe der Form des §S 313 BGB. 
bedurft hätte, weil ſich das Formerfordernis des $ 313 BGB. 
auf alle Vereinbarungen erſtreckt, aus denen ſich nach dem 
Willen der Beteiligten der obligatoriſche Veräußerungsvertrag 
zuſammenſetzt. Der Ber R. meint aber, der ganze Veräußerungs⸗ 
vertrag ſei nach 8 139 BGB. nur dann nichtig, wenn ans 
zunehmen iſt, daß er ohne die formloſe, daher nichtige Ver⸗ 
einbarung nicht geſchloſſen ſein würde; für eine ſolche Annahme 
fehle es an jedem Anhalt. Dieſe Anſicht des Ber R. über 
8 139 BGB. iſt irrig. Der §S 139 BGB. ſtellt die Rechts⸗ 
vermutung auf, daß, wenn ein Teil des Vertrags der Form 
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genügt, ein anderer Teil der Form entbehrt, der ganze Vertrag 
nicht ſo niedergeſchrieben iſt, wie er vereinbart wurde. Dieſer 
Mangel betrifft ſomit den ganzen Vertrag und macht ihn in 
allen ſeinen Teilen nichtig. Nur ausnahmsweiſe iſt der in die 
gehörige Form gekleidete Teil gültig; wenn nämlich derjenige, 
der ſich auf die Gültigkeit dieſes Teils beruft, beweiſt, daß 
dieſer Teil auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen worden 
wäre. Der Ber. bezieht ſich für feine gegenteilige Meinung 
auf JW. 03 Beil. 74. Dort findet ſich kein derartiger 
Ausſpruch (vgl. RG. 61, 284). Der Kläger hätte alſo, wenn 
er den notariellen Vertrag aufrechterhalten wollte, beweiſen 
müſſen, daß der notarielle Vertrag ebenſo von beiden Teilen 
abgeſchloſſen worden wäre, wenn man ſich die vom BerR. 
feſtgeſtellte mündliche Vereinbarung hinwegdenkt. Der Ber. 
ſtellt aber feſt, daß der Vertrag ohne die mündliche Abrede 
nicht abgeſchloſſen worden wäre. Somit iſt der ganze Kauf⸗ 
vertrag nichtig. L. c. R., U. v. 27. Sept. 10, 585/09 II. — Kiel. 

8. 85 323, 325 Abſ. 1 Satz 2, 8 472 BGB. Willens⸗ 
erklärungen beider Vertragsteile, wonach eine Arbeit nicht fort⸗ 
geſetzt werden ſoll, begründet eine Vertretungspflicht beider 
Teile, eine Kompenſation des Verſchuldens, weswegen 8 323 
BOB. entſprechend anzuwenden iſt.] 

Der Kläger macht eine ihm von dem Steinſetzermeiſter F. 
abgetretene Forderung geltend, bezüglich deren feſtſteht, daß 
Beklagter Steine zu liefern hatte. Beklagter wurde verurteilt, 
ſeine Reviſion zurückgewieſen: An ſich beſchwert ſich die Reviſion 
mit Recht darüber, daß der Inhalt zweier Briefe vom BG. 
nicht berückſichtigt ſei; aus ihnen ergebe ſich, daß F. aus ganz 
anderen Gründen als wegen Steinmangels die Arbeit eingeſtellt 
habe. In der Tat müßte, wenn das Sachverhältnis nur nach 
dem Inhalte der Parteivorträge, wie ſie bis zu dieſem Punkte 
vorlagen, zu beurteilen wäre, angenommen werden, daß F. die 
Arbeit wegen Mangels an Betriebsmitteln, alſo wegen 
eines Umſtandes, den er zu vertreten hätte, eingeſtellt habe. 
Es läge deshalb an ſich der Fall des 8 325 Abſ. 1 Satz 2 
vor, daß bei einem gegenſeitigen Vertrage die dem einen Teile 
obliegende Löſung wegen eines von ihm zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes teilweiſe unmöglich geworden iſt. Allein der Kläger 
hat behauptet, Ende Juni 1905 habe ihm, nachdem er die 
Pflaſterung ſchon fortgeſetzt, der Beklagte durch feinen General⸗ 
bevollmächtigten H. auf einer von dem Landesbauinſpektor zur 
Beſprechung über die Weiterführung der Arbeiten angeſetzten 
Verſammlung erklären laſſen, daß er von einer Weiter⸗ 
pflaſterung der Landſtraße Abſtand nehme. Dieſe Be⸗ 
hauptung hat das BG. im weſentlichen für erwieſen angeſehen, 
insbeſondere, daß der Bevollmächtigte des Beklagten als Grund 
angegeben habe, daß der Beklagte keine Steine habe, nur 
daß die Erklärung nach der Bekundung des Landesbauinſpektors 
im November 1905 abgegeben iſt. Von dieſem Zeit⸗ 
punkte ab lagen daher tatſächlich gleichlautende Willens⸗ 
erklärungen beider Vertragsteile, des Beklagten und des 
klägeriſchen Zedenten, dahin vor, daß die Arbeit nicht fort⸗ 
geſetzt werden ſolle. Die Leiſtung des Unternehmers war 
deshalb von nun an infolge zweier Umſtände unmöglich ge 
worden, von denen jeder Vertragsteil den einen zu vertreten 
hatte. Dieſer Fall iſt aber, der erkennbaren Abſicht des Geſetzes 
entſprechend, demjenigen gleichzuſtellen, in welchem die dem einen 
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Teile obliegende Leiſtung infolge eines Umſtandes unmöglich 
geworden iſt, den weder er noch der andere Teil zu ver⸗ 
treten hat, und zwar deshalb, weil in einem ſolchen Falle 
eine ſog. Kompenſation des Verſchuldens anzunehmen iſt. 
Deshalb iſt hier der 5 323 BGB. entſprechend anzuwenden. 
Da es ſich nur um eine teilweiſe Unmöglichkeit handelt, ſo 
kommt insbeſondere der Schluß des Abſ. 1 dieſer Vorſchrift 
zur entſprechenden Anwendung, d. h. der Anſpruch des Klägers 
auf den Lohn für das wirklich geleiſtete Werk iſt nach Maß⸗ 
gabe des §8 472 BGB. zu berechnen. v. C. c. M., U. v. 
16. Sept. 10, 603/09 III. — Poſen. 

9. 5 326 BGB. Beweislaſt.] 

Die Parteien ſtreiten über den Inhalt des Vertrages. 
Der Kläger will eine andere Qualität gekauft haben, als der 
Beklagte an ihn durch den Zeugen N. verkauft zu haben zugibt. 
Der Kläger hat in dem entſcheidenden Schreiben vom 6. Juli 
1907 die Lieferung ſolchen Stammholzes verlangt, wie er 
dasſelbe nach ſeiner Behauptung zu beanſpruchen hatte, und 
den Beklagten zur Lieferung dieſes Holzes, das er bei ſeiner 
Anweſenheit in Colonnowska ausgeſucht und dem Vertreter des 
Beklagten, dem Zeugen N., gezeigt hatte, aufgefordert und eine 
Nachfriſt von 3 Wochen geſetzt, widrigenfalls er Schadenserſatz 
verlangen werde. Um dieſen zu begründen, hat aber der 
Kläger nachzuweiſen, daß er nach dem Vertrage berechtigt 
war, dieſe Forderung zu ſtellen, alſo darzutun, daß dieſelbe 
dem Inhalt des Vertrages entſprach, denn daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 326 gegeben find, hat derjenige zu beweiſen, 
der Rechte aus demſelben herleitet. G. c. St.⸗W., U. v. 
30. Sept. 10, 642/09 II. — Breslau. ö 

10. 88 345, 358 BGB. Beweislaſt.] 

Es beruht das Bu. weſentlich auf dem Geſichtspunkt der 
materiell-rechtlichen Verteilung der Beweislaſt und ins⸗ 
beſondere auf dem von dem BerR. als allgemein anerkannt 
hingeſtellten Satz: wenn ſich an die Nichterfüllung einer Ver⸗ 
bindlichkeit eine ungünſtige Folge für den Verpflichteten knüpfe, 
ſo müſſe er die Erfüllung dartun. Dieſer Satz iſt aber in 
ſolcher Allgemeinheit nach den Beſtimmungen des BGB. 
nicht als richtig anzuerkennen; es geht vielmehr, wie der 
Reviſionskläger zutreffend geltend gemacht hat, aus den 
98 345, 358 hervor, daß jener Satz nur mit der Ein- 
ſchränkung zu gelten hat, daß die geſchuldete Leiſtung 
nicht in einem Unterlaſſen beſteht. Das hat der BerR. 
verkannt, der in eine Erörterung, worin die geſchuldete Leiſtung 
beſtanden hat — ob in einem (poſitiven) Tun oder einem 
Unterlaſſen —, nicht eingetreten iſt. Daß aber ein „Unter⸗ 
laſſen“ gar nicht in Frage käme, kann bei den von dem Be⸗ 
klagten übernommenen Verpflichtungen nicht, zum mindeſten 
nicht ohne weiteres, geſagt werden. W. c. A., U. v. 20. Sept. 10, 
592/09 II. — Berlin. 

11. 88 407, 1128, 1154, 1192 BGB. Kenntnis des 
Schuldners von der erfolgten Abtretung von Grundſchulden 
(ſichere Kenntnis 7). 

Für G. ſtand auf deſſen Grundſtücke eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld von 4000 & eingetragen. G. trat die Grundſchuld 
am 4. Dezember 1903 ſchriftlich und unter Übergabe des 
Grundſchuldbriefs, aber ohne daß die Umſchreibung im Grund⸗ 
buche erfolgte, an den jetzigen Kläger ab. Am 26. April 1908 
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brannte das auf dem verpfändeten Grundſtücke ſtehende, beim 
beklagten Verein verſicherte Wohnhaus ab. Der Beklagte zahlte 
am 10. Juli 1908 die Verſicherungsſumme an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer G. aus. Die Beſitzung iſt zur Zwangsverſteigerung 


gelangt, die Grundſchuld iſt völlig ausgefallen. — Der Kläger 


hatte nun bereits mit Schreiben vom 4. Mai 1908 dem Be⸗ 
klagten angezeigt, daß er als Beſitzer eines Grundſchuldbriefs 
gegen die Auszahlung der Brandentſchädigung an G. Einſpruch 
erhebe. Er iſt deshalb und mit Rückſicht auf ein zwiſchen ihm 
und dem Vorſitzenden des beklagten Vereins am 15. Januar 1908 
geführtes Geſpräch der Anſicht, daß ihm gegenüber die Aus⸗ 
zahlung rechtsunwirkſam ſei, und hat auf Zahlung der 4000 & 
Das die Klagabweiſung beſtätigende 
Urteil wurde auf klägeriſche Reviſion aufgehoben: Das BG. 
führt aus: der Kläger habe der Beklagten weder den Grund⸗ 
ſchuldbrief noch die Abtretungsurkunde vorgelegt und daher für 
die behauptete Abtretung keinen Beweis erbracht. Der Beklagte 
habe von der Abtretung keine ſichere Kenntnis gehabt, und 
zwar auch dann nicht, wenn er den Kläger für den nunmehrigen 
Gläubiger gehalten habe. Die Überzeugung habe auf Irrtum 
beruhen können, Gewißheit würde erſt der Nachweis geſchaffen 
haben. — Das BG. bezieht ſich auf das Urteil des III. 3S. 
des RG. in RG. 61, 245, wo ebenfalls ausgeſprochen iſt, daß 
der Schuldner, ſolange er von der Abtretung noch keine ſichere 
Kenntnis erlangt habe, an den bisherigen Gläubiger wirkſam 
Zahlung leiſten könne. Allein in dem vom III. ZS. entſchiedenen 
Falle hatte der Schuldner es ſogleich abgelehnt, den die Anzeige 
von der Abtretung Erſtattenden als neuen Gläubiger anzuerkennen. 
Die Weigerung war auch nach der Sachlage unbedenklich be⸗ 
rechtigt, da die Anzeige nichts über den den Forderungsübergang 
begründenden Tatbeſtand — RG. 60, 204 — enthielt, und 
da außerdem nach dem Inhalte der Anzeige Zweifel an der 
Zuverläſſigkeit und Vertrauenswürdigkeit des Anzeigenden nicht 
von der Hand zu weiſen waren. In jenem Falle konnte daher 
die Anzeige dem Schuldner nicht nur keine ſichere Kenntnis, 
ſondern überhaupt keine Kenntnis von der Abtretung verſchaffen, 
jo daß das Urteil des III. ZS. auf der Ausführung, daß es 
an der ſicheren Kenntnis des Schuldners gefehlt habe, nicht 
beruht. Der Ausdruck „ſichere Kenntnis“ iſt den in jenem 
Urteile herangezogenen Motiven zu § 407 entnommen, hier aber 
iſt der Ausdruck nicht in dem vom BG. angenommenen Sinne 
gebraucht worden. Nach den Motiven ſoll, um den guten 
Glauben des Schuldners auszuſchließen, nicht gerade eine voran⸗ 
gegangene denunciatio im Sinne des früheren Rechts erforderlich 
ſein, vielmehr ſoll „jede irgendwie erlangte ſichere Kenntnis“ 
des Schuldners genügen. Hiermit iſt nicht mehr geſagt, als 
daß jede Kenntnis genügt, wenn ſie nur ſicher iſt. An anderer 
Stelle — S. 133 — ſagen die Motive, auf welche Weiſe die 
Kenntnis dem Schuldner vermittelt worden, ſei gleichgültig. 
Die ſogenannte Denunziation oder die Vorlegung der Abtretungs⸗ 
urkunde ſei hierzu wohl das geeignetſte Mittel, aber nicht das 
einzige, es ſei Sache der richterlichen Beurteilung des Einzelfalls, 
ob aus den geltend gemachten Umſtänden eine wirkliche 
Kenntnis von der Abtretung zu entnehmen ſei. Die Motive 
verſtehen hiernach unter „ſicherer“ Kenntnis nichts anderes als 
„wirkliche“ Kenntnis, und dies mit Recht. Man „kennt“ Jäckel, 
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eines andern), wenn man Außerungen oder Umſtände weiß, die 
vernünftigerweiſe den Schluß auf die Tatſache rechtfertigen. Iſt 
dieſer Schluß noch kein ſicherer, ſo führt er nur zu Vermutungen, 
ſonſt zur Erkenntnis und folglich zur Kenntnisnahme. Das BGB. 
macht an zahlreichen Stellen den Eintritt der Rechtswirkung 
davon abhängig, ob der eine Vertragsteil eine gewiſſe Tatſache 
„gekannt“, nirgends, ob er ſie „ſicher“ gekannt hat. Man kann 
auch unter Kenntnis nicht ſichere Kenntnis in dem Sinne ver⸗ 
ſtehen, daß die Möglichkeit irgendeines Zweifels als ausgeſchloſſen 
zu gelten hat. Damit würde der Abſicht des Geſetzes zuwider 
weithin der Unredlichkeit im geſchäftlichen Verkehr Vorſchub 
geleiſtet werden. Auf dem Gebiete der Forderungsabtretung 
hat das BGB. den Grundſatz zur Durchführung gebracht, daß 
der Schuldner die Leiſtung nur an den zur Zeit der Leiſtung 
vorhandenen wirklichen Gläubiger bewirken kann, und man hat 
eine Einſchränkung nur zugunſten des gutgläubigen Schuldners 
gemacht. Dem guten Glauben hat man vollen Schutz gewährt, 
aber auch nur ihm. Gutgläubig aber iſt nicht, wer den Wechſel 
in der Perſon des Gläubigers „kennt“ und dennoch noch an den 
früheren Gläubiger leiſtet. Das Geſetz ſpricht ſchlechthin nur 
von der Kenntnis des Schuldners und unterſcheidet nicht hin⸗ 
ſichtlich der Quellen, aus denen die Kenntnis gefloſſen iſt. Die 
Kenntnis kann unter Umſtänden — Oertmann, Schuldverh. 
Anm. 1 zu § 407, Planck, Anm. 1 zu § 406 — in ausreichender 
Weiſe ſchon durch die einfache, an ſich nicht unglaubwürdige 
Anzeige des neuen Gläubigers vermittelt werden, ſofern dieſer 
ſeiner Perſönlichkeit nach vertrauenswürdig iſt und ſofern auch 
ſeine wirtſchaftliche Lage den Gedanken an eine beabſichtigte 
Täuſchung ausſchließt. Daß, wie das BG. erſichtlich annimmt, 
die Kenntnis von der Abtretung auf urkundlichem Nachweiſe 
beruht und jeder Irrtum völlig ausgeſchloſſen iſt, erfordert 
der § 407 nicht. J. c. P., U. v. 21. Sept. 10, 587/09 V. — 
Königsberg. 

12. 5494 BGB. Beweispflicht über die Bedeutung eines 
Muſters.] 

Die Parteien ſtreiten darüber, welche Bedeutung das Muſter 
hatte, ob es, wie Klägerin behauptet, lediglich hinſichtlich der 
Farbe oder ob es, wie Beklagte geltend macht, auch für den 
wolleartigen, vigogneartigen Charakter der Ware maßgebend 
ſein ſollte. Mit Recht geht das BG. davon aus, daß hin⸗ 
ſichtlich dieſer Frage Klägerin, die eine beſchränktere Bedeutung 
des Muſters behauptet, beweispflichtig iſt. P. c. T., U. v. 
16. Sept. 10, 472/09 III. — Düſſeldorf. 

13. 5 516 BGB. Schenkung ?] 

Die an ſich begründete Darlehnsklage iſt von beiden Vor⸗ 
inſtanzen abgewieſen worden, aber auf Grund einer rechtlich 
verſchiedenen Beurteilung des Einwandes des Beklagten. Das 
LG. ſieht in der Erklärung des Darlehnsgebers, „die 3000 & 
ſolle nach ſeinem Tode Edith B. bekommen,“ eine formungültige, 
daher rechtlich belangloſe Verfügung von Todes wegen und ges 
langt zur Klagabweiſung lediglich deshalb, weil nach dem aus 
den Umſtänden gefolgerten Willen der Vertragsparteien das 
Darlehn nicht bei Lebzeiten des Gläubigers zurückgefordert 
werden dürfe; es weiſt alſo die Klage zurzeit ab. Dieſe 
Entſcheidung wird vom BG., das die Berufung des Klägers 
zurückweiſt, beſtätigt. Das BG. findet aber abweichend vom 
LG. in der Erklärung des Darlehnsgebers, die 3000 & ſolle 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M20. 1910. 


nach ſeinem Tode Edith B. bekommen, eine unter Lebenden 
vollzogene Abtretung der Forderung an Edith B., mit der Be⸗ 
ſchränkung, daß ſie die Forderung bis zum Tode ihres Groß⸗ 
vaters nicht geltend machen könne. Es gelangt zu dieſer Auf⸗ 
faſſung im weſentlichen auf Grund der von der Frau des Be⸗ 
klagten bezeugten Erklärung ihres Vaters, „die 3000 & ſolle 
nach ſeinem Tode einmal ſeine Enkeltochter Edith bekommen,“ 
in Verbindung mit folgenden Umſtänden, daß mangels Wahrung 
der für letztwillige Verfügungen vorgeſchriebenen Form eine 
ſolche auch nicht beabſichtigt ſein könne, daß ferner niemals 
von einer Kündigung des Kapitals die Rede geweſen ſei, und 
daß der alte H. im Januar 1908 dem Beklagten auf deſſen 
Vorhalt, das Geld ſei doch Edith verſprochen, erklärt habe, 
dann bleibe es ſo, wie es geweſen iſt. Die Reviſion rügt dieſe 
Auslegung und vermißt insbeſondere, daß irgendeine Willens⸗ 
erklärung, wonach die 3000 & ſchon jetzt auf die Enkelin 
Edith übergehen ſollten, vom BG. feſtgeſtellt worden ſei. Die 
Reviſion iſt begründet: Der klare Wortlaut der bezeugten 
Erklärung des Ernſt H., ſeine Enkelin Edith ſolle nach ſeinem 
Tode die 3000 & einmal, d. h. künftig bekommen, wider⸗ 
ſtrebt rechtlich der Auslegung, daß mit jener Erklärung eine 
ſchenkweiſe Abtretung der Forderung an Edith B. gewollt und 
erklärt worden ſei, zufolge deren die Forderung ſchon damals 
auf fie übergegangen wäre. Auch die vom BG. heran⸗ 
gezogenen Nebenumſtände ſind nicht geeignet, jener Erklärung 
des Ernſt H. in rechtlich ſchlüſſiger Weiſe den Sinn unter⸗ 
zulegen, daß ſie eine unter Lebenden vollzogene Schenkung ent⸗ 
halte. Zudem iſt die Auslegung des BG. ohne weiteres nicht 
zu vereinen mit der feſtſtehenden Klagetatſache, daß der alte H. 
die — nach Auffaſſung des BG. ſchon vorher an Edith B. 
abgetretene — Forderung nachher durch die Urkunde vom 
27. November 1906 an den Kläger abgetreten hat; das BG. 
läßt unaufgeklärt und embehrt inſoweit der Begründung, wie 
der alte H. gleichwohl zu der zweiten Abtretung der Forderung 
an den Kläger gelangt ſein ſoll, ob er etwa die voraufgegangene 
Abtretung an Edith B. vergeſſen habe oder ob ſie ihm leid 
geworden ſei oder aus welchem ſonſtigen Grunde. Somit fehlt 
es für die Annahme einer Schenkung unter Lebenden an der 
Feſtſtellung von rechtlich ſchlüſſigen Tatſachen. — Sodann 
bleibt aber, worüber das BG. ſich nicht ausgeſprochen hat, 
noch zu prüfen, ob nach dem etwaigen, vom LG. angenommenen 
Willen der Vertragsparteien die 3000 4 bis zum Tode des 
Darlehnsgebers geſtundet ſein ſollen oder ob nicht vielmehr 
anzunehmen iſt, daß es in dieſer Hinſicht an einer rechtlich 
wirkſamen Willenserklärung überhaupt fehle. H. c. B., U. v. 
29. Sept. 10, 515/09 VI. — Breslau. 

14. 5 549 BGB. Kündigungsbefugnis des Mieters, 
wenn der Vermieter die Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten 
verweigert. Mitteilung der Gründe für eine ſolche Verweigerung. 
Teilweiſe Weitervermietung.] 

Was den vom Beklagten vorgeſchlagenen Untermieter be⸗ 
trifft, ſo erachtet das BG. die Tatſache für unerheblich, daß 
der Kläger erklärt habe, ſeine Zuſtimmung zur Weitervermietung 
an die Saponinwerke nur geben zu wollen, wenn dieſe die 
Räume noch auf einige Jahre über die Mietzeit des Beklagten 
hinaus mieteten und für die Zeit nach Ablauf des Mietvertrages 
des Beklagten höhere Miete zahlten; denn es komme nicht auf 
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den Grund an, welchen der Vermieter bei Verſagung der Eins 
willigung angegeben habe, das Geſetz knüpfe an das Vorhanden⸗ 
ſein eines wichtigen Grundes, nicht an die Mitteilung davon 
das Recht der Erlaubnisverweigerung des Vermieters. Dieſe 
Annahme iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Das Geſetz ſagt zwar 
nicht, daß der Vermieter die Gründe der Verweigerung angeben 
müſſe, und es iſt deshalb eine ſolche Angabe nicht etwa als 
notwendiges formelles Erfordernis der Wirkſamkeit der Erlaubnis⸗ 
verweigerung anzuſehen; aber nach dem Inhalte der geſetzlichen 
Beſtimmung iſt grundſätzlich davon auszugehen, daß der Ver⸗ 
mieter die Gründe der Verweigerung — jedenfalls auf Befragen 
des Mieters — anzugeben hat, damit dieſer in die Lage verſetzt 
wird, die Rechtmäßigkeit der Verweigerung zu prüfen und, wenn 
er die Berechtigung anerkennt, auf eine etwa mögliche Beſeitigung 
der die Verweigerung begründenden Tatſachen hinzuwirken oder 
ſich nach anderen Untermietern umzuſehen. Treu und Glauben 
erfordern, daß der Vermieter die Gründe ſeiner Erlaubnis⸗ 
verweigerung dem Mieter nicht vorenthält. Der Mieter darf 
ſodann die vom Vermieter bei der Verweigerung angegebenen 
Gründe für ſeine Entſchließung als maßgebend anſehen und 
andere Tatſachen, die nicht als Grund der Verweigerung an⸗ 
gegeben ſind, außer Betracht laſſen. Einen bei der Verweigerung 
der Erlaubnis nicht angegebenen Grund nach der erfolgten 
Kündigung geltend zu machen, iſt der Vermieter nur dann be⸗ 
fugt, wenn er bei Verweigerung der Erlaubnis den Grund nicht 
gekannt hat, und die Unkenntnis entſchuldbar iſt. Sind die vom 
Vermieter angegebenen Gründe nicht geeignet, die Verweigerung 
der Erlaubnis zu rechtfertigen, ſo iſt die Kündigung des Mieters 
berechtigt. Rechtsirrtümlich iſt aber auch die Annahme des BG., 
daß die Verſagung der Erlaubnis objektiv gerechtfertigt geweſen 
ſei, weil die Saponinwerke nur einen Teil der vom Beklagten 
innegehabten Räume hatten mieten wollen. Zur Begründung 
führt es an, daß, wenn man ein entgegengeſetztes Recht des 
Mieters annehme, der Vermieter von beiſpielsweiſe zwölf Räumen 
genötigt werden könne, ſich ſtatt eines Mieters zwölf Unter⸗ 
mieter gefallen zu laſſen, und daß nicht erkennbar wäre, wo und 
mit welchem Recht eine Grenze zu ziehen ſei. Dieſe Ausführung 
iſt ſchon deshalb unzutreffend, weil ſie nicht von den tatſächlichen 
Umſtänden des vorliegenden Falles ausgeht, ſondern mit 
Möglichkeiten rechnet, die nicht in Betracht kommen, und weil 
der Vermieter, auch wenn er die Erlaubnis erteilt hat, nicht 
zu den Untermietern, ſondern nur zu feinem Mieter in einem 
Vertragsverhältnis ſteht. Aber auch abgeſehen hiervon iſt die 
Begründung rechtsirrig. Nach 8 549 BGB. wird das durch 
die Verweigerung begründete Kündigungsrecht nur dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt. Hierunter ſind perſönliche Eigenſchaften, Beruf, Lebens⸗ 
weiſe zu begreifen, welche die Beſorgnis begründen, daß die 
Mitbewohner erheblich beläſtigt oder beeinträchtigt werden, oder 
daß von der Mietwohnung ein den Vermieter ſchädigender Ge⸗ 
brauch gemacht werde. Ob der vom BG. unterſtellte Fall hierher 
bezogen werden könnte, bedarf keiner Entſcheidung, da ein ſolcher 
Fall nicht vorliegt; denn der Beklagte hatte nicht mehrere, ſondern 


nur einen Mieter dem Kläger vorgeſchlagen, und er ſelbſt hatte 


die gemieteten Räume nicht mehr in Benutzung. Die Annahme, 
daß der Vermieter einen Untermieter nur für die ganze vermietet 
Sache, wicht für einen Teil derſelben zuzulaſſen brauche, iſt nicht 
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gerechtfertigt, fie findet weder in dem Wortlaut des Geſetzes 
eine Stütze, noch iſt ſie nach deſſen Sinn und Zweck zutreffend. 
Der Mieter ſoll, ſoweit nicht das Intereſſe des Vermieters ent⸗ 
gegenſteht, vor Vermögensnachteilen möglichſt bewahrt werden; 
es muß ihm daher geſtattet ſein, einen Teil der gemieteten Räume 
weiter zu vermieten, wenn nicht aus dem Mietvertrage ein 
anderer Wille der Vertragsparteien zu entnehmen iſt. Der Ver⸗ 
mieter hat kein berechtigtes Intereſſe, der Weitervermietung eines 
Teils zu widerſprechen, weil ihm der urſprüngliche Mieter für 
den Eingang des vollen Mietzinſes haftet. P. c. B., U. v. 
16. Sept. 10, 514/09 III. — Berlin. 

15. 8557 BGB. Anſprüche des Vermieters wegen mangel⸗ 
haften Zuſtandes der Mieträume nach der Vertragsbeendigung.] 

Der Kläger hat von der Beklagten gemäß 8 557 BGB. 
Entſchädigung verlangt, weil ſie die ihr vermietet geweſenen 
Fabrikräume nach dem am 1. April 1906 erfolgten Ablauf der 
Mietzeit verſpätet und in einem ſolchen Zuſtande zurückgegeben 
habe, daß er ſie erſt zum 1. Juli 1906 anderweit habe ver⸗ 
mieten können. Nach dem klaren Wortlaut und nach der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des S 557 BGB. — vgl. Mot. zu § 525 
Entw. 1 BGB., Bd. II S. 415, Prot. 2. Lefung Bd. II S. 218 — 
iſt der dort geregelte Anſpruch nur gegeben, wenn der Mieter 
dem Vermieter den Beſitz der Mietſache nach Ablauf der Miet⸗ 
zeit vorenthält, wenn er im Beſitze der Sache verbleibt. 
Nur in dieſem Falle hat der Vermieter auch ohne den Nachweis 
eines beſonderen Schadens den Anſpruch auf Zahlung des ver⸗ 
einbarten Mietzinſes für die Dauer der Vorenthaltung. Ver⸗ 
urſacht der Mieter in anderer Weiſe, insbeſondere durch Ver⸗ 
änderung oder Beſchädigung der Mieträume, daß der Vermieter 
dieſe nach Ablauf der Mietzeit nicht anderweit benutzen kann, 
ſo ſteht dem Vermieter nur der Anſpruch auf Erſatz des tat⸗ 
ſächlich ihm erwachſenen Schadens zu Dieſer Anſpruch aber 
unterliegt, wie das BG. zutreffend ausgeführt hat, der ſechs⸗ 
monatigen Verjährung des 8 558 BGB. K. 0. P., U. v. 
23. Sept. 10, 412 09 III. — Berlin. 

16. 5826 BGB. verb. mit dem Anfechtungsgeſetz. Schaden⸗ 
zufügung durch Verſtoß gegen die guten Sitten neben der An⸗ 
fechtung aus dem Geſetz vom 17. Mai 1898. 

S. war der Klägerin, ſeiner geſchiedenen Ehefrau, zu Unter⸗ 
haltsleiſtungen verpflichtet, die gegen ihn verſuchte Zwangs⸗ 
vollſtreckung war erfolglos. Die Klägerin behauptete, daß S. 
durch verſchiedene Rechtshandlungen im Zuſammenwirken mit 
der Beklagten, ſeiner Schweſter, argliſtiger⸗ und frauduloſer⸗ 
weiſe ſich lediglich zu dem Zwecke ſeines Beſitztums entäußert habe, 
um die Klägerin zu benachteiligen. Das OLG. wies die Klage 
ab, das RG. hob auf: Das BG. hat darin grundſätzlich recht, 
daß eine frauduloſe, nach den Vorſchriften des AnfG. oder der 
KD. anfechtbare Rechtshandlung nicht an ſich ſchon eine un⸗ 
erlaubte, zum Schadenserſatze verpflichtende Handlung dar⸗ 
ſtellt. Selbſt in den Fällen des § 3 Nr. 1 des AnfG., § 31 
Nr. 1 KO. darf man, auch wenn bier ſtets eine unerlaubte 
Handlung im Sinne des BGB. und des $ 32 ZPO. als vor- 
liegend anzunehmen iſt (RG. Bd. 48 Nr. 92 S. 401; Bd. 60 
Nr. 69 S. 300 ff.), nicht ſchlechthin dem geſchädigten Gläubiger 
neben der Anfechtung noch einen deliktiſchen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch verſtatten. Denn an ſich haben die ſondergeſetzlichen 
Beſtimmungen über die Gläubigeranfechtung einen abſchließenden 
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Charakter. Wenn gar nichts anderes und nicht mehr vorliegt, 
als der Tatbeſtand von §S 3 Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juli 
1879 — Abſicht des Schuldners, ſeine Gläubiger zu benachteiligen 
und Kenntnis des anderen Teiles hiervon — ſo tritt eben 
nur die vom Geſetzgeber für dieſen Tatbeſtand ausſchließlich 
gewollte und feſtgeſetzte Rechtsfolge, die Anfechtbarkeit nach 
Maßgabe dieſes Spezialgeſetzes ($ 7 ff.) ein und nicht daneben 
die Schadenserſatzpflicht wegen unerlaubter Handlung nach den 
Regeln des BGB. (58 249 ff.) noch auch die Nichtigkeit nach 
8 134 und $ 138 BGB. Die erwähnte Vorſchrift des AnfG. 
kann deshalb auch nicht als Schutzgeſetz im Sinne des 5 823 
Abſ. 2 BGB. gelten, und es iſt in einem ſolchen Falle auch 
für die Anwendung des 8 826 BGB. kein Raum. Übrigens 
ſind immerhin Fälle denkbar, in denen durch die Kenntnis der 
Benachteiligungsabſicht des Schuldners wenigſtens für den 
anderen Teil nicht ohne weiteres ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten begründet würde. — Allein zweifellos kann im Einzel⸗ 
fall, wie ja der BerR. nicht verkennt, die frauduloſe Rechts⸗ 
handlung beziehungsweiſe die Teilnahme des Dritten an dieſer 
über den bloßen Anfechtungstatbeſtand hinausgehend die 
Merkmale einer unerlaubten Handlung nach § 823 oder S 826 
BGB. erfüllen und in ſolchem Falle muß dem rechtswidrig 
geſchädigten Gläubiger in Konkurrenz mit dem Anfechtungs⸗ 
anſpruche auch ein Anſpruch aus Schadenserſatz gemäß § 826 
(bei Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz wie $ 263, 8 288 StGB., 
8 241 KO. auch §S 823 Abſ. 2 BGB.) und 88 249 ff. BGB. 
gewährt ſein. Dem benachteiligten Gläubiger können unmöglich 
die nach allgemeinen Geſetzesvorſchriften begründeten Rechts⸗ 
behelfe in dem angeführten Falle um des willen verſagt fein, 
weil die ſchädigende Rechtshandlung hier zugleich der An⸗ 
fechtung unterliegt. Dem Tatbeſtande des AnfG. kann ein ihm 
an ſich fremdes Moment hinzugefügt werden durch eine be⸗ 
trügliche Täuſchung, durch eine argliſtige Verſchleierung 
der den Gläubiger ſchädigenden Machenſchaften. Doch iſt dieſer, 
vom BG. für den vorliegenden Fall faſt ausſchließlich berück⸗ 
ſichtigte Geſichtspunkt, wie die Reviſion zutreffend bemerkt, nicht 
der einzige, der für die Anwendung des $ 826. BGB. in Be⸗ 
tracht kommt. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
28. Mai 1908 — deſſen Begründung ſcheinbar einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch nach allgemeinen Grundſätzen noch über die im 
vorſtehenden bezeichnete Grenze hinaus zulaſſen würde — be⸗ 
traf den beſonderen, unbedenklich dem Gebiete des S 826 
BGB. zuzuweiſenden Fall, daß der Schuldner den anfechtbaren 
Vertrag in der dem Beklagten bekannten Abſicht geſchloſſen 
hatte, um unter dem Vorwande einer Sicherung des Beklagten 
ſich im weſentlichen ſeines geſamten pfändbaren Beſitztumes zu 


entledigen und es in die Hände des Beklagten zu ſpielen. Und 


gerade auch nach dieſer Richtung hin iſt im gegenwärtigen Falle 
die Schadenserſatzklage in ſchlüſſiger Weiſe begründet worden. 
Das Bu. leidet an dem Fehler, daß darin die in Betracht 
kommenden Rechtsakte nur nach ihrer Einzelheit anſtatt in ihrer 
Geſamtheit und ihrem ganzen Zuſammenhange gewürdigt 
ſind, und zwar ſowohl nach der ſubjektiven Seite wie auch 
objektiv für die Frage der Schädigung. Dieſe Behandlungsweiſe 
mochte angemeſſen ſein für die Anwendung des AnfG.; ſie war 
es nicht gleichermaßen für den Schadenserſatzanſpruch aus 
§ 826 BGB. Der Ber. hat zu enge und zu einſeitig die 
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Vorausſetzungen des letzteren Anſpruches mit dem rechtlichen 
Geſichtspunkte der Gläubigeranfechtung verkettet, während im 
vorliegenden Falle für die Anwendung des §S 826 BGB. eine 
viel breitere Grundlage in dem bisher feſtgeſtellten und weiter 
behaupteten Sachverhalte gegeben war. Es handelt ſich nach 
der Darſtellung der Klägerin um eine Reihe planmäßig von 
S. unter Mitwirkung der Beklagten unternommener, in ſich 
zuſammenhängender, ſchon mit der Beſtellung einer Hypothek 
für die Beklagte beginnender Manipulationen, wodurch bezweckt 
und erreicht worden war, daß ©. ſich ſeines geſamten greif⸗ 
baren Vermögens entäußerte, es der Beklagten zufpielte und 
auf dieſem Wege der Klägerin den Zugriff wegen ihres Unter⸗ 
haltsanſpruches vereitelte. Die Reviſion hat darin nicht un⸗ 
recht, daß für die Beurteilung dieſer Handlungsweiſe auch die 
aus dem bisherigen ehelichen Verhältniſſe nachwirkende per⸗ 
ſönliche Beziehungen der Beteiligten mit in Betracht zu ziehen 
ſei. Gewiß handelt der geſchiedene Ehemann, der allein die 
Schuld an der Scheidung trägt, in beſonderem Maße wider die 
guten Sitten, wenn er die unſchuldige und wie im vorliegenden 
Falle bedürftige frühere Ehefrau durch Machenſchaften der 
erwähnten Art um ihren Unterhaltsanſpruch zu bringen unter⸗ 
nimmt. — Auch eine Verſchleierung der Vermögensſchiebung 
kann, wofern es hierauf noch ankommen ſollte, in der ver⸗ 
deckten Kolluſion der beiden Geſchwiſter möglicherweiſe ſelbſt 
dann gefunden werden, wenn die für das Haus, das Inventar 
und Warenlager gewährten Kaufpreiſe dem wahren Werte ent⸗ 
ſprochen haben und ſeitens der Beklagten tatſächlich berichtigt 
worden ſind, wenn ferner die Forderung der Beklagten, wofür 
ihr die Hypothek beſtellt wurde, wirklich beſtanden hat. Der 
eigentliche Grund und Zweck der Sicherſtellung und der ſpäteren 
Aufrechnung jener Forderung der Beklagten wäre doch auch 
nach der Auffaſſung des BerR. der geweſen, die Klägerin in 
Anſehung ihres Unterhaltsanſpruchs zu ſchädigen, zu ihrem 
Nachteile die angebliche Forderung aus dem Wege zu räumen. 
Der Vorderrichter folgert das letztere für den Fall des Be⸗ 
ſtehens der Darlehnsforderung aus der feindſeligen Geſinnung 
des S. gegen die Klägerin und nimmt ferner an, daß er, der 
frühere Inhaber eines einträglichen Eigengeſchäftes, dieſe ſeine 
frühere Stellung mit der von ihm, jedenfalls nach außen, ein⸗ 
genommenen eines Arbeiters (mit angeblich 6 4 Wochenlohn) 
nicht vertauſcht hätte, wenn ihn nicht ein tiefgehender Haß 
gegen ſeine frühere Ehefrau erfüllen würde. Hat die Beklagte 
ihrerſeits die Geſinnung und die Beweggründe ihres Bruders, 
von denen die geſamten in Frage ſtehenden Rechtsakte beherrſcht 
waren, wenn auch nicht gerade geteilt, ſo doch gekannt und 
bewußterweiſe zur Ausführung der geplanten Schädigung der 
Klägerin mitgewirkt, dann fällt der Vorwurf einer doloſen, der 
unlauterſten Abſicht und Triebfeder entſprungenen Handlungs⸗ 
weiſe auch auf ſie, die Mittäterin. Freilich könnte das bloß 
mitunterlaufende Motiv der Gehäſſigkeit für ſich allein eine 
ſonſt erlaubte und rechtmäßige Handlung noch nicht zu einer 
unerlaubten, ſittenwidrigen Schädigung ſtempeln. Aber für das 
Geſamtbild des Verhaltens als eines ſittlich verwerflichen iſt 
doch hier neben der Art und den Mitteln der Schädigung auch 
der (weſentlichſte) Beſtimmungsgrund der Handlung in Betracht 
zu ziehen. — Das BG. meint: eine etwaige Verſchleierung der 
Stellung des S. im Geſchäfte der Beklagten würde nicht auch 
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eine Verſchleierung des Inhaltes der Veräußerungsgeſchäfte 
bilden. Allein nach dem Vorbringen der Klägerin würde die 
zum Scheine, nach außen hin eingenommene Stellung des S. 
als eines Lohnarbeiters eben auch nur als ein Glied in der 
Kette der von den beiden Geſchwiſtern in Szene geſetzten trüg⸗ 
lichen Vermögensverſchiebung erſcheinen. Oder aber es könnte 
in dem Falle, wenn S. wirklich und ernſtlich als Arbeiter im 
Geſchäfte der Schweſter, ohne Beteiligung an dem Geſchäfts⸗ 
gewinne eingeſtellt worden iſt, daraus zu folgern ſein, daß er 
ſich nicht bloß ſeines Beſitztums und Geſchäftes, ſondern auch 
aller Erwerbsquellen eines ſelbſtändigen Gewerbetreibenden 
gefliſſentlich zum Nachteile der Klägerin — unter Mitwirkung 
der Beklagten — entäußert habe. Es fehlt alſo keinenfalls an 
dem von dem Bert. vermißten rechtlichen Zuſammenhang mit 
den Veräußerungen. Jedenfalls iſt es recht wohl denkbar, daß 
S., falls er im Beſitze von Haus und Geſchäft geblieben 
wäre, imſtande geweſen ſein würde, von den Geſchäftserträgniſſen 
die Mittel für den Unterhalt der geſchiedenen Ehefrau, wenn 
nicht im vollen, ſo doch in einem erheblichen Umfange nach 
Maßgabe der durch das Geſetz (SS 1578, 1579 BGB.) be: 
ſtimmten oder urteilsmäßigen Leiſtungspflicht aufzubringen. 
S. c. S., U. v. 19. Sept. 10, 403/09 VI. — Stuttgart. 

17. 5 873 BGB.] 

Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteile vom 
10. Oktober 1906 (RG. 64, 165) dargelegt, wie zur Wirk⸗ 
ſamkeit einer Willenserklärung nicht gehöre, daß der Erklärende 
ſich der rechtlichen Tragweite des von ihm Erklärten nach allen 
Richtungen hin bewußt ſei oder gar den juriſtiſchen Aufbau, 
der bei der Unterſtellung ſeiner Erklärung unter die vom Geſetz 
aufgeſtellten Rechtsregeln zur Anwendung kommt, kenne, es 
vielmehr im Streitfalle Sache der richterlichen Auslegung ſei, 
die einer Willenserklärung zukommende rechtliche Bedeutung zu 
ermitteln. Dasſelbe Urteil führt, bezugnehmend auf frühere 
Entſcheidungen des Senats (RG. 46, 225 und Gruchot 45, 942), 
aus, daß nach früherem preußiſchen Rechte dem tatſächlichen 
Bedürfniſſe durch Abtretung des Berichtigungsanſpruchs, durch 
die der neue Gläubiger das Recht erlangte, ſich ſelbſt als Be⸗ 
rechtigten im Grundbuch eintragen zu laſſen, habe genügt werden 
können. In jenen beiden in dieſem Erkenntnis angezogenen 
Urteilen wird aber ausgeführt — und dieſe Ausführungen 
treffen, ſoweit ſie auslegen, den vorliegenden Fall —, daß eine 
Auflaſſungserklärung, die ſich nicht bloß auf das in ihr grund⸗ 
buchmäßig bezeichnete Grundſtück bezieht, ſondern außerdem auch 
noch einen Teil des auf einem anderen Grundbuchblatt ver⸗ 
zeichneten Grundſtücksbeſtandes umfaßt, für dieſen überſchießenden 
Teil zwar nicht Eigentum übertragen könne, da es an dem 
dazu erforderlichen Hinzutritte der Eintragung fehle, wohl aber 
unter dem rechtlichen Geſichtspunkte einer Abtretung des ding⸗ 
lichen Klagerechts Wirkſamkeit äußere. An dieſer Auffaſſung 
muß auch jetzt mit einer noch zu erwähnenden Einſchränkung 
feſtgehalten werden. Haben die Parteien die Abſicht gehabt, 
Eigentum zu übertragen und zu erwerben, ſo enthält dieſe 
Abſicht unbedenklich auch die weniger weitgehende, einen etwa 
beſtehenden Berichtigungsanſpruch oder doch deſſen Geltend⸗ 
machung abzutreten, d. h. den anderen zu dieſer Geltendmachung 
zu ermächtigen, falls die Abſicht der Eigentumsübertragung 
durch den Veräußerungsvertrag und die Auflaſſung nicht ver⸗ 
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wirklicht werden kann. Durch die Annahme dieſer ſo zu ver⸗ 
ſtehenden Parteienerklärung in Verbindung mit der Auflaſſung 
und deren Entgegennahme erwirbt aber die andere Vertrags⸗ 
partei dieſes Recht. Das erwähnte Urteil vom 10. Oktober 1906 
führt dann weiter aus, daß das geltende Recht zwar dieſen 
Weg der Abtretung des Berichtigungsanſpruchs nicht mehr 
kenne, da es eine dem § 931 BGB. entſprechende Beſtimmung, 
wie ſie dort für das Fahrnisrecht getroffen ſei, nicht beſitze, 
daß aber daraus nicht zu folgern ſei, daß nunmehr in Wider⸗ 
ſpruch mit den Bedürfniſſen und Anſchauungen des Verkehrs 
einer Abtretung des Berichtigungsanſpruchs jede Bedeutung 
außerhalb der rein perſönlichen Rechtsbeziehungen der Beteiligten 
verſagt werden müſſe. Es ſei vielmehr dadurch Abhilfe zu 
ſchaffen, wie dies vom Senate bereits für ähnliche Fälle geſchehen 
ſei (Gruchot 35, 1012 und RG. 53, 408). Man muß danach 
in der Bekundung des Veräußerungswillens und der Annahme 
dieſer Erklärung, verbunden mit dem Auflaſſungsgeſchäfte, den 
Willen der Vertragsparteien erkennen, daß der, der aus dem 
Vertrage und der Auflaſſung erwerben ſollte, von dem Ver⸗ 
äußerer wirkſam ermächtigt werde (und dieſe Ermächtigung 
annehme), deſſen Recht geltend zu machen, eine Grundbuch⸗ 
eintragung auf deſſen Namen herbeizuführen. R. c. K., U. v. 
24. Sept. 10, 496/09 V. — Düſſeldorf. 

18. 5 906 BGB.] 

Das BGB. geht von dem Satze aus, daß der Eigentümer 
einer Sache, alſo auch eines Grundſtücks, andere von jeder 
Einwirkung darauf ausſchließen kann (§ 903); es erſtreckt das 
Recht des Eigentümers eines Grundſtücks auf den Raum über 
der Oberfläche (§ 905) und ſteht danach grundſätzlich auf dem 
Standpunkte der Unzuläſſigkeit aller von einem anderen Grund⸗ 
ſtücke ausgehenden Einwirkungen in dieſen Raum. Dieſen 
Grundſatz ſchränkt, um den Bedürfniſſen des Lebens Rechnung 
zu tragen, der § 906 ein, deſſen zweite hier in Frage ſtehende 
Alternative insbeſondere dem Immiſſionsbedürfnis der Induſtrie 
entgegenkommen fol. Es handelt ſich im § 906 um einen der 
Billigkeit entſprechenden Ausgleich widerſprechender Intereſſen. 
Dies und die Natur des § 906 als Ausnahmevorſchrift weiſt 
darauf hin, daß jener Grundſatz durch die zweite Alternative 
des Paragraphen nicht weiter eingeſchränkt wird, als es eine 
billige Rückſicht auf die Induſtrie und ihr Immiſſionsbedürfnis 
erfordert. Dem aber entſpricht es auch in einem Falle, wie er 
nach den Feſtſtellungen des BG. vorliegt, nicht, wenn man für 
das, was der Grundſtückseigentümer an Zuführungen der im 
8 906 bezeichneten Art zu dulden hat — und zwar auch dann, 
wenn damit eine nicht nur unweſentliche Beeinträchtigung der 
Benutzung ſeines Grundſtücks verbunden iſt —, ſchlechthin das 
maßgebend ſein läßt, was die unter Umſtänden, wie hier, noch 
dazu vom Einwirkenden mehr oder minder abhängige Mehrheit 
oder überwiegende Mehrheit der Einwohnerſchaft des Ortes er⸗ 
trägt. Das, was an ſolchen Einwirkungen dem dadurch be⸗ 
läſtigten Eigentümer mit Rückſicht auf das Immiſſionsbedürfnis 
der Induſtrie billigerweiſe zugemutet werden kann, läßt ſich da⸗ 
gegen auf Grund einer Vergleichung mit den von anderen 
ähnlichen Betrieben ausgehenden Einwirkungen feſtſtellen, und 
hierauf weiſt auch das Geſetz hin, indem es dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Duldung der Einwirkungen auferlegt, die durch 
eine Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt werden, 
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die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken 
dieſer Lage gewöhnlich iſt. Num iſt nicht zu verkennen, 
daß dieſe letzten hervorgehobenen Worte auf Grundſtücke an 
demſelben Ort oder in derſelben Ortslage als Vergleichsobjekte 
hindeuten, und dem BG. iſt zuzugeben, daß der Umſtand, daß 
es nach ſeinen Feſtſtellungen an geeigneten Vergleichsobjekten 
in Th. fehlt, nicht dahin führen kann, dem Werke der Be⸗ 
klagten den ſich aus der zweiten Alternative des 8 906 er⸗ 
gebenden Schutz zu verſagen. Mit Recht führt es ins Feld, 
daß ſonſt ein induſtrielles Unternehmen um ſo ſchlechter geſtellt 
ſein würde, je bedeutender und für den Ort bedeutſamer es iſt, 
und daß es für den durch die Einwirkungen betroffenen Grund⸗ 
ſtückseigentümer keinen Unterſchied machen könne, ob dieſelben 
Einwirkungen von einem Großunternehmen oder von mehreren 
kleineren Unternehmungen ausgehen. Anderſeits kann dem BG. 
nach dem Ausgeführten nicht in der Annahme beigepflichtet 
werden: der eben bezeichnete Umſtand rechtfertige es, im vor⸗ 
liegenden Falle von jeder Vergleichung mit der Benutzungsweiſe 
anderer Grundſtücke und dem Maße der damit verbundenen 
Einwirkungen abzuſehen. Der angegebene geſetzgeberiſche Grund 
und die gebotene Rückſichtnahme auf den inſoweit klaren Wort⸗ 
laut des Geſetzes laſſen es vielmehr nur gerechtfertigt erſcheinen, 
in Fällen, wie er nach den Feſtſtellungen des BG. hier gegeben 
iſt, die Worte „dieſer Lage“ in einem weiteren Sinne aufzufaſſen, 
bei der Heranziehung von Vergleichsobjekten über den Ort des 
Unternehmens, von dem die bekämpften Einwirkungen herrühren, 
hinauszugehen und auf das Maß von Einwirkungen zu ſehen, 
das von anderen Grundſtücken auszugehen pflegt, die je nach 
der Eigenart und dem Umfang des Unternehmens in einem 
engeren oder weiteren Umkreiſe um ſeinen Sitz herum gelegen 
ſind und in gleicher oder gleichartiger Weiſe benutzt werden. 
Auf dieſen Ausweg hat der erkennende Senat bereits in früheren 
Entſcheidungen hingewieſen (vgl. die Urteile V 313/05 vom 
31. Januar 1906, abgedruckt in der DJ Z. von 1906 auf S. 485, 
V 191/06 vom 15. Dezember 1906, V 11/08 vom 21. Dezember 
1908, abgedruckt Bd. 70 Nr. 43 der Entſcheid. nam. auf 
S. 154 und V 69/09 vom 22. Dezember 1909). Dabei iſt 
es ohne Belang, ob die zum Vergleich herangezogenen Unter⸗ 
nehmungen an ihrem Ort ebenfalls die einzigen in Betracht 
kommenden ſind. Mit Recht dagegen beanſtandet die Reviſion 
noch die Begründung, mit der das BG. die Behauptung des 
Klägers abgetan hat, daß die Einwirkungen durch die in die 
Jahre 1902/03 und 1903/04 fallenden Erweiterungen des Werkes 
der Beklagten geſteigert ſeien. Darauf, ob bei einem Unter⸗ 
nehmen von dem Umfange und der Bedeutung des Werkes der 
Beklagten jedermann mit ſolchen Steigerungen zu rechnen hat 
und rechnet, kommt es nach dem 8 906 nicht an. Entſcheidend 
iſt nach dem Geſagten vielmehr, ob die Einwirkungen, wie fie 
vom Werke der Beklagten in ſeiner jetzigen Geſtalt ausgehen, 
verglichen mit den von anderen gleichen oder gleichartigen Be⸗ 
trieben des in Betracht zu ziehenden Bezirks ausgehenden Ein⸗ 
wirkungen als gewöhnlich bezeichnet werden können. K. c. T., 
U. v. 6. Juli 10, 430/09 V. — Naumburg, 

19. 58 1298, 1300 BGB. Anſpruch wegen Bruch des 
Verlöbniſſes.] 

Der Beklagte, ein Student, hatte ein Verlöbnis mit der 
in Paris wohnenden Klägerin in der Zeit vom 15. Oktober 1901 
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bis Juni 1902, als Parteien miteinander in Paris zuſammen 
lebten, geſchloſſen. Er hat ihr mitgeteilt, daß ſeine (in 
Deutſchland wohnenden) Eltern die Zuſtimmung zur Verlobung 
erteilt hätten. Am 10. oder 11. Mai 1903 hat der Beklagte 
das Verlöbnis einſeitig aufgehoben und zwar mittels eines 
Briefes, den er aus E. der Klägerin nach Paris geſandt hat. 
Vor und nach der Verlobung habe die Klägerin, die bisher 
unbeſcholten geweſen ſei, dem Beklagten die Beiwohnung 
geſtattet, zuerſt im Oktober 1900 bei einer Zuſammenkunft in 
Neuchatel. Beklagter wurde zur Zahlung von 15 000 4 
verurteilt und ſeine Reviſion wurde zurückgewieſen: Die 
Vorausſetzungen, unter denen nach § 1300 Abſ. 1 in Ber: 
bindung mit $ 1298 BGB. eine unbeſcholtene Verlobte auch 
wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine billige 
Entſchädigung in Geld von ihrem Verlobten, dem ſie die Bei⸗ 
wohnung geſtattet hat, verlangen kann, ſind vom BG. ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt worden. Damit iſt der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch an ſich als begründet dargetan. Zu Unrecht vermißt 
die Reviſion den urſächlichen Zuſammenhang. Das vor dem 
Zeitpunkte der Verlobung liegende Geſchlechtsleben der Klägerin 
mit dem Beklagten kann der Beklagte als Grund der Be⸗ 
ſcholtenheit der Klägerin grundſätzlich deshalb nicht geltend 
machen, weil er ſelbſt die Veranlaſſung zu dieſem Verhalten 
der Klägerin gegeben hat. Der Beklagte hat die bis dahin 
unbeſcholten geweſene Klägerin zum außerehelichen Beiſchlafe 
verführt und er würde argliſtig handeln, wenn er zum Beweiſe 
der Beſcholtenheit der Klägerin verteidigungsweiſe auf die von 
ihm ſelbſt verſchuldeten Hergänge Bezug nähme. Einer der⸗ 
artigen Verteidigung ſteht der Einwand der Argliſt entgegen 
(RG. 52, 46; RG. in JW. 05, 28812). Daran können die 
Tatſachen nichts ändern, daß der Geſchlechtsverkehr der Parteien 
ſchon vor der Verlobung längere Zeit gewährt und daß ſie ſich 
offen wie Mann und Frau betragen haben, denn die darin 
enthaltenen Verſtöße gegen die guten Sitten ſind eben beiden 
Parteien als Schuld anzurechnen. Allerdings iſt zuzugeben, 
daß ein Mädchen infolge derartiger Vorgänge ſchon vor der 
Verlobung erhebliche Einbuße an ihrem guten Rufe erleidet, 
allein dieſer Umſtand kann im vorliegenden Falle auf die 
Bemeſſung der Höhe des von der Klägerin als Braut 
erlittenen Schadens nicht von entſcheidendem Einfluſſe ſein, 
denn immerhin kommt auch hierbei in Betracht, daß der 
Beklagte der Urheber jener Einbuße war und dieſe letztere nicht 
zu ſeinen Gunſten einſeitig ausbeuten kann. Ferner iſt an⸗ 
zunehmen, daß das BG. dieſen Umſtand bei der nach freiem 
richterlichen Ermeſſen vorzunehmenden Schätzung des Schadens, 
insbeſondere bei der beträchtlichen Herabſetzung der verlangten 
Entſchädigung von 100 000 & auf 15 000 & auch berückſichtigt 
hat. Abrigens würde auch ein Schaden gar nicht entſtanden 
ſein, wenn der Beklagte ſein Eheverſprechen gehalten und die 
Klägerin geheiratet hätte. P. c. A., U. v. 22. Sept. 10, 
554/09 IV. — Hamm. 

20. 58 1387, 1388, 1416 Abſ. 1 BGB. verb. mit $ 90 
GKG. Verpflichtung des Ehemannes, den von ſeiner Ehefrau 
geforderten Vorſchuß zu bezahlen, obſchon deren Reviſion zurück⸗ 
gewieſen iſt.] 

Nach § 1387 Nr. 1 in Verbindung mit 8 1416 Abſ. ! 
BGB. hat bei geſetzlichem Güterrecht der Ehemann in einem 
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von feiner Frau gegen ihn geführten Rechtsſtreit, ſolange nicht 
durch endgültige Entſcheidung die Koſtenpflicht der Frau feſtgeſtellt 
iſt, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen (vgl. RG. 47, 72), 
und hat demgemäß bis zu dieſem Zeitpunkte die für die Prozeß⸗ 
führung der Frau benötigten Vorſchüſſe zu zahlen. Für den 
Kläger beſtand mithin die Verpflichtung und zwar nach § 1388 
BGB. auch gegenüber der Gerichtskaſſe als Gläubigerin, nachdem 
ſeine Frau gegen das Urteil des OLG. Stettin vom 2. Juli 1909 
Reviſion eingelegt hatte, den von ihr auf Grund der 88 81, 8 
GKG. für die Reviſionsinſtanz erforderten Gebührenvorſchuß 
von 66 & zu entrichten. Von dieſer Verpflichtung zur Zahlung 
des vorzuſchießenden Betrages wurde der Kläger — vorbehaltlich 
ſeines Rechts, von der Frau Erſtattung zu fordern — nicht 
dadurch befreit, daß nachträglich durch Urteil des RG. vom 
20. Juni 1910 die Reviſion ſeiner Frau zurückgewieſen wurde 
S 90 GKG., Beſchluß des RG. vom 25. Mai 1907 in Sachen 
Pohlmann wider Pohlmann IV. 166/06). Mit Recht iſt deshalb 
in Gemäßheit der von der Gerichtsſchreiberei des RG. auf⸗ 
geſtellten Vorſchußrechnung vom 29. September 1909, auf die 
in der weiteren Koſtenrechnung vom 21. Juli 1910 verwieſen 
wird, der klagende Ehemann zur Zahlung des Vorſchuſſes von 
66 & herangezogen worden. B. c. B., Beſchl. vom 8. Okt. 10, 
549/09 IV. — Reichsgericht. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 8 86 38PO. Die vom Konkursverwalter ausgeftellte 
Prozeßvollmacht wirkt auch nach Aufhebung des Konkurſes.] 

Da ein Gerichtsbeſchluß, der die Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens ausſpricht, keiner Anfechtung unterliegt (5 190 KO.), 
ſo muß angenommen werden, daß der Beklagte zur Zeit der 
Einlegung der Reviſion keinen konkursrechtlichen Beſchränkungen 
mehr unterlag ($ 192 KO.), und daß insbeſondere das Ver⸗ 
waltungs⸗ und Verfügungsrecht des Konkursverwalters (5 6 KO) 
ſein Ende erreicht hatte. Hieraus folgt indeſſen noch nicht die 
Unzuläſſigkeit der Reviſion. Auch während des Konkurs⸗ 
verfahrens war der Beklagte und nicht der Verwalter ſachlich 
Prozeßpartei, die Aufhebung des Konkurſes führte ſomit keine 
Anderung der Parteien, ſondern nur eine ſolche in der Ver⸗ 
tretung des Beklagten herbei (vgl. das bei Warneyer, Ergänzungs⸗ 
band I unter Nr. 471 abgedruckte Urteil dieſes Senats), fie 
hatte auch keine Unterbrechung des Verfahrens zur Folge 
(RG. 58, 371), das vielmehr jede Partei ohne weiteres fort⸗ 
ſetzen konnte. In Übereinſtimmung mit den Ausführungen des 
II. 3S. in feinem Urteile vom 3. Mai 1910 (JW. 10, 6561) 
muß ferner aus der Verfügungsbefugnis, die dem Konkurs⸗ 
verwalter in bezug auf den vorliegenden, die Konkursmaſſe 
betreffenden Rechtsſtreit zuſtand, geſchloſſen werden, daß eine 


von ihm erteilte Prozeßvollmacht ihre Wirkſamkeit für die Zeit 


nach Beendigung des Konkurſes auch gegenüber dem früheren 
Gemeinſchuldner behält, ſolange dieſer ſie nicht ordnungsmäßig 
widerruft. Durch die Veränderung, die mit der Aufhebung des 
Konkurſes in ſeiner geſetzlichen Vertretung eintritt und die in 
dem Wegfall der Vertretung beſteht, wird die Prozeßvollmacht 
nach § 86 ZPO. nicht berührt. Da nun vorliegend weder die 
Zurücknahme der den Prozeßbevollmächtigten der Vorinſtanzen 
vom Konkursverwalter erteilten Vollmacht behauptet noch die 
ordnungsmäßige Beſtellung des Prozeßbevollmächtigten der 
Revifionsinſtanz ſeitens eines Vertreters in den früheren 


Inſtanzen bezweifelt worden iſt, ſo unterliegt die Annahme 
keinen Bedenken, daß der gegenwärtige Vertreter des Beklagten 
befugt war, für ihn die Reviſion einzulegen. Daß er das nicht 


getan habe, iſt aus dem Wortlaut der Reviſionsſchrift nicht zu 


folgern, vielmehr davon auszugehen, daß er für die tatſächliche 
Prozeßpartei die Reviſion eingelegt hat und daß die Angabe, 
Beklagter werde durch den Konkursverwalter vertreten, nichts 
als ein Irrtum iſt, gegen deſſen Berichtigung keine Bedenken 
beſtehen. Die Reviſion war daher als zuläſſig zu erachten 
($ 5544 ZPO) Q. c. S., U. v. 1. Okt. 10, 496/09 VL — 
Frankfurt a. M. 

22. 88 91, 343, 344 ZRO. Über die Ermittelung des 
Willens des Richters die Klage abzuweiſen, wenn ſich ein be⸗ 
ſtimmter Ausſpruch dafür in der Urteilsformel nicht vorfindet.] 

Durch Verſäumnisurteil ſind die Beklagten nach dem An⸗ 
trag des Klägers verurteilt. Sie haben Einſpruch eingelegt, 
und das LG. hat nach ſtreitiger Verhandlung dahin erkannt, daß 
das Verſäumnisurteil aufzuheben und dem Kläger die Koſten 
des Prozeſſes aufzuerlegen mit Ausnahme derjenigen, welche 
durch das Verſäumnisurteil entſtanden ſind und welche die Be⸗ 
klagten zu tragen haben. Die Berufung des Klägers gegen 
dieſes Urteil iſt als unzuläſſig verworfen. Das RG. hob auf: 
Das BG. hat die Berufung als unzuläſſig verworfen, weil das 
landgerichtliche Urteil eine Entſcheidung über den Klaganſpruch 
nicht enthalte. Es nimmt zwar an, daß in der Begründung 
des Urteils der Wille, die Klage abzuweiſen, erkennbar hervor⸗ 
trete, allein es vermißt jeglichen Ausdruck dieſes Willens in der 
Urteilsformel. Dieſe letztere Auffaſſung kann für zutreffend 
nicht erachtet werden. Da die ZPO. den Gebrauch beſtimmter 
Worte, mit denen die getroffene Entſcheidung in der Urteils⸗ 
formel zum Ausdruck gebracht werden müßte, nicht vorſchreibt, 
iſt es als ausreichend anzuſehen, daß der Wille des Richters, 
die Klage abzuweiſen, irgendwie in der Urteilsformel erkennbar 
gemacht wird, ſelbſt wenn es zur Klarlegung des Gewollten 
der Heranziehung der in der Urteilsbegründung ſich findenden 
Ausführungen bedürfen ſollte. Vorliegend hat das LG. nicht 
nur in den Entſcheidungsgründen ſeinen Willen, den Klag⸗ 
anſpruch im vollen Umfang abzuweiſen, unzweideutig aus⸗ 
geſprochen, ſondern dieſem Willen auch in der Urteilsformel 
ſelbſt dadurch Ausdruck verliehen, daß es das früher erlaſſene 
Verſäumnisurteil ohne jede Einſchränkung aufhob und über die 
Koſten des Rechtsſtreites, ſo wie geſchehen, erkannte. Denn 
das LG. konnte nach 5 343 ZPO. das Verſäumnisurteil nur 
aufheben, wenn es gleichzeitig die Klage abwies, und weiterhin 
konnte das LG. auch dem Kläger nur dann die Koſten des 
Rechtsſtreits mit Ausnahme der durch die Verſäumnis der Be⸗ 
klagten entſtandenen auferlegen, wenn es in der Hauptſache ab⸗ 
ändernd erkannte (88 91 und 344 ZPO.). Wenn es auch zur 
Vermeidung von Mißverſtändniſſen angezeigt geweſen wäre, die 
beſchloſſene Klagabweiſung in der Urteilsformel nochmals be⸗ 
ſonders hervorzuheben, ſo muß doch in der vorliegenden Faſſung 
der Formel ein immerhin ausreichender Ausdruck des Willens, die 
Klagabweiſung auszuſprechen, gefunden werden. Auf der gleichen 
Auffaſſung beruht das in Seuff Bl. 13, 12 abgedruckte Urteil des 
III. 38 S., das die vom Kläger erhobene Anſchlußberufung für 
zuläſſig erklärte, obgleich in der Urteilsformel eine Abweiſung 
des Klägers mit ſeiner Mehrforderung nicht ausdrücklich hervor⸗ 
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gehoben, vielmehr der Wille, den Kläger inſoweit abzuweiſen, 
nur aus der Koſtenverteilung in Verbindung mit der Ausführung 
in den Gründen zu entnehmen war. Auf die von ihm an⸗ 
gezogene Ausführung im Gaupp⸗Steinſchen Kommentar kann 
ſich der Ber R. nicht berufen, da fie den anders gelagerten Fall 
betreffen, daß der Richter einen Anſpruch oder einen Teil des⸗ 
ſelben verſehentlich übergangen hat. Enthält aber hiernach das 
Urteil des LG. eine Entſcheidung in der Hauptſache, ſo war 
die eingelegte Berufung zuzulaſſen. D. c. S., U. v. 23. Sept. 10, 
526/09 VII. — Hamm. 

23. § 240 3PO. verb. mit SS 10 und 11 KO. Über 
Aufnahme des Verfahrens durch den Konkursverwalter. 

Auf die Klage im Wechſelprozeſſe iſt E. in I. Inſtanz 
verurteilt und das Urteil iſt für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
worden. Am 8. Januar 1909 iſt das Urteil dem Beklagten 
zugeſtellt worden. Über fein Vermögen wurde am 21. Januar 1909 
das Konkursverfahren eröffnet. Vor Ausbruch des Konkurſes 
hat der Kläger Warenvorräte auf Grund jenes Urteils pfänden 
laſſen. Am 26. Auguſt 1909 ließ der Konkursverwalter dem 
Kläger einen Schriftſatz zuſtellen, durch den er den feiner Auf: 
faſſung nach durch die Konkurseröffnung unterbrochenen Rechts⸗ 
ſtreit aufnahm, und gleichzeitig Berufung gegen das gedachte 
Urteil einlegte. Er beantragte, das angefochtene Urteil dahin 
zu ergänzen, daß dem Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte 
vorbehalten wird. Der Kläger erklärte, dieſem Antrage gegen⸗ 
über einen Gegenantrag nicht ſtellen zu wollen und ſtellte einen 
Antrag nur in betreff der Koſten. Das OLG. verwarf, das 
RG. hob auf: Das BG. hat die Berufung als unzuläffig 
verworfen, weil es die Berechtigung des Konkursverwalters 
zur Aufnahme des Rechtsſtreits verneint hat. Die Enkſcheidung 
beruht auf Verletzung des S 10 KO. durch Nichtanwendung. 
Nach § 240 ZPO. wird im Falle des Konkurſes über das 
Vermögen einer Partei das Verfahren, wenn es die Konkurs⸗ 
maſſe betrifft, unterbrochen, bis dasſelbe nach den für den 
Konkurs geltenden Beſtimmungen aufgenommen oder das Konkurs⸗ 
verfahren aufgehoben wird. Abgeſehen von den SS 144 und 146 
KO., welche den hier nicht vorliegenden Fall einer Aufnahme 
des Verfahrens bezüglich einer im Konkurſe angemeldeten 
Forderung betreffen, beſtimmt ſich die Aufnahme des Prozeß⸗ 
verfahrens nach den SS 10 und 11 KO. Nach § 10 KO. 
können Rechtsſtreitigkeiten über das zur Konkursmaſſe gehörige 
Vermögen, welche zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens für 
den Gemeinſchuldner anhängig ſind, in der Lage, in der ſie ſich 
befinden, von dem Konkursverwalter aufgenommen werden. 
Der Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung ſteht der Umſtand nicht 
entgegen, daß die Klage gegen den nachmaligen Gemeinſchuldner 
gerichtet iſt, während in § 10 von einer für den Gemein⸗ 
ſchuldner anhängigen Rechtsſtreitigkeit die Rede iſt. Denn wenn 
auch dieſe Beſtimmung regelmäßig nur auf ſolche Prozeſſe 
Anwendung findet, in denen der nachmalige Gemeinſchuldner 
Kläger iſt, ſo iſt doch die Parteirolle nicht entſcheidend, ſondern 
es kommt darauf an, ob ſachlich ein zur Vermehrung der 
Teilungsmaſſe dienlicher Anſpruch in der ſchwebenden Rechts- 
ſtreitigkeit verfolgt wird. Dies trifft nun aber im vorliegenden 
Falle zu. Denn mit der Aufnahme des Verfahrens bezweckt 
der Konkursverwalter, den Klageanſpruch und das davon ab: 
hängige Pfändungs⸗Lund Abſonderungsrecht des Klägers zu 
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bekämpfen und den durch das Beſtehen des Abſonderungsrechts 
bereits verringerten Umfang der Konkursmaſſe zu ver⸗ 
mehren. Sachlich iſt in einem Falle dieſer Art, wie bereits 
der VII. ZS. des RG. durch Urteil vom 19. April 1910 
Rep. VII 69/09 (JW. 10, 625250 in einem ähnlichen Falle 
entſchieden hat, nach Lage der Sache der Konkursverwalter der 
angreifende Teil, der die von dem Kläger gepfändeten Sachen 
als pfandfreie für die Konkursmaſſe in Anſpruch nehmen 
will. Da der Kläger kraft ſeines Abſonderungsrechts an dem 
Konkursverfahren nicht teilzunehmen braucht und bisher auch 
ſich nicht beteiligt hat, ſo muß es einen Weg geben, den Streit 
der Parteien zum Austrage zu bringen. Der einfachſte und 
natürlichſte Weg hierzu iſt die Aufnahme des Verfahrens. Hierzu 
war der Konkursverwalter gemäß 8 10 KO. berechtigt. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich ſeine Berechtigung hierzu auf 
§ 11 KO. ſtützen ließe von dem Geſichtspunkte aus, daß der 
Kläger, der den Klaganſpruch mit den von ihm daraus gezogenen 
Folgen einſchließlich des Abſonderungsrechts aufrechthalten will, 
im Ergebniſſe einen Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung 
geltend macht. E. c. J., U. v. 12. Sept. 10, 263/10 I (Ferien: 
ſenat). — Kiel. 

24. S 270 ZPO] 

Nach 5 270 ZOO. findet eine Anfechtung der Ent: 
ſcheidung, daß eine Anderung der Klage nicht vorliege oder 
daß die Anderung zuzulaſſen ſei, nicht ſtatt. Die 
letzteren, hier hervorgehobenen Worte ſind durch die Novelle 
zur ZPO. vom 17. Mai 1898 eingefügt worden, um den 
§ 242, jetzt 270 mit der neuen Vorſchrift des § 264 in Ein⸗ 
klang zu bringen. (Begründung zur Novelle S. 105.) Wenn 
der Zuſatz danach ſich vornehmlich auf die Entſcheidung des 
Gerichts bezieht, daß durch die Anderung die Verteidigung des 
Beklagten nicht weſentlich erſchwert werde, ſo muß doch die 
Vorſchriſt nach ihrer ganz allgemeinen und beſtimmten Faſſung 
ſowie nach der Tendenz des Geſetzgebers unterſchiedslos auf 
alle Fälle, in denen die Klageänderung zugelaſſen worden iſt, 
Anwendung finden, gleichviel aus welchem Grunde die Zu: 
laſſung erfolgt iſt, alſo auch da, wo der Unterrichter angenommen 
hat, daß der Beklagte in die Anderung ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend (§S 269 ZPO.) eingewilligt habe. (JW. O7, 
51812, Gaupp⸗Stein ZPO. zu § 270 Bem. 2, 8/9. Aufl., 
S. 621; Seuffert Komm. zu § 270. Bem. 2, 11. Aufl., 
S. 430; Peterſen⸗Remels zu §S 270 Bem. 2 S. 540. — 
Skonietzki⸗Gelpcke S 270 Bem. 2 S. 687.) Vgl. auch RG. 53, 
S. 361. M. c. A., U. v. 3. Okt. 10, 441/09 VI. — Kiel. 

25. 55 293, 562 ZPO. Streupflicht infolge beſtehender 
Obſervanz.] 

In der Feſtſtellung einer Obſervanz und ihres Inhalts iſt 
das Gericht nach S 293 ZPO. weſentlich freier geſtellt als bei 
der Feſtſtellung von Tatſachen, und einer Reviſion iſt jene Feſt⸗ 
ſtellung nach $ 562 ZPO. nicht zugänglich. Es kann ſich für 
die Nachprüfung der Reviſionsinſtanz nur darum handeln, ob 
etwa der Rechtsbegriff der Obſervanz verkannt oder über ihre 
Bildung eine irrige Rechtsauffaſſung aufgeſtellt worden iſt. 
Das iſt beides nicht der Fall. Das BU. entnimmt der Beweis⸗ 
aufnahme, daß die Straßenanlieger, indem ſie regelmäßig die 
Straßen reinigten und bei Winterglätte beſtreuten, aus der, 
wenn auch nicht auf beſtimmte Gründe geſtützten Überzeugung 


39. Jahrgang. 


heraus handelten, daß eine Verpflichtung dazu für die Beſitzer 
der anliegenden Häuſer beſtehe. Damit iſt dem Erfordernis, 
daß die feſtgeſtellte Übung einer Rechtsüberzeugung der Be⸗ 
teiligten entſpringen müſſe, genügt. Daß der Handelnde ſich 
bewußt iſt, er handle in Befolgung eines beſtehenden poſitiven 
Rechtsſatzes, iſt nicht Vorausſetzung einer Handlung aus Rechts⸗ 
überzeugung; auch wenn die Handelnden nur aus dem Gefühl 
heraus handelten, ſie ſeien zum Streuen verpflichtet, damit 
niemand Schaden nehme, ſo kann die allgemeine Übung auf 
dieſer Grundlage eine Rechtsgewohnheit wohl darſtellen. Denn 
daß jeder Bürger verpflichtet ſei, dafür Sorge zu tragen, daß 
der Nächſte nicht Schaden nehme, daß ihm, inſoweit die öffent⸗ 
liche Straße an ſein Eigentum anſtößt, im Intereſſe der 
Straßenbeſucher wegen ſeines Eigentums Verkehrspflichten für 
die Sicherheit der Straße obliegen, das iſt ſicherlich ein Rechts⸗ 
gedanke, der, wenn er zunächſt den einzelnen zu ſeiner Handlung 
veranlaßt, durch die allgemeine Übung zu einer allgemeinen 
Rechtsüberzeugung ſich verdichtet. S. c. M., U. v. 26. Sept. 10, 
503/09 VI. — Stettin. 

26. § 303 ZPO. Zwiſchenurteil.] 

Der Rechtsvorgänger der Klägerin, dem die im Jahre 1899 
für die Errichtung von Wohnhäuſern nebſt Wirtſchaftsgebäuden 


außerhalb der Ortſchaft Z. nachgeſuchte Anſiedelungsgenehmigung 


wegen des unter der Anſiedelungsſtätte umgehenden Bergbaues 
der Beklagten auf Grund des § 15a AnſiedelungsG. in der 
Faſſung des Ergänzungsgeſetzes vom 16. September 1899 
rechtskräftig verſagt worden war, hat wegen des ihm hierdurch 
erwachſenen Schadens gemäß § 17a des zitierten Ergänzungs⸗ 
geſetzes mit dem Antrage geklagt, die Beklagte zur Zahlung 
einer nach richterlichem Ermeſſen feſtzuſetzenden Kapitalsſumme 
nebſt Zinſen zu verurteilen. Er ſtützte die Klage darauf, daß 
er infolge der Verſagung der Anſiedelungsgenehmigung die 
beabſichtigten Baulichkeiten auf anderen Plätzen errichten 
müfle und daß ſich hieraus für ihn die Notwendigkeit jährlicher 
Mehrausgaben ergebe, die nach einer von ihm aufgemachten 
Schadensberechnung insgeſamt auf 4635 , kapitaliſiert 
92 700 &, angegeben ſind. Die Beklagte erhob den Einwand 
aus 5 150 ABergG. und § 17a des Anſiedelungsergänzungs⸗ 
geſetzes ſowie ferner den Einwand der Verjährung. Nachdem 
in I. Inſtanz die Klage gänzlich abgewieſen worden war, er⸗ 
klärte auf die von dem Kläger eingelegte Berufung der zweite 
Richter zunächſt durch ein Zwiſchenurteil vom 19. Oktober 1908 
den Einwand der Beklagten aus 8 150 Abſ. 2 ABergG. für 
gerechtfertigt. Infolgedeſſen verlangte die inzwiſchen an die 
Stelle ihres Ehemannes getretene jetzige Klägerin nunmehr 
eventuell ſog. abſtrakte Entſchädigung für die Beſchädigung 
ihres Grundbeſitzes, indem ſie den Eventualantrag dahin richtete, 
die Beklagte zu verurteilen, an ſie denjenigen durch richterliches 
Ermeſſen feſtzuſtellenden Schaden nebſt Zinſen zu erſtatten, der 
ihr durch Verluſt oder Verminderung der Bebauungsfähigkeit 
des Grundſtücks Nr. 421 3., feiner Verkäuflichkeit, Vermiet⸗ 
barkeit und Beleihungsfähigkeit entſtanden ſei oder entſtehen 
werde. Dieſem neuen Antrage gegenüber rügte die Beklagte 
unzuläſſige Klageänderung. Der Bert. erließ daraufhin das 
jetzt angefochtene, in den Entſcheidungsgründen ausdrücklich als 
Zwiſchenurteil im Sinne des § 303 ZPO. bezeichnete Urteil, 
deſſen Urteilsformel dahin lautet: „Eine Klageänderung liegt 
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nicht vor. Die Einrede der Verjährung iſt hinſichtlich des 
Schadens aus dem bis zum Ablauf des Jahres 1903 be⸗ 
triebenen Bergbau begründet, dagegen hinſichtlich des Schadens 
aus dem Abbau der Sicherheitspfeiler unter dem Grallaſchen 
und Kandoraſchen Grundſtück unbegründet.“ Die gegen dieſes 
Urteil eingelegte Reviſion der Klägerin geht davon aus, daß 
das Urteil, da es die Einrede der Verjährung für einen zeitlich 
begrenzten Teil des Schadens durchgreifen laſſe, inſoweit ſachlich 
eine teilweiſe Klageabweiſung enthalte, daher in Wirklichkeit 
ein Endurteil (Teilurteil) ſei. Dieſer Anſicht konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Selbſt wenn man mit der Reviſion annehmen 
wollte, der Prozeßſtoff ſei, ſoweit der Bert. den Verjährungs⸗ 
einwand für begründet erkläre, zum Erlaß eines Teilurteils 
entſcheidungsreif geweſen, würde daraus nichts zugunſten 
der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels folgen. Denn, wie es in 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung anerkannt iſt, hängt der 
Erlaß von Teilurteilen ebenſo wie derjenige von Vorab⸗ 
entſcheidungen nach § 304 380. lediglich vom Ermeſſen des 
Gerichts ab, und dieſes Ermeſſen unterliegt in höherer Inſtanz 
keiner Nachprüfung. Ein prozeſſualer Verſtoß liegt danach 
ſelbſt dann nicht vor, wenn nach Lage der Umſtände der 
Erlaß eines Teilurteils oder einer Vorabentſcheidung ſachgemäß 
geweſen wäre, das Gericht alſo, inſofern es ein ſolches Urteil 
nicht erließ, unzweckmäßig gehandelt hat (vgl. Skonietzki⸗ 
Gelpcka, Kommentar zur ZPO. Anm. 10 zu § 301, Anm. 3 
zu § 304). Die erwähnte Annahme iſt aber auch an ſich 
nicht richtig. Entſcheidungsreif zum Erlaß eines Teilurteils 
iſt der Rechtsſtreit nur dann, wenn ein einzelner ſelbſtändiger 
Anſpruch oder von einem einheitlichen Anſpruch ein ziffer⸗ 
mäßig beſtimmter Teilbetrag mit der Wirkung zuerkannt 
oder aberkannt werden kann, daß dieſe Entſcheidung von dem 
weiteren Verlaufe des Streitverfahrens, welches auch deſſen 
Rechtsſchickſale ſein mögen, unter keinen Umſtänden mehr 
berührt wird. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im vorliegen⸗ 
den Falle nach zwiefacher Richtung hin. Einmal iſt überhaupt 
kein Anſpruch mit beſtimmter Bezifferung erhoben und ſodann 
iſt es nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, daß die Klägerin das⸗ 
jenige, was ſie nach Inhalt der ihren Klageanträgen gegebenen 
Begründung an Schadenserſatz verlangt, für denjenigen Zeit⸗ 
raum, bezüglich deſſen die Verjährungseinrede nicht als be⸗ 
gründet anerkannt worden iſt, zugeſprochen erhält, alſo trotz 
teilweiſen Unterliegens in bezug auf jene einzelne Einrede 
dennoch ſchließlich voll obſiegt. Hiernach iſt das angefochtene 
Bl., der ihm gegebenen Bezeichnung entſprechend, als ein 
Zwiſchenurteil nach 8 303 ZPO. anzuſehen, gegen das die 
Reviſion nicht zuläſſig iſt. B. o. G., Beſchl. v. 12. Okt. 10, 
372/10 V. — Breslau. 

27. 5 628 3PO. Tod des einen Ehegatten vor der 
Rechtskraft des Urteils. 

Das mit der Reviſion angefochtene Urteil enthält nur eine 
Entſcheidung über den Koſtenpunkt und nicht zugleich eine Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache. Als eine ſolche kann weder die 
dem § 628 ZPO. entſprechende Feſtſtellung gelten, daß — da 
der Kläger vor dem Eintritt in die Rechtskraft des bedingten 
Urteils vom 6. März 1909 verſtorben iſt — der Rechtsſtreit 
in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen ſei, noch 
auch hat der weitere Ausſpruch, daß dieſes . auf⸗ 
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gehoben werde, eine ſolche Bedeutung. Denn die Erledigung 
des Rechtsſtreits in Anſehung der Hauptſache brachte es bereits 
unmittelbar mit ſich, daß das bedingte Urteil ſeine Wirkung 
verlor. Die förmliche Aufhebung betraf daher ein nicht mehr 
wirkſames Urteil und war ihrer fachlichen Bedeutung nach wiederum 
nichts mehr als die an und für ſich unnötige Feſtſtellung einer 
ſchon beſtehenden Prozeßlage. Eine Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache würden die Erledigungserklärung und die Aufhebung des 
bedingten Urteils allerdings in dem Falle enthalten haben, 
wenn ſie ſich in Widerſpruch geſetzt hätten mit einem zur 
Hauptſache geſtellten Parteiantrage (vgl. den Beſchluß des RG. 
vom 25. Oktober 1905, Gruchots Beitr. 50, 1059 und die da⸗ 
ſelbſt angegebenen weiteren reichsgerichtlichen Entſcheidungen). 
Allein dieſe Vorausſetzung trifft nicht zu. Das mit der Reviſion 
angefochtene Urteil iſt vielmehr auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung ergangen, in der beide Parteien, ohne zur Haupt⸗ 
ſache Anträge zu ſtellen, wechſelſeitig nur beantragt hatten, dem 
anderen Streitteile ſämtliche Koſten aufzuerlegen. Iſt aber eine 
Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen, ſo war das nur 
den Koſtenpunkt betreffende Urteil des BG. gemäß § 99 Abſ. 3 
ZPO. mit der Reviſion nicht angreifbar und auch als ſofortige 
Beſchwerde konnte das Rechtsmittel nicht wirkſam werden, weil 
mit dem Inkrafttreten des Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit 
des RG. vom 22. Mai 1910 alle Entſcheidungen der OLG. in 
Prozeßſachen einer Anfechtung durch Beſchwerde entzogen ſind 
(Art. II Nr. 2, Art. III Nr. 9 Gel. — 58 567 Abſ. 2 ZPO. in 
der jetzt geltenden Faſſung). Unter Anwendung des § 554 a 
Abſ. 2 ZPO. iſt deshalb die Reviſion ohne mündliche Ver⸗ 
handlung als unzuläſſig verworfen und dabei wegen der Koſten 
des Rechtsmittels nach. 8 97 Abſ. 1 ZPO. Entſcheidung ges 
troffen worden. K. c. K., Beſchl. v. 19. Sept. 10, 561/10 IV. 
— Bamberg. 

28. 88 1034 Abf. 1, 1041 Abſ. 1 Ziff. 4 ZPO. Über 
rechtliches Gehör der Partei.] 

Der Vorwurf des Klägers, daß ihm der Schiedsrichter 
vor Erlaß des Endſchiedsſpruchs das rechtliche Gehör verſagt 
habe, bedarf einer beſonders ſchwerwiegenden Begründung. 
Der Bevollmächtigte des Klägers hat mittels Schreibens vom 
7. Januar 1907 den Schiedsrichter erſucht, dem Verfahren 
Fortgang zu geben und gebeten, ihm unverzüglich mitzuteilen, 
welcher Information er etwa noch bedürfe. Der Schiedsrichter, 
deſſen Standpunkt aus dem längſt zugeſtellten Teilſchiedsſpruche 
deutlich erſichtlich war, brauchte ſich auf die letzterwähnte Bitte 
nicht einzulaſſen. Tatſächlich hat er ſich aber darauf eingelaſſen, 
indem er am 31. Januar 1907 erwiderte: „Falls ich noch der 
Information von Ihrer Seite bedürfen ſollte, werde ich Sie 
darum bitten.“ Das BG. meint, daß der Schiedsrichter mit 
ſeiner Antwort eine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhält⸗ 
niſſes, wie fie dem ordentlichen Richter nach 8 139 3PO. 
obliegt, nicht übernommen habe. Dieſer Anſicht iſt entgegen 
der von der Reviſion vertretenen Auffaſſung beizuſtimmen. 
Es liegt kein Grund vor, der Antwort eine Deutung zu geben, 
die über den durch den Wortlaut gebotenen Sinn hinausreicht. 
Nach dem Wortlaut liegt aber nur die Bereiterklärung des 
Schiedsrichters vor, für den Fall, wenn er noch einer Sach⸗ 
erklärung ſeitens des Klägers bedürfen ſollte, ſolche von deſſen 
Bevollmächtigten zu erfordern. Wenn aber das OLG. unter 
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Hinweis auf § 1034 Abſ. 1 ZPO. es lediglich der Entſcheidung 
des Schiedsrichters überlaſſen wiſſen will, inwieweit er der 
Information bedurfte, und wieweit er das dem Streit zugrunde 
liegende Sachverhältnis zu ermitteln hatte, ſo wird es dem 
Tatbeſtande des Falles nicht gerecht. Hier hatte eine Partei 
vom Schiedsrichter Beſcheid über die von ihrer Seite etwa 
noch erforderliche Information erbeten, und in ſeiner Antwort 
hatte der Schiedsrichter ſolchen Beſcheid für den vorbezeichneten 
Bedürfnisfall beſtimmt in Ausſicht geſtellt. Die Partei, der 
Kläger, durfte ſich auf dieſen Vorbeſcheid des zur Beurteilung 
und Entſcheidung des Rechtsfalles erwählten Richters verlaſſen 
und das weitere Verhalten dieſem Vorbeſcheide anpaſſen. Der 
Schiedsrichter aber hatte in dieſem Vorbeſcheide ſeinem freien 
Ermeſſen für die Endentſcheidung die Schranke geſetzt, daß er 
im Bedürfnisfalle vom Bevollmächtigten des Klägers ſachliche 
Information erfordern würde. Zur Zeit des Teilſchiedsſpruchs 
bedurfte er ſolcher Information, nämlich eines neuen Klage⸗ 
antrages wegen eines auf Gelderſatz gerichteten Anſpruchs, 
und dies Bedürfnis beſtand tatſächlich noch bei Erlaß des 
Endſchiedsſpruchs. Denn in dieſem wird gerade daraus, daß 
Kläger ſein Intereſſe, obwohl er hierauf durch den Teilſchiedsſpruch 
noch beſonders hingewieſen worden iſt, nicht geltend gemacht hat, 
gefolgert, „daß ſich ſein Anſpruch gegen den Beklagten nicht nur 
mangels näherer Rechtfertigung, ſondern nach Anſicht des Obmanns 
auch überhaupt als unbegründet“ darſtellt. Dieſe Folgerung 
in den Gründen des Endſchiedsſpruchs iſt zur Deutung der 
Ziffer 1 ſeiner Formel, in welcher die Abweiſung des Klägers 
mit dem Antrage auf Verurteilung des Beklagten zur Aus⸗ 
führung gewiſſer Bauarbeiten ausgeſprochen wird, heran⸗ 
zuziehen. Der Schiedsrichter wollte nunmehr, wie auch aus 
der Koſtenentſcheidung und der Faſſung des End ſchiedsſpruchs 
im ganzen zu entnehmen iſt, den Streit der Parteien über die 
Baumängel endgültig erledigen und hat dabei auch den im Teil⸗ 
ſchiedsſpruch noch vorbehaltenen Anſpruch des Klägers auf das 
Intereſſe aberkennen wollen und aberkannt. Dieſe Auslegung 
iſt vom Kläger in den Vorinſtanzen ohne Widerſpruch des 
Beklagten zum Ausdruck gebracht und ſie liegt auch den Er⸗ 
wägungen des BG. zugrunde, welche den jetzt nicht mehr auf⸗ 
rechterhaltenen Vorwurf betreffen, daß der Schiedsſpruch einer 
vorſchriftsmäßigen Begründung entbehre. Dasſelbe Bedürfnis 
nach einer Sacherklärung des Klägers, nämlich einem auf das 
Geldintereſſe gerichteten Antrage, welches im Teilſchiedsſpruch 
Anlaß zu einem Vorbehalt gab, hat alſo den Schiedsrichter 
in der Endentſcheidung zur Aberkennung des Anſpruchs geführt. 
Indem der Schiedsrichter hierzu ohne vorgängige Rückfrage 
an den Kläger oder deſſen Bevollmächtigten wegen des Geld⸗ 
entſchädigungsanſpruchs ſchritt, wich er von dem Verfahren ab, 
welches er ſelbſt in dem Vorbeſcheide vom 31. Januar 1907 
beſtimmt in Ausſicht geſtellt hatte. Nun darf zwar ein Schieds⸗ 
richter von einer von ihm ſelbſt vorausbeſtimmten Verfahrensart 
wieder abgehen. Iſt indes daraus eine Verletzung des Rechts 
einer Partei auf Gewährung des rechtlichen Gehörs zu be⸗ 
ſorgen, dann hat der Schiedsrichter die Pflicht, die Partei von 
der beabſichtigten Abweichung vorher zu verſtändigen (8 1034 
Abſ. 1 ZPO.; RG. 35, 422; 40, 401). Hier konnte kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß Kläger wegen zahlreicher an⸗ 
geblicher Baumängel Anſprüche gegen den Beklagten zu haben 
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meinte und im ſchiedsgerichtlichen Verfahren ihre materielle 
Beurteilung und Entſcheidung erſtrebte. Hielt ſich der Schieds⸗ 
richter, wie es ſeine Pflicht war, vor der Endentſcheidung den 
weſentlichen Inhalt ſeines Briefwechſels mit dem Bevollmächtigten 
des Klägers gegenwärtig, ſo mußte er zur Erklärung der 
zunächſt auffälligen Paſſivität des Klägers gegenüber der An⸗ 
regung im Teilſchiedsſpruch damit rechnen, daß Kläger im 
Vertrauen auf die Zuſchrift vom 31. Januar 1907 ſich der 
Erwartung hingab, der Schiedsrichter werde im Falle der 
Aufrechterhaltung ſeines Bedenkens wegen des Klageantrages 
ihn noch beſonders zu einer Sacherklärung veranlaſſen. Aus 
dem weiteren Inhalte des Briefwechſels war für den Schieds⸗ 
richter insbeſondere beachtlich, daß er in ſeinem Schreiben vom 
9. April 1907 mitgeteilt hat, er ſei mit der weiteren Aus⸗ 
arbeitung des Schiedsſpruchs noch beſchäftigt und gebrauche 
dazu noch einige Zeit, und daß ſein Schreiben vom 23. Mai 
1907 Bedauern darüber ausdrückt, daß er noch nicht in der 
Lage war, die Angelegenheit D. gegen B. vollſtändig zu Ende 
zu führen. Der Inhalt dieſer Schreiben ließ nicht befürchten, 
daß der Schiedsrichter mangels eines Klageantrags zuungunſten 
des Klägers erkennen werde, ſondern war durchaus geeignet, 
in dem Kläger den Glauben hervorzurufen, der Schiedsrichter 
habe ſeine Bedenken hinſichtlich des Klageantrags fallen laſſen 
und befaſſe ſich mit der materiellen Prüfung der Frage, ob 
und welcher Gelderſatz dem Kläger zuzuſprechen ſei. Daneben 
iſt die im BU. aus dieſem und anderen Schreiben gezogene 
Folgerung, nämlich, daß der Schiedsrichter dem Kläger keinen 
Zweifel darüber gelaſſen hat, daß er, ohne nochmals von ihm 
Information zu erbitten, den Endſchiedsſpruch fällen werde, 
zwar an ſich nicht zu beanſtanden, jedoch nicht als ſacherheblich 
zu beurteilen. Daß der Schiedsrichter die mehrerwähnte Zu⸗ 
ſicherung ſeines Schreibens vom 31. Januar 1907 zurück⸗ 
genommen habe, beſagt jene Folgerung nicht und geht auch 
aus dem Sachverhalt im übrigen nicht hervor. Unter den 
dargelegten Umſtänden durfte ſich der Schiedsrichter nicht für 
befugt halten, von ſeinem Vorbeſcheide vom 31. Januar 1907 
abzuweichen, ohne vorher den Kläger von der Abweichungs⸗ 
abſicht zu verſtändigen. D. c. B., U. v. 23. Sept. 10, 
476/09 VII. — Marienwerder. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

29. S 13 GVG. Über Zuläſſigkeit des Rechtsweges.] 

Die Beklagte hat zum Ausbau einer Chauſſee in ihrem 
Bezirke belegene Grundſtücke der Kläger eigenmächtig in Beſitz 
genommen und teils zum neuen Wegezuge vergraben, teils nur 
zur Gewinnung von neuem Wegematerial benutzt. Sie hat 
ſich nicht durch Verleihung des Enteignungsrechts einen Rechts⸗ 
titel zu dieſem Vorgehen verſchafft. In einem Vorprozeß haben 
die Kläger gegen die Beklagte Klage erhoben auf Einſtellung 
der Wegearbeiten auf ihren Grundſtücken, Enthaltung von jeder 
weiteren Beſitzhandlung an dieſen und Wiederherſtellung ihres 
früheren Zuſtandes; ſie ſind aber rechtskräftig abgewieſen worden, 
weil das Gericht annahm, daß zwiſchen den Parteien eine ſtill⸗ 
ſchweigende Einigung gemäß $ 16 EnteignungsG. zum Zwecke 
der Überlaſſung des Beſitzes der Grundſtücke zuſtande gekommen 
ſei. Der Antrag der Beklagten auf Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts bezüglich der Grundſtücke wurde durch Beſcheid 
des Handelsminiſters mit der Begründung abgewieſen, daß die 
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Enteignung nicht erforderlich und unzuläſſig ſei. Nunmehr er⸗ 
hoben die Kläger die jetzige auf Entſchädigung gerichtete Klage. 
Das OLG. erklärte den Rechtsweg für zuläſſig. Die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Der Rechtsweg iſt zu⸗ 
läſſig, da die im 8 13 GVG. aufgeſtellten Erforderniſſe erfüllt 
ſind. Der eingeklagte Geldanſpruch gehört dem Vermögens⸗ 
recht an, mag man ihn aus einem Eingriff in das Grund⸗ 
eigentum der Kläger herleiten oder aus der in den Entſcheidungs⸗ 
gründen des im Vorprozeß ergangenen Bu. feſtgeſtellten ſtill⸗ 
ſchweigenden Einigung der Parteien. Streitigkeiten über ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche ſind ſtets zu den bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten zu rechnen (RG. 70, 81) und deshalb dem 
ordentlichen Rechtsweg unterworfen, ſoweit nicht die im 8 13 
beſtimmten Ausnahmen zutreffen. Das iſt hier nicht der Fall. 
Für die Anwendung der Vorſchriften über das Enteignungs⸗ 
verfahren, auch des § 16 daſelbſt, iſt hier kein Raum. Sie iſt 
dadurch bedingt, daß vorher das Enteignungsrecht, ſei es nach 
5 1, ſei es nach 8 3 des Enteignungs G., verliehen worden iſt 
und daß die vorläufige Planfeſtſtellung ſtattgehabt hat (RG. 70 
S. 45, 47). Ein Enteignungsverfahren hat aber hier nicht be⸗ 
gonnen, vielmehr iſt durch die höchſte Verwaltungsbehörde, den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts als unzuläſſig abgelehnt worden. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Fluchtliniengeſetzes, nach denen eine Enteignung 
von Grundeigentum auch ohne beſondere Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts erfolgen darf, müſſen hier außer Betracht bleiben, 
da eine Anlegung oder Veränderung von Straßen oder Plätzen 
in Städten oder ländlichen Ortſchaften nicht in Frage ſteht. 
B. c. v. W., U. v. 20. Sept. 10, 173/10 VII. — Hamm. 

30. 5 13 GVG. Zuläſſigkeit eines Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs, wenn im Enteignungsverfahren eine Entſcheidung 
über den Anſpruch nicht herbeizuführen iſt.] 

Das LG. hat bei der Abweiſung der Klage, ſoweit ſie 
nicht in dem von ihm erlaſſenen Anerkenntnisurteile ihre Er⸗ 
ledigung gefunden hat, angenommen, die Klage auf Feſt⸗ 
ſetzung einer Geldentſchädigung für die dem Kläger nach ſeiner 
Behauptung durch die Enteignung erwachſenen Schäden ſei im 
ordentlichen Prozeßwege nicht zuläſſig. Eine ſolche Klage ſetze 
einen ſchon im Enteignungsverfahren erlaſſenen Entſchädigungs⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß voraus, den fie anfechte. Dieſer Beſchluß 
ſei hier nicht ergangen und deshalb auf den Prinzipalantrag 
der Klage nicht einzugehen. Auch dem Eventualantrage auf 
Verurteilung des Beklagten zur Einleitung des Enteignungs⸗ 
und Entſchädigungsverfahrens ſei nicht ſtattzugeben, da dieſes 
Verfahren ja bereits eingeleitet ſei. Der Kläger habe die 
Fortſetzung desſelben und den Erlaß eines dann gegebenenfalls 
von ihm im ordentlichen Rechtswege anzufechtenden Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes herbeizuführen. In der Be⸗ 
rufungsinſtanz hat dann der Beklagte die Einrede der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges noch ausdrücklich erhoben. Dieſelbe 
richtet ſich im Anſchluſſe an die Ausführungen des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils aber auch nur gegen das Verlangen des Klägers 
auf Zuſprechung einer Geldentſchädigung. Der Beklagte er⸗ 
achtet den eventuellen Klageantrag nur deshalb für unzuläſſig, 
weil das Entſchädigungsfeſtſetzungsverfahren beendet, für die 
Einleitung eines neuen Verfahrens in den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen aber keine Handhabe geboten ſei. 1 Kläger 
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würde hiernach, wenn er im ordentlichen Rechtswege auf Ent⸗ 
ſchädigung nicht klagen darf, auch die Fortſetzung des ohne 
Erlaß eines Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes beendeten Ent⸗ 
eignungsverfahrens nicht herbeiführen kann, überhaupt kein 
Weg zur Geltendmachung ſeiner Anſprüche in einem Falle, 
wie der vorliegende iſt, offenſtehen. Daß dieſes Ergebnis nicht 
zu billigen iſt, liegt auf der Hand. Das verkennt die Reviſion 
nicht; ſie vertritt abweichend von den Ausführungen des Be⸗ 
klagten in der Vorinſtanz jetzt die Rechtsanſicht, daß, wie das 
LG. angenommen hat, das Verfahren zur Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigung der Nebenberechtigten weiterzuführen, ein eventuell 
anfechtbarer Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluß zu erlaſſen iſt. 
Ob dieſe Rechtsanſicht die zutreffende iſt, oder ob nicht viels 
mehr Entſchädigungsberechtigte, welche perſönlich oder öffentlich 
geladen ſind und ſich am Verfahren nicht beteiligt haben, nach 
§ 25 Abſ. 5 EnteignG. mit im Adminiſtrativverfahren zu er: 
hebenden Anſprüchen präkludiert ſind — RG. V, 282 —, kann 
hier dahingeſtellt bleiben. Denn der Verweiſung des Klägers 
auf den von der Reviſion gewollten Weg ſteht vorliegend un⸗ 
bedenklich die von dem Beklagten ſelbſt vorgetragene Tatſache 
entgegen, daß der Regierungspräſident in S. einen auf Fort⸗ 
ſetzung des Enteignungsverfahrens gerichteten Antrag bereits 
abgewieſen hat. Das iſt ein für die Entſcheidung erheblicher 
Umſtand und ſchon unter Berückſichtigung der durch den ab⸗ 
lehnenden Beſcheid für den Kläger geſchaffenen Rechtslage iſt 
mit dem BG. die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges für 
den im Prinzipalantrage erhobenen Anſpruch zu bejahen. Der 
Kläger gehört als Pächter des enteigneten Grundſtücks zu den 
Nebenberechtigten des 8 11 des Geſetzes. Das iſt in den 
Vorinſtanzen mit zutreffender, von der Reviſion auch nicht an⸗ 
gefochtener Begründung angenommen. Als Nebenberechtigter 
hat der Kläger wegen des Schadens, welchen er durch die 
Enteignung erleidet, ſoweit derſelbe nicht in der dem Eigen⸗ 
tümer gewährten Entſchädigung begriffen iſt, einen unmittel⸗ 
baren Entſchädigungsanſpruch gegen den Unternehmer. — 
RG. 68, 116. — Dieſen Anſpruch verfolgt der Prinzipal⸗ 
antrag. Im Regelfalle iſt nun allerdings über ſolche An⸗ 
ſprüche der ordentliche Rechtsweg erſt zu beſchreiten, wenn mit 
der gerichtlichen Klage gemäß 8 30 des Geſetzes eine im Ent⸗ 
eignungsverfahren getroffene Entſcheidung angefochten wird. 
Dabei iſt — worauf die Reviſion Gewicht legt — vom RG. 
in ſtändiger Rechtſprechung angenommen worden, daß Neben⸗ 
berechtigte, welche ſich am Adminiſtrativverfahren nicht be⸗ 
teiligt haben, zwar ihre Anſprüche nicht verwirken, dieſelben 
aber auch nicht ohne Zeitbeſchränkung geltend machen können. 
Auch wenn bezüglich ihrer ein Beſchluß nicht ergangen, alſo 
ihnen auch nicht zugeſtellt iſt, iſt für ſie die Ausſchlußfriſt des 
§ 30 doch zu berechnen von der Zuſtellung des Beſchluſſes an 
den Eigentümer. — RG. 24, 205; 28, 263; 68, 116. — 
Dieſe Rechtsſätze aber haben einen hier nicht vorliegenden 
Verlauf des Enteignungsverfahrens zur Vorausſetzung. Das 
Entſchädigungsfeſtſetzungsverfahren iſt hier zwar eingeleitet, 
ein Feſtſetzungsbeſchluß aber iſt, wie ſchon hervorgehoben iſt, 
nicht erlaſſen, das Verfahren hat ſeine Erledigung durch die 
mit dem Grundſtückseigentümer gemäß § 26 des Geſetzes ge⸗ 
troffene Vereinbarung gefunden. Bei dieſer Vereinbarung iſt 
eine Entſchädigung des Klägers in Ausſicht genommen. Der 
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Kläger ſelbſt aber hat ſich, wie die Vorinſtanzen feſtſtellen, am 
Verfahren nicht beteiligt. Dahingeſtellt kann auch bleiben, ob 
bei dem Vorhandenſein eines im Enteignungsverfahren bekannt 
gewordenen Nebenberechtigten, der ſich an der Vereinbarung 
mit dem Eigentümer nicht beteiligt hat, und deſſen auf ſeinem 
Pachtrecht beruhenden Entſchädigungsanſpruch geltend zu 
machen, dem Eigentümer nicht zuſtand, nicht ein Entſchädigungs⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß hätte erlaſſen werden ſollen. Für die hier 
zu treffende Entſcheidung iſt der ſchon angeführte tatſächliche 
Verlauf des Verfahrens maßgebend. Die Enteignungsbehörde 
hat einen Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluß weder zur Be⸗ 
endigung des Enteignungsverfahrens für notwendig erachtet, 
noch hat ſie dem Antrage ſtattgegeben, das Verfahren zur 
Feſtſetzung einer Entſchädigung des Klägers wiederaufzunehmen. 
Hieraus ergibt ſich, daß, ſoll der Kläger nicht rechtlos geſtellt 
ſein, ihm der ordentliche Rechtsweg als das einzige Mittel, 
über ſeine Anſprüche eine Entſcheidung herbeizuführen, offen 
ſein muß. Hiergegen ſind auch aus dem Enteignungsgeſetze 
keine Bedenken zu entnehmen, vielmehr ſprechen deſſen Be⸗ 
ſtimmungen, wie das BG. zutreffend hervorhebt, dafür, daß, 
wenn die Verhältniſſe ſich ſo geſtaltet haben, wie hier, der 
Rechtsweg zugelaſſen iſt. (Wird ausgeführt.) Preuß. Eiſen⸗ 
bahnfiskus c. B., U. v. 4. Okt. 10, 569/09 VII. — Kiel. 

Handelsgeſetzbuch. 

31. 58 374, 282 HGB. Verpflichtung zur Vornahme 
eines Deckungskaufs.] 

Die Klägerin hat ihren Schaden konkret berechnet. Sie 
hat gefordert und von den Vorinſtanzen zugebilligt erhalten als 
entgangenen Gewinn den Unterſchied zwiſchen ihrem Einkaufs⸗ 
preiſe und dem ihr von L. & Cie. zu zahlenden Verkaufspreiſe 
und außerdem als Verluſt diejenige Summe, die ſie an L. & Cie. 
nach ihrer Behauptung zahlen mußte und gezahlt hat, weil ſie 
dieſer Firma gegenüber, der ſie die von der Beklagten gekaufte 
Ware weiterverkauft hatte, in Lieferungsverzug geraten ſei. 
Demgegenüber hatte die Beklagte geltend gemacht, daß Klägerin 
nicht mehr verlangen könne als den Unterſchied zwiſchen dem 
Marktpreis der verkauften Ware vom 9. Juni 1906, dem 
Tage der Rücktrittserklärung der Beklagten, und dem im Ver⸗ 
trage vom 7. Dezember 1905 feſtgeſetzten Einkaufspreiſe der 
Klägerin. Denn zu jenem Marktpreiſe hätte ſich Klägerin die 
Ware anderweitig beſchaffen können und bei dem fortwährenden 
Steigen der Kupfer⸗ und Zinnpreiſe auch beſchaffen müſſen. 
Dieſe Ausführungen der Beklagten, wonach der Klägerin nur 
ein Preisunterſchied von 5850 & zukam (den die Beklagte aber 
in Höhe von 5940 & zubilligen will), hat das BG. einer 
Prüfung nicht unterzogen und dadurch § 286 ZPO. verletzt. 
Bei der Beurteilung der Erheblichkeit dieſer Geſetzesverletzung 
iſt davon auszugehen, daß bei konkreter Berechnung des durch 
Nichterfüllung eines Kaufvertrages entſtandenen Schadens der 
Käufer, der die Ware weiterverkauft hat, den durch den 
Weiterverkauf erzielten Gewinn und den ihm durch ſeine Nicht⸗ 
erfüllung desſelben entſtandenen Verluſt nur dann fordern kann, 
wenn durch die Nichtlieferung ſeines Verkäufers die Erfüllung 
der eigenen Verpflichtungen aus dem Weiterverkaufe vereitelt 
iſt. Handelt es ſich um marktgängige Ware, ſo iſt mangels 
beſonderer Umſtände zu unterſtellen, daß der Weiterverkäufer 
bei Nichtlieferung ſeines Verkäufers ſich dieſelbe anderweitig recht⸗ 
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zeitig zum Marktpreiſe beſchaffen konnte. Die Behauptung der 
Beklagten aber war dahin zu verſtehen, daß die von ihr der 
Klägerin nach Muſter verkauften Bronzeſpäne eine ſolche markt⸗ 
gängige Ware ſeien, wie denn auch das BG. das Beſtehen 
eines Marktpreiſes für jene Späne angenommen hat. Hätte 
nun Klägerin in Ausnutzung der zu unterſtellenden Möglichkeit 
ſich die Späne rechtzeitig anderweit beſchafft, ſo hätte ſie ihre 
Verpflichtung aus dem Weiterverkauf an L. & Cie. erfüllen 
können. Letztere Firma hätte im Falle der Erfüllung keinen 
Schadenserſatzanſpruch gegen die Klägerin erworben, vielmehr 
derſelben den Preis von 142 & per 100 kg zahlen müſſen. 
Von der Beklagten aber hätte Klägerin nur den Unterſchied 
zwiſchen dem von ihr ausgelegten Marktpreis und ihrem Ein⸗ 
kaufspreis verlangen können. Dem Falle aber, daß Klägerin 
ſich tatſächlich die Späne rechtzeitig anderweit verſchafft hat, iſt 
hinſichtlich des Ergebniſſes für das Verhältnis der Parteien 
der Fall gleichzuſtellen, daß Klägerin nach Inhalt des Schuld⸗ 
verhältniſſes bei Anwendung der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmannes (Art. 282 HGB.) ſich die Ware ander⸗ 
weitig rechtzeitig hätte beſchaffen müſſen (cf. für AD HGB. 
Staub⸗Picco, Komm. Ausgabe für Oſterreich, zu Art. 355 
§ 22 flg.; v. Hahn, Komm. Zuſatz II zu Art. 354 bis 359 
Nr. 8, ROHG. 2, 386 und 13 S. 206, 207; für das neuere 
Recht Staub, Komm., 8. Aufl., Nr. 60, Exkurs zu § 374 HGB.; 
Düringer⸗ Hachenburg, Komm. zum HGB., 2. Aufl., Bd. II 
S. 255, 256, ſowie S. 251 und 249). Die Beklagte hat 
behauptet, daß dieſer Fall vorliege und ſich dabei auf das fort⸗ 
währende Steigen der Kupfer⸗ und Zinnpreiſe berufen. Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß bei Berückſichtigung des letzteren Um⸗ 
ſtandes und der daraus ſich ergebenden Gefahr eines außer⸗ 
ordentlich hohen Schadens das BG. zu der Annahme gelangt 
wäre, die Klägerin hätte rechtzeitig einen Deckungskauf zum 
Marktpreiſe nicht bloß vornehmen können, ſondern auch vor⸗ 
nehmen müſſen, und daß bei dieſer Annahme der Klägerin ein 
Erſatzanſpruch höher als 5940 & nebſt Zinſen nicht zugebilligt 
worden wäre. Deshalb war das angegriffene Urteil aufzu⸗ 
heben. S. c. S. & Co., U. v. 20. Sept. 10, 639/09 II. — 
Nürnberg. 

Wechſelordnung. 

32. Art. 4 Nr. 6 WO. Genügende Bezeichnung des 
Ausſtellungsortes.] 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten im Wechſelprozeſſe 
die Zahlung von 3000 „ nebſt Zinſen und Koſten. Der dem 
Anſpruche zugrunde liegende am 24. Auguſt 1909 fällig gewordene 
Wechſel wurde von der Firma „Oſiris⸗Werke William Stricker 
Michaelisburg bei München Poſt Trudering William Stricker“ 
auf die Firma Faller & Buchmüller in Kohlgrub an eigene Order 
gezogen und von der Bezogenen angenommen. Der Wechſel 
enthält das Blankoindoſſament des Ausſtellers, als zweites 


Blankoindoſſament das von „W. Stricker & Co.“ und zuletzt 


das Indoſſament: Ordre der Herren Frey & Schaefer — der 
Klägerin — Deutſcher Karbid⸗Konſum⸗Verein, e. G. m. b. H., 
München, in Vollmacht Th. Moraſch. Die Klägerin hat den 
Wechſel mangels Zahlung proteſtieren laſſen. Sie hat gegen 
den genannten Konſumverein und die bezeichnete Akzeptantin, 
ſowie auch gegen die gegenwärtige Beklagte in I. Inſtanz bei 
der 5. Kammer für Handelsſachen des LG. München J ver⸗ 
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urteilende Erkenntniſſe erwirkt. Auf die Berufung der jetzigen 
Beklagten iſt das Urteil der I. Inſtanz durch Erkenntnis des 
L 3©. des OLG. München vom 17. Dezember 1909 inſoweit, 
als jenes Urteil gegen dieſe Beklagte gerichtet iſt, aufgehoben 
und der Klageanſpruch abgewieſen worden. Das Urteil des 
OLG. beruht auf der Annahme, daß in dem Wechſel die An⸗ 
gabe des Ortes der Ausſtellung fehle. Der Wechſel ſei datiert: 
Michaelisburg, den 24. Mai 1909. Die Bezeichnung „Michaelis⸗ 
burg“ oder „Michaeliburg“ ſei keine amtliche Ortſchaftsbezeichnung. 
Das RG. hob auf: Daß der Ort der Ausſtellung des Wechſels mit 
amtlicher Genauigkeit zu bezeichnen ſei, daß insbeſondere der an⸗ 
gegebene Ort eine amtlich anerkannte Gemeinde oder Ortſchaft 
mit beſtimmt feſtgelegten Grenzen fein müſſe, kann aus dem 
Geſetze — namentlich auch im Hinblicke auf den aus Art. 85 
WO. zu entnehmenden Zweck der Vorſchrift des Art. 4 Nr. 6 — 
nicht hergeleitet werden. Es muß vielmehr als ausreichend 
gelten, daß als Ausſtellungsort ein im Verkehr beſtimmbarer 
geographiſcher Bezirk oder Platz genannt wird. Und dies iſt 
im vorliegenden Falle offenſichtlich geſchehen. Es bedarf des⸗ 
wegen keines Eingehens auf die weitere Frage, ob zur Er⸗ 
läuterung der Ortsangabe im Datum die der Wechſelunterſchrift 
hinzugefügte Ortsbezeichnung herangezogen werden könnte. 
Wenn das BG. noch hervorhebt, daß Michaeliburg teils in 
der Gemeinde Trudering und teils in der Gemeinde Perlach 
liege, ſo iſt die dadurch hervorgerufene Unſicherheit, ob der 
Wechſel im Gebiete der einen oder der anderen Gemeinde aus⸗ 
geſtellt worden iſt, unerheblich. (Vgl. Lehmann, Lehrbuch des 
Wechſelrechts, S 101 S. 377 und Staub, Wechſelordnung 
[4. Aufl.] 8 37 zu Art. 4.) F. & S. c. St. & Co., U. v. 
17. Sept. 10, 58/10 L — München. 

33. Art. 88 in Verb. mit Art. 88 ff. des Geſetzes vom 
3. Juni 1908, die Erleichterung des Wechſelproteſtes betreffend. 
Zur Frage über die Nichtigkeit eines Proteſtes.] 

Was die Angabe des Proteſtaten und des Ortes der 
Proteſthandlung anlangt, ſo kann es dahingeſtellt bleiben, ob 
durch die Beurkundung, der Notar habe ſich „nach dem Ge⸗ 
ſchäftslokale der Bezogenen“ begeben, den Vorſchriften der 
Ziff. 1, 3 des Art. 88 entſprochen iſt, denn ein Verſtoß gegen 
dieſe Formvorſchriften hat nicht die Unwirkſamkeit des Proteſtes 
zur Folge, ſofern die Proteſturkunde ihren Zweck erfüllt. 
Obwohl der Art. 88 in ſeiner urſprünglichen Faſſung lautete: 
„Der Proteſt muß enthalten .. . .“, iſt er doch ſtets dahin 
ausgelegt worden, daß das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit 
des einen oder des anderen Erforderniſſes nicht unbedingt und 
in allen Fällen die Nichtigkeit des Proteſtes zur Folge habe, 
daß vielmehr in jedem einzelnen Falle zu prüfen ſei, ob ein 
vorhandener Mangel ſo erheblich iſt, daß er den Zweck und 
das Weſen des Proteſtes beeinträchtigt (ſ. ROH. 1, 143; 
18, 209; RG. 68, 428). Um die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
legung außer Zweifel zu ſtellen, „um zu vermeiden, daß in 
Zukunft etwa mit Rückſicht auf die neuere Geſetzesſprache eine 
ſtrengere Auslegung Platz greift,“ iſt durch das Geſetz vom 
3. Juni 1908 die Eingangsformel des Art. 88 dahin gefaßt 
worden: „In den Proteſt iſt aufzunehmen“ (Begr. zu dem 
Entwurf eines Geſetzes, betr. die Erleichterung des Wechſel⸗ 
proteſtes, Druckſ. des RT. Nr. 471 der 12. LP. 1. Seſſ. 
1907/08, S. 11; Staub⸗Stranz Anm. 2 zu Art. 88 Anm. 18 
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zu Art. 87). Demnach ift auch in dem vorliegenden Falle der 
Proteſt vom 4. Oktober 1909 als gültig anzuſehen, da aus 
ihm genügend erhellt, daß die Proteſthandlung gegen die richtige 
Perſon und an dem richtigen Orte vorgenommen iſt. Nach dem 
Inhalte des vorliegenden Wechſels iſt jeder Zweifel, wer als 
Bezogener und welcher Ort als Zahlungsort und Ort der 
Proteſthandlung in Betracht kommen könnte, ausgeſchloſſen. 
Die Vorderſeite des Wechſels macht außer dem Ausſteller 
„Hugo K.“ nur eine Perſon namhaft, die Genoſſenſchafts⸗ 
brauerei Radau⸗Harzburg, die Bezogene und Akzeptantin. Sie 
enthält ferner nur eine Ortsangabe, „Harzburg⸗Bettingerode“ 
als Wohnort der Bezogenen und Zahlungsort und „Bettingerode“ 
als Ausſtellungsort. Demnach iſt es völlig ausgeſchloſſen, daß 
die Bezeichnung in der Proteſturkunde „die Bezogene“ ſich auf 
eine andere Perſon als die verklagte Genoſſenſchaftsbrauerei 
beziehen kann und daß das „Geſchäftslokal der Bezogenen“ in 
einem anderen Orte als in der allein in Betracht kommenden 
Ortſchaft Bettingerode bei Harzburg, wo es ſich unſtreitig auch 
wirklich befindet, zu ſuchen iſt. Die Proteſturkunde erfüllt daher 
ihren Zweck (ſ. auch Staub⸗Stranz Anm. 17, 20 zu Art. 88). 
K. c. B., U. v. 27. Aug. 10, 309/10 I (Ferienſenat). — Celle. 

Konkursordnung. 

34. $ 68 KO.] 

Die Beklagte hat im Jahre 1895 dem Kaufmann S. in 
D., damaligem alleinigen Inhaber der Firma W. F. S., 
50000 & mit halbjähriger Kündigung dargeliehen und dafür 
an deſſen Grundſtück Hypothek beſtellt erhalten. Nachdem S. 
im September 1900 geſtorben und von ſeinen drei volljährigen 
Kindern beerbt worden war, führte der eine Sohn, Max, der 
mit Zuſtimmung ſeiner Miterben das Handelsgeſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven, ſowie der Firma übernommen hatte, 
dieſes unter der ſeitherigen Firma weiter und wurde als 
alleiniger Inhaber der Firma am 21. März 1901 in das 
Handelsregiſter eingetragen. Am 19. April 1906 brach zu 
ſeinem Vermögen Konkurs aus, und der Kläger wurde zum 
Verwalter beſtellt. Die Beklagte meldete ihre Darlehns⸗ 
forderung unter Bezugnahme auf $ 2058 BGB. wie auf 
§ 25 HGB. an; die Forderung wurde ohne Einſchränkung 
feſtgeſtellt. Am 12. Juli 1906 wurde auch über den Nachlaß 
des Wilhelm Max S. das Konkursverfahren eröffnet, aber im 
Dezember 1906, nachdem die Beklagte ihre Darlehnsforderung 
angemeldet hatte, mangels einer den Koſten des Verfahrens 
entſprechenden Konkursmaſſe wieder eingeſtellt. Am 5. De⸗ 
zember 1907 wurden als Eigentümer des Pfandgrundſtücks 
„die Erben des Max S. zu geſamter Hand zufolge Auflaſſung“ 
eingetragen; bis dahin und auch vor dem Erbfall war es auf 
den Namen der Handelsgeſellſchaft W. F. S. eingetragen. 
Am 18. Januar 1908 beantragte die Beklagte wegen ihrer 
Darlehnsforderung die Zwangsverſteigerung; das Verfahren 


wurde eingeleitet und ihr das Grundſtück im April 1908 zu⸗ 


geſchlagen. Auf das Kapital entfielen vom Barerlös 26427 4 
67 %; die Beklagte erklärte daher im Verteilungstermine, daß 
ſie gegen ihre Verpflichtung zur Bezahlung dieſes Betrages 
mit ihrem Anſpruch auf Befriedigung aus dem Erlös auf— 
rechne; mit dem Reſtbetrag ihrer Forderung — 23572 & 
33% — ging fie leer aus. Der Kläger ſteht auf dem 
Standpunkte, daß die Darlehnsforderung von 50000 & durch 
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jene Aufrechnung in Höhe des aufgerechneten Betrags erloſchen 
und gemäß § 64 KO. nur wegen des Reſtes bei der Ber: 
teilung im Konkursverfahren zu berückſichtigen ſei; er hat aber 
behufs Abwendung einer ihm vermeintlich drohenden Zwangs⸗ 
vollſtreckung am 1. Oktober 1908 der Beklagten die auf die 
vollen 50000 & entfallende Konkursdividende gezahlt. Er 
hat daher beantragt, den getilgten Betrag in der Tabelle ab⸗ 
zuſchreiben, feſtzuſtellen, daß die Darlehnsforderung nur mit 
dem Reſt von 23 572 & 33 & bei der Verteilung zu berück⸗ 
ſichtigen ſei, und die Beklagte zur Rückzahlung der auf den 
getilgten Teil entfallenden Dividende zu verurteilen. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Reviſion des 
Klägers wurde zurückgewieſen: Das BG. geht unter Hinweis 
auf § 68 KO. mit Recht davon aus, daß die Beklagte be 
rechtigt iſt, die im Konkurs angemeldeten und feſtgeſtellten 
50000 & ungeachtet der erlangten Teilerfüllung bis zu ihrer 
vollen Befriedigung zu verfolgen, wenn anzunehmen iſt, daß 
fie die 26427 4 67 & nicht von dem Gemeinſchuldner, 
ſondern von einem anderen erhalten hat, der ihr neben dem 
Gemeinſchuldner auf das Ganze haftete. Dieſen Fall hält es 
hier für gegeben. In dem Gemeinſchuldner und in der Erben⸗ 
gemeinſchaft habe die Beklagte verſchiedene Perſonen im Sinne 
von 8 68 KO. als Schuldner gehabt: jener habe ihr nach 
8 25 HGB. auf Grund der Schuldübernahme mit feinem ge: 
ſamten Vermögen, dieſe als Träger des Nachlaßvermögens auf 
Grund der Darlehnsaufnahme des Erblaſſers gehaftet. Die 
Befriedigung im Zwangsverſteigerungsverfahren habe aber die 
Beklagte von der Erbengemeinſchaft erhalten. Das vor dem 
Erbfall auf den Namen der Handelsgeſellſchaft W. F. S. ein⸗ 
getragene Grundſtück ſei durch den Erbfall Eigentum der Erben 
zur geſamten Hand geworden. Im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ſei ſomit Schuldner im Sinne der §8 17, 53 3G. 
lediglich das Geſamthandverhältnis der Erben, nicht aber der 
Gemeinſchuldner geweſen. Hieraus folge weiter, daß die Be⸗ 
klagte durch dieſes Verfahren Befriedigung aus einem der 
Konkursmaſſe fremden Vermögensſtück geſucht und deshalb 
nicht als abſonderungsberechtigt im Sinne des § 47 KO. zu 
gelten habe. Damit ſcheide auch die Anwendbarkeit des 
§ 64 KO. auf den vorliegenden Fall aus. Dieſe Ausführungen 
find frei von Rechtsirrtum. Die Reviſion vertritt mun die 
Anſicht, daß es für die Anwendbarkeit des § 64 KO. gleich: 
gültig ſei, ob das Grundſtück zur Konkursmaſſe gehört habe 
oder nicht. Ob dieſe Anſicht für den Fall zutreffend iſt, daß 
ein Konkursgläubiger aus dem ihm verpfändeten Gegenſtand 
eines Dritten, der nicht auch neben dem Gemeinſchuldner per⸗ 
ſönlich haftet, während des Konkurſes teilweis befriedigt wird 
(vgl. Jäger, Komm. z. KO. 2. Aufl. § 64 Anm. 1, 8 68 
Anm. 4), kann unerörtert bleiben; ſie iſt es jedenfalls — wie 
das BG. mit Recht annimmt, dem klaren Wortlaut des § 68 
gegenüber dann nicht, wenn der Dritte neben dem Gemein⸗ 
ſchuldner für dieſelbe Leiſtung auch perſönlich auf das 
Ganze haftet. Der Kläger hat nun in der vorigen Inftanz 
geltend gemacht, daß der Erbengemeinſchaft gegen die perſön⸗ 
liche Forderung der Beklagten inzwiſchen der Einwand der 
Verjährung nach 8 26 HGB. erwachſen ſei und daß ſeit der 
Vollendung der Verjährung eine Haftung im Sinne von 
§ 68 KO. für fie nicht mehr beſtanden habe. Das BG. hat 
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jedoch angenommen, daß ſelbſt zur Zeit der Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks eine Verjährung der Forderung noch nicht 
eingetreten war. Die Reviſion wendet ſich hiergegen: die 
5jährige Verjährungsfriſt ſei, wenn auch noch nicht zur Zeit 
der Konkurseröffnung, fo doch — unter Berückſichtigung der 
½ jährigen Kündigungsfriſt — kurz darauf, nämlich am 21. Sep⸗ 
tember 1906, vollendet geweſen, die Beklagte ſei aber gegen 
die Erbengemeinſchaft erſt am 18. Januar 1908 durch die 
Stellung des Antrags auf Zwangsverſteigerung vorgegangen. 
Dieſe Annahme iſt indeſſen durchaus unbegründet. (Wird aus⸗ 
geführt.) S. c. B., U. v. 19. Sept. 10, 489/09 VI. — Dresden. 

Anfechtungsgeſetz vom 17. Mai 1898. 

35. 5 3 Ziff. 1, § 11 Nr. 1 und Abſ. 2 AnfG. Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anfechtung einem Rechtsnachfolger gegen⸗ 
über.] 

Dem Kläger ſteht gegen O. eine Forderung von 3272,85 4 
zu. Die Zwangsvollſtreckung iſt fruchtlos ausgefallen. O. hat 
ſein Grundſtück nebſt darauf befindlicher Bäckereieinrichtung, nach 
der Behauptung des Klägers ſein einziges Vermögensſtück, an 
M. und A. durch den Vertrag vom 13. Mai 1903 für 16 750 4 
verkauft und am 14. Mai 1903 aufgelaſſen. Später haben 
die Erwerber das Grundſtück für einen Kaufpreis von 19 000 4 
an den Beklagten verkauft und am 3. September 1903 auf⸗ 
gelaſſen. Der Kläger ficht durch die jetzige Klage die an M. 
und A. erfolgte Veräußerung und Auflaſſung auf Grund des 
§ 3 Nr. 1 AnfG. an. Er behauptet, das Grundſtück ſei zur 
Zeit der Veräußerung 19 000 bis 20 000 & wert geweſen. 
Den Erwerbern ſei bekannt geweſen, daß dem Kläger die oben 
bezeichnete Forderung zuſtehe, und daß er, wenn der Grundſtücks⸗ 
kauf zuſtande käme, keine Befriedigung erhalten würde. Die 
Anfechtung ſei auch dem Beklagten gegenüber nach § 11 daſ. 
begründet, da er im Zeitpunkte der Vollendung ſeines Erwerbes 
die Umſtände, die den Erwerb ſeiner unmittelbaren Rechts⸗ 
vorgänger M. und A. anfechtbar machten, gekannt habe. Das 
KG. verurteilte; das RG. hob auf: $ 11 AnfG. beſtimmt im 
Abſ. 2 unter Ziff. 1, daß gegen den Einzel⸗ Rechtsnachfolger 
desjenigen, demgegenüber die anfechtbare Handlung vor⸗ 
genommen iſt, die gegen den letzteren begründete Anfechtung 
ſtattfindet, „wenn ihm zur Zeit ſeines Erwerbes die Umſtände, 
welche die Anfechtbarkeit des Erwerbes ſeines Rechtsvorgängers 
begründen, bekannt waren“. Die Anfechtbarkeit der an M. 
und A. erfolgten Grundſtücksübereignung gegenüber dem Be⸗ 
klagten hat hiernach zur Vorausſetzung einmal, daß die An⸗ 
fechtung gegenüber M. und A. „begründet“ iſt, daß alſo der 
Kläger dartut, O. habe die Übereignung in der Abſicht, ſeine 
Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen und M. und A. 
hätten dieſe Abſicht gekannt ($ 3 Ziff. 1 AnfG.); dazu kommt 
als beſonderes Erfordernis noch, daß die beiden letzteren Um⸗ 
ſtände dem Beklagten zur Zeit ſeines Erwerbes bekannt geweſen 
fein müſſen. Der Ber R. erwägt ohne Rechtsirrtum, daß gegen 
dieſe beiden Erwerber die Anfechtung begründet iſt, beſchränkt 
ſich jedoch im übrigen auf die Feſtſtellung, daß die Benach⸗ 
teiligungsabſicht des O. dem Beklagten zur Zeit ſeines Erwerbes 
bekannt geweſen ſei. Eine Erörterung und Feſtſtellung dahin, 
ob dem Beklagten auch bekannt war, M. und A. hätten von 
jener Abſicht Kenntnis gehabt, hat der BerR. unterlaſſen, an⸗ 
ſcheinend in der Meinung, daß das Geſetz eine ſolche Feſt⸗ 
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ſtellung nicht erfordere. Zur Beſeitigung dieſes Mangels muß 
das Bu. aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. Der Reviſionsbeklagte ſucht darzutun, eine 
ſolche Kenntnis des Beklagten ſei vom Geſetz als Vorausſetzung 
der Anfechtbarkeit nicht aufgeſtellt, es genüge vielmehr zur An⸗ 
fechtung aus § 11, wenn dem Beklagten die Benachteiligungs⸗ 
abſicht des Schuldners bekannt geweſen ſei. Dieſer Verfuch 
ſcheitert jedoch an dem klaren Wortlaute des § 11, der nicht 
geſtattet, unter den „Umſtänden, welche die Anfechtbarkeit des 
Erwerbes des Rechtsvorgängers begründen“, nur den einen 
jener beiden Umſtände zu verſtehen, den anderen aber aus⸗ 
zuſchließen. Zwar hat das RG. im Urteil vom 24. No⸗ 
vember 1899 (RG. 45, 47) ausgeführt, einem nicht verwandten 
Rechtsnachfolger gegenüber müſſe, wenn die Anfechtbarkeit des 
erſten Geſchäfts (nach $ 3 Nr. 1 AnfG.) feſtſtehe, nur dargetan 
werden, daß er die Benachteiligungsabſicht des Schuldners 
kannte, nicht auch, daß ihm die Kenntnis ſeines Rechtsvorgängers 
von dieſer Benachteiligungsabſicht bekannt war. Dieſe Aus⸗ 
führung beruhte aber auf der damals anzuwendenden urſprüng⸗ 
lichen Faſſung des Geſetzes vom 21. Juli 1879. Die dem 
Geſetz ſpäter durch die Novelle vom 17. Mai 1898 gegebene 
im vorliegenden Fall maßgebende Faſſung weicht aber gerade 
im entſcheidenden Punkte von der früheren Faſſung ab. Die 
letztere erforderte zur Anfechtung gegenüber dem Rechtsnachfolger, 
falls die Anfechtung gegen den Rechtsvorgänger begründet war, 
nur den Nachweis, daß dem Rechtsnachfolger „zur Zeit ſeines 
Erwerbes bekannt war, daß der Schuldner die Rechtshandlung 
in der Abſicht vorgenommen hatte, ſeine Gläubiger zu benach⸗ 
teiligen“. Die durch die Novelle erfolgte Anderung, daß zur 
Anfechtung die Kenntnis des Beklagten von den „Umſtänden“ 
erfordert wird, welche die Anfechtbarkeit des Erwerbes des 
Rechtsvorgängers begründen, wird zwar in der amtlichen Be⸗ 
gründung des Entwurfes des Geſetzes betr. Anderungen der 
KO., die auch für die gleichzeitige Anderung des AnfG. gilt 
(vgl. Art. VII Ziff. 4 Einf. zur Novelle der KD. vom 
17. Mai 1898 und die Begründung dazu S. 61, in Hahn, 
Materialien VII, 262), nur dahin gerechtfertigt: es ſei nicht zu 
billigen, wenn zuungunſten der Gläubiger die Nr. 1 des § 33 
KO. (jetzt § 40 daſ.), abweichend von der Nr. 2, die An⸗ 
fechtung gegen den Rechtsnachfolger auf den Fall beſchränke, 
daß die Handlung vom Schuldner in der Abſicht, feine 
Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen war ($ 24 KO.), 
während die ſonſtigen Anfechtungsgründe, insbeſondere die des 
8 23 KO., unberückſichtigt blieben. Der Geſetzgeber hat alſo 
die Anfechtungsmöglichkeit nach dieſer Richtung hin erweitern 
wollen. Das ſchließt aber nicht aus, daß die Vorausſetzungen 
der Anfechtung nach einer anderen Richtung hin haben erſchwert 
werden ſollen. Sollte auch aus der Begründung für die hier 
vertretene Auslegung nichts zu entnehmen ſein, ſo entſcheidet 
doch der klare Wortlaut der Nr. 1 des § 11, der deutlich zeigt, 
was der Geſetzgeber zur Anfechtung gegenüber dem Sonder⸗ 
nachfolger verlangt. Dies Verlangen iſt zu beachten, ſelbſt 
wenn der Geſetzgeber ſich nicht in vollem Umfange bewußt 
geweſen iſt, daß er die Anfechtung durch die neue Faſſung des 
Geſetzes in gewiſſer Beziehung auch erſchwerte. Demgegenüber 
darf ſich der Reviſionsbeklagte auf das Urteil des erkennenden 
Senats vom 22. Juni 1909 (RG. 71, 353) nicht berufen, 
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denn dort wird auf Grund eines anders gearteten Sachverhalts 
die Entſcheidung nicht wie hier auf die Nr. 1, ſondern auf die 
Nr. 2 des 8 11 geſtützt. H. c. L., U. v. 16. Sept. 10, 
500/09 VII. — Berlin. 


Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juli 1895 / 26. Mai 
1898. 

36. § 3 BinnenSchG. in Verb. mit SS 840, 426 BGB.] 

In der Nacht vom 22.) 23. März 1907 iſt aus dem Speigatt 
des im Hamburger Hafen liegenden, der Klägerin gehörigen 
Dampfers „Badenia“ Waſſer in eine der Beklagten gehörige 
beladene Schute gefloſſen, wodurch die Schute frühmorgens 
geſunken iſt. Klägerin erkennt ein Verſchulden ihrer Schiffs⸗ 
beſatzung an dieſem Unfalle an und hat demgemäß, wie ſie 
behauptet, auf Klage der Ladungseigentümer — Firma K. & Co. 
in New Pork und Chemische Fabrik Griesheim⸗Elektron — ver: 
gleichsweiſe des Schadens mit 9130,29 & bezahlt. Sie 
behauptet nun weiter, daß die Beklagte ein deliktiſches Mit⸗ 
verſchulden an dem Unfalle träfe, weil ſie es entgegen dem 8 22 
des Hamburger Hafengeſetzes unterlaſſen habe, für nächtliche 
Bewachung der Schute zu ſorgen. Infolgedeſſen ſei die Schute, 
mittels deren ein mit den Ladungseigentümern abgeſchloſſener 
Frachtvertrag auszuführen war, von ihrem ordentlichen Liege⸗ 
platze vertrieben und unter das Speigatt der „Badenia“ 
geraten. Klägerin verlangt daher auf Grund des § 426 BGB. 
von der Beklagten Erſtattung der Hälfte der von ihr bezahlten 
Entſchädigung und beantragt Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung von 4565,15 % nebſt Zinſen. Die Klage iſt durch 
Urteil des LG. koſtenpflichtig abgewieſen; die Berufung der 
Klägerin iſt zurückgewieſen: Die Reviſion iſt nicht begründet: 
In der Auslegung des § 87 der Verfrachtungsbedingungen der 
Beklagten iſt den Vorinſtanzen beizutreten. Daß im gegen⸗ 
wärtigen Falle ein Schiffahrtsunfall vorliegt, iſt nicht zu 
beſtreiten und wird auch nicht beſtritten. Beklagte hat nun 
aber in ihren Bedingungen die Haftpflicht für Schiffahrtsunfälle, 
auch wenn ſie auf Verſchulden ihrer Beauftragten beruhen, ab⸗ 
gelehnt. Ein Unterſchied zwiſchen einem Verſchulden der „Be⸗ 
auftragten“ in nautiſcher oder in adminiſtrativer Hinſicht wird 
dabei nicht gemacht. Das der Beklagten zur Laſt fallende 
Verſchulden ſoll darin beſtehen, daß ſie, obwohl ihr Ewerführer⸗ 
tagelöhner G. auf ihrem Kontor von ſeinem Fortgehen Mit⸗ 
teilung gemacht habe, nicht für die Bewachung der Schute 
geſorgt habe. Welcher Perſon dieſe Fürſorge oblag, iſt nicht 
geſagt worden; es ſteht danach der Annahme nichts im Wege, 
daß die perſönliche Schuld nach Darſtellung der Klägerin einen 
„Beauftragten“ der Beklagten im Sinne ihrer Bedingungen 
treffen ſoll. Nun will freilich die Klägerin eine Einſchränkung 
der Befreiungsklauſel daraus herleiten, daß nach deren Wortlaut 
jede Haftpflicht der Geſellſchaft, welche für Unfälle der fraglichen 
Art „auf Grund des Frachtvertrages beanſprucht werden 
könnte“, ausgeſchloſſen ſein ſoll. Dies iſt aber weder ſprachlich 
noch fachlich gerechtfertigt. Eine Haftpflicht, welche ſowohl 
auf den Frachtvertrag als auch auf die geſetzlichen Beſtimmungen 
über unerlaubte Handlungen gegründet werden kann, bleibt 
immer eine ſolche, welche „auf Grund des Frachtvertrags 
beanſprucht werden“ kann. Als ausgeſchloſſen von der Be⸗ 
freiung müſſen danach nur ſolche Haftpflichtfälle gelten, bei 
denen die Haftpflicht in keinerlei Beziehung zum Frachtvertrage 
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ſteht, z. B. wenn der eingetretene Schaden etwa auf einer 
lediglich der Beſatzung eines anderen Schiffes der Beklagten 
zur Laſt fallenden Schiffskolliſion beruhte. Im übrigen aber 
kommt in Betracht, daß bei Verluſten oder Schäden der Ladung, 
die auf Schiffahrtsunfällen, bei denen die Leute der Beklagten 
ein Verſchulden trifft, beruhen, die Haftpflicht der Beklagten 
regelmäßig ſowohl auf den Frachtvertrag wie auf 8 823 
Abſ. 1 BGB. in Verb. mit 8 3 BinnenSh®. begründet 
werden könnte; offenſichtlich iſt es aber der Zweck des 8 87, 
daß die Beklagte für derartige Unfälle nur auf Grund einer 
beſonderen Verſicherung, für die ſie ſich rückverſichert, haften 
ſoll. Es kommt hinzu, daß nach dem Zeugnis der Kammer für 
Handelsſachen derartige Befreiungsklauſeln ſtets in dieſem Sinne 
von den hamburgiſchen Gerichten ausgelegt worden find, fo 
daß der Verkehr mit dieſer Auslegung rechnen konnte und 
mußte. (Vgl. auch RG. I. Urteil vom 11. März 1905, 
HG. 1907 Nr. 78.) Da hiernach jede Haftung der Beklagten 
für den fraglichen Schiffahrtsunfall entfällt, ſo kann von einem 
Geſamtſchuldverhältniſſe zwiſchen ihr und der Klägerin nicht die 
Rede ſein. S 830 BGB. kommt für den vorliegenden Fall 
nicht in Betracht. Die Parteien haben den Schaden nicht ſelbſt 
verurſacht, ſie werden nur für unerlaubte Handlungen ihrer 
Angeſtellten verantwortlich gemacht. Die Anwendung des 
8 840 BGB. wäre danach an ſich zwar möglich, inſofern beide 
Parteien durch Zuſammenwirken ihrer Angeſtellten bei einer 
unerlaubten Handlung durch den dadurch verurſachten Schaden 
nebeneinander verantwortlich ſein könnten. Seine Anwendung 
und die des § 426 BGB. entfällt aber hier um deswegen, 
weil eine Verantwortlichkeit der Beklagten für die in Rede 
ſtehende unerlaubte Handlung weder beſteht noch beſtanden hat. 
Keineswegs iſt ein Geſamtſchuldverhältnis mit den ſich aus 
§ 426 BGB. ergebenden Folgen, wie die Reviſion ausführt, 
auch dann anzunehmen, wenn zwei Perſonen zu einer fahrläſſig 
begangenen unerlaubten Handlung zuſammenwirken, ohne daß 
die eine von ihnen dem Beſchädigten ſchadenserſatzpflichtig wird, 
weil ihre Haftpflicht vertraglich ausgeſchloſſen war. Dieſe 
Rechtsanſicht wäre mit dem Begriffe des Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſes unvereinbar und hat nichts mit der Frage zu tun, 
ob die nachträgliche Aufhebung der Verpflichtung eines der 
Geſamtſchuldner durch Erlaß oder ähnliche Gründe ſeine Aus⸗ 
gleichungsverpflichtung gegenüber den Mitſchuldnern mitaufhebt 
(vgl. RG. 69, 422). H. c. N., U. v. 24. Sept. 10, 334/09 I. — 
Hamburg. 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung vom 24. März 
1897 / 20. Mai 1898. 

37. 3G. in Verb. mit 8 93 BGB. Abergang des 
Eigentums durch den Zuſchlagsbeſcheid.] 

Zutreffend prüft das BG. erſtens, ob danach ein auf den 
Eigentumsvorbehalt gegründeter dinglicher Anſpruch der Klägerin 
gegen den Erſteher beſteht, zweitens ob hieraus ein perſönlicher 
Anſpruch der Klägerin gegen den Beklagten herzuleiten ist 
Gegen die Verneinung des dinglichen Anſpruchs ergeben ſich 
keine Bedenken. Es trifft zu, daß der Eigentumsvorbehalt der 
Rechtsvorgängerin der Klägerin ſchon dadurch wirkungslos 
geworden iſt, daß die Lokomobile durch ihre feſtgeſtellte Ver⸗ 
bindung mit dem damals noch dem Subhaſtaten gehörenden 
Grundſtücke weſentlicher Beſtandteil desſelben geworden ist. Es 
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iſt nach 8 93 BGB. zwingenden Rechts, daß weſentliche 
Beſtandteile einer Sache nicht Gegenſtand beſonderer Rechte 
ſein können. Stand ein auf den Eigentumsvorbehalt geſtützter 
dinglicher Anſpruch hiernach ſchon der Rechtsvoraängerin der 
Klägerin nicht mehr zu, ſo konnte er auf die Klägerin auch 
nicht übertragen werden. An dieſer Rechtslage änderten auch 
weder der Einſtellungsbeſchluß des Prozeßgerichts noch der vor⸗ 
erwähnte Vermerk des Zuſchlagsbeſchluſſes etwas. Der Be⸗ 
klagte hat als Erſteher des Grundſtücks durch den Zuſchlags⸗ 
beſcheid das Eigentum an dem ganzen Grundſtücke und damit 
begrifflich und kraft rechtlicher Notwendigkeit gemäß 8 93 BGB. 
Eigentum auch an deſſen weſentlichen Beſtandteilen miterworben. 
Das ergibt ſich aus der Beſtimmung des § 90 Abſ. 1 3VG., 
und dieſer Erfolg kann durch irgendwelche Anordnungen des 
Vollſtreckungsgerichts oder des Prozeßrichters nicht gehindert 
werden. Das iſt in dem auch vom BerR. zitierten Urteile des 
III. 36. des RG. vom 18. Februar 1902 — JW. 02, 2291 — 
ausgeführt und der jetzt erkennende Senat ſchließt ſich dieſen 
Ausführungen an. Die von Wolff — das Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, 3. Aufl., 
S. 271 Nr. 4 — gegen ſie erhobenen Bedenken ſind nicht 
gerechtfertigt; ſeine gegenteilige Anſicht verkennt die rechtliche 
Bedeutung des 8 93 BGB. Zuzulaſſen iſt dagegen, daß trotz 
des § 93 die im Zuſchlagsbeſcheide zum Ausdrucke gelangte 
Ausſchließung beſtimmter Beſtandteile von der Zwangs⸗ 
verſteigerung obligatoriſche Anſprüche gegen den Erſteher be⸗ 
gründet. Daß dies an ſich rechtlich möglich iſt, nimmt auch 
das BG. an. In dem von ihm zitierten Urteile des RG., 
V. 8 S., vom 12. März 1902 — Gruchots Beitr. 46, 865 — 
ſind gegen die Annahme des damaligen BG., einem unter der 
Herrſchaft des ZVG. vom 13. Juli 1883 erlaſſenen Zuſchlags⸗ 
urteile ſei dieſe Bedeutung beizulegen, prinzipielle Bedenken vom 
RG. nicht erhoben. In einer ſpäteren Entſcheidung des RG. 
— Hüper c. Rabe und Genoſſen V. 488/07, Urteil vom 9. Mai 
1908 — iſt auch für das jetzt geltende Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetz ausgeführt, daß, wenngleich der Erſteher Eigentum an 
den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks durch den 
Zuſchlag miterwerbe, es doch auch mit der jetzigen Natur des 
Zuſchlages als einer ſtaatlichen Verleihung des Eigentums 
nicht unvereinbar ſei, in dem Beſcheide dem Erſteher eine 
perſönliche Herausgabepflicht hinſichtlich ſolcher Beſtandteile 
aufzuerlegen, die nach dem Geſetze mit dem Zuſchlage ſein 
Eigentum werden. Der Kommentar zum Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetze von Jäckel⸗Güthe (3. Aufl. S. 357) bezeichnet dieſe 
Auffaſſung als die einzige, mit der zu einem erträglichen Er⸗ 
gebniſſe zu kommen ſein dürfte. v. d. Pfordten nimmt in 
feinem Kommentar des Zwangsverſteigerungsgeſetzes (S. 261 
Note 3) ebenfalls an, daß in dem Ausſchluſſe von Beſtand⸗ 
teilen von der Verſteigerung die Begründung einer obligatoriſchen 
Verpflichtung des Erſtehers zur Duldung der Trennung und 
Wegnahme erblickt werden könne. In dem erörterten Sinne 
wird endlich auch in dem von Reichsgerichtsräten herausgegebenen 
Kommentar zum BGB. — 8 93 Anm. 7 — der von der 
Rechtſprechung eingenommene Standpunkt wiedergegeben. Der 
erkennende Senat teilt dieſen Standpunkt und erachtet die 
Gründe, aus denen das BG. gleichwohl hier den im Zuſchlage 
vom 20. November 1905 enthaltenen Vermerk „die — — 
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Lokomobile geht nicht auf den Erſteher über“ zur Begründung 
einer obligatoriſchen Verpflichtung des Erſtehers für nicht⸗ 
geeignet anſieht, für keine zutreffenden. (Wird ausgeführt.) 


K. c. v. M., U. v. 27. Sept. 10, 634/09 VII. — Breslau. 


Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 5. Juli 1900. 

38. § 151 MUNG. Betriebsunfall. 

Am 1. Oktober 1907 wurde die Ehefrau des Schul⸗ 
dieners D. auf dem Felde beim Ausnehmen von Kartoffeln 
von einem Gewitter überraſcht. Sie brach deshalb die Arbeit 
ab und trat den Heimweg an. Unterwegs ſuchte ſie Schutz 
gegen das Unwetter im Hofraum des Gaswerks B., wo ſie 
ſich an eine dem Winde abgewendete Mauer des Fabrikgebäudes 
ſtellte. Hier verunglückte ſie dadurch, daß ſie von einer aus 
dem Mauerwerk hervorragenden, unbedeckten, in ſchnellſter Be⸗ 
wegung befindlichen Welle erfaßt wurde. Aus den Gründen: 
Für den Begriff des Betriebsunfalls iſt das Erfordernis auf⸗ 
zuſtellen, daß das köpperlich ſchädigende, zeitlich begrenzte Er⸗ 
eignis mit dem Betriebe in einem inneren urſächlichen Zuſammen⸗ 
hange ſteht (RG. 44, 263; 52, 76; 66, 434). Die Verbindung 
mit dem Betriebe braucht keine unmittelbare zu ſein; es bedarf 
keiner Einheit von Ort und Zeit zwiſchen dem Betriebe und 
dem den Unfall darſtellenden Ereignis. Es genügt, daß der 
Verletzte bei Eintritt des Unfalls in einer mit dem Betrieb in 
Zuſammenhang ſtehenden, dem Betrieb dienſtbaren Tätigkeit 
oder Situation, im Banne des Betriebes, ſich befunden hat. 
Danach iſt es nicht notwendig, daß der Unfall ſich gerade 
während der Arbeit ereignet; der Gefahrenbereich eines Be⸗ 
triebes erftreckt ſich häufig über die Grenzen der Betriebsſtätte 
hinaus; es kann ein Betriebsunfall vorliegen, wenn der Arbeiter 
die Betriebsſtätte bereits verlaſſen hatte, ſich aber noch inner⸗ 
halb jenes Gefahrenbereichs befand. Es iſt allerdings richtig, 
daß die Zurücklegung des Weges ſeitens eines Arbeiters von 
ſeiner außerhalb der Betriebsſtätte gelegenen Wohnung zur 
Betriebsſtätte und von dieſer zur Wohnung nicht ohne weiteres 
als Betriebsvorgang aufzufaſſen iſt; um dem Betriebe zu⸗ 
gerechnet zu werden, muß vielmehr der Umſtand hinzutreten, 
daß der Gang nach ſeiner unmittelbaren Zweckbeſtimmung mit 
dem Betrieb und in deſſen Intereſſe erfolgt (Handbuch der Unfall⸗ 
verſicherung 1909 Bd. 1 S. 89, 109; Bd. II S. 22). Auch das 
Mitſichführen von Arbeitsgerät, das beim Betriebe benutzt wird, 
ſtempelt den Unfall noch nicht zum Betriebsunfall, ſofern es 
nicht bei Entſtehung des Unfalls mitgewirkt hat. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt aber zu beachten, daß die Schuldienerfrau D., 
als ſie den Heimweg antrat, ihre Arbeit noch nicht abgeſchloſſen, 
ihr Tagewerk noch nicht vollendet hatte. Der Unfall ereignete 
ſich vormittags. Die Schuldienerfrau war noch in ihrer Arbeit 
begriffen, als das Gewitter heraufzog. Sie mußte ihre Arbeit 
abbrechen, um Schuß vor dem drohenden Unwetter zu ſuchen. 
Hätte ſich ihr auf dem Felde oder in deſſen unmittelbarer Nach⸗ 
barſchaft ein Obdach geboten, hätte ſie dieſes aufgeſucht, um 
den Verlauf des Unwetters abzuwarten und wäre ſie hierbei 
durch Blitzſchlag oder ein anderes ſchädigendes Ereignis verletzt, 
worden, ſo läge der Zuſammenhang mit dem Betriebe klar 
zutage. Sie hat nun allerdings den Heimweg angetreten; und 
erſt als ſie ſich ſchon auf der Rückkehr nach ihrer Wohnung 
befand, Unterkunft vor dem losbrechenden Unwetter im Hof der 
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Gasanſtalt geſucht. Sie hat ſich aber unter vorzeitiger Ab⸗ 
brechung ihrer Arbeit nur deshalb auf den Heimweg begeben, 
weil ſie während der Arbeit auf dem Felde von der 
Gefahr des Gewitters überraſcht wurde, und ſie hat den Hof⸗ 
raum der Gasanſtalt nur betreten, um einer Gefahr, die ſie 
bei ihrer Landarbeit auf dem Felde bedroht hatte und vor der 
fie geflüchtet war, zu entgehen. Unter dieſen Umſtänden mi 
hier der innere Zuſammenhang mit dem Betriebe als vorhanden 
angenommen werden. Es iſt nun freilich richtig, daß ſie in 
der Gasanſtalt nicht durch das Unwetter beſchädigt, ſondern 
durch ein Ereignis verletzt wurde, das einer andern Gefahren⸗ 
quelle entſprang. Dadurch wird aber der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang nicht aufgehoben. Es iſt für den Begriff des Betriebs⸗ 
unfalls nicht weſentlich, daß beſondere, eigentümliche Gefahren 
des Betriebes die Urſache ſeiner Entſtehung bilden (RG. 52, 77). 


Hiernach hat das BG. im vorliegenden Fall das Vorhandenſein 


eines Betriebsunfalls ohne Rechtsirrtum angenommen. B. c. B., 
U. v. 26. Sept. 10, 484/09 VI. — Darmſtadt. 


Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 und 3. Juni 
1906. 


39. Tarifnummer 10 Abſ. 2 RStempG. Stempelpflichtig⸗ 


keit von „Einzahlungen“ auf Kuxe.] 


Bei der im Jahre 1889 erfolgten Umwandelung der 
Klägerin aus einer Aktiengeſellſchaft in eine Gewerkſchaft wurden 
von den geſchaffenen und zur Zeichnung aufgelegten 5000 Kuxen 
nur 3715 Stück gezeichnet und ausgegeben, von denen 5 Stück 
ſpäter verfielen. Später wurden folgende neue Kuxe ausgegeben: 
1. im Jahre 1904 der Betrag von 420 Stück; hiervon wurden 
50 Stück zum Preiſe von je 1500 & in Zahlung auf an⸗ 
gekauftes fürſtliches Grubenfeld gegeben, während 370 Stück 
den alten Gewerken, und zwar auf je 10 alte Kure ein neuer 
Kur gegen Zahlung von 1700 & gewährt wurden, um die 
Mittel für den Ankauf des unter den fürſtlich Schönburgſchen 
Rittergutsfeldern befindlichen Kohlenunterirdiſchen zu beſchaffen; 
2. im Jahre 1907 wurden 870 Kuxe zum angenommenen Wert 
von je 3000 & an das Steinkohlenwerk Vereinsglück in Zahlung 
gegeben, das ſein Vermögen als Ganzes auf die Klägerin über⸗ 
trug und einen Teil des Kaufpreiſes in bar erhielt; 3. weitere 
364 Stück wurden im Jahre 1908 von der Klägerin zu ver⸗ 
ſchiedenen Kurſen, im ganzen für 1 413 120 & begeben. Der 
Beklagte, der Fiskus im Königreich Sachſen, erhob für die 
unter 1 und 2 aufgeführten Kure gemäß Tarifnummer 10 
Abſ. 2 RStempG. vom 14. Juni 1900 und 3. Juni 1906 eine 
Stempelabgabe von 33 140 & und für die unter 3 verzeich⸗ 
neten eine ſolche von 14 132 &, nämlich 1 v. H. der Beträge, 
für welche die Klägerin die Kuxe hingegeben hat. Die Klägerin 
fordert jetzt die gezahlte Abgabe vom Beklagten zurück. Das 
OLG. wies die Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Der Zweck der Vorſchrift unter Tarifnummer 1c, die im 
RStempG. vom 27. April 1894 noch nicht enthalten war und 
erſt im Jahre 1900 auf Anregung der Reichstagskommiſſion 
dem Geſetz eingefügt worden iſt, ging inhalts der Begründung 
dahin, auch die bergbaulichen Unternehmungen der Gewerk⸗ 
ſchaften mehr als bisher zur Beſteuerung heranzuziehen und 
fie in dieſer Beziehung tunlichſt den bergbaulichen und ſonſtigen 
gewerblichen Unternehmungen der Aktiengeſellſchaften gleich 
zuſtellen. Für die Aktien war im Geſetzentwurf eine Steuer 
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von 1½ und 2 v. H. des Nennwerts vorgeſehen, die im Geſetz 
ſelbſt auf 2 und 2½ v. H. erhöht worden iſt. Dieſe Art der 
Beſteuerung erwies ſich für die Kuxe, die keinen Nennwert 
haben, als untunlich. Man beſteuerte daher — abgeſehen von 
dem auf die Kuxſcheine gelegten Feſtſtempel von 14 50 % — 
die tatſächlichen Einzahlungen auf die Anteilſcheine mit 
1 v. H. vom Betrage der Einzahlung. Der im Geſetz ſelbſt 
gebrauchte Ausdruck „Einzahlungen“ weiſt in erſter Reihe auf 
den Fall der Ausgabe der Kuxe gegen Geld hinz; er iſt fo 
allgemein gehalten, daß darunter nicht nur die von den Ge⸗ 
werken bewirkten Zahlungen, insbeſondere die Zubußen (5 102 
ABergG. vom 24. Juni 1865) allein verſtanden werden müßten. 
Bei einer ſolchen Abſicht wäre es gegenüber dem ausgeſprochenen 
Zweck der Steuervorſchrift erforderlich geweſen, dem Geſetz eine 
dementſprechende engere Faſſung zu geben. Gegenüber jenem 
Zweck des Geſetzes liegt aber auch kein Grund vor, von dem 
Begriffe der „Einzahlungen“ diejenigen Fälle auszuſchließen, 
in denen die Kapitalanlage in Kuxen nicht mittels baren Geldes, 
ſondern mittels einer Sacheinlage erreicht wird, zumal das 
RStempöG. auch bei der Verſteuerung der Aktien keinen Unter: 
ſchied macht, mögen ſie gegen bares Geld oder gegen Sach⸗ 
einlage ausgegeben ſein. Wirtſchaftlich ſtehen beide Fälle gleich 
und gerade von der wirtſchaftlichen, nicht von der formal⸗ 
rechtlichen Seite aus, will das Steuergeſetz die geſchäftlichen 
Vorgänge treffen, die bei dem Betriebe der Gewerkſchaften, 
ebenfo wie bei dem der Aktiengeſellſchaften, die Kapitalsanlage 
vermitteln. Nach dem Abſ. 2 der Tarifnummer ſind mit den 
dort angegebenen Ausnahmen ſtempelpflichtig die „aus⸗ 
geſchriebenen“ Einzahlungen. Dasſelbe iſt aus dem Abſ. 3 
daſelbſt zu entnehmen, in dem auch die Verpflichtung der 
Gewerkſchaft feſtgeſtellt iſt, den Stempel ſpäteſtens zwei Wochen 
nach dem von der Gewerkſchaftsvertretung feſtgeſetzten Ein⸗ 
zahlungstermin zu entrichten. Endlich behandelt auch der oben 
angeführte 5 6 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats 
(Zentralblatt für das Deutſche Reich 1906 S. 980 ff.) den 
Fall, daß die Gewerkſchaft „Einzahlungen (Beiträge, Zubußen) 
ausgeſchrieben“ hat. Dieſe Vorſchriften bezeichnen aber nur 
den regelmäßigen Fall, in dem die Gewerkſchaft eine allgemeine 
Mitteilung darüber erläßt, daß und wie Einzahlungen auf aus⸗ 
zugebende Kuxe zu leiſten ſind. Die Stempelpflicht entfällt 
daher hier nicht deshalb, weil eine förmliche Ausſchreibung von 
Einzahlungen nicht ſtattgefunden hat. Für die entſcheidende 
Frage, ob eine Kapitalsanlage in einer gewerkſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung vorliegt, iſt es ohne Bedeutung, ob ſie auf Grund 
einer Ausſchreibung oder auf Grund eines anderen geſchäft⸗ 
lichen Vorganges erfolgt iſt. Abrigens läßt ſich der Ausdruck 
„ausſchreiben“ ohne Zwang auch allgemein dahin verſtehen, 
daß darunter jedes Einfordern beſtimmter Leiſtungen durch die 
Gewerkſchaft gemeint iſt. D. c. Fiskus, U. v. 20. Sept. 10, 
527/09 VII. — Dresden. 

40. 89 Abſ. 3 RStempG.] 

Der BerR. geht davon aus, daß die durch die Schluß 
noten beurkundeten Geſchäfte durch die Mitteilung der aus⸗ 
ländiſchen Firma in Liverpool über die Ausführung der ihr 
vom Kläger zugegangenen Aufträge zum Abſchluß gebracht 
worden ſeien. Dies iſt nicht zu beanſtanden. Unſtreitig ſind 
dieſe Mitteilungen in Form von chiffrierten Telegrammen nicht 
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unmittelbar an die inländiſchen Firmen als Kommittenten 
gelangt, ſondern zunächſt an den Kläger als Agenten des 
Liverpooler Hauſes, der ſie dechiffriert und in deutſcher Sprache 
etwa in der Form weitergab, daß er telegraphierte: „Ich teile 
Ihnen hierdurch mit, daß die Firma H. Ihren Auftrag zu den 
und den Preiſen ausgeführt hat.“ Bei dieſer Sachlage iſt der 
die Ermäßigung der Stempelabgabe auf die Hälfte bedingende 
Tatbeſtand des § 9 Abſ. 3 RStempG. vom 3. Juni 1906 
nicht gegeben. Nach dieſer Vorſchrift gelten als im Ausland 
abgeſchloſſen auch ſolche Geſchäfte, welche durch briefliche oder 
telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen einem Orte des Inlandes 
und einem Orte des Auslandes zuſtande gekommen ſind. Die 
Telegramme von Liverpool waren zwar an den in Leipzig 
wohnenden Kläger gerichtet, aber dadurch kamen die Geſchäfte, 
um deren Beſteuerung es ſich handelt, noch nicht zuſtande. 
Damit dies geſchah, bedurfte es der hinzutretenden Tätigkeit 
des Klägers, der von ſich aus, nicht etwa in weiterer Aus⸗ 
führung des von der Liverpooler Firma mit dem dortigen 
Telegraphenamt geſchloſſenen Vertrages, den Inhalt der er⸗ 
haltenen Depeſchen in veränderter Form den inländiſchen Firmen 
zur Kenntnis brachte. Erſt die Telegramme des Klägers waren 
es, durch welche die Geſchäfte zuſtande kamen. Sie ſind im 
Inland aufgegeben und darum kann von im Ausland ge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäften nach 8 9 Abſ. 3 RStempG. nicht die 
Rede ſein. L. c. Sächſ. Staatsfiskus, U. v. 4. Okt. 10, 
560/09 VII. — Dresden. 

II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Enteignungsgeſetz. 

41. 8 36 EnteignG. Zinsforderung.] 

Nach einer von der beklagten Stadtgemeinde im Jahre 1886 
erfolgten Fluchtlinienfeſtſetzung für die neu anzulegende W. ſtraße 
fielen zwei der Klägerin gehörige Parzellen in das Straßen⸗ 
land. Durch Schreiben vom 10. Januar 1898 teilte die 
Klägerin der Beklagten mit, daß ſie jene Parzellen von Ge⸗ 
bäuden freigelegt habe. Auf den von der Beklagten geſtellten 
Antrag fand hierauf bei dem Bezirksausſchuſſe das Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsverfahren ſtatt. 
des Bezirksausſchuſſes vom 12. Juli 1901, durch den die 
der Klägerin gebührende Entſchädigung auf 61 744 & feſt⸗ 
geſtellt wurde, beſchritt die Beklagte den Rechtsweg, indem ſie 
Herabſetzung der Entſchädigungsſumme forderte. Ihre Klage 
wurde durch Urteil des LG. vom 11. Juli 1906 abgewieſen. 
Hiergegen legte ſie Berufung ein, die ſie aber nachher zurück⸗ 
nahm. Am 25. Januar 1907 wurde die feſtgeſtellte Ent⸗ 
ſchädigungsſumme an die Klägerin bezahlt. Dieſe forderte mit 
der gegenwärtigen Klage Nachzahlung von Zinſen, die ſie auf 
23 548,47 M berechnete. Die Forderung wurde zurückgewieſen: 
Für die auf Grund des Fluchtliniengeſetzes erfolgende Ent- 
ziehung von Grundeigentum und für die deshalb zu gewährende 
Entſchädigung ſind, ſoweit nicht das Fluchtliniengeſetz beſondere 
Beſtimmungen trifft, nach § 14 dieſes Geſetzes die Grundſätze 
des Enteignungsgeſetzes maßgebend. Das Enteignungsverfahren 
baut ſich, inſoweit es die Feſtſtellung der dem Eigentümer 
gebührenden Entſchädigung betrifft, in zwei durch das Geſetz 
geregelten Abſchnitten auf: zuerſt erfolgt die Feſtſtellung durch 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde (88 24 ff. Enteign®.), und 
daran ſchließt ſich, falls einer der Beteiligten mit dieſer Ent⸗ 
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ſcheidung nicht zufrieden iſt, als zweiter Abſchnitt der ordentliche 
Rechtsweg, für deſſen Beſchreitung aber eine Ausſchlußfriſt von 
ſechs Monaten ſeit der Zuſtellung des Beſchluſſes der Ver⸗ 
waltungsbehörde vorgeſchrieben iſt ($ 30 a. a. O.). Hat der 
Eigentümer dieſe Ausſchlußfriſt verſtreichen laſſen, ſo muß er 
ſich mit der durch die Verwaltungsbehörde feſtgeſtellten Ent⸗ 
ſchädigungsſumme begnügen; außerhalb jener beiden Verfahrens⸗ 
abſchnitte iſt für eine Erweiterung der Entſchädigungsforderung, 
abgeſehen von gewiſſen für den vorliegenden Fall nicht in 
Betracht kommenden Ausnahmen (vgl. z. B. § 31), kein Raum. 
Zu der dem Unternehmer obliegenden Entſchädigung gehört 
aber auch die Entrichtung von Zinſen aus der eigentlichen 
Entſchädigungsſumme. Das Enteignungsgeſetz ſelbſt (S 36 
Abſ. 2) regelt dieſe Zinspflicht und bringt damit deutlich zum 
Ausdruck, daß ſie mit einen Teil der Entſchädigungspflicht 
bildet. An dieſem Verhältniſſe kann ſich auch dadurch nichts 
ändern, daß im Einzelfalle, wie hier vom Kläger geſchehen, 
der Verſuch gemacht wird, als ſelbſtändigen Forderungsgrund 
für die Zinſen den Geſichtspunkt des Verzugs oder einen 
anderen Geſichtspunkt des allgemeinen Schuldrechts mitheran⸗ 
zuziehen; der Geſetzgeber hat durch die Beſtimmung des § 36 
Abſ. 2 dieſen Geſichtspunkten bereits Rechnung getragen. Die 
Zinsforderung unterliegt hiernach ſo gut wie die Hauptforderung 
der durch § 30 angeordneten Ausſchlußfriſt. B. c. A., U. v. 
20. Sept. 10, 518/ VII. — Cöln. 


Aus der Juſtizkommiſſion.“) 


I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

Bei 5 232 (Überweiſung an das Schöffengericht) wurde 
der Beſchluß der erſten Leſung in Abſ. 2 dahin ergänzt, daß 
auch dann, wenn Feſtungshaft bis zu 6 Monaten zu erwarten 
ſteht, die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts durch den Staats⸗ 
anwalt begründet werden kann. Im übrigen blieb der Beſchluß 
unverändert. 

Bei 8 23 fand eine nochmalige eingehende Ausſprache 
darüber ſtatt, ob der Vorſchlag des Entwurfs, wonach bei 
Übertretungen und gewiſſen geringfügigen Vergehen der Amts⸗ 
richter ohne Zuziehung von Schöffen ſolle verhandeln dürfen, 
wiederherzuſtellen ſei. In erſter Leſung war die Vorlage ab⸗ 
gelehnt worden. Von ſeiten der Regierung wurde erklärt, daß 
auf die Wiederherſtellung der Vorlage entſchiedener Wert gelegt 
werden müſſe, da es zu einer unmäßigen Belaſtung des Gerichts 
führen müſſe, wenn bei allen Lappalien das Laienelement hinzu⸗ 
gezogen werden ſolle. Aus der Kommiſſion heraus wurde dem 
widerſprochen; es ſei nicht richtig, daß es ſich bei Übertretungen 
ſtets um Lappalien handle; gerade hier ſpielten häufig politiſche 
Motive herein, ſo daß es dringend erwünſcht erſcheine, Schöffen 
zuzuziehen, und zwar um ſo mehr, als die Regierung der Mit⸗ 
wirkung von Schöffen in der Berufungsinſtanz widerſtrebe. 
Von anderer Seite wurde erklärt, daß dieſer Einwand bei den 
beſonders häufigen Übertretungen gegen den § 361 Ziff. 3 bis 8 
StGB. nicht zutreffend ſei; man könne daher wenigſtens inſoweit 


) Soweit aus dem Bericht nichts anderes hervorgeht, ſind die 
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eine Ausnahme machen und die Vorlage wiederherſtellen. 
Dieſer Gedanke fand die Zuſtimmung der Mehrheit; der § 233 
erhielt daher folgenden Abſ. 2 
„Bei Übertretungen des § 361 Ziff. 3 bis 8 StGB. 
unterbleibt die Zuziehung der Schöffen.“ 

Bei 8 65 wurde der Wunſch ausgeſprochen, etwas deut⸗ 
licher zum Ausdruck zu bringen, daß der Vorſitz in der Kammer 
nur bei vorübergehender Verhinderung des Vorſitzenden an 
deſſen Stellvertreter abgegeben werden dürfe. Der Eingang 
des 8 65 wurde daher wie folgt gefaßt: 

„Den Vorſitz in der Kammer darf nur im Falle einer 
vorübergehenden Verhinderung des Vorſitzenden fein regel- 
mäßiger Vertreter und nur im Falle einer vorüber⸗ 
gehenden Verhinderung des Vorſitzenden und feines regel⸗ 
mäßigen Vertreters dasjenige Mitglied der Kammer 
führen, welches uſw.“ 

Zu den 88 77 und 991 wurde die Frage wiederum ein⸗ 
gehend erörtert, ob zu der Hauptverhandlung in der Berufungs⸗ 
inſtanz vor dem Landgericht und vor den Berufungsſenaten 
Schöffen zuzuziehen ſeien. In erſter Leſung war bekanntlich 
ein dahingehender Beſchluß gefaßt worden. Auch heute wurde 
von verſchiedenen Mitgliedern der Standpunkt vertreten, daß, 
wenn nach den Motiven die Zuziehung von Schöffen im Inter⸗ 
eſſe der Rechtspflege erwünſcht erſcheine, dieſer Gedanke folge⸗ 
richtig dazu führen müſſe, Schöffen auch in der zweiten Inſtanz 
mitwirken zu laſſen. Insbeſondere wurde es als unerträglich 
bezeichnet, daß der Staatsanwalt gegen ein freiſprechendes 
Urteil des Schöffengerichts oder der Strafkammer Berufung 
an ein reines Juriſtengericht einlegen und dadurch den Vorteil, 
der für den Angeklagten in der Mitwirkung von Laien in erſter 
Inſtanz gelegen habe, illuſoriſch machen könne. Von anderer 
Seite wurde die Zuziehung von Schöffen in der Berufungs⸗ 
inſtanz wiederum lebhaft bekämpft. Es wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich in verſchiedenen Teilen Deutſchlands die 
erforderliche Zahl von Schöffen nicht werde beſchaffen laſſen; 
auch müſſe damit gerechnet werden, daß namentlich in unruhigen 
Zeiten die Schöffen leicht der Einſchüchterung durch gewiſſe 
politiſche Strömungen unterliegen und ſich ihrer Verantwortlich⸗ 
keit nicht in genügender Weiſe bewußt ſein könnten. 

Der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts wie auch der 
preußiſche Juſtizminiſter traten nachdrücklich für die Wieder⸗ 
herſtellung der Regierungsvorlage ein und erklärten, daß wenn 
der Beſchluß erſter Leſung e werde, die Vorlage 
ſcheitern müſſe. 


Die Abſtimmung ergab, daß die Vorlage mit 18 gegen 
10 Stimmen wiederhergeſtellt wurde. 


Bei 8 118“ fand eine nochmalige Debatte darüber ſtatt, 
ob man die Volksſchullehrer zu dem Amte eines Schöffen und 
Geſchworenen zulaſſen ſolle. Die Vorlage ſieht ihre Zuziehung 
nur zu den Jugendgerichten vor; in erſter Leſung war beſchloſſen 
worden, ſie unbeſchränkt zuzulaſſen. Ein Vertreter des preußiſchen 
Kultusminiſters legte nochmals die Gründe dar, aus denen im 
Intereſſe der Schulverwaltung die Zulaſſung der Lehrer über 
die Vorlage hinaus unannehmbar ſei; die Begründung lief im 
weſentlichen darauf hinaus, daß ſich namentlich bei einklaſſigen 
Schulen eine ausreichende Vertretung nicht ermöglichen laſſe. 
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Ein Teil der Kommiſſion vertrat den Standpunkt, daß 
der Staat die Pflicht habe, für die Vertretung Sorge zu tragen, 
der Lehrerſtand ſtelle ein ſo vorzügliches Material für die Rechts⸗ 
pflege dar, daß auf ſeine Mitwirkung nicht verzichtet werden 
könne; ein anderer Teil glaubte den Gründen der Regierungs⸗ 
vertreter größeres Gewicht beilegen zu müſſen. 

Bei der Abſtimmung ergab ſich, daß die Regierungsvorlage 
mit 15 gegen 13 Stimmen wiederhergeſtellt wurde. 

Zu 8 1181? wurde darauf hingewieſen, daß es bei großen 
Amtsgerichten erwünſcht erſcheine, den zur Auswahl der 
Schöffen und Geſchworenen berufenen Ausſchuß etwas zu 
vergrößern. Dieſer Gedanke wurde auch von den Regierungs⸗ 
vertretern gebilligt. Es wurde daher mit großer Mehrheit 
beſchloſſen, daß der bezeichnete Ausſchuß aus dem Amtsrichter, 
dem Staatsverwaltungsbeamten und mindeſtens 7 Vertrauens⸗ 
männern als Beiſitzern zu beſtehen habe. 

Zu 8 118 lag der Antrag vor, folgenden Abſ. 3 auf⸗ 
zunehmen: 

„Die Wahl der Schöffen ſoll auf Perſonen aller Berufs⸗ 
arten und Geſellſchaftsklaſſen gerichtet werden.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß es notwendig 
ſei, in größerem Umfange als es bisher leider geſchehen ſei, 
auch Angehörige des Arbeiterſtandes zum Richteramt zuzuziehen. 
Von der Regierung und aus der Kommiſſion heraus wurde 
dem entgegengehalten, daß die Tendenz des Antrags an ſich 
durchaus zu billigen ſei, daß der Antrag aber lediglich etwas 
ganz Selbſtverſtändliches beſage, und es bedenklich ſei, Selbſt⸗ 
verſtändlichkeiten in das Geſetz aufzunehmen. Die Mehrheit 
nahm jedoch den Antrag an, weil ſie befürchtete, daß ſonſt alles 
beim alten bleiben könne. 

Bei § 136 wurde der Antrag geſtellt, auch gegen die 
Urteile des Reichsgerichts in erſter Inſtanz ein Reichsmittel 
einzuführen; nach dem Antrag ſollte die Hauptverhandlung in 
erſter Inſtanz vor dem zweiten Strafſenat, in zweiter Inſtanz 
vor dem vereinigten dritten und vierten Strafſenat ſtattfinden. 
Der Antrag fand jedoch nicht die Mehrheit; es wurde erwogen, 
daß die Aburteilung durch das höchſte Gericht für den An⸗ 
geklagten ſo große Garantien enthalte, daß ein Bedürfnis für 
eine zweite Inſtanz nicht anerkannt werden könne; auch ſei es 
mißlich, eine Berufung an dasſelbe Gericht zuzulaſſen. 

Eine ſehr eingehende Ausſprache verurſachte der § 1721, 
wonach das Gericht die Offentlichkeit ausſchließen kann, wenn 
es ſich um Beleidigungsprozeſſe handelt, und einer der Prozeß⸗ 
beteiligten die Ausſchließung beantragt. Von gegneriſcher Seite 
wurde wiederum geltend gemacht, daß man die Mißſtände, die 
ſich bei gewiſſen Beleidigungsprozeſſen aus der unbeſchränkten 
Offentlichkeit ergeben hätten, nicht verkenne, daß man es aber 
nicht in die Hand des Staatsanwalts oder des Verletzten geben 
könne, den Ausſchluß der Offentlichkeit einſeitig herbeizuführen; 
dies werde ſehr häufig zur Schädigung des Angeklagten führen, 
der ein großes Intereſſe daran haben könne, daß öffentlich ver⸗ 
handelt werde. Die Offentlichkeit des Verfahrens ſei auch eine 
ſo wichtige Errungenſchaft, daß man ſie nicht ohne zwingende 
Notwendigkeit einſchränken dürfe. Dem wurde entgegengehalten, 
daß der bisherige Zuſtand ſich überall da, wo in Beleidigungs⸗ 
prozeſſen auf die häuslichen oder die Familienverhältniſſe eines 
Beteiligten eingegangen werden müſſe, als durchaus ungenügend 


39. Jahrgang. 


erwieſen habe und daß, wenn keine Anderung eintrete, nach wie 
vor der Verletzte oder auch der Angeklagte ſchutzlos der Offent⸗ 
lichkeit preisgegeben ſei. 

Bei der Abſtimmung wurde der Beſchluß der erſten Leſung 
mit 13 gegen 13 Stimmen wieder geſtrichen und der ganze 
§ 172! der Vorlage abgelehnt. 

Dasſelbe Schickſal erlitt der in erſter Leſung neu be⸗ 
ſchloſſene $ 176 Abſ. 2 GVG., wonach der Zutritt zu nicht⸗ 
öffentlichen Verhandlungen einzelnen Perſonen, die ein beſonderes 
berechtigtes Intereſſe daran haben, vom Gericht geſtattet werden 
kann. Die Mehrheit war der Meinung, daß der Begriff des 
beſonderen berechtigten Intereſſes im einzelnen Falle zu un⸗ 
erfreulichen Auseinanderſetzungen führen könne und daß der bis⸗ 
herige Abſ. 2 des § 176 doch ausreiche, um Perſonen, welche 
keine genügende Gewähr für Verſchwiegenheit bieten, von der 
Verhandlung auszuſchließen. 

Aus der erſten Leſung wiederholt wurde der Antrag der 
polniſchen Kommiſſionsmitglieder zu § 187, der in erſter Leſung 
abgelehnt worden war. Nach dem Antrag ſoll ein Dolmetſcher 
vom Gericht ſchon dann zugezogen werden, wenn ein Beteiligter 
erklärt, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei. Um 
den Bedenken Rechnung zu tragen, daß dieſe Beſtimmungen von 
der Agitation in ſchikanöſer Weiſe ausgebeutet werden könne, 
lagen zwei Eventualanträge vor. Der eine ging dahin, daß 
derjenige, der eine ſolche Erklärung, daß er der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſei, wider beſſeres Wiſſen abgebe, mit Geldſtrafe 
bis zu 300 & beſtraft werden ſolle, während der andere eine 
Glaubhaftmachung dieſer Erklärung durch den Beteiligten ver⸗ 
langt und beſtimmt, daß zur Glaubhaftmachung ein Zeugnis 
des Gemeindevorſtehers genügen ſolle. 

Auch die Eventualanträge wurden lebhaft bekämpft; es 
wurde dagegen geltend gemacht, daß den Beteiligten nicht damit 
gedient ſei, wenn ſie wegen ihrer Erklärung in ein Strafverfahren 
verwickelt werden könnten; auch ſei der Beweis, daß ſie wider 
beſſeres Wiſſen gehandelt hätten, nur ſehr ſchwer zu führen, 
und eine Geldſtrafe werde ſich in den meiſten Fällen als durch⸗ 
aus wirkungslos erweiſen, weil ſie meiſtens unbeibringlich ſein 
werde. Sowohl der Hauptantrag wie die Eventualanträge 
wurden abgelehnt. 

Die in erſter Leſung erfolgte Anderung des § 200, nach 
welcher auch Richter verpflichtet ſein ſollen, über den Hergang 
bei der Beratung und Abſtimmung Stillſchweigen zu beobachten, 
wurde wieder beſeitigt, und der geltende § 200 wiederher⸗ 
geſtellt. Die Kommiſſion ging davon aus, daß es hinſichtlich 
der Amtsverſchwiegenheit der Richter bei den Landesgeſetzen 
verbleiben könne; der Beſchluß erſter Leſung ſei auch inſofern 
bedenklich, als er dem Richter verbiete, mit Kollegen über 
juriſtiſch intereſſante Fälle zu ſprechen oder ſolche wiſſenſchaftlich 
zu behandeln. 

Endlich lag der Antrag vor, dem $ 196 Abſ. 2 folgenden 
Satz anzufügen: 

„Hängt von der Art und Weiſe der Abſtimmung die 
Entſcheidung in der Sache ab, ſo haben die Entſcheidungs⸗ 
gründe den Hergang bei der Abſtimmung darzulegen und 

zu begründen.“ 
res, wurde damit begründet, daß mitunter Teil⸗ 
gen über den objektiven und ſodann über den ſub⸗ 
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jektiven Tatbeſtand einer Straftat vorgenommen würden, wobei 
jedesmal mit vier gegen eine Stimme zum Nachteil des An⸗ 
geklagten entſchieden werden könne; es werde die Anſicht ver⸗ 
treten, daß ein Richter, der bei einer Vorfrage überſtimmt 
worden ſei, ſich bei jpäteren Abſtimmungen auf den Boden der 
gefaßten Beſchlüſſe zu ſtellen habe. So könne es dahin kommen, 
daß ſchließlich der Angeklagte verurteilt werde, während zwei 
Richter, wenn auch aus verſchiedenen Gründen, ein Tatbeſtands⸗ 
merkmal verneint hätten. Um zu verhüten, daß in dieſer un⸗ 
geſetzlichen Weiſe verfahren werde, und um hierauf die Reviſion 
ſtützen zu können, ſei ein ſolcher Vorgang aktlich zu machen. 

Der Antrag wurde abgelehnt, weil ſich ein Bedürfnis 
hierzu in der Praxis nicht herausgeſtellt habe, und weil es un⸗ 
zuläſſig ſei, die Vorgänge bei der Beratung und Abſtimmung 
der Offentlichkeit und der Kritik zugänglich zu machen. 


II. Strafprozefordnung. 

Der $ 3 erhielt folgenden Abſ. 2: 

„Iſt die Tat im Ausland begangen, ſo iſt das Gericht 

zuſtändig, in deſſen Bezirk der Verdächtige ergriffen wird.“ 
Die Kommiſſion ging im Einverſtändnis mit den Regierungs⸗ 
vertretern davon aus, daß für den Fall, daß die Tat im 
Ausland begangen iſt, ſich aus den bisherigen Beſchlüſſen eine 
Lücke ergebe, und daß es deshalb notwendig ſei, für dieſen 
Fall noch einen beſonderen Gerichtsſtand der Ergreifung ein⸗ 
zuführen. 
In $ 12 wurde dem Beſchluß erſter Leſung noch hinzu⸗ 
gefügt, daß die dort vorgeſehene Vereinbarung der Gerichte 
über die Übernahme einer Sache nur mit Zuſtimmung der 
Prozeßbeteiligten erfolgen könne. Dadurch ſoll der Angeklagte 
dagegen geſchützt werden, daß eine ſolche Vereinbarung in einem 
Falle erfolgt, wo ſie gegen ſein Intereſſe verſtößt. 

In 820 Abſ. 2 wurde eine neue Vorſchrift aufgenommen, 
daß die Gründe, aus denen vom Gericht eine Verſchleppungs⸗ 
abſicht gefolgert wird, anzugeben ſind. Hierdurch ſolle der 
Möglichkeit vorgebeugt werden, daß ein Gericht eine Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht als vorhanden anſieht, ohne ſich über die 
Gründe genügend Rechenſchaft abzulegen. 

Bei § 21 war in erſter Leſung beſchloſſen worden, daß im 
Falle der Ablehnung eines Amtsrichters bei einem mit mehreren 
Amtsrichtern beſetzten Gericht der dienſtälteſte Amtsrichter, und 
ſobald er ſelbſt abgelehnt iſt, der im Dienſtalter ihm folgende 
Richter über das Ablehnungsgeſuch zu entſcheiden habe. Dieſe 
Vorſchrift wurde heute wieder geſtrichen; ausſchlaggebend hierfür 
war die Erwägung, daß es der Stellung der Amtsrichter zu⸗ 
einander nicht entſpreche, den einen über die Ablehnung des 
anderen entſcheiden zu laſſen. 

Im 8 39 wurde die Regierungsvorlage zu Abf. 1 inſofern 
wiederhergeſtellt, als die Worte „ohne ſein perſönliches Ver⸗ 
ſchulden“ in die Worte „ohne ſein Verſchulden“ geändert wurden. 
Man war der Meinung, daß ſchon nach der Faſſung der Vor⸗ 
lage immer ein perſönliches Verſchulden des Beteiligten vorliegen 
müſſe, wenn ſein Wiedereinſetzungsgeſuch abgelehnt werden ſollte. 

In 8 41 wurde folgender Abf. 3 eingefügt: 

= der Entſcheidung iſt die Staatsanwaltſchaft zu 
ren.“ 
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Es wurde anerkannt, daß die Staatsanwaltſchaft in den Stand 
geſetzt werden müſſe, ſich zu einem Geſuch um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu äußern. 

In 8 44 wurden die in erſter Leſung geſtrichenen Worte 
„während ſie verſammelt iſt“ wiederhergeſtellt, um zum Ausdruck 
zu bringen, daß für die Zeit, in welcher der Reichstag nicht 
verſammelt iſt, ein Abgeordneter hinſichtlich ſeiner Vernehmung 
kein Vorrecht zu genießen habe. Mit Rückſicht darauf, daß 
während der Parlamentsferien beſondere Kommiſſionen tagen 
könnten, wie z. B. in dieſem Sommer, wurde folgender Zuſatz 
beſchloſſen: 

„Das gleiche gilt für die Mitglieder einer Kommiſſion, 
die von einer geſetzgebenden Körperſchaft für eine Zeit 
eingeſetzt wird, wo ſie nicht verſammelt iſt. Zu einer 
Abweichung bedarf es in dieſem Falle der Genehmigung 
der Kommiſſion.“ 

Eine lebhafte Ausſprache entſpann ſich bei § 45 a, der in 
erſter Leſung neu in die Vorlage aufgenommen worden iſt. 
Zum Schutze des Wahlgeheimniſſes hatte die Kommiſſion be⸗ 
ſchloſſen: 

„Kein Zeuge darf über Tatſachen befragt werden, die 
darauf ſchließen laſſen, für wen er bei einer auf Geſetz 
beruhenden geheimen Wahl geſtimmt hat.“ 

Von verſchiedenen Seiten wurde darauf hingewieſen, daß 
dieſe Vorſchrift überall da zuweit gehe, wo es ſich um die Ver⸗ 
folgung einer Wahlfälſchung nach den SS 107 bis 109 StGB. 
handle. Solche Straftaten ließen ſich nur ermitteln, wenn der 
Wähler danach gefragt werden dürfe, wie er geſtimmt habe; 
bei dem Konflikt zwiſchen dem Wahlgeheimnis und den Intereſſen 
des Staats an der Reinheit des Wahlergebniſſes müſſe dem 
letzteren der Vorzug gegeben werden. Es wurde daher beantragt, 
den § 45a durch folgende Vorſchrift zu erſetzen: 

„Die Frage, wie der Zeuge bei einer auf Geſetz be⸗ 
ruhenden geheimen Wahl ſein Wahlrecht ausgeübt habe, 
darf nur geſtellt werden, wenn es das Gericht zur Feſt⸗ 
ſtellung eines nach § 107 bis 109 StGB. ſtrafbaren 
Vergehens für unerläßlich hält.“ 
Von anderer Seite wurde erklärt, daß der Beſchluß erſter Leſung 
unbedingt aufrechterhalten werden müſſe. Der Schutz des 
Wahlgeheimniſſes, der hier endlich erreicht worden ſei, dürfe 
nicht in der Weiſe durchlöchert werden, wie es der Antrag tue; 
übrigens würden, wenn es ſich um eine Wahlfälſchung handle, 
in den meiſten Fällen ſich die Wähler von ſelbſt zur Ausſage 
erbieten, ſo daß nach dieſer Richtung hin nichts zu befürchten ſei. 

Der Antrag wurde abgelehnt und der Beſchluß erſter 
Leſung aufrechterhalten. 

Wie in erſter Leſung, ſo wurde auch in dieſer Leſung 
wieder die Frage aufgeworfen, ob die in § 46 vorgeſehene 
Genehmigung der vorgeſetzten Behörde zur Vernehmung eines 
öffentlichen Beamten aufrechterhalten werden könne. Nach 
Abſ. 2 dieſes Paragraphen darf die Genehmigung nur verſagt 
werden, wenn die Vernehmung dem Wohle des Reichs oder 
eines Bundesſtaates Nachteil bereiten würde. Es wurde 
wiederum Beſchwerde darüber geführt, daß häufig die Ge⸗ 
nehmigung da verſagt werde, wo von dem Wohle des Reichs 
gar keine Rede ſein könne. Häufig werde dieſe Möglichkeit nur 
dazu benutzt, um dem Angeklagten den Wahrheitsbeweis abzu— 
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ſchneiden; namentlich ſei dies da der Fall, wo von der vor⸗ 
geſetzten Behörde auf einen Beamten in unzuläſſiger Weiſe 
eingewirkt worden und dies nachträglich vertuſcht werden ſolle. 
Als Beiſpiel hierfür wurde der bekannte Prozeß des Bergwerks⸗ 
direktors Hilger in Saarbrücken angeführt, wo nach den Preß⸗ 
berichten mit der Verſagung der Genehmigung geradezu Unfug 
getrieben worden ſei. Um dieſen Mißſtänden vorzubeugen, 
wurde beantragt, dem § 46 Abſ. 2 folgenden Satz hinzuzufügen: 

„Eine Verſagung der Genehmigung iſt nicht zuläſſig, 
ſoweit es ſich um Tatſachen handelt, die ſich auf das 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis in Betrieben des Reichs 
oder eines Bundesſtaats oder auf die Ausübung des 
Wahlrechts bei öffentlichen Wahlen durch die Bedienſteten 
und Arbeiter dieſer Betriebe beziehen.“ 


Von anderer Seite wurde aus der erſten Leſung der Antrag 
wiederholt, daß die Genehmigung nur im Einzelfall und nur 
dann ſolle verſagt werden können, wenn die Vernehmung der 
Wehrkraft des Reichs oder den Beziehungen zum Auslande oder 
den Beziehungen der Bundesſtaaten untereinander zum Nachteil 
gereichen würde, und ebenſo wurde wiederum vorgeſchlagen, daß 
über die Berechtigung dieſer Verſagung nicht die vorgeſetzte 
Behörde, ſondern ſtets das Gericht zu entſcheiden habe. 

Die Regierungsvertreter erklärten ſämtliche Anträge für 
unannehmbar; die Faſſung der Anträge ſei zu eng und bringe 
die Gefahr mit ſich, daß in Fällen, die ſich jetzt noch gar nicht 
überſehen ließen, ein Beamter zur Ausſage gezwungen werden 
könne über Dinge, deren Geheimhaltung unbedingt ſicherzuſtellen 
ſei. Die Entſcheidung über die Berechtigung der Zeugnis⸗ 
verweigerung in die Hand des Richters zu legen, ſei ganz 
unmöglich, weil dieſer gar nicht die tatſächliche Möglichkeit habe, 
ſolche Dinge richtig zu beurteilen. Dieſe Ausführungen wurden 
von den Vertretern des preußiſchen Miniſters des Innern, des 
Handelsminiſters und des Kriegsminiſters unterſtützt. 

Eine Abſtimmung fand vorläufig nicht ſtatt; die §§ 46 
und 47 wurden vielmehr einer Subkommiſſion überwieſen, die 
den Verſuch unternehmen ſoll, ein Kompromiß zuſtande zu 
bringen. 

Die Subkommiſſion ſchlug zu § 46 folgende Faſſung vor: 

1. Zuſatz zu Abſ. 1: 
„Wird die Genehmigung von der zunächſt vor⸗ 
geſetzten Behörde verſagt, ſo hat das Gericht, 
wenn es die Vernehmung im Intereſſe der Wahr⸗ 
heitsermittlung für geboten erachtet, die Ent⸗ 
ſcheidung der Zentralbehörde einzuholen.“ 

2. Abſ. 2: 
„Die Genehmigung darf nur verſagt werden, 
wenn die Vernehmung die Sicherheit des Reichs 
oder eines Bundesſtaats oder die ordnungsmäßige 
Erfüllung der Aufgaben der Organe des Reichs 
oder eines Bundesſtaats gefährden würde.“ 

Durch die Ziffer 1 ſoll dem Mißſtand vorgebeugt werden, 
daß nachgeordnete Behörden mit der Verſagung der Genehmi⸗ 
gung Willkür treiben, und eine einheitliche Praxis der oberſten 
Zentralbehörde ermöglicht werden. In Abſ. 2 wird der dehn⸗ 
bare Begriff „Wohl des Reichs“ durch eine engere Faſſung 
erſetzt. 
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Die Regierungsvertreter gaben die Erklärung ab, daß 
man ſich mit dieſem Vorſchlag abfinden könne; der § 46 wurde 
daher in der obenbezeichneten Faſſung angenommen. 

Das von der Kommiſſion als § 47a neu beſchloſſene 
Zeugnisverweigerungsrecht der Abgeordneten wurde auch in 
zweiter Leſung lebhaft angegriffen. Dagegen wurde wiederum 
geltend gemacht, daß ein ſolches Zeugnisverweigerungsrecht 
vielfach zur Verletzung des Dienſtgeheimniſſes durch Beamte 
und damit zur Lockerung der Beamtendiſziplin führen werde; 
der Vergleich mit Geiſtlichen, Arzten uſw. ſei nicht zutreffend, 
weil dem Abgeordneten Mitteilungen nicht zu dem Zwecke 
gemacht würden, ſie zu verſchweigen, ſondern im Gegenteil, um 
ſie öffentlich zu verwerten. Der Staatsſekretär erklärte, daß 
die Aufrechterhaltung des Beſchluſſes erſter Leſung die Vorlage 
ernſtlich gefährde; gleichwohl nahm die Kommiſſion den § 47a 
auch in zweiter Leſung an, indem fie erwog, daß dem Abgeord⸗ 
neten die Ausübung ſeines Mandats nur dann möglich ſei, 
wenn er die Gewißheit habe, ſeine Gewährsmänner verſchweigen 
zu dürfen. 

In 5 54 Abſ. 3 wurde die Mußvorſchrift in eine Soll⸗ 
vorſchrift umgewandelt, um nicht einen neuen Reviſionsgrund 
zu ſchaffen. 

Bei § 55 erwog die Kommiſſion, daß der in erſter Leſung 
dem Abſ. 2 hinzugefügte Satz 2 angeſichts des zu § 46 gefaßten 
Beſchluſſes überflüffig erſcheine. Dieſer Satz wurde daher 
wieder geſtrichen. 

Ebenſo wie in § 54 wurde auch in § 57 Abſ. 2 die Muß⸗ 
vorſchrift durch eine Sollvorſchrift erſetzt. 

In 8 59 Ziff. 3 wurde beſchloſſen, daß nicht nur die wegen 
Geiſteskrankheit, ſondern auch die wegen Geiſtesſchwäche ent⸗ 
mündigten Zeugen unvereidigt bleiben können. 


Zu 8 67 war in erſter Leſung ein neuer Abſ. 5 beſchloſſen 
worden, wonach gegen einen Zeugen Zwangshaft dann nicht 
verhängt werden darf, wenn es ſich lediglich um Übertretungen, 
nach § 146 a der GO. ſtrafbare Vergehen oder um ſolche Ber: 
gehen handelt, welche nur mit Geldſtrafe von höchſtens 300 &, 
allein oder neben Haft oder in Verbindung mit Einziehung be⸗ 
droht ſind. In zweiter Leſung wurden die hier bezeichneten 
Vergehen wieder ausgenommen, weil man davon ausging, daß 
es ſich hier doch um verhältnismäßig wichtige Sachen handeln 
könne. Danach kann von Zwangshaft nur bei Übertretungen 
abgeſehen werden. 

Bei § 80 (Unterbringung in einer öffentlichen Irrenanſtalt) 
wurde der Fall des Profeſſors Lehmann⸗Hohenberg in Weimar 
zur Sprache gebracht und der Antrag geſtellt, daß die Unter⸗ 
bringung eines Angeklagten in einer öffentlichen Irrenanſtalt 
nur dann zuläſſig ſein ſolle, wenn zuvor auf Antrag des An⸗ 
geklagten ein zweiter Sachverſtändiger gehört worden ſei. Der 
Antrag wurde jedoch abgelehnt; man nahm an, daß die Rechte 
des Angeklagten durch die obligatoriſche Beſtellung eines Ver⸗ 
teidigers und die Gewährung einer Beſchwerde und der weiteren 
Beſchwerde genügend gewahrt ſeien. 

Ebenſo wie in 8 67 wurde auch der letzte Abſatz des 5 80 
im Gegenſatz zu dem Beſchluſſe erſter Leſung dahin gefaßt, daß 
von der Unterbringung in einer Irrenanſtalt nur bei Über: 
tretungen abgeſehen werden darf. 
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Der § 108, der die Begriffe „Verdächtiger“ und „Be⸗ 
ſchuldigter“ einführt, wurde in folgender Faſſung angenommen: 

„Im Sinne dieſes Geſetzes iſt: 

Beſchuldigter der Verdächtige, der vom Richter ver⸗ 
nommen oder gegen den ein Haftbefehl oder Vor⸗ 
führungsbefehl erlaſſen oder die Eröffnung einer 
Vorunterſuchung beantragt wird, 

Angeklagter der Beſchuldigte oder Verdächtige, gegen 
den die Klage erhoben wird.“ 

Der Begriff des „Angeſchuldigten“ iſt hiernach im Intereſſe 
der Vereinfachung aus dem Geſetze ausgeſchieden und zugleich 
klargeſtellt worden, daß der Antrag auf Vorunterſuchung nicht 
mehr als Erhebung der öffentlichen Klage betrachtet werden 
ſoll. Die Redaktionskommiſſion erhielt den Auftrag, den Ent⸗ 
wurf mit dieſem Beſchluß in Einklang zu bringen. 

Die Frage, ob in § 110 die Kolluſionshaft beibehalten 
oder wenigſtens eingeſchränkt werden ſolle, führte auch in dieſer 
Leſung eine lebhafte Ausſprache herbei, deren Ergebnis darin 
beſtand, daß der § 110 unverändert beibehalten wurde. Die 
Mehrheit war auch dieſes Mal der Anſicht, daß die Kolluſions⸗ 
haft nicht entbehrt werden könne. Aus einer von der Regierung 
vorgelegten Statiſtik wurde feſtgeſtellt, daß Verhaftungen wegen 
Kolluſionsverdachts in den letzten Jahren nur in verfchwindend 
geringem Umfange verfügt worden ſind, ſo daß von einem 
Mißbrauch, der mit dieſem Inſtitut angeblich getrieben werde, 
keine Rede ſein könne. Nur in den Oberlandesgerichtsbezirken 
Stuttgart, Karlsruhe und Kolmar ſind ſolche Verhaftungen 
noch häufiger zu verzeichnen. 

Das ſogenannte Einwendungsverfahren (SS 116, 116 a) 
hat in erſter Leſung eine Faſſung erhalten, welche von den 
Regierungsvertretern ſchon damals als unannehmbar bezeichnet 
worden war; dies gilt namentlich von der Vorſchrift, daß, wenn 
der Beſchuldigte zu dem mündlichen Verhandlungstermin 
über ſeine Einwendungen gegen den Haftbefehl die Herbei⸗ 
ſchaffung beſtimmter Beweismittel beantragt, dieſem Antrag 
ſtattgegeben werden muß, ſoweit die Beweismittel für den 
Beſchluß über die Fortdauer der Unterſuchungshaft von Be⸗ 
deutung find, und daß der Beſchuldigte die Erhebung dieſer 
Beweiſe dadurch erzwingen kann, daß er ſie zum Termin 
herbeiſchafft. (S 116 Abſ. 2, 3 des Beſchluſſes erſter Leſung.) 

Dieſe Regelung wurde auch jetzt wieder als unmöglich 
bezeichnet; ſie verlege den Schwerpunkt des Verfahrens aus 
der Hauptverhandlung in das Vorverfahren und geſtalte das 
Verfahren zu ſchwerfällig. Die Mehrheit trat dem bei und 
nahm die SS 116, 116 a in folgender Faſſung an: 

8 116. 
„Vernimmt den Verhafteten der Richter, der nach 
8 125 zur Entſcheidung berufen iſt, jo hat er über Eins 
wendungen gegen den Haftbefehl in nichtöffentlicher Ver⸗ 
handlung nach Anhörung des Verhafteten zu entſcheiden. 
Von Zeit und Ort der Verhandlung ſind, ſoweit tunlich, 
die Prozeßbeteiligten und der Verteidiger zu benach⸗ 
richtigen; ihres Erſcheinens bedarf es nicht. Weiſt der 
Richter die Einwendungen zurück, ſo hat er den Ver⸗ 
hafteten darauf hinzuweiſen, daß ihm das Recht der 
Beſchwerde zuſteht. Uber die Verhandlung iſt ein Pro⸗ 
tokoll (S 28 b) aufzunehmen. 
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Vernimmt den Verhafteten ein anderer Richter, fo 
hat er ihn zu befragen, ob er Einwendungen gegen den 
Haftbefehl erhebe, und wenn dies geſchieht, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß er verlangen kann, dem zur Entſcheidung 
berufenen Richter zugeführt zu werden. Wird der Ver⸗ 
haftete auf ſein Verlangen dieſem Richter zugeführt, ſo 
finden auf die Entſcheidung die Vorſchriften des Abſ. 1 
Anwendung.“ 


Übereinftimmung beſtand darüber, daß, wenn der Ber: 
haftete die Erhebung von Beweiſen beantragt, die für ſeine 
Freilaſſung von Bedeutung ſind, der Richter ſelbſtverſtändlich 
die Verpflichtung hat, ſie zu erheben. 

In 8 117 Vollzug der Unterſuchungshaft) wurde im 
Abſ. 3 der Zuſatz aufgenommen, daß der Verhaftete außer 
Bekleidung, Beköſtigung ſich auch Lektüre auf eigene Koſten 
unter den im übrigen bezeichneten Vorausſetzungen be⸗ 
ſchaffen darf. 

Als S 127 a war in erſter Leſung eine neue Vorſchriſt 
aufgenommen worden, daß der in Unterfuchungshaft befindliche 
Beſchuldigte nur durch den Richter vernommen werden dürfe; 
danach ſollte die Vernehmung durch den Staatsanwalt und 
durch Polizeibeamte während der Unterſuchungshaft un⸗ 
zuläſſig ſein. 

Die Regierungsvertreter widerſprachen dieſem Beſchluß 
auch dieſes Mal wieder; ſie wieſen darauf hin, daß, wenn der 
Staatsanwalt nach dem Beſchluß der Kommiſſion wichtige Er⸗ 
mittlungen ſelbſt vornehmen ſolle, ihm auch die Befugnis zu⸗ 
ſtehen müſſe, den verhafteten Beſchuldigten ſelbſt zu ver⸗ 
nehmen; dies ſei namentlich im Intereſſe der Vermeidung un⸗ 
begründeter Anklagen ſehr erwünſcht; ein innerer Grund, wes⸗ 
halb zwar der nichtverhaftete Beſchuldigte vom Staatsanwalt 
ſolle vernommen werden können, der verhaftete aber nicht, ſei 
nicht vorhanden. 

Demgegenüber wurde betont, daß man mit der Möglich⸗ 
keit rechnen müſſe, daß der Staatsanwalt bei dem verhafteten 
Beſchuldigten in unzuläſſiger Weiſe auf ein Geſtändnis hin⸗ 
wirken könne. Die Mehrheit erachtete den Standpunkt der 
Regierungsvertreter doch für richtig und beſchloß, den § 127 a 
wieder zu ſtreichen. Es beſtand aber Einverſtändnis darüber, 
daß eine Vernehmung des verhafteten Beſchuldigten im Ge⸗ 
fängnis durch Organe der Polizei ausgeſchloſſen ſei. 

In 8 139 (Beſtellung eines Verteidigers) war in erſter 
Leſung zu Abſ. 2 beſchloſſen worden, daß in erſter Inſtanz vor 
dem Landgericht dem Beſchuldigten ein Verteidiger zu beſtellen 
ſei, wenn 

1. die ihm zur Laſt gelegte Tat und zwar nicht nur 
wegen Rückfalls ein Verbrechen darſtellt, oder wenn er 
2. wegen Vergehens in Unterſuchungshaft genommen iſt. 


Die Kommiſſion erwog, daß, wenn der innere Grund für 
die Beſtellung eines Verteidigers für einen verhafteten Be⸗ 
ſchuldigten darin zu erblicken ſei, daß der Beſchuldigte infolge 
der Freiheitsentziehung in der Vorbereitung ſeiner Verteidigung 
beſchränkt ſei, dieſer Grund nicht nur bei Vergehen, ſondern 
überall da zutreffe, wenn er in Unterſuchungshaft genommen 
ſei. Es wurden daher zu Ziffer 2 die Worte „wegen Ver⸗ 
gehens“ wieder geſtrichen. 
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Bei 5 141 wurde angeregt, ob nicht auch ein Rechts⸗ 
anwalt, der nicht am Sitze des Gerichts wohnt, zum Verteidiger 
beſtellt werden dürfe; der Fall könne doch ſo liegen, daß dies 
erwünſcht ſei. Die Regierungsvertreter erklärten dieſen Antrag 
für unbedenklich, wenn man die Beſtellung zum Verteidiger 
von der Zuſtimmung dieſes Rechtsanwalts abhängig mache. 
Die Kommiſſion trat dem bei und nahm den § 141 in folgender 
Faſſung an: 

„Zum Verteidiger iſt, unbeſchadet der Vorſchriften 
des § 39 Abſ. 2, 3 der Rechtsanwaltsordnung, ein 
Rechtsanwalt zu beſtellen. 

Die Beſtellung eines nicht am Sitze des Gerichts 
wohnhaften Rechtsanwalts zum Verteidiger iſt nur mit 
deſſen Zuſtimmung zuläſſig.“ 

Zu § 143 wurde, um Zweifel hierüber auszuſchließen, ein 
Zuſatz beſchloſſen, wonach die Beſtellung zum Verteidiger von 
der Staatsanwaltſchaft nicht angefochten werden kann. 

Eine längere Auseinanderſetzung knüpfte ſich wieder an 
den § 147, der von dem Rechte des Verteidigers auf Akten⸗ 
einſicht handelt. Die aus der erſten Leſung wiederholten 
Anträge, dem Verteidiger in jeder Lage des Verfahrens unein⸗ 
geſchränktes Einſichtsrecht zu gewähren, wurden auch dieſes 
Mal wieder abgelehnt; Einverſtändnis beſtand jedoch darüber, 
daß alle Beiakten, die für die Hauptverhandlung als Beweis⸗ 
mittel bezeichnet worden ſeien, dem Verteidiger auf ſeinen An⸗ 
trag zur Einſicht vorgelegt werden müßten, und daß bei der 
Urteilsfällung kein Aktenſtück irgendwie verwertet werden dürfe, 
deſſen Einſicht dem Verteidiger verſagt worden ſei. Es wurde 
daher zu dem Abſ. 1 folgender Zuſatz beſchloſſen: 

„Sobald der Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
geſtellt iſt, darf dem Verteidiger die Einſicht aller dem 
Gericht vorgelegten Akten nicht verſagt werden.“ 

Im übrigen blieb der $ 147 nach der Regierungsvorlage 
unverändert. 

Heiß umſtritten wurde wiederum die Frage, ob das 
Legalitätsprinzip einer Einſchränkung zu unterwerfen ſei 
(S 153). In der erſten Leſung war beſchloſſen worden, 
daß die Staatsanwaltſchaft bei Übertretungen nur dann von 
der Erhebung der Klage abſehen dürfe, wenn das zuſtändige 
Gericht damit einverſtanden ſei und wenn die Verfolgung des 
Verdächtigen durch das öffentliche Intereſſe oder wegen Gering⸗ 
fügigkeit der Verfehlung nicht geboten erſcheine. 

Die Regierungsvertreter wandten ſich vor allem dagegen, 
daß die Nichterhebung der Anklage von der Zuſtimmung des 
Gerichts abhängig ſein ſolle; damit werde das Gericht mit 
einer Aufgabe belaſtet, die ihm fremd ſei, und es werde ihm 
ein Odium aufgebürdet, welches von ihm ferngehalten werden 
müſſe. Dieſe Darlegungen wurden von einem Teil der 
Kommiſſionsmitglieder unterſtützt; von anderer Seite wurde 
gerade in der Zuſtimmung des Gerichts eine Garantie dafür 
erblickt, daß bei der Strafverfolgung und ihrer Unterlaſſung 
von der Staatsanwaltſchaft nicht nach Willkür verfahren werde. 

Die Frage, ob überhaupt der Anklagezwang zu durch⸗ 
brechen ſei, wurde nach langer Debatte für die Übertretungen 
wiederum von der Mehrheit bejaht; das Erfordernis der Zu⸗ 
ſtimmung des Gerichts wurde dagegen wieder beſeitigt und 
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als Vorausſetzung aufgeſtellt, daß die Verfehlung wegen des 
Grades der Verſchuldung und der Folgen der Tat gering⸗ 


fügig ſei. 
Der § 153 erhielt hiernach in zweiter Leſung folgende 
Faſſung: 


„Bei Übertretungen kann die Staatsanwaltſchaft von 
Erhebung der Klage abſehen, wenn die Verfehlung wegen 
des Grades der Verſchuldung und der Folgen der Tat 
geringfügig iſt. Sieht ſie von Erhebung der Klage ab, 
ſo hat ſie den zu benachrichtigen, der die Tat angezeigt 
hatte.“ 

Die Abſ. 2 und 3 blieben nach dem Beſchluß erſter Leſung 
unverändert. 

Der 5 159 (Vermögensbeſchlagnahme gegen einen Ab⸗ 
weſenden) erhielt in ſeinem Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

„Die Vollziehung der Beſchlagnahme ſoll unterbleiben, 
wenn der Beſchuldigte oder ein Dritter genügende 
Sicherheit leiſtet; auf die Sicherheitsleiſtungen finden 
die Beſtimmungen des § 118 Abſ. 1 entſprechende An⸗ 
wendung.“ 

Zu § 160 wurde angeregt, die Beſtimmungen des Straf: 
geſetzbuchs in SS 61 bis 65 über den Strafantrag hierher zu 
übernehmen; dieſe Vorſchriften ſeien prozeſſualer Natur und 
gehörten nicht in das Strafrecht; der jetzige Zuſtand ſei un⸗ 
überſichtlich, indem ein Teil der Vorſchriften über den Straf⸗ 
antrag in der Prozeßordnung, ein anderer Teil im Strafgeſetz⸗ 
buche enthalten ſei. Zu gleicher Zeit wurde beantragt, den 
Vorſchlag des Vorentwurfs für ein neues Strafgeſetzbuch, 
wonach das Straſantragsrecht auf gewiſſe Hinterbliebene des 
Verletzten übergehen ſoll, mit zu übernehmen. 

Die Regierungsvertreter widerſprachen dieſen Anregungen 
auf das entſchiedenſte; die Vorſchriften über den Strafantrag 
ſeien auch materiellrechtlicher Natur, auch ſeien dabei ſo viel 
Schwierigkeiten zu überwinden, daß man dieſe wichtige Frage 
nicht ſo nebenher in der zweiten Leſung erledigen könne. 

Der Antrag wurde abgelehnt, doch wurde im Abſ. 2 noch 
die Vorſchrift aufgenommen, daß das Protokoll über den 
Strafantrag von dem Beamten, der es aufnimmt, zu unter⸗ 
zeichnen ſei. 

Nach § 163 Abſ. 2 Satz 2 hat die Staatsanwaltſchaft, 
wenn ſie einen Antrag des Verdächtigen auf Erhebung von 
Entlaſtungsbeweiſen ablehnt, den Antragſteller unter Angabe 
der Gründe zu beſcheiden. Es wurde darauf hingewieſen, daß 
gegen einen ſolchen Beſchluß der Verdächtige ſich natürlich be⸗ 
ſchweren könne und daß, wenn dies im Laufe des Vorverfahrens 
wiederholt geſchehe, eine Verſchleppung des Verfahrens ein⸗ 
treten könne; es ſei genügend, daß der Verdächtige die Ab⸗ 
lehnungsgründe vor der Stellung des Antrags auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens erſahre. 

Die Kommiſſion trat dem bei und fügte hinter die Worte: 
„den Antragſteller“ die Worte ein: „vor der Stellung des 
Antrags auf Eröffnung des Hauptverfahrens“. 

Von anderer Seite wurde zur Sprache gebracht, daß, 
wenn die Staatsanwaltſchaft eine objektive Behörde ſein ſolle, 
dieſe Stellung dadurch zum Ausdruck gebracht werden müſſe, 
daß ein Staatsanwalt, der in einem in § 15 Ziff. 1 bis 3 
bezeichneten Verhältniſſe ſtehe, ſich der Ausübung ſeines Amtes 
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tunlichſt zu enthalten habe; es ſei z. B. unmöglich, daß ein 
Staatsanwalt in einer Sache fungiere, bei der es ſich um 
einen nahen Angehörigen handle. In Anerkennung dieſes 
Grundſatzes wurde dem § 163 folgender Abſ. 3 hinzugefügt: 
„Befinden ſich Beamte der Staatsanwaltſchaft in einem 
der in § 15 Ziff. 1 bis 3 bezeichneten Verhältniſſe, jo 
ſollen ſie unverzüglich bei dem Vorgeſetzten um Enthebung 
von der Behandlung des Falles nachſuchen und bis zur 
Entſcheidung des Vorgeſetzten nur ſolche Unterſuchungs⸗ 
handlungen vornehmen, die keinen Aufſchub geſtatten.“ 

In 8 176 (Benachrichtigung des Verdächtigen von der 
Einſtellung des Verfahrens) war in der erſten Leſung die 
Vorlage inſoweit erweitert worden, als der Verdächtige auch 
dann zu benachrichtigen iſt, wenn er auf Veranlaſſung der 
Staatsanwaltſchaft von einer Behörde des Polizei⸗ und 
Sicherheitsdienſtes vernommen worden iſt. Heute wieſen die 
Regierungsvertreter darauf hin, daß man durch dieſe Vorſchrift 
diejenigen benachteilige, die zwar von der Polizei, aber nicht 
auf Veranlaſſung der Staatsanwaltſchaft vernommen worden 
ſeien. Zu einer verſchiedenartigen Behandlung dieſer Perſonen 
liege kein genügender Grund vor; es gehe auch nicht etwa an, 
den Benachrichtigungszwang auf alle, von der Polizei Ver⸗ 
nommenen auszudehnen, dies würde eine ungeheure Vermehrung 
des Schreibwerks bedeuten, es bleibe daher nichts anderes 
übrig, als die Vorlage wiederherzuſtellen. 

Die Kommiſſion ſchloß ſich dem an und beſchloß die Worte: 
„oder auf ihre Veranlaſſung von einer Behörde des Polizei⸗ 
und Sicherheitsdienſtes“ wieder zu ſtreichen, ſo daß der Ver⸗ 
dächtige nunmehr nur dann zu benachrichtigen iſt, wenn er als 
ſolcher vom Richter oder von der Staatsanwaltſchaft vernommen, 
oder wenn gegen ihn eine Durchſuchung oder Beſchlagnahme 
vorgenommen war. 

Zu § 177 Abſ. 4 wurde ein Zuſatz beſchloſſen, wonach 
vor der Entſcheidung über den Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung die Staatsanwaltſchaft zu hören iſt. Dieſer Zuſatz 
iſt deshalb erforderlich geworden, weil in § 26 die allgemeine 
Vorſchrift, daß die Staatsanwaltſchaft vor allen Entſcheidungen 
zu hören ſei, geſtrichen worden iſt. 

Als S 181 a wurde folgende neue Vorſchrift eingeſtellt: 
„Iſt bei einem von der Staatsanwaltſchaft eingeſtellten 
Ermittlungsverfabren die Verpflichtung der Staatskaſſe 
zur Entſchädigung des Beſchuldigten für erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft feſtgeſtellt worden, ſo kann die Eröffnung 
einer Unterſuchung nur auf Grund neuer Tatſachen oder 
Beweismittel beantragt werden.“ 

Die Vorſchrift iſt deshalb erforderlich, weil nach den 
Beſchlüſſen erſter Leſung zum Einführungsgeſetz die Ent⸗ 
ſchädigungspflicht für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft auf 
diejenigen ausgedehnt worden iſt, die ſchon im Ermittlungs⸗ 
verfahren außer Verfolgung geſetzt worden ſind. 

Bei $ 182 wurde die Frage wieder aufgerollt, in welchem 
Umfange die Vorunterſuchung obligatoriſch ſein ſolle. In erſter 
Leſung war gegen den Widerſpruch der Regierungsvertreter die 
notwendige Vorunterſuchung auf die zur Zuſtändigkeit der Land⸗ 
gerichte gehörigen Verbrechen ausgedehnt worden, mit Ausnahme 
der Rückfallsverbrechen. Der Staatsſekretär bezeichnete dieſe 
Ausdehnung als unannehmbar; es komme nicht nee! darauf 
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an, in welche Kategorie eine Straftat einzureihen ſei, denn auch 
ein Verbrechen könnte ſehr einfach liegen, wenn z. B. ein 
Geſtändnis vorliege; entſcheidend dürfe nur fein, ob die Sache 
ſo verwickelt ſei, daß ihre Aufklärung durch eine Vorunterſuchung 
geboten erſcheine. 

Nach lebhafter Debatte wurde auch hier der Beſchluß 
erſter Leſung beſeitigt und die Vorlage wiederhergeſtellt, ſo daß 
nunmehr die Vorunterſuchung in Schwurgerichts⸗ und Reichs⸗ 
gerichtsſachen notwendig, in Landgerichtsſachen fakultativ und 
in Amtsgerichtsſachen unzuläſſig iſt. Die ſogenannten Über: 
weiſungsdelikte gelten wie bisher als Landgerichtsſachen. 

Der Schlußſatz des 8 195 Abſ. 2 wurde wie folgt gefaßt: 
„Aus der Anklageſchrift ſoll hervorgehen, auf welche 
Tatſachen ſich die einzelnen Beweismittel beziehen.“ 

Die Vorſchrift, daß mit der Anklageſchrift dem Be⸗ 
ſchuldigten eine Friſt geſetzt werden muß, innerhalb deren er 
Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens er⸗ 
heben oder Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung be⸗ 
antragen oder die Eröffnung oder Ergänzung der Vorunter⸗ 
ſuchung verlangen kann, (ſogenanntes Zwiſchenverfahren) iſt in 
erſter Leſung von der Kommiſſion auf alle zur Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte gehörigen Sachen ausgedehnt worden. Dieſer 
Beſchluß wurde von den Regierungsvertretern und auch aus 
der Kommiſſion heraus lebhaft bekämpft; es wurde namentlich 
geltend gemacht, daß er in den ſog. Amtsgerichtsſachen lediglich 
auf eine Verſchleppung hinauslaufen werde; ganz unerträglich 
ſei die Neuerung hinſichtlich der Übertretungen. 

Die Kommiſſion konnte ſich diesmal nicht davon über⸗ 
zeugen, daß hinſichtlich des Zwiſchenverfahrens die Gleichſtellung 
der Amtsgerichtsſachen mit den übrigen Vergehen und Ver⸗ 
brechen geboten ſei; ſie erkannte vielmehr an, daß bei gering⸗ 
fügigen Delikten ein ſolches Verfahren überflöſſig ſei, und 
beſchloß, den in erſter Leſung eingefügten $ 195a wieder zu 
ſtreichen, wodurch die SS 203 Abſ. 2 und 3 und 213 Abſ. 1 
des Entwurfs, die in jedem Paragraphen hineingearbeitet 
worden ſind, wieder zur Geltung kommen. 

Die Schlußworte des § 199: 

„oder doch nicht zu erwarten iſt, daß er in der Haupt⸗ 
verhandlung überführt werde“ 

wurden erſetzt durch die Worte: 
„oder nicht zu erwarten iſt, daß ſeine Verurteilung er⸗ 
folgen werde“. 

Was die Friſt betrifft, die der Beſchuldigte für die Er⸗ 
hebung von Einwendungen hat ($ 203 Abſ. 3), fo wurde 
folgendes beſchloſſen: 

„Die Friſt ſoll in der Regel auf eine Woche, mindeſtens 
aber auf drei Tage bemeſſen werden; mit Zuſtimmung 
des Angeklagten kann die Friſt bis auf einen Tag 
gekürzt werden. Sie iſt auch dem Verteidiger mit⸗ 
zuteilen. Hat der Angeklagte keinen Verteidiger, ſo ſoll er 
im Falle des $ 139 Abſ. 2 darauf hingewieſen werden, 
daß er innerhalb derſelben Friſt die Beſtellung eines 
ſolchen verlangen kann. 
Bei 8 212 wurde beklagt, daß mitunter gegen den aus⸗ 
gebliebenen Angeklagten die Vorführung oder Verhaftung 
beſchloſſen werde, obwohl der Angeklagte keineswegs aus 
böſem Willen, ſondern nur deshalb ausgeblieben ſei, weil er 
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nicht die Mittel zur Reiſe gehabt habe. Während für Zeugen 
die Vorſchrift beſtehe, daß ihnen ein Vorſchuß bewilligt werden 
könne, fehle eine entſprechende Beſtimmung für den Angeklagten. 
In Übereinſtimmung mit der Regierung wurde daher dem 8 212 
folgender Abſ. 3 zugefügt: 
„Mittelloſen Angeklagten kann bei großer Entfernung 
des Wohnorts auf ihren Antrag die Reiſe zum Gericht 
durch Gewährung einer Fahrkarte ermöglicht werden.“ 

Wird der Angeklagte rechtskräftig verurteilt, ſo ſind die 
Reiſekoſten ſelbſtverſtändlich in die Koſtenrechnung aufzunehmen, 
während im Falle der Freiſprechung eine Erſtattung durch den 
Angeklagten nicht in Betracht kommt. 

In 8 214 Abſ. 2 wurde zur Klarſtellung noch die Vor⸗ 
ſchrift aufgenommen, daß die Anklageſchrift in die öffentliche 
Ladung nicht aufzunehmen ſei, da dies für die Beteiligten unter 
Umſtänden, z. B. bei Sittlichkeitsdelikten, außerordentlich nach⸗ 
teilig fein könne. 

Die Ladungsfriſt des §S 215 wurde bei Übertretungen auf 
mindeſtens drei Tage ermäßigt. 

In die 88 219, 220 (kommiſſariſche Vernehmungen des 
Angeklagten und der Zeugen) wurde in Verfolgung des zu § 26 
gefaßten Beſchluſſes ebenfalls die Vorſchrift aufgenommen, daß 
vor der Entſcheidung des Gerichts die Staatsanwaltſchaft zu 
hören iſt, wenn durch die Verzögerung kein Nachteil für die 
Sache entſteht. 

Die Frage, wie weit vor dem erkennenden Gericht die 
Beweisaufnahme auszudehnen ſei, führte auch in zweiter Leſung 
zu einer ſtundenlangen Ausſprache. 

Die Beſchlüſſe der erſten Leſung wurden von verſchiedenen 
Seiten als eine bedeutende Verſchlechterung des Entwurfs und 
des geltenden Rechts bezeichnet; beſonders wurde die Be⸗ 
ſtimmung angefochten, wonach ein Beweisantrag bei Offen⸗ 
kundigkeit und auch dann abgelehnt werden könne, wenn das 
Beweismittel „ungeeignet“ ſei. Die zu dieſen beiden Fragen 
ergangene Rechtſprechung des Reichsgerichts wurde lebhaft 
kritiſiert. Als ganz unannehmbar wurde der Abſ. 3 des Be⸗ 
ſchluſſes erſter Leſung bezeichnet, nach welchem vor allen Ge⸗ 
richten ein herbeigeſchafftes Beweismittel dann nicht erhoben 
zu werden braucht, wenn die Tatſache, die der Antragſteller 
beweiſen will, für die Entſcheidung ohne Bedeutung iſt. Dies 
ſei die Kardinalfrage, um welche es ſich bei der ganzen Straf⸗ 
prozeßordnung handle; werde das geltende Recht auch nur zum 
Teil verkümmert, ſo ſei die ganze Reform ſo gut wie wertlos. 

Von anderer Seite wurde es bemängelt, daß der Ent⸗ 
wurf und der Beſchluß erſter Leſung dem Privatklageverfahren 
keine Sonderſtellung einräume, wie es das geltende Recht tue. 
In dieſen Sachen müſſe das Gericht in der Erhebung von 
Beweiſen unbedingt freie Hand haben, um weitſchweifigen und 
nicht zur Sache gehörigen Wahrheitsbeweiſen entgegenzutreten; 
nach Aufhebung des bisherigen § 380, der die Reviſion auf 
Verſtöße gegen das materielle Recht beſchränkt habe, werde das 
Bedürfnis hierzu ganz beſonders fühlbar, wenn man nicht aus 
der Ablehnung von Beweisanträgen neue zahlloſe Reviſionen 
herleiten wolle. 

Schließlich einigte man ſich dahin, bei der Ablehnung von 
Beweisanträgen den Fall auszuſcheiden, daß das Beweismittel 
„ungeeignet“ iſt, bezüglich der herbeigeſchafften Beweismittel 
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das geltende Recht aufrechtzuerhalten und zwar auch inſoweit, 
als bei Übertretungen und im Privatklageverfahren dem Gericht 
eine freiere Stellung eingeräumt iſt. Der § 232 wurde hierauf 
in folgender Faſſung angenommen: 

„Die Beweisaufnahme iſt von Amts wegen auf alle 
Tatſachen zu erſtrecken, die für die Entſcheidung von 
Bedeutung find. 

Beantragt ein Prozeßbeteiligter die Erhebung eines 
Beweiſes, ſo kann ſie das Gericht nur ablehnen, weil 
wegen Offenkundigkeit ſich jede Beweiserhebung erübrigt, 
weil die Tatſache, die der Antragſteller beweiſen will, 
für die Entſcheidung ohne Bedeutung oder ſchon erwieſen 
oder weil das Beweismittel unerreichbar iſt. Im Be⸗ 
ſchluß iſt anzugeben, weshalb einer dieſer Gründe zutrifft. 

Iſt ein Beweismittel zur Verhandlung herbeigeſchafft, 
ſo kann der Antrag nicht abgelehnt werden; von der 
Erhebung einzelner Beweiſe kann jedoch abgeſehen werden, 
wenn die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte hiermit 
einverſtanden find. 

In der Verhandlung vor den Amtsgerichten und Land⸗ 
gerichten, ſofern die Verhandlung eine Übertretung betrifft 
oder auf erhobene Privatklage erfolgt, beſtimmt das Gericht 
den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei durch An⸗ 
träge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 

Die Vorſchriften der 88 71, 83 bleiben unberührt.“ 

Als $ 249 a lag folgender Antrag vor: 

„Bei der Erörterung von perſönlichen, häuslichen und 
Familienverhältniſſen kann das Gericht die Offentlichkeit 
ganz oder teilweiſe ausſchließen, wenn dieſe außerhalb 
des Zweckes des Strafverfahrens liegenden Härten mit 
ſich bringen würde und ein öffentliches Intereſſe nicht 
entgegenſteht.“ 

Der Antragſteller führte aus, daß verſchiedene große Sen⸗ 
ſationsprozeſſe den Beweis geliefert hätten, daß der Ausſchluß 
der Offemlichkeit wegen Gefährdung der Sittlichkeit nicht immer 
ausreichend ſei; namentlich bei Beleidigungen und Erpreſſungen 
kämen häufig Verhältniſſe zur Sprache, die in keiner Weiſe 
für die Offentlichkeit beſtimmt und für ſie von Intereſſe ſeien, 
deren Bekanntgabe aber für den Betroffenen vielfach direkt 
ruinös ſei. 

Die Regierungsvertreter erklärten ihre Sympathie mit 
dem Antrag, namentlich nachdem ein ähnlicher Vorſchlag bei 
§ 172 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes wider Erwarten mit 
Stimmengleichheit abgelehnt worden ſei; die Faſſung der ein⸗ 
zelnen Begriffsmerkmale bedürfe allerdings noch einer genauen 
Nachprüfung. Obwohl eine Minderheit ſchwere Bedenken gegen 
die Beſchränkung der Offentlichkeit ausſprach und die Faſſung 
des Antrags im einzelnen bemängelte, wurde dieſer an⸗ 
genommen. 

Der Abſ. 2 des § 254 wurde in Verfolgung des zu § 46 
gefaßten Beſchluſſes wieder geſtrichen. Maßgebend war hierbei 
auch die Erwägung, daß es einen Eingriff in die freie richter⸗ 
liche Beweiserhebung bedeuten würde, wenn man dem 
Gericht direkt vorſchreiben wolle, wie es bei Verweigerung 
der Genehmigung zur Vernehmung eines Beamten ent⸗ 
ſcheiden ſolle. G. 
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Internationale Konferenz zur Vereinheitlichung 
des Wechſelrechts. 


Die Konferenz, die von der deutſchen und der italieniſchen 
Regierung vorgeſchlagen und von der niederländiſchen Regierung 
einberufen worden war, iſt im Haag am 23. Juni 1910 zu⸗ 
ſammengetreten. An der Konferenz haben Delegierte von 
32 Staaten, darunter ſämtliche Großſtaaten, teilgenommen. In 
einer Reihe von Sitzungen, die in der Zeit vom 23. Juni bis 
25. Juli 1910 ſtattgefunden haben, hat die Konferenz die 
Vorentwürfe eines Abkommens und eines einheitlichen Geſetzes 
feſtgeſtellt, die den beteiligten Regierungen unterbreitet ſind. 
Wir drucken im nachſtehenden die beiden Vorentwürfe ſowie den 
deutſchen Entwurf eines einheitlichen Geſetzes ab (vgl. Reichs⸗ 
anzeiger vom 27. Oktober 1910). 


Vorentwurf eines Abkommens zur Vereinheitlichung 
des Wechſelrechts. 


1.) Die Vertragsſtaaten verpflichten ſich, in ihren Gebieten das an⸗ 
liegende Geſetz über den gezogenen und den eigenen Wechſel im Urtext 
oder in ihren Landesſprachen einzuführen, dergeſtalt, daß es gleich⸗ 
zeitig mit dieſem Abkommen in Kraft tritt. 

Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich auf die Kolonien, Beſitzungen 
und Protektorate, ſowie auf die Konſulargerichtsbezirke der Vertrags: 
finden. inſoweit, als dort die Geſetze der Stammländer Anwendung 

nden. 

2. Abweichend vom Artikel 1 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes kann jeder 
Vertragsſtaat vorſchreiben, daß die in feinem Gebiet ausgeſtellten 
Wechſel, die nicht die Bezeichnung als „Wechſel“ enthalten, gültig 
find, wenn ſie ausdrücklich an Order lauten. 

3. Abweichend vom Artikel 3 Abſ. 4 des Geſetzes kann jeder Ber: 
tragsſtaat vorſchreiben, daß ein Inhaberwechſel in ſeinem Gebiet als 
nichtig anzuſehen iſt, wenn er dort ausgeſtellt, angenommen oder mit 
einem Aval verſehen worden oder wenn er dort zahlbar iſt. 

4. Jeder Vertragsſtaat kann abweichend vom Artikel 19 des Ge⸗ 
ſetzes vorſchreiben, daß für ein in ſeinem Gebiete vollzogenes In⸗ 
doſſament der eine Verpfändung enthaltende Vermerk als nicht ge⸗ 
ſchrieben gilt. 

In dieſem Falle iſt der Vermerk auch von den anderen Staaten 
als nicht geſchrieben anzuſehen. 

5. Abweichend vom Artikel 36 Abſ. 1 des Geſetzes kann jeder Ver⸗ 
tragsſtaat vorſchreiben, daß zur Sicherung einer in ſeinem Gebiet 
eingegangenen Wechſelverpflichtung ein Aval in dieſem Gebiete durch 
eine beſondere, den Ort ihrer Errichtung bezeichnende Urkunde gegeben 
werden kann. 

6. In Ergänzung des Artikel 38 Abſ. 1 des Geſetzes kann jeder 
Vertragsſtaat Wechſel, die auf einer Meſſe in ſeinem Gebiete zahlbar 
ſind, zulaſſen und den Zeitpunkt ihres Verfalls feſtſetzen. 

Solche Wechſel ſind von den anderen Staaten als gültig an⸗ 
zuerkennen. 

7. Jeder Vertragsſtaat kann den Artikel 47 des Geſetzes dahin 
ergänzen, daß der Inhaber eines in dem Gebiete dieſes Staates 
zahlbaren Wechſels verpflichtet iſt, ihn am Verfalltage ſelbſt vor⸗ 
zulegen; doch darf die Nichterfüllung dieſer Verpflichtung nur einen 
Anſpruch auf Schadenserſatz zur Folge haben. 

Die anderen Staaten können die Bedingungen feſtſetzen, unter 
denen ſie eine ſolche Verpflichtung anerkennen werden. 

8. Abweichend vom Artikel 48 Abſ. 2 des Geſetzes kann jeder 
Vertragsftaat dem Inhaber geſtatten, in ſeinem Gebiet eine Teil: 
zahlung zurückzuweiſen, wenn ihm nicht die Zahlung an ſeinem 
Wohnſitz oder nach dem Proteſt angeboten wird. 

Ein ſolches dem Inhaber eingeräumtes Recht muß von den 
anderen Staaten anerkannt werden. 

9. Abweichend vom Artikel 52 des Geſetzes kann jeder Vertrags⸗ 
ſtaat vorſchreiben, daß ein in ſeinem Gebiete zu erhebender Proteſt 
mit Zuſtimmung des Inhabers durch eine datierte und auf den 
Wechſel geſchriebene Erklärung erſetzt werden darf, die von dem Be⸗ 
zogenen zu unterzeichnen und innerhalb der Proteſtfriſt in ein öffent⸗ 
liches Regiſter einzutragen iſt. 

Eine ſolche Erklärung iſt von den anderen Staaten anzuerkennen. 
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10. Jeder Vertragsſtaat kann vorſchreiben, daß die im Artikel 55 
Abſ. 3 des Geſetzes vorgeſehene Benachrichtigung von der Nichtzahlung 
durch den mit der Proteſterhebung betrauten öffentlichen Beamten 
erfolgen darf. 

11. Jeder Vertragsſtaat kann vorſchreiben, daß für Wechſel, deren 
Akzeptant in ſeinem Gebiete wohnt, Fälle, in denen die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit amtlich feſtgeſtellt iſt, den im Artikel 62 Abſ. 1 des 
Geſetzes vorgeſehenen Fällen gleichgeſtellt werden. 


Die Wirkungen einer ſolchen Gleichſtellung ſind von den anderen 
Staaten anzuerkennen. 


12. Jeder Vertragsſtaat kann beſtimmen, daß in den Fällen des 
Regreßverluſtes oder der Verjährung in ſeinem Gebiet ein Anſpruch 
gegen den Ausſteller beſtehen bleibt, der keine Deckung geleiſtet oder 
ſich ungerechtfertigt bereichert hat. Die gleiche Befugnis beſteht im 
Falle der Verjährung in Anſehung des Akzeptanten, der Deckung er⸗ 
halten oder ſich ungerechtfertigt bereichert hat. 

Die Frage, ob der Ausſteller verpflichtet iſt, bei Verfall für 
Deckung zu ſorgen, und ob der Inhaber beſondere Rechte auf dieſe 
Deckung hat, wird durch das Geſetz und dieſes Abkommen nicht berührt. 


13. In Ergänzung der Artikel 80, 81 des Geſetzes kann jeder 


Vertragsſtaat für den Fall des Verluſtes eines in ſeinem Gebiete 


zahlbaren Wechſels die Bedingungen, unter denen die Zahlung des 
Wechſels gegen Sicherheit auf Grund einer gerichtlichen Entſcheidung 
verlangt werden darf, ſeſtſetzen oder ein Verfahren zur Kraftlos⸗ 
erklärung des verlorenen Wechſels einführen. 

Die anderen Staaten können die Bedingungen feſtſetzen, unter 


denen ſie die gemäß dem vorſtehenden Abſatz ergangenen gerichtlichen 
Entſcheidungen anerkennen werden. 


14. Jeder Vertragsſtaat kann vorſchreiben, daß Fälle, in denen der 
Indoſſant in Verzug geſetzt wird, der im Artikel 82 Abſ. 3, 5 des 
Geſetzes vorgeſehenen Erhebung der Klage gegen den Indoſſanten 
gleichgeſtellt werden. 

Ebenſo kann er in Ergänzung des Artikel 82 die Gründe für 
die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung der in ſeinem 
Gebiete geltend zu machenden wechſelmäßigen Anſprüche beſtimmen. 

Die anderen Staaten behalten ſich vor, die Bedingungen feſt⸗ 
zuſetzen, unter denen ſie die Wirkungen einer außerhalb ihres Gebiets 
gemäß Artikel 82 Abſ. 3, 5 erhobenen Klage oder eines ihr nach 
Abſ. 1 dieſes Artikels gleichgeſtellten Ereigniſſes anerkennen werden. 
Das gleiche gilt von den im vorſtehenden Abſatze vorgeſehenen 
Gründen für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung. 
15. Jeder Vertragsſtaat kann die von einem ſeiner Angehörigen ein⸗ 
gegangene Wechſelverpflichtung als ungültig behandeln, wenn ſie im 
Gebiete der anderen Vertragsſtaaten nur in Anwendung von Artikel 83 
Abſ. 2 des Geſetzes als gültig angeſehen wird. 


16. Die Vertragsſtaaten dürfen von der Beobachtung einer Stempel⸗ 
vorſchrift die Gültigkeit von Wechſelverpflichtungen oder die Geltend⸗ 
machung der ſich daraus ergebenden Anſprüche nicht abhängig machen. 

Doch können ſie die Geltendmachung dieſer Anſprüche bis zur 
Zahlung der vorgeſchriebenen Stempelbeträge ausſchließen. 


17. Die Vertragsſtaaten behalten ſich vor, die nach dieſem Ab⸗ 
kommen oder dem Geſetze maßgebenden Grundſätze des internationalen 
Privatrechts nicht zur Anwendung zu bringen, ſoweit es ſich handelt: 
i 1. um eine außerhalb des Gebiets der Vertragsſtaaten ein⸗ 
gegangene Wechſelverpflichtung; 
2. um ein nach dieſen Grundſätzen anzuwendendes Geſetz, 
welches nicht das Geſetz eines Vertragsſtaats iſt. 
18. Die Beſtimungen der Artikel 2, 4 bis 10, 13 bis 17 über den 
Wechſel gelten auch für den eigenen Wechſel. 
Das gleiche gilt für den Artikel 12 in Anſehung der Beſtimmung 
über die Bereicherung des Ausſtellers. 
19. Dieſes Abkommen und das Geſetz laſſen die Regeln unberührt, 
die in den einzelnen Ländern für Schecks und für Orderpapiere im 
allgemeinen gelten. Die Vertragsſtaaten behalten ſich volle Freiheit 
vor, zu beſtimmen, inwieweit die Vorſchriften des Geſetzes hierauf 
Anwendung finden ſollen. 
20. Die Vertragsſtaaten werden dafür Sorge tragen, daß die Reiben: 
ſolge und, ſoweit möglich, auch die Nummern der Artikel des Geſetzes 
durch Einführung der Abänderungen und Ergänzungen, zu denen ſie 
nach den vorſtehenden Artikeln berechtigt ſind, nicht geändert werden. 


21. Die Vertragsſtaaten werden der Regierung der Niederlande alle 
Vorſchriften mitteilen, die ſie auf Grund dieſes Abkommens oder zur 
Ausführung des Geſetzes erlaſſen werden. 

Ebenſo werden die Staaten der genannten Regierung die Ausdrücke 
mitteilen, die in den in ihren Gebieten geltenden Sprachen der Be⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— nn — . — 


— 


M20. 1910. 


zeichnung „gezogener“ und „eigener Wechſel“ entſprechen. Soweit es 
ſich dabei um die gleiche Sprache handelt, werden die beteiligten Staaten 
ſich möglichſt über die Wahl eines und desſelben Ausdrucks verſtändigen. 

Die Staaten werden der genannten Regierung ferner ein Xer: 
zeichnis der geſetzlichen Feiertage ſowie der anderen Tage übermitteln, 
an denen in ihren Ländern Zahlung nicht gefordert werden kann. 

Die Regierung der Niederlande wird die ihr auf Grund der 
vorſtehenden Abſätze gemachten Mitteilungen unverzüglich zur Kenntnie 
aller anderen Verſtragsſtaaten bringen. 

22. Dieſes Abkommen ſoll möglichſt bald ratifiziert werden. 

Die Ratifikationsurkunden ſollen im Haag hinterlegt werden. 

Die erſte Hinterlegung von Ratifikationsurkunden wird durch ein 
Protokoll feſtgeſtellt, das von den Vertretern der daran teilnehmenden 
Staaten und von dem Niederländiſchen Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten unterzeichnet wird. 

Die ſpäteren Hinterlegungen von Ratifikationsurkunden erfolgen 
mittels einer ſchriftlichen, an die Regierung der Niederlande gerichteten 
Anzeige, der die Ratifikationsurkunde beizufügen iſt. 

Beglaubigte Abſchrift des Protokolls über die erſte Hinterlegung 

von Ratifikationsurkunden, der im vorſtehenden Abſatz erwähnten 
Anzeigen ſowie der ihnen beigefügten Ratifikationsurkunden wird durch 
die Regierung der Niederlande den Staaten, die dieſes Abkommen 
unterzeichnet haben oder ihm ſpäter beigetreten ſind, auf diplomatiſchem 
Wege unverzüglich mitgeteilt werden. In den Fällen des vor: 
ſtehenden Abſatzes wird die bezeichnete Regierung ihnen zugleich 
bekanntgeben, an welchem Tage ſie die Anzeige erhalten hat. 
23. Die Staaten, die dieſeg Abkommen nicht unterzeichnet haben, 
können ihm ſpäter beitreten, auch wenn ſie auf der Haager Inter⸗ 
nationalen Konferenz zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts nicht 
vertreten waren. 

Der Staat, der beizutreten wünſcht, hat ſeine Abſicht der Regie⸗ 
rung der Niederlande ſchriftlich anzuzeigen und ihr dabei die Beitritts⸗ 
urkunde zu überſenden, die im Archive der bezeichneten Regierung 
hinterlegt werden wird. 

Die Regierung der Niederlande wird unverzüglich allen Staaten, 
die das Abkommen unterzeichnet haben oder ihm ſpäter beigetreten 
find, beglaubigte Abſchrift der Anzeige wie der Beitrittsurkunde über: 
ſenden und zugleich angeben, an welchem Tage fie die Anzeige er: 
halten hat. 

24. Dieſes Abkommen wird wirkſam für die Staaten, die an der 
erſten Hinterlegung von Ratifikationsurkunden teilgenommen haben, 
ſechs Monate nach dem Tage, an dem das Protokoll über dieſe 
Hinterlegung aufgenommen iſt, und für die ſpäter ratifizierenden oder 
beitretenden Staaten ſechs Monate, nachdem die Regierung der 
Niederlande die im Artikel 22 Abſ. 4 und im Artikel 23 Abſ. 2 vor⸗ 
geſehenen Anzeigen erhalten hat. 

25. Sollte einer der Vertragsſtaaten dieſes Abkommen kündigen 
wollen, ſo ſoll die Kündigung ſchriftlich der Regierung der Niederlande 
erklärt werden, die unverzüglich beglaubigte Abſchrift der Erklärung 
allen anderen Staaten mitteilt und ihnen zugleich befanntgibt, an 
welchem Tage ſie die Erklärung erhalten hat. 

Die Kündigung, die erſt nach einer Friſt von fünf Jahren ſeit 
dem Tage der erſten Hinterlegung von Ratifikationsurkunden erfolgen 
kann, ſoll nur in Anſehung des Staates wirkſam ſein, der ſie erklärt 
hat, und erſt ein Jahr, nachdem die Erklärung bei der Regierung der 
Niederlande eingegangen iſt. 

26. Nach einer Friſt von drei Jahren ſeit der erſten Hinterlegung 
von Ratifikationsurkunden können fünf Vertragsſtaaten an die Regie: 
rung der Niederlande ein begründetes Erſuchen um Einberufung einer 
Konferenz richten, welche die Frage zu prüfen haben würde, ob Zuſätze 


oder Abänderungen in das Geſetz oder dieſes Abkommen einzuführen 
ſein möchten. 


Vorentwurf eines einheitlichen Geſetzes über den gezogenen 
und den eigenen Wechſel. 


Aapitel 1. 
Ausſtellung und Form des gezogenen Wechſels. 
Der gezogene Wechſel muß enthalten: 
1. die Bezeichnung als Wechſel. 1) Dieſe Bezeichnung muß 
s im Texte der Urkunde und in deren Sprache erfolgen; 


i N Anweiſung, eine beſtimmte Geldſumme zu 
zahlen; 


1. 


1) Vgl. Abkommen Artikel 2. 


39. Jahrgang 


den Namen deſſen, der zahlen ſoll; 

die Angabe der Verfallzeit; 

die Angabe des Zahlungsorts; ö 

den Namen deſſen, an den gezahlt werden ſoll; 

die Angabe des Ortes und des Datums der Ausſtellung; 
. die Unterſchrift des Ausſtellers. 

Der Wechſel kann von einem Orte auf einen anderen oder auf 
denſelben Ort gezogen werden. Er braucht eine Angabe über den 
geleiſteten Gegenwert nicht zu enthalten. 

2. Eine Urkunde, der eines der im Artikel 1 bezeichneten Er⸗ 
forderniſſe fehlt, gilt, abgeſehen von den in dem folgenden Abſatz 
aufgeführten Fällen, nicht als Wechſel. 

Ein Wechſel, deſſen Verfallzeit nicht angegeben iſt, gilt als 
Sichtwechſel; ein Wechſel ohne Angabe des Zahlungsorts gilt als 
zahlbar am Wohnſitze des Bezogenen, vorausgeſetzt, daß dieſer Wohn⸗ 
ſitz ausdrücklich im Wechſel angegeben iſt oder ſonſt aus deſſen Inhalt 
ſicher entnommen werden kann; ein Wechſel ohne Angabe des Aus: 
ſtellungsorts gilt unter der gleichen Vorausſetzung als am Wohnorte 
des Ausſtellers ausgeſtellt. 

3. Der Wechſel kann an die Order des Ausſtellers lauten. 

Der Wechſel kann auf den Ausſteller ſelbſt gezogen werden 
lautet jedoch in dieſem Falle der Wechſel an die Order des Aus: 
ſtellers, ſo iſt er ungültig. | 

Der Wechſel kann für Rechnung eines Dritten gezogen werden. 

Der Wechſel kann an den Inhaber zahlbar geſtellt werden.“) 

4. Mit Ausnahme der Inhaberwechſel kann jeder Wechſel durch 
Indoſſament übertragen werden, auch wenn er nicht ausdrücklich an 
Order lautet. 

Der Ausſteller kann im Wechſel durch die Worte: „nicht an 
Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck die Übertragung 
unterſagen. In dieſem Falle kann der Wechſel nur in der Form 
und mit der Wirkung einer gewöhnlichen Abtretung übertragen werden. 
5. Der Wechſel kann am Wohnorte des Bezogenen bei einem 
Dritten zahlbar geſtellt werden; es kann auch ein von dieſem Orte 
verſchiedener Zahlungsort angegeben werden. 

Inm Wechſel kann eine Perſon angegeben werden, die im Not: 
falle den Wechſel bezahlen ſoll; es kann auch ausdrücklich eine Perſon 
bezeichnet werden, die den Wechſel im Notfall annehmen ſoll. 

6. In einem bei Sicht oder eine beſtimmte Zeit nach Sicht zahl⸗ 
baren Wechſel kann der Ausſteller beſtimmen, daß Zinſen von der 
Wechſelſumme zu entrichten ſind. Bei anderen Wechſeln gilt der 
Zinsvermerk als nicht geſchrieben. 

Der Zinsfuß iſt im Wechſel anzugeben. Fehlt dieſe Angabe, ſo 
beträgt der Zinsfuß ſünf vom Hundert. 

Die Zinſen laufen, mangels anderer Beſtimmung, vom Tage 
der Ausſtellung des Wechſels. 

7. Iſt die Wechſelſumme in Buchſtaben und in Ziffern ausgedrückt, 
fo gilt der Wechsel für die in Buchſtaben ausgedrückte umme. 

Iſt die Summe mehrmals in Buchſtaben oder mehrmals in 
Ziffern ausgedrückt, ſo gilt der Wechſel für die geringere Summe. 

8. Wenn ein Wechſel Unterſchriften von Perſonen trägt, die eine 
Wechſelverbindlichkeit nicht eingehen können, ſo hat dies auf die 
Gültigkeit der übrigen Wechſelverpflichtungen keinen Einfluß. 

9. Wer auf einen Wechſel eine Unterſchrift als Vertreter eines 
anderen ſetzt, haftet perſönlich, wenn ihm die Vertretungsmacht gefehlt 
oder wenn er ſeine Befugniſſe überſchritten hat. | 
10. Der Ausſteller haftet für die Annahme und die Zahlung des 
Wechſels. 

Jeder Vermerk, durch den er die Haftung für die Zahlung ab: 
lehnt, gilt als nicht geſchrieben. 

Er kann den Vermerk: „ohne Koſten“ hinzufügen. 


Kapitel II. 
Indoſſament. 


11. Das Indoſſament muß auf den Wechſel, ein mit dem Wechſel 
verbundenes Blatt (Allonge) oder eine Kopie geſchrieben und vom 
Indoſſanten unterſchrieben werden. | 

Das Indoſſament ift gültig, auch wenn der Indoſſatar nicht 
bezeichnet iſt oder der Indoſſant ſich darauf beſchränkt, ſeine Unter⸗ 
ſchrift auf die Rückſeite des Wechſels oder einer Kopie oder auf eine 
Allonge zu ſetzen (Blankoindoſſament). | 

Der Wechſel kann auch an den Bezogenen, gleichviel ob er den 
Wechſel angenommen hat oder nicht, an einen früheren Indoſſanten, 
an den Ausſteller oder an eine Perſon, welche die wechſelmäßige 
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Haftung für einen der Genannten übernommen hat, indoſſiert werden. 
Er kann von dieſen Perſonen weiter indoſſiert werden. 

12. Das Indoſſament eines Inhaberwechſels gilt nur als Aval für 
den Ausſteller. N 

Das Indoſſament an den Inhaber, das auf einen anderen 
Wechſel geſetzt wird, iſt ungültig. 

Ein Teilindoſſament iſt ungültig. 

Dem Indoſſamente hinzugefügte Bedingungen gelten als nicht 
geſchrieben. | 
13. Durch das Indoſſament gehen alle Rechte aus dem Wechſel auf 
den Inhaber über. 

Der Indoſſant haftet mangels eines entgegengeſetzten Vermerks 
für deſſen Annahme und Zahlung. | | 
14. Iſt der Wechſel mit einem Blankoindoſſamente verſehen, jo kann 
der Inhaber 

1. das Indoſſament mit ſeinem Namen ausfüllen; 
2. das Indoſſament mit dem Namen einer anderen Perſon 
ausfüllen; 
3. den Wechſel an einen Dritten weiterbegeben, ohne ihn zu 
indoſſieren und ohne das Blankoindoſſament auszufüllen; 
4. den Wechſel durch ein Blankoindoſſament oder auf den 
Namen einer anderen Perſon weiter indoſſieren. 
15. In dem Idoſſament kann eine Perſon bezeichnet werden, die im 
Notfalle den Wechſel bezahlen ſoll. 

In dem Indoſſament kann die Haftung für die Zahlung aus— 
geſchloſſen werden, es ſei denn, daß der Ausſteller ſelbſt indoſſiert. 

In dem Indoſſament kann dem Inhaber unterſagt werden, den 
Wechſel weiter zu indoſſieren. In dieſem Falle haftet der Indoſſant 
denjenigen nicht, an die der Wechſel gleichwohl übertragen worden iſt. 

Das Indoſſament kann den Vermerk: „ohne Koſten“ enthalten. 

Die in einem Indoſſament enthaltenen Vermerke ſind nur in 

Anſehung des Indoſſanten wirkſam, von dem ſie ausgehen. 
16. Der Inhaber eines indoſſierten Wechſels gilt als gehörig aus⸗ 
gewieſener Inhaber, ſofern er ſein Eigentum durch eine zuſammen⸗ 
hängende Reihe von Indoſſamenten nachweiſt, und zwar auch dann, 
wenn das letzte Indoſſament ein Blankoindoſſament iſt. 

Wenn auf ein Blankoindoſſament ein weiteres Indoſſament folgt, 
wird angenommen, daß der Ausſteller des letzteren den Wechſel durch 
das Blankoindoſſament erworben hat. 

17. Die Wechſelverpflichteten können dem Inhaber nur entgegenſetzen: 

1. die Einwendungen, die ihnen unmittelbar gegen den In⸗ 
haber zuſtehen; | 

2. die Einwendungen, die ſich auf ihre Unfähigkeit gründen, 
Wechſelverpflichtungen einzugehen; 

3. die Einwendungen, die aus dem Texte des Wechſels oder 
den darauf befindlichen Vermerken hervorgehen; ö 

4. die auf die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ge⸗ 
gründeten Einwendungen. 

Dem bösgläubigen Inhaber können die Wechſelverpflichteten auch 
die Einwendungen entgegenſetzen, deren ſie ſich gegen ſeinen Bormann 
hätten bedienen können. 

18. Wenn das Indoſſament den Vermerk: „Wert zur Einziehung“, 
„zum Inkaſſo“, „in Prokura“ oder einen anderen, eine Bevoll⸗ 
mächtigung ausdrückenden Vermerk enthält, ſo gilt der Inhaber als 


Bevollmächtigter des Indoſſanten. 
Er kann alle Rechte aus dem Wechſel geltend machen, den 


Wechſel ſelbſt aber nur durch Prokura⸗Indoſſament übertragen. 


Die Wechſelverpflichteten können dem Inhaber nur ſolche Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen, die ihnen gegen den Indoſſanten zuftehen 
würden, wenn das Prokura⸗Indoſſament nicht vorhanden wäre. 

19.3) Wenn das Indoſſament den Vermerk: „Wert zur Sicherheits⸗ 
leiſtung“, „Wert zum Pfand“ oder einen anderen, eine Verpfändung 
bezeichnenden Vermerk trägt, gilt der Inhaber als Pfandgläubiger. 

Er kann alle Rechte aus dem Wechſel geltend machen, den 
Wechſel ſelbſt aber nur durch Prokura⸗Indoſſament übertragen. 

Die Wechſelverpflichteten können dieſem Inhaber, abgeſehen von 
dem Falle des böſen Glaubens, nicht die Einwendungen entgegen⸗ 
ſetzen, die ihnen gegen den Pfandindoſſanten zuſtehen würden. 


20. Das Indoſſament nach Verfall hat dieſelben Wirkungen wie ein 
Indoſſament vor Verfall. Wenn jedoch der Wechſel erſt nach Er⸗ 
hebung des Proteſtes mangels Zahlung oder nach Ablauf der hierfür 
geſetzlich beſtimmten Friſt indoſſiert worden iſt, hat das Indoſſament 
nur die Wirkung einer gewöhnlichen Abtretung des bürgerlichen 
Rechtes. 


3) Vgl. Abkommen Artikel 4. 
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Sapitel III. 
Annahme. 


21. Der Inhaber iſt bis zum Verfalltage befugt, den Wechſel dem 
Bezogenen zur Annahme vorzulegen. Der bloße Beſitz des Wechſels 
ermächtigt zu dieſer Vorlegung. 
Die Vorlegung hat am Wohnorte des Bezogenen zu erſolgen. 
Als ſolcher gilt der beim Namen des Bezogenen angegebene Ort. 
Die Annahme kann nur an einem Werktage verlangt werden. 


22. In jedem Wechſel kann beſtimmt werden, daß der Wechſel zur 
Annahme vorgelegt werden oder daß die Vorlegung zur Annahme 
innerhalb einer beſtimmten Friſt erfolgen muß. Im letzteren Falle 
kann der Wechſel, wenn der letzte Tag der Friſt ein geſetzlicher 
Feiertag iſt, noch am nächſtfolgenden Werktage vorgelegt werden. 

In jedem Wechſel kann beſtimmt werden, daß er nicht vor einem 
beſtimmten Tage zur Annahme vorgelegt werden darf. Das un⸗ 
bedingte Verbot, einen Wechſel zur Annahme vorzulegen, iſt bei 
domizilierten Wechſeln und bei Wechſeln, die auf eine beſtimmte Zeit 
nach Sicht lauten, unzuläffig. 

Der Indoſſant kann in feinem Indoſſamente dem Inhaber die 
Vorlegung zur Annahme vorſchreiben. Dagegen kann er in dem 
Indoſſamente die Vorlegung zur Annahme nicht verbieten, wenn 
vorher der Wechſel annahmefähig war. 

Alle durch die Beſtimmungen dieſes Artikels als unzuläſſig er⸗ 
klärten Vermerke gelten als nicht geſchrieben. 


23. Wechſel, die auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, müſſen, 
ohne Rückſicht auf die räumlichen Entfernungen, binnen ſechs Monaten 
nach der Ausſtellung zur Annahme vorgelegt werden. Dieſe Friſt 
kann vom Ausſteller und jedem Indoſſanten abgekürzt werden; ſie 
kann jedoch nur vom Ausſteller und höchſtens um ſechs Monate ver⸗ 
längert werden. Wenn die Verlängerung ſechs Monate überſchreitet, 
ſo gilt als geſamte Vorlegungsfriſt ein Jahr. 


24. Die Annahme muß ſchriftlich auf dem Wechſel ſelbſt erfolgen. 
Sie wird durch das Wort „angenommen“ oder jedes andere gleich⸗ 
bedeutende Wort unter Beifügung der Unterſchrift des Bezogenen 
ausgedrückt. Die bloße Unterſchrift des Bezogenen auf der Vorder⸗ 
ſeite des Wechſels gilt als Annahme. 


Die Annahme braucht nicht datiert zu ſein. Sie muß jedoch 
den Tag der Vorlegung bezeichnen, wenn es ſich um einen Wechſel 
handelt, der auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lautet oder der 
infolge eines beſonderen Vermerkes innerhalb einer beſtimmten Friſt 
zur Annahme vorgelegt werden muß. 

Die Annahmeerklärung auf einer Allonge, auf einer Kopie oder 
auf einer beſonderen Urkunde verpflichtet den Bezogenen nicht wechſel⸗ 
mäßig. 

25. Die Annahme muß unbedingt ſein; ſie kann aber auf einen 
Teil der Wechſelſumme beſchränkt werden. 

Jede andere in der Annahmeerklärung enthaltene Abweichung 

von den Beſtimmungen des Wechſels kann vom Inhaber als Ver⸗ 


weigerung der Annahme angeſehen werden; der Annehmende haftet 
jedoch nach dem Inhalte ſeiner Erklärung. 


26. Hat der Ausſteller im Wechſel einen von dem Wohnorte des 
Bezogenen verſchiedenen Zahlungsort angegeben, ohne die Perſon zu 
bezeichnen, die für den Bezogenen zahlen ſoll, ſo ſoll der Annehmende 
bei der Annahme vermerken, durch wen die Zahlung erfolgen ſoll. 
Mangels dieſer Angabe wird angenommen, daß ſich der Bezogene 
verpflichtet, ſelbſt am Zahlungsorte zu zahlen. 

Iſt der Wechſel am Wohnorte des Bezogenen zahlbar, ſo kann 
dieſer bei der Annahme eine andere am Zahlungsorte befindliche 
Zahlſtelle als die im Wechſel angegebene bezeichnen. 


27. Der Bezogene, dem der Wechſel zur Annahme vorgelegt worden 
iſt, muß dem Inhaber ſeine Antwort am erſten der Vorlegung 
folgenden Werktage zur Kenntnis bringen. 


Der Inhaber iſt nicht verpflichtet, den Wechſel in der Hand des 
Bezogenen zu laſſen. 


28. Der Bezogene wird durch die Annahme verpflichtet, die an⸗ 
genommene Summe bei Verfall an den gehörig ausgewieſenen In⸗ 
haber zu zahlen. 

Mangels Zahlung hat der Inhaber, auch wenn er der Ausſteller 


iſt, einen unmittelbaren Anſpruch aus dem Wechſel gegen den 
Akzeptanten. f 


29. Der Bezogene, der den Wechſel angenommen hat, kann den 
Annahmevermerk nicht mehr ſtreichen, wenn er den Inhaber oder 
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deſſen Bevollmächtigten oder einen Wechfelverpflichteten ſchriftlich von 


der Annahme in Kenntnis geſetzt oder wenn er die Urkunde aus der 
Hand gegeben hat. 


80. Die Annahme gilt, außer dem Falle einer ausdrücklichen Ber: 
weigerung, als vom Bezogenen verweigert, wenn er den Wechſel 
nicht am erſten, der Vorlegung folgenden Werktage mit feinem An; 
nahmevermerke verſehen hat; wenn er den Annahmevermerk zu einer 
Zeit, wo er dazu noch berechtigt war (Artikel 29), geftrichen hat: 
endlich wenn er bei der Annahme von den Beſtimmungen des 


Wechſels abgewichen iſt. 
Bapitel IV. 


Ehrenannahme. 


31. Nach der Erhebung des Proteſtes mangels Annahme oder nach 
der Verweigerung der Annahme eines Wechſels, der den Vermerk „ohne 
Koſten“ enthält, ſowie in den im Artikel 62 vorgeſehenen Fällen kann 
der Wechſel bis zum Verfalltage zu Ehren des Ausſtellers, eines 
Indoſſanten oder irgendeines Wechſel verpflichteten angenommen werden. 

Die Ehrenannahme kann durch einen Dritten, durch den Be 
zogenen, der nicht angenommen hat, oder durch eine bereits wechſel⸗ 
mäßig verpflichtete Perſon erfolgen. 


32. Hat der Ausſteller entſprechend der Vorſchrift des Artikel 5 
Abſatz 2 eine auf den Zahlungsort lautende Notadreſſe für die Ehren: 
annahme angegeben, ſo muß der Inhaber rechtzeitig den Wechſel der 
Notadreſſe zur Ehrenannahme vorlegen und Proteſt erheben laſſen, 
wenn die Annahme verweigert wird. Unterläßt er dies, ſo verliert 
er die Regreßrechte, die ihm vor Verfall zuſtehen (vorläufige Faſſung). 

In allen anderen Fällen iſt der Inhaber nicht verpflichtet, eine 
Ehrenannahme zuzulaffen. 


33. Die Ehrenannahme muß auf dem Wechſel ſelbſt erklärt und vom 
Ehrenakzeptanten unterſchrieben werden. Sie hat anzugeben, zu weſſen 
Ehren ſie ſtattfindet; in Ermangelung dieſer Angabe gilt der Wechſel 
als zu Ehren des Ausſtellers angenommen. 

Der Ehrenakzeptant iſt verpflichtet, den Honoraten von der Ehren⸗ 
annahme binnen zwei Werktagen durch eingeſchriebenen Brief zu 
benachrichtigen. 

Der Wechſelverpflichtete, der auf dieſe Weiſe von der Ehren⸗ 
annahme benachrichtigt worden iſt, muß hiervon binnen zwei Werl: 
tagen nach Empfang der Nachricht ſeinen unmittelbaren Vormann 
benachrichtigen und ſo weiter in der Reihenfolge bis zum Ausſteller. 


34. Durch die Ehrenannahme wird der Ehrenakzeptant den Rad: 
fichtel. des Honoraten in der gleichen Weiſe wie dieſer ſelbſt ver⸗ 
pflichtet. 

Dieſe Verbindlichkeit erliſcht, wenn der nicht bezahlte Wechſel 
dem Ehrenakzeptanten nicht zur Zahlung vorgelegt und dieſe Vor⸗ 
legung nicht durch Proteſt ſpäteſtens am letzten für die Erhebung des 
Proteſtes mangels Zahlung zugelaſſenen Tage feſtgeſtellt wird. 

Der Inhaber, der eine Ehrenannahme zuläßt, verliert gegen ſeine 
Vormänner den Regreß, der ihm vor Verfall zuſteht. 

Trotz der Ehrenannahme können der Honorat und ſeine Vor⸗ 
männer vom Inhaber gegen Zahlung der im Artikel 57 angegebenen 
Summe die Auslieferung des Wechſels und des etwa vorhandenen 
Proteſtes mangels Annahme verlangen. Derjenige, dem der Wechſel 
ausgeliefert worden iſt, kann unmittelbar gegen die ihm Verpflichteten 


Regreß nehmen. 
Kapitel v. 
Aval. 


35. Die Zahlung des Wechſels kann durch eine Wechſelbürgſchaft 
(Aval) ſichergeſtellt werden. g N 
an nn nn von en oder von einem i 
geleiſtet werden, vorausgeſetzt, im letzteren Falle die Sicher 
des Inhabers erhöht wird. i : en 8 
1 Aval wird auf den Wechſel, eine Allonge oder eine Kopie 
Er wird durch die Worte: „gut als Aval“ oder jeden anderen 
i Vermerk unter Beifügung der Unterſchrift aud: 
Die bloße Unterſchrift des Avaliſten auf der Vorderſeite des 
Wechſels gilt, ſoweit es ſich nicht 
handelt (Artikel 24 Abſ. 55 als Aal F 


Im Aval muß angegeben fein, weſſen Gunſten er gegeben 
wird. Mangels dieſer Angabe gilt er an — 


) Bol. Abkommen Artikel 8. 
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39. Jahrgang. 


37. Der Avaliſt haftet als Geſamtſchuldner mit demjenigen, für 
deſſen Verpflichtung er ſich verbürgt hat. 

Er iſt auch dann verpflichtet, wenn die Verbindlichkeit deſſen, 
für den er ſich verbürgte, ungültig iſt, es ſei denn, daß ſie wegen 
eines Formfehlers ungültig iſt. 

Der Avaliſt, der den Wechſel bezahlt, kann gegen denjenigen, 
für den er ſich verbürgt hat, und gegen deſſen Vormänner Regreß 


nehmen. 
Kapitel VI. 
Verfall. 
38. Ein Wechſel kann gezogen werden 
auf einen beſtimmten Tag;) 
auf eine beſtimmte Zeit nach der Ausſtellung; 
auf Sicht; 
auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht. 
Uſo⸗Wechſel ſind unzuläſſig. 


Wechſel mit mehreren aufeinander folgenden Verfallzeiten ſind 
ungültig. 


39. Verfällt ein Wechſel an einem geſetzlichen Feiertag oder einem 
Tage, an dem eine Zahlung nicht gefordert werden kann, ſo iſt er 
erſt am nächſten Werktage zahlbar. 


40. Weder geſetzliche noch richterliche Reſpekttage find zuläſſig. 


41. Der Sichtwechſel iſt bei der Vorlegung zahlbar. Er muß ohne 
Rückſicht auf die räumlichen Entfernungen binnen ſechs Monaten nach 
der Ausſtellung zur Zahlung vorgelegt werden. Dieſe Friſt kann vom 
Ausſteller und jedem Indoſſanten abgekürzt werden. Sie kann nur 
vom Ausſteller und höchſtens um ſechs Monate verlängert werden; 
wenn die Verlängerung ſechs Monate überſchreitet, ſo gilt als geſamte 
Vorlegungsfriſt ein Jahr. 


42. Die Sichtfriſten laufen von dem Datum der Annahme oder dem 
Datum des Proteſtes mangels Annahme. 


Iſt die Annahme nicht datiert, ſo kann der Inhaber Proteſt 
erheben laſſen, von deſſen Datum die Sichtfriſt zu laufen beginnt. 

Iſt die Annahme eines auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht 
lautenden Wechſels nicht datiert und Proteſt wegen dieſer Unterlaſſung 
nicht erhoben worden, ſo wird der Verfall nach dem letzten Tage der 
durch Artikel 23 beſtimmten Vorlegungsfriſt berechnet. 


Bei Berechnung von Friſten, die nach Ausſtellung oder nach 
Sicht des Wechſels laufen, wird der Tag des Beginns der Friſten 
nicht mitgezählt. 


44. Ein Wechſel, der auf einen oder mehrere Monate nach der Aus⸗ 
ſtellung gezogen iſt, verfällt an dem Tage des Zahlungsmonats, der 
durch ſeine Zahl dem Tage der Ausſtellung entſpricht. Fehlt dieſer 
Tag, ſo iſt der Wechſel am letzten des Monats zahlbar. 

Wenn der Wechſel einen oder mehrere Monate und einen halben 
Monat nach der Ausſtellung oder nach Sicht zahlbar iſt, ſo werden 
zur Beſtimmung des Verfalltags die ganzen Monate zuerſt gezählt. 


45. Der Ausdruck: „zahlbar in der Mitte eines Monats (Mitte 
Januar, Mitte Februar uſw.)“ bezeichnet den fünfzehnten des Monats. 
Iſt in einem Wechſel von „acht Tagen“ oder von „fünfzehn 
Tagen“ die Rede, ſo ſind darunter nicht eine oder zwei Wochen, 
ſondern volle acht oder fünfzehn Tage zu verſtehen. 
Der Ausdruck „halber Monat“ bezeichnet einen Zeitraum von 
fünfzehn Tagen. 


46. Iſt ein Wechſel an einem beſtimmten Tage an einem Orte zahlbar, 
deſſen Kalender von dem des Ausſtellungsorts abweicht, ſo iſt, wenn 
im Wechſel nichts anderes beſtimmt iſt, für den Verfalltag der Kalender 
des Zahlungsorts maßgebend. 

ein zwiſchen zwei Orten mit verſchiedenem Kalender gezogener 
Wechſel eine beſtimmte Zeit nach der Ausſtellung zahlbar, ſo richtet 
ſich der Beginn dieſer Friſt nach dem Kalender des Ausſtellungsorts, 
wenn im Wechſel nichts anderes beſtimmt iſt. 

Iſt der Wechſel eine beſtimmte Zeit nach Sicht zahlbar, ſo richtet 
ſich der Beginn dieſer Friſt nach dem Kalender des Ortes, an dem 
der Wechſel vorgelegt worden iſt. 

Die Beſtimmung des Abſ. 2 gilt auch für die Berechnung der 

riſten, innerhalb deren Wechſel, die auf Sicht oder auf eine beſtimmte 
eit nach Sicht lauten, vorgelegt werden müſſen. 


5) Vgl. Abkommen Artikel 6. 
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Kapitel VII. 
Zahlung. 


47. Der Inhaber kann den Wechſel am Zahlungstag oder an einem 
der beiden folgenden Werktage zur Zahlung vorlegen.“) 


48. Der Bezogene kann verlangen, daß ihm der bezahlte Wechſel vom 
Inhaber quittiert ausgehändigt werde. 

Der Inhaber darf eine Teilzahlung nicht zurückweiſen.7) 

Im Falle der Teilzahlung kann der Bezogene verlangen, daß ſie 
auf dem Wechſel vermerkt und ihm eine Quittung erteilt wird. 


49. Der Inhaber des Wechſels iſt nicht verpflichtet, die Zahlung vor 
Verfall anzunehmen. 

Der Bezogene, der den Wechſel vor Verfall zahlt, haftet für die 
Gültigkeit der Zahlung. 

Der Bezogene, der bei Verfall zahlt, iſt nur dann befreit, wenn 
er die Ordnungsmäßigkeit der Reihenfolge der nicht durchſtrichenen 
Indoſſamente feſtgeſtellt hat. Er iſt nicht verpflichtet, die Echtheit 
der Unterſchrift der Indoſſanten zu prüfen. 


50. Lautet der Wechſel auf eine Münzſorte, die am Zahlungsorte 
keinen Umlauf hat, ſo kann die Wechſelſumme nach ihrem Werte zur 
Verfallzeit in der Landesmünze gezahlt werden, — es ſei denn, daß 
der Ausſteller beſtimmt hat, daß der Wechſel unbedingt in der darin 
angegebenen Münzſorte zu bezahlen iſt (Vermerk der effektiven Zahlung 
in einer fremden Münzſorte). Der Wert der fremden Münzſorte 
beſtimmt ſich nach den Geſetzen und Handelsgewohnheiten des 
Zahlungsorts. 

Der Ausſteller kann jedoch im Wechſel eine andere Berechnungsart 
beſtimmen; in dieſem Falle muß die ſo berechnete Wechſelſumme in 
der Landesmünze bezahlt werden. 


51. Wird der Wechſel nicht innerhalb der im Artikel 47 beſtimmten 
Friſt zur Zahlung vorgelegt, ſo kann der Akzeptant die Wechſelſumme 
bei der zuſtändigen Behörde auf Gefahr und Koſten des Inhabers 


hinterlegen. 
Kapitel VIII. 
Regreß des Inhabers mangels Annahme und mangels Zahlung. 


52. Die Verweigerung der Annahme oder der Zahlung muß durch 
eine öffentliche Urkunde (Proteſt mangels Annahme oder mangels 
Zahlung) feſtgeſtellt werden. d) 

Der Proteſt mangels Zahlung kann nicht am Zahlungstag erhoben 
werden. Die Erhebung muß jedoch an einem der beiden folgenden 
Werktage erfolgen. 


53. Hat der Ausſteller in den Wechſel den Vermerk: „ohne Koſten“ 
aufgenommen, ſo befreit dieſer den Inhaber von der Verpflichtung, 
behufs Ausübung des Regreſſes einen Proteſt mangels Annahme oder 
mangels n zu erheben. 

Läßt der Inhaber ungeachtet dieſes Vermerkes einen Proteſt 
erheben, ſo fallen ihm die Koſten zur Laſt. 

Der Vermerk: „ohne Koſten“ befreit den Inhaber nicht von der 
Verpflichtung, den Wechſel innerhalb der geſetzlich beſtimmten Friſt 
vorzulegen und den vorhergehenden Indoſſanten ſowie den Ausſteller 
gemäß der Vorſchrift des Artikel 55 zu benachrichtigen. Wird der 
Wechſel nicht innerhalb dieſer Friſt vorgelegt, ſo treten die im Artikel 64 
beſtimmten Rechtsverluſte ein. Der Beweis, daß die Friſt nicht 
beobachtet iſt, liegt demjenigen ob, der ſich dem Inhaber gegenüber 
darauf beruft. 

Iſt der Vermerk: „ohne Koſten“ vom Ausſteller in den Wechſel 
aufgenommen worden, ſo wirkt er, ungeachtet gegenteiliger Beſtimmungen 
in den Indoſſamenten, gegenüber allen Wechſelverpflichteten. 

Iſt der Vermerk von einem Indoſſanten beigefügt, ſo kann 
der Erſatz der Koſten eines dennoch erhobenen Proteſtes von allen 
Wechſelverpflichteten gefordert werden. 


54. Der Proteſt muß am Wohnſitze des Bezogenen oder der mit der 
Zahlung beauftragten Perſon oder der Notadreſſe oder des Ehren⸗ 
akzeptanten erhoben werden (vorläufige Faſſung). 


55. Der Inhaber muß von der Verweigerung der Annahme oder 
Zahlung ſeinen unmittelbaren Vormann innerhalb der beiden Werk⸗ 
tage benachrichtigen, die auf den Tag der Proteſterhebung oder im 
Falle des Vermerks: „ohne Koſten“ der Vorlegung folgen. 

Jeder Indoſſant muß binnen derſelben Friſt von der ihm zu⸗ 
gegangenen Nachricht durch Überfendung einer Abſchrift feinen unmittel⸗ 


6) Vgl. Abkommen Artikel 7. 
9 Vgl. Abkommen Artikel 8. 
Vgl. Abkommen Artikel 9. 
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baren Vormann benachrichtigen und ſo weiter in der Reihenſolge bis 
zum Ausſteller. Die Friſt beginnt mit dem Empfange der vorher— 
gehenden Nachricht zu laufen. 

Außerdem muß der Inhaber binnen 4 Werktagen den Ausſteller 
unmittelbar von der Nichtzahlung benachrichtigen.“) 

Die Benachrichtigungen haben durch eingeſchriebenen Brief zu 
erfolgen. Es genügt, daß der eingeſchriebene Brief innerhalb der 
durch die vorſtehenden Beſtimmungen vorgeſchriebenen Friſten auf 
die Poſt gegeben wird. 

Die Zuſendung eines eingeſchriebenen Briefes kann durch unmittel⸗ 
bare Übergabe eines Nachrichtſchreibens erſetzt werden, vorausgeſetzt, 
daß dieſe Übergabe durch eine datierte und unterzeichnete Empfangs⸗ 
beſtätigung des Adreſſaten feſtgeſtellt wird. 

Hat ein Indoſſant ſeine Adreſſe nicht oder in unleſerlicher Form 
angegeben, jo tft ſein unmittelbarer Vormann zu benachrichtigen. 

Wer die Benachrichtigung von der Nichtzahlung innerhalb der 
geſetzlichen Friſt unterläßt, verliert nicht den Regreß; er haftet jedoch 
für den etwa durch ſeine Nachläſſigkeit verurſachten Schaden. 


56. Alle Perſonen, die einen Wechſel unterzeichnen, annehmen oder 
indoſſieren, haften dem Inhaber als Geſamtſchuldner. 

Der Inhaber eines nicht angenommenen oder nicht bezahlten 
Wechſels kann gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und die anderen 
Wechſelverpflichteten, und zwar gegen jeden einzeln oder gegen mehrere 
oder alle zuſammen, Regreß nehmen, ohne an die Reihenfolge gebunden 
zu ſein, in der ſie ſich verpflichtet haben. 

Dasſelbe Recht ſteht jedem Wechſelſchuldner, der den Wechſel 
eingelöſt hat, gegen die ihm Verpflichteten zu. 

Durch die Ausübung des Regreſſes gegen einen Wechſelſchuldner 
verliert der Inhaber nicht ſeine Regreßrechte gegen die anderen Wechſel⸗ 
verpflichteten, auch nicht gegen die Nachmänner desjenigen, der zuerſt 
in Anſpruch genommen worden iſt. 


57. Der Inhaber kann von dem Regreß pflichtigen verlangen: 
1. die nicht angenommene oder nicht gezahlte Wechſelſumme; 
2. die Koſten des Proteſtes, der von ihm feinem Normann 
und dem Ausſteller gegebenen Benachrichtigungen ſowie die 
anderen Auslagen; 
3. die Koſten eines etwa gezogenen Rückwechſels. 
4. eine Proviſion von ein Sechſtel vom Hundert. 


Wird der Regreß vor Verfall genommen, ſo werden von der 
Wechſelſumme Zwiſchenzinſen abgezogen, die nach Wahl des Inhabers 
auf Grund des offiziellen Bankſatzes oder des Marktſatzes berechnet 
werden, der am Tage der Regreßnahme am Wohnorte des Inhabers 
beſteht. 

f Wird der Regreß nach Verfall genommen, ſo erhöht ſich die 
Wechſelſumme um Zinſen vom Verfalltag ab im Betrage von fünf 
vom Hundert. 


58. Der Indoſſant, der den Wechſel eingelöſt hat, kann von ſeinen 
Vormännern verlangen: 
1. die volle Summe, die er gezahlt hat; 
2. die Zinſen dieſer Summe im Betrage von fünf vom Hundert 
von dem Tage der Zahlung ab; 
3. den Betrag ſeiner Auslagen, namentlich die Koften eines 
Rückwechſels; 
4. eine Proviſion von ein Sechſtel vom Hundert. 


59. Derjenige, gegen den Regreß genommen worden iſt, kann ver: 
langen, daß ihm der eingelöſte Wechſel mit dem Proteſt und einer 
‚quittierten Rechnung ausgeliefert werde. 


60. Jeder Indoſſant, der den Wechſel eingelöſt hat, kann ſein 
Indoſſament und die ſeiner Nachmänner ausſtreichen. 

Jeder Wechſelſchuldner kann, wenn gegen ihn die Vorausſetzungen 
eines Regreſſes gegeben ſind, vom Inhaber gegen Zahlung der Regreß— 
ſumme verlangen die Auslieferung des nicht quittierten Wechſels und 
des Proteſtes. | 


61. Wird Regreß infolge einer nur teilweiſen Annahme des Wechſels 
genommen, ſo kann derjenige, der den nicht angenommenen Teil der 
Wechſelſumme bezahlt, verlangen, daß die Teilzahlung auf dem Wechſel 
vermerkt und ihm darüber Quittung gegeben wird. Der Inhaber muß 
ihm zugleich eine beglaubigte Abſchrift des Wechſels und den Proteſt 
ausliefern. Dieſe Abſchrift erſetzt für den von einem Indoſſanten gegen 
einen anderen Indoſſanten und gegen den Ausſteller zu nehmenden 
Regreß die Urſchrift des Wechſels. 


9) Vgl. Abkommen Artikel 10. 


62. Im Falle des Konkurſes über das Vermögen des Akzeptanten, 
der Zahlungseinſtellung des Akzeptanten, auch wenn fie nicht zuvor 
durch Urteil feſtgeſtellt iſt, ferner im Falle fruchtloſer Zwangs⸗ 
vollſtreckung in fein Vermögen, ſowie, wenn der Akzeptant den Vorteil 
der Befriſtung ſeiner Verbindlichkeit gegenüber dem Inhaber verloren 
hat, kann nach Aufnahme eines Proteſtes mangels Zahlung in 
gleicher Weiſe unmittelbar Regreß genommen werden, wie bei der 
Verweigerung der Annahme. 10) 

Der Konkurs des Ausſtellers gibt, ſelbſt wenn der Wechſel 
nicht angenommen iſt, dem Inhaber keinen Regreß gegen die In— 
doſſanten und den Ausiteller. 


63. Jeder, der nach den Vorſchriften der Artikel 56 und 62 be⸗ 
rechtigt iſt, Regreß zu nehmen, kann, mangels einer gegenteiligen 
Beſtimmung im Wechſel, den Regreß mittels eines neuen, nicht 
domizilierten Sichtwechſels auf einen ſeiner Vormänner nehmen 
(Rückwechſel). 

Der Rückwechſel umfaßt, außer den in den Artikeln 57, 58 an⸗ 
gegebenen Summen, die Mäklergebühr für die Begebung des Rück— 
wechſels und die Stempelgebühr. 

Wird der Rückwechſel vom Inhaber gezogen, ſo richtet ſich die 
Höhe der Wechſelſumme nach dem Kurſe, den ein vom Zablungsort 
auf den Wobnort des Regreßpflichtigen gezogener Sichtwechſel hat. 
Wird der Rückwechſel von einem Indoſſanten gezogen, ſo richtet ſich 
die Rückwechſelſumme nach dem Kurſe, den ein vom Wohnorte des 
Ausſtellers des Rückwechſels auf den Wohnort des Bezogenen des 
Rückwechſels gezogener Sichtwechſel hat. 


64. Mit dem Ablaufe der Friſten, die 
für die Vorlegung eines auf Sicht oder auf beſtimmte Zeit 
nach Sicht lautenden Wechſels (Artikel 23 und 41), 
für die Vorlegung eines Wechſels, der auf Grund eines be: 
ſonderen Vermerkes innerhalb einer beſtimmten Zeit zur 
Annahme vorzulegen iſt (Artikel 22 Abſ. 1), 
für die Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung (Artikel 52 
Abſ. 2), 
für die Vorlegung zur Zahlung im Falle des Vermerkes: 
„ohne Koſten“ (Artikel 53) vorgeſchrieben ſind, 
verliert der Inhaber ſeine Rechte gegen die Indoſſanten, den Aus⸗ 
ſteller und alle anderen Wechſelverpflichteten mit Ausnabme des 
Akzeptanten und deſſen Avaliſten. 11) 


65. Iſt der Wechſel domiziliert, jo zieht die Unterlaſſung des beim 
Domiziliaten zu erhebenden Proteſtes nicht den Verluſt der Rechte 
des Inhabers gegen den Akzeptanten nach ſich. Der Inhaber muß, 
gleichviel ob er Proteſt beim Domiziliaten hat erbeben laſſen oder 
nicht, von dem Unterbleiben der Zahlung den Akzeptanten in den 
durch Artikel 55 beſtimmten Friſten und Formen benachrichtigen. 


66. Der Inhaber, der dem Akzeptanten eine Verlängerung der 
Verfallzeit bewilligt hat, verliert feine Rechte gegen alle Wechſel: 
ſchuldner, die dieſer Verlängerung nicht zugeſtimmt haben, falls er 
nicht rechtzeitig Proteſt hat erheben laſſen. 


67. Wenn der Vorlegung des Wechſels oder der Erhebung des 
Proteſtes innerhalb der geſetzlichen Friſten an dem Orte, an dem 
dieſe Handlungen vorgenommen werden müſſen, ein unüberwindliches 
Hindernis entgegenſteht (Fall der höheren Gewalt), ſo werden die 
Friſten verlängert. 

Der Inhaber muß den Wechſel zur Zahlung vorlegen und 
gegebenenfalls Proteſt erheben, ſobald das Hindernis weggefallen iſt. 

Wenn jedoch das durch die höhere Gewalt hervorgerufene 
Hindernis mehr als einen Monat von dem Verfalltag ab gerechnet 
andauert, ſo kann der Inhaber ſofort nach Ablauf dieſes Monats 
ſeine Rechte gegen ſeine Wechſelſchuldner ausüben. 

Aus einem Sichtwechſel kann der Inhaber im Falle böherer 
Gewalt gegen die ihm Verpflichteten Regreß nehmen, ſobald die böbere 
Gewalt einen Monat von dem Tage ab gedauert hat, an welchem 
der Inhaber ſonſt in der Lage geweſen wäre, die Zahlung zu fordern. 
Fauür Wechſel, die auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, 
beginnt im Falle höherer Gewalt die Sichtfriſt einen Monat nach 
dem Tage zu laufen, an dem der Inhaber den Wechſel zur Annahme 
hätte vorlegen können, wenn das Hindernis nicht eingetreten wäre. 

Eine die rechtzeitige Vorlegung oder Proteſterhebung bindernde 
Tatſache, die in der Perſon des Inhabers oder desjenigen eintritt, 
den er beauftragt hat, den Wechſel vorzulegen oder Proteſt zu erbeben, 
gilt nicht als Fall der höheren Gewalt im Sinne der vorſtehenden 
Beſtimmungen. 

19) Val. Abkommen Artikel 11. 

11) Vgl. Abkommen Artikel 12. 


39. Jahrgang. 


Kapitel II. 
Ehrenzahlung. 


68. Jeder Wechſel kann nach Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung 
oder nach Vorlegung zur Zahlung, ſofern der Wechſel den Vermerk: 
„ohne Koſten“ enthält, zu Ehren des Ausſtellers, eines Indoſſanten 
oder eines anderen Wechſelverpflichteten bezahlt werden. 

Dasſelbe gilt in den Fällen, in denen der Inhaber vor Verfall 
Regreß nehmen kann. 

Die Ehrenzahlung kann von jedem geleiſtet werden, der nach 
Artikel 31 Abſatz 2 zur Ehrenannahme berechtigt iſt. 

Die Ehrenzahlung muß ſpäteſtens am letzten der für die Er⸗ 
hebung des Proteſtes mangels Zahlung vorgeſehenen Tage erfolgen. 
In den im Abſatz 2 dieſes Artikels bezeichneten Fällen muß ſie vor 
Verfall ſtattfinden. 


69. Enthält der Wechſel eine auf den Zahlungsort lautende Not⸗ 
adreſſe oder ein ſolches Ehrenakzept, ſo muß der Inhaber den Wechſel 
allen dieſen Stellen rechtzeitig zur Ehrenzahlung vorlegen. Unterläßt 
er dies, ſo verliert er den Regreß gegen die Nachmänner des Adreſſanten 
oder des Honoraten (vorläufige Faſſungh). 


70. Die Ehrenzahlung muß die volle Summe umfaſſen, die der 
Honorat hätte zahlen müſſen. 

Der Inhaber kann eine Teilehrenzahlung zurückweiſen. 

Weiſt er eine vollſtändige Ehrenzahlung zurück, ſo erliſcht die 
Verpflichtung derjenigen, die durch die Zahlung befreit worden wären. 


71. Verweigert eine Notadreſſe oder ein Ehrenakzeptant die Ehren⸗ 
zahlung, fo muß zur Wahrung der Regreßrechte des Inhabers gegen 
die Nachmänner des Adreſſanten oder des Honoraten die Weigerung 
aft 5 rechtzeitig erhobenen Proteſt feſtgeſtellt werden (vorläufige 
Faſſung). 


72. Die Ehrenzahlung muß ſchriftlich auf dem Wechſel unter Angabe 
des Honoraten feſtgeſtellt werden. Fehlt die Angabe des Honoraten, 
ſo gilt die Zahlung als zu Ehren des Ausſtellers erfolgt. 

Unter mehreren, die ſich zur Ehrenzahlung erbieten, gebührt 
demjenigen der Vorzug, durch deſſen Zahlung die meiſten Wechſel⸗ 
verpflichteten befreit werden. 

Der Wechſel und der Proteſt ſind dem Ehrenzahler auszuhändigen. 


73. Der Ehrenzahler erhält die Rechte eines Inhabers gegen den 
Honoraten und die dieſem gegenüber aus dem Wechſel verpflichteten 
Perſonen. 

Er kann jedoch kein neues Indoſſament auf den Wechſel ſetzen. 
Die Nachmänner des Honoraten werden frei. 


Kapitel X. 
Exemplare und Kopien. 


74. Der Ausſteller muß dem Nehmer auf Verlangen mehrere 
Exemplare des Wechſels übergeben. Die damit verbundenen Koſten 
hat der Nehmer zu tragen. 


Die Exemplare müſſen gleichlauten und im Texte der Urkunde 
ſelbſt numeriert ſein, widrigenfalls jedes Exemplar als beſonderer 
Wechſel gilt. 

Jeder Inhaber kann die Übergabe mehrerer Exemplare verlangen. 
Zu dieſem Zwecke muß ſich der Inhaber an ſeinen unmittelbaren 
Vormann wenden, der wieder an ſeinen Vormann zurückgehen muß, 
und fo weiter in der Reihenfolge von Indoſſant zu Indoſſant, bis 
die Anforderung an den Ausſteller gelangt. Die Indoſſanten ſind 
verpflichtet, ihre Indoſſamente auf den neuen Exemplaren zu wieder⸗ 
holen. Die durch die Übergabe der Exemplare hervorgerufenen 
Koſten trägt der Inhaber, der ſie verlangt hat. 


75. Wird ein Exemplar bezahlt, ſo erlöſchen die Rechte aus den 
anderen nicht angenommenen Exemplaren. Eine beſondere Be— 
ſtimmung, daß die Zahlung auf ein Exemplar die Gültigkeit der 
anderen vernichtet, iſt nicht erforderlich. 

Ein Regreß gegen den Indoſſanten, der die verſchiedenen Exem⸗ 
plare an dieſelbe Perſon übertragen hat, kann nur unter Rückgabe 
aller Exemplare genommen werden, es ſei denn, daß der Inhaber 
Sicherheit für den Verluſt des Regreſſes leiſtet, den der Indoſſant 
l gegenüber ſeinen Vormännern und dem Ausſteller 
erleidet. 

Dagegen haftet der Indoſſant, der die Exemplare an verſchiedene 
Perſonen übertragen hat, ſowie ſeine Nachmänner aus allen Exem⸗ 
plaren, die ihnen bei der Einlöſung nicht zurückgegeben worden ſind. 
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76. Wer ein Exemplar zur Annahme verſendet hat, ſoll auf den 
anderen Exemplaren den Namen deſſen angeben, bei dem ſich dieſes 
Exemplar befindet. Der letztere iſt verpflichtet, das genannte Exemplar 
dem gehörig ausgewieſenen Inhaber eines anderen Exemplars aus⸗ 
zuliefern. 

Wird die Auslieferung verweigert, ſo kann der Inhaber nur 
Regreß nehmen, wenn er vorher durch einen Proteſt hat feſtſtellen 
laſſen, daß das zur Annahme verſandte Exemplar ihm nicht aus⸗ 
geliefert worden iſt, und daß er die Annahme oder die Zahlung auf 
ein anderes Exemplar nicht hat erlangen können. 


77. Jeder Inhaber eines Wechſels iſt befugt, Kopien des Wechſels 
herzuſtellen. 

Die Kopie muß die Urſchrift mit den Indoſſamenten und allen 
anderen auf dem Wechſel befindlichen Vermerken genau wiederholen; 
ſie muß angeben, wie weit die Abſchrift reicht. 

Sie kann auf dieſelbe Weiſe und mit denſelben Wirkungen wie 
die Urſchrift indoſſiert werden. 

Die Kopie ſoll den Verwahrer der Urſchrift bezeichnen. 

Wenn der Verwahrer ſich weigert, die Urſchrift dem gehörig 
ausgewieſenen Inhaber der Kopie auszuliefern, ſo kann dieſer, un⸗ 
beſchadet eines etwaigen Schadenserſatzanſpruchs gegen den Verwahrer, 
Regreß gegen die Indoſſanten der Kopie nur dann nehmen, wenn er 
durch einen Proteſt hat feſtſtellen laſſen, daß ihm die Urſchrift nicht 
ausgeliefert worden iſt. 


Kapitel II. 
Fälſchunz und Verluſt des Wechſels. 


78. Durch die Fälſchung einer Unterſchrift, ſelbſt derjenigen des 
Ausſtellers oder des Akzeptanten, wird die Gültigkeit der Ver⸗ 
pflichtungen aus den echten Unterſchriften auf dem Wechſel nicht 
berührt. 


79. Im Falle der Fälſchung des Textes eines Wechſels haften die⸗ 
jenigen, die den Wechſel nach der Fälſchung unterzeichnet haben, 
entſprechend dem geänderten Texte. Die früheren Unterzeichner haften 
nach dem urſprünglichen Texte. 


80.12) Der Eigentümer eines verlorenen Wechſels kann, indem er die 
Reihe der Indoſſamente zurückgeht, auf ſeine Koſten ein neues 
Exemplar vom Ausſteller verlangen. 

Wenn der Bezogene das verlorene Exemplar angenommen hatte, 
kann der Eigentümer von dieſem die Zahlung auf das neue Exemplar 
nur gegen Sicherheitsleiſtung verlangen. 


81.18) Im Falle des Verluſtes eines Wechſels iſt der gehörig aus: 
gewieſene Inhaber zur Herausgabe des Wechſels nur verpflichtet, 
wenn er ihn im böſen Glauben erworben hat oder wenn ihm bei 
der Erwerbung eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


Kapitel III. 
Verjährung. 


82.14) Alle aus dem Wechſel hervorgehenden Anſprüche gegen den 
Akzeptanten und deſſen Avaliſten verjähren in drei Jahren vom 
Verfalltage. 

Die Anſprüche des Inhabers gegen die Indoſſanten, den Aus: 
ſteller und deren Mitverpflichtete verjähren in ſechs Monaten vom 
Verfalltag oder dem Tage des Proteſtes, wenn ein ſolcher rechtzeitig 
erhoben worden iſt. 

Die Regreßanſprüche der Indoſſanten gegeneinander und gegen 
den Ausſteller verjähren in ſechs Monaten von dem Tage, an dem 
der Indoſſant den Wechſel eingelöſt hat oder an dem gegen den 
Indoſſanten vor der Einlöſung Klage erhoben worden iſt. 15 

Die Unterbrechung der Verjährung wirkt nur gegen denjenigen, 
in Anſehung deſſen die Tatſache eingetreten iſt, welche die Unter⸗ 
brechung bewirkt. 

Jeder Wechſelverpflichtete, der einen Wechſel eingelöſt hat oder 
gegen den die Wechſelklage erhoben worden iſt, muß davon ſeinen 
unmittelbaren Vormann in der Friſt, in den Formen und mit den 
Folgen, die durch Artikel 55 beſtimmt ſind, benachrichtigen. Der 
Indoſſant, der dieſe Nachricht erhält, muß ſie ſeinem unmittelbaren 
Vormanne mitteilen, und dieſe Benachrichtigungen müſſen bis zum 
Ausſteller wiederholt werden. 


12) Vgl. Abkommen Artitel 13. 
15) Vgl. die vorhergehende Note. 
14) Vgl. Ablommen Artikel 12 und 14. 
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Kapitel XII. 
Geltungsbereich der Geſetze. 


83. Die Fähigkeit einer Perſon, ſich durch einen Wechſel zu ver: 
pflichten, beſtimmt ſich nach dem Geſetze des Staates, dem ſie an⸗ 
gehört. Erklärt dieſes Geſetz das Geſetz eines anderen Staates für 
maßgebend, ſo iſt das letztere Geſetz anzuwenden. 


Eine Perſon, die nach dem im vorſtehenden Abſatze bezeichneten 
Geſetze nicht wechſelfähig iſt, wird gleichwohl gültig verbunden, wenn 
ſie ſich im Gebiet eines Staates verpflichtet hat, nach deſſen Geſetzen 
fie wechſelfähig fein würde. 15) 


84. Die Form einer Wechjelverpflichtung beſtimmt ſich nach den 
Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete dieſe Verpflichtung ein⸗ 
gegangen iſt. 


85. Die Form des Proteſtes und der übrigen zur Ausübung oder 
Erhaltung des Wechſelrechts erforderlichen Handlungen beſtimmt ſich 
nach den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete der Proteſt zu 
erheben oder die Handlung vorzunehmen iſt. 


Kapitel XIV. 
Eigener Wechſel. 


86. Der eigene Wechſel enthält das unbedingte Verſprechen, eine 
beſtimmte Summe zu zahlen. Er muß das Datum, den Ausſtellungsort, 
den Namen deſſen, an deſſen Order er geſtellt wird, die Verfallzeit und 
den Zahlungsort angeben; er muß vom Ausſteller unterzeichnet ſein. 


Ein Vermerk über den geleiſteten Gegenwert iſt nicht erforderlich. 


87. Alle Beſtimmungen über gezogene Wechſel gelten mit folgenden 
Ausnahmen auch für den eigenen Wechſel: 


1. der Ausſteller haftet wie der Akzeptant eines gezogenen 
Wechſels. Infolgedeſſen können eigene Wechſel nicht angenommen 
werden; weder der Ausſteller noch ſein Avaliſt können dem nachläſſigen 
Inhaber Regreßverluſt entgegenſetzen; die Anſprüche gegen den Aus— 
ſteller und ſeinen Avaliſten verjähren in drei Jahren vom Verfalltag; 
von einem eigenen Wechſel können nicht mehrere Exemplare ausgefertigt 
werden; der eigene Wechſel an eigene Order iſt ungültig; 

2. für eigene Wechſel, die eine beſtimmte Zeit nach Sicht zahlbar 
ſind, läuft dieſe Friſt vom Tage des auf dem Wechſel gegebenen und 
unterzeichneten Sichtvermerks des Ausſtellers. Die Weigerung des 
Ausſtellers, den Sichtvermerk zu geben oder ihn zu datieren, iſt durch 
einen Proteſt feſtzuſtellen; der Tag dieſes Proteſtes begründet den 
Lauf der Sichtfriſt. 


88. Zuſatzbeſtimmung. Das gegenwärtige Geſetz gilt nicht für 
den eigenen Inhaberwechſel. 
Die Konferenz hat außerdem folgende Wünſche ausgeſprochen: 


I. g 
Die Regierung der Niederlande möge nach Ablauf der zur Prüfung 


der vorſtehenden Vorentwürfe eines Abkommens und eines einheitlichen 
Geſetzes notwendigen Friſt eine neue Konferenz einberufen, deren Auf⸗ 
gabe es ſein würde, die endgültige Faſſung des Abkommens und des 
Geſetzes derart feſtzuſtellen, daß das Abkommen auf der Konferenz 
ſelbſt den Bevollmächtigten zur Unterzeichnung vorgelegt werden kann. 


II. 

Die weitere Konferenz würde zugleich auch mit der Beratung 
über die Vereinheitlichung des Scheckrechtes zu betrauen ſein. Es 
wäre erwünſcht, wenn die Regierung der Niederlande zur Erleichterung 
dieſer Beratung dasſelbe Verfahren einſchlagen wollte, das ſie mit ſo 
autem Erfolge bei der Vorbereitung der gegenwärtigen Konferenz 
angewandt hat. 

Geſchehen im Haag, am 25. Juli neunzehnhundertundzehn in 
einer einzigen Ausfertigung, die im Archive der Regierung der Nieder⸗ 
lande hinterlegt bleiben und wovon eine beglaubigte Abſchrift auf 
diplomatiſchem Wege jeder der auf der Konferenz vertretenen Regierungen 
übergeben werden ſoll. 

(Unterſchriften.) 


15) Vgl. Abkommen Artikel 15. 
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Deutſcher Entwurf eines einheitlichen Geſetzes 
über den gezogenen Wechſel 


(wie er in Zuſammenfaſſung der deutſchen Vorſchläge der Haager 
Wechſelrechts-Konferenz vorgelegt war). 


Erſtes Kapitel. 
Ausſtellung des Wechſels. 


1. Der Wechſel muß enthalten: 
1. die Bezeichnung als Wechſel; 

die unbedingte Anweiſung, eine beſtimmte Geldſumme zu 
zahlen; 

. den Namen deſſen, der zahlen ſoll (des Bezogenen); 

„den Namen deſſen, an den gezahlt werden ſoll (des 
Nehmers); 

die Angabe des Zahlungsorts; 

die Angabe des Ortes und des Tages der Ausſtellung; 

„die Unterſchrift des Ausſtellers. 


2. Die Bezeichnung als Wechſel iſt in den Text der Urkunde auf⸗ 
zunehmen. Sie muß in der Sprache ausgedrückt ſein, in der die 
Urkunde ausgeſtellt iſt. 


3. Der Ausſteller kann im Wechſel beſtimmen, daß Zinſen von der 
Wechſelſumme zu entrichten ſind; die Beſtimmung gilt als nicht 
geſchrieben, wenn der Zinsfuß nicht angegeben iſt. 

Die Zinſen laufen, wenn der Ausſteller nicht im Wechſel ein 
anderes beſtimmt hat, vom Tage der Ausſtellung. 


4. Iſt die Wechſelſumme in Buchſtaben und Ziffern ausgedrückt, ſo 
gilt bei Abweichungen die in Buchſtaben ausgedrückte Summe. Iſt 
die Summe mehrmals in Buchſtaben oder mehrmals in Ziffern aus: 
gedrückt, ſo gilt bei Abweichungen die geringere Summe. 


5. Der Ausſteller kann ſich ſelbſt als Bezogenen und ſich ſelbſt als 
Nehmer bezeichnen. 


6. Die Verfallzeit muß für die ganze Wechſelſumme einheitlich ſein. 
Sie kann nur feſtgeſetzt werden: 
1. auf einen beſtimmten Tag; 
2. auf eine beſtimmte Zeit nach dem Tage der ern 
3. auf Sicht; 
4. auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht. 
Uſo⸗Wechſel ſind ungültig. 
Ein Wechſel, in welchem die Verfallzeit nicht angegeben iſt, gilt 
als Sichtwechſel. 


7. Iſt als Verfallzeit der Anfang, die Mitte oder das Ende eines 
Monats bezeichnet, ſo iſt darunter der erſte, der fünfzehnte oder der 
letzte Tag des Monats zu verſtehen. 


8. Ein Wechſel, der mit dem Ablauf einer beſtimmten Friſt nach 
der Ausſtellung oder nach Sicht gezahlt werden ſoll, verfällt: 

1. wenn die Friſt nach Tagen beſtimmt iſt, an dem letzten 
Tage der Friſt; der Tag an dem ſie zu laufen beginnt, 
wird hierbei nicht mitgerechnet; 

2. wenn die Friſt nach Wochen, Monaten oder einem mehrere 
Monate umfaſſenden Zeitraume beſtimmt iſt, an dem Tage 
der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch 
ſeine Benennung oder Zahl dem Tage entſpricht, an dem 
die Friſt zu laufen beginnt; fehlt dieſer Tag in dem 
Zahlungsmonat, ſo tritt der Verfall am letzten Monats⸗ 
tag ein. 

Unter den Ausdrücken „acht Tage“, „fünfzehn Tage“ ſind volle 
acht und fünfzehn Tage zu verſtehen. 

Der Ausdruck „halber Monat“ bedeutet einen Zeitraum von 
fünfzehn Tagen. Iſt der Wechſel nicht nur auf volle Monate geſtellt, 
ſo ſind die vollen Monate zuerſt zu zählen. 


9. Gelten an dem Ausſtellungsort und dem Zahlungsorte ver⸗ 
ſchiedene Zeitrechnungen, ſo iſt das Datum des Verfalltags nach dem 
Kalender des Zahlungsorts zu verſtehen. Verfällt der Wechſel mit 
dem Ablauf einer beſtimmten Friſt nach der Ausſtellung, ſo wird der 
Tag der Ausſtellung nach dem Kalender des Zahlungsorts um⸗ 
gerechnet und hiernach der Verfalltag ermittelt. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit dies nach 
dem Inhalt des Wechſels dem Willen der Beteiligten widerſprechen 
würde. 


10. Als Zahlungsort gilt der bei dem Namen des Bezogenen an: 
gegebene Ort, ſofern der Wechſel keine beſondere Angabe enthält. 
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39. Jahrgang. 


11. Eine Urkunde, der ein weſentliches Erfordernis des Wechſels 
fehlt, iſt kein Wechſel. Die auf eine ſolche Urkunde geſetzten Er⸗ 
klärungen haben keine Wechſelkraft. 


12. Die Einrede, daß ein Wechſelblankett der Vereinbarung zuwider 
ausgefüllt ſei, kann gegen den dritten gutgläubigen Inhaber nicht er⸗ 
hoben werden. 


13. Finden ſich auf einem Wechſel gefälſchte Unterſchriften oder 
Unterſchriften von Perſonen, die eine Wechſelverbindlichkeit nicht ein⸗ 
gehen können, fo hat dies auf die Gültigkeit der übrigen Wechſel⸗ 
verpflichtungen keinen Einfluß. 


14. Wer eine Wechſelerklärung als Vertreter eines anderen ohne 
Vertretungsmacht abgibt, haftet perſönlich in gleicher Weiſe, wie der 
Vertretene haften würde, wenn die Vertretungsmacht beſtanden hätte. 


15. Der Ausſteller haftet für die Annahme und die Zahlung des 
Wechſels. Ein Zuſatz, durch den der Ausſteller die Haftung ablehnt, 
gilt als nicht geſchrieben. 


Zweites Kapitel. 
Indoſſament. 


16. Der Nehmer kann den Wechſel, auch wenn er nicht an Order 
lautet, an einen anderen durch Indoſſament übertragen. 

Hat der Ausſteller durch einen Vermerk im Wechſel die Indoſſierung 
unterſagt, ſo haben das Indoſſament des Nehmers und die weiteren 
Indoſſamente keine wechſelrechtliche Wirkung. 


17. Das Indoſſament muß auf den Wechſel oder ein mit dem Wechſel 
u Blatt gefchrieben und von dem Indoſſanten unterſchrieben 
werden. 


18. Das Indoſſament iſt gültig, auch wenn der Indoſſatar nicht 
bezeichnet iſt oder der Indoſſant nur feinen Namen auf die Rückſeite 
des Wechſels oder auf ein mit dem Wechſel verbundenes Blatt ſchreibt 
(Blankoindoſſament). 


19. Ein Teilindoſſament iſt ungültig. 
Dem Indoſſamente zugefügte Bedingungen gelten als nicht 


geſchrieben. 


20. Durch das Indoſſament gehen alle Rechte aus dem Wechſel auf 
den Indoſſatar über, insbeſondere die Befugnis, den Wechſel weiter 
zu indoſſieren. 


21. Der Wechſel kann auch an einen Wechſelverpflichteten oder an 
den Bezogenen indoſſiert und von ihnen weiter indoſſiert werden. 


22. Der Inhaber eines indoſſierten Wechſels wird durch eine zuſammen⸗ 
hängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten als 
Eigentümer ausgewieſen. Ausgeſtrichene Indoſſamente gelten hierbei 
als nicht geſchrieben. 

Der Zahlende iſt nicht verpflichtet, die Echtheit der Indoſſamente 
zu prüfen. 
23. Iſt der Wechſel mit einem Blankoindoſſament verſehen, ſo kann 
der Inhaber die Rechte aus dem Wechſel geltend machen. Er iſt 
befugt, das Indoſſament auszufüllen; er kann jedoch den Wechſel 
auch ohne Ausfüllung weiter indoſſieren oder ohne Indoſſament 
weiter übertragen. 


24. Dem gehörig ausgewieſenen Inhaber kann der Wechſelverpflichtete 
nur ſolche Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit ſeiner 
Erklärung im Wechſel betreffen oder ſich aus dem Inhalt des Wechſels 
ergeben oder dem Verpflichteten unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen. 


25. Der Indoſſant haftet jedem ſpäteren Inhaber für die Annahme 
und Zahlung des Wechſels. Er kann jedoch die Haftung durch einen 
Vermerk im Indoſſament ausſchließen. 

Hat der Indoſſant durch einen Vermerk im Indoſſamente die 
weitere Übertragung des Wechſels unterſagt, fo haftet er denjenigen 
nicht, an die der Wechſel aus der Hand des Indoſſatars gelangt. 


26. Enthält das Indoſſament den Vermerk „zur Einkaſſierung“, „in 
Prokura“ oder einen anderen Zuſatz, der eine Bevollmächtigung aus⸗ 
drückt, ſo iſt der Indoſſatar befugt, alle Rechte aus dem Wechſel im 
Namen des Indoſſanten geltend zu machen. Er kann den Wechſel 
nicht durch ein Vollindoſſament, ſondern nur durch ein Prokura⸗ 
indoſſament weiter übertragen. 


27. Wer einen Wechſel indoſſiert, nachdem mangels Annahme oder 
wegen Zahlungsunfähigkeit des Bezogenen Proteſt erhoben iſt, haftet 
nur für die Zahlung. 
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Ein Indoſſament, das nach Erhebung des Proteſtes mangels 
Zahlung oder nach Ablauf der Proteſtfriſt auf den Wechſel geſetzt 
wird, bewirkt nur die Abtretung der Rechte des Indoſſanten. Der 
Zahlende iſt jedoch nicht verpflichtet, die Echtheit des Indoſſaments 


zu prüfen. 
Drittes Kapitel. 
Annahme. 


28. Der Inhaber iſt bis zum Verfalle befugt, den Wechſel dem Be⸗ 
zogenen zur Annahme vorzulegen. Die Befugnis kann nicht mit 
wechſelmäßiger Wirkung ausgeſchloſſen werden. Der bloße Beſitz er⸗ 
mächtigt zur Vorlegung. 

Die Vorlegung muß am Wohnort des Bezogenen erfolgen. Als 
Wohnort des Bezogenen gilt der Ort, der im Wechſel bei dem Namen 
des Bezogenen angegeben iſt. 


29. Der Ausſteller eines Wechſels, in welchem ein von dem Wohnort 
des Bezogenen verſchiedener Zahlungsort angegeben iſt, kann vor⸗ 
ſchreiben, daß der Wechſel zur Annahme vorgelegt werde. Er kann 
155 vorſchreiben, daß die Vorlegung binnen einer beſtimmten Friſt 
erfolge. 
Wird die Vorſchriſt nicht beachtet, ſo erliſcht die Verbindlichkeit 
des Ausſtellers und der Indoſſanten. | 


30. Ein Wechſel, der auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lautet, muß 
binnen einer Friſt von ſechs Monaten nach der Ausſtellung zur An⸗ 
nahme vorgelegt werden; der Ausſteller iſt berechtigt, im Wechſel eine 
andere Friſt zu beſtimmen. Wird die Vorlegungsfriſt verſäumt, ſo 
erliſcht die Verbindlichkeit des Ausſtellers und der Indoſſanten. Iſt 
in einem Indoſſament eine beſondere Vorlegungsfriſt angegeben, ſo 
erliſcht, wenn ſie verſäumt wird, die Verbindlichkeit des Indoſſanten. 


31. Die Annahme kann nur an einem Werktag gefordert werden. 

Endigt die Friſt, innerhalb deren der Wechſel zur Annahme vor⸗ 
zulegen iſt, an einem Sonntag oder einem allgemeinen Feiertage, ſo 
kann die Vorlegung noch am nächſten Werktag erfolgen. 


32. Gelten bei einem Wechſel, der auf eine beſtimmte Friſt nach 
Sicht lautet, an dem Orte der Ausſtellung und dem Orte der Vor⸗ 
legung verſchiedene Zeitrechnungen, ſo wird der Tag der Ausſtellung 
nach dem Kalender des Vorlegungsorts umgerechnet und hiernach der 
Ablauf der Vorlegungsfriſt ermittelt. N 


33. Die rechtzeitige Vorlegung zur Annahme muß durch ein datiertes 
Akzept oder, wenn der Bezogene die Annahme oder die Datierung 
der Annahme verweigert, durch einen innerhalb der Vorlegungsfriſt 
erhobenen Proteſt feſtgeſtellt werden. Im letzteren Falle gilt der 
Proteſttag als Tag der Vorlegung. 

Wird bei einem Wechſel, der auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht 
lautet, ein Proteſt wegen unterlaſſener Datierung des Akzepts nicht 
erhoben, ſo wird der Verfalltag nach dem letzten Tage der Vor⸗ 
legungsfriſt berechnet. 

34. Die Annahme des Wechſels muß auf dem Wechſel ſchriftlich 
erfolgen. 

Jede auf den Wechſel geſchriebene und von dem Bezogenen 
unterſchriebene Erklärung gilt als unbeſchränkte Annahme, ſofern ſie 
nicht ausdrücklich ausſpricht, daß der Bezogene überhaupt nicht oder 
unter Einſchränkungen annehmen wolle. 

Ebenſo gilt es als unbeſchränkte Annahme, wenn der Bezogene 
ee nur feinen Namen ohne Zuſatz auf die Vorderſeite des Wechſels 
chreibt. 


35. Der Bezogene kann die Annahme auf einen Teil der Wechſel⸗ 
ſumme beſchränken. Andere Einſchränkungen gelten als gänzliche 
Verweigerung der Annahme; der Annehmende haftet jedoch nach dem 
Inhalt ſeiner Erklärung. 


36. Hat der Ausſteller im Wechſel einen von dem Wohnort des 
Bezogenen verſchiedenen Zahlungsort, aber nicht die Perſon angegeben, 
die für den Bezogenen zahlen ſoll, ſo kann der Bezogene bei der An⸗ 
nahme vermerken, durch wen die Zahlung erfolgen ſoll. ö 

Der Bezogene kann, wenn der Wechſel an ſeinem Wohnort 
zahlbar iſt, eine Zahlſtelle bezeichnen. | 
37. Der Akzeptant ift berechtigt, den Annahmevermerk zu ftreichen, 
ſolange er noch nicht den Beſitz des Wechſels aufgegeben oder die 
Annahme ſchriftlich demjenigen mitgeteilt hat, von dem oder für den 
der Wechſel vorgelegt worden iſt. 
88. Der Bezogene wird durch die Annahme verpflichtet, die ans 
genommene Summe bei Verfall zu zahlen. 

Dieſe Verpflichtung beſteht auch gegenüber dem Ausſteller. 
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Biertes Rapitel. 
Zahlung. 


89. Der Inhaber kann die Zahlung des Wechſels am Verfalltag 
verlangen. Iſt der Verfalltag ein Sonntag oder ein allgemeiner 
Feiertag, ſo kann die Zahlung erſt am nächſten Werktag verlangt 
werden. 

Reſpekttage finden nicht ſtatt. 


40. Der Wechſel iſt am Zahlungsorte dem Bezogenen oder, wenn 
er durch einen anderen gezahlt werden ſoll, dieſem zur Zahlung vor⸗ 
zulegen. 

Die Einlieferung eines Wechſels in eine zuſtändige Abrechnungs⸗ 
ſtelle gilt als Vorlegung zur Zahlung. 


41. Wird der Wechſel dem Bezogenen nicht ſpäteſtens am zweiten 
Werktag nach dem Tage, an dem die Zahlung verlangt werden kann, 
vorgelegt, ſo erliſcht die Verpflichtung des Ausſtellers und der In⸗ 
doffanten; zur Erhaltung des Anſpruchs gegen den Akzeptanten bedarf 
es der Vorlegung nicht. 


42. Ein Sichtwechſel muß binnen ſechs Monaten nach der Ausſtellung 
zur Zahlung vorgelegt werden; der Ausſteller iſt berechtigt, im 
Wechſel eine andere Friſt zu beſtimmen. Wird die Friſt verſäumt, 
ſo erliſcht die Verpflichtung des Ausſtellers und der Indoſſanten. 
Iſt in einem Indoſſament eine beſondere Friſt für die Vorlegung 
beſtimmt, ſo erliſcht, wenn ſie verſäumt wird, die Verpflichtung des 
Indoſſanten. 


43. Der Inhaber iſt nicht verpflichtet, die Zahlung des Wechſels von 
dem Bezogenen vor dem Verfall anzunehmen. 

Der Bezogene, der den Wechſel vor dem Verfalle bezahlt, iſt 
demjenigen zum Schadenserſatze verpflichtet, der durch die vorzeitige 
Zahlung verhindert wird, ſein beſſeres Recht auf den Wechſel gegen 
den Inhaber geltend zu machen. 


44. Der Inhaber darf eine Teilzahlung nicht zurückweiſen. 


45. Der Bezogene iſt nur verpflichtet, gegen Aushändigung des 
quittierten Wechſels zu zahlen. 

Hat der Bezogene eine Teilzahlung geleiſtet, ſo kann er verlangen, 
daß die Zahlung auf dem Wechſel abgeſchrieben und ihm Quittung 
erteilt wird. 


46. Lautet der Wechſel auf eine Währung, die am Zahlungsorte 
keine Geltung hat, ſo kann die Wechſelſumme nach ihrem Werte zur 
Verfallzeit in der Landeswährung gezahlt werden. Für die Umrechnung 
iſt der letzte feſtgeſtellte Sichtwechſelkurs maßgebend. Der Ausſteller 
kann jedoch im Wechſel beſtimmen, daß die Zahlung in der von ihm 
bezeichneten Währung zu erfolgen hat. 

Ein Wechſel, in welchem der Umrechnungskurs von dem Ausſteller 
oder nach ſeiner im Wechſel gegebenen Anweiſung von einem Indoſſanten 
beſtimmt iſt, muß nach dieſem Kurſe in der Landesmünze bezahlt 
werden. 


47. Wird der Wechſel nicht vorgelegt, ſo kann der Akzeptant nach 
Ablauf der für die Vorlegung zur Zahlung beſtimmten Friſt die 
Wechſelſumme auf Gefahr und Koſten des Inhabers bei der zuſtändigen 
Behörde hinterlegen. N 


Fünftes Kapitel. 
Regreß. 


48. Der Inhaber kann gegen den Ausſteller und die Indoſſanten 
Regreß nehmen, ſoweit der Bezogene die Annahme oder die Zahlung 
des Wechſels verweigert hat. 

Der Regreß ſteht dem Inhaber auch wegen Zahlungsunfähigkeit 
des Bezogenen zu; der Wechſel muß in dieſem Falle dem Bezogenen 
vorher zur Zahlung vorgelegt werden. 


49. Um den Negreß ausüben zu können, muß der Inhaber durch einen 
Proteſt feſtſtellen, daß der Wechſel rechtzeitig vorgelegt und die An⸗ 
nahme oder die Zahlung nicht bewirkt worden iſt. 

Der Proteſt muß innerhalb derſelben Friſt erhoben werden, die 
für die Vorlegung des Wechſels maßgebend iſt. 


50. Kann infolge allgemeiner Notſtände, die an dem Orte beſtehen, 
an dem der Wechſel vorzulegen oder der Proteſt zu erheben iſt, die 
Handlung innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nicht vorgenommen 
werden, ſo wird die Friſt ſo weit erſtreckt, als es nötig iſt, um nach 
dem Aufhören des Notſtandes die Handlung nachzuholen. 
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51. Hat der Ausſteller oder ein Indoſſant durch einen ſeiner Er⸗ 
klärung beigefügten Vermerk die Erhebung des Proteſtes erlaſſen, ſo 
bleibt der Inhaber verpflichtet, den Wechſel rechtzeitig vorzulegen. 
Dem Wechſelverpflichteten, der den Vermerk beigefügt hat, liegt der 
Beweis ob, daß jene Pflicht verſäumt iſt. 

Von der Pflicht zum Erſatze der Proteſtkoſten entbindet der 
Vermerk nicht. 


52. Sind die Vorausſetzungen eines Regreſſes gegeben, ſo iſt der 
Inhaber des Wechſels verpflichtet, ſeinen unmittelbaren Vormann 
ſchriftlich davon zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung muß binnen 
zwei Tagen nach der Proteſterhebung, im Falle des Proteſterlaſſes 
binnen zwei Tagen nach der Vorlegung des Wechſels erfolgen. Der 
benachrichtigte Vormann muß binnen zwei Tagen nach Empfang der 
Nachricht ſeinen nächſten Vormann in gleicher Weiſe benachrichtigen. 

Hat ein Indoſſant den Wechſel ohne Ortsangabe weiter begeben, 
ſo iſt ſein Vormann zu benachrichtigen. 

Der Inhaber oder Indoſſant, der die Benachrichtigung unterläßt 
oder von der vorgeſchriebenen Reihenfolge abweicht, iſt zum Erſatze 
des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. 


53. Der Regreßnehmer kann den Nachweis, daß er den Vormann 
rechtzeitig ſchriftlich benachrichtigt hat, durch ein Poſtatteſt führen, 
aus dem ſich ergibt, an welchem Tage er einen Brief an den Vor⸗ 
mann abgeſandt hat. 

Ein Indoſſant kann in gleicher Weiſe den Nachweis führen, an 
welchem Tage er die Benachrichtigung von ſeinem Nachmann er⸗ 
halten hat. 


54. Der Inhaber, der die Annahme oder die Zahlung vom Be⸗ 
zogenen nicht erlangt hat, kann verlangen: 
1. die nicht angenommene oder nicht gezahlte Wechſelſumme; 
2. die Proteſtkoſten und anderen Auslagen; 
3. eine Proviſion von ein Sechſtel vom Hundert. 


Wird der Regreß vor dem Verfalle des Wechſels genommen, 
ſo werden von der Wechſelſumme Zwiſchenzinſen für die Zeit bis 
zum Verfalltag abgezogen. Der Abzug iſt nach Wahl des Inhabers 
auf Grund des Bankdiskonts oder des Privatdiskonts zu berechnen, 
der am Tage der Regreßnahme am Wohnort des Inhabers beſteht. 

Wird der Regreß nach dem Verfalle des Wechſels genommen, 
ſo treten der Wechſelſumme Zinſen vom Verfalltag hinzu. Die Höhe 
der Zinſen richtet ſich nach den am Wohnſitz des Regreßpflichtigen 
geltenden Vorſchriften. 

Sind nach dem Inhalt des Wechſels Zinſen zu zahlen, ſo kann 
der Inhaber verlangen, daß dieſe Zinſen entrichtet werden; die Vor⸗ 
ſchriften der Abſ. 2, 3 finden in dieſem Falle keine Anwendung. 


55. Der Indoſſant, der den Wechſel eingelöſt hat, kann von dem 
Ausſteller und den früheren Indoſſanten verlangen: 

1. die gezahlte Regreßſumme nebſt Zinſen vom Tage der 

Einlöſung; 
2. den Betrag ſeiner Auslagen; 
3. eine Proviſion von ein Sechſtel vom Hundert. 
Die Höhe der Zinſen richtet ſich nach den am Wohnſitz des 

Regreßpflichtigen geltenden Vorſchriften. 


56. Der Regreßpflichtige iſt nur gegen Aushändigung des Wechſels, 
des Proteſtes und einer quittierten Rückrechnung zur Zahlung ver⸗ 


pflichtet. 


Wird der Regreß genommen, weil ein Teil der Wechſelſumme 
nicht angenommen iſt, ſo kann der Regreßpflichtige nur verlangen, 
daß die Zahlung dieſes Teiles auf dem Wechſel abgeſchrieben und 
ihm Quittung gegeben werde. Der Inhaber muß ihm eine beglaubigte 
Abſchrift des Wechſels und des Proteſtes erteilen. Für den weiteren 
Regreß treten dieſe Abſchriften an die Stelle des Wechſels und des 
Proteſtes. 


57. Der Regreßnehmer iſt berechtigt, über den Betrag ſeiner Forde⸗ 
rung einen auf Sicht geſtellten Rückwechſel unmittelbar auf den Regreß⸗ 
pflichtigen zu ziehen. Der Forderung treten in dieſem Falle die 
Maklergebühren für die Begebung des Rückwechſels und etwaige 
Stempelgebühren hinzu. 

Die Höhe der Rückwechſelſumme iſt, wenn der Inhaber Regreß 
nimmt, nach demjenigen Kurſe zu berechnen, den ein vom Zahlungsort 
auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener Sichtwechſel hat; 
nimmt ein Indoſſant, der den Wechſel eingelöft hat, Negreß, fo iſt 
der Wechſelkurs für einen vom Wohnort des Regreßnehmers auf den 
Wohnort des Regreßpflichtigen gezogenen Sichtwechſel maßgebend. 
Der Kurs iſt auf Verlangen des Regreßpflichtigen durch einen amt: 


39. Jahrgang. 
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lichen Kurszettel oder die Beſcheinigung eines vereidigten Kursmaklers 
oder, wenn dieſe nicht zu beſchaffen ſind, durch eine Beſcheinigung 
zweier Kaufleute nachzuweiſen. 


58. Jeder Indoſſant, der einen ſeiner Nachmänner befriedigt hat, 
kann ſein eigenes Indoſſament und die ſeiner Nachmänner ausſtreichen. 


59. Jeder Wechſelverpflichtete hat, wenn die Vorausſetzungen des 
Regreſſes gegen ihn gegeben ſind, das Recht, gegen Zahlung der 
Regreßſumme die Auslieferung des quittierten Wechſels und des 
Proteſtes von dem Inhaber zu fordern. 

Liegen die Vorausſetzungen des Regreſſes nur wegen eines nicht 
angenommenen Teiles der Wechſelſumme vor, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des Artikel 56 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. Der Ber: 
pflichtete kann jedoch die Auslieferung des Wechſels und des Proteſtes 
verlangen, wenn er außer der Regreßſumme den Betrag des an⸗ 
genommenen Teiles der Wechſelſumme nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Artikel 54 Abſ. 2 bis 4 zahlt. 


Sechſtes Kapitel. 
Geſamthaftung der Wechſel verpflichteten. 


60. Mehrere Wechſelverpflichtete haften als Geſamtſchuldner. Der 
Wechſelinhaber kann ſich an einige oder einen einzelnen halten, ohne 
dadurch ſeine Rechte gegen die nicht in Anſpruch genommenen Ver⸗ 
pflichteten zu verlieren. Er iſt an die Reihenfolge der Indoſſamente 
nicht gebunden. 

Die Geſamthaftung erſtreckt ſich auf alles, was der Inhaber 
wegen Nichterfüllung der Wechſelverbindlichkeit zu fordern hat. 


61. Wer eine Wechſelerklärung mitunterzeichnet (Avaliſt), haftet nach 
dem Inhalt der Erklärung wechſelmäßig. 

Schreibt der Avaliſt nur ſeinen Namen auf die Vorderſeite des 
Wechſels, und iſt zweifelhaft, welche Erklärung er hat mitunterzeichnen 
wollen, ſo gilt die Erklärung des Ausſtellers als mitunterzeichnet. 

Der Avaliſt kann ſeine Haftung auf einen Teil der Schuld be⸗ 


ſchränken. 
Siebentes Kapitel. 
Ehrenannahme. 


62. Iſt mangels Annahme oder wegen Zahlungsunfähigkeit des 

Bezogenen Proteſt erhoben worden, ſo kann der Wechſel bis zum 

Verfalle zu Ehren eines Wechſelverpflichteten angenommen werden. 
Zu Ehren des Akzeptanten kann die Annahme nicht erfolgen. 


63. Der Inhaber iſt nicht verpflichtet, eine Ehrenannahme zuzulaſſen. 


64. Die Ehrenannahme muß auf den Wechſel geſchrieben und von 
dem Ehrenakzeptanten unterſchrieben werden. Sie ſoll den Wechſel⸗ 
ſchuldner bezeichnen, zu deſſen Ehren der Wechſel angenommen wird 
(den Honoraten). Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der Ausſteller als 
Honorat. 


65. Der Ehrenakzeptant iſt verpflichtet, den Honoraten binnen zwei 
Tagen von der Ehrenannahme ſchriftlich zu benachrichtigen. Der 
Honorat ſowie jeder benachrichtigte Vormann muß binnen zwei Tagen 
nach Empfang der Nachricht ſeinen Vormann weiter benachrichtigen. 
g Die Vorſchriften des Artikel 52 Abſ. 2, 3 und des Artikel 53 
finden entſprechende Anwendung. 


66. Der Ehrenakzeptant wird durch die Annahme den Nachmännern 
des Honoraten zur Zahlung des Wechſels verpflichtet. Dieſe Ver⸗ 
bindlichkeit erliſcht, wenn bis zum Ablauf der Proteſtfriſt nicht der 
mangels Zahlung proteſtierte Wechſel dem Ehrenakzeptanten zur Ehren⸗ 
zahlung vorgelegt und dies durch Proteſt feſtgeſtellt wird. 


67. Der Honorat und ſeine Vormänner ſind berechtigt, gegen Zahlung 
der Regreßſumme die Auslieferung des quittierten Wechſels und des 
Proteſtes von dem Inhaber zu verlangen. Auf Grund des quittierten 
Wechſels und des Proteſtes ſteht dem Honoraten und ſeinen Vor⸗ 
männern der Regreß zu. 

Iſt ein Teil der Wechſelſumme nicht angenommen, ſo 8 die 
Vorſchriften des Artikel 56 Abſ. 2 und des Artikel 59 Abſ. 2 Satz 2 
entſprechende Anwendung. 


Achtes Rapitel. 
Ehren zahlung. 
68. Iſt mangels Annahme, wegen Zahlungsunfähigkeit des Be⸗ 
zogenen oder mangels Zahlung Proteſt erhoben worden, ſo kann der 
Wechſel innerhalb der Proteſtfriſt zu Ehren eines Wechſelverpflichteten 
bezahlt werden. 
Zu Ehren des Akzeptanten kann die Zahlung nicht erfolgen. 


69. Weiſt der Inhaber eine ihm rechtzeitig angebotene volle Ehren⸗ 
zahlung zurück, ſo verliert er den Regreß gegen die Nachmänner des 
Honoraten. 


70. Der Ausſteller ſowie jeder Indoſſant kann für den Fall, daß der 
Bezogene die Annahme oder die Zahlung nicht bewirkt, im Wechſel 
einen anderen benennen, dem der Wechſel zur Ehrenzahlung vorgelegt 
werden ſoll (Notadreſſe). 


71. Enthält der Wechſel Notadreſſen oder ein Ehrenakzept, die auf 
den Zahlungsort lauten, ſo muß der Inhaber den Wechſel rechtzeitig 
den Notadreſſaten und dem Ehrenakzeptanten zur Ehrenzahlung vor⸗ 
legen. Unterläßt er dies, fo verliert er den Regreß gegen die Nach⸗ 
männer des Adreſſanten oder des Honoraten. 


72. Dem Ehrenzahler muß der Wechſel und der Proteſt gegen 
Zahlung der vollen Regreßſumme ausgehändigt werden. Der Inhaber 
iſt verpflichtet, über die Ehrenzahlung auf dem Werhfel eine Quittung 
auszuſtellen, die den Namen des Ehrenzahlers und des von dieſem 
bezeichneten Honoraten enthält. Iſt der Name des Honoraten aus 
der Quittung nicht erſichtlich, ſo gilt der Ausſteller als Honorat. 


73. Durch die Ehrenzahlung werden die Nachmänner des Honoraten 
frei; der Ehrenzahler erhält die Rechte eines Indoſſanten, der den 
Wechſel eingelöſt hat. 


74. Verweigert im Falle des Artikel 71 ein Notadreſſat oder ein 
Ehrenakzeptant die Ehrenzahlung, ſo muß dies zur Wahrung des 
Regreßrechts gegen die Nachmänner des Adreſſanten oder des Honoraten 
durch einen innerhalb der Proteſtfriſt erhobenen Proteſt feſtgeſtellt 
werden. 


75. Wer eine Ehrenzahlung leiſtet, obgleich aus dem Wechſel oder 
dem Proteſt erſichtlich war, daß ein anderer, deſſen Zahlung eine 
größere Zahl von Wechſelſchuldnern befreit hätte, den Wechſel ein⸗ 
zulöſen bereit war, hat keinen Regreß gegen diejenigen Indoſſanten, 
die durch die Ehrenzahlung des anderen befreit worden wären. 


Neuntes Kapitel. 
Vervielfältigung des Wechſels. 


76. Der Ausſteller hat dem Nehmer auf Verlangen mehrere Exemplare 
des Wechſels zu übergeben. 

Die Exemplare müſſen gleichlauten und im Text als Prima, 
Sekunda, Tertia uſw. bezeichnet ſein; fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt 
jedes Exemplar als beſonderer Wechſel. 


77. Auch der Indoſſatar kann weitere Exemplare des Wechſels ver⸗ 
langen. Er muß ſich hierzu an ſeinen unmittelbaren Vormann 
wenden, der wieder an ſeinen Vormann zurückgehen muß, bis die An⸗ 
forderung an den Ausſteller gelangt. 

Jeder Indoſſatar kann von ſeinem Vormann verlangen, daß die 
Indoſſamente auf allen Exemplaren wiederholt werden. 


78. Wird ein Exemplar des Wechſels bezahlt, ſo erlöfchen die Rechte 
aus den anderen Exemplaren. 

Hat jedoch ein Indoſſant die einzelnen Exemplare an verſchiedene 
Perſonen indoſſiert, ſo bleiben die Rechte aus den bei der Zahlung 
nicht zurückgegebenen Exemplaren gegen den Indoſſanten und ſeine 
Nachmänner beſtehen. 

Ebenſo bleiben die Rechte gegen den Bezogenen beſtehen, der ein 
nicht zurückgegebenes Exemplar angenommen hat. 


79. Werden dem Regreßpflichtigen nicht alle Exemplare des Wechſels, 
auf die er ſeine Unterſchrift geſetzt hat, ausgeliefert, ſo iſt er zur 
Zahlung nur verpflichtet, wenn ihm Sicherheit dafür geleiſtet wird, 
daß nicht durch eine Zahlung auf ein anderes Exemplar ſein Regreß⸗ 
recht beeinträchtigt wird. 


80. Wer eines von mehreren Exemplaren eines Wechſels zur An⸗ 
nahme verſandt hat, ſoll auf den übrigen Exemplaren angeben, wer 
das verſandte Exemplar verwahrt. Der Verwahrer iſt verpflichtet, 
das zur Annahme verſandte Exemplar dem gehörig ausgewieſenen 
Inhaber eines anderen Exemplars auszuliefern. 


81. Der Inhaber eines Wechſelexemplars, das den Berwahrungs⸗ 
vermerk trägt, muß, bevor er Regreß nehmen kann, durch einen Proteſt 
feſtſtellen laſſen, daß das zur Annahme verſandte Exemplar ihm vom 
Verwahrer nicht 5 und auf ſein Exemplar die verlangte 
Leiſtung verweigert worden iſt. 

82. Jeder Inhaber eines Wechſels iſt befugt, Kopien des Wechſels 
herzuſtellen. 
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Die Kopie muß eine Abfchrift des Wechſels und der darauf 
befindlichen Indoſſamente und Vermerke enthalten und angeben, wie 
weit die Abſchrift reicht. 


83. Die Kopie kann in der gleichen Form wie ein Wechſel indoſſiert 
werden. Ein ſolches Indoſſament verpflichtet den Srbojlanten, wie 
wenn es auf dem Wechſel ſtünde. 

Auf die Kopie kann auch eine Notadreſſe geſetzt werden. 


84. Wer den Wechſel zur Annahme verſandt hat, ſoll auf der Kopie 
angeben, wer den Wechſel verwahrt. 

Der Inhaber einer Kopie kann von dem Verwahrer die Heraus⸗ 
gabe verlangen, wenn er fi durch Originalindoſſament gehörig 
ausweiſt. 


85. Der gehörig ausgewieſene Inhaber einer Kopie, dem der Wechſel 
von dem Verwahrer nicht ausgeliefert wird, kann, nachdem er dies 
durch einen Proteſt hat feſtſtellen laſſen, Regreß gegen diejenigen 
Indoſſanten nehmen, deren Originalindoſſamente ſich auf der Kopie 


befinden. 
Zehntes Kapitel. 
Abhauden gekommene Wechſel. 


86. Iſt ein Wechſel abhanden gekommen, ſo iſt der gehörig aus⸗ 
gewieſene Inhaber zur Herausgabe nur verpflichtet, wenn er den 
Wechſel im böſen Glauben erworben hat oder wenn ihm bei der 
Erwerbung eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


87. Ein abhanden gekommener Wechſel kann durch das für den 
Zahlungsort zuſtändige Gericht im Aufgebotsverfahren für kraftlos 
erklärt werden, wenn der Verluſt glaubhaft gemacht worden iſt. 

Nach Einleitung des Verfahrens kann der Eigentümer bei Fällig⸗ 
keit des Wechſels von dem Akzeptanten Zahlung verlangen, wenn er 
bis zur Kraftloserklärung Sicherheit beſtellt. 


88. Nach der Kraftloserklärung können aus der Wechſelurkunde ſelbſt 
Rechte nicht mehr geltend gemacht werden. Derjenige, zu deſſen 
Gunſten der Wechſel für kraftlos erklärt iſt, hat gegen den Ausſteller 
und den Akzeptanten die Rechte, die ihm zuſtehen würden, wenn er 
noch im Beſitze des Wechſels wäre. 


Elſtes Kapitel. 
Verjährung der Wechſelrechte. 


89. Der Anſpruch gegen den Akzeptanten verjährt in drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Verfalltag des Wechſels. 


90. Der Regreß gegen die Indoſſanten und den Ausſteller verjährt 
in ſechs Monaten. 

Die Verjährung des Regreßanſpruchs des Inhabers beginnt mit 
dem Verfalltag, wenn jedoch Proteſt mangels Zahlung erhoben iſt, 
mit dem Tage des Proteſtes. 

Die Verjährung des Regreßanſpruchs des Indoſſanten, der den 
Wechſel eingelöſt hat, beginnt mit dem Tage der Zahlung, wenn 
jedoch vor der Zahlung Klage gegen den Indoſſanten erhoben war, 
mit dem Tage der Klageerhebung. 

Der Tag, der für den Beginn der Verjährungsfriſt maßgebend 
iſt, wird bei der Berechnung der Friſt nicht mitgerechnet. 


91. Die Verjährung wird nur durch Klageerhebung, durch Streit⸗ 
verkündung ſeitens des Beklagten und durch Anmeldung des An⸗ 
ſpruchs im Konkurs unterbrochen. 


Zwölftes Kapitel. 
Juternationales Privatrecht. 


92. Die Fähigkeit, ſich durch eine Wechſelerklärung zu verpflichten, 
wird nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem der Ausſteller der 
Erklärung angehört. Eine Erklärung, deren Ausſteller nach den 
Geſetzen ſeines Staates nicht wechſelfähig iſt, verpflichtet jedoch den 
Erklärenden, wenn ſie in einem Staate abgegeben wird, nach deſſen 
Geſetzen der Erklärende wechſelfähig ſein würde. 


93. Für die Form des Proteſtes und der übrigen zur Ausübung 
oder Erhaltung des Wechſelrechts erforderlichen Handlungen ſind die 
Geſetze des Staates maßgebend, wo der Proteſt zu erheben oder die 
Handlung vorzunehmen iſt. 

Nach den Geſetzen dieſes Staates beſtimmt ſich ferner, zu welcher 
Tageszeit und an welcher Ortlichkeit der Proteſt zu erheben oder die 
Handlung vorzunehmen iſt. 
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V. Tagung deutſcher Berufsvormünder. 


Im Vordergrund der V. Tagung deutſcher Berufs- 
vormünder in Berlin ſtanden Vorträge und Beſprechungen 
über die Bedeutung der Verufsvormundſchaft im Kampfe gegen 
die Säuglingsſterblichkeit, für die Trinkerfürſorge und die 
Fürſorgeerziehung. Die Tagung war veranſtaltet vom Archiv 
deutſcher Berufsvormünder, als deſſen beſondere Aufgaben von 
dem Vorſitzenden Profeſſor Dr. Klumker⸗Frankfurt a. M. 
hervorgehoben wurden: Erleichterung der Rechtsverfolgung gegen 
Väter unehelicher Kinder im Auslande, Ausdehnung des Rechts⸗ 
ſchutzes über uneheliche deutſche Kinder im Auslande und 
ausländiſche Kinder in Deutſchland, ſowie Verbreitung und 
Ausbau des Inſtituts der Berufsvormundſchaft und deſſen 
engere Verbindung mit Organiſationen, die gleiche Ziele ver⸗ 
folgen. 

Zum Thema „Berufsvormundſchaft und Säuglings— 
ſterblichkeit“ führte Stadtrat Dr. Köhler-Leipzig aus: Der 
Berufsvormund ſorge in beſſerer Weiſe als der Einzelvormund 
für die Beſchaffung des Unterhalts des Säuglings — ſchon 
das Beſtehen einer energiſch geſührten Berufsvormundſchaft 
veranlaſſe häufig die Väter, freiwillig Unterhalt zu zahlen —, 
für die ſachgemäße Verwendung der Unterhaltsbeträge, für 
ordnungsmäßige Pflege des Säuglings durch Nachweis geeigneter 
Pflegeſtellen, durch Beratung der Mutter und Überwachung des 
Säuglings mit Hilfe geſchulter Pflegerinnen und Kinderärzte. 
Zu vermeiden ſei das Nebeneinander mehrerer Auſſichtsſtellen 
für Kinderfürſorge mit beſonderen Organen, zu erſtreben ſyſte⸗ 
matiſche Vereinigung aller die Säuglingsfürſorge betreffender 
Beſtrebungen und Einführung der geſetzlichen Vormundſchaft über 
alle unehelichen Kinder, alſo auch über die nicht der öffentlichen 
Armenpflege zur Laſt fallenden (vgl. Art. 78 Pr AG BGB.). 


Vom Standpunkt des Arztes aus ſprach zu dem Thema 
Profeſſor Dr. Keller⸗Charlottenburg. Die Berufsvormundſchaft 
ſei ein notwendiges Glied in der Kette der Einrichtungen zur 
Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit. Sie trete bei Sicherung 
der finanziellen Grundlage und bei der Überwachung des Säug⸗ 
lings in den Vordergrund. In den großen Städten müſſe 
allerdings der Schwerpunkt der Säuglingsfürſorge bei den 
Pflegerinnen und Helferinnen des Berufsvormundes liegen, da 
ſonſt die Gefahr einer ſchematiſchen Behandlung des einzelnen 
Falles beſtehe. Nicht um die Mütter, die in die Fürſorgeſtellen 
kämen, müſſe man ſich beſonders bemühen, ſondern um die, die 
keinen Rat und Hilfe haben wollten. Auch ſeien nicht die 
Kinder in Pflegeſtellen die gefährdeten, da für die Ziehmutter 
das Kind den Gegenſtand eines Erwerbes darſtelle, ſondern die 
bei der Mutter oder mit ihr anderweit untergebrachten Kinder. 
Der Berufsvormund müſſe den Arzt im Kampfe gegen Nach⸗ 
läſſigkeit und Unverſtand der unehelichen Mutter moraliſch 
unterſtützen. Gegenüber den Zweifeln des Vortragenden, ob 
hierbei die dem Berufsvormund gegebenen geſetzlichen Handhaben 
ausreichten und ob die Anrufung des Vormundſchaftsrichters 
nicht leicht ſchädliche Verzögerungen im Gefolge hätte, wurde 
in der Beſprechung betont, daß die notwendigen Maßregeln, 
wenn Berufsvormund und Vormundſchaftsrichter Hand in Hand 
arbeiteten, ſtets in kürzeſter Zeit ergriffen werden könnten. 
Über die Frage, ob die Überwachung beſſer einer beſtimmten 
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Pflegerin über beſtimmte Kinder zu übertragen ſei, um zwiſchen 
beiden ein perſönliches Band zu knüpfen, oder ob einer Pflegerin 
alle Kinder eines Bezirks zu unterſtellen ſeien, waren die 
Meinungen geteilt. Übereinſtimmung herrſchte dagegen darüber, 
daß dem Kinderarzt bei der Überwachung, der Beratung der 
Mütter und der Pflegerinnen eine überragende Stellung ein⸗ 
zuräumen ſei, ferner daß die geſetzliche Vormundſchaft auf alle 
unehelichen Kinder ausgedehnt werden müſſe. Von einer Seite 
wurde hervorgehoben, daß nach Anwendung von § 361 Ziff. 10 
StGB. in zahlreichen Fällen die Väter unehelicher Kinder 
freiwillig gezahlt hätten; da die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung 
auf den außerehelichen Schwängerer aber beſtritten ſei, ſo ſei 
die neue Faſſung im Vorentwurf eines StGB. — Ernährungs⸗ 
ſtatt Unterhaltspflicht —, durch die jeder Zweifel ausgeſchloſſen 
werde, zu begrüßen. — 

In dem Vortrage des Dr. Polligkeit- Frankfurt a. M. 
über Berufsvormundſchaft und Trinkerfürſorge wurde 
gefordert, als Vormünder von Trinkern nur ſolche Perſonen 
zu beſtellen, die Sachkunde in der Behandlung von Trinkern 
mit der Eigenſchaft ſteter Hilfsbereitſchaft in ſich vereinigen, 
und hervorgehoben, daß die Errichtung von Berufsvormund⸗ 
ſchaften für Trinker in der Form der Sammelvormundſchaft 
eine wertvolle Ergänzung der Einzelbevormundung und eine 
a Vervollkommnung der organifierten Trinkerfürſorge 
ildet. — 

Über Berufsvormundſchaft und Fürſorgeerziehung 
ſprach Magiſtratsaſſeſſor Dr. Alexander-Berlin. Er führte 
aus: Die Fürſorgeerziehung ſei deshalb ſo unpopulär, weil 
dem Zögling die geſetzliche Vertretung faſt gänzlich fehle; denn 
nach Anordnung der Fürſorgeerziehung ſei der geſetzliche Ver⸗ 
treter von der Mitwirkung bei der Erziehung ausgeſchaltet. 
Deshalb kümmere er ſich zumeiſt auch nicht weiter um den 
Zögling, wo er dies aber tue, gerate er leicht mit der Er⸗ 
ziehungsbehörde in Streitigkeiten, da dieſe jede Einmiſchung 
als läſtig empfinden müſſe. Dieſem Mangel könnte nur dadurch 
abgeholfen werden, daß die geſetzliche Vertretung, und zwar bei 
allen der Fürſorgeerziehung Uberwieſenen, einem Berufsvormund 
geſetzlich übertragen und daß als Berufsvormund ein Organ der 
Fürſorgeerziehungsbehörde gewählt würde, da nur ein ſolches 
die Rechte des geſetzlichen Vertreters auch tatſächlich ausüben 
könnte. Dieſe Regelung hätte den weiteren Vorteil, daß der 
Zögling nach ſeiner Entlaſſung unter der Aufſicht der Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde bliebe. — 

In der anſchließenden Beſprechung wurde der Wunſch 
laut, alle Formen der öffentlichen Erziehung von Kindern unter 
die Berufsvormundſchaft zu bringen, dieſe ſomit zum Mittelpunkt 
der Jugendfürſorge zu machen, und die Berufsvormundſchaft den 
Kommunen zu übertragen. Demgegenüber wurde auf Grund 
der in Sachſen geſammelten Erfahrungen vor einer Überſchätzung 
des Wertes der Berufsvormundſchaft für die Fürſorgeerziehung 
gewarnt und von anderer Seite darauf hingewieſen, daß eine 
derartige Regelung für die kleinen Städte und Landgemeinden 
nur nachteilig ſein könnte; denn nur ein großer, kapitalkräftiger 
Verband, wie es die Provinz ſei, könnte die mit großen Koſten 
verbundenen, vielſeitigen Aufgaben der Fürſorgeerziehung erfüllen. 

Berichte Über die Tätigkeit verſchiedener Vereinsvormund⸗ 
ſchaften beſchloſſen die Tagung, die außerdem noch Gelegenheit 
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bot, mehrere der Kinderfürſorge dienende ſtädtiſche und provinzielle 
Anſtalten zu beſichtigen. 

Die Berufsvormundſchaft iſt, dieſen Eindruck wird jeder 
Teilnehmer der Tagung gehabt haben, ein wichtiges Glied in 
der Kette der Einrichtungen für Jugendfürſorge beſonders in 
den großen Städten. In den kleineren Städten und auf dem 
Lande, wo der Vormundſchaftsrichter den einzelnen Vormund 
genauer überwachen und beraten kann, wird ſie im allgemeinen 
entbehrlich ſein. Je größer aber der Umfang der Tätigkeit des 
Berufsvormundes iſt, deſto mehr wird er ſich davor hüten 
müſſen, auf Grund der Berichte ſeiner Hilfsorgane in den 
meiſten Fällen bureaukratiſch, vom grünen Tiſch aus, ſelbſt 
entſcheiden zu wollen, in deſto größerem Umfang wird er die 
Verantwortung und Entſcheidung den Helferinnen übertragen 
und ſich nur die Entſcheidung in den wichtigſten Fragen, die 
Wahrung der Einheitlichkeit in der Tätigkeit ſeiner Organe, 
die Oberaufſicht angelegen ſein laſſen müſſen. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Verlin. 


Angültigkeit des Verzichts auf künftige Erhebung 
von Kanaliſationsgebühren. 

Ebenſowenig ſteht dieſer Forderung der Gemeinde auf 
Bezahlung der Kanalgebühr das in der Verhandlung vom 
6. April 1896 getroffene Abkommen entgegen; denn die Anſicht 
des Vorderrichters, daß die Gemeinde durch dieſes Abkommen 
auf die Erhebung einer Gebühr von mehr als 50 & für die 
Zukunft auf Grund eines neuen Ortsrechts in bindender Weiſe 
verzichtet habe, iſt irrig, da eine Gemeinde ſich nicht mit 
bindender Wirkung verpflichten kann, von ihrem Rechte zur 
autonomen Neuregelung des Gebührenweſens keinen Gebrauch 
zu machen. Deshalb kommt dieſem Abkommen gegenüber dem 
Statute vom 18. Februar 1907 / 8. Februar 1908 die von dem 
Vorderrichter angenommene öffentlich⸗ rechtliche Wirkung nicht 
zu. Urt. v. 8. April 1910 i. S. J. c. Magiſtrat Schöneberg. 
II C 363/09. Bezirksausſchuß Potsdam. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Die Fortſchritte des Zivilrechts im XIX. Jahr- 
hundert. Ein Überblick über die Entfaltung des Privat⸗ 
rechts in Deutſchland, Oſterreich, Frankreich und der Schweiz. 
Von Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, ord. Profeſſor 
an der Univerſität Jena und akademiſcher Rat am gemein⸗ 
ſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgericht. Erſter Teil, 
die Neuordnung des Verkehrslebens. Berlin, Heymann, 1910. 

Der Verf. will durch ſein großzügig angelegtes Werk 
daran mitarbeiten, dem modernen bürgerlichen Rechte die 
hiſtoriſche Grundlage zu erhalten. In der Erkenntnis, daß 
die hiſtoriſche Arbeit von unten her „aus den Schatten des 

Altertums und des Mittelalters“ zurzeit nicht zureiche, verſucht 
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er von der Gegenwart zurückzubauen. Hierbei beſchränkt der 
Verf. ſich nicht auf das kalendermäßige 19. Jahrhundert, 
ſondern rechnet das preußiſche Landrecht noch hinein in die 
Zeit, auf die er ſeine Betrachtung erſtreckt. Wie der Titel 
ſchon mitteilt, iſt der Überblick nicht auf das Deutſche Recht 
beſchränkt, ſondern erfreulicherweiſe auf die drei wichtigen 
Nachbarſtaaten Oſterreich, die Schweiz und Frankreich erſtreckt. 

Der bisher vorliegende erſte Teil hat die Neuordnung des 
Verkehrslebens zum Gegenſtande; er iſt in die beiden Abſchnitte 
zerlegt, die Anerkennung der freien Perſönlichkeit (Bewegungs⸗ 
freiheit des einzelnen: Gewerbe⸗ und Handelsfreiheit, Vertrags⸗ 
freiheit; Beſeitigung der alten Zinsſchranken uſw. uſw.) und die 
Schranken der Perſönlichkeit (Anerziehung einer tüchtigen Ge⸗ 
ſinnung: Entmündigung wegen Trunkſucht, ſchlechter Vermögens⸗ 
verwaltung; Kampf gegen den liederlichen Ehemann uſw. uſw.). 

Es iſt eine Freude, den Verf. durch ſeine lehrreiche, immer 
auf das Ganze gerichtete, dabei die Einzelheiten nicht ver⸗ 
nachläſſigende Darſtellung der hiſtoriſchen Entwicklung zu 
folgen, ſo, um wenigſtens ein Beiſpiel zu nennen, in dem 
Kapitel über den Schutz der Perſönlichkeit, wo die Entwicklung 
dieſes Schutzes aus der Lehre von dem dommage moral bis 
zu ſeiner Anerkennung als eines Teiles des Perſonenrechts 
dargeſtellt wird. 

Lektüre und Studium dieſes Werkes ſei den Praktikern 
als Mittel einer belehrenden Ausſpannung aus den Mühen 
des Alltags angelegentlichſt empfohlen. 


2. Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 
Erläutert von Friedrich Stein. Zehnte Auflage des von 
L. Gaupp begründeten Kommentars. Erſte Lieferung. 
Tübingen, Mohr 1910. 


In kurzem Zwiſchenraum hat bereits die neue (zehnte) 
Auflage zu erſcheinen begonnen. Es bedarf keiner Empfehlung 
dieſes führenden Kommentars. Mit gewohnter Meiſterſchaft 
hat der Verfaſſer die Ergebniſſe der neuen und neueſten Recht⸗ 
ſprechung und Literatur gewürdigt und verarbeitet. Namentlich 
ſind auch die Entſcheidungen der unteren Gerichte, vielſach auf 
Grundlage der Berichte in unſerer Zeitſchrift herangezogen. 
Das Streben nach knapperer Faſſung dürfte, ſoweit bisher eine 
Schätzung ſchon zuläſſig iſt, ein erhebliches Anſchwellen des 
Werkes vermeidbar gemacht haben. Sehr zu bedauern iſt, daß 
der Verfaſſer ſich immer noch nicht entſchließen kann, die nun⸗ 
mehr doch ſchon als allgemein eingeführt zu erachtende Zitier⸗ 
methode nach den Vorſchlägen des Deutſchen Juriſtentages zu 
verwenden. N. 


Ein Aufſatz von J. v. Pflugk⸗Hartung in der No⸗ 
vembernummer der Zeitſchrift „Der Türmer“ mit der 
Aberſchrift „Recht und Gericht“ bringt Angriffe und 
Schmähungen gegen die deutſche Rechtsanwaltſchaft. 
Der Artikel hat berechtigtes Befremden und Auf— 
regung in der Rechtsanwaltſchaft hervorgerufen, weil 
man bisher nicht gewöhnt war, eine ſo haltloſe ein⸗ 
ſeitige, unwahre und vielfach beleidigende Darſtellung 
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der Verhältniſſe der deutſchen Rechtsanwaltſchaft zu 
leſen. Jeder Berufsſtand, der mit gleicher Urteilsloſig— 
keit und Schmähſucht betrachtet wird, kann in derſelben 
Weiſe herabgezogen werden, wenn unvermeidliche Un⸗ 
vollkommenheiten oder vereinzelte Geſchehniſſe 
ſkrupellos verallgemeinert werden. Zunächſt werden 
wir über die Perſönlichkeit des Verfaſſers und die 
Umſtände, die ihn zu ſeiner Auslaſſung geführt haben, 
weitere Erkundigung einziehen und abwarten, welche 
Erklärung von der Redaktion des „Türmer“ abgegeben 
wird, an die ſich der Vorſtand des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins, wie wir hören, mit einer Vorhaltung wegen 
des Schmähartikels gewandt hat. 


Grundlegende Eutſcheidungen. 


Dem Satze, daß Strafverſprechen nicht ausdehnend aus⸗ 
gelegt werden dürfen, wird in Entſch. Nr. 2 die Berechtigung 
gegenüber der allgemeinen Auslegungsregel des §S 133 BGB. 
abgeſprochen. 

Kuxe ſind nach Entſch. Nr. 3 nicht Waren im Sinne der 
Verjährungsvorſchrift des § 196. 

Der Schadenserſatzanſpruch des betrogenen Käufers, der 
behauptet, daß er ohne den Betrug entweder zu einem an⸗ 
gemeſſenen Preiſe oder überhaupt nicht gekauft haben würde, 
wird unter Berückſichtigung der bisherigen Rechtſprechung in 
Entſch. Nr. 4 behandelt. 

Wird die Unmöglichkeit der Leiſtung aus einem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage durch zwei Umſtände herbeigeführt, von denen 
jede Partei den einen zu vertreten hat, ſo tritt nach Entſch. 
Nr. 8 Kompenſation des Verſchuldens und Anwendbarkeit des 
5 323 BGB. ein. 

Nach Entſch. Nr. 11 genügt es, um Kenntnis des Schuldners 
von der erfolgten Abtretung der Forderung hervorzubringen, 
unter Umſtänden ſchon, wenn der neue Gläubiger ohne Vor⸗ 
legung von Urkunden dem Schuldner glaubwürdig mitteilt, daß 
er die Forderung abgetreten habe. 

Das Mietrecht betreffen die Entſch. Nr. 14 und 15. In 
Entſch. Nr. 14 werden die Gründe erörtert, die den Vermieter 
berechtigen, ſeine Zuſtimmung zu einer Untermiete zu verſagen, 
und ſeine Pflicht, die Gründe, die ihn zur Verſagung ſeiner 
Zuſtimmung veranlaſſen, dem Mieter mitzuteilen. Die Entſch. 
Nr. 15 betrifft die Anſprüche des Vermieters wegen mangel⸗ 
haften Zuſtands der Mieträume bei Vertragsbeendigung. 

Der bloße Tatbeſtand einer nach AnfG. oder KO. anfecht⸗ 
baren Handlung erfüllt noch nicht den Tatbeſtand des § 826 
BGB. Entſch. Nr. 16 erörtert, welche beſonderen Momente hin⸗ 
zukommen müſſen, um neben dem Anfechtungsanſpruch den 
Schadenserſatzanſpruch aus § 826 zu begründen. 

Die Pflicht des im geſetzlichen Güterſtande lebenden Ehe⸗ 
manns, Gerichtskoſtenvorſchüſſe, deren Einzahlung der Ehefrau in 
einem Rechtsſtreite der Ehegatten aufgegeben iſt, zu zahlen, wird 
nach Entſch. Nr. 20 nicht dadurch berührt, daß der . zu⸗ 
ungunſten der Frau erledigt iſt. 
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Beſtellungen 


ernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34 


Vereinsnachrichten. 


Der XIV. Band der Eutſcheidungen des Ehrengerichts⸗ 
hofes für deutſche Rechtsanwälte iſt verſandt worden. Fehl⸗ 
meldungen können nur berückſichtigt werden, wenn dieſelben 
bis zum 15. Dezember cr. an W. Moeſer Buchhandlung, 
Berlin S. 14, gelangen. 

Leipzig, den 23. November 1910. 

Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Erklärung. 
Leipzig, den 28. November 1910. 


In der Monatsſchrift „Der Türmer“ vom November 1910 
iſt ein Aufſatz enthalten „Recht und Gericht“ von J. v. Pflugk⸗ 
Hartung. Dieſer Aufſatz enthält Schmähungen der deutſchen 
Rechtsanwälte, welche in weiten Kreiſen der Rechtsanwaltſchaft 
Befremden und Entrüſtung erregt haben. An den Vorſtand 
des deutſchen Anwaltvereins iſt aus verſchiedenen Teilen des 
Reichs die Anregung gelangt, gegen dieſe Publikation einzu⸗ 
ſchreiten, und es iſt auch die Stellung von Strafanträgen in 
Vorſchlag gebracht worden. Der Vorſtand hat durch Schreiben 
vom 11. November d. J. bei der Redaktion des „Türmer“ 
gegen die Verunglimpfung des deutſchen Anwaltſtandes Ver⸗ 
wahrung eingelegt und hat die Redaktion um Mitteilung erſucht, 
ob ſie den Inhalt des Artikels vertreten zu können glaube, oder 
was ſie zu tun gedenke, um der deutſchen Rechtsanwaltſchaft 
Genugtuung zu verſchaffen. 

Darauf iſt zunächſt die Antwort erteilt worden, daß der 
Redakteur verreiſt ſei und der Brief ihm nachgeſandt worden fei, 
und am 23. November d. J. hat der Redakteur verſprochen, dieſer 
Tage zu antworten. Es iſt aber eine Antwort nicht eingetroffen.“) 

Der Vorſtand iſt geſetzlich nicht legitimiert, wegen der 
vorliegenden Beleidigungen einen Strafantrag zu ſtellen. Es 
muß dem einzelnen Rechtsanwalt überlaſſen bleiben, mit einem 
ſolchen Antrage vorzugehen, wenn er meint, daß dies der Mühe 
lohnt und er dieſen Weg als an ſich empfehlenswert erachtet. 


) Kurz vor Schluß des Blattes ging beim Vorſtande ein 
Telegramm des Redakteurs des „Türmer“ ein, nach welchem er 
erkrankt iſt und die nächſte Nummer des „Türmer“ eine Entgegnung 
auf den Artikel bringen ſoll. 


Die tägliche Erfahrung zeigt uns, daß zahlreiche Perſonen, 
die mit ihren Prozeſſen beim Gericht geſcheitert ſind, nicht ob⸗ 
jektiv genug urteilen, um ihre eigenen Fehler, ihr Unrecht oder 
doch die Zweifelhaftigkeit ihrer Anſprüche einzuſehen, ſondern 
hierfür die Richter und die Rechtsanwälte, ganz beſonders aber 
die letzteren, verantwortlich machen. 

Der Verfaſſer des Artikels hat der Redaktion der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift gegenüber erklärt, daß er nur die Auswüchſe be⸗ 
kämpfe, und hat hinzugefügt: „Es mag manches, vielleicht vieles 
darin unrichtig ſein. Ich glaube aber als 62jähriger Mann, 
der nichts mehr zu gewinnen hat, meine Anſichten offen aus⸗ 
ſprechen zu ſollen.“ 

Die Berechtigung zu einer offenen Erklärung und zu einer 
Bekämpfung von Übelſtänden wird natürlich niemand dem 
Verfaſſer abſprechen wollen. Tatſächlich enthält aber der 
Artikel an vielen Stellen eine Verunglimpfung des ganzen 
Standes der Rechtsanwälte, er ſucht den Anſchein zu er⸗ 
wecken, als ob nicht nur die Fehler einzelner zu bemerken 
ſeien, ſondern die Unterlaſſung pflichtmäßiger Berufserfüllung 
die Regel bilde. Wie wenig die Darſtellung des Verfaſſers 
auf ſorgfältiger Prüfung beruht, ergibt ſich auch aus ſeiner 
eigenen Bemerkung, daß vielleicht vieles in ſeinem Artikel 
unrichtig ſein möge. 

Wenn die Schilderung der Rechtsanwaltſchaft, welche in 
dem Artikel gegeben iſt, auf Wahrheit beruhte, ſo wäre es 
unerklärlich, daß ſeit langen Zeiten ſo viele Mitglieder der 
Rechtsanwaltſchaft überall, wo es gilt, in gemeinnützigen Unter⸗ 
nehmungen, in der Selbſtwerwaltung und in politiſcher Wirk: 
ſamkeit das Geſamtwohl zu fördern, mit Vorliebe herangezogen 
werden und Gelegenheit finden, in hervorragenden Stellungen 
eine überall anerkannte Tätigkeit auszuüben. 

Selbſtredend haben auch wir mit der Unvollkommenheit 
der Einrichtungen der Rechtspflege und mit Fehlern einzelner 
Anwälte zu rechnen, und unſer Beſtreben iſt dahin gerichtet, 
eine Beſſerung der beſtehenden Verhältniſſe zu erreichen. Aber 
in jedem Stande kommen Fehler und Pflichtwidrigkeiten vor, 
und wer ſich nicht ſcheut, in leichtfertiger Art dieſe zu verall⸗ 
gemeinern, dem wird es leicht fallen, jeden Berufsſtand 
herunterzuziehen. Dem Geſamtwohl wird durch eine ſolche 
Methode nicht gedient. Wir können nur unſer Bedauern 
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ehrverletzenden Aufſatze ihre Spalten geöffnet hat. Der Anwalts⸗ 
ſtand darf ſich in dem Bewußtſein darüber hinwegſetzen, daß 
er an Pflichttreue keinem andern Berufsſtande nachſteht und 
darf das Urteil über den Schmähartikel des Türmer denen 
überlaſſen, die mit den einſchlägigen Verhältniſſen vertraut und 
gewillt find, ohne Voreingenommenheit nach un und 
Billigkeit ihr Urteil abzugeben. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Haber, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Recht und Gericht von J. v. Pflugk⸗Hartung. 
(Der CTürmer — November 1910.) 
Beſprochen von Juſtizrat Benedict, RA. am Kammergericht. 


„Viele Nervenleiden gehen auf Prozeſſe zurück! Manchem 
Menſchen merkt man ſein Leben lang an, was er erduldet 
hat. Eine ſchier unſagbare Tragik: Das Gericht, welches der 
Bürge von Ruhe und Ordnung ſein will, vermag zu einer 
Quelle des Elends zu werden, zum Maſſenmörder an Geſund⸗ 
heit und Lebensglück.“ 

Es ſind offenſichtlich eigene traurige Prozeßerlebniſſe, die 
einen vielleicht reichen Geiſt verbittert haben, der aber natur⸗ 
notwendig immer wieder in Rechtskonflikte geraten wird. 

Wenn die Redaktion der Juriſtiſchen Wochenſchrift mir 
den Türmeraufſatz zur Beſprechung ſchickte, ſo geſchah dies aus⸗ 
geſprochenermaßen, weil die Pſyche gerade dieſes Angriffs 
ſich ebenſo klar darlegen läßt, wie die wiſſenſchaftliche 
und legislative Minderwertigkeit der darunter ver⸗ 
borgenen Rechtsgedanken. Darüber hinaus ſcheint mir perſönlich 
eine ſo vornehme Korporation wie die deutſche Anwaltſchaft 
nicht den geringſten Anlaß zu haben, ſich mit dem Verfaſſer 
zu beſchäftigen. Für mich ergab ſich freilich daraus die un⸗ 
erwünſchte Notwendigkeit, mich in die Gedankenwelt des Ver⸗ 
faſſers zu vertiefen. . 

Nach ſeiner Anſicht gehört er einer Geſellſchaftsſchicht an, 
die von vornherein im Rechtskampfe benachteiligt iſt: dem 
Mittelſtande, dem vor Gericht die Macht des Kapitals wie 
des Proletariats gleich überlegen iſt. 

Streitet er als Autor mit dem reichen Verleger, ſo 
ſetzt dieſer bloß die Prozeßkoſten auf das Spiel und kämpft 
überhaupt nur um Geld, während der minderbegüterte Schrift⸗ 
ſteller ſeine ganze Exiſtenz wagt und zwar im weſentlichen nicht 
des Geldes halber, ſondern für ſein „moraliſches Rechtsgefühl“, 
für ſeinen „ſchriftſtelleriſchen oder moraliſchen Nutzen“. In 
dieſem Gegenſatz zwiſchen literariſcher und kaufmänniſcher Auf⸗ 
faſſung ſteht die Geſetzgebung nach Anſicht des Verfaſſers auf 
ſeiten des Kaufmanns, des Kapitaliſten. 

Erſcheint aber die Hausfrau mit dem Dienſtmädchen 
vor dem Richter, ſo iſt auch hier wieder der Mittelſtand ſchlechter 
geſtellt, wenigſtens in den Augen des Verfaſſers. Die Hausfrau 
muß ſich ſelbſt verteidigen oder ihren Anwalt bezahlen, während 
das Dienſtmädchen einen Pflichtanwalt hat. Das Mädchen „als 
die gewöhnlich ungebildetere und rohere, nimmt es oft nicht bloß mit 
der Wahrheit ungenau, ſondern kann der früheren Herrin die 
ungeheuerlichſten Behauptungen und Beſchuldigungen ins Geſicht 
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ſchleudern, welche dieſe geknickt und wehrlos hinnehmen muß. 
Wegen des Zuſammenhanges der unteren Schichten und des 
ſozialen Haſſes vieler Dienſtboten gegen ihre Herrſchaft findet 
das Mädchen leicht Zeugen und Helfer, während die Hausfrau 
allein bleibt. Die Neigung nach unten hat bewirkt, daß 
die niederen Klaſſen immer anmaßender und gewiſſenloſer gegen den 
Mittelſtand werden, ohne daß er ſich dagegen zu verteidigen vermag.“ 

Der Mittelſtand, auf dem nach Anſicht des Ver⸗ 
faſſers die bürgerliche Geſellſchaft gutenteils beruht, halte ſich 
deshalb möglichſt ſcheu von den Gerichtsbehörden fern 
und laſſe ſich lieber das äußerſte bieten, „um nur nicht An⸗ 
wälten und Richtern in die Hände zu fallen“. Sähe ſich aber 
der Mittelſtand doch gezwungen, die Juſtiz anzurufen, ſo zöge 
er nicht ſelten enttäuſcht und empört von dannen; ſtatt etwas 
erreicht zu haben, müſſe er zahlen und abermals zahlen! 
Das Recht würde gutenteils eine Koſtenfrage, d. h. ein 
Tummelplatz der Reichen und der Armen, welch letztere nichts 
zu verlieren hätten, ſondern einen Pflichtanwalt bekämen; der 
Prozeß ſei aber dabei nicht bloß eine Geldfrage, ſondern auch 
eine Geſundheits- zumal eine Nervenfrage geworden. 

Das Nervenleben des Rechtſuchenden wird ſchon gekränkt, 
ſobald er vor dem Richter erſcheint. „Unwillkürlich emp⸗ 
findet er, daß ſein gutes Recht ſich ganz von ſelber 
verſtünde, daß es doch ſonnenklar ſei.“ Der Germane 
denke und empfinde menſchlich unmittelbar, während der 
Richter auf der Univerſität zum Schaden ſeines geſunden 
Menſchenverſtandes ſich an ein fremdes rein formales Denken 
gewöhnt habe, „den Paragraphen ſuche, in den er den 
Fall unterzubringen vermag und froh ſei, wenn er 
ihn gefunden zu haben glaubt“. 

Bei der Sonnenklarheit ſeines Rechts hält der Ver⸗ 
faſſer ſchon die das Geſetz beherrſchende Auffaſſung für falſch, 
daß der Prozeß ein Kampf um das Recht wäre. Der 
Prozeß iſt ihm Findung und Betätigung des Rechts. 
Für ihn iſt das weſentliche am Prozeß ein rein moraliſches 
Requiſit: Das Bewußtſein des Rechts. „Wer es hat, 
der ſollte die bürgerliche Pflicht haben, ſein Recht 
aufrechtzuerhalten und zu erlangen. Es handelt ſich 
dabei gar nicht um Nutzen und Schaden, ſondern um 
das Höchſte und Heiligſte in der Menſchenbruſt, um 
ſein Gewiſſen.“ Dieſes moraliſche Prozeßrequiſit, „den 
edlen Zorn ums Recht“, das Recht um des Rechts und 
nicht des Nutzens wegen ſcheint ihm in unſerer Zeit verloren⸗ 
gegangen, wie ſtets „bei verfallenden Reichen“. 

In normalen Fällen müßte der Richter in zwei oder höchſtens 
drei Terminen bei Rückkehr zur Unterſuchungsmaxime 
herausbekommen, wer recht hat, alſo doch wohl nach Anſicht 
des Verfaſſers in dieſer Friſt diejenige Partei entdecken, die 
das richtige Rechtsempfinden hat, die Partei mit dem wahren 
Zorn ums Recht. 

Naturgemäß kommt der ungeduldige Verfaſſer dabei mit dem 
heutigen Richter in Konflikt. In den Rechtsvorſtellungen des 
Verfaſſers fehlt nämlich durchgängig diejenige Geſtalt, ohne 
die ein Kampf um das Recht freilich nicht möglich iſt: Der 
Gegner! Der Richter hat dagegen bei ernſten Rechtsſtreitig⸗ 
keiten zwei Menſchen vor ſich, die gleich ehrlich und gleich 
ſtark an ihr Recht glauben, die beide „den edlen Zorn ums 
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Recht“ haben, auch wo es ſich fraglos bloß um Geld, ja viel: 
leicht bloß noch um die Koſten handelt. Er hat in ſeinem 
Amt bald erfahren, daß auch objektiv gewöhnlich kein abſolutes 
Recht einem abſoluten Unrecht gegenüberſteht, ſondern daß 
widerſtreitende, oft relativ faſt gleichberechtigte Intereſſen nach 
einem Ausgleich ringen, den gerade der Zorn ums Recht ſie 
nicht finden läßt. 

Der Richter wird wohl auch in den Streitigkeiten, dio der 
Verfaſſer miterlebt hat, nicht immer ſicher geweſen ſein, auf 
welcher Seite das abſolute Recht oder auch nur das beſſere 
Recht iſt. So erklärt ſich eine richterliche Außerung, die ihn 
ſehr befremdet hat, nämlich: „Ich mache Sie darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Gegenpartei augenſcheinlich bis zum Reichs⸗ 
gericht gehen wird, der Prozeß koſtet dann ein Vermögen, 
dauert Jahre und wird Sie auch geſundheitlich ſchwer 
ſchädigen.“ Die Richtigkeit und ſchöne Menſchlichkeit dieſes 
Richterworts iſt dem Verfaſſer freilich auch nicht entgangen, aber 
er findet darin zunächſt „eine Verbeugung vor dem Reich⸗ 
tum“. Er ſieht ferner darin die richterliche Unzulänglichkeit, 
mit den vorhandenen Mitteln das Recht zu erkennen 
und beſonders das Beſtreben, ſich die Urteils⸗ 
ausarbeitung zu erſparen. 

Verzichtet aber der Richter darauf, den Verſaſſer zu ver⸗ 
ſöhnen, geht er vielmehr an ſeine Aufgabe der Wahrheitsermitte⸗ 
lung heran, ſo findet er ebenfalls wenig Dank. Für den Richter 
handelt es ſich ein für allemal um Tatſachen und Beweis⸗ 
mittel. Der Verfaſſer wünſcht aber, daß der Richter ſchon aus 
einem ſtarken Rechtsgefühl ſein objektives Recht erkennen ſoll. Er 
ſelber, ſeine Motive, ſeine Redlichkeit und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit ſollen den eigentlichen Gegenſtand richterlicher 
Prüfung bilden. Als er im Gerichtsſaal einmal „die klaſſiſchen 
Worte“ hörte: „Was Sie als Menſch wollen und beabſichtigen, 
iſt mir ganz gleichgültig, hier kommt es nur auf die prozeſſuale 
Lage an,“ — da hält er dies für „den wahrſten Hohn auf 
jedes natürliche Menſchenempfinden“. 

In ſeinem Prozeß ſpielen nämlich auch die ſtreitigen 
Tatſachen eine ſekundäre Rolle und zwar ſchon darum, weil 


es nach Anſicht des Verfaſſers kaum brauchbare 


Mittel gibt, ſtreitige Tatſachen zu ermitteln, außer 
der Vernehmung der Parteien. 

Dieſe fundamentale Prozeßvorſtellung ſpricht vor allem 
aus ſeiner Kritik der überlieferten Beweismittel, die ich nur 
in eignen Sätzen des Verfaſſers wiedergebe: 

„Allerdings: Der Richter hat mit dem Gutachten 
und der Zeugenausſage angenehme Grundlagen, auf 
die er ſeine Paragraphenentſcheidung aufzubauen 
vermag.“ „Der völlig abgewirtſchaftete Eid wäre mög⸗ 
lichſt zu vermeiden und nur da zuzulaſſen, wo der Schwörende 
wirklich eideswert iſt oder beſondere Umſtände ihn erfordern.“ 
„Ein Zeugeneid dürfte je nach der Intelligenz und Bildung 
des Zeugen nur für Dinge abgenommen werden, die ſich vor 
vier, höchſtens ſechs Wochen ereignet haben. Alles weiter 
Zurückliegende ſollte zur bloßen Ausſage nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen werden und in ihrer Glaubwürdigkeit verlieren, 
je mehr ſich die Zeitentfernungen vergrößern und augenſchein⸗ 
liche Beeinfluſſungen ſtattfanden.“ „Die Gutachten können 
von der Partei beeinflußt ſein, können auf halbrichtiger oder 
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gar unrichtiger Darſtellung beruhen. Wer am höchſten 
zahlt, kauft bisweilen das Wort der namhafteſten 
Autorität, womit keineswegs geſagt ſein ſoll, daß ſie nicht 
im guten Glauben gehandelt hat.“ 

Das geltende Prozeßrecht mit ſeinen beſtimmten Tat⸗ 
ſachen erſcheint dem Verfaſſer geradezu als eine Prämie auf 
den Meineid: 

„Der Richter braucht für ſein Urteil beſtimmte Angaben; 
wie mancher denkt da, ‚dem Armen kann geholfen werden“. 
Gewinn und Verluſt eines Prozeſſes hängen oft von einer 
ſolchen Ausſage ab. Was Wunder, daß ſie gemacht wird. 
Selbſt der urſprünglich nicht Wollende fühlt ſich in eine 
Zwangslage verſetzt, wo er ſeinem Gewiſſen einen Stoß geben 
muß.“ „Freilich, für den Richter iſt der Eid bequem, unter 
Umſtänden vielleicht notwendig; tatſächlich kann er aber der 
reine Unfug, der Zwang zur Unwahrheit ſein.“ „In Berlin 
kann man für einige Schnäpſe Tauſende von Meineiden kaufen.“ 

Bei dieſer geringen Achtung vor der Wahrheitsliebe ſeiner 
Volksgenoſſen, gleichgültig übrigens, ob ſie dem Mittelſtande 
angehören oder nicht, bei ihrem gänzlichen Verſagen als Er⸗ 
kenntnisquelle kommt der Verfaſſer, für den ja die Perſön⸗ 
lichkeit der Prozeßparteien das entſcheidende Moment 
enthält, zu der „frühdeutſchen Einrichtung“ der Eides⸗ 
helfer zurück. 

Er möchte ſie „in der Form von Leumundszeugniſſen“ 
neu beleben. „Es iſt oft wichtiger, wer ſchwört, als was ge⸗ 
ſchworen wird.“ (1 

Nun iſt das altdeutſche Inſtitut der Eideshelfer zwar der 
ſtärkſte Kapitalismus geweſen, den das deutſche Prozeßrecht 
je gekannt hat, die abſolute Rechtloſigkeit des kleinen Mannes 
gegenüber der Macht des Beſitzes im frühen Mittelalter. Man 
wundert ſich, daß gerade der geſchichtsgelehrte Feind des 
Kapitals dies nicht in Rechnung zieht, und ebenſo, daß er den 
ganz undeutſchen Inquiſitionsprozeß vom Tode erwecken und 
durch das germaniſche Inſtitut der Eideshelfer, das Beweis⸗ 
mittel eines reinen Parteienprozeſſes beleben will. 

Aber dieſe Verſchmelzung zu einem idealen Prozeß erwartet 
der Verfaſſer auch kaum von dem heutigen Richter. Der hat 
ja ſchon als Student auf der Univerſität ſich harmlos darüber 
gefreut, daß er „juriſtiſch denken gelernt, d. h. ſich den ge⸗ 
ſunden Menſchenverſtand abgewöhnt habe“. Und ſo hat er 
ſich konſequent fortentwickelt. „Von ſonſtigem abgeſehen, leben 
viele Richter zu ſehr als Stand, abgeſchloſſen von anderen 
Schichten der Bevölkerung, ſo daß zur juriſtiſch gelehrten Brille 
noch Standesvorurteil und wirtſchaftliche Rückſtändigkeit kommen 
können.“ Der Rechtſuchende gewinne den Eindruck blutleerer, 
weldfremder „Gelehrſamkeit, die vor lauter Bäumen den 
Wald nicht ſieht“. „Mancher Richter hat kraſt ſeines Amtes 
die Empfindung verloren, daß er für das Publikum da iſt 
und nicht das Publikum für ihn.“ „Die Mehrzahl der 
Richter macht ſich keine weiteren Gedanken über ihren Be⸗ 
ruf. Kommen dem einzelnen Zweifel, ſo kann er ſich ſagen, 
du vermagſt nichts gegen das Geſetz auszurichten, biſt du 
menſchlich ehrlich und tiefgründig, ſo müßteſt du dein Amt 
niederlegen, denn deine Kraft iſt zu ſchmach und die Ver⸗ 
antwortung zu groß. Es bleibt eben nur, ſich in das ſtaatlich 
feſtgeſtellte Syſtem zu fügen, keine etwaigen Privatgedanken 
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amtlich auflommen zu laſſen und ſelbſtbewußt die Toga des 
Standesgefühls um etwaige unvermeidliche Blößen zu ſchlagen.“ 

Daß der Richter den Vergleich, den Eid, das Gutachten 
häufig aus Bequemlichkeit oder als Annehmlichkeit brauche, iſt 
ſchon dargelegt. 

Was nützt des Verfaſſers allgemeine Verſicherung, daß 
es auf der Welt keinen beſſeren Richterſtand geben dürfte als 
den deutſchen! Wie muß der Richterſtand derjenigen Völker 
ausſehen, die weniger gut verſorgt ſind? In der Tat hält 
auch der Verfaſſer den jetzigen Richterſtand nicht für aus⸗ 
reichend vorgebildet, um feine Rechtsgedanken zu verwirklichen; es 
fehlten ihm die Fachkenntniſſe, die Kenntniſſe des praktiſchen Lebens. 
Er ſchlägt daher wenigſtens für große Städte vor: „der eine 
Richter bekommt die Dienſtboten⸗, ein zweiter die Hand⸗ 
werks⸗, ein dritter die Handels⸗ und ein vierter die 
literariſchen Sachen. Hierfür wäre natürlich eine beſondere 
Vorbildung nötig. Aber Dienſtbotenſachen dürfte nur ein 
verheirateter Richter mit Kindern urteilen, wer Bau⸗ 
ſtreitigkeiten entſcheiden ſoll, müßte als Referendar mindeſtens 
ein halbes, beſſer ein ganzes Jahr auf Baubureaus, bzw. im 
praktiſchen Bauweſen gearbeitet haben, für den literariſchen 
Richter wäre die Vorbildung im Verlag und Sortiment und 
eigener ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit erforderlich uſw.“ 

„Beim Aſſeſſorenexamen müßte das Feld, dem der zukünftige 
Richter ſich hauptſächlich widmen will, beſonders eingehend 
geprüft werden, namentlich müßte er eine gründliche Kennt⸗ 
nis der gegenſeitigen Befugniſſe und Pflichten beſitzen, 
der üblichen Machenſchaften und Betrügereien, kurz, 
er müßte ſelber Fachmann ſein.“ 

Auffällig iſt es, daß der Verfaſſer trotz der Weltfremdheit 
der jetzigen Richter ihn doch noch lieber hat als die Schieds⸗ 
gerichte. Hier könnten doch, namentlich in Berlin, wirklich 
Fachleute erſten Ranges zu Wort kommen, Männer mit 
geſundem Menſchenverſtand, die an veraltete Prozeßformen und 
Paragraphenweſen nicht gebunden find. 

Aber der Verfaſſer bemängelt gerade die Perſon der 
Schiedsrichter, „Unkenntnis, Unverſtand, Gleichgültigkeit, per⸗ 
ſönliche Rückſichtnahme und geſchickte Beeinfluſſung oder Ver⸗ 
gewaltigung vermögen ſich bei Schiedsgerichten bei weitem mehr 
als bei Berufsrichtern geltend zu machen.“ 

„Hierzu kommt, daß die Schiedsrichter keineswegs immer 
geneigt find, ſich in verwickelte Sachen zu vertiefen und 
deshalb gewiſſermaßen prinzipiell auf Vergleich drängen.“ 

„Kurz und gut, ‚die einfache Sache‘ kann ſich durch Monate 
und noch länger hinſchleppen und unſinnige Koſten machen.“ 

Auch beim Schiedsgericht findet der Verfaſſer alſo die 
ſchwächliche, ihm in der Seele verhaßte Neigung zum Ber: 
gleich, bisweilen auch die Neigung, die Partei, zumal die 


finanziell ſchwächere, „zum bedauernswerten Ausnutzungs⸗ 
gegenſtande“ zu machen. 


Der Verfaſſer rechnet aber wohl ſchon mit der Verwirk⸗ 


lichung ſeiner fachmäßigen Richterausbildung, mit den auf 
Grund ſeiner Vorſchläge dem Leben nähergebrachten Richtern 
der Zukunft, die die Ränke und Schliche der „Gewalts⸗ 
menſchen“ leicht erkennen, die Schliche der Kapitaliſten wie der 
Proletarier, insbeſondere wohl auch der „Kommerzienräte, die 
über Taufende von Exiſtenzen emporſchreiten“. 
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Dieſer inquiſitoriſch verfahrende, die Motive der Menſchen 
aufſpürende Richter, der normal in zwei, höchſtens drei Terminen 
fertig ſein muß (ſonſt hat er die Sache an eine Kommiſſion 
abzugeben!), dieſer Richter ſoll aber nicht bloß entſcheiden, ſondern 
ſobald dies geſchehen, die Akten und die Partei, „die 
mit unlauteren Mitteln arbeitet“, an den Strafrichter ab⸗ 
geben. Alle jene „Gauner, Halbbetrüger, Gewalts: 
menſchen und Millionäre, welche jetzt zuverſichtlich den 
Prozeß wagen,“ würden damit der Kriminalſtrafe verfallen. 

Der Verfaſſer meint, daß bei ſolcher Handhabung 
mindeſtens die Hälfte der Prozeſſe unterbleiben würde 

Ich glaube, daß er den praktiſchen Wert ſeiner Vorſchläge 
doch zu gering einſchätzt. Sein Mittelſtand wäre wohl 
endgültig vor den Angriffen des Kapitals und des Proletariats 
geſchützt, und dieſe beiden, wirtſchaftlich und ethiſch gleich be⸗ 
denklichen Volkselemente ſind dann ſchließlich auf den Kampf 
unter ſich beſchränkt. Da nun aber erfahrungsmäßig die 
Proletarier von den Millionären faft nie verklagt werden, 
ſo handelt es ſich bloß noch darum, wie die Millionäre ſich der 
Proletarier erwehren, was man ihnen wohl getroſt ſelber über⸗ 
laſſen kann. Jedenfalls wird der Mittelſtand mit dem reichen 
Seelenleben, in das ſich der Richter vertiefen ſoll, Ruhe finden 
und ſeine „Geiſtesarbeiter“ mit dem ſtarken Rechtszorn werden 
mehr wie bisher Zeit und Stimmung finden, über das Rechts⸗ 
wohl ihrer Mitmenſchen nachzudenken. 

Nun ſollte man meinen, daß der Verfaſſer, der von der 
Strafjuſtiz eine ſo gründliche Umgeſtaltung des Zivilprozeſſes 
erwartet, wenigſtens mit unſeren Strafrichtern zufrieden 
wäre, die doch einen im weſentlichen inquiſitoriſchen Prozeß 
handhaben und ſich doch ſchon jetzt berufsmäßig mit dem 
Innenleben des Angeklagten, mit ſeinen Motiven, mit ſeinen 
Zielen und ſeiner Geſinnung beſchäftigen müſſen. Weit 
gefehlt! Auch dort hält man ſich ans Wort, an Außerliches, 
ſtatt die Gemütswerte zu wägen. 

Anſcheinend kennt der Verfaſſer auch den Beleidigungs⸗ 
prozeß als eigenes Erlebnis. Jedenfalls iſt es ſchön und 
objektiv, daß eine ſo aggreſſive Natur, ein Mann, der zahlreiche 
Mitmenſchen — Zeugen, Sachverſtändige, Rechtsanwälte, Richter 
und Schiedsrichter — ſchwer verletzt und reizt, gerade des 
Angegriffenen ſich energiſch annimmt. Er rügt, daß der 
Injurienrichter ſich leicht an das Wort hält, das der bis 
aufs Blut gekränkte Angegriffene in der Erregung 
äußert. Dieſer würde dann geſtraft, nachdem der heimtückiſch 
und verſteckt ſeine Worte wählende Angreifer ſich plötzlich als 
der Gekränkte geberdet. N 

Auch ſonſt gefällt dem Verfaſſer vieles an unſeren Straf⸗ 
richtern nicht. Die Jugendgerichtshöfe, aus einer Richter⸗ 
bewegung hervorgegangen, der warmherzige Proteſt gegen die 
frühe Vernichtung von Menſchenglück im Schematismus der 
Rechtspflege, ſcheinen ihm „über das Ziel zu ſchießen“. 

Die Gutachten von Pſychiatern will er möglichſt auf 
ſchalten, weil ſie zu ſehr in den Gründen zur Tat 
ſtecken bleiben und die Tat als ſolche zu wenig 
würdigen. 

Das ſagt derſelbe Mann, der die genaue Prüfung ſeines 
Innenlebens, feiner Gründe zur Tat verlangt, wenn es ſich 
vor dem Zivilrichter um ſein Privatrecht handelt. 
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Aber: „Fürſt Eulenburg und Frau von Schönebeck haben 
ein Urteil durch Arzte vereitelt.“ Durch ſie wird „eine 
geradezu lächerliche Gefühlsduſelei großgezogen“. — 
Dementſprechend finden auch Geldſtrafen und Freiheitsſtrafen 
ſeine Billigung nicht, Geldſtrafen nur inſoweit, als er nichts 
darin ſehen kann, „einem Millionär für eine ſchwere Strafſache 
eine Viertel⸗, ja eine halbe Million abzunehmen“. 

Aber zwiſchen Zuchthaus und Hinrichtung fehlt ihm 
„geradezu ein Glied“: Die Prügelſtrafe. 

Hier ergreift endlich der Hiſtoriker das Wort, um dem 
deutſchen Manne die Prügelſtrafe, auch ſoweit er ſie er⸗ 
dulden ſoll, gegenüber der Freiheitsſtrafe annehmbar zu 
machen. „Es gab eine Zeit,“ ſagt der Verfaſſer, „da war 
die Freiheit das höchſte Gut des freien deutſchen Mannes; ihret⸗ 
wegen ertrug er willig körperliche Schmerzen. Allerdengs war 
das noch eine Zeit kräftiger Nerven. Heuer iſt ſie angekrankt 
und demgemäß hat man die Auffaſſung umgekehrt, da wird 
Körperſtrafe für entehrend gehalten, und an ihrer Statt Frei⸗ 
heits⸗ und Geldſtrafe verhängt.“ 

Dieſem Argument aus dem geſunden Jugendleben des 
deutſchen Volkes wird ein zweites aus dem ſpäten Mittelalter 
beigefügt: „Noch in meiner Jugendzeit war in Mecklenburg die 
Prügelſtrafe üblich, und ich wüßte nicht, daß ſelbſt Gebildete 
etwas beſonders Verwerfliches darin geſehen hätten.“ Ich glaube 
nun zwar, daß dieſe „Gebildeten“ den Standesgenoſſen des 
Verfaſſers, dem bekannten mecklenburgiſchen Mittelſtande an⸗ 
gehört haben, den die dortige, etwas einſeitige Rechtsübung mehr 
aktiv als paſſiv bei der Prügelſtrafe beteiligte. Ebenſo eins 
ſeitig informiert find denn auch die Kronzeugen aus neueſter 
Zeit, die der Herr Verfaſſer für die Prügelſtrafe anruft: 
„Saft alle Afrikaner werden bezeugen, daß fich nichts gegen 
fie einwenden läßt, wenn fie verſtändig gehandhabt wird. 
Einer der erſten Kenner, der General Liebert ſagt ausdrücklich, 


die Prügelſtrafe hat, in beſcheidenen Grenzen vollzogen, durch. 


aus nicht das Gemeine und Gehäſſige an ſich, das man ſich 
vielfach darunter vorſtellt.“ 

Überhaupt wendet ſich der Verfaſſer, der doch, ſoweit 
ſeine Zivilprozeſſe in Frage kommen, über die nerven⸗ 
zerſtörende Tortur des Verfahrens lebhaft klagt, ſehr energiſch 
gegen die Nervoſität und „Waſchlappigkeit“ ſeiner Zeit⸗ 
genoſſen. — 

Alle dieſe Rechts- und Prozeßvorſtellungen des 
Verfaſſers ſind ſo minderwertig, daß ein ernſtes Sich— 
hineindenken ſich gewiß nicht verlohnt. Aber ſie ſind 
der Boden, von dem er ſeinen Angriff gegen die 
deutſche Anwaltſchaft richtet, einen Angriff, bei dem 
die Kraft der verletzenden Außerung die Schwäche der 
geiſtigen Poſition erſetzen muß. — 

In dem Zivilprozeß, den der Verfaſſer ſich kon⸗ 
ſtruiert, in der inquiſitoriſchen Seelenanalyſe zwecks Scheidung 
der redlichen Partei von der unredlichen, iſt der Rechtsanwalt 
allerdings überflüſſig und ſtörend. Im geltenden Prozeß da⸗ 
gegen iſt er nach der eigenen ausgeſprochenen Anſicht des Ver⸗ 
faſſers ganz unentbehrlich und das gerade macht ihm 
dieſen Prozeß ſo unerträglich. Und während die deutſche 
Anwaltſchaft ihren eigentlichen Beruf darin hat, die Tat⸗ 
beſtände anzugeben über die der Richter entſcheiden ſoll, die 
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unſtreitigen Tatſachen aus den Parteien herauszuholen und die 
ſtreitigen unter geeigneten Beweis zu ſtellen, ſind Tatbeſtand 
und Beweismittel im Prozeßſyſtem des Verfaſſers 
ne benſächlich. | 

Und fo iſt ein im letzten Grunde nutzloſer Faktor — wie 
ein Hohn auf alle Gerechtigkeit — auch da unentbehrlich ge⸗ 
worden, wo ihn das Geſetz gar nicht verlangt! 

Wenn man ſich keinen Anwalt nimmt, kann man „ſein 
blaues Wunder erleben“. „Will man ſeine Sache im Bewußt⸗ 
ſein ſeines guten Rechts ſelber führen, ſo iſt man bald aufs 
Trockene geſetzt.“ Das Bewußtſein des guten Gewiſſens, 
das iſt ja nach der Grundanſchauung des Verfaſſers das 
eigentlich entſcheidende Moment im Prozeß; nach ſeiner Meinung 
kann es nur eine Partei haben; in ſeinen eigenen Prozeſſen 
alſo nur er ſelbſt. Was ſoll ihm dabei der Anwalt! 

Anders nach dem juriſtiſch verbildeten, vom Formelweſen 
uüͤberwucherten Verfahren der Prozeßordnung. Auch da, wo 
der Anwaltszwang nicht in Frage kommt, begegnet der Laie, 
der „Outſider“, einer „Abneigung des Richters, dem eine 
ſolche Erſcheinung unbequem und ſelbſt wenn er der gebildeten 
Geſellſchaft angehört, eine Partei zweiter Garnitur iſt“. „Alſo 
es bleibt nur der Rechtsanwalt.“ 

Leider aber hat der Verfaſſer gar nicht die gleiche Vor⸗ 
ſtellung von der Aufgabe ſeines Anwalts wie dieſer ſelbſt. Der 
Anwalt glaubt, daß er den Klienten über die Zweckmäßigkeit 
der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung belehren ſoll, 
daß er gegen Überſchätzung des eigenen Rechts und gegen die 
mangelnde Beachtung des fremden Rechts mit ſeiner Autorität 
— nötigenfalls unter Rückgabe des Mandats — proteſtieren 
dürfe. Nach Anſicht des Verfaſſers iſt der Anwalt ſein rechts⸗ 
gelehrter Diener. Er findet es bei der Notwendigkeit des 
Rechtsanwalts „ganz logiſch, wenn der Rechtsanwalt den 
Klienten voll vertrete, das heißt, wenn er bloß deſſen 


juriſtiſche Ausprägung bildete“. Er verlangt das genaue 


Gegenteil von dem, was das Herkommen und die Anwalts⸗ 
auffaſſung von einem charaktervollen Rechtsanwalt erwartet. 
Er verlangt ein Sicheinleben des Rechtsanwalts in die ein⸗ 
ſeitigen Rechtsvorſtellungen der Partei, ein Sicheinleben in ſein 
gutes Gewiſſen, eine Begeiſterung für die Motive, die ihn 
überall geleitet haben. Für uns iſt es ein abſolutes Gebot der 
Standesehre, über den Parteiintereſſen unſerer Klienten zu 
ſtehen; der Verfaſſer iſt empört: „nur zuoft laufen die Inter⸗ 
eſſen des Anwalts neben denen des Klienten her, ohne in ihnen 
aufzugehen.“ Wie wenig das Anwaltsideal des Verfaſſers ſich 
mit unſrer eigenen Standesvorſtellung deckt, ſpricht er mit der 
in ihrer Harmloſigkeit geradezu erfreuenden Bemerkung aus: 
„Welchen traurigen Eindruck macht es, wenn zwei 


Rechtsanwälte, die eben noch über die letzte Geſell⸗ 


ſchaft lachten, ſich plötzlich als Gegner bekämpfen.“ 
Der Verfaſſer verlangt offenbar, daß die beiden Rechtsſklaven 
auch in ihre kollegialen und privaten Beziehungen den Haß 
ihrer Parteien hineintragen. | 

Und während wir Anwälte unſere kollegialen Beziehungen 
gerade im Intereſſe der Rechtspflege außerordentlich hochhalten, 
weil fie zur Mäßigung des Parteihaders und zur Verſtändigung 
der Parteien ſelber beitragen, ſieht er hier Dinge, die ich 
in einem langen Anwaltsleben ſchlechterdings nie beobachtet 
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habe: „Fälle, in denen die beiden Anwälte ſich einigen, 
wie ſie die Sache zu Ende führen wollen und nun 
auf ihre Klienten mit Hochdruck nach dieſer Richtung 
wirken!“ — 

Ein Klient von der Art des Verfaſſers wird jeden Rechts⸗ 
anwalt von vornherein zur Vorſicht mahnen. Seine ſtarke 
Subjektivität, die Energie ſeines einſeitigen Rechtsempfindens, 
muß ihm ja notwendig vor Gericht ſchaden. Jeder 
Widerſpruch des gegneriſchen Anwalts, jeder Zweifel an der 
Richtigkeit ſeiner Angaben muß ihn vor Gericht auf das höchſte 
erregen und zu unbedachten, nur ihm ſelbſt ſchädlichen Auße⸗ 
rungen verleiten. Nützen können ſeine noch ſo lebhaften Ver⸗ 
ſicherungen nichts, weil nach unſerem Prozeßrecht nur die 
Zugeſtändniſſe der Partei beachtlich ſind, alles übrige aber 
doch zunächſt nur unerwieſene Parteibehauptung iſt, die der 
Anwalt längſt ſorgfältig geprüft und ſachgemäß ſchriftlich 
formuliert hat. Der „Zorn ums Recht“ aber macht erfahrungs⸗ 
mäßig auf unſere Richter den denkbar ungünſtigſten Eindruck, 
nämlich den ganz richtigen Eindruck einer geringen Achtung vor 
dem gegneriſchen Rechte. 

Ein vorſichtiger Anwalt bittet ſolche Parteien, nicht ſelbſt 
vor Gericht zu erſcheinen. Bei dem geringen Vertrauen des 
Verfaſſers zu ſeinem Vertreter wird ſolche Bitte leicht ohne 
Erfolg bleiben. Wenn dann der Gegner ſich beſtreitend 
äußert oder ſich gar Angriffe gegen den Verfaſſer erlaubt, 
ſo führt das natürlich zu einem Bruch mit dem Anwalt. Je 
verſtändiger und vornehmer der Anwalt iſt, um ſo würdeloſer 
erſcheint es ihm, ohne jeden ſachlichen Zweck ſeinem Klienten 
einen Ohrenſchmaus in Form eines entrüſteten Plaidoyers zu bieten 
und die koſtbare Zeit des Gerichts damit in Anſpruch zu nehmen. 

Ein ſolches Vorkommnis ſchildert der Verfaſſer mit folgenden 
Worten: „Mir ſelbſt begegnete, wie mein Rechtsanwalt 
die größten Unwahrheiten von gegneriſcher Seite hin⸗ 


nahm und ſelber den blühendſten Unſinn redete, während 


ich daneben ſtand, ohne ſprechen zu dürfen. Kann es etwas 
Widerſinnigeres, etwas Unwürdigeres geben? Man geht zu Gericht, 
um ſein Recht zu erkämpfen, man iſt genötigt, einen Rechtsanwalt 
zu nehmen, dieſer erfüllt ſeine Pflicht nicht, man ſieht das Unheil 
kommen, könnte es abwenden, darf es aber nicht, weil die 
Gerichtspraxis einem den Mund verſchließt.“ 

Dem entrüſteten Verfaſſer iſt das: Die Entmündigung 
des deutſchen Volkes! 

Mit der wachſenden Entwicklung des Einzelrichtertums 
tritt der Rechtsanwaltszwang ohnehin ſtark zurück. Für die 
größeren Prozeſſe aber gibt der geltende Prozeß den Parteien 
Gelegenheit, ihr geſantes Vorbringen auf das ſorgfältigſte 
während des ganzen Mechtsſtreits immer wieder zu be⸗ 
denken, zu formulieren, zu berichtigen und zu ergänzen und zwar 
mit Hilfe eines Rechtsverſtändigen, den ſie ſich ſelbſt wählen, 
in Berlin, am Wohnort des Perfaſſers unter 1500 Anwälten. 
Ich frage, wo in der ganzen Welt hat es einen Prozeß gegeben, 
der von Formelkram weniger 5 geweſen iſt, als der deutſche 


Zivilprozeß? Und wo iſt der Nation eine ſolche Freiheit ge⸗ 

geben worden, ſich ohne Gefahr vor Gericht auszulaſſen und 

jedes Mißverſtändnis zu beſeitigen? Wo will der Verfaſſer 

langmütigere Richter finden Pr wo mehr Anwälte, um feine 

Handlungen und Motive in gena erwogenen Worten dem Gericht 
b 


\ 
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begreiflich zu machen? Mit welchem Erfolg dies allſeitig ge⸗ 
ſchieht, ergibt ſich doch am beſten daraus, daß auch unſere beſten 
Zivilrichter nur einen äußerſt geringen Gebrauch von ihrer in⸗ 
quiſitoriſchen Befugnis machen, die Parteien ſelbſt zu hören 
und namentlich im vorbereitenden Verfahren direkte Erklärungen 
der Parteien zu erlangen. 

Erfahrungsmäßig hat der inquiſitoriſche Prozeß ſtets zu den 
ärgſten Mißverſtändniſſen und Fehlſprüchen geführt, weil die Partei 
dem Richter gegenüber keineswegs unbefangen ruhig und über⸗ 
legt antwortet, ſondern unter dem Druck des Parteiintereſſes, 
namentlich bei Darlegung ihrer komplizierten Motive ſehr 
oft zu ihrem Schaden falſche Angaben macht und weil der 
Inquirent ſehr leicht die Parteiloſigkeit des Richters verliert, 
ſobald die Partei in ihrem Eifer oder Rechtseigenſinn anfängt, 
in die Irre zu gehen. Es gehört eben die ganze rechtsgeſchicht⸗ 
liche Harmloſigkeit des Verfaſſers dazu, in der richterlichen 
Inquiſition die Garantie für die Redefreiheit der Nation zu 
ſuchen, in dem mündlichen Anwaltsprozeß dagegen eine Ent⸗ 
mündigung unſeres Volkes. 

Für den Verfaſſer, den ſelbſt am Schreibtiſch ſein Tempera⸗ 
ment hinreißt und der auf die Nachſicht ſeiner Kritiker auch hier 
angewieſen bleibt, iſt der Anwaltszwang eine wahre Wohltat. 
Und während er ſelbſt im jetzigen Rechtsſtreit die Anwalts⸗ 
vertretung für abſolut notwendig hält, erledigt er den Anwalts⸗ 
zwang, der unſer Volk mundtot mache, damit, daß er den 
Richtern bequem wäre! Wir Anwälte ſtehen dagegen ganz 
allgemein auf dem Standpunkt, daß der Anwaltsprozeß dem 
Volke die größte Redefreiheit und Redeſicherheit gewährt, die 
es je in einem Prozeßverfahren gegeben hat, daß er, und nur er 
allein dem deutſchen Volke die Selbſtverwaltung ſeines Privat⸗ 
rechts bis zum Urteil gewährleiſtet. 

Der Verfaſſer findet übrigens durchaus nicht, daß ſeine 
Gegner ſchlecht vertreten wären. Seine proletariſchen Gegner 


haben regelmäßig einen Pflichtanwalt, an deſſen Leiſtungen er nichts 


auszuſetzen hat. Seine kapitaliſtiſchen Gegner ſind aber aller⸗ 
beſtens vertreten. „Große Firmen beſchäftigen dauernd, nament⸗ 
lich in großen Städten, einen oder mehrere Rechtsanwälte. Gibt 
es doch manches Geſchäft, in deſſen zweifelhafte Machen— 
ſchaften ſich der Anwalt völlig eingelebt hat, ſo daß er 
ſtets zu ihrer ‚Rechtfertigung‘ bereit und gewappnet iſt. 
Ganz anders ſteht der, Normalbürger da. Er iſt nur „Lauf— 
kunde“ und wird als ſolcher gleich vom Anwalt angeſehen, 
oft ganz unbewußt.“ Daß der Verfaſſer beim Anwalt öfter 
Erfahrungen gemacht hat, die der „großen Firma“ mit dem 
ſtändigen Rechtsvertreter erſpart bleiben, liegt an ihm ſelber, 
nicht am Anwalt. Denn die große Firma hat eben das, 
was dem Verfaſſer ſeinen Anwälten gegenüber fehlt, nämlich 
das Verſtändnis für feine Tätigkeit und das un: 
erläßliche Vertrauen zu ſeiner Redlichkeit. Ich halte 
es für ſehr wohl möglich, daß der Verfaſſer nach der von ihm 
ſelbſt geſchilderten Szene, in der ſein Anwalt vor Gericht „den 
blühendſten Unſinn redete“, genötigt geweſen iſt, „als Normal⸗ 
bürger“ ſeine Akten zu nehmen und „als Laufkunde“ zu einem 
anderen Anwalt zu gehen. Dieſem anderen Anwalt hat er 
zunächſt natürlich mitteilen müſſen, daß ſein Kollege vor Gericht 
den blühendſten Unſinn geredet, während der Verfaſſer mit 
Leichtigkeit das Unheil hätte abwenden können. 
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Soweit ich meine Kollegen kenne, werden ſie durch ſolche 
Mitteilungen allerdings unangenehm berührt. Der ſtarke „Zorn 
ums Recht“ ſpricht nämlich bei ihnen ebenſo wie beim Richter 
für die Schwäche dieſes Rechts und für gewohnheitsmäßige 
Mißachtung fremden Rechts. 

Wenn es dem Verfaſſer deshalb zuweilen ſchwer geworden 
fein ſollte, eine geeignete Vertretung zu finden, fo werden ihm 
Anwaltsbedenken dieſer Art, nicht aber die Übermadt des 
Kapitals im Wege geſtanden haben. Jeder, der die wirklichen 
Verhältniſſe kennt, weiß, daß ein Mann von der Stellung und 
den geſellſchaftlichen Beziehungen des Verfaſſers unter allen 
Umſtänden eine vorzügliche Vertretung in Berlin findet, 
ſoweit er nicht ſelber ſeinen Anwälten die Vertretung un⸗ 
möglich macht. In Berlin gibt es erfreulicherweiſe zahlreiche 
vermögende Anwälte, und darunter ſolche, die eine einträgliche 
Praxis haben und ſolche, die unabhängig von jeder Praxis 
leben können. Die Einkommenverhältniſſe der großen Mehrzahl 
iſt dagegen überaus beſcheiden, ſteht kaum im Verhältnis zur 
Arbeitslaſt und Verantwortung und geſtattet in ſehr, ſehr vielen 
Fällen nicht die Lebenshaltung unſerer höheren Beamten. Jede 
politiſche und jede wirtſchaftliche Lebensauffaſſung wird hier 
durch hervorragende Männer und viele kenntnisreiche und 
gewiſſenhafte Juriſten vertreten, durch Männer, die nach ihrer 
wiſſenſchaftlichen Ausbildung wie nach der Seite des Charakters 
gewiß hinter keiner Advokatur der Welt zurückſtehen. Da hat 
der Verfaſſer doch wirklich ſtets die Wahl gehabt. 

Dabei iſt es allerdings immer und überall ſo geweſen, daß 
verhältnismäßig wenige Anwälte ausgeſprochene Lieblinge des 
Publikums find. Aber „nahezu fürſtliche Einnahmen“ find doch, 
ebenſo wie bei den Arzten, recht ſelten. Und ebenſo das „un⸗ 
ſinnige“ Extrahonorar, von dem der Verfaſſer ſpricht! Wenn es 
der Anwalt bei Übernahme des Zivilprozeſſes verlangt, braucht 
der Klient gewiß nicht darauf einzugehen. Wenn der Anwalt aber 
während der Vertretung mit einer unanſtändigen Honorar⸗ 
forderung hervortreten ſollte, ſo ſindet die Partei in Berlin 
ganz ausgezeichnete Anwälte, die das Mandat für die geſetzlichen 
Gebühren erledigen. Das iſt doch der fragloſe Segen der freien 
Advokatur, daß auch die vornehme Geſinnung mit der gelegent⸗ 
lichen Geldmacherei konkurriert. 

Den Verteidiger in Strafſachen kann der Verfaſſer 
ebenſowenig verſtehen wie den Zivilanwalt. Es hängt das 
auch hier mit einer Grundanſchauung zuſammen, nämlich damit, 
daß er ſelber für das Recht ſeiner Mitmenſchen ein un⸗ 
genügendes Verſtändnis hat, ſondern alle Dinge vom 
eigenen Intereſſenſtandpunkt anſieht und vom Straf⸗ 
richter wie vom Zivilrichter nur eins verlangt, nämlich in feiner 
Intereſſenſphäre auf das äußerſte geſchützt zu werden ohne 
„Waſchlappigkeit“, „Humanitätsduſel“ und „Nervenſchwäche“. 

N Die Strafjuſtiz iſt ihm erſtaunlicherweiſe oft zuwenig 

kapitaliſtiſch! Sein einfacher Standpunkt iſt hier, daß die 
Beſitzenden ſich tunlichſt billig und energiſch aller ſtörenden 
Elemente erwehren ſollen. 

„Eine kurze aber wirkſame Körperſtrafe läßt keine Ver⸗ 
bitterung zu, ein Stock und ein Strohſack koſten faſt nichts, 
und will man ganz modern ſein, kann man ja mit Elektrizität 
ſtrafen, wie man in Amerika bereits elektriſch hinzurichten ver⸗ 
ſuchte.“ Unglückliche Verhältniſſe, unter denen der Übeltäter 
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aufgewachſen iſt, wie „Suff des Vaters“ oder „Liederlichkeit der 
Mutter“ ſeien zwar „bedauerlich“, änderten doch aber daran 
nichts, daß die Strafjuſtiz die Pflicht hat, ſolche Elemente un⸗ 
ſchädlich zu machen. 

Daß die Juſtiz die abſolute Pflicht der Gerechtig— 
keit hat, daß ſie alſo bei fortgeſchrittener wiſſenſchaftlicher 
Einſicht in die Gehirnkrankheiten der Menſchen den Schutz der 
Geſellſchaft vor Geiſteskranken den öffentlichen Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen überlaſſen muß, liegt außerhalb ſeiner Vor⸗ 
ſtellungen vom Staate. 

Die Strafjuſtiz ſelber iſt ihm nichts als eine Wohlfahrts⸗ 
einrichtung, in der Hauptſache zum Schutz des Beſitzes. 

Deshalb hat er für das individuelle Recht des An⸗ 
geſchuldigten ſo wenig Teilnahme wie für eine opfervolle 
Verteidigertätigkeit. Der Verteidiger iſt für ihn der Mann, 
der ſür Geld alle Kunſt aufbietet, um den Angeklagten 
frei zu bekommen, und er regt an, ob die „kunſtmäßige Ver⸗ 
tretung eines Verbrechers, augenſcheinliche Entſtellung zu ſeinen 
Gunſten“, nicht als beſondere Anwaltsdelikte beſtraft werden 
müßten, ebenſo aber beim Zivilanwalt „die gefliſſentliche 
Herabſetzung der gegneriſchen Partei“ und „juriſtiſches Lügen⸗ 
weſen“. 

Während der Verfaſſer, ſoweit ſeine Privatrechte in 
Frage kommen, mit den Staatseinrichtungen höchſt unzufrieden 
iſt und bei unſern Richtern das genügende Verſtändnis für ſein 
„Innenleben“ vermißt, hat der Strafprozeß für ihn nur das 
geringe Intereſſe des unbeteiligten Zuſchauers. Ihm erſcheinen 
die Angeklagten als der Mob, der eine „kurze aber wirkſame“ 
Körperſtrafe „ohne Verbitterung“ hinnehmen würde und deſſen 
Seelenleben und Seelenleid auch in dem ebenſo häufigen wie 
entſetzlichen Fall der unbegründeten Anklage ihn abſolut kalt läßt. 

Daß „hochangeſehene“ Anwälte ſich auf das äußerſte für 
die Freiſprechung von augenſcheinlich ſchuldigen Gaunern 
und Halunken, Mördern und Giftmiſcherinnen ins Zeug legen, 
iſt gegenüber der pflichtmäßigen und recht dornenvollen Arbeit 
zahlreicher vorzüglicher Verteidiger eine beweisloſe Behauptung, 
ebenſo wie die daran geknüpfte Beurteilung unſerer Preſſe, 
wonach der Schurke und ſein Verteidiger noch als 
große Männer durch die Spalten ſenſationslüſterner 
Zeitungen geſchleift werden. 

Das alles ſteht auf dem gleichen Niveau wie die großen 
Sätze des Verfaſſers gegen den Vertreter im Zivilprozeß: 

„Für den Anwalt ſteht ja nichts auf dem Spiel 
und ſein Gewiſſen iſt durch Gewohnheit und Zeit— 
bedrängnis weit geworden.“ 

„Für den reichen Klienten, der unter Umſtänden Tauſende 
bietet, arbeitet mancher Rechtsanwalt weſentlich beſſer als für 
einen armen Schlucker.“ 

„Einige Advokaten wollen eben in möglichſt kurzer Zeit, 
mit möglichſt wenig Mühe, möglichſt leicht und möglichſt viel 
Geld verdienen.“ 

„Manche Anwälte ſind weit brauchbarer für unreinliche 
als für ſaubere Sachen. Der Rechtsanwaltsberuf iſt eben 
bisweilen zum Geſchäft geworden wie der Verkauf 
von Roſinen und Brechpulver. Damit hängen allerlei 
Abelſtände und Verlockungen zuſammen, die ſelbſt den Beſten 
beſtricken können. Es beruht ſchwerlich auf Zufall, 
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daß die Fälle von Unterſchlagungen, Übervorteilungen, 
ſchlechter Teſtamentsverwaltung durch Rechtsanwälte 
bedenklich im Zunehmen ſind.“ 

In welchem Stande gibt es nicht einzelne, die in Fragen 
des Anſtandes und der Geſinnung verſagen? Welcher Stand 
iſt wie die Anwaltſchaft der Verſuchung unfeiner Bereicherung 
ausgeſetzt? Die deutſche Advokatur kann mit Stolz darauf 
hinweiſen, daß ſie in einer ſtark materiell gerichteten Zeit die 
wenigen Anwälte, die hier gegen die Standesſitte oder auch nur 
gegen den Takt fehlen, ſtets als minderwertig angeſehen hat. 
Vor Verbrechern und Unwürdigen hat bei der Schwäche der 
Menſchennatur kein Stand — auch der höchſtſtehende nicht — 
ſich zu ſchützen vermocht. Unſer Herkommen aus dem 
deutſchen Beamtentum und die Verknüpfung unſerer 
Ehrengerichte mit der Staatsanwaltſchaft und dem 
Reichsgericht bietet doch die denkbar beſte Garantie 
für die feſte Wahrung der Standesehre. Daß unſre 
Beſten ſich beſtricken laſſen könnten und daß eine bedenkliche 
Zunahme von Anwaltsverbrechen vorläge, ſind beweisloſe Be⸗ 
hauptungen, ſo phantaſtiſch und krankhaft wie die allgemeine 
Meineidsfurcht des Verfaſſers. 

Solange es einen Advokatenſtand gibt, iſt gegen ihn der 
Vorwurf der Geldgier und der Selbſtſucht erhoben worden. 
Der Anwalt nimmt ſich der Intereſſen fremder Leute im all⸗ 
gemeinen nur gegen Bezahlung an, und er hat ſogar von 
Standes wegen jedes Unterbieten ſeiner Kollegen zu unterlaſſen. 
Alle die zahlloſen unterliegenden Parteien aber, alle Verurteilten 
haben ihren Anwalt zwecklos oder doch nach ihrer Meinung 
zwecklos honoriert. So wächſt unaufhörlich neben dem Anwalt 
ein Heer von Unzufriedenen und zwar grade aus den Ver⸗ 
tretern des Unrechts. Wer auf die Anwälte ſchimpft, dem iſt 
der jubelnde Zuruf dieſer Armee einigermaßen ſicher. 

Demgegenüber trägt den Anwalt ſein Pflichtbewußtſein 
und ſein Standesgefühl. In England iſt die freie Advokatur 
ſeit mehr als ſechshundert Jahren der unerſchütterliche Anker, 
der das ſtolze Staatsſchiff in allen Parteiſtürmen geſichert hat. 
Und ſie iſt der Stolz dieſes freien Volkes geblieben, obgleich 
der königliche Witz Shakeſpeares wie Dickens Mittelſtandshumor 
ſich das dankbare Thema vom Advokatengeiz nicht entgehen 
ließen. Jedenfalls kann es kein Anwaltsſyſtem geben, das 
menſchlicher Schwäche und menſchlichem Eigennutz ſo ſehr ent⸗ 
gegenwirkt, wie die Freigabe der Advokatur, die Entwicklung 
zahlreichſter Kräfte im Dienſte der Nation in der Bindung 
durch Anwaltsgenoſſenſchaften. 

Wer ſein ganzes Leben keinen größeren Stolz gehabt hat, 
als einer ſolchen Genoſſenſchaft anzugehören, für den gehört 
eine ſtarke Selbſtüberwindung dazu, einzelne Auslaſſungen des 
Verfaſſers zu erörtern: 

„Mir iſt ein Herr bekannt“ — ſagt er — „der 
den Satz aufſtellte: habe ich die Wahl, ob mein Sohn 
Rechtsanwalt oder Einbrecher werden ſoll, ſo ziehe 
ich letzteres vor, denn der Einbrecher tritt ſelber für 
ſeine Taten ein, wogegen für den Rechtsanwalt 
immer ein anderer herhalten muß.“ 

Der Verfaſſer iſt höflich und klug genug, dieſen Satz ſich 
nicht ſelbſt aneignen zu wollen, er führt ihn nur als 
„Stimmungszeichen mancher Kreiſe“ an. Dieſe Kreiſe ſtehen 
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offenbar dem Verfaſſer nicht fern. Wir haben gewiß nichts 
dagegen, wenn die jungen Männer jener „Kreiſe“ die Anwalt⸗ 
ſchaft meiden und lieber Berufe ergreifen, in denen ſie andern 
Leuten nicht ſchaden können. Da ſolche Berufe ſehr ſelten find, 
liegt ja beim Stammtiſchgeplauder der Einbrecherberuf ziemlich 
nahe. Weniger nahe aber ſollte einem Manne, der zur Hebung 
des deutſchen Rechtslebens öffentlich das Wort ergreift, 
die Verbreitung dieſer Stimmungsäußerung liegen, 
namentlich wenn feine Kreiſe Koch in Anſpruch nehmen, 
in Fragen der Geſinnung, des Rechtsempfindens 
und des Verantwortlichkeitsgefühls Andere zu 
belehren. Der billige Zuſatz des Verfaſſers, etwa dahin, daß 
der Beruf als ſolcher „Gottlob“ geſund wäre und daß von 
ihm nur die Aus wüchſe gerügt werden ſollten, will mir nicht 
richtig erſcheinen. Ich ſehe nichts anderes als eine ſchwere 
Beleidigung des Standes, die ein aufrechter Mann mit 
allen Folgen auf ſich nimmt oder revoziert. Das tut er um 
ſeiner ſelbſt willen; die deutſche Anwaltſchaft braucht 
meiner Meinung nach ſeine Erklärungen oder ſonſtige 
Genugtuung überhaupt nicht. 

Damit würde ich den Türmeraufſatz aus der Hand legen, 
wenn ich nicht in einem Punkte mit dem Verfaſſer gleicher 
Meinung wäre, in ſeiner Forderung, daß das Recht wieder 
Volksſache werden muß. 

Der Verfaſſer und ſeine Geſinnungsgenoſſen verſtehen 
darunter: die Rückkehr zum Ingquiſitionsprozeß, zur Prügel⸗ 
ſtrafe, zu den barbariſchen Eideshelfern und zur Beſeitigung 
der freien Advokatur. 

Ich verſtehe darunter, daß die Nation, die nach jahrhunderte⸗ 
langer wirtſchaftlicher und politiſcher Verarmung wieder zu 
Reichtum und nationaler Kultur gelangt, ſich auf ihre Pflichten 
gegen den Staat beſinnt und wieder beginnt, in täglicher 
Pflichterfüllung für den Staat zu leben. Daraus, aus der 
lebendigen Teilnahme an den öffentlichen Dingen, erwächſt 
einem freien Volke auch der Rechtsſinn in ſeinem privaten 
Leben. Dieſer Rechtsſinn iſt das genaue Gegenteil von des 
Verfaſſers „edlem Zorn ums Recht,“ nämlich das Verſtändnis 
für die eignen Pflichten gegenüber den Volksgenoſſen und die 
unbedingte Achtung vor dem Rechte Anderer. 

Damit allein befreit ſich das deutſche Volk von einer ganz 
unglücklichen ſpießbürgerlichen und bäueriſchen Streitluſt, die ſich 
in Familienprozeſſen, Nachbarſtreitigkeiten und Kämpfen mit 
Kontraktsgenoſſen beinahe grundſätzlich auslebt, nach dem arm⸗ 
ſeligen Philiſterſatz, daß in Geldſachen die Gemütlichkeit aufhöre. 
Das iſt die mißtrauiſche Art, die von vornherein beſorgt, ſowohl 
vor dem reicheren wie vor dem ärmeren Gegner benachteiligt 
zu ſein, die in jedem ungünſtigen Zeugen und Sachverſtändigen 
eine bezahlte Kreatur, in dem eigenen Anwalt einen geld⸗ 
gierigen Lebemann, in dem Richter ſeines Volkes einen Para⸗ 
graphenmenſchen von abſoluter Weltfremdheit ſieht. 

Mit dieſer wiedererlangten Teilnahme am Staatsleben 
verliert ſich die vom Verfaſſer anſcheinend noch ſtolz betonte 
„Behördenſcheu“, die namentlich unſere kontinentale Straf⸗ 
rechtspflege außerordentlich erſchwert. An ihre Stelle tritt die 
unbedingte Hochachtung vor dem Richteramt und der 
Wetteifer, den Beamten des Staates überall zu helfen. Daraus 
erwächſt als das ſchönſte nationale Gut die unbedingte 
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Wahrhaftigkeit vor dem Richter, über die ſehr unparteiiſche 
Beurteiler — preußiſche Richter und Anhänger unſeres Straf⸗ 
prozeſſes — in England geſtaunt haben, in England, das ohne 
Meineidsverwarnung und ohne Meineidsprozeſſe exiſtiert! Auf 
dem Wege des öffentlichen und mündlichen Verfahrens, 
der Geſchworenengerichte, des Parteienprozeſſes und 
der freien Advokatur, ſind wir jenem Volke gefolgt, deſſen 
Rechtseinrichtungen ſich am reinſten auf germaniſcher Grundlage 
entwickelt haben. Keine Macht der Welt wird das deutſche 
Volk auf dieſem Wege aufhalten. Dieſer Weg iſt der Weg 
zur Freiheit, zur nationalen Selbſtbeſtimmung, beſonders 
auch der Weg zur Selbſtverwaltung des Rechtes. Weil 
dies das immer klarer zum Bewußtſein kommende Ziel der 
Nation iſt, werden keine Schmähungen an das größte Rechts⸗ 
werk aus den Heldentagen des deutſchen Volkes heranreichen: 
an die freie deutſche Anwaltſchaft. 


Das Verſäumnisurteil nach vorangegangenem 
Mahnverfahren. 


I. 
Von Amtsrichter Frohmuth, Neiſſe. 


Die Frage, ob das örtlich zuſtändige, fachlich unzuſtändige 
Amtsgericht nach vorangegangenem Mahnverfahren gegebenen⸗ 
falls das Verſäumnisurteil zu erlaſſen hat, oder ob es dies 
abzulehnen und die Sache an das Landgericht zu verweiſen hat, 
hat Rechtsanwalt Dr. Rieß auf S. 796 f. dieſer Zeitſchrift 
mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte in dem letzteren 
Sinne beantwortet, das Reſultat für nicht ſehr befriedigend 
erklärend. Meines Erachtens hat das Amtsgericht das Ver⸗ 
ſäumnisurteil zu erlaſſen. Daß nach der Regierungsvorlage 
das Amtsgericht trotz ſachlicher Unzuſtändigkeit das Verſäumnis⸗ 
urteil zu erlaſſen hatte, und nur auf Antrag einer Partei ſich 
für unzuſtändig zu erklären hatte, dürfte zweifellos ſein. Es 
erübrigt ſich, den KommB. S. 64 Nr. 5 Abſ. 1 wiederzugeben. 
In der erſten Kommiſſionsleſung wurde die neue Faſſung des 
5 696 Abſ. 1 und 3 und des $ 697 der Regierungsvorlage 
abgelehnt. In der zweiten Leſung wurde ein Antrag, den 
§ 696 Abf. 1 und den $ 697 der Regierungsvorlage wieder⸗ 
herzuſtellen, angenommen, dabei auch der alte Abſ. 2 des 8 504 
wiederhergeſtellt, nach welchem der Amtsrichter den Beklagten 
auf die ſachliche Unzuſtändigkeit aufmerkſam zu machen hat, eine 
Beſtimmung, die die Regierungsvorlage nur aus logiſchen 
Gründen geſtrichen hatte, weil 8 502 den Amtsrichter ſchon 
verpflichte, den Beklagten zur Stellung ſachdienlicher Anträge 
zu veranlaſſen (RommB. S. 66). Geſtrichen blieb der Abf. 3 
des § 696 der Regierungsvorlage, dahin lautend: „Eine 
Prüfung der Zuftändigfeit von Amts wegen findet nicht ſtatt. 
Im übrigen bleiben die Vorſchriften des § 505 unberührt.“ 
Dieſe Beſtimmung ſollte ſich aber nur auf die Prüfung der 
örtlichen Zuſtändigkeit beziehen, wie der Regierungsvertreter 
erklärte, der dies durch eine veränderte Faſſung klarzuſtellen 
empfahl (KommB. S. 65). Aus der Streichung des Abſ. 3 
§ 696 iſt alſo nur zu folgern, daß der Amtsrichter nach wie 
vor die örtliche Zuſtändigkeit auch nach vorangegangenem Mahn⸗ 
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verfahren zu prüfen hat, nicht aber irgend etwas für die Frage, 
ob er die ſachliche Unzuſtändigkeit von Amts wegen zu prüfen 
hat. Nun iſt freilich richtig, daß der Antragſteller, der in der 
Kommiſſion die Wiederherſtellung der erwähnten Beſtimmungen 
der Regierungsvorlage beantragt hat, bei der Begründung nach 
dem Kommiſſionsbericht geſagt hat: .. . . Durch Wiederein⸗ 
ſtellung des § 504 Abſ. 2 und Beiſeitelaſſung des § 696 Abſ. 3 


„ſei ganz klar ausgeſprochen, daß im Mahnverfahren auf 


Widerſpruch hin der Anſpruch zwar ohne Rückſicht auf ſeine 
Höhe beim Amtsgericht verbleibe, daß das Amtsgericht aber 
ſeine Zuſtändigkeit zu prüfen und im Falle ſeiner Unzuſtändig⸗ 
keit den Beklagten hierauf hinzuweiſen, und einen etwaigen 
Antrag auf Erlaß eines Verſäumnisurteils zurückzuweiſen habe“. 
Bei dieſer Bemerkung beziehen ſich die Worte: „ . . daß das 
Amtsgericht ſeine Zuſtändigkeit zu prüfen und im Falle ſeiner 
Unzuſtändigkeit den Beklagten darauf hinzuweiſen habe,“ auf 
die Wiedereinſtellung des § 504 Abf. 2, wo von der ſachlichen 
Unzuſtändigkeit die Rede iſt, und dieſer Hinweis vorgeſchrieben 
iſt, und die Worte: „und einen etwaigen Antrag auf Erlaß 
eines Verſäumnisurteils zurückzuweiſen habe,“ auf die Weg⸗ 
laſſung des § 696 Abſ. 3 der Regierungsvorlage, welcher nach 
der ausdrücklichen Erklärung des Regierungsvertreters von der 
örtlichen Zuſtändigkeit handelte, und der die Berückſichtigung 
der örtlichen Unzuſtändigkeit von Amts wegen aus Gründen, 
deren Darſtellung hier zuweit führen würde (KommB. S. 65), 
unterſagte. Durch die Streichung des Abſ. 3 des § 696 der 
Vorlage iſt alſo nur feſtgelegt, daß nach wie vor die örtliche 
Zuſtändigkeit von Amts wegen zu berückſichtigen iſt, ein Antrag 
auf Verſäumnisurteil alſo bei örtlicher Unzuſtändigkeit auch 
nach vorangegangenem Mahnverfahren abzulehnen iſt, wenn 
beim Erlaß des Zahlungsbefehls die Zuſtändigkeit fälſchlich an⸗ 
genommen worden war. Die Entſtehungsgeſchichte ergibt alſo, 
daß das örtlich zuſtändige, aber ſachlich unzuſtändige Amts⸗ 
gericht nach vorangegangenem Mahnverfahren das Verſäumnis⸗ 
urteil zu erlaſſen hat, und nicht, wie Dr. Rieß meint, das 


Gegenteil.“) 


) Es iſt wohl zu beachten, daß die 88 697 und 696 Abſ. 1 
und 2 genau dieſelbe Faſſung behalten haben, wie in der früheren 
Regierungsvorlage, nach welcher das Amtsgericht fachlich unzweifelhaft 
zum Erlaß des Verſäumnisurteils unbeſchränkt zuſtändig ſein ſollte. 
Weshalb jetzt aus dem Geſetze das Gegenteil herauszuleſen ſein ſoll, 
nachdem der urſprüngliche Abſ. 3 weggefallen, iſt ſchwer einzuſehen. 
Dieſer Abſatz war lediglich deshalb eingefügt, weil der Entwurf noch 
nicht die ſpäter erweiterte Zuſtändigkeit für den Erlaß des Zahlungs⸗ 
befehls kannte, ſondern nur den urſprünglichen ausſchließlichen Ge⸗ 
richtsſtand, und daher das Gericht in Ermangelung einer bezüglichen 
Beſtimmung verpflichtet geweſen wäre, bei irriger Annahme der Zu⸗ 
ſtändigkeit, die Klage von Amts wegen abzuweiſen. Wenn immer von 
der Abſicht des Geſetzgebers bei der Annahme des § 696 ZPO. ge: 
ſprochen wird, ſo muß doch hervorgehoben werden, daß es die ein⸗ 
ſeitige Abſicht des Antragſtellers in der Kommiſſion war. Der 
Regierungsvertreter hat den Standpunkt der Vorlage niemals auf⸗ 
gegeben. 

Ferner iſt auf eine merkwürdige Konſequenz hinzuweiſen, die ſich 
ergeben würde, wenn man die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts zum 
Erlaß von Verſäumnisurteilen bei Objekten über 600 „ in unſerem 
Falle verneinen würde. Nach 5 696 Abſ. 1 ZPO. iſt die Klage nach 


erhobenem Widerſpruch im Gegenſatze zum früheren Rechte unter allen 
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Selbſt aber, wenn man unterſtellte, daß der Antragſteller 
im KommB. S. 67 gemeint hätte, durch die Wiedereinſtellung 
des § 504 Abſ. 2 und Beſeitigung des § 696 Abſ. 3 des Ent⸗ 
wurfes zu erreichen, daß das Amtsgericht bei nur ſachlicher 
Unzuſtändigkeit einen etwaigen Antrag auf Erlaß eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils zurückzuweiſen hätte, und daß Kommiſſion und 
Reichstag gutgläubig in dieſem Sinne das Geſetz angenommen 
hätten, ſo würde das am Reſultat nichts ändern. Dann hätte 
ſich eben der Geſetzgeber über die Tragweite der Annahme dieſes 
Antrages geirrt. Eine etwaige Abſicht, das Amtsgericht ſolle 
auch nach vorangegangenem Mahnverfahren keine Verſäumnis⸗ 
urteile über Landgerichtsobjekte erlaſſen, konnte nur erreicht 
werden, wenn außer Abſ. 3 des § 696 auch Abſ. 1 des 8 697 
geſtrichen wurde. Dieſer beſagt: „Iſt ein Anſpruch erhoben, 
der zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehört, ſo hat das Amts⸗ 
gericht, ſofern eine Partei vor der Verhandlung zur Hauptſache 
darauf anträgt, durch Beſchluß ſich für unzuſtändig zu erklären.“ 
Dies bedeutet natürlich, daß das Amtsgericht ſich nur dann 
für unzuſtändig zu erklären hat, wenn eine Partei es beantragt, 
von Amts wegen alſo nicht; denn wenn ſich das Gericht ſchon 
von Amts wegen für unzuſtändig erklären müßte, dann wäre 
eine Beſtimmung, daß es dies auch tun müſſe, ſofern eine Partei 
es beantragt, unſinnig. Das Amtsgericht iſt zwar nach vor⸗ 
angegangenem Mahnverfahren für Landgerichtsobjekte nicht zu⸗ 
ſtändig, aber es darf ſeine Unzuſtändigkeit nur auf Antrag 
berückſichtigen, muß alſo ein Verſäumnisurteil auf Antrag er⸗ 
laſſen, ſowohl gegen den Beklagten, als auch gegen den Kläger. 
§ 697 Abſ. 1 it eine Sonderbeſtimmung für das Mahnverfahren, 
die allen gegenteiligen allgemeinen Beſtimmungen vorgeht. 

Die Frage, ob auch in Sachen, für die das Landgericht 
ausſchließlich zuſtändig iſt, nach vorangegangenem Mahn⸗ 
verfahren das Amtsgericht nunmehr ein Verſäumnisurteil zu 
erlaſſen hat, beanwortet ſich nach vorſtehendem von ſelbſt. Da 
auch in ſolchen Fällen das Mahnverfahren zuläſſig iſt, ſo iſt, 
mangels Ausnahmebeſtimmung, der für das Mahnverfahren 
ſpezielle, den allgemeinen Vorſchriften vorgehende § 697 Abſ. 1 
maßgebend, daß bei ſachlicher Unzuſtändigkeit ſich das Amts⸗ 
gericht nur auf Antrag für unzuſtändig zu erklären hat. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung macht ja auch keinen Unterſchied darüber, 
aus welchen Gründen „der Anſpruch zur Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehört“. Es iſt auch nicht abzuſehen, weshalb ein 
Amtsgericht in ſolcher Sache zwar einen Vollſtreckungsbefehl, 
nicht aber ein materiell gleichwertiges Verſäumnisurteil ſollte 
erlaſſen können. 

Dies Reſultat dürfte auch dem Bedürfnis der Praxis ent⸗ 
ſprechen. Wenn der Beklagte nach vorangegangenem Mahn⸗ 
verfahren gegen ſich Verſäumnisurteil ergehen laſſen will, ſo 
wäre es zwecklos, daß dazu erſt das Amtsgericht durch Beſchluß 
die Sache an das Landgericht verweiſen müßte und dieſes dann 


Umſtänden als beim Amtsgericht erhoben anzuſehen. (Dem lag eben 
von vornherein die Abſicht zugrunde, die Zuſtändigkeit des Amts— 
gerichts ſachlich unbeſchränkt zu erhalten.) Es würde alſo der Beklagte, 
der nach der Anberaumung des Termins erſcheint, berechtigt ſein, 
gegen den ausgebliebenen Kläger das Verſäumnisurteil zu beantragen, 
während der Kläger gegen den ausgebliebenen Beklagten kein Ver— 
ſäumnisurteil nehmen dürfte. (Aus einem, dasſelbe Thema behandeln: 
den Referate des Amtsgerichtsrates Dr. Levin. D. Red.) 
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das Verſäumnisurteil erlaffen müßte. Da wäre es ja viel 
einfacher geweſen, es bei der alten Klageerhebung beim Land⸗ 
gericht zu belaſſen. Selbſtverſtändlich geht der Beklagte ſeines 
Rechts, vor Verhandlung zur Hauptſache die Verweiſung der 
Sache an das Landgericht zu beantragen, wenn er gegen das 
Verſäumnisurteil Einſpruch einlegt, nicht verluſtig. Wie die 
Worte: „eine Partei“ erkennen laſſen, verſteht das Geſetz unter 
„Verhandlung zur Hauptſache“ in § 697 eine kontradiktoriſche 
Verhandlung. 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Leviſon, Düſſeldorf. 


Obwohl Rieß (JW. S. 796 ff.) die aufgeworfene Frage 
mit Stein und verſchiedenen Kommentatoren verneint und eine 
andere Auslegung mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte 
des §8 696 ZPO. als unmöglich bezeichnet, ſcheint mir das 
Ergebnis ſeiner Unterſuchung nicht nur unbefriedigend, wie er 
ſelbſt erklärt, ſondern auch unrichtig. Zunächſt kann ich be⸗ 
ſtätigen, daß die hieſigen Amtsgerichte mehrfach im Falle des 
§ 697 ZPO. gegen den Erlaß des Verſäumnisurteils Bedenken 
nicht erhoben haben. Der § 697 ZPO., wie er nach der 
Novelle zur Geſetzeskraft erhoben iſt, enthält einen von dem 
früheren Wortlaut des entſprechenden Paragraphen vollkommen 
verſchiedenen Text und Gedankengang. Er beſtimmt ausdrück⸗ 
lich, daß nur „ſofern eine Partei darauf anträgt“, das Amts⸗ 
gericht ſich als unzuſtändig zu erklären und die Sache an das 
an ſich ſachlich zuſtändige Landgericht zu verweiſen hat. Hieraus 
folgt doch ohne weiteres, daß, falls ein Verweiſungsantrag 
nicht vorliegt, das Amtsgericht entſcheidet und die für den 
Erlaß des Zahlbefehls begründete Zuſtändigkeit auch für die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits behält. Hierbei iſt es ganz gleich⸗ 
gültig, ob man die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts in dieſem Fall 
auf eine ſtillſchweigende Parteivereinbarung oder auf die in den 
§§ 696, 697 getroffene, ſagen wir einmal, Ausnahmebeſtimmung 
zurückführen will (vgl. auch § 689 Satz 2). Für die durch 8 697 
begründete Begünſtigung der amtsgerichtlichen Kompetenz ſpricht 
auch die Bezugnahme auf § 505 Abſ. 3 Satz 1, während 
Satz 2 dieſes Abſatzes nicht bezogen iſt. Mit andern Worten: 
die durch Ladung zum Amtsgericht entſtandenen Koſten fallen, 
ſelbſt wenn das Amtsgericht die Sache an das zuſtändige 
Gericht verweiſt, nicht dem Kläger unter allen Umſtänden zur 
Laſt, ſondern ſtets dem unterliegenden Teil, woraus doch wohl 
zu folgern iſt, daß nach eingeleitetem Mahnverfahren, ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes, die Verhand⸗ 
lung vor dem Amtsgericht als die normale und gegebene be⸗ 
trachtet wird. Worin ſoll ſonſt der innere Grund dafür zu 
finden ſein, daß die Anrufung des unzuſtändigen Gerichts nach 
vorherigem Mahnverfahren bezüglich der Koſten anders be⸗ 
handelt wird als die Anrufung im Wege der direkten Klage? 
Dieſes unmittelbar aus dem klaren Wortlaut des § 697 ZPO. 
geſchöpfte Ergebnis, das auch in der auf die Erweiterung der 
amtsgerichtlichen Tätigkeit gerichteten Zweckbeſtimmung der 
Novelle ſeine Stütze findet, kann durch den Hinweis auf die 
Entſtehungsgeſchichte des 8 697 ZPO. nicht erſchüttert werden. 
Es iſt freilich zutreffend, daß die Kommiſſion in der erſten 


39. Jahrgang. 


Leſung den vorgeſchlagenen Abſ. 3 des § 696, „eine Prüfung 
der Zuständigkeit von Amts wegen findet nicht ſtatt“, ebenſo 
abgelehnt hat, wie den von der Regierung vorgeſchlagenen 
8 697. Wenn aber nun in zweiter Leſung der 8 697 in der 
gegenwärtigen Faſſung angenommen worden iſt, ſo iſt eben 
damit die prinzipielle Zuständigkeit des Amtsgerichts für das 
Widerſpruchsverfahren auch bei ſolchen Anſprüchen anerkannt, 
welche den Betrag von 600 & überſteigen. Hierbei iſt es voll⸗ 
kommen gleichgültig, ob die Kommiſſionsmitglieder zur An⸗ 
nahme dieſes Paragraphen durch eine irrige Begründung be⸗ 
ſtimmt worden ſind: denn wenn auch zur Rechtfertigung des 
8 697 von irgendeiner Seite erklärt worden iſt, es müſſe das 
Amtsgericht einen etwaigen Antrag auf Erlaß des Verſäumnis⸗ 
urteils zurückweiſen, ſo iſt dieſe Erklärung mit dem Wortlaut 
des § 697 nicht in Einklang zu bringen. Es iſt aber gar 
nicht einzuſehen, weshalb auf die Begründung eines Antrages 
zur Auslegung des Geſetzes zurückgegriffen werden ſoll, wenn 
die Faſſung der Geſetzesbeſtimmung ſelbſt zu keinem Bedenken 
Anlaß gibt; das um ſo weniger, wenn man bedenkt, daß bei 
der namentlich in den letzten Jahren beliebten außerordentlich 
ſchnellen Geſetzesfabrikation eine irrige Bemerkung gar leicht 
in den Beratungen durchſchlüpfen kann, ohne Widerſpruch zu 
erfahren. Sind doch auch in den Texten der Geſetze hier und 
da Irrtümer nicht zu vermeiden geweſen. Wenn Fuchs in 
ſeiner bekannten Schrift „Recht und Wahrheit in unſerer 
heutigen Juſtiz“ (a. a. O. S. 95) gerade die Prozeßordnung, 
die nur ein Mittel zum Zwecke der Rechtsverwirklichung iſt, 
am freieſten, praktiſchſten und vernünftigſten ausgelegt wiſſen 
will, ſo darf man ihn, mag man ihm auch ſonſt in allen 
Punkten nicht beizuſtimmen vermögen, in dieſem Streben ſicher⸗ 
lich unterſtützen. Eine Geſetzesauslegung aber, welche die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtsgerichts für kontradiktoriſche Verhandlungen 


erleichtert, für Verſäumnisurteile aber ausſchließt, kann nicht 


als eine zweckmäßige angeſehen werden. Es iſt daher dringend 
zu wünſchen, daß die Praxis, wie es recht und billig iſt, ſich 
an den Wortlaut des Geſetzes hält und nicht eine dieſem 
widerſprechende Auslegung aus den Materialien entnimmt. 


III. 
Von Landrichter Schrödter, Glatz. 


Vorſtehende Frage iſt alsbald in den Erläuterungen zur 
Zivilprozeßnovelle vom 1. Juni 1909 ſtreitig geworden. Sydow⸗ 
Buſch bejahen ſie, Stein und Reincke verneinen ſie. 

Die Bejahung der Frage bedeutet zweifellos eine Aus⸗ 
nahme von der Regel, daß das Amtsgericht für landgerichtliche 
Objekte nicht zuſtändig iſt und ſeine Zuſtändigkeit im Falle des 
Nichterſcheinens des Beklagten von Amts wegen zu prüfen hat 
(NG. 1, 438; 2, 409). 

Eine Ausnahme könnte daher hier nach zwei Richtungen 
in Betracht kommen: entweder nach der, daß das Amtsgericht 
in dieſem Falle ausnahmsweiſe auch für landgerichtliche Objekte 
zuſtändig wäre, oder, daß es wenigſtens ſeine Zuſtändigkeit 
nicht von Amts wegen zu prüfen hätte. 

Um das letztere vorauszunehmen, fo war nach dem Ent⸗ 
wurf zur Novelle im Abſ. 3 des § 696 eine Beſtimmung be⸗ 
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abſichtigt, daß eine Prüfung der Zuſtändigkeit von Amts wegen 
nicht ſtattfinde. Dieſe Beſtimmung iſt aber in das Geſetz nicht 
aufgenommen und bereits von der Kommiſſion geſtrichen worden. 
Sie ſollte ſich nach der Begründung zum Entwurf (S. 43) und 
nach der Erklärung des Regierungsvertreters in der Kommiſſion 
(KommB. S. 65) nur auf die örtliche Zuſtändigkeit beziehen. 
Da ſie beſeitigt iſt, ſo kann es dahingeſtellt bleiben, ob dieſe 
Anſicht der Begründung und des Regierungsvertreters in der 
geſtrichenen Beſtimmung zum Ausdruck gekommen war. Jeden⸗ 
falls iſt dieſe Beſtimmung in der Kommiſſion gerade deswegen 
beſeitigt worden, weil es nicht zu billigen ſei, daß Prozeſſe über 
beliebige Werte auf dem Wege des Mahnverfahrens an das 
Amtsgericht geleitet würden und gegen den nicht erſchienenen 
Beklagten bei jeder Höhe des Objekts Verſäumnisurteil ergehe 
(Komm B. S. 65); und auch in der zweiten Leſung der Kommiſſion 
wurde die Beſeitigung des § 696 Abſ. 3 damit begründet, daß 
dadurch ganz klar ausgeſprochen ſei, daß im Mahnverfahren auf 
Widerſpruch hin der Anſpruch zwar ohne Rückſicht auf ſeine 
Höhe beim Amtsgericht verbleibe, daß das Amtsgericht aber 
ſeine Zuſtändigkeit zu prüfen und einen etwaigen Antrag auf 
Erlaß eines Verſäumnisurteils zurückzuweiſen habe (KommB. 
S. 67). Die Kommiſſion ging alſo davon aus, daß nach Be⸗ 
ſeitigung dieſer Beſtimmung keine Beſtimmung mehr vorhanden 
ſei, aus der gefolgert werden könne, daß im vorliegenden Falle 
eine Prüfung der ſachlichen Zuſtändigkeit von Amts wegen nicht 
ſtattfinde. Auch kann meines Erachtens keine Beſtimmung des 
Mahnverfahrens als Ausſchluß dieſer Prüfung gedeutet werden. 

Auch Sydow⸗Buſch teilen offenbar inſoweit dieſe Anſicht, 
indem fie zunächſt im Eingang ihrer Anm. 2 zu $ 696 jagen, 
daß das Gericht im ordentlichen Verfahren ſeine Zuſtändigkeit 
zu prüfen habe. Sie machen nur dann einen Unterſchied zwiſchen 
örtlicher und ſachlicher Zuſtändigkeit, indem ſie erſtere von Amts 
wegen geprüft haben wollen und einen Antrag auf Erlaß des 
Verſäumnisurteils bei örtlicher Unzuſtändigkeit zurückgewieſen 
wiſſen wollen, während ſie die Prüfung der ſachlichen Zuſtändigkeit 
ausſchließen wollen, falls nicht ein Verweiſungsantrag nach 
8 697 geſtellt wird. Dieſe Ausführung erſcheint etwas wider⸗ 
ſpruchsvoll, findet aber im folgenden ihre Erklärung darin, 
daß Sydow⸗Buſch annehmen, daß das Amtsgericht ſtets ſachlich 
zuſtändig iſt, bis der Antrag auf Verweiſung nach 8 697 geſtellt 
wird, da „das Amtsgericht für alle Sachen zunächſt für ſachlich 
zuſtändig erklärt und nur im Falle der Stellung eines Ver⸗ 
weiſungsantrages verpflichtet ſei, die Sache ans Landgericht zu 
verweiſen“. Ihre Anſicht beruht alſo nicht darauf, daß ſie die 
Prüfung der ſachlichen Zuſtändigkeit ausſchließen, ſondern darauf, 
daß ſie die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts für gegeben anſehen. 

Dieſe Anſicht findet meines Erachtens weder im § 697 noch 
in den ſonſtigen Beſtimmungen des Mahnverfahrens eine Stütze. 
Allerdings ſtimmt ſie mit der Begründung des Entwurfs zu 
8 697 (S. 44) überein, daß nach erhobenem Widerſpruch das 
Amtsgericht auch in einem Falle, in welchem der Zahlungs⸗ 
befehl wegen eines Anſpruchs erlaſſen worden ſei, wegen deſſen 
die im ordentlichen Verfahren erhobene Klage vor das Land⸗ 
gericht gehöre, für das weitere Verfahren zuſtändig bleibe. 
Nirgends findet ſich aber eine Beſtimmung, daß nach erhobenem 
Widerſpruch das Amtsgericht für alle Sachen zuſtändig ſei. 
Vielmehr begründet § 689 als einziger Paragraph, der ſich 
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über die Zuſtändigkeit im Mahnverfahren ausläßt, nach ſeinem 
klaren Wortlaut die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts nur für 
den Erlaß des Zahlungsbefehls, nicht aber für das ſpätere 
ordentliche Verfahren. Irrig erſcheint auch die Annahme des 
Regierungsvertreters in der Kommiſſion (Komm B. S. 65), 
daß infolge der Rechtshängigkeit, die nach S 693 mit der Zu⸗ 
ſtellung eintrete und deren Wirkung durch die rechtzeitige 
Erhebung des Widerſpruchs nicht beſeitigt werde, das weitere 
Verfahren an den Gerichtsſtand des Mahnverfahrens gebunden 
ſei. Hier liegt meines Erachtens eine Verwechſelung zwiſchen 
Rechtshängigkeit und Zuſtändigkeit vor. Nur die Zuſtändigkeit 
bindet eine Sache an einen beſtimmten Gerichtsſtand, niemals 
aber die Rechtshängigkeit. § 697 ſchließlich geht gerade davon 
aus, daß für den am Amtsgericht erhobenen Anſpruch, das 
Landgericht zuſtändig bleibt, und beſtimmt, in welcher Weiſe 
auf Antrag einer Partei der Rechtsſtreit vom Amtsgericht, bei 
dem er anhängig iſt, vor das Landgericht, das zuſtändig iſt, 
verwieſen werden kann. 

Sydow⸗Buſch legen den § 697 dahin aus, daß „durch 
Unterlaſſen der Stellung des Antrages auf Überweiſung ans 
Landgericht das Amtsgericht unwiderruflich zuſtändig werde, 
auch für Anſprüche, die zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehören“ (Anm. 3 zu § 697), daß alſo die Un⸗ 
zuſtändigkeit des Amtsgerichts nur durch Stellung des Antrages 
auf Verweiſung des Rechtsſtreits ans Landgericht eintrete, und 
inſoweit ſogar die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte 
durchbrochen werde. Weder Wortlaut noch Zweck der Be⸗ 
ſtimmung des 8 697 ſprechen aber für eine fo weit gehende 
Bedeutung. Es iſt darauf hinzuweiſen, daß ſich der Wortlaut 
des 8 697 genau dem Wortlaut des § 506 30. anſchließt, 
wie dieſer im weſentlichen auch ſchon vor der Novelle vom 
1. Juni 1909 beſtand. Im Falle des § 506 iſt ſich meines 
Wiſſens Theorie und Praxis bisher dahin einig geweſen, daß 
der Beklagte die Einrede der Unzuſtändigkeit auch ohne gleich⸗ 
zeitigen Antrag auf Verweiſung an das Landgericht geltend 
machen und dadurch, wenn keine Partei die Verweiſung ans 
Landgericht beantragt, die Abweiſung der Klage wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit durch Urteil herbeiführen kann (vgl. Gaupp⸗Stein 
Anm. 1 4 und Seuffert Anm. 26 zum § 506 und die dort An⸗ 
geführten). Es ſcheint mir unbedenklich, anzunehmen, daß die 
gleichlautende Beſtimmung des § 697 es ebenfalls nicht aus⸗ 
ſchließt, daß der Beklagte lediglich die Einrede der Unzuſtändigkeit 
erhebt und das Amtsgericht alsdann, wenn kein Verweiſungs⸗ 
antrag geſtellt wird, die Klage wegen Unzuſtändigkeit abweiſen 
muß. Daraus folgt, daß die Unzuſtändigkeit ganz unabhängig 
von dem Verweiſungsantrag beſteht und im übrigen in ganz 
gleicher Weiſe geltend gemacht werden kann und zu berück⸗ 
ſichtigen iſt, wie in jedem andern Prozeſſe. Hätte der 8 697 
das Amtsgericht bis zur Stellung des ÜUberweiſungsantrages 
für zuſtändig erklären wollen, ſo hätte ein Wortlaut, der dies 
zum Ausdruck bringt, leicht gefunden werden können. Der 
Zweck der SS 506 und 697 iſt doch offenbar nur der, daß 
neben der ſonſtigen Möglichkeit, die Unzuſtändigkeit geltend 
zu machen, den Parteien die Möglichkeit gegeben werden ſoll, 
den Rechtsſtreit auf möglichſt einfache und ſchnelle Weiſe vor 
das zuſtändige Landgericht zu bringen und den Umſtand und 
den Zeitverluſt zu vermeiden, die mit einer Abweiſung der Klage 
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wegen Unzuſtändigkeit und der Neuanſtrengung vorm zuſtändigen 
Gericht verbunden ſind. An der Zuſtändigkeit ſelbſt ändern 
aber dieſe Paragraphen nichts, ſo daß die Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts nicht durch Unterlaſſung der Stellung des Ver⸗ 
weiſungsantrages, ſondern durch Prorogation gemäß 8 39 
ZPO. begründet wird. 

Ich komme daher zu dem Ergebnis, daß das Amtsgericht, 
bei welchem im Mahnverfahren die landgerichtlichen Objekte 
nach rechtzeitigem Widerſpruch zwar anhängig bleiben, dadurch 
für dieſe Anſprüche nicht zuſtändig wird, daß das Amtsgericht 
vielmehr auch in dieſem Falle ſeine Zuſtändigkeit von Amts 
wegen zu prüfen und einen etwaigen Antrag auf Erlaß eines 
Verſäumnisurteils zurückzuweiſen hat. Die weſentlichſte Unter⸗ 
ſtützung findet dieſe Anſicht dadurch, daß die Kommiſſion aus⸗ 
drücklich zu dem Zwecke, dieſe Anſicht zur Geltung zu bringen, 
die jetzige Faſſung des Geſetzes geſchaffen hat (ſ. oben), und 
dieſe Faſſung ohne jede Debatte im Reichstage angenommen iſt. 

Freilich wäre den berechtigten Intereſſen der Parteien 
mehr gedient geweſen, wenn man für dieſen Fall die Prüfung 
der Zuſtändigkeit von Amts wegen ausgeſchloſſen und dadurch 
den Erlaß des Verſäumnisurteils zugelaſſen hätte. Denn der 
Schuldner, der ein Intereſſe daran hat, daß der Rechtsſtreit 
vorm Landgericht verhandelt wird, kann den Antrag auf Ver⸗ 
weiſung mit dem Widerſpruch oder demnächſt im Verhandlungs⸗ 
termine ſtellen. Tut er dies nicht und erſcheint er demnächſt 
ſogar im Termine nicht, ſo iſt kein berechtigtes Intereſſe ſeiner⸗ 
ſeits einzuſehen, daß der Amtsrichter ſeine Unzuſtändigkeit von 
Amts wegen berückſichtigt. Vielmehr wird dadurch nur dem 
Beſtreben eines faulen Schuldners, ſeine Verurteilung hinaus⸗ 
zuſchieben, Vorſchub geleiſtet. Der Gläubiger aber, der auf 
dieſe Weiſe gezwungen wird, zur Erlangung eines Verſäumnis⸗ 
urteils die Verweiſung ans Landgericht zu beantragen, muß 
infolgedeſſen einen Anwalt annehmen und möglicherweiſe dadurch 
höhere Koſten tragen, da er ſie häufig von dem faulen Schuldner 
nicht wird beitreiben können. Dieſe praktiſchen Erwägungen 
können aber natürlich gegenüber dem Willen des Geſetzes nicht 
in Betracht kommen. 

Für den Gläubiger und ſeinen Anwalt ergibt ſich daraus 
die Notwendigkeit, bei landgerichtlichen Objekten alsbald die 
Verweiſung ans Landgericht zu beantragen, damit dem wider⸗ 
ſprechenden faulen Schuldner nicht die Gelegenheit gegeben 
wird, durch Verſäumnis vor dem Amtsgericht ſich noch länger 
der Vollſtreckung zu entziehen. Der Rechtsanwaltſchaft beim 
Landgericht aber entſteht dadurch der Vorteil, daß ein Hindernis 
gegen die Entziehung noch weiterer Prozeſſe geſchaffen wird. 


Bedarf der Verkauf des Tempelhofer Feldes der 
Genehmigung des Reichstags? 
Von Dr. Gerhard Anſchütz, Geh. Juſtizrat und ordentlicher 
Profeſſor des öffentlichen Rechts an der Univerſität Berlin. 

Die ſtaatsrechtliche Zuläſſigkeit und privatrechtliche Gültigkeit 
des Vertrages vom 31. Auguſt 1910, durch welchen der Reichs⸗ 
militärfiskus, vertreten durch das Königlich Preußiſche Kriegs⸗ 
miniſterium, den weſtlichen Teil des Tempelhofer Exerzierfeldes 


39. Jahrgang. 


für 72 000 000 & an die Gemeinde Tempelhof verkauft hat, 
hat einen ſo ausgiebigen und lebhaften Meinungsaustauſch 
hervorgerufen, daß dem Falle die Bezeichnung als cause célèbre 
ſchon jetzt gerechterweiſe nicht mehr vorenthalten werden kann. 

Die meiſten bisher bekannt gewordenen Außerungen be⸗ 
ſchränken ſich auf eine Erörterung der Frage, ob die Ver⸗ 
äußerung des Feldes durch die Organe der Reichsregierung 
einſeitig im Verwaltungswege ohne Genehmigung des Reichs⸗ 
tags vorgenommen werden durfte, und beſchäftigen ſich ins⸗ 
beſondere mit den Folgen, welche zu gewärtigen find, wenn die 
Genehmigung, ſoweit ihre Notwendigkeit behauptet wird, auch 
nachträglich nicht erfolgt. 

Indeſſen würde es einer Erörterung dieſer Frage nicht erſt 
bedürfen, wenn man dem Reiche als ſolchem die Befugnis 
zur Veräußerung des — feinerzeit gemäß 8 1 des Reichsgeſetzes 
über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen Gebrauch einer 
Reichsverwaltung beſtimmten Gegenſtände vom 25. Mai 1873 
in ſein Eigentum übergegangene — Tempelhofer Feldes ab⸗ 
ſprechen müßte. Müßte man das, ſo würde ſich die Frage, ob 
die Reichsregierung nur mit dem Reichstag oder auch ohne ihn 
verkaufen durfte, erübrigen, denn die Organe des Reichs können 
keine Rechte haben, die dem Reich ſelbſt nicht zuſtehen. 

Die damit bezeichnete Frage iſt daher vorweg zu erörtern. 
Ihre Beſprechung darf um ſo weniger umgangen werden, als 
ſie von einer Seite — Koffka im Berliner Tageblatt vom 
16. November cr., Nr. 583 — bereits aufgerollt worden iſt. 


I 


Koffka erblickt in dem 8 5 REG.: | 
„Das Reich ift zur Veräußerung eines nach § 1 in ſein 
Eigentum übergegangenen Grundſtücks nur dann befugt, 
wenn dasſelbe für die Zwecke der Reichsverwaltung 
entbehrlich oder unbrauchbar wird und der Erlös aus 
ſeinem Verkauf dazu beſtimmt iſt, durch die Erwerbung 
eines anderen Grundſtücks oder die Herſtellung einer 
anderen Baulichkeit im Gebiete desſelben Bundesſtaates 
einen Erſatz für das entbehrlich oder unbrauchbar ge⸗ 
wordene Grundſtück zu beſchaffen.“ 

in Verbindung mit $ 11: 
„Die Einnahmen aus der Veräußerung der im Beſitz 
der Reichsverwaltung befindlichen Grundſtücke dürfen 
nur unter Genehmigung des Bundesrats und des 
Reichstags verausgabt werden und ſind, ſofern dieſe 
Genehmigung nicht anderweitig erfolgt iſt, im nächſten 
Reichshaushaltsetat in die zur Deckung der gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausgaben beſtimmten Einnahmen einzuſtellen.“ 
ein geſetzliches, bedingtes Veräußerungsverbot, deſſen Tragweite 
nicht nach Staatsrecht, ſondern nach Privatrecht zu beurteilen 
ſei. Er will auf dieſes Veräußerungsverbot nicht das BGB., 
ſondern, da das Verbot aus der Zeit vor Inkrafttreten des 
BGB. ſtamme, das Preußiſche Allgemeine Landrecht anwenden, 
welch letzteres die einem Veräußerungsverbot zuwiderlaufenden 
Verfügungen für nichtig erklärt. Die Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes auf den vorliegenden Fall ergebe, daß der Kaufvertrag 
vom 31. Auguſt 1910, ſolange die zweite Bedingung des 5 5 


) „Reichseigentumsgeſetz“, im folgenden REG. abgekürzt. 
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RES. — Beſtimmung des Kauferlöſes zum Erwerb eines 
Erſatzgrundſtückes durch Bundesrat und Reichstag — nicht 
erfüllt iſt, nichtig ſei. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. 

Es erſcheint zunächſt zweifelhaft, ob $ 5 REG., wie Koffka 
will, das rechtliche Können und nicht etwa nur das Dürfen 
des Reichs beſchränkt, ob, anders ausgedrückt, die dem in $ 5 
liegenden Verbote zuwider vorgenommene Veräußerung wirklich 
eine ungültige, nicht lediglich eine unzuläſſige Handlung wäre. 
Streiten läßt ſich auch darüber, ob § 5 als eine privatrecht⸗ 
licher Beurteilung fähige Veräußerungsbeſchränkung aufgefaßt 
werden darf, und nicht vielmehr als eine rein öffentlich rechtliche 
Norm. Indeſſen können dieſe Prämiſſen, ſelbſt wenn man ihre 
Richtigkeit einräumt, zu den von Koffka aus ihnen gezogenen 
Schlußfolgerungen nicht führen. 

Zugeſtanden, daß 5 5 ein geſetzlich bedingtes Veräußerungs⸗ 
verbot enthält: Nach welchem Recht wäre dieſes Verbot und 
feine Übertretung zu beurteilen? Es iſt nicht einzuſehen, warum, 
wie Koffka meint, nach dem vor dem Inkrafttreten des BGB. 
geltenden Landesprivatrecht. Vielmehr nach dem BGB., deſſen 
Vorſchriften über den Verſtoß gegen ein geſetzliches Veräußerungs⸗ 
verbot, z. B. § 135, ſich unterſchiedslos auf alle einſchlägigen 
Verbotsgeſetze beziehen, ſoweit ſie mit dem BGB. verträglich 
ſind, einerlei, ob ſie aus der Zeit vor oder nach dem 1. Januar 
1900 ſtammen, einerlei auch, ob ſie Reichs⸗ oder Landesgeſetze 
ſind. Es handelt ſich nun hier um eine Vorſchrift, welche, wie 
Koffka ſelbſt richtig hervorhebt, im Intereſſe der Einzelſtaaten 
als früherer Eigentümer der reichsfiskaliſchen Grundſtücke, 
genauer: zur Sicherung des im § 6 R&G. ſtatuierten Heimfall⸗ 
rechts der Einzelſtaaten erlaſſen iſt. Mithin gehört §8 5 Ré. 
in die Klaſſe derjenigen geſetzlichen Veräußerungsverbote, welche 
nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezwecken. Die zivilrecht⸗ 
liche Folge des Verſtoßes gegen ſolche Veräußerungsverbote 
beſtimmt $ 135 BGB. dahin, daß der Verſtoß „nur dieſen 
Perſonen gegenüber“ unwirkſam ſei. Angenommen alſo, daß 
der Verkauf des Tempelhofer Feldes, ſoweit und ſolange der 
Kauferlös nicht durch Bundesrat oder Reichstag zum Erwerb 
eines Erſatzgrundſtückes beſtimmt iſt, einen Verſtoß im Sinne 
des § 135 BGB. darſtellte, ſo würde dieſer Verſtoß keineswegs 
von jedem, z. B. nicht von der Stadt Berlin, ſondern nur von 
dem preußiſchen Fiskus als früherem, nach 8 6 RCG. heimfalls⸗ 
berechtigten Eigentümer des Feldes gerügt werden können. 

Aber die vorbezeichnete Annahme trifft nicht zu. Es kann 
nicht zugegeben werden, daß der Verkauf des Feldes mit den 
durch § 5 geſtellten beiden Bedingungen in Widerſpruch ſtehe. 
Die Frage der Entbehrlichkeit bzw. Unbrauchbarkeit des Grund⸗ 
ſtücks und feiner Erſatzbedürftigkeit iſt durch die nach 8 8 RCG. 
zuſtändige Stelle, das Königlich Preußiſche Kriegsminiſterium, 
in bejahendem Sinne entſchieden, und, was die zweite Bedingung 
des 8 5 betrifft, fo ift ihr gleichfalls genügt. Es iſt ja, wie 
aus den bisher gepflogenen Reichstagsverhandlungen über den 
Verkauf des Feldes und den dabei abgegebenen Erklärungen 
der Militärverwaltung (vgl. insbeſondere die Begründung des 
dem Reichstage am 9. Juni 1909 vorgelegten Nachtragsetats, 
Reichstagsdruckſachen 1909 Nr. 1434) zuverläſſig bekannt, der 
Erlös aus dem großen Terraingeſchäft, ganz wie das Geſetz 
es fordert, zum Erwerb eines Erſatzgrundſtücks, nämlich eines 
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zweiten Truppenübungsplatzes für das Gardekorps (bei Zoſſen) 
in Ausſicht genommen. Die endgültige Beſtimmung hierüber 
können freilich nach S 11 REG. nur Bundesrat und Reichstag 
treffen. Es iſt indeſſen nicht dieſe endgültige Beſtimmung 
durch die geſetzgebenden Faktoren, welche § 5 meint; die Klauſel 
„wenn der Erlös ... beſtimmt iſt ...“ iſt nicht gleich⸗ 
bedeutend mit „nachdem der Erlös durch Bundesrat und 
Reichstag gemäß § 11 .. . beſtimmt iſt.“ Der Klauſel iſt 
vielmehr ſchon genügt, wenn und ſolange die Abſicht, den 
Erlös zum Erwerb eines Erſatzgrundſtücks zu verwenden, 
beſteht und dieſer Abſicht nicht zuwidergehandelt wird. Auch 
das ſagt S 5 nicht, daß die vorgeſchriebene Beſtimmung ſofort 
uno acto mit dem Verkauf erfolgen müſſe. Der Verkauf des 
alten und der Ankauf des neuen Grundſtücks können vielmehr 
zeitlich weit auseinander liegen. Inwiefern nach alledem das 
bedingte Verbot des § 5 übertreten ſein ſoll, bloß deshalb, 
weil Bundesrat und Reichstag die ihnen obliegende Beſtimmung 
noch nicht getroffen haben, iſt nicht erſichtlich. Dem Verbot 
wäre erſt dann zuwidergehandelt, wenn Bundesrat und 
Reichstag den Erlös aus dem Verkauf zu einem anderen als 
dem im 8 5 vorgeſchriebenen Zwecke, z. B. zur Tilgung von 
Reichsſchulden, beſtimmen: dann, aber auch nur und erſt dann, 
würde die in § 135 BGB. bezeichnete Rechtswirkung: Un⸗ 
wirkſamkeit dem heimfallsberechtigten Staate gegenüber, eintreten. 
Der Kaufvertrag iſt nicht, wie Koffka annimmt, nichtig, 
ſolange die fraglichen Beſchlüſſe der geſetzgebenden Faktoren 
noch nicht gefaßt ſind — alſo nicht derzeit heilbar unwirkſam — 
ſondern unter dem Geſichtspunkte des $ 5 RCG. voll wirkſam, 
jedoch in reſolutiver Bedingtheit. 

Hiernach war „das Reich“ als ſolches zur Veräußerung 
des Tempelhofer Feldes wohl befugt. 


II. 


Über die Frage, welche Organe des Reichs die dem 
letzteren durch 8 5 REG. zugeſprochene Veräußerungsbefugnis 
auszuüben haben, beſtimmt § 5 nichts. Für die Anſicht, daß 
die Reichsregierung zur Veräußerung von Reichseigentum 
niemals allein, ſondern im Zuſammenwirken mit Bundesrat 
und Reichstag zuſtändig ſei, derart, daß bei Mangel der Ge⸗ 
nehmigung durch Bundesrat und Reichstag das Veräußerungs⸗ 
geſchäft nicht ſowohl ſtaatsrechtlich unzuläſſig, als privatrechtlich 
ungültig ſein ſoll, hat im vorliegenden Falle ſich die führende 
Autorität des Deutſchen Reichsſtaatsrechts, Laband, eingeſetzt 
(JW., 39. Jahrg., S. 915 ff., „Voſſiſche Ztg.“ vom 12. No⸗ 
vember 1910, Nr. 533). Dieſe Anſicht iſt in einer als „Rechts⸗ 
gutachten“ bezeichneten Ausführung der „Norddeutſchen All⸗ 
gemeinen Zeitung“ (2. November d. J., Nr. 258) und noch in 
mehreren Artikeln desſelben Blattes (6. November, Nr. 261, 
18. November, Nr. 270) ſowie von Romen im „Tag“ vom 
1. November, Nr. 256, auch in der „Deutſchen Tageszeitung“ 
(9. November, Nr. 534), bekämpft und ihr gegenüber die 
Gleichheit der Rechtslage im Reiche mit derjenigen in Preußen, 
wo die von der Regierung allein vorzunehmenden Grundſtücks⸗ 
verkäufe weder zu ihrer ſtaatsrechtlichen noch zu ihrer privat⸗ 
rechtlichen Gültigkeit der parlamentariſchen Zuſtimmung bedürftig 
ſeien, behauptet worden, während Arndt im „Tag“ vom 
1. November, Nr. 262, eine vermittelnde Meinung vertreten 
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hat. „Zweierlei iſt auseinanderzuhalten: das Verhältnis 


zwiſchen Reich und Tempelhof und das zwiſchen der Militär- 


verwaltung und Reichstag. In bezug auf erſteres hat das 
Gutachten der ‚Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung‘, in bezug 
auf letzteres hat Laband Recht.“ — 

Die ſolchergeſtalt beſtrittene Frage iſt zunächſt in ihrer 
ſtaatsrechtlichen Seite, d. h. daraufhin zu unterſuchen, ob und 
inwieweit die Reichsregierung zur Veräußerung von Reichsgut 
der Genehmigung des Bundesrats und Reichstags bedarf, 
wobei die zivilrechtlichen Folgen der Nichterteilung der etwa 
erforderlichen Genehmigung vorläufig noch unerwogen bleiben. 

1. Die Frage iſt ſelbſtverſtändlich nach Reichsrecht zu 
entſcheiden. Da jedoch das Reichsſtaatsrecht in ſeinen hier in 
Betracht kommenden, das Finanzweſen betreffenden Partien 
dem Landesſtaatsrecht, insbeſondere dem preußiſchen, vielfach 
nachgebildet und auf dieſem aufgebaut iſt, erſcheint ein Blick 
auf dieſe Rechtsordnungen zur allgemeinen Orientierung nicht 
überflüſſig. 

Ein Satz, wonach Staatsgut nur mit Zuſtimmung der 
Volksvertretung veräußert werden darf, iſt in dieſer Allgemein⸗ 
heit dem deutſchen Landesſtaatsrecht fremd. 

a) Er ſteht zunächſt nirgends ausdrücklich geſchrieben; 
nur für einzelne beſtimmte Arten und Kategorien des Staats⸗ 
eigentums, meiſt für beſonders wichtige Teile des werbenden 
oder ſogenannten Finanzvermögens, iſt das Erfordernis der 
Genehmigung bei parlamentariſcher Veräußerung vorgeſchrieben, 
ſo z. B. durch die Verfaſſungen der Mittelſtaaten für die Do⸗ 
mänen, durch die verſchiedenen Eiſenbahnverſtaatlichungsgeſetze 
in Preußen für die Staatseiſenbahnen. 

b) Er folgt auch nicht aus den allgemeinen verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Grundſätzen über die Teilung der Staatsgewalt 
zwiſchen Exekutive und Legislative, Regierung und Volks⸗ 
vertretung. Allgemein iſt die Zuſtimmung der Volksvertretung 
nur erforderlich bei Ausübung der geſetzgebenden Gewalt; die 
Veräußerung von Staatsgut iſt aber materiell kein Akt der 
geſetzgebenden, ſondern der vollziehenden Gewalt. Es handelt 
ſich da nicht um rechtsſatzmäßige Eingriffe in Freiheit und Eigen⸗ 
tum der Untertanen, ſondern um Verwaltungsakte, und noch 
dazu um rein privatrechtliche, nicht obrigkeitliche, Verwaltungs⸗ 
akte. Die Vornahme ſolcher Verwaltungsakte fällt nach der 
konſtituellen Gewaltenteilung in den von parlamentarifcher 
Mitwirkung grundſätzlich freien Bereich der vollziehenden 
Gewalt, ſie iſt Regierungs- und Verwaltungsſache — ſtets 
unbeſchadet des parlamentariſchen Budgetrechts, namentlich alſo 
des Rechts der Volksvertretung, bei der Verausgabung der 
durch die Veräußerung erzielten Einnahmen entſcheidend mit⸗ 
zuſprechen. Niemand hat dies — zunächſt für das preußiſche 
Staatsrecht — einleuchtender gemacht, als gerade der Schrift⸗ 
ſteller, welcher im vorliegenden Falle die Befugnis der Regierung 
zum Alleinhandeln am entſchiedenſten leugnet, als Laband. 
Er jagt in feinem „Budgetrecht nach den Beſtimmungen der 
preußiſchen Verfügungsurkunde“ (1871 S. 26/27) folgendes: 

„Veräußerungen von Staatseigentum ſind unzweifelhaft 
Verwaltungsakte und die kompetenten Behörden ſind 
demnach dazu befugt, ſoweit ſie nicht durch beſondere 
Geſetze darin beſchränkt ſind. Dieſer Rechtszuſtand iſt 
durch die Verfaſſungsurkunde nicht alteriert worden. 


39. Jahrgang. 


Eine allgemeine Beſtätigung hat er erhalten durch die 
Beſtimmung des Art. 45: ‚Dem König allein ſteht die 
vollziehende Gewalt zu‘, da unter dem Ausdruck ‚voll- 
ziehende Gewalt“, dem damaligen Sprachgebrauch gemäß 
Verwaltung des Staats zu verſtehen iſt. Hauptſächlich 
aber fällt ins Gewicht, daß die Verfaſſungsurkunde 
keine Beſtimmung enthält, welche die Veräußerung von 
Domänen oder anderen Staatsgütern von der Ge⸗ 
nehmigung des Landtages abhängig macht. Im all⸗ 
gemeinen iſt alſo das Prinzip feſtzuhalten; die Ent⸗ 
ſcheidungen über Veräußerung von Staatsvermögen 
ſtehen der Regierung allein zu; der Landtag kann ſolche 
Veräußerungen, die ſämtlich durch Vorlegung des Etats 
zu ſeiner Kenntnis kommen müſſen, abraten aber nicht 
verbieten. Der Landtag kann daher auch nicht Ein⸗ 
nahmen, die durch Veräußerung von Staatsgütern 
erzielt werden, ſtreichen, weil der Etat nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des Art. 99 alle Einnahmen 
enthalten ſoll, und der Landtag nicht befugt iſt, Ein⸗ 
nahmen aus Veräußerungen, auf denen die Regierung 
beharrt, abzuwenden.“ 

Dieſen Ausführungen iſt für die Rechtsordnung, auf welche 
ſie ſich beziehen, für das preußiſche Staatsrecht vollkommen 
beizutreten und nur hinzuzufügen, daß die von La band richtig 
geſchilderte Rechtslage auch durch die ſpätere Entwickelung, 
insbeſondere durch das Geſetz betreffend den Staats haushalts⸗ 
etat vom 11. Mai 1898 (das ſog. Komptabilitätsgeſetz) nicht 
verändert worden iſt. Dieſes Geſetz verpflichtet zwar die 
Staatsregierung, die Einnahmen aus der Veräußerung von 
Grundſtückseigentum auf den Etat zu bringen ($ 2 Nr. 1), 
und ſie, wie alle anderen Einnahmen, als Deckungsmittel für 
den geſamten Ausgabebedarf des Staates, ſo wie derſelbe im 
Etat feſtgeſtellt iſt, zu verwenden und zu verrechnen ($ 16), 
verpflichtet ſie aber nicht, vor dem Abſchluß eines jeden Ver⸗ 
äußerungsgeſchäftes die Zuſtimmung des Landtages einzuholen. 
Dies wurde bei der Beratung des Geſetzes vom 11. Mai 1898 
auch vom Landtage ſelbſt anerkannt (vgl. Kommiſſionsbericht 
des Abgeordnetenhauſes, Druckſachen von 1898 Nr. 102, zu 
§ 2 des Geſetzes). 

c) Unbegründet iſt ferner die früher ziemlich verbreitete, 
wiederum von Laband mit Erfolg widerlegte Meinung, wo⸗ 
nach der in Rede ſtehende Satz aus dem Budgetrecht der 
Volksvertretung folge. Dies iſt ohne weiteres unrichtig für 
die deutſchen Mittelſtaaten, insbeſondere die ſüddeutſchen Staaten, 
wo (vgl. von Seydel Bayeriſches Staatsrecht, Bd. 2 S. 581 ff., 
588) dem Bewilligungsrecht des Landtages nur die Steuern 
unterliegen, das Budget im übrigen aber, einſchließlich der Ein⸗ 
nahmen aus dem Staatsvermögen, dem Landtage nicht zur 
Bewilligung, ſondern nur zur Prüfung vorgelegt wird. Aber 
auch in Preußen gilt im Ergebnis das gleiche. Der Ver⸗ 
faſſungsartikel, auf welchem das Budgetrecht des Landtages be⸗ 
ruht, Art. 99, ſpricht nur vom „Veranſchlagen“ der Ein⸗ 
nahmen. Die Einnahmepoſitionen ſind nicht Bewilligungen, 
deren die Regierung alljährlich bedarf, um die beſtehenden 
Geſetze zu vollziehen und die Eigentumsrechte des Staates 
auszuüben, ſondern Schätzungen der finanziellen Wirkung von 
Geſetzen und Rechten, an deren pflichtmäßiger Ausführung bzw. 
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Ausübung der Landtag die Regierung nicht hindern kann. Die 
Befugnis der Regierung zur Verwaltung des dem von ihr 
vertretenen Fiskus gehörigen Vermögens beruht einſchließlich 
des darin enthaltenen Veräußerungsrechtes nicht auf dem Budget, 
ſondern auf Verfaſſung und Gefetzen, ſie kann durch einſeitige 
Budgetſtriche des Landtages nicht geſchmälert oder gar auf⸗ 
gehoben werden. Alles das ſind Erkenntniſſe, welche die 
heutige Staatsrechtswiſſenſchaft, wie jeder Fachmann weiß, ganz 
vornehmlich La band verdankt. 

d) Man kann auch nicht mit Georg Meyer (Deutſches 
Staatsrecht § 205) ſagen, der Satz, daß Veräußerungen des 
ſtaatlichen Finanz⸗, nicht des Verwaltungsvermögens der par⸗ 
lamentariſchen Zuſtimmung bedürfen, „beſtehe als Konſequenz 
des dem Landtage zuſtehenden Budgetrechts“. Konſequenz des 
Budgetrechts iſt, daß alle Staatseinnahmen, alſo auch die aus 
Veräußerung von Staatsgut, ſoweit vorherſehbar, in den Etat 
einzuſtellen find, daß fie, ſoweit nicht vorherſehbar, als über: 
bzw. außeretatmäßige Poſten verrechnet werden müſſen, daß ſie 
vor allem nicht ohne Zuſtimmung des Landtages verausgabt 
werden dürfen. Nicht aber folgt aus dem Budgetrecht, daß 
ſie überhaupt nicht gemacht werden dürfen, anderenfalls dürfte 
ja die Regierung ohne Genehmigung des Landtages auch keine 
Schenkungen, Vermächtniſſe oder andere Zuwendungen an⸗ 
nehmen. Der Unterſchied zwiſchen Verwaltungs⸗ und Finanz⸗ 
vermögen, d. h. ſolchen Sachgütern, welche dazu beſtimmt ſind, 
im Staatsdienſt gebraucht und verbraucht zu werden, und 
ſolchen, die als dauernde Einnahmequelle zu dienen beſtimmt 
ſind, iſt ein finanzwiſſenſchaftlicher, kein juriſtiſcher. Unſer poſitives 
Staatsrecht kennt ihn nicht (richtig Arndt, Reichsſtaatsrecht, 
S. 408). 

2. Wie ſind dieſe Dinge nun nach Reichsrecht zu beurteiten? 

Feſtzuſtellen iſt zunächſt, daß es an einem die Frage er⸗ 
ledigenden ausdrücklichen Ausſpruch in der Verfaſſung und den 
Geſetzen des Reichs überall fehlt. Aber auch fonſt zeigen ſich 
keine grundſätzlichen Abweichungen des Staatsrechts, insbeſondere 
des Finanzrechts des Reichs von demjenigen der Einzelſtaaten. 
Die Abgrenzung des Gebietes der geſetzgebenden, von dem der 
vollziehenden Gewalt iſt hier wie dort die gleiche; die Macht⸗ 
ſphäre der Regierung reicht dort nicht minder weit wie hier. 
(Wenn Arndt, Reichsſtaatsrecht S. 408 meint, die Reichs⸗ 
regierung habe nur die ihr durch Verfügung und Geſetz aus⸗ 
drücklich zugewieſenen Rechte, ſo beruht dies auf einer Ver⸗ 
wechſelung der Regierungszuſtändigkeit mit der Reichszuſtändigkeit: 
Das Reich iſt, als ſolches, den Einzelſtaaten gegenüber aller⸗ 
dings nur zuſtändig für die Angelegenheiten, welche ihm die 
Reichsverfaſſung, insbeſondere im Art. 4, zuweiſt; innerhalb 
dieſer ſachlichen Kompetenz aber iſt die Machtverteilung zwiſchen 
den oberſten Organen des Reichs, zwiſchen Exekutive und 
Legislative, Regierung und Reichstag dieſelbe wie in den anderen 
Ländern, insbeſondere in Preußen.) Was alſo in den Ländern 
Verwaltungsſache iſt, iſt es grundſätzlich auch im Reich. Auch 
das Budgetrecht des Reichs zeigt dieſelbe Struktur wie das der 
Einzelſtaaten, wenigſtens wie das preußiſche, dem es in voller 
Abſichtlichkeit nachgebildet iſt. Auch im Reich gilt der Grundſatz, 
daß die Berechtigung der Regierung zur Erhebung von Ein⸗ 
nahmen nicht auf den Etat, ſondern auf den darüber beſtehenden 
Geſetzen beruht, alſo nach dieſen, nicht nach dem Budgetrecht, 
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zu beurteilen iſt. Ausgenommen hiervon iſt die Befugnis zur 
Erhebung von Matrikularbeiträgen, welche nach Art. 70 der 
Reichsverfaſſung nur durch das alljährliche Etatsgeſetz begründet 
werden kann, alſo nur beſteht, wenn und ſoweit dieſes, mit 
anderen Worten, das vereinbarte Budget, ſie der Regierung 
verleiht. 
Nach alledem kann der Satz, daß Veräußerungen von 
Reichsgut nur mit Zuſtimmung des Reichstags vorgenommen 
werden dürfen, nicht aus allgemeinen Prinzipien des Reichs⸗ 
ſtaatsrechts bzw. des Reichsbudgetrechts, ſondern, wenn 
überhaupt, nur aus einer poſitiven Einzelbeſtimmung 
hergeleitet werden. Als Beſtimmung dieſer Art kommt, 
darüber herrſcht allſeitiges Einverſtändnis, nur 8 10 REG. in 
Betracht. Darüber freilich, ob dieſer § 10 den in Rede ſtehenden 
Satz wirklich enthält, wird auf das lebhafteſte geſtritten. 

a) Im verneinenden Sinne ſpricht ſich das oben angeführte 
Rechtsgutachten der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ aus, 
ebenſo Romen a. a. O. ſowie ein Artikel der „Deutſchen Tages⸗ 
zeitung“ vom 9. November Nr. 534; auch Schwarz, Formelle 
Finanzverwaltung in Preußen und im Reich, S. 42, 43 (vgl. 
jedoch S. 61), ſcheint wenigſtens für die Veräußerung von 
Verwaltungsvermögen dieſer Anſicht zuzuneigen. Danach 
unterſcheidet ſich die Rechtslage im Reich von derjenigen in 
Preußen, wo die Veräußerung von Staatsgut, abgeſehen von 
den Eiſenbahnen, niemals der parlamentariſchen Genehmigung 
bedarf, nicht. 

b) Laband hatte ſich früher (Reichsſtaatsrecht große Aus⸗ 
gabe Bd. 4 S. 492/93, kleine Ausgabe S. 412) dahin aus⸗ 
geſprochen, daß die Regierung das Finanzvermögen des Reichs 
nicht ohne Zuſtimmung des Reichs veräußern dürfe, während 
hinſichtlich des Verwaltungs vermögens ein folder Rechtsſatz 
nicht beſtehe. Dennoch ſei die Regierung auch bei Veräußerung 
von Verwaltungsvermögen an die Genehmigung von Bundesrat 
und Reichstag gebunden, da (ſiehe Laband S. 494) 5 10 
Satz 1 die Einſtellung der Einnahmen aus ſolchen Ver⸗ 
äußerungen in den Etat vorſchreibt, woraus ſich das Recht 
des Bundesrats und Reichstags ergebe, nicht nur die Richtig⸗ 
keit der Veranſchlagung zu prüfen, ſondern auch die Ver⸗ 
äußerung ſelbſt zu genehmigen oder zu unterſagen. 

c) Endlich vertritt Laband in ſeinen oben angeführten 
Außerungen zum vorliegenden Streitfall die Meinung, daß die 
Veräußerung von Reichseigentum aller Art (der Unterſchied von 
Verwaltungs⸗ und Finanzvermögen iſt jetzt fallen gelaſſen) an 
die Genehmigung von Bundesrat und Reichstag gebunden ſei, 
und daß dies aus 5 10 Satz 2 REG. folgt. Auch Arndt 
ſcheint (vgl. Reichsſtaatsrecht S. 408) auf 8 10 Satz 2 das 
Hauptgewicht zu legen und folgert hieraus die Befugnis der 
geſetzgebenden Faktoren, durch Ablehnung der betreffenden 
Einnahmepoſition der Regierung die Veräußerung, deren 
finanziellen Effekt die Poſition darſtellt, zu unterſagen. 

Der Unterſchied zwiſchen Verwaltungs: und Finanzvermögen 
kann, wie bereits hervorgehoben, als ein für die vorliegende 
Frage erheblicher nicht anerkannt werden. Dem geltenden Recht, 
auch dem Staatsrecht, iſt dieſer Unterſchied fremd. Das REG. 
bezieht ſich gleichmäßig auf Gegenſtände, welche im finanz⸗ 
wiſſenſchaftlichen Sinne Finanz, als auch auf ſolche, die Ver: 
waltungsvermögen darſtellen. Die Durchführung der Unter⸗ 
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ſcheidung würde übrigens zu den größten praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten (iſt z. B. das Inventar der Poſtverwaltung Verwaltungs⸗ 
oder Finanzvermögen?) und zu Seltſamkeiten führen: Feſtungs⸗ 
grundſtücke könnten als Verwaltungsvermögen ohne, Grundſtücke 
der Reichseiſenbahnverwaltung dagegen als Beſtandteile des 
Finanzvermögens nur mit Genehmigung des Bundesrats und 
des Reichstags verkauft werden. 

Die Begründung des parlamentariſchen Mitwirkungsrechts 
mit 8 10 Satz 1 REG. iſt unzutreffend. Satz 1 lautet: 

„Alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken, Materialien, Utenſilien oder ſonſtigen Gegen⸗ 
ſtänden, welche ſich im Beſitz der Reichsverwaltung 
befinden, müſſen für jedes Jahr veranſchlagt und auf 
den Reichshaushaltsetat gebracht werden (Art. 69 der 
Verfaſſung).“ 

Dieſer Satz 1 bringt nichts Neues. Er liegt, wie ſich 
ſchon aus dem eingeklammerten Allegat ergibt, und wie auch 
bei der Beratung des REG. anerkannt wurde, ſchon im Art. 69 
der Reichsverfaſſung. Danach müſſen alle Einnahmen jährlich 
etatiſiert werden, alſo auch die Einnahmen aus der Verwendung 
und der Veräußerung des Reichsvermögens. Dieſer Satz gilt 
auch in Preußen; 8 2 Nr. 1 des Komptabilitätsgeſetzes vom 
11. Mai 1898: 

„Zu den in den Staatshaushaltsetat aufzunehmenden 

Einnahmen .. gehören auch: 

1. Erlöſe aus der Veräußerung von beweglichem oder 

unbeweglichem Eigentum des Staates 

ſpricht ihn unzweideutig aus. Folgt das Recht der Volks⸗ 
vertretung, Veräußerungen zu unterſagen, aus § 10 Satz 1 
REG., jo müßte es auch aus dem ganz gleichlautenden § 2 
Nr. 1 des preußiſchen Geſetzes von 1898 folgen, was indeſſen 
niemand behauptet, und auch nicht behauptet werden kann. 
Beſtünde 8 10 REG. nur aus feinem erſten Satze, ſo 
würde allerdings die Rechtslage im Reiche genau dieſelbe ſein 
wie in Preußen, und die Vertreter der oben zu a angeführten 
Anſicht hätten recht. Sie haben aber unrecht, weil § 10 noch 
einen zweiten Satz enthält, der ſich an den erſten unmittelbar 
anſchließt und folgendermaßen lautet: 

„Eine Nachweiſung der Aberſchreitung ſolcher Einnahme⸗ 

etats und der außeretatsmäßigen Einnahmen aus der 

Veräußerung der erwähnten Gegenſtände iſt jedesmal 

ſpäteſtens in dem auf das Etatsjahr folgenden zweiten 

Jahre dem Bundesrat und Reichstag zur nachträglichen 

Genehmigung vorzulegen.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt in ihrem Wortlaut und dem aus 
der Entſtehungsgeſchichte zu ermittelnden Sinne von La band 
(JW. 1910, 916/17) inſoweit richtig gedeutet worden, als § 10 
Satz 2 abweichend vom preußiſchen Recht die ſtaatsrechtliche 
Zuläſſigkeit jeder Vermögensveräußerung von der 
Genehmigung des Bundesrats und des Reichstags 
abhängig macht. 

Das REG. hat feine endgültige Faſſung in der Reichstags⸗ 
kommiſſion erhalten. Sein Entwurf beſchränkte ſich darauf, 
den Übergang des Inventars der aus Reichsmitteln zu unter⸗ 
haltenden Verwaltungen aus dem Eigentum der Einzelſtaaten 
in das des Reichs anzuordnen und die hiermit zuſammenhängenden 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Reich und Einzelſtaaten zu regeln; 
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er enthält m. a. W. nur die erſten 9 Paragraphen des Geſetzes, 
nicht dagegen die drei letzten, SS 10— 12, welche ſich nicht auf 
das Verhältnis von Reich zu Einzelſtaat, ſondern auf das der 
Reichsregierung zum Reichstag beziehen, und die erſtere hin⸗ 
ſichtlich der Verwaltung und beſonders Veräußerung der zum 
Reichseigentum gehörigen Gegenſtände der Mitwirkung und Kon⸗ 
trolle des letzteren unterwerfen. In der Kommiſſion wurde 
von den Vertretern der Linken geltend gemacht, 
„daß das vorliegende Geſetz die Aufgabe habe, Klarheit 
nicht bloß zwiſchen Reich und Einzelſtaaten, ſondern auch 
zwiſchen den Reichsfaktoren zu ſchaffen. Nur wenn für 
eine ausreichende Kontrolle, die in der Reichsverfaſſung 
und den einzelnen Reichsgeſetzen nicht genügend geſichert 
ſei, geſorgt werde, ſei es gerechtfertigt, Eigentum von 
ſolchem Umfange den Einzelſtaaten, in deren Verfaſſung 
und Geſetzen für eine beſſere Kontrolle geſorgt ſei, zu 
entziehen und auf das Reich zu übertragen.“ (Kommiſions⸗ 
bericht zum REG., Reichstagsdruckſachen von 1873 Nr. 51, 
S. 329.) 

Mit dieſer Motivierung wurde in der Kommiſſion die Auf⸗ 
nahme einer Reihe von neuen Beſtimmungen beantragt (vgl. 
den Kommiſſionsbericht S. 328, 329), deren erſte, $ A, mit dem 
nachmaligen § 10 in feinen beiden Sätzen wörtlich gleichlautet 
und unter denen ſich auch die 88 11 und 12 des Geſetzes als 
SS C, E bereits vorfinden. Der Antrag, dieſe SS A, C und 
E als 58 10, 11 und 12 in den Geſetzestext aufzunehmen, 
wurde angenommen und fand auch die Zuſtimmung des Plenums. 
Aus den Verhandlungen des letzteren (Sten B. 1873 S. 367 ff.) 
iſt folgendes hervorzuheben: Der Abgeordnete v. Zedlitz und 
Neukirch meinte, daß zu dem Zwecke, Mißbräuchen der Regierung 
vorzubeugen und dem Reichstage eine Kontrolle zu ermöglichen, 
der von der Kommiſſion vorgeſchlagene § 11, wonach die Ein⸗ 
nahmen aus der Veräußerung von Grundſtücken nur unter Ge⸗ 
nehmigung von Bundesrat und Reichstag verausgabt werden 
dürfen, ausreichend, § 10 dagegen nicht erforderlich ſei; er bean⸗ 
tragte demzufolge, nur den S 11 anzunehmen, den § 10 aber 
abzulehnen. Dem trat der Abgeordnete Richter mit folgenden 
Worten entgegen: 

„Wenn der § 11 angenommen wird, der § 10 aber 
nicht, ſo könnte man vielleicht folgern, als ob dadurch 
indirekt die Verfaſſung in eine andere Lage gebracht 
werden ſollte, als ob es nur darauf ankäme, daß der 
Erlös von Verkäufen ſichergeſtellt wird, als wenn wir 
darauf verzichteten, zu den Verkäufen ſelbſt, zu 
den Einnahmen aus Verkäufen unſere Genehmi⸗ 
gung zu geben. Darauf kommt es uns aber durchaus 
an: daß nicht nur der Erlös unſerer Beſtimmung unter⸗ 
liegt, ſondern wir wollen auch mitſprechen dabei, wenn 
das Grundeigentum überhaupt mobiliſiert wird. Das 
tun wir durch den § 10. Ich bin freilich nicht der 
Anſicht, daß, wenn der § 10 nicht angenommen werden 
ſollte, dadurch unſer Verfaſſungsrecht in dieſer Beziehung 
alteriert würde, aber es kann dadurch eine bedenkliche 
Praxis eine Stütze erhalten, die ſich bereits bei uns 
eingebürgert hat. Tatſächlich werden im Prinzip in der 
Verfaſſung jetzt die Einnahmen aus dem Verkauf von 
Grundſtücken bei der Militärverwaltung nicht auf den 
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Etat gebracht; ja, dieſe Einnahmen erſcheinen nicht einmal 
in unſeren Rechnungen.“ 

Hierauf erklärte der Präſident des Reichskanzleramtes 
Delbrück, daß S 10 in feinem erſten Satze lediglich die Ver⸗ 
faſſung Artikel 69 reproduziere, in ſeinem zweiten Satze aber 
„der bis jetzt geübten Praxis“ entſpreche (eine Behauptung, die 
allerdings zu dem, was vorher Richter als „Praxis“ geſchildert 
hatte, in Widerſpruch ſteht). Dieſe „Praxis,“ alſo der Brauch, 
vorgenommene Veräußerungen der Genehmigung von Bundesrat 
und Reichstag, wenn auch nur nachträglich, zu unterbreiten, 
werde in einem demnächſt vorzulegenden Geſetze über die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben des Reichs in irgendeiner Form feſt⸗ 
gelegt werden, daher ſei § 10 „entbehrlich“. Auf die 
markante Wendung Richters: „ſondern wir wollen auch mit⸗ 
ſprechen dabei ...“ erwiderte Delbrück nichts, hatte alſo offenbar 
nichts dagegen zu ſagen. Der 8 10 wurde ſodann, nachdem 
der Abgeordnete Lasker und der Berichterſtatter Becker ſeine 
Annahme empfohlen hatten, und niemand dem widerſprach, an⸗ 
genommen. Der Gedanke Richters fand ſomit den Beifall der 
Mehrheit des Reichstages und, wie aus der materiell zu⸗ 
ſtimmenden Haltung des Regierungsvertreters Delbrück, der den 
§ 10 nicht für verſehlt, ſondern nur für „entbehrlich“ und 
nicht in das gegenwärtige Geſetz gehörig erklärte, ergibt, auch 
den der Regierung, er deckt ſich alſo mit dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers. Der Gedanke iſt im Gegenſatz zu dem des Abgeordneten 
von Zedlitz, der ſich hinſichtlich der Einnahmen aus Veräuße⸗ 
rungen von Reichsgut mit dem Aus gabebewilligungsrecht 
begnügen wollte, der: das Ausgabebewilligungsrecht (hervor⸗ 
gehend ſchon aus Artikel 69 der Verfaſſung, ausdrücklich 
beſtätigt durch § 11 des Geſetzes) genügt nicht; „wir“, d. h. 
der Reichstag, wollen auch das Einnahmebewilligungsrecht, 
„wir wollen nicht darauf verzichten, zu den Verkäufen ſelbſt, 
zu den Einnahmen aus Verkäufen unſere Genehmigung 
zu geben.“ 

So iſt der Sinn des § 10 Satz 2 ganz klar: Die Reichs⸗ 
regierung bedarf zu Einnahmen aus der Veräußerung von 
Reichsvermögen ohne Unterſchied von beweglichem oder unbeweg⸗ 
lichem Gut, von Verwaltungs⸗ und Finanzvermögen, ohne 
Unterſchied des Wertes, der Genehmigung von Bundesrat 
und Reichstag. Sie iſt infolgedeſſen auch verpflichtet, dieſe 
Genehmigung vor Abſchluß des betreffenden Veräußerungs⸗ 
geſchäftes (Verkaufsvertrages) einzuholen, denn Bundesrat und 
Reichstag können analog, wie bei Staatsverträgen, die ihrer 
Zuſtimmung unterliegen, (RV. Art. 11 Abſ. 3) verlangen, nicht 
vor die bereits vollzogene Tatſache des Vertragsabſchluſſes 
geſtellt und damit in eine Zwangslage verſetzt zu werden. Iſt 
aber, was vorkommen kann, die vorgängige Genehmigung 
unmöglich oder untunlich (man denke etwa an den Fall, daß 
ein beſonders günſtiges Kaufangebot für die Zeit nach Schluß 
des Reichstages zu erwarten ſteht), ſo iſt die Genehmigung 
gemäß § 10 Satz 2 nachträglich einzuholen und die Ber: 
zögerung zu begründen. Die Genehmigung muß nicht für 
jedes einzelne beabſichtigte oder mögliche Verkaufsgeſchäft be⸗ 
ſonders, kann vielmehr auch für eine unbeſtimmte Vielzahl 
ſolcher Geſchäfte uno actu erteilt werden; es geſchieht das 
durch die Bewilligung von Sammelfonds, z. B. folgender 
Faſſung: „Erlös für verkaufte Grundſtücke, Materialien, Geräte 
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und ſonſtige Gegenſtände . X & (vol. ſolche Fonds, z. B. 
im Poſtetat Kap. III Tit. 6, im Militäretat Kap. IX Tit. 3, 
im Marineetat Kap. X Tit. 1 der Einnahmen). Dadurch, daß 
daß der Reichstag ſolche Poſitionen ſtreicht oder modifiziert, indem 
er die von der Regierung nachgeſuchte Genehmigung zum Ver⸗ 
kauf eines beſtimmt bezeichneten Objektes ablehnt, kann er ein 
Veräußerungsverbot ausſprechen. 

Die Bedeutung des § 10 Satz 2 REG. liegt zuſammen⸗ 
gefaßt darin, daß der Reichstag durch ſeine Aufnahme in das 
Geſetz ein Stück Einnahmebewilligungsrecht (welches nicht ſchon, 
wie der Abgeordnete Richter in feiner vorhin angeführten Rede 
rechtsirrtümlicherweiſe annahm, in dem verfaſſungsmäßigen 
Budgetrecht enthalten iſt) erobert hat. An dem Verſuch des 
Reichstags, dieſes auf die Einnahmen aus Veräußerungen be⸗ 
ſchränkte Bewilligungsrecht zu verallgemeinern, ſcheiterten die 
in den Jahren 1874 und 1877 vorgelegten Entwürfe eines 
Reichsgeſetzes über die Verwaltung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben des Reichs. Die Regierung geſtand aber bei Vorlegung 
des zweiten dieſer Entwürfe (vgl. Motive desſelben, Reichstags⸗ 
druckſachen I. Seſſion Nr. 15 S. 32) zu, daß nach § 10 REG. 
die Subſtanz des Reichseigentumes nicht ohne Zu— 
ſtimmung von Bundestag und Reichstag verringert 
werden dürfe, daß mithin ein Einnahmebewilligungs⸗ und 
folglicherweiſe auch ein Einnahmeverweigerungsrecht in dieſer 
ſachlichen Begrenzung allerdings beſtehe, und wandte ſich nur 
gegen deſſen Erſtreckung auf andere oder gar auf alle Ein⸗ 
nahmen. 

III. 

Die bisherigen Unterſuchungen haben zu dem Ergebnis 
geführt, daß die Reichsregierung Reichsgut nicht ohne vorgängige 
oder nachträgliche Genehmigung des Bundesrats und Reichstags 
veräußern darf. Die Verſagung auch der nachträglichen Ge⸗ 
nehmigung ſtempelt die Veräußerung jedenfalls zu einem ſtaats⸗ 
rechtlichen illicitum, zu einer Verfaſſungswidrigkeit, für deren 
Herbeiführung nicht zwar der preußiſche Kriegsminiſter, wohl 
aber der Reichskanzler dem Bundesrat und Reichstage ver⸗ 
antwortlich iſt. Daß die Mittel, welche die Reichsverfaſſung 
dem Bundestag und Reichstag zur Geltendmachung dieſer Ver⸗ 
antwortlichkeit gibt, nicht ſo ſtarkwirkend ſind, wie ſie das Staats⸗ 
recht anderer Länder kennt, iſt zuzugeben, bedarf aber hier keiner 
Erörterung. Sicherlich ſind Mittel der angegebenen Art vorhanden, 
als äußerſtes die Verweigerung der Decharge nach Reichsverfaſſung 
Art. 72. Und auch ſonſt iſt es eine Übertreibung, wenn 
Laband (Voſſiſche Zeitung Nr. 533) die Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers als ein „Phantom“ bezeichnet. 

Nun fragt es ſich aber, ob die (in dem vorliegenden Falle 
noch ausſtehende) Genehmigung des Reichstages nicht ſowohl 
zur ſtaatsrechtlichen Zuläſſigkeit, als vielmehr auch zur 
privatrechtlichen Gültigkeit des Veräußerungsgeſchäfts 
erforderlich iſt. 

Dieſe Anſicht iſt von Laband in ſeinen mehrfach an— 
geführten Außerungen zum vorliegenden Fall mit Nachdruck im 
Sinne der zweiten Alternative bejaht worden. Zugeſtimmt 
haben ihm bisher Koffka, ſowie Ricks, „Voſſiſche Zeitung“ vom 
12. November cr. Nr. 524. Danach wäre der Kaufvertrag 
vom 31. Auguſt 1910 nicht nur ſtaatsrechtlich unzuläſſig, ſondern 
auch zivilrechtlich ungültig, wenn auch heilbar (durch nachträg— 
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liche Genehmigung) ungültig, nicht nur ein actus illicitus, 
ſondern auch ein actus invalidus. f 

Das erſtere iſt, wie gezeigt, richtig, nicht aber das andere. 
Der Kaufvertrag vom 31. Auguſt iſt privatrechtlich 
gültig und bleibt es auch, wenn die noch ausſtehende 
nachträgliche Genehmigung des Reichstags verweigert 
werden ſollte. 

Die Verweigerung der Genehmigung würde vermutlich 
dadurch ausgeſprochen werden, daß der Reichstag die den Kauf⸗ 
erlös enthaltende Einnahmepoſition ablehnt. Geſchieht das, ſo 
tritt jener allgemeine etatsrechtliche Grundſatz in Kraft, welcher 
in Preußen durch das Geſetz über den Staatshaushalt vom 
11. Mai 1898 kodifiziert iſt, jedoch nicht nur in Preußen, 
ſondern — was gerade Laband niemals beſtritten, vielmehr 
betont hat (Reichsſtaatsrecht Bd. 4 S. 539) — auch für das 
Reich gilt, daß nämlich durch den Etat „Privatrechte oder 
Privatpflichten weder begründet noch aufgehoben werden“ 
(Preuß. Geſetz über den Staatshaushalt § 8). 

Streicht alſo der Reichstag jetzt, nach Perfektion des Kauf⸗ 
vertrages, die erſte von den 20 Jahresraten, in denen der 
Kaufpreis zu zahlen iſt, aus dem Einnahmeetat, ſo würde da⸗ 
durch weder der Anſpruch der Gemeinde Tempelhof auf Er⸗ 
füllung des Kaufvertrages durch den Reichsfiskus, noch ihre 
Pflicht zur Zahlung jener Rate beſeitigt werden. Denn das 
Geſetz wirkt nur auf das Verhältnis der Reichsorgane zu⸗ 
einander, nicht auf das Verhältnis des Reichs zu Dritten. 
Laband ignoriert dieſen, wie erwähnt, ſtets von ihm vertretenen 
Satz auch jetzt nicht (JW. 1910, 919), glaubt ihn aber mit 
dem Hinweis darauf ausſchalten zu können, daß durch §S 10 RCG. 
die ſelbſtändige Verfügungsmacht der Reichsverwaltung über 
die Subſtanz des Reichseigentums beſchränkt ſei. 

Dieſem Argument kann die Bezeichnung als petitio prin- 
eipii nicht erfpart werden. Es handelt ſich ja gerade darum 
und iſt das zu Beweiſende, ob die Verfügungsmacht der Ver⸗ 
waltung nicht ſowohl dem Reichstage, als nach außen, 
Dritten gegenüber, beſchränkt iſt. 

§ 10 RCG. enthält das, was Laband in ihn hineingelegt 
— die Beſchränkung der Verfügungsmacht mit Wirkung nach 
außen — nicht. Er ſagt nur, oder vielmehr, es muß nach 
Sinn und Entſtehungsgeſchichte aus ihm herausgeleſen werden, 
daß Einnahmen aus der Veräußerung von Reichsgut, ebenſo 
wie alle Ausgaben, der Genehmigung des Bundesrats und 
Reichstags bedürfen. Wäre nun das, was Laband aus dieſer 
Beſtimmung folgert, richtig, jo müßte es auch für die Aus- 
gaben gelten, denn auch ſie, und ſie namentlich, ohne Unter⸗ 
ſchied, bedürfen der Genehmigung. Es müßten alſo alle außer⸗ 
und überetatsmäßigen Ausgaben, ſofern ihnen die nachträgliche 
Genehmigung verſagt wird, für zivilrechtlich ungültige, kon⸗ 
dizierbare Leiſtungen erklärt werden — eine Schlußfolgerung, 
deren Unannehmbarkeit beweiſend iſt für die Unhaltbarkeit des 
Vorderſatzes. 

Durch § 10 REG. wird die Vollmacht der Reichsregierung, 
als Vertreterin des Reichsfiskus über deſſen Eigentum zu ver⸗ 
fügen, nur den geſetzgebenden Faktoren, nicht aber Dritten 
gegenüber beſchränkt. 

Dies ergibt ſich aus dem ganzen Charakter und aus der 
Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift. Das RCG. ſollte, wie 
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urſprünglich beabſichtigt (ſiehe oben), nur Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten ordnen, erſt auf Beſchluß des 
einer Kommiſſion folgenden Reichstags kamen die SS 10 bis 12 
hinzu, welche „Klarheit ſchaffen ſollten zwiſchen den Reichsfaktoren“ 
(Kommiſſionsbericht S. 329); zwiſchen den Reichsfaktoren, d. h. 
zwiſchen dem für die Reichsverwaltung verantwortlichen Reichs⸗ 
kanzler einerſeits, Bundesrat und Reichstag andererſeits. Nur 
dieſes Verhältnis hat man durch § 10 ordnen wollen, an ein 
noch anderes Verhältnis, das zwiſchen der Reichsregierung und 
dritten Privatperſonen hat man dabei nicht im entfernteſten 
gedacht. Man wollte, wie der Kommiſſionsbericht ſich ausdrückt, 
„die für eine gehörige parlamentariſche Kontrolle notwendigen 
Spezialbeſtimmungen treffen“, den SS 1 bis 9 des Geſetzes 
„als Appendix ein Etatsrecht in nuce anfügen, einen extraktiwen 
Auszug aus einem Etatsrecht hinzufügen“ (Abgeordneter von 
Zedlitz, Sten B. S. 367). Gerade deshalb wehrte ſich die 
Regierung anfänglich gegen die SS 10 bis 12, weil fie für ein 
ſolches „Etatsrecht in nuce“ das vorliegende Geſetz nicht als 
den geeigneten Ort und Rahmen anſah, weil fie das REG. 
nicht mit Normen bepackt wiſſen wollte, die in einem Geſetz 
über das materielle Etatsrecht, in ein Komptabilitätsgeſetz gehören. 
Daß letzteres richtig ſei, wurde auch vom Reichstag nicht ver⸗ 
kannt (vgl. Lasker, Sten B. S. 369), dennoch aber auf den 
8S 10 bis 12 beſtanden, weil man nicht willen könne, ob und 
wann das Reichskomptabilitätsgeſetz zuſtande käme. (Es iſt 
bekanntlich bis heute nicht zuſtande gekommen.) Man hat alſo, 
und mit Recht, den § 10 als einen Vorgriff auf das künftige 
Komptabilitätsgeſetz angeſehen, ein Stück Komptabilitätsgeſetz, 
welches die rechtliche Natur und das Weſen eines ſolchen 
Geſetzes teilt, d. h. nur dazu beſtimmt iſt, die Rechts⸗ und 
Verantwortlichkeitsverhältniſſe zwiſchen der Regierung und dem 
Parlament in Sachen der Haushaltführung und der Gebahrung 
mit dem Staatseigentum zu regeln. Ganz folgerichtig iſt, und 
darin liegt ein weiterer Beweis für die rein etatsrechtliche 
Natur der Vorſchrift, §S 10 in die Entwürfe eines Reichs⸗ 
komptabilitätsgeſetzes von 1874 und 1877 unverändert über⸗ 
nommen worden (Reichstagsdruckſachen von 1874/75 S. 918; 
1877 S. 28). 

Eine der in der Reichstagskommiſſion vorgeſchlagenen 
Beſtimmungen fiel freilich aus dem Rahmen eines Komptabilitäts⸗ 
geſetzes heraus, es war der $ B (vgl. Kommiſſionsbericht S. 328). 
Dieſer Paragraph ſollte lauten: 

„Erwerbs⸗ und Veräußerungsverträge der Reichsver⸗ 
waltung bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstages. 
Dieſe Zuſtimmung gilt als erteilt, wenn entweder die 
Grundſtücke im Reichshaushaltsetat des betreffenden 
Jahres als zur Veräußerung oder Erwerbung beſtimmt 
aufgeführt ſind, oder ebendaſelbſt der Reichsverwaltung 
eine Ermächtigung zur ſelbſtändigen Auswahl der für 
einen beſtimmten Zweck zu erwerbenden Grundſtücke 
ausdrücklich erteilt iſt.“ 

„Zu ihrer Rechtsgültigkeit“ ſollte natürlich bedeuten: 
zu ihrer zivilrechtlichen Gültigkeit. Dieſe Vorſchrift hätte 
alſo die Verfügungsmacht der Regierung nach außen hin be⸗ 
ſchränkt: Hätte, denn ſie iſt nicht in das Geſetz übergegangen. 
Sie wurde ſchon in der Kommiſſion abgelehnt und im Plenum 
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nicht wieder beantragt. Mit dieſer Ablehnung iſt jeder Zweifel 
darüber beſeitigt, daß man die in 88 10 bis 12 REG. 
enthaltenen Normen als rein etatsrechtliche, d. h. als ſolche 
gemeint hat, welche das ſtaatsrechtliche Verhältnis zwiſchen 
der Regierung und Parlament, nicht aber das privatrechtliche 
Verhältnis des Fiskus zu Dritten regeln. Dritten gegenüber 
bleibt es dabei, daß die Regierung den Fiskus nicht ſowohl 
repräſentiert als voll repräfentiert. 

Erwähnt werden mag als Beitrag zur richtigen Beurteilung 
des Weſens der etatsrechtlichen Normen und Komptabilitätsgeſetze 
noch folgendes. 

Den im Jahre 1874 vorgelegten Entwurf eines Reichs⸗ 
geſetzes über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
(alſo eines Komptabilitätsgeſetzes) beſchloß die Reichstags⸗ 
kommiſſion dahin zu ändern, daß nicht nur, wie in dem 
Entwurf vorgeſehen, Mehr ausgaben, ſondern auch ſämtliche 
Mehreinnahmen der nachträglichen Genehmigung von Bundes⸗ 
rat und Reichstag bedürfen ſollten. Man wollte mit andern 
Worten auf einem Umwege ein allgemeines Einnahme⸗ 
bewilligungsrecht einführen. Die Regierung erhob hiergegen 
Widerſpruch und machte bei dieſer Gelegenheit darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Verſagung der nachträglichen Genehmigung 
zu einer Mehreinnahme jedenfalls nie die Wirkung haben könne, 
„daß die über den Etatsanſatz hinaus erhobenen Gelder 
den einzelnen zurückzugewähren ſeien“. (Reichstags⸗ 
druckſachen 1874, 1875 Nr. 108 S. 912.) 

Die Behauptung Labands GVoſſiſche Zeitung Nr. 533), 
daß der Reichsverwaltung die zur Veräußerung von Reichs⸗ 
eigentum erforderliche Vertretungsmacht (BGB. $ 177 Ab}. 1) 
fehle, iſt nach dem Geſagten unrichtig. Die Verwaltung beſitzt 
dieſe Vertretungsmacht allerdings, da ſie in ihrem Recht, über 
das Eigentum des von ihr voll repräſentierten Reichs ſiskus zu 
verfügen, Dritten gegenüber durch kein Geſetz, insbeſondere 
nicht durch S 10 RCG. beſchränkt iſt. Der Kriegsminiſter iſt, 
wie Laband (JW. S. 915) ſelbſt zugibt, geſetzlich zuſtändig, 
Rechtsgeſchäfte namens des Militärfiskus abzuſchließen, und 
erſcheint es daher auch nicht recht verſtändlich, wieſo er (vgl. 
Voſſ. Ztg. a. a. O.) vergleichbar ſein ſoll mit dem „Juſtizminiſter, 
der Lokomotiven verkauft“. Er hat doch im Bereiche ſeiner, 
nicht einer fremden statio fisci gehandelt. 

BGB. 8 177 Ab. 1, auf den Laband ſich beruft, würde 
auf den vorliegenden Fall nur anwendbar ſein, wenn der 
„andere“, in deſſen Namen „jemand“ einen Vertrag geſchloſſen 
hat, der Reichstag wäre. Der Kriegsminiſter vertritt doch 
aber nicht den Reichstag, ſondern das Reich. S 177 paßt 
alſo nicht auf dieſen, ſondern auf einen ganz anders gelagerten 
Fall: den, daß ein Beamter, der nicht geſetzlicher Vertreter 
des Militärfiskus iſt, namens dieſes Fiskus kontrahiert: alsdann 
wäre die Wirkſamkeit des Vertrages für und gegen den Fiskus 
allerdings von „deſſen“, d. h. der kompetenten Genehmigung 
des Kriegsminiſters abhängig. 

Wenn ſchließlich Laband es für undenkbar und un⸗ 
annehmbar erklärt, „daß der Staat einerſeits Geſchäfte nach 
öffentlichem Recht verbietet und ſie gleichzeitig andrerſeits nach 
Zivilrecht für wirkſam erklärt und ſie unter ſeinen Rechtsſchutz 
nimmt“ (Voſſiſche Zeitung a. a. O.), ſo iſt darauf zu erwidern: 
es handelt ſich hier einfach um die Erſcheinung, daß ein 
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illicitum nicht ſtets zugleich ein invalidum darſtellt. Das iſt 
aber weder unerhört noch auch nur etwas Neues. Gerade 
Laband verdanken wir manche Belehrung darüber, daß, was 
unter dem einen Geſichtspunkte unerlaubt iſt, unter einem 
andern gültig und unanfechtbar ſein kann. So hat Laband 
überzeugend dargelegt, daß die im Art. 11 RV. vorbehaltenen 
Zuſtimmungsrechte des Bundesrates und Reichstags die Voll⸗ 
macht des Kaiſers, das Recht völkerrechtlich zu vertreten, nicht 
beſchränken. Setzt der Kaiſer ſich über dieſe Vorſchriften hin⸗ 
weg, ſo handelt er verfaſſungswidrig, aber nicht völkerrechtlich 
ungültig (vgl. Laband, Staatsr. 2, 129 ff.). Ferner: nach der 
von Laband glänzend durchgeführten Unterſcheidung von Voll⸗ 
macht und Auftrag hat der Bundesrat zwar die Vollmacht (die 
Legitimation), nicht aber den Auftrag (die Inſtruktion) ſeiner 
Mitglieder zu prüfen: Übertretung der Inſtruktion macht den 
Bevollmächtigten (ſeiner Regierung gegenüber) verantwortlich, 
ſeine Abſtimmung im Bundesrat aber nicht nichtig (Laband 
a. a. O. 1, 226 ff.). Weitere Beiſpiele für illicita, die keine 
invalida ſind: das von dem Magiſtrat namens der Stadt (oder 
von dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft) ohne die erforder⸗ 
liche Genehmigung der Stadtverordneten (der Generalverſammlung) 
abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft (vgl. preuß. StO. vom 30. Mai 
1853 8 56 Nr. 8 und Oertels Kommentar dazu, HGB. § 235 
Abſ. 2, GenG. § 27 Abſ. 2, Geſetz betr. die Geſellſchaften m. 
b. H. vom 20. April 1892, § 37 Abſ. 2). — Mit alledem 
iſt der hier gegen Laband vertretenen Auslegung des § 10 
REG. das Gepräge des Unerhörten oder Seltſamen durchaus 
genommen. 


Die zivilrechtliche Ungültigkeit des Verkaufs des 
Tempelhofer Feldes. 
Von Laband.“) 


Es iſt die Behauptung aufgeſtellt worden, daß der Verkauf des 
Tempelhofer Feldes, wenn er auch nach dem öffentlichen Recht 
der Genehmigung des Reichstages (und des Bundesrats) bedarf, doch 
zivilrechtlich gültig und rechtswirkſam ſei. Dieſe Anſicht iſt 
völlig unrichtig. 

Der Beamte erhält durch die Übertragung eines Amtes den 
Auftrag, die zum Geſchäftskreiſe dieſes Amtes gehörenden 
Handlungen vorzunehmen und Rechtsgeſchäfte abzuſchließen; ſoweit 
dadurch der Fiskus berechtigt und verpflichtet wird, iſt der Beamte 
zur Vertretung des Fiskus ermächtigt. Dieſe Vertretung iſt nicht 
die eines Bevollmächtigten, ſondern die eines Organs des Staates, 
wie ſie jedem Organ einer öffentlichen oder privatrechtlichen Korporation 
oder juriſtiſchen Perſon zukommt. Sowie aber der Bevollmächtigte 
nur innerhalb des Umfangs der ihm erteilten Vollmacht den Vollmacht⸗ 
geber durch Rechtsgeſchäfte verpflichten kann, ſo das Organ einer 
juriſtiſchen Perſon nur innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit. Geſchäfte 
eines Staatsbeamten, welche nicht zu ſeiner Kompetenz gehören, kann 
er nicht mit verpflichtender Wirkung für den Fiskus vornehmen. 

Es iſt dies ſofort klar, wenn man ſich vorſtellt, daß ein Be: 
amter ein Rechtsgeſchäft ſchließt, zu welchem nicht er, ſondern eine 


*) Zur Vervollſtändigung des Materials drucken wir auch dieſen 
Aufſatz, der in Nr. 533 der Voſſiſchen Zeitung vom 12. No: 
vember cr. erſchienen iſt, mit Erlaubnis des Verfaſſers und der Re— 
daktion ab. 
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höhere Inſtanz oder die Behörde eines anderen Reſſorts zuſtändig iſt. 
Geſchäfte, welche zur Zuſtändigkeit des Miniſters gehören, können 
nicht wirkſam von einer Unterbehörde geſchloſſen werden; Geſchäfte, 
welche von der Intendantur zu ſchließen ſind, können nicht von einem 
Offizier uſw. geſchloſſen werden. Damit alſo ein Nechtsgeſchäft eines 
Beamten zivilrechtlich gültig und für den Fiskus verbindlich ſei, iſt 
erforderlich, daß derjenige Beamte, welcher es abgeſchloſſen hat, zum 
Abſchluß befugt war. 

Die Zuſtändigkeit eines Beamten wird nun durch das Geſetz 
beſtimmt. Wenn das Geſetz die Zuſtändigkeit, gewiſſe Geſchäfte ab⸗ 
zuſchließen, an gewiſſe Bedingungen und Vorausſetzungen knüpft, ſo 
find dadurch zugleich die Grenzen gezogen, innerhalb deren allein der 
Beamte ermächtigt iſt, dieſe Geſchäfte mit zivilrechtlicher Wirkſamkeit 
für den Fiskus abzuſchließen. Der § 10 des Reichseigentumsgeſetzes 
enthält eine ſolche Beſchränkung und entzieht daher einem mit Ver⸗ 
letzung dieſer Rechtsvorſchrift geſchloſſenen Vertrage die Nechts⸗ 
wirkſamkeit. Aber auch abgeſehen von dieſer ausdrücklichen Geſetzes⸗ 
beſtimmung gilt für den Umfang jeder Ermächtigung zur Stell⸗ 
vertretung in einem beſtimmten Geſchäftskreiſe der Grundſatz, daß ſie 
ſich im Zweifel auf alle Rechtsgeſchäfte erſtreckt, welche der dem 
Vertreter zugewieſene Geſchäftskreis gewöhnlich mit ſich bringt. 
BGB. 8 30, HGB. 8 54 — G3. 62, 84 a. E. 

Soweit alſo das Geſetz die Kompetenz nicht regelt und Dienſt⸗ 
vorſchriften ſie nicht abgrenzen, beſtimmt ſich der Umfang der Ver⸗ 
tretung nach den gewöhnlichen Bedürfniſſen einer Verwaltungs⸗ 
ſtelle; er umfaßt diejenigen Geſchäfte, welche regelmäßig vorkommen, 
ja welche oft gerade den eigentlichen Gegenſtand der Amtsverrichtung 
bilden, wie bei den Schalterbeamten der Poſt und der Eiſenbahn. 
Wenn der Arbeitsminiſter Lokomotiven beſtellt, iſt der Vertrag 
allerdings zivilrechtlich gültig, und der andere Kontrahent braucht 
nicht zu prüfen, ob eine Summe dafür im Etat ausgeworfen iſt. 
Aber wie wäre es, wenn der Kultusminiſter oder der Juſtizminiſter 
Lokomotiven oder der Arbeitsminiſter eine Sammlung alter Gemälde 
kaufen würde? Würde auch ein ſolcher Vertrag den Fiskus ver⸗ 
pflichten? Der Bürgermeiſter einer Stadt kann alle Geſchäfte wirkſam 
ſchließen, zu welchen er durch die Städteordnung oder durch Orts⸗ 
ſtatut ermächtigt iſt oder die regelmäßig zur Führung der ſtädtiſchen 
Verwaltung gehören; aber könnte er auch ohne die erforderlichen 
Genehmigungen das Rathaus oder die ſtädtiſchen Schulgebäude ver⸗ 
kaufen? Mit dem Hinweis auf Geſchäfte, welche zur Zuſtändigkeit 
einer Behörde gehören, beweiſen zu wollen, daß dieſe Behörde auch 
ſolche Geſchäfte gültig abſchließen kann, welche nicht zu ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit gehören, iſt unmöglich. 

Der Kriegsminiſter mag alſo kraft ſeines Amtes zu ſehr zahl⸗ 
reichen Rechtsgeſchäften ermächtigt ſein, ohne daß er dazu noch einer 
beſonderen Ermächtigung durch das Etatsgeſetz bedarf, wofern dieſe 
Geſchäfte zu den gewöhnlichen und regelmäßigen Geſchäften der ihm 
übertragenen Armeeverwaltung gehören; aber es dürfte doch von 
außerordentlicher Kühnheit ſein, zu behaupten, daß der Verkauf eines 
„Rieſengeländes“ im Wert von 72 Millionen Mark zu dieſen regel: 
mäßigen und gewöhnlichen Geſchäften einer Kontingentsverwaltung 
gehöre. Wenn dies aber nicht der Fall iſt, ſo iſt die logiſch gebotene 
Folge, daß der Kriegsminiſter durch ſein Amt zum gültigen Abſchluß 
dieſes Geſchäfts einer beſonderen Ermächtigung bedarf und es daher 
nur unter dem Vorbehalt der nachträglichen Genehmigung des Bundes— 
rats und des Reichstags abſchließen konnte. 

Wäre ein ſtaatsrechtlich unſtatthaftes Geſchäft zivilrechtlich gültig, 
ſo wäre das öffentliche Recht überhaupt bedeutungslos. Der Reichstag 
wäre ſogar rechtlich verpflichtet, die Einnahme bzw. Ausgabe in den 
Etat aufzunehmen, da derſelbe alle Einnahmen und Ausgaben ent— 
halten fol und die zivilrechtlich wirkſam begründeten doch zweifellos 
dazugehören. Der Reichskanzler könnte ohne geſetzliche Ermächtigung 
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eiſenbahnen oder die Reichs druckerei wirkſam verkaufen oder Verträge 
über die Herſtellung einer neuen Eiſenbahn abſchließen. Wenn dieſe 
Verträge ziwilrechtlich gültig wären, was würde dem Reichstag anderes 
übrigbleiben, als die daraus reſultierenden Einnahmen und Aus⸗ 
gaben in den Etat aufzunehmen? 

Man komme nicht mit dem Einwand, daß der Keichskanzler dafür 
verantwortlich ſei! Dieſe Verantwortlichkeit iſt ein ſtaatsrechtliches 
Phantom; ſie beſchränkt ſich darauf, daß der Reichskanzler im Reichstag 
eine Rede halten muß, in welcher er die Gründe ſeines Verhaltens 
darlegt, und Gründe ſind bekanntlich billig wie Brombeeren. Auch 
wenn der Reichstag die Genehmigung zu dem Geſchäft verſagt, würde 
dies gar keine rechtliche Wirkung haben; das Geſchäft bliebe gültig, 
und der Reichskanzler bliebe im Amt, da der Reichstag — und ich 
muß von meinem politiſchen Standpunkt aus ſagen: glücklicherweiſe — 
nicht die Macht hat, den Reichskanzler zu ſtürzen. Und ſelbſt wenn 
dies der Fall wäre, was würde das dem Reich nützen, wenn es an 
das Geſchäft gebunden bliebe? 

Die Rechtsordnung muß eine innerlich einheitliche und harmoniſche 
ſein; es kann nicht innerhalb derſelben ein Konflikt beſtehen zwiſchen 
dem öffentlichen und dem bürgerlichen Recht; der Staat kann nicht 
einerſeits Geſchäfte nach öffentlichem Recht verbieten und ſie gleich⸗ 
zeitig anderſeits nach Zivilrecht für wirkſam erklären und ſie unter 
ſeinen Rechtsſchuz nehmen. Auf den Verkauf des Tempelhofer Feldes 
muß daher in zivilrechtlicher Beziehung 8 177 Abſ. 1 BGB. An: 
wendung finden. 

(Der Abſ. 1 des 8 177 lautet: „Schließt jemand ohne Ver⸗ 
tretungsmacht im Namen eines andern einen Vertrag, ſo hängt die 
Wirkſamkeit des Vertrages für und gegen den Vertretenen von deſſen 
Genehmigung ab.“) 


Vom Reichsgericht.) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 124, 349, 351, 353, 465, 467, 477 bis 479 BGB. 
Zur Wandelungsklage. Schuldhafte Verſchlechterung des Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebes durch den Wandelnden, insbeſondere nach der 
Erklärung der Wandelung. Argliſt, wenn auch der Wandelungs⸗ 
berechtigte ſich einer ſolchen ſchuldig macht. Auch die Wande⸗ 
lungsklage kann auf Argliſt geſtützt werden.] 

I. A. Mit Recht und im Einklang mit der in dieſer Hinſicht 
vom RG. entwickelten Rechtſprechung hat der BerR. angenommen, 
daß durch die ſchuldhafte Verſchlechterung des Wirtſchafts⸗ 
betriebes, die dem Kläger nach der berufungsrichterlichen Feſt⸗ 
ſtellung zur Laſt fällt, zugleich eine Eigenſchaft der Kaufſache, 
nämlich deren Eigenſchaft als Reſtaurationsgrundſtück, ver⸗ 
ſchlechtert worden iſt. B. Der Vorwurf der Reviſion, der Berg. 
habe überſehen, daß eine erſt nach Erklärung der Wandelung 
vorgenommene Verſchlechterung der Kaufſache nicht mehr das 
einmal begründete Wandelungsrecht beſeitigen, ſondern nur 
gegebenenfalls den Wandelungsberechtigten ſchadenserſatzpflichtig 
machen könne, trifft nicht zu. Wie das RG. — vgl. die Urteile 
vom 21. Oktober 1904 und 9. Juni 1909, RG. 59, 97; 71, 
Te un 
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277; ſowie das Urteil vom 3. Juni 1908, JW. 478° — 
wiederholt ausgeſprochen hat, gilt der Satz, den die Reviſion 
verficht, nur für die eigentliche Rücktrittserklärung nach § 349 
BGB. Der letzteren ſteht bei der Wandelung nicht die ein⸗ 
ſeitige Erklärung des Wandelnden, ſondern mit Rückſicht auf 
§ 465 BGB. die vollzogene Wandelung gleich. Ein Wande⸗ 
lungsvollzug aber hat im vorliegenden Falle, wo Beklagter 
während des ganzen Prozeſſes das klägeriſche Recht zu wandeln 
beſtritten hat, überhaupt nicht ſtattgefunden. C. Daß der Be⸗ 
klagte das ihm bekannte Vorhandenſein des Schwammfehlers 
dem Kläger argliftig verſchwiegen habe, verneint der BerR., 
indem er guten Glauben des Beklagten in bezug auf den frag⸗ 
lichen Punkt feſtſtellt. Die Reviſion greift dieſe Feſtſtellung 
als rechtsirrtümlich an, weil dabei detaillierte, in einem vor⸗ 
getragenen Schriftſatze vom 16. April 1909 enthaltene und dort 
unter Beweis geſtellte Behauptungen, deren Erwieſenſein die 
Annahme eines guten Glaubens ausſchließen würde, übergangen 
ſeien. Dem Angriffe würde vielleicht Erfolg gewährt werden 
müſſen, wenn es für die Entſcheidung der Frage, ob der Kläger 
ſein Wandelungsrecht durch die ſchuldhafte Verſchlechterung der 
Kaufſache verloren hat, auf die Feſtſtellung, daß Beklagter bei 
Nichtmitteilung des Schwammfehlers ohne Argliſt geweſen ſei, 
überhaupt ankäme. Das iſt aber nicht der Fall. Wollte man 
ſelbſt, wofür das Geſetz keinen Anhalt bietet, ſo weit gehen, daß 
dem Wandelungs verpflichteten das Recht, ſich in den Fällen 
der 88 351, 353, 467 BGB. auf den Wegfall feiner Ver⸗ 
pflichtung zu berufen, dann verſagt würde, wenn ihm in bezug 
auf das Verſchweigen des die Wandelung veranlaſſenden Sach⸗ 
mangels ein argliſtiges Verhalten zur Laſt fällt, ſo würde doch 
keinesfalls ein ſolcher Rechtsgrundſatz auch in den Fällen zur 
Anwendung gebracht werden dürfen, in denen der Wandelungs⸗ 
berechtigte bei Herbeiführung der Verſchlechterung der Kaufſache 
ſache ſeinerſeits ebenfalls argliſtig gehandelt hat. Letzteres 
hat der BerR. in vorliegender Sache feſtgeſtellt. Er nimmt 
als erwieſen an, daß Kläger, auf ſein Wandelungsrecht wegen 
des vorhandenen Schwammfehlers pochend, abſichtlich und um 
den Beklagten als Rücknahmepflichtigen zu ſchädigen, das 
Etabliſſement ſo, wie geſchehen, heruntergebracht habe. II. Die 
Reviſion meint, der Kläger habe neben der Wandelungsklage 
zugleich eventuell die Klage auf Nichtigkeitserklärung des Ver⸗ 
trages vom 6. November 1905 wegen argliſtiger Täuſchung 
erheben wollen. Dies ergebe ſich aus dem Inhalt der Klage⸗ 
ſchrift, die alle für dieſe Klage erforderlichen tatſächlichen An⸗ 
führungen enthalte, und aus der vom Kläger auf richterliches 
Befragen in der Berufungsinſtanz abgegebenen Erklärung. Die 
Anfechtung liege in der Klageerhebung, bei der die einjährige 
Anfechtungsfriſt des § 124 BGB. unſtreitig gewahrt ſei. 
Etwaige noch beſtehende Zweifel ſeien durch weitere Ausübung 
des richterlichen Fragerechts zu beſeitigen geweſen. Der BerR. 
habe hiernach zu Unrecht die Prüfung des Klagevorbringens 
unter dem bezeichneten rechtlichen Geſichtspunkt unterlaſſen. 
Dieſen Ausführungen kann nicht zugeſtimmt werden. Der An⸗ 
griff erledigt ſich freilich nicht etwa ſchon von vornherein dadurch, 
daß der Ber R. den Mangel der Argliſt tatſächlich feſtgeſtellt 
hat. Denn die Feſtſtellung unterliegt hier ebenſo wie bei IC 
dem dort angegebenen prozeſſualen Bedenken. Aber ſachlich 
geht der Angriff fehl. Daß in der Klageſchrift Argliſt des 
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Beklagten behauptet wird, iſt belanglos. Denn auch die 
Wandelungsklage kann, wie die 88 463, 477 bis 479 BGB. 
ergeben, auf Argliſt geſtützt werden. Im übrigen hat der Wille 
des Klägers, nur auf Wandelung zu klagen, ſowohl in der 
Klageſchrift, wie namentlich auch in den Klageanträgen einen 
ſo unzweideutigen klaren Ausdruck gefunden, daß für ein weiteres 
Befragen kein Raum war. P. c. G., U. v. 8. Okt. 10, 
198/10 V. — Berlin. 

2. 88 126, 133, 766 BGB. verb. mit § 35 Abſ. 3 
GmbHG. Abernahme perſönlicher Verpflichtungen der Geſchäfts⸗ 
führer einer Geſellſchaft m. b. H. neben der durch die Firmen⸗ 
unterſchrift gedeckten Verpflichtung der Geſellſchaft, wenn ſich 
die erſteren Verpflichtungen aus dem Inhalt der Urkunde 
ergeben.] 

Daß die Urkunde vom 18. Auguſt 1906 eine Verpflichtung 
der Geſellſchaft m. b. H. aus dem mit dem Kläger abgeſchloſſenen 
Lieferungsgeſchäfte enthält, iſt unſtreitig. Sie enthält aber, 
wie das KG. mit Recht ausführt, mehr. Nachdem feſtgeſetzt 
iſt, daß ein Drittel der durch die Lieferung des Klägers ent⸗ 
ſtehenden Forderung bar bezahlt werden ſoll, wird beſtimmt, 
daß der Reſt „von einem der Herren des unterſchriebenen 
Gläubigerausſchuſſes“ akzeptiert werden ſoll, „während die 
anderen Herren des unterſchriebenen Gläubigerausſchuſſes das 
Papier zu girieren haben.“ Dieſe Akzepte müſſen teilweiſe bis zum 
1. Juli 1907, teilweiſe bis dahin 1908 von ihnen prolongiert 
werden. Am Schluſſe heißt es dann: „Wir übernehmen 
ſolidariſch Bürgſchaft dafür, daß Sie gemäß obiger Abmachung 
bezahlt werden.“ Unter dieſer Klauſel folgen die Unterſchriften 
der vier Beklagten, von denen die von D. und dem verſtorbenen 
H. links unter der mit Stempeldruck hergeſtellten Firma 
„Vereinigung Henzeſcher Gläubiger, G. m. b. H.“, die beiden 
anderen rechts daneben ſtehen. Mit Recht ſagt das KG., daß 
der Schlußſatz völlig unverſtändlich fein würde, wenn die 
Unterſchrift der Beklagten, die urſprünglich dem Gläubiger⸗ 
ausſchuß angehörten, bei Ausſtellung der Urkunde aber bereits 
Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H. waren, lediglich in 
dieſer Eigenſchaft von ihnen hätte abgegeben werden ſollen, daß 
vielmehr angenommen werden müſſe, die Ausſteller hätten eine 
perſönliche Haftung übernehmen wollen. Zugunſten dieſer Auf⸗ 
faſſung hat es mit Recht darauf hingewieſen, daß auch die 


Wechſelverpflichtungen von den Ausſtellern perſönlich zu über⸗ 


nehmen waren. Es läßt ſich hiernach nicht bezweifeln, daß 
das in der Urkunde vom 18. Auguſt 1906 beurkundete Rechts⸗ 
geſchäft Verbindlichkeiten nicht nur für die Geſellſchaft, ſondern 
auch für die Unterzeichner perſönlich begründen ſollte, und daß 
der Text der Urkunde dies deutlich zum Ausdruck bringt. Zu⸗ 
zugeben iſt der Reviſion, daß die Unterſchriften von D. und H., 
die unmittelbar unter der Firma ſtehen, nicht ohne weiteres 
den beiden anderen gleichgeſtellt werden können. Das tut das 
KG. indeſſen auch nicht. Nachdem es zunächſt unter eingehen⸗ 
der Würdigung der Beweisaufnahme und des ſonſtigen Sad: 
verhalts feſtgeſtellt hat, daß alle vier Beklagten die vom 
Kläger geforderte Bürgſchaft übernommen haben, erörtert es 
im beſonderen die Bedeutung des Firmenſtempels und findet 
ſie darin, daß hierdurch erkenntlich gemacht ſei, D. und H. 
hätten als Vertreter der Geſellſchaft den beurkundeten Lieferungs⸗ 
auftrag an Kläger erteilt. Mit der gleichen Unterſchrift hätten 
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ſie -aber auch die fie perſönlich verpflichtende Bürgſchaftserklärung 
abgegeben, und es ſei weder erforderlich, daß ſie der Unter⸗ 
ſchrift einen entſprechenden Zuſatz, z. B. „zugleich als Bürge“ 
beifügten, noch daß ſie zweimal unterzeichneten. Auch dieſer 
Auffaſſung war im Ergebnis zuzuſtimmen. Welche Bedeutung 
die Unterſchrift unter einer Urkunde hat, ergibt ſich in erſter 
Linie aus ihrem Inhalt. Werden in ihr mehrere Rechts⸗ 
geſchäfte beurkundet, ſo kommt es darauf an, welche Stellung 
der Unterzeichnende nach Maßgabe der Urkunde einnimmt. 
Vorliegend handelt es ſich um einen Lieferungsauftrag, den die 
Geſellſchaft erteilt, und um eine Bürgſchaft, die die Geſchäfts⸗ 
führer perſönlich übernehmen. Alle Unterzeichner kommen mit- 
hin gleichmäßig ſowohl als Vertreter der Geſellſchaft wie als 
Einzelperſonen in Betracht, und ihre Unterſchriften ſind, ſoweit 
nicht beſondere Hinderniſſe entgegenſtehen, ſo zu verſtehen, daß 
ſie die beiden in der Urkunde enthaltenen Erklärungen gleich⸗ 
mäßig decken. Von dieſem aus der Natur der Sache ſich er⸗ 
gebenden Grundſatz für Rechtsgeſchäfte, die der ſchriftlichen 
Form bedürfen, eine Ausnahme zu machen, liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor. Auch die in $ 766 BGB. erforderte ſchriftliche 
Bürgſchaftserklärung unterliegt den Auslegungsregeln des 
§ 133 daſ. — RG. 71, 115 — und zwar auch bezüglich der 
Bedeutung der unter ihr befindlichen Unterſchriften. Dem ent⸗ 
ſpricht es, daß dieſer Senat — RG. 61, 347 — in einem 
Falle, in dem die damalige Beklagte in einer von ihr mit⸗ 
unterſchriebenen Urkunde als „Mit⸗ und Rückbürgin“ bezeichnet 
war, ihre Verpflichtung nicht nur gegenüber dem Hauptgläubiger, 
ſondern auch gegenüber dem klagenden Mitbürgen als formell 
gültig im Sinne des §S 126 BGB. erachtete. Etwas Gegen⸗ 
teiliges läßt ſich auch nicht aus der von der Reviſion heran⸗ 
gezogenen Vorſchrift des $ 35 Abſ. 3 GmbHG. herleiten, nach 
der die Geſchäftsführer zu der Firma der Geſellſchaft ihre 
Unterſchrift beizufügen haben, wenn ſie für die Geſellſchaft 
Willenserklärungen ſchriftlich abgeben. Man kann aus der 
Beachtung dieſer nur als Ordnungsvorſchrift zu betrachtenden 
Norm zwar ſchließen, daß der Zeichnende für die Geſellſchaſt 
eine Erklärung abgeben wollte, nicht aber, daß dies die alleinige 
Bedeutung ſeiner Unterſchrift auch dann ſein müſſe, wenn der 
Text der Urkunde für das Entgegengeſetzte ſpricht. Der Form⸗ 
vorſchrift des 8 126 iſt genügt, wenn der Ausſteller, d. i. 
derjenige, der die in der Urkunde enthaltene Erklärung abgibt 
(Beſchluß der vereinigten ZS. vom 27. Juni 1910, VI 297/08), 
ſie eigenhändig unterzeichnet, es ſteht aber nichts entgegen, daß 
er hierbei gleichzeitig als Vertreter eines Dritten und im 
eigenen Namen handelt, und es bedarf auch nur einer ein⸗ 
maligen Unterzeichnung, wenn erſichtlich ift, daß die eine Unter⸗ 
ſchrift beide Erklärungen decken ſoll; vgl. auch Seuff Arch. 62 
S. 92 Nr. 52 (OLG. Bamberg). H. u. Gen. c. S., U. v. 
29. Sept. 10, 285/09 VI. — Berlin. 

3. SS 133, 2371, 2379, 2385 BGB. Erbſchaftskauf 
oder Erbvergleich? Formzwang bei Erbſchaftsveräußerungen.] 

I. Die Reviſion macht geltend, daß zur Herbeiführung oder 
inhaltlich eines Vergleichs ein beſtimmter anderer Vertrag ein 
gegangen werden könne und daß dann die Sätze über diejenigen 
Rechtsinſtitute maßgebend ſeien, von denen der Vergleich An⸗ 
wendung mache. Nach den Feſtſtellungen des BerR. könne 
nichts anderes angenommen werden, als daß im vorliegenden 
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Falle vergleichsweiſe ein Erbſchaftskauf unter den Parteien 
zuſtande gekommen ſei oder ein anderer Vertrag, der auf die 
Veräußerung einer den Klägern angefallenen Erbſchaft gerichtet 
geweſen ſei und auf den deshalb gemäß des vom OLG. gar 
nicht in den Kreis ſeiner Betrachtungen gezogenen § 2385 
Abſ. 1 BGB. die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf An⸗ 
wendung fänden. An dieſer Erörterung iſt jedenfalls fo viel 
richtig, daß die Rechtsbegriffe Kauf und Vergleich durchaus 
nicht immer Gegenſätze bedeuten, daß vielmehr ein Vergleich 
ſehr wohl wie jedes andere Geſchäft ſo auch einen Kauf ent⸗ 
halten kann. Dasſelbe gilt von Erbſchaftskauf und Erbvergleich. 
Auch ein Erbvergleich kann unter Umſtänden einen Erbſchafts⸗ 
kauf oder eine ihm ähnliche Erbſchaftsveräußerung enthalten. 
Das iſt nicht nur in der Rechtslehre (vgl. Windſcheid⸗Kipp, 
Band. [9] ITS 413 a. E. S. 838; Planck [3] Bem. 1 a zu 8 2385; 
Wilcke Bem. 2 zu 8 2385; Staudinger [3/4] Bem. 3 zu $ 2371 
und Bem. 3 zu § 2385), ſondern auch in der Rechtſprechung, 
insbeſondere in der Rechtſprechung des RG., anerkannt. Das 
RG. hat dieſe Frage wiederholt bei Erörterung der Unterfrage 
erörtert, ob die Formvorſchrift des §8S 2371 BGB. auch bei 
Erbvergleichen Anwendung zu finden hat. So hat das RG. 
(Urteil vom 19. Oktober 1905, IV 144/05, JW. 72112 und 
DIZ. 1906 Sp. 145) einen Vergleich, den Verwandte 5. Grades 
mit einer Verwandten 4. Grades dahin abgeſchloſſen hatten, 
daß ſie ſich alle gegenſeitig als gleichberechtigte Erben anerkannten 
und entſprechende Ausſtellung eines Erbſcheins beantragten, als 
Erbſchaftsveräußerung angeſehen, die der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedurft habe. So hat das RG. ferner 
noch kürzlich (RG. 72, 209) dasſelbe bei einem Vergleiche getan, 
in dem ein angeblicher Erbberechtigter ein von ihm als nichtig 
bezeichnetes Teſtament als gültig anerkannt hatte. Zu vergleichen 
iſt auch noch das Urteil des RG. vom 19. Juni 1902, IV 101/02, 
DIZ. S. 485 Nr. 60. Prüft man unter dieſem Geſichtspunkte 
den Vertrag vom 14. Juli 1907, ſo muß mit der Reviſion an⸗ 
erkannt werden, daß er zwar zweifellos ein Erbvergleich iſt, 
zugleich aber eine Erbſchaftsveräußerung im Sinne des § 2385 
Abſ. 1 BGB. enthält. 

Der Ber. irrt rechtlich, wenn er den Vertrag vom 
14. Juli 1907 nicht als eine Erbſchaftsveräußerung im Sinne 
des § 2385 Abſ. 1 BGB. anſieht und ſchon deshalb die Vor: 
ſchrift in S 2379 Satz 3 BGB. nicht für anwendbar erachtet. 

II. Es iſt anerkannten Rechtens, daß bei allen form⸗ 
bedürftigen Verträgen, zu denen Erbſchaftsveräußerungen ge⸗ 
hören, nicht nur die weſentlichen Beſtandteile des Vertrags, 
ſondern die ſämtlichen Vereinbarungen, aus denen ſich nach dem 
Willen der Parteien der Vertrag zuſamenſetzen ſoll, unter dem 
Formzwange ſtehen. Nebenbeſtimmungen, die vor dem form⸗ 
gültigen Abſchluſſe des Vertrags vereinbart ſind, entbehren des⸗ 
halb der Wirkſamkeit, wenn ſie nicht in den formellen Vertrag 
aufgenommen werden. Dasſelbe gilt von Nebenabreden, die 
beim Abſchluſſe des formgültigen Vertrags getroffen ſind. Das 
ſchließt zwar die Benutzung von Nebenabreden zur Aus— 
legung des formgültigen Vertrags oder einzelner Beſtimmungen 
dieſes Vertrags nicht aus, die Vorſchrift des §S 133 BGB. 
gilt vielmehr auch für Rechtsgeſchäfte, die geſetzlich einer Form 
bedürfen (vgl. Reichsgerichsentſcheidung vom 12. Dezember 1903, 
V 225/03, in Seuff Arch. 59, 92; Reichsgerichtsentſcheidung vom 
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28. November 1903, V 233/03, in JW. 04, 5813; Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung vom 5. März 1904, V 371/03, in DIZ. 
Sp. 506 Nr. 44; RG. 59, 217/219). Aber die Benutzung 
formloſer Nebenabreden zur Auslegung formbedürftiger Geſchäfte 
findet (vgl. Reichsgerichtsentſcheidung vom 6. April 1905, 
IV 494/04, in JW. 3363; RG. 67, 204 [2140 in dem Er⸗ 
fordernis ihre Schranke, daß der formlos erklärte Wille in der 
formellen Erklärung ſeinen, wenn auch noch ſo un⸗ 
vollkommenen, Ausdruck gefunden haben muß. Nicht darauf 
kommt es alſo an, ob der Wille der Beteiligten, daß die Kläger 
und ihre Genoſſen die Erbſchaftsſteuer ſelbſt tragen ſollten, 
überhaupt einen Ausdruck gefunden hat, ſondern allein ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob er in dem Vertrage vom 14. Juli 1907 
irgendwelchen Ausdruck gefunden hat, ob irgendwelche Wendungen 
des Vertrages dieſen Willen, wenn auch nur notdürftig, er⸗ 
kennen laſſen. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat aber das 
OLG. die Wirkſamkeit der von ihm als erwieſen angenommenen 
Nebenabrede gar nicht geprüft. Es muß deshalb ſein Urteil 
aufgehoben und die Sache zur Nachholung dieſer Prüfung, bei 
der tatſächliche Erwägungen eine Rolle ſpielen werden, an das 
BG. zurückverwieſen werden. Bei der erneuten Erörterung des 
Sachverhältniſſes wird das BG. nicht außer acht laſſen dürfen, 
daß 5 2379 Satz 3 BGB. in Wahrheit gar keine Auslegungs⸗ 
regel gibt, ſondern einen, allerdings nachgiebigen, Rechtsſatz 
enthält, der ſo lange maßgebend iſt, als nicht die Parteien ſeine 
Anwendung rechtsgeſchäftlich, und zwar in gültiger Weiſe, aus⸗ 
geſchloſſen haben (vgl. Planck [3] Bd. 1 Einl. IV, 2 S. 23 flg.). 
Für den Fall, daß das BG. dahin gelangen ſollte, die von 
ihm als erwieſen angenommene Nebenabrede als unwirkſam 
anzuſehen, wird auch der Einfluß der Unwirkſamkeit dieſer 
Nebenabrede auf den Vertrag vom 14. Juli 1907 zu prüfen 
ſein. M. c. M., U. v. 3. Okt. 10, 576/09 IV. — Jena. 

4. § 147 BGB. Zur Frage der Annahme des einem 
Abweſenden gemachten Antrages.] 

Nach § 147 BGB. kann der einem Abweſenden gemachte 
Antrag nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in 
welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter regel⸗ 
mäßigen Umſtänden erwarten darf. Der Antrag des Beklagten 
iſt, wie das BG. annimmt, der Klägerin noch am 10. Oktober 
durch die mittels Fernſprechers geſchehene Mitteilung des E., 
jedenfalls aber, wenn gegen dieſen Annahme rechtliche Bedenken 
zu erheben ſein ſollten, am 11. zugegangen; denn am 11. hat 
ſie, wie mangels abweichenden Vorbringens ohne weiteres 
vorauszuſetzen iſt, die vom Beklagten unterzeichnete Urkunde, ſei 
es durch E. perſönlich, ſei es durch Sendung, von ihm erhalten. 
Noch an dieſem Tage oder jedenfalls, wenn man der Klägerin 
zur Überlegung der Preisforderung noch einen Tag freilaſſen 
will, am 12. konnte ſie ſich erklären. Den Eingang der Antwort 
durfte hiernach der Beklagte unter regelmäßigen Umſtänden 
am 12. oder ſpäteſtens am 13. erwarten. Die vom BG. als 
Annahme angeſehene Erklärung der Klägerin iſt aber nicht vor 
dem 14. zur Poſt gegeben. Daß trotz dieſer mehrtägigen 
Zögerung die geſetzliche Annahmefriſt noch als gewahrt zu gelten 
habe, kann um ſo weniger anerkannt werden, als die Klägerin 
aus dem am 11. (nach der Annahme des BG. unwirkſam) 
erfolgten telegraphiſchen Widerruf des Antrags durch den Be⸗ 
klagten noch beſonderen Anlaß zu ungeſäumter Erklärung ent⸗ 
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nehmen mußte. Die Klägerin felbft hat denn auch zur Recht⸗ 
fertigung der mehrtägigen Verzögerung nichts angeführt. K. c. H., 
U. v. 6. Okt. 10, 211/10 VII. — Celle. 

5. 58 164 ff. BGB. Stellvertretung. Schadenserſatz. Aber 
den Anſpruch des das Eigentum einer Sache erwerbenden Ver⸗ 
treters, wenn der Vertragsgegner die Sache auf Anweiſung 
des Vertretenen einem Dritten herausgegeben hat.] 

Der Kläger beanſprucht von dem Beklagten, dem er eine 
ihm angeblich gehörige Segeljacht nebſt Inventar in Ver⸗ 
wahrung gegeben hat, Schadenserſatz, weil der Beklagte die 
Jacht ohne des Klägers Zuſtimmung an einen gutgläubigen 
dritten Erwerber herausgegeben hat und ſie deshalb dem Kläger 
nicht zurückliefern kann. Die Veräußerung an den Dritten iſt 
durch den Erbauer der Jacht auf Veranlaſſung einer Frau v. Z., 
die die Zahlung des Preiſes für die Jacht übernommen hatte, 
erfolgt und der Erlös auf den Preis verrechnet. Der Beklagte 
hat das Eigentum des Klägers beſtritten und behauptet, letzterer 
habe die Jacht im Auftrag und als Vertreter der Frau v. Z. 
beſtellt und erworben und auch auf deren Namen in Ver⸗ 
wahrung gegeben. Der Vorderrichter hat zwar ohne Rechts⸗ 
verſtoß feſtgeſtellt, daß der Kläger die Jacht im eigenen Namen 
beſtellt, das Eigentum an ihr erworben und auch den Ver⸗ 
wahrungsvertrag mit dem Beklagten im eigenen Namen ab⸗ 
geſchloſſen hat; er läßt aber dahingeſtellt, ob der Kläger von 
Frau v. Z. beauftragt war, für ſie die Jacht zu erwerben, 
und deshalb zu deren Herausgabe an ſeine Auftraggeberin ver⸗ 
pflichtet war, da darin eine Einrede aus dem Rechte eines 
Dritten zu finden ſei. Das RG. hob auf: Hat der Kläger 
bei dem Erwerbe der Jacht als Beauftragter, als ſtiller Stell⸗ 
vertreter der Frau v. Z. gehandelt, ſo hat er durch die von 
ſeiner Auftraggeberin veranlaßte Veräußerung und Tibergabe 
der Jacht an den gutgläubigen Dritten keinen Schaden erlitten. 
Er verlor dadurch zwar ſein formales Eigentum, erlitt aber in 
ſeiner Vermögenslage materiell keine Einbuße. Es iſt allerdings 
anerkannten Rechtens, daß der Beauftragte, der für fremde 
Rechnung, aber im eigenen Namen einen Vertrag geſchloſſen 
hat, beim Bruche des Vertrags durch ſeinen Vertragsgegner 
von dieſem Erſatz des vollen Schadens, nicht nur des ihm, 
ſondern auch des dem Vertretenen erwachſenden Schadens be⸗ 
anſpruchen kann (vgl. RG. 12, 112; 27, 126; 40, 174 
und 189; 58, 42; 62, 334 f.). Dieſer Satz erleidet aber eine 
Einſchränkung, wenn der Vertreter den Vertretenen nicht ſchadlos 
gehalten hat und nicht ſchadlos zu halten braucht, die Erſatz⸗ 
leiſtung alſo lediglich eine Bereicherung des Vertreters bilden 
würde (vgl. RG. 58, 43). Das iſt hier nach den Behauptungen 
des Beklagten der Fall. Da Frau v. Z. ſelbſt die Veräußerung 
an den Dritten veranlaßt hat, kann ſie von dem Kläger nichts 
beanſpruchen. Er ſelbſt hat aber, wie erwähnt, wenn er zu 
dem Erwerbe der Jacht für jene beauftragt war, keine Ver⸗ 
mögensverringerung erlitten und würde durch Zuerkennung der 
beanſpruchten Summe nur eine ungerechtfertigte Bereicherung 
erlangen. H. c. W., U. v. 7. Okt. 10, 443/09 III. — Hamburg. 

6. 5 174 BGB. Keine analoge Ausdehnung auf den 
Fall der Vormundſchaft.] 

Eine analoge Ausdehnung der im $ 174 für den Fall 
der Vollmacht gegebenen Vorſchrift auf die Fälle der Vor: 
mundſchaft (Pflegſchaft) ließe ſich nur dann rechtfertigen, wenn 
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die letzteren Fälle von den Vorausſetzungen des § 174 nur 
in unweſentlichen, den Inhalt der Vorſchrift nicht innerlich be⸗ 
rührenden Punkten abweichen. Das iſt aber nicht der Fall. 
Wie die Vollmachtsurkunde zur Legitimation des Bevollmächtigten, 
ſo dient die Beſtallung zur Legitimation des Vormundes (Pflegers). 
Die rechtliche Natur beider Urkunden iſt aber eine völlig ver⸗ 
ſchiedene. Die Beſtallung hat nur die Bedeutung eines gericht⸗ 
lichen Zeugniſſes, daß die darin bezeichnete Perſon nach Maß⸗ 
gabe des Inhalts der Beſtallung zum Vormunde (Pfleger) 
beſtellt worden iſt, nicht aber den Charakter eines Legitimations⸗ 
papiers in dem Sinne, daß der gutgläubige Dritte, der auf 
Grund der ihm vorgelegten Beſtallung mit dem Vormunde 
Pfleger) auf Rechtsgeschäfte zſich einläßt, gegen inzwiſchen ein⸗ 
getretene, aus der Beſtallung ſich nicht ergebende Anderungen 
der Vertretungsmacht des in der Beſtallung bezeichneten Vor⸗ 
mundes (Pflegers) geſchützt wird. Sie hat alſo nicht den 
Charakter der Vollmacht. Der Mündel hat die aus der miß⸗ 
bräuchlichen Benutzung der Beſtallung entſtehenden nachteiligen 
Folgen nicht zu tragen. Wer ſich mit dem Vormunde (Pfleger) 
in rechtsgeſchäftliche Beziehungen einläßt, hat alſo auf ſeine 
Gefahr die Fortdauer des Amtes des Vormundes (Pflegers) 
zu prüfen. . .. Aus der Verſchiedenheit der rechtlichen Natur 
der Vollmacht und der Beſtallung erklärt es ſich auch, daß 
mit einer analogen Ausdehnung der Vorſchrift des § 174 auf 
den Fall eines vom Vormund ohne Vorlegung der Beſtallung 
vorgenommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts nicht der gleiche 
Erfolg erreicht werden würde wie durch die Vorſchrift des 
S 174. Durch die letztere Vorſchrift wird der vom Geſetz 
erſtrebte Zweck, dem Beteiligten ein Mittel zu gewähren, um 
ihn gegen Schaden völlig ſicherzuſtellen, mit Rückſicht auf die 
Vorſchrift des 5 172 erreicht. Das gleiche wäre aber bei der 
erwähnten analogen Ausdehnung nicht der Fall, da die Vor⸗ 
ſchrift des § 172 auf die Beſtallung nicht analog anwendbar 
iſt. Abgeſehen davon fehlt es auch regelmäßig an einem Be⸗ 
dürfniſſe für eine analoge Anwendung des §S 174. Denn der 
Beteiligte kann ſich darüber, ob der als Vormund Auftretende 
wirklich Vormund iſt, regelmäßig leicht durch Einſicht der 
Gerichtsakten oder durch die ihm auf Verlangen zu erteilenden 
Abſchriften aus den Akten vergewiſſern (§S 34 FGG.). Das 
iſt im Falle der Bevollmächtigung nicht möglich. Die Er⸗ 
langung ſicherer Kenntnis über das Beſtehen des Vollmachts⸗ 
verhältniſſes iſt häufig mit Schwierigkeiten verbunden. Aber 
auch die ähnlichen Vorſchriften der SS 111, 182 Abſ. 3, 410, 
1160, 1831 (vgl. auch SS 1643, 1686, 1832, 1915) erſcheinen 
nicht als Ausfluß eines das Geſetz beherrſchenden Grund⸗ 
gedankens. (Wird ausgeführt.) R. c. v. M., U. v. 12. Okt. 10, 
60/10 III. — Stettin. 

7. 58 203, 1594 Abſ. 3, 1720 BGB. Anfechtung der 
Ehelichkeit von Kindern. — Erbieten zum Eide iſt kein zuläſſiger 
Beweisantrag. Zum Begriffe der höheren Gewalt.] 

Der Kläger hat am 4. Juni 1900 in W., Kreis B., mit 
der Arbeiterin S. die Ehe geſchloſſen. Dieſe hatte damals 
drei außerehelich geborene Kinder. Das jüngſte derſelben iſt der 
am 3. September 1899 zu W. geborene Beklagte zu 1. Während 
der Ehe, und zwar am 22. Februar 1906, iſt der Beklagte zu 
2 von der Ehefrau des Klägers geboren worden. Mit der am 
12. Juni 1908 eingereichten, am 17. desſelben Monats zuge⸗ 
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ftellten Klage beantragte der Kläger nach dem Tode feiner 
Ehefrau, die Beklagten für uneheliche, von ihm nicht erzeugte 
Kinder zu erklären. Das LG. wies dem Beklagten zu 1 gegen⸗ 
über die Klage ab; hinſichtlich der Frage, ob der Kläger der 
Vater des Beklagten zu 2 ſei, wurde dem Kläger ein richter⸗ 
licher Eid dahin auferlegt, daß er während der Empfängniszeit 
ſeiner Ehefrau nicht beigewohnt habe. Der Kläger und der 
Beklagte zu 2 legten Berufung ein. Das KG. erkannte unter 
Zurückweiſung der Berufung des Klägers auf die Berufung des 
Beklagten zu 2 auf gänzliche Abweiſung der Klage. Die 
Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: Blieb die unter 
der Herrſchaft des BGB. abgegebene Anerkennungserklärung 
vom 4. Juni 1900 beſtehen, ſo kamen die vom BG. angewendeten 
Vorſchriften des 5 1720 BGB. zuungunſten des Klägers 
in Betracht. Zunächſt greift die Vermutung des Abſ. 2 Platz, 
daß der Kläger innerhalb der der Geburt des Beklagten zu 1 
entſprechenden Empfängniszeit der Mutter derſelben beigewohnt 
habe. In dieſem Falle gilt er ſodann nach Abſ. 1 als Vater 
des Kindes, ſofern dies nicht nach den Umſtänden offenbar 
unmöglich iſt. Daß dem Kläger die Befugnis zuſtand, der 
geſetzlichen Vermutung gegenüber darzutun, daß er nicht der 
Vater ſein könne, iſt vom BG. nicht verkannt worden. Es hat 
jedoch ausgeführt, daß der Kläger einen Beweis nicht erbracht 
und nicht einmal zu führen verſucht habe. Der Kläger hat ſich 
zwar zu einem richterlichen Eide dahin erboten, daß er der 
Mutter des Beklagten zu 1 nur innerhalb der letzten Tage bis 
zum 6. März 1899 beigewohnt habe. In dieſem Erbieten zum 
Eide hat das BG. mit Recht einen Beweisantritt nicht erblickt. 
Gegenüber dem Beklagten zu 2 hat das BG. die auf Anfechtung 
der Ehelichkeit des während der Ehe geborenen Kindes gerichtete 
Anfechtungsklage (S 1593 BGB.) abgewieſen, weil die einjährige 
Friſt des 8 1594 BGB. nicht gewahrt, auch die Vorausſetzung 
des 8 203 BGB. nicht gegeben ſei. Nach der Feſtſtellung des 
BG. hat die Zuſtellung der am 12. Juni 1908 eingereichten 
Klage eine Verſpätung infolge des Umſtandes erlitten, daß der 
Ort, an welchem zugeſtellt werden ſollte, nicht genügend be⸗ 
zeichnet worden war. Der Prozeßbevollmächtigte des Klägers 
hatte den zur näheren Bezeichnung des Wohnortes der Be⸗ 
klagten Hartmannsdorf erforderlichen Zuſatz „Kreis L.“, der im 
Armenrechtsbeſchluſſe enthalten war, verſehentlich in die Klag⸗ 
ſchrift nicht aufgenommen. Es iſt dieſem Sachverhalte gegen⸗ 
über nicht rechtsirrig, wenn das BG. die Vorausſetzungen der 
bei Berechnung der einjährigen Anfechtungsfriſt durch § 1594 
Abſ. 3 BGB. für entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften 
des 8 203 BGB. nicht für gegeben erachtet hat. Von einem 
Stillſtand der Rechtspflege, von dem Abſ. 1 handelt, konnte 
keine Rede ſein. Es handelte ſich nur darum, ob eine unter 
Abſ. 2 fallende Verhinderung des Berechtigten durch höhere 
Gewalt in anderer Weiſe anzunehmen war. In den Motiven 
zu 8203 BGB. (Bd. I S. 317) wird auf den Sinn verwieſen, 
den Wiſſenſchaft und Praxis mit dem Ausdrucke „höhere Gewalt“ 
verbinden. Hiernach iſt, worauf auch ſchon die Zuſammen⸗ 
ſtellung mit dem Stillſtand der Rechtspflege hinweiſt, zur An⸗ 
wendung des 8 203 Abſ. 2 BGB. mehr erforderlich als ein 
gewöhnlicher Zufall. Es muß ſich — ähnlich wie in dem Falle 
des §S 233 ZPO. — um ein von außen her einwirkendes Er⸗ 
eignis handeln, das unter den gegebenen Umſtänden durch die 
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äußerſte, dieſen Umſtänden angemeſſene Sorgfalt und Umſicht 
nicht verhütet werden konnte. (RG. 21, 13; 44, 27; 48, 409.) 
Ein ſolches Ereignis lag nach der tatſächlichen Feſtſtellung des 
BG. nicht vor. S. c. S., U. v. 29. Sept. 10, 551/09 IV. — 
Berlin. 

8. 88 322 ff., 404, 406 BGB. Rechtskraftswirkung 
eines zwiſchen dem alten Gläubiger und dem Schuldner er⸗ 
gangenen Urteils gegenüber dem Inkaſſozeſſionar des erfteren.] 

Der Kläger hatte eine Hypothekenforderung, die ihm zum 
Zweck ihres Weiterverkaufs (ſpäter zur Einklagung) von den 
Verkäufern D. und D. abgetreten worden war und deren Kün⸗ 
digung nicht beſtritten iſt, gegen die Eheleute S. dinglich und 
perſönlich eingeklagt. Die Beklagten haben Scheinabtretung 
zum Zwecke der Abſchneidung von Einreden, ferner Kenntnis 
des Klägers vom Sachverhalt eingewendet und Klagabweiſung 
beantragt. Der Ehemann S. hat auch, während gegenwärtiger 
Rechtsſtreit vor dem LG. ſchwebte, gegen die Verkäufer D. 
und D. vor dem Schiedsgericht Klage mit dem Antrag erhoben, 
an ihn 13000 & Schadenserſatz zu zahlen. Ohne Rüdficht 
auf dies ſchiedsgerichtliche Nebenverfahren hat jedoch das LG. 
zu K. im vorliegenden Rechtsſtreit die beklagten Eheleute ding⸗ 
lich und perſönlich in unbedingter Weiſe zur Zahlung verurteilt. 
Beide Streitsteile haben Berufung eingelegt. Im Laufe dieſes 
Berufungsverſahrens erging in dem Schiedsgerichtsverfahren der 
Schiedsſpruch vom 27. Januar 1909, wodurch die Klage des 
Ehemanns S. gegen D. und D. auf Zahlung von 13000 & 
abgewieſen worden iſt. Nunmehr hat der Kläger den Einwen⸗ 
dungen der Beklagten den Gegeneinwand der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache entgegengeſetzt und hauptſächlich deswegen iſt 
vom OLG. ein teilweiſe abänderndes Urteil dahingehend er⸗ 
laſſen worden, daß beide Beklagte verurteilt werden, an den 
Kläger zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Grund⸗ 
ftüd und in ihr ſonſtiges Geſamtgut, der beklagte S. auch zur 
Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in ſein übriges Vermögen, 
13000 & zu zahlen. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen, ebenſo deren Reviſion: Es liegt keine volle 
Forderungsabtretung und Rechtsnachfolge, nicht einmal eine 
Abtretung zur Sicherheit, ſondern nur eine ſolche zur For⸗ 
derungseinziehung (eine bloße Inkaſſozeſſion) vor. Dies iſt 
vom Vorderrichter ausdrücklich und ausführlich feſtgeſtellt 
worden, nachdem die Beklagten ſchon im erſten Rechtszuge von 
Anfang die Nichtzahlung eines Gegenwertes für die Forderung 
behauptet und darauf hauptſächlich ihre Scheineinrede gegründet 
hatten. Sie haben auch ſelbſt trotz der Forderungsübertragung 
ihre Vertragsgegner D. und D. als ihre eigentlichen Gläubiger 
betrachtet, ſonſt hätte der beklagte Ehemann gegen dieſe nicht 
vor dem Schiedsgericht während des gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreits Schadenserſatz⸗ und ſonſtige Anſprüche aus den Kauf⸗ 
verträgen anhängig gemacht, die er nach 88 404, 406 BGB. 
gegen den Kläger als neuen Gläubiger allein hätte erheben 
können. Dieſer war und iſt im Verhältnis zu den alten 
Gläubigern D. und D. nur deren zur Einziehung und Ein⸗ 
klagung der Forderung und Hypothek ermächtigter Stellvertreter. 
Wenn dies nach der herrſchenden Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung auch im allgemeinen nicht hindert, daß im Verhältnis 
nach außen und insbeſondere zum Schuldner ein wirklicher 
Forderungsübergang angenommen werden muß, ſo kann es 
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doch nicht als im Sinne des Geſetzes liegend erachtet werden, 
dieſe Geltung der Einziehungsübertragung nach außen ſo weit 
auszudehnen, daß damit auch die Vorſchriften der ZPO. über 
Rechtskraftwirkung der Urteile (SS 322 ff.) und deren Zweck, 
doppelte und überflüſſige Rechtsſtreitigkeiten zu vermeiden, ver⸗ 
eitelt wird. So hat denn auch ſchon der L ZS. des RG. in 
ſeinem in RG. 52, 216 abgedruckten Urteile in einer dem vor⸗ 
liegenden Falle ähnlichen Rechtsſache wegen bloßer Inkaſſo⸗ 
zeſſion Rechtskraftwirkung des zwiſchen dem alten Gläubiger 
und dem Schuldner ergangenen Urteils angenommen. Aller⸗ 
dings geſchah dies damals zugunſten des Schuldners, dem 
die Vollſtreckungsgegenklage aus dem neueren, die Klage des 
alten Gläubigers abweiſenden Urteile gegen den neuen Gläu⸗ 
biger als bloßen Inkaſſozeſſionar gegeben wurde. Indeſſen iſt 
es unbedenklich, die Begründung dieſer Entſcheidung, die ſich 
im weſentlichen auf die fortdauernde wahre Gläubigereigenſchaft 
des Inkaſſozedenten ſtützt, auch zugunſten des Inkaſſo⸗ 
zeſſionars anzuwenden und dieſem gegen die Einreden des 
Schuldners aus dem urſprünglichen Vertragsverhältniſſe den 
Gegeneinwand zu geben, daß über jene Einrede — und zwar 
ſogar auf Betreiben des Schuldners ſelbſt — ſchon 
rechtskräftig abgeurteilt worden ſei. Es iſt im Bu. eingehend 
feſtgeſtellt, auch von den Beklagten zugeſtanden worden, daß 
ſich ihr Vorbringen im jetzigen Rechtsſtreit, ſoweit es hier in 
Frage kommt, mit dem im letzten Streite vor dem Schieds⸗ 
gerichte Vorgebrachten vollkommen deckt. Sie ſelbſt haben die 
Verkäufer D. und D. und deren Inkaſſozeſſionar, den Kläger, 
zuſammen als ihre Prozeßgegner betrachtet und behandelt, 
und es iſt daher kein Grund abzuſehen, auf das Streitverhältnis 
den $ 322 ZPO. nicht anzuwenden. Somit muß in vor⸗ 
liegender Sache der von den Beklagten ſelbſt erwirkte Schiedsſpruch 
wirken. S. c. M., U. v. 3. Okt. 10, 528/09 V. — Königsberg. 

9. 55 397 Abſ. 2, 812 Abſ. 2 BGB. Ungerechtfertigte 
Bereicherung bei vertragsmäßiger Anerkennung des Nichtbeſtehens 
eines Schuldverhältniſſes.] 

Vorausſetzung einer jeden ungerechtfertigten Bereicherung 
und ſomit des Anſpruchs auf Herausgabe einer ſolchen iſt, daß 
jemand etwas ohne rechtlichen Grund auf Koſten eines 
anderen hat. Das kann auch bei der durch Vertrag erfolgten 
Anerkennung des Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes vor⸗ 
liegen (§S 812 Abſ. 2, 8 397 Abſ. 2 BGB.). Es wird aber in 
jedem einzelnen Falle für die Frage, ob die Anerkennung des 
Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes kondiziert werden kann 
und alſo die erfolgte Erlöſchung des Schulverhältniſſes durch 
Wiederherſtellung desſelben rückgängig zu machen iſt, vor 
allem — ebenſo wie bei der Zurückforderung einer gezahlten 
Geldſumme — darauf ankommen, in welchem Sinne und zu 
welchem Zweck das Nichtbeſtehen eines Schuldverhältniſſes 
anerkannt, die Geldſumme hingegeben iſt. Häufig wird bei 
einem Anerkennungsvertrage der Parteien: das Schuldverhältnis 
beſtehe nicht, die Abſicht der Vertragſchließenden darauf gerichtet 
ſein, die wirkliche Rechtslage feſtzuſtellen; Vorausſetzung iſt 
dabei, daß die betreffende Schuld in Wirklichkeit nicht beſtehe. 
Ergibt ſich dann, daß die Schuld dennoch beſtand, ſo iſt die 
wirkliche, Rechtslage nicht feſtgeſtellt und die Anerkennung des 
Nichtbeſtehens des Schuldverhältniſſes, die gemäß § 812 Abſ. 2 
als Leiſtung gilt, kann als ein ohne rechtlichen Grund erfolgter 
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Vermögenszuwachs des Schuldners auf Koſten ſeines Gläubigers 
erſcheinen. Anders aber liegt die Sache, wenn die Parteien 
bei der vertraglichen Feſtſtellung, das Schuldverhältnis beſtehe 
ganz oder zum Teil nicht (oder nicht mehr), nicht lediglich die 
zur Zeit der Feſtſtellung wirkliche Rechtslage feſtſtellen wollen, 
wenn ſie vielmehr durch den neuen Vertrag die Rechtslage 
eventuell auch haben ändern wollen; wenn ſie das fortan 
zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis durch den neuen 
Vertrag haben feſtlegen wollen und alſo den Vertrag über das 
Nichtbeſtehen des Schuldverhältniſſes gerade ohne Rückſicht 
darauf, ob tatſächlich die Schuld beſtehe oder nicht, geſchloſſen 
haben. In einem ſolchen Falle liegt bei einer dadurch herbei⸗ 
geführten Veränderung in den Rechten der Parteien keine un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung vor; die Veränderung — der 
Zuwachs oder die Verminderung — iſt gerade ſo, wie ſie in 
Wirklichkeit eingetreten iſt, auch in Wirklichkeit gewollt; ſie iſt 
nicht ohne rechtlichen Grund, ſondern zufolge des auf ſie mit⸗ 
gerichteten Vertragswillens eingetreten. S. c. G., U. v. 
30. Sept. 10, 591/09 II. — Hamburg. 

10. 8 649 BGB. Art und Weiſe der Anrechnung des 
von dem Unternehmer wegen Aufhebung eines Werkvertrages 
nicht verdienten Lohnes, von dem vorher ein beſtimmter Betrag 
an einen Dritten abgetreten worden ift.] 

K. hatte für den Beklagten gegen eine Vergütung von 
19 500 & einen Neubau zu errichten. Nachdem K. mit der 
Herſtellung begonnen hatte, ſtellte er auf Verlangen des Be⸗ 
klagten die Arbeiten ein, die dann der Beklagte ſelbſt fertig⸗ 
ſtellen ließ. Bereits vorher hatte K. einen Teilbetrag ſeiner 
Forderung von 10 000 & an die Klägerin abgetreten. 
Klägerin forderte 8334 4 19 , Der Beklagte hat geltend 
gemacht, daß Klägerin ſich denjenigen Betrag abſetzen laſſen 
müſſe, den er zur vertragsmäßigen Fertigſtellung des Neu⸗ 
baues habe aufwenden müſſen und der, abgeſehen von bereits 
früher von K. an die Firma M. abgetretenen 3800 , ſich 
auf 19 403 & 13 & berechne. Das LG. verurteilte den Be⸗ 
klagten zur Zahlung von 500 & und wies im übrigen die 
Klage ab. Die von der Klägerin eingelegte Berufung iſt als 
unbegründet zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Der Ber. 
geht zutreffend davon aus, daß im Fall der Aufkündigung des 
Werkvertrages ſeitens des Beſtellers grundſätzlich der vertrags⸗ 
mäßige Anſpruch des Unternehmers auf die Vergütung und 
zwar im vollen Umfang fortbeſteht, allein rechtsirrig iſt die 
Auffaſſung, daß das Geſetz mit der Vorſchrift, daß der Unter⸗ 
nehmer auf die vereinbarte Vergütung ſeine Erſparnis an Auf⸗ 
wendungen „ſich anrechnen laſſen muß,“ dem Beſteller ein 
Gegenrecht gewährt, auf deſſen Geltendmachung die Grundſätze 
der Aufrechnung entſprechend anwendbar ſeien. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt ſchon ihrem Wortlaut nach nicht dahin zu verſtehen, 
daß dem Beſteller infolge ſeiner Aufkündigung ein ſelbſtändiger 
Anſpruch auf Gewährung des von dem Unternehmer erſparten 
Betrags erwächſt, mit dem er gegen den Anſpruch auf die 
vertragsmäßige Vergütung aufrechnen müßte, vielmehr iſt die 
im Geſetz beſtimmte Anrechnungspflicht des Unternehmers 
— „er muß ſich anrechnen laſſen“ — nur ſo zu verſtehen, daß 
der trotz der Aufkündigung an ſich fortbeſtehende Anſpruch zur 
Vermeidung einer durch nichts gerechtfertigten Bereicherung um 
den infolge der Nichtfertigſtellung des Werkes erſparten Betrag 
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auf Grund der Tatſache des Erſparniſſes ſich von ſelbſt mindert. 
Der Unternehmer ſoll nicht mehr erhalten, als er gehabt haben 
würde, wenn er ſeinerſeits die von ihm geſchuldete Gegenleiſtung 
gewährt hätte. Wird mit der Berufung des Beſtellers auf 
die Anrechnung des 8 649 nicht ein ſelbſtändiger Gegenanſpruch 
geltend gemacht, ſondern lediglich die vom Geſetz als Folge der 
Tatſache der Erſparung von Aufwendungen gewollte Minderung 
des vereinbarten Werklohnes gefordert, ſo folgt daraus, daß 
die Anrechnung der Erſparniſſe nicht nach dem Belieben des 
Beſtellers auf den an eine dritte Perſon abgetretenen Teil des 
vereinbarten Werklohns gefordert werden kann, daß vielmehr 
nur die auf Grund des Vertrags tatſächlich erwachſene 
Forderung in der nach ſtattgehabter Anrechnung ſich ergebenden 
Höhe den Gegenſtand der Abtretung bildet. Soweit der BerR. 
aus der von ihm zu Unrecht angenommenen Eigenſchaft eines 
Gegenrechtes die Folgerung zieht, daß die für die Aufrechnung 
gegenüber einem Teilzeſſionar geltenden Grundſätze auch im 
Falle der Anrechnung nach 8 649 anzuwenden ſeien, überſieht 
er aber auch weiter, daß es ſich bei dieſer keineswegs, wie bei 
jener um ein der eingeklagten Forderung objektiv fremdes Recht 
handelt, durch deſſen Geltendmachung der Gläubiger hinſichtlich 
des klagend geltend gemachten Teils ſeines Anſpruchs Be⸗ 
friedigung erhält, ſondern um ein aus dem der Klagforderung 
ſelbſt zugrunde liegenden Vertrag ſich ergebendes Ermäßigungs⸗ 
recht. Ergibt ſich hiernach ſchon aus der Natur der im 8 649 
angeordneten Aufrechnung, daß Gegenſtand der an die Klägerin 
erfolgten Abtretung nur die um den Betrag der Erſparniſſe 
ermäßigte Werklohnforderung war, ſo iſt vorliegend aber auch 
zu dem gleichen Ergebnis auf Grund der Auslegung des 
Abtretungsvertrages zu gelangen. Es kann dem BU. 
darin nicht beigetreten werden, daß der Wille des Zedenten 
und Zeſſionars nur möglicherweiſe dahin gegangen ſei, der 
Klägerin nötigenfalls die ganze Werklohnforderung abzutreten, 
daß aber jedenfalls dem Beklagten ein ſolcher Wille nicht 
erkennbar gemacht ſei. Die Abtretung eines zwar ziffermäßig 
auf 10 000 & beſtimmten, im übrigen aber nach keiner Richtung 


individualiſierten Teils des durch Fertigſtellung des Werkes 
noch nicht verdienten Werklohnes kann nach Treu und Glauben 


und mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte auch ohne eine aus⸗ 
drückliche, dahingehende Erklärung beim Mangel aller für eine 
anderweite Auffaſſung ſprechender Umſtände nicht anders ver⸗ 
ſtanden werden, als dahin, daß die dem Unternehmer demnächſt 
tatſächlich erwachſende Werklohnforderung bis zu dem Betrag 
von 10 000 & auf den Zeſſionar übergehen ſoll. Grade weil 
die Forderung nur mit allen ihren Mängeln übergehen konnte, 
muß angenommen werden, daß, falls der Beſteller aus irgend⸗ 
einem Grund die Herabſetzung der urſprünglich vereinbarten 
Vergütung zu fordern berechtigt ſein ſollte, der Betrag, um 
den dieſe Vergütung ſich mindert, zunächſt von der vereinbarten 
Summe, nicht aber von dem abgetretenen Betrag abzuſetzen iſt. 
Sind aber hiernach die vom Zedenten der Klägerin gemachten 
Erſparniſſe in erſter Linie von dem nicht abgetretenen Betrag 
der vereinbarten Vergütung abzuſetzen und auf den der Klägerin 
abgetretenen Betrag nur inſoweit anzurechnen, als ſie durch 
den dem Zedenten verbliebenen Betrag nicht gedeckt find, fo 
bedarf es noch weiterer tatſächlicher Feſtſtellungen. H. c. K., 
U. v. 27. Sept. 10, 545/09 VII. — Celle. 
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11. 85 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang. Folgen⸗ 
erſcheinungen des Prozeßverfahrens für die Annahme einer 
Schädigung aus unerlaubter Handlung.] 

Allerdings iſt es richtig, daß der erkennende Senat in 
einem nach ALR. zu beurteilenden Falle eine bei der Verletzten 
eingetretene Folgeerſcheinung, die nicht durch ihre körperliche 
Verletzung an ſich, ſondern durch das hinzugekommene Prozeß⸗ 
verfahren herbeigeführt war, als außerhalb des Bereiches der 
Schädigung liegend erklärt hat, welche der Beklagte als Folgen 
ſeiner unerlaubten Handlung zu verantworten habe. (JW. 06, 
231160.) Dagegen hat der Senat in einer andern nach BGB. 
ergangenen Entſcheidung VI 31/06 bereits ausgeführt, daß 
auch eine Schwächung des Nervenſyſtems, welche bei dem durch 
einen Unfall Verletzten infolge der Aufregungen des von ihm 
wegen Verluſtes oder Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit 
geführten Prozeſſes eingetreten oder geſteigert worden ſei, auf 
den Unfall zurückgeführt werden könne. Wenn auch bei einer 
ſolchen Sachlage die Frage aufzuwerfen ſei, ob der Erſatz⸗ 
pflichtige für eine derartige entfernte Folge des Unfalls ver⸗ 
antwortlich gemacht werden könne, ſo laſſe ſich doch nicht ſagen, 
daß der Unfall und die durch ihn hervorgerufene Schwächung 
des Nervenſyſtems gegenüber anderen auf dieſes ebenfalls nach⸗ 
teilig wirkenden Ereigniſſen ſo ſehr zurückträten, daß von einer 
adäquaten Urſache nicht mehr geſprochen werden könne. An 
dieſer auch vom III. Senat in der Entſcheidung vom 19. Juni 
1908 (JW. 08, 52611) gebilligten Auffaſſung iſt feſtzuhalten. 
Iſt durch den Unfall neben der akuten körperlichen Verletzung 
auch ein Nervenleiden bei dem Verletzten verurſacht und dieſes 
durch die Aufregungen des Rechtsſtreits, durch die Verweigerung 
des geforderten Schadenserſatzes erheblich geſteigert, ſo ſteht 
der nur mittelbar eingetretene Erfolg nicht notwendig in einem 
ſo entfernten Zuſammenhange mit dem urſprünglichen Ereignis, 
daß er nach der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweiſe nicht 
mehr in Betracht gezogen werden könnte. Das BG. hat dieſe 
Grundſätze beachtet; ein Rechtsirrtum iſt in der von ihm ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung, daß das Nervenleiden des Klägers im 
vorliegenden Falle eine Folge des erlittenen Unfalls ſei, nicht 
zu finden. R. c. D., U. v. 1. Okt. 10, 13/10 VI. — 
Düſſeldorf. 

12. 5 823 Abſ. 2 BGB.] 

In den ſubjektiven Vorausſetzungen der Haftung aus Abſ. 2 
des § 823 BGB. beſteht gegenüber Abſ. 1 der weſentliche 
Unterſchied, daß dem Beklagten inſoweit nur ein Verſchulden 
in Anſehung des Verſtoßes gegen das Schutzgeſetz nachgewieſen 
zu werden braucht. Liegt ein ſolcher objektiv vor, ſo kann ſich 
der Inanſpruchgenommene etwa auf entſchuldbare Unkenntnis 
des Beſtehens oder des Inhalts des Schutzgeſetzes berufen, 
nicht aber ausführen, dieſes erfordere zuviel, nämlich 
mehr als die im Verkehr erforderliche Sorgfalt. H. c. Preuß. 
Eiſenbahnfiskus, U. v. 3. Okt. 10, 366/09 VI. — 
Düſſeldorf. 

13. 55 823, 847 BGB. Entſchädigungspflicht des 
Hauseigentümers bei Unfällen von Angehörigen des Mieters 
bei mangelhaften Einrichtungen des Hauſes.] 

Mit Recht hat der Vorderrichter die erhobene Klage für 
begründet erklärt. Der Unfall der Klägerin, für den dieſe von 
der Beklagten als Hauseigentümerin Erſatz begehrt, hat ſich 
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auf einer treppenartigen Leiter, die den Zugang zum. Trocken⸗ 
ſpeicher bildet, alſo in einem nicht dem allgemeinen Verkehre 
gewidmeten Teile des Hauſes zugetragen. Die Klage kann 
ſich daher nicht auf den Rechtsſatz gründen, daß der Eigen⸗ 
tümer eines Gebäudes, der dieſes für den allgemeinen Verkehr 
eröffnet, die Einrichtungen zu treffen und inſtand zu halten 
hat, die dieſer Verkehr erfordert. Auch aus dem von dem 
Ehemanne der Klägerin mit der Beklagten abgeſchloſſenen 
Mietvertrage läßt ſich der Anſpruch nicht herleiten; denn aus 
ihm ſteht nur dem Mieter ſelbſt ein Anſpruch auf Erſatz des 
dieſem erwachſenen Schadens zu. Da aber der Vermieter die 
Mieträume und die dem Mieter zur Mitbenutzung überlaſſenen 
Einrichtungen dem Mieter nicht lediglich für ſeine Perſon, 
ſondern auch für ſeine Familie, Dienſtboten und ſonſtige An⸗ 
gehörige ſeines Hausſtandes zur Benutzung einräumt, hat er 
für deren ordnungsmäßigen, gefahrloſen Zuſtand dieſen nicht 
mit ihm in einem Vertragsverhältniſſe ſtehenden Perſonen 
ebenſo einzuſtehen, wie er für den verkehrsſicheren Zuſtand der 
dem allgemeinen Verkehr eröffneten Räume jedem Dritten 
haftbar iſt. Er iſt daher bei ſchuldhafter Verletzung dieſer 
Pflicht auf Grund des § 823 BGB. zum Erſatze des dadurch 
verurſachten Schadens und gemäß § 847 auch zur Zahlung 
von Schmerzensgeld verpflichtet. M. c. M., U. v. 4. Okt. 10, 
4239/09 III. — Karlsruhe. 

14. 8 839 BGB.] 

Die Reviſion kann nicht für begründet erachtet werden. 
Allerdings iſt ihr darin beizutreten, daß nicht bloß ein unmittelbar 
bei der beurkundenden Tätigkeit des Notars begangenes Ver⸗ 
ſehen deſſen Verantwortung nach 5 839 BGB. begründen kann. 
Auch eine Verletzung der durch Art. 83 Abſ. 1 des Preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 
1899 dem Notar auferlegten Pflicht zur Verſchwiegenheit, oder 
des in Art. 90 daſelbſt enthaltenen Gebotes, die Ablehnung 
eines Auftrages dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen, wird 
beiſpielsweiſe einen Schadenserſatzanſpruch aus § 839 BGB. 
erzeugen können. Es kann der Reviſion auch zugegeben werden, 
daß es zu den Amtspflichten des Notars gehört, bei der Leitung. 
ſeiner Angeſtellten und der Ordnung des Bureaudienſtes nach 
Möglichkeit eine Schädigung derjenigen Perſonen zu verhüten, 
welche ſeine Amtstätigkeit in Anſpruch nehmen wollen. So 
wird es ſeine Amtspflicht ſein, zu verhüten, daß ſeine Ange⸗ 
ſtellten den Auftraggebern Urkunden, die zur Erledigung des 
Notariatsgeſchäftes erforderlich ſind, abnehmen, wenn es irgendwie 
zweifelhaft iſt, ob er dieſes Geſchäft rechtzeitig erledigen kann — 
vgl. den in RG. 49, 26 behandelten Fall. Nicht aber iſt der 
Notar verpflichtet, ſeine Angeſtellten anzuweiſen, im Falle ſeiner 
augenblicklichen Abweſenheit regelmäßig eine Vorprüfung vor⸗ 
zunehmen, ob das Amtsgeſchäft, das ihm übertragen werden 
ſoll, etwa beſonders dringlich iſt, und den Auftraggeber nötigen⸗ 
falls an einen anderen Notar zu verweiſen. Der Notar iſt auf 
den unmittelbaren Verkehr mit dem Publikum angewieſen. Er 
iſt gar nicht berechtigt, zu verlangen, daß das Publikum ſeinen 
Angeſtellten die Sachlage mitteilt. Seine Angeſtellten ſind auch 
nicht berufen und vielfach gar nicht in der Lage, zuverläſſig zu 
prüfen, ob ein Fall beſonders dringlich iſt, auch wenn ihnen 
der Auftraggeber aus freien Stücken den Sachverhalt mitteilt, 
um deſſentwillen er die Tätigkeit des Notars in Anſpruch nehmen 
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will. Es bedarf auch einer ſolchen Prüfung ſeitens der An⸗ 
geſtellten nicht. Denn dadurch, daß der Burcauvorſteher des 
Notars den Auftrag zur Übermittlung an den Notar entgegen 
nimmt, wird der Auftraggeber nicht gehindert, ſich an einen 
anderen Notar zu wenden, wenn jener nicht rechtzeitig, zu 
ſprechen iſt. Der Auftraggeber hat auch ſelbſt zu prüfen, ob 
die Sache dringlich iſt. Die Bureaubeamten des Notars ſind 
nicht dazu berufen, Rechtsauskünfte zu erteilen; das Publikum 
iſt nicht berechtigt, ſich auf die Richtigkeit einer ſolchen Aus⸗ 
kunft zu verlaſſen. Ebenſowenig iſt der Notar verpflichtet, bei 
ſeinen Angeſtellten Erkundigungen einzuziehen, ob und welche 
ſachlichen Mitteilungen ihnen von Perſonen, die ſeine Tätigkeit 
in Anſpruch nehmen wollen, gemacht ſind, und auf Grund dieſer 
Mitteilungen zu handeln. Am wenigſten kann eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung in Frage kommen, wenn dem Notar lediglich die 
Beglaubigung einer Unterſchrift übertragen wird, denn hier 
erſtreckt ſich feine Amtstätigkeit überhaupt nicht auf den Inhalt 
der Erklärung. Keinesfalls läßt ſich aus § 839 BGB. eine 
Schadenserſatzpflicht des Notars wegen bloßer Verfehlungen 
ſeiner Angeſtellten herleiten, der Notar kann aus dieſem Rechts⸗ 
grunde nur in Anſpruch genommen werden, wenn er per⸗ 
ſönlich — oder gemäß Art. 101 des Preußiſchen Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit, wenn ſein von der Juſtiz⸗ 
verwaltung beſtellter Vertreter — ſich einer Verletzung ſeiner 
Amtspflicht ſchuldig macht. B. c. W., U. v. 14. Okt. 10, 
510/09 III. — Berlin. 

15. § 1333 BGB. Behauptung der Klägerin, der 
Ehemann habe mit ihr ſchon vor der Eheſchließung den Bei⸗ 
ſchlaf ausgeübt, gegenüber der Tatſache, daß ſie vorher ſchon 
einem anderen ſich preisgegeben habe.] 

Die Reviſion macht geltend: Die Behauptung der Beklagten 
und Reviſionsklägerin, Kläger habe mit ihr im Juli 1906 ge⸗ 
ſchlechtlich verkehrt und das am 9. April 1907 geborene Kind ent⸗ 
ſtamme dieſer Beiwohnung, ſei nicht widerlegt. Der Mann aber, 
der mit ſeiner Braut vor der Ehe geſchlechtlich verkehre, zeige 
damit, daß er auf volle geſchlechtliche Reinheit ſeiner Braut kein 
entſcheidendes Gewicht lege. Er wolle mit einem Mädchen die 
Ehe eingehen, das beim Beſtehen bräutlicher Beziehungen dem 
Bräutigam ſich hinzugeben geneigt ſei. Mehr habe die Beklagte auch 
dem O. gegenüber nicht getan. Dieſe Ausführung der Reviſion 
widerſpricht der ausdrücklichen Feſtſtellung des BG., daß die 
Beklagte mit O. ein Liebesverhältnis unterhalten habe und 
mit ihm nicht verlobt geweſen ſei. Das BG. hat die Aus⸗ 
ſage des O. in dieſer Weiſe gewürdigt und gegen eine derartige 
Beweiswürdigung kann in der Reviſionsinſtanz nicht angekämpft 
werden. Daß dem BG. ein Rechtsirrtum hierbei untergelaufen 
ſei, iſt nicht erſichtlich. Die Ausführung der Reviſion iſt aber 
auch ſchon deshalb unzutreffend, weil ein Mann dadurch, daß 
er ſchon vor der Ehe mit ſeiner künftigen Frau geſchlechtlich 
verkehrt, keineswegs immer an den Tag legt, daß ihm die 
Tatſache des früheren Geſchlechtsverkehrs ſeiner Braut mit 
anderen Männern gleichgültig ſein müſſe. L. c. L., U. v. 
10. Okt. 10, 559/09 IV. — Königsberg. 

16. 5 1360 BGB. Rückforderung eines Darlehns ſeitens 
der Ehefrau nach Trennung der Ehe.] 

Die Klägerin ſtützte ihren Anſpruch auf ſofortige Rückzahlung 
darauf, daß der Vertragswille der Parteien bei Hingabe der 
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Darlehen dahin gegangen ſei, daß mit Auflöſung der Ehe die 
Darlehen ſofort zurückgezahlt werden ſollten. Das BG. nahm 
an, daß das Rückforderungsverlangen aus dem Geſichtspunkt 
der ungerechtfertigten Bereicherung begründet ſei und verurteilte 
den Beklagten zur Zahlung. Der Beklagte hatte eingewendet, 
daß das am 16. April 1908 geliehene Geld zum größten Teil 
zugunſten der Klägerin, nämlich für eine von den Streitteilen 
gemeinſchaftlich gemachte Reiſe nach Paris, verwendet worden 
ſei. Das BG. unterſtellte dies als richtig und erkannte der 
Klägerin den verlangten Betrag von 3400 & des Darlehns zu. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Reviſion 
macht zunächſt geltend, es könne aus den Feſtſtellungen des 
Urteils nur allenfalls ſoviel entnommen werden, daß die Klägerin 
ihrerſeits bei Hingabe der Darlehen den Zweck verfolgt habe, 
dadurch ihren Mam in die Lage zu verſetzen, in feiner Stellung 
als Ehemann für ſeinen und ſeiner Ehefrau Unterhalt zu ſorgen, 
nicht aber, daß dies die Abſicht der beiden Vertragsteile geweſen 
ſei und insbeſondere nicht, daß es zum Inhalt des Rechtsgeſchäftes 
gemacht worden ſei. Das iſt unzutreffend. Es geht aus der 
Faſſung des Urteils mit genügender Deutlichkeit hervor, daß 
das Gericht den bezeichneten Zweck als beiderſeitige Willens⸗ 
meinung und als vereinbarten Inhalt des Rechtsgeſchäfts feſt⸗ 
ſtellt, wenn das auch im Urteil nicht mit ausdrücklichen Worten 
beſonders hervorgehoben iſt. Die Reviſion findet ſodann einen 
Widerſpruch in der Urteilsbegründung inſofern, als das Urteil 
einerſeits feſtſtelle, daß das Darlehen vom 16. April zu dem 
vorbezeichneten Zweck gegeben worden ſei, andererſeits als wahr 
unterſtelle, daß das Geld für eine Reiſe der Parteien verausgabt 
worden ſei. Dieſer Widerſpruch beſteht nicht, weil das Geld 
nachträglich zu einem anderen Zweck verwendet worden ſein 
kann, als es gegeben wurde. Mit Rückſicht auf dieſe nachträgliche 
Anderung hat das Gericht nicht aus dem erſten, ſondern aus 


dem zweiten Darlehen den mit der Klage verlangten Betrag. 
zuerkannt. Die weiteren Rügen: das BG. habe bei feinen’ 


Feſtſtellungen den Inhalt des zweiten Schuldſcheines nicht ge⸗ 
würdigt; es hätte, wenn der Sachverhalt ſo wäre, wie das 
BG. annimmt, nicht noch der von der Klägerin behaupteten 
Verabredung bedurft, wonach ſich der Beklagte zur Zahlung 
eines monatlichen Beitrages zu den Koſten des Haushaltes ver⸗ 
pflichtet habe; es ſei wegen der Nähe der Rückzahlungstermine 
nicht wahrſcheinlich, daß die Darlehensbingabe nur für die Zeit 
der beſtehenden Ehe habe erfolgen follen, richten ſich in unzuläſſiger 
Weiſe gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils und 
können deshalb keine Beachtung finden. Es beſtehen zwar 
Bedenken gegen die Anwendung der Grundſätze über die un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung auf den hier gegebenen Sachverhalt. 
Jedoch iſt der im BU. feſtgeſtellte Sachverhalt geeignet, die 
getroffene Entſcheidung aus einem anderen Geſichtspunkt zu 
rechtfertigen. Indem nämlich das Urteil feſtſtellt, es ſei die 
Abſicht beider Parteien dahin gegangen, daß durch die gleich 
nach Abſchluß der Ehe gegebenen Darlehen dem Beklagten die 
Erfüllung der ihm als Ehemann obliegenden Unterhaltspflicht 
ermöglicht werde, ſo iſt damit gleichzeitig als vereinbarter Inhalt 
des Vertrags ſeſtgeſtellt, daß die Darlehen nur für die Dauer 
der Ehe gegeben ſein und mit Auflöfung der Ehe ſofort rück⸗ 
zahlbar ſein ſollten. F. c. B., U. v. 3. Okt. 10, 636/09 IV. 
— Berlin. 
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17. 5 1568 BGB. Vorwurf des wiſſentlichen Falſch⸗ 
eides als ſchweres Ehevergehen.] 

Das BU. erweiſt ſich inſofern nicht frei von Rechtsirrtum, 
als der Bert. den von der Beklagten erhobenen Vorwurf, der 
Kläger habe, wie ſie nach ihrer Kenntnis ſeiner Charakter⸗ 
eigenſchaften überzeugt ſei, eidlich den Ehebruch mit der L. in 
objektiv unwahrer Weiſe abgeleugnet, nicht als ſchwere Ehe⸗ 
verfehlung im Sinne von 8 1568 BGB. gewürdigt hat. 
Vorausgeſetzt, daß die Beklagte für dieſe Faſſung des be⸗ 
treffenden Schriftſatzes verantwortlich oder mitverantwortlich iſt, 
ſo liegt darin die kaum mißzuverſtehende Beſchuldigung des 
wiſſentlichen Falſcheides. Es kann dem Ber. nicht zugegeben 
werden, daß dieſer Vorwurf in Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen erhoben wäre, daß er durch gleich ſchwere Be⸗ 
leidigungen in Schriftſätzen des Klägers oder durch Erregung 
oder endlich dadurch genügend entſchuldigt werde, daß ſie ſonſt 
Grund gehabt habe, an dem Verhalten des Klägers gegenüber 
der L. und andern Frauensperſonen Anſtoß zu nehmen. Ver⸗ 
kennt aber der BerR. die Schwere des der Beklagten zur Laſt 
fallenden Ehevergehens, ſo kann auch ſeine Feſtſtellung nicht 
beſtehen bleiben, das Verhalten der Beklagten habe keine ehe⸗ 
zerrüttende Wirkung auf den Kläger geäußert. S. c. S., U. v. 
3. Okt. 10, 621/09 IV. — Celle. 

18. 5 1568 BGB. Zur Frage der hartnäckigen Ver⸗ 
weigerung des Beiſchlafs als Eheſcheidungsgrund.] 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß eine hartnäckige Bei⸗ 
ſchlafsverweigerung, die allein einen Scheidungsgrund bildet, 
bei bloß ſchuldhafter Pflichtverlegung regelmäßig noch nicht wird 
angenommen werden können. Es muß noch weiter hinzukommen, 
daß die Pflichtverletzung auf einer Rückſichtsloſigkeit, auf einer, 
wie das Urteil des Senats vom 31. Januar 1907 IV 286/06 
ſich ausdrückt, rüdfichtelofen Eigenſucht beruht. Dies Er: 
fordernis iſt jedoch im vorliegenden Falle gegeben. Mag es 
ſchon ſein, was nicht zu bezweifeln iſt, daß der Kläger nur 
durch ſeine geiſtigen Intereſſen in Verbindung mit den viel⸗ 
fachen Obliegenheiten ſeines Amtes davon abgehalten iſt, den 
Pflichten gegen ſeine Ehefrau gerecht zu werden, ſo iſt es doch 
nicht minder wahr, daß er ſeine Intereſſen unter Nichtbeachtung 
der durch die Eheſchließung übernommenen Pflichten den Inter⸗ 
eſſen ſeiner Ehefrau vorangeſtellt und in bezug auf die Leiſtung 
der ehelichen Pflicht während der letzten vier Monate des Zu⸗ 
ſammenlebens und auch ſchon früher eine ſolche Gleichgültigkeit 
an den Tag geleat hat, die nur als Rückſichtsloſigkeit bezeichnet 
werden kann. Daß er hierbei nicht auf Kränkung ſeiner Ehe⸗ 
frau ausgegangen iſt und daß er in ſeinem Verhalten durch 
ſeine Anſchauungen über den weit höheren Wert des geiſtigen 
Lebens beeinflußt iſt, ſchließt das Vorhandenſein einer hart⸗ 
näckigen Beiſchlafsverweigerung nicht aus. Daß aber durch 
dieſe Eheverfehlung die eheliche Geſinnung der Beklagten zer⸗ 
ſtört und ſomit die Ehe zerrüttet iſt, hat das BG. in bedenken⸗ 
freier Weiſe dargelegt. Ohne jede Bedeutung hierfür iſt es, 
daß es zu äußeren Zerwürfniſſen in der Ehe nicht gekommen 
iſt. v. B. c. v. B., U. v. 8. Okt. 10, 715/09 IV. — Naumburg. 

19. $ 1573 8680 

Zur Begründung einer Scheidungsklage geltend gemachte 
Tatſachen, zu deren Unterſtützung nach §8 1573 BGB. ſolche 
Tatſachen herangezogen werden dürfen, auf die wegen Ver⸗ 
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zeihung, Friſtablaufs oder aus einem ſonſtigen Grunde eine 
Scheidungsklage nicht mehr gegründet werden kann, brauchen 
zwar nicht derart zu ſein, daß ſie ſchon für ſich allein die 
Scheidungsklage rechtfertigten. Die Vorſchrift in S 1573 BGB. 
iſt vielmehr gerade für den Fall gegeben (RG. in JW. 07, 
107 9), daß fie dazu nicht ausreichen. Sie müſſen aber immer: 
hin eine Eheverfehlung enthalten, die zwar keine ſchwere zu 
ſein braucht, aber doch überhaupt eine ſchuldhafte Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten darſtellen muß und 
nicht ganz unerheblich ſein darf (vgl. die ſoeben angeführte 
Entſcheidung und Urteil des Senats vom 12. Oktober 1908 
IV 63/08). V. c. V., U. v. 10. Okt. 10, 514,09 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

20. 5 304 3PO.] 

Obwohl das LG. in ſeinem rechtskräftig gewordenen 
Urteil über den Grund des Anſpruchs feſtgeſtellt hat, daß die 
Beklagte ſpäteſtens mit Erhebung der Löſchungsklage, d. h. am 
9. Mai 1902 in Verzug mit der Löſchung der Hypothek und 
zwar in Höhe von 19 900 & geraten iſt, und daß dies die 
Urſache dafür war, daß der Klägerin die Möglichkeit benommen 
wurde, vor Löſchung der Hypothek eine andere aufzunehmen 
und damit an Stelle des abgebrannten Hauſes ein neues zu 
errichten, ſo daß ihr die Mietseinnahmen daraus für eine 
gewiſſe Zeit entgingen, ſowie daß die Beklagte dieſen Verzug 
mit ſeinen Folgen verſchuldet hat, gelangt das BG. zur Ab⸗ 
weiſung der Klage. Mit Recht findet die Reviſion darin eine 
Verletzung aus §S 304 ZPO. Wie das RG. bereits vielfach 
ausgeſprochen hat, kann im Regelfalle nach Rechtskraft des 
Grundurteils im Nachverfahren nur noch die Frage des Betrags 
erörtert werden, unter Ausſcheidung von allem, was einen 
Schaden nicht dem Betrage, ſondern dem Grunde nach zu ver⸗ 
neinen geeignet iſt. Jedem Zurückkommen auf die den Grund 
des Anſpruchs betreffenden Streitpunkte ſteht die formelle Ein⸗ 
rede der rechtskräftigen Entſcheidung entgegen; ein Beſtreiten 
dem Grunde nach iſt daher im Nachverfahren unbeachtlich 
(ſ. Schmidt⸗Bardeleben in Gruchot 47, S. 804 und 604, Urteil 
vom 3. Oktober 1900 in Gruchot 45, 110). Der Bert. konnte 
daher an ſich lediglich wegen ungenügender Begründung des 
Betrags zur Abweiſung des ganzen Klageanſpruchs kommen. 
Das BU. dagegen gelangt auf einem völlig anderen Wege zu 
dieſem Ergebnis. Es geht davon aus, daß das LG. in ſeinem 
rechtskräftigen Zwiſchenurteil aus §S 304 ZPO. die Frage, zu 
welcher Zeit der Rechtsvorgänger der Beklagten in Verzug 
geraten und wann ſomit die Schadenserſatzpflicht der Beklagten 
beginnt, und ebenſo die weitere Frage, ob die Klägerin ein 
eigenes Verſchulden treffe, ausdrücklich dem weiteren Urteil über 
die Höhe des Klageanſpruchs überlaſſen habe. Es unterſucht 
dann dieſe beiden Punkte ſelbſtändig und gelangt zu dem 
Ergebniſſe, daß der Rechtsvorgänger der Beklagten mit der 
Löſchung von 17 000 & im Dezember 1900, mit der der ver⸗ 
bleibenden 2900 . aber erſt mit dem 20. Januar 1904 in 
Verzug geraten ſei, daß die Klägerin allerdings auch bei 
Löſchung von nur 17000 % im Dezember 1900 ein dem ab⸗ 
gebrannten ähnliches Haus bis zum 1. November 1901 vermietbar 
hätte aufführen können. Da aber die Klägerin von dieſer 
Möglichkeit aus unzulänglichen Gründen keinen Gebrauch 
gemacht habe, ſo habe der Verzug des Rechtsvorgängers der 
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Beklagten bis zum 20. Januar 1904 der Klägerin keinen 
Schaden gebracht. Da aber ferner mit dieſem Zeitpunkte, zu 
dem er mit der Löſchung der ganzen 19 900 & in Verzug 
geraten ſei, das überwiegende und daber die Haftbarkeit der 
Beklagten ganz ausſchließende eigene Verſchulden der Klägerin 
eingeſetzt habe, ſo ſei irgendeine Haftung der Beklagten nicht 
anzuerkennen. Beide Vorausſetzungen, von denen das Urteil 
ausgeht, können nicht als zutreffend anerkannt werden. Völlig 
klar und beſtimmt ſtellt das landgerichtliche Grundurteil den 
Tag der Klagezuſtellung (d. i. den 9. Mai 1902) als den 
ſpäteſten Beginn des vom Ehemanne der Beklagten verſchuldeten 
Verzugs hin, und überläßt dem Nachverfahren, weil „lediglich 
für den Umfang des Schadens maßgebend“ die Feſtſtellung, ob 
der Verzug, wie von der Klägerin behauptet, bereits früher 
eingetreten ſei. Das LG. ſtellt auch den ſpäteſten Verzugs⸗ 
beginn für die Löſchung der ganzen 19 900 & einheitlich feſt. 
Mag dies auch, wie dem BG. zuzugeben iſt, unrichtig ſein, ſo 
kann doch kein Zweifel darüber beſtehen, daß dieſe Feſtſtellung 
des Grundurteils lediglich den Grund des Anſpruchs, die Ver⸗ 
zögerung der Herſtellung eines mietweiſe zu nutzenden neuen 
Hauſes, berührt und mit der Bemeſſung der Höhe des ent⸗ 
ſtandenen Schadens nichts zu tun hat. Dann aber war, da 
der Ehemann der Beklagten das Urteil hatte rechtskräftig 
werden laſſen, dem BU. im Nachverfahren die rechtliche Möglich⸗ 
keit benommen, den Beginn des Verzugs für einen Teil des 
Löſchungsanſpruchs zum Nachteile der Klägerin auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt zu verlegen, als dies im Grundurteile 
geſchehen war. Mit der Rechtskraft dieſes Urteils ſtand als 
ſpäteſter Verzugsbeginn für die Löſchung der geſamten 19900 4 
der 9. Mai 1902 feſt. Wollte das BG. eine Scheidung vor⸗ 
nehmen, ſo konnte dies nur in der Weiſe geſchehen, daß es für 
die Löſchung von 17 000 & den Verzugsbeginn, wie es dies 
auch getan hat, mit Dezember 1900, für die Löſchung des 
Reſtes aber nicht ſpäter als mit dem 9. Mai 1902, wie dies 
im Grundurteile geſchehen iſt, annahm. Ebenſo irrig iſt die 
zweite Vorausſetzung, von der das BU. ausgeht. Das Grund⸗ 
urteil hat keineswegs die Entſcheidung der Frage nach einem 
eigenen Verſchulden der Klägerin ausdrücklich dem Nachverfahren 
vorbehalten, ſondern es ſagt lediglich, daß der Umfang des 
durch den Verzug entſtandenen Schadens erſt durch das Nach⸗ 
verfahren feſtgeſtellt werden kann, und fährt dann fort: „in 
dieſem wird auch zu prüfen ſein, ob bei einem etwaigen durch 
das Verfallen der Kellergewölbe entſtandenen Schaden ein 
eigenes oder konkurrierendes Verſchulden der Klägerin vorliegt.“ 
Das LG. hat alſo nur für den Klageanſpruch, ſoweit er auf 
das von dem Ehemanne der Beklagten verſchuldete Verfallen 
der Kellergewölbe geſtützt iſt, dem dieſer im landgerichtlichen 
Verfahren über den Grund des Anſpruchs mit der Einrede des 
eigenen Verſchuldens der Klägerin begegnet war, die Prüfung 
dieſer Frage dem Nachverfahren vorbehalten. Dieſen Anſpruch, 
den die Klägerin auf 800 —1000 & angegeben hatte, hat ſie 
im Nachverfahren gar nicht vorgebracht, und ſo iſt auch von der 
Gegenſeite, wie das BG. feſtſtellt, der dagegen früher erhobene 
Einwand im Nachverfahren nicht mehr erneuert worden. Wenn 
das BG. im Anſchluſſe daran erklärt, daß es der Beklagten 
infolge des Vorbehalts der Frage nach dem eigenen Verſchulden 
der Klägerin in dem Grundurteile freiſtehen müſſe, auch noch 
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ſonſtige Gründe für ein eigenes Verſchulden der Klägerin im 


Nachverfahren geltend zu machen, auf die es dann näher ein⸗ 


geht, ſo läßt das Urteil doch jede Begründung für dieſe der 
Beklagten zugeſtandene Geltendmachung vermiſſen. Daß die 
Frage nach einem mitwirkenden Verſchulden bereits bei der 
Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs endgültig zu 
erledigen iſt, iſt von dem RG. in zahlreichen Urteilen aus⸗ 
geſprochen worden (ſ. unter anderen JW. 05, 645, auch ab⸗ 
gedruckt bei Gruchot 50, 1072; JW. 07, 199; 08, 558). 
Lediglich für den Fall, daß das LG. die Entſcheidung dieſer 
Frage (zu Unrecht) dem Nachverfahren vorbehalten hat, ſei es 
ausdrücklich, ſei es, daß ſich dies aus den zur Auslegung mit 
heranzuziehenden Entſcheidungsgründen ergibt, iſt die Zuläſſig⸗ 
keit der Erörterung dieſer Frage im Nachverfahren anerkannt 
worden (Warneyer Erg.⸗Bd. 1909 Nr. 128 und das dort an⸗ 
gezogene Urteil vom 24. Januar 1907 des VI. Senats). 
Dieſer Fall liegt hier ebenſowenig vor wie der im Urteile des 
III. Senats vom 26. Mai 1903 (JW. 03, 291) erörterte, das 
ausführt, wie gegenüber einem erſt im Nachverfahren im Wege 
der Klageerweiterung geltendgemachten Teile des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs der Einwand des mitwirkenden Verſchuldens im 
Nachverfahren erhoben werden könne. In dem jetzt zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Falle war dagegen im Nachverfahren kein 
Raum mehr für Einwendungen aus dem Geſichtspunkte des 
eigenen Verſchuldens der Klägerin. Das BG. durfte alſo nicht 
den im rechtskräftigen Grundurteil einheitlich für einen 
beſtimmten ſpäteſten Zeitpunkt feſtgeſtellten Eintritt des Verzugs 
zum Nachteile der Klägerin im Nachverfahren anderweitig 
beſtimmen, es durfte ferner nicht den urſächlichen vom LG. im 
Grundurteil angenommenen Zuſammenhang zwiſchen Verzug 
und Schaden, einen Zuſammenhang, den das LG. als den 
Grund des Anſpruchs feſtſtellt, für einen Teil des Anſpruchs 
leugnen, und es durfte endlich nicht die dem Grunde nach im 
Grundurteile feſtgeſtellte Schadenserſatzpflicht unter Anwendung 
des 5 254 BGB. beſeitigen. G. c. M., U. v. 17. Okt. 10, 
612/09 V. — Düſſeldorf. 

21. 5 304 ZPO. Verbindung von Teil⸗ und Zwiſchen⸗ 
urteil. 

Die Beklagte hat das Urteil deshalb angegriffen, weil ein 
Teilurteil, das zugleich ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. 
darſtelle, unzuläſſig ſei. Nun iſt es zwar richtig, daß Urteile 
dieſer Art in der ZPO. nicht beſonders vorgeſehen ſind; eine 
ſolche Kombination von Teilurteil und Zwiſchenurteil entſpricht 
aber durchaus dem Sinne dieſer Einrichtungen, und ihre Mög⸗ 
lichkeit iſt auch vom RG. z. B. in RG. 51, 249 f. und 58, 232 
offenbar vorausgeſetzt und laut der Beiträge zur Erl. d. D. 
Rechts Bd. 53 S. 1112 f. vom II. 38S. des RG. ſodann auch 
ausdrücklich anerkannt worden; zuſtimmend Gaupp-Stein, 
ZPO. (Aufl. 8/9) Bd. 1 Bern. I, 3 zu § 304 S. 721, und 
Seuffert, ZPO. (Aufl. 11) Bd. 1 Bem. II zu $ 304 S. 496. 
P. c. G., U. v. 6. Okt. 10, 135,10 VI. — Frankfurt. 

22. 5 304 ZPO. in Verb. mit § 8 Pr. EnteignG.] 

Ein Zwiſchenurteil aus S 304 ZPO. hat einen nach Grund 
und Betrag ſtreitigen Anſpruch zur Vorausſetzung. Hier aber 
handelt es ſich um einen nur dem Betrage, nicht auch dem 
Grunde nach ſtreitigen Anſpruch. Grund des Anſpruchs iſt 
die Entſchädigungspflicht, welche dem Beklagten als dem mit 
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dem Enteignungsrechte ausgeſtatteten Unternehmer durch die 
Entziehung klägeriſchen Eigentums erwachſen iſt. Das Beſtehen 
dieſer Entſchädigungspflicht iſt in der vorliegenden Sache auch 
jetzt noch außer Streit. Streitig iſt hier nur, ob der Beklagte 
durch Gewährung der vom Bezirksausſchuſſe feſtgeſetzten Ent⸗ 
ſchädigungsſumme ſeiner Pflicht bereits genügt hat, oder ob dem 
Kläger eine höhere Entſchädigung zuſteht. Das iſt ein lediglich 
um den Betrag geführter Streit. In den Vorinſtanzen iſt 
dies verkannt, anſcheinend weil dort davon ausgegangen iſt, 
das Verlangen des Klägers auf Entſchädigung für die ſeinem 
Reſtbeſitze erwachſenen Wirtſchaftserſparniſſe und den dadurch 
herbeigeführten Minderwert desſelben ſei ein ſelbſtändiger gegen 
den Unternehmer erhobener Anſpruch. Das trifft aber nicht zu. 
Die Enteignungsentſchädigung iſt rechtlich eine einheitliche. Wenn 
ſie ſich aus meheren Anſätzen zuſammenſetzt, ſtellen dieſelben 
keine ſelbſtändigen Anſprüche des Enteigneten dar, ſondern bilden 
nur Faktoren für die Berechnung der Geſamtentſchädigung. 
Nur ein ſolcher Rechnungsfaktor iſt auch der Minderwert, welcher 
durch die Abtretung für den übrigen Grundbeſitz entſteht; er 
wird nicht ſelbſtändig entſchädigt, ſondern die nach § 8 Enteign®. 
für die Abtretung des Grundeigentums zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigung umfaßt ihn, wie das Geſetz ſich a. a. O. ausdrückt, 
mit. Das iſt bereits in dem im RG. 14, 267 abgedruckten 
Urteile vom 24. Juni 1885 ausgeſprochen; die ſpätere Recht⸗ 
ſprechung des RG., von welcher abzugehen kein Anlaß vorliegt, 
hat hieran feſtgehalten. Aus der rechtlichen Einheitlichkeit der 
Enteignungsentſchädigung ergibt ſich aber auch noch eine weitere 
Folgerung gegen die prozeſſuale Zuläſſigkeit des hier erlaſſenen 
Zwiſchenurteils. Wenn die einzelnen Poſitionen der Ent⸗ 
eignungsentſchädigung keine ſelbſtändige Bedeutung haben, ſo iſt 
bei einer Klage, welche lediglich die Erhöhung der Enteignungs⸗ 
entſchädigung erſtrebt, der Anſpruch dem Grunde nach noch nicht 


damit gerechtfertigt, daß, wie dies hier in der Vorinſtanz 


geſchehen iſt, feſtgeſtellt wird, eine bisher nicht berückſichtigte 
Poſition ſei zugunſten des Enteigneten in Rechnung zu ſtellen. 
Daraus folgt — das hebt die Reviſion mit Recht hervor — 
noch nicht, daß die Geſamtentſchädigung nicht dennoch eine aus⸗ 
reichende iſt. Die einzelnen Anſätze derſelben können, wie in 
dem vorangeführten Urteile ebenfalls ausgeſprochen iſt, auch zum 
Vorteile derjenigen Partei, welche den Entſchädigungsfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß nicht angefochten hat, in der gerichtlichen Entſcheidung 
geändert, nur die Geſamtentſchädigung darf zugunſten dieſer 
Partei nicht herabgeſetzt werden. Bei Anwendung dieſer Grund: 
ſätze würde der Anſpruch bei einer auf Erhöhung der Ent⸗ 
eignungsentſchädigung gerichteten Klage, ſofern nur die Höhe 
der Entſchädigung ſtreitig iſt, nur dann dem Grunde nach 
gerechtfertigt ſein, wenn feſtſteht, daß die Geſamtentſchädigung 
als ſolche zu erhöhen iſt, daß dem Enteigneten ein die fell: 
geſetzte Summe überſteigender Mehranſpruch zuſteht. Preuß. 
Fiskus c. H., U. v. 14. Okt. 10, 562/09 VII. — Celle. 

23. SS 373, 403 ZPO. Unterſchied zwiſchen Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigenbeweis.] 

Die Fahrläſſigkeit der Klägerin iſt ohne Rechtsirrtum 
bejaht. Das BG. erwähnt allerdings nicht den von der 
Reviſion als übergangen bezeichneten Beweisantrag, zwei 
Direktoren von Elektrizitätswerken als ſachverſtändige Zeugen 
darüber zu vernehmen, daß nach den von ihnen bei vielen An⸗ 
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lagen gemachten Erfahrungen die Annahme von 500 Flammen 
mit je 500 Brennſtunden für die hier in Frage kommende 
Anlage Lobach⸗Bevern mit etwa 2600 Einwohnern durchaus 
zutreffend ſei. Hierin iſt jedoch kein Rechtsverſtoß zu finden, 
denn dieſes Beweisthema bildet nicht den Gegenſtand eines 
Zeugen⸗, ſondern nur den eines Sachverſtändigenbeweiſes und 
der Beweisantrag hat daher durch die Vernehmung des Sach⸗ 
verſtändigen H. über die Richtigkeit der angegebenen Annahme 
ſeine Erledigung gefunden. Die beiden Direktoren ſollten ja 
nicht ihre Erfahrungen bei den „vielen Anlagen“ bekunden und 
dieſe Erfahrungen waren auch nicht beſtimmt genug bezeichnet, 
um Gegenſtand eines Zeugenbeweiſes ſein zu können, ſondern 
jene ſollten aus ihren Erfahrungen kraft ihrer Sachkunde tech⸗ 
niſche Schlüſſe auf den vorliegenden Fall ziehen. A. c. W., 
U. v. 4. Okt. 10, 485/09 III. — Braunſchweig. 

24. 8 945 ZPO. Haftung aus unerlaubter Hand⸗ 
lung.] 

Wie bereits in dem in RG. 60, 300 ff. veröffentlichten 
Urteile des RG. näher dargelegt iſt, hat der Begriff der 
unerlaubten Handlung im Sinne der 88 823 bis 853 BGB. 
nicht notwendig ein Verſchulden der dort für ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig erklärten Perſonen zur Vorausſetzung. Es iſt ferner 
ſeit Inkrafttreten des BGB. gerechtfertigt, die ebendort auf: 
geſtellten Grundſätze über unerlaubte Handlungen auch auf 
gleichartige, aber in beſonderen Reichsgeſetzen behandelte Tat⸗ 
beſtände der Haftpflicht für angerichteten Schaden anzuwenden. 
Dieſe Erwägungen, denen ſich der jetzt erkennende Senat 
anſchließt, führen dazu, auch die in § 945 ZPO. verordnete 
Haftung für Schadenserſatz als Haftung aus unerlaubter 
Handlung im Sinne des BGB. zu behandeln. Insbeſondere 
trifft hier zu, daß derjenige, welcher eine von ihm erwirkte, bloß 
vorläufige und ohne eingehendere Sachprüfung erlaſſene richter⸗ 
liche Anordnung zum Vollzuge bringt und dadurch ſeinen 
Gegner ſchädigt, ſtets mit der Möglichkeit zu rechnen hat, daß 
ſich hinterher ſein Vorgehen als ungerechtfertigt erweiſt. 
Gerade aus dieſem Grunde ſchien es dem Geſetzgeber an⸗ 
gemeſſen, ihn in jedem Falle mit der Haftung für ſein zwar 
erlaubtes, aber den Gegner immer gefährdendes Vorgehen zu 
belaſten (RG. 58, 238). P. c. S., U. v. 8. Okt. 10, 638/09 IV. 
— Berlin. N 

Handelsgeſetzbuch. 

25. 5 88 HGB.] 

Der Beklagte erhebt den Anſpruch auf Proviſion auch für 
ſolche Geſchäfte, die nicht zur Ausführung gelangt ſind, und 
beruft ſich dafür auf §S 88 Abſ. 2 HGB. Das OLG. erwägt 
in dieſer Hinſicht, dieſe Beſtimmung ſolle verhüten, daß ein 
Agent, der für den Abſchluß eines Geſchäftes ſeine Schuldigkeit 
getan, „lediglich infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn“ 
um den Lohn ſeiner Tätigkeit gebracht werde; er ſolle aber doch 
nur gegen ein ſchuldhaftes oder doch willkürliches Verhalten 
des Geſchäftsberrn in bezug auf die Behandlung der vermittelten 
Geſchäfte geſchützt werden. Ein ſolches Verhalten der Klägerin 
ſei aber im gegebenen Falle nicht anzunehmen, weil nach der 
eigenen Behauptung des Beklagten der Grund der Nichtaus⸗ 
führung der fraglichen Beſtellungen darin zu finden ſei, daß 
die Klägerin um die in Frage ſtehende Zeit wegen allzu 
großer Beſtellungen nicht lieferungsfähig geweſen ſei. Dieſe 
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Ausführungen find in ihrem erſten Teile grundſätzlich nicht zu 
beanſtanden; dieſelben entſprechen mehrfachen Entſcheidungen 
des NG. über die vorliegende Frage und werden auch von der 
Mehrzahl der Kommentare gebilligt. Dagegen iſt ihre An⸗ 
wendung auf den vorliegenden Fall rechtlich verfehlt. Die 
Annahme zu großer Beſtellungen ſeitens eines Fabrikanten, die 
er dann nur zum Teil ausführen kann, iſt an ſich auf ſein 
eigenes Verhalten zurückzuführen und inſoweit von ihm ſelbſt 
verſchuldet. Jedenfalls müßten ganz beſondere Umſtände vor⸗ 
liegen, wenn im Einzelfalle dieſe Annahme beſeitigt werden 
könnte. Solche Umſtände ſind vom OLG. nicht feſtgeſtellt und, 
ſoweit erſichtlich, auch nicht behauptet. H. c. G., U. v. 4. Okt. 10, 
649/09 II. — Cöln. 

Seerecht. 

26. 5 642 HGB. Bedeutung des Konnoſſements gegen⸗ 
über der Beſchränkung des Schiffers oder Schiffsmaklers durch 
die Reederei. 

Nicht zu billigen iſt die Rechtsanſicht des OL G., daß die 
Reederei ſich bei einem auf einen deutſchen Beſtimmungshafen 
lautenden Konnoſſemente auf eine beſondere dem zur Zeichnung 
des Konnoſſements Bevollmächtigten erteilte, von dieſem nicht 
beachtete Inſtruktion, wie das Konnoſſement abzufaſſen ſei, be⸗ 
rufen kann. Die Verpflichtungen der Beklagten aus den hier 
in Rede ſtehenden Konnoſſementen beurteilen ſich, wie auch das 
BG. anerkennt, nach deutſchem Rechte, weil ſie auf Hamburg 
als Beſtimmungshafen lauten. Nach deutſchem Rechte iſt aber 
für das Rechtsverhältnis zwiſchen Verfrachter und Empfänger 
das Konnoſſement entſcheidend; es begründet eine ſelbſtändige, 
von dem Frachtvertrage an ſich unabhängige und aus dem 
letzteren ausgeſchiedene, vom Verfrachter unbedingt zu vertretende 
Verpflichtung (RG. 34, 79). Daber hat der Verfrachter das 
im Konnoſſemente angegebene Gewicht zu vertreten, es ſei denn, 
daß er ſich auf direkt oder indirekt aus dem Konnoſſemente ſich 
ergebende Befreiungsklauſeln berufen kann. Nach deutſchem 
Rechte iſt das an Order geſtellte Konnoſſement eine durch In⸗ 
doſſament übertragbare Urkunde, deren legitimiertem Inhaber 
gegenüber der Verpflichtete ſich nur ſolcher Einreden bedienen 
kann, welche ihm nach Maßgabe der Urkunde ſelbſt oder un⸗ 
mittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuſtehen. RG. ib. 
Ferner hat das RG. angenommen, daß der ausländiſche Reeder 
ſich im deutſchen Beſtimmungshafen nicht darauf berufen kann, 
daß ſein Schiffer die ihm nach dem Rechte der Flagge zuſtehende 
Befugnis zur Zeichnung von Kommoflementen in irgendeiner 
Weiſe überſchritten habe, vielnehr habe er die dem deutſchen 
Rechte eigene unbeſchränkte Vertretungsbefugnis des Schiffers 
gegen ſich gelten zu laſſen. RG. ib. Iſt aber ſchon eine nach 
dem an ſich zuſtändigen ausländiſchen Rechte begründete, im 
deutſchen Rechte nicht anerkannte Beſchränkung der geſetzlichen 
Vollmacht des Schiffers ohne Bedeutung für das auf einen 
deutſchen Hafen lautende Konnoſſement, ſo muß das gleiche 
um ſo mehr gelten für etwaige einſchränkende Inſtruktionen, welche 
dem Schiffer oder anderen zur Ausſtellung von Konnoſſementen 
ermächtigten Perſonen bei der Ermächtigung gegeben ſind. Für 
den Schiffer, welcher gemäß §8 642 HGB. in erſter Linie zur 
Ausſtellung der Konnoſſemente für den Reeder befugt iſt, ergibt 
ſich dies auch unmittelbar aus 8 531 HGB. Das neue HGB. 
beſtimmt nun aber, übrigens im Einklange mit der bisherigen 
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Praxis, in 8 642 Abſ. 4, daß die Ausſtellung des Konnoſſe⸗ 
mentes durch einen anderen dazu ermächtigten Vertreter des 
Reeders an Stelle des Schiffers erfolgen könne. Der 
Schwerpunkt dieſes Satzes liegt, wie Brodmann, Seegeſetzgebung 
S. 91 Anm. 3 zutreffend bemerkt, darin, daß der ermächtigte 
Vertreter an Stelle des Schiffers tritt, ſomit durch ſeine Hand⸗ 
lung die beſchränkte Haftung des Reeders begründet (vgl. auch 
Sievers, DIZ. 97, 290). Ergänzend tft zu bemerken, daß er 
in der Weiſe an Stelle des Schiffers tritt, daß das von ihm 
ausgeſtellte Konnoſſement dieſelben Wirkungen hat, wie das 
vom Schiffer ausgeſtellte. Demnach kann ſich der Reeder nicht 
nur gegenüber dem von dem Schiffer, ſondern auch gegenüber 
dem von einem anderen von ihm ermächtigten Vertreter aus⸗ 
geſtellten Konnoſſemente nicht darauf berufen, daß gewiſſe der 
Vollmacht hinzugefügte, dieſe einſchränkende Inſtruktionen nicht 
beachtet ſeien. Er haftet nach Maßgabe des Konnoſſementes, 
da er ſich ſeiner geſetzlichen Wirkungen bei Erteilung der Voll⸗ 
macht bewußt ſein mußte. Zugleich hatte er zu bedenken, daß 
die Sicherheit des internationalen Warenverkehrs unbedingt er⸗ 
fordert, daß der dritte gutgläubige Empfänger des Konnoſſe⸗ 
mentes ſich auf deſſen Inhalt muß verlaſſen können und nicht 
in der Lage iſt, die dem Bevollmächtigten erteilte beſondere 
Inſtruktion zu prüfen. Das OLG. ſtimmt denn auch dem 
RG. 20, 52 darin bei, daß der Reeder bei einem Konnoſſement, 
das von einem ein für alle Male hierzu ermächtigten Schiffs⸗ 
makler ausgeſtellt wurde, nicht einwenden kann, daß der Aus⸗ 
ſteller die ihm erteilten beſonderen Inſtruktionen überſchritten 
habe. Es iſt aber nicht einzuſehen, weshalb der hier vorliegende 
Fall deshalb anders behandelt werden müßte, weil hier die Er⸗ 
mächtigung zur Ausſtellung der Konnoſſemente für eine einzelne 
Schiffsexpedition erteilt iſt. Eine andere gleichfalls unzuläſſige 
Unterſcheidung wird von Boyens, Seerecht II S. 310 Anm. 11 a 
gemacht; danach ſollen Einſchränkungen der Vollmacht zur Unter⸗ 
zeichnung von Konnoſſementen (3. B. nur gemäß der mates 
receipts ſolche zu zeichnen) gutgläubigen Dritten gegenüber 
keine Gültigkeit haben, ſoweit der Schiffer oder ſein geſetzlicher 
Stellvertreter oder ein vom Reeder ernannter Bevollmächtigter 
(Expedient) unterzeichnet hat, dagegen wohl, wenn ein durch 
beſondere Untervollmacht von dem Schiffer zur Zeichnung von 
Konnoſſementen beſtellter Spezialbevollmächtigter (3. B. der 
Schiffsmakler) unterzeichnet hat; daher ſei vor dem Ankaufe 
von Konnoſſementen, die „for the master“ von Dritten ge⸗ 
zeichnet ſind, zu warnen. Letztere Warnung würde aber, auch 
wenn ſie beachtet wird, häufig keinen Schutz gewähren, denn 
der Ausſteller des Konnoſſements braucht nicht zu erklären, 
von wem er bevollmächtigt iſt. Es iſt mit dem Verkehrs⸗ 
bedürfnis nicht vereinbar, daß durch eine Handlung des Schiffers 
Konnoſſemente minderen Rechts geſchaffen werden, die als 
ſolche nicht erkennbar find. Der überſeeiſche Warenverkehr hat 
ſich derart entwickelt, daß es vielfach für den Schiffer zur Un⸗ 
möglichkeit geworden iſt, neben ſeinen übrigen Obliegenheiten 
die Ausſtellung der Konnoſſemente zu beſorgen (vgl. Wüſten⸗ 
dörfer, Studien zur modernen Entwicklung des Seefrachtverkehrs 
S 76). Dadurch hat ſich die Praxis und hernach auch die 
Geſetzgebung genötigt geſehen, auch die von anderen Reederei⸗ 
vertretern gezeichneten Konnoſſemente als voll rechtswirkſam zu 
behandeln. Zugleich iſt mit Recht gemäß § 527 HGB. aner⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1009 
kannt worden, daß auch der Schiffer außerhalb des Heimatshafens 
einen ſolchen Vertreter beſtellen kann (Lewis, Seerecht 2. Aufl. I 
S. 371 und Zitate; Wüſtendörfer, a. a. O. S. 232). Daraus 
folgt ohne weiteres, daß die von ſolchen ermächtigten Vertretern 
gezeichneten Konnoſſemente in allen Beziehungen wie die vom 
Schiffer gezeichneten zu behandeln ſind. Dieſer Standpunkt 
wird auch, abgeſehen von Boyens, durchweg in der ſeerechtlichen 
Literatur vertreten; wenigſtens wird der von ihm oder der vom 
OLG. gemachte Unterſchied ſonſt nicht aufgeſtellt (O. Endemann⸗ 
Lewis, Seerecht S. 168; Wüſtendörfer, a. a. O. S. 233; Brod⸗ 
mann, Seegeſetzgebung S. 91 Anm. 3; Kötteritzſch, Konnoſſe⸗ 
ment, S. 8 Anm. 26; Schaps, Seerecht §S 642 Anm. 15 a. E.; 
Leo, Seehandelsrecht 8 642 Anm. 4; vgl. RG. 2, 129 und 
OL G. Hamburg, Hans 3. 1895 Nr. 49). D. c. F., U. v. 
24. Sept. 10, 344/09 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

27. Anerkenntnis des Verſicherungsanſpruchs.] 

Wenn, wie vorliegendenfalls geſchehen, im Prozeſſe eines 
Verletzten wider einen gegen Unfall Verſicherten die Verteidigung 
von der Verſicherungsgeſellſchaft geleitet wird, ſo kann hierin 
ein von der Geſellſchaft durch Handlungen betätigtes An⸗ 
erkenntnis ihrer Regreßpflicht gegenüber dem Verſicherungs⸗ 
nehmer liegen. Ob ein ſolches Anerkenntnis tatſächlich feſt⸗ 
zuſtellen iſt, hängt weſentlich von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles ab. Ein gegenteiliger oder hiermit unvereinbarer Aus⸗ 
ſpruch des RG. iſt nicht erfolgt. Nun liegt hier nicht nur 
die Tatſache vor, daß die Verſicherungsgeſellſchaft den Prozeß 
der Eheleute N. wider H. auf ſeiten des jetzigen Klägers in 
erſter und zweiter Inſtanz auf deſſen Namen geführt hat, 
ſondern es ſind vom BG. durch Hinweiſe auf das Verhalten 
der Verſicherungsgeſellſchaft nach und gegenüber der Unfall⸗ 
anzeige noch beſondere Umſtänden beigebracht, welche auf das 
Bewußtſein der Beklagten, daß die Haftpflicht im Endergebnis 
ihr zur Laſt falle, und auf ihren entſprechenden Anerkennungs⸗ 
willen ſchließen laſſen. Wenn das BG. unter dieſen Umſtänden 
feſtgeſtellt hat, daß die Beklagte ihre Haftpflicht und den 
klägeriſchen Anſpruch grundſätzlich anerkannt hat, ſo läßt ſich 
hierin ein Rechtsirrtum nicht erkennen. (Vgl. auch Urteil des 
RG. vom 6. Dezember 1907 in der Prozeßſache eines Verſicherten 
gegen die jetzt Beklagte VII 175/07.) 8 20 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen der Beklagten ſchließt Anſprüche des Verſicherten 
gegen die Geſellſchaft aus, wenn ſie nicht innerhalb zwei Jahren 
nach dem Unfalle entweder von der Geſellſchaft als rechtsgültig 
anerkannt oder mittels vollſtändiger Klage vor den zuſtändigen 
Richter gebracht ſind. Da nicht erkennbar gemacht iſt, und 
nichts dafür ſpricht, daß im Sinne dieſer Vertragsbeſtimmung 
nur ein ausdrücklich erklärtes Anerkenntnis berückſichtigt werden 
darf, ſo iſt auch ein durch ſchlüſſige Handlungen betätigtes 
Anerkenntnis der Verſicherungsgeſellſchaft zur Erhaltung der 
Anſprüche des Verſicherten geeignet. Dabei genügt das vor⸗ 
liegend in bezug auf einen gewiſſen Unfall betätigte grund⸗ 
ſätzliche Anerkenntnis der Regreßpflicht der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft in gleichem Maße, wie eine auf Feſtſtellung ſolcher 
Regreßpflicht gerichtete Klage des Verſicherten zur Erhaltung 
ſeiner Anſprüche gegen die Verſicherungsgeſellſchaft genügen 
würde. (Vgl. auch JW. 06, 688.) M. c. H., U. v. 11. Okt. 10, 
553/09 VII. — Colmar. 
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Wechſelordnung. 

28. Übergabe eines Wechſels unter Benutzung eines vor⸗ 
proteſtlichen Blankogiros. Behauptung der materiellrechtlichen 
Übertragung der Rechte aus einem Wechſel.] 

I. Es iſt richtig, daß die Entſcheidung der vereinigten 
Senate (RG. 2, 75) von den nur beim Vorhandenſein mehrerer 
Indoſſamente zutreffenden Erwägungen ausgeht, daß nur ein 
neues, nach Proteſt gegebenes Giro mit der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit erkennen laſſe, wer der Rechtsvorgänger des Wechſel⸗ 
inhabers iſt, deſſen Rechte dieſer geltend macht, ſowie ob der 
betreffende Indoſſant dem Inhaber wechſelmäßig haftet. Die 
vereinigten Senate erwägen aber weiter, daß für den legitimen 
Wechſelverkehr gar kein Bedürfnis beſtehe, daß zur Begebung 
des Wechſels nach Proteſt das Blankogiro aus der Zeit vor 
ſeiner Proteſtierung verwendet werden könne; es wäre daher 
die Zuläſſigkeit einer ſolchen Verwendung von einer poſitiven, 
ſie ausſprechenden Geſetzesbeſtimmung abhängig, die indeſſen 
nicht beſtehe, und im Anſchluß hieran wird ganz allgemein 
ausgeſprochen, es ſchließe das „Indoſſieren nach Verfall, be⸗ 
ziehentlich Proteſt“ die Benutzung eines Vorblankoindoſſaments 
aus. Dieſer Auffaſſung iſt der gegenwärtig erkennende Senat 
in wiederholten Entſcheidungen gefolgt. Es liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, von dieſer Rechtſprechung abzugehen. Es iſt 
keineswegs übertriebener Formalismus, daß in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art der Indoſſant ſeinem bereits vorhandenen Giro 
ein zweites Giro zufügen muß. Im Wechſelrecht nimmt der 
Formalismus einen breiten Raum ein und erſcheint wohl be⸗ 
gründet, wo er, ohne die Verkehrsintereſſen zu beeinträchtigen, 
dazu dient, die wünſchenswerte Klarheit der Rechtslage zu 
ſchaffen. II. Dem zweiten Angriff der Reviſion iſt eine gewiſſe 
Berechtigung nicht abzuſprechen. Nach dem Tatbeſtand des 
Urteils II. Inſtanz hat Kläger vorgetragen, daß er den Wechſel 
gegen Entgelt erworben habe, er habe erhebliche Forderungen 
gegen den Ausſteller des Wechſels K. gehabt und dieſe ſeien 
durch Hingabe des Wechſels gedeckt, den überſchießenden Betrag 
des Wechſels habe er an K. bar herausgezahlt. Damit war 
der Tatbeſtand einer neben der beabſichtigten Indoſſierung ſich 
vollziehenden materiellrechtlich wirkſamen Übertragung der 
Rechte aus dem Wechſel behauptet. Das Vorbringen des 
Klägers durfte nur deshalb im gegenwärtigen Verfahren un⸗ 
beachtet bleiben, weil Beweis dafür lediglich durch Benennung 
von Zeugen angeboten war, und es hätte daher nicht ſchlecht⸗ 
hin, ſondern nur in Gemäßheit des § 597 Abſ. 2 ZPO. die 
Klage in der gewählten Prozeßart als unſtatthaft abgewieſen 
werden dürfen. G. c. S., U. v. 5. Okt. 10, 591/09 J. — 
Stettin. 

Geſetz über die Zwangsverſteigerung vom 24. März 
1897/20. Mai 1898. 

29. SS 9, 115 ZVG. „Beteiligter“.] 

Durch notariellen Vertrag vom 31. Januar 1903 kaufte 
der Uhrmacher Friedrich H. vom Reſtaurateur W. das auf 
deſſen Namen eingetragene Gaſthausgrundſtück „Deutſches 
Haus“ in W. In Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm 
H. nach dem Vertrage zwei an erſter und zweiter Stelle auf 
dem Grundſtücke laſtende Hypotheken der Herzoglichen Leihhaus⸗ 
anſtalt von 49 000 „ und 1000 , ſowie die ihnen im Range 
folgende Hypothek des Klägers von 50 000 #. Das Grund: 
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ſtück, auf dem auch eine Hypothek für ihn ſelbſt eingetragen 
war, wurde ihm übergeben; zur Auflaſſung aber iſt es nicht 
gekommen. Im Jahre 1908 kam das Grundſtück auf Antrag 
der Leihhausanſtalt zur Zwangsverſteigerung. Der Beklagte 
machte im Zwangsverſteigerungsverfahren geltend, daß H. auf 
die Hypotheken der Leihhausanſtalt Zinſen und Kapitalbeträge 
gezahlt habe und beanſpruchte, geſtützt auf die SS 1150, 268 
BGB., in Höhe dieſer Beträge für die H. ſche Konkursmaſſe 
bei der Kaufgelderverteilung Berückſichtigung vor dem Kläger. 
Dieſem Anſpruche wurde im Verteilungsplane vom 25. April 
1908 in Höhe von 4626,22 & und 102,60 & entſprochen. 
Der Kläger, der mit ſeiner Hypothek größtenteils ausfiel, erhob 
dagegen Widerſpruch. Dieſen verfolgt er mit der gegenwärtigen 
am 20. Mai 1908 angeſtrengten Klage. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen. Das OLG. dagegen hat, dem prinzipalen Be⸗ 
rufungsantrage des Klägers entſprechend, das landgerichtliche 
Urteil aufgehoben und den Teilungsplan vom 25. April 1908 
dahin abgeändert, daß es die darin dem Beklagten zugewieſenen 
(infolge des Widerſpruchs hinterlegten) Beträge von 4626,22 u 
und 102,60 & dem Kläger zugebilligt hat. Es hat einen 
Übergang des Hypothekenrechts der Leihhausanſtalt auf H. in 
Höhe der von dieſem gezahlten Beträge nicht nur auf Grund 
des 8 1143 und des § 1164 BGB., ſondern auch auf Grund 
der vom Beklagten angerufenen 88 1150, 268 BGB. verneint. 
Obgleich es „die objektiven Merkmale einer Ausübung des Ab⸗ 
löſungsrechts“ für vorliegend erachtet, hat es die Anwendung 
dieſer Paragraphen um deswillen abgelehnt, weil die im Kauf⸗ 
vertrage vom 31. Januar 1903 enthaltene Erfüllungsübernahme 
die durch H.s Zeugenausſage beſtätigte Annahme nahelege, daß 
H. mit ſeinen Zahlungen der W. gegenüber eingegangenen Ver⸗ 
pflichtung gemäß lediglich deſſen Schuld habe begleichen wollen. 
Die solvendi causa erfolgten Leiſtungen hätten aber nur die 
mit der Schulderfüllung verknüpften, aus den SS 362, 1163 
und 1178 erſichtlichen Folgen haben können. Der Reviſion 
wurde ſtattgegeben: Der Widerſpruch, den der Kläger mit der 
gegenwärtigen Klage verfolgt, iſt auch dann hinfällig, wenn 
man mit dem BG. annimmt, daß die von H. geleiteten 
Zahlungen in betreffender Höhe nicht gemäß jenen Paragraphen 
und den SS 401, 412 BGB. einen Übergang der Forderungen 
und Hypotheken der Leihhausanſtalt auf H., ſondern gemäß den 
SS 267, 362 a. a. O. ein Erlöſchen dieſer Forderungen zur 
Folge gehabt haben. Denn auch dann würden die Hypotheken 
der Leihhausanſtalt nicht in betreffendem Umfange weggefallen 
ſein und der nachfolgenden Hypothek des Klägers Raum gemacht 
haben. Vielmehr würde der Eigentümer W. ſie in dieſem 
Umfange gemäß den $8 1163, 1177 als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld erworben haben, ſo daß der darauf entfallende Teil des 
Verſteigerungserlöſes nicht dem Kläger auf feine Hypothek, 
ſondern W. gebühren würde (vgl. SS 1191, 879 BGB. und 
ss 10“, 92, 109 Abſ. 2, 114 Z3VG.). In ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung aber hat der erkennende Senat daran feſtgehalten, 
daß im Zwangsverſteigerungsverfahren der Widerſpruch gegen 
den Anſatz auf eine vorgehende Hypothek oder Grundſchuld von 
einem nachſtehenden Gläubiger nicht auf die bloße Nicht⸗ 
berechtigung des Angeſetzten gegründet werden kann, daß ein 
ſolcher Widerſpruch vielmehr nur dann begründet iſt, wenn 
durch den Anſatz die Rechte des Widerſprechenden beeinträchtigt 
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39. Jahrgang. 
werden (vgl. bei Gruchot Bd. 30 auf S. 1015/7; NG. 15, 
223 f.; 62, 170/1; 71, 426; ferner V 300/02 vom 23. Januar 
1903; V 346/06 vom 6. Februar 1907). Hiervon kann keine 
Rede ſein, wenn der umſtrittene Teil des Verſteigerungserlöſes, 
wenn nicht dem im Teilungsplan Angeſetzten, ſo doch auch 
nicht dem Widerſprechenden, ſondern einem Dritten zukommt. 
M. c. G., U. v. 12. Okt. 10, 642/09 V. — Braunſchweig. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

30. 55 4, 79 ALR. II, 14 verb. mit SS 9, 10 Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 den Rechtsweg betr., 85 69, 70 Kommunal: 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, 8 7 Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, § 160 Abf. 2 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. Unzuläſſige Rück⸗ 
forderung von Steuern vor dem ordentlichen Richter.] 

Der Kläger behauptet, daß er zu Unrecht von der Be⸗ 
klagten zu den im Tatbeſtande bezeichneten Gemeindeabgaben 
herangezogen ſei, weil dem Verlangen der Gemeinde die 
„Beliebung“ vom Jahre 1674 entgegenſtehe, und fordert deshalb 
die unter Vorbehalt gezahlten Beträge zurück. Der erkennende 
Senat hat bereits in mehrfachen Entſcheidungen ausgeſprochen, 
daß in Einſchränkung der früheren Vorſchriften in § 79 Tl. II 
Tit. 14 ALR. und in den 88 9, 10 Geſetzes vom 24. Mai 1861 
— die als den Rechtsweg betreffende Beſtimmungen nach der 
Verordnung vom 16. September 1867 (Geſetzſamml. S. 1515) 
auch in der Provinz Schleswig⸗Holſtein galten — der Rechtsweg 
bei Streitigkeiten über die Entrichtung öffentlicher Abgaben, 
insbeſondere der Gemeindeabgaben, auch dann ausgeſchloſſen 
ſei, wenn die Befreiung der Abgabenpflicht aus beſonderen 
Gründen, zu denen namentlich auch Verträge gehörten (8 4 
Tl. II Tit. 14 AL R.), behauptet werde (RG. 46, 245; JW. 10, 
300%). Gegen die Veranlagung und Heranziehung zu Ge: 
meindeabgaben findet nach den SS 69, 70 Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 nur der Einſpruch beim Gemeinde⸗ 
vorſtand und die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Wenn hiernach die Verwaltungsgerichte unter Ausſchluß des 
ordentlichen Rechtsweges auch darüber zu befinden haben, ob 
der zu einer Gemeindeſteuer Herangezogene auf Grund eines 
privatrechtlichen Vertrages von der Abgabenpflicht befreit ſei, 
ſo ergibt ſich daraus von ſelbſt, daß der allgemeine Vorbehalt 
in § 7 Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 und im § 160 Abſ. 2 Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883, wonach die Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
gerichte unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe ergehen, 
auf jene Entſcheidung nicht anwendbar iſt. Über das Beſtehen 
der Steuerverbindlichkeit urteilt das Verwaltungsgericht end⸗ 
gültig. Hat es den geltend gemachten Befreiungsgrund des 
Vertrages zurückgewieſen, ſo darf er nicht nochmals vor die 
ordentlichen Gerichte gebracht werden, auch nicht — was 
gleichfalls bereits ausgeſprochen iſt — in Form der Rück⸗ 
forderungsklage. Die Reviſion glaubt ſich für ihre abweichende 
Meinung auf das Urteil des erkennenden Senats vom 
6. April 1900 (RG. 46, 245) berufen zu dürfen. Das iſt 
nicht der Fall. (Wird ausgeführt.) Gegenwärtig wird die 
Befreiung von der Abgabenpflicht lediglich auf die „Beliebung“ 
vom Jahre 1674 geſtützt, die einen Vertrag zwiſchen dem 
früheren Beſitzer der Herrſchaft B. und den Eingeſeſſenen 
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darſtellen ſoll. Danach hätten dieſe die geſamte Wegebaulaſt, 
um die es ſich allein bei den ſtreitigen Abgaben handle, über⸗ 
nommen. An Stelle der Eingeſeſſenen ſei infolge der ver⸗ 
änderten Gemeindeverfaſſung die Beklagte getreten. Dem 
Steueranſpruche wird alſo durch Berufung auf ein Abkommen 
begegnet, das die Gemeinde als Rechtsnachfolgerin der „Ein⸗ 
geſeſſenen“ kraft öffentlichen Rechts binden ſoll und das 
demgemäß für die vorliegende Frage ebenſo zu beurteilen iſt, 
als ſei es mit der Gemeinde ſelbſt geſchloſſen. Es bedeutet, 
ſein Daſein vorausgeſetzt, nichts anderes, als die vertrags⸗ 
mäßige Befreiung des Fideikommißbeſitzes von der Steuerpflicht. 
Die ſelbſtverſtändliche Folge des Abkommens iſt es, daß die 
Gemeinde für die anderweite Aufbringung der erforderlichen 
Mittel, an welcher der Kläger nicht mehr beteiligt iſt, zu 
ſorgen hat. Dadurch wird aber nicht ein ſelbſtändiges privat⸗ 
rechtliches Verhältnis zwiſchen den Parteien begründet, über 
das der ordentliche Richter entſcheiden könnte. Er würde über 
das Beſteuerungsrecht der Beklagten entſcheiden, das auf Grund 
eines beſonderen Vertrages (SS 4, 79 Tl. II Tit. 14 ALR.) 
beſtritten wird und über welches er auch in ſolchem Falle nicht 
befinden darf. R. c. Landgemeinde St., U. v. 11. Okt. 10, 
535/09 VII. — Kiel. : 

31. SS 94 ff. II, 10 ALR. in Verb. mit § 100 RBG. 
vom 31. März 1875. 

Es iſt ein allgemeiner Grundſatz des Staatsrechts, daß 
das Beamtenverhältnis außer durch die ſonſtigen Aufhebungs⸗ 
gründe, insbeſondere Verſetzung in den Ruheſtand mit Ruhe⸗ 
gehalt, auch durch einfache Entlaſſung auf den Antrag 
des Beamten beendigt werden kann. Das hier zur Mn: 
wendung kommende Preußiſche Allgemeine Landrecht hat den 
Grundſatz in den SS 94 ff. II, 10 ausdrücklich anerkannt. „§ 94. 
Bei derjenigen Inſtanz, von welcher die Beſetzung eines Amtes 
abhängt, muß auch die Entlaſſung davon nachgeſucht werden. 
§ 95. Die Entlaſſung ſoll nur alsdann, wenn daraus ein 
erheblicher Nachteil für das gemeine Beſte zu beſorgen iſt, 
verſagt werden. § 96. Einem Beamten, dem aus dieſem 
Grunde die Entlaſſung verſagt wird, ſteht dagegen die Be⸗ 
rufung auf die unmittelbare landesherrliche Entſcheidung offen.“ 
Dieſe Sätze ſind dann auch in das Beamtenrecht des Deutſchen 
Reichs übergegangen, wo ſie mittelbar durch die Vorſchrift des 
§ 100 Abſ. 1 RBG. Anerkennung gefunden haben, wonach 
die Einſtellung eines eingeleiteten Diſziplinarverfahrens erfolgen 
muß, „ſobald der Angeſchuldigte ſeine Entlaſſung aus dem 
Reichsdienſte mit Verzicht auf Titel, Gehalt und Penſions⸗ 
anſpruch nachſucht, vorausgeſetzt, daß er ſeine amtlichen 
Geſchäfte bereits erledigt und über eine ihm etwa anvertraute 
Verwaltung von Reichsvermögen vollſtändige Rechnung gelegt 
hat.“ Es iſt auch hier insbeſondere anerkannten Rechtens, 
daß trotz des Fehlens einer ausdrücklich hierauf gerichteten 
Vorſchrift des Geſetzes einem Antrage auf Entlaſſung unter 
den angegebenen Vorausſetzungen entſprochen werden muß 
(vgl. Laband, das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 3. Aufl. 
Bd. 1 S. 488; Arndt, das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 
8 58 S. 635; Brand, das Ruhebeamtengeſetz, Anm. 2 zu 
8 100). Hieraus erhellt, daß auf dieſe Art der Beendigung 
des Beamtenverhältniſſes irgendwelche Grundſätze des bürger⸗ 
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vielmehr ausſchließlich von Vorſchriften des Staatsrechts be- 
herrſcht. Daraus folgt, daß die Berufung der Reviſion auf 
§ 154 BGB. verſagt. K. c. Stadtgemeinde G., U. v. 
14. Okt. 10, 418/09 UL — Hamm. 

Königliche Verordnung wegen der den Zivilbeamten 
beizulegenden Amtstitel uſw. vom 7. Februar 1817. 

32. 8 6 VO. ] 

Der Kläger iſt Kaſſenſekretär bei der Preußiſchen Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden. Er beanſprucht Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß als Subalterner I. Klaſſe ſtatt des ihm als Subalternem 
II. Klaſſe gewährten. Mit Recht führt der Ber R. aus, daß ſchon 
vor dem Geſetz betreffend die Gewährung von Wohnungsgeld⸗ 
zuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Mai 1873 
der Dienſtrang der Amtsſtellung des Klägers beſtimmt war. 
Und zwar iſt dies nicht erſt durch die ausdrückliche Außerung 
der Etats 1864 und 1865 geſchehen, ſondern ſchon vorher. Die 
Königliche Verordnung wegen der den Zivilbeamten beizulegenden 
Amtstitel und der Rangordnung der verſchiedenen Klaſſen der⸗ 
ſelben vom 7. Februar 1817 hatte in 8 6 BI für Subalterne 
J. Klaſſe erklärt die Inhaber gewiſſer Amtsbezeichnungen und 
die „mit den Genannten in gleicher Kategorie ſtehenden 
Perſonen“, für Subalterne (III. jetzt) II. Klaſſe „die Sub⸗ 
alternen“ der Landeskollegien, wie fie Klaſſe I bezeichnet find, 
und die Kanzleiſekretarien und Kanzliſten der Miniſterien. Die 
Kaſſenſekretäre der Staatsſchuldenverwaltung ſind nicht genannt. 
Das war nicht möglich, weil dieſe Behörde erſt durch Verordnung 
vom 17. Januar 1820 gegründet wurde. Die Worte in 8 6 BI 
„und die mit den genannten in gleicher Kategorie ſtehenden 
Perſonen“ zeigen unzweideutig, daß die ausdrückliche Anführung 
von Amtsbezeichnungen nicht erſchöpfend und abſchließend ſein 
ſollte. Demnach war es zunächſt der Verwaltung überlaſſen, 
zu befinden, welche ſonſtigen und etwa erſt ſpäter geſchaffenen 
Amtsſtellen mit den Subalternen I. Klaſſe in gleicher Kategorie 


ſtehen. Sollte dies jedoch zweifelhaft fein, jo überließ „zur! 


Vermeidung aller ferneren Rangſtreitigkeiten und zur Aufrecht⸗ 
erhaltung vorſtehender allgemeiner Beſtimmungen“ § 7 Ziff. 5 
die Entſcheidung dem Staatskanzler. Verwaltung und Staats⸗ 
kanzler wurden in Anſehung der Beamten der Staatsſchulden⸗ 
verwaltung nur inſofern gebunden, als dieſe Beamten nach dem 
Allerhöchſten Erlaß vom 12. Februar 1820 allen übrigen Beamten 
der Miniſterien, nicht denen der Landeskollegien, gleichgeſtellt 
bleiben ſollten. Von Anfang an ſcheint nicht einmal zweifelhaft 
geweſen zu ſein, daß die Kaſſenſekretäre der Staatsſchulden⸗ 
verwaltung (bis 1839 gab es nur einen) mit den Subalternen 
I. Klaſſe nicht in gleicher Kategorie ſtehen. Denn nach den 
Etats von 1820 ab bis 1873 waren die Kaſſenſekretäre der 
Staatsſchuldenverwaltung, wie ſpäter von 1873 ab, von den 
Kaſſierern und Buchhaltern derſelben Verwaltung (dieſe un⸗ 
beſtritten Subalterne I. Klaſſe) im Gehalt durchaus geſchieden 
und den Kanzleiſekretären (dieſe unbeſtritten Subalterne II. Klaſſe) 
gleichgeſtellt. Gehalt und Amtsſtellung ſtehen in untrennbarem 
Zuſammenhange. Den Kaſſenſekretären wurde der Gehalt der 
Kanzleibeamten zugemeſſen, weil ihre Amtsſtellung in die Kategorie 
der Kanzleiſekretäre und Kanzliſten einrangiert wurde. Dieſe 
Gehaltszuweiſung enthielt demnach zugleich die Rangbeilegung. 
Insbeſondere auch dann, wenn die Rangbeſtimmung etwa als 
zweifelhaft erſcheinen mochte. Denn dann war die unter Ver⸗ 
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antwortung des Staatskanzlers ergehende Gehaltsnormierung 
zugleich deſſen, ihm in § 7 Ziff. 5 ausdrücklich übertragene 
Rangentſcheidung. Dieſer von Anfang an geſchaffene Rechts⸗ 
zuſtand iſt ſtets fortgeführt worden. Die Etats von 1864 und 
1865 ſowie die Finanzminiſterial⸗Inſtruktion vom 16. Mai 1873 
wollen bezüglich des Ranges der Kaſſenſekretäre der Staatsſchulden⸗ 
verwaltung nicht neues Recht ſchaffen, ſondern ſetzen dieſen Rang 
als einen von Anfang an in die II. Subalternenklaſſe feſt⸗ 
geſtellten voraus und wiederholen dieſe Rangſtellung lediglich 
als von je beſtehendes Recht. Und eben dies tut die Verwaltung, 
indem ſie die Militäranwärter als zu dieſen Stellen berufen 
behandelt. K. c. Preuß. Staatsfiskus, U. v. 12. Okt. 10, 
499/09 III. — Berlin. 

Preußiſches Geſetz über die 
verwaltung vom 11. März 1850. 

33. 8 3 des Geſetzes. Streupflicht. 

An und für ſich liegt in Preußen die Pflicht zur polizei⸗ 
mäßigen Reinigung der Straßen der Gemeinde ob. Dieſe 
Verpflichtung folgt aus 8 3 des Geſetzes über die örtliche 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, welcher beſtimmt, 
daß die Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung von den Gemeinden 
zu beſtreiten find. (JW. 03, 160.) Ein Dritter hat die Straßen 
nur zu reinigen, wenn ſeine Verpflichtung hierzu auf einem 
beſonderen Rechtstitel, z. B. einer Obſervanz, beruht. Durch den 
bloßen Erlaß einer Polizeiverordnung wird die Reinigungspflicht 
für den Dritten nicht wirkſam begründet, da eine Polizei⸗ 
verordnung ſich nur innerhalb des Rahmens des beſtehenden 
Rechts zu bewegen und dieſes auszugeſtalten, nicht aber neues 
Recht zu ſchaffen vermag. (Germershauſen, Wegerecht I S. 82; 
Gruchot 40, 1064.) Nun beſteht in der Stadt G. eine Polizei⸗ 
verordnung vom 3. Mai 1901, durch welche den Beſitzern oder 
Verwaltern der Grundſtücke die Verpflichtung auferlegt iſt, die 
Bürgerſteige in der ganzen Frontlänge ihrer Grundſtücke zu 
reinigen und bei eintretender Glätte mit Sand, feiner Aſche, 
oder anderem abſtumpfenden Material zu beſtreuen. Dieſe 
Polizeiverordnung ſtützt ſich nach den im Bu. in Bezug 
genommenen Ausführungen des LG. auf eine in der Stadt G. 
beſtehende Obſervanz, nach welcher die Pflicht zur Reinigung 
der Bürgerſteige und zum Beſtreuen derſelben bei Glatteis 
den Anliegern derſelben obliegt. Geht man von dem Beſtehen 
einer ſolchen Obſervanz aus, ſo erſcheint deren Anwendung 
auf die Beklagten doch überaus fraglich. Zunächſt würde die 
beklagte Provinz als Anlieger wohl überhaupt nicht in Frage 
kommen können. Denn wenn auch durch das Ausführungs⸗ 
geſetz vom 8. Juli 1875 zum Geſetz vom 30. April 1873 
wegen der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände die 
Verwaltung und Unterhaltung der Chauſſeen den Provinzial⸗ 
verwaltungen übertragen und auch das Eigentum an den aus⸗ 
gebauten Staatschauſſeen auf die Provinzialverbände über⸗ 
gegangen iſt, ſo ſind doch die im Zuge der Chauſſeen liegenden 
Brücken über öffentliche Ströme hierin nicht mitinbegriffen. 
(S 53 ALR. II Teil 15. Titel. OVG. 37, 267.) Demgemäß 
ſind in der ÜUbergabeverhandlung vom 22. Dezember 1877 die 
im Zuge der fiskaliſchen Chauſſeen liegenden Brücken von der 
Übergabe ſeitens der Königlichen Regierung zu Oppeln an die 
Provinz Schleſien ausdrücklich ausgeſchloſſen worden. Daß die 
Provinz mit dem ihr übereigneten Gelände an den fraglichen 
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Bürgerſteig, auf welchem ſich der Unfall ereignet hat, über⸗ 
haupt anſtieße, iſt daher nach dem von den Vorinſtanzen feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältnis nicht erſichtlich. Aber auch gegen die 
vom LG. vertretene Auffaſſung, daß der beklagte Kanalfiskus 
als Adjazent des Bürgerſteiges zu betrachten ſei, beſtehen 
ſchwerwiegende Bedenken. Die Anſchauung, daß der Fiskus 
in ſeiner Eigenſchaft als Eigentümer des unter der Brücke 
befindlichen Kanalflußbetts rechtlich als Anlieger des Bürger⸗ 
ſteiges der den Kanal überſchreitenden Brücke anzuſehen wäre, 
ſteht ohne Zweifel im Widerſpruch mit der Vorſtellung, die 
man im regelmäßigen Sprachgebrauch mit dem Begriff eines 
Anliegers verbindet. Abgeſehen davon ſteht aber in auch tatſäch⸗ 
licher Beziehung nicht feſt, ob eine ungehinderte unmittelbare 
Kommunikation zwiſchen dem Flußbett bzw. den Kanalufern 
und der Brücke möglich wäre oder ob dabei fremdes Terrain 
überſchritten werden müßte. Es kann dies aber dahingeſtellt 
bleiben, da jedenfalls für den Fiskus, ſelbſt wenn er als 
Adjazent in Betracht kommen ſollte, doch die in G. hinſichtlich 
der Streupflicht beſtehende Obſervanz noch keineswegs als 
bindend nachgewieſen iſt. Mit Rückſicht auf die beſondere 
eigentümliche Lage dieſes Grundſtücks des Fiskus iſt die vom 
LG. für Hausbeſitzer feſtgeſtellte Obſervanz hier noch nicht ohne 
weiteres maßgebend. Daß jemals ein Beſitzer eines ähnlich 
gelegenen Grundſtücks, wie des hier in Rede ſtehenden, das 
Beſtreuen des Bürgerſteigs beſorgt hätte, iſt nicht dargetan. 
Selbſt wenn die in G. herrſchende Obſervanz ſich nicht bloß 
auf bebaute, ſondern auch auf unbebaute Grundſtücke bezöge, 
würde ſie noch nicht ohne weiteres für derartige der Bebauung 
verſchloſſene Waſſergrundſtücke Platz greifen. Es bedürfte viel⸗ 
mehr einer beſonderen Feſtſtellung, daß ſich auch für ſolche 
Grundſtücke eine Obſervanz ausgebildet hat. Gruchot 40, 1065. 
In dieſem Sinne iſt aber das Beſtehen einer Obſervanz ſeitens 
der Vorinſtanzen nicht feſtgeſtellt. Läßt ſich hiernach die Frage 
der Streupflicht des Fiskus noch keineswegs bejahen, ſo entfällt 
damit auch eine Haftung der beklagten Provinz, ſoweit eine 
ſolche aus der in der Verhandlung vom 22. Dezember 1877 
vereinbarten Übernahme der Unterhaltungspflicht der Chauſſee⸗ 
teile zwiſchen den Brückenflügeln durch die Provinz hergeleitet 
werden ſollte. Denn die Provinz übernahm die Unterhaltungs⸗ 
pflicht nur, ſoweit ſie dem Fiskus oblag. T. c. Provinz 
Schleſien, U. v. 10. Okt. 10, 555/09 VI. — Breslau. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

34. 58 25 und 26 des Geſetzes.] | 

Es handelt ſich darum, ob vom Kläger eine Fideikommiß 
anfallſteuer zu entrichten war, eine Frage, die der BerR. mit 
Unrecht verneint hat. Nach 8 26 Erbſchaftsſteuer B. werden 
Fideikommißanfälle nach Maßgabe des Wertes der einjährigen 
Nutzung und des Lebensalters des Erwerbenden verſteuert. 
Maßgebend iſt nach § 14 der gemeine Wert zur Zeit des An⸗ 
falls. Unter Nutzung iſt aber nicht der Ertrag zu verſtehen, 
den das angefallene Vermögensſtück gerade am Tage des An⸗ 
falls gewährt, ſondern der Ertrag, den es bei ordnungsmäßiger 
Benutzung im Durchſchnitt jährlich gewähren kann. Die Steuer 
bleibt alſo nicht etwa ſchon deshalb außer Hebung, weil der 
angefallene Gegenſtand, beiſpielsweiſe ein Landgut, im Jahre 
des Anfalls einen Ertrag nicht abgeworfen hat. Hat ein 
Gegenſtand bis zum Anfalle Nutzungen überhaupt nicht gewährt, 


lich ſei. 


iſt aber anzunehmen, daß er in Zukunft ſolche gewähren wird, 
ſo iſt der einjährige Wert durch Schätzung zu ermitteln. Für 
den Fall, daß eine ſofortige Wertermittelung nicht angängig 
iſt, ſieht der 8 25 ein beſonderes Verfahren vor. Die Steuer⸗ 
behörde ſoll dann zunächſt durch Verhandlung mit dem Sieuer⸗ 
pflichtigen den mutmaßlichen Wert zu ermitteln ſuchen. 
Findet eine Einigung hierüber nicht ſtatt, ſo kann die Steuer 
von dem Betrage eingezogen werden, den der Steuerpflichtige 
in Borichlag gebracht hat; die Steuerbehörde kann ſich aber die 
Berichtigung des Wertanſatzes und die entſprechende Nach⸗ 
forderung der Steuer bis zum Ausgange der Verhandlungen, 
von welchen die Wertermittelung abhängt, vorbehalten. Die 
tatſächlichen Vorausſetzungen dieſes Paragraphen waren nun im 
vorliegenden Falle gegeben. Das Parkgrundſtück hatte bisher 
einen Reinertrag nicht gewährt; es mußte aber damit gerechnet 
werden, daß es binnen kurzem ganz oder zum Teil durch ein 
zinstragendes Kapital erſetzt werden würde, denn zur Zeit des 
Anfalls ſchwebte ſchon ſeit längerer Zeit ein Enteignungs⸗ 
verfahren. Die Steuerbehörde konnte demnach abwarten, bis 
das Enteignungsverfahren beendigt war. Daß ſie keinen Vor⸗ 
behalt gemacht hat, ſteht ihr nicht entgegen, denn dieſer wäre 
nur erforderlich geweſen, wenn der Kläger den Wert der 
Nutzungen angegeben und die Steuerbehörde die Steuer davon 
eingezogen hätte. v. W. c. Preuß. Fiskus, U. v. 4. Okt. 10, 
443/09 VII. — Berlin. 


Aus der Juſtizkommiſſion. 


„. Eine lebhafte Debatte rief wiederum die Frage hervor, 


ob man, wie 8 267 es tut, gegen den Inhalt des Sitzungs⸗ 
protokolls nur den Nachweis der Fälſchung oder ſchlechthin 
den Nachweis der Unrichtigkeit zulaſſen ſolle. Nach dieſer 
Richtung lagen wiederum mehrere Anträge vor. Es wurde 
namentlich darauf hingewieſen, daß in der Militärſtrafprozeß⸗ 
ordnung der Nachweis der Unrichtigkeit zugelaſſen ſei, und 


betont, daß dies allein der materiellen Gerechtigkeit ent⸗ 
ſpreche, weil eine Fälſchung im engeren Sinne ſo gut wie 


ausgeſchloſſen und * der a einer ſolchen unmög- 


Die Anträge wurden auch dieſes Mal abgelehnt, weil 


man es als unmöglich betrachtete, das Reviſionsgericht mit 


zahlreichen Beweiserhebungen darüber zu belaſten, ob die 
Beurkundungen der Vorinſtanz zutreffend ſeien. 


Als S 330 a lag folgender Antrag vor: 


| 8 3308. | 

Wird daB Urteil vom Gericht zugunften eines An- 
geklagten aufgehoben, weil das Geſetz nicht richtig 
angewendet worden iſt, und erſtreckt ſich das Urteil, 
ſoweit es aufgehoben wird, auf Mitangeklagte, die an 
der Tat als Täter, Teilnehmer, Begünſtiger oder 
Hehler beteiligt ſind, Berufung aber nicht eingelegt 
oder dieſen Teil des Urteils nicht angefochten haben, 
ſo hat das Gericht zu erkennen, als ob auch dieſe 
Berufung eingelegt und e Teil des Urteils 

angefochten hätten. „ 
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Der Antragſteller erklärte, daß fein Antrag eine Nach⸗ 
bildung des in § 349 hinſichtlich der Reviſion durchgeführten 
Gedankens darſtelle; auch bei der Berufung entſpreche es 
dem Rechtsgefühl, daß wenn ein Urteil auf die Berufung 
eines Angeklagten aufgehoben werde, die Aufhebung ſich auf 
die Mitangeklagten, auch wenn ſie keine Berufung eingelegt 
hätten, zu erſtrecken habe. 

Dem wurde entgegengehalten, daß dieſer Gedanke zwar 
an ſich richtig ſei, aber aus praktiſchen Gründen nicht ver⸗ 
wirklicht werden könne, namentlich deswegen nicht, weil das 
Urteil des Berufungsgerichts wiederum durch die dritte In⸗ 
ſtanz abgeändert werden könne. Sollte ein ſolcher Fall, 
wie ihn der Antrag im Auge habe, ſich wirklich einmal 
ereignen, ſo ſei die Abhilfe im Gnadenwege am Platze. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 

Bei dem Verfahren gegen Jugendliche wurde zunächſt 
der Abſ. 1 des § 386 wiederhergeſtellt, wonach dem Jugend⸗ 
lichen in Sachen, die in erſter Inſtanz vor den Land⸗ 
gerichten zu verhandeln ſind, den Jugendlichen ein Ver⸗ 
teidiger geſtellt werden muß; die in erſter Leſung be⸗ 
ſchloſſene Anderung konnte nicht aufrechterhalten werden. 
Ebenſo wurden in Abſ. 2 die Worte, „ſobald Berufung ein⸗ 
gelegt iſt“, geſtrichen. 

Der 8 370 wurde in ſeinem Abſ. 1 folgendermaßen 
gefaßt: 

„Als Beiſtand ſoll in der Regel der geſetzliche Ver⸗ 
treter zugezogen werden; doch kann ſtatt deſſen der 
Vorſitzende auch einen beſonderen Beiſtand beſtellen. “ 

Eine längere Auseinanderſetzung verurſachte die Frage, 
ob man, wie in erſter Leſung beſchloſſen, Erziehungs⸗ und 
Beſſerungsmaßregeln an Stelle der Strafe nur bei Jugend⸗ 
lichen unter 16 Jahren zulaſſen ſolle. Dieſer Beſchluß der 
erſten Leſung hat namentlich in den Kreiſen, welche mit der 
Jugendfürſorge zu tun haben, lebhafte Beunruhigung hervor⸗ 
gerufen, wofür zahlreiche Petitionen Zeugnis ablegen, unter 
denen beſonders eine ſolche des Deutſchen Jugendgerichtstags 
hervorzuheben iſt. Nach einer Statiſtik, die von den Regie⸗ 
rungsvertretern vorgelegt wurde, iſt der Prozentſatz der 
Jugendlichen zwiſchen 16 und 18 Jahren, bei denen die 
Fürſorgeerziehung Erfolg gezeitigt hat, doch erheblich größer, 
als die Kommiſſion in erſter Leſung angenommen hat. Mit 
Rückſicht hierauf wurde mit großer Mehrheit beſchloſſen, den 
Unterſchied in der Behandlung der Jugendlichen fallen zu 
laſſen und den § 364 der Vorlage wiederherzuſtellen. 

Nach den Beſchlüſſen erſter Leſung ſoll die Staats⸗ 
anwaltſchaft vor ihrer Entſchließung über die Erhebung der 
öffentlichen Klage gegen einen Jugendlichen die Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde hören. Dieſer Beſchluß wurde heftig an⸗ 
gegriffen und es als unmöglich bezeichnet, daß bei jeder 
geringfügigen Übertretung die Staatsanwaltſchaft ſich an die 
Vormundſchaftsbehörde wenden ſolle; namentlich in Gegenden, 
mit fluftuierender Bevölkerung werde das einen unmötigen 
Aufwand an Arbeit verurſachen und auf eine Verſchleppung 
des Verfahrens hinauslaufen. Die Mehrheit erkannte die 
Berechtigung dieſes Standpunkts an und beſchloß, daß die 
Vormundſchaftsbehörde von dem Staatsanwalt nur dann 
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zu hören ſei, wenn es ſich um ein Verbrechen oder Vergehen 
handle. 

Nach 5 375b Abſ. 2 kann das Gericht das Verfahren 
auch ſchon vor der Hauptverhandlung einſtellen, wenn es 
Erziehungs⸗ oder Beſſerungsmaßregeln für geboten erachtet. 
Dieſer Beſchluß unterliegt nach dem letzten Satz des Abſ. 2 
der ſofortigen Beſchwerde. Dieſe Beſchwerde wurde in 
zweiter Leſung geſtrichen, weil man davon ausging, daß die 
Fürſorgeerziehung fofert und ohne Verzug einſetzen müſſe, 
wenn ſie Zweck haben ſolle, und daß das einzuleitende 
Verfahren nicht durch eine Beſchwerde aufgehalten werden 
dürfe. 

Der 8 376 erhielt folgende Faſſung: 

S 376. 

„Hat der Verdächtige das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet, die Tat aber vorher begangen, ſo kann die 
Staatsanwaltſchaft von Erhebung der Klage abſehen, 
wenn die Verfehlung wegen des Grades der Ber: 
ſchuldung und der Folgen der Tat geringfügig iſt oder 
ſonſtige beſondere Umſtände es rechtfertigen. Hat ſie 
Klage bereits erhoben, ſo kann das Gericht auf ihren 
Antrag das Verfahren einſtellen.“ 

Dieſe Vorſchrift bildet eine Ergänzung zu dem S 153, 
der unter beſtimmten Vorausſetzungen dem Staatsanwalt die 
Befugnis gibt, auch bei erwachſenen Angeklagten von Er⸗ 
hebung der Klage abzuſehen. 

Nach 8 377 Ziff. 3 find auch die Vergehen gegen § 223 a 
StGB. (gefährliche Körperverletzung) in erſter Linie durch 
Privatklagen zu verfolgen. Von mehreren Seiten wurde 
auch heut wieder darauf hingewieſen, daß dieſer Beſchluß 
viel zu weit gehe; es widerſpreche dem Rechtsgefühl, daß 
derjenige, der von einem anderen mit einem Meſſer oder 
einer Schußwaffe verletzt oder hinterliſtig überfallen worden 
ſei, auf dem Wege der Privatklage ſein Recht ſuchen ſolle. 
Der Staat habe die Aufgabe, den ruhigen Bürger zu 
ſchützen; im Privatklageverfahren werde der Verletzte der 
Möglichkeit beraubt, ſelbſt Zeugnis ablegen zu können: auch 
ſei dieſes Verfahren viel zu teuer. Die Regierungsvertreter 
waren der Anſicht, daß unter dem Vergehen der ſogenannten 
gefährlichen Körperverletzung ein großer Prozentſatz überaus 
leichter Verfehlungen enthalten ſei, und wieſen dies an der 
Hand der Kriminalſtatiſtik zahlenmäßig nach. Gleichwohl 
beſchloß die Kommiſſion in zweiter Leſung, das Vergehen 
gehen § 223 a von der Privatklage auszunehmen. 

Ebenſo wurde der Abſ. 3 wieder geſtrichen, der in erſter 
Leſung gegen den entſchiedenen Widerſpruch der Regierung 
aufgenommen worden war. Der Staatsſekretär erklärte, 
daß es unannehmbar ſei, über die Frage, ob ein öffentliches 
Intereſſe vorliege oder nicht, eine Nachprüfung der Ent⸗ 
ſchließung des Staatsanwalts durch ein Gericht zuzulaſſen. 
Hier handle es ſich um eine reine Opportunitätsfrage, für 
welche die Gerichte nicht berufen ſeien. 

Der 8 368 Abſ. 3 wurde in feinem letzten Satz wie 
folgt gefaßt: 

„Iſt die Eröffnung der Unterſuchung wegen eines Ver⸗ 
gehens beantragt, das im Wege der Privatklage ver⸗ 
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folgt werden kann, fo wird der Privatkläger ohne 
weiteres Nebenkläger.“ 


Bei § 392 Abſ. 3 waren in erſter Leſung die Worte: 
„oder wenn während des Verfahrens der Verletzte ſtirbt / 
geſtrichen worden, um zum Ausdruck zu bringen, daß der 
Bußanſpruch vererblich ſein ſolle. Heut wurden dieſe Worte 
wiederhergeſtellt, weil man es für bedenklich hielt, das Ge⸗ 
richt mit der Erörterung erbrechtlicher Fragen wie z. B. 
dem Nachweis und der Legitimation der Erben zu belaſten. 
Im Zuſammenhange hiermit wurde der zu § 399 in erſter 
Leſung eingefügte Abſ. 2 wieder geſtrichen. 

Der 8 410 Abſ. 2 erhielt folgende Faſſung: 

„Durch die Vorführung des Feſtgenommenen wird die 
örtliche Zuſtändigkeit des Amtgerichts für das ſchleunige 
Verfahren und ein daran ſich ſchließendes ordentliches 
Verfahren begründet.“ 


Damit ſoll zum Ausdruck gebracht werden, daß, wenn 
im Laufe des Verfahrens von dem ſchleunigen zum ordent⸗ 
lichen Verfahren übergegangen wird, das Gericht ſeine 
Zuſtändigkeit nicht verliert. 

In $ 432 wurde der Abſ. 3 wieder geſtrichen; dafür 
wurde jedoch dem Abſ. 1 folgender Satz hinzugefügt: „Die 
Straffeſtſetzung muß von der zu ihrem Erlaß ermächtigten 
Behörde unterſchrieben ſein.“ 

In $ 467 (Vollſtreckung der Todesſtrafe) ſieht die 
Vorlage in ihrem Abſ. 2 vor, daß der leitende Beamte auch 
einzelnen anderen Perſonen den Zutritt zu dem Hin⸗ 
richtungsakt geſtatten dürfe. Dieſer Satz war in erſter 
Leſung geſtrichen worden, weil man davon ausgegangen 
war, daß die Zulaſſung von anderen Perſonen zu Miß⸗ 
ſtänden geführt habe. In zweiter Leſung wurde er wieder⸗ 
hergeſtellt. Die Mehrheit erwog, daß doch aus wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder ſonſtigen Gründen die Möglichkeit beſtehen müſſe, 
einzelne andere Perſonen der Hinrichtung beiwohnen zu laſſen. 

Die Vorſchrift des 8 4712 (Strafvollſtreckung gegen 
Abgeordnete) erklärte der Staatsſekretär wiederum für un⸗ 
annehmbar, ihre Aufrechterhaltung gefährde das ganze 
Geſetz. Es wurde der Antrag geſtellt, die Vollſtreckung 
einer Strafe nur dann von der Genehmigung der geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung abhängig zu machen, wenn dieſe 
Strafe 6 Monate Gefängnis oder Haft nicht überjteige; 
bei den Freiheitsſtrafen, die 6 Monate überftiegen, ſoll die 
Vollſtreckung ſchlechthin zuläſſig ſein. Der Antrag wurde 
damit begründet, daß, wie die Erfahrung gezeigt habe, der 
Deutſche Reichstag durchſchnittlich nur etwa 6 Monate in 
einem Jahr zuſammen ſei, er wurde jedoch abgelehnt und 
der § 471 a unverändert aufrechterhalten. 

Bei 8 490 Abſ. 2 hatte die Kommiſſion in erſter 
Leſung beſchloſſen, daß wenn der Angeklagte auf Grund des 
§ 51 des Strafgeſetzbuchs außer Verfolgung geſetzt oder 
freigeſprochen worden ſei, gleichfalls die Koſten entſprechend 
verteilt werden können. Dieſer Zuſatz entſprach einem 
Wunſche des Deutſchen Medizinalbeamten⸗Vereins und 
wurde heute mit geringer Mehrheit wieder befeitigt. Aus⸗ 
ſchlaggebend war die Erwägung, daß man nicht einen 
beſtimmten Fall herausgreifen dürfe; dies ſei kaſuiſtiſch und 
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werde dahin führen, daß in anderen Fällen, wo ſich das 
gleiche Bedürfnis herausſtelle, das Geſetz eine Lücke auf⸗ 
weiſen werde. 

In dem Einführungsgeſetz wurde als § 3a folgende neue 
Vorſchrift eingefügt: 

„Die in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und in der 
Strafprozeßordnung angedrohte Haft und Zwangshaft 
beſteht in einfacher Freiheitsentziehung. 

Auf die Behandlung der hiernach in Zwangshaft 
genommenen Perſonen finden die Vorſchriften des 8 117 
Abſ. 3 bis 6 der Strafprozeßordnung entſprechende 
Anwendung.“ 

Die Beſtrafung der falſchen uneidlichen Ausſagen wurde 
auch heute im Prinzip gutgeheißen (8 11 Ziff. 2). Ange⸗ 
fochten wurde nur der Beſchluß der erſten Leſung inſoweit, 
als auch fahrläſſige falſche Ausſagen einer Beſtrafung unter⸗ 
liegen ſollen. Die Mehrheit war der Anſicht, daß eine Be⸗ 
ſtrafung wegen Fahrläſſigkeit ſich doch nur ſehr ſchwer werde 
durchführen laſſen und daß bei Aufrechterhaltung des Be⸗ 
ſchluſſes erſter Leſung eine große Zahl von Anzeigen und 
von Prozeſſen in die Erſcheinung treten werde, die mit 
Freiſprechung endigen würden. Der Abſ. 2 wurde daher 
wieder geſtrichen. 

Als § 11 Ziff. 3 war eine Anderung des 8 184 b des 
Strafgeſetzbuchs folgenden Inhalts beſchloſſen worden: 

„Mit Geldſtrafe bis zu 300 & oder mit Gefängnis 
bis zu 6 Monaten wird beſtraft, wer aus Gerichts⸗ 
verhandlungen, für welche wegen Gefährdung der 
Sittlichkeit die Offentlichkeit ausgeſchloſſen war, oder 
aus den dieſen Verhandlungen zugrunde liegenden 
amtlichen Schriftſtücken öffentlich Mitteilung macht.“ 

An dieſem Beſchluß wurde beanſtandet, daß ſchon der⸗ 
jenige, der aus einer Gerichtsverhandlung öffentlich Mit⸗ 
teilungen mache, der Beſtrafung unterliegen ſolle und ebenſo 
daß auch ganz nebenſächliche Mitteilungen den Anlaß zur 
Beſtrafung bilden könnten, weil ein Unterſchied nach dieſer 
Richtung nicht gemacht worden ſei. Die Kommiſſion beſchloß 
daher, die Worte „aus Gerichtsverhandlungen“ durch die 
Worte zu erſetzen „über den Inhalt von Gerichtsverhand⸗ 
lungen“ und an Stelle der „öffentlichen Mitteilungen“ nur 
„öffentliche Berichte“ über die Gerichtsverhandlung unter 
Strafe zu ſtellen. 

Der 5 11a wurde durch folgende Faſſung erſetzt: 
„Das Reichsgeſetz, betreffend die Entſchädigung für un⸗ 
ſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, vom 14. Juli 1904 
(RGBl. S. 321), wird dahin geändert: 

1. Der 8 1 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Perſonen, die im Strafverfahren Unterſuchungs⸗ 
haft erlitten haben, können Entſchädigung aus der 
Staatskaſſe verlangen, wenn das Verfahren ihre 
Unſchuld ergeben oder dargetan hat, daß kein be⸗ 
gründeter Verdacht gegen ſie vorliegt. 

2. An die Stelle des g 4 treten folgende Vorſchriften: 

Über die Verpflichtung der Staatskaſſe wird 
durch beſonderen Beſchluß Beſtimmung getroffen. 


— —— — — — 
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Der Beſchluß iſt nicht zu verkünden, ſondern 
durch Zuſtellung bekanntzumachen; ſpricht er die 


Entſchädigungspflicht aus, ſo ſoll er auch den 


Unterhaltsberechtigten mitgeteilt werden, die nicht 
dem Hausſtand des Verhafteten angehören. 
Der Beſchluß kann nicht angefochten werden. 


S Aa. 

Spricht das Gericht den Verhafteten frei, ſo 
beſchließt es gleichzeitig über die Entſchädigungs⸗ 
pflicht; wird gegen das Urteil ein Rechtsmittel 
eingelegt und der Verhaftete von neuem frei⸗ 
geſprochen, ſo beſchließt das über das Rechtsmittel 
entſcheidende Gericht auch über die Entſchädigungs⸗ 
pflicht von neuem. Der Beſchluß wird bekanntgemacht, 
ſobald das freiſprechende Urteil rechtskräftig iſt. 

Dieſe Vorſchriften ſind entſprechend anzuwenden, 
wenn der Verhaftete außer Verfolgung geſetzt wird. 


§ 4b. 

Stellt die Staatsanwaltſchaft das Verfahren 
ein, ſo wird über die Entſchädigungspflicht nur 
entſchieden, wenn der Verhaftete innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Einſtellung benad)- 
richtigt worden iſt, es bei der Staatsanwaltſchaft 
beantragt, die ihn benachrichtigt hat. Falls die 
Staatsanwaltſchaft keine Bedenken hat, erkennt ſie 
die Entſchädigungspflicht an. Anderenfalls führt 
ſie die Entſcheidung des Gerichts herbei, zu deſſen 
Zuſtändigkeit die Sache gehören würde; ſie hat 
dem Gerichte die von ihr geführten Verhandlungen 
vorzulegen. 

War die Verfolgung von einer Perſon beantragt, 
die daran ein berechtigtes Intereſſe hat, ſo iſt über 
die Entſchädigungspflicht nicht zu beſchließen, ſolange 
der Antragſteller durch einen Antrag auf gericht— 
liche Entſcheidung die Eröffnung der Unterſuchung 
herbeiführen kann. 

4e. 

War gegen den Verhafteten ein Strafbefehl er⸗ 
laſſen und nimmt die Staatsanwaltſchaft die Klage 
zurück (S 428 Abſ. 4 der Strafprozeßordnung) jo 
beſchließt über die Entſchädigungspflicht der Amts⸗ 
richter, der über den Einſpruch zu entſcheiden hätte. 
Im übrigen finden die Vorſchriften des § 4b Abſ. 1 
entſprechende Anwendung. 


3. Der $ 5 erhält folgende Faſſung: 


8 5. 

Die Entſcheidung, welche die Entſchädigung aus⸗ 
ſpricht, tritt außer Kraft, wenn gegen den Frei— 
geſprochenen infolge einer Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens eine neue Hauptverhandlung angeordnet 
wird. Das gleiche gilt, wenn der Verhaftete außer 
Verfolgung geſetzt oder das Verfahren ein⸗ 
geſtellt oder die Klage zurückgenommen war und 
nachträglich das Hauptverfahren eröffnet wird. War 


die Entſchädigung ſchon gezahlt, ſo kann das 


Gezahlte zurückgefordert werden. 


4. Der 8 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Iſt die Entſchädigungspflicht der Staatskaſſe 
ausgeſprochen, ſo iſt der Anſpruch auf Entſchädigung 
bei Vermeidung des Verluſtes binnen ſechs Monaten 
nach Zuſtellung des Beſchluſſes geltend zu machen. 
Der Antrag iſt bei der Staatsanwaltſchaft des 
Landgerichts zu ſtellen, in deſſen Bezirke das Ver⸗ 
fahren in erſter Inſtanz anhängig war oder, wenn 
das Verfahren bei Gericht noch nicht anhängig 
war, in deſſen Bezirke die Behörde ihren Sitz hat, 
die über die Entſchädigungspflicht entſchieden hat. 


5. Der § 7 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Die Entſchädigung wird aus der Kaſſe des Bundes⸗ 
ſtaats gezahlt, bei deſſen Gericht das Strafverfahren 
in erſter Inſtanz anhängig war oder, wenn das 
Verfahren bei Gericht noch nicht anhängig war, 
deſſen Behörde die Entſchädigungspflicht aus⸗ 
geſprochen hat. 


6. Der 8 8 erhält folgende Faſſung: 


88. 

Iſt beantragt, gegen den Freigeſprochenen das 
Verfahren wiederaufzunehmen, oder ſind gegen den 
Verhafteten, der außer Verfolgung geſetzt oder dem 
gegenüber das Verfahren eingeſtellt oder die Klage 
zurückgenommen war, die Unterſuchung oder die 
Ermittelungen wiederaufgenommen worden, ſo kann 
die Entſcheidung der oberſten Behörde der Landes⸗ 
juſtizverwaltung ($ 6 Abſ. 2) ſowie die Zahlung 
der Entſchädigung (§S 7 Abſ. 1) ausgeſetzt werden. 


7. Der 8 10 erhält folgende Faſſung: 


§ 10. 

Dieſes Geſetz findet auf das militärgerichtliche 
Verfahren entſprechende Anwendung. 

Als Einſtellung des Verfahrens ($ 4b) gilt die 
Einſtellung durch den Gerichtsherrn; der Einſtellung 
ſteht die Zurücknahme der Anklageverfügung gleich. 
Über den Antrag entſcheidet, falls nach § 4b die 
Staatsanwaltſchaft zu entſcheiden hätte, der Gerichts⸗ 
herr; auf ſeine Entſcheidung finden die Vorſchriften 
des § 97 Abſ. 2 der Militärſtrafgerichtsordnung 
Anwendung. Anderenfalls entſcheidet das Gericht, 


das bei Erhebung der Anklage zu erkennen hätte. 


Als Eröffnung des Hauptverfahrens ($ 5) gilt 
die Anklageverfügung des Gerichtsherrn. 

An die Stelle der Staatskaſſe tritt im Heere 
die Kaſſe desjenigen Kontingents, bei deſſen Gericht 
das Strafverfahren anhängig war, in der Marine 
die Reichskaſſe. Statt der Staatsanwaltſchaft des 
Landgerichts (§ 6) iſt der Gerichtsherr erſter Inſtanz, 
ſtatt der oberſten Behörde der Landesjuſtizverwaltung 


die oberſte Militär- oder Marine⸗Juſtizverwaltungs⸗ 
G. 


behörde zuſtändig.“ 
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Oberlandes⸗ zandaericht Wabllet Anzahl Br Bisberi 
gerichte Landgerichte ahlleiter wahlberechtigte isheriger 
Nummer E u Deen “ Hann 
9 a er: 
Name Name Name Land⸗ landes⸗ Vertreter Erſatzmann 
und Wohnort gerichte gerichte 


5 


8 


+ 


I. | Augsburg Augsburg.. | 35 | 
Eichſtätt 7 
Kempten W IR. Var 19 RA. Sand, Augsburg RA. Geſſele, 
N Beigl, Augsburg | 0 Al 
Memmingen a | | 13 | | Memmingen 
Neuburg (Donau) 15 89 
11. Bambera Aſchaffenburg. .. 16 
Bamberg | 14 | | 
Bayreuth.... NA. M. Höflein,ff 10 NA. M. Höflein, NA. Ninagel, Bamberg 
Hof a. Saale... Bamberg 3 Bamberg 
Schweinſurt ... | | 16 | | | 
Würzburg 39 108 
| IR. Dr. Ernjt Heinitz, RA. Dr. Hüßener, 
Berlin | Berlin 
| IR. Dr. Hugo Neu⸗ Nel. Hallensleben, 
III. Berlin Berlin I (bis II). | f 846 mann, Berlin | Berlin 
(Kanmer Berlin II. .... e dr. Sent 71 IR. Dr. Bieber, Berlin NA. Felix Behrendt, 
gericht) Bette III \ Heinitz, Berlin | 105 | | Berlin 
IR. Heimbach, Berlin NA. Siegfried 
| Chodziesner, Charlotten— 
burg 
Frankfurt a. O. 21 
R 22 
Kottbuss . n 23 
Landsberg a. W.. ae A 27 IR. Wolbert, Potsdam IR. Dr. Jeuſen, Prenzlau 
Neu-Ruppin. a = 22 
Potsdam ..... 37 
Brenzlau ..... 23 1197 
IV. Braun- Braunſchweig . .. RA. Dr. Alfred 74 | 74 IR. Heymann, Braun: NA. Sievers, Braun: 
ſchweig Jürgens, ſchweig ſchweig 


Braunſchweig 
128 
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N gerichte Landgerichte Wahlleiter Wahlb Wechligten Bisheriger 
e u u cn y 1 * Te ee * * 
Name Name Name Land; landes⸗ Vertreter Erſatzmann 
und Wohnort gerichte gerichte 
1 8 3 4 3 7 8 
V. Breslau Beuthen O. S. V re 58 NA. Färber, Beuthen IR. Zdralek, Kattowitz 
euthen | | 
A Geh. IR. Feige, 162 RA. Dr. Lemberg, Nea. Armer, Breslau 
Breslau Breslau | - 
Brieg (Bez. | | 
Breslau)) 14 
A 13 | 
Gleiwitz 34 | 
Glogau 19 | 
(Cr z | 34 | 
Hirfhberg i. Schl. IR. Kühne, 19 NA. Stams, Görlitz IR. Güttler, Brieg 
Sueari 4.40% % Sat 23 
3 12 | 
o 19 +1 | 
Oppeln ee #7 | 
r 27 | | 
Schweidnik .... . 22 469 
VI Caſſel n IR. Dr. Har⸗ 50 IR. Dr. Harnier, RA. Rommel, Caſſel 
nier, Caſſel Caſſel 
Go ö 22 
Marburg (Bez. bleiben unvertreten — — 
Wie 17 | 89 
VII. Celle Hannover IR. Dr. Berend, 100 NA. Kleinrath, Hannover | NA. Dr. Ludwig 
Hannover | Meyer III, Hannover 
R 19 | 
Bückeburg 2 ® 
Detmold 10 | 
Göttingen 25 
Hildesheim. Iq. n 33 NA. Dr. Borchers, Celle | NA. Tolle, Celle 
Lüneburg. ’ 29 | 
Osnabrück. 27 | 
Stade 17 
Verden (Aller) .. 26 288 | 
VIII. Cöln R IR. Dr. Helle— 55 IR. Dr. Schumacher I, | IR. Dr. Hellekeſſel, Bonn 
keſſel, Bonn Bonn | 
Gn IR. Dr. Peter 161 IR. Dr. Peter Jonen J, | IR. Dr. Gallmann, Cöln 
Jonen I, Cöln | Cöln | 
R 38 | | | 
N 5 26 
5 e en 2 | IR. Dr. Seber, Trier | NA. Thomas, Aachen 
N 16 342 
IX. Colmar Colmar (Elſaß) . 16 
N 29 | 
Mülhauſen (Elſaß) || IR. Lehnebach, 9 NA. Dr. Mühleifen, | NA. Strefler, Metz 
Saargemünd . .. Straßburg 7 | Straßburg | 
Straßburg (Elſaß⸗) 45 | 
Sue 0 2... 210 | 
X. | Darmftadt | Darmftadt Geh. IR. Maſſot, sl | NA. Dr. Vopp, Darmſtadt RA. Bruſt, Darmſtadt 
Darmſtadt | | 
Wi IR. Cauſe, 72 IR. Cauſe, Mainz Jgd. Dr. Carlebach, 
Mainz | | Mainz 
BERN 2:06.65 (bleibt unvertreten) 46 199 — — 
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Oberlandes⸗ Anzahl der 
9 f | : 
gerichte Landgerichte Wahlleiter Wahlberechtigten Bisheriger 
Nummer F 5 Zu ae CC 
8 Ober⸗ 
Name Name Name Land⸗ | landes⸗ Vertreter Erſatzmann 
und Wohnort gerichte | gerichte 
—— : nn N 
XI. Dresden Bautzen RA. Dr. Schulze, 55 RA. Dr. Schulze, Neu: RA. Spitzner, Bautzen 
Neuſalza ſalza 
Chemniz IR. Liebe, 96 IR. Beutler, Chemnitz RA. Dr. Georg Müller, 
Chemnitz Chemnitz 
Dresden IR. Dr. Pleiß⸗ 253 OIJR. Dr. Mittaſch, NN. Joh. Lehmann, 
ner, Dresden Dresden Dresden 
Leipzig RA. Freytag, 262 RA. O. E. Freytag, AN. Dr. Siecke, Leipzig 
Leipzig Leipzig 
Plauen i. V. IR. Dr. v. Petri⸗ 57 NA. Richard Schuricht, AN. Dr. Scheuffler, 
kowsky, Plauen Plauen Plauen 
Zwickaa IR. Reinhard, 55 RA. Dr. Heiling, Zwickau RM. Dr. Heitzig, Zwickau 
Zwickau 
| 
Freiberg i. S. .. (bleibtunvertreten) 37 815 — Zu | 
XII. | Dümeldorf Düſſeldorf .. . IR. Dr. Becker, 109 IN. Ließem, Tüffeldorf | NA. Dr. Lieberz, Düſſel⸗ 
Düſſeldorf dorf ö 
Duisburg IR. Dr. Engels, 73 IR. Dr. Gerhard Schmits, IR. Tenbergen, 
Duisburg ⸗Ruhrort Duisburg Duisburg⸗Ruhrort 
Elberfeld. IR. Dr. Güldner, 82 SR. Dr. Güldner, NA. Köhler, Elberfeld 
Barmen Barmen 
Clettteen A 11 15 ö 
Crefeld . rn | 28 ZN. Wilms, Crefeld | NA. Froidevaux, Cleve Ze 
München⸗Gladbach 25 332 Ei 
XIII. [Frankfurt Frankfurt a. M. Geh. IR. 180 IR. Dr. Ernſt Auerbach, NA. Dr. Helfrich, 
a. M. Dr. Humſer, Frankfurt a. M. Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. M. 
Wiesbaden IR. Siebert, 67 IR. Dr. Hehner, Wies⸗ IR. Siebert, Wiesbaden 
Wiesbaden baden 
Hechingen | | 
S (bleiben 
Limburg a. d. T. | unvertreten) 4 | = = 
Neuwied 5 276 | ' 
| 
XIV. Hamburg Bremen RA. Dr. Schulze: 81 RA. Dr. Schulze⸗Smidt, RA. Schepp, Bremen 
Smidt, Bremen Bremen | 
Hamburg RA. Dr. Robi⸗ 189 RA. Dr. Carl Albrecht, RA. Dr. R. Robinow, 
now, Hamburg Hamburg Hamburg 
Lübeck (bleibt unvertreten) 25 295 — — 
XV. amm Bochum IR. Dr. Roemer, 60 IR. Dr. Roemer, Bochum | RA. Menſer, Bochum 
Bochum 
Dortmund RA. Dr. Köttgen, 94 IR. Mauſen, Dortmund RA. Dr. Herr, Hamm 
Dortmund | 
een . 2.2.2... RA. Max Abel, 90 RA. Abel, Eſſen RA. Jörgens, Eſſen 
Eſſen 
Hagen i. W.. .. NA. Voß, Hagen 50 RA. Schenck, Hagen RA. Dr. Adamy, Hagen 
Münſter i. W. I. Dr. Bö dicker, 55 RA. Dr. Plaßmann, RA. Dr. Fahle, Münſter 
Münſter Münſter 
8 18 
l NA. Dr. Cramer, 
Bielefeld Bielefeld 41 en = 
16 424 | 


Paderborn 
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Oberlandes⸗ 8 3 Anzahl der a 5 
gerichte Landgerichte Wahlleiter Wahlberechtigten Bisheriger 
Nummer“ Wr 5 E Ob. 1 R 
0 er: 
Name Name Name Land⸗ landes⸗ Vertreter Erſatzmann 
und Wohnort gerichte | gerichte 
Er 2 —— . EN EEE TE: 8 
| 
XVI. Jena Altenburrrg 33 | 
Eifenab...... 15 
Gera (Reuß) 23 
BO... IR. Dr. Zeiß, 18 RA. Mehnert, Alten: Rel. Dr. Hoefer, Alten: 
A f Jena i 8 burg | burg 
Meiningen 28 | 
Rudolſtade 13 
Weimar 42 180 
XVII. [Karlsruhe] Karlsruhe RA. A. Kuſel, 75 RA. Kuſel, Karlsruhe RA. Grumbacher, Karls— 
Karlsruhe | ruhe 
Mannheim Fiskalanwalt 72 RA. v. Harder, Mann⸗ — 
Selb, Mannheim | heim 
Freiburg i. B. 46 | 
Heidelberg 32 | | 
Konſtanz RA. Sinauer, 24 RA. Sinauer, Frei⸗ | RA. Landfried, Heidel: 
Mosbach (Baden) Freiburg i. B. 12 burg i. B. | berg 
Offenburg (Baden) | 25 | 
Waldshut... .. 4 2090 | 
5 x Fer RA. Dr. Weber, Altona 
XVIII. Kiel Altona (Elbe) .. IR. 1 90 IR. Uflacker, Altona ö IR. Nieſe, Kiel 
A IR. . 75 | IR. Bolelmann, Kiel IR. Sinn, Rendsburg 
iel | | 
| | 
Flensburg (bleibt unvertreten) 4 | 209 — | — 
| | 
XIX. 5 Königsberg i. Pr.] Geh. IR. Ellendt, 59 Geh. IR. Ellendt, RA. Dr. Siehr, Königs: 
i. Pr. Königsberg i. Pr. | Königsberg berg 
Allenſtein 24 | 
Bartenftein | 
ei a Pe 16 | 
Braunsberg L 0 | 5 u 
(Oſtpr. ). IR. Forche, 6 RA. Ernſt Siehr, IR. Cohn, Tilſit 
Inſterb urg. Inſterburg 17 Inſterburg 
K 24 
R 12 | | 
2 20 178 | 
| | 
| | 
XX. ] Marien- | Danzig IR. Keruth, 58 IR. Joh. Behrendt, RA. Menzel, Dirſchau 
werder Danzig | Danzig 
1 22 
Grauden z RA. Samulon, 24 5 5 1 en g 
Konitz (Veſtpr). Graudenz 8 RA. Hirſch, Schwetz | RA. Samulon, Graudenz 
ir 27 150 | 
| | 
| | 
XXI.] München [München I (u. ID IR. Rauſch, 217 NA. Dr. Wilhelm Rojen: Rel. Dr. Tuchmann, 
München | thal, München | München 
Deggendorf. 6 : 
Landshut R. Wölfl 7 
Paſſau e ho 5 Fanden 1 11 — * 
Straubing 8 | 
Traunftein 21 270 | 
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gerichte 
Nummer 


Name 


Oberlandes⸗ 


Landgerichte Wahlleiter 


Name 
und Wohnort 


Name 


XXII. 3 Halle a. S. 


Magdeburg . IR. Gieſeke, 
Magdeburg 
R 
Er 2: 
Halberſtade Geh. IR. 
Naumburg a. S. Tollkiemitt, 
Nordhauſen Naumburg a. S. 
Stendaall f 
2. 
XXIII. | Nürnberg Nürnberg JR. Dr. Held, 
Nürnberg 
Amberg 
Ansbach RA. Dorſch 
aan 5% Dorſch,. 
Regensburg . 
Meiden 
XXIV. | Oldenburg Oldenburg i. G (bleibt unvertreten) 
XXV Dofen Poſen IR. Landsberg, 
Poſen 
Bromberg 
Gneſen 
Liſſa (Bez. Poſen) ][ IR. Wolfen, 
Meer Bromberg 
SA PRRERFREREGEN 
Schneidemühl 
XXVI Roſtochk Güſtroww 
Neuſtrelitz . RA. Dr. Hin⸗ 
r richſen, Güſtrow 
Schwerin (Mecklb.) 
XXVII.] Stettin Stettin IR. E. Meiſter, 
Stettin 
Greifswald 
Köslin N IR. Hugo 
Stargard i. 98 de Witt, Stargard 
Stolp i. P. 
XXVIII. ] Stuttgart Stuttgart RA. Dr. Löwen: 
ftein I, Stuttgart 
Ellwangen 
Hall (Schwäbiſch). 
eilbronn 
. en an 
Rottweil 
Tübingen 
A 
XXIX. Zwei- 5 
brücken Kaiſerslautern IR. Merdle, 
0. S fal) 
Zweibrücken. | 
XXX. Reichs- Geh. IR. 
gericht Dr. Erythropel, 


+ 


Leipzig 


IR. Elze, Halle 


Anzahl der 


Wahlberechtigten 


Land⸗ | 


| 


5 6 


327 


140 
14 


194 


134 


158 


287 


104 


| Ober: 
ndes⸗ 
gerichte | gerichte 


Bisheriger 


Vertreter 


NA. Riecke, Halle 


IR. Kaufmann, 
Magdeburg 


Geh. IR. Tollkiemitt, 
Naumburg 


RA. Oskar Groß, 
Nürnberg 


RA. L. Darf, 
Fürth i. 


IR. Landsberg, Poſen 


IR. Schultz, Filehne 


RN. nn e 
Güſtrow 
IR. Zelter, Stettin 


IR. Dr. Coſte, Stargard 


RA. Dr. Löwenſtein I, 
Stuttgart 


NA. Storz, Heidenheim 
jetzt in Stuttgart 


IR. Merckle, 
Frankenthal (Pfalz) 


Geh. N25 Putzler, 
Leipzig 


Erſatzmann 


RA. Dr. Kaßler, Halle 
IR. Deſſauer, Magdeburg 


IR. Reiſſert, Erfurt 


RA. L. Frankenburger, 
irnberg 


RA. 55 


—— 


RA. Dr. Kaempfer, Poſen 


IR. Stiege, Hohenſalza 


RA. Kolbow, Schwerin 


JR. Ehrenwerth, 
Stettin 


IR. Paul Ollmann, 
Greifswald 


RA. Dr. Raiſer, 
Stuttgart 


RA. Moos II, Ulm 


RA. Wenz, Zweibrücken 


IR. Dr. Eickhoff, 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlaudesgerichte 
zu Jena, Stettin und Celle haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hilfen von 1000 &, 1000 & und 2500 & gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen 
der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Das neue Stellenvermittlergeſetz. 
Von Regierungsrat a. D. V. Szezesny, Berlin. 


Während die Gewerbeordnung von 1869 gegenüber den 
Geſindevermietern nur eine Befugnis zur Unterſagung des 
Betriebes für den Fall der Beſtrafung wegen aus Gewinnſucht 
begangener Vergehen gegen das Eigentum uſw. vorſah, ver⸗ 
ſchärfte die Gewerbeordnungsnovelle von 1883 dieſe Beſtimmung 
dahin, daß an Stelle der Befugnis die zwingende Vorſchrift 
trat, den Betrieb ſowohl der Geſindevermieter wie auch der 
Stellenvermittler dann zu unterſagen, wenn Tatſachen vorlagen, 
welche die Unzuverläſſigkeit der Gewerbetreibenden in bezug auf 
dieſen Gewerbebetrieb dartun. Es erwieſen ſich jedoch weder dieſe 
Verſchärfung der geſetzlichen Vorſchriften noch die in der Gewerbe⸗ 
ordnungsnovelle vom 30. Juni 1900 enthaltenen Beſtimmungen 
(Erfordernis der Erlaubnis zum Stellenvermittlergewerbe, die bei 
Unzuverläſſigkeit [ſ. oben] zu verſagen war) gegenüber den 
Mißſtänden wirkſam, welche die gewerbliche Stellenvermittlung 
ſeit langem mit ſich brachte. Auch die bundesſtaatlichen auf Grund 
des § 38 GO. erlaſſenen, nach und nach verſchärften Ausführungs⸗ 
vorſchriften vermochten dem Übel nicht in ausreichendem Maße zu 
ſteuern. Die früher erhobenen Klagen wegen übermäßiger Höhe 
der Gebühren, Beförderung des Stellenwechſels, Verleitens zum 
Verlaſſen der Stelle und zum Kontraktbruch, Vernachläſſigung 
der Intereſſen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gewiſſenloſe 
Ausbeutung der Arbeitnehmer, Benachteiligung der öffentlichen 
Intereſſen beſtanden vielmehr nach wie vor. 

In der Erwägung, daß die Wurzel dieſer Ubelſtände in 
dem perſönlichen Erwerbsintereſſe der Vermittler zu ſuchen ſei, 
wurde von verſchiedenen Seiten der Vorſchlag gemacht, nach 
franzöſiſchem Beiſpiel den Arbeitsnachweis gänzlich dem privaten 
Erwerbsintereſſe zu entziehen und zur Stellenvermittlung aus⸗ 
ſchließlich den öffentlichen gemeinnützigen Arbeitsnachweis zu⸗ 
zulaſſen. Dieſer Vorſchlag erwies ſich jedoch einſtweilen ſchon 
deshalb als undurchführbar, weil unſere nichtgewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweiſe gegenwärtig hierzu noch nicht ausreichen. 

Man entſchloß ſich daher zu einer nach und nach vor⸗ 
zunehmenden Ausſchaltung der gewerblichen Stellenvermittlung. 

In dem am 1. Oktober d. J. in Kraft getretenen Stellen⸗ 
vermittlergeſetz vom 2. Juni 1910 iſt hierzu, nachdem im § 1 
der Begriff der gewerblichen Stellenvermittlung (V. von Stellen 
jeder Art, alſo auch der Betrieb der Theater: uſw. Agenten, 
der Geſindevermieter und der Stellenvermittler für Schiffsleute) 
dahin erweitert worden iſt, daß fortan als Stellenvermittler im 
Sinne des Geſetzes nicht nur gilt, wer gewerbsmäßig die Ver⸗ 
mittlung eines Vertrages über eine Stelle betreibt, ſondern auch 
derjenige, der gewerbsmäßig Gelegenheit zur Erlangung einer 
Stelle nachweiſt und ſich zu dieſem Zwecke mit Arbeitgebern 
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oder Arbeitnehmern in beſondere Beziehungen fest (insbeſondere 
Herausgeber von Stellen⸗ und Vakanzenliſten), in $ 2 eine er⸗ 
hebliche Verſchärfung der Konzeſſionierungsbedingungen vorgeſehen. 

Neben der Prüfung der Perſönlichkeit des Vermittlers 
hinſichtlich ſeiner Zuverläſſigkeit wird nämlich die Konzeſſio⸗ 
nierung auch von der Bejahung der Bedürfnisfrage dergeſtalt 
abhängig gemacht, daß dieſe Frage insbeſondere dann zu ver⸗ 
neinen iſt, wenn für die Gemeinde oder den wirtſchaftlichen 
Bezirk!) ein öffentlicher gemeinnütziger Arbeitsnachweis?) in 
ausreichendem Umfange beſteht. 

Hierdurch wird der unbeſchränkten Vermehrung der Stellen⸗ 
vermittler Einhalt geboten, deren Zahl ſich gleichzeitig ſowohl 
durch den natürlichen Abgang wie dadurch nach und nach ver⸗ 
mindern wird, daß im 89 einige Fälle feſtgelegt find, in. 
welchen Unzuverläſſigkeit in bezug auf den Gewerbebetrieb ftetz 
anzunehmen und demgemäß die Erlaubnis zurückzunehmen bzw. 
bei Stellenvermittlern, welche ihr Gewerbe vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1900, alſo ohne Erlaubnis begonnen haben, der Betrieb 
zu unterſagen iſt. Der Erſetzung der gewerblichen Stellen⸗ 
vermittler durch den öffentlichen gemeinnützigen Arbeitsnachweis. 
wird ferner auch poſitiv dadurch gedient, daß jene Beſtimmungen 
des § 2 geeignet ſind, den öffentlichen gemeinnützigen Arbeits⸗ 
nachweis zu fördern, zu deſſen weiterem Ausbau durch den 
Verband deutſcher Arbeitsnachweiſe nach der Begr. des Entw. (5) 
erhebliche Mittel des Reichs bereits bewilligt und weitere in 
Ausſicht geſtellt ſind. 

Durch die Vorſchrift im § 2, daß die Bedürfnisfrage mit. 
Rückſicht auf das Vorhandenſein eines öffentlichen gemeinnützigen 
Arbeitsnachweiſes nur dann zu verneinen iſt, wenn letzterer in 
ausreichendem Umfange!) beſteht, wird den berechtigten 
Intereſſen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der Erhaltung. 
genügender Stellenvermittlung Rechnung getragen. 

Eine Reihe ſonſtiger Vorſchriften iſt dazu beſtimmt, bis 
zur Erreichung des Zieles der Erſetzung der gewerblichen 
Stellenvermittlung durch den öffentlichen gemeinnützigen Arbeits⸗ 
nachweis jene vorerwähnten Auswüchſe der gewerblichen Ver⸗ 
mittlung tunlichſt zu beſeitigen. An ſolchen Vorſchriften enthält § 3 
für den Stellenvermittler das Verbot, neben der Stellen⸗ 
vermittlung gewiſſe andere Gewerbe, wie die Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaft, den Kleinhandel mit geiſtigen Getränken, die gewerbs⸗ 
mäßige Vermietung von Wohn⸗ und Schlafſtellen uſw. zu 
betreiben; ferner das Verbot, mit anderen Gewerbetreibenden 
der gedachten Art ſo in Geſchäftsverbindung zu treten, daß er 
ſich für die Ausübung ſeiner Tätigkeit Vergütungen irgendwelcher 
Art gewähren oder verſprechen läßt; das Verbot, die Tätigkeit eines- 
Stellenvermittlers zur Anpreiſung für andere, eigene oder fremde Ge⸗ 
werbebetriebe zu benutzen, und den Stellenſuchenden zu verpflichten 
oder anzuhalten, aus ſeinem oder aus einem von ihm bezeichneten 
Gewerbebetriebe oder Handelsgeſchäfte Waren zu entnehmen uſw. 
Im 8 4 wird im Hinblick auf ſchwere Mißſtände, welche ſich⸗ 
beſonders im Betriebe der Theateragenten bemerkbar machen, 
vorgeſchrieben, daß Verträge, durch die ſich ein Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer verpflichtet oder verpflichtet hat, ſich auch in 


) Vgl. S. 35, 36 meines ſoeben in 2. Aufl. im Verl. von Franz 
Vahlen, Berlin W. 9, erſchienenen Kommentars z. Stellenvermittlergeſetz. 
2) 3) Vgl. S. 37 ff., 42 bis 43 m. K. 
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ſpäteren Fällen der Mitwirkung eines beſtimmten gewerbs⸗ 
mäßigen Stellenvermittlers zu bedienen, nichtig“) ſind. § 5 
regelt das Gebührenweſen dahin, daß den Landeszentralbehörden 
die Auflage erteilt wird, Taxen für die den Stellenvermittlern 
zukommenden Gebühren feſtzuſetzen, neben welchen Vergütungen 
anderer Art nicht erhoben werden dürfen; daß ferner eine 
Gebühr nur erhoben werden darf, wenn der Vertrag infolge 
der Tätigkeit des Vermittlers zuſtande kommt. Haben beide 
Teile dieſe Tätigkeit in Anſpruch“) genommen, fo iſt die Gebühr 
von dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer je zur Hälfte zu 
tragen; eine entgegenſtehende Vereinbarung zuungunſten des 
Arbeitnehmers iſt nichtig. Nach 8 6 dürfen die Stellen⸗ 
vermittler Dienſtbücher, Arbeitsbücher, Zeugniſſe uſw., die aus 
Anlaß der Stellenvermittlung in ihren Beſitz gelangt find, 
gegen den Willen des Eigentümers nicht zurückbehalten, ins⸗ 
beſondere an ſolchen Gegenſtänden ein Zurückbehaltungsrecht 
oder Pfandrecht nicht ausüben. Behufs Bekämpfung des 
Mädchenhandels und zur Kontrolle unlauterer Elemente, die 
beſonders nach dem Auslande das Stellenvermittlungsgewerbe 
betreiben, verpflichtet 8 7 diejenigen Stellenvermittler, welche 
für weibliche Perſonen Stellen im Auslande vermitteln, der 
für ihren Gewerbebetrieb zuſtändigen Polizeibehörde ein Ver⸗ 
zeichnis der Namen dieſer Perſonen und der ihnen vermittelten 
Stellen nach näherer Anordnung regelmäßig vorzulegen. 

Die Strafvorſchriften der SS 12 (Geldſtrafe bis zu 600 4 
oder Haft) und 13 (Geldſtrafe bis zu 150 & oder Haft) find 
beſtimmt, die Durchführung der Vorſchrift des § 2 (Betrieb 
des Stellenvermittlergewerbes nur mit Erlaubnis) und der in 
den SS 3 (Verbot des Betriebes beſtimmter Nebengewerbe uſw.), 
5 (Gebührenweſen), 6 (Verbot der Zurückbehaltung. von Dienſt⸗ 
büchern uſw.), 7 (Stellenvermittlung weiblicher Perſonen nach 
dem Auslande) enthaltenen Verbote und Gebote, ſowie diejenigen 
der von den Landeszentralbehörden auf Grund des § 8 zu 
erlaſſenden weiteren Beſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb uſw. 
der Stellenvermittler zu ſichern.) 5 13 enthält außerdem 
einige Strafandrohungen gegenüber Kapitänen, die unzuläſſiger⸗ 
weiſe Stellenvermittler oder Gewerbetreibende der im 8 3 be⸗ 
zeichneten Art an Bord laſſen oder an Bord dulden, ſowie 
gegenüber Kapitänen, welche entgegen der Vorſchrift des 8 11 
es unterlaſſen, dafür zu ſorgen, daß ein Abdruck des Geſetzes 
im Volkslogis zugänglich iſt. 8 12 ſieht überdies noch inſofern 
eine Strafverſchärfung für den Rückfall (innerhalb 5 Jahren) 
bei Zuwiderhandlungen der dort bezeichneten Art vor, als er 
für dieſen Fall ein Strafminimum von 100 & feſtſetzt. § 14 
bringt den Charakter des Geſetzes als eines die Gewerbeordnung 
ergänzenden Sondergeſetzes dadurch zum Ausdrucke, daß es dort 
heißt: „Auf den Gewerbebetrieb der Stellenvermittler finden die 
Vorſchriften der Gewerbeordnung inſoweit Anwendung, als nicht 
in dieſem Geſetze beſondere Beſtimmungen getroffen ſind.“ Dies 
iſt im § 19 inſofern geſchehen, als dort beſtimmt iſt, daß mit 
dem 1. Oktober 1910 nicht nur das Geſetz, betreffend die 
Stellenvermittlung für Schiffsleute, vom 2. Juni 1902, ſondern 
auch die auf die Geſindevermieter und Stellenvermittler bezüg⸗ 
lichen Vorſchriften der 88 34, 38, 53, 75a, 149 Ziff. 8, 
149 Ziff. 7a GO. außer Kraft treten. Hiernach kommen alſo 


9 5) 6) Pgl. S. 50 bis 51, 53 bis 57, 74 bis 81 m. K. 
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insbeſondere die allgemeinen Vorſchriften der Gewerbeordnung“ 
auch weiterhin zur Anwendung. 

8 15 gibt den Landeszentralbehörden die Befugnis, zu 
beſtimmen, inwieweit die Vorſchriften der 88 3, 5 auf nicht 
gewerbsmäßige Arbeitsnachweiſe anzuwenden ſind, und weitere 
Beſtimmungen über den Betrieb uſw. dieſer Nachweiſe zu erlaſſen. 

Behufs Durchführung dieſer Beſtimmungen bedroht § 16 
Leiter oder Angeſtellte eines nicht gewerblichen Arbeitsnachweiſes, 
welche den auf Grund des 8 15 getroffenen Beſtimmungen zuwider⸗ 
handeln, mit Geldſtrafe bis zu 150 & oder mit Haft. Nach 
8 17 können die Landeszentralbehörden oder die von ihr be⸗ 
zeichneten Behörden den Betrieb unterſagen, wenn innerhalb 
zweier Jahre wiederholt Leiter oder Angeſtellte eines nicht 
gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes wegen Übertretung nach 
§ 16 rechtskräftig verurteilt find. Endlich enthält § 18 eine 
Strafvorſchrift dahin, daß mit Geldſtrafe bis zu 600 & oder 
mit Haft beſtraft wird, wer den Betrieb nach der Unterſagung 
fortſetzt oder ohne Erlaubnis der unterſagenden Behörde wieder 
aufnimmt. 

Der Beſcheid, durch den ſowohl im Falle des § 17 wie 
in demjenigen des 8 9 der Betrieb unterſagt, ſowie der Be⸗ 
ſcheid, durch welchen die Erlaubnis verſagt (S 2) oder zurück⸗ 
genommen wird (§ 9), kann nach § 10, wo ein ſolches 
beſteht, im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens angefochten 
werden; wo ein ſolches nicht beſteht, gelten die SS 20 und 21 GO. 
In Preußen beſchließt über die Erteilung der Erlaubnis nach 
Anhörung der Ortspolizeibehörde der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß, 
in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern der Magiſtrat (bollegialiſche Gemeinde⸗ 
vorſtand). Wird die Erlaubnis verſagt, ſo ſteht dem Antrag⸗ 
ſteller innerhalb 2 Wochen der Antrag auf mündliche Verhand⸗ 
lung im Verwaltungsſtreitverfahren zu. (V. vom 25. Juli 1910 
GS. 155.) 8) Gegen die im Verwaltungsſtreitverfahren ergehenden 


7) Vgl. S. 85 bis 92 m. K. 

8) Reichsgerichtsrat Dr. Neukamp (DIZ. Nr. 23 vom 1. 12. 10 
S. 1377) bezweifelt die Rechtswirkſamkeit dieſer KV., weil § 2 StVG. 
den Landeszentralbehörden die Beſtimmung der zur Erlaubniserteilung 
zuſtändigen Behörden überträgt. Der Zweifel entbehrt der Be⸗ 
gründung ſchon deshalb, weil die KV. von den als Landeszentral⸗ 
behörden in Betracht kommenden Miniſtern gegengezeichnet iſt und 
daher dem § 2 a. a. O. gerecht wird. Dr. N. irrt ferner auch darin, 
daß er als die für Verſtöße gegen § 2 maßgebliche Strafvorſchrift 
8 147 Ziff. 1 GO. (Geldſtrafe bis zu 300 & oder Haft) erachtet. 
Dieſer Paragraph iſt aber durch § 12 Ziff. 1 StVG. (Geldſtrafe bis 
zu 600 & oder Haft) erſetzt. — Von den weiter in dem Aufſatz er: 
hobenen Fragen, ob die Erlaubnis nur für einen beſtimmten Ort 
oder Bezirk erteilt werden kann, und ob ein konzeſſionierter Stellen⸗ 
vermittler dann konzeſſionswidrig handelt, wenn er von ſeinem Wohnort 
aus zwiſchen zwei Perſonen vermittelt, die nicht in dem Bezirk wohnen, 
für den er konzeſſioniert iſt, iſt die erſtere auch bezüglich derjenigen 
Stellenvermittler zu bejahen, die bereits vor dem 1. Oktober 1910 ihr 
Gewerbe betrieben haben; vgl. S. 43 bis 45 m. K. Die letztere Frage 
iſt dahin zu beantworten, daß die Stellenvermittler in der ſchrift⸗ 
lichen Betätigung für ihr Gewerbe bei dem Mangel diesbezüglicher 
in StVG., in den PrAusfVſchr. oder in der GO. enthaltenen Be 
ſtimmungen innerhalb des ſachlichen Rahmens ihrer Konzeſſion 
nicht beſchränkt find. Räumliche Schranken find ihnen nur in Ziff. 16 
der PrVſchr. vom 16. 8. 10 (ſ. unten) dahin gezogen, daß fie ohne 
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Entſcheidungen iſt binnen 2 Wochen die Berufung an den 
Bezirksausſchuß zuläſſig, der endgültig entſcheidet. (SS 82, 85 
LVG.) 

Bezüglich der Erlaubnis an Stellenvermittler für Bühnen⸗ 
angehörige iſt der Bezirksausſchuß, im Landespolizeibezirk Berlin 
der Polizeipräſident zuſtändig. Gegen den verſagenden Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes ſteht dem Antragſteller binnen 2 Wochen 
der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren, gegen denjenigen des Polizeipräſidenten in der gleichen 
Friſt die Klage beim Bezirksausſchuß zu. (V. vom 25. Juli 1910.) 
Gegen die auf Grund mündlicher Verhandlung ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes findet binnen 2 Wochen die 
Berufung an das OVG. ſtatt. [S8 83 und 85 LVG. ] e) 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat auf Grund 
von 8 8 erlaſſen a) die Vorſchriften über den Geſchäftsbetrieb 
der gewerbsmäßigen Stellenvermittler im allgemeinen vom 
16. Auguſt 1900 [HMBl. 45510), b) die Vorſchriften über 
den Geſchäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellenvermittler für 
Bühnenangehörige vom 17. Auguſt 1910 (HM Bl. 465), ergänzt 
durch Zuſätze, enthalten im Erlaß vom 28. September 1910 
[HMBl. 5091) und 0) die Vorſchriften über den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Herausgeber von Stellen⸗ und Vakanzenliſten vom 
18. Auguſt 1910 [HM Bl. 470]. 15) 

Die erſteren Vorſchriften enthalten unter andern für 
die Stellenvermittler die Verpflichtung, ſorgfältige Erkundi⸗ 
gungen über die Dienſtverhältniſſe der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer einzuziehen, und das Verbot, ohne Kenntnis dieſer 
Verhältniſſe eine Vermittlung zu übernehmen (Ziff. 10); das 
Verbot, für eine Perſon, der ſie eine deren Erwerbstätigkeit völlig 
in Anſpruch nehmende Stellung vermittelt haben, vor Ablauf 
des erſten Kündigungstermins aufs neue zu vermitteln und auf 
Arbeitnehmer wegen Vertauſchens ihrer Stellung mit einer 
anderen, oder auf Arbeitgeber wegen Entlaſſung von Arbeit⸗ 
nehmern einzuwirken (Ziff. 11), und endlich Beſtimmungen 
darüber, unter welchen Vorausſetzungen der Anſpruch des Ver⸗ 
mittlers auf Gebühr gegenüber dem Arbeitgeber bzw. gegenüber 
dem Arbeitnehmer erliſcht (Ziff. 18, 19). 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe, der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der Miniſter des 
Innern haben auf Grund von 8 5 des Geſetzes die Vorſchriften 
über den Betrieb nichtgewerbsmäßiger Stellenvermittlungen vom 
21. Auguſt 1910 [HMBl. 474] 13) erlaſſen. Letztere gelten 
jedoch nur für ſolche nichtgewerbsmäßigen Stellenvermittlungen, 
die Stellen für das Geſinde oder für die in der Landwirtſchaft 
oder im Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsbetriebe beſchäftigten Perſonen 
vermitteln. 

Auf Grund des § 5 bat der Minifter für Handel und 
Gewerbe den Gebührentarif der Stellenvermittler für Bühnen⸗ 


vorherigen Auftrag außerhalb ihrer Geſchäftsräume weder ſelbſt 
noch durch Dritte mit Arbeitnehmern oder Arbeitgebern für die Zwecke 
ihres Gewerbes in unmittelbaren perſönlichen Verkehr treten dürfen; 
ſie dürfen ihr Gewerbe weder im Umherziehen, noch durch Agenten, 
noch durch Inanſpruchnahme anderer Stellenvermittler betreiben, auch 
Zweiggeſchäfte nicht errichten. 

9) 10) 11) 19) 15) Vgl. S. 29, 103 bis 113, 121 bis 129, 
133 bis 137, 143 bis 147 m. K. 
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angehörige vom 19. Auguſt 1910 [HMBl. 4731 erlaſſen und 
durch Erlaß vom 17. Juni 1910 (HMBI. 262) die Feſtſetzung 
der Gebührentaxen hinſichtlich der gewerbsmäßigen Stellen⸗ 
vermittler für Schiffsleute den Regierungspräſidenten, hin⸗ 
ſichtlich der übrigen gewerbsmäßigen Stellenvermittler den 
Ortspolizeibehörden übertragen. 

Demgemäß hat der Polizeipräfident zu Berlin unter dem 
12. September 1910 den Gebührentarif für die in Berlin ab⸗ 
geſchloſſenen Stellenvermittlungen 10) erlaſſen, der nach gleich⸗ 
lautenden Bekanntmachungen der für Charlottenburg, Schöneberg, 
Wilmersdorf, Rixdorf, Lichtenberg, Stralau und Boxhagen⸗ 
Rummelsburg zuſtändigen Polizeipräſidenten auch für die in 
dieſen Orten abgeſchloſſenen Stellenvermittlungen gilt. 


Der Einfluß der Novelle zur Zivilprozeßorduung 
vom 1. Juni 1909 auf die Rechtſprechung der 
Amtsgerichte. 

Von Amtsgerichtsrat Laubhardt, Bunzlau. 


Juriſten ſind bekanntlich „als ſolche“ konſervativ, d. h. ſie 
ſind geneigt, neue Geſetze ſo auszulegen und anzuwenden, daß 
ſie ſich möglichſt eng an das bisher Geltende, das man je 
nachdem als das „bewährte Alte“ oder als „alten Schlendrian“ 
bezeichnen mag, anlehnen, ſo daß ein Bruch mit der Ver⸗ 
gangenheit möglichſt vermieden oder gemildert wird. 

So konnte man von vornherein vermuten, daß der 
Einfluß der Prozeßnovelle vom 1. Juni 1909 nicht ſehr ein⸗ 
greifend ſein, ſich namentlich im Gang des Verfahrens nicht 
ſehr bemerkbar machen werde, zumal ja auch die Novelle 
mehrfach nur das ſanktioniert, was auch ſonſt ſchon, ſei es 
praeter oder auch contra legem Gerichtsgebrauch war. 

Immerhin iſt ein Einfluß der Prozeßnovelle vorhanden 
und ſoll und muß vorhanden ſein; ein abſchließendes Urteil 
über Art und Umfang desſelben wird ſich heute noch nicht 
fällen, wohl aber eine vorläufige Feſtſtellung treffen laſſen. 

Eine ſolche ſoll im folgenden verſucht werden; fie fol ſich 
beſchränken auf das amtsgerichtliche Verfahren und ſich 
gründen nicht auf theoretiſche Erwägungen, ſondern auf die 
Erfahrungen, die der Verſaſſer geſammelt hat in ſeiner Tätigkeit 
als Prozeßrichter an einem mit 5 Richtern beſetzten Amts⸗ 
gericht, bei dem jährlich etwa 1200 bis 1400 Zivilprozeſſe 
anhängig werden. Das Bild wird ſich natürlich verſchieden 
geſtalten je nach den örtlichen Verhältniſſen und nach der 
Eigenart der beteiligten Beamten und Parteien und ihrer 
Vertreter, es läßt ſich aber doch wohl annehmen, daß die 
Ergebniſſe an verſchiedenen Orten in den Hauptpunkten über⸗ 
einſtimmen werden. 

Das Hauptziel der Prozeßnovelle, wie in der Regel jedes 
neuen Prozeßgeſetzes, war Verbeſſerung der Rechtspflege: 
Erlangung beſſerer, d. h. materiell richtigerer Urteile in kürzerer 
Zeit. Es ſoll dargeſtellt werden, welche Wirkung die dieſen 
Zwecken dienenden Beſtimmungen des Geſetzes ausgeübt haben, 


14) 15) Vgl. S. 147 bis 150, 153 bis 160 m. K. 
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wobei indes eine ſcharfe Unterſcheidung dahin, welche Norm 
den einen und welche den andern Zweck verfolgt habe, nicht 


möglich iſt. 
A 


Eine weſentliche Vorausſetzung für ein richtiges, gerechtes 
Urteil bildet die richtige Feſtſtellung des wirklichen, dem 
Streitfall zugrunde liegenden Sachverhalts. Dazu dient die 
Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, die natürlich 
nur zum Ziel führt, wenn dieſelben die Wahrheit ausſagen. 
Um das Ziel ſicherer zu erreichen, hat die Novelle in 88 392, 
410 für die Regel den Nacheid eingeführt. 

Darüber, wo die Zahl der unrichtigen Ausſagen und Gut⸗ 
achten größer iſt, beim Voreid oder beim Nacheid, ſind die 
Anfichten verſchieden geweſen bis zum Erlaß der Novelle und 
werden ebenſo verſchieden auch nachher ſein; ein Nachweis oder 
auch nur eine einigermaßen begründete Schätzung, ob und 
welche Verſchiebung der Zahlen ſeit dem 1. April eingetreten 
iſt, iſt natürlich heute noch nicht zu erbringen und wird ſich 
auch ſpäter kaum erbringen laſſen; auch eine vergleichende 
Meineidsſtatiſtik wird das nicht ermöglichen, da aus ihr nicht 
erhellt, welche Ausſagen anders gelautet hätten beim Vor⸗ 
oder beim Nacheid. 

Der zuverläſſigeren Wahrheitsermittelung dient auch $ 393 
Ziff. 4, der für die Regel die Beeidigung des Zedenten aus⸗ 
ſchließt, die bis dahin, wenigſtens nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts, erforderlich war. Auch hier wird ein zwingender 
Nachweis, wie viel unwahre Ausſagen von Zedenten abgegeben 
ſind, wie viele davon auch eidlich abgegeben worden wären und 
auf wie viele davon das Gericht ſein Urteil gegründet hätte, 
wenn ſie beſchworen worden wären, während es auf Grund 
der uneidlichen jetzt anders urteilt, nicht zu erbringen ſein. 
Aber wenn auch das Gericht die Freiheit hat, auch einer 
eidlichen Ausſage, wenn es ſie nicht für glaubwürdig hält, 
nicht zu folgen, ſo wird es doch keinem begründeten Zweifel 
unterliegen, daß ein Gericht ſich nicht leicht entſchließt, eine 
eidliche Ausſage, ſolange nicht der Nachweis des Meineids 
erbracht iſt, für objektiv unwahr zu halten und zu erklären. 

Man wird daher nicht fehlgehen, wenn man einen Ein⸗ 
fluß der Novelle in der Richtung annimmt, daß eine Anzahl 
von Fehlſprüchen vermieden wird, weil der Zedent nicht mehr 
eidlich vernommen wird. | 

Ein günftiger, wenn auch nicht beſtimmt und ziffermäßig 
nachweisbarer Einfluß auf die Rechtſprechung iſt ſicher auch 
die Folge des $ 157 Abſ. 2. Ganz gewiß unterbleibt in einer 
Zahl von Fällen die Erhebung zweifelhafter oder unbegründeter 
Anſprüche und Klagen, wenn ſie nicht von Rechtskonſulenten, 
die ſie ſich haben abtreten laſſen, um ſie als eigene geltend zu 
machen, vertreten und durchgeführt werden können. Schon das 
Fortfallen ſolcher Prozeſſe, auch wenn ſie ſchließlich durch ein 
materiell richtiges Urteil entſchieden worden wären, iſt von 
Vorteil. In mehr oder weniger Fällen wäre es aber dem 
Kläger auch wohl gelungen, durch rückſichts⸗ und gewiſſenloſe 
Prozeßführung eine unbegründete Forderung zu erſtreiten oder 
den Gegner zu einem dieſem ungünſtigen Vergleich zu beſtimmen. 

Zur Herbeiführung eines gerechteren Urteils ſoll auch der 
neue Satz des § 502 dienen, wonach das Gericht „das Sach⸗ 
und Streitverhältnis mit den Parteien zu erörtern hat“. Ganz 
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gewiß wird durch eine ſolche Erörterung die Sache beſſer auf⸗ 
geklärt und es wird verhindert, daß Parteien, die ſonſt aus 
Unkenntnis und Ungeſchicklichkeit ihr Recht nicht geltend machen 
und durchſetzen würden, es verlieren; es wird dadurch oft dem 
Recht zum Siege verholfen. Der Beſtimmung wäre daher 
ſicher ein bedeutender und günſtiger Einfluß beizumeſſen, doch 
wird man annehmen dürfen, daß dieſe Wirkung nicht erſt eine 
Folge der Novelle iſt, ſondern meiſtens ſchon vorher beſtand. 
Die meiſten Amtsrichter haben auf Grund der früheren Faſſung 
des § 502 unter Ausübung des richterlichen Fragerechts die 
Sache in derſelben Weiſe mit den Parteien erörtert, wenige 
werden ſich durch eine zu gewiſſenhafte oder zu pedantiſche 
Auffaſſung der Verhandlungsmaxime (die Grenze iſt ſehr 
fließend) an einer ſolchen Erörterung gehindert geſehen haben. 
Daß es, wie Stein (Kommentar, Anm. 1 zu 5 502) meint, 
auf Grund der Beſtimmung jetzt weniger leicht zu einer Zurück⸗ 
weiſung von zum Vortrag Unfähigen kommen werde, glaube ich 
kaum; diejenigen, die bisher aus 8 157 zurückgewieſen wurden, 
werden auch kaum zu einer Erörterung nach § 502 n. F. im⸗ 
ſtande ſein. 

Sonach dürfte die neue Faſſung des § 502 ohne Einfluß 
auf den Prozeß ſein. 


1. Unter den Mitteln, die eine Abkürzung der Prozeſſe 
bezwecken, nimmt eine hervorragende Stelle ein der neue $ 23 
Ziff. 1 GVG., der die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte für ver⸗ 
mögensrechtliche Streitigkeiten im Wert bis 600 & ſtatt wie 
bisher bis 300 & beſtimmt. 

Daß ceteris paribus derſelbe Prozeß regelmäßig ſchneller 
vor dem Amts⸗ als vor dem Landgericht und in II. Inſtanz 
ſchneller vor dem Land⸗ als vor dem Oberlandesgericht zur 
Entſcheidung kommt, darf wohl als notoriſch angeſehen werden, 
und man kann es als eine ſicher eingetretene Wirkung der 
Novelle hinſtellen, daß diejenigen Prozeſſe, für die durch die 
Novelle die Amtsgerichte in I. Inſtanz zuſtändig geworden ſind, 
jetzt ſchneller entſchieden werden, als es bisher und ſonſt der 
Fall fein würde. Wie hoch ſich die Zahl dieſer Prozeſſe 
beläuft, ergibt die Juſtizſtatiſtik. Dabei iſt aber zu beachten, 
daß nicht alle Prozeſſe mit Objekten von 300 bis 600 &, die 
jetzt von den Amtsgerichten verhandelt find, erſt durch die 
Novelle vor ſie gelangt ſind, vielmehr wäre für eine nicht un⸗ 
beträchtliche Zahl durch Verbindung oder durch Vereinbarung 
des Gerichtsſtandes auch ſonſt das Amtsgericht zuſtändig 
geweſen. 

Eine weitere Frage iſt nun aber, ob und in welchem Um⸗ 
fang eine unerwünſchte Wirkung der Kompetenzerweiterung 
durch ſchlechtere Erledigung der Prozeſſe feſtzuſtellen iſt. Man 
wird a priori annehmen dürfen und müſſen, daß, wenn bei 
demſelben Tatbeſtand die Entſcheidung des Landgerichts von 
der des Amtsgerichts und die des Oberlandesgerichts von der 
des Landgerichts abweicht, die Entſcheidung des höheren 
Gerichts die richtigere iſt; ohne dieſe Annahme wäre unſerem 
ganzen Inſtanzenzug und unſerer Gerichtsorganiſation die Grund⸗ 
lage entzogen. Dafür aber, wie viele und welche Fälle bei 
der früheren Ordnung der Zuſtändigkeit an die Oberlandes⸗ 
gerichte gediehen wären und von dieſen anders als von den 


Landgerichten entſchieden worden wären, ob alſo das neue 
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Geſetz in einzelnen Fällen eine ſchlechtere Rechtſprechung ver: 
ſchuldet, fehlt es an jedem Anhalt. 

Selbſt wenn man eine ſolche annimmt, wird man aber 
ſagen müſſen, für die ſchnellere Erledigung vieler Prozeſſe iſt 
eine unrichtige Entſcheidung einiger im Intereſſe der Geſamtheit 
kein zu hoher Preis. 

Eine unerwünſchte Folge der Zuſtändigkeitserhöhung iſt 
es, daß nach § 709 Ziff. 4 nur die Urteile über Anſprüche 
bis 300 &„ auf Antrag ohne Sicherheit für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden. In ſtark beſetzten Sitzungen und 
namentlich wo es jetzt der mündlichen Stellung des Antrags 
nicht mehr bedarf, wird es leicht einmal überfehen, daß es ſich 
um einen höheren Streitgegenſtand handelt, und es wird die 
vorläuſige Vollſtreckbarkeit ausgeſprochen, ohne daß ſie von 
einer Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht wird. 

2. Eine Beſchleunigung des Verfahrens durch Erſparung 
beſonderer Beweistermine hat der § 501 ZPO. im Auge; er iſt 
aber meines Wiſſens bisher kaum oder doch nur ſehr ſelten zur 
Anwendung gebracht worden und daher ohne Wirkung geblieben. 
Wo etwa Akten und Urkunden desſelben Gerichts im erſten 
Termin vorgelegt werden, wäre dies auch ſchon vor der Novelle 
auf vorherige Verfügung oder auf Anordnung alsbald im Termin 
zuläſſig geweſen und geſchehen; die Parteien pflegten und pflegen 
Urkunden uſw., auf die ſie ſich beziehen und die ſie in Händen 
haben, auch ohne beſondere Anordnung zum Termin mitzubringen; 
von den übrigen Zeit und Geld koſtenden Anordnungen des 
§ 501 wird das Gericht verſtändigerweiſe abſehen, ſolange die 
Notwendigkeit der Maßregel nicht mit einiger Sicherheit feſtſteht, 
und dies iſt vor der mündlichen Verhandlung kaum jemals der 
Fall; es läßt ſich nie vorausſehen, ob es zu einer Beweis⸗ 
aufnahme oder zu einer anderen Erledigung des Termins durch 
Vertagung, Vergleich u. dgl. kommt. Dann aber wäre der 
ganze Aufwand unnötig geweſen; überdies muß die für die 
etwaige Beweiserhebung erforderliche Zeit frei gehalten werden, 
und es wird, wenn es nicht zu der Beweisaufnahme kommt, 
die Zeit verſchwendet und die Ordnung der Sitzung geſtört. 
Allen dieſen Gefahren wird das Gericht nicht ſich und die Parteien 
ausſetzen, namentlich nicht, wenn die Zeit bis zu einem neuen 
Termin eine verhältnismäßig kurze iſt, ſo daß der Gewinn an 
Zeit, wenn es zu der Beweisaufnahme kommt, in keinem Ver⸗ 
hältnis zu den Unzuträglichkeiten ſteht, wenn die Maßregel ſich 
als unnötig erweiſt. 

3. Einer nachweisbaren erheblichen Wirkung entbehrt auch 
der S 509. Die Zuläſſigkeit einer ſofortigen Beweiserhebung 
beſtand auch bisher und in weiterem Umfang wird ſie auch 
jetzt nur ſelten ſtattfinden. Die unverzügliche Geſtellung von 
Zeugen und Sachverſtändigen wird, namentlich an größeren 
Orten, ſelten möglich ſein; die Unterbrechung der Verhandlung, 
das Ausſenden von Gerichtsdienern mit unſicherem Erfolg, wird 
man vermeiden, namentlich auch, wenn der etwaige Zeitgewinn 
beim Erſparen eines Termins nicht bedeutend iſt. Damit die 
Maßregel öfter und mit Erfolg ergriffen werden könne, wäre 
es erforderlich, die Gerichte, ſoweit es möglich iſt, an die Fern⸗ 
ſprechnetze anzuſchließen; dann könnte durch unmittelbaren Anruf 
oder Anruf von an das Netz angeſchloſſenen Nachbarn leicht 
eine Ladung oder die Feſtſtellung erfolgen, daß die zu Ladenden 
nicht zu erreichen ſind. 
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4. Eine Abkürzung der Progeſſe ift ganz unzweifelhaft für 
alle diejenigen Sachen eingetreten, die durch die Abänderung 
des § 202 GVG. zu Ferienſachen geworden find und bei denen 
jetzt die Unterbrechung durch die Gerichtsferien weggefallen ift.*) 

5. Zur ſchnelleren und leichteren Erlangung eines voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitels ſollen die Beſtimmungen der Novelle 
über das Mahnverfahren dienen, deſſen häufige Anwendung ſie 
durch ſeine Erleichterung und zweckmäßigere Geſtaltung be⸗ 
wirken ſollen. 

In ausgedehntem Maße wird von der Beſtimmung des 
§ 696 Abſ. 2 Gebrauch gemacht und der Antrag auf eventuelle 
Anberaumung des Termins mit dem Geſuch auf Erlaſſung des 
Zahlungsbefehls verbunden. Häufig wird auch zugleich die 
Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls für den Fall beantragt, 
daß kein Widerſpruch erhoben werde. Das iſt zweifellos zweck⸗ 
mäßig und ich halte es auch für zuläſſig, indeſſen iſt letzteres 
bekanntlich ſtreitig (vgl. JW. 1910, 727 ff.). 

Nach welcher Seite ſich die Praxis überwiegend hinneigt, 
kann ich nicht ſagen. 

Die Anwendung des Mahnverfahrens würde noch weiter 
erleichtert werden, wenn man auch bei Zahlun gsbefehlen über 
mehr als 600 & die Erlaſſung eines Verſäumnisurteils für 
zuläſſig und nicht die Unzuſtändigkeitserklärung für erforderlich 
hielte. Indeſſen wird das wohl gegenüber den Beſtimmungen 
des § 697 nicht angehen (vgl. Rieß, JW. 1910 Nr. 16). 

Erſchwert wird ferner die Anwendung des Mahnverfahrens 
dadurch, daß es nicht zuläſſig iſt, das im Fall der Widerſpruchs⸗ 
erhebung ergehende Verſäumnisurteil für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären, ſofern nicht ein dahingehender Antrag vorher geſtellt 
und dem Gegner zugeſtellt iſt, und das geſchieht vorläufig kaum 
jemals. Es wird nötig ſein und wird wohl auch mehr und 
mehr üblich werden, daß in dem Antrag auf Erlaſſung des 
Zahlungsbefehls und eventuelle Terminsbeſtimmung ſowie 
eventuelle Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls zugleich beantragt 
wird, ein etwa ergehendes Verſäumnisurteil für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären, und daß dieſer Antrag zugeſtellt wird. 

Auch hier zeigt ſich aber, wie wünſchenswert eine geſetzliche 
Beſtimmung iſt, wonach die Urteile über Vermögenswerte bis 
600 &, oder noch beſſer allgemein die Urteile der Amtsgerichte, 
auch ohne Antrag für vorläufig vollſtreckbar zu erklären ſind. 
(Siehe oben.) 

Als ſehr erſchwerend für das Mahnverfahren hat ſich die 
Einführung des Amtsbetriebes (§ 693 ZPO.) erwieſen. Die 
Erledigung der Mahnſachen in der Gerichtsſchreiberei (Fertigung 
der erforderlichen Abſchriften und Zuſtellungsurkunden durch die 
Kanzlei, Prüfung der Abſchriften durch den Gerichtsſchreiber, 
Beförderung zur Poſt, Berechnung der Koſten, Eintragung in 
das Koſtenregiſter und Fertigung der Koſtennoten, bureaumäßige 
Bearbeitung nach Eingang der Zuſtellungsurkunden, Herſtellung 
und Expedition der Benachrichtigungsſchreiben uſw.) erfordert 
beim Amtsgericht Bunzlau ſo viel Zeit (und ich habe keinen 
Grund anzunehmen, daß die örtlichen und perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe hier beſonders ungünſtig liegen), daß die Parteien durch⸗ 
ſchnittlich etwa 3 Tage ſpäter die Nachricht von der Zuſtellung 


) Vgl. zu obigem auch den Aufſatz von Geiershöfer in Nr. 18 
und von Hörle in „Recht“ 1910 Nr. 13. 
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des Zahlungsbefehls erhalten, als das früher beim Partei⸗ 
betrieb der Fall war. 
| Wenn, wie das hier die Regel ift, der erſte Verhandlungs⸗ 
termin 1 bis 2 Wochen nach Eingang der Klage, in eiligen 
Sachen unter Abkürzung der Einlaſſungsfriſt noch entſprechend 
früher anſteht, ſo wird die Partei ein vollſtreckbares Anerkenntnis⸗ 
oder Verſäumnisurteil oft früher, kaum jemals ſpäter in Händen 
haben, als den Vollſtreckungsbefehl, und fie entgeht noch der 
Gefahr einer weiteren Verzögerung durch Erhebung des Wider⸗ 
ſpruchs. | | 
Wie wenig beliebt das Mahnverfahren iſt, dürfte auch aus 
folgenden Zahlen erſichtlich ſein: 

Beim Amtsgericht Bunzlau waren anhängig vom 1. Januar 
bis 24. Oktober 

1909: Zivilklageſachen 1075, Mahnſachen 1200; 

| 1910: 5 979, . 912. 
Es liegen ja ſicher beſondere, hier nicht zu erörternde Gründe 
für eine allgemeine Abnahme der Prozeſſe vor, aber bei dieſem 
ſo viel ſtärkeren Rückgang der Mahnſachen wird man gewiß 
nicht annehmen dürfen, daß nach dem Inkrafttreten der Prozeß⸗ 
novelle in einer größeren Zahl von Sachen das Mahnverfahren 
ſtatt der Klage gewählt worden ſei, als das ohne die Novelle 
der Fall geweſen wäre. Und ſicher wird in Zukunft, wenn die 
Nachteile des jetzigen Mahnverfahrens erſt allgemeiner bekannt 
geworden ſind, es noch mehr vermieden werden. Man wird alſo 
ſagen können: Im Gegenſatz zu dem Zweck der Novelle iſt die 
Folge derſelben ein Rückgang der Mahnſachen gegenüber den 
ordentlichen Prozeſſen. 


Eine dritte Gruppe von Beſtimmungen der Novelle hat 
eine indirekte Verbeſſerung und Beſchleunigung der Rechtspflege 
durch Vereinfachung und andere Geſtaltung des Verfahrens 
im Auge. 

Dahin gehört: 

1. Der Amtsbetrieb nach SS 497, 340, die Ladung der 
Parteien durch den Gerichtsſchreiber. Auch nach dreißigjähriger 
Geltung der ZPO. war es immer noch einer nicht geringen 
Zahl von Menſchen nicht klar, daß die Ladung nicht vom 
Gericht, ſondern daß und wie ſie von der Partei ſelbſt zu be⸗ 
wirken ſei. Für dieſe Perſonen bedeutet zweifellos die Einführung 
des Amtsbetriebes eine Erleichterung der Rechtsverfolgung. 

An ſich iſt aber die Ladung durch den Gerichtsſchreiber 
infolge der Vorſchriften über den Geſchäftsgang in den Gerichts⸗ 
ſchreibereien (ſiehe oben) ſchwerfälliger und langſamer als 
durch den Gerichtsvollzieher; es vergeht jetzt vom Eingang der 
Klage bis zur Zuſtellung der Ladung an den Beklagten in der 
Regel mehr Zeit als früher; allerdings iſt dieſer Unterſchied 
wenigſtens beim Amtsgerichte Bunzlau nicht ſo bedeutend, daß 
deswegen eine ſpätere Anberaumung des erſten Termins erfolgen 
müßte, indeſſen iſt es wohl möglich, daß bei anderen Gerichten 
oder bei ſtärkerem Geſchäftsgang dieſe Folge eintritt, wenn nicht 
eine Vermehrung der Gerichtsſchreibereibeamten ſtattfindet. Auf 
keinen Fall aber bewirkt der Amtsbetrieb eine Beſchleunigung 
des Verfahrens. 

Von dem Abſ. 2 des § 497, der ſofortigen Mitteilung 
des Termins an die Partei durch den Gerichtsſchreiber, wird 
ſo gut wie gar nicht Gebrauch gemacht. 
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Die Vorausſetzungen, daß nämlich die Partei ſelbſt oder 
ein zur Entgegennahme der Mitteilung Befugter, erſcheint und 
daß der Richter gerade anweſend und zur ſofortigen An⸗ 
beraumung des Termins in der Lage iſt, treffen ſelten zuſammen; 
die Rechtsanwälte haben in der Regel kein Intereſſe an dieſer 
Art der Terminsmitteilung und ziehen es vor, eine förmliche 
Ladung bei ihren Akten zu haben. (Vgl. auch „Das Recht“ 
1910, 281.) 

2. Eine Verkürzung der eigentlichen mündlichen Verhand⸗ 
lung tritt ein, wenn auf Schriftſtücke Bezug genommen und 
nicht ihr Inhalt mündlich vorgetragen wird, was nach 8 502 
Abſ. 2 jetzt zuläſſig iſt. Indeſſen iſt das auch früher vielfach 
ebenſo gehandhabt worden, ſo daß wohl auch hier die Novelle 
keinen merkbaren Einfluß ausübt. 

3. Die Herſtellung der Urteile in abgekürzter Form nach 
§ 313 Abſ. 3 erfordert vielfach weniger Zeit und Mühe als 
früher; für die Partei wird ſich das aber kaum bemerkbar 
machen, ſie wird nicht früher in den Beſitz eines vollſtreckbaren 
Titels gelangen; es tritt das nur in den wenigen Fällen ein, 
wo ſie ſich in oder gleich nach der Sitzung eine Ausfertigung 
erteilen läßt. 

Andererſeits können, wenn nicht bei der Zwangsvollſtreckung 
Schwierigkeiten entſtehen ſollen, die abgekürzten Urteile nur auf 
Klagen geſetzt werden, die einen ganz präziſen, unzweideutigen 
Antrag enthalten. 

Und da die Klage einen integrierenden Beſtandteil des 
Urteils bildet, ſo muß für jede Abſchrift oder Ausfertigung des 
Urteils eine Abſchrift der Klage hergeſtellt werden. 

Das hat gegenüber der bisherigen formularmäßigen Form 
der Anerkenntnis⸗ und Verſäumnisurteile eine bedeutende Ver⸗ 
mehrung des Schreibwerks zur Folge. Eine Verminderung 
des Schreibwerks wird erzielt durch die Zulaſſung von Aus⸗ 
fertigungen, die nur den Tenor des Urteils enthalten, doch iſt 
von dieſer Möglichkeit bisher kein ſehr ausgedehnter Gebrauch 
gemacht worden. 

4. Daß die Unzuſtändigkeitserklärung und die Verweiſung 
an das zuſtändige Gericht (SS 505, 506, 508, 697) durch 
unanfechtbaren Beſchluß eine Vereinfachung und Beſchleunigung 
des Verfahrens bewirkt, bedarf keiner Ausführung. Ebenſo liegt 
es auf der Hand, daß die Abkürzung der Einſpruchsfriſt im 
amtsgerichtlichen Verfahren die Dauer des Prozeſſes um eine 
Woche verkürzen kann. 

Welchen Einfluß die Prozeßnovelle auf die Gerichte nach 
innen, auf ihren Geſchäftsbetrieb, die Menge und die Verteilung 
der Arbeit, ausübt, ſoll hier ebenſowenig erörtert werden, wie 
die Wirkung hinſichtlich der Koſten. | 

Die vorſtehende Darlegung dürfte gezeigt haben, daß der 
Einfluß der Prozeßnovelle, ſoweit derſelbe nach ſo kurzer Zeit 
und für einen ſo beſchränkten Kreis feſtzuſtellen iſt, weder ſehr 
weit noch ſehr tief geht und daß er in mancher Beziehung als 
ein günſtiger, in anderer auch als ein ſchädlicher zu bezeichnen 
iſt. Darüber, ob und wieweit dieſer oder jener überwiegt, ſoll 
hier kein Urteil abgegeben werden. 

Der Verfaſſer traut ſich nicht zu, Vorſchläge machen zu können, 
durch die das Ziel, das ſich die Prozeßnovelle geſteckt hat, 
beſſer erreicht werden könnte, namentlich weiß er keinen Ausweg, 
um einen Hauptſchaden unſeres Prozeſſes, die unnötigen Termins⸗ 
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verlegungen, zu beſeitigen. Er weiß kein Mittel anzugeben, um 
zu erkennen, ob ein Vertagungsantrag ſachlich begründet iſt oder 
ob er frivol aus Bequemlichkeit oder behufs Verſchleppung 
geſtellt, und ob ihm nur aus unzuläſſiger Rückfichtnahme und 
Nachgiebigkeit zugeſtimmt wird. 

Aber auf einen Weg möchte er doch hinweiſen, um auch 
nach dem beſtehenden Geſetz zu einer weſentlichen Verbeſſerung 
unſerer Rechtſprechung zu gelangen. Das würde nach ſeiner 
Aberzeugung eintreten, wenn mit der Beſtimmung des § 355 ZPO., 
daß die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht erfolgt, Ernſt 
gemacht würde. 

Es bedarf wohl keiner Ausführung, daß der Richter durch die 
unmittelbare Vernehmung eines Zeugen ein viel zutreffenderes 
Bild von dem wahren Sachverhalt bekommt, als durch Protokolle 
und auch durch die Mitteilungen des beauftragten Richters. 
Demgegenüber kann ein etwaiger Mehrverbrauch an Zeit und 
Arbeit nicht in Betracht kommen; übrigens ſteht ſehr dahin, ob 
nicht die Vernehmung durch den beauftragten und erſuchten 
Richter und alsdann der Vortrag des Ergebniſſes in dem neuen 
Verhandlungstermin mehr Zeit und Arbeit erfordert als die einen 
Termin erſparende Vernehmung vor dem Prozeßgericht. Die 
Vernehmung durch den erſuchten, mit der Sache nicht vertrauten 
Richter, lediglich auf Grund des Beweisbeſchluſſes und der 
Akten, wird oft nicht erſchöpfend und ſachgemäß ſein; die Koſten 
der Reiſe des Zeugen an den Sitz des Prozeßgerichtes, wenn 
dieſelbe nicht allzuweit iſt, werden oft aufgewogen durch die 
Koſten der Parteivertretung von dem erſuchten Gericht. 

Wenn der jetzige Wortlaut des Geſetzes nicht ausreicht, um 
in weiterem Umfang die Beweisaufnahme von dem Prozeßgericht 
zu erwirken — und die Erfahrung ergibt das —, ſo wird ſich 
eine Anordnung der Juſtizverwaltung oder eine andere Faſſung 
des Geſetzes empfehlen, durch die Zeitmangel als Grund der 
Vernehmung durch den beauftragten Richter ausgeſchloſſen und 
weite Entfernung als Grund der Zeugenvernehmung durch den 
erſuchten Richter erheblich eingeſchränkt wird. 


Sicherungsmaßregeln im Hypothekenverkehr. 
Von Notar Dr. Wäntig, Hamburg. 


Der Aufſatz des Rechtsanwalts und Notars Gundlach 
„Vorſicht im Hypothekenverkehr“ in der JW. 10, 457 hat bei 
manchen Hypothekenbanken eine gewiſſe Beunruhigung hervor⸗ 
gerufen. 

Gundlach behandelt den Fall, daß der Eigentümer eines 
Grundſtücks eine größere Hypothek aufnimmt, um mit dieſer 
die bisher eingetragenen Hypotheken abzulöſen. Gundlach weiſt 
nach, daß das hierbei übliche Verfahren nicht ausreicht, um den 
Geldgeber der neuen Hypothek zu ſichern. Dieſes Verfahren 
beſteht darin, daß der Eigentümer zuerſt die Hypothek für den 
neuen Hypothekarier in das Grundbuch eintragen läßt, daß 
dann die Auszahlung der bisher eingetragenen Hypotheken Zug 
um Zug gegen Ausſtellung der Löſchungsbewilligungen der 
Gläubiger nebſt Löſchungsanträgen des Eigentümers und gegen 
Herausgabe der Hypothekenbriefe erfolgt, worauf ſämtliche Ur⸗ 
kunden dem Grundbuchamt zur Löſchung der Vorhypotheken 
eingereicht werden. 


M22. 1910. 


Gundlachs Bedenken ſtützen ſich auf zwei von ihm mit⸗ 
geteilte Reichsgerichtsentſcheidungen (Bd. 66 S. 285 und 
JW. 08, 200). Der erſten Entſcheidung lag der Fall zugrunde, 
daß nach Einreichung der Urkunden beim Grundbuchamt die 
Vorhypotheken, die durch die Auszahlung Eigentümergrund⸗ 
ſchulden geworden waren, von einem Gläubiger gepfändet und 
ihm zur Einziehung überwieſen worden waren, bevor ſie im 
Grundbuch gelöſcht waren. Der Eigentümer hatte ſeinen 
Löſchungsantrag zurückgezogen. Das RG. hat erklärt, die 
Pfändung und Uberweiſung der Eigentümergrundſchulden ſei beim 
Mangel der Löſchung im Grundbuch an ſich nicht ausgeſchloſſen. 
In dem andern Fall hatte ſich der Eigentümer dem neuen 
Hypothekgläubiger gegenüber verpflichtet, deſſen Hypothel den 
Rang unmittelbar hinter dem wirklich valutierten Betrag einer 
vorgehenden Hypothek zu beſchaffen. Aber das Vermögen des 
Eigentümers war nach der Einreichung der Urkunden beim 
Grundbuchamt, aber vor der Löſchung der Vorhypothel das 
Konkursverfahren eröffnet. Bei der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtückes hat das RG. den auf den nicht valutierten Teil 
der vorgehenden Hypothek (Eigentümergrundſchuld) entfallenden 
Betrag des Verſteigerungserlöſes dem nachfolgenden Hypothek⸗ 
gläubiger zugeſprochen. Eine Zurücknahme des Löſchungs⸗ 
antrages war in dieſem Fall nicht erfolgt. 

Aus der Begründung dieſer beiden Entſcheidungen ſeien 
hier folgende Sätze hervorgehoben. 

In dem Löſchungsantrag des Eigentümers kann eine 
bindende Erklärung materiellen Rechts gefunden werden. Zur 
Aufhebung einer dem Eigentümer zuſtehenden Hypothek reicht 
die Erklärung des Eigentümers, ſein Recht aufgeben zu wollen, 
aus. Dieſe Erklärung iſt aber nicht nach $ 1183 BGB. zu 
beurteilen, ſondern unterſteht dem 8 875. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Unwiderruflichkeit der Zuſtimmungs⸗ 
erklärung des 8 1183 abſolute Wirkung beizumeſſen iſt; bei 
der Beurteilung der Aufhebungserklärung nach 8 875 BG. 
iſt dies jedenfalls ausgeſchloſſen. Auch dieſe Aufhebungs⸗ 
erklärung bewirkt beim Vorliegen der in § 875 Abſ. 2 auf⸗ 
geführten Vorausſetzungen die Bindung des Erklärenden und 
iſt inſofern unwiderruflich. Die Unwiderruflichkeit wirkt aber, 
wie im Fall des $ 873 BGB., nur unter den Parteien und 
hat nicht die Bedeutung einer Verfügungsbeſchränkung, auf die 
ſich auch dritte Perſonen zu berufen in der Lage wären. 

In dem zweiten Fall, in dem ſich der Eigentümer dem 
neuen Hypothekgläubiger gegenüber verpflichtet hatte, deſſen 
Hypothek den Rang unmittelbar hinter dem wirklich valutierten 
Betrag einer vorgehenden Hypothek zu beſchaffen, ſtellt das 
RG. feſt, daß ein ſolches Abkommen ſich bereits als ein end⸗ 
gültiger Verzicht auf die zukünftige Eigentümergrundſchuld 
wenigſtens inſoweit darſtelle, als es ſich um den Vorrang vor 
der neueingetragenen Hypothek handele. Einer beſonderen Form 
bedürfe ein ſolches Abkommen nach heutigem Recht zu ſeiner 
materiellen Rechtswirkſamkeit nicht. Es bleibe allerdings, wenn 
die zur Eintragung im Grundbuch erforderlichen Formen nicht 
beobachtet und die Eintragung im Grundbuch nicht erfolgt ſei, 
der Anſpruch auf Nachholung dieſer Formen beſtehen. Es ſei 
dies aber kein obligatoriſcher Anſpruch, ſondern ein dinglicher 
Berichtigungsanſpruch. Solange die Form nicht beobachtet 
und die Eintragung nicht bewirkt ſei, behalte der Eigentümer 
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formell die Möglichkeit, unter Widerruf ſeines Verzichtes ander⸗ 
weit über die Grundſchuld und deren Vorrang zu verfügen. 

L 1. Dieſen Ausführungen des RG. kann nicht in allen 
Punkten zugeſtimmt werden. 

Wenn der Eigentümer ſich dem neuen Hypothekgläubiger 
gegenüber verpflichtet, deſſen Hypothek einen beſtimmten Rang 
im Grundbuch zu verſchaffen, der zur Zeit der Verpflichtung 
noch von einer andern Hypothek eingenommen wird, und zu 
dieſem Zweck dieſe andere Hypothek löſchen zu laſſen, ſo liegt 
darin zunächſt der obligatoriſche Vertrag, die Eigentümer⸗ 
grundſchuld, in die ſich die Vorhypothek durch Erlöſchen der 
Forderung oder aus ſonſtigen Gründen umwandelt, aufzugeben, 
alſo auf ſie zu verzichten. Damit der Verzicht auch dinglich 
wirkt, iſt nach 8 875 Abſ. 1 BOB. zweierlei erforderlich: 
erſtens die Erklärung des Eigentümers, dem die Eigentümer⸗ 
grundſchuld zuſtehen wird, daß er die Grundſchuld aufgibt, und 
zweitens die Löſchung der Grundſchuld im Grundbuch. Die 
Erklärung iſt dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber 
abzugeben, zu deſſen Gunſten fie erfolgt. Nach § 875 Abſ. 2 
iſt der Eigentümer an dieſe Erklärung vor der Löſchung nur 
gebunden, wenn er ſie dem Grundbuchamt gegenüber abgegeben 
oder dem Nachhypothekarier, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt, eine 
den Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Löſchungs⸗ 
bewilligung ausgehändigt hat. 

Die Erklärung des Eigentümers, die Eigentümergrundſchuld 
aufzugeben, iſt eine empfangsbedürftige Willenserklärung. Dieſe 
Erklärung wird regelmäßig gleichzeitig mit dem Abſchluß des 
obligatoriſchen Verzichtsvertrages abgegeben und von dem 
Hypothekarier in Empfang genommen. Ein beſtimmter Wortlaut 
oder eine beſtimmte Form iſt für dieſe Erklärung nicht vor⸗ 
geſchrieben. Es muß alſo dem Reichsgericht inſofern beigepflichtet 
werden, als es die Sätze aufſtellt, daß in dem Abkommen, einer 
Hypothek einen beſtimmten Rang, der vorläufig noch von einer 
andern Hypothek eingenommen wird, zu verſchaffen, bereits ein 
endgültiger Verzicht auf die künftige Eigentümergrundſchuld zu 
finden iſt, und daß ein ſolches Abkommen nach heutigem Recht 
zu ſeiner materiellen Rechtswirkſamkeit einer beſonderen Form 
nicht bedarf. Es muß aber mit Rückſicht auf die ausdrückliche 
Vorſchrift des 8 875 Abſ. 2 hinzugefügt werden, daß der Eigen⸗ 
tümer an dieſe Verzichtserklärung, ſoweit ſie mehr ſein ſoll als 
eine obligatoriſche Verpflichtung, nur gebunden iſt, wenn ſie 
dem Grundbuchamt gegenüber abgegeben iſt, oder wenn er dem 
Nachhypothekarier eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
entſprechende Löſchungsbewilligung ausgehändigt hat. Ohne 
Beobachtung dieſer Form iſt die Verzichtserklärung zwar wirkſam, 
aber widerrufbar. 

Es kann dem Reichsgericht ſodann darin nicht beigepflichtet 
werden, wenn es ausführt, daß die Verzichtserklärung nach 
S 875 keiner beſonderen Form bedarf, und es dann fortfährt, 
daß, wenn die zur Eintragung im Grundbuch erforderlichen 
Formen nicht beobachtet und die Eintragung im Grundbuch 
nicht erfolgt ſei, der Anſpruch auf Nachholung dieſer Formen 
beſtehe und dieſer Anſpruch kein obligatoriſcher, ſondern ein 
dinglicher Berichtigungsanſpruch ſei. Dem iſt entgegenzuhalten, 
daß die Aufgabeerklärung nach § 875 ein abſtraktes Rechts⸗ 
geſchäft iſt und ſelbſt keine obligatoriſchen Verpflichtungen 
begründet, ſondern zur Erfüllung ſolcher Verpflichtungen dient. 
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Der Eigentümer iſt zwar verpflichtet, die Aufgabeerklärung in 
der nach § 875 Abſ. 2 bindenden Form abzugeben und den 
Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Löſchungs⸗ 
bewilligungen und Löſchungsanträge auszuſtellen. ) Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beruht aber nur auf dem obligatoriſchen Verzichts⸗ 
vertrage und nicht auf der formlos abgegebenen Aufgabe⸗ 
erklärung. Iſt der Eigentümer an ſeine Aufgabeerklärung nach 
§ 875 Abſ. 2 gebunden, fo muß er nur noch den Löſchungs⸗ 
antrag und die Löſchungsbewilligung, ſoweit letztere nicht ſchon 
vorhanden iſt, beſchaffen, und zwar auch nur auf Grund des 
obligatoriſchen Verzichtsvertrages, und dieſer Anſpruch iſt kein 
dinglicher Berichtigungsanſpruch. Ein ſolcher Anſpruch iſt nach 
§ 894 nur gegeben, wenn der Inhalt des Grundbuches in 
Anſehung eines Rechtes mit der wirklichen Rechtslage nicht im 
Einklang ſteht. Durch Auszahlung der Vorhypotheken ſind 
dieſe kraft Geſetzes Eigentümergrundſchulden geworden. Es iſt 
nicht zuläſſig, daß im voraus auf dieſe Umwandlung mit der 
Wirkung verzichtet wird, daß die Eigentümergrundſchulden 
überhaupt nicht entſtehen. Es beſteht alſo nur ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch gegen die Vorhypothekarier. Der Eigentümer kann 
von dieſen verlangen, daß ſie zu der Umſchreibung der Hypo⸗ 
theken in Eigentümergrundſchulden mitwirken. Im übrigen iſt 
aber das Grundbuch noch nicht unrichtig geworden, auch nicht 
durch die Aufgabeerklärung des Eigentümers, ſelbſt wenn dieſe 
unwiderruflich geworden iſt. Denn zur Aufhebung der Eigen⸗ 
tümergrundſchulden genügt nicht dieſe Erklärung, ſondern es 
muß die Löſchung im Grundbuch hinzukommen. Bis dahin 
bleibt das Grundbuch auch demjenigen gegenüber richtig, zu 
deſſen Gunſten der Eigentümer auf die Vorhypotheken ver⸗ 
zichtet hat. 

Das Reichsgericht ſagt ſodann, auch die Konkursmaſſe 
müſſe den Berichtigungsanſpruch anerkennen. Es dürfte 
richtiger heißen, daß auch die Konkursmaſſe den Verzicht aner⸗ 
kennen muß, wenn der Eigentümer an ihn gebunden und der 
Löſchungsantrag geſtellt iſt. Dies beruht aber nicht, wie das 
RG. ausführt, darauf, daß der Konkursverwalter bezw. die von 
ihm vertretenen Perſonen keine Dritten ſind, ſondern auf den 
poſitiven Beſtimmungen der 88 878 BGB. und 15 KD. 

Wenn auch die Löſchungsbewilligung nicht dasſelbe wie die 
Erklärung des Berechtigten iſt, daß er das Recht aufgebe, ſo 
wird doch in den meiſten Fällen dieſe Erklärung in der Löſchungs⸗ 
bewilligung enthalten fein; fie muß, falls nicht beſondere Um: 
ſtände gegen eine ſolche Annahme ſprechen, in ihr gefunden 
werden (vgl. Planck, Anm. 3b zu § 875). Rechtlich handelt es 
ſich aber um zwei verſchiedene Geſchäfte, von denen die Erklärung 
formlos abgegeben werden kann, die Bewilligung aber an be⸗ 
ſtimmte Formen gebunden iſt. 

Von der materiellen Gebundenheit des Eigentümers 
an die Aufgabeerklärung iſt die formelle Unwiderruflich⸗ 
keit der Löſchungsbewilligung zu unterſcheiden. Die Löſchungs⸗ 
bewilligung bedarf der im 8 29 GBO. vorgeſchriebenen 
Formen. Wird ſie gegenüber dem Grundbuchamt erklärt, 
ſo iſt ſie formell unwiderruflich, wenn ſie bei dem Grund⸗ 
buchamt eingereicht wird, ſobald ſie dem Grundbuchamt 


1) Vgl. Planck Anm. 4 zu § 873, wo Gegner dieſer Anſicht 
zitiert find, zu dieſen gehört auch Güthe Anm. 13 zu § 19. 
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zugeht, oder wenn ſie vor dem Grundbuchamt zu Protokoll 
erklärt wird, ſobald der Richter das Protokoll durch Unter⸗ 
ſchrift abſchließt. Wird ſie gegenüber dem Nachhypothekarier 
erklärt, ſo iſt ſie mit der Aushändigung an den Nachhypothekarier 
unwiderruflich (Güthe, Anm. 78 ff. zu § 19). 

Um die materielle und formelle Gebundenheit des Eigen⸗ 
tümers herbeizuführen, iſt es demnach nicht wie Gundlach vor⸗ 
ſchlägt, erforderlich, daß in die Urkunde die Erklärung des 
Eigentümers aufgenommen wird, daß er auf die Eigentümer⸗ 
grundſchuld, in die ſich die Vorhypothek umwandelt, verzichtet 
oder daß er ſie aufgibt, auch nicht, daß er dieſe Erklärung zu⸗ 
gunſten des Nachhypothekariers abgibt, ſondern es genügt, daß 
er in einer den Vorſchriften des S 29 GBO. entſprechenden 
Urkunde in die Löſchung der Hypothek, die ſich in eine Eigen⸗ 
tümergrundſchuld umwandelt, willigt, und dieſe Urkunde entweder 
dem Grundbuchamt zugehen läßt oder ſie dem Nachhypothekarier 
aushändigt. Es könnte allerdings, wenn dem Grundbuchamt 
eine einfache Löſchungsbewilligung zugeht, zweifelhaft ſein, zu 
weſſen Gunſten ſie abgegeben ſein ſoll und wem gegenüber 
demnach der Eigentümer an ſeine Erklärung gebunden iſt. Um 
dieſen Zweifel abzuſchneiden, würde es ſich immerhin empfehlen, 
in die Löſchungsbewilligung aufzunehmen, zu weſſen Gunſten 
die Löſchung bewilligt wird. Nebenbei ſei bemerkt, daß auch 
der Ausdruck „bewilligen“ nicht unbedingt erforderlich iſt. Es 
genügt, daß der Eigentümer die Löſchung beantragt. Denn in 
dem Antrage iſt regelmäßig zugleich die Bewilligung und die 
Aufgabeerklärung enthalten. . 

Die von Gundlach vorgeſchlagenen weitergehenden Er⸗ 
klärungen des Eigentümers ſind alſo materiellrechtlich und formell⸗ 
rechtlich nicht erforderlich, ſie haben nur den prozeſſualen Wert, 
daß ſie den Beweis erbringen, daß der Eigentümer die nach 
§ 875 erforderliche Aufgabeerklärung abgegeben und daß dieſe 
Erklärung ſpäteſtens bei Empfang der Urkunde von dem Nach⸗ 
hypothekarier in Empfang genommen iſt. Auch die von Gundlach 
vorgeſchlagene Erklärung: „Ich verzichte unter Ausſchluß des 
Widerrufsrechtes .. .“ iſt überflüſſig. Denn die Unwider⸗ 
ruflichkeit ergibt ſich nicht daraus, daß ſie erklärt wird, ſondern 
ohne weiteres daraus, daß die Löſchungsbewilligung dem Grund⸗ 
buchamt oder dem Nachhypothekarier ausgehändigt wird. Die 
Aufnahme der Unwiderruflichkeit in die Erklärung würde höchſtens 
die Bedeutung haben, den Eigentümer auf die Unwiderruflichkeit 
hinzuweiſen.?) 


2) Zum Empfang der Aufgabeerklärung iſt nicht nur der Nach⸗ 
hypothekarier, ſondern auch das Grundbuchamt ermächtigt. Der 
Berechtigte kann die Erklärung entweder vor dem Grundbuchamt 
erklären oder die Erklärung ſchriftlich einreichen. Wird ſie vor dem 
Grundbuchamt abgegeben, ſo iſt es ſtreitig, ob ſie zu Protokoll 
genommen werden muß oder ob ſie auch ſonſt bindend iſt. Planck 
hält letzteres für richtig (Anm. 3 zu § 875 und III 2 b zu 873). 
Die ſchriftliche Erklärung iſt nach Planck materiell auch dann 
bindend, wenn ſie nicht beglaubigt oder beurkundet iſt. Die Erklärung 
kann durch den Eigentümer ſelbſt oder ſeinen Vertreter abgegeben 
werden. Es iſt nicht erforderlich, daß der Eigentümer oder fein 
Vertreter die Urkunde ſelbſt an das Grundbuchamt ſendet, er kann 
ſich hierbei eines Boten bedienen. Bote kann auch der Nachhypothekarier 
oder der Notar, der die Erklärung beglaubigt oder beurkundet hat, 
ſein (vgl. Planck Anm. 3d zu § 875). Der Notar kann auch 
Vertreter eines Antragsberechtigten fein ($ 15 GBD.). 


M 22. 1910. 

Die Erklärung könnte alſo unter Benutzung des Gundlachſchen 
Vorſchlages lauten: 

„Die pp. Bank hat mir gegen erſtſtellige Hypothek auf 
dem pp. Grundſtück ein Darlehn von pp. zugeſagt. Mit 
dieſer Darlehnsvaluta ſollen die auf dem Grundſtück be⸗ 
reits eingetragenen im Range vorgehenden Hypotheken 
ausgezahlt werden. Ich bewillige und beantrage die 
Löſchung der Vorhypotheken. Ich gebe dieſe Erklärung 
zugunſten der Bank ab.“ 

2. a) Sobald die materielle Gebundenheit des Eigentümers 
feſtſteht und der Antrag auf Löſchung bei dem Grundbuchamt 
geſtellt iſt, bleibt die Erklärung des Eigentümers, wie ſchon er⸗ 
wähnt, wirkſam, auch wenn er ſpäter in der Verfügung beſchränkt 
wird oder in Konkurs gerät. Es bleibt aber, ſelbſt wenn der 
Eigentümer außerdem noch formell gebunden iſt, die Gefahr be⸗ 
ſtehen, daß er den geſtellten Löſchungsantrag zurückzieht und 
daß er alsdann trotz ſeiner Gebundenheit anderweitig über die 
Eigentümergrundſchuld verfügt oder daß dieſe gepfändet wird, 
bevor die Löſchung eingetragen iſt. 

Dies ſcheint auch die Anſicht des Reichsgerichts zu ſein, 
obwohl dies in den Ausführungen des Reichsgerichts nicht mit 
voller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht wird. Denn wenn 
das Reichsgericht ſagt, daß ſolange die Form nicht beobachtet 
und die Eintragung nicht wenigſtens in der Geſtalt einer Vor⸗ 
merkung bewirkt ſei, der Eigentümer allerdings formell die 
Möglichkeit behalte, unter Widerruf ſeines Verzichts anderweit 
über die Grundſchuld und deren Vorrang zu verfügen, ſo iſt 
darauf zu erwidern, daß der Verzicht ſelbſt, nachdem die Vor⸗ 
ſchriften des 8 875 Abſ. 2 beobachtet find und die Löſchungs⸗ 
bewilligung dem Grundbuchamt oder dem Nachhypothekarier zu⸗ 
gegangen iſt, von dem Eigentümer einſeitig weder materiell noch 
formell widerrufen werden kann. Widerrufbar iſt dann nur 
noch der formelle Löſchungsantrag, der mit dem Verzicht aber 
nicht identiſch iſt, obgleich in dem Löſchungsantrag der materielle 
Verzicht und die formelle Löſchungsbewilligung enthalten ſein kann. 

Zur Stellung des Antrages auf Löſchung iſt nur der 
Eigentümer berechtigt, und zwar einmal, weil die Löſchung zu 
ſeinen Gunſten erfolgen ſoll, und zweitens, weil er als Inhaber 
der Eigentümergrundſchulden, von der Eintragung betroffen 
wird ($ 13 GBO.). Der Nachhypothekarier iſt nicht berechtigt, 
die Löſchung der Vorhypotheken zu beantragen, da er nicht 
unmittelbar beteiligt ift.?) Die Vorhypothekarier haben durch 


3) Dieſe Frage iſt beſtritten. Güthe führt in Anm. 42 ff. mit 
überzeugenden Gründen aus, daß die Beziehung des Antragſtellers zu 
der Eintragung eine unmittelbare ſein muß und daß der Nach⸗ 
hypothekarier als mittelbarer Aktivbeteiligter nicht das Recht hat, 
die Löſchung der Vorhypotheken zu beantragen. Güthe verweiſt für 
ſeine Anſicht auf Oberneck 3. Aufl. 193/194, und in Gruchots Beitr. 
48, 869, Predari Anm. 12, Brachvogel⸗Frydrychowicz 196, Anm. 10, 
Fuchs⸗Arnheim Anm. 20 ff., Henle, TNoLZ. 26, 180 (2). Als Gegner 
ſeiner Anſicht führt er an: Achilles⸗Strecker Anm. 5, Turnau⸗Förſter 
zu Abſ. 2 Anm. 2 (2. Aufl., anders 1. Aufl. 91, 92), Böhm Anm. VII, 
Förſter $ 25, Simion § 21 Ziff. 3b, Köllner 3. Aufl. $ 5, Willen 
bücher GBO. 2. Aufl. Anm. 3, Melchior Z. 14, Philler Anm. 6, 
Schilde $ 12 S. 88 Anm. I 1. Das Kammergericht hat dagegen, 
meines Erachtens mit Unrecht, den Nachhypothekarier für berechtigt 
erklärt, die Löſchung der Vorhypotheken, die ſich in Eigentümer⸗ 
grundſchulden verwandelt haben, zu beantragen, wenn die Löſchung 


39. Jahrgang. 


das Erlöſchen der Forderung aufgehört, Hypothekgläubiger zu 
ſein, ſie ſind alſo nicht mehr berechtigt, den Antrag auf Löſchung,“) 
ſondern nur den Antrag auf Berichtigung zu ftellen, fie hätten 
auch meiſtens kein Intereſſe daran, die Löſchung zu beantragen 
und ſind hierzu dem Nachhypothekarier gegenüber nicht ohne 
weiteres verpflichtet. Regelmäßig wird alſo der Löſchungs⸗ 
antrag nur von dem Eigentümer geſtellt werden. Auf Grund 
des obligatoriſchen Verzichtsvertrages iſt der Eigentümer ver⸗ 
pflichtet, den Löſchungsantrag zu ſtellen und ihn nicht zu wider⸗ 
rufen. Formell bleibt er aber bis zur Löſchung der Vorhypothek 
im Grundbuch in der Lage, den Antrag zu widerrufen. Dem 
Nachhypothekarier bleibt dann nichts anderes übrig, als ihn 
auf Löſchung zu verklagen und vorläufig eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung zu erwirken. Das Grundbuchamt hat die Löſchungs⸗ 
bewilligung, ſobald der Antrag zurückgezogen iſt, herauszugeben, 
es ſei denn, daß ſie zu Protokoll des Grundbuchamts erklärt 
it (GBO. 8 9, Güthe Anm. 83 zu $ 19). Die Gebundenheit 


zugunſten des Nachhypothekariers zur Verbeſſerung ſeines Ranges in 
Erfüllung der ihm gegenüber von dem Eigentümer übernommenen 
Verpflichtung erfolgen ſoll (KGJ. 34 A 316 ff. und 31 A 346 ff.) 
Auch Oberneck ſetzt in feinem Vorſchlage DNotV. 1908, 683 ff. ein 
ſelbſtändiges Antragsrecht des Nachhypothekariers voraus. 

In der Praxis empfiehlt es ſich unter dieſen Umſtänden, daß 
der Nachhypothekarier einen ſelbſtändigen Löſchungsantrag ſtellt, ſo⸗ 
lange nicht das Kammergericht ſeinen Standpunkt ändert oder das 
RG. geſprochen hat. 

) Zu dieſem Ergebnis muß man kommen, wenn man ſich auf 
den von Güthe vertretenen Standpunkt ſtellt. Bei der Löſchung der 
Hypothek handelt es ſich nämlich um eine Rechtsänderung, nicht um 
eine Berichtigung. Sie kann nach Güthe Anm. 41 zu § 13 nur von 
demjenigen beantragt werden, dem das Recht wirklich zuſteht, nicht 
von dem nur Buchberechtigten. Da die Hypothek ſich mit dem Er⸗ 
löſchen der Forderung in eine Eigentümergrundſchuld umgewandelt hat, 
iſt der Hypothekarier nach Auszahlung ſeiner Hypothek nur noch Buch⸗ 
berechtigter, alſo nicht mehr berechtigt, die Löſchung der Hypothek zu 
beantragen. Wenn Güthe ſodann in Anm. 45 zu § 13 bemerkt, den 
Antrag auf Löſchung einer Hypothek könne ſowohl der Eigentümer wie 
der Gläubiger ſtellen, ſo wird er damit wohl nur ſagen wollen, daß 
der Gläubiger dann die Löſchung beantragen kann, wenn die Hypothek 
ihm auch noch zuſteht, nicht aber, wenn fie außerhalb des Grundbuchs 
als Hypothek auf den Eigentümer übergegangen iſt. Allerdings ſagt 
Güthe in Anm. 12 zu § 15, wenn Oberneck 2. Aufl. S. 137 unten 
davon ſpreche, daß der Gläubiger zur Stellung des Löſchungsantrages 
überhaupt nicht legitimiert ſei, ſo denke er dabei wohl nur an die 
Stellung des Antrages vor Erklärung der Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers. Güthe ſcheint danach zu ſagen, daß der Gläubiger die 
Löſchung der Hypothek dann beantragen darf, wenn er die Zuſtimmungs⸗ 
erklärung des Eigentümers beibringt. Wenn die Zuſtimmungserklärung 
von dem Eigentümer abgegeben, die Löſchung aber erſt dann von dem 
Gläubiger beantragt würde, nachdem die Hypothek durch Erlöſchen der 
Forderung oder aus einem ſonſtigen Grunde ſich in eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld umgewandelt hat, und Güthe auch dann noch dem Hypothekgläubiger 
ein Antragsrecht zubilligen wollte, ſo würde er nach meiner Meinung 
ſeiner Ausführung in Anm. 41 widerſprechen. Für den Grundbuch⸗ 
richter iſt in erſter Linie das Grundbuch maßgebend. Er hat alſo 
auf den Löſchungsantrag des Hypothekgläubigers zu verfügen, wenn 
die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers eingereicht wird, es ſei 
denn, daß ihm bekannt iſt, daß ſich die Hypothek in eine Grundſchuld 
des Eigentümers umgewandelt hat (vgl. Güthe Anm. 33 zu $ 19). 
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des Eigentümers, alſo die Unwiderruflichkeit der Aufgabeerklärung 
bleibt aber trotz der Zurücknahme des formellen Antrages beſtehen. 

Der Eigentümer kann den Antrag auch dann zurücknehmen, 
wenn der Notar, der die zu der Löſchung erforderliche Erklärung 
beglaubigt oder beurkundet hat, nach 8 15 GBO. im Namen des 
Eigentümers die Eintragung beantragt (Güthe Anm. 20 zu 8 15 
GBO.) . Da der Notar den Antrag nur im Namen eines Antrags⸗ 
berechtigten ſtellen darf, ſo kann er ihn nicht im Namen des 
Nachhypothekariers ftellen, da dieſem ſelbſt das Antragsrecht fehlt. 

b) Wenn der Eigentümer ſeinen Löſchungsantrag zurück⸗ 
zieht, ſo beſteht die materielle Gefahr, daß er anderweitig über 
die Eigentümergrundſchulden verfügt oder daß ſie von ſeinen 
Gläubigern gepfändet werden. 

1. Soweit Hypothekenbriefe gebildet find, iſt Gundlach darin 


beizuſtimmen, daß die Verfügung oder Pfändung nicht möglich 


iſt, weil dazu die Übergabe oder Wegnahme der Hypothekenbriefe 
gehört und ſich dieſe im Beſitz des Nachhypothekariers befinden. 
Der Nachhypothekarier iſt nicht zur Herausgabe der Briefe ver⸗ 
pflichtet. Es kann alſo kein Anſpruch auf Herausgabe gegen 
ihn abgetreten oder gepfändet werden. Daß ſich aber auch im 
Falle der Bildung von Hypothekenbriefen Schwierigkeiten ergeben 
können, ergibt der Tatbeſtand RG. 66, 285, vgl. Oberneck 
DNotV. 1908, 683 ff. | 

2. Bei Buchhypotheken ift dagegen eine anderweitige Ver⸗ 
fügung oder Pfändung möglich. Den Ausführungen Gundlachs 
hierüber kann jedoch nur zum Teil beigetreten werden. Gundlach 
ſagt, bei Buchhypotheken würde, wenn die Entſcheidung in 
RG. 66, 285 zutreffend ſei, der Widerruf der Verzichts⸗ 
erklärung und die Weiterzeſſion durch den Eigentümer zuläſſig 
ſein und der gutgläubige Erwerber würde die Grundſchuld 
erwerben. Richtig iſt, daß der Eigentümer ſeinen Löſchungs⸗ 
antrag zurückziehen kann und daß die Weiterzeſſion und jede 
andere Verfügung möglich iſt. Der gutgläubige Zeſſionar würde 
aber die Grundſchuld ſelbſt dann erwerben, wenn die Verzichts⸗ 
erklärung nicht widerrufen wäre, ſofern der Eigentümer nur 
ſeinen Löſchungsantrag zurückgezogen und alsdann zugunſten 
des Zeſſionars anderweitig verfügt hat. 

Da die Pfändung der Buchhypothek erſt mit der Eintragung 
der Pfändung in das Grundbuch bewirkt iſt und zur Eintragung 
ein Antrag des pfändenden Gläubigers erforderlich iſt, ſo gilt 
für Pfändungen dasſelbe wie für Verfügungen des Eigentümers. 

Wenn Gundlach ſagt, daß der gutgläubige Zeſſionar die 
Grundſchuld erwerben würde, daß dagegen die Verzichtserklärung 
des Eigentümers den Nachhypothekarier gegen Pfändungen der 
vorgehenden Eigentümergrundſchulden ſichern würde, weil in 
letzterem Fall kein Widerruf der Verzichtserklärung durch den 
Eigentümer vorliege und weil der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buches nur denjenigen ſchütze, welcher durch Rechtsgeſchäft eine 
Hypothek erwerbe, nicht aber denjenigen, welcher im Wege der 
Zwangsvollſtreckung eine Buchhypothek pfände, ſo nimmt er 
offenbar an, daß die Kenntnis von der unwiderruflichen Verzichts⸗ 
erklärung den guten Glauben des Zeſſionars oder des Pfand⸗ 
gläubigers beſeitigt und ihn dadurch hindert, ein Recht an der 
Grundſchuld zu erwerben. Dieſe Anſicht ſteht in Widerſpruch 
mit 8 892 BGB. Der gutgläubige Erwerber muß ſolche Ein⸗ 
tragungen gegen ſich gelten laſſen, zu denen die Anträge vor 
feinem Antrage bei dem Grundbuchamt eingehen, fofern auf dieſe 
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Anträge hin die Eintragung erfolgt (Planck, Anm. 2a zu 5 873). 
Die Kenntnis des Erwerbers von einer älteren Einigung oder 
einer älteren Aufgabeerklärung, die aus irgendeinem Grunde 
(4. B. wegen Zurücknahme des Antrages) nicht zu der Eintragung 
der Rechtsänderung oder Rechtsaufhebung in das Grundbuch 
führt, ſchließt die Berufung des Erwerbers auf den 8 892 nicht 
aus (vgl. Planck, Anm. 2b zu § 892). Der Zeſſionar und 
ebenſo der Pfandgläubiger erwerben alſo die Rechte an der 
Grundſchuld trotz ihrer Kenntnis der Aufgabeerklärung des 
Eigentümers und ſelbſt dann, wenn ſie wiſſen, daß der Eigen⸗ 
tümer dem Nachhypothekarier verpflichtet iſt, den Löſchungsantrag 
nicht zurückzuziehen (vgl. KJ. 34 A 316 und RG. 73, 50). 

Gegen ſpätere Verfügungen des Eigentümers und Pfän⸗ 
dungen ſchützt alſo der Vorſchlag von Gundlach — natürlich 
auch in der hier vorgeſchlagenen vereinfachten Form — nicht, 
wenn man es mit einem unredlichen Eigentümer zu tun hat, 
bei dem man damit rechnen muß, daß er ſeinen Löſchungs⸗ 
antrag zurückzieht. 

II. Der wirkſamſte Schutz gegen die ſich aus der Zurück⸗ 
nahme des Antrages und ſpätere Verfügungen oder Pfändungen 
ergebenden Gefahren iſt die Eintragung einer Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs des Nachhypothekariers auf Löſchung 
der Vorhypotheken. Abgeſehen von den hierdurch entſtehenden 
Koſten wird die Eintragung der Vormerkung aber, wie Gundlach 
ausführt, daran ſcheitern, daß die Vorhypothekarier, für deren 
Hypotheken Briefe gebildet ſind, nicht verpflichtet ſind, die Briefe 
zur Eintragung der Vormerkung vorzulegen, und daß das 
Grundbuchamt nicht verpflichtet iſt, die Vormerkung ohne Vor⸗ 
legung der Briefe in das Grundbuch einzutragen (vgl. Oberneck, 
PROB. 1908, 683 ff.). 

III. Als letzten Notbehelf zur Sicherung des Nach⸗ 
hypothekariers führt Gundlach die Abtretung der voreingetragenen 
Hypothekenpoſten an den Nachhypothekarier an. Gundlach weiſt 
auf die dadurch entſtehenden Mehrkoſten hin, hält aber auch 
dieſes Verfahren nicht für beſonders ſicher. Es bleibe die 
Tatſache beſtehen, daß die zedierenden Gläubiger für Rechnung 
des Eigentümers ausgezahlt worden ſeien, und daß ſich dadurch 
kraft Geſetzes die Hypotheken in Eigentümergrundſchulden des 
Eigentümers umgewandelt hätten, dem Nachhypothekarier ſtehe 
alſo nur ein ſcheinbares Recht an dieſen Poſten zu, und es ſei 
ſehr wohl denkbar, daß eine Verfügung des Eigentümers über 
dieſe Poſten für rechtswirkſam erklärt werden würde. 

Dem iſt folgendes entgegenzuhalten: 

Die Briefhypotheken gehen auf den Nachhypothekarier durch 
Erteilung der Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form und 
Übergabe des Hypothekenbriefes über, die Buchhypotheken durch 
Einigung und Eintragung der Abtretung in das Grundbuch. 
Auf das der Abtretung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft und 
die ihm zugrunde liegenden Beweggründe kommt es nicht an. 
Es iſt nur erforderlich, daß Vorhypothekarier und Nach⸗ 
hypothekarier die Abtretung ernſtlich wollen. Die Parteien 
müſſen ſich alſo über den Abergang der Hypothek ſowie darüber 
klar ſein, daß der Vorhypothekarier die Valuta von dem Nach⸗ 
hypothekarier nicht zur Tilgung ſeiner durch die Hypothek ge⸗ 
ſicherten Forderung gegen den Grundeigentümer, ſondern als 
Entgelt für ihre Abtretung erhält. Andernfalls würde die 
Abtretungserklärung im Widerſpruch mit dem Willen des Vor⸗ 
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hypothekariers ſtehen, der eigentlich nur eine Quittung und keine 
Abtretungserklärung ausſtellen wollte, fie wäre alſo von dem 
Vorhypothekarier nur zum Schein abgegeben und ſie wäre 
nichtig, wenn dies mit Einverſtändnis des Nachhypothekariers 
geſchähe (S 117 BGB.). 

Sobald der Nachhypothekarier die Vorhypotheken er⸗ 
worben hat, muß er mit dem Eigentümer vereinbaren, 
daß die durch die Hypotheken geficherten Beträge als Dar⸗ 
lehn geſchuldet werden und daß für das Darlehn die⸗ 
jenigen Bedingungen gelten ſollen, welche für die Nachhypothek 
vereinbart find (8 607 BGB.). Weiter muß vereinbart werden, 
daß für das Darlehn die Nachhypothek als Sicherheit dienen 
ſoll und daß der Nachhypothekarier auf ſeine Vorhypotheken, 
nicht aber auf die durch ſie geſicherte Forderung verzichtet. 
Alle dieſe Vereinbarungen können ſtillſchweigend getroffen werden. 
Sie find als getroffen anzuſehen, wenn der Nachhypothekarier 
mit Einwilligung des Eigentümers die Vorhypotheken auszahlt, 
ſie ſich abtreten läßt und die Löſchung der Vorhypotheken bewirkt. 

Die Vorhypotheken würden erſt Eigentümergrundſchulden 
werden, wenn der Verzicht in das Grundbuch eingetragen wäre 
($ 1168 BGB.). Bis zu dieſer Eintragung iſt der Nach⸗ 
hypothekarier nach $ 13 GBO. berechtigt, den Antrag auf 
Löſchung der Vorhypotheken ſelbſt zu ſtellen. Er iſt alſo ge⸗ 
ſichert, wenn er außer den Abtretungsurkunden und den 
Hypothekenbriefen den Löſchungsantrag des Eigentümers, der 
zugleich deſſen Löſchungsbewilligung enthält, mit ſeinem eigenen 
Löſchungsantrag und ſeiner Löſchungsbewilligung dem Grund⸗ 
buchamt einreicht. Wenn der Eigentümer dann ſeinen Löſchungs⸗ 
antrag zurückzieht, iſt die Löſchung auf Grund des Antrages 
des Hypothekariers zu verfügen. Die Löſchungsbewilligung 
kann der Eigentümer nach § 1183 nicht mehr widerrufen. 

Es iſt aber nicht nötig, in der Vereinbarung zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Nachhypothekarier einen einſeitigen 
Verzicht des letzteren auf die Vorhypotheken zu ſehen, man 
wird darin vielmehr die Vereinbarung über die Aufhebung der 
Hypothek, die Aufgabeerklärung des Nachhypothekariers und 
die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers gemäß 88 875, 
1183 ſehen müſſen. Auch dann iſt der Nachhypothekarier zur 
Stellung des Löſchungsantrages berechtigt. Die Zurücknahme 
eines von dem Eigentümer geſtellten Löſchungsantrages kann 
alſo auch dann die Löſchung nicht mehr hindern, wenn der 
Nachhypothekarier außer den Abtretungsurkunden und den Hypo⸗ 
thekenbriefen eine von ihm ausgeſtellte Löſchungsbewilligung 
und die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers, beides in den 
Formen des § 29 GB., dem Grundbuchamt einreiche. 

Es wird nicht immer möglich ſein, die erforderlichen Ver⸗ 
einbarungen mit den Vorhypothekariern zu treffen. 

IV. Zu den von Gundlach hervorgehobenen Gefahren 
kommt noch die weitere hinzu, daß auch die Vorhypothekarier 
in der Lage ſind, vor Löſchung ihrer Hypotheken über dieſelben 
anderweitig zu verfügen, wenigſtens inſoweit es Buchhypotheken 
find. Soweit Hypothekenbriefe ausgeſtellt find, iſt die Verfügung 
und ebenſo die Pfändung ausgeſchloſſen, wenn die Briefe dem 
Nachhypothekarier ausgehändigt ſind. Bei Buchhypotheken würde 
ein gutgläubiger Dritter durch Rechtsgeſchäft ein Recht an der 
Hypothek erwerben können. Vorausſetzung hierfür iſt, daß der 
Hypothekgläubiger oder der Dritte dem Grundbuchamt einen 
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Antrag einreicht und dieſer Antrag entweder vor dem Löſchungs⸗ 
antrag des Eigentümers eingeht oder zwar nach dem Löſchungs⸗ 
antrag eingeht, der Eigentümer aber ſeinen Antrag zurückzieht. 

Eine Pfändung der Buchhypotheken kann nach Auszahlung 
des Hypothekenkapitals, alſo nach Umwandlung der Hypotheken 
in Eigentümergrundſchulden, nicht mehr erfolgen, weil der 
pfändende Gläubiger nicht durch den guten Glauben des Grund⸗ 
buchs geſchützt iſt. 

V. Schließlich ſei noch auf die Fälle hingewieſen, in denen 
die Vorhypotheken nicht gelöſcht werden, ſondern dem Nach⸗ 
hypothekarier den Vorrang einräumen. Hierzu iſt materiell die 
Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten, 
die Zuſtimmung des Eigentümers und die Eintragung der Ande⸗ 
rung in das Grundbuch erforderlich. Formell iſt die beglaubigte 
Zuſtimmungserklärung des Eigentümers und die beglaubigte Be⸗ 
willigung des zurücktretenden Gläubigers, ſowie ein Antrag 
abſeiten eines derſelben oder des vortretenden Gläubigers nötig. 
Hier iſt alſo der Nachhypothekarier geſichert, wenn er ſelbſt den 
Antrag ſtellt und ihm die beglaubigte Zuſtimmungserklärung und 
die beglaubigte Vorrangsbewilligung mit den Hypothekenbriefen 
ausgehändigt find (vgl. 88 873 und 880 BGB.). Bei Buch⸗ 
hypotheken muß dazu kommen, daß der Antrag dem Grund⸗ 
buchamt eingereicht und feſtgeſtellt iſt, daß keine früheren 
Anträge vorliegen. | 


Die Gewährpflicht im Falle der Verſteigerung 
nach § 489 BGB. | 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten. 


(Erwiderung auf den Aufſatz des Herrn Rechtsanwalts Löffler, 
Plauen i. V. in JW. 1909 Nr. 18 S. 642 ff.) 


A. 

Löffler führt in ſeinem Artikel gegen Meisner und mich 
aus, daß die Verſteigerung des Tieres auf Anordnung des 
Richters nach den Beſtimmungen des § 489 BGB. die Gewähr⸗ 
pflicht zur Folge habe. Die analoge Anwendung des § 461 
BGB. ſei unzuläſſig, auch ſei die Anſicht, daß die Verſteigerung 
auf Grund der Anordnung des Richters erfolge und daß des⸗ 
halb der Anſteigerer weder zum Veräußerer noch zum Erwerber 
in ein Rechtsverhältnis trete, unrichtig. 

Ich habe keinen Anlaß, von meiner bisherigen Anſicht, 
welche ich insbeſondere auch in der neueſten 4. Auflage meines 
Viehkaufes S. 122 ff. 1) vertrete, abzugehen. Löffler erklärt: 
„Die Rechtslage geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem Veräußerer 
oder Erwerber die Verſteigerung vornehmen laſſen.“ 

Ich will nun im folgenden der Anſicht Löfflers unter 
Zugrundelegung eines Beiſpieles folgen: 

A Veräußerer) verkauft und übergibt am 1. März 1910 
an B (Erwerber) ein Pferd um den Preis von 1000 . 
B erhebt nach vorausgegangener rechtzeitiger Mängelanzeige 
rechtzeitig gegen A die Wandelungsklage, weil nach Behauptung 
des B das Pferd an dem Hauptmangel Dummkoller leidet. Im 


1) Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach dem BGB. von Dr. Hans 
Stölzle, Rechtsanwalt in Kempten (Bayern) und Heinrich Weiskopf, 
Kgl. Veterinärrat in Augsburg. 4. Aufl. (502 S.), Berlin 1909. 
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Laufe des Rechtsſtreites wird nun das Pferd auf Anordnung 
des Gerichts gemäß $ 489 BGB. durch einen Gerichtsvollzieher 
öffentlich um den Preis von 900 verſteigert. Anſteigerer 
iſt C. Der Erlös von 900 & wird bei der Hinterlegungsſtelle 
hinterlegt. 

I. Der Veräußerer A läßt verſteigern. 

In dieſem Falle, ſagt Löffler, haftet der Veräußerer A 
dem Erſteher C wie bei jedem anderen Veräußerungsgeſchäfte 
und es darf der Veräußerer A feine Haftung dem C gegenüber 
gar nicht ausſchließen, weil eine Ausſchließung der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht zur Folge hat, daß der Erwerber B die Ver⸗ 
ſteigerung nicht als für ſeine Rechnung erfolgt gelten zu laſſen 
braucht und weil eine derartige Veräußerung unter Ablehnung 
jeglicher Garantie in der Regel das Ergebnis der Verſteigerung 
ungünſtig beeinfluſſen würde; es wird ſogar als Regel an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Veräußerer dem Erſteher C gegenüber 
dieſelben vertragsmäßigen Garantien geben muß, wie er ſie 
dem Verkäufer B gegeben hat. 

Ich will nun einmal annehmen, daß A dem 0 gegenüber 
wirklich haften würde, ſo iſt doch ſicherlich das eine unrichtig, 
daß A ſeine Haftung nicht ausſchließen könne, weil der Erwerber 
dann die Verſteigerung nicht als für ſeine Rechnung erfolgt 
gelten zu laſſen braucht und weil ein geringerer Erlös zu 
fürchten wäre. 

Es wäre doch eine ſonderbare Logik, wenn es dem A unter- 
jagt wäre, bei der Verſteigerung des Pferdes die Haftung gerade 
für den Hauptmangel Dummkoller auszuſchließen, mit welchem 
Mangel das im Streit befindliche Pferd angeblich behaftet iſt, 
wenn alſo A gerade für den Fehler einem Dritten gegenüber 
haften müßte, wegen deſſen der Prozeß geführt wird. Der 
ganze Zweck der Verſteigerung iſt, das vorhandene Tier zu be⸗ 
ſeitigen und an ſeine Stelle den Verſteigerungserlös zu ſetzen, 
welcher bei einem im Prozeſſe befindlichen, angeblich mangel⸗ 
haften Tiere in der Regel an ſich ein geringerer ſein wird. 

Auf welchen Rechtsſatz Löffler ſeine weitere Behauptung 
ſtützt, daß der Veräußerer in der Regel dem Erſteher gegen⸗ 
über dieſelben vertragsmäßigen Garantien geben müſſe, 
wie er ſie dem Käufer gegeben habe, iſt mir nicht erfindlich. 
Es kann doch der Verkäufer A in keiner Weiſe gezwungen 
werden, dem Erſteher gegenüber auch nur die geringſte Haftung 
zu übernehmen. | 

Löffler unterſcheidet nun 2 Fälle: A gewinnt den Prozeß, 
A verliert den Prozeß. 


1. Veräußerer A gewinnt den Prozeß. 

a) Es wird alſo die von B gegen A erhobene Wandelungs⸗ 
klage abgewieſen, weil das Pferd überhaupt nicht an Dumm⸗ 
koller leidet oder weil B keine richtige Mängelanzeige erſtattet 
hat oder weil der Klageanſpruch des B verjährt iſt. 

a. In dieſem Falle, fo ſagt Löffler, hat der Veräußerer A 
gegen den Erwerber B ein aus dem Verzuge des Erwerbers B 
begründetes Regreßrecht gegen den Erwerber B wegen der 
Fehler, welche ſich in der Zwiſchenzeit zwiſchen dem Ablauf 
der Gewährfriſt des Erwerbers B und der Gewährfriſt des 
Erſtehers C gezeigt haben und geltend gemacht worden ſind. 
Dieſes Regreßrecht iſt abtretbar und pfändbar, ſo daß ſich der 
Erſteher C, falls er lieber den Erwerber B als Veräußerer 
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angreifen will, durch Abtretung oder Pfändung einen Klage: 
anſpruch gegen den Erwerber verſchaffen kann. 

Wenn alſo bei dem Pferde, nachdem es von C eingefteigert 
wurde, ſich innerhalb der zwiſchen A und C laufenden Gewähr⸗ 
friſt z. B. Kehlkopfpfeifen gezeigt hat, dann kann nach Löffler 
C den A als den Veräußerer auf Wandelung verklagen und 
es hat dann der Veräußerer A gegen den Erwerber B ein 
„Regreßrecht“ wegen dieſes Hauptmangels. Welche Natur 
dieſes „Regreßrecht“ haben, wie dasſelbe gegen B eigentlich 
realiſiert werden und inwiefern ſich B in Verzug befinden ſoll, 
darüber muß ſich Löffler ſchon etwas näher verbreiten; denn 
ich weiß wirklich nicht, welchen „Regreßanſpruch“ A gegen B 
noch hat, wenn die Wandelungsklage des B rechtskräftig koſten⸗ 
fällig abgewieſen wurde. Mit dieſer Entſcheidung ſind eben 
alle Rechtsbeziehungen zwiſchen A und B vollſtändig erledigt. 

F. Nun kann nach Löffler der Erſteher C auch gegen den 
Erwerber B mit Klage dann vorgehen, wenn er ſich den dem 
Veräußerer A gegen den Erwerber B zuſtehenden „Regreß⸗ 
anſpruch“ von A abtreten oder wenn er dieſen Regreßanſpruch 
pfänden läßt. 

b) Dieſe hier von Löffler vertretene Anſicht iſt äußerſt 
unklar, ſie iſt auch unrichtig; denn wenn zwiſchen A und C 
durch die Verſteigerung wirklich Rechtsbeziehungen entſtehen, 
dann berühren dieſe Rechtsbeziehungen doch den Erwerber B 
in keiner Weiſe. Die Rechtsbeziehungen zwiſchen A und B 
ſind mit der rechtskräftigen Abweiſung der Wandelungsklage 
erloſchen. 

2. Veräußerer A verliert den Prozeß. 

Es wird alſo A zur Wandelung verurteilt, weil das 
Pferd tatſächlich mit dem Hauptmangel Dummkoller behaftet iſt. 

In dieſem Falle entſtehen, ſo führt Löffler aus, dem 
Erſteher C keine Rechte gegen den Erwerber B. Es würde 
aber nach Löffler offenbar A dem C haften, d. h. A müßte 
auf die Wandelungsklage des C das mit Dummkoller behaftete 
Pferd wieder zurücknehmen und es wäre damit wiederum der 
ganze Zweck der Verſteigerung, das Tier zu beſeitigen und die 
Futterkoſten nicht ins Ungemeſſene wachſen zu laſſen, illuſoriſch 
gemacht. 

3. A und B vergleichen ſich. 

In dieſem Falle kann ſich nach Löffler der Erſteher C 
nur an den Veräußerer A halten, weil dieſer ja im Prozeß 
nicht geſiegt hat. 

Nur im Falle eines doloſen Vergleichsabſchluſſes ſollen 
A und B für ihren Dolus nach den Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen haften. Dieſes Reſultat im Falle eines 
nicht doloſen Vergleiches iſt für den Veräußerer A ungemein 
praktiſch: Er ſchließt mit ſeinem Gegenkontrahenten einen 
Vergleich ab, um den Prozeß loszubekommen, in demſelben 
Momente aber muß er riskieren, ſchon einen neuen Prozeß auf 
den Hals zu bekommen und zwar unter Umſtänden gerade 
wegen des Hauptmangels, wegen deſſen er mit B in Prozeß 
kam oder wegen irgendeines anderen Hauptmangels, welcher 
ſich innerhalb der zwiſchen A und C laufenden Gewährfriſt 
gezeigt hat. Nach dem oben unter I Angeführten muß der 
Veräußerer A dem Erſteher C gegenüber in der Regel ſogar 
dieſelben vertragsmäßigen Garantien geben, wie er ſie dem 
Käufer gegeben hat! Es iſt damit dem Prinzipe, daß Vieh⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M22. 1910. 


gewährſchaftsſachen eine möglichſt raſche Erledigung finden und 
daß unnötige Prozeſſe möglichſt vermieden werden ſollen, gewiß 
am beſten gedient! 


II. Der Erwerber B beautragt die Verſteigerung. 


In dieſem Falle, ſo führt Löffler aus, kann der Erwerber B 
ſeine Gewährpflicht hinſichtlich aller etwa vorhandener Mängel 
ausſchließen und es muß der Veräußerer A die Verſteigerung 
als für ſeine Rechnung geſchehen anerkennen. Es kann aber 
der Veräußerer C verlangen, daß der Erwerber B ſich erbietet, 
dem Erſteher C alle diejenigen Anſprüche abzutreten, welche 
ihm ſelbſt gegen den Veräußerer A zuſtehen. 

Hierauf iſt zunächſt das eine zu ſagen, daß die Ver⸗ 
ſteigerung überhaupt nicht auf Rechnung einer Partei erfolgt, 
ſondern die auf Anordnung des Richters erfolgte Verſteigerung 
ſetzt an Stelle des Tieres den Verſteigerungserlös. Wer den 
Verſteigerungserlös erhält, das entſcheidet ſich erſt dann, wenn 
der Prozeß rechtskräftig entſchieden iſt. Dieſer Verſteigerungs⸗ 
erlös ſteht deshalb ſo lange im Eigentum des B, bis rechts⸗ 
kräftig der Kaufvertrag aufgehoben wird. Sodann aber iſt es 
vollſtändig willkürlich, zu ſagen: Der Veräußerer A des Tieres 
kann gegenüber dem Erſteher C die Tibernahme einer Haftung 
nicht ausſchließen, der Erwerber B dagegen kann das ohne 
weiteres. Es iſt in keiner Weiſe ein Grund gegeben, Ver⸗ 
äußerer und Erwerber bezüglich der Verſteigerung verſchieden 
zu behandeln. 

Auch hier unterſcheidet Löffler wieder 2 Fälle: Der Er⸗ 
werber B unterliegt im Wandelungsſtreit, der Veräußerer A 
unterliegt in demſelben. 


1. Erwerber B verliert den Prozeß. 

Es wird alſo feine gegen A gerichtete Wandelungsklage 
abgewieſen. 

a) In dieſem Falle, ſo ſagt Löffler, iſt die Frage hin⸗ 
ſichtlich des Reſultates der Verſteigerung dadurch erledigt, daß 
der Erwerber an den Veräußerer erfüllen muß. Was heißt 
das? Wenn B an A den Kaufpreis für das Tier vollſtändig 
bezahlt hat, dann iſt mit Abweiſung der Wandelungsklage die 
Sache einfach definitiv erledigt und irgendeine Erfüllung an 
den Veräußerer kommt nicht in Frage. Auch das Reſultat 
der Verſteigerung iſt vollſtändig gleichgültig, A braucht ſich um 
das Verſteigerungsreſultat gar nicht zu kümmern; denn wenn 
das Tier nicht verſteigert worden wäre, dann müßte es B eben 
behalten. So aber erhält er ſtatt des Tieres den Ver⸗ 
ſteigerungserlös. 

b) Nun haftet aber nach Löffler der Erwerber B dem 
Erſteher C gegenüber nur, inſoweit er ſeine Haftung nicht 
beſchränkt hat. Wenn alſo z. B. B feinen Wandelungsprozeß 
gegen A nicht deshalb verloren hat, weil etwa der Haupt⸗ 
mangel Dummkoller nicht vorhanden iſt, ſondern weil z. B. die 
Mängelanzeige nicht korrekt erſtattet wurde oder weil der 
Klageanſpruch verjährt war, ſo müßte doch B auf die 
Wandelungsklage des Erſtehers C verurteilt werden, das ver⸗ 
ſteigerte Pferd wieder zurückzunehmen, weil dasſelbe an Dumm⸗ 
koller leidet, wenn dieſer Dummkoller wirklich fih innerhalb 
der zwiſchen B und C laufenden Gewährſriſt gezeigt hat und. 
wenn rechtzeitig die Mängelanzeige erſtattet wurde. 
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Es iſt das eine recht angenehme und praktiſche Konſequenz 
für den Erwerber B. Er verliert ſeinen Wandelungsprozeß 
gegen A, d. h. er behält den an Stelle des verſteigerten Pferdes 
getretenen Verſteigerungserlös. Weil aber B dem Erſteher C 
gewährpflichtig iſt, muß er, weil er auch den zweiten Prozeß 
verliert, das Pferd von C wieder zurücknehmen! 


2. Der Veräußerer A verliert den Wandelungsprozeß. 

Es wird alſo der Veräußerer A auf die Wandelungsklage 
des B hin zur Wandelung verurteilt. 

In dieſem Falle, ſagt Löffler, bieten die Anſprüche des 
Erſtehers gegen den Veräußerer keine Schwierigkeiten: 

a) Wenn Erſteher C ſich vom Erwerber B die dem B 
gegen den Veräußerer A zuſtehenden Anſprüche hat 
abtreten laſſen, dann kann ſich C einen Anſpruch 
gegen A verſchaffen. 

b) Wenn aber keine Abtretung ſtattgefunden hat, dann 
hat der Erſteher C keinen Anſpruch an den Ver⸗ 
äußerer A, weil zwiſchen beiden kein Vertragsverhältnis 
entſtanden iſt. 

Nehmen wir an, es ſei bei dem Pferde innerhalb der 
zwiſchen B und C laufenden Gewährfriſt periodiſche Augen⸗ 
entzündung hervorgetreten, und es habe B alle ſeine Anſprüche 
gegen A an C abgetreten: Was hilft dann dieſe Abtretung in 
der Praxis? Bis es einmal zur Verſteigerung des Pferdes 
kommt, iſt in der Regel Gewährfriſt und Verjährungsfriſt, 
welche in dem Verhältnis zwiſchen B und A laufen, längſt ab⸗ 
gelaufen und es bieten in dieſem Falle die Anſprüche des Er⸗ 
ſtehers C gegen den Veräußerer A ganz erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, d. h. ſie ſind überhaupt nicht realiſierbar. Und das 
Endreſultat: Wiederum iſt es der Erwerber B, welcher ſeinen erſten 
Wandelungsprozeß zwar gewonnen hat, welcher aber den zweiten 
verlieren muß, ohne ſich an feinen erſten Verkäufer A halten 
zu können. Es hat dann B wiederum das Pferd, deſſen er 
ſich durch den erſten Prozeß und die Verſteigerung glücklich 
entledigt hatte. 


III. Veräußerer A und Erwerber B Beaufragen gemein- 
ſchaſtlich die Verſteigerung. 

Auch hier entſtehen nach Löffler keine Schwierigkeiten, 
„weil dem Erſteher C gegen beide Antragſteller die obigen 
Anſprüche nebeneinander zuſtehen“. 

Es kann alſo C gegen A und B Wandelungsklage ſtellen 
und zwar gerade wegen des Hauptmangels Dummkoller, wegen 
deſſen A und B miteinander prozeſſieren! Nehmen wir an, es 
wird A in dem Prozeſſe mit B zur Einwilligung in die 
Wandelung verurteilt, weil das Pferd an Dummkoller leidet, 
dann können doch nach Löffler auf die Klage des C die beiden A 
und B verurteilt werden, in die Rückgängigmachung des Vertrages 
und damit der Verſteigerung zu willigen, weil eben das Pferd 
an Dummkoller leidet, und man iſt dann wieder auf dem alten 
Fleck wie vor der Verſteigerung. | 

Daß dieſe Reſultate ganz unpraktiſch und unannehmbar 
ſind, darüber brauche ich wohl kein Wort zu verlieren. 


B. | 
Ich habe im Vorſtehenden an der Hand eines Beifpieles 
gezeigt, wie in der Praxis der Löfflerſche Vorſchlag ausſieht. 


S. 72. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1035 


— 


Es iſt doch das Beſtreben der ganzen Geſetzgebung geweſen, das 
Viehgewährſchaftsrecht möglichſt einfach zu geſtalten, die Prozeſſe 
möglichſt zu vermeiden; der Löfflerſche Vorſchlag bietet wohl die 
ſicherſte Garantie, daß aus ein em Gewährſchaftsprozeſſe zwei 


entſtehen und daß der Leidtragende in vielen Fällen der ſein 


wird, welcher den erſten Prozeß gewonnen hat. Weil bekanntlich 
Gewährſchaftsfehler ſich oft ſehr raſch entwickeln, deshalb hat 
man die kurzen Gewähr⸗ und Verjährungsfriſten eingeführt. Da 
aber, wenn das Tier verſteigert wird, dieſe Friſten meiſt ab⸗ 
gelaufen ſind, wird, wenn man der Anſicht Löfflers folgt, immer 
derjenige in der größeren Gefahr ſein, gewährpflichtig zu werden, 
auf deſſen Antrag das Tier verſteigert wurde, weil ja nach 
Löffler nur zwiſchen dieſem und dem Erſteher eine neue Gewähr⸗ 
friſt läuft. 

Nun iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß der Erſteher gegenüber 
demjenigen, auf deſſen Antrag das Tier verſteigert wird, auch 
Futtergeld verlangen kann, wenn der Fall der Gewährpflicht 
eintritt. Es wird alſo gerade der vom Geſetze verfolgte Zweck, 
die Futterkoſten möglichſt zu vermeiden, durch Löffler vollſtändig 
illuſoriſch gemacht. N 

Die von Löffler gegen Meisners und meine Anſicht geltend 
gemachten Gründe ſind nicht ſtichhaltig. 

1. Die Analogie iſt durch das BGB. nicht ausgeſchloſſen. ) 
Es ſteht deshalb nichts einer analogen Anwendung des 8 461 
BGB. und 8 806 ZPO. im Wege.) 

Die inneren Gründe, welche zur Schaffung der eben 
bezeichneten 88 geführt haben, gelten auch für den 5 489 BGB. 

2. Der Grund der Verſteigerung durch den Gerichtsvollzieher 
iſt die Anordnung des Richters; liegt bloß ein Antrag auf 
Verſteigerung vor, ſo kann der Gerichtsvollzieher nicht verſteigern, 
alſo iſt der Grund der Verſteigerung nicht der Antrag einer 
Partei, ſondern die Anordnung des Richters. Daß die Partei 
die Anordnung des Richters nicht zu vollziehen braucht, ändert 
nichts an der Grundlage der Verſteigerung, nämlich der An⸗ 
ordnung des Richters. Alſo iſt es vollſtändig richtig, wenn 
Meisner und ich ausgeführt haben, daß der Anſteigerer in gar 
kein Verhältnis zu einer der Parteien tritt, weil die Verſteigerung 
auf Anordnung des Richters erfolge, und es iſt Mainhard !) 
beizupflichten, wenn er ſchreibt: „Der Steigerer erwirbt das 
Tier, ähnlich wie bei einer Zwangsverſteigerung auf Grund 
des autoritativen Rechtes, das der Richter ausübt durch ſeine 
einſtweilige Verfügung.“ 

Meine Anſicht wird auch vertreten von Schumacher, ö) 
Krückmann, “) Wrede,“) Malkmus. 8) 


9) Planck, Kommentar zum BGB. 3. Aufl. Bd. I S. 37, 38; 
VI S. 24. Staudinger 3. 4. Aufl. Bd. I S. 17. 

9 Unrichtig: Hanke, Das Sonderrecht des Viehkaufes, Berlin 1910 
S. 91. A. M. Staudinger⸗Kober 5. 6. Aufl. 8 489 Anm. 4a. 

) Mainhard, Die Gewährleiſtung beim Tierhandel, Karlsruhe 
1899 S. 40. 

5) Schumacher, Viehhandel und Viehprozeß, 1900 S. 40. 

6) Krückmann, Anfechtung beim Viehkauf, 1904 S. 50. 

) Wrede, Recht und Unrecht im Pferdes und Viehhandel, 1909 


) Malkmus, Handbuch der gerichtlichen Tierheilkunde, 2. Aufl, 
Hannover 1910 S. 167, 186. Unrichtig: Hanke a. a. O. S. 91. 
180 ˙ 
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3. Wenn Löffler von dem Reſultat der Stölzle⸗Meisnerſchen 
Anſicht nicht befriedigt wird, weil Erwerber und Veräußerer 
gemeinſchaftliche Sache machen könnten, um das Tier, ohne 
gewährpflichtig zu werden, an einen Dritten durch Verſteigerung 
zu veräußern, ſo iſt das doch ſehr geſucht. Gewöhnlich ſind 
die beiden Prozeßparteien nicht ſo liebenswürdig miteinander, 
daß ſie einander in die Hand arbeiten. 

D. 

Auch die hiſtoriſche Entwicklung ſpricht für meine Anſicht: 

1. Das bayeriſche Geſetz vom 26. März 1859 beſtimmt 
in Art. 3 ausdrücklich, daß die Gewährleiſtung wegfällt „bei 
Zwangsverſteigerungen und bei richterlich angeordneten Ver⸗ 
ſteigerungen überhaupt“. Die in Art. 11 1. c. angeführte Ver⸗ 
ſteigerung iſt als richterlich angeordnete zu betrachten. 

2. Das Geſetz, betreffend die Gewährleiſtung bei einigen 
Arten von Haustieren für Baden vom 23. April 1859 bzw. 
16. Auguſt 1862, Württemberg vom 26. Dezember 1861, Hohen⸗ 
zollern vom 5. Juni 1863 beſtimmt in Art. 3: 

„Die Gewährleiſtung fällt weg bei öffentlichen, obrigkeitlich 
angeordneten Verkäufen (gerichtlich notwendigen Verkäufen 
in Hohenzollern).“ 

Hachenburg“) führt dazu aus: „Wird auf Grund Gerichts⸗ 
beſchluſſes das im Streit befangene Tier verſteigert, ſo hat der 
Erwerber desſelben nicht das Recht der Wandelung, wenn fid) 
innerhalb der Währſchaftsfriſt ein Währſchaftsfehler zeigt; 
denn auch hier wird durch den Staat auf Grund ſeines 
autoritativen Rechtes, nicht aber durch den Willen des Eigen⸗ 
tümers, das Eigentum übertragen.“ 0) 


Das Endreſultat iſt: 

1. Die Anſicht Löfflers iſt vollſtändig unhaltbar: 

a) fie ſchafft äußerſt komplizierte Verhältniſſe, 

b) ſie trägt zur Vermehrung von Prozeſſen bei, 

c) fie führt zu einer weſentlichen Steigerung der Futter⸗ 
koſten, 

d) ſie wirkt in vielen Fällen ungerecht, 

e) ſie widerſpricht dem Weſen des Viehgewährſchafts⸗ 
rechtes, welches einfache und klare Verhältniſſe und 
insbeſondere eine raſche Erledigung der Prozeſſe 
erheiſcht. 

2. Die von mir und den meiſten Autoren vertretene Anſicht, 
daß die nach § 489 BGB. erfolgte Verſteigerung des Tieres 
eine Gewährpflicht ausſchließt, iſt allein zutreffend; denn ſie 
allein ſchafft einfache und klare Verhältniſſe, ſie allein wird der 
Tendenz des Geſetzes gerecht, ſie hat auch die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung für ſich und entſpricht dem Rechtsbewußtſein des Volkes. 


9) Hachenburg, das Recht der Gewährleiſtung beim Tierhandel, 
Mannheim 1888 S. 60. 

10) Vgl. eine intereſſante Entſcheidung des OLG. München zu 
8 489 BGB. vom 8. Mai 1909, abgedruckt in: Gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen des erſten Jahrzehnts des BGB., von Dr. Hans Stölzle, 
Rechtsanwalt in Kempten. Zentralbuchhandlung deutſcher Rechts⸗ 
anwälte, März 1910 S. 114 ff. 

Ich darf wohl an dieſer Stelle wieder Richter und Kollegen 
um Übermittelung intereſſanter Urteile über Viehgewährſchaft bitten. 


Zur Frage des Aufſichtsrechtes der Gerichte über 
die Familienſtiftungen in Preußen. 
Von Referendar van Erckelens, Aachen. 


Das Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch läßt 
zwar die bisherigen Vorſchriften über Familienfideikommiſſe im 
Fortbeſtande (Art. 59), erwähnt aber nirgends die Familien⸗ 
ſtiftungen, denen noch das Allgemeine Landrecht eine eingehende 
Regelung zuteil werden ließ, ſoweit es ſich wenigſtens um die 
privatrechtliche Seite handelte. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
kennt in ſeinen Normen über die Stiftungen im allgemeinen 
(85 80 ff.) nicht einmal mehr den Namen der Familienſtiftungen; 
die Spezies Familienſtiftung geht auf unter dem weiteren Begriff 
der Stiftungen des Privatrechts im allgemeinen, wie ſie im 
Bürgerlichen Geſetzbuch reichsgeſetzlich ohne Rückſicht auf den 
Zweck der Stiftung geregelt ſind. Nur in zwei Momenten ſoll 
ſeit dem 1. Janur 1900 das Landesrecht im Stiftungsrecht 
einwirken: 1. in der Beſtimmung des Organs, welches der 
Stiftung die neben dem Stiftungsgeſchäft zur Erlangung der 
Rechtsfähigkeit erforderliche Genehmigung erteilt, vorausgeſetzt, 
daß die Stiftung in einem der Bundesſtaaten ihren Sitz hat 
(S 80 BGB.), 2. hinſichtlich der Verfaſſung der Stiftung, 
indem 8 80 BGB. hier auf die Landesgeſetze verweiſt. 

Von dieſem Vorbehalt hat das preußiſche Recht Gebrauch 
gemacht, und zwar einzig zugunſten der ihm ſchon bisher 
eigentümlichen Familienſtiftung. Die Art. 1 bis 4 PrAG 808. 
tragen zwar die allgemeine Überſchrift „Stiftungen“, handeln 
aber mit Ausnahme des Art. 4 ausſchließlich von den Familien⸗ 
ſtiftungen, deren Begriff Art. 1 S 1 Abſ. 1 umſchreibt. 

Der Wortlaut und die Faſſung verſchiedener Geſetzesſtellen 
haben vielfach zu der Annahme geführt, daß den Gerichten, 
nachdem ſie die Familienſtiftung zur Rechtsperſönlichkeit erhoben 
haben, ein dauerndes Aufſichtsrecht und eine Aufſichtapflicht 
über die Familienſtiftungen zuſteht. Man imputiert den näher 
zu erörternden Geſetzesſtellen zwar nicht direkt, daß ſie eine 
Gerichtsaufſicht begründen, man nimmt aber an, daß das Geſetz 
davon ausgehe, daß jede Familienſtiftung, ſofern ſie nicht ſogar 
von dem Gericht verwaltet werde, unter der Aufſicht des 
Gerichts ſtehe, fo Stranz⸗Gerhard, Komm. zum Pra. 
zu Art. 2, Anm. 10. Auf dem gleichen Standpunkte ſtehen 
z. B. Cruſen⸗Müller S. 42, ferner die Beſchlüſſe des Kammer: 
gerichts vom 9. Januar 1899 (Johow 18, 131) und vom 
29. Juni 1903 (OL GRſpr. 7, 20). 

Als einſchlägige Geſetzesſtellen kommen in Betracht: 

8 29 AGGVG. vom 24. April 1878 beſtimmt: Die den 
Gerichten zuſtehende Verwaltung und Beaufſichtigung von 
Stiftungen liegt den Amtsgerichten ob. Durch den Juſtizminiſter 
kann das Landgericht oder das Oberlandesgericht mit der Ver: 
waltung oder Beaufſichtigung beauftragt werden. 

§ 94 e enthält die Übergangsbeſtimmung: Die bei einem 
aufgehobenen Gerichte bisher geführte Verwaltung oder Be⸗ 
aufſichtigung von Stiftungen geht auf das Amtsgericht des 
Ortes über, an welchem das aufgehobene Gericht ſeinen Sitz 
hatte. Durch den Juſtizminiſter kann ein anderes Amtsgericht, 
ein Landgericht oder ein Oberlandesgericht mit der Verwaltung 
oder Beaufſfichtigung beauftragt werden. 


39. Jahrgang. 


§ 87 BGB. ſpricht von der „zuſtändigen Behörde“, welche 
im gegebenen Falle der Stiftung, alſo auch der Familien⸗ 
ſtiſtung, eine andere Zweckbeſtimmung geben ſoll oder ſie auf⸗ 
heben ſoll.!) 

Art. 1 S 1 Abſ. 2 AGBGB. lautet: Wird in Anſehung 
einer Familienſtiftung, deren Verwaltung oder Beaufſichtigung 
nach der Stiftungsurkunde von dem Gericht geführt werden 
ſoll, das Landgericht oder das Oberlandesgericht durch den 
Juſtizminiſter mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung be: 
auftragt, ſo iſt das beauftragte Gericht auch für die Ge⸗ 
nehmigung der Stiftung zuſtändig. 

Art. 28 3 AGBGB.: Der Familienſchluß bedarf der 
Aufnahme und der Genehmigung durch das Gericht, dem die 
Verwaltung oder Beaufſichtigung der Stiftung zuſteht. 

Endlich enthält das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz, 5 96, 
die Normierung einer Gerichtsgebühr für die Beauffichtigung 
von Stiftungen, alſo auch von Familienſtiftungen. 

Daß aus dem Inhalt der angeführten Stellen des 
Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze, aus dem 
Art. 1 85 1 Abi. 2 AGBGB. und aus dem Gerichts⸗ 
koſtengeſetze die Annahme, eine Familienſtiftung ſtehe generell 
unter Gerichtsaufſicht, nicht begründet werden kann, daß 
es ſich hier vielmehr nur um eine Regelung der ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit und um Beſtimmungen für den Fall 
handelt, daß die Aufſicht über eine Familienſtiftung im einzelnen 
Falle den Behörden überhaupt zuſteht, z. B. wenn die Stiftungs⸗ 
urkunde das Gericht damit betraut, bedarf keiner Erörterung. 
Weniger leicht iſt zu erklären, auf welcher Grundlage Art. 2 
§ 3 AGBGB. in der ſtrikten Form als die zur Aufnahme 
und Genehmigung eines Familienſchluſſes zuſtändige Stelle das 
Gericht bezeichnet, „welchem die Verwaltung oder Beaufſichtigung 
der Stiftung zuſteht“, wenn eine ſolche Aufſichtsſtelle gar nicht 
beſtände. 

Eine Verwaltung der Stiftung durch das Gericht findet 
nur dann ſtatt, wenn der Stifter in der Stiftungsurkunde oder 
ein ſpäterer Familienſchluß es beſtimmt hat. Dieſer Fall zeigt 
ſich nur ſelten. Regelmäßig müßte alſo nach dem Wortlaut 
des § 3 ein Gericht als Aufſichtsinſtanz beſtehen, wenn über: 
haupt eine Stelle vorhanden ſein ſoll, welche einem Familien⸗ 
ſchluß zur rechtlichen Exiſtenz verhelfen kann. Die ſchroffſte 
Konſequenz aus dem Wortlaut des 8 3 zieht Stranz⸗Gerhard 
mit den Worten: „Sonſt wäre der § 3, wenn weder Ber: 
waltung noch Aufſicht durch das Gericht ſtattfindet, gar nicht 
anwendbar; in dieſen Fällen entfiele die Möglichkeit eines 
Familienſchluſſes, alſo die Lebensfähigkeit ſolcher aufſichtsloſen 
Familienſtiftungen; . . .. man wird mit unſerem Ausführungs⸗ 
geſetze ein eventuelles Aufſichtsrecht des Gerichts über Familien⸗ 
ſtiftungen allgemein annehmen müſſen, zumal ſonſt das Geſetz 
ſein Rückgrat verliert.“ 

Als Satzung des Zivilrechts iſt Art. 2 8 3 nicht geeignet, 
ein Aufſichtsrecht und eine Aufſichtsinſtanz erſt zu begründen, 
denn die Frage der Staatsaufſicht iſt völlig öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur. Das Aufſichtsrecht der Gerichte muß in ſeinen Grund⸗ 
lagen beſtanden haben, wenn das Ausführungsgeſetz auf ihm 
das Privatrecht der Familienſtiftungen aufbaut. 


1) Zuſtändig iſt gemäß Art. 5 Abſ. 2 AG BGB. der Juſtizminiſter. 
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Eine poſitive Beſtimmung des öffentlichen Rechts mit 
Gültigkeit für die ganze preußiſche Monarchie, welche dem 
Gerichte die Oberaufſicht über Familienſtiftungen einräumte, iſt 
nicht vorhanden. Mit dem allgemeinen Begriffe einer Staats⸗ 
hoheit über Stiftungen kann man nicht operieren, da das 
Geſetz fehlt. Die Verwaltung iſt eben nicht ſouverän wie die 
Geſetzgebung, ſondern die Befugniſſe der Verwaltung reichen nur 
ſo weit, als die Geſetzgebung ſie im einzelnen Falle ermächtigt. 

Es iſt in der Frage der Gerichtsaufſicht vielmehr das bis⸗ 
herige Recht in Geltung geblieben, und es ergibt ſich die Not⸗ 
wendigkeit, für das Rechtsgebiet des preußiſchen Staates außer 
dem Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts, zum mindeſten 
das Gebiet des ſubſidiären gemeinen Rechtes und des Code civil 
zu berückſichtigen. Hier zeigt ſich, daß das franzöſiſche Recht 
den Sonderbegriff der Familienſtiftungen überhaupt nicht kannte, 
und daß das gemeine Recht die Familienſtiftung ebenfalls keiner 
ſpeziellen und vom allgemeinen Stiftungsrechte abweichenden 
Behandlung unterwirft. Die Frage, ob und inwieweit jeweils 
ein Aufſichtsrecht nichtrichterlicher Behörden, namentlich der 
Verwaltungsbehörden über die privatrechtlichen Stiftungen im 
allgemeinen und ſomit auch über die Familienſtiftungen beſteht, 
ſoll hier nicht unterſucht werden; der allgemeine Grundſatz einer 
Gerichtsaufſicht über Familienſtiftungen beſteht nicht im Gebiet 
des gemeinen Rechts und offenbar auch nicht im ehemaligen 
Geltungsbereiche des Code civil. Für die Rheinlande zeigt 
ſich allerdings eine gewiſſe Nachwirkung der Säkulariſations⸗ 
geſetze der franzöſiſchen Republik vom 8. März und 5. Mai 1793, 
durch welche neben dem Schulvermögen das geſamte Stiftungs⸗ 
vermögen für Nationaleigentum erklärt worden war. Wenn 
auch dieſe Geſetze in den Rheinlanden nicht unmittelbar zur 
Anwendung gekommen ſind, weil ſie bereits vor der Vereinigung 
mit Frankreich hier wieder aufgehoben waren, ſo verblieb doch 
aus der Zeit der Fremdherrſchaft für die Familienſtiſtungen 
das Prinzip einer Staatsauſſicht, welches auch in den ſpäteren 
preußiſchen Geſetzen und Verordnungen erkennbar iſt; es fand 
ſeinen Ausdruck in der Schaffung von Verwaltungsorganen 
über Stiftungen, namentlich über Studienſtiftungen.) Eine 
geſetzlich beſtimmte Mitwirkung der Gerichte zur Aufſicht oder 
Verwaltung iſt in dieſer hundertjährigen Entwickelung indeſſen 
nicht zutage getreten.“) 

Anders die Geſetzgebung des alten preußiſchen Rechtes, 
insbeſondere das Allgemeine Landrecht. Entſprechend den 
Darlegungen in dem genannten Beſchluſſe des Kammergerichts 
vom 9. Januar 1899 laſſen Geſetzgebung und Verwaltung 
fortlaufend erkennen, daß ſie eine Oberaufſicht des Staates, 


2) So entſtand z. B. in Cöln der noch heute tätige Verwaltungs— 
rat der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds. (Schoenen: Die kölniſchen 
Studienſtiftungen, Cöln 1902.) 

) Nach dem Inhalt des Allerh. Erlaſſes vom 31. Dezember 1825 
(Geſetzſamml. 1826 S. 5 ff.) und der Oberpräſidialerlaſſe vom 
9. Dezember 1823 Nr. 4835 und 18. April 1826 Nr. 1512 iſt die Auf⸗ 
ſicht über Familienſtiftungen in den Rheinlanden den Kgl. Regierungen 
und Konſiſtorien übertragen, und zwar unter dem nicht praktiſch ge— 
wordenen Vorbehalte ſpäterer ÜUberweiſung an die Gerichte, „ſobald 
eine Anderung in der Juſtizverfaſſung eintritt, welche zuläßt, den vor⸗ 
mundſchaftlichen Behörden jene Aufſicht gleichwie in den altpreußiſchen 
Provinzen zu überweiſen“. ö 
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ſpeziell der Gerichte als beſtehend annehmen — dieſelbe Ten⸗ 
denz, welche ſcheinbar in dem heutigen preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetz wiederkehrt. Die Grundlage gewährt das Reſkript vom 
6. Auguſt 1798 (von Rönne, Erg. 7. Ausg. Bd. 3 S. 357), 
welchem nach dem damaligen Stande der preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung maßgebende Bedeutung beizumeſſen iſt; es erkennt das 
Oberaufſichtsrecht des Staates ausdrücklich an, nachdem vorher 
das Allgemeine Landrecht in den SS 21 bis 46 II, 4 das Recht 
der Familienſtiftung erörtert hatte, wobei es ebenfalls von dem 
Geſichtspunkte der Exiſtenz einer Staatsaufſicht ausgegangen iſt, 
vgl. SS 29, 46, 38 a. a. O. Es folgen Reſkripte (Matthis VIII, 
von Rönne a. a. O.) vom 26. Auguſt 1809, 16. November 
1816, 27. April 1835, 15. Juni 1837, eine Kabinettsorder 
vom 26. Auguſt 1818, ferner eine Miniſterialverfügung vom 
5. März 1814 (JMBl. S. 117) und ein Zirkularreſkript vom 
20. Juli 1841 (IM Bl. S. 241), in welchem der Grundſatz 
der Staats⸗ bzw. Gerichtsaufſicht wiederkehrt. Die Kabinetts⸗ 
order vom 3. Januar 1845 (MB. S. 26), welche einige 
in dem vorangegangenen Berichte des Staatsminiſteriums vom 
23. Dezember 1844 dargelegte Verwaltungsgrundſätze über das 
Familienſtiftungsweſen ſanktionierte, lehnte zwar die geſetzliche 
Regelung des Aufſichtsrechtes ab, ließ aber den Grundſatz des 
allgemeinen Oberaufſichtsrechtes unberührt. Der vorgenannte 
Bericht des Staatsminiſteriums erklärt das Aufſichtsrecht, 
ſoweit nicht das Geſetz in beſtimmten Fällen, wie bei der Voll⸗ 
ziehung und Verlautbarung der Stiftungsurkunden und bei 
Aufnahme des Familienſchluſſes eine Einwirkung ausdrücklich 
angeordnet hat, „als durch die Gewalt der Umſtände herbei⸗ 
geführt“, indem der Familie durch die beſtehende Geſetzgebung 
nicht die Mittel gegeben ſeien, ſelbſt einzuwirken. Als Grundſatz 
wird in der Kabinettsorder vom Jahre 1845 aufgeſtellt, daß 
reine Familienſtiftungen — im Gegenſatz zu den ſogenannten 
„gemiſchten“ — der Aufſicht der Gerichte unterſtehen ſollen. 

Abgeſehen von den oben erwähnten SS 29 und 94 AGG WG., 
welche nur die Zuſtändigkeitsfrage erörtern, finden ſich weiterhin 
keine Beſtimmungen über die ſtreitige Frage, ſo daß bis zum 
Jahre 1900 für das Gebiet des Allgemeinen Landrechts die 
grundſätzliche Regel anzunehmen iſt, daß Familienſtiftungen der 
Gerichtsaufſicht unterſtehen. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch, das Einführungsgeſetz und 
das preußiſche Ausführungsgeſetz zu dieſem fanden ſomit im 
Gebiete des preußiſchen Staates einen territorial völlig ver⸗ 
ſchiedenen Rechtszuſtand vor. An dieſer Rechtslage iſt auch 
bis zur Stunde nichts geändert. Als Gegenſtand des öffent⸗ 
lichen Rechts wird der Inhalt des Reſkripts von 1798 durch 
den Art. 55 EGBGB. nicht berührt. Aus dem gleichen Grunde 
iſt Art. 89 AGBGB. nicht geeignet, das Reſtkript von 1798 
und die folgenden Reſkripte, ſoweit ſie ſich mit der Frage der 
Staatsaufſicht beſchäftigen, außer Kraft zu ſetzen, wenn auch 
im übrigen, was die privatrechtliche Seite angeht, nicht nur 
die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts über Familien: 
ſtiftungen, ſondern auch die das Landrecht umkleidenden und 
ergänzenden Reſkripte aufgehoben ſein dürften. Soweit man 
mit Perl!) die Frage des Aufſichtsrechts als zu den Normen 


4) Perl, Zum Rechte der Familienſtiftungen in Preußen in der 
Feſtgabe für Wilke, Berlin 1900, S. 244. 
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über die Verfaſſung“) der Stiftung gehörend anſieht, würden 
außerdem die beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften gemäß 
Art. 3 EGBGB. aufrechterhalten bleiben, da S 85 BGB. in 
der Frage der Verfaſſung dem Landesrechte Raum läßt. Die 
größte Anfeindung erwächſt der Annahme, daß der bisherige 
Rechtszuſtand, alſo innerhalb des preußiſchen Rechtsgebietes 
keine allgemeine Staats⸗ bzw. Gerichtsaufſicht, ſondern eine 
Teilung nach den bisherigen territorialen Rechten, aus dem 
Wortlaut des Art. 2 8 3 AGBGB. fortbeſteht. Auf ihn bauen 
die Kommentare von Stranz⸗Gerhard und Cruſen⸗Müller, ferner 
die genannten Beſchlüſſe des Kammergerichts vom 9. Januar 
1899 und 29. Juni 1903 u. a. m. die Anſicht auf, daß im 
Zweifel jede Familienſtiftung in Preußen der Gerichtsaufſicht 
unterſteht. 

Auch in der 15. Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes 
herrſchte dieſe Auffaſſung der Rechtslage (Mat. z. AGBGB., 
Heymann S. 327); ob man an die hiſtoriſch entwickelte terri⸗ 
toriale Verſchiedenheit nicht gedacht, ſondern nur das Allgemeine 
Landrecht berückſichtigt hat? Man ging ſo weit, dem Art. 2 
83 — im Entwurf Art. 2 § 2 — feine urſprüngliche Faſſung, 
welche lautete: Der Familienſchluß bedarf der Aufnahme und 
der Beſtätigung durch das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die 
Stiftung ihren Sitz hat, oder, wenn die Beaufſichtigung der 
Stiftung einem anderen Gerichte zuſteht, durch dieſes Gericht — 
zu nehmen und ihm ſeine heutige veränderte Faſſung zu geben. 
Hätte der Artikel ſeine alte Faſſung behalten, ſo würden die 
Konſequenzen, die man heute aus ſeinem Inhalt gewinnen 
will, nicht zu ziehen ſein. Aber der Kommiſſionsbericht erklärt 
ſelbſt, daß man nur eine Anderung „rein redaktioneller Art“ habe 
vornehmen wollen; mit Recht, denn vom Standpunkte aus, 
daß jede Familienſtiftung ohnehin der Gerichtsaufſicht unter⸗ 
ſtehe, deckt ſich der Inhalt der neuen Faſſung mit der Faſſung 
des Entwurfs (vgl. Beſchluß des Kammergerichts vom 29. Sep⸗ 
tember 1902, Johow 25, A 37 Nr. 11). Art. 2 $ 3 bringt 
alſo inhaltlich nicht ein erſt im Abgeordnetenhauſe dem Geſetze 
eingeführtes Novum, nämlich die Begründung einer allgemeinen 
Gerichtsaufſicht über Familienſtiftungen, ſondern man kann 
ſeiner Entſtehungsgeſchichte folgen und man mag den Art. 2 
8 2 des Entwurfs zur Grundlage nehmen. Alsdann iſt die 
Schwierigkeit, daß keine Stelle zur Aufnahme eines Familien⸗ 
ſchluſſes vorhanden iſt und die Möglichkeit eines Familien⸗ 
ſchluſſes entfalle, behoben. Subſidiär iſt nach dem Sinne des 
Art. 2 8 3 AGBGB. immer das Gericht, in deſſen Bezirk die 
Stiftung ihren Sitz hat, oder wenn die Beaufſichtigung einem 
anderen Gerichte zuſteht, dieſes zuſtändig, mag nun die 
Stiftungsurkunde eine andere Behörde mit der Aufſicht betrauen, 
mag die Stiftung in einem nicht landrechtlichen Gebiete ihren 
Sitz haben, wo überhaupt kein Gericht zur Aufſicht berufen iſt. 
Art. 2 8 3 regelt mithin nur eine Zuſtändigkeitsfrage; daß er, 
ebenſo wie alle anderen Beſtimmungen des Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch über Familienſtiftungen nicht nur 
auf Familienſtiftungen im Gebiete des früheren Landrechts, 
ſondern auf alle in Preußen beſtehenden Familienſtiftungen 
Anwendung findet, iſt trotz der verfänglichen Faſſung des Art. 3 

5) Über den Begriff „Verfaſſung“ vgl. Hölder, Natürliche und 
juriſtiſche Perſonen, Leipzig 1905, S. 248. 
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Abſ. 1 AGBGB. eine geklärte Frage (zuletzt Beſchluß des 
Kammergerichts vom 29. September 1902, Johow 25 A. 37 
Nr. 11). Unbekümmert darum, ob ein Gericht und welches 
Gericht die Aufſicht führt, hat alſo jede preußiſche Stiftung 
ein zur Aufnahme des Familienſchluſſes zuſtändiges Gericht, 
ebenſo wie im Art. 1 für jede Familienſtiftung ein Gericht 
bezeichnet iſt, welches über die Genehmigung zu entſcheiden hat. 

Daß das Ausführungsgeſetz nicht daran denkt, eine all⸗ 
gemeine Gerichtsaufſicht zu begründen oder für die ganze 
Monarchie als beſtehend anzunehmen, ergibt ſich mit Gewißheit 
aus dem Inhalt des Art. 1 8 1 Abſ. 2. Wenn hier das Geſetz 
der Stiftungsurkunde mit Wirkung für die Frage, welches 
Gericht für die Genehmigung zuſtändig iſt, die Erlaubnis gibt, 
das Gericht mit der Beaufſichtigung zu betrauen, ſo hatte es 
eben Familienſtiftungen im Auge, die beim Mangel einer ſolchen 
Anordnung des Stifters nicht unter Gerichtsaufſicht ſtehen würden. 

Man hat behauptet, daß die Einwirkung des Staates bzw. 
der Gerichte bei der Genehmigung durch das Gericht zwecks 
Erlangung der Rechtsfähigkeit, und bei der Aufnahme und Ge⸗ 
nehmigung von Familienſchlüſſen nur „ſpeziell hervorgehobene 
Ausflüſſe eines beſtehenden allgemeinen Oberaufſichtsrechtes des 
Staates“ ſeien. (Miniſterialreſkript vom 5. März 1841; 
Beſchluß des Kammergerichts vom 29. Juni 1903, cf. oben). 
Dies mag richtig ſein hinſichtlich der Genehmigung von 
Stiftungen, welche nicht Familienſtiftungen ſind, denn hier iſt 
die öffentliche Zweckbeſtimmung dieſer Stiftungen im Hinblick 
auf die Intereſſen des Staates und der Geſellſchaft zu prüfen, 
und die Staatsgewalt entſcheidet nach ihrem Ermeſſen von 
dieſem Geſichtspunkte aus. Bei reinen Familienſtiftungen, 
deren Zweck und Wirken eben nicht über den Bereich der Mit⸗ 
glieder der Familie hinausgeht, ſcheidet eine Prüfung des 
Zwecks vom Geſichtspunkte des Gemeinwohles aus; die Mit⸗ 
wirkung des Gerichts erſtreckt ſich nur auf die Prüfung der 
Gültigkeit, ſowie auf die Sicherſtellung der Deutlichkeit und 
Beſtimmtheit der Stiftungsurkunde.“) Dies iſt keine Ver⸗ 
waltungstätigkeit durch eine Aufſichtsbehörde, keine rechtspolizei⸗ 
liche Tätigkeit, ſondern ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit.“) 
Dies gilt erſt recht von der Mitwirkung bei der Faſſung eines 
Familienſchluſſes. Endlich wird man, entgegen der Anſicht von 
Cruſen⸗Müller aus der Erwähnung der „zuſtändigen Behörde“ 
in 8 72 BGB. das Beſtehen eines allgemeinen Aufſichtsrechts 
der Gerichte nicht folgern können, da es ſich hier nur um das Ein⸗ 
greifen einer nichtrichterlichen Behörde — für Familienſtiftungen 
des Juſtizminiſters — für einen ſpeziell geregelten Fall handelt. 

Es beſteht alſo für das Gebiet des preußiſchen Staates 
vor und nach dem 1. Januar 1900 dieſelbe Rechtslage: Im 
Gebiete des früheren Allgemeinen Landrechts ſteht eine en 
ſtiftung unter Gerichtsaufſicht; ob der Stifter oder ein Familien⸗ 
ſchluß mit der Aufſicht eine andere Stelle als die Gerichte 
betrauen kann, oder die Aufſicht den ſtaatlichen Organen über⸗ 
haupt entziehen kann, bleibe dahingeſtellt. 

Im Gebiete des früheren ſubſidiären gemeinen Rechts, 
ſofern hier nicht örtliche Partikularrechte eine abweichende Be⸗ 
ſtimmung treffen, ſowie im Gebiete des früheren franzöſiſchen 
Rechts ſind die Familienſtiftungen von einer Aufſicht der Ge⸗ 
richte frei. Wird durch die Stiftungsurkunde oder durch einen 
rechtsgültigen Familienſchluß das Gericht mit der Beaufſichtigung 
betraut, ſo kann ſich das Gericht dieſer nicht entziehen. Letzteres 
dürfte aus dem Wortlaut des Art. 1 § 1 Abſ. 2 zu folgern fein.?) 

Zuſtändig iſt nach SS 29, 94 GVG. das Amtsgericht; 
doch kann durch den Juſtizminiſter das Landgericht oder das 
Oberlandesgericht beauſtragt werden; d. i. freilich nur eine 
Beſtimmung, der ſachlichen Zuſtändigkeit; darüber, welches 
Gericht örtlich zur Führung der Aufſicht zuſtändig iſt, fehlt 
eine geſetzliche Beſtimmung. 


e) ef. Schloßmann, Zur Lehre von den Stiftungen; Jahrb. für 
Dogmatik d. h. Pr. 27, 10. 
ri ) ch. Goetze, die Stellung der Stiftungen im heutigen Recht, 
PrverwBl. 21 Nr. 28 S. 312. 

6) KGJ. 30 A. 63. 
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So ergibt ſich eine ſeltene Vielgeſtaltigkeit der Frage: 
einmal innerhalb des Reichsrechts das preußiſche Landesrecht, 
das in der hiſtoriſch hergebrachten Weiſe an dem Begriffe der 
Familienſtiftung feſthält und das rechtlich anerkannte Gebilde 
Sonderregeln unterwirft; ſodann innerhalb des preußiſchen Rechts 
die Einwirkung des öffentlichen Rechts und eine Teilung bis in 
Sondernormen der ehemaligen Partikularrechte. Soweit die 
Exiſtenz der Gerichtsaufſicht zu bejahen iſt, iſt Art und Umfang 
derſelben ſtreitig und nirgends feſtgelegt. Das Kammergericht 
(Entſch. vom 29. Juni 1903, cf. oben) ſagt: die Oberaufſicht 
greift, ſoweit nicht die Stiftungsurkunde der Aufſichtsbehörde 
eine weitere Befugnis verleiht, nur inſoweit Platz, als die 
Stiftung derſelben zu ihrer Erhaltung und zur Erreichung 
ihrer Zwecke bedarf. Damit ſind die Grenzen für das Ein⸗ 
ſchreiten der Aufſichtsbehörde geſteckt. — Soll das Gericht eine 
fortlaufende Kontrolle über Vorſtand und Verwaltung ausüben, 
kann es Vermögensüberſichten und Rechnungslegung verlangen, 
kann es nach Art des Vormundſchaftsgerichts eine beſtimmte 
Form der Anlage des Stiftungsvermögens verlangen? ÜUbt es 
eine Offizialtätigkeit aus, oder wird es nur bei berechtigtem 
Anruf ſeitens eines Beteiligten einſchreiten? Soll es berufen 
ſein, Rechtsſtreitigkeiten, z. B. über die Vorſtandſchaft, zu ent⸗ 
ſcheiden (Entſcheidung des Kammergerichts vom 29. Juni 1903 
ef. oben S. 200) und vermeintlich in ihren Anrechten verletzten 
Deſtinatären zu ihrem Rechte auf den Stiftungsgenuß ver⸗ 
helfen? Kann es den Vorſtand entlaſſen (Beſchluß des 
Kammergerichts vom 28. November 1907, Johow 35 4 44) und 
einen neuen beſtellen? Alles offene Fragen, deren ſtrikte Be⸗ 
antwortung der Theorie und der Rechtſprechung unmöglich ſein 
wird, ſolange das Geſetz nicht wenigſtens den Leitſatz gibt. 

Eine eigenartige Folge ergibt ſich daraus, daß einerſeits 
der §S 96 PrGKG. eine mit der Höhe des Stiftungsvermögens 
wachſende Gebühr für die Beaufſichtigung vorſieht und daß 
nach der Entſcheidung des Kammergerichts vom 9. Januar 1899 
(Johow 18 Nr. 41) die zu erhebende Gebühr unabhängig von 
der Entwicklung einer beſonderen Tätigkeit des Gerichts in dem 
betreffenden Rechnungsjahre fällig wird, ſofern nur die Stiftung 
der gerichtlichen Oberaufſicht unterliegt,“), daß aber andererſeits 
die Exiſtenz der meiſten Familienſtiftungen nicht zur amtlichen 
Kenntnis der Behörde gelangt, wenn ſie auch z. B. im Gebiete 
des Allgemeinen Landrechts formell der Gerichtsaufſicht unter⸗ 
ſtehen und ſomit gebührenpflichtig ſind. Bei neueren Stiftungen, 
welche die Rechtsfähigkeit erlangen wollen, erhält zwar das 
Gericht durch den Genehmigungsakt Kenntnis von ihrem Be⸗ 
ſtehen; ältere Familienſtiftungen werden es mit Rückſicht auf 
die Gebührenlaſt möglichſt vermeiden, ihre a Gerichte 
kundzugeben; zwecks Erlangung der gewünſchten Rechtsfähigkeit 
haben ſie es auch nicht nötig, denn durch Art. 3 AGBGB. iſt 
ihnen ſeit dem 1. Januar 1900 der Charakter einer juriſtiſchen 
Perſon zuerkannt, auch wenn ſie vorher die Rechtsfähigkeit nicht 
beſeſſen haben. Sodann ſind die Familienſtiftungen im Gebiete 
des Allgemeinen Landrechts nach dem Reſultat obiger Aus⸗ 
führungen mit der Gebührenpflicht belaſtet, auch wenn ſie die 
Mitwirkung des Gerichts nicht anrufen; die übrigen preußiſchen 
Familienſtiftungen haben das ungerechtfertigte Privileg der 
Gebührenfreiheit, ſolange ſie nicht ſelbſt die Aufſicht des Gerichts 
herbeiführen. Durch die mangelnde Kenntnis von der Eriftenz 
gebührenpflichtiger Familienſtiftungen dürften bei der großen 
Anzahl und den oft bedeutenden Kapitalien der Familien⸗ 
ſtiftungen und bei der Höhe der Gebühr dem Fiskus namhafte 
Summen verloren gehen. 

Man ſpricht dem preußiſchen Ausführungsgeſetze zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch das Lob, daß es der Kechtſprechung 
1 wenig Anlaß zur Entſcheidung von Streitfragen ge⸗ 

eben hat. Für die Frage der Staatsaufſicht über Familien⸗ 
ſüftungen, welche das Ausführungsgeſetz nun einmal berührt, 
dürfte dies nicht gelten. 

Wohl mit Recht tadelt ein der deutſchen Jurisprudenz 
fernſtehender, von Herrnritt (Oſterreichiſches Stiftungsrecht, 


9) Ebenſo Mügel, Preußiſche Koſtengeſetze, 4. Aufl. 1904, zu § 96. 
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Wien 1896), daß die deutſche Literatur zu viel Gewicht auf 
manche zivilrechtliche Frage des Stiftungsrechts, z. B. die 
Frage der Entſtehung der Stiftung, der rechtlichen Natur, des 
Gründungsaktes uſw. legt, und bei allen Stiftungen, auch den 
Familienſtiftungen, die öffentlich⸗ rechtliche Seite wenig behandelt. 
Indeſſen wird hier zunächſt die Geſetzgebung Wandel ſchaffen 
und die Rechtslage klären müſſen. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“ 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Augültigkeit einer Amſatz und Wertzuwachsſteuerorduung, 
die es dem Gemeindevorſtaud überläßt, entweder das obliga 
toriſche Geſchäft oder die Auflaſſung zu beſteuern. 


Eine Steuerordnung, die es in das freie Belieben des 
Steuergläubigers ſtellt, welches von mehreren Rechtsgeſchäften 
er beſteuern will, kann für rechtswirkſam nicht erachtet werden. 
Dies hat der Vorderrichter verkannt. Allerdings befindet ſich 
ſeine Entſcheidung inſoweit im Einklange mit früheren Ent⸗ 
ſcheidungen des OVG., und zwar ſowohl des jetzt erkennenden 
als auch des II. Senats. Bei nochmaliger Prüfung iſt der 
jetzt erkennende Senat jedoch zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die bisherige Rechtſprechung hinſichtlich des hier berührten 
Punktes nicht aufrechterhalten werden kann. Wenn der Senat 
nun damit auch von der bisherigen Rechtſprechung des II. Senats 
abweicht, ſo war es doch nicht etwa erforderlich, über die 
Rechtsfrage die Entſcheidung des Plenums des Gerichtshofes 
einzuholen (Art. 1 des Geſetzes vom 27. Mai 1888, Geſetz⸗ 
ſamml. S. 226). Denn der VII. Senat iſt jetzt für die Be⸗ 
arbeitung der hier in Frage kommenden Geſchäfte an die Stelle 
des II. Senats getreten. 

Für die neue Stellungnahme des Senats zu der in Rede 
ern Rechtsfrage waren aber folgende Erwägungen maß⸗ 
gebend. 

Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 beſtimmt 
freilich nicht, welchen Anforderungen hinſichtlich ihres Inhalts 
eine Steuerordnung entſprechen muß. Es verlangt aber, daß 
jede indirekte und jede nicht in Prozenten einer Staatsſteuer 
beſtehende direkte Gemeindeſteuer durch eine Steuerordnung 
geregelt werden müſſe (SS 18, 23 a. a. O.). Damit ſoll 
offenbar das gewährleiſtet werden, was man in der Wiſſen⸗ 
ſchaft als Beſtimmtheit oder Geſetzmäßigkeit der Beſteuerung 
bezeichnet, d. h. das Erfordernis, daß die Grundſätze, nach 
denen eine Steuer zu erheben iſt, der Willkür des Steuer⸗ 
gläubigers im Einzelfall entrückt, vielmehr durch verfaſſungs⸗ 
mäßig zuſtande gekommene Satzung im voraus generell und ein 
für allemal bis zu deren Abänderung feſtgelegt werden, ſo daß, 
wie ſich z. B. Roſcher ausdrückt (Finanzwiſſenſchaft 5. Auflage 
S. 252) „jeder Pflichtige die von ihm zu tragende Laſt lange 
voraus weiß und genau nachrechnen kann“. 

Wenn aber der Zweck einer Steuerordnung ein folder iſt, 
ſo iſt das erſte Erfordernis, welches man an ſie ſtellen muß, 
das, daß ſie die ſubjektiven und objektiven Vorausſetzungen der 
Steuerpflicht geſetzlich feſtlegt, hierüber im voraus feſte Grund⸗ 
ſätze aufſtellt; neben der Höhe der Steuerſätze, ſogar noch vor 
ihr iſt das die fundamentalſte Grundlage der Steuer. Es 
würde dem ganzen Weſen und Zweck der Steuerordnung wider⸗ 
ſprechen, hier die Willkür des Gemeindevorſtandes zuzulaſſen, 
dagegen etwa zu erfordern, daß hinſichtlich im Vergleich hierzu 
viel nebenſächlicherer Punkte eine feſte Regelung durch die 
Steuerordnung erfolge. Eine Steuerordnung aber, die es dem 
Gemeindevorſtand überläßt, je nachdem es ihm zweckmäßiger — 
d. h. in der Praxis für die Gemeindefinanzen gewinnbringender 
oder ſicherer — erſcheint, in dem einen Fall einen Kaufvertrag, 
in dem anderen den dinglichen Eigentumsübergang zur Steuer 
heranzuziehen, enthält keine feſten Normen für die Beſtimmung 
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der Steuer, ſondern überläßt ihre Beſtimmung dem Steuer: 
gläubiger von Fall zu Fall; ſie ermöglicht „ungleichartige 
Forderungen im Einzelfalle“. 

Ein ſolches Wahlrecht bedeutet nicht etwa nur die Be⸗ 
fugnis des Gemeindevorſtandes, den Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Steuer zu beſtimmen. Denn bei den Beſitzwechſelabgaben 
entſteht die einzelne konkrete Forderung für den Steuergläubiger 
und damit die dieſem Anſpruch gegenüberſtehende Verpflichtung 
des Steuerſchuldners bereits durch das die Steuerpflicht be⸗ 
gründende Ereignis. Wenn etwas, ſo muß alſo dieſes Er⸗ 
eignis geſetzlich beſtimmt und darf feine Beſtimmung nicht dem 


Ermeſſen des Steuergläubigers im Einzelfalle überlaſſen bleiben. 


Es iſt eine nicht haltbare Konſtruktion, etwa anzunehmen, die 
Steuerpflicht entſtehe ſowohl durch das obligatoriſche als 
auch durch das dingliche Rechtsgeſchäft, es ſtänden etwa zwei 
Steuerpflichten und zwei Steuerſätze nebeneinander dergeſtalt, 
daß der eine Steueranſpruch und die ihm egenüberſtehende 
Steuerpflicht erliſcht, wenn der andere Anſpru Yo gemacht 
wird, oder daß man es etwa mit zwei reſolutiv bedingten 
Steueranſprüchen und Steuerverpflichtungen zu tun habe, einer 
10 dem obligatoriſchen und einer aus dem dinglichen Rechts⸗ 
eſchäft. 
l Entbehrt ſomit eine derartige Vorſchriften enthaltende 
Steuerordnung der notwendigen Beſtinmtheit, ſo mag auch noch 
darauf hingewieſen werden, wie es für die Steuerpflichtige 
materiell keineswegs gleichgültig iſt, ob die Gemeinde im einzelnen 
Fall das eine oder das andere Geſchäft beſteuere. Auch ohne 
ſogenannte Zwiſchengeſchäfte vergeht oft zwiſchen dem obligato⸗ 
riſchen Geſchäft einerſeits und der Auflaſſung und Eintragung 
des Eigentumswechſels andererſeits längere Zeit, innerhalb 
deren ſich der Wert des Grundſtücks ändert. Steigt er, ſo 
wird der Gemeindevorſtand es in der Regel vorziehen, das 
dingliche Geſchäft zu beſteuern; iſt aber mit einem Sinken zu 
rechnen, ſo wird er meiſt das obligatoriſche wählen. Er iſt aber 
z. B. in der Lage, wenn ſeine Erwartung, das Grundſtück 
werde bis zur Auflaſſung dergeſtalt im Werte ſteigen, daß der 
Kaufpreis letzteren nicht mehr erreichen werde, ſich nicht erfüllt, 
ſondern das Gegenteil zutrifft, auch noch nach der Auflaſſung 
und Eintragung auf das obligatoriſche Geſchäft zurückzugreifen. 
Wenn z. B. jemand gleichzeitig zwei Grundſtücke verkauft hat, 
ſie gleichzeitig aufläßt, auch die Eintragung des Eigentums⸗ 
erwerbes gleichzeitig erfolgt, in der Zwiſchenzeit zwiſchen Kauf 
vertrag und Eintragung aber das eine Grundſtück im Werte 
geſtiegen, das andere geſunken iſt, ſo kann der Gemeindevorſtand 
gleichwohl bei jenem das dingliche, bei dieſem das obligatoriſche 
Geſchäft beſteuern. Dieſe Konſequenz, daß auch nach erfolgter 
Eintragung noch der Steuergläubiger zwiſchen beiden Geſchäften 
als Steuerobjekt wählen kann, iſt unannehmbar. 5 
Schließlich hat der Steuerſchuldner, zumal bei der beträ 5 
lichen She der Umſatz⸗ und Wertzuwachsſteuer einen berech⸗ 
tigten Anſpruch darauf, daß er von vornherein darüber 5 
klaren iſt, wann ſeine Steuerſchuld entſteht, uud er Re 
auf ihre Einforderung gefaßt fein muß, wann er alſo das 8 i 
hierzu bereit zu halten hat. Es kann nicht für zuläſſig 1 
werden, daß ihn die Steuerſatzung darüber im e 
bis der Steuergläubiger es für gut befindet, ſein 15 IM 
zwiſchen obligatoriſchem und dinglichem Geſchäft N 80 
Sollen alſo in einer Steuerordnung nebeneinander ei 
obligatoriſche und das dingliche Rechtsgeſchäft beſteuert on 
ſo würde dies nur dann zuläffig fein, wenn die Steueror Bi 
die Vorausſetzungen erkennen läßt, unter denen das 5 
das andere zu beſteuern iſt, wie dies z. B. in dem 7 Be 
des Reichswertzuwachsſteuergeſetzes geſchieht. Die Schöne Da 
Steuerordnung enthält keine dahingehende Lufen geſteuerung 
ſomit die grundlegende, den Gegenſtand der ir ker 
betreffende Beſtimmung der Satzung ungültig, Rechts⸗ 
der Steuerordnung in ihrem ganzen Umfange 1910 i S. 
wirkſamkeit abgeſprochen werden. Urt. v. 6. Ott A. 8. vl 
Rentier B. c. Magiſtrat Schöneberg. VII. Sen. A. g. 
C. 218 10. B.-A. Potsdam. 
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Überſicht 


über 


die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern. 


Januar 1910. 


Die nachſtebende Geſamtüberſicht verbreitet ſich über die 
Zeit vom 16. September 1907 bis 31. Auguſt 1909. Inner⸗ 
halb dieſer Grenze umfaſſen jedoch die Angaben für den, 
einzelnen Bezirk immer nur den Zeitraum eines Jahres und 
zwar: des Kalenderjahres 1908 für die Bezirke Augsburg, 
Bamberg, Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Ede, Tolmar, Düſſel⸗ 
dorf, Hamburg, Hamm, Karlsruhe, Königsberg, Marienwerder, 
Naumburg, Oldenburg, Poſen, Roſtock, Stettin, Stuttgart und 
das Reichsgericht; des Zeitraums von Mitte September 1907 bis 


dahin 1908 für München, 1. Oktober 1907/1908 für Celle, Darm⸗ 
ſtadt, Dresden, Frankfurt und Zweibrücken, 1. Dezember 1907/1908 
für Breslau und Nürnberg, 1. Mai 1908/1909 für Kiel, 
ſowie vom 1. September 1908 bis 31. Auguſt 1909 für Jena. 


J. Ferſonalbeſtand der Auwalts kammern. 


1. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die Be⸗ 
wegung innnerhalb derſelben iſt aus nachſtehender tabellariſcher 
Zuſammenſtellung erſichtlich. 


Beſtand an Anwälten 


In der Liſte ſind gelöſcht 


Anwaltskammer⸗ zu ro 1 18 re 
ö i | Zu Ab⸗ 2 bertritts er⸗ 
bezirk Anfang Ende 3 laffungen| = den aan, ſonſtigen Summa 
nahme nahme Todes Staats- oder in einen Grund 
en Gemeinde: | anderen * 
des Berichts jahres dienſt Bezirk 
Augsburg 2 5 18 
Bamberg 5 9 14 
Berlin 23 31 54 
Braunſchweig 2 — 2 
Breslau 6 17 23 
Caſſel — 3 3 
Celle 6 2 12 
Cölalnn — 16 16 
Colmar 1 1 2 
Darmſtade 3 — 3 
Dresden. 7 12 33 
Düſſeldorrfr 4 16 20 
Frankfurt a. M 4 13 
Hamburg 5 9 
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Beſtand an Anwälten 


Anwaltskammer— zu 


| ’ Ab⸗ 
bezirk Anfang Ende | 5 | ’ 
| nahme nahme 


des Berichtsjahres 


1 
Königsberg. 
Marienwerder . .. 
RA 
Naumbug 
Wu 
Oldenburg 


C 


Reichsgericht... 


9050 9545 495 — 
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Die Geſuche um neue Zulaſſung find — abgeſehen von 
den ſpäter zu erwähnenden Doppelzulaſſungen — bis auf wenige 
Ausnahmen durchweg von den Vorſtänden befürwortet und von 
den Landesjuſtizverwaltungen genehmigt worden. Abgelehnt wurden 
ſolche Geſuche in je einem Falle in den Bezirken Berlin, Caſſel (das 
Geſuch eines als Geſchäftsführer im Dienſt einer Kohlenhandels— 
geſellſchaft ſtehenden Antragſtellers), Düſſeldorf, Frankfurt a. M. 
und Zweibrücken, in je zwei Fällen in den Bezirken Celle, 
Hamburg und Stuttgart, in drei Fällen im Bezirke Naumburg. 

Nach einer dem Geſchäftsbericht für den Bezirk München 
beigefügten Statiſtik iſt die Zahl der Kammermitglieder von 
188 im Geſchäftsjahr 1888/89 auf 509 geſtiegen. 

Um dem Zudrange zum juriſtiſchen Studium zu wehren, 
wandte ſich der Vorſtand in Dresden mit einem auch in den 
Tageszeitungen veröffentlichten Merkblatt an die Abiturienten 
der ſächſiſchen Gymnaſien und Realgymnaſien, in welchem vor 
Ergreifen des juriſtiſchen Studiums gewarnt wird. 

Eine Zuſammenſtellung des Berufseinkommens der Rechts— 
anwälte in den drei größten [Städten des Landes (Chemnitz, 
Dresden, Leipzig) nach den letzten Einſchätzungen zur Einkommen⸗ 
ſteuer ergab, daß 

16 Prozent der Anwälte ein Einkommen unter 3000 #, 


44 . : = : bis 6000 K, 
63 : e a e ‚ bis 9000 
und nur 37 E „von über 9000 


hatten. 
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In der Liſte ſind gelöſcht 


Neue infolge 
Zu⸗ Abertritts Aber⸗ 85 | 
laſſungen in den | ſiedlung ſonſtigen Summa 
Todes Staats- oder in einen EHEN. 
Gemeinde- anderen Grunden 
dienſt Bezirk 
V 5 | 123 222 
— a 10 16 
.=121#]3 
1 — 4 | 7 
ed 
u — 8 
| = — 2 | 5 
| ee — 15 | 19 
* * 13 17 
E 18 
n 
8 | 580 10 
u 
| Eu | 4 4 5 
BE GE u Ge 17 
. 61 — 1 
| | | | 
872 | 123. 1s 12 22% | 
| | | | 


Wegen des Einkommens der Weimarer Rechtsanwälte 
vgl. unten III. 

Infolge einer Mitteilung der hamburgiſchen Juſtiz⸗ 
verwaltung, wonach der Senat die Wirkung einer ehrengericht⸗ 
lich ausgeſprochenen Ausſchließung im Wege der Gnade auf— 
gehoben und dem Geſuchſteller die Fähigkeit, zur Rechtsanwaltſchaft 
zugelaſſen zu werden, wieder zuerkannt hat, ſprach ſich der 
Vorſtand in einem Gutachten dahin aus, daß er ſeine 
Bedenken gegen die Zuläſſigkeit einer Begnadigung an ſich 
aufrechterhalten müſſe — vgl. Zuſammenſtellung Januar 1906 
und 1909. 

Der Vorſtand iſt nach wie vor der Überzeugung, daß mit 
der Begnadigung nicht die volle Wiedereinſetzung in die Anwalt⸗ 
ſchaft dergeſtalt verbunden ſein kann, daß dem Antragſteller 
durch den Gnadenakt die frühere Zulaſſung bei ſämtlichen 
hamburgiſchen Gerichten ohne weiteres wieder gewährt wäre. 
Vielmehr kann der Gnadenakt nach Meinung des Vorſtandes 
unter keinen Umſtänden weitere Rechtsfolgen nach ſich ziehen, 
als daß dem Antragſteller die Fähigkeit zur Wiederzulaſſung 
verliehen wird. 

Die Juſtizverwaltung in Hamburg wies ferner in einem 
Schreiben an den Vorſtand darauf hin, daß, wie ſich in den letzten 
Jahren wiederholt gezeigt habe, Rechtsanwälte, welche bei den 
hamburgiſchen Gerichten zugelaſſen ſeien, ihren Wohnſitz auf 
angrenzendem preußiſchen Gebiete nähmen. Wenn auch gegen 
dieſes Verfahren Bedenken nicht zu erheben ſeien, ſofern nur 
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die betreffenden Anwälte daneben auch in Hamburg eine Wohnung 
hätten, ſo liege doch in den Fällen, in welchen hamburgiſche 
Anwälte lediglich in Preußen wohnten, ein Verſtoß gegen den 
§ 18 der Rechtsanwaltsordnung vor. In gegebener Veranlaſſung 
mache die Juſtizverwaltung darauf aufmerkſam, daß ſie zukünftig 
in den ihr amtlich bekannt werdenden Fällen nicht mehr in der 
Lage ſein werde, es zu dulden, daß hamburgiſche Anwälte aus⸗ 
ſchließlich auf preußiſchem Gebiet ihren Wohnſitz hätten. 

Der Vorſtand hat Veranlaſſung genommen, dieſes Schreiben 
den Hamburger Kollegen zwecks Nachachtung zur Kenntnis zu 
bringen. 

Die Abgewieſenen haben zum Teile das ehrengerichtliche 
Verfahren beſchritten, deſſen Erfolg unter VII näher dar⸗ 
gelegt iſt. 

Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat, wie eine Ver⸗ 
gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen Aberſicht ergibt, 
wiederum eine wenn auch nur geringe Steigerung erfahren. Wäh⸗ 
rend die Geſamtzahl der neuen Zulaſſungen im vorigen Berichts⸗ 
jahre 830 betrug, ſtellt ſie ſich gegenwärtig auf 872, alſo um 
42 höher. 

Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht 
9,6 Prozent der Geſamtzahl der in den betreffenden Bezirken 
am Beginne des Berichtsjahres vorhanden geweſenen Rechts⸗ 
anwälte aus, während ſich dieſes Verhältnis in den voran⸗ 
gegangenen Berichtsjahren auf 8,2, 8,7 und 9,7 Prozent ſtellte. 

Nach obigen prozentualen Verhältniszahlen rückſichtlich der 
neuen Zulaſſungen geordnet, gruppieren ſich die Kammerbezirke 
in nachſtehender Reihenfolge: 


Augs bug 25 pCt. (14 im Vorjahre) 
Nürnberg 20 = (21) 
Zweibrücken 19 (11) 
Bamberg 17 (12) 
Hamm ee 14 (10) 
Düflelborf ........ 12 (20) 
Belm we 10 = (9) 
(1) 1 0 =: ® 
Rarlarube ........ 10 (11) 
Bofelle zu. 424 04 10 (9) 
Roſto ck 10 (3) 
Breslaul ua 9: 08 
Cell... 5 9 (4) 
Hamburg 9 (7) 
Marienwerder 9 (13) 
Darmſta de 8 (9) 
Dresden 8 (8) 
CJ 8 =: 08) 
Königsberrr̃rg - 8 (10) 
München 8 (11) 
Stuttgart. 8 = (16) 
Naumburg 7 (8) 
Frankfurt a MW. 6 = (9 
Stein; 6 (6) 
Caſſe eln. 6 = (0) 
Divenburg ...... - - 6 = (6) 
Colmar 5 6) 
5 4 (6) 
Braunſchweig 2 (6) 
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Hauptſächlich find es ſonach immer noch bayeriſche Bezirke, 
die den ſtärkſten Zugang an Rechtsanwälten aufweiſen. 

Der Geſamtabgang an Rechtsanwälten in Höhe von 
377 ſtellt 4,2 Prozent der am Beginne des Berichtsjahrs vor⸗ 
handen geweſenen Rechtsanwälte dar, genau ſoviel wie im 
Vorjahre. 

Soweit ſich aus den Berichten erkennen läßt, ſind etwa 
35 Prozent der Löſchungen durch den Tod veranlaßt, 3 Löſchun⸗ 
gen eine Folge der ehrengerichtlichen Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltſchaft, 2 wegen ſtrafgerichtlicher Verfolgung und 
1 wegen Konkurseröffnung. 

Infolge Todes iſt von der Geſamtheit der Anwälte in 
den «betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres überhaupt 
1,4 Prozent (gegen 1,2 Prozent im Vorjahre) ausgeſchieden. 

Die Zunahme des geſamten Anwaltsperſonals im Deutſchen 
Reiche beläuft ſich auf 495 oder 5,5 Prozent, alſo in gleichem 
Verhältniſſe mit dem Vorjahre. Ein Anwachſen, das die Zu⸗ 
nahme der Bevölkerung um ein Mehrfaches übertrifft, bleibt 
ſonach in Kraft. 

Von den 30 Kammerbezirken (einſchließlich Reichsgericht) 
weiſt keiner eine Verminderung, 27 (26) eine Vermehrung und 
nur 3 (2) einen unveränderten Beſtand auf. Ein verhältnis⸗ 
mäßig ſtarker Zuwachs hat beſonders in den Bezirken Augs⸗ 
burg, Hamm, Nürnberg, Zweibrücken und Hamburg ſtattgefunden. 

Aber den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte ergeben die Berichte, daß ſolche in der Hauptſache 
unmittelbar aus den Kreiſen der geprüften Rechtskundigen 
(Aſſeſſoren, Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten 
Rechtsanwälte aus anderen Bezirken hinzu: 3 in den Bezirken 
Marienwerder und in München, 5 in Augsburg und 29 in 
Berlin. Ferner befanden ſich unter den Zugelaſſenen richter⸗ 
liche Beamte bzw. Staatsanwälte: 3 im Bezirke Berlin und 
einer in Marienwerder; aus anderen Lebensſtellungen: in 
Dresden 2 Ratsaſſeſſoren, in München 1 Staatsdiener. 


Aber die Art der Zulaſſung liegen nur folgende An⸗ 
gaben vor, wonach zugelaſſen wurden: 


im Bezirk: beim Oberlandesgericht Landgericht Amtsgericht 
Augsburg — 22 8 
Bamberg — 21 7 
Berlin 10 101 34 
Braunſchweig — 2 1 
Caſſel — 3 1 
lf! 3 10 15 
Colmar 2 5 Ze: 
Darmſtade —̃— 6 10 
Frankfurt a. Mm. 2 12 4 
Hm 3 24 36 
o 2 3 3 
Karlsruſner 1 32 2 
K. 8 2 5 9 
Marienwerder 1 6 7 
München 25 11 3 
Naumbug 1 11 15 
Nürnberrrg 1 27 11 
Poſeen 1 13 8 
Roſto ck au 16 1 


Doppelzulaffungen beim Landgericht und einem aus: 
wärtigen Amtsgericht fanden nur felten ftatt: je eine in den 
Bezirken Braunſchweig, Naumburg und Poſen, 3 im Bezirke 
Colmar, 7 im Bezirke Karlsruhe. Der Vorſtand in Zwei⸗ 
brücken hat derartige Geſuche abgelehnt. Im Bezirk Augsburg 
beantragten nahezu ſämtliche bei Amtsgerichten zugelaſſenen 
Kammermitglieder ihre gleichzeitige Zulaſſung bei den Land⸗ 
gerichten, zu denen die Amtsgerichte ihres Wohnſitzes gehörten; 
dem Gutachten des Kammervorſtandes entſprechend wurden dieſe 
Anträge vom Juſtizminiſterium abgelehnt. Eine gleiche Be⸗ 
ſcheidung erfuhren ſolche Geſuche in den Bezirken Berlin und 
Nürnberg. Über den Standpunkt des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer in Naumburg vgl. VI 26. 

Im Bezirke Breslau richtete ſich ein Geſuch auf Zu⸗ 
laſſung bei zwei Amtsgerichten; es wurde für unzuläſſig 
erklärt. 

Die gleichzeitige Zulaſſung eines Landgerichtsanwalts beim 
Oberlandesgerichte erfolgte in Augsburg in einem Falle, im 
Bezirk Nürnberg in 3 Fällen. Abgelehnt wurden dagegen darauf 
gerichtete Geſuche in Augsburg in einem Falle, in Nürnberg 
in 3 und in Roſtock in 4 Fällen. Das gleiche geſchah in Nürn⸗ 
berg mit dem Geſuch eines Oberlandesgerichtsanwalts um gleich⸗ 
zeitige Zulaſſung beim Landgericht. 

In Hamburg erſtreckte ſich die Zulaſſung — mit Aus⸗ 
nahme von einer, die ſich auf das Land⸗ und Amtsgericht be⸗ 
ſchränkte — zugleich auf das Oberlandesgericht, Landgericht 
und Amtsgericht des Wohnſitzes, die in Bremen gleichzeitig auch 
auf die Kammer für Handelsſachen in Bremerhaven. 

2. Sonſtige Anderungen in der Zulaſſung oder im 
Wohnſitz innerhalb des Oberlandesgerichtsbezirks ſind zu ver⸗ 
merken: aus Augsburg 1, Berlin 23, Braunſchweig 1, Celle 1, 
Colmar 2, Darmſtadt 5, Dresden 18, Hamburg 1, Jena 1, 
Karlsruhe 8, Kiel 7, München 4, Naumburg 1, Nürnberg 7 
und Poſen 2. mL 

3. Über die Verteilung der Rechtsanwälte auf die 
verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mit⸗ 
teilungen vor, welche zu einer gleichartigen und überſichtlichen 
Aufſtellung nicht genügen. 

Von den Anwälten waren zugelaſſen im Bezirk: 

Berlin: 13 beim Kammergerichte, 744 zugleich bei den 
Landgerichten Berlin I, II, III, 316 bei den Land⸗ 
gerichten Berlin I oder II oder III und 295 in den 
übrigen Landgerichtsbezirken; 

Braunſchweig: 49 in Braunſchweig (davon 17 beim 
Oberlandesgerichte) und 34 an den anderen Orten; 

Caſſel: 5 beim Oberlandesgerichte, 52 beim Landgerichte, 
davon 11 zugleich bei Amtsgerichten und 24 nur bei 
Amtsgerichten; 

Cöln: 51 beim Oberlandesgerichte, 314 beim Land⸗ 
gerichte, 106 nur beim Amtsgerichte; 

Colmar: 13 beim Oberlandesgerichte, 114 beim Land⸗ 
gericht und 26 zugleich beim Landgericht und Amts⸗ 
gerichte; 

Darmſtadt: 123 an Landgerichtsorten und 95 an Amts⸗ 
gerichtsorten; 


Dresden: 39 beim Oberlandesgerichte, 655 an den 
Landgerichtsſitzen, 267 nicht am Landgerichtsſitze, 
11 nur beim Amtsgerichte; 

Düſſeldorf: 30 beim Oberlandesgerichte, 239 beim 
Landgerichte, 87 beim Amtsgerichte; 

Frankfurt a. M.: 50 beim Oberlandesgerichte, 201 beim 
Landgericht, 14 beim Landgericht und einem aus⸗ 
wärtigen Amtsgericht und 26 nur bei Amtsgerichten; 

Hamburg: 370 bei dem Oberlandesgerichte, Landgericht 
und Amtsgerichte, 9 beim Landgericht und Amts: 
gerichte, 4 bei Amtsgerichten; 

Hamm: 29 beim Oberlandesgerichte, 260 bei den Land⸗ 
gerichten, 216 bei den Amtsgerichten; 

Jena: 19 am Sitze des Oberlandesgerichts, 137 bei 
Landgerichten, davon 29 an Amtsgerichtsorten wohn⸗ 
haft, 35 an den Amtsgerichten und 1 in Naumburg; 

Karlsruhe: 17 beim Oberlandesgerichte, 342 bei den 
Landgerichten, davon 90 an Amtsgerichtsorten, 15 bei 
Amtsgerichten; 

München: 23 bei ſämtlichen Kollegialgerichten in München, 
4 nur beim Oberſten Landesgerichte, 307 bei dem 
Oberlandesgericht und den Landgerichten München I 
und II, 10 nur beim Oberlandesgerichte, 18 bei den 
Landgerichten München 1 und II, 65 bei den übrigen 
Landgerichten und 82 nur bei Amtsgerichten; 

Nürnberg: 1 nur beim Oberlandesgericht, 51 beim 
Oberlandesgericht und Landgericht Nürnberg, 49 nur 
beim Landgericht Nürnberg, ferner 74 bei den übrigen 
Landgerichten, wovon 5 an auswärtigen Amtsgerichts⸗ 
ſitzen wohnten, und 46 bei Amtsgerichten; 

Oldenburg: 11 am Oberlandesgerichtsſitze, 2 in Bücke⸗ 
burg und 3 an Amtsgerichtsorten; 

Roſtock: 1 allein beim Oberlandesgerichte, 21 zugleich 
bei dieſem und einem Landgerichte, 126 bei Land⸗ 
gerichten und 30 bei Amtsgerichten; 

Stettin: 9 beim Oberlandesgerichte, 94 beim Land⸗ 
gerichte, wovon 6 zugleich bei einem auswärtigen 
Amtsgerichte, 5 bei einer auswärtigen Kammer für 
Handelsſachen und 69 nur bei Amtsgerichten; 

Stuttgart: 55 beim Oberlandesgerichte, 300 bei den 
Landgerichten, davon 114 gleichzeitig bei Amtsgerichten 
zugelaſſen, und 7 nur bei Amtsgerichten; 

Zweibrücken: 9 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 
gerichte, 61 bei den Landgerichten und 61 nur bei 


Amtsgerichten. 

4. Zugleich Notare waren im Bezirk 
Berlin 408 von den 1 486 Anwälten, 
Braunſchweig. 34 3 - 
Dresden 250 = 972 : 
Naumburg 207 ⸗ 375 


5. Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß nach den Be⸗ 
richten ein ſechzigjähriges Jubiläum im Bezirke Naumburg 
fünfzigjährige Jubiläen: in dem Bezirke Berlin in 2 Fällen 
und in den Bezirken Naumburg, Poſen und Roſtock in je einem 
Falle gefeiert worden ſind. 


— —— — 


U. Borkände der Aunwaltskammern. 


Soweit die Berichte über die Zuſammenſetzung der 
Vorſtände der Anwaltskammern Aufſchluß geben, beſtanden 
dieſelben 
davon nicht am Sitze 


. . aus 5 
im Bezirke: Mitgliedern des 4 
Augsburg 13 6 
Berlin 15 2 
Braunſchweig 9 2 
Breslau 15 8 
Caſſel 12 5 
Cellle 15 12 
Cöln 15 8 
Colmar 12 10 
Darmſtadt 9 6 
Dresden a 15 9 
Düfleldorf ... . 15 9 
Frankfurt a. M. 9 4 
Hamburg 13 7 
Hamm 15 10 
Jena 9 8 
Karlsruhe 15 9 
Kell 9 6 
Königsberg . . . 13 7 
Marienwerder 11 9 
München 15 5 
Naumburg 15 12 
Nürnberg 15 8 
Oldenburg 9 1 
Poſen 15 8 
Roſtocckk 9 6 
Stettin 15 7 
Stuttgart. 15 7 
Zweibrücken 11 8 


Reichsgericht 9 
Das bisherige Verhältnis, wonach durchſchnitlich etwas 
mehr als die Hälfte der Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort 
außerhalb des Sitzes des Oberlandesgerichts hat, waltet auch 
jetzt noch ob. 
uber den Geſchäftsbetrieb der Vorſtände geben nach⸗ 
ſtehende Daten Auskunft: 


Zahl der 
Bezirk Eingänge Sitzungen 
Augsburg — 14 
Berlin 6012 12 (mit Beſchlußfaſſung in 
803 Sachen) 
Braunſchweig — 10 
Breslau. 1792 4 
Caſſel 120 1 
Celle 1457 2 
Cöln — 10 (worin 286 Beſchwerden 
erledigt wurden) 
Colmaũ — 6 (alle in Straßburg — mit 


39 Beſchlüͤſſen) 


. Zahl der 
Bezirk Eingänge Sitzungen 
Darmſtadt — 10 (7 in Darmſtadt und 3 in 
Mainz) 

Dresden 2777 11 

Düſſeldorf. 1 340 13 

Frankfurt a. M. — 10 

Hamburg — 10 

Hamm 642 6 

Jens 586 5 

Karlsruhe — 12 

Kiek — 2 

Königsberg — 8 

Marienwerder 744 1 (gelegentlich der Kammer⸗ 

verſammlung) 
München 3922 10 
(Ausläufe) 

Naumburg — 5 

Nürnberg 430 13 

Oldenburg — 5 

Poſen — 6 

Roſto ck. 1 358 2 

Stettin 800 4 (in welchen über 120 Sachen 

Beſchluß gefaßt wurde) 

Stuttgart — 

Reichsgericht — 8 


Der Arbeitsumfang und die Zahl der abgehaltenen Vor⸗ 
ſtandsſitzungen zeigen in einigen Bezirken eine der Vermehrung 
der Zahl der Rechtsanwälte entſprechende Zunahme; die Sitzungs⸗ 
zahl ſchwankt zwiſchen 1 und 14. 

Die Erledigung der Sachen erfolgte teils durch Beſchluß⸗ 
faſſung in den Sitzungen, teils durch Umlaufſchreiben, teils auch 
allein durch die Vorſitzenden. 


III. Vorſtellungen und Anträge der Kammervorſtände. 


Von den in den Berichten mitgeteilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 
anwaltſchaft an die Landesjuſtizverwaltungen und an Gerichte 
gerichtet worden, ſind hier nur zu erwähnen: 

Vom Vorſtande in Frankfurt a. M. zwei Vorſtellungen 
bei dem Präſidenten des Oberlandesgerichts wegen 
Vornahme geeigneter Schritte gegen das vermehrte 
Auftreten von Winkelkonſulenten und wegen an⸗ 
geblicher Außerungen des Vorſitzenden eines Jugend⸗ 
gerichtes, wodurch den jugendlichen Angeſchuldigten 
davon abgeraten wurde, einen Rechtsanwalt als Ver⸗ 
teidiger zu nehmen; außerdem ein Bericht über die 
Einrichtung der Fachſchule. 

Vom Vorſtande in München Vorſtellungen und Berichte 
an die Landesjuſtizverwaltung betreffend: 

durchgreifende Gebührenregelung mit dem Ziele 
einer Erhöhung, 

Beſchwerde eines Kammermitglieds anläßlich eines 
Vorkommniſſes in einer ſchwurgerichtlichen Haupt⸗ 
verhandlung, 

Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens, 

Regelung der Verhältniſſe der Anwaltsgehilfen. 
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Vom Vorſtande in Naumburg eine Vorſtellung an das 
Juſtizminiſterium mit der Bitte, von weiterer Ver⸗ 
leihung ſelbſtändiger Notariatsſtellen abzuſehen. 

Vom Vorſtande in Roſtock eine Vorſtellung wegen 
Anderung der Stempelordnung. 

Da in Weimar mangels des Notariats ſich das reine 
Berufseinkommen der Rechtsanwälte aus den Steuer— 
rollen noch feſtſtellen läßt, eine ſolche Feſtſtellung 
aber für die Frage der Zulänglichkeit der Gebübren- 
ordnung insbeſondere von weſentlicher Bedeutung iſt, 
hatte der Vorſtand ſich an das Großherzogliche Staats— 
miniſterium in Weimar mit dem Erſuchen gewendet, 
ihm die Berufseinkommen nach gewiſſen Einfommen- 
ſtufen ohne Namensnennung mitzuteilen. Die Mit⸗ 
teilung war zunächſt abgelehnt, auf erneute Vor⸗ 
ſtellung iſt jedoch das Geſamteinkommen ſämtlicher 
Anwälte und das Höchſt- und Mindeſteinkommen in 
dankenswerter Weiſe mitgeteilt worden. 


IV. Gutachten der Vorſtände. 


Auf Grund des § 49 Nr. 4 RAD. find von der Landes⸗ 
verwaltung nur ſehr ſelten Gutachten erfordert worden. Es 
ſind ſolche Gutachten erſtattet: 

vom Vorſtande in Jena über den Entwurf einer 
Weimariſchen Landesgebührenordnung; 

von dem Vorſtande in Karlsruhe über eine Novelle 
zum Hinterlegungsgeſetze. 


Aber die Höhe von Gebührenforderungen ſind auf 
Erfordern von Gerichten und anderen Behörden gutachtliche 
Außerungen abgegeben worden: 

vom Vorſtande des Bezirkes München in einem Falle, 
vom Vorſtande zu Dresden in 2 Fällen und vom 
Vorſtande in Hamburg und Berlin in je 6 Fällen; 

auf Erſuchen von Kammermitgliedern vom Vorſtande 
in Zweibrücken in einem Falle. 

Vom Vorſtande des Hanſeatiſchen Bezirks hatte ein 
auswärtiges Gericht ein Gutachten darüber erbeten, ob unter 
den Rechtsanwälten ein Gewohnheitsrecht dahin beſtände, daß, 
wenn ein Anwalt ſich in einer Verſäumnisſache von einem 
auswärtigen Anwalt vertreten laſſe, der erſte Anwalt perſönlich 
für die Koſten des zweiten Anwalts zu haften habe, es ſei 
denn, daß die Haftung ausdrücklich abgelehnt ſei. Der Bor- 
ſtand hat ſich, wie in früheren Fällen, dahin geäußert, daß 
ein Gewohnheitsrecht gedachter Art innerhalb des Bezirks der 
Hanſeatiſchen Anwaltskammer nicht beſtehe. Eine gleiche 
Außerung iſt auch vom Vorſtande des Kieler Bezirks abgegeben. 

Geſuche der Parteien um Prüfung von Koſtenforderungen 
der von ihnen beauftragten Anwälte oder um Begutachtung 
der Art ihrer Prozeßführung wurden regelmäßig abgelehnt. 


V. Beſchwerden und Vermittelungsſachen. 


Über die eingegangenen Beſchwerden und Vermittelungs— 
anträge und deren Erledigung gibt an der Hand der vor— 
liegenden Mitteilungen nachſtehende Überſicht Aufſchluß. 


Zahl der Beſchwerden 


und 
Vermittelungsanträge 
Bezirk 
gegen 
überhaupt an wieviel 
Anwälte 

Auer 340.0 3 56 15 — 
Ao ·˖· Ä 62 = — 
N re 1 40 — 
Braunſchwei dg 27 3 — 
PFG »A 254 10 — 
VE 37 7 30 
W 125 — = 
BB 521 34 — 
CO re. 118 29 — 
Darmſta dt. 139 25 er 
ERDE. a a 488 35 — 
Bene 333 32 — 
Frankfurt a. M. 139 „ 
SSA er 186 u 
DIR ee 316 M 1 
c er 132 8 == 
CCC 203 30 — 
T 80 


[I 
| 


5 Als der] Erledigt 
An die 8 durch Ver⸗ 
Auf den] Für Staats- Unzuſtändig⸗ mittelung, m 
Rechtswegſ begründet] anwalt— keit u, m. | Zurück 5 
3 nahme | erledigt 
verwieſen] erachtet | ſchaft | gewiefen oder auf 
abgegeben 980 6 ai andere 
Behandlung | Weile 

— 4 4 14 22 11 
= — — — 12 
42 80 5 795 145 104 
* — 6 — — 2 
= . 6 178 57 13 
=, 4 > 27 5 1 
— 18 7 61 33 7 
* 68 = — — 44 
= _ ae 75 20 22 
= = = = — 17 
— 84 4 316 59 24 
— 26 — 139 112 56 
4 16 3 99 15 2 
-- 9 6 153 14 4 
25 26 24 168 21 50 
— 1 8 105 6 12 
— 36 10 60 54 43 
7 4 — 39 26 4 


Zahl der Beſchwerden 
und 
Vermittelungsanträge 
Bezirk 
den | ‚geoem 
wieviel 
Anwälte 


überhaupt vorjährige 


ies gg 
Marienwerder 125 9 — 
ie RER NE 340 28 = 
Wunlnnmggg 262 | a 
Where 55 — er 
BIDERDURG 5: & 34:6:0,.9.4,% 20 Er ur 
le ne en 122 4 
TT 42 1 — 
P 99 21 ss 
Sac. re 170 19 — 
Sinn er 69 2 
KA na 5 = 


Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden iſt. 

Die Zahl der Beſchwerden hält ſich im großen und ganzen 
in der des Vorjahres. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich 
teils eine geringe Zunahme (wie in Nürnberg, Jena, Kiel, 
Hamburg), teils ein Zurückgehen (wie in Königsberg). Auf⸗ 
fällige oder bemerkenswerte Abweichungen treten aber nicht 
hervor. 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Ber: 
zögerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehler⸗ 
hafte Prozeßführung, Mandatsablehnung, unterlaſſene Bericht⸗ 
erſtattung, Erteilung falſchen Rates, unberechtigte Gebühren⸗ 
forderungen, Vorenthaltung von Urkunden und Handakten, Ver: 
weigerung der Abrechnung oder der Auszahlung vereinnahmter 
Gelder oder ſonſtiges unſtatthaftes oder ungebührliches Verhalten 
zugrunde. 

Aus Anlaß von Beſchwerden find einigen Rechtsanwälten 
Rügen in Form von Mißbilligungen oder Mahnungen 
erteilt worden, und zwar in Augsburg 4, in Berlin 17 (davon 
4 ernſte), in Caſſel 4, in Celle 19, in Cöln 22, in Colmar 2, 
in Dresden 43 (daneben 42 Vorhaltungen), in Düſſeldorf 56, 
Frankfurt a. M. 14, Hamburg 8, außerdem eine ernſte Rüge 
und 2 Vorhaltungen, Hamm 13, Jena 1, Karlsruhe 36, Kiel 4, 
Königsberg 3, Marienwerder 15, München 16, Naumburg 13, 
Nürnberg 2, Poſen 17, Roſtock 1, Stettin 2, Stuttgart 17, 
Zweibrücken 10. 

In der 1908 ftattgefundenen Verſammlung von Delegierten 
der Kammervorſtände wurde der allgemeine Gebrauch einer 
„Mißbilligung“ oder „Rüge“ unerheblicher Verſtöße gegen 
Standespflichten allerſeits als berechtigt und brauchbar anerkannt 
und deſſen Beibehaltung als dringend erwünſcht bezeichnet. 


Als 


Men AN Erledigt 
. unbegrün : 
. An die oder wegen DR ch Der 
Auf den] Für Staats⸗ Unzuſtändig⸗ 7 Un⸗ 
Rechtsweg begründet] anwalt⸗ keit et m. | Burak j 
i zuruck⸗ nahme | erledigt 
verwieſen] erachtet ſchaft 1 oder auf 
v. unge⸗ 
abgegeben Kt zur andere 
Behandlung] Weiſe 


— 9 113 IT 19 
7 5 4 46 45 7 
— 39 228 17 34 
— 12 139 67 28 
— 2 10 27 6 — 
1 — 1 9 9 — 
5 u 1 62 30 7 
6 — 9 16 5 6 
— 5 — 37 47 10 
— 32 80 24 17 
4 12 10 25 14 3 
Pe 1 Zu 4 — 8 


Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen iſt, werden aus folgenden 
Bezirken mitgeteilt: 

aus Berlin 141 Geſuche; von dieſen ſind 15 zurück⸗ 
gezogen, 48 zurückgewieſen, 31 durch Einſchreiten des 
Vorſtandes erledigt (davon veranlaßten 5 die Abgabe 
der Sache an die Staatsanwaltſchaft zur Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens und 7 den Ausſpruch 
der Mißbilligung), 17 durch Vermittelung und 1 durch 
Tod des Anwalts erledigt und 29 unerledigt, 

aus Celle 9 Fälle, von denen 3 vermittelt wurden, 
2 Anlaß zur Mißbilligung des Verhaltens der be— 
treffenden Mitglieder gaben und 1 die Eröffnung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens herbeiführte; 2 ſind un— 
erledigt, 

aus Dresden 3 erfolgreich erledigte Fälle, 

aus Hamburg 12 Fälle, von denen 6 vermittelt wurden, 
1 zum Ausſpruch der Mißbilligung führte, 1 dem 
Oberſtaatsanwalt überwieſen wurde und 2 als unbe— 
gründet erklärt wurden, 

aus Jena 4 Fälle, wovon 3 vermittelt wurden, 

aus Nürnberg 1 vermittelter Fall. 

Gegen die Entſcheidungen des Vorſtandes ſind in dem Be— 
zirke München einmal, in Celle dreimal erfolglos Beſchwerden 
beim Oberlandesgericht eingelegt. 

Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: aus 
Celle 17, aus Hamburg 4, aus Stuttgart 2 Fälle. 


VI. Sonſtige Wirkfamkeit der Kammervorſlände. 


Über die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins⸗ 
beſondere als Aufſichtsbehörde, verdient folgendes erwähnt zu 
werden: 


1. Ordnungsſtrafen find gegen Kammermitglieder auf 
Grund des S 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt bzw. 
eingezogen worden: 

im N Augsburg: in 2 Fällen je 25 Kl, 
Berlin: insgeſamt 500 &, 
- Breslau: 500 und 470 M, 
„ Cöln: gegen 4 Anwälte 48 Ordnungsſtrafen, 
Dresden find 450 ½/ Ordnungsſtrafen ein⸗ 
gegangen, 
Düſſeldorf: 2 Strafen gegen einen Anwalt 
von 50 und 100 &, 
5 Hamburg: je 30 & gegen 2 Anwälte, 
: Karlsruhe: mehrfach, 
: Naumburg: 7 Strafen von 30 und 50 4, 

zuſammen 270 A, 

: Stuttgart: zuſammen 470 &&. 

Durch ein Kammermitglied wurde der Vorſtand in 
Augsburg darauf hingewieſen, daß ſich ſeit geraumer Zeit 
ſeitens auswärtiger Kollegen die Anfragen häufen, ob bei Uber⸗ 
nahme einer Prozeßſache, ſei es in I. oder II. Inſtanz, die 
Prozeßgebühr mit dem auswärtigen informierenden Anwalte 
geteilt werden wolle, und daß ſeitens bayeriſcher Kollegen, ins⸗ 
beſondere auch aus dem Landgerichts: und Oberlandesgerichts⸗ 
bezirke Augsburg, mitunter dieſes Verlangen geradezu zur se 
dingung gemacht werde. 

Auch ſeitens eines Kollegen des Memminger Landgerichts⸗ 
bezirkes wurde eine ähnliche Mitteilung gemacht und insbeſondere 
darauf hingewieſen, daß auch nicht ſelten von Mitgliedern des 
württembergiſchen Kammerbezirkes bei Mandatsübertragung eine 
Gebührenteilung förmlich beanſprucht werde. 

Nachdem der Vorſtand ſich wegen dieſer Frage mit den 
Vorſtänden der übrigen bayeriſchen Anwaltskammern ins Be⸗ 
nehmen geſetzt und von den Kammervorſtänden in München, 
Nürnberg und Zweibrücken die Rückäußerung erhalten hatte, daß 
dieſe derartige Gebührenteilungen als unzuläſſig anſehen und 
vorkommenden Falles gegen ſie entſprechend einſchreiten, während 
der Kammervorſtand Bamberg bekannt gab, daß ihm von ſolchen 
Gebührenteilungen nichts bekannt ſei, wurde am 14. Juli 1908 
folgender Beſchluß gefaßt: 

„Eine Vereinbarung über Gebührenteilung bei Man⸗ 
datsübertragungen ſeitens eines Rechtsanwalts an einen 
andern erſcheint nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Ehrengerichtshofes in Leipzig (vgl. Entſcheidungen des⸗ 
ſelben Bd. 4 S. 151, Bd. 5 S. 131, Bd. 7 S. 114) als 
durchaus unzuläſſig. Der Vorſchlag einer ſolchen Ge⸗ 
bührenteilung und die Annahme eines ſolchen Vorſchlages 
ſind als unlauterer Wettbewerb und als unzuläſſiges 
Werben um Praxis anzuſehen und verſtoßen demgemäß 
gegen die anwaltſchaftlichen Berufspflichten. Der Vor⸗ 
ſtand der Anwaltskammer wird in Übereinſtimmung mit 
anderen Kammervorſtänden jeden Fall einer ſolchen Ver⸗ 
einbarung, der zu ſeiner Kenntnis gelangt, zum Anlaß 
ehrengerichtlichen Einſchreitens machen.“ 

3. Ein bei einem Amtsgerichte desſelben Bezirkes zuge: 
laſſenes Kammermitglied unterbreitete mit Rückſicht darauf, daß 
ein Amtsrichter ihn auf eine gegenteilige Stellungnahme der 
Anwaltskammer hingewieſen hatte, dem Kammervorſtande einen 
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Fall, in dem er ſich veranlaßt geſehen habe, eine die Summe 
von 300 & überſteigende Forderung zu teilen und die geteilten 
Beträge geſondert einzuklagen. Auf Grund Vorſtandsbeſchluſſes 
vom 14. Juli 1908 richtete der Vorſitzende an das anfragende 
Kammermitglied unterm 27. Juli 1908 folgende Zuſchrift: 

„Der Kammervorſtand Augsburg ſteht bezüglich der 
Frage, ob Klagenteilungen zuläſſig ſeien oder nicht viel⸗ 
mehr ehrengerichtliches Einſchreiten wegen Zuwiderhand⸗ 
lung gegen § 28 RA0. veranlaſſen, vollſtändig auf dem 
Standpunkte der Rechtſprechung des Ehrengerichtshofes 
in Leipzig. 

Der Ehrengerichtshof hat in zahlreichen Entſcheidungen 
ausgeſprochen, daß es in der Regel mit der gewiſſenhaften 
Ausführung der Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts nicht 
vereinbar ſei und nur ausnahmsweiſe durch ein beſonderes 
Intereſſe des Auftraggebers gerechtfertigt werden könne, 
wenn für Prozeſſe, die zur Zuſtändigkeit des Landgerichts 
gehören, die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts dadurch be⸗ 
gründet werde, daß die einzuklagenden Forderungen in 
Teilbeträgen von 300 & oder weniger durch getrennte 
Klagen geltend gemacht werden. 

Das Ehrengericht der Anwaltskammer Augsburg hat 
auch ſchon wiederholt ehrengerichtliche Strafen wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen den vom Ehrengerichtshof in Leipzig 
gebilligten Standpunkt verhängt. 

Ich mache Sie insbeſondere auch noch darauf auf⸗ 
merkſam, daß der Ehrengerichtshof in Leipzig ausgeſprochen 
hat, es werde das Intereſſe des Auftraggebers an einer 
ſolchen Forderungsteilung keineswegs ohne weiteres da⸗ 

durch begründet, daß beim Amtsgerichte eine ſchleunigere 

Beendigung des Rechtsſtreites und möglicherweiſe ein 
ohne Sicherheitsleiſtung vollſtreckbares Urteil zu erzielen 
ſei; es ſei vielmehr auch zu berückſichtigen, daß durch 
die Rechtsverteidigung des Gegners Rechts- und Tat⸗ 
fragen oder im Wege der Aufrechnung Gegenforderungen 
zur Erörterung kommen können, deren endgültige Ent⸗ 
ſcheidung durch das Landgericht keineswegs immer im 
Willen und im Intereſſe des Auftraggebers liege. 

Ich verweiſe Sie insbeſondere auf die Entſcheidung 
des Ehrengerichtshofes vom 30. Juni 1906, abgedruckt 
in den vom Schriftführeramte des deutſchen Anwaltvereins 
herausgegebenen Entſcheidungen des Ehrengerichtsbofes 
Bd. 13 S. 70.“ 

4. Auf Erſuchen eines Kammermitgliedes, ihm Aufſchluß 
darüber zu erteilen, welchen Standpunkt derſelbe Vorſtand bin- 
ſichtlich des Anſatzes einer Vergleichsgebühr in Privatklageſachen 
einnehme, wurde mit Sitzungsbeſchluß vom 4. Dezember 1908 
ein Gutachten genehmigt, das im weſentlichen den Vorſchlägen 
des Berichterſtatters entſprach. Dieſes Gutachten wurde in 
einem geſonderten Abdrucke den Kammermitgliedern wie auch 
ſämtlichen Gerichten des Oberlandesgerichtsbezirkes Augsburg 
mitgeteilt. 

5. In einem ehrengerichtlichen Falle desſelben Bezirkes 
handelte es ſich um eine tätliche Beleidigung, die ſich der An⸗ 
geklagte ſeitens eines Bahnbeamten hatte gefallen laſſen, obne 
ſich in irgendeiner Weiſe Genugtuung zu verſchaffen. Der 
Kammervorſtand brachte dieſe Angelegenheit zur Kenntnis der 


zuſtändigen Eiſenbahndirektion als der vorgeſetzten Stelle des 
betreffenden Bahnbeamten und wurde dadurch deſſen Beſtrafung 
auf dem Diſziplinarwege herbeigeführt. 

6. Seitens des Vorſtandes des Bezirks Celle iſt die Miß⸗ 
billigung ausgeſprochen: a) ſechs Kammermitgliedern, welche 
durch unangemeſſene Ausdrücke in Schriftſätzen oder in münd⸗ 
lichen Verhandlungen die Prozeßgegner ihrer Mandanten oder 
Zeugen ohne zwingende Gründe in verletzender Weiſe an⸗ 
gegriffen haben; b) vier Mitgliedern, welche ſäumig in der 
Mandatsausführung geweſen ſind; c) drei Mitgliedern, welche 
Zwangsvollſtreckungen aus Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen ſo be⸗ 
ſchleunigt eingeleitet haben, daß dem Koſtenſchuldner eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur freiwilligen Zahlung nicht verblieben war; 
d) einem Mitgliede, weil die Ubernahme eines Mandats gegen 
einen bisherigen Klienten unter den obwaltenden Umſtänden 
für unangemeſſen erachtet wurde; e) einem Mitgliede, welches 
ſich durch Androhung einer Beleidigungsklage gegen einen in 
einer Eheſcheidungsſache abzuhörenden Zeugen dem Verdachte 
der Beeinfluſſung des Zeugen ausgeſetzt hatte; ) einem Mit⸗ 
gliede, welches bei Ausſtellung einer Koſtenrechnung die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen unbeachtet gelaſſen hatte; eine von der 
betreffenden Beſchwerdeführerin hierauf beantragte ehrengericht⸗ 
liche Unterſuchung gegen das Kammermitglied iſt von der Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft abgelehnt; g) demſelben Mitgliede, weil es 
die Briefe eines mit ihm auf geſpanntem Fuße ſtehenden anderen 
Kammermitgliedes ohne Begleitſchreiben zurückſchickte und ein 
unangemeſſenes Verhalten ſeines Bureauvorſtehers dem anderen 
Mitgliede gegenüber nicht verhinderte, und ſchließlich in dem 
vom Vorſtand angeſtellten Ermittelungsverfahren eine ungehörige 
Kritik der Verfügungen des Vorſtandes vornahm; h) einem 
Mitgliede, welches zunächſt die Vollmacht einer Auftraggeberin 
in Empfang nahm, ſpäter aber die Vertretung ablehnte und 
die Vertretung des Gegners übernahm. 

7. In demſelben Bezirke brachte ein Mitglied das Ver⸗ 
halten eines Amtsrichters zur Sprache, welcher bei Regelung 
von Nachlaßſachen und einer Hofesübertragung den Beteiligten 
anheimgegeben hatte, von der Zuziehung von Rechtsanwälten 
abzuſehen und auch Außerungen gemacht haben ſollte, nach 
welchen er die Zuziehung von Rechtsanwälten im allgemeinen 
nicht wünſche. Der Vorſtand iſt dieſerhalb bei der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde des betreffenden Richters vorſtellig geworden. 
Die Vorſtellung iſt aber im weſentlichen ohne Erfolg geblieben, 
da die angeſtellten Ermittelungen das Verhalten des Amts⸗ 
richters im anderen Lichte erſcheinen ließen. 

8. Der Vorſtand in Dresden hat aus Anlaß von Be⸗ 
ſchwerden den betreffenden Rechtsanwälten Vorhalte gemacht 
dahin, daß das mit einer Tageszeitung getroffene Abkommen, 
wonach der Anwalt wöchentlich einmal abends von ½8 bis 
10 Uhr gegen eine Vergütung von 15 & für den Abend in 
einem von der Schriftleitung zur Verfügung geſtellten Sprech⸗ 
zimmer den Abonnenten unentgeltlich Rechtsauskünfte erteile, 
als durchaus unzuläſſig zu beanſtanden und ſofort zu löſen ſei —, 
daß der Vorſtand an der im Geſchäftsbericht auf 1904/05 
wiedergegebenen Auffaſſung über die Unzuläſſigkeit der Mit⸗ 
wirkung bei Vereinsabkommen, wonach den Vereinsmitgliedern 
unentgeltlich Rechtsrat erteilt werde, feſthalte —, daß eine 
Partei, die das Armenrecht begehre, die Koſten des Anwalts 
aber bezahlen und nicht geſtundet haben wolle, auf ihr Recht, 


‚ih vom Prozeßgericht einen Anwalt beiordnen zu laſſen, der 


ihr vorläufig unentgeltlich diene, ausdrücklich hinzuweiſen ſei —, 
daß es zu den kollegialen Gepflogenheiten gehöre, Briefe eines 
Kollegen zu beantworten, namentlich dann, wenn ſie den Vor⸗ 
ſchlag enthalten, eine entſtandene Differenz gütlich beizulegen, 
und der betreffende Anwalt dieſer Anſtandspflicht künftig ge⸗ 
nügen möge —, daß es nicht angehe, die Betreibung der 
Zwangsvollſtreckung ohne eigene Kontrolle lediglich dem Bureau⸗ 
vorſteher zu überlaſſen —, daß die an den Vorſtand der 
Kammer abzugebenden Auslaſſungen, wenn der Anwalt ſie von 
ſeinem Perſonal entwerfen laſſe, vor der Abſendung ſo zu 
prüfen ſeien, daß der Anwalt ihren Inhalt auf ſeine perſön⸗ 
liche Verantwortung zu nehmen in der Lage ſei —, daß dem 
Anwalt nicht mehr das Recht zuſtehe, die Aushändigung der 
Handakten von Ausſtellung der nach dem alten ſächſiſchen Recht 
vorgeſehen geweſenen Verzichtserklärung abhängig zu machen. 

9. Einem Kammermitgliede, welches anfragte, ob er gegen 
2000 & Fixum den Mitgliedern eines Gewerkſchaftskartells 
in Zivilſachen Auskunft erteilen und ſie in Prozeßſachen ver⸗ 
treten könne, wurde von demſelben Vorſtande die Ablehnung 
des Anerbietens empfohlen. 

10. Was die Beteiligung von Anwälten an öffentlichen 
Rechtsauskunftsſtellen anlangt, hat ſich der nämliche Vorſtand 
dahin ausgeſprochen, daß die Erteilung unentgeltlicher Rechts⸗ 
auskünfte nur an Unbemittelte für zuläſſig erachtet wird, voraus⸗ 
geſetzt, daß dem Anwalt, wenn er die Auskünfte nicht an ſeiner 
Geſchäftsſtelle erteilt, nicht unwürdige Räume zur Verfügung 
geſtellt werden und die Erteilung unentgeltlicher Rechtsauskunft 
nicht zur Reklame in irgendwelcher Form für den betreffenden 
Anwalt benutzt wird. Als Unbemittelte ſind ſolche Perſonen 
anzuſehen, deren Einkommen den Betrag von 1400 & jährlich 
nicht überſteigt. Auch hat der Anwalt, der einem Vereine 
gegenüber ſich verpflichten will, ſeinen unbemittelten Mitgliedern 
unentgeltlich Auskunft zu erteilen, zunächſt dem Vorſtande die Be⸗ 
dingungen, unter denen dies geſchehen ſoll, zur Prüfung vorzulegen. 

11. Auf eine Vorſtellung des Verbandes Deutſcher Patent⸗ 
anwälte hat derſelbe Vorſtand ſeine Anſicht dahin ausgeſprochen, 
daß ein Rechtsanwalt gegen die ihm obliegenden Pflichten ver⸗ 
ſtößt, wenn er lediglich zu dem Zwecke, um einem Patentbureau 
oder einem Patentagenten die ihm nach § 17 des Geſetzes, 
betreffend die Patentanwälte, vom 21. Mai 1900 vom Prä⸗ 
ſidenten des Patentamtes verſagte Vertretungstätigkeit vor dem 
Patentamte zu ermöglichen, dieſe Tätigkeit mit ſeinem Namen 
deckt und dementſprechende Verbindungen mit ſolchen Patent⸗ 
bureaus und Patentagenten eingeht. 

12. Den Mitgliedern der Kammer in Düſſeldorf wurde 
im Juni 1908 das Rundſchreiben des Vorſtandes im Überdruck 
zugeſandt, welches einen Vorſtandsbeſchluß mitteilt, wodurch 
jeder Verkehr der Anwälte mit Rechtskonſulenten, Prozeßagenten 
und Firmen oder Vereinigungen, welche gegen Entgelt Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten gewerbsmäßig beſorgen, oder ſich Forderungen 
Dritter zwecks deren Eintreibung gewerbsmäßig übertragen 
laſſen, für unzuläſſig erklärt wird. 

Dieſes Rundſchreiben iſt von einer Firma, welche gewerbs⸗ 
mäßig fremde Rechtsangelegenheiten beſorgt, im Wege der Be⸗ 
ſchwerde angegriffen worden; das Oberlandesgericht hat die 
Beſchwerde mit einer ausführlichen Begründung verworfen 
(Rhein. Archiv für Zivil⸗ und Strafrecht Bd. 106 S. 69). 
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Von den anderen Kammervorſtänden, denen obiger Be⸗ 


ſchluß mitgeteilt worden, iſt der Vorſtand in Kiel der Meinung, 
daß der vorgedachte Verkehr unter den gegebenen Verhältniſſen 
ſich nicht gänzlich vermeiden läßt, und daß jener Beſchluß daher 
zu weit geht, auch für bedenklich erachtet werden muß, weil 
die erwähnte gewerbsmäßige Tätigkeit nicht nur geſetzlich erlaubt, 
ſondern auch ſtaatlich geregelt worden iſt. Auch erſcheint dem 
Vorſtande die Zuſtändigkeit der Kammervorſtände für eine 
ſolche Beſchlußfaſſung zum mindeſten zweifelhaft. Der Vor⸗ 
ſtand iſt daher der Anſicht, daß bezüglich des erwähnten Ver⸗ 
kehrs die Anwendung größter Vorſicht und ſorgſamer genauer 
Prüfung im Einzelfalle dem pflichtgemäßen Ermeſſen des An⸗ 
walts überlaſſen bleiben muß. 

Der Vorſtand in Naumburg äußert ſich dahin, daß ein 
ſolcher Beſchluß die Zuſtändigkeit des Vorſtandes überſchreitet 
und auch in ſeiner Allgemeinheit zu weit geht. Ein gewiſſer 
Verkehr mit Perſonen und Firmen gedachter Art, ſoweit ihre 
Tätigkeit nicht im Einzelfall zu Bedenken Veranlaſſung gibt, 
wird zu geſtatten und unvermeidlich ſein. Dagegen muß freilich 
betont werden, daß er außerordentliche Vorſicht, beſonderen Takt 
und eine genaue Prüfung der Geſchäftsgebarung der bezeichneten 
Perſonen und Vereinigungen vorausſetzt, und jede Vereinbarung 
vom Geſetze abweichender Honorarbeſtimmungen ſelbſtverſtändlich 
ſtrafbar iſt. 

Nach der Meinung des Vorſtandes iſt aber auch eine 
dauernde Geſchäftsverbindung zwiſchen Anwalt und Rechts⸗ 
konſulent in dem Sinne, daß letzterer als Hauptbevoll⸗ 
mächtigter den Prozeßbetrieb beſorgt, der Anwalt als ſein 
Vertreter und Gehilfe die Termine wahrnimmt, zu beanſtanden. 
Der Anwalt ſoll der Regel nach mit der Partei ſelbſt in 
Beziehung treten und jedenfalls die eigentliche Prozeßleitung 
für ſich in Anſpruch nehmen. 

13. Der Vorſtand in Frankfurt a. M. hatte Ver⸗ 
anlaſſung, einen Anwalt darauf aufmerkſam zu machen, daß es 
nur zu Mißſtänden führe, wenn er ſeinem Bureauvorſteher ge⸗ 
ſtatte, Briefe an den Gegenanwalt zu ſchreiben, und daß es 
zu mißbilligen ſei, wenn ſolche Briefe vom Bureauvorſteher 
abgingen, ohne daß der Anwalt von ihrem Inhalt Kenntnis habe. 

14. Derſelbe Vorſtand hat einen Anwalt auf Beſchwerde 
dahin beſchieden, daß, wenn er einen Kollegen an einem aus⸗ 
wärtigen Gericht um ſeine Vertretung erſuche, er für die Koſten 
aufkommen müſſe, wenn er dies nicht bei feinem Erſuchen ab- 
gelehnt oder dem Kollegen mitgeteilt habe, er ſolle Koſten⸗ 
vorſchuß unmittelbar von der Partei einfordern. Vgl. hierzu 
auch Nr. 24, 26 und die unter IV wiedergegebene Außerung des 
Hanſeatiſchen Kammervorſtandes. 

15. Der nämliche Vorſtand hat aus Anlaß mehrfacher 
Vorkommniſſe an die Mitglieder das dringende Erſuchen ge⸗ 
richtet, rechtzeitig zur Wahrnehmung der gerichtlichen Termine 
zu erſcheinen und ſofern dies ſich nicht ermöglichen läßt, recht⸗ 
zeitig für geeignete Vertretung zu ſorgen, auch in den Berichten 
an die Partei über die Urſache von Vertagungen, ſofern dieſe 
unvermeidlich ſind, ſachentſprechende Mitteilung zu geben. In 
ähnlicher Weiſe iſt der Vorſtand des Hanſeatiſchen Bezirkes 
vorgegangen; vgl. 19. 

16. Eine Eingabe des Vorſtandes der Oldenburgiſchen An⸗ 
waltskammer gab dem Hanſeatiſchen Vorſtande Veranlaſſung, 
ſich mit der Frage zu befaſſen, ob das Abhalten von Sprechſtunden 


und die Errichtung eines Nebenbureaus ſeitens Bremer Kollegen 
im Bezirk des Amtsgerichts Delmenhorſt für zuläſſig zu erachten ſei. 

Der Vorſtand hat geglaubt, dieſe Frage bejahen zu ſollen. 
In der Begründung iſt ausgeführt: 

„Wie ſich in der Entſcheidung des Ehrengerichtshofs 
Bd. 3 S. 103 ff. (vgl. Bd. 3 S. 112 und Bd. 10 S. 5—6) 
eingehend dargelegt findet, iſt der bei einem Gerichte zugelaſſene 
Anwalt grundſätzlich in keiner Weiſe behindert, ſeine Berufs⸗ 
tätigkeit bei einem oder mehreren von den Gerichten ſeiner 
Zulaſſung verſchiedenen Amtsgerichten innerhalb des Reichs 
mit allen ihm dazu geeignet erſcheinenden Mitteln auszuüben. 
Der § 26 R20., auf welchen vorſtehende Entſcheidung ſich 
weſentlich gründet, gilt nur für Sachen, auf welche die Straf⸗ 
prozeßordnung, Zivilprozeßordnung und Konkursordnung An⸗ 
wendung finden. Bei Beratung der Rechtsanwaltsordnung in 
der Kommiſſion des Reichstags iſt jedoch mit Bezug auf den 
§ 26 allſeitig anerkannt, daß durch die ſpezielle Anführung 
der Reichsprozeßgeſetze die Tätigkeit der Rechtsanwälte in 
Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit in einem anderen 
Bundesſtaate nicht ausgeſchloſſen ſein ſolle. 

Iſt hiernach an und für ſich in den Maßnahmen, welche 
die Rechtsanwälte in Delmenhorſt getroffen haben — abgeſehen 
von der bereits beanſtandeten Annoncierung — ein Verſtoß 
gegen das Geſetz nicht zu erblicken, ſo könnte noch in Frage 
kommen, ob die beſonderen Verhältniſſe des Falles, etwa 
Rückſichtnahme auf den Delmenhorſter Kollegen, oder ob die 
Art und Weiſe, in welcher die Bremer Anwälte der gedachten 
Einrichtungen ſich bedienen, zu Bedenken nach der Richtung 
Anlaß geben, daß die Kollegialität oder daß ſonſt die Berufs⸗ 
und Anſtandspflichten des Anwalts verletzt werden. In dieſer 
Hinſicht iſt dem Vorſtand nichts bekannt geworden, was die 
Anwälte belaſten könnte. 

17. Vom Vorſtande der Oldenburgiſchen Anwaltskammer 
war bei demſelben Vorſtande ferner angefragt, welche Stellung 
er zu der Frage der Zuläſſigkeit von Verträgen zwiſchen einem 
Rechtsanwalt und Vereinen oder Intereſſengruppen, durch 
welche dieſe für ihre Mitglieder Rechtsrat oder Rechtsſchutz 
erlangen wollen, unter beſonderer Berückſichtigung der Honorar⸗ 
regelung, einnehme. Der Vorſtand hat demgegenüber auf ſeine 
Stellungnahme verwieſen, wie ſie wiederholt in ſeinen Jahres⸗ 
berichten, ſo vom Jahre 1893, 1894 und 1901, zum Ausdruck 
gebracht ſei. 

Im Bericht über das Jahr 1901 wird ſpeziell ein Vertrag 
für unſtatthaft erklärt, durch welchen ein Anwalt ſich einem 
Verein gegen ein Pauſchquantum zur Verfügung ſtellte, wenn 
dadurch der Anwalt nicht nur für den Verein in Vereins⸗ 
angelegenheiten, ſondern darüber hinaus für alle Vereins⸗ 
mitglieder in allen ihren Angelegenheiten ohne Beſchränkung 
auf Vereinszwecke oder Angelegenheiten, die mit dem Verein 
in Zuſammenhang ſtänden, verpflichtet werde. In einem 
ſolchen Vertrage müſſe ein unzuläſſiges Anerbieten zu unent⸗ 
geltlicher Ratserteilung an die Mitglieder des Vereins überhaupt 
erblickt werden, weil die Beſorgung aller Rechtsangelegenheiten 
nicht als mit dem vom Verein gezahlten Honorar abgegolten 
angeſehen werden könne. 

Der damalige Standpunkt des Vorſtandes iſt von dieſem 
bisher feſtgehalten und, ſoweit bekannt, von den Mitgliedern 
der Kammer allgemein beachtet worden. 
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Über den Gegenstand haben auch die Kammerverſammlungen 
der Bezirke Colmar und Jena Beſchluß gefaßt, vgl. XIII. 

18. Verſchiedene Annoncen von Kollegen in den öffent⸗ 
lichen Blättern, welche durch ihre Form, einzelne auch durch 
ihren Inhalt beſonders aufgefallen waren, hatten die Auf⸗ 
merkſamkeit des nämlichen Vorſtandes auf die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit ſolcher Annoncen gelenkt. Der Vorſtand beſchloß, die 
Kollegen unter der Hand darauf aufmerkſam zu machen, daß, 
wenn auch an ſich gegen den Erlaß von Annoncen in gegebener 
Veranlaſſung Bedenken nicht zu erheben ſeien, doch dabei jede 
Auffälligkeit nach Form oder Inhalt vermieden werden müſſe. 

19. Dem Vorſtande waren Beſchwerden über das häufige 
Ausfallen von Terminen im Oberlandesgericht, insbeſondere 
auch darüber, daß hiervon nicht rechtzeitig vorher Anzeige 
gemacht werde, zu Ohren gekommen. Der Vorſtand hat daraufhin 
Veranlaſſung genommen, die Mitglieder dringend zu erſuchen, 
den Ausfall von Terminen, ſoweit ſich ſolcher nicht vermeiden 
laſſe, dem Gerichte möglichſt frühzeitig, äußerſtenfalls im Termine 
ſelbſt und tunlichſt unter Mitteilung der Gründe anzuzeigen. 

20. Der Vorſtand in Jena hat die Beſchwerde eines 
auswärtigen Prozeßagenten, daß ein Kammermitglied die Ver⸗ 
tretung auf Grund einer Untervollmacht wiederholt abgelehnt 
habe, nicht nur als unbegründet zurückgewieſen, ſondern mit 
Rückſicht auf das Ehrengerichtshofsurteil Bd. X S. 193 das 
Verhalten des Kollegen ausdrücklich als durchaus anerkennens⸗ 
wert und der Würde des Anwaltsſtandes entſprechend bezeichnet. 

21. Im Bezirk Marienwerder wurde ein Anwalt bei 
einem Amtsgericht, bei dem noch zwei weitere Anwälte tätig 
ſind, dort von einem auswärts Wohnenden, der auch einen 
auswärtigen Anwalt bevollmächtigt hatte, verklagt. Der letzt⸗ 
erwähnte Anwalt nahm die Vermittlung des Vorſtandes in 
Anſpruch, weil er bei dem Prozeßgericht keinen Vertreter finden 
könne. Es iſt dafür geſorgt worden, daß einer der anderen 
Anwälte die Vertretung übernahm, da die Pflicht der Kollegialität 
nicht dazu führen dürfe, daß jemand bei Geltendmachung ſeiner 
Rechte Schwierigkeiten erwachſen. 

22. Der Vorſtand in Naumburg hat im Laufe des 
Jahres eine Mahnung in der Kammerzeitung veröffentlicht, die 
Wahrnehmung von Terminen durch Gehilfen auf ein möglichſt 
geringes Maß zu beſchränken und wiederholt ausgeſprochen, 
daß dem Anwalt bei ſolcher Vertretung unter Umſtänden eine 
billige Entſchädigung, dagegen niemals eine der in den Ge⸗ 
bührenordnungen vorgeſehenen Anwaltsgebühren zuſteht. 

23. Derſelbe Vorſtand weiſt ferner auf die faſt unerträg⸗ 
liche Langſamkeit hin, welche bei der Behandlung der dem 
Vorſtand obliegenden Dienſtaufſicht einſchließlich des. ehren: 
gerichtlichen Verfahrens zu beklagen iſt. Nach dem üblichen 
und bei den dortigen Verhältniſſen als Regel unvermeidlichen 
Umlaufsverfahren dauere es immer ſchon geraume Zeit bis zur 
Abgabe der Sache an den Oberſtaatsanwalt. Dieſer beantrage 
dann Vorunterſuchung. Der Beſchluß, die Rückgabe an den 
Oberſtaatsanwalt, die Ernennung des Unterſuchungsrichters 
dauere weitere 1—2 Monate. Dann erſt erfolge in einem 
der Kenntnis und Einwirkung des Vorſtandes entzogenen Ver⸗ 
fahren die Feſtſtellung des Tatbeſtandes, der zur Anklage und 
wenn das Ehrengericht nicht weitere Ermittelungen für not⸗ 
wendig erachte, zur Eröffnung des Hauptverfahrens oder zur 
Einſtellung führe. Ohne Vorunterſuchung ſei die Feſtſtellung 
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eines ſtreitigen Tatbeſtandes nicht möglich. Eine außer⸗ 
ordentliche Abkürzung und Arbeitserſparnis würde ſich gerade 
in dieſem Verfahren dadurch herbeiführen laſſen, daß dem 
Vorſtande und in ſeinem Auftrage dem Vorſitzenden das Recht 
gegeben wird, direkt Vernehmungen der Beteiligten, von 
Zeugen und Sachverſtändigen bei den zuſtändigen Behörden 
zu beantragen. Der größte Teil aller Beſchwerden würde ſich 
dadurch ohne weiteres erledigen, die meiſten eigentlichen Vor⸗ 
unterſuchungen ſich vermeiden laſſen. 

Der Übelſtand der langen Dauer der Berufungen laſſe 
auch die Frage entſtehen, ob die Einrichtung mehrerer Senate 
des Ehrengerichtshofs möglich und anzuſtreben ſei. Sollte die 
Kammer der Reichsgerichtsanwälte nicht das genügende Material 
dafür hergeben, ſo ließe ſich im Wege der Wahl geeigneter 
Mitglieder durch die anderen Anwaltskammern das Bedürfnis 
befriedigen. Vielleicht wäre dies überhaupt ein richtigerer, dem 
Grundſatz der freien Advokatur mehr entſprechender Weg, die 
anwaltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofs zu beſtimmen, 
ohne übrigens an dem Grundſatz der Zuſammenſetzung dieſes 
Gerichts aus Richtern und Anwälten zu rütteln. 

24. Auf Anſuchen eines Kammermitgliedes hat der 
nämliche Vorſtand die Frage erörtert, ob der vom auswärtigen 
Parteianwalt um Wahrnehmung von Terminen erſuchte Anwalt 
wegen ſeiner Forderung für Honorar und Auslagen beim 
Mangel jeder Abrede ſich an den erſuchenden Anwalt oder nur 
an die Partei zu halten habe, eine Frage, welche bekanntlich 
von den Gerichten nicht gleichmäßig beurteilt iſt. Der Vorſtand 
war der Meinung, daß nach der im Verkehr allgemeinen Auf⸗ 
faſſung das Erſuchen immer nur namens und für Rechnung 
der Partei erfolgt, der erſuchende Anwalt alſo nicht haftet. 

25. Wieder zur Sprache gekommen iſt auch daſelbſt die 
Frage, ob die Partei nach Bezahlung der Koſten ohne weiteres 
Aushändigung der Handakten fordern kann. Der Vorſtand iſt 
bei ſeiner Auffaſſung geblieben, daß der Anwalt zwar jederzeit 
der Partei die Einſicht der Akten zu gewähren und erforder⸗ 
liche Auskunft daraus zu erteilen hat, die Aushändigung aber 
— von beſonderen Fällen und Stücken abgeſehen — von der 
vorher zu erteilenden Entlaſtung abhängig machen darf. 

26. Derſelbe Vorſtand iſt ferner der Meinung, daß der 
Anwalt, welchem eine bei einem auswärtigen Kollegialgericht 
zu verfolgende Sache aufgetragen wird, den Auftraggeber 
darauf hinzuweiſen hat, daß er ſelbſt ihm nur als Ver⸗ 
mittelungsanwalt dienen könne und dadurch Mehrkoſten entſtünden. 

Damit in gewiſſem Zuſammenhange ſteht die Frage der 
Zuläſſigkeit einer Arbeits⸗ und Gebührenteilung zwiſchen Amts⸗ 
und Langerichtsanwälten in der Art, daß die Amtsgerichts⸗ 
anwälte den Verkehr mit der Partei und die Schriftſätze leiſten 
und dafür die volle Prozeßgebühr oder die Hälfte der Ge⸗ 
bühren erhalten, die Landgerichtsanwälte nur den formellen 
Prozeßbetrieb und die mündliche Verhandlung beſorgen und 
ſich mit der Verhandlungsgebühr oder der anderen Hälfte be⸗ 
gnügen. Der Vorſtand hat die Zuläſſigkeit in Abereinſtimmung 
mit dem Ehrengerichtshof nach der derzeitigen Geſetzgebung, 
auch ohne daß dabei ein unſtatthaftes Werben um Aufträge 
in Frage kommt, verneint. Der beim Kollegialgericht zugelaſſene 
Anwalt ſoll dem Gericht und der Partei gegenüber die volle 
Verantwortung tragen, und dieſes Verhältnis wird durch eine 
Geſchäftsteilung in der oben geſchilderten Art ſachlich ver⸗ 


12 


ſchoben. Wo es beſondere lokale Verhältniſſe im Intereſſe der 
Eingeſeſſenen von Amtsgerichtsbezirken nach dem überein⸗ 
ſtimmenden Gutachten der beteiligten Behörden wünſchenswert 
erſcheinen ließen, daß beim Amtsgericht angeſeſſene Anwälte 
auch bei dem auswärtigen Kollegialgerichte als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte tätig ſein können, haben die Juſtizverwaltungen von 
Anhalt und Schwarzburg⸗Sondershauſen, zum Teil nach zu⸗ 
ſtimmendem Gutachten des Vorſtandes, die ſogen. Simultan⸗ 
zulaſſung genehmigt. 

Der Vorſtand ſteht im übrigen dem Verlangen der Amts⸗ 
gerichtsanwälte, ſie alle auch beim übergeordneten Landgerichte 
zuzulaſſen, ablehnend gegenüber, und zwar auch im Intereſſe 
der Erhaltung eines tüchtigen, wirtſchaftlich geſicherten Anwalts⸗ 
ſtandes bei den Landgerichten. Es iſt gar nicht zu bezweifeln, 
daß es ſchon jetzt für einen Anfänger leichter iſt, zumal mit 
Hilfe des ihm bald verliehenen Notariats, einen auskömmlichen 
Verdienſt bei einem Amtsgericht zu finden, als dies beim Land⸗ 
gericht der Fall iſt. 

Deshalb gibt es auch durchaus keine wirtſchaftliche Ent⸗ 
ſchuldigung dafür, wenn die Amtsgerichtsanwälte ihre Ein⸗ 
nahmen durch Teilung der Streitgegenſtände oder Verein⸗ 
barung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auch für höhere 
Wertſtufen verbeſſern. Wo dies nicht aus beſonderen Gründen 
im Intereſſe der Sache und der dabei Beteiligten, ſondern im 
Intereſſe der Anwälte geſchieht, wird der Vorſtand, wie ſchon 
früher, tunlichſt dagegen einſchreiten. Er iſt der Meinung, 
daß die kollegiale Behandlung der durch den Einzelrichter 
regelmäßig vorzuziehen iſt und deshalb ſogar geſetzgeberiſch 
zu erwägen ſein dürfte, ob für die Vereinbarung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit über die vom Geſetz gegebene, ver⸗ 
mutlich bald erweiterte Grenze überhaupt ein Bedürfnis vorliegt. 

27. Seitens des Vorſtandes der Anwaltskammer in Zwei⸗ 
brücken iſt darauf hingewieſen, daß der „Alldeutſche Verband“ 
ein Verzeichnis „national geſinnter deutſcher Rechtsanwälte“ 
ſammelt und verſendet. Die Liſte ſoll auch den Naumburger 
Bezirk umfaſſen. Der Vorſtand iſt der Meinung, daß eine 
Sonderung der Anwälte nach politiſchen Geſichtspunkten ver⸗ 
mieden werden ſoll und daß das Bewerben um die Aufnahme 
oder die Beteiligung an der Ausſonderung bevorzugter Kollegen 
aus der großen Maſſe zum Zwecke der Aufnahme in ſolche 
Liſten jeder Art gegen die Grundſätze der Kollegialität ver⸗ 
ſtößt und unter Umſtänden eine unzuläſſige Reklame und ein 
unerlaubtes Werben um Aufträge enthält. 

28. Im Bezirk Poſen betreffen vielfache Beſchwerden die 
beſchleunigte zwangsweiſe Einziehung feſtgeſetzter Koſten, indem 
häufig der Vollſtreckungsauftrag ſchon in Abgang gebracht wird, 
bevor noch der auswärts wohnende Koſtenſchuldner bei ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgange von der Feſtſetzung der Koſten Kenntnis 
baben kann. Der Vorſtand empfiehlt daher, troß der Vorſchrift 
des § 798 3PO., ſofern keine beſonderen Gründe für Be: 
ſchleunigung vorliegen, mit der zwangsweiſen Beitreibung der 
Koſten ſo lange zu warten, bis der Vertreter des Gegners 
dieſem den Feſtſetzungsbeſchluß mitgeteilt haben kann. 

29. Derſelbe Vorſtand bringt wiederholt zur Kenntnis 
der Kammermitglieder, daß er in der Veröffentlichung der Namen 
von Rechtsanwälten in Kalendern oder ähnlichen Druckſchriften, 
wenn die Veröffentlichung von ihnen ſelbſt in irgendeiner Form 
veranlaßt wird, ein unzuläſſiges Werben um Praxis erblickt. 


30. Ein Antrag einer Mehrzahl von Rechtsanwälten, 
dahin wirken zu wollen, daß die mecklenburgiſchen Anwälte und 
Notare in bezug auf die Verleihung des Juſtizratstitels tun⸗ 
lichſt den auswärtigen, insbeſondere den preußiſchen Anwälten 
und Notaren gleichgeſtellt werden, iſt vom Vorſtande in Roſtock 
abgelehnt. 

31. Ein Vorſtandsmitglied erbat ſich Rat von dem Vor⸗ 
ſtande in Zweibrücken, wie es ſich gegenüber einer vertraulich 
abgegebenen ärztlichen Mitteilung verhalten ſollte, deren Bekannt⸗ 
gabe an den Klienten für die Frage, ob Klage eingeleitet 
werden ſoll oder nicht, notwendig wäre. Der Vorſtand gab 
das verlangte Gutachten ab. 

32. Nachdem ein Kollege in Landſtuhl demſelben Vor⸗ 
ſtande Mitteilung gemacht hat, daß man ihn zur Beteiligung 
an der Feuerwehr zugezogen habe, hat der Vorſtand bei der 
Regierung der Pfalz Schritte getan, um die Befreiung der 
Rechtsanwälte, wie das bisher in gleicher Weiſe bei Beamten, 
Notaren und Gerichtsvollziehern der Fall war, herbeizuführen. Es 
erging daraufhin Beſchluß der Regierung im Sinne der Eingabe. 

33. Aber die Regelung der Verhältniſſe der Rechtsanwalts⸗ 
gehilfen bei den Kammermitgliedern wurden vom Vorſtande im 
Bezirk Zweibrücken auf Verlangen des Juſtizminiſteriums 
ſtatiſtiſche Anfragen geſtellt, die mit wenigen, auf prinzipielle 
Gründe geſtützten Ausnahmen beantwortet wurden; ferner wurden, 
ebenfalls durch die Juſtizverwaltung veranlaßt, Erhebungen 
über die ſeitherigen Schreib: und Poſtgebühren im Vergleiche 
mit den neuen vorgeſchlagenen Pauſchſätzen gepflogen. 

Dem Beſchluſſe der vorjährigen Kammerverſammlung dieſes 
Bezirkes entſprechend, wurde ſämtlichen Mitgliedern durch Um⸗ 
ſchreiben empfohlen, bei Abſchluß von Verträgen mit den Ge⸗ 
hilfen folgende Normen zu beachten und ihre Zuſtimmung dem 
Vorſtande zu übermitteln: 

a) Den Gehilfen wird völlige Sonntagsruhe gewährt. 

b) Die Höchſtarbeitszeit wird auf 9 Stunden feſtgeſetzt; 
Überftunden darüber find eigens zu vergüten. 

Die Zuſtimmung des Gehilfen zu gelegentlichen 
Überftunden iſt nicht erforderlich. 

An den Tagen vor Feiertagen (Oſtern, Pfingſten, 
Weihnachten) und am Fachſtnachtdienstag werden die 
Kanzleien um 4 Uhr geſchloſſen. 

c) Den Bureauvorſtehern, d. h. demjenigen Gehilfen, 
der ſelbſtändig den Bureaudienſt leitet und neben 
anderen Gehilfen tätig iſt, werden 14 Tage Urlaub, 
dem zweiten Gehilfen 10 Tage, allen übrigen Ge⸗ 
hilfen eine Woche Urlaub gewährt. 

d) Für die Gehilfen gilt die Kündigungsfriſt des § 621 
Abſ. III BGB. mit der Maßgabe, daß ſie ſpäteſtens 
einen Monat vorher zu erfolgen hat; 

für Bureauvorſteher diejenige des § 66 HGB. 

e) Die Anfänger (Lehrlinge) werden mit ſechsmonatiger 
Probezeit auf zwei Jahre angeſtellt. Aufgabe der 
Praxis oder Veränderung des Wohnſitzes des Rechts: 
anwalts hebt den Vertrag auf. 

Es erfolgten vielfache Zuſtimmungen; in einer Zuſchrift 
des Pfälziſchen Anwaltsgehilfen⸗Vereins vom 23. September 1908 
wurde dagegen behauptet, daß es mit wenigen Ausnahmen bei 
dieſer Empfehlung geblieben ſei, und an die Anwaltskammer 
das Erſuchen geſtellt, ihren Mitgliedern die Ausführung der 


Erfüllung zur Pflicht zu machen und über die Ausführung 
Beſtätigung einfordern zu wollen. 

Die bezüglich der Gehaltsfrage in der vorjährigen Ver— 
ſammlung gewählte fünfgliedrige Kommiſſion, die nach Ein— 
vernehmen der Vertreter des Gehilfenverbandes Vorſchläge 
machen und der Verſammlung unterbreiten ſollte, hat davon 
abgeſehen und beſchloſſen, der Anwaltskammer zu empfehlen, 
die Entſcheidung vorläufig zurückzuſtellen, bis der Reichstag 
über die vorgelegte Novelle ſich ſchlüſſig gemacht habe, weil die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Rechtsanwälte unter Umſtänden 
eine völlige Umwälzung erfahren werden. Hiervon iſt auch der 
Vorſtand des Gehilfenverbandes, der inzwiſchen Entwürfe zu 
einem Dienſt⸗ und Lehrvertrage eingereicht und Vorſchläge be— 
züglich der Höhe des Gehaltes gemacht hatte, verſtändigt worden. 


anhängig geweſenen 


Unterſuchungen vor 
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Zahl der beim Ehrengericht Beendet ſind 


Erlaß 


eines 


Bezirk davon | Urteil 


in Zu⸗ 


darunter 


jährige 


ſachen Tod 


Bamberg 
Berlin 
Braunſchweig 
Breslau 


Colmar 
Darmſtadt 
Dresden 
Düſſeldorf 
Frankfurt a. Mm. 
Hamburg 
Hamm 
Jena 


r 
Königsberg.. — up 
Marienwerder 


e 


Stuttgart 
Zweibrücken 


8 


(durch 
Ein⸗ 
laſſungs⸗ ſtellung, 


u. a.) 


Die Kammerverſammlung hat bezüglich der Zuſchrift des 
Pfälziſchen Anwaltsgehilfen-Vereins vom 23. September 1908 
beſchloſſen, ihm mitzuteilen, daß die Kammer auf ihrem vor⸗ 
jährigen Beſchluſſe beſtehen bleibe, wonach ſie einen Zwang 
auf die Mitglieder der Kammer für unzuläſſig halte, daß aber 
die Annahme der Normen wiederholt den Mitgliedern empfohlen 
wurde. Der oben erwähnte Vorſchlag der Kommiſſion zur 
Regelung der Gehaltsfrage für die Angeſtellten wurde genehmigt. 


VII. Ehrengerichte. 


1. Die Geſchäftstätigkeit der Ehrengerichte und die bei 
ihnen anhängig geweſenen Unterſuchungen werden auf Grund 
der vorliegenden Materialien in nachſtehender tabellariſchen 
Überſicht zur Anſchauung gebracht. 


Von den ergangenen 


| 
E Urteilen 
' Un lauten auf Zahl 
lc — m 
durch | erledigt durch der 
Urteil | blieben | Frei⸗ Berufung Sitzungen 
| Strafe ange⸗ 
ſprechung Fon 
| | 
6| 5 | 4 6 
| 3 2 | 1 3 
19 — | 10 22 
| 4144 — | 1 4 
3 2 ' 4 
. E11 - — u 1 
| 4 1 "x 2 * 
6 er 5 2 6 
1 — 1 1 . 
5 —— 5 2 4 
4 5 3 1 8 
5 — 3 5 
| 2, 1 8 
| 3 — 2 3 
| 1 —— 1 — 1 
| 4 a 3 Q' we 
| 8 — 3 1 3 
1 — 1 1 85 
3 — 2 1 1 
| 2 388 1 2 — 
125 11 3 ” 
6 * 5 5 2 
4 3 3 2 4 
| 1 | — 1 — 1 
u 1 1 1 
1 | a N Es = 
3 3 2 2 3 
6 6 3 1 9 
5 — 4 8 5 


an Google 


— — 
nn 


2. Die Zahl der ehrengerichtlichen Urteile entſpricht, ſoweit 
die Berichte darüber Aufſchluß geben, etwa der des Vorjahres. 
Im vorliegenden Berichtsjahre kommen auf 100 Rechtsanwälte 
durchſchnittlich 1,31 Urteile, während dieſes Verhältnis im Vor⸗ 
jahre ſich auf 1,32 ſtellte. 
Von den ergangenen Urteilen — abgeſehen von denjenigen 
in Zulaſſungsſachen — lauten 87 Prozent (im Vorjahr 91) 
auf Beſtrafung und 13 Prozent auf Freiſprechung. Durch Be⸗ 
rufung find 47 Prozent (im Vorjahre 42) der ergangenen Urteile 
angefochten worden. 
Mit der Verſagung der Zulaſſung haben es 11 Unter⸗ 
ſuchungen zu tun, die nur teilweiſe zum Urteile gelangten. 
3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be: 
treffenden Unterſuchungen ſind, ſoweit die Berichte darüber 
Auskunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: 
(über den Ausfall der eingelegten Berufungen vergleiche 
noch den nächſten Abſchnitt VIII) 

im Bezirk Augsburg: 
1. Verweis und 200 l, 

250 &, 

Verweis und 3000 l, 

4. Verweis und 300 &, 

5. Warnung, 

6. Verweis und 100 A 


— zu 1, 2, 3 und 6 iſt Berufung eingelegt. — 


> D 


Bamberg: 

1. Warnung, 

2. Verweis und Geldſtrafe, 

3. Warnung 

— zu 3 iſt Berufung eingelegt. — 
Berlin: 

1. Verweis und 1000 & wegen Gewährung von Ent⸗ 
ſchädigungen gegen Zuführung von Mandanten, 

2. Verweis und 1000 & wegen leichtfertiger Bezichtigung 
eines Kollegen und ungehörigen Verhaltens gegenüber 
der Aufforderung zur Leiſtung des Offenbarungseides, 

3. Ausſchließung wegen pflichtwidriger Hinziehung der 
Zahlung ehrengerichtlich gegen ihn erkannter Geld⸗ 
ſtrafen und Veranlaſſung der Vorführung nach frucht⸗ 
loſer Zwangsvollſtreckung behufs Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides, 

4. Warnung bzw. Verweis gegen 2 Rechtsanwälte, 

5. Verweis und 300 & wegen Verzögerung der Aus: 
führung von Parteiaufträgen, Nichtbenachrichtigung 
der Partei, Nichtabrechnung und Nichtbefolgung der 
Verfügungen des Vorſtandes, 

6. Warnung wegen Beleidigung eines Richters und Be— 
ſtrafung wegen Beleidigung, 

7. Warnung wegen Reklamemachens in Zeitungsartikeln, 

8. Verweis und 2000 &&, 

9. 500 & wegen Nichtausführung eines angenommenen 
Auftrags, Vorenthaltung von Schriftſtücken und Nicht⸗ 
befolgung der Aufforderungen des Vorſtandes, 

10. Verweis wegen unangemeſſener Ausdrücke und Drohungen 
in Schriftſätzen, Anbringung eines unberechtigten Ab⸗ 
lehnungsgeſuchs und Beſtrafung wegen Nötigung, 

11. Verweis wegen wahrheitswidrigen Vorgehens in 
eigener Prozeßſache, 


12. 150 &, 
13. Verweis und 500 &, 
14. Ausſchließung wegen Verwendung von Geldern zu 
eigenem Nutzen 
— zu 1—4, 8, 11—14 iſt Berufung eingelegt. — 
Braunſchweig: 
1. Warnung, 
2. Verweis und Geldſtrafe, 
3. Verweis . a 
Celle: zu 1 iſt Berufung eingelegt. 


1. Verweis und 2000 & wegen wiederholter Saumniſſe, 
unkollegialiſchen Verhaltens und Nichtbeantwortung 
der Auflagen des Vorſtandes, 

Verweis und 300 & gegen einen ins Ausland ge⸗ 
flohenen Anwalt wegen Unordnung in der Geſchäfts⸗ 
und Kaſſenführung, ſowie unzuläſſiger Verwendung 
von Parteigeldern, 

Warnung wegen Beleidigung des Kammervorſtandes, 
Verweis und 500 & wegen Verbreitung eines Wahl⸗ 
flugblatts mit wiſſentlich unwahren Behauptungen 

— zu 3 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 

Cöln: 

1. Verweis, 
2. Verweis, 

3. Verweis und 150 &, 

4. Verweis und 300 &, 

5. Ausſchließung 

— in 2 Sachen iſt Berufung eingelegt. — 


Verweis und 500 & wegen übermäßiger Honorar: 
verträge und ſonſtigen pflichtwidrigen Verhaltens 
— durch Berufung angefochten. — 
Darmſtadt: i 
Verweis und 300 &, 


2. Verweis und 200 l, 
3. 80 , 

4. Warnung, 

5. Verweis und 3000 4 

— zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 


— 


Dresden: 


1. Verweis wegen Betreibung der Zwangsvollſtreckung 

aus einem Verſäumnisurteile unter Umſtänden, die 
eine Aufhebung der Pfändung wegen Perſonen⸗ 
verwechſelung als unvermeidlich erſcheinen ließen, 

„Verweis wegen Beleidigung der Gegenpartei in öffent: 

licher Gerichtsſitzung, 

3. Ausſchließung wegen ehebrecheriſchen Verkehrs mit einer 
Ehefrau, deren Ehemann in einem ECheſcheidungs⸗ 
prozeſſe auszuſöhnen, der wiederholt vorbeſtrafte An⸗ 
geklagte beauftragt war 


— zu 3 iſt Berufung eingelegt. — 
Düſſeldorf: 


1. Verweis und 1200 /, 
2. Verweis und 500 &&, 
3. Verweis. 
Frankfurt: 
Verweis und 150 % wegen jahrelanger Säumnis, 


Nichtbeantwortung der Briefe des Auftraggebers und 
des Vorſtandes. 


nt 
—.—— 


. 


Hamburg: 
1. Warnung, 
2. Verweis und Geldſtrafe 
| — zu 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Hamm: 
Verweis und 300 &. 


Jena: 
1. 50 , 


2. 150 &, 
3. 1000 & 
— zu 1 und 3 iſt Berufung eingelegt. — 
Karlsruhe: f 
1. Verweis und 500 &, 
2. Ausſchließung, 
3. Verweis und 200 % 
— zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 


Kiel: 
Verweis wegen Richterbeleidigungen durch Eingaben 
an die Juſtizverwaltung u. a. m. 
— durch Berufung angefochten. — 
Königsberg: 


1. Verweis wegen unzuläſſiger Gebührenberechnungen, 
2. Verweis wegen erheblicher Verzögerungen im Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe und hartnäckigen Schweigens auf die 
Aufforderungen des Vorſtandes. 
Marienwerder: 
Verweis und 150 & wegen ordnungswidriger Hand⸗ 
lungsweiſe als Teſtamentsvollſtrecker 
— dur rufung a — 
Munchen: ch Berufung angefochten 
1. Verweis, 
2. Verweis, 
3.—9. Geldſtrafe, 
10., 11. Verweis mit Geldſtrafe. 
Naumburg: 
1. Ausſchließung, 
2.—5. Verurteilung. 
Nürnberg: 
1. Ausſchließung, 
2. Verweis und 100 &, 
3. Verweis und 500 # 
— u „ — 
Oldenburg: zu 1 iſt Berufung eingelegt 
Warnung wegen unrichtigen Verhaltens dem Auftrag⸗ 
geber gegenüber. 
Poſen: 
Verweis und 2000 & 
Rostock durch Berufung angefochten. 
Verweis und 100 & wegen Beleidigung eines Kollegen. 
Stettin: 
Mehrere Verurteilungen. 
Stuttgart: 
1. Verweis, 
2. 300 &, 
3. 400 &. 
Zweibrücken: 
1. 1000 & wegen mangelnder Auskunfterteilung und 
Abrechnung, verzögerter Ablieferung von Geldern 
u. a. m., 
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2. Warnung wegen leichtfertig erteilten Rates zur Um⸗ 
gehung geſetzlicher Vorſchriften über Eheſchließung, 

3. Verweis wegen unberechtigter Einwirkung des Ver⸗ 
teidigers auf ſeinen Klienten, um ihn der Strafe zu 
entziehen, 

4. Warnung wegen hoher Koſtenforderung. 

4. Soweit aus vorſtehenden Angaben zu entnehmen iſt, 
ſind von den Ehrengerichten in erſter Inſtanz verhängt worden: 

13 Warnungen (15 Prozent der Strafurteile), 16 Ver⸗ 
weiſe (19 Prozent), 17 Geldſtrafen (20 Prozent) und zwar in Höhe 
von 50 bis 1000 &, 33 Verweiſe nebſt Geldſtrafe im Betrage 
bis 3000 & (38 Prozent) und 7 Ausſchließungen (8 Prozent). 

Aber die Fälle, in welchen gegen die Verſagung der Zu⸗ 
laſſung die Ehrengerichte angerufen ſind, wird nur berichtet, 
daß in Berlin, Breslau, Dresden, Düffeldorf und Frankfurt a. M. 
in je einem Falle zugunſten des Antragſtellers, in Hamburg, 
Königsberg, Marienwerder und Stuttgart in je einem Falle 
zum Nachteil der Antragſteller entſchieden wurde. Eine Sache 
erledigte ſich durch Einſtellung infolge Rücknahme des Antrags. 

Im Bezirk Celle haben 2 Rechtsanwälte gegen ſich ſelbſt 
die Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens beantragt. 

Im Bezirk Dresden wurde der Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf Eröffnung des ehrengerichtlichen Verfahrens in einem 
Falle abgelehnt und die dagegen eingelegte Beſchwerde ver⸗ 
worfen. Das Ehrengericht ſprach bei Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens gegen den betreffenden Rechtsanwalt die Mißbilligung 
aus; dieſer Ausſpruch wurde jedoch auf eingelegte Beſchwerde 
aufgehoben. 

VIII. Der Ehrengerichtshof. 

Bei dem Ehrengerichtshofe ſind während des Kalender⸗ 
jahres 1908 im ganzen 53 Berufungen — gegen 51 im Vor⸗ 
jahre — anhängig geworden. 2 Berufungen erledigten ſich 
alsbald durch Zurücknahme der Berufung, eine durch Einſtellung 
des Verfahrens, eine durch Zurückverweiſung an die Vorinſtanz 
und 3 waren noch unerledigt. Die übrigen 46 Sachen, von 
denen 3 je zwei Rechtsanwälte betrafen, haben ſämtlich durch 
Urteil ihre Erledigung gefunden. Eine wurde mit einer vor⸗ 
jährigen verbunden. Dabei waren 38 Berufungen ſeitens der 
Angeklagten, 4 durch die Staatsanwaltſchaft und 4 von beiden 
Seiten vor den Ehrengerichtshof gebracht. Von den lediglich 
durch die Staatsanwaltſchaft eingelegten 4 Berufungen ſind 
2 erfolglos geweſen und 2 haben eine Strafverfchärfung herbei⸗ 
geführt; eine von letzteren in einer Sache gegen 2 Rechts⸗ 
anwälte. Von den Berufungen der Angeklagten erzielten 12 
eine Strafmilderung, davon führten 6 zur Freiſprechung. Die 
eine der Berufungen wegen Verſagung der Zulaſſung hatte 
nicht den erwünſchten Erfolg für den Antragſteller. Von den 
beiderſeitig eingelegten Berufungen führte 1 eine Strafmilderung 
herbei; die übrigen 3 Berufungen wurden verworfen. 

Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
Verworfen wurden ſolche in 67 Prozent der Fälle (nach der 
vorigen Aberſicht in 54 Prozent), zugunſten der Angeklagten 
fielen 38 Prozent (im Vorjahre 41) aus, dem Angeklagten zum 
Nachteile gereichten 5 Prozent der Berufungen (wie im Vor⸗ 
jahre). Die Berufungen hatten alſo einen weniger günſtigen 
Erfolg für die Angeklagten als im Vorjahre. 

Von den 30 Kammerbezirken waren 22 durch Berufungen 
vertreten. 


Nummer 
der Ab⸗ 
ſchnitt VII 3 
der 
Überſicht 
aufgeführten 
Straffälle 


Bezirk 


— — 


Augsburg... . . 
: . . . . | vorjährig 
: ee} 2 


3 


Bamberg 3 
Berlin vorjährig 
8 4 
Par 3 
TR 1 


vorjährig 


— -108 


eee. 


Dresden 3 
vorjährig 


war 
gegen 
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Das Urteil J. Inſtanz 


lautete auf 


Anwälte 


— 


— — — — — — — — — — — — — — — —H— — — 


— — — — 


— — — — — 


wieviel | 
| 


| Freiſprechung 
400 K 
250 M 


Verweis und 3 000 


Warnung 


Ausſchließung 

Verweis 

Ausſchließung 

Verweis und 1 000 # 
Ausſchließung 

Verweis und 1000 # 
Warnung 

Warnung 
Freiſprechung 

Verweis 

Verweis und 2000 M 
Ausſchließung 

150 .# 

Warnung 
Freiſprechung 

Verweis 

Ausſchließung 


— —ũ— ————— B6—ꝛ— nn 


Verweis 


Warnung 
Verweis und 500 M 


Verweis und 3 000 .# 


Verweis 
Verweis und 500 % 


Verweis und 300 .# 
Verweis und 200 .# 


Ausſchließung 
Warnung 
Verweis und 300 % 


—— en 


Die Berufung iſt 
eingelegt von 


— — mm —— — — — 


2 


— — — — — 


Das Urteil des 


Bemer⸗ 


Ehrengerichtshofs lautet 


auf 


Warnung 
150 # 


Verbunden mit einer 
Sache aus 1907, in 
der auf Verweis und 
1000 # in J. Inſtanz 
erkannt war; einheit⸗ 
liche Strafe: Verweis 
und 1000 .# 


— 


fungen 


Noch 


unerledigt 


Verwerfung 


Verweis und 1 500 M 
Verwerfung 
Verwerfung 
Verwerfung 
Verwerfung 

Verweis und 300 % 
Freiſprechung 
Verwerfung 
Verwerfung 
Verwerfung 


Verwerfung 
Verwerfung 


Verwerfung 

Verwerfung 

Aufhebung des Urteils 
und Einſtellung des 
Verfahrens 


Warnung 
Freiſprechung 
Verwerfung 


— 


Unerledigt 
Unerledigt 


Berufung 


zurück⸗ 


genommen 


Verwerfung 


Berufung 


zurück⸗ 


genommen 


Verwerfung 
Verwerfung 
Verweis und 3 000 # 
Verwerfung 
Verwerfung 
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2 Das Urteil J. Inſtanz er 
der Ab⸗ 
ſchnitt VII 3 Das Urteil des A 
Bezirk 8 war 985 der Ehrengerichtshofs lautet 
erſicht S 8 : ungen 
1 gegen or | Staats: auf 
aufgeführten] wieviel eee MAN nn a anwalt⸗ 
Straffälle | Anwälte 8 ſchaft 
N vorjährig 1 200 1 | — Verwerfung 
E 1 1 50 M 11 — Verwerfung 
Karlsruhe 1 1 Verweis und 500 . 1 1 Verwerfung 
Königsberg... — 1 | Verſagung der Zulaſſung 11 — Verwerfung 
Marienwerder .. vorjährig 1 150 .# 1 — Verwerfung 
- * 1 1 Verweis und 150 u Verwerfung 
München 3 1 300 # 1 — Verwerfung 
- g 3 2 100 & bzw. 3 120 # bzw. 
Freiſprechung — 1 Warnung 
Naumburg.. 2 1 Verweis 1 | 1 Verwerfung 
- — 1 Verweis und 1000 % 1 — Verweis 
1 1 Ausſchließun 1 — Verwerfun 
| FANG B rfung 
: 3 1 Verweis 1 | Freiſprechung 
Nürnberg.. 1 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
: — 1 Freiſprechung 1 | 1 Verwerfung 
Oldenburg vorjährig 1 Verweis und 1 500 .# n Freiſprechung 
o vorjährig 1 | Verweis 1 — Verwerfung 
Saen — 2 Verweis 1 | — Verwerfung 
E ee = 1 Warnung 1 — Freiſprechung 
W — 1 Warnung 1 — Freiſprechung 
Stuttgart — 1 Veerſagung der Zulaſſung 1 4 Zurückverweiſung an das 
| | Ehrengericht im Wieder: 
aufnahmeverfahren. 


IX. Strafgerichtliche Anterſuchungen. 

Über ſtrafgerichtliche Unterſuchungen gegen Rechtsanwälte 
wird folgendes mitgeteilt: Im Bezirke Berlin wurde ein Rechts⸗ 
anwalt wegen Beleidigung und ein anderer wegen Nötigung 
beſtraft. Im Bezirke Celle fanden mehrere Unterſuchungen ſtatt. 
Im Dresdener Bezirke ſind 13 Unterſuchungen bekannt geworden; 
zwei Anwälte erhielten wegen Körperverletzung 100 . bzw. 
60 * Geldſtrafe und ein anderer Anwalt wegen Unterſchlagung 
Freiheitsſtrafe. 

Der Düſſeldorfer Vorſtand hatte in 23 Fällen Akten im 
Strafverfahren gegen Mitglieder der Kammer zu prüfen, in 
zwei Fällen wegen groben Unfugs, Widerſtandsleiſtung uſw., 
in einem anderen wegen Unterſchlagung und Urkundenfälſchung. 


X. Armenſachen. 

Über die Zahl der Vertretungen in Armenſachen bringt 
der Darmſtädter Bericht folgende Angaben. Danach ſind 
in dieſem Bezirke beim Oberlandesgericht in 80 und bei den 
Landgerichten in 819 Fällen Rechtsanwälte zur Vertretung 
armer Parteien beſtellt worden. 


Im Bezirke München ſind im Jahre 1907 beim Ober— 
landesgericht in 216, bei den Landgerichten München J und II 
in 1542, bei den übrigen Landgerichten zuſammen in 543 Fällen 
Rechtsanwälte zur Parteivertretung im Armenrechte beſtellt 
worden. 


XI. Hilfskaſſen und Auterſtützungsſachen. 


Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegens— 
reiche Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, 
ſind, ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen 
worden: von Augsburg 700 , Bamberg 1500 #, Berlin 
5000 /, Braunſchweig 2000 , Breslau 2000 , Caſſel 
600 , Celle 2500 4, Cöln 2500 #, Colmar 1000 M, 
Darmſtadt 1000 , Dresden 4000 , Düſſeldorf 1000 &, 
Frankfurt 1500 , Hamm 3000 , Jena 1000 #, Karls⸗ 
ruhe 1200 , Kiel 4000 , Königsberg 2000 #, Marien⸗ 
werder 2000 % München 2500 , Naumburg 2000 &, 
Nürnberg 2000 „ (außerdem 225 / Strafgelder), Olden⸗ 
burg 150 , Poſen 2000 /, Roſtock 500 #, Stettin 1000 &, 
Stuttgart 1200 ,. 
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Die Vorſtände haben zumeist Veranlaſſung genommen, 
denjenigen Kammermitgliedern, welche der Hilfskaſſe noch nicht 
angehören, den Beitritt zu derſelben ans Herz zu legen. 

Daneben hat es nicht an tätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirke Bamberg erhielt eine Anwaltswitwe 300 4 
Unterſtützung aus der Kammerkaſſe. Von der Breslauer 
Kammer wurden 4850 & Unterſtützungen an Angehörige ver⸗ 
ſtorbener Rechtsanwälte des Bezirks gezahlt. Im Bezirk Celle 
iſt dem Anwaltsunterſtützungsverein in Hannover eine Beihilfe 
von 1000 & zugefloſſen. Im Bezirke Cöln iſt aus der Stif⸗ 
tung Pheifer zum erſten Male ein Betrag von 3000 # zur 
Verwendung gelangt. Im Bezirke Darmſtadt wurden in 
12 Fällen 1050 & Unterſtützungen gewährt. Im Bezirke 
Dresden floß der Stiftung von Vorſtandsmitgliedern, die einen 
Beſtand von 7228 & hatte, 3000 “ ſeitens ausſcheidender 
Mitglieder zu; das Vermögen der Stiftung des vormaligen 
Advokatenvereins zu Leipzig betrug 1251 &. Die Düſſel⸗ 
dorfer Verſammlung hat einen Vorſchuß von 500 & für die 
Vorarbeiten zur Bildung einer Sterbekaſſe in Angliederung an 
die Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte bewilligt. Der Vor⸗ 
ſtand in Frankfurt a. M. gewährte aus den Erträgniſſen des 
Vermögens des Collegii graduatorum, welches ein Vermögen 
von 14103 & beſitzt, der Witwe eines Anwalts eine Unter⸗ 
ſtützung von 300 &. Aus dem Unterſtützungsfonds des 
Hanſeatiſchen Bezirks mit einem Kapitalbeſtande von 66827 4 
find 4200 l zu Unterſtützungen an ſechs Anwaltswitwen ver: 
wendet worden. Die Verſammlung des Bezirkes Karlsruhe 
bewilligte 2000 & für Unterſtützungen an Anwälte und deren 
Hinterbliebene. Im Marienwerder Bezirke ſind zwei be⸗ 
tagten Schweſtern eines verſtorbenen Rechtsanwalts 200 
zugewendet; außerdem zur Unterſtützung von Hinterbliebenen 
zweier Anwälte und eines Bureauvorſtehers 650 & bewilligt. 
Das rentierliche Vermögen des Münchener Fonds zur 
Unterſtützung in Not geratener bayeriſcher Anwälte belief 
ſich auf 127882 &. Demſelben floſſen an freiwilligen Bei⸗ 
trägen der Mitglieder des Münchener Bezirks 2406 A, und 
aus dem Landgerichtsbezirke Augsburg 206 , fowie aus dem 
Bezirke Nürnberg 1000 & (nebſt 125 & Strafgeldern) zu; 
aus dem Fonds wurden 1908 1200 & Unterſtützungen an 
Kammermitglieder gewährt. Die Penſionsanſtalt für die Witwen 
und Waiſen der Advokaten und Rechtsanwälte Bayerns hat 
die Jahrespenſionen der Witwen auf 720 &, der Waiſen auf 
240 & und der Doppelwaiſen auf 360 & erhöht. Der dem 
Vorſtande in Naumburg aus der Kammerkaſſe zu Unter⸗ 
ſtützungszwecken bewilligte Betrag wurde von jährlich 500 l 
auf 1000 & erhöht. Aus der Kaſſe des Penſionsvereins im 
Naumburger Bezirke, welche 204 Mitglieder zählt und ein 
Stammvermögen von 229347 & beſitzt, erhielten 10 Penſionäre 
zuſammen 15 900 & und 56 Witwen 22288 . Unterſtützung. 
Der Witwenkaſſe wurde eine Beihilfe von 3000 & gewährt. 
Im Bezirke Poſen ſind an Angehörige von Kammermitgliedern 
zuſammen 1050 & laufende und 450 & einmalige Unterſtützung 
gezahlt worden. Aus der Hilfskaſſe für mecklenburgiſche 
Rechtsanwälte, deren Vermögen auf 100 378 & angewachſen iſt, 
ſind zuſammen 2955 & Unterſtützungen gewährt. Dieſer Kaſſe 
wurden 1000 & von der Kammer überwieſen, außerdem ſind 
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150 & Strafgelder vereinnahmt. Im Bezirke Stettin be⸗ 
zogen Anwaltshinterbliebene 1375 & Unterſtützungen. Im 
Bezirke Stuttgart wurden aus der Kammerkaſſe 500 & Unter⸗ 
ſtützung bewilligt. 

Auch die Fürſorge für das Anwaltsbureauperſonal gewinnt 
einen immer größeren Umfang. Der Bayeriſche Anwalts⸗ 
gehilfenverband erhielt aus der Kammerkaſſe des Bezirks 
Augsburg eine Beihilfe von 100 A, vom Bezirke Bamberg 
100 &, von Nürnberg 300 #. Der Kranken- und Sterbekaſſe 
der Bureaubeamten der Rechtsanwälte und Notare des Bezirks 
Celle in Hannover wurden 500 &, der Hilfskaſſe für Bureau⸗ 
angeſtellte im Bezirke Poſen, aus der 1470 & Unterſtützungen 
gewährt find, 2000 & aus dem Kammervermögen überwieſen. 
Seitens des Bezirks Naumburg wurden der Unterſtützungskaſſe 
des Verbandes der Rechtsanwalts- und Notariatsbureaubeamten 
eine Beihilfe von 200 & gewährt. 

In Frankfurt a. M. gelangten aus den Erträgniſſen der 
Dr. Carl Hagens⸗Stiftung, in deren Verwaltung auch der 
Vorſtand vertreten iſt, gegen Schluß des Berichtsjahres zum 
erſten Male Beträge zu Unterſtützungszwecken zur Verteilung. 

Auf die Gehilfen von Rechtsanwälten und Notaren, ſowie 
deren Hinterbliebene, entfielen hiervon 700 A. 

Bei feinen Vorſchlägen hatte ſich der Vorſtand von dem 
Geſichtspunkt leiten laſſen, nur ſolche Fälle zu empfehlen, in 
denen keine, wenn auch nur moraliſche Verpflichtung zur Unter⸗ 
ſtützung auf ſeiten der betreffenden Anwälte vorlag. 

Der Vorſtand in Berlin hat im Berichtsjahre eine Hilfs⸗ 
kaſſe für Bureauangeſtellte der Rechtsanwälte im Bezirke der 
Anwaltskammer zu Berlin gegründet, aus welcher dienſt⸗ und 
erwerbsunfähig oder hilfsbedürftig gewordenen Bureauangeſtellten 
ſowie deren Hinterlaſſenen durch Geldbeihilfen Unterſtützungen 
gewährt werden ſollen. Dieſer Hilfskaſſe ſind bisher 264 Kammer⸗ 
mitglieder mit 5 940 & jährlichen Beiträgen beigetreten. Auch 
hat die Anwaltskammer auf Antrag des Vorſtandes der Kaſſe 
eine Zuwendung im Betrage von 3000 & gemacht. Die 
Hilfskaſſe wird vom Vorſtande der Anwaltskammer durch 3 
ſeiner Mitglieder verwaltet. 

Der auf die Tagesordnung der Kammerverſammlung in 
Karlsruhe geſetzte Antrag, der Unterſtützungskaſſe des Verbandes 
badiſcher Anwaltsgehilfenvereine wie im Vorjahre eine Beihilfe 
von 1000 & zu gewähren, wurde von der Verſammlung — 
mit geringer Mehrheit — abgelehnt, weil der ſchon bei der 
Bewilligung im Jahre 1907 ausgeſprochenen Erwartung, daß 
auch den weiblichen Angeſtellten die Teilnahme an der Unter⸗ 
ſtützungskaſſe ermöglicht und danach eine Anderung der Statuten, 
welche weibliche Angeſtellte ausſchließen, herbeigeführt werde, 
vom Vorſtand des Gehilfenverbandes noch nicht entſprochen 
worden iſt. 

XII. Kaſſen verwaltung. 

Eine gleichmäßige Überſicht der Einnahmen und Ausgaben 
herzuſtellen, iſt aus den früher bereits dargelegten Gründen 
fortdauernd nicht möglich. Es läßt ſich ſomit auch nicht 
durchweg feſtſtellen, welcher Verwaltungskoſtenbetrag auf das 
einzelne Mitglied entfällt. Der Vermögensbeſtand der Anwalts⸗ 
kammern betrug bis 5000 & in Augsburg, Braunſchweig, 
Darmſtadt, Frankfurt a. M.; zwiſchen 5000 und 50 000 & in 
Colmar, Dresden, Hamm, Jena, Kiel, Marienwerder, München, 


Naumburg, Nürnberg, Poſen, Roſtock, Stettin und Stuttgart; 
über 100 000 & in Berlin. Einen n weiſt der 
Bezirk Zweibrücken auf. 

In Bayern iſt auf Grund des Geſetzes vom 22 Dezember 
1907 den Anwaltskammern für ihren dienſtlichen Verkehr voll⸗ 
ſtändige Portofreiheit gewährt. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahre für die 
Reichsgerichtskammer auf 75 , für Oldenburg und Poſen auf 
30 &, für Breslau auf 22 &, für Düſſeldorf, Karlsruhe, Marien⸗ 
werder, Naumburg und Nürnberg auf 20 &, für Celle, Dresden, 
Jena, Kiel, München, Roſtock, Stuttgart und Zweibrücken auf 
15 4, für Frankfurt a. M. auf 12 &, für Colmar auf 10 &. 
Im Naumburger Bezirk wird von jedem neuzugelaſſenen Anwalt 
10 & Eintrittsgeld erhoben. 


XIII. Kammerverſammlungen. 


Während des Berichtsjahres hat die Reichsgerichtskammer 
zwei ordentliche und zwei außerordentliche Verſammlungen ab⸗ 
gehalten. In den Bezirken Braunſchweig, Celle, Darmſtadt, 
Karlsruhe, Nürnberg haben je zwei Verſammlungen ſtatt⸗ 
gefunden; im übrigen haben ſich die Kammermitglieder nur 
einmal verſammelt. Die Verſammlung des Bezirkes Colmar 
wurde in Straßburg abgehalten, die ordentliche des Bezirkes 
Darmſtädt in Gießen, die Verſammlung von Kiel in Flens⸗ 
burg, die von Marienwerder in Danzig, die von Naumburg 
in Erfurt und die von Zweibrücken in Kaiſerlautern. 

Die Zahl der teilnehmenden Mitglieder betrug bei der 
Verſammlung des Bezirkes Berlin 19, bei der von Breslau 
117, von Colmar 50, von Darmſtadt 67, von Dresden 131, 
von Düſſeldorf 98, von Frankfurt a. M. 74, von Hamm 77, 
von Jena 32, von Kiel 40, von Marienwerder 60, von 
Naumburg 60, von Poſen 87, von Stettin 54, von Stuttgart 
82 und von Zweibrücken 46. 

In der Augsburger Verſammlung wurde die Zahl der 
Vorſtandsmitglieder auf 13 erhöht; ferner wurden folgende 
Beſchlüſſe gefaßt: 

„Mitglieder des Vorſtandes, die einer Sitzung desſelben 
ohne genügende Entſchuldigung fernbleiben, verfallen in 
eine Ordnungsſtrafe von 20 &.“ 

„Die Kammer ſpricht ihre Meinung dahin aus, daß 
den Bemühungen des Gehilfenverbandes um eine geſetz⸗ 
liche Regelung der Verhältniſſe der Gehilfen weſentliche 
Bedenken nicht entgegenſtehen, daß aber eine Beteiligung 
von Vertretern der Gehilfen an der Geſchäftsführung 
des Vorſtandes der Anwaltskammer prinzipiell abzu⸗ 
lehnen iſt.“ 

Die Braunſchweiger außerordentliche Verſammlung beſchloß, 
daß ſämtliche Anwälte in Braunſchweig ihre Zulaſſung bei den 
Amtsgerichten Braunſchweig und Riddagshauſen nachſuchen 
ſollten, um den Gerichten jeden Grund für die bisherige Praxis 
bei Zulaſſung von gewerbsmäßigen Prozeßagenten zu nehmen. 
Die Zulaſſung iſt erfolgt und eine generelle Vertretungsvollmacht 
den Anwälten ausgeſtellt. 

In der Verſammlung des Bezirks Celle iſt auch das Ver⸗ 
hältnis der Anwaltſchaft zum Notariat zum Gegenſtand der 


Verhandlungen gemacht worden. Mit einer faſt an Ein⸗ 
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ſtimmigkeit grenzenden Majorität iſt die gene Theſe aut ar 
. gelangt: 
„Die Plenarverſammlung der Anwaltskammer des 

Oberlandesgerichts Celle erblickt in der von dem Preußiſchen 

Juſtizminiſterium begonnenen Einführung des ‚Nur⸗ 

notariats“ eine Gefährdung der Intereſſen des rechts⸗ 

ſuchenden Publikums und eine ungerechtfertigte Schmäle⸗ 

rung eines hiſtoriſchen Arbeitsgebietes der Rechtsanwälte.“ 
In Anſchluß hieran iſt an den Vorſtand das Erſuchen ge⸗ 
richtet, den Beſchluß zur Kenntnis des Preußiſchen Miniſteriums 
zu bringen und in einer Eingabe von neuem dieſerhalb vor⸗ 
ſtellig zu werden. 

Auch in der Naumburger Kammerverſammlung wurde ein 
Antrag auf ablehnende Stellungnahme zum ſelbſtändigen, von 
der Anwaltſchaft getrennten Notariate mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Aus Anlaß einer Anfrage der Oldenburgiſchen Anwalts⸗ 
kammer betreffs der Stellungnahme der Anwaltskammer für 
Elſaß⸗Lothringen zu dem Beſchluß der Badiſchen Anwaltskammer, 
wonach Verträge zwiſchen einem Rechtsanwalt und Vereinen 
oder Intereſſengruppen, durch welche dieſe für ihre Mitglieder 
Rechtsrat und Rechtsſchutz erlangen wollen, unzuläſſig und be⸗ 
ſtehende Verträge ſofort zu löſen ſeien, ſprach ſich die General⸗ 
verſammlung des Bezirks Colmar nach längerer Beratung ein⸗ 
ſtimmig dafür aus, daß die bezeichneten Verträge als unzuläſſig 
zu erachten ſeien, daß aber ein direktes Gebot an die Kammer⸗ 
mitglieder, etwa beſtehende Verträge ſofort zu löſen, aus for⸗ 
mellen Gründen nicht angängig erſcheine. 

Die Verſammlung in Jena faßte folgenden Beſchluß: Dem 
Abſchluß von Verträgen, durch welche ſich Rechtsanwälte ver⸗ 
pflichten, Vereinen und deren Angehörigen Rechtsbeiſtand zu 
leiſten, ſtehen an ſich Bedenken nicht entgegen; jedoch iſt zu 
erfordern, daß, falls im voraus Vereinbarungen über das 
Honorar getroffen werden, entweder für die einzelnen gebühren⸗ 
pflichtigen Fälle die vollen Gebühren ausbedungen, oder ſolche 
Pauſchſummen beſtimmt werden, die dem Durchſchnitt der Einzel⸗ 
gebühren annähernd entſprechen; ferner, daß bei etwaigen Ver⸗ 
öffentlichungen alles Reklamenhafte und alles, was zu Miß⸗ 
deutungen Anlaß geben kann, vermieden wird. 

In der Königsberger Verſammlung wurde die beſtehende 
Beſtimmung der Geſchäftsordnung, daß Mitglieder der Kammer, 
welche in deren Auftrag Reiſen unternehmen, die in der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte beſtimmten Sätze erhalten ſollen, 
dahin erweitert, daß ein gleiches auch für diejenigen Vorſtands⸗ 
mitglieder gelten ſolle, welche im Auftrage des Vorſtandes 
Reiſen unternehmen. 

Die Nürnberger außerordentliche Verſammlung erhöhte die 
Zahl der Vorſtandsmitglieder von 11 auf 15. 

In der Verſammlung der Reichsgerichtskammer gelangten 
auch folgende Gegenſtände zur Beratung: Die Vorlegung von 
Gerichtsakten während der Begründungsfriſt, vorzuſchlagende 
Maßnahmen betreffs der Entlaſtung des Reichsgerichts, Teil⸗ 
nahme an einer Ehrung der Univerſität Leipzig anläßlich der 
500 jährigen Jubelfeier derſelben im Jahre 1909. 

In verſchiedenen Verſammlungen wurde noch gegen die 


Zivilprozeßnovelle Stellung genommen und die Einführung 


einer kürzeren Verjährungsfriſt für Anſprüche des Auftraggebers 
gegen die Rechtsanwälte beantragt. 

Ferner wurde verſchiedentlich über die Teilnahme on 
Delegierten an der Sitzung der Vereinigung der Sammer: 
vorſtände im Deutſchen Reiche vom 20. Juni 1908 berichtet. 


XIV. Jachſchule. 

Die im Jahre 1906 vom Frankfurter Anwaltsverein unter 
Mitwirkung des dortigen Ortsvereins des Verbandes deutſcher 
Rechtsanwalts⸗ und Notariatsbureaubeamten gegründete Fach⸗ 
ſchule zur fachlichen Ausbildung von Lehrlingen, Gehilfen und 
Bureauvorſtehern der Frankfurter Anwälte, in deren leitendem 
Ausſchuß auch Mitglieder des Vorſtandes vertreten ſind, hat 
am Schluß dieſes Berichtsjahres ihren dritten Kurſus be⸗ 
gonnen, nach deſſen Schluß zum erſten Male an Schüler, welche 
die Lehrlings⸗, Unter⸗ und Oberklaſſe durchgemacht haben, 
geeigneten Falles das Zeugnis der abgeſchloſſenen Ausbildung 
erteilt werden konnte. 

Der Unterricht in Lehrlings⸗ und Unterklaſſe wurde von 
Bureauvorſtehern gegen Honorar aus Mitteln des Frankfurter 
Anwaltsvereins, der Unterricht in der Oberklaſſe unentgeltlich 
von mehreren Anwälten erteilt, die ſich hierzu bereit erklärt 


hatten. Die gemachten Erfahrungen ſind im allgemeinen günſtig. 
* 


Der Beſuch des am Schluſſe des Berichtsjahres e 
Semeſters betrug: 


in der Lehrlingsklaſſe. .. 32 Schüler 

in der Unterklaſſe 29 = | 

in der Oberklaſſſe 26 = 
Summa. 87 Schüler. 


Durch das Entgegenkommen der ee Behörden, 
welche die Räumlichkeiten der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule 
gegen Vergütung der Selbſtkoſten an Heizung, Beleuchtung 
und Reinigung zur Verfügung ſtellten, iſt es möglich geweſen, 
die Fachſchule mit verhältnismäßig kleinen Mitteln, welche von 
dem Frankfurter Anwaltsverein aufgebracht werden, zu führen. 

Die Einrichtung der Fachſchule erfolgte im Zuſammenbang 
mit einem die Anſtellungs⸗ und Gehaltsverhältniſſe der An⸗ 
geſtellten regelnden, auf Vereinbarung mit dem erwähnten 
Gebilfenverband beruhenden Tarif, deſſen Einhaltung den An⸗ 
wälten empfohlen worden iſt. 

In Wiesbaden iſt ebenfalls eine Fachſchule durch den 
dortigen Anwaltsverein in Verbindung mit der Gebilfenfchaft 
ins Leben getreten und es iſt auch dort ein Mitglied des 
Vorſtandes der Anwaltskammer an der Verwaltung der Fach⸗ 
ſchule beteiligt. 


W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. u 
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